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Vereinsnachrichten. 


Geheimer Auſtizrath Dr. von Wilmowski 7. 

Am 28. Dezember 1896 verſchied zu Berlin unſer Ehren⸗ 
mitglied, der vormalige Vorſitzende unſeres Vereins Herr 
Geheimer Juſtizrath Dr. von Wilmowski. Er war ein hervor⸗ 
ragendes Mitglied unſeres Standes. Sein Lebensgang iſt bereits 
aus Anlaß ſeines Berufs jubiläums in dem Vereinsorgan Jahr⸗ 
gang 1888 Nr. 44/45 S. 573 dargeſtellt. Die letzten Jahre 
verbrachte er im Ruheſtande, jedoch der Wiſſenſchaft nicht 
vergeſſend, in herzlichen Beziehungen zu feinen früheren Kollegen. 
Er war Vieler Freund und hatte keinen Feind. Sein Andenken 
wird uns theuer ſein. 


Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat die aus⸗ 
wärtigen Kollegen, welche am Anwaltstage zu Berlin theil⸗ 
genommen haben, zu Ehrenmitgliedern des Vereins ernannt. 

Es ſind dies die Herren: | 


Dr. Benebict, Edmund, Hof“ und Gerichtzadvokat 


in Wien, 
Sztehlo, Kornel, Advokat in Budapeſt, 
Szmik, Ludwig, Advokat in Budapeſt, 
Braun, Alexander, Advokat in Brüſſel, 
Landrien, Oscar, Advokat in Brüſſel, 
Franck, Louis, Advokat in Antwerpen, 
Bonnevie, Hbiesteretsadvokat in Chriſtiania. 

Am 12. Dezember 1896 hat eine Sitzung des belgiſchen 
Advokatenvereins stattgefunden, in welcher die Herren Landrien 
und Braun Bericht über den Berliner Auwaltstag erſtattet haben. 
Die Verſammlung nahm einſtimmig folgende Tagesordnung an: 

Luassemblée exprime à la Federation des avocats 


allemands ses sympathies confraternelles, ses 


remerciments pour l'accueil fait à Berlin & ses 
delegués et met le vœu que les membres de la 
Federation Allemande participent en grand nombre 
au Congrès des avocats qui se reunira à Bruxelles 
pendant les vacances judiciaires de 1897. 


Der heutigen Nummer iſt in Verfolg der Mittheilung 
vom 1. Oktober v. J. in Nr. 63 dieſer Wochenſchrift ein 
neu aufgeſtelltes Verzeichniß der bei benachbarten Amts⸗ 
gerichten regelmäßig auftretenden Rechtsanwälte beigefügt. 
Die nächſte Veröffentlichung iſt für April d. J. in Ausſicht 
genommen; dieſelbe wird die bis Ende März bei uns ein⸗ 
gehenden Anmeldungen berückſichtigen. Es wäre zweck⸗ 
dienlich, wenn dieſe Anmeldungen ſich in ihrer Form möglichſt 
dem Verzeichuiß anſchließen und bei Amtsgerichten mit öfter 


vorkommenden Namen die aus dem Terminkalender ſich er⸗ 


gebenden Unterſcheidungen mitaufnähmen. Im Uebrigen 
wird es zur Erhöhung der Brauchbarkeit und Korrektheit 
des Verzeichuiſſes beitragen, wenn die Anmeldungen ſich 
auf ſolche Fälle beſchränken, wo die Collegen regelmäßig 
an den bezüglichen Amtsgerichten auftreten und wenn aus 
dem Verzeichniß diejenigen Namen, deren Träger aus⸗ 
geſchieden ſind oder das regelmäßige Auftreten aufgegeben 
haben, entfernt werden. | 


Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins. 


Vom Reichsgericht.“ 


Wir berichten über die in der Zeit vom 7. bis 24. Dezember | 


1896 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. Nach § 13 des G. V. G. gehören vor die ordentlichen 
Gerichte alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, für welche nicht 
entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Ver⸗ 
waltungsgerichten beſtellt, oder reichsgeſetzlich beſondere Gerichte 
beſtellt oder zugelaſſen ſind. Es frägt ſich alſo zunächſt, ob 
eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit vorliegt. Der B. R. nimmt 
an, daß auch ohne Rückſicht auf den Titel, aus welchem die 
Kl. ihren Anſpruch herleitet, ſchon aus dem Inhalt des Klage- 
begehrens der Anſpruch begriffsmäßig dem Gebiete des Privat⸗ 
rechts angehört. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſer von 
der Reviſton bekämpfte Entſcheidungsgrund haltbar iſt. Denn 
der B. R. erwägt ferner, daß der erhobene Anſpruch auf privat- 
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rechtlichem Grunde beruht, da die Kl. die Fertigſtellung der der Kl. hauptſächlich eine nach dem Ergebniſſe des Beweis⸗ 


Chauſſee nicht aus Gründen des öffentlichen Rechts, ſondern verfahrens feſtzuſetzende Entſchädigung verlangt. Uebrigens 
als eine ihr vertraglich zuſtehende Leiſtung begehrt. Das wurde auch damals die von dem Kl. eventuell bezeichnete Ent⸗ 
reicht aus, die Annahme einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit ſchädigungsſumme zur Grundlage des Werthanſchlags ge⸗ 
zu begründen. Eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit liegt ſtets vor, nommen. VI. C. S. i. S. Dittrich c. Seelig vom 26. No⸗ 
wenn der erhobene Anſpruch auf einem privatrechtlichen Titel vember 1896, B Nr. 198/96 VI. 

beruht. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 22 S. 289.) Die An⸗ 3. Der Streitwerth beläuft ſich, ſoweit nur die Zahlung 
nahme des B. G. ſteht auch nicht, wie die Reviſion rügt, im des Kaufpreiſes und die Abnahme der verkauften Waare an 
Widerſpruch mit der ſchriftlichen Klage und dem Thatbeſtand. ſich in Frage kommt, auf nicht mehr als 1098 Mark 30 Pf. 
Schon in der Klageſchrift, mit der der Thatbeſtand I. J. über- Denn wenn in einem Prozeſſe Anſprüche auf Erfüllung 
einſtimmt, iſt das angebliche Vertragsverhältniß zwiſchen den erhoben werden, ſowohl in Bezug auf die Waare als in Bezug 

Parteien geltend gemacht durch die Behauptung, daß die Kl. auf Zahlung des Kaufpreiſes, fo verdoppelt ſich nicht der Streit- 11. 
von dem ihr vertraglich obliegenden Zuſchuß bereits 7800 Mark werth. Wenn der Käufer, auf Zahlung des Kaufpreiſes ver⸗ 
gezahlt habe. In der Berufungsinſtanz iſt dann noch aus⸗ klagt, widerklagend Uebergabe der Waare fordert, ſo iſt der 
drücklich hervorgehohen, daß der Klageanſpruch auf einen zwiſchen Streitwerth nicht höher als wenn der Käufer, nachdem er den 
der Kl. und den Bekl. geſchloſſenen Vertrag ſich ſtütze. Ob aus Kaufpreis bezahlt hat, auf Uebergabe klagt. Der Werth des 
den von der Kl. behaupteten Thatſachen ein klagbarer Ver⸗ ganzen Rechtsverhältniſſes, welches nach zwei Seiten hin 
trag ſich ergiebt, iſt in dem Verfahren über die prozeßhindernde wirkſam iſt, iſt abzuſchätzen, alſo eben deswegen nicht doppelt. 
Einrede nicht zu entſcheiden. Liegt aber eine bürgerliche Rechts- — Vergl. B III. 6/87 vom 18. Januar 1887 bei Bolze Praxis 
ſtreitigkeit vor, jo kann es ſich gemäß §8 13 des G. V. G. Bd. 4 Nr. 1074. — Wenn der Käufer Auflaſſung des Grund⸗ 
nur fragen, ob für dieſelbe durch ausdrückliche Vorſchrift die ſtücks fordert, ſo iſt nach feſtſtehender Praxis des R. G., das 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte Grundſtück mag ſich noch im Beſitze des Verkäufers befinden, | 
begründet iſt. In dieſer Beziehung konnte nur die auch von oder bereits übergeben fein, der Kaufpreis mag gezahlt fein 
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den Bekl. zur Begründung ihres Einwandes in Bezug ge. oder noch verſchuldet werden, der Streitwerkh gleich dem Werth tz 
nommene Beſtimmung des § 56 Abſ. 5 des Zuſtändigkeits- des Grundſtücks. — Vergl. die Beſchlüſſe des V. C. S. bei k85 
geſetzes in Betracht kommen, wonach Streitigkeiten der Be. Bolze Bd. 3 Nr. 1025, Bd. 7 Nr. 837, Bd. 10 Nr. 703. — ihn 
theiligten darüber, wem von ihnen die öffentlih-rehtlide Der Streitwerth kann niedriger fein, wenn der Verkäufer Ent⸗ m 
Verpflichtung zur Anlegung oder Unterhaltung eines öffentlichen gegennahme der Auflaſſung fordert — Bolze Bd. 9 Nr. 6441 — = 
Weges obliegt, der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren Streiten aber beide Theile darüber, wer ſich im Verzuge be» a 
unterliegen. Die Anwendung dieſer Vorſchrift ift, wie der B. R. findet und was als Gegenleiſtung zu gewähren ſei, und klagt at 
mit Recht annimmt, hier dadurch ausgeſchloſſen, daß die Kl. der Käufer auf Ertheilung, Verkäufer in der Widerklage auf 8 
die Bekl. nicht aus einer durch den Kreistagsbeſchluß als ſolchen Entgegennahme der Auflaſſung, ſo kann nicht das Intereſſe des 7 
etwa begründeten öffentlich rechtlichen Verpflichtung (vergl. Verkäufers an dieſer Entgegennahme der Auflaſſung für ſich b 
Germershauſen Wegerecht Bd. I S. 324), ſondern aus einer abgeſchätzt werden, damit der fo ermittelte Geldbetrag dem 5 
durch Vertrag ſpeziell der Kl. gegenüber angeblich eingegangenen Werth des Grundſtücks zugezählt werde, vielmehr wird der 8 
Verpflichtung in Anſpruch nimmt. V. C. S. i. S. Kreis Zahlenwerth jenes Intereſſes gedeckt durch den höheren Grund⸗ i u 
Birnbaum und Gen. c. Stadt Bleſen, Nr. 155/96 V. ſtückswerth. Darf man davon ausgehen, daß der Grundſtücks⸗ R 
Zur Civilprozeßordnung. 


werth nicht höher iſt als der verabredete Kaufpreis, und der 
Käufer fordert Auflaſſung, der Verkäufer Entgegennahme der 


| 
| 
2. In der Klage heißt es: „Der Kl. macht feinen a 
Auflaſſung und Zahlung des Kaufpreiſes in der Widerklage, 
| 


Schaden nur in Höhe von 50000 Mark geltend, unterſtellt 
ihn aber richterlichem Ermeſſen und bezieht ſich auf das Gut⸗ 
achten von Sachverſtändigen.“ Beantragt iſt, den Bekl. zu 
verurtheilen, an den Kl. eine Summe von 50 000 Mark, welche 


ſo kann folgeweis der Werth des Streitgegenſtandes nicht höher 
bemeſſen werden als die Kaufpreisſumme, welche hier gleich iſt 


dem Werth des Grundſtücks. Klagt alſo der Verkäufer auf h 
aber dem richterlichen Ermeſſen unterſtellt wird, nebft Zinſen zu Entgegennahme der Auflaſſung gegen Zahlung des Kaufpreiſes, 5 
zahlen. Hiernach verlangt Kl. hauptſächlich Verurtheilung des ſo iſt der Streitwerth auch nur gleich dem Kauſpreiſe. So 1 
Bekl. zu einer Entſchädigung von 50 000 Mark. Wenn er dabei wurde beſchloſſen zu B V 120/88 vom 15. Dezember 1888 9 
bemerkt, daß er ſeine Forderung dem richterlichen Ermeſſen bei Bolze Bd. 7 Nr. 829. Der Fall liegt ebenſo, wenn der 
unterſtelle, ſo handelt es ſich inſoweit um einen eventuellen Verkäufer auf Zahlung des Preiſes und Entgegennahme der ö 
Antrag, der übrigens nicht ausdrücklich geſtellt zu werden Auflaſſung, oder wenn der Verkäufer einer beweglichen Sache, . 
brauchte, indem das Gericht, wenn es den Anſpruch nur zu wie hier, auf Zahlung des Kaufpreiſes und Abnahme der Waare ; 
einem geringeren Betrage für begründet hielt, auf diefen Betrag klagt. Wird aber der Hauptanſpruch auf Abnahme der Waare g 
auch ohne einen beſonderen Antrag zu erkennen hatte. Hiernach gedeckt durch den Betrag des Kaufpreiſes, ſo iſt ein acceſſo⸗ 5 
iſt der Werth des Streitgegenſtandes auf 50 000 Mark feſt⸗ riſcher Schadensanſpruch, den der Verkäufer erhebt, weil 
zuſetzen. Die in dem angefochtenen Beſchluſſe angezogene, in der Käufer ſich mit der Abnahme im Verzuge befinde, nach 8 4 S 
| der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ für 1891 S. 178 Nr. 1 ab⸗ der C. P. O. nicht neben dem Hauptanſpruch abzuſchätzen. 
| gedruckte Entſcheidung des R. G. vom 20. Februar 1891 ſteht Und dieſe Bedeutung hat der von dem Kl. erhobene Anſpruch \ 
hiermit nicht im Widerſpruch. In dem betreffenden Falle hatte auf Erſtattung der auf der abzunehmenden Waare haftenden g 
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Lagerſpeſen, Speditionskoſten und Wagenmiethe. Denn wurde 
der Anſpruch auf Abnahme abgewieſen, weil er nicht für be⸗ 
gründet erachtet werden konnte, jo war dieſer Schadenserſatz- 
anſpruch abzuweiſen, weil er von dem Anſpruch auf Abnahme 
abhängig war. I. C. S. i. S. Reißner c. Schenker vom 
5. Dezember 1896, Nr. 246/96 I. | 

4. Mit der an ſich zuläſſigen und ordnungsmäßig ein⸗ 
gelegten weiteren Beſchwerde iſt ein Beſchluß des Königlichen 
O. L. G. als Beſchwerdegerichtes angefochten. Das O. L. G. 
hatte über die Frage zu entſcheiden, ob, falls nach Erledigung 
der den bisherigen Streitgegenſtand bildenden Hauptforderung 
des Kl. durch Bezahlung fortan nur noch darüber geſtritten 
wird, wer die durch den bisherigen Rechtsſtreit über die Haupt⸗ 
forderung entſtandenen Koſten zu tragen hat, bei dieſem Streit 
als Streitgegenſtand (§ 4 der C. P. O.) eben nur die bis 
zur Erledigung des Hauptſtreites über die urſprüngliche Haupt⸗ 
forderung erwachſenen Koſten anzuſehen ſind und beziehungsweiſe 
ob zur Zeit jener Erledigung für den Anwalt des Bekl. ſchon 
eine Prozeßgebühr aus dem Werth des Hauptſtreites entſtanden 
war. Hiernach bemißt ſich in concreto, ob der Werth des 
Streitgegenſtandes für die Koſtenberechnung des Kl. in die 
4. Werthsklaſſe (wie das L. G. zugelaſſen hat) oder in die 
3. Werthsklaſſe zu lociren iſt. Das Königliche O. L. G. bejaht 
die erſte Frage und verneint die zweite Frage. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung muß gebilligt werden; ſie widerſpricht keineswegs dem 
in der weiteren Beſchwerde angeführten Beſchluſſe des III. C. S. 
des R. G. vom 5. Mai 1882 (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. VII S. 356 ff.). Hinſichtlich der erſteren Frage 
kommt es ſelbſtverſtändlich nicht darauf an, daß Kl. die Ver⸗ 
urtheilung des Bekl. in ſämmtliche Prozeßkoſten beantragt hat; 
maßgebend iſt, daß von Erledigung der Hauptforderung an die 
über den bisherigen Streit in Anſehung derſelben erwachſenen 
Koſten als Streitgegenſtand zu betrachten ſind. Hinſichtlich der 
zweiten Frage folgert das O. L. G. aus thatſächlichen Gründen, 
daß der Anwalt des Bekl. zur Zeit jener Erledigung eine 
Prozeßgebühr aus dem urſprünglichen Streitgegenſtand (Haupt⸗ 
forderung) noch nicht verdient hatte, alſo nicht, daß er nur 
etwa auf dieſelbe ſeinem Mandanten gegenüber zu verzichten 
erklärt hätte. Jenen Gründen kann um ſo weniger entgegen⸗ 
getreten werden, als ſie dadurch unterſtützt werden, daß das 
bei den Handakten des beklagten Anwaltes befindliche Infor⸗ 
mationsſchreiben des Bekl. das Datum des 3. Mai 1896 trägt. 


Hierin liegt eine weitere Beſcheinigung dafür, daß der Anwalt A 


des Bekl. die Prozeßvollmacht überhaupt erft nach der am 
4. Mai erfolgten Befriedigung Kl. wegen der Hauptforderung 
erhalten hat. VI. C. S. i. S. Menſing c. Kügler vom 
10. Dezember 1896, B Nr. 200/96 VI. 

5. Das R. G. hat in gleichmäßiger Rechtſprechung an dem 
Cap feſtgehalten, daß jeder Streitgenoſſe bei feiner Rechts- 
vertheidigung eine völlig ſelbſtſtändige Stellung einnimmt und 
dabei durch das Vorhandenſein des Genoſſen in keiner Weiſe 
beſchränkt iſt. Jeder Streitgenoſſe kann ſich daher eines be⸗ 
ſonderen Anwalts bedienen, und der Richter hat, wenn es ſich 
um Erſtattung der Koſten handelt, nicht nachzuprüfen, ob es 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht genügt hätte, 
wenn von den Streitgenoſſen ein gemeinſchaftlicher Anwalt be⸗ 
ſtelt worden wäre (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 


Bd. 14 S. 395 und Bd. 31 S. 417). Gegen dieſe Grund⸗ 
ſätze verſtößt das O. L. G. V. C. S. i. S. Schnittger c. Schmidt 
vom 25. November 1896, B Nr. 151/96 V. 

6. Die Handakten des Rechtsanwalts X. ergeben zwar, 
daß derſelbe in umfaſſender Weiſe für die Information des 
landgerichtlichen Anwalts thätig geweſen iſt; gleichwohl kann 
dieſe Thätigkeit neben der des Hauptanwalts nicht als zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nothwendig angeſehen 
werden, da bei der geringen Entfernung zwiſchen R. und B. 
dem Bekl. die nach Lage der Sache allerdings für erforderlich 
zu erachtende mündliche Information des landgerichtlichen An⸗ 
walts keine Schwierigkeiten geboten hätte. Wäre ſolcher 
mündlicher Verkehr gewählt worden, ſo würden zwei Reiſen 


erforderlich und genügend geweſen ſein, durch die dem Bekl. 


ein Aufwand von 10 Mark erwachſen ſein würde, deren Er⸗ 
ſtattung daher dem Kl. außer den vom Oberlandesgericht dem 
Bekl. zugebilligten 23 Mark noch aufzugeben iſt. Der Um⸗ 
ftand, daß der Anwalt des Bekl. am Tage der Beweis⸗ 
aufnahme anderweit beſchäftigt war, kann die Lage des Kl. 
nicht erſchweren. II. C. S. i. S. Renkhoff c. Dreckmann vom 
1. Dezember 1896, B Nr. 162/96 II. 

7. Es war dem O. L. G. darin beizutreten, daß der Ver⸗ 
treter der verklagten Stadt für wohl befähigt erachtet werden 
muß, den Verkehr mit dem Anwalt II. J. ſelbſt zu beſorgen, 
und daß aus dieſem Grunde die vom Anwalt I. J. angeſetzte 
Korreſpondenzgebühr und folgeweiſe auch die durch ſein 
Dazwiſchentreten verurſachten Schreibgebühren und Portoverläge 
nicht als zur zweckentſprechenden Rechtsvertheidigung nothwendig 
gelten können. Immerhin war aber die Streitſache nicht ſo 
einfacher Art, daß der Bekl. zuzumuthen war, lediglich auf 
ſchriftlichem Wege die Unterrichtung ihres Anwalts von den in 
Betracht kommenden Verhältniſſen zu verſuchen, und es waren 
deshalb ſowohl für die Reiſe ihrer Vertreters nach Halle, um 
ſich bei Beginn des Prozeſſes mit dem Anwalt I. J. zu be⸗ 
ſprechen, als auch — da in der Berufungsinſtanz neue Ver⸗ 
hältniſſe zur Sprache kamen — für die Reiſe ihres Vertreters 
zum Anwalt II. J. nach Namburg die angeſetzten Reiſekoſten 
mit 28 Mark 52 Pf. und 41 Mark zu bewilligen. Für die 
außerdem noch in Rechnung geſtellte Reiſe nach Halle, um mit 
dem Anwalt I. 3. über die Räthlichkeit einer Reviſion zu ver⸗ 
handeln, fehlte es auch nach dem Erachten des R. G. an einem 
Anlaß, da dieſe Frage auch ſchriftlich erledigt werden konnte. 
Mit Recht hat ferner das O. L. G. den Poſten von 16 Mark 
für die Taxation der ſtreitigen Bäume geſtrichen. Die Bekl. 
will die Taxation veranlaßt haben, um Unterlagen für wieder- 
holt angeregte Vergleichsverhandlungen zu gewinnen. Ein Ver⸗ 
gleich hat aber nicht ſtattgefunden und es iſt nicht erſichtlich, 
daß dieſe Koſten für die Prozeßführung nöthig geweſen wären. 
Die höheren Koſten der Telegrammgebühren find als überflüſſtg 
ebenfalls mit Recht abgeſetzt worden. V. C. S. i. S. v. Stromberg 
e. Stadt Hettſtedt vom 2. Dezember 1896, B Nr. 155/96 V. 

8. Neben den in Anſatz gebrachten Gebühren des von 
dem Kl. für die Berufungsinſtanz geſtellten Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten können nicht Gebühren für die Anfertigung der in der 
Berufungsinſtanz eingereichten Schriftſätze zur Erſtattung 
liquidirt werden. Ebenſowenig iſt der Anſatz von Schreib⸗ 
gebühren für die Herſtellung einer „Abſchrift des Aktenmaterials“ 
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für den Prozeßbevollmächtigten gerechtfertigt, da nicht erfichtlich 
iſt, aus welchem Grunde nicht das in den Händen des Kl. be⸗ 
findliche „Aktenmaterial“ ſelbſt dem Bevollmächtigten zugänglich 
gemacht werden konnte. Hiernach konnten nur die Gebühren 
und Auslagen des Juſtizraths X. und die Reiſekoſten eines 
techniſchen Vertreters der Kl. zur Beſichtigung der in Berlin 
aufgeſtellten, als Beweisobjekt dienenden Maſchine zur Feſt⸗ 
ſetzung gelangen. I. C. S. i. S. Müller c. Heim & Co. 
vom 5. Dezember 1896, B Nr. 254/96 J. 

9. Wie bereits in den Eutſch. des R. G. (I. C. S. vom 
7. Mai 1884 (Gruchot Beiträge Bd. 29 S. 1062), I. C. S. 
vom 4. Februar 1885 (Entſch. des R. G. Bd. 13 S. 412), 
IV. C. S. vom 19. November 1883 (Gruchot Beiträge Bd. 28 
S. 1131), näher begründet iſt, kann in dem über eine prozeß⸗ 
hindernde Einrede zu erlaſſenden Zwiſchenurtheil eine Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſten des dem Zwiſchenurtheile zu Grunde 
liegenden Verfahrens nicht getroffen. werden. Die Entſcheidung 
erfolgt vielmehr in dem künftigen Endurtheil. Hier hat das 
Gericht die Befugniß, darüber Beſtimmung zu treffen, ob, 
wenn wie im vorliegenden Falle die in der Hauptſache unter⸗ 
liegende Partei eine andere iſt, als die im Zwiſchenurtheile 
unterliegende, von den Koſten der Hauptſache der letzteren Partei 
ein Theil auferlegt werden ſoll (88 88, 91 der C. P. O.). 
Macht das Gericht von dieſer Befugniß keinen Gebrauch, legt 
vielmehr die Koſten der Hauptſache der unterliegenden Partei 
auf, ſo iſt kein Raum mehr für die Auferlegung von Koſten 
des Zwiſchenurtheils an die andere Partei, die im Zwiſchen⸗ 
urtheile unterlegen iſt (§ 28 des G. K. G., § 25 der Gebühren⸗ 
ordnung für die Rechtsanwälte). Aehnlich lag auch in der 
Beſchwerdeſache Aktiengeſellſchaft für Möbeltransport wider 
Fürſtenberg, IV. 66/90, der Sachverhalt, und auch damals hat 
das R. G., IV. C. S., durch Beſchluß vom 16. Juni 1890 
ebenſo wie jetzt entſchieden. VI. C. S. i. S. Lange u. Gen. 
c. Reichsmilitärfiskus vom 10. Dezember 1896, B Nr. 233/96 IV. 

10. Was die Koſten der Reviſionsinſtanz anlangt, ſo 
mußte hier zum Nachtheile der Rkl. der § 92 Abſ. 1 der C. P. O. 
durchgreifend angewandt werden, obgleich ſie formell die Auf⸗ 
hebung des vorigen Urtheils zu einem Theile erreicht. Denn 
dies ändert in der materiellen Sachlage nichts zu ihren Gunſten, 
ſondern bringt nur die Sache in die dem Geſetze eniſprechende 
prozeſſuale Lage, ohne daß die Kl. mit ihrem Rechtsmittel ſpeziell 
hierauf abgezielt hätte. VI. C. S. i. S. Magnus c. Magnus 
vom 5. November 1896, Nr. 174/96 VI. 

11. Das B. U. hatte nicht mehr die Trennung der Ehe, 
ſondern nur noch die Schuldfrage zum Gegenſtande. Es mußte 
daher auf Betreiben der Parteien zugeſtellt werden. Die Zu⸗ 
ſtellung von Amtswegen iſt für den Beginn der Nothfriſt ohne 
Bedeutung. §§ 288, 582 C. P. O. Entſch. des R. G. Bd. 3 
S. 376, Juriſtiſche Wochenſchrift 1885 S. 138 Nr. 6, S. 244 
Nr. 14. Seuffert, Archiv Bd. 38 S. 464. Demgemäß hat 
die Reviſionsfriſt mit der Zuſtellung vom 3. Juli 1896 zu 
laufen begonnen. Bei der Zuſtellung der Reviſionsſchrift am 
7. Auguſt 1896 war die Friſt bereits abgelaufen. § 514 C. P. O. 
Das R. G. hat indeſſen ſchon wiederholt gegen die Verſäumung 
der Nothfriſt die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ertheilt, 
wenn die Partei rechtzeitig die erforderlichen Handlungen vor⸗ 
genommen hat, um die Friſt zu wahren, dieſe aber dennoch 


nicht hat eingehalten werden können, weil eine Verzögerung in 
dem gerichtlichen Geſchäftsgange eingetreten iſt. Entſch. des 
R. G. Bd. 4 S. 384. Bd. 8 S. 375. Bd. 12 S. 375. 
Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Denn dem am 29. Juli 1896 
eingegangenen Geſuche um Bewilligung des Armenrechtes waren 
die nöthigen Unterlagen beigefügt und das R. G. hätte daher 
über daſſelbe bei regelmäßigem Geſchäftsgange jo zeitig Beſchluß 
faſſen können, daß die Zuſtellung der Reviſionsſchrift durch den 
beſtellten Armenanwalt noch bis zum 3. Auguſt 1896 zu er⸗ 
möglichen geweſen wäre. Die Einhaltung der Nothfriſt iſt 
deshalb durch einen unabwendbaren Zufall im Sinne des § 211 
C. P. O. verhindert. Denn der Bekl. ſeinerſeits hat, indem er 
am 19. Juli 1896 die Ertheilung des Armuthszeugniſſes und 
ſofort nach Empfang deſſelben die Bewilligung des Armenrechts 
beantragte, die ihm obliegende Sorgfalt, um die Friſt zu wahren, 
beobachtet. Entſch. des R. G. Bd. 2 S. 426, Bd. 17 S. 389, 
Bd. 21 S. 13. Nun iſt allerdings der den Antrag auf 
Wiedereinſetzung enthaltende Schriftſatz der Kl. erſt am 5. Sep⸗ 
tember 1896 zugeſtellt, während das Hinderniß bereits am 
6. Auguſt 1896 — mit der Beſtellung des Armenanwalts — 
gehoben war. §§ 212, 214 C. P. O. Allein die zwei⸗ 
wöchentliche Friſt des S 212 C. P. O. iſt keine Nothfriſt und 
wird daher durch die Gerichtsferien in ihrem Laufe gehemmt. 
Der Anfang der Friſt fiel in die Ferien, ihr Lauf begann ſomit 
erſt mit dem Ende derſelben. Die Friſt iſt deshalb gewahrt. 
8 201 C. P. O. Juriſtiſche Wochenſchrift 1891 S. 198 
Nr. 4, 1893 S. 382 Nr. 5, Bolze Praxis Bd. 1 S. 369 
Nr. 1692. Hiernach war dem Bekl. die Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand zu ertheilen. IV. C. S. i. S. Stolzenberg 
c. Stolzenberg vom 5. November 1896, Nr. 339/96 IV. 

12. Was die Verwerthung der Ausſage betrifft, welche von 
der Kl. in einer andern Prozeßſache eidlich abgegeben worden 
iſt, ſo findet ſich im erſten Urtheil eine dahingehende Erklärung: 
Das entſcheidende Gewicht ſei auf das eidliche Zeugniß zu legen, 
welches die jetzige Kl. in dem Prozeſſe Habel e. Seer O. 122/87 
abgegeben habe; vorher hatte aber der I. R. ausdrücklich be⸗ 
merkt, daß aus den früheren Prozeßakten die eidlichen Zeugen⸗ 
ausſagen als Urkundenbeweis vorgetragen worden ſeien. 
Danach hat der I. R. die im Wege des Urkundenbeweiſes feſt⸗ 
geſtellte Thatſache, daß die Kl. eine mit ihrer jetzigen Dar⸗ 
ſtellung übereinſtimmende Ausſage gemacht und beſchworen 
habe, zur Bildung ſeiner Ueberzeugung mitbenutzt. Denſelben 
Standpunkt nimmt auch der B. R. ein. Eine derartige Berück⸗ 
ſichtigung jener Thatſache war aber nicht unzuläſſig. Das 
R. G. hat wiederholt ausgeſprochen, daß der Richter bei der 
ihm nach § 259 der C. P. O. zuſtehenden Beweiswürdigung 
nicht behindert ſei, Zeugenausſagen, welche in anderen Akten 
enthalten ſind, als Material für ſeine Ueberzeugung aus dem 
Geſichtspunkte des Urkundenbeweiſes zu verwerthen. Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 15 S. 343, Bd. 28 
S. 413; Gruchot, Beiträge Bd. 30 S. 160, Bd. 35 S. 1188; 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1887 S. 95 Nr. 7, von 1888 
S. 8 Nr. 5, S. 67 Nr. 7, S. 383 Nr. 3, von 1891 S. 120 
Nr. 5 und von 1893 S. 15, 538 Nr. 13. Der dieſen Ent⸗ 
ſcheidungen zu Grunde liegende Gedanke trifft auch hier zu. 
Demgegenüber läßt ſich nicht geltend machen, daß die Kl. in 
dem vorliegenden Rechtsſtreite als Zeugin nicht hätte vernommen 


werden können; denn es handelt ſich dabei nicht um einen 
Zeugenbeweis im Sinne der $$ 338 ff. der C. P. O. Eine 
andere Frage iſt die, ob und in wie weit der Thatſache, daß 
die Kl. die betneffende Ausſage eidlich abgelegt hat, eine über⸗ 
zeugende Kraft beigemeſſen werden kann. Die Beantwortung 
dieſer Frage gehört jedoch dem Gebiete thatſächlicher Erwägung 
an und entzieht ſich inſoweit der Nachprüfung. IV. C. S. i. S. 
Habel c. Hielſcher vom 9. November 1896, Nr. 133/96 IV. 

13. Das B. G. hat ſeine thatſächliche Annahme, daß 
reine Differenzgeſchäfte vorliegen, ſo eingehend begründet, daß 
das R. G eine Verletzung des $ 259 der C. P. O. nicht 
auffinden kann. Zu einer ſolchen Annahme reichen namentlich 
die Verſuche des Rkl. nicht aus, einzelnen Indizien eine andere 
Bedeutung beizulegen. Es iſt nicht erſichtlich, daß das B. G. 
ſich der Möglichkeit einer abweichenden Beurtheilung nicht bewußt 
geweſen wäre. Das Geſetz wird aber nicht dadurch verletzt, 
wenn der Thatrichter aus der Geſammtheit der Verhandlungen 
eben die Ueberzeugung ſchöpft, welcher er in der Urtheils⸗ 
begründung Ausdruck gegeben hat. I. C. S. i. S. Gutmann 
c. Goldſtein vom 7. November 1896, Nr. 168/96 I. 

14. Aufhebung eines B. U. wegen unzureichender Be⸗ 
gründung VI. C. S. i. S. Hinze c. Etzold vom 16. November 
1896, Nr. 158/96 VI, i. S. Haſemann c. v. Keſſel⸗Zeutſch vom 
12. November 1896, Nr. 147/96 VI, I. C. S. i. S. Ulrich 
c. Zarn vom 28. November 1896, Nr. 225/96 I, VI. C. S. 
i. S. Ziemer c. Wiſcher vom 23. November 1896, Nr. 169/96 VI 
— wegen Thatbeſtandswidrigkeit VI. C. S. i. S. Pein 
c. Erbſchaftsſteueramt Hamburg vom 30. November 1896, 
Nr. 245/96 VI. | | 

15. Aufhebung eines B. U. wegen irrthümlicher Vertrags⸗ 
auslegung. I. C. S. i. S. Kirchner c. Ahrens u. Louis vom 
21. November 1896, Nr. 227/96 I, I. C. S. i. S. Zuckerfabrik 
Schroda e. Tſchuſchke vom 9. Dezember 1896, Nr. 252/96 I. 

16. Das decisum III konnte mit der Revifton. überhaupt 
nicht angegriffen werden. Aeußerlich erſcheint es zwar als ein 
Theil des angefochtenen Theilurtheils; es iſt jedoch nicht anzu⸗ 
nehmen, daß das B. G. es im Rechtsſinne ſo angeſehen wiſſen 
wollte, ſondern daß es damit ſachlich einen vom Urtheile be⸗ 
griflich zu ſondernden, nur zugleich mit dieſem verkündeten 
Beſchluß innerhalb des noch anhängigen auf die Widerklage 
bezüglichen Berufungsverfahrens erlaſſen wollte, nämlich einen 
Rückkehrbefehl, wie er in § 16 Nr. 6 des E. G. zur C. P. O. 
als zuläſſig vorgeſehen iſt. Die Widerklage iſt nicht etwa zu⸗ 
nächſt gerichtet auf Herſtellung des ehelichen Lebens, ſo daß 
infoweit in der Berufungsinſtanz eine dem Widerklagantrage 
entſprechende Verurtheilung der Kl. erfolgt wäre; vielmehr 
iſt nach feſtſtehendem Hamburgiſchen Gewohnheitsrechte eine 
ſolche Klage, alſo auch Widerklage, in Hamburg überhaupt 
ausgeſchloſſen, und es handelt ſich hier von vornherein nur um 
eine auf Eheſcheidung vom Bande wegen böslicher Verlaſſung 
abzielende Widerklage, wenn auch in herkömmlicher Weiſe der 
Antrag zunächſt auf Erlaſſung des Rückkehrbefehles, und nur 
für den Fall des Ungehorſams der Kl. auf Eheſcheidung gerichtet 
war, da eben nach dem materiellen Rechte im Falle der Be⸗ 
folgung des Rückkehrbefehles die angeſtellte Eheſcheidungsklage 
keinenfalls mehr begründet fein würde. Ein bloßer Beſchluß 
kann aber mittelft der Reviſion höchſtens zugleich mit demjenigen 


Endurtheile angefochten werden, durch welches das Verfahren, 
worin er ergangen iſt, abgeſchloſſen iſt; vergl. §§ 507, 510 
der C. P. O. Inſoweit war mithin nach § 529 verglichen mit 


8§ 497 der C. P. O. das Rechtsmittel als unzuläſſig zu ver⸗ 


werfen. VI. C. S. i. S. Magnus c. Magnus vom 5. No⸗ 
vember 1896, Nr. 174/96 VI. 

17. Das angefochtene decisum II ließ ſich in formeller 
Beziehung nicht durchgängig aufrecht halten. Da es nicht den 
ganzen Prozeßſtoff erſchöpft, nämlich eine poſitive Endentſcheidung 
nur über die Klage, aber noch nicht über die Widerklage und 
über den Koſtenpunkt enthält, ſo nennt ſich das Urtheil inſofern 
mit Recht ein „Theilurtheil“. Damit iſt aber unvereinbar die 
Aufhebung des Urtheils I. J. in vollem Umfange, auch in 
Anſehung der vom L. G. ausgeſprochenen Abweiſung der Wider⸗ 
klage und der von ihm getroffenen Koſtenentſcheidung. Nach 
dem Syſteme der C. P. O. kann das Urtheil I. J. in der Be⸗ 
rufungsinſtanz nur ſo weit beſeitigt werden, wie zugleich eine 
andere Entſcheidung an feine Stelle geſetzt wird; es darf nicht 
die poſitive Entſcheidung über einen Klaganſpruch in der Schwebe 
bleiben, nachdem einſtweilen die vom Gerichte I. J. ausgeſprochene 
ſchon formell aufgehoben iſt, ohne daß man doch wüßte, ob 
nicht ſchließlich doch wieder darauf zurückgegriffen werden wird; 
eine ſolche Art von Theilurtheil kennt die C. P. O. nicht. Es 
würde auch nicht etwa die Erlaſſung eines Rückkehrbefehles an 
die Kl. ausgeſchloſſen geweſen ſein, ſo lange die landgerichtliche 
Abweiſung der Widerklage nicht aufgehoben geweſen wäre; denn 
dieſe Abweiſung iſt eben noch nicht rechtskräftig und bindet das 
B. G. nicht. Daher mußte die Aufhebung der Abweiſung der 
Widerklage und der landgerichtlichen Koſtenentſcheidung wegen 
Verſtoßes gegen 8 273 Abſ. 1, bezw. gegen $ 499 der C. P. O. 
jetzt wieder aufgehoben werden, unter Zurückverweiſung dieſer 
Punkte ans B. G., und zwar nach § 520 in Verbindung mit 
8 296 Abſ. 2 der C. P. O. durch Verſäumnißurtheil, da die 
Abf. 4 und 5 des § 578 daſelbſt hier nicht eingreifen. Vergl. 
Entf. bei voriger Nummer. 

18. Zur Verweigerung des Zeugniſſes war die Helene X. 
nach $ 349 Nr. 2 C. P. O. berechtigt. Aus dieſer Ver⸗ 
weigerung ergiebt ſich aber keinesweges ohne Weiteres der Ver⸗ 
dacht des Ehebruches, wie die Reviſion der Kl. annimmt. Viel⸗ 
mehr hatte das Gericht nach der konkreten Sachlage zu prüfen, 
ob und in welchem Maße in der Verweigerung des Zeugniſſes 
ein den Bekl. belaſtender Umſtand zu finden ſei. Dieſer Prüfung 
hat ſich das B. G. unterzogen, indem es das Ergebniß der 
Beweisaufnahme I. J. in Betracht gezogen hat und auf die 
Beweisaufnahme II. J. näher eingegangen iſt. Wenn das B. G. 
auf Grund dieſer Prüfung und unter Bezugnahme auf die er⸗ 
wähnten Unterlagen ſich dahin ausſpricht, daß nicht die mindeſte 
Veranlaſſung vorliege, dem Bekl. (bezüglich des Ehebruchs mit 
der X.) den Reinigungseid aufzuerlegen, fo iſt hierin eine gemäß 
§ 259 C. P. O. genügend begründete, lediglich thatſächliche 
Würdigung des Beweisergebniſſes zu finden, welche die Verletzung 
einer Rechtsnorm nicht erkennen läßt. IV. C. S. i. S. 
Kurella c. Kurella vom 5. November 1896, Nr. 129/96 IV. 

19. Der Crédit foncier luxembourgois war in der 
erſten Inſtanz lediglich als Nebenintervenient aufgetreten. Seine 
Nebenintervention wurde durch Urtheil des L. G. als unzu⸗ 
läſſig zurückgewieſen. Dieſe Zurückweiſung erfolgte zwar 


6 


nenn — — 


nicht, wie nach § 68 der C. P. O. hätte geſchehen ſollen, Streitigkeiten der Bewohner der beiden hier in Betracht kom⸗ 

durch ein beſonderes Zwiſchenurtheil. Trotzdem durfte, wie menden Hofraithen Gewicht zu legen. III. C. S. i. S. Fiſcher 

das R. G. ſchon öfter ausgeſprochen hat, die Zurückweiſung 6. Sommer vom 20. November 1896, Nr. 329/96 III. 

nicht durch Berufung, ſondern nur durch ſofortige Be⸗ 21. Die evangeliſche Kirche zu Thiemendorf ſteht unter 

ſchwerde angefochten werden. (Vergl. Entſch. des R. G. dem Kompatronate des Bekl. zu 1 zu % und des Bekl. zu 2 

Bd. 10 S. 339, Bd. 15 S. 412, Bd. 18 S. 139.) Dies zu /.. Nach Maßgabe dieſer Quoten hält die Kl. die Bekl. 

geſchah aber nicht. Vielmehr legte der Nebenintervenient gegen für verpflichtet, die Koſten der Reparatur beziehungsweiſe Er⸗ 

das landgerichtliche Urtheil in eigenem Namen Berufung ein neuerung des ſchadhaft gewordenen Geſtühls dieſer Kirche zu 
und beantragte in ſeiner Eigenſchaft als Berufungskläger, das tragen, während die Bekl. dieſe Verpflichtung beſtreiten. Dieſe 
angefochtene Urtheil ſeinem ganzen Umfange nach aufzuheben. Streitfrage hat die Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchen⸗ 

Das O. L. G. hätte dieſe Berufung als unzuläſſig zurück. und Schulweſen zu Breslau durch Beſchluß vom 8. Februar 1894 
weiſen ſollen; denn der Nebenintervenient durfte weder die dahin regulirt, daß die baaren Koſten dieſer Neubeſchaffung be⸗ 
Zurückweiſung feiner Nebenintervention, welche durch ein mit ziehungsweiſe Reparatur bei Inſuffizienz des Kirchenvermögens von 
dem Endurtheil verbundenes Zwiſchenurtheil erfolgt war, noch der Kirchengemeinde Thiemendorf, unter Freilaſſung der Patrone, 
die dem Bekl. gegenüber in der Sache ſelbſt ergangene Ent- aufzubringen, die dazu erforderlichen Hand⸗ und Spanndienſte aber 
ſcheidung in eigenem Namen durch Berufung angreifen. Er von den Eingepfarrten zu leiſten ſind. Die Kl. hat den gegen 
hätte vielmehr zunächſt verſuchen müſſen, mittels ſofortiger Be- dieſe Feſtſetzung zugelaſſenen Rechtsweg beſchritten, und die Ver⸗ 
ſchwerde ſeine Zulaſſung als Nebenintervenient zu erreichen. urtheilung der Bekl. zur Tragung der fraglichen Koſten nach 
Dann hätte er den Bekl. in der Berufungsinſtanz wieder als Verhältniß der Quoten von / und ½, mit welchen fie an dem 
Nebenintervenient beitreten können. Das O. L. G. hat nun Kompatronate betheiligt ſind, beantragt. Der Anſpruch der 
aber, ohne zwiſchen den beiden Berufungsklägern zu unter⸗ Kl. iſt in beiden Vorinſtanzen für gerechtfertigt erachtet worden. 
ſcheiden und die Zuläſſigkeit des von dem bisherigen Neben. Gegen das B. U. hat nur der Bekl. zu 1 die Reviſion ein⸗ 
intervenienten in eigenem Namen eingelegten Rechtsmittels zu gelegt. Da der Rechtsſtreit einen vermögensrechtlichen Anſpruch 
prüfen, „die Berufung koſtenfällig zurückgewieſen.“ Die hier⸗ betrifft, jo iſt nach 8 508 der C. P. O. die Zuläffigkeit der 
gegen gerichtete Reviſion des Crédit foncier iſt zuläſſig, weil Reviſion durch einen den Betrag von 1 500 Mark überſteigenden 
er die Zurückweiſung feiner in eigenem Namen eingelegten Be⸗ Werth des Beſchwerdegegenſtandes bedingt. In dieſer Hinſicht 
rufung lediglich mittels Reviſion anfechten kann. Sie mußte kommt in Betracht, daß die in Rede ſtehenden Koſten ſich nach 
aber gleichfalls zurückgewieſen werden, weil dieſe Zurück- dem darüber angefertigten Anſchlage unſtreitig auf 1515 Mark 
weiſung unter allen Umſtänden erfolgen mußte. II. C. S. belaufen. Hiernach iſt unter Anwendung des § 508 Abſ. 2 
i. S. Dondelinger e. Reumont vom 24. November 1896, und des § 3 der C. P. O., da die Revifion nur von dem 


Nr. 223/96 II. Bekl. zu 1, welcher nach dem angefochtenen Urtheil °% der 


20. Die Vernehmung der von der RE. in den Ver⸗ 
handlungstermin ſiſtirten Auskunftsperſon war abzulehnen, da 
überall kein Anhaltspunkt dafür vorlag, daß die letztere die er⸗ 
forderliche Sachkunde beſaß. Rkl. iſt die Eigenthümerin des 
dienenden Grundſtücks. Bei Berechnung der Beſchwerdeſumme 
kann daher lediglich der Betrag, um welchen ſich der Werth des 
dienenden Grundſtücks durch die Grunddienſtbarkeit mindert, 
und nicht der Werth, welchen dieſe letztere für das herrſchende 
Grundſtück hat, in Betracht kommen (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 16 Nr. 81). Der Werth der ganzen Hof⸗ 
raithe der Rkl. iſt aber nach dem von derſelben zu den Akten ge- 
gebenen obrigkeitlichen Armuthszeugniſſe vom 14. November 1893 
ortsgerichtlich nur auf 5 000 Mark geſchätzt worden. Nun er⸗ 
ſtreckt ſich die beanſpruchte Grunddienſtbarkeit nicht auf dieſe 


ganze Hofraithe, ſondern höchſtens auf den dazu gehörigen, vor 
den Fenſtern der herrſchenden Hofraithe liegenden Hof. Dieſer 
Hof hat aber nach der von der Rkl. übergebenen Schupp'ſchen 
Beſcheinigung nur eine Fläche von 16,22 Quadratmeter und 
einen gegenwärtigen Werth von 729,90 Mark. Die Werths⸗ 
verminderung des Hofes durch die Grunddienſtbarkeit beträgt 
alfo noch weniger. Es kann demnach von dem Vorhandenſein 
der Reviſionsſumme gemäß § 508 der C. P. O. keine Rede 
ſein. Nur dieſer gegenwärtige Werth kann in Betracht kommen. 
Es iſt deshalb auch im Uebrigen der Inhalt der vorgelegten 
Beſcheinigungen ohne Einfluß bei Berechnung der Reviſtons⸗ 
ſumme. Ebenſowenig iſt bei Ermittelung jenes Werthes auf 


— 


fraglichen Koſten zu tragen hat, eingelegt iſt, der Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes auf / von 1 515 Mark, das iſt auf den 
Betrag von 1298 Mark 57 Pf. zu bemeſſen. Daß der Be⸗ 
ſchwerdegegenſtand einen höheren Werth hat, daß dieſer Werth 
insbeſondere den Betrag von 1 500 Mark überſteigt, hätte der 
RE. nach 8508 Abſ. 3 der C. P. O. glaubhaft machen müſſen. 
Dies hat er aber nicht gethan. Von dem Rkl. wird zwar 
geltend gemacht, daß es ſich in dieſem Rechtsſtreit nicht blos 
um die Koſten des jetzt in Frage ſtehenden konkreten Er⸗ 
neuerungsfalles, ſondern um die Feſtſtellung der Verpflichtung 
der Bekl. im Prinzip handle. Dieſe Auffaſſung iſt aber nicht 
gerechtfertigt. Der Beſchluß der Regierung vom 8. Februar 1894 
läßt nach der darin getroffenen Feſtſetzung und nach feiner Be⸗ 
gründung keinen Zweifel darüber beſtehen, daß dieſe Feſtſetzung 
ſich nur auf den gegenwärtig ſtreitig gewordenen Fall bezieht. 
Nur gegen dieſen Beſchluß iſt die Klage gerichtet, und nur auf 
den einen konkreten Fall beziehen ſich die vorinſtanzlichen Ent- 
ſcheidungen. Hierin wird dadurch nichts geändert, daß die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe etwa auch auf andere gleich liegende Fälle zu⸗ 
treffen würden. Denn Rechtskraft würde durch die in dem gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit ergangenen Entſcheidungen bezüglich ſolcher 
gleich liegenden Fälle nicht geſchaffen ſein. — Ferner liegt auch auf 
Seiten der Bekl. nicht etwa eine nothwendige Streitgenoſſenſchaft 
vor, in Folge welcher der geſammte, beide Bekl. betreffende, einen 
Werthbetrag von 1 515 Mark darſtellende Gegenſtand des Rechts- 
ſtreits in die Reviſionsinſtanz gelangt wäre. Denn dieſer Annahme 


ſteht ſchon der Umſtand entgegen, daß, dem Klageantrage ent⸗ 
ſprechend, in den vorinſtanzlichen Urtheilen die Verpflichtung der 
Bekl. nach beſtimmten Quoten bemeſſen iſt, was ſich namentlich aus 
der Begründung des B. U. unzweifelhaft ergiebt. IV. C. S. 
i. S. Fiskus c. Evang. Kirchengemeinde ö vom 
23. November 1896, Nr. 152/96 IV. 

22. Der Gläubiger L., welcher gegen den Schuldner W. 
ein vorläufig vollſtreckbares Verſäumnißurtheil vom 2. Auguſt 
1895 auf Zahlung von 527 Mark 32 Pf. nebſt Zinſen und 
Nebenkoſten erwirkt hatte, ließ nach fruchtloſer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung den Schuldner wegen eines Theilbetrages von 60 Mark 
zur Leiſtung des Offenbarungseides laden. Der Schuldner 
widerſprach feiner Verpflichtung zur Eides leiſtung, weil er Ein⸗ 
ſpruch gegen das Verſäumnißurtheil eingelegt, überdies aber be⸗ 
reits im Jahre 1888 den Offenbarungseid geleiſtet habe. Beide 
Weigerungsgründe wurden durch Urtheil vom 4. September 1895 
verworfen und der Schuldner zur Leiſtung des Eides für ver⸗ 
pflichtet erachtet. Dieſes Urtheil hat die Rechtskraft erlangt. 
Nach neuer erfolgloſer Ladung des Schuldners wurde auf An⸗ 
trag des Gläubigers am 24. Oktober 1895 deſſen Verhaftung 
angeordnet. Inzwiſchen war jedoch durch Endurtheil vom 
18. Oktober 1895 die Aufhebung des Verſäumnißurtheils aus- 
geſprochen worden. Auf die Berufung des Gläubigers erging 
dagegen am 4. Juni 1896 ein Urtheil des Kammergerichts, 
welches das Verſäumnißurtheil vom 2. Auguſt 1895 aufrecht 
erhielt. Auf Grund dieſes Urtheils wurde die erſtrittene Forde⸗ 
rung von dem Schuldner im Wege der Zwangsvollſtreckung 
Anfang Juli 1896 beigetrieben. Der Gläubiger veranlaßte 
darauf feinen Anwalt, die Feſtſetzung der ihm zu erſtattenden 
Prozeßkoſten zu beantragen. Dieſe war jedoch bereits durch 
Beſchluß vom 30. Juni 1896 erfolgt, und zwar in Höhe von 
224 Mark 12 Pf. und 1 Mark 50 Pf. Koſten der Feſtſetzung. 
Der Gläubiger ließ nunmehr, nachdem die Zwangsvollſtreckung 
wegen der Koſtenſchuld am 10. Juli 1896 vergeblich verſucht 
worden war, den Schuldner von Neuem wegen eines Betrages 
von 60 Mark zur Leiſtung des Offenbarungseides laden, wobei 
er auf das die Verpflichtung des Schuldners zur Leiſtung dieſes 

Eides ausſprechende Urtheil vom 4. September 1895 Bezug 
nahm. Der Schuldner erſchien in dem anberaumten Termine 
nicht, worauf der Gläubiger unter Vorlegung des vollſtreckbaren 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes vom 30. Juni 1896 die Anordnung 
der Zwangshaft beantragte. Das Amtsgericht zu Guben gab 
dieſem Antrage ſtatt und fertigte einen Haftbefehl vom 28. Auguſt 
1896 gegen den Schuldner aus, in dem als beizutreibende 
Schuld die erwähnte Koſtenſchuld bezeichnet war. Der am 
12. September 1896 durch den Gerichtsvollzieher vorgeführte 
Schuldner verweigerte auch jetzt die Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides unter Berufung darauf, daß er bereits am 13. März 1888 
biefen Eid geleiſtet habe. Er wurde in Folge deſſen wieder 
entlaſſen und der Haftbefehl am 8. Oktober 1896 von dem 
Amtsgericht in Guben wieder aufgehoben. Auf ſofortige Be⸗ 
ſchwerde des Gläubigers ordnete jedoch das L. G. in Guben 
durch Beſchluß vom 16. Oktober 1896 an, daß das Amtsgericht 
von Neuem zur Erzwingung des Offenbarungseides einen Haft⸗ 
befehl gegen den Schuldner zu erlaffen habe. Bevor es zur 
Ausführung dieſes Beſchluſſes kam, legte der Schuldner die 
weitere ſofortige Beſchwerde gegen denſelben ein, die er 


darauf ſtützte, daß er die Hauptforderung aus dem Urtheil vom 
2. Auguſt 1895 vollftändig bezahlt habe. Das Kammergericht 
gab aus dieſem Grunde der Beſchwerde des Schuldners ſtatt, 
indem es den Beſchluß des L. G. aufhob und den die Auf⸗ 
hebung des Haftbefehls vom 28. Auguſt 1896 ausſprechenden 
Beſchluß des Amtsgerichts wieder herſtellte. Gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß des Kammergerichts hat jetzt der Gläubiger innerhalb 
der geſetzlichen Friſt die weitere ſofortige Beſchwerde eingelegt. 
Dieſelbe iſt zuläſſig, obgleich die Beſchlüſſe des Amtsgerichts 
und des Kammergerichts übereinſtimmend die Aufhebung des er- 
laſſenen Haftbefehls anordnen, denn bei näherer Betrachtung 
beider Beſchlüſſe ergiebt ſich eine völlig verſchiedene Bedeutung 
beider. Das Amtsgericht hat den Haftbefehl in Folge der auf 
die frühere Eidesleiſtung geſtützten Weigerung des Schuldners 
aufgehoben, das Kammergericht wegen der erfolgten Befriedigung 
des Gläubigers, welche die Eiuftellung der Zwaugsvollſtreckung 
überhaupt zur Folge habe. Der Beſchluß des Kammergerichts 
enthält alſo eine weitergehende, den Gläubiger über die Trag— 
weite des amtsgerichtlichen Beſchluſſes hinaus treffende Ent⸗ 
ſcheidung, welche ihm einen neuen ſelbſtſtändigen Grund zur 
Beſchwerde giebt. (§ 531 Abſ. 2 C. P. O.) Die Beſchwerde 
iſt aber auch begründet, denn da es ſich, wie der Antrag des 
Gläubigers zum Protokoll vom 28. Auguſt 1896 und der In⸗ 
halt des unter demſelben Datum erlaſſenen Haftbefehls ergiebt, 
um eine Vollſtreckungsmaßregel behufs Beitreibung der Koften- 
ſchuld aus dem Feſtſetzungsbeſchluſſe vom 30. Juni 1896 
handelt, kann die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung bezw. die 
Aufhebung des Haftbefehls nicht darauf gegründet werden, daß 
die Hauptforderung bereits bezahlt ſei. Der angefochtene 
Beſchluß war deshalb aufzuheben, und, da das Kammergericht 
die Frage, ob die Erlaſſung des Haftbefehls zu Erzwingung des 
Offenbarungseides wegen der Koſtenſchuld von dem Gläubiger 
nach Lage der Sache begehrt werden kann, noch gar nicht ge 


prüft hat, die Sache behufs anderweiter Entſcheidung auf die 


weitere Beſchwerde des Schuldners an das Kammergericht zu- 
rückzuverweiſen. I. C. S. i. S. Lindemann c. Wöhler vom 
2. Dezember 1896, B Nr. 88/96 J. ö 

23. Es wird aus einem zweiſeitigen Vertrage auf Er⸗ 
füllung einer noch ausſtehenden Leiſtung geklagt. Daß dies im 
Urkundenprozeſſe geſchehen kann, wird in Rechtſprechung und 
Lehre überwiegend angenommen; nur muß der Kl. dann gemäß 
§ 271 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 darthun, daß er den Ver⸗ 
trag erfüllt habe oder warum er dazu erſt in der Folge ver- 
bunden ſei, und zwar muß er dieſen Nachweis durch Vorlegung 
von Urkunden ($ 555 der C. P. O.) führen, da jene Dar⸗ 
legungen nach Preußiſchem Rechte zur materiellen Begründung 
der Klage gehören, wenn es auch für zuläſſig erachtet wird, 
mit ihrem Vorbringen ſo lange zu warten, bis Bekl. Nicht⸗ 
erfüllung behauptet. Anders iſt die Rechtslage, wenn der Bekl. 
eine Leiſtung als Erfüllung angenommen hat und nur ein- 
wendet, daß ſie fehlerhaft ſei. Solchen Falls liegt die ſogenannte 
exceptio non rite adimpleti contractus vor, deren thatſäch⸗ 
liche Vorausſetzungen der Bekl. zu beweiſen hat. Daß ein fo 
gearteter Fall vorliege, hat der B. R. zu Unrecht angenommen. 
W. — der Rechtsvorgänger des Kl. — hat die ihm nach dem 
Vertrage vom 13. Februar 1891 obliegende Verbindlichkeit, die 
Stundung eines auf dem an den Bekl. verkauften Grundſtuͤcke 


haftenden Hypothekenkapitals bis zum 1. Juli 1904 herbei⸗ 
zuführen, nicht mangelhaft, ſondern gar nicht erfüllt und, wenn 
man auch dieſe Verpflichtung nicht für ſich allein, ſondern als 
Rintegrirenden Theil der dem W. obliegenden Geſammtoerbind⸗ 
lichkeit betrachtet, ſo liegt doch jedenfalls in der Entgegennahme 
der Auflaſſung ſeitens des Bekl. im Jahre 1891 keine An- 
nahme einer mangelhaften Leiſtung, weil die Pflicht zur 
Herbeiführung der Stundung erſt am 1. Juli 1895, alſo gleich⸗ 
zeitig mit der eingeklagten Forderung fällig wurde, alſo in ihrer 
Nichterfüllung zur Zeit der Auflafjung ein Erfüllungs mangel 
nicht lag (vergl. Förſter⸗Eceius Preußiſches Privatrecht 6. Aufl. 
Bd. I 8 83 S. 489 Anm. 14). In Wahrheit rügt der 
Bekl. theilweiſe Nichterfüllung und wenn auch die nicht erfüllte 
Verpflichtung als eine — aber zweifellos ſehr erhebliche — 
Nebenleiſtung aufzufaſſen ſein möchte, deren Ausbleiben uach 
feſtſtehender Rechtſprechung nicht zur völligen Einbehaltung der 
Gegenleiſtung, ſondern bei gleichartigen Leiſtungen nur zur Auf⸗ 
rechnung, bei ungleichartigen nur zur Forderung der Erfüllung 
Zug um Zug berechtigt, ſo hat doch Kl., da er die Leiſtung 
Zug um Zug oder Zahlung der an ihre Stelle tretenden 
Entſchädigung ausdrücklich ablehnt, nach dem Grundſatze des 
§ 271 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 die Berechtigung dieſes ſo 
geſtalteten Klagebegehrens darzulegen, und zwar, da er im 
Urkundenprozeſſe klagt, an der Hand von Urkunden. Dies hat 
er nicht gethan und daher erſcheint der Urkundenprozeß als 
unſtatthaft ($ 560 Abſ. 2 der C. P. O.). Die von der Praxis 
aufgeftellte Regel, daß der Richter in einem Falle, wie dem vor⸗ 
liegenden, in ein und demſelben Urtheile entſcheiden müſſe, 
was Kl. noch zu erfüllen und Bekl. noch zu leiſten habe, paßt 
auf das im Urkundenprozeſſe zu fällende Urtheil nicht, 
wenn eine Partei den ihr obliegenden Beweis mit den in dieſer 
Prozeßart zuläſſigen Beweismitteln nicht führen kann. Für den 
dem Kl. noch offenſtehenden ordentlichen Prozeß bleibt jene 
Regel beſtehen. Dies hat der I. R. verkannt und zu Unrecht 
die Klage als materiell unbegründet definitiv abgewieſen. 
V. C. S. i. S. Keßler c. Solms vom 25. November 1896, 
Nr. 170/96 V. N | Ä 

24. Das B. G. war dadurch, daß es den Entmündigungs⸗ 
beſchluß vom 10. September 1892 als bindend anerkannte, an 
die von dem Entmündigungsrichter geübte Würdigung der in 
dem Entmündigungsverfahren aufgenommenen Beweiſe nicht ge⸗ 
bunden. Dieſe Beweiſe unterlagen, da ſie zum Gegenſtande 
der Verhandlung in dem vorliegenden Rechtsſtreit gemacht ſind, 
vielmehr der freien Würdigung des B. G. Es iſt deshalb der 
von der Reviſion gezogene Schluß, daß eine Feſtſtellung gleicher, 
wie im Entmündigungsverfahren feſtgeſtellter Thatſachen aus 
der Zeit vor der Verehelichung des nachher Entmündigten mit 
Nothwendigkeit zu der Annahme des Blödſinns für die Zeit vor 
feiner Eheſchließung führen müſſe, als unzutreffend zurück⸗ 
zuweiſen. Ferner iſt allerdings für das Entmündigungs⸗ 
verfahren gemäß 98 598 und 599 C. P. O. die Vernehmung 
von Sachverſtändigen geſetzlich vorgeſchrieben; für den vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreit beſtand jedoch ein Zwang zur Vernehmung 
von Sachverſtändigen für das B. G. nicht. Die Frage, ob 
das Vorhandenſein des Blödſinns des im Jahre 1892 Ent⸗ 
mündigten ſchon für die Zeit vor deſſen Verehelichung im Jahre 
1887 erwieſen ſei, war vielmehr von dem B. G. ſelbſtſtändig 


auf Grund der ihm nach 8 259 C. P. O. zuſtehenden freien 
Beweisführung zu entſcheiden. IV. C. S. i. S. Graf 
v. Hoverden c. Gräfin v. Hoverden vom 21. November 1896, 
Nr. 98/96 IV. Zu | | 

25. Der Bekl. darf allerdings, auch ſoweit die in $ 740 
der C. P. O. vorgeſehene Klage in Frage ſteht, etwaige Mängel 
bezüglich der Aktivlegitimation des Kl. geltend machen und 
braucht in dieſer Beziehung kein beſonderes Intereſſe an dem 
Erfolge ſeines Einwandes nachzuweiſen. Der Umſtand, daß 
der Kl. nicht das Recht hat, die von ihm gepfändete Forderung 
ſeines Schuldners geltend zu machen, genügt, um den Ein- 
wand der mangelnden Aktivlegitimation zu rechtfertigen. Aber 
im vorliegenden Falle iſt dieſer Einwand mit Recht für unbe⸗ 
gründet erklärt worden. Die Ueberweiſung der dem Credit 
foncier unbeſtritten zuſtehendenden Forderung an den Bekl. 
erſetzt nach S 737 der C. P. O. die förmlichen Erklärungen 
des Schuldners, von welchen nach den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts die Berechtigung zur Einziehung der Forderung 
abhängig iſt. Sie gab dem Kl. ſonach ohne Weiteres das 
Recht, wegen der ihm überwieſenen Forderung Klage zu er⸗ 
heben. Zu einer Anfechtung des Ueberweiſungsbeſchluſſes durch 
Beſchwerde (§ 701 der C. P. O.) war nur der Schuldner, 
nicht auch der Bekl. befugt. Gegen ihn iſt ein Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren nicht betrieben worden, vielmehr iſt ihm der 
Kl. an Stelle des Crédit foncier, deſſen Rechte er ausübt, 
mit dem Klageantrag entgegengetreten, nach welchem er zur 
Bezahlung ſeiner Schuld verurtheilt werden ſoll. Der Bekl. 
macht nun allerdings geltend, dem Kl. fehle es an einem ge⸗ 
eigneten Vollſtreckungstitel, weil das Urtheil, auf das er ſeine 
Forderung ſtütze, durch Vergleich ſeine Wirkſamkeit verloren 
habe. Allein zu dieſem Einwande iſt er, wie das O. L. G. 
zutreffend dargelegt hat, nicht befugt. Zunächſt läuft das 
Vorbringen des Bekl. im Weſentlichen darauf hinaus, daß die 
Ueberweiſung der Forderung mit Unrecht erfolgt ſei. Zur 
Geltendmachung dieſes Einwandes war aber, wie bereits er⸗ 
wähnt, nur der Schuldner befugt. Außerdem darf auch der 
Schuldner nach $ 686 Abſ. 1 der C. P. O. Einwendungen, 
welche den durch das Urtheil feſtgeſtellten Anſpruch betreffen, 
nur im Wege der Klage bei dem Prozeßgerichte erſter 
Inſtanz geltend machen. Der Drittſchuldner aber, der auf 
Grund der Ueberweiſung der Forderung verklagt wird, kann 
weder auf dem Wege der bloßen Einrede die Beſeitigung des 
von dem Kl. erwirkten rechtskräſtigen Urtheils herbeiführen, 
noch darf er mittels Widerklage beantragen, daß das gegen 
ſeinen Gläubiger erwirkte Urtheil für unwirkſam erklärt werde. 
II. C. S. i. S. Dondelinger . Reumont vom 24. No⸗ 
vember 1896, Nr. 223/96 II. 

26. Durch einſtweilige Verfügung der I. Ferien ⸗Civil⸗ 
kammer des Königl. L. G. J zu Berlin vom 30. Juli 1896 iſt 
angeordnet, daß der Provokat zur Vermeidung einer fiskaliſchen 
Strafe von 1 500 Mark eine Partie Fenſter und Thüren, die 
er angeblich von dem der Provokantin hypothekariſch verhafteten 
Grundſtück Dunkerſtr. 20 zu Berlin fortgeſchafft hatte, auf dieſes 
Grundſtück zurückzuſchaffen und auf ſeine Koſten wieder an ihrer 
früheren Stelle einſetzen zu laſſen habe. Am 12. Auguſt 1896 
hat Provokantin beantragt, die Strafe von 1 500 Mark vom 
Provokaten einzuziehen, weil dieſer der Anordnung vom 
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30. Juli 1896 nicht entſprochen habe und nicht entſprechen 
wolle. Hiermit hat ſie das am 13. Auguſt 1896 ergänzte 
Geſuch verbunden, anzuordnen, daß Provokat zwecks Einlöſung 
der von ihm bei der Berliner Speditions und Lagerhaus: 
Aktiengeſellſchaft vorm. B. & Co. unter dem 12. Juli 1896 
verſetzten Thüren und Fenſter den Betrag von 600 Mark an 
ſie zahle und den Original⸗Pfandſchein vom 12. Juli 1896 an 
den von ihr hierzu beauftragten Gerichtsvollzieher herausgebe. 
Sie behauptet nämlich, Provokat habe die Fenſter und Thüren 
bei der bezelchneten Aktiengeſellſchaft für den Betrag von 
468 Mark verſetzt und die Einlöſung ſei ihr nur gegen Zurück⸗ 
gabe des Original⸗Pfandſcheins möglich. Sie hat ihren Antrag 
damit motivirt, daß durch die Einziehung der Strafe zwar der 
Ungehorſam gegen die gerichtliche Anordnung geſühnt, aber nicht 
erzielt werde, daß thatſächlich die Gegenſtände zurückgebracht 
und die devaftirten Miethräume vermiethbar werden. Dies ſei 
nur durch Einlöſung der Gegenſtände bei der Pfandgläubigerin 


zu erreſchen und das erfordere einen Koſtenaufwand von 
mindeſtens 600 Mark. 


12. Juli 1896 verſetzten Thüren und Fenſtern den Betrag von 
600 Mark der Provokantin zu zahlen und den Original⸗Pfand⸗ 
ſchein an den dazu bevollmächtigten Gerichtsvollzieher heraus⸗ 
zugeben habe. Auf die ſofortige Beſchwerde des Provokaten iſt 
dieſer Beſchluß durch das Königliche Kammergericht am 3. No⸗ 
vember 1896 aufgehoben, weil der Beſchluß vom 13. Auguſt 1896 
gemäß § 773 der C. P. O. zum Zweck der Erwirkung der dem 
Provokaten durch die einſtweilige Verfügung vom 30. Juli 1896 
auferlegten Handlung ergangen ſei, ohne daß der Provokat über 
das mit dem Antrag auf Feſtſetzung der Strafe verbundene 


ſtreckung des Beſchluſſes vom 30. Juli 1896 ergangen, weshalb 
gegen denſelben nicht die ſofortige Beſchwerde, ſondern der 
Widerſpruch das zuläſſige Rechtsmittel geweſen ſei, alſo auch 
von einer Verletzung des § 776 der C. P. O. nicht die Rede 
ſein könne. Dies ergebe ſich, meint ſie, auch daraus, daß der 
§ 773 der C. P. O. ſich nur auf ſolche Koſten beziehe, welche 
durch die Vornahme der Handlung entſtehen werden, nicht auf 
Beträge, die der Provokat zur Einlöſung der verſetzten Thüren 
und Fenſter zu zahlen habe, ſowie daraus, daß eine Ver⸗ 
urtheilung des Provokaten gemäß § 773 der C. P. O. erfolgt, 
ſondern die von ihr beantragte Anordnung erlaſſen ſei. — Die 
weitere Beſchwerde iſt nicht begründet. 
fügung vom 30. Juli 1896 wurde nicht durch Feſtſetzung der 
Strafe von 1 500 Mark erledigt, ſie blieb vielmehr in der 
Hauptſache in Kraft, ſo daß Provokat auch nach Einziehung 
der Geldstrafe verpflichtet blieb, die Thüren und Fenſter auf 


das Grundſtück Dunkerſtr. 20 zuruͤckzuſchaffen und dort wieder 
einſetzen zu laſſen. Um dies gegen den Provokaten zu erzwingen, 
bedurfte es nicht des Erlaſſes einer weiteren einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, ſondern nur der Vollziehung der einſtweiligen Verfügung 
vom 30. Juli 1896 unter entſprechender Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über die Zwangsvollſtreckung (C. P. O. 58 808, 81 5). 
Spricht ſchon dies gegen die Annahme der Beſchwerdeführerin, 
daß der Beſchluß vom 13. Auguſt 1896 als einſtweilige Ver⸗ 
fügung erlaſſen ſei und zu gelten habe: ſo wird jeder Zweifel 
darüber, daß er als Zwangsvollſtreckungsmaßregel beantragt iſt, 
durch die mitgetheilte Motivirung des Geſuchs der Provokantin 
vom 12. Auguſt 1896 gehoben. Provokantin hebt darin gerade 
hervor, daß zur Vollziehung des Beſchluſſes vom 30. Juli 1896 
die Einziehung der angedrohten Geldſtrafe nicht ausreiche, dazu 
es vielmehr noch eines Weiteren bedürfe, und daß fie als zweck⸗ 
mäßigſtes Mittel zur Zurückſchaffung der Thüren und Fenſter 
die Ausführung dieſer Handlung durch einen Dritten vorſchlage, 
wozu es der vorherigen Einlöſung der verſetzten Thüren und 
Fenſter bedürfe. Wenn darauf dem geſtellten Antrage ent⸗ 
ſprechend das nach § 773 der C. P. O. zuſtändige Prozeßgericht 
die Vorauszahlung der zur Einlöſung erforderlichen Koſten mit 
600 Mark ſowie die Verabfolgung des Pfandſcheins anordnete, 
ſo iſt dies nicht anders aufzufaffen, als daß damit dem Antrage 
auf weitere Vollziehung der einſtweiligen Verfügung vom 
30. Juli 1896 nachgegeben ſei. Daß der Provokat nicht zur 
Vorauszahlung der Koſten verurtheilt worden, alterirt die 
Bedeutung der getroffenen Anordnung als einer Zwangs⸗ 
vollſtreckungsmaßregel nicht; denn nach der Judikatur (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 32 S. 379) iſt unter der Ver⸗ 
urtheilung des Schuldners zur Vorauszahlung der Koſten im 
§ 773 Abſ. 2 der C. P. O. nicht ein Urtheil im eigentlichen 
Sinne zu verſtehen, ſondern es iſt über den Antrag durch Ber 
ſchluß zu entſcheiden, gegen welchen als das allein zuläſſige 
Rechtsmittel nach § 70 1 der C. P. O. die ſofortige Beſchwerde 
ſtattfindet. Auch kann der Beſchwerdeführerin darin nicht bei⸗ 
getreten werden, daß zu den Koſten im 8 773 Abſ. 2 der 
C. P. O. nicht der zur Einlöſung der verſetzten Sachen er⸗ 


- Forderfiche Geldbetrag zu rechnen ſei; denn zu dieſen Koſten 


gehören alle Aufwendungen, die zur Vornahme der zu er⸗ 
zwingenden Handlung durch einen Dritten zu machen ſind. 
Auffallend bleibt allerdings, daß das L. G. dem Provokaten 
nur den die Feſtſetzung der Geldſtrafe betreffenden Theil der 
Eingabe vom 12. Auguſt 1896 zur Erklärung mitgetheilt hat. 
Aber dieſer Umſtand allein, in welchem mit dem Beſchwerde⸗ 
gericht ſehr wohl eine vorſchriftswidrige Unterlafjung gefunden 
werden kann, reicht nicht aus, den Beſchluß vom 13. Auguſt 1896 


den Antrag vom 12.13. Auguſt 1896 der Provokat gehört 
war. V. C. S. i. S. A.-G. für Grunderwerb und Hypo⸗ 
thekenverkehr ce. Steinhöfel vom 12. Dezember 1896, 
B Nr. 160/96 v. 

27. Das B. u. hat ohne Verletzung von Rechtsnormen 
feſtgeſtellt, daß nach dem Inhalte des zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrags vom 28. Oktober 1892 der Obmann S. 
im Falle der Meinungsverſchiedenheit der beiden zuerſt berufenen 
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Sachverſtändigen keine freie Entſcheidung treffen, ſondern nur 
deren Differenzen ſchlichten, alſo weder über die hoͤchſte noch 
unter die niedrigſte Summe, die einer der beiden anderen Sad: 
verftändigen angenommen bat, gehen ſollte. Eine derartige 
Entſcheidung hat nun der Obmann S. nicht getroffen und die 
vorliegende Klage über die Auslegung des erwähnten Vertrags, 
über deſſen Inhalt die Parteien ſtreiten, war daher zuläſſig. 
(Bolze, Rechtſprechung des R. G. in Sioilfachen Bd. 1 Nr. 889. 
1712. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886 S. 397 Ziffer 4, 
vergl. Eutſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 23 Nr. 100). Es 
kann dabei dahin geſtellt bleiben, ob ein Vertrag über einen 
förmlichen Schiedsſpruch oder über einen Ausſpruch von 
Arbitratoren geſchloſſen worden iſt. Denn auch letzteren Falls 
iſt dann, wenn der Arbitrator ſtatt des von ihm zu gebenden 
Ausſpruchs ein anderes Gutachten erſtattet hat, nicht alsbald 
die Leiſtungsklage gegeben; letztere könnte nur dann angeſtellt 
werden, wenn der Inhalt des dem Vertrage gemäß erſtatteten 
Spruches angefochten würde (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 10 Nr. 38). Es war daher, da auch im Uebrigen 
das B. U. einen Rechtsverſtoß nicht erkennen läßt, wie ge⸗ 
ſchehen zu erkennen. III. C. S. i. S. Stadt Altona c. Schaar 
vom 24. November 1896, Nr. 191/96 III. 
Zur Konkursordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 
28. Dem Kl. und Rkl. würde das von demſelben bean⸗ 
ſpruchte Abſonderungsrecht für die an ſich unbeſtrittene Forderung 
nur unter der doppelten Vorausſetzung zuſtehen, daß derſelbe 
die fragliche Forderung als Kaufmann und aus Handelsge⸗ 
ſchäften erworben hätte. Nur unter dieſer Vorausſetzung ſtände 
demſelben ein gültiges Pfandrecht nach Art. 309 des H. G. B. 
bezw. ein Retentionsrecht nach Art. 313 daſelbſt zu, und käme 
danach §8 418 der K. K. O. zur Auwendung, während beim 
Fehlen auch nur einer derſelben das durch den Vertrag vom 
11. April 1893 zu Gunſten des klägeriſchen Provinzialverbandes 
Seitens des Gemeinſchuldners K. beſtellte Fauſtpfand Mangels 
Erfüllung der Formvorſchriften des Art. 2074 des B. G. B. 
ein Vorzugsrecht nicht gewähren würde. Danach iſt es zunächſt 
nicht zutreffend, wenn die Reviſion in erſter Linie geltend macht, 
der klägeriſche Anſpruch ſei ſchon um deswillen begründet, weil 
der klägeriſche Provinzialverband jedenfalls bis zum Abſchluß 
des bezogenen Vertrages Kaufmann geweſen, und der Abſchluß 
des Vertrages, auf welchem die klägeriſche Forderung beruhe, 
ein Handelsgeſchäft geweſen ſei. Wenn, wie das O. L. G. an⸗ 
genommen hat, in Folge des angezogenen Vertrages nicht nur 
der kaufmänniſche Vertrieb ſondern auch die Fabrikation der 
Düten und der Druckereibetrieb auf den Gemeinſchuldner K. 
übergegangen war, ſo hatte damit der Kl. inſoweit ſeine Eigen ⸗ 
ſchaft als Kaufmann verloren, und außerdem find die in Aus⸗ 
führung des Vertrages eingegangenen, der klägeriſchen Forderung 
zu Grunde liegenden Geſchäfte dann auf Seiten des Kl. keine 
Handelsgeſchäfte. Weiterhin kann mit Erfolg nicht geltend ge⸗ 
macht werden, das O. L. G. habe mit Unrecht bei Beurtheilung 
der Frage, ob der Provinzialverband rückſichtlich der Verwaltung 
der Arbeitsanſtalt zu Brauweiler die Eigenſchaft als Kaufmann 
beſitze, die noch außer der Dütenfabrikation und der Buch⸗ 
druckerei eingeführten Fabrikationszweige unberückſichtigt gelaſſen, 
indem das O. L. G., wie ſeine Ausführungen ergeben, bezüglich 
der hier in Frage ſtehenden Geſchäfte die Vermuthung des 


Art. 274 des H. G. B. für widerlegt erachtet hat. In 
dieſer Annahme iſt ein Rechtsirrthum nicht enthalten. II. C. S. 
i. S. Prov.⸗Verband der Rheinprovinz c. Klein Konk. vom 
1. Dezember 1896, Nr. 246/96 II. | 
29. Den vollſteckbaren Schuldtitel ($ 2 des A. G.) bildet 
ein Urtheil des L. G. Karlsruhe vom 22. Januar 1895, welches 
den Druckereibeſitzer A. H. D. für ſchuldig erklärt, an die Kl. 
und zwar für dieſe ſelbſt und ihre drei Kinder vom 20. Oktober 
1894 ab eine jährliche Unterhaltsrente von 2000 Mark, das Ver⸗ 
fallene ſofort, das künftig Verfallende in monatlich vorauszahl⸗ 
baren Raten zu bezahlen. Dieſes Urtheil wurde, da es nur 
auf nach der Erhebung der Klage zu entrichtende Alimente er- 
kennt, gemäß § 648 Ziff. 6 der C. P. O. ſeinem ganzen In⸗ 
halte nach für vorläufig vollſtreckbar erklärt und bildet daher 
einen vollſtreckbaren Schuldtitel im Sinne des § 2 des A. G. 
Siehe indeſſen § 10 daſelbſt. Zur Befriedigung im Wege der 
Anfechtungsklage kann aber dieſer Schuldtitel nur inſoweit 
dienen, als die zugeſprochenen Forderungen die Fälligkeit er⸗ 
langt haben. Sobald es ſich um regelmäßig wiederkehrende 
Leiſtungen handelt, kann für ſolche Forderungen das Anfechtungs⸗ 
recht nur zur Befriedigung der bereits fällig gewordenen Be⸗ 
träge verfolgt werden. Auf dieſe Beträge iſt daher auch gemäß 
88 7 und 9 des A. G. das Urtheil zu beſchränken und muß 
dem Anfechtungskl. überlaſſen bleiben, wegen ſpäter verfallender 
Beträge aufs Neue Anfechtung zu erheben. Da nun das an⸗ 
gefochtene Urtheil ganz allgemein ohne Bezeichnung beſtimmter 
Beträge oder eines beſtimmten Fälligkeitstermines der Anfechtung 
ſtattgiebt, ſoweit es zur Befriedigung der Anſprüche der Kl. an 
ihren früheren Ehemann A. H. D. aus Unterhaltsrente für ſich 
und ihre drei Kinder erforderlich ſei, muß es auf alle für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärte Rentenanſprüche bezogen werden, auch 
auf die noch nicht verfallenen. Es verletzt daher die Vorſchrift 
des § 2 des A. G., welcher neben dem Erforderniß der Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des Schuldtitels das weitere der Fälligkeit derjenigen 
Forderungen aufſtellt, zu deren Befriedigung Anfechtung erhoben 
wird. Dieſe Fälligkeit muß nicht etwa blos zur Zeit der Voll⸗ 
ſtreckung des der Anfechtung ſtattgebenden Urtheils vorhanden 
ſein, ſondern zur Zeit der Anſtellung der Anfechtungsklage und 
mindeſtens im Zeitpunkte der Erlaſſung dieſes. Urtheils. 
II. C. S. i. S. Ganther c. Dillinger vom 24. November 1896, 
Nr. 288/96 II. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

30. Kl. hat bei dem L. G. I zu Berlin die Klageſchrift 
eingereicht mit dem Antrage, den Bekl. gegen Aushändigung der 
in der Klage bezeichneten Goldminenaktien. zur Zahlung von 
Lſtr. 1 291, 4 = 25 824 Mark nebſt Zinſen zu verurtheilen. 
Der Vorſitzende der neunten Kammer für Handelsſachen hat 
durch Verfügung vom 24. Juli 1896 die Anberaumung des 
Verhandlungstermins von der Einzahlung eines auf 170 Mark 
feſtgeſetzten Ausländerkoſtenvorſchuſſes abhängig gemacht. Dieſe 
Verfügung iſt auf die Erinnerung der Kl. durch Beſchluß der 
zweiten Ferienkammer für Handelsſachen vom 5. Auguſt 1896 
aufrecht erhalten worden. Kl. hat hierauf den erforderten Vor⸗ 
ſchuß eingezahlt, gleichzeitig aber Beſchwerde an das Kammer⸗ 
gericht eingelegt. Derſelben iſt durch den gegenwärtig angefoch'⸗ 
tenen Beſchluß ſtattgegeben worden; das Kammergericht hat den 


Beſchluß des L. G. aufgehoben und die Rückzahlung des von 
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der Kl. eingezahlten Koſtenvorſchuſſes angeordnet, inſoweit der. 
ſelbe den Betrag des nach § 81 des G. K. G. zu beſtimmen⸗ 
den Gebührenvorſchuſſes überſteigt. Gegen den Beſchluß des 
Kammergerichts hat der Oberſtaatsanwalt in Vertretung der 
Preußiſchen Staatskaſſe Beſchwerde erhoben, die für begründet 
zu erachten iſt. Der angefochtene Beſchluß geht davon aus, daß 
nach $ 85 Abſ. 2 Nr. 1 des G. K. G. die Verpflichtung zur 
Zahlung des ſogenannten Ausländervorſchuſſes nicht eintritt, 
wenn der Heimathsſtaat des klagenden Ausländers Deutſche, die 
daſelbſt als Kl. auftreten, in Bezug auf die Vorauszahlung 
oder Sicherſtellung der Gerichtskoſten nicht ungünſtiger behan⸗ 
delt als ſeine eigenen Staatsangehörigen, alſo nicht deswegen, 
weil ſie Ausländer ſind, Anforderungen an ſie ſtellt, von denen 
die Angehörigen des betreffenden Staates befreit ſind. Unter 
Bezugnahme auf einen Aufſatz von Drucker in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1887 S. 184 f. und auf das Werk von Leske 
und Loewenfeld Rechtsverfolgung im Internationalen Verkehr 
Bd. J S. 671, 771 wird ausgeführt, daß allen Geſetzgebungen 
außerdeutſcher Staaten Europäiſcher Rechtsordnung ein derartiger, 
nur den Ausländer treffender Auſpruch des Fiskus fremd ſei. 
In Großbritannien ſeien zwar ſowohl bei den County Courts 
als beim High Court of Appeal die Gerichts koſten durchgehends 
vor der Vornahme jeder koſtenpflichtigen Prozeßhandlung von 
der die Prozeßhandlung betreibenden Partei zu entrichten. Dieſe 
Verpflichtung beſtehe aber für den Inländer nicht minder wie 
für den Ausländer, ſei alſo nicht als eine beſondere im Sinne 
von § 85 Nr. 1 G. K. G. anzuſehen. Die dem angefochtenen 
Beſchluß zu Grunde liegende Rechtsauffaſſung giebt demnach 
der Vorſchrift des § 85 Abſ. 2 Nr. 1 a. a. O., daß die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung des Ausländervorſchuſſes nicht eintreten 
ſoll, „wenn nach den Geſetzen des Staates, welchem der Kl. 
angehört, ein Deutſcher im gleichen Falle zu einer beſon⸗ 
deren Vorauszahlung oder zu einer Sicherſtellung 
der Gerichtskoſten nicht verpflichtet iſt“, eine Deutung, nach 
welcher das Wort „beſonderen“ ſowohl mit der „Vorauszahlung“ 
wie mit der Sicherſtellung in Verbindung gebracht wird. Es 
kann zweifelhaft erſcheinen, ob dieſe Auslegung mit dem Wort⸗ 
laut der angeführten Beſtimmung vereinbar iſt. Sprachrichtiger 
iſt es nach der hervorgehobenen Faſſung des Geſetzes jedenfalls 
das Wort „beſonderen“ nur auf die Vorauszahlung zu beziehen, 
ſo daß der „beſonderen Vorauszahlung“ die Sicherſtellung der 
Prozeßkoſten gegenüberſteht. Dieſe grammatiſch zunächſt ſich 
ergebende Auslegung entſpricht aber auch dem Sinn des Geſetzes. 
Der Vorſchuß, der zufolge 8 85 Abſ. 1 des G. K. G. von 
mem als Kl. auftretenden Ausländer regelmäßig zu erfordern 
iſt, unterſcheidet ſich von dem Gebührenvorſchuß, den Deutſche 
Kl. zu zahlen haben, nicht nur durch den höheren Betrag, 
ſondern auch dadurch, daß das Gericht erſt thätig werden ſoll, 
nachdem der Vorſchuß gezahlt iſt. In der Begründung des 
Entwurfs zum G. K. G. wird die Vorſchrift gerechtfertigt durch 
den Hinweis auf „die zum Theil unüberwindlichen Schwierig. 
kiten, welchen die Einziehung der Gerichtskoſten im Auslande 
unterliegt." Mit Rückſicht auf dieſe Schwierigkeiten ſoll ein 
Einſchreiten des Gerichts nicht ftattfinden, bevor die Gerichtskaſſe 
in Betreff der Prozeßkoſten ſicher geſtellt iſt. Mit dem Zweck 
der gedachten Beſtimmung würde es nicht in Einklang ſtehen, 
wenn eine Ausnahme ſtatuirt wäre zu Gunſten der Angehörigen 
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ſolcher Staaten, die zwar keinen Unterſchied zwiſchen Fremden 
und Einheimiſchen machen, aber auch von den eigenen Staats. 
angehörigen eine Sicherſtellung der Prozeßkoſten im vorerwähn⸗ 
ten Sinne verlangen. Erachtet ein Staat ſeitens ſeiner eigenen 
Angehörigen eine derartige Sicherſtellung für erforderlich, 
ſo kann es nicht als ein Gebot des internationalen Rechts⸗ 
verkehrs betrachtet werden, daß die deutſchen Gerichtskaſſen 
dem betreffenden Ausländer gegenüber auf die Sicherſtellung 
verzichten. Dagegen hat es einen guten Sinn, wenn das Geſetz 
von der Forderung des Ausländervorſchuſſes Abſtand nimmt, 
ſofern ein Deutſcher in dem Heimathsſtaat des klagenden Aus⸗ 
länders weder zu einer beſonderen, ihn lediglich in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Ausländer treffenden Vorauszahlung der Gerichts. 
gebühren noch zu einer Sicherſtellung der Gerichtskoſten mit 
der Wirkung verpflichtet iſt, daß ohne dieſelbe ein Einſchreiten 
des Gerichts überhaupt nicht ſtattfindet, gleichviel, ob in letzterem 
Fall die ausländiſche Geſetzgebung eine ſolche Verpflichtung nur 
dem Ausländer oder auch dem Einheimiſchen auferlegt. Auf 
dem gleichen Standpunkt ſtand hinſichtlich der Sicherſtellung 
der Gerichtskoſten auch das Preußiſche Geſetz vom 10. Mai 1851 
§ 8 Nr. 4, auf welches die Begründung des Entwurfs ausdrück⸗ 
lich Bezug nimmt. Daß England zu denjenigen Staaten gehört, 
die eine Sicherſtellung der Prozeßkoſten im obigen Sinne be⸗ 
anſpruchen, iſt nach den Mittheilungen in dem Werk von Leske 
und Loewenfeld nicht zu bezweifeln. Nach dem hier bezeugten 
engliſchen Recht wird zwar nicht vor Einleitung der Klage ein 
die geſammten Prozeßkoſten deckender Vorſchuß erfordert, aber, 
abgeſehen von vereinzelten Ausnahmen iſt jeder gerichtliche Akt 
an die vorgängige Zahlung der Gerichtsgebühren für die be⸗ 
treffende Prozeßhandlung geknüpft. Eine nachträgliche Einziehung 
der Gerichtskoſten iſt demnach regelmäßig ausgeſchloſſen; das 
Gericht wird nur thätig, wenn der Staat in Betreff ſeines An⸗ 
ſpruches auf die Gerichtskoſten gedeckt iſt. Für einen in Deutſch⸗ 
land klagenden Engländer iſt mithin der Ausnahmefall des 9885 
Abſ. 2 Nr. 1 des G. K. G. nicht gegeben. Hiernach iſt der 
Ausländervorſchuß mit Recht von der Kl. eingezogen worden. 
Demgemäß war der angefochtene Beſchluß aufzuheben und die 
Beſchwerde der Kl. gegen den Beſchluß des L. G. als unbe⸗ 
gründet zu verwerfen. I. C. S. i. S. May u. Hart c. Tarlau 
vom 5. Dezember 1896, B Nr. 88/96 J. 

II. Das Wechſel. und Handelsrecht. 

31. Die Reviſion erhebt folgenden Angriff: Es könne doch 
nicht in Abrede geſtellt werden, daß zwiſchen der Kl. und dem 
Bekl. ein Vertragsverhältniß in Bezug auf den fraglichen 
Wechſel beſtanden habe; Bekl. habe es übernommen, den Wechſel 
als Ausſteller zu unterſchreiben; aus dieſem Vertragsverhältniſſe 
hafte er nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen für jede culpa; 
das B. G. habe aber nicht feſtgeſtellt, daß in dieſer Beziehung 
eine culpa auf ſeiner Seite nicht vorliege. Wenn man an⸗ 
nehmen will, daß der Bekl. ſich gegenüber der Kl. vertrags⸗ 
mäßig verpflichtet gehabt habe, den Wechſel als Ausſteller zu 
unterſchreiben, ſo iſt ihm dabei doch nach dem Ergebniſſe des 
Vorprozeſſes, welches die Kl. nicht in Frage ſtellt, die Zu⸗ 
ſicherung ertheilt, daß er nur zur Staffage fein, aus der Unter 
ſchrift nicht haften ſollte. Ohne Rechtsirrthum konnte daher 
das B. G. annehmen, daß aus dieſem Vorgange ein Vertrags- 
verhältniß, aus welchem der Bekl. für culpa in Bezug auf die 
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anderen auf dem Wechſel befindlichen Unterſchriften hafte, nicht 
entſtanden ſei. Anderen Behauptungen, aus denen ſich ein den 
Bekl. verpflichtendes Rechtsverhältuiß ergeben könnte, ſind, wie 
das B. G. ohne Rechtsirrthum ausführt, von der Kl. nicht auf⸗ 
geſtellt. VI. C. S. i. S. Plopfe & Co. 0. Freytag vom 
30. November 1896, Nr. 215/96 VI. | | 
32. Rechtsgrund der Anfechtung aus Art. 190 a und 
222 des H. G. B. in der Faſſung des Geſetzes, betreffend die 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und die Aktiengeſellſchaften 
vom 18. Juli 1884, iſt Verletzung des Geſetzes oder des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags. Unter Verletzung des Geſetzes fällt die Ver⸗ 
letzung jeder Rechtsnorm, materiellen oder formellen. Die An⸗ 
fechtung kann ſomit auf die Verletzung von Geſetz und Statut 
begründet werden, die bei der Vorbereitung der General- 
verſammlung erfolgt iſt. Das B. G. ſtellt nun feſt, daß die 
Einberufung der Generalverſammlung nicht durch den Vorſtand 
erfolgt ſei und daß der Einberufung des Vorſitzenden des Auf⸗ 
ſichtsraths eine Beſchlußfaſſung des Aufſichtsraths, ſei es zu 
Protokoll oder durch Cirkularabſtimmung, hätte vorausgehen 
ſollen. Aus der nach dem Thatbeſtande des B. U. verleſenen 
öffentlichen Bekanntmachung vom 8. Dezember 1893 im Zu⸗ 
ſammenhalt mit § 31 der Statuten, deren einſchlägige Be⸗ 
ſtimmungen gleichfalls verleſen wurden, ergiebt ſich aber, daß 
die Bekanntmachung ſelbſt in der vorgeſchriebenen Form durch 
Erlaß des Vorſitzenden des Aufſichtsraths unter der Firma der 
Geſellſchaft erfolgte. Unter welchen Vorausſetzungen Mängel 
der Berufung der Verſammlung den Charakter einer General⸗ 
verſammlung mit der Wirkung benehmen, daß die Beſchlüſſe als 
nichtig einer Anfechtung gar nicht bedürften, ift ſtreitig. (Vergl. 
Staub, Kommentar z. A. D. H. G. B., III. und IV. Auflage 
S. 559. Peterſen⸗Pechmann a. a. O. S. 218, 219. Ring, 
Das Reichsgeſetz, betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien u. ſ. w. II. Auflage S. 581.) Geht man auch von 
der Unterſcheidung zwiſchen dem Fall der Berufung durch ein 
unzuſtändiges Organ und dem Falle der ordnungswidrigen Be⸗ 
rufung durch ein zuſtändiges Organ aus (Staub a. a. O. 
S. 559, Peterſen⸗Pechmann a. a. O. S. 219), ſo würde hier 
doch nur die zweite Alternative in Frage kommen und dem⸗ 
gemäß auch nach dieſer Unterſcheidung die Verſammlung vom 
29. Dezember 1893 als Generalverſammlung gelten. Wie auch 
das R. G. anerkannt hat, findet aber die Anfechtung ihre 
Grenze in der Einflußloſigkeit der Verletzung. (Staub a. a. O. 
S. 491, 492. Entſch. des R. G. I. C. S. vom 15. No⸗ 
vember 1893 i. S. Lindner o. Weißenſee I. 272/93. Bolze 
Bd. 17 Nr. 533.) Das B. G. findet dieſe Einflußloſigkeit 
darin, daß die Mitglieder des Aufſichtsraths ihr Einverſtändniß 
mit der Art der Einberufung und dem Inhalte derſelben durch 
ihr Verhalten zu erkennen gegeben. Ob dieſes Einverſtändniß 
dem Beweisanerbieten der Kl. gegenüber auch auf Seite der 
Aufſichtsräthe K. und H. angenommen werden durfte, mag 
ebenſo dahin geſtellt bleiben, als die Frage, ob die nachträgliche 
Zustimmung der Aufſichtsräthe unter allen Umſtänden den Form⸗ 
mangel zu heben vermöchte. Entſcheidend für die Annahme der 
Einflußloſigkeit einer ſolchen Formwidrigkeit iſt, daß ihr weder 
die Verkümmerung des Rechtes eines Aktionärs, noch ein Ein⸗ 
fluß auf das Zustandekommen des angefochtenen Beſchluſſes zu⸗ 
geſchrieben werden kann. Die Reviſion macht allerdings geltend, 


daß die Theilnahme ausgebliebener Aktionare an der Diskuſſion 
möglicher Weiſe das Ergebniß der Abſtimmung beeinflußt haben 
würde. Die Bekanntmachung der Cinberufung wäre aber genau 
in derſelben Form erfolgt, wenn der Formmangel nicht vor⸗ 
gelegen wäre, die Berufung ſomit auf Grund eines Beſchluſſes 
des Auffichtsraths veröffentlicht worden wäre. Nach Außen iſt 
ſomit die vorgelegene Ordnungswidrigkeit nicht in die Erſcheinung 
getreten. Dafür, daß dieſer Vorgang bekannt geworden und 
etwa irgend ein Aktionär ſich deshalb vom Beſuche der General⸗ 
verſammlung hätte abhalten laſſen, liegt nichts vor. Die Ord⸗ 
nungswidrigkeit durfte daher für einflußlos erachtet werden. Der 
Ausführung des B. G., daß keine Rechtsnorm beſtehe, gemäß 
der ein wirklich oder vermeintlich Berechtigter nicht befugt ſei, 
ſeine Anerkennung dahin zu erklären, daß ihm keine Anſprüche 
gegen einen Dritten oder ſolche nicht mehr zuſtehen, konnte nur 
zugeſtimmt werden. Der Beſchluß verſtößt gegen kein Geſetz 
oder irgend eine Rechtsnorm. Wer anerkennt, daß er keinen 
Anſpruch gegen einen Dritten habe, greift in deſſen Rechte nicht 
ein. Feſtſtellungsklagen aber betreffen das Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen eines Rechtsverhältniſſes. Für die bloße Feſtſtellung 
eines Aufhebungsgrundes für ſich gegenüber der An⸗ 
erkennung, daß ein Schuldverhältniß nicht beſtehe, giebt es 
keine Klage. VI. C. S. i. S. v. Deufter c. A.-G. Vereinigte 
Brauereien Kitzingen vom 16. November 1896, Nr. 198/96 VI. 

33. Von den theils durch den Vertreter des Bekl., theils 
durch den Vertreter der Nebenintervenientin erhobenen Reviſions⸗ 
angriffen iſt 1. jener zunächſt unbegründet, es könne für den 
Schadensanſpruch der Kl. Art. 283 H. G. B. keine Anwendung 
finden. In dieſer Richtung iſt ſowohl die Anſchauung un⸗ 
gerechtfertigt, es gelte Art. 283 des H. G. B. nicht für ſolche 
Schadensanſprüche gegen den Frachtführer, die nicht ſpeziell 
im H. G. B. geregelt ſeien, als die Anſchauung, es werde 


durch Berückſichtigung der in dem Geſellſchaftsvertrag des Ver⸗ 


eins rheiniſcher Tafelglashütten feſtgeſetzten Kouventionalſtrafe 
von 5 000 Mark bei der Bemeſſung des Schadensanſpruchs 
gegen den Frachtführer der in Art. 1165 des c. c. aufgeſtellte 
Grundſatz verletzt, daß Verträge nur unter den Vertragſchließenden, 
nicht gegenüber Dritten, ihre Wirkſamkeit äußerten. Es handelt 
ſich im vorliegenden Falle um eine Haftbarkeit des Fracht⸗ 
führers wegen Verletzung des Frachtvertrags von Seiten 
deſſelben dadurch, daß die bayeriſche Staatsbahn unberechtigter 
Weiſe eine dem Empfänger des Frachtguts nicht zuſteheude 
Anweiſung, die Frachtſendung zum Durchgangsverkehr bei 
der Zollbehörde anzumelden, nachgekommen ſei, und wird von 
der Kl. geltend gemacht, daß ihr aus der bezeichneten Verletzung 
des Frachtvertrags der eingeklagte Schaden erwachſen ſei. Da 
nun nach Art. 272 Ziffer 3 des H. G. B. die Geſchäfte des 
Frachtführers und damit auch der von ihm abgeſchloſſene 
Frachtvertrag Handelsgeſchäfte find, ſo findet (ſoweit das H. G. B. 
nicht ſelbſt oder im Rahmen der hierdurch gegebenen Zuläſſig⸗ 
keit das auf den vorliegenden Fall noch zur Anwendung 
kommende Betriebsreglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
vom 11. Mai 1874 hinſichtlich des Maßes der Haftbarkeit be⸗ 
ſondere Beſtimmungen getroffen hat, was jedoch für den jetzt 
in Rede ſtehenden Anſpruch nicht geſchehen iſt) nach Art. 277 des 
H. G. B. hinſichtlich des Maßes des Schadensanſpruchs aus dem 
Frachtvertrag. und damit auch hinſichtlich des Maßes deſſelben aus 


der oben bezeichneten Verletzung des Frachtvertrags Art. 283 
des H. G. B. Anwendung. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung er- 
leidet aber der Schadensanſpruch weder eine Beſchränkung auf 
den unmittelbaren Schaden, noch auf einen ſolchen Schaden, 
der vorausgeſehen werden konnte, und ſind ſonach auch Be⸗ 
ſchränkungen, wie ſie in Art. 1150 und 1151 des c. c. 
ausgeſprochen find, auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar. 
Nach dem Geſagten iſt auch in keiner Weiſe Art. 11 6 5 des 0. c. 
verletzt. Art. 1165 des c. c. befaßt ſich nur mit der Frage, inwieweit 
der Vertrag als ſolcher wirke, nicht aber mit der jetzt in Be⸗ 
tracht kommenden Frage, ob Jemand gegen ſeinen Kontrahenten 
wegen Verletzung einer Vertragspflicht deſſelben auch jenen 
Schaden fordern dürfe, welchen er als Folge der bezeichneten 
Vertragsverletzung dadurch erlitten habe, daß er wegen ander⸗ 
weitiger vertraglicher Verpflichtungen eine gewiſſe Leiſtung (im 
vorwürfigen Fall eine Konventionalſtrafe) habe entrichten müſſen. 
2. Unbegründet iſt ferner die Aufſtellung, es fet überhaupt 
die Entſchädigungs pflicht des Frachtführers auf jene Fälle 
beſchränkt, welche ſpeziell im H. G. B. oder in dem erwähnten 
Betriebsreglement geregelt ſeien. Aus der dort getroffenen 
Regelung ſpezieller Fälle folgt keineswegs der Schluß, daß es 
ſonſt aus dem Frachtvertrag, insbeſondere wegen Zuwiderhandelns 
gegen die ſich aus Art. 402 oder 404 des H. G. B. er⸗ 
gebenden Pflichten des Frachtführers, keine Entſchädigungs⸗ 
verbindlichkeit gebe. 3. Ein weiterer Reviſionsangriff ſucht 
unter Bezug auf Art. 404 des H. G. B. auszuführen, es ſei 
der Empfänger der Frachtſendung zu der jetzt in Rede ſtehenden 
Anordnung berechtigt geweſen. Das O. L. G. hat dies bereits 
in zutreffender Weiſe widerlegt. Insbeſondere handelt es ſich 
nach Art. 404 des H. G. B., ſoweit hierbei auch die auf „Sicher⸗ 
ſtellung“ bezüglichen Maßregeln des Empfängers hinſichtlich des 
Transports in Frage kommen, nur um Maßregeln in der 
Richtung, daß die Waare den vom Abſender ihr im Fracht- 
brief gegebenen Beſtimmungsort erreicht, beziehungsweiſe 
zeitig erreicht, nicht aber beſtimmt Art. 404 des H. G. B., 
daß der Empfänger auch beliebige Maßregeln im Intereſſe 
| einer (des Empfängers) kün ftigen Zwecke ergreifen beziehungs⸗ 
weiſe der Frachtführer ſchon während der Reiſe ſolchen darauf 
gerichteten Weiſungen des Empfängers entſprechen darf. 4. Auch 
die Darlegung, daß nach § 51 des Betriebsreglements für die 
Eiſenbahnen Deutſchlands vom 11. Mai 1874 die Eiſenbahn⸗ 
behörde bezüglich der von ihr vorgenommenen zollamtlichen Be⸗ 
handlung keine Haftbarkeit treffe, iſt hinfällig. Aus § 51 des 
angeführten Betriebs reglements (deſſen Reviſibilität dahin ge⸗ 
ſtellt bleiben kann) ergiebt ſich nur (wie auch aus Art. 393 
des H. G. B. nichts Gegentheiliges hervorgeht), daß, wenn die 
Ciſenbahubehörde auf Anſuchen des Abſenders die zollamtliche 
Behandlung übemimmt, fe bezüglich ihrer deshalb vor⸗ 
genommenen Handlungen keine Haftbarkeit trifft; im vor⸗ 
liegenden Falle hat aber die Eiſenbahnbehörde vielmehr — 
nn nach der thatſächlichen Annahme des O. L. G. aus 
Bet oll adtörtefen beigelegten Begleitpapieren die Abſicht der 
11 5 ung auf Seiten des Abſenders erkennbar war — eine 

zwar gerade entgegengeſetzte) Weiſung des Empfängers 
pen 5 1 eine ſolche, die, eben weil dieſe (des Em⸗ 
3 bert) elſung auf Behandlung der Waare im Durch ⸗ 
gangsverkehr gerichtet war, ſie der Verzollung entzog. 
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II. C. S. i. S. E. Fiskus u. Gen. c. Wentzel vom 11. De⸗ 
zember 1896, Nr. 292/96 II. 

34. Iſt die Abrede getroffen, daß das zu ſtellende Depot 
immer dem jeweiligen Engagementsbetrage entſprechen, das heißt 
fortlaufend der Differenz zwiſchen dem Einkaufs- (beziehungs⸗ 
weiſe Verkaufs-) Preiſe und dem jeweiligen Tageskurſe min⸗ 
deſtens gleichkommen müſſe, ſo entfällt jeder Grund für die An⸗ 
gabe des erforderlichen Betrages, weil deſſen Höhe ſich aus dem 
Kursſtande ergiebt, alſo von dem Verpflichteten ſelbſt oder mit 
Hülfe Dritter ſofort feſtgeſtellt werden kann. Die in Sachen 
Wiener, Levy & Co. c. Berkitz und in ähnlichen Fällen von 
dem R. G. gebilligte Anforderung, daß eine Depotverſtärkung 
in beſtimmter Höhe hätte gefordert werden müſſen, hatte immer 
die Sachlage vor Augen, daß die Höhe des zu beſtellenden 
Depots nicht in der hier behaupteten Weiſe fortlaufend feſt⸗ 
geſtellt, ſondern ein Geſchäftsverkehr auf der Grundlage eines 
einmaligen Depots eröffnet war, deſſen Erhöhung dann ſpäter 
gefordert wurde. In ſolchem Falle erklärt auch die Auskunft 
der Aelteſten die Zwangosregulirung bei unterbleibender Ver⸗ 


ſtärkung des Depots nicht ohne weiteres für zuläſſig. Dagegen 


ergiebt ſich im Falle der vom Bekl. behaupteten Abrede von 
ſelbſt die Folge, daß derjenige Kontrahent, der Sicherſtellung 
durch ein der jedesmaligen, den Gegenkontrahenten belaſtenden 
Differenz entſprechendes Depot fordern kann, berechtigt ſein muß, 
das Engagement zu löſen, wenn das vorhandene Depot dieſe 
Differenz nicht mehr deckt und der Gegenkontrahent der Auf⸗ 
forderung zu abredegemäßer Erhöhung deſſelben nicht genügt, 
weil er andernfalls in die Lage gebracht würde, den Gegen⸗ 
kontrahenten einen nicht geſicherten Kredit gewähren zu müſſen. 
J. C. S. i. S. Cohn c. Klein vom 11. November 1896, 
Nr. 216/96 J. ws | 

35. Der Verkäufer, der Zahlung des Kaufpreiſes fordert, 
hat, vorausgeſetzt, daß bezüglich der Bezahlung des Kaufpreiſes 
nichts beſonderes vereinbart war, zur Begründung ſeiner For⸗ 
derung zu beweiſen, daß er erfüllt, oder doch dem Käufer die 
Erfüllung vergeblich angeboten habe. Dazu gehört, wenn der 
Käufer die vertragsmäßige Beſchaffenheit der Waare beſtreitet 
und aus dieſem Grunde deren Annahme abgelehnt hat, auch 
der Beweis für die vertragsmäßige Beſchaffenheit der Waare. 
Will der Verkäufer, weil er nicht im Stande iſt, die Vertrags- 
mäßigkeit der ganzen angebotenen Waarenmenge zu beweiſen, 
bei Theilbarkeit der Leiſtung ſeinen Anſpruch auf den Kaufpreis 


des vertragsmäßig beſchaffenen Theiles der Waare beſchränken, 


ſo iſt es ſeine Sache, dieſen Theil dem Käufer anzubieten und 
erforderlichen Falles die Kontraktmäßigkeit deſſelben darzuthun. 
Mit Unrecht vermeint hiernach die Rkl., daß der Beweis dafür, 
welche Felle kontraktwidrig ſeien, der Bekl. obliege. Da dieſe 
durchweg vertragsmäßige Waare zu fordern hat, ſo würde es 
für ſie eine weder aus dem Vertrage noch aus dem Geſetze her⸗ 
zuleitende Erſchwerung ihrer Stellung bedeuten, wenn man ſie 
für verpflichtet erachten wollte, ſich aus einer größeren an⸗ 
gebotenen Waarenmenge den in der Vermiſchung mit andern 
Waaren darin enthaltenen Theil vertragsmäßiger Waare aus⸗ 
zuſortiren. Die Bekl. hat ihre Rechte gewahrt, indem ſie die 
angebotene Waare unterſucht und wegen der dabei feſtgeſtellten 
Vermiſchung vertragsmäßiger und anderer Waare die ganze 
Waarenmenge als nicht empfangbar zurückgewieſen hat. Es lag 


14 


der Kl. ob, die Ausſortirung der vertragsmäßigen Waare vor- 
zunehmen und dieſen Theil der ganzen Menge der Bekl. anzu- 
bieten, wenn ſie glaubte. dadurch den Anſpruch auf Zahlung des 
Kaufpreiſes für dieſen Theil zu erlangen. Vergl. Urtheil des 
R. G. vom 16. März 1889 J. 28/89, bei Bolze Bd. 7 
Nr. 587. Da die Kl. jo nicht verfahren iſt, war es gerecht⸗ 
fertigt, daß das B. G. ſich nicht in der Lage geſehen hat, ohne 
einen auf Zahlung des ſich als Preis der vertragsmäßigen Felle 
ergebenden Minderbetrages gerichteten Antrag auf Verurtheilung 
der Bekl. zur Zahlung eines ſolchen Minderbetrages zu erkennen. 
Das B. G. hatte auch keine Veranlaſſung, durch Ausübung des 
Fragerechts auf die Stellung und Begründung eines ſolchen be» 
ſchränkten Antrages hinzuwirken, da die Kl. bis zum Schluſſe 
der Berufungsinſtanz daran feſtgehalten hat, daß die Bekl. zur 
Abnahme und Bezahlung der ſämmtlichen angebotenen Felle ver- 
pflichtet ſei, woraus zu erſehen war, daß die Kl. ein ihrer 
Vertragspflicht entſprechendes Angebot noch nicht gemacht hatte. 
I. C. S. i. S. Hirſchel & Meyer C. Elias vom 25. November 
1896, Nr. 235/96 J. | 

36. Die juriſtiſche Konſtruktion eines feſten Abſchluſſes 
mit Vorbehalt der Aufgabe des Gegenkontrahenten bietet keine 
Schwierigkeit. Das R. G. hat bereits in dem Bd. 24 S. 64 
der Entſcheidungen mitgetheilten Urtheile angenommen, daß bei 
der in Hamburg üblichen Schlußnotenklauſel „Aufgabe des 
Käufers vorbehalten“ der Käufer unmittelbar gegen den Ver. 
käufer auf Erfüllung klagen könne, weil die Sache entweder 
ſo aufzufaſſen ſei, daß der Makler vom Verkäufer mit dem 
Abſchluſſe des Vertrages bevollmächtigt ſei, oder ſo, daß die 
Willenserklärung des Verkäufers als eine direkt an die Perſon des 
Käufers gerichtete Erklärung eines perfekten Vertragswillens gelte. 
Unter Umkehrung der Rollen der Kontrahenten iſt dies auch 
im vorliegenden Falle zu ſagen, und zwar um ſo unbedenklicher, 
als die Mittelsperſonen hier Agenten auswärtiger Häuſer 
ſind, und nicht, wie in dem damals vorliegenden Falle Makler, 
zu deren Obliegenheiten die Stellvertretung in der Abgabe von 
Willenserklärungen im allgemeinen nicht gehört. Das B. G. 
hat ſich daher mit Recht auf dieſe Entſcheidung berufen, indem 
es bemerkt, daß ſie mut. mut. genau auf den vorliegenden Fall 
zutreffe. Das Gericht überſieht dabei nur, daß dieſe Auf⸗ 
faſſung dazu führt, die Perfektion des Vertragsabſchluſſes 
bereits auf den Moment zurückzuverlegen, in welchem die 
Einigung zwiſchen der Bekl. und dem Agenten B., der als 
Stellvertreter des noch aufzugebenden Verkäufers handelte, er⸗ 
zielt war. Es muß daher als irrig und mit den ſonſtigen 
Feſtſtellungen und Ausführungen der Vorinſtanz in Wider⸗ 
ſpruch ſtehend angeſehen werden, wenn die Sache ſo aufgefaßt 
wird, als ſei der Vertrag erſt dadurch zu Stande gekommen, 
daß L. auf Grund der Erklärung der Bekl. mit der Kl. abge⸗ 
ſchloſſen habe. Vielmehr erſcheint das, was B. und L. nach 
der erzielten und beurkundeten Verſtändigung mit der Bekl., 
weiter gethan haben, rechtlich nur als Bericht des Bevoll⸗ 
mächtigten über die Ausführung des ihm aufgetragenen Ge⸗ 
ſchäfts. Ein weiterer Irrthum des O. L. G. tritt in der 
Heranziehung des in Bd. 33 S. 131 und Bd. 35 S. 105 
der Entſch. des R. G. mitgetheilten Rechtsfalles zu Tage. 
Damals, wo wie hier eine Dampferladung Roggen unter der 
Bedingung verkauft war, daß der Verkäufer ein Primaablader 


ſein müſſe, iſt angenommen, daß eine durch einen Vorbehalt 
bedingte Annahme der Offerte eines Unbekannten vorliege, in 
Folge deren die Perfektion des Vertrages vorläufig ſuſpendirt 
ſei. Das iſt auch hier anzunehmen, und es beruht auf einem 
Mißverſtändniſſe, wenn das B. G. den damals beurtheilten 
Fall als weſentlich verſchieden von dem jetzigen auffaßt. Auch 
der gegenwärtige Kontrakt iſt an den gleichen Vorbehalt ge⸗ 
knüpft und inſofern allerdings auch in ſeiner Perfektion 
ſuſpendirt. Aber dieſe nur an die Erfüllung des Vorbehalts 
geknüpfte Suſpenſion bedeutet nicht (wie das O. L. G. an⸗ 
zunehmen ſcheint), daß ſich der Bekl. beliebig von der einge⸗ 
gangenen Verpflichtung löſen dürfte. Denn auch das bedingte 
Rechtsgeſchäft iſt ein wirkſames Geſchäft und erzeugt — falls 
nur die Bedingung nicht deficirt — die vollen Wirkungen des 
unbedingten Geſchäfts. 
ſein, daß ſich der bedingt Gebundene während des Schwebens 
der Bedingung beliebig vom Geſchäfte losſagen könnte. Die 
beſprochenen Irrthümer in den Ausführungen des angefochtenen 
Urtheils führen indeß nicht zu deſſen Aufhebung, da ſie neben⸗ 
ſächlicher Natur ſind und die getroffene Entſcheidung auf ihnen 
nicht beruht. I. C. S. i. S. John, A. Müller u. Co. 
c. St. Petersburger Privat⸗Handelsbank vom 7. November 1896, 
Nr. 211/96 J. 

37. Der anderweiten Entſcheidung würde es nicht be⸗ 
dürfen, wenn die Zwangsregulirung auf einen anderen Grund, 
als die noch feſtzuſtellende Abrede, geſtützt werden könnte, oder 
wenn ſie, obgleich an ſich unzuläſſig, doch ſchon jetzt als ge⸗ 
nehmigt gelten müßte. Keiner dieſer beiden Fälle liegt vor. In 
erſterer Richtung hat ſich der Bekl. auf die angebliche Zahlungs- 
einſtellung des Kl. berufen. Das B. G. hat jedoch, ebenſo wie 
der I. R., dieſe Begründung ſeines Anſpruchs aus dem Grunde 
verworfen, daß der Bekl. verpflichtet geweſen wäre, dem Kl. 
deſſen angebliche Zahlungseinſtellung als Grund der vor- 
genommenen Zwangsregulirung anzuzeigen und daß er nicht 
nachträglich dieſen Grund vorſchützen könne, nachdem er bei der 
Zwangsregulirung ſelbſt die unterbliebene Depotverſtärkung als 
ſolchen angegeben habe. Dieſe Auffaſſung, die bereits in dem 
früheren Reviſionsurtheil gebilligt iſt, iſt auch jetzt als richtig 
anzuerkennen. Sie entſpricht der von den Aelteſten der Kauf⸗ 
mannſchaft ertheilten Auskuuft, daß ſich die Verpflichtung zur 
Anzeige des Grundes der Zwangsregulirung zwar nicht aus⸗ 
drücklich aus dem Wortlaute der Börſenbedingungen ergebe, 
aber dem Sinne derſelben entſpreche. Die Zwangsregulirung 
iſt, wie die Aelteſten mit Recht hervorheben, nur unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen zuläſſig. Ob der davon betroffene 
Kontrahent ſich die für ihn ſehr empfindliche Maßregel gefallen 
laſſen muß, hängt davon ab, ob er in den Eintritt einer dieſer 
Vorausſetzungen anzuerkennen hat. Er muß deshalb von dem 
anderen Kontrahenten verlangen dürfen, daß dieſer ihm anzeige, 
welche der möglichen Vorausſetzungen er für ſich zu haben 
glaube, denn das Verhalten der betroffenen Kontrahenten wird 
durch dieſe Anzeige bedingt. Dies gilt beſonders dann, wenn 
es ſich um die Zahlungseinſtellung als Vorausſetzung der Zwangs⸗ 
regulirung handelt, da es für den Betroffenen von größter 
Wichtigkeit iſt, dieſer Annahme ſofort entgegentreten zu können, 
wenn er ſeine Inſolvenz beſtreitet. Der Andere handelt alſo 
gegen Treu und Glauben, wenn er eine beſtimmte Voraus ⸗ 


Es kann alſo nicht davon die Rede 
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ſetzung für die Zwangsregulirung angiebt und dadurch den 
Gegenkontrahenten zu entſprechendem Verhalten beſtimmt, ſpäter 
aber ſich auf eine andere Vorausſetzung berufen will. Der 
hiergegen gerichtete Angriff des Rel. kann hiernach als be⸗ 
gründet nicht anerkannt werden. I. C. S. i. S. Cohn c. Klein 
vom 11. November 1896, Nr. 216/96 J. | | 
38. In der Sache ſelbſt geht das B. G. von folgenden 
Erwägungen aus: Mit Rückſicht auf die hier vorliegenden Um⸗ 
ſtände, daß ein Vater ſeiner Tochter, für deren Fortkommen er 
zu ſorgen habe, eine vermögensrechtliche Leiſtung für die Zeit 
des vorausſichtlichen Bedürfniſſes ſichere, daß die Police auf den 
Namen der Tochter laute und daß die Verſicherungsſumme dieſer 
Police aus Prämien ſich zuſammenſetze, die auf Grund einer 
anderen aufgehobenen Police für dieſelbe Tochter an denſelben 
Verſicherungsverein von ihm gezahlt worden ſeien, ſei hier der 
Wille des Vaters als dahin zum Ausdruck gebracht anzuſehen, 
daß ſeine Tochter ein unwiderrufliches lediglich von dem Erleben 
des Zahltages bedingtes Recht auf die Verſicherungsſumme kraft 
der Police haben ſolle. Ein Widerrufsrecht kraft Geſetzes ſtehe 
daher dem Vater in dieſem Falle nicht zu. Ebenſowenig komme 
ihm ein ſolches Recht kraft des angeblich von ihm in dem, Ver⸗ 
ſicherungsantrage gemachten Vorbehalts vertraglich zu, N 


der Sache an das B. G. zu anderweiter Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung. 
ſich mit dem Ausfall der Entſcheidung über jenen erſten Grund. 
Denn, wenn der Vater in dem Verſicherungsantrage den Vor⸗ 


39. In dem gegenwärtigen Rechtsſtreit wird nicht ein 
Theil der Verſicherungsſumme eingeklagt, vielmehr ein Erſatz⸗ 
anſpruch geltend gemacht, der ſich nicht auf die Verſicherungs⸗ 
police gründet. Dem Inſtanzrichter iſt darin zuzuſtimmen, daß 
fi die Entſcheidung nicht unmittelbar aus den Hamburgiſchen 
Allgemeinen See- Verſicherungs⸗ Bedingungen von 1867 ent⸗ 
nehmen läßt, daß der Anſpruch des Kl. nur inſoweit begründet 
iſt, als ein anderweitiger Grund für die Erſatzverbindlichkeit 
der Bekl. vorliegt und daß als ein ſolcher Grund im vor⸗ 
liegenden Falle nur ein Mandat in Frage kommen kann. Das 


Police dieſes vorbehaltene Recht nicht erwähne. Ferner wü E hierzu noch den Beweis einer Vereinbarung, daß der 


aber auch, wenn dem Vater ein Widerrufsrecht zuſtehen ſollte, 
dieſes Recht mit Rückſicht auf die vorliegenden Umſtände ein 


hächſt persönliches Recht und nicht ein veräußerliches auf die 3 
—ppeis, es ſolle die Vertheidigung des Kl. für Rechnung 


Konkursmaſſe übergehendes Vermögensrecht ſein. Endlich ſei 
auch, wenn das Recht zum Widerrufe auf die Konkursmaſſe 
übergegangen ſein ſollte, von dem Konkursverwalter der ihm 
obliegende Beweis, daß der widerrufsberechtigte Gemeinſchuldner 
noch lebe, nicht geführt worden. Von dieſen Erwägungen läßt 
ſich die an die Spitze geſtellte, die auf Grund der beſonderen 
hier vorliegenden Umſtände zu einer Verneinung des Widerrufs⸗ 
rechts ſeitens des Vaters gelangt, als eine an ſich unzuläffige 
mit Erfolg durch die Reviſion nicht anfechten. Denn der von 
der Reviſion herangezogene Vergleich mit einer gewöhnlichen 
Lebensverſicherung zu Gunſten eines Dritten paßt in dem Falle 
nicht, wenn wie hier in Anwendung des § 259 C. P. O. im 
Wege der freien Beweiswürdigung die Feſtſtellung eines ab- 
weichenden Willens des Verſicherungsnehmers getroffen wird. 
Man kann dieſe Seftftellung auch nicht etwa deshalb für un- 
erheblich erachten, weil kein ſchriftlicher Verzicht auf das Wider⸗ 
tufstacht vorliege. Denn es handelt ſich nicht um einen Verzicht 
auf ein beſtehendes Widerrufsrecht, ſondern um die Frage, ob 
dad Widerrufsrecht überhaupt zur Entſtehung gelangt iſt. Und 
dieſe Frage verneint das B. G. Allein die Begründung für die 
Verneinung iſt inſoweit unzureichend, als das B. G. den Be. 
weisantrag, daß der Vater in dem ſchriftlichen Verſicherungs⸗ 
anfrage ſich ausdrücklich das Recht vorbehalten habe, jeder Zeit 
die Verſicherung zu widerrufen oder abzuändern, aus dem 
Grunde für unerheblich erklärt, weil der Vorbehalt nicht in die 
Police aufgenommen ſei. Das B. G. überſieht, daß die Police 
ausdrücklich auf den am 16. November 1894 geſtellten Ver⸗ 
fchengenntug des Vaters Bezug nimmt und ihn als Grund⸗ 
age der Verſicherung bezeichnet. Es bedarf deshalb noch einer 
18 deſtſtelung nach dieſer Richtung hin und es erfolgt zu 
leſem Zwecke die Aufhebung des B. U. und die Zurückverweiſung 


mit dem Beſchädigten B. vom Kl. in eigenem Namen 
je Rechnung der Bekl. geführt werden ſolle, für erforderlich 
„en. Das B. G. iſt dagegen davon ausgegangen, daß der 


der Bekl. geführt werden, nicht nöthig ſei, ſondern daß der 
Nachweis einer Anweiſung an den Kl., den Prozeß zu führen, 
genüge. Eine ſolche Anweiſung hat es für gegeben erachtet. 
Dies iſt zutreffend. Eingehend begründet. I. C. S. i. S. 
Deutſche Transport- Verſicherungegeſellſchaft zu Berlin 6. Kiehn 
vom 28. November 1896, Nr. 201/96 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. 

40. Die Reviſion iſt nicht begründet. In dem Yand- 
gerichtlichen Urtheile wird für den vorliegenden Rechtsſtreit die 
Frage als entſcheidend hingeſtellt, ob die Kl. als eingetragene 
Genoſſenſchaft nach dem Geſetze vom 1. Mai 1889 als eine 
juriſtiſche Perſon anzuſehen ſei. Das L. G. bejaht die Frage 
unter Bezugnahme auf § 17 des Geſetzes. Das B. G. macht 
die Entſcheidung des Rechtsstreites ebenfalls von der Beantwortung 
der Frage abhängig, ob eine eingetragene Genoſſenſchaft für ein 
von den natürlichen Perſonen ihrer Mitglieder verſchiedenes 
Rechtsweſen zu erachten ſei. Es bejaht dieſe Frage gleichfalls 


auf Grund der 88 17, 26 des Geſetzes. Die Bejahung kann 


einem begründeten Zweifel nicht unterliegen. Sie wird auch in 
der gegenwärtigen Inſtanz nicht bekämpft. Die Reviſion macht 
aber geltend, im § 1 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 ſei als 
Zweck der Genoſſenſchaften die Förderung des Erwerbes oder 
der Wirthſchaft ihrer Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen 
Geſchäftsbetriebes und inſonderheit als Zweck der Abſatzgenoſſen⸗ 
ſchaften der gemeinſchaftliche Verkauf wirthſchaftlicher Erzeugniſſe 
hingeſtellt. Danach aber ſtehe die nach dem Geſetze anzu⸗ 
nehmende rechtliche Selbſtändigkeit der Genoſſenſchaften der 
Auffaſſung nicht entgegen, daß die der Genoſſenſchaft von den 
Mitgliedern überlaſſenen Erzeugniſſe der einzelnen Genoſſen 
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Erzeugniſſe der Genoſſenſchaft ſelbſt ſeien, und daß daher den 
auf dieſe Erzeugniſſe bezüglichen Lieferungsverträgen der Genoſſen— 
ſchaft die geſetzliche Stempelſteuerfreiheit zuſtehe. Auch bekämpft 
die Reviſton die Auffaſſung des B. G., nach der die Ueberlaſſung 
der von den Mitgliedern der Genoſſenſchaft in ihren Wirthſchaften 
erzeugten Milch an die Genoſſenſchaft nach Maßgabe der in 
der Geſchäftsordnung der Kl. enthaltenen Werthsberechnung als 
Kaufvertrag angeſehen wird, und will die der Genoſſenſchaft 
überlaſſene Milch als Einlage der Genoſſenſchafter aufgefaßt 
wiſſen. Dieſe Ausführungen können jedoch der Reviſion Erfolg 
nicht ſichern. Da nach den vorausgeſchickten Erwägungen den 
Genoſſenſchaften eine jelbftändige, von den Perſonen der einzelnen 
Genoſſenſchafter zu trennende rechtliche Perſönlichkeit zukommt, 
ſo kann der in Rede ſtehende Lieferungsvertrag vom Oktober 1890 
nur als Vertrag der Genoſſenſchaft angeſehen werden. Und da 
die Geſellſchaft als ſolche Viehwirthſchaft nicht treibt, ſondern 
nur den Zweck hat, die in dem land- und viehwirthſchaftlichen 
Betriebe der Mitglieder der Genoſſenſchaft erzeugte Milch zu 
verwerthen, ſo kann ein Erzeugniß der Genoſſenſchaft als Gegen— 
ſtand des Lieferungsvertrages vom Oktober 1890 nicht in Be⸗ 
tracht kommen. Wie die von dem Statute und der Geſchäfts— 
ordnung der Kl. vorgeſehene Ueberlaſſung der Milch der einzelnen 
Genoſſenſchafter an die Genoſſenſchaft rechtlich aufzufali 
ob fie, wie das B. G. annimmt, unter den Geſichtspu 
Kaufes zu bringen oder, wie die Reviſion geltend mach 
Einlage der Genoſſenſchafter zu bezeichnen iſt, kann au 
beruhen. In jedem Falle wird das ſelbſtändige Rechtsſu 
der Genoſſenſchaft Eigenthümer der Milch. Der Lieferungs— 
vertrag über die Vollmilch aus dem Jahre 1890 betrifft alſo 
immer einen Gegenſtand, den die Genoſſenſchaft nicht erzeugt 
hat und nicht zu erzeugen hatte. Die Ausführungen der 
Reviſion über die Zwecke der Genoſſenſchaften und die daraus 
gezogenen Schlußfolgerungen ſind in wirthſchaftlicher Hinſicht 
gewiß beachtenswerth und können dafür ins Gewicht fallen, daß 
Verträgen wie dem vorliegenden die in Frage ſtehende Befreiung 
von der Stempelſteuer ebenfalls gewährt werden möge. Einen 
Reviſtionsgrund nach Maßgabe der geltenden Geſetze aber laſſen 
die Ausführungen nicht erkennen. Es kommt noch hinzu, daß 
der Lieferungsvertrag aus dem Oktober 1890 nach ſeinem vor— 
liegenden Wortlaute nicht einmal Vollmilch zum Gegenſtande 
hat, die ein Erzeugniß der landwirthſchaftlichen Betriebe der 
Mitglieder der Genoſſenſchaft iſt, ſondern daß die Genoſſenſchaft 
ihrer Lieferungspflicht nach dem Vertrage auch genügen würde, 
wenn ſie Vollmilch, die in anderen landwirthſchaftlichen Be— 
trieben erzeugt iſt, lieferte. IV. C. S. i. S. Frankfurter 
Molkerei 6. Fiskus vom 19. November 1896, Nr. 149/96 IV. 

Zum Geſetz gegen die Doppelbeſteuerung. 

41. Das Reichsgeſetz wegen Beſeitigung der Doppel— 
beſteuerung findet auf die Erbſchaftsſteuerpflicht keine An- 
wendung. Ein allgemeiner Satz, wonach davon auszugehen 
wäre, daß für die Erbſchaftsſteuerpflicht das am Wohnſitz 
des Erblaſſers zur Zeit ſeines Todes geltende Erbſchafts— 
ſteuergeſetz maßgebend wäre, exiſtirt nicht. Entſcheidend iſt 
in erſter Linie, auf welchem Prinzip das konkrete Geſetz 
beruht. Es unterliegt nun keinem Zweifel, daß das B. U. nicht 
etwa auf allgemeinen Prinzipien des Erbrechtes oder des ſo— 
genannten internationalen Privatrechts beruht, ſondern lediglich 


auf dem Hamburgiſchen Geſetze vom 9. Mai 1894, welches 
dahin ausgelegt wird, daß wenn der Nachlaß eines — wenn 
auch außerhalb Hamburgs verſtorbenen — Erblaſſers in der 
Nutznießung einer in Hamburg domizilirenden Perſon und in 
Hamburg unter der Verwaltung eines Teſtamentsvollſtreckers 
geſtanden habe, der ſteuerpflichtige Anfall als in Hamburg 
erfolgt anzuſehen ſei und deshalb das Geſetz von 1894 Platz 
greife. Es handelt ſich alſo inſoweit um die der Resiſion 
entzogene Anwendung des genannten Geſetzes. VI. C. S. i. S. 
Pein c. Erbſchaftsſtsſteueramt Hamburg vom 30. November 
1896, Nr. 245/96 VI. 

Zu den Geſetzen über Schutz von Marken und 
Waarenbezeichnung. 

42. Mit Unrecht beſchwert ſich der Rkl. über die Zurück— 
weiſung ſeines Einwands, daß das für die Kl. eingetragene 
Waarenzeichen „Cacab-Chouva“ ein Freizeichen für Liköre ſei. 
Nach dem Mark. Sch. G. vom 30. November 1874 knüpfte 
ſich das Recht des Markenſchutzes an die Anmeldung, und 


die Eintragung konnte kein Recht gewähren, das nicht ſchon 


durch die Anmeldung begründet war. Ebenſo bewirkte nach 
demſelben Geſetz die Löſchung eines eingetragenen Zeichens nicht 
Erlöſchen des durch die Anmeldung erworbenen Schutz— 
Ahts, ſondern fie war lediglich dazu beſtimmt, eind ereits 
irklich erfolgtes Erloſchenſein formal zu beurkunden. Eine 
weſentlich andere Bedeutung haben Eintragung un Löschung 
nach dem hier anzuwendenden Geſetz zum Schutz derz Wa ren⸗ 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894. Nach § 12 dieſes Geſetzes 
hat die Eintragung eines Waarenzeichens die Wirkung, daß 
dem Eingetragenen das ausſchließliche Recht zur Benutzung des 
Zeichens zuſteht. Damit iſt ausgeſprochen, daß, ſolange dieſe 
Eintragung beſteht, auch die bezeichnete Wirkung mit ihr ver— 
bunden iſt. Des vom Rkl. für unſtatthaft erachteten Schluſſes 
vom Gegentheil aus der Beſtimmung im Abſ. 2 des § 12 
bedarf es nicht. Ob in den Fällen, in denen nach § 9 des 
Geſetzes ein Dritter im Wege der Klage die Löſchung eines 
Waarenzeichens beantragen kann, dieſer Dritte auch eine Ein: 
rede gegen die dies Zeichenrecht ihm gegenüber geltend machende 
Klage hat, kann dahin geſtellt bleiben, weil keiner dieſer Fälle 
hier vorliegt. Irrig iſt insbeſondere die Meinung des EL, 
daß die Beſtimmung des § 9 Nr. 3 hier zutreffen würde, wenn 
das für die Kl. eingetragene Zeichen ein Freizeichen wäre. Iſt 
Jeder berechtigt, Liköre unter der Bezeichnung „Cacao-Chouva“ 
in den Handel zu bringen, dann kann der Inhalt dieſes auch 
von der Kl. für die gleiche Waare benutzten Zeichens — und 
auf dieſen Inhalt allein kommt es an — kein ſolcher ſein, der 
den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht und die Gefahr 
einer Täuſchung begründet. (Vergl. auch § 4 Satz 1 und 
Nr. 3 des Geſetzes.) Verfehlt iſt ferner der Reviſionsangriff, 
der ſich dagegen richtet, daß das B. G. das für die Kl. ein- 
getragene Zeichen als ein für Liköre geſchütztes anerkannt hat, 
obwohl die Eintragung unter der nur feſte Nahrungs- und 
Genußmittel umfaſſenden Waarenklaſſe 26 erfolgt iſt. Das 
B. G. hat angenommen, daß die Kl., weil nach ihrer An- 
meldung das Zeichen für „Cacao-Crëme mit Vanille, genannt 
Cacab-Chouva“ beſtimmt ſei, das Zeichen für Liköre ans 
gemeldet habe. Dieſe Annahme unterliegt keinem Bedenken. 
Sie ſtützt ſich auf die nicht zu beanſtandende thatſächliche Vor— 
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aussetzung, daß die Worte Cacao. Créme zwar in ihrer eigent⸗ 
lichen Bedeutung eine aus Cacao mit Sahne und anderen 
Zuſätzen hergeſtellte Speiſe bezeichnen, ſeit vielen Jahrzehnten 
aber in Frankreich und Deutſchland auch zur Benennung feiner 
ſüßer / Liköre dienen, und daß Cacao⸗Chouva ein ſeit langer 
Zeit unter dieſem Namen bekannter Likör fer, Nebenher iſt 
berückſichtigt, daß in der Anmeldung als Geſchäftsbetrieb, in 
dem das Zeichen verwendet werden ſoll, Fabrikation von Likören 
und Konſervenfrüchten angegeben iſt, und daß nach einer Be- 
ſcheinigung des Handelsgerichts zu Bordeaux, die die Kl. dem 
Patentamt zur Erbringung des nach § 23 Abſ. 2 des Geſetzes 
erforderlichen Nachweiſes vorgelegt hatte, das Zeichen den Zweck 
hat, „a &tre placde sur des étiquettes de bouteilles conte- 
nant de la liqueur“ . — Nun kann allerdings der Anſicht des 
B. G., daß es bezüglich der Frage, für welche Waaren ein 
eingetragenes Zeichen geſchützt ſei, lediglich darauf ankomme, 
für welche Waare das Zeichen angemeldet ſei, nicht beigepflichtet 
werden. Iſt es nach dem Geſetz vom 12. Mai 1894 nicht 
die Anmeldung, ſondern die Eintragung, wodurch das Schutz⸗ 
recht begründet wird, dann muß auch für den Inhalt und 
Umfang des Schutzrechts als entſcheidend angeſehen werden, 
für welche Waaren nach den in die Eintragung aufgenommenen 
Angaben das eingetragene Zeichen beſtimmt iſt. Wenn im 
§ 12 des Geſetzes das durch die Eintragung begründete Recht 
als das Recht bezeichnet worden iſt, Waaren der „angemeldeten“ 
Art — mit dem Waarenzeichen zu verſehen, fo iſt dabei offenbar 
mit Rückſicht auf die Vorſchrift des § 3 Nr. 2 vorausgeſetzt, 
daß die Eintragung mit der Anmeldung übereinſtimmt. Ent⸗ 
ſcheidend kann aber andererſeits nur ſein der Inhalt der Ein⸗ 
tragung ſelbſt und nicht die Waarenklaſſe unter welcher die 
Eintragung erfolgt iſt. Die Eintragung unter einer beſtimmten 
Waarenklaſſe verlangt das Geſetz nicht, dem Geſetz iſt genügt, 
wenn nur überhaupt die Zeichenrolle das enthält, was ſie nach 
$ 3 enthalten ſoll. Im gegebenen Fall iſt nun aber unſtreitig, 


das Zeichen verwendet werden ſoll, wie in der Bezeichnung der 
Waaren, für die es beſtimmt ift, die Eintragung genau der 
Anmeldung entſpricht, und danach ſteht der Kl. das Schutzrecht 
für die W Auch im 


meldung die Erlangung eines in dieſer Weiſe wirkenden Schutz⸗ 
I. C. S. i. S. Silz Morel c. Groß 
vom 5. Dezember 1896, Nr. 247/96 J. 

f ach § 6 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutz der Waaren⸗ 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894 iſt die Entſcheidung des 
Patentamts, daß die beiden in Frage ſtehenden Waarenzeichen 
miteinander übereinſtimmen, eine endgültige. Es fragt ſich 
a nur, ob der Kl. ungeachtet dieſer Uebereinſtimmung ein 
Anſpruch auf Eintragung gegen die Bekl. zuſteht. Mit Recht 
8 den Inſtanzgerichten verneint worden. Die in dem 

orprozeß erhobene Klage war dagegen gerichtet, daß die jetzige 
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Kl. das Zeichen mit dem Adler zur Keunzeichnung ihrer Waare 
benutzte. Das dieſe Klage abweiſende und rechtskräftig ge⸗ 
wordene Urtheil ſtellte das ſtreitig geweſene Rechtsverhältniß 
dahin feſt, daß die Geſellſchaft D. & Co. fortan nicht berechtigt 
war, die Geſellſchaft P. & F. au der Benutzung jenes Zeichens 
zur Waarenbezeichnung zu hindern. 
genannte Firma (die jetzige Kl.) das von ihr benutzte Zeichen 


Vorausſetzung bildet. Weil die Bekl. (D. & Co.) nicht berechtigt 
war, die Kl. von der Benutzung des Zeichens mit dem Adler 
auszuſchließen, war ſie auch nicht in der Lage, die Löſchung 
dieſes Zeichens, nachdem es eingetragen worden war, herbei⸗ 
zuführen. Sie mußte es als ein durch das Geſetz vom 
30. November 1874 geſchütztes gelten laſſen. Weiter aber 
reicht die Tragweite des in dem Vorprozeß ergangenen Urtheils 


nicht. Es entzieht der Bekl. nicht die Befugniß, auf Grund 


dagegen zu erheben, daß die Kl. für das von ihr benutzte 
Zeichen auch den Schutz des neuen Geſetzes erlangt. Anders 
läge die Sache nur dann, wenn das Geſetz vom 12. Mai 1894 
beſtimmte, daß die in die amtsgerichtlichen Zeichenregiſter ein. 
getragenen Waarenzeichen nach erfolgter Anmeldung beim Patent- 
amt ohne Weiteres in die Zeichenrolle einzutragen ſeien. Das 
iſt aber, wie ſich aus § 24 des Geſetzes ergiebt, nicht der Fall. 
Nur die Eintragung derjenigen in die Zeichenregiſter ein⸗ 
getragenen Zeichen, die auf Grund eines älteren landesgeſetz⸗ 
lichen Schutzes eingetragen worden ſind, darf nicht verſagt 
werden; alle übrigen ſind nur dann in die Zeichenrolle ein- 
zutragen, wenn ſie den Erforderniſſen des neuen Geſetzes ent- 
ſprechen. Die frühere Eintragung in das Zeichenregiſter oder 
vielmehr die ihr zu Grunde liegende Anmeldung hat nur Be⸗ 
deutung für die Frage der Priorität. Hiervon abgeſehen, iſt 
das Schutzrecht, das durch die Eintragung in die Zeichenrolle 
gewonnen wird, ein von der früheren Eintragung unabhängiges, 
auf ſelbſtſtändigen Vorausſetzungen beruhendes neues Recht, 
nicht das alte Recht mit lediglich neuer formaler Grundlage. 
Daraus folgt dann aber mit Nothwendigkeit, daß die Ein⸗ 
tragung in das Zeichenregiſter des Amtsgerichts Charlottenburg 
und das im Vorprozeſſe ergangene Urtheil nicht geeignet ſind, 
einen Anſpruch der Kl. gegen die Bekl. auf Eintragung ihres 
Zeichens in die Zeichenrolle zu begründen. Unerheblich iſt die 
Behauptung der Kl., daß zuerſt ſie und der mit ihr in Ver⸗ 
bindung ſtehende Apotheker F. C. D. in Berlin unter der 
damals noch nicht eingetragenen Adlermarke Toilettenſeife her⸗ 
geſtellt und vertrieben habe. Die blos thatſächliche Benutzung 
dieſes Zeichens gewährte kein Prioritätsrecht gegenüber der zuerſt 
erfolgten Zeichenanmeldung der Bekl. Unerheblich iſt auch die 
fernere Behauptung, daß der Mitinhaber der beklagten Geſell⸗ 
ſchaft, R. M., mit einem anderen aus Berlin ſtammenden 
Apotheker D. zu einer offenen Handelsgeſellſchaft unter der 
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Firma D. & Co. zuſammengetreten ſei, um ebenfalls D. ſche 
Seife in den Handel bringen zu können, und daß dieſe Geſell⸗ 
ſchaft am 30. Dezember 1890 gegründet, der genannte D. aber 
ſchon am 1. Januar 1891 wieder ausgetreten und eine andere 
Perſon an ſeine Stelle getreten ſei. Iſt das richtig, was die 
Kl. behauptet, ſo folgt daraus höchſtens, daß der Regiſterrichter 
eine Aenderung der Firma der Bekl. als einer der Wahrheit 
nicht entſprechenden erzwingen könnte. So lange eine Aenderung 
nicht durchgeſetzt wird, bleibt die eingetragene Firma die Firma 
der Bekl., und das für die Firma eingetragene Waarenzeichen 
ein Waarenzeichen dieſer Firma. Im Falle einer Aenderung 
konnte überdies gemäß $ 5 Nr. 2 des Geſetzes vom 30. No- 
vember 1874, und kann gemäß 8 3 Nr. 3 des Geſetzes vom 
12. Mai 1894 das Zeichenrecht für die neue Firma gewahrt 
werden. I. C. S. i. S. Pieper & Flatau c. Döring & Co. vom 
2. Dezember 1896, Nr. 230/96 J. N 

44. Nach § 4 des Geſetzes zum Schutze der Waaren⸗ 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894 iſt die Eintragung von aus 
Wörtern beſtehenden Waarenzeichen zuläſſig, ſofern dieſe Wörter 
nicht bloße Angaben über Art, Zeit und Ort der Herſtellung, 
über die Beſchaffenheit, über die Beſtimmung, über Preis⸗, 
Mengen- oder Gewichts⸗Verhältniſſe der Waare enthalten. 
Durch die Eintragung erlangt der Eingetragene das aus⸗ 
ſchließliche Recht, Waaren der angemeldeten Art oder deren 
Verpackung oder Umhüllung mit dem Waarenzeichen zu ver⸗ 
ſehen, die ſo bezeichneten Waaren in Verkehr zu ſetzen, 
ſowie auf Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefen, Em⸗ 
pfehlungen, Rechnungen oder dergl. das Zeichen anzubringen. 
8 12 1. e.) Dieſes ausſchließliche Recht des Eingetragenen 
ſoll denſelben in die Lage ſetzen, in ſeinem Geſchäfts betriebe 
zur Unterſcheidung ſeiner Waaren von den Waaren Anderer 
ſich des Waarenzeichens zu bedienen (§ 1 1. c.), ihn alſo da⸗ 
gegen ſchützen, daß Andere daſſelbe Waarenzeichen in ihrem 
Geſchäftsbetriebe zur Bezeichnung ihrer Waare gebrauchen. 
Aus der Ausſchließlichkeit des Rechtes des Eingetragenen folgt, 
daß ihm im Falle einer Störung gegen den Störenden die 
negatoriſche Klage zuſteht. Eine Störung aber liegt dann 
vor, wenn ein Anderer thut, was der Eingetragene allein thun 
darf, nämlich wenn der Andere Waaren der angemeldeten Art, 
oder deren Verpackung oder Umhüllung mit dem eingetragenen 
Waarenzeichen verſieht, die ſo bezeichnete Waare in 
Verkehr ſetzt, oder wenn er auf Ankündigungen, Geſchäftsbriefen 
oder dergl. die Zeichen anbringt. Für die Entſcheiduug 
des vorliegenden Rechtsſtreits kommt es alſo darauf an, ob die 
Bekl. ſich eine derartige Störung des Kl. in der ausſchließlichen 
Benutzung der für ihn eingetragenen Waarenzeichen hat zu 
Schulden kommen laſſen, indem ſie in ihren Bekanntmachungen, 
Plakaten und Etiketts der Bezeichnung ihres Bitterliqueurs als 
„Heinrich Scheeffers bittere Tropfen“ den Zuſatz beigefügt hat: 
„Erſatz für Dr. Mamps bittere Tropfen“ und in dem weiter 
folgenden Tert nochmals „Dr. Mamps bittere Tropfen“ als 
die früher von ihr für denſelben Liqueur benutzte Bezeichnung 
erwähnt. Schlechthin kann dieſe Frage nicht bejaht werden. 
Da ein ſtörender Eingriff in das ausschließliche Recht des Kl. 
nur dann vorliegt, wenn auch die Bekl. ihre Waare mit dem 
geſchützten Zeichen verſieht, die ſo bezeichnete Waare 
in Verkehr bringt oder das geſchützte Zeichen auf ihren An⸗ 


kündigungen anbringt, fo ift eine ſolche Störung nicht ſchon 
dann anzunehmen, wenn die geſchützten Worte irgendwie auf 
den Etiketts oder in den Ankündigungen der Bekl. vorkommen, 
ſondern nur in dem Falle, wenn dies in ſolcher Weiſe geſchieht, 
daß dritte Perſonen in den Glauben verſetzt werden können, die 
von der Bekl. in Verkehr geſetzte oder angekündigte Waare ſolle 
mit den geſchützten Worten bezeichnet werden. Dagegen 
würde es eine widerrechtliche Benutzung des geſchützten Waaren⸗ 
zeichens nicht enthalten, wenn in dem Etikett und in den An⸗ 
kündigungen der Bekl. die Worte: „Dr. Mamps bittere Tropfen“ 
in ſolcher Geſtalt und in ſolchem Zuſammenhange aufträten, 
daß die Möglichkeit, ſie als Waarenbezeichnung anzuſehen, aus⸗ 
geſchloſſen wäre. Nun hat aber das B. G. angenommen, daß 
die geſchützten Worte in dem Etikett der Bekl. lediglich eine 
Aufſchrift darſtellten, welche ſich des geſchützten Waaren⸗ 
zeichens bediene, wobei es gleichgültig ſei, daß die Bekl. 
die Anmaßung des fremden Waarenzeichens durch den Zuſatz: 
„Erſatz für“ zu verſchleiern ſuche, und daß es ſich für die Bekl. 
auch bei der Einfügung der Worte „Dr. Mamps bittere Tropfen“ 
in den weiteren Text, wo dieſe Worte mit fetter Schrift ge⸗ 
druckt ſeien und ſich auffällig von dem übrigen Text abhöben, 
zweifellos nur darum handle, ihrem Fabrikat den Anſchein 
zu geben, als ob man es dabei mit dem durch die eingetragene 
Waarenbezeichnung geſchützten Fabrikat zu thun habe. Aus 
dieſer Begründung ergiebt ſich, daß das B. G. aus der Art 
und Geftalt, wie die geſchützten Worte in dem Etikett der Bekl. 
angewendet und hervorgehoben ſind, die thatſächliche Ueberzeugung 
gewonnen hat, daß die Bekl. ſich der geſchützten Worte bedient 
hat, um bei Dritten die Meinung zu erwecken, ſie hätten ein 
mit dieſen Worten bezeichnetes Fabrikat vor ſich. Das B. G. 
iſt alſo bei ſeiner Entſcheidung von richtigen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten ausgegangen, und da ſeine thatſächliche Beurtheilung 
des Sachverhältniſſes der Nachprüfung in dieſer Inſtanz nicht 
unterliegt, ſo kann die Reviſion nicht zu einer Aufhebung des 
B. U. führen. Insbeſondere iſt es unbegründet, wenn die Rkl. 
Verletzung des § 13 des Geſetzes zum Schutze der Waaren⸗ 
bezeichnungen rügt, denn das B. G. hat die Möglichkeit, daß 
die Bekl. beim Gebrauche der geſchützten Worte die Abſicht ver⸗ 
folgt haben könne, eine Angabe über die Beſchaffenheit oder 
Beſtimmung der Waare auf deren Umhüllung anzubringen, 
ausdrücklich in den Kreis ſeiner Erwägungen gezogen, iſt aber 
dennoch aus den oben hervorgehobenen Gründen zu feiner Feſt⸗ 
ſtellung gelangt, welche die Anwendung des § 13 zu Gunſten 
der Bekl. ohne weiteres ausſchließt. Es iſt ferner unbegründet, 
daß die Feſtſtellungen des B. G. gegenüber dem § 20 des 
Geſetzes unzureichend ſeien, weil dieſelben ſich darauf hätten 
richten müſſen, daß trotz der Abweichungen der angegriffenen 
Bezeichnung von dem geſchützten Waarenzeichen die Gefahr 
einer Verwechslung im Verkehr vorliege. Da es ſich um ein 
Wortzeichen handelt, das nicht in beſtimmter figürlicher Dar⸗ 
ſtellung, ſondern lediglich als Klangzeichen geſchützt iſt, ſo be⸗ 
ſteht die Gefahr einer Verwechslung überall da, wo die ge⸗ 
ſchützten Worte in irgend einer Darſtellung auftreten, wenn 
dieſelbe nur geeignet iſt, den Anſchein hervorzurufen, als ſollten 
die Worte zur Bezeichnung der Waare dienen. Daß dieſer 
Fall hier vorliege, hat das B. G. feſtgeſtellt. Ob die äußere 
Darſtellung der Worte mit derjenigen übereinſtimmt, in welcher 
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der Kl. das geſchützte Zeichen bisher für ſich verwendet hat, ift 
ohne Erheblichkeit, weil der Kl. die geſchützten Worte in jeder 
beliebigen Geſtalt für ſich benutzen darf. Ohne Grund ſucht 
ferner die RE. eine Geſetzesverletzung daraus herzuleiten, daß 
das B. G. von einem in der Benutzung der geſchützten Worte 
liegenden „unerlaubten Wettbewerbe“ ſpreche, obgleich das Geſetz 
zur Bekämpfung des unlautern Wettbewerbes erſt nach Er⸗ 
hebung der Klage erlaſſen ſei, denn die Erwägungen des B. G. 
bieten nicht den geringſten Anhalt dafür, daß daſſelbe feiner Ent- 
ſcheidung die Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu Grunde gelegt habe. 
Andererſeits war das B. G. wohl berechtigt, von einem uner- 
laubten Wettbewerbe der Bekl. zu ſprechen, wenn es davon 
ausging, daß dieſe vorſätzlich oder grob fahrläſſig in das Schutz⸗ 
recht des Kl. eingegriffen habe, denn die hiergegen gerichteten 
Beſtimmungen des Geſetzes zum Schutze der Waarenbezeich⸗ 
nungen ſollen recht eigentlich einen unerlaubten Wettbewerb 
treffen. Unbegründet iſt weiter die Rüge der Reviſion, es ſei 
einerſeits nicht feſtgeſtellt, daß der Kl. vor der Eintragung 
ſeiner Zeichen ein ſchutzfähiges Recht auf dieſelben gehabt habe, 
andererſeits nicht berücksichtigt, daß die Bekl. nach ihrer Be⸗ 
hauptung lange vor der Eintragung einen bitteren Liqueur 
hergeſtellt und unter der Bezeichnung „Dr. Mamps bittere 
Tropfen“, welche Bezeichnung faſt von ſämmtlichen Deftillateuren 
für die von ihnen hergeſtellten Bitter⸗Liqueure benutzt worden 
ſei, verkauft habe. Hatte der Kl. vor der Eintragung feiner 
Zeichen kein ſchutzfähiges Recht auf deren Führung, fo erlangte 
er es durch die Eintragung, wie aus § 12 des Geſetzes 
klar hervorgeht, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die Bekl. 
und andere Gewerbtreibende bis dahin ſich des eingetragenen 
Zeichens bedient hatten. Das Geſetz begründet keine Aus- 
nahme von der Ausſchließlichkeit des durch die Eintragung 
erworbenen Schutzrechts zu Gunſten eines Beſitzſtaudes anderer 
Perſonen, der ſeinerſeits durch Eintragung nicht geſchützt iſt, 
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von den bereits erwähnten Vorſchriften des § 13 abgeſehen. 


Der im § 9 Abſ. 2 des Geſetzes vorgeſehene Fall liegt nach 
den eigenen Anführungen der Bekl. nicht vor, ſo daß dieſe 
Geſetzezvorſchrift hier nicht intereſſirt. So weit die Behauptungen 
der Bekl. darauf abzielen, der Bezeichnung „Dr. Mamps 
bittere Tropfen“ den Charakter eines Freizeichens beizulegen, 
war ſie damit in dieſem Rechtsſtreit nicht zu hören. Das 
Geſetz zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 
1894 hat, in bewußter Abweichung von dem älteren Rechts- 
zuſtande, den Gerichten die Entſcheidung darüber, ob ein zur 
Eintragung angemeldetes Zeichen ein Freizeichen und aus 
dieſen Grunde nicht eintragungsfähig fei, den Gerichten 
entzogen und dem Patentamt allein übertragen. Dieſe 
Behörde hat die angemeldeten Zeichen auf ihre Eintragungs⸗ 
fähigkeit (55 4, 5 des Geſetzes) zu prüfen. Entſcheidet fie ſich 
auf Grund der vorgenommenen Prüfung für die Eintragung, 
ſo genießt das eingetragene Zeichen den geſetzlichen Schutz, 
ohne daß die Gerichte befugt wären, die Rechtmäßigkeit der 
Eintragung nachzuprüfen (vergl. Entſch. des R. G. in Straf⸗ 
Inden Bd. 28 S. 277). Es kann alſo nicht die Rede davon 
ſein, daß der Bekl. auf Grund der angeblichen Freizeichenqualität 
des geſchützten Zeichens eine Einrede gegen den Klageanſpruch 
luſtinde Vermeint ſie, darthun zu können, daß das geſchützte 
Zeichen ein Freizeichen ſei, ſo muß ihr überlaſſen bleiben, bei 


dem Patentamt die Löſchung in Antrag zu bringen. 1. C. S. 
i. S. Scheefer o. Mampe vom 2. Dezember 1896, Nr. 240/96 J. 

IV. Das Gemeine Recht. 

45. Allerdings ſteht es in der Praxis des proteſtantiſchen 
Eherechtes feſt, daß in Anſehung der zeitweiligen Trennung 
von Tiſch und Bett die Einrede der Kompenſation keineswegs 
ſchlechthin durchgreift, vielmehr auch bei beiderſ eitigem Ver⸗ 
ſchulden auf eine ſolche Trennung erkannt werden kann; vergl. 
v. Scheurl, Eherecht, S. 348, Kierulff, Sammlung der 
Entſcheidungen des Ober⸗Appellationsgerichts zu Lübeck, Bd. 4 
S. 809 ff, und Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 11 
S. 367 ff.; aber dies iſt dann eine Maßregel von halb ad⸗ 
miniſtrativem Charakter, bei welcher der Richter nach ſeinem 
Ermeſſen Zweckmäßigkeitsrückſichten walten laſſen darf, und auf 
die keiner der Ehegatten ein Recht hat. Mit Unrecht hat für 
die entgegengeſetzte Auffaſſung die Kl. ſich auf das bei Seuffert, 
Archiv, Bd. 47 Nr. 35, gedruckte Urtheil des III. C. S. des 
R. G. berufen; denn dort ſtand nicht zeitweilige Trennung wegen 
beiderſeitigen, ſondern wegen einſeitigen Verſchuldens in 
Frage. VI. C. S. i. S. Magnus C. Magnus vom 5. No- 
vember 1896, Nr. 174/96 VI. Ä 

46. Mit Unrecht wird dem vorigen Richter zum Vorwurfe 
gemacht, er ſei bei ſeiner Entſcheidung von unrichtigen Rechts⸗ 
grundſätzen ausgegangen. Das B. G. hat bei der Beant⸗ 
wortung der Frage, ob die Frau während des von ihr an⸗ 
geſtrengten Scheidungsprozeſſes das eheliche Zuſummenleben 
aufheben und von dem Manne die Mittel zum Getrenntleben 
fordern könne, keineswegs lediglich den einen Punkt in Betracht 
gezogen, ob für die Frau bei Fortſetzung des Zuſammenlebens 
Mißhandlungen zu befürchten ſeien, ſondern allgemein unter⸗ 
ſucht, ob ein gerechter Grund der Verweigerung des Zuſammen⸗ 
lebens vorliege. Ein ſolcher Grund iſt gegeben, wenn der 
Zwang zur Rückkehr eine unbillige Härte enthalten würde. 
Der vorige Richter verneint eine ſolche Härte. III. C. S. i. S. 

teinthal c. Steinthal vom 1. Dezember 1896, Nr. 319/96 III. 

47. Der vorige Richter geht bezüglich der Frage, ob der 
auf Zeit von der Mutter getrennte Vater dieſer die Erziehung 
der gemeinſchaftlichen am 10. Februar 1883 geborenen Tochter, 
die von dem Vater ſeit Februar 1892 in der Familie des 
Kaufmanns Johann Nepomuk R. in Gelnhauſen untergebracht 
iſt, zu überlaſſen hat, von dem richtigen Rechtsſatze aus, daß 
die Erziehung des Kindes der Regel nach dem Vater zuſteht 
und daß ein beſonders triftiger, dem Intereſſe des Kindes ent⸗ 
lehnter Grund, eine justissima causa, vorliegen muß, um der 
Mutter zu geſtatten, das bei ihr befindliche Kind dem Vater 
vorzuenthalten beziehungsweiſe, wenn das Kind bei dem Vater 
fi) befindet, die Ueberlaſſung der Erziehung des Kindes zu ver- 
langen. Der Angriff des Rkl. richtet ſich denn auch nur gegen 
die Würdigung der von dem vorigen Richter für die Ueber⸗ 
lafſung des Kindes an die Mutter verwertheten Thatſachen und 
gegen die angebliche Nichtberückſichtigung der von dem Bekl. 
für die Erziehung des Kindes bei ihm geltend gemachten 
Umſtände. Dem Reviſtonsgericht iſt zwar die Nachprüfung, ob 
ein triftiger Grund vorliege, um den Vater die Erziehung ſeines 
Kindes zu nehmen, nicht verſchloſſen, es kann aber nicht zu 
einem abweichenden Ergebniſſe gelangen. III. C. S. i. S. 
Stahl c. Stahl vom 27. November 1896, Nr. 195/96 III. 
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48. Nach gemeinem Recht ift wegen Geiſteskrankheit zu 
entmündigen, wer in Folge geiſtiger Schwäche oder krankhafter 
Störung der Geiſtesthätigkeit zur zweckentſprechenden Beſorgung 
feiner Angelegenheiten, insbeſondere zur ſelbſtſtändigen Ver⸗ 
waltung ſeines Vermögens nicht im Stande iſt. Der Kl. leidet 
allerdings an einer dauernden Gehirnkrankheit, die zu einer 
ſolchen geiſtigen Schwäche zu führen vermag. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen der Vorinſtanzen liegt jedoch zur Zeit eine ſolche 
Geiſtesſchwäche keinenfalls vor. Der Kl. iſt aber nach den 
vorgetragenen und vom B. G. nicht zurückgewieſenen S. ' ſchen 
Erachten nicht blos epileptiſchen Anfällen und Schwindelanfällen 
mit ihren Folgezuſtänden zeitweiliger Trübung des Bewußtſeins 
unterworfen, es tritt auch bei ihm periodiſch, mit und ohne 
Anfall, ein Zuſtand veränderten Bewußtfeins, ſogenannter 
absence, ein, der als akute tranſitoriſche Geiſtesſtörung be- 
zeichnet wird. Der Kl. leidet alſo an akuten tranſitoriſchen 
Geiſtesſtörungen und es ſteht zur Frage, ob nicht auch ſchon 
ein ſolcher Zuſtand die Entmündigung fordert. Soweit nun 
die Reviſion die Entmündigung ſchon aus dem Grunde für 
geboten erachtet, weil der Kl. wegen ſeiner perverſen geſchlecht⸗ 
lichen Neigungen gemeingefährlich ſei, kann ihr nicht beigetreten 
werden. Dieſer Geſichtspunkt iſt nach gemeinem Recht für die 
Entmündigung nicht maßgebend. So wenig Gemeingefährlichkeit 
an ſich ein Grund der Entmündigung iſt, ſo wenig kann ſie 
ſelbſt in Verbindung mit einer krankhaften Störung der Geiſtes⸗ 
thätigkeit für ſich allein die Entmündigung rechtfertigen. Vor⸗ 
ausſetzung für letztere bleibt immer, daß die Störung die ſelbſt⸗ 
ſtändige zweckentſprechende Beſorgung der eigenen Angelegenheiten 
ausſchließt oder doch weſentlich beeinträchtigt. So lange daher 
trotz Störungen der Geiſtesthätigkeit Handlungsfähigkeit beſteht, 
iſt die Entmündigung nicht zuläſſig, ſelbſt wenn der den 
Störungen Unterliegende eine Gefahr für die öffentliche Ordnung 
fein ſollte. Hieran iſt auch durch die Mitwirkung der Staats⸗ 
anwaltſchaft am Entmündigungsverfahren nichts geändert worden. 
Die Aufhebung oder Beeinträchtigung der Handlungsfähigkeit 
kann nun allerdings auch ſchon durch akute tranſitoriſche Geiftes- 
ſtörungen herbeigeführt werden. Wie weit die Wirkungen ſolcher 
Störungen reichen, iſt im einzelnen Falle zu ermitteln. Wird 
die Handlungsfähigkeit durch vorübergehende Störungen nur 
vorübergehend beeinträchtigt, und bleibt der Kranke im Stande, 
ſeine Angelegenheiten zweckentſprechend zu beſorgen, ſo iſt die 
Entmündigung nicht gerechtfertigt, während ſie nothwendig wird, 
wenn die Störungen über ihre Dauer hinaus den Kranken zur 
ordnungsmäßigen Beſorgung ſeiner Angelegenheiten unfähig 
machen. In vorliegender Sache hat das B. G. die letztgedachte 
Wirkung tranſitoriſcher Geiſtesſtörungen nicht feſtgeſtellt, ſich 
vielmehr der landgerichtlichen Auffaſſung angeſchloſſen, daß der 
Kl., der trotz ſeiner Krankheit ſeine bisherige Geſchäftsthätigkeit 
ohne weſentliche Beeinträchtigung hat fortſetzen können, die zur 
Beſorgung ſeiner Angelegenheiten erforderliche Handlungsfähigkeit 
noch beſitzt. III. C. S. i. S. Staatsanwaltſchaft e. Neumeyer 
vom 17. November 1896, Nr. 183/96 III. 

49. In der Lehre des ſogenannten gemeinen deutſchen 
Privatrechtes wird allerdings der Begriff der Abtheilung eben 
ſo wohl in den Fällen des ſogenannten Beiſitzes angewandt, 
wo von vornherein ſchon jedem Kinde ſeine ideelle Quote an 
den Nachlaßgegenſtänden, bezw. der juriſtiſche Beſitz zu ſolcher 


Quote, wenn auch belaſtet mit dem Nießbrauchsrechte des 
Beiſitzberechtigten, zugeſtanden hat, wie in den Fällen der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft, wo von anfänglicher Quotentheilung 
keine Rede iſt, ſondern Recht und juriſtiſcher Beſitz ungetheilt 
und ſolidariſch allen Gemeinſchaftsintereſſenten zuſteht, wenn 
auch unter ausſchließlichem Verwaltungs⸗ und Nutzungsrechte 
des betheiligten Elterntheils; vergl. z. B. Stobbe, Deutſches 
Privatrecht, Bd. 4 §S 241; und in den erſtern Fällen würde 
durch einen ſolchen Vorgang, wie er hier nach der Feſtſtellung 
des B. G. ſtattgefunden hat, in der That noch keine Rechts⸗ 
änderung bewirkt, ſondern nur das ſchon beſtehende Rechts⸗ 
verhältniß von Neuem anerkannt ſein; aber in Hamburg iſt 
eben auch die Mutter als überlebender Elterntheil nicht auf 
das bloße Beiſitzrecht beſchränkt, ſondern Oberhaupt der fortge⸗ 
ſetzten Gütergemeinſchaft, und wenn daher durch einen beſondern 
Rechtsakt hier die Quotentheilung in Beziehung auf Recht und 
Beſitz bewirkt iſt, mit der Rechtsfolge, daß damit den Kindern 
ihre Quoten endgültig erworben ſind, ſelbſt für den Fall, daß 
es doch nicht zur Wiederverheirathung der Mutter kommen 
ſollte, ſo könnte ſicher auch vom Standpunkte des gemeinen 
Rechtes aus nicht gerügt werden, daß rechtsirriger Weiſe eine 
Abtheilung als damit ſchon vollzogen angeſehen worden ſei. 
VI. C. S. i. S. Hamburgiſches Erbſchaftsſteueramt c. Weishut 
vom 19. November 1896, Nr. 207/96 VI. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

50. Gemäß § 23 der Einleitung zum Pr. A. L. R. werden 
die perſönlichen Eigenſchaften und Befugniſſe eines Menſchen 
nach den Geſetzen der Gerichtsbarkeit beurtheilt, unter welchen 
derſelbe ſeinen eigentlichen Wohnſitz hat. Gemäß § 25 
der Einleitung werden, ſo lange Jemand keinen beſtimmten 
Wohnſitz hat, ſeine perſönlichen Rechte und Verbindlichkeiten 
nach dem Orte ſeiner Herkunft beurtheilt. Dieſer Ort der 
Herkunft iſt aber im Sinne des Landrechts die origo oder der 
Ort, an welchem zur Zeit der Geburt des Menſchen oder im 
Falle der Veränderungen zur Zeit der Beendigung der väter⸗ 
lichen Gewalt über ihn, der eheliche Vater deſſelben ſeinen 
Wohnſitz hatte. Der Ort der Herkunft iſt ſomit im Sinne 
des Landrechts der durch die Eltern vermittelte Wohnſitz. 
(Vergl. Allgemeine Gerichtsordnung Thl. I, Tit. 2 § 17, 
A. L. R. § 60 Thl. II, Tit. 2. Koch, A. L. R. für die 
Preußiſchen Staaten 8. Auflage 1 S. 42 Note 60. Dernburg, 
Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, V. Auflage Bd. 1 S. 51.) 
Dieſen Wohnſitz (domicilium necessarium) nimmt das B. G. 
für die Bekl. mit der Feſtſtellung, daß der Vater der Bekl. als 
öſterreichiſcher Unterthan ſtets in Oeſterreich ſeinen Wohnſtitz 
gehabt und dort auch die Bekl. mit ihrer Mutter, abgeſehen 
von dem vorübergehenden Aufenthalte in Preßburg, immer 
gelebt habe, und mit der Anwendung des § 25 der Einleitung 
an. Die thatſächlichen Feſtſtellungen über den Wohnſitz des 
Vaters in Verbindung mit der Hinweiſung auf die Voraus- 
ſetzung des § 25 der Einleitung, daß Jemand noch keinen 
beſtimmten Wohnſitz habe, laſſen keinem Zweifel darüber Raum, 
daß das B. G. feſtſtellen wollte, die Bekl. habe den vom 
Vater abgeleiteten Wohnſitz in Oeſterreich und keinen ſelbſt⸗ 
ſtändigen erworben. Die feſtgeſtellten Thatſachen reichen zu 
dieſer Annahme hin. Für die Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit 
der Perſon iſt ſomit, wie nach gemeinem Rechte, ſo auch nach 


preußiſchem Rechte regelmäßig das Recht des Wohnſitzes der 
Perſon maßgebend. Eine Ausnahme macht dagegen § 35 der 
Einleitung zum A. L. R. hinſichtlich der von Ausländern im 
Inlande über die daſelbſt befindlichen Sachen geſchloſſenen 
Verträge. In dieſer Beziehung ſoll der Fremde in Anſehung 
ſeiner Fähigkeit, zu handeln, nach denjenigen Geſetzen beurtheilt 
werden, nach welchen die Handlung am beſten beſtehen kann. 
Die Vorausſetzung des $ 35 iſt fomit, daß der Vertrag im 
Irlande geſchloſſen tft und eine daſelbſt befindliche Sache betrifft. 
Die Reviſton iſt zwar der Meinung, daß es ſich hier um einen 
Vertrag über bewegliche Sachen im Sinne der §§ 28 und 35 
der Einleitung zum A. L. R. handle. Eigenſchaften, Anlagen 
und Fähigkeiten einer Perſon können zwar wirthſchaftlich ein 
Vermögen bedeuten, ſie bilden aber die Perſon, ſind in ihrer 
Vereinigung die Perſon und ſind deshalb keine Sache. Die 
Anwendbarkeit des 5 35 erſcheint daher ſchon wegen des Gegen⸗ 
ſtandes des Vertrages ausgeſchloſſen. In ausgedehnterer Weiſe 
geſtattet die Wahl zwiſchen einheimiſchem und ausländiſchem 
Rechte je nach der Möglichkeit des Beſtandes des Rechtsgeſchäfts 
im Anſchluſſe an $ 25 im Falle des abgeleiteten Wohn⸗ 
ſizes (des Ortes der Herkunft) § 26 der Einleitung. Hiernach 
gelten, wenn der Ort der Herkunft Jemandes unbekannt oder 
außerhalb der Königlichen Lande iſt, die Vorſchriften 
des A. L. R. oder die beſonderen Geſetze des jedesmaligen 
Aufenthaltes, ſowie nach dem einen oder dem andern, eine von 
ihnen unternommene Handlung am füglichſten beſtehen kann. 
(Vergl. Koch a. a. O. zu § 26 S. 42 Note 62.) Auch hiernach 
iſt die Vorausſetzung der Anwendung des preußiſchen Rechts 
der Abſchluß des Vertrags im Gebiete des preußiſchen Landrechts. 
Dagegen, daß es nur darauf ankomme, daß der Vertrag in 
Preußen wirkſam werde, ſpricht ſchon der Wortlaut des § 35, 
wie auch der Zweck ſolcher Beſtimmungen, die der Sicherheit 
des inländiſchen Verkehrs dienen ſollen. (Dernburg a. a. O. 
S. 55. Vergl. auch Art. 7 Abſ. 3 des E. G. zum B. G. B.) 
Die Ausdehnung im Sinne der Reviſion würde die Regel auf⸗ 
heben. Wo und wie der Vertrag abgeſchloſſen worden, iſt 
nicht fettgeſtelt und hat auch nicht den Gegenſtand der Ver⸗ 
handlung gebildet. Nach der äußerlichen Erſcheinung des 
Vertrags, auf deſſen „vorgetragenen“ Inhalt im Thatbeſtand 
Bezug genommen iſt, kann angenommen werden, daß der 
Vertrag durch den Agenten T. in Wien vermittelt wurde, die 
Bekl. die Urkunde in Preßburg unterſchrieb und T. dieſelbe 
an R. K. nach Berlin ſandte. Je nach den Vollmachten des T. 
und je nachdem R. K. einen ſeinerſeits unterzeichneten Vertrags⸗ 
entwurf überſandte oder erſt den ihm eingeſandten durch Unter⸗ 
zeichnung genehmigte, würde ſich die Entſcheidung der Frage, 
wann der Vertrag zu Stande gekommen und damit die Ent⸗ 
ſcheidunz der Frage, wo er abgeſchloſſen worden, verſchieden 
zeſtalten. Sie kann jedoch dahingeſtellt bleiben. Für die 
Geltendmachung der Regel genügt die Berufung auf das Recht 
des Wohnſtzes; wer ſich auf die Ausnahme beruft, hat die 
Vorgusſezungen der Ausnahme darzuthun. Daß der „Preßburg 
den 11. Dezember 1893“ datirte Vertrag im Gebiete des 
preußiſchen Landrechts abgeſchloſſen worden, iſt vom Kl. nicht 
behauptet. Wäre aber auch § 26 der Einleitung anwendbar, 
ſo käme das preußiſche Recht nur zur Anwendung, wenn das⸗ 
ſebe ein günſtigeres Reſultat ergeben würde, als das öͤſter⸗ 
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reichiſche. Die Ausführung des B. G., daß der Abſchluß eines 
Engagementsvertrages mit Bedingung einer Konventionalſtrafe 
gemäß § 233 Thl. I Hptſt. 4 des allgemeinen B. G. B. für 
das Kaiſerthum Oeſterreich unter die Geſchäfte von größerer 
Wichtigkeit gehöre, welche der gerichtlichen Einwilligung be: 
dürften, und der in Frage ſtehende Vertrag ſoweit rechts⸗ 
unwirkſam ſei, beruht auf der Anwendung nicht reviſibeln Rechts 
und entzieht ſich daher der Nachprüfung in der Reviſtonsinſtanz. 
Der erkennende Senat hat ſchon in ſeinem Urtheile vom 8. Juli 
1891, Rep. VI. 104/91 (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 28 S. 278), ausgeſprochen, daß der Engagementsvertrag 
eines Schauſpielers unter § 5 des Geſetzes vom 12. Juli 1875, 
betreffend die Geſchäftsfähigkelt Minderjähriger und die Auf⸗ 
hebung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen 
Minderjährigkeit, und 8 42 Ziffer 9 der preußiſchen Vormund⸗ 
ſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 falle, der Abſchluß eines 
ſolchen Vertrages von Seite eines Minderjährigen daher der 
Genehmigung des Vormundes und des Vormundſchafts⸗ 
gerichtes bedürfe, ſofern nicht der Vormund ein befreiter 
geweſen. Auch über die Vormundſchaftsbeſtellung für die Bekl. 
iſt nichts feſtgeſtellt. Ein der befreiten Vormundſchaft im Sinne 
des § 47 des preußiſchen Vormundſchaftsgeſetzes analoges Ver⸗ 
hältniß kennt das öſterreichiſche Geſetzbuch nicht. 88 188, 209, 
216, 222, 228, 229, 231, 232, 233, 234 — 243 
des allgemeinen B. G. B. für das Kaiſerthum Oeſterreich. 
Krainz — Pfaff Syſtem des öſterreichiſchen allgemeinen Privat⸗ 
rechts II. Auflage II. Band 88 470 — 473. Die Beſtimmungen 
des § 47 der preußiſchen Vormundſchaftsordnung könnten ohne 
dies nur auf einen auf Grund dieſes Geſetzes beſtellten „be⸗ 
freiten“ Vormund Anwendung finden. Daß für die auch nach 
dem R. Geſ., betr. das Alter der Großjährigkeit vom 17. Februar 
1875, zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch im Alter der 
Minderjährigkeit geſtandene Bekl. zu dieſer Zeit nur von einem 
öſterreichiſchen Gericht ein Vormund beſtellt geweſen ſein kann, 
ergiebt ſich aus der Feſtſtellung, daß ſie, abgeſehen von dem 
vorübergehenden Aufenthalt in Preßburg — Mitte September 
1894 bis Anfang Januar 1895 — immer in Oeſterreich gelebt 
habe. Die Anwendung des preußiſchen Rechtes würde ſomit 
zu dem gleichen Ergebniſſe führen. Für die Frage der 
Convaleszenz der Geſchäfte Minderjähriger durch Anerkennung 
nach erlangter Selbſtſtändigkeit iſt aber das Recht des Er⸗ 
füllungsortes, nicht das die Handlungsfähigkeit während der 
Minderjährigkeit beſtimmende Recht des Domizils, hier ſomit 
das preußiſche Recht, daher § 3 des Geſetzes vom 12. Juli 1875 
maßgebend (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 29 S. 138). 
Erfordert dieſe Anerkennung (8 3 des Geſetzes) auch weiter 
nichts, als den mit Kenntniß des Inhalts des Geſchaͤfts erfolgten 
Ausdruck der Abſicht und des Willens, bei demſelben ſtehen zu 
bleiben (Dernburg, Vormundſchaftsrecht III. Auflage S. 172, 
Entſch. des R. G. Bd. 11 S. 324), ſo iſt die Prozeßführung 
doch der deutlichſte und entſchiedenſte Ausdruck des Willens, bei 
demſelben nicht ſtehen zu bleiben. Wollte man die Thatſache, 
daß die Bekl. den Einwand der Handlungsunfähigkeit in I. J. 
nicht erhoben, etwa unter den Geſichtspunkt des Verzichtes ſtellen, 
ſo würde es an dem Erforderniſſe einer ausdrücklichen Willens⸗ 
erklärung mangeln. VI. C. S. i. S. Aktienbauverein „Unter den 
Linden“ o. Stojan vom 2. November 1896, Nr. 193/96 VI. 
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51. Soweit die Erwägung auf den Inhalt des Oeſter⸗ 
reichiſchen Rechtes ſich bezieht, iſt ſie der Reviſion entzogen, da 
dieſe auf Verletzung einer ausländiſchen Rechtsnorm nicht ge⸗ 
ſtützt werden kann (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 2 S. 94, Bd. 5 S. 372, Bd. 6 S. 413, Bd. 10 S. 172, 
Bd. 24 S. 391). Es fragt ſich daher nur, ob das B. G. zur 
Berückſichtigung des Oeſterreichiſchen Rechts überhaupt befugt 
geweſen iſt. Dieſe Frage muß bejaht werden. Das vormalige 
Preußiſche Obertribunal hat auf einen Rechtsfall, in welchem 
der Kl. der in einem Rechtsgebiete, für das die geſetzliche Unter⸗ 
haltspflicht der Geſchwiſter nicht beſtand, wohnte, die Ali⸗ 
mentationsklage gegen ſeine im Bereiche des Pr. A. L. R. 
wohnhaften Geſchwiſter erhoben hatte, das am Wohnſitze des 
Kl. geltende Recht zur Anwendung gebracht, indem es annahm, 
daß der Klageanſpruch ein auf dem Familienverhältniß be⸗ 
ruhendes Recht betreffe und als ſolches gemäß § 23 der Ein⸗ 
leitung zum Pr. A. L. R. nach dem Geſetze am Wohnſitze des 
Berechtigten zu beurtheilen ſei (vergl. Entſch. des Obertribunals 
Bd. 56 S. 8). Das R. G. hat in zwei Fällen, in denen von 
einer im Geltungsgebiete des Pr. A. L. R. wohnenden Perſon 
gegen Geſchwiſter, an deren Wohnſitz eine geſetzliche Ali⸗ 
mentationspflicht unter Geſchwiſtern nicht beſtand, auf Erfüllung 
einer ſolchen Pflicht geklagt war, ausgeführt, daß im Sinne 
des § 23 a. a. O. für die Beurtheilung der perſönlichen 
Rechtsbeziehungen der Bekl. ſich mit nicht minderem Recht, als 
der Kl., auf das Geſetz ſeines Wohnſitzes berufen könne, und 
daß ſomit der § 23 eine zur Entſcheidung des Rechtsſtreits 
geeignete Norm nicht ergebe. Hiervon ausgehend, nimmt das 
R. G. auch für den jetzigen Streitfall an, daß deſſen Be⸗ 
urtheilung ſich nicht auf Grund des § 23 a. a. O. erzielen 
läßt, vielmehr dafür ein anderer Geſichtspunkt, nämlich der des 
geſchwiſterlichen Familienbandes, maßgebend ſein muß. Dieſes 
Band ſetzt, da es in der gegenſeitigen Blutsverwandtſchaft 
wurzelt, ſeiner Natur nach die Gegenſeitigkeit der vom Geſetz 
daran geknüpften Rechte und Pflichten voraus: ein Geſichtspunkt, 
der im Pr. A. L. R. auch Ausdruck in dem Marginale der 
88 14ff., Thl. II Tit. 3 gefunden hat. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus gebietet ſich aber für ſolche Fälle, wo Jemand ſeine 
Geſchwiſter auf Grund des an deren Wohnſitze geltenden Rechts 
wegen Unterhaltsgewährung in Anſpruch nimmt, die Voraus- 
ſetzung, daß die Bekl. im Fall ihrer Bedürftigkeit vom Kl. ver⸗ 
möge des an ſeinem Wohnſitze geltenden Rechts Unterhalt zu 
fordern ebenfalls in der Lage ſein würden. IV. C. S. i. S. 
Marcus c. Linde vom 19. November 1896, Nr. 254/96 IV. 

52. Die vom B. G. beſtätigte Abweiſung des Anſpruchs 
auf Zahlung von 9 000 Mark als Antheil am Reingewinn 
für 1888 iſt in erſter Linie mit der Ausführung begründet, es 
ſei anzunehmen, daß nach dem Willen der Vertragſchließenden 
nur eine Hoffnung auf Tantieme gewährt werden und es 
dem freien Ermeſſen der Theilhaberverſammlung unterliegen 
ſollte, ob ſie eine Tantieme feſtſetzen wollte oder nicht. Dieſe 
Auslegung des § 7 des Vertrages vom 4. Juni 1887 iſt aus 
beſonderen, den Willen der Vertragsparteien ergebenden Um⸗ 
ſtänden nicht abgeleitet worden, weshalb davon auszugehen iſt, 
daß der Wortlaut des Vertrags maßgebend geweſen iſt. Aber 
gerade der Wortlaut läßt dieſe Auslegung als höchſt bedenklich 
erſcheinen. In § 7 iſt neben dem Jahresgehalt von 10 000 Mark 


ein Antheil an dem nach Abzug der Abſchreibungen verblei⸗ 
benden Reingewinne als Vergütung für die vom Kl. und K. 
übernommene Geſchäftsführung beſtimmt und nur die Höhe 
dieſes Autheils ſoll der Feſtſtellung durch die Theilhaberver⸗ 
ſammlung auf Vorſchlag des Beiraths überlaſſen ſein. Aus 
dieſer Gegenüberſtellung der Vergütung ſelbſt und ihrer Höhe 
hätte das B. G. Veranlaſſuug nehmen ſollen zu prüfen, ob es 
nicht vielmehr der Wille der Vertragſchließenden war, unter 
Ausſchluß reiner Willkür die Feſtſtellung der Höhe des 
den Geſchäftsführern zu gewährenden Gewinnantheils dem 
billigen Ermeſſen der genannten Geſellſchaftsorgane zu 
überlaſſen. War ſolches der Wille der Betheiligten, ſo liegen 
die Vorausſetzungen zur Anwendung des § 71 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 5 nicht vor, vielmehr iſt der übereinſtimmenden 
Rechtſprechung des Preußiſchen Obertribunals, des R. O. H. G. 
und des R. G. (vergl. Striethorſt Archiv Bd. 58 S. 347, 
Bd. 20 S. 173, R. O. H. G. Bd. 16 S. 431, R. G. Bd. 8 
S. 230) darin beizutreten, daß eine Vergütung, deren Höhe 
dem billigen Ermeſſen des Schuldners überlaſſen iſt, der ge⸗ 
nügenden Feſtſetzung im Vertrage nicht entbehrt, daß der Ver⸗ 
trag alſo ein klagbares Recht auf dieſe Vergütung gewährt. 
Zwar kann auch die Ausübung dieſes billigen Ermeſſens nach 
Lage des vorliegenden Falls unter Umſtänden, falls nämlich ein 
Reingewinn für 1888 gar nicht oder in ganz geringem Maße 
entſtanden ſein ſollte, dahin führen, daß dem Kl. als Antheil 
an dem Reingewinn nichts zufällt, ſo begründet aber das B. G. 
die Abweiſung des Tantiemeanſpruchs nicht, ſondern verſagt 
denſelben dem Kl. vielmehr deshalb, weil es die Bekl. zu bil⸗ 
ligem Ermeſſen gar nicht für verpflichtet erachtet, ohne aber zu 
rechtfertigen, ob und warum dieſe Annahme trotz des Wort⸗ 
lautes des Vertrags und obiger Rechtsentwickelung beſtehen kann. 
II. C. S. i. S. Stinnes c. Stinnes vom 1. Dezember 1896, 
Nr. 227/96 II. 

53. Das Geſetz ſchreibt (§S 328 Tit. 5, § 20 6 Tit. 11 
TH. I des A. L. R.) eine beſtimmte Methode für die Berech⸗ 
nung der bei Gewährsmängeln vom Verkäufer zu leiſtenden 
Vergütung nicht vor, und es ſind in der Rechtſprechung drei 
verſchiedene Methoden zur Anwendung gebracht und zum Theil 
auch von der Wiſſenſchaft vertheidigt worden. Man kann 
nämlich den Kaufpreis herabmindern: a) um die Differenz 
zwiſchen dem objektiven Werth der fehlerhaften und dem Werth 
der fehlerloſen Sache, oder b) um die Differenz zwiſchen dem 
objektiven Werth der fehlerhaften Sache und dem Kaufpreiſe, 
oder e) um die Differenz zwiſchen dem Kaufpreiſe und derjenigen 
Summe, welche zu dem Kaufpreiſe in dem Verhältniß ſteht, 
wie der Werth der fehlerhaften Sache zum Werth der fehler⸗ 
loſen Sache. Schon das R. O. H. G. (Entſch. Bd. 15 S. 328) 
hat die letztgedachte Berechnungsart für die allein richtige er⸗ 
klärt, und das R. G. (vergl. Gruchot, Beiträge Bd. 24 
S. 888) iſt dem beigetreten; ebenſo herrſcht jetzt bei den Rechts- 
lehrern und Kommentatoren Uebereinſtimmung hierüber (vergl. 
Eccius 6. Auflage Bd. 1 S. 504 und 521 Not. 71; Dern- 
burg Bd. 2 § 144 Not. 25; Koch Kommentar zu § 206 
Tit. 11 A. L. R.). Es iſt zuzugeben, daß die anderen Me⸗ 
thoden auch zu einem gerechten Ergebniß führen können, wenn 
nämlich der Kaufpreis mit dem objektiven Werth der als fehlerlos 
gedachten Sache ſich deckt (vergl. Gruchot a. a. O. S. 889; 
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Dernburg a. a. O.); iſt dies aber nicht der Fall, jo erweiſen 
ſich jene abſoluten Berechnungsarten als ungeeignet zur Er⸗ 
mittelung des vom Verkäufer zu vergütenden Minderwerthes, 
wie dies in den citirten Entſcheidungen, ebenſo bei Eccius, 
Dernburg und in Koch's Kommentar a. a. O. durch extreme 
Beiſpiele veranſchaulicht iſt. Jedenfalls kann bei der Minde⸗ 
rungsklage, da es ja bei dem Kaufgeſchäft verbleibt, grund⸗ 
fäglich richtig nur auf dem Boden dieſes letzteren der zu ver⸗ 
gütende Minderwerth gefunden werden, d. h. es iſt zu ermitteln, 
um wie viel weniger der Käufer für die Sache gezahlt haben 
würde, wenn er den Fehler gekannt hätte. Das kann aber nur 
geſchehen, indem einerſeits der Kaufpreis und der objektive Werth 
der Sache ohne den Fehler und andererſeits dieſer Werth mit 
dem objektiven Werth der fehlerhaften Sache verglichen und 
darnach verhältnißmäßig der Kaufpreis herabgemindert wird. 
Die ſogenannten abſoluten Methoden, alſo auch die Berechnungsart 
des B. U., verlaſſen vollſtändig den Boden des unter den Be⸗ 
theiligten beſtehenden Vertragsverhältniſſes und ſtehen ſonach im 
Widerſpruch mit der rechtlichen Natur der Minderungsklage. 
Hiernach iſt der von der Reviſion der Kl. gegen die Berech⸗ 
nungsart des Minderwerths gerichtete Angriff an ſich begründet. 
Derſelbe kann auch nicht daran ſcheitern, daß nicht erſichtlich iſt, 
ob die anderweite Berechnung des Minderwerths nach obigen 
Grundſätzen den Rkl. zum Vortheil gereichen würde. Kl. ſind 
mit der ihnen gewährten Preisminderung nicht zufrieden, ſie be⸗ 
gehren eine weitere Minderung des Kaufpreiſes und können ver⸗ 
langen, daß die ihnen zu leiſtende Vergütung nach richtigen 
Örundfäßen von den Sachverſtändigen geſchätzt, und von dem 
Richter beſtimmt wird. Zur Rechtfertigung ihrer Reviſion ge⸗ 
nügt es, daß die ihnen nachtheilige Entſcheidung der Berufungs⸗ 
inftanz auf einer rechtsgrundſätzlich unrichtigen Grundlage be⸗ 
ruht. V. C. S. i. S. Wolff c. Soldau vom 25. November 
1896, Nr. 171/96 v. | 

54. Bei der Verjährungsfrage handelt es fih darum, ob 
von dem B. R. der 8 343 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. mit Recht 
angewendet worden jet, oder ob, wie die Kl. will, der §S 344 
anzuwenden geweſen wäre. Rechtslehre und Rechtſprechung ſind 
darüber einig, daß der § 343 ſich auf die ädilitiſchen, alſo auf 
phoſiſche Mängel bezieht, der $ 344 auf ſogenannte juriſtiſche. 
Dernburg, Preußiſches Privatrecht, Bd. 2 8 145 b; Eccius 
Bd. 1 5 86 bei und in Note 79 (7. Aufl. S. 526); Heyde⸗ 
mann, Einleitung Bd. 1 S. 259; Entſcheidungen des 
Obertribunals Bd. 1 S. 121 (wo in der Anmerkung die 
Entſtehungsgeſchichte der in Frage ſtehenden Paragraphen dar⸗ 
gelegt iſt), Bd. 15 S. 3 (Plenarentſcheidung vom 21. Juni 
1847). Der B. R. rechnet den ſtreitigen Mangel zu den 
phyſiſchen, indem er ausführt: Die baupolizeiliche Genehmigung 
ſei Vorausfegung für die Benutzbarkeit der Ateliers, die Bekl. 
als Verkäufer hätten daher dieſe Genehmigung nachliefern oder 
den Käufer dafür entſchädigen müſſen. Aber es handle ſich 
hierbei um einen, wenn auch nicht ſinnlich wahrnehmbaren, fo 
doch natürlichen, die Sache ſelbſt betreffenden Fehler, nicht um 
einen ſogenaunten juriſtiſchen Mangel, der den Anſpruch eines 
Dritten vorausſetze. Dies ſei für baupolizeiliche Mängel auch 
bereits vom R. G. ausgeſprochen. (Gruchot, Beiträge Bd. 28 
S. 909, Urtheil des IV. C. S. vom 8. November 1883, 
IV. 292/83 und Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 394, urtheil 


des V. C. S. vom 19. Juni 1895, V. 455/95.) Mithin ſei 
die Klage verjährt, da fie nicht binnen Jahresfriſt nach dem: 
Empfang des Hauſes angeſtellt worden ſei, wie der § 344: 
vorſchreibe. Die Sache liegt inſofern eigenthümlich, als der. 
urſprünglich nicht vorhandene Mangel erſt durch eine Aenderung 
der baupolizeilichen Vorſchriften entſtanden iſt, aber dadurch 
konnte der Mangel kein anderer und nicht zu einem juriſtiſchen 
Mangel werden, wenn er nicht ohnehin ein ſolcher war. Die 
angeführten beiden Entſcheidungen des R. G. nehmen mit Recht 
an, daß baupolizeiliche Mängel nicht zu den in § 344 be⸗ 
zeichneten Mängeln gehören, welche „äußere Eigenſchaften, Be⸗ 
fugniſſe oder Laſten der Sache“ betreffen müſſen. Von einer 
äußeren (rechtlichen) Eigenſchaft des Hauſes, die durch den. 
Mangel verändert wurde, kann keine Rede ſein; ebenſowenig 
von einer mangelnden Befugniß; fragen könnte es ſich nur um 
eine in dem Mangel ſteckende Belaſtung des Hauſes und darauf 
hat ſich auch die Kl. berufen. Aber es iſt keine Belaſtung des 
Hauſes im Sinne des § 344, nämlich keine Belaſtung, der 
ein Anſpruch Dritter gegenüberſtände, wenn polizeilich eine 
beſtimmte Bauart für gewiſſe Benutzungsarten eines Hauſes 
vorgeſchrieben iſt. Die Polizei oder der Staat oder die Stadt 
oder ſonſtwer gewinnt daraus keine Anſprüche, ſondern der 
Hausbeſitzer wird dadurch lediglich einer geſetzlichen Verpflichtung 
unterworfen, deren Nichtbeobachtung nun bewirkt, was auch die 


Natur der Sache unter Umſtänden bewirken kann (z. B. wenn 


die Räume unpraktiſch eingerichtet werden), daß die dadurch 
betroffenen Räume nicht zu dem davon erhofften Zweck benutzt 
werden können. Die Urſache dazu iſt aber immer, daß den 


Räumen gewiſſe — durch die Natur der Sache oder polizeiliche 


Vorſchriften erforderte — phyſiſche Eigenſchaften fehlen. 
V. C. S. i. S. Brock c Mittag vom 21. November 1896, 


Nr. 156/96 V. 


55. Die Auslegung der Polizeiverordnung kann an ſich 


mit dem Rechtsmittel der Reviſion nicht angefochten werden. 
Dieſelbe ſchließt ſich an den Wortlaut der Verordnung an. 
Beſonders wird in dem angefochtenen Urtheile hervorgehoben, 
daß ſich aus der Verordnung ergebe, daß der Hauseigenthümer 


nicht ſchon dann den Beſtimmungen der Verordnung genüge, 


wenn er einer zuverläſſigen Perſon den Auftrag ertheile, für 
die Beleuchtung zu ſorgen; es komme nach der Verordnung 
nicht darauf an, welche vertragsmäßige Abmachungen zwiſchen 
den Eigenthümern der Grundſtücke und anderen Perſonen er⸗ 
folgt ſeien. Darnach kann der Angriff nicht als begründet an⸗ 
geſehen werden. Die Reviſion macht ferner geltend: das B. G. 
nehme mit Unrecht an, daß der zwiſchen dem Bekl. und der 
Wittwe L. geſchloſſene Vertrag kein Verwaltungsvertrag im 
Sinne der $$ 109 ff. Thl. I Tit. 14 des A. L. R. ſei; der 
Umſtand, daß die Wittwe L. zugleich Dienſte zu leiſten gehabt 
habe, ſei mit einem ſolchen Vertrage ſehr wohl vereinbar; auch 
die ſonſtigen Feſtſtellungen des B. G. ſchlöſſen die Annahme 
eines Verwaltungsvertrags nicht aus. Die Auffaſſung des 
B. G., daß das Vertragsverhältniß zwiſchen dem Bekl. und der 
Wittwe L. als ein Verwaltungsvertrag nicht angeſehen werden 


könne, iſt aber ſchon deshalb nicht rechtsirrthümlich, weil von 


dem Bekl. nicht behauptet iſt, daß das Grundſtück der Wittwe 
L. übergeben worden ſei, ſolches nach den Verhandlungen ſich 
auch nicht annehmen läßt (vgl, Striethorſt, Archiv Bd. 69 
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S. 316; Gruchot, Beiträge Bd. 24 S. 1003). Die Revijion 
führt weiter aus, daß die Polizeiverordnung von einer Ver⸗ 
pflichtung der Hauseigenthümer, die mit der Ansführung der 
Beleuchtung beauftragten Perſonen zu beaufſichtigen, nichts ent⸗ 
halte. Allein, wenn das B. G. annimmt, daß der Bekl. die 
Wittwe L. hätte beaufſichtigen müſſen, ſo enthält dieſes eine in 
der Reviſionsinſtanz nicht angreifbare Auslegung der Polizei⸗ 
verordnung. Nach der Feſtſtellung des B. G. lag der in der 
Polizeiverordnung vorgeſehene Fall, daß ein Verwalter für das 
Haus beſtellt worden, nicht vor. Der Bekl. war alſo als 
Eigenthümer für die Unterlaſſung der rechtzeitigen Beleuchtung 
an dem fraglichen Abend zunächſt und hauptſächlich verantwort⸗ 
lich. Das B. G. nimmt nun an, daß er dadurch allein nicht 
entſchuldigt ſei, daß er die Wittwe L. allgemein beauftragt ge⸗ 
habt habe, die Beleuchtung zu beſorgen. Ein Rechtsirrthum, 
auf welchen die Reviſton geſtützt werden könnte, iſt hierin nicht 
erſichtlich. Dann macht die Reviſion Folgendes geltend: Es 
ſei überhaupt nicht feſtgeſtellt, in welcher Weiſe der Bekl. die 
Wittwe L. hätte beaufſichtigen müſſen; ob eine ſolche Aufſicht, 
und welche, erforderlich geweſen, hänge von der Perſönlichkeit 
der Wittwe L. ab; dieſe könne ſo zuverläſſig geweſen ſein, daß 
eine weitere Beaufſichtigung vollſtändig überflüſſig und nutzlos 
geweſen ſei; das B. G. hätte daher nicht unterlaſſen dürfen, 
feſtzuſtellen, ob die Wittwe L. eine geeignete Perſon geweſen 
ſei, der der Bekl. die Beſorgung der Beleuchtung des Hauſes 
habe anvertrauen dürfen; das B. G. hätte jedenfalls auf 
Grund des § 130 der C. P. O. ermitteln müſſen, ob Bekl. 
nicht thatſächlich in genügender Weiſe die Thätigkeit der Wittwe 
L. kontrollirt habe. Auch dieſer Angriff kann nicht als gerecht⸗ 
fertigt angeſehen werden. Das B. G. geht, wie bemerkt, ohne 
Rechtsirrthum davon aus, daß es, wenn die Treppe in dem 
Hauſe des Bekl. zur Zeit des Unfalls nicht gehörig beleuchtet 
geweſen ſei, es zur Entſchuldigung des Bekl. nicht genüge, daß 
er der Wittwe L. einen allgemeinen Auftrag ertheilt hatte, das 
Anzünden der Lampen zu beſorgen, auch wenn dieſelbe eine zu⸗ 
verläſſige Perſon geweſen ſei. Etwas Weiteres hatte der Bekl. 
zu ſeiner Entſchuldigung nicht angeführt, namentlich nicht be⸗ 
hauptet, daß er in irgend einer Weiſe kontrollirt habe, ob die 
Wittwe L. den Auftrag mit der erforderlichen Sorgfalt und 
Pünktlichkeit ausgeführt habe. Das B. G. konnte daher, da 
es dem Bekl. bekannt war, daß es ſich darum handelte, ob er, 
obgleich die Treppe zur Zeit des Unfalls nicht gehörig beleuchtet 
geweſen war, der Polizeiverordnung genügt habe, ohne Rechts- 
irrthum annehmen, daß derſelbe nicht im Stande ſei, etwas 
Weiteres zu ſeiner Entſchuldigung anzuführen. Hatte aber der 
Bekl. den Anforderungen der Polizeiverordnung nicht genügt, 
ſo bedurfte es eines weiteren Beweiſes, daß der Unfall hier⸗ 
durch herbeigeführt ſei, nach § 26 Thl. J Tit. 6 des A. L. R. 
nicht. VI. C. S. i. S. Schoom c. Benedict vom 16. No⸗ 
vember 1896, Nr. 191/96 VI. 

56. Die Bekl. haben dem Anſpruch auf Schadenerſatz den 
Einwand der Verjährung entgegengeſetzt. Der B. R. hält den 
Einwand nur hinſichtlich des Jahres 1880 für begründet und 
hat im Uebrigen den Einwand verworfen. Er nimmt an, die 
feſtgeſtellten Schäden beruhten nicht auf einer Handlung der 
Beklagten, die, wenn auch in wechſelndem Umfange, in der Zu⸗ 
kunft fortwirke, ſondern auf Urſachen, die in jedem Augenblick 


= 
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von Neuem wirkten. Der B. R. befindet ſich hier in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der Rechtſprechung des R. G., das ebenſo 
wie das vormalige Preußiſche Obertribunal in Fällen vor⸗ 
liegender Art, die kurze Verjährung nur dann für durchgreifend 
erachtet, wenn die ſich fortſetzende Beſchädigung auf eine 
Handlung des Urhebers zurückzuführen iſt. In dem zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehenden Falle liegt die beſchädigende Handlung jedoch 
nicht in der Herſtellung der die Waſſerzuleitung bewirkenden 
Anlagen, ſonach nicht in einer einzigen Handlung, die ſchädigend 
fortwirkt, ſondern in der unterlaſſenen Beſeitigung der ſchädlichen 
Stoffe, alſo in einer Handlungsweiſe, die ſich täglich und 
ſtündlich erneuert. Vergl. Urtheile des R. G. vom 9. Oktober 
1882 und 2. April 1887 (Gruchot, Beiträge Bd. 27 S. 1012 
und Bd. 32 S. 924). V. C. S. i. S. A.⸗G. für Bergbau 
und Zinkfabrikation zu Stolberg e. v. Wendt vom 16. No⸗ 
vember 1896, Nr. 363/95 V. | | 

57. Die Kl. klagt als Ceſſionarin des Z. Cedirt ſind ihr 
Theilbeträge der ſieben erſten Baugelderraten. In Betracht 


kommen nur die 3. und 4. Rate. Die 3. Rate war nach 


Richtung des Dachverbandes, die 4. nach Abnahme des Rohbaus 
fällig. Nach der Natur des Vertrages und § 3 deſſelben hatte 
Z. den Bau herzuſtellen, um die Raten fällig zu machen.“ Un⸗ 
ſtreitig hat er nur die Balkenlage über dem Erdgeſchoß und 
dem 2. Geſchoß hergeſtellt, von der die erſte und zweite Raten⸗ 
zahlung abhängig war, und dann den Bau liegen laſſen. Für 
ihn iſt der Anſpruch auf die dritte und vierte Rate nicht fällig 
geworden. Die Kl. muß ſich dies entgegenſetzen laſſen, §8 402, 
407 Thl. I Tit. 11 des A. L. R., da der Fall des § 412 da⸗ 
ſelbſt unſtreitig und nach dem Inhalt des Reverſes der Bekl. 
vom 4. Mai 1894 nicht vorliegt. Der B. R. erkennt an, daß 
Z. die Raten nicht fordern könnte. Was er aus dem § 414 
a. a. O. und dem § 7 des Vertrages und der Thatſache, daß 
die Bekl. den Bau für Rechnung des Z. ausgeführt hat, her⸗ 
leitet, iſt unhaltbar. Der § 414 verpflichtet den Schuldner, 
ſich nach bekannt gemachter Ceſſion über die abgetretene Forderung 
mit dem Cedenten nicht weiter einzulaſſen. Er ſchneidet dem 
Schuldner Einreden aus einem mit dem Cedenten nach bekannt 
gemachter Ceſſion abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte, welches die 
Veränderung oder Aufhebung des urſprünglichen Rechtsver⸗ 
hältniſſes bezweckt, gegenüber dem Ceſſionar ab. Wie ein ſolches 
Rechtsgeſchäft darin gefunden werden ſoll, daß die Bekl. von 
ihrem vertragsmäßigen Rechte aus § 7 des Vertrages Gebrauch 
gemacht und den Bau ſelbſt für Rechnung des Z. gegen An⸗ 
rechnung der Baukoſten auf den Baugeldkredit ausgeführt hat, 
iſt nicht erſichtlich. Die Ausführung des Baues auf Koſten des 
Z. unter Verrechnung auf den zugeſagten Kredit war keine Er⸗ 
füllung des Vertrages durch Zahlung der Baugelder an Z. ſtatt 
an den wahren Gläubiger, die Kl., ſondern die Ausübung des 
der Bekl. aus dem Vertrage zuſtehenden und deshalb auch ' gegen 
die Kl. wirkenden Rechts, ſich in Folge des Verzugs des Z. auf 
deſſen Koſten in die Lage zu verſetzen, in der ſie ſich ohne den 
Verzug des Z. befunden hätte. Hätte Z. die Arbeiten der 
3. und 4. Rate ausgeführt, ſo wäre ſein Anſpruch, und damit 
der Anſpruch der Kl., auf die 3. und 4. Rate fällig geworden 
und durch die Zahlung der Raten hätte die Bekl. den ent⸗ 
ſprechenden Theil der Forderung erworben, von der der Beſtand 
der eingetragenen Kautionshypothek abhängig iſt. Dadurch, 
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daß die Bekl. die Arbeiten ſelbſt ausgeführt hat, iſt nicht der 
Anſpruch auf die Baugelder für Z. und die Kl. fällig geworden 
und der Bekl. nur ein Anſpruch auf Verrechnung der von ihr 
verauslagten Baukoſten auf die Baugelder erwachſen, ſondern 
der Anſpruch auf die Baugelder iſt erloſchen und es handelt 
N nur noch um die zwiſchen Z. und der Bekl. auszumachende 
Frage, in welcher Höhe die eingetragene Kautions. 
hypothek beſteht. Die Auslegung, die dem § 7 des Ver⸗ 
tages ſeitens der Rbkl. gegeben wird, widerſpricht ebenſo der 
Natur des Baugeldervertrages wie dem präſumtiven Willen der 
Kontrahenten. Baugelder werden bewilligt und gezahlt für 
Bauten, die der Baugeldnehmer ausführt, der durch die 
Ausführung zugleich das Sicherheits objekt für die Baugelder 
herſtellt. Es iſt völlig ausgeſchloſſen, daß die Kontrahenten 
gewillt geweſen find, den Baugeldgeber in die Lage zu verfeßen, 
den Bau ſelbſt aus eigenen Mitteln, mit den Baugeldern, die 
er zugeſagt hat, auszuführen, und die Baugelder noch einmal 
an den Bangeldgläubiger oder deſſen Ceſſtonar zahlen zu müſſen, 
ihm aber nur einen Gegenanſpruch aus der Bauausführung 
übrig zu laſſen. Aus der im $ 7 des Vertrages ftipulfrten 
Verrechnung der Baukoſten auf den Baugeldkredit 
folgt dies nicht, weil davon, daß die Verrechnung einen An⸗ 
ſpruch auf Gewährung von Baugeldern für 3. übrig 
laſſen könnte, nicht die Rede ſein kann, nachdem Z. den Bau 
unſtreitig nicht ausgeführt, ſondern hat liegen laſſen und die 
Bekl. ihn ausgeführt hat. Auf das Urtheil des R. G. vom 
12. Januar 1894, IV. 264/1893 kann ſich die Kl. nicht be⸗ 
tufen, weil in dem dort entſchiedenen Falle der Ceſſionar der 
Baugelder zu dem Baugeldſchuldner dadurch in ein direktes 
Rechtsverhältniß getreten war, daß er auf Veranlaſſung deſſelben 
Lieferungen für diejenigen Bauleiſtungen gemacht hatte, durch 
welche die cedirten Baugelderraten fällig wurden, während im 
vorliegenden Falle die Kl. nach ihrer eigenen Rechnungsauf⸗ 
ſtellung nicht mehr geliefert hat, nachdem Z. den Bau hat liegen 
laſen. I. C. S. i. S. Aktiengeſellſchaft für Grundbeſitz und 
Hypothekenverkehr o. Bach u. Co. vom 14. November 1896, 
Nr. 892/96 J. 

58. Das B. G. nimmt an, daß der Bekl., wie er zu 
einer Erhöhung des Schornſteins um beinahe 11 Meter nicht 
verpflichtet war, ſich auch bewußt geweſen ſei, daß eine Aende⸗ 
tung ſeines Projekts in der Weiſe, wie die Arbeit zur Aus⸗ 
führung zebracht worden, nach techniſchen Regeln unzuläſſig ſei. 

un war E. von dem Bekl. zwar beauftragt, die Arbeit aus⸗ 
nfüßren; Bekl. würde auch nach den 88 929 und 930 Thl. I 
Dit. 11 des A. € R. für ein dem E. dabei zur Laſt fallendes 
Vaſchen vemntwortlich geweſen fein. Es iſt aber nicht feft- 
geſtelt und nicht behauptet, daß E. von dem Bekl. ermächtigt 
gedeſen fel, für dieſen mit der Kl. Vereinbarungen über die 

bänderung des Vertrages vom 19. Juni 1893 zu ſchließen, 
ar des vereinbarten Werks ein anderes, wenn 
a) zu übernehmen. Mögen auch der Mitinhaber 
N ligerſchen Firma G. und E. angenommen haben, daß 
0 aer ermächtigt ſel, ſich mit der Kl. über eine weitere Gr. 
55 des Schornſteins, als die in dem Vertrage vom 29. Juni 
0 burg biſchen, zu verſtändigen, jo iſt doch nicht ersichtlich, 
durch dleſe irrige Anſicht der Bekl. verpflichtet werden könne. 
"befondere würde ein etwaiges Verſehen des E. in dieſer 


Beziehung nicht als ein ſolches angeſehen werden können, welches 
derſelbe ſich als Gehülfe des Werkmeiſters bei Ausführung des 
ihm übertragenen Werkes habe zu Schulden kommen laſſen. 
Unerheblich iſt es für den vorliegenden Rechtsſtreit, wie ſich 
gegenwärtig das Rechtsverhältniß aus dem Vertrage vom 29. Juni 
1893 geſtalten würde, ob Kl. noch verlangen kann, daß der 
Bekl. die damals übernommene Arbeit leiſte, und ob dem Bekl. 
noch Anſprüche aus dieſem Vertrage zuſtehen. Die fragliche 
Erhöhung des Schornſteins iſt nach der Feſtſtellung des B. G. 
nicht diejenige, welche vom Bekl. übernommen worden iſt; ſie 
iſt vielmehr ausgeführt auf Grund einer zwiſchen E. und dem 
Mitinhaber der klägeriſchen Firma G., getroffenen mündlichen 
Uebereinkunft, die dieſe beiden Perſonen als für den Bekl. ge⸗ 
troffen angeſehen haben mögen, zu deren Abſchließung letzterer 
aber eine Vollmacht nicht ertheilt hatte, und die er auch nicht 
nachträglich genehmigt hat. VI. C. S. i. S. Moritz o. Rudloff 
vom 23. November 1896, Nr. 210/96 VI. 

59. Die Bekl. haben dem Klageanſpruche vorweg den 
Einwand der Argliſt entgegengeſtellt, indem fie meinen, daß die 
Kl. dasjenige, was dieſelben mit der Klage erſtritten, als Genoſſen⸗ 
ſchafter ihnen alsbald erſtatten müßten. Mit Recht hat das 
B. G. dem Einwande die Bedeutung abgeſprochen. Denn die 
Zahlung der 62 229,42 Mark iſt von den Kl. zwar auf eine 
Genoſſenſchaftsſchuld, aber nach Feſtſtellung der Vorderrichter 
auf Grund des Buͤrgſchaftsvertrages vom 11. Januar 1888 
geleiſtet worden; und folglich muß der aus der Zahlung her⸗ 
geleitete Ausgleichsanſpruch der Kl. an ihre Mitbürgen lediglich 
nach dieſem beſonderen Vertragsverhöältniſſe beurtheilt werden. 
Zutreffend hat das B. G. ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß 
der Klageanſpruch in Gemäßheit des 8 374 Thl. J Tit. 14 
und des § 428 Thl. I Tit. 5 des Pr. A. L. R. für den Fall 
gerechtfertigt ſein würde, daß die Bekl. in dem ihnen nach den 
99 338, 331-333 Thl. I Tit. 14 a. a. O. zuſtehenden Rechte, 
gegen Zahlung des von ihnen geforderten Erſtattungsbetrages 
die Mitabtretung eines entſprechenden Theiles der für die Haupt⸗ 
ſchuld beſtellt geweſenen Hypothek zu begehren, durch die Löſchung 
der letzteren nicht verkürzt wären. IV. C. S. i. S. Borchert 
und Gen. c. Arndt vom 9. November 1896, Nr. 135/96 IV. 

60. Unbedenklich iſt es, daß eine Ceſſion, deren Zweck die 
Sicherſtellung des Ceſſionars wegen einer anderen Forderung iſt, 
den Uebergang des Gläubigerrechts auf den Ceſſionar nicht aus⸗ 
ſchließt und daß demgemäß lediglich aus dieſem Zwecke auf das 
Verbleiben des Gläubigerrechts bei dem Cedenten nicht geſchloſſen 
werden kann. War aber die Firma M. C. an Stelle des 
Kl. Gläubigerin der Forderung aus der Verſicherung in Höhe 
von 1 500 Mark geworden, ſo konnte das behauptete Ueber⸗ 
einkommen dem Kl. die Legitimation, auch den eedirten 
Forderungsbetrag in eigenem Namen einzuklagen, nur ver⸗ 
ſchaffen, wenn es eine Rückkeſſtion enthielt. Daß das angeb⸗ 
liche nachträgliche Uebereinkommen aber die rechtliche Bedeutung 
einer Rückceſſion gehabt habe, iſt aus dem behaupteten Inhalt 
deffelben nicht zu entnehmen. I. C. S. i. S. Maſſeck c. 
Gladbacher Feuer⸗Verſich.⸗Geſellſch. vom 21. November 1896, 
Nr. 224/96 J. 

61. Das Kammergericht hat ſich der Beurtheilung der er⸗ 
hobenen condictio indebiti entſchlagen, weil es annimmt, daß 
die kondizirten Zahlungen vom Kl. zu einem unſittlichen (wider 
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„die Ehrbarkeit“ verſtoßenden) Zwecke gegeben und von der Bekl. 
in Kenntniß dieſes Zweckes angenommen ſeien, und daher nach 
8206 A. L. R. Th. 1 Tit. 16 nur dem Fiskus ein Rück⸗ 
forderungsrecht zuſtehe. Den Verſtoß wider d. Ehrbarkeit 
findet das B. G. darin, daß es die Parteien bewußter Weiſe 
auf eine Täuſchung des Publikums abgeſehen hatten, wenn ſie 
die Anpreiſungen der Heilmethode des Kl. als ſogenannte Re⸗ 
klamen in eine große Zahl kleinerer, vorzugsweiſe in ländlichen 
Kreiſen verbreiteter Zeitungen einrücken ließen. Die Täuſchung 
habe darin gelegen, daß die Reklamen, weil ſie in den 
redaktionellen Theil der Zeitungen aufgenommen würden, bei 
den Leſern die irrige Anſchauung hervorriefen, daß die mitge⸗ 
theilten Heilerfolge und die ſonſtigen Lobſprüche über die 


ärztliche Thätigkeit des Kl. nicht eine von ihm ſelbſt aus⸗ 


gehende bezahlte Veröffentlichung ſeien, ſondern auf Wahr⸗ 
nehmungen der Redaktionen ſelbſt oder ſonſtiger unbetheiligter 
Gewährsmänner beruhten. Eine ſolche Täuſchung des heil⸗ 
bedürftigen Publikums, die von beiden Parteien beabſichtigt 
und in vielen Fällen auch zweifellos erreicht ſei, verſtoße nicht 
bloß gegen die Auſtandspflichten des ärztlichen Berufes, ſondern 
verletze zugleich das allgemeine Sittengeſetz. Die Revifion rügt, 
daß das B. G. die unter Beweis geſtellte Behauptung des Kl., 
daß ihm die in den Reklamen mitgetheilten Heilerfolge in der 
That gelungen ſeien, nicht beachtet habe. Allein ein Mangel 
der Begründung liegt darin nicht. Denn das angefochtene 
Urtheil findet die nach den konkreten Umſtänden für unſtttlich 
erachtete Irreführung des Publikums nicht in der Verbreitung 
objektiv unwahrer Nachrichten, ſondern darin, daß eine vom Kl. 
ſelbſt ausgehende Anpreiſung ſeiner Thätigkeit in die Form des 
Berichtes eines unparteiiſchen Dritten gekleidet iſt. Auch ſonſt 
läßt die Begründung des Urtheils einen rechtlichen Verſtoß 
nicht erkennen. Insbeſondere iſt es nicht zu beanſtanden, daß 
auch etwaige über den Vertragspreis hinausgehende Zahlungen 
des Kl., die er auf Grund der ihm geſandten Rechnungen der 
Bekl. leiſtete, im Sinne des $ 206 A. L. R. Th. 1 Tit. 16 
als zu einem wider die Ehrbarkeit laufenden Zwecke gegeben 
betrachtet worden ſind. Der Vertrag der Parteien hatte nach 
der Feſtſtellung des B. R. die Erreichung des unſtttlichen 
Zweckes zum unmittelbaren Gegenſtande. Was zur Erfüllung 
eines ſolchen Vertrages gegeben wird, wird zu einem unfittlichen 
Zwecke gegeben. Und auch das aus Irrthum zu viel Gegebene 
hatte die Zweckbeſtimmung, den Vertrag zu erfüllen, den anderen 
für feine unſittliche Handlung zu entſchädigen. Der Umſtand, 
daß die Zweckbeſtimmung auf Irrkthum beruhte, ändert an der 
Thatſache der Zweckbeſtimmung nichts. Der Gedanke des Ge⸗ 
ſetzes, daß bei unſittlichen Verträgen der Rechtsſchutz verſagt 
ſein ſoll, trifft auch bei einer Zuvielzahlung zu. Denn der 
letzte Grund des Verluſtes iſt nicht der Irrthum, ſondern das 
eigene unſittliche Verhalten des Erſatz Verlangenden. I. C. S. 
i. S. Volbeding o. A.⸗G. Haaſenſtein u. Vogler vom 21. No⸗ 
vember 1896, Nr. 197/96 1. 

62. Das B. G. hat den Einwand des Vergleichs nicht 
für durchgreifend erachtet. Es ſtellt auf Grund der Zeugen⸗ 
ausſage des Paſtors W. feſt, daß die Parteien, welche unſtreitig 
wechſeitige Forderungen hatten, ſowohl über die Höhe ihrer 
Anſprüche, wie über die Art der Erfülung in Streit waren, 
daß der Zeuge den in dem Schuldſchein vom 3. Juli 1893 zum 


Ausdruck gebrachten Einigungsvorſchlag gemacht hat, und daß 
die Parteien ſich ſchließlich in dieſem Sinne geeinigt haben. 
Dieſes Abkommen charakteriſirt ſich nach der rechtlich nicht zu 
beanſtandenden Annahme des B. G. zwar als ein Vergleich im 
Sinne des § 405 A. L. R. Thl. J, Tit. 16. Von dem B. G. 
wird dieſer Vergleich aber mit Recht wegen fehlender Schriftform 
für nicht geeignet erachtet, den Anſpruch der Kl. zu beſeitigen. 
Der Schuldſchein vom 3. Juli 1893 enthält lediglich die Er⸗ 
klärung des Mitbekl. Friedrich N., er habe 1 200 Mark als 
unkündbares Darlehn von der Kl. unter der Bedingung erhalten, 
daß er vierteljährlich 25 Mark abzahle und den jährlich ver⸗ 
bleibenden Reſt mit 4 Prozent jahrlich in der erſten Hälfte des 
Monats Juli verzinſe. Mit Rückſicht auf dieſen Inhalt des 
Schuldſcheins iſt dem B. G. darin beizutreten, daß der Mangel 
der ſchriftlichen Form, deren es bedurft hätte, weil der Gegenſtand 
des Vergleichs den Betrag von 150 Mark überſteigt, durch den 
Schuldſchein, welcher der weſentlichen Erklärung der Kl. entbehrt, 
nicht gedeckt wird. Nach § 146 A. L. R. Thl. I, Tit. 5 
würde allerdings der Mangel der Schriftform geheilt ſein, wenn 
beide Theile den Vergleich vollſtändig erfüllt hätten. Das 
B. G. geht aber mit Recht davon aus, daß die Erfüllung nur 
durch dem Vertragsſchluſſe nachfolgende Leiſtungen erfolgen kann 
und es führt zutreffend aus, daß dieſer Vorausſetzung durch die 
Ausſtellung und durch die Annahme des Schuldſcheins nicht 
genügt ſei, weil beides nach dem Zeugniß des Paſtors W. 
während der zwiſchen den Parteien ſchwebenden Verhandlungen 
ſtattgefunden habe, beide Handlungen demnach als ein Theil 
der Vergleichsverhandlungen und nicht als hinzutretende Leiſtungen 
anzuſehen ſeien. Nach Annahme des B. G. kommt außerdem 
auch noch in Betracht, daß die Kl., wie ſie glaubhaft geltend 
gemacht, den Schuldſchein nicht ſowohl in ſachlicher Billigung 
jener Verhandlungen, als vielmehr lediglich behufs der Erlangung 
eines Beweismittels über ihre Theilforderung angenommen und 
dann auch bereits am 15. Juli 1893 im Widerſpruch mit dem 
Vergleich von dem Bekl. zu 1 baldige Rückzahlung von 
1800 Mark Darlehn verlangt hat. Ebenſowenig iſt nach 
der Annahme des B. G. eine Hebung des Formmangels auf 
Grund des von dem L. G. in Bezug genommenen $ 165 
A. L. R. Thl. I, Tit. 5 eingetreten. In dieſer Hinſicht wird 
ausgeführt, daß Handlungen im Sinne dieſer Vorſchrift nur 
ſolche ſeien, die ſelbſtändig, allein und für ſich dem Kontrahenten 
geleiſtet und für ihn von Intereſſe ſeien, nicht aber Handlungen, 
die nicht als ſolche, ſondern nur als Willenserklärungen, als 
Ausdruck eines auf Erwerb, Veränderung, Sicherung, Aufhebung 
eines Rechtsverhältniſſes gerichteten Rechtsgeſchäfts Bedeutung 
hätten, daß der 8 165 a. a. O. ſich nicht auf rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärungen beziehe. Auch gegen dieſe Ausführung 
ergeben ſich keine rechtlichen Bedenken. Die Revifton bemängelt 
die Annahme des B. G., daß die Ausſtellung des Schuldſcheins 
durch den Bekl. zu 1 und die Annahme des Schuldſcheins durch 
die Kl. während der zwiſchen den Parteien ſchwebenden Ver⸗ 
handlungen erfolgt jet. Die Revifion meint, dieſe Annahme 
entbehre der Begründung und werde durch den Wortlaut der 
Ausſage des Paſtors W. widerlegt. Dieſer Angriff geht fehl. 
Die vermißte Begründung iſt in der Bezugnahme auf das 
Zeugniß des Paſtors W. zu finden, und die Auffaſſung dieſer 
Ausſage in dem Sinne, welchen das B. G. ihr beilegt, beruht 


D AR 
ae 
422 
n h 
14 K. 


1 
ab 


Een l. 
a 5 K 
an 

1 


e 
, 
4 — 


1 77 
[X ET 


auf einer thatſächlichen Auslegung, welche die Verletzung 
einer Rechtsnorm nicht erkennen läßt. Verfehlt iſt auch die 
Bezugnahme der Reoiſion auf die Beſtimmung des § 732 
A. L. R. Thl. I, Tit 11, wonach der Schuldſchein die Ver⸗ 
muthung für die Richtigkeit alles deſſen, was darin enthalten 
ift, begründet, jo lange das Gegentheil nicht ausgemittelt werden 
kann. Die hieran geknüpfte Ausführung der Reviſion, daß die 
Ausstellung und die Annahme eines Schuldſcheins eine Handlung 
von ſelbſtändiger rechtlicher Bedeutung ſei, und daß dieſelbe die 
Kl. mindeſtens in Höhe der verbrieften Summe binde, kann 
vorliegend keinen Erfolg haben. Denn die Ausſtellung des 
Schuldſcheins erſcheint nach der von dem B. G. feſtgeſtellten 
konkreten Sachlage lediglich als ein Ausfluß der zwiſchen den 
Parteien über die Exiſtenz einer Schuld des Bekl. in Höhe der 
verſchriebenen Summe getroffenen Einigung, und es kann deshalb 
der Ausſtellung des Schuldſcheins, als einem im Verhältniß zu 
dem Geſammtinhalt des Vergleichs der Selbſtändigkeit entbehrenden 
Akte, die Bedeutung einer Handlung im Sinne des § 165 a. a. O. 
nicht beigelegt werden. IV. C. S. i. S. Neuſchulz c. Neuſchulz 
vom 26. Oktober 1896, Nr. 116/96 IV. 

63. Es könnte in Frage kommen, ob in der von den An⸗ 
gehörigen des Bekl. bekundeten Aeußerung des Kl., wenn auch 
keine eigne Verpfändungserklärung, ſo doch eine Genehmigung 
der von ſeinem Bruder vorgenommenen Verpfändung zu finden 
ſei. Eine ſolche Genehmigung hätte aber nach § 65 Tit. 20 
TH. J des A. L. R. der ſchriftlichen Form bedurft. Eine ſtill⸗ 
ſchweigende Genehmigung der Verpfändung einer fremden Sache 
iſt zwar nach $ 79 a. a. O. dann anzunehmen, wenn der 
Eigenthümer des Pfandes mit Kenntniß der Verpfändung für 
die durch das Pfand zu ſichernde Schuld ſich verbürgt. Das 
ſetz aber eine gültige, alſo nach § 205 Tit. 14 a. a. O. 
ſchriftliche Burgſchaftserklärung voraus, an der es hier fehlt. 
Im lebrigen aber kann die nachträgliche Genehmigung einer 
Verpfändung, wo es einer Genehmigung zur Gültigkeit der 
letzteren bedarf, nicht anders beurtheilt werden, als eine ſolche, 
die vor der Verpfändung erfolgt. (Vergl. Eccius, Preußiſches 
Privatrecht, Bd. III S. 479 Not. 9.) V. C. S. i. S. Müller 
c. Holz vom 21. November 1896, Nr. 162/96 V. | 

64. Den Einwand der halsſtarrigen und fortdauernden 
Versagung der ehelichen Pflicht hat das B. G. verworfen, weil 
der Thatbeſtand des § 694, Thl. II, Tit. 1 A. L. R. nur 
dann vorliege, „wenn der Andere trotz der erſten Ablehnung des 
Weigernden von ſeinem Verlangen nicht Abſtand genommen, 
ſondern weitere Verſuche zur Durchſetzung ſeines Begehrens 
gemacht habe, von dem Weigernden aber gleichwohl ſtandhaft 
und rückſichtslos zurückgewieſen jet.” Dieſe Auslegung iſt rechts⸗ 
irrtümlich. Der Thatbeſtand des § 694 wird erfüllt, wenn 
der elne Ehegatte ausdrücklich oder durch entſprechendes Ver⸗ 
halten fortgeſetzt an den andern Ehegatten die Aufforderung zur 
Vollziehung des Beiſchlafes richtet und dieſer der Aufforderung 
ohne rechtmäßigen Grund nicht entſpricht. Entſch. des Ober- 
Tribunals Bd. 22 S. 38, Rehbein Entſcheidungen Bd. 4 
S. 341. Durch die vom Bekl. aufgeſtellte Behauptung: „er 
habe in den letzten Jahren viele Male die Kl. zur Geſtattung 
des Beiſchlafes aufgefordert, ſei von ihr aber ſtets mit den 
Worten; laß mich in Frieden, geh hin, wohin Du wit,‘ 
zrrückgewieſen worden,“ hat derſelbe daher den Einwand 
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genügend begründet. Sache der Kl. wäre es geweſen, die Recht⸗ 
mäßigkeit einer etwaigen Weigerung darzuthun. IV. C. S. 
i. S. Stolzenberg c. Stolzenberg vom 5. November 1896, 
Nr. 339/96 IV. 

65. Zur Zurückweiſung des Einwands, daß Kl. wiederholt 
mit Waſſergläſern nach dem Kopfe des Bekl. geworfen habe, 
iſt das B. G. durch die Erwägung gelangt, daß mit Rückſicht 
auf den häufigen Zwiſt der Parteien und in Ermanglung jeglicher 
Angabe über Art, Zeit und Veranlafjung der angeblichen Thät- 
lichkeiten ohne Weiteres anzunehmen ſei, die Kl. habe, wenn die 
Behauptung des Bekl. wahr ſein ſollte, in der Erregung, 
vielleicht auch in der Nothwehr gehandelt und nicht die Abſicht 
gehabt, dem Bekl. lebensgefährliche Verletzungen zuzufügen. 


Die Erwägung beruht gleichfalls auf einem Rechtsirrthume. 


Denn zur Anwendung des § 699, TH. II Tit. 1 A. L. R. 
genügt die vorſätzliche Vornahme einer Handlung, welche die 
Geſundheit des anderen Ehegatten zu gefährden geeignet iſt. 
Striethorſt Archiv, Bd. 61 S. 337, Bd. 71 S. 345, Bd. 96 
S. 72. Juriſtiſche Wochenſchrift 1893 S. 244 Nr. 47. Eine 
Abſicht der Zufügung lebensgefährlicher Verletzungen iſt nicht 
erforderlich. Einer etwaigen Erregung kann nur inſofern Be⸗ 
deutung beigelegt werden, als dadurch die Vorſätzlichkeit der 
Handlung ausgeſchloſſen würde. Dafür, daß die Thätlichkeit 
durch Nothwehr geboten geweſen, fehlt es an jedem Anhalte. 
Die Behauptung des Bekl. reicht daher aus, um ſeinen Einwand 
zu begründen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

66. Das Konſulargericht hat unter Anwendung des $ 718a 
und b Thl. II Tit. 1 des A. L. R. die Ehetrennung aus⸗ 
geſprochen und zwar unter folgender Begründung: „Der Ge— 
richtshof iſt zu der Ueberzeugung gekommen, daß das Verhältniß 
unter den Ehegatten thatſächlich ein unhaltbares geworden iſt, 
und daß der Kl., wie aus feinem Verhalten vor Gericht hervor- 
ging, thatſächlich durch den fortgeſetzten Streit und Zank einen 
derartigen Haß auf die Bekl. geworfen hat, daß bei ihm ein 
Widerwille gegen dieſelbe derartig vorhanden iſt, daß zu einer 
Ausſöhnung und zur Erreichung der Zwecke des Cheſtandes 
keine Hoffnung mehr übrig bleibt. Der Gerichtshof iſt zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß die Ehe zwiſchen den Parteien eine 
unglückliche iſt, deren Trennung auf Grund des § 718 a und b 
a. a. O. zu erfolgen hat.“ Dieſe Ausführung iſt jedoch eine 
rechtsirrthümliche und beruht auf einer Verkennung des wahren 
Inhaltes des Geſetzes. In dem Urtheile des erkennenden Senats 
vom 15. Dezember 1887 (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 20 S. 251) iſt unter Eingehen auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes, auf die Bemerkungen des Geſetzreviſors 
und einen Plenarbeſchluß des vormaligen Preußiſchen Ober⸗ 
tribunals (Entſch. des Obertribunals Bd. 5 S. 175) des 
Näheren bereits dargelegt worden, daß §S 718a zwar einen 
ſelbſtſtändigen Scheidungsgrund enthält, daß der behauptete 
Widerwille aber durch erhebliche Thatſachen unterſtützt 
ſein muß und daß demnach die zur Unterſtützung dienenden 
Thatſachen nicht als bloße Erkenntnißmittel für das Vorhanden⸗ 
ſein eines tief eingewurzelten Widerwillens, ſondern zugleich als 
objektive Rechtfertigungsgründe deſſelben ſich darftellen, 
ohne welche dem auch noch ſo evidenten Widerwillen die Kraft 
eines Eheſcheidungsgrundes nicht beigelegt werden darf. Der ſo 
dargelegten Geſetzesauffaſſung entſpricht aber die Begründung 
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des erſten Urtheils nicht. Einerſeits entbehrt dieſelbe faſt ganz 
der beſtimmten Feſtſtellung der zur Motivirung der unüberwind⸗ 
lichen Abneigung angeführten Thatſachen, andrerſeits fehlt es 
an jeder Würdigung dieſer Thatſachen nach der Richtung hin, 
ob ſolche geeignet ſeien, eine derartige Abneigung auf Seiten 
des Kl. als begründet erſcheinen zu laſſen. Die Ausführung 
des I. R., insbeſondere das entſcheidende Gewicht, welches 
derſelbe auf das Verhalten des Kl. vor Gericht gelegt hat, weiſt 
vielmehr unzweideutig darauf hin, daß das Konſulargericht ſchon 
das Beſtehen eines heftigen und tief eingewurzelten Wider⸗ 
willens auf Seiten des Kl. zur Anwendung des § 718 a. a. O. 
für ausreichend erachtet, ſomit die wahre Bedeutung dieſer Vor⸗ 
ſchrift verkannt hat. IV. C. S. i. S. Schwitz 0. Schwitz vom 
12. November 1896, Nr. 134/96 IV. | 

67. Die Revifion rügt mit Recht, daß eine ausdrückliche 
Verzeihung in bedenkenfreier Weiſe nicht feſtgeſtellt worden ſei. 
Abgeſehen von dem Falle des §S 721 SH. II Tit. 1 A. L. R. 
muß die Verzeihung eines Ehevergehens, um rechtswirkſam zu 
ſein, nach § 720 a. a. O. ausdrücklich erklärt werden. 
Hierzu iſt erforderlich, daß der entſprechende Wille unmittel- 
bar zum Ausdruck gelangt. Vergl. Entſch. des Obertribunals 
Bd. 71 S. 220; Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 11 
S. 310; Juriſtiſche Wochenſchrift von 1890 S. 167 Nr. 40. 


Einer beſtimmten Formulirung der den Verzeihungswillen zum 


Ausdruck bringenden Erklärung bedarf es allerdings nicht; viel⸗ 
mehr genügt es dabei, ebenſo wie in anderen Fällen, bei denen 
vom Geſetz eine ausdrückliche Willenserklärung verlangt wird — 
wenn der an den Tag zu legende Wille beſtimmt und un: 
zweideutig ausgeſprochen wird. Vergl. Striethorſt Archiv 
Bd. 26 S. 100, Bd. 60 S. 218, Bd. 97 S. 161; Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. 6 S. 279; Juriſtiſche Wochenschrift von 
1892 S. 248 Nr. 45; Gruchot, Beiträge Bd. 14 S. 288 und 
Bd. 35 S. 978. Dies kann nicht blos durch geſprochene 
oder geſchriebene Worte, ſondern auch durch deutliche Zeichen 
geſchehen, z. B. durch Nicken oder Schütteln des Kopfes als 
Antwort auf eine geſtellte Frage. Vergl. Striethorſt, Archiv 
Bd. 30 S. 248, Bd. 70 S. 106, 107; Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. 71 S. 220; Gruchot, Beiträge Bd. 30 S. 132. 
Auch eine Handlung, welche an ſich nicht zur gewöhn— 
lichen Zeichenſprache benutzt zu werden pflegt, wird unter 
Umſtänden für ausreichend erachtet werden können, z. B. wenn 
in Erwiderung einer vom Ehemann ausgeſprochenen Bitte um 
Verzeihung, ſolche ſeitens der Ehefrau dadurch bethätigt wird, 
daß die Ehefrau den Ehemann umarmt oder küßt. Vergl. 
Gruchot, Beiträge Bd. 30 S. 132. Immer aber iſt zur An- 
nahme einer ausdrücklichen Willenserklärung erforderlich, daß 
die als Willensmanifeſtation in Frage kommende Handlung 
dazu beſtimmt und an ſich geeignet iſt, ohne Weiteres 
als Ausdruck des Gewollten zu dienen. Bedarf es zur Klar- 
legung noch einer weiteren Schlußfolgerung, jo kann in der be⸗ 
treffenden Handlung nicht eine ausdrückliche, ſondern nur eine 
ſtillſchweigende Willenserklärung erblickt werden. Vergl. 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1891 S. 36 Nr. 89 und Entſch. 
des Obertribunals Bd. 71 S. 220. Ein blos paſſives Ver⸗ 
halten, bei welchem der eine Theil ſich darauf beſchränkt, der 
Vornahme einer Handlung des andern Theiles keinen Wider⸗ 


ſtand entgegen zu ſetzen, iſt hiernach als eine über die Grenzen 
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der thatſächen Duldung hinausgehende ausdrückliche Willens- 
erklärung nicht anzuſehen. Noch weniger darf nach § 61 Thl. 1 
Tit. 4 A. L. R. in dem bloßen Stillſchweigen eine Konſens⸗ 
erklärung gefunden werden, inſofern dies nicht (wie z. B. durch 
§ 133 Thl. 1 Tit. 11 A. L. R. und §§ 14, 16, 127 
Thl. I Tit. 13 daſelbſt) vom Geſetze beſonders vorgeſchrieben 
worden iſt. Im vorliegenden Falle gelangt der B. R. zur An⸗ 
nahme einer Verzeihung im Sinne des § 720 Thl. II Tit. 1 
A. L. R. auf Grund der Feſtſtellung, daß die Kl., nachdem ſie 
ſich bereits im Dezember 1895 durch ihr Verhalten zu einer 
Verſöhnung geneigt gezeigt gehabt, am 14. Januar 1896 in 
der S.'ſchen Gaſtwirthſchaft der fraglichen Aeußerung ihres Ehe⸗ 
mannes nicht widerſprochen und ſeinen Kuß geduldet habe. Da 
der B. R. ſelbſt anerkennt, daß vorher im Dezember 1895 eine 
Ausſöhnung noch nicht zur ausdrücklichen Kundgebung im Sinne 
des § 720 a. a. O. gelangt geweſen war, und da auch weder 
behauptet noch feſtgeſtellt worden iſt, daß die in Rede ſtehende 
Erklärung des Bekl. auf Grund einer mit der Kl. vorher ge- 
troffenen Abrede abgegeben worden ſei, fo können die Aus- 
führungen des B. U. nur dahin verſtanden werden, daß der die 
Verzeihung nach Anſicht des B. R. zum Ausdruck bringende 
Verſöhnungsakt ſich dadurch vollzogen habe, daß die Kl. zu 
jener Aeußerung des Bekl. ſchwieg und den Kuß des Bekl. 
duldete. Damit hat aber der B. R. den Begriff einer aus⸗ 
drücklichen Willenserklärung verkannt, da in dem nur negativen 
Verhalten der Kl. eine ausdrückliche Erklärung nicht gefunden 
werden kann. IV. C. S. i. S. Sebrandtke c. Sebrandtke 
vom 16. November 1896, Nr. 196/96 IV. 

68. Nicht beanftanden läßt ſich die Erwägung des B. G., 
daß die der Kl. zum Vorwurfe gemachten wörtlichen Ehren⸗ 
kränkungen keine genügende Grundlage bilden würden, um den 
— gemäß §§ 748, 749, Thl. II, Tit. 1 A. L. R. allein 
erheblichen — Thatbeſtand des § 700, Thl. II, Tit. 1 A. L. R. 
feſtſtellen zu können. Denn dieſes Geſetz verlangt zu ſeiner 
Anwendbarkeit, wie das R. G. in konſtanter Rechtſprechung 
angenommen hat, daß die Beleidigung aus beſonderer Bosheit 
und in der überlegten Abſicht, die Ehre des anderen Ehegatten 
zu kränken, begangen iſt, ſowie daß der Beleidiger auch noch 
beabſichtigt hat, dem anderen Theile die dieſem nach ſeinen Ver⸗ 
hältniſſen zuſtehende Achtung im Publikum zu entziehen und 
ihm dadurch einen dauernden oder doch empfindlichen Nachtheil 
zuzufügen. Das B. G. hat das zweite Erforderniß als nicht 
gegeben erachtet, weil die angeblichen Beleidigungen nur innerhalb 
der Häuslichkeit der Parteien gefallen fein ſollen und auch nicht 
danach angethan ſeien, den Bekl. in den Augen Dritter dauernd 
herabzuſetzen. Hierin liegt keine Rechtsnormverletzung. IV. C. S. 
i. S. Stolzenberg o. Stolzenberg vom 5. November 1896, 
Nr. 339/96 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

N Vorfluthgeſetz vom 15. November 1811. 

69. Wie im Thatbeſtande angegeben, iſt bei der Mühle 
des Kl. im Jahre 1862 nach Maßgabe des Vorfluthsgeſetzes 
vom 15. November 1811 von der zuſtändigen Behörde ein 
Merkpfahl geſetzt worden, durch den ſowohl die Höhe des 
Sommer: wie des Winterwaſſerſtandes feſt beſtimmt worden iſt. 
Die Herabſetzung des Sommerwaſſerſtandes im Jahre 1872 
erfolgte in Erledigung eines damals getroffenen Vorbehalts. 
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Bei dieſem Merkpfahlſetzungsverfahren der Jahre 1862—72 hat 
ſich die Thätigkeit der Kommiſſarien nicht darauf beſchränkt, nur 
die bereits anderweitig feſtſtehende Waſſerſtandshöhe an dem von 
ihnen geſetzten Merkpfahl zu bezeichnen, ſondern ſie haben, da 
die Vorausſetzungen hierfür vorlagen, auch die Stauhöhe ſelbſt 
ſowohl für den Sommer wie für den Winter feſtgeſetzt (§ 5 
des Geſetzes vom 15. November 1811). Eine ſolche Merkpfahl⸗ 
jegung hat die Bedeutung, daß damit in Anſehung der inne zu 
haltenden Waſſerſtandshöhe ein neuer rechtlicher Zuſtand geſchaffen 
wird. Die hieraus ſich ergebenden Privatrechte der einzelnen 
Betheiligten können nun zwar durch Erſitzung geändert werden; 
aber dieſe Erſtzung iſt eine neue und ſelbſtändige, die erſt von 
der Merkpfahlſetzung an beginnen kann. Ein Zurückgreifen auf 
den Zuſtand vor der Merkpfahlſetzung, fo daß die nach dieſer 
ſich vollsiehende Erſitzung rechtlich als Fortſetzung einer ſchon 
vorher begonnenen Erſitzung behandelt werden könnte, iſt aus⸗ 
geſchlofſen, da der vor der Merkpfahlſetzung vorhandene Zuſtand 
durch dieſe jedenfalls inſoweit ſeine rechtliche Wirkſamkeit ein⸗ 
gebüßt hat. Mit anderen Worten, eine ſolche Merkpfahlſetzung 
unterbricht die Erſitzung. Die gegentheilige Annahme würde 
mit Weſen und Zweck der auf Grund des Geſetzes vom 
15. November 1811 bewirkten Merkpfahlſetzung in unlöslichen 
Widerſpruch treten. Es kann ſich hiernach im gegenwärtigen 
Falle nur fragen, ob das ſtreitige Recht durch Erſitzung nach 
dem Jahre 1862 erworben worden iſt. Dieſe Frage iſt aber 
ſchon aus dem Grunde zu verneinen, weil nicht bezweifelt werden 
lann, daß dieſes Recht nur einer vierzigjährigen Erſitzung unter⸗ 
liegt (5 649 Thl. 1 Tit. 9 des A. L. R.), da es nicht „alljährlich“ 
oder „gewöhnlich“ ausgeübt werden kann. Ob nicht übrigens 
auch in dieſem Fall ſogar erſt die fünfzigjährige Erſitzung auf 
Grund des § 660 Thl. 1 Tit. 9 des A. L. R. Platz greifen 
würde (vergl. das Urtheil des erkennenden Senats vom 5. Mai 
1894, Preußiſches Verwaltungsblatt Bd. 15 S. 434), braucht 
unter dieſen Umſtänden nicht unterſucht zu werden. V. C. S. 
1. S. Weſtphal o. Klug vom 30. September 1896, Nr 74/96 V. 
Zu den Geſetzen über Grundbuch und Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 
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B. R. beizutreten, daß das dem Ehemann der Kl. nach dem Ver⸗ 
trage zuſtehende Ausbeutungsrecht, um dem Bekl. gegenüber, 
der unter Herrſchaft der Grdb. O. vom 5. Mai 1872 nach dem 
1. Oktober 1873 die Eintragung ſeines Eigenthums erlangt hat, 
wirkſam zu ſein, der Eintragung im Grundbuch bedurfte, Grdb. O. 
§ 13, Grunderwerbsgeſetz § 12. Die Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits hängt deshalb von Beantwortung der Frage ab, ob zu 
der Zeit, wo der Bekl. im Grundbuch auf Grund der Auf⸗ 
laſſung als Eigenthümer eingetragen wurde, das ſtreitige Recht 
auf dem Blatte des dienenden Grundſtücks als eine dauernde 
Laſt eingetragen ſtand. Der B. R. hat dieſe Frage bejaht; 
ſeine Ausführungen ſind indeß nicht frei von Rechtsirrthum. 
Der B. R. verkannt nicht, daß der Hypothekenrichter, als er 
im Jahre 1829 der Berechtigung ein beſonderes Grundbuch- 
blatt widmete, gegen die Vorſchriften der damals geltenden 
Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783 verſtieß, und daß 


bei einem richtigen Verfahren das Ausbeutungsrecht auf das 


70. Ein Erbpachtvertrag ſetzt nach $ 187 Thl. 1 Tit. 21 


des A. L. R. voraus, daß dadurch dem Erbpächter das voll- 
ſtändige Nutzungsrecht an einer fremden Sache übertragen 
werde. Daran aber fehlt es im vorliegenden Vertrage, durch 
den nur ein einzelnes aus dem Eigenthum fließendes Recht, die 
Befugniß, Gips zu gewinnen, dem Ehemann der Kl. abgetreten 
werden ſollte. Dies ſchließt zwar, wie die Kl. richtig ausführt, 
nicht aus, daß ſich der Erbverpächter an gewiſſen Theilen des 
Grundſtückz Nutzungsrechte vorbehalten konnte (vergl Striethorſt 
Archiv Bd. 7 S. 150); dagegen widerſpricht es dem Weſen 
der Erbpacht, daß dem Erbpächter nur ein beſchränktes Nutzungs⸗ 
ncht eingeräumt werde, der Erverbpächter aber im Uebrigen 
alle Eigenthumsbefugniſſe behalte. Was die Pacht anlangt, ſo 
mag es richtig ſein, daß Ausbeutungsrechte vorliegender Art 
den Gegenſtand eines Pachtvertrages bilden können; aber die 
Kl, die gegen die Ausführungen des B. R. ankämpft, über⸗ 
ſeht dabei, daß der Vertrag „auf ewige Zeiten und un⸗ 
widerruflich“ in Geltung bleiben ſoll, und daß es zum 
Veſen des Pachtvertrages gehört, daß dem Pächter das Nutzungs⸗ 
naht nur auf Zeit eingeräumt werde. Auch darin iſt dem 


Blatt des belaſteten Grundſtücks in Abtheilung II einzutragen 
geweſen wäre (Hypothekenordnung Tit. I 88 14, 47 fg.); er 
meint aber, daß die bei Anlegung des Grundbuchblattes auf 
dem Titel des Stammgutes bewirkte Eintragung, da hierin auf 
das neu angelegte Blatt ausdrücklich Bezug genommen werde, 
hinreiche, dem Ausbeutungrecht den dinglichen Charakter zu er- 
halten. Dieſer Ausführung kann nicht beigetreten werden. 
Sowohl die Hppothekenordnung vom 20. Dezember 1783, wie 
die Grdb. O. vom 5. Mai 1872 weiſt den einzelnen einzu⸗ 
tragenden Rechten einen beſtimmten Platz im Grundbuch zu. 
Dieſe Vorſchriften ſind jedoch nicht dergeſtalt weſentlich, daß 
jede Verwechſelung der Abtheilungen und Spalten die Ein⸗ 
ſchreibung als unwirkſam erſcheinen ließe; ein Mißgriff des 
Richters in dieſer Beziehung kaun, wie Dernburg und Hinrichs 
(Hypothekenrecht S. 139) zutreffend ausführen, dem Berechtigten 
nur dann nachtheilig werden, wenn die dem Vermerke ange⸗ 
wieſene Stelle deſſen Inhalt völlig in Frage ſtellt und ihm da⸗ 
durch jede Bedeutung entzieht. Hieraus ergiebt ſich, daß die 
Anlegung eines Grnndbuchblattes für ein Ausbeutungsrecht, 
wie das vorliegende, an ſich nicht genügt, dem Recht einem 
neuen Erwerber gegenüber den dinglichen Charakter zu erhalten. 
Ob die in dem Abſchreibungsvermerk enthaltene Hinweiſung auf 
das neu angelegte Blatt ausreicht, den Eintrag in der II. Ab⸗ 
theilung zu erſetzen, läßt ſich im Weſentlichen nur konkret be⸗ 
beantworten und richtet ſich nach der Saflung des Abſchreibungs⸗ 
vermerks. Dieſer muß ſeinem Inhalte nach allen Anforderungen 
entſprechen, die das Geſetz an die Eintragung des vorliegenden 
Rechtes ſtellt, und dazu gehört vor allem, daß das einzutragende 
Recht nach Juhalt und Umfang genau kenntlich gemacht werde. 
Wenn auch bei Berechtigungen der vorliegenden Art die Hin⸗ 
weiſung auf Urkunden und auf ein anderes Grundbuchblatt 
nicht ausgeſchloſſen fein mag, fo muß doch der Vermerk auf 
dem Blatt des belaſteten Gutes für jedermannn erkennbar 
machen, daß das Gut für die auf dem anderen Blatt einge⸗ 
tragene Berechtigung verhaftet fein fol. Dieſen Erforderniſſen 
hat der Hypothekenrichter durch die Eintragung auf dem Titel 
des Stammguts: Drei Parzellen Acker, am Gipsbruche be⸗ 
legen, ſind behufs Gipsbrechens vererbpachtet und S. 664 
übertragen, nicht genügt. Damit wird nur ausgedrückt, daß 
drei Parzellen abgeſchrieben und auf ein anderes Blatt über⸗ 
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tragen ſind. Daß dort nur eine Gerechtigkeit, Gips zu brechen, 
eingetragen iſt, kann aus den Worten „behufs Gipsbrechens“ 
um ſo weniger entnommen werden, als nicht einmal die Ver⸗ 
tragsurkunde, die dem Vermerk zu Grunde liegt, angezogen 
worden iſt. Bei dieſer Unbeſtimmtheit und Unklarheit erſcheint 
der Vermerk bedeutungslos und iſt darum nicht geeignet, dem 
Ausbeutungsrecht den dinglichen Charakter zu erhalten. Der 
Bekl. hat hiernach das Gut von ſeinem Vater, unbelaſtet von 
dem Ausbeutungsrecht der Kl., erworben ($ 12 des Grund⸗ 
erwerbsgeſetzes), und dadurch iſt das dringliche Recht der Kl. 
erloſchen. Ob der Bekl. ſpäter feinen Vater beerbt hat, ift 
unerheblich, da das dingliche Recht, worauf die Klage allein 
geſtützt iſt, dadurch nicht wieder in Wirkſamkeit geſetzt iſt. 
Hiernach war die Reviſion des Bekl. für begründet zu erachten 
und das B. U., ſoweit es ihn verurtheilt, aufzuheben, in der 
Sache ſelbſt aber das Urtheil I. J. wieder herzuſtellen. Un⸗ 
gerechtfertigt iſt dagegen die Anſchließung der Kl., die gegen 
Zurückweiſung des erſten Klageantrages gerichtet iſt. Sie rügt 
Verletzung des §S 118 der Grdb. O., wonach eine aus Ver⸗ 
ſehen des Grundbuchrichters gelöſchte Poſt auf Verlangen des 
Gläubigers oder von Amtswegen mit ihrem früheren Vorrecht 
wieder einzutragen iſt. Sie überſieht bei dieſer Ausführung, 
daß die Löſchung der Berechtigung auf Grund des Verzichts 
des Berechtigten mit deſſen Bewilligung, alſo in durchaus ge- 
ſetzlicher Weiſe erfolgt iſt (Hypothekenordnung vom 20. De 
zember 1783 Tit. II § 262). Es mag fein, daß der Berech⸗ 
tigte bei der Erklärung von irrigen Vorausſetzungen ausge⸗ 
gangen iſt, die ihn zur Anfechtung der Löſchungsbewilligung 
berechtigen würden; aber dieſe Anfechtung kann nur dem Gegen⸗ 
kontrahenten und deſſen Univerſalſucceſſoren gegenüber erfolgen, 
und zwar da der eingetragene Berechtigte geſtorben iſt, nur von 
ſeinen Univerſalſucceſſoren. Zu dieſen gehört die Kl. nicht; ſie 
hat das Ausbeutungsrecht, nachdem die Löſchung des Eintrags 
in Abtheilung II des Stammqgutes längſt bewirkt worden war, 
in nothwendiger Subhaſtation erſtanden, ohne daß ihr das Recht 
auf die Wiedereintragung der acceſſoriſchen Rechte mit abge⸗ 
treten wäre. Da ſie das Ausbeutungsrecht in dem Zuſtande 
erworben hat, wie es zur Zeit der Subhaſtation im Grundbuch 
eingetragen ſtand, ſo ſind die Nebenrechte, die bis zum Jahre 
1852 dem Inhaber der Berechtigung gegen das Grundſtück 
Nr. 11 zuftanden, auf die Erſteherin nicht mit übergegangen; 
ebenſowenig aber die aus dem Irrthum entſtandenen Anſprüche 
gegen den Eigenthümer, da der Irrthum nicht die Nichtigkeit 
des Rechtsgeſchäfts bewirkt, ſondern nur die Anfechtbarkeit, und 
die hierauf gegründeten Anſprüche nur einen ſubjektiv⸗perſön⸗ 
lichen Charakter an ſich tragen. Hiernach hat der B. R. mit 
Recht die Legitimation der Kl. zur Sache verneint und be⸗ 
dürfen ſeine weiteren Ausführungen keiner Erörterung. V. C. S. 
i. S. Hanſche 6. Schulze vom 25. November 1896, Nr. 172/96 V. 

71. Nach Gemarkungskarte, Kataſter und Grundbuch iſt 
die Streitfläche Beſtandtheil des Grundſtücks Holzmarktſtr. 28, 
welches nach jenen Quellen 2,27 a Flächeninhalt hat, ohne die 
Streitfläche aber um 0,18 a, d. h. genau um die Streitfläche 
kleiner ſein würde. Das Grundſtück iſt unter ſeiner grundbuch⸗ 
mäßigen Bezeichnung unter Angabe des Fläͤcheninhalts von 
2,27 a und des Reinertrages zur Zwangsverſteigerung geſtellt. 
Die Bekanntmachung des Verſteigerungstermines entſpricht den 
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Vorſchriften des § 40 der Zwangsvollſtreckungsordnung vom 
13. Juli 1883, insbeſondere iſt in ihr auf den bei den Sub⸗ 
haſtationsakten befindlichen Auszug aus der Gebäudefteuerrolle 
verwieſen. Im Verſteigerungstermin iſt die beglaubigte Abſchrift 
des Grundbuchblattes und der Auszug aus der Steuerrolle vor- 
gelegt worden. Zugeſchlagen iſt dem Kl. das Grundſtück Holz⸗ 
marktſtr. 28. Da das Grundbuchblatt dieſes Grundſtücks ſchon 
lange vor Einleitung der Subhaſtation auf das Steuerbuch 
zurückgeführt war, hat Kl. das Grundſtück in feiner grundbuch⸗ 
und kataſtermäßigen Größe erworben und das etwaige Eigen- 
thum der Bekl. an der Streitfläche iſt in Folge des mit der 
Zwangsverſteigerung verbundenen Aufgebots⸗ und Ausſchlußver⸗ 
fahrens erloſchen (vergl. die Urtheile des R. G. in Gruchot 
Beiträge Bd. 31 S. 95, Preußiſches Juſtizminiſterialblatt Jahr⸗ 
gang 1890 S. 259, Turnau Grdb. O. 5. Auflage Bd. 2 S. 475, 
Foerſter⸗Eccius Preußiſches Privatrecht Bd. 1 § 39a S. 135 
Anm. 38, auch Dernburg Preußiſches Privatrecht Bd. 1 § 350 
S. 893). Völlig im Einklange mit dieſer Ausführung befindet 
ſich das von den Rll. bezogene reichsgerichtliche Urtheil in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift Jahrgang 1890 S. 199 Nr. 33 und 
auch das daſelbſt Jahrgang 1894 S. 381 Nr. 65 abgedruckte 
Urtheil des jetzt erkennenden Senats enthält nichts Abweichendes, 
wenn es ausführt, daß jene Rechtsfolge dann nicht eintrete, 
wenn das zu verſteigernde Grundſtück in der Bekanntmachung 
des Verſteigerungstermines weder nach ſeiner Kataſterbezeichnung, 
noch auch durch Verweiſung auf die bei den Subhaſtationsakten 
befindlichen Steuerrollenauszüge näher bezeichnet ſei. Vor⸗ 
liegend iſt in der Bekanntmachung auf den bei den Sub⸗ 
haſtationsakten befindlichen Auszug aus der Gebäudeſteuerrolle 
ausdrücklich verwieſen worden. Die Bezugnahme auf Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 18 S. 279 endlich verſagt völlig, 
da dort von einem ganz anders gearteten Falle gehandelt wird. 
Einflußlos wäre es auch für die vorliegende Streitfrage, wenn 
Kl., wie Bekl. behaupten, zur Zeit der Verſteigerung die Anſicht 
gehabt hätte, die Streitfläche gehöre nicht zu dem ſubhaſtirten 
Grundſtücke, wenn alſo ſein Wille nicht auf den Erwerb der 
Streitfläche gegangen wäre, denn dafür, was Gegenſtand des 
Zuſchlages in der Subhaftation ſei, iſt — wie der jetzt er- 
kennende Senat ſchon mehrfach dargelegt hat — nicht die 
Meinung des Erſtehers und der übrigen Intereſſenten, ſondern 
lediglich der Inhalt des Subhaſtationspatents und des Zu⸗ 
ſchlagsbeſcheides maßgebend (vergl. Wallmann Zeitſchrift für 
Preußiſches Recht Bd. 4 S. 93, Juſtizminiſterialblatt pro 1890 
S. 259, Gruchot Beiträge Bd. 34 S. 1102 und Bd. 35 
S. 702). V. C. S. i. S. Schmidt c. Patſchke vom 28. No- 
vember 1896, Nr. 322/96 V. 

Zum Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874. 

72. Das B. U. enthält zwei ſelbſtſtändige Gründe. Es 
wird erſtens die Zuleitung der Fabrikabwäſſer in den Bach, durch 
welche Kl. geſchädigt iſt, als ein Eingriff in die Eigenthums⸗ 
ſphäre des Kl. bezeichnet, die uach allgemeinen Grundſätzen die 
Verpflichtung des Bekl. zum Schadenserſatze begründe. Dieſe 
Verpflichtung wird aber zweitens auch aus den beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 (§ 43) in 
Verbindung mit § 26 des A. L. R. Thl. I Tit. 6 hergeleitet. 
Keiner dieſer beiden Gründe vermag die Entſcheidung zu tragen. 
1. Es iſt nicht richtig, daß der oberhalb liegende Uferbeſitzer an 
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einem Privatfluß ſich jeder den unterliegenden Beſitzer irgendwie 
ſchͤdigenden Zuleitung in den Fluß enthalten müſſe. Die 
Flüſſe dienen ihrer natürlichen Beſtimmung zufolge zur Auf⸗ 
nahme und Abführung von Flüſſigkeiten, und die Grenze, die 
dabei im Intereſſe der unterliegenden Beſitzer nicht überſchritten 
werden darf, läßt ſich nach den Grundſätzen des Nachbarrechts 
nicht dahin beſtimmen, daß jede Schädigung der unterliegenden 
Beſitzer unterbleiben müſſe, ſelbſt dann, wenn dieſe Schädigung 
nur in Folge eines nicht gewöhnlichen Gebrauchs eintritt, den 
der unterliegende Beſitzer von ſeinem Eigenthum macht. Es 
würde dies zu einer Beſchränkung des oberhalb liegenden Be⸗ 
ters in feinem Eigenthumsrecht führen, die dieſen in einen un⸗ 
gerechtfertigten Nachtheil gegenüber dem den völlig ungehinderten 
Gebrauch ſeines Eigenthums beanſpruchenden Nachbar verſetzt. 
Der letztere muß ſolche Zuleitungen dulden, die das Maß des 
Regelmäßigen, Gemeingewöhnlichen nicht überſchreiten, ſelbſt 
wenn dadurch die abſolute Verwendbarkeit des ihm zufließenden 
Waſſers zu jedem beliebigen Gebrauche irgendwie beeinträchtigt 
wird (Entſch. des R. G., Bd. 16 S. 178; Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift von 1894 S. 2988). Eine Prüfung von dieſem Geſichts⸗ 
punkte hat nicht ſtattgefunden; es müßte dabei in Betracht 
kommen, daß hier nur die Unverwendbarkeit des Waſſers zu 
einem beſtimmten, nicht gerade gewöhnlichen Gebrauch behauptet 
wird. Ferner aber haftet der Bekl. für den Schaden dann nicht, 
wenn ihn kein Verſchulden trifft (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1893 S. 569 46). Er hat behauptet, daß er das behördlich 
empfohlene, ganz zuverläſſige Hulvaſche Klärungsverfahren ein⸗ 
geführt habe, auch von einem ſeitdem bis zum Jahre 1892 ein- 
getretenen Schaden an der Fiſchzucht des Kl. ihm nichts bekannt 
geworden ſei (Kl. ſpreche von einem ſolchen nicht). Hierin liegt 
auch die Behauptung, daß der Bekl. das Hulvaſche Verfahren 
für geeignet gehalten habe und halten durfte, um die Abwäſſer 
unſchädlich zu machen. Iſt dies der Fall, fo konnte er den 
Schaden nicht vorausſehen und haftet, ſo weit nicht ſpezielle 
Verbotsgeſetze in Frage kommen, für den Schaden nicht (88 6, 
11, 13 des A. L. R. Thl. J Tit. 3; SS 4, 16 daſelbſt Thl. J 
Tit. 6). Auch nach dieſer Richtung hin fehlt jede Prüfung. 
2. Der $ 43 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 beſtimmt 
im Abſ. 1: Es iſt verboten, in die Gewäſſer aus landwirth⸗ 
ſcaftlichen oder gewerblichen Betrieben Stoffe von ſolcher Be⸗ 
ſchaffenheit und in ſolchen Mengen einzuwerfen, einzuleiten oder 
einfließen zu laſſen, daß dadurch fremde Fiſchereirechte geſchädigt 
werden können. Es fragt ſich zunächſt, ob dieſe Beſtimmung 
fh auch auf die künſtliche Fiſchzucht in geſchloſſenen Gewäſſern, 
wie ſolche im $ 4 des Geſetzes definirt find, bezieht, derartig, 
daß in Bäche und Flüfſe keine Stoffe eingeleitet werden dürfen, 
die nach Beſchaffenheit oder Menge die Fiſchzucht in den von 
diejen Bächen oder Flüſſen gefpeiften geſchloſſenen Gewäſſern 
ſchidigen können. Dieſe Frage iſt mit dem B. G. zu bejahen. 
Ds Geſetz findet nach § 1 Anwendung auf die Küſten⸗ und 
Binnenfiſ cherei in allen „unter Unſerer Hoheit befindlichen 
Gewäſſern. Nach § 3 iſt die Binnenfiſcherei im Sinne des 
Geſetes diejenige Fiſcherei, die in den übrigen Gewäſſern 
außer der Nord- und Oſtſee, den offenen Meeresbuchten, den Haffen 
und den größeren Strömen vor ihrer Einmündung in das Meer 
betrieben wird. Der Ausdruck „Fiſcherei“ umfaßt hier, wie 
auch ſonſt im Geſetz (vergl. § 18 5 des A. L. R. Thl. J Tit. 9), 
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den Fiſchfang überhaupt, alſo auch die Fiſcherei in geſchloſſenen 
Gewäſſern, wo fie ſich als bloße Ausübung des Grundeigen⸗ 
thums darſtellt. Darüber hat das Fiſchereigeſetz ſelbſt in ſeinen 
weiteren Beſtimmungen keinen Zweifel gelaſſen. Denn nachdem 
im 8 4 als geſchloſſene Gewäſſer „im Sinne dieſes Geſetzes“ 
alle künſtlich angelegten Fiſchteiche und alle Gewäſſer, denen es 
an einer für den Wechſel der Fiſche geeigneten Verbindung fehlt, 
bezeichnet werden, wenn der Fiſchfang darin einem Berechtigten 
zuſteht, ohne daß an dieſer Stelle der Fiſchfang in ſolchen Ge⸗ 
wäſſern von den Beſtimmungen des Geſetzes ganz oder theilweiſe 
ausgenommen wäre, finden ſich im Weiteren zahlreiche Beſtim⸗ 
mungen, die ausdrücklich nur für nicht geſchloſſene Gewäſſer 
gegeben ſind, ſowie ſolche, die auf geſchloſſene Gewäſſer nur 
beſchränkte Anwendung finden ſollen (vergl. $ 5 Abſ. 2, $ 10 
Ziffer 2, 588 25, 27, 32, 37, 44), woraus mit Sicherheit 
zu folgern iſt, daß diejenigen Beſtimmungen, die keine ſolche 
Einſchränkungen enthalten, allgemein, auch auf den Fiſchfang 
in geſchloſſenen Gewäſſern, anzuwenden find. . Die Motive zu 
SS 1 bis 4 des Geſetzes heben denn auch hervor, daß, wenn⸗ 
gleich die Abſicht des Geſetzes vornehmlich auf den Schutz 
des Fiſchereibetriebs in zuſammenhängenden Gewäſſern ge- 
richtet ſei, doch die geſchloſſenen Gewäſſer nicht allgemein 
vom Geſetze auszuſchließen ſeien, weil eine verſtändige Be⸗ 
wirthſchaftung auch dieſer Gewaͤſſer in gewiſſem Umfange 
des geſetzlichen Schutzes bedürfe und die Durchführung ein⸗ 
zelner für zuſammenhängende Gewäſſer unentbehrlicher Maß⸗ 


regeln ihre Ausdehnung auf alle Gewäſſer ohne Unterſchied 


fordere. Der § 43 unterſcheidet nun nicht zwiſchen den fremden 
Fiſchereirechten in nicht geſchloſſenen und in geſchloſſenen Ge⸗ 
wäſſern, und es läßt ſich auch nicht behaupten, daß unter den 
„Fiſchereirechten“ nur die beſonderen, für ſich beſtehenden Be⸗ 
rechtigungen zum Fiſchen, nicht aber das Recht des Grund⸗ 
eigenthümers, in ſeinen Teichen zu fiſchen und Fiſchzucht zu 
treiben, was nur eine im Eigenthume ſelbſt liegende Nutzungsart 
deſſelben iſt, verſtanden werden könnten. Der Ausdruck kann 
im engern und weitern Sinne gemeint ſein. Auch das eben 
gekennzeichnete Recht des Grundeigenthümers läßt ſich als Be⸗ 
rechtigung zur Ausübung der Fiſcherei bezeichnen (vergl. § 185 
des A. L. R. Thl. 1 Tit. 9). Hätte das Geſetz den geſchloſſenen 
Gewäſſern den Schutz des § 43 verſagen oder nur in beſchränktem 
Maße gewähren wollen, jo würde es dies ſeiner ganzen Struktur 
nach direkt ausgeſprochen, nicht aber einen verſchiedener Auffaſſung 
fähigen Ausdruck gewählt haben. Dieſen Erwägungen gegenüber 
kann darauf ein entſcheidendes Gewicht nicht gelegt werden, daß 
durch die Ausdehnung des § 43 auf den Schutz der künſtlichen 
Fiſchzucht die landwirthſchaftlichen und gewerblichen Betriebe in 
der Benutzung der Bäche und Fluͤſſe zur Abführung ihrer Ab» 
wäſſer weiter beſchränkt werden, als dies zur Erhaltung des 
natürlichen Fiſchreichthums der Gewäſſer, die das Geſetz in erſter 
Linie bezweckt, nothwendig erſcheint. Dem B. G. iſt ferner 
darin beizuſtimmen, daß der § 43 Abſ. 1 des Fiſchereigeſetzes 
ein auf Schadensverhütungen abzielendes Polizeigeſetz im Sinne 


des 8 26 des A. L. R. Thl. I Tit. 6 iſt. Es iſt dazu, wie 


das R. G. bereits vielfach angenommen hat, nicht erforderlich, 
daß das Geſetz eine ganz beſtimmte, jede eigene Prüfung des 
Handelnden ausſchließende Vorſchrift enthält. Daß derartige 
Vorſchriften nicht als Polizeigeſetze angeſehen werden können, 
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iſt in dieſer Allgemeinheit im Urtheil vom 21. Dezember 1881 
(Eutſch. des R. G., Bd. 6 S. 62) nicht ausgeſprochen worden. 
Die Erwägungen jenes, auf den §S 120 der Gewerbeordnung 
(in der damaligen Faſſung) bezüglichen Urtheils treffen nicht zu 
auf diejenigen Geſetze, die zur unmittelbaren Anwendung im 
Einzelfalle beſtimmt, und deren Nichtbeobachtung, wie hier 
($ 50 Ziffer 7 des Fiſchereigeſetzes), mit Strafe bedroht iſt, 
bei denen alſo der Geſetzgeber den Standpunkt einnimmt, daß 
ihre Beobachtung im Einzelfalle keine dem Handelnden nicht 
zuzumuthende Prüfung erfordere. Hiernach läßt ſich gegen die 
Anwendung des § 26 des A. L. R. Thl. I Tit. 6 nichts er⸗ 
innern, und es bedarf, um die Entſchädigungspflicht des Bekl. 
zu begründen, nicht des Nachweiſes, daß die Zuleitung der 
Abwäſſer feiner Fabrik thatſächlich den Schaden im ganzen Um⸗ 
fange bewirkt habe; vielmehr genügt in dieſer Beziehung die 
Möglichkeit des Kauſalzuſammenhanges. VI. C. S. i. S. 
Haſemann c. v. Keſſel⸗Zentſch vom 12. November 1896, 
Nr. 147/96 VI. 

Zum Geſetz vom 20. Juni 1875. 

73. Zurückweiſung eines Kaſſationsrekurſes. In Er⸗ 
wägung, daß § 19 des Geſetzes über die Vermögensverwaltung 
in den katholiſchen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 be⸗ 
ſtimmt, daß der in der vorgeſchriebenen Form abgefaßte Beſchluß 
des Kirchenvorſtandes Dritten gegenüber genügt, um eine die 
Gemeinde und die von dem Kirchenvorſtande vertretenen Ver⸗ 
mögensmaſſen verpflichtende ſchriftliche Willenserklärung feſt⸗ 
zuſtellen, daß daher, wenngleich nach § 21 Nr. 5 daſelbſt die 
Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes bei Anſtellung von Prozeſſen 
der Zuſtimmung der Gemeindevertretung bedürfen, doch die 
Bekl. dem Kl. gegenüber zur Anſtellung der erhobenen Wider⸗ 
klage durch die vorgelegten Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes 
legitimirt erſcheint, daß in dieſer Beziehung das angeführte 
Geſetz vom O. L. G. richtig ausgelegt iſt, indem es ausführt, 
daß der Kirchenvorſtand ſeiner Gemeinde gegenüber verantwortlich 
bleibt, wenn er ohne Zuſtimmung derſelben einen Prozeß für 
die Gemeinde beginnt, daß jedoch nach Außen hin, alſo auch 
dem Kl. gegenüber der Beſchluß des Vorſtandes als ausreichende 
Legitimation für die Prozeßführung der Gemeinde anzuſehen 
iſt; daß das O. L. G. auch thatſächlich und ohne Rechtsirrthum 
angenommen hat, daß die vorgelegten Beſchlüſſe des Kirchen⸗ 
vorſtandes der im § 19 a. a. O. vorgeſchriebenen Form ent⸗ 
ſprechen und ihrem Inhalte nach die Autoriſation zur Erhebung 
der Widerklage, ſo wie ſie angeſtellt iſt, enthalten. II. C. S. 
i. S. Rauſch c. kath. Pfarrgemeinde Buchen vom 10. No» 
vember 1896, Nr. 127/96 II. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badische Landrecht). 

74. Nach § 13 Nr. 2 des Geſetzes über die Benutzung 
der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843, welches inſoweit im 
Gebiete des Rheiniſchen Rechts an die Stelle des im Weſent⸗ 
lichen gleiche Beſtimmungen enthaltenden Art. 644 des 
B. G. B. getreten iſt, unterliegt das dem Uferbeſitzer nach 
§ 1 des citirten Geſetzes zuſtehende Recht zur Benutzung des 


vorüberfließenden Waſſers der Beſchränkung, daß das abge⸗ 


leitete Waſſer in das urſprüngliche Bett des Fluſſes zurück⸗ 
geleitet werden muß, bevor dieſer das Ufer eines fremden 
Grundſtücks berührt. Die Ableitung des Waſſers aus einem 
Privatfluß ohne Wiederzuleitung iſt objekttv unberechtigt 
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und verletzt die Rechte der unterliegenden Uferbeſitzer, auch wenn 
denſelben ein aktueller Schaden dadurch nicht zugefügt wird. 
II. C. S. i. S. Mergen u. Gen. c. Schloeſſer vom 24. No⸗ 
vember 1896, Nr. 213/96 II. 

75. Der Uferbeſitzer an einem Privatfluſſe hat — wie früher 
nach Art. 644 des B. G. B. — ſo jetzt nach dem § 1 des Geſetzes 
über die Benutzung der vom 28. Februar 1843 ein Recht auf 
die Benutzung des Waſſers nur ſoweit daſſelbe in dem 
Bachbett an ſeinem Grundſtücke vorbeifließt. Wo 
das Bett ſein Grundſtück berührt, darf er daſſelbe dem Bache 
entnehmen mit der Verpflichtung der Wiederzuleitung bevor 
der Fluß ſein Grundſtück verläßt. Ein Recht an dem Waſſer, 
das noch oberhalb ſeines Grundſtücks ſich befindet, hat er nur 
inſoweit, als er die Wiederzuleitung von dem benutzenden Ober⸗ 
lieger beanſpruchen kann. Gerade in dieſer, der Natur der 
Verhältniſſe entſprechenden Art des Benutzungsrechts findet das 
in Frage ſtehende quaſiſervitutariſche Verhältniß im Intereſſe 
der ſämmtlichen Uferbeſitzer ſeine naturgemäße Regelung und 
Beſchränkung. Danach kann die künſtliche Zuleitung des 
Waſſers von einem oberhalb gelegenen Theile des Fluſſes auf 
ein unterhalb an denſelben angrenzendes Grundſtück, insbe— 
ſondere wenn in Folge deſſen, wie untergebens, das abgeleitete 
Waſſer vollſtändig verbraucht wird, entgegen dem Rechte des 
Unterliegers nicht auf das geſetzliche Benutzungsrecht des durch 
die Zuleitung bewäſſerten Grundſtücks gegründet werden. Die 
von dem Bekl. der v. K.'ſchen Verwaltung vertraglich einge⸗ 
räumte Waſſerableitung iſt daher den Kl. gegenüber, ſoweit 
lediglich die geſetzlichen Verhältniſſe maßgebend find, unbe- 
rechtigt, und die auf der gegentheiligen rechtlichen Annahme 
beruhende Abweiſung der Klage kann nicht aufrecht erhalten 
werden. Jusbeſondere iſt es nicht richtig, daß die Kl. nur 
einen Anſpruch an die v. K.'ſche Verwaltung auf Wieder⸗ 
zuführung des Waſſers in das Bachbett erheben könnten. Die 
Rechtswidrigkeit liegt ſchon, wie vorerörtert in der Ableitung 
in Verbindung mit den ſich von ſelbſt ergebenden Folgen, und 
dieſe iſt herbeigeführt und veranlaßt durch den Bekl. Die 
v. K.'ſche Verwaltung wäre, wenn von ihr die Wiederzuführung 
verlangt würde, in der Lage, geltend zu machen, daß ſie das 
abgeleitete Waſſer nicht auf Grund des Geſetzes, ſondern auf 
Grund eines Privatvertrages beziehe, daß daher die geſetzlichen 
Vorſchriften auch rückſichtlich der Wiederzuführung auf das vor⸗ 
liegende Verhältniß nicht anwendbar ſeien; und es würde dann 
die Annahme des O. L. G. thatſächlich dahin führen, die Kl. 
völlig rechtlos zu ſtellen. Vergl. Entſcheidung bei voriger 
Nummer. 

76. Die Reviſion wendet ſich gegen die Annahme des 
O. L. G., daß der Lehrer L. als prepose der Stadtgemeinde 
Remſcheid im Sinne des Art. 1384 des B. G. B. anzuſehen 
ſei. Die in dieſer Beziehung von der Reviſion erhobenen An⸗ 
griffe müſſen im Weſentlichen als begründet erachtet werden. 
Das Urtheil geht zwar unter Bezugnahme auf mehrere vom 
erkennenden Senate über den Begriff des prépos« erlaſſene 
Entſcheidungen von der richtigen Begriffsbeſtimmung aus, indem 
es ſagt, daß der Geſchäftsherr nur dann für den Angeſtellten 
hafte, wenn das zwiſchen denſelben beſtehende Verhältniß ein 
Abhängigkeits verhältniß ſei, kraft deſſen der Geſchäftsherr 
die Leitung oder wenigſtens die Ueberwachung bezüglich der 
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Geſchäftsführung des Angeſtellten habe. Aber die weitere Aus⸗ 
führung des O. L. G., daß ein ſolches Abhängigkeitsverhältniß 
zwiſchen dem Lehret L. und der Bekl. beſtehe, bezw. zur Zeit 
der Verlegung des Knaben M. beſtanden habe, iſt unzutreffend 
und beruht auf Rechtsirrthum. Eingehend mit der Ausführung 
begtündet, daß nicht die Gemeinde ſondern der Staat als 
Kommittent anzufehen fe. § 1 und 2 Geſetz vom 11. März 
1872. II. C. S. i. S. Stadt Remſcheid o. Michel vom 
17. November 1896, Nr. 205/96 II. 

77. Das O. L. G. hatte über die Frage, welche Partei 
beweispflichtig ſei, über welche ſchon in der I. J. geſtritten 
worden war, unzweifelhaft zu entſcheiden. Es hat aber auch 
ohne Rechtsirrthum angenommen, daß die Beweislaſt die Kl. treffe. 
Die Abnahme der angelegten Siegel und die Aufnahme eines 
Inventars hatte nach Art. 39 des Dekrets vom 6. November 1813 
in Gegenwart der mit der Verwaltung des biſchöflichen Tafel- 
gutes betrauten Kommiſſare ſowie in Gegenwart oder auf Vor⸗ 
ladung ſämmtlicher Erben zu erfolgen; auch waren dabei alle 
Erben vertreten. Bei dieſer Gelegenheit war zu erörtern, welche 
von den vorhandenen Gegenſtänden zum perſönlichen Nachlaß 
des verſtorbenen Biſchofs und welche zum biſchöflichen Tafelgute 
gehörten. Eine ſolche Auseinanderſetzung der beiden Vermögens- 
maſſen iſt denn auch erfolgt, indem von den vorhandenen Geldern 
und Werthpapieren ein Theil dem von den Erben aufgeſtellten 
Bevollmächtigten, ein anderer den Verwaltern des biſchöflichen 


0. Viethumsverwaltung Straßburg vom 20. November 1896, 
N. 210/96 IL, . | M. 


Literatur. 
| Zeitſchriften und Sammlungen. 

l. Beiträge zur Erläuterung des Deutſchen Rechts, 
m Vi. a. d. preuß. Recht, m Einſch. d. Handels⸗ u. 
Bechelrechtg Begr. v. Dr. J. A. Gruchot. Herausg. 
A br. Raſſow, R. G. R. u. Dr. Küntzel, W. G. O. 

R. u. vortr. R. im K. pr. Juſtizminiſterium u. red. 


Mitwirkung v. Dr. Eceius, O. L. G. Präſ. u. W. G. 
O. J. R. Fünfte Folge IV. Jahrg. H. 6 u. Beil. H. 
V. Jahrg. H. 1—6 u. Beil. H. Berlin, Franz Vahlen 
18951896. Subſ. Pr. 15 M. f. d. Jahrg. (nach vollſt. 


Aus der großen Zahl der Beiträge von wiſſenſchaftlicher 
und praktiſcher Bedeutung, durch welche die Zeitſchrift ihren 


alten Ruf auch in den vorliegenden Heften bewährt, heben wir 


hervor die Auffäße von Dr. Rieſenfeld in Breslau: „Der 
Gruben- Kollectiv⸗Verband, ein Beitrag zur Lehre von der Ver⸗ 
tretung der Gewerkſchaft“. J. R. Dr. Reuling in Berlin 
„Die Proviſionsanſprüche der Grundſtücksvermittler“. R. G. R. 
Dr. Dreyer „Das fiduciariſche Rechtsgeſchäft /. Reg. R. 
Dr. Schulz in Breslau „Klauſeln beim Handelskauf“. Landr. 
Dr. Delius in Kottbus „Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen 
ordentlichen Gerichten und Auseinanderſetzungsbehörden“. R. A. 
Dr. Harburger I in München „Ueber die Einreden gegen 
die Wechſelforderung“. Reg. R. Steltzer in Frankfurt a. O. 
„Die zeitliche Zuſtändigkeit der Generalkommiſſion“. R. G. R. 
Dr. Peterſen „Die Anwendung der 58 433 u. 435 C. P. O. 
auf den Vormund oder Pfleger eines Abweſenden“. K. Bayer. 
Min. R. Ritter v. Jacubezky, z. Z. in Berlin „Zur Frage 
des allgemeinen Chicaneverbots“. Ferner den Abdruck eines 
Vortrags von Prof. Sohm in Leipzig „über den Entwurf e. 
Bürg. G. B. f. d. D. R. in zweiter Leſung“, ſowie den Ab⸗ 
ſchluß der Berichte von Reg. R. v. Jecklin und G. A. Ritgen 
über die zweite Leſung des Entwurfs und eine Zuſammenſtellung 
und Erläuterung dieſer Beſchlüſſe von dem Herausgeber 
W. G. O. J. R. Dr. Küntzel. Außerdem iſt wiederholt die 
für das preuß. R. erſchöpfende Mittheilung der Entſch. d. 
R. G. und die Reichhaltigkeit und Gediegenheit der Literatur⸗ 
berichte herauszuheben. 


2. Sächſiſches Archiv für Bürgerl. Recht und Prozeß. 
Her. v. S. Hoffmann, R. G. R., R. v. Som merlatt, 
O. L. G. R. in Dresden und Dr. F. Wulfert, L. G. R. 
in Dresden. V. Bd. H. 5 — 12, VI. Bd. H. 1 — 10. 
Leipzig, Roßberg'ſche Hofbuchh. 1895. 1896. 

Die vorliegenden Hefte bringen zunächſt den Abſchluß der 
Bemerkungen zum zweiten Entwurfe des B. G. B. f. d. D. R. 
vom Senatspräſ. Dr. Bingner, die Fortſetzung des Berichts vom 
Juſtizr. Dr. Grützmann in Dresden über die Verhandlungen 
der zweiten Leſung des Entwurfs z. B. G. B., eine Abhandlung 
des neuen Mitherausgebers v. Sommerlatt über den Gegen⸗ 
ſtand und eine Darſtellung der Vorſchriften des Entw. e. Einf. 
Geſ. z. B. G. B. vom Landr. E. Aron in Straßburg i. E. 
Aus dem übrigen Inhalt der Zeitſchr. ſind hervorzuheben die 
Abhandlungen v. Reg. R. Dr. Kriſche in Dresden „Der 
Rechtsbegriff des öffentl. Waſſerlaufs nach Sächſ. R.“. Reg. R. 
a. D. Schanze in Dresden „Was iſt unter gewerbsmäßiger 
Benutzung einer Erfindung zu verſtehen?“ G. J. R. u. vortr. 
R. i. K. Sächſ. J. M. W. Genſel „Unſere Juriſtenſprache“, 
Aſſ. Dr. Hagen in Pegau „Die Selbſtverſtändlichkeit im Rechte“ 
(worunter der Verf. „Uſance und Treu u. Glauben im Verkehre“ 
verſteht), Landg. Dir. Hofr. Frey in Leipzig „Große und kleine 
Spruchfehler“ und Landr. Dr. Leſſing in Leipzig „Die Erſiung 
des Eigenthums nach dem Bürg. Geſetzbuche f. d. D. R.“ Eine 
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werkhvolle Zugabe neben den mitgetheilten Entſcheidungen d. 
R. G. u. Sächſiſchem Gerichte iſt die den Schluß des V. Bds. 
bildende Zuſammenſtellung der wichtigeren Beſtimmungen der 
deutſchen Landesgeſetzgebung im Jahre 1894 von Landr. 
Dr. Anger in Leipzig. | 
3. Zeitſchrift für internationales Privat- und 

Strafrecht, m. bei. Berückſ. d. Rechtshülfe, begr. v. 
Ferd. Böhm, R. a. oberſten Landesger. in München, 


associé de l'Institut de droit international. Her. v. demſ. 


in Verb. m. Dr. Th. Niemeyer, ord. Prof. d. R. a. d. 

Un. Kiel, V. Bd. (Jahrg. 1895) H. 3—6. VI. Bd. 

(Jahrg. 1896) H. 1—5. Leipzig, Duncker & Humblot. 

Pr. d. Jahrg. 12 M. | | 
Mit dem ſechsten Jahrgange ift dem verdienten Begründer 
des die deutſche Literatur ſo erfreulich bereichernden Unternehmens 
der durch die Veröffentlichung einer Reihe werthvoller Arbeiten 
auf dem Gebiete des internationalen Privatrechts wohlbekannte 
Prof. Niemeyer als Herausgeber beigetreten. Auch in den vor⸗ 
liegenden Heften bewährt die Zeitſchrift durch Reichhaltigkeit, 
Mannigfaltigkeit und Gediegenheit des Inhalts die ihr an dieſer 
Stelle wiederholt ausgeſprochene Anerkennung. Aus der großen 
Zahl von Abhandlungen, die neben den regelmäßigen Mit⸗ 
theilungen von gerichtlichen Entſcheidungen, Geſetzen, Verwaltungs⸗ 
anordnungen aus Deutſchland und den auswärtigen Staaten, 
ſowie von internationalen Verträgen und anderen wichtigeren 
Thatſachen des internationalen Rechtsverkehrs die vorliegenden 
Hefte enthalten, können wir nur einen Theil anführen, um an⸗ 
ſchaulich zu machen, wie ſorgfältig und erfolgreich die Heraus⸗ 
geber bemüht ſind, das Gebiet, dem die Zeitſchrift gewidmet iſt, 
nach allen Richtungen zu beleuchten. Im 5. Bd. hat Prof. 
Kohler in Berlin ſeine Beiträge zum internationalen Straf⸗ 
recht und den Aufſatz über die immatrialen Güter im intern. 
R. fortgeſetzt, Prof. Meili in Zürich einen wichtigen Beitrag 
zur Geſchichte des intern. Pr. R. (die Bedeutung des Argenträus und 
Molinäus) gegeben, Miniſterialr. J. S chnell die wichtige Frage 
über die Zuſtändigkeit zum Erlaß von geſetzlichen Vorſchriften 
über die räumliche Herrſchaft der Rechtsnormen, R. A. 
G. Pfizer in Ulm den Einfluß der Wohnſitzänderung auf 
das Erbrecht beſprochen und O. L. G. R. Dr. Mittelſtein in 
Hamburg die allgemeinen Grundſätze des engliſchen Schiffs- 
kolliſtonsrechts dargeſtellt. Der 6. Bd. bringt einen Aufſatz des 
Prof. Pasquale Fiore in Neapel über fremde Strafurtheile und 
deren exterritoriale Geltung, den Schluß des Aufſ. 
Kohler über Immatrialgüter und von Dr. Inhülſen in 
London eine Darſtellung der neuen geſetzlichen Formulirung der 
engliſchen Rechtſätze über den Waarenkauf, ſowie andere Mit⸗ 
tyeilungen aus England. 


4. Archiv für Strafrecht. Begr. d. Dr. Goltdammer. 
FPiortg. v. R. G. R. Dr. Meves, G. O. J. R. Dalcke 
O. St. A. in Stettin u. Mugdan A. G. R. in Berlin. 
43. Jahrg. 2—6 Heft, 44. Jahrg. 1—3 Heft. Berlin, 
1895, 1896. R. v. Decker (©. Schenck) K. H. B. H. 
Enth. außer zahlreichen Abhandlungen zur Auslegung und 
Anwendung einzelner Beſtimmungen der Strafgeſetze und der 
Str. Pr. O. größere Aufſätze von Dr. Horn über „die Vor⸗ 
ſtellungstheorie in ihrer Bedeutung für das allgemeine Straf- 


v. Prof. 


recht“, Prof. Kohler über „indirekte Urheberrechtsverletzung“, 
R. G. R. Frhr. v. Bülow „zur Frage der ſtrafrechtlichen 
Haftung des veramw. Redakteurs,“ Dr. Slädee ek, Vertheidiger 
im Prag „zur Lehre der Preßdelicte“ (aus dem Manuffripte 
einer Monographie über das Preßrecht), L. G. R. Brettner 
in Kottbus über „die beabsichtigte Erweiterung der Privat⸗ 
klage“, R. G. R. Dr. Meves über „die bedingte Be⸗ 
gnadigung in der ihr für Preußen durch den A. H. Erlaß v. 
23. Okt. 1895 gegebenen Geſtalts. | = 


5. Oeſterreichiſches Centralblatt für die Jur. Praxis 
mit Centralblatt für die Verwaltungspraxis, 
herausg. v. Leo Geller. 13. Bd. H. 8—12. — 14. Bd. 
H. 1—11. Wien, 1895, 1896. Moritz Perles. Pr. 
halbj. 5 fl. en az ee 

Die hauptſächlich den erſchöpfenden Mittheilungen von 

Entſcheidungen der öſterreichiſchen Gerichte und Behörden be- 
ſtimmte Zeitſchrift enthält außerdem nur kürzere Aufſätze vor⸗ 
wiegend praktiſcher Richtung. Aus den vorliegenden Heften 
ſind hervorzuheben: Ziſtler, ſyſtematiſche Ueberſicht über die 
wichtigſten Beſtimmungen der neuen Civilprozeßgeſetze. 
Pogatſchnig, Bemerkungen und Vorſchläge zum Entw. eines 
Checkgeſetzes. Allerhand, Civilprozeſſuale Erörterungen. 
v. Fürſtl, Einzelfragen aus der neuen Civilprozeßordnung. 
Löffler, zum Lehre vom dolus indirectus. Porzer, Reform 
der Vorunterſuchung, und Beiträge zur Genoſſenſchaftstheorie 
vom Herausgeber. ö 


6. Deutſche Notariatszeitung. 
Notariatsvereins i. A. d. Vorſt. 
Dr. Weber, Notar in München. 
Nr. 712. 25. Jahrg. (1896) H. 1—5. 
C. H. Beck (O. Bed). * 3 
Enth. Aufſätze über die Zuständigkeit der Notare zur 

Beurkundung von Auflaſſungserklärungen u. über das Sachen⸗ 

recht des Entwurfs d. D. B. G. B., zwei Denkſchriften des 

D. A. V. an den Bundesrath und Reichstag über die Poſtulate 

des Notariats hinſichtlich des Deutſchen Bürg. G. B. und 

Vereinsnachrichten. | Ä 


7. Zeitſchrift für ſoziale Mediein. Orgau zur Ver⸗ 
breitung und Förderung der Geſammtintereſſen des ärztlichen 
Standes. Herausg. v. Dr. A. Oldend orff, San. R. in 

Berlin. 1. Bd. 3.—6. Heft. Leipzig 1895—1896. 
G. Thieme. Pr. d. B. M. 6, d. e. H. M. 1,20. 

Enth. neben Fortführung der Rubriken „Kritiken u. 

Referate“, „Tagesfragen“, „Correſpondenz“, „Geſetzgebung u. 

Rechtſprechung“, Aufſätze u. a. v. Rechtsanw. A. Joachim 

in Berlin „über die Rechtsverhältniſſe der Kurpfuſcherei in 

Deutſchland“. Prof. O. Roſenbach in Breslau „der ärztliche 
Beruf und die Standes ordnungen“. Dr. A. Seid el in 
Berlin „die individuelle Freiheit der ärztlichen Berufsthätigkeit 
und die gemeinſamen Standesintereſſen“ vom Herausgeber über 
„die licentia practicandi in den Verein. Staaten“ ſowie vom 
Landger. R. Prof. Dr. Medem in Greifswald den „Entwurf 
eines Geſetzes betr. das Irrenweſen“ mit Begründung. Leider 
hat die gehaltvolle Zeitſchrift ſchon mit dem Abſchluß dieſes 
erſten Baudes eingehen müſſen. ee 


Organ des Deutſchen 
herausg. v. Juſtizr. 
24. Jahrg. (1895) 

München 


. 
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8. Ueberſicht der geſam mien ſtaats⸗ und rechts einer Beilage folgt jedem Hefte die von den R. G. R. 
wiſſenſchaftlichen Litecatur des Jahres 1895. Zu. Dr. Bolze und Sterglein ſowie von anderen Mitarbeitern 
ſammerngeſtellt von O. Mühlbrecht. 28. Jahrg. Berlin zuſammengeſtellte 
1896. Puttkam mer u. Mühlbrecht. Pr. 6 M. Inhalts in einem ſo engen Rahmen giebt jedem Juriſten 
Dieſes für Praxis und Theorie gleich werthvolle und un- auch bei beſchränkteſter Muße Gelegenheit, ſich mit allem vertraut 
entbehrliche Hülfsbuch iſt auch im vorliegenden Jahrgange mit zu halten, was die Rechtswelt bewegt, und befruchtende An⸗ 
der gleichen muſterhaften Umſicht und Sorgfalt bearbeitet wie regung auch in dem zu erhalten, was ihn in ſeinem engeren 
in den vorhergehenden Bänden. | Berufe nicht erreicht. Andererſeits iſt die D. J. Z. ſchon mit 


9. Jahrbuch der Entſcheidungen des Kam mergerichts Kräfte des Berufs geworden, in welchem d | 
in Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit u. in Straf⸗ 8 a 986 Sinn 5 b di 
Balm 1800. gran; Baß b. ng G, D., J. A. 18. Bd. Wirllich telt den Rechtelebens hat, der Praktiker, daß er auch in 
Berlin 1896. Franz Vahlen. Pr. M. 7., geb. M. 8,20. 
Das Werk iſt auch im vorl. Jahrgange mit der bisherigen für wiſſenſchaftliche Durcharbeitung und geſchmackoolle Dar⸗ 
ſyſtematiſchen Anordnung fortgeführt. Im Anhange find Ent- ſtellung feiner Gedanken ſich bewahrt. Für das große Verdienſt, 
ſcheidungen von Oberlandesgerichten auf weitere Beſchwerde dem deutſchen Juriſtenſtande ein ſolches Organ geſchaffen zu 
mitgetheilt, dem ſich eine 1 von Dr. E. Joſef, haben, gebührt die volle Anerkennung nicht nur den Heraus⸗ 
Notar a. D. in Freiburg im r. über „das Nachlaßtheilungs⸗ gebern und der Redaktion, deren Mühen wenige zu ſchäͤtzen 
verfahren der Pr. Allg. Ger. Ord. in ſeiner heutigen Geltung wiſſen, ſondern auch dem Verleger, der nahezu fünf Jahre der 
und Literaturanzeigen anſchließen. N 1 darauf 1 8 und es möglich gemacht hat, das 
10. Entſcheidungen des Bundesamts f. d. eimath. imhaltvolle Blatt in chöner Ausſtattung zu e nem ſo mäßigen 
wei 9 J. 1 Auftr. bearb. u. 1 v. Dr. Preiſe zu liefern. Möchten nun auch recht viele Juriſten ſich 
J. Krech, G. R. R., Mitgl. d. B. A. f. d. H. W. nicht daran genügen laſſen, gelegentlich im Leſezimmer oder 
Heft 27. Berlin 1895. Fr. Vahlen. | nur für den haben 
Auch dieſe Sammlung ift in der bisherigen Weiſe fort le en ' 
geführt, Das vorl. H. enth. die f. d. 1. Sept. 1894 bis zugänglich hält. 


1. Sept. 1895 ergangenen wichtigen Entſcheidungen und ein ee, 
bie 27 Hefte umfaffendes alphabetiſches Sachregiſter. En Perfonal- Veränderungen. 
Deutſche Juriſtenzeitung, herausg. von Dr. P. Laband, Zulaſſungen. 
Prof., Dr. M. Stenglein, R. G. R., Dr. H. Staub, R. A., Rechtsanwalt Im le beim Landgericht Heilbronn; — Rechts⸗ 


I. Jahrg. 1896 (in 24 halbmonatl. Heften von 2—3 B. 40). anwalt Moritz Eduard Korfelt beim Amtsgericht Dresden; — 
Berlin, O. Liebmann. Pr. vierteljährl. M. 3,50, einz. H. Rechtsanwalt Heinrich Lock beim Landgericht Ulm; — Rechts⸗ 
je 70 f. N eee 1 955 Dr. V Me laden & Landgericht 
Ueber die Ziele des völlig neuen und eigenartigen Unter⸗ lberfeld und bei der Kammer ür Handelsſa zen Barmen; — 
nehmens hat ſich Prof. gabauß an der Spitze 1 Ka Heftes Rechtsanwalt Karl Guſtav Koch beim Amtsgericht Chemnitz; 
ausgeſprochen: „Die D. J. Z. ſoll kein Archiv für rechtsgelehrte Rechtsanwalt Paul Hollenberg beim Amtsgericht Trarbach; — 
Unterſuchungen, ebenſowenig ein Repertorium aller Entſcheidungen Rechts praktikant Alfred Escalles beim Landgericht Zweibrücken. 
der Gerichte, auch kein Spezialblatt für die Wünſche und Be. cz Ernennungen. | 
ſtrebungen der einzelnen juriflifchen Sonderſtände ſein,“ ſie iſt | 
aur beſtimmt für „Dinge, die für den ganzen gebildeten Zuriften. , Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Carganico 
ſtand Bedeutung haben: die allgemeine Richtung, welche die in Goldap; — Rechtsanwälte Löhmann und Thoböll in 
deutſche Wifſenſchaft des Rechts einſchlägt, der Geiſt, welcher Flensburg; — Rechtsanwälte Grabower, Eugen Auerbach, 
ſie durchweht, die Erfolge, welche fie erringt, die großen Streit- Paul Jonas, Louis Wreſchn er, Heimbach, Lattermann, 
fragen, welche fie bewegen,“ ebenfo ſolche „Urtheile nicht nun Dr. Gelpcke und Irmler in Berlin. 


5 höchſten Gerichtzhöſe, welche entweder durch ihre praktiſche | Todesfälle. 

ber That dne dir ihre eindruckevolle Begründung oder durch Rechtsanwalt Wilhelm Berent in Swinemünde; — Juſtiz⸗ 

weiter . el 1 1008 ee ee rat, Kindermann kn Rietberg, — Rechtsanwalt Hofrath 
1 i n ie : % i. mm. 

Singlige und überſichtliche Berichterſtattung und Kritik über Jelten in Feldberg; — Juſttzrath Wrede in 8 

‚ie neuen Geſetzgebungswerke, endlich ſolche „gemeinſame Standes⸗ Ein geübter, in der Anwaltspraxis und im Notariat aus⸗ 

anerefen, deren Pflege und Wahrnehmung nothwendig iſt, wenn gebildeter Büreauvorſteher ſofort geſucht. | 

e nicht verkümmern ſollen,“ wobei es vor allem gilt, gegen Karl Rühr, Notar, Effen. 

put e wilgen den Vertretern der Theorie und den „Bei einem Landgerichtsanwalt in Schleſien kann ſofort ein 


Nraktikern“ anzukämpfen Was h 1 i a Ihen. 
f 5 : hier in Ausſicht geſtellt wurde, reauvorſteher eintreten. Bewerber, erfahren, aber nicht über 
9 5 it abgeſchloſſen vorliegende. erſte Jahrgang reichlich 36 Jahre 1 Zeugnißabſchriften, Angabe der letzten Stellung 
erfüllt. Jedes Heft enthält durchweg vier dem gegebenen Raume und Gehaltsanſpruch an die Exped. dieſer Zeitſchrift unter II. BB. 21 
ſulprechend knapp gedrängte Auffätze über alle Gebiete des einſenden. Polniſche Sprache und Stenographie erwünſcht. 
und von Vertretern aller juriſtiſch gebildeten Be⸗ Büreauvorſteher, früh. Gerichtsbeamt., ſucht wegen Todesfalls 
Gier und vornehmlich über ſolche Fragen, die zur Zeit die ſeines Chefs 0 a Stellung 15 Beſchäftigung. 
a bean und Rechtſprechung beſchäftigen. Daran reihen ſich Gefl. Off. sub BB. 32 an die Exp. d. Bl. 
ar uriſtiſche Rundschau“ von dem die Redaktion führenden Büreauvorfteher beim Rechtsanwalt, 35 F. a., tüchtiger, 
une anögeber R. A. Dr. Staub, kürzere Mittheilungen und erfahrener Arbeiter, im Beſitze guter Zeugniſſe, im Notariat u. Gerichte: 
und a („Bermifchtes“), Berichte über juriſtiſche Vereine vollzieherfach bewandert, 20 Jahre im juriſtiſchen Fache beiihäftigt, 
10 eſellſchaften aus einer großen Zahl deutſcher Städte, ſucht im Gebiete des Code Nap. oder des a 1 en 
b auf die Anregung der Redaktion gern und mannigfaltig rechts wegen Krankheit ſeines Prinzipals 3 ellung. Gefl. 
hr „Sprechſaal“, endlich gedrängte Kritiken neuer Offerten an d. Exp. d. Bl. sub A. B. 577. 
get her Werke und eine vom Bibliothekar des Reichs⸗ Erfahrener Büreauvorſteher ſucht per 1. Sa Stellung. 
Ha Profeſſor Schulz bearbeitete Literaturüberſicht. In Offerten erbitte unter A. H. Hannover, oſtamt 1. 


| Büreauvorſteher, 
erfahren, ehrlich und fleißig, mit guten Empfehlungen, fucht außer- 
> Berlin's Stellung. Gefl. Offerten unter A. K. 30 an die 
xpedition dieſes Blattes erbeten. Ä 


Ein tüchtiger und durchaus zuverläſſiger Büreauvorſteher, 
ſelbſt. Arbeiter in allen Zweigen der Anwaltspraxis, ſucht ſofort evtl. 
ſpäter Stellung. Gef. Off. erbeten unter G. F. 6 an die Exp. d. Bl. 


Büreaugehülfe, 29 Jahre alt, ſucht ſofort oder ſpäter 
Stellung. Offerten an K. Schmidt, Falkenſtein i. Vogtl., Feld⸗ 
ſtraße 117 B, erbeten. 


Rechtsanwalt in einer größeren rheiniſchen Fabrikſtadt ſucht einen 
Aſſeſſor oder älteren Referendar des rheiniſchen Rechtes gegen 
zu vereinbarendes Honorar eventuell auf längere Zeit, auf ſeinem 
Büregu zu beſchäftigen. | ee 

-Anerbietungen find unter X. K. Z. Nr. 6001 an die 


FR 


Expedition dieſer Zeitung zu richten. 


Aſſeſſor oder Referendar, auch außer Dienſten, wird als 
ne von einem Rechtsanwalt und Notar in der Provinz 
geſucht. = 
Offerten unter M. M. 20 an die Exped. dieſer Zeitung erbeten. 
Aſſſeſſor, Landrechtler, der beide Examina gut beſtanden hat, 
wünſcht, da er ſich wegen Krankeit längere Zeit in Berlin aufhalten 
muß, einen dortigen Anwalt zu vertreten oder bei einem ſolchen ſich 
zu beſchäftigen. Adreſſen an die Expedition dieſes Blattes unter 
W. St. 15 erbeten. f f ö 


Aſſeſſor, Landrechtler, wünſcht Anwalt zu vertreten. An⸗ 
erbietungen unter E. H. 25 an die Exp. der Jur. Wochenſchr. erbeten. 


Ein cand. jur. aus achtb. Fam., der mehrere Semeſter 
ſtudirt hat, ſucht unter beſcheidenen Anſprüchen Vertrauensſtellung 
auf einem Anwalts⸗Büreau. Gefl. Offerten unter E. H. 2412 
hauptpoſtlagernd Hamburg. 


Rechtsanwalt in thüringiſcher Reſidenzſtadt ſucht Gemein⸗ 
oder Landrechtler als Sozius. 

Anerbietungen unter J. H. 553 an die Expedition dieſes 
Blattes erbeten. 


Rechtsanwalt, feit 5 Jabren an Oberlandesgericht bezw. Land⸗ 
gericht thätig, ſucht Sozietät mit beſchäftigtem Kollegen in größerer 
Stadt Bayerns. Anerbietungen unter B. F. an d. Exp. d. Bl. erb. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street, 
N bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 


Georg FJ. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗Amerikas. 


Friedrichſtraße 152 


zwiſchen den Linden und Dorotheenſtraße iſt per 
ſofort die I. Etage zu Büreauzwecken preis⸗ 
werth zu vermiethen; zu erfragen bei Hoeple, 
Mittelſtraße 12.13. 


Geſucht 


Zuriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1896. 
Offerten mit Preisangabe durch die Expedition der 
Jur. Wochenſchrift unter B. 16. 


Soeben iſt erſchienen: 


Richteramt und Advolatur. 


Ein Mahnwort 


von 
Erwin Kruſe. 
1896. Preis 1 Mark 40 Pf. 


erlag von Dunker & Humblot in Leipzig. 


26 


In J. U. Kern's Verlag (Max Müller) in Breslau 
iſt ſoeben erſchienen: 


Eiſenbahnrechtliche Enkſcheidungen 
und Abhandlungen. 
Zeitſchrift für Eiſenbahnrecht 
herausgegeben von 
Dr. jur. Georg Eger, Regierungsrath. 
Band XIII Heft 1. Preis für den Jahrgang von 4 Heften 10 Mark. 


wichtig für jeden Rechtsanwalt, der Progeffe für oder 


gegen Eiſenbahnbehürden zu führen hat. BG 
Durch jede Buchhandlung zur Anſicht zu beziehen. 


Herausgegeben von Helene Lange. 
ag von w. Moeſer Bofbuchbandlung, 
Berlin S., Stallſchreiber⸗Straße 34. 35. ® 
Preis pro Auartal 2 Mark. 0 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen, ſowie IC) 
durch die Derlags buchhandlung. 


rs 
@: 


\/ nn / 
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Paul Lehmann's Buchhandlung u. Antiquariat, 
Berlin, Franzöſiſcheſtr. 33 e 
offerirt in gut erhaltenen Exemplaren: 


Archiv f. bürgerl. Recht v. Kohler, Bd. 1—9, gebdn. 40 M. — 
Eutſcheidungen d. Ober⸗Handelsgerichts, 25 Bde. u. Reg., gebdn. 
100 M. — Entſcheidungen d. Ober⸗Verwaltungsgerichts, 24 Bde. 
u. Reg., gebdn. 130 M. — Der Gerichtsſaal 1874 — 95, gebdn. 
100 M. — Goldammer, Archiv f. Strafrecht 1853—1895, gebdn. 
180 M. — Gruchot, Raſſow u. Küntzel, Beiträge, Bd. 30-39, 
m. Beil. 100 M. — Hahn, Materialien v. d. Reichs⸗Juſtizgeſetzen, 
7 Bde., gebdn. 50 M. — Jahrbnch f. d. Entſcheidgn. d. Kammer⸗ 
gerichts v. Johow u. Küntzel, 14 Bde. u. Reg., gebdn. 70 M. — 
Johow, Jabrbuch f. Entſcheidgn. d. Appellat.⸗Gerichts, 8 Bde., 20 M. 
— Juſtiz⸗Miniſterialblatt 1839—95, gebdn. 40 M., auch einzeln. — 


Juriſtiſche Wochenſchrift, 1877—95 u. Reg., gebdn. 136 M., auch 


einzeln. — Oppenhoff, Rechtsſpr. d. Ober⸗Tribunals in Straff., 


20 Bde., gebdn. 40 M., daſſelbe Bd. 14—20, gebdn. 15 M. — 
Motive zum bürgerl. Geſetzbuch, 5 Bde., eleg. gebdn. 28 M. — 


Preuß. Geſetzſammlung, amtl. Ausg., 180695, gebdu. 60 M., 
auch kleinere Reihen. — Rehbein u. Reincke, Landrecht, 3. A., 4 Bde., 


eleg. gebdn. 17 M.; daſſelbe 5. A., 4. Bde., 30 M. — Roenne, Er⸗ 


gänzungen z. Landrecht, 6. A., 4 Bde., gebdn. 18 M. — Seuffert, 


Civilprozeß⸗Ordnung n. A., eleg. gebdn. 15 M. — Stoepel's reuß.⸗ 
deutſch. Gefegcoder 1806 — 93, eleg. gebdn. 40 M. — Striethorſt's 
Archiv f. Rechtsfälle, 100 Bde., gebdn. 70 M. — Verhandlungen 


d. Juriſtentages, Tag 1—22, 40 M, auch einzeln. — Zeitſchrift f. 


Handelsrecht, 1872—95, gebdn. 150 M. — Bundes- u. Reichsgeſetz⸗ 


blatt 1867—95, gebdn. 30 M. — Ankauf juriſtiſcher Werke auch 
in Tauſch. | | 


" Berlag von Siemenroth & Froſchel in Berlin. 


Soeben erſchien: 


Das 
gürgerliche Geſetzbhuch 
bereufiſchen Necht. 

Dr. G. Miedel, 


Amtsgerichtsrath. 
Tteſerung 1, 2 und 3 al Mark. 
Vollſtändig in ca. 12 Lieferungen à 1 Mark. 


— . .l;Lʒß,x§t!,éö 
Emil ange, Buchhandl. u. Antiquariat, Leipzig 


offerirt antiquariſch in neueſter Auflage gebunden: 

Bolze, Praxis des Reichsgerichts, Bd. 1—19 (133 M.) f. 95 M.; 
Dernburg, Pandekten (34,50 M.) f. 27 M.; Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Civilſ. Bd. 1—35 u. Reg. (190 M.) f. 150 M., 
in Straff. Bd. 1—27 u. Regiſt. (142,60 M.) f. 110 M.; Heinitz, 

Entſcheidungen des 


Stempelſteuergeſetz (14 M.) f. 11 M.; Johow, 
e (3 9 f. 80 M.; Kloſter⸗ 


Kammergerichts, Bd. 1—14 u. Regiſt. 

mann, Berggeſetz (16 M.) f. 13 M.; Müller, Preuß. Juſtizverwaltung 
(26 M.) f. 30 M.; Oelshauſen, Strafzeſetzbuch (35 M.) f. 27 M.; 
Oppenhoff, Strafgeſetzbuch (16,60 M.) f. 13 M.; Peterſen, Civil- 
prozeß⸗Ordnung (24,50 M.) f. 20 M.; Rehbein & Reincke, Landrecht 
35 M) f. 28 M.; Seuffert, Civilprozeß⸗Ordnung (24,50 M.) f. 
20 M.; Struckmann & Koch, Civilprozeß⸗Ordnung (25 M.) f. 20 M.; 
Staub, Handelsgeſetzbuch (23 M.) f. 19 M.; Stenglein, ſtrafrechtl. 
Nobengeſetze (27,50 M.) f. 21,50 M.; Turnau, Grundbuch⸗Ordnung 
(25 M.) f. 20 M.; Wilmowski & Levy, Civilprozeß⸗Ordnung 
(34 M) f. 27 M.; Wilmowski, Konkurs⸗Ordnung (14,50 M.) f. 
12 M.; Windſcheid, Pandekten (46,50 M.) f. 36 M.; Zachariä⸗ 


Lingenthal, franz. Civilrecht (44 M.) f. 35 M. 


a 


y Exemplaren zu liefern: 


Seuffert’s Archiv 
für Entscheidungen der obersten Gerichte. 
Bd. 1-50 mit Registern zu Bd. 1/45. München 1847/95. 


In 18 dauerhafte Ganzleinenbände gebunden 


für Nik. 200 franko 


(früherer Ladenpreis ungebunden Mk. 841.80). 


= Dasselbe — Bd. 31—50 (oder Neue Folge 
Bd. 1-20) mit Register zu Bd. 31/45 
(N. F. 1—ı5) in 11 Ganzleinenbände ge- 
bunden für Mk. 140 franko. (Ladenpreis 
ungeb. Mk. 193.20.) 


Kleinere Serien und einzelne Bände, soweit solche 
noch abgegeben werden können, billigst! 


Der Vorrat an kompletten Exemplaren dieses wert- 
vollen Archivs ist nur gering und dürfte bei der ausser 
ordentlichen Preisermässigung bald erschöpft sein; auch 
bleibt eine Preiserhöhung ausdrücklich vorbehalten. 

Wir sehen daher geschätzten Anfträgen baldigst ent 


rechts- und staatswissenschaftlicher Litteratur 
Kataloge stehen gratis und franko zu Diensten. 


München, 
Maximiliansplatz 4. 


tur für anderweitige 


Spezialbuchhandlung und Antiquariat für Rechts- u. 


nkauf jurist. Werke, Zeitschriften ete. zu höchsten 
f A Preisen durch Struppe & Winckler, Buchhand- 
jung, Antiquariat und jurist. Leihinstitut in Berlin N. W., 
Dorotheenstrasse 82 (gegenüber dem Central-Hötel). 


Verlag von H. Bechhold in Frankfurt a. M. 


Neue Kräine 19'2I. 


Vom ı. Januar 1897 erscheint die neue Zeitschrift: 


DIE UM SCHAU 


Uebersicht über die Fortschritte und Bewegungen 
auf dem Gesamtgebiet der Wissenschaft, Technik, 
Litteratur und Kunst. 
Jährlich sa Nummern. 
Preis vierteljährlich M. 2.50. 
Postzeitungspreisliste No. 72212 


Die Umschau ist die erste populärwissenschaftliche Wochenschrift, 
welche über alle Gebiete berichtet. 


Die Umschau zählt die ersten Kräfte zu ihren Mitarbeitern u. a.: 
Prof. Arrhenius, Leo Berg, Dr. M. Buchner, Felix Dahn, 
Geh. R Ebstein, Dr. O. Ehlers, Prof. Eulenburg, Prof. 
F. F. reyiag, Prof. Furtwängler, Prof. S. Günther, William 
Huggins, Prof. Jurisch, Kurd Lass witz, Cesare Lom broso, 
Justin Mc, Carthy, Prof. Victor Meyer, Prof. Fr. Ratzel, 
Dr. Hugo Riemann, Prof. Schneegans, Prof. Alwin Schultz, 
Prof. K. von Stengel, Prof. A. Wiedemann, Graf Wilczek, 


Prof. Wislicenus, Dr. O. Zacharias. 


Die Umschau ist gediegen ausgestattet. 
Die Umschau ist gemeinverständlich geschrieben. 
Probenummern gratis und franko. 


ngen und die Post. 


ö Eu besiehen durch alle Buchhanalu 


u Selten günstiges Angebot! 


Durch Uebernahme der gesamten Restvorräte sind wir in der Lage, in tadellosen neuen 


Sammlung von Entscheidungen 


des obersten Landesgerichts für Bayern 
in Gegenständen des 


Civilrechtes und Civilprozesses. 
Bd. I-XV. Erlangen 1871/95. 
Mit Generalregister zu Band I—X von F. Miltner 


für Mk. 200 franko. 


Einzelne Bände, soweit noch lieferbar, zu 
angemessenen Preisen! 


Wir sind in der angenehmen Lage, eine beschränkte 
Anzahl kompletter Exemplare dieses geschätzten Sammel. 
werkes, von dem mehrere Bände gänzlich vergriffen sind 
und welches aus diesem Grunde nur sehr schwer vollständig 
aufzutreiben ist, zu obigen Preisen in tadellosem Zustande 
und in gleichförmigen neuen Einbänden liefern zu können. 

Die Vorräte sind nur sehr gering, weshalb wir bitten, 
die günstige Gelegenheit nicht unbenützt vorübergehen zu 


lassen. 


gegen und empfehlen gleichzeitig unser reichhaltiges Lager 


geschätzte Aufträge. 
Hochachtungsvoll 


J. Schweitzer Sortiment, | 
Staatswissenschaften. 


. S chwann in Düffeldorf. 


Soeben wurde vollſtändig 
in ganz neu bearbeiteter dritter Auflage 


| Srotefende Geſetz ſammkung 4 


— —.—— en sn un nn rn — — ( (Ü—Ü—᷑——)̃— 
1806 bis 1895 einſchl. 5 Bände in Balbfranz gebunden 70 Mk. 


Enthält die Texte der preußiſchen Geſetze und der deutſchen 
Reichsgeſetze in der jetzt gültigen Faſſung und giebt die 
inneren Beziehungen der Geſetze zu einander, ſowie die ſtattge⸗ 
habten Aenderungen und Ergänzungen genau an. g 
Das Werk wurde von den höchſten Gerichts⸗ und 
Verwaltungs behörden, 20 Regierungspräſidenten 
und von der Preſſe übereinſtimmend als die für den 
praktiſchen Gebrauch beſte und zweckmäßigſte Geſetz⸗ 
ſammlung empfohlen. 


| E | f 1809 bis 1895 einſchl. 
2 Bände. Preis in 


Enthält die in den amtlichen Blättern der preußiſchen 
Miniſterien, dem Centralblatt für das deutſche Reich ꝛc. ver⸗ 


alle — Saale 

— gegründet 1738 — 

1 beſorgt ſpeciell 

2 2 2 5 

zuriſtiſche Merke 
ſowohl neu, als antiquariſch. 5 

= Kataloge gratis und frankse, = 


Ffefferſche Buhhandfung 


; Georg H. Wigand’s Verlag 
1 Leipzig 


Das VERBRECHEN 
As 
SOCIALE ERSCHEINUNG 


öffentlichten, Erlaffe 120 5 5 GRUNDZUGE- T 

änzung und Erläuterung der Geſetze dienen. — Dieſes je 1. Ä 
unübersehbare, in hunderten von Bänden amtlicher Publi⸗ DER KRIMINAL SOCIOLOGIE 
kationen zerſtreute Material ift hier für die Bedürfniſſe des N vON 


Praltikers in überſichtlicher Form zuſammengeſtellt. 

Eine fortlaufende Ergänzung der beiden vorſtehenden Werke, welche 

für ſich abgeſchloſſen und einzeln käuflich find, bildet Grotefend⸗ 

ncfammtes preußiſch-deutſches Hefebgedungsmaleriat, 
jährlich etwa 8 Kefte zum Preife von ca. 8 Mk. für den Jahrgang. 

Ausführliche proſpekte ſendet die Derlagshandlung gratis. 


ENRICO FERRI 


AU TORISIERTE DEUTSCHE AUSGABE 
er VON | 
DR. HANS KURELLA 


Preis: 7 Mk. 50 Pfg. brosch.; 8 Mk. 75 Pfg. geb. 
In unſerem Verlage iſt erſchienen: | 


Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte | ne 
. vom 7. Juli 1879 j | | | | | 
nebſt Landesgebührengeſetzen. 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 
Carl Pfafferoth, 
Kanzleirath im Reichs ⸗Juſtizamt. | 
; 1 5 0 b n ek. in = 
Preis 13 18 ae baren zu Ba in Original 


Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 
Einſendung des Betrages auch direct franco von unterzeichneter 
Verlagsbuchhandlung. 

Stulſchretberſtr 84 ad. X. Noe fer Hofbuchhandlung. 


Berliner Schneider. (Friedrich Modler & Oo.) 


an Berlin SW., Johanniterſtr. 16 

2 empfiehlt ihre Spezialität von 
Amtstrachten für Juſtiz- 

beamte und Prediger. 

Amtsroben und Barrets für 

Richter: von M. 26—54, 

Rechtsanwälte: von M. 25—45, 

%½ Gerichtsſchreiber: von M. 15—30 

bei freier Zuſendung. 


Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. f 


Aſſociation 


2 


e a HEYM Ä N N 
4 CARL HEYMANNS VERLAG 17% 0 


A Berlin w., Mauer-Strasse 44. 7 es ae . TASCHENGESE 1 
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Von anerkannten 

e GAR a klarer Druck, Saohkennern bearbeitet, Be 
S DD . Reichsgesetze. *% Preussische Gesetze. . RITTER S RE 
ee eee e e NONE ee eee e eee, 
„„ rr IELETENINTERT r . 
7 f ZT u I 
7% Bösahlungsgefgäfte, Reichsgel. 94, Pag Strafgeſetbuch. 4. Auflage 1803, v. 6% Authedung dir Ftaatsseuem v, eg Stempelleuergefe 1805, v. mech 9777, 
A v. Haus mann. poſtfr. M. 1.70 Eg Prof. Pr. Ru b o. poſtfr. M. 1.20 , Iin.⸗R. Dr. Strutz. pfr. M. 8.20 g an oeh m. poſtfrei M. 4.20 r 
7257 p pof 7 f Senats⸗ Vereins- u. Ferſammlungsr. 1896, ? 
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Jastrow, Dr. J., Preussisches Steuerbuch. Ein Weg- 
weiser durch die neuen Steuergesetze für jeden preussischen 
| gebd. M. 4.—. 


Staatsbürger. | 
Kloeppel, Dr. P., Kaiserl. Justizrath und Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht. Das Reichspressrecht. Nach- Gesetz 
und Rechtsprechung für die Bedürfnisse der Rechtsanwendung 
wissenschaftlich dargestellt. 8S. M. 11.50, geb. M. 13.50. 
Zoll- und Steuerdirektor. 


Löbe, Dr. Ernst, kgl. sächs. 
Das deutsche Zollstrafrecht. Die zollstrafrechtlichen Vor- 


schriften des Deutschen Reichs, unter besonderer Berück- 
sichtigung ihrer Beziehunge 
Strafprozessordnung, sowie der Rechtsprechung. des Reichs- 
gerichts. Zweite vollständig 
Rölli, Dr. H., Professor in Zürich. Entwurf zu einem 
Schweizerischen Bundesgesetze über den Versicherungs- 
pexrtrag. Mit den Motiven. Im Auftrage des Schweizer. 
Bundesrathes ausgearbeitet. a M. 6.—. 
Rohrscheidt, Regierungsrath K. 
gewerbeordnung mit der Novelle vom 


von, Die Reichs- 
6. August 1896 und 


den Ausführungsbestimmungen. 
Ausgabe für das Deutsche Reich und Preussen . geb. M. 6.—. 
e e , ee u Bayern . . geb. M. 6.—. 
„ 5 Sachsen. . geb. M.6.—. 
Württemberg geb. M. 6.—. 


2 n „ „ 5 57 
Rumpelt, Dr. A., Kgl. sächs. Amtshauptmann. Die Kranken- 
poersicherung der Arbeiter. 


versicherungsgesetzes in der F 
nebst den auf die Krankenversicherung bezüglichen Be- 
es vom 5. Mai 1886 und dem 


stimmungen des Reichsgesetz 
Reichsgesetz über die eingeschriebenen Hülfskassen in der 
Fassung der Novelle vom 1. Juli 1884. Mit Erläuterungen 


und Sachregister. kl. 8. Zweite unveränderte Auflage. 
f e geb. M. 1.50. 


Scheele, G., Ober-Staatsanwalt in Dresden. Das Deutsche 
rheberrecht an literarischen, künstlerischen und photo- 
graphischen Werken. Die Reichsgesetze über das Urheber- 
recht an Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen Kom- 
positionen, dramatischen Werken, Werken der bildenden 
Künste, sowie über den Schutz der Photographieen, unter 


besonderer Berücksichtigung der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts und der internationalen Verträge des Deutschen 
Reichs. 8. M. 6.80, geb. M. 7.80. 

Stein, Dr. Fr., Professor in Halle und Schmidt, Dr. R., 
Professor in Freiburg. Aktenstücke zur Einführung in 
das Prozessrecht. Civilprozess. 2. Auflage. 2 Hefte. 
à M. 1.—. Strafprozess. 2. Auflage im Druck. 


In unserem Verlage ist soeben erschienen: a 
Meister der Waffenschmiede-Kunst 
' | Ä vom ei Ä 

XIV. bis ins XVIII. Jahrhundert. 


Ein Beitrag zur Ceschichte der Kuns 
| von 
. Wendelin. Boeheim, 
Kustos der Waffensammlung des österreichischen Kaiserhauses. 
Mit 20 Tafeln in Lichtdruck und 159 Textillustrationen. 
161); Bogen. Lex.-8°. Preis brosch. 18 M., 
geb. in Halbfranz 21 M. 


Der auf dem Gebiete der Waffenkunde weithin als 
Werke dem 


bekannte Gelehrte bietet in diesem 
historiker, jedem Fachmanne, a Dan 
Freunde der Waffenwissenschaft ein bis jetzt vielfach 
entbehrtes Hilfsmittel für das Studium dieses er 
Das vornehm ausgestattete Werk wird daher 
Waffenfreunde, jeder kunstgewerblie 
Bibliothek eine sehr willkommene Gabe sein. 
Zu beziehen durch jede Sortimentsbuchhandlung, 50 Wie 
gegen Einsendung des Betrages auch direkt franko vom unter- 


zeichneten Verlage. 


Berlin S. 14 


a 5 hhandlung. 
Stallschreiberstrasse 84/85. W. Moeser Hof buen g 


n zum Strafgesetzbuche und zur 


neubearb. Auflage. 8. M. 7.50. 


Handausgabe des Kranken- 
assung der Novelle von 1892 


| Mügel. — Die Preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. Juni 


t und des Kunsthandwerks 


Autorität 


jedem 
hen und Fach- 


b Als beſonders werthvoll für | 
die Selbſteinſchätzung 


empfehle meine 
Anleitung zur Buchführung für Rechtsanwälte 
nach dem Princip der kaufmänniſchen doppelten Buchführung. 
Emil Kahde, 
Lindenſtr. 11. 


Verlag von Franz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Neue Erſcheinungen. 
g des Deutſchen Rechts. Begründet 
von Dr. J. A. Gruchot. Herausgegeben von Dr. Raſſow, 
Reichsgerichtsrath, Dr. Küntzel, Oberlandesgerichts⸗Präſident 
u. Wirkl. Geheimer Oberjuſtizrath und Dr. Eceius, Ober⸗ 
landesgerichts⸗Präſident u. Wirkl. Geheimer Oberluſtizrath. 
Sechste Folge. I. Jahrg. (1897) Heft 1 pro 1/6. Subſeriptions ; 
preis M. 15,—. Nach vollſtändigem Erſcheinen M. 18,—. 
Bürgerliches Geſetzbuch für das Deutſche Reich nebſt dem 
Einführungsgeſetz. Vom 18. Auguſt 1896. Textausgabe mit 
ausführlichem Sachregiſter (letzteres bearbeitet vom Gerichts⸗ 

aſſeſſor Dr. Drewes). Revidirter Neudruk. 
Geh. M Geb. M. 3,60. 


. — 


E- Diefe Ausgabe ift mit dem amtlichen Text- genau 
Dandenfpedt. — Referat, Votum und Urtheil. Eine An⸗ 
leitung für praktiſche Juriſten im Vorbereitungsdienſl. Von 
5. Oaubenſpeck, Reichsgerichtsrath. 1897. Sechste, von 
Neuem durchgeſehene Auflage. Geh. M. 5, —. Geb. M. 6,—. 
Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts in Sachen 
der nichſtreitigen Gerichtsbarkeit und in Strafſachen heraus⸗ 
egeben von Reinhold Johow, Geheimer Oberjuſtizrath. 
Fünfzehnter Band. 1896. Geh. M.7,—. Geb. M. 8,20. 


Liſtecki u. Drewes. — Die Zwangsvollſtreckung in das be⸗ 
wegliche Vermögen in der Praxis des Königl. Amtsgerichts I 
Berlin nach Entſcheidungen höherer Inſtanzen. Herausg. 
von Amtsgerichtsrath G. Lifiedi und Gerichtsaſſeſſor Dr. 

F. Drewes, Vollſtreckungsrichtern b. d. Amtsgericht I Berlin. 

Geh. M. 3,50. Geb. M. 4,25. 


Beiträge zur Erläuterun 


1896. 
H. Meyer. — Anleitung zur Prozeſßpraxis nach der Civil⸗ 
prozeßordnung vom 30. Januar 1877 in Beiſpielen an Rechts⸗ 


fällen herausgegeben von Herm. Meyer, Oberlandesgerichts⸗ 


rath. 1896. Vierte verbeſſerte Auflage. 
Geh. M. 6,—. Geb. M. 7,— 


1895. Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz und Gebührenordnung 
für Notare. Mit Kommentar in Anmerkungen und mit 
Koſtentabellen herausgegeben von Oskar Mügel, Gehelmer 
Juſtizrath u. vortr. Rath im Juſtizminiſterium. Zweite ver- 
mehrte und vergehen Auflage. 1897. | 
Geh. M. 10,—. Geb. (Halbfranz) M. 12,—. 
Noelle. — Das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 
Erläutert und mit Tabellen verſehen von O. Noelle, Land⸗ 
richter, Mitglied des Hauſes der Abgeordneten. Nebſt Anhang, 
enthaltend die Aus führungsbeſtimmungen vom 18., 14. und 
29. Februar 1896, ſowie das Erbſchaftsſteuergeſetz u. das 
Reichs ſtempelgeſetz. 1896. Geh. M. 8,—. Geb. M. 10,—. 
Stötzel. — Schulung für die civiliſtiſche Praxis. Von 
Adolf Stölzel. 1896. weite Auflage. 
Geh. M. 8,—. Geb. M. 9,—. 
6. v. Wilmowski. — Deutſche Reichs ⸗Konkursordnung 
erläutert von Dr. G. v. Wilmowski, Geheimer Juſtizrath. 
Fünfte verbeſſerte Auflage. 1896. ' 
Geh. M. 12, —. Geb. M. 14,50. 
G. v. Wilmowsſti u. M. Cevy. — Civilprozeßordnun 
und Oericptöverfaffungägeie für das Deutſche Nei nebst 55 
Einführungsgeſetzen. Mit Kommentar in Anmerkungen heraus⸗ 
gegeben von Dr. G. v. Wilmowski, Geheimer Juſtizrath 
und M. Levy, Juſtizrath. 1895. Siebente vermehrte und 
verbeſſerte Auflage. 2 Bde. Geh. M. 29,.—. Geb. M. 34, —. 
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Gar! Henmanns Verlag, Berlin W. 
hechts- und Staatswiſſenſchaftliche Verlags und Sortiments-Buchhandlung. 
3 Formular⸗Magazin für Rechtsanwalte und Notare. | 


Begründet 1815. 


— . — 


Die Buchhandlung, feit einer langen Reihe von Jahren auf dem Gebiete der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
a Litteratur thätig, empfiehlt ſich den Herren Rechtsanwalten zur Beſchaffung des geſammten ade Bebarſes 
Ein Verzeichniß der gebräuchlichſten juriſtiſchen Handbücher, Kommentare ꝛc. eignen und fremden Verlags wird auf 
Beſtellung koſtenfrei überſandt. Ebenſo ſtehen von dem „Juriſtiſchen Litteraturblatt“ und der „Monatsſchrift 
für Handelsrecht und Bankweſen“ gern Probenummern zu Dienſten. — Die nachſtehenden Veröffentlichungen 
des Verlags ſeien angelegentlichſt empfohlen. | 
Archiv für Bürgerlihes Recht. Herausgegeben von Dr. J. Kohler, Meyer, Dr. Fr., Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath. Die Gebühren ⸗Ord⸗ 
ord. Profeſſor, . Bing, -andrihter, und Dr. P. Oertmann, nung für Rechtsanwalte. Zweite Auflage. Preis M. 4, geb. 
Profeſſor. — Bd. I bis XII. Preis des Bandes M. 8, bei M. 5,25, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,20 mehr. we 
_poftfreier Zuſendung M. 8,30. | Meyer, Dr. Fr., Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath. Die Rechts anwalts⸗ 
Auerbach, E. B., Rechtsanwalt. Frozeß⸗ Formulare für Rechts- Ordnung für das Deutſche Reich vom 1. Juli 1878. Er⸗ 
anwakte. Preis geb. M. 3, bei poſtfreier Zuſendung M. 3,10. läutert. Zweite ſehr vermehrte Auflage herausg. von G. Meyer, 
Barre, E., Landgerichtsdirektor. Rürgerkiches Geſetzbuch und Regierungsrath. Preis M. 4, geb. M. 5, bei poſtfreier Zu⸗ 


Code civil. Preis M. 6, eleg. geb. M. 7, bei poftfreier | ſendung je M. 0,20 mehr. 
Zuſendung je M. 0,30 mehr 


s Monatsſchrifſt für Handelsrecht und Vanſtweſen, Steuer- 3 
Boehm, J., Rechtsanwalt und Notar. Das Geſetz betr. die Erb: und Stempetfragen. Herausg. v. Juſtizrath Dr. Paul Hold⸗ | 
ſchaftsſteuer in der Faſſung des Geſetzes vom 31. Juli 1895. heim in Frankfurt a./ M. Preis halbj. M. 6, bei poſtfreier S 
Preis kart. M. 2,40, bei poſtfreier Zuſendung M. 2,60. Zuſendung M. 6,40. | = 
Boehm, J., Rechtsanwalt und Notar. Das Skempelſteuergeſetz Nadbyl, Juſtizrath. Preußiſches Geridfskoffengefek und 
vom 31. Juli 1895 mit den Ausführungsanweiſungen vom Gebührenordnung für Notare vom 25. Juni 1895. Preis 2 
13. und 29. Februar 1896. Zweite Auflage. Preis kartonnirt kart. M. 3, poſtfrei M. 3,20. — 
M. 4, bei poſtfreier Zuſendung M. 4,20. Pfafferoth, Carl, Geh. Kanzleirath. Das deukſche Gerichts- 
Das Bürgerlide Geſetzbuch für das Deutſche Reich nebſt dem Roftenwefen. Fünfte vermehrte u. verbeſſerte Auflage. Preis 2 
Einführungsgeſetze. Vom 18. Auguſt 1896. Text⸗Ausgabe mit geb. M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,20. | = 
Sachregiſter. Achte Auflage. 29. bis 32. Tauſend. Preis Pfafferoth, Carl, Geh. Kauzleirath. Das Prengifde Gerichts- 
M. 3, geb. M. 3,60, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,30 mehr. koſtengeſetz vom 25. Juni 1895. Preis M. 6, geb. M. 7, bei |= 
Endemann, Dr. F., ord. Profeſſor der Rechte. Einführung poſtfreier Zuſendung je M. 0,30 mehr. = 
in das Studium des Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Pfafferoth, Carl, Geh. Kanzleirath. Jahrbuch der deutfhen |= 
Deutſche Reich. Ein Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. Dritte Herichtsverfaſſung. Herausg. auf Veranlaſſung des Reichs⸗ = 
völlig neubearbeitete Auflage. (In Vorbereitung.) Juſtizamts. 6. Jahrgang 1897. Preis kart. M. 5. poſtfrei M. 5,30. 5 
Hartmann, B., Geſetz betreffend die Anfechtung von Rechts- Die Rechtſprechung des Königlich Preußiſchen Oberverwal⸗ 3 
kungsgerichts in ſyſtematiſcher Darſtellung. Erſter Band S 
verfahrens. Vom 21. Juli 1879. Erläutert. Vierte Auflage, bearb. von B. von Kamptz, Verwaltungsgerichtsdirektor, und |= 
von B. Frankenburger, Rechtsanwalt in Nürnberg. Preis] St. Genzmer, Oververwaltungsgerichtsrath. Preis M. 14, 5 
kart. M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,20. in Halbleder geb. M. 16, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,50 5 
Hilfe, Dr. B., Formulare für Rechtshandlungen der frei- mehr. Vorzugspreis für Beſteller des vollſtändigen viertheiligen s 
wifigen Gerichtsbarſteit. Achte Auflage. Herausgegeben Werkes M. 12, in Halbleder geb. M. 14. 2 
von H. Krecke, Landgerichtsrath. Preis geb. M. 10, poſtfrei Ring, Viktor, Landrichter. Das Reich⸗geſetz, betreffend die 8 
M. 10,30. | | | Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und die Affttengefell- |= 
Hilfe, Dr. B., Jormukare für Rechtshandlungen der ſtreitigen ſchaften. Erläutert. Zweite Auflage. Preis M. 20, geb. |= 
gen ann Dritte Auflage. Herausg. von H. Krecke, M. 22,50, bei poftfreier Zuſendung je M. 0,50 mehr. = 
andgerichtsrath. Preis geb. M. 10, bei poftfreier Zuſendung Sarwey, Dr. von. Die Kongurs-Ordnung für das Deutſche = 
M. 10,30. | Reich vom 10. Februar 1877. Dritte Auflage. Bearbeitet 
uriſtiſches Litterakurblatt. Jährlich 10 Nummern. IX. Jahr⸗ von Dr. G. Boßert, Landrichter in Stuttgart. Preis M. 20, 3 
gang. Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,30. geb. M. 22,50, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,50 mehr. = 
Kohler, Dr. J., Profeſſor. Geſammelte Beiträge zum Civil⸗ Siméon, Geh. Rechn.⸗Rath. Die Geſetze über das Notariat = 
prozeß. Preis M. 12, poſtfrei M. 12,30. und die Gebühren der Nokare für die preußiſche Monarchie. 
Lande, P., Landrichter. Das Mürgerliche Geſetzbuch für das Mit Erläuterungen. Zweite Auflage. Neu bearbeitet von = 
Deutſche Reich nebſt dem Einführungsgeſetze. Vom 18. Auguſt Dr. jur. P. Simson. I. Abtheilung. Die Geſetze über das 
1896. Preis M. 10, bei poſtfreier Zuſendung M. 10,30, geb. Notariat. Preis kart. M. 2,50, bei poſtfreier Zuſendung M. 2,70. = 
M. 12, bei poſtfreier Zufendung M. 12,50. II. Abtheilung. Gebührenordnung für Notare. Preis kart. 
Leske, Dr., Geh. Juſtizrath und vortragender Rath im Zuftiz | M. 2, bei poſtfreier Zuſendung M. 2,20. * = 
miniſterium, und Loewenfeld, Dr., Rechtsanwalt. Die Rechts- Jeitſchrift für Deutſchen Eivilprozeß. Herausgegeben von 
verfolgung im internationalen Verkehr. Band I, Preis, M. Schultzenſtein, Oberverwaltungsgerichtsrath, und F. Vier⸗ 
M. 27, geb. M. 30, poſtfrei je M. 0,50 mehr. Band II, Lief. 1 haus, Geh. Ober⸗Juſtizrath und vortragendem Rath im 
. 80 ie 1 9950 Lief. 2 M. 5, poſtfrei M. 5,20, Lief.3 Juſtizminiſterium. Band I bis XXII je M. 12, bei poſtfreier 
. 6, poſtfrei M. 6,20. ee 


Zuſendung M. 12,30. 

Das Formularmagazin für Rechtsanwalte und Notare wird beſtändig vermehrt und ergänzt. Ein Probe⸗ 
ſortiment ſämmtlicher Notariats⸗ Formulare zum Preiſe von M. 3, aller Anwalts⸗Formulare für M. 5 ſteht auf Ver⸗ 
langen zu Dienſten; dieſe 1770 5 werden ſchon bei Beſtellungen von M. 15 in Abzug gebracht. Auskunft auf alle Anfragen 
über juriſtiſche Litteratur wird bereitwilligſt ertheilt. | 
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Herausgegeben von 


M. Kempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 


Juriſtiſche Wochenſchriſt. 
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| Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poftanftalt. 


Inhalt. | 
Vereins nachrichten. S. 41. — Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. S. 41. — Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in Beziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Civilrechts. S. 41. — Vom Reichsgericht. S. 48. — 
Perſonal⸗Veränderungen. S. 75. 


3 Vereinsnachrichten. 

Aus Anlaß eines Einzelfalles werden die Herren 
Collegen, welche erklärt haben, daß ſie bei den in dem mit 
Nr. 1 herausgegebenen Verzeichniß aufgeführten Amts⸗ 
gerichten regelmäßig auftreten, erſucht, ſich gefälligſt darüber 
zu äußern, ob Sie Koſten für die Reife nach dem Amts⸗ 
gerichtsſitz berechnen. Es erſcheint nothwendig dem im April 
heranszugebenden Verzeichniß einen entſprechenden Vermerk 
beizufügen. 


Hülfsſiaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
Bamberg, Cöln und Breslau haben der Kaffe abermals 
Beihülfen und zwar Bamberg 500 Mark, Cöln 1000 Mark 
und Breslan 1500 Mark gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorſtänden iſt für die reichen Gaben der aufrichtigſte 
Dank ausgeſprochen. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 
ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitnte 
des Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 
XXXIV. 
Alagenverjährung. 
(Bürgerl. Geſetzbuch 88 194—225.) 
Die noch bei Savigny (Syſtem 5 $ 237ff.) jo klare und 
anſchauliche Lehre von der Klagenverjährung wird leider durch 
die oft rein akademiſche Subtilität Windſcheids, die gleichzeitig 


den wiſſenſchaftlich nicht ungefährlichen modernen Trieb nach 


unbedingter Reform. der juriſtiſchen Terminologie und Ver⸗ 


deutſchung aller vorkommenden romaniſtiſchen Begriffe zu be⸗ 
nutzen verſtand, mit einiger Begriffsverwirrung bedroht, die 
zumal auf den Anfänger, der die praktiſche Werthloſigkeit 
vieler rein ſcholaſtiſchen Mühſeligkeiten nicht ſofort durch⸗ 
ſchaut, bedenklich einwirken kann. Leider hat die ſeiner Zeit 
große Autorität Windſcheids es durchgeſetzt, daß ſein für die 
römiſche actio erfundenes Wort „Anſpruch“ in die neuere 


Rechtsſprache übergegangen iſt, und daß auch das B. G. B. 


ſtatt von einer Klagenverjährung von einer Anſpruchs— 


Verjährung ſpricht. | 
Allerdings ift ja der Ausdruck „Klagenverjährung“ nicht 


ganz korrekt; aber das war auch einem v. Savigny nicht 


entgangen, der den übrigens von ihm als unſchädlich be⸗ 


trachteten verjährten Ausdruck als Verjährung des Klag rechts 
beſtimmt. Dennoch glaube ich, daß ſelbſt gegenüber der 
Terminologie des B. G. B. der alte Ausdruck ſich in der 


Praxis und Wiſſenſchaft behaupten darf, und daß dies noth⸗ 


wendig iſt, um die an den Windſcheidſchen Anſpruch⸗Begriff 
ſich haftenden Irrthümer abzuweiſen. Vergl. Dernburg, 
Pand. I 8 145 Nr. 18 (Aufl. 5), ferner Hartmann im Archiv 
f. civiliſt. Praxis 73 S. 347: „Entgegen der wiſſenſchaftlich 
unverbindlichen Konſtruktion einer Anſpruchs verjährung im 
Entwurf”, ſchreibt hier Hartmann, „wird, glauben wir, 
richtiger auch in Zukunft der alte herrſchende Ausdruck 
Klagenverjährung beibehalten werden müſſen. Nicht das „Recht, 
von einem Andern eine Leiſtung zu verlangen“ (§ 194 „Thun 
oder Unterlaſſen“) iſt es, welches hier als ſolches berührt 
wird, und nicht eine Vernichtung oder Aufhebung iſt es, von 
der es betroffen würde. Vielmehr wird gegen die Klage als 
ſolche eine Einrede erworben, beziehentlich gegen die Einrede, 
wenn in deren Form einmal die Behauptung eines Rechtes 
auf die Leiſtung auſtritt, die Replik der Verjährung. An⸗ 
ſtändige Leute mögen ſich gegen ein nach ihrem Wiſſen wirklich 
beſtehendes Forderungsrecht gar nicht auf Verjährung berufen. 
Die ethiſch zuläſſige und von einer verſtändigen Rechts⸗ 
ordnung weſentlich beabſichtigte Funktion der Verjährung iſt 
nur die, auf die einfachſte Weiſe an ſich unbegründete Klagen 
abzuſchneiden.“ — „War das Recht auf Leiſtung, der „Anſpruch“ 
des B. G. B. ſonſt noch exiſtent, ſo bleibt dieſer Anſpruch 
auch trotz der Verjährung der Klage fernerweit beſtehen, als 
ein freilich klagloſer „Anſpruch“. So erkennt es ja der Ent⸗ 
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wurf ſelber der Sache nach in § 182 (B. G. B. 8 222, 


Abſ. 2) an.“ — Aehnlich äußert ſich Eiſele, Civiliſt. Kleinig⸗ 
keiten im Jahrbuch für Dogmat. 31 S. 380 ff. 

Das Reichsgericht, R. G. II. Nr. 40 (III. Civilſenat 
Urth. vom 11. Juni 1880 i. S. L. (Kl.) w. F. (Bekl.) Rep. 
III. 455/79) hat ſich allerdings dem Windſcheidſchen Sprach⸗ 
gebrauch und ſeiner Identifizirung von actio und Anſpruch ſchon 
frühzeitig angeſchloſſen; ſie ergiebt ſich ihm „aus der auf das 
Weſen der Sache zurückgehenden Auffaſſung“. Inwiefern 
das Weſen der Sache auf dieſe Auffaſſung führe, wird jedoch 
nicht angedeutet: | 

„Man muß“, jagt es S. 158, „auf das Weſen der 
Sache zurückgehen; dieſe Auffaſſung führt aber dahin, 
daß man in Betreff des Obligationenrechtes das 
Klagrecht und den Anſpruch ſelbſt für identiſch 
zu halten und folglich die Klagverjährung als Ver⸗ 
jährung des Anſpruches anzuſehen hat.“ 

Wir wenden uns nach dieſer allgemeinen Vorbemerkung 
über das Weſen der Klagverjährung zu ihren Voraus 
ſetzungen. Der Lauf der Verjährung beginnt mit der Ent⸗ 
ſtehung des Klagrechts (actio nata). Darnach beſtimmt 
ſich der Beginn der Verjährung perſönlicher und ding⸗ 
licher Klagen nach verſchiedenen Geſichtspunkten. Der ent⸗ 
ſcheidende Geſichtspunkt iſt in beiden Fällen der, ob der Richter 
die Klage zulaſſen muß. Muß er ſie zurückweiſen, fo iſt die 
Klage noch nicht „nata“, z. B. eine bedingte Forderung 
beginnt erſt mit Erfüllung der Bedingung zu verjähren. 
Während aber bei dinglichen Rechten zur Entſtehung des 
Klagrechtes nicht bloß das Daſein des Rechtes, ſondern auch 
die Verletzung deſſelben erforderlich iſt, verhält ſich dies 
anders bei Obligationen; für dieſe entſteht, ſofern nicht durch 
Bedingung oder Befriſtung ein Aufſchub beſtimmt iſt, das 
Klagrecht nicht erſt mit der Verletzung, ſondern ſofort, und 
darin irrt zweifellos Savigny, daß er auch hier die Nativität 
der Klage unter den Geſichtspunkt der Verletzung zu zwingen 
ſucht (Syſtem V S. 285 ff.) Dieſe Anſicht Savignys iſt vom 
Reichsgericht mit Recht zurückgewieſen in der Entſcheidung 
R. G. XV. Nr. 37 (III. Civilſenat, Urth. v. 26. Februar 1886 
i. S. B. (Beil) w. S. (Kl.) Rep. III 350/85 L. G. Braun⸗ 
ſchweig. O. L. G. daſelbſt, S. 179: 

„Insbeſondere iſt der Vorinſtanz darin Recht zu 
geben, daß ſie nicht der Lehre Savignys folgt, nach 
welcher die Verjährung der Forderung aus einem 
unverzinslichen Darlehn nur durch einen Erfüllungs⸗ 
verzug des Schuldners ſoll in Lauf geſetzt werden 
können. Dieſe Meinung geht davon aus, daß das die 
Verjährung in Lauf ſetzende Klagrecht des Gläubigers, 
die actio nata, durch eine demſelben zugefügte Rechts⸗ 
verletzung bedingt ſei (Syſtem Bd. 5 S. 281), und 
daß die Klagverjährung eine Nachläſſigkeit des 
Gläubigers zur Vorausſetzung habe (S. 291 daſelbſt). 
Dieſe Prämiſſen derſelben finden aber in den Geſetzen 
keine Beſtätigung. Das Klagrecht iſt vielmehr vor⸗ 
handen, ſobald Erfüllung gefordert werden kann, und zur 
Vollendung der Verjährung iſt nur erforderlich, daß der 
Gläubiger die ganze Dauer der nicht unterbrochenen 
Verjährungszeit ohne Klaganſtrengung hat verſtreichen 
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laſſen. Wenn in einigen, die Klagverjährung betreffenden 

Geſetzen zwiſchen ſaumſeligen und wachſamen Gläubigern 

(inter desides et vigilantes) unterſchieden wird, fo 

geſchieht dies nicht im Sinne der Aufſtellung eines 

ſubjektiven Erforderniſſes des Ablaufes der Verjährung, 
ſondern nur zum Zwecke der legislatoriſchen Motivirung 
der daſelbſt über die Hinderniſſe ihres Laufes (J. 2 pr. 

Cod. de ann. exc. 7, 40) und über den Umfang der 

unterbrechenden Wirkung einer Klaganſtellung (l. 3 8 1 

eod.) getroffenen Beſtimmungen. Da ein unverzinsliches 

Darlehn, wenn nicht beſondere Verabredungen über die 

Rückzahlung deſſelben ſtattgefunden haben, ſofort nach 

der Hingabe zurückverlangt werden kann, ſo beginnt in 

einem ſolchen Falle der Lauf der Verjährung deſſelben 
mit dem Zeitpunkte, an welchem das Darlehn gegeben 
und ſomit die Forderung exiſtent geworden iſt.“ 

Dieſe Entſcheidung berührt nicht die Frage, wann die 
Verjährung eines auf Kündigung gegebenen Darlehns beginnt. 
Nach der Theorie Savignys würde man hier zu dem Reſultate 
kommen, daß, wenn die Kündigung vergeſſen wird, die Klage 
nie verjährt, welches Reſultat offenbar dem Zwecke des Inſtituts 
völlig widerſpricht. Nach heute überwiegendem Standpunkte 
der Theorie und Praxis (vergl. Dernburg, Band. $ 146 Nr 9) 
beginnt hier die Verjährung ebenfalls ſchon mit dem Abſchluß 
des Darlehnsgeſchäftes. Wie aber, wenn die Forderung erſt 
nach Ablauf einer beſtimmten Kündigungsfriſt zahlbar ſein ſoll? 
Nach vielfach in der Praxis vertretener Anſicht (z. B. O. L. G. 
Hamburg, Seuffert, Bd. 47 und 92) ſoll alsdann die Ver⸗ 
jährung laufen von der Hingabe des Darlehns unter Hinzu⸗ 
rechnung der Kündigungs friſt. Nach einer Entſcheidung 
des Reichsgerichts ſoll aber nicht einmal dieſe, meines Erachtens 
ſehr billige Berechnung zu Gunſten des Schuldners gelten, 
vielmehr, wie auch Dernburg a. a. O. S. 349 Nr. 11 meint, 
ebenfalls im Moment des Vertragsſchluſſes die Verjährung 
beginnen. Vergl. Bolze XIX Nr. 182: 

„Der Berufungsrichter folgt der dem Kläger am 
günſtigſten Annahme, daß die Kündigungsfriſt in An⸗ 
ſchlag zu bringen, und daß ſie vor den Beginn der 
Verjährung zu ſtellen ſei. Nachdem einmal die Ver⸗ 

Fjährung zu laufen begonnen hatte, trat zwar mit der 

Unterzeichnung des Schuldſcheines durch den Ehemann 
im Jahre 1881 eine Unterbrechung ein, aber es war 
nicht noch einmal die Kündigungsfriſt anzu⸗ 
legen. IV. 165/94 v. 15. Okt. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch § 199 hat der mikderen Anſicht 
mit Recht den Vorzug gegeben: 

„Hat der Verpflichtete die Leiſtung erſt zu bewirken, 
wenn ſeit der Kündigung eine beſtimmte Friſt verſtrichen 
iſt, ſo wird der Beginn der Verjährung um die Dauer 
der Friſt hinansgeſchoben.“ 

Für dingliche Klagen iſt dagegen der Grundſatz Savignys, 
nach welchem ihre Verjährung erſt mit dem Augenblicke beginnt, 
in welchem ein Dritter ſich mit dem Rechte des dinglich 
Berechtigten in thatſächlichen Widerſtreit ſetzte, unbeſtritten. 
Daher kann, ſo lange Jemand, z. B. der Miether im Namen 
des Eigenthümers beſitzt, die Verjährung nicht anerkennen, 
weil er das Recht des Eigenthümers anerkennt. 
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Zu beachten iſt aber, daß derſelbe Grundſatz auch bei 
quaſidinglichen, genauer bei allen abſoluten Rechten, bei allen 
in rem actiones gilt. So iſt z. B. die hereditatis petitio 
eine dingliche Klage. Deshalb beginnt auch ihre Verjährung 
erſt mit der Verletzung des „Anſpruchs“. Dies finden wir 
beſtätigt in der Entſcheidung R. G. IX. Nr. 49 (I. L. G. 
Gießen, O. L. G. Darmſtadt) (III. Civilſenat, Urth. v. 
5. Februar 1884 i. S. H. B. [Kl.] w. A. C. e Rep. 
III. 302/83) S. 236: 

„Nicht mit dem Momente des Erbſchaftsanfalles, 
ſondern erſt mit dem Zeitpunkte fängt die Verjährung 
der Erbſchaftsklage an zu laufen, in welchem der Gegner 
des zur Erbſchaft Berufenen in einem dem Erbrechte 
des letzteren widerſtreitenden Beſitze der Erbſchaft ſich 
befindet. Es folgt dies aus der Erwägung, daß erſt 
von da an Grund und Veranlaſſung zur Erbſchafts⸗ 
klage gegeben iſt, ſowie aus der Analogie der 
Eigenthumsklage, deren Verjährung immer erſt 
anfängt, wenn der Reſtitutionsanſpruch des 
Eigenthümers begründet iſt. 

Der Anfall der Erbſchaft an den Erben oder Mit⸗ 
erben und die erlangte Kenntniß von der Delation hat 
darnach nur die Bedeutung, daß es in der Macht des 
Berechtigten liegt, durch Antretung der Erbſchaft die 
aus dem fortlaufenden Erbſchaftsbeſitze des unberech⸗ 
tigten Dritten für ihn entſtehenden nachtheiligen Folgen 
zu beſeitigen. Und er kann ihnen ſofort nach erlangter 
Kenntniß von dem Erbſchaftsanfalle durch eine ſpontane 
Aeußerung ſeines Willens, insbeſondere durch Anſtellung 
der Erbſchaftsklage, in welcher von ſelbſt die Antretung 
der Erbſchaft liegt, begegnen. 

Hierüber ſind die Anſichten der Rechtslehrer und die 
Entſcheidungen der Gerichte faſt ausnahmslos in Ueber⸗ 
einſtimmung. Vergl. Arndts in Weiskes Rechtslexikon 
Bd. 5 S. 233 fl., Unger, Syſtem des öſtreich. Privat⸗ 
rechtes Bd. 2 S. 384. 388. Bd. 6 S. 230. Seuffert, 
Archiv Bd. 10 Nr. 186. Striethorſt, Archiv f. Entſch. 
der O. Trib. in Berlin Bd. 59 S. 214.“ 

Für das Preuß. A. L. R. galt es als zweifelhaft, ob 
eine Verjährung der Erbrechts⸗ und der Vindicationsklage 
ohne gleichzeitige Erſitzung des Eigenthums anzuerkennen ſei, 
vergl. Gruchot, Beiträge Bd. 7 S. 417 ff. Das Reichsgericht 
hat ſich für die Möglichkeit der Verjährung entſchieden. R. G. 
XXI Nr. 49 (v. Civilſenat, Urth. v. 2. Juni 1888 i. S. 
kath. Domgemeinde zu M. (Kl.) w. Stadtgem. M. (Bekl.) 
Rep. V. 84/88, L. G. Bielefeld, O. L. G. Hamm S. 270: 

„Die Anſicht wird darauf geſtützt, daß das Allg. 
Landrecht eine Klagenverjährung im gemeinrechtlichen 
Sinne nicht kennt, ſondern nur eine erlöſchende Ver⸗ 
jährung der Rechte ſelbſt durch Nichtgebrauch, woraus 
geſchloſſen wird, daß die Nichtanſtellung der Klage nur 
dann, wenn ſich das Recht in einer entgegenſtehenden 
persönlichen (Obligation) oder fachlichen (pura in re) 
Verpflichtung erſchöpfe, den Untergang des Rechtes zur 
Folge haben könne, wo dies aber, wie beim Eigenthum 
und Erbrechte, nicht der Fall ſei, einflußlos bleiben 
müſſe. Auch wird auf die Unzuträglichkeiten bin 
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gewieſen, welche daraus entſtehen können, daß der 
Eigenthümer des Schutzes ſeines Eigenthums beraubt 
wird ohne gleichzeitigen Erwerb des Eigenthums ſeitens 
des Beſitzers. In letzterer Beziehung iſt jedoch darauf 
hinzuweiſen, daß dieſe an ſich nicht zu verkennenden 
Unzuträglichkeiten durch die neuere Geſetzgebung auf 
dem Gebiete des Handelsrechts und des Immobiliar⸗ 
ſachenrechtes weſentlich an ihrer Bedeutung verloren 
haben und überhaupt von keinem erheblichen praktiſchen 
Gewichte ſind, jedenfalls im Gebiete des gemeinen 
Rechtes nicht hervorgetreten und auch bei der Aus⸗ 
arbeitung des Entwurfes eines bürgerl. Geſetzbuches 
für das Deutſche Reich nicht für erheblich genug 
erachtet worden ſind, um eine Verjährung der Vindi⸗ 
cationsklage und des Erbſchaftsanſpruches auszuſchließen. 
Vergl. Motive zu dem Entwurfe eines bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches für das Deutſche Reich. Amt⸗ 
liche Ausgabe 1888. Bd. 1. S. 292 ff. 
Aber auch die aus den Beſtimmungen des 
Allg. Landrechtes entnommenen Gründe reichen 
nicht aus, um eine Unverjährbarkeit der Vin⸗ 
dication anzunehmen. Es mag zuzugeben ſein, 
daß eine folgenrichtige Durchführung des landrechtlichen 
Inſtitutes der erlöſchenden Verjährung zu einer Aus⸗ 
ſchließung der Verjährung der Vindicationsklage geführt 
haben würde. Dabei müßte aber der Vorbehalt ge⸗ 
macht werden: wenn dem damaligen Geſetzgeber ſchon 
der heutige rechtswiſſenſchaftliche Begriff der Klage, als 
eines nicht ſelbſtändigen Rechtes für ſich, ſondern als 
eines Ausfluſſes des ihr zu Grunde liegenden ding⸗ 
lichen oder perſönlichen Rechtes geläufig geweſen wäre. 
Dieſe Vorausſetzung trifft aber nicht zu, ſondern es iſt 
nach dem damaligen Stande der Rechtswiſſenſchaft er⸗ 
klärlich, wenn neben der im § 76 A. L. R. Einleitung 
hervortretenden richtigeren Anſchauung die Vorſtellung 
wirkſam blieb, daß das Klagerecht ein zwar mit der 
zu Grunde liegenden Berechtigung verbundenes, aber 
doch mehr oder weniger ſelbſtändiges Nebenrecht dar⸗ 
ſtelle. Daraus erklärt ſich die Beſtimmung des 8 504 
A. L. R. I 9, daß Rechte des Eigenthums durch die 
Gebrauchsunterlaſſung nicht erlöſchen, ſolange die Sache 
. . . . in dem Beſitze des Eigenthümers ſich befindet, 
welche von jeher mit gutem Grunde durch die höchſt⸗ 
richterliche Rechtſprechung dahin aufgefaßt worden iſt, 
daß, ſobald der Beſitz nicht mehr beim Eigenthümer 
ſei, die Eigenthumsrechte, und darunter auch die 
Eigenthumsklage durch Nichtgebrauch erlöſchen können. 
Vergl. Entſch. des O. Tr. Bd. 22 S. 36. Striet⸗ 
horſt, Archiv Bd. 4 S. 230, Bd. 24 S. 71, Bd. 55 
S. 57. Dernburg, Pr. Privatr. Bd. 1 8 164 
Nr. 7 u. ſ. w.“ 
Zu unterſcheiden iſt Hemmung (Ruhen) und Unter- 
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brechung der Verjährung. Im erſteren Fall läuft ſie nach 


Beſeitigung des Hemmniſſes in der Weiſe weiter, daß die 
vorher abgelaufene Zeit mit eingerechnet wird. 


Das 


gemeine Recht nennt als allgemeine Hemmungsgründe neben 
dem ſog. justitium nur die Unmündigkeit des Klagberech⸗ 
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tigten, bzw. bei Verjährungen unter 30 Jahren die Minder⸗ 
jährigkeit. Partikularrechtlich iſt letzterer Hemmungsgrund 
meiſtens beſeitigt, vielfach auch reichsrechtlich, z. B. in Art. 149 
H. G. B. zu Gunſten offener Handelsgeſellſchaften. Vrgl. R. G. 
XXIX. (Nr. 9) S. 28: | 
„Jene Beſtimmungen find durch Art. 172 gleichzeitig 
auf Kommanditgeſellſchaften ausgedehnt worden. So⸗ 
weit eine derartige Ausdehnung nicht ſtattgefunden 
hat, ſind die Grundſätze des gewöhnlichen bürger⸗ 
lichen Rechtes nicht berührt worden. — — —. Hier⸗ 
nach hat ſich ſowohl der Beginn der durch das 
Aktiengeſetz eingeführten kürzeren Verjährung, als 
ihre Unterbrechung und Beendigung nach den gewöhn⸗ 
lichen bürgerlichen Geſetzen zu richten.“ 

Die Unterbrechung geſchieht vor allem durch Klag⸗ 
erhebung. Nach der früher in Theorie und Praxis vor⸗ 
herrſchenden Anſicht ſollte dieſe Unterbrechung gemeinrechtlich 
nur dann eintreten, wenn die Klage bei dem zuständigen Gerichte 
erhoben worden. So Unterholzner, Verjährungslehre, 2. Aufl. 
Bd. 1 S. 443, Savigny, Syſtem Bd. 5 S. 321, Kierulf, 
Theorie des gemeinen Civilrechtes Bd. 1 S. 203, Seuffert, 
Pand. Bd. 1 823 4. Aufl. S. 38, Windſcheid, Pand. bei 
Note 6 zum § 108, Arndts, Band. § 110, Sintenis, Civil⸗ 
recht, Bd. 1 § 31 Nr. 53, Seuffert, Archiv Bd. 11 Nr. 7, 
Bd. 27 Nr. 88, Bd. 35 Nr. 265, R. O. H. G. III. 
S. 420. | 

Das Reichsgericht hat ſich aber, R. G. XXIV. 
Nr. 41 der von Hellmann im civiliſt. Archiv 66, S. 204 
vertheidigten gegentheiligen Anſicht angeſchloſſen, unter folgender 
Begründung, S. 201: 
| „Es kann nicht anerkannt werden, daß die const. 7 
Cod. ne de statu defunctorum post quinquennium 
quaeratur 7, 11 (die Hauptſtütze der bisherigen com⸗ 
munis opinio) den Satz enthält, den die bisher 
herrſchende Anſicht darin gefunden bzw. daraus ab⸗ 
geleitet hat. Aus dem Inhalte des Titels, in welchem 
ſich die ſtreitige Stelle findet, ergiebt ſich zunächſt ſo 
viel (vrgl. const. 2. 4. 8.), daß nach einem Senats⸗ 
beſchluſſe der Status eines Menſchen, der bei Lebzeiten 
unangefochten als ingenuus gelebt, nach ſeinem Tode 
nicht mehr angefochten werden ſoll, wenn ein fünf⸗ 
jähriger Zeitraum ſeit dem Tode verſtrichen iſt, und 
ferner, daß (orgl. const. 3), wenn bei Lebzeiten des 
vermeintlichen ingenuus die Anfechtung erfolgt war, 
der Prozeß fortdauerte, und die fünfjährige Verjäh⸗ 
rungsfriſt überhaupt nicht in Frage kam oder doch erſt 
beginnen konnte, nachdem bezüglich dieſes Prozeſſes eine 
Prozeßverjährung eingetreten war. Die ſtreitige 


sonst. 7 — ein Reſkript der Kaiſer Diokletianus 
und Maximianus an einen gewiſſen Heliodorus — 
ſagt nun: 


Si pater tuus veluti ingenuus vixit nec status 
controversiam, quasi fisci servus esset, apud 
praesidem provinciae, qui super hujusmodi 
quaestionibus judicare solet, sed apud curato- 
rem rei publicae non competentem judi- 
cem passus est, postque mortem ejus quin- 


gennium fluxit, status tuus ex praescriptione, 
quae ex senatusconsulto emanet, protectus est. 

Bei unbefangener Betrachtung dieſer Stelle würde 
man ſich allerdings der Ueberzeugung nicht verſchließen 
können, daß die Kaiſer auf den Umſtand, daß die 
Sache bei einem judex non competeus anhängig ge⸗ 
macht war, ein entſcheidendes Gewicht gelegt haben, 
und daß ihr Urtheil anders ausgefallen wäre, wenn 
der Prozeß vor dem zuſtändigen Richter eingeleitet 
wäre. Der weitere Schluß aber, daß darnach 
auch eine bei einem nicht zuſtändigen Richter er- 
hobene Klage den Lauf einer Verjährung nicht 
unterbreche, erſcheint nicht zuläſſig. Mit Recht 
wird von Hellmann, a. a. O. darauf hingewieſen, daß 
die const. 7 überhaupt nicht von einer Unterbrechung 
der Verjährung redet, ſondern die Frage erörtert, ob 
die Vorausſetzung für den Beginn der Ver⸗ 
jährung vorliege. Vorausſetzung für den Beginn der 
Verjährung war nach der const. 2 cit., daß der Be⸗ 
treffende bei Lebzeiten unangefochten als römiſcher 
Bürger gelebt hatte. Die Kaiſer entſcheiden nun in der 
const. cit., daß dieſe Vorausſetzung auch dann vor⸗ 
liege, wenn die Klage vor einem inkompetenten Richter 
erhoben ſei. Aus dieſer, noch dazu zu Gunſten der 
perſönlichen Freiheit getroffenen Entſcheidung, daß die 
erwähnte Vorausſetzung für den Beginn der 
Verjährung dieſer Klage ſelbſt dann vorliege, wenn 
bei Lebzeiten des Betreffenden die quaestio status vor 
einem unzuſtändigen Richter anhängig gemacht ſei, 
Schlußfolgerungen auf die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung bei anderen Klagen ziehen zu wollen, erſcheint 
ſehr gewagt, und würde nur dann etwa gerechtfertigt 
fein, wenn ſonſtige Duellenerzeugniffe oder innere Gründe 
dieſe Schlußfolgerung unterſtützen würden. Dies it 
aber nicht der Fall. Erwägt man nämlich, daß das 
Inſtitut der Verjährung, worüber die Quellenſtellen 
keinen Zweifel geſtatten (orgl. insbeſondere 1. 3 8 1 
Code de ann. etc. 7, 40) feine Rechtfertigung in 
dem beharrlichen Stillſchweigen des Klägers und in 
ſeiner Saumſeligkeit finden ſoll, ſo wird man auch an⸗ 
nehmen müſſen, daß nicht blos — wie in dem Urtheile 
des III. Civilſenates vom 17. September 1889 i. S. 
H. c. Fiskus geſagt iſt, ohne indeß einer weiter⸗ 
gehenden Anſicht zu präjudiziren — jeder gerichtliche 
Schritt, welcher objektiv geeignet iſt, die Befriedigung 
des Klägers herbeizuführen, ſondern jeder prozeſſuale 
Schritt, welcher nach der ſubjektiven Anſicht des Klägers 
ihm Befriedigung ſeines Anſpruches verſchaffen kann, 
die Verjährung unterbricht, weil der Kläger durch die 
Klagerhebung von dem Vorwurfe der Saumſeligkeit 
befreit wird. Aus denſelben Gründen und geſtützt auf 
die oben angezogene const. 3 § 1 Cod. 7, 40 hat 
denn auch die Theorie und Praxis faſt aus- 
nahmslos angenommen, daß auch eine Klage, 
welche angebrachtermaßen abgewieſen iſt, den 
Lauf der Verjährung unterbreche. — Vrgl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 123. 
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Es würde aber wenig konſequent fein, wenn man in 
einem ſolchen Falle eine Unterbrechung der Verjährung 
annehmen, im verlierenden Falle aber ausſchließen 
würde.“ 

Daß die Verjährung auch unterbrochen wird, wenn der 
Kläger „angebrachter Maßen“ abgewieſen wird, iſt in der vor⸗ 
ſtehenden Entſcheidung unter Hinweis auf die Entſch. R. G. 
V Nr. 32 (III. Civilſenat. Urth. v. 14. Juni 1881 Rep. III 
433/81) beftätigt worden, aus deren Gründen (S. 123) folgendes 
hervorgehoben werden mag: 

„Die gerichtliche Erhebung des Anſpruchs wird den 
die Klage Anſtellenden in der Regel von dem Vorwurfe 
der Saumſeligkeit auch dann befreien, wenn es ihm 
etwa nicht gelungen iſt, ſie in einer dem prüfenden 
Richter genügend erſcheinenden Weiſe zu begründen, 
und andererſeits würde es wegen der möglichen langen 
Dauer eines Prozeß verfahrens wenigſtens bei den viel⸗ 
fältigen kurzen Verjährungsfriſten zu einer ſchweren 
Gefährdung der beſtehenden Rechte führen, wenn bei 
Abweisung der Klage augebrachtermaßen die Verjährung 
als ununterbrochen fortgeſetzt angeſehen, der Kläger in 
ſeiner Klaganſtellung mehr oder weniger beſchränkt oder 
behindert und ſo nach Befinden die Abweiſung an⸗ 
gebrachtermaßen gegen ihren Sinn und Zweck dem 
Erfolg nach in eine definitive verwandelt würde. Es 
liegt daher hinreichender Grund vor, der auch ſchon in 
der bisherigen gemeinrechtlichen Praxis vertretenen 
Anſicht, vergl. Seuffert, Arch. Bd. 6, 133, Bd. 9, 250, 
Bd. 20, 101, welche eine Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung annimmt, zu folgen.“ 

Wenn dagegen der Kläger die Klage zurücknimmt, ſo gilt 
die Unterbrechung der Verjährung als nicht geſchehen. So 
hat in einem zunächſt das preußiſche Recht betreffenden Falle 
das Reichsgericht, R. G. XXXIII, Nr. 405 (V. Civilſenat, 
Urth. v. 4. April 1894, Rep. V. 330/98, L. G. Berlin I, 
Kammergericht) entſchieden, S. 396: 

„Die Zurücknahme der Klage hat nach § 243, 
Abſ. 3 C. P. O. zur Folge: „daß der Rechtsſtreit als 
nicht anhängig geworden anzuſehen iſt.“ Es hören mit 
der Zurücknahme der Klage alſo nicht blos diejenigen 
Wirkungen auf, welche als Wirkungen der Rechts⸗ 
hängigkeit im Geſetz ausdrücklich bezeichnet ſind, ſondern 
die Sache wird, wie die Motive zu 8 243 fagen, durch 
die Zurücknahme der Klage „kraft Geſetzes in die Lage 
zurückverſetzt, in welcher ſie ſich vor Erhebung der Klage 
befand.“ Daß das Anhängigmachen und Anhängig⸗ 
werden von der Wirkung desſelben, der Rechtshängigkeit, 
zu unterſcheiden iſt, ergiebt ſich aus 8 235, Abſ. 2, 
Ziff. 1, welcher den Fall behandelt, daß während der 
Dauer der Rechtshängigkeit die Streitſache anderweit 
anhängig gemacht wird. Das Anhängigmachen deckt 
ſich mit der Erhebung der Klage, bezeichnet diejenige 
Prozeß handlung, durch welche der eine gewiſſe Dauer 
in ſich tragende Zuſtand der Rechtshängigkeit be⸗ 
gründet wird (§ 235), mit welcher aber auch alle 
diejenigen Wirkungen eintreten, welche ſonſt durch die 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes an die Anſtellung 


u. ſ. w. der Klage geknüpft waren (8 239). Die Zurück⸗ 
nahme der Klage hat deshalb nicht blos das Aufhören 
der Rechtshängigkeit, ſondern auch den Fortfall der 
letztgedachten Wirkung zur Folge, ſo als ob die Klage 
überhaupt nicht erhoben wäre. Daß dies insbeſondere 
auch von der durch Erhebung der Klage bewirkten 
Unterbrechung der Verjährung gilt, iſt in den Motiven 
zu § 243 ausdrücklich anerkannt.“ 

Derſelben Anſicht find Bülow, Nr. 3 zu § 243, Gaupp, 
Anm. 3 zu § 235 u. a. Kommentare zur C. P. O., ferner 
Förſter⸗Eccius, Preuß. Privatrecht I, §S 57 Nr. 63, v. Maudry, 
eivilrechtlicher Inhalt der Reichsgeſetze, § 23 II. III. 4. — 
Anderer Meinung dagegen Dernburg, Pand. § 148 Nr. 4 
und Rehbein (Entſch. des O. Tr. I S. 993). Abweichend 
vom gemeinen Recht beſtimmt der Code civil, dem hier das 
eigene Juſtitut des Erlöſchens des Rechtszuges (Peremtion der 
Inſtanz, Code de proc. 397—401) zu Statten kam, die 
Unterbrechung der Verjährung im Fall der Klagerhebung. 
Nach Art. 2247, Code civil, ſoll die Unterbrechung einer 
Klagverjährung, die durch die Anſtellung einer Klage ein⸗ 
getreten iſt, mit der Abweiſung der letzteren — si la demande 
ait repitée — als nicht geſchehen betrachtet werden. Dieſes 
Erlöſchen ſetzt keine definitive Abweiſung voraus. Vergl. 
darüber R. G. XXXIII, Nr. 81 (II. Civilſenat, Urth. v. 
20. II. 1894 i. S. Wittwe H. (Bekl.) w. J. (Kl.), Rep. II 
2/94, L. G. Trier, O. L. G. Köln) Seite 341: 

„Die Ladung vor Gericht — der die Anmeldung 
im Vertheilungsverfahren in dieſer Beziehung gleichſteht 
— hat nach Art. 2244 Code civil die Wirkung, die 
Verjährung zu unterbrechen, und dieſe Wirkung dauert 
ſo lange fort, bis die mit der Ladung eröffnete Inſtanz 
durch Peremtion oder Abſtandnahme — welche beide 
dem früheren Prozeßrechte angehören — oder endlich 
durch Abweiſung der Klage — si la demande 
est rejetee — erloſchen iſt (Art. 2247). Dieſe letztere 
Vorausſetzung liegt aber nun ſowohl in dem Falle 
einer definitiven als bei einer blos vorläufigen 
Abweiſung, welche letztere, wie die Peremtion und 
Abſtandnahme, das Klagerecht unberührt läßt, vor, und 
es iſt anzunehmen, daß die bezogene Be— 
ſtimmung gerade in Fällen der letzteren Art 
Bedeutung hat, da, wenn eine Abweiſung dem 
Grunde nach erfolgt iſt, dem Beklagten ohnehin 
die Einrede der abgeurtheilten Sache zuſteht. 
Die hier erörterte Auffaſſung des Art. 2247 C. c. iſt 

denn auch in der rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechtslehre die 
herrſchende. Vergl. Zachariae-Dreyer I, S. 600 u. 
Nr. 16. Aubry u. Rau II, S. 349 Nr. 16. Laurent 
Bd. 31, Nr. 101. Abweichend Troplong, prescription II, 
Nr. 568 und in gleichem Sinne ſpricht ſich die Judicatur 
des Pariſer Kaſſationshofes aus. Vergl. Sirey, Bd. 69, 
I, 420 u. Anm. Bd. 77, I, 147.“ 

Das Bürgerliche Geſetzbuch hat die bisherige gemein⸗ 
rechtliche Theorie über die Unterbrechung der Verjährung im 
Falle der Abweiſung „angebrachter Maßen“, ſowie im Falle 
der Klagzurücknahme abgelehnt, und beſtimmt entſprechend der 
in der cit. Entſch. bei Seuffert 48 Nr. 243 u. R. G. XXX 


394 in feinem § 212, daß die Unterbrechung durch Klag⸗ 
erhebung gelten ſoll 

„als nicht erfolgt, wenn die Klage zurückgenommen 

„ oder durch ein nicht in der Sache ſelbſt entſcheidendes 
Urtheil rechtskräftig abgewieſen wird.“ 

Zu erinnern iſt noch daran, daß Klagerhebung nach 
8 230, 239 C. P. O. Klagzuſtellung iſt. 

Die Zuſtellung muß prozeſſual ausreichend ſein, und ſelbſt 
ein Verzicht auf die Geltendmachung eines ihr anhaftenden 
Mangels nach § 267 C. P. O. nimmt der Partei nicht die 
Verjährungseinrede. Dies ſtellt ausdrücklich feſt R. G. XIV 
Nr. 95. (I. Civilſenat Urth. v. 12. XI. 84. Rep. I 303/84.) 
L. G. Breslau, O. L. G. daſelbſt S. 340: 

„Dadurch, daß die Klage infolge des Verhaltens 
des Beklagten im Prozeſſe nachträglich als ordnungs⸗ 
mäßig erhoben zu behandeln war, iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß die Beklagten ſich materiell mit Erfolg auf die 
Verjährung berufen können, weil die einmal voll⸗ 
endete Verjährung durch irgend ein prozeſſualiſches 
Verhalten des die Verjährungseinrede vorſchützenden 
Beklagten nicht wieder rückgängig gemacht werden kann.“ 

Es unterbricht ſchlechterdings nur die ordnungsmäßige 
Zuſtellung, nicht Einreichung der Klage die Verjährung. 


Nach Pr. A. L. R. 1 9 8 555 läuft allerdings keine Ver⸗ 


jährung, „ſolange die Sache nur durch Schuld des 

Richters liegen bleibt.“ Hierzu bemerkt aber R. G. XXII 

Nr. 62 (IV. Civilſenat Urth. vom 12. Nov. 1888. Rep. IV 
268/88 L. G. Berlin IJ, Kammergericht) S. 316: 

„Vorausſetzung für die Anwendbarkeit ſowohl des 

§ 554 wie des 8 555 eit. iſt, daß eine Unter⸗ 

brechung der Verjährung durch Klaganmeldung bereits 

erfolgt war; dann ſoll eine Verſchleppung der Sache 

durch den Kläger den Anfang einer neuen Verjährung 

nicht hindern, während ein Liegenbleiben der 

Sache durch Schuld des Richters dem Kläger 

keinen Nachtheil bringt in der Weiſe, daß die 

einmal unterbrochene Verjährung in dieſem 

Falle nicht laufen ſoll. — Eine Unterbrechung 

der Verjährung hatte die Klägerin durch die 

Einreichung ihrer Klage beim Amtsgerichte 

nicht bewirkt. Dieſe Folge konnte nach 88 239, 230 

C. P. O. nur durch Zuſtellung der Klage bewirkt 

werden. Ohne vorhergegangene Unterbrechung der 

Verjährung blieb aber ein Liegenlaſſen der Klage durch 

Schuld des Richters einflußlos für den Fortlauf der 

Verjährung, da das Geſetz eine ſolche richterliche 

Säumniß weder als ſelbſtſtändigen Unterbrechungsgrund 

noch auch als Grund für ein Ruhen der Verjährung 

anführt, im Gegentheil der 8 530 A. L. R. I 9 nur 

die Verſagung des rechtlichen Gehörs, die hier nicht in 

Frage ſteht, als einziges Hinderniß bezeichnet, durch 

welches die Fortſetzung der Verjährung ſolange, als 

„ daſſelbe dauert, unterbrochen wird“. 

Wird die Verjährung aber auch durch eine Klage 
unterbrochen, in welcher der volle Schade beziffert, 
aber nur ein Theilbetrag derſelben gefordert iſt? 
Hierauf bezieht ſich die Entſcheidung R. G. XXXIV Nr. 63 


(J. Civilſenat 1894 i. S. W. (Beil) w. S. (Kl.) Rep. I 
298/94 L. G. Beuthen, O. L. G. Breslau.) S. 262 ff.: 

„Nach 8 240, Ziff. 2 C. P. O. war Kläger befugt, 
den Klagantrag zu erweitern. Er hat von dieſer Be⸗ 
fugniß Gebrauch gemacht. Ob dieſer Vorſchrift gegen⸗ 
über Verjährungsgeſetze, welche ausdrücklich die 
Wirkung der Klagerhebung wegen eines einheitlichen 
Anſpruchs auf den in der Klage bezifferten Betrag be⸗ 
ſchränken, auch für den Fall noch in Geltung ſind, daß 
die Theilklage im Laufe deſſelben Prozeſſes auf den 

ganzen Betrag der Forderung erweitert wird, kann 
dahingeſtellt bleiben. — Denn die 88 570, 571 A. L. R. 
19 enthalten einen ſolchen Grundſatz nicht. 
Der § 570 beſtimmt, daß, wer einen Theil ſeines 
Rechtes ausübt, dadurch das ganze Recht erhält, und 
der 8 571 macht davon nur die Ausnahme, daß von 
verſchiedenen Befugniſſen aus gleichem Rechtsgrunde die 
eine durch Nichtausübung erlöſchen, die andere durch 
Ausübung erhalten werden kann. 

Nach den in Simon u. v. Strampfs Zeitſchrift 
Bd. 3 S. 532 mitgetheilten Materialien ſollte dadurch 
gerade der Auffaſſung vorgebeugt werden, daß Geltend⸗ 
machung eines Theils des Rechtes ſtets die Verjährung 
bezüglich des nicht geltend gemachten Theiles eintreten 
laſſe. Das kann allerdings bei Anſprüchen, die auf 
eine beſtimmte Summe beziffert oder bezifferbar ſind, 
der Fall ſein, wenn er erhellt, daß mit der 
klagend geltend gemachten beſtimmten Summe 
der ganze Anſpruch erhoben, das ganze Recht 
uusgeübt fein ſoll. Darauf beruhte das Urtheil 
des Reichsgerichtes in Entſch. deſſelben in Civilſ. Bd. X 
S. 104, während es ſich in dem Urtheile in Entſch. 
a. a. O. Bd. XXII S. 314, 318 um mehrere ſelbſt⸗ 
ſtändige Anſprüche aus demſelben Rechtsgrunde 
(8 571 A. L. R. II) handelte, von denen in der Ver⸗ 
jährungszeit nur der eine klagend geltend gemacht war. 
In den erſten beiden Urtheilen iſt zwar ausgeführt, 
daß der 8 570 a. a. O. nicht auf theilbare Gelb: 
forderungen, ſondern auf Rechte anwendbar ſei, 
nach deren Eigenart die theilweiſe Ausübung ſich 
als Ausfluß der zur Zeit dieſer Ausübung fortbe⸗ 
ſtehenden Exiſtenz des ganzen Rechtes charakteriſire. 
Aber die oben hervorgehobene beſondere prozeſſuale 
Geſtaltung der Sache lag damals nicht vor. In dem 
vom Berufungsrichter angezogenen Urtheile des Reichs⸗ 
gerichtes v. 7. III. 1891 iſt auch ſchon hervorgehoben, 
daß es für die Frage, ob durch die theilweiſe Aus: 
übung eines Rechtes (die theilweiſe Geltendmachung 
eines Anſpruches) das ganze Recht, der ganze Anſpruch 
erhalten werde, ſtets darauf ankomme, ob nach 
der Abſicht und den konkreten Umſtänden 
dieſe Geltendmachung eine Bethätigung des 
ganzen Rechtes enthalte.“ 

Wie die Klagzuſtellung wirkt auch die Zuſtellung eines 


Zahlungsbefehles im Mahnverfahren. Einige Schrift⸗ 
ſteller wollen in dieſem Falle die Unterbrechung als nicht 


geſchehen betrachten, wenn ſich die Rechtshängigkeit hinterher 


erledigt, weil das Verfahren nicht in Gemäßheit der 88 637 
und 641 der C. P. O. verfolgt wird, da ſie die Unter⸗ 
brechung der Klagverjährung als Folge der Rechtshängigkeit 
anſehen. Das Reichsgericht hat dieſe Anſicht abgelehnt zunächſt 
in der Entſch. R. G. XVII. S. 281, zuletzt R. G. XXIV. 
Nr. 40 (III. Civilſen. Urth. v. 17. September 1889 Rep. III. 
138/89) S. 197: | 

„Hätte man die Unterbrechung der Verjährung als 
eine Wirkung der Rechtshängigkeit anzuſehen, ſo würde 
ohne Weiteres aus dem § 633 C. P. O. abzuleiten ſein, 
daß mit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls — die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Amtsgerichts zur Erlaſſung deſſelben vor⸗ 
ausgeſetzt — eine Unterbrechung der Verjährung einge⸗ 
treten iſt. Aber auch wenn man, wie der Vertret er der 
Reviſionsbeklagten bei der mündlichen Verhandlung 
geltend gemacht hat, die Unterbrechung der Verjährung 
nicht als eine Folge der Rechtshängigkeit ſondern als eine 
ſelbſtſtändige Wirkung der Klagerhebung aufzufaſſen hat, 
müßte der Zuſtellung des Zahlungsbefehls die gleiche 
Wirkung beigelegt werden, da aus der Natur der Ver⸗ 
jährung mit Nothwendigkeit folgt, daß jedes nach der 
Prozeßordnung zuläſſige Verfahren, welches geeignet 

iſt, zur Befriedigung des Anſpruches zu führen, auch 

den Lauf der Verjährung unterbrechen muß.“ 

Dagegen das B. G. B. § 203 läßt die Unterbrechung als 
nicht erfolgt gelten, wenn die Wirkungen der Rechtshängigkeit 
erlöſchen. Dagegen wird die Streitverkün dung gemein⸗ 
rechtlich nicht als Unterbrechungsgrund anerkannt, wie das 
Reichsgericht zuerſt R. G. X. S. 290, zuletzt R. G. XXIV. 
Nr. 44 (mit Rückſicht auf das Pr. A. L. R.) (VI. Civilſenat 
Urth. v. 1. April 1889, Rep. VI. 22/89) (L. G. Stolp, O. L. G. 
Stettin) beſtätigt. S. 211: 

„Die C. P. O. hat in § 239 die Beſtimmung des 
§ 551 A. L. R. II wonach die Klaganmeldung die 
Klagverjährung unterbricht, aufgehoben. Eine derartige 
„Manifeſtation der Abſicht zu klagen“, wie ſie in der 
Klaganmeldung lag, ſoll nicht mehr zur Unterbrechung 
der Klagverjährung genügen, vielmehr nur die Erhebung 
der Klage dieſe Folge haben. Danach kann die 
Streitverkündung auch im Gebiete des preußi— 
ſchen Landrechts nicht mehr die Verjährung 
unterbrechen, mag man ſie auch vielleicht als eine 
Art der Klageanmeldung des früheren Rechtes oder 
doch als etwas Analoges anſehen können.“ 

Nach dem B. G. B. 8 209 Nr. 4 und 8 215 foll 
jedoch die Streitverkündung die Verjährung unter— 
brechen, nur in dem Fall als nicht erfolgt gelten, wenn nicht 
binnen 6 Monaten nach Beendigung des Prozeſſes Klage auf 
Befriedigung oder Feſtſtellung des Anſpruchs erhoben wird. 

Auf keinen Fall unterbricht Vorſchützung einer Einrede 
die Verjährung, auch nicht nach dem B. G. B., mit Ansnahme 
der Compenſationseinrede 8 209 Nr. 3. R. G. VI. S. 420, 
XVI. S. 374, XVIII. S. 408 ff. | 

Endlich wird eine Unterbrechung der Klag— 
verjährung durch Anerkennung bewirkt. Hierüber und 
insbeſondere darüber, daß die Anerkennung dem Gläubiger 
gegenüber erklärt ſein muß, äußert ſich für das gemeine 
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Recht eingehend die ſchon oben cit. Entſcheidung R. G. XV. 


Nr. 37 S. 180 ff.: | 
Die 1.7 § 5 Cod. de praescr. XXX ann. 7, 39 


und die 1.5 Cod. de duob. reis stip. 8, 40 bezeichnen 
die Anerkennung der Forderung (agnitio, devotio) 
als der gemeinſam maßgebende Moment derjenigen 
Handlungen eines Schuldners, welche eine Unterbrechung 
der Verjährung zu bewirken vermögen, und das letztere 
Geſetz ſtellt zugleich dadurch, daß es hierbei auf die 
älteren Geſetze, welche dieſe Wirkung den daſelbſt 
beſonders namhaft gemachten Akten zuſprechen, hinweiſt, 
dieſe Einzelbeſtimmungen als Ausflüſſe eines allgemein 
gültigen Prinzipes hin. Man kann auch die Meinung 
Savignys (a. a. O. S. 314) nicht billigen, welche aus 
der Beſchaffenheit jener in den Geſetzen ſpeziell an⸗ 
geführten Unterbrechungsakte die Folgerung zieht, daß 
dieſe Wirkung nur einer ſolchen Handlung des Schuldners, 
welche die Natur eines Rechtsgeſchäftes habe, zu⸗ 
geſchrieben werden dürfe. Denn von dem entſcheiden⸗ 
den prinzipiellen Standpunkt aus iſt der Grund der 
unterbrechenden den Wirkung jener Akte nicht in der 
rechtsgeſchäftlichen Natur derſelben, ſondern nur in der 
in ihnen ausgedrückten, und zwar in den meiſten der⸗ 
ſelben (Zins⸗ und Abſchlagszahlung, Pfand⸗ und 
Bürgſchaftsbeſtellung) nur implicite und ſtillſchweigend 
ausgedrückten Schuldanerkennung zu finden. Und 
eben deshalb kann man keinen Anſtand nehmen, zur 
Unterbrechung der Verjährung auch die — 
ſchriftlich oder mündlich — von dem Schuldner 
nur einſeitig und in der Bedeutung eines 
bloßen Geſtändniſſes ausgeſprochene Aner— 
kennung einer Forderung für genügend zu 
halten. — Aber — — nur eine dem Gläubiger 
gegenüber erklärte Anerkennung der Forderung 
— Stellvertretung und Verwendung von Mittels⸗ 
perſonen ſelbſtredend nicht ausgeſchloſſen — iſt imſtande, 
die Verjährung zu unterbrechen. Die Unterbrechung 
der Verjährung wird nicht dadurch begründet, daß der 
Gläubiger Kunde davon erhält, daß ſein Schuldner 
die Forderung noch als fortbeſtehend anſehe, ſondern 
dadurch, daß der Schuldner die fortdauernde Exiſtenz 
der Forderung durch ſeine Anerkennung bethätigt. Eine 
Erklärung des Schuldners, welche derſelbe nicht — 
unmittelbar oder mittelbar — an den Gläubiger, 
ſondern an eine dritte Perſon gerichtet hat, iſt für den 
Gläubiger eine res inter alios acta und kann deshalb 
auf das zwiſchen ihm und dem Schuldner beſtehende 
Obligationsverhältniß keinerlei Einfluß ausüben.“ 

Es erübrigt noch, die Wirkung der Verjährung zu er⸗ 
örtern. 

Daß dieſelbe bei dinglichen Rechten nicht einer Zer⸗ 
ſtörung des Rechtes gleichkommt, iſt gemeinrechtlich unbeſtritten. 
Nur die Geltendmachung des Rechtes dem beſtimmten Ver⸗ 
klagten gegenüber iſt gelähmt. Aber bei obligatoriſchen 
Rechten herrſcht großer Streit darüber, ob und wieweit nicht 
wenigſtens eine naturalis obligatio übrig bleibt. Einige be⸗ 
trachten den Untergang der Forderung ſelbſt oder, wie man 


neuerdings jagt, des „Anſpruchs“ als Folge der Verjährung. 
Wir ſahen, daß auch das Reichsgericht in der zu Anfang mit⸗ 
getheilten Entſcheidung R. G. II S. 158 ſich auf dieſen 
Standpunkt ſtellt. Dennoch läßt ſich derſelbe nicht aufrecht 
erhalten, wie insbeſondere auch Dernburg Pand. 8 150, 2 
ausführt. Nur die zwangsweiſe Durchführung der Forderung, 
ſei es auch mittelſt Einrede, iſt nach der Verjährung unmöglich. 
Und wenn man unter naturalis obligatio eine immer noch, 
wenn auch indirekt rechtlich erzwingbare Obligation ver⸗ 
ſtehen will, dann kann allerdings von einer Naturalobligation 
nach der Verjährung keine Rede ſein. Aber wir werden ſpäter 
zeigen, daß man eine Obligation, die ſei es auch nur auf 
Umwegen, noch erzwingbar iſt, gar nicht als echte Natural⸗ 
obligation bezeichnen darf, daß einer ſolchen vielmehr der Name 
„unvollkommene Civilobligation“ zukommt. Die 
Naturalobligation iſt erfüllbar, nicht erzwingbar. Und 
in dieſem Sinne bleibt auch die verjährte Forderung eine 
Naturalobligation. Offenbar würde bei ſtrenger Durchführung 
des in der Entſch. II Nr. 40 vertretenen Standpunktes eine 
verjährte Forderung auch durch bloße Anerkennung nicht wieder 
hergeſtellt werden können, es müßte vielmehr alsdann ein ganz 
ſelbſtſtändig auf Neubegrün dung der Forderung ge— 
richteter Verpflichtungswille konſtatirt werden. Die praktiſche 
Unverdaulichkeit dieſer Konſequenz liegt auf der Hand. Das 
Reichsgericht hat ſie daher auch abgewieſen, aber wie mir 
ſcheint, mit einer Begründung, die an der Unzulänglichkeit 
ihrer vom konträren Standpunkte ausgehenden Vorausſetzung 
und daher an einiger Unklarheit laborirt. Vergl. R. G. XXX 
Nr. 76 (IV. Civilſenat, Urth. v. 1. Dezember 1892. Rep. IV 
230/92) (Preuß. Allg. L. R., L. G. Stargard, O. L. G. 
Stettin): 
„Auch wenn trotz der Beſtimmung der 88 568, 
569 A. L. R. I. 9 davon auszugehen iſt, daß die 
Verjährung durch Nichtgebrauch eine durch Einrede 
geltend zu machende Löſchung des Rechtes zur 
Folge hat, ſo nöthigt dies doch nicht zu der An⸗ 
nahme, daß als weſentliche Vorausſetzung für An⸗ 
wendung des § 561 a. a. O. das Bewußtſein der 
eingetretenen Erlöſchung und die Abſicht, die 
Wirkung der Verjährung durch Verzicht auf 
die entſprechende Einrede wieder aufzuheben, 
bei den das Anerkenntniß Abgebenden vor— 
handen ſein müſſe. (?!) Vielmehr muß zur Schaffung 
eines neuen Rechtsgrundes durch konſtituirendes An⸗ 
erkenntniß in Gemäßheit des § 564 a. a. O. es 
genügen, wenn die Erklärung in bindender Vertrags- 
form zu dem Zwecke abgegeben wird, um im Hinblicke 
auf einen der Vergangenheit angehörenden und zur 
Erzeugung derartiger Verbindlichkeiten an ſich geeig⸗ 
neten Thatbeſtand nunmehr eine beſtimmte Verpflich⸗ 
tung zu übernehmen. Ein ſolcher Verpflichtungswille 
wird freilich in den meiſten Fällen, namentlich wenn 
der verjährte Anſpruch ſeinem Grunde und Betragen 
nach genau fixirt und unſtreitig war, ohne Be⸗ 
wußtſein und Abſicht einer Neubegründung des er⸗ 
loſchenen Forderungsrechtes, alſo einer Beſeitigung der 
Verjährungswirkung nicht wohl möglich ſein. Anders, 


wenn über Grund und Betrag bisher Streit herrſchte 
oder wenigſtens eine Feſtſtellung des Anſpruches dem 
Betrage nach nicht ſtattgefunden hatte. Unter der⸗ 
artigen Vorausſetzungen iſt es ſehr wohl denkbar, daß 
die Abſicht vorliegt, nunmehr in bindender Weiſe eine 
feſtbeſtimmte Verpflichtung zu übernehmen, ohne daß 
dem die Verpflichtungserklärung Abgebenden die That⸗ 
ſache der inzwiſchen eingetretenen Verjährung bekannt 
war. Und in ſolchen Fällen wird dieſes Nichtwiſſen 
immer nur als Beweggrund für die an ſich gültige 
Willenserklärung in Betracht kommen können. 
Dieſer Anſicht ſtehen die Urtheile des ehemaligen 
preußiſchen Obertribunales, | 
vergl. Entſch. deſſelben Bd. 55 S. 34, Striet⸗ 
horſt, Archiv Bd. 66 S. 138, | 
ſowie des Reichsgerichtes vom 1. November 1889, 
Rep. IV, 215/89 und 27. Oktober 1890, Rep. IV, 
175/90, 
vergl. Juriſt. Wochenſchrift von 1889 S. 464 
Ziff. 5, von 1890 S. 416 Ziff. 23 
nicht entgegen, da dort die hier zur Entſcheidung ſtehende 
Frage bezüglich des mit dem Anerkenntniſſe ſubjektiv 
zu verfolgenden Zweckes nicht erörtert worden iſt.“ 
Wir halten dieſe Entſcheidung ſelbſt für richtig, da ſie 
aus unſerer Definition einer Naturalobligation und der von 
uns vertretenen ſchwächeren Wirkung der Verjährung ſich von 
ſelbſt ergiebt, ihre Begründung aber erſcheint uns verfehlt; denn 
vom Standpunkte der völligen Erlöſchung des Rechtes aus 
müßte unſeres Erachtens in der That das Bewußtſein und der 
ausdrückliche Wille der Konſtituenten gefordert werden, eine 
neue Forderung zu begründen. | 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 27. Dezember 1896 
bis 9. Januar 1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. Es iſt richtig, daß weder das G. V. G. noch die 
C. P. O. eine Feſtſtellung darüber enthält, was unter 
„bürgerlicher Rechtsſtreitigkeit“ zu verſtehen iſt und daß für 
den Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit das materielle 
Recht und zwar zunächſt das Reichsrecht, ſoweit es Auskunft 
giebt, demnächſt das Landesrecht entſcheidend iſt. Mit Recht 
geht daher der B. R. im Anſchluſſe au die in dem Urtheile des 
erkennenden Senats vom 4. Dezember 1884 (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 12 S. 281) dargelegten Grundſätze davon 
aus, daß alle Gegenſtände privater Berechtigung unter 
jenen Begriff fallen, und weiter, daß der Klaganſpruch einen 
Gegenſtand des Privatrechts in dem angegebenen Sinne betrifft. 
Auch gegen ſeine ferneren Ausführungen und die rechtliche Be⸗ 
urtheilung der Vorſchriften der §§ 581, 629 Thl. I Tit. 9, 
88 24, 26, 35 Thl. II Tit. 14 und 88 190-192 Thl. II 
Tit. 11 des A. L. R. ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. 
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In den Uriheilen des R. G. bei Gruchot Bd. 37 S. 1015 
und ebenda Bd. 39 S. 883 iſt wiederholt ausgeſprochen 
worden, daß Privatrechte an öffentlichen Sachen möglich ſeien, 
daß dieſe Rechte aber dem öffentlichen Zwecke, dem die Sache 
dient, nicht widerſtreiten dürfen, und daß die Ausübung der 
Privatrechte die Erſitzungszeit hindurch mit der öffentlich rechtlichen 
Beſtimmung der dienenden Sache verträglich geweſen ſein muß. 
Mit dieſen Grundſätzen ſtimmt auch durchweg die Literatur 
überein, vergl. Dernburg, Preußiſches Privatrecht Bd. 1 8 173 
Nr. 2; Förſter⸗Eccius Bd. III $ 177 Anm. 13; Hinſchius, 
Katholiſches Kirchenrecht Bd. 4 S. 416, 422. Letzterer ins⸗ 
beſondere bemerkt bezüglich des Gebrauchsrechts an Glocken, 
daß, abgeſehen von dem Falle, daß ſich der Stifter oder der 
Eigenthümer einer Kirche die Glocken zum ausſchließlichen 
gottesdienſtlichen Gebrauche oder der Schenker die Benutzung 
einer Kirchenglocke zu weltlichen Zwecken vorbehält, ein der⸗ 
artiges Gebrauchsrecht auch durch civilrechtlichen Titel, durch 
Vertrag und Erſitzung begründet werden kann. Die Reviſion 
hat hiergegen geltend gemacht, daß die Glocke durch das Läuten 
derſelben bei Feuersgefahr ihrem eigentlichen Zwecke entfremdet 
werde, und daß ein ſolcher Gebrauch der Glocke mit ihrem 
eigentlichen kirchlichen Zwecke im Widerſpruche ſtehe. Weder 
das eine noch das andere iſt jedoch der Fall, vielmehr muß den 
von einer entgegengeſetzten und zutreffend begründeten Annahme 
ausgehenden Erwägungen beider Vorderrichter beigepflichtet 
werden; wie es auch weiter nicht zweifelhaft ſein kann, daß 
unter den in den 58 190 und 192 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. 
erwähnten Gemeinden nicht die Kirchengemeinden, ſondern die 
politiſchen Gemeinden zu verſtehen ſind. II. C. S. i. S. 
Kirchengemeinde Neuenburg e. Stadt Neuenburg vom 5. No- 
vember 1896, Nr. 369/96 IV. 

Zur Civilprozeßordnung. | 

2. Entgegen dem von Rechtsanwalt X., dem zweitinſtanz⸗ 
lichen Vertreter der Bekl., in eigenem Namen an das O. L. G. 
Karlzruhe geſtellten Antrag vom 8. November 1896, den Streit⸗ 
werth auf 18 927 Mk. 50 Pf. feſtzuſetzen, hat das O. L. G. 
mit Beſchluß vom 14. November 1896 den Streitwerth für 
die Vor- und Widerklage auf 2 880 Mk. 85 Pf. feſtgeſetzt. 
Gegen dieſen nur den zweitinſtanzlichen Streitwerth 
hinſichtlich des auf den Schlußſchein vom 2. Oktober 1891 
bezͤglichen Streitgegenſtandes betreffenden Beſchluß hat Rechts- 
anwalt k. in eigenem Namen Beſchwerde an das R. G. er⸗ 
griffen mit dem Antrag, unter Aufhebung des Beſchluſſes des 
O. L. G. den Streitwerth für Vor- und Widerklage auf 
18 927 Mk. 50 Pf. feſtzuſetzen. Dieſe Beſchwerde iſt nicht 
begründet Was zunächſt die Vorklage betrifft, ſo kommt 
für den zweitinſtanzlichen Streitwerth nur der prinzipale, 
einen Streitwerth von 2880 Mk. 85 Pf. darſtellende Klag⸗ 
anttag auf Verurtheilung der Bekl. zur Zahlung dieſes Betrags 
(nebft Zinſen), welchem entſprechend das Gericht I. J. erkannt 
hatte, in Betracht, da nach $ 499 der C. P. O. über den in 
1 J eventuell (nämlich für den Fall der Abweiſung des 
prinzipalen Klagantrags) geftellten Klagantrag des Gericht I. J. 
dar nicht erkannt hatte, das Gericht II. J. weder verhandelt, 
noch erkannt hat (vergl. auch Entſch. des R. G. in Civilſachen 
. 18 S. 385/89). Was aber die Widerklage anbelangt, 
ſo trat durch ſie eine Erhöhung des bezeichneten zweitinſtanz⸗ 
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lichen Streitwerths von 2880 Mk. 85 Pf. deshalb nicht ein, 
weil ſie den nämlichen Streitgegenſtand betraf wie die Vorklage, 
und zwar hierbei keinen den Betrag von 2880 Mk. 85 Pf. 
überſchreitenden Werth darſtellte, da durch den Umſtand, daß 
ſchon vor dem erſten landgerichtlichen Verhandlungstermin die 
Kl. ihrerſeits einen Selbſthülfeverkauf hatte eintreten laſſen und 
ſie in Folge deſſen im landgerichtlichen Verhandlungstermin als 
Differenzbetrag die Summe von 2880 Mk. 85 Pf. (nebſt 
Zinſen) gefordert hatte, der, in der II. J. von der Bekl. wieder⸗ 
holte, Widerklagantrag auf Feſtſtellung, daß der Rücktritt der 
Bekl. vom Schluß vom 2. Oktober 1891 für 565 Sack Weizen⸗ 
pries berechtigt geweſen ſei, ſachlich nur die Bedeutung einer 
Verneinung der Pflicht der Bekl. zur Zahlung des bezeichneten 
Differenzbetrags hat. II. C. S. i. S. Meyer co. Walliſer 
& Lelbach vom 15. Dezember 1896, B Nr. 167/96 II. 

3. Der B. R. nimmt an, daß das — nach § 51 Abſ. 2 
der C. P. O. prozeßfahige — großjährige Hauskind zur ſelbſt⸗ 
ſtändigen Führung von Prozeſſen über fein nicht freies Ver⸗ 
mögen ganz allgemein aktiv und paſſiv legitimirt ſei und daß 
die Nichthinzuziehung des Vaters nur die Folge habe, daß das 
gegen das Hauskind erlaſſene Urtheil in deſſen dem Nießbrauche 
und der Verwaltung des Vaters unterliegendes Vermögen 
(58 168 ff. des A. L. R. Thl. II Tit. 2) nicht vollſtreckt 
werden könne. In ſolcher Allgemeinheit ſteht dieſer Satz weder 
im Einklange mit den Vorſchriften der 88 201, 202 und 
124 ff. des A. L. R. Thl. II Tit. 2, noch findet er eine 
Stütze in den zahlreichen Urtheilen des R. G., welche die ver- 
wandte Frage, ob die Ehefrau allein zu Prozeſſen über ihr 
eingebrachtes Vermögen aktiv und paſſiv legitimirt ſei, behandeln 
und in verneinendem Sinne entſcheiden (vergl. das Urtheil des 
erkennenden Senats vom 29. September 1894 in Gruchot 
Beiträge Bd. 40 S. 414 ff. nebſt Nachweiſungen, insbeſondere 
auch das vom B. R. zu Unrecht für ſeine Anſicht verwerthete 
Urtheil in Entſch. in Civilſachen Bd. 28 S. 331 ff.). Als 
Regel gilt vielmehr der Satz, daß das großjährige Hauskind in 
Beziehung auf ſein nicht freies Vermögen handlungsunfähig iſt 
und daß der von ihm angeſtellten Klage der Einwand der 
mangelnden Aktivlegitimation mit dem Erfolge der Klageab⸗ 
weiſung entgegengeſetzt werden kann. Gleichwohl kann die 
Entſcheidung des B. R. in ihrem Ergebniſſe nicht beanſtandet 
werden; denn der vorliegende Einſpruch der Kl. gegen die 
Pfändung von Mobilien iſt, wenn man ihn überhaupt als eine 
Verfügung über ihr nicht freies Vermögen aufzufaſſen hätte, 
jedenfalls keine ſolche, deren Rechtsgiltigkeit nach §S 201 des 
A. L. R. Thl. 2 Tit. 2 von dem Beitritte und der Einwilligung 
des Vaters abhängt. Was § 201 unter Verfügung verſteht, 
ergiebt ſich aus § 202 und den in letzterem angezogenen 
58 124 ff. deſſelben Titels, in welchen nur von Verträgen und 
Schulden, mithin von Verfügungen, durch welche das nicht freie 
Vermögen veräußert oder belaſtet wird, die Rede iſt, alſo von 
Verfügungen, welche das väterliche Verwaltungs⸗ und Nieß⸗ 
brauchsrecht gefährden. Zu Dispoſitionen, welche das Recht des 
Vaters nicht alteriren, iſt das Hauskind ſelbſtſtändig befugt. 
So kann das Hauskind nach $ 124 a. a. O. Rechte und 
Gerechtſame erwerben und Maßregeln zur Erhaltung ſeines 
nicht freien Vermögens auch ohne Hinzuziehung des Vaters 
rechtsgiltig treffen (vergl. Dernburg Preußiſches Privatrecht 


Bd. 3 Auflage 4 § 52 S. 175), z. B. Grundſtücke und Ge⸗ 
rechtigkeiten, welche der Vater mit Vernachläſſigung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriſten veräußert hat, zurückfordern (§ 6 des A. L. R. 
Thl. 1 Tit. 15). Zu den Maßregeln, welche die Erhaltung 
des nicht freien Vermögens bezwecken, gehört zweifellos auch die 
Klage auf Freigebung der von Gläubigern des Vaters im Wege 
der Zwangsvollſtreckung gepfändeten Sachen. Es kommt aber 
noch hinzu, daß bei einer ſolchen Pfändung die Intereſſen des 
Vaters mit denen des Hauskindes kollidiren, da erſterer durch 
den Zwangsverkauf von ſeiner zur Vollſtreckung ſtehenden Schuld 
auf Koſten des Hauskindes ganz oder theilweiſe befreit werden 
würde. Bei Minderjährigkeit des Hauskindes wäre der Fall der 
Einleitung einer Pflegſchaft (§ 86 der Vormundſchaftsordnung 
vom 5. Juli 1875) gegeben; bei Großjährigkeit deſſelben fällt 
das Erforderniß des Beitritts oder der Genehmigung des Vaters 
fort. Weiter ausgeführt. V. C. S. i. S. Bogwitz c. Blumen⸗ 
thal vom 9. Dezember 1896, Nr. 190/96 V. 

4. Das B. G. hat mit Recht angenommen, daß die in 
§ 83 Abſ. 1 C. P. O. gedachte Anzeige auch in Anwaltspro⸗ 
zeſſen an Förmlichkeiten nicht geknüpft tft, insbeſondere nicht 
durch Zuſtellung eines Schriftſatzes zu geſchehen braucht. Eine 
ſolche Nothwendigkeit hat in dem Geſetze keinen Ausdruck ge⸗ 
funden. Die in der Doktrin vielfach vertretene abweichende 
Meinung könnte deshalb nur auf einen allgemeinen für An⸗ 
waltsprozeſſe geltenden Grundſatz geſtützt werden. Ein der⸗ 
artiger Grundſatz läßt ſich aber den Vorſchriften der Prozeß⸗ 
ordnung nicht entnehmen. Die ohne fachlichen Rechtsnachtheil 
vorgeſchriebene Vorbereitung der mündlichen Verhandlung durch 
Schriftſätze läßt, wie das B. G. mit Recht hervorhebt, keinen 
Schluß darauf zu, daß alle auch anderen Zwecken dienende Mit⸗ 
theilungen nur dann die ihnen vom Geſetze beigelegte rechtliche 
Wirkſamkeit erlangen, wenn ſie durch gehörig zugeſtellten Schrift⸗ 
ſatz erfolgen. Die in § 219 ff. gedachten Anzeigen, welche die 
Hebung des Unterbrechungsgrundes und die Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens betreffen, haben nach § 227 durch Zuſtellung eines 
Schriftſatzes zu erfolgen. Dieſe Fälle der Anzeige ſind aber ſo 
verſchieden von dem Falle der in § 83 gedachten Kündigungs⸗ 
anzeige, daß aus der Vorſchrift des § 227 ein allgemeines 
auf den Fall der Kündigungsanzeige ſich erſtreckendes Prinzip 
nicht zu entnehmen iſt, und vielmehr angenommen werden muß, 
daß das Erfolgen der Kündigungsanzeige durch Zuftellung eines 
Schriftſatzes beſonders ausgeſprochen ſein würde, wenn es be⸗ 
abſichtigt geweſen wäre. Eine Formaliſirung der Mittheilung 
der Kündigung wird durch ein Intereſſe des Prozeßgegners nicht 
erfordert, da für dieſen gleichgültig iſt, wie die Mittheilung er⸗ 
folgt. Sie erſchwert alſo unnöthiger Weiſe die an den Kün⸗ 
digenden geſtellte Anforderung. Jedenfalls aber müßte zur Ver⸗ 
meidung der Rechtsunſicherheit dieſe Erſchwerung klar aus dem 
Geſetze ſich ergeben. Mithin war durch die erfolgte briefliche 
Benachrichtigung der Vorſchrift in § 83 Abf. 1 genügt. 
III. C. S. i. S. Klein u. Co. c. Warnecke vom 11. Dezember 
1896, Nr. 242/96 III. 

5. Das L. G. hatte im Urtheil vom 11. Januar 1896 
die Klage und Widerklage koſtenfällig abgewieſen, ohne die Koſten 
nach Quoten zu vertheilen. Wenn hiernach die Vorausſetzung 
des 8 100 der C. P. O. nicht gegeben war, jo waren beide 
Parteien berechtigt, unabhängig von einander ihre Koſtenrech⸗ 
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nung einzureichen und einzeln deren Feſtſetzung ohne Rückſicht 
auf den Gegner zu beantragen. Eine ſolche getrennte Koſten⸗ 
feſtſetzung haben jedoch die Parteien nicht begehrt, ſondern wie 
im Falle des § 100 eit. ihre beiderſeitigen Rechnungen zu⸗ 
ſammen Zwecks Feſtſetzung eingereicht, und hat darauf das L. G. 
durch einen Beſchluß über beide entſchieden, und die im End⸗ 
tefultat vom Kl. an den Bekl. zu erſtattenden Koſten auf 
46,55 Mark nebſt 70 Pf. Koſten jenes Beſchluſſes feſtgeſetzt. 
Dies Verfahren, gegen welches von keiner Seite Beſchwerde er- 
hoben iſt, kann nicht für unzuläſſig erachtet werden, und be 
ſchritt der bezügliche Feſtſetzungsbeſchluß vom 24. September 
1896 die Rechtskraft, inſoweit nicht deſſen Anfechtung durch ſo⸗ 
fortige Beſchwerde erfolgt iſt. Eine ſolche Beſchwerde hat nur 
der Kl. bezüglich einzelner Anſätze der gegneriſchen Rechnung 
im Geſammtbetrage von 6,20 Mark erhoben, und gebeten, die 
von ihm an den Bekl. zu erſtattenden Koſten auf 40,35 Mark 
herabzuſetzen. Hiernach durfte nicht der ganze Feſtſetzungs⸗ 
beſchluß des L. G. aufgehoben und eine neue Koſtenfeſtſetzung 
angeordnet werden, ſondern es ſtand nur noch der vom Kl. 
durch ſofortige Beſchwerde angegriffene Theil der vom L. G. 
feſtgeſtellten Koſten in Frage, und mußte über dieſe Be⸗ 
ſchwerde des Kl. die Entſcheidung in der Sache ſelbſt vom 
Beſchwerdegerichte getroffen werden. Der angefochtene Beſchluß 
des O. L. G. war daher aufzuheben, und die Sache Zwecks 
Erlaſſes fachlicher Entſcheidung in die Inſtanz zurückzuverweiſen. 
III. C. S. i. S. Friedrich c. Vietor vom 18. Dezember 1896, 
B Nr. 226/96 III. 

6. Nachdem das erſtinſtanzliche Urtheil vom 23. Januar 
1896 am 17. Februar 1896 zugeſtellt worden war, hat die 
Kl. eine vom 11. März 1896 datirte Eingabe an das B. G. 
gerichtet, worin ſie unter der Angabe, daß das anzufechtende 
Urtheil am 17. Februar zugeſtellt ſei, alſo am 17. März rechts⸗ 
kräftig werde, und daß ihr für die I. J. das Armenrecht be⸗ 
willigt geweſen ſei, darum bittet, ihr auch für die Berufungs- 
inſtanz das Armenrecht zu ertheilen. Dem Geſuch war weder 
das ergangene Urtheil, noch ein Armuthszeugniß, noch der Be⸗ 
ſchluß, wodurch ihr für die 1. J. das Armenrecht bewilligt 
worden war, beigefügt. Daſſelbe iſt am 12. März bei dem 
B. G. eingegangen, und an demſelben Tage find die Prozeß- 
akten Seitens des Generalbüreaus von der Gerichtsſchreiberei 
des L. G. eingefordert und von dieſer beigefügt. Demnächſt iſt 
das Geſuch mit den Akten am 13. März zur Gerichtsſchreiberei 
desjenigen C. S. des Kammergerichts gelangt, welcher für die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits zuſtändig war. Am 14. März 
hat der beſtellte Berichterſtatter verfügt, daß die Akten, in denen 
der Kl. das Armenrecht bewilligt worden, einzufordern ſeien, 


und die Sache zur Sitzung am 16. März zum Vortrage gebracht 


werden ſolle. Die Verfügung iſt mit dem Vermerke „Sofort“ 
verſehen. In der Sitzung vom 16. März iſt beſchloſſen, den 
Eingang der Akten abzuwarten, in denen das Armenrecht in 
I. J. bewilligt ſei, und gleichzeitig angeordnet, ſofort nach Ein⸗ 
gang der Akten die Sache wieder vorzulegen. Die Akten ſind 
nach einer Notiz der Gerichtsſchreiberei am 16. März ein⸗ 
gefordert. An demſelben 16. März iſt der Beſchluß abgeſetzt, 
der Kl. für die Berufungsinſtanz das Armenrecht zu bewilligen 
und ihr den Rechtsanwalt R. beizuordnen. Dieſer Beſchluß iſt 
am 17. März von dem Vorſfitzenden des befaßten C. S. unter⸗ 


zeichnet. Am 18. März iſt von der Gerichtsſchreiberei verfügt, 
daß je eine Ausfertigung des Beſchluſſes dem Rechtzanwalte R., 
der Kl. und dem dieſer gleichfalls beigeordneten Gerichtsvollzieher 
zu ertheilen ſei. Die verfügte Ausfertigung tft dem Rechts- 
anwalt R. noch am 18. März zugeſtellt. Dieſes hat an dem⸗ 
ſelben Tage die Berufungsſchrift angefertigt. Dieſelbe iſt am 
19. März bei dem B. G. zur Terminsbeſtimmung eingereicht, 
und ebenfalls am 19. März dem Anwalte des Bekl. zugeſtellt. 
Bei dieſer Sachlage kann der Reviſion nicht darin beigetreten 
werden, daß es auf einer Verzögerung des Gerichts beruht 
habe, wenn das Geſuch der Kl. erſt am 13. März zur Gerichts- 
ſchreiberei gelangt ſei. Denn da dem Geſuche keine Unterlagen 
zum Zwecke der Beſchlußfaſſung über daſſelbe beigegeben waren, 
fo diente es gerade zur Beförderung des Geſchaͤftsganges, daß 
die Akten unverzüglich eingefordert wurden, und es liegt kein 
Grund zu der Annahme vor, daß dieſelben ſo zeitig eingegangen 
ſind, daß ſie noch am 12. März hätten zur Gerichtsſchreiberei 
befördert werden können. Es kann ferner dahingeſtellt bleiben, 
ob etwa ein Verſehen des Gerichts darin liegt, daß der ernannte 
Berichterſtatter nicht ſchon am 13. März die Herbeiſchaffung 
der Akten über die Bewilligung des Armenrechts für die I. J. 
verfügt hat; denn jedenfalls hat nach dem regelmäßigen Ge⸗ 
ſchäftsgange erſt in der Sitzung vom 16. März über das 
Armenrechtsgeſuch Beſchluß gefaßt werden können. Aber daß 
in dieſer Sitzung die noch für erforderlich erachteten Akten nicht 
zur Stelle waren, muß der Gerichtsſchreiberei als ein Verſehen 
zur Laſt gelegt werden. Augenſcheinlich hatte die Gerichts- 
ſchreiberei bis dahin die Ausführung der Verfüguug vom 
14. März verabſäumt, da von ihr erſt unterm 16. März ver⸗ 
merkt worden iſt, daß die Akten erfordert ſeien. Wären die 
letzteren aber ſchon in jener Sitzung zur Hand geweſen, jo hätte 
ſofort in derſelben der Beſchluß, daß das Armenrecht bewilligt 
werde, gefaßt und durch die geordnete Unterſchrift vollzogen 
werden können. Es wäre dann ohne beſondere Schwierigkeit 
möglich geweſen, eine Ausfertigung des Beſchluſſes noch am 
16. März dem ernannten Armenanwalte zuzuſtellen, und dieſer 
hätte es vermocht, die Zuſtellung der Berufungsſchrift am 
17. März, alſo rechtzeitig, zu bewirken. Das feſtgeſtellte Ver⸗ 
ſehen reicht daher aus, um die Annahme zu rechtfertigen, daß 
daſſelbe die Verſäumung der Nothfriſt zur Folge gehabt habe. 
Die Kl. ihrerſeits war nicht in der Lage, das Verſehen ſelbſt 
zu verhindern. Es kann ihr auch nicht zum Vorwurfe gemacht 
werden, daß ſie ihr Geſuch nicht frühzeitiger eingebracht hat. 
Denn zwiſchen der Einbringung deſſelben und dem Ablaufe der 
Nothftiſt lag noch ein Zwiſchenraum von ſechs Tagen, und fie 
konnte vernünftigerweiſe wohl erwarten, daß in dieſer Zeit, 
— mit Kückſicht darauf, daß ſich ſowohl die Gerichte beider 
Inſtanzen, als auch die Prozeß bevollmächtigten an demſelben 
Orte befanden, — nicht nur das Armenrecht bewilligt, ſondern 
auch die Berufungsſchrift zugeftellt werden würde. Die Vor⸗ 
ausſezungen der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, ins- 
beſondere die Vorausſetzung eines unabwendbaren Zufalls, 
welcher die Wahrung der Nothfriſt verhindert hat (§S 2 11 C. P. O.), 
ſnd daher gegeben. Entſch. des R. G. Bd. 2 S. 426, Bd. 4 
8. 384, Bd. 8 S. 375, Bd. 12 S. 375, Bd. 17 S. 389, 
Bd. 21 S. 13. IV. C. S. i. S. Krüger c. Pariſer vom 
30. November 1896, Nr. 252/96 IV. 
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7. Das Geſuch der Kl., ſie gegen die verſäumte Nothfriſt 
in den vorigen Stand wiedereinzuſetzen, iſt gerechtfertigt. Sie 
hat das Armenrecht für die Reviſionsinſtanz rechtzeitig nach⸗ 
geſucht, und die Entſcheidung hierüber hat ſich nur darum ver⸗ 
zögert, weil ihre Eingabe zunächſt an einen nicht zuſtändigen 
Senat gelangte, und der zuſtändige Senat demnächſt zur Auf⸗ 
klärung der Sache die in Betracht kommenden Satzungen der 
Knappſchaft einforderte. Es liegt deshalb ein unabwendbarer 
Zufall vor, der die Kl. verhindert hat, die geſetzliche Nothfriſt 
einzuhalten (C. P. O. § 211). V. C. S. i. S. Hilbers c. 
Allg. Knappſchaftsverein zu Bochum vom 2. Dezember 1896, 
Nr. 181/96 V. 

8. Die Entſcheidung des B. R. beruht auf mißverſtändlicher 
Auffaffung des Klageantrages. Mit dem prinzipalen Antrage 
in ſeinem zweiten Satze verfolgt der Kl., ſeiner unzweideutigen 
Faſſung nach, nicht einen noch verbleibenden Schaden, ſondern 
verlangt ganz allgemein Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht 
des Bekl. — Die damit im erſten Satze verbundene Leiſtungs— 
klage geht auf Erſatz eines Theiles des Schadens in beſtimmter 
Art, nämlich durch Wiederherſtellung des Hauſes. Iſt dieſes 
Verlangen unbegründet, weil der Schadenserſatz in dieſer Art 
nicht zu leiſten iſt, ſo bleibt doch über die Feſtſtellungsklage zu 
entſcheiden. Aber auch darin iſt dem B. G. nicht beizutreten, 
daß die Erſatzleiſtung in Gelde dem Kl. nicht zugeſprochen 
werden könne, weil ſich dadurch der Gegenſtand der Klage 
ändern würde. Nach §§ 79 bis 81 des A. L. R. Thl. J Tit. 6 
muß der Schadenderfaß durch Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes geleiſtet werden; ſoweit dies nicht möglich iſt, tritt 
anderweite Vergütung an deren Stelle. In beiden Fällen 
bildet der Erſatz des Schadens den Gegenſtand der Klage. 
Hinſichtlich der Art, wie der Erſatz zu leiſten, mag der Kl. 
ſeinen Antrag ändern, ohne daß darin eine unzuläſſige Klage⸗ 
änderung zu erblicken iſt. Denn der § 240 Ziffer 2 der 
C. P. O., welcher Erweiterungen und Beſchränkungen des 
Klageantrages zuläßt, iſt nicht ausſchließlich auf Aenderungen 
im Quantum des Geforderten zu beziehen (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 14 S. 429, 209; Urtheil vom 29. März 1887, 
abgedruckt bei Gruchot, Beiträge, Bd. 32 S. 413; Urtheil vom 
24. September 1888, ebenda Bd. 33 S. 1164). Unter den 
Begriff einer Beſchränkung des Klageantrages kann es danach 
ſehr wohl gebracht werden, wenn ſtatt der urſprünglich geforderten 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, — die vom Geſetze 
als die regelmäßige und vollſtändige Art des Schadenserſatzes 
betrachtet wird —, die aushülfsweiſe an deren Stelle tretende 
Vergütung in Gelde verlangt wird. Im vorliegenden Falle 
iſt die Wiederſtellung des früheren Zuſtandes deshalb nicht die 
mögliche Art des Schadenserſatzes, weil dieſelbe über die Ver⸗ 
pflichtung des Bekl. hinausgehen würde und auch auf eine 
theilweiſe Wiederherſtellung des klägeriſchen Hauſes, auf Ab⸗ 
ſtellung gewiſſer Mängel, läßt ſich nach der Annahme der B. G. 
nicht erkennen, weil eine Unterſcheidung derjenigen Schäden, 
die der Bekl. verſchuldet hat, und derjenigen, die ihn nicht 
treffen, unthunlich iſt. — Wohl aber läßt ſich das Verhältniß 
ermitteln, in welchem der Bekl. durch ſein Verſchulden zu dem 
mangelhaften Zuſtande des Hauſes beigetragen hat, und dem⸗ 
entſprechend die vom Bekl. zu gewährende Vergütung in Gelbe 
beftimmen. Die Zuſprechung dieſer Vergütung erſcheint dem 
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Klageantrage gegenüber als ein Minus, die Abweiſung der 
Klage inſoweit alſo jedenfalls nicht gerechtfertigt. VI. C. S. 
i. S. Joſeph c. Hintze vom 16. November 1896, Nr. 124/96 VI. 

9. Die Entſcheidung, wonach der Anſpruch des Kl. in 
Höhe von 2 611,70 Mark als im gegenwärtigen Rechtsſtreit un⸗ 
ſtatthaft abgewieſen wird, muß für rechtsirrthümlich erachtet werden. 
Die Annahme des O. L. G., daß Kl. deshalb, weil er in 
dem früheren Erlaß des Theilurtheils vom 28. Dezember 1894 
ſtattgefundenen Verhandlungstermine vom 22. Dezember 1893 
nur die Verurtheilung der Bekl. zur Zahlung von 3 150 Mark 
nebſt Zinſen beantragt habe, den früher mit der Klage geforderten 
Mehrbetrag im gegenwärtigen Rechtsſtreite nicht mehr geltend 
machen könne, läßt ſich durch den Hinweis auf $ 243 C. P. O. 
nicht begründen. Das O. L. G. geht davon aus, daß zwar 
ein Verzicht des Kl. auf den die Summe von 3 150 Mark über⸗ 
ſteigenden Betrag ſeines Anſpruchs nicht vorliege, daß jedoch 
der Kl. für den Mehrbetrag die Klage zurückgenommen habe. 
Bei dem Umſtande, daß Kl. gar keine Erklärung darüber ab⸗ 
gegeben hat, wie er es mit dem früher geforderten Mehr⸗ 
betrage gehalten wiſſen wolle, muß es ſchon für bedenklich er⸗ 
achtet werden, in der bloßen Thatſache, daß Kl. die Zuerkennung 
eines geringeren Betrages verlangt hat, eine Zurücknahme der 
Klage für den früher geforderten Mehrbetrag zu erblicken. Aber 
wenn man auch dieſe Annahme als auf thatſächlicher Würdigung 
beruhend in der Reviſionsinſtanz nicht für anfechtbar erachten 
wollte, ſo würde auch an die theilweiſe Zurücknahme der Klage 
bezüglich des urſprünglich geforderten Betrages nicht die Kon⸗ 
ſequenz geknüpft werden können, daß Kl. nicht in einem 
ſpäteren Stadium des Prozeſſes ſeinen Anſpruch wieder erhöhen 
könnte. Der § 243 C. P. O. ſpricht von der Zurücknahme der 
ganzen Klage, und dieſe hat nach Abſ. 3 daſ. die Folge, daß 
der Rechtsſtreit als nicht anhängig geworden anzuſehen iſt. 
Wird aber ein erhobener Klageanſpruch nur dem Betrage nach 
reduzirt, fo greift der Grundſatz des § 240 Nr. 2 (zu vergl. 
8 491 Abſ. 2) Platz, wonach der Kl. jederzeit den Klageantrag 
in der Hauptſache oder in Bezug auf Nebenforderungen erweitern 
oder beſchränken kann. Kl., der ſeinen Klageantrag beſchränkt 
hat, kann nicht ſchlechter geſtellt werden, als wenn er urſprünglich 
ſeinen Antrag auf die geringere Summe gerichtet hätte, in 
welchem Falle ihm unbedenklich die ſpätere Erhöhung geſtattet 
iſt. In dieſem Sinne hat ſich auch bereits das R. G. aus⸗ 
geſprochen. Jur. Wochenſchr. 1896 S. 398 Nr. 6. Vergl. in 
demſelben Sinne Peterſen, C. P. O., 3. Aufl., zu $ 243 Bem. 6. 
II. C. S. i. S. Forſter e. Robinſon vom 15. Dezember 1896, 
Nr. 266/96 II. 

10. Dem B. R. iſt darin beizutreten, daß es vom ſitt⸗ 
lichen, Standpunkte aus im hohen Grade zu mißbilligen ſein 
würde, wenn die Kl. die benannten Perſonen unter Anrufung 
ihres Zeugniſſes des Ehebruchs mit dem Bekl. ohne genügenden 
Grund bezichtigt haben ſollte; prozeßrechtlich aber kann die er⸗ 
folgte Ablehnung der beantragten Beweisaufnahme für gerecht⸗ 
fertigt nicht erachtet werden. Die Kl. hat nach dem That⸗ 
beſtande des B. U. behauptet, daß der Bekl. mit den genannten 
dreizehn! Frauensperſonen „die Ehe gebrochen habe“. Damit 
iſt von der Kl. die Behauptung aufgeſtellt worden, daß der 
Bekl. mit den genau bezeichneten Frauen und Mädchen den 
Beiſchlaf zu einer Zeit vollzogen habe, als er bereits mit der 


Kl. verheirathet war. Wird dieſe Behauptung erwieſen, fo 
iſt damit der für Anwendung des § 670 Thl. II Tit. 1 
A. L. R. erforderliche Thatbeſtand dargethan, ohne daß es auf 
eine nähere Beſtimmung des Zeitpunkts oder der ſonſtigen 
Umftände des begangenen Ehebruchs ankommt. Zur Sub- 
ſtantiirung der Behauptung des Ehebruches bedurfte es alſo 
keiner weiteren Angaben. Aber auch die Beweisantretung iſt 
den Vorſchriften der SS 255 und 338 der C. P. O. ent⸗ 
ſprechend erfolgt, inſofern ſich die Kl. für den Ehebruch auf das 
Zeugniß der betreffenden angeblichen Konkumbentinnen bezogen 
hat. Eine Glaubhaftmachung oder die Darlegung einer 
Wahrſcheinlichkeit, daß die benannten Zeuginnen die behauptete 
Thatſache beſtätigen würden, war nicht erforderlich. Anderer⸗ 
ſeits konnte auch eine bloße Wahrſcheinlichkeit, daß die Ver⸗ 
nehmung der Zeuginnen ergebnißlos bleiben werde, die Ab⸗ 
lehnung der Beweiserhebung nicht rechtfertigen. Vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 4 S. 377. IV. C. S. i. S. 
Neumann c. Neumann vom 10. Dezember 1896, Nr. 180/96 IV. 

11. Aufhebung des B. U. wegen unrichtiger Berechnung 
der Klagefordernng. IV. C. S. i. S. Hahn c. Moebus vom 
7. Dezember 1896, Nr. 163/96 IV; wegen unzureichender Be⸗ 
gründung I. C. S. i. S. Güttler c. Berlin ⸗Anhaltiſche 
Maſchinenbau⸗A.⸗G. vom 9. Dezember 1896, Nr. 254/96 I. 

12. Zutreffend erſcheint die Annahme des B. G., daß die 
Anfechtungsklage gegen einen Entmündigungsbeſchluß nicht ein 
Rechtsmittel im Sinne der C. P. O. iſt, daß das amts⸗ 
gerichtliche Verfahren mit der Zuſtellung des Entmündigungs⸗ 
beſchluſſes ſeinen Abſchluß gefunden hat, und daß die von den 
jetzigen Bekl. dem Rechtsanwalt N. für jenes Verfahren ertheilte 
Vollmacht denſelben nicht auch ohne Weiteres zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten für den jetzigen Rechtsſtreit beſtellt hat. Die 
Klage hätte daher nicht dem Rechtsanwalt N., ſondern den 
Bekl. ſelbſt zugeſtellt werden müſſen. Dielen Mangel der Zu⸗ 
ſtellung hätten die Bekl. aber nach $ 267 C. P. O. in der 
mündlichen Verhandlung vom 28. September 1895 rügen 
müſſen, ſie haben dies jedoch nicht gethan und damit das Rüge⸗ 
recht verloren, wie es auch keinem Bedenken unterliegen kann, 
daß ſie wirkſam auf daſſelbe verzichten konnten. Vom R. G. 
iſt bereits in mehrfachen Entſcheidungen (vergl. Urtheil des 
III. C. S. vom 20. April 1883, Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 9 S. 66; des II. C. S. vom 19. Oktober 1883, 
Entſch. Bd. 10 S. 305; des I. C. S. vom 12. November 1884, 
Entſch. Bd. 14 S. 341) wiederholt ausgeſprochen worden, daß 
die Formvorſchriften über die Zuſtellung an ſich keineswegs zu 
den im zweiten Abſatz des 8 267 C. P. O. erwähnten ge⸗ 
hören, auf deren Befolgung eine Partei nicht wirkſam verzichten 
könne, und ferner ausgeführt, daß der zur Zeit der Zuſtellung 
der Klage mit Vollmacht des Bekl. noch nicht verſehene Rechts⸗ 
anwalt dadurch, daß er die Zuſtellung entgegennimmt, einen 
Akt der Prozeßführung für den Bekl. vollzieht, ſowie daß der 
Bekl. gemäß § 85 Abſ. 2 C. P. O. dieſen Akt gegen ſich 
gelten laſſen muß, weil er die Prozeßführung des Anwalts durch 
die demſelben nachträglich ertheilte Vollmacht genehmigt. Es 
kann ſich alſo nur noch fragen, ob im Falle der Anfechtungs⸗ 
klage aus § 624 C. P. O. ein öffentlich ⸗ rechtlicher Geſichts⸗ 
punkt vorliegt, und aus dieſem Grunde ein wirkſamer Verzicht 
der Partei nicht eintreten kann. Bei Wahrung der eigentlichen 


Rechtsmittelfriſten iſt ein öffentlich⸗rechtliches Intereſſe vorhanden, 
und es muß bei dieſen die Zuſtellung nicht blos innerhalb der 
Friſt, ſondern auch an denjenigen erfolgen, an welchen geſetzlich 
zuzuſtellen war. Die Anfechtungsklage gegen einen Ent⸗ 
mündigungsbeſchluß iſt aber kein Rechtsmittel, ſondern eine 
ſelbſtſtändige Klage mit der Beſonderheit, daß dieſelbe, ebenſo 
wie viele andere Klagen, binnen einer beſtimmten Friſt zu er⸗ 
heben iſt. Das öffentlich⸗rechtliche Intereſſe könnte hier alſo 
nur darin beſtehen, daß die Klage in der geſetzlichen Friſt er⸗ 
hoben wird, und der Richter hat von Amtswegen nur zu prüfen, 
ob dieſe Friſt gewahrt worden iſt. Wird letzteres aber feſtgeſtellt, 
ſo müſſen, falls die Zuſtellung nicht an die Partei ſelbſt erfolgt 
ift und die Partei dieſen Mangel nicht gerügt hat, die oben ge⸗ 
dachten allgemeinen Erwägungen Platz greifen. Etwas Anderes 
iſt auch in der von der Reviſion in Bezug genommenen Be⸗ 
merkung in Seuffert's Kommentar zur C. P. O. § 605 (S. 751) 
nicht ausgeſprochen worden. Auch der weitere Verſuch der Reviſion, 
auszuführen, daß der Mangel der Zuſtellung im Termin am 
28. September 1895 gerügt worden ſei, geht fehl. Maßgebend 
iſt das Protokoll über die genannte mündliche Verhandlung und 
der Thatbeſtand des erſten Urtheils. In keinem von beiden tft 
etwas darüber enthalten, daß der Mangel gerügt worden ſei, 
und es kann weder aus der Faſſung des Protokolls noch aus 
der des Thatbeſtandes gefolgert werden, daß die Rüge aus⸗ 
gefprochen worden iſt. Geſchah das aber nicht, fo war das 
Rügerecht verloren, da die beiden Vorausſetzungen, Erſcheinen 
im Termine und Kenntniß des Mangels, vorhanden waren. 
Wäre die Rüge in jenem Termine wirklich erhoben worden, fo 
hätte die Berichtigung des Thatbeſtandes nachgeſucht werden 
müffen, was jedoch unterblieben iſt. Die Verhandlung in der 
Berufungsinſtanz hat ſich lediglich auf den Mangel der Zu⸗ 
ſtelung beſchränkt; Sache der Bekl. wäre es daher geweſen, 
ihrerſeits zu behaupten, daß die Rüge in dem Verhandlungs⸗ 
termine I. J. ausgeſprochen worden ſei. Ausweis des That⸗ 
beſtandes des B. U. ſind aber dahin gehende Anführungen von 
ihnen nicht gemacht worden, ſie haben namentlich nicht die Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt, daß Parteien ausdrücklich vereinbart hätten, 
es ſolle nur über den formellen Punkt verhandelt werden. Dieſe 
erſt jetzt in der Reviſtonsinſtanz vorgebrachte neue Behauptung 
kann als unzuläſſig nicht berückſichtigt werden. Zur Ausübung 
des Fragerechts war endlich nach der Sachlage für den B. R. 
keine Veranlaſſung vorhanden. IV. C. S. i. S. Holtgrewe 
u. Gen. o. Holtgrewe vom 26. November 1896, Nr. 159/96 IV. 

13. Der Bekl. hat den Sachverſtändigen P. abgelehnt, 
weil dieſer durch einige an ihn gerichtete Briefe des Bekl. der⸗ 
artig in Erregung und Zorn verſetzt worden ſei, daß er ihm 
eine ſtrafgerichtliche Verfolgung angedroht habe. Er hat geltend 
gemacht, daß bei dieſer Sachlage von dem gegen den Bekl. in 
hohem Grade aufgebrachten Sachverſtändigen eine objektive Be⸗ 
urtheilung nicht zu erwarten, vielmehr zu befürchten ſei, daß 
die persönlichen Streitigkeiten zwiſchen ihm und dem Bekl. die 
Begutachtung beeinfluſſen könnten. Das O. L. G. hat nun 
nicht geprüft, ob die vom Bekl. behauptete Beſorgniß der Be⸗ 
fangenheit beſtehe, ſondern dies Ablehnungsgeſuch lediglich des⸗ 
halb zurückgewieſen, weil der Bekl. ſich nicht darauf berufen 
dürfe, daß er durch ſeine eigenen Handlungen eine Parteilichkeit 
des Sachverſtädigen herbeigeführt habe. Dieſer Auffaſſung 
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liegt ein Rechtsirrthum zu Grund. Das Geſetz entzieht den 
Parteien das Recht, einen Richter oder Sachverſtändigen wegen 
Beſorgniß der Befangenheit insbeſondere wegen eines feindſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſes abzulehnen, nirgends bezüglich derjenigen 
Fälle, in denen das Feindſchaftsverhältniß durch das Verhalten 
der Partei herbeigeführt worden iſt. Vielmehr erklart es die 
Beſorgniß der Befangenheit ſchlechtweg für einen Ablehnungs⸗ 
grund. Deshalb durfte ſich das O. L. G. einer Prüfung der 
Frage, ob die Beſorgniß einer Befangenheit beſtehe, umſoweniger 
entſchlagen, als es nicht etwa feſtſtellen konnte, der Bekl. habe 
den Zorn und die feindſelige Geſinnung des Sachverſtändigen 
abſichtlich hervorgerufen, um auf dieſe Weiſe für den Fall einer 
nochmaligen Ernennung deſſelben als Sachverſtändigen einen 
Ablehnungsgrund zu erlangen. Der Gerichtshof hatte vielmehr, 
wenn er eine nochmalige Begutachtung durch Sachverſtändige 
für geboten hielt, dafür zu ſorgen, daß von dieſen eine unbe⸗ 
fangene Beurtheilung erwartet werden könne. II. C. S. i. S. 
Schüller u. Kölle c. Brandt vom 22. Dezember 1896, 
B Nr. 160/96 II. 

14. Die Reviſion wirft dem B. R. vor, daß er mit Un⸗ 
recht den in II. J. erhobenen Anſpruch auf Erſatz des vollen 
Intereſſes und des bereits erlittenen Schadens als einen neuen 
Anſpruch im Sinne des § 491 der C. P. O. angeſehen und 
deshalb ſeine Geltendmachung in II. J. für unzuläſſig gehalten 
habe. Sie meint, dieſer Anſpruch ſei nur eine andere Reali⸗ 
ſirungsform des in erſter Reihe geſtellten Antrages auf Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes. Dem kann nicht beigetreten 
werden. In § 491 Abſ. 2 der C. P. O. iſt allerdings durch 
Beifügung der Worte: „abgeſehen von den Fällen des § 240 
Nr. 2 und 3“ zum Ausdrucke gebracht, daß es als ein neuer 
Anſpruch im Sinne dieſer Vorſchrift nicht angeſehen werden 
ſoll, wenn der Klageantrag in demſelben Umfange, wie dies 
9 240 Nr. 2 und 3 für die I. J. zuläßt, erweitert, beſchränkt 
oder verändert wird; die Subſtituirung einer Intereſſeforderung 
für den urſprünglich geforderten Gegenſtand iſt aber in $ 240 
Nr. 3 ausdrücklich nur „wegen einer ſpäter eingetretenen Ver⸗ 
änderung“ zugelaſſen (vergl. Reincke, Kommentar zur C. P. O., 
3. Aufl., S. 283). Von einer ſolchen iſt hier nicht die Rede. 
Hat aber eine Veränderung der Umſtände nicht ſtattgefunden, 
ſo mag vielleicht der Anſpruch auf Wiederherſtellung und der 
Anſpruch auf Erſatz des Intereſſes ſich aus derſelben thatſäch⸗ 
lichen Grundlage herleiten laſſen, rechtlich aber ſind beide An⸗ 
ſprüche, weil ſie eben nach verſchiedenen Richtungen gehen und 
jeder einen anderen Inhalt hat, verſchieden (vergl. Gruchot, 
Beiträge Bd. 33 S. 1164). Es trifft daher nicht zu, wenn 
die Reviſionsbeſchwerde meint, der eine ſei nur eine andere 
Realiſirungsform des anderen, — ganz abgeſehen davon, daß, 
wie noch zu erörtern fein wird, die Rkl. bei dieſer Auffaſſung 
mit ſich ſelbſt in Widerſpruch gerathen. V. C. S. i. S. 
Bornikoel e. Stadt Eilenburg vom 16. Dezember 1896, 
Nr. 199/96 V. 

15. Der Vorwurf einer Verletzung des § 491 Abſ. 2 
der C. P. O. trifft nicht zu. Die Forderung aus den der 
klägeriſchen Cedentin nach der Behauptung des Bekl. gegebenen 
Darlehen iſt vom B. G. mit Recht als ein neuer Anſpruch im 
Sinne dieſer Beſtimmung betrachtet worden. Dadurch, daß 
bereits in I. J. Bekl. den gedachten Anſpruch angekündigt und 
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ſich vorbehalten hat, denſelben kompenſationsweiſe oder wider⸗ 
klagend geltend zu machen, wird, wie das R. G. wiederholt 
ausgeſprochen hat, ſeine Zulaſſung in der Berufungsinſtanz nicht 
gerechtfertigt. I. C. S. i. S. Boeſe c. Schmidt vom 12. De⸗ 
zember 1896, Nr. 259/96 J. ö 

16. In formeller Beziehung iſt die Reviſion für zuläſſig 
zu erachten. Dieſelbe betrifft von den drei Gegenſtänden des 
B. U. zwar lediglich die negative Feſtſtellungsklage, daß die Kl. 
erſt von Rechtskraft des Urtheils (und nicht bereits vom 
1. März 1892) an zur Verzinfung des Kaufpreiſes verpflichtet 
ſeien. Dieſer Anſpruch iſt aber unabhängig von den übrigen 
Klaganträgen (Minderung des Kaufpreiſes von 30 000 auf 
15 000 beziehungsweiſe 25 400 Mark und Erſatz von 250 Mark 
Auslagen) erhoben und daher nicht als Nebenforderung im vor⸗ 
liegenden Prozeſſe geltend gemacht worden. Nur in letzterem 
Falle iſt aber die Reviſion bei Zinſen nach §§ 4, 508 der 
C. P. O. unzuläſſig. III. C. S. i. S. Plaut c. Krengel vom 
8. Dezember 1896, Nr. 203/96 III. 

17. Die von Amtswegen zu prüfende Frage, ob die 
Reviſionsſumme vorhanden iſt, muß verneint werden. Rkl. hat 
gegen das Urtheil erſter Inſtanz Berufung nicht eingelegt. 
Dieſes Urtheil iſt alſo, ſoweit durch daſſelbe die von dem Rll. 
gegen die Klagforderung zur Aufrechnung geſtellten Gegen⸗ 
forderungen und der Widerklagepoſten von 41 Mark 20 Pfg. 
als unbegründet verworfen wurden, gegen ihn rechtskräftig ge⸗ 
worden (C. P. O. 8 293 Abſ. 2), wie Rkl. ſelbſt anerkennt. 
Zufolge der Berufung der jetzigen Rbkl. gegen das Urtheil 
erſter Inſtanz wurde und blieb für die Berufungsinſtanz ſtreitig 
die Widerklage und in Betreff der gegen die Klagforderung auf⸗ 
geſtellten Aufrechnungspoſten einmal die hälftigen Montagekoſten 
mit 272 Mark 85 Pfg., ſodann an dem Poſten von 127 Mark 
(für Mängel der Transmiſſion) der Betrag von 105 Mark. 
Das B. G. hat nun hinſichtlich dieſes Poſtens von 127 Mark 
das dem Rkl. günſtige Urtheil erſter Inſtanz beſtätigt, das 
Recht zur Abrechnung der Montagekoſten mit 272 Mark 85 Pfg. 
aber verneint, und die Widerklage formell abgewieſen, jedoch in 
Beziehung auf den eigentlichen Gegenſtand derſelben, nämlich 
die Dampfmaſchine, dem Rkl. die Summe von 532 Mark zu⸗ 
geſprochen, welche es an der Klagforderung in Abrechnung bringt. 
Für die Berechnung des Werthes des Beſchwerdegegenſtandes 
kommt hiernach zunächſt in Betracht der Betrag von 272 Mark 
80 Pfg., ſodann der Werth der Widerklage. Mit dieſer wird 
allerdings gefordert außer der Wegnahme und Rücknahme der 
Dampfmaſchine die Bezahlung von 1 632 Mark. Anſtatt 
letzterer Summe erhält nun Rkl. dem Berufungsurtheil zufolge 
532 Mark, welche hiervon abgerechnet werden müſſen, ſo daß 
nur noch 1 100 Mark 90 Pfg. verbleiben. Die Beſchwerde⸗ 
ſumme im Sinne des § 508 der C. P. O. iſt hiernach auf 
1 100 Mark 90 Pfg. + 272 Mark 85 Pfg. = 1373 Mark 
75 Pfg. zu berechnen. Es fehlen alſo zur Reviſionsſumme noch 
mehr als 126 Mark 25 Pfg., womit allein der Betrag von 
1 500 Mark überſtiegen würde. Allerdings ſpricht das B. G. 
dem RE. die 532 Mark formell nicht auf die Widerklage zu, 
ſondern es vollzieht an ſeiner Stelle, dem Erbieten der Kl. 
folgend, die Aufrechnung mit dieſer Summe gegen die Klag⸗ 
forderung. Ein vermögensrechtliches Intereſſe daran, daß die 
532 Mark ihm als Widerkläger zugeſprochen und die Auf- 


rechnung ihm überlaſſen worden wäre, hat aber Rkl. nicht 
geltend zu machen vermocht. In Betreff der Widerklage iſt noch 
zu beachten, wie Rkl. mit Recht geltend macht — ſein Anſpruch, 
daß Kl. die Maſchine auf ihre Koſten wegnehme. Allein 
Rkl. hat in keiner Weiſe beſcheinigt, daß ſein vermögens⸗ 
rechtliches Intereſſe hieran auf mehr als 126 Mark 25 Pfg. 
zu ſchätzen wäre, und es kann auch nach Lage der Sache nicht 
angenommen werden, daß für dieſes Intereſſe ein Betrag von 
mehr als 126 Mark 25 Pfg. in Rechnung geſtellt werden 
könnte. Ein weiteres in Geld ſchätzbares Intereſſe des Rkl. 
ſteht nicht in Frage. VI. C. S. i. S. Scholz c. Guttsmann 
vom 14. Dezember 1896, Nr. 235/96 VI. 

18. Das B. G. giebt an Stelle einer Begründung ſeiner 
Entſcheidung nur die Auslaſſung, daß nach Lage der Sache, 
wie ſie in dem Thatbeſtande des landgerichtlichen Urtheiles vom 
20. Januar 1896 dargeſtellt und von den Parteien vorgetragen 
ſei, dafür gehalten werden müſſe, daß die erforderliche Vor⸗ 
ausſetzung für die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung 
vom 4. November 1895 beſtanden habe und noch beſtehe. Ein 
ſolches Verfahren verſtößt gegen die Vorſchrift in § 513 
Ziffer 7 der C. P. O. III. C. S. i. S. Tute c. Diehr vom 
18. Dezember 1896, Nr. 215/96 III. 

19. Von der unſtreitigen Thatſache ausgehend, daß der 
Rechtsanwalt V. in dem Verhandlungstermin am 13. November 
1894 für H. aufgetreten und daß das Verſäumnißurtheil vom 
18. Dezember 1894 dem Rechtsanwalt V. als dem Vertreter 
des H. zugeſtellt worden iſt, nimmt der B. R. an, daß mit 
dieſer Zuſtellung, am 5. Januar 1895, die Einſpruchsfriſt be⸗ 
gonnen habe, und daß das Verſäumnißurtheil am 19. Januar 
formell rechtskräftig geworden ſei, weil binnen zwei Wochen 
kein Einſpruch eingelegt worden iſt. Der Umſtand, daß V. in 
Wirklichkeit nicht von H. bevollmächtigt geweſen ſei, habe nicht 
verhindern können, daß das Urtheil rechtskräftig geworden und 
thatſächlich vollſtreckt worden ſei. Wollte man dies nicht annehmen, 
ſo würde die Nichtigkeitsklage auf Grund des § 542 Ziffer 4 
der C. P. O. (wegen mangelnder Parteivertretung) niemals 
gegen ein Urtheil I. J. oder ein reviſibles Urtheil II. J. an⸗ 
geſtellt werden können. H. ſei in der Zeit zwiſchen der erſten 
Ladung und der Zuſtellung des damals bereits rechtskräftigen 
Verſäumnißurtheils an ihn ſelbſt, am 15. Februar 1895, im 
Prozeſſe nicht vertreten geweſen, er habe auch nicht die Prozeß⸗ 
führung nachträglich etwa dadurch genehmigt, daß er nach dem 
15. Februar 1895 nicht ſelber den Einſpruch eingelegt habe, 
denn dies ſei der ſchon eingetretenen Rechtskraft wegen nicht 
mehr möglich geweſen. Folglich könne er ſich nur noch mit 
der Nichtigkeitsklage gegen die Nachtheile der fehlerhaften 
Prozeßführung ſchützen. Dieſe Entſcheidung muß trotz der von 
der Reviſion erhobenen Angriffe für richtig erachtet werden. — 
Eingehend begründet. V. C. S. i. S. Coſack c. Happe vom 
16. Dezember 1896, Nr. 201/96 V. 

20. Durch Urtheil des L. G. iſt Kl. mit ſeiner auf Ver⸗ 
urtheilung der Bekl. zur Zahlung von 476 Mark nebſt Zinſen 
gerichteten Klage abgewieſen und auf die Widerklage ſchuldig 
erkannt, an die Bekl. 1501 Mark zu zahlen. Das Urtheil iſt 
gegen Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung des jedesmal bei⸗ 
zutreibenden Betrages für vorläufig vollſtreckbar erklärt, dem 
Kl. jedoch nachgelaſſen, die Zwangsvollſtreckung durch Hinter⸗ 
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legung von 1 501 Mark abzuwenden. Gegen dieſes Urtheil hat 
Kl. Berufung eingelegt. Sodann hat, derſelbe bei dem B. G. 
beantragt, die einſtweilige Einftellung der Zwangsvollſtreckung 
ohne Sicherheitsleiſtung anzuordnen. Dieſer Antrag iſt jedoch 
durch den angefochtenen Beſchluß zurückgewieſen, da Kl. nicht 
behauptet habe, daß bereits auf Grund des Urtheils vom 
31. Oktober 1896 eine Pfändung erfolgt ſei, von einer Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung aber erſt, nachdem letztere be⸗ 
gonnen habe, die Rede ſein könne. Die hiergegen eingelegte 
Beſchwerde iſt zuläffig und begründet, da das B. G. den Erlaß 
einer auf Grund der $$ 657, 647 der C. P. O. beantragten 
Maßnahme ohne ſachliche Prüfung abgelehnt hat, die hierfür 
leitend geweſene Erwägung aber nicht zutreffend iſt, da auch 
vor Beginn der Zwangsvollſtreckung eine Einſtellung derſelben 
im Voraus angeordnet werden darf (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 32 S. 393 und die dort gegebenen Nach⸗ 
weiſungen). Es iſt daher, da durch die von dem Beſchwerde⸗ 
führer bereits in der vorigen Inſtanz überreichte Beſcheinigung 
des Amtsvorſtehers zu Groß» Lichterfelde vom 14. Dezember 
1896 glaubhaft gemacht worden iſt, daß die Vollſtreckung des 
landgerichtlichen Urtheils dem Kl. einen nicht zu erſetzenden 
Nachtheil bringen würde, der Beſchwerde ſtattgegeben worden. 
I. C. S. i. S. Würbel c. Eckſtein vom 2. Januar 1897, 
B Nr. 100/96 J. 

21. Beſchluß. In Erwägung, daß die Beſchwerde, ſoweit ſie 
den Beſchluß vom 22. September 1896 betrifft, unzuläſſig er- 
ſcheint, da nach den Akten ein ſolcher Beſchluß nur in Geſtalt einer 
einſtweiligen Verfügung ergangen und gegen dieſe nur der 
Widerſpruch ftatthaft iſt (§8 804, 815 der C. P. O.), daß 
dagegen die Beſchwerde, ſoweit ſie ſich gegen die Pfändungs⸗ 
und Ueberweiſungsbeſchlüſſe vom 31. Oktober und 6. November 
1896 richtet, für begründet gelten muß, da in Feſthaltung an 
dem in den Entſcheidungen Bd. 36 S. 390 abgedruckten Be⸗ 
ſcluſſe des R. G. vom 16. Dezember 1895 anzunehmen iſt, 
daß dem Königlichen Kammergericht zur Erlaſſung der fraglichen 
Beſchlüſſe die Zuſtändigkeit gefehlt hat, daß bezüglich des Koften- 
punktes des § 87 der C. P. O. in Verbindung mit § 6 des 
G. K. G. in Anwendung zu bringen iſt, iſt beſchloſſen: 1. die 
Beſchwerde über den Beſchluß des Königlichen Kammergerichts 
vom 22. September 1896 wird als unzuläſſig verworfen; 2. die 
Beſchwerde über die Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchlüſſe 
deſelben Gerichtshofes vom 31. Oktober und 6. November 1896 
wird für begründet erachtet, die weitere Anordnung aber gemäß 
9 538 der C. P. O. dem B. G. übertragen. IV. C. S. i. S. 
Freiherr v. Grote ce. Freifrau v. Grote vom 3. Dezember 1896, 
B Nr. 219/96 IV. 

22. Das B. G. verfagt dem Schiedsſpruch die Vollſtreck⸗ 
barkeit nicht wegen Widerſinnigkeit feines Inhaltes, ſondern 
in Anwendung des § 864 C. P. O. auf Grund der aus 
br Beweisaufnahme geſchöpften Ueberzeugung, daß die 
heiden Schiedsrichter unter einander nicht einig geweſen ſeien. 
Dieſe Anwendung des § 864 muß für rechtsirrig erachtet 
werden. Eingehend begründet. II. C. S. i. S. Stadt Eſſen 
e. Rudloff, Grübs & Co. vom 18. Dezember 1896, Nr. 241/96 II. 

28. RE. ſuchte gegenüber den von dem O. L. G. auf 
Grund feiner Feſtſtellung, daß ein Schieds vertrag vorliege, 
gezogenen Folgerungen gegen die jetzt noch in Rede ſtehenden 
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Begehren der Klage auszuführen, es ſei auch bei einem Schieds⸗ 
vertrag nach Umſtänden eine gerichtliche Klage auf Erfüllung 
deſſelben denkbar. Allein im vorliegenden Falle hat das O. L. G. 
nur (und zwar ohne Rechtsirrthum) ausgeſprochen, daß beim 
Mangel beſonderer Vereinbarungen über das vom Schiedsrichter 
einzuſchlagende Verfahren der letztere nach freiem Ermeſſen zu 
beſtimmen habe, auf welchem Wege und durch welche Mittel 
die Aufklärung des dem Streite zu Grunde liegenden Sach- 
verhältniſſes herbeigeführt werden ſoll, und daß daher für eine 
ſolche, auf eine Beſtimmung des Verfahrens bezögliche 
gerichtliche Anordnung, wie ſie die Klage wolle, kein Raum 
gegeben ſei; nicht aber handelt es ſich im vorliegenden Fall 
etwa darum, daß von dem Bekl. unter der Vorausſetzung eines 
Schiedsvertrages überhaupt verweigert werde, einen Schieds⸗ 
ſpruch zu ermöglichen, und um eine in dieſem Sinne auf 
Erfüllung eines Schiedsvertrages gerichtete Klage (ebenſowenig 
etwa um eine Klage wegen einer von dem Schiedsrichter 
ſelbſt zur Erfüllung ſeiner Aufgabe für geboten erachteten 
ſpeziellen Handlung). II. C. S. i. ©. Céſar c. Katz vom 
22. Dezember 1896, Nr. 269/96 II. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 

24. Nach dem Inhalte der getroffenen Vereinbarung ſichert 
die Bank den Kl. gegen die Bezahlung einer nach einem be- 
ſtimmten Kursverhältniſſe der deutſchen Mark zur italieniſchen 
Lira berechneten Summe in Mark die Gutbringung von 
20 000 Lire bei der banca generale in Mailand zu. Die 
bedungene Gegenleiſtung beſteht hiernach in der Ertheilung eines 
Kreditbriefes auf dieſen Betrag an die banca generale in der 
Form eines Zahlungsauftrages. Die Gegenleiſtung iſt hiernach 
mit der Erlaſſung des Zahlungsauftrages gewährt und damit 
der Vertrag erfüllt. Der Zahlungsauftrag an die banca 
generale iſt vor der Konkurseröffnung ertheilt. Derſelbe erloſch 
nach der auf Grund des nicht reviſiblen bayeriſchen Landrechts 
getroffenen Feſtſtellung des B. G. durch die als Widerruf 
wirkende Mittheilung des Konkursverwalters. Wäre das Mandat 
in ſeiner Rechtswirkſamkeit durch die Konkurseröffnung bis zum 
Widerruf nicht beeinträchtigt worden, ſo hätte, wie das B. G. 
annimmt, der Vollzug erfolgen und die Gutſchrift von 7700 Lire 
zu Recht beſtehen können. Daraus, daß die im Stande der Ver⸗ 
fügungsfähigkeit abgegebene Willenserklärung — der Zahlungs⸗ 
auftrag, — durch die Konkurseröffnung nicht hinfällig ge⸗ 
worden, und ſomit durch Annahme des Zahlungsauftrags ein 
Vertragsverhältniß zwiſchen der Privatbank M. E. & Co. und 
der banca generale begründet werden konnte, folgt nach den 
Grundſätzen des deutſchen Konkursrechtes nicht, daß die That⸗ 
ſache der Konkurseröffnung und die Kenntniß der banca generale 
von derſelben hinſichtlich der Frage der Erfüllung der von der 
banca generale der Privatbank E. & Co. gegenüber über⸗ 
nommenen Verbindlichkeit gleichgültig ſei. Durch Vollzug der 
Gutſchrift für die Kl. gewährt die banca generale der Privat- 
bank E. & Co. die gemäß dem angenommenen Mandate über 
nommene Leiſtung. Es fragt ſich ſomit, ob ſie die geſchuldete 
Leiſtung noch dem Gemeinſchuldner gewähren durfte. Die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes entzieht dem Gemeinſchuldner die Be⸗ 
fugniß, über ſein zur Konkursmaſſe gehöriges Vermögen zu 
verfügen. Dieſe Entziehung äußert ſich aber nicht nur darin, 


daß der Gemeinſchuldner aus dieſem Vermögen nichts heraus⸗ 


nehmen, ſondern auch darin, daß er nichts mehr in daffelbe 
hineinbringen kann. Wie er nicht mehr leiſten darf, ſo kann 
auch an ihn nicht geleiſtet werden. Den Konkursgläubigern 
gegenüber ſind daher auch die nach der Konkurseröffnung auf 
zur Konkursmaſſe zu erfüllende Verbindlichkeiten an den Gemein⸗ 
ſchuldner gemachten Leiſtungen nichtig. Die Art der Leiſtung 
begründet keinen Unterſchied. Gutgläubigen Drittſchuldnern 
gegenüber iſt aber dieſe Konſequenz nicht durchgeführt. Un⸗ 
kenntniß von der Konkurseröffnung ſchützt vielmehr den Er⸗ 
füllenden auch den Konkursgläubigern gegenüber. Die Kenntniß 
wird vermuthet, ſobald die Bekanntmachung erfolgt iſt; im Falle 
der Leiſtung nach der Bekanntmachung hat ſonach der Leiſtende 
ſeine Unkenntniß zu beweiſen. Iſt die Bekanntmachung nicht 
erfolgt, ſo hat der Erfüllende die Vermuthung des guten 
Glaubens für ſich; in dieſem Falle hat ſodann der Konkurs 
verwalter den Beweis der Kenntniß des Erfüllenden zu führen. 
(88 6 und 7 der K. K. O. Vöklderndorff, die Konkursordnung, 
II. Auflage I. Band S. 151, 153, 157; Peterſen⸗Kleinfeller, 
Konkurs ordmeng Hl. Auflage S. 46; Wilmowekt, Konkurs⸗ 
ordnung, V. Auflage S. 63.) Die Anficht des B. G., es ſei 
gleichgültig, ob die banca generale zur Zeit des Vollzugs der 
Gutſchrift pon 7 700 Lire von der Konkurseröffnung Kenntniß gehabt 
oder nicht, verſtößt daher gegen § 7 der K. K. O. Hielt das 
B. G. die Kenntniß der banca generale von der Konkurs- 
N eröffnung nicht für erwieſen, ſo durfte es auch die hierüber 
angebotenen Beweiſe nicht als belanglos übergehen. VI. C. S. 
i. S. Eberle & Co. Konk. c. Fiſcher & Rechſteiner vom 19. No⸗ 
vember 1896, Nr. 199/96 VI. 

„ 25. Auch nach der C. P. O. iſt davon auszugehen, daß 
die Klagthatſachen, von denen die Exiſtenz des Klaganſpruchs 
abhängig iſt, bereits zur Zeit der Klagerheburg gegeben ſein 
müſſen, daß daher der Bekl. die Einlaſſung auf einen erſt nach 
der Klagerhebung entſtandenen Klaganſpruch ablehnen darf. 
Wenn eine auch vom R. G. gebildete Praxis bei betagten 
Forderungen auf die Zeit des Urtheils ſieht, fo kommt in Be⸗ 
tracht, daß das Recht ſelbſt ſchon zur Zeit der Klagerhebung 
gegeben und nur die Geltendmachung durch den dies hinaus- 
geſchoben iſt. Weiter geht allerdings ſchon die bei bedingten 
Forderungen, ebenfalls unter Zuſtimmung des R. G., zuge⸗ 
laſſene Berückſichtigung des Eintritts der Bedingung bei Er⸗ 
laſſung des Urtheils. Allein wenn auch das bedingte Recht 
während ſchwebender Bedingung noch nicht beſteht, ſo iſt doch 
der Wille des bedingt Verpflichteten bereits gebunden und die 
Anwartſchaft des bedingt Berechtigten rechtlich geſichert. Der 
Bedingung kann daher der Fall nicht gleichgeſtellt werden, wenn 
das Geſetz für die Entſtehung eines Anſpruchs ein beſtimmtes 
Erforderniß als Thatbeſtandsmerkmal in dem Sinne auffſtellt, 
daß vor dem Vorhandenſein dieſes Erforderniſſes der Anſpruch 
dem Rechte nach noch nicht beſteht. Es ſteht mithin zur Frage, 
ob das Vorhandenſein eines vollſtreckbaren Titels nothwendige 
Vorausſetzung für die Exiſtenz des Anfechtungsanſpruchs iſt oder 
ob nur die Geltendmachung des Anſpruchs bis zur Erlaugung 
eines vollſtreckbaren Titels hinausgeſchoben iſt, während der An⸗ 
fechtungsanſpruch ſelbſt ſchon durch den Abſchluß der Rechts⸗ 
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Anfechtungsgeſetzes an, daß nr 6 Gläubiger vor Erlangung eines 
vollſtreckbaren Titels einehä a jngsanfprug überhaupt nicht 
hat. Das Geſetz will dem Su er ſubſidiär die Befugniß 
gewähren, zur Befriedigung - feines Anſpruchs auf bereits aus 
dem Vermögen des Schuldners ausgeſchiedene Gegenſtände zu⸗ 
rückzugreifen. Wenn nun, wie auch die Motive hervorheben, 
erſt die Vollſtreckbarkeit der Forderung dem Gläubiger die Mög⸗ 
lichkeit gewährt, ohne den Willen des Schuldners einzelne Ver⸗ 
mögensſtücke deſſelben nach ſeiner Auswahl zu ſeiner Befriedigung 
zu verwenden, ſo muß um ſo mehr die Befugniß des Gläubigers, 
Dritten gegenüber frühere Vermögensſtücke des Schuldners zu 
ſeiner Befriedigung zu beanſprüchen, an die Vorausſetzung der 
Vollſtreckbarkert gebunden ſein. Es ace bei dem An⸗ 


fechtungsrechte um eine Erweiterung der Befrſedigungsbefugniſſe 
des Gläubigers und wenn der Gläubiger dem! Schuldner gegen- 
über aus deſſen noch 5 Vermögen nur auf Grund 
vollſtreckbaren Schuldtitel ug bei Süllig per Forderung 
Befriedigung ſuchen darf, jagt die Beitiminung des Geſetzes, 
daß bei Zahlungsunfähigkelt des Schuldners zur Anfechtung 
befugt iſt, „wer einen vollſtreckbaren Schuldtitel erlangt hat und 
deſſen Forderung fällig iſt“, nur arenen werden, daß 
von dieſen Erforderniſſen das Anfechtungsrecht abhängig, nur 
beim Vorliegen derſelben begründet: fein fol. Die Fälligkeit 
der Forderung hat bei der Anfechtung eine andere Bedeutung 
als bei der bloßen Erfüllungsklage; hier iſt ſie Vorausſetzung 
für die Verurtheilung des Schuldners zur Erfüllung, bei der 
Anfechtung Vorausſetzung für das Recht des Gläubigers, von 
Dritten die Zurückgewährung vom Schuldner weggegebener Ver⸗ 
mögensgegenſtände zwecks Befriedigung zu verlangen. Die Hülfe, 
die das Geſetz in § 4 dem Gläubiger gewährt, der einen voll- 
ſtreckbaren Schuldtitel noch nicht erlangt hat und deſſen For⸗ 
derung noch nicht fällig iſt, läßt erkennen, daß das Geſetz ſelbſt 
die gedachten Erforderniſſe zur Klagbegründung rechnet und die 
von der Kommiſſion aus Billigkeitsrückſichten eingeſchobene Aus⸗ 
nahmebeſtimmung des § 5 beſtätigt die Regel. Es iſt daher 
ein erſt nach der Klagerhebung erlangter vollſtreckbarer Schuld⸗ 
titel nicht zu berückſichtigen, wenn der Bekl. ſich auf den erſt 
nach der Klagerhebung entſtandenen Anfechtungsanſpruch nicht 
einlaſſen will und iſt der vollſtreckbare Schuldtitel erſt in der 
Berufungsinſtanz erlangt, fo iſt feine Berückſichtigung auch bei 
Einwilligung des Bekl. unzuläſſig. Der V. C. S. des R. G. hat im 
Urtheil vom 22. Dezember 1888 in Sachen St. /A. L. V 246/88 
allerdings auch einen erſt während des Prozeſſes erlangten vollſtreck⸗ 
baren Schuldtitel in der Annahme berückſichtigt, daß bei Beurtheilung 
der Klagbegründung auch die erſt nach der Klagerhebung eingetretenen 
Thatſachen zu berückſichtigen ſeien, dann aber im Urtheil vom 
27. März 1889 in Sachen G. c. H. Rep. V 361/88 ange⸗ 
nommen, daß die Anfechtungsklage dem Gläubiger gegeben iſt, 
deſſen Forderung zur Zeit der Anfechtung fällig und voll⸗ 
ſtreckbar iſt. Zur Erhebung des Konflikts liegt daher keine 
Veranlaſſung vor. Demnach war die Reviſion mit entſprechender 
Koſtenfolge zurückzuweiſen. III. C. S. i. S. Konthen 6. Schönan 
vom 11. Dezember 1896, Nr. 189/96 III. 


Zur Rechts anwaltsgebührenordnung. 

26. Aufhebung eines Beſchluſſes des Q. L. G.: in S 
daß der Prozeßvertreter des Kl. nicht nur bei der Protokollirung 
des von den Parteien geſchloſſenen Vergleichs bezüglich feiner 
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Der erkennende Senat nimmt auf Grund des § 2 des 
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für die Beendigung des ſchwebenden Prozeſſes erforderlichen Er⸗ 
gebniſſe (Zurücknahme der Klage, Uebernahme der Koſten ſeitens 
der Bekl.) in der Sitzung des Prozeßgerichts am 20. Juni 1896, 
ſondern auch nach den glaubhaften Beſcheinigungen des Kl. vom 
27. und des Juſtizraths K. vom 28. November 1896 bei den 
vorher am 5. Juni 1896 zum Zweck der Beilegung des Rechts- 
ſtreits von den Parteien getroffenen, auch die Hauptſache um⸗ 
faſſenden Vereinbarungen durch Berathung des Kl. mitgewirkt 
hat, daß hiernach, da der im § 18 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte vorgeſehene Fall nicht vorliegt, die Vergleichs⸗ 
gebühr des 5 13 Nr. 3 daſelbſt nach den Sätzen des 89, 
alſo nach dem Werthe des ganzen Streitgegenſtandes von 
56 000 Mark, dem Prozeßvertreter des Kl. gebührt. V. C. S. i. S. 
Adamczak e. Abrahmſon vom 19. Dezember 1896, B Nr. 159/95 V. 
Zum Gerichtskoſtengeſetz. | 

27. Die Beſchwerdeführerin geht fehl, wenn fie meint, 
daß die Feſtſetzung des Streitwerths unzuläſſig ſei, weil darüber 
während des Prozeſſes kein Streit beſtanden habe. Sie über⸗ 
ſieht dabei, daß nach 8 16 des G. K. G. die Angaben der 
Parteien über den Werth nicht bindend ſind, und das Gericht 
dadurch nicht behindert iſt, die Feſtſetzung des Streitwerths 
jederzeit von Amtswegen zu ändern (Beſchluß des R. G. vom 
4. Juli 1884. II. 60—84). Ebenſo irrt die Beſchwerde⸗ 
führerin, wenn ſie ausführt, das Kammergericht ſei zur ander⸗ 
weiligen Feſtſetzung nicht mehr befugt geweſen, da zur Zeit des 
Beſchluſſes die Berufungsinſtanz längſt beendet geweſen et. 
Wie das R. G. in dem Beſchluſſe vom 23. Mai 1891 (Gruchot, 
Beiträge Bd. 35 S. 1168) näher dargelegt hat, bildete dieſer 
Umftand kein Hinderniß, über den Werth des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes, der hier allein in Betracht kommt, anderweit zu be⸗ 
finden. Auch in der Sache ſelbſt iſt die Beſchwerde unbe⸗ 
gründet, Entſcheidend für die Beſtimmung des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes in der Berufungsinſtanz iſt das Intereſſe, das die 
Berufungskläger, hier die Bekl. und Widerkläger, an dem Aus⸗ 
zange der Berufung hatten. Da ſie mit der Widerklage, die 
auf Anerkennung des von ihnen beanſpruchten Ein⸗ und Aus⸗ 
laderechtes und auf Beſeitigung der Schwimm- und Badeanſtalt 
vom J. R. abgewieſen und auf die Feſtſtellungsklage der 
K. für nicht berechtigt erklärt waren, die Beſeitigung der 
Schwimm- und Badeanſtalt zu verlangen, ſo fällt das Intereſſe 
der Bekl. an der Berufung mit deren Intereſſe an dem Aus⸗ 
hange des Rechtsstreites zuſammen, und dies beſteht nicht bloß 
darin, daß die nur eine Seite des Grundſtückes einnehmende 
Badeanſtalt beſeitigt, ſondern daß ihnen auch das Recht ge⸗ 
ſchert werde, die andere Seite des Grundſtückes nach dem 
Waſeer zu für den Schiffsverkehr ungeſtört und dauernd zu be⸗ 
uuzen. Wäre die Entſcheidung des I. R. aufrecht erhalten 
unden, ſo würde damit das Recht der Kl. anerkannt worden 
fein, die Bekl. gänzlich vom Fluſſe abzuſchneiden, alſo ihnen 
alle Vortheile zu entziehen, die aus der Lage des Grundſtücks 
am Flufſe hervorgehen. Der B. R. verfährt daher durchaus 
nichtig, wenn er das Intereſſe der Bekl. an dem Ausgange der 
Serufung in dem Mehrwerth findet, den die Speicher- und 
Agerräume durch ihre Verbindung mit dem ſchiffbaren Strome 
haben. Dieſen Mehrwerth bemißt er aus zutreffenden Gründen 
g 134 bis 186000 Mark. v. C. S. l. S. Stadt 
Berlin e. Strich vom 12. Dezember 1896, B Nr. 146/96 V. 


II. Das Handelsrecht. 

28. Die Ausführung des B. R. bezüglich der dem commis 
interesse geſetzlich zuſtehenden Rechte entſpricht der von dem 
R. O. H. G. und dem R. G. in zahlreichen Urtheilen ausge⸗ 
ſprochenen Auffaſſung. Auch darüber beſteht nach dieſer Rechts⸗ 
ſprechung kein Zweifel mehr, daß die Anwendung dieſer Grund⸗ 
fätze nicht von dem Beſtehen eines Dienftverhältniffes bedingt 
iſt, ſondern auch auf Agenten, alſo auf Perſonen, die für einen 
Kaufmann Geſchäfte vermitteln und deſſen Intereſſen wahr⸗ 
nehmen, ſtattfinden kann. Von den Rechten des commis 
interesse wurzelt aber das Recht, die von dem Geſchäftsherrn 
vorgelegte Bilanz durch Einſicht der Geſchäfts bücher des letzteren 
zu prüfen, in dem Vertrauen, das er bei ſeinem Geſchäftsherrn 
genießt. Und wenn nun auch nicht die Fortdauer jenes Rechts 
von der Fortdauer des Vertrauens des Geſchaͤftsherrn abhängig 
iſt, vielmehr auch durch Unterſchlagungen eines ſolchen Kommis 
jenes Recht nicht verloren geht, fo iſt dies doch nur die Folge 
des urſprünglich dem Kommis entgegengebrachten Vertrauens 
und des in dieſem Vertrauen ihm unwiderruflich eingeräumten 
vertraglichen Rechts. Die Ausübung dieſes Rechts durch einen 
Ceſſionar würde den Geſchäftsherrn in die Lage bringen, das 
urſprünglich in Folge feines Vertrauens einer beſtimmten Perſon 
eingeräumte Recht ohne Rückſicht auf die Frage des Vertrauens 
einer anderen Perſon zu gewähren. Die Anſicht des B. G., 
daß jenes Recht mit Erfolg nicht abgetreten werden könne, er⸗ 
ſcheint hiernach wohl begründet. IV. C. S. i. S. Schekiel 
c. Breslauer vom 7. Dezember 1896, Nr. 199/96 IV. 

29. Der Angriff iſt nicht begründet. Der Art. 209 b 
des H. G. B. beſtimmt, daß, wenn auf das Grundkapital von 
Aktionären Einlagen, welche nicht durch Baarzahlung zu leiſten 
ſind, gemacht oder ſeitens der zu errichtenden Geſellſchaft vor- 
handene oder herzuſtellende Anlagen oder ſonſtige Vermögens- 
ſtücke übernommen werden, die Perſon des Aktionärs oder des 
Kontrahenten, der Gegenſtand der Einlage oder der Uebernahme 
und der Betrag der für die Einlage zu gewährenden Aktien 
oder die für den übernommenen Gegenſtand zu gewährende Ver⸗ 
gütung in dem Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt werden müſſen. 
Nach dem Art. 209g haben in dem Falle des Art. 209b die 
Gründer in einer von ihnen zu unterzeichnenden Erklärung die 
Umſtände darzulegen, mit Rückſicht auf welche ihnen die Höhe 
der für die eingelegten oder übernommenen Gegenſtände ge⸗ 
währten Beträge gerechtfertigt erſcheint. Und der Art. 209h 
macht es den Mitgliedern des Vorſtandes und des Aufſichts⸗ 
raths zur Pflicht, den Hergang der Gründung zu prüfen, und 
zwar die Prüfung auf die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der 
Angaben, welche rückſichtlich der Zeichnung und Einzahlung des 
Grundkapitals und der im Art. 209 b vorgeſehenen Feſt⸗ 
ſetzungen von den Gründern, insbeſondere in der im Art. 209g 
vorgeſchriebenen Erklärung, gemacht find, zu richten, auch über 
die vorgenommene Prüfung unter Darlegung aller dieſer Um⸗ 
ſtände ſchriftlich Bericht zu erſtatten. IV. C. S. i. S. Fiskus 
c. Ilſe Bergbau⸗A.⸗G. vom 23. November 1896, Nr. 155/96 IV. 

30. Der Spediteur erfüllt den Speditionsvertrag da, wo 
er den Frachtvertrag abſchließt, der zur Beſorgung der ihm auf⸗ 
getragenen Güterverſendung gehört. Der Beſtimmungsort des 
Gutes iſt nicht Erfüllungsort für den Speditionsvertrag, und 
eine allgemeine Unterſtellung des Speditionsvertrages unter das 


Recht des Beſtimmungsortes wird auch nicht daraus abgeleitet 
werden können, daß der Spediteur, weil er am Beſtimmungs⸗ 
orte eine Zweigniederlaſſung unterhält, das Gut zunächſt an 
dieſe adreſſirt und durch ihre Vermittelung die Ablieferung an 
den Empfänger beſorgen läßt. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 14 
S. 114.) Anzuerkennen iſt nur, daß ſich beim Speditions⸗ 
vertrage, wie beim Frachtvertrage allerdings die Modalitäten 
der Ablieferung nach den Geſetzen und Gebräuchen des 
Empfangsortes richten. (Vergl. von Bar, internationales 


Privatrecht 2. Auflage Bd. II S. 143 und das Internationale 
nebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 14. Ok⸗ 


tober 1890 Art. 19 R. Geſ. Bl. von 1892 S. 812.) Allein 
jener Satz bedarf einer Rechtfertigung aus dem Vertrags- 
verhältniſſe der Parteien überhaupt nicht. Er iſt richtig, welchem 
Rechte auch immer dieſer Vertrag unterſtehen möge. Denn es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Vertretungsmacht 
eines ausländiſchen Agenten, inſoweit deſſen Stellung gegen 
über Dritten in Frage kommt, die mit ihm am Orte der 
Agentur verkehren, nach dem dort geltenden Rechte zu beurtheilen 
iſt. Ein Kaufmann, der einen Agenten für einen beſtimmten 
örtlichen Bezirk des Auslandes einſetzt, unterwirft ſich damit 
auch den Rechtsſätzen, die für dieſe Art der Bevollmächtigung 
an dem auswärtigen Platze, wo der Agent ſeine Thätigkeit ent⸗ 
falten ſoll, gelten. (Vergl. von Bar, a. a. O. Bd. II S. 70.) 
I. C. S. i. S. Beyer c. Braſch & Rothenſtein vom 5. De⸗ 
zember 1896, Nr. 243/96 J. 

31. Es handelt ſich um zwei von einander zu ſcheidende 
Fragen. Es kommt erſtens darauf an, wie weit ſich die 
Haftung der Kl. für den Schaden des Mediterraneo erſtreckt; 
— ob die Fracht zu dieſem Schaden nur inſoweit zu kontri⸗ 
buiren hat, als ſie ſich auf die noch an Bord befindlichen Güter 
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bezieht oder mit dem ganzen Betrage: wobei allemal nicht nur 


an die dingliche Haftung der noch ausſtehenden Fracht, ſondern 
auch an die beſchränkt perſönliche Haftung des Rheders für die 
eingezogene Fracht zu denken iſt (H. G. B. Art. 759, 774. 
Dieſe Vorfrage iſt von beiden Vorderrichtern auf Grund der 
Art. 759 und 760 des H. G. B. mit Recht dahin beant⸗ 
wortet worden, daß die Brutttofracht der ganzen Reiſe des 
Theben von Hamburg bis zum letzten Hafen Braila den Inter- 
eſſenten des Mediterraneo haftet. Denn nach Art. 759 erſtreckt 
ſich das Recht des Schiffsgläubigers auf die Bruttofracht der⸗ 
jenigen Reiſe, auf der ſeine Forderung entſtanden iſt, und nach 
Art. 760 iſt im Sinne dieſer Beſtimmung als eine beſondere 
Reiſe nur die anzuſehen, zu der das Schiff entweder von neuem 
ausgerüſtet worden iſt, oder die auf Grund eines neuen Fracht⸗ 
vertrages oder nach vollſtändiger Löſchung der Ladung ange⸗ 
treten worden iſt. Keiner dieſer Fälle trifft hier zu. Der 
Theben hat vielmehr nach den Feſtſtellungen der Vorderrichter 
die verſchiedenen Häfen der Levante von Malta bis Braila ohne 
neue Ausrüſtung und ohne vollſtändige Löſchung der Ladung 
auf Grund von Frachtverträgen angelaufen, die ſämmtlich vor 
Beginn der Reiſe in Hamburg eingegangen waren. Wenn 
daher auch eine Mehrheit von Frachtverträgen mit theilweiſe 
verſchiedenen Beſtimmungshäfen vorliegt, ſo hat dieſe Reiſe doch 
für die Rechte der Schiffsgläubiger — zu denen nach Art. 757 
Ziff. 10 auch die Gläubiger zählen, deren Forderungen aus 
einem Verſchulden einer Perſon der Schiffsbeſatzung herrühren 


— als eine einheitliche Reiſe zu gelten. Zweitens handelt es 
ſich um die Frage, ob der vorliegende Verſicherungsvertrag die 
Bekl. verpflichtet, der Kl. den hiernach auf die Bruttofracht 
der ganzen Reiſe entfallenden Schadensantheil zu vergüten, oder 
ob die Bekl. inſoweit frei bleiben muß, als ſich die Fracht auf 
die zur Zeit der Kolliſion nicht mehr an Bord befindlichen 
Güter bezieht. In dem einen wie in dem andern Falle iſt 
dabei ſelbſtredend nach den Allgemeinen Seeverſicherungs⸗ 
bedingungen § 21 Abſ. 3 ein Drittel zu kürzen, weil nicht 
die Bruttofracht, ſondern die Nettofracht unter Verſicherung 
gebracht iſt. Auch dieſe Frage iſt von den Inſtanzgerichten mit 
Recht zu Ungunſten der Beklagten beantwortet worden. I. C. S. 
i. S. Neue Aſſek. Komp. C. Deutſche Levante ⸗ Linie vom 
2. Dezember 1896, Nr. 249/96 1. ö 

32. Es iſt davon auszugehen, daß die Verſicherung eines 
dem Verfrachter endgültig verbleibenden Frachtvorſchuſſes durch 
den Befrachter nichts anderes iſt, als die Verſicherung eines 
Theiles der mit dem Schiffe zu verdienenden Fracht, nämlich 
desjenigen Theiles der Fracht, bezüglich deſſen durch die Vor⸗ 
auszahlung die Gefahr der Reiſe von dem Verfrachter auf den 
Befrachter übergegangen war. (Vergl. Voigt, Seeverſicherung 
S. 133; Kierulff, Entſch. des Ober-⸗Apell. Gerichts zu Lübeck 
Bd. III S. 352.) Die von einem Schiffe durch eine Reiſe zu 
verdienende Fracht kann aber in ihrem geſammten Betrage nur 
einmal Gegenſtand der Verſicherung fein. Dieſer Grundſatz ö 
kann nicht dadurch umgangen werden, daß man wegen einer 
Mehrheit der ſich auf dieſelbe Fracht beziehenden Rechtsver⸗ 
hältniſſe aus den einzelnen Rechtsverhältniſſen ſelbſtändige ver⸗ 
ſicherbare Intereſſen herleitet. Es eriſtiren nicht mehrere 
verſicherbare Frachten, wenn der Rheder das Schiff im Ganzen 
an einen Befrachter verchartert und dieſer wiederum als Unter⸗ 
verfrachter mit mehreren Unterbefrachtern kontrahirt. Dadurch 
wird zwar eine Mehrheit von Rechtsverhältniſſen mit Bezug 
auf die Zahlung der Frachtgelder erzeugt, aber keine Vermehr⸗ 
fachung der von dem Schiffe zu verdienenden Fracht und der 
ſich an dieſelbe knüpfenden Intereſſen, ſondern nur eine Theilung 
dieſer Intereſſen, welche durch die von den einzelnen Inter⸗ 
eſſenten zu tragende Gefahr bedingt wird. I. C. S. i. S. 
Allg. See Verſich.⸗Geſ. zu Hamburg c. Vogemann vom 28. No⸗ 
vember 1896, Nr. 212/96 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

33. Die Beträge, deren Rückzahlung der Kl. verlangt, 
hat er auf Andringen des Bekl. unter Rechtsverwahrung ent 
richtet, und zwar nach Maßgabe der auf dem Folium ſeines mit 
dem Realprivilegium der Apothekergerechtſame ausgeſtatteten 
Grundſtückes im Hypothekenbuche ſich findenden Eintragungen, 
wonach zu Gunſten des Lübecker Staates an erſter Stelle eine 
jährlich in vierteljährlicher Vorausbezahlung zu entrichtende 
Recognition von 1 200 Mark, an zweiter eine jährlich in 
vierteljährlicher Vorausbezahlung zu entrichtende Rente von 
4 200 Mark auf dieſem Grundſtücke laſtet. Dieſe Eintragungen 
ſind erfolgt im Jahre 1892 als Gegenleiſtung für das damals 
einem Rechtsvorgänger des Kl., dem Apotheker Dr. S., vom 
Senate der Freien und Hanſeſtadt Lübeck verliehene erwähnte 
Realprivilegium, und zwar in Gemäßheit der Lübeckiſchen Ver⸗ 
ordnung vom 11. November 1840, die Erwerbung und Aus⸗ 
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übung von Apotheker⸗Gerechtſamen betreffend, fo wie des Nach⸗ 
trages zu derſelben vom 13. Juni 1887. Der Kl. behauptet 
nun, daß die Auferlegung und Einziehung dieſer Recognition und 
dieſer Rente, welche zweifellos nur dem Namen nach von ein— 
ander verſchieden ſind und zuſammen eine für den Betrieb des 
Apothekergewerbes, beziehungsweiſe für den Genuß der erwähnten 
Realgerechtſame zu entrichtende Abgabe darſtellen, in Widerſpruch 
ſtehe mit der Beſtimmung der R. Gew. O. § 7 Abſ. 1 Nr. 6, wonach 
ſpäteſtens vom 1. Januar 1873 ab aufgehoben find, vorbehaltlich der 
an den Staat oder die Gemeinde zu entrichtenden Gewerbeſteuern, 
alle Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes ent⸗ 
richtet werden, ſo wie die Berechtigung dergleichen Abgaben auf⸗ 
zuerlegen, und daß daher eine Verpflichtung, zur Entrichtung der 
Recognition und Rente nicht beſtehe. Mit Recht hat aber das 
B. G. dieſe Behauptung des Kl. deswegen für unbegründet 
erklärt, weil $ 6 der Gewerbeordnung, wenn auch nicht das 
Apothekergewerbe überhaupt, doch die Errichtung (und Ver- 
legung) von Apotheken von dem Anwendungsgebiete dieſes Geſetzes 
gänzlich ausgenommen worden iſt. Näher dargelegt. VI. C. S. 
i. S. Buſch c. Lübeckiſches Finanzdepartement vom 26. November 
1896, Nr. 212/96 VI. 

Zum Militärpenſionsgeſetz. 

34. Nach § 75 des Militärpenſionsgeſetzes vom 27. Juni 
1871 (R. Geſ. Bl. 1871 S. 275) erhalten die als verſorgungs⸗ 
berechtigt anerkannten Invaliden, wenn ſie ſich gut geführt haben, 
einen Civilverſorgungsſchein, und zwar die Ganzinvaliden neben 
der Penfion, die Halbinvaliden, ſofern fie mindeſtens zwölf Jahre 
gedient haben, nach ihrer Wahl an Stelle der Penſton. Wie 
vom Kl. geltend gemacht iſt, hat dieſe Vorſchrift durch § 10 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 4. April 1874, betreffend einige Ab⸗ 
Änderungen und Ergänzungen des Geſetzes vom 27. Juni 1871 
(R. Geſ. Bl. 1874 S. 25), wonach Unteroffiziere, die nicht als 
Invaliden verſorgungsberechtigt ſind, durch zwölfjährigen aktiven 
Dienſt bei fortgeſetzter guter Führung den Anſpruch auf den 
Civilverſorgungsſchein erlangen, eine Erweiterung zu Gunſten 
det verſorgungsberechtigten halbinvaliden Unteroffiziere nach der 
Richtung erfahren, daß dieſe nach zwölfjähriger Dienſtzeit einen 
unbedingten Anſpruch auf den Civilverſorgungsſchein erlangen 
und folglich unabhängig von der Ertheilung eines ſolchen gemäß 
9 70 Bu des Geſetzes vom 27. Juni 1871 penſionsberechtigt 
kin. Der B. R. hat dieſer Klagebegründung entgegen in 
Uebereinſtimmung mit dem I. R. verneint, daß ein Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der die Halbinvaliden betreffenden Beſtimmung 
der 95 75, 70 Bi des Geſetzes vom 27. Juni 1871 und der 
Sorfärift des 5 10 Abſ. 1 des Geſetzes vom 4. April 1874 
beſtehe, und hat deshalb, nachdem er feſtgeſtellt hat, daß der Kl. 
den Ciullberſorzungsſchein an Stelle der Penſion gewählt hat, 
den erhobenen Anſpruch für nicht begründet erachtet. Eventuell 
if er davon ausgegangen, daß die Vorausſetzungen des $ 10 
des letzteren Geſetzes auf den Kl. nicht zutreffen. Dieſen An⸗ 
nahmen iſt im Weſentlichen beizutreten. Näher begründet. 
IV. C. S. i. S. Klinger 6. Reichsmilitärfiskus vom 16. No- 
vember 1896, Nr. 141/96 IV. 

Zum Patentgeſetz. 
35. Die Zurückweiſung der Klage wird vom Patentamt in 
Linie darauf gegründet, daß das angegriffene Patent ſich 


erſter 
1 Zufaßpatent darſtelle, welches eine Verbeſſerung der durch 
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die Patente 49 378 und 55 744 geſchützten Einrichtung bezwecke. 
Ohne das gleichzeitige Vorhandenſein dieſer Einrichtung ſei der 
Gegenſtand der Erfindung des angegriffenen Zuſatzpatentes über⸗ 
haupt nicht denkbar. Der § 10 Nr. 2 des Patentgeſetzes, auf 
den die Klage geſtützt iſt, würde demnach, wie das Patentamt 
meint, nur dann zutreffen, wenn Kl. den Nachweis erbracht 
hätte, daß eine nach dem Zuſatzpatent abgeänderte Förderrinne 
der unter Nr. 49 378 und 55 744 patentirten Art Gegenſtand 
der Erfindung ſeiner früheren Anmeldung ſei. Kl. habe aber 
nicht einmal eine dahin gehende Behauptung aufgeſtellt. Dieſer 
Entſcheidungsgrund kann nicht gebilligt werden. Wäre mit dem 
Kl. anzunehmen, daß Gegenſtand des klägeriſchen Patentes das 
Prinzip iſt, die Fortbewegung des Sichtegutes in einem kreis- 
förmig ſchwingenden Siebkanal durch Anbringung von Hinder⸗ 
niſſen an der aufrecht ſtehenden Kanalwand und die hierdurch 
bewirkte Erſchwerung der rückläufigen Bewegung herbeizuführen, 
jo würde $ 10 Nr. 2 des Pat. G. anwendbar fein. Bekl. will zwar 
die Förderung des Sichtgutes nichtblos durch dieſes Prinzip erreichen, 
da bei den durch ihr Hauptpatent und durch ihr erſtes Zuſatz⸗ 
patent geſchützten Förderrinnen auch die Geſtaltung des Bodens 
und der Seitenwände auf den Transport einwirken ſollten. 
Hierdurch wird indeß die Anwendung der erwähnten geſetzlichen 
Beſtimmung nicht ausgeſchloſſen, da, wenn die Auffaſſung des 
Kl. für begründet zu erachten wäre, jede Verwerthung des 
obigen Prinzips in den Bereich des Gegenſtandes ſeiner Erfindung 
fallen würde. I. C. S. i. S. Haggenmacher c. Uhl & Co. 
vom 12. Dezember 1896, Nr. 148/96 I. | 

Zu den Reichsſtempelgeſetzen. 

36. Die frühere Aktiengeſellſchaft „Norddeutſche Bank“ in 
Hamburg übertrug ihr geſammtes Vermögen einſchließlich der 
Grundſtücke an die Diskonto-Geſellſchaft zu Berlin gegen Ge⸗ 
währung von Aktien (Kommanditantheilen) derſelben. Bei 
Gründung der neuen Kommanditgeſellſchaft auf Aktien „Nord⸗ 
deutſche Bank“ hat ſodann die Diskontogeſellſchaft eben dieſes 
Vermögen an die neue Geſellſchaft übertragen und dafür Aktien 
(Kommanditantheile) dieſer Geſellſchaft übernommen. Für beide 
Geſchäfte iſt der Anſchaffungsſtempel nach Maßgabe des 8 7 
und Tarifnummer 4 des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 
(R. Geſ. Bl. S. 381) erhoben worden. Die Hamburgiſche 
Finanzbehörde hat jedoch außerdem die nach dem Hamburgiſchen 
Geſetze vom 1. März 1882 bei Eigenthums veränderungen von 
Grundſtücken zu erhebende Immobilienabgabe, ſowohl für die 
Uebereignung der Grundſtücke auf die Diskontogeſellſchaft als 
für die weitere Uebereignung derſelben an die neue Geſellſchaft 
„Norddeutſche Bank“, mit 90 600 Mark eingefordert und von 
der Kl. unter Vorbehalt gezahlt erhalten. Die von der Kl. 
auf Zurückzahlung angeſtellte Klage iſt in beiden Vorinſtanzen 
abgewieſen worden. Die Reviſion der Kl. kann keinen Erfolg 
haben. Das B. G. begründet die Entſcheidung damit, daß die 
Immobilienabgabe ein andres Objekt treffe, als der reichsgeſetz⸗ 
liche Anſchaffungsſtempel. Nach § 18 des Reichsſtempelgeſetzes 
vom 27. April 1894 ſeien nur die nach Tarifnummer 4 ab⸗ 
gabepflichtigen Geſchäfte der landesgeſetzlichen Beſteuerung ent⸗ 
zogen. Die Immobilienabgabe ſei aber in Hamburg, wo das 
Eigenthum an Grundſtücken durch Zuſchreibung im Grund— 
buche erworben werde, auf dieſen an das Geſchäft ſich an⸗ 
ſchließenden Vorgang, nämlich die durch das Hypothekenamt, 
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ein ſtaatliches Organ der freiwilligen Gerichtsbarkeit, vollzogene 
Umſchreibung gelegt. Die Immobilienabgabe ſei daher keine 
bloße Geſchäftsſteuer und unterwerfe ihrem Grundgedanken nach 
einen ganz andern Vorgang der Beſteuerung, als die Tarif⸗ 
nummer 4 des R. Geſ. Allerdings trete nach dem Ham⸗ 
burgiſchen Immobilien⸗Steuergeſetz die Steuer auch ſchon bei 
jedem Rechtsvorgange ein, durch welchen das Recht auf die Zu⸗ 
ſchreibung eines Grundſtücks erworben wird; es gelte alſo in 
Betreff der Abgabepflicht dieſer Rechtsvorgang, der keine 
Eigenthumsveränderung bewirke, doch als ſolche. Da jedoch die 
Abgabe nur einmal erhoben werde, fo erſtrecke ſich die Aus⸗ 
dehnung der Abgabepflicht materiell nur auf die Fälle, in denen 
es ausnahmsweiſe zu einer Umſchreibung nicht komme, etwa 
weil dieſe ſofort auf einen ſpäteren Erwerber erfolgt. Dadurch 
ſei der Grundgedanke einer Beſteuerung der Eigenthumsver⸗ 
änderung nicht alterirt. Dem B. G. iſt darin beizutreten, 
daß die Immobilienabgabe nicht denjenigen Rechtsvorgang be⸗ 
trifft, der dem Reichsſtempel unterlegen hat, und daß daher 
818 des Reichsſtempelgeſetzes der Erhebung der Immobilien⸗ 
abgabe nicht entgegenſtand, wenn auch die dafür gegebene Be⸗ 
gründung, die ſich auf die in Hamburg geltende beſondere Art 
des Eigenthumserwerbs an Grundſtücken ſtützt, nicht ſtichhaltig 
erſcheint. Näher dargelegt. VI. C. S. i. S. Nordd. Bank 
c. Finanzdeputation zu Hamburg vom 12. November 1896, 
Nr. 188/96 VI. 

Zur Strandungsordnung. 

37. Die 88 36 ff. der Strandungsordnung ſchreiben die 
vorgängige Anrufung des Strandamts und die Vorentſcheidung 
der Aufſichtsbehörde nur bei Anſprüchen auf Berge⸗ oder Hülfs⸗ 
lohn im Sinne der Art. 742 ff. des H. G. B., oder auf 
Bergungs- oder Hülfskoſten im Sinne der 88 4, 8, 9, 20 
und 21 der Strandungsordnung vor. §8 8, 10, 36. Die 


88 4 fl., die allerdings auch auf Nichtſeeſchiffe anzuwenden, 


ſetzen den Fall voraus, daß ein Schiff auf Strand gerathen 
oder unweit deſſelben in Seenoth ſich befindet. Die 8820,21 
beziehen ſich auf Bergung von Seeauswurf und ſtrandtriftigen, 
verſunkenen und ſeetriftigen Gegenſtänden, und den durch die 
Strandungsordnung dafür normirten Bergelohn. Keiner dieſer 
Fälle liegt hier vor. Die Eider iſt bei Helgoland durch Eis 
in Seenoth gerathen, und aus dem Eiſe durch die Dampfer 
der Kl. nach Geeſtemünde geſchleppt. Die Eider iſt kein See⸗ 
ſchiff im Sinne der Vorſchriften des 5. Buchs des H. G. B. 
vom Seehandel, weil es nicht zum Erwerbe durch die See⸗ 
ſchifffahrt dient, Art. 432 des H. G. B., ſondern ein Feuer⸗ 
ſchiff iſt, das öffentlichen Intereſſen im Dienſte des Staates 


dient. Die Art. 742 ff. des H. G. B. finden deshalb auf den 


vorliegenden Fall keine Anwendung und ein Fall der § 4 ff., 
20, 21 der Strandungsordnung liegt nicht vor. Vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 5 S. 89, 91; Bd. 32 S. 145. Der Auſpruch 
der Kl. kann hiernach weder auf die Art. 742 ff. des H. G. B., 
noch auf die Strandungsordnung geſtützt werden, ſondern nur 
auf nützliche Geſchäftsführung. Als ſolcher unterliegt er den 
Vorſchriften der Strandungsordnung nicht. I. C. S. i. S. 
Fiskus c. Union vom 9. Dezember 1896, Nr. 253/96 J. 

Zum Unfallverſicherungsgeſetz. | 

38. Der RE. rügt mit Recht, daß das B. U. den § 95 
des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 verletze, wonach 


die nach Maßgabe dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen einen 
Anſpruch auf Erſatz des durch einen Unfall erlittenen Schadens 
nur gegen diejenigen Betriebsunternehmer u. ſ. w. geltend machen 
können, gegen welche durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellt 
worden iſt, daß ſie den Unfall vorſätzlich herbeigeführt haben. 
Das B. G. hat dieſe Vorſchrift auf den vorliegenden Fall des⸗ 
halb nicht angewendet, weil der Preußiſche Staat, wenn er auch 
auf der fraglichen Bahnſtrecke als Betriebsunternehmer im 
Sinne des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871 anzuſehen 
ſei, doch dem Kl. nicht als Betriebsunternehmer im Sinne des 
Unfallverſicherungsgeſetzes d. h. nicht als Arbeitgeber 
entgegen ſtehe, der Kl. alſo nicht zu den verſicherten Perſonen 
gehöre. Dieſer Anſicht des B. G. liegt ein zwiefacher Rechts⸗ 
irrthum zu Grunde. Denn einmal iſt der Begriff des Betriebs- 
unternehmers im Haftpflichtgeſetze kein anderer als im 
Unfallverſicherungsgeſetze, und ferner erfordert das letztere Geſetz, 
damit einer Perſon die Fürſorge des Geſetzes zugute komme, 
keineswegs, daß dieſelbe zu dem Unternehmer in einem direkten 
Vertragsverhältniß ſtehe. Eingehend begründet. II. C. S. 
i. S. Eiſenbahnfiskus . Speder vom 27. November 1896, 
Nr. 255/96 II. 

Zum Geſetz über den Schutz von Waarenzeichen 
u. ſ. w. 
39. Die Klage verfolgt das Recht aus dem für den Kl. 
eingetragenen Waarenzeichen, das früher im Zeichenregiſter, und 
auf Grund des § 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 in die 
Zeichenrolle des Patentamts eingetragen iſt. Sein Schutz er 
folgt nunmehr auf Grund der §§ 12, 20 des Geſetzes vom 
12. Mai 1894. Die Bekl. vertreibt Mineralwaſſer unter der 
Bezeichnung „Barbaroſſa⸗Brunnen“ und nimmt auch der Klage 
gegenüber das Recht dazu in Anſpruch, obwohl ſie ihr Zeichen, 
das dieſe Bezeichnung enthielt, hat löſchen und ein Zeichen, das 
dieſe Bezeichnung nicht enthält, hat eintragen laſſen. Der B. R. 
verſagt ihr in Uebereinſtimmung mit dem I. R. dies Recht, weil 
mit der Bezeichnung „Barbaroſſa-Brunnen“ ein weſentlicher 
Beſtandtheil des eingetragenen Zeichens des Kl. mit Kenntniß 
von dieſem Zeichen und in richtiger Würdigung der Bedeutung 
dieſes Zeichens zu dem Zweck wiedergegeben werde, im Publikum 
den Glauben zu erwecken, die Waare der Bekl. ſei derſelben 
Quelle entnommen, wie die des Kl. Damit iſt feſtgeſtellt, daß, 
ungeachtet die Bekl. nicht das ganze Zeichen des Kl. wiedergiebt, 
doch die Gefahr einer Verwechſelung im Verkehr vorliegt. Da⸗ 
durch iſt die Anwendung des § 20 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 
gerechtfertigt. Rechtliche Bedenken gegen die Auffaſſung des 
B. R. beſtehen in keiner Weiſe. Bei einem für den Verkehr 
beſtimmten Mineralwaſſer iſt der Name, unter dem es vertrieben 
wird, von weſentlichſter Bedeutung, weil er im Gedächtniß des 
kaufenden Publikums noch feſter bleibt und ſich einbürgert, als 
das figürliche Zeichen, das hier der Bezeichnung eine bildliche 
Darſtellung giebt, die ohne die Namensbezeichnung vielfach un: 
verſtändlich bleiben würde, durch die Namensbezeichnung aber 
verſtändlich wird. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. E. Brünler 
u. Co. C. Baertling vom 9. Dezember 1896, Nr. 251/96 1. 

Zur Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen im 
deutſchen Reich. g 

40. Was die auf § 64“ der Verkehrzordnung für die 
Eiſenbahnen Deutſchlands vom 15. November 1892 ſeitens 


der Bekl. geftüßte Einrede der Verj 
betrifft, fo kann dahingeſtellt bleiben, ob die Verkehrungsordnnng 
überhaupt als eine reviſible Rechtsorm zu betrachten iſt, da 
jedenfalls mit dem O. L. G. Angenommen werden muß, daß 
der $ 61 derſelben auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar 
erſcheint. Es ergiebt ſich dies ſchon daraus, daß der § 61 nur 
von Frachten ſpricht, welche nach Maßgabe der zu Recht be⸗ 
ſtehenden, gehörig veröffentlichten Tarife (85 60 und 7 daſelbſt) 
zu erheben ſind, wogegen es ſich hier um Gebühren handelt, die 
auf Grund eines beſonderen unter den Parteien abgeſchloſſenen 
Vertrages geltend gemacht werden. II. C. S. i. S. Düſſeldorfer 
Eiſenbahnbedarf e. Preuß. E.⸗Fiskus vom 8. Dezember 1896, 
Nr. 228/96 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

41. Nachdem durch ein am 17. Januar 1894 verkündetes 
und am 1. März 1894 rechtskräftig gewordenes Urtheil des 
L. G. zu Stettin, in deſſen Bezirk zur Zeit der Erhebung der 
Cheſcheidungsklage der Bekl. zu Grabow bei Stettin gewohnt 
hatte, die Che der Parteien geſchieden, und der Bekl. für den 
ſchuldigen Theil erklärt worden war, hat die Kl. auf Grund 
des in Grabow geltenden Pr. A. L. R. den Bekl. auf Zahlung 
lebenslänglicher Alimente belangt, und das B. G. hat dieſen 
Anſpruch, wenn auch nur in etwas geringerer Höhe, für 
begründet erklärt, und zwar gleichfalls lediglich auf Grund 
des nach ſeiner Meinung für den vorliegenden Fall maßgebenden 
Pr. A. L. R. Ob dieſes Recht hier vom B. G. richtig 
verſtanden und angewandt iſt, entzieht ſich der Nachprüfung in 
der gegenwärtigen Inſtanz, weil es innerhalb des Bezirkes des 
Hanſeatiſchen O. L. G. nirgends gilt. Da nun auch dem 
O. L. G., in Uebereinſtimmung mit den in den Entſch. des 
R. G. in Civilſachen, Bd. 8 S. 186 ff., Bd. 12 S. 193, 
Bd. 26 S. 193 ff., und bei Seuffert, Archiv, Bd. 40 
Nr. 117, abgedruckten Entſcheidungen des dritten C. S. des 
Reichsgerichts trotz der entgegenftehenden Anſicht von Dernb urg, 
Paudekten, Bd. 3 (Aufl. 4) § 26, S. 50 f., insbeſondere 
Anm. 8, darin beizutreten iſt, daß nach gemeinem Deutſchen 
Rechte eine Verpflichtung des ſchuldigen geſchiedenen Ehemannes, 
ſeiner früheren Ehefrau ſtandesmäßigen Unterhalt zu gewähren, 
nicht anerkannt werden kann, und da ferner prozeſſuale Verſtöße 
des B. G. im vorliegenden Falle weder gerügt, noch erſichtlich 
find, fo dreht ſich die Entſcheidung dieſer Sache um die Frage, 
ob das Pr. A. L. R., als das in Grabow bei Stettin geltende 
Recht, nach den Grundſätzen des gemeinen Rechts über das 
örtliche Geltungsgebiet der Rechtsnormen hier in der That zur 

nwendung zu bringen war, oder ob das in Hamburg geltende 
gemeine Recht zur Grundlage der Entſcheidung hätte genommen 
werden ſollen. Das R. G. tritt dem O. L. G. bezüglich der 
Anwendbarkeit des Pr. A. L. R. mit ausführlicher Begründung 
bei. VI. C. S. i. S. Reuter o. Reuter vom 26. November 1896, 
Nr. 173/96 VI. 

42. Die Parteien 


ährung des Klageanſpruchs 


leben in thatſächlicher Trennung. Das 
aus ihrer Ehe hervorgegangene achtjährige Kind befindet ſich 
bei der Mutter. Die Mutter iſt von dem Amtsgerichte Har- 
burg am 6. Juli 1894 als Pflegerin zur Wahrnehmung aller 
Rechte dez Kindes, bei denen die Ausübung der väterlichen 
Gewalt erforderlich wird, beſtellt. In dieſer Eigenſchaft ver⸗ 
engt fie von dem Bekl. die Zahlung von Geldalimenten (für 


61 


—ͤ M—— 


rung treffen das Kind 


auch bei der Mutter, aber es war 


— 


das Kind, indem ſie ſich 
Bekl. nachzukommen, daß ihm das Kind h 
die Sorge für die Alimentation des Kin 
Die Reviſion greift mit Re 
als rechtsirrig an, dem 
von Geldalimenten 
der Alimentation u 
dem von der Mut 
Bei dieſ 


zugleich weigert, dem Verlangen des 
erausgegeben und ihm 
des überlaſſen werde. 
cht die Annahm 
Kinde ſtehe ein 
zu, da nach der 
nmöglich ſei, B dieſe Unmöglichkeit 
nde zuzurechnen ſei. 
rſehen, daß der 


zu verlangen iſt, 
führen muß. Jene Weigerung 
Verlangen derſelben, daß Geldalimente 
laſſen ſich nicht von einander trennen. Die 
der von der Pflegerin ausgeſprochenen Weige⸗ 
und laſſen den mit der Weigerung un⸗ 
vereinbaren Anſpruch deſſelben auf Zahlung von Geldalimenten 
als unbegründet erſcheinen. Diefeg Ergebniß ſteht auch im 
Einklange mit dem im Seufferts Arch. Bd. 46 Nr. 101 mit. 
getheilten Urtheile dieſes Senates. In dem ähnlichen Falle 
dieſes Urtheiles befand das alimentationsberechtigte Kind ſich 
eine andere Perſon zum 
Pfleger beſtellt und kaum in Betracht, daß der Pfleger nicht, wie 
hier, in der Lage war, dem Vater das Kind zur Natural⸗ 
alimentation herauszugeben. III. C. S. i. S. Meinecke 
c. Meinecke vom 8. Dezember 1896, Nr. 201/96 III. 

43. Das B. G. iſt zwar mit Recht davon ausgegangen, 
daß der Alteutheilsvertrag vom 12. M brigkeitlich 
beſtätigt ſei. Ge 


geleiſtet werden, 
rechtlichen Folgen 


gehoben war. In der Reviſionsin 
und der Beweis der erfolgten Genehmigung nicht nachgeholt 
werden. Dennoch mußte das Urtheil aufgehoben werden. 
B. G. erkennt an, daß die Ehefrau des Bekl. jedenfalls einen 
geſetzlichen Anſpruch auf eine Leibzuchtswohnung habe, und es 
iſt zugegeben, daß daraus nicht ohne weiteres ein Wohnrecht 
gerade in dem neuen Hauſe folgt; das würde aber den Kl. nicht 
berechtigen, von ihr die ſofortige Räumung der jetzigen Wohnung 
zu verlangen. Das ganze Leibzuchtsverhältniß ſteht hervorragend 
unter dem Grundſatze der Billigkeit. Berückſichtigt man nun, 
daß der Kl. dieſes Haus oh alt ſeit etwa 30 Jahren 
als Leibzuchtswohnung gewährt hat, ſo würde die Leibzüchterin 
die, bislang von ihr nicht einmal verlangte Räumung fo lange 
weigern können, bis ihr eine andere angemeſſene Wohnung an⸗ 
geboten, oder in bindender Weiſe ihre Leibzucht feſtgeſtellt wäre. 
Es kann ſich alſo nur fragen, ob dieſer Einwand auch dem 
Bekl. aus der Perſon ſeiner Ehefrau zuſteht. Mit Recht hat 


Behauptung 


62 


das B. G. ſelbſt dies anſcheinend dann nicht bezweifelt, wenn 
der Leibzuchtsvertrag beſtätigt ſein, und kein rechtliches Bedenken 
gegen die Aufnahme des zweiten Ehemanns vorliegen würde. 
Der vorliegende Fall iſt nicht anders zu beurtheilen. Iſt die 
Leibzüchterin berechtigt, ihren ſpäteren Ehemann in die Leib · 
zuchtswohnung aufzunehmen, und hat ſie dies gethan, ſo verletzt 
dieſer die Rechte des Stellbeſitzers ebenſowenig, wie der After⸗ 
miether die des Hauseigenthümers. Auch im vorliegenden Falle 
hat die Ehefrau des Bekl. bis zu anderweiter Regelung das 
Recht, das neue Haus als ihre Leibzuchtswohnung zu benutzen; 
bis dahin kann alſo der Bekl. denſelben Einwand erheben. 
III. C. S. i. S. Wulf c. Kreth vom 1. Dezember 1896, 
Nr. 193/96 III. 

44. Es ſteht feſt, daß zwiſchen dem Kl. und Ernſt St. 
in den Jahren 1885 — 1889 eine Societät zum Vertriebe von 
Braunſtein und Flußſpath beſtanden hat, und daß zwiſchen ihnen 
beredet wurde, das aus dieſem Betriebe für St. erwachſende 
Guthaben ſolle auf die, ſpäter von dem Bekl. übernommene, 
Schuld von 3 500 Mark an den Kl. verrechnet werden, ſowie, 
daß St. ſeine Rechte aus dieſer Vereinbarung den Bekl. cedirt 
hat. Beſtritten iſt dagegen vom Kl., daß dieſe Geſchäfts⸗ 
verbindung mit Gewinn reſp. mit einem Guthaben eines der 
Geſellſchafter abgeſchloſſen habe. Um ein ſolches Guthaben zur 
Aufrechnung bringen zu können, mußten daher die Bekl. deſſen 
Vorhandenſein darlegen und nachweiſen. Wenn es nun hierzu 
auch nicht eines förmlichen Liquidationsverfahrens unter den 
früheren Geſellſchaftern bedurfte, ſondern die Berechnung ſeines 
Guthabens auch von einem derſelben aufgeſtellt werden konnte, 
ſo iſt doch der Vorentſcheidung darin beizuſtimmen, daß dieſe 
Berechnung eine vollſtändige ſein mußte, und daß es nach 
beendigter Societät nicht zuläſſig war, noch jetzt Einzelanſprüche 
klagend zu verfolgen, welche etwa während des Beſtehens der 
Geſellſchaft von einem der Geſellſchafter gegen den anderen 
hätten geltend gemacht werden können. Mehr wie ſolche Einzel⸗ 
anſprüche haben die Bekl. nicht dargelegt, indem ſie ohne Rück⸗ 
ſicht auf Einlagen, Gewinn und Verluſt und das ſchließliche 
Ergebniß der Geſchäftsverbindung nur Anſprüche St. 8s auf 
Grund ſeiner Geſchäftsthätigkeit und der von ihm perfönlic 
beſtrittenen Ausgaben aufgeſtellt haben. Ein Guthaben St.“s 
aus der beendeten Geſellſchaft iſt hieraus nicht zu entnehmen, 


und iſt daher mit Recht die Compenſationseinrede wegen 


mangelnder thatſächlicher Begründung zurückgewieſen. III. C. S. 
1. S. Popp c. Paul vom 4. Dezember 1896, Nr. 200/96 III. 

45. Die Rkl. rügt, daß der B. R. die angeführte 1. 2 
Cod. S. 14 als Auslegungsregel angeſehen habe, während 
ſie eine geſetzliche Regelung bezüglich der Rechtswohlthat der 
Klagenabtretung enthalte. Letzteres iſt an ſich richtig; es liegt 
jedoch nur eine ungenaue Ausdrucksweiſe der Vorinſtanz vor, 


welche in Wirklichkeit die erwähnte Vorſchrift nur zur Unter⸗ 


ſtützung ihrer bereits auf andere Umſtände geſtützten Auslegung 
heranzieht, indem fie das, was in einem ähnlichen Falle durch 
das Geſetz geregelt iſt, hier als den Vertrags willen der Parteien 
vermuthet. III. C. S. i. S. Hof Bierbrauerei Hanau o. Benz 
vom 15. Dezember 1896, Nr. 212/96 III. 

46. Ohne Grund macht zwar die Reviſton geltend, daß 
der B. R. den erhobenen Entſchädigungsanſpruch ſchon durch 
die objektive Verletzung der Vorſchrift in § 367 Ziffer 12 


des Reichsſtrafgeſetzbuchs als gegeben erachtet, ein Verſchulden 
des Bekl. oder ſeiner Organe aber dazu nicht erfordert habe. 
Wie die Bezugnahme auf die Grundſätze des Aquiliſchen Geſetzes 
im Eingang der Entſcheidungsgründe ergiebt, hat der genannte 
Richter das Erforderniß eines derartigen Verſchuldens nicht 
verkannt. Allein in den Erwägungen, auf Grund deren er zur 
Annahme eines ſolchen, und damit der Haftbarkeit des Bekl. 
gelangt, kann ihm nicht beigetreten werden. Er geht von dem 
Satze aus: „daß der Eigenthümer einer öffentlichen Straße, 
welcher einen neben dieſer Straße hin laufenden Waſſergraben 
dergeſtalt unverwahrt laſſe, daß daraus Gefahr für das auf der 
Straße verkehrende Publikum entſtehen könne, den aus dieſer 
Unterlaſſung erwachſenden Schaden zu erſetzen ſchuldig ſei“ und 
legt weiter dar, daß nach den hier vorliegenden örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen die Gefahr eines Abſturzes in den fiskaliſchen Straßen⸗ 
graben mit ihren nachtheiligen Folgen beſtanden habe. Obiger 
Satz aber iſt ſo allgemein nicht haltbar und legt dem Straßen⸗ 
eigenthümer eine zu weit gehende Verpflichtung auf, wenn er 
ihm ſchlechthin die Verwahrung eines an der Straße hin 
laufenden Waſſergrabens gegen die Möglichkeit eines Abſturzes 
anſinnt. Eine derartige Verpflichtung beſteht vielmehr nur dann, 
wenn der Graben nach den vorhandenen örtlichen Verhältniſſen 
und nach feiner Beſchaffenheit, namentlich ſeiner Tiefe, Ab⸗ 
ſchüſſigkeit und harten Unterlage, eine beſondere Gefahr für 
das auf der Straße verkehrende Publikum darbietet. Nur ein 
ſolcher Graben kann den in § 367 Ziffer 12 Strafgeſetzbuchs 
aufgeführten „Brunnen, Kellern, Gruben, Oeffnungen oder Ab⸗ 
hängen“ gleich geachtet werden, deren Nichtverwahrung dort mit 
Strafe bedroht iſt, nicht aber ein gewöhnlicher Wegegraben. Entſch. 
des R. G. Bd. 25 S. 54. Geht man von dieſem, Seitens des B. G. 
verfannten, Grundſatze aus, jo gelangt man an der Hand der 
von den Vorinſtanzen feſtgeſtellten Thatſachen zu einem weſentlich 
anderen Ergebniß als die Vorinſtanz. Der in Frage ſtehende 
Graben iſt nur 60 em tief, unten 45 em und oben 1,45 m breit, 
alſo wenig abſchüſſig, hat auch bis jetzt zu einer Schädigung der 
Paſſanten nicht geführt, da die früher vorgekommenen Abſtürze 
lediglich an der früher unverdeckten, jetzt überbrückten Stelle des 
Dorfgrabens erfolgt ſind und auch der am 18. November 1894 
gleichfalls zu Falle gekommene Zeuge R. Blatt 29v in der 
Nähe des Gaſthofes und nicht von der Seite, ſondern von der 
unteren Stirnwand aus, in den (Dorf.) Graben gefallen iſt. 
Es handelt ſich alſo hier um einen gewöhnlichen Chauf ſee⸗ 
graben, deſſen Verwahrung, namentlich bei Berückſichtigung 
der Straßenbreite von 8 m, von dem Sachverſtändigen M. 
Blatt 31 zutreffend und in Uebereinſtimmung mit der allgemeinen 
Auffaſſung und Uebung, auch innerhalb eines Dorfes nicht für 
geboten erachtet wird. In der Unterlaffung der Verwahrung 
kann daher auch kein, den Bekl. haftbar machendes Verſchulden 
erblickt werden. III. C. S. i. S. Altenburgiſcher Staatsfiskus 
e. Quaas vom 1. Dezember 1896, Nr. 194/96 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

47. Im Anſchluß an die Rechtſprechung des früheren 
Obertribunals (vergl. unter Anderen Entſch. Bd. 53 S. 31, 
Bd. 56 S. 19, Bd. 80 S. 34) hat das R. G. fortdauernd 
an dem Rechtsgrundſatze feſtgehalten, daß derjenige, welcher 
durch die zuſtändige Behörde genöthigt wird, ſeine beſonderen 
wohlerworbenen Rechte und Vortheile dem Wohle des gemeinen 


Weſens aufzuopfern, berechtigt iſt, Entſchädigung von demjenigen 
zu fordern, in deſſen Intereſſe dieſe Aufopferung geſchieht. Entſch. 
Bd. 6 S. 298, Bo. 36 S. 273, Raſſow und Küntzel, Beiträge 
Bd. 28 S. 920, Bd. 31 S. 878, Bd. 33 
S. 1152, Bd. 34 S. 884. Es kann nun im vorliegenden 
Falle nicht bezweifelt werden, daß die Provinz Schleſien das 
Gemeinweſen iſt, in deſſen Intereſſe die Kl. die von ihnen 
beanſpruchten Rechte und Vortheile, falls ihnen ſolche zuſtehen, 
aufzuopfern genöthigt find. Die Provinz iſt nicht nur Eigen⸗ 
thümerin der in Frage ſtehenden Chauſſee, ſondern, wie unſtreitig, 
auch zu deren Unterhaltung verpflichtet. Wenn durch die berg⸗ 
baulichen Maßnahmen, zu denen die Kl. berechtigt ſein wollen, 
Mängel und Schäden an der Chauſſee erwüchſen, würde die 
Provinz auf Grund ihrer Unterhaltungspflicht verbunden ſein, 
dieſe Mängel und Schäden im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs 
und ſeiner Sicherheit zu beſeitigen, und wenn die Maßnahmen 
der Kl. etwa gar eine ſolche Gefährdung der Chauſſee herbei⸗ 
geführt hätten, daß deren Verlegung im Verkehrsintereſſe 


erforderlich geworden wäre, ſo hätte auch dieſe von der Provinz 


ausgeführt werden müſſen. Alles deſſen iſt die Provinz durch 
das gegen die vorgeblichen Rechte der Kl. ſich richtende polizeiliche 
Verbot überhoben worden, ſie iſt es alſo, die dadurch begünſtigt 
wird. Dem von dem Vorderrichter geltend gemachten Gefichts- 
punkte, daß es im vorliegenden Falle für die Beſtimmung des 
Schadenzerſatzpflichtigen darauf ankomme, ob die Chauffee dem 
allgemeinen, durchgehenden Verkehr diene oder lediglich von den 
Provinzangehörigen benutzt werde, kann eine maßgebliche Bedeutung 
für jene Frage nicht beigemeſſen werden. V. C. S. i. S. 
Königs⸗ und Laurahütte und Gen. c. Prov.⸗Verband Schleſien 
vom 24. Oktober 1896, Nr. 75/96 v. 

48. Der 8 105 Thl. J Tit. 4 des A. L. R. ſetzt ein 
unmittelbar auf die Vereitelung der Bedingung gerichtetes 
Handeln voraus. Darauf, ob dieſes Handeln auch den Zweck 
haben muß, die Erfüllung der Bedingung zu hintertreiben, 
kömmt es hier nicht an. VI. C. S. i. S. Hirſchberg c. Dabbert 
vom 3. Dezember 1896, Nr. 223/96 VI. 

49. Wenngleich die Bekl. nicht geltend gemacht haben, daß 


der vom Kl. behauptete Rücktritt von ſeinem Mitgiftverſprechen 


gegen die Ehrbarkeit und gute Sitte verſtoße, war doch der 
B. R. berechtigt, dieſen Geſichtspunkt bei der Beurtheilung des 
Falles zu verwerthen, weil es ſich hiebei darum handelte, ob 
der angebliche Rücktritt überhaupt rechtlich zu beachten oder ob 
er nichtig ſei (88 6 und 7 Thl. 1 Tit. 4 des A. L. R.). Aber 
es iſt der Reviſton darin beizutreten, daß der erwähnte Geſichts⸗ 
punkt auf den behaupteten Thatbeſtand nicht zutrifft. Allerdings 
könnte wohl in dem vom Kl. behaupteten Rücktritt von ſeinem 
Nitgiftverfprecjen unter den vorliegenden Umſtänden trotzdem, 
daß der Rücktritt von einem blos mündlichen Vertrage über 
Handlungen vor Leiſtung der Handlungen (hier der Eheſchließung 
zer Bekl) an ſich zuläffg it 68 165—168 Thl. I Tit. 5 
des A. L. R.), ein Verſtoß gegen Ehrbarkeit und gute Sitte 
Befunden werden. Der B. R. ſtellt nämlich feſt, daß die ver⸗ 
ſprochene Mitgift erſt die Heirath ermöglichen ſollte und daß 
dies dem Kl. bekannt war; unter dieſen Umſtänden ließ ſich in 
dem angeblichen Rücktritt des Kl., noch dazu unmittelbar vor 
ber heſchließung, am Hochzeitsmorgen, alſo nachdem alle Vor⸗ 
treitungen zur Cheſchließung getroffen waren, ein Verſtoß gegen 
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die Ehrbarkeit und gute Sitte finden, weil dadurch der verklagten 
Ehefrau zugemuthet wurde, i 
drein unter fo erſchwerenden 
würde ſich deshalb gegen die Annahme des B. R., daß die ver⸗ 
klagte Ehefrau trotz dieſes — 
Rücktritts des Kl. in der Lage 
ſchließung den mündlichen Mitgiftvertrag zu machen 
($ 165 Thl. J Tit. 5), kein Bedenken erheben laſſen, wenn 
nicht der Kl. weiter behauptet hätte, daß im Anſchluß an ſeinen 
Rücktritt ein neuer Vertrag zwiſchen ihm und der verklagten 
Ehefrau abgefchloffen worden ſei, wodurch eine Herabſetzung der 
Mitgift auf 1 200 Mark vereinbart ſei. Wäre dies richtig, ſo 
müßte die folgende Eheabſchließung als eine Erfüllung dieſes 
nun durch ihn beſeitigten erſten 
Feſtſtellungen über die vor⸗ 
erwähnten Behauptungen des Kl. find bisher nicht getroffen 
Der B. R. hat ſeine Entſcheidung noch durch den 
weiteren Grund zu ſtützen geſucht, was bis zu 
dem behaupteten Rücktritt des Kl. geſchehen ſei, dem wirklichen 
Eheabſchluß in Anſehung der Wirkſamkeit des mündlichen Ver⸗ 
ſprechens gleichzuachten ſei, da die Bekl. nicht ohne Verſtoß 
gegen die gute Das kann 
Der § 165 Thl. J Tit. 5 
des A. L. R. läßt den mündlichen Vertrag über Handlungen 
erſt dann Gultigkeit gewinnen, wenn die Handlungen yſammtlich⸗ 
ü und daß gerade die Hauptſache fehlte, ſo 
lange die Ehe noch nicht gefchloffen war — alſo noch unter. 
bleiben konnte —, läßt ſich nicht beſtreiten. V. C. S. i. S 
Hinz o. Hinz vom 19. Dezember 1896, Nr. 339/96 v. 

50. Die Schadensanſpruch zunächſt 


greift dieſe Ausführung an. Sie 
verkennt nicht, daß eine gleiche Ausführung bereits in dem Ur⸗ 
theile des B. G. vom 7. Mai 1895 enthalten war, und daß 
dieſe Ausführung in dem Urtheile des R. G. vom 2. Januar d. J. 
für nicht rechtsirrthümlich erklärt iſt. Sie glaubt aber, daß die 
betreffende Ausführung in dem Urtheile vom 2. Januar d. J. 
irrthümlich ſei und auch mit anderen Entſcheidungen des R. G. 
in Widerſpruch ſtehe. Die Reviſion hebt hervor, daß nach 
§ 367 Nr. 14 des Strafgeſetzbuchs der Bauherr neben dem 
Baumeiſter verantwortlich ſei, und daß es feftftehe, daß jener 
von ſeiner Verantwortlichkeit dadurch nicht befreit werde, daß 
er den Bau einem Baumeiſter übertrage; zwar ſei in dem Ur⸗ 
theile des R. G. vom 2. Januar d. J. bemerkt: „Einen all. 
gemeinen Satz, daß der Bauherr von der ihm nach 8 367 
Nr. 14 des Strafgeſetzbuchs obliegenden Verantwortlichkeit frei 
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werde, wenn er die Ausführung des Baues einem geeigneten 
Sachverſtändigen übertrage, ſtellt es (das B. G.) nicht auf“, 
allein die Entſchuldbarkeit der Bekl. werde von dem B. G. 
lediglich darauf geſtützt, daß ſie den Bau einem Baumeiſter, 
den ſie für geeignet zu halten berechtigt geweſen ſei, übertragen 
habe; allerdings ſei auch erwähnt, daß die Zeichnungen und 
Pläne von der Baupolizei nicht beanſtandet worden ſeien; es 
ſei aber bereits von dem R. G. anerkannt, daß die Verantwort⸗ 
lichkeit nach §S 367 Nr. 14 des Strafgeſetzbuchs dadurch nicht 
aufgehoben werde, daß der Bau polizeilich genehmigt ſei. Die 
Reviſion beruft ſich für ihre Anſicht auf die in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift pro 1893 S. 432 Nr. 35 und in den Ent⸗ 
ſcheidungen in Civilſachen Bd. 17 S. 107 abgedruckten Urtheile 
des R. G. Der Angriff erſcheint nicht begründet; es muß viel⸗ 
mehr die Ausführung in dem Urtheile vom 2. Januar 1896 
als richtig angeſehen werden. Näher dargelegt. VI. C. S. 
i. S. Streich e. Kwilecki, Potocki u. Co. vom 14. Dezember 
1896, Nr. 232/96 VI. 

51. Die Kl. hat ihren Anſpruch darauf geſtützt, daß die 
Vorſchrift des §S 187 Thl. 1 Tit. 8 des A. L. R. nicht beobachtet 
worden ſei. In dieſer Beziehung führt das B. G. and: Es 
handle ſich um eine unter den § 187 cit. fallende Erniedrigung 
des Grund und Bodens, mit welcher die Bekl. nicht, wie in 
dem Paragraphen vorgeſchrieben, 3 Fuß von dem Nachbarhauſe 
entfernt geblieben ſei; nach der Baupolizeiverordnung für die 
Stadt Poſen ſei Bekl. ſogar verpflichtet geweſen, 2,5 Meter 
von der Grenze entfernt zu bleiben, denn der § 34 dieſer Ver⸗ 
ordnung ſchreibe vor, daß alle entlang der nachbarlichen Grenze 
zu errichtenden Bauten entweder auf der Grenze ſelbſt oder zum 
Mindeſten in einer Entfernung von 2,5 Metern von der Grenze 
aufgeführt werden müßten; da hierdurch der dem Nachbar⸗ 
grundſtücke durch § 187 Thl. I Tit. 8 gewährte Schutz nicht 
habe beſeitigt werden ſollen, ſo folge daraus, daß, wenn mit 
dem Bau eine Erniedrigung des Grund und Bodens gegen das 
Nachbargrundſtück hin verbunden ſei, nicht unmittelbar an der 
Grenze gebaut werden dürfe, der Bauende vielmehr nicht nur 
3 Fuß, ſondern 2,5 Meter von der Grenze abbleiben müſſe; 
nach dem Urtheile des R. G. vom 2. Januar 1896 ſei die 
Bekl. für den durch Nichtbeobachtung des § 187 Thl. J Tit. 8 
des A. L. R. entſtandenen Schaden nur dann verantwortlich, 
wenn ihr ein Verſehen zur Laſt falle; daß ſolches der Fall ſei, 
könne aber nicht als erwieſen angeſehen werden; wenn ſie auch 
den Bauplatz dem Baumeiſter angewieſen habe und ihrem da⸗ 
maligen Vertreter auch die Vorſchrift des § 187 eit. bekannt 
geweſen ſein möge, ſo habe Letzterer ſich doch darauf verlaſſen 
können, daß der Bau eine Gefährdung des Nachbarhauſes nicht 
in ſich ſchließe, weil er ſo, wie er ausgeführt werden ſollte, von 
der Baupolizei genehmigt geweſen und von einem Techniker 
ausgeführt ſei, der ihn, den Vertreter der Bekl., darauf auf⸗ 
merkſam gemacht haben würde, wenn der Bau unmittelbar an 
der Grenze eine Gefahr für das Nachbarhaus mit ſich führte; 
es ſei alſo nicht erwieſen, daß der Vertreter der Bekl. bei ge⸗ 
höriger Aufmerkſamkeit die durch Aufführung des Baues un⸗ 
mittelbar an der Grenze für das Nachbarhaus entſtehende Ge⸗ 
fahr habe erkennen können. Die Reviſion erhebt hiergegen 
folgenden Angriff: Das B. G. unterſtelle, daß der Vertreter 
der Bekl. den § 187 Thl. I Tit. 8 des A. L. R. gekannt und 
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alſo gewußt habe, daß bei dem Bau die geſetzlichen Vorſchriften 
nicht beobachtet würden; er könne ſich in Bezug auf eine ſolche 
bewußte Geſetzesverletzung nicht damit entſchuldigen, daß die 
Baupolizei den Bau genehmigt, oder daß er zur Ausführung 
des Baues einen Techniker angenommen habe, der wohl dafür 
ſorgen werde, daß aus der Geſetzesverletzung ein Schade für 
das Nachbarhaus nicht entſtehe. Das B. G. unterſtellt es 
allerdings als möglich, daß der Vertreter der Bekl. die Vor⸗ 
ſchrift des § 187 Thl. J Tit. 8 des A. L. R. gekannt und alſo 
gewußt habe, daß bei der Ausführung des Baues dieſe Vor⸗ 
ſchrift des A. L. R. nicht beobachtet werde. Der § 34 der 
Baupolizeiverordnung für die Stadt Poſen geſtattet aber das 
Bauen unmittelbar an der Grenze. Das B. G. iſt zwar der 
Anſicht, daß dieſe Beſtimmung die Vorſchrift des § 187 eit. 
nicht abändern könne; es konnte aber ohne Rechtsirrthum an⸗ 
nehmen, daß dem Vertreter der Bekl. kein Verſehen zur Laſt 
falle, wenn er auf Grund jener Beſtimmung der Baupolizei⸗ 
verordnung und mit Rückſicht auf die baupolizeiliche Genehmigung 


die Erbauung des Spiritusreſervoirs unmittelbar an dem 


klägeriſchen Gebäude für zuläſſig gehalten habe, auch wenn ihm 
die Vorſchrift des § 187 Thl. 1 Tit. 8 des A. L. R. bekannt 
geweſen fein ſollte. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

52. Es kann der Reviſion nicht darin Recht gegeben werden, 
daß der 8 187 Thl. I Tit. 8 des A. L. R. als ein auf 
Schadensverhütungen abzielendes Polizeigeſetz im Sinne des 
826 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. anzuſehen ſei. Der § 187 eit. 
betrifft nachbarrechtliche Verhältniſſe. Wenn die Vorſchrift auch 
zur Wahrung der Intereſſen der Beſitzer der angrenzenden 


Grundſtücke getroffen iſt und denſelben einen Schutz gegen ge- 


wiſſe Anlagen auf dem anliegenden fremden Grundſtücke gewährt, 
ſo läßt ſich doch nicht behaupten, daß ſelbige gerade auf Schadens⸗ 
verhütungen abziele und ein Polizeigeſetz ſei. Von derſelben 
Anſicht geht das Obertribunal in dem Urtheile Striethorſt Archiv 
Bd. 59 S. 63 in Bezug auf den § 185 Thl. 1 Tit. 8 des 
A. L. R. aus, welcher einen weſentlich gleichen Charakter, wie 
der 8 187 hat. Ob in dem § 125 Thl. I Tit. 8 des 
A. L. R. ein auf Schadensverhütungen abzielendes Polizeigeſetz 
enthalten iſt, wie das von der Reviſion angeführte Urtheil des 
2. Hülfsſenats des R. G. in Gruchot, Beiträge Bd. 26 S. 689 
annimmt, braucht nicht erörtert zu werden. Das B. G. legt 
dem § 34 der Baupolizeiverordnung für Poſen einen gleichen 
Charakter, wie dem § 187 Thl. I Tit. 8 des A. L. R. bei; 
es kann danach auch dieſer Paragraph als ein auf Schadens⸗ 
verhütungen abzielendes Polizeigeſetz nicht angeſehen werden. 
Vergl. Entſch. bei Nr. 50. 

53. Der Eigenthumserwerb durch Inädifikation, der ſich 
unmittelbar durch Bebauung der einem Anderen gehörigen 
Grundfläche vollzieht, ſetzt nach §S 332 Thl. I Tit. 9 des 
A. L. R. voraus: 1) daß der Grundeigenthümer um den Bau 
gewußt und 2) daß er keinen Widerſpruch dagegen erhoben hat 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 13 S. 265). Richtig 
iſt nun allerdings, daß die Nichterhebung des Widerſpruchs 
hierbei vom Geſetz als eine ſtillſchweigende Willenserklärung in 
Betracht gezogen wird, die eben deshalb, weil ſie einen Willen 
dokumentirt, rechtlich mit gewiſſen Wirkungen ausgeſtattet iſt. 
Daraus folgt an ſich, daß, wenn die Erhebung des Widerſpruchs 
aus Irrthum, Zwang oder Betrug unterblieben iſt, ſie auch 
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nicht die ihr vom Geſetz beigelegten Wirkungen haben kann. 
Aber eine von dieſen Willensfehlern beeinflußte oder durch ſie 
hervorgerufene Willenserklärung iſt nicht nichtig, ſondern nur 
anfechtbar (Eccius, Preußiſches Privatrecht, Bd. 1 § 30 a. E. 
und Dernburg, Preußiſches Privatrecht, Bd. I § 108 Note 18; 
vergl. auch Motive zum B. G. B., Bd. 1 S. 199). Will fie 
derjenige, der ſie irrthümlich abgegeben hat, oder gegen den der 
Zwang oder Betrug verübt worden iſt, nicht anfechten, ſo bleibt 
fie mit allen ihr geſetzlich beigelegten Wirkungen beſtehen. Dar⸗ 
aus ergiebt ſich, daß ein Dritter, der außerhalb jenes durch 
den Willensfehler beeinflußten Rechtsverhältniſſes ſteht, ſelbſt 
wenn er ein Intereſſe daran haben möchte, daß der zur An⸗ 
fechtung Berechtigte die Willenserklarung nicht beſtehen laſſe, 
ſie nicht deshalb anfechten kann, weil ſie dem Erklärenden 
gegenüber durch Irrthum, Zwang oder Betrug hervorgerufen 
ſei. In dieſer Lage befindet ſich der Bekl.; er iſt dem Rechte. 
verhältniß gegenüber, welches ſich zwiſchen anderen Perſonen 
durch Inädifikation vollzogen haben ſoll, ein unbetheiligter 
Dritter. V. C. S. i. S. Schräpelt c. Teichmann vom 
2. Dezember 1896, Nr. 178/96 V. 

54. Die in Rede ſtehende teſtamentariſche Beſtimmung 
kann nur unter die rechtlichen Geſichtspunkte entweder einer 
fideikommiſſariſchen Subſtitution, oder einer wenigſtens zum 
Theil, nämlich für den Fall des Ablebens der Erna H. vor 
erreichter Mündigkeit beabſichtigten Pupillarſubſtitution gebracht 
werden. Beide Geſichtspunkte werden von dem B. G. ins 
Auge gefaßt. Daſſelbe geht hierbei, den von der Judikatur und 
in der Doktrin anerkannten Grundſätzen folgend, von einer 
richtigen Unterſcheidung der Begriffe beider Arten von Sub⸗ 
ſtitutionen und ihrer rechtlichen Folgen aus, und hebt in dieſer 
Hinſicht zutreffend hervor: Bei der fideikommiſſariſchen Sub⸗ 
ſtitution vollziehe ſich der Erbfall für den Erben und den 
Nacherben ſchon mit dem Tode des Teſtators, es werde ſchon 
in dieſem Zeitpunkt durch die Subſtitution ein vererbliches und 
übertragbares Recht erworben. — Dagegen werde im Fall der 
Pupillarſubſtitution ein Erbe in den Nachlaß des unmündigen 
Kindes berufen, ſo daß der Erbanfall erſt nach deſſen Tode ein⸗ 
trete, alſo erſt in dieſem Zeitpunkt ein Erbrecht entſtehe. Es 
bedarf nun im vorliegenden Falle keiner Entſcheidung darüber, 
ob in der fraglichen Beſtimmung des Teſtaments eine fidei⸗ 
kommiſſariſche⸗ oder eine Pupillarſubſtitution enthalten iſt, weil 
die Klage weder in dem einen, noch in dem anderen Falle be⸗ 
gründet iſt. In dieſer Hinſicht iſt dem B. G. beizutreten, 
wenn daſſelbe zunächſt für den Fall, daß eine fideikom⸗ 
miſſariſche Subſtitution anzunehmen wäre, ausführt, 
daß der Anſpruch der Kl. zu 1. ohne Weiteres deshalb hinfällig 
wäre, weil ihr vermöge der Gütergemeinſchaft in welcher fie mit 
dem Teftator gelebt, gegenüber dem Teſtator keinerlei Erb⸗ oder 
Pllichttheilsrecht zuſtehen würde. In Betreff der etwaigen 
Deszendenz der Erna H. dagegen, nimmt das B. G. auf die 
Vorſchrift des § 538 des A. L. R. Thl. I Tit. 12 Bezug, 
wonach, wenn jemand feinen Kindern, welche zur Zeit des er- 
richteten Teſtaments keine Nachkommenſchaſt hatten, ſubſtituirt, 
anzunehmen iſt, daß die Subſtitution erloſchen iſt, wenn das 
eingeſezte Kind erbfähige Nachkommen erhalten und hinterlaſſen 
hat. Mit Recht nimmt das B. G. an, daß das hierdurch in 
Folge Wegfalls der Subſtitution begründete Erbrecht der 
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Deszendenz kein fideikommiſſariſches, überhaupt kein teſtamen⸗ 
tariſches, ſondern ein geſetzliches Erbrecht iſt, welches erſt im 
Augenblick des Todes der Erna H. erworben wenden könnte, 
daß aber gegenwärtig, wo dieſelbe lebt, von Erbrechten der 


etwaigen Deszendenz und darauf bezüglichen Klagen nicht die 


Rede ſein kann. Zu dem gleichen Ergebniß gelangt das B. G. 
auch für den Fall, daß eine Pupillarſubſtitution an⸗ 
zunehmen wäre. Es erwägt zutreffend und in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den oben erwähnten allgemeinen Ausführungen, 
daß in dieſem Fall die Beerbung der Erna H. erſt bei deren 
Tode eintreten würde, daß, ſo lange ſie lebt, von irgend einem 
Erbrecht nicht die Rede fein, und daß beim Mangel eines Erb- 
rechts auch nicht die Feſtſtellung eines ſolchen begehrt werden 
kann. IV. C. S. i. S. Hoffmann c. Seeck vom 17. Dezember 
1896, Nr. 191/96 IV. 

55. Das B. G. hat ſachgemäß zunächſt die Rechtswirk— 
ſamkeit des ſchriftlichen Vertrages vom 5. November 1876 ge⸗ 
prüft und iſt dabei zu dem Ergebniſſe gelangt, daß dieſer Ver. 
trag eine formell und materiell rechtsgültige anticipirte Erb⸗ 
theilung über den Nachlaß der Rentner O. ſchen Eheleute ent- 
halte. In dieſer Annahme iſt, entgegen der Reviſionsbeſchwerde, 
eine Geſetzesverletzung nicht zu finden. Daß der rechtsgeſchäft⸗ 
liche Wille der Vertragsbetheiligten auf eine anticipirte Erb⸗ 
theilung über jenen Nachlaß gerichtet geweſen iſt, hat das B. G. 
in bedenkenfreier Weiſe begründet, indem es gegenüber dem 
Wortlaute der Vertragsurkunde, wonach allerdings nur von 
einer Schenkung der Wittwe O. an ihre Kinder die Rede iſt, 
darauf hinweiſt, daß die Wittwe ihrer Eingangserklärung gemäß 
die ihr als Vorerbin zuſtehende, aber läſtig gewordene Ver⸗ 
waltung der Nachlaßgrundſtücke habe aufgeben und eine gleich⸗ 
mäßige Vertheilung des Nachlaſſes unter Zuſtimmung der Kinder 
als Nacherben habe vornehmen wollen, daß ſie danach mit an⸗ 
gefügter Genehmigung der Kinder eine dem § 6 des wechſel⸗— 
ſeitigen Teſtaments entſprechende Vertheilung erklärt habe, duß 
dieſer Vertrag zudem im Ganzen denjenigen Vorſchlägen ſich 
anſchließe, die der Kl. Ernſt O. in ſeinem Schreiben an die 
Bekl. vom 22. Auguſt 1876 ſelbſt entwickelt habe, und daß 
auch von den großjährigen Kindern ſofort der Beſitz der ihnen 
zugetheillen Grundſtücke übernommen ſei. Angeſichts dieſer 
Sachlage erſcheinen die Einwürfe der Reviſion, daß der Brief 
vom 22. Auguſt 1876 im Einzelnen erheblich abweichende Vor⸗ 
ſchläge enthalte und daß aus dem Vertrage vom 5. November 
1876 nur Schenkungen zwiſchen der Mutter und einzelnen 
Kindern ſich ergäben, nicht aber eine Erbtheilung unter den 
Kindern ſelbſt, hinfällig. Mit Recht hat vielmehr das B. G. 
in dem fraglichen Vertrage eine dem § 649 Thl. I Tit. 12 
des Pr. A. L. R. entſprechende Voraustheilung des elterlichen 
Nachlaſſes unter den Kindern mit Zuſtimmung der Mutter er⸗ 
blickt. Der Umſtand, daß die damals noch minderjährige Tochter 
Helene an der Vertragsſchließung nicht rechtswirkſam theilge⸗ 
nommen hat, iſt vom B. G. zutreffend für rechtlich belanglos 
erklärt, weil die Helene O. nach erlangter Großjährigkeit im 
Jahre 1894 den Vertrag gerichtlich anerkannt hat, und die da⸗ 
nach ihr vorbehaltenen Grundſtücke an ſie aufgelaſſen ſind. 
Daß für einen Erbtheilungsvertrag im Sinne des § 649 
a. a. O. aber eine beſondere Form vom B. R. für entbehrlich 
erachtet iſt, muß auf Grund der §8§ 649, 653, 654 a. a. O. 


und in Uebereinſtimmung mit der Rechtſprechung des vor⸗ 
maligen Preußiſchen Obertribunals (vergl. Entſch. Bd. 20 
S. 150, Striethorſt Archiv Bd. 40 S. 297) gebilligt werden. 
Liegt ſonach in dem Vertrage vom 5. November 1876 eine an 
ſich rechtsgiltige anticipirte Erbtheilung bezüglich des Nachlaſſes 
der O. ſchen Eheleute vor, jo hat das B. G. ſchließlich auch 
inſofern nicht gefehlt, als dem bloßen Umſtande, daß die 
Wittwe O. hinterher die Auflaſſung einzelner Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke an die Kinder Helene und Ernſt O. auf Grund be⸗ 
ſonderer Verträge vorgenommen hat, die Bedeutung eines die 
Rechtswirkſamkeit des Vertrages vom 5. November 1876 be⸗ 
ſeitigenden Momentes abgeſprochen iſt. IV. C. S. i. S. Otto 
c. Hildenhagen vom 10. Dezember 1896, Nr. 179/96 IV. 
56. Bei Beurtheilung des auf 88 25 und 26 Tit. 15 
Thl. I des A. L. R. geſtützten Anſpruchs auf Erſtattung eines 
verhältnißmäßigen Theils des Kaufpreiſes geht der B. R. davon 
aus, daß, da der Eigenthumsübergang von Grundſtücken und 
deren Pertinenzen ſich geſetzlich nur durch die auf Grund einer 
Auflaſſung erfolgte Eintragung im Grundbuch vollzieht, der⸗ 
jenige, der das Grundſtück vor der Auflaſſung übergeben er⸗ 
halten hat, dadurch nicht den redlichen, ſondern (höchſtens) den 
unrechtfertigen Beſitz an dem Grundſtück und ſeinen Inventarien⸗ 
ſtücken erwerben könne, alſo auch der Bekl. durch den Kauf 
und die durch constitutum possessorium erfolgte Gutsüber⸗ 
gabe nicht redlicher, ſondern nur unrechtfertiger Beſitzer ge⸗ 
worden ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Auffaffung 
von der Natur des durch Uebergabe auf Grund eines rechts- 
gültigen Veräußerungsvertrages erlangten Beſitzes eines Grund⸗ 
ſtücks in der Zeit bis zur Auflaſſung zutreffend iſt, und durch 
das von dem B. R. in Bezug genommene Urtheil des R. G. 
(Bd. 21 S. 313), dem ein erheblich verſchiedener Thatbeſtand 
(es handelte ſich dort um formungültige Verträge) zu Grunde 
lag, gerechtfertigt wird. Es kann das dahingeſtellt bleiben, 
weil für den guten oder ſchlechten Glauben desjenigen, der eine 
dem Veräußerer nicht gehörige Sache durch einen läſtigen Ver⸗ 
trag „an ſich gebracht“ hat (§ 25 a. a. O.) im Sinne des 
Geſetzes nur ein, und zwar derjenige Zeitpunkt maßgebend ſein 
kann, in welchem ſich der durch den Vertrag beabſichtigte Er⸗ 
werb vollzieht. Das war früher in allen Fällen die Uebergabe 
des veräußerten Gegenſtandes und iſt es noch bei beweglichen 
Sachen, während es bei unbeweglichen Sachen und deren (wenn 
auch beweglichen) Zubehör zur Uebertragung des Eigenthums 
der Auflaſſung bedarf ($ 1 des E. E. G.). Die bezüglichen 
Vorſchriften des Tit. 15 Thl. I des A. L. R. ſollen den red⸗ 
lichen Erwerb ſchützen, indem ſie die Vindikation gegen den⸗ 
jenigen, der eine Sache von einer unverdächtigen Perſon durch 
einen läſtigen Vertrag an ſich gebracht, von der Erſtattung alles 
deſſen, was der Erwerber dafür gegeben oder geleiſtet hat, alſo 
beim Kauf von Erſtattuug des Kaufpreiſes abhängig machen. 
Da nun aber der Kaufpreis die Gegenleiſtung für die Abtretung 
des Eigenthums iſt (§ 1 Tit. 11 a. a. O.), fo kann im 
Falle des Kaufes oder eines anderen auf Erlangung des Eigen⸗ 
thums gerichteten läſtigen Vertrags, unter dem „Aufbringen“ 
im Sinne des § 25 Tit. 15 a. a. O. nur derjenige Akt ver⸗ 
ſtanden werden, durch welchen das Eigenthum übertragen 
und dadurch der Vertrag von Seiten des Veräußerers erfüllt 
wird. Das iſt aber bei Grundſtücken gegenwärtig die Auflaſſung 
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(vergl. Cccius Preußiſches Privatrecht Bd. IS 23 a Note 22). 


Als die Auflaſſung des Gutes Sedlinen an den Bekl. erfolgte, 


hatte, wie der B. R. als unſtreitig feſtſtellt, der vom Bekl. zur 
Entgegennahme der Auflaſſung bevollmächtigte Rechtsanwalt U. 
von dem Eigenthumsvorbehalt der Gebrüder Meininger Kennt⸗ 
niß. Das genügte, um den redlichen Erwerb des Bekl. in 
Anſehung der ſtreitigen Kühe auszuſchließen (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 15 S. 266). V. C. S. i. S. Tenge c. Puppel 
vom 28. November 1896, Nr. 92/96 V. N 

57. Das B. U., durch welches der klägeriſche Anſpruch 
auf Pachtzahlung abgewieſen iſt, beruht darauf, daß die un⸗ 
unterbrochene Fortdauer der Gewährung der Pachtnutzung 
eine weſentliche Eigenſchaft der vertragsmäßigen Leiſtung des 
Verpächters iſt, und daß ferner dieſe Leiſtung auch bei verein⸗ 
barter Vorauszahlung des Pachtgeldes den Charakter als Vor⸗ 
leiſtung beibehält. Beides iſt richtig (vergl. Striethorſt, 
Archiv, Bd. 80 S. 159; Bd. 89 S. 354, Bd. 91 S. 71). 
Aus dieſen Sätzen folgt, daß der Verpächter, der wegen Nicht- 
zahlung des fälligen Pachtzinſes dem Pächter die Nutzung 
entzieht, damit ſich des Rechts begiebt, die Zahlung des Pacht⸗ 
zinſes zu verlangen. Im vorliegenden Falle hat das B. G. 
unangefochten feſtgeſtellt, daß der Kl. den Bekl. ſpäteſtens gegen 
Ende Mai 1895 aus dem Pachtbeſitze geſetzt habe. Später hat 
der Kl. den gerichtlichen Beſchluß vom 12. Juni 1895 erwirkt, 
durch welchen wegen des Pachtrückſtandes der dem Bekl. gegen 
ihn zuſtehende Anſpruch auf die Nutzung des Pachtgrundſtückes 
gepfändet und dem Kl. als Drittſchuldner aufgegeben iſt, die 
Grundſtücksnutzung durch den Bekl. nicht mehr zu dulden. 
Auch iſt darin angeordnet, daß das Grundſtück an einen vom 
Gericht der belegenen Sache zu beſtellenden Sequeſter heraus— 
zugeben ſei, und iſt zugleich dem Kl. die Grundſtücksnutzung 
zur Ausübung durch den Sequefter auf eigene Rechnung über- 
wieſen. Der Sequeſter iſt am 28. Juni 1895 beſtellt. Wenn 
nun auch in dieſen Vorgängen eine Wiedereinräumung der 
entzogenen Pachtnutzung geſehen werden könnte, ſo iſt doch bis 
dahin dem Bekl. die Nutzung nicht fortdauernd gewährt worden, 
und es kann auch nicht von einer ihrer Dauer nach unweſent⸗ 
lichen und deshalb nicht in Betracht kommenden Unterbrechung 
der Vorleiſtung des Verpächters die Rede ſein. Das B. G. 
folgert richtig, daß, da die vertragsmäßige, d. h. fortgeſetzte 
Pachtnutzung vom Beginn der Pachtzeit an ſich nachträglich 
nicht mehr gewähren ließ, der Pachtzins nur gefordert werden 
könnte, wenn der Bekl. ſich mit der Wiederaufnahme der unter- 


brochenen Gewährung der Pachtnutzung einverſtanden erklärt 


hätte, was nicht behauptet iſt. VI. C. S. i. S. Liebſch o. Buſch 
vom 3. Dezember 1896, Nr. 293/96 VI. 

58. Wenn der Eigenthümer zweier Grundſtücke das eine 
von ihnen für ſein anderes Grundſtück ſo benutzt, daß es — 
wenn man das Verhältniß einer Servitut unterſtellen dürfte — 
als das dienende und jenes andere Grundſtück als das herrſchende 
anzuſehen ſein würde, ſo kann zwar hierdurch, ſolange das 
Eigenthum beider Grundſtücke in derſelben Hand vereinigt 
bleibt, weder nach gemeinem, noch nach preußiſchem Recht eine 
Grundgerechtigkeit begründet werden; nach letzterem deshalb 
nicht, weil das A. L. R. davon ausgeht, daß die Grund⸗ 
gerechtigkeit ein Recht an einer fremden Sache iſt ($$ 25, 
26, 30 ff. Tit. 22 Thl. I), und weil aus den beſonderen Vor⸗ 
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ſchriften in $$ 53, 54 daſelbſt nicht der Schluß gezogen 
werden darf, daß dem Eigenthümer auch die Neubegründung 
einer Grundgerechtigkeit für ein ihm gehöriges Grundſtück an 
einem anderen von ihm beſeſſenen Grundſtücke freiſtehe. Der 
von dem Eigenthümer ſo geſchaffene Zuſtand iſt vielmehr, ſolange 
er Eigenthümer beider Grundſtücke bleibt, nur ein thatſächlicher. 
Dagegen iſt es ein nach beiden Rechtsſyſtemen anerkannter 
Grundſatz (vergl. für das preußiſche Recht Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. 79 S. 283 und Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 13 S. 249; ſowie Eccius, Preußiſches Privatrecht 
Bd. 3 S. 383 und Rehbein, Entſch. des Obertribunals Bd. 3 
S. 974), daß dieſer thatſächliche Zuſtand dann in einen recht⸗ 
lichen übergeht, wenn der Eigenthümer das dienende Grundſtück 
veräußert, ſofern hierbei der Veräußerer und der Erwerber 
gewollt haben, daß die bisherige Benutzungsart dieſes Grund⸗ 
ſtückes fortbeſtehen ſolle. Durch eine derartige Veräußerung 
verwandelt ſich der bisher nur thatſächlich geübte Gebrauch des 
Eigenthümers in eine Grundgerechtigkeit ohne daß es eines 
neuen Aktes behufs ihrer Begründung bedürfte. V. C. S. i. S. 
Schräpelt c. Teichmann vom 2. Dezember 1896, Nr. 178/96 V. 

59. Wie die 88 256, 258 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. 
beſtimmen, kann die Frau ihr Eingebrachtes zurückfordern, 
wenn der Mann die Verbindlichkeit, ſeiner Frau und den mit 
ihr erzeugten Kindern den nach Verhältniß ihres Standes noth⸗ 
wendigen Unterhalt zu gewähren, nicht mehr zu erfüllen ver⸗ 
mögend iſt. Mit Recht legt deshalb das B. G. darauf kein 
Gewicht, ob der Ehemann thatſächlich dieſen Unterhalt, wie die 
Ehefrau behauptet, ihr und den Kindern nicht gewährt hat. 
Auch erklärt das B. G. es zutreffend für unerheblich, daß dem 
Chemann für dieſen Rechtsſtreit das Armenrecht bewilligt worden 
iſt, da die Bewilligung des Armenrechts nur vorausſetzt, daß 
die Partei ohne Beeinträchtigung des fur ſie und ihre Familie 
nothwendigen Unterhalts die Koſten des Prozeſſes nicht beſtreiten 
kann. Endlich legt das B. G. auch der Aeußerung des Ehe⸗ 
manns, nach Amerika gehen zu wollen, keine Bedeutung bei, da, 
wie auf Grund thatfächliher Würdigung ausgeführt wird, dieſe 
Aeußerung nicht ernſtlich zu nehmen ſei, auch die Ehefrau 


keinen geſetzlichen Grund habe, dem Ehemanne nach dem neuen 


Wohnorte nicht zu folgen. Da in dieſer Ausführung gleichfalls 
eine Rechtsnormverletzung nicht zu erkennen iſt, fo kommt es 
nur noch auf die Prüfung der Frage an, ob das B. G. be⸗ 
denkenfrei feſtgeſtellt hat, daß das Unvermögen des Ehemanns, 
ſeiner Ehefrau und den mit ihr erzeugten Kindern den nach 
Verhältniß ihres Standes nothwendigen Unterhalt zu gewähren, 
nicht nachgewieſen ſei. Nun iſt der Reviſion zuzugeben, daß 
jene Feſtſtellung des B. G. inſoweit, als ſie ſich auf das eidliche 
Zeugniß des Generalagenten N. ſtützt, nicht bedenkenfrei iſt. 
Denn dieſes Zeugniß, das den monatlichen Verdienſt des Ehe⸗ 
manns aus Verſicherungsgeſchäften auf 170 bis 180 Mark an- 
ziebt, kann als eine Grundlage für die Ueberzeugung des 
Gerichts, daß das Jahreseinkommen des Ehemanns über 
3000 Mark betrage, nicht verwerthet werden. Allein, wie das 
B. G. anderweit ohne Verletzung von Rechtsnormen feſtſtellt, 
it der Ehemann, gegen den in I. J. im Disziplinarverfahren 
auf Dienſtentlaſſung erkannt worden war, jetzt, nachdem dieſes 
Urtheil in der höheren Inſtanz in Strafverſetzung abgeändert 
worden iſt, wieder in der Lage, ſeine auskömmliche Stellung 


als Gerichtsaſſiſtent weiter zu bekleiden. Und dieſer Grund 
trägt die Entſcheidung. IV. C. S. i. S. Wittrock c. Wittrock 
vom 10. Dezember 1896, Nr. 244/96 IV. 

60. Die Rüge der Reviſion geht dahin, daß die Vorin⸗ 
ſtanzen den §8 560 A. L. R. Thl. II Tit. 1, welcher vorſchreibt: 
„Sind an die Stelle der nicht mehr vorhandenen Stücke“ (d. h. 
der von der Frau eingebrachten Mobilien) „andere angeſchafft 
worden, ſo können die Frau oder deren Erben die letzteren ſtatt 
der eingebrachten zurücknehmen“, zu Unrecht angewendet hätten. 
Denn § 560 betreffe nur den Fall, daß eingebrachte Mobilien 
verbraucht werden, ohne daß die Frau einen Erſatzanſpruch an 
den Mann erwerbe. Im vorliegenden Falle habe der Mann 
die Verſicherungsentſchädigung der Frau erhoben und daher die 
Kl. an ihn nur eine Geldforderung gehabt, an deren Stelle 
ohne ihre Zuſtimmung nicht andere bewegliche Sachen geliefert 
werden könnten. Wenn nun Kl. nach ihrem Zugeſtändniſſe nur 
die Ausſtattung und 10 000 fl. baar in die Ehe gebracht habe, 
der Ehemann ihr aber nach dem Brande mit feinem Grundſtücke 
in Höhe von 25 000 Mark (mindeſtens = 10 000 + 5 000 fl.) 
Hypothek beſtellt habe, ſo habe ſie durch die Annahme dieſer 
Hypothek nicht auf jene Geldforderung an ihren Ehemann ver⸗ 
zichtet, ſondern auf die mit dem Gelde angeſchafften Sachen. 
Auch dieſe Rüge iſt jedoch unbegründet, da nach der unan⸗ 
fechtbaren Feſtſtellung der Vorinſtanzen die neuen Sachen an 
Stelle der verbrannten aus der Verſicherungsentſchädigung an⸗ 
geſchafft ſind und kein Zweifel darüber obwaltet, daß Kl. damit 
einverſtanden war. Iſt dies aber der Fall, dann erwarb die 
Frau die neuen Sachen nach dem im § 560 A. L. R. Thl. II 
Tit. 1 anerkannten allgemeinen Prinzipe kraft Surrogation zum 
Eigenthume, gleichviel ob der Ehemann ihr zum Erſatz ver- 
pflichtet war oder nicht und gleichviel, aus weſſen Mitteln die 
Sachen angeſchafft wurden (vergl. Striethorſt, Archiv Bd. 60 
S. 150 ff., Foerſter⸗Eccius 6. Auflage Bd. 4 § 211 S. 87, 
Dernburg, Preußiſches Privatrecht Bd. 3 Auflage 4 § 25 
S. 89, von Wilmowski, K. K. O. 5. Auflage S. 188). Da⸗ 
von abgeſehen iſt nicht erſichtlich, aus welchem Rechtsgrunde der 
Ehemann der Kl. zum Erſatz der verbrannten Sachen ver⸗ 
pflichtet geweſen ſein ſollte. Verpflichtet war er der Kl. nur 
zur Herausgabe der Brandentſchädigungsſumme, da er die Ver⸗ 
ſicherung, wenn auch auf ſeinen Namen, ſo doch für Rechnung 
der Kl. genommen hatte (88 1950, 1951 A. L. R. Thl. II 
Tit. 8). Dieſer Verpflichtung hat er Genüge geleiſtet. Sollte 
das Eigenthum der Kl. an den Sachen durch die ſpätere Hy⸗ 
pothekenbeſtellung verloren gehen, ſo mußte das ausdrücklich 
beſtimmt werden. Daß letzteres geſchehen ſei, iſt aber nicht be- 
hauptet worden. V. C. S. i. S. Mehrle Konk. c. Mehrle 
vom 16. Dezember 1896, Nr. 278/96 V. 

61. Die Auffaſſung, daß die im $ 186 Strafgeſetzbuchs 
bezeichnete ehrenrührige Nachrede an ſich geeignet iſt, eine vor⸗ 
ſätzlich unerlaubte Handlung im Sinne des § 706 Thl. II 
Tit. 1 A. L. R. darzuſtellen, entſpricht der in dem Urtheile des 
IV. C. S. des R. G. vom 5. April, 1894 (Entſch. des R. G. 
Bd. 33 S. 284) gemachten Ausführung. IV. C. S. i. S. 
Tiszor c. Tiszor vom 17. Dezember 1896, Nr. 192/96 IV. 

62. Es erhellt, daß die 88 387 und 388 Thl. II Tit. 2 
A. L. R. ſich nur auf den Fall beziehen, wenn die Eltern 
durch letztwillige Verfügung nachträglich eine Anordnung 
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darüber ireffen wollen, daß und in welcher Höhe ſich die Kinder 
bereits Empfangenes bei der Nachlaßtheilung anrechnen 
laſſen ſollen. Verſchieden hiervon iſt die Frage, ob und in 
welcher Weiſe ſchon bei der Hingabe eine Ausgleichungs⸗ 
pflicht begründet werden kann. In früherer Zeit gingen die 
Anſichten in dieſer Beziehung auseinander. Vergl. Bielitz, 
Kommentar Bd. 5 S. 495, ſowie Bornemann, Preußiſches 
Civilrecht Bd. 6 S. 174, und. andererſeits Witte, Preußiſches 
Inteſtaterbrecht 8 71 S. 241, ſowie Koch in Richters und 
Schneiders kritiſchen Jahrbüchern Bd. 9 S. 167. Jetzt erkennt 
die herrſchende Lehrmeinung an, daß die Kollation auch in 
Fällen, bei denen die Ausgleichung nicht kraft Geſetzes eintreten 
würde, bereits bei der Zuwendung, und zwar formlos vorge— 
ſchrieben werden kann. Vergl. Förſter⸗Eccius, Preußiſches 
Privatrecht Bd. 4 § 274 bei Note 102 folg.; Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht Bd. 3 § 243 Nr. 3; Koch, Erbrecht 
Bd. 2 8 102 S. 108 Nr. 3a u. b; Gruchot, Erbrecht 
Bd. 3 S. 97. Das R. G. hat ſich dieſer Anſicht angeſchloſſen 
und demgemäß im Urtheile vom 21. Januar 1889 (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 293) ausgeſprochen: Es 
könne einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, daß, wenn 
ein Parens einer Zuwendung, die an ſich eine Auögleichungs- 
pflicht des Kindes nicht begründen würde, die Auflage bei⸗ 
füge, daß die Zuwendung zur Ausgleichung zu bringen ſei, 
der bei der Zuwendung geäußerte Zuwendungswille über 
die Ausgleichungspflicht entſcheide, auch wenn er formlos 
erklärt ſei. Das Kind könne ſolchergeſtalt die Zu- 
wendung nicht anders haben und behalten als mit 
der Ausgleichungspflicht. Die beſondere Vorſchrift des 
§ 687 a. a. O., welche nur für eine nachträgliche, letztwillige 
Ausgleichungsbeſtimmung gegeben iſt, kann in dem vorliegenden 
Falle weder eine direkte noch eine entſprechende Anwendung 
finden. Vergl. auch Foerſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht 
Bd. 4 § 274 bei Anm. 104 und 105; ſowie Koch, Erbrecht 
Bd. 2 8 102 S. 108 Nr. Za u. b. IV. C. S. i. S. 
Jaeckel Konk. c. Jaeckel vom 3. Dezember 1896, Nr. 165/96 IV. 

63. Was den Anſpruch auf Hergabe eines Bauplatzes an- 
betrifft, ſo hat das B. G. den einſchlägigen Beſtimmungen der 
Konſiſtorialordnung von 1573 die Auslegung gegeben, daß die 
politiſche Gemeinde zwar die Pflicht habe, in Ermangelung eines 
zureichenden Kirchenvermögens die Kirchen und Pfarreien in den 
Städten zu bauen und im baulichen Zuſtande zu erhalten, daß 
aber für die politiſche Gemeinde nicht auch die Verbindlichkeit 
beſtehe, die erforderlichen Bauplätze herzugeben oder zu beſchaffen. 
oder zur Beſchaffung derſelben Beiträge zu leiſten. Die 
Richtigkeit dieſer Auslegung eines Provinzialgeſetzes nachzuprüfen, 
ſteht dem Reviſionsgerichte nicht zu. Ebenſowenig aber findet der 
Anſpruch in dem A. L. R., vergl. Entſch. des R. G. Bd. 9 
S. 253 oder in der neueren Kirchengeſetzgebung eine Unter⸗ 
ſtützung, und auch eine Obſervanz, welche ihm zur Grundlage 
dienen könnte, hat die Kl. nicht zu behaupten vermocht. Dem⸗ 
nach muß dem B. G. darin beigetreten werden, daß der Anſpruch 
materiell unbegründet und deshalb uneingeſchränkt und gänzlich 
zurückzuweiſen iſt. Der zweite, die Beitragspflicht zu den Bau⸗ 
koſten betreffende Klageanſpruch iſt zur Zeit abgewieſen worden, 
weil die nach §S 707 Thl II Tit. 11 des A. L. R. erforderliche 
Enkſcheidung der Verwaltungsbehörde über die Norhwendigkeit 
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und Art des Baues noch nicht getroffen ſei. Das B. G. 
bezeichnet dieſen Grund der zeitlichen Abweiſung als denjenigen 
der „Unzuläſſigkeit des Rechtsweges“, jedoch nicht in dem Sinne, 
daß die Entſcheidung des Streites den ordentlichen Gerichten 
entzogen ſei und den Verwaltungsgerichten oder Verwaltungs- 
behörden zuſtehe, ſondern in dem Sinne, daß die Kl. noch 
nicht die Befriedigung ihres Rechtes verlangen könne, daß alſo 
nach juriſtiſchem Sprachgebrauche actio nondum nata ſei. In 
dieſem Sinne aufgefaßt, läßt ſich die Begründung rechtlich nicht 
beanſtanden. Denn nach der konſtanten Judikatur des früheren 
Preußiſchen Obertribunals und des R. G., von welcher abzugehen 
feine Veranlaſſung vorliegt, haben die §§ 707, 708 Thl. II 
Tit. 11 des A. L. R. die Bedeutung, daß die Kirchengemeinde 
mit der Klage auf Leiſtung von Beiträgen zu dem Baue eines 
Kirchengebäudes gegen den angeblich Verpflichteten erſt dann 
vorgehen darf, wenn die Nothwendigkeit und Art des Baues 
von den geiſtlichen Oberen feflgefiellt worden iſt. An die Stelle 
der geiſtlichen Oberen iſt in der Stadt Berlin gemäß Art. 23 
Nr. 2 des Geſetzes vom 3. Juni 1876, betreffend die evangeliſche 
Kirchenverfaſſung in den acht älteren Provinzen der Preußiſchen 
Monarchie, und Art. III der Verordnung vom 5. September 
1877, betreffend den Uebergaug der Angelegenheiten der evan⸗ 
geliſchen Landeskirche auf den evangeliſchen Oberkirchenrath und 
die Konſiſtorien, der Königliche Polizeipräſident in Berlin 
getreten. Gegen die Entſcheidung dieſer Behörde findet der 
Rechtsweg nicht ſtatt. Die Entſcheidung iſt daher die Vor— 
bedingung für die Klage auf Leiſtung der Baubeiträge; 
bevor dieſelbe getroffen iſt, iſt noch nicht der Zeitpunkt eingetreten, 
mit welchem die Klage erhoben werden kann. Entſch. des 
Obertribunals Bd. 54 S. 305; Striethorſt Archiv, Bd. 90 S 96; 
Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 242, Bd. 34 S. 307; Gruchot 
Beiträge, Bd. 24 S. 884 Nr. 104; Juriſtiſche Wochenſchrift 
1885 S. 328 Nr. 33. Die vorſtehenden Rechtsſätze gelten 
nach 88 789, 790 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. auch für 
den Bau von Pfarrgebäuden. Sie finden ferner nicht blos 
bei der Leiſtungsklage, ſondern auch bei der Feſtſtellungsklage 
Anwendung, durch welche, wie im vorliegenden Prozeſſe, die 
Perſon des im konkreten Falle zu Baubeiträgen Verpflichteten 
feſtgeſtellt werden ſoll. Denn die Perſon des Verpflichteten 
kommt erſt dann in Betracht, wenn die Nothwendigkeit des 
Baues und die Art deſſelben feſtſteht. So lange Letzteres noch nicht 
der Fall iſt, hat die Kirchengemeinde kein rechtliches Intereſſe 
daran, eine Entſcheidung darüber herbeizuführen, ob diejenige 
Perſon, welche ſie für verpflichtet hält, die Koſten des Baues 
ganz oder theilweiſe zu beſtreiten, auch wirklich verpflichtet iſt. 
Die Feſtſtellungsklage iſt daher vor der Entſcheidung über die 
Nothwendigkeit und Art des beabſichtigten Baues nicht gegeben. 
8 231 C. P. O. IV. C. S. i. S. Johannes Evangeliſt⸗ 
Kirchengemeinde zu Berlin e. Stadt Berlin vom 7. Dezember 
1896, Nr. 175/96 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

64. Die Klage iſt auf das, den 3. Abſchnitt des 
Preußiſchen Geſetzes vom 2. März 1850 in Neuvorpommern 
und Rügen einführende, Preußiſche Geſetz vom 12. Juni 1892 
geſtützt. In der erften Inſtanz iſt der auf die „Reguliruug des 
Bauerhofes Voigtey behufs Eigenthumsverleihung“ gerichtete 


Antrag des Kl. abgewieſen, weil der Bauerhof zur Zeit feiner 
Räumung durch die Wittwe D. nicht mehr eine nach § 74 des 
Geſetzes vom 2. März 1850 regulirungsfähige Stelle geweſen 
ſei. Auch das die Berufung des Kl. zurückweiſende B. G. hält 
diefen Grund für durchſchlagend, hat aber daneben für die Ab⸗ 
weiſung der Klage den zweiten ſelbſtſtändigen Grund gegeben, 
daß jedenfalls am 1. Januar 1892 die Regulirungsfähigkeit 
der Stelle nicht mehr beſtanden habe. Da dieſer zweite Grund 
gebilligt werden muß, bedarf es einer Prüfung des erſten nicht. 
Dagegen iſt für das Verſtändniß des anzuwendenden unklaren 
Geſetzes vom 12. Juni 1892 deſſen Anlaß und Entſtehungs⸗ 
geſchichte von großer Bedeutung. Näher dargelegt. III. C. S. 
i. S. Dumrath c. Kloſter zum heiligen Geiſt zu Stralſund 
vom 4. Dezember 1896, Nr. 197/96 III. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

65. Das B. G. geht an ſich von einer richtigen Begriffs- 
beſtimmung des Tauſchvertrages aus, indem es gemäß der Vor⸗ 
ſchrift des § 363 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 den Tauſch 
als einen Vertrag bezeichnet, wodurch ein Kontrahent gegen den 
anderen zur Abtretung des Eigenthums einer Sache gegen 
Ueberlaſſung einer anderen ſich verpflichtet. Auch wird von dem 
B. G. im Allgemeinen offenbar nicht verkannt, daß dieſen Er⸗ 
forderniſſen nur dann genügt wird, wenn die beiderſeits ver- 
ſprochene Hingabe von Sachen (hier der beiden Grundſtücke) 
in dem direkten Verhältniß von Leiſtung und Gegeuleiſtung 
ſteht. Mit Unrecht findet aber das B. G., daß dieſes Merk⸗ 
mal in dem Vertrage vom 13. Februar 1893 enthalten iſt. 
In dieſer Annahme iſt eine das Reviſionsgericht bindende that⸗ 
ſächliche Feſtſtellung nicht zu erblicken. Die Frage, ob in einer 
Urkunde die weſentlichen Merkmale eines einheitlichen Tauſch⸗ 
vertrages oder zweier Kaufverträge enthalten ſind, iſt — wie 
bereits in dem Urtheil des erkennenden Senats vom 7. De⸗ 
zember 1885 i. S. Fiskus c. Vieler IV 240/85 ausgeführt 
worden — rechtlicher Natur. Dieſe Frage unterliegt daher der 
freien, durch die Auffaffung des B. G. nicht beſchränkten Be⸗ 
urtheilung des Reviſionsgerichts. Im vorliegenden Falle ſteht 
nun der Annahme eines Tauſchvertrages der Umſtand entgegen, 
daß über die Berichtigung des für jedes der beiden Grundſtücke 
in einer beſtimmten Geldſumme vereinbarten Preiſes erſchöpfende 
Bestimmungen getroffen find, ohne daß dabei eine durch Hin- 
gabe des anderen Grundſtücks zu gewährende Gegenleiſtung 
feſtgeſetzt wäre. Allerdings würde es der Natur des Tauſch— 
vertrages an ſich nicht widerſprechen, daß die Vertragſchließenden 
den Werth der gegenſeitig abgetretenen Grundſtücke in Gelde 
veranſchlagt und vereinbart haben, daß die Ausgleichung mittels 
Zahlung und Uebernahme oder Abtretung von Hypotheken er⸗ 
folgen ſolle. Eine ſolche Ausgleichung der für die Grund— 
ſtice feſtgeſetzten Preiſe unter einander, aus welcher etwa 
eine durch die wechſelſeitige Ueberlaſſung der Grundſtücke ge— 
währte Gegenleiſtung entnommen werden könnte, iſt aber in 
dem Vertrage nicht vereinbart worden. In dieſer Beziehung 
unterſcheidet ſich der gegenwärtige Fall weſentlich von dem Falle 
dez in dem B. U. in Bezug genommenen reichsgerichtlichen 
Erkentniſſes vom 8. November 1888 (Hoyer⸗Gaupp die 
Preußiſche Stempelſteuergeſetzgebung 5. Auflage Anm. 47d zu 
9 5 des Stempelſteuergeſetzes), in welchem eine ſolche Aus⸗ 
gleichung ſtattgefunden hat. Eine gewiſſe Beziehung der beiden 


Grundſtücksüberlaſſungen zu einander iſt allerdings aus dem 
§ 4 des Vertrages zu entnehmen, wonach die Auflaſſung beider 
Grundſtücke bis zum 18. Februar 1893, und zwar die des 
Grundſtücks in Weißenſee zuerſt erfolgen ſollte. Allein hierauf 
iſt kein entſcheidendes Gewicht zu legen. Denn wenn auch aus 
jener Beſtimmung etwa geſchloſſen werden könnte, daß die 
Uebertragung und Auflaſſung des einen Grundſtücks im Hin⸗ 
blick auf die entſprechenden rechtsgeſchäftlichen Handlungen be⸗ 
züglich des anderen Grundſtücks vereinbart ſind, und daß das 
eine Geſchäft nur mit Rückſicht auf das andere geſchloſſen 
worden iſt, ſo wird doch durch dergleichen gegenſeitige Be⸗ 
ziehungen der Rechtsgeſchäfte — wie bereits in dem inſoweit 
ähnlich liegenden Falle des reichsgerichtlichen Urtheils vom 
27. September 1886 i. S. Siegheim c. Fiskus IV 52/86 an⸗ 
genommen iſt — den einzelnen Geſchäften die rechtliche Selbſt⸗ 
ſtändigkeit nicht entzogen. Von keiner Bedeutung für die recht⸗ 
liche Natur des Geſchäftes iſt die Meinung der Parteien über 
dieſelbe. Deshalb iſt auch kein Gewicht darauf zu legen, daß 
die Vertragſchließenden in der Urkunde ſelbſt das vereinbarte 
Geſchäft als einen Tauſchvertrag bezeichnet haben, wenn der 
objektive Inhalt der Urkunde dieſer Annahme widerſpricht. Daß 
dieſer Widerſpruch hier vorhanden iſt, ergiebt ſich aber aus den 
vorſtehenden Darlegungen. Dieſelben führen in Verbindung 
mit dem feſtgeſtellten Inhalt des Vertrages zu der von dem 
Bekl. in der Berufungsinſtanz geltend gemachten Auffaſſung, 
daß bezüglich eines jeden der veräußerten Grundſtücke alle ge⸗ 
ſetzlichen Begriffsmerkmale des Kaufs im Sinne des § 1 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 11 vorliegen. IV. C. S. i. S. 
Pr. Fiskus c. Lakſer vom 30 November 1896, Nr. 164/96 IV. 

66. Der von der Reviſion erhobene Angriff, es ſei der 
rechtliche Charakter des Vertrages vom 23. Mai 1892 unrichtig 
beurtheilt worden, iſt nicht begründet. Der B. R. geht von 
dem zutreffenden Grundſatze aus, daß dieſer rechtliche Charakter 
aus dem Inhalte des Vertrages zu beurtheilen iſt und daß ein 
Tauſchvertrag nur dann anzunehmen ſei, wenn nach Abſicht der 
Vertragſchließenden die beiderſeitigen Sachübertragungen im 
Verhältniſſe von Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen. Die Frage, 
ob der genannte Vertrag die Beſtandtheile eines Tauſchvertrages 
oder eines Kaufvertrages enthält, iſt rechtlicher Natur und unter⸗ 
liegt daher der Prüfung des Reviſionsgerichts. In den Erwägungen, 
aus denen der B. R. zu der Annahme gelangt, daß in dem 
mehrgenannten Vertrage nicht ein Tauſchvertrag, ſondern ein 
Kaufoertrag mit Angabe an Zahlungsſtatt beurkundet ſei, iſt 
jedoch ein Rechtsirrthum und namentlich eine Verletzung der 
85 363 Thl. I Tit. 11 A. L. R. oder einer ſonſtigen Rechts⸗ 
norm nicht enthalten. Der B. R. prüft, von der oben er- 
wähnten richtigen Grundlage ausgehend, den geſammten Inhalt 
des Vertrages und verſtößt hierbei weder gegen Auslegungsregeln 
noch gegen Rechtsgrundſätze, und ebenſowenig kann ihm der 
Vorwurf gemacht werden, daß er weſentliche Beſtimmungen des 
Vertrages unberückſichtigt gelaſſen habe. IV. C. S. i. S. 
Köhler c. Fiskus vom 17. Dezember 1896, Nr. 194/96 IV. 

67. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die C. P. O. 
unter „Rechtsweg“ den Gegenſatz von Verwaltungsweg verſteht, 
mithin die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges lediglich 
in der Behauptung findet, daß der vor Gericht anhängig ge⸗ 
wordene Rechtsſtreit vor einer Verwaltungsſtelle zum Austrag 
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kommen muͤſſe (vergl. Urtheil des II. C. S. des R. G. vom 
28. November 1882, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 8 
S. 348, des VI. C. S. vom 2. November 1891, Entſch. 
Bd. 28 S. 157). In Uebereinſtimmung mit den Urtheilen 
des Obertribunals vom 17. Juni 1878 (Striethorſt, Archiv 
Bd. 100 S. 47) und vom 16. Mai 1879 (Entſch. Bd. 83 
S. 278, 286) iſt ferner in wiederholten Entſcheidungen des 
R. G. (IV. C. S. vom 23. September 1886, Miniſterialblatt 
von 1887 S. 114; IV. C. S. vom 27. September 1886, 
Eutſch. Bd. 17 S. 206; III. C. S. vom 17. Januar 1890, 
Entſch. Bd. 24 S. 200) ausgeſprochen worden, daß die in 
§ 12 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 erwähnte Friſt eine 
Verjährungsfriſt iſt. Nun iſt es zwar richtig, daß die §§ 11 
und 12 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 in den Urtheilen des 
R. G., II. C. S. vom 11. Oktober 1881 (Miniſterialblatt 1882 
S. 32) und des III. C. S. vom 18. Dezember 1888 — III. 
217/88 — dahin ausgelegt worden find, daß im Falle frei⸗ 
williger Zahlung eines Stempels für die Klage auf Rück⸗ 
erſtattung deſſelben der Rechtsweg nicht zuläſſig ſei. Beide 
Senate ſind jedoch ſpäter von dieſer Auslegung abgegangen 
und zu der entgegengeſetzten Auffaſſung gelangt. In den Ur⸗ 
theilen des II. C. S. vom 18. Januar 1889 — II. 277/88 — 
und des III. C. S. vom 17. Februar 1891 — III. 272/90 — 
iſt ausgeführt worden: Der § 11 des genannten Geſetzes habe 
in Bezug auf die näher bezeichneten Stempel den Rechtsweg 
ganz allgemein zugelaſſen; daran ändere § 12 nichts, da durch 
denſelben nur anderweite Bedingungen — Zahlung mit Vor⸗ 
behalt, Friſt von ſechs Monaten — für die nach § 11 unbedingt 
zum Rechtswege verſtattete Klage beziehungsweiſe eine Verjährungs⸗ 
friſt vorgeſchrieben ſeien, welche Bedingungen „bei Verluſt des 
Klagerechts“ erfüllt werden müßten. Der Mangel dieſer Vor⸗ 
ausſetzungen müſſe allerdings dazu führen, daß die erhobene 
Klage als unbegründet abzuweiſen ſei, ſie könne aber nicht 
wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen werden, nach⸗ 


dem § 11 den Rechtsweg über die ſtreitige Frage zugelaſſen 


habe. Dieſe Erwägungen, von denen der II. Senat auch in 
dem Urtheile vom 26. Januar 1892 (Jur. Wochenſchr. 1892 
S. 129 Nr. 18) nicht abgegangen iſt und welche der jetzt er⸗ 
kennende Senat in dem Urtheile vom 17. Juni 1895 (Entſch. 
Bd. 36 S. 212, 213) bereits gebilligt hat, ſind auch ferner 
als zutreffende aufrecht zu erhalten. Von gleichen Grundſätzen 
iſt der erkennende Senat auch bei Anwendung anderer Geſetze, 
welche entſprechende Vorſchriften wie die in Rede ſtehenden ent⸗ 
halten, insbeſondere bei Anwendung des Militärpenſionsgeſetzes 
vom 27. Juni 1871 ausgegangen (vergl. Urtheile vom 28. No⸗ 
vember 1895, Entſch. Bd. 36 S. 74, und vom 2. Dezember 
1895 — IV. 192/95 —), indem erwogen iſt, daß die Vor. 
ſchrift des § 114 keine auf die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
bezügliche Beſtimmung, ſondern eine materiellrechtliche, die Fort⸗ 
dauer der Exiſtenz des entſtandenen Klagerechts und damit des 
ſtreitigen Anſpruches bedingende Anordnung ſei, und daß, wenn 
dieſe Bedingung nicht erfüllt werde, die Klage ausgeſchloſſen ſei, 
jedoch nicht wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, ſondern 
weil es an den vorgeſchriebenen materiellen Vorausſetzungen 
des mit der Klage geltend zu machenden Anſpruches fehle. 
IV. C. S. i. S. Fiskus e. Haupt vom 14. Dezember 1896, 
Nr. 185/96 IV. 


Zu den Zuſtändigkeitsgeſetzen. 

68. Das Urtheil des O. L. G. ſteht im Einklange mit 
den geſetzlichen Beſtimmungen. Daſſelbe iſt weſentlich geſtützt 
auf § 5 des Geſetzes vom 24. Mai 1861, welcher ausdrücklich 
beſtimmt, daß die Entſcheidung der Verwaltungsbehöoͤrde darüber, 
ob und von welchem Zeitpunkte ab ein Beamter aus ſeinem 
Amte zu entfernen, einſtweilen oder definitiv in den Ruheſtand 
zu verſetzen oder zu ſuſpendiren ſei, für die Beurtheilung der 
vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen An⸗ 
ſprüche maßgebend ſei. Das Geſetz vom 24. Mai 1861 wollte, 
indem es den bis dahin beſchränkten Rechtsweg der preußiſchen 
Staatsbeamten in Bezug auf ihre vermögensrechtlichen Anſprüche 
aus ihrem Dienſtverhältniſſe erweiterte, die Entſcheidung über 
den Zeitpunkt der Entlaſſung des Beamten lediglich der Ver⸗ 
waltungsbehörde vorbehalten. Das genannte Geſetz, insbeſondere 
der § 5 deſſelben, iſt auch durch kein ſpäteres preußiſches Geſetz 
aufgehoben oder modifizirt worden, mußte alſo bei der allein 
zur Beurtheilung ſtehenden Frage, ob der Kl. ſein volles Gehalt 
noch für zwei weitere nach dem Datum ſeiner Verſetzung in 
den Ruheſtand liegende Monate beanſpruchen könne, zu Grunde 
gelegt werden. — Weiter ausgeführt. II. C. S. i. S. Schwartz 
c. Pr. Fiskus vom 4. Dezember 1896, Nr. 233/96 II. 

69. Die Reviſion rügt, daß der B. R. rechtlich fehlgehe, 
wenn er den Rechtsweg für die erhobene Klage als ausgeſchloſſen 
erachte. Denn die Klage bezwecke keineswegs eine Aufhebung 
der polizeilichen Verfügungen, ſondern nur die Feſtſtellung, daß 
mit der Inanſpruchnahme des Platzes für den öffentlichen Ver⸗ 
kehr ein Eingriff in die Privatrechte der Kl. ſtattgefunden habe, 
ohne welche Feſtſtellung ein Recht und eine Pflicht zur Ent⸗ 
ſchädigung nicht beſtehe. Dieſe Feſtſtellung zu treffen ſei Sache 
der Civilgerichte, und deshalb hätte ſich der B. R. einer Er⸗ 
örterung des von den Kl. behaupteten Eigenthums oder Ge⸗ 
rechtigkeit zur Benutzung des Platzes nicht entziehen dürfen. 
Daß an ſich ſowohl Eigenthum wie ſervitutariſche Rechte von 
Privaten auch an öffentlichen Plätzen erworben und beſeſſen 
werden könnten, ſei anerkannten Rechtens. Auch dieſer Angriff 
iſt verfehlt. Es ſpricht nur ſcheinbar für denſelben, daß der 
erſte Klageantrag ſowohl in I. wie in II. J. auf Anerkennung 
oder Feſtſtellung eines von den Kl. prätendirten Rechts gerichtet 
worden iſt. Daß die Klage trotzdem nicht eine Feſtſtellungs⸗ 
klage aus 8 231 der C. P. O. ſein ſollte, ſondern daß ſie 
eine Klage auf Leiſtung und als ſolche erhoben worden iſt, er⸗ 
giebt unzweideutig der zweite Klageantrag, welcher — wie oben 
mitgetheilt — in beiden Inſtanzen dahin geht, die entfernten 
Steine wiederherzuſtellen und den Kl. die Benutzung des Platzes 
wie früher zu geſtatten. Der B. R. hat daher mit Recht an- 


genommen, daß der erſte Klageantrag überhaupt keine ſelbſt⸗ 


ſtändige Bedeutung habe, weil er nur dazu dienen ſoll, die 
Grundlage für die Verurtheilung der Bekl. nach dem zweiten 
Klageantrage zu beſchaffen. Denn ſelbſtverſtändlich konnte die 
Bekl. nur verurtheilt werden, den früheren Zuſtand wieder⸗ 
herzuſtellen und den Kl. die weitere Benutzung des Platzes zu 
geſtatten, wenn dieſen ein Recht zu ſolchem Verlangen zuſtand. 
Dem B. R. iſt daher darin beizutreten, daß die Klage auf 
Wiederherſtellung eines thatſächlichen Zuſtandes geht, der durch 
polizeiliche Anordnungen ausgeſchloſſen worden iſt. Dies iſt 
auch der Punkt, bei welchem die Rkl. mit ſich ſelbſt in Wider⸗ 
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ſpruch gerathen. Denn wenn es richtig wäre, daß — wie die 
Reviſton jetzt geltend macht — die Klage nur zur Feſtſtellung 
eines Rechts erhoben worden ſei, ſo wäre es unverſtändlich, wie 
behauptet werden könnte, daß der in II. J. erhobene Anſpruch 
auf Leiſtung des Intereſſes und Schadenserſatz nur eine andere 
Realiſirungsform deſſelben Anſpruchs darſtelle. Denn daß der 
Anspruch auf Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes, und der An⸗ 
ſpruch auf Leiſtung des Intereſſes oder Schadenserſatz ſachlich 
durchaus verſchiedene Anſprüche find, die ſich nicht als nur ver⸗ 
ſchiedene Realiſirungsformen deſſelben Anſpruchs betrachten laſſen, 
leuchtet ohne Weiteres ein. War hiernach die Ausführung der 
Reviſion, daß mit der Klage nur das den Kl. an dem Platze 
angeblich zuſtehende Privatrecht feſtgeſtellt werden ſollte, um auf 
Grund dieſer Feſtſtellung demnächſt Entſchädigungsanſprüche zu 
erheben (§ 4 des Geſetzes über die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges ꝛc. vom 11. Mai 1842), zu verwerfen, fo folgt hieraus, 
daß für die erhobene Klage der Rechtsweg unzuläſſig iſt. Denn 
durch die polizeilichen Verfügungen iſt der Vorplatz vor der 
Schmiede als Theil der Straße für den öffentlichen Verkehr in 
Anſpruch genommen. Halten die Kl. dieſe Inanſpruchnahme 
für ungerechtfertigt, weil ſie der Meinung ſind, daß der Vor⸗ 
platz nicht zur öffentlichen Straße gehöre, ſondern in ihrem 
Privateigenthume ſtehe, oder daß ihnen ein beſonderes Recht auf 
Benutzung dieſes Platzes gebühre, vermöge deſſen ſie ihn zur 
Auzübung dieſes Rechts dem öffentlichen Verkehr zu entziehen 
befugt ſeien, ſo findet hierüber auf erhobenen Einſpruch nach 
Maßgabe des § 56 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
das Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt, durch deſſen Zulaſſung der 
Rechtswez nach §8 13 des G. V. G. ausgeſchloſſen wird. Dies 
entſpricht, wie die vom B. R. angezogenen Urtheile ergeben, 
der ſtehenden Judikatur ſowohl des R. G., wie des Königlichen 
Oberverwaltungsgerichts. V. C. S. i. S. Bornikoel c. Stadt 
Eilenburg vom 16. Dezember 1896, Nr. 199/96 V. 

70. Es kann einem Zweifel nicht unterliegen, daß die 
Frage, ob eine Kommunalſteuerforderung mit Recht oder Unrecht 
erhoben worden ſei, der Entſcheidung des ordentlichen Richters 
überhaupt entzogen iſt, und daß alſo auch dann, wenn die be⸗ 
treffenden Steuerbeträge vom Cenſiten eingezogen wurden, 
über alle ſich bei ſolcher Sachlage ergebende Streitfragen und 
über alle danach zu formulirende Klageanträge nur im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren entſchieden werden kann. Vergl. Entſch. 
des Oberberwaltungsgerichts Bd. 17 S. 222, 223. Dieſe Er⸗ 
wägung nöthigt zu der Folgerung, daß in dem Falle, wenn ein 
Kommunalſteuerbetrag auf Grund voraufgegangener Veranlagung 
beigetrieben worden iſt, der ordentliche Rechtsweg für eine 
dieſerhalb auf Grund der 88 207, 208 Thl. 1 Tit. 16 A. L. R. 
anzuſtrengende Klage nicht nur bezüglich der Hauptforderung, 
ſondern auch hinſichtlich des auf derſelben Grundlage beruhenden 
Zinſenanſpruchs ausgeſchloſſen ſein muß. Näher begründet. 
IV. C. S. i. S. Württembergiſche Hypothekenbank c. Stadt 
Berlin vom 26. November 1896, Nr. 158/96 IV. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

. 71. Streitwerthfeſtſetzung. Das Bergwerksregal kann klagend 
in verſchiedener Art geltend gemacht werden: a) mit der Vindikation 
Cindicatio juris) gegen den, der daſſelbe unrechtsmäßig beſitzt, 
oder ſich anmaßt (58 1, 3, Tit. 15 Thl. I des A. L. R.); b) mit der 
konfeſſoriſcen Klage gegen die Beſitzer der dem Regal unter- 


worfenen Bergwerke, c) ebenfalls mit der konfeſſoriſchen Klage, 
die aber zugleich einen negatoriſchen Charakter an ſich trägt, 
gegen Dritte, die in das Regal widerrechtlich eingreifen, oder 
daſſelbe, ohne es ſelbſt für ſich in Anſpruch zu nehmen, dem 
Berechtigten ſtreitig machen. In allen drei Fällen iſt das 
prätendirte Regal der Grund, aber nur im erſten Fall der 
Gegenſtand des Anſpruchs, alſo der Streitgegenſtand. Nur 
in dieſem Fall iſt der Werth des Streitgegenſtandes gleich dem 
Werthe des Bergregals oder der in dieſem enthaltenen nutzbaren 
Rechte, kommt alſo der $ 6 der C. P. O. in Anwendung. In 
allen anderen Fällen iſt gemäß § 3 a. a. O. der Streitwerth 
nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen und zwar nach dem Vermögens- 
intereſſe, das der Kl. an der Verurtheilung des Bekl. hat. Iſt 
die Klage als eine Konfeſſoria (oben zu b) d. h. gegen den⸗ 
jenigen erhoben, der aus dem Regal verpflichtet iſt, ſo wird der 
Umfang dieſer Verpflichtung den Maßſtab für den Werth des 
geltend gemachten Rechtes bilden, alſo z. B., wenn gegen die 
einzelnen Grubenbeſitzer auf Anerkennung des Zehntrechts ge⸗ 
klagt würde, die Höhe und muthmaßliche Dauer des Zehnten 
nach Maßgabe der Ergiebigkeit und Ausgiebigkeit des vor⸗ 
handenen Minerals. Im dritten Falle endlich, — und das iſt 
der hier vorliegende — iſt zu prüfen, welches Intereſſe der Kl. 
an der Abwehr eines widerrechtlichen Eingriffs oder an der 
Beſeitigung eines der Ausübung des prätendirten Rechtes ent⸗ 
gegenſtehenden Hinderniſſes hat. In einem ſolchen Fall wird 
es darauf ankommen, ob mit Beſeitigung des Hinderniſſes dem 
Kl. thatſächlich die mit dem prätendirten Recht verbundenen 
Vermögensvortheile zufallen, wie bei einer erfolgreichen Vin⸗ 
dikation; dann freilich würde das Intereſſe des Kl. ſich mit dem 
Vermögenswerth des der Klage zu Grunde liegenden Rechtes 
decken. Die gedachte Vorausſetzung trifft aber hier nur bezüglich 
des Verleihungsrechtes zu. Dieſes wird durch die Bergbehörde, 
zwar nicht als Ausfluß des landesherrlichen Regals — denn 
letzteres iſt durch das Allgemeine Berggeſetz von 1865 beſeitigt 
(ſ. Braſſert, Allgemeines Berggeſetz S. 51) — ſondern als 
ſtaatliches Hoheitsrecht, ausgeübt, mit der Anerkennung des von 
den Kl. in Anſpruch genommenen Privatbergregals bezw. des 
darin enthaltenen Verleihungsrechts würde aber die ſtaatliche 
Funktion der Verleihung ohne Weiteres aufhören und auf die 
von den Kl. kraft ihres Regalrechts zu beſtellende Behörde 
(vergl. Braſſert, Kommentar S. 614) übergehen. Anders liegt 
die Sache bezüglich des aus dem Bergregal fließenden Abgaben⸗ 


(Zehnt-) Rechts. Schon ſeit dem 1. Januar 1865 war an 


Stelle des an den Staat zu entrichtenden Zehnten (A. L. R. 
Thl. II Tit. 16) eine (neben der ebenfalls einprozentigen Auf⸗ 
ſichtsſteuer zu entrichtende) einprozentige Bergwerksabgabe ge⸗ 
treten (Geſetz vom 12. Mai 1851, 22. Mai 1861 und 20. Oktober 
1862), die durch Geſetz vom 14. Juli 1893 ſeit dem 1. April 
1895 außer Hebung geſetzt iſt, zur Zeit der Klageerhebung aber 
(als Staatsſteuer) noch beſtand. Auf die Rechte der Privat⸗ 
inhaber hat die gedachte Geſetzgebung keinen Einfluß ausgeübt, 
ſo daß der Privatregalbeſitzer das Zehntrecht, falls er es nicht 
auf andere Weiſe verloren, gegenwärtig noch geltend machen 
kann. Aber der Fiskus kann dieſes Recht, da er ſelbſt nicht 
im Beſitz deſſelben ſich befindet, den Kl. weder gewähren noch 
überlaſſen, und es würde daher die begehrte Verurtheilung des 
Fiskus die Kl. nicht in den Stand ſetzen, ohne Weiteres den 
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Zehnten von den betheiligten Bergwerken zu erheben, fie müßten 


dieſen erſt gegen die Verpflichteten erſtreiten, es würde mit der 
Verurtheilung des Bekl. nur ein der Geltendmachung des Zehnt- 
rechts gegenüber den Verpflichteten entgegenſtehendes Hinderniß 
beſeitigt ſein. Für die Bemeſſung des vermögensrechtlichen 
Intereſſes, welches die Kl. an der Beſeitigung dieſes Hinder⸗ 
niſſes haben, bietet nun aber die einprozentige Bergwerksabgabe, 
die aus den landesherrlichen Zehnten entſtanden, bis zur neueſten 
erſt im Laufe des Rechtsſtreits eingetretenen Veränderung der 
Geſetzgebung vom Staat erhoben worden iſt, eine angemeſſene 
Grundlage, da mit der rechtskräftigen Verurtheilung des Bekl. 
die Erhebung dieſer Abgabe als einer ſtaatlichen zu Gunſten 
der Kl. aufgehoͤrt haben würde. Die im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits eingetretene Veränderung der Geſetzgebung kann bei Feſt⸗ 
ſetzung des Streitwerths nicht in Betracht kommen. Nimmt 
man mit dem Beſchluß des O. L. G. die einprozentige Berg⸗ 
werksabgabe als Maßſtab für die Schätzung des Streitwerths an, 
ſoweit die Klage auf Anerkennung des Abgabenrechts gerichtet 
iſt, ſo fragt es ſich, ob dem O. L. G. auch in der Berechnungs⸗ 
art durch Kapitaliſirung (nach § 9 der C. P. O.) des auf die 
im Regalbezirk belegenen Gruben entfallenden Abgabenbetrags 
eines Jahres (1891) zu folgen iſt, wogegen ſich das Bedenken 
ergiebt, daß das der Schätzung zu Grunde liegende Verzeichniß 
naturgemäß die fiskaliſchen Bergwerke oder Gerechtſame nicht 
enthält. Zu einem nicht weſentlich höherem Ergebniß gelangt 
man, wenn man den von den Sachverſtändigen in I. J. er⸗ 
mittelten Werth des vollen Zehntrechts (46 Millionen 
879 000 Mark) auf ½¼ reducirt. Es erſchien angemeſſen, 
zwiſchen der ſich hieraus ergebenden und der vom O. L. G. 
angenommenen Summe das Mittel zu ziehen und auf 
4½ Million (4 500 000) Mark abzurunden. Es könnte in 
Frage kommen, ob bei Abſchätzung des Streitwerths nicht 
wenigſtens hinſichtlich der fiskaliſchen Berggerechtſame der Zehnte 
voll in Anſatz zu bringen ſei. Doch war das zu verneinen, 
weil der Bergfiskus nicht als Bergbautreibender und demgemäß 
zur Eutrichtung des Zehnten Verpflichteter in Anſpruch ge⸗ 
nommen iſt. Hiernach konnte der Anſicht des Oberſtaatsanwalts, 
daß der Werth des Streitgegenſtandes unter Zugrundelegung 
des von den innerhalb der Fideikommisherrſchaft Beuthen 
belegenen Bergwerken zu entrichtenden Zehnten (eventuell 
Zwanzigſten) zu berechnen ſei, nicht beigetreten und dem hierauf 
geſtützten Antrag nicht ſtattgegeben werden. Was endlich das 
im Bergrezal enthaltene, in dem modifizirten Klageantrag aus⸗ 
drücklich aufgenommene Verleihungsrecht betrifft, (welches mehr 
als eine dem Privatregalbeſitzer obliegende öffentlich rechtliche 
Funktion erſcheint), ſo kann daſſelbe, losgelöſt vom Bergregal, 
als ein beſonderes Privatrecht überhaupt nicht gedacht und auch 
als Theil des Bergregals kann ihm ein beſonderer Vermögens⸗ 
werth nicht beigemeſſen werden. Die Schätzung deſſelben auf 
640 000 Mark in dem angefochtenen Beſchluß entbehrt jeder 
Grundlage und Motivirung. Das O. L. G. ſcheint dabei 
durch die vorher ausgeſprochene Meinung beeinflußt zu ſein, 
daß der Regalinhaber ſelbſt ohne Verleihung Bergbau treiben 
könne. Ein weſentlicher Vermögensvortheil könnte aus dieſer 
Befugniß dem Regalinhaber doch nur erwachſen, wenn mit ſeinem 
eigenen Bergbaurecht zugleich das Recht zu Feldesreſervationen 
oder ein Vorzugsrecht gegenüber fremden Muthern (jus 


72 


excludendi alios) verbunden wäre, wovon hier nicht die Rede 
iſt. Aber jene Meinung iſt überhaupt irrig. Nach dem All⸗ 
gemeinen Berggeſetz kann, — ebenſo wie der Staat (§ 2) — 
auch der Privatregalbeſitzer Bergwerkseigenthum nur nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes durch Muthung und Verleihung 
erwerben. (§ 250 a. a. O. vergl. Braſſert Kommentar ©. 614, 
Wachler in Braſſerts Zeitſchrift Bd. 6 S. 551, vergl. auch 
Braſſerts Zeitſchrift Bd. 19 S. 139). Die Koſten für die 
Muthung Dritter und Verleihung an dieſelben können auch als 
Vermögensvortheil des Regalinhabers nicht weſentlich in Betracht 
kommen, weil ſie nur ein Aequivalent bilden für den Aufwand, 
der demſelben für die von ihm zu beſtellenden Bergbehörden 
erwächſt. Es kann daher das von den Kl. als Theil und 
Ausfluß des Bergregals prätendirte Verleihungsrecht bei Feſt⸗ 
ſetzung des Werths des Streitgegenſtandes weder als ein be⸗ 
ſonders ſelbſtſtändiges Vermögensrecht geſchätzt, noch kann es bei 
Schätzung des Vermögensintereſſes, welches die Kl. an der Ver⸗ 
urtheilung des Bekl. haben, als ein weſentlicher Faktor in 
Betracht gezogen werden. V. C. S. i. S. Henckel v. Donners 
mark c. Fiskus vom 19. Dezember 1896, Nr. 157/96 V. 
72. Unbeachtlich iſt der Vorwurf, die Annahme des B. R., 
daß die Hinterlegung der Streitſumme vorbehaltlos erfolgt ſei, 
beruhe auf einem prozeſſualen Verſtoße. Allerdings findet ſich 
in dem Thatbeſtande des erſten Urtheils die Angabe, daß die 
Bekl. die Summe von 2 411,62 Mk. unter Vorbehalt, namentlich 
aller Einwendungen, welche ihr gegen die Zahlungsverbindlichkeit 
überhaupt zuſtänden, hinterlegt habe. In der II. J. hat dann 
aber auf Befragen der Vertreter der Bekl. erklärt, er wolle 
nicht behaupten, daß die Hinterlegung der Entſchädigung unter 
Vorbehalt der der Bekl. gegen die Zahlungsverbindlichkeit etwa 
zuſtehenden Einwendungen bewirkt ſei. Da die Kl. gegen die 
Richtigkeit dieſer Erklärung keinen Widerſpruch erhoben haben, 
— daß das Gegentheil geſchehen ſei, ergiebt ſich weder aus 


dem Thatbeſtande der Vorentſcheidung, noch iſt ſolches von der 


Bekl. behauptet worden — fo war der Vorderrichter wohl be- 
berechtigt, anzunehmen, daß der Inhalt der Erklärung unſtreitig 
und zutreffend ſei, und daß demnach dadurch die entgegenſtehende, 
in I. J. gemachte Angabe in gültiger Weiſe berichtigt werde. 
Die von der Bekl. zur Stütze ihres Angriffs herangezogenen 
Grundſätze über das Geſtändniß kommen bei dieſer Sachlage 
nicht in Betracht, würden aber auch, wenn ſie in Betracht 
kämen, zu keinem anderen Ergebniſſe führen. Die Reviſion 
wendet ſich alsdann gegen den Ausſpruch des Vorderrichters, 
daß eine Anfechtung der im Enteignungsbeſchluſſe getroffenen 
Entſchädigungsfeſtſtellung durch die Bekl. nicht mehr zuläſſig 
ſei, weil die Hinterlegung der Entſchädigung von ihr ohne 
Vorbehalt bewirkt ſei. Die Bekl. meint, es ſei nicht erſichtlich, 
auf welche Beſtimmungen ſich dieſer Satz gründe. Es kann 
indeſſen ganz davon abgeſehen werden, auf dieſe Beſchwerde 
einzugehen, da der Vorderrichter ſelbſt jenen Entſcheidungsgrund 
nur nebenſächlich behandelt, und ungeachtet deſſelben die von der 
Bekl. geltend gemachten Einwendungen ſeiner Prüfung unter⸗ 
zogen hat, wobei er zu dem — wie ſich bei der nachfolgenden 
Erörterung der dagegen gerichteten Reviſionsangriffe zeigen 
wird — durchaus zutreffenden Ergebniſſe gelangt iſt, daß ſie 
ſämmtlich für haltlos zu erachten ſeien. Es mag daher hier 
nur darauf hingewieſen werden, daß der angefochtene Satz von 


dem R. G. für die vorbehaltloſe Hinterlegung in dem nach 
Maßgabe des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 fi voll- 
ziehenden Enteignungsverfahren bereits anerkannt iſt (Entſch. 
des R. G. Bd. 30 S. 168 ff.) und daß deshalb im vorliegenden 
Falle nur die Frage noch zu erörtern geweſen wäre, ob etwa 
Beſonderheiten in dem bergrechtlichen Enteignungsverfahren be⸗ 
ſtehen, welche die Anwendung jenes Grundſatzes auf eine in 
dieſem Verfahren erfolgte vorbehaltloſe Hinterlegung auszu⸗ 
ſchließen geeignet wären. V. C. S. i. S. Mansfelder Gewerk⸗ 
ſchaft c. Kirchengemeinde Rollsdorf vom 14. Oktober 1896, 
Nr. 93/96 V. | 

Zum Geſetz vom 27. Juli 1893. 

73. Eine ausdrückliche Beantwortung der zu entſcheidenden 
Frage nach der Paſſivlegitimation des Bekl. iſt ſonach in dem 
Geſetze vom 23. Juli 1893 nicht gegeben. Um die Beant- 
wortung zu finden, müſſen daher die allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätze mit herangezogen werden. Nach denſelben iſt der erhobene 
Anſpruch gegen denjenigen zu verfolgen, welcher zu deſſen Be⸗ 
friedigung verpflichtet ſein würde. Dieſes iſt die Geſammt⸗ 
heit (die Gemeinſchaft) der Schulverbände des Regierungs⸗ 
bezirkes. Denn durch das Geſetz iſt bezweckt worden, die 
Penſionslaſt von der Einzelgemeinde loszulöſen und auf die 
Geſammtheit der Schulverbände zu übertragen. Es iſt in 
der Geſammtheit der Schulverbände ein neues Rechtsſubjekt 
geſchaffen, auf welches an Stelle der einzelnen Schulverbände 
die Verpflichtung zur Tragung der Penſionslaſt überkommen iſt. 
Dieſem Rechtsſubjekte iſt die Bezeichnung „Ruhegehaltskaſſe“ 
beigelegt. Es bildet eine öffentlich-rechtliche Korporation, welcher 
ebenſo wie dem einzelnen Schulverbande die juriſtiſche Perſönlichkeit 
bewohnt. Zu feiner Vertretung in Rechtsſtreitigkeiten mit dem 
Lehrer iſt der Kaſſenanwalt berufen. Ohne Rechtsnorm⸗ 
verletzung hat deshalb das B. G. „die Ruhegehaltskaſſe, ver- 
treten durch den Kaſſenanwalt“ als paſſiv legitimirt erachtet 
IV. C. S. i. S. Ruhegehaltskaſſe für die Lehrer und Lehrerinnen 
an den öffentlichen Volksſchulen im Regierungsbezirk Danzig 
c. Dombrowski vom 26. November 1896, Nr. 156/96 IV. 

74. Mit Recht nimmt das B. G. an, daß der neue Be⸗ 
ſoldungeplan mit rückwirkender Kraft vom 1. April 1893 ab 
ausgeſtattet worden iſt, daß durch ihn ein Rechtszuſtand her⸗ 
geſtellt iſt, als wenn er ſchon am 1. April 1893 in Kraft ge⸗ 
treten wäre, und daß kein Grund vorliegt, die Anwendbarkeit 
deſſelben auf die noch im Februar 1894 im Amte befindlichen 
Lehrer zu beſchränken. Auch darin iſt dem B. G. beizutreten, 
daß die in geſetzlicher Weiſe zu Stande gekommene Gehalts⸗ 
aufbeſſernng für die Ruhegehaltskaſſe maßgebend iſt, und daß 
der Magiſtrat zu Elbing dadurch, daß er dem Kl. die Gehalts- 
erhöhung für die Zeit vom 1. April bis 1. Oktober 1893 nach- 
gezahlt hat, nicht einen Akt der Liberalität ausgeübt, ſondern 
eine ihm obliegende Verpflichtung erfüllt hat. Demnach hat 
der Kl. von dem erhöhten Gehalte von 1 800 Mark das Ruhe 
gehalt zu beanſpruchen. Dieſes erhöhte Gehalt iſt dasjenige, 
welches er im Sinne des § 4 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 
„zuletzt bezogen“ hat, und welches daher der Berechnung ſeiner 
Penſion zu Grunde zu legen iſt. Daß er es bei ſeiner Penſio⸗ 
nirung thatſächlich noch nicht bezogen hat, iſt ohne Erheblichkeit 
gegenüber dem Umſtande, daß von ihm nachträglich das Recht 


an Bezuge erworben iſt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 


YIL Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

75. Da die Klage bei dem L. G. zu Konſtanz angeſtellt 
wurde, in deſſen Bezirke der beklagte Ehemann ſeinen Wohnſitz 
und bei welchem er ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hatte, wurde 
von dem B. G. der Scheidungsgrund nach Badiſchem Landrechte 
(L. R. S. 230, 230 a) als dem Rechte des Gerichts orten 
beurtheilt, wobei das B. G. ſich an zwei für das Gebiet des 
gemeinen Rechts ergangene Urtheile des III. C. S. des R. G. 
(Entſch. Bd. IX S. 191, Bd. XVI S. 138) anſchließen zu 
konnen glaubte, ohne indeſſen auf die Frage der Rechtsanwendung 
näher einzugehen, weil nach dem eventuell für maßgebend zu 
erachtenden Heimathsrechte des Bekl. (Pr. A. L. R. Thl. II Tit. 1 
58 670 ff.), welches auch bei dem Ehemanne den Ehebruch 
ſchlechthin als Scheidungsgrund anerkennt, das hierauf geſtützte 
Scheidungsbegehren nur um ſo ſicherer begründet wäre. Der 
Vertreter der Reviſion hat daher auch die dem Bekl. günſtigere 
Anwendung des Badiſchen Rechts nicht bekämpft, vielmehr ſeinen 
Angriff damit begründet, daß die beſonderen Vorausſetzungen, 
welche die L. R. S. 230, 230 a für den Ehebruch des Manns 
als Scheidungsgrund aufſtellen, mit Unrecht als vorhanden an⸗ 
genommen worden ſeien. Allein dieſe Rüge konnte nicht für 


gerechtfertigt erachtet werden. Die Annahme des B. G., daß 


die in den angeführten Geſetzesvorſchriften näher beſtimmte 
Qualifikation des Ehebruchs vorliege, weil der Bekl. den feſt⸗ 
geſtellten fortgeſetzten Ehebruch nicht bei einem vorübergehenden 
Aufenthalt an einem fremden Orte, ſondern in Räumen verübt 
habe, welche als ſeine Wohnung im Sinne der L. R. S. 230, 
230a und mithin zufolge des in L. R. S. 214 aufgeſtellten 
Prinzips auch als Wohnung der Kl. zu gelten hätten, entspricht 
dem Geſetze, welches die thatſächliche Anweſenheit der Ehefrau 
in der als gemeinſchaftlich geltenden Wohnung des Ehemanns 
nicht unbedingt fordert und ebenſowenig davon ausgeht, daß alle 


Erforderniſſe des juriſtiſchen Domizils für den Ort, an dem die 


gemeinſchaftliche Wohnung ſich befindet, gegeben ſeien. Hiernach 
kann dahin geſtellt bleiben, ob das als Heimathsrecht des Bekl. 


geltende A. L. R. für die Preußiſchen Staaten, auf welches bei 


Standesfragen das Badiſche Recht in L. R. S. 3 Abſ. 3 ver⸗ 
weiſt, zufolge des in L. R. S. 6 enthaltenen Grundſatzes gegen⸗ 
über den Beſtimmungen der L. R. S. 230, 2308 hier nicht 
zur Anwendung zu bringen, vielmehr nach letzteren Geſetzes 
vorſchriften, wie geſchehen, zu entſcheiden war. II. C. S. i. S. 
L. c. L. vom 8. Dezember 1896, Nr. 283/96 II. 

76. L. R. S. 331 regelt nur die Folgen des Ehe⸗ 
abſchluſſes hinſichtlich einer von den (eheabſchließenden) Eltern 
natürlicher Kinder in der dort bezeichneten Weiſe geſchehenen 
Anerkennung derſelben; die Beſtreitung der Anerkennung durch 
Solche, die an der Beſtreitung ein Intereſſe haben, richtet ſich 
nach den ſonſtigen Beſtimmungen des Geſetzes, insbeſondere 
auch nach L. R. S. 339. L. R. S. 339 aber gewährt allen 
an dieſer Beſtreitung Intereſſirten den Nachweis materieller Un⸗ 
richtigkeit der Anerkennung, und zwar ohne Beſchränkung auf 
beſtimmte Beweismittel. Somit waren im vorliegenden Fall 
die an dieſem Nachweis intereſſirten Kl. auch zu dem Nach⸗ 
weis, und zwar mittelſt aller Beweismittel, berechtigt, daß die 
Ludowina S. nicht, wie die Anerkennung im Heirathsvertrag 
ausſpricht, die Mutter der Sophie Luiſe, jetzigen Ehefrau St., 
ſei. Das O. L. G. war auch rechtlich befugt, aus dem Inhalt 
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des Eintrags im Geburtsbuch der Gemeinde Pforzheim in Ver 
bindung mit anderen Umſtänden die materielle Unrichtigkeit der 
Anerkennung der genannten Sophie Luiſe als eines von 
Ludowina S. (in Folge Beiſchlafs mit Ludwig K.) geborenen 
Kindes zu folgern. Die bezeichnete thatſächliche oberlandes⸗ 
gerichtliche Annahme ſelbſt aber iſt der Nachprüfung entzogen. 
II. C. S. i. S. Wienand c. Jaeger vom 4. Dezember 1896, 
Nr. 281/06 II. | | = 

77. Bezüglich der dem Erblaſſer der Kl. zu kirchlichen oder 
religiöfen. : Zwecken übergebenen Gelder hat das O. L. G. feſt⸗ 
geſtellt, dieſe Gelder ſeien dem Biſchof nicht für ſeine Perſon, 
ſondern in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter des biſchöflichen 
Tafelgutes zugewendet und auch in dieſer Eigenſchaft von ihm 
angenommen worden. Ferner wurde dargelegt, daß der Biſchof 
die ihm durch die Geber auferlegten Ausgaben etwa durch Auf⸗ 
wendung anderer Mittel geleiſtet habe, ſei in keiner Weiſe er⸗ 
wieſen. Durch dieſe Feſtſtellungen iſt der Klage die rechtliche 
Grundlage entzogen, da hiernach feſtſteht, daß die ſtreitigen 
Gelder nicht zum Privatvermögen des Biſchofs gehörten und 
deſſen Erben kein Recht darauf zuſtand. Daß dieſe Schenkungen 
wegen Mangels der ſtaatlichen Ermächtigung zu ihrer Annahme 
nichtig ſind, kann, wie das O. L. G. zutreffend dargelegt, einen 
Anſpruch der Kl. auf Herausgabe der geſchenkten Gelder oder 
Erſatz derſelben nicht rechtfertigen, ſondern nur einen derartigen 


Anſpruch der Schenkgeber begründen. Daſſelbe gilt bezüglich 


der Frage, ob. das biſchöfliche Tafelgut nach dem Geſetze zur 
Annahme ſolcher Schenkungen ermächtigt iſt. Die in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der franzöſiſchen Rechtslehre und Rechtſprechung 
erfolgte Bejahung dieſer Frage beruht übrigens im Weſentlichen 
auf dem Geſetze vom 2. Januar 1817 und der ſich an dieſes 
anſchließenden Verordnung vom 2. April 1817, deren Verletzung 
die Reviſion nicht begründen würde. II. C. S. i. S. Hebinger 
und Gen. c. Bisthumsverwaltung Straßburg vom 20. No⸗ 
vember 1896, Nr. 210/96 II. 8 

78. Der in Art. 1139 B. G. B. erwähnte Vertrag 
braucht, um wirkſam zu ſein, allerdings nicht gerade die im 
Geſetz vorgeſehenen Worte zu enthalten. Es genügt, daß er eine 
Beſtimmung enthält, aus welcher ſich ergiebt, daß der Schuldner 
durch den bloßen Eintritt des Zeitpunktes der Erfüllung in 
Verzug geſetzt, die regelmäßig erforderliche Aufforderung ſonach 
überflüſſig ſein ſoll. Es iſt jedoch nicht erſichtlich, daß das 
O. L. G., von dem nur die Nothwendigkeit einer Vertrags⸗ 
beſtimmung betont wurde, dies verkannt und angenommen habe, 
die Entbindung von der Verpflichtung zur Zuſtellung einer 
„sommation“ oder eines ihr gleichſtehenden Aktes ſetze voraus, 
daß ſie im Vertrage direkt ausgeſprochen worden ſei. Wenn das 
O. L. G. angenommen hat, der Wille der Parteien, daß der 
Schuldner „par la seule echéance du terme“ in Verzug ge⸗ 
rathen ſolle, müſſe im Vertrage deutlich zum Ausdrucke ge⸗ 
langt ſein, ſo hat es die Bedeutung der in Art. 1139 ent⸗ 
haltenen Beſtimmung nicht verkannt. Dieſe Annahme entſpricht 
übrigens auch der in Frankreich in Rechtslehre und Rechtſprechung 
herrſchenden Auffaſſung. Abgeſehen von Laurent, der (Bd. 16 
Nr. 237) anſcheinend der thatſächlichen Beurtheilung einen weiteren 


Spielraum einräumen will, wird von den Schriftſtellern nur der 


Satz ausgeſprochen, die in Art. 1139 des B. G. B. vorgeſehene 
Vertragsbeſtimmung brauche nicht gerade die im Geſetz ent⸗ 
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haltenen Worte wiederzugeben. Vielfach wird ſogar hervorgehoben; 
die Entbindung von der nach Art. 1139 erforderlichen Auf⸗ 
forderung müſſe formell, wenn auch nur durch „expressions 
equivalents”, ausgeſprochen werden. (Vergl. z. B. das von 
Laurent angeführte Urtheil des Pariſer Kaſſationshofes vom 
18. Februar 1856, Dalloz 56 J S. 260 in Laronıbiere. Obl. 
Art. 1139 Nr. 7 Bd. 1 S. 5.) II. C. S. i. S. Mühlen⸗ 
kamp c. Hüllſtrung vom 27. November 1896, Nr. 238/96 II. 

79. Das O. L. G. nimmt mit Recht an, daß der 
Art. 1499 des B. G. B. ſich nicht blos auf bewegliche körper⸗ 
liche Sachen, ſondern auch auf Forderungen bezieht, indem 
der in demſelben gebrauchte Ausdruck „Mobiliarvermögen“ Beides 
umfaßt. Wenn das O. L. G. bei Beſprechung des vom er⸗ 
kennenden Senat erlaſſenen Urtheils vom 15. Januar 1892 
(Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 284) davon ausgeht, daß in 
dieſem Urtheile nicht das Gegentheil habe ausgeſprochen werden 
ſollen, ſo muß dieſe Auffaſſung für zutreffend erachtet werden. 
Jenes Urtheil behandelte einen mit Rückſicht auf den damals 
vorliegenden Ehevertrag beſonders gearteten Fall und hatte 
ſeinen Schwerpunkt in dem Inhalte des abgeſchloſſenen Ehe⸗ 
vertrages. Es iſt nicht die Meinung des Urtheils, daß der 
Art. 1499 Dritten gegenüber auf Geldforderungen des 
einen Ehegatten gegen den anderen, mögen dieſelben bei Ab⸗ 
ſchluß der Ehe ſchon vorhanden geweſen oder ſeitdem ent⸗ 
ſtanden ſein, überhaupt keine Anwendung finden ſolle. 
Wenn der I. R. im Gegenſatz zu dem O. L. G. dieſen 
Ausſpruch in dem Urtheile vom 15. Januar 1892 hat 
finden wollen, ſo muß das als irrthümlich bezeichnet werden. 
Im vorliegenden Falle hat die Kl. als Ceſſionarin der Ehefrau 
des Gemeinſchuldners die rechtliche Natur ihres Anſpruchs nicht 
näher definirt. Während ſie nach dem vom O. L. G. in Bezug 
genommenen Thatbeſtande des Urtheils I. J. nur behauptet, 
daß die Ehefrau des Gemeinſchuldners während des Beſtehens 
der Che bei der Erbtheilung betreffend den Nachlaß ihres Vaters 
Franz R. als Vorempfang einen Betrag von 15 000 Mark ſich 
habe anrechnen laffen, welchen Betrag Franz R. im Juli 1890 
zur Deckung einer Schuld ihres Ehemannes aus ſeinem Ver⸗ 
mögen hergegeben habe, beſagt die Ceſſton, durch welche der 
Anſpruch auf die Kl. übergegangen iſt, daß die Cedentin nach 
Abſchluß der Ehe einen von ihrem Vater erhaltenen Betrag von 
15 000 Mark eingebracht habe. Das O. L. G. erörtert die 
verſchiedenen möglichen rechtlichen Geſichtspunkte, unter welche 
der erhobene Anſpruch nach den dürftigen thatſächlichen An⸗ 
führungen der Kl. gebracht werden könnte, und gelangt zu dem 
Reſultate, daß es ſich hierbei immer um eine Forderung der 
Ehefrau des Gemeinſchuldners handle, nämlich entweder um 
eine auf ſie übergegangene Forderung ihres Vaters an ihren 
Ehemann oder um eine durch ſofortige Ueberlaſſung des von 
ihrem Vater erhaltenen Geldes an ihren Ehemann für ſie ſelbſt 
entſtandene Forderung, welche Dritten gegenüber der Vorſchrift 
des Art. 1499 unterworfen ſei. In dieſer Ausführung kann 
ein Rechtsirrthum nicht gefunden werden. Wie es ſich hinſicht⸗ 
lich der Anwendbarkeit des Art. 1499 verhielte, wenn die Ehe⸗ 
frau nicht dem Ehemanne überlaſſenes Geld, ſondern Fahr- 
nißſtücke, wie etwa Werthpapiere, als Sondergut erhalten hätte, 
für deren in die Gemeinſchaft gefloſſenen Erlös Erſatz verlangt 
würde, bedarf in dem vorliegenden Falle keiner Erörterung. 


Die Gilſchlbung HE daher durch Arwerdung des Art. 1499 
Geitfeiigt, "fofeen nicht die weitere Wufftellung der Kl. für 
begründet erachtet werden könnte, daß ſie beziehungsweiſe ihre 
Cödenkin, nicht einem Dritten, den Gläubigern des Gemein⸗ 
ſhuldnerz, ſondern dieſem, ihrem Ehemanne, ſelbſt. in der 
Perſon des Konkursverwalters gegenüberſtehe. In dieſer Hinſicht 
ift jedoch mit dem O. L. G. anzunehmen, daß der Konkurs- 
zerwalter, welcher jedenfalls auch das Intereſſe der Gläubiger 
des Gemeinſchuldners zu vertreten hat, als ein Dritter an- 
geiefen werden müſſe, und die gemeinſchuldneriſche Ehefrau bei 
Geltendmachung von Forderungen im Konkurſe nicht fo bei 
handelt werden dürfe, als wenn ſie lediglich ihrem Ehemanne 
gegenüberftände. II. C. S. Ü S. Camphauſen c. Lamber 
»Nichter Konk. vom 27. November 1896, Nr. 208/96 * 
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Perſonal⸗Veränderungen. 
AZJaaulaſſ ungen. 
gecghtsanwalt Dingerd iſſen beim Landgericht Bielefeld; — 
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Bretzfeld beim Amtsgericht und der 
Kammer für Handelsſachen Coburg; — Rechtsanwalt Ernſt 
Guſtav Adolf Tietze beim Amtsgericht Crimmitſchau und bei der 
Kammer für Handelsſachen Glauchau; — Rechtsanwalt Dr. Heinrich 
Wilhelm Oskar Dirks beim Amtsgericht Olbernhau; — Rechts. 
anwalt Hugo Krieger beim Amtsgericht Opladen; — Rechts. 
duwalt Dr. Emil Richard Wilde bei der Kammer für Handelsſachen 
Annaberg; — Rechtsanwalt Friedrich Moritz Johannes Schnei der 
bei der Kammer für Handelsſachen Glauchau; — Rechtsanwalt 
Franz Zdralek beim Amtsgericht Kattowitz; — Rechtsanwalt 
Georg Krochmann beim Amtsgericht Schmiegel; — Rechts- 
anwalt Robert Neumann beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Thorn; — Rechtsanwalt Max Guſtav Adolf Vogt beim 
Amtsgericht Döbeln und beim Landgericht Freiberg; — Rechts⸗ 
anwälte Dr. jur. Ernſt Stettner und Richard Martin beim 
Landgericht Eichſtätt. Ze = 
| Koöſchungen. | 

Rechtsanwalt Dr. Stegemann beim Amtsgericht Neukalen; 
— Rechtzanwalt Kn ur beim Amtsgericht Sobernheim; — Rechts⸗ 
praktikant Dr. Fritz Berolzheimer beim Landgericht Fürth; — 
Rechtsanwalt Tartara beim Amtsgericht Schlochau; — Rechts⸗ 
duwalt Bartels beim Amtsgericht Demmin; — Rechtsanwalt 
Heinrich Kohlhepp beim Landgericht Offenburg; — Rechtsanwalt 
Joſeph Lachner beim Landgericht Landshut; — Juſtizrath 
Ellerbeck beim Landgericht Dortmund; — Rechtsanwalt Franz 


Idralek beim Amtsgericht Kupp; — Rechtsanwalt Martins 


beim Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt Dr. Haſtenrath 
beim Amtsgericht St. Vith. 


. Jum 1. April er. ſuche ich einen gewandten, 
Vüreauvorſteher, der der polniſchen Sprache mächtig iſt. Es 


werden nur Bewerber berückſichtigt, die ſich durch mehrjährige gut-- - 
atteſtirte Thätigkeit A önnen. Offerten nebſt Zeugniſſen 


und Gehaltsanſprüchen find zu richten an 


Rechtsanwalt und Notar Alexander 
i “Wongrow ig. 


g Ich ſuche einen der polniſchen Sprache mächtigen, erfahrenen 
Vüreauvorſteher. Jahresgehalt 1500 Mark. Offerten mit 
Zeugnißabſchriften erbeten. Br 900 ee N * 


Kammer 
| Rechtsanwalt und Notar in Gnadenfeld O. / S. 


gut empfohlenen 
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Auf ſofort ſuche ich einen durchaus ſelbſtſtändigen, ſpeziell auch 
in Notariatsſachen erfahrenen Büreauvorſteher. Gehalt nach 
Leiſtungen 150—200 Mark monatlich. | Zu 

uf . l Tenbergen 


e 1 7 2 I g g 
8 5 5 Rechtsanwalt und Notar. 


Erfahrener Büreauvorſteher für größeres Berliner Anwalts⸗ 
büreau geſucht. Off. unter M. L. 39 an die Exp. dieſes Blattes. 


Tüchtige Kraft mit ſchöner Handſchrift, abſolut gewandt in 
Stenographie und Schreibmaſchine (thunlichſt Neu Joſt) und firm in 
der Regiſtratur zu ſofort geſucht. Stellung dauernd. 
Meldungen mit Lebenslauf, Zeugnißabſchriften und Gehalts- 
anſprüchen erbeten unter H. u. C. 52. 2a 


Suche fof. Engagement. Bin 29 J., mit Notariat und Klein⸗ 
ſtädten, bekannt. | u 

. .. Jaenfd, Büreauvorſteher, 
Berlin, Köpeniderftr. 102 bei Hempe. 


Büreau⸗Vorſteher, tüchtig im Fach, mit prima 
Zeugniſſen, ſucht per bald anderweitig Stellung. 
Offerten sub J. F. 5213 an Rudolf Moſſe, 
Berlin SW. * 


JJ ⁵ðD AA ³¹ K ns ne 

Ein Büreauvorſteher mit guten Zeugniffen, 33 Jahr alt, 
18 Jahre beim Fach, ſucht veränderungshalber Stellung. Offerten 
unter A. B. 44 an die Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 


Büreauvorſteher, früh. Gerichtsbeamt., ſucht wegen Todesfalls 
ſeines Chefs irgend welche Stellung oder Beſchäftigung. 
Gefl. Off. sub B. 32 an die Exp. d. Bl. 


Erfahrener Büreauvorſteher ſucht per 1. April Stellung. 
Offerten erbitte unter A. H. Hannover, Poſtamt I. 


„Ein tüchtiger und durchaus zuverläſſiger Büreauvorſteher, 
ſelbſt. Arbeiter in allen Zweigen der Anwaltspraxis, ſucht fofort evtl. 
ſpäter Stellung. Gef. Off. erbeten unter G. F. 6 an die Exp. d. Bl. 


Ein 25 jähriger zuverläſſiger Büreauvorſteher ſucht ander⸗ 
weite Stellung in Thüringen. N 

Off. erbeten unter R. S. 1 an die Expedition dieſer Zeitung. 

Jüngerer Büreauvorſteher, gewandt und zuverläſſig, 


Stenogr., kautionsfähig, ſucht per 1. Februar oder ſpäter in kleinerem 
oder mittlerem Büreau Stellung. Geh.⸗Anſpr. 90 Mk. Gute Referenzen. 


Gefl. Off. an die Exped. dieſer Zeitſchrift unter A. N. 23 erbeten. 


„Ein in Anw.⸗Praxis und Not. durchaus erfahrener, ſelbſtändig 
arbeitender, zuverl. Büreau⸗Vorſteher für größere Landger.⸗Stadt 
im Gebiet des A. L. R. zum baldigen Eintritt geſucht. Bewerbungen 
unter Beifügung von Zeugnißabſchriften nebſt Lebenslauf und Be⸗ 
zeichnung der Gehaltsanſprüche unter G. D. 50 an die Expedition 
dieſes Blattes. Da | 


ee ee Eee u Sn Du ln a en ee 

Junger Mann, 10 Jahre beim Fach, ſucht Stellung als 
Regiſtrator oder Bür.⸗Vorſt. in kl. Büreau. | 
Offerten unter A. M. 14 Hauptpoſtamt Berlin. 
Jung. Büreauvorſt., Stenogr., ſ. Stellung, auch als 1. Geh. 
Off. sub R. 90 an die Exped. dieſes Blattes. er, . 
Ein großjähriger Expedient, in Koſten und Regiſtraturweſen 
erfahren, ſucht zum 1. März oder 1. April cr. Stellung als ſolcher 
oder Büreau⸗Vorſteher. ESCHER 5 
Off. erbeten unter S. ©. SO an die Expedition dieſes Blattes. 


Tüchtiger, in ungekündigter Stellung ſich befind. Büreau⸗ 


gehülfe, 25 Jahr, ſel bitftändiger Arbeiter im Rechtsanwalts- 
fache, welchem gute Empfehlungen zur Seite. ftehen, ſucht, um ſich 
zu verändern bezw. verbeſſern, Stellung als Büreauvorſteher oder 


1. Büreaugehülfe. N 
Offerten unter II. I. 36 befördert die Exped. dieſer Zeitung. 


Rechtsanwalt in einer größeren rheiniſchen Fabrikſtadt ſucht einen 


Aſſeſſor oder älteren Referendar des rheiniſchen Rechtes gegen 


zu vereinbarendes Honorar eventuell auf längere Zeit, auf ſeinem 

Büreau zu beſchäftigen. 55 | 
Anerbietungen find unter X. W. Z. Nr. 6001 an die 

Expedition dieſer Zeitung zu richten. ö 


In Anwaltsgeſchäften erfahrener Aſſeſſor ſucht Beſchäftigun 
bei einem Berliner Anwalt. Gefl. Offerten mit 1 


E. A. 33 an die Expedition dieſes Blattes. 
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Landrechtl. Nechtsanwalt, 30 Jahre, feit 3¼ Jahren mit 
gutem Erfolge in weſtfäliſchem Landgerichte thaͤtig, ſucht Societät 
mit ſtark beſchäftigtem Berliner Auwalt. 


Anerbietungen unter W. F. 100 an die Exped. dieſes Blattes. 


RR. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 
Street, Strand, London (solicitor of the Supreme Court) untere 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß⸗ oder Gerichts⸗ 
angelegenheiten in England. 


Dr. jur. Paul C. 5. 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 


Georg FJ. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗Amerikas. 


CTFriedrichſtraße 152 
zwiſchen den Linden und Dorotheenſtraße iſt per 
ſofort die I. Etage zu Büreauzwecken preis⸗ 
werth zu vermiethen; zu erfragen bei Hoeplke, 
Mittelſtraße 12/13. 


In unſerem Verlage erſchien ſoeben: 


Geſetzentwurf, betreffend die Regelung der 
Richtergehälter, nebſt Begründung. 
Druckſache Nr. 35 des preußiſchen Abgeordnetenhauſes. 
Folio. 22 Seiten. 60 Pf. 

Gegen Einſendung von 65 Pf. erfolgt direkte Franko⸗Zuſendung. 


Berlin 8. 14. 
Stallſchreiberſtr. 34/35. 


W. Moeſer Bofbuchhandlung. 


on Franz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben iſt erſchienen: 


Referat, Votum und Urkheil. 


Eine Anleitung 
für prahfifhe Zuriſten im Borbereifungsdienft 
von 
Hermann Daubenſpeck, 
Reichsgerichtsrath. 

1897. Sechſte, von Neuem durchgeſehene Auflage. 
Geheftet M. 5, —. Gebunden M. 6,—. 


Verlag v 


J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, 


— — 


Soeben erſthienen! 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Entwurf eines Gefehes über die Zwangsverſteigernng und Zwangsverwaltung 


a nebſt dem 
Entwurf eines Einführungsgeſetzes 
| und einer Denkſchrift. 
Dem Reichstage vorgelegt in der vierten Seſſion der achten Legislaturperiode. 


Berlin SW. 48, Wilhelmſtraße 119/120. 
Soeben erſchien: | 


>» 
DSörfengeſetz. 
Bon 22. Juni 1896. 8 
Aebſt den dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen. 
Text⸗Ausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. 


Unter Mitwirkung 


des Kaiſerl. Geheimen Ober⸗Regierungsrathes und vortragenden Rathes 
N im Reichsamt des Innern 


A. Wermuth 
bearbeitet von 
5. Brendel, 
Gerichtsaſſeſſor, Kommiſſar, Hülfsarbeiter im Reichsamt des Innern. 
Taſchenformat, kartonirt. 
Preis 1 Mk. 50 Pfg- 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung, ſowie von der 
Verlagsbuchhand lung. 


Stuttgart. 
Die Bedeutung des bürgerlichen Geſetzbuches für 
den Arbeiterſtand 
vom Landgerichtsrat und Reichstagsabgeordneten Gröber. 
Der Verfaſſer beantwortet in äußert klarer Weiſe dieſe 


hochwichtige Frage und bietet damit dem Juriſten 
ſachverſtändige Orientirung. Preis 40 Pf. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: 


Die Rechtsprechung des Reichsgerichts 
in Beziehung auf die wichkigſten Begriffe und 
Inſtitute des Civilrechks 
in ſyſtematiſcher Solge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 
von Dr. jur. C. Kuhlenbeck, 

Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 

Heft 4. Gr. 8%. 5 Bogen. Preis 2 Mark. 


Um den zahlreichen Intereſſeuten den Bezug dieſer hoch⸗ 
bedeutſamen Publikation zu erleichtern, erſcheint dieſes Werk in 
einer Heftausgabe. 

Zu beziehen durch jede Buchhandlung, ſowie von der unter⸗ 
zeichneten Verlagsbuchhandlung. 


Berlin, 8. 14. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 


Preis M. 1,20, bei poſtfreier Zuſendung M. 1,30. 
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Für die Redaktion verantw. M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins bei: Verzeichniß der Mitglieder des 7 0 
Anwaltvereins vom 1. Januar 1897, ferner der Geſammtanflage: ein Proſpekt des Preußiſchen Beamtenvereins enthaltend 
einen kurzen Ueberblick über die Einrichtungen deſſelben. 


M 10 bis 12. 


Berlin, 2. Februar. 


a Herausgegeben von j 
M. Kempner, 


ache bein Landgericht I in Berlin. 


—6230 


Organ des deutſchen Anwalt⸗ Vereins. 


puis für den en 20 Mark. — 


Inferate die Zeile 40 55 — W übernimmt jede ——.— vor Poſtanſtall. 


| Inhalt. 
biene für deutſche Rechtsanwälte. 
Reichsgericht. S. 77. — Perſonal⸗Veränderungen. 


Hülfsliaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


S. 77. — Vom 
S. 101. 


Herr Geheimer Hofrath Dr. A. Bolten in Roſtock 


hat aus Anlaß feines 92. Geburtstages der Hülfskaſſe 
1000 Mark überwieſen. 
Dank ausgeſprochen und wird hiermit wiederholt. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 


zu Stettin hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Gabe der anufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Die Mitglieder der Anwaltskammer im Bezirke des 
Oberlandesgerichts zu Marienwerder haben im Jahre 1896 
durch Wochenſammlung für den Kapitalgrundſtock den Be⸗ 


trag von 1261 Mark 98 Pfg. aufgebracht und gezahlt. 


Den Mitgliedern der gedachten Anwaltskammer Ben hier- 
mit der herzlichſte Dank . 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis 24. Januar 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. | 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zum F 

1. Nach § 135 des G. V. G. iſt das R. G. zur Ent⸗ 
ſcheidung über das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen Ent⸗ 
ſceidungen der O. L. G. nur in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
leiten berufen. Zu den bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten gehört 
aber nicht das auf Antrag eines Benefizialerben oder Miteigen- 
thümers zum Zwecke der Auseinanderſetzung in Gemäßheit des 
$ 180 Abſ. 2 Nr. 1 und 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1883, 


betreffend" die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver- 
mögen eingeleitete Zwangzverſteigerungsverfahren. Dieſes Ver⸗ 


— — 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Dem Geber iſt der herzlichſte 


hr bat auh den ihm an ſich nicht beiwohnenden Charakter 
einer Zwangsvollſtreckung im Sinne der C. P. O., insbeſondere 
des § 757, nicht dadurch gewonnen, daß das Gefetz vom 
13. Juli 1883, in welchem es ſeine Regelung erfahren hat, 
die allgemeine Ueberſchrift „Zwangs vollſtreckung in das unbe⸗ 
wegliche Vermögen“ führt, und daß die Vorſchriften über das 
Zwangsvollſtreckungsverfahren im § 180 a. a. O. darauf für 
anwendbar erklärt worden ſind (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 23 
S. 357, Bd. 36 S. 357). V. C. S. i. S. Grundſtücks⸗ 
zwangsvollſtreckung Kiele vom 16. Januar 1897, B Nr. 7/97 V. 

Zur Civilprozeßordnung. | 

2. Der Kl. hatte mit der Behauptung, daß feine Mutter 
ihm 60 570 Mark von einer für ſie eingetragenen großeren 
Erbabfindung cedirt, nachher aber über einen Theil dieſer 
cedirten Forderung anderweit verfügt, auch die ganze Ceſſion 
in ihrem Teſtamente widerrufen habe, gegen die Bekl. als Mit- 
erben der Mutter Klage erhoben und ſeinen Antrag darauf 
gerichtet: 1) feſtzuſtellen, daß das Teſtameut der Mutter in- 
ſoweit, als es die Ceſſion widerrufe, ungültig jet und daß das 
Eigenthum an dem noch ungeſchmälerten Theile ihrer Erb⸗ 
abfindung in Höhe von noch 26 120 Mark ihm zuſtehe, 2) die 
Bekl. unter Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventars, zu 
verurtheilen, ihm den Hypothekenbrief über jene 26 120 Mark 
herauszugeben und ferner 34 450 Mark zu zahlen. Vom L. G. 
mit der Klage abgewieſen, hatte der Kl. unter Aufrechthaltung 
ſeines Antrags Berufung eingelegt und das B. G. hatte der 
Berufung inſoweit ſtattgegeben, als es die Verurkheilung der 
Bekl. nach dieſem Antrage von der Ableiſtung eines dem Kl. 
auferlegten Eides abhängig machte. Im Falle der Eidesleiſtung 
waren die Koſten den Bekl. auferlegt, im Falle der Nicht ⸗ 
leiſtung war der Kl. koſtenpflichtig abgewieſen. Der Werth 
des Streitgegenſtandes für die Berufungsinſtanz war durch Be⸗ 
ſchluß des B. G. vom 28. Oktober 1895 auf 60 570 Mark 
feſtgeſetzt. Gegen dieſes Urtheil legten beide Bekl. Reviſion ein, 
die Bekl. zu 2 zeigte jedoch nachträglich an, daß fie ſich mit 
dem Kl. verglichen habe und ihre Reviſion zurücknehme. In 
dem Termine zur mündlichen Verhandlung vor dem Revifions- 
gericht war ſie nicht vertreten und ihr gegenüber wurde auch ein 
Antrag nicht geſtellt. Dem Bekl. zu 1 gegenüber wurde dann 


das B. U. inſoweit aufgehoben, als er für den Fall der 


Eidesleiſtung zur Zahlung von 34 450 Mark unter Vor⸗ 


behalt der Rechtswohlthat verurtheilt war und ihm Koſten auf- 
erlegt waren, im Uebrigen wurde die Reviſion zurückgewieſen 
und die Entſcheidung über die Koſten der Reviſionsinſtanz dem 
künftigen Endurtheile vorbehalten. Von dem Reviſionsgerichte 
wurde durch Beſchluß vom 16. April 1896 der Werth des 
Streitgegenſtandes auf 30 000 —32 000 Mark feſtgeſetzt. Das 
B. G. ſprach hierauf für den Fall, daß der Kl. einen der ihm 
auferlegten Eide leiſtet, die Verurtheilung des Bekl. zu I unter 
Vorbehalt der Rechtswohlthat dahin aus, daß er gemeinſchaftlich 
mit der Bekl. zu 2 an den Kl. 34 450 Mark abzüglich der 
inzwiſchen von der Bekl. zu 2 geleiſteten Zahlungen, zu zahlen 
habe. Die Koften des Rechtsſtreits ausſchließlich der Koſten 
der Reviſionsinſtanz legte das B. G. für den Fall der 
Eidesleiſtung dem Bekl. zu 1 als in Gemeinſchaft mit der 
Bekl. zu 2 zu entrichten auf; die Koſten der Reviſionsinſtanz 
wurden für den Fall der Eidesleiſtung dem Bekl. zu 1, im 
anderen Falle dem Kl. auferlegt. Auf Antrag des Vertreters 
der Bekl. zu 2 ſetzte dann das B. G. durch Beſchluß vom 
29. Oktober 1896 den Werth des Streitgegenſtandes für die 
Berufungsinſtanz auf 30 000 bis 32 000 Mark feſt. Gegen 
dieſen Beſchluß richtet ſich die vorliegende Beſchwerde des Rechts⸗ 
anwalts N. mit dem Antrage, den Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes für die Berufungsinſtanz im erſten Inſtanzenzuge, alſo 
vor dem Urtheile des R. G. auf 60 000 bis 62 000 Mark, für 
die Verhandlung und Entſcheidung nach dem reichsgerichtlichen 
Urtheile auf 30 000 bis 32 000 Mark feſtzuſetzen. Die Be⸗ 
ſchwerde iſt nicht begründet. Die Zuläſſigkeit der vom Be⸗ 
ſchwerdeführer beantragten Feſtſetzung eines verſchiedenen 
Betrages für die ſogenannte Berufungsinſtanz im erſten In⸗ 
ſtanzenzuge vor dem Urtheile des R. G. und für die Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung nach dem reichsgerichtlichen Urtheile er- 
ſcheint durch die 88 31 und 28 des G. K. G. ausgeſchloſſen. 
Als einheitlicher Betrag für die Berufungsinſtanz erſcheint aber 
mit Rückſicht darauf, daß von dem Reviſionsgerichte durch Be⸗ 
ſchluß vom 16. April 1896 der Werth des Streitgegenſtandes 
auf 30 000 bis 32 000 Mark feſtgeſetzt worden iſt und zwar 
als maßgebend für die Reviſionsinſtanz in Beziehung auf beide 
Rkl., der von dem B. G. feſtgeſetzte Betrag gleicher Höhe an⸗ 
gemeſſen. IV. C. S. i. S. v. Puttkamer c. v. Puttkamer 
vom 4. Januar 1897, B Nr. 258/96 IV. 

3. Der Kl. hat gegen den Bekl. Klage auf Herausgabe 


eventuell auf Vorlegung einer Urkunde erhoben, welche ſich auf 


einen über die Parzellen Nr. 309 e und 309 d des Flurbuchs 
für Dresden zwiſchen den H.'ſchen Erben und dem Kl. ab⸗ 
geſchloſſenen, beziehungsweiſe beabſichtigt geweſenen Kauf⸗ 
vertrag bezieht. 
führungen war bereits zur Zeit der Klagzuſtellung ein Kauf⸗ 
vertrag über dieſe Grundſtücke zwiſchen den H. ſchen Erben und 
dem Bekl. abgeſchloſſen worden, und es hatte dieſer ſeine da⸗ 
durch erlangten Rechte einem Dritten abgetreten, der auch bereits 
im Grundbuche als Eigenthümer eingetragen worden war. Der 
Kl. meint, wie aus Abſchnitt 8 der Klagſchrift zu entnehmen, 


Nach den in der Klagſchrift enthaltenen An⸗ 
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in der Lage zu fein, gegen die H. ſchen Erben auf Grund der⸗ 
jenigen Urkunde, deren Herausgabe er von dem Bekl. gefordert 


hat, Anſprüche auf Ueberlaſſung jener Grundſtücke und eventuell 
auf Schadenerſatz zu erheben. Sein Intereſſe an der Urkunde 
beſtand hiernach darin, dieſelbe in dem gegen die H. ſchen Erben 


beabſichtigten Prozeſſe als Beweismittel für die darin beurkun⸗ 
deten Vorgänge benutzen zu können. Der Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes in dem Prozeſſe zwiſchen dem Kl. und dem Bekl. 
wird daher keineswegs ohne Weiteres durch die Höhe der An⸗ 
ſprüche, welche der Kl. etwa gegen die H.'ſchen Erben oder 
gegen den Bekl. oder ſonſtige Perſonen erheben könnte, beſtimmt, 
entſcheidend iſt vielmehr nur, wie hoch ſein Intereſſe daran zu 
veranſchlagen iſt, daß er dasjenige, was ſich aus der Urkunde 
ergiebt, durch dieſe ſelbſt nachweiſen könne, nicht dafür andere 
Beweismittel benutzen müſſe. Es liegt nun keinerlei Anhalt 
dafür vor, daß dieſes Intereeſſe auf einen höheren Betrag, als 
das O. L. G. angenommen hat, zu ſchätzen ſei. Die auf Grund 
von § 12 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte von dem 
Rechtsanwalt N. erhobene Beſchwerde war daher zurückzuweiſen. 
VI. C. S. i. S. Zierfuß c. Reiche vom 21. Dezember 1896, 
B Nr. 214/96 VI. 

4. Der Bekl. hat unterm 20. Dezember 1895 beim L. G. 
beantragt, den Werth des Streitgegenſtandes feſtzuſetzen. Durch 
Beſchluß des L. G. vom 31. Dezember 1895 iſt die Feſtſetzung 
auf 3 000 Mark erfolgt. Auf Beſchwerde des Bekl. hat das 
Kammergericht durch Beſchluß vom 4. Februar 1896 die land⸗ 
gerichtliche Entſcheidung aufgehoben und den Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes auf 1000 Mark herabgeſetzt. Gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß hat der Juſtizrath Dr. T. für ſeine Perſon die Beſchwerde 
eingelegt mit dem Antrage, den Streitwerth für die Berufungs- 
inſtanz auf 3 000 Mark feſtzuſetzen. Die Beſchwerde erſcheint 
zuläſſig und begründet. Der angegriffene Beſchluß beruht auf 
der Annahme, daß nach dem Antrage des Kl. der Bekl. zwar 
anerkennen ſolle, zum Nachlaſſe ſeiner Mutter, der Wittwe H., 
3 000 Mark zu verſchulden, hierbei aber der Kl., da er bei der 
Theilung dieſes Nachlaſſes nur ein Drittel als gefegficen Mit⸗ 
erbe der Wittwe H. beanſpruche, im Grunde nur ein Intereſſe 
in Höhe von 1 000 Mark verfolge. Dieſe Annahme trifft für 
die Berufungsinſtanz nicht zu. Denn in dieſer Inſtanz hat der 
Kl. ſeinen Antrag eventuell nicht nur auf Anerkennung der 
Nachlaßſchuld von 3 000 Mark, ſondern weitergehend auch darauf 
gerichtet, daß das ihn von der Erbſchaft ausſchließende Teſtament 
ſeiner Mutter für ungültig erklärt werde, und im Sinne dieſes 
Eventualantrages iſt vom B. G. erkannt worden. Bei dieſer 
Sachlage und, da nicht erhellt, daß der Nachlaß der Wittwe H. 
lediglich in der Forderung an den Bekl. von 3 000 Mark be⸗ 
ſteht, kann, unbeſchadet des vom R. G. in dem Beſchluſſe 
Bd. 33 S. 427 der Civilentſcheidungen vertretenen Grundſatzes 
die Annahme des Werthes des Berufungsgegenſtandes auf 
3 000 Mark nicht für unangemeſſen gelten, zumal dieſer Werths⸗ 


betrag der Angabe beider Parteien in der Berufungs-, bezw. 


Reviſionsinſtanz entſpricht. IV. C. S. i. S. Hacker c. Hacker 
vom 28. Dezember 1896, B Nr. 248/96 IV. 

5. Nach § 87 Abſ. 2 der C. P. O. ſind die Gebühren 
und Auslagen des Rechtsanwalts der obflegenden Partei ſtets 
zu erſtatten, die Koſten mehrerer Rechtsanwälte indeß nur inſo⸗ 
weit, als ſie die Koſten eines Rechtsanwalts nicht überſteigen 
oder in der Perſon des Rechtsanwalts ein Wechſel eintreten 
mußte. Die obſiegende Partei kann demnach auch die Gebühren 
ihres Rechtsanwalts für die Wahrnehmung eines auswärtigen 
Beweistermins erſtattet verlangen, wenn die Wahrnehmung eines 
ſolchen Termines ſich nicht aus beſonderen Gründen als über⸗ 


Küffig darſtellt; ofr. Entſch. Bd. 26 S. 377; Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1895 S. 262. Im vorliegenden Falle war 
aber nach den Gründen des B. U. die Ausſage des am 
24. Februar 1896 vernommenen Zeugen P. T. für die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsstreites ſehr erheblich. Bekl. kann deshalb 
auch Erſtattung des Betrages, welchen fein Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter II. J. an Reiſekoſten und Diäten im Falle der 
Wahrnehmung des Termines zu beanſpruchen gehabt haben 
würde, beanſpruchen. Dagegen kann er nach dem $ 87 A ſ. 2 
a. a. O. die Koſten eines zweiten Rechtsanwalts, inſoweit die⸗ 
ſelben den Betrag der Reiſekoſten und Diäten feines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten II. J. überſteigen, nicht erſetzt verlangen, da 
der Eintritt eines zweiten Rechtsanwalts nicht geboten war, der 
Prozeßbevollmächtigte vielmehr den Termin in Schneidemühl 
wahrnehmen konnte. Es waren deshalb den vom O. L. G. 
feſtgeſetzten Betrage 42,90 Mark — Diäten und Reiſekoſten 
des Prozeßbevollmächtigten — hinzuzufügen und außerdem 
1.50 Mark als Gebühren für das Feſtſetzungsgeſuch, da bei 
Hinzurechnung jener 42,90 Mark die zu erſtattenden Koſten den 
Betrag von 450 Mark überſteigen. VI. C. S. i. S. Wolff 
6. Teuffel vom 7. Januar 1897, B Nr. 212/96 VI. 

6. Es handelt ſich um die Anfechtung einer Abtretung 
von Forderungen, welche am 17. Juli 1894 zur Sicherſtellung 
einer Darlehnsforderung von 12 000 Mark erfolgt iſt, nachdem 
am 2. deſſelben Monates bereits unmittelbar gegen den Dar⸗ 
lehnsempfang Forderungen zur Sicherheit abgetreten waren. 
Die Anfechtung iſt auf den § 23 der K. K. O. geſtützt worden. 
Die fie als unbegründet verwerfende Entſcheidung des Kammer- 
gerichteö würde durch den Grund, daß es ſich bei der Ceſſion 
vom 17. Juli nur um ſolche Forderungen gehandelt habe, die 
auch ſchon am 2. Juli mitabgetreten ſeien, gehalten werden, 
wenn dieſer nicht auf einem prozeſſualen Verſtoße beruhte. 
Der Bekl. hat nämlich allerdings in der Berufungsverhandlung 
ſchließlich und im Widerſpruche mit den frühern Sachdar⸗ 
ſtelungen beider Parteien die betreffende Behauptung aufgeſtellt; 
auch liegt nicht vor, daß ihr nachher noch ausdrücklich von 
Seiten des Kl. widerſprochen worden wäre; aber deshalb durfte 
das B. G. ſie doch nicht als „unwiderlegt und unwiderſprochen“ 
bezeichnen und aus dieſem Grunde ihre Richtigkeit als feſt⸗ 
ftehend behandeln. Denn der § 129 Abſ. 2 der C. P. O. 
findet hier keine Anwendung; man kann nicht ſagen, daß die 
Abſicht, eine Behauptung beſtreiten zu wollen, aus den übrigen 
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Erklärungen einer Partei nicht hervorgehe, welche während des 


ganzen Prozeſſes vorher einen mit dem in Frage kommenden 
ſtlaſchweigenden Zugeſtändniſſe völlig unvereinbaren Stand⸗ 
punkt eingenommen hat. Die Nebenbemerkung des B. G.,; 
auch die Bekundung des Bernhard W. ſpreche für die Richtig⸗ 


keit der fraglichen neu aufgeſtellten Behauptung des Bekl., hat 


nicht die Bedeutung einer ſelbſtſtändigen thatſächlichen Feſt 
ſellung jener Richtigkeit; dazu reicht ſie bei Weitem nicht aus. 
VI. C. S. i. S. Rosmanith & Schaurte Konk. c. Winckler vo 
7. Dezember 1896, Nr. 227/96 VI. | 


7. Den Parteien ſteht nach den Vorſchriften der C. P. O. 


das Recht, zum Zwecke der Nachholung des verſäumten Vor⸗ 
bringens von Angriffs und Vertheidigungsmitteln, Beweis ⸗ 
mitteln oder Beweiseinreden die Wiedereröffnung der geſchloſſenen 
mündlichen Verhandlung zu beantragen, nicht zu. Ob die 


Partei oder deren Prozeßvertreter bei ſolcher Verſäumung eine 
Schuld trifft oder nicht, iſt unerheblich (C. P. O. §§ 208, 
251, 256, 491, 485). Die Vorſchrift des § 142 der 
C. P. O. ſtellt nur in das Ermeſſen des Gerichtes, 
von Amtswegen die Wiedereröffnung einer geſchloſſenen Ver⸗ 
handlung anzuordnen, wenn das Gericht der Anſicht iſt, daß 
aus dem Ergebniſſe der ftattgehabten und ge- 
ſchloſſenen Verhandlung ſelbſt, weil ſie in einem erheb⸗ 


lichen Punkte nicht erſchöpfend geweſen, die Nothwendigkeit 


weiterer Verhandlung ſich ergebe. Dieſe Vorausſetzung für die 
Anordnung der Wiedereröffnung der geſchloſſenen Verhandlung 
iſt im vorliegenden Falle überdies gar nicht gegeben. Bekl. 
will nur Verſäumtes nachholen. Aus dem Umſtande, daß die 
Parteien in der in Gemäßheit des § 142 wieder eröffneten 
Verhandlung bisher Verſäumtes nachzuholen in der Lage ſind, 
darf ſelbſtverſtändlich nicht geſchloſſen werden, daß ihnen ein 
Recht auf Wiedereröffnung der geſchloſſenen Verhandlung zuſteht. 
(Planck, Lehrbuch des deutſchen Civilprozeßrechtes, Bd. II, § 95, 
S. 86, Anm. 142; Wilmowski⸗Levy, Kommentar zur C. P. O. 
Bd. I, Anm. 1, 2 zu §142; Gaupp, Kommentar zur C. P. O., 
3. Aufl., Bd. I, S. 344; Entſch. des R. G. in Civilſachen, 
Bd. XVI, S. 417 f.; Juriſtiſche Wochenſchrift 1894, S. 261, 


Nr. 6; Seuffert's Archiv, Bd. 41 Nr. 231, Bd. 50 Nr. 210.) 


VI. C. S. i. S. Israel c. Nitſchmann vom 21. Dezember 1896, 
B Nr. 210/96 VI. 

8. Dem Antrage auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die verſäumte Reviſionsfriſt konnte nicht ftatt- 
gegeben werden. Nach 8 211 der C. P. O. findet die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand zu Gunſten einer Partei ſtatt, 
welche durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Umſtände 
verhindert worden iſt, eine Nothfriſt einzuhalten. Ein ſolcher 
Fall liegt hier nicht vor. Als das Geſuch um Ertheilung des 
Armenrechts bei dem R. G. einging (am 23. Mai), blieben 
außer dem Tage des Eingangs nur noch 2 Tage bis zum 
Ablauf der Reviſtonsfriſt. In dieſer kurzen Zeit war, auch 
abgeſehen von der Nothwendigkeit, behufs Prüfung, ob die 
beabſichtigte Rechtsverfolgung ausſichtslos ſei, zunächſt die 
Akten einzufordern, kein Raum, um im geordneten Geſchäfts⸗ 
gange einen Beſchluß über Ertheilung des Armenrechts ſo zeitig 
zu faſſen, daß durch den ernannten Offizialvertreter die Zu⸗ 
ſtellung der Reviſionsſchrift noch vor Ablauf der Friſt hätte 
erfolgen können, und zwar umſoweniger, als der 24. Mai auf 
einen Sonntag fiel. In der Behandlung der Sache vor dem 
R. G. iſt alſo ein unabwendbarer Zufall im Sinne des $ 211 
a. a. O. nicht enthalten. Die vom Kl. behufs Nachſuchung 
des Armenrechts vom 15. Mai erbetene Ausſtellung des in 


§ 109 Abſ. 2 vorgeſchriebenen obrigkeitlichen Atteſtes hat ſich 


allerdings bis zum 22. Mai hingezogen, aber, wie aus der 
Beſcheinigung der Polizeiverwaltung ſich ergiebt, aus einem 
ſachlichen Grunde, weil es einer wiederholten Prüfung der 
Vermögensverhältniſſe des Kl. bedurfte. Hierauf hätte der Kl., 
der in den früheren Inſtanzen nicht im Armenrecht geſtritten, 
gefaßt fein muſſen und hätte daher entweder eher um das 
erforderliche Atteſt ſich bemühen, oder, da nunmehr die Zeit 
drängte, die Polizeiverwaltung ſogleich ſelbſt oder durch ſeinen 


Anwalt informiren müſſen, wie dies von Seiten des letztern 


ſpäter geſchehen iſt. Unter dieſen Umſtänden kann auch darin, 


AS a ae ee TI een — 


— ——äũw ET IT a Ta —— 


% ²⅛ T ˙²˙¹m T TKV 


daß der Kl. das am 15. Mat erbetene Atteſt erſt am 22. Mai 
erhalten, eine nicht vorherzuſehende Verzögerung und demnach 
ein unabwendbarer Zufall im Sinne des § 211 a. a. O. 
nicht gefunden werden. Es fehlt hiernach an einem geſetzlichen 
Grunde, dem Kl. die erbetene Wiedereinſetzung in den vorigen 


Stand zu gewähren. V. C. S. i. S. Börſch c. Keßler vom 


19. Dezember 1896, Nr. 208/96 V. 
9. Was den Antrag auf Feſtſtellung des Vorkaufsrechtes 
betrifft, ſo erwägt der B. R., daß von dem Beſtehen oder 


Nichtbeſtehen dieſes Rechtes die Entſcheidung des Rechtsſtreits 


über die Zahlung des Laudemiums weder ganz noch zum Theile 
abhänge, daß daher eine richterliche Entſcheidung darüber nicht 
erforderlich ſei, daß eine ſolche aber überhaupt nicht gegeben 
werden dürfe, weil Kl. ein rechtliches Intereſſe daran, daß das 
Rechtsverhältniß alsbald durch richterliche Entſcheidung feſtgeſtellt 
werde, nicht habe. Dem kann nur beigepflichtet werden. Wenn 
Kl. dagegen geltend macht, es möge allerdings der Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch aus 8 253 C. P. O. ſich nicht rechtfertigen laſſen, 
er erſcheine aber nach $ 231 C. P. O. zuläſſig, da Bekl., wie 
aus ſeinem Verhalten erhelle, das Vorkaufsrecht beſtreite und 
dies in Verbindung mit der Natur des immer wieder und 
möglicherweiſe ſehr bald wieder wirkſam werdenden Vorkaufs⸗ 
rechtes die Feſtſtellungsklage begründe, ſo überſieht der Kl., daß 
für die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage aus 8 231 C. P. O. 
nicht das Beſtreiten des feſtzuſtellenden Anſpruchs durch den 
Gegner genügt, ſondern daß der Kl. auch ſein rechtliches Inter⸗ 
eſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung ſeines Anſpruchs darzu⸗ 
legen hat. Es hat aber weder der Kl. nachzuweiſen unter⸗ 
nommen, noch auch iſt etwa ohne Weiteres klar, inwiefern er 
dadurch rechtlich ungünſtiger geſtellt werden ſollte, daß über das 
Beſtehen des von ihm beanſpruchten Vorkaufsrechtes nicht ſchon 
jetzt, ſondern erſt bei der nächſten zu ſeiner Ausübung Anlaß 
gebenden Gelegenheit Entſcheidung getroffen wird. Grade der 
Umſtand, auf den Kl. zur Begründung ſeiner Beſchwerde hin⸗ 
weiſt, nämlich daß möglicherweiſe das Vorkaufsrecht ſehr bald 
wieder wirkſam werden kann, ſpricht gegen das Bedürfniß einer 


gegenwärtigen Feſtſtellung. V. C. S. i. S. Petersdorf c. Knaak 


vom 21. November 1896, Nr. 160/96 V. 


10. Bei der prozeßhindernden Einrede der Nichterſtattung 


der Koſten des früheren Rechtsſtreits iſt die materielle und die 
formelle Seite zu unterſcheiden. Materiell beſteht die Einrede 
in der durch die Beſtimmung im § 243 Abſ. 4 der C. P. O. 


dem Bekl. gewährten Befugniß, im Falle der Erneuerung des 


Rechtsſtreits die Einlaſſung bis zu erfolgter Koſtenerſtattung zu 
verweigern. In formeller Beziehung kommt die Geſtaltuug 
dieſes Rechtsbehelfs zur prozeßhindernden Einrede nach Maßgabe 
der Vorſchrift im § 247 Abſ. 2 Nr. 5 a. a. O. in Betracht, 
als welche ſie den das Verfahren bei ihrer Geltendmachung be⸗ 
treffendenden Beſtimmungen in den §§ 247 Abi. 1, 3, 248 
bis 250, 465, 490, 500 Nr. 2, 529 und 557 a. a. O. 
unterliegt. Der Sitz für die Beurtheilung des materiellen In⸗ 
halts der Einrede iſt daher der § 243 a. a. O., in welchem 
die durch Zurücknahme der Klage erfolgende Beendigung eines 
Rechtsſtreites geordnet wird, indem ſowohl das Verfahren dafür, 
ſowie die Rechtsfolgen der Zurücknahme beſtimmt werden. In 
letzterer Beziehung insbeſondere wird, nach Feſtſetzung der Ver⸗ 
pflichtung des Kl. zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits, 


in Abſ. 4 wörtlich ausgeſprochen: Wird die Klage von neuem 
angeſtellt, ſo kann der Bekl. die Einlaſſung verweigern, bis die 
Koſtenerſtattung erfolgt iſt. Dieſe Vorſchrift verfolgt, wie auch 
der B. R. unter Bezug auf die Motive zu § 234 des Ent- 
wurfs der C. P. O. hervorhebt, den Zweck, den Bekl. gegen 
Vepationen, welche ſich für ihn aus wiederholter Anſtellung der⸗ 
ſelben Klage ergeben, zu ſichern. Das Geſetz erblickt aber, in⸗ 
dem es dem Bekl. die Befugniß zur Verweigerung der Ein⸗ 
laſſung bis zur Koſtenerſtattung ſchlechthin gewährt, in der 
Anſtellung derſelben Klage ohne vorherige Erſtattung der Koften 
des zurückgenommenen Rechtsſtreites an und für ſich eine unzu⸗ 
läſſige Vexation des Bekl. und überhebt dieſen damit der Ver. 
pflichtung zur Begründung der Einrede zu behaupten und nach⸗ 
zuweiſen, daß die Erneuerung des Rechtsſtreites ſeitens des Kl. 
in vexatoriſcher Abſicht erfolge. Damit iſt aber nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß ſeinerſeits der Kl., welchem in der That eine 
abſichtliche Beläſtigung des Bekl. bei Erneuerung des Rechts⸗ 
ſtreits feruliegt, dies im Wege der Replik geltend machen und 
dadurch der Einrede des Bekl. den Boden entziehen kann. Dieſe 
Vertheidigung wäre dem Kl. nur zu verſagen, wenn das Geſetz 
dem Bekl. die Einrede ohne Rückſicht darauf, ob eine vexatoriſche 
Abſicht des Kl. vorliegt oder nicht, hätte gewähren und lediglich 
durch die Nichterſtattung der Koſten des Vorprozeſſes hätte be- 
dingen wollen. Zu einer ſolchen Beſchränkung der Rechtsver⸗ 
folgung fehlt es aber an einem geſetzgeberiſchen Grunde, da 
unter Umſtänden die Zurücknahme einer in der gewählten Form 
ausſichtsloſen Klage zur Vermeidung der mit der Fortſetzung 
des Prozeſſes verbundenen Weiterungen und Koſten nur ſach⸗ 
gemäß und die Wiederholung derſelben nunmehr gehörig be- 
gründeten Klage wohl berechtigt ſein kann, ohne daß dabei eine 
veratorifche Abſicht des Kl. vorzuliegen braucht. Von gleichen 
Erwägungen geht auch das von dem B. R. in Bezug ge⸗ 
nommene Urtheil des erkennenden Senats Bd. 24 S. 422 der 
Entſch. des R. G. in Civilſachen aus. Uebrigens iſt die ge⸗ 
legentlich dieſer Bezugnahme von dem B. R. ausgeſprochene 
Auffaſſung unzutreffend, als ob in jenem Urtheile die — mit 
den obigen Ausführungen nicht vereinbare — Anſicht vertreten 
ſei: es greife die Einrede aus SS 2475 und 243 Abſ. 4 der 
C. P. O. gegen den zum Armenrecht verſtatteten Kl. auch dann 
Platz, wenn er nachweiſe, daß ihm ein vexatoriſches Verhalten 
fern gelegen habe. Es handelte ſich damals um die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob dieſe Einrede auch dann gegeben ſei, 
wenn Kl. das Armenrecht oder die Rechtswohlthat des Noth⸗ 
bedarfs habe. Dieſe Frage wurde bejaht, dabei aber dem Kl. 
der Nachweis vorbehalten, daß ihm eine veratorifche Abſicht nicht 
zur Laſt falle. Hiernach beruht die Entſcheidung des B. R., 
indem ſie die prozeßhindernde Einrede des Bekl. verwirft, weil 
von ihm die zu deren Begründung erforderliche vexatoriſche Ab⸗ 
ſicht der Kl. nicht nachgewieſen ſei, auf unrichtiger Anwendung 
der, zugleich die Beweislaſt betreffs dieſes Erforderniſſes regeln⸗ 
den 88 2475 und 243 Abſ. 4 der C. P. O. und fie unter⸗ 
liegt daher — § 527 a. a. O. — der Aufhebung. IV. C. S. 
i. S. Weſenberg e. Wawrczinek vom 21. Dezember 1896, 
Nr. 181/96 IV. 

11. Aufhebung des B. u. wegen unzureichende Prüfung 
der Thatſachen. III. C. S. i. S. Liebke c. ee vom 15. De⸗ 
zember 1896, Nr. 210/96 III. 


12. Der Angriff gegen die Begründung des B. R. kann 
keinen Erfolg haben. Maßgebend iſt für die Ablehnung des 
Bewelſes geweſen, daß der Bekl. eine Zeitangabe gemacht hat, 
die einen bedeutenden Spielraum läßt; er hat nicht behauptet, 
daß die Kl. ſchon in der erſten Zeit nach dem Unfalle nach 
Scheitnig gegangen ſei. Das Gericht erklärt dies auch für un⸗ 
wahrſcheinlich, womit es ſanſcheinend ſagen will, daß es im 
andern Falle, wenn die Thatſache nach der ſonſtigen Sachlage 
nicht unwahrſcheinlich wäre, vielleicht doch Anlaß genommen 
hätte, trotz des mangelhaften Beweisantritts die Zeugin zu ver⸗ 
nehmen. Durch deren Abhörung würde ſich allerdings mög⸗ 
licher Weiſe die Zeit haben ermitteln laſſen, und es iſt nicht 
gradezu widerlegt, daß der Vorgang in die erſte Zeit nach dem 
Unfalle fiel. Die Verletzung einer Rechtsnorm liegt aber darin 
nicht, daß über eine, in der Art, wie ſie aufgeſtellt iſt, uner⸗ 
hebliche Behauptung der Beweis nicht erhoben iſt. Denn die 
Beweisaufnahme könnte dabei nur den Zweck haben, der Partei 
die ihr fehlenden thatſächlichen Unterlagen für die Klage oder 
den Einwand zu verſchaffen, wozu fie vom Geſetze nicht be- 
ſtinmt iſt. Uebrigens hat das B. G. in einem anderen Zu⸗ 
ſammenhange hervorgehoben, daß es für die thatſächliche Feſt⸗ 
ftellung, ob eine Perſon krank ſei oder nicht, wenig darauf an⸗ 
komme, ob fie umhergeht, da dies mancher Kranker thue, der 
beſſer thäte, fi zu Bett zu legen. Auch dieſe Erwägung läßt 
die Ablehnung des Beweiſes gerechtfertigt erſcheinen. VI. C. S. 
i. S. Exner c. Wieczorek vom 7. Januar 1897, Nr. 267/96 VI. 

13. Es iſt zuzugeben, daß die Gründe des angefochtenen 
Urtheils über die von der Reviſion hervorgehobene Unterſcheidung 
in der Wortfaffung, die in Abſchnitt 4 des Vertrags ſich findet, 
nichts enthalten. Daraus folgt indeß nicht, daß die Vorinſtanz 
dieſen Umſtand überſehen und unerwogen gelaſſen habe. Als 
ein die Aufhebung des Urtheils rechtfertigender Mangel der 
Begründung aber kann die Nichterwähnung der Unter⸗ 
ſcheidung nicht angeſehen werden, da dieſelbe in den Vorinſtanzen 
als ein für die Auslegung bedeutſames Moment von dem Bekl. 
nicht geltend gemacht worden war und die Sachlage eine be⸗ 
ſondere Beſprechung dieſes Punktes nicht ſchlechthin als er⸗ 
forderlich erſcheinen ließ. Es liegt nahe, anzunehmen, daß die 
Vorinſtanz aus dem Abſchnitt 3 des Vertrags und ſeinem Zu⸗ 
ſammenhange mit Abſchnitt 4 entnommen hat, daß unter den 
im erſten Satze des letzteren Abſchnitts erwähnten „direkten 
Lieferungen“ alle nicht durch den Kl. ſelbſt vermittelten 
Eeferungen an Dritte zu verſtehen ſeien und dies fo zweifellos 
erſcheine, daß es der beſonderen Hervorhebung nicht bedürfe. 
Bei dieſer Auffaſſung hatte der von der Reviſion betonte Unter⸗ 
ſcied in der Wortfafſung des erſten und zweiten Satzes von 
Abschnitt 4 des Vertrags in der hier in Frage ſtehenden Be- 
liehung fachlich überhaupt keine Bedeutung. VI. C. S. i. ©. 
Kaniß o. Pickhardt vom 4. Januar 1897, Nr. 372/96 VI. 

14. Ungerechtferligt iſt die Abweiſung der Klage zum Be 
tige von 151 Mark 68 Pf. nebſt Zinſen. Die Kl. haben 
bat die in den Kontoauszügen angegebenen Saldobeträge für 
Nui und Juni 1891 berichtigt, und zutreffend führt das B. G. 
auz, daß ein etwaiges Schuldanerkenntniß des Hauptſchuldners 
für die Bürgen unverbindlich ſein würde. Ueberſehen iſt aber, 
daß ausweislich des Thatbeſtandes des B. U. die Bekl., nachdem 
die Kl. ungeachtet der vorgenommenen Berichtigung ihre Forde⸗ 


— 


rung in der geltend gemachten Höhe von 4 140 Mark nebſt 
Zinſen aufrecht erhalten hatten, ausdrücklich erklärt haben, die 
gegneriſchen Konto aufſtellungen in Bezug auf ihre ziffermäßige 
Richtigkeit nicht weiter bemängeln zu wollen. Das darin 
liegende Anerkenntniß der Bekl. ſelbſt war für das B. G. maß⸗ 
gebend. I. C. S. i. S. Gesdorf und Genoſſen o. Friedemann 
vom 30. Dezember 1896, Nr. 274/96 J. | 
15. Die Bekl. hat ſich hauptſächlich über die Faſſung des 
ihr angeſonnenen Eides beſchwert, aber mit Unrecht. Einerſeits 
ſchließen, was die materielle Beurtheilung anlangt, gerade die 
ihr vom Kl. zugeſchriebenen Worte: „dann beſtelle ich es“, 
jede andere Auslegung, als die, daß damit die Bekl. einen ſie 
rechtlich bindenden Vertragswillen erklärt haben würde, aus, 
während dies von einer Aeußerung, wie: „dann kaufe ich es“, 
oder dergl., nicht mit ſolcher Sicherheit geſagt werden könnte. 
Was andrerſeits die prozeſſuale Frage betrifft, ob der Bekl. zu⸗ 
gemuthet werden könne, ſich nach längerer Zeit noch der von ihr 
gebrauchten Worte im Einzelnen genau zu erinnern, ſo hätte 
eine Verneinung dieſer Frage nur etwa die Folge haben müſſen, 
daß der Bekl. über die beſtimmte vom Kl. behauptete Thatſache 
nicht einen Wahrheitseid, ſondern einen Ueberzeugungseid in der 
Form des § 424 Abſ. 2 der C. P. O. zu ſchwören auferlegt 
wäre. Hierüber in Erörterungen einzutreten hatte aber das B. G. 
keinen Anlaß, da in den vorigen Inſtanzen die Bekl. in der 
hier erheblichen Richtung keine Ausführungen gemacht und keinen 
Antrag geſtellt hatte. VI. C. S. i. S. Michahelles o. Böttcher 
vom 21. Dezember 1896, Nr. 251/96 VI. 

16. Die neue thatſächliche Behauptung des Kl., wegen 
deren prozeſſualer Behandlung die Aufhebung des vorigen 
B. U. erfolgt war, iſt jetzt vom O. L. G. aus zutreffenden 
Gründen außer Betracht gelaſſen worden, und ſomit iſt im 
Uebrigen die Sache auf den Standpunkt zurückgekommen, auf 
welchen ſie durch das erſte, am 29. November 1894 verkündete 
Reviſtonsurtheil gelangt war. Da nun aber das B. G. bei 
ſeiner auf die neue Berufungsverhandlung ergangenen Ent⸗ 


ſcheidung nicht, wie $ 528 Abſ. 2 der C. P. O. vorſchreibt, 


die vom R. G. der Aufhebung des erſten B. U. zu Grunde 
gelegte rechtliche Auffaſſung zu Grunde gelegt hat, ſo iſt die 
Aufhebung auch dieſer neuen Entſcheidung erforderlich. Das 
R. G. hatte damals das B. U., ſo weit dies hier erheblich iſt, 
deshalb aufgehoben, weil eine vom Kl. bei ſeiner perſönlichen 
Vernehmung vor dem L. G. gemachte, ihm ſelbſt nachtheilige 
thatſächliche Angabe nicht richtig gewürdigt ſei, nämlich die 
Angabe, daß die jetzt als ihm von G. abgetreten eingeklagte 
Forderung nach einem inzwiſchen zwiſchen ihm und G. getroffenen 
Abkommen auf ein größeres Darlehen verrechnet worden ſei, 
welches er damals dem G. bewilligte. Auf den erſten Blick 
könnte es nun freilich vielleicht zweifelhaft erſcheinen, in welchem 
Sinne damals dieſer Aufhebungsgrund gemeint geweſen ſei. 
Es finden ſich in den Entſcheidungsgründen des erſten Revifions- 
urtheils Wendungen, welche ſo verſtanden werden könnten, als 
würde nur überhaupt irgend eine genügende Erwägung darüber 
vermißt, welche rechtliche Wirkung jenem prozeſſualen Vorgange 
zukomme, fo daß der Vorſchrift des § 528 Abſ. 2 der C. P. O. 
ſchon dadurch entſprochen ſein würde, daß das O. L. G. in 
feinem neuen Urtheile die fraglichen Erklärungen des Kl. über- 
haupt des Näheren berückſichtigte, gleichviel, welche Bedeutung 
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es ihnen beilegte. Hiergegen kommt jedoch entſcheidend in 
Betracht, daß das R. G. damals ſich in ſeinen Entſcheidungs⸗ 
gründen darüber ausgeſprochen hat, wie bei der abermaligen 
Aburtheilung, falls der Sachverhalt keine Aenderung erleide, zu 
erkennen ſein werde, und zwar in alternativer Weiſe: falls in 
dem vom Kl. berichtigten Vorgange eine einfache Rückzeſſion 
der fraglichen Forderung von ihm an G. zu erblicken ſein ſollte, 
unbedingt zu Gunſten der Bekl.; falls man nur eine Er⸗ 
mächtigung zur Einziehung darin zu finden hätte, wenigſtens in 
dem Falle zu Gunſten der Bekl., daß N. die eingeklagte 
Forderung bereits an G. bezahlt hätte. Mag nun auch dem 
Ausſpruche des R. G. darüber, wie das B. G. eventuell zu 
erkennen haben werde, als ſolchem, wie weiterhin noch zu be⸗ 
rühren ſein wird, formell keine bindende Kraft zukommen, ſo iſt 
er doch für das Verſtändniß des Aufhebungsgrundes maßgebend, 
und zwar hier dahin, daß das O. L. G. verkannt habe, daß es 
auf Grund der fraglichen Erklärungen des Kl., wie übrigens in 
den Entſcheidungsgründeu auch direkt geſagt war, hätte als feſt⸗ 
ſtehend anſehen müſſen, es ſei eine Rückzeſſion der betreffenden 
Forderung an G. erfolgt, ſei es eine unbedingte, oder eine durch 
die Einziehung des geſchuldeten Betrages durch G. bedingte; 
nur dieſe letztere Frage war noch offen gelaſſen und der Ent⸗ 
ſcheidung des B. G. überlaſſen. Das O. L. G. hat das erſte 
Reviſionsurtheil auch ſelbſt in dieſem Sinne verſtanden, aber 
inſoweit durch daſſelbe bei ſeiner neuen Entſcheidung nicht ge⸗ 
bunden zu ſein gemeint, da es ſich inſoweit nicht um eine 
rechtliche Auffaſſung im Sinne von § 528 Abſ. 2 der C. P. O. 
handle, ſondern um eine thatſächliche Feſtſtellung, welcher dem 
R. G. nicht zuſtehe; das O. L. G. hat ſich demgemäß für 


berechtigt gehalten, eine von der des R. G. abweichende „that 


ſächliche Feſtſtellung“ an die Stelle der erſtern zu ſetzen. Die 
hierbei zu Grunde liegende Auffaſſung iſt jedoch eine rechtsirrige. 
Für eine thatſächliche Feſtſtellung deſſen, was der Kl. bei ſeiner 
perſönlichen Vernehmung vor dem L. G. erklärt habe, war hier 
überhaupt kein Raum; ſondern das ſteht prozeſſualiſch unmittel⸗ 
bar durch den Thatbeſtand des landgerichtlichen Urtheiles feſt. 
Die rechtlichen Folgen aller Prozeßvorgänge unterliegen aber 
der freien Beurtheilung des Reviſionsgerichtes, und zwar auch 
ſo weit es dabei auf die Auslegung eines Urtheilsthatbeſtandes 
ankommt. Wenn das Reviſionsgericht ein B. U. aus dem 
Grunde aufhebt, weil aus irgend einer prozeſſualen Partei- 
erklärung nicht die und die beſtimmte Folgerung gezogen ſei, 
ſo beſteht die dem zu Grunde liegende rechtliche Auffaſſung eben 
darin, daß ſich aus jener Parteierklärung die bezeichnete Rechts⸗ 
folge ergebe. Hier war daher das B. G. nach Zurückverweiſung 
der Sache daran gebunden, daß die Rückzeſſion der eingeklagten 
Forderung an G. (ſei es die bedingte, oder die unbedingte) feſt⸗ 
ſtehe, ſelbſt wenn dieſe Anſicht des R. G. ganz unrichtig geweſen 
ſein ſollte, und eben ſo iſt folgeweiſe jetzt das R. G. ſelbſt 
daran gebunden. Uebrigens würde auch abgeſehen von dieſem 
formalen Grunde das jetzt angefochtene Urtheil wiederum auf⸗ 
zuheben ſein, weil die früher vom R. G. angenommene Aus⸗ 
legung des landgerichtlichen Thatbeſtandes nach wie vor als 
richtig erſcheint. Auf der Hand liegt freilich, daß nach dieſer 
Auslegung der Kl. durch jene Erklärung ſeiner Klage ſelbſt den 
Boden entzogen haben würde, jedoch dieſe Erwägung kann nicht 
im Mindeſten ins Gewicht fallen, wenn ſonſt genügende Gründe 


vorhanden ſind, die Erklärung ſo zu verſtehen. Denn dazu iſt 


das Inſtitut der Anordnung perſönlicher Erſcheinung einer 
Partei zur Aufklärung des Sachverhältniſſes vom Geſetze unter 
Anderm gerade eingeführt, daß je nach Umſtänden die von dem 
Inhalte der bis dahin gehaltenen Parteivorträge abweichende 
Wahrheit an den Tag komme. Im Uebrigen kommt es nur 
darauf an, wie das, was der Kl. bei ſeiner perſönlichen Ver⸗ 
nehmung vor dem L. G. geäußert hat, damals vernünftiger 
Weiſe verſtanden werden mußte. Wenn er nun nach dem 
Thatbeſtande geſagt hat: „Als dieſer von N. an G. zu 
zahlende und dem Kl. cedirte Poſten von 11450 Mark 
fällig geworden, habe G. ihn gebeten, ihm das Geld für 
einen andern Bau an der Hochallee zu belaſſen; dieſe 
11 450 Mark ſeien alsdann verrechnet“, u. ſ. w. jo kann ſchon 
ſprachlich unter „das Geld“ nicht wohl etwas Anderes ver⸗ 
ſtanden werden, als die eben vorher erwähnten von N. zu 
zahlenden 11440 Mark. Dies erſcheint aber auch ſachlich ganz 
verſtändig; denn wenngleich natürlich auch denkbar wäre, daß 
G. für den Bau an der Hochallee damals in Wirklichkeit gar 
nicht ein Darlehen von 70 000 Mark, ſondern nur ein ſolches 
von 58 550 Mark vom Kl. erhalten ſollte, wobei dieſer nur 
zur Bedingung gemacht hätte, daß das letztere mit dem älteren 
Darlehen von 11 450 Mark zu einem einheitlichen Schuldpoſten 
von 70 000 Mark vereinigt werde, damit die neu zu beſtellenden 
Sicherheiten zugleich für die 11 450 Mark auch noch mithafteten, 
ſo iſt es doch das Nächſtliegende, in dieſer Beziehung den Her⸗ 
gang ſo aufzufaſſen, wie er von den Parteien dargeſtellt worden 
iſt, nämlich dahin, daß G. für den Bau an der Hochallee 
wirklich 70 000 Mark nöthig hatte und erhalten ſollte, woraus 
dann ſich ergeben würde, daß, wenn ihm auf dieſe Summe die 
früher erhaltenen und jetzt an ſich zur Rückzahlung fälligen 
11 450 Mark angerechnet werden ſollten, auch die als Sicherheit 
dafür an den Kl. abgetretene Forderung an N. in gleicher Höhe 
jetzt wieder ihm ſelbſt zur Einziehung überlaſſen werden mußte. 
VI. C. S. i. S. Neuber c. Meyer vom 10. Dezember 1896, 
Nr. 228/96 VI. | 

17. Nach § 563 Abſ. 1 der C. P. O. bleibt, wenn im 
Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß ein Urtheil unter Vorbehalt der 
Rechte erlaſſen iſt, der Rechtsſtreit im ordentlichen Verfahren 
anhängig. Iſt ein ſolches Urtheil vom Gericht I. J: 
erlaſſen, ſo fährt mithin der Rechtsſtreit fort, bei dem Gericht 
erſter Inſtanz anhängig zu fein, und bleibt hier die Rechts- 
hängigkeit beſtehen, ungeachtet des ergangenen Urtheils, ſo kann 
ſie auch nicht dadurch beſeitigt werden, daß gegen dies Urtheil 
Berufung eingelegt wird. Die Berufungsinſtanz wird vielmehr 
von vornherein für den Rechtsſtreit nur innerhalb derjenigen 
Schranken eröffnet, die ſich aus den Beſonderheiten des Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeſſes ergeben. Daraus erfolgt dann aber von 
ſelbſt, daß das auf die Berufung ergehende Urtheil die Be⸗ 
rufungsinſtanz abſchließt. Für eine weitere Verhandlung vor 
dem B. G. fehlt der Gegenſtand. Die im § 500 Nr. 4 der 
C. P. O. gegebene Vorſchrift kann daher nur als eine un⸗ 
weſentliche Formvorſchrift angeſehen werden. — Vgl. die Aus⸗ 
führungen von L. Seuffert in der Zeitſchrift für Deutſchen Civil⸗ 
prozeß Bd. 7 S. 45. — Wenn in dieſen Ausführungen der 
Vorſchrift des d 500 Nr. 4 für den Fall eine fachliche Be⸗ 
deutung beigelegt wird, daß die II. J. eine erſtinſtanz⸗ 


liche Verurtheilung mit Vorbehalt der Rechte in eine weniger 
weitgehende Verurtheilung mit Vorbehalt der Rechte reformirt, 
ſo kann dem nicht zugeſtimmt werden. Aus der theilweiſen Ab⸗ 
weiſung der Klage folgt nur, daß inſoweit der in I. J. an- 
hängig gebliebene Streit gegenſtandslos wird, nicht aber, daß 
etwas übrig bleibt, worüber ohne die Zurückverweiſung vor dem 
B. G. weiter zu verhandeln ſein würde. — Mit Unrecht beruft 
ſich der Beſchwerdeführer auf das in den Reichsgerichtsentſchei⸗ 
dungen Bd. 29 Nr. 95 abgedruckte Urtheil des VI. C. S. 
Dies Urtheil betrifft einen Fall, in welchem die im Wechſel⸗ 
prozeß erhobene Klage vom L. G. als in der gewählten Prozeß⸗ 
art unſtatthaft abgewieſen, und vom B. G. der Bekl. unter 
Vorbehalt der Rechte verurtheilt worden war. Daß in einem 
ſolchen Fall mit der Berufung die Berufungsinſtanz für den 
ganzen Rechtsſtreit ohne Einſchränkung eröffnet wird, und das 
Nachverfahren bei dem B. G. ſtattzufinden hat, iſt mit Grund 
nicht zu bezweifeln. Etwas weiteres iſt aber in dem Urtheil des 
VI. Senats nicht ausgeſprochen. I. C. S. i. S. Lindemann 
6. Steffens u. Nölle vom 30. Dezember 1896, B Nr. 95/96 J. 

18. Die angegriffene Entſcheidung iſt erlaſſen gemäß 
§ 688 der C. P. O., nach welchem das Prozeßgericht bei 
Klagen über die den Anſpruch aus einem vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titel ſelbſt betreffenden Einreden auf Antrag u. A. auch an⸗ 
ordnen kann, daß bis zur Erlaſſung des Urtheils die Zwangs⸗ 
vollſtreckung mit oder ohne Sicherheitsleiſtung einzuſtellen iſt. 
Die Anordnung unterliegt dem freien Ermeſſen des Gerichts, 
nur find die thatſächlichen Behauptungen, welche den Antrag 
begründen, glaubhaft zu machen. Nun hat ſich allerdings der 
Kl. zur Begründung des Einſtellungsantrages vom 23. No- 
vember 1896 auf die Mittheilung der Formel des Urtheils vom 
30. September 1896 und die Behauptung beſchränkt, daß die 
Wiedererlangung durch die weitere Zwangsvollſtreckung ihm ab- 
genöthigter Beträge von der Bekl. im höchſten Maße fraglich 
ſei. Und ebenſo hat der B. R. davon abgeſehen, die That⸗ 
ſachen und Erwägungen, welche bei Erlaß der von ihm ge⸗ 
troffenen Anordnung für fein Ermeſſen beſtimmend geweſen 
ſind, in der Entſcheidung anzugeben. Indeſſen hieraus läßt ſich 
nicht folgern, daß das B. G. die erſtinſtanzliche Verurtheilung 
an ſich für ausreichend erachtet habe, um die Einſtellung der 
Zwangs vollſtreckung anzuordnen, ohne ſeinerſeits in die ihm 
obliegende ſelbſtſtändige Prüfung einzutreten, ob und unter 
welchen Maßgaben die Zwangsvollſtreckung zu hemmen ſei. 
Vielmehr iſt die Annahme gerechtfertigt, da der Kl. mit ſeinem 
Einſtellungsantrage erſt hervorgetreten iſt, nachdem Bekl. die 
Berufung erhoben hatte und dadurch der Rechtsſtreit in die 
Berufungsinſtanz gelangt war, daß der Kl. zur Begründung 
ſeines Antrages auf das in dem Thatbeſtande des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urtheils niedergelegte Parteivorbringen und Beweis⸗ 
ergebniß hat Bezug nehmen wollen und daß Beides vom B. R. 
bei Erlaß der getroffenen Anordnung gewürdigt iſt. Aber auch 
hiervon abgeſehen, iſt jedenfalls bei dem engen Zuſammenhange, 
in welchem die im § 688 a. a. O. vorgeſehenen einftweiligen 
Anordnungen mit der Entſcheidung der Sache ſelbſt ſtehen, 
das Beſchwerdegericht nicht gehindert, das in dem erſtinſtanz⸗ 
lichen Urtheile niedergelegte Parteivorbringen und Beweis⸗ 
ergebniß zu prüfen in der Richtung, ob danach die durch die 
Beſchwerde angegriffene Anordnung der Einſtellung der Zwangs⸗ 
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vollſtreckung gerechtfertigt iſt. Dieſe Frage iſt aber zu bejahen, 
da die Bekl., wie ſie zugegeben hat, dem richterlichen Rückkehr⸗ 
befehle nicht nachgekommen iſt und ihr Einwand, daß Kl. 
damals eine zu ihrer Aufnahme geeignete Wohnung nicht be⸗ 
ſeſſen habe, durch die polizeiliche Auskunft vom 23. April 1896 
widerlegt iſt. Die Dauer der Verpflichtung des Kl. zur 


Alimentenzahlung iſt in dem Vergleiche vom 30. Januar 1895 


ſelbſt begrenzt durch die rechtskräftige Scheidung der Parteien 
oder durch die Wiederaufnahme der Bekl. ſeitens des Kl. Die 
Verpflichtung entfällt daher, ſobald die Bekl. die ihr angebotene 
Wiederaufnahme ohne Grund ablehnt. Hiernach war die Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung, wie ſie durch die angegriffene 
Entſcheidung angeordnet iſt, nach der Sachlage bei Erlaß der⸗ 
ſelben durchaus gerechtfertigt. Es können nun aber die von 
der Beſchwerdeführerin zur Entkräftung der polizeilichen Aus⸗ 


kunft vom 23. April 1896 geltend gemachten, an ſich erheb⸗ 


lichen Thatſachen um deshalb keine Berückſichtigung finden, 
weil dieſe Thatſachen nicht glaubhaft gemacht ſind. Die Glaub⸗ 
haftmachung iſt eine Art der Beweisführung und wo ſie zu⸗ 
gelaſſen iſt, finden die im § 266 der C. P. O. darüber ge⸗ 
gebenen Vorſchriften auch betreffs der zur Widerlegung der 
Glaubhaftmachung geltend gemachten Thatſachen Anwendung. 
Nach § 266 Abſ. 2 iſt aber zum Zwecke der Glaubhaft⸗ 
machung eine Beweisaufnahme, welche nicht ſofort erfolgen 
kann, unſtatthaft. Dies trifft im vorliegenden Falle betreffs 
des von der Beſchwerdeführerin durch Berufung auf das Zeug⸗ 
niß und Gutachten der Frau M. und des Fabrikanten 
K. angetretenen Zeugen⸗ und Sachverſtändigenbeweiſes zu, 
da in Ermangelung einer mündlichen Verhandlung für die 
Vernehmung dieſer Perſonen vor dem Beſchwerdegericht über⸗ 
haupt kein Raum iſt und daher wenigſtens die ſchriftlichen 
Verſicherungen derſelben hätten beigebracht werden müſſen (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 19 S. 414). IV. C. S. 
i. S. Bolz e. Bolz vom 21. Dezember 1896, B Nr. 251/96 IV. 

19. Jede Anordnung, durch welche die Zwangsvollſtreckung 
aus einem vollſtreckbaren Titel eingeſtellt werden ſoll, ſei es 
auf Grund des § 688 oder des § 814 der C. P. O., ſetzt 
zum mindeſten für den Schuldner die rechtliche Möglichkeit der 
Beſeitigung des Vollſtreckungstitels voraus. Dieſe Möglichkeit 
iſt aber hier für den Kl. in Folge der Verſäumung des Er⸗ 
klärungstermins und der Nothfriſt zur Klageerhebung weg⸗ 
gefallen. Wie das R. G. ſchon wiederholt erkannt hat (Urtheile 
vom 19. Februar 1896 in Sachen Deppke und Gen. e. Vor⸗ 
ſchußverein zu Culm I. 367/1895 und vom 6. Mai 1896 in 
Sachen des Vorſchußvereins zu Baruth c. Aſchenbrenner 
I. 21/1896), iſt die für vollſtreckbar erklärte Vorſchußberechnung 
gegenüber allen Perſonen endgültig wirkſam, die darin als bei⸗ 
tragspflichtige Genoſſen mit herangezogen werden, wenn fie zu 
dem Erklarungstermine gehörig geladen waren und in dieſem 
Termine Einwendungen nicht erhoben haben, es ſei denn, daß 
ſie ohne ihr Verſchulden verhindert geweſen ſind, ihre Ein⸗ 
wendungen geltend zu machen. Und zwar gilt dies auch dann, 
wenn die Vorſchußberechnung aus dem Grunde angefochten 
werden ſoll, daß der Anfechtende überhaupt nicht Mitglied der 
Genoſſenſchaft geworden oder aus derſelben wieder ausgeſchieden 
ſei. Dieſer Fall liegt hier vor. Der Kl. iſt unſtreitig zu dem 
Erklärungstermine geladen, in demſelben aber nicht erſchienen; 


er behauptet nicht, unverſchuldet an der Wahrnehmung dieſes 


Termins oder an der Geltendmachung. feiner Anfechtungsgründe 
verhindert geweſen zu ſein. Er iſt deshalb und nachdem auch 
die Nothfriſt des § 104 abgelaufen iſt, nicht mehr in der 
Lage, die Vorſchußberechnung aus dem Grunde anzufechten, daß 


er betrüglich zur Abgabe ſeiner Beitrittserklärung verleitet und 
ſo ſeine Eintragung in die Liſte der Genoſſen rechtswidrig 


herbeigeführt ſei. Auch dieſen Anfechtungsgrund hätte er in 
dem Erklärungstermine geltend machen müſſen, wenn er ſich 
das Anfechtungsrecht ſichern wollte. Da hiernach die Vorſchuß⸗ 
berechnung endgültig rechtswirkſam gegen den Kl. geworden iſt, 
fehlt es an jeder Grundlage für eine Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus derſelben. Ob der Kl. auch jetzt noch befugt 
iſt, im Wege der Klage die Feſtſtellung zu begehren, daß er 
nicht Genoſſe der im Konkurſe befindlichen Genoſſenſchaft ſei, 
kann dahin geſtellt bleiben, da er auch auf Grund dieſer Feſt⸗ 
ſtellung die Vollſtreckung der Vorſchußberechnung nicht mehr 
von ſich abwenden könnte. I. C. S. i. S. Wachenſchwanz 
c. Bank für Hyp.⸗ u. Grundſt.⸗Verkehr Konk. vom 2. n 
1897, B Nr. 99/96 J. 

20. Nach § 701 C. P. O. findet ſofortige Beſchwerde 
gegen Entſcheidungen ſtatt, welche im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren ohne mündliche Verhandlung erfolgen können. 
Dieſe Vorſchrift bezieht ſich aber, wie das R. G. ſchon mehr⸗ 
fach ausgeſprochen hat — vergl. Entſch. Bd. 25 S. 387 ff. 
und Bd. 31 S. 410 — nicht auf ſolche Entſcheidungen, welche 
nur zur Vorbereitung des Vollſtreckungsverfahrens dienen, 
namentlich nicht auf Entſcheidungen, betreffend die Ertheilung 
von Atteſten der Rechtskraft oder Vollſtreckbarkeit. Gegen dieſe 
iſt vielmehr die einfache Beſchwerde zuläſſig. VI. C. S. i. S. 
Haſemann c. Berger vom 7. Januar 1897, B Nr. 221/96 VI. 

21. Auf den Antrag des Bekl. hat das Amtsgericht durch 
Beſchluß vom 4. März 1896 den im Beſitze des Kolonats be⸗ 
findlichen Kl. unterſagt, Stücke des zur ordnungsmäßigen Be⸗ 
wirthſchaftung erforderlichen Kolonatsinventars bei Seite zu 
ſchaffen oder zu veräußern, und dem Bekl. aufgegeben, binnen 
zwei Wochen die Kl. zur Verhandlung über die Rechtmäßigkeit 
dieſer Verfügung vor das Gericht der Hauptſache zu laden. 
Dieſes iſt aber nicht das B. G., wie von ihm mit Recht an- 
genommen iſt, ſondern das L. G. Zwar iſt auch das Wirth⸗ 
ſchaftsinventar Gegenſtand des von den Kl. angefochtenen Ver⸗ 
trags geweſen; aber die erlaſſene einſtweilige Verfügung kann 
und ſoll nur den Anſpruch ſichern, der dem Bekl. nach dem 
Tode des Mitklägers unter 1 auf Herausgabe des Inventars 
gegen deſſen Beſitzer etwa zuſteht. Dieſer Anſpruch iſt nicht 
Gegenſtand des vorliegenden Prozeſſes geweſen, auch nicht jpäter 
durch Widerklage geworden; Gericht der Hauptſache iſt daher 
nur ein Gericht I. J., das für Diefen Anſpruch zuſtändig iſt. 
III. C. S. i. S. Strohmeier e. Dieckmann vom 15. De 
zember 1896, Nr. 209/96 III. 

22. Der Beſchwerdeführer hat bei dem L. G. N 
ohne mündliche Verhandlung durch einſtweilige Verfügung 
die Eintragung einer Vormerkung wegen ſeiner Forderung auf 
dem Grundſtück des Schuldners anzuordnen. Das L. G. verwies 
jedoch durch Beſchluß vom 12. November 1896 die Sache zur 
mündlichen Verhandlung, weil eine Dringlichkeit des Falles nicht 
behauptet, geſchweige denn glaubhaft gemacht ſei. Die Beſchwerde 
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des Antragſtellers iſt vom O. L. G. als unbegründet mit der 
Ausführung zurückgewieſen worden, daß nach § 816 Abſ. 2 
C. P. O. die mündliche Verhandlung über den Antrag auf Er⸗ 
laſſung einer einſtweiligen Verfügung die Regel bilde, Aus- 
nahmen davon nur in dringenden Fällen gemacht werden 
könnten (nicht müßten), der Richter danach freies Ermeſſen 
habe, welches Verfahren er nach Prüfung der obwaltenden 
Verhältniſſe für angezeigt erachte, und ein Anlaß zur Be⸗ 
ſchwerde mithin nicht gegeben ſei. Die weitere Beſchwerde 
ſucht darzuthun, daß dieſer Beſchluß einen neuen ſelbſtändigen 
Beſchwerdegrund enthalte, indem das Beſchwerdegericht die Nach- 
prüfung ablehne, ob das L. G. ſein Ermeſſen ſachgemäß aus⸗ 
geübt habe. Dem kann jedoch nicht beigetreten werden. Wenn 
das O. L. G. die Beſchwerde deshalb für grundlos erachtet, 
weil das L. G. dem § 816 Abſ. 2 C. P. O. durch die von 
ihm angeſtellte Prüfung, ob von einer mündlichen Verhandlung 
wegen Dringlichkeit des Falles abzuſehen ſei, entſprochen habe 
und es bei feinem Ermeſſen bewenden müſſe, fo iſt damit eine 
ſachliche Nachprüfung der Beſchwerde nicht verweigert worden, 
ſondern wirklich erfolgt. Ob es richtig iſt, daß das Beſchwerde⸗ 
gericht nicht berechtigt geweſen ſein würde, ein vom L. G. ab⸗ 
weichendes eigenes Ermeſſen zur Geltung zu bringen, muß hier 
unerörtert bleiben, da auch dann, wenn der Grund unrichtig 
wäre, zwei gleichförmige Entſcheidungen vorliegen und die weiterre 
Beſchwerde deſſelben nach § 531 Abſ. 2 C. P. O. unzuläſſig 
iſt. (Entſch. des R. G. Bd. 1 S. 223, 234.) VI. C. S. 
i. S. Hartmann c. Koch vom 21. Dezember 1896, 
B Nr. 211/96 VI. 

23. Das B. G. hat die Frage, ob in Bezug auf die 
Beurkundung und Zuſtellung des vorliegenden Schiedsſpruches 
die Vorſchriften des § 865 der C. P. O. beobachtet ſeien — 
unentſchieden gelaſſen, weil der Antrag des Kl. in erſter Linie 
nicht auf Erlaß eines Vollſtreckungsurtheils, ſondern auf Er- 
füllung des Schiedsvertrages gerichtet ſei, die Statthaftigkeit 
einer ſolchen Klage aber nicht von der Beobachtung der Form⸗ 
vorſchriften des einheimiſchen Rechts, ſondern nur davon abhänge, 
daß ein nach dem Recht des Auslandes, bezw. nach den Ver⸗ 
einbarungen der Parteien gültiger Schiedsſpruch ergangen ſei. 
Die Rechtsauffaſſung, von der das B. G. ausgeht, ſtimmt mit 
der Rechtſprechung des R. G. überein — Entſch. Bd. 30 
S. 369 ff. Ebenſo wenig iſt zu beanſtanden, daß der vor- 
liegende Klageantrag als ein Antrag auf Erfüllung des frag⸗ 
lichen Schiedsſpruches zu gelten hat. I. C. S. i. S. Hey 
c. Straßer vom 16. Dezember 1896, Nr. 266/96 I. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 

24. Das B. G. hat ſeine Entſcheidung mit der Feſtſtellung 
begründet, daß die Konkursgläubiger durch die Ceſſion vom 
17. Juli 1894 nicht benachtheiligt ſeien. Dabei iſt aber die 
Bedeutung verkannt worden, welche für die Beurtheilung der 
gegenwärtigen Sache dem zweiten Theile von § 23 Nr. 1 der 
K. K. O. zukommt. Wenn hier die Forderungen am 17. Juli 
deshalb abgetreten worden ſind, weil die Abtretung vom 2. Juli 
ganz oder zum Theil wirkungslos geweſen oder nachträglich in 
ihrer Wirkung vereitelt worden war, inſofern die damals ab⸗ 
getretenen Forderungen ſchon vorher anderweitig abgetreten 
waren, oder nachträglich mit Wirkung anderweitig über ſie 
verfügt worden iſt, ſo iſt die Abtretung vom 17. Juli in 


Erfüllung der Verbindlichkeit, zum Erſatze andere For⸗ 
derungen als Sicherheit zu geben, erfolgt, und dann würde es 
nach § 23 Nr. 1 der K. K. O. darauf, ob die Konkursgläubiger 
dadurch benachtheiligt wären, oder nicht, gar nicht ankommen. 
Es, iſt freilich noch nicht ganz klar, ob nicht vielmehr ein 
Tauſchgeſchäft vorgenommen worden iſt, durch welches völlig 
wirkſam abgetretene Forderungen umgetauſcht worden ſind gegen 
andere Forderungen; und dann würde das gegenſeitige Werth⸗ 
verhältniß dieſer beiden Kategorien von Forderungen, bezw. die 
Frage wegen der Benachtheiligung der Konkursgläubiger dennoch 
erheblich werden. Aber dann müßte ein ſolches Tauſchgeſchäft, 
gegen welches übrigens die Wortfaſſung der Ceſſionsurkunde 
ſpricht, erſt thatfächlich feſtgeſtellt ſein, und außerdem müßte 
die Benachtheiligung der Konkursgläubiger aus beſſeren Gründen 
verneint ſein, als ſich im angefochtenen Urtheile angegeben 
finden, wo die „Vollwerthigkeit“ der am 2. Juli 1894 ab⸗ 
getretenen Forderungen ohne Weiteres aus dem Umſtande ge⸗ 
folgert wird, daß ſie zur Befriedigung anderer Gläubiger der 
Gemeinſchuldner verwandt ſeien, ohne daß zudem erhellte, 
worauf die letztere thatſächliche Annahme beruht. VI. C. S. 
i. S. Rosmanith & Schaurte Konk. c. Winckler vom 
7. Dezember - 1896, Nr. 227/96 VI. | 

25. Nach Anſicht des erkennenden Senats hat das B. G. 
mit Recht den Anfechtungskläger für die Kenntniß des Bekl. 
von der Fraudationsabſicht des Gemeinſchuldners beweispflichtig 
erachtet. Wird eine vor dem kritiſchen Jahre begründete Ver⸗ 
pflichtung im kritiſchen Jahre erfüllt, ſo iſt für dieſes Er⸗ 
füllungsgeſchäft die doppelte Präſumtion des § 24 2 K. K. O. 
an ſich widerlegt; denn der Gemeinſchuldner leiſtet nur, was er 
ſchuldig iſt und der Gläubiger empfängt nur, was ihm gebührt. 
Hat gleichwohl bei dem Gemeinſchuldner eine befondere frauduloſe 
Abſicht obgewaltet, fo ſpricht doch für die »bona fides des 
Gläubigers immer die Thatſache, daß er nur erhalten hat, was 
er zu fordern hatte und auch empfangen durfte, ſelbſt wenn 
er wußte, daß der Schuldner allen Gläubigern nicht gerecht 
werden konnte. Demnach kann die Erfüllung gegen ihn nur 
angefochten werden, wenn ihm nachgewieſen wird, daß er conscius 
fraudis geweſen iſt. Daß die Präfumtion gegen ihn wieder 
auflebe, wenn die Fraudationsabſicht des Zahlenden dasgethan 
iſt, iſt nicht anzunehmen. Ihm ſteht für feine bona fides 
die Natur des Erfüllungsgeſchäfts zur Seite und die hierdurch 
widerlegte Präſumtion des böſen Glaubens kann dadurch nicht 
wieder in Kraft treten, daß der Schuldner nach den beſonderen 
Umſtänden des Falles eine fraudulöſe Abſicht gehabt und zum 
Zwecke der Benachtheiligung ſeiner Gläubiger erfüllt hat. Ihm 
iſt daher conscientia fraudis nachzuweiſen, wenn die einfache 
Erfüllung einer ſchon vor dem kritiſchen Jahre begründeten 
Verpflichtung gegen ihn angefochten werden ſoll. III. C. S. i. S. 
Bäder Konk. c. Bäder vom 18. Dezember 1896, Nr. 184/96 III. 

26. Kl. hat ſeine Anfechtung aus § 24 Nr. 1 der 
K. K. O. auf die Behauptung geſtützt, der Gemeinſchuldner, 
der ſchon ſeit Juni 1894 ſeine Zahlungen eingeſtellt und dem 
ihn wiederholt mahnenden Bekl. ſeine ſchlechte Vermögenslage 
und namentlich auch ſeine Zahlungsunfähigkeit mitgetheilt hätte, 
habe ſich dem Bekl. gegenüber erboten, für dieſen eine Hypothek 
von 6 000 Mark eintragen zu laſſen, wenn Bekl. ihm für 
5000 Mark Waaren liefere, während die Reſtvaluta durch die 
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alte Forderung des Bekl. getilgt werden ſolle. Der Gemein⸗ 
ſchulduer habe dem Bekl. hierbei erklärt, es ſei ihm nur darum 
zu thun, Geld zu erhalten und deshalb wolle er die Waaren 
ſofort um jeden Preis wieder verſchleudern. Bei Unterſtellung 
eines ſolchen thatſächlichen Herganges hätte allerdings die An⸗ 
nahme, daß den Gemeinſchuldner bei der Verabredung, welche 
zur Hypothekbeſtellung führte, und bei dieſer ſelbſt eine frauduloſe 
Abſicht geleitet und daß der Bekl. dieſe Abſicht gekannt habe, 
ſich begründen laſſen. In Betracht käme beſonders, daß 
ſolchenfalls der Anſtoß zu dem Geſchäft von dem zahlungs⸗ 
unfähigen Gemeinſchuldner ausgegangen wäre, welcher zudem 
von vorn herein die dem Bekl. bekannte Abſicht gehabt hätte, 
die Waaren um jeden Preis zu verſchleudern. In der That 
hat ſich dieſe Behauptung nicht bewahrheitet. Der Gemein⸗ 
ſchuldner hatte zur Zeit des angefochtenen Geſchäftes ſeine 
Zahlungen nicht eingeſtellt; das B. G. hat auch nicht feſtzu⸗ 
ſtellen vermocht, daß der Gemeinſchuldner dem Bekl. ſeine 
Zahlungsunfähigkeit mitgetheilt habe, obwohl er das Beweis⸗ 
ergebniß ſehr ſorgfältig geprüft hat. Es läßt ſich aus dem⸗ 
ſelben in dieſer Richtung nicht einmal entnehmen, daß der 
Bekl. den Schuldenſtand des Gemeinſchuldners gekannt oder daß 
letzterer ſelbſt an den nahe bevorſtehenden Ausbruch des Konkurs- 
verſahrens geglaubt geſchweige, daß Bekl. die nahe bevorſtehende 
Konkurseröffnung vermuthet hätte. Nach dem Beweisergebniſſe, 
wie es durch das B. G. feſtgeſtellt und der Beurtheilung 
unterſtellt iſt, hat vielmehr der Gemeinſchuldner den Bekl. um 
ein größeres baares Darlehen gegen hypothekariſche Sicherheit 
angegangen, wobei er ihm zunächſt die Hypothek auf ſeinem 
Spandauer Grundſtück, ſodann eine ſolche auf der Villa in 
Bieſenthal anbot. Als Zweck der Darlehensaufnahme bezeichnete 
hierbei der Gemeinſchuldner nur die Befriedigung andrängender 
Gläubiger, um ſich dann in einer beſſeren Lage zu befinden. 
Der Gemeinſchuldner wollte alſo ein durchaus reelles Geſchäft 
machen, das mit einer frauduloſen Abſicht entfernt nichts zu 
thun hatte. Der Bekl. aber ging auf dieſes Geſchaͤft nicht ein, 
erbot ſich vielmehr nur, dem Gemeinſchuldner Waaren für 
5 000 Mark zu geben, wenn ihm eine Hypothek für 6 000 Mark 
beſtellt werde; der Reſt der Valuta ſollte durch Verrechnung der 
alten Waarenſchuld, im Uebrigen durch Baarzahlung ausgeglichen 
werden. Damit, daß das Geſchäft in dieſer Weiſe gemacht 
werde, erklärte ſich der Gemeinſchuldner nach einigem Zögern 
einverſtanden. In der That begnügte ſich hiernach der Letztere, 
indem er zugleich dem Bekl. für die alte Waarenſchuld, die ihm 
Bekl. auf längere Zeit kredidirte, Sicherheit gewährte, mit einer 
geringeren Summe und anſtatt des Baarempfanges mit dem 
Empfange von Waaren, allerdings um dieſe alsbald in Geld 
umzuſetzen. Seine Abſicht blieb aber dieſelbe: Drängende 
Gläubiger wollte er befriedigen und hierdurch feine Lage ver⸗ 
beſſern und aus der augenblicklichen Schwierigkeit herauskommen. 
Das B. G. hat nun nicht feſtgeſtellt, daß der Bekl. dem 
Gemeinſchuldner ſchlechte, minderwerthige Waaren geliefert oder 
ihm für dieſelben an ſich einen zu hohen Preis berechnet hätte 
oder daß der Gemeinſchuldner genöthigt geweſen wäre, die ge⸗ 
lieferten Waaren ganz oder theilweiſe mit Verluſt zu verfchleudern. 
Dieſe Feſtſtellung wäre auch nach dem Beweisergebniſſe nicht 
möglich und das B. G. nimmt ſelbſt an, daß der Gemein⸗ 
ſchuldner reelle Waaren, wenn auch zum kleineren Theil folche, 
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welche er ſonſt nicht in ſeinem Geſchäft führte, und zwar im 
Weſentlichen nach eigener Auswahl erhielt, daß die berechneten 
Preiſe die im Geſchäftsverkehre zwiſchen Bekl. und dem 
Gemeinſchuldner üblichen waren und daß letzterer in der That 
die Waaren nicht verſchleudert hat. Wenn ſodann der Gemein⸗ 
ſchuldner auch den von ihm erzielten entſprechenden Erlös zum 
größeren oder kleineren Theile in ſeinem Hausſtand verwendet 
hat und nur zum Theil zur Befriedigung ſeiner Gläubiger 
verwendete, ſo läßt dies nicht einen Rückſchluß darauf zu, daß 
derſelbe in der That nicht die Abſicht gehabt hätte, mit dem 
Erlöſe in der Hauptſache Gläubiger zu befriedigen. An dieſer 
Abſicht zweifelt auch das B. G. nicht. Daſſelbe gelangt zur 
Annahme, den Gemeinſchuldner habe die dem Bekl. bekannte 
frauduloſe Abſicht geleitet, weſentlich nur, weil es das Geſchäft, 
ſo wie es ſchließlich zu Stande kam, als ein für den Bekl. 
beſonders vortheilhaftes betrachtet. Zu dieſer Beurtheilung hält 
es ſich zunächſt für befugt, weil hierbei Bekl. Anlaß genommen 
habe, ſeine ältere Waarenforderung abzurechnen, oder, wie an 
einer Stelle der Entſcheidungsgründe geſagt iſt, die Abtragung 
dieſer Schuld zu erlangen. Allein, wie bemerkt, Bekl. hat ſich 
auf das erwähnte Geſchäft eben nur eingelaſſen, wenn er für 
ſeine Waarenforderung zugleich Sicherheit erhalte. Dieſe 
Forderung war zum Theil ſchon fällig, zum Theil wurde ſie in 
Bälde fällig. Soweit ſie ſchon fällig geweſen, hätte jedenfalls 
erwogen werden müſſen, ob nicht ein Deckungsgeſchäft vorliegt, 
ob alſo inſoweit nicht nach bekannter Praxis für die Anfechtung 
der Nachweis einer beſonderen qualifizirten doloſen Abſicht auf 
Seite des Gemeinſchuldners beſtanden habe. Jedenfalls aber 
kreditirte Bekl. dem Gemeinſchuldner dafür, daß er Sicherheit 
für die ganze Waarenforderung erhielt, die fälligen und auch 
die demnächſt fällig werdenden Poſten derſelben weiter. Eine 
Abtragung dieſer Forderung, wie das B. G. annimmt, hat er 
hierdurch nicht bezielt und nicht erhalten. Dieſer Grund erſcheint 
hiernach rechtsirrig. Weiter ausgeführt. VI. C. S. i. S. Freund 
c. Böhme Konk. vom 17. Dezember 1896, Nr. 240/96 VI. 
27. Die Reviſion hat lediglich die Auffaſſung der Vor⸗ 
inſtanz zu bekämpfen geſucht, daß für die Frage der Anfecht- 
barkeit der für den Bekl. eingetragenen Kautionshypothek der 
Zeitpunkt der Eintragung maßgebend ſei. Dieſe Eintragung 
ſei nichts ſelbſtſtändiges, ſondern lediglich die Konſequenz einer 
vom Gemeinſchuldner bereits im Sommer 1892 vorgenommenen 
Handlung. Hiergegen kommt indeß Folgendes in Betracht: 
Angefochten wird, daß der Gemeinſchuldner dem Bekl. an ſeinem 
Grundſtücksantheil Hypothek verſchafft und dadurch den übrigen 
Gläubigern die Möglichkeit genommen oder doch beeinträchtigt 
hat, aus dem Immobiliarbeſitzthum ihres Schuldners Be⸗ 
friedigung zu erlangen. Dieſe den Gläubigern nachtheilige 
Aenderung in der Vermögenslage P.'s iſt, wie bereits die Vor⸗ 
inſtanzen mit Recht ausgeführt haben, nicht durch die Ver⸗ 
pfändungserklärung vom 28. September 1892, ſondern erſt 
durch die Eintragung der Hypothek im Grundbuche — Preu- 
ßiſches Geſetz über den Eigenthumserwerb an Grundſtücken ꝛc. 
vom 5. Mai 1872.8 18 — herbeigeführt worden. Die an⸗ 
gefochtene Rechtshandlung, — die Verſchaffung der Hypothek — 
hat ſich daher erſt mit der Eintragung der Hypothek vollendet, 
und es iſt deshalb für das Anfechtungsrecht des Bekl. der Tag 
der Eintragung der Hypothek entſcheidend (vergl. v. Sarwey, 


Kommentar zur K. K. O. III. Auflage Anm. zu § 23, Nr. 4, 3 
und Anm. zu § 12 unter Nr. 5). Die gleiche Auffaſſung iſt 
für Anfechtungen außerhalb des Konkurſes von dem R. G. 
ſchon mehrfach ausgeſprochen worden (vergl. Gruchots Beiträge 
Bd. 38 S. 1200, Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 150 Nr. 24). 
Wenn die Reviſion die Eintragung der Hypothek als eine bloße 
Folge einer vom Gemeinſchuldner vorgenommenen Handlung 
bezeichnet und Gewicht darauf gelegt wiſſen will, daß die Ein⸗ 
tragung ſelbſt nicht als Handlung des Gemeinſchuldners an⸗ 
geſehen werden könne, ſo erſcheint dies ſchon um deswillen un: 
beachtlich, weil der Gemeinſchuldner dieſe Eintragung herbei⸗ 
zuführen beabſichtigt und auch durch ſeine Verpfändungserklärung 
erſt ermöglicht hat, ſo daß die vom Grundbuchamte vor⸗ 
genommene Eintragung ſich als eine von jenem gewollte und 
verurſachte Maßnahme und deshalb als eine von ihm aus⸗ 
gehende Rechtshandlung darſtellt. Hiervon abgeſehen iſt aber 
der von der Reviſion betonte Umſtand auch deshalb unerheblich, 
weil bei einer auf Grund von § 23 Ziffer 1 Satz 2 der 
K. K. O. angefochtenen Rechtshandlung es darauf überhaupt 
nicht ankommt, ob ſie vom Gemeinſchuldner ſelbſt vorgenommen 
worden iſt oder nicht; durch die Faſſung, welche dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung — abweichend von dem Entwurfe — ſchließlich er- 
halten hat, iſt beabſichtigter Maßen zu beſonderem Ausdruck 
gebracht worden, daß der Anfechtung auch ſolche Akte unter⸗ 
liegen ſollen, welche ohne ſein Zuthun, nach Befinden gegen 
ſeinen Willen erfolgt ſind. VI. C. S. i. S. Paulentz c. Prüfer 
Konk. vom 21. Dezember 1896, Nr. 433/96 VI. 

Zum Geſetz, betr. die Gebühren der Zeugen u. ſ. w. 

28. Nach § 2 der Gebührenordnung für Zeugen und 
Sachverſtändige vom 30. Juni 1878 ſoll der Zeuge eine Ent⸗ 
ſchädigung für die erforderliche Zeitverſäumniß erhalten, die 
nach dem verfäumten Erwerbe zu bemeſſen iſt, die alſo 
fortfällt, wenn eine Erwerbsverſäumniß nicht anzunehmen iſt. 
Nur Perſonen, die durch gemeine Handarbeit, Handwerksarbeit 
oder geringeren Gewerbebetrieb ihren Unterhalt ſuchen, oder ſich 
in gleichen Verhältniſſen mit ſolchen Perſonen befinden, erhalten 
eine Entſchädigung für Zeitverſäumniß auch dann, wenn die 
Verſäumniß eines Erwerbs nicht ſtattgefunden hat. Zu dieſen 
Perſonen gehört der Beſchwerdeführer nicht, und daß er an 
ſeinem Erwerbe Einbuße erlitten habe, iſt in keiner Weiſe dar⸗ 
gethan — oder ſonſt anzunehmen. Seiner Behauptung, daß 
jede — auch nur tageweiſe — Abweſenheit für ihn mit großen 
Verluſten verknüpft ſei, ſtehen ſeine eigenen Angaben über den 
Umfang feines Geſchäftsbetriebes und über die Art feiner 
Thätigkeit in demſelben, die eine weſentlich kontrollirende ſein 
ſoll, entgegen. Es ſpricht nichts dafür, da der Betrieb ſeines 
Geſchäfts bei ſeiner zeitweiligen Abweſenheit Störungen erleide, 
oder daß er bei ſolcher eines beſondere Koſten verurſachenden 
Vertreters bedürfe. VI. C. S. i. S. Hurwitz c. v. Kobilinski 
vom 7. Januar 1897, B Nr. 217/96 VI. 

Zur Rechts anwaltsgebührenordnung. 

29. In der öffentlichen Sitzung des Prozehgerichts vom 
13. Oktober 1896 hat nach Beendigung des Zeugenverhörs der 
Kl. dem Bekl. einen Eid zugeſchoben, welchen dieſer annahm 
und in derſelben Sitzung ableiſtete. Durch dieſe Verhandlung 
haben die Parteien nach Beendigung der Beweisaufnahme in 
unzweifelhafter Weiſe von Neuem den Willen bethätigt, ihren 
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Rechtsſtreit vor dem Gericht zum Austrage zu bringen und zur 
Sache verhandelt, weshalb dieſer Theil der Verhandlung nicht 
als ein nicht kontradiktoriſcher im Sinne des § 17 Gebühren 
ordnung für Rechtsanwälte angeſehen werden kann. Der Um⸗ 
ſtand, daß in der gedachten Sitzung kontradiktoriſche Anträge 
ſeitens der Anwälte nicht verleſen worden ſind, in welcher Be⸗ 
ziehung das Sitzungsprotokoll allerdings beweiſend iſt, kann 
nicht ins Gewicht fallen, da es § 19 G. K. G. nicht in dem 
Sinne zu verſtehen iſt, daß ohne Verleſung ſich widerſprechender 
Anträge eine kontradiktoriſche Verhandlung überhaupt nicht 
denkbar ſei. Es kommt in dieſer Beziehung vielmehr auch auf 
den ſonſtigen Inhalt des Protokolls an, das im vorliegenden 
Falle keinen Zweifel darüber aufkommen läßt, daß die Parteien 
nach Maßgabe ihrer in der Sitzung vom 9. Juni 1896 ver⸗ 
leſenen Anträge den Rechtsſtreit entſchieden haben wollten. 
II. C. S. i. S. Winand c. Biller vom 5. Januar 1897, 
B Nr. 185/96 II. | | | 

II. Das Wechfel- und Handelsrecht. 

30. Durch den Proteſt mangels Zahlung ſoll feſtgeſtellt 
werden, daß der Wechſel derjenigen Perſon, von der die Zahlung 
zu holen war, ordnungsmäßig vorgelegt oder vorzulegen 
verſucht worden ſei und welchen Erfolg die Vorlegung 
oder deren Verſuch gehabt habe. In dem vorliegenden Falle, 
wo die Wechſel nicht einen von dem Wohnort des Bezogenen 
verſchiedenen Zahlungsort, ſondern eine beſtimmte, an feinem 
Wohnort befindliche Zahlſtelle angeben, waren die Wechſel dem 


Bezogenen ſelbſt, wie die Inſtanzgerichte zutreffend annehmen, an 


der angegebenen Zahlſtelle vorzulegen. Daß dies geſchehen oder 
verſucht worden ſei, geht aus den Proteſturkunden nicht hervor. 
Zwar würde die in dieſen enthaltene Beurkundung, daß der 
Gerichtsvollzieher ſich an den Rendanten der Kl. gewandt und 
dieſen unter Vorlegung der Wechſel zur Zahlung aufgefordert 
habe, die Gültigkeit der Proteſte noch nicht ausſchließen. Die⸗ 
ſelben wären vielmehr trotz jener unnöthigen Beurkundung 
gültig, wenn aus ihnen zu entnehmen wäre, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher den Verſuch gemacht hätte, die Wechſel auch dem 
Bezogenen vorzulegen. Eine ſolche Auslegung der Proteſt⸗ 
urkunden würde jedoch nur zuläſſig fein, wenn aus der Nieder⸗ 
ſchrift hervorginge, daß der Gerichtsvollzieher die Nichtanweſen⸗ 
heit des Acceptanten P. feſtſtellen wollte. Letzteres iſt jedoch 
unmöglich, denn die Proteſte ergeben mit Sicherheit, daß der 
Gerichtsvollzieher die Vertretung der Sparkaſſe für den richtigen 
Proteſtaten angeſehen hat und davon ausgegangen iſt, er habe 
ſich lediglich an dieſe zu wenden; daß er dagegen in Anſehung 
des P. nichts beurkunden wollte. Demnach erhellt nicht aus 
den Proteſturkunden, ob P. anweſend war oder nicht. Die 
Revifton macht zwar geltend, daß P. nach Ausweis der in 
I. J. zu den Akten überreichten Sterbeurkunde bereits einige 
Monate vorher geſtorben geweſen ſei, und daß deshalb der 
Gerichtsvollzieher verſtändigerweiſe nicht nach feiner Anweſenheit 
ausdrücklich hätte fragen können. Dieſer Einwand geht indeß 
fchl. Der Gerichtsvollzieher brauchte, wenn er wußte, daß P. 
heſtorben ſei, nicht nach ihm zu fragen. Dagegen mußte er in 
den Proteſten beurkunden, daß derſelbe nicht angetroffen worden 
le. Die von der Reviſion für zuläſſig erachtete Berückſichtigung 
von Umſtänden, welche außerhalb des Textes der Wechſelurkunde 
liegen, iſt nicht ſtatthaft, um Beurkundungen, die nicht im 


Proteſte enthalten ſind, aber darin enthalten ſein ſollten, zu 
ergänzen. Solche Umſtände können zwar herangezogen werden, 
um die in den Proteſt aufgenommenen Beurkundungen aus⸗ 
zulegen und daher iſt vom R. O. H. G. (deſſen Entſch. Bd. 2 
S. 216) ein gegen die Erben eines verſtorbenen Acceptanten 
erhobener Proteſt für gültig erachtet worden. Eine Ergänzung 
des Proteſtes ſelbſt iſt dagegen unzuläſſig. Unerheblich 
iſt es endlich, daß der Gerichtsvollzieher auch „gegen 
den Acceptanten P. Proteſt erhoben hat“, denn es geht 
aus den Proteſturkunden hervor, daß der Gerichtsvollzieher die 
Proteſthandlungen: Vorlegung des Wechſels und Zahlungs- 
aufforderung nur gegen den Vertreter der Sparkaſſe vor⸗ 
genommen, dagegen nicht beabſichtigt hat, die Anweſenheit oder 
Nichtanweſenheit des P. feſtzuſtellen. Die angebliche Proteft- 
erhebung gegen dieſen iſt daher nur eine Formel, welcher eine 
Bedeutung nicht beizumeſſen iſt, da die „Proteſterhebung“ zu 
den Erforderniſſen eines Proteſtes überhaupt nicht gehört. 
I. C. S. i. S. Kreisſparkaſſe in Köslin c. Graf Poninski 
vom 30. Dezember 1896, Nr. 276/96 J. nn 

31. Der Reviſion war inſoweit ſtattzugeben, als es ſich 
um die Ertheilung einer Abrechnung über die in Bremen im 
Jahre 1888 vom Kl. aufgegebenen oder vermittelten Geſchäfte 
handelt. Es ſteht feſt, daß Kl. während des Jahres 1888 drei 
Wochen lang in Bremen für die Bekl. thätig geweſen iſt, indem 
er in Gemeinſchaft mit dem dortigen ſtändigen Vertreter der 
Bekl. B. die Kunden aufgeſucht und mit Rückſicht auf den da⸗ 
mals bevorſtehenden Zollanſchluß Bremens zu umfangreichen 
Beſtellungen in Sprit und dergl. bewogen hat. Die Aufträge 
wurden von B. der Bekl. überſchrieben, der hierfür, wie dem 
Kl. bekannt war, die volle Proviſton (15 Prozent vom Faktural⸗ 
betrag) bezog, während dem Kl. nur Speſen im Betrage von 
450 Mark vergütet find. Kl. behauptet, daß ihm neben B. 
Proviſion zuſtehe. Er gründet ſeinen Anſpruch auf Art. 290 
H. G. B. und auf ein ihm von L. ertheiltes Verſprechen. Den 
über letzteres zugeſchobenen Eid hat Bekl. in der Ueberzeugungs⸗ 
form angenommen. Eventuell hat Kl. behauptet, daß L. ihm 
Abrechnung zugeſichert habe. Der hierüber zugeſchobene Eid iſt 
von der Bekl. zurückgeſchoben und im erftinftanzlichen Urtheil 
zum Erkenntniß verſtellt worden. Das B. G. meint: es ſei 
undenkbar, daß die fraglichen Geſchäfte mit einer doppelten 
Proviſion zu belaſten ſeien. Dies habe ſich auch der Kl. jagen 
müſſen. Wenn er daher „ohne beſondere Vorworte“ den Auf⸗ 
trag zur Unterſtützung eines anderen, ſelbſt proviſionsberechtigten 
Vertreters der Bekl. angenommen und ausgeführt habe, ſo liege 
hierin nothwendiger Weiſe ein Verzicht auf eine eigene Pro» 
viſion. Ob Kl. etwa eine andere Vergütung für jeine Be⸗ 
mühungen beanſpruchen könne, komme nicht in Betracht; ent⸗ 
ſcheidend ſei, daß er keinenfalls eine Proviſion d. h. eine 
nach dem Werthe des Gegenſtandes berechnete prozentuale Ver⸗ 
gütung zu fordern habe. Den Eid über die Zuſicherung einer 
Proviſion für die durch den Kl. abgeſchloſſenen oder vermittelten 
Geſchäfte erachtet das B. G. für unerheblich, weil Kl. keine 
Geſchäfte vermittelt, ſondern einem anderen Vermittler geholfen 
habe. Damit falle auch der Anſpruch auf Abrechnung, da Kl. 
dieſelbe nur präparatoriſch fordere, um daraufhin feine Pro⸗ 
viſionsforderung geltend zu machen. Eine vom Hauptanſpruch 
unabhängige Abrechnungspflicht der Bekl. habe Kl. nicht be⸗ 


hauptet. Auch feine Behauptung, daß L. ihm Abrechnung ver- 
ſprochen habe, ſei nur dahin zu verſtehen, daß Abrechnung er- 
theilt werden ſollte, ſofern provifionspflichtige Geſchäfte vor⸗ 
kommen würden. Dieſen Ausführungen iſt nicht beizutreten. 
Die Annahme, daß in dem Verhalten des Kl. ein Verzicht auf 
eine eigene Proviſion zu finden ſei, iſt auch dann nicht ſchlüſſig, 
wenn von dem behaupteten Proviſionsverſprechen abgeſehen und 
wenn es mit dem B. G. für undenkbar erachtet wird, daß die 
fraglichen Geſchäfte die doppelte Proviſion zu tragen haben. Das 
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Abfaſſung nicht bedurfte, eine nähere Darlegung des zwiſchen 
den Sch. ſchen Eheleuten beſtandenen Rechtsverhältniſſes erfordert. 
Dieſer Angriff iſt nicht begründet. Sch. war unbeſtritten 


zur Zeit der Abtretung Kaufmann. Nach Art. 274 des H. G. B. 


B. G. ſelbſt erklärt es für möglich, daß Kl. einen Lohn für ſeine 


Thätigkeit zu fordern habe. Dann iſt aber nicht erſichtlich, warum 
dieſer Lohn nicht in einer prozentual nach dem Gegenſtand der ver⸗ 
mittelten Geſchäfte zu berechnenden Vergütung beſtehen könnte. Die 
Höhe der dem Kl. zu gewährenden Proviſion iſt für die Pflicht der 
Bekl., Abrechnung zu ertheilen, ohne Bedeutung. Unzutreffend 
ſind ferner die Gründe, aus denen der Eideszuſchiebung über 
die Zuſicherung einer Proviſion keine Folge gegeben iſt. Eine 
vermittelnde Thätigkeit hat Kl. in Bezug auf die fraglichen 
Geſchäfte unſtreitig ausgeübt, indem er ſich in erfolgreicher 
Weiſe um ihr Zuſtandekommen bemüht hat. Das B. G. be⸗ 
trachtet es als entſcheidend, daß der Bekl. die Beſtellungen nicht 
vom Kl., ſondern von ihrem ſtändigen Agenten B. überſchrieben 
ſeien, geht alſo davon aus, daß erſt durch die Meldung der 
Beſtellungen und deren Annahme ſeitens der Bekl. die ver⸗ 
mittelten Geſchäfte perfekt geworden und der Vermittlerlohn 
verdient ſei. Das iſt eine unrichtige Anwendung eines an ſich 
richtigen Grundſatzes. Daraus, daß eine Vermittlergebühr in 
der Regel nur dann gefordert werden kann, wenn das Geſchäft 
geſchloſſen iſt, folgt nicht, daß, wenn mehrere Perſonen mit der 
gemeinſchaftlichen Vermittelung von Geſchäften beauftragt find, 
ein Vermittlerlohn nur demjenigen zuſteht, der ſich an den Ab⸗ 
ſchlußakten ſelbſt betheiligt hat. Weiter ausgeführt. I. C. S. 
i. S. Friedmann c. Dampfkornbrennerei und Preßhefenfabriken 
A. G. vom 21. Dezember 1896, Nr. 244/96 J. 

32. Die Entſcheidung des O. L. G. geht davon ans, daß 


die Bekl., wenn ſie ſich auch dem Kl. gegenüber bei der Ent⸗ 


laſſung auf Gründe berufen habe, die ſich im Lanfe des Rechts⸗ 
ſtreits als nicht ſtichhaltig herausgeſtellt haben, darum doch nicht 
gehindert ſei, im Prozeſſe andere Gründe zur Rechtfertigung der 
Entlaſſung nachzuſchieben. Dieſer Anſicht iſt unbedenklich bei⸗ 
zupflichten. Es bleibt immer eine beachtenswerthe Einrede gegen 
die auf die weitere Erfüllung des Vertrages gerichtete Klage, 
daß Umſtände eingetreten ſeien, die die Bekl. nach den beſonderen 
Beſtimmungen des Vertrages von der Aushaltung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes befreien ſollten. Und es kann der Reviſion nicht 
zugegeben werden, daß die Geltendmachung dieſes beſonderen 
Beendigungsgrundes deswegen gegen Treu und Glauben verſtoße, 
weil dem Kl. zunächſt andere Gründe angegeben worden ſind. 
Vergl. auch Entſch. des R. G. Bd. 32 S. 249. Im Uebrigen 
Aufhebung, weil vom B. R. eine Thatſache zu Unrecht als feſt⸗ 
ſtehend angenommen wurde. I. C. S. i. S. Hohenberg c. Gaiſer 
vom 12. Dezember 1896, Nr. 258/96 J. 

33. Die Revifion hat ſich gegen die Annahme gerichtet, 
daß die Abtretung der Anſprüche aus den Verſicherungsverträgen 
durch mündliche Erklärung rechtswirkſam vollzogen ſei. Nach 
ihrer Ausführung hätte die Beurtheilung, ob ein Handelsgeſchäft 
vorliege, das nach Art. 317 des H. G. B. der ſchriftlichen 


gelten aber die von einem Kaufmann geſchloſſenen Verträge im 
Zweifel als zum Betriebe des Handelsgewerbes gehörig. Dar⸗ 
nach ſpricht die Vermuthung dafür, daß das in Rede ſtehende 
Geſchäft auf der Seite des Sch. ein Handelsgeſchäft war, und 
es wäre Sache der Kl. geweſen, die Umſtände darzulegen, die 
dieſe Vermuthung ausſchließen, Nach Lage der Sache kann es 
aber auch nicht zweifelhaft erſcheinen, daß ein Handelsgeſchäft 
in Frage geſtanden hat. Denn die Abtretung iſt zum Zwecke 
der Deckung einer Schuld vorgenommen, die Sch. im Betriebe 
ſeines Handelsgewerbes eingegangen iſt. IV. C. S. i. S. 
Schreyer Konk. c. Schreyer vom 14. Dezember 1896, Nr. 183/96 IV. 

34. Wenn Kaufleute nach mündlichem Abſchluſſe eines 
Vertrags ſich den Inhalt des Vertrags unter Angabe aller 
weſentlichen Punkte gegenſeitig übereinſtimmend beſtätigen oder 
auch nur der eine Kontrahent dem anderen ein ſolches Be- 
ſtätigungsſchreiben zuſendet und dieſer es unwiderſprochen läßt, 
ſo wird man allerdings als Regel anzunehmen haben, daß nach 
dem Willen der Kontrahenten in dieſen Schreiben der Inhalt 
des Vertrags erſchöpfend fixirt ſein ſoll. Beſteht daher eine 
Differenz zwiſchen dem mündlichen Vertrage und den Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben, ſo wird der Inhalt des Vertrags nach der ſchriftlichen 
Fixirung zu beurtheilen ſein und zur Beſeitigung der letzteren 
der Nachweis einer abweichenden mündlichen Vereinbarung nicht 
genügen. Vorausſetzung iſt jedoch, daß die ſchriftliche Fixirung 
klar und unzweideutig iſt. III. C. S. i. S. Bähr u. Cramer 
c. Carlshütte A.⸗G. vom 15. Dezember 1896, Nr. 85/96 III. 

35. Nachdem der Kl. erfüllt hat, kann als ſtreitige Ver⸗ 
pflichtung im Sinne des § 29 ber C. P. O. nur die Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. aus dem Vertrage in Frage kommen. 
(Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 393, Bd. 32 S. 430.) Als 
„ſtreitige“ Verpflichtung der Bekl. kann nun die Verpflichtung 
in Betracht gezogen werden, die fie nicht oder nicht gehörig er- 
füllt hat, aber auch die an Stelle der Erfüllung tretende d. i. 
der Inbegriff von Anſprüchen, die ſtatt des Verlangens der 
Erfüllung erhoben werden. — Erachtet man mit dem B. G. 
als „ſtreitige Verpflichtung“ die Verpflichtung der Bekl., deren 
Erfüllung ihr gemäß dem Vertrage obgelegen wäre, ſo ergiebt 
ſich als Erfüllungsort Amberg und damit die Zuſtändigkeit des 
L. G. Amberg nach der Vertragsauslegung. Faßt man in 
Uebereinſtimmung mit der Entſch. in Bd. 27 S. 393 und der 
Entſch. des erkennenden Senats vom 29. März 1893 Rep. VI 
291/92, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 383 als 
„ſtreitige Verpflichtung“ die durch die Klage zur Geltung ge- 
brachte Verpflichtung der Bekl., ſomit hier die Rückzahlung der 
geleiſteten Zahlung gegen Rückgabe der gelieferten Ziehpreſſe, 
die Rückgabe der darangegebenen Ziehpreſſen und die Leiſtung 
des geforderten Schadenserſatzes, ſo ergiebt ſich gleichwohl die 
Zuſtändigkeit der L. G. Amberg. Das B. G. erkennt zwar 
ſelbſt an, daß dieſe durch die Klage geltend gemachten Ver⸗ 
pflichtungen der Bekl. gemäß Art. 324 und 32 5 des H. G. B 
an und für ſich am Orte der Handelsniederlaſſung der Bekl. zu 
Reichenbach zu erfüllen wären. Es ſtellt aber auf Grund der 
Beſtimmungen des nicht reviſiblen Bayeriſchen Landrechts feſt, 
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daß gemäß der der actio redhibitoria eingeräumten Wirkung 
der Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes die Verpflichtung 
der Bekl. auf Rückgewähr der Leiſtungen der Kl. und deren 
Entſchädigung und die Verpflichtung der Kl. auf Herausgabe 
der Ziehpreſſe Zug um Zug zu erfüllen ſeien. Letztere ſei, da 
ſie im Fabrikanweſen der Kl. lagern und Kl. nur zur Gewäh⸗ 
rung der Möglichkeit der Rücknahme verpflichtet ſei, in Amberg 
zu erfüllen. Da die Kl. zu ihren Forderungen nur gegen 
Herausgabe des Empfangenen berechtigt ſei, fo ſei die Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. gleichfalls au dieſem Orte zu erfüllen. 
Uebrigens müſſe auch eine Pflicht der Bekl. zur Rücknahme, 
nicht bloß ein Recht angenommen werden, da die Kl. ein 
zweifellos berechtigtes Intereſſe daran habe, daß ihr die große, 
in ihrem Gewahrſam befindliche und ſie in der freien Benutzung 
ihrer Fabrikanlage hindernde Maſchine, zu deren ſchwer zu be⸗ 
werkſtelligenden Beſeitigung fie nicht verpflichtet ſei, abgenommen 
werde. In der in Bd. 27 der Entſch. des R. G. in Civilſachen 
S. 393 ff. abgedruckten Entſch. des II. C. S. vom 16. Dezember 
1890 iſt zwar ausgeführt, der Umſtand, daß der Käufer, der 
von der Wandelklage Gebrauch mache, nur unter der Bedingung 
der Rückgabe des noch vorhandenen Kaufgegenſtandes, wenn 
dieſe verlangt werde, den Kaufpreis zurückzufordern berechtigt 
ſei, berechtige nicht zu dem Schluſſe, daß die Rückzahlung des 
Kaufpreiſes bei Auflöſung eines Diſtanzkaufes an dem Wohn⸗ 
fie des Käufers, wo ſich die Waare befinde, zu geſchehen habe. 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 27 S. 399.) Ju Ent⸗ 
ſcheidungen des I. C. S. des R. G. vom 2. Mai 1883 (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 10 S. 350), vom 5. Oktober 
1887 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 358) und 
vom 15. März 1893 (Blätter für Rechtsanwendung, Ergänzungs⸗ 
band 11 S. 300) iſt für die redhibitoriſche Klage des Käufers 
auf Rückzahlung des Kaufpreiſes gegen Rückgabe der Waare in 
Fällen, in welchen die beanſtandete Waare ſich am Wohnorte 
des Klägers befand, dieſer als Erfüllungsort und demgemäß 
das Gericht des Wohnortes des Kl. für zuſtändig erachtet. 
Für die Rücknahme der beanſtandeten Waare ergiebt ſich der 
Ort, an den ſie geliefert worden, als Erfüllungsort daraus, 
daß der Käufer nur zu der Gewährung der Rücknahme, nicht 
aber zur Rückſendung oder Verbringung an einen anderen Ort 
verpflichtet iſt. Die Erſtreckung der hiernach begründeten Zu⸗ 
ſtändigkeit wird aus der Untrennbarkeit gefolgert, die ſich aus 
der gegenfeitigen Bedingtheit. der Anſprüche und Gegenanſprüche, 
der Verpflichtung, den Kaufpreis nur gegen Rückgabe der Waare 
zurüdzuerftatten, und der demgemäß begründeten Nothwendigkeit 
ergiebt, daß Rückgabe der Sache und Rückzahlung des Kauf⸗ 
preiſes Zug um Zug geſchehe. (Entſch. des R. G. in Cioil⸗ 
ſachen Bd. 10 S. 352, Bd. 20 S. 361. Blätter für Rechts⸗ 
anwendung Ergänzungsbd. 11 S. 302 und 303. Vergl. auch 
Entſch. des VI. C. S. vom 17. März 1890. Blätter für Rechts ⸗ 
anwendung B. 10 S. 215.) In den Entſcheidungen des I. C. S. 
vom 2. Mai 1883 (Entſch. d. R. G. Bd. 10 S. 352) und 
vom 15. März 1893 (Blätter für Rechtsanwendung Bd. 11 
©. 303) wird auch erörtert, der hier vertretenen Auffaſſung 
fünne nicht entgegengehalten werden, daß dem zurücktretenden 
Käufer ein Recht auf Rücknahme der Kaufſache nicht zuſtehe, 
ihm vielmehr eine Verpflichtung zur Rückgabe obliege. So lange 
der Verkäufer auf fein Recht, die Sache zurückzuempfangen nicht 
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verzichtet habe, könne der Käufer ſein Recht nur gegen Rück⸗ 
gabe der Sache ausüben. Sein Recht ſei ſomit örtlich an die 
Sache gebunden (Blätter für Rechtsanwendung Ergänzungsbd. 11 
S. 303) die Entſcheidung vom 2. Mai 1883 (Entſch. des R. G. 
Bd. 10 S. 352 und 353) erkennt noch überdies nach Lage des 
Falles das Intereſſe des Kl. an der Wegſchaffung des Kauf⸗ 
gegenſtandes, eines in dem Wirthſchaftsetabliſſement des Kl. 
aufgeſtellten Muſikinſtrumentes, an. Ob der vom II. C. S. 
in der Entſcheidung vom 16. Dezember 1890 (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 27 S. 399) mißbilligte Grundſatz in dieſer 
Allgemeinheit ausgeſprochen werden könnte, mag dahingeſtellt 
bleiben. Es iſt aber unbedingt anzuerkennen, daß nach Lage 
der Sache im Falle einer Wandlungsklage der Standort der 
Waare nach der Natur des Geſchäftes als Ort der Erfüllung 
anzuſehen ſein kann, und daß ſich dann für die Erſtattungs⸗ 
anſprüche die dargeſtellte Untrennbarkeit ergiebt. Dieſe Annahme 
unterliegt insbeſondere dann keinem rechtlichen Bedenken, wenn 
die Rückgabe des Kaufgegenſtandes nicht ohne koſtſpielige Auf⸗ 
wendungen bewirkt werden kann, anderſeits aber die Weg⸗ 
ſchaffung deſſelben im wirthſchaftlichen Intereſſe des Käufers 
liegt. Dies trifft zweifellos bei einer Maſchine zu, die erſt 
abgebrochen und in ihre einzelnen Theile zum Transport zerlegt 
werden muß und in ihrem Aufbau und ihrer Zuſammen⸗ 
ſetzung einen Fabrikraum anderweitiger Benutzung entzieht. 
VI. C. S. i. S. Braun c. Baumann vom 10. Dezember 1896, 
Nr. 231/96 VI. | 

36. Differenzgeſchäft. Fraglich bleibt nur, ob der Einwand 
des reinen Differenzgeſchäftes durchgreift. Das B. U. beruht 
auch in dieſer Hinſicht auf einer mit der Rechtſprechung des 
R. G. übereinſtimmenden Auffaſſung, ſofern daſſelbe davon aus⸗ 
geht, daß für die Beurtheilung dieſes Einwandes das einheimiſche 
Recht maßgebend iſt, und daß, falls er hiernach begründet er⸗ 
ſcheint, die ſtreitigen Geſchäfte ſelbſt und folglich auch die einen 
Beſtandtheil derſelben bildenden Schiedsabreden hinfällig werden. 
Dagegen giebt die materielle Beurtheilung dieſes Einwandes und 
der zur Begründung deſſelben vorgetragenen Behauptungen zu 
Bedenken Veranlaſſung. Geltend gemacht iſt der große Umfang 
der von der Bekl. — freilich auch an anderen als der Wiener 
Börſe eingegangenen Engagements über Getreide und Mehl, die 
ſich im Herbſt 1894 auf 1 015 000 Mark und im Frühjahr 1895 
auf 913 500 Mark belaufen haben ſollen. Die effektive Er⸗ 
füllung dieſer Geſchäfte ſei nach den dem Kl. bekannten Ver⸗ 


mögensverhältniſſen der Bekl. ausgeſchloſſen geweſen, da Bekl. 


außer einem Kommanditenkapital von 30 000 Mark kein Ver⸗ 
mögen beſeſſen, auch keinen zur wirklichen Lieferung oder Abnahme 
der gehandelten Waaren ausreichenden Kredit gehabt habe. Es 
iſt ferner eine Anzahl von Agenten namhaft gemacht, die 
bekunden ſollen, daß es ſich bei den Geſchäften mit der Bekl. 
lediglich um Differenzgeſchäfte gehandelt habe und effektive Er⸗ 
füllung ausgeſchloſſen geweſen ſei. Die Behauptungen in 
Betreff der Vermögensunzulänglichkeit der Bekl. find vom B. G. 
für nicht ſchlüſſig erachtet, weil das Kommanditenkapital von 
30 000 Mark, welches Bekl. ihren eigenen Angaben zu Folge 
beſitze oder beſeſſen habe, zur Erfüllung der hier ſtreitigen 
Geſchaäfte mehr als ausreichend geweſen ſei, ferner aber auch, 
weil unter der Vorausſetzung der Richtigkeit der von der Bekl. 
aufgeſtellten Behauptungen zwar wohl die Vermuthung nahe 
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gelegen haben würde, daß Bekl. nicht die Abſicht hatte, die 
Waaren aus eigenen Mitteln anzuſchaffen und zu liefern, Bekl. 
aber doch nicht gehindert geweſen ſei, in der Weiſe zu disponiren, 
daß ſie die Waaren durch einen Dritten liefern ließ und ſich 
alsdann mit ihm verrechnete, wie dies täglich zu geſchehen pflege. 
Der Beweisantrag auf Vernehmung der Agenten iſt abgelehnt, 
weil der Anwalt der Bekl. auf gerichtliches Befragen, welche 
Thatſachen die Zeugen bekunden ſollten, nur anzugeben vermocht 
habe, es ſei davon geſprochen worden, daß es ſich lediglich um 
die Differenzen handeln könne. Dieſe Behauptung ſei zu vage, 
um als Grundlage einer Beweiserhebung zu dienen. Die Er⸗ 
wägung, auf Grund deren das B. G. die Erheblichkeit des auf 
die Vermögensunzulänglichkeit bezüglichen Vorbringens der Bekl. 
verneint hat, ſteht nicht in Einklang mit den Grundſätzen, von 
denen das R. G. in ſeiner bisherigen Rechtſprechung bei der 
Beurtheilung des Einwandes des reinen Differenzgeſchäftes aus⸗ 
gegangen iſt, und die auch im vorliegenden Fall leitend ſein 
müſſen. Von jenem Mißverhältniß zwiſchen der Höhe der 
übernommenen Verpflichtungen und den Vermögensverhältniſſen 
des Bekl. in dem Sinne, daß durch die letzteren die reelle 
Erfüllung ausgeſchloſſen geweſen wäre, kann zwar, wenn lediglich 
die hier ſtreitigen Geſchäfte in Betracht gezogen werden, nicht 
die Rede ſein. Allein das B. G. nimmt ſelbſt an, daß eine 
andere Auffaſſung Platz greifen muß, wenn die Behauptungen 
der Bekl. in Betreff des Geſammtumfanges ihrer Engagements 
und der Kenntniß des Kl. hiervon ſowie von der Vermögenslage 
der Bekl. als richtig unterſtellt werden. Die Ausführung des 
B. G., es würde alsdann die Vermuthung nahe gelegen haben, 
daß Bekl. nicht beabſichtigte, aus eigenen Mitteln zu erfüllen, 
beſagt, wenn man von der Möglichkeit, durch einen Dritten zu 
erfüllen, einſtweilen abſieht, nichts anderes, als daß nach Lage 
der Sache die Annahme begründet war, Bekl. wolle überhaupt 
nicht effektiv liefern. Hat der Kl. ſich eine Kenntniß von dieſer 
Sachlage auf die fraglichen Geſchäfte mit der Bekl. eingeaſſen, ſo liegt 
der Thatbeſtand des reinen Differenzgeſchäftes vor. Aus der Sach⸗ 
lage ergiebt ſich dieſer Thatbeſtand allerdings nur präſumtiv; 
die hervorgehobenen Umſtände begründen eine Anzeige für das 
Vorhandenſein eines reinen Differenzgeſchäftes, die möglicher Weiſe 
durch andere entgegenſtehende Umſtände beſeitigt werden kann. 
Wie aber vom R. G. ſtets betont worden iſt, reicht hierzu der 
Hinweis auf allgemeine, durch den Börſenverkehr dargebotene 
Möglichkeiten nicht aus; es iſt der Nachweis beſonderer Um- 
ſtände erforderlich, die die gedachte Anzeige entkräften und die 
Annahme eines ernſtlich gemeinten Lieferungsgeſchäftes gerecht⸗ 
fertigt erſcheinen laſſen. Solche beſonderen Umſtände ſind hier 
nicht dargethan; das B. G. verweiſt lediglich auf die allgemeine 
Möglichkeit, daß Bekl. die Waaren durch einen Dritten liefern 
laſſen und mit ihm verrechnen konnte. Kann ſchon hiernach das 
angefochtene Urtheil nicht aufrecht erhalten werden, ſo kommt 
hinzu, daß auch die Ablehnung des von der Bekl. angetretenen 
Zeugenbeweiſes inſoweit ungerechtfertigt erſcheint, als es ſich um 
die Vernehmung des Agenten M. handelt, der nach der anſcheinend 
unbeſtrittenen Angabe der Bekl. die der Klage zu Grunde 
liegenden Geſchäfte vermittelt hat. Die in der Klagebeantwortung 
enthaltene Behauptung, die effektive Erfüllung ſei ausgeſchloſſen 
geweſen, iſt hinſichtlich dieſes Zeugen in Verbindung mit der 
vom Vertreter der Bekl. in der Schlußverhandlung der Berufungs⸗ 


inſtanz abgegebenen Erklärung, von einer ausdrücklichen 
Ausſchließung der effektiven Erfüllung bezüglich der hier 
in Frage kommenden Geſchäfte zu verſtehen, entbehrt daher 
nicht der für die Beweiserhebung erforderlichen Beſtimmtheit. 
I. C. S. i. S. Hey e. Straßer vom 16. Dezember 1896, 
Nr. 266/96 I. 1 5 N 
37. Differenzgeſchäft. Zutreffend hat das O. L. G., unter 
Mißbilligung der Meinung des Gerichts erſter Inſtanz, das 
die Spieleinrede gegenüber dem Schiedsſpruch für unzuläſſig 
erachtet hatte, im Anſchluß an die Rechtſprechung des R. G. 
die Zuläſſigkeit der Einrede anerkannt, weil die Schiedsgerichts⸗ 
Haufel der Schlußſcheine nur eine Nebenberedung bei den 
Hauptgeſchäften ſei und deshalb mit deren Wegfall hinfällig 
werde. Das O. L. G. hat jedoch die Einrede aus materiellen 
Gründen verworfen. Es erkennt zwar an, daß, wenngleich in 
den Schlußſcheinen auf das Reglement de Marché des 
Farines douze marques Bezug genommen ſei, das auf der 
Grundlage effektiver Erfüllung der Geſchäfte ſtehe, dennoch die 
Möglichkeit einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Ver⸗ 
einbarung der Parteien gegeben ſei, daß Effektiverfüllung nicht 
ſtattfinden, ſondern nur die Preisdifferenz zweier Tage den 
Gegenſtand der Geſchäfte bilden ſolle, vermißt aber eine ge⸗ 
nügende Grundlage für die Annahme einer ſolchen Vereinbarung. 
Die Thatſache, daß alle zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Geſchäfte durch Differenzzahlung regulirt worden ſeien, erklärt 
es für unerheblich, weil daraus nicht zu entnehmen ſei, daß 
von vornherein nur ein Anſpruch auf die Differenz beſtanden 
habe. Ferner wird auch die Behauptung der Bekl., daß fie 
nach ihren dem Kl. bekannten Vermöͤgensverhältniſſen bei der 
Höhe ihrer ſich bis auf 2 000 000 Mark belaufenden Engage⸗ 
ments nicht in der Lage geweſen ſeien, die gekauften oder ver- 
kauften Waarenmengen abzunehmen oder zu liefern, nicht für 
durchſchlagend erachtet, denn einmal ſei es nicht ausgeſchloſſen 
geweſen, daß eine Firma mit einem Kommanditkapital von 
30000 Mark unter Benützung eines angemeſſenen Kredits die 
Geſchäfte mit dem Kl., die einzeln ſich in den Beträgen von 
34 000 bis 59 000 Mark bewegt hätten, effektiv hätte zur 
Ausführung bringen können, jedenfalls aber ſeien die Bekl. in 
der Lage geweſen, die Geſchäfte durch einen Dritten ausführen 
zu laſſen und ſich mit dieſem zu verrechnen. Dieſe Erwägungen 
ſtehen im Widerſpruch mit den Grundſätzen, die das R. G. 
für die Beurtheilung des vorliegenden Einwandes bereits viel- 
fach, insbeſondere auch in Hamburger Rechtsſachen, dargelegt 
hat und von denen abzugehen keine Veranlaſſung vorliegt. Es 
mag ſein, daß, wenn das Handelsvermögen der Bekl. bei Ein⸗ 
gehung der Geſchäfte mit dem Kl. noch etwa 30 000 Mark 
betragen hätte — die Kommanditeinlage von 30 000 Mark ſoll 
bereits im Jahre 1892 gemacht, ſeitdem aber die beklagte Firma 
in ſehr bedeutende Verluſte gerathen fein — ein Mißverhältniß 
zwiſchen dieſem Vermögen und dem Umfange der mit dem Kl. 
abgeſchloſſenen Geſchäfte, welches den Ausſchluß effektiver Er⸗ 
füllung für dieſe Geſchäfte nahe legte, nicht anzunehmen ſein 
würde. Eine ganz andere Beurtheilung aber muß Platz greifen, 
wenn der Geſammtumfang der von den Bekl. betriebenen Ge⸗ 
ſchäfte zu Grunde gelegt und die Kenntniß dieſes Geſchäfts⸗ 
betriebes einerſeits und der Vermögenslage der Bekl. anderer- 
ſeits bei dem Kl. unterſtellt wird. Das O. L. G. giebt ſelbſt 
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zu, daß bei ſolchem Umfange der Geſchäfte die Vermuthung 
nahe liegen würde, daß die beklagte Firma nicht die Abſicht 
gehabt habe, die gehandelten Waaren ſelbſt anzuſchaffen und zu 
liefern. Daraus folgt aber, daß der Kl., wenn er ſich in Kennt⸗ 
niß dieſer Sachlage mit den Bekl. auf Geſchaͤfte der vorliegen- 
den Art einließ, dies nur unter der gleichen Vermuthung thun 
konnte. Die hierin liegende, durch die Art der Abwicklung 
ſümmtlicher Geſchäfte bekräftigte ſtarke Anzeige für den Ab⸗ 
ſchluß reiner Differenzgeſchäfte kann nicht durch den bloßen 
Hinweis auf die abſtrakte Möglichkeit der Erledigung der Ge⸗ 
ſchäfte unter Benutzung von Kredit, bezw. durch dritte Perſonen 
beſeitigt werden. Hierzu bedarf es des Beweiſes beſtimmter, 
aus der konkreten Sachlage entnommener Umſtände, welche ge⸗ 
eignet wären, jene Anzeige zu entkräften und trotz der für das 
reine Differenzgeſchäft ſprechenden Sachlage die Annahme ernft- 
licher Lieferungsgeſchäfte zu rechtfertigen. Das B. U., welches 
ohne die Feſtſtellung ſolcher Umſtände die Einrede verwerfen zu 
können glaubt und deshalb unterlaſſen hat, das zur Begründung 
der Einrede vorgebrachte Sachverhältniß im Einzelnen zu prüfen 
und feſtzuſtellen, unterliegt deshalb der Aufhebung. Außerdem 
aber erſcheint auch die Ablehnung des von den Bekl. ange⸗ 
tretenen Zeugenbeweiſes mindeſtens inſoweit nicht gerechtfertigt, 
als es ſich um die Vernehmung desjenigen Agenten handelt, 
der den Geſchäftsverkehr zwiſchen den Parteien eingeleitet haben 
ſoll. Wenn die Bekl. die unter Beweis geſtellte Thatſache näher 
nur dahin angegeben haben, daß davon geſprochen worden ſei, 
es könne ſich nur um die Zahlung von Differenzen handeln, ſo 
iſt nicht anzuerkennen, daß derartige Erklärungen, wenn ſie, 
was im Zuſammenhalt mit der Behauptung des Bekl. in der 
Klagebeantwortung als behauptet gelten muß, beim Beginne 
des Geſchäftsverkehrs gefallen find, nicht hinreichen würden, 
daraus die Vereinbarung des ausdrücklichen Ausſchluſſes effektiver 
Erfüllung zu entnehmen. Zum mindeſten aber würden ſolche 
Aeußerungen, auch wenn ſie erſt im Laufe des Geſchäftsverkehrs 
gefallen wären, nicht ohne Bedeutung für die Beurtheilung des 
den Geſchäften unterzulegenden Vertragswillens ſein, ſo daß die 
Beweiserhebung über die behauptete Thatſache wegen Unbe⸗ 
ſtimmtheit des Beweisſatzes nicht unterlaſſen werden durfte. 
Die von dem Kl. vorgebrachte Replik, daß wegen des anzu⸗ 
wendenden franzöſiſchen Rechtes die Spieleinrede nicht zuzulaſſen 
lei, tft in der Reviſionsinſtanz nicht aufrecht erhalten worden, 
ſo daß von einer näheren Erörterung dieſes unbegründeten 
Rechtsbehelfs abgeſehen werden kann. I. C. S. i. S. Hey 
e. Waller vom 19. Dezember 1896, Nr. 267/96 I. 

38. Differenzgeſchäft. Nach der feſtgeſtellten Sachlage 
haben die Parteien Jahre lang auf Grund der aus den vor⸗ 
getragenen Schlußſcheinen erſichtlichen Geſchäftsbedingungen im 
Geſchäftsverkehr der Art geſtanden, daß die Kl. für den Bekl. 
an der Börſe Harpener Bergwerks-, Norddeutſche Lloyd⸗, Laura⸗ 
hutte⸗ und Oeſterreichiſche Kreditaktien im Betrage von 90 000 
bis 170 000 Mark monatlich pro ultimo ge- und verkauft hat 
und bei allen Geſchäften als Selbſtkontrahent aufgetreten iſt. 
Die Bedingungen beſagen, daß alle Geſchäfte als fixe Lieferungs⸗ 
geihäfte zu betrachten ſeien, bei denen jeder Theil am Fäͤllig⸗ 
keitztage wirkliche Lieferung verlangen könne. Die Kl. bedingt 
ſic aus, daß fie nach ihrem Ermeſſen die Engagements zu pro⸗ 
longiren oder durch Gegen⸗(Deckungs⸗) Geſchäft abzuwickeln 


befugt ſei, falls der Bekl. nicht ſpäteſtens am Morgen des 
fünften Werktages vor ultimo disponire. Solche Dispoſition 
hat der Bekl. nach den bisherigen Feſtſtellungen nie getroffen, 
die Engagements ſind ſtels prolongirt und ſchließlich durch. 
Deckungsgeſchäfte der Art abgewickelt worden, daß die Kl. die 
von ihr gekauften Werthe an den Bekl. verkauft oder die von 
ihr dem Bekl. verkauften Werthe gekauft hat. Auf dieſem 
Wege iſt es unſtreitig dahin gekommen, daß Lieferung 
und Abnahme nie verlangt und nie erfolgt iſt. Nach 
den vorgetragenen Kontokorrenten find auch die einzelnen 
Geſchäfte niemals ſofort durch Zahlung der Differenz von 
der einen oder anderen Seite glatt geſtellt, auch nicht von 
Seiten der Kl., als ſich für den Bekl. im Februar 1895 vor⸗ 
übergehend ein Kreditſaldo ergab. Vielmehr ſind die Differenzen 
kontokorrentmäßig zu⸗ und abgeſchrieben, und von dem Bekl. 
darauf in verhältnißmäßig kleinen Raten nach und nach Ab⸗ 
zahlungen geleiſtet, die ſchließlich den eingeklagten Betrag von 
mehr als 18 000 Mark übrig gelaſſen haben. Solch Geſchäfts⸗ 
gebahren zwiſchen Kommittent und Kommiſſionär, Jahre hin⸗ 
durch beobachtet, gleichmäßig gekennzeichnet durch die notoriſche 
Natur der gehandelten Werthe als Vörſenſpielpapiere, durch die 
enormen Nominalbeträge der gehandelten Papiere, durch die 
fortlaufenden Prolongationen, durch die Art der Abwickelung, 
die es weder zur effektiven Erfüllung noch zur Glattſtellung 
der einzelnen Geſchäfte durch fofortige Zahlung der 
Differenz kommen läßt, ſondern zu immer neuen Spekulationen 
mit deuſelben Werthen führt, nicht minder endlich die dem 
reellen Geſchäftsverkehr fremden, unter 1 und 5 ganz offen- 
ſichtlich auf die gegen den unreellen, wirthſchaftlich und ſozial 
ſchädlichen und das Anſehen des Kaufmannsſtandes gefährdenden 
Mißbrauch des boͤrſenmäßigen Terminsgeſchäfts gerichtele 
Rechtſprechung des R. G. berechneten Geſchäftsbedingungen, 
laſſen den Geſchäftsverkehr der Parteien von vornherein auch 
nach den Anſchauungen eines ordentlichen Kaufmanns als 
Differenzhandel erſcheinen, zu dem den Kaufmann und den 
Nichtkaufmann nur Unerfahrenheit oder Leichtfinn führen kann. 
Solch' Differenzhandel iſt regelmäßig nicht als Börſenſpiel, 
bei dem kein Stück der gehandelten Werthe oder Waare be⸗ 
ſeſſen, beſchafft, in Bewegung geſetzt, ge⸗ oder verkauft wird, 
Zweck des Geſchäfts auch nicht dies, ſondern lediglich die 
Differenz iſt. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. Hirdes 
c. Schuback vom 28. November 1896, Nr. 239/96 J. 

39. Der in Frage ſtehende Vertrag vom 25. November 1893 
charakteriſirt ſich als ein ſucceſſiver Lieferungsvertrag mit der 
Maßgabe, daß die einzelne Lieferung nach vorausgegangener 
Beſtellung und Spezifikation der Waare hinſichtlich ihrer 
Quantität und Qualität zu erfolgen hatte und daß der Vertrags- 
gegenſtand in der Zeit vom 1. Januar 1894 bis dahin 1895 
lieferbar war. In der Konſequenz eines ſolchen Vertrages lag, 
daß die Kl. bei jeder einzelnen abgerufenen Lieferung in einen 
zum Schadenserſatz verpflichtenden Verzug ſich ſetzen konnte, daß 
aber der Bekl. nur dann ſchadenserſatzberechtigt wurde, wenn 


er den Erforderniſſen des Art. 356 H. G. B. entſprach, alſo 
wenn er der Kl. anzeigte, daß er Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 


lieferung der einzelnen Beſtellung verlange und ihr je nach 
Umſtänden eine Nachfriſt gewährte. III. C. S. i. S. Scheldt 
c. Satzvey vom 18. Dezember 1896, Nr. 217/96 III. 
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III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Krankenverſicherungsgeſetz. 

40. Das B. G. geht von der Annahme aus, daß der von 
der Kl. behauptete Irrthum auf Seiten der klägeriſchen Rechts- 
vorgänger nicht beſtanden habe, indem dieſe gewußt hätten, daß 
ihre in Lichtenberg beſchäftigten Arbeiter bei der Bekl. weder 
nach Geſetz noch nach Statut verſicherungspflichtig geweſen ſeien. 
Vielmehr hätten die Cedenten der Kl. in der Abſicht, ihren 
Arbeitern die Wohlthat der Krankenverſicherung bei der Bekl. 
zu erwirken, und unter Genehmigung der Arbeiter die jetzt 
zurückgeforderten Beiträge an die Bekl. entrichtet, und die letztere 
habe in gleichem Sinne die Beiträge angenommen und die gegen⸗ 
überſtehende Pflicht der Unterſtützung gegen die Arbeiter erfüllt. 
Bei dieſer Sachlage folgert das B. G., daß ein vertragsähnliches 
Verſicherungsverhältniß unter den Betheiligten zu Stande ge- 
kommen ſei, und daß die Kl. und deren Cedenten, wenn ſie jetzt 
deſſen einſeitige Aufrufung ex tune beanſpruchten, ſich der Argliſt 
ſchuldig machten, aus der ſie keine Vortheile ziehen könnten. 
Abgeſehen hiervon erachtet das B. G. die condictio indebiti 
für ausgeſchloſſen, weil nicht nachgewieſen ſei, daß die Rechts⸗ 
vorgänger der Kl. eine nicht beſtehende Schuld aus Irrthum 
bezahlt hätten, aber auch die condictio causa data causa non 
secuta nicht für begründet, weil der Zweck, zu welchem die 
Arbeitgeber die fraglichen Eintrittsgelder und Beiträge an die 
Bekl. gezahlt hätten, von dieſer nicht unerfüllt gelaſſen ſei. 
Dieſe Entſcheidung mußte im Ergebniſſe gebilligt werden. Ein⸗ 
gehend begründet. IV. C. S. i. S. Ortskrankenkaſſe Lichtenberg 
c. Ortskrankenkaſſe für das Maurergewerbe zu Berlin vom 
3. Dezember 1896, Nr. 304/96 IV. 

IV. Das Gemeine Recht. 


41. Im B. U. iſt in prozeſſualiſch unbebentlicher Weiſe 


chalſächlich feſtgeſtellt, daß die Bekl. zur Zeit der Eheſchließung 
von einem Dritten ſchwanger geweſen ſei, und daß der Kl. 
weder Dies, noch überhaupt gewußt habe, daß ſie ſich vor der 
Eheſchließung anderweitig, als ihm ſelbſt nach der Verlobung, 
einem Manne hingegeben habe. Unbedenklich iſt auch die recht⸗ 
liche Aunahme, daß aus dieſem Grunde an ſich, d. h. abgeſehen 
von der Einrede der Verzeihung oder des Verzichtes, die Ehe 
für ungültig zu erklären ſein würde. Die Hamburgiſche Geſetz⸗ 
gebung hat ſich mit dem hier in Rede ſtehenden Ungültigkeits⸗ 
grunde in den Statuten 2, 11, 6 beſchäftigt, und zunächſt hat 
auch das O. L. G. dieſes irreviſible Geſetz anwenden wollen. 
Indem es jedoch dahingeſtellt gelaſſen hat, ob nach demſelben 
eigentlich die Unkenntniß des Mannes von der Entjung⸗ 


ferung, oder von der Schwangerſchaft daszEntſcheidende 
ſei, hat es für den erſteren Fall freilich das gemeine proteſtan⸗ 


tiſche Eherecht mit herangezogen, um auf dem Boden des letzteren 
die Einrede, daß der Kl. ſelbſt vor der Ehe mit der Bekl. als 
ſeiner Braut ſchon den Beiſchlaf vollzogen und daher bei der 
Eheſchließung gewußt habe, daß ſie nicht mehr Jungfrau ſei, 
eventuell für unerheblich zu erklären. Das gemeine proteſtan⸗ 
tiſche Eherecht iſt nun in dieſem Punkte allerdings überhaupt 


beſtritten. Wie nach kanoniſchem Rechte zweifellos der Irrthum 


des Mannes über die Virginität der Frau überhaupt kein Ehe⸗ 
ungültigkeirsgrund iſt (vgl. dictum Grat. § 5 in C. 29 qu. 1 
und c. 25 X. de jurejur. 2, 24), ſo behauptet auch nach 


proteſtantiſchem Kirchenrechte z. B. noch v. Scheurl, Eherecht, 


S. 143, daſſelbe, während er freilich die Unkenntniß von der 
von einem Dritten verurſachten Schwangerſchaft als Un⸗ 
gültigkeitsgrund gelten läßt. Jedoch ſprechen die überwiegenden 
Gründe für die Anſicht, nach welcher der Mann ſchon wegen 
Irrthums über die Virginität die Ehe anfechten kann, und 
dieſe Anſicht iſt auch bisher ſchon vom R. G. bei ſeiner Recht⸗ 
een. befolgt worden; vergl. Entf. in Civilſachen, Bd. 25 

S. 192 f. und etwa auch Bd. 17 S. 248 ff. VI. C. S. 
i. S. Mühlenhardt c. Mühlenhardt vom 17. en 12 
Nr. 236/96 VI. 

42. Mit Recht nimmt das B. G. an, daß. zur Begrün⸗ 
dung der Einrede der Verzeihung oder des Verzichtes nur ſolche 
Handlungen und Aeußerungen des zur Auflöſung der Ehe be⸗ 
rechtigten Ehegatten brauchbar find, die einen ficheren Rückſchluß 
auf ſeine Abſicht, dieſem Rechte zu entfagen, zulaſſen. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

43. Nach den Feſtſtellungen der Viren liegt jetzt 
bereits vor, daß die Streittheile vielfach in Unfrieden gelebt 
haben, daß der Kl. ſich gegen die Bekl. durch Schimpfereien, 
Thätlichkeiten, Hinauswerfen vergangen hat, wenn er auch durch 
das Benehmen der Bekl. gereizt geweſen ſein mag, daß dem 
Kl. auch für gewiſſe Aeußerungen und für Hinweiſungen auf 
ſeine Werkzeuge im Streite mit der Bekl. der Vorwurf der 
Rohheit zu machen iſt, mag er auch nach Annahme des B. G. 
als ein Mann von „beſonderer Rohheit“ nicht erſcheinen; die 
Bekl. hat auch nur auf ſeinen beſtimmten Befehl am 9. Sep⸗ 
tember 1895 die eheliche Wohnung verlaſſen. Wenn nun auch 
dem B. G. darin beizutreten ſein mag, daß dieſe Sachlage den 
eventuellen Widerklageantrag noch nicht rechtfertigt, ſo erſcheint 
doch eine andere Beurtheilung geboten, wenn die Eheleute E. 
die unter ihr Zeugniß geſtellten Behauptungen der Bekl. be⸗ 
ſtätigen ſollten, daß der Kl. die Bekl. 1895 bei einer beſtimmten 
Gelegenheit derart laut und roh ausgeſcholten habe, daß die 
ganze Nachbarſchaft zuſammengelaufen ſei, daß derartige Auf⸗ 
läufe auf der Straße in Folge des lärmenden Scheltens des 
Kl. und feiner Mißhandlungen häufiger ſtattgefunden, daß Bekl. 
im Herbſte 1895, um einer Mißhandlung des Kl. zu entgehen, 
aus dem Fenſter habe ſpringen müſſen, daß die Bekl. ſehr oft, 
auch Nachts, bei den Nachbarn, insbeſondere den Zeugen E., 
ihre Zuflucht habe ſuchen müſſen und daß dieſe Zeugen ihre 
Hausthüre Nachts nicht verſchloſſen haben, um der Bekl. die 
Möglichkeit zu gewähren, ſich vor den Verfolgungen und 
Drohungen des Kl. zu ihnen zu flüchten. Wenn das B. G. 
auch nach ſolchen Vorgängen die Bekl. nicht für berechtigt hält, 
zeitweilige Trennung der Ehe zu fordern, ſo iſt der erkennende 
Senat entgegengeſetzter Anſicht und hält nach ſolchen Vorgängen 
in Verbindung mit den bereits bewieſenen Mißhelligkeiten die 
Che der Streittheile durch die Schuld des Kl. für ſo zerrüttet, 
daß der vom Kl. aus der ehelichen Wohnung gewieſenen Bekl. 
nicht zugemuthet werden kann, ſofort zum Kl. zurückzukehren. 

Es iſt daher der von der Bekl. angebotene Beweis zu erheben. 
III. C. S. i. S. Einſtmann c. Einſtmann vom An a 
1896, Nr. 354/96 III. 

| v. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

44. Das R. G. hat in gleichmäßiger Rechtſprechung an 
dem Grundſatz feſtgehalten, daß eine Willenserklärung nicht 
deshalb nichtig iſt, weil ſich der Erklärende dem anderen Theile 


nicht erkennbar vorbehält, das Erklärte nicht zu wollen. Von 
dieſem Grundſatze, der auch im B. G. B. § 116 Anerkennung 
gefunden hat, abzuweichen, bieten die Ausfuhrungen der Be⸗ 
ſchwerde keine Veranlaſſung. Die Rechtsordnung beruht auf 
der Zuverläſſigkeit der Zeichen, die der allgemeine Gebrauch und 
die Sitte zur Erklärung des Willens beſtimmt hat; es würde 
ein unerträglicher Rechtszuſtand geſchaffen werden, wenn man 
der Mentalreſervation eine rechtshemmende Wirkung beilegen 
wollte. Zu demſelben Ergebniß gelangt man, wenn man den 
Bekl. als Bevollmächtigten und Vertreter ſeiner Kameraden 
anſieht. Er würde ſeine Machtgeber nur dann unmittelbar 
berechtigt und verpflichtet haben, wenn er bei Eingehung des 
Pachtvertrages dem anderen Theile erkennbar als Vertreter 
feiner Auftraggeber gehandelt hätte ($ 154 Thl. 1 Tit. 13 des 
A. L. R.). Da dieſe Vorausſetzungen nicht vorliegen, jo hat 
er die Pachtung für ſich erlangt, und ſeine Machtgeber könnten 
nur das Recht haben, daß er ihnen die Rechte aus dem Ver⸗ 
trage abtrete. Eine ſolche Abtretung an mehr als drei Perſonen 
mag dem § 12 des Jagdpolizeigeſetzes zuwiderlaufen und als 
Afterverpachtung, auch davon abgeſehen, von der Genehmigung 
des Verpächters abhängig ſein; aber die Gültigkeit des urſprüng⸗ 
lichen Pachtvertrages wird durch die Nichtausführung des Auf⸗ 
trags nicht berührt; namentlich ſteht einem der betheiligten 
Grundbeſitzer als Drittem nicht das Recht zu, aus dem Vollmachts⸗ 
vertrage für ſich Rechte herzuleiten. V. C. S. i. S. Haaſe 
c. v. Stünzner vom 2. Januar 1897, B Nr. 173/96 V. 

45. Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Bekl. dem Kl. 
doch die weitere Verfolgung der Angelegenheit hinterher erlafjen 
und ſich der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes als einer end⸗ 
gültigen unterwerfen konnte. Eine ſolche Erklärung enthält 
keinen neuen Vertrag, auch kein Anerkenntniß oder Zugeſtändniß 
einer Thatſache, ſondern nur eine innerhalb eines Rechts⸗ 
verhältniffes abgegebene Willenserklärung, wodurch einer bereits 
eingetretenen Thatſache rechtlich eine beſtimmte Bedeutung bei⸗ 
gelegt wird, die, ähnlich der Kündigung, die Auflöſung des 
Vertragsverhältniſſes in ſich ſchließt. Eine ſolche Willens⸗ 
erklärung bedarf nach § 94 Thl. 1 Tit. 4 A. L. R. keiner be⸗ 
fonderen Form; es genügen daher Handlungen des Bekl., aus 
denen auf ſeine Abſicht, die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes 
gegen ſich gelten zu laſſen, mit Zuverläſſigkeit geſchloſſen werden 
kann (55 58 ff. a. a. O.). Derartige ſchlüſſige Handlungen 
findet der B. R. in der Zurücknahme des Gaſthofs, die den 
Willen des Bekl. erkennen laſſe, das Vertragsverhältniß auf⸗ 
zulöſen, und in deſſen Verhalten vor und bei dieſem Akte. Die 
Ausführungen des B. R. ſtehen überall in Einklang mit den 
oben entwickelten Rechtsgrundſätzen und bewegen ſich im Uebrigen 
auf thatſächlichem, der Reviſion nicht zugänglichem Gebiet. 
V. C. S. i. S. Hirſchfeld c. Müller vom 23. Dezember 1896, 
Nr. 212/96 V. 8 8 | 

46. Die Annahme des B. R., daß der Käufer eine nicht 
vertragsmäßig beſchaffene Sache, z. B. ein mit nicht über⸗ 
nommenen Hypotheken belaſtetes Grundſtück nicht zu übernehmen 
brauche, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn der Verkäufer bereit 
it, ſich die Zurückhaltung eines verhältnißmäßigen Theiles des 
Kaufpreiſes gefallen zu laſſen, iſt grundſätzlich richtig (§ 271 
des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 und SS 124 und 215 des A. L. R. 
HA Tit. 11. Vergl. die Urtheile des erkennenden Senats in 


E 


Gruchot's Beiträgen, Bd. 33 S. 929 ff. und Bd. 36 S. 980 ff.) 
Die Anwendung auf den vorliegenden Fall enthält aber eine 
Ueberſpannung dieſes Prinzips. Kl. hatte bei der Auflaſſung 
3 600 Mark vom Bekl. zu erhalten. Mit Rüdficht hierauf iſt 
es unzweifelhaft, daß er im Stande war, die Löſchung der 
äußerſt geringfügigen Gerichtskoſtenhypothek zu bewirken, welche 
an demſelben Orte zu zahlen war, wie der Kaufpreistheil 
von 3 600. Mark. Die Löſchung brauchte nur Zug um Zug 
gegen Entgegennahme der Auflaſſung und Zahlung der 
3 600 Mark zu erfolgen. Daß Kl. die Löſchung auch bei der 
Auflaſſung hätte herbeiführen können, wenn Bekl. ſeinen 
gleichzeitig fälligen Vertragspflichten genügt hätte, kann nach 
den Umſtänden des vorliegenden Falles mit Grund nicht be⸗ 
zweifelt werden. Seine Bereitſchaft zur Herbeiführung der 
Löſchung hat Kl. behauptet und Bekl. hat ſie in ſubſtantiirter 
Weiſe nicht einmal beſtritten. Jedenfalls fehlt es an jeder 
Feſtſtellung der Nichtbereitſchaft. V. C. S. i. S. König c. Schnell 
vom 19. Dezember 1896, Nr. 205/96 V. | 
47. Die Zurechnung der ſchädlichen Folgen einer Handlung 
oder Unterlaſſung iſt (in der Regel) bedingt durch die Voraus⸗ 
ſeh barkeit des ſchädlichen Erfolges (88 4 ff. Tit. 3, §§ 4, 16 
Tit. 6 Thl. J des A. L. R.). Gerade der Mangel an Voraus- 
ſicht iſt es, was eine Handlung oder Unterlaſſung zu einem 
Verſehen ſtempelt, von einem Mangel aber an Vorausſicht kann 


nicht die Rede ſein, wenn die Vorausſehbarkeit fehlt. (Vergl. 


Entſch. des R. G. Bd. 10 S. 290 und die dort citirte lex 31 
dig. ad leg. aquil.: „culpam autem esse, quod, cum a 


deligente provideri potuerit non esset provisum.“) War 


der thatſächlich eingetretene Schade für den Handelnden nicht 
vorausſehbar, ſo liegt in Beziehung auf den eingetretenen Schaden 
ein vertretbares Verſehen überhaupt nicht vor; erweiſt ſich aber 
die Handlung oder Unterlaſſung aus einem anderen Geſichts⸗ 
punkt als eine culpoſe, ſo iſt der nicht vorausſehbare Schaden 
im Sinne ded Geſetzes als ein zufälliger anzuſehen. (§§ 4, 16 
Tit. 6 Thl. J A. L. R.) Dieſe Grundſätze beherrſchen auch den 
Fall, wenn für den von einem Beauftragten oder Gehülfen ver- 
urſachten Schaden der Auftraggeber in Anſpruch genommen 
wird. Nach § 53 Tit. 6 Thl. I des A. L. R. iſt der Macht⸗ 
geber, der bei der Auswahl eines untüchtigen Bevollmächtigten 
ſich eines groben oder mäßigen Verſehens ſchuldig gemacht hat, 
(culpa in eligendo), für den von dem Beauftragten bei Aus⸗ 
führung des Auftrages verurſachten Schaden (ſubſidiär) verhaftet. 
Es muß alſo der Schade durch die Untüchtigkeit des Beauf⸗ 
tragten verurſacht ſein, d. h. durch diejenige Untüchtigkeit, die 
dem Auftraggeber bei der Auswahl bekannt war, oder die er 
bei gehöriger Sorgfalt hätte erkennen müſſen. Es muß ein 
Kauſalzuſammenhang zwiſchen der erkannten oder doch erkennbaren 
Untüchtigkeit und dem angerichteten Schaden beſtehen. Die 
Untüchtigkeit kann eine ſehr verſchiedenartige ſein; ſie kann auf 
körperlichen, fie kann auf geiſtigen, fie kann auf Charakter- 
eigenſchaften beruhen. Wenn z. B. der Auftraggeber an der 
erforderlichen Intelligenz des Beauftragten zu zweifeln Grund 
hatte, ihn aber für einen ehrlichen Mann halten durfte, der 


Beauftragte täuſcht aber gerade in letzterer Beziehung das in 


ihn geſetzte Vertrauen, ſo kann für den hierdurch einem Dritten 
entſtandenen Schaden der Auftraggeber aus einem Verſehen bei 
der Auswahl nicht verantwortlich. gemacht werden, weil der 
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Schaden eben nicht durch die erkannte Untüchtigkeit des Beauf⸗ 
tragten verurſacht iſt, alſo auch nicht vorausſehbar war. Der 
§ 46 Tit. 13 a. a. O., der die Haftung des Bevollmächtigten 
für die bei Ausrichtung eines ohne Beihülfe nicht ausführbaren 
Geſchäfts von ihm zugezogenen Gehülfen auf den Fall eines 
Verſehens bei der Auswahl oder bei der Aufſicht über ſie be⸗ 
ſchränkt, ſteht mit der Vorſchrift des § 53 Tit. 6 grundſätzlich 
im Einklang. V. C. S. i. S. Weſtpr. Landſchaft c. Hollmann 
vom 12. Dezember 1896, Nr. 38/96 V. | 

48. Die Anwendung des § 26 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. 
würde die Verletzung eines Polizeigeſetzes, ſowie den Nachweis 
des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen dem Begießen der Jacke 
und den Folgen des Anzündens erfordern. Gemäß § 13 
Thl. I Tit. 3 im Zuſammenhalt mit § 6 Thl. I Tit. 3 und 
§ 16 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. muß der eine in den Geſetzen 
gemißbilligte Handlung Begehende auch die bloß zufälligen 
Folgen, d. i. die mittelbaren nicht vorausſehbaren (§ 6 Thl. 1 
Tit. 3) in ſofern vertreten, als der Zufall nur durch dieſe 
Handlung ſchädlich geworden. Aber auch hier wird „Kauſal⸗ 
nexus zwiſchen Urſache und ſchädlicher Begebenheit“ gefordert. 
(Koch A. L. R. für die Preußiſchen Staaten 8. Auflage § 13 
Note 13 und Anmerkung 4 S. 123). Setzt die Annahme 
eines Kauſalzuſammenhangs das Wiſſen der Bekl. H. und W. 
von der Abſicht des P. und J. voraus, ſo wäre der Nachweis 
dieſes Wiſſens auch auf Grund keiner der erwähnten Geſetzes⸗ 
ſtellen zu entbehren. Ein objektiver Kauſalzuſammenhang liegt 
nun unzweifelhaft vor. Denn ohne die Hergabe der Kanne 
Petroleum wäre die Jacke nicht mit Petroleum begoſſen worden 
und ohne das Begießen hätte ſie ſich nicht ſofort entzündet. 
Für die Frage der Verantwortlichkeit iſt aber nicht bloß 
das Wiſſen, die aus objektiven Gründen ihrer Wahrheit ge⸗ 
wiſſe Erkenntniß der den Erfolg herbeiführenden weiteren Be⸗ 
dingungen und deren Aufnahme in den Willen beſtimmend. 


Auch die innerhalb der Grenzen gewöhnlicher Einſicht und Vor⸗ 


ſicht liegende Erkennbarkeit der möglichen Folgen einer 
Handlung begründet die Verantwortlichkeit für die Folgen der 
Handlung. Daß der ſchädliche Erfolg ſelbſt durch die hinzu⸗ 
tretende freie Handlung eines Dritten herbeigeführt wird, hebt 
den auf die erſte, die Kauſalkette beginnende Handlung zurück⸗ 
führenden Kauſalzuſammenhang nicht auf, wenn dieſe freie 
Handlung im Bereiche des Vorherſehbaren gelegen war. (Vergl. 
Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, V. Auflage 
Bd. I 8 121 S. 254 Note 2, Birkmeyer, Ueber Urſachen⸗ 
begriff und Kauſalzuſammenhang im Strafrecht, S. 21 ff., 
Seuffert, Archiv Bd. 7 S. 319). Hiernach kann mit der vor⸗ 
ſätzlichen Thäterſchaft der Einen die fahrläſſige der Anderen 
zuſammentreffen. (Vergl. Birkmeyer a. a. O. S. 22, Oppeuhof, 
Strafgeſetzbuch 13. Auflage S. 163 Nr. 22 und 23). Von 
dieſem Geſichtspunkte aus hat das B. G. die Sachlage nicht 
geprüft. VI. C. S. i. S. Sadecki o. Pawlowski und Genoſſen, 
vom 14. Dezember 1896, Nr. 241/96 VI. 

49. Die Parteien ſtreiten darüber, ob zwiſchen ihnen ein 
bloßes Kaufgeſchäft über Loosantheile geſchloſſen worden iſt, 
oder ein Lotterievertrag. Der Beklagte vertritt die letztere Auf⸗ 
faſſung des Geſchäfts und hält wegen ſeiner Verurtheilung aus 
8 286 des Reichsſtrafgeſetzbuchs den mit der Kl. abgeſchloſſenen 
Vertrag für einen unerlaubten und deshalb unverbindlichen. 


Die Kl. dagegen nimmt ein erlaubtes Kaufgeſchäft über Loos⸗ 
antheile an. Das B. G. hat die letztere Meinung für die 
richtige erklärt und deshalb den Bekl. nach dem Klageantrage 
verurtheilt. Der Rkl. ficht dieſe rechtliche Beurtheilung des 
Sachverhältniſſes als eine rechtsirrthümliche und der gehörigen 
Begründung entbehrende an. Ob dieſer Angriff gerechtfertigt 
iſt, kann dahingeſtellt bleiben, weil die Entſcheidung des B. G. 
in jedem Falle aufrecht zu erhalten iſt, mag das unter den 
Parteien zu Stande gekommene Rechtsgeſchäft ein Kaufvertrag 
über Loosantheile oder ein Lotterievertrag ſein. Daß bei 
Zugrundelegung eines Kaufvertrages über einen Antheil an dem 
Badiſchen Hundertthalerlooſe Serie 1853 Nr. 92 603 die Klage 
begründet iſt, kann nicht beanſtandet werden. Das in dem 
Geſetze vom 29. Juli 1885, betreffend das Spiel in außer⸗ 
preußiſchen Lotterien (Geſetzſammlung S. 317) ausgeſprochene 
Verbot des Spielens in außerpreußiſchen, in Preußen nicht zu⸗ 
gelaſſenen Lotterien kommt hierbei nicht in Frage, weil, wie 
unſtreitig iſt, der Vertrieb der Badiſchen Hundertthalerlooſe in 
Preußen "zugelaffen iſt. Ebenſowenig kann das Geſetz vom 
19. April 1894, betreffend den Handel mit Antheilen und Ab⸗ 
ſchnitten von Looſen zu Privatlotterien und Ausſpielungen 
(Geſetzſammlung S. 73) Platz greifen, da es ſich um Antheile 
von Looſen zu Privatlotterien oder Ausſpielungen nicht handelt. 
Es würde alſo ein erlaubtes Geſchäft vorliegen, aus welchem 
der Bekl. zur Herauszahlung des der Kl. als Miteigen- 
thümerin des Looſes zukommenden Antheils an dem von ihm 
erhobenen Gewinne verpflichtet wäre. Dieſelbe Verpflichtung 
beſteht aber für den Bekl. auch dann, wenn nicht der Verkauf 
eines Loosantheils, ſondern der Verkauf einer Gewinnhoffnung 
den Gegenſtand des Vertrages bildete, alſo ein Lotterievertrag 
zwiſchen den Parteien geſchloſſen war. Der Lotterievertrag iſt 
ein an ſich erlaubter und klagbarer Vertrag, ſowohl nach ge⸗ 
meinem, wie nach dem Pr. A. L. R. Die Unklagbarkeit des- 
ſelben kann nur die Folge eines dagegen gerichteten geſetzlichen 
Verbots ſein. Ein ſolches geſetzliches Verbot des zwiſchen den 
Parteien geſchloſſenen Lotterievertrages, vorausgeſetzt, daß ein 
ſolcher vorläge, beſteht jedoch nicht. Das oben erwähnte Geſetz 
vom 29. Juli 1885 bedroht das Spielen in außerpreußiſchen, 
in Preußen nicht zugelaſſenen Lotterien mit Strafe, während es 
ſich im vorliegenden Falle, wie die thatſächliche Feſtſtellung des 
Strafrichters ergiebt, um eine in Frankfurt a. M., alſo inner- 
halb Preußens veranſtaltete Lotterie handeln würde. Der Bekl. 
glaubt ein Verbot des Vertrages aus dem § 286 des Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuches, aus welchem feine Beſtrafung erfolgt iſt, her⸗ 
leiten zu können, allein mit Unrecht. Dieſe Vorſchrift bedroht 
denjenigen mit Strafe, der ohne obrigkeitliche Erlaubniß öffent⸗ 
liche Lotterien veranſtaltet. Sie richtet ſich alſo gegen die 
Thätigkeit des Lotterieunternehmers, gegen die Schaffung der 
Gelegenheit zum Lotterieſpiel, nicht gegen den Spieler, der von 
der gebotenen Gelegenheit Gebrauch macht. Der Spieler, der 
mit dem nicht konzeſſionirten Lotterieunternehmer einen Lotterie⸗ 
vertrag eingeht, iſt weder Mitthäter noch Gehülfe des Unter⸗ 
nehmers bei der unbefugten Veranſtaltung der Lotterie. Der 
Thatbeſtand dieſes Vergehens vollendet ſich ſchon durch die Auf⸗ 
ſtellung und Bekanntmachung des Spielplanes, fo daß es zu 
ſeiner Erfüllung des Abſchluſſes von Lotterieverträgen mit den 
ſich meldenden Spielluſtigen gar nicht bedarf und das bereits 


vollendete Vergehen des Unternehmers durch die nachfolgende 
Handlung des Spielers nicht einmal eine Förderung erfährt. 
Daraus folgt, daß die Thätigkeit des ſich als Spieler bei der 
nicht genehmigten Lotterie Betheiligenden von dem geſetzlichen 
Verbote nicht betroffen wird, ſo daß der von ihm mit dem 
Unternehmer geſchloſſene Lotterievertrag ſich als ein verbotener 
nicht darſtellt und zwar auch dann nicht, wenn er den Mangel 
der Konzeſſion gekannt hat. (Vergl. das einen analogen Fall 
behandelnde Urtheil des R. G. vom 18. November 1879 Entſch. 
Bd. 1 S. 115.) Hiernach würde der Bekl. ſich der Auszah⸗ 
lung des Gewinnantheils der Kl. auch dann nicht entziehen 
dürfen, wenn das mit der Kl. abgeſchloſſene Geſchäft als ein 
Lotterievertrag anzuſehen wäre. I. C. S. i. S. Bernhard 
c. Pohl vom 30. Dezember 1896, Nr. 275/96 I. 

50. Das B. G. nimmt an, daß Kl. den erhobenen An- 
ſpruch auch darauf ſtützt, daß S. als gewerbsmäßiger Ver⸗ 
mittler von Grundſtücksveräußerungsverträgen die Proviſion ver⸗ 
dient habe, und das B. G. erachtet dieſes Klagfundament, 
den bloßen Beweis des Auftrages zum Verkaufe oder 
Vertauſche vorausgeſetzt, rechtlich als begründet. Nach 
8 873 Thl. I, Tit. 11 des A. L. R. iſt dieſe Auffaſſung auch 
vollkommen zutreffend. Nach dem Inhalte der Entſcheidungs⸗ 
gründe muß angenommen werden, daß das B. G. die beiden 
Klagfundamente, Auftrag und damit verbundenes Proviſions⸗ 
verſprechen bezw. bloßer Auftrag ohne ſolches Verſprechen, als 
ſelbſtſtändige betrachtet und beurtheilt. Darauf weiſt vor Allem 
deutlich die Begründung der Aenderung der Eidesnorm hin, 
indem hiernach dem Bekl. im Verhältniß zu dem ihm durch das 
Urtheil I. J. auferlegten Eid über ein minus zu ſchwören auf- 
erlegt werden ſollte, nämlich nur über den Auftrag, nicht auch 
über das Proviſionsverſprechen. In anderer Weiſe ließe ſich 
auch eine dem Kl. günſtige Aenderung des Vorderurtheiles nicht 
verſtehen. Hiermit ſteht aber im Widerſpruch, wenn das B. G. 
den dem Bekl. auferlegten Eid dennoch auch auf das angeb- 
liche Proviſtonsverſprechen ausdehnt. Vom Standpunkt der 
Klagbegründung aus § 873 Thl. I, Tit. 11 des A. L. R. 
iſt Kl. in der That hierdurch beſchwert, indem ſein Anſpruch 
ſchon (auch nach der Annahme des B. G.) begründet iſt, wenn 
nur der Auftrag als erwieſen anzunehmen wäre, Bekl. aber 
allerdings nach der Faſſung des Eidesthema's den Eid im 
Ganzen leiſten zu dürfen glauben möchte, wenn er auch nur 
das Proviſionsverſprechen mit Grund ableugnen kann. Wegen 
dieſes Widerſpruches zwiſchen Begründung und Urtheil, bezw. 
weil nach der Begründung durch das im Urtheile feſtgeſetzte 
Eidesthema der eit. § 873 verletzt erſcheint, muß das ange⸗ 
fochtene Urtheil aufgehoben werden. VI. C. S. i. S. Becke 
c. Wittig vom 11. Januar 1897, Nr. 270/96 VI. 

51. Das B. G. legt ſeiner Entſcheidung die Angaben der 
Bekl. zu Grunde, wonach ſie von den Kl. bei der Bezahlung 
der Wechſelſchuld der Kaufleute W. und P. zunächſt den Auf⸗ 
trag erhalten hätten, die von ihnen (den Bekl.) gegen 
W. und P. bereits ausgebrachte Zwangsvollſtreckung für 
Rechnung der Kl. fortzusetzen, darauf aber am 2. Februar 1893 
Abends unter der Mittheilung, daß die gepfändeten Sachen 
Eigenthum der Kl. feien, zur Einſtellung der Zwangsverſteige⸗ 
rung angewiefen worden ſeien. Ferner entnimmt das Gericht 
dem Briefe der Bekl. an den Rechtsanwalt N. vom 3. Februar 
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1893, daß ſie an dieſem Tage dem Auftrage der Kl. gemäß, 
die ſie darin als die Eigenthümer der Pfandſtücke bezeichneten, 
den Anwalt erſucht haben, ſogleich dem Gerichtsvollzieher die 
Anweiſung zu ertheilen, die auf den 4. Februar Vormittags 
10 Uhr angeſetzte Verſteigerung nicht vorzunehmen. Das B. G. 
führt aus: Die Zeit vom 2. Februar Abends bis 4. Februar 
10 Uhr Vormittags habe ausgereicht, um dem Gerichtsvollzieher 
Nachricht zugehen zu laſſen. Der Gerichtsvollzieher habe aber 
das Schreiben des Rechtsanwalts N. vom 4. Februar, in 
welchem die Ausſetzung der Verſteigerung verlangt wurde, erſt 
nach der Verſteigerung erhalten, wie aus ſeinem Zeugniſſe her⸗ 
vorgehe. Darin, daß die Bekl. ſich der Vermittelung ihres 
Prozeßbevollmächtigten bedienten, ſei allerdings nach Lage des 
Falles ein Verſtoß nicht zu finden. Ob im Büreau des Anwalts 
der Sache die erforderliche Beſchleunigung zu Theil geworden, 
möge dahin geſtellt bleiben. Wenn aber auch, worüber die Bekl 
noch Beweis angetreten haben, der nicht erhoben iſt, das 
Schreiben des Rechtsanwalts N. vom 4. Februar noch vor 9 Uhr 
Morgens einem Boten zur Ueberbringung an den, in der Nähe 
wohnenden Gerichtsvollzieher eingehändigt ſein und der Bote 
noch vor Beginn der Verſteigerung mit der Nachricht zurück⸗ 
gekommen ſein ſollte, die Sache ſei erledigt, ſo ſei vielleicht 
anzunehmen, daß alle mit der geſchäftlichen Behandlung der 
Sache befaßten Perſonen innerhalb des Büreaus des Anwalts 
mit ausreichender Sorgfalt verfahren ſeien; es liege aber darin, 
daß thatſächlich das Schreiben erſt nach 11 Uhr im Büreau des 
Gerichtsvollziehers abgegeben ſei, eine nicht näher aufgeklärte 
Verſäumniß, für die, möge fie auch auf eine Nachläſſigkeit des 
Boten zurückzuführen fein, nach § 38 flg. des A. L. R. Thl. J 
Tit. 13 der Rechtsanwalt N. und damit auch die Bekl. haftbar 
ſeien. Unabwendbare Zufälle hätten die Bekl. ſelbſt nicht be⸗ 
hauptet. Danach müßten die Bekl. für den durch die Verſteige⸗ 
rung der Sachen der Kl. dieſen entſtandenen Schaden auf— 
kommen. Von den hiergegen gerichteten Revifionsangriffen ft 
jedenfalls der einer Verletzung des § 46 des A. L. R. Th. I 
Tit. 13 begründet. Es iſt nicht feſtgeſtellt und aus der Sach⸗ 
lage nicht erſichtlich, daß nach der Art des Geſchäfts die Be⸗ 
förderung des Schreibens des Rechtsanwalts N. nicht durch 
einen Boten hätte geſchehen dürfen. War dieſe Art der Be⸗ 
förderung nicht ausgeſchloſſen, ſo hafteten die Bekl. höchſtens 
für ein Verſehen bei der Auswahl oder bei der Aufſicht über 
den Boten. Inwiefern ein Verſehen hierbei begangen worden 
ſei, hat das B. G. nicht erörtert; es macht vielmehr ohne 
Weiteres den Subſtituten der Bekl., Rechtsanwalt N., und damit 
die Bekl. für die Nachläſſigkeit des Boten verantwortlich. Im 
Uebrigen ſieht es weder ein Verſchulden der Bekl. darin, daß 
ſie ſich der Vermittelung ihres Anwalts zur Ertheilung der An⸗ 
weiſung an den Gerichtsvollzieher bedient haben, noch ſtellt es 


ein Verſehen des Anwalts oder der im Büreau des Anwalts 


als deſſen Gehülfen mit der Erledigung der Sache befaßten 
Perſonen feſt. VI. C. S. i. S. Gericke o. Thiem vom 17. De⸗ 
zember 1896, Nr. 246/96 VI. | 

52. Das B. G. führt zunächſt aus, daß der mitbeklagte 
Ehemann die zum eingebrachten Vermögen feiner Ehefrau ge- 
hörige Villa einer umfafſenden Umgeſtaltung unterzogen habe, 
daß zu dieſem Zwecke auch die Arbeiten beſtellt ſeien, deren 
Bezahlung Kl. jetzt verlangen und daß dieſe Arbeiten nur zum 
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der Vornahme der Arbeiten zu widerſprechen. 


Theil unter die dem Nießbrauche obliegende wirthſchaftliche 
Unterhaltung der Gebäude fielen. Schon hieraus folge, daß 
der beklagte Ehemann die Arbeiten nicht nur für ſich als Nieß⸗ 
braucher, ſondern auch gleichzeitig als Verwalter für ſeine 
Chefrau beſtellt habe, wozu er geſetzlich berechtigt geweſen ſei. 
Dieſer Schlußfolgerung fehlt, wie die Reviſion mit Recht rügt, 
die nöthige Begründung. Denn wenn der mitbeklagte Ehe⸗ 
mann als Verwalter des eingebrachten Vermögens ſeiner Ehe⸗ 
frau auch befugt geweſen ſein ſollte, auf Koſten derſelben deren 
Villa umgeſtalten zu laſſen, und als Nießbraucher nicht ver- 
pflichtet war, die Koſten einer ſolchen Umgeſtaltung zu tragen, 
ſo folgt daraus doch nicht, daß er die Arbeiten auch thatſächlich 
als Verwalter für ſeine Ehefrau beſtellt hat. Letztere würde 
aber nur dann durch die Beſtellung ihres Ehemannes ver⸗ 
pflichtet worden ſein, wenn dieſer hierbei die Abſicht gehabt 
hätte, das Geſchäft für ſie und in ihrer Vertretung abzuſchließen. 
Allerdings haftet nach $ 130 des A. L. R. Thl. I Tit. 14 
der Vertretene für die von ſeinem Verwalter geſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfte auch, wenn dieſer ſie in eigenem Namen geſchloſſen hat, 
ſobald nur aus den Umſtänden klar iſt, daß er in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Verwalter gehandelt hat. Vorausſetzung iſt aber 
ſtets, daß der Vertreter als ſolcher handeln wollte, es braucht 
nur dieſe ſeine Abſicht nicht ſogleich für den anderen Theil er⸗ 
kennbar gewefen zu fein. Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. 2 
§ 142 Note 22. Das B. G. hat nun nicht feſtgeſtellt, daß 
eine ſolche Abſicht des beklagten Ehemanns im vorliegenden Falle 
aus den Umſtänden klar hervorgehe. Es hält im Gegentheil 
für erwieſen, daß derſelbe, als ſeine Ehefrau der Beſtellung der 
fraglichen Arbeiten widerſprach, geäußert hat, dann laſſe er die 
Arbeiten auf eigene Rechnung bezw. auf Rechnung ſeiner Firma 
machen. Wenn nun auch nicht dargethan iſt, daß der beklagte 
Ehemann die Arbeiten in dieſer Weiſe beſtellt hat, fo giebt das 
B. U. doch für die Annahme, daß derſelbe trotz der erwähnten 
Aeußerung die Arbeiten in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter 
ſeiner Ehefrau beſtellt hat, keine Gründe an. Die mitbeklagte 
Ehefrau würde aber nur dann haften, wenn ihr Ehemann that⸗ 
ſächlich fie verpflichten wollte. Die §8§ 126, 127 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 13 beſtimmen ſodann allerdings, daß der Geſchäfts⸗ 
herr, für den Jemand auf Grund vermutheter Vollmacht ein 
Geſchäft abgeſchloſſen hat, nach erhaltener Nachricht hiervon ſich 
innerhalb der in den 88 90 ff. a. a. O. Thl. I Tit. 5 vor 
geſchriebenen Friſten erklären muß, widrigenfalls er für ein- 
willigend angenommen wird. Dieſe Vermuthung ſetzt indeß 
voraus, daß der Machtgeber nicht nur den Abſchluß eines Ge⸗ 
ſchäfts, ſondern namentlich auch erfahren hat, daß es für ihn 
abgeſchloſſen iſt. Das B. G. hat aber nicht feſtgeſtellt, daß 
die mitbeklagte Ehefrau, als die Arbeiten ausgeführt wurden, 
Kenntniß davon hatte, daß ihr Ehemann dieſelben in ſeiner 
Eigenſchaft als Verwalter ihres Vermögens, als ihr Vertreter 
beſtellt habe. Ohne dieſe Kenntniß hatte ſie aber keinen Anlaß, 
Ebenſowenig 
würde darin, daß ſie bei Ausführung der Arbeiten Wünſche ge⸗ 
äußert und einzelne Anordnungen getroffen hat, eine Ge⸗ 
nehmigung dafür, daß dieſe Arbeiten auf ihre Rechnung vor- 
genommen werden ſollen, zu finden fein, wenn fie davon aus⸗ 
gegangen iſt, ihr Ehemann habe ſeiner Erklärung gemäß die 
Arbeiten für ſeine Rechnung und auf ſeinen Namen beſtellt. 
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Dieſer konnte vielmehr auch in dieſem Falle dem Leiter der 
Arbeiten erklären, daß derſelbe ſich nach den Wünſchen ſeiner 
Ehefrau zu richten habe, und wurde Letztere, wenn fie unter 
ſolchen Umſtänden Anweiſungen ertheilte, noch nicht Mit⸗ 
beſtellerin. Aus welchen Gründen es aber ausgeſchloſſen ſei, 
daß die Ehefrau bei Ertheilung der Anweiſungen davon aus⸗ 
gegangen iſt, daß Alles nur für Rechnung ihres Ehemannes 
vorgenommen werde, iſt in den Urtheilsgründen nicht angegeben 
und folgt namentlich mit Rückſicht auf die ſchon erwähnte 
Aeußerung des Ehemanns „dann laſſe er die Arbeiten für ſeine 
Rechnung machen“ nicht ohne Weiteres aus der Sachlage. 
VI. C. S. i. S. Goebel e. Voraß vom 4. Januar 1897, 
Nr. 262/96 VI. 

53. Bezüglich des Betrages von 2875 Mark nebſt Zinſen 
iſt zu Unrecht auf Klageabweiſung erkannt. Zu et Ab⸗ 
weiſung gelangt das B. G. dadurch, daß es die von J. während 
der Zeit vom 20. März bis 3. Mai 1892 geleisteten, zu⸗ 
ſammen 2875 Mark beiragenden Zahlungen nicht auf die 
Forderungen für die Fleiſchlieferungen nach, ſondern auf die 
Forderungen für die Lieferungen vor dem 20. März 1892 ver- 
rechnet. Dieſe Verrechnung beruht aber auf einer unrichtigen 
Anwendung der Vorſchriften des A. L. R. Thl. I, Tit. 16 
88 150 ff. Das B. G. geht davon aus, daß hinſichtlich der 
in die Zeit vom 20. März bis 3. Mai 1892 fallenden Zahlungen 
die behauptete Vereinbarung zwiſchen G. und J. über die Ver⸗ 
rechnung der Zahlungen nicht bewiefen und daß auch hinſichtlich 
derſelben Zahlungen keine dem § 152 a. a. O. entſprechende 
Willenserklärung von G. abgegeben worden ſei. Beides iſt 
nicht zu beanſtanden. Daraus folgt aber nicht, daß nunmehr 
der $ 158 Anwendung findet. Die Kl. find vielmehr, wenn 
man unterſtellt, daß fie für ihre aus der Zeit bis zum 20. März 
1892 herrührenden, nicht aber für ihre ſpäteren Forderungen 
bürgſchaftliche Sicherheit haben, nach 8 156 vollkommen befugt, 
die nach dem 20. März 1892 geleiſteten Zahlungen auf die 
nach dieſem Zeitpunkt entſtandenen Forderungen anzurechnen, 
da die 88 153 bis 155 nach dem, was vorliegt, nicht in 
Frage kommen. Unerheblich iſt es, wie G. in ſeinen Büchern 
die Zahlungen gebucht hatte. In dieſer Buchung lag keine 
Erklärung an den Schuldner. Hinzuweiſen iſt übrigens darauf, 
daß auch nach dem 3. Mai 1892 die Buchung keine andere 
geweſen iſt, als vorher. Die vom B. G. außer Acht gelaſſene 
Vorſchrift des § 156 cit. iſt aber noch in weiterer Beziehung 
von Bedeutung. Die Kl. haben, davon ausgehend, daß hin⸗ 
ſichtlich der während der Zeit vom Mai 1891 bis 20. März 
1892 erfolgten Lieferungen Bürgſchaft übernommen ſei, die 
während derſelben Zeit geleiſteten Zahlungen auf die Forderungen 
für dieſe Lieferungen angerechnet, ohne zwiſchen den einzelnen 
Forderungen zu unterſcheiden. Sie werden noch zu einer Er⸗ 
klärung darüber zu veranlaſſen ſein, wie ſie in dem möglichen 
Fall anrechnen wollen, wenn zwar der Kreditauftrag ertheilt 
war, aber bereits im Auguſt oder September 1891 zurüd- 
genommen worden iſt. In dieſem Fall ſind die Kl. nach der 
angeführten Vorſchrift berechtigt, die nach der Zurücknahme des 
Kreditauftrages vom Hauptſchuldner geleiſteten Zahlungen auf 
die nach dieſer Zurücknahme entſtandenen Forderungen an⸗ 
zurechnen. I. C. S. i. S. Gesdorf und Genoſſen c. Friedemann 
vom 30. Dezember 1896, Nr. 274/96 J. 


54. Durch Verjährung wird eine Grundgerechtigkeit er⸗ 
worben, wenn der Beſitzer des berechtigten Grundſtücks die 
Befugniß als ein wirkliches Recht in Beſitz genommen und 
durch rechtsverjährte Zeit ununterbrochen ausgeübt hat ($ 14 
A. L. R. Thl. I Tit. 22). Wie der Beſitz eines Unterfagungs- 
rechts erworben wird, beſtimmt § 86 A. L. R. Thl. 1 Tit. 7; 
es iſt dazu erforderlich, daß auf ein Verbot von der einen 
Seite der Andere von einer unternommenen Handlung abſteht. 
Dadurch allein, daß der Kl. oder ſein Vorbeſitzer das Haus 
baute und ſo, wie geſchehen, fundamentirte, iſt er noch nicht 
in den Beſitz des Rechts gelangt, dem Nachbar die Vornahme 
von Veränderungen auf deſſen Grundſtück, die ſein Haus ge⸗ 
fährden könnten, zu verbieten. Eine Grundgerechtigkeit mit 
dieſem Inhalte beſteht alſo nicht. Als Anlieger an der Straße 
hat zwar der Kl. ein auf Vertrag beruhendes ſervitutifches 
Recht an der Straße, das ſich indeſſen nur auf die Benutzung 
der Straße als Kommunikationsmittel bezieht und nicht weiter 
geht, als das Kommunikationsintereſſe des Kl. unbedingt er⸗ 
fordert (Entſch. des R. G., Bd. 7 S. 213, Bd. 24 S. 245, 
Bd. 25 S. 244, 245, Bd. 36 S. 274, Bd. 37 S. 252). Auf 
diefes Recht des Kl. iſt hier der Schadensanſpruch nicht geſtützt, 
und konnte er auch nicht geſtützt werden. Die Grundſäͤtze, 
nach welchen bei einem Konflikte zwiſchen den Rechten und 
Vortheilen des Einzelnen mit dem Wohle des Gemeinweſens 
(85 74, 75 Einleitung zum A. L. R.) Entſchädigung zu ge⸗ 
währen iſt, erſcheinen im vorliegenden Falle gleichfalls nicht 
anwendbar. Unter den Vortheilen, für deren Entziehung Ent⸗ 
ſchͤdigung gewährt werden muß, find nicht zufällige Vortheile 
zu verſtehen, die aus Verhältnifſen entſtehen, auf deren Fort⸗ 
beſtand der Einzelne kein Recht hat (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 19 S. 353, Bd. 25 S. 247, Bd. 35 S. 237, Bd. 36 
S. 272 f.) Steht dem Kl. ein wohlerworbenes Recht nicht 
zur Seite, jo kann er keine Entfchädigung beanſpruchen, während 
andererſeits, wenn ein Eingriff in ſein wohlerworbenes Recht 
ſtattgefunden hat, die Entſchädigung hier nicht zum Ausgleiche 
eines privaten Intereſſes und eines damit kollidirenden öffent⸗ 
lichen Intereſſes, ſondern wegen der Unſtatthaftigkeit ſolchen 
Eingriffes zuzuſprechen iſt. Denn dem Kl. iſt nicht zugemuthet 
worden, ein Recht zur Beförderung des gemeinen Wohls auf- 
zugeben; der Streit dreht ſich vielmehr darum, ob die Bekl. 
als Eigenthümerin der Straße ſich innerhalb der Grenzen 
ihrer Befugniſſe gehalten oder in die Eigenthumsrechte des Kl. 
eingegriffen hat, in welchem letzteren Falle ſie nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, auch wenn ſie im öffentlichen Intereſſe ge⸗ 
handelt hat, wegen ſchuldhafter Verletzung fremder Rechte zur 
Entſchädigung verpflichtet iſt. Eine ſolche Verletzung des 
Eigenthumsrechts des Kl. iſt nun aber anzunehmen. Näher 
dargelegt. VI. C. S. i. S. Stadt Königsberg i. P. c. Regling 
vom 26. November 1896, Nr. 163/96 VI. 

55. Sind die Bekl. durch die von ihrer Mutter mit dem 
Bekl. im Betriebe des Handelsgewerbes geſchloſſenen Geſchäfte 
verpflichtet worden, jo kann von einer auf die ererbte Nachlaß⸗ 
quote beſchränkten Haftung nicht die Rede ſein. Unſtreitig hat 
der Geſchäftsverkehr mit dem Kl. erſt nach dem Tode des 
Erblaſſers begonnen. Es handelt ſich alſo nicht um Nachlaß⸗ 
ſchulden, ſondern um neue, nach dem Erbanfall entſtandene 
Schuldverhältniſſe. Die Eigenſchaft der Bekl. als Benefizial⸗ 
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erben ihres Vaters kommt dabei alſo gar nicht in Frage, 
ebenſowenig die als verletzt bezeichnete Vorſchrift des § 127 
Thl. 17 SH J des A. L. R., daß zu den die Erbſchaft 
betreffenden Schulden und Laſten die Erben gemeinſchaftlich 
verpflichtet ſeien. Aber auch aus dem zwiſchen den Bekl. und 
ihrer Mutter ſeit dem Tode des Vaters beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſe kann eine derartig beſchränkte Haftung nicht her⸗ 
geleitet werden. Nach § 634 Tit. 1 Thl. II des A. L. R. wird 
die in der Provinz Poſen geltende landrechtliche Gütergemeinſchaft 
unter Eheleuten durch den Tod eines Chegatten geendigt. Bis 
zur wirklichen Auseinanderſetzung bleibt der überlebende Ehe⸗ 
gatte mit den Verwandten des Verſtorbenen im Miteigenthum 
der zur Zeit des Sterbefalles vorhanden geweſenen gemein⸗ 
ſchaftlichen Mafſe, jo daß Zuwachs oder Verluſt ſämmtliche 
Miteigenthümer nach Verhältniß ihres Antheils trifft. Der 
überlebende Ehegatte bleibt bis zur wirklichen Auseinander⸗ 
ſetzung im Beſitz und in der Verwaltung des gemeinſchaftlichen 
Vermögens (88 653, 654, 656 a. a. O.). Er muß über 
biefe Berwaltung, wenn ihm nicht der Nießbrauch zukommt, 
ein Fall, der beim Vorhandenſein unabgefundener Kinder nicht 
vorliegt, Rechnung legen ($ 657 a. a. O.). In der Recht- 
ſprechung und Rechtslehre herrſcht Uebereinſtimmung dahin, daß 
die nach dieſen Vorſchriften zwiſchen dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten und den Erben des Verſtorbenen beſtehende Gemeinſchaft 
keine Fortſetzung der ehelichen Gütergemeinſchaft (communio 
bonorum prorogata) ſondern ein wahres Miteigenthum 
(communio incidens) iſt. Daraus ergiebt ſich aber, daß die 
Stellung des überlebenden Ehegatten zu den Erben des Ver⸗ 
ſtorbenen lediglich die eines verwaltenden Miteigenthümers und 
nach den Grundſätzen des Miteigenthums und der Verwaltung 
zu beurtheilen iſt (§S 37 Thl. J Tit. 17, § 53 ebenda, §§ 100 fl., 
insbeſondere $ 127 Thl. J Tit. 14 des A. L. R.). Die übrigen 
Miteigenthümer werden durch die Rechtsgeſchäfte des über⸗ 
lebenden Ehegatten inſoweit voll verpflichtet, als dieſelben in 
der rechtmäßigen Ausübung ſeiner Befugniſſe als Verwalter 
vorgenommen worden ſind. Sie haften alſo gleich mehreren 
Vollmachtgebern, die rechtsgeſchäftlich durch einen zugleich mit⸗ 
berechtigten Bevollmächtigten vertreten ſind, aus Verträgen, die 
der überlebende Ehegatte mit Bezug auf das im Miteigenthume 
ſtehende Vermögen innerhalb ſeiner Vertretungsvollmacht als 
Verwalter abgeſchloſſen hat, nach § 424 Thl. I Tit. 5 des 
A. L. R., bezw. falls es ſich um Handelsgeſchäfte handelt, nach 
Art. 280 des H. G. B. als Solidarſchuldner. Aus dem Ver⸗ 
hältniſſe von Miteigenthümern, deren gemeinſchaftliches Ver⸗ 
mögen durch einen Theilhaber oder durch einen Dritten ver⸗ 
waltet wird, ergiebt ſich eine abweichende Regelung der Haftung 
nicht. Auch daraus, daß die Bekl. während des Gewerbe⸗ 
betriebes minderjährig und von ihrer Mutter bevormundet 
waren, folgt eine Ausſchließung oder Beſchränkung ihrer Haft- 
barkeit nicht, denn zur bloßen Fortſetzung eines ſchon von dem 
Erblaſſer betriebenen Handelsgeſchäfts bedurfte es der in § 42 
Ziffer 9 für die Neubegründung oder Uebernahme eines Er⸗ 
werbsgeſchäftes vorgeſchriebenen vormundſchaſtsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung nicht. I. C. S. i. S. Haupt und Gen. c. Fränkel 
vom 16. Dezember 1896, Nr. 263/96 I. 

56. In der Sache ſelbſt kommt es, da der zweite Ent⸗ 
ſcheidungsgrund, daß der Provokat völlig ungeeignet zur Er⸗ 


ziehung der Provokanten erſcheine, nicht auf einen Beſchluß des 
zu einer ſolchen Prüfung und Entſcheidung allein zuſtändigen 
Vormundſchaftsrichters, ſondern auf die eigene bhatſächliche 
Würdigung des nicht zuständigen Prozeßgerichts geſtützt und 
deshalb unerheblich iſt, lediglich auf die Richtigkeit des erſten 
Entſcheidungsgrundes, nämlich darauf an, ob es richtig iſt, daß 
durch die von der Mutter erklärte Weigerung, die Kinder dem 
Vater herauszugeben, der Verpflegungsanſpruch der Kinder 
gegen den Vater nicht berührt werde. Dieſe Frage iſt zu be⸗ 
jahen. Daß dann, wenn die Kinder ſich ohne ihre Schuld 
außerhalb der väterlichen Wohnung aufhalten, der Vater ver- 
pflichtet ſei, den Kindern an dem Orte ihres Aufenthalts den 
Unterhalt durch Zahlung der zu ihrem Unterhalte erforderlichen 
Geldbeträge zu gewähren, iſt anerkannten Rechtes und auch in 
reichsgerichtlichen Urtheilen wiederholt ausgeſprochen. Die 
Kinder, um die es ſich hier handelt, befinden ſich, nachdem die 
Che ihrer Eltern rechtskräftig getrennt und kein Theil für über- 
wiegend ſchuldig erklärt iſt, nicht bei ihrem Vater, obſchon be⸗ 
reits das eine Kind 13, das andere Kind 11 Jahre alt iſt 
(§ 95 Thl. II Tit. 2 des A. L. R.), fie werden vielmehr von 
ihrer Mutter erzogen. Ein eigenes Verſchulden der Kinder be⸗ 
züglich der nicht erfolgten Rückkehr zum Vater liegt nicht vor. 
Es ſoll ihnen aber nach der Meinung des Provokaten die 
Weigerung der Mutter, ſie dem letzteren herauszugeben, ent⸗ 
gegenſtehen. Dem iſt nicht beizupflichten. Denn die Mutter 
iſt an ſich nicht die geſetzliche Vertreterin der Kinder, ihre 
Weigerung, die Kinder dem Vater herauszugeben, iſt deshalb 
nicht eine Weigerung der Kinder, zum Vater zurückzukehren. 
Auch dadurch, daß die Mutter zur Pflegerin der Kinder beſtellt 
worden tft, hat ſich die Sach- und Rechtslage bezüglich der 
fraglichen von ihr erklärten Weigerung nicht geändert. Denn 
ſie iſt, wie das landgerichtliche Urtheil feſtſtellt, zur Pflegerin 
der Kinder zwecks Geltendmachung der geſetzlichen Alimentationd- 
anſprüche gegen deren Vater beſtellt und auf dieſe Angelegenheit 
beſchränkt ſich gemäß § 86 der Vormundſchaftsordnung ihre 
Befugniß, die Kinder als Pflegerin zu vertreten. Aus dieſer 
ihrer beſchränkten Vertretungsbefugniß folgt aber, daß ſie als 
Pflegerin weder Namens der Kinder jene Weigerung erklärt, 
noch auch Namens der Kinder jene von ihr als Mutter erklärte 
Weigerung genehmigt hat. Die in dem Urtheile des IV. C. S. 
des R. G. vom 16. Juni 1892 i. S. Mattner c. Mattner, 
IV 108/92, vertretene abweichende Anſicht läßt ſich, da nicht 
der § 27, ſondern der § 86 der Vormundſchafts⸗Ordnung 
maßgebend iſt, nicht aufrecht erhalten. IV. C. S. i. S. Loch 
c. Loch vom 21. Dezember 1886, Nr. 202/96 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Ablöſegeſetzen. | 

57. Der Vorderrichter ſtützt feine Entſcheidung auf folgende 
Erwägungen: Nach den §§ 196 ff., 205 der Verordnung vom 
20. Juni 1817 wegen Organiſation der Generalkommiſſionen, 
§ 10 des Geſetzes vom 7. Juni 1821 über die Ausführung 
der Gemeinheitstheilungen und Ablöſungsordnungen, § 7 der 
Verordnung vom 30. Juni 1834 wegen des Geſchäftsbetriebes 
in den Angelegenheiten der Gemeinheitstheilung u. ſ. w. und 
88 1, 2 Abſ. 2, 93 und 104 ff. Geſetz vom 18. Februar 1880 
betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten 
ſei die Thätigkeit der Generalkommiſſtonen in den ihrer Zu⸗ 


ſtändigkeit unterliegenden Sachen nicht mit der Errichtung und 
Beftätigung der Rezeſſe abgeſchloſſen, ſondern es gebühre ihnen 
auch die Ausführung und Vollſtreckung der Rezeſſe ſowie der 
Entſcheidung der im Zwangsvollſtreckungsverfahren aus den 
Rezeſſen ſich ergebenden Rechtsſtreitigkeiten nach beendigter Aus⸗ 
einanderſetzung. Da es ſich hier gerade um einen Rechtsſtreit 
über die Ausführung des von der Generalkommiſſion beſtätigten 
Rezeſſes vom 20. März 1854 handele, ſo liege die Entſcheidung 
dieſes Streites nach obigen Beſtimmungen der Generalkommiſſion 
ob. Gebilligt und eingehend begründet. V. C. S. i. S. Fritz 
und Gen. c. Lau und Gen. vom 3. Oktober 1896, Nr. 83/96 V. 

58. Bei der Zurückweiſung des auf Zahlung eines 
Laudemiums gerichteten Klaganſpruchs hat der B. R. ſich von 
zwei Gründen leiten laſſen. Er erachtet in erſter Linie das 
Recht des Kl. auf das Laudemium durch die Beſtimmung im 
§ 3 Nr. 4 des Reallaſtenablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 
für aufgehoben. Der Vorſchrift im § 38 a. a. O., welche 
hier wegen der Rekognition von zwei Thalern in Betracht zu 
ziehen iſt, legt er die Bedeutung einer durch Gegenbeweis zu 
entkräftenden geſetzlichen Vermuthung bei, und dieſen Gegen ⸗ 
beweis findet er in dem Inhalte der Vertragsbeſtimmung über 
den Zehnten, welcher erkennen laſſe, daß der Zehnte hier nicht 
den Charakter einer Grundabgabe, fondern den einer Leiſtung 
zur Tragung der Koſten der Privatgerichtsbarkeit im Sinne 
des § 3 Nr. 4 habe. In zweiter Linie erklärt er ben Anſpruch 
auch ſchon nach dem Inhalte des Vertrages für unbegründet, 
weil die vertragliche Vorausſetzung für den Anſpruch, daß näm⸗ 
lich der Bekl. aus der Jurisdiktion des Gutsherrn fortziehe 
nach der beſtehenden Gerichtsverfaſſung, nicht mehr eintreten 
könne, die Abgabe ſei daher überhaupt nicht mehr zu zahlen. 
Es wird das gebilligt und dann heißt es: Die Polemik, welche 
die Reviſion an den Ausdruck „Uebertragung“ im 9 3 
Nr. 4 a. a. O. angeknüpft hat, beruht auf einem ſprachlichen Miß⸗ 
verſtändniſſe und erledigt ſich damit. Uebertragung ſteht hier 
wie auch ſonſt in der Preußiſchen Rechtsſprache an Stelle von: 
„Tragung“ (vergl. Ziffer 2 8 113 Thl. II Tit. 17 und 
5 218 Thl. J Tit. 7 A. L. R.). V. C. S. i. S. v. Peters ⸗ 
dorf c. Knaak vom 21. November 1896, Nr. 160/96 V. 

Zu den Stempelgeſetzen. | 

59. Das O. L. G. geht zutreffend davon aus, daß 
die Bedeutung des Wortes „Kirchen“ in Nr. 21 unter 
„Befreiungen“ des Tarifs zum Erbſchaftsſteuergeſetze vom 
19. 1801 12 aus der Deklaration des Stempelgeſetzes vom 
20. Mai 1810, vom 27. Juni 1811 und der Kabinetsordre 
vom 16. Januar 1827 erläutert werden muß. Dieſe Geſetze 
enthalten die grundlegende Beſtimmung, an welcher durch die 
ſpäteren Geſetze etwas Weſentliches nicht geändert worden iſt, 
und ſie führen, auch wenn man lediglich die im A. L. R. nieder⸗ 
gelegten Grundſätze in Betracht zieht, zu dem Reſultate, daß 
auch dem klagenden Erzbiſchöflichen Stuhle die Steuerfreiheit 
gebührt. Eingehend begründet. II. C. S. i. S. Fiskus c. 
Erzbiſchöflichen Stuhl zu Köln vom 5. Januar 1897, 
Nr. 259/96 II. | 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

60. Zunächſt iſt mit dem O. L. G. anzunehmen, daß, 
wenngleich die Verleihung der Bergwerkskonzeſſion, auf welche 


der Kl. den zur Zeit noch in Frage ſtehenden Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gründet, vor Einführung des preußiſchen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 auf Grund des franzöſiſchen Geſetzes vom 
21. April 1810 erfolgt iſt, doch auf das ſtreitige Rechts- 
verhältniß nicht das letztere Geſetz, ſondern das angezogene 
preußiſche Berggeſetz Anwendung findet. Dieſes Geſetz regelt 
eingehend insbeſondere auch das Verhältniß zwiſchen dem Grund- 
eigenthümer und dem Bergwerkseigenthümer, und es muß als 
mit deſſen Zwecke unvereinbar und daher als ausgeſchloſſen er- 
achtet werden, daß dieſe Regelung ſich nur auf die nach In⸗ 
krafttreten des neuen Geſetzes ertheilten Bergwerkskonzeſſionen, 
und nicht auch auf die bereits vorher nach den früheren Berg⸗ 
geſetzen der einzelnen Landestheile erfolgten Verleihungen be⸗ 
ziehen ſollte. Dieſe Anwendbarkeit des neuen Geſetzes iſt auch 
infoweit anzunehmen, als daraus, insbeſondere aus der ver- 
ſchiedenen Auffaſſung der rechtlichen Natur des Bergwerks- 
eigenthums, ſich im Einzelnen Aenderungen beſtehender Rechts- 
verhältniſſe ergeben ſollten. (Zu vergl. Urtheil des erkennenden 
Senats vom 21. Februar 1893, Entſch. Bd. 31 S. 341.) 
II. C. S. i. S. Weiden und Schaaf c. Hirſchfeld vom 
28. Dezember 1896, Nr. 253/96 II. 

61. Entſcheidend iſt, ob der Grundeigenthümer zu einer 
an ſich ordnungsmäßigen Ausnutzung ſeines Eigenthums dann 
nicht berechtigt iſt, wenn durch dieſelbe das Bergwerkseigen⸗ 
thum und deſſen Ausbeutung beeinträchtigt wird. Das O. L. G. 
hat dieſe allerdings beſtrittene Frage entgegen der, wie daſſelbe 
anerkennt, überwiegenden Doktrin und Rechtſprechung insbeſon⸗ 
dere auch des preußiſchen Obertribunals zu Gunſten des Berg⸗ 
werkzeigenthümers gegen den Grundeigenthümer entſchieden. 
Dem kann indeſſen nicht beigetreten werden. Näher dargelegt. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zu den Geſetzen über Grundbuch und Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 

62. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Ver⸗ 
käufer eines Grundſtücks, der dies auf Anweiſung feines Ab⸗ 
käufers, wenn der letzte es weiter veräußert hat, unmittelbar 
an den neuen Erwerber aufläßt, zu dieſem dadurch nicht in 
obligatoriſche Beziehungen trilt, ſondern nur als Vertreter 
ſeines Abkäufers, unter gleichzeitiger Erfüllung des mit dieſem 
geſchloſſenen Vertrages, die Verpflichtungen erfüllt, die jener 
ſeinem Abkäufer gegenüber in dem zweiten Vertrage hinſichtlich 
der Verſchaffung des Eigenthums übernommen hat; vergl. 
Urtheil des R. G. vom 17. März 1882 (Gruchot, Beiträge 
Bd. 27 S. 1031) und Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 31 S. 230. V. C. S. i. S. v. Weſternhagen c. Brückner 
vom 9. Januar 1897, Nr. 219/96 V. 

63. Es iſt zwar richtig, daß die Schlechtgläubigkeit des 
Vormundes den von ihm vertretenen Minderjährigen entgegen- 
ſteht (vergl. R. G. bei Bolze, Bd. 5 Nr. 90, 512). Nach feft- 
ſtehender Judikatur hindert oder beeinflußt aber nur die Kenntniß 
von einem beſtehenden dinglichen Rechte den Erwerb eines damit 
lollidirenden Rechts, während die Kenntniß von einem Recht zur 
Sache im Bereiche des Grundbuchrechts gleichgültig iſt; ins⸗ 
beſondere iſt die Kenntniß von der einem Anderen ertheilten 
Bewilligung der Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld 
dem Erwerbe eines Hypothekenrechts an demſelben Grundſtücke 
unſchädlich (vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 9 S. 25 


99 


Bd. 15 S. 513, Bd. 16 S. 194; Entſch. des R. G. in 
Civilſachen, Bd. 3 S. 261, Bd. 19 S. 298, Preußiſches 
Juſtiz⸗Miniſterialblatt 1892 S. 354, Juriſtiſche Wochenſchrift 
1887 S. 483 Nr. 34; Bolze, Bd. 19 Nr. 89, Reichsanzeiger 
1895 Nr. 75 Beilage 1; vergl auch Kochs Kommentar zu § 6 
SH. I Tit. 19 des A. L. R. 8. Auflage Bd. 2 S. 723 f. 
Anm. 25). Hiernach iſt die Kenntniß der Wittwe N. von dem 
bloß vertraglichen Rechte der Kl. auf Eintragung ihrer Kauf⸗ 
gelderforderung an der bereiteſten Stelle für den Erwerb des 
durch Eintragung begründeten Hypotheken- und Unterhaltungs⸗ 
rechts der Bekl. unerheblich geweſen. V. C. S. i. S. Nowicki 
und Gen. c. Flauß vom 16. Dezember 1896, Nr. 203/96 V. 

64. Ein allgemeiner Rechtsſatz, daß Eintragungen aller 
Art, mögen ſie in der erſten, zweiten oder dritten Abtheilung 
des Grundbuches ſtehen, dem gutgläubigen Erwerber ſchützend 
zur Seite ſtünden, wie ihn der B. R. aufſtellt, und wie er im 
B. G. B. § 892 anerkannt iſt, beſteht im Preußiſchen Recht 
nicht. Nach § 38 des Grundeigenthums⸗Erwerbsgeſetzes iſt 
zwar der gutgläubige Erwerber von Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden gegen Einwendungen, die aus dem Grundbuch nicht 
hervorgehen, in weiteſtem Umfange geſchützt; aber dieſe Be⸗ 
ſtimmung hat durchaus einen ſingulären Charakter, da ſie nur 
den Verkehröôintereſſen dienen ſoll, und darf wie in dem Urtheil 
vom 4. Juli 1891 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 28 
S. 234) näher dargelegt iſt, nicht auf dingliche Rechte bezogen 
werden, die in der zweiten Abtheilung des Grundbuches einzu- 
tragen ſind. Auf den § 12 a. a. O. kann ſich die Bekl. nicht 
berufen. Dieſe Vorſchrift handelt nur von dem Verhältniß des 
eingetragenen Berechtigten zu dem neuen Erwerber des dienenden 
Grundſtücks, indem ſie beſtimmt, daß dingliche Rechte, die auf 
einem privatrechtlichen Titel beruhen, nur durch Eintragung 
gegen Dritte Wirkſamkeit erlangen. Daraus folgt nichts weiter, 
als daß ein ſolches dingliches Recht gegen den neuen Erwerber 
des Grundſtücks, ohne Rückſicht auf deſſen Glauben, nur geltend 
gemacht werden kann, wenn und ſoweit es im Grundbuch ein- 
getragen iſt. Die Rechte des Nachfolgers eines eingetragenen 
Berechtigten werden dadurch nicht berührt. V. C. S. i. S. 
Baumbach c. Gewerkſchaft Beharrlichkeit vom 9. Dezember 1896, 
Nr. 192/96 V. | Ä 

65. Unſtreitig hat die Bekl. auf die für fie auf dem Grund⸗ 
ſtück des Kl. eingetragene Darlehnshypothek von 160 000 Mark 
nur 150 000 Mark gezahlt, in dieſer Höhe iſt alſo bis jetzt 
die Hypothek nur zur Exiſtenz gelangt, und es iſt der Kl. als 
Eigenthümer des belaſteten Grundſtückes befugt, die Nichtexiſtenz 
des entſprechenden Theiles der Hypothek mit der Eigenthums⸗ 
freiheitsklage geltend zu machen, ſoweit nicht das der Hypothek 
zu Grunde liegende Rechtsverhältniß oder eine von ihm ſelbſt 
eingegangene Verpflichtung dem entgegenſteht. In erſter Be⸗ 
ziehung kommt in Betracht, daß es ſich um eine ſogenannte 
Baugelderhypothek handelt, deren Eigenthümlichkeit es iſt, daß 
fie die vereinbarte Darlehnsvaluta nicht ſogleich ſondern ſucceſſive 
nach dem Fortſchreiten des Baues erlegt, ſogleich aber die ganze 
Summe als Darlehn eingetragen wird. Allein dieſe Eigen⸗ 
thümlichkeit macht die ſo eingetragene Hypothek noch nicht zu 
einer Kautionshypothek, wenn der Wille der Kontrahenten nicht 
auf die Konſtitution einer ſolchen im Sinne des § 24 des 
Eigenthumserwerbsgeſetzes gerichtet war. Ein Hppothekenrecht 
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iſt daher fo lange und infoweit nicht vorhanden, als nicht die 
vereinbarte Darlehnsvaluta gezahlt worden iſt, eine Convalescenz 


»der inſoweit ungültigen Hypothek aber kann, wie der B. R. in 


Uebereinſtimmung mit dem R. G. (Bd. 27 S. 169, 174 der 
Entſcheidungen) mit Recht angenommen, durch nachträgliche 
Zahlung der Darlehnsvalute nur ſo lange eintreten, als der 
Verpfänder noch die Verfügung über das verpfändete Grundſtück 
hat, iſt alſo im vorliegenden Fall wegen dos inzwiſchen ein⸗ 
getretenen Eigenthumswechſels ohne Mitwirkung des Kl., als 
des gegenwärtigen Eigenthümers, ausgeſchloſſen. Nun ſoll aller⸗ 
dings nach der Behauptung der Bekl. der Kl. bei Erwerb des 
Grundſtücks die fragliche Hypothek in voller Höhe von 


160 000 Mark in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen 


haben, dieſe Uebernahme würde aber, wie der B. R. ebenfalls 
im Anſchluß an das R. G. (Bd. 32 S. 224) mit Recht 
annimmt, eine Convalescenz der Hypothek nicht bewirkt haben. 
Ebenſowenig würde der Kl. mit der Uebernahme der Hypothek 
in den zwiſchen S. und der Bekl. geſchloſſenen Baugeldervertrag 
eingetreten fein. Denn nach § 41 des Eigenthumserwerbsgeſetzes 


wird zwar der Erwerber eines Grundſtückes, der eine auf dem⸗ 


ſelben haftende Hypothek in Anrechnung auf das Kaufgeld 


‚übernommen hat, dem Gläubiger perſönlich verpflichtet, aber 


doch nur aus dem Schuldgrunde der übernommenen Hppothek, 
im vorliegenden Fall alſo aus dem Darlehn, ſoweit dieſes 
gegeben iſt. Die durch den Baugeldervertrag (das pactum 
de mutuo dando) begründete Obligation wird durch die Vor⸗ 
ſchrift des § 41 a. a. O. nicht berührt, da die Hypothek 
lediglich für das gegebene Darlehn, nicht aber für die Verpflichtung 
des Verpfänders zur Empfangnahme des verabredeten Darlehns 
haftet. V. C. S. i. S. Vereinsbank Nürnberg c. Billig vom 
5. Dezember 1896, Nr. 184/96 V. 

66. Das O. L. G. geht zutreffend davon aus, daß der 
Antrag auf Eintragung einer Vormerkung nach § 70 des E. E. G. 
nicht von der Glaubhaftmachung eines Arreſtgrundes (im Sinne 
des 8 819 der C. P. O.) abhängig iſt, und nimmt ferner an, 
daß Kl. aus dem Kaufvertrage vom 4. Auguſt 1890 befugt iſt, 
die Auflaſſung des fraglichen Grundſtückes von den Bekl. zu 


fordern; aber dieſer Anſpruch aus einem zweiſeitigen Vertrage 


beſtehe nicht losgelöſt von der Gegenleiſtung und ſei daher nicht 
als glaubhaft gemacht anzuſehen, wenn über die Gegenleiſtung 
Streit obwaltet, und der Antragſteller die Glaubhaftmachung 
nicht auch darauf erſtreckt habe, daß er nur zu derjenigen 
Gegenleiſtung verpflichtet, zu der er bereit ſei. Dieſe Aus⸗ 
führung verletzt den $ 70 des E. E. G. und ſteht mit der 
Entſcheidung des R. G., abgedruckt bei Gruchot (Bd. 34 
S. 1091), in Widerſpruch. Darnach iſt dem Antrage auf 
Eintragung einer Vormerkung auf Erhaltung des Rechts auf 
Auflaſſung (§ 8 a. a. O.) ftattzugeben, wenn glaubhaft ge⸗ 
macht iſt, daß dem Autragſteller ein Anſpruch auf Auflaſſung 
zuſteht. Stehen nun auch bei einem zweiſeitigen Vertrage die 
beiderſeitigen Anſprüche in einer Wechſelbeziehung zu einander 
dergeſtalt, daß der die Erfüllung des Vertrages Fordernde nach⸗ 
weiſen muß, daß er demſelben von ſeiner Seite genüge geleiſtet, 
oder warum er erſt in der Folge dazu verbunden ſei, ($ 271 
Tit. 5 TH. I des A. L. R.) jo wird doch durch dieſes Ver⸗ 
hältniß „nicht die Exiſtenz des Anſpruchs des Käufers berührt, 
ſondern nur ſeine Erfüllung und Geltendmachung“. Weiter 


ausgeführt. V. C. S. i. S. Stock c. Blast vom 12. De⸗ 
zember 1896, Nr. 197/96 V. | 

67. Ob Fenſter und Thüren erſt durch Einfügung (Ein- 
jegung) zu einem Beſtandtheil desjenigen Gebäudes werden, zu 
deſſen Fertigſtellung ſie beſtimmt ſind, oder ob es hierzu, wie 
der B. R. angenommen hat, genügt, daß ſie zum Zweck des 
Einſetzens auf das Grundſtück gebracht und dort verblieben ſind, 
bedarf keiner Entſcheidung. Denn will man auch zu Gunſten 
der Rkl. das Erſtere annehmen, ſo würden doch derartige Fenſter 
und Thüren eben dadurch, daß ſie auf das Grundſtück gebracht 
worden find, um in den Neubau verwendet zu werden, Pertinenz- 
ſtücke des Grundſtücks geworden fein (§ 42, § 88 Tit. 2 
SH. I des A. L. R.). Als ſolche treten fie nach § 30 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1872 in den Pfandnexus des Hypotheken⸗ 
gläubigers ein, bis ſie vom Eigenthümer veräußert und vom 
Grundſtücke räumlich getrennt werden. Nun unterwirft aller⸗ 
dings der § 30 nur das „dem Eigenthümer gehörige“ Zubehör 
der Pfandhaftung. Es iſt aber nichts feſtgeſtellt und in dieſer 
Beziehung auch nichts behauptet, was darauf ſchließen ließe, daß 
trotz der Uebergabe der Fenſter und Thüren an L. dieſer nicht 


hätte Eigenthümer derſelben werden ſollen. Iſt aber hiernach 


mit dem B. R. davon auszugehen, daß L. durch die Uebergabe 
der Fenſter und Thüren, die ſich mit deren Lieferung auf die 
Bauſtelle vollzog, Eigenthümer derſelben geworden iſt, ſo iſt 
dem B. R. auch darin beizutreten, daß dieſem Eigenthumserwerb 
gegenüber der Vorbehalt, den R. für die zu den Fenſtern und Thüren 
gelieferten Schloſſerarbeiten gemacht haben will, keine Bedeutung 
haben kann. Denn in Anſehung der Fenſter und Thüren 
gehören die an ihnen befeſtigten Eiſentheile (Beſchläge und dergl.) 
zur Subſtanz; ſie bilden einen Beſtandtheil des Fenſters oder 
der Thür und gehen daher mit letzteren in das Eigenthum 
desjenigen über, dem die Thüren oder Fenſter eigenthümlich gehören. 
Ein vorbehaltenes Eigenthum iſt rechtlich an Subſtanztheilen einer 
Sache unmöglich. Weiter ausgeführt. V. C. S. i. S. Philipp 
und Gen. c. Lejeune vom 23. Dezember 1896, Nr. 211/96 V. 

Zur Vormundſchaftsordnung. 

68. Nach § 69 Abf. 2 der Vormundſchafts ordnung vom 
5. Juli 1875 ſind nach Beendigung des Amtes des Vormundes 
der bisherige Mündel, deſſen Rechtsnachfolger und der neue 
Vormund verpflichtet, dem geweſenen Vormund über treu und 
richtig geführte Vormundſchaft Entlaſtung zu ertheilen. Dieſe 
Entlaſtung bewirkt an ſich die Befreiung des Vormundes vou 
der Haftbarkeit aus der geführten Verwaltung, allerdings im 
einzelnen Falle nur inſoweit, als der Inhalt der Entlaſtungs⸗ 
erklärung reicht. Im vorliegenden Falle iſt aber die Entlaſtung 
vorbehaltlos ſeitens des neuen Vormundes, des heutigen 
Vertreters der Kl. ertheilt worden, und das O. L. G. nimmt, 
wie ſich aus dem Zuſammenhang der Entſcheidungsgründe er⸗ 
giebt, an, daß dieſelbe ſich insbeſondere auch auf diejenige 
Kapitalanlage, wegen deren der Bekl. in dem gegenwärtigen 
Rechtsſtreit verantwortlich gemacht werden ſoll, bezogen hat. 
Daß dabei die Möglichkeit des ſpäter eingetretenen Ausfalles 
bei der Subhaſtation weder von dem bisherigen noch von dem 
neuen Vormund ins Auge gefaßt geweſen ſein mag, kann die 
rechtliche Wirkung der Befreiung des Bekl. von der Haftbarkeit 
für bei der Anlage des Kapitals von ſeiner Seite vorgekommenen 
Verſtöße gegen die einſchlägigen Beſtimmungen des § 39 der 
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Vormundſchaftsordnung nicht in Frage ſtellen. Es wird vom 
O. L. G. feſtgeſtellt, daß der neue Vormund in der Lage war, 


jene Kapitalanlage zu prüfen. Er konnte daher von dem ihm 
nach § 69 Abſ. 3 zuſtehenden Rechte, inſoweit die Entlaſtung 


nur mit einem Vorbehalt zu ertheilen, Gebrauch machen. 
Wenn er das nicht that, ſo hat die Entlaſtung die bedingungs⸗ 
loſe Befrelung des Bekl. von ſeiner Haftbarkeit auch bezüglich 
jener Verſtöße zur Folge. II. C. S. i. S. Seelig c. Seelig 
vom 8. Januar 1897, Nr. 267/96 II. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

69. Wenn die Gründe ausſprechen, daß das rechtswidrige 
Verſchweigen des Miteigenthums der Nachbarn von Seiten der 
Kl. das auch im Wege der Einrede zuläſſige Verlangen der 


Bekl., von dem Vertrage abzugehen, berechtigt erſcheinen laſſe, 


ſo kann das allerdings nicht als zutreffend anerkannt werden, 
da ein Abgehen vom Vertrage, alſo eine Aufhebung des Ver⸗ 
trages — auch wenn Art. 1636 des B. G. B., auf welchen 
die Gründe des O. L. G. ſich ſtützen zu wollen ſcheinen, 
in Betracht käme — nur durch gerichtlichen Ausſpruch, 
ſei es im Wege der Klage oder der Widerklage, würde erfolgen 
können (Art. 1184 des B. G. B.). Allein die Bekl. würden 
jedenfalls im Wege der Einrede den Kl. entgegenhalten können, 
daß ſie, well die Kl. den Vertrag nicht erfüllt hätten, auch 
ihrerſeits denſelben nicht zu erfüllen verpflichtet ſeien. Das 
würde für den vorliegenden Fall zu demſelben vom O. L. G. 
gezogenen Reſultate führen, daß der Einwand der Bekl. für 
erheblich zu erachten iſt und ausgeräumt werden muß. II. C. S. 


i. S. Balder o. Meyer vom 11. Dezember 1896, Nr. 239/96 II. 


70. Bekl. betreibt in einem Haufe der X⸗Straße ein 
Bordell. Wegen der dadurch verurſachten Störungen und 
Aergerniſſe haben die Nachbarn mit dem Antrage geklagt, der 
Verkl. ſolle bei Strafe verurtheilt werden, den Betrieb des 
Bordells in ſeinem Hauſe einzuſtellen. Der Klage iſt in den 
Vorinſtanzen ſtattgegeben und die Reviſion zurückgewieſen, weil 
die Klage nach L. R. S. 1382a und $ 180 Strafgeſetzbuchs 
als Deliktsklage wegen Verminderung des Werthes der klägeriſchen 
Grundſtücke begründet ſei. Ausführlich dargelegt. II. C. S. 
i. S. Schulle c. Hofſtetter & Knieriem und Gen. vom 8. Januar 
1897, Nr. 263/96 II. 

71. Den Rügen der Reviſion gegenüber iſt zunächſt darauf 
hinzuweiſen, daß ſchon im landgerichtlichen Urtheil feſtgeſtellt 
war, daß ſämmtliche Grundſtücke der Kl. in dem Bereiche der 
Ausdünſtungen der Fabrik der Bekl. gelegen ſeien und von den⸗ 
ſelben insbeſondere was den Geſundheitszuſtand der Bewohner 
betreffe, nachtheilig beeinflußt werden. Das B. G. hat ſich 
dieſen Feſtſtellungen angeſchloſſen und für bewieſen erachtet, daß 
dieſe ſich über die Straßen, Gärten, Höfe, Arbeitsplätze ver⸗ 
breitenden, den Aufenthalt der Bewohner G.'s im Freien be⸗ 
hindernden und deren Geſundheitszuſtand gefährdenden Geruchs⸗ 
beläſtigungen auch ſeit dem Jahre 1887 noch fortdauerten. 
Aus den Schilderungen weiter vernommener Zeugen entnimmt 
es, daß dieſer Zuſtand über die Grenze gewöhnlicher Beläfti- 
gungen oder Unannehmlichkeiten und über das Maß deſſen, 
was nach den örtlichen Verhältniſſen an Beläſtigungen durch 
Rauch und üble Gerüche ertragen zu werden pflege, hinausgehe, 
die Geſundheit der in der Nähe ſich aufhaltenden Perſonen ge⸗ 
fährde und eine Beeinträchtigung im Genuſſe und Gebrauche 


Folgen eingetreten ſei. 


der dortigen Grundſtücke herbeiführe, und daß nach 1887 nur 
einige Beſſerung, nicht aber eine Aufhebung der ſchädlichen 
Auch hält ſich das B. G. zu dem 
Schluſſe berechtigt, daß der auf Grund der Zeugenausſagen, 
welche in I. und II. J. erhoben wurden, für die Zeit von 1885 
bis 1890 feſtgeſtellte Zuſtand in Bezug auf das Ausſtrömen 
von übelriechenden Gaſen noch fortdauere und fortdauern werde, 
bis einmal eine Aenderung des Betriebs oder die Herſtellung 
neuer Vorrichtungen zur Beſeitigung der übeln Gerüche vor⸗ 
genommen werde. Hiernach iſt in ausreichender Weiſe die 
übermäßige Beläſtigung jedes einzelnen Grundſtücks der Kl. 
feſtgeſtellt und bedurfte es einer nochmaligen Aufführung dieſer 
Grundſtücke und einer beſonderen Feſtſtellung gsgenüber jedem 
einzelnen derſelben nicht. Anlangend die ſchädliche Wirkung 
dieſer eindringenden Gasausſtrömungen, ſo wird dieſe neben der 
Beläſtigung und Gefährdung der Bewohner des einzelnen Grund⸗ 
ſtücks durch die in daſſelbe einſtrömenden Dünſte namentlich aus 
dem Rückgange des Fremdenverkehrs hergeleitet. Bei dem P.'ſchen 
Badhotel läßt ſich nach den getroffenen Feſtſtellungen jedenfalls 
der unmittelbare Zuſammenhang zwiſchen den in das P. ſche 
Grundſtück eindringenden übeln Gerüchen mit der Verminderung 
des Fremdenbeſuchs nicht vermiſſen, während gegenüber dem Kl. 
G. L. der Auefall in deſſen Einnahmen auf den in Folge der 
Gasausſtrömungen der Celluloſefabrik eingetretenen Rückgang 
von G. als Kurort, alſo in Folge der Beläſtigung von anderen 
Grundſtücken außer dem eigenen durch die Gaſe zurückgeführt 
wird. Wenn aber auch die Verminderung der Kundſchaft dieſes 
Fuhrwerksbeſitzers weniger durch Einſtrömen der Fabrikgaſe in 
ſein Anweſen, als durch die Ausbreitung der übeln Gerüche in 
der ganzen Umgegend verurſacht worden iſt, fo konnte die Bekl. 
doch auch für dieſen Schaden verantwortlich gemacht werden, 
da das O. L. G. ein ſubjektives Verſchulden (culpa) des In⸗ 
habers der Fabrik in Beziehung auf den geſammten Schaden 
feſtgeſtellt hat. Mit der Annahme, die Bekl. habe ihre Fabrik 
unter Verwendung von übelriechende Gaſe entwickelnden Stoffen 
betrieben, obgleich ſie gewußt habe oder doch bei gehöriger Auf⸗ 
merkſamkeit hätte wiſſen müſſen, daß dadurch in übermäßiger 
Weiſe auf die Nachbargrundſtücke eingewirkt werde, und ſie habe 
auch bei Anwendung der nöthigen Aufmerkſamkeit die Beein⸗ 
trächtigung der Kl. in der Benützung ihrer Grundſtücke als 
mögliche Folge eines ſolchen Fabrikbetriebs vorherſehen können, 
erſcheint dieſe Feſtſtellung auch für den nicht durch unmittelbare 
Immiſſion zugefügten Schaden ausreichend begründet. L. R. S. 
1383 und 1383 a. II. C. S. i. S. Schultz u. Co. 
c. Pfeiffer und Gen. vom 5. Januar 1897, Nr. 258/96 II. 
M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Johannes Eduard Gabain beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Albert Theodor Klemm 
beim Landgericht Plauen; — Rechtsanwalt Knur beim Amtsgericht 
Simmern; — Rechtsanwalt Otto von Mayer beim Amts- 
gericht Unna; — Rechtsanwalt Dr. Heinrich Wilhelm Oskar 
Dierks beim Landgericht Freiberg; — Rechtsanwalt Otto 
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Breitſchwerdt beim Amtsgericht Riedlingen; — Rechts⸗ 
anwalt Baumann beim Landgericht Rottweil; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Max Ludewig beim Landgericht Erfurt; — 
Rechtsanwälte Wilhelm Kolb und Eduard Brunner beim 
Landgericht München I; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Dr. Fuchs 
beim Landgericht Köln; — Rechtsanwalt Dr. Franz Kemmer 
beim Oberlandesgericht München; — Rechtspraktikanten Dr. Karl 
Adelmann, Karl Schad beim Landgericht München I; — 
Rechtsanwalt Gottfried Hubert Huperz beim Amtsgericht 
Warendorf; — Rechtsanwalt Julius Alexander Hertel beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Ehregott Hermann Zimmer beim Oberlandesgericht Dresden; 
— Rechtsanwälte Anton Heinrich Hajek, Michael Ehrl beim 
Landgericht München II; — Rechtsanwalt Karl Hepp beim 
Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Max Liertz beim 
Amtsgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Max Salenbauch 
beim Landgericht Schw. Hall; — Gerichtsaſſeſſor Theodor 
Boegershauſen beim Landgericht Hildesheim; — Rechtsanwalt 
Joſef Wunſch beim Amtsgericht Charlottenburg; — Rechts⸗ 
anwalt Lindemann beim Amtsgerichts Neukalen; — Rechts⸗ 
anwalt Joſef Strigl beim Amtsgericht Oberviechtach; — 
Rechtspraktikant Xaver Schedlbauer beim Amtsgericht 
Oſterhofen; — Referendare Dr. Friedrich Harnagel und 
Friedrich Kothe beim Landgericht Braunſchweig; — Bürger⸗ 
meiſter Friedrich Peeck beim Amtsgericht Dömitz; — Rechts⸗ 
anwalt Alfred Kurlbaum beim Landgericht II Berlin; — 
Rechtsanwalt Paul Steinitz beim Amtsgericht II Berlin; — 
Rechtsanwalt Lewek beim Amtsgericht Kalkberge⸗Rüderedorf; 
— Rechtanwalt Manfred Haidlen beim Landgericht Stuttgart; 
— Rechtsanwalt Dr. Friedrich Milch beim Oberlandesgericht 
Breslau; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Max Liertz beim Landgericht 
Düſſeldorf; — Referendar Dr. Emil Richard Wilde beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt 
Dr. Arnold Julius Eduard Engel beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landesgericht, beim Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; 
— Rechtsanwalt Carl Ellerbeck beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Dortmund; — Rechtsauwalt Joſef Lachner beim 
Amtsgericht Griesbach; — Juſtiz⸗Referendar I. Kl. Karl 
Klöpfer beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
Albert Weißenborn beim Amtsgericht Halberſtadt; — Rechts⸗ 
anwalt Alfred Moos beim Landgericht Ulm; — Rechtsanwalt 
Georg Schleſinger beim Amtsgericht Mittenwalde; — Rechts⸗ 
praktikant Friedrich Güllich beim Amtsgericht Amberg; — 
Rechtsanwalt Dr. Paul Tiktin beim Landgericht II Berlin; 
— Rechtsanwalt Heinrich Rottmann beim Amtsgericht 
Hammelburg; — Rechtsanwalt Albert Weißenborn beim 
Landgericht Halberſtadt; — Rechtsanwalt Hans Soldau beim 
Amtsgericht und bei der Kammer für Handelsſachen Worms; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Jerrentrup beim Amtsgericht 
Unna; — Rechtsanwalt Hans Trautner beim Oberlandes⸗ 
gericht Bamberg; — Rechtsanwalt Georg Winkelmann beim 
Amtsgericht Diepholz; — Rechtsanwalt Carl Kache beim 
Amtsgericht Schl. Tenneberg bei Waltershauſen i. Thür.; — 
Rechtsanwalt Dr. Oskar Peucker beim Landgericht Breslau; 
— Rechtsanwalt Wieſe beim Amtsgericht Neuß; — Rechts- 
anwälte Dr. Guſtav Böcker, Dr. Ernſt Schleſinger beim 
Landgericht J Berlin. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. jur. Heinrich Wilhelm Arnold 
Romberg beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg, beim 
Amts⸗ und Landgericht Bremen und bei der Kammer für 
Handelsſachen Bremerhaven; — Juſtizrath Chriſtian Albrecht 
Salling beim Landgericht Flensburg; — Rechtsanwalt Hauck 
beim Landgericht Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt Julius 
Tröger beim Amtsgericht Amberg; — Rechtsanwalt Karl 
Pollmann beim Landgericht Bamberg; — Rechtsanwalt 
Florentin Löw beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt 
Lorenz Gerſtlauer beim Landgericht Neuburg a. D.; — 
Rechtsanwalt Ludwig Ziegler beim Landgericht Würzburg; — 
Rechtsanwalt Philipp Lewek beim Amtsgericht Alt⸗Landsberg; 
— Rechtsawalt Ehregott Hermann Zimmer beim Landgericht 
und Amtsgericht Dresden und Großenhain; — Rechtsanwalt 
Leopold Neuburger beim Landgericht Nürnberg; — Rechts⸗ 
anwalt Haidler beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Rechts⸗ 
anwalt Eduard Mager beim Landgericht Eichſtätt; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Max Otto Schröder bei der Kammer für Handelsſachen 
Glauchau, beim Amtsgericht Crimmitſchau und beim Landgericht 
Zwickau; — Rechtsanwalt Johann Lang beim Amtsgericht 
Münchberg; — Rechtsanwalt Dr. Paul Tiktin beim Land⸗ 
gericht I Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Jerrentrup beim 
Amtsgericht Olpe; — Rechtsanwalt Dr. phil. Oskar Peucker 
beim Amtsgericht Sorau; — Rechtsanwalt Karl Schiffmann 
beim Amtsgericht Bublitz; — Rechtsanwalt Max Feldmann 
beim Amtsgericht Kammin in Pommern; — Juſtizrath Dr. 
Gahbler beim Landgericht Ratibor; — Juſtizrath Scheda 
beim Landgericht Thorn; — Rechtsanwalt Hermann Marggraff 
beim Landgericht I Berlin. 


Ernennungen. 


Zu Notareu wurden ernannt: Rechtsanwalt Krochmann 
in Schmiegel; — Rechtsanwalt Dr. Jonatha in Burg b. M.; 
Rechtsanwalt Stams in Grätz; — Rechtsanwalt Eckardt in 
Münder; — Rechtsanwalt Mogk in Schlochau. 


Todesfälle. 


Rechtsanwalt Runnenberg in Detmold; — Juſtizrath 
Engels in Potsdam; — Juſtizrath Weſtermann in Mül⸗ 
heim a. R.; — Juſtizrath Klippert in Caſſel; — Juſtizrath 
Friedrich Peter Gros in Kaiſerslautern; — Juſtizrath 
Lindemann in Swinemünde; — Juſtizrath Mangelsdorff 
in Graudenz; — Rechtsanwalt Reinicke in Filehne; — Rechts⸗ 
anwalt Ludwig Riegel in Freiburg. 


Ein in der Anwaltspraxis und im Notariat durchaus erfahrener 
und ſelbſtändig arbeitender Büreauvorſteher ſofort geſucht. 


Neiſſe. Viſchoff, Juſtizrath. 


Zum 1. April er. ſuche ich einen gewandten, gut empfohlenen 
Büreauvorſteher, der der polniſchen Sprache mächtig iſt. Es 
werden nur Bewerber berückſichtigt, die ſich durch mehrjährige gut⸗ 
atteſtirte Thätigkeit ausweiſen können. Offerten nebſt Zeugniſſen 
und Gehaltsanſprüchen ſind zu richten an N 
Rechtsanwalt und Notar Alexander 

in Wongrowitz. 


Ein mit dem Koſtenweſen vertrauter Gehülfe (Kenntniß der 
Stenographie [Gab.] und Schreibmaſchine erwünſcht) wird auf ſofort 


geſucht von 
| Karl Schweickert, Rechtsanwalt, 
Frankenthal (Pfalz). 
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Tüchtiger, durchaus zuverläſſiger Büreau⸗Vorſteher na 
Weſtfalen geſucht. Nur ſolche mit beſten Empfehlungen wollen nd 
unter Angabe ihrer Gehaltsanſprüche melden. 

Offerten unter B. 20 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein in Anw.⸗Praxis und Not. durchaus erfahrener, ſelbſtſtändig 


arbeitender, zuverläſſiger, nicht über 85 Jahre alter Büreauvorſteher 
wird von einem Anwalt in einer mittleren Stadt der Mark zum 
1. März er. geſucht. Bewerber wollen Zeugnißabſchriften, Angabe 
der letzten Stellung und Gehaltsanſprüche an die Expedition dieſer 
Zeitſchrift unter H. F. 11 einſenden. 


Suche ſof. Engagement. Bin 29 J., mit Notariat und Klein⸗ 
ſtädten bekannt. Jaenſch, Büreauvorſteher, 
Berlin, Köpeniderftr. 102 bei Hempe. 

Ein tüchtiger Büreauarbeiter, der ſich zum Büreau⸗ 
Vorſteher eignet, von Rechtsanwalt geſucht. Offerten unter 
„Schreiber“ Poſtamt 57 Berlin. 

Büreauvorſt., Stenogr., ſucht auf mittl. Büreau event. als 
Gehülfe auf größ. Büreau Stellung. Off. u. A. I. poſtl. Jena. 

Em Büreauvorſteher, ca. 15 Jahre im Fach, wünſcht ſich 
zu verändern. Off. unter L. P. 100 an die Exp. dieſes Blattes. 


Erfahrener Büreauvorſteher ſucht per 1. April Stellung. 


Offerten erbitte unter A. H. Hannover, Poſtamt I. 3 


Büreau⸗Vorſteher, jüngerer, gute Zeugniſſe, ſucht Stellung 
in mittlerem Anwaltsbüreau per 1. April cr. eventl. früher. Offerten 
an Paul Neumann, Berlin, Krautſtraße 16a. 


Ein 25 jähriger zuverläſſiger Büreauvorſteher ſucht ander⸗ 
weite Stellung in Thüringen. 
Off. erbeten unter K. S. 1 an die Expedition dieſer Zeitung. 


Tüchtiger langj. Büreauvorſteher ſucht ſofort Engagement, 
am liebſten in Berlin oder Vororten. 
Offerten unter G. K. 1206 an die Expedition dieſes Blattes. 


Junger Büreauvorſteher, 8 Jahr beim Fach, mit allen 
Arbelten vertraut, ſucht Stellung. Gefl. Offerten unter W. 56 
an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Jung. Expedient, m. all. ins Fach einſchl. Arb. u. Joſt⸗Schreibmaſchine 


vertr., rücht. Gab. Stenogr., gut. Zeug., ſucht p. 1. April ev. ſpät. anderw. 
Stlla. in kl. Bür. Gefl. Off. m. Geb.⸗Ang. u. P. F. a. d. Exp. d. Ztg. erb. 


Tüchtiger Vüreaugehülfe ſucht bis 1. März ev. ſofort Stellung 
als ſolcher, Exvedient oder Büreauvorſteber. 
Gefl. Offerten unter W. 100 an die Exped. dieſes Bl. erbeten. 


Büreaugehülfe, 22 Jahr alt. militärfr., Stenogr., im Bei. 
guter Zeugn., welcher ber. 1 Jahr e. Bür. vorgeſtanden, ſucht Stellung 
ev. ſofort. Offerten erb. unter O. L. 5 an die Exp. dieſer Zeitung. 


Rechtsanwalt in einer größeren rheiniſchen Fabrikſtadt ſucht einen 
Aſſeſſor oder älteren Referendar des rheiniſchen Rechtes gegen 
u vereinbarendes Honorar eventuell auf längere Zeit, auf ſeinem 
Büreau zu beſchäftigen. 

Anerbietungen find unter X. K. Z. Nr. 6001 an die 
Expedition dieſer Zeitung zu richten. 

Landgerichtsanwalt, Gemeinrechtler und Landrechtler, ſucht 
Aſſociation mit einem ſtark beſchäftigten Kollegen bei einem Land⸗ 
oder Oberlandesgericht. Anerbietungen unter A. B. 100 an die 
Expedition dieſes Blattes. 


Landrechtl. Nechtsanwalt, 30 Jahre, feit 3½ Jahren mit 
gutem Erfolge in weſttäliſchem Landgerichte thätig, ſucht Socletät 
mit ſtark beſchäftigtem Berliner Anwalt. 

Anerbietungen unter W. F. 100 an die Exped. dieſes Blattes. 


Ein junger, ſeit mehreren Jahren zunächſt im gemeimechtlichen, 
dann im landrechtlichen Gebiete thätiger Anwalt mit ausgedehnter 
Praxis ſucht eine Afſociation mit älterem Kollegen in größerer Stadt. 
Offerten unter S. 21 an die Expedition biefer Wochenschrift 


n Gerichtsaſſeſſor 
wünſcht ſich mit einem Anwalt in großer Stadt, am liebſten Berlin, 
zu aſſociiren. Gefl. Off. sub T. 8805 befördert Haaſenſtein 
& Vogler A.⸗G., Königsbera i. Pr. 


Mein Büreau habe ich von Prinzefſinnenſtraße 16 nach 
Oranienſtraße 27 verlegt. 
Berlin, den 1. Februar 1897. 
Rechtsanwalt Dr. Schinkel. 


Dr. jur. Paul C. 58 itzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
| bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg J. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
| Nord⸗Amerikas. 
R. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 


Street, Strand, London (solieitor of the Supreme Court) unter- 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß⸗ oder Gerichts⸗ 


angelegenheiten in England. 
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In unſerm Verlage iſt erſchienen: 


Das Recht 
Deeutſchen Kaiſers. 


Preisgefrönte Studie zum deutſchen Derfaffungsrechte % 


von 
Dr. jur. Richard Fiſcher. 
12 ½ Bogen gr. 8°. Preis broſch. M. 4,.—. 


Dieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte 5 
Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung 
vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Deutſchen 5 
Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereſſanten $ 
g und eingehenden Erörterungen über die Frage: „Wie weit; 

reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers?“ 8 

Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie % 
gegen Einſendung des Betrages auch direkt franco von der? 
unterzeichneten Verlags buchhandlung. a 


Berlin S. 14. 28. Moeſer Hofbuchhandlung. 
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12525] das gefante u unſerer Zeit, 
g 8 Herausgegeben von Helene Lange. 


8 
005 verlag von W. Moeſer Pofbuchhaudlung, 
Doe Berlin S., Stallſchreiber Straße 54. 35. 


Preis pro Quartal 2 Mark. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen, ſowie 
durch die Derlags buchhandlung. 


— 


Afforiotion Berliner Ichne 
t » Berlin SW., Johanniterſtr. 16 


2 Br empfiehlt ihre Spezialität von 
7 | Amtstrachten für Juſtiz⸗ 
beamte und Prediger. 
Amtsroben und Barrets für 

| Richter: von M. 25—84, 
Rechtsanwälte: von M. 25—45, 
e Gerichtsſchreiber: von M. 15—80 
us bei freier Zufenbung. 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. 
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ider. (Friedrich Modler & C0.) 
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Stempelſteuergeſetz 1895, v. Rechts⸗ 
auw. Boehm. yoftfrei M. 4.20 
Vereins- u. Berſammlungsr. 1896, 
v. L.⸗Richter Dr. Del tus. pfr. 2.10 


Abzehlungsgeſchäſte, Reichsgeſ. 94, 
v. Hausmann. poſtfr. M. 1.7 
Vinnenſchiſſahrtsgeſetz v. Mai 95, v. 


Straſgeſetzb uch. 4. Auflage 1893, v. 
Prof. Dr. Rub o. poſtfr. M. 1.20 
Telegraphenweſen, Reichsgeſ. 1892, 
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. Pfafferoth. 2.10 i 
e e dee 116 F 
„Gebrauchs muſterſchußgeſetz v. Reg.⸗ A Rd. Boehm. voſtfrei M. 2.50 Kirchengemeinden v. Geh. Ober, 
7A Rath Robols ki. poſtfr. M. 1.10 4% Erganzungsſteuer, v. Geh. Fin.R. Aeg. ⸗Rath Förster. pr. M. 2.10 
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Rath Dr. Strutz. poſtfr. M. 3.20 
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b. Dr. Oſterrieth. pfr. M. 1.70 
Datentgeſetz von 1891, von Reg.⸗ 8 
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Ju unſerem Verlage iſt erſchienen: Verlag von C. E. M. Pfeffer in Leipzig, Königsſtr. 23. 
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Die Gebührenordnung für Bedtsanmälte PVreußiſches Archiv. 


vom 7. Juli 1879 Sammlung der Geſetze und der das Kechtsweſen 
nebſt Landesgebührengeſetzen. berührenden Verordnungen und Verfügungen 


Preußens und des Reichs. 


Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von Herausgegeben von 
Carl Pfafferoth, Rechtsanwalt Weißler. 
Kanzleirath im Reichs⸗Juſtizamt. Preis für 5 . 
a einzelne Bogen je 15 Pf. 5 
Preis 13 oß 8° brochirt 4 Mark inal- j . 
. i 5 805 3 8 Benbenunimern gentis und Tennke. 
Für den Werth und die praktiſche Braudbarkeit dez in In unferem Verlage erſchien foebn: n: 


jeder Anwaltſtube unentbehrlichen Buchs bürgt ſchon der Name N 1 
des Verfaſſers, der durch ſein weitverbreitetes und „ Geſetzentwurf, betreffend die Regelung der 
Anſehens ſich erfreuendes Werk über das Gerichtskoſtenweſen 2 n ; 

ah a 95 > bah al 9 a: Kae um: Richtergehälter, nebſt Begründung. 
ebührenweſen, wie auch durch zahlreiche andlungen über . | j ee ; | 
Geige 5 in 5 Wa e 2 0 in 3 OAnwalts⸗ Druckſache Nr. 35 des preußiſchen Abgeordnetenhauſes. 
reiſen wohlbekannt iſt. Dafür zeugt au e Thatſache, daß ſowohl N i i 

der Königlich Preußiſche 5 de. Bor- Folio. 22 Seiten. 60 Pf. 

ſtand des Deutſchen Anwaltvereins in ihren Organen auf Gegen Einſendung von 65 Pf. erfolgt direkte Franko-Zuſendung. 
das Buch aufmerkſam gemacht bezw. daſſelbe offiziell 
empfohlen haben. 


Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 


Stalſcreiberſr. 34/35. W, Atocfer Hofbuchhandlung · 


Einſendung des Betrages auch direct franco von unterzeichneter Paul Lehmann's Buchhandlung, Berlin W. 56 offerirt: 
Verlagsbuchhandlung. Motive z. bürgerl. Geſetzbuch. 5 Bde. eleg. DR We 
5 - er 2 \ e. 

Berlin 8. W. Moefer Hofbuchhandlung. a Reichs-Oberhandelsgerichts | 


Stallſchreiberſtr. 34/38. 
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Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche Reich 


nebſt dem Einführungsgeleße. 
| Vom 18. Aunguſt 1896. 


Für die Praxis herausgegeben und erläutert von Paul Lande, Landrichter in Schneidemühl. 
Preis M. 10, bei poſtfreier Zuſendung M. 10,30, elegant gebunden M. 12, bei poſtfreier Zuſendung M. 12,50. 


— 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des Deutſchen Auwaltvereins bei: Ueberſicht über die Jahresberichte der 
Vorſtände der Anwaltskammern von 1896. 


Aeberſicht 


über 


die Jahresberichte der Vorſtände der Anwaltskammern. 


Dezember 1896. 


Die nachſtehende Geſammtüberſicht verbreitet ſich über die 
Zeit vom 15.5 September 1894 bis 1. Juni 1896. Inner⸗ 
halb dieſer Grenze umfaffen jedoch — abgeſehen vom Bezirk 
Poſen, für welchen vom 1. Januar 1895 das Geſchäftsjahr 
mit dem Kalenderjahr gleichgeſtellt worden iſt, weswegen noch 
für das Viertalſahr vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1894 
im Ergänzungsbericht zu erſtatten und hier zu berückſichtigen 
war — die Angaben für den einzelnen Bezirk immer nur den 
Zeitraum eines Jahres und zwar: des Kalenderjahres 1895 
für die Bezirke Bamberg, Berlin, Braunſchweig, Caſſel, Cöln, 
Colmar, Hamburg, Hamm, Karlsruhe, Königsberg, Marien⸗ 


Beſtand an Anwälten 


werder, Naumburg, Oldenburg, Roſtock, Stettin, Stuttgart 
und das Reichsgericht; des Zeitraums von Mitte September 1894 
bis dahin 1895 für Augsburg und München, 1. Oktober 1894/95 
für Celle, Darmſtadt, Dresden, Frankfurt und Zweibrücken, 
1. Dezember 1894/95 für Breslau und Nürnberg, 1. Mai 
1895/96 für Kiel und 1. Juni 1895/96 für Jena. 


I. Perſonalbeſtand der Anwaltskammern. 


1. Der Perſonalbeſtand der Anwaltskammern und die 
Bewegung innerhalb derſelben iſt aus nachſtehender tabella⸗ 
riſcher Zuſammenſtellung erſichtlich. 


In der Liſte ſind gelöſcht 


5 = Neue f in Folge 
Anwaltskammer⸗ 5 Zu- Uebertritts Ueber⸗ aus 
e Anfang Ende Zunahme Abnahme Staal 1 ſonſtigen Summa 
aſſungen Todes in einen 


des Berichtsjahres 


ut % „ „ „% „ 


2 2 8 0 „ „6 „0 


Braunſchweig . | | 
Breslau 


Dresden . 


Frankfurt a M. 
Hamburg.. 
Ham 


Latus 


Gemeinde⸗ anderen Gründen 
di enſt Bezirk 


26 1 1 1 | 12 15 
35 3 _ ar 2 5 
41 5 = = 13 18 
3 u En = 2 0 
41 11 1 10 11 33 
3 5 a = = 5 
7 4 1 4 10 
5 8 es — 1 
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In der eiſte N gelöſcht 


| | —.. . 
Beſtand an Anwälten 
| 


Neue in Folge 
Anwaltsfammer- zu Zu- Uebertritts Ueber⸗ aus 
bezirk A 8 1 St 5 ſiedelung ſonſtigen Summa 
nfang | Ende Zunahme Abnahme laſſungen ] Todes u len 
Gemeinde- anderen Gründen 
des Berichtsjahres dienſt Bezirk 
2. 3 — 2 — — 3 ————— 
Transport . . 3347 3450 117 14 251 64 7 16 61 148 
Karlsrugghe 169 175 6 — 10 1 1 — 2 4 
el: . 130 134 4 — 7 1 — — 2 3 
Marienwerder 132 136 4 — 8 1 1 1 1 4 
München 260 281 21 8 33 4 8 = 8 12 
Naumburg 285 290 5 — 17 5 — 5 2 12 
Nürnberg 109 125 16 — 26 3 — — 7 10 
Oldenburg 11 12 1 — 1 — — — — 0 
Pr 170 171 1 — 8 3 — 2 2 7 
Roſtoc tu 144 138 — 6 4 6 — — 4 10 
Stettii n 149 155 6 — 14 3 — — 5 8 
Stuttgart 194 194 — — 10 7 — — 3 10 
Zweibrückeeeeen 54 61 7 — 11 1 — — 3 4 
Reichsgericht 19 20 1 — 1 — — — | — 0 
| 5173 5342 189 | 20 401 99 9 24 100 232 
Cöln . 426 450 24 — | 
Königsberrg . 195 193 = | 2 
5794 5985 213 | 
191 


Der Zugang zur Rechtsanwaltſchaft hat ſich, wie eine Ver⸗ 
gleichung dieſer Aufſtellung mit der vorigen Ueberſicht ergiebt, 
beträchtlich geſteigert. Während in denjenigen 27 Kammerbezirken, 
für welche die erforderlichen Materialien vorliegen, die Geſammt⸗ 
zahl der neuen Zulaſſungen für das vorige Berichtsjahr 
335 betrug, ſtellt ſich dieſelbe für dieſelben Bezirke gegenwärtig Naumburg 6 (4,8) 
auf 401, alſo um 66 höher. Frankfurt 5,5 — (4) 

Die vorſtehende Zahl der neuen Zulaſſungen macht Kiel 54 (7,3) 
7,8 Prozent der Geſammtzahl der in den betreffenden Be⸗ Reichsgericht 53 (5,3) 


Braunſchweig 7,3 pCt. (7,3 im vorigen ee 
Colmar 67 (7) 

Dresden 65 D (4) 

Karlsruhe 6 (9,3) 

Marienwerder 6 (.) 


zirken am Beginn des Berichtsjahrs vorhanden geweſenen Stuttgart 5,2 - (7,6) 
Rechtsanwälte aus, während ſich dieſes Verhältniß in den Berlin 5 (8,7) 
vorangegangenen Berichtsjahren auf 6,32, 5,94 und 6,47 Pro⸗ Darmſtadt 5 - (1,6) 
zent belief. Hamburg 5 (7) 
Nach dieſen prozentualen Verhältnißzahlen rückſichtlich der Poſen 4,7 = (48) 
| neuen Zulafjungen geordnet, gruppiren ſich die Kammerbezirke Jena 4 (4) 
! in nachſtehender Reihenfolge: Caſſel 3, (2,4) 
Bamberg 43 PCt. (17,4 im vorigen Berichtsjahr) Roſtock 28 ⸗ (ON) 
Augsburg 34 (27,7) u | Celle 27 = (5,4) 
| 


Nürnberg 239 - (14,4) Den ſtärkſten Zugang weiſen wieder die bayeriſchen Bezirke, 


München 12,7 
Breslau 10,8 


Stettin 9,4 
Oldenburg 9 
Hamm 7,6 


a 


Zweibrücken 204 (10) 


(11,1) 
(5,5) 
(4,1) 
(20) 
(4,5) 


den ſchwächſten meiſt Bezirke des gemeinen Rechts auf. 

Die Geſuche um neue Zulaſſung find — abgeſehen von 
der ſpäter zu erwähnenden Simultanzulaſſung — bis auf wenige 
Ausnahmen durchweg von den Vorſtäuden befürwortet und von 
den Landes juſtizberwaltungen genehmigt worden. Abgelehnt 
wurden ſolche Geſuche nur im Bezirk Berlin in 3 Fällen (auf 


Grund des § 5 Nr. 1 bis 6 der R. A. O.), in Celle, Darm⸗ 
ſtadt, Dresden, Frankfurt a. M., Jena (auf Grund des 85 
Nr. 5 der R. A. O.), Kiel (auf Grund des § 6 Nr. 1 R. A. O.) 
je in einem Fall. 

In Bamberg wurde von 4 Geſuchen, welche die Zulaſſung 
zur oberlandesgerichtlichen Praxis anſtrebten, nur einem ſtatt⸗ 
egeben. 
= Der Borftand in Celle hat das ſchon früher angenommene 
Princip aufrecht erhalten, daß das Amt eines Bürgermeiſters 
nur dann mit der Rechtsanwaltſchaft zu vereinigen ſei, wenn 
der Rechtsanwalt auf die Uebernahme von Mandaten für und 
gegen Mitglieder der Stabtgemeinbe, in u er als Bürger- 
meiſter fungirt, verzichte. | 

Ueber den früheren Stand der neu zugelaſſenen Rechts⸗ 
auwälte ergeben die Berichte, daß ſolche in der Hauptſache 
direkt aus den Kreifen der geprüften Rechtskundigen (Aſſeſſoren, 
Referendare u. dgl.) hervorgingen. Daneben traten Rechts⸗ 
anwälte aus anderen Bezirken: je einer in den Bezirken Frank⸗ 
furt a. M., Kiel, Marienwerder und Stettin, je 2 im Bezirk 
Hamm und Naumburg und 12 im Kammergerichtsbezirk Berlin 
hinzu; ferner befanden ſich unter den Zugelaſſenen im Berliner 
Bezirk ein richterlicher Beamter, im Bezirk Celle 2 Bürger⸗ 
meiſter, im Bezirk Dresden 2 ſtadträthliche Aſſeſſoren, ein 
Polizeiafſeſſor, ein Staatsanwalt a. D., ein Bürgermeiſter und 
2 frühere Rechtsauwälte, im Bezirk Roſtock ein Staatsbeamter, 
ein Bürgermeiſter und ein Direktor einer e 
und Sparbank. 

Der Geſammtabgang an Rechtsanwälten für die 
voraufgeführten 27 Kammerbezirke in Höhe von 232 ſtellt 
45 Prozent der am Beginn des Berichtsjahres vorhanden 
geweſenen Rechtsanwälte dar; nach der vorigen Ueberſicht waren 
es 4,08 Prozent. 

Als Anlaß für die erfolgte Löſchung wird erwähnt: 

bei 42,7 Prozent der Tod (in den vorangegangenen Jahren 
49,8, 43,9 und 41,6), 

bei 3,9 Prozent Uebertritt in den Staats- oder 
Gemeindedienſt (6,2, 7,1, 4,7), 

bei 10,8 Prozent Ueberſiedelung in einen andern Kammer⸗ 
bezirk (8,9, 8,7, 9,3), 

bei 43,1 Prozent ſonſtige verſchiedene Urſachen (35,1, 
40,3, 44,4); darunter befinden ſich, ſoweit die 
Berichte darüber Auskunft geben, 6 Fälle der 
ehrengerichtlichen Ausſchließung von der Rechts- 

anwaltſchaft. ö 

In Folge Todes find von der Geſammtheit der An- 
wälte in den betreffenden Bezirken im Laufe des Jahres über⸗ 
haupt 1,9 Prozent ausgeſchieden, ein Geringes mehr als im 
Vorjahre. 

Die Zunahme des geſammten Anwaltsperſonals im 
Deutſchen Reiche beläuft ſich auf 191 oder 3,3 Prozent, gegen 
25 Prozent im Vorjahre. 

Von den 29 Kammerbezirken (einſchließlich Reichsgericht) 
weiſen 22 eine Vermehrung, 6 eine Verminderung und 1 einen un⸗ 
veränderten Beſtand auf. Ein verhällnißmäßig ſtarker Zuwachs 
nacht ſich auzſchließlich in den baperiſchen Bezirken bemerkbar, 
wohingegen im Berliner Bezirk die . nicht . 
nachgelaſſen hat. | 


Ueber die Art der Zulaſſung liegen nur folgende An⸗ 
gaben vor, wonach zugelaſſen wurden: 
beim Amtsgericht . Oberlandesgericht 
9 17 — 
19 — 
33 


im Bezirk: 


Augsburg. 
Bamberg. . 16 
Berlin 
Braunſchweig 
Caſſel. 

Celle 

Colmar 
Dresden . 
Frankfurt a. M. 
Hamm 

Kiel 
Marienwerder 
München 
Naumburg 
Poſen 

Roſtock 

Stettin 
Stuttgart 
Zweibrücken 

In Folge der N der Zulaſſung wurde in den Be⸗ 
zirken Dresden und Kiel je ein ehrengerichtliches Ver- 
fahren beantragt, welches in beiden Fällen am Schluſſe des 
Berichtsjahrs noch ſchwebte. Das nach der vorjährigen Ueber⸗ 
ſicht im Marienwerder Bezirk eingeleitete ehrengerichtliche 
Verfahren hat ſich inzwiſchen durch Zurücknahme des Antrags 
erledigt. 
Die Geſuche um Simultanzulaſſung ſind gegen das 
Vorjahr etwas zahlreicher geworden. Geſuche um gleichzeitige 
Zulaffung beim Landgericht und Amtsgericht wurden in je 
einem Falle in den Bezirken Augsburg, Berlin, Celle und 
Naumburg abgelehnt. Genehmigt wurden dagegen ſolche 
Geſuche in Braunſchweig, Frankfurt a. M. und Poſen in je 
einem Falle, in Stettin in 5 Fällen, in Karlsruhe in 6 Fällen, 
in Stuttgart alle Geſuche, in Dresden ebenſo bis auf eine 
Ausnahme. 

Geſuche von Amts gerichtsanwälten um gleichzeitige 
Zulaſſung beim Amtsgericht wurden abgelehnt in Darmſtadt 
und München je eins, in Augsburg und Stettin je 5, in 
Bamberg ſämmtliche und in Jena mehrere; genehmigt wurden 
nur in Frankfurt a. M. und Jena je eins, in Augsburg 2 
(davon eins gegen das Gutachten des Vorſtandes), in Roſtock 3 
(davon ebenfalls eins gegen das Gutachten des Vorſtandes). 

In Hamburg erſtreckten ſich die Zulaſſungen wiederum zu⸗ 
gleich auf das Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht des 
Wohnſitzes, die in Bremen gleichzeitig auch auf die Kammer für 
Handelsſachen in Bremerhaven. In Oldenburg wurde ein Anwalt 
zugleich beim Oberlandesgericht und Landgericht zugelaſſen; in 
Augsburg fand ein Landgerichtsanwalt zugleich beim Ober⸗ 
landesgericht Zulaſſung. Im Bezirk Roſtock wurden 2 im Vor⸗ 
jahre geſtellte Anträge auf gleichzeitige Zulaſſung beim Land⸗ 
gericht und Oberlandesgericht abgelehnt. I 

2. Sonſtige Aenderungen in der Zulaſſung und im 
Wechſel des Wohnſitzes innerhalb des Oberlandesgerichts 
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bezirks find zu vermerken: aus Augsburg 2, Berlin 10, Braun⸗ 


ſchweig 4, Caſſel 2, Celle 7, Darmſtadt 1, Dresden 3, Frank⸗ 
furt a. M. 5, Hamm 2, Jena 1, Karlsruhe 3, Kiel 1, 
München 1, Poſen 3, Roſtock 8, Stettin 2, Stuttgart 8 Fälle. 
3. Ueber die Vertheilung der Rechtsanwälte auf 
die verſchiedenen Arten von Gerichten liegen nur folgende Mit⸗ 
theilungen vor, welche zu einer gleichartigen und überſichtlichen 
Anordnung noch immer nicht völlig genügen. 
Von den Anwälten waren zugelafſen im Bezirk: 
Berlin: 66 beim Kammergericht, 537 beim Land⸗ 
gericht I Berlin, 99 im Bezirk des Landgerichts II 
Berlin und 167 in den übrigen Landgerichts⸗ 
bezirken; | | 
Braunſchweig: 17 beim Oberlandesgericht, 12 beim 
Landgericht, ferner 15 beim Landgericht und aus⸗ 
wärtigen Amtsgerichten; 


Caſſel: 4 beim Oberlandesgericht, 57 beim Land⸗ 


gericht, wovon 11 an Amtsgerichtsſitzen wohnend, 
und 20 nur bei Amtsgerichten; 

Cöln: 27 beim Oberlandesgericht, 247 beim Land⸗ 
gericht, 43 zugleich bei ſolchem und einem Amts⸗ 


gleich beim Landgericht und Amtsgericht, 21 nur 
beim Amtsgericht; | 
Roſtock: einer allein beim Oberlandesgericht, 27 zu⸗ 
gleich bei dieſem und dem Landgericht, 88 bei 
Landgerichten und 22 bei Amtsgerichten; 
Stettin: 7 beim Oberlandesgericht, 91 beim Land⸗ 
gericht, davon 23 zugleich beim auswärtigen Amts⸗ 
gerichts und 57 nur bei Amtsgerichten; 
Stuttgart: 16 beim Oberlandesgericht, 145 bei den 
Landgerichten, davon 27 mit Wohnſitz außerhalb 
des Landgerichtsſitzes, ferner 15 bei Amtsgerichten 
und zugleich bei dem betr. Landgerichte des Wohn⸗ 
ſitzes und 18 nur bei Amtsgerichten; 
Zweibrücken: 6 beim Oberlandesgericht und Land⸗ 
gericht, 44 bei den Landgerichten und 11 nur bei 
Amtsgerichten. 


4. Zugleich Notare waren im Bezirk 


Berlin 275 von den 869 Anwälten 
Braunſchweig 28 44 - 
Naumburg 162 = » 290 . 


gericht mit einer auswärtigen Kammer für Handels⸗ 5. Zu ee bleibt endlich noch, daß nach den Berichten 
ſachen, 22 bei ſolcher Kammer und dem Amts⸗ fünfzigjährige! Jubiläen in den Bezirken Kiel und Stuttgart 
gericht, die übrigen 111 nur beim Amtsgericht; in je einem Falle, in Celle in zwei und in Berlin in drei 


Colmar: 6 beim Oberlandesgericht, 70 beim Land⸗ Fällen gefeiert worden ſind. 
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gericht und 3 zugleich beim Landgericht und Amts⸗ 
gericht; | 

Dresden: 18 beim Oberlandesgericht; | 

Frankfurt a. M.: 32 beim Oberlandesgericht, 1 bei 
dieſem und dem Landgericht, 142 beim Landgericht, 
10 beim Landgericht und Amtsgericht und 15 nur 
bei Amtsgerichten; a 

Hamburg: 229 bei dem Oberlandesgericht, Land⸗ 
gericht und Amtsgericht, einer beim Oberlandes⸗ 
gericht und Landgericht, einer beim Landgericht und 
Amtsgericht, 8 bei Amtsgerichten; 

Hamm: 15 beim Oberlandesgericht, 144 beim Land⸗ 
gericht und 149 nur bei Amtsgerichten; 

Jena: 11 am Sitze des Oberlandesgerichts, 90 an 
den Landgerichtsſitzen, 45 in den Amtsgerichts 
bezirken und 1 in Naumburg; 

München: 28 bei ſämmtlichen Kollegialgerichten in 
München, 4 nur beim Oberſten Landesgericht, 
48 bei dem Oberlandesgericht und den Landgerichten 
München I und II, 1 beim Oberlandesgericht und 
dem Landgericht München I, 11 nur beim Ober⸗ 
landesgericht, 72 nur beim Landgericht München J, 
22 nur beim Landgericht München II, 55 bei 
den übrigen Landgerichten und 40 nur bei Amts⸗ 
gerichten; 

Naumburg: 9 allein beim Oberlandesgericht, 15 bei 
dieſem und einem Landgericht, 117 bei den Land⸗ 
gerichten, einer bei 2 Landgerichten, 63 beim 
Landgericht und Amtsgericht und 100 nur bei 
Amtsgerichten; ; 

Nürnberg: 39 gleichzeitig beim Oberlandesgericht 
und einem Landgericht, 60 beim Landgericht, 5 zu⸗ 


II. Vorſtände der Anwaltskammern. 


Soweit die Berichte über die Zuſammenſetzung der Vor⸗ 
ſtände der Anwaltskammern Aufſchluß geben, beſtehen dieſelben 


davon nicht am Sitze 


| ezirk: a des Oberlandesgerichts 
e Mitgliedern = ahnhaft 0 
Augsburg 11 4 
Berlin 15 4 
Braunſchweig 9 1 
Breslau 15 8 
Caſſel 12 5 
Cöln 15 2 
Colmar 11 8 
Darmſtadt 9 6 
Dresden 15 9 
Frankfurt a. M. 9 — 
Hamburg 13 7 
Hamm 15 8 11 
Kiel 9 . 
Königsberg 13 == 
Marienwerder 12 10 
München 15 5 
Naumburg 15 12 
Nürnberg 11 5 
Poſen 15 7 
Roſtock 9 6 
Stettin 15 7 
Stuttgart 15 7 
Zweibrücken 9 6 
Reichsgericht 9 8 


Das bisherige Verhältniß, wonach faft genau die Hälfte 
der Vorſtandsmitglieder ihren Wohnort außerhalb des Sitzes 
des Oberlandesgerichtes hat, waltet durchſchnittlich auch jetzt 
noch ob. 

ueber den Geſchäftsbetrieb der un geben 5 
ſtehende Daten Auskunft: 

Zahl der 
Bezirk Eingänge Sttzungen 


Augsburg — 5 
Berlin 32372 11 (mit Beſchlußfaſſung in 
463 Sachen) 
Braunſchweig — 9 | 
Breslau 1250 5 (in welchen 114 Gegen⸗ 
ſtände erledigt find) 
Caſſel 177 — 
Celle 786 2 
Cölnn — / — 11 (auch über 109 Beſchwerden) 
Colmar — 4 (mit 23 Beſchlüſſen) 
Darmſtadt — 6 
Dresden 936 9 (über 661 Gegenſtände) 
Frankfurt a. M. — 7 | 
Hamburg — 6 
Hamm 360 9 
Jena 370 5 (3 in Jena, je eine in 
Altenburg und Rudolſtadt) 
Karlsruhe — 9 
Kiel — 4 
Königsberg — 8 
Marienwerder 688 1 (in Danzig) 
München — 6 
Naumburg — 1 (in Halle) 
Nürnberg — 5 
Oldenburg — 1 
Poſen 254 bezw. 1027 8 
Roſtock 1098 2 
Stettin 655 5 (in welchen über 90 Sachen 
Beſchluß gefaßt wurde) 
Stuttgart — 
Reichsgericht — 9 


Der Arbeitsumfang und die Zahl der abgehaltenen 
Vorſtandsſitzungen zeigen im Allgemeinen nur eine geringe Stei⸗ 
gerung gegen das Vorjahr. | 

Die Erledigung der Sachen erfolgte theils durch Beſchluß— 
faſſung in den Sitzungen, theils durch Umlaufſchreiben, theils 
auch allein durch die Vorſitzenden; im Bezirk Caſſel durchweg 
auf dem Wege ſchriftlicher Abſtimmung. 


III. Vorſtellungen und Anträge der Kammer- 
vorſtände. | 
Von den in den Berichten mitgetheilten Vorſtellungen und 
Anträgen, welche im Intereſſe der Rechtspflege und der Rechts⸗ 
anwaltſchaft an die Landes juſtizverwaltungen und an Gerichte 
gerichtet worden, ſind hier zu erwähnen: 


von Bamberg ein Geſuch um Abhülfe in einem 
Falle geſchäftsmäßiger Prozeßvertretung durch einen 
Rechtsanwalt; 

von Darmſtadt ein Antrag auf bauliche Aenderungen 
eines Gerichtsſaales in Darmſtadt; 

von Hamburg eine Vorſtellung betreffs der Er⸗ 

weiterung des Strafjuſtizgebäudes in Hamburg, 

von München eine die Behandlung der Verſäumniß⸗ 

ſachen betreffende Vorſtellung; 

von Poſen eine Vorſtellung wegen Unterſtützung 
hülfsbedürftiger Hinterbliebenen von Notaren und 
ſolchen Rechtsanwälten, welche bereits vor dem 
1. Oktober 1879 angeſtellt waren, aus der Salbe: 
Offizianten⸗Wittwenkaſſe. 


IV. Gutachten der Vorſtände. 


Auf Grund des § 49 Nr. 4 der Rechtsanwaltsordnung ind 
folgende Gutachten erfordert und abgegeben worden: 

über eine anderweite Geſtaltung der Rechtsanwaltſchaft 
von den Vorſtänden der bayeriſchen Kammern; 

vom Vorſtande in Roſtock über die Einführung eines 
neuen Dienſtſiegels für Notare; 

vom Vorſtande in Stettin über die Frage wegen 
Aenderung des Verfahrens bei Rückerſtattung der 
in prozeſſualiſchen Angelegenheiten ee 
Sicherheiten; 

vom Vorſtande in Stuttgart über die Strafbarkeit 
der Führung der Bezeichnung „Rechtskonſulenten“ 
durch einen Rechtsagenten. 

Ueber die Höhe von Gebührenforderungen ſind gut- 
achtliche Aeußerungen abgegeben worden 

auf Erfordern von Gerichten und anderen Behörden 
vom Vorſtande in Celle eine, von Marienwerder 
zwei. 5 

In Berlin wurden von fünf ſolchen Geſuchen nur dreien 
entſprochen; in Hamburg iſt auf Parteierſuchen ein Schieds⸗ 
richter ernannt worden, im Uebrigen ſind zwei Erſuche um 
Abgabe von Gutachten abgelehnt worden. 

In Hamburg iſt von dem Oberamtsrichter zu Hamburg 
an den Vorſtand das Erſuchen gelangt, ein Gutachten über 
einen Vorſchlag des Rechnungsreviſors, betreffend ſofortige Er- 
hebung der Koſtenfeſtſetzungsgebühren in amtsgerichtlichen Sachen 
bei Einreichung des Geſuchs abzugeben. Der Vorſtand hat ſich 
mit dem vorgeſchlagenen Verfahren einverſtanden erklärt und 
ſeinerſeits vorgeſchlagen, über die eingezahlten Beiträge Quittungs⸗ 
bücher zu geſtatten. Dies Verfahren iſt auch zur Einführung 
gelangt. 


V. Beſchwerden und Vermittelungsſachen. 


Ueber die eingegangenen Beſchwerden und Vermittelungs⸗ 
anträge und deren Erledigung giebt an der Hand der vor⸗ 
liegenden Mittheilungen nachſtehende Ueberſicht Aufſchluß. 


2 ge) 
a m I] — 


Zahl der Beſchwerden 
| und 
Vermittelungsanträge 


Bezirk 
gegen 
überhaupt wieviel 
er vr 5) Anwälte 
Augsburg 32 7 20 
Bamberg 27 5 — 
MTA v 450 16 479 
Braunſchweig 12 2 10 
Breslau 188 15 — 
Caſſe ll. 52 1 26 
CCC 106 — — 
. ²˙·» (( 437 22 — 
Colmauut!tttu 69 8 41 
Darmſta det. 85 16 — 
Dresden ae 300 21 160 
Frankfurt a. Mm. 77 5 = 
Hamburg 78 — — 
Hmm 160 20 — 
e te ra 60 2 — 
Karlsru ge 88 — — 
el A 47 3 36 
Königsberrr g 184 26 — 
Marien werde 127 2 63 
München 83 15 — 
Naumburg. 156 4 135 
Nürnberg 11 1 
Oldenburg. 2 — 
Nei. 134. — 
Rod k an 50 2 
Seit 55 7 
Stuttgart 88 12 
Zweibrücken 2 29 ze | as 


Reichsgerichhnt. 6 — 


Vorſtehende Tabelle ſchließt auch die Fälle ein, in welchen 
die Vermittelung von Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältniß 
zwiſchen Rechtsanwälten und deren Auftraggebern von letzteren 
beantragt worden tft. " 

Die Zahl der Beſchwerden gleicht im Großen und Ganzen 
der des Vorjahrs. In den einzelnen Bezirken zeigt ſich theils 
eine geringere Zunahme, theils ein Zurückgehen. Bemerkens⸗ 
werthe Abweichungen treten aber nicht hervor. | 

Den Beſchwerden liegen zumeiſt wieder Klagen über Ver⸗ 
zögerungen und Verſchleppungen, ordnungswidrige oder fehlerhafte 
Prozeßführung, Mandatsablehnung, Ertheilung falſchen Raths, 
unberechtigte Gebührenforderungen, Vorenthaltung von Urkunden 
und Handakten, Verweigerung der Abrechnung oder der Aus- 
zahlung vereinnahmter Gelder oder ſonſtiges unſtatthaftes oder 
ungebührliches Verhalten zu Grunde. 


Aus Anlaß von Beſchwerden ſind einigen Rechtsanwälten 


Rechtsweg] begründet] anwalt⸗ keit u. a. m. 


Als (Erledigt 
An die bes durch Ver⸗ 


Auf den | Für | Staats⸗ oder wegen ſmittelung, 


Unzuſtändig⸗ Zurück⸗ 


zurückgewieſen nahme 


verwiefen | erachtet | ſchaft [bezw. unge oder auf 


bgegeb eignet zur andere 
e Behandlung (( ðͤ b 


. ur Aue 9 18 5 
am En 2 — = 7 
38 39 2 271 71 29 
2 3 9 = — 
. — 10 126 44 8 
— 2 — 26 13 11 
— — 5 95 6 
13 42 — 33 274 75 
— 2 3 49 5 10 
— — 1 Een u 15 
u 45 4 134 98 [ 19 
— 5 2 52 18 7 
— 1 1 54 21 1 
7 11 16 68 32 26 
— — 2 31 25 4 
1 19 1 23 19 25 
7 — — 21 13 6 
3 5 3 113 19 41 
10 1 6 31 3 8 
— 7 6 45 12 13 
20 34 5 75 2: 18 
— — — 8 = 3 
PER a Bu 8 1 1 
2 9 2 81 34 6 
— — 5 20 23 2 
— 7 — 30 12 6 
8 10 4 30 30 6 
— 1 2 12 14 
— — — 2 | 4 — 


Rügen in Form von Mißbilligungen oder Mahnungen 
ertheilt worden und zwar in Augsburg 1, in Berlin 24, davon 
6 ernſte, in Caſſel 2, in Celle 4, in Cöln 14, Darmſtadt 1, 
in Dresden 26 (daneben 19 Vorhaltungerh, Frankfurt a. M. 5, 
Hamburg 5, Hamm 11, Jena 5, Karlsruhe 6 (daneben 13 Auf⸗ 


lagen), Königsberg 5, Marienwerder 9, München 5, Nürnberg 3, 


Poſen 3, Roſtock 3 Vorhaltungen nicht korrekten Verfahrens, 
Stettin 1, Stuttgart 15 (darunter eine ernſte), Zweibrücken 1. 

Gegen Entſcheidungen des Vorſtandes in Frankfurt a. M. 
iſt in 6 Fällen Beſchwerde beim Oberlandesgericht erhoben 
worden, jedoch ohne Erfolg. Ebenſo wurde im Bezirk Celle 
eine Beſchwerde, welche die Befugniß des Vorſtandes zur Er⸗ 
theilung einer Rüge im Aufſichtswege anfocht, zurückgewieſen. 

Streitigkeiten zwiſchen Rechtsanwälten, zu deren 
Vermittelung der Vorſtand angegangen iſt, werden aus folgenden 
Bezirken mitgetheilt: 


Unerledigt 


ee. 


* 


— — 2 


aus Berlin 20 Geſuche, von denen 1 zurückgezogen, 
7 zurückgewieſen, 7 für begründet erachtet, 2 durch 
Vermittelung erledigt und 3 unerledigt blieben, 

aus Celle 3 Fälle, davon einer gütlich erledigt, 

aus Darmſtadt mehrere mit Erfolg vermittelte Fälle, 

aus Dresden 3 Fälle, 

aus Hamburg 2 Fälle, wovon einer vermittelt wurde, 

aus Marienwerder 7 Fälle, wovon 3 durch Ver⸗ 
mittlung beigelegt, 

aus Naumburg 3 Fälle, 

aus Nürnberg 5 Fälle, wovon 4 gütlich beglichen 
wurden, | 

aus Stuttgart 2 Fälle, von welchen einer gütlich 
beigelegt wurde. 

Beſchwerden und Anzeigen von Gerichten und 
anderen Behörden über Rechtsanwälte werden erwähnt: aus 
Berlin 36 (neben 75 Mittheilungen über eingegangene Klagen 
gegen Rechtsanwälte), Celle 10, Darmſtadt 2, Naumburg 14, 
Stuttgart 5. 

In Hamburg iſt eine über einen Anwalt wegen ſeines 
Verfahrens gegen einen Referendar erhobene Beſchwerde der 
Oberſtaatsanwaltſchaft übermittelt worden. 


VI. Sonſtige Wirkfamkeit der Kammervorſtände. 

Ueber die ſonſtige Wirkſamkeit der Kammervorſtände, ins⸗ 
beſondere als Aufſichtsbehörde, verdient Folgendes erwähnt zu 
werden: 

1. Ordnungsſtrafen find gegen Kammermitglieder auf 
Grund des § 58 der Rechtsanwaltsordnung feſtgeſetzt worden: 

im Bezirk Berlin gegen 2 Anwälte 250 bzw. 100 Mark; 

» Coöln in 19 Fällen gegen 5 Anwälte; 

Naumburg in 5 Fällen gegen 4 Anwälte zu 
ſammen 70 Mark; 
Poſen gegen 2 Anwälte 10 bzw. 140 Mark; 
Stuttgart gegen 4 Anwälte 16 Strafen von 
zuſammen 310 Mark; 

2. In zwei Fallen hatte der Kammervorſtand in 
Bamberg ſich mit Anzeigen über angebliche Verbindung von 
Rechtzanwälten mit ſogenannten Volksbureaus und reſp. mit 
einem Kommiſſtonsgeſchäftsinhaber zu befaſſen. Der Kammer⸗ 
vorſtand ging dabei von der Anſchauung aus, daß es für den 
Rechtsanwalt ſtandesunwürdig ſei, Verbindungen mit Kom⸗ 
miſſtonären und mit Bureaus nach Art von Winkeladvokaturen 
zu unterhalten und insbeſondere den Rechtsanwaltsnamen zur 
öffentlichen Reklame mißbrauchen zu laſſen und es wurde den 
betreffenden Anwälten dieſe grundsätzliche Anſchauung gegen jede 
ſolche Gefährdung des anwaltſchaftlichen Standesanſehens zur 
Kenntniß gebracht. 

3. Zm Bezirk Celle hat die Frage, ob einem Schuldner 
bei einer bevorſtehenden Zwangsvollſtreckung eine angemeſſene 
Scft zur freiwilligen Leiſtung der ihm obliegenden Verpflichtung 
zu belaſſen iſt, zu häufigen Klagen über die Rechtsanwälte Ver⸗ 
anlaſſung gegeben. Die Klagen liegen in dem allgemeinen 
Rahmen der Beſchwerde über eine unnöthige Schärfe gegen den 
Progehgegner und über eine abſichtliche Vertheuerung der Prozeſſe 
zum Zwecke der Erzielung möglichſt hoher Gebührenſätze. Wenn 
dieſe Klagen auch im Allgemeinen unbegründet find, jo hat der 


Vorſtand doch ihre Berechtigung in denjenigen Fällen nicht ver⸗ 


kannt, in denen es den Schuldnern auch bei ihrem beſten Willen 
nicht möglich iſt, die Unannehmlichkeiten und Koſten eines 
gerichtlichen Verfahrens von ſich abzuwenden. Zu dieſen Fällen 
zählt insbeſondere die Berechtigung einer Schuld, welche der 
Höhe nach erſt in einem Koſtenfeſtſetzungsverfahren feſtgeſtellt 
werden muß und deshalb dem Schuldner vor Zuſtellung des 
Beſchluſſes nicht bekannt iſt. Zur Wahrung der dem Rechts⸗ 
anwaltsſtande gebührenden Vertrauensſtellung iſt es erforderlich, 
daß der Rechtsanwalt auch den Schein eines gehäſſigen Vor⸗ 
gehens gegen den Prozeßgegner und eines eigennützigen Ver⸗ 
haltens nach Möglichkeit zu vermeiden ſucht. Die Einleitung 
der Zwangsvollſtreckung unmittelbar nach Empfang des 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes muß von dieſem Standpunkte aus 


als eine die Stellung des Rechtsanwaltſtandes gefährdende 


Handlungsweiſe angeſehen werden und kann ausnahmsweiſe nur 
dann gebilligt werden, wenn der Rechtsanwalt zwingende Gründe 
für eine beſondere Eile anzuführen vermag. Die dem Rechts⸗ 
anwalte der eigenen Partei gegenüber gebotene Vigilanz darf 
niemals zu einem die Standesintereſſen gefährdenden Verhalten 
ausarten. Der Rechtsanwalt kann die Einhaltung einer — 
der Lage des einzelnen Falls angepaßten — Friſt der eigenen 
Partei gegenüber um ſo mehr verantworten, als die Rechtsfrage, 
ob der Schuldner ſolche durch eine voreilige Zwangsvollſtreckung 
entſtandenen Koſten zu erſetzen hat, eine ſtreitige iſt. Von 
dieſem Standpunkte aus hat der Vorſtand das Verfahren eines 
Anwalts gemißbilligt. 

4. Derſelbe Vorſtand hatte Kenntniß davon erhalten, daß ein 
Mitglied die Abgabe ſeiner Anwaltspraxis in einer Zeitung 
offerirt hatte und forderte darüber Bericht. Da ſich heraus⸗ 
ſtellte, daß ein Verkauf der Praxis nicht beabſichtigt war, ſo 
begnügte der Vorſtand ſich damit, auf die unvorſichtige Faſſung 
des Inſerats aufmerkſam zu machen. 

5. Der Vorſtand in Breslau beklagt den Mangel eines 
Mittels, um bei dem Vorgehen von Gerichten gegen Rechts⸗ 


anwälte die Sache durch übergeordnete Entſcheidungen zum 


Austrag zu bringen. Der Anlaß lag in einem Vorkommniß, 
wonach ein Richter in dem Verhalten eines Anwalts, der im 
Winter bei einer amtsgerichtlichen Verhandlung einen Ueberzieher 
anbehielt, eine Ungebühr fand und eine Strafe feſtſetzte. Nach⸗ 
dem die eingelegte Beſchwerde vom Beſchwerdegerichte unter 
Kundgebung vom Vorſtande nicht zu billigender Anſchauungen 
und Meinungen zurückgewieſen worden ſei, gäbe es kein weiteres 
Rechtsmittel dagegen. 

6. Der Vorſtand in Dresden erachtete ſich nicht für 
befugt, die von dem Kommandeur eines Landwehrbezirks in 
einer gegen einen Reſerveoffizier anhängigen Unterſuchungsſache, 
in welcher der Beſchuldigte auf Angaben eines Kammermitgliedes 
Bezug genommen hatte, erbetene Auskunft über die Perſon und 
den Charakter des letzteren zu ertheilen, beſchränkte ſich vielmehr 
auf die Mittheilung, daß das betreffende Mitglied ſich zur Zeit 
wegen Untreue und Unterſchlagung in Unterſuchungshaft befinde. 

7. Die Polizeibehörde in Hamburg hatte dem Vorſtande 
mitgetheilt, ein Anwalt habe, nachdem ihm behufs Einlegung 


eines Rechtsmittels gegen den Beſcheid der Behörde in einer 


Gewerbekonzeſſionsſache Einſicht in die bei der Polizei erwachſenen 
Akten geſtattet war, namens ſeines Klienten eine Beleidigungs⸗ 


klage gegen einen polizeilich als Zeugen Befragten wegen ſeiner 
Ausſage angeſtrengt. Dies Verfahren, welches die Behörde als 
einen Vertrauensbruch anſah, werde nunmehr die Polizeibehörde 
veranlaſſen, die Einſichtnahme von polizeilichen Akten allgemein 
zu verſagen; ſie wolle daſſelbe aber auch zur Kenntniß des 
Vorſtandes zum Befinden darüber bringen. Nach Anhörung 
des betreffenden Anwalts erwiderte der Vorſtand, er könne dem⸗ 
nach den Vorwurf eines Vertrauensbruches gegen den Anwalt 
nicht für gerechtfertigt erachten. Der Anwalt, welcher im Auf⸗ 


trage ſeines Klienten die Einſicht der Akten erbitte, ſei, inſofern 


ihm nicht perſönlich aus beſonderem Vertrauen Mittheilungen 
gemacht werden, die er zurückzuweiſen im Stande geweſen war, 
ſeinem Auftraggeber zu jeder denſelben intereffirenden Auskunft 
verpflichtet. 

Der Chef der Polizeibehörde hat darauf mitgetheilt, er 
habe den ihm untergebenen Dienſtſtellen in Erinnerung gebracht, 
daß Privaten und ſomit den von denſelben beauftragten Rechts⸗ 
anwälten nur ausnahmsweise in einem einzelnen Falle die Einſicht 
von Akten zu geſtatten fein werde, wenn f olche durchaus unbedenklich 
erſcheine, daß in der Regel indeß die Einſicht verweigert werden 
müſſe, weil dieſe Akten als reine Interna zu betrachten ſeien, 
deren Mittheilung wegen des vertraulichen Charakters mancher in 
denſelben enthaltenen Gutachten, Berichte, Relationen ꝛc. grund⸗ 
ſätzlich bedenklich erſcheinen möchte. 

8. Derſelbe Vorſtand hatte ſich in einem Falle mit der 
Frage zu beſchäftigen, ob der vom Landgericht beigeordnete 
Armenanwalt verpflichtet ſei, auch das Verfahren zur Leiſtung 
des Offenbarungseides wahrzunehmen, oder ob er dies, wie der 
Anwalt behauptete, ablehnen und der Partei ſelbſt die Beſorgung 
überlaſſen dürfe. Der Vorſtand hielt den Anwalt zu ſolcher 
Thätigkeit für verpflichtet. 

9. Mehrfach hatte ſich der Vorſtand mit der Frage zu 
beſchäftigen, wie weit das Recht des Anwalts auf Retention 
der Handakten gegenüber der armen Partei, ohne daß er Be⸗ 
zahlung erhält, beſtehe. Eine generelle Entſcheidung über die 
Frage war nicht zu finden; man wird dem Takte des Anwalts 
die Handhabung überlaſſen und, wo es erforderlich iſt, von Fall 
zu Fall entſcheiden müſſen. Jedenfalls wird jo lange, wie der 
Anwalt die Akten braucht, um feine Rechte für ſpäter feſtſtellen 
zu laſſen, und in dem Falle, daß eine weitere Rechtsverfolgung 
ſeitens der Partei garnicht in Frage kommt, das Retentionsrecht 
anerkannt werden müſſen. 

10. Im Bezirk Marienwerder war eine Beſchwerde 
dadurch veranlaßt, daß der Anwalt die Aushändigung der Hand⸗ 
akten trotz Bezahlung der Gebühren verweigerte, weil der Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht ſeinem Verlangen gemäß einen Revers dahin 
ausſtellen wollte, daß er keinerlei Schadenserſatzanſprüche an 
den Anwalt habe. Letzterer beharrte zunächſt auf ſeinem Stand⸗ 
punkte, indem er geltend machte, daß der Vorſtand zu Dresden 
das gleiche Verhalten eines ſächſiſchen Anwalts gebilligt habe. 
Der Vorſtand war einſtimmig der Anſicht, daß das Verlangen 
des Anwalts unbegründet ſei, und eröffnete ihm dies unter Vor⸗ 
behalt weiterer Maßregeln für den Fall, daß er bei ſeinem Ver⸗ 
halten beharre. Darauf hat der Anwalt die Akten herausgegeben. 

11. Gegenüber einer allgemeinen Verfügung des Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten deſſelben Bezirks, durch welche die Amts⸗ 
gerichte darauf hingewieſen wurden, von der Zerlegung höherer 


Streitgegenſtäude in Theilforderungen bis zu 300 Mark ſeitens 
der bei den Amtsgerichten thätigen Anwälte als einer präſumtiven 
Pflichtverletzung dem Vorſtande der Anwaltskammer Nachricht 
zu geben, iſt der Vorſtand bei dem Juſtizminiſter vorſtellig ge⸗ 
worden, indem er insbeſondere geltend machte, daß eine Pflicht⸗ 
verletzung nur vorliege, wenn die Theilung aus unlauteren 
Motiven erfolge. Nach dem ergangenen Beſcheid iſt die Ver⸗ 
fügung des Präſidenten nur dahin zu verſtehen, daß die Anzeige 
in Fällen zu erfolgen habe, in denen der Verdacht unlauterer 
Motive vorliege. | 

12. Im Bezirk Stettin hat der Vorſtand zwei Mitglieder 
veranlaßt, die mit Aerztevereinen geſchloſſenen Verträge über 
Einziehung von Arzthonoraren ꝛc. aufzuheben. 

13. In einem Falle hatte der Vorſtand in Stuttgart 
Anlaß wegen einer mit Androhung einer Strafanzeige von einem 
Anwalt an die Gegenpartei gerichteten Zahlungsaufforderung 
feine Mißbilligung auszusprechen und damit zu begründen, daß 
der Anſpruch, welcher auf dieſe Weiſe beizutreiben verſucht wurde, 
nicht zweifellos liquid erſcheine. Der Vorſtand ging hierbei 
von der Erwägung aus, daß eine Zahlungsaufforderung mit 
Androhung einer Strafanzeige zwar nicht allgemein und prinzipiell 
unzuläſſig ſei, daß ſie aber jedenfalls nur dann als ſtatthaft 
erſcheine, wenn die Berechtigung zu dem Zahlungsbegehren und 
gleichzeitig die Verſchuldung der mit Anzeige bedrohten Partei 
zweifellos feſtſteht. 

14. Derſelbe Vorſtand hatte ferner Anlaß, ſich über ein 
von Seiten der Staatsanwaltſchaft gegen einen Anwalt ein⸗ 
geleitetes Verfahren wegen Verdachts der Erpreſſung zu 
äußern. Der betreffende Anwalt hatte durch den von ihm be- 
auftragten Gerichtsvollzieher die Mittheilung erhalten, daß der 
Schuldner bei der Zwangsvollſtreckung ſich in beſchimpfender 
Weiſe über den Anwalt geäußert habe. Letzterer erwiderte 
hierauf, daß er Beleidigungsklage erheben werde, falls der 
Schuldige ihm nicht Abbitte leiſte und 10 Mark Buße an ſeine 
Ortsarmenkaſſe entrichte. Der Schuldner kam auch dieſer Auf⸗ 
forderung bereitwillig nach; der Schriftwechſel hierüber gelangte 
jedoch aus einem anderen Anlaß an die Staatsanwaltſchaft, 
welche hierin die objektiven Merkmale der Erpreſſung erblickte 
und den betreffenden Anwalt durch das Amtsgericht deswegen 
vernehmen ließ, ſchließlich jedoch das Verfahren wegen mangelnden 
ſubjektiven Thatbeſtands einſtellte. 

Der gegen dieſes Verfahren von dem betreffenden Anwalt 
erhobenen Beſchwerde wurde von der Oberſtaatsanwaltſchaft 
keine Folge gegeben, von letzterer jedoch wie auch von dem 
Beſchwerdeführer ſelbſt der Vorſtand der Anwaltskammer ver⸗ 
anlaßt, Stellung zu der Sache zu nehmen. Der Vorſtand 
mißbilligte zwar die von der Oberſtaatsanwaltſchaft gerügte 
verletzende Form, in welcher der Beſchwerdeführer das gegen 
ihn eingeſchlagene Verfahren kritiſirt hatte, vertrat aber in der 
Sache ſelbſt den Standpunkt des Beſchwerdeführers, daß es 
nicht blos an dem ſubjektiven Thatbeſtand, ſondern auch an 
den objektiven Merkmalen einer ſtrafbaren Erpreſſung fehle, 
wenn ein Rechtsanwalt oder eine Partei zu Gunſten einer 
Armenkaſſe eine an dieſe zu entrichtende Buße zur Abwendung 
einer Beleidigungsklage vorſchlägt. | 

Der Vorſtand ging hierbei von der Erwägung aus, daß 
bei Privatklagen häufig derartige Vergleiche auf Anregung und 


unter Mitwirkung der Gerichte zu Stande kommen und daß 
hierbei nicht die Tendenz vorwalte, der Armenkaſſe einen rechts⸗ 
widrigen Vortheil zu verſchaffen, ſondern an Stelle gerichtlicher 
Strafe eine freiwillige private Sühne zu ſetzen. 

Nach Anſicht des Vorſtands wäre es zu bedauern, wenn 
dieſe Form der Erledigung von Beleidigungsprozeſſen fernerhin 
durch die Rechtsſprechung der Gerichte beziehungsweiſe durch 
das Einſchreiten der ſtaatsanwaltſchaftlichen Behoͤrden unmöglich 
gemacht würde. 

15. In demſelben Bezirk wurde das gegen einen Anwalt 
ſchwebende ehrengerichtliche Verfahren durch gleichzeitige Ein⸗ 
leitung eines gerichtlichen Strafverfahrens unterbrochen, in deſſen 
Verlauf der Angeſchuldigte unter irrenärztliche Beobachtung 
geſtellt wurde. 

Bei dieſem Anlaß ergab ſich eine Lücke in der Rechts⸗ 
anwaltsordnung, deren gelegentliche Ergänzung auf legislativem 
Wege wünſchenswerth ſcheint. 

Der betreffende bei einem Amtsgericht zugelaſſene Anwalt 
hatte nämlich ſchon ſeit längerer Zeit ſeine Berufspflichten 


gänzlich vernachläſſigt und ſchließlich ſeinen Wohnort ohne jede 
Fürſorge für ſeine Kanzlei und ſeine Klientel und ohne Angabe 
ſeiner Adreſſe verlaſſen, ſo daß den Klienten, welche ihre Akten 
herausverlangten, gerathen werden mußte, deren Ausfolge durch 
Anrufung des Gerichts und des Gerichtsvollziehers zu bewirken. 
Auch dieſer Weg mußte jedoch verſagen, nachdem der betreffende 
Rechtsanwalt unter irrenärztliche Obhut geſtellt war. 

Zur Vermeidung derartige Mißſtände, welche nach Um⸗ 
ſtänden zu einer wahren Nothlage für die Rechtspflege führen 
konnten, dürfte es ſich empfehlen, wenn durch die Landesjuſtiz⸗ 
verwaltung auf Antrag des Vorſtands in derartigen Nothfällen 
ein Pfleger zur Uebernahme und Verwaltung der Kanzlei des 
betreffenden Rechtsanwalts beſtellt werden könnte. 


VII. Ehrengerichte. 

1. Die Geſchäftsthätigkeit der Ehrengerichte und die bei 
ihnen anhängig geweſenen ehrengerichtlichen Unterſuchungen werden 
auf Grund der vorliegenden Materialien in nachſtehender 
tabellariſcher Ueberſicht zur Anſchauung gebracht. 
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Die Zahl der ehrengerichtlichen Unterſuchungen und Urtheile 
zeigt, ſoweit die Berichte darüber Aufſchluß geben, ein nicht 
unbeträchtliches Zurückgehen gegenüber den Angaben der vorigen 
Ueberſicht. Im vorliegenden Berichtsjahre kommen auf 100 Rechts⸗ 
anwälte durchſchnittlich 1,04 Urtheile, während dies Verhältniß 
im Vorjahre ſich auf 1,45 ſtellte. 

Mit der Verſagung der Zulaſſung haben es zwei Unter⸗ 
ſuchungen zu thun; beide waren noch nicht zu einem Urtheile gediehen. 

Von den Urtheilen lauten 95 Prozent (im Vorjahr 91) 
auf Beſtrafung und 5 Prozent auf Freiſprechung. Durch Be⸗ 
rufung ſind 31 Prozent (im Vorjahr 39) der ergangenen 
Urtheile angefochten worden. 

Gegen Beſchlüſſe des Ehrengerichts auf Nichteröffnung des 
Verfahrens iſt im Bezirk Celle in einem Falle und zwar mit 
Erfolg und im Hanſeatiſchen Bezirk in 2 Fällen Beſchwerde 
durch die Staatsanwaltſchaft eingelegt worden; von letzteren 
erzielte nur eine die Eröffnung der Vorunterſuchung. 

Im Roſtocker Bezirk hat ein Anwalt gegen ein vorjähriges 
auf Ausſchließung lautendes und vom Ehrengerichtshof be⸗ 
ſtätigtes Urtheil die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt, 
iſt aber damit abgewieſen worden. 

Vom Vorſtande in Stettin iſt der Antrag eines Anwalts auf 
Ueberlaſſung ehrengerichtlicher Akten behufs Benutzung in einem 
Goilprozeß gegen den angeſchuldigten Anwalt abgelehnt worden, 
ebenſo wie das Geſuch um Ertheilung einer Ausfertigung des in 
einer Ehrengerichtöjache ergangenen Urtheils an den Denunzianten. 

3. Die erkannten Strafen und die Gegenſtände der be⸗ 
treffenden Unterſuchungen find, ſoweit die Berichte darüber Aus⸗ 
kunft geben, nachſtehend in Kürze dargeſtellt: 

(über den Ausfall der eingelegten Berufungen vergl. 
noch den nächſten Abſchnitt VIII.) 
Berlin: 
1. Verweis wegen ungerechtfertigter Angriffe gegen Be⸗ 
hörden; 
2. Warnung wegen ungebührlicher Gebührenabmachung 
mit dem Auftraggeber; 


Verweis wegen anſtandwidrigen Benehmens gegen 
Mitbewohner; 

Verweis wegen pflichtwidrigen Verhaltens in einem 
Prozeß gegen einen Staat; 

Verweis und 3 000 Mark wegen übermäßigen Schulden⸗ 
machens, unzuläſſigen Verfahrens in Geldangelegen⸗ 
heiten, unpaſſenden Verkehrs mit Mandantinnen und 
kränkender Aeußerungen in einem Schriftſatz; 

Verweis wegen andauernder Säumniß bei Vertretung 
eines Mandanten als Armenanwalt; 

Warnung wegen unangemeſſenen Verhaltens in Ge⸗ 
bührenangelegenheiten; 

Warnung wegen unüberlegter Rathsertheilung; 

„ Ausſchließung wegen längerer Betheiligung an den 
Geldgeſchäften ſeines Büreauvorſtehers. 

— Zu 1, 2, 5 und 8 iſt Berufung eingelegt. — 

Braunſchweig: 

1. Verweis und 300 Mark wegen wiederholter Gebühren- 
überhebung und unkollegialiſchen Verhaltens. 

Caſſel: 

Verweis und 300 Mark wegen Nichterledigung der 
ihm übertragenen Prozeßſachen und wegen beharrlicher 
Nichtbefolgung der vom Vorſtaud ihm gemachten 
Auflagen. 

Celle: 

Verweis und 100 Mark wegen Verzögerung der Ab- 
lieferung von Geldern und der Rechnungslegung. 
Nichtbeantwortung der Anfragen des Mandanten und 
Nichterledigung der Aufforderungen des Vorſtandes; 

Verweis wegen wiederholter Säumniſſe; | 

„Ausſchließung eines wegen Unterſchlagungen und Un⸗ 
treue zu Gefängnißſtrafen verurtheilten Mitgliedes. 

— Zu 3 tft Berufung eingelegt. — 

Cöln: 

Verweis; 

„Verweis und 2 000 Mark. 


Colmar: 
15 
2. 


Verweis und 300 Mark; 


30 Mark. 
— Zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 


Darmſtadt: 


1. 


100 Mark. 


Dresden: 
1. Warnung wegen unangemeſſenen Verhaltens bei dem 


2. 
3. 


4. 


5. 


Verkauf eines Hauſes; 
Verweis wegen unpaſſenden Auftretens vor Gericht; 
Verweis und 300 Mark wegen Bruchs des abgegebenen 
Ehrenworts; 
Verweis und 3 000 Mark wegen berufswidrigen, 
ſelbſtſüchtigen Verhaltens bei der Vermittelung von 
Grundſtückskäufen; 
Ausſchließung wegen wiederholten anſtößigen Vorgehens 
in Geldſachen. 

— Zu 1, 4 und 5 iſt Berufung eingelegt. — 


Frankfurt a. M.: 


1. 


> 


Ausſchließung wegen beharrlicher Weigerung der Ab⸗ 
rechnung und Ablieferung von Geldern und der Be⸗ 
folgung der Auflagen des Vorſtandes; 


„Ausſchließung wegen derſelben Verfehlungen und 


wiederholten Säumniſſen; 


„Warnung wegen verzögerter Abrechnung den Klienten 


gegenüber; 


Verweis und 300 Mark wegen Geſchäftsverbindung 


mit Winkelkonſulenten, unlauteren Wettbewerbs und 
pflichtwidriger Gebührenbeſchaffung. 
— Zu 1 und 2 iſt Berufung eingelegt. — 


„Verweis und 400 Mark. 
50 Mark wegen fortgeſetzter Verzögerungen. 


Verweis und 3000 Mark wegen verzögerter Ab- 


lieferung vereinnahmten Geldes und wahrheitswidriger 
Berichterſtattung; 


Verweis und 1 500 Mark wegen pflichtwidriger Ver⸗ 


zögerung der Ablieferung von Werthpapieren. 


Königsberg: 


1. 


2. 


8. 


Verweis und 300 Mark wegen erheblicher Ver⸗ 
zögerungen und Nichtbeantwortung von Anfragen der 
Mandanten und des Vorſtandes; 

Verweis und 150 Mark wegen unrichtiger Gebühren⸗ 
aufftellungen und Beleidigung eines Kollegen durch 
Zeitungsartikel; 

150 reſp. 50 und 50 Mark gegen drei Aıntögerichts- 
anwälte wegen häufiger Theilung von 300 Mark 
überſteigenden Streitobjekte, um ſie vor dem Amts⸗ 
gericht zur Verhandlung zu bringen. | 

— Zu 3 ift Berufung eingelegt. — 


Marienwerder: 


1. 


2. 


200 Mark wegen pflichtwidriger Gebührenberech⸗ 
nung; | 

Warnung wegen Kaufs der Praxis von einem in einen 
anderen Bezirk überſiedelnden Rechtsanwalt; 
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3. Verweis und 150 Mark wegen ungenügender Ver⸗ 
tretung ſeiner Auftraggeber und demmächftiger Ueber⸗ 
nahme eines Auftrags mit entgegengeſetztem Intereſſe; 

4. Verweis und 3 000 Mark wegen Säumniſſe und Ver⸗ 
deckung des Verſchuldens durch gröbere Verſtöße. 

— Zu 4 iſt Berufung eingelegt. — 
München: 

1. 100 Mark; 

2. 100 Mark; 

3. 150 Mark; 

4. 100 Mark. 

— In 2 Fällen iſt Berufung eingelegt. — 
Naumburg. 

1. Verweis und Geldbuße wegen den Auftraggeber 
ſchädigender Handlungen; 

2. Warnung wegen unwahrer Behauptungen; 

3. Ausſchließung wegen dauernder Verſchleppungen, Nicht⸗ 
ablieferung von Geldern, unordentlicher Buch⸗ und 
Kaſſenführung bei Aufbewahrung fremder Gelder. 

— Zu 2 und 3 iſt Berufung eingelegt. — 
Nürnberg. 

1. Verweis und 150 Mark wegen unnöthigen Weiter- 

betriebs einer Angelegenheit aus unlautern Betrieben; 
Poſen. 
1. Verweis und 300 Mark; 
2. Verweis und 1 000 Mark. 
— Zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 
Roſtock: 
1. Ausſchließung wegen fortgeſetzter Beleidigung von Ge⸗ 
richten und wegen Ehebruchs; 

2. 150 Mark wegen Verſchleppungen einer Auftragsſache 

3. Verweis und 300 Mark wegen Beleidigung eines 
Gerichts und unzutreffender Verdächtigung einer Dame; 

4. Verweis und 1000 Mark wegen wiederholter Unter- 
laſſung der Benachrichtigung ſeiner Auftraggeber. 

— Zu 1 und 4 iſt Berufung eingelegt. — 
Stuttgart: 

1. Verweis und 50 Mark wegen Verſchleppung des 
Prozeßbetriebs, Verzögerung der Abrechnung und 
beharrlicher Nichtbeachtung der Erinnerungen des 
Vorſtandes. 

Zweibrücken. 

1. Vorwurf. 

Soweit aus vorſtehenden Angaben hervorgeht, ſind von 


den Ehrengerichten in erſter Juſtanz ausgeſprochen worden: 


7 Warnungen (12 Prozent der Urtheile), 8 Verweiſe (14 Prozent), 
12 Geldſtrafen (21 Prozent) und zwar in Höhe von 30 bis 
200 Mark, 23 Verweiſe nebſt Geldſtrafe (41 Prozent) im 
Betrage von 50 bis 3000 Mark und 7 Ausſchließungen 
(12 Prozent). | 

Ueber die Fälle, in welchen gegen die Verſagung der Zu- 
laſſung die Ehrengerichte angerufen ſind, findet ſich das Nähere 
oben unter Il. 

5. Ueber den Erfolg der gegen ehrengerichtliche Urtheile 
eingelegten Berufungen giebt die nachſtehende, die geſammte 
Thätigkeit des Ehrengerichtshofes darſtellende Ueberſicht Auf⸗ 


ſchluß. 
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VIII. Der Ehrengerichtshof. 


Bei dem Ehrengerichtshof ſind während des Kalenderjahres 
1894 22 Sachen — gegen 28 im Vorjahre — anhängig 
geworden. Davon erledigte ſich eine durch Zurücknahme der 
Berufung. Die übrigen 21 Sachen, welche durchweg nur 
gegen einen Anwalt gerichtete Unterſuchungen betrafen, ſind 
ſämmtlich durch Urtheil erledigt worden. Davon waren 13 
durch Berufung ſeitens des Angeklagten, 6 durch Berufung der 
Staatsanwaltſchaft und 2 durch beiderſeitige Berufung vor den 
Ehrengerichtshof gebracht. Die lediglich von den Angeklagten 
eingelegten Berufungen ſind durchweg erfolglos geweſen. Von 
den ſtaatsanwaltſchaftlichen Unterſuchungen führten nur 3 eine 


Strafverſchärfung herbei. Von den beiderſeitigen Berufungen 
erzielte die eine eine Strafverſchärfung, und zwar die Aus⸗ 
ſchließung, die andere wurde zurückgewieſen. 

Das Schickſal der Berufungen war überhaupt folgendes: 
verworfen wurden ſolche in 81 Prozent der Fälle (nach der vorigen 
Ueberſicht in 66 Prozent), zum Nachtheile gereichten den An⸗ 
geklagten 19 Prozent (15 Prozent), zu Gunſten der Angeklagten 
fiel keine einzige aus (im Vorjahr 15 Prozent). Die Be⸗ 
rufungen hatten alſo einen viel ungünſtigeren Erfolg als im 
Vorjahre. 

Von den 29 Kammerbezirken ſind nur 13 durch Berufungen 
vertreten. 


Nummer Das Urtheil J. Inſtanz Die Berufung iſt 
der Ab⸗ | eingelegt von 
Schnitt VIII Das Urtheil des 
Bezirk der war bes der Ehrengerichtshofes lautet f 
Ueberſicht gegen Staats⸗ ee mer ungen 
aufgefüßrten | wieviel lautete auf: 1 1 anwalt f 
Straffälle [Anwälte 0 ſchaft 
a a u en x —ññ — T —— j —— 
Berlin 1 1 Freiſprechung 4 Verwerfung 
1 1 Verweis 1 1 Verwerfung 
2 1 Warnung 1 — Verwerfung 
5 1 Verweis und 3000 Mark 1 1 Ausſchließung 
Breslau — 1 Freiſprechung — 1 Verwerfung 
Celle 3 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
1 Verweis — 1 Verweis und 500 Mark 
— 1 Freiſprechung — 1 Verweis 
Colmar vorjährig 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
| 1 1 Verweis und 300 Mark 1 — Verwerfung 
Dresden 5 1 Ausſchließung 1 — — zurückge⸗ 
| nommen, 
Frankfurt a. M. 1 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
| 2 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
Hamburg 1 Freiſprechung — 1 Verwerfung 
Marienwerder 4 1 Verweis und 500 Mark 1 = Verwerfung 
München 1 1 100 Mark 1 — Verwerfung 
Naumburg 2 1 Warnung — 1 Verweis und 100 Mark 
Poſen 1 1 Verweis und 300 Mark 1 — Verwerfung 
Roſtockk vorjährig 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
1 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
| 4 1 Verweis und 1000 Mark 1 — Verwerfung 
Stuttgart — 1 Verweis und 150 Mark 1 — Verwerfung 


IX. Strafgerichtliche Anterſuchungen. 


Ueber ſtrafgerichtliche Unterſuchungen wird mitgetheilt: aus 
Celle eine Verurtheilung wegen Stempelſteuer⸗Kontravention 
durch Nichtverwendung des Vollmachtsſtempels, zwei fernere 


wegen Jagdvergehen und wegen Herausforderung zum Zwei⸗ 
kampf; aus Dresden eine Verurtheilung zu 300 Mark wegen 
Beleidigung eines richterlichen Beamten ſowie Unterſuchungen 
gegen ein Mitglied wegen Untreue und Unterſchlagung, gegen 
ein anderes wegen Freiheitsberaubung und Erpreſſung; aus 
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Marienwerder eine Unterfuhung wegen Untreue und Unter: 
ſchlagung, aus Naumburg zwei Unterſuchungen wegen Ge⸗ 
bührenüberhebung und eine wegen Unterſchlagung und Untreue. 


X. Armenſachen. 


Ueber die Zahl der Vertretungen in Armenſachen bringt 
wiederum nur der Darmſtädter Bericht nähere Angaben. 
Danach ſind in dieſem Bezirk zur Vertretung armer Parteien 
beim Oberlandesgericht in 30 und bei den Landgerichten in 
486 Fällen Rechtsanwälte beſtellt worden; die Zahl der freiwillig 
zu übernehmenden Armenſachen bei den Amtsgerichten war nicht 
erheblich. 8 


XI. Hülfskaſſen und Anterſtützungsſachen. 

Der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, deren ſegensreiche 
Wirkſamkeit fortdauernd allgemeine Anerkennung findet, ſind, 

ſoweit die Berichte darüber Auskunft geben, überwieſen worden: 
von Augsburg 800 Mark, Berlin 15 000 Mark, Brannſchweig 
600 Mark, Caſſel 300 Mark, Celle 1 500 Mark, Cöln 
1000 Mark, Darmſtadt 1 200 Mark, Dresden 1 200 Mark, 
Frankfurt 2 000 Mark, Hamm 1 500 Mark, Jena 500 Mark, Kiel 
1000 Mark, Marienwerder 2 000 Mark, München 1 500 Mark, 
Naumburg 500 Mark, Nürnberg 1 000 Mark, Poſen 2 000 Mark, 
Roſtock 500 Mark, Stettin 1 000 Mark, Stuttgart 1 200 Mark, 
Zweibrücken 100 Mark und von der Reichsgerichtskammer 
500 Mark. | 

Daneben hat es nicht an thätiger Fürſorge für die Kammer⸗ 
mitglieder und deren Hinterbliebenen gefehlt. 

Im Bezirk Bamberg erhielt die Wittwe eines verſtorbenen 
Rechtsanwalts eine Unterſtützung von 80 Mark. Dem Anwalts- 
unterſtützungsverein in Hannover ſind vom Vorſtand in Celle 
300 Mark zugewieſen. Aus dem Unterſtützungsfonds des 
Hanſeatiſchen Bezirks, welcher 30 996 Mark Kapitalbeſtand 
hat, ſind 900 Mark Unterſtützungen an zwei Anwaltswittwen 
verausgabt worden. Vom Kieler Vorſtand ſind an 2 Wittwen 
verſtorbener Kammermitglieder je 300 Mark Unterſtützung gewährt. 
Das rentirliche Vermögen des Münchener Fonds zur Unter⸗ 
ſtützung in Noth gerathener bayeriſcher Anwälte belief ſich auf 
62 614 Mark. Demſelben floſſen aus dem Bezirk Nürnberg 
1000 Mark und aus Zweibrücken 100 Mark zu. Im 
Naumburger Bezirk find der dort beſtehenden Penſtonskaſſe 
1000 Mark zur Aufbeſſerung der den Wittwen zu gewährenden 
Jahresunterſtützungen überwieſen. Aus der Kaſſe, welche 193 Mit⸗ 
glieder zählt und ein Stammvermögen von 155 981 Mark befitzt, 
erhielten 5 Penſionäre zuſammen 7400 Mark Zuwendungen 
und 45 Wittwen je 300 Mark Unterſtützung. Im Bezirk Poſen 
find an Unterstützungen gezahlt worden: einer Anwaltswittwe 
600 Mark laufend, einer anderen 400 Mark, ferner der Tochter 
eines verſtorbenen Mitglieds fortlaufend 200 Mark. Außerdem 
wurde für Rechnung derſelben Anwaltskammer ein geiſteskrankes 
Mitglied in der Provinzialirrenanſtalt verpflegt; für ein anderes 


daſelbſt verſtorbenes Mitglied wurden 100 Mark Beerdigungs- 
koſten bewilligt. Aus der Hülfskaſſe für mecklenburgiſche 
Rechtsanwälte, welcher 500 Mark zugewendet wurden, ſind zu⸗ 
ſammen 1950 Mark Unterſtützungen gezahlt worden. Im Bezirk 
Stettin bezogen Anwaltswittwen 650 Mark Unterſtützungen. 


XII. Kaſſenverwaltung. 


Aus deu früher bereits dargelegten Gründen iſt eine gleich⸗ 
mäßige Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben herzuſtellen, 
fortdauernd nicht möglich. Der Vermögensbeſtand der Auwalts⸗ 
kammern betrug weniger als 1 000 Mark in Braunſchweig und 
beim Reichsgericht, zwiſchen 1 000 und 5 000 Mark in Augs⸗ 
burg, Colmar, Darmſtadt, Jena, München, Naumburg, Nürn⸗ 
berg, Roſtock und Zweibrücken, zwiſchen 5000 und 50 000 Mark 
in Dresden, Hamm, Kiel, Marienwerder, Poſen, Stettin und 
Stuttgart, über 50 000 Mark in Berlin. 

Die Höhe der Beiträge belief ſich im Berichtsjahr für die 
Reichsgerichtskammer auf 60 Mark, für den Bezirk Poſen auf 
25 Mark, für Marienwerder und Nürnberg auf 20 Mark, für 
Jena und Roſtock auf 15 Mark, für Dresden auf 12 Mark, 
für Augsburg, Frankfurt, Kiel, München, Naumburg und 
Stuttgart auf 10 Mark, für Celle auf 9 Mark. 


XIII. Kammerverhandlungen. 


Während des Berichtsjahres haben beim Reichsgericht zwei 
ordentliche und eine außerordentliche, im Bezirk Kiel, Poſen 
zwei Kammerverſammlungen ſtattgefunden; in Dresden keine. 
Im Uebrigen haben ſich die Kammermitglieder nur einmal 
verſammelt. Die Verſammlung des Bezirks Colmar wurde in 
Straßburg, die der Hanſeatiſchen Kammer in Lübeck, die von 
Kiel in Altona, die von Marienwerder in Danzig und die von 
Naumburg in Halle abgehalten. 

In der Darmſtädter Verſammlung wurde ein Antrag 
angenommen, wonach die Kammer ihren Mitgliedern empfiehlt, 
in ihren Büreaus möglichſt bald die gänzliche Sonntagsruhe 
einzuführen, und an den Vorſtand das Erſuchen richtet, die 
Durchführung der Sonntagsruhe nach Kräften vorzubereiten. 

Im Naumburger Bezirk wurde ein von mehreren Kammer⸗ 
mitgliedern geſtellter Antrag: beim Herrn Juſtizminiſter dahin 
vorſtellig zu werden, daß auch in Fällen kürzerer Verhinderung, 
z. B. bei Trauerfällen, dem verhinderten Anwalt auf ſeinen 
Antrag von der Landesjuſtizverwaltung ein Stellvertreter be⸗ 
willigt werden könne, von der Verſammlung abgelehnt. 

Ju der außerordentlichen Sitzung der Reichsgerichtskammer 
wurde die Einführung einer Amtstracht für die Rechtsanwälte 
beim Reichsgericht beſchloſſen. 

Die Zahl der theilnehmenden Mitglieder betrug bei der 
Verſammlung des Bezirks Berlin 425, Colmar 35, Darm⸗ 
ſtadt 43, Hamm 31, Jena 16, Kiel 21 bezw. 35, Marien⸗ 
werder 30, Naumburg 70, Oldenburg 10, Poſen 42 bezw. 34 
und Stettin 51. 


W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin 8. 
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Znhalt. 

Vereinsnachrichten. S. 125. — Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. S. 125. — Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in Beziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Cibilrechts. S. 125. — Vom Reichsgericht. S. 131. — 
Perſonal⸗Veränderungen. S. 143. 


Vereinsnachrichten. 


In Folge Erkrankung unſeres Mitarbeiters kann das 
Geſammtverzeichniß der Reichsgerichtsentſcheidungen nebſt 
Titel und Inhaltsverzeichniß zum Jahrgange 1896 erſt in 
den nächſten Monaten geliefert werden. 


Hülfsliaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Der am 28. Jannar verſtorbene Juſtizrath Zwilgmeyer, 
Rechtsanwalt und Notar in Braunſchweig, hat der Hülfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte ein Legat von fünfhundert 
Mark vermacht. Nachdem die Wittwe, Frau A. Zwilgmeyer 
geb. Seele den Betrag ausgezahlt hat, wird dieſes Zeichen 
der Theilnahme des Dahingeſchiedenen an den Zwecken der 
Hülfskaſſe mit herzlichſtem Danke bekannt gemacht. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 
ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitnte 

des Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 

Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 
XXXV. 
Verjührung der Einreden. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch hat keine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung über die Verjährung der Einreden aufgenommen; 
aus den Motiven I S. 291 ergiebt ſich aber, daß man dieſe 
Streitftage einfach damit für erledigt erachtete, daß der Begriff 
der Verjährung auf „Anſprüche“ beſchränkt ſei: „Anſprüche, 
nicht Einreden ſind Gegenſtand der Verjährung“. Bei der 
Unſicherheit des Windſcheid'ſchen Anſpruchsbegriffes iſt uns 


damit wenig geholfen. Im Uebrigen billigen die Motive aus⸗ 
drücklich die einzige (wenigſtens unter den offiziell publizirten) 
bislang ad hoc ſich prinzipiell äußernde Entſcheidung des 
Reichsgerichts. R. G. II Nr. 40 (III. Civilſenat, Urth. vom 
11. Juni 1880 i. S. L. [Kl.] w. F. [Bekl.] Rep. III 455/79. 
Kreisgericht Wiesbaden. O. L. G. Frankfurt a. M.) S. 158: 

„Der Entſcheidung, daß die auf das ädilitiſche 
Edikt geſtützten Einreden verjährt ſind, wird die 
Verkennung des Rechtsgrundſatzes, daß Einreden nicht 
verjähren, vorgeworfen. 

Dieſe Rüge iſt unbegründet. Der aufgeſtellte Rechts⸗ 
grundſatz iſt in ſeiner Allgemeinheit nicht für richtig zu 
halten. Iſt in einer Einrede nur die Geltendmachung 
eines Anſpruchs zu finden, ſo muß nothwendig mit der 
Aufhebung der Anſpruch gleichzeitig wegfallen. Es iſt 
daher die Beantwortung der Frage, ob die auf einem 
obligatoriſchen Anſpruch beruhenden Einreden der Ver⸗ 
jährung unterliegen, zunächſt von der Entſcheidung der 
bekannten Kontroverſe abhängig, ob bei der Verjährung 
der perſönlichen Klage noch eine natürliche Verbindlich⸗ 
keit — im juriſtiſchen Sinne dieſes Wortes, alſo ein 
mit unvollkommenem Rechtsſchutze ausgeſtatteter An⸗ 
ſpruch — übrig bliebe; wäre dies zu bejahen, ſo würde 
hiermit die Fortdauer einer ausreichenden Grundlage 
einer Einrede gegeben ſein. In den Ausſprüchen der 
Quellen iſt weder für die bejahende noch für die ver⸗ 
neinende Anſicht ein genügender Beweis zu finden. 

Man muß daher auf das Weſen der Sache zurück⸗ 
gehen; dieſe Auffaſſung führt aber dahin, daß man in 
Betreff des Obligationenrechtes das Klagerecht und den 
Anſpruch ſelbſt für identiſch zu halten und folglich die 
Klagverjährung als Verjährung des Anſpruchs anzuſehen 
hat. Wenn für das Uebrigbleiben einer natürlichen 
Verbindlichkeit namentlich darauf hingewieſen zu werden 
pflegt, daß die Verjährung der perſönlichen Klage den 
Pfandanſpruch nicht aufhebt (1. 7. Cod. de praes- 
eript. 7. 39; 1. 2 Cod. de luitione pign. 8. 31), 
vielmehr die Fortdauer einer natürlichen Verbindlichkeit 
ſo lange, als das Pfandrecht noch beſteht, ausdrücklich 
bezeugt wird (1.59 pr. Dig. ad S. C. Trebell. 36. 1), 
ſo iſt hiergegen zu erwidern, daß für dieſen Fall die 
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Anerkennung der Fortdauer einer natürlichen Verbind⸗ 
lichkeit gerade daraus zu erklären iſt und gerechtfertigt 
wird, daß in dem fortdauernden Pfandrechte zugleich 
auch der durch das Pfand geſicherte Anſpruch noch nach 
dem Erlöſchen der perſönlichen Klage fotwährend einen 
gewiſſen Rechtsſchutz genießt. 

Hiernach bleibt freilich noch zu fragen, ob die neben 
einer perſönlichen Klage begründete Einrede nur auf 
dem obligatoriſchen Anſpruche beruht oder eine von 
demſelben unabhängige ſelbſtändige Exiſtenz hat; allein 
das letztere iſt zwar für einzelne Einreden, ſo namentlich 
für die exceptio doli, aus beſonderen Beſtimmungen 
der Geſetze zu bejahen, aber weder im Allgemeinen noch 
auch insbeſondere in Betreff der ädilitiſchen Einreden 
als richtig anzuerkennen.“ 

Dieſe Entſcheidung beruht wiederum auf der Theorie 
Windſcheid's, Pand. IS 112. Derſelbe ſetzt uns hier aus⸗ 
einander, die Verjährung des dinglichen Anſpruches berühre 
zwar die auf das dingliche Recht zu gründende Einrede nicht; 
die Verjährung des perſönlichen Anſpruches aber 
hebe die auf der Obligation beruhenden Einreden 
auf. Habe jedoch eine Einrede neben der Obligation eine 


ſelbſtändige Exiſtenz, ſo werde ſie von der Verjährung 


der Obligation nicht betroffen. — Dieſe Entſcheidung und 
Unterſcheidung iſt nun wegen ihrer Unſicherheit bereits mit 
Recht von Dernburg, Band. IS 150 Nr. 9 getadelt worden: 


„Die ſelbſtändige Exiſtenz ſei, führt die Entſcheidung 


aus, für einzelne Einreden, ſo namentlich für die 
exceptio doli, „aus beſonderen“ Beſtimmungen der 
Geſetze zu bejahen, aber weder im Allgemeinen, noch 
in Betreff der ädiliciſchen Einreden, um die es ſich 
im Falle handelte, als richtig anzuerkennen. Es läßt 
ſich viel dafür ſagen, daß die Einreden wegen der 
ädiliciſchen Mängel nicht weniger wie die ädiliciſchen 
Klagen der kurzen Verjährung unterliegen. Dies er⸗ 


klärt ſich aber aus der Beſonderheit des Verhältniſſes, 


da es in der That unzweckmäßig und dem Sinne des 
ädiliciſchen Ediktes zuwider iſt, Streitigkeiten wegen 
angeblicher Mängel der Kaufſache erſt nach längerer 
Zeit zur gerichtlichen Verhandlung zu bringen. So 
mag dies die Rechtſprechung feſtſtellen und feſthalten. 
Die Begründung des Reichsgerichtes iſt aber 
bedenklich. Daß „die Geſetze“ d. h. der Juriſt Paulus 
in der A oben Anm. 8 abgedruckten Stelle (J. 5 $ 4 
D. de exc. doli mali 44, 4: Non sicut de dolo actio 
certo tempore finitur, ita etiam exceptio eodem 
tempore danda est: nam haec perpetuo competit, 
cum actor quidem in sua potestate habeat, quando 
utatur suo jure, is autem cum quo agitur non 
habeat potestatem quando conveniatur) keineswegs 
beſondere Beſtimmungen für die exceptio 
doli geben wollten, daß vielmehr Paulus 
feine Entſcheidung auf einen allgemeinen Ge⸗ 
ſichtspunkt gründet, iſt offenſichtlich.“ 
Die alte Streitfrage, ob und inwieweit Einreden ver⸗ 
jähren oder nicht, bleibt hiernach nicht nur nach der cit. 
Reichsgerichtsentſcheidung, ſondern auch nach dem B. G. B. ohne 


autoritäre Erledigung. Eine beſondere Behandlung nach römiſchem 
Rechte hat ſie gefunden durch Dr. Georg Wildhagen 
in den Jahrb. f. Dogmatik XXI (N. F. IX S. 1-55). 

Der Verfaſſer prüft die Frage der Verjährbarkeit der 
folgenden einzelnen Einreden: a) Compenſationseinrede 
(Reſultat: es komme darauf an, ob das Klagrecht der Ein⸗ 
redenden vor oder nach Erwerb des Klagrechts durch Kläger 
verjährt ſein würde; bei zwei einander gegenüberſtehenden, 
compenſablen Forderungen laufe die Verjährung für keine und 
ſei gegen die Compenſationseinrede die Replik der Verjährung 
zu verſagen); b) exceptio doli und exceptio quod metus 
causa: dieſelbe ſei unverjährbar; e) Einreden wegen Mangel⸗ 
haftigkeit einer Kaufſache (Verfaſſer unterſcheidet species- und 
genus-Kauf und kommt darnach zu verſchiedenen Reſultaten); 
d) exceptio non adimpleti contractus; e) Retentionseinrede 
(da ein Anſpruch nicht die Vorausſetzung ſei, ſei d und e nicht 
verjährbar); 1) Einrede der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand (verjährt in 4 Jahren). 

Wollte man ernſtlich inductiv vorgehen, ſo würde dieſe 
Aufzählung und die auf ſie beſchränkte Unterſuchung nicht als 
erſchöpfend anzuſehen ſein. Einzelne Entſcheidungen können 
auch nicht als unanfechtbar erſcheinen; des Verfaſſers all⸗ 
gemeines Endreſultat, gegen eine Einrede ſei dann die Replik 
der Verjährung zuläffig, wenn die Einrede ſich auf den Satz: 
dolo facit, qui petit quod redditurus est, dürfte ſelbſt, wenn 
die ihn zu Grunde gelegten Einzelentſcheidungen richtig ſind, 
keineswegs ein helleres Licht auf das Problem werfen, das 
überdies noch durch die beklagenswerthe Vieldeutigkeit der 
Begriffe Einrede und exceptio complicirt wird. Vielleicht 
kann aber folgender Geſichtspunkt zur Klärung des Gegenſatzes 
der verjährbaren und unverjährbaren Einreden beitragen: Der 
principale Zweck der Klage iſt Leiſtung, der principale Zweck 
der Einrede Befreiung. Doch läßt ſich jener Zweck der 
Leiſtung, auf den die Klage berechnet iſt, unter gewiſſen 
Vorausſetzungen auch mittelſt Einrede erreichen, z. B. durch 
Einrede der Compenſation und Redhibition; die Compenſation 
hat zwar als letzten Zweck auch die Befreiung der Beklagten, 
doch wird dies Reſultat eben dadurch erzielt, daß Kläger 
leiſtet bezw. ſeine Leiſtung als erfolgt fingirt wird. (Hier 
freilich gilt der Satz: dolo facit qui petit quod redditurus 
est.) Durch die Compenſationseinrede alſo wird eigentlich 
ein principaler Klagzweck in Exceptionsform erzielt. Nun aber 
kann unter Umſtänden auch ein principaler Exceptionszweck in 
Klagform verfolgt werden, z. B. die exceptio quod metus 
causa bezweckt zunächſt Befreiung von einer erzwungenen Ver⸗ 
bindlichkeit, um dies zu ermöglichen freilich auch Anfechtung 
eines erzwungenen Rechtsaktes, und um letzteren Zweck zu er⸗ 
reichen, hat das Geſetz noch die actio quod metus hinzu⸗ 
gefügt. Die exceptio iſt hier das primäre, die actio das 
ſecundäre Rechtsmittel. Iſt umgekehrt die exceptio die 
ſecundäre Form des Rechtsſchutzes, ſo unterliegt ſie demſelben 
Schickſal, wie die actio, alſo der Verjährung. So iſt die 
querela inofficiosi testamenti ein principaliter auf Caſſation 
eines Teſtamentes gerichtetes Rechtsmittel, nicht aber auf Be⸗ 
freiung des beſitzenden Inteſtaterben. Wenn alſo letzterer 
innerhalb der fünfjährigen Verjährungsfriſt nicht klagt, ſo ſteht 
der ſpäteren einredeweiſen Geltendmachung der Querel die 
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Replik der Verjährung entgegen. Daſſelbe gilt von der 
restitutio in integrum. Denſelben Unterſchied dürfte Thon, 
Rechtsnorm und ſubjectives Recht S. 280, dogmat. Jahr⸗ 
bücher XXVIII S. 42 mit dem Gegenſatz der rechts⸗ 
verfolgenden und rechtsverneinenden Einreden gemeint 
haben. Die rechtsverneinende Einrede verjährt nicht, auch 
wenn ſie proceſſual in Form einer Klage geltend gemacht 
werden kann, dagegen iſt die rechtsverfolgende Einrede wie 
die Klage der Verjährung unterworfen. | 


Ä XXXVI. 
Selbſthülfe. Selbſtvertheidigung. 
B. G. B. 88 227— 231, 8 904. 


Gegenüber der im gemeinen Recht früher vorherrſchenden 
Meinung, die Selbſthülfe als ſolche ſei nicht erlaubt, die dann 
auch in die älteren Particulargeſetzgebungen, z. B. Pr. A. L. R. 
Einl. § 7, fühl. G. B. § 179 überging, hat zuerſt Puchta 
(Band. 8 80) den richtigen Grundſatz wieder zur Anerkennung 
gebracht, daß eine Handlung an ſich und abgeſehen von be⸗ 
ſonderen Rechtsvorſchriften nicht ſchon darum widerrechtlich iſt, 
daß ſie ſich als Selbſthülfe darſtellt. Nachdem dann (nach 
v. Ihering, Geiſt des röm. Rechts, I § 11, der das älteſte 
Syſtem des römiſchen Rechtes geradezu als Syſtem der Selbſt⸗ 
hülfe charakteriſirt, Schmitt, die Selbſthülfe im römiſchen 
Privatrecht, Erlangen 1868, eine gründliche hiſtoriſche Dar⸗ 
ſtellung des Begriffes geliefert, hat Wendt in den dogma⸗ 
tiſchen Jahrbüchern XXI (N. F. IX) S. 56— 342 (das Fauſt⸗ 
recht oder Beſitzvertheidigung und Beſitzverfolgung) den Gegen⸗ 
ſtand in eingehender Weiſe dogmatiſch behandelt, und der 
heutige Standpunkt der gemeinrechtlichen Theorie läßt ſich mit 
dem Satze der Motive zum B. G. B. I S. 352 wiedergeben: 
„Erweiſt ſich eine Handlung als an ſich erlaubt oder doch 
nicht unerlaubt, ſo iſt kein Grund erſichtlich, dieſelbe für den 
Fall, daß ſie der Selbſthülfe dienen ſoll, zu verbieten. Die 
Abſicht, den Zuſtand herbeizuführen, der dem Rechte entſpricht, 
iſt nicht widerrechtlich.“ Selbſthülfe iſt an ſich nichts als Ver⸗ 
wirklichung eines Rechtes gegen Widerſtand mittels Veranſtal⸗ 
tungen der Berechtigten ohne Inanſpruchnahme der Obrigkeit. 
Wenn heutzutage noch hin und wieder, z. B. von Bähr, dogmat. 
Jahrbücher XXVI S. 257 Selbſthülfe oder Eigenmacht als 
ſolche für widerrechtlich erklärt wird, ſo dürften die betreffenden 
Juriſten ſtillſchweigend in den Begriff das Moment der 
gegen ſpezielle ſtrafrechtliche oder civilrechtliche 
Verbotsgeſetze verſtoßenden Selbſthülfe einſchließen. 
Als civilrechtliche Beſtimmungen der Art kommen gemein⸗ 
rechtlich zunächſt das decretum Divi Marci und die 1. 7 C. 
nude vi 8, 4 in Betracht. Erſteres verbot bekanntlich dem 
Gläubiger die eigenmächtige Privatpfändung des Schuldners 
und man dehnte das Verbot auf alle Fälle aus, in denen 
der Gläubiger ſonſt mit Gewalt Zahlung erzwang. Zur 
Strafe ſoll der Gläubiger ſein Forderungsrecht verlieren. 
Letzteres Geſetz ſtraft den Eigenthümer, der mit Gewalt den 
Beſizer verdrängt, mit Verluſt feines Eigenthums. Das 
Reichsgericht hat ſich in ſeinen Entſcheidungen R. G. XI 
Nr. 50 S. 244 ff. XVIII S. 218 dafür entſchieden, daß dieſe 
Privatſtrafen durch das Reichsſtrafgeſetzbuch außer Geltung 
geſetzt find. Wenngleich die Begründung dieſer Entſcheidungen 


theoretiſch nicht unbeſtritten iſt, vergl. Dernburg, Band. 1 § 125 
Nr. 9, Wendt, a. a. O. S. 104, ſo kommen doch alle Theore⸗ 
tiker mit der Praxis im Endreſultat überein (vergl. auch 
Maudri, der civilrechtl. Inhalt der Reichsgeſetze S. 260), und 
erſcheint mir ein näheres Eingehen auf dieſe Entſcheidungen 
um ſo überflüſſiger, als das Bürgerliche Geſetzbuch, das allem 
etwaigen Zweifel ein Ende macht, vor der Thür ſteht. Von 
Intereſſe iſt hier nur die m. E. richtige Bemerkung Wendts 
(a. a. O.), daß nach Beſeitigung der 1.7 unde vi 8, 4 auch 
der 8 240 R. St. G. B. (Nöthigung) überall dann nicht zu⸗ 


trifft, wenn der Eigenthümer einen juriſtiſchen Beſitzer dejicirt, 


der nicht etwa ein Gebrauchs⸗ oder Retentionsrecht an der 
Sache hat. „Der Eigenthümer handelt in ſolcher Lage nicht 
widerrechtlich; denn ſein Recht geht auf den Beſitz, un⸗ 
geachtet ihm vom Beſitzer Schutzeswegen die Reſtitution an 
den Dejicirten anbefohlen werden kann. In gleicher Weife.ift 
m. E. auch 8 289 des St. G. B. (ſtrafbarer Eigennutz) zu 
handhaben. Denn hier wird dem Eigenthümer, der ſeine 
eigene bewegliche Sache an ſich zieht, auch nur dann eine 
Strafe angedroht, wenn durch die Wegnahme ein fremdes 
Nießbrauchsrecht, Pfandrecht, Gebrauchsrecht und 
zuletzt Zurückbehaltungsrecht verletzt worden iſt. Die 
bloße Verletzung fremden Beſitzes iſt auch in dieſem Para⸗ 
graphen nicht für ſtrafwürdig erachtet, und die rechtswidrige 
Abſicht, welche derſelbe betont, liegt eben dann nicht vor, wenn 
nichts weiter als Selbſthülfe begangen worden iſt“. Anderer 
Meinung iſt freilich Dernburg, Band. I § 125 S. 297. An⸗ 
ders wird dies auch nach $ 858 B. G. B.: 

„Wer dem Beſitzer ohne deſſen Willen den Beſitz 

entzieht oder ihn im Beſitze ſtört, handelt, ſofern nicht 
das Geſetz die Entziehung oder die Störung geſtattet, 
widerrechtlich (verbotene Eigenmacht).“ 
Doch vergl. $ 859: 

„Der Beſitzer darf ſich verbotener Eigenmacht mit 
Gewalt erwehren. 

Wird eine bewegliche Sache dem Beſitzer mittelſt 
verbotener Eigenmacht weggenommen, jo darf er fie 
dem auf friiher That betroffenen oder verfolgten 
Thäter mit Gewalt wieder abnehmen. 

Wird dem Beſitzer eines Grundſtückes der Beſitz 
durch verbotene Eigenmacht entzogen, ſo darf er ſofort 


nach der Entziehung ſich des Beſitzes durch Entſetzung 


des Thäters wieder bemächtigen.“ 

Im Verhältniß zu anderen ſtrafrechtlichen Normen iſt 
allerdings der Unterſchied der aggreſſiven und defenſiven 
Selbſthülfe, der Selbſtvertheidigung und Selbſtbefrie— 
digung erheblich. Die Selbſtvertheidigung berechtigt auch 
zu an ſich unerlaubten Handlungen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des ſtrafrechtlichen Nothwehrbegriffes vorliegen und 
deſſen Schranken gewahrt werden. Dies hat das Reichsgericht 
in einer zunächſt freilich nur auf Preußiſches Landrecht baſirten, 
aber zweifellos allgemein zutreffenden Entſcheidung beſtätigt: 
R. G. XXI Nr. 54 (VI. Civilſenat), Urth. v. 27. Juni 1888 
i. S. Wittwe W. u. Gen. (Kl.) w. F. (Bekl.) Rep. VI 
115/88, I. L. G. Elbing. II. O. L. G. Marienwerder: 

„Die Frage, ob und inwieweit für eine Handlung 

Schadenerſatz geleiſtet werden muß, iſt im allgemeinen 


128 


nicht nach den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs, ſondern 
nach den Grundſätzen des Civilrechtes zu beurtheilen. 
Unbedenklich kann darnach eine Handlung, welche der 
Beſtrafung nicht unterliegt, trotzdem einen Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch begründen, ſofern ſie ſich als unerlaubt 
und widerrechtlich im Sinne des A. L. R. I. 6 darſtellt. 

Darin ift nun allerdings dem Oberlandesgerichte bei⸗ 
zutreten, daß eine nach Nothwehr bei der Begriffs⸗ 
beſtimmung des §8 53 Abſ. 2 St. G. B. gebotene 
Handlung ebenſowenig die Entſchädigungspflicht wie 
die Beſtrafung des Handelnden nach ſich zieht. Wo 
es ſich um eine Vertheidigung handelt, welche erforder⸗ 
lich iſt, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
von ſich oder einem anderen abzuwenden, wird regel⸗ 
mäßig auch die Anwendung der SS 78 Einl. und 36 
A. L. R. I. 6 gerechtfertigt erſcheinen und damit die 
Annahme einer widerrechtlichen Handlung ausgeſchloſſen 
ſein. In dieſem Sinne hat ſich auch das vom Vorder⸗ 
richter angezogene Urtheil des preußiſchen Obertribunals 
ausgeſprochen. 

Vgl. Striethorſt, Archiv Bd. 96 S. 128; auch 
88 141. 142. A. L. R. I. 7, ſowie 88 517 flg. II. 20. 

Weſentlich anders aber liegt die Sache im 
Falle der Ueberſchreitung der Nothwehr, wie 
ihn der § 53 Abſ. 3 St. G. B. im Auge hat. 
Daß dieſer Fall der wirklichen Nothwehr auch vom 
ſtrafrechtlichen Geſichtspunkte aus nicht gleich ſteht, iſt 
in der Faſſung des § 53 deutlich zum Ausdruck ge⸗ 
langt. Während nach Abſ. 1 deſſelben bei wirklicher 
Nothwehr eine ſtrafbare Handlung überhaupt „nicht 
vorhanden“ iſt, wird in Abſ. 3 die Ueberſchreitung der 
Nothwehr unter beſtimmten Vorausſetzungen als „nicht 
ſtrafbar“ bezeichnet und damit nur ein ſubjectiver Straf⸗ 
ausſchließungsgrund für eine objektiv rechtswidrige Hand⸗ 
lung anerkannt. 

Vgl. v. Liszt, Strafrecht S. 130. Olshauſen 
Kommentar zum Strafgeſetzbuche Anm. 18 zu 8 53. 

Die Annahme des Berufungsgerichtes, daß 
bei dem Vorhandenſein dieſes Strafaus— 
ſchließungsgrundes auch die Entſchädigungs— 
pflicht des Handelnden grundſätzlich aus— 
gefhloffen ſei, findet weder in den oben 
angeführten noch in ſonſtigen Beſtimmungen 
des Allgem. Landrechtes eine Stütze. Ins⸗ 
beſondere entbindet der § 36 I. 6, auf welchen das 
Gericht ſich beruft, nur denjenigen vom Schadenserſatz, 
welcher ſich ſeines Rechtes „innerhalb der gehörigen 
Schranken“ bedient. Im Falle der Ueberſchreitung der 
Nothwehr ſind aber gerade die gehörigen Schranken 
der Selbſtvertheidigung verlaſſen und daraus zog das 
landrechtliche Strafrecht die Konſequenz, daß der Ueber⸗ 
ſchreitende eine verhältnißmäßige 1 N Exceſſes 
verwirkt hat (S 524 A. L. R. II. 20). 

Von dem Civilrichter iſt deshalb lediglich nach 
den allgemeinen Grundfätzen des 3. und des 
6. Titels des I. Theiles zu prüfen, ob die in 
Ueberſchreitung der Schranken der Nothwehr 


vorgenommene Handlung einerſeits eine freie 

(8$ 1—3 J. 3) war und andererſeits bei An⸗ 

wendung der gebotenen Aufmerkſamkeit ver⸗ 
mieden werden konnte.“ 

Vgl. 88 16 flg. daſ.; auch Entw. des deutſchen 

bürgerl. Geſetzb. SS 186. 704 flg. und Motive 

dazu Bd. I. S. 348, 349. Bd. 2. S. 728. 729. 

Natürlich können, wenn der Verklagte in einem Proeeſſe 

ſich darauf beruft, in Nothwehr gehandelt zu haben, nicht die 

ſtrafproceſſualiſchen Grundſätze über den Beweis der Schuld 

zur Anwendung kommen, vielmehr qualificirt ſich dieſe Be⸗ 

hauptung civilproceſſualiſch als eine Einrede im weiteren 

Sinne, für die Verklagter beweispflichtig iſt. Dies 

hat R. G. XXXIII Nr. 85 (II. Civilſenat, Urth. v. 8. Mai 1894 

i. S. M. (Kl.) w. R. (Bekl.) Rep. II. 80/94) in einer Elſäſſer 

Sache (L. G. Zabern, O. L. G. Kolmar) richtig begründet 

und zwar mit einer über das franzöſiſche Recht hinausgehenden 

Tragweite: 

„Der Berufungsrichter ſpricht, obwohl er für feftgeftellt 
erachtet, daß der Bekl. R. dem Kläger mit einem Stode 
einen Schlag über den Kopf verſetzte und dadurch eine 
Verletzung zufügte, dennoch Abweiſung der Schadens⸗ 
erſatzklage des Verletzten aus, indem er erwägt: „Da 
als wahrſcheinlich anzunehmen ſei, daß Beklagter 
im Stande der Nothwehr gehandelt habe, ſo ſtelle ſich 
ſein Handeln nicht als ein ſchuldhaftes dar; jedenfalls 
habe der Kläger den ihm obliegenden Beweis eines 
ſchuldhaften Verhaltens des Beklagten nicht geführt.“ 

Hätte der Berufungsrichter den mit „jedenfalls“ be⸗ 
ginnenden Theil ſeiner Ausführung weggelaſſen, ſo 
würde ſeine Schlußfolgerung, daß das Handeln des 
Beklagten ſich nicht als ein ſchuldhaftes darſtelle, ge⸗ 
höriger Begründung entbehren; denn nur durch eine 
wirklich erwieſene Nothwehr, nicht ſchon durch die 
Wahrſcheinlichkeit einer ſolchen wird einer vorſätzlichen 
Körperverletzung der Charakter einer rechtswidrigen That 
entzogen; daß aber der Beklagte den verletzenden Schlag 
vorſätzlich geführt hat, iſt vom Berufungsrichter feſt⸗ 
geſtellt, wenn auch nicht unter Gebrauch des Wortes 
„vorſätzlich“. Es iſt alſo weiter zu prüfen, ob der 
Satz der Entſcheidungsgründe: „Jedenfalls hat der 
Kläger den ihm obliegenden Beweis nicht erbracht“ die 
Entſcheidung tragen kann. Dies iſt aber nicht der Fall. 

Unter dem dem Kläger obliegenden Beweiſe verſteht 
der Richter den Beweis eines ſchuldhaften Thuns 
und mit Rückſicht auf den zur Entſcheidung vorliegenden 
Fall den Beweis, daß der Beklagte den Schlag nicht 
mit Nothwehr geführt habe; letzteres aber ver— 
ſtößt, wie der Reviſionskläger mit Recht geltend macht, 

gegen die Grundſätze von der Beweislaſt, 
welche für den Civilrichter maßgebend ſein 
ſollen. Nach dieſen Grundſätzen hat jeder der ſtrei⸗ 
tenden Theile die zur Begründung ſeiner Anträge die⸗ 
nenden Thatfachen, ſoweit nicht das Geſetz durch Auf⸗ 
ſtellung von Vermuthungen oder der Gegner durch 
Geſtändniß ihn davon befreit, zu beweiſen. Derjenige, 
welche auf Grund der Art. 1382. 1383 Code civil 
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wegen einer erlittenen Körperverletzung Schadenserſatz 
verlangt, hat deshalb zu erweiſen, daß der Beklagte 
die Verletzung ſchuldhaft, d. h. vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig, verübt hat, während der Beklagte, welcher 
behauptet, die verletzende Handlung in berechtigter 
Weiſe zum Zwecke der Vertheidigung gegen einen rechts⸗ 
widrigen Angriff ausgeführt zu haben, dieſen Ent⸗ 
ſchuldigungsbeweis führen muß. Allerdings 
ſchließt Nothwehr ein Verſchulden des ſich Vertheidi⸗ 
genden aus; allein die Behauptung der Nothwehr 
it nicht reine Verneinung der vom Kläger behaup⸗ 
teten Thatſachen, ſondern zugleich die Aufſtellung an⸗ 
derer Thatſachen, insbeſondere der Thatſache des rechts⸗ 
widrigen Angriffes, auf deren vom Beklagten zu füh⸗ 


renden Beweis es ankommt, ſobald der Kläger den ihm 


obliegenden Beweis einer vorſätzlich vom Beklagten 
bewirkten Körperverletzung geführt hat. Hiervon ab⸗ 
weichend geht der Berufungsrichter von Grundſätzen 
aus, welche im Strafverfahren bei Aburtheilung ſtraf⸗ 
barer Körperverletzungen für maßgebend erachtet werden. 
Nach dieſen Grundſätzen kann, wenn einmal der An⸗ 
gellagte die Behauptung aufgeſtellt hat, daß er im 
Stande der Nothwehr gehandelt habe, der Strafrichter 
allerdings ein Schuldig wegen vorſätzlicher Körper⸗ 
verletzung nur dann ausſprechen, wenn jene Behaup⸗ 
tung durch die Beweisaufnahme widerlegt iſt, und wird 
auf Freiſprechung erkennen müſſen, ſo lange ihm die be⸗ 
hauptete Nothwehr wahrſcheinlich oder auch nur möglich 
erſcheint. Es folgt dies einmal aus der Vorſchrift des 
553 Str. G. B., wonach eine ſtrafbare Handlung 
nicht vorhanden iſt, wenn die Handlung durch Noth⸗ 
wehr geboten war, und ferner aus dem Grundſatze, 
daß die Strafe nur den Schuldigen treffen ſoll, mit 
welchem Grundſatze es unvereinbar ſein würde, wenn 
der Richter den Angeklagten der vorſätzlichen Körper⸗ 
verletzung für ſchuldig erklären wollte, obwohl er zu⸗ 
gleich anerkennen muß, daß die That wahrſcheinlicher⸗ 
oder möglicherweiſe durch Nothwehr geboten war. 
Vgl. Entſch. des R. G.s in Straf. Bd. 21 S. 135; 
Rechtſpr. des R. G.'s in Strafſ. Bd. 7 S. 664. 
Für den Civilrichter können die gleichen Grundſätze 
nicht maßgebend ſein. Zwar iſt die freie Beweiswürdi⸗ 
gung im § 259 C. P. O. auch dem Givilrichter ein- 
geräumt und zur Pflicht gemacht, allein gerade eine 
Vergleichung dieſes 8 259 mit dem entſprechenden 
3 260 St. P. O. läßt den Unterſchied zwiſchen der 
Aufgabe des Civilrichters und des Straftichters deut⸗ 
lich in die Augen ſpringen. Während § 260 St. P. O. 
beſtimmt: „Ueber das Ergebniß der Beweisaufnahme 
entſcheidet das Gericht nach ſeiner freien, aus dem In⸗ 
begriff der Verhandlung geſchöpften Ueberzeugung,“ 
ſagt § 259 C. P. O.: „Das Gericht hat unter Berück⸗ 
ſichtizung des geſammten Inhaltes der Verhandlungen 
und des Ergebniſſes einer etwaigen Beweisaufnahme 
nach freier Ueberzeugung zu entſcheiden, ob eine that⸗ 
ſichliche Behauptung für wahr oder nicht wahr zu er⸗ 
achten ſei.“ Die Aufgabe des Civilrichters beſteht hier⸗ 


nach darin, mit freiem Ermeſſen zu prüfen, ob das 
Vorbringen der Parteien, ſoweit es für die Entſchei⸗ 
dung der Sache erheblich, wahr iſt oder nicht, und zwar 
lediglich auf Grund der von den Parteien vorgebrachten 
Beweismittel und unter Berückſichtigung der ſich aus 
dem Civilrecht ergebenden Regeln von der Beweislaſt. 
Während alſo der Strafrichter, durch Regeln der letz⸗ 
teren Art nicht beſchränkt, unter Benutzung aller ihm 
zugänglichen Beweismittel mit freiem Ermeſſen prüft, 
ob der Angeklagte einer Strafthat ſchuldig ſei, hat der 
Civilrichter ſein freies Ermeſſen nur auf die Frage zu 
richten, ob jede der Parteien durch die von ihr und 
dem Gegner vorgebrachten Beweismittel diejenigen 
rechtserheblichen Behauptungen, die ſie aufgeſtellt hat, 
und deren Beweis ihr obliegt, bewieſen hat oder nicht. 
Gelingt alſo dem wegen Körperverletzung Klagenden 
der Beweis einer ihm vorſätzlich zugefügten Verletzung, 
dem Beklagten aber der Beweis der Nothwehr nur 
bis zum Grade der Wahrſcheinlichkeit, ſo kann nach 
§ 259 C. P. O. der Richter nur entſcheiden, daß die 
Behauptung der Nothwehr für nicht wahr zu erachten 
ſei, ſofern er nicht Veranlaſſung hat, nach Maßgabe 
des § 437 C. P. O. von Auferlegung eines richter⸗ 
lichen Eides Gebrauch zu machen. 

Das B. G. B. erklärt in § 227 ausdrücklich die durch 
Nothwehr gebotene Handlung für nicht widerrechtlich; es 
definirt die Nothwehr, wie das St. G. B. 

Zweifellos iſt aber nach gemeinem Rechte (I. 29 83 
Dig. 9, 2) auch der Nothſtand neben der nicht bloß auf 
Angriffe von Menſchen beſchränkten“) Nothwehr als ein That⸗ 
beſtand anzuerkennen, der die Rechtswidrigkeit der Handlung 
ausſchließt. Das Reichsgericht hat dies in einer ſehr wichtigen 
Entſcheidung, R. G. V. Nr. 41 (I. Civilſenat Urth. v. 12. Ok⸗ 
tober 1881 i. S. Hamburg⸗Helgolander Telegraphen⸗Geſell⸗ 
ſchaft (Kl.) w. P. (Bekl.) Rep. I. 581/81 (L. G. Hamburg, 
O. L. G. daſelbſt) mit beachtenswerthen Gründen beſtätigt. 
Der Anker des dem Verklagten gehörigen Schiffes hatte ſich 
mit in den Telegraphenkabel feſtgehakt. Da der Verſuch, den 
Anker von dem Drahtſeile zu befreien, nicht gelang, hatte der 
Kapitän das letztere abhauen laſſen. Die Klägerin verlangte 
vom Rheder Erſatz des Schadens. Das Reichsgericht verwarf 
die Reviſion gegen das die Klage abweiſende Urtheil. Aus 
den Gründen iſt hervorzuheben: 

„Die Aquiliſche Klage ſetzt nach den Grundſätzen des 
römiſchen Rechtes ein damnum injuria datum voraus, 
alſo eine rechtswidrige Beſchädigung oder Ver⸗ 

nichtung fremden Eigenthums. Sie iſt daher nicht be: 

gründet, wenn der Beſchädigende zu der beſchädigenden 
Handlung berechtigt war, und eine ſolche Berechti⸗ 
gung wird insbeſondere auch dann angenommen, 
wenn die Handlung aus begründeter Beſorgniß 
für den Verluſt eigener Vermögensrechte zu 
deſſen Abwehr vorgenommen wurde. L 12 pr. 


) Vergl. v. Liszt, in Beiträge zur Erläuterung und Beurthei⸗ 
lung des Entwurfs V. (Grenzgebiete zwiſchen Privatrecht und Straf⸗ 
recht) S. 12. | 
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. 3, 4 pr. 1. 29 83 1. 49 8 1 D. ad leg. Aquil. 9, 2 


J. 7 8 4 Dig. quod viaut clam 43, 24. 1.387 
Dig. de incend. 47, 9. Pernice, Sachbeſchädigung 
S. 34 fg. Seuffert Archiv Bd. 27 Nr. 202. 

Selbſtverſtändlich wird hierbei jedoch ein durch 
höhere Gewalt oder Zufall veranlaßter Noth⸗ 
ſtand vorausgeſetzt, da ein ſelbſtverſchuldeter 
Nothſtand die beſchädigende Handlung nicht würde 
rechtfertigen können. ; 

Im vorliegenden Falle iſt nun von der Klägerin 


dem Kapitän Str. als Führer des dem Beklagten ge⸗ 


hörigen Schiffes Fortuna daraus, daß er an der be⸗ 
treffenden Stelle zu Anker gegangen ſei, überall kein 
Vorwurf gemacht. Die hierdurch herbeigeführte Ver⸗ 
wicklung des der Klägerin gehörigen Telegraphenkabels 
mit dem Anker iſt daher von dem Berufungsgerichte 
mit Recht als Casus angeſehen. Nach der thatſäch⸗ 


lichen Feſtſtellung des Berufungsgerichtes iſt ſodann 


die Behauptung der Klägerin, daß es ein leichtes ge⸗ 
weſen ſei, das beim Wiederaufwinden des Ankers der 
Fortuna um dieſen geſchlungene Kabel durch Unter⸗ 
fangen des letzteren vom Anker freizumachen, durch 
Gutachten der vernommenen Sachverſtändigen wider⸗ 
legt, und hat ſich das Schiff ſelbſt in Folge der Un⸗ 
klarheit des Ankers in Gefahr befunden. — — — — 

Die in der neueren ſtrafrechtlichen Doktrin aufgeſtellte 


und auch in 8 54 des deutſchen Strafgeſetzbuches zur 


Geltung gelangte begriffliche Beſchränkung des Noth⸗ 
ſtandes auf eine gegenwärtige Gefahr für Leib und Leben 
iſt für die Frage, ob durch eine mit Strafe bedrohte 
Handlung ein civilrechtlicher Anſpruch begründet wird, 
an ſich nicht maßgebend. Es erſcheint daher. auch un⸗ 
erheblich, ob der Kapitän Str. ſich einer Uebertretung 
der 88 311 bis 319 des Strafgeſetzbuchs ſchuldig ge⸗ 
macht hat. 

Das römiſche Recht geſtattet, wie die oben ange⸗ 
führten Stellen ergeben, den Eingriff in fremde Ver⸗ 
mögensrechte ohne Erſatzpflicht auch ſchon bei 
drohender Gefahr eines Vermögensverluſtes. Die von 
der Klägerin aufgeftellte Beſchränkung, daß jedenfalls 
die Opferung eines fremden Vermögensobjektes nur zu 
Gunſten eines höherwerthigen eigenen Vermögens⸗ 
intereſſes geftattet ſei, findet in den Geſetzen keine Unter⸗ 
ſtützung, da von einer ſolchen Unterſcheidung nirgend 


die Rede iſt und vielmehr dem Beſchädigten ein Erſatz⸗ 


anſpruch ganz allgemein verſagt wird, wobei indeſſen 


allerdings davon auszugehen iſt, daß ein durch die be⸗ 


ſchädigende Handlung zu rettendes Intereſſe voraus⸗ 
geſetzt wird, welches für den Bedrohten von einiger 
Bedeutung und nicht im Verhältniß zu dem in Frage 
ſtehenden Intereſſe Dritter von verſchwindender Gering⸗ 
fügigkeit iſt. Dieſe Vorausſetzung liegt aber hier 
offenbar vor, wenn man auch nur hinſichtlich des 
Ankers und der Kette des Schiffes Fortuna einen Noth⸗ 
ſtand als feſtgeſtellt annimmt. | | 

Die Meinung, daß fih für Fälle der vorliegenden 
Art aus den Quellen des römiſchen Rechtes, wenngleich 


dieſes die Aquiliſche Klage verſage, doch durch An⸗ 
wendung angeblich analoger Rechtsſätze und eines 
daraus abzuleitenden allgemeinen Prinzipes eine Ent⸗ 
ſchädigungspflicht herleiten laſſe (vergl. Lehmann in den 
Jahrb. für die Dogmatik des röm. und deutſchen 
Privatrechtes Bd. 13 S. 215 flg.), erſcheint als un⸗ 
haltbar. Daß überhaupt keine Erſatzpflicht ſtattfinden 
ſoll, ergiebt ſich z. B. auch aus 1. 12 pr. Dig. de 
praeser. verb. 19, 5: 

Qui servandarum mercium suarum causa alienas 
merces in mare projecit, nulla tenetur actione; sed 
si sine causa id fecit, in factum, si dolo, de dolo 
tenetur. 

Auch die Begründung einer Erſatzpflicht durch die 
Argumentation, daß ungeachtet der nach heutigem Rechte 
beſtehenden Verſchiedenheit zwiſchen civiler und ſtraf⸗ 
rechtlicher Haftung durch ein abſolut verbietendes Geſetz 
die Zulaſſung einer Ausnahme von dieſem Verbote für 
den Fall eines bloß civilrechtlichen Nothſtandes nicht 
weiter ſtatuirt werden könne, | 

vergl. Pernice, Labeo Bd. 2 S. 19 Note 13, 

iſt für das beſtehende Civilrecht nicht gerechtfertigt, da nicht 
angenommen werden kann, daß der Geſetzgeber durch ſeine 
ſtrafrechtlichen Beſtimmungen in das Gebiet des Civil⸗ 
rechtes habe eingreifen wollen. Ebenſo würde die Be⸗ 
hauptung der Klägerin, es widerſpreche dem modernen 
Rechtsbewußtſein, dem in einem Nothſtande ſich Be⸗ 
findenden zu geſtatten, einen an ſich ihn treffenden 
kafuellen Schaden durch den Eingriff in die Rechts⸗ 
ſphäre eines Dritten auf dieſen abzuwälzen, nur de 
lege ferenda in Betracht kommen, wobei übrigens be⸗ 
merkt werden mag, daß auch noch das bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch für das Königreich Sachſen vom Jahre 1863, 
wie ſich aus § 183, verglichen mit den 88 118. 126. 
1483 und 1487 ergiebt, in dieſer Frage durchaus bei 

den Grundſätzen des römiſchen Rechtes ſtehen geblieben 

iſt. Außerdem erſcheint es als eine petitio prineipü, 
daß in einem Falle der vorliegenden Art gerade der⸗ 
jenige Betheiligte, welcher Gelegenheit hat, ſein Eigen⸗ 
thum durch Aufopferung fremden Eigenthums zu retten, 
von dem ihm nur die Wahl zwiſchen dieſer Maßregel 
und dem Verluſte eigenen Vermögens geſtattenden 
casus betroffen ſei.“ 

Das Bürgerliche Geſetzbuch hat leider, ungeachtet v. Liszt, 
in ſeiner Kritik (Beiträge zur Erläuterung S. 12ff.) recht⸗ 
zeitig die dadurch entſtehenden Bedenken geltend gemacht hat, 
es unterlaſſen, die civilrechtlichen Vorausſetzungen und Wirkungen 
des Nothſtandes genau zu regeln. „Die Mehrheit trug Be⸗ 
denken, eine ſo umfaſſende Regulirung vorzunehmen und nament⸗ 
lich durch eine Abänderung des Nothſtandsbegriffes in einen 
Fundamentalrechtsſatz des Strafgeſetzbuchs einzugreifen. Da⸗ 
gegen erachtete man es als eine Forderung des 
Gerechtigkeitsgefühls, Denjenigen, der im Noth⸗ 
ſtande einen Anderen verletzt, zum Schadenserſatz 
zu verpflichten. 

8 904: Der Eigenthümer einer Sache iſt nicht be⸗ 
rechtigt, die Einwirkung eines Anderen auf die Sache 
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zu verbieten, wenn die Einwirkung zur Abwendung 
einer gegenwärtigen Gefahr nothwendig und der drohende 

Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigen⸗ 

thümer entſtehenden Schaden unverhältnißmäßig groß 
iſt. Der Eigenthümer kann Erſatz des ihm entſtehenden 
Schadens verlangen. 

Die genauere Begrenzung des civilrechtlichen Nothſtandes 
bleibt daher nach wie vor der Wiſſenſchaft und Praxis über⸗ 
laſſen. Dagegen hat das B. G. B. neben den Nothwehr⸗ 
und Nothſtandsbegriff ungeachtet der berechtigten Kritik ſowohl 
des Criminaliſten v. Liszt (a. a. O.) wie des Civiliſten Hölder 
(Archiv für civiliſt. Praxis 1873 S. 152) den beſonderen 
Begriff einer ſog.„Selbſtvertheidigung gegen Sachen“ 
aufgeſtellt in $ 228: | 

Wer eine fremde Sache beſchädigt oder zerſtört, 
um eine durch ſie drohende Gefahr von ſich oder einem 
Anderen abzuwenden, handelt nicht widerrechtlich, wenn 
die Beſchädigung oder die Zerſtörung zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich iſt und der Schaden nicht außer 
Verhältniß zu der Gefahr ſteht. Hat der Handelnde 
die Gefahr verſchuldet, ſo iſt er zum Schadenserſatze 
verpflichtet. 

Das B. G. B. nimmt übrigens den Begriff Selbſthülfe 
auch nicht in dem von uns zu Anfang benützten weiteren Sinne, 
ſondern in dem engeren der Selbſtbefriedigung (vergl. 
Dernburg Band. I. §S 125 Nr. 2) und erklärt insbeſondere 
nach dem Vorgange der 1. 10 8 16 D. quae in fraudem 
ereditor. 42, 8 für erlaubt die Feſtnahme bezw. Nöthigung 
eines Verpflichteten, welcher der Flucht verdächtig iſt, wenn 
obrigkeitliche Hülfe nicht rechtzeitig zu erlangen iſt und ohne 
ſofortiges Eingreifen die Gefahr beſteht, daß die Verwirklichung 
des Anſpruchs vereitelt oder weſentlich erſchwert werde (8 229). 

Nach 8 230 iſt aber dann, im Falle der Wegnahme von 
Sachen, ſofern nicht Zwangsvollſtreckung erwirkt wird, der 
dingliche Arreſt und im Falle der Feſtnahme des Verpflichteten, 
ſofern er nicht wieder in Freiheit geſetzt wird, der perſönliche 
Sicherheitsarreſt bei dem Amtsgerichte zu beantragen, in 
deſſen Bezirk die Feſtnahme erfolgt iſt; der Verpflichtete iſt 
unverzüglich dem Gerichte vorzuführen. | 

Wird der Arreſtantrag verzögert oder abgelehnt, jo hat 
die Rückgabe der weggenommenen Sachen und die Freilaſſung 
des Feſtgenommenen unverzüglich zu erfolgen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 8. bis 25. Februar 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

J. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. | 

1. Es handelt fih in der Hauptſache um die Rechts⸗ 
beſtändigkeit einer einftweiligen Verfügung, die auf Antrag des 
Kl. dahin erlaffen iſt, daß im Grundbuch von Weißſtein Nr. 51 
eine Vormerkung: zur Erhaltung des Rechts des Kl. auf Auf. 
laſſung des Grundſtücks für einen Kaufpreis von 62 200 Mark 
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bei baarer Anzahlung von 25 300 Mark, einzutragen ſei. Der 
Werth dieſes Streitgegenſtandes iſt in I. J. vom L. G. auf 
2000 Mark, in II. J. vom O. L. G. auf 62 200 Mark feſt⸗ 
geſetzt worden. Die Anſicht des O. L. G., daß der Regel nach 
der Werth der Hauptſtreitigkeit auch beim Streit über eine 
einſtweilige Verfügung maßgebend ſei und von dieſer Regel im 
vorliegenden Fall keine Ausnahme gemacht werden dürfe, kann 
nicht gebilligt werden. Es iſt vielmehr in jedem einzelnen 
Fall zu unterſuchen, welches Intereſſe die Partei ſei es an der 
Aufrechterhaltung, ſei es an der Aufhebung der ſtreitigen einſt⸗ 
weiligen Verfügung habe, und es läßt ſich im Allgemeinen nur 
fagen, daß dieſes Intereſſe mit dem Werth des Hauptſtreits 
gleich ſein kann; dies braucht aber nicht der Fall zu ſein und 
trifft auch nicht in der Regel zu. Daß ſich nun der Beſchwerde⸗ 
werth der Bekl. und Berufungskläger im vorliegenden Fall auf 
62 200 Mark, gleich dem Werth ihres Grundſtücks, belaufe, 
kann nicht angenommen werden; es handelte ſich für ſie nur 
darum, nicht in der anderweitigen Verfügung über ihr Grund⸗ 
ſtück durch die Vormerkung eines Auflaſſungsrechts des Kl. 
gehindert zu werden. Dieſes Intereſſe erſcheint mit den vom 
I. R. feſtgeſetzten 2 000 Mark als ausreichend bewerthet, 
zumal wenn berückſichtigt wird, daß der Kl. den Bekl. angeboten 
hatte, gegen ein Abſtandsgeld von 2000 Mark von ſeinen An⸗ 
ſprüchen abzuſtehen. V. C. S. i. S. Boer c. Bayer vom 
23. Januar 1897, B Nr. 12/97 V. 

2. Bekl. beſchweren ſich bezüglich der Termine vom 4. Mai 
und 27. September 1895 darüber, daß durch den angefochtenen 
Beſchluß lediglich die Koſten, die bei Annahme eines in A. 
wohnhaften Rechtsanwalts entſtanden ſein würden, zugebilligt 
worden ſind. Allein dieſe Beſchwerde iſt unbegründet, denn 
Bekl. müſſen ſelbſt zugeben, daß von den Rechtsanwälten in A. 
mindeſtens einer zur Vertretung hätte angenommen werden 
können; der Umſtand aber, daß derſelbe noch nicht lange in A. 
war, hätte der Annahme dieſes Rechtsanwalts nach der konkreten 
Sachlage nicht entgegengeftanden. III. C. S. i. S. Boſſe c. Klaus 
vom 2. Februar 1897, B Nr. 13/97 III. 

3. In dem Rechtsſtreite der Parteien war Kl. in I. J., 
vor dem Amtsgerichte in D., durch den Rechtsanwalt A. in M. 
vertreten, welcher zwar für einzelne Termine andere Rechts⸗ 
anwälte ſubſtituirte, aber der für die Inſtanz bevollmächtigte 
Vertreter blieb. Bei der Ausfertigung des von dem Amts— 
gericht erlaſſenen Urtheils wurde in dieſem verſehentlich der 


Rechtsanwalt Inſtizrath B. in D. als Prozeßbevollmächtigter 


der Kl. benannt. Bekl. legte Berufung ein, und ihr Prozeß⸗ 
bevollmächtigter II. J., Rechtsanwalt Dr. O. in G., ließ das 
anzufechtende Urtheil, ſowie die Berufungsſchrift dem Juſtiz⸗ 
rath B. zuſtellen. In der Verhandlung vor dem B. G., dem 
L. G. G., am 8. Juni 1896 wurde dies von dem Gegner 
gerügt. Der Vertreter der Berufungsklägerin beantragte Ver⸗ 
tagung; das B. G. lehnte den Antrag jedoch ab und verwarf 
durch Urtheil die Berufung als unzuläſſig, legte auch aus § 92 
der C. P. O. der Berufungsklägerin die Koſten zur Laſt. In 
der Hauptſache war nicht verhandelt worden, aber es waren die 
Förmlichkeiten geprüft und Berufungsbeklagte hatte den Antrag 
auf Verwerfung der Berufung geſtellt. Berufungsklägerin be⸗ 
antragte ſodann Niederſchlagung der Gerichtskoſten des Urtheils 
vom 8. Juni 1896 und das Landgericht entſprach dieſem Antrag 
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durch Beſchluß vom 12. Oktober 1896 „wegen unrichtiger Be⸗ 
handlung der Sache.“ Der zuſtändige Oberſtaatsanwalt legte 
gegen dieſen Beſchluß Beſchwerde ein und feiner Beſchwerde 
wurde durch den angefochtenen Beſchluß ſtattgegeben. Die hier⸗ 
„gegen von der Berufungsklägerin eingelegte Beſchwerde iſt be⸗ 
gründet. Allerdings war der Erlaß des Urtheils vom 8. Juni 
1896 geſetzmäßig, denn die Berufung war vor ordnungsmäßiger 
Zuſtellung des Urtheils eingelegt, alſo wirkungslos ($ 477 
Abf. 2 der C. P. O.); das Urtheil war beantragt und entſprach 
dem § 497 der C. P. O. Auch das vom L. G. beobachtete 
Verfahren läßt ſich nicht beanſtanden. Die Förmlichkeiten waren 
bemängelt und hierüber war zunächſt zu verhandeln (§ 497 
der C. P. O., vergl. § 137). Dies iſt geſchehen. Die Anſicht 
der Beſchwerde, daß das Gericht die Parteien Anträge in der 
Hauptſache hätte ſtellen laſſen müſſen, geht fehl, denn hierzu 
lag kein Anlaß vor. In ſo weit kann deshalb dem angefochtenen 
Beſchluſſe nur zugeſtimmt werden. Es hat indeß die Unrichtig⸗ 
keit der Zuſtellungen, welche die Verwerfung der Berufung zur 
Folge hatte, darin ihren Grund, daß der Prozeßbevollmächtigte 
der Kl. in dem Urtheile des Amtsgerichts irrthümlich bezeichnet 
war, und es darf unter den Umſtänden des vorliegenden Falles 
angenommen werden, daß die Koſten der Verwerfung ohne 
Schuld der Berufungsklägerin entſtanden find. Aus dieſem 
Grunde iſt der Beſchwerde ſtattzugeben. Daß die Koſten der 
Berufungsklägerin durch Urtheil auferlegt waren, ſteht der nach⸗ 
träglichen Anwendung des § 6 des deutſchen G. K. G. nicht im 
Wege (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 28 S. 421). 
I. C. S. i. S. Laabs c. König & Reußner vom 30. Januar 
1897, B Nr. 5/97 J. 

4. Der Kl. hat, nachdem er mit ſeiner Klage auf Er⸗ 
theilung der Auflaſſung durch Urtheil des Amtsgerichts unter 
Verurtheilung in die Prozeßkoſten abgewieſen worden war, 
gegen dieſes Urtheil die Berufung eingelegt, obwohl ihm, wie 
er ſelbſt zugegeben hat, nach Erlaß des angefochtenen Urtheils, 
aber vor Einlegung der Berufung, die Auflaſſung ertheilt 
worden iſt. Das L. G. hat die Berufung für zuläfftg erachtet 
und das erſte Urtheil dahin abgeändert, daß der Rechtsſtreit in 
der Hauptſache für erledigt erklärt, der Bekl. aber in die Koſten 
des Prozeſſes verurtheilt worden iſt. Bei dieſer Sachlage hat 
das O. L. G. in dem jetzt mit der Beſchwerde angefochtenen 
Beſchluſſe angenommen, daß in der Berufungsinſtanz nur noch 
der Koſtenpunkt Gegenſtand der Verhandlung und Entſcheidung 
geweſen ſei, und es hat daher den Werth des Streitgegenſtandes 
für dieſe Inſtanz auf 300 bis 450 Mark feſtgeſetzt. Dem iſt 
beizutreten. Nachdem der Kl. die Auflaſſung erhalten hatte, 
war der Streit der Parteien in der Hauptſache erledigt; wenn 
trotzdem in II. J. auch noch darüber verhandelt worden iſt, ob 
der Bekl. zur Auflaſſung verpflichtet war, ſo kann dies unter 
den hier obwaltenden Umſtänden nur geſchehen ſein, um über 
den Koſtenpunkt eine Entſcheidung treffen zu können. Ob — 
wie der Beſchwerdeführer meint — das L. G. die Berufung 
bei dieſer Sachlage nach § 94 der C. P. O. als unzuläſſig hätte 
verwerfen müſſen, kann unerörtert bleiben; denn will man dies 
dem Beſchwerdeführer ſelbſt zugeben (vergl. Erkenntniß des R. G. 
vom 12. Januar 1889, Juriſtiſche Wochenſchrift 1889 S. 65), 
ſo kann dadurch, daß das L. G. die Berufung zugelaſſen, alſo 
einen die Hauptſache betreffenden Streit der Parteien als noch 


vorhanden angenommen hat, die Thatſache nicht beſeitigt werden, 
daß ein ſolcher Streit nach Lage der Sache nicht mehr beſtand, 
als die Berufung eingelegt wurde. War aber die Hauptſache 
bereits erledigt, als Kl. die Berufung einlegte, das Gericht alſo 
bezüglich der Hauptſache nur in der Lage auszuſprechen, daß 
der Rechtsſtreit ſeine Erledigung gefunden habe, ſo bleibt für 
die Beſtimmung des Werthes des Streitgegenſtandes II. J. nur 
die Koſtenfrage übrig. V. C. S. i. S. Israelſohn c. Neumann 
vom 23. Januar 1897, B Nr. 1/97 V. 

5. Der angefochtene Beſchluß hat die Berechnung der 
Koſten nach dem Grundſatze aufgeſtellt, auf dem der frühere 
Beſchluß des R. G. in dieſer Sache beruht. In demſelben iſt 
davon ausgegangen, daß der Bekl. diejenigen Koſten voll zu 
erſtatten, die durch die für ſie allein entwickelte Thätigkeit des 
beſtellten Armenanwalts entſtanden ſind, die übrigen Koſten 
nur antheilsweiſe. Davon abzugehen, liegt kein Anlaß vor. 
Die Sache liegt nicht ſo, daß das allein in Betracht kommende 
Jutereſſe der armen Partei geböte, fie gegen die Folgen ihrer 
ſolidariſchen Verpflichtung für die ganzen Gebühren dem Armen⸗ 
anwalt gegenüber und des ausſichtsloſen Regreſſes gegen die 
ebenfalls arme Mitpartei dadurch zu ſchützen, daß dem Kl. die 
ganze Gebühr auferlegt und er auf die Haftung der mitbeklagten 
armen Partei verwieſen wird. Der Beſchluß des R. G. vom 
13. Juli 1893 Entſch. in Civilſachen Bd. 31 S. 406 beſagt 
nichts Abweichendes. Die Berechnung der feſtgeſtellten Koſten 
wird nur bei einer Poſt, aber ohne Grund angefochten. Es 
iſt nicht richtig, daß der Beweisbeſchluß vom 16. November 1895 
und die nachfolgende Verhandlung beide Bekl. betraf. Die 
Verhandlung aber, welche die Läuterung des Urtheils und die 
Bekl. Marie S. allein betraf, war eine nicht kontradiktoriſche. 
Daß endlich die 60,63 Mark als an den Armenanwalt zu er⸗ 
ſtattende Koſten feſtgeſetzt find, widerſpricht weder dem Antrage 
vom 24. Juni 1896, noch dem § 115 der C. P. O., und giebt 
der Bekl. keinen ſachlichen Grund zur Beſchwerde, da nicht 
einmal behauptet iſt, daß ſie den Anwalt bezahlt hat. § 77 
der C. P. O. a. E. I. C. S. i. S. v. Czarnecki c. Schmidt vom 
vom 30. Januar 1897, B Nr. 6/97 I. 

6. Die Rüge der Verletzung der 8$ 119, 280 und 
286 der C. P. O. iſt verfehlt. Es iſt zwar richtig, daß von 
denjenigen Richtern, welche der Publikation des Urtheils am 
1. Mai 1896 beigewohnt haben, einer das Urtheil nicht mit⸗ 
unterſchrieben und daß dagegen ein anderer Richter, welcher im 
Publikationstermin nicht anweſend geweſen iſt, das Urtheil mit 
unterſchrieben hat; allein die Schlußverhandlung hat am 
28. April 1896 ſtattgefunden und in dieſer wurde beſchloſſen 
und verkündet: „Termin zur Verkündung einer Entſcheidung 
wird auf den 1. Mai 1896 anberaumt.“ Alle diejenigen 
Richter, welche an dieſer Schlußverhandlung Theil genommen 
und das Urtheil gefällt haben, haben das letztere auch unter⸗ 
ſchrieben. Sie allein waren dazu auch befugt und nicht etwa 
die Richter, die nur an der Publikation betheiligt waren. 
Freilich enthält das Protokoll vom 1. Mai 1896 vor dem 
Urtheilstenor den Vermerk „erkannt und verkündet“; es iſt aber, 
zumal am 1. Mai 1896 eine mündliche Verhandlung nicht 
ſtattgefunden hat, unzweifelhaft, daß jener Vermerk lediglich 
beſagen ſoll, es ſei das folgende Urtheil verkündet. Daß bei 
der Publikation nicht alle diejenigen Richter Theil zu nehmen 
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brauchen, welche an deſſen Abfaſſung mitgewirkt haben, ift be⸗ 
kannten Rechtens. V. C. S. i. S. Nicolaus Konkurs c. Wieder⸗ 
mann vom 26. Januar 1897, Nr. 249/96 v. 

7. Nach § 211 Abſ. 1 der C. P. O. iſt einer Partei, 
welche durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle 
verhindert worden iſt, eine Nothfriſt einzuhalten, auf Antrag 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu ertheilen. Unter 
unabwendbarem Zufall iſt ein Ereigniß zu verſtehen, welches 
unter den gegebenen, nach der Beſonderheit des Falles zu 
berückſichtigenden Umſtänden auch durch die aͤußerſte, dieſen 
Umſtänden angemeſſene und vernünftiger Weiſe zu erwartende 
Sorgfalt weder abzuwehren, noch in ſeinen ſchädlichen Folgen 
zu vermeiden iſt. Es muß nachgewieſen werden, daß die die 
Wiedereinſetzung nachſuchende Partei jede von ihr nach Lage 
der Sache vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt behufs Ein⸗ 
haltung der Friſt angewendet hat; der bloße Mangel eines 
Verſchuldens auf Seiten der Partei oder ihres Vertreters iſt 
allein nicht ausreichend, um einen unabwendbaren Zufall feſt⸗ 
zustellen. Bei Anwendung dieſes vom R. G. wiederholt aus- 
geſprochenen Grundſatzes (vergl. Urtheile des V. C. S. vom 
20. Januar 1883, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 8 
S. 375; des IV. C. S. vom 23. Dezember 1886, Entſch. 
Bd. 17 S. 389; des V. Senats vom 23. November 1889, 
bei Bolze, Praxis des R. G. Bd. 9 Nr. 698; des VI. Senats 
vom 21. September 1891 bei Bolze Bd. 13 Nr. 636; des 
II. Senats vom 26. Januar 1894 bei Bolze Bd. 18 Nr. 680) 
hat es nach der Sachlage aber der Bekl. an derjenigen äußerſten 
Sorgfalt fehlen laſſen, welche bei Berückſichtigung der gegebenen 
Umſtände ihm zugemuthet werden durfte, um die Nothfriſt zu 
wahren. Dem Bekl. war bekannt, daß das B. U. am 30. Juli 
1896 zugeſtellt war, die Nothfriſt alſo am 30. Auguſt 1896 
ablief. Er hat darauf am 3. Auguft feinem Mandatar I. J. 
den Auftrag ertheilt, das Urtheil an den Mandatar II. J. 
Behufs Einlezung der Reviſi on zu überſenden, welcher Auftrag 
am 4. Auguſt ausgeführt ſein ſoll. Von dieſem Zeitpunkte ab 
bis zum 9. Oktober 1896 hat weder der Bekl. noch fein Ver⸗ 
treter J. J. ſich um die Sache gekümmert; erſt am letztgenannten 
Tage, als das Urtheil längſt rechtskräftig geworden und Zwangs⸗ 
vollſtrekungsanträge geſtellt waren, hat Bekl. ſich bei dem 
Mandatar II. J. nach der Einlegung der Reviſion erkundigt. 
Zur Anwendung der erforderlichen Sorgfalt gehörte es aber, 
daß Bekl. beziehungsweiſe der Rechtsanwalt N. es kontroliren 
mußten, ob der Auftrag in die Hände des Rechtsanwalt O. 
gelangt und von dieſem ausgeführt war. Beides war einfach 
dadurch zu erreichen, daß der Beauſtragte — wie ein ſolches 
Verfahren auch wohl allgemein üblich und auch von dem Rechts⸗ 
anwalt O. in dem Schreiben vom 30. Juli 1896 bei Ueber⸗ 
ſendung des Urtheils beobachtet iſt — aufgefordert wurde, an⸗ 
zuzeigen, ob er den Auftrag erhalten und ausgeführt habe. 
Dem Bekl. wie den Rechtsanwalt N. mußte bekannt ſein, daß 
die Anberaumung des Termins in der Reviſtonsinſtanz ſofort 
nach Einlegung des Rechtsmittels zu erfolgen hatte, und um 
ſo mehr hatten ſie Veranlaſſung, nachdem der Auftrag bereits 
am 4. Auguſt abgeſandt und bis Ende Auguſt ihnen keine 
Nachricht von der Terminsanſetzung zugegangen war, noch vor 
Ablauf der Nothfriſt die erforderlichen Schritte zu thun, um 
Ieftyuftelen, ob die Reviſton eingelegt worden ſei. Darin, daß 


dies unterlaſſen worden iſt, liegt ein ſchuldhaftes Verhalten; 
wäre die erforderliche Sorgfalt angewendet worden, ſo würden 
die ſchaͤdlichen Folgen nicht eingetreten fein. IV. C. S. i. S. 
Joſef o. Heine vom 25 Januar 1897, Nr. 358/96 IV. 

8. Mit Recht beſchwert ſich die Reviſion über die Ab⸗ 
weiſung der Widerklage. Das vom B. G. vermißte Intereſſe 
des Bekl. an der alsbaldigen Feſtſtellung iſt darin zu finden, 
daß Kl. ſich einer Forderung in der angegebenen Höhe berühmt 
und dem Bekl. die gerichtliche Geltendmachung derſelben in 
Ausſicht geſtellt hat. Der Beläſtigung, die ihm durch Ein⸗ 
klagung der einzelnen Anſprüche erwachſen würde und der 
hiermit verbundenen Gefährdung der ihm zuſtehenden Rechts- 
behelfe kann Bekl. durch Klageerhebung begegnen. Hiernach iſt 
auch in Betreff der Widerklage die Zurückverweiſung an das 
B. G. geboten. I. C. S. i. S. Dahms c. Zeller vom 
23. Januar 1897, Nr. 295/96 J. 

9. Begründet iſt die Reviſion bezüglich des Zinſenpunktes. 
Die Vorinſtanzen haben dem Kl. in Anwendung des § 71 


A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 Zinſen ſeit dem Tage der Zuſtellung 


der Widerklage zugeſprochen. Nach § 239 C. P. O. iſt für 
den Beginn des Laufes der Prozeßzinſen der Tag der Erhebung 
der Klage maßgebend. Nach § 254 C. P. O. erfolgt die Er⸗ 
hebung einer Widerklage nicht, durch Zuſtellung eines Schrift⸗ 
ſatzes, ſondern durch Gelten dmachung in der mündlichen Ver⸗ 
handlung. Die Widerklage iſt erſt in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vom 5. Juli 1894 geltend gemacht worden und da⸗ 
her kann Widerkläger Zinſen erſt von dieſem Tage an bean- 
ſpruchen (vergl. Urtheil des R. G. im Juſtizminiſterialblatt 
Jahrgang 1886 S. 62). V. C. S. i. S. Nicolaus Konkurs 
c. Wiedermann vom 26. Januar 1897, Nr. 249/96 V. 

10. In der Berufungsinſtanz hat Kl. neuen Beweis dafür 
angetreten, daß Julienhütte zur Zeit des Vertragsſchluſſes alle 
Koksabfälle bis 30 mm Korngröße als Zinder bezeichnet und 
unter dieſer Bezeichnung in den Handel gebracht habe. Das 
B. G. läßt die Behauptung der Kl. dahin geſtellt, weil es nicht 
auf die zur Zeit des Vertragsſchluſſes auf der Julienhütte übliche 
Korngröße ankomme, ſondern nach der aus dem Inhalt des 
Vertrages erſichtlichen Willensübereinſtimmung der Parteien 
dasjenige Abfallprodukt als Vertragsgegenſtand anzuſehen ſei, 
welches die Julienhütte während der Vertragsdauer nach ihrem 
Geſchäftsgebrauch, auch wenn ſich derſelbe im Laufe der Zeit 
ändern ſollte, als Kokszinder herſtellen und vertreiben würde. 
Dieſe Vertragsauslegung iſt von der Reviſion mit Recht be⸗ 
anſtandet worden. Erwägt man, daß es ſich um einen Vertrag 
handelt, für den eine ſechsjährige Dauer iu Ausſicht genommen 
und in welchem ein feſter Mindeſtpreis für die zu liefernde 
Waare bedungen war, daß ferner Kl. ſich in Bezug auf ihren 
geſammten Bedarf an Kokszinder in die Hand der Bekl. gegeben 
hatte, — ſo würde, wenn man der Auffaſſung des B. G. folgt, 
den weitgehenden Verpflichtungen der Kl. eine Berechtigung von 
ungewiſſem Inhalt gegenüberſtehen. Die Beſchaffenheit der 
Waare, auf die Kl. ein Anrecht hätte, und auch die Quantitäten, 
deren Lieferung ſie beanſpruchen könnte, würde hiernach von dem 
jeweiligen Belieben der Produktionsſtätte in Bezug auf Sortirung 
und Bezeichnung der Koksabfälle abhängig ſein. Die Annahme 
eines derartigen, jedenfalls ungewöhnlichen Vertragswillens iſt 
im angefochtenen Urtheil nicht genügend begründet. Der all⸗ 
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gemeine Hinweis auf den Inhalt des Vertrages, aus welchem 
die vom B. G. unterſtellte Willensübereinſtimmung hervor⸗ 
gehen ſoll, kann nicht als ausreichende Begründung gelten. 
I. C. S. i. S. Weber & Co. c. Oberſchleſiſche Kokswerke und 
chemiſche Fabrik A. G. vom 20. Januar 1897, Nr. 300/96 J. 

11. Der Thatbeſtand des B. u. und die hierauf ſich be⸗ 
ziehenden Beſchlüſſe des O. L. G. vom 17. Juni und 8. Juli 
1896 ſchließen jedenfalls die Annahme nicht aus, daß in der 
mündlichen Verhandlung vor dem B. G. der im Thatbeſtande 
des Urtheils I. J. erwähnte Antrag auf Vorlegung des 
Kopierbuchs des Bekl. vorgetragen iſt. In den Entſcheidungs⸗ 
gründen iſt aber dieſer Antrag völlig übergangen, obgleich, 
wenn er beweiserheblich war, nach der, den Beſitz des früher 
vorhanden geweſenen Buchs ableugnenden Erklärung des Bekl. 
zunächſt der Editionseid hätte erfordert werden müſſen. Daß 
aber deſſen Weigerung oder die Vorlegung des Kopierbuchs für 
die Beweiswürdigung von vornherein als unerheblich anzuſehen 
ſei, läßt ſich nach Lage der Sache nicht annehmen. Es mußte 
daher ſchon aus dieſem Grunde das Urtheil aufgehoben, und 
die Sache an das B. G. zurückoerwieſen werden, ohne daß es 
einer Entſcheidung über die aus der Unklarheit des That⸗ 
beſtandes von der Reviſion entnommenen ferneren Bedenken 
bedurfte. III. C. S. i. S. Vorſchuß⸗ und Sparverein zu 
Weimar c. Müller vom 19. Januar 1897, Nr. 244/96 III. 

12. Aufhebung des B. U. wegen ungenügender Be⸗ 
gründung. IV. C. S. i. S. Flatauer C. Wend u. Gen. vom 
11. Januar 1897, Nr. 209/96 IV, — i. S. Glander c. Kuhn 
vom 14. Januar 1897, Nr. 221/96 IV. VI. C. S. i. S. 
Tannert c. Rauſchenbach vom 1. Februar 1897, Nr. 286/96 VI, 
— wegen Widerſpruchs in der Begründung VI. C. S. i. S. 
Wilhelm c. Anderſack vom 21. Januar 1897, Nr. 287/96 VI, 
— wegen Ablehnung von Beweisanträgen I. C. S. i. ©. 
Frick e. Naumann vom 3. Februar 1897, Nr. 322/96 J. 

13. Unbegründet iſt es, wenn die Reviſion eine Verletzung 
des § 426 Abi. 2 ©. P. O. darin erblicken will, daß der 
I. R. die Ausſchwörung des im Thatbeſtande wiedergegebenen 
Eides durch Beweisbeſchluß angeordnet hat, anſtatt ein beding⸗ 
tes Urtheil zu erlaſſen. Das Gericht war zu der Annahme ge⸗ 
langt, daß nach dem Vergleiche, der der Klage zu Grunde liegt, 


dem Kl. die Beſchaffung der Kähne nicht obliegen ſollte. Damit 


war aber die Klage in dieſem Punkte liquide geſtellt. Und es 
erſcheint prozeſſual als ein ſelbſtändiges Vertheidigungsmittel des 


Bekl., wenn er geltend machte, daß bei dem früheren Vertrags ⸗ 


verhältniſſe, das zwiſchen den Parteien vor dem Vergleiche 
beſtand, eine ausdrückliche gegentheilige Abrede in Kraft geweſen 
ſei. Und da dieſes Vertheidigungsmittel gleichzeitig mit andern 
Vertheidigungsmitteln vom Bekl. vorgeſchützt war, ſo durfte das 
Gericht auch von der ihm durch § 426 Abſ. 2 C. P. O. ge 
währten Befugniß Gebrauch machen und die Eidesleiſtung durch 
Beweisbeſchluß anordnen. Es kann daher unentſchieden bleiben, 
ob dieſer Angriff der Reviſton nicht auch daran ſcheitern muß, daß 
der Bekl. weder bei der Schlußverhandlung vor dem L. G., noch 
in der Berufungsinſtanz den angeblichen Mangel des Verfahrens 
gerügt hat. Vgl. R. G. Entſch. Bd. III, S. 367. 1. C. S. i. S. 
Crohn c. Backes vom 25. Januar 1897, Nr. 287/96 1. 

| 14. Der Angriff ift begründet, daß das B. U. Betreffs 
der Widerklage über den beklagtiſchen Auſchlußberufungsantrag 


hinaus in Verletzung der 88 498, 279 der C. P. O. erkannt 
hat. Denn während dieſer Antrag ausdrücklich die Beſchränkung 
enthielt, daß der von der Verpflichtung ergriffene und von der 
Zuckerraffinerie auszuwählende Landſtreifen thunlichſt an der 
ſüdöſtlichen Grenze der Parzellen 115 und 116 gelegen ſein 
ſolle, hat das B. U. dieſe Beſchränkung weggelaſſen. Wie das 
materielle Rechtsverhältniß geſtaltet iſt, iſt dabei ganz einerlei. 
III. C. S. i. S. Möller c. Schümans Erben vom 19. Januar 
1897, Nr. 323/96 III. | 

15. Da der hier freitige Anſpruch wenigſtens in erſter 
Linie kein vermögensrechtlicher iſt, jo findet der $ 508 der 
C. P. O. keine Anwendung und war daher an der Zuläſſigkeit 
der Reviſion nicht zu zweifeln. (Das B. G. hatte den Be⸗ 
ſchluß, durch welchen der Vertrauensausſchuß den Kl. auf ſechs 
Jahre von allen Verſammlungen und Vergnügungen des ver⸗ 
klagten Vereins und der Krankenzuſchuß⸗ und Sterbekaſſe 
Nr. 511 deſſelben unter Aufrechthaltung aller Rechte und Pflichten 
des Kl. als Vereinsmitgliedes im Uebrigen ausgeſchloſſen hat, 
für ſtatutenwidrig und daher ungültig erklärt.) VI. C. S. 
i. S. Verein für Handelsboten von 1873 zu Hamburg 
c. Meibohm vom 14. Januar 1897, Nr. 274/96 VI. 

16. Begründet erſcheint die Reviſion, inſoweit es ſich 
gegen die für den Fall der Eidesleiſtung erkannte Verurkheilung 
des Kl. zur Verzinſung der von ihm alsdann zurück zu 
gewährenden Beträge von 1611,37 Mark und 163,35 Mark 
vom 27. Juli bezw. 2. Auguſt 1894 ab richtet. Unſtreitig 
hat der Kl. dieſe Beträge auf Grund des für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärten erſtinſtanzlichen Urtheils vom 6. Juli 1894 
zu den angegebenen Zeiten von dem Bekl. beigezogen und war 
daher auf den Antrag des Letzteren für den Fall der Abweiſung 
der Klage zur Rückerſtattung des von der Bekl. Gezahlten nach 
§ 655 Abſ. 2 der C. P. O. zu verurtheilen. Dieſe Verurtheilung 
war aber auf die Gewährung von Zinſen nicht zu erſtrecken, 
denn die angeführte Geſetzesvorſchrift bezweckt — wie der 
VI. C. S. des R. G. Entſch. Bd. 21 S. 404 ausgeführt und 
auch der jetzt erkennende Senat bereits angenommen hat — 
nach ihrer Faſſung und Entſtehungsgeſchichte nur die Herſtellung 
von res integra, alſo die Rückgewähr der vom Bekl. gezahlten 
Beträge an ſich, während etwaige Zinſen davon, als Erſatz 
eines ihm durch ungerechtfertigte Abnöthigung der Leiſtung 
erwachſenen Schadens, in einem beſondere Prozeſſe zu verfolgen 
ſein würden. Obwohl dieſe Auffaſſung nicht unangefochten 
geblieben iſt. (Wach, Vorträge, 2. Auflage S. 313, Planck, 
Cövilprozeßrecht S. 481, Stein, Urkundenprozeß ©: 332, 
Raſſow-⸗Küntzel, Beiträge Bd. 35 S. 231, Gaupp, Kommentar 
8 655 II 3. 2 Note 14), jo lag doch kein Anlaß vor, von derſelben 
abzugehen, zumal auch nach civilrechtlichen Grundſätzen bei einem 
derartigen Kondiktionsanſpruch (condictio causa finita) ſich die 
Verzinſung des zurück zu erſtattenden Betrages nicht von ſelbſt 
verſteht (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 174), und von 
Prozeßzinſen bei einem derartigen Antrag auf Rückerſtattung, 
der noch keine wirkliche (Wider⸗) Klagerhebung enthält, nicht 
die Rede ſein kann. III. C. S. i. S. Scheldt c. Kaufhold u. 
Horn vom 26. Januar 1897, Nr. 249/96 III. 

17. Unbegründet iſt die Rüge, daß der 8 712 C. P. O. 
verletzt ſei, weil nicht angenommen werden könne, daß die von 
L. ergriffenen Maßnahmen eine rechtswirkſame Pfändung der 
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ca. 800 Centner Roheiſen bewirkt hätten. 
ſächlichen Feſtſtellungen des B. R. hat der Gerichtsvollzieher L. 
die ca. 800 Centner Roheiſen gepfändet, fie aber wegen erheb- 
licher Schwierigkeit des Fortſchaffens im Gewahrſam des 
Schuldners belaſſen, jedoch in unmittelbarer Nähe des auf dem 
Hofe lagernden Eiſens einen Pfahl mit einer Tafel aufgeſtellt, 
welche in ihrer Aufſchrift beſagte, daß ſämmtliches auf dem 
Fabrikhofe lagernde Roheiſen — ca. 1 000 Centner — durch 
den Gerichtzvollzieher L. gepfändet und der Beſitz ergriffen ſei. 
Damit war den Vorſchriften des Abſ. 2 $ 712 C. P. O. Ge⸗ 
nüge geleiftet. Insbeſondere war es nicht erforderlich, daß auf 
den einzelnen Eiſenſtücken Pfandmarken angebracht wurden. 
Dies wäre bei der großen Menge und Schwere der Pfandſtücke 
nicht ausführbar geweſen und daher war der Gerichtsvollzieher 
nach Abſ. 2 cit. befugt, die Pfändung auf andere Weiſe er⸗ 
ſichtlich zu machen z. B. auf die von ihm gewählte, dem § 71 
Abſ. 3 Ziffer 2 Abſ. 2 der Geſchäftsanweiſung für Gerichts- 
vollzieher vom 24. Juli 1879 völlig entſprechende Art. Da 
auch die Beſitznahme klar erkennbar gemacht iſt, kann nicht mit 
Grund bezweifelt werden, daß die Pfändung die rechtlichen 
Wirkungen, welche § 709 C. P. O. einer Pfändung beilegt, 
zur Folge gehabt hat. V. C. S. i. S. Nicolaus Konkurs 
c. Wiedermann vom 26. Januar 1897, Nr. 249/96 V. 

18. Der Bekl. hat der für ſeine Forderung an Rudolf L. 
von 9 750 Mark am 27. November 1893 erwirkten Pfändung 
von Kaufpreisguthaben ſeines Schuldners eine vorläufige An⸗ 
kündigung gemäß § 744 der C. P. O. vom 5. November 1893, 
welche er den Drittſchuldnern am 6. November 1893 zuſtellen 
ließ, vorausgehen laffen. Demzufolge gingen die Kl. in der 
vorliegenden Klage davon aus, daß der Bekl. Pfändungspfandrecht 
vom 6. November, demjenigen der Kl. vom 8. November 1893 
vorgehend, in Anſpruch nehme, begründeten aber den Antrag, 
den Vollſtreckungsbefehl vom 6. November 1893 und die 
Pfändungsverfügung vom 27. November 1893, ſowie die vor⸗ 
läufige Beſchlagsverfügung vom 5. November 1893 ihnen 
gegenüber für unwirkſam zu erklären und feſtzuſtellen, daß dem 
Bekl. ein vorgehendes Pfändungspfandrecht nicht zuſtehe, nicht 
blos damit, daß die genannte Forderung des Bekl. von 9 750 
Mark erdichtet ſei und daß eventuell das hierfür erwirkte 
Pfändungspfandrecht nach Maßgabe des Geſetzes vom 21. Juli 
1879 angefochten werde, ſondern auch damit, daß die „vor- 
läufige Pfändung“ wegen Mangels eines ihr zu Grunde 
liegenden vollſtreckbaren Schuldtitels und wegen Nichteinhaltung 
der in § 744 Abſ. 2 der C. P. O. bezeichneten Friſt ungültig 
lei, mithin eine Rückdatirung des Pfandrechts auf den 6. No- 
vember 1893 nicht bewirkt habe und daß deshalb dem Pfand- 
rechte der Kl. an den nämlichen gepfändeten Forderungen der 
Vorrang zuzuerkennen ſei. Das B. G. hat dieſe letztere An⸗ 
ſchauung inſofern gebilligt, als es angenommen hat, der in 
der vorläufigen Benachrichtignng vom 5. November 1893 für 
die hier in Frage ſtehende Forderung als Schuldtitel bezeichnete 
„nunmehr vollſtreckbare Zahlungsbefehl vom 4. September 1893“ 
ſei kein vollſtreckbarer Schuldtitel und der ſodann erlaſſene 
Vollſtreckungsbefehl vom 6. November 1893 könne dieſen 
Mangel deshalb nicht erſetzen, weil er zur Zeit der Benach⸗ 
richtigung noch nicht beſtanden habe, die ganze Verpfändung 
ſel daher unwirkſam geblieben. Das B. G. hat aber gleich⸗ 


Nach den that. 
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wohl auf Abweiſung der Klage mit dieſem Theile ihres Be. 
gehrens erkannt und zwar deshalb, weil es an jedem rechtlichen 
Intereſſe für den geſtellten Antrag fehle. Die gegen dieſe 
Abweiſung gerichtete Rüge der Rkl. mußte für begründet er⸗ 
achtet werden. Das vermißte rechtliche Intereſſe ergiebt ſich aus 
der Erwirkung der Vorpfändung, welche keinen anderen Zweck 
haben konnte, als zu einem vom Tage der Zuſtellung an die 
Drittſchuldner datirenden Pfändungspfandrechte zu gelangen. 
Damit ſteht in voller Uebereinſtimmung das Verhalten des 
Bekl., im vorliegenden Rechtsſtreite, worin derſelbe ſtets an der 
Wirkſamkeit der Vorpfändung feſtgehalten hat, weil die Be⸗ 
nachrichtigung vom 5. November 1893 auf Grund eines in⸗ 
zwiſchen erwirkten vollſtreckbaren Titels vom 6. November 1893 
zugeſtellt worden und die Pfändung ſelbſt innerhalb der drei⸗ 
wöchigen Friſt nachgefolgt ſei. Die Kl. waren hiernach be⸗ 
rechtigt, einen richterlichen Ausſpruch über das von dem Bekl. 
auf die Vorpfändung gegründete beſſere Pfandrecht herbei⸗ 
zuführen, um bei Nichtanerkennung ihres rechtlichen Stand- 
punkts gegenüber dieſem Pfandrechte die weiteren Klaggründe 
demſelben entgegenzuſtellen. In ähnlicher Weile hat auch das 
B. G. ſelbſt den Kl. die Berechtigung zugeſprochen, die wahre 
Sachlage geltend zu machen, inſofern ſie die Forderung des 
Bekl. von 9 700 Mark wegen Simulation angriffen, damit 
nicht durch Scheinoperationen ihrem Zugriffe entzogene Ver⸗ 
mögensſtücke des Schuldners ihnen vorenthalten blieben. II. C. S. 
i. S. Hotz und Gen. c. Linde vom 22. Januar 1897, 
Nr. 300/96 II. 

Zur Konkursordnung. 

19. Verfehlt iſt die Anſicht der Reviſion, daß Widerkläger 
deshalb nicht Zahlung verlangen könne, weil ihm an dem Roh- 
eiſen nur ein Pfandrecht zugeſtanden habe. Mit der Widerklage 
wird das Pfändungspfandrecht und das damit nach § 40 und 41 
Nr. 9 K. K. O. verbundene Abſondernngsrecht verfolgt. Das 
Abſonderungsrecht wird gegen den an Stelle des gepfändeten 
Eiſens getretenen Erlös nach dem Grundſatze des § 117 K. K. O. 
und § 710 C. P. O. geltend gemacht und hat zum Inhalte 
nicht den Anſpruch auf Erlangung des Pfand beſitzes an dem 
Erlöſe, ſondern nach der klaren Vorſchrift des 8 40 K. K. O. 
den Anſpruch auf Befriedigung, alſo auf Zahlung, wenn 
— wie hier — eine Geldforderung in Frage ſteht (vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 14 S. 1 ff. und Bd. 33 S. 116 ff.). 
V. C. S. i. S. Nikolaus Konkurs c. Wiedermann vom 
26. Januar 1897, Nr. 249/96 V. 

20. Der erſte Reviſionsangriff richtet ſich dagegen, daß 
dem Kl. für ſeine Forderung aus rückſtändigem Fuhrlohn 
pro Januar 1895 das beanſpruchte Vorrecht aus § 54 Nr. 1 
der K. K. O. zugeſprochen und demgemäß erkannt iſt. Die 
Rechtsgrundſätze, von welchen das B. U. im allgemeinen für die 
Anwendbarkeit des $ 54 Nr. 1 der K. K. O. ausgeht, ſtehen 
im Einklang mit dem Inhalt des Geſetzes, und können nicht 
für rechtsirrthümlich erachtet werden. Es kann aber auch nicht 
zugegeben werden, daß das B. G. bei Anwendung dieſer Rechts⸗ 
grundſätze auf den konkreten Rechtsfall geirrt habe. Das ent⸗ 
ſcheidende Gewicht für die Gewährung des Vorrechts legt das 
Geſetz auf die Verdingung zu dauerndem Dienſte, und darauf, 
daß dieſe Dienſte im Haushalt, Wirthſchaftsbetrieb oder Er⸗ 
werbsgeſchäft des Gemeinſchuldners geleiſtet find, Daß letztere 
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Vorausſetzung zutrifft, kann nicht zweifelhaft fein, da die vom 
Kl. zu leiſtenden Fuhren die Aufuhr von Kohlen zum Betriebe, 
und die An- und Abfuhr von Rohmaterialien und Fabrik⸗ 
erzeugniſſen zur Bahn für die in Konkurs gerathene Zucker⸗ 
fabrik betrafen. Es iſt aber auch mit Recht angenommen, daß 
es ſich nicht um die Verdingung einzelner Fuhren durch einen 
Frachtkontrakt handelte, ſondern um eine Verdingung des Kl. 
für längere Dauer im Dienſte der Fabrik. Durch ſchriftlichen 
Kontrakt, der zunächſt am 1. Juli 1887 abgeſchloſſen wurde, 
und für ein Jahr galt, demnächſt aber jahrweiſe bis zum 
1. Juli 1895 verlängert wurde, hat der Kl. ſich verpflichtet 
gegen monatliche Zahlung des Fuhrlohns alle bezüglichen Fuhren 
für die Fabrik nach deren Anordnung zu leiſten, mithin ſich 
zu dieſem Zwecke zu deren Verfügung zu halten. Daß damit 
die Erwerbsthätigkeit des Kl., eines Fuhrmannes, in weſent— 
lichem Maße in Anſpruch genommen und in den Dienſt der 
Fabrik geſtellt war, iſt nicht zu bezweifeln, und iſt es unerheblich, 
ob der Kl., wie übrigens nicht beſtritten iſt, daneben in der 
Zeit außerhalb der eigentlichen Zuckerkampagne noch einzelne 
Fuhren für Dritte leiſten konnte und geleiſtet hat. Ebenſo iſt 
nicht gegen die Gewährung des Vorrechts entſcheidend, wenn 
der Kl. durch den Vertrag, wie die Reviſion ausgeſührt hat, 
nicht in ein Verhältniß perſönlicher Abhängigkeit zur Aktien⸗ 
geſellſchaft trat, welche die Zuckerfabrik betrieb, ſondern im 
Kontrakte als Fuhrunternehmer bezeichnet iſt, und als ſolcher 
die Stellung eines gleichberechtigten Kontrahenten einnahm. 
Das Vorrecht des § 54 Nr. 1 der K. K. O. iſt nicht an das 
Moment der perſönlinchen Unterwerfung des die Dienſte leiſtenden 
durch einen Dienſtvertrag im engeren Sinne geknüpft, ſondern 
nur an die Verpflichtung zu dauernden Dienſten im obigen 
Sinne. III. C. S. i. S. Zuckerfabrik Garte Konk. c. Müller 
vom 12. Januar 1897, Nr. 233/ù96 III. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Rechtsanwalts- 
gebühren ordnung. 

21. Der Werth des Streitgegenſtandes der in dieſer 
Sache erhobenen Widerklage iſt von der I. J. auf 127440 Mark 
feſtgeſezt worden. Die von beiden Parteien hiergegen er⸗ 
hobene Beſchwerde, mit welcher ſie Herabſetzung des Werthes 
dieſes Streitgegenſtandes auf 14052 Mark 96 Pfg. ver⸗ 
folgten, iſt von dem O. L. G. auf Koſten der Beſchwerde⸗ 
führer als unbegründet zurückgewieſen worden. Die Koſten der 
Beſchwerdeinſtanz ſind darauf nach einer Werthſtufe von 
113 387 Mark 04 Pfg. (127 440 Mark — 14 052 Mark 
96 Pfg.) berechnet und zur Hälfte mit 92 Mark 65 Pfg. von 
den Kl. eingefordert. Die Kl. haben hiergegen erinnert, daß 
der Werth des Gegenſtandes ihrer Beſchwerde durch den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen denjenigen beiden Koſtenbeträgen beſtimmt werde, 
welche ſich ergäben, je nachdem die Koſten nach Maßgabe des 
von ihnen in Antrag gebrachten oder des feſtgeſetzten Werthes 
des Streitgegenſtandes der Widerklage berechnet würden. Das 
O. L. G. hat indeſſen dieſe Erinnerung für unbegründet erklärt, 
weil der Unterſchied zwiſchen dem von dem L. G. feſtgeſetzten 
und dem von deu Parteien anerkannten Werthsbetrage den 
Gegenſtand der Entſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz gebildet 
habe, nicht aber hier über die bei der einen oder anderen 
Werthsfeſtſetzung erwachſenden Beträge an Gerichtskoſten und 
Anwaltgebühren Entſcheidung zu treffen geweſen ſei. Die hier⸗ 


gegen von den Kl. geführte Beſchwerde iſt gerechtfertigt. Die 
Anſicht des O. L. G., welche auch ſonſt Vertreter gefunden hat 
(Willenbücher Koſtenfeſtſetzungsverfahren [4. Auflage! S. 107 
Nr. 5, Walter, Gebührenordnung für Rechtsanwälte [2. Auflage] 
S. 184), kann nicht gebilligt werden. Die in Gemäßhheit des 
§ 16 des G. K. G. lediglich zum Zwecke der Koſtenberechnung 
erfolgende Werthfeſtſetzung des Streitgegenſtandes ſtellt ſich als 
ein Akt dar, der nur die Koſten des Rechtsſtreits, ohne den 
Hauptanſpruch, betrifft. Entſteht Streit darüber, ſo kann 
daher im Beſchwerdeverfahren als Werth des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes unter Anwendung des § 13 Ab]. 3 des G. K. G. nur 
der Unterſchied zwiſchen den nach dem einen oder anderen 
Werthe zu berechnenden Koſten in Betracht kommen. Es macht 
dabei keinen Unterſchied, ob man deu § 13 Abſ. 3 a. a. O. 
unmittelbar für anwendbar erachtet, oder dies auf Grund der 
Annahme verneinen will, daß jener Streit als ein beſonderer 
Rechtsſtreit im Sinne des § 39 a. a. O. anzuſehen fei 
(Pfafferoth, das deutſche Gerichtskoſtenweſen [6. Auflage] letzte 
Note a. E. zu § 13 Abſ. 3 des G. K. G.); denn ſelbſt, wenn 
dieſe Annahme richtig wäre, würde der § 13 Abſ. 3 doch 
jedenfalls ſinngemäß anzuwenden ſein. Ju Uebereinſtimmung 
hiermit, hat auch bereits der dritte C. S. in dem Beſchluſſe 
vom 5. April 1889 (Pfafferoth a. a. O. S. 169 Nr. 8 b) 
unter Heranziehung des § 13 Abſ. 3 in einem ähnlich 
liegenden Falle Entſcheidung getroffen und der zweite C. S. 
ſieht in dem Beſchluſſe vom 14. März 1893 (Entſch. des R. G. 
Bd. 31 S. 394 und 397) es als ſelbſtverſtändlich an, daß in 
Fällen der gegenwärtigen Art der Unterſchied der Koſten den 
Werth des Beſchwerdegegenſtandes darſtelle. Hier ſind neben 
den Gerichtskoſten die beiderſeitigen Anwaltsgebühren zu be⸗ 
rückſichtigen. Der Unterſchied der geſammten Koſten beziffert 
ſich demgemäß — unter Hinzurechnung des nicht ſtrittigen 
Streitwerths der Klage mit 8 400 Mark zu dem feſtgeſetzten 
und dem von den Beſchwerdeführern anerkannten Streitwerth 
der Widerklage ($ 11 des G. K. G.) — auf 1 986 Mark. 
Nach dieſem Betrage ſind daher die Koſten für die in Betreff 
des Streitwerths der Widerklage erhobene Beſchwerde zu be⸗ 
rechnen. V. C. S. i. S. Hüttner e Heynert vom 19. De⸗ 
zember 1896, B Nr. 164/96 V. 

22. Ohne Erfolg begehrt die Beſchwerdeführerin wegen 
der im Termin vom 10. Juli 1896 von der Kl. erklärten 
Zurücknahme der Klage eine Gebühr für nicht kontradiktoriſche 
Verhandlung zur Hauptſachez denn eine ſolche Verhandlung 
iſt mit dem O. L. G. in der Zurücknahme der Klage, wodurch 
gerade die weitere Verhandlung erübrigt wird, nicht zu finden. 
S. auch die Entſch. des IV. C. S. des R. G. in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift S. 95. Ferner kann von einer beſonderen Gebühr 
des Anwalts der Bekl. für die am 10. Juli 1896 in Ver⸗ 
bindung mit der ſonſtigen Verhandlung erfolgte Verhandlung 
über die Aufhebung des die Zwangsvollſtreckung 
einſtellenden Beſchluſſes vom 17. Januar 1896 nicht die 
Rede ſein, weil nach § 29 Ziff. 4 der R. A. G. O. dieſe 
Mühewaltung durch die Verhandlungsgebühr in der Hauptſache 
mit gedeckt wird. Endlich liegt zur Erhöhung der von der 
Vorinſtanz zugebilligten Gebühr für nicht kontradiktoriſche 
Verhandlung wegen der Koſten kein Grund vor, da lediglich 
eine ſolche (aber keine kontradiktoriſche) Verhandlung bezüglich 
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der Koſten nach dem Terminsprotokoll vom 10. Juli 1896 
ſtattgefunden hat. III. C. S. i. S. Kipp & Co. c. Free 
& Buſch vom 26. Januar 1897, Nr. 215/96 III. 

II. Das Handelsrecht. 

23. Die Entſcheidung der Inſtanzgerichte beruht auf einer 
unrichtigen rechtlichen Würdigung des Parteivorbringens. Daß 
der Bekl. während des aktiven Beſtandes der Geſellſchaft der 
Geſellſchaftskaſſe außer dem ihm vertragsmäßig zuſtehenden An⸗ 
theile am Reingewinn nach und nach Beträge bis zu 16 000 
Mark für ſeine Privatzwecke entnommen hat, iſt zwiſchen den 
Parteien nicht ſtreitig. Der ſachliche, von den Inſtanzen nicht 
entſchiedene Streit der Parteien dreht ſich nur darum, ob der 
Bekl. zu dieſen Geldentnahmen den Kl. gegenüber befugt war 
oder nicht, d. h., ob ihm nach dem beſtehenden Vertragsverhält⸗ 
niſſe das Recht zuſtand, ſich für ſeine perſönliche Thätigkeit in 
den Angelegenheiten der Geſellſchaft eine beſondere Vergütung 
zu berechnen oder nicht. Geht man mit der Klage davon aus, 
daß dem Bekl. dieſes Recht nicht zuſtand, ſo ſind die trotzdem 
erfolgten Geldentnahmen des Bekl. widerrechtlich. Er würde, 
wenn die Geſellſchaft noch aktiv weiter beſtände, von den Kl. 
mittels der actio pro socio angehalten werden können, dieſe 
Beträge der Geſellſchaftskaſſe zu veftituiren. Auch würde gegen⸗ 
wärtig der Liquidator legitimirt ſein, ihn auf Rückzahlung zur 
kiguldationsmaſſe zu belangen. Eine ſolche Reſtitution in 
den Geſellſchaftsfonds, die ſelbſtredend durch eine Zahlung 
dez Bekl. an die Kl. nicht beſchafft werden könnte, iſt aber gar 
nicht Gegenſtand der vorliegenden Klage. Auch iſt die wider- 
techtliche Entnahme nicht der alleinige Klagegrund, ſondern nur 
ein Moment aus den von den Kl. vorgebrachten Klagethat⸗ 
ſachen. Die ſtreitigen 16 000 Mark find dem Geſellſchafts⸗ 
fonds thatſaͤchlich vom Bekl. entzogen, und die Kl. wollen, daß 
ſie ihm auch fernerhin entzogen bleiben. Sie fordern die Hälfte 
dieſes Betrages für ſich, und zwar, wie ſie nach dem That⸗ 
beſtande des landgerichtlichen Urtheils ausdrücklich ſagen, als 
„den auf ſie entfallenden Antheil am Reingewinne“. Sie ſtehen 
alſo auf dem Standpunkte, daß es einer Reſtitution dieſer 
Gelder in den Geſellſchaftsfonds nicht bedarf, daß dieſe Gelder 
vielmehr an und für ſich einen vertheilungsfähigen Ge— 
winn für die Zeit vor der Liquidation darſtellen. In Ver⸗ 
bindung mit der unbeſtrittenen Thatſache, daß den Kl. auf 
Grund der für den 31. Dezember 1894 vom Bekl. gezogenen 
Bilanz ein ihnen zukommender Gewinnautheil (der nach dem 
Thatbeſtande des landgerichtlichen Urtheils im Vorprozeſſe der 
Parteien 5 014 Mark 80 Pf. betragen hat) ausbezahlt worden 
it, erſcheint dieſer Standpunkt auch durchaus ſchlüſſig. Denn 
da trotz der ſtreitigen Entnahmen des Bekl. noch ein ver⸗ 
theilungsfähiger Gewinn übrig geblieben iſt, ſo ergiebt ſich 
damit auch bis auf weiteres, daß dieſer Gewinn um 16 000 
Mark größer geweſen ſein würde, wenn dieſe der Kaſſe nicht 
vorher ohne Rechtsgrund entnommen geweſen wären. Auch hat 
der Bekl. in feiner ſachlichen Vertheidigung gegen die Klage 
ſaber geltend gemacht, die ſtreitigen 16 000 Mark ſtellten ein 
ihm aus dem Geſchäftsgewinne gebührendes Voraus dar. 
Der Juhalt des Klagebegehrens geht demnach dahin, daß eine 
liche Gewinnvertheilung, die der Bekl. für eine ſchon vor 
Beginn der Liquidation abgelaufene Geſchäftsperiode vor⸗ 
benommen hat, dadurch richtig geftellt wird, daß der Bekl., der 


zu viel empfangen hat, den Kl., die zu wenig empfangen haben, 
den entſprechenden Betrag vergütet. Für dieſe Klage fehlt 
weder den Kl. die Aktivlegitimation, noch dem Bekl. die Paſſiv⸗ 
legitimation. Insbeſondere iſt nicht einzuſehen, inwiefern die 
bloße Thatſache, daß die Geſellſchaft ſeit jener Gewinnvertheilung 
in Liquldation getreten iſt, der Klage entgegenſtehen könnte. 
Die vertheilten Gewinne früherer Perioden haben mit der 
Liquidationsmaſſe an und für ſich nichts zu thun, und es liegt 
außerhalb der Aufgabe des Liquidators, zu unterſuchen, ob ſie 
richtig oder unrichtig unter die Geſellſchafter vertheilt worden 
ſind. Sind es nur wirkliche Geſchäftsgewinne, ſo iſt es für die 
Liquidation ohne Belang, ob ſie dem einen oder dem andern 
Theilhaber ausgekehrt ſind. Daß der Kommanditiſt ſeinen 
vertragsmäßigen Gewinnantheil aus dem Geſellſchafts— 
fonds, alſo von der Geſellſchaft, und nicht von dem einzelnen 
ihm gegenüberſtehenden Geſellſchafter zu fordern hat, iſt aller⸗ 
dings richtig. Daraus folgt aber nicht, daß der Streit über 
die falſche oder richtige Vertheilung eines dem Gefell- 
ſchaftsfonds bereits entzogenen Gewinnes nicht un⸗ 
mittelbar zwiſchen dem Benachtheiligten und dem Bereicherten 
ausgefochten werden könne. Die von den Vorinſtanzen citirten 
Erkenntniſſe des vormaligen R. O. 5. G. und des R. G. 
ſtehen der hier vertretenen Auffaſſung keineswegs entgegen. 
Wenn die Gerichte mit Rückſicht auf H. G. B. Art. 142 
Abf. 2 (wonach Streitigkeiten in Betreff der Auseinanderſetzung 
im Rechtswege zum Austrage zu bringen ſind) wiederholt aus⸗ 
geſprochen haben, daß hierauf bezügliche Anſprüche der Gefell- 
ſchafter gegen einander regelmäßig erſt nach beendeter Liquidation 
geltend gemacht werden können (R. O. H. G., Bd. 12 S. 274, 
Bd. 23 S. 194; R. G. in Seuffert's Archiv Bd. 36 S. 211, 
Bd. 37 S. 323), ſo iſt das gewiß zu billigen, trifft aber den 
jetzt zur Entſcheidung ſtehenden Fall gar nicht. Denn nach 
dem Klagevortrage ſteht der vorliegende Streit mit der Liqui. 
dation und der ſchließlichen Auseinanderſetzung der Geſell⸗ 
ſchafter in keinem Zuſammenhange, und auch der Bekl. hat, 
bislang wenigſtens, einen ſolchen Zufammenhang nicht auf 
gedeckt. I. C. S. i. S. Simonis und Lanz c. Fleiſcher vom 
20. Januar 1897, Nr. 307/96 I. | 

24. Differenzgeſchäft. Nicht zuzuſtimmen ift dem B. G. 
in der Beurtheilung des Einwandes, daß das ſtreitige Geſchäft 
ein reines Differenzgeſchäft geweſen ſei. Zwar iſt dem an⸗ 
gefochtenen Urtheil unbedenklich darin beizutreten, daß nicht 
jedes Prämiengeſchäft als Spielgeſchäft zu betrachten iſt. Auch 
bei einem ernſt gemeinten Geſchäft kann der Verkäufer oder 


Käufer Veranlaſſung haben, ſeine Verluſtgefahr zu begrenzen, 


indem er ſich gegen ein Reugeld das Rücktrittsrecht ſichert. 
Allein andererſeits kann bezüglich der Frage, ob ein Differenz- 
geſchäft vorliegt, an das Prämiengeſchäft kein anderer Maßſtab 
angelegt werden, als an die Geſchäfte, bei welchen ein Rück⸗ 
trittsrecht nicht vorbehalten iſt. Insbeſondere kann, wenn ein 
erkennbares Mißverhältniß zwiſchen dem Vermögen des wahl⸗ 
berechtigten Kontrahenten und dem Gegenſtande des Geſchäftes 
vorhanden iſt, der Spielcharakter des Geſchäfts nicht deswegen 
verneint werden, weil der betreffende Kontrahent befugt war, 
ſich durch Zahlung der Prämie von der Pflicht zur Lieferung 
oder Abnahme freizumachen und weil er etwa die zur Deckung 
der Prämie erforderlichen Mittel beſaß. Geht man hiervon 
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aus, jo kann das angefochtene Urtheil nicht aufrecht erhalten 
werden. Das B. G. hat den in I. J. über die Vermögens 
verhältniſſe des Bekl. erhobenen Beweis nicht gewürdigt, gelangt 
aber auch unter der Vorausfetzung, daß das Beweisergebniß in 
einem dem Bekl. günſtigen Sinne zu beurtheilen ſei, zur Ver⸗ 
werfung des Einwandes des reinen Differenzgeſchäftes, weil nach 
der Geſtaltung des heutigen Börſenverkehrs für ein ſolches Ge- 
ſchäft kein Raum ſei, und weil im vorliegenden Falle Bekl., 
ſelbſt wenn ſeine Mittel unzulänglich geweſen ſein ſollten, doch 


durch Vornahme eines Deckungsgeſchäfts feiner Lieferungspflicht 


habe genügen können. Dieſe Auffaſſung kann nach den vom 
R. G. in der Rechtſprechung über Differenzgeſchäfte wiederholt 
dargelegten Grundſätzen, an denen auch im Streitfalle feſt⸗ 
zuhalten iſt, nicht gebilligt werden. Bei der hiernach erforder⸗ 
lichen anderweiten Erörterung des Klageanſpruches wird davon 
auszugehen ſein, daß, wenn die Behauptung des Bekl. für er⸗ 
wieſen erachtet werden ſollte, er habe dem Agenten B., bevor 
er ſich auf Börſengeſchäfte mit ihm eingelaſſen, erklärt: „ich 
habe kein Geld mehr, ich habe alles bei C. verloren, ich kann 
keine Papiere mehr bezahlen,“ und B. habe darauf erwidert: 
„das thut auch garnicht nöthig, es handelt ſich nur um die 
Differenz, ich werde Sie ſchon herausreißen“ — ein ausdrück⸗ 
liches Einverſtändniß zwiſchen B. und dem Bekl. darüber vor⸗ 
liegen würde, daß es nicht zu effektiver Erfüllung der frag⸗ 
lichen Geſchäfte kommen ſolle. Aber auch abgeſehen hiervon 
wird bei der zu treffenden Entſcheidung in Betracht zu ziehen 
fein, daß nach der Rechtsauffaſſung des R. G. das Vorhanden- 
ſein eines dem Kl. oder dem Agenten B. erkennbaren Miß⸗ 
verhältniſſes zwiſchen der Vermögenslage des Bekl. und dem 
Umfange der von ihm eingegangenen Verpflichtungen eine Ver⸗ 
muthung (Anzeige) für das Vorhandenſein eines reinen Differenz⸗ 
geſchäftes gewährt, die nur durch beſondere Umſtände, nicht 
durch den Hinweis auf allgemeine aus der Organiſation des 
Börſenhandels ſich ergebende Möglichkeiten widerlegt werden 
kann. I. C. S. i. S. Dahms c. Zeller vom 23. Januar 1897, 
Nr. 295/96 J. 

25. Die Reviſion rügt als rechtsirrthümlich, daß das 
B. G. die Ausführung des Geſchäfts über öſterreichiſche Credit⸗ 
aktien durch den Kl. als Selbſtkäufer für zuläſſig und den vom 


Kl. in Rechnung geſtellten Kurs für gerechtfertigt erachtet hat. 


Dieſe Rüge iſt nicht begründet. Nach der bedenkfreien Feſt⸗ 
ſtellung des B. G. findet zwar eine Preisnotiz für Prämien⸗ 
geſchäfte in öſterreichiſchen Creditaktien an der Hamburger Börſe 
nicht ſtatt; es werden aber daſelbſt ſolche Geſchäfte häufig ge⸗ 
macht, namentlich dann, wenn der Kurs des Papiers ſtarken 
Schwankungen unterworfen iſt. Letzteres war an dem hier in 
Betracht kommenden Tage (28. Februar 1895) der Fall. Wenn 
das B. G. es hiernach als unzweifelhaft betrachtet, daß ſich 
für dieſen Tag ein Börſenpreis der in Rede ſtehenden Geſchäfte 
ermitteln laſſen würde, ſo unterliegt dieſe Annahme weder that⸗ 
ſächlichen Bedenken, noch iſt dabei der Rechtsbegriff des Börſen⸗ 
preiſes verkannt. Denn als Börſenpreis gilt, ſofern örtliche 
Einrichtungen zur Feſtſtellung deſſelben nicht beſtehen, der 
mittlere Preis der zur Zeit und am Orte der Ausführung der 
Kommiſſion an der Börfe geſchloſſenen Kaufverträge (H. G. B. 
Art. 353), es genügt alſo, daß für den betreffenden Zeitpunkt 


die Möglichkeit vorhanden iſt, einen Durchſchnittspreis feſt⸗ 


zuſtellen. Die Vorausſetzung, die Art. 376 des H. G. B. 
für die Befugniß des Kommiſſionärs, das ihm aufgetragene 
Geſchäft als Selbſtkontrahent zu übernehmen, aufſtellt, iſt 
mithin im vorliegenden Fall erfullt. Was die Höhe des vom 
Kl. berechneten Kurſes und der Prämie anlangt, ſo würde an 
ſich Kl. beweispflichtig dafür fein, daß er den Börſenpreis zur 
Zeit der Ausführung des Auftrages eingehalten habe. Das 
B. G. nimmt aber mit Recht an, daß, nachdem Bekl. den ihm 
überſandten Schlußſchein genehmigt und damit ſowohl den Ein⸗ 
tritt des Kl. als Selbſtkontrahent wie den in Rechnung ge⸗ 
ſtellten Preis gutgeheißen hat, dem Bekl. der Nachweis obliegt, 
daß er ſich in dieſer Hinſicht geirrt und daß Kl. in ſeiner 
Preisaufſtellung den Börjenpreis nicht eingehalten habe. Einen 
ſolchen Nachweis hat Bekl. unzweifelhaft nicht erbracht. Damit 
erledigt ſich fein hierauf bezüglicher Einwand. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. | 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Genoſſenſchaftsgeſetz. 

26. Die Vorinſtanzen ſind zunächſt davon ausgegangen, daß 
die taubſtumme Selma B. ſeit dem Jahre 1872 in geſetzlicher 
Weiſe bevormundet und deshalb der von ihr im Jahre 1878 
bewirkte, rechtliche Verpflichtungen begründende Beitritt zu dem 
beklagten Verein nichtig geweſen, dieſer Mangel aber dadurch 
geheilt worden ſei, daß auf die im Jahre 1889 erlaſſene 
öffentliche Aufforderung zur Erklärung des Widerſpruches gegen 
die Mitgliederliſte des Vereins der Vormund der B. weder 
innerhalb der urſprünglichen, durch §8 165 Abſ. 2 des Geu. 
Geſ. vom 1. Mai 1889 geſetzten Friſt, noch in der Folgezeit, 
als er ſpäteſtens bis zum 22. Februar 1894 von der Ein⸗ 
tragung der B. und jener Aufforderung Kenntniß erhalten, 
innerhalb der nachträglichen, durch 8 168 Abſ. 2 des genannten 
Geſetzes geordneten Friſt einen ſolchen Widerſpruch erhoben 
habe. Dieſe Erwägungen ſind nicht zu beanſtanden, da ſie theils 
auf irrevifibeln landesrechtlichen Vorſchriften, theis auf zutreffender 
Auffaffung der erwähnten Beſtimmungen des Gen. Geſ. beruhen. 
Die Vorinſtanzen haben aber weiter der Selma B., als einer 
Bevormundeten, welche in dieſer Beziehung die Rechte der Minder⸗ 
jährigen habe, gegen die Wirkung des Aufgebotsverfahrens 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ertheilt und demgemäß 
die auf die Nichtigkeit ihres Eintritts geſtützte Anfechtung ihrer 
Mitgliedſchaft zugelaſſen. Auch dieſe Entſcheidung beruht zu⸗ 
nächſt auf Weimariſchem Landesrecht und unbeſtrittenen gemein⸗ 
rechtlichen Grundſätzen. Die Reviſion bekämpft zwar die Zu⸗ 
läſſigkeit der Wiedereinſetzung, weil ſchon in dem angeführten 
§ 168 Abſ. 2 eine ſolche enthalten und gegen den Ablauf der 
dort geſetzten Friſt nicht eine nochmalige Wiedereinſetzung ſtatt⸗ 
haft ſei, überhaupt neben dem dort für den Fall der Verſäumniß 
der Friſt des § 165 Abſ. 2 gegebenen Rechtsbehelfe die gemein- 
rechtliche Reſtitution nicht mehr Platz greifen könne. Dem kaun 
jedoch nicht beigetreten werden. Die Vorſchrift des § 168 
Abſ. 2 gewährt Jedem, der ohne ſein Verſchulden an der Ein⸗ 
haltung der urſprünglichen Anfechtungsfriſt verhindert war, die 
Möglichkeit, binnen einer weiteren, von der Beſeitigung des 
Hinderniſſes ab laufenden einmonatigen Friſt den Widerſpruch 
gegen die Mitgliederliſte noch zu erklären und ſich dadurch die 
Einwendungen gegen dieſelbe zu erhalten. Dieſe geſetzliche 
Vergünſtigung hat zwar einige Aehnlichkeit mit der gemein⸗ 
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rechtlichen Reſtitution, deckt ſich aber nicht mit derſelben, welche 
vom Richter und zwar im vorliegenden Falle beſtimmten 
Perſonen, den Vevormundeten, mit Rückſicht auf deren beſondere 
Verhältniſſe gegen die Wirkungen des Aufgebotsverfahrens 
überhaupt gewährt wird. Auch iſt weder in dem Gen. Geſ. 
ſelbſt, noch in deſſen Begründung oder bei deſſen Berathung 
der Ausſchluß der gemeinrechtlichen Reſtitution oder deren Un⸗ 
vereinbarkeit mit dem Rechtsbehelfe des $ 168 Abf. 2 irgend⸗ 
wie zum Ausdruck gekommen. III. C. S. i. S. Spar⸗Ver. 
zu Weimar c. Lange vom 22. Januar 1897, Nr. 234/96 III. 
Zu den Geſetzen zum Schutz von Waarenbezeich— 
nungen und Muſtern. | 
27. Das R. G. hält es nicht für richtig, wenn das B. G. 
in Uebereinſtimmung mit einer auch in der juriſtiſchen Litteratur 
u. A. von Meves (Schutz der Waarenbezeichnungen S. 122) 
vertretenen Anſicht annimmt, daß die Fälle, in denen eine 
Löſchung des eingetragenen Zeichens von einem Dritten begehrt 
werden könne, in dem Geſetz vom 12. Mai 1894 erſchöpfend 
aufgeführt ſeien. Ein Spezialgeſetz, wie das zum Schutz der 
Waarenbezeichnungen erlaſſene, iſt nicht inkorrekt gefaßt, wenn 
es ſich auf die Regelung der Verhältniſſe beſchränkt, die ſich 
aus der Natur des Gegenſtandes, den es zu regeln beſtimmt, 
unmittelbar ergeben. Danach find in §9 die Fälle bezeichnet, 
in denen ein Dritter die Löſchung eines Waarenzeichens be⸗ 
antragen kann: 1. wenn das Zeichen für ihn auf Grund einer 
früheren Anmeldung für dieſelben oder für gleichartige Waaren 
in der Zeichenrolle oder in den nach Maßgabe des Geſetzes über 
den Markenſchutz vom 30. November 1874 geführten Zeichen ⸗ 
regiſtern eingetragen ſteht; 2. wenn der Geſchäftsbetrieb, zu 
welchem das Waarenzeichen gehört, von dem eingetragenen In⸗ 
haber nicht mehr fortgeſetzt wird; 3. wenn Umſtände vorliegen, 
aus denen ſich ergiebt, daß der Inhalt des Waarenzeichens den 
thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht und die Gefahr einer 
Täuſchung begründet. Damit iſt aber nicht zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß ſich das Geſetz von anderen geſetzlichen Beſtimmungen, 
die vor demſelben liegen, von der geſammten Rechtsordnung 
iſolirt. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. Brüning c. Römer 
vom 16. Januar 1897, Nr. 296/96 J. 
28. Es iſt keineswegs richtig, daß ſich das Urheberrecht 
an einem unter dem Schutz des Geſetzes vom 11. Januar 1876 
ſtehenden Muſter auf das ausſchließliche Recht beſchränkt, dieſes 
Muſter ganz oder theilweis nachzubilden. Allerdings kann die 
nicht eben glückliche Faſſung des & 1 dieſes Geſetzes zu ſolcher 
Meinung verleiten. Allein eine Andeutung für eine weiter- 
gehende Auffaſſung enthält doch auch ſchon § 1 in dieſer 
Faſſung. Denn das Recht foll zuſtehen in Beziehung auf ein 
gewerbliches Muſter oder Modell. Das Gewerbe beſteht 
aber in der nutzbringenden Verwerthung. Und dieſem Gedanken, 
dem gewerblichen Eigenthum die nutzbringende Verwerthung zu 
fern, verdanken die geſammten Geſetze, welche zum Schutze 
des gewerblichen Eigenthums ergangen ſind, ihre Entſtehung. 
Darum iſt die Nachbildung eines Muſters oder Modells, welche 
in der Abſicht erfolgt, dieſelbe zu verbreiten, ohne Ge. 
nehmigung des Berechtigten verboten ($ 5). Denn die Ver⸗ 
breitung nimmt den Markt in Anſpruch, auf welchen der 
Urheber des Muſters allein das Recht hat. Darum wird der, 
welcher vorſätzlich Muſter, die den Vorſchriften des Geſetzes zu⸗ 


wider angefertigt ſind, gewerbsmäßig verkauft oder in ſonſtiger 
Weiſe verbreitet, beſtraft, und er macht ſich ſchadenserſatzpflichtig. 
§ 25 des Urheberrechtsgeſetzes vom 11. Juni 1870 in Ber- 
bindung mit § 14 des Muſterſchutzgeſetzes. Damit iſt an- 
erkannt, daß dem Urheber des Muſters das ausſchließliche Recht 
der gewerbsmäßigen Verbreitung zuſteht, — Gierke, Deutſches 
Privatrecht § 92, Anm. 33 S. 837. — Hat aber die Kl. 
dieſes Recht, ſo darf ihr daſſelbe von der Bekl. nicht dadurch 
verſchränkt werden, daß ſie ſich das Recht anmaßt, dieſes ihr 
nicht gehörige Muſter als Waarenzeichen zu dem Zweck und mit 
der Wirkung für ſich eintragen zu laſſen, anderen Perſonen, 
denen die Kl. ſolches (gegen Entgelt) geſtattet hat, zu verbieten, 
daß ſie mit dieſem Muſter ihre Waaren oder deren Verpackung 
ausſchmücken. Nach dem Inhalt des Urheberrechts an den 
Muſtern iſt die Kl. nicht auf den Antrag eingeſchränkt, daß die 
Bekl. die Muſter auch als ihr Waarenzeichen nur durch Ver⸗ 
wendung von Bildern ausübe, die fie von der Kl. bezieht, fo- 
daß ſie ſich nur der eigenen Nachbildung oder des Erwerbs 
ſolcher Nachbildung von ſolchen Perſonen zu enthalten hätte, 
denen die Kl. nicht die gewerbliche Nachbildung geſtattet hat. 


Die Bekl. darf auch dritten Perſonen, die von der Kl. dazu Er⸗ 


laubniß erhalten haben, den gewerblichen Gebrauch dieſer Bilder 
nicht unterſagen. Der Kaufmann kann ſich freilich beliebige 
Zeichen als Waarenzeichen wählen. Aber dieſe Freiheit der 
Wahl iſt ſoweit eingeſchränkt, als die Zeichen, ſei es als Muſter 
oder aus einem anderen Grunde, der freien Occupation nicht 
zugänglich ſind, weil an denſelben bereits das ausſchließliche 
Recht eines Andern begründet iſt. Und weil ſolche rechtswidrige 
Occupation, ein Verbietungsrecht gegen Dritte, von der Bekl. 
aus dem Eintrag des Waarenzeichens auf Grund des Geſetzes 
vom 12. Mai 1894 abgeleitet wird, darum darf die Kl. die 
Löſchung dieſes Zeichens begehren. Allerdings konnte die Kl. 
der Bekl. die Benutzung der zunächſt für ſie gefertigten Bilder 
geſtatten, und ſie hat ihr nach dem Vertrage vom 23. November 
1894 das Alleinbezugsrecht für Deutſchland nnd Auſtralien 
eingeräumt. Wäre aber anzunehmen, daß in dieſer Geſtattung 
eines ausſchließlichen Bezugsrechts für das Gebiet des Deutſchen 
Reichs die Geſtattung enthalten wäre, daß ſich die Bekl. die 
Bilder auch als Waarenzeichen eintragen ließ, ſo wurde dieſe 


Geſtattung nach dem Inhalt des zwiſchen den Parteien ge⸗ 


ſchloſſenen Vertrages damit hinfällig, daß die Bekl. den Ver⸗ 
trag kündigte. Denn damit ſollte die Packung freigegeben fein. 
Die Bekl. darf alſo in keinem Falle die für ſie eingetragenen 
Waarenzeichen aufrecht halten. Hiernach iſt die Bekl. allerdings 
verpflichtet, die Waarenzeichen löſchen zu laſſen. Denn darauf, 


daß ſie etwa das Waarenzeichen als inhaltsleeres Recht auf- 


rechthielt, indem ſie nur etwa der Kl. verpflichtet wäre, ſich des 
Verbots gegen Dritte, das Muſter zu verwenden, zu enthalten, 
— ein Ausweg, der von dem Prozeßvertreter der Rbkl. an- 
gedeutet wurde, — hat ſie keinen Anſpruch. Auch iſt daran 
nicht zu zweifeln, daß die Muſter eigenthümlich ſind, und daß 
ſie zur Zeit der Anmeldung neu waren. Denn daß ſie bereits 
vorher verbreitet worden wären, hat die Bekl. in ſubſtantiirter 


Weiſe nicht behauptet. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 


IV. Das Gemeine Recht. 
29. Dem O. L. G. muß darin beigepflichtet werden, daß 
der Bekl., wenn er Zwecks Erfüllung der ihm obliegenden 
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Pflicht der Brückenreparatur durch Erwirkung polizeilicher An⸗ 
ordnungen oder ſonſt in den Mühlenbetrieb des Kl. eingriff, 
gehalten war, hierbei mit einer den Umſtänden entſprechenden 
Rückſicht auf das Intereſſe des Kl. zu verfahren. Hat er ſolche 
durch die Billigkeit gebotene und mit dem öffentlichen Intereſſe 
vereinbarliche Rückſichtnahme in offenſichtlicher Weiſe bei Seite 


geſetzt, und dadurch den Kl. geſchädigt, ſo iſt hierin ein Ver⸗ 


ſchulden zu befinden, welches ihn zum Erſatz des auf dies Ver⸗ 
ſchulden zurückzuführenden Schadens verpflichtet. Die Annahme, 
daß ein ſolches Verſchulden auf Seiten des Bekl. vorliegt, be⸗ 
ruht auf einer thatſächlichen Würdigung der Sachlage, welche 
keinen Rechtsirrthum erkennen läßt. Inſoweit es ſich um den 
Schaden handelt, welcher dem Kl. aus der Reinigung des ver⸗ 
ſandeten Unterwaſſers, ſowie aus der Beſchädigung und Wieder⸗ 
herſtellung ſeiner Wieſe erwachſen iſt, liegen auch keine beſondere 
Bedenken gegen die Annahme der Vorinſtanz vor, daß dieſer 
Schade durch das feſtgeſtellte Verſchulden des Bekl. entſtanden 
iſt. Inſoweit erſcheint daher die Anſchlußreviſion nicht be⸗ 
gründet. III. C. S. i. S. Harders c. Kreis Herzogthum 
Lauenburg vom 29. Januar 1897, Nr. 227/96 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

30. Der B. R. ſtellt feſt, daß der Kl. ſich in jenem Vor⸗ 
prozeß in dieſer Weiſe nicht vertheidigt, ſondern der Bekl. durch 
Schreiben ſeines Anwalts vom 10. November 1893 erklärt 
habe: daß er aus der Ceſſion vom 9. Juni 1893 keine An⸗ 
ſprüche herzuleiten ſich berechtigt erachte, da dieſe Rechte ſeitens 
des G. vorher anderweit cedirt und die Bekl. auch vor dem 
9. Juni 1893 von dem Vertrage zurückgetreten ſei. Hierin 
erblickt der B. R. nicht blos die Erklärung des Kl. dahin, daß 
er aus der Ceſſion vom 9. Juni 1893 Rechte nicht geltend 
machen wolle, ſondern eine Verzichtleiſtung, die — über den 
Ceſſionsakt hinaus — direkt auf die Rechte aus dem Kauf⸗ 
vertrage vom 1./2. Dezember 1892 gerichtet geweſen ſei. Dieſer 
Auslegung ſteht der Wortlaut der Erklärung entgegen, der 
lediglich dahin geht, daß Kl. „aus der ihm — ertheilten Ceſſion 
vom 9. Juni 1893 — keine Rechte herzuleiten ſich berechtigt 
erachtet“; die Rechte aus dem Kaufvertrage werden nur in 
einem Zwiſchenſatze erwähnt, welcher den Inhalt der Ceſſion an⸗ 
giebt, als derjenige Rechtsakt aber, aus welchem keine Rechte 
hergeleitet werden ſollen, iſt die Ceſſion genannt. Auch die 
bisher ermittelten und vom B. R. feſtgeſtellten Umſtände, unter 
denen die Erklärung abgegeben wurde, ſprechen dafür, daß ihr 
Sinn der geweſen ſein ſoll, daß Kl. die Ceſſion für un⸗ 
wirkſam hielt und deshalb auf Grund dieſer Ceſſion Rechte 
gegen die Bekl. nicht geltend machen wollte. Allerdings ſteht 
damit der Schlußſatz der Erklärung, nämlich der Hinweis 
darauf, daß die Bekl. bereits vor dem 9. Juni 1893 von dem 

Vertrage zurückgetreten ſei, nicht im Einklange. Aber dies 
allein reicht nicht aus, um die Auslegung des B. R. gegenüber den 
geſetzlichen Interpretationsregeln (§§ 65, 66 Tit. 4 Thl. I des 
A. L. R.) aufrecht zu erhalten. V. C. S. i. S. Schmidt c. Nord⸗ 
deutſche Handelsgeſellſchaft vom 26. Januar 1897, Nr. 253/96 V. 

31. Dem B. G. war darin beizutreten, daß die zur Ver⸗ 
bindlichkeit eines zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Jagd⸗ 
pachtvertrages für den Bekl. erforderliche ſchriftliche Form in⸗ 
ſoweit ſchon dann gewahrt ſein würde, wenn nur der Bekl. 
ſeinerſeits ſeine Unterſchrift in einer nach allgemeinen Grund⸗ 


ſätzen den Ausſteller einer einſeitigen Schuldurkunde bindenden 
Weiſe unter ein Vertragsexemplar geſetzt hätte. Ob das 
Kammergericht darin mit Recht ein Anerkenntniß im Sinne 
des § 185 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 finden will, kann dahin 
geſtellt bleiben, da auch abgeſehen davon die bindende Wirkung 
einer ſolchen einſeitigen ſchriftlichen Vollziehung eines gegen⸗ 
ſeitigen Vertrages mit Recht in der Preußiſchen Rechtſprechung 
anerkannt iſt; vergl. Rehbein und Reincke, A. L. R., Bd. 1 
Anm. 36 zu § 116 des A. L. R. Thl. J Tit. 5, S. 175 der 
Aufl. 5, und insbeſondere Entſch. des Obertribunals, Bd. 4 
S. 221 ff. Aber ein ſchriftlicher Vertrag kommt nicht ſchon 
durch bloße einſeitige Unterſchreibung einer Verpflichtungsurkunde 
zu Stande, ſondern es muß die Aushändigung der unter⸗ 
ſchriebenen Urkunde an den Gegenkontrahenten hinzukommen. 
Dies liegt nicht nur in der Natur der Sache, ſondern iſt auch 
als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt in § 119 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 5, und außerdem in der Rewerechung und der 
Litteratur des Preußiſchen Rechtes als unzweifelhaft an⸗ 
genommen; vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 19 S. 71 f., 
Rehbein, Eutſch. des Preußiſchen Obertribunals, Bd. 1 
(Aufl. 2) S. 354; Bolze, Praxis des R. G., Bd. 4 Nr. 459; 
Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht, Bd. 1 (Aufl. 7) 
8 79, S. 461 f. Hier nun ſteht in dieſer Beziehung nur jo 
viel feſt, daß die Vertragsurkunde, auf welcher die neue Ver⸗ 
tragsberedung des Kl. mit dem Bekl. und die Unterſchrift des 
letzteren hinzugefügt waren, zu einer Zeit dem Kl. ausgehändigt 
worden find, wo der Bekl. ſeine Unterſchrift ſchon wieder durd- 
ſtrichen hatte, alſo durch die Auslieferung der Vertragsurkunde 
nicht mehr gebunden werden konnte. Daß ſchon früher die 
Urkunde mit der noch unverſehrten Unterſchrift des Bekl. von 
dieſem dem Kl. ausgehändigt und dann nur einſtweilen vom 
Kl. aus anderen Gründen dem Bekl. noch wieder anvertraut 
worden ſei, hat zwar der Kl. behauptet, aber das B. G. noch 
nicht feſtgeſtellt. Letzteres hat nur feſtgeſtellt, daß der Bekl. das 
von ihm unterſchriebene Vertragsexemplar nicht etwa deshalb 
nicht ausgehändigt haben würde, um ſich nicht zu verpflichten, 
ſondern aus einem anderen Grunde, und daß er die Abſicht 
gehabt habe, durch die Unterſchrift dem Nachtragsvertrage eine 
endgültige, bindende Kraft zu verleihen. Aber daraus hat es 
mit Unrecht gefolgert, daß er nun auch rechtlich gebunden ſei, 
ſelbſt ohne daß eine Aushändigung ſtattgefunden hätte. Mit 
demſelben Rechte könnte man folgern, daß auch der Kontrahent 
eines blos mündlich geſchloſſenen Vertrages gebunden ſei, weil 
er gebunden ſein wolle und die ſchriftliche Abfaſſung nicht aus 
dem Grunde unterlaſſen habe, um ſich nicht zu verpflichten; aus 
welchem Grunde die Aushändigung unterblieben tft, iſt eben 
rechtlich gleichgültig. Die vorige Eniſcheidung war auch nicht 
etwa aus dem Grunde aufrecht zu erhalten, weil der ſtreitige 
Vertrag wegen der Kaufmannseigenſchaft der Parteien nach 
Art. 317 in Verbindung mit Art. 274 des H. G. B. der 
ſchriftlichen Form gar nicht bedurft hätte. — Allerdings trifft 
hier der Grund des B. G., daß der Bekl. nicht ausdrücklich für 
die Handelsgeſellſchaft Ende & Böckmann, deren Theilhaber er 
iſt, mit dem Kl. verhandelt habe, nicht zu, weil die Art des 
äußeren Auftretens des Kaufmanns beim Geſchäftsabſchluſſe für 
die Anwendbarkeit des Art. 274 des H. G. B. unerheblich 
iſt; aber mindeſtens liegt Nichts dafür vor, daß die in dieſem 
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Artikel aufgeftellte Vermuthung hier nicht als widerlegt gelten 
könnte. VI. C. S. i. S. Böckmann c. Gundlach vom 11. Januar 
1897, Nr. 441/96. VI. 

32. Der B. R. hat bei Feſtſtellung des Betrages der 
Gegenforderung des Bekl. die Natur des Rechtsverhältniſſes 
verkannt und gegen die Grundſätze von der Vertheilung der 
Beweislaft gefehlt. Er meint: zum Nachweiſe ſeiner Intereſſe⸗ 
forderung habe der Bekl. „nur darzuthun, welchen Vermögens. 
werth die ihm verſprochene, aber uicht gewährte Gegenleiſtung 
zur Verfallzeit hatte“. Unter dieſer Gegenleiſtung verſteht der 
B. R. den auf dem verkauften Gute lagernden, von R. & B. 
gepfändeten Roggen, deſſen Quantität in dem Kaufvertrage auf 
ca. 80 Fuder angegeben iſt, und ſtellt unter Zugrundelegung 
des Körnerertrages einer Fuhre Roggen aus der Erndte 1891 
und der Marktpreiſe vom 15. Juni 1892 den Werth von 
80 Fuder Roggen und damit „den von der Kl. zu vertreteuden 
Schaden des Bekl. am 15. Juni 1892“ auf ca. 7 613 Mark 
feſt. Von dieſer Summe ſei dann nur derjenige Betrag zu 
kürzen, um den der Bekl. durch die fpätere Verwendung des 
Roggens „bereichert“ ſei. Dieſe Bereicherung habe die 
Kl. darzuthun, ſie ſei aber nur in Höhe von höchſtens 
1682 Mark erwieſen worden. Dieſe Begründung beruht auf 
rechtzirrthümlicher Auffaſſung des ganzen Rechtsverhältniſſes. 
Der B. R. überſieht, daß es ſich nicht um eine Nichterfüllung, 
ſondern nur um eine verſpätete Erfüllung handelt. Es iſt davon 
auszugehen, daß der auf dem verkauften Gute lagernde, von 
einem perjönlichen Gläubiger des Vorbeſitzers gepfändete Roggen 
dem Bekl. mitverkauft und, wenn auch belaſtet mit dem 
Pfändungspfandrecht, mit übergeben worden iſt, daß aber die 
Kl. verpflichtet war, dafür einzuſtehen, daß bis zum 15. Jun 
1892 der Roggen pfandfreies Eigenthum des Bekl. geworden 
ſein würde. Da nun die Befreiung des Roggens von dem 
darauf haftenden Pfändungsrecht nicht ſchon bis zum angegebenen 
Tage, ſondern erſt im März 1893 bewirkt worden iſt, ſo hat 
kraft des rechtskräftig feſtgeſtellten Garantieverſprechens die Kl. 
die Verpflichtung, dem Bekl. denjenigen Schaden zu erſetzen, 
der ihm durch die längere Pfandbelaſtung des Roggens er⸗ 
wachſen iſt. Der Beweis, daß, und in welcher Höhe ihm da⸗ 
durch ein Schade erwachſen, ein Gewinn entgangen iſt, liegt 
aber allein dem Bekl. ob. Für dieſe Beweisführung genügt 
es nicht, daß derjenige Werth feſtgeſtellt wird, den der Roggen 
am 15. Juni 1892 gehabt hat, es iſt die Werthsverminderung 
zu ermitteln, die der Roggen ſeit dieſem Tage bis zu dem Zeit⸗ 
punkt, wo der Bekl. die freie Verfügung darüber erhielt, er- 
litten hat, wobei nicht unbeachtet bleiben kann, ob diejenigen 
Umſtände, auf welche die allmähliche Verſchlechterung des unaus⸗ 
zedroſchen lagernden Roggens zurückzuführen ſind, nicht auch 
ſchon bis zum 15. Juni 1892 in gleicher Weiſe wirkſam ge⸗ 
weſen find, fo daß, wie die Reviſton mit Recht hervorhebt, die 
vom B. R. angewendete Methode nicht einmal geeignet erſcheint, 
den Werth feſtzuſtellen, den der Roggen am 15. Juni 1892 
hatte. Will aber der Bekl. mit dieſer Werthsdifferenz ſich nicht 
begnügen, fo iſt es ſeine Sache, darzuthun, welcher Nachtheil 
ſonſt ihm daraus erwachſen, oder welcher Vortheil ihm dadurch 
entgangen iſt, daß er nicht ſchon am 15. Juni 1892 in den 
unbeſchränkten Beſitz des Roggens gelangt war. Keineswegs 
abet hat die Kl. zu beweiſen, in wie weit der Bekl. durch die 


ſchließliche Verwendung des Roggens bereichert worden iſt. 
Freilich ſtand zur Zeit dieſer Verwendung das Gut Althof, und 
mit ihm der darauf lagernde Roggen, formell noch im Eigen⸗ 
thum der Kl., weil damals die Auflaſſung noch nicht erfolgt 
war. Aber die Kl. hatte das Gut nebſt Vorräthen in Er. 
füllung des Kaufvertrages übergeben, und dadurch ihre Nutzungs⸗ 
und Beſitzrechte auf den Bekl. übertragen, und kraft dieſer 
Rechte war der Bekl. in der Lage, über den Roggen wie ein 
Eigenthümer zu disponiren. Von einer auf den Schaden 
des Bekl. anzurechnenden Bereicherung, von einer dadurch 
eingetretenen „Tilgung“ des dem Bekl. durch die Kl. zugefügten 
Schadens, kann hiernach nicht die Rede ſein. Der Schade 
ſelbſt beſteht eben nur in der Differenz des Werthes, den der 
Roggen für den Bell. gehabt haben würde, wenn er am 
15. Juni 1892 darüber hätte verfügen können, und des 
Werthes, den er noch gehabt hat, als er im März 1893 dem 
Bekl. zur freien Verfügung ſtand. Wenn der Roggen von dem 
Zeitpunkt der Freigabe bis zur Verwendung durch den Bekl. 
ſich weiter verſchlechtert hat, ſo trifft dieſer Schaden den Bekl., 
ſofern er nicht darthut, daß eine frühere Verwendung und Ver⸗ 
werthung nicht möglich war, während ſie, wenn der Bekl. ſchon 
am 15. Juni 1892 den unbeſchränkten Beſitz erlangt hätte, 
alsbald möglich geweſen wäre. V. C. S. i. S. National⸗ 
Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft e. Hellwig vom 23. Januar 1897, 
Nr. 241/96 V. 

33. Die 85 374, 375 des A. L. R. Thl. I, Tit. 5 be⸗ 
ziehen ſich nur auf den Fall, daß die beſtimmte Erfüllungsart 
durch einen Zufall erſchwert worden und beſtimmen, daß dieſer 
Umſtand den Verpflichteten von ſeiner Schuldigkeit nicht befreit. 
Anders liegt die Sache aber, wenn der Berechtigte ſelbſt etwas 
gethan hat, wodurch dem Verpflichteten eine Mehrleiſtung er⸗ 
wachſen würde, wenn er das im Vertrage Uebernommene aus⸗ 
zuführen hätte. Der Berechtigte kann auf Grund des Ver— 
trages nur verlangen, daß der andere Theil, welcher ſich zu 
einer beſtimmten Arbeit verpflichtet hat, dieſe ausführt. Es 
würde den Grundſätzen von Treue und Glauben widerſprechen, 
wenn er befugt wäre, durch ſein Handeln dem Verpflichteten 
eine Mehrleiſtung aufzubürden. VI. C. S. i. S. Werner 
c. Stadt Erfurt vom 14. Januar 1897, Nr. 268/96 VI. 

34. Zunächſt ſind im vorliegenden Falle die Vorſchriften 
der 85 327 ff. A. L. R. Thl. I Tit. 9 über das Bauen auf 
fremdem Grund und Boden zur Anwendung zu bringen. Nach 
§ 332 a. a. O. kann nun der Grundeigenthümer, der ohne 
Widerſpruch einen Ban auf ſeinem Grundſtücke duldet, nur 
Entſchädigung für den Grund und Boden verlangen und zwar, 
auch wenn das Bauen auf Grund einer Vereinbarung zwiſchen 
dem Grundeigenthümer und dem Bauenden erfolgt iſt; vergl. 
Entſch. des Preußiſchen Obertribunals Bd. 30 S. 31, Bd. 38 
S. 61 und des R. G. Bd. 33 S. 252. Der Grundeigen⸗ 
thümer wird daher durch einen von ihm geduldeten Bau auf 
ſeinem Grundſtück nicht reicher, da dieſer nicht ſein Eigenthum 
wird und er gegen die Empfangnahme der Entſchädigung das 
Eigenthum an ſeinem Grund und Boden verliert. Die Lieferung 
der Schloſſerarbeiten zu dem von N. auf dem Grundſtück des 
Bekl. errichteten Baue hat demnach das Vermögen des Bekl. 
nicht vermehrt. VI. C. S. i. S. Glauſer c. Kramer vom 
28. Januar 1897, Nr. 299/96 VI. 


142 


35. Dem Kl. liegt der Beweis ob, daß er Erbe mit Vor⸗ 
behalt geworden. Zum Zwecke dieſes Nachweiſes muß er, da 
gerichtlich ein Inventarium nicht aufgenommen iſt, darthun, 
daß er ein Privatinventarium gerichtlich niedergelegt hat, welches 
den Erforderniſſen der 88 434, 435 Th. 1 Tit. 9 A. L. R. 
entſpricht, oder welchem doch dieſe Erforderniſſe nicht dergeſtalt 
ermangeln, daß dadurch die Ausmittelung der Beſchaffenheit des 
Nachlaſſes unmöglich wird. §§ 423, 439 Thl. I Tit. 9 
A. L. R. Der Kl. hat mittels der Eingaben vom 1. Oktober 
1892, 11. Januar, 9. Februar und 22. Juni 1893 ein Sn- 
ventarium niedergelegt. Das B. G. erachtet daſſelbe jedoch 
nicht für geeignet, die Rechtswohlthat des Inventariums zu be⸗ 
gründen, indem es erwägt: Zunächſt könne ſchon, zumal bei 
einem ſo geringfügigen Nachlaſſe, es nicht genügen, wenn die 
Gegenſtände deſſelben nur in derartig allgemeiner Weiſe, wie 
hier, z. B. „Koffer mit etwas Wäſche, Tüchern und dergl., 
ſonſtige Kleinigkeiten,“ „einige Handtücher und Taſchentücher,“ 
„einiges Porzellan,“ „ein Poſten Wäſchen und Leinwand,“ und 
zwar dieſe Poſten auch ohne Werthangabe aufgeführt würden. 
Noch weſentlicher aber ſei es, daß die Nachlaßſchulden nicht 
kenntlich gemacht ſeien. In dieſer Beziehung ſei erwähnt, daß 
an den Kl. als Nachlaßgläubiger, ohne Angabe feiner 
Forderung, verſchiedenes bezahlt bezw. von ihm ſelbſt an ſich 
genommen ſei; daß an einen gewiſſen N. 37 Mark, und ferner 
12,60 Mark Anwaltsgebühren. gezahlt ſeien. Ob und auf 
welche Schulden des Erblaſſers die Zahlungen geleiſtet worden, 
ſei nicht erſichtlich. Außerdem ſei nur noch gejagt, daß eine 
Steuerrechnung für den Verſtorbenen in Höhe von 8 Mark 
gezahlt ſei. Völlig unaufgeklärt ſeien ferner folgende Sätze: 
„Eine meine Perſon betreffende Gerichtskoſtenrechnung in Höhe 
von 1,50 Mark iſt auf meine Anweiſung aus auderweitig 
hinterlaſſenen Mobiliar gedeckt worden,“ und „In meiner 
Eigenſchaft als Nachlaßgläubiger erhielt ich 2 Obligationen 
über je 100 Thaler Badiſche Aprozentige Eiſenbahnprämien⸗ 
anleihe mit Coupons und Talons baar 216 Mark.“ Es ſei 
gänzlich unerfindlich, woher dieſe Geldſummen, insbeſondere die 
letzteren 216 Mark ſtammen; als Aktiva des Nachlaſſes ſeien 
in baar nur 125 und 5,80 Mark aufgeführt. Dieſe Er⸗ 
wägungen find thatſächlicher Natur. Auf Grund derſelben ge- 
langt das B. G. zu der Annahme, daß das gelegte Inventarium 
derartige Mängel enthalte, daß es wegen derſelben nicht möglich 
ſei, die Beſchaffenheit des Nachlaſſes auszumitteln. Ob dieſe 
Aunahme inſofern auf einer Rechtsnormalverletzung beruht, als 
auch die Aufzeichnung der Nachlaßſchulden zu denjenigen Er⸗ 
forderniſſen gezahlt wird, deren Mangelhaftigkeit den Verluſt 
der Rechtswohlthat des Inventariums nach ſich ziehen kann, 
bedarf keiner Erörterung. Denn das B. G. hat nicht blos auf 
die Mängel des Inventariums hinſichtlich der Paſſiva, ſondern 
auch auf diejenigen hinſichtlich der Aktiva entſcheidendes Gewicht 
gelegt, und ſchon dieſe letzteren find fo weſentlich, daß dadurch 
die Annahme der Unzulänglichkeit des Inventariums im Sinne 
des § 439 IH. I Tit. 9 A. L. R. begründet wird. Das 
Urtheil des R. G. vom 9. April 1891 (Entſch. Bd. 27 
S. 291, 292) ſteht dieſer Entſcheidung nicht entgegen. Es iſt 


dort ausgeſprochen, daß es Sache des Erbſchaftsgläubigers ſei, 


dem Erben gegenüber, welcher ein Inventarium niedergelegt 


hat, nicht blos den Nachweis der Unvollſtändigkeit des letzteren, 


ſondern auch eines ſchuldbaren Verhaltens bei Aufftellung des⸗ 
ſelben zu führen. Hier aber ergiebt ſich aus dem vom Kl. ge⸗ 
legten Inventarium ſelbſt, daß daſſelbe derartig unvollſtändig 
und unverſtändlich in Betreff der Aktivmaſſe iſt, daß der Kl. 
ſehr wohl im Stande geweſen wäre, dieſe Mängel zu heben. 
Auch kann der bekl. Ehefrau nicht entgegengehalten werden, 
daß ſie die Beſtandtheile des Nachlaſſes gekannt habe. Denn 
zur Wahrung der Rechtswohlthat iſt es nothwendig, daß das 
Inventarium den in den 88 434 und 435 Thl. I Tit. 9 
A. L. R. aufgeſtellten Erforderniſſen in allen weſentlichen 
Punkten entſpreche. Das Inventarium muß in dem Grade 
verſtändlich, richtig und vollſtändig ſein, daß es möglich wird, 
aus ſeinem Inhalte die Beſchaffenheit des Nachlaſſes zu er- 
mitteln. Gruchot, Beiträge Bd. 28 S. 922. Eine etwaige 
ſubjektive Wiſſenſchaft des Erbſchaftsgläubigers, welche es ihm 
für ſeine Perſon ermöglicht, die Mängel des Inventariums zu 
ergänzen, kommt im Allgemeinen ſind in Betracht. Ausnahmen 
ſind für den konkreten Fall, wie er z. B. der Entſcheidung des 
R. G. vom 9. April 1891 zu Grunde lag, nicht ausgeſchloſſen; 
der gegenwärtige Rechtsſtreit bietet aber keine Verlaſſung, eine 
ſolche Ausnahme zuzulaſſen. IV. C. S. i. S. v. Broeker 
Frieſſem vom 18. Januar 1897, Nr. 217/96 IV. 

36. Da unter b der Schuldurkunde für Theilzahlungen 
eine Vereinbarung über Höhe und Verrechnung vorbehalten 
worden ift, fo iſt hierdurch jede Theilzahlung von einer Ver⸗ 
einbarung vertragsmäßig abhängig gemacht und ein Zurüd- 
gehen auf das Statut ausgeſchloſſen. Abgeſehen davon kann 
aber aus dem Vorbehalt vereinbarter Theilzahlungen nicht die 
Geſtattung von Vollzahlungen gefolgert werden, vielmehr würde 
ein Recht des Schuldners, das Verhältniß durch Vollzahlungen 
— welches übrigens in dem Statut von 1878 keine Er- 
wähnung findet — zu köſen, aus der Schuldurkunde nur zu 
entnehmen ſein, wenn es ihm dort eingeräumt wäre. Dies iſt 
jedoch nicht geſchehen und auch aus den Beſtimmungen unter e 
der Schuldurkunde nicht herzuleiten, da dort nur geſagt wird, 
in welcher Weiſe — in beſtimmten Pfandbriefen der Bekl. oder 
in baar — eine freiwillige Vollzahlung geleiſtet werden müßte, 
während keineswegs eine ſolche Zahlung dem Schuldner ein⸗— 
ſeitig freigeſtellt wird und bei jener Beſtimmung, wie auch das 
B. G. annimmt, nur an den Fall gedacht ſein kann, daß beide 
Parteien eine Schlußzahlung vereinbaren. Im übrigen iſt der 
Schuldner, ſoweit die Schuldurkunde in Betracht kommt, an 
deren Beſtimmung unter b gebunden, wonach er ſich zur Zurüd- 
zahlung im Wege der Amortiſation verpflichtet hat. Demnach 
kann Kl. ſich auf §S 761 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. für die 
Zuläſſigkeit ihrer Kündigung nicht berufen und gegenwärtig 
nach § 758 ebendaſelbſt die Bekl. zur Zurücknahme des 
Kapitals nicht nöthigen. I. C. S. i. S. Keyling & Thomas 
c. Preuß. Hypothek. Aktienbank vom 20. Januar 1897, 
Nr. 305/96 I. 

37. Was den Streitpunkt über die Anrechnung von 7 im 
Jahre 1895 abgenommenen Ladungen auf die aus den beiden 
früheren Jahren rückſtändigen Ladungen angeht, ſo kann auch 
in dieſer Beziehung dem angefochtenen Urtheile nur beigetreten 


werden. Die Revifion meint zwar aus $ 158 Tit. 16 ZH. 1 


A. L. R. ableiten zu können, daß mangels einer abweichenden 
ausdrücklichen Erklärung jede einzelne Ladung, die abgenommen 
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wurde, eine Befreiung des Bekl. von der „as längiten ver⸗ 
fallenen“ Verbindlichkeit bewirkt habe, ſodaß alſo die im Jahre 
1894 abgenommenen Ladungen zunächſt auf die aus 1893 rück. 
ſtändigen und demnächſt wieder die 1895 abgenommenen auf 
die aus 1894 rückſtändigen anzurechnen ſeien. Aber wenn man 
auch die geſetzlichen Beſtimmungen über die Anrechnung von 
Zahlungen beim Beſtehen mehrerer Schuldpoſten auf einen Fall 
wie den vorliegenden für anwendbar halten will, jo kann 8 158 
doch nur in Frage kommen, wenn ein gegentheiliges Ueberein⸗ 
kommen der Parteien nicht vorliegt, 8 150. Ein ſolches Ueber⸗ 
einkommen aber kann auch ſtillſchweigend getroffen werden, und 
das liegt dann vor, wenn die obwaltenden Umſtände eine gewiſſe 
Anrechnung als ſelbſtoerſtändlich ergeben. Daß das hier der 
Fall iſt, iſt offenbar die Meinung des Kammergerichts. Wer 
in jedem Jahre ein beſtimmtes Quantum abnehmen muß, von 
dem wird man, wenn er nicht das Gegentheil erklärt, auch an⸗ 
nehmen duͤrfen, daß die jeweils abgenommenen Mengen auf die 
Zeit bezogen werden ſollen, in der er abnimmt. I. C. S. i. S. 
Crohn c. Backes vom 25. Januar 1897, Nr. 287/96 J. 
M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Pfeiffer beim Landgericht Rottweil; — 
Rechtsanwalt Hermann Grimſehl beim Landgericht Hannover; 
— Rechtsanwalt Dr. Stephan Fuhſt beim Amtsgericht und 
beim Landgericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Max Feld⸗ 
mann beim Amtsgericht Swinemünde; — Rechtsanwalt Hugo 
Hennig beim Amtsgericht Templin. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Albert Feith beim Landgericht Frankenihal; — 
Rechtsanwalt Auguſt Schindler beim Landgericht Bayreuth; 
— Rechtsanwalt Adolf Schaumberg beim Landgericht Hof; — 
Rechtsanwalt Schmitz beim Landgericht Münſter. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Teuſcher 
in Treuenbrietzen; — Rechtsanwalt Buſch in Recklinghauſen; 
— Gerichtsaſſeſſor Dominick in Kaſtellaun. 


Todesfälle. 
Juſtizrath Dr. Wolff in Marburg; — 
meher in Braunſchweig; — Rechtsanwalt 
Danzig; — Rechtsanwalt 


in Straßburg i. Elſ. 
. m SBOREEECHNBFEN 


Juſtizrath Zwilg- 
Paul Martiny in 


Freiherr Schott von Schottenſtein 
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Bekanutmahnng. 


ſofortige Niederlaſſung eines Rechtsanwalts 
hierorts — ca. 13 000 Einwohner — ift erwünſcht. 


Die 
(zweiten) 


Auskunft ertheilt der Magiſtrat. 


Calbe a. S., den 12. Februar 1897. 


Der Magiſtrat. 
gez. Mittelſtaedt. 


Büreauvorſteher, 
tüchtig und erfahren, durchaus vertraut mit Notariat und 
Koſtenweſen, für ſofort geſucht. Offerten mit Zeugnißabſchriften 
und Gehalts anſprüchen find zu richten an | 
Juſtizrath Dr. Altmann, 
Gr. Glogau (Schleſien) Markt 10 IL 
Kanzliſt mit guter Handſchrift per 1. April geſucht. Schrift⸗ 
liche Meldungen mit Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüchen an 
Juſtizrath Traeger, 
Berlin, Leipzigerſtraße 130. 
Wir ſuchen einen tüchtigen Büreauvorſteher oder gewandten 
Gehülfen, der ſchon längere Jahre bei Anwälten gearbeitet hat 
en ſelbſtſtändig iſt; nur ſolche mit guten Zeugniſſen wollen fich 
melden. 
Heilbronn, 27. Februar 1897. 
Rechtsanwälte Dr. Kleine und Albus. 
Büreauvorſteher. 
Ich ſuche einen tüchtigen zuverläſſigen Büreauvorſteher. 
Ceopold Goltſchall, Rechtsanwalt. 


Köln. 
Eine tüchtige 
juriſtiſche Hülfskraft 
wird von einem beſchäftigten Anwalt in der Provinz geſucht. 
Offerten ſind unter Chiffre Z. 603 an Rudolf Moſſe, 
Breslau einzuſenden. 
ſchleſiſchen 


Für ein größeres Anwaltsbüreau im ober 


In duſtriebezirk wird ein tüchtiger, polniſch ſprechender 


Züreauvorſteher, 
welcher ſelbſtändig zu arbeiten befähigt iſt, bei hohem Salair per 
1. April geſucht. Offerten unter L. 526 an Rudolf Moffe, 


Breslau zu richten. 


Ein vielſeitig erfahrener Büreau⸗Vorſteher, 36 Jahr alt, 
ev., ſucht Stellung bei einem Rechtsanwalt und Notar, vorzugsweiſe 
in Brandenburg oder Pommern. Off. u. J. W. an die Exp. d. Bl. erb. 


Ein mit den beſten Zeugniſſen verſehener zuverläſſiger junger 
Mann ſucht anderweite Stellung als Büreauvorſteher auf Rechts⸗ 
anwaltsbüreau. Offerten unter R. P. 92 an die Exp. d. Bl. erb. 

Junger Büreauvorſteher, 8 Jahr beim Fach, mit allen 
Arbeiten vertraut, ſucht Stellung. Gefl. Offerten unter W. 56 an 
die Expedition dieſes Blattes erbeten. 

Suche 
ſtädten bekannt. Jaenſch, 
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Rüreauvorsteher, 21 Jahre alt, der Stenographie mächtig, Dr. jur. Paul C. 58435 | 
s. per 1. April er. Stellg. Gefl. Off. u. F. G. 92 a. d. Exp. d. Ztg. erb. Rechtsanwalt in New-⸗NYork, U. S., 35 Wall Street, 
Langjähriger Rechtsanwalts⸗Büreau⸗Vorſteher im Land⸗ bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
uicht uh Düſſelvorf, in rk 1 ana I Georg F. Bentley, Notar. 
wünſcht ſich zu verändern. Gehaltsanſprüche 200 — ark monatlich. ; wälte in allen Staaten 
Gefl. Offerten sub E. D. 98 an die Exped. d. Bl. erbeten. W u 
Rechtsanwalt: Bürenuvorftcher Chicago. Berlin. 


in a Zweigen ne 1 rn agi. Gefl. Bf Ist 
auf gr. Büreau gleiche Stellung. Prima⸗Zeugniſſe. Gefl. Offerten : | 
unter H. W. 99 an die Expedition erbeten. Remington Sholes 


pedient, 23 J., tüchtig, ſucht per ſofort oder 15. huj. ander⸗ 1 ' hine für Rechtsanwälte 
weit Seelen als Büreauvorſt. 90 Off. sub K. L. Poſtamt 28 erb. die neue Schreibmasc e 


Gerichtsſchreiberei⸗ Anwärter, den meisten 
20 Jahre alt, 5½ Jahr auf Anwalts⸗Büreau, zuletzt als Büreau⸗ grösseren An- 


Vorſteher, thätig geweſen, ſucht geeignete Stellung. Off. M. B. 50 waltsbüreaux 
an Haafenftein u. Vogler, A.⸗G., Apolda erbeten. Berlin's, eine 
4 ö ielle 
Ein gew. Büreaugeh., welcher mit Stenogr. u. Koſtenweſen „ 
vertraut iſt, ſucht per ſofort paſſende Stellung. Gefl. Off. beliebe . 
man unter G. P. O. I. hauptpoſtlagernd Dortmund zu ſenden. Angestellte 915 
Aſſeſſor Rechtsanwälten 
wünſcht mit einem älteren Rechtsanwalt behufs Aſſociation in Ver⸗ Fa erhalten 
bindung zu treten. Adreſſen unter L. 2639 an Rudolf Moſſe, nt > kostenfreien 
Lübeck, erbeten. ; Ders 2 Unterricht in 


allen unseren 
Schulen. Geübte 
Schreiber und 


Ldr. Aſſeſſor übernimmt die Vertretung eines Anwalts. Off. 
unter K. Z. 106 an die Expedition dieſes Blattes. 


unter e ß p ß me ei 
Nachdem Herr Rechtsanwalt Krochmann aus Mogilno ver⸗ Schreiberinnen 
zogen iſt, trete ich vor dem Amtsgericht Mogilno regelmäßig auf. an Hand. 
Tagegelder und Reiſekoſten werden nicht berechnet. Amerikanische Farbbänder 30 M. per Dutzend. 
Tremeſſen, im Februar 1897. Bestes amerikanisches Kohlenpapier 15 M. per 100 Blatt. 
v. Konopfta, Rechtsanwalt. Schreibmaschinen-Papiere und Utensilien jeder Art zu den 


Ta SS ars oe Mohiaemmalt Howard House, Amındel billigsten Preisen. | 
R. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 1 81 
Street, Strand, London (solicitor of the Supreme Court) unter Muster auf Verlangen. Reparaturen kostenfrei an Abnehmer 


nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß⸗ oder Gerichts⸗ unserer Utensilien. 


angelegenheiten in England. Henry Newald's General- Agentur für 
Dent fa gurt ſte geit Deutschland, Oesterreich, Russland. 
deutſche Juriſten- Zeitung ; i Fiji 
Jahrgang 1896, Quartal 1—3. Erbitte Offerten mit Preisangabe. Berlin, Kronenstr. 56; Filiale Breslau, Ohlauerstr. 58. 
Rechtsanwalt Dr. Noſenbacher, Bruno Feigenspan, Max Keller, S. Lion-Levy, 
Hamburg, Heuberg 10. General-Nertretung General-Vertretung an 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Eivil- u. Strafſachen für für ür die Hansastädte u. 
5 s zu kauen 1 5 ee Königreich Süddeutsch- Hannover, beide Meck- 


Leipzig. Guſtav Lock, Antiquariat. und Provinz Sachsen. land. lenburg, Oldenburg. 


Leipzig, Frankfurt a. M., Hamburg, 
Grimmaischestr. 17. gr. Kornmarkt 15. Welckerstr. 62. 
2!!! vb (vb 8 
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Vereins nachrichten. 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat beſchloſſen, 
den Vereinsmitgliederu einen Kommentar des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs für das Deutſche Reich aus Vereinsmitteln zu 
liefern. Als Verfaſſer iſt Herr Rechtsanwalt Dr. Kuhleubeck 
zu Jena berufen. Das Werk erſcheint in Heymanns Verlag 
und kaun vorausſichtlich in Jahresfriſt geliefert werden. 
Etwaige Wünſche wegen der Geſtaltung des Werkes ſind 
au den Vorſtand zu richten. 


— —— on 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die vom 26. Februar bis 2. März 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe: 

I. Die Reichs juſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Nach dem mitgetheilten, den Thatbeſtänden der In⸗ 
ſtanzurtheile entnommenen Klagantrage, dem in beiden Inſtanzen 
bedingt entſprochen iſt, kann der Bekl. die Klage durch Zahlung 
von 1 260 Mark beſeitigen, denn die Kl. verlangen dieſe Summe 
nicht bloß für einen beſtimmten Fall, über deſſen Eintritt noch 
1 würde, und der Bekl. iſt nicht bloß für einen ſolchen 
A Fall in jene Summe verurtheilt worden, ſondern 
i ag wie Urtheil können nur dahin verſtanden werden, daß 
1 Bekl. nach ſeiner Wahl entweder das Grundſtück zurück⸗ 
1 en oder 1 260 Mark bezahlen ſoll. Unter dieſen Umſtänden 
5 = Streitgegenftand nicht höher bewerthet werden als mit 
1 Summe, durch die der Bekl. ſich von den An⸗ 
Aare er Kl. befreien kann. Bei alternativen Klaganträgen 
1 5 für den Streitwerth die geringerwerthige Alternative, 
1 5 vom R. G. ausgeſprochen worden iſt; 
. ee Seuffert Archiv Bd. 46 Nr. 70 in der Sache 
Sr auch V. 184/91. v. C. S. i. S. Leber c. Ga 

vom 30. Januar 1897, Nr. 140/96 v. 
ld. | 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


2. In der Sache K. wider P. haben in der Berufungs- 
inſtanz vier Verhandlungstermine vor dem B. G. und drei 
Beweisaufnahmetermine bei dem Amtsgerichte Limbach ſtatt⸗ 
gefunden. Den Beweisaufnahmeterminen wohnte auf Seite des 
Kl. deſſen Prozeßbevollmächtigter I. J. (je mit Nachvollmacht des 
Prozeßbevollmächtigten II. J.) an. In der klägeriſchen Koſten⸗ 
rechnung find hierfür außer der halben Prozeßgebühr und der Be⸗ 
weisgebühr an Tagegeldern und Reiſekoſten zuſammen 67 Mark 
26 Pf. liquidirt. Weiter find in dieſer Rechnung angeſetzt Reiſe⸗ 
ſpeſen des Kl. ſelbſt zu einem Beweisaufnahmetermin mit 2 Mark 
und zu drei Verhandlungsterminen mit 20 Mark und zweimal 
10 Mark. In dem Protokolle über den Beweisaufnahmetermin 
und in zwei Protokollen über die betreffenden Verhandlungs⸗ 
termine iſt der Kl. als perſönlich anweſend aufgeführt, im 
dritten Protokolle (über den letzten Verhandlungstermin vom 
30. Juni 1896) jedoch nicht. Das L. G. hat neben einigen 
anderen Poſten im Betrage von ca. 42 Mark 50 Pf. auch 
dieſe Anſätze ſämmtlich als nicht erſtattungsfähig geſtrichen. 
Auf ſofortige Beſchwerde des Kl., welche ſich gegen die 
ſämmtlichen Abſtriche richtete, hat das O. L. G. durch 
ſeinen Beſchluß vom 11. Dezember 1896 unter näherer Be⸗ 
gründung, entnommen der thatſächlichen Zweifelhaftigkeit des 
Falles, der Schwierigkeit der Ermittelung der für die Ent⸗ 
ſcheidung maßgebenden Thatfragen und der hierdurch bedingten 
beſonderen Wichtigkeit des Beweis verfahrens die erwähnte An- 
rechnung von 67 Mark 26 Pf ſowie die Anfäge des Kl. ſelbſt 
mit (2 Mark, 20 Mark, 10 und 10 Mark) zuſammen 42 Mark 
als erſtattungsfähig dem Bekl. gegenüber feſtgeſetzt, im Uebrigen 
aber die Beſchwerde unter Vergleichung der Koſten der Beſchwerde⸗ 
inſtanz zurückgewieſen. Die hiergegen von dem Bekl. friſt⸗ 
und formgerecht eingelegte weitere Beſchwerde kann uur zum 
kleineren Theile als begründet anerkannt werden. Das 
O. L. G. gelangt in Berückſichtigung der beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe dieſes thatſächlich und rechtlich verwickelten Prozeſſes 
zu der Anſicht, es erſcheine als ein Erforderniß der zweckent⸗ 
ſprechenden Rechtsverfolgung auf Seite des Kl. nicht nur, daß von 
deſſen Berufungsanwalt der erſtinſtanzliche Prozeßbevollmächtigte 
wegen deſſen völliger Vertrautheit mit dem Prozeßſtoffe mit der 
Abwartung der Beweisaufnahmetermine beauftragt worden iſt, 
ſondern auch, daß Kl. perſönlich in dem einen dieſer Termine 
und den drei Verhandlungsterminen erſchienen ſei, in welchen 
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er durch feine von dem B. G. herbeigeführten Auslaffungen 
weſentlich zur Aufklärung des Sachverhalts beigetragen habe. 
Bezüglich des einen Termines, hinſichtlich deſſen die Anweſenheit 
des Kl. durch das Sitzungsprotokoll nicht konſtatirt iſt, könne 
der glaubhaften Verſicherung des Kl., anweſend geweſen zu ſein, 
von dem B. G. nach der Erinnerung ſeiner Mitglieder nicht 
entgegengetreten werden. Dieſe Begründung kann, ſoweit es 
die Anſätze von 67 Mark 26 Pf. (Koſten des Anwalts I. J.) 
und 32 Mark (Anrechnung des Kl. für Beweistermin [2 Mark! 
und zwei Verhandlungsterminen mit 20 und 10 Mark = 32 Mark) 
betrifft, nicht umgeſtoßen werden; die Entſcheidung verſtößt 
inſoweit nicht gegen die Grundſätze über die Koſtenerſtattungs⸗ 
pflicht. Wohl aber muß die von dem Bekl. beſonders gerügte 
Feſtſetzung der weiteren Anrechnung des Kl. für ſeine angebliche 
Reiſe zum dritten Verhandlungstermine vom 30. Juni 1896 


mit 10 Mark als nicht erſtattungsfähig geſtrichen werden. 


Seine Behauptung, auch in dieſem Termine anweſend geweſen 
zu ſein, genügt nicht zur Glaubhaftmachung des Anſatzes 
(§§ 99, 266 der C. P. O.), da gerade das betreffende Protokoll 
von ſeiner Anweſenheit ſchweigt; daß er in dieſem Termine 
wirklich anweſend geweſen ſei, konnte aber das O. L. G., wie aus 
ſeiner Begründung erhellt, aus der Erinnerung ſeiner Mitglieder 
nicht feſtellen; ſomit kommt inſoweit auch die an ſich als 


zutreffend anzuerkennende Begründung der Zulaſſung der Reiſe⸗ 


ſpeſen des Kl. für die Termine, denen er angewohnt hat, nicht 
in Betracht. VI. C. S. i. S. Klopfer c. Paul vom 4. Februar 
1897, B Nr. 6/97 VI. | 

3. Kl. fordert von dem Bekl. Zahlung für das Ein- 
färben von Trikotſtoffen und hat, nach Leiſtung einer Baar⸗ 
zahlung ſeitens des Bekl., noch Verurtheilung deſſelben zur 
Zahlung von 1 496 Mark 90 Pf. nebſt Zinſen beantragt. 
Bekl. will mit verſchiedenen Gegenforderungen kompenſiren und 
hat abgeſehen davon im Wege der Widerklage Verurtheilung 
des Kl. zur Herausgabe von 18 Stück Trikotſtoffen, ſowie zur 
Zahlung von 457 Mark nebſt Zinſen beantragt. In J. J. iſt 
vom L. G. durch Theilurtheil vom 26. Juni 1896 auf die Wider⸗ 
klage inſofern erkannt, als Kl. zur Herausgabe der Trikotſtoffe 
verurtheilt und Bekl. mit ſeiner Gegenforderung in Höhe von 
99 Mark 20 Pf. abgewieſen worden iſt. Gleichzeitig iſt über 
eine Reihe anderer Streitpunkte durch Zwiſchenurtheil entſchieden 
und endlich iſt über die Schadenserſatzforderung des Wider⸗ 
klägers weitere Beweiserhebung angeordnet. In einem zweiten 
Rechtsſtreit fordert der nämliche Kl. von der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft Albert A. & Co., ſowie von deren Inhabern, zu 
welchen der Bekl. des zuerſt erwähnten Prozeſſes gehört, Zahlung 
für das Einfärben von Trikotſtoffen in Höhe von 693 Mark 
70 Pf. nebſt Zinſen. Mit dieſem Anſpruch iſt er durch Urtheil 
deſſelben Gerichts vom 8. Mai 1896 abgewieſen worden. Der 
Beſchwerdeführer hat gegen beide Urtheile Berufung eingelegt. 
Im Termine vom 8. Januar 1897 hat ſodann das B. G. 
beſchloſſen: 1., die beiden vorerwähnten Sachen zu verbinden, 
2., die Akten — gemäß einem Erſuchen des Prozeßgerichts 
I. J. — behufs Zuendeführung des erſteren Rechtsſtreits an 
jenes Gericht zurückzugeben, deshalb die Sache zu vertagen und 
neuen Termin nach Rückkunft der Akten anzuberaumen. Dieſer 
letzte Theil des Beſchluſſes iſt eine Entſcheidung, welche ihrem 
Inhalte nach eine Ausſetzung des Rechtsstreits anordnet, da das 


Verfahren danach auf unbeſtimmte Zeit ruhen ſoll. Die hier⸗ 
gegen gerichtete Beſchwerde des Berufungskl. iſt begründet, denn 


zu einer Ausſetzung war das B. G. nicht berechtigt, weil weder 


der § 139 der C. P. O. im vorliegenden Falle zutrifft, noch 


ein anderer geſetzlicher Grund für eine ſolche Maßnahme vor⸗ 


handen iſt. Unter Anwendung des § 229 der C. P. O. mußte 
deshalb der angefochtene Beſchluß aufgehoben und die Fort⸗ 
ſetzung des Verfahrens in der Berufungsinſtanz angeordnet 
werden. I. C. S. i. S. Spindler c. Aronſohn vom 3. Februar 
1897, B Nr. 9/97 I. 

4. Es iſt nicht unzuläſſig, bei wiederkehrenden Leiſtungen 
auch die ſpäter fälligen miteinzuklagen, wenn die Verpflichtung 
zur. Leiſtung beſtritten iſt. Die C. P. O. erkennt die Zu⸗ 
läſſigkeit von Urtheilen, deren Vollſtreckung von dem Eintritte 


eines Kalendertages abhängig iſt, an und liegt es im Intereſſe 


der Parteien, daß über Leiſtungen, welche ſich in beſtimmten 
Zwiſchenräumen auf Grund deſſelben Rechtsverhältniſſes wieder⸗ 
holen, in einem Urtheil entſchieden werde. Es iſt denn auch 
in der Praxis die Einklagung zukünftiger Alimente, ſämmtlicher 
Rentenforderungen wegen eines zugefügten Schadens und dergl. 
für zuläſſig erachtet worden (efr. Wilmowski u. Levy, Anm. 6 
Abſ. 2 zu § 231 der C. P. O.). VI. C. S. i. S. Reiſchach 
c. Scobel vom 25. Januar 1896, Nr. 224/96 VI. 

5. Der Angriff betrifft die Entſcheidung über die an⸗ 
gebliche Zuſicherung. Das B. G. hat nämlich im Laufe der 
Verhandlungen beide Theile zur näheren Erklärung darüber 
aufgefordert, in welcher Weiſe das Komitee die Wirthſchaften 
zur Verpachtung ausgeboten habe. Darauf legte das klagende 
Komitee nur die Lübeck'ſchen Anzeigen vom 17. Februar vor 


und behauptete, die Beſtimmung über Zahl und Art aller 


Privatbauten ſei vom Komitee zunächſt bis Mitte Februar, 
dann gemäß den Ausſtellungsbeſtimmungen bis zum 15. März 
ſich vorbehalten worden und in dem bei den Beſprechungen 
vorgelegten Plane ſeien als die zuzulaſſenden Reſtaurationen 
noch weitere eingezeichnet geweſen. Das B. G. bemerkt bei 
Würdigung des Ergebniſſes der Verhandlungen, es beſtehe in 
manchen Beziehungen eine gewiſſe Unklarheit, welche wohl ge⸗ 
hoben worden wäre, wenn von Seiten des Kl. der Aufforde⸗ 
rung des Gerichtes entſprochen und die verlangte Aufklärung 
gegeben worden wäre. Allein auffallender Weiſe habe das 
Komitee, welches das geſammte Material in Händen habe, nur 
die Lübeck'ſchen Anzeigen vom 17. Februar 1895 vorgelegt. 
Die Reviſion meint nun, wenn das B. G. den Sachverhalt für 
nicht genügend aufgeklärt angeſehen habe, ſo hätte es vom 
Fragerecht Gebrauch machen und im Falle weiterer Weigerung 
nach § 259 der C. P. O. die Konſequenzen ziehen müſſen; 
auch die allgemeinen Grundſätze über Editionspflicht ſeien ver⸗ 
letzt. Auch dieſer Angriff geht fehl: Bekl., welche für ihre Be⸗ 
hauptungen zweifellos beweispflichtig waren, haben einen 
Editionsantrag nicht geſtellt. Das Fragerecht hat das B. G. 
mit der fraglichen Aufforderung zur Genüge ausgeübt und es iſt 
nicht erſichtlich, in welcher Richtung es von dieſem Recht nochmals 
hätte Gebrauch machen können. Die Konſequenzen aus der 
auffallenden Zurückhaltung des Komitees zog aber das B. G. 
nach nochmaliger Vernehmung der ſchon in I. J. abgehörten 
Zeugen dahin, daß den von den Bekl. benannten Zeugen jeden⸗ 
falls ſoviel Glauben beizumeſſen ſei, als dem weiter ver⸗ 
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nommenen Zeugen 9. VI. C. S. i. S. Prediger c. Deutſch⸗ 
Nordiſche Handels⸗ und Induſtrie⸗Ausſtellung zu Lübeck vom 
1. Februar 1897, Nr. 302/96 VI. 

6. Die Beweisantretung des Bekl. ift unberückſichtigt 
geblieben, und zwar, neben anderen Gründen, deshalb, weil 
die in Betracht kommenden Akten nicht bezeichnet ſeien. Dies 
iſt nicht zu beauſtanden, weil der Beweisantrag ſo, wie er 
geſtellt war, eine Beweiserhebung nicht zuließ und Bekl. in 
Anbetracht der für die Behauptung des Kl. bereits vorliegenden, 
an ſich für die richterliche Ueberzeugung ausreichenden Beweiſe 
Anlaß gehabt hätte, die bezüglichen Akten, falls wirklich ſolche 
vorhanden fein ſollten, jo zu bezeichnen, daß ihre Herbeiſchaffung 
möglich geweſen wäre. Es kann daher nicht anerkannt werden, 
daß das B. G. bei den im vorliegenden Fall obwaltenden Um⸗ 
ſtänden verpflichtet geweſen wäre, von dem Fragerecht Gebrauch 
zu machen. I. C. S. i. S. Münſtermann c. Hertzen vom 
30. Januar 1897, Nr. 315/96 I. 

7. Daß die Ablehnung eines Beweisantrags zuläſſig iſt, 
wenn ſich der Richter von der thatſächlichen Unerheblichkeit des⸗ 
ſelben überzeugt hat, iſt anerkannt. Wie ſich die Ueberzeugung 
bildet, entzieht ſich der Kontrole und der Nachprüfung. Daß 
Wahrſcheinlichkeiten, Vermuthungen, Eindrücke der Glaubhaftig⸗ 
keit hierbei eine Rolle ſpielen, iſt ſelbſtverſtändlich, da, wo nicht 
unmittelbare Sinneseindrücke die Wahrnehmung geſtatten, die 
Ueberzeugung von einer Thatſache durch das Schlußvermögen 
gewonnen wird. Für das B. G. ergab fi die Frage, ob auf 
Grund der vagen Angabe, daß Veränderungen vorgenommen 
worden ſeien, das Vertrauen in die Richtigkeit und Verläſſigkeit 
der Sachverſtändigenprüfung und der Ergebniſſe derſelben er⸗ 
ſchüttert werden konnte. Gelangt das B. G. nach der Sachlage 
und bei dem Mangel irgend welcher beſtimmter Angabe der 
Veränderungen, daß es ſich nur um die Röhrenlage gehandelt 
haben könne, anderweitige betrügeriſche Vorkehrungen aber von 
den Sachverſtändigen entdeckt worden wären, ſo iſt eben auf 
Grund der Ueberzeugung, die ſich das Gericht über dieſe That⸗ 
ſachen gebildet, die Grundlage ſeines Urtheils unberührt geblieben. 
Solchen Allgemeinheiten gegenüber kann das Gericht auch nicht 
der Vorwurf einer ungenügenden Beachtung des vorgebrachten 
Thatſachenmaterials treffen, wenn es den Inhalt der Beweisſätze 
dem Befunde der Sachverſtändigen gegenüber, die doch die An⸗ 
lage in allen ihren Theilen geprüft haben, für unbeachtlich hält. 
VI. C. S. i. S. Thielecke e. Krumbein u. Wigand vom 
25. Januar 1897, Nr. 271/96 VI. 

8. Das Rechtsverhältniß der Parteien iſt nach den zwiſchen 
ihnen getroffenen Verabredungen zu beurtheilen. Danach möchte 
das jetzt allein noch in Frage kommende Verlangen der Kl. 
wegen Entpfändung des Grundſtücks für berechtigt zu erachten 
ſein, wenn feſtgeſtellt würde, daß die Kl. dem Bekl. gegenüber 
die Verpflichtung, für ſeine Schuld einzutreten und dafür die 
Hypothek zu beftellen, nur mit einer zeitlichen Beſchränkung 
oder nur unter einer ſpäter nicht eingetretenen, bezw. wieder 
veggefnlenen Vorausſetzung übernommen gehabt. Wenn 
7 5 verabredet war, daß der Kl. nur ein Anſpruch auf 
n wegen Erſtattung der von ihr nach 
u gung der Hypothek dereinſt zu leiſtenden Zahlungen 
80 en ſolte, fo würde der ſtreitige Anſpruch auf Befreiung 
es Grundſtücks — wenigſtens in der angebrachten Art — 


nicht als gerechtfertigt erſcheinen können. Hiernach hätte der 


B. R. in erſter Linie — nöthigenfalls unter Ausübung des 


Fragerechts — näher erörtern müſſen, welche Bedeutung und 
Tragweite der von der Kl. ſelbſt aufgeſtellten Behauptung, daß 
ſie ſich unter der von ihr angegebenen Bedingung zu der frag⸗ 
lichen Schuldübernahme und Hypothekbeſtellung habe bereit 
finden laſſen, beizulegen ſei und ob alſo nach der eigenen 
Darſtellung der Kl. der Anſpruch wegen Befreiung des Grund⸗ 
ſtückes für gerechtfertigt oder für nicht gerechtfertigt zu erachten 
iſt. IV. C. S. i. S. Bieber c. Bieber vom 11. Januar 1897, 
Nr. 220/96 IV. 

9. Entſcheidend iſt, daß die Thatſachen, die durch die 
beiden Eide feſtgeſtellt werden ſollen, ſich nicht decken. Der 
auferlegte Eid iſt direkt auf die Feſtſtellung der Klagebehauptung 
gerichtet, daß der Kl. dem Bekl. gegen den vom 6. Juli 1893 
datirten Schuldſchein ein anderes Darlehn gegeben hat, als das⸗ 
jenige, über welches der Schuldſchein vom 20. Oktober 1893 
lautet. Unter den zugeſchobenen Eid ſind dagegen Thatſachen 
geſtellt, die der Klagebehauptung entgegenſtehen, und die in 
ihrer Verbindung oder auch nur einzeln geeignet ſind, die Richtig⸗ 
keit der Klagebehauptung in Zweifel zu ſetzen; in dieſer Hin⸗ 
ſicht iſt namentlich die Behauptung des Bekl. von Erheblichkeit, 
daß der mit dem unrichtigen Datum verſehene Schuldſchein 
nicht, wie der Kl. angiebt, ſchon im Juli, ſondern erſt im 
September oder Oktober 1893 ausgeſtellt ſei. Die Vorſchrift 
des $ 259 der C. P. O. machte es daher erforderlich, daß 
das Vorbringen des Bekl. zur Erörterung gezogen wurde, und 
erſt nach dem Ergebniſſe dieſer Verhandlungen und der Beweis⸗ 
aufnahme konnte in Frage treten, ob die Entſcheidung noch 
von der Leiſtung eines richterlichen Eides abhängig zu machen 
und eventuell auf welche Thatſache der Eid zu richten und 
welcher Partei derſelben anzuvertrauen ſei. IV. C. S. i. S. 
Graf c. Turban vom 28. Januar 1897, Nr. 238/96 IV. 

10. Der B. R. vermißt bei dem Beweisantritt des Kl. 
eine Darlegung der Zuſammenſetzung der Gemeinde Emersleben, 
insbeſondere eine Angabe der Zahl ihrer Mitglieder; einer 
Ausübung des richterlichen Fragerechts in Betreff dieſes Punktes 
hat es nach der Anſicht des Vorderrichters deshalb nicht bedurft, 
weil der Kl. die erforderlichen Erklärungen abzugeben, unter⸗ 
laſſen hat, obgleich er durch die Faſſung eines Beweisbeſchluſſes 
ſowie durch die Ausführungen der Bekl. auf die Nothwendigkeit 
ſolcher Angaben hingewieſen iſt. Der B. R. hat aus dieſem 
Grunde auch die Vernehmung weiterer von dem Kl. benannten 
25 Zeugen abgelehnt. Mit Unrecht erachtet ſich Kl. hiedurch 
beſchwert. Rechte der in Frage ſtehenden Art können von den 
Gemeinden nur durch die Geſammtheit oder die Mehrheit ihrer 
Mitglieder erworben werden. Um nun beurtheilen zu können, 
ob dieſem Erforderniſſe genügt iſt, muß der Richter über Zahl 
und Zuſammenſetzung der betreffenden Gemeinde unterrichtet 
ſein. Unterläßt die beweispflichtige Partei, Angaben hierüber 
zu machen, obgleich ſie auf deren Nothwendigkeit aufmerkſam 
gemacht iſt, ſo benimmt ſie ſelbſt dadurch dem Richter die 
Möglichkeit, in eine ſachliche Prüfung ihres Vorbringens ein⸗ 
zutreten. Auch genügt ſie ihrer vorbezeichneten Verpflichtung 
nicht dadurch, daß ſie allgemein angiebt, die von ihr benannten 
Zeugen würden bekunden, daß die ſämmtlichen Gemeindemitglieder 
oder die Mehrzahl derſelben die in Frage ſtehenden Handlungen 
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während der Verjährungszeit ausgeübt hätten; denn es fpringt 
in die Augen, daß für die Beurtheilung der Tragweite und 
Glaubwürdigkeit der Zeugenausſagen, wenn dieſe auch die 
Parteibehauptung erhärten ſollten, die Kenntniß des Richters 
von der wirklich vorhandenen Zahl der Gemeindemitglieder, 
beiſpielsweiſe alſo ob dieſe 80 oder 800 beträgt, unerläßlich 
und entſcheidend iſt. V. C. S. i. S. Schmidt c. Sep. Inter⸗ 
eſſenten von Groß⸗Quenſtedt vom 23. Dezember 1896, Nr. 3/96 V. 

11. Das B. G. hat mit Recht den Einwand der rechts- 
kräftig entſchiedenen Sache für durchgreifend erachtet. Der 
jetzige Rechtsſtreit wird, da dieſelbe Kl. dieſelben Bekl., mit 
Ausnahme des K., belangt hat, die ſie im Vorprozeſſe belangt 
hatte, zwiſchen denſelben Parteien geführt, zwiſchen welchen der 
Vorprozeß geführt wurde. Ferner liegt die objektive Gleichheit 
des Klageanſpruchs vor. Denn aus dem Grunde, daß ſie an⸗ 
geblich gemäß § 387 Thl. II Tit. 1 A. L. R. gegen die Ceſſion 
Widerſpruch erhoben und daß angeblich ihr Ehemann ſein ehe⸗ 
männliches Verwaltungsrecht in der Abſicht, ihr zu ſchaden, mit 
Wiſſen und Willen der Bekl. mißbraucht habe, hat die Kl. in 
dem Vorprozeſſe den Antrag: „die Bekl. als Geſammtſchuldner 
zur Zahlung eventuell zur Hinterlegung von 2 400 Mark zu 
verurtheilen“ und in dem jetzigen Prozeſſe den Antrag: „die 
Bekl. zu verurtheilen, anzuerkennen, daß die am 29. März 1894 
von dem Ehemann der Kl. auf Hahlweg erklärte Ceſſion über 
2400 Mark und die darauf hin erfolgte Einziehung durch 
Eduard K. der Kl. gegenüber unverbindlich ſei und V. noch 
2 400 Mark der Kl. und ihrem Ehemanne verſchulde“ geltend 
gemacht. Beide Anträge beruhen auf derſelben Grundlage der 
Ungültigkeit der wider ihr Verbot beziehentlich fraudulos von 
ihrem Ehemann und den Bekl. ausgeführten Verfügungen. 
Während in dem Vorprozeſſe auf dieſer Grundlage die Ver⸗ 
urtheilung der Bekl. als Geſammtſchuldner zur Zahlung oder 
Hinterlegung der 2 400 Mark gefordert wurde, beſchränkt ſich 
die Kl. jetzt darauf, im Wege der Feſtſtellungsklage von den 
Bekl. das Anerkenntniß zu verlangen, daß ihr gegenüber jene 
wider ihr Verbot beziehentlich fraudulos ausgeführten Ver⸗ 
fügungen unverbindlich find und die hiervon betroffene güter- 
gemeinſchaftliche Schuld noch fortbeſteht. Im vorliegenden 
Falle, nicht aber, wie das B. G. anzunehmen ſcheint, in der 
Regel, in jedem Falle, erſcheint deshalb der Feſtſtellungsanſpruch 
als etwas Minderes, als der auf Leiſtung gerichtete Anſpruch 
und wird darum von der den letzteren betreffenden Entſcheidung 
des Vorprozeſſes mit betroffen. Dieſe Entſcheidung iſt, ſoweit 
fie die Klage aus § 387 Thl. II Tit. 1 A. L. R. wegen der 
Verſpätung des Widerſpruchs abweiſt, eine materiell rechtliche 
und begründet daher unzweifelhaft die Einrede der Rechtskraft. 
Daſſelbe gilt aber auch, wie das B. G. zutreffend ausführt, 
bezüglich der Abweiſung wegen der angeblich in fraudem uxoris 
geſchehenen Verfügungen. Wenn auch hier materiell über dieſen 
Klagegrund nicht erkannt iſt, die Abweiſung vielmehr nur des⸗ 
halb erfolgt iſt, weil nicht die zur Paſſivlegitimation noth- 
wendige Zuziehung des Ehemanns als Mitbeklagten ſtattgefunden 
habe, ſo ſteht doch durch die rechtskräftige Entſcheidung des 
Vorprozeſſes die Nothwendigkeit dieſer Zuziehung in einem aus 
dem gleichen Klagegrunde von der Kl. anzuſtellenden Prozeſſe 
gegen die Vorbeklagten feſt. Der mit dem gleichen Mangel 
behafteten gleichen Klage gegen die letzteren ſteht daher der Ein⸗ 


wand der rechtskräftig entſchiedenen Sache entgegen. IV. C. S. 
i. S. Krubeck c. Krubeck u. Gen. vom 25. Januar 1897, 
Nr. 233/96 IV. 

12. Die Reviſion des Bekl. rügt die Beeidigung der 
Pachtfiſcher und die Nichtbeeidigung der Gemeindeangehörigen. 
Die erſte Rüge iſt unbegründet. Die Pachtfiſcher können als 
unmittelbar betheiligt am Ausgange des Rechtsſtreits nicht an⸗ 
geſehen werden. Inhalt und Umfang ihrer Fiſcherei beſtimmen 
ſich nach den mit den Verpächtern abgeſchloſſenen Verträgen. 
Können die Verpächter in Folge ungünſtigen Ausgangs des 
Rechtsſtreits nicht mehr ganz gewähren, was ſie zugeſichert 
haben, ſo mögen Entſchädigungsanſprüche begründet ſein; hierfür 
iſt aber allein das Vertragsverhältniß maßgebend, das durch 
den vom Kl. jetzt geführten Rechtsſtreit rechtlich nicht berührt 
wird. Für begründet hat dagegen die zweite Rüge erachtet 
werden müſſen. Gemeindeſervituten zum Beſten der Gemeinde⸗ 
angehörigen ſind in Deutſchland ſehr zahlreich. Im Streitfalle 
iſt bei Berufung der beweispflichtigen Gemeinde auf Unvor- 
denklichkeit und Erſitzung der Beweis der Ausübungshandlungen 
regelmäßig nur durch Zeugen zu erbringen und dieſe Zeugen 
werden meiſtens Gemeindeangehörige ſein. Sind dieſe als 
unmittelbar betheiligt am Ausgange des Rechtsſtreits anzuſehen, 
ſo würde die Erbringung des Beweiſes ſelbſt bei der heutigen 
freien Beweiswürdigung ſehr erſchwert ſein. Unmittelbar be⸗ 
theiligt am Ausgange des Rechtsſtreits im Sinne des § 358 
Nr. 4 der C. P. O. find ſolche Perſonen, deren Rechts- oder 
Pflichtenkreis in unmittelbarem Zuſammenhange mit dem Streit⸗ 
verhältniſſe ſteht und durch den Ausgang des Rechtsſtreits be⸗ 
einflußt wird. Nun iſt bei Gemeindeſervituten zum Beſten 
der Gemeindeangehörigen die Gemeinde ſelbſt die berechtigte 
Perſon. Ihr, der juriſtiſchen Perſon, ſteht das Recht zu. Sie 
allein kann darüber verfügen und die Gemeindeangehörigen üben 
die Servitut nur aus dem Rechte der Gemeinde, nicht als ein 
zu ihrer individuellen Rechtsſphäre gehörendes Recht aus. Bei 
ſolchem Rechtsverhältniſſe ſind ſie aber in einem Rechtsſtreite 
der Gemeinde mit dem Eigenthümer des dienenden Grundſtücks 
über Exiſtenz oder Umfang des Rechts am Ausgange des Rechts- 
ſtreits nicht unmittelbar betheiligt; denn nicht ihr, ſondern der 
Gemeinde Recht iſt in Frage. Von dieſer Auffaſſung iſt in 
einer gleichliegenden Sache auch der V. C. S. des R. G. im 
Urtheil vom 26. Februar 1896 in Sachen Gubener Fiſcher⸗ 
innungen gegen Aurith — abgedruckt Seuffert Bd. 51 S. 359 
— ausgegangen. Hiernach waren die als Zeugen vernommenen 
Gemeindeangehörigen zu beeidigen. III. C. S. i. S. Stadt 
Röbel c. Großh. Finanzminiſterium zu Schwerin vom 22. Januar 
1897, Nr. 228/96 III. | 

13. Mit einer Beſchwerde darüber, daß das O. L. G. 
nicht dem Bekl. einen richterlichen Eid über die Vereinbarung, 
wie er ſie behauptet, aufgegeben habe, kann derſelbe in der 
Reviſionsinſtanz nicht gehört werden, da inſoweit die Entſchei⸗ 
dung lediglich auf der dem O. L. G. zuſtehenden thatſächlichen 
Würdigung der Sachlage beruht. II. C. S. i. S. Pokorny 
c. Neubauer vom 5. Februar 1897, Nr. 312/96 II. 

14. Das O. L. G. hat lediglich unter Aufhebung des 
landgerichtlichen Beſchluſſes die Beſchwerde gegen die Entſcheidung 
des Konkursgerichts als unbegründet zurückgewieſen und dadurch 
jene Entſcheidung wieder hergeſtellt. Sonach liegen gegen den 
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Beſchwerdeführer zwei übereinſtimmende Entſcheidungen vor und 


enthält der Beſchluß des O. L. G. keinen neuen felbftftändigen 


Beſchwerdegrund im Sinne von § 531 Abſ. 2 der C. P. O. 
Auf die Abweichungen in der Begründung, insbeſondere darauf, 
daß das O. L. G. angenommen hat, eine Feſtſtellung der 
Forderung des Beſchwerdeführers ſei überhaupt nicht erfolgt, 
kommt es bei der gegebenen Sachlage nicht an; denn für die 
Entſcheidung ſelbſt, welche ſich lediglich auf die Frage bezieht, 
ob dieſe Forderung in das Schlußverzeichniß aufzunehmen ſei, 
iſt dieſe Verſchiedenheit der Begründung bedeutungslos. Das 
Konkursgericht hatte die Einwendung des Beſchwerdeführers 
unbedingt zurückgewieſen, und bei dieſer Entſcheidung iſt es 
verblieben, weil das O. L. G. den aufhebenden Beſchluß des 
L. G. wieder beſeitigt hat. II. C. S. i. S. Kulp Konk. vom 
5. Februar 1897, B Nr. 21/97 II. 

15. Nach § 686 C. P. O. find die Einwendungen, welche den 
durch das Urtheil feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betreffen, im Wege der 
Klage bei dem Prozeßgericht I. J. geltend zu machen und nur 
inſoweit zuläſſig, als die Gründe, auf denen fie beruhen, erſt nach 
dem Schluſſe derjenigen mündlichen Verhandlung, in welcher Ein- 
wendungen ſpäteſtens hätten geltend gemacht werden müſſen, ent⸗ 
ſtanden ſind und durch Einſpruch nicht mehr geltend gemacht 
werden können. Dieſe Vorſchrift ſchließt zunächſt die Erhebung einer 
Klage auf Feſtſtellung, daß dem Gläubiger aus dem ergangenen 
Urtheil ein Anſpruch nicht mehr oder doch nicht mehr in dem 
ganzen ihm zuerkannten Betrage zuſtehe, vor begonnener Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht aus, wenn der Schuldner ein rechtliches Inter⸗ 
eſſe daran hat, daß dies alsbald durch richterliche Entſcheidung 
feftgeftellt werde. Hierüber iſt auch in der Litteratur, ſoweit 
ersichtlich, kein Streit. Dagegen iſt mehrfach die Anſicht auf⸗ 
geſtellt worden, daß die gedachte Feſtſtellungsklage in dem per⸗ 
ſönlichen Gerichtsſtande des Gläubigers erhoben werden müſſe, 
der Gerichtsſtand des $ 686 aber nur für die Widerſpruchs⸗ 
klage gegen die begonnene Zwangsvollſtreckung gegeben ſei. 
Einer ſolchen Unterſcheidung ſteht indeß der Wortlaut des 
9 686 entgegen, da nach demſelben überhaupt die Klagen be- 
treffend Einwendungen gegen den durch das Urtheil feſtgeſtellten 
Anſpruch bei dem Prozeßgericht I. J. geltend gemacht werden 
ſollen. Der Grund für dieſe Vorſchrift iſt offenbar der, daß 
die Gerichte, welche über den Anſpruch ſelbſt entſchieden haben, 
die Erheblichkeit des erhobenen Einwandes werden am beſten 
beurtheilen können. Dieſer Grund trifft aber nicht nur für die 
Widerſpruchsklage gegen die begonnene Zwangsvollſtreckung zu, 
ſondern ebenſo für die vorher erhobene Klage auf Feſtſtellung, 
daß die Zwangsvollſtreckung wegen Nichtbeſtehens des im 
Urtheile feſtgeſtellten Anſpruchs nicht mehr zuläſſig ſei. Eben⸗ 
ſowenig kaun aus der Stellung des § 686 im achten Buche 
der C. P. O. gefolgert werden, daß der dort angeordnete Ge⸗ 
richtsſtand den Beginn der Zwangsvollſtreckung vorausſetze. 
Näher dargelegt; zum Schluß heißt es: Es war hiernach der 
in dem Urtheile des IV. C. S. vom 10. Oktober 1895 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 5171 — ausgeſprochenen Anſicht, 
daß für den im § 686 angeordneten Gerichtsſtand der Beginn 
der Zwangsvollſtreckung nicht Vorausſetzung ſei, beizutreten. 
Vetzl. auch Kohler im eiviliſt. Archiv Bd. 72 S. 12. 
VI. C. S. i. S. Naſedy c. Prinz Reuß vom 4. Februar 1897, 
Nr. 310/96 VI. 


16. Als am 14. November 1896 auf Antrag der Bekl. 
zum Zweck der Beitreibung einer vollſtreckbaren Forderung 
gegen den Buchdruckereibeſitzer Guſtav M. in Berlin durch den 
Gerichtsvollzieher H. verſchiedene in dem Protokoll vom 14. No⸗ 
vember 1896 bezeichnete Mobilien gepfändet waren, hat Kl. 
mit der Behauptung, er ſei Eigenthümer der Pfandſtücke, Klage 
gemäß § 690 der C. P. O. erhoben. Mit dieſer Klage in 
I. J. abgewieſen, hat er nach Einlegung der Berufung be- 
antragt, anzuordnen, daß die Zwangsvollſtreckung eingeſtellt 
werde. Mit dieſem Antrage iſt er durch den jetzt angegriffenen 
Beſchluß abgewieſen. Dagegen hat er unter Wiederholung ſeines 
Einſtellungsantrags Beſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde iſt 
nicht begründet, da das B. G. aus zutreffenden Gründen 
angenommen hat, daß Kl. ſein Eigenthumsrecht an den Pfand- 
ſtücken nicht glaubhaft gemacht habe (vergl. C. P. O. § 690 
Abſ. 3, § 688 Abſ. 1). Kl. gründet nämlich feinen Eigen⸗ 
thumserwerb darauf, daß ihm auf Anordnung des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts, wodurch der Gerichtsvollzieher gemäß § 726 der 
C. P. O. ermächtigt war, dem Kl. die gepfändeten Gegenſtände 
für den Taxwerth nebſt einem Zuſchlag von 10 Prozent zu⸗ 
zuſchlagen, die Pfandſtücke gegen Entrichtung von 4 504,50 Mark 
vom Gerichtsvollzieher übergeben ſeien. Da eine öffentliche 
Verſteigerung mit Zuſchlag gemäß der Vorſchriften des 8 718 
der C. P. O. nicht ſtattgefunden, hat das B. G. den § 342 
Ih. I Tit. 11 des A. L. R. nicht für anwendbar erklärt und 
da es die Vollziehung der zur Uebertragung des Eigenthums 
erforderlichen Uebergabe der Pfandſtücke an den Kl. nicht für 
glaubhaft gehalten, hat es auch den Eigenthumserwerb des 
Kl. nicht als glaubhaft gemacht angenommen. Kl. irrt, wenn 
er meint, der gemäß § 726 der C. P. O. angeordnete frei⸗ 
händige Verkauf von Pfandſtücken ſtehe einer Verſteigerung mit 
Zuſchlag im Sinne des § 718 der C. P. O. in feinen 
Wirkungen gleich. Wird auf Antrag vom Vollſtreckungsgericht 
eine andere, als die durch § 718 der C. P. O. vorgeſchriebene 
Art der Verwerthung der Pfandſtücke angeordnet, ſo wird das 
angeordnete und ausgeführte Geſchäft nach den dafür beſtehenden 
beſonderen Regeln beurtheilt. Iſt alſo ein freihändiger Verkauf 
zugelaſſen, ſo findet nicht gemäß § 342 Thl. 1 Tit. 11 des 
A. L. R. der Eigenthumserwerb an den gekauften Pfandſtücken 
ohne Rückſicht darauf ſtatt, ob der Käufer die Pfandſtücke in 
Empfang genommen hat, ſondern es verbleibt bei der Vorſchrift 
des § 1 Thl. I Tit. 10 des A. L. R., nach welcher die mittel. 
bare Erwerbung einer beweglichen Sache, außer dem dazu 
nöthigen Titel, auch die wirkliche Uebergabe derſelben erfordert. 
Da Kl. nicht glaubhaft gemacht hat, daß die Uebergabe der 
Pandſtücke an ihn erfolgt ſei, fo hat er auch fein Eigenthum 
daran nicht glaubhaft gemacht, und das B. G. hat die vom 
Kl. begehrte Anordnung der Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
mit Recht abgelehnt. V. C. S. i. S. Moskiewicz c. Berthold 
vom 3. Februar 1897, B Nr. 14/97 V. 

17. Die Reviſion iſt unbegründet, auch wenn man davon 
ausgeht, daß als Gericht der Hauptſache im Sinne des § 820 
und § 821 der C. P. O., ſofern es ſich um die Sicherung 
oder Verwirklichung eines Anſpruchs handelt, dasjenige in 
§ 821 der C. P. O. bezeichnete Gericht erſcheint, vor welchem 
über die Feſtſtellung des Anſpruchs, der durch die einſtweilige 
Verfügung geſichert werden ſoll, bereits verhandelt wird, oder 


vor welches als Prozeßgericht I. J. der noch nicht anhängig 
gemachte Anſpruch gehört, und in gleicher Weiſe im Falle des 
§ 819 der C. P. O. das zur Entſcheidung über das Rechts⸗ 
verhältniß, in Bezug worauf ein einſtweiliger Zuſtand geregelt 
werden ſoll, berufene Gericht. Hierbei iſt nämlich, wie bereits 
in dem Urtheile des R. G. fünſten C. S. in Sachen Oeſtreich 
wider Zahn vom 17. Februar 1892 Rep. V 266/91 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift Jahrgang 1892 S. 181 Nr. 7) ausgeführt iſt, 
erſteren Falls (und ebenſo analog im zweiten, § 819 der C. P. O. 
betreffenden Falle) maßgebend derjenige Anſpruch, welcher un⸗ 
mittelbar durch die nachgeſuchte einſtweilige Verfügung ge⸗ 
ſichert werden ſoll, nicht derjenige, welchem ſie nur mittelbar 
dienen ſoll. II. C. S. i. S. Stammnitz e. Kumpf vom 
5. Februar 1897, Nr. 309/96 II. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 

18. Der zweite C. S. des R. G. hat in einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 13. Januar 1888 (Rep. II 293/87 (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 412) in Uebereinſtimmung 
mit Wilmowski, K. K. O. V. Auflage S. 381, Peterſen⸗Klein⸗ 
feller K. K. O. III. Auflage S. 431, Sarwey, K. K. O. 
III. Auflage S. 675, 676, Völderndorff, K. K. O. II. Auflage 
Bd. II S. 378 u. A. die Nachholung der Anmeldung eines 
Vorrechts, nachdem die ohne Vorrecht angemeldete Konkurs- 
forderung in der Tabelle als unſtreitig feſtgeſtellt worden, für 
unzuläſſig erklärt. Dieſe Anſicht hat zwar Widerſpruch er⸗ 
fahren (vergl. Kohler, Konkursrecht S. 558), der erkennende 
Senat ſieht ſich aber nicht veranlaßt, derſelben entgegen zu 
treten. Näher dargelegt. VI. C. S. i. S. Dillner Konk. 
c. Dillner vom 30. Dezember 1896, Nr. 125/96 VI. 

19. Der B. R. geht von dem zutreffenden, in ſtändiger 
Rechtſprechung des R. G. anerkannten Grundſatze aus, daß bei 
einem Erfüllungsgeſchäfte, wie ſolches unter der Vorausſetzung 
eines Einbringens von 9 000 Mark in der zu Gunſten der 
Ehefrau S. erfolgten Hypothekbeſtellung vom 6. Juni 1894 
zu erblicken ſein würde, das bloße Bewußtſein der betheiligten 
von der dadurch herbeigeführten Schädigung der Gläubiger des 
Schuldners zur Begründung der Anfechtung nicht genüge, viel⸗ 
mehr eine geradezu auf Benachtheiligung der Gläubiger ge⸗ 
richtete Abſicht, eine frauduloſe Uebereinkunft der Vertrag⸗ 
ſchließenden, erforderlich ſei. III. C. S. i. S. Schulz o. Schulz 
vom 29. Januar 1897, Nr. 347/96 III. 

II. Das Handelsrecht. 

20. Der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag iſt 
nicht als ein Lieferungsvertrag im Sinne der 88 981— 987 
Thl. I Tit. 11 des A. L. R., ſondern nach Art. 338 des 
H. G. B. als Kaufvertrag anzuſehen, da es ſich um Lieferung 
vertretbarer Sachen handelt und beide Parteien Kaufleute ſind. 
Zweifellos liegt ferner ein Diſtanzkauf vor. Demgemäß ſind, 
ſoweit vertragswidrige Mängel der gelieferten Waare in Frage 
kommen, Art. 347 und 349 des H. G. B. maßgebend. Hiermit 
ſteht das angefochtene Urtheil nicht im Einklang, da das B. G. 
in erſter Linie eine Rüge nicht für erforderlich erachtet hat. 
Dieſe abweichende Beurtheilung würde gleichwohl die Aufhebung 
des Urtheils nicht bedingen, wenn trotzdem die nach den Partei- 
behauptungen in Betracht kommenden Erforderniſſe der Art. 347 
und 349 feſtgeſtellt wären. Letzteres iſt indeß nicht der Fall. I. C. S. 
i. S. Körner c. Hennig vom 9. Januar 1897, Nr. 283/96 I. 
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21. Ein nicht zu beſeitigendes Bedenken ergiebt ſich daraus, 
daß Kl. ſich in der Berufungsinſtanz auf Verjährung wegen der 
Beſtimmungen des Art. 349 des H. G. B. berufen hat, das 
B. G. jedoch hierauf nicht eingegangen iſt. Es ſteht dies im 
Einklang mit der von dem B. G. befolgten Anſicht, daß eine 
Rüge nicht erforderlich geweſen ſei. Hierin kann jedoch dem 
B. G. nicht beigetreten werden. Die Geltendmachung der in 


Rede ſtehenden Schadenserſatzforderung würde zwar von einer 


rechtzeitigen Rüge nicht bedingt ſein, wenn der Anſpruch auf 
einen von dem Abſchluß und der Erfüllung des Kaufvertrages 
unabhängigen Verpflichtungsgrund des Kl. geſtützt werden könnte. 
Ob dies nach Lage der Sache möglich iſt, kann in der Reviſions⸗ 
inſtanz nicht geprüft werden, ſondern würde Sache des B. G. 
fein. Von dem letzteren iſt bisher nur ein angebliches Ver⸗ 
ſchulden des Kl. bei Abſchluß und Erfüllung des Vertrags in 
Betracht gezogen worden, und bei ſolcher Beurtheilung des An⸗ 
ſpruchs durfte von der Beobachtung der Art. 3 47,349 des H. G. B. 
nicht abgeſehen werden. Denn die von dem B. G. mit Recht 
aus den Umftänden gefolgerte vertragsmäßige Haftbarkeit 
des Kl. für die Güte des gelieferten Dichtungsmaterials hat 
nur die Bedeutung einer dem Vertrage entſprechenden Haftung 
für die Tauglichkeit der Waare, ſo daß die Lieferung unbrauch⸗ 
baren Materials als Lieferung einer Waare von nicht vertrags⸗ 
mäßiger Beſchaffenheit ſich darſtellt und deshalb unter den 
Art. 347 des H. G. B. fällt. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

22. Bezüglich der Begründung des Klageanſpruchs auf 
die vorbehaltloſe Annahme der durch die Kl. als Spediteurin 
an die Bekl. verſandten Waare durch die letztere iſt ein Rechts⸗ 
irrthum nicht anzuerkennen. Aus dem Geſetze läßt ſich die 
Aufſtellung der Reviſion, daß die vorbehaltloſe Annahme der über⸗ 
ſandten Waare die Verpflichtung des Empfängers zur Bezahlung der 
Koſten des Spediteurs ergebe, nicht herleiten. Eine Ausdehnung 
der Vorſchrift des Art. 406 des H. G. B., wonach beim 
Fracht geſchäft der Empfänger durch die Annahme des Gutes 
verpflichtet wird, dem Frachtführer nach Maßgabe des Fracht- 
briefes Zahlung zu leiſten, auf das Speditionsgeſchäft kann nicht 
als zuläſſig erachtet werden. Soweit die Annahme der ver⸗ 
ſandten Waare den Verpflichtungswillen des Empfängers dem 
Spediteur gegenüber ergiebt, demſelben die ihm zuſtehenden 
Speditionskoſten zu zahlen, würde dieſe Verbindlichkeit aller⸗ 
dings anzunehmen ſein; indeſſen hat das O. L. G. angenommen, 
daß im vorliegenden Falle ein ſolcher Verpflichtungswillen in 
der vorbehaltloſen Annahme ſeitens der Bekl. nicht zu finden 
ſei. Der Aufſtellung der Reviſion, es müſſe ſchon an ſich als 
ein doloſes Verfahren erſcheinen, wenn der Empfänger die 
Waare annehme und nachher die Zahlung der dem Speditenr 
zuſtehenden Koſten an Auslagen und für ſeine Bemühungen 
weigere, kann nicht beigepflichtet werden. Wenn ein ſolches 
doloſes Verhalten in einem Falle allerdings anzunehmen ſein 
möchte, in welchem die Waare dem Empfänger, mit der dieſem 
bekannten Abſicht, daß die Aushändigung nur gegen Zahlung 
der Speditionskoſten erfolgen ſolle, zugeſandt wäre, ſo kann 
davon doch untergebens keine Rede ſein. Eine ſolche Behaup⸗ 
tung iſt auch in den Vorinſtanzen nicht aufgeſtellt worden. 
Bei Beurtheilung der Bedeutung und Tragweite der Annahme 
kommt für den vorliegenden Fall weſentlich in Betracht, daß 
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die Bekl. erft, nachdem die Waare in ihren Beſitz gelangt war, 
in der Lage ſich befand, dieſelbe auf ihre Güte und Vertrags⸗ 
mäßigkeit zu unterſuchen und eventuell, wie dieſes in der That 
geſchehen tft, dem Verkäufer wegen Mangelhaftigkeit zur Der 
fügung zu ſtellen. Daß bei dieſer Sachlage und Mangels 
anderweitiger Anhaltspunkte weder ein doloſes Verhalten, noch 
eine Verletzung von Treu und Glauben im Handelsverkehr auf 
Seiten der Bekl. der Kl. gegenüber angenommen worden iſt, 
erſcheint rechtlich unbedenklich. Sonach iſt auch der in dieſer 
Richtung erhobene Reviſionsangriff verfehlt. II. C. S. i. S. 
Weiß c. Lichtenthäler vom 29. Januar 1897, Nr. 287/96 II. 

23. Der Reviſion kann zugegeben werden, daß es be⸗ 
anſtandet werden muß, wenn das O. L. G. die Thatſache, daß 
3. den Bericht des Vertrauensarztes mit unterzeichnet hat, dazu 
verwerthen will, deſſen Inhalt wie eine eigene Deklaration des 
Versicherten gegenüber dem Verſicherer zu behandeln. Denn 
dieſe Unterzeichnung hat, wie aus dem Vordrucke an der be- 
treffenden Stelle des Formulares erhellt, nur die Bedeutung, 
die Identität der von dem Arzte uuterſuchten Perſon feſtzuſtellen, 
enthält aber keine Genehmigung der von dem Arzte ſelbſt her⸗ 
rührenden Erklärungen. Die Annahme, daß Z. Kenntniß davon 
gehabt habe, daß die Bekl. durch ihren Arzt von dem Magen- 
katarrh Kunde erlangen werde, würde alſo allerdings noch einer 
anderweitigen Begründung bedürfen. Aber dieſe Annahme trägt 
das angegriffene Urtheil nicht. I. C. S. i. S. Janus c. Mru⸗ 
galla vom 6. Februar 1897, Nr. 327/96 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Militärpenſionsgeſetz. 

24. Der Kl. ift vom 1. Dezember 1882 ab im Ham⸗ 
burgiſchen Staatsdienſt als Schutzmann angeſtellt geweſen und 
ſeit dem 1. April 1894 mit einer ohne Anrechnung ſeiner 
Militärdienſtzeit berechneten Jahrespenſion von 630 Mark 
in den Ruheſtand verſetzt. Die Nichtanrechnung der Militär- 
dienſtzeit entſpricht dem Hamburgiſchen Penſtonsgeſetz und war 
auch durch § 107 des Reichsmilitärpenſionsgeſetzes in der 
Faffung des Art. 12 des Geſetzes vom 22. Mai 1893 (Reichs⸗ 
geſetzbllatt S. 171) nicht geboten, weil nach der unanfechtbaren 
Feſtſtellung des B. G. deſſen Vorausſetzung einer Anrechnung 
der im Civildienſt vor Erlangung einer feſten Anſtellung ver⸗ 
brachten Zeit in Hamburg nach dem dort geltenden Recht nicht 
zutrifft. Der Kl. beanſprucht die un verkürzte Auszahlung 
det Civilpenſion, von der ihm für den Monat November 1895 
der Betrag der Militärpenſion mit 9 Mark abgezogen iſt, 
und verlangt daher Nachzahlung von 9 Mark. Er will alſo 
die Civilpenſon neben der Militärpenſton zum vollen Betrage 
genießen. Dieſer Anſpruch iſt in beiden Vorinſtanzen mit Recht 
zurückgewieſen, weil der § 108 des Militärpenſionsgeſetzes in 
der Faſſung des Art. 12 des Geſetzes vom 22. Mai 1893 den 
Abzug rechtfertigt. — Eingehend begründet. VI. C. S. i. S. 
Franke o. Hamburgiſcher Senat vom 1. Februar 1897, 
Nr. 304/96 VI. 

25. Der Kl. rügt, daß das Geſetz vom 22. Mai 1893 
auf ihn mit Unrecht angewendet ſei. Den Ausführungen des 
B. G. iſt in dieſem Punkte indeſſen beizutreten; es genügt hier 
der Hinweis auf das damit übereinſtimmende Urthell des R. G. 
vom 27. Febrnar 1896 (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 37, S. 240). Das Geſetz iſt deshalb auf den Kl. an- 
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wendbar, well er erſt nach deſſen Inkrafttreten penfionirt iſt. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. | 

Zum Perſonenſtandsgeſetz. 

26. Das B. G. hat auf Grund bhatſächlicher Prüfung 
ohne Rechtsirrthum feſtgeſtellt, daß die Bekl. durch den Auf- 
enthalt in Holland ihren Wohnſitz in Walsrode, alſo in 
Deutſchland, nicht verloren haben; über die Gültigkeit der Ehe 
entſcheidet daher das Deutſche Recht. Das R. Geſ. über die 
Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung vom 
6. Februar 1875 beſtimmt nicht ſelbſt in vollem Umfange über 
die Wirkung des im § 33 vorgeſchriebenen Chehinderniſſes des 
Ehebruchs, verweiſt vielmehr inſoweit im § 36 auf das Landes- 
recht. Das hiernach im vorliegenden Falle zur Anwendung 
kommende gemeine Recht kennt aber das Ehehinderniß des Ehe⸗ 
bruchs nicht in der weiten Ausdehnung des genannten § 33, 
wonach die Ehe zwiſchen den Chebredhern ſlets verboten ift, 
wenn wegen dieſes Ehebruchs die frühere Che getrennt wurde, 
ſondern nur in wenigen beſonders ſchweren Fällen, dann aller⸗ 
dings nur als öffentliches trennendes. Das B. G. meint nun 
dieſe im gemeinen Rechte allein vorgeſchriebene Folge des Ehe⸗ 
hinderniſſes des Ehebruchs ohne weiteres auf die große Zahl 
der durch den § 33 hinzugetretenen leichteren Fälle anwenden 
zu müſſen, befindet ſich auch in Einklang mit faſt allen dieſe 
Frage berührenden Schriftftellern; der erkennende Senat kann 
jedoch — in Uebereinſtimmung mit Friedberg, Kirchenrecht 
4. Auflage § 149 III a. E., auch der früheren Auflage von 
Hinſchius, Perſonenſtandsgeſetz — dieſer Anſicht nicht beitreten. 
Wenn das Ehehinderniß des Ehebruchs dem gemeinen Rechte 
ganz unbekannt wäre, würde es für deſſen Gebiet nach den ge⸗ 
nannten 99 33, 36 nur die Natur eines aufſchiebenden im 
Sinne des R. Geſ., alſo mit der Wirkung haben, daß der 
Standesbeamte ſeine Mitwirkung bei der Eheſchließung verſagen 
muß, daß aber die Ehe, wenn ſie trotzdem geſchloſſen wurde, 
gültig iſt. Ebenfalls nur aufſchiebende Wirkung würde zweifellos 
in dem vorliegenden Falle dann eintreten, wenn das gemeine 
Recht das Ehehinderniß in derſelben Ausdehnung wie der 
§ 33 kennte und es zwar für die beſonders ſchweren Fälle als 
trennendes, für alle übrigen aber nur als aufſchiebendes anſähe. 
Nun iſt aber das gemeine Recht in Wirklichkeit noch milder, 
es verbietet in den leichteren Fällen die Ehe mit dem Ehe⸗ 
brecher überhaupt nicht, und gerade deshalb würde für dieſe 
nach der herrſchenden Anſicht gegen den Geiſt des gemeinen 
Rechts die härtere Folge eintreten. Wenn aber das R. Geſ. 
hinſichtlich der Folgen auf die Landesgeſetze verweiſt, ſo will 
es dieſe — abgeſehen von feinen eigenen pofitiven Vorſchriften — 
in ihrem Sinne und Geiſte angewendet wiſſen. Es tritt alſo 
in den beſonders ausgezeichneten Fällen wie früher die Nichtig⸗ 
keit ein, für alle übrigen keine weitere Folge, als die ſchon aus 
dem R. Geſ. ſich ergebende; das allein entſpricht den Be⸗ 
ſtimmungen des gemeinen Rechts, und dieſe ſollen als das 
Landesrecht maßgebend fein. III. C. S. i. S. Wille c. Staats. 
anwaltſchaft vom 22. Januar 1897, Nr. 238/96 III. 

IV. Das Gemeine Recht. 

27. Die Erwägung des B. R. verkennt die Bedeutung der 
zeitweiligen richterlichen Trennung. Sie wird ausgeſprochen, 
wenn in der ſofortigen Erzwingung des Zuſammenlebens eine 
nicht zu rechtfertigende Härte liegen würde, und bildet zugleich 
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ein Mittel zur Ausſöhnung der Eheleute. Iſt es nun auch 
zuläſſig, bei Bemeſſung der Trennungszeit die Zeit, in welcher 
der auf zeitliche Trennung klagende Ehegatte ſich eigenmächtig 
von dem anderen Ehegatten entfernt gehalten hat, zu berüd- 
ſichtigen, ſo kann doch nur unter ganz beſonderen, hier keinen⸗ 
falls vorliegenden Vorausſetzungen eine nach der Sachlage an 
ſich gerechtfertigte zeitweilige Trennung aus dem Grunde ver⸗ 
weigert werden, weil bereits eine längere Trennung der Ehe⸗ 
leute ſtattgefunden habe. Die Erwägung, daß ſeit der 
Trennung bereits der Zeitraum verfloſſen ſei, auf welchen durch 
ein zur Zeit der Trennung erlaſſenes Urtheil die Trennung hätte 
geſtattet werden können, rechtfertigt für ſich allein keinenfalls die 
Verſagung der an ſich begründeten zeitweiligen Trennung, und 
insbeſondere erſcheint es nicht zuläſſig, die Trennung während 
des Rechtsſtreits auf eine nach der Sachlage begründete richter. 


liche Trennung mit der entſprechenden Zeit in Anrechnung zu 


bringen. Die Trennung während des Rechtsſtreits, in welcher 
die Parteien mit gegenſeitigen Anſchuldigungen hervortreten, 
dient keinenfalls zur Verſöhnung der Gemüther. III. C. S. 
i. S. Schultz e. Schultz vom 26. Januar 1897, Nr. 254/96 III. 

28. Die Ehe der Streittheile iſt unbeſtritten am 
25. Mai 1894 geſchloſſen und die Klage dem Bekl. am 
16. November 1894 zugeſtellt worden. Das B. U. erachtet 
dieſen Zeitraum zwiſchen dem 25. Mai und 16. November 1894 
für ſo kurz, daß die Verſagung der Erfüllung der ehelichen 
Pflicht während dieſer Zeit ſich nicht als hartnäckig im Rechts- 
ſinne darſtelle. Allein dieſer Grund iſt nicht richtig. Es muß 
vielmehr ein derartig langer Zeitraum an ſich (bei dem Vor⸗ 
handenſein der übrigen Vorausſetzungen) für mehr wie aus⸗ 
reichend erachtet werden, um eine hartnäckige Verweigerung der 
ehelichen Pflicht zu konſtatiren (vergl. z. B. Urtheil des III. C. S. 
des R. G. vom 21. Juni 1889 in Sachen Froborg gegen Froborg 
III. 164/89). Es kann daher auch der Kl. nicht zum Nach- 
theil gereichen, daß ſie bei Vorliegen dieſes Scheidungsgrundes 


die Klage auf Scheidung der Ehe vom Bande erhoben hat. 


III. C. S. i. S. Pahl c. Pahl vom 2. Februar 1897, 
Nr. 360/96 III. 

29. Was das Verhalten des Bekl. nach der Klagerhebung 
betrifft, ſo iſt durch Urtheil des III. C. S. des R. G. vom 
7. Dezember 1894 in Sachen Karges gegen Karges III. 207/94 
rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen worden: „Nach gemeinem 
proteſtantiſchem Eherechte wird für den unſchuldigen Theil der 
Anſpruch auf Scheidung begründet, wenn der andere Theil die 
eheliche Pflicht andauernd ohne Grund verweigert hat und 
pſychologiſche Zwangsmittel entweder erfolglos geblieben ſind 
oder nach den Verhältniſſen angenommen werden muß, daß ſie 
im Falle der Anwendung erfolglos geblieben ſein würden. Daß 
der ſchuldige Theil ſeine Weigerung auch noch im Laufe des 
Prozeſſes feſthalte, iſt kein Theil des Klagfundaments und 
ebenfowenig kann einer im Laufe des Prozeſſes ausgeſprochenen 
Bereitwilligkeit die Wirkung der Aufhebung des erhobenen 
Anſpruches beigemeſſen werden. Das Zurücktreten des beklagten 
Theiles von ſeiner bisherigen Weigerung kann es unter Um⸗ 
ſtänden zweifelhaft erſcheinen laſſen, ob in der That eine hart⸗ 
näckige Weigerung der Pflicht vorliegt; ergeben ſich aber aus 
dieſem Geſichtspunkte keine Bedenken und muß eine ſchon vor 
der Klageerhebung vorhandene hartnäckige Verweigerung der 


ehelichen Pflicht angenommen werden, jo kann dem im Prozeſſe 
erfolgten Erbieten nicht die Wirkung der Wiederaufhebung des 
erworbenen Scheidungsanſpruches beigelegt werden. Ein gemeines 
Gewohnheitsrecht dieſes Inhaltes iſt nicht nachweisbar und 
innere Gründe für die Annahme eines ſolchen Satzes ſind nicht 
vorhanden. Die unmittelbare Anwendung der für die malitiosa 
desertio geltenden Rechtsgrundſätze verbietet ſich von ſelbſt und 
für die analoge Anwendung des Rechtsſatzes, daß der desertor 
durch Rückkehr die wegen böswilliger Verlaſſung erhobene Klage 
beſeitigt, fehlt bei der grundſätzlichen Verſchiedenheit des 
Scheidungsgrundes wegen böslicher Verlaſſung und des Scheidungs⸗ 
grundes wegen Verweigerung der Pflicht die Gleichheit des 
Grundes.“ Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

30. Wenn die Reviſion materiell rechtlich rügen zu können 
glaubt, daß das B. G. bei Prüfung der Frage der Unvor⸗ 
denklichkeit auf „die Rechtsüberzeugung, das iſt die Meinung 
der Gemeindeangehörigen, von dieſer Fangart kraft eines der 
Gemeinde zuſtehenden Rechts Gebrauch machen zu dürfen“, 
entſcheidendes Gewicht gelegt habe, ſo kann ihr nur zugegeben 
werden, daß dieſe Wendung zu Mißverſtändniſſen zu führen 
geeignet iſt. Die richtigen Grundſätze ſind jedoch an anderen 
Stellen ausgeſprochen. Danach iſt entſcheidend die während 
unvordenklicher Zeit in der Abſicht der Rechtsausübung fort⸗ 
geſetzte Uebung. Dieſe Abſicht tritt aber in die Erſcheinung 
in Handlungen, die an ſich zur Darſtellung einer Rechtsausübung 
geeignet ſind. Handelt es ſich, wie in vorliegender Sache, um 
eine Uebung, die ſich nach ihrer äußeren Erſcheinung als Aus⸗ 
übung eines Fiſchereirechts darſtellt, jo iſt auch Rechtsausübung 
an ſich anzunehmen. Zum Gegenbeweiſe gehört, daß die 
Uebung Rechtsausübung nicht geweſen ſei, weil ſie nur auf 
widerruflichen Titel oder auf dem Vertrauen in die 
Nachſicht des Berechtigten, mithin nicht auf der Abficht, 
ein Recht auszuüben, beruht habe. Daß vor den zwei 
letzten Menſchenaltern einmal ein anderer Zuſtand beſtanden 
hat, ſchließt Unvordenklichkeit nicht aus und ebenſowenig 
wird die Vermuthung rechtmäßigen Erwerbs dadurch be⸗ 
einträchtigt, daß die Gemeindevertretung zu irgend einer Zeit 
von dem jetzt beanſpruchten Rechte keine Kenntniß gehabt hat. 
Das in Anſpruch genommene Recht gilt als ehemals der Stadt 
rechtmäßig erworben, wenn ein dem Rechte entſprechender Zu⸗ 
ſtand der oben bezeichneten Art mindeſtens zwei Menſchenalter 
hindurch beſtanden hat. Iſt dem gegenwärtigen Zuſtande 
gegenüber Unvordenklichkeit nur für eine örtlich oder ſachlich 
geringere Uebung dargethan, ſo kann auch nur inſoweit die 
Rechtsvermuthung rechtmäßigen Erwerbs begründet werden. 
Ob beziehungsweiſe wieweit bei dem unternommenen Zeugen- 
beweiſe der poſitive Theil des Beweiſes durch die bezeugten 
Ausübungen erbracht wird, iſt weſentlich Thatfrage. Der 
negative Theil des Beweiſes wird an ſich erbracht, wenn die 
Zeugen glaubhaft ausſagen, daß ſie aus eigener Erfahrung ſich 
keines anderen Zuſtandes erinnern und auch von ihren Vor⸗ 
fahren von keinem anderen Zuſtande gehört haben. Wird gegen⸗ 
beweislich bewieſen, daß die Uebung erſt im vorletzten Menſchen⸗ 
alter begonnen habe, ſo wird dadurch freilich Unvordenklichkeit 
ausgeſchloſſen; durch den Nachweis einer geringeren Uebung im 
vorletzten Menſchenalter für ſich allein wird aber noch nicht 
dargethan, daß der Zuſtand in dieſem Zeitraume überall erſt 
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feinen Anfang genommen habe. III. C. S. i. S. Stadt Röbel 
0. Großh. Finanzminiſterium zu Schwerin vom 22. Januar 1897, 
Nr. 228/96 III. | 

31. Die Vorinſtanz unterſtellt die Möglichkeit der Vertrags⸗ 
erfüllung mittelft Auflaſſung, erklärt aber den Bekl. zum Ab⸗ 
gehen von dem Vertrage für berechtigt, weil der Kl. gegen die 
damalige Abrede es unterlaſſen habe, alsbald im Kaufgelder⸗ 


belegungstermine vom 16. Februar 1895 die vom Bekl. in 


dieſem Termin zu zahlenden Kaufgeldbeträge zur Verfügung zu 
ſtellen und die Befreiung des Bekl. von feinen ſonſtigen Ver⸗ 
bludlichkeiten herbeizuführen oder wenigſtens zu verſuchen. Dieſer 
Grund iſt geeignet, die Abweiſung der Klage zu rechtfertigen. 
Der B. R. hat den Revers vom 14. Februar 1895 unter Be⸗ 
rücksichtigung der Entſtehung deſſelben ohne Rechtsirrthum dahin 
ausgelegt, daß die Zahlung des Kaufgeldes und die Befreiung 
des Bekl. von ſeinen übrigen Verbindlichkeiten alsbald im 
Termine habe erfolgen ſollen und daß der Bekl., wie dem Kl. 
bekannt geweſen, gerade hierauf von Anfang an ein entſcheidendes 
Gewicht gelegt habe. War dies aber der Fall, dann hatte eine 
nachträgliche Erfüllung keinen Werth mehr für ihn und ſein 
Jutereſſeanſpruch in Folge der nicht rechtzeitigen Erfüllung be- 
ſtand in der Rückgängigmachung des Vertrages, den er nur in 
der Aussicht auf rechtzeitige Befreiung, alsbald im Termine, 
abgeſchloſſen hatte. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 184. 
III. C. S. i. S. Mußmann c. Mück vom 29. Januar 1897, 
Nr. 255/96 III. | 

32. Allerdings haftete der Bekl. der mit der Sachlage 
nicht bekannten Reichsbanknebenſtelle unbedingt aus ſeinem 
Accepte, und hätte er einem Dritten Auftrag zur Einlöſung 
des Wechſels gegeben, ſo würde der Erſtattungsanſpruch des 
Dritten aus dem ausgeführten Auftrage nicht zu beanſtanden 
ſein. Allein der Auftrag iſt der Kl. ertheilt worden, die den 
Wechſel zur Begleichung ihrer Forderungen auf den Bekl. ge⸗ 
zogen, das Accept vom Bekl. empfangen, und wie das B. G. 
ſelbſt bei ſeiner Berechnung hervorhebt, dem Bekl. „in Er⸗ 
wartung künftiger Zahlung“ gutgeſchrieben hat. Danach iſt 
davon auszugehen, daß das Accept nur zahlungshalber gegeben 
worden iſt, und daß die Kl. die Einlöſung beſorgt hat, als der 
Bekl. nicht zahlen konnte. Aus der Einlöſung würde ſie aber, 
wenn fie das Accept zahlungshalber zur Tilgung einer Spielſchuld 
empfangen hatte, einen Erſtattungsanſpruch gegen den Bekl. 
nicht gewonnen haben, weil es ſich der Sache nach nur um 
Einziehung einer Spielſchuld unter der Form der Erſtattung 
einer Auslage gehandelt haben würde, und dieſer Geſichtspunkt 
bleibt auch maßgebend, wenn die Kl. als Mandatar des Bekl. 
die Einlöſung beſorgt hat. Der Erſtattungsanſpruch der Kl. 
Heht nicht, wie das B. G. annimmt, mit der Wechſelhingabe 
in einem nur äußerlichen, ſondern in einem inneren Zuſammen⸗ 
hange, und mit ihrem jetzigen Anſpruche will die Kl. in Wahr⸗ 
heit nur einen Theil ihrer eventuellen Spielforderung einziehen, 
deſſen Berichtigung durch Hingabe des Wechſels nicht erreicht 
worden iſt. III. C. S. i. S. Eitel c. Goldſtein & Co. vom 
26. Januar 1897, Nr. 211/96 III. 

33. Der Cedent einer Forderung haftet im Falle der 
Nichterifteng der Letzteren auf das volle Intereſſe (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 8 Nr. 27). Ebenſo kann im Falle 
dez Betrugs eine Entſchädigungsforderung geltend gemacht 


Rechte unterſchieden. 


werden (Reichsgerichtsurtheile in Seuffert's Archiv Bd. 36 Nr. 6, 
Bd. 43 Nr. 184). III. C. S. i. S. Holz c. Warnecke vom 
22. Januar 1897, Nr. 369/96 III. | 

34. Der B. R. erkennt die Möglichkeit vertragsmäßig 


bindender Beſtimmungen in einem korreſpektiven Teſtamente, 


wie ſolche namentlich in der Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 174 
ausgeſprochen iſt, an und geht dabei in Uebereinſtimmung mit 
jener Entſcheidung von dem Grundſatze aus, daß bei einem 
ſolchen Teſtamente die vertragsmäßige Bindung und Unab⸗ 
änderlichkeit nicht ohne Weiteres und in Bezug auf den ganzen 
Inhalt eines ſolchen Teſtamentes, ſondern nur inſoweit anzu⸗ 
nehmen ſei, als ſie ſich im einzelnen Falle aus ausdrücklichen 
Beſtimmungen oder aus dem Geſammtinhalt der letztwilligen 
Verfügung ergebe. Mit Rüdficht auf dieſen, auch in der Recht⸗ 
ſprechung des vormaligen Obertribunals (vergl. Württembergiſches 
Archiv für Recht und Rechtsverwaltung Bd. 15 S. 192) an- 
erkannten Grundſatz erörtert ſodann das vorige Urtheil den 
Inhalt der gemeinſchaftlichen Verfügung vom 6. Dezember 1879 
und gelangt zu dem Ergebniß, daß dieſelbe, wenn ſie auch 
einzelne vertragsmäßige Beſtimmungen enthalten möge, doch 
damit nicht in ihrer Geſammtheit zum Erbvertrag werde, viel⸗ 
mehr die Natur zweier von jedem Teſtator bezüglich ſeiner 
Verfügung einſeitig abzuändernder Teſtamente behalte und 
namentlich der Chemanı Hermann S. in Bezug auf die in 
§ 6 zu Gunſten ſeiner Verwandten getroffene Beſtimmung 
nicht gebunden geweſen ſei, indem „kein Grund zu der Annahme 
vorhanden ſei, daß ihm die ¼ des Nachlaſſes zur Bedenkung 
ſeiner Verwandten mit der Bedingung zur Verfügung geſtellt 
wurden, daß es bei der im Teſtament getroffenen Beſtimmung 
unverbrüchlich fein Verbleiben haben müſſe“. Ju dieſer Aus⸗ 
legung des gemeinſchaftlichen Teſtamentes iſt ein Rechtsirrthum 
nicht zu finden. III. C. S. i. S. Kübler c. Siegle vom 
5. Februar 1897, Nr. 263/96 III. I 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

35. Nicht beizutreten iſt der Entſcheidung, daß die mehr⸗ 
erwähnte Vereinbarung dem Kl. nicht entgegen gehalten werden 
könne, weil er ſie nicht gekannt habe. Das B. G. iſt hierzu 
gelangt, weil im Preußiſchen Landrecht die Forderungen den 
Sachen gleich behandelt würden und daher auf Verträge über 
die Ausſchließung der Ceſſion die Vorſchriften über Veräußerungs⸗ 
verbote in §§ 15 ff. Thl. I, Tit. 4 A. L. R. Anwendung zu 
finden hätten. Allein, dies iſt nicht zutreffend. Allerdings iſt 
die Ceſſion nach 88 376, 377, Thl. 1 Tit. 11 A. L. R. die 
Uebertragung „des Eigenthums eines Rechts“ und daher, wie 
die Tradition körperlicher Sachen eine Sachleiſtung (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 12 S. 252). Dagegen 
werden Forderungen und Sachen auch im Landrecht nicht 


ſchlechthin gleichgeſtellt (trotz der Begriffsbeſtimmung in 88 1 


bis 3 Thl. 1 Tit. 2), vielmehr werden, worauf es hier allein 
ankommt, in §§ 122, 123 Thl. I Tit. 2 einerſeits und 
85 126, 127 daſelbſt andererſeits perſönliche und dingliche 
Letztere „deren Gegenſtand eine Sache iſt 
ohne Rückſicht auf die Perſon, bei welcher dieſe Sache ſich be⸗ 
findet“ ſind abſoluter Natur, während es ſich bei Forderungen 
um Rechts verhältniſſe zwiſchen zwei beſtimmten Perſonen handelt, 
die in ihrem Beſtande äußerlich nicht erkennbaren Vorgängen und 
Beredungen zwiſchen dieſen beiden Perſonen ſtets unterworfen 
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find. Auf ſolche Rechtsverhältniſſe können die Vorſchriften in 
85 15 Thl. 1 Tit. 4 A. L. R. nicht bezogen werden, da es 
den Parteien freiſteht, Forderungsrechte zu ſchaffen, die nur den 
Gläubiger berechtigen ſollen, es ſich übrigens auch gerade bei 
Baugelddarlehnen zeigt, welches anzuerkennendes Intereſſe der 
Darlehnsgeber daran haben kann, die Uebertragbarkeit des An⸗ 
ſpruchs auszuſchließen. Es iſt daher im Geltungsbereich des 
A. L. R. ebenſo wie im gemeinen Recht (vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 164, auch Seuffert Archiv 
Bd. 40 Nr. 192) ein dahin gehender Vertrag auch dem gut⸗ 
gläubigen Ceſſionar gegenüber für wirkſam zu erachten. Sollte 
alſo, was noch zu entſcheiden iſt, der von den Bekl. behauptete 
Vertrag wirklich geſchloſſen und das Uebereinkommen dahin ge⸗ 
gangen ſein, daß er trotz ſeiner Nichtaufnahme in den ſchrift⸗ 
lichen Vertrag Geltung behalten ſolle, ſo würde Kl. ſeine 
Forderung kraft eigenen Rechts nicht geltend machen können. 
IJ. C. S. i. S. Knopf & Ehrenwerth c. Henſchel vom 
10. Januar 1897, Nr. 269/96 J. e 
36. Der 8 229 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. ſoll verletzt 
ſein, weil derſelbe nicht, wie angenommen, die geſetzliche Ver⸗ 
muthung aufftelle, daß ein Vertrag nicht unter beſonderen Be⸗ 
dingungen geſchloſſen ſei, ſondern nur verneine, daß eine Ver⸗ 
muthung für die Bedingung ſpreche. Der Angriff iſt gegen⸗ 
ſtandslos. Es hätte der Heranziehung des allegirten Geſetzes 
nicht bedurft. Dem Inhalte des Reverſes gegenüber, nach 
welchem die ſtreitige Verpflichtung bedingungslos eingegangen 
iſt, liegt dem Bekl. der Nachweis ob, daß das Geſchäft unter 
der behaupteten Bedingung geſchloſſen iſt. Dieſer Nachweis iſt 
nicht für erbracht angeſehen. IV. C. S. i. S. Tſchuſchke 
c. Tſchuſchke vom 4. Februar 1897, Nr. 250/96 IV. 
37. Mit der Klage fordert die Verkäuferin Zahlung des 
Kaufpreiſes, indem ſie ihrerſeits ſtatt Lieferung der Waare 
gemäß Art. 343 H. G. B. den Erlös eines wegen Annahme⸗ 
verzuges des Käufers am 17. Juli 1894 vorgenommenen Selbſt⸗ 
hülfeverkaufs dem Käufer in Anrechnung bringt. Das B. G. 
hat dieſe Klage zunächſt auf Grund der Erwägung abgewieſen, 
daß der Bekl. gemäß § 326 A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 zum 
Rücktritt vom Vetrage befugt geweſen ſei, weil „die bei dem 
früheren Selbſthülfeverkauf vom 20. September 1892 ver⸗ 
ſteigerte Waare“ nicht vertragsmäßig beſchaffen geweſen ſei. 
Dieſe Erwägung geht fehl. Das in § 326 a. a. O. erwähnte 
Recht des Käufers, vom Vertrage abzugehen, hat zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß die dem Käufer gelieferte Sache fehlerhaft iſt. 
Daß nun die Kl. dem Bekl. überhaupt Waare wirklich zur 
Uebergabe bereit geſtellt habe, ſtellt das B. G. nicht feſt, läßt 
vielmehr im Unklaren, ob der Bekl. wirklich angebotene Waare 
zurückgewieſen oder vor wirklichem Angebot die Verweigerung 
der Empfangnahme erklärt hat. Der vom O. L. G. feſtgeſtellte 
Umſtand, daß die am 20. September 1892 im Wege des Selbſt⸗ 
hülfeverkaufs verſteigerte Waare nicht vertragsmäßig be⸗ 
ſchaffen geweſen ſei, würde die redhibitoriſche Einrede des Bekl. 
nur dann rechtfertigen, wenn gleichzeitig feſtgeſtellt wäre, daß 
gerade die verſteigerten Gegenſtände von der Kl. vorher dem 
Bekl. in Erfüllung der Lieferungsgeſchäfte angeboten worden 


waren. Wenn auch der Selbſthülfeverkauf die Erfüllung erſetzt, 


ſo iſt er doch nicht Lieferung oder Angebot und kann deshalb, 
wenn mangelhafte Waare verſteigert iſt, vom Käufer zwar als 


Erfüllungsſurrogat zurückgewieſen werden, aber nicht den 
redhibitoriſchen Anſpruch rechtfertigen. Da nun die Kl. aus 
dem ungeſetzlichen Selbſthülfeverkaufe vom Jahre 1892 im 
gegenwärtigen Prozeſſe Rechte überhaupt nicht ableitet, ſo iſt 
der erſte Entſcheidungsgrund des B. G. unhaltbar. Das 
O. L. G. erachtet die Klage aber auch für den Fall als un⸗ 
gerechtfertigt, daß der Bekl. zur Aufhebung des Vertrags nicht 
befugt geweſen und bei dem zweiten Selbſthülfeverkaufe vertrags⸗ 
mäßige Waare verſteigert worden wäre, indem es der Kl. die 
Befugniß, dieſen Selbſthülfeverkauf geltend zu machen, deshalb 
abſpricht, weil nach den Intentionen der Parteien der Vertrag 
ſchon etwa Mitte Juli 1892 zu erfüllen geweſen ſei und die 
Kl. durch ihr Verſchulden die Verzögerung jenes Verkaufs herbei⸗ 
geführt habe. Auch dieſe Erwägungen können nicht für zu⸗ 
treffend erachtet werden. Daß es ſich im gegenwärtigen Falle 
um Fixgeſchäfte handele, bei denen der Art. 357 H. G. B. 
Anwendung finden würde, iſt von dem O. L. G. nicht auf⸗ 
geſtellt, es handelt ſich alſo um gewöhnliche Lieferungsgeſchäfte 
marktgängiger Waare, bei deren Abſchluß allerdings, wie das 
O. L. G. feſtſtellt, beide Theile von der Erwartung ausgingen, 
daß die Abwickelung im Juli 1892 erfolgen werde. Daraus 
folgt aber nicht, daß, da dieſe Erwartung ſich nicht verwirklichte, 
nunmehr kein Theil mehr Erfüllung der Verträge verlangen 
konnte; dies würde nur dann zutreffen, wenn die Parteien die 
nicht rechtzeitige Erfüllung als auflöſende Bedingung oder als 
Rücktrittsgrund ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart hätten, 
worüber jedoch nichts feſtgeſtellt if. War aber die Kl. be⸗ 
rechtigt, nach jener Zeit noch Erfüllung des Vertrages zu ver⸗ 
langen, ſo hatte ſie auch, wenn der Bekl. mit der Empfang⸗ 
nahme in Verzug war, die Befugniß, den Selbſthülfeverkauf 
vorzunehmen. Sie hat nun zunächſt einen dem Geſetz nicht 
entſprechenden Selbſthülfeverkauf vorgenommen, dadurch aber 
weder das Recht verloren, Erfüllung der Verträge zu verlangen, 
noch bei Fortdauer des Annahmeverzuges des Bekl. die Be⸗ 
fugniß, den Selbſthülfeverkauf in geſetzmäßiger Weiſe zu wieder⸗ 
holen. Nur in dem Falle, daß die Kl. in der Abſicht, durch 
Wahl eines dem Bekl. ungünſtigen Zeitpunktes für den Verkauf 
dieſen zu ſchädigen, den neuen Selbſthülfeverkauf verzögert hätte, 
könnte, wie das vom B. R. angezogene Urtheil des R. G., Bd. 32 
der Entſch. S. 61 ff., ausführt, dem Bekl. eine Einrede mit 
der Wirkung zugeſtanden werden, daß der Selbſthülfeverkauf 
nicht gegen ihn geltend gemacht werden kann. Der Anſicht des 
O. L. G., daß ſchon eine ſchuldhafte Verzögerung ſeitens des 
Verkäufers dem Käufer dieſe Einrede gewähre, kann nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Der Verkäufer, welcher bei dem Selbſthülfe⸗ 
verkauf ein Verſehen begangen hat und nunmehr bei foridauerndem 
Annahmeverzug des Käufers einen neuen Verkauf vornimmt, 
beanſprucht nicht, wie das B. G. annimmt, eine Haftung des 
Käufers für das Verſchulden des Verkäufers, ſondern verbeſſert 
einfach einen gemachten Fehler. An der Ausführung dieſer Ver⸗ 
beſſerung konnte der Bekl. die Kl. hindern, wenn er ſich zur 
Empfangnahme der Waare bereit erklärte; da dies aber nicht 
geſchehen, ſo muß er den neuen Selbſthülfeverkauf gegen ſich 
gelten laſſen. II. C. S. i. S. Grüneberg c. Becker vom 
29. Januar 1897, Nr. 303/96 II. 

38. Das B. G. weiſt die Anſprüche zu a und b ab, 
und zwar nicht etwa deswegen, weil der Kl. trotz des Betruges, 
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durch den er zu dem Vertrage verleitet iſt, bei dem Vertrage 
ſtehen geblieben ſei (§ 350 A. L. R. Thl. J Tit. 5), worüber 
ſich das B. G. bei dieſem Punkte nicht ausſpricht, ſondern 
wegen fehlenden Kauſalzuſammenhanges. Es führt aus, daß 
die Aufgabe der Stellung des Kl. in Witten als Glasbläſer 
ein Ausfluß ſeiner inneren freiwilligen Entſchließung geweſen 
fei, feine frühere Beſchäftigung mit der Uebernahme eines Gaſt⸗ 
hofs — nicht gerade des Gaſthofs des Bekl. — zu vertauſchen. 
Unter der inneren freiwilligen Entſchließung des Kl. verſteht 
das B. G. offenbar nicht die unerzwungene, ſondern die 
durch den Betrug nicht beeinflußte Entſchließung. Das 
Gericht nimmt aber ſelbſt an, daß der Kl. die Aufgabe ſeiner 
Stellung als Glasbläſer in Witten davon abhängig gemacht 
habe, daß er eine ihm geeignet erſcheinende Gaſthofspacht fand. 
Sonach war der Abſchluß des Vertrages mit dem Bekl., zu 
dem er durch Betrug verleitet wurde, für ihn beſtimmend, ſeine 
bisherige Beſchäftigung aufzugeben und nach Halle zu ziehen. 
Es iſt auch nicht feſtgeſtellt, daß der Kl. eine andere ihm zu⸗ 
ſagende Gaſthofspacht gefunden haben würde, oder daß der 
gleiche Schade den Kl. auch bei jeder anderen Gaſthofspacht 
getroffen haben würde. Die Annahme des fehlenden Kaufal- 
zuſammenhanges beruht auf Verkennung des Begriffs des Kauſal⸗ 
zuſammenhanges. Wenn noch vom B. G. hervorgehoben wird, 
daß der Kl. nach Auflöſung des Vertragsverhältniſſes in Halle 
geblieben ſei, dort eine Reſtauration übernommen habe (ſeiner 
Angabe zufolge am 1. Februar 1894), und daß er nicht be⸗ 
hauptet habe, ſich um einen Erwerb als Glasbläſer in Halle 
und Umgegend vergeblich bemüht zu haben, ſo iſt auch dies an 
ſich nicht geeignet, den Kauſalzuſammenhang auszuſchließen. 
Der Kl. hat ausdrücklich behauptet, und es iſt bisher nicht 
widerlegt, daß ſeine Stelle in Witten anderweit vergeben und 
für ihn daher dort die frühere Beſchäftigung nicht mehr zu 
haben geweſen ſei; im Uebrigen iſt es eine vom Bekl. zu er⸗ 
weiſende Thatſache, daß Kl. Gelegenheit gehabt habe, in Halle 
ſich einen Erwerb als Glasbläſer zu verſchaffen. Die Ent⸗ 
ſcheidung über die Anſprüche zu a und b wird danach davon 
abhängig zu machen ſein, ob der Kl. bei dem Vertrage trotz 
des Betruges ſtehen geblieben iſt, weil er in dieſem Falle zwar 
auch nach 58 350, 351 A. L. R. Thl. I Tit. 5 den durch 
den Betrug verurſachten Schaden fordern kann, der Schadens: 
erſatz aber alsdann nicht in der Wiederherſtellnng des früheren 
Zuſtandes, den der Kl. ſelbſt nicht wiederherſtellen wollte, oder 
in dem gleichwerthigen Aequivalent, ſondern nur in demjenigen 
beſtehen kann, was der Kl. bei Fortbeſtehen des Vertrages 
haben würde, wenn er nicht betrogen worden wäre. VI. C. S. 
i. S. Halwaß c. Franke vom 25. Januar 1897, Nr. 291/96 VI. 

39. Der Angriff erſcheint als begründet, wenn im vor⸗ 
liegenden Falle eine Verpflichtung der Bekl. bezw. ihrer Ver⸗ 
treter zur Beſeitigung der durch das Glatteis drohenden Gefahr 
dem Kl. gegenüber als beſtehend anzuſehen iſt und wenn weiter 
bewieſen wird, daß Kl. am fraglichen Morgen auf ſeinem Wege 
in die Mühle der Bekl. an der näher bezeichneten Stelle in 
Folge Glatteiſes d. h. weil nicht oder nicht gehörig geſtreut 
war, zu Fall gekommen iſt und wegen der Unterlaſſung des 
ordnungsmäßigen Streuens ein die Bekl. zum Schadenserſatz 
verpflichtendes Verſchulden angenommen werden muß. Das 
B. G. ftellt in dieſer Beziehung abgeſehen von der Erwägung, 


daß das Haftpflichtgeſetz nicht Platz greife, nur feſt, daß durch 
ein auf eine Schadensverhütung abzielendes Polizeigeſetz im 
Sinne des § 26 Thl. 1 Tit. 6 A. L. R. das Streuen auf dem 
fraglichen Wege nicht geboten geweſen ſei, läßt aber ausdrücklich 
dahingeſtellt, ob etwa aus § 120 a der R. Gew. O. eine 
Zwangspflicht der Bekl. dem Kl. gegenüber, für das Streuen 
des Hofes an der Stelle des Unfalles zu ſorgen, abzuleiten ſei. 
In der von dem B. G. citirten Entſcheidung der R. G. (Entſch. 
Bd. XVII S. 221 ff.) iſt ausgeſprochen, daß der frühere $ 120 
Abſ. 3 der Gewerbeordnung in der Faſſung des Geſetzes vom 
17. Juli 1878 eine allgemeine Zwangssdorſchrift für die 
Gewerbeunternehmer zur Sicherung von Leben und Geſundheit 
anderer Perſonen, ſowohl ihrer Arbeiter als Dritter enthalte. 
Es frägt ſich zunächſt — was das B. G. wie bemerkt dahin 
geſtellt läßt —, ob eine ſo ausgedehnte d. h. auf dritte Perſonen 
ſich beziehende Zwangspflicht ſich auch als im Sinne des 
§ 120 a der R. Gew. O. in der hier maßgebenden Faſſung des 
R. Geſ. vom 1. Juni 1891 gelegen annehmen läßt, für den 
Fall der Verneinung dieſer Frage aber weiter, ob nicht nach 
den beſonderen Verhältniſſen des Falles der Kl. nach der Be⸗ 
deutung des $ 120 a als Arbeiter der Bekl. anzuſehen wäre. 
In Betracht kämen in dieſer Beziehung einmal die Ausſagen 
des Bruders des Kl., wonach er ſeit Jahren für die Bekl. die 
vorkommenden Reparaturen an den Treibriemen von Fall zu 
Fall gegen Taglohn auszuführen pflegt, ſowie die Natur der 
am 4. Dezember 1893 nothwendig gewordenen Reparatur, die 
durch den Riß des Treibriemens herbeigeführte Störung im 


Geſchäftsbetriebe ſowie der Umſtand, daß Kl. von ſeinem Bruder 


zur Bewirkung der Reparatur, ſomit mittelbar zur Beſeitigung 
der Betriebsſtörung, beigezogen werden mußte. Es handelt ſich 
inſoweit weſentlich um thatſächliche Erwägungen, welche zudem 
vielleicht noch weitere Erörterungen zwiſchen den Parteien er⸗ 
forderlich machen. Das R. G. iſt deshalb nicht in der Lage, 
die bezeichneten Fragen zu entſcheiden; dies zu thun, liegt viel- 
mehr dem B. G. ob. Wäre die Anwendbarkeit des § 120 a 
auf das Verhältniß des Kl. zu der Bekl. an ſich zu bejahen, 
fo iſt weiter zu unterſuchen, ob ſich die aus § 120 a reſultirende 
Verpflichtung der Bekl. auch auf den Hofraum bezw. den von 
dem Kl. am 4. Dezember 1893 eingeſchlagenen Weg in der 
Weiſe erſtreckt, daß Bekl. die Sorge für das Beſtreuen des 
Weges bei Glatteis obgelegen hat (Landmann, Reichsgewerbe⸗ 
ordnung, 2. Aufl., Bd. II S. 834, Schenkel, die deutſche 
Gewerbeordnung, 2. Aufl., Bd. II S. 332 ff., Reger, Ent⸗ 
ſcheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden, Bd. VI 
S. 20, Bd. XI S. 144 ff.). Kl. hat aber weiter zur 
Stütze ſeiner Behauptung, daß Bekl. auch ihm gegenüber zur 


Vorſorge für geeignete Beſtreuung des fraglichen Weges bei 


Glatteis verpflichtet geweſen ſei, unter Beweisantritt vorgebracht, 
daß in den Mühlen mehrere hundert Arbeiter beſchäftigt ſelen 
und auf dem Hofe eine große Zahl Perſonen verkehren. Hiermit 
will Kl. augenſcheinlich geltend machen, daß die Bekl. vermöge 
ihres Gewerbebetriebes und in ihrem Intereſſe auf dem Hof⸗ 
raum und insbeſondere über den fraglichen Weg einen Verkehr 
nicht blos für ihre Arbeiter, ſondern auch für andere Perſonen 
hergeſtellt habe und zufolge dieſes Umſtandes ihr die Zwangs⸗ 
pflicht obliege, für die Sicherheit der Verkehrenden bei Glatteis 
Sorge zu tragen. Dieſer Klagegrund läßt ſich nicht ohne 
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Weiteres von der Hand weiſen. Das R. G. hat in dem ähn⸗ 
lichen Falle, wo Perſonen beim Verkehr in einem Hauſe auf 
Treppen wegen mangelnder Beleuchtung zu Fall und zu Schaden 
gekommen waren, eine Verpflichtung des Eigenthümers bezw. 
Vermiethers zur Beleuchtung und deshalb zum Schadenserſatz 
unter Umſtänden angenommen, welche darauf ſchließen ließen, 
daß jene Perſonen einen Verkehr für einen unbeſtimmten Kreis 
von Menſchen in und mit dem Haufe eröffnet hatten (fiehe 


Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. XIV S. 362; Bolze, 


Praxis des Reichsgerichts, Bd. IV Nr. 338, Bd. XII Nr. 224, 
Bd. XIV Nr. 200 a; Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. XXXIII S. 225, 228). Auch dieſe Frage iſt im Weſent⸗ 
lichen eine thatſächliche, und es iſt, wenn nöthig mit Zuhülfe⸗ 
nahme des Fragerechtes (§ 130 C. P. O.), über die Behauptung 
des Kl. aus dem hervorgehobenen rechtlichen Geſichtspunkte 
weiter zu verhandeln, eventuell der von den Parteien angetretene 
oder noch anzutretende Beweis zu erheben. Dieſe weitere Ver⸗ 
handlung wird nicht entbehrlich, weil es am Nachweiſe des ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen einem etwaigen Verſchulden 
der Betriebsleitung der Bekl. und dem Unfalle fehle. Wenn 
auch § 26 Thl. I Tit. 6 A. L. R. keine Anwendung findet, fo 
kann dieſer Zuſammenhang doch nicht lediglich aus dem von 
dem B. G. angeführten Grund negirt oder als nicht nachweisbar 
angeſehen werden. Weiter ausgeführt. VI. C. S. i. S. 
Heidtkamp c. Märkiſche Mühlen A.⸗G. vom 21. Januar 1897, 
Nr. 288/96 VI. 

40. Nach § 26 A. L. R. TH. J Tit. 6 muß der, welcher 
ein auf Schadensverhütungen abzielendes Polizeigeſetz ver⸗ 
nachläſſigt, für allen Schaden, welcher durch die Beobachtung 
des Geſetzes hätte vermieden werden können, ebenſo haften, als 
wenn derſelbe aus ſeiner Handlung unmittelbar entſtanden wäre. 
Das B. G. hat rechtsirrthümlich die Anwendung dieſer Be⸗ 
ſtimmung auf den vorliegenden Fall um deswillen für aus⸗ 
geſchloſſen erachtet, weil ſie bei Verletzungen beſtehender Obli⸗ 
gationsverhältniſſe nicht anwendbar ſei. Das iſt nicht richtig. 
Die Polizeigeſetze im Sinne des § 26 enthalten abſolute 
Vorſchriſten, welche in allen, auch in Vertrags sverhältniſſen 
beobachtet werden müſſen. Andernfalls tritt das Präjudiz des 
§ 26 in Kraft, ſofern nur ein Schaden ſolcher Art eingetreten 
iſt, zu deſſen Verhütung das Polizeigeſetz gegeben iſt, und der 
Schaden durch Beobachtung dieſes Polizeigeſetzes vermieden 
werden konnte. Auch hat das R. G. den § 26 in zahlreichen 
Fällen angewendet, in denen zwiſchen den betheiligten Perſonen 
ein Vertragsverhältniß beſtand. Daß aber, wie die Rbkl. aus ⸗ 
zuführen verſucht haben, § 26 nur zur Anwendung komme, 
wenn der, durch deſſen Verſchulden ein Schaden herbeigeführt 
wurde, gegen das Polizeigeſetz gehandelt hat, iſt keineswegs 
richtig. Wird der Kontravenient andern Perſonen ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig, wenn er gegen die Polizeiverordnung gehandelt 
hat, ſo bleibt er für den Schaden, den er ſich ſelbſt durch die 
Kontravention zugezogen hat, ebenſo verantwortlich. Vergl. 
Bolze Praxis des R. G. Bd. 9 Nr. 425. I. C. S. i. S. 
Gramens c. Stromfahrzeugverſich.⸗Geſ. a. G. in Zerpenſchleuſe 
vom 3. Februar 1897, Nr. 280/96 J. 

41. Das O. L. G. hat die Frage, ob die Firma H. E. 
am 15. September 1894 den Beſitz der ſtreitigen Tuche auf 
die Bekl. übertragen habe, ſelbſt unter der Vorausſetzung ver⸗ 


neint, daß H. E. an jenem Tage das eigenmächtige Verfahren 
der Gebr. E. nachträglich genehmigt haben ſollte, indem es 
ausſpricht: „die ſtillſchweigende Einwilligung in dieſe eigen⸗ 
mächtige Handlungsweiſe kann für eine rechtsgültige Beſtitz⸗ 
übertragung mittels Anweiſung nicht erachtet werden.“ Dieſe 
Anſicht geht fehl. Die Uebergabe durch Anweiſung, von der im 
vorliegenden Falle allerdings nur die Rede ſein kann, da eine 
körperliche oder ſymboliſche oder auf Willensäußerung beruhende 
Uebergabe im Sinne der §§ 61, 70, 71 des A. L. R. Thl. J 
Tit. 7 nicht vorliegt, ſetzt voraus, daß der Beſitzer den Inhaber 
anweiſt, den Beſitz im Namen des neuen Beſitzers fortzuſetzen, 
und daß letzterer dieſe Anweiſung annimmt (88 66, 67 a. a. O.). 
Die mit dem Zuſammentreffen dieſer Vorausſetzungen vom Geſetz 
verbundene Wirkung des Beſitzüberganges beruht darauf, daß 
zwiſchen dem bisherigen Beſitzer, dem Inhaber und dem Er⸗ 
werber des Beſitzes ein Einverſtändniß erzielt worden iſt, zu 
Folge deſſen der Inhaber fortan im Namen des neuen Beſitzers 
die Gewahrſam fortſetzt, wodurch derſelbe Zuſtand herbeigeführt 
wird, welcher entſtanden wäre, wenn der alte Beſitzer ſelbſt 
wieder den Gewahrſam der Sache ergriffen und dieſe dem neuen 
Beſitzer körperlich übergeben, letzterer aber die Gewahrſam wieder 
dem früheren Inhaber übertragen hätte. Die gleichen Wirkungen 
müſſen naturgemäß eintreten, wenn jenes Einverſtändniß in der 
Reihenfolge zu Stande kommt, daß zunächſt der Inhaber dem⸗ 
jenigen, welcher den Beſitz erwerben will, erklärt, er wolle 
fortan in ſeinem Namen die Gewahrſam führen, und daß nach⸗ 
träglich der bisherige Beſitzer dieſes Verfahren genehmigt. Im 
vorliegenden Falle war aber ein ſolches Einverſtändniß erreicht, 
wenn der Prokuriſt der Firma H. E., welche Beſitzerin der 
Tuche war, nachdem er von dem Schriftſtück vom 15. September 
1894, worin die Inhaberin der Tuche der Bekl. erklärte, die 
Tuche für ſie auf Lager zu halten, Kenntniß erhalten hatte, dieſes 
Verfahren genehmigte, indem er auf Andringen des Prokuriſten 
der Bekl. das auf der Rückſeite jener Erklärung niedergeſchriebene, 
mit den Worten „Wir fakturiren Ihnen“ beginnende Schriftſtück 
unterzeichnete und den von jenem Prokuriſten ausgeſtellten 
Gegenſchein in Empfang nahm. Die Beſitzübertragung durch 
Anweiſung enthält, wie § 67 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 7 ergiebt, 
einen Vertrag zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Beſitzer, 
wenn auch nicht einen Vertrag, der eine Obligation erzeugte; 
ob zu ihrer Rechtsgültigkeit deshalb, wenn der Werth des Gegen⸗ 
ſtandes 150 Mark überſteigt, ſchriftliche Form erforderlich iſt, 
kann dahin geſtellt bleiben, denn, da im vorliegenden Falle die 
Parteien Kaufleute ſind, ſo bedurfte es nach Art. 317 des 
H. G. B. in Verbindung mit Art. 274 dieſer Form jedenfalls 
nicht, die Vereinbarung zwiſchen H. E. und der Bekl. konnte 
vielmehr auch durch ſtillſchweigende Willenserklärung geſchehen. 
II. C. S. i. S. Salomon c. Eickhoff Konk. vom 2. Februar 1897, 
Nr. 305/96 II. | 

42. Der B. R. hat dem Schuldſchein mit Rückſicht auf 
die Unrichtigkeit der Zeitangabe die volle Beweiskraft aus⸗ 
drücklich abgeſprochen und in Folge deſſen auch nicht den Kl. 
von jeder Beweispflicht entbunden. Er hat daher thatſächlich 
die Vermuthung des § 732 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. für 
nicht durchgreifend erachtet, wenngleich er dieſe Geſetzesvorſchrift 
citirt und von einem dem Bekl. obliegenden Gegenbeweiſe ſpricht. 
Er hat nur angenommen, und dieſe Auffaſſung iſt rechtlich 
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nicht zu beanftanden, daß der Schuldſchein nicht wegen der 
Unrichtigkeit in dem einzelnen Punkte die Beweiskraft auch in 
Anſehung ſeines weiteren Inhalts, namentlich des in ihm ent⸗ 
haltenen Bekenntniſſes der empfangenen Valuta, völlig verloren 
habe und daß ſich daher ſein Inhalt im Weiteren als Beweis⸗ 
moment verwerthen laſſe. IV. C. S. i. S. Graf c. Turban 
vom 28. Januar 1897, Nr. 238/96 IV. 

43. Seitens des B. G. iſt die Exiſtenz und Rechtswirk⸗ 
ſamkeit des Teſtaments und des Erbrezeſſes feſtgeſtellt. Hinſichts 
des Erbrezeſſes iſt allerdings nur eine bei den Grundakten des 
S. 'ſchen Gutes befindliche einfache Abſchrift ermittelt, allein 
das B. G. nimmt deren Uebereinſtimmung mit der Urſchrift um 
deshalb an, weil ſie von den S. ' ſchen Vormundſchaftsakten zu 
den Grundakten behufs weiterer Veranlaſſung hinüber gegeben 
iſt und die Vormundſchaftsakten dem Grundbuchrichter zur Ver⸗ 
gleichung wiederholt vorgelegen haben. Daß der Erbrezeß die 
obervormundſchaftliche Genehmigung erlangt hat, ſchließt das 
B. G. aus den gleichen Umſtänden in Verbindung damit, daß 
der Rezeß unter Betheiligung von Bevormundeten vor dem 
Vormundſchaftsgericht geſchloſſen worden iſt. Anlangend das 
Teſtament, iſt ſolches überhaupt nicht aufzufinden geweſen; aber 
das B. G. erwägt, daß ſein Inhalt in dem Erbrezeſſe von den 
Betheiligten genau wiedergegeben und ſeine formelle Gültigkeit 
nicht bemängelt iſt. Danach gelangt der B. R. zu der An⸗ 
nahme, daß der Anſpruch der Rkl. auf Eröffnung der geſetzlichen 
Erbfolge unbegründet iſt und dieſelben an die im Erbrezeſſe 
getroffene Wahl des Pflichtheils gebunden find. Dieſe Aus⸗ 
führung giebt zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß, da ſie auf 
thatſächlichen Erwägungen, die der Schlüſſigkeit nicht entbehren, 
beruht. IV. C. S. i. S. Erben Schmidt c. Erben Schmidt 
vom 21. Januar 1897, Nr. 228/96 IV. 

44. Der B. R. weiſt zutreffend darauf hin, daß die Klage 
nicht die Vertragsklage aus dem Erbtheilungsabkommen iſt, 
ſondern, daß ſie auf der vom Kl. behaupteten Thatſache der 
Tilgung der Hypothek beruht, deren geſetzliche Konſequenz die 
Verpflichtung des befriedigten Gläubigers zur Quittungsleiſtung 
und Löſchungsbewilligung iſt. Es kommt alſo gar nicht darauf 
an, ob durch die von dem Zeugen bekundeten mündlichen Ver⸗ 
einbarungen und deren Ausführung durch Auszahlung der 
ermittelten Antheile eine gültige Erbtheilung zu Stande ge⸗ 
kommen ift (vergl. Striethorſt Archiv Bd. 93 S. 118 und 121) 
entſcheidend iſt, ob der Kl. als Schuldner die Hypothek 
ſoweit er ſie nicht ſchon vorher an ſeinen Vater bezahlt hatte, 
im Ein verſtändniß mit feinen Miterben behufs Theilung 
gezahlt oder mit deren Zuſtimmung verrechnet hat. Es handelt 
fh hierbei um die Gültigkeit des Tilgungsaktes, nicht um 
die Gültigkeit des Aktes der Theilung. Die Gültigkeit des 
Tilgungsaktes iſt aber, wenn man die vom B. R. (auch ohne 
den Eid) für erwieſen erachteten Thatſachen zu Grunde legt, 
nicht zu bezweifeln. Nach § 151 Thl. I Tit. 17 des A. L. R. 
können die Erben, ſolange fie im Miteigenthum ſtehen, die zur 
Erbſchaft gehörigen Aktivforderungen nur gem einſchaftlich 
einziehen. Dieſem Erforderniß iſt genügt, wenn der Schuldner 
in Gegenwart und im Einverſtändniß ſämmtlicher Miterben 
zezahlt hat. Damit hat er ſich feiner Schuld entledigt; was 
die gemeinſchaftlich berechtigten Miterben mit dem Gelde machen, 
und wie fie daffelbe unter ſich theilen, geht ihn nichts an. 


Es kann nun aber grundſätzlich keinen Unterſchied machen, wenn, 
wie im vorliegenden Fall, der Schuldner ſelbſt zugleich einer 
der Miterben iſt. Zahlt er den Betrag ſeiner Schuld zu einer 
Theilungsmaſſe im Beiſein und im Einverſtändniß der anderen 
Miterben, ſo befreit er ſich von ſeiner Schuld auch dann, wenn 
er mit Einverſtändniß der Anderen den nach ſeiner Erbquote 
auf ihn entfallenden Theil der zu zahlenden Summe zurück⸗ 
behält. Denn es iſt im Effekt gleichgültig, ob der zahlende 
Schuldner und Miterbe die ganze Summe aufzählt und dann 
den nach der Vereinbarung ihm davon gebührenden Betrag 
wieder zurücknimmt, oder ob er dieſen Theil gleich zurückbehält. 
Ebenſowenig ſteht es der Gültigkeit des Tilgungsaktes ent⸗ 
gegen, wenn der Schuldner mit — wenn auch formloſer — 
Einwilligung der Miterben von der Schuldſumme Beträge in 
Abzug bringt, die er für den Nachlaß aus eigenen Mitteln 
verauslagt hat. Im vorliegenden Falle hat nun der B. R. 
thatſächlich feſtgeſtellt, daß die ſämmtlichen Erben über das in 
Geſtalt der Hypothekenforderung des Erblaſſers an den Mit⸗ 
erben Alois S. (den Kl.) vorliegende hauptſächlichſte Aktivum 
derart übereinſtimmend verfügt haben, daß dieſe Forderung 
durch ſofortige Zahlung des Kl. getilgt werden ſollte und 
ferner, daß dieſe Abrede ſofort ausgeführt worden iſt, indem 
Kl. Zahlung des für jeden Miterben ausgemittelten Betrages 
leiſtete, und ein jedes der letzteren dieſe Zahlung als Begleichung 
ſeines Anſpruchs auf das Objekt der Theilung annahm, wobei 
das ſchon vorher in der Gewahrſam des Kl. befindliche Hypo⸗ 
thekendokument dieſem belaſſen wurde. Aus dieſen Thatſachen 
hat dann der B. R. den berechtigten Schluß gezogen, daß die 
Schuld des Kl. gegen den Nachlaß damit rechtswirkſam getilgt 
war. Ob die unter den Miterben ſtattgefundene Theilung der 
Anfechtung unterliegt, iſt hier nicht zu entſcheiden, weil eben, 
wie oben ausgeführt, der Tilgungsakt zu unterſcheiden iſt von 
dem Theilungsakt und eine etwaige Anfechtbarkeit der Theilung 
nicht zugleich die gemeinſchaftlich erfolgte Einziehung des 
Nachlaßkapitals, alſo die Tilgung der Hypothekenſchuld des 
Kl. unwirkſam machen würde, die auf dieſe Tilgung bezügliche 
Vereinbarung aber zwiſchen dem Kl. als Schuldner und ſeinen 
Miterben durch die ſofortige Erfüllung nach § 146 Thl. I 
Tit. 5 des A. L. R. der Anfechtung entzogen iſt. V. C. S. 
i. S. Erben Sambale c. Sambale vom 30. Januar 1897, 
Nr. 247/96 V. 

45. Wenn der Ehemann ohne Zuziehung ſeiner Ehefrau 
in mißbräuchlicher Ausübung der ihm ausſchließlich zu Zwecken 
der Ehe verliehenen Verfügungsgewalt, das gütergemeinſchaft⸗ 
liche Vermögen abtritt und dadurch die in der Gütergemeinſchaft 
wurzelnden Rechte der Ehefrau verletzt, ſo kann dieſe auch gegen 
den allein, welcher in Kenntniß von der rechtsverletzenden Ab⸗ 
ſicht des Ehemannes das gütergemeinſchaftliche Vermögen er⸗ 
worben und im Beſitze hat, auf Rückgabe dieſes Vermögens zur 
Gütergemeinſchaftsmaſſe klagen und zur Begründung dieſes An- 
ſpruchs verlangen, daß derſelbe die Nichtwirkſamkeit des mit dem 
Ehemanne geſchloſſenen Ueberlaſſungsvertrages anerkenne. Zur 
Begründung der Paſſivlegitimation iſt in ſolchem Falle alſo 
nicht erforderlich, daß die Klage zugleich gegen den Ehemann 
gerichtet werde. Denn es handelt ſich nicht darum, ob der Che⸗ 
frau Anſprüche gegen ihren Mann zuſtehen; die Ehefrau fordert 
vielmehr von dem, welcher durch einen für ſie nicht verbind⸗ 


lichen Vertrag zur Gütergemeinſchaft gehörige Sachen erworben 
hat, kraft des ihr nach der maßgebenden Güterordnung als 
gütergemeinſchaftlichen Ehefrau zuſtehenden Rechts, daß er dieſes 
ihr Recht anerkenne und die vom Ehemanne erworbene Sache 
in die Gütergemeinſchaft zurückgebe. Will der dritte Erwerber 
ſich gegen etwaige Anſprüche des Ehemannes aus dem Vertrage 
ſichern, ſo hat er den Ehemann in den Rechtsſtreit hineinzu⸗ 
ziehen. Für die Ehefrau liegt eine Veranlaſſung dazu nicht 
vor. V. C. S. i. S. Dunker c. Dunker vom 26. Januar 1897, 
Nr. 251/96 V. 

46. Bei der Anſtellung eines Förſters auf Lebenszeit 
berechtigt nach der ganzen Natur des Vertragsverhältniſſes nicht 
jede Beleidigung, deren ſich derſelbe gegen den Dienſtherrn oder 
deſſen Familie ſchuldig macht, zu ſeiner ſofortigen Entlaſſung, 
ſondern nur eine ſolche, welche nach ihrer Schwere oder nach 
den Umſtänden, unter denen ſie geſchah, mit dem Verhältniß 
des Förſters zur Herrſchaft im Widerſpruch ſteht und ſich als 
eine Verletzung der Vertragspflichten charakteriſirt. — Urtheil 
des Senats vom 13. März 1893, Rep. 312/93; Gruchot, 
Beiträge, Bd. 37 S. 1067. — Auch kann die Entlaſſung eines 
Hausoffizianten auf Grund des § 118 der Geſindeordnung vom 
8. November 1810 nur bei beharrlichem Ungehorſam und Wider⸗ 
ſpenſtigkeit gegen die Befehle der Herrſchaft erfolgen. Es muß 
eine bewußte und abſichtliche Nichtbefolgung wiederholter Be⸗ 
fehle der Herrſchaft, eine Kundgebung des böſen Willens, ſich 
den Anordnungen derſelben zu widerſetzen, vorliegen. Urtheil 
des Senats vom 27. November 1890, Rep. 169/90, Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1891 S. 37. VI. C. S. i. S. Reiſchach 
c. Scobel vom 25. Januar 1897, Nr. 224/96 VI. 

VI. Sonftige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zur Allgemeinen Gerichtsordnung. 

47. Entſcheidung auf Nichtigkeitsbeſchwerde: Die beiderſeits 
erhobene Rüge eines Verſtoßes gegen die Rechtsgrundſätze über 
die richterliche Zuſtändigkeit ift begründet. Die SS 26 bis 28 
der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I, Tit. 23 ſchrieben zwar 
vor, daß am Schluſſe jeder Inſtanz dem Haupterkenutniſſe auch 
die Koſtenfeſtſetzung, entweder im Erkenntniſſe ſelbſt oder in 
einem nachfolgenden Dekrete, beizufügen ſei. Sie enthielten 
aber keine Vorſchrift darüber, welcher Richter die Koſten feſt⸗ 
zuſetzen habe, wenn thatſächlich deren Feſtſetzung bis zur rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidung des Prozeſſes ausgeſetzt wurde. In der 
Praxis wurde dies die Regel, und es iſt nie bezweifelt worden, 
daß in dieſem Falle die Geſammtkoſten des Prozeſſes ein- 
heitlich durch den Richter I. J. feſtgeſetzt werden können, vor⸗ 
behaltlich der den Parteien dagegen zuſtehenden Rechtsmittel 
(vergl. Koch, Lehrbuch des Preußiſchen Civilprozeſſes, 1. Auflage, 
S. 202). Demgemäß war in dem in den Entſcheidungen des 
Obertribunals Bd. 60 S. 344 behandelten Falle, wo der Haupt⸗ 
prozeß durch drei Inſtanzen gegangen war, der Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß demnächſt in erſter Inſtanz erlaſſen worden, ohne daß 
dies von den höheren Inſtanzen beanſtandet worden wäre. 
Etwas Abweichendes iſt auch nicht, wie das O. L. G. meint, 
in dem Urtheil des erkennenden Senats vom 9. Dezember 1895 
ausgeſprochen worden. Es iſt danach nicht zu billigen, daß das 
O. L. G. den landgerichtlichen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß deshalb 
aufhebt, weil das L. G. zu deſſen Erlaſſung nicht zuſtändig 
geweſen ſei, und daß es die an das L. G. behufs einheitlicher 


Feſtſetzung der Geſammtkoſten gerichteten Anträge der Parteien 
für unzuläſſig erklärt. Das angefochtene Urtheil war zu ver- 
nichten und die Sache zu der erforderlichen Ermittelung des 
Betrages der beiderſeitigen Koſten und zur Entſcheidung über 
die Beſchwerden beider Theile gegen den landgerichtlichen Feſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß zurückzuverweiſen. Hierbei iſt mit Rückſicht auf 
den Inhalt der Begründung des angefochtenen Urtheils nur 
noch zu bemerken, daß es auf die Entſcheidung ſelbſt gänzlich 
ohne Einfluß bleiben muß, ob der erkennende Senat des O. L. G. 
ſich geſchäftsordnungsmäßig zu einer fachlichen Entſcheidung 
berufen erachtet oder nicht. VI. C. S. i. S. Weißhuhn c. Fiskus 
vom 28. Januar 1897, Nr. 181/96 VI. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

48. Im Separationsverfahren iſt von der Auseinander- 
ſetzungsbehörde auch über die rechtliche Natur der ausgewieſenen 
Wege Beſtimmung zu treffen. Wenn nun in dem Rezeſſe von 
Groß-⸗Quenſtedt der ſtreitige Weg als „Wirthſchaftsweg“ be⸗ 
zeichnet iſt, ſo hat in Gemäßheit des üblichen und gewöhnlichen 
Gebrauchs jener Bezeichnung der B. R. mit Recht angenommen, 
daß damit der Weg von der Auseinanderſetzungsbehörde zu 
einem die öffentliche Benutzung ausſchließenden Privatweg der 
Separationsintereſſenten erklärt iſt. Gegenüber der weiteren 
Erwägung des B. R. aber, daß dem Kl. dennoch die Möglichkeit 
offen ſtehe, geltend zu machen, daß der Weg trotz der Separation 
als ein öffentlicher Weg anzuſehen ſei, iſt darauf hinzuweiſen, daß 
im Separationsverfahren die Auseinanderſetzungsbehörde zuftändig 
iſt — allerdings nach Benehmen mit den in Betracht kommenden 
Verwaltungsbehörden — auch öffentliche Wege zu verlegen 
(vergl. Entſch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. 21 S. 273), 
alſo den vorhandenen öffentlichen Wegezug entweder ganz einzu⸗ 
ziehen oder ihn zwar als Weg beizubehalten, aber ihm privaten 
Charakter zu geben und dafür den öffentlichen Weg an anderer 
Stelle auszuweiſen. Daß eine ſolche Anordnung der Aus- 
einanderſetzungsbehörde dem Publikum im Ganzen wie jedem 
einzelnen Mitgliede deſſelben gegenüber endgiltig Wirkſamkeit 
hat, bedarf kaum der Erwähnung. Aus der Thatſache allein, 
daß ein in einem Separationsrezeß als privater Intereſſenten⸗ 
weg ausgewieſener Weg vor der Separation öffentlichen Charakter 
getragen hat, kann daher von einem einzelnen Mitglied des 
Publikums keinesfalls ein Einwand hergeleitet werden. Die 
obige Erwägung des B. R. iſt hiernach nur dann richtig, wenn 
damit hat ausgeſprochen ſein ſollen, dem Kl. ſei der Einwand 
nachzulaſſen, daß im vorliegenden Fall die Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde trotz des von ihr gebrauchten Ausdrucks „Wirthſchaftsweg“ 
nicht die Abſicht gehabt habe, dem ſtreitigen Wegetheil die ihm 
bisher beiwohnende Eigenſchaft eines öffentlichen Weges zu 
nehmen. Das iſt möglich, wenn auch nicht wahrſcheinlich. 
Jedenfalls iſt dieſer Einwand zunächſt abhängig von dem Nach⸗ 
weiſe, daß der Weg vor der Separation ein öffentlicher geweſen 
iſt. Zutreffend nimmt nun der B. R. an, daß es an dieſem 
Nachweiſe fehle. Seine Feſtſtellung, daß den Geparationd- 
verhandlungen darüber nichts zu entnehmen ſei, iſt unangreifbar. 
Er befindet ſich ſodann mit dem geltenden Recht in Ueberein⸗ 
ſtimmung, wenn er erklärt, daß die jahrelange thatſächliche 
Benutzung eines Weges durch das Publikum dieſen noch nicht 
zu einem öffentlichen mache. Ungenau iſt es aber, wenn er 
dazu, daß ein Weg die Eigenſchaft eines öffentlichen erlangee 
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die Anordnung einer zuſtändigen Behörde erfordert, durch welche 
der Weg für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch genommen 
wird. Das R. G. hat in Einklang mit dem Oberverwaltungs⸗ 
gericht (vergl. u. A. Entſch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. 27 
S. 401) bereits widerholt ausgeſprochen, daß die Widmung 
eines Weges für den öffentlichen Verkehr auch dann anzunehmen 
iſt, wenn die rechtlich Betheiligten, worunter die zuſtändige 
Behörde, der Eigenthuͤmer und der Unterhaltungspflichtige zu 
verftehen find, ſelbſt nur ſtillſchweigend ihr Einverſtändniß damit 
zu erkennen geben, daß der Weg von dem Publikum als 
öffentlicher benutzt wird (vergl. z. B. Juriſtiſche Wochenſchrift 
1896 S. 89 Nr. 102). Im vorliegenden Falle mangelt es 
indeſſen an jedem Anhalt für eine ſolche Annahme. Die bloße 
Thatſache, daß die Benutzung des Weges als öffentlichen durch 
das Publikum jahrelang erfolgt iſt, kann nicht, wie die Reviſion 
will, den Schluß auf eine allſeitige ſtillſchweigende Zuſtimmung 
der Beteiligten, insbeſondere der Behörden rechtfertigen, da, 
wie auf der Hand liegt, der unrichtige Satz, daß die thatſächliche 
Benutzung durch das Publikum allein einen Weg nicht zu einem 
Öffentlichen machen könne, damit auf einem Umwege doch zur 
Anerkennung gelangen würde. Daß mehr als dies erforderlich 
iſt, um die Annahme eines ſtillſchweigenden Einverſtändniſſes 
der Betheiligten zu begründen, zeigt gerade die bereits oben 
erwähnte Entſcheidung des erkennenden Senats vom 14. Dezember 
1895 (Juriſtiſche Wochenſchrift a. a. O.), auf welche die 
Reviſion ſich zur Stütze ihrer Anſicht beruft. V. C. S. i. S. 
Schmidt e. Sep. Intereſſenten von Groß⸗Quenſtedt vom 
23. Dezember 1896, Nr. 3/96 V. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

49. Stempelſache. Der B. R. hat verkannt, daß es für 
die Ermittelung der Subſtanztheile einer Sache nicht auf die 
abſtrakte, ſondern auf die konkrete Beſtimmung der Sache an⸗ 
kommt, und daß die Frage, welche beſondere Beſtimmung eine 
Sache hat, nur im Hinblick auf das, was gerade dieſe Sache 
vorſtellen ſoll, beantwortet werden kann. Vergl. insbeſondere 
Gruchot, Beiträge Bd. 37 S. 961 ſowie Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 2 S. 253 und Bd. 36 S. 264. Die hier in 
Rede ſtehende Gasanſtalt war unſtreitig zu dem Zwecke her⸗ 
geſtellt und eingerichtet worden, um das daſelbſt gewonnene Gas 
mittelſt einer Röhrenleitung den Laternen und ſonſtigen Be⸗ 
leuchtungsapparaten im Gemeindebezirke Groß⸗Lichterfelde zuzu⸗ 
führen und in dieſer Weiſe die Beleuchtung der Straßen, Plätze 
und Gebäude zu bewirken. Dem erſten Richter iſt deshalb darin 
beizutreten, daß die beſondere Beſtimmung der fraglichen Gas⸗ 
anſtalt vereitelt und die den Beleuchtungszwecken dienende ein⸗ 
heitliche Anlage theilweis zerſtört werden würde, wenn man das 
Rohrnetz von der Gasanſtalt thatſächlich abtrennen oder ganz 
beſeitigen wollte. Hieraus ergiebt ſich, daß auch begrifflich die 
durch die verſchiedenen Straßen verzweigten Adern des Röhren⸗ 
ſyſtems, mit deſſen Hülfe die einzelnen Beleuchtungsflammen 
von dem Fabrikgrundſtücke aus geſpeiſt werden ſollen, als Sub⸗ 
ſtanztheile der immobilen Gasanſtalt anzuſehen find. Dieſer 
Auffaſſung fteht auch der Umſtand nicht entgegen, daß die frag⸗ 
licen Röhren ſich über die Grenzen des mit der Gasanſtalt 
bebauten Grundstückes weit hinaus erſtrecken, und daß ſie in 
fremdem Grund und Boden liegen, denn hierdurch erhielten 
diese Röhren rechtlich nicht die Eigenſchaft von Beſtandtheilen 


verſchreibung. 


der betreffenden fremden Grundſtücke, ſondern ſie blieben, trotz 
ihrer thatſächlichen Einfügung in den Körper der Straßen und 
Plätze, Eigenthum der die Beleuchtung betreibenden Geſellſchaft 
und konnten deshalb auch als Beſtandtheile der Gasanſtalt mit 
dieſer an die Kl. veräußert werden. IV. C. S. i. S. Fiskus 
c. Imperial Continental Gas ⸗Aſſociation zu London vom 
21. Dezember 1896, Nr. 201/96 IV. Br 

50. Die Reviſton hat die Verletzung der Tarifpoſition des 
Geſetzes vom 7. März 1822 „Schuldverſchreibungen“ gerügt, 
indem ſie geltend gemacht hat: es komme allein auf den Inhalt 
der Urkunde an und es ſei unerheblich, daß derſelbe Erfolg in 
ſtempelfreier Form hätte erreicht werden können; demzufolge 
dürfe das, was bei Uebernahme einer Hypothekenpoſt auf Grund 
des § 116 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 im Kaufgelder⸗ 
belegungstermine Rechtens ſei, nicht auf den vorliegenden Fall 
angewendet werden, in dem es ſich um Verabredungen vor der 
Kaufgelderbelegung handle; da nun aber die Kl. von dem 
Erſteher K. baare Zahlung des Betrages ihrer Forderungen 
als Kaufgeld zu fordern gehabt habe, bezw. K. nur Kaufgeld zu 
zahlen verpflichtet geweſen ſei, ſo ſtelle ſich die Urkunde über 
Kreditirung der Forderungen als Schuldverſchreibung dar; denn 
es komme nicht nur ein anderer Schuldner, ſondern auch eine 
andere causa debendi in Betracht; auch die Analogie des 
§ 41 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 ſei nicht anwendbar, 
weil im letzteren Falle der Veräußerer des Grundſtücks nicht 
ohne Weiteres frei werde, wie dies im Falle des $ 116 a. a. O. 
ſtattfinde, in welchem der Erſteher lediglich über ſeine eigene 
perſönliche Schuld kontrahire, die der Hypothek zu Grunde 
liegende Schuld aber aus dem Grundſtücke getilgt gelte. Dem 
Angriffe kann ein Erfolg nicht gegeben werden. Entſcheidend 
iſt, daß nach der nicht anzufechtenden Feſtſtellung des B. R. 
durch die Erklärungen in dem Vertrage vom 24. Februar 1893 
keine neue Schuldverbindlichkeit begründet, der Erſteher K. 
vielmehr nur in eine beſtehende und, wie ſich aus der Sach— 
lage von ſelbſt ergiebt, ſchon verbriefte Schuld, für welche, 
wie unſtreitig, der Subhaſtat perſönlich verhaftet war, ein⸗ 
getreten iſt und ſolche, ohne daß eine Aenderung des 
Rechtsgrundes ſtattgefunden, als Schuldner übernommen 
hat. Es fehlt daher der in Rede ſtehenden Urkunde an einem 
weſentlichen Erforderniſſe einer nach der angezogenen Tarif- 
poſition mit dem Prozentſtempel zu belegenden Schuld⸗ 
In gleichem Sinne hat ſich das Preußiſche 
Obertribunal (vergl. Entſch. dieſes Gerichtshofs Bd. 58 S. 390, 
Bd. 59 S. 352) und auch wiederholt das R. G. (vergl. u. A. 
das Urtheil vom 7. November 1881, Gruchot's Beiträge Bd. 26 
S. 1059, und das Urtheil vom 3. Februar 1896, Entſch. in 
Cövilſachen Bd. 37 S. 219) ausgeſprochen. Daß die Schuld- 
übernahme nicht erſt — in Gemäßheit des § 116 des Geſetzes 
vom 13. Juli 1883 — in der Kaufgelderbelegungsverhandlung 
erklärt iſt, in welchem Falle, wie auch der Bekl. anerkannt hat, 
die in Rede ſtehende Beſteuerung überhaupt nicht hätte in 
Frage treten können, ſondern — wie der B. R. konſtatirt hat, 
zum Zwecke der Vorbereitung der Verhandlung im Kaufgelder⸗ 
belegungstermine — ſchon vorher in einem beſonderen Vertrage 
verabredet worden, iſt mit Recht für unerheblich erachtet, da 
das entſcheidende Gewicht darauf zu legen iſt, daß in gleicher 
Weiſe, wie bei einer nach § 116 a. a. O. abgegebenen Er⸗ 
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klärung der Schuldübernahme, der Eintritt in bereits be⸗ 
ſtehende Schuldverhältniſſe — unter alleiniger Aenderung der 
Nebenbeſtimmungen — erklärt worden iſt. Daß, wie die 
Reviſion hervorhebt, die Vorausſetzungen des § 41 des E. E. G. 
hier nicht zutreffen, weil es ſich nicht um die Uebernahme von 
Hypotheken, die der Erſteher in Gemäßheit des § 57 des 
Geſetzes vom 13. Juli 1883 in Anrechnung auf das Kaufgeld 
übernehmen muß (vergl. §§ 115, 107 ebenda), ſondern um 
eine Schuldübernahme im Sinne und mit den Wirkungen des 
§ 116 dieſes Geſetzes handelt, kann eine Aenderung in der 
Beurtheilung nicht herbeiführen. Denn auch im gegebenen 
Falle hat ſich der Eintritt in eine ſchon beſtehende Schuld 
vollzogen. Wenn der § 116 Abſ. 2 a. a. O. beſagt: eine ſolche 
Uebernahme wirke wie eine aus dem Grundſtücke gewährte Be⸗ 
friedigung, ſo bezieht ſich dieſe Beſtimmung nur auf das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen dem Gläubiger und dem bisherigen 
Schuldner, welcher letztere durch die Schuldübernahme von 
Seiten des Erſtehers Befreiung von ſeiner perſönlichen Ver⸗ 
pflichtung erlangt, indem die Sache ſo angeſehen wird, als ob 
dem Gläubiger aus dem Grundſtücke — den Kaufgeldern — 
Befriedigung gewährt iſt. Daraus ergiebt ſich zugleich, daß 
aus jener Beſtimmung nicht, wie die Reviſton meint, zu folgern 
ſei, die Schuldübernahme habe eine Aenderung des Rechts 
grundes der übernommenen Forderung zur Folge; das Schuld⸗ 
verhältniß, in das der Erſteher eingetreten iſt, bleibt ſeiner 
Natur nach unverändert beſtehen. Die Reviſion hat ferner 
ausgeführt, daß auch in der ſchriftlichen Uebernahme einer ſchon 
beſtehenden fremden Schuld unter neuen Modalitäten, wie ſolche 
hier vorliegen würde, eine Schuldverſchreibung im Sinne des 
Stempeltarifs zu finden ſei. Dieſe Ausführung iſt nicht zu⸗ 
treffend. Derſelben ſteht das in Bezug genommene Urtheil des 
R. G. in Sachen der Vereinigten Königs- und Laurahütte 
wider den Steuerfiskus IV. 185/88 vom 3. Dezember 1888 
nicht zur Seite. In jenem Falle war vom B. G. feſtgeſtellt, 
daß die Uebernahme einer neuen Verbindlichkeit beurkundet 
war, und aus dieſem Grunde war die Erhebung des Schuld- 
verſchreibungsſtempels für gerechtſertigt erklärt, was vom R. G. 
gebilligt worden iſt. Im Weiteren ſpricht die Begründung des 
Urtheils gerade gegen den Rkl., indem dort ausgeführt iſt: es 
ſei nicht eine neue Urkunde über eine ſchon vorhandene 
Schuld ausgeſtellt, es handle ſich ebenſowenig um eine bloße 
Abänderung der Modalitäten einer ihrer Natur nach 
unverändert bleibenden Schuld, ſondern unter neuen 
Modalitäten übernehme — nicht der bisherige Schuldner (das 
Konſortium), ſondern — der Banquier ꝛc. allein eine neue 
Verbindlichkeit und das Anerkenntniß dieſer neuen Verpflichtung 
ſei nach der Feſtſtellung des B. G. in dem betreffenden Schreiben 
zum Ausdrucke gebracht. IV. C. S. i. S. Fiskus c. A.⸗G. 
Nordſtern vom 21. Januar 1897, Nr. 227/96 IV. 

51. Es iſt bereits vom früheren Obertribunale einſchränkend 
anerkannt worden, daß die im Falle eines läſtigen Vertrages 
als Gegenleiſtung übernommene Verpflichtung, eine Geldſumme 
zu zahlen, als eine ſelbſtändig zu verſteuernde Schuldverſchreibung 
im Sinne des Stempeltarifs nicht angeſehen werden könne. 
Vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 56 S. 424 und das bei 
Hoyer⸗Gaupp, V. Aufl. S. 523 in Anm. 1 mitgetheilte Urtheil 
vom 20. September 1872. Das R. G. hat dieſe letztere Auffaſſung 


wiederholt gebilligt. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 23 S. 194, ſowie die dort citirten früheren Urtheile. 
Darüber hinausgehend hat daſſelbe aber ferner ausgeſprochen: 
Wenn die Nr. 1 der allgemeinen Vorſchriften die Stempel⸗ 


pflichtigkeit eines Geſchäftes aufrecht erhält, auch wenn letzteres 


in Verbindung mit andern ſtempelpflichtigen Geſchäften in einer 
Verhandlung bekundet worden iſt, ſo iſt damit nicht die Zer⸗ 
legung eines feinheitlichen Rechtsbegriffes in Einzelfunktionen 
des Geſchäftes angeordnet, ſondern nur beſtimmt worden, daß 
die nach Rechtsbegriffen geſonderten, aber in einer und derſelben 
Verhandlung beurkundeten Geſchäfte je nach ihrer Steuerpflich⸗ 
tigkeit verſteuert werden ſollen. Mit der Feſtſtellung von Rechts⸗ 
begriffen hat es die Nr. 1 überhaupt nicht zu thun. Wenn ſie 
von mehreren Geſchäften ſpricht, ſo meint ſie Geſchäfte im 
Rechtsbegriffe, wie ihn das bürgerliche Geſetz aufſtellt. 
Vergl. Urtheil vom 26. Januar 1880 Rep. IV 91/79 und 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 196, 197. An 
dieſen Grundſätzen iſt feſtzuhalten. Im Einzelfalle kann es 
allerdings zweifelhaft werden, ob eine Nebenbeſtimmung als 
integrirender Beſtandtheil eines einheitlichen Geſchäfts oder als 
ein damit nur äußerlich verbundenes ſelbſtändiges Geſchäft an- 
zuſehen iſt. Was aber ſpeziell die Frage betrifft, ob die neben 
Konſtituirung einer obligatoriſchen Verpflichtung zur Beſtärkung 
derſelben erfolgte Feſtſetzung einer Konventionalſtrafe als ein 
ſelbſtändiges Geſchäft im Sinne der Nr. 1 der allgemeinen 
Vorſchriften anzuſehen ſei, ſo muß dies verneint werden, weil 
die Verabredung einer Konventionalſtrafe, welche zur Beſtim⸗ 
mung des Intereſſes für den Fall der Verletzung einer kontrakt⸗ 
lichen Verbindlichkeit dienen ſoll, ohne dieſe Hauptverbindlichkeit 
rechtlich überhaupt keinen Beſtand haben kann. Dementſprechend 
hat das R. G. bereits durch Urtheil vom 21. April 1890 Rep. IV 
395/89 in Sachen Fiskus wider Hirſchler, in einem Falle, wo 
ſich bei Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrages der eine Kontrahent 
den Rücktritt gegen Entrichtung einer Wandelpön vorbehalten 
hatte, die Stempelpflichtigkeit dieſer Abrede, unter Hinweis auf 
die innere Verwandtſchaft, welche zwiſchen der Wandelpön und 
der Konventionalſtrafe beſtehe, verneint, indem namentlich aus⸗ 
geführt wurde: Da die Wandelpön wie die Konventionalſtrafe 
einen weſentlichen Theil des Hauptvertrages betrifft, 
im Uebrigen auch von dem Hauptvertrage ſo ſehr abhängig iſt, 
daß fie bei Ungültigkeit deſſelben in Wegfall kommt... jo 
ergiebt ſich, daß die hier vorliegende Beſtimmung über das der 
Kl. gegen Zahlung von 100 000 Mark vorbehaltene Rücktritts⸗ 
recht von dem Geſellſchaftsvertrage nicht ein von dem letzteren 
verſchiedenes ſelbſtändiges Geſchäft iſt. IV. C. S. i. S. 
Fiskus c. Slomsky & Wolff vom 14. Januar 1897, 
Nr. 218/96 IV. 

Zum ſog. Schlachthausgeſetz.“ 

52. Nach dem § 7 des Geſetzes vom 18. März 1868 
ſoll nur der wirkliche Schaden erſetzt werden. Den Gegenſatz 
bildet der entgangene Gewinn, für welchen eine Vergütung nicht 
ſoll verlangt werden können. Der Anſpruch auf Erſatz wird 
für den Schaden gewährt, welchen die Eigenthümer und 
Nutzungsberechtigten der Privatſchlachtanſtalten dadurch erleiden, 
daß die zum Schlachtbetriebe dienenden Gebäude 
und Einrichtungen ihrer Beſtimmung entzogen werden. 
Darnach darf bei der Feſtſtellung der Entſchädigung die Ein⸗ 
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nahme nicht angerechnet werden, welche durch eine perſönliche 
Thätigkeit des Eigenthümers oder Nutzungsberechtigten erzielt 
wird, einerlei ob dieſe Thätigkeit eine gewerbliche iſt oder nicht. 
Wenn z. B. ein Eigenthümer einer Privatſchlachtanſtalt ſich 
dadurch einen beſonderen Ertrag aus derſelben verſchaffte, daß 
er ſie anderen Perſonen in einzelnen Fällen zum Schlachten über⸗ 
ließ, ſo kann er für die beſondere Einnahme, welche er durch 
ſeine Thätigkeit, (Anweiſen des Schlachtraums zur Benutzung, 
Kontrolle, Sorge für die Reinigung und Inſtandhaltung ꝛc.) 
ſich verſchaffte, eine Entſchädigung nicht verlangen. Denn in⸗ 
ſoweit handelt es ſich um einen entgangenen Gewinn. Die 
Nutzung, welche der Schlachtraum und die Einrichtungen ohne 
ſolche beſondere Thätigkeit gewährten, wird dargeſtellt durch den 
Betrag, zu welchem dieſelben hätten vermiethet werden können, 
wenn der Berechtigte in die Lage gekommen wäre, ſein Ge⸗ 
werbe aufzugeben. Daher iſt es richtig, der Ermittelung des 
wirklichen Schadens den Miethwerth, welchen die betreffenden 
Räume und Einrichtungen vor der Errichtung des Schlacht⸗ 
hauſes gehabt haben, zu Grunde zu legen. Weiter ausgeführt. 
VI. C. S. i. S. Luft e. Stadt Sprottau vom 21. Januar 
1897, Nr. 282/96 VI. 

53. Die Reviſton greift mit Recht die Methode an, welche 
von dem B. G. bei der Schadensermittelung befolgt iſt. Nach 
dem § 7 des Geſetzes vom 18. März 1868 iſt für den Schaden, 
welcher dadurch entſtanden iſt, die zum Schlachtbetrieb dienenden 
Gebäude und Einrichtungen ihrer Beſtimmung entzogen werden, 
Erſatz zu leiſten. Darnach muß zur Ermittelung des Schadens 
zunächſt feſtgeſtellt werden, welchen Nutzungswerth die ganze 
zu dem Schlachtbetriebe benutzte Anlage vor Einführung des 
Schlachtzwanges hatte. Von dem auf dieſe Weiſe gewonnenen 
Betrage iſt der Ertrag abzuziehen, welcher bei anderweiter Be⸗ 
nutzung der Räume und Einrichtungen erzielt werden kann, 
wobei ſelbſtverſtändlich die Koſten eines etwa erforderlichen Um⸗ 
baues dem Berechtigten zu Gute zu rechnen ſind. So iſt das 
B. G. nicht verfahren. Es geht davon aus, daß nur der 
Schlachtraum nebſt Senkgrube und der Trockenboden für Felle 
durch die Errichtung des öffentlichen Schlachthauſes ihrer feit- 
herigen Beſtimmung entzogen ſeien, daß dagegen die übrigen 
von dem Kl. für ſeinen Gewerbebetrieb benutzten Räume und 
Einrichtungen auch nachher in derſelben Weiſe, wie früher hätten 
benutzt werden können. Nach dem § 7 eit. tft dagegen zu er- 
mitteln, welchen Nutzungswerth im Ganzen die Räume und 
Einrichtungen, die dem Schlachtbetrieb dienten, vor Errichtung 
des öffentlichen Schlachthauſes hatten. Es kömmt auf den 
Nutzungswerth der ganzen Anlage an. Nur auf dieſe Weiſe 
kann man in vielen Fällen zu einem der Gerechtigkeit ent⸗ 
ſprechenden Reſultate gelangen. Die zum Gewerbebetrieb be⸗ 
nutzten Räume können in Folge ihrer Verbindung mit einander 
und durch die Art, wie fie mit einander verbunden find, einen 
größeren Werth erlangen, als die einzelnen Räume zuſammen 
haben, wenn der Werth eines jeden für ſich allein berechnet 
wird, indem durch die Verbindung und durch die Art derſelben 
der Gewerbebetrieb erleichtert und gefördert werden kann. Es 
würde unbillig ſein, wenn ein ſolcher aus der Vereinigung der 
Räume entstehender Vortheil nicht berückſichtigt werden dürfte. 
Denn die ganze Anlage erhält hierdurch einen höheren Mieth⸗ 
werth; häufig wird auch der Gewerbtreibende beſondere Auf⸗ 


wendungen gemacht haben, um ſich ſo günſtige Lokalitäten zu 
verſchaffen. Die Faſſung des § 7 cit. ſpricht denn auch dafür, 
daß der Nutzungswerth, welchen die Anlage im Ganzen, und 
nicht bloß die einzelnen für den Schlachtbetrieb benutzten Räume, 
jeder Raum für ſich geſchätzt, vor Einführung des Schlacht⸗ 
zwanges gehabt haben, der Schadensberechnung zu Grunde zu 
legen iſt. (Vergl. auch die Urtheile des V. C. S. des R. G. 
in Gruchot, Beiträge Bd. 29 S. 910, Bd. 35 S. 930.) 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Z3u den Geſetzen über Grundbuch und Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 

54. Dem B. G. iſt darin beizuſtimmen, daß ein Vertrag 
über Ausſchließung von Ceſſionen, wenn ſolche vereinbart worden 
wäre, trotz ſeiner Nichterwähnung in dem ſchriftlichen Vertrag 
gültig ſein würde. Zweifelhaft iſt es zwar, ob dies mit dem 
B. G. aus $ 156 Thl. IJ, Tit. 5, A. L. R. deshalb her⸗ 
geleitet werden könnte, weil der Vertrag durch die Auflaſſung 
erfüllt worden ſei. Denn der § 156 handelt von einem, wegen 
mangelnder Schriftform ungültigen Vertrage; im vorliegenden 
Fall ſteht jedoch anſcheinend eine Nebenabrede in Frage und 
Nebenabreden werden nicht durch Erfüllung gültig, mag dieſe 
ganz oder theilweiſe erfolgt fein, oder mag das Geſchäft be- 
wegliche oder unbewegliche Sachen zum Gegenſtande haben 
(Vergl. 58 156, 146, 147 Thl. I, Tit. 5 A. L. R.) Die 
Nebenabreden bleiben vielmehr, falls die Schriftform hätte be⸗ 
obachtet werden ſollen, aber verfäumt worden iſt, unwirkſam 
($ 128 ebendaſelbſt). Ebenſo zweifelhaft iſt es, ob jener Ver⸗ 
trag aus Art. 317 H. G. B. für gültig erachtet werden 
könnte. Bekl. werden zwar Kaufleute genannt — ſie ſelbſt 
wollen nur Rentner ſein —, indeß hatte das in Rede ſtehende 
Geſchäft die Beſtellung einer Hypothek (nicht einen Vertrag 
über eine beſtehende Hypothek) zum Gegenſtande, ſo daß in 
Frage kommt, ob es nicht als Vertrag über eine unbewegliche 
Sache zu betrachten wäre. In dieſem Falle würde es nach 
Art. 275 H. G. B. kein Handelsgeſchäft geweſen ſein. Da⸗ 
gegen würde die Abrede ſchon nach § 10 des Preußiſchen Ge⸗ 
ſetzes über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 433) gültig geworden ſein, weil die Auflaſſung 
erfolgt iſt. Zwar ſoll die Abrede einer Vertragsbeſtimmung hin⸗ 
zugefügt worden ſein, welche mit der Uebertragung des Eigen⸗ 
thums an dem verkauften Grundſtück nicht unmittelbar zu⸗ 
ſammenhing, während die Vorſchrift jenes § 10 erlaſſen worden 
iſt, um den Veräußerer wegen ſeines Anſpruchs auf die Gegen⸗ 
leiſtung zu ſichern (vergl. Werner, die Preußiſchen Grundbuch⸗ 
und Hypothekengeſetze Bd. II, S. 17). Der § 10 hat jedoch 


eine ſo weite Faſſung erhalten, daß darnach das geſammte Ge⸗ 


ſchäft, in deſſen Veranlaſſung die Auflaffung erklärt worden 
iſt, durch die Auflaffung formelle Gültigkeit erhält, und zwar 


ohne Unterſcheidung zwiſchen Haupt⸗ und Nebenabreden, und 


auch hinſichtlich derjenigen Theile des Vertrags, welche neben 
der Auflaſſung zu erfüllende Verpflichtungen betreffen, voraus⸗ 
geſetzt nur, daß jene Theile ebenfalls zu dem Veräußerungs⸗ 
vertrag gehören (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 2 
S. 293, Bd. 16 S. 267). Demnach würde der Formmangel 
der hier intereſſirenden Abrede durch die Auflaſſung geheilt 
worden ſein. I. C. S. i. S. Knopf & Ehrenwerth 
c. Henſchel vom 20. Januar 1897, Nr. 269/96 I. 
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Zum ſog. Straßengeſetz. 

55. Die Anſicht der Bekl., die Entſchädigung für die 
Entziehung der Bebaubarkeit eines von einer neuen Flucht⸗ 
linie betroffenen Grundſtücks gebühre demjenigen Beſitzer des 
Grundſtückes, der zur Zeit der Offenlegung des neuen Be⸗ 
bauungsplans deſſen Eigenthümer geweſen iſt, während die 
Entſchädigung für die Entziehung des unbebaubar gewordenen 
Terrains denjenigen zuſtehe, in deſſen Beſitzzeit das Grundſtück 
bis zur Fluchtlinie von Gebäuden freigelegt wird, ſo daß dieſer 
die Entſchädigung für die Entziehung der Bebaubarkeit nur 
dann verlangen könne, wenn ihm der Anſpruch darauf von 
dem betreffenden Vorbeſitzer abgetreten ſei: findet in den Be⸗ 
ſtimmungen des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 keine 
Unterftügung. Nach §§ 11 und 13 Nr. 1 und 2 dieſes Geſetzes 
kann eine Entſchädigung wegen Entziehung oder Beſchränkung 
des von der Feſtſetzung neuer Fluchtlinien betroffenen Grund⸗ 
eigenthums — abgeſehen von der Beſtimmung des § 13 Nr. 3, 
die hier nicht anwendbar iſt — nur in folgenden Fällen ge⸗ 
fordert werden: 1., wenn die zu Straßen und Plätzen be⸗ 
ſtimmten Grundflächen auf Verlangen der Gemeinde für den 
öffentlichen Verkehr abgetreten werden; 2., wenn die Straßen- 
oder Baufluchtlinie vorhandene Gebäude trifft, und das Grund⸗ 
ſtück bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden frei gelegt wird. 
Da in Nr. 2 nicht, wie in Nr. 1 der Zuſatz „auf Verlangen 
der Gemeinde“ beigefügt iſt, ſo hängt die Entſchädigung im 
Falle der Nr. 2 nicht davon ab, daß die Freilegung auf Ver⸗ 
langen der Gemeinde erfolgt; die Entſchädigung kann alſo auch 
dann verlangt werden, wenn das Grundſtück von den vor⸗ 
handenen Gebäuden, ſei es durch den Grundeigenkhümer aus 
eigenem Antriebe oder durch Zufall (3. B. Brand), freigelegt 
wird. Treffen die Vorausſetzungen der Nr. 1 und 2 des § 13 
zuſammen, ſo werden die Entſchädigung für die Entziehung des 
Grundeigenthums und die Entſchädigung für die Unbebaubarkeit 
gleichzeitig feſtgeſtellt in der Weiſe, daß die enteignete Fläche 
als eine bebaubare abgeſchätzt wird. Aus dem Wortlaut der 
Beſtimmungen der $$ 11 und 13 ergiebt ſich, daß durch die 
mit der Offenlegung des Bauplanes eintretende Beſchränkung 
des Grundeigenthümers allein überhaupt keine Entſchädigungs⸗ 
pflicht der Gemeinde begründet wird, ſondern daß dieſe erſt mit 
dem Eintritt der Fälle Nr. 1 und 2 des § 13 entſteht. Durch 
die Vorausſetzungen der Nr. 1 und 2 des § 13 wird nicht 
etwa, wie Bekl. meint, blos der Zeitpunkt oder die Bedingung 
für die Geltendmachung einer bereits durch die Offenlegung des 
Bebauungsplanes begründeten Entſchädigungspflicht beſtimmt. 
Der Grundeigenthümer, in deſſen Beſitzzeit lediglich die Offen⸗ 
legung des Bebauungsplanes fällt, hat keinen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch, den er bei Veräußerung ſeines vom Bebauungsplane 
betroffenen Grundſtücks abtreten könnte. Daß der nach der 
Veräußerung eintretende Entſchädigungsanſpruch wegen der 
bereits vorhandenen Unbebaubarkeit des Grundſtücks nicht von 
deſſen Erwerbern ſollte erhoben werden dürfen, alſo zu Gunſten 
der Gemeinde in Folge der Veräußerung erlöſche, dafür fehlt 
jeder Anhalt und Grund. Es kann auch nicht geſagt werden, 
daß der Käufer des als unbebaubar gekauften Grundſtücks, 
wenn ihm die Entſchädigung wegen Unbebaubarkeit zugeſprochen 
wird, einen Vortheil erlange, der ihm nicht gebühre. Denn er 
bezahlt und erwirbt das unbebaubare Grundſtück, indem er 


ſchädigungsbetrages als 


darauf rechnet, daß ihm die Entſchädigung wegen der Unbebau⸗ 
barkeit zufallen wird, ſobald das Grundſtück von den vor⸗ 
handenen Gebäuden bis zur neuen Fluchtlinie freigelegt wird. 
Hiernach iſt den Vorderrichtern darin beizutreten, daß aus⸗ 
ſchließlich der Kl. aus § 13 Nr. 1 und 2 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes gegen die Bekl. entſchädigungsberechtigt iſt. Wo das 
R. G. als entſchädigungsberechtigt wegen Entziehung der Be⸗ 
baubarkeit den zur Zeit der Bekanntmachung des neuen Be⸗ 
bauungsplanes vorhandenen Eigenthümer des davon betroffenen 
Grundſtücks angeſehen hat, kamen ſtets Fälle in Frage, in 
welchen die Entſchädigungsberechtigung nicht auf dem Flucht. 
liniengeſetz von 1875, ſondern auf der Beſtimmung des § 75 
der Einleitung zum A. L. R. beruhte. V. C. S. i. S. Stadt 
Dortmund c. Boſchmann vom 3. Februar 1897, Nr. 256/96 V. 
Zur n (Ergän⸗ 
zungsgeſetze). 1 

56. Bezüglich der Poſttionen. „ kann es unerörtert 
bleiben, ob die Annahme des B. G. gerechtfertigt iſt, daß in 
Folge des Ausführungsgeſetzes vom 2. Februar 1880 die ge⸗ 
ſammten Tarifbeſtimmungen der Geſetze vom 12. Mai 1851 
und 1. Mai 1875 in Wegfall gekommen ſind, da jedenfalls in 
dem vorliegenden Fall, für den die reichsgerichtliche Entſcheidung 
in Sachen Beneke c. Holdinghauſen vom 9. Juli 1890 bei 
überdies keineswegs übereinſtimmender Sachlage nicht präjudiziell 
ſein kann, die Geſetze vom 12. Mai 1851 und 1. Mai 1875 
mit Recht nicht zur Anwendung gebracht worden ſind. Denn 
die nach § 2 des Ausführungsgeſetzes vom 2. Februar 1880 
auf die Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts in Angelegenheiten, 
auf welche ſich die deutſchen Prozeßordnungen nicht beziehen, 
entſprechend zur Anwendung zu bringende Vorſchrift des § 89 
der deutſchen R. A. G. O. läßt die Anwendung der für das 
Konkursverfahren geltenden Tarifvorſchrift in $ 56 Nr. 1 und 2 
daſelbſt auf die der dort bezeichneten ähnliche Thätigkeit des 
Nebenintervenienten als völlig zutreffend erſcheinen. IV. C. S. 
i. S. Remkes c. N Konk. vom 11. Januar 1897, 
Nr. 79/96 IV. 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. 

57. Die Annahme des B. G., daß die in dem Geſetze 
vom 14. Juli 1893 angeordnete Verpflichtung zur Rück⸗ 
erſtattung des für die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen 
nach Maßgabe des Geſetzes vom 21. Mai 1861 gezahlten Ent⸗ 
eine dingliche Belaſtung des 
Grundſtücks, für welches die Entſchädigung gezahlt war, 
aufzufaſſen ſei, entſpricht dem klaren Wortlaut des hier in Be⸗ 
tracht kommenden § 25 Abſ. 1 jenes Geſetzes, der beſtimmt: 
„Die aus den §§ 18, 19, 20 Abi. 2, §§ 22 bis 24 
folgenden Verpflichtungen ruhen anf den Gütern und Grund- 
ſtücken, wofür die Entſchädigung geleiſtet worden iſt, als eine 
öffentliche auf jeden Beſitzer übergehende Laſt.“ Die Aus⸗ 
führung der Reviſion, daß der Anſpruch auf Rückerſtattung der 
geleiſteten Grundſteuerentſchädigung in dem Geſetze als ein gegen 
die Perſon des Empfängers gerichteter Anſpruch angeſehen 
werde, findet weder in dem vorſtehend mitgetheilten Inhalte des 
§ 25 Abſ. 1, noch auch in den dort in Bezug genommenen 
übrigen Beſtimmungen des Geſetzes einen Anhalt. Näher dar⸗ 
gelegt. Zum Schluß heißt es: Iſt aber die Verbindlichkeit 
zur Rückerſtattung der Grundſteuerentſchädigung eine dingliche 
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Laſt, ſo haben die Kl. bei Geltendmachung des im $ 23 des 
Geſetzes vom 14. Juli 1893 zugelaſſenen Rechtswegs keine 
andere Wahl, als auf Freiheit ihres Rittesguts von einem 
Bruchtheile der ſeitens der Verwaltungsbehörde zurückgeforderten 
Entſchädigungsſumme gemäß § 25 C. P. O. in dem Gerichts⸗ 
ſtande der angelegenen Sache zu klagen. IV. C. S. i. S. Fiskus 
0. v. Humbert und Gen. vom 21. Januar 1897, Nr. 402/96 IV. 
VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
58. Die erſte Rüge des Rkl. richtete ſich gegen die An⸗ 
nahme des O. L. G., daß das dem Klageanſpruche zu Grunde 
liegende Verſprechen des Bekl. eines Rechtsgrundes nicht ent⸗ 
behre und auch nicht gegen die guten Sitten verſtoße. Das 
B. G. findet den Rechtsgrund darin, daß der Kl., der nicht 
etwa durch den Bekl. auf das v. O. ſche Grundſtück aufmerkſam 
gemacht und zu deſſen Ankauf veranlaßt worden ſei, dem Bekl. 
das vortheilhafte und wenig mühevolle Vermittlungsgeſchäft zu⸗ 
gewendet habe, indem er ihn beauftragte, den Kauf mit v. O. 
zum Preiſe von 500 000 Mark oder weniger abzuſchließen, 
wofür er ſich von dem Bekl. die Auszahlung der Hälfte der⸗ 
jenigen Proviſion, welche dieſer von dem Verkäufer erhalten 
werde, ausbedungen habe. In der Ueberweiſung dieſes Ge⸗ 
ſchäfts, für welche der Bekl. unter Beſtätigung des vom Kl. 
bedungenen Anſpruchs auf die Hälfte der Proviſion in ſeinem 
Schreiben vom 22. März 1895 dem Kl. ſeinen Dank aus⸗ 
ſprach, und bei welcher dem Bekl. noch die Ausſicht eröffnet 
war, bei etwaiger Weitervergebung des Kaufgegenſtands eiuen 
Antheil an einer für den Kl. entfallenden Vermittlungsgebühr 
zu gewinnen, konnte der Rechtsgrund der gegebenen Zuſage ge⸗ 
funden werden, ohne daß ein Rechtsirrthum erſichtlich iſt. Das 
Gleiche gilt aber von der Annahme, daß dieſes Uebereinkommen 
nicht gegen die guten Sitten verſtoße (Art. 1131, 1133 
B. G. B.), denn die Erleichterung, welche ſich der Kl. hier⸗ 
durch für ſeine als Käufer des Guts zu übernehmenden Ver⸗ 
bindlichkeiten ſchuf, hat in keiner Weile den Verkäufer benach⸗ 
heiligt, welchem es gleichgültig ſein konnte, ob die von ihm 
übernommene Vermittlergebühr von 1 Prozent des vereinbarten 
Kaufpreiſes ganz dem Vermittler verblieb oder von dieſem theil⸗ 
weiſe an den Käufer abgegeben wurde. II. C. S. i. 
Bender e. Cahn vom 26. Januar 1897, Nr. 302/96 II. 
59. Das O. L. G. hat thatſächlich feſtgeſtellt, daß die 
Firma M. & R., welche der Kl. denjenigen Speditionsauftrag 
ertheilt hat, auf welchen fi die Klageforderung bezieht, dieſes 
zwar im Auftrag und für Rechnung der Bekl. gethan hat, daß 
dieſelbe dabei aber den Speditionsvertrag mit der Kl. als 
Selbſtkontrahentin abgeſchloſſen hat, ſomit die Bekl. nicht 
als Vertragspartei der Kl. gegenüber erachtet werden kann. 
Die daran geknüpfte Folge, daß der auf Zahlung der Spe⸗ 
ditionskoſten gerichtete Klageanſpruch der Bekl. gegenüber nicht 
auf den Speditionsvertrag geſtützt werden könne, iſt recht⸗ 
lich zutreffend. Dieſelbe entſpricht ſowohl den Grundſätzen des 
ſranzöſiſchen Rechts (arg. Art. 1998 des B. G. B.) als des 
D. H. G. B. (arg. Art. 360), über deſſen Anwendbarkeit auf 
den vorliegenden Rechtsſtreit die Parteien bei der Verhandlung 
vor dem O. L. G. (vergl. 46 der Akten) einverſtanden geweſen 
ſind. Die Bezugnahme der Reviſton, insbeſondere auf den 
Att. 1994 Abſ. 2 des B. G. B. erſcheint nicht zutreffend, in⸗ 
dem auch für den dort vorgeſehenen umgekehrten Fall der actio 
mandati directa die direkte Klagbarkeit zur Vorausſetzung hat, 
uuf der Dritte, mit welchem der Bevollmächtigte fontrahirt 
hat, dabei an deſſen Stelle geſetzt iſt (le mandant peut agir 
directement contre la personne, que le mandataire s est 
substitug), Hiernach ift die Klagebegründung aus dem Ge- 
ſichtspunkte des Vertrages vom O. L. G. mit Recht als 
verfehlt erachtet worden, um ſo mehr, als nach den Verhand⸗ 
lungen vor den Inſtanzgerichten in Wirklichkeit immer nur von 
einem Auftrags verhältniß, nicht aber von einer Vollmacht, 
wache die Firma M. & R. ermächtigt hätte, die Bekl. un- 
10 als S. geparkt der Kl. zu 11 8 die 15 155 
nt S. Weiß c. Lichtenthäler vom 29. Januar 
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Perſonal⸗Veränderungen. 

sis Zulaſſungen. f 
Rechtsanwalt Johann Lang beim Amtsgericht Gemünden; 
— Rechtsanwalt Albert Feith beim Landgericht Kaiſerslautern; — 
Rechtsanwalt Carl Scheidt beim Amtsgericht und bei der Kammer 
für Handelsſachen M.⸗Gladbach; — Rechtspraktikant Guſtav 
Beck beim Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Dr. Walter 
Rudolph beim Oberlandesgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Hermann Boehnke beim Amtsgericht Marggrabowa; — Rechts⸗ 
anwalt Johannes Siegmund Klemm beim Amts- und Land⸗ 
gericht Bautzen; — Rechtsanwalt Friedlaender beim Land⸗ 
gericht Breslau; — Rechtsanwalt Dr. jur. Stephan Adam⸗ 
czewski beim Amtsgericht Kattowitz; — Rechtsanwalt Breucha 
beim Landgericht Rottweil; — Rechtsanwalt Nathan Blumen⸗ 
thal beim Amtsgericht Tiegenhof; — Aſſeſſor Curt Acker⸗ 
mann beim Landgericht Chemnitz und bei der Kammer für Handels⸗ 
ſachen Annaberg; — Rechtsanwalt Siegfried Schmoller beim 

Landgericht Trier. | | | 


Bekanntmachung. | 
Die fofortige Niederlaffung eines Rechtsanwalts 
(zweiten) hierorts — ca. 13 000 Einwohner — tft erw ünſcht. 
Auskunft ertheilt der Magiſtrat. f 
Calbe a. S., den 12. Februar 1897. 
Der Magiſtrat. 
gez. Mittelfinedt, 


Kanzliſt mit guter Handſchrift per 1. April geſucht. Schrift⸗ 
liche Meldungen mit Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüchen an 
5 ö = Juſtizrath Fraeger, 
Berlin, Leipzigerſtraße 130. 


Wir ſuchen einen tüchtigen Büreauvorſteher oder gewandten 
Gehülfen, der ſchon längere Jahre bei Anwälten gearbeitet hat 
und ſelbſtſtändig iſt; nur folde mit guten Zeugniſſen wollen ſich 
melden. ö 5 

Heilbronn, 27. Februar 1897. 

Rechtsanwälte Dr. Kleine und Albus. 


Geſucht zum 1. April er. ev. ſpäter ein gewandter Schreiber 

mit ſchöner Handſchrift. Offerten erbeten. | 
Dr. A. Stooß u. Arthur Kulenkamp 
Rechtsanwaͤlte — Lübeck. 

Eine tüchtige 
ü juriſtiſche Hülfskraft 
wird von einem beſchäftigten Anwalt in der Provinz geſucht. 

Offerten ſind unter Chiffre Z. 603 an Rudolf Moſſe, 
Breslau einzuſenden. 


Fir ein größeres Anwaltsbürean im oberſchleſtſchen 
In duſtriebezirk wird ein tüchtiger, polniſch ſprechender 


Büreanworficher, 
welcher ſelbſtändig zu arbeiten befähigt iſt, bei hohem Salair per 
1. April geſucht. Offerten unter L. 526 an Rudolf Mofſe, 
Breslau zu richten. | 


Büreauvorſteher wird gefucht von Landgerichtsanwalt. An⸗ 
tritt 1. April evtl. ſofort. Meldungen mit Zeugnißabſchriften und 
Gehaltsanſprüchen an die Exped. dieſes Blattes unter M. PF. 117. 


Suche, geſtützt auf gute Zeugniſſe, per 1. April anderweit 


Stellung. Aſtroch, Büreauvorſteher. 
M andfeld. 


Ein mit den beften Zeugniſſen verſehener zuverläſſiger junger 
Mann ſucht anderweite Stellung als Büreauvorſteher auf Rechts- 
anwaltsbüreau. Offerten unter R. F. 92 an die Exp. d. Bl. erb. 


Gewandter Berliner Bür.⸗Vorſt., 19 Jahr alt, 4 Jahr in einer 
Stelle, ſucht anderweit Stellung. Off. u. II. I. 111 g. d. Erv. d. Bl. 
Büreau⸗Vorſteher, 
zuverläſſig, verheirathet, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, per 
1. April 1897 anderweit dauernde Stellung. Offerten an „Wendl« 

befördert Veterſen, Berlin. Alexanderſtr. 30. 


Büreauvorſteher, älterer, erfahrener, ſucht Stellung auf 
größerem Büreau. 
Offerten unter T. 816 Berlin Poſtamt 54. 
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Büreaugehülfe, militärfrei, im Koſten⸗ und Vollſtreckunge⸗ 
weſen erfahren, auch perfekter Stenograph, ſucht per 15. April er. 
Stellung. Offerten unter O. K. 100 poſtl. Gandersheim t. Br. 
Junger Bür.⸗Geh., mit ſchöner Handſchrift, der poln. Sprache 
in Wort u. Schrift mächtig, im Koſtenweſen u. Notariat bewandert, 
wünſcht ſich zu verändern. Off. unter K. G. 15876 bef. d. Exp. d. Bl. 


Büreaugehülfe, Stenograph, ſucht ſofort Stellung. Offerten 
unter A. H. 18 an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 

Maſchinenſchreiberin, 3 Jahr bei Anwalt, ſucht anderweit 
Stellung. Off. sub M. M. 112 an die Expedition dieſes Blattes. 

| Juriſt, 

in Praxis und Theorie gründlich erfahren, ſucht Aſſociation mit 
einem Rechtsanwalt im Gebiete des franzöfifchen oder gemeinen Rechts 
oder Juſtitiarſtelle. Offerten sub J. M. 575 an die Exp. d. Bl. 


Tor. Aſſeſſor übernimmt die Vertretung eines Anwalts. Off. 
unter K. Z. 106 an die Expedition dieſes Blattes. a 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. © 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 


Georg F. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
| Nord - Amerifns, 


Die Resiffprehung des Reichsgerichts 
in Beziehung auf die wichligſten Begriffe und 
| | Inſtitule des Civilrechts 

in ſyſtematiſcher Solge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 
von Dr. jur. C. Kuhlenbeck, 


Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 
Bisher find 4 Hefte erſchienen gr. 8 a 5 Bogen. 
Preis pro Heft 2 Mark. 

Um den zahlreichen Intereſſenten den Bezug dieſer hoch⸗ 
bedeutſamen Publikation zu erleichtern, erſcheint dieſes Werk in 
einer Heftausgabe. | Ä 

Zu beziehen durch jede Buchhandlung, ſowie von der unter⸗ 
zeichneten Verlagsbuchhandlung. 


Berlin, 8. 14. W. Moeſer Jof buchhandlung. 


J. Schweitzer Sortiment 
Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut 
für 
Rechts- und Staatswissenschaften 
y München, Maximilianplatz 4. 
| Soeben erschien und wird auf Wunsch kostenfrei übersandt: 


Katalog No. 28 


unseres antiquarischen Lagers rechts- und staats- 


wissenschaftlicher Werke 
circa 5600 Nummern. 
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Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Einführung in das Studium des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
| | Ein Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. | 
Von Dr. F. Endemann, ord. Profeſſor der Rechte in Halle. 
Dritte nöllin neubenrbeitete Auflage. 
Erſter Theil. Einleitung und Allgemeiner Theil. 
Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,30. 
Die Fortſetzung wird in raſcher Folge erſcheinen und dürfte den Umfang des vorliegenden Theiles nicht überſteigen. 


R. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 
Street, Strand, London (solicitor of the Supreme Court) unter- 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß oder Gerichts- 
angelegenheiten in England. 5 


Wohnung für Rechtsanwälte. 

Ganz nahe dem Spittelmarkt in ſehr belebter 
Stadtgegend, Alte Jakobſtraße 47 (Eckhaus) I. Etage 
iſt ein Geſchäftslokal von 5 Fenſtern Front nebſt 
anſtoßender Wohnung von 4 Vorderzimmern, Küche, 
Speiſekammer, Mädchengelaß, Badezimmer ꝛc., im 
ganzen 12 Fenſter Front, für eine Jahresmiethe von 
M. 3500.— vom 1. April d. J. zu vermiethen. Näheres 
in der Expedition dieſes Blattes. 


Remington-Sholes 


die neue Schreibmaschine für Rechtsanwälte 
im Gebrauch in 

den meisten 
grösseren An- 
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S = specielle 
Maschine für 
Rechtsanwälte. 


Angestellte von 
Rechtsanwälten 
erhalten 
kostenfreien 
Unterricht in 
allen unseren 
Schulen. Geübte 
Schreiber und 
Schreiberinnen 
an Hand. 


Amerikanische Farbbänder für alle Schreibmaschinen 30 M. 


per Dutzend. 
Bestes amerikanisches Kohlenpapier 15 M. per 100 Blatt. 
Schreibmaschinen-Papiere und Utensilien jeder Art zu den 


billigsten Preisen. 
Muster auf Verlangen. Reparaturen aller Schreibmaschinen 


kostenfrei an Abnehmer unserer Utensilien. 
Henry Newald's General-Agentur für 
Deutschland, Oesterreich, Russland. 
Berlin, Kronenstr. 56; Filiale Breslau, Ohlauerstr. 58. 


Bruno Feigenspan, Max Keller, S. Lion- Levy. 
General-Vertretung General- Vertretung General-Vertretung 


für für für die Hansastädte u. 
Königreich Süddeutsch- Hannover, beide Meck- 
und Provinz Sachsen. land. lenburg, Oldenburg. 
Leipzig, Frankfurt a. M., Hamburg, 


Grimmaischestr. 17. gr. Kornmarkt 15. Welekerstr. 6a. 
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M 19 und 20. 


Berlin, 23. März. 


Juriſtiſche Wochenſchr 


1897. 


—— on 


ift. 


Herausgegeben von 
M. Rempner 


Rechtsanwalt beim 


9 
Landgericht I in Berlin. 
69 —— 


Organ des deutſchen Anwalt ⸗Vereins. 
preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
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Jnhalt. 
Vereinsnachrichten. S. 165. — Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. S. 165. — Vom Reichsgericht. S. 165. — 
Perſonal⸗Veränderungen. S. 183. 


Vereinsnachrichten. 


Der Vorſtand des dentſchen Anwaltvereins hat beſchloſſen, 
einen Anwaltstag im Jahre 1898 (vorausſichtlich September) 
nach Mainz zu berufen. 


Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat beſchloſſen, 
den Vereinsmitgliedern einen Kommentar des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs für das Deutſche Reich aus Vereinsmitteln zu 
liefern. Als Verfaſſer iſt Herr Rechtsanwalt Dr. Kuhlenbeck 
zu Jena berufen. Das Werk erſcheint in Heymanns Verlag 
und kann vorausſichtlich in Jahresfriſt geliefert werden. 
Etwaige Wünſche wegen der Geſtaltung des Werkes ſind 
an den Vorſtand zu richten. 


Hülfsſiaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Der Anwaltsverein in Chemnitz hat in ſeiner Haupt⸗ 
verſammlung beſchloſſen, aus ſeiner Kaſſe der Hülfskaſſe 
200 Mark zu überweiſen. Dem Chemnitzer Anwaltsverein 
wird für die erfreuliche Zuwendung der aufrichtigſte Dank 

ausgeſprochen. | | 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Hamm hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten weiter über die bis 7. März 1897 aus- 
gefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Zurücknahme der Berufung Seitens des Bekl. 
hatte die Wirkung, daß dieſer Streitgenoſſe des Rechtsmittels 
Wa ging und alſo ſeinerſeits das ſelbſtändige Recht 
0 8 die Nachprüfung des erſtinſtanzlichen Urtheils durch das 
Er ee Die beiden Bekl. waren jedoch in I. J. 
neunte Streitgenoſſen geweſen. Durch die Zurücknahme 


) Nachdruck ohne Angabe der Duelle verboten. 


der Berufung und den darin enthaltenen Verzicht auf das 


Rechtsmittel geſtaltete ſich die Lage des Rechtsſtreits ebenſo, als 
wenn der Bekl. das Rechtsmittel überhaupt nicht ein⸗ 
gelegt hätte, nur daß er für die durch die Einlegung ent⸗ 
ſtandenen Koſten verpflichtet blieb. Deshalb hatte die von dem 
Bekl. eingelegte und weiter verfolgte Berufung zur Folge, 
daß das Rechtsmittel auch für den Bekl. gewahrt, die 
Rechtskraft des erſtinſtanzlichen Urtheils gehemmt wurde, die im 
Laufe des Verfahrens vorgenommenen Prozeßhandlungen auch 
von dem Bekl. die Folgen des Nichthandelns abwendeten, 
das B. U. gegen beide Bekl. gefällt werden mußte, und ſomit 
der Bekl. bis zur Beendigung der Berufungsinſtanz Partei 
blieb. Es lag daher auch in der letzteren Inſtanz eine noth⸗ 
wendige Streitgenoſſenſchaft vor, und dieſe gab der Kl. 
das Recht, ſich der Berufung mit Rechtswirkſamkeit gegen beide 
Bekl. anzuſchließen, trotzdem die Berufungsfriſt verſtrichen 
war, und trotzdem der Bekl. die ſeinerſeits eingelegte Be⸗ 
rufung zurückgenommen hatte. IV. C. S. i. S. Schulz und 


Gen. c. Schulz vom 4. Februar 1897, Nr. 249/96 IV. 


2. Die Reviſion wirft dem B. R. vor, daß er unzu⸗ 
läſſiger Weiſe ſeiner Entſcheidung in der Sache ſelbſt einen 
anderen Rechtsvorgang untergelegt habe, als worauf die Klage 
gegründet war. Es tft nun richtig, daß in dem früheren Ver⸗ 
fahren der Klagegrund der Erſitzung nur auf die Behauptung 
des Beſitzes ſeit Anfang dieſes Jahrhunderts geſtützt war. Zu⸗ 
gleich war aber auch behauptet, daß ſchon ſeit 1570 kraft Ver⸗ 
leihung das fragliche Recht den Beſitzern von Klein⸗Rohdau zu⸗ 
geſtanden habe, eine Behauptung, die nicht mit der Annahme 
vereinbar iſt, daß die Ausübung des Rechts erſt Anfang dieſes 
Jahrhunderts begonnen haben ſolle; nur der Beweis antritt 
über den Verjährungsbeſitz war auf den mit Rückſicht auf das 
Geſetz von 1850 behufs Vollendung der Erſitzung erforderlichen 
Zeitraum ſeit Anfang dieſes Jahrhunderts beſchränkt worden. 
Unter dieſen Umſtänden war der B. R. wohl berechtigt, die Be⸗ 
zugnahme auf den ſchon im vorigen Jahrhundert (vor 1744) 
ausgeübten Beſitz nur als eine nach § 240 der C. P. O. zu⸗ 
läſſige Berichtigung der klagebegründenden Thatſachen anzuſehen. 
V. C. S. i. S. Klinge und Gen. c. Erben Matheed vom 
10. Februar 1897, Nr. 97/6 V. 

3. Der Eventualantrag II und der außerft eventuell 
geſtellte Antrag auf Zuerkennung von Schadenserſatz kann nicht 
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als Klageänderung und deshalb als unzuläſſig erachtet werden. 
Mit Rückſicht darauf, daß als Klagegrund die notarielle Beur- 
kundung der beiden in dem Privatakte vom 15. März 1896 
vereinbarten Rechtsgeſchäf fte erſcheint, laſſen ſich die vorerwähnten 
beiden Anträge unter $ 240 Nr. 2 und 3 C. P. O. ſubſumiren 
und ſind deshalb nach § 491 Abſ. 2 daſelbſt für zuläſſig zu 
erachten. Der Hauptentſcheidungsgrund des O. L. G., daß dieſe 
Anträge prozeſſualiſch unſtatthaft ſeien, iſt daher unrichtig. 
Deshalb kann auf die weitere Ausführung des O. L. G., daß 
dieſe Anträge auch unbegründet ſeien, nicht eingegangen 
werden. Denn es erſcheint nicht zuläſſig, in demſelben Urtheile 
Anträge einer Partei als prozeſſualiſch unſtatthaft und zugleich 
als unbegründet zurückzuweiſen, da im erſteren Falle die Partei 
dieſe Anträge von Neuem geltend machen kann, im letzteren Falle 
aber materiell über die Anträge entſchieden wird. II. C. S. 
i. S. Oebel c. Schüller vom 12. Februar 1897, Nr. 333/96 II. 

4. Da der Kl. keinen obligatoriſchen, noch weniger einen 
dinglichen Anſpruch auf das Grundſtück des Bekl. hat, ſo kann 
er aus den Grundſätzen der actio ad exhibendum eine Ver⸗ 
pflichtung des Bekl. zur Vorweiſung ſeines Grundſtücks und zur 
Geſtattung der Vornahme einer Waſſerprobe und von Bohrungen 
nicht herleiten. Anlangend aber die Grundſätze der C. P. O. 
über die von Amtswegen oder auf Antrag vorzunehmende Augen⸗ 
ſcheiuseinnahme, ſo iſt zwar das Prozeßgericht befugt, Augen⸗ 
ſcheinseinnahme auch in Anſehung eines im Beſitze des Gegners 
des Beweisführers befindlichen Gegenſtandes anzuordnen, wenn⸗ 
gleich Zwangsmaßregeln nicht geſtattet ſind, eine Weigerung des 
Gegners alſo nur aus § 259 der C. P. O. gewürdigt werden 
kann. Allein der Antrag des Kl. geht über eine Vorweiſung 
zum Zwecke der Augenſcheinseinnahme weit hinaus, da auch 
Vornahme einer Waſſerprobe und eventuell ſelbſt Vornahme 
von Bohrungen auf dem Grundſtücke des Bekl. beantragt 
worden iſt. Dieſen Antrag durfte mithin das B. G. bei dem 
Widerſpruche des Bekl. ohne prozeſſualen Verſtoß als unzuläffig 
ablehnen. III. C. S. i. S. Manz c. Katz vom 16. Februar 
1897, Nr. 277/96 III. | 

5. Aufhebung des B. U. wegen ungenügender Be⸗ 
gründung. IV. C. S. i. S. Kempert c. Kempert vom 
11. Februar 1897, Nr. 258/96 IV. VI. C. S. i. S. Gaul 
c. Knopf vom 15. Februar 1897, Nr. 319/96 VI. 

6. Die Entſcheidung über die Frage, ob der Gegner zur 


Leiſtung des Schadenserſatzes oder des Intereſſes verpflichtet 
Die That⸗ 


jet, wird durch den §S 260 C. P. O. nicht berührt. 
ſachen, auf welche dieſe Verpflichtung gegründet wird, ſind wie 
die ſonſtigen beſtrittenen Thatſachen zu beweiſen. Es findet 
daher auch inſofern nicht $ 260 C. P. O., ſondern § 259 
C. P. O. Anwendung (vergl. Motive zur C. P. O. in Hahn, 
Materialien Abth. I S. 277, Wilmowski- Levy, 7. Aufl. Anm. 1 
zu § 260 C. P. O., Reichsgerichtsurtheil vom 3. März 1882 
in Juriſtiſcher Wochenſchrift von 1882 S. 90, Bolze, Praxis 
des R. G. in Civilſachen Bd. 2 Nr. 1770, 1771). III. C. S. 
i. S. Seemann c. Lüpke vom 5. Februar 1897, Nr. 265/96 III. 

7. Die Reviſion vertritt die Anſicht, daß nach § 319 
der C. P. O. ein Anſpruch auf Werth erſtattung bei der 
mündlichen Verhandlung überhaupt nicht mehr habe geltend ge⸗ 
macht werden dürfen, weil dieſer Anſpruch im vorbereitenden 
Verfahren vom Bekl. nicht erhoben worden ſei. Dieſe Aus- 


führung erſcheint jedoch nicht als zutreffend. Allerdings hatte 
der Bekl. in ſeinem Widerklageantrage die Werthserſatzanſprüche 
nicht ausdrücklich erwähnt. In dem dabei in Bezug genommenen 


Berzeichniffe waren aber die Einzelwerthe der beanſpruchten 


Sachen genau angegeben und der J. R. hat deshalb den Wider⸗ 
klageantrag dahin aufgefaßt, daß die angegebenen Werthe an 
die Stelle der Gegenſtände, ſoweit deren Rückgabe nicht erfolgen 
würde, treten ſollten. Daß auch die Kl. dieſe Auffaſſung ge⸗ 
theilt hat, ergiebt ſich nicht nur aus ihrer im vorbereitenden 
Verfahren hinſichtlich eines ſehr großen Theiles der ſtreitigen 
Sachen abgegebenen Erklärung, nach welcher ſie ihre Verpflichtung 
zum eventuellen Werthserſatze anerkannte, ſondern auch aus 
ihren ſpäteren, die Werthshöhe bekämpfenden Anführungen, fo- 
wie auch aus dem den eventuellen Anſpruch des Bekl. auf 


Werthserſatz mitumfaſſenden, von ihr extrahirten Pfändungs⸗ 


und Ueberweiſungsbeſchluſſe. Hiernach und da eine genaue 
Formulirung der Anſprüche des Bekl. im vorbereitenden Ver⸗ 
fahren unterblieben war, iſt in dem Schlußantrage des Bekl. 
nur eine deklarirende, präziſere Faſſung des bereits früher 
erhobenen und im vorbereitenden Verfahren erörterten Anſpruches 
zu erblicken. Hiermit fällt der nach dieſer Richtung erhobene 
Angriff. Was dagegen die Höhe der ſubſtituirten Einzelwerthe 
anbetrifft, ſo muß die Reviſion wenigſtens theilweis für be⸗ 
gründet erachtet werden. Soweit die Kl. im vorbereitenden 
Verfahren ihre eventuelle Verpflichtung zur Erſtattung der im 
Verzeichniſſe ausgeworfenen Werthe ausdrücklich anerkannt 
hat, blieb ſie an dieſe Erklärung gebunden. Ebenſo wäre es 
Sache der Kl. geweſen, in dem zur Fixirung aller Streitfragen 
beſtimmten vorbereitenden Verfahren mit Erinnerungen gegen 
die Werthöfeftfegungen des I. R. hervorzutreten, wenn ſie die⸗ 
ſelben nicht gegen ſich gelten laſſen wollte. Dagegen durfte ſie 
den Werth aller übrigen Sachen nachträglich noch beſtreiten, 
und ihre desfallſigen bei der mündlichen Verhandlung abgegebenen 
Erklärungen hätten vom B. R. berückſichtigt werden müſſen, 
weil der Bekl. im vorbereitenden Verfahren eine ausdrückliche 
Behauptung bezüglich des Werthes nicht aufgeſtellt hatte und 
die Kl. auch nicht vom Richter in Gemäßheit des § 319 Abſ. 1 
der C. P. O. zur Abgabe einer Erklärung aufgefordert worden 
war. IV. C. S. i. S. Roth c. Roth vom 21. Januar 1897, 
Nr. 232/96 IV. 

8. Von dem B. G. iſt die Vernehmung des Profeſſors 


v. H. als Sachverſtändigen beſchloſſen und das Amtsgericht um 


die Erledigung erſucht worden. Nach Verkündung des Beweis⸗ 
beſchluſſes wurde ſeitens der Bekl. ein vom 20. Januar 1897 
datirter Schriftſatz bei dem B. G. eingereicht und beantragt, 
dieſen Schriftſatz, welcher eine Reihe thatſächlicher Ausführungen 
und verſchiedene hierauf bezügliche Fragen enthält, dem mit der 
Beweisaufnahme betrauten Gericht behufs Vorlegung an den 
Sachverſtändigen zu überſenden. Dies Geſuch wurde indeß von 
dem B. G. nach Vortrag deſſelben, alſo durch Beſchluß des 
Gerichts, abgelehnt, weil der Inhalt des Schriftſatzes nicht zum 
Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht worden ſei. 
Die hiergegen gerichtete Beſchwerde iſt nach $ 530 C. P. O. 
zuläſſig und in der Sache ſelbſt begründet. Die Bekl. ver⸗ 
langen nicht eine Aenderrng des erlaſſenen Beweisbeſchluſſes, 
ſondern bezwecken nur, dem Sachverſtändigen Fragen vorlegen 
zu laſſen, welche fie zur Aufklärung der Sache für dienlich er⸗ 
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achten. Hierzu haben die Parteien nach 58 362, 367 C. P. O. Grund des § 70 Abſ. 3 des G. V. G. durch den § 75 des 
das Recht. Daß die Fragen in den vorangegangenen mündlichen Hamburgiſchen Ausführungsgeſetzes zu dem letzteren ausſchließlich 
Verhandlungen vorgekommen ſeien, iſt nicht erforderlich; ſie vor das L. G. gewieſen ſind. VI. C. S. i. S. Hamburger Polizei⸗ 
müſſen ih nur innerhalb des erlaſſenen Beweisbeſchluſſes halten behörde o. Jacobſohn vom 25. Januar 1897, Nr. 289/96 VI. 


und dürfen nicht Thatſachen betreffen, die nicht Gegenſtand jenes 12. Der Werth des Beſchwerdegegenſtandes beträgt mehr 
Beſchluſſes find. I. C. S. i. S. Erben Gräſer c. Mitſcherlich als 1500 Mark. § 508 der C. P. O. Denn der Vorſchuß⸗ 
vom 17. Februar 1897, B Nr. 15/97 J. verein zu Neumark hat den Wechſel über 1 500 Mark durch 


9. Zutreffend wird von dem Kl. hervorgehoben, die Vor⸗ Zahlung der Wechſelregreßſumme von 1 516,30 Mark von 
inſtanz habe mit Unrecht den darüber zugeſchobenen Eid, daß ſeinem Nachmann eingelöſt und dieſe Wechſelregreßſumme nebſt 
der Bekl. gewußt, die in Rede ſtehende Hypothek ſtehe außerhalb eigener Proviſton und eigenen Koſten gegen die Kl. als Aus⸗ 
der Werthögrenze, aus dem Grunde, weil es dabei auf ein ſtellerin eingeklagt. Die in der Wechſelregreßſumme enthaltenen 
Urtheil ankomme, für unzuläſſig erachtet. Es kann dahingeſtellt Zinſen, Proviſion und Proteſtkoſten ſind bei dieſer Sachlage 
bleiben, ob, falls es ſich um eine Abſchätzung des durch die nicht Nebenforderungen im Sinne des 8 4 der C. P. O., 
Hypothek belaſteten Grundstücks handelte, dem Bekl. mit Rück⸗ ſondern ſtellen ſich mit der Wechſelſumme zuſammen als ein⸗ 
ſicht auf die ihm zufolge ſeiner Lebensſtellung beiwohnenden heitliche Forderung dar. Art. 51, 53 der W. O. Entſch. des 
Erfahrungen eine genügende Sachkenntniß zuzumuthen ſei, um R. G. Bd. 32 S. 75. I. C. S. i. S. Vorſchußverein zu 
bon ihm unter Zugrundelegung der vom R. G. in dem Bd. 15 Neumark c. Falkenſtein vom 10. Februar 1897, Nr. 328/96 I. 
S. 337 der Entſch. in Civilſachen abgedrucktem Urtheile aus⸗ 13. Der Nichtigkeitsgrund iſt gegeben. Die Kl. war 
heſprochenen Rechtsauffafſung einen Eid über jene Werthsab. während des Prozeſſes minderjährig und bevormundet. Nach 
meſſung verlangen zu können. Vorliegend ſteht eine Eideszu- § 736 Thl. II Tit. 18 des A. L. R. und ss 61 f., 99 der 
ſciebung darüber in Frage, daß der Bekl. gewußt habe, bie Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 halte ihre Ver⸗ 
Hypothek überſchreite den Werth des Immo bile. Solches heirathung weder Großjährigkeit und Geſchäftsfähigkeit, noch 
Wiſſen iſt eine Thatſache, welche den Gegenſtand einer zwar die Aufhebung der Vormundſchaft zur Folge. Die Kl. war 
nicht äußeren, aber doch innerer Wahrnehmung bildet, und über nach 58 50, 51 der C. P. O. prozeßunfähig, und konnte im 
die daher nach § 410 der C. P. O., wie das R. G. ſchon Prozeß nur durch ihren geſetzlichen Vertreter handeln, das heißt i 
vielfach ausgeſprochen hat, die Eideszuſchiebung ſtatthaft iſt. durch ihren Vormund, nicht durch ihren Ehemann. Daran 
VI. C. S. i. S. Gaul e. Knopf vom 15. Februar 1897, wird dadurch nichts geändert, daß die Kl. mit Genehmigung 
Nr. 319/96 VI. | ihres Ehemannes ein Holzgeſchäft betrieben hat. Die Art. 6—8 

10. Die näher bezeichneten Thatſachen konnten nicht, ohne des H. G. B. beſagen nicht, daß eine minderjährige Frau 
daß die dafür erbotenen Beweiſe mitgeprüft wurden, als durch dadurch geſchäftsfähig wird, daß ſie Handelsgeſchäfte betreibt, 
die Angaben anderer Zeugen, des A. B. und der Wittwe S., oder eine minderjährige Ehefrau dadurch, daß ihr Ehemann 
bereits „widerlegt“ unberückſichtigt gelaſſen und die dafür vor⸗ einwilligt, daß ſie Handelsgeſchäfte betreibt. Sie beſagen nur, 
zeſchlagenen Beweiſe als „unzuläſſig“ verworfen werden, wie daß eine Frau, die mit Einwilligung ihres Ehemannes ſolche 
dies in den Urtheilsgründen der Akten geſchehen iſt. Geſchäfte betreibt, Kaufmann iſt, ohne Rückſicht auf die Be⸗ 
C. P. O. § 411 handelt nur von Eideszuſchiebungen; ſchränkungen, welche die Landesgeſetze dem weiblichen Geſchlechte 
einen angebotenen Zeugenbeweis abzulehnen, ſteht aber dem als ſolchem auferlegen. Die Vorſchriften der Landesgeſetze über 
Richter nicht zu, es verletzt den Grundſatz des § 259 der die Wirkungen der Minderjährigkeit und der Vormundſchaft ſind 
C. P. O., wonach der Richter feine Entſcheidung auf das Er- dadurch nicht berührt. Als Minderjährige unter Vormundſchaft 
gebniß der mündlichen Verhandlung und einer etwaigen Beweis- konnte die Kl. aber nach § 42 Nr. 9, 10, 8 46 der Preußiſchen 
aufnahme gründen ſoll. II. C. S. i. S. Dollfuß ⸗Köchlin Vormundſchaftsordnung und nach § 5 des Geſetzes vom 12. Juli 
e. Trantzer vom 12. Februar 1897, Nr. 320/96 II. 13875 nur mit Genehmigung des Vormunds und des Vormund⸗ 

11. Von den polizeilichen Verfügungen, welche, dem Klage- ſchaftsgerichts gewerbsmäßig Handelsgeſchäfte betreiben. Die 
antrag entſprechend, durch die vorigen Urtheile für ungültig Genehmigung ihres Ehemannes iſt rechtlich bedeutungslos, 
erklärt worden ſind, verbot die erſte dem jetzigen Kl., in ſeinen ebenſo die behauptete Genehmigung ihrer Mutter allein, wenn 
Geſchäftzanzeigen den Ausdruck „Zwangsverkauf“ fernerhin zu dieſe nicht befreite Vormünderin im Sinne des § 47 der Vor⸗ 
verwenden, unter Androhung einer eventuell zu erhöhenden mundſchaftsordnung war, was nicht behauptet iſt. Die Nichtig⸗ 
Selöftrafe von 200 Mark für die Nichtbefolgung; die zweite keitsklage könnte darnach nur abgewendet werden, wenn die Kl. 
erklärte dieſe Strafe wegen Zuwiderhandelns für verwirkt und nach eingetretener Großfährigkeit die Prozeßführung genehmigt 
17 5 das Verbot unter Erhöhung der angedrohten Strafe hätte, § 542 Nr. 4 der C. P. O. Dem B. R. iſt darin bei⸗ 
Amar . Der Zuläſſigkeit der Reviſion ſtand die Be. zutreten, daß dafür Geeignetes nicht vorgebracht iſt. Die be⸗ 
1 5 $ 508 der C. P. O. ſchon deshalb nicht entgegen, hauptete ausdrückliche Erklärung zu dem Direktor L. iſt ſo 
Berfigungn 1115 Feſtſtellung der Ungültigkeit der polizeilichen allgemein gehalten, daß ſie eine Beziehung auf den vorliegenden 
Yafpr er 10 einen 5 a nicht erkennen läßt, noch weniger, daß dadurch der 
des 8 509 gr 5 8 ürde auch ſonſt der Ausnahmefa ekl. hat berechtigt werden ſollen. Eine ſtillſchweigende 
priche gegen den 3 Y. Ur „ fein, weil = es der Prozeßführung iſt aber weder darin enthalten, 

emallnngsbehörde 5 ſchen Staat wegen erfügungen einer daß die Vollmacht des Prozeß bevollmächtigten nicht ſofort nach 
u Frage ſtehen, und ſolche Anſprüche auf Beendigung des Prozeſſes widerrufen iſt, noch in der Belaſſung 
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der Generalvollmacht in den Händen des Ehemannes, noch in 
der nicht ſofortigen Erhebung der Nichtigkeitsklage. Alle dieſe 
Thatſachen ſind innerlich unſchlüſſig. Auch daraus, daß die 
Kl. ſich während ihrer Minderjährigkeit als Inhaberin der 
Firma A. F. in das Handelsregiſter hat eintragen laſſen, und, 
wie der Bekl. behauptet, nach eingetretener Großjährigkeit die 
Firma nicht hat löſchen laſſen, ſondern das Geſchäft unter dieſer 
Firma noch jetzt betreibt, läßt ſich eine Genehmigung der Rechts⸗ 
handlungen, die während ihrer Minderjährigkeit von ihr oder 
für ſie von ihrem Generallbevollmächtigten vorgenommen ſind, 
auch nur mit einiger Sicherheit nicht entnehmen. Daß die Kl. 
die Prozeßführung in dem Wechſelprozeſſe gegen ſie nicht ge⸗ 
nehmigt, hat ſie durch die Erhebung der Nichtigkeitsklage kund⸗ 
gegeben. Daraus, daß dieſe Klage nicht ſofort nach eingetretener 
Großjährigkeit erhoben worden iſt, folgt für eine Genehmigung 
um ſo weniger irgend etwas, als nicht erhellt, wann die Kl. 
von dem Prozeß Kenntniß erhalten hat. Die Kl. ſetzt ſich nicht 
einmal mit ſich ſelbſt in Widerſpruch, wenn ſie einzelnen Rechts⸗ 
akten aus der Zeit ihrer Minderjährigkeit durch Genehmigung 
Rechtswirkſamkeit verleiht, wie dies vielleicht für die Eintragung 
in das Handelsregiſter aus der Fortführung der Firma geſchloſſen 
werden konnte, anderen die Genehmigung verſagt. Das kann 
durch ihr eigenes Intereſſe geboten ſein oder ihr als geboten 
erſcheinen. Iſt aber der Nichtigkeitsgrund gegeben, ſo mußte in 
der gemäß § 553 Abſ. 1 der C. P. O. von Neuem zu ver⸗ 
handelnden Hauptſache die Abweiſung der Wechſelklage ohne 
Weiteres um deswillen erfolgen, weil dieſe Klage, ſo wie ſie 
angeſtellt, überhaupt nicht erhoben und verhandelt werden konnte. 
Verfehlt iſt die Ausführung der Reviſion, daß der Anſpruch 
aus der Bereicherung oder auf Schadenserſatz auf Grund des 
§ 7 des Geſetzes vom 12. Juli 1875 und der von dem Bekl. 
auf die Nichtigkeitsklage vorgetragenen Thatſachen an Stelle des 
Wechſelanſpruchs zum Gegenſtand der neuen Verhandlung in 
der Sache ſelbſt habe gemacht werden müſſen. Der Anſpruch 
aus der Bereicherung und auf Schadenserſatz kann nur Gegen⸗ 
ſtand einer neuen Klage ſein. Die Verpflichtung des Bekl. zur 
Rückzahlung der von ihm auf Grund des Urtheils im Wechſel⸗ 
prozeß beigetriebenen 1 522 Mark endlich iſt rechtliche Folge 
der Vernichtung des Wechſelurtheils und der Abweiſung der 
Wechſelklage, wie im Falle des § 563 Abſ. 2 der C. P. O., 
und kann durch Aufrechnung überhaupt nicht, am allerwenigſten 
durch Aufrechnung mit einem Anſpruch beſeitigt werden, der 
ohne die Erſtattung des ohne Rechtsgrund Beigetriebenen nicht 
exiſtirt. Entf. des R. G. Bd. 34 S. 354. Es kann deshalb 
davon abgeſehen werden, daß der Gegenanſpruch überdies völlig 
unſubſtantiirt iſt. I. C. S. i. S. Schleſinger c. Falkenſtein 
vom 10. Februar 1897, Nr. 329/96 I. 

14. Die Kl. war während des Prozeſſes minderjährig und 
bevormundet. Nach § 736 SELL, Tit. 18 des A. L. R. 
und den §§ 61ff., 99 der Vormundſchaftsordnung vom 
5. Juli 1875 hatte ihre Verheirathung weder Großjährigkeit 
und Geſchäftsfähigkeit, noch die Aufhebung der Vormundſchaft 
zur Folge. Die Kl. war nach §§ 50, 51 der C. P. O. 
prozeßunfähig, und konnte im Prozeß nur durch ihren geſetzlichen 
Vertreter handeln, d. h. durch ihren Vormund, nicht durch ihren 
Ehemann. Daran wird dadurch nichts geändert, daß die Kl. 
mit Genehmigung ihres Ehemanns ein Holzgeſchäft betrieben 


hat. Die Art. 6—8 des H. G. B. beſagen nicht, daß eine 
minderjährige Frau dadurch geihäftsfähig wird, daß fie 
Handelsgeſchäfte betreibt, oder eine minderjährige Ghe- 
frau dadurch, daß ihr Ehemann einwilligt, daß fie Handels. 
geſchäfte betreibt. Sie beſagen nur, daß eine Frau, die Handels⸗ 
geſchäfte betreibt, und eine Ehefrau, die mit Einwilligung ihres 
Ehemanns ſolche Geſchäfte betreibt, Kaufmann iſt, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Beſchränkungen, die die Landesgeſetze dem weiblichen 
Geſchlechte als ſolchem auferlegen. Die Vorſchriften der Landes⸗ 
geſetze über die Wirkungen der Minderjährigkeit und der Vor⸗ 
mundſchaft ſind dadurch nicht berührt. Als Minderjährige 
unter Vormundſchaft konnte die Kl. aber nach § 42 Nr. 9, 10, 
§ 46 der Preußiſchen Vormundſchafts ordnung und nach § 5 des 
Geſetzes vom 12. Juli 1875 nur mit Genehmigung des Vor⸗ 
munds und des Vormundſchaftsgerichts gewerbsmäßig Handels⸗ 
geſchäfte betreiben. Die Genehmigung ihres Ehemanns iſt 
rechtlich bedeutungslos, ebenſo die behauptete Genehmigung 
ihrer Mutter allein, wenn dieſe nicht befreite Vormünderin im 
Sinne des § 47 der Vormundſchaftsordnung war, was nicht 
behauptet iſt. Die Nichtigkeitsklage könnte danach nur abge⸗ 
wendet werden, wenn die Kl. nach eingetretener Groß⸗ 
jährigkeit die Prozeßführung genehmigt hätte. § 542 Nr. 4 
der C. P. O. Dem B. R. iſt darin beizutreten, daß dafür 
Geeignetes nicht vorgebracht iſt. I. C. S. i. S. Vorſchußverein 
zu Neumark c. Falkenſtein vom 10. Februar 1897, Nr. 328/96 J. 

15. Die Heranziehung der Zeugenprotokolle zur Ergänzung 


des durch die Reſkripte geführten Beweiſes hält die Reviflon 


nach § 551 Abi. 2 für unzuläſſig, durch ihre Erwähnung 
in den Reſkripten ſeien fie nicht Beſtandtheil der letzteren ge⸗ 
worden. Es kann aber in dem Zuſammenfaſſen der den beiden 
Reſkripten zu Grunde liegenden und darin in Bezug genommenen 
Verhandlungen mit den Reſkripten ſelbſt eine Verletzung von 
Rechtsnormen insbeſondere ein Verſtoß gegen § 543 Nr. 7b 
nicht gefunden werden, ganz abgeſehen davon, daß die Reſtitutions 
kläger ohnehin berechtigt geweſen wären, im Laufe des Verfahrens 
durch Berufung auf die gedachten Verhandlungen einen neuen 
Reſtitutionsgrund geltend zu machen (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 14 S. 332). Auf den durch Vorlegung der Verhandlungen 
über die eidlichen Zeugenausſagen geführten Urkundenbeweis 
ſeine volle Ueberzeugung zu gründen, war der B. R. nach dem 
Prinzip der freien Beweiswürdigung wohl befugt. Nur dann 
iſt die Verwerthung von Zeugenausſagen aus einem anderen 
Verfahren als Beweismittel unzuläffig, wenn die Zeugen noch 
in dem ſchwebenden Verfahren vernommen werden könnten 
(Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 378). V. C. S. i. S. Klinge 
und Gen. c. Erben Mathees vom 10. Februar 1897, Nr. 97/96 V. 
16. Es handelt ſich nicht um eine einfache Arreſtanlegung 
(Art. 557 ff. Code de proc. civ.) und um die Frage der 
Wirkung einer ſolchen gegenüber dem inländiſchen Schuldner, 
ſondern es liegt ein auf den Antrag der Arreſtkl. ergangenes 
Urtheil des Belgiſchen Gerichts vor, welches den angelegten 
Forderungsarreſt für gültig erklärt. Hierdurch iſt nach der 
beſonders in der franzöſiſchen Rechtſprechung und Doktrin 
herrſchend gewordenen Anſicht, die beſchlagnahmte Forderung 
auf die Arreſtkl. übertragen worden, und ſteht in Folge 
dieſer gerichtlichen Delegation dem Drittſchuldner das Recht zu, 


an die Arreſtkl. Zahlung zu leiſten und der Bekl. den Mangel 
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ihrer Legitimation zur Sache wegen Uebergangs der Pachtzins⸗ 
forderung auf deren Gläubiger entgegenzuhalten. Die Vor⸗ 
ſchriften der 99 660, 661 der C. P. O. finden auf das in 
Belgien ergangene Urtheil keine Anwendung, weil es ſich nicht 
um deſſen Vollſtreckung gegen den deutſchen Drittſchuldner 
handelt, vielmehr kommt dieſes von dem zuſtändigen Belgiſchen 
Gerichte gegen die beklagte Belgierin gegebene Urtheil nur hin⸗ 
ſichllich feiner Wirkung gegen die Bekl. in Betracht, inſofern 
hiernach die beſchlagnahmte Forderung der Bekl. nicht mehr 
zuſteht. Sollte auch das Arreſtverfahren bis jetzt gegen den 
Drittſchuldner, welcher nach Art. 570 Code de proc. eiv. 
die Verweiſung vor ſeinen Richter zu verlangen berechtigt iſt, 
nicht vollſtändig durchgeführt worden ſein, ſo iſt doch nicht 
ausgeſchloffen, daß dies noch geſchehe, auch iſt eine blos bedingte, 
an die Abgabe einer die Schuld anerkennenden Erklärung des 
Drittſchuldners geknüpfte Wirkung des transport judiciaire 
nicht anzunehmen. Dem Kl. muß aber um ſo mehr das Recht, 
der Bekl. das gegen ſie ergangene Urtheil des Gerichts zu Mons 
und den dadurch bewirkten Forderungsübergang entgegenzuhalten, 
zugeſtanden werden, als derſelbe, wie das O. L. G. in nicht 
anfechtbarer Weiſe dargelegt hat, in Belgien, wohin er ſeine 
Geſchäfte betreibt und häufig ſeine Möbelwagen ſendet, ohne 
Berückſichtigung einer an die Bekl. geleiſteten Zahlung der Voll⸗ 
ſtrekung unterworfen werden kann. Es erſcheint daher gerecht- 
fertigt, daß die von der Bekl. eingeleitete Zwangsvollſtreckung 
auf ſo lange eingeſtellt wurde, bis die Bekl. dem Kl. die Auf⸗ 
hebung oder ſonſtige Erledigung des Urtheils des Gerichs zu 
Mons vom 28. Oktober 1892 und der darin für gültig er⸗ 
Härten Beſchlagnahme der Pachtzinſen nachgewieſen haben werde. 
II. C. S. i. S. Lefsbre e. Baſer vom 2. Februar 1897, 
Nr. 308/96 II. 

17. Die Landesgeſetzgebung allerdings kann vorſchreiben, 
daß Vorkehrungen zum Schutze des zu Entmündigenden im 
Dege der einſtweiligen Verfügung zu treffen ſeien (E. G. zur 
C. P. O. § 16 Nr. 4) und es mag ſein, daß bezüglich der 
Formen, in welchen dann die Verfügungen zu erlaſſen ſind, die 


C. P. O. maßgebend iſt. (Vergl. die Motive zum VIII. Buch 


5. Abſchnitt der C. P. O. [Entwurf 88 74 1— 767] bei Hahn, 
Materialien Bd. 1 S. 470.) Allein es kann nicht als zu⸗ 
treffend anerkannt werden, daß die vorläufigen Vorkehrungen 
zum Schutze desjenigen, deſſen Entmündigung beantragt iſt, 
ausſchließlich im Wege der einſtweiligen Verfügung zuläffig 
Ind. In der Reichstagskommiſſion zur Berathung des Ent- 
wurfz der C. P. O. iſt bei der Beſprechung der SS h und 1 
dez von der Subkommiſſion ausgearbeiteten, für die ſchließliche 
Geſtaltung des Geſetzes maßgebend gewordenen Entwurfes über 
das Verfahren in Entmündigungsſachen ausdrücklich anerkannt 
worden, daß in das Landesrecht inſoweit nicht eingegriffen 
werden ſolle, als daſſelbe eine „proviſoriſche Kuratel“ geſtatte 
oder vorſchreibe (vergl. die Protokolle der Kommiſſion, 
56 Sitzung, bei Hahn, Materialien Bd. 1 S. 894 ff.), es 
it ſogar, um die rechtzeitige Ergreifung der erforderlichen Maß⸗ 
nahmen der Vormundſchaftsbehörde zu ſichern, eine beſondere 
Beſtimmung — C. P. O. 8 600 — getroffen worden, wonach 
das nit der Entmündigung befaßte Gericht, dafern es dies für 
erforderlich hält, der Vormundſchaftsbehörde zum Zwecke der 
Enheilung der für die Perſon oder das Vermögen des zu Ent⸗ 


mündigenden nöthigen Anordnungen Mittheilung zu machen hat. 
Dabei hat allſeitiges Einverſtändniß darüber beſtanden, daß dem 
Rechte der Vormuudſchaftsbehörde, auch unabhängig von einer 
ſolchen Mittheilung eine proviſoriſche Kuratel einzuleiten, in 
keiner Weiſe vorgegriffen werden ſollte. Nun bezieht ſich aller⸗ 
dings die Beſtimmung in § 600 der C. P. O. nicht mit auf 
die Entmündigung wegen Verſchwendung (C. P. O. $ 621 
Abſ. 3), allein da durch die in § 600 gegebene Vorſchrift nicht 
für die Landesgeſetzgebung das Recht, vorläufige Vorkehrungen 
der Vormundſchaftsbehörde zu geſtatten oder vorzuſchreiben, hat 
ſtatuirt, vielmehr nur die Ausführung der betreffenden landes⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen hat geſichert werden ſollen, ſo iſt aus 
der Nichterwähnung des § 600 im dritten Abſatze des § 621 
nicht zu folgern, daß bei der Entmündigung wegen Verſchwendung 
die Ergreifung proviſoriſcher Maßnahmen, insbeſondere die Ein⸗ 
leitung einer proviſoriſchen Kuratel unſtatthaft ſein ſolle. Vergl. 
Struckmann und Koch, Kommentar zur Civilprozeßordnung, 
VI. Auflage Anm. 2 zu § 621, Daude, das Entmündigungs⸗ 


verfahren, S. 125 ff. unter 4, Motive zu dem Entwurfe eines 


bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich, Bd. IV 
S. 1248 ff., ſiehe auch das Deutſche Bürgerliche Geſetzbuch 
§§ 1906, 6, 114, 107 ff. Hiernach iſt anzunehmen, daß 
diejenigen landesrechtlichen Beſtimmungen, wonach in der Zeit 
während des Schwebens des Entmündigungsverfahrens die Vor⸗ 
mundſchaftsbehörde den zu Entmündigenden unter vorläufige 
Vormundſchaft zu ſtellen berechtigt war, allgemein, auch bei der 
Entmündigung wegen Verſchwendung, aufrecht erhalten worden 
find und dementfprechend (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 7 S. 346 ff., 399 ff. und Bd. 37 S. 128 ff., vergl. 
auch Art. 3 des E. G. zum Deutſchen B. G. B.) der Landes⸗ 
geſetzgebung auch anheimgegeben worden iſt, entſprechende Be⸗ 
ſtimmungen neu einzuführen. Als ausgeſchloſſen muß es aber 
betrachtet werden, daß es im Willen des Geſetzgebers gelegen 
habe, für die Einleitung einer vorläufigen Vormundſchaft den 
Vormundſchaftsbehörden, die in einzelnen Theilen Deutſchlands 
gar keine Gerichte ſind, das für einſtweilige Verfügungen im 
Sinne der §§ 814 ff. der C. P. O. geregelte Verfahren vor⸗ 
zuſchreiben, vielmehr erſcheint es zweifellos, daß das von dieſen 
Behörden zu beobachtende Verfahren ſich lediglich nach dem 
Landesrechte regelt. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen, 
Bd. 9 S. 180 ff. und die angezogenen Motive zum Entwurf 
eines Deutſchen B. G. B. Bd. 4 S. 1249. Ebenſo iſt aber 
beim Mangel einer in dieſer Richtung vorgeſehenen Beſchränkung 
der Landesgeſetzgebung überlaſſen geblieben, zu beſtimmen, welche 
Wirkungen die Einleitung der einſtweiligen Vormundſchaft für 
die rechtliche Stellung des Bevormundeten während des Ent⸗ 
mündigungsverfahrens haben ſolle. VI. C. S. i. S. Wagner 
c. Lüttich vom 28. Januar 1897, Nr. 301/96 VI. 

18. Durch den Pfändungsbeſchluß des Amtsgerichts iſt 
nach § 730 der C. P. O. dem B. verboten, die Urtheilsſumme 
an den Gläubiger zu zahlen, ſich jeder Verfügung über die 
Forderung aus dem Urtheile zu enthalten, insbeſondere auch ſie 
nicht einzuziehen. Wäre dieſer Beſchluß ſchon im Laufe des 
Prozeſſes ergangen, ſo würde er eine materielle Einrede gegen 
die Klage begründen, inſoweit dieſe auch dann noch auf Zahlung 
und nicht auf bloße Feſtſtellung der Schuld oder auf Hinter: 
legung gerichtet blieb. Da aber hier die Pfändung erſt nach 
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der rechtskräftigen Verurtheilung erfolgt ift, fo tft der Schuldner 
— wenn er ſich nicht der Gefahr ausſetzen will, doppelt zahlen 
zu müſſen — auf den ihm durch § 686 der C. P. O. er⸗ 
öffneten Weg gewieſen; die nachträglich entſtandene Einwendung 
gegen den durch das Urtheil zugeſprochenen Anſpruch durch 
Klage geltend zu machen. Es iſt irrig, wenn die Beſchwerde 
unter Berufung auf § 691 der C. P. O. ausführt, es genüge, 
wenn der Schuldner dem Gerichtsvollzieher den Pfändungs⸗ 
und Ueberweiſungsbeſchluß vorlege, um eine Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung zu erzielen. Denn § 691 nennt den hier 
vorliegenden Fall nicht. Namentlich kann ein auf Grund der 
§§ 730, 736 erlaſſener Beſchluß, weil er nicht unmittelbar 
auf Einſtellung der Vollſtreckung oder einer Vollſtreckungs⸗ 
maßregel lautet, nicht zu den gerichtlichen Entſcheidungen ge⸗ 
zählt werden, von denen die Nr. 2 des § 691 ſpricht. Eine 
analoge Ausdehnung des $ 691 auf verwandte Fälle aber iſt, 
wie das R. G. ſchon oft ausgeſprochen hat, nicht angängig. 
(Vergl. zu Vorſtehendem: Entſch. des R. G. Bd. 25. S. 427, 
Bd. 17 S. 292, Bd. 18 S. 392; Gaupp, C. P. O. 2. Auf⸗ 
lage, Bd. 2, zu §S 730 unter IV S. 457; Wilmowski und 
Levy, C. P. O., 7. Auflage, Bd. II, zu § 730 unter 2, 
S. 1056; Planck, Lehrbuch des deutſchen Civilprozeßrechts, 
Bd. II, S. 750, 751.) Auch darin iſt dem Kammergerichte 
lediglich beizutreten, daß eine auf § 688 der C. P. O. ge⸗ 
gründete Anordnung in der Regel vorausſetzt, daß die Klage 
nach § 6866 bereits erhoben iſt, und daß daher in einem Falle, 
wo dieſer Nachweis noch nicht erbracht iſt, die Anordnung da⸗ 
von abhängig gemacht werden muß, daß die Klage zuvor er- 
hoben wird. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 10 S. 314, 
Bd. 33 S. 390.) So hat das Kammergericht den Beſchluß 
formulirt. Dem Schuldner gleichzeitig eine Friſt zu ſetzen, 
innerhalb deren er die Klage erheben müſſe, wie die Beſchwerde 
will, wäre zwecklos und widerſinnig. Denn ehe er nicht die 
Klage erhebt, erlangt der Schuldner überhaupt nicht das, was 
er erlangen will, die Einſtellung der weiteren Zwangsvollſtreckung. 
Daß der Schuldner nicht genau die jetzt vom Kammergerichte 


erlaſſene Anordnung in ſeinem erſten Antrage begehrt hat, iſt 


richtig, kann dem Gläubiger aber nicht zur Beſchwerde ge⸗ 
reichen. Dem Antrage des Schuldners iſt nur mit Beſchränkungen 
ſtattgegeben. Auch liegt es im Ermeſſen des Gerichts, welche 
Anordnungen innerhalb des geſetzlichen Rahmens im Einzelfalle 
zu treffen ſind. I. C. S. i. S. Marien c. Bethge vom 
17. Februar 1897, B. Nr. 17/97 I. 


19. Der Ausführung der Reviſton mußte darin bei⸗ 


getreten werden, daß die Faſſung des B. U. der erhobenen 
Feſtſtellungsklage nicht entſpricht, was zu einer Berich⸗ 
tigung geführt hat. Wenn das O. L. G. in den Urtheils⸗ 
gründen das Zurückgreifen auf den urſprünglichen Klagantrag 
damit rechtfertigt, daß der Sinn deſſelben kein anderer ſei als 
der der fürſorglich geſtellten Berufungsanträge, ſo hat es dem 
erſteren Antrage jedenfalls dadurch eine von den eventuellen 
Berufungsanträgen abweichende Bedeutung gegeben, daß es bei⸗ 
fügt, die hiernach von der Bekl. zu den gewünſchten Zahlungen 
zu gebende Einwilligung jet „als eine nach § 779 der C. P. O. 
vollſtreckbare Feſtſtellung“ anzuſehen. Die Erklärung der 
Einwilligung wäre eine Handlung; die Kl. iſt aber nur be⸗ 
rechtigt, die Feſtſtellung des beſtrittenen Rechtsverhältniſſes, 


nämlich der Wirkſamkeit der von dem früheren Ehemanne der 
Bekl. vorgenommenen Fauſtpfandbeſtellung an den auf den 
Namen der letzteren lautenden Forderungstiteln zu verlangen 
und eine ſolche Feſtſtellung tft nicht nach §S 779 der C. P. O. 
vollſtreckbar. Die Faſſung des Urtheils mußte daher im An⸗ 
ſchluß an die eventuellen Berufungsanträge berichtigt werden, 
was indeſſen auf die Koſtenentſcheidung einen Einfluß nicht 
äußern konnte. II. C. S. i. S. Reiß c. Thurgauiſche Hyp.- 
Bank vom 19. Februar 1897, Nr. 2/97 II. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 

20. Die Frage, ob der Verwalter durch ſein Verhalten 
in den Vertrag vom 9./11. Januar 1893 eingetreten ſei und 
ſich dadurch des Anfechtungsrechts begeben habe, iſt vom 
B. G. richtig entſchieden. Es führt aus, der Verwalter, der 
den Brauereibetrieb fortſetzte, habe es einſtweilen in der Hoff- 
nung eines zweckdienlichen Arrangements und behufs eines un⸗ 
geſtörten Weiterbetriebes der Brauerei bei dem durch die Ver⸗ 
träge geſchaffenen Zuſtand, was den Umtauſch des Bieres be⸗ 
trifft, belaſſen können, ohne daß hierin ein Verzicht auf das 
Anfechtungsrecht zu finden ſei. Von dem im Vertrage dem 
Grafen v. R. zugeſicherten Waarenkredit habe er, wie in that⸗ 
ſächlicher Ausführung näher begründet wird, keinen Gebrauch 
gemacht. Bei dieſer Sachlage kann dahingeſtellt bleiben, ob 
der Konkursverwalter einen von ihm erfüllten Vertrag hinterher 
noch anfechten kann. Wenn in der Einbringung neu gebrauten 
Bieres ſtatt des aus dem Bierlager herausgenommenen alten 
Bieres unter Umſtänden vielleicht, eine Erfüllungshandlung ge 
ſehen werden könnte, ſo war doch hier dieſe Handlung ihrem 
Zwecke nach, da ſie lediglich die Fortſetzung des Brauereibetriebes 
(durch Entnahme abgelagerten und daher verkäuflichen Bieres 
aus dem vorhandenen Vorrath) ermöglichen ſollte, keine ſolche, 
daß daraus auf eine Abſicht, den Vertrag gelten zu laſſen, ge 
ſchloſſen werden konnte. Nicht die vertragsmäßige Einbringung 
neuen Bieres und Unterwerfung deſſelben unter das Pfandrecht, 
ſondern die Befreiung der zum Weiterbetriebe des Geſchäfts er⸗ 
forderlichen Mengen alten Bieres aus dem Pfandrechte ſtand 
im Vordergrunde der Abſicht des Verwalters; die Einbringung 
des neuen Bieres war nur das Mittel zur Erreichung des 
Zweckes, und zwar das einzige, dem Verwalter zu Gebote 
ſtehende Mittel, da die Anfechtungsklage nicht ſchnell genug zum 
Ziele geführt haben würde. Mit dem Verhalten des Verwalters 
in Hinſicht auf den Vertrag erſcheint daher die Anfechtung des⸗ 


ſelben nicht unverträglich, falls er den Vertrag nicht als ver⸗ 


bindlich ausdrücklich anerkannt hat, worüber der ihm auferlegte 
Eid lautet. Als Rechtsſatz ließe ſich höchſtens aufſtellen, daß 
der Verwalter die Anfechtungsklage nicht mehr anſtellen könne, 
wenn er durch ſeine Handlungen gezeigt hat, daß er in den 
Vertrag, den er anficht, eintreten wolle. Dieſe Deutung läßt 
aber nach den vorliegenden Thatſachen das Verhalten des Ver⸗ 
walters, wenn er die vorgedachte Erklärung nicht abgegeben hat, 
nicht zu. VI. C. S. i. S. Kubelka u. Gen. c. Graf Reiſchach 
Konk. vom 8. Februar 1897, Nr. 313/96 VI. 

21. Bei der Frage, ob die in § 3 Nr. 2 des A. G. auf⸗ 
geftellte Vermuthung Platz greife oder durch den Erfüllungs- 
charakter der angefochtenen Rechtshandlung als widerlegt anzu⸗ 
ſehen ſei, kommen nicht blos ſolche reine Erfüllungsgeſchäfte 
in Betracht, ſondern, wie das R. G., insbeſondere der erkennende 
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Senat wiederholt ausgeſprochen hat, (Urtheil vom 9. Mai 1895 
in Sachen Work o. Sinn, Rep. VI 70/1895, Urtheil vom 
5. Januar 1893 in Sachen Möſer c. Preußiſchen Juſtizfiskus, 
Rep. VI. 279/1892) Erfüllungsgeſchäfte überhaupt d. h. f olche 
Geſchäfte, wodurch der Schuldner, um eine ihm obliegende 
Verpflichtung zu tilgen, dem Gläubiger im Einverſtändniſſe mit 
dieſem eine Leiſtung macht, durch welche nach der Abſicht beider 
Theile die beſtehende Verpflichtung getilgt werden ſoll, ſo vor 
allem die Angabe an Zahlungsſtatt (Thl. 1 Tit. 16 8 235 ff. 
des A. L. R.) vorausgeſetzt nur, daß die zu tilgende Ver⸗ 
pflichtung vor Beginn des kritiſchen Jahres (§ 3 Nr. 2 eit.) 
begründet worden iſt. Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. XXVI 
S. 4, Bd. XVII S. 135). VI. C. S. i. S. Tyroff 
e. Götze und Gen. vom 4. Februar 1897, Nr. 306/96 VI. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

22. Die Beſchwerde iſt, was ihre Zuläſſigkeit anlangt, in 
vollem Umfange ſtatthaft, alſo auch, inſofern die Feſtſetzung auf 
einen Betrag verlangt wird, welcher über denjenigen hinausgeht, 
gegen den ſich die Erinnerung des Bekl. richtete. Zwar ſind 
auch für die Beſchwerden auf Grund der 88 4 und 16 des 
Deutſchen G. K. G. die nach § 531 ff. der C. P. O. für 
Beſchwerden geltenden allgemeinen Grundſätze maßgebend (vgl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 6 S. 409, Bd. 14 S. 352) 
und demgemäß iſt eine Abänderung des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes zum Nachtheil des Beſchwerdeführers nicht ſtatthaft. 
Im vorliegenden Fall war aber das Kammergericht als Prozeß⸗ 
gericht durch die Erinnerung des Bekl. mit der Feſtſetzung des 
Streitwerths für die II. J. befaßt worden und hatte dieſen 
Werth nach $ 16 des Deutſchen G. K. G., alſo nach ſeinem 
Ermeſſen unter Beobachtung der 88 9 ff. ebendaſelbſt, ohne an 
die Anträge des Bekl. gebunden zu ſein und mit der Wirkung 
feſtzuſezen, daß feine Feſtſetzung in allen Beziehungen für die 
II. J. galt (vgl. Entſch. a. a. O. Bd. 31 S. 393). Das 


Kammergericht hätte deshalb den Streitwerth auf höher als. 


1600 Mark feſtſetzen dürfen und demnach darf die Beſchwerde 
ſolches Verlangen geltend machen. In der Sache ſelbſt iſt die 
Beſchwerde begründet. I. C. S. i. S. Grünwald c. Grünwald 
vom 20. Februar 1897, B Nr. 14/97 I. 

II. Das Handelsrecht. | 

28. Differenzgeſchäft. Die Beweislaſt dafür, daß im vor- 
liegenden Fall durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Verein⸗ 
barung die effektive Erfüllung ausgeſchloſſen war, trifft den 
Bekl. Die entgegengeſetzte, von der Reviſion vertretene, Auf⸗ 
faſſung ift nicht gerechtfertigt, denn es handelt fi hierbei um 
den Nachweis, daß die Parteien nicht das Geſchaͤft, das ſich 
auß ihren Erklärungen zunächſt ergiebt, ſondern ein anderes 
Geſchäft gewollt haben. Auf dieſem Standpunkt ſteht auch das 
B. U. Begründet erſcheint dagegen der Vorwurf, den die 
Reviſton dem B. G. macht, daß daſſelbe von unrichtigen Grund⸗ 
ſätzen ausgeht, wenn die Behauptungen des Bekl. über ſeine 
Beredungen mit Sch. und über die Kenntniß Sch. von der 
Vemmögenzloſtgkeit des Bekl. für bedeutungslos erklärt werden. 
Da Sch., wie das B. G. ſelbſt annimmt, als ſogenannter 
Schlepper thätig geweſen iſt, alſo als Agent des Kl. dieſem 
den Auftrag des Bekl. übermittelt hat, ſo muß nach den vom 
R. G. wiederholt ausgeſprochenen Grundſätzen Kl. dieſen Auf⸗ 
trag und die in demſelben enthaltene Vertragsofferte in dem 


Sinne gelten laſſen, in welchem fie vom Bekl. an Sch. gerichtet 
war und von letzterem verſtanden wurde. Iſt anzunehmen, 
daß Sch. nach den mit dem Bekl. gepflogenen Unterredungen 
oder nach den ihm bekannten Vermögensumſtänden deſſelben die 
effektive Erfüllung des ſtreitigen Geſchäfts durch den Bekl. für 
ausgeſchloſſen erachtet hat, fo greift der Einwand des Differenz⸗ 
geſchäftes auch dem Kl. gegenüber durch. Hiernach wird die 
Ausſage des in I. J. vernommenen Zeugen Sch. nochmals zu 
würdigen und eventuell, falls das B. G. die gegenwärtig vor⸗ 
liegende Bekundung des Zeugen für zu unbeſtimmt erachtet, um 
aus derſelben ſichere Schlüſſe zu ziehen, zunächſt eine nochmalige 
Vernehmung des Zeugen herbeizuführen ſein. Nicht gerechtfertigt 
erſcheint ferner die Ablehnung des vom Bekl. eventuell an- 
getretenen Eidesbeweiſes. Die unter Eid geſtellte Behauptung 
des Bekl. geht nach dem in der Berufungsinſtanz wieder vor⸗ 
getragenen Thatbeſtand des erſtinſtanzlichen Urtheils dahin, daß 
auch Kl. die Verhältniſſe des Bekl. genau gekannt und deshalb 
im Oktober 1895 einen Auftrag des Bekl. zum Blankoverkauf 
abgelehnt habe; ſie ſteht in Verbindung mit der unmittelbar 
vorhergehenden Behauptung, daß Bekl. ganz mittellos ſei und 
den Offenbarungseid geleiſtet habe. Die Behauptung des Bekl. 
iſt demnach weder unerheblich, noch entbehrt ſie der für die 
Eideszuſchiebung erforderlichen Beſtimmtheit. I. C. S. i. S. 
Knoop c. Schickler vom 10. Februar 1897, Nr. 326/96 I. 
24. Differenzgeſchäft. Nach der Annahme des B. G. iſt 
bei den ihrer äußeren Erſcheinung nach als Käufe und Verkäufe 
von Werthpapieren ſich darſtellenden Geſchäften zwiſchen der Kl. 
und dem Kaufmann K. die aus den Umſtänden erkennbare 
übereinſtimmende Abſicht beider Theile darauf gerichtet geweſen, 
daß effektive Lieferung und Abnahme der Papiere ausgeſchloſſen, 
und Gegenſtand von Forderung und Schuld nur die jedes malige 
Kursdifferenz ſein ſolle. Iſt das richtig, dann ſind die abge⸗ 
ſchloſſenen Geſchäfte reine Differenzgeſchäfte geweſen, aus denen 
klagbare Forderungen nicht entſtanden find. Es ſteht im Ein- 
klang mit wiederholten in ähnlich liegenden Fällen ergangenen 
Entſcheidungen des erkennenden Senats, wenn das B. G. in der 
angegebenen Beziehung für erheblich erachtet hat den Umſtand, 
daß der Kaufmann K. nur einen kleinen Cigarrenhandel betrieb, 
und dies dem Vertreter der Kl., W., bekannt war, ſowie die 
ferneren Thatſachen, daß die Höhe des Umſatzes der gehandelten 
Papiere häufig in einem Monat Hunderttauſende von Mark 
betrug und das Vermögen, in deſſen Beſitz K. nach der Meinung 
des W. ſein mochte, um ein Vielfaches überſtieg, daß der ge. 
ſammte Geſchäftsverkehr ſich in ſolchen Papieren abgewickelt hat, 
die notoriſch beim Börſenſpiel hauptſächlich benutzt werden, und 
daß nicht ein einziges Geſchäft effektiv erfüllt worden iſt. Das 
B. G. hat ferner Gewicht darauf gelegt, daß K. auf Grund 
eines im Auguſt 1893 mit der Kl. abgeſchloſſenen Vergleiches, 
in welchem er die Tilgung ſeines bereits auf 5000 Mark heran- 
gewachſenen Debetſaldos in Monatsraten von 250 Mark ver⸗ 
ſprochen hatte, nur eine einzige Rate geleiſtet und ſich zu weiteren 
Zahlungen außer Stande erklärt, nichtsdeſtoweniger aber den 
Geſchäftsverkehr mit der Kl. in der bisherigen Weiſe fortgeſetzt 
hat. Es erklärt die Folgerung für unabweisbar, daß die ſeit 
Auguft 1893 abgeſchloſſenen Geſchäfte Spielgeſchäfte geweſen 
ſeien, und hält den Rückſchluß für berechtigt, daß dann auch 
die früher abgeſchloſſenen denſelben Charakter gehabt hätten. 
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Auch dagegen find Bedenken nicht zu erheben. Der von der 
Revifion beanſtandete Rückſchluß kann nicht als ein thatſächlich 
ungerechtfertigter und noch weniger als ein rechtlich unzuläſſiger 
angeſehen werden. Mit Unrecht endlich glaubt die Reviſion die 
Schlußfolgerungen des B. G. durch den Hinweis darauf entkräften 
zu können, daß die geſchloſſenen Geſchäfte Prämiengeſchäfte ge⸗ 
weſen ſeien. Die Reviſion meint, dieſe Prämiengeſchäfte könnten 
nicht füglich Differenzgeſchäfte fein, ſei beiſpielsweiſe mit Vor⸗ 
prämie ein Werthpapier in der Erwartung gekauft, daß der 
Kurs am Stichtage geſtiegen ſein werde, dann werde doch für 
den Fall, daß dies eintrete, die Abſicht nicht auf Rücktritt und 
Zahlung der Prämie, ſondern nur darauf gerichtet ſein können, 
daß geliefert werden ſolle. Eben dies aber iſt unzutreffend. Es 
iſt nicht einzuſehen, warum hier nicht die von dem als Käufer 
Auftretenden bezielte Alternative die ſollte ſein können: Rücktritt 
gegen Zahlung der Prämie oder Empfang der Kursdifferenz. 
Und nicht anders iſt der Fall zu beurtheilen, wenn mit Rück⸗ 
prämie verkauft iſt. I. C. S. i. S. Hecht, Walter u. Co. 
c. Kraemer vom 20. Februar 1897, Nr. 350/96 J. 

25. Die Anſicht der Vorinſtanz muß als fehlſam erachtet 
werden, daß es ſich hier um ein Platzgeſchäft handle, und daher 
die Anwendung des Art. 347 des H. G. B. ausgeſchloſſen ſei. 
Begründet iſt dieſe Auffaſſung der B. R. damit, daß die 
Maſchine nach dem Bahnhofe zu Trebnitz, dem Wohnorte des 
Bekl. zu überſenden geweſen, und dort auch die Uebergabe 
erfolgt ſei. Die gedachte Geſetzesbeſtimmung hat nur zur 
Vorausſetzung, daß behufs Erfüllung des Kaufvertrages durch 
die Mitwirkung eines Dritten die Waare aus der Verfügungs⸗ 
gewalt des Verkäufers in die des an einem anderen Orte 
wohnenden Käufers gebracht worden ſei. Vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 33 S. 25. Inſonderheit ändert es 
an dem Begriff der von dem Geſetz vorausgeſetzten Diſtanz⸗ 
ſendung nichts, daß der Verkäufer in dem betreffenden Falle an 
dem Wohnorte des Käufers zu erfüllen hat. (Vergl. Staub, 
Kommentar zum H. G. B. 5. Auflage, § 5 zu Art. 347.) 
Ferner iſt es auch bei einem Maſchinenlieferungsvertrage, wie 
ein ſolcher hier in Frage ſteht, dem Vorliegen eines Diſtanz⸗ 
geſchäfts im Sinne der angezogenen Beſtimmung nicht hinderlich, 
daß der Verkäufer auch die Aufſtellung und Montage der 
Maſchine übernommen hat. Vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 9 S. 219, Bd. 19 S. 1, auch Bolze, Bd. 17 Nr. 470, 
endlich Staub a. a. O. VI. C. S. i. S. A.⸗G. Maſchinen⸗ 
fabrik Kappel c. Jantke vom 11. Februar 1897, Nr. 316/96 VI. 

26. Von den Entſcheidungsgründen des B. R. iſt der 
erſte nicht haltbar. Das O. L. G. macht nämlich hier keines⸗ 
wegs etwa von Art. 354 des H. G. B. Anwendung, indem 
es die Bekl. wegen Zahlungsverzugs der Kl. zum Rücktritt vom 
Vertrage berechtigt erachtet hätte, ſondern verſagt der Kl., ob- 
wohl dieſelbe die erhaltenen Lieferungen bezahlt und damit einen 
etwaigen Zahlungsverzug beſeitigt hatte, dennoch den Anſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Nichtlieferung lediglich deshalb, weil 
die Kl. ſich den Schaden ſelbſt zuzuſchreiben habe, der ihr durch 
Hinausſchieben der Novemberlieferung ſeitens der Bekl. er- 
wachſen ſei. Die Bekl. hat aber die Novemberlieferung gänz- 
lich unterlaſſen und für dieſe Unterlaſſung fehlt es an einer 
Rechtfertigung, da die Vorausſetzungen zum Rücktritt wegen 
Zahlungsverzugs eben nicht feſtgeſtellt ſind. II. C. S. i. S. 


A.⸗Geſ. Delftſche Deſtillerie e. Wünſchermann vom 16. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 331/96 II. 

27. Kl. hatte zunächſt geltend gemacht, daß Bekl. die in 
Rede ſtehenden Geſchäfte mit Dritten gemacht, und günſtigere 
Preiſe erzielt habe, als er ſeinem Kommittenten in Rechnung 
ſtellte, während der Bekl. ſämmtliche Kommiſſionen durch Ein⸗ 
tritt als Selbſtkontrahent ausgeführt haben will. Das B. G. 
hat anerkannt, daß der Bekl. nicht befugt geweſen wäre, ſeinem 
Kommittenten andere als die bedungenen Sätze in Rechnung zu 
ſtellen, wenn er die Geſchäfte für deſſen Rechnung mit Dritten 
abgeſchloſſen hätte; es iſt jedoch zu dem Ergebniß gelangt, daß 
der Beweis der letzteren Behauptung nicht geführt ſei. Kl. hat 
hierüber zwar dem Bekl. noch den Eid zugeſchoben, die Eides⸗ 
zuſchiebung iſt indeß für unzuläſſig erachtet worden. Dies iſt 
nicht zu beanſtanden. Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz 
hat Bekl. bei ſeinen Anzeigen über die Ausführung der Aufträge 
niemals eine andere Perſon als Käufer oder Verkäufer namhaft 
gemacht und aus feinen Büchern geht hervor, daß er die meiſten 
der in Rede ſtehenden Geſchäfte in ſich abgeſchloſſen haben muß 
und nur verhältnißmäßig wenige für Rechnung ſeines Kom⸗ 
mittenten anderweitig abgeſchloſſen haben kann. Irgend welche 
Anhaltspunkte, daß Bekl. in dieſen letzteren Fällen die ihm er⸗ 
theilten Kommiſſionen durch Abſchlüſſe mit Dritten ausgeführt 
habe, ſind jedoch nicht erſichtlich, auch ſind thatſächliche Be⸗ 
hauptungen, aus denen ſolches geſchloſſen werden könnte, von 
der Kl. nicht aufgeſtellt worden. Unter dieſen Umſtänden kann 
durch jene Eideszuſchiebung die Erklärung des Bekl., daß er 
alle Geſchäfte in ſich abgeſchloſſen habe, nicht widerlegt werden, 
da in den Fällen, in denen dem Kommiſſionär der Selbſteintritt 
nach Art. 376 des H. G. B. freiſteht, der Abſchluß gleich⸗ 
artiger Geſchäfte noch nicht die Folgerung bedingt, daß die er⸗ 
theilten Kommiſſionen durch dieſe Abſchlüſſe ausgeführt, letztere 
alſo nicht zur eigenen Deckung gemacht worden ſeien. Sodann 
hatte Kl. behauptet, daß der Bekl. wenn er als Selbſtkontrahent 


eingetreten ſei, jedenfalls ungünſtigere Sätze in Rechnung geſtellt 


habe, als die Börſen⸗ oder Marktpreiſe betrugen. Auch dieſer 
Begründung der Klage iſt indeß zutreffend der Erfolg verſagt 
worden. Der in Art. 376 des H. G. B. erwähnte Börſen⸗ 
oder Marktpreis kommt bei Geſchäften der vorliegenden Art nur 
für die Werthpapiere in Betracht, welche den Gegenſtand der 
Kommiſſion bilden, während Report und Deport Unkoſten dar⸗ 
ſtellen, zu deren Berechnung der Kommiſſionär im Falle des 
Selbſteintritts nach Art. 376 Abſ. 2 berechtigt iſt. Wie in 
dem angefochtenen Urtheil ausgeführt iſt, werden die Report⸗ 
und Deportſätze an der Berliner Börſe zwar allmonatlich er- 
mittelt, indeß haben dieſe Feſtſtellungen keinen amtlichen Cha⸗ 
rakter und ſind nicht ſchlechthin maßgebend; die Höhe der zum 
Anſatz zu bringenden Prolongationsgebühren unterliegt vielmehr 
der Vereinbarung. Bei einer Meinungssverſchiedenheit über die 
Höhe der Gebühr kann daher nur in Frage kommen, ob die 
geforderte Gebühr angemeſſen ſei, während eine Vereinbarung, 
falls dieſe nicht etwa angefochten werden kann, maßgebend iſt. 
I. C. S. i. S. Pollak jun. Konk. c. Landsberger vom 3. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 318/96 J. 

28. Die Entſcheidung des B. R. geht ſachlich dahin, daß 
das Portugieſiſche Recht, als das in Fayal, dem Orte, wo Schiff 
und Ladung ſich trennten, geltende Recht maßgebend ſei. Dem 
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ift beizuſtimmen. Dem B. G. ift zunächſt darin beizutreten, 
daß aus der zu den Akten überreichten Charter eine Verein⸗ 
barung auf ein beſtimmtes Recht ſich nicht entnehmen läßt. 
Die Nationalität der Kontrahenten und der Gebrauch der eng⸗ 
lichen Sprache find unter den obwaltenden Umſtänden ohne 
Bedeutung und auch aus der Klauſel, daß die Beſtimmungen 
des Konnoſſements⸗Formulars der Newyorker Waarenbörſe maß⸗ 
gebend fein ſollten, läßt ſich nichts herleiten, da in jenem For⸗ 
mular (abgedruckt bei Carver: carriage of goods by sea 
S. 749) nichts über die Frage, wie es verhalten werden ſoll, 
wenn die Reiſe nicht vollendet werden kann, enthalten iſt. 
Ferner ſind die Thatſachen, daß der Frachtvertrag in Newyork 
geſchloſſen wurde und daß das gecharterte Schiff ein deutſches 
war, ohne Bedeutung, da nichts darauf hinweiſt, daß das Recht 
des Vertragsorts oder das Recht der Flagge als maßgebend be⸗ 
trachtet ſei. Es bleiben dann nur die Thatſachen, daß das 
Schiff für Southampton gechartert war und daß die Reiſe in 
Fayal endete. Gegen die Anſicht des L. G. muß dem B. G. 
darin zugeſtimmt werden, daß das Recht des Beſtimmungsorts 
im vorliegenden Fall nicht entſcheidend iſt. Es iſt gewiß zu⸗ 
zugeben, daß dieſer Ort der „Erfüllungsort“ für den Fracht⸗ 
vertrag im Ganzen iſt, und daß dort ein Gerichtsſtand für 
die Klage auf Erfüllung des Vertrags begründet wäre. Damit 
iſt jedoch nicht geſagt, daß ſich auch nach dieſem Rechte ent⸗ 
ſcheidet, ob die Ladung, wenn ſie wegen eines zufälligen Ereig⸗ 
niſſes vorher vom Schiff getrennt werden muß, frachtfrei heraus- 
zugeben iſt. Man könnte hierfür geltend machen, daß der 
Frachtvertrag, wenn er auf ein beſtimmtes Ziel lautet und das 
Recht dieſes Ortes keine Diſtanzfracht kennt, ſo ausgelegt werden 
müßte, daß dem Verfrachter Fracht nur für den Fall zugeſagt 
ſei, daß er die Ladung an das Ziel bringe. Solche Auslegung 
würde jedoch nur zuläſſig ſein, wenn man eine beſtimmte Ver⸗ 
einbarung des Inhalts, daß ſogenannte Diſtanzfracht nicht ge⸗ 
zahlt werden ſolle, annehmen könnte; nicht dagegen iſt eine 
gleiche Auslegung noch ſtatthaft, wenn weiter nichts vorliegt, 
als eine Vereinbarung über das Ziel der Reiſe, zu der die 
Entſcheidung über das für den Fall einer vorzeitigen Trennung 
von Schiff und Ladung örtlich anzuwendende Recht, welches 
den Parteien unbekannt iſt, ergänzend hinzutreten muß. Aber 
auch die andere von der Reviſion geltend gemachte Erwägung, 
daß in dem Gerichtsſtand des Erfüllungsorts Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung eingeklagt werden könnte, führt nicht 
dahin, daß es ſich nach dem Rechte dieſes Orts ſtets entſcheidet, 
was an Fracht zu zahlen ſei. Denn wenn ein Zufall es iſt, 
welcher die Beendigung der Reiſe verhindert, ſo kommt einer⸗ 
ſeis ein von dem Schiffer oder dem Rheder zu vertretendes 
Verſchulden nicht in Frage und andererſeits iſt die Noth⸗ 
wendigkeit gegeben, das Verhältniß zwiſchen Verfrachter und 
Befrachter zu löſen. Daß dies am zweckmäßigſten unter An⸗ 
wendung des am Orte der Löſung geltenden Rechts geſchieht, 
iſt außer Zweifel, denn wenn der Schiffer die Ladung nicht 
frachtfrei herausgeben will, jo muß der Ladungsempfänger 
lagen und der Richter des Orts entſcheiden; dieſer aber findet 
die ſicherſte Grundlage in ſeinem heimiſchen Recht. Dies iſt 
aber auch aus rechtlichen Erwägungen das maßgebende. In 
einem Falle kann gar kein anderes Recht in Frage kommen, 
nämlich dann, wenn die Chartepartie auf einen Orderhafen 


lautet und die Nothwendigkeit der Trennung eintritt, bevor der 
Orderhafen erreicht und bevor die Order gegeben iſt. Das 
nämliche muß aber in allen Fällen gelten, in denen höhere 
Gewalt der Reiſe ein Ziel ſetzt. Ein ſolcher Zufall iſt kein 
Ereigniß, welches den Frachtvertrag im übrigen beſtehen ließe, 
ſondern hat die Folge, daß er deſſen Beendigung herbeiführte. 
So iſt es im Deutſchen H. G. B. Art. 632 beſtimmt; daſſelbe 
iſt aber auch für den Geltungsbereich des Portugieſiſchen H. G. B. 
vom 28. Juni 1888 aus deſſen Art. 547, 548 zu entnehmen 
und gilt endlich auch im Engliſchen Recht (vergl. Craver a. a. O. 
Nr. 74, S. 84; Maclachlan, treatise on the law of merchant 
shipping, 3. Aufl., S. 534; Abbot, merchant ships and 
seamen, 13. Aufl., S. 458). Allerdings bleibt der Schiffer 
nach Deutſchem Recht (Art. 634 des H. G. B.) und Portu- 
gieſiſchem Recht (Art. 513 des erwähnten Portugieſiſchen H. G. B.) 
verpflichtet, ſich der Ladung anzunehmen und ſie unter Um⸗ 
ſtänden durch ein anderes Schiff nach dem Beſtimmungshafen 
befördern zu laſſen, während ihm letzteres nach Engliſchem Recht 
jedenfalls freiſteht (vergl. Carver Nr. 304, S. 305; Maclachlan 
S. 428 und S. 502; Abbot S. 411). Hierdurch handelt 
indeß der Schiffer auf Grund der ihm ſelbſt gegenüber dem 
Befrachter und Ladungsempfänger obliegenden Pflichten, nicht 
in Ausführung des Frachtvertrags. Der letztere iſt gelöſt und 
zu ſeiner Erfüllung iſt nur noch die Ladung auszuliefern. Dies 
geſchieht im Nothhafen, fo daß dort der Frachtovertrag erfüllt 
wird. I. C. S. i. S. Schilling u. Brüning c. Agrippina vom 
23. Januar 1897, Nr. 302/96 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Geſetz betreffend Schutz der Waarenbezeich— 
nungen. 

29. Der B. R. hat die Löſchung des Muſters der Bekl. 
auf Grund des § 6 Abſ. 1 und des § 6 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 1. Juni 1891 ausgeſprochen. Nach beiden Richtungen 
geht das Urtheil fehl. Die nach § 2 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
1. Juni 1891 entſcheidende Anmeldung des Kl. giebt als die 
neue Geſtaltung und Vorrichlung des Umlegekragens den Er- 
ſatz der Priſe durch zwei getrennte Laſchen an den 
Enden des Krageus an. Nur dieſe Laſchen find der 
weſentliche Inhalt der für den Kl. erfolgten Ein- 
tragung und dieſer weſentliche Inhalt fehlt dem Muſter der 
Bekl. Auf § 4 Abſ. 3, § 6 Abſ. 2 des Geſetzes kann deshalb 
der Anſpruch auf Löſchung nicht gegründet werden. Das Knopf⸗ 
loch, daß ſich im Modell des Kl. befindet, iſt nicht geſchützt. 
Der Bekl. iſt nach Anmeldung und Eintragung das hintere 
Knopfloch im Klapp des Kragens geſchützt. Der B. R. führt 
aus, dieſes Knopfloch ſei nicht neu, weil es ſich auch bei dem 
Modell des Kl. finde. Das entſcheidet aber nicht. Denn der 
Kragen des Kl. iſt ein Stehkragen, mit dem Ausſehen eines 
Klappkragens, bei dem die Anordnung des hinteren Knopfloches 
ſich ſo von ſelbſt ergab, daß Anmeldung und Beſchreibung es 
nicht als Beſtandtheil der Eintragung angeben. Der Kragen 
der Bekl. iſt ein Klappkragen, der ſich von den nach den 
vorgelegten Modellen bisher üblichen Klappkragen gerade dadurch 
unterſcheidet, daß das hintere Knopfloch nicht in der Priſe, 
ſondern in dem Klapp des Kragens vorgeſehen iſt. Dies iſt 
durch die Verſchmälerung der bekannten Priſe nothwendig ge⸗ 
worden und bei Klappkragen unſtreitig eine neue Anordnung. 
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I. C. S. i. S. Werner, Brandes & Co. C. Thalemann vom 
30. Januar 1897, Nr. 317/96 J. 

30. Die Inſtanzrichter haben die Klage abgewieſen, weil 
die beiden Zeichen ſo verſchieden ſeien, daß die Gefahr einer 
Verwechſelung im Verkehr ausgeſchloſſen ſei. Die Rüge der 
Reviſion, es ſei dabei von einer falſchen Betrachtungsweiſe aus⸗ 
gegangen und der weſentliche Unterſchied des § 20 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1894 gegenüber dem § 18 des Geſetzes vom 
30. November 1874 nicht beachtet, kann nicht für begründet 
erachtet werden. Cs handelt ſich um zwei Thierbilder, die nach 
der Feſtſtellung im Geſammtbilde und in den Einzelheiten ſo 
verſchieden ſind, daß die Abweichungen ohne die geringſte Auf⸗ 
merkſamkeit zu erkennen find. Es iſt richtig erwogen, daß es 
auf den Konſumenten ankommt, der nicht gleichzeitig beide 
Zeichen vor Augen hat, auch nicht außer Acht gelaſſen, daß es 
ſich um Exportwaare handelt. Gleichwohl gelangen die Richter 
beider Inſtanzen zu dem Ergebniß, daß jede Gefahr einer Ver⸗ 
wechſelung im Verkehr ausgeſchloſſen ſei, und zwar auch bei 
Berückſichtigung der Art, wie die Zeichen auf den 
Geräthſchaften ſelbſt, denen ſie dienen, angebracht 
ſind. Bei dieſer Sachlage iſt nicht erfindlich, wie das Geſetz 
verletzt ſein ſoll. I. C. S. i. S. Ralph Martindale & Co. 
lim. c. Schürhoff vom 17. Februar 1897, Nr. 344/96 J. 

Zum Patentgeſetz. 

31. Das B. U. ſtützt ſeine Annahme, daß der Kl. mit 
dem Vertriebe von Gasglühlichtkörpern die Patente 39 162 
und 41945 verletzt habe, auf chemiſche Analyſe folder Strümpfe, 
von denen es für glaubhaft gemacht angeſehen iſt, daß ſie von 
dem Kl. gewerblich vertrieben ſeien. Dieſe Annahme entbehrt 
der erforderlichen Begründung. Die gedruckten Berichte des 
Geheimen Hofraths Profeſſor Dr. Freſenius vom 22. Juli 1895, 
5. Auguſt 1895 und des Dr. Jeſerich zu Berlin liegen vor, 
und ſind in der mündlichen Verhandlung vor dem R. G. zum 
Vortrage gebracht. Nach denſelben hat ſich in den unterſuchten 
Strümpfen Thorerde und Ceroxyd vorgefunden, die Verhältniß⸗ 
zahlen auf 100 reduzirt und abgerundet 

nach dem einen Bericht: nach dem andern: 


97,15 Thorerde 98,21 
0,57 Ceroxyd 0,84 
0,38 Neodymoxyd 0,36 
1,39 Bttererde — 
Spur Zirkonerde — 
0,44 Kalk 0,44 
0,07 Magneſia 0,15 
100,00 100,00 


Das Patent 39162 ſpricht nun zwar von Zirkon, Magneſia, 
Yttererde, Cer und Neodym, aber gar nicht von Thor, und die 
Verhältnißzahlen der in dem Patente genannten Erden weichen, 
ſoweit ſich ſolche in der Patentſchrift wiederfinden, von den 
durch die Analyſe konſtatirten ganz erſtaunlich ab. In dem 
Patent 41945 iſt nun zwar auch Thoroxyd genannt, aber, 
ſoweit einer Vermiſchung deſſelben mit Zirkonoxyd, Yttriumoxyd 
oder Magneſia gedacht iſt, um weißes Licht herzuſtellen, weichen 
wiederum die Verhältnißzahlen von denen der Analyfe gänzlich 
ab. Und ſoweit einer Beimiſchung von Cer gedacht iſt, wird 
deſſelben gedacht, um gelbes Licht herzuſtellen. Nach den Be⸗ 
richten des Geheimen Hofraths Profeſſor Dr. Freſenius wird 


aber durch die von dieſem unterſuchten Strümpfe weißes Licht 
hervorgebracht. Nach dem Aufdruck auf den vorliegenden Patent⸗ 
ſchriften iſt das Patent 39 162 angemeldet am 22. September 
1885, die Patentſchrift ausgegeben am 15. April 1887; das 
Patent 41 945 angemeldet am 28. April 1886, die Patent⸗ 
ſchrift ausgegeben am 17. Dezember 1887. Es iſt eine all⸗ 
gemeine bekannte Thatſache, daß die epochemachende Erſcheinung 
des Auer'ſchen Gasglühlichts ſpäteren Datums iſt. Der Kl. 
hat ſich in den Verhandlungen auf einen Proſpekt der Bekl. vom 
20. Oktober 1893 bezogen, welcher in der bei den Akten be⸗ 
findlichen Beilage zu Nr. 543 der Neuen Preußiſchen Zeitung 
abgedruckt iſt. In dieſem Proſpekt iſt der Satz zu leſen: 
„Im Auftrage der Kommanditgeſellſchaft Soenderup & Co. hat 
nunmehr die Kommanditgeſellſchaft Selten & Co. die Aus⸗ 
nutzung vorgenommen, und Anfangs wenig nennenswerthe 
Reſultate erzielt. Im Jahre 1892, nachdem Herr Dr. Auer 
von Welsbach inzwiſchen ein neues Material erfunden hatte, 
wurde zwiſchen ihm und der Kommanditgeſellſchaft Soenderup 
& Co. am 8./9. April 1892 und 15. Oktober 1892 ein neuer 
Lieferungsvertrag abgeſchloſſen im Anſchluß an den früheren 
grundlegenden Vertrag vom 25. Februar 1886 und für die 
Dauer deſſelben. Für die Art der Zubereitung der Komponenten 
des neuen Materials iſt ein Zuſatzpatent nicht nachgeſucht, 
dieſelbe iſt vielmehr Fabrikationsgeheimniß ...“ Es iſt nicht 
glaublich, daß wenn ſich das B. G. dieſe in den Urtheils⸗ 
gründen nicht gewürdigten Thatſachen bei ſeinem Spruch nicht 
vergegenwärtigt hätte, daſſelbe angenommen haben würde, daß 
eine Aburtheilung der ſchwierigen Frage, ob die Bekl. oder 


vielmehr deren Hintermänner, der Dr. Auer von Welsbach und 


die Oeſterreichiſche Gasglühlichtaktiengeſellſchaft, ſeit dem Jahre 
1892 ſelbſt noch nach den Patenten 39 162 und 41 945 arbeiten, 
und ob ſich die von Dr. Freſenius und Dr. Jeſerich unterſuchten 
Strümpfe ohne weitere, inzwiſchen offenbarte Kenntniſſe lediglich 
auf Grund jener Patente darſtellen ließen, ob mit einem Worte 
eine Patentverletzung des Kl. vorliege, mit dem Materiale, 
welches dem Königlichen Oberlandesgericht vorgelegt iſt, auch 
nur bis zu dem Grade einer Glaubhaftmachung beantworten 
ließ. Die ſieben Zeilen (3—9 von unten) Blatt 180 b act. 
genügen in keinem Falle, um dieſe Frage, eine der ſchwierigſten 
patentrechtlichen Fragen, welche in der bisherigen Spruchpraxis 
den Deutſchen Gerichten zur Beantwortung geſtellt iſt, zu löſen. 


I. C. S. i. S. Gautzſch 6. Deutſche Gasglühlichtgeſellſchaft vom 


13. Februar 1897, Nr. 331/96 J. 

IV. Das Gemeine Recht. 

32. Es iſt ſachgemäß, die Zuläſſigkeit einer polizeilichen 
Verfügung zunächſt nach dem Wortlaute derſelben zu be⸗ 
urtheilen, weil nie Sicherheit dafür vorliegt, daß die Polizei 
dieſem keine Folge geben werde; vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen, Bd. 9 S. 205 ff. Nun iſt es aber — ganz ab⸗ 
geſehen von der Frage, ob hier nicht auch der § 1 des Reichs⸗ 
preßgeſetzes vom 7. Mai 1874 einſchlagen würde, nach welchem 
die Freiheit der Preſſe nur denjenigen Beſchränkungen unter⸗ 
liegt, die durch das genannte Geſetz ſelbſt vorgeſchrieben oder 
zugelaſſen ſind — nach gemeinem Rechte ein unſtatthafter Ein⸗ 
griff in die Freiheit des Einzelnen, wenn die Polizei demſelben 
Vorſchriften zu ertheilen unternimmt, welche Wörter er in ſeinen 
öffentlichen Anzeigen ſolle gebrauchen oder nicht gebrauchen 
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dürfen. Allerdings hat die Polizei die Befugniß, ſo weit in 
die individuelle Handlungsfreiheit, auch durch Strafandrohungen, 
einzugreifen, wie es erforderlich iſt, um den Einzelneu von 
einem gemeingefährlichen Handeln zurückzuhalten; vergl. Entſch. 


des R. G. in Civilſachen, Bd. 9 S. 205; aber es iſt auch 


von vornherein unmöglich, die Benutzung eines Wortes wie 
„Zwangsverkauf“ in Geſchäftsanzeigen für gemeingefährlich zu 
erklären. Für Hamburg iſt in dem hier fraglichen Punkte 
weder durch eine partikuläre Rechtsnorm, als welche hier über⸗ 
haupt nur die ſchon erwähnte Verordnung von 1826 in Be⸗ 
trucht kommen könnte, etwas Abweichendes beſtimmt, noch hat 
das B. G. feſtgeſtellt, daß dies der Fall ſei. VI. C. S. i. S. 
Hamburger Polizeibehörde c. Jacobſohn vom 25. Januar 1897, 
Nr. 289/96 VI. 

33. Es iſt richtig, daß ſchon wegen bloßen Dictum's auch 
ohne Hinzutritt des dolus das volle Intereſſe gefordert werden 
kann (Urtheile des R. G. in Seuffert's Archiv Bd. 40 Nr. 102 
und in Juriſtiſcher Wochenſchrift von 1896 S. 323 Ziffer 23). 
Allein dabei iſt auch zu beachten, daß die Zuſicherung betreffs 
der Leiſtungsfähigkeit der Mühle uur bei den mündlichen Vor⸗ 
verhandlungen erfolgt und nicht ein Beſtandtheil des notariellen 
Kaufvertrags geworden iſt. Es iſt daher in Ermangelung von 
Umſtänden, welche einen entgegengeſetzten Willen der Paciscenten 
erkennen laſſen, anzunehmen, daß die blos mündliche Abrede als 
Vertragsbeſtandtheil aufgegeben worden iſt (Bolze, Praxis des 
R. G. in Civilſachen Bd. 1 Nr. 705, Bd. 6 Nr. 333, Bd. 18 
Nr. 244). III. C. S. i. S. Seemann c. Lüpke vom 5. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 265/96 III. 

34. Das B. U. läßt dahingeſtellt, ob eine Bevollmächtigung 
der Annahmeſtelle in Ahlden zur Annahme derartiger Zahlungen 
Seitens des Vorſtandes der Kl. nach deren Statuten zuläſſig 
geweſen jet, indem daſſelbe eine ſtillſchweigende Bevollmächtigung 
als nicht vorliegend anſieht und bezüglich eines ausdrücklichen 
Auftrags (zur Annahme aller oder ſpeziell der beklagtiſchen 
Zahlungen) eine nähere thatſächliche Angabe vermißt. Es kann 
indeſſen in dieſer Hinſicht dem B. U. nicht beigetreten werden. 
Denn es iſt betreffs der ſtillſchweigenden Bevollmächtigung durch 
coneludente Handlungen nicht bloß ein Wiſſen und ein Dulden 
der Empfangnahme von Zahlungen Seitens des klägeriſchen 
Vorſtandez behauptet, ſondern es iſt weiter behauptet, daß 
letzterer der Annahmeſtelle in Ahlden Liſten der in Betracht 
kommenden Schuldner und Quittungsformulare bezüglich der 
Darlehnszinſen überſendet, ſowie dem Verwalter der Annahme⸗ 
ſtelle in Ahlden bezüglich der von demſelben vereinnahmten 
Darlehnszinſen einen beſtimmten Prozentſatz zugewendet habe. 
Ebenſowenig kann bezüglich des behaupteten ausdrücklichen Auf- 
trags eine nähere Angabe der Zeit für erforderlich erachtet 
werden. III. C. S. i. S. Rotermund c. Spar-, Leih⸗ und 
Vorſchußkaſſe zu Rethem vom 12. Februar 1897, Nr. 307/96 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

35. Für die Behauptung, daß die Natur der Sache es 
mit ſich bringe, die Abſicht der Parteien zu unterſtellen, daß bei 
theilweiſer Nichterfüllung nur ein verhältnißmäßiger Abzug ge⸗ 


wacht werden dürfe, nimmt die Reviſion auf die Vorſchrift des 


9 166 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. Bezug. Dieſe Geſetzesſtelle 
hat aber Verträge über Handlungen zum Gegenſtande, bei deren 
Abſchließung die geſetzlich erforderliche schriftliche Form nicht 


beobachtet iſt. Im gegenwärtigen Falle dagegen handelt es ſich 
um ein ganz anders geartetes Rechtsverhältniß, nämlich um eine 
in gehöriger Form ertheilte und angenommene Anweiſung und 
die daraus entſpringende Zahlungsverpflichtung des Bekl. gegen. 
über dem Kl. als Aſſignatar. Bei dieſer Rechtslage kann aus 
§ 166 J. c. ein Argument für die Abſicht der Parteien nicht 
entnommen werden. Aber auch ſonſt bietet die Natur des 
Rechtsverhältniſſes, welches zwiſchen den Parteien beſtanden hat, 
keinen Anhalt dafür, denſelben die von der Reviſion behauptete 
Abſicht unterzulegen. IV. C. S. i. S. Lindau c. Stecker vom 
8. Februar 1897, Nr. 382/96 IV. 

36. Die Annahme des B. R., die Parteien ſeien ſchon im 
Laufe der I. J. darüber einig geworden, daß der Vertrag vom 
28. Juni 1893 aufgehoben ſein ſolle, und es ſei dem Prozeß⸗ 
richter als alleiniger Streitſtoff die Weigerung der Kl., die als 
Anzahlung empfangenen 3000 Mark dem Bekl. zurückzuzahlen, 
unterbreitet worden, beruht auf rechtsirrthümlicher Beurtheilung 
der feſtgeſtellten Thatſachen. Die Kl. haben gemäß 88 179, 
174 und 156 ff. des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 dem Bekl. gegen. 
über, welcher durch den — von beiden Seiten theilweiſe er⸗ 
füllten — Vertrag vom 28. Juni 1893 rechtswirkſam verpflichtet 
iſt (vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 4 S. 214, Bd. 12 
S. 163 und Striethorſt Archiv Bd. 34 S. 161) das Recht, 
von dem Vertrage unter Zurückerſtattung des Empfangenen 
zurückzutreten, oder den Bekl. zur Erfüllung des Vertrages 
anzuhalten. Sie haben ſich nicht für den Rücktritt entſchieden 
(offenbar wegen der mit einem ſolchen nach § 163 des A. L. R. 
Thl. J Tit. 5 für fie verknüpften Nachtheile), ſondern haben auf 
Erfüllung geklagt und nur dem Bekl. anheimgeſtellt, ſtatt der 
Erfüllung unter Auflöſung des Vertrages das Grundſtück nebſt 
Inventar und den ſeit dem Beſitzerwerbe gezogenen Früchten, 
alſo gleich einem unrechtfertigen Beſitzer zurückzugeben. Bekl. 
hat dieſe zweite Alternative nicht angenommen, ſondern ſich zur 
Rückgewähr nur dann erboten, wenn er die gezogenen Früchte 
behalten, wenn ihm alſo die Rechte eines redlichen Beſitzers 
zugeſtanden würden. Letzteres haben wiederum die Kl. abgelehnt. 
Es iſt danach im Laufe der I. J. eine Einigung der Parteien 
über die Vertragsaufhebung gemäß § 84 des A. L. R. Thl. J 
Tit. 5 nicht erfolgt. Da Bekl. ein ſonſtiges Recht zum Rück⸗ 
tritte vom Vertrage nicht nachgewieſen hat, hätte der B. R. — 
wie die Reviſion zutreffend ausführt — über die erſte auf 
Vertragserfüllung gerichtete Alternative des Klageantrages er⸗ 
kennen müſſen, falls er der zweiten Alternative (durch Zurück⸗ 
weiſung der Berufung) nicht ſtattgeben zu können glaubte, oder 
falls ſich nicht in II. J. die Sachlage verändert hatte. Als 
eine erhebliche Aenderung kann der Umſtand, daß die Kl. im 
Laufe der II. J. im Wege der zwangsweiſen Vollſtreckung dez 
erſten, den Bekl. zur Rückgewähr mit den Pflichten eines 
unrechtfertigen Beſitzers verurtheilenden Erkenntniſſes in den 
Beſitz des Grundſtücks nebſt Inventar gelangt ſind, nicht gelten. 
Denn da durch das B. U. dem Bekl. die Rechte eines redlichen 


Beſitzers eingeräumt ſind, haben Kl. nicht das erhalten, womtt 


ſich Bekl. nach der zweiten Alternative des Klageantrages von 
der Erfüllung des Vertrages befreien durfte, und konnten ſonach 
erwarten, daß der erſten Alternative ihres Antrages entſprochen 


werde. Erheblich wäre es dagegen, wenn Parteien in II. J. 


dem Richter gegenüber erklärt hätten, daß fie darüber einig 
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ſeien, daß der Vertrag vom 28. Juni 1893 als aufgehoben 
gelten ſolle. Nun findet ſich freilich am Schluſſe der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe des B. U. die Bemerkung, es ſei eine ſolche 
Einigkeit der beiden Parteien vorhanden; allein es erhellt nicht, 
worauf dieſe Annahme gegründet iſt, und es erſcheint nicht 
ausgeſchloſſen, daß der B. R. auch hier die Erklärungen der 
Parteien in I. J. meint, welche wie oben gezeigt — im Sinne 
einer ſolchen Einigung nicht verſtanden werden können. Es 
bedarf der Aufklärung darüber, und war daher das B. U. auf⸗ 
zuheben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
Entſcheidung an das B. G. zurückzuverweiſen. V. C. S. i. S. 
Bolka c. Alwin vom 17. Februar 1897, Nr. 279/96 V. 

37. Was die Frage nach dem Verſchulden betrifft, ſo iſt 
mit der Reviſion davon auszugehen, daß ein Kontrahent, der 
poſitive Verſicherungen abgiebt, von denen er annehmen muß, 
daß ſie auf die Entſchließungen des anderen Theils bei Abſchluß 
des Geſchäftes von Einfluß ſein werden, gegen die Grundjäße 
von Treu und Glauben verſtößt, wenn er ſich über die Richtigkeit 
ſeiner Angaben nicht Gewißheit verſchafft oder wenigſtens kund⸗ 
gegeben hat, daß er ſelbſt darüber keine ſichere Kenntniß habe. 
Dies wird auch vom B. R. nicht verkannt. Aber die Bekl. iſt, wie 
der B. R. feſtſtellt, dieſer ihrer rechtsgeſchäftlichen Pflicht nach⸗ 
gekommen, indem ſie den Notar A., einen Sachverſtändigen, 
beauftragte, das Grundbuch einzuſehen, und ihr ſo Aufklärung 
über die Hypothekenverhältniſſe zu verſchaffen. Daß der Notar 
angeblich ſeinem Auftrage in unzureichender Weiſe nachgekommen 
iſt, kann ihr nicht als ein vertretbares Verſehen zugerechnet 
werden. Auch darin kann der Reviſion nicht beigetreten werden, 
daß die Bekl. für das behauptete Verſehen des Notars A. auf⸗ 
zukommen habe. Dies würde zutreffen, wenn die Bekl. den 
Notar beauftragt gehabt hätte, ſie bei den Verhandlungen mit 
dem Kl. dieſem gegenüber zu vertreten, und er ſich dabei eines 
Verſehens ſchuldig gemacht hätte; aber der Auftrag der Bekl. 
an A. ging nur dahin, daß er das Grundbuch für ſie einſehe 
und ſie über die Hypothekenverhältniſſe aufkläre. Zu dem Kl. 
iſt A. dadurch nicht in Beziehungen getreten. V. C. S. i. S. 
Bosdorf c. Milatz vom 6. Februar 1897, Nr. 265/96 V. 

38. Nach dem Thatbeſtande der Vorentſcheidungen iſt den 
Rechtsvorgängern der Rbkl. von dem damaligen Eigenthümer 
des Gutes Adlig Stendſitz durch ſchriftlichen Vertrag vom 
17. Dezember 1840 mit dem als „Adlig Stendſitzer See Nr. 3“ 
bezeichneten Theil des Radauen⸗Sees das dazu gehörige Zurro⸗ 
miner Waſſer als Alleineigenthum verkauft und zu jener Zeit 
auch übergeben worden. Seit dieſer Zeit haben zuerſt die 
Rechtsvorgänger der Rbkl. und ſodann dieſe ſelbſt den Beſitz an 
dem Zurrominer Waſſer in vollem Umfange inne gehabt und 
ihn insbeſondere durch Ausübung der Sommer⸗ und Winter⸗ 
fiſcherei bethätigt. Sie ſind alſo vollſtändige Beſitzer im 
Sinne des § 7 Thl. 1 Tit. 7 des A. L. R. und gelten gemäß 
§ 176 a. a. O. jedem Dritten gegenüber als Eigenthümer. 
Nur dem wahren Eigenthümer müſſen ſie weichen (§ 175). 
Als die wahren Eigenthümer oder richtiger als die wahren 
Miteigenthümer können aber die Rkl. nicht angeſehen werden, 
da ihnen als Seeanliegern nur die Vermuthung aus § 176 
SH. I Tit. 9 des A. L. R. zur Seite ſteht, welche hier durch 
das beſſere und ſtärkere Recht der Rbkl. entkräftet wird. V. C. S. 
i. S. Stolz c. Krefft vom 16. Januar 1897, Nr. 214/96 V. 


39. Da das Sparkaſſenbuch unſtreitig auf den Namen 
der Frau T., der Erblaſſerin der Bekl. geſchrieben war, ſich 
auch zur Zeit des Todes der Frau T. in deren Nachlaß befunden 
hat, ſo geht das B. G. unter Bezugnahme auf die ſich aus 
den 88 18, 179 des A. L. R. Thl. I Tit. 7 ergebende Ver⸗ 
muthung für die Redlichkeit und Rechtmäßigkeit des Beſitzes mit 
Recht davon aus, daß die Kl. das Eigenthumsrecht ihres Erb⸗ 
laſſers, des Ehemannes T., an dem Sparkaſſenbuch zu beweiſen 
haben. Dieſer Auffaſſung ſteht auch nicht das von den Kl. in 
Bezug genommene reichsgerichtliche Urtheil Bd. 11 S. 241 der 
Entſch. in Civilſachen entgegen. Denn wenn daſelbſt ausgeführt 
iſt, es ſei für die Eigenthumsfrage der Umſtand, daß ein Spar⸗ 
kaſſenbuch auf den Namen eines Anderen geſchrieben worden, 
als Desjenigen, welcher die darin verbrieften Einzahlungen ge⸗ 
leiſtet hat, an ſich nicht entſcheidend, ſo befindet ſich hiermit, 
ganz abgeſehen von der Verſchiedenheit des damals entſchiedenen 
gemeinrechtlichen Falles, die Annahme des B. G. nicht in 
Widerſpruch. Daſſelbe erachtet es an ſich nicht für ausge⸗ 
ſchloſſen, daß das Sparkaſſenbuch, obgleich es auf den Namen 
der Ehefrau T. geſchrieben war, dennoch dem Ehemann T. bis 
zu ſeinem Tode gehörte, es regelt vielmehr nur die Beweislaſt, 
und zwar nach Lage der Umſtände mit Recht, dahin, daß dieſe 
den Kl. obliege. IV. C. S. i. S. Troſſe u. Gen. c. Jacubaſch 
u. Gen. vom 28. Januar 1897, Nr. 240/96 IV. 

40. Begründet iſt die Rüge, daß der B. R. infolge der 
Nichtbeachtung weſentlicher thatſächlicher Behauptungen der Bekl. 


die Vorausſetzungen der Anwendung des § 332 A. L. R. Thl. 1 


Tit. 9 für gegeben erachtet habe, während es an einer dieſer 
Vorausſetzungen fehlen würde, wenn jene Behauptungen für 
erwieſen anzuſehen ſein ſollten. In dieſer Beziehung weiſt die 
Reviſion auf den vom B. R. bezogenen Thatbeſtand des erſten 
Urtheils hin, nach welchem Kl. behauptet haben, daß Joſef J. 
in Verwirklichung ſeiner Abſicht, ſein Grundſtück unter ſeine 
beiden Kinder zu theilen, dem Theophil J. die eine Grundſtücks⸗ 
hälfte übergeben habe und daß demnächſt Theophil J. auf dieſer 
Hälfte gebaut habe, während die Bekl. behauptet haben, daß 
Joſef J. den Uebergang des Eigenthumes an dem Grund und 
Boden dieſer ganzen Hälfte davon abhängig gemacht habe, daß 
ſein Sohn Theophil die Baukoſten bezahle, Hypothekenſchulden 
übernehme und den Eltern ein Leibgedinge ausſetze. Die Reviſion 
nimmt an, daß Theophil J. danach auf Grund eines Ver⸗ 
trages in den Beſitz auch der von ihm demnächſt bebauten 


Fläche gelangt ſei und glaubt als Rechtsgrundſatz aufſtellen zu 


dürfen, daß §S 332 nur Anwendung finde, wenn zwiſchen dem 
Eigenthümer und dem Bauenden kein Vertragsverhältniß beſtehe. 
In dieſer Allgemeinheit iſt ein ſolcher Rechtsgrundſatz bisher in 
der höchſtrichterlichen Rechtſprechung nicht anerkannt, vielmehr 
iſt nur angenommen worden, daß im Falle rechtsgeſchäftlicher 
Vereinbarung die Bebauung den Erwerb des Eigenthumes an 
der bebauten Fläche dann nicht herbeiführe, wenn dieſer Erwerb 
dem — wenn auch an einem Formmangel leidenden — Titel, 
durch welchen die Beſitzentäußerung ſeitens des Eigenthümers 
ſtattgefunden hat, zuwiderläuft (vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 33 Nr. 57 S. 252 und Nr. 58 S. 258 
nebſt Nachweiſungen). Es genügt jedoch auch der ſo beſchränkte 
Grundſatz zur Erreichung des von der Reviſion angeſtrebten 
Zweckes. Ob freilich der Erwerb durch Bebauen bei Zugrunde⸗ 
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legung der Behauptungen der Bekl. überhaupt hat ausgeſchloſſen 
werden ſollen, kann zweifelhaft ſein, mindeſtens ſind ſie aber 
dahin aufzufaſſen, daß der Eigenthumsübergang ſich erſt nach 
oder gegen Erfüllung von Gegenleiſtungen habe vollziehen ſollen. 
Auch eine ſolche Vereinbarung widerſtrebt nicht dem Geſetze. 
Iſt ſie wegen Formmangels ungültig, ſo liegt in ihr jedenfalls 
ein von vornherein erklärter Widerſpruch des Eigenthümers da⸗ 
gegen, daß der Bau ohne Berückſichtigungen der Gegenleiſtungen 
aufgeführt werde (vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 38 
S. 71 ff.). Gleiche rechtliche Bedeutung hat die einjeitige — 
an keine Form gebundene — Erklärung des Eigenthümers, daß 
er die Inbeſitznahme des Grundes und Bodens nur geſtatte, 
wenn der Bauende gewiſſe Gegenverpflichtungen übernehme. 
Erkennt in einem ſolchen Falle der Bauende nach Herſtellung 
des Baues ſeine Gegenverpflichtungen nicht an, ſo kann er ſich 
auf den $ 332 überhaupt nicht berufen, weil es an deſſen 
Vorausſetzung, daß der Eigenthümer nicht widerſprochen habe, 
fehlt; andernfalls iſt der Erwerb durch Bebauen durch Ent⸗ 
richtung der Gegenleiſtung bedingt. V. C. S. i. S. Jambor 
c. Kurek vom 6. Februar 1897, Nr. 160/96 V. 

41. Das B. U. iſt vom Bekl. deshalb angegriffen, weil 
es die ihm auferlegte Rückauflaſſung nicht von dem Erſatze der 
durch Bauten dem Grundſtücke zugeführten Verbeſſerungen 
abhängig gemacht, vielmehr den hierauf gerichteten Anſpruch 
zurückgewieſen habe. Aber mit Recht führt das B. G. aus, 
daß der Bekl. jedenfalls ſeit dem 2. Dezember 1891, dem Tage 
der Klagerhebung, nach §S 222 Thl. 1 Tit. 7 A. L. R. als 
unredlicher Beſitzer zu behandeln ſei. Als ſolcher kann er alle 
ſeit dieſem Zeitpunkte erfolgten und nicht unter $ 236 fallenden 
Verwendungen nicht erſetzt verlangen, ſondern hat nur die Be⸗ 
fugniß, ſie wegzunehmen. Ohne Erfolg beruft er ſich darauf, 
daß er in Wirklichkeit nicht in böſem Glauben geweſen ſei; 
gegenüber der Fiktion des § 222 giebt es keinen Gegenbeweis, 
jedenfalls bezüglich der Verwendungen muß er ſich als unredlicher 
Beſitzer behandeln laſſen, auch wenn er es nicht war. Daß und 
in welchem Umfange ſchon vor der Klagerhebung Verwendungen 


erfolgt feien, iſt nicht dargelegt, fie konnten daher für die frühere 


Zeit nicht zuerkannt werden. III. C. S. i. S. Stodel c. Remmers 
vom 12. Februar 1897, Nr. 264/96 III. 

42. Mit Recht macht die Reviſion geltend, daß die Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers, für die von ihm zugeſagten Eigen⸗ 
ſchaften der Sache einzustehen, nicht davon abhängig iſt, daß 
der Käufer durch die Zuſicheruug zur Bewilligung des Kauf 
preiſes beſtimmt worden ſei. Wenn der Verkäufer bei den 
Verhandlungen der Sache beſtimmte Eigenſchaften zuſchreibt, 
ſo haftet er daraus dem Käufer, der im Vertrauen hierauf mit 
ihm das Geſchäft abgeſchloſſen hat. Es reicht dazu die Ver⸗ 
ſicherung des Verkäufers hin, ſobald nur deſſen Wille darin 
erkennbar wird, für die zugeſicherte Eigenſchaft einzuſtehen, 
fe alſo nicht als eine vage Anpreifung aufzufaſſen iſt. 
V. C. S. i. S. Bosdorf o. Milatz vom 6. Februar 1897, 
Nr. 265/96 V. 

43. Der B. R. hält den Kl. für berechtigt, vom Bekl. 
die Koſten des Cviktionsprozeſſes, die unbeſtritten 625,43 Mark 
betragen haben, zur Erſtattung zu fordern, wobei er von dem 
Nachweis eines beſonderen Verſchuldens des Bekl. abſieht. Dieſe 
Ausführung ſteht in Einklang mit der Rechtſprechung des R. G., 


das bisher an dem Grundſatz feſtgehalten hat, es bedürfe 
eines ſolchen Nachweiſes nicht, und der Erſatzanſpruch ſei nur 
inſoweit ausgeſchloſſen, als die Koſten auf einem Verſchulden 
des Käufers beruhen. Nach dieſer Richtung hat die Reviſion 
Ausſtellungen nicht erhoben; auch läßt die Entſcheidung des 
B. R. bei dieſem Punkt keine Verletzung von Rechtsnormen 
erkennen. V. C. S. i. S. v. Wiedebach c. Schuſter vom 
17. Februar 1897, Nr. 414/96 V. 

44. Den Minderwerth, den das verkaufte Grundſtück durch 
die Belaſtung mit der Wegegerechtigkeit erleidet, ſtellt der B. R. 
auf 6 625 Mark feſt. Er geht dabei von dem richtigen 
Grundſatz aus, daß hier die SS 189 und 190 Thl. 1 Tit. 11 
A. L. R. entſprechend zur Anwendung zu bringen, und deshalb 
das Verhältniß des Werthes des verkauften Grundſtücks zum 
Kaufpreiſe außer Betracht zu laſſen iſt; vergl. die Erkenntniſſe 
des vormaligen Preußiſchen Obertribunals vom 20. April und 


19. November 1863 (Striethorſt, Archiv Bd. 50 S. 31 und 


Bd. 53 S. 19). Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

45. Der B. R. geht mit Recht davon aus, daß es ſich 
nicht um die Frage handelt, ob eine gemeine Laſt, als welche 
ſich die Straßenbaulaſt aus dem Geſetze vom 2. Juli 1875 
darſtellt, abgetreten werden könne, daß nämlich nicht dieſe Laſt 
als ſolche, ſondern lediglich die fällig und rückſtändig gewordene 
Leiſtung aus dieſer Laſt von dem Magiſtrat der Stadt Berlin 
an die Bekl. abgetreten worden ſei. Mit dem ſich nur auf die 
Abtretung der gemeinen Laſt ſelber beziehenden Urtheil des vor⸗ 
maligen Obertribunals (Entſch. Bd. 35 S. 419) kommt dem⸗ 
nach die Entſcheidung des B. R. nicht — wie die Reviflon 
meint, in Widerſpruch. Daß die einzelnen fällig gewordenen 
Leiſtungen aus einer Reallaſt und insbeſondere auch einer ge⸗ 
meinen Laſt gleich jeder andern Forderung abgetreten werden 
können, leidet keinen Zweifel und ſcheint auch von der Reviſion 
nicht bezweifelt zu werden. Die Reviſion betont allerdings, daß 
im vorliegenden Fall die gemeine Laſt ſich in dieſer einmaligen 
Leiſtung (der Zahlung der Regulirungskoſten an die Stadt) er⸗ 
ſchöpft habe; allein das kann keinen Unterſchied begründen, da 
auch in ſolchem Fall der fällig gewordene Anſpruch auf die 
Leiſtung zu einem ſelbſtändigen von dem Recht aus der Reallaſt 
losgelöſten Vermögensrecht erwächſt. Ebenſo iſt dem B. R. 
darin beizutreten, daß die Abtretung dieſes Anſpruchs ſich auch 
auf die ihm beigelegten Vorrechte erſtreckt hat, wie dies in ähn⸗ 
lichen Fallen bereits vom R. G. angenommen worden iſt; vergl. 
beſonders das Urtheil in den Entſch. des R. G. Bd. 3 Nr. 15 
S. 34 ff. Das A. L. R. Thl. 1 Tit. 11 88 402 — 404 
beſtimmt ausdrücklich, daß alle Vorrechte, welche der eedirten 
Forderung in Rückſicht ihrer Natur und Beſchaffenheit beigelegt 
ſind, ja ſogar ſolche, welche der Forderung in Rückſicht auf die 
perſönliche Eigenſchaft ihres erſten Inhabers zukommen, auf 
den Ceſſionar übergehen; nur bloße perſönliche Befugniſſe des 
Cedenten werden von dem Uebergang ausgeſchloſſen. Daß das 
Vorzugsrecht für die Rückſtände gemeiner Laſten aus § 28 des 
Geſetzes vom 13. Juli 1883 dieſen Forderungen als ſolchen 
beigelegt iſt, bedarf keiner weiteren Darlegung. Es kann darum 
keinem Zweifel unterliegen, daß dieſes Vorrecht auf die Bekl. 
als Ceſſionarin übergegangen iſt, zumal da die Ceſſion aus- 
drücklich auf alle Vorrechte der Forderung ausgedehnt worden 
iſt (vergl. § 47 Thl. I Tit. 16 des A. L. R.). V. C. S. 
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i. S. Bölling e. Pommerſche Hypoth.⸗Aktienbank vom 10. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 266/96 V. 

46. Zu einer rechtswirkſamen Anweiſung gehörte angeſichts 
der hier in Betracht kommenden Summe allerdings noch gemäß 
§ 253 Thl. I Tit. 16 A. L. R. die ſchriftliche Form der An⸗ 
weiſung und der Annahme derſelben. Es kann indeß als ge- 
nügende Erfüllung dieſes Erforderniſſes gelten, wenn, was die 
Bekl. behaupten, der J. Sch. der Kl. einen neuen Schuldſchein 
über die Reſtſchuld ſeiner Mutter ausgeſtellt, die Kl. ſolchen 
angenommen und ihm den Schuldſchein der Mutter brieflich 
zurückgeſandt hat. In dem Schuldſcheine des J. Sch. vom 
31. Oktober 1870 iſt in dem Paſſus „übernehme ich durch 
Uebernahme von Sacke⸗ (Pauld-) Mühle als perſönliche 
Schuld u. |. w.“ ausreichend erkennbar gemacht, daß die Aus⸗ 
ſtellung in rechtlichem Zuſammenhange mit der fraglichen An⸗ 
weiſung der Wittwe Sch. erfolgt ſei (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 10 S. 239). Nicht entgegen ſteht, daß die 
Kl. den Schuldſchein der Wittwe Sch. nur in einem Briefe an 
deren Sohn zurückgeſandt hat, da die Natur der Verhältniſſe 
es nahe legt, daß J. Sch. bei der Regelung der Angelegenheit 
zugleich im Intereſſe ſeiner Mutter als Verkäuferin der Pauls⸗ 
mühle und als urſprünglicher Schuldnerin der Kl. gehandelt 
hat. Beim Vorliegen einer rechtswirkſamen Anweiſung kann 
aber die Behauptung der Bekl. nicht ungeprüft bleiben, daß 
die Kl. die ihr gemäß § 277 ff. Thl. I Tit. 16 des A. L. R. 
bei der Einziehung der angewieſenen Forderung obliegenden 
Pflichten verabſäumt und ſich in neue Verbindungen mit J. Sch. 
durch Gewährung veränderter Kreditbedingungen eingelaſſen habe. 
Denn wenn dieſe Behauptung ſich beſtätigt, ſo ſteht der Kl. 
nach Vorſchriſt des 8 289 a. a. O. der jetzt erhobene Rückgriff 
gegen die urſprüngliche Schuldnerin und deren Erben nicht 
mehr zu. IV. C. S. i. S. Schauer Erben c. Barſchdorf vom 
4. Februar 1897, Nr. 251/96 IV. 

47. Nach § 343 Tit. 16 Thl. I des A. L. R. können 
nur gleichartige Verbindlichkeiten gegen einander aufgehoben 
werden; es findet daher, wie § 344 noch ausdrücklich beſtimmt, 
zwiſchen eigentlichen Zahlungen und anderen Leiſtungen eine 
Kompenſation nicht ſtatt. Damit iſt auch die Kompenſation 
zwiſchen dem mit der Klage erhobenen Befreiungsanſpruch und 
den Geldforderungen des Bekl. ausgeſchloſſen. Die Zuläſſigkeit 
der Kompenſation kann weder aus dem von der Reviſion in 
Bezug genommenen § 371 a. a. O., der nur von der Kom⸗ 
penſation fungibler geldwerther Handlungen ſpricht, noch aus 
der Möglichkeit hergeleitet werden, daß der Befreiungsanſpruch 
des Kl. ſich in einen Geldanſpruch verwandeln und auch von 
dem Bekl. durch direkte Zahlung der Schuldſumme an die 
Gerichtskaſſe erfüllt werden kann. V. C. S. i. S. v. Weſtern⸗ 
hagen c. Elkan vom 13. Februar 1897, Nr. 273/96 V. 

48. Das Landrecht erkennt zwar auch die Befugniß des 
einzelnen Miteigenthümers an, ſeinen ideellen Antheil allein an 
Dritte zu veräußern, aber nicht in allen Fällen (§ 60 Thl. J 
Tit. 17 A. L. R.), und den Miteigenthümern ſteht ein Vorkaufs⸗ 
recht zu. Umſomehr iſt erforderlich, daß der Wille, eventuell 
wenigſtens einen ideellen Theil zu veräußern, erkennbar hervor⸗ 
getreten ſei; er folgt nicht ohne weiteres daraus, daß ſämmtliche 
Miteigenthümer über das gemeinſchaftliche Grundſtück ungetheilt 
zu einem Geſammtpreiſe verfügen. Es iſt nicht wahrſcheinlich, 


daß ſie den Vertrag auch für den Fall gewollt haben, daß er 
nur zum Eindringen eines neuen Miteigenthümers führen 
würde, und mindeſtens ebenſo unwahrſcheinlich iſt es, daß der 
Käufer die Abſicht gehabt habe, eventuell nur einen ideellen 
Theil des Grundſtücks zu erwerben, zumal er dann an der 
beabſichtigten Benutzung und Verwendung des Grundſtücks 
gehindert geweſen wäre. Daß er jetzt in Folge der beſonderen 
ſpäteren Geſtaltung der Sache dieſen Wunſch ausgeſprochen hat, 
läßt auf einen gleichen früheren Vertragswillen nicht ſchließen. 
Da nun die Verhandlungen gar keinen Anhalt dafür geben, 
daß beim Vertragsſchluſſe die Parteien für den eingetretenen 
Fall den Verkauf der einen ideellen Hälfte gewollt haben, iſt 
für dieſen Fall der Vertrag nicht geſchloſſen, dieſer vielmehr in 
vollem Umfange ungültig. Dieſe Beurtheilung entſpricht auch 
der Rechtſprechung des früheren Preußiſchen Obertribunals, das 
einen gleichliegenden Fall ebenſo entſchieden hat (Striethorſt 
Archiv Bd. 96 S. 252). III. C. S. i. S. Stodel c. Remmers 
vom 12. Februar 1897, Nr. 264/96 III. 

49. Es iſt richtig, daß die Kenntniß des Miethers von 
Mängeln der gemietheten Sache bei Abſchluß des Miethvertrages 
das Recht deſſelben, wegen Untüchtigkeit der Sache zu dem be⸗ 
ſtimmten Gebrauche vom Vertrage zurückzutreten, nicht unbedingt 
ausſchließt. Denn der Vermiether iſt nach §S 270 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 21 verpflichtet, dem Miether den verabredeten, event. 
den gewöhnlichen Gebrauch der Sache während der Miethzeit 
zu gewähren. Es kommt deshalb darauf an, in welcher Be⸗ 


ſchaffenheit die Miethſache nach der Abſicht der Parteien dem 


Miether im konkreten Falle überlaſſen werden ſollte. Sind 
Mängel vorhanden und dieſe dem Miether bei Abſchluß des 
Miethvertrages bekannt, ſo muß auf Grund der vorliegenden 
Umſtände geprüft werden, ob die Beſeitigung der Mängel durch 
den Vermiether bei Abſchluß des Vertrages, wenn auch ſtill⸗ 
ſchweigend in Ausſicht genommen iſt. Iſt dies anzunehmen, ſo 
verliert der Miether die ihm wegen Untüchtigkeit der Sache 
zuſtehenden Rechte durch die Kenntniß der Mängel nicht. Geben 
die Umſtände dem Miether dagegen keinen Anlaß, die Ueber⸗ 


laſſung der Sache in einem anderen, als dem vorhandenen Zu⸗ 


ſtande zu erwarten, ſo liegt in dem trotzdem ohne Vorbehalt 
erfolgten Abſchluß des Miethvertrages im Verzicht auf die 
Geltendmachung der ihm in Folge jener Mängel ſonſt zu⸗ 
ſtehenden Rechte. Vergl. Rehbein, Entſch. des Obertribunals 


Bd. III S. 821 Anm.; Niendorff, Miethsrecht § 16 4. Aufl. 


S. 40. VI. C. S. i. S. Kühn Erben c. Naſſe vom 11. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 385/96 VI. 

50. Die Frage, in welche rechtliche Stellung der Erſteher 
bis zur Beendigung eines Pachtverhältniſſes tritt, wenn der zur 
Zeit der Zwangsverſteigerung beſtehende und durch Uebergabe 
vollzogene Pachtvertrag nach Maßgabe der 8$ 350 ff. Tit. 21 
Thl. I A. L. R. gekündigt worden iſt, iſt in dem Urtheil des 
erkennenden Senats vom 23. März 1887 (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 17 S. 284 ff.) ausführlich behandelt worden. 
Es iſt dort in bewußter Abweichung von der Judikatur des 
früheren Königlichen Obertribunals (vergl. Rehbein⸗Reincke 
A. L. R. Note 108 zu § 350 eit.) und von einer dieſe 
billigenden Entſcheidung des erſten Hilfsſenats des R. G. vom 
1. April 1881 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 4 S. 285) 
ausgeführt, daß die bis zur Auflöſung des Pachtverhaͤltniſſes 
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laufende Friſt nicht als bloße Räumungsfrift aufgefaßt werden 
könne, innerhalb deren zwiſchen dem Erſteher und Pächter Rechte 
und Pflichten aus dem Pachtvertrage überhaupt nicht beſtänden, 
daß vielmehr, auch wenn nach § 350 a. a. O. von dem Küudi⸗ 
gungsrecht Gebrauch gemacht worden ſei, der abgeſchloſſene 
Pachtvertrag in der Zeit vom Zuſchlage bis zur Räumung als 
normgebend für das Verhältniß zwiſchen dem Pächter und dem 
Erſteher angeſehen werden müſſe (vergl. auch die Entſch. des 
R. G. in Raſſow⸗Küntzel's Beiträge Bd. 32 S. 393 und 
Bd. 39 S. 424). An dieſer Auffaſſung, die auch die Zu⸗ 
ſtimmung der neueren Doktrin gefunden hat (Eccius, Preußiſches 
Privatrecht 7. Auflage Bd. 2 S. 196; Krech⸗Fiſcher, Kom⸗ 
mentar zum Geſetz vom 13. Juli 1883, 3. Auflage S. 158; 
Jgeckel, Zwangsvollſtreckung, 3. Auflage S. 181), hat der er⸗ 
kennende Senat demnächſt in dem Urtheile vom 10.) 27. Mai 
1893 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 250 ff.) 
grundsätzlich feſtgehalten. Daraus folgt freilich nicht, daß ohne 
jede Unterſcheidung alle Rechte und Pflichten, die in dem 
Pachtvertrage zwiſchen den urſprünglichen Kontrahenten be⸗ 
gründet ſein mögen, auch zwiſchen dem Pächter und Erſteher 
als fortbeſtehend anzuerkennen ſeien, wie denn gerade das zu⸗ 
letzt gedachte Urtheil einen Fall betrifft, in welchem der Erſteher 
eine Haftung aus dem Vertrage (es handelte ſich um Auf⸗ 
rechnung einer ihm nicht ausgeantworteten Pachtkaution) ab⸗ 
lehnen dürfte; wohl aber ergiebt ſich aus jenem Grundſatz, daß 
diejenigen Rechte und Pflichten zwiſchen Adjudikatur und Pächter 
bis zur Räumung beſtehen bleiben, die unmittelbar aus dem 
Pachtverhältniſſe hervorgehen und in dieſes — ſeinen Inhalt 
und Umfang beſtimmend — eingreifen. Gerade hierin zeigt 
ſich die normgebende Wirkung, die der Pachtvertrag, auch wenn 
er gekündigt worden iſt, zwiſchen Pächter und Erſteher bis zur 
Auflöfung des Pachtverhältniſſes haben fol. Wie hieraus einer- 
jelts der Erſteher den Anſpruch auf den vertragsmäßig feſt⸗ 
gelegten Pachtzins und alle übrigen dem Pächter nach dem Ver⸗ 
trage obliegenden Leiſtungen, die im unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hange mit dem Pachtverhältniſſe ſtehen, für die Zeit bis zur 
Räumung erheben kann, ſo muß er andererſeits auch bis dahin 
diejenigen Verpflichtungen übernehmen, die vertragsmäßig oder 
— in Ermangelung vertraglicher Feſtſetzung — geſetzmäßig dem 
Verpächter als ſolchem obliegen. Will man mit Rückſicht hierauf 
von einem Eintritt des Erſtehers in den von ihm oder den 
Kenlgläubigern gekündigten Pachtvertrag bis zur Räumung des 
Pächters ſprechen (vergl. Eccius a. a. O.), fo mag damit das 
Rechtsverhältniß im Weſentlichen richtig bezeichnet ſein, wofern 
dabei feſtgehalten wird, daß der Erſteher nur in dem vorſtehend 
gedachten Umfange, nicht aber ſchlechthin und in jeder Beziehung 
die Stelle der Vertragspartei zu vertreten habe. V. C. S. 
i. S. Schumacher o. von Schmidt vom 6. Februar 1897, 
Nr. 344/96 v. 

öl. Die Reviſton hat geltend gemacht, daß die Geſchlechts⸗ 
ehre der Bekl. durch die Stellung unter ſittenpolizeilicher Kon⸗ 
teole nicht mehr erjchüttert jet, als durch die außereheliche 
Geburt, und daß deshalb mit Unrecht auf den erſteren Umſtand 
ein entſcheidendes Gewicht gelegt ſei, und ferner iſt geltend ge⸗ 
nacht, daß die Grundſätze über die Vertheilung der Beweislaſt 
verleht ſelen, indem es dem Kl. obgelegen hätte, darzuthun, daß 
er von der Beſcholtenheit der Bekl. erſt nach Eingehung der 


Ehe Kenntniß erhalten habe. Dieſe Angriffe find hinfällig. 


Der B. R. hat ſich an die Vorſchrift des § 40 Thl. II Tit. 1 
des A. L. R. gehalten, nach welcher, ſoweit eine jede Willens⸗ 
erklärung wegen Irrthums unkräftig ſei, ein ſolcher Irrthum 
auch die Einwilligung in eine Heirath aufhebe, wenn in der 
Perſon des künftigen Ehegatten oder in ſolchen perſönlichen 
Eigenſchaften deſſelben, welche bei Schließung einer Ehe von 
dieſer Art vorausgeſetzt zu werden pflegten, geirrt worden ſei. 
Er iſt in thatſächlicher Hinſicht davon ausgegangen, daß die 
Eigenſchaft einer Perſon, daß ſie nicht unter Sittenkontrole 
geſtanden habe, eine ſolche Eigenſchaft ſei, die bei Schließung 
einer Ehe regelmäßig vorausgeſetzt werde, und daraus hat er 
gefolgert, daß auch der Kl. zur Zeit der Eheſchließung bei der 
Bekl. dieſe Eigenſchaft als vorhanden vorausgeſetzt habe und 
daß er die Bekl. nicht geheirathet haben würde, wenn er von 
der jetzt feſtgeſtellten Thatſache, daß die Bekl. unter Sitten⸗ 
kontrole geftanden hat, Kenntniß gehabt hätte. Dieſe Annahmen 
ſind weſentlich thatſächlicher Natur und entziehen ſich dem An⸗ 
griffe mit der Reviſion. Zutreffend aber und nicht gegen die 
Regeln der Beweislaſt verſtoßend, iſt die fernere Auffaſſung des 
B. R., daß, nachdem die den Irrthum des Kl. begründenden 
Thatſachen feſtgeſtellt find, der Kl. ſeiner Beweispflicht genügt hat 
und nunmehr der Bekl. der Beweis obliegt, daß dem Kl. die 
Kenntniß dieſer Thatſachen ſchon zur Zeit der Eheſchließung 
beigewohnt habe, alſo ein den Irrthum ausſchließendes Moment 
obwalte (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 25 S. 193; 
vergl. auch Blum und Braun, Annalen Bd. 7 S. 186, Gruchot, 
Beiträge Bd. 34 S. 1007). Dieſe Regelung der Beweislaſt 
läßt gleichzeitig auch den weiteren Angriff der Reviſion, daß 
der B. R. unerwogen gelaſſen habe, ob nicht die Bekl. ihrem 
Antrage gemäß zum richterlichen Eide zu verſtatten geweſen 
wäre, unbegründet erſcheinen. IV. C. S. i. S. Bünther 
c. Bünther vom 11. Februar 1897, Nr. 261/96 IV. 

52. Das B. G. erwägt, ob dem Kl. die Vorſchrift 
des 5 544 des A. L. R. Thl. II Tit. 1 zur Seite ſteht, 
wonach bei der Abſonderung des eigenthümlichen Vermögens 
des überlebenden Ehegatten von dem Nachlaß des verſtorbenen 
dem Manne, deſſen Erben oder Gläubigern im zweifelhaften 
Falle die Vermuthung zu ſtatten kommt, daß das Vorhandene 
zu ſeinem Vermögen gehöre. Dieſe Frage wird aber verneint, 
weil ein zweifelhafter Fall im Sinne der erwähnten Vorſchrift 
mit Rückſicht darauf, daß das Sparkaſſenbuch auf den Namen 
der Ehefrau geſchrieben war, uicht vorliege. Dem B. G. iſt 
auch in dieſem Punkte beizutreten. Es befindet ſich hierbei in 
Uebereinſtimmung mit der in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1891 
Seite 365“ mitgetheilten Entſcheidung des erkennenden Senats 
vom 14. Mai 1891. Den Bekl. lag der Nachweis ob, daß 
das Sparkaſſenbuch, obgleich es auf den Namen der Ehefrau 
geſchrieben war, dennoch zum Nachlaß des Ehemannes gehörte. 
Zur Führung dieſes Nachweiſes können die von den Kl. an⸗ 
geführten Thatſachen nicht genügen. IV. C. S. i. S. Troſſe 
und Gen. c. Jacubaſch vom 28. Januar 1897, Nr. 240/96 IV. 

53. Der von der Kl. in der Berufungsinſtanz geltend 
gemachte Anſpruch auf Erſatz von zwei Drittel der Koſten für die 
Reparatur einer Glocke. kann zur Zeit im Rechtswege nicht verfolgt 
werden. Der Bekl. hat die Nothwendigkeit der Reparatur be⸗ 
ſtritten, und da ihm weder vorher Mittheilung von der Reparatur 
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G 700 Tl. II Tit. 11 des A. L. R., 5 40 des 


gemacht iſt | 
Geſetzes vom 20. Juni 1875 betreffend die Vermögens- 


verwaltung in katholiſchen Kirchengemeinden), noch auch die 
Nothwendigkeit der Reparatur gemäß 8 707 Thl. II Tit. 11 
des A. L. R. feſtgeſtellt iſt, erſcheint die Klage gegen ihn 
zur Zeit nicht zuläſſig. IV. C. S. i. ©. Kath. Pfarr⸗ 
gemeinde zu Groß⸗Samoklensk c. Poll vom 15. Februar 1897, 
Nr. 223/96 IV. | 

VI Souſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 
54. Das Recht auf ausſchließliche Benutzung eines Kirchen ⸗ 

ſtuhles in e. er evangeliſchen Kirche kann auf einem privat⸗ 
rechtlichen Erwerbstitel, und insbeſondere auf demjenitzen der 
Erſitzung beruhen. Wenn daher die Kl., wie ſie behaupten, 
durch Erſitzung das Recht auf ausſchließliche Benutzung eines 
beſtimmten Kirchenſtuhles in der Kirche zu Gr. Engerſen in ihrer 
Eigenſchaft als Beſitzer gewiſſer Grundſtücke erworben haben 
ſollten, ſo würden ſie den gerichtlichen Schutz ihres Rechts be⸗ 
anſpruchen und eine Verletzung deſſelben im ordentlichen Rechts⸗ 
wege verfolgen können. Friedberg, Lehrbuch des katholiſchen 
und evangeliſchen Kirchenrechts, 4. Aufl., S. 498, 499; Entſch. 
des Obertribunals Bd. 30 S. 197, Bd. 32 S. 40; Striethorſt 
Archiv Bd. 16 S. 112, Bd. 37 S. 59, Bd. 99 S. 173; Entſch. 
des R. G. Bd. 7 S. 137, Bd. 16 S. 160, Bd. 24 S. 176. 
Andererſeits aber iſt nach 8 1 des Geſetzes vom 11. Mai 1842, 
betreffend die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf 
polizeiliche Verfügungen, gegen ſolche Verfügungen der Rechts⸗ 
weg im Allgemeinen ausgeſchloſſen und nur unter beſtimmten, 
im Geſetze vorgeſehenen, Bedingungen ſtatthaft. Das B. G. 
hat nun unter Berückſichtigung des unſtreitigen Umſtandes, daß 
die neue Kirchenſtuhlordnung für die Kirche zu Gr. Engerſen 
vom Jahre 1892 dadurch veranlaßt iſt, daß vermöge des An⸗ 
wachſens der Gemeindemitglieder nicht ſelten einzelne Kirchen⸗ 
beſucher während des Gottesdienſtes keine Sitzplätze gefunden 
hatten, während ein Theil der Sitze, welche anderen, beſonders 
berechtigten Perſonen zuſtanden, unbenutzt geblieben war, an⸗ 
genommen, daß jene Kirchenſtuhlordnung eine zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der äußeren Ordnung während des Gottesdienſtes 
im allgemeinen öffentlichen Intereſſe getroffene Anordnung, und 
deshalb eine polizeiliche Verfügung jm Sinne des Geſetzes vom 
11. Mai 1842 ſei, zu deren Erlaß der Gemeindekirchenrath 
gemäß § 15 der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 
10. September 1873 berechtigt geweſen. Dieſe Annahme ſteht 
mit früheren Entſcheidungen oberſter Gerichtshöfe im Einklang 
(Gruchot, Beiträge, Bd. 39 S. 683; Juſtiz⸗Miniſterialblatt 1865 
S. 134, 1866 S. 249, 1867 S. 156, 1896 S. 36; Striethorſt 
Archiv, Bd. 99 S. 173; Entſch. des R. G. Bd. 16 S. 159, Bd. 24 
S. 174) und iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Der Rechtsweg 
wäre daher nur dann zuläffig, wenn 1. die Verletzung eines 
zum Privateigenthum gehörigen Rechts, und 2. eine der in den 
88 2 bis 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 beſtimmten 
Vorausſetzungen vorliegen würde. Von dieſen Vorausſetzungen 
kann im gegenwärtigen Rechtsfalle nur diejenige des § 2 in 
Frage kommen. Hier iſt verordnet: „Wenn derjenige, welchem 
durch eine polizeiliche Verfügung eine Verpflichtung auferlegt 
wird, die Befreiung von derſelben auf Grund einer beſonderen 
geſetzlichen Vorſchrift oder eines ſpeziellen Rechtstitels 


behauptet, fo iſt die richterliche Entſcheidung ſowohl über das 


Recht zu dieſer Befreiung, als auch über deſſen Wirkungen zu⸗ 
läſſig.“ Es genügt alſo nicht die von den Kl. aufgeſtellte Be⸗ 
hauptung, daß ihr Privatrecht verletzt ſei, ſondern es hätte 
auch noch behauptet werden müſſen, daß ein ſpezieller 
Rechtstitel vorhanden ſei, kraft deſſen ſie von der ihnen auf⸗ 
erlegten Verpflichtung, an der Benutzung ihres Kirchenſtuhles 
unter Umſtänden auch noch andere Perſonen theilnehmen zu 
laſſen, befreit ſeien. Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 282. 
Eine ſolche Behauptung iſt aber nicht aufgeſtellt und deshalb 
der Rechtsweg mit Recht als unzuläſſig erachtet worden. IV. C. S. 
i. S. Kricheldorf und Gen. c. Kirchengemeinde Groß-Engerfen 
vom 1. Februar 1897, Nr. 245/96 IV. 

55. Den Ausführungen des O. L. G., daß der Rechts⸗ 
weg in gegenwärtiger Sache zuläſſig ſei, iſt beizupflichten. 
Das Weſentliche iſt, daß die Klage auf einen Privatrechts⸗ 
titel, den zwiſchen dem Kl. und der Rechtsvorgängerin der 
Bekl., der Ottweiler Bierbrauereigeſellſchaft, abgeſchloſſenen Ver ⸗ 
trag geſtützt wird. Der von der Bekl. geltend gemachte Umſtand, 
daß die von ihr erworbene Waſſerleitung jetzt als eine öffentliche 
Gemeindeanlage im Sinne des $ 18 Nr. 1 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1883 und des 8 4 des Kommunalab⸗ 
gabengeſetzes vom 14. Juli 1893 anzuſehen und die Heran⸗ 
ziehung des Kl. zu Gemeindelaſten dem Rechts wege nicht 
unterworfen ſei, erſcheint bedeutungslos für die Frage der Zu 
läſſigkeit des Rechtsweges. Wenn auch die Aufſtellung der 
Bekl., daß die Waſſerleitung gegenwärtig eine Gemeindeanlage 
im Sinne der vorbezeichneten Geſetze und die Einziehung des 
durch Ortsſtatut beſtimmten Waſſergeldes vom Kl. nichts 
anderes als die Heranziehung deſſelben zu einer Gemeindelaſt 
ſei, auf Richtigkeit beruhen mag, ſo kann dieſer Umſtand 
möglicherweiſe bei der demnächſt zu entſcheidenden Frage, ob die 
angeſtellte Klage begründet ſei, zur Erörterung gezogen werden. 
Da aber die Klage ſowohl nach dem geſtellten Antrage wie nach 
der gegebenen Begründung weder aus dem vorbezeichneten 
öffentlich rechtlichen Charakter der Anlage und der daraus 
fließenden Gefälle ein Recht herleiten noch dieſen Charakter in 
Zweifel ziehen will, ſondern lediglich ein Privatrecht geltend 
macht, fo kann die Zuläſſigkeit des Rechtsweges nicht in Zweifel 
gezogen werden. II. C. S. i. S. Stadt Ottweiler e. Sauer 
vom 9. Februar 1897, Nr. 326/96 II. 

56. Für die gegenwärtig allein zu entſcheidende Frage 
nach der Zuläſſigkeit des Rechtsweges iſt es völlig unerheblich, 
ob Bekl. in ſeiner Stellung bei dem Herrn Kl. Beamter war, 
ob er deshalb im Disziplinarwege entlaſſen werden konnte und 
ob die Hofkammer zu Sigmaringen die zuſtändige Disziplinar⸗ 
behörde war, oder ob dieſe Vorausſetzungen nicht zutreffen. 
Im erſteren Falle, alſo bei der Annahme, Bekl. wäre ordnungs- 
mäßig aus ſeinem Amte entlaſſen, würde er doch nicht behindert 
ſein, ſeine vermeintlichen Anſprüche auf Gehalt und andere 
Dienſtemolumente im Rechtswege geltend zu machen. Nach 
§ 1 des Preußiſchen Geſetzes vom 24. Mai 1861, betreffend 
die Erweiterung des Rechtsweges, welches für die ganze 
Monarchie, alſo auch für Hohenzollern gilt, findet der Rechts ⸗ 
weg über vermögensrechtliche Anſprüche der Staatsbeamten, ins- 
beſondere über Anſprüche auf Beſoldung, Penſton ꝛc. unter ge 
wiſſen hier nicht intereſſirenden Maßgaben ſtatt. Nach 8 5 
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dieſes Geſetzes iſt allerdings die Entſcheidung der Disziplinar⸗ 
behörde darüber, ob ein Beamter von ſeinem Amte zu ent⸗ 
fernen, für die Beurtheilung der vor den Gerichten geltend 
gemachten vermögens rechtlichen Anſprüche maßgebend. Daraus 
folgt aber nur, daß das Gericht die ausgeſprochene Dienſtent⸗ 
laſſung bei der materiellen Prüfung des erhobenen Anſpruchs 
zu berückſichtigen hat, nicht aber, daß ein entlaſſener Beamter 
Anſprüche auf Gehalt ꝛc. überhaupt nicht mehr im Rechtswege 
geltend machen darſ. Der Rechtsweg iſt in dem gedachten 
Geſetze bezüglich ſolcher Anſprüche nicht für unzuläffig erklärt. 
Vergl. Entſch. Bd. 28 S. 155. War Bekl. aber nicht Be⸗ 
amter, fo ſteht ihm nach $ 13 des G. V. G. zweifellos die 
Befugniß zu, etwaige vermögensrechtliche Anſprüche gegen den 
Herrn Kl. im Rechtswege geltend zu machen. VI. C. S. i. S. 
Fürſt von Hohenzollern o. Günther vom 18. Februar 1897, 
Nr. 466/96 VI. | 

Zu dem Geſetze über Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen. | 

57. Die Entſcheidung tft lediglich davon abhängig, ob 
die in der Zwangsverſteigerung des S. 'ſchen Hausgrundſtücks 
von dem Bekl. erſt im Vertheilungstermine angemeldeten 
Straßenanlagekoſten den Vorrang vor der in das geringſte 
Gebot nicht aufgenommenen Hypothekenforderung des Kl. haben. 
Die dafür zunächſt maßgebende Frage, ob die Verpflichtung zur 
Tragung dieſer Koſten als eine gemeine Laſt anzuſehen ſei, iſt 
vom B. G. auf Grund partikularrechtlicher, daher der Nach⸗ 
prüfung nicht unterliegender, Beſtimmungen und auch im 
Uebrigen ohne Rechtsirrthum mit ausreichender Begründung 
bejaht; es war daher nur noch zu prüfen, ob den gemeinen 
Laſten der ihnen nach § 28 des Preußiſchen Geſetzes über die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen vom 13. Juli 
1883 an ſich gebührende Vorrang vor den in das geringſte 
Gebot nicht aufgenommenen Forderungen auch dann zuſtehe, 
wenn ſie erſt im Verſteigerungstermine angemeldet ſind. Der 
erkennende Senat nahm dies mit den Vorinſtanzen an, ſah ſich 
aber durch den $ 137 des G. V. G. gehindert, danach zu 
entſcheiden, weil der V. C. S. in ſeinem Urtheile vom 6. Fe⸗ 
bruar 1889 (Entſch. des R. G. Bd. 23 S. 233 ff.). dies Vor⸗ 
recht der in den 88 24 — 28 genannten Forderungen davon 
abhängig gemacht hatte, daß ſie ſchon im Verſteigerungstermin 
angemeldet wurden. Die zur Entſcheidung über dieſe Frage 
angerufenen vereinigten Civilſenate haben dann in dem, den 
Parteien bereits mit den Gründen zugeſtellten, Beſchluſſe vom 
28. Dezember 1896 nach dem Antrage des erkennenden Senats 
dahin entſchieden, daß den in 88 24 — 28 des Preußiſchen Ge⸗ 
ſetzes über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen vom 13. Juli 1883 genannten Forderungen ein Vor⸗ 
recht gegenüber den in das geringſte Gebot nicht aufgenommenen 
Hypothekenforderungen auch dann zuſtehe, wenn ſie nicht ſchon 
im Verſteigerungstermine, ſondern erſt ſpäter angemeldet werden. 
HI. C. S. i. S. Harms c. Stadt Caſſel vom 2. Februar 1897, 
Nr. 54/96 III. | 

Zur Vormundſchaftsordnung. 

58. Nach § 82 der Vormundſchaftsordnung hat der Vor⸗ 
mund eines Abweſenden dieſen bei deſſen Vermögensangelegen⸗ 
heiten zu vertreten. Danach lag dem Bekl. die Verpflichtung 
ob, insbeſondere auch diejenigen Rechte wahrzunehmen, welche 
dem abweſenden Ehemanne in Folge des maritaliſchen Ver⸗ 
waltungs⸗ und Nießbrauchsrechts bezüglich des eingebrachten 
Vermögens der Ehefrau zuſtanden. Die Kl. ſelbſt wurde aber 
vom Bekl. nicht bevormundet, und ſie kann deshalb Anſprüche 
gegen ihn für ſich nicht daraus herleiten, daß der Bekl. ihren 
eigenen rechtsgeſchäftlichen Handlungen nicht widerſprochen, 
ſondern zugeſtimmt hat. Vielmehr würde der Bekl. der Kl. 
nur dann haftbar ſein, wenn er ihr gegenüber eine Vertrags⸗ 
pflicht verletzt oder ihr Schaden durch eine unerlaubte Handlung 
zugefügt hätte. Daß dieſe Vorausſetzungen für einen Erſatz⸗ 
amſpruch der Kl. vorliegen, wird vom B. R. mit Recht verneint. 
W. C. S. i. S. Jahnke c. Fenski vom 28. Januar 1897, 
Nr. 239/96 IV. | 


Zum Geſetz vom 20. Juni 1875. 

59. Nach § 50 Nr. 4 des Geſetzes vom 20. Juni 1875 
über die Vermͤgensverwaltung in den katholiſchen Kirchen ⸗ 
gemeinden bedürfen die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes und der 
Gemeindevertretung zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde bei dem Bau neuer für den 
Gottesdienſt beſtimmter Gebäude und nach Art. 1 der 
Verordnung vom 27. September 1875 über die Ausübung der 
Aufſichtsrechte des Staates bei der Vermögensverwaltung in den 
katholiſchen Kirchengemeinden wird in dieſem Falle das Auf⸗ 
ſichtsrecht des Staates von dem Miniſter der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten ausgeübt. Es hat deshalb auch das B. G. ſeine 
Ermittelung mit darauf gerichtet, ob jene miniſterielle Ge⸗ 
nehmigung hier zu dem Neubau der katholiſchen Kirche in 
Samoklensk ertheilt worden ſei. Die Königliche Regierung in 
Bromberg hat die betreffende Anfrage des B. G. verneint. Das 
B. G. hat jedoch den Mangel ſchließlich nicht für erheblich er⸗ 
achtet, indem es ausführt: „Da unter den Parteien Ueberein⸗ 
ſtimmung betreffs der Nothwendigkeit und der Ausführung des 
Kirchenbaues in Gemäßheit des Koſtenanſchlages vom 29. Mai 
1891 geherrſcht habe, ſo könne der Bekl. der Kl. gegenüber, 
ohne argliſtig zu handeln, den Einwand der mangelnden ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung nicht erheben (wie er ihn in Wirklichkeit 
auch nicht erhoben habe) und es könne bei der Uebereinſtimmung 
der Parteien über die Nothwendigkeit und die Art der Aus⸗ 
führung des Kirchenbaues von Amtswegen eine Begründung 
der Klageforderung durch die hier beſtrittene und widerlegte 
Behauptung, daß die Genehmigung des Kirchenbaues durch die 
zuſtändige ſtaatliche Aufſichtsbehörde erfolgt ſei, nicht gefordert 
werden.“ Dieſer Begründung kann nicht beigetreten werden. 
Die geſetzliche Vorſchrift, daß die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes 
und der Gemeindevertretung in den katholiſchen Kirchengemeinden 
bei dem Bau eines neuen zum Gottesdienſte beſtimmten Ge⸗ 
bäudes zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten bedürfen, iſt öffentlich rechtlicher 
Natur und die Befolgung dieſer Vorſchrift unterliegt deshalb. 
nicht dem Ermeſſen des Kirchenvorſtandes oder des Patrons. 
Weder ausdrücklich, noch ſtillſchweigend können ſie auf die Noth- 
wendigkeit jener ſtaatlichen Genehmigung verzichten, noch auch 
eine rechtsverbindliche Erklärung darüber abgeben, ob dieſem 
Erforderniſſe genügt worden ſei. Die Beurtheilung dieſer Frage 
ſteht vielmehr dem ordentlichen Richter zu, der bei ſeiner von 
Amtswegen vorzunehmenden Prüfung der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges von Amtswegen prüfen und entſcheiden muß, ob der hier 
vorliegende Anſpruch trotz der fehlenden ſtaatlichen Genehmigung 
ſchon jetzt im Rechtswege verfolgt werden kann. Dieſe Frage 
aber iſt mit Rückſicht auf die zwingende Natur jener dem 
öffentlichen Rechte angehörenden Vorſchrift zu verneinen. 
IV. C. S. i. S. Kath. Pfarrkirche zu Groß⸗Samoklensk c. Poll 
vom 15. Februar 1897, Nr. 223/96 IV. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

60. Die Befeſtigungsweiſe (feſte Verankerung und Ein⸗ 
gießen mit Cement) machte den an ſich beweglichen Gegenſtand 
nicht zu einem Theile des Gebäudes ſelbſt, da die Maſchinen 
ihre individuelle Exiſtenz behielten und auch trotz der Be⸗ 
feſtigungsweiſe eine Trennung der Maſchinen von demſelben 
ohne Aufhebung des Zuſammenhangs des Gebäudes ſelbſt er⸗ 
folgen konnte; die Vorausſetzung des Art. 554 des c. c. aber 
lag deshalb nicht vor, weil die in das vorhandene Gebäude 
aufgeſtellten Maſchinen, und zwar auch trotz der Eigenſchaft 
des Aufſtellenden als Fabrikanten, nicht als „materiaux“ 
(Werkſtoffe) im Sinne des Art. 554 des c. c. ſich darſtellen, 
mittelſt welcher das Gebäude angelegt worden wäre. II. C. S. 
i. S. Burtſcheid Konk. e. Scharmann vom 2. Februar 1897, 
Nr. 315/96 II. 

61. Auch in dem, wie der ganze Zuſammenhang der Be⸗ 
ſtimmungen der Art. 524 und 525 des c. c. ergiebt, nur 
einen Einzelfall der Immobiliſirung „par destination“ bildenden 
Falle des Art. 525 Abſ. 1 des c. c. wird, wie in den übrigen 
Fällen der Art. 524 und 525 des c. c., zum Eintritt der 
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Immobiliſirung vorausgeſetzt, daß der an ſich bewegliche Gegen- 
ſtand Eigenthum des Eigenthümers des Grundſtücks ſei; geſetz⸗ 
liche Anhaltspunkte zu einer Ausnahme hiervon im Falle des 
Art. 525 Abſ. 1 ſind nicht vorhanden. Weiter ausgeführt. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

62. Die gerügte Verletzung des Art. 691 des B. G. B. 
konnte nicht als gerechtfertigt anerkannt werden. Das O. L. G. 
läßt nicht die Erwerbung einer nicht ſtändigen Wegegerechtigkeit 
mittelſt Erſitzung zu, vielmehr beruht das zuerkannte Nothweg⸗ 
recht auf der Feſtſtellung der von den öffentlichen Straßen abge⸗ 
ſchnittenen Lage des klägeriſchen Grundeigenthums und dem 
Geſetze (Art. 682 des B. G. B.), und wird aus der offenen 
und ungeſtörten Benutzung des Weges während mehr als 
30 Jahren nach ſeinem Umfange und ſeiner erkennbar abge⸗ 
grenzten Richtung nur abgeleitet, daß außer dem Entſchädigungs⸗ 
anſpruche auch das Recht, eine andere den Beſtimmungen der 
Art. 683, 684 des B. G. B. mehr entſprechende Art der 
Ausübung des Wegrechts zu verlangen, verjährt ſei, was der in 
Doktrin und Rechtſprechung herrſchend gewordenen Rechtsanſicht 
entſpricht. Art. 685 vergl. Art. 708 des B. G. B. II. C. S. 
i. S. Dollfuß⸗Köchlin e. Trantzer vom 12. Februar 1897, 
Nr. 320/96 II. | 

63. Bei der Frage, ob eine ſtillſchweigende Annahme der 
Erbſchaft oder blos eine vorſorgliche Verwaltungshandlung 
vorliege, iſt nach den Art. 778 und 779 des B. G. B. für 
die rechtliche Beurtheilung im Weſentlichen der Umſtand maß⸗ 
gebend, ob der Handelnde bei Vornahme der Handlung die 
Abſicht hatte, die Erbſchaft anzunehmen. Das Vorhandenſein 
dieſer Abſicht hat das O. L. G. verneint. Dies konnte auch 
ohne Rechtsirrthum geſchehen, da die Einkaſſirung von Forde⸗ 
rungen, wie die Bezahlung von Geſchäftsſchulden ſehr wohl in 
der Abſicht erfolgen konnte, die Intereſſen der Erben für alle 
Fälle zu wahren. Die Grundſätze über die Beweislaſt hat das 
O. L. G. nicht verkannt, denn da der Bekl. in geſetzlicher Weiſe 
auf die Erbſchaft verzichtet hat, mußte ihm gegenüber nach⸗ 
gewieſen werden, daß er dieſelbe ſtillſchweigend angenommen 
habe, ſonach der Verzicht unwirkſam ſei. Auch war in der Ab⸗ 
lehnung der erbotenen Beweiſe eine Geſetzes verletzung nicht zu 
finden, da das O. L. G. angenommen hat, auch wenn die unter 
Beweis geſtellten Thatſachen verwieſen würden, liege eine ſtill⸗ 
ſchweigende Annahme nicht vor. C. S. i. S. Weber 
c. Brenner vom 5. Februar 1897, Nr. 314/96 II. 

64. Soweit es ſich um die rechtliche Natur der Kredit; 
eröffnung handelt, hat das O. L. G. im Anſchluß an die in 
Frankreich in Rechtſprechung und Rechtslehre herrſchende Auf- 
fafjung angenommen, in dem eine Krediteröffnung betreffenden 
Vertrage könnten nicht bloß vom Kreditgeber, ſondern auch vom 
Kreditnehmer Verpflichtungen übernommen werden; insbeſondere 
übernehme Letzterer regelmäßig ſchon in dieſem Vertrage die 
Verpflichtung zur Rückzahlung der Summen, welche er von dem 
Kreditgeber erhalte. In dieſer Auffaſſung, welche auch der 
Rechtſprechung des R. G. bezüglich der Gültigkeit der Kredit⸗ 
hypothek entſpricht, iſt ein Rechtsirrthum nicht enthalten; denn 
der Krediteröffnungvertrag kann in der That beiderſeits über⸗ 
nommene Verpflichtungen enthalten und regelmäßig wird ſchon 
in dieſem Vertrage feſtgeſetzt, in welcher Weiſe die Rückzahlung 
der empfangenen Summen, ſowie deren Verzinſung zu erfolgen 
habe. Daß der Kreditnehmer ſich gewöhnlich nicht verpflichtet, 
von dem Kredit auch wirklich Gebrauch zu machen, ſchließt nicht 
aus, daß er für den Fall der Benutzung des Kredits beſtimmte 
Verpflichtungen übernimmt. Auch iſt die Auffaſſung, es handle 
ſich hier um eine reine Proteſtativbedingung im Sinne von 
Art. 1174 des B. G. B., nicht zutreffend. Nicht der bloße 
Wille des Kreditnehmers entfcheidet in einem ſolchen Falle über 
das Beſtehen der Verpflichtung. Vielmehr tritt ſie von ſelbſt 
ein, ſobald eine beſtimmte Handlung vorgenommen wird, nämlich 
der Kreditnehmer aus irgend welchem Grunde den ihm be⸗ 
willigten Kredit in Anſpruch nimmt. II. C. S. i. S. Ehrhardt 
c. Kaiſerliche Direktion der Zölle zu Straßburg vom 19. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 335/96 II. 


65. Soweit die Reviſion gegen die Abweiſung des Haupt⸗ 
antrages des Kl. gerichtet iſt, konnte ſie nicht für begründet 
erachtet werden. Das O. L. G. nimmt mit Recht an, daß die 
Bekl. nicht verpflichtet waren, den vom Notar entworfenen 
Darlehnsakt mit dem darin enthaltenen der Wahrheit nicht 
entſprechenden Empfangsbekenntniſſe der Darlehnsſumme zu 
vollziehen. Eine ſolche Verpflichtung geht aus dem zwiſchen 
den Parteien abgeſchloſſenen Vertrage vom 15. März 1896, 
wie er im Eingange des Thatbeſtandes des oberlandesgerichtlichen 
Urtheils feſtgeſtellt iſt, nicht hervor. Kl. würde, um die Voll⸗ 
ziehung dieſes Aktes von den Bekl. verlangen zu können, den 
Beweis zu führen haben, daß die Bekl. vertraglich die Ver⸗ 
pflichtung übernommen hätten, den Empfang der Darlehns⸗ 
ſumme zu beurkunden, obgleich ihnen die Summe noch nicht 
ausgezahlt wurde. Einen ſolchen Beweis hat der Kl. weder 
durch eine ausdrückliche Abrede noch durch die Bezugnahme 
auf ein angebliches Herkommen bei Ausſtellung von hypo⸗ 
thekariſchen Darlehnsobligationen, woraus eine ſtillſchweigende 
Abrede gefolgert werden könnte, zu führen vermocht. Das 
O. L. G. konnte daher auch davon abſehen, den. von den 
Bekl. erbetenen Beweis, daß die baare Zahlung des Darlehnd- 
kapitals bei Thätigung des Aktes ausdrücklich verabredet ſei, zu 
erheben. II. C. S. i. S. Oebel c. Schüller vom 12. Februar 
1897, Nr. 333/96 II. | 

66. Die Annahme des O. L. G., daß die Gerichte auf 
Grund der in Elſaß⸗Lothringen beſtehenden franzöſiſchen Geſetz⸗ 
gebung, insbeſondere des Dekrets vom 16. Fructidor III nicht 
befugt ſeien, die Rechtmäßigkeit der von einem Verwaltungs- 
beamten vorgenommenen Verwaltungsakte zu prüfen und ſie 
auf Grund dieſer Prüfung aufzuheben, oder ihre Ausführung 
zu unterſagen, iſt nicht rechtsirrthümlich, entſpricht vielmehr dem 
Wortlaut und dem Sinne der vom O. L. G. zur Anwendung 
gebrachten Geſetze. Dieſe haben im Weſentlichen den Zweck, 
die „Trennung der Gewalten“ durchzuführen und der Ver⸗ 
waltung innerhalb gewiſſer Grenzen eine ſelbſtändige, der 
Kontrole durch die Gerichte nicht unterworfene Thätigkeit zu 
ſichern. Der erwähnte Zweck würde aber nicht erreicht werden, 
wenn, wie der Rkl. behauptet, den Gerichten lediglich die Prü⸗ 
fung der Zweckmäßigkeit der Verwaltungsakte, nicht auch die⸗ 
jenige, von deren Rechtmäßigkeit unterſagt wäre. Deshalb wird 
auch in Frankreich in Rechtslehre und Rechtſprechung allgemein 
anerkannt, daß die Gerichte nicht das Recht haben, Verwaltungs- 
akte deshalb aufzuheben oder ihnen die Wirkung zu verſagen, 
weil der Verwaltungsbeamte dabei ſeine Befugniſſe überſchritten 
habe. Um einen ſolchen Eingriff handelt es ſich aber bei der 
einſtweiligen Verfügung des Amtsgerichts, durch welche dem 
Bekl. und der Direktion der Zölle und indirekten Steuern unter⸗ 
ſagt wurde, den im Büreau des Hauptzollamts zu Schirmeck 
befindlichen, dem Fiskus gehörigen Schreibtiſch öffnen zu laſſen 
und von den darin befindlichen Schriftſtücken Kenntniß zu 
nehmen. Ob ein Verwaltungsakt vorliegt, haben allerdings 
die Gerichte zu prüfen; nur ſo weit ein ſolcher in Frage ſteht, 
treffen die Beſtimmungen zu, durch welche ihnen unterſagt. wird, 
ſich in das Gebiet der Verwaltungsthätigkeit einzumiſchen, 
insbeſondere über die Verwaltungsakte zu erkennen. Aber im 
vorliegenden Falle konnte das O. L. G. ohne Rechtsirrthum an⸗ 
nehmen, daß die Prüfung eines Verwaltungsaktes in Frage 
ſtehe; denn die Ausübung des der vorgeſetzten Behörde zu⸗ 
ſtehenden Aufſichtsrechts und die Vornahme von Ermittelungen 
bezüglich des angenommenen Disziplinarvergehens ſind unzweifel⸗ 
haft Verwaltungshandlungen; von einem den Gegenſatz dazu 
bildenden „fait personnel“ des Bekl., der unbeſtritten im Auf⸗ 
trage der Direktion der Zölle und indirekten Steuern handelte, 
kann dabei keine Rede ſein. Deſſen Handlungen würden auch 
nicht ſchon dadurch die Natur von Verwaltungsakten verlieren, 
wenn ſie, wie der Kl. behauptet, eine Verletzung der Vorſchriften 
des Reichsbeamtengeſetzes, insbeſondere des § 85, enthielten; 
denn es handelt ſich dabei immerhin um die Ausübung einer 
den Verwaltungsbehörden an ſich zuſtehenden Amtsthaͤtigkeit, 
deren von ihnen ſelbſt behauptete Rechtmäßigkeit vom Gerichte 
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in einem Rechtsſtreite der vorliegenden Art nicht zu prüfen ift. 
Das L. G. wäre hiernach nur dann befugt geweſen, die einſt⸗ 
weilige Verfügung dem Klageantrage gemäß aufrechtzuhalten, 
wenn anzunehmen wäre, die in Betracht kommenden franzöſiſchen 
Geſetze ſeien durch $ 11 des E. G. zum G. V. G. aufgehoben 
worden. Dieſer vom R. G. in einem Urtheile vom Jahre 1881 
(Entſch. Bd. 5 S. 48) hinſichtlich einer Klage auf Schadens⸗ 
erſatz ausgeſprochenen, in einem Urtheile vom 26. April 1887 
(Entſch. Bd. 18 S. 123 ff.) aber wieder aufgegebenen und 
ſeither öfters mißbilligten Auffaſſung hat das O. L. G. im vor- 
liegenden Fall, in dem übrigens nicht Schadenserſatz, ſondern 
geradezu Aufhebung des Verwaltungsaktes begehrt war, 
mit Recht ſeine Anerkennung verſagt. II. C. S. i. S. Duge 
c. Leydhecker und Gen. vom 2. Februar 1897, Nr. a II. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Löſchungen. 
Rechtsanwalt Dr. Anhuth beim Amtsgericht Kalbe a. S.; — 
Rechtsanwalt Theodor Schwager beim Amtsgericht Ochſenfurt. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Grün in 
Graudenz; — Rechtsanwalt Dähnhardt in Hadersleben; — 
Gerichtsaſſeſſor van den Boſch in Lindlar; — Rechtsanwalt 
Löding in Gartz a. O.; — Rechtsanwalt Luſtig in Gleiwitz; 
— Rechtsanwalt v. Bodecker in Dortmund; — Rechtsanwälte 
Dr. Feldhaus und Dr. Schmits in Mülheim a. Ruhr. 


Todesfälle. 

Juſtizrath Rang in Fulda; — Rechtsanwalt Auguſt Her⸗ 
mann Mättig in Leipzig; — Rechtsanwalt Buſſe in Berlin; 
— Rechtsanwalt Guſtav Mayer in Bruchſal; — Rechtsanwalt 
Friedrich Hermann Schürig in Klotzſche; — Juſtizrath 
Markert in Stettin; — Rechtsanwalt Wilhelm Brüker in 
Kempen a./Rhn.; — Juſtizrath Krawinkel in Bochum; — 
Juſtizraeh Zwilgmeyer in Braunſchweig; — Juſtizrath 
Fendler in Breslau. 


Guche zum 1. April einen tüchtigen, insbeſondere auch in Notariats⸗ 
ſachen erfahrenen Büreauvorſteher. Offerten mit Zeugnißabſchriften 
und Gehaltsanſprüchen. 
Muskau O.“. Hoffmann, 
Rechtsanwalt und Notar. 
Eine tüchtige 
juriſtiſche Hülfs kraft 
wird von einem beſchäftigten Anwalt in der Provinz geſucht. 
Offerten ſind unter Chiffre Z. 603 an Rudolf Moſſe, 
Breslau einzuſenden. 
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Für ein größeres Anwaltsbüreau im oberſchleſiſchen 
In duſtriebezirk wird ein tüchtiger, polniſch ſprechender 
BVüreauvorſteher, | 
welcher ſelbſtändig zu arbeiten befähigt ift, bei hohem Salair per 
1. April geſucht. Offerten unter L. 526 an Rudolf Moſſe, 
Breslau zu richten. N | 


Büreanvorfteher wird geſucht von Landgerichtsanwalt. An 
tritt 1. April evtl. ſofort. Meldungen mit Zeugnißabſchriften und 
Gehaltsanſprüchen an die Exped. dieſes Blattes unter M. F. 117. 


In Notariat und Anwaltspraxis durchaus erfahrener, ſelbſtſtändig 
arbeitender Büreauvorſteher wird zum baldigen Eintritt nach 
größerer Landgerichtsſtadt geſucht. Offerten mit Zeugnißabſchriften, 
Bezeichnung der Gehaltsanſprüche und Angabe der perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe nimmt die Exped. unter J. G. 123 entgegen. 

Reflektirt wird nur auf ſolche, die ſchon längere Zeit in größerem 
Büreau des landrechtlichen Gebiets eine ſolche Stellung mit Erfolg 
verſehen haben. | 


ee xp 
Durchaus tüchtiger Büreau⸗Vorſteher wird zu möglichſt 


baldigem Antritt nach Magdeburg geſucht. Meldungen mit Zeugniß⸗ 
abſchriften und kurzem Lebenslauf an die Expedition dieſes Blattes 
unter A. BB. 12 erbeten. | | 


Büreauvorſteher, des Deutſchen und Polnischen mächtig, mit 
Koſten⸗ und Notariatsweſen vertraut, elf Jahre in einer Stellung, 
wünſcht ſich per 1. Juli oder 1. Oktober zu verändern. 

Off. unter K. 66 an die Expedition dieſes Blattes. 


Büreauvorſteher, 24 Jahre alt, in allen Büreauarbeiten be⸗ 
wandert, welcher noch in ungekündigter Stellung iſt, ſucht, geſtützt 
auf gute Zeugniſſe, baldmöglichſt anderweite Stellung in Rechts⸗ 
anwaltsbüreau der Mark. Gefällige Offerten unter . 18 an die 
Expedition dieſes Blattes erbeten. | 


Suche fof. Engagement. Bin 30 Jahr, mit Notariat und Kleinſtädten 
bekannt. Jaenſch, Büreauvorſt., Berlin, Köpenickerſtr. 102 bei Hempe. 


Tüchtiger, in ungek. Stellg. ſich befind. verh. 1. Büreaugehülfe, 
26 Jahr, ſelbſtſtaͤndiger Arbeiter im Rechtsanwaltsfache, welcher 
vor wie nach ſeiner Militärzeit auf eins der größten Anwaltsbüreaus 
der Provinz thätig iſt und dem gute Empfehlungen zur Seite ſtehen, ſucht, 
um ſich zu verändern bezw. verbeſſern, Stellung als Büreauvorſteher 
oder 1. Büreaugehülfe. Off. unter H. H. 134 bef. d. Exp. d. Ztg. 


Junger Mann mit ſchöner flotter Handſchrift, im Büreaufach 
bewandert, ſucht Stellung als Büreauvorſteher in kleinerem oder 
als Expedient in größerem Rechtsanwaltsbüreau zum 1. April er. 
Gute Atteſte ſtehen zu Dienſten. Gefl. Offerten unter B. V. 833 
an die Expedition dieſer Wochenſchrift. 


Expedient, 23 J., tüchtig, ſucht per ſofort anderweit Stellung 
als Büreauvorſt. ꝛc. Off. sub K. L. Poſtamt 28 erb. 


Suche 1. April eine Stelle als erſter Büreaugeh. Schöne 
Handſchrift nebſt guten Zeugniſſen. 
. E. Seel, Templin U/M. 
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, 33 Anwalt, 

in Praxis und Theorie gründlich erfahren, Landrechtler, ſucht 

e Offerten sud 8. 818 an Rudolf Moſſe, 
reslau. | i 


Junger routinirter Mmtögerichtsanwalt mit gründlicher 
theoretiſcher und praktiſcher Bildung ſucht Aſſociation mit einem 
beſchäftigten Anwalt im Gebiete des franzöſiſchen Rechts. Offerten 
sub A. Z. 141 an die Expedition dieſes Blattes. 


Gewandter, landr. Aſſeſſor zum Vertreter eines landger. An⸗ 
walts ev. behufs Aſſociation geſucht. Adr. sub A. 132 i. d. Exp. 


d. Bl. erbeten. 5 


dr. Aſſeſſor übernimmt die Vertretung eines Anwalts. Off. 
unter K. Z. 106 an die Expedition dieſes Blattes. 


R. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 
Street, Strand, London (solieitor of the Supreme Court) unter- 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß⸗ oder Gerichts⸗ 
angelegenheiten in England. 


5 Dr. jur. aul C. 0 | . 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg FJ. Bentley, Notar. N 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord: Amerikas. 


Die Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts 
und des Reichsgerichts in Civilſachen werden zu kaufen geſucht. 
Offerten an die Expedition dieſes Blattes unter T. 139. 


Billig zu verkaufen: 
1) PIERRE Or Geſetzſammlung von 1806—1877, Karl Heymanns 
Ä erlag, 
2) Desgleithen, amtliche Ausgabe 1878 — 1887, 
3) Hauptregiſter dazu, 1806 — 1883, 
4) Reichsgeſetzblatt 1867—1895 mit Regiſterband 18671876. 
Sämmtliche Werke ſind gebunden und ſehr gut erhalten. 
Gebote unter A. Z. 130 a. d. Exped. d. Bl. erbeten. 


In Ferd. Dümmlers Verlags buchhandlung 
in Berlin S. W. 12 
erſchien ſoeben: 


Grundbuch-Ordnung 


und Geſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
für das Deutſche Reich. Durch die amtlichen Materialien er⸗ 
gänzt und erläutert von R. Höinghaus. Preis 80 Pf., in Leinen 
geb. 1,20 M. Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 


J. Schweitzer Sortiment 
Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut 
für 
Rechts- und Staats wissenschaften 
München, Maximilianplatz 4. 
soeben erschien und wird auf Wunsch kostenfrei übersandt: 


Katalog No. 28 


unseres antiquarischen Lagers rechts- und staats- 
wissenschaftlicher Werke 
circa 5000 Nummern. 
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Carl Heymanns Perla 

Rechts⸗ und Staats wiſſenſchaftlicher Verlag. 
Einführung in das Studium des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Ein Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. 
Von Dr. F. Endemann, ord. Profeſſor der Rechte in Halle. 
MAxitte nüllig neubhenrbeitete Auflage. 
Erſter Theil. Einleitung und Allgemeiner Theil. 
Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,30. 

Die Fortſetzung wird in raſcher Folge erſcheinen; Proſpekte ſtehen gern zu Dienſten. 


€. H. Beck'ſche Jerlagsbuchhandlung Oskar 
Soeben iſt erſchienen: | 
Kahn, Dr. Julius, Rechtsanwalt u. Sekretär der Handels⸗ 
kammer für Oberbayern: Börſengeſetz für das Deutſche 
Reich vom 22. Juni 1896 erläutert und mit Aus- 
führungsbeſtimmungen herausgeg. 20 Bog. kl. 80. 

In Leinwand geb. 3 M. 1 | 
Der „Deutfhe Oekonomiſt“ ſchreibt in feiner Nr. vom 
6. März d. J. über Kahn's Bearbeitung des Börſengeſetzes: 
„Soweit eine vorläufige Durchſicht ein Urteil geſtattet, müſſen 
wir ſagen, daß das Kahn'ſche Buch unbedingt das beſte 
aller Bis jetzt erſchienenen Ausgaben iſt. Wer mit dem 
Börſengeſetz zu thun hat, darf das Buch nicht ent⸗ 
behren.“ — Die Berliner Börſenordnung iſt ſowohl im Anhang 
abgedruckt, als durchgängig im Text verwendet. 


Beck in München. 


Chicago. | | Berlin. 
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M. Kempner, 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Inhalt. 
Vereinsnachrichten. S. 185. — Vom Reichsgericht. S. 185. 
— Perſonal⸗Veränderungen. S. 202. ” 


Bereinsnadhricdten. 


In Folge Erkrankung unſeres Mitarbeiters kann das 
Geſammtverzeichniß der Reichsgerichtsentſcheidungen nebſt 
Titel und Inhaltsverzeichniß zum Jahrgange 1896 erſt in 
den nächſten Monaten geliefert werden. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 9. bis 20. März 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. Richtig iſt zwar, daß der Streitwerth eines Rechts⸗ 
mittels, ſo lange noch kein Antrag des Rechtsmittelklägers vor⸗ 
liegt, ſich nur darnach beſtimmt, wie weit der letztere durch die 
von ihm angefochtene Entſcheidung formell beſchwert iſt. Aber 
ein verurtheilter Bekl. iſt nicht ſchlechthin zum ganzen Belaufe 
ſeiner Verurtheilung formell beſchwert, ſondern nur ſo weit er 
gegen ſeinen Antrag verurtheilt iſt. Hier nur hatte der 
Kl. darauf angetragen, den Bekl. zur Zahlung von 2 059,84 Mark 
nebſt Zinſen zu verurtheilen, der Bekl. aber feinen Gegenantrag 
ſchließlich nur auf Abweiſung der Klage in Höhe von 
648,77 Mark nebſt Zinſen gerichtet. Das L. G. entſprach 
dem letzteren Antrage in Höhe von 462,60 Mark nebſt Zinſen, 
indem es den Bekl. nur zur Zahlung von 1 597,24 Mark nebſt 
Juſen erurtheilte und den Kl. mit der Mehrforderung abwies. 
Der Bekl. war daher durch das Urtheil I. J. formell nur in Höhe 
von 186,17 Mark beſchwert. Da er mit der vorliegenden 
Beſchwerde nicht einmal darauf angetragen hat, den Streitwerth 
für ſeine Berufung fo weit herabzuſetzen, ſondern nur auf 
Anſezung deſſelben in Höhe von 285,93 Mark, ſo war ſeinem 
Anträge zu entſprechen. VI. C. S. i. S. Horſtmann c. Krauſe 
om 4. März 1897, B Nr. 45/97 VI. 

. | 
) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 5 


2. In dem rechtskräftig gewordenen Urtheile des L. G. 
iſt über die Prozeßkoſten dahin entſchieden: „Die Koſten des 
Rechtsſtreits ſind, ſoweit dieſelben nicht gegen die Mitbkl. 
Fräulein Anna v. G. beſonders entſtanden ſind, und welche der 
Kl. aufzuerlegen find, von den Bekl. zu 2 und 3 zu tragen“. 
Die obſiegende A. v. G. — gegen ſie war die Klage im letzten 
Verhandlungstermine zurückgenommen — liquidirte nun ½ der 
ihr und den beiden verurtheilten Mitbekl. gemeinſchaftlich erwachſenen 
außergerichtlichen, namentlich Anwaltskoſten, und das L. G. 
billigte dieſe zu. Auf die Beſchwerde der Kl. hob das O. L. G. 
dieſen Beſchluß auf und wies das Feſtſetzungsgeſuch zurück, weil 
mit den im Urtheile gebrauchten Ausdrücken nur diejenigen be⸗ 
ſonderen Koſten gemeint ſein könnten, die nicht entſtanden wären, 
wenn die Kl. ihre Klage nur gegen die anderen Bekl. gerichtet 
hätte. Dazu ſeien aber nicht die Gebühren und Auslagen der 
gemeinſchaftlichen Prozeßbevollmächtigten zu rechnen, die in 
vollem Umfange auch dann entſtanden ſein würden, wenn die 
beiden verurtheilten Bekl. allein verklagt wären oder auch nur 
einer von ihnen. Die von der Mitbekl. Anna v. G. dagegen erhobene 
weitere Beſchwerde erſcheint begründet. Nach § 87 der C. P. O. 
hat die unterliegende Partei die Koſten des Rechtsſtreits zu 
tragen, insbeſondere die dem Gegner erwachſenen Koſten zu er⸗ 
ſtatten, und der § 243 beſtätigt dies für den hier vorliegenden 
Fall der Zurücknahme der Klage; für Streitgenoſſen beſtehen 
($ 95) nur dann beſondere Vorſchriften, wenn der unter- 
liegende Theil aus mehreren Perſonen beſteht, und nur für 
dieſe. Nach dieſen Vorſchriften kann es nicht zweifelhaft ſein, 
daß die unterliegende Kl. in alle der Liquidantin erwachſenen 
Koſten zu verurtheilen war, und ebenſo ſicher iſt es, daß dieſe 
nach den für ihr Verhältniß zu ihren Genoſſen maßgebenden 
Grundſätzen des bürgerlichen Rechts ½ der durch die gemein. 
ſchaftlichen Prozeßbevollmächtigten entſtandenen Koſten zu kragen 
oder zu erſtatten hat. Nun hat zwar das L. G. den recht un⸗ 
klaren und beſſer zu vermeidenden Ausdruck „für Fräulein 
A. v. G. beſonders entſtandene Koſten“ gebraucht; daß es 
aber damit den vom O. L. G. darin gefundenen Sinn ver⸗ 
bunden habe, iſt um ſo weniger anzunehmen, als es dann gegen 
die klaren geſetzlichen Vorſchriften der 58 87, 243 verſtoßen 
haben würde, und als es ſelbſt, indem es die liquidirten Koſten 
gegen die Kl. feſtſetzte, ſeine Entſcheidung in anderem Sinne 
aufgefaßt hat. Das ergangene Urtheil entſcheidet über die 


Koſtenlaſt nur zwiſchen den beiden Prozeßparteien, dagegen nicht 
über das Rechtsverhältniß der in einer Partei vereinigten Streit- 
genoſſen unter einander; es gewährt daher der Beſchwerde⸗ 
führerin keinen Titel, die Uebernahme der geſammten gemein⸗ 
ſchaftlichen außergerichilichen Koſten von den Verurtheilten zu 
verlangen. Auch wenn ihr aus anderen Gründen ein Anſpruch 
darauf zuſtehen ſollte, würde ſie, ohne Rechtsgrund verklagt, 
nicht ohne große Unbilligkeit auf den Prozeßweg verwieſen 
werden können; es könnte ſich höchſtens fragen, ob die 
Kl. berechtigt geweſen wäre, gegen Zahlung die Abtretung 
etwa gegen die Verurtheilten beſtehender Regreßanſprüche 
zu verlangen. Der erkennende Senat hat ſchon früher 
(Beſchluß vom 1. Juni 1894 i. S. Piel c. Schone III. 
B 84/94) in gleichem Sinne ſich ausgeſprochen. III. C. S. 
i. S. Bohnhardt . v. Geſchwend vom 5. März 1897, 
B * 42/43/97 III. 

3. Aufhebung des B. U. wegen ungenügender Begründung. 
V. C. S. i. S.. Rennecke c. Tülff vom 3. März 1897, 
Nr. 297/96 V. i. S. Potthoff c. v. Papen vom 20. Februar 
1897, Nr. 285/96 V, VI. C. S. i. S. Hoffer c. Gericke vom 
15. Februar 1897, Nr. 285/96 VI. 

4. Die Reviſton wirft dem B. G. Verletzung der Grund⸗ 
ſätze von der Rechtskraft vor, weil über das Miethsrecht des 
Kl. ſchon im Exmiſſionsprozeſſe entſchieden ſei, und zwar dahin, 
daß es beſtehe. Der Angriff knüpft an das Urtheil des R. G. 
vom 17. Februar 1894 i. S. Strumpf c. Strumpf V. 285/93 
an (theilweiſe abgedruckt bei Bolze, Praxis, Bd. 18 Nr. 738, 
und in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1894 S. 1407), 
beruht aber auf einem Mißverſtändniß dieſer Entſcheidung. In 
jenem Falle war die Exmiſſionsklage auf Grund des vertrags⸗ 
mäßigen Ablaufs des Miethsverhältniſſes angeſtellt; ſie wurde 
in II. J. abgewieſen, weil eine Erneuerung des Miethsverhält⸗ 
niſſes durch einen zweiten ſchriftlichen Vertrag auf 6 Jahre 
angenommen wurde. Dieſe Erneuerung wurde in dem vom 
ermittirten Miether angeſtellten Entſchädigungsprozeß von dem 
Bekl. (Kl. im Exmiſſionsprozeſſe) wiederum beſtritten. Das 
R. G. läßt dieſes Beſtreiten nicht mehr zu. Es geht davon 
aus, daß, um den Umfang der Rechtskraft eines Urtheils feſt⸗ 
zuſtellen, unterſucht werden müſſe, welche Anſprüche erhoben 
ſeien, und über welche Anſprüche durch das Urtheil entſchieden 
ſei. Von dieſem Standpunkte aus gelangt es zu dem Ergebniſſe, 
daß durch die Abweiſung der Räumungsklage zugleich das Be⸗ 
ſtehen „des vom damaligen Bekl. behaupteten Miethsrechts“ an⸗ 
erkannt ſei. Nimmt man dieſen Standpunkt ein, — über welchen 
bei Beſtimmung des Umfangs der Rechtskraft nach §S 293 der 
C. P. O. keinesfalls hinausgegangen werden kann —, ſo ergiebt 
ſich im vorliegenden Falle ein abweichendes Reſultat. Geſtützt 


war die Räumungsklage lediglich auf den Mißbrauch der Mieths⸗ 


ſache; nur darüber, ob ein den Vermiether zur Exmiſſion be⸗ 
rechtigender Mißbrauch vorliege, iſt erkannt worden. Die Fort⸗ 
dauer des Miethsvertrages wurde zwar dabei vorausgeſetzt, auch 
von den damaligen Kl., aber gerade daraus, daß ſie von vorn⸗ 
herein den Miethsvertrag als noch beſteheud anſahen, geht 
hervor, daß ſie eine Entſcheidung darüber nicht verlangten, 
und daß eine ſolche nicht getroffen iſt. Die Rechtskraft 
des Urtheils im Räumungsprozeſſe ſteht daher dem. zweiten 
Abweiſungsgrunde des B. U. nicht entgegen. VI. C. S. 
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i. S. Laechelin c. Gaebler u. Gen. vom 25. Februar 1897, 
Nr. 332/96 VI. 

5. Es iſt richtig, daß der Beſteller einer Hypothek im 
Sinne des § 350 Abſ. 1 Nr. 4 der C. P. O. Rechtsvorgänger 
des Hypothekengläubigers iſt (vergl. Urtheil des R. G. in der 
Sache V. 308/93, Beiträge zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts, Bd. 38 S. 989 ff.); ob er deshalb, falls er zu den 
in § 348 Abſ. 1 Nr. 1—3 der C. P. O. bezeichneten Perſonen 
gehört, in den Fällen des § 350 Abſ. 1 daſelbſt nicht un⸗ 
beeidigt bleiben dürfte, wie allerdings in dem angeführten 
Reichsgerichtsurtheile ebenfalls angenommen iſt, kann dahin ge⸗ 
ſtellt bleiben; ganz unverſtändlich aber iſt, inwiefern Paul K. 
Rechtsvorgänger ſeiner Ehefrau im Eigenthume des fraglichen 
Grundſtückes — worauf allein es doch hier ankommen könnte — 
geweſen ſein und als ſolcher Rechtshandlungen vorgenommen 
haben ſollte. Uebrigens würde, ſelbſt wenn ſich dies anders 
verhielte, die erhobene Rüge durch die Beſtimmungen der 
§§ 267 und 521 der C. P. O. ausgeſchloſſen ſein, weil der 
Kl. in der letzten mündlichen Verhandlung vor dem B. G. gar 
nicht auf Beeidigung des Zeugen Paul K. angetragen hat. 
VI. C. S. i. S. Brand c. Kreitling vom 8. Februar 1897, 
Nr. 311/96 VI. 

6. Nach der ausdrücklichen Beſtimmung in § 482 
(8 518) C. P. O. kann der Rbkl. ſich der Reviſion ſelbſt dann 
anſchließen, wenn er auf die Reviſion verzichtet oder die Re⸗ 
viſionsfriſt hat verſtreichen laſſen. Wie die Begründung des 
Entwurfs ergiebt (vergl. Hahn, Materialien zur C. P. O. 
Bd. 1. S. 354 zu $$ 461, 462 des Entwurfs), iſt der Ge⸗ 
ſetzgeber davon ausgegangen, daß der Verzicht auf ein Rechts⸗ 
mittel der Regel nach nur unter der Vorausſetzung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit abgegeben werde, und daß die auch in anderen Be⸗ 
ziehungen gegen früher erweiterte Zulafſung einer Anſchließung 
die Einlegung manches nutzloſen — uur vorforglich, für den 
Fall einer Anfechtung durch den Gegner, eingelegten — Rechts⸗ 
mittels verhindern werde. Mit der hierin zu Tage tretenden 
geſetzgeberiſchen Abſicht iſt die Auffaſſung des Kl., daß die 
Zurücknahme eines Rechtsmittels in dieſem Punkt anders zu 
beurtheilen ſei als der Verzicht auf ein Rechtsmittel, nicht in 
Einklang zu bringen. In den §§ 475 und 476 (vergl. $ 529) 
C. P. O. wird zwar unterſchieden zwiſchen Verzicht und Zurück⸗ 
nahme, indem dort unter dem Verzicht ein Verzicht vor der 
Einlegung des Rechtsmittels verſtanden und die Frage, ob der 


Gegner einwilligen müſſe, für die Fälle eines Verzichts vor der 


Einlegung und einer Zurücknahme nach der Einlegung ver⸗ 
ſchieden geregelt wird. Gleichwohl fällt auch die Zurücknahme 
eines ſchon eingelegten Rechtsmittels ſprachlich wie logiſch unter 


den Begriff des Verzichts auf das Rechtsmittel, und bei der 


Regelung der Wirkſamkeit des Rechtsmittelverzichts im Hinblick 
auf das Anſchließungsrecht ſpielt erſichtlich die Unterſcheidung 
keine Rolle, ob der Verzicht vor oder nach der Einlegung durch 
den Verzichtenden und mit oder ohne Zuſtimmung des Gegners 
ausgeſprochen wird. Deshalb erſcheint es unzuläſſig, den in 
§ 482 (518) erwähnten Verzicht auf den Fall eines Verzichts 
vor der Einlegung des Rechtsmittels zu beſchränken. Nun iſt 
freilich im vorliegenden Fall noch eine in Folge der Zurücknahme 
auf Grund des § 476 Abſ. 3 (vergl. § 529) durch rechts- 
kräftiges Urtheil ausgeſprochene Verluſtigkeitserklärung hinzu⸗ 
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getreten, aber es kann dem Kl. nicht zugegeben werden, daß 
ihm daraus die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
gegen eine etwaige Anſchließung des Bekl. erwüchſe. Nur des 
ſelbſtſtändig eingelegten Rechtsmittels der Reviſion iſt der Bekl. 
für verluſtig erklärt worden; dieſer Verluſt war aber ſchon ein⸗ 
getreten durch die Zurücknahme, und wenn dieſe nicht das An⸗ 
ſchließungsrecht beſeitigt, vermag es auch nicht der rechtskräftige 
Ausspruch, daß der Bekl. die ſelbſtſtändige Reviſion durch Zurück⸗ 


nahme verloren habe. Vergl. auch die Kommentare zur C. P. O. 


§ 482 von Gaupp, 2. Aufl., Anm. II, von Seuffert, Anm. 3, 
von v. Wilmowski und Levy, Anm. 2. V. C. S. i. S. Zadeck 
c. C.⸗Fiskus vom 24. Februar 1897, Nr. 21/97 V. 

7. Der Antrag des Beſchwerdeführers: die Zwangsver. 
waltung des ihm in antichretiſchen Pfandbeſitz übergebenen 
Grundſtücks, Gr. Frankfurterſtraße 33 in Berlin, bis zum Er⸗ 
laß des Urtheils in feiner obenbezeichneten Prozeßſache einſtweilen 
einzustellen, iſt ſowohl von dem Prozeßgericht, dem Königlichen 
Landgericht J in Berlin, durch Entſcheidung vom 2. Januar 1897, 
wie auf eingelegte Beſchwerde von dem Königlichen Kammer⸗ 
gericht daſelbſt durch Beſchluß vom 12. deſſelben Monats zurück⸗ 
gewieſen worden. Beide Vorinſtanzen gründen ihre Entſcheidung 
darauf, daß durch den antichretiſchen Pfandbeſitz die Möglichkeit 
und Zuläſſigkeit einer gegen den Willen des antichretiſchen 
Pfandgläubigers eingeleiteten Zwangsverwaltung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen werde, weil ſich — wie in dem Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts hervorgehoben wird — eine Durchführung der Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregel ermöglichen laſſe, bei welcher ein unſtatthafter 
Eingriff in die Rechte des antichretiſchen Pfandbeſitzers vermieden 
wird. Hiernach liegen zwei ſachlich übereinſtimmende und auf 
derſelben Rechtsbegründung beruhende Entſcheidungen der Vor⸗ 
inſtanzen vor. Die weitere Beſchwerde würde daher nach $ 531 
Abſ. 2 der C. P. O. nur zuläſſig ſein, wenn in der Ent⸗ 
ſcheidung des Beſchwerdegerichts ein neuer ſelbſtſtändiger Be⸗ 
ſchwerdegrund enthalten wäre. Dieſen glaubt der Beſchwerde⸗ 
führer darin zu finden, daß das Kammergericht ſeine Behaup⸗ 
tungen, welche darauf abzielen, nachzuweiſen, daß er durch 
Einleitung der Zwangsverwaltung in ſeinen Rechten verletzt 
worden ſei, überſehen habe. Die Verletzung ſoll namentlich 
darin beruhen, daß dem Schuldner jede Einmiſchung in die 
Geſchäftsführung des ernannten Verwalters, ſowie jede Ver⸗ 
fügung über die Einkünfte des Grundſtücks unterſagt und 
dritten Perſonen aufgegeben worden ſei, die Einkünfte des 
Grundstücks an den Verwalter abzuführen. Dieſer Angriff 
gegen die Vorentſcheidung geht fehl. Denn die angeblich über⸗ 
ſehene Behauptung könnte, wofern mit ihr eine Verletzung der 
Rechte des Beſchwerdeführers als nachgewieſen erachtet würde, 
dahin führen, bei dem Vollſtreckungsgericht Abhülfe nach- 
zuſuchen und eine andere, die Rechte des Beſchwerdeführers 
ſchonende Durchführung der Vollſtreckungsmaßregel zu verlangen, 
nicht aber dahin, die einſtweilige Einſtellung der Zwangsver⸗ 


waltung ſeitens des Prozeßgerichtes zu begründen. Gerade dies 
iſt der Standpunkt, den die Vorinſtanzen übereinſtimmend ver ⸗ 


treten. Sie nehmen an, daß ſich die Zwangsverwaltung durch- 
führen Inffe, ohne die Rechte des Kl. zu verletzen. Es iſt daher 


auch nicht richtig, daß das Kammergericht die auf eine ſolche 


Verletzung abzielenden Behauptungen der Beſchwerde überſehen 
habe. Sie brauchten in dem die Beſchwerde zurückweiſenden 


Beſchluſſe um deshalb nicht weiter gewürdigt zu werden, weil 
ſie nur die Art und Weiſe betrafen, wie die Zwangsverwaltung 
bisher als Vollſtreckungsmaßregel gehandhabt worden iſt, während 
es ſich darum handelte, darüber zu befinden, ob die Zwangs⸗ 
verwaltung überhaupt dem antichretiſchen Pfandbeſitz des Kl. 
gegenüber zuläſſig ſei. Nachdem dies von beiden Vorinſtanzen 
mit im Weſentlichen gleicher Rechtsbegründung in bejahendem 
Sinne entſchieden worden iſt, ohne daß in der Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund ent⸗ 
halten wäre, findet hiergegen weitere Beſchwerde nicht ſtatt. 
V. C. S. i. S. Wehr c. Rechenberg vom 3. März 1897, 
B Nr. 31/97 V. | 

8. Auf die Beſchwerde wird, da die von der Bekl. gegen 
das wider ſie eingeleitete Zwangsvollſtreckungverfahren erhobenen 
Einwendungen, wie das O. L. G. ſelbſt nicht bezweifelt, den 
durch das Urtheil vom 9. Juli 1896 feſtgeſtellten Anſpruch des 
Kl. auf Herſtellung des ehelichen Lebens betreffen, mit Rückſicht 
hierauf aber die Anwendung der Beſtimmung in $ 686 der 
C. P. O. ſchlechthin geboten erſcheint, der angefochtene Beſchluß 
des O. L. G. aufgehoben und der Beſchluß des L. G. zu 
Zwickau vom 9. Dezember 1896 wiederhergeſtellt. VI. C. S. 
i. S. Geipel c. Geipel vom 22. Februar 1897, B Nr. 20/97 VI. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungs- 
geſetz. | | 
9. Nach § 178 der K. K. O. find der Wirkſamkeit des 
Zwangsvergleichs alle nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger 
unterworfen. Konkursgläubiger find aber nach § 2 K. K. O. 
diejenigen perſönlichen Gläubiger, welche zur Zeit der Eröffnung 
des Konkursverfahrens einen Vermögensanſpruch an den Gemein⸗ 
ſchuldner haben, der aus der Konkursmaſſe zu befriedigen iſt. 
Der Kl. würde alſo nur dann zu den Konkursgläubigern ge⸗ 
hören und als ſolcher dem Zwangsvergleich unterworfen fein, 
wenn ihm zur Zeit der Konkurseröffnung eine aus der Konkurs⸗ 
maſſe, dem zur Zeit der Konkurseröffnung dem Gemeinſchuldner 
gehörenden Vermögen, zu befriedigende Forderung zugeſtanden 
hätte. Dies war jedoch nicht der Fall, denn der Kl. war 
wegen ſeiner im Prozeß befangenen Forderung ſchon vor der 
Konkurseröffnung von dem Gemeinſchuldner durch Zahlung be- 
friedigt worden. Er hatte nichts mehr aus der Konkursmaſſe 
zu fordern und war deshalb kein Konkursgläubiger. Hieran 
wurde dadurch, daß der Rechtsſtreit über die Forderung noch 
fortdauerte, ebenſowenig etwas geändert, wie dadurch, daß die 
Befriedigung nur eine vorläufige war, denn weder die Fortdauer 
des Rechtsſtreits, noch die rechtliche Natur der geleiſteten Zahlung 
als einer nur vorläufigen hatten die Folge, daß die dem Kl. 
gezahlte Summe noch zur Konkursmaſſe des Bekl. gehörte. Zu 
dieſer gehörte aber das durch die Aufhebung des Urtheils I. J. 
bedingte Recht der Rückforderung des gezahlten Betrages, denn 
jede auf Grund eines der Aufhebung fähigen, vorläufig voll⸗ 
ſtreckbaren Urtheils geleiſtete Zahlung trägt den Vorbehalt des 
zahlenden Schuldners in ſich, die Zahlung zurückfordern zu 
dürfen, ſobald das die Zahlung veranlaſſende Urtheil aufgehoben 
wird. Solange dieſe Bedingung nicht eingetreten und der Kl. 
damit zur Rückzahlung der empfangenen Summe verpflichtet 
war, blieb er befriedigt und hatte folgeweiſe keine Forderung 
gegen die Konkursmaſſe. Weiter begründet. I. C. S. i. S. 
Wagner c. v. Mitzlaff vom 13. Februar 1897, Nr. 337/96 J. 
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10. Das B. G. hat zu Gunſten der Kl. gefolgert, daß 
der verklagte Konkursverwalter nicht berechtigt geweſen ſei, die 
fraglichen Gegenſtände vom Grundſtücke zu trennen und zu 
Gunſten der Konkursmaſſe zu verwerthen. Dieſe Folgerung iſt 
nach den 88 39 und 116 der K. K. O., in Verbindung mit 
§ 15 bezw. mit § 1 des Hamburgiſchen Geſetzes über die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, ſicher ganz 
unbedenklich; desgleichen auch, daß die durch dieſe widerrechtliche 
Handlungsweiſe des Konkursverwalters etwa begründeten 
Schadenserſatzanſprüche nach § 52 Nr. 1 der K. K. O. zu 
den Maſſeſchulden gehören würden. Das B. G. hat nun aber 
dem hier geltend gemachten Schadenserſatzanſpruche der Kl., die 
das Grundſtück bei der Zwangsverſteigerung innerhalb ihres 
Hypothekpoſtens gekauft hat, deswegen die Anerkennung verſagt, 
weil ſie nicht habe behaupten können, daß das Grundſtück in 
der Zwangsverſteigerung zu einem höheren Preiſe verkauft ſein 
würde, wenn die fraglichen Gegenſtände ſich noch auf demſelben 
befunden hätten, und weil die Hypothek der Kl. nicht das Recht 
gegeben habe, neben dem ungeſchmälerten Verkaufserlöſe, wenn 
ſie ſelbſt das Grundſtück erſtehe, auch noch einen um den Werth 
der widerrechtlich entfernten Gegenſtände höheren Werth des 
Grundſtückes zu beanſpruchen. Die 87,40 Mark hat das 
O. L. G. der Kl. unter einem ganz andern Geſichtspunkte zu⸗ 
geſprochen, nämlich nach §S 117 und § 52 der K. K. O. als 
den Erlös aus dem durch den verklagten Konkursverwalter be⸗ 
wirkten öffentlichen Verkaufe der mehrerwähnten drei Gegen⸗ 
ſtände, an welchen der Kl. ein Abſonderungsrecht zugeſtanden 
habe. Dies war übrigens wohl kaum folgerichtig, da doch die 
Kl. an den Gegenſtänden als beweglichen Sachen, wie ſolche 
in § 117 der K. K. O. vorausgeſetzt find, gar kein Ab⸗ 
ſonderungsrecht hatte. Mit jener Begründung aber erſcheint 
der Begriff des Schadens als verkannt. Bei einem Hypothek⸗ 
gläubiger, der das Grundſtück beim Zwangsverkaufe innerhalb 
ſeines Poſtens erſteht, kommt es gerade gar nicht darauf an, 
ob der nominelle Kaufpreis beim Vorhandenſein der fort⸗ 
genommenen Zubehörungen höher geweſen ſein würde; hieran 
hat er, wenn er doch einmal innerhalb ſeines Poſtens gekauft 
haben würde, nicht das mindeſte Intereſſe. Umgekehrt beſteht 
das Intereſſe eines ſolchen Hypothekgläubigers gerade darin, 
daß das Grundſtück mehr werth ſei, damit ſein wirklicher 
Schade um ſo viel geringer ſei, als der nominelle Ausfall, den 
er an ſeinem Poſten erleidet. Selbſtverſtändlich hat er auf 
Grund ſeines frühern Pfandrechts nie ein weiter reichendes 
Recht, als bis zur völligen Deckung des Ausfalles am Kapital⸗ 
betrage ſeines Poſtens nebſt etwaigen Zinſen davon; dieſes 
Rechtes geht er aber, wenn es ihm durch rechtswidrige Hand⸗ 
lungen beeinträchtigt iſt, nicht dadurch verluſtig, daß er das 
Grundſtück innerhalb ſeines Poſtens kauft. Hier iſt nun die 
Kl. bei der Zwangsverſteigerung formell mit 5 233,55 Mark 
Kapital ausgefallen. Möglich iſt, daß ihr Verluſt in Wirklich- 
keit weniger betrug, weil das von ihr erſtandene Grundſtück 
mehr als den von ihr gebotenen Kaufpreis werth war; ſo lange 
aber nicht feſtſteht, daß es durch ſeinen wirklichen Werth den 
ganzen nominellen Ausfall deckte, kommt es darauf an, ob nicht 
in Folge des rechtswidrigen Verfahrens des Bekl. der wirkliche 
Werth des Grundſtückes geringer war, als er ohne daſſelbe ge⸗ 
weſen ſein würde. Die Kl. hat nur nicht behaupten konnen, 


daß die Zwangsverſteigerung ohne daſſelbe einen höhern Zu⸗ 
ſchlagspreis ergeben haben würde; ſo kann die Sache bei einem 
jedenfalls über ſeinen Werth beſchwerten Grundſtücke, wo es 
ſich nur darum zu handeln pflegt, welcher von den Hypothek 
gläubigern innerhalb ſeines Poſtens Käufer ſein werde, in der 
That ſehr leicht liegen. Aber davon iſt zu unterſcheiden die 
Frage, ob das Grundſtück ohne das fragliche widerrechtliche 
Verfahren mehr werth geweſen ſein würde; wie das an ſich 
nicht unwahrſcheinlich iſt. In dieſer Werthdifferenz beſteht hier 
der vom Bekl. der Kl. zu erſetzende Schade; natürlich mit der 
Einſchränkung auf den wirklichen materiellen Ausfall an dem 
Poſten als auf das Maximum, weil darüber hinaus die Kl. 
überhaupt keinen Schaden erlitten haben würde; vergl. die 
Entſcheidung des Hanſeatiſchen O. L. G. in der Hanſeatiſchen 
Gerichtszeitung von 1890, Beibl., S. 197 ff., beſonders S. 199 f. 
Die Kl. hat nun behauptet, daß das Grundſtück beim Vor⸗ 
handenſein der fraglichen drei Gegenſtände 2530 Mark mehr werth 
geweſen ſein würde; die thatſächliche Feſtſtellung in dieſer Be⸗ 
ziehung ſteht noch aus. VI. C. S. i. S. Bredemeyer c. Dall- 
dorf Konk. vom 25. Februar 1897, Nr. 99/96 VI. 

11. In ſolchen Fällen, wo ein Rechtsakt ſchon mit der 
Abſicht vorgenommen wird, in unmittelbarem Anſchluſſe an ihn 
feine Rechtswirkung ſofort durch einen zweiten Akt zu modifiziren, 
bildet erſt das Ganze zuſammen diejenige „Rechtshandlung“ 
oder denjenigen „Vertrag“ u. ſ. w., von denen das A. G. vom 
21. Juli 1879 ſpricht. VI. C. S. i. S. Brand c. Kreitling 
vom 8. Februar 1897, Nr. 311/96 VI. 

12. Rheiniſcher Rechtsfall. Die Reviſion konnte nicht für 
begründet erachtet werden. Das B. G. hat die erhobene 
Anfechtungsklage, derzufolge das L. G. die auf Grund des 
notariellen Aktes vom 18. Auguſt 1890 zu Gunſten der be⸗ 
klagten Ehefrau am 26. Auguſt 1890 bewirkte Hypothekar⸗ 
einſchreibung dem Kl. gegenüber für rechtsunwirkſam erklärte, 
zunächſt nach der Beſtimmung der Ziff. 4 des § 3 des A. G. 
vom 21. Juli 1879 für begründet erklärt. Es geht davon aus, 
daß die allgemeinen Vorausſetzungen für die Anfechtung nach 
§ 2 des Geſetzes, wie nicht beſtritten, vorliegen und daß die 
Anfechtungsklage innerhalb der zweijährigen Friſt des § 3 
Ziff. 4 des Geſetzes erhoben ſei, ſodann nimmt es ohne Rechts⸗ 
irrthum an, daß den Gegenſtand der Anfechtung eine von dem 
mitbeklagten Schuldner zu Gunſten feiner Ehefrau bewirkte 
Sicherſtellung des geſetzlich in ſeine Verwaltung gekommenen 
Vermögens der letzteren bilde, da das Unterpfandsrecht für 
Erſatzforderungen der Ehefrau wegen Veräußerung von zu ihrem 
Sondergute gehörigen Liegenſchaften bewilligt worden ſei. Der 
Einwand der Bekl., daß der Ehefrau eine weitere Sicher⸗ 
ſtellung nicht gewährt worden ſei als diejenige wäre, welche ſie 
nach den Art. 2121, 2135, 2136, 2153 B. G. B. und 
den 88 4, 8 des Preußiſchen Geſetzes vom 20. Mai 1885 
anzuſprechen habe, wird in erſter Reihe damit beſeitigt, daß 
angenommen wird, der beklagten Chefrau habe nach den durch 
§ 54 des Ausführungsgeſetzes zur K. K. O. vom 6. März 1879 
aufrecht erhaltenen Art. 551 — 553 des früheren Rheiniſchen 
Handelsgeſetzbuchs an den zu Unterpfand eingeſetzten, von dem 
beklagten Ehemann erſt während der Ehe erworbenen Liegen⸗ 
ſchaften überhaupt ein geſetzliches Pfandrecht nicht zugeſtanden. 


Daß die angeführten Art. 551 - 553 des Code de commerce 
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von 1807, wie die Reviſion geltend macht, nur im Falle der 
förmlichen Konkurseröffnung Anwendung finden, nicht 
auch ſchon bei im Sinne des Art. 437 Code de commerce 
vorhandenem Fallimentszuſtande, nämlich bei erfolgter 
Einſtellung der Zahlungen ſeitens eines Kaufmanns, entſpricht 
zwar einer namentlich in früherer Zeit von einzelnen Schrift⸗ 
ſtellern und Gerichten gebilligten Geſetzesauslegung, allein nach 
der neueren Doktrin und namentlich der Rechtſprechung, ins⸗ 
beſondere auch des franzöſiſchen Kaſſationshofes iſt die von dem 
B. G. im Anſchluß an ein früheres Urtheil (Rheiniſches Archiv 
75, I, 94) gegebene Entſcheidung der auch unter der neuen 
Faſſung des Code de Commerce fortbeſtehenden Frage als 
die herrſchende zu betrachten. Vergl. Bedarride, tr. des faillites, 
t. III Nr. 994, Dalloz, J. G. Faillite Nr. 1081 ff. und 
Supplement Nr. 1178—1180, D. P. 1890, I, 19, Aubry 
& Rau t. III S. 237. Dieſe Anſicht verdient auch den Vor⸗ 
zug; fie iſt mit dem Wortlaute des Geſetzes — vergl. die 


Art. 437, 440, 544 Code de Commerce — wohl vereinbar 


und entſpricht deſſen Abſicht, welche auf den Schutz der Gläubiger 
gegen einſeitige Begünſtigung der Forderungen der Ehefrau des 
Schuldners durch Verwendung der zu Gebote ſtehenden Mittel 
zum Erwerbe von Liegenſchaften bei drohender Zahlungs- 
unfähigkeit gerichtet iſt. Der Geſichtspunkt, daß gegen den 
Eintritt des Zahlungsunvermögens, alſo nicht erſt gegen 
die dieſen Zuſtand vorausſetzende und ihm der Regel nach 
folgende Konkurseröffnung die Glaäubigerrechte zu ſchützen ſeien, 
hat zu dieſer Beſchränkung der Rechte der Ehefrau des Kauf⸗ 
manns geführt. Daß die Beſtimmung nicht auf Nichtkaufleute 
ausgedehnt wurde, erklärt ſich aus ähnlichen Erwägungen wie 
diejenigen, welche zu der Beſchränkung des Fallimentsverfahrens 
auf Handelsleute geführt haben. Unter dem gegenwärtigen 
Verfahren, nach welchem abgeſonderte Befriedigung der Unter⸗ 
pfandsgläubiger ſtattfindet, kann es in einem Falle wie der 
vorliegende unter Umſtänden nach §8 99 K. K. O. zu einer 
Eröffnung des Konkursverfahrens gar nicht kommen, obwohl die 
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners feſtſteht. Auch die von 
der Reviſion als mangelhaft beanſtandete Feſtſtellung der 
perſönlichen Vorausetzungen des in Anwendung gebrachten 
Art. 552 des Rheiniſchen H. G. B. erſcheint als ausreichend 
begründet. Da angenommen iſt, daß der Vater des beklagten 
Ehemanns nicht blos Ackerwirth, ſondern auch Fruchthändler, 
alſo gewerbsmäßiger Verkäufer von zu dieſem Zwecke ein⸗ 


gekaufter Frucht geweſen ſei, konnte derſelbe als Handelsmann 


angeſehen werden. Art. 1, 632 Code de Commerce. Der 
beklagte Ehemann, welcher in der Ackerwirthſchaft und dem 
Sruhthandel feines Vaters thätig geweſen fein fol, iſt nach der 
getroffenen Feſtſtellung nach feiner Verheirathung ebenfalls 
Ftuchthändler, alſo Kaufmann geworden. Da der beklagte 
Chemann zu der Verpfändung ſeiner während der Che er⸗ 
worbenen Liegenſchaften behufs Sicherſtellung der angeblichen 
Repriſenforderungen feiner Ehefrau, wie bereits angeführt, ge⸗ 
ſetzlich nicht verpflichtet war, könnte die Anwendung des § 3 
Ziff. 4 des A. G. nur dann als ausgeſchloſſen betrachtet werden, 
wenn vor der kritiſchen Zeit eine Vertragspflicht in Be⸗ 
ziehung auf dieſe Sicherſtellung von Peter E. übernommen 
worden wäre. II. C. S. i. S. Eſſer o. Lanſer vom 23. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 338/96 II. 


13. Die Reviſion macht geltend: die Klage gegen den 
Ehemann ſei, nachdem die Behauptung der Simulation zurück⸗ 
gewieſen worden, jedenfalls zurückzuweiſen. Denn für die An⸗ 
fechtungsklage ſei der richtige Bekl. und allein paſſiv legitimirt 
derjenige, zu deſſen Gunſten der Schuldner die angefochtene 
Rechtshandlung vorgenommen habe. Dieſer Satz iſt prinzipiell 
für die Regel — richtig. Er läßt aber, wie auch in der von 
den Rkl. angerufenen Reichsgerichtsentſcheidung (Entſch. Bd. 35 
S. 95 f.) hervorgehoben iſt, Ausnahmen zu, ſofern ein be⸗ 
ſonderes Intereſſe des Anfechtungsklägers die Mitbelangung des 
Schuldners erfordert. Ein ſolches Intereſſe auf Seite des Kl. 
iſt im vorliegenden Falle gegeben. Er ſucht ſeine Befriedigung 
aus einer der beklagten Ehefrau zuſtehenden Forderung. Dieſe 
Forderung gehört, worüber kein Zweifel geſtattet iſt, zu dem 
eingebrachten Vermögen der Ehefrau und ſteht deshalb im 
Nießbrauch und in der Verwaltung des mitbeklagten Ehe⸗ 
mannes. Durch das die Anfechtungsklage gegen die beklagte 
Ehefrau zuſprechende Urtheil wird nur im Verhältniß zwiſchen 
ihr und dem Kl. ausgeſprochen, daß ſie zu dulden habe, daß 
Kl. ſeine Befriedigung aus der fraglichen Forderung ſuche. Die 
Forderung wird hierdurch nicht in das dem Ehemanne gehörige 
Vermögen zurückgebracht; ſie bleibt eine zum Vermögen der 
Ehefrau gehörige Forderung. Kl. hatte aber ein klar zu Tage 
liegendes Intereſſe daran, daß gleichzeitig gegen den Ehemann 
feſtgeſtellt wurde, daß auch er die Befriedigung Kl. aus der 
Forderung zu dulden habe, d. h. daß er nicht berechtigt ſei, 
aus ſeinem ſelbſtſtändigen Rechte als Nutznießer und Verwalter 
des Vermögens ſeiner Frau Einwendungen gegen die Befriedigung 
des Kl. aus der Forderung zu erheben. Dem Zwecke, dieſes 
Intereſſe des Kl. jetzt ſchon zum Austrag zu bringen, diente 
augenſcheinlich die Ausdehnung ſeiner Klage gegen den Ehe⸗ 
mann von Anfang an. VI. C. S. i. S. Lange c. Blaſſe 
vom 22. Februar 1897, Nr. 329/96 VI. 

14. Die Entſcheidung hängt allein davon ab, ob die dem 
Bekl. im Mai 1894 von ſeinem Vater gewährte Ausſtattung 
als eine unentgeltliche Verfügung im Sinne des § 251 der 
K. K. O. anzuſehen iſt. Das B. G. hat dies angenommen 
und deshalb den Bekl. verurtheilt, die im Urtheile genannten 
Gegenſtände an den Konkursverwalter herauszugeben. Die gegen 
dieſe Entſcheidung gerichteten Angriffe können keinen Erfolg 
haben. Zwar iſt der Reviſion zuzugeben, daß eine unentgeltliche 
Verfügung dann nicht vorliegt, wenn eine Leiſtungsverpflichtung 
beſteht, ſelbſt wenn dieſe nicht durch Klage geltend gemacht 
werden kann, und daß nach § 232 Thl. II Tit. 2 A. L. R. 
der Vater den eine ſelbſtſtändige Wirthſchaft anfangenden Sohn 
mit den zu deren erſter Einrichtung und zum Betriebe nöthigen 
Geräthſchaften verſehen muß. Das verkennt aber auch das 
B. G. nicht, hält jedoch mit Recht auf Grund des § 236 
Thl. II Tit. 2 A. L. R. im vorliegenden Falle jede Verpflichtung 
des Vaters ausgeſchloſſen, weil dieſer zur Zeit der Zuwendung 
bereits überſchuldet, daher unvermögend geweſen ſei. Nicht 
darauf kommt es an, ob Jemand ſich für vermögend hält, auch 
nicht ob, wie der Bekl. behauptet, die zugewendeten Sachen im 
Eigenthum, alſo im Aktivvermögen des Vaters ſich befunden 
haben, ſondern nur auf die thatſächliche Vermögenslage im 
Ganzen unter Berückſichtigung der vorhandenen Schulden. Das 
Geſetz würde ſonſt — was gewiß nicht ſeine Abſicht iſt — dem 
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Vater eine Ausſtattungspflicht auf Koſten der Gläubiger auf- 
legen. Die 88 1046, 1047 Thl. 1 Tit. 11 A. L. R. endlich, 
auf welche die Reviſion ſich ferner ſtützt, nehmen einen entgeltlichen 
Vertrag nur dann an, wenn eine Verpflichtung zur Leiſtung 
beſtand; daran fehlt es aber gerade im vorliegenden Falle. 
III. C. S. i. S. Harms c. Eggers vom 19. Februar 1897, 
Nr. 280/96 III. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. ö 

15. Durch Beſchluß des Prozeßgerichts vom 22. De⸗ 
zember v. J. wurde der Werth des Streitgegenſtandes auf 
347 150 Mark beſtimmt. Durch einen zweiten Beſchluß des⸗ 
ſelben Gerichts wurden die außergerichtlichen Koſten, die der Kl. 
den Bekl. nach dem Urtheil vom 10. März 1896 zu erſtatten 
hat, auf 1439,43 Mark feſtgeſetzt, wobei jene Werthsbeſtimmung 
maßgebend war. Auf die Beſchwerde des Kl. ſetzte das Be⸗ 
ſchwerdegericht den Werth des Streitgegenſtandes auf 200 000 
Mark feſt und ermäßigte dementſprechend die vom Kl. zu 
erſtattenden Koſten um 445,20 Mark. Ueber den Werth⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß hat der Rechtsanwalt X., der die Bekl. in 
I. J. vertreten hatte, die einfache Beſchwerde erhoben, während 
die Bekl. den zweiten Beſchluß mit der ſofortigen Beſchwerde 
angefochten haben. Beide Beſchwerden ſind begründet. Der 
Werth des Streitgegenſtandes wird beſtimmt durch den erhobenen 
Anſpruch, wie er im Antrage des Kl. Ausdruck gefunden hat. 
Daſſelbe gilt von der Widerklage. Betrifft die Widerklage nicht 
denſelben Gegenſtand, wie die Vorklage, ſo ſind die Werthe 
beider Streitgegenſtände zuſammenzurechnen (G. K. G. § 11). 
Mit der Klage fordert der Kl. Erfüllung des Kaufvertrags. 


Sein Antrag geht dahin: den Bekl. zu verurtheilen, a. princ. 


auf Grund des Kaufvertrags vom 16. November 1894 das im 
Grundbuche von Rixdorf Bd. 18 Blatt Nr. 636 eingetragene 
Grundſtück in einer Größe von 4905 Im frei von Ein⸗ 
tragungen in Abtheilung II und III des Grundbuchs an den 
Kl. oder deſſen Rechtsnachfolger aufzulaſſen, b. event. den Werth 
des Grundſtücks mit 147 150 Mark zu zahlen. Hiernach ent⸗ 
ſcheidet über den Werth des Streitgegenſtandes in erſter Reihe 
der Werth des beanſpruchten Grundſtücks, wenn dieſer aber 
weniger betragen ſollte, als das vom Kl. mit dem Eventual⸗ 
antrage geltend gemachte Intereſſe, die hierfür geforderte Summe. 
Hieraus ergiebt ſich, daß der Werth des Gegenſtandes der Vor⸗ 
klage mindeſtens auf 147 150 Mark zu bemeſſen iſt. Durch 
die Gegenleiſtung, von der die Bekl. die Auflaſſung abhängig 
machen, wird der Werth des Streitgegenſtandes nicht beeinflußt. 
Selbſt wenn der Kl. den Antrag hypothetiſch geſtellt hätte und 
die Gegenleiſtung unſtreitig wäre, ſo müßte ſie bei Berechnung 
des Streitwerths doch außer Betracht bleiben. Die Widerklage 
iſt auf Zahlung von 200 000 Mark Kaufgeld gerichtet. Wie 
das R. G. in dem Beſchluß vom 5. Juli 1881 (Entſch. in 
Civilſachen Bd. 5 S. 408) näher dargelegt hat, betrifft eine 
derartige Gegenforderung, wenn ſie auch auf demſelben Vertrage 
beruht, wie der Klageanſpruch, doch nicht denſelben Streitgegen⸗ 
ſtand, ſo daß die Anwendung des § 11 Satz 1 des G. K. G. 
ausgeſchloſſen iſt. Im vorliegenden Fall iſt deshalb der Werth 
des Klagegegenſtandes (147 150 Mark) der Werth der mit der 
Widerklage geforderten Leiſtung (200 000 Mark) hinzuzurechnen. 
Dabei macht es keinen Unterſchied, von welchen Streitfragen 
die Entſcheidung beeinflußt wird; insbeſondere geht der B. R. 
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fehl, wenn er ausführt, daß zwar verſchiedene Leiſtungen aus 
demſelben Vertrage gefordert würden, den eigentlichen Streit. 
punkt aber nur der Betrag von 200 000 Mark bilde, dergeſtalt 
daß, wenn dieſer bezahlt werde, die Widerklage zugleich ihre 
Erledigung finde. V. C. S. i. S. v. Weſternhagen c. Niemetz 
vom 24. Februar 1897, B Nr. 22/97 V. 

16. Die angegriffene, auf den $ 48 des G. K. G. ge 
ſtützte Verfügung rechtfertigt ſich nur, wenn eine ſchuldhafte 
Verzögerung des Bekl. oder des Prozeßbevollmächtigten deſſelben 
bezüglich der Aufſtellung desjenigen thatſächlichen Vorbringens 
anzunehmen, über welches am 2. Februar 1897 eine Beweis⸗ 
erhebung beſchloſſen iſt, und das dahin geht, daß der Schmiede 
des Bekl. zu Zedlitz zur Zeit des Ausſcheidens des Kl. aus 
ſeiner für den Bekl. übernommenen Arbeit Theile der Feldbahn, 
welche der Kl. bei dieſer Arbeit benutzt, zu einer in Folge des 
Gebrauchs durch den Kl. nothwendig gewordenen Reparatur 
überlaſſen ſind, und daß durch dieſe ſodann vorgenommene Re⸗ 
paratur ein Aufwand von mindeſtens 100 Mark erwachſen. In 
der Beſchwerdeſchrift wird nun aber in überzeugender Weiſe 
dargelegt, daß dieſe Behauptung erſt geſchöpft iſt aus der am 
29. Oktober 1896 zu Protokoll des Königlichen Amtsgerichts 
zu Köpenick ſtattgehabten Vernehmurg des Zeugen F. nach 
Eingang welchen Protokolls bei dem Prozeßgericht vor dieſem 
die Verhandlung vom 2. Februar 1897 angeſetzt worden. Der 
gedachte Zeuge, welcher über das allgemeine Vorbringen des 
Bekl. abgehört werden ſollte, daß die fragliche Feldbahn in 
defektem Zuſtande von dem Kl. zurückgeliefert worden, wodurch 
100 Mark Reparaturkoſten entſtanden, hierüber aber Erhebliches 
nicht deponiren konnte, hatte nämlich ſeiner Ausſage hinzugefügt, 
er, der Zeuge, habe außer der auf dem Felde befindlichen Bahn 
aus der Schmiede des Bekl. weitere Geleiſe geliefert bekommen, 
von welchen er nicht wiſſe, ob der Kl. ſie in Gebrauch gehabt, 
und ſie etwa nach deſſen Weggange zur Reparatur in die 
Schmiede gegeben ſeien. Es iſt auch der Ausführung der Be⸗ 
ſchwerdeſchrift darin zu folgen, daß der Bekl., ohne daß ihm 
daraus ein Vorwurf zu machen, ſich in früheren Zeitpunkten, 
als er ſeine Prozeßbevollmächtigten inſtruirte, nicht mehr er⸗ 
innerte, daß die fragliche Feldbahn oder Theile derſelben in 
ſeiner eigenen Schmiede reparirt worden. VI. C. S. i. S. 
Jesz c. Hollender vom 1. März 1897, B Nr. 37/97 VI. 

17. Der Beſchluß des O. L. G. vom 16. Januar d. J., 
wonach „der Kl. gemäß § 85 des G. K. G. aufgegeben wird, 
bis zum Termin vom 18. Januar d. J. bei der Großherzog⸗ 
lichen Steuereinnehmerei Karlsruhe einen Gerichtskoſtenvorſchuß 
von 225 Mark zu bezahlen, widrigenfalls jede weitere Gerichts⸗ 
handlung abgelehnt würde“, iſt nicht gerechtfertigt und war 
deshalb (nebſt dem weiteren Beſchluß vom 19. Januar d. J.) 
gemäß der Beſchwerde der Kl. aufzuheben, da die Vorausſetzungen 
des § 85 Ziffer 1 des G. K. G. vorliegen, nämlich ein in Frank⸗ 
reich als Kl. auftretender Deutſcher nach den dortigen Geſetzen 
zu einer beſonderen Vorauszahlung oder zu einer Sicherſtellung 
der Gerichtskoſten nicht verpflichtet iſt. In Frankreich wird 
nämlich ein Gebührenvorſchuß von den Parteien überhaupt nicht 
erhoben, vielmehr werden die im einzelnen Falle zu entrichtenden 
Gebühren (Stempel, Enregiſtrementsgebühren ꝛc.) regelmäßig 
im Laufe des Rechtsſtreits von derjenigen Partei ſofort bezahlt, 
welcher die Verpflichtung hierzu obliegt. Ob die Partei Aus⸗ 
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länder oder Inländer iſt, bewirkt in dieſer Beziehung einen 
Unterſchied nicht. Darnach läßt ſich nicht behaupten, daß ein 
Deutſcher, wenn er in Frankreich als Kl. auftritt, nach dem 
Rechte dieſes Staates zu einer beſonderen Vorauszahlung 
oder zu einer Sicherſtellung der Gerichtskoſten verpflichtet ſei. 
II. C. S. i. S. Ragoulleau & Co. c. Bernheim vom 5. März 
1897, B Nr. 38/97 II. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

18. Das B. G. geht ebenſo wie die I. J. mit 
Recht davon aus, daß Bekl. für die von ihm behauptete 
Fälſchung des Klagewechſels beweispflichtig iſt. Es iſt aber im 
angefochtenen Urtheil nicht genügend beachtet, daß, inſoweit Kl. 
ſelbſt beſtimmte Angaben über den Hergang bei der Annahme 
des vorliegenden Wechſels und über das demſelben zu Grunde 
liegende Valutaverhältniß gemacht hat; — Bekl. ſich — zunächſt 
wenigſtens — darauf beſchränken darf, die Unrichtigkeit dieſer 
Behauptungen darzuthun. Hiernach kann es nicht für gerecht ⸗ 
fertigt erachtet werden, daß das B. G. die Beweiserhebung 
darüber, daß Bekl. nach dem 1. Mai 1895 kein weiteres Dar- 
lehn vom Kl. erhalten habe, abgelehnt hat. Die Ablehnung iſt 
auf die Erwägung geſtützt, daß, wenn dem Bekl. dieſer Nachweis 
gelingen ſollte, angeſichts der äußeren Unanfechtbarkeit des Klage⸗ 
wechſels angenommen werden müßte, daß derſelbe aus einem 
anderen Grunde als wegen eines Darlehns gegeben worden ſei. 
Die Unterſtellung, die das B. G. hier macht, ſteht nicht im 
Einklang mit den thatbeſtandsmäßigen Behauptungen des Kl., 
nach denen der Bekl, den Gegenwerth ſämmtlicher in dem 
klägeriſchen Rechnungsauszug aufgeführten Accepte als Darlehen 
erhalten hat. Aber auch die Annahme des B. G., daß der 
Klagewechſel äußerlich unanfechtbar ſei, entbehrt der erforderlichen 
Begründung. Bekl. behauptet und will durch das Gutachten Sach⸗ 
verſtändiger erweiſen, daß Die zweite 1 des Ausſtellungstages erſt 
nachträglich hinzugefügt ſei. Das B. G. iſt auch auf dieſen 
Beweis nicht eingegangen, weil der im Verhandlungstermin 
II. J. vorgelegte Wechſel Unregelmäßigkeiten in der zweiten 1 
des Ausſtellungstages in keiner auch nur annähernd zweifels⸗ 
freien Weiſe erkennen laſſe. Dieſer Grund iſt nicht ſchlüſſig, 
denn daraus, daß das Gericht Spuren einer Fälſchung an dem 
Kagewechſel nicht zu entdecken vermocht hat, folgt nicht, daß die 
Begutachtung deſſelben durch geeignete Sachverſtändige nicht zu 
einem anderen Ergebniß führen kann. Darüber, ob chemiſche 
und photographiſche Sachverſtändige geeignet ſind, das vom 
Bekl. verlangte Gutachten abzugeben, iſt zur Zeit nicht zu 
entscheiden. Wenn das B. G. ferner in Betracht zieht, ſelbſt 
beim Vorhandenſein der vom Bekl. behaupteten Unregelmäßig⸗ 
keiten ſei die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß Bekl. den 
Wechſel ſo, wie er jetzt vorliegt, acceptirt habe, ſo iſt dies an 
ſich allerdings richtig. Allein es fragt ſich hier wieder, ob 
dieje Annahme mit der vom Kl. ſelbſt gegebenen Darftellung 
dez Sachverhalts vereinbar iſt. Nach der Behauptung des Kl. 
hat Bekl. am 11. Mai 1895 von ihm 2 000 Mark erhalten 
und dagegen im klägeriſchen Geſchäfislokal den vorliegenden 
Wechſel unterſchrieben. Es wird zu erwägen fein, ob nicht, falls 
Bekl. den Nachweis erbringt, daß die zweite 1 ſpäter als die 
erſte! in das Datum des Klagewechſels geſetzt ſei, damit zugleich 
die Unrichtigkeit der klägeriſchen Darſtellung als erwieſen oder 
doch wahrſcheinlich gemacht anzuſehen ſein würde. Endlich kann 


auch der Grund, aus dem das B. G. den Beweisanträgen 
über das unlautere Geſchäftsgebahren des Kl. in anderen Fällen 
keine Folge gegeben hat, nicht für durchgreifend erachtet worden. 
Die Erwägung, daß die fraglichen Thatſachen „gewiß nicht für 
die Wahrſcheinlichkeit ſprechen, daß Kl. ſich ſein eingelöſtes 
Accept vom 1. Mai nicht würde haben zurückgeben laſſen“, 
verkennt, daß durch die behaupteten Thatſachen dargethan 
werden ſoll, daß der Kl. eine Perfönlichkert ſei, zu der man ſich 
der ihm gegenwärtig Schuld gegebenen Handlungsweiſe wohl 
verſehen könne. In dieſer Richtung wäre die Erheblichkeit 
der gedachten Beweisanträge zu würdigen geweſen. I. C. S. 
i. S. Arndt c. Löpert Konk. vom 17. Februar 1897, 
Nr. 338/96 J. | | 

19. Der in Rede ftehende Wechſel ift von dem Kl. als 
Vorſchuß gegeben worden und wird zurückgefordert, weil Bekl. 
den Vertrag nicht erfüllt habe. Bekl. durfte daher den Wechſel 
nur weiter begeben und kann die jetzige Forderung der Er⸗ 
ſtattung der Wechſelſumme nur ablehnen, wenn er beweiſt, daß 
die Lieferung vertragsmäßig geweſen ſei (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 3 S. 87). Der Nachweis, daß die Liefe⸗ 
rung vertragswidrig geweſen ſei, gehörte mithin nicht, wie in 
den Fällen, welche den in den Entſch. des R. O. H. G. Bd. 23 
S. 88, des R. G. Bd. 5 S. 50 und bei Bolze, Praxis Bd. 6 
Nr. 547 mitgetheilten Urtheilen zu Grunde liegen, zur Be⸗ 
gründung der Klage und deshalb hat der Art. 349 H. G. B. 
außer Betracht zu bleiben. I. C. S. i. S. Splonkowskli 
c. Ruſch vom 17. Februar 1897, Nr. 339/96 J. 

20. Der Klageanſpruch würde, ſoweit er die Erſtattung 
der Wechſelſumme zum Gegenſtande hat, begründet ſein und es 
würde in Frage kommen, ob Bekl. auch die Koſten des Wechſel⸗ 
prozeſſes erſetzen müßte. Der Anſicht des L. G., daß Kl. nicht 
verbunden geweſen ſei, den Prozeß zu führen, kann nicht zu⸗ 
geſtimmt werden. War die Begebung des Wechſels vertrags⸗ 
widrig, ſo darf dem Kl. nicht ſchlechthin zugemuthet werden, 
daß er gleichwohl den Wechſel ohne Weiteres hätte bezahlen 
müſſen. Er hätte vielmehr, wenn unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden — was von dem B. G. zu entſcheiden ſein wird — 
der begründete Verdacht einer Kolluſion zwiſchen dem Bekl. und 
ſeinem Nachmanne nahe lag, zunächſt verſuchen dürfen, die Ab⸗ 
weiſung der Wechſelklage zu erſtreiten, da er im Falle eines 
Obſiegens nicht in der Lage geweſen wäre, ſeinen Regreß gegen 
den Bekl. nehmen zu müſſen. I. C. S. i. S. Splonkowski 
c. Ruſch vom 17. Februar 1897, Nr. 339/96 J. 

21. Die Ausführung der Reviſion, daß die für die 
Gültigkeit einer Veräußerung nothwendige Verſchiedenheit des 
Veräußernden und Erwerbenden hier fehle, ſcheitert, inſoweit ſie 
die Entſtehung der Aktiengeſellſchaft bemängelt, an dem un⸗ 
angefochtenen Thatbeſtande der Vorderurtheile, der die Exiſtenz 
der Aktiengeſellſchaft feſtſtellt, und inſoweit ſie die Auflöſung 
der Aktiengeſellſchaft behaupten will, an dem Umſtande, daß ein 
geſetzlicher Auflöſungsgrund hier nicht vorliegt, namentlich die 
Vereinigung aller Aktien in einer Hand als ein ſolcher nicht 
gelten kann (Staub, Kommentar zum H. G. B. § 8 zu 
Art. 242). IV. C. S. i. S. Fiskus co. Friedenthal vom 
25. Februar 1897, Nr. 279/96 IV. 

22. Das H. G. B. enthält über die Verantwortlichkeit der 
ſogenannten Emiſſionshäuſer nur zwei Beſtimmungen. Der 
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Art. 213 b bürdet ihnen in einer beſtimmten zeitlichen Be⸗ 
grenzung eine Mitverantwortlichkeit für den Gründungshergang 
auf. Dieſe Haftung, die nur gegenüber der Geſellſchaft und nicht 
gegenüber den einzelnen Aktionären beſteht, kommt hier nicht in 
Frage. Sodann bezieht ſich auch die Beſtimmung des Art. 249 d 
auf die Emiſſionshäuſer. Hier wird mit Strafe bedroht, „wer 
in öffentlichen Bekanntmachungen wiſſentlich falſche Thatſachen 
vorſpiegelt oder wahre Thatſachen entſtellt, um zur Betheiligung 
an einem Aktienunternehmen zu beſtimmen.“ Mit Recht nimmt 
das Kammergericht an, daß der Bekl., falls ihm ein ſolches 
Vergehen nachgewieſen würde, dem durch die Bekanntmachung 
Geſchädigten nach bürgerlichem Rechte (A. L. R. Thl. I Tit. 6 
85 10, 24— 26), auch auf Schadenserſatz hafte. Zur Be⸗ 
gründung einer Haftung für eine bloße Nachläſſigkeit aber kann 
die angezogene Beſtimmung des H. G. B. nicht dienen, da ſie 
ſich nur auf wiſſentliche Unrichtigkeiten bezieht. Die Verant⸗ 
wortlichkeit des Emiſſionshauſes für Fahrläſſigkeiten, deren es 
ſich bei den erlaſſenen Veröffentlichungen ſchuldig gemacht hat, 
muß vielmehr ausſchließlich aus dem allgemeinen bürgerlichen 
Rechte, hier alſo aus dem A. L. R. abgeleitet werden. Daraus 
läßt ſich aber eine weitergehende Haftung, als für grobes Ver⸗ 
ſehen nicht entnehmen. Wer Veröffentlichungen der vorliegenden 
Art erläßt, wendet ſich an einen nicht begrenzten Kreis von 
Perſonen, denen er die zum Kauf ausgebotenen Aktien unter 
Mittheilung von Thatſachen, die für die Beurtheilung ihres 
Werthes und ihrer Rentabilität von Bedeutung ſind, zur An⸗ 
ſchaffung empfiehlt. Danach find die in den §88 217 bis 223 
des A. L. R. Thl. I Tit. 13 enthaltenen Beſtimmungen vom 
Rathe und von der Empfehlung zur Anwendung zu bringen. 
Auf Grund dieſer Beſtimmungen iſt es dann zunächſt wiederum 
gerechtfertigt, dem Bekl. nach § 218 eine Schadenserſatzpflicht 
wegen wiſſentlicher Unrichtigkeiten aufzuerlegen. Außerdem aber 
rechtfertigt es ſich aus § 219, dem Bekl. auch eine Verant⸗ 
wortlichkeit für grobe Verſehen zuzuſchieben, denn als Bankier 
hat er in Bezug auf die Bewerthung von Aktien, die er in 
Ausübung ſeines Gewerbebetriebes in den Verkehr einführt, als 
Sachverſtändiger zu gelten. Für die Anwendung des § 220 
aber, der bei einem gegen Bezahlung oder Belohnung ertheilten 
Rathe auch ein mäßiges Verſehen für vertretbar erklärt, iſt 
kein Raum. Denn es ergiebt fi aus den thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Kammergerichts, daß der Bekl. eine Bezahlung 
oder Belohnung für die Veröffentlichung des Proſpektes überall 
nicht erhalten, daß er dieſe Veröffentlichung vielmehr im eigenen 
Geſchäftsintereſſe und im Intereſſe feiner Mitgründer vorge⸗ 
nommen hat. I. C. S. i. S. v. Maſſow c. Model vom 
30. Januar 1897, Nr. 313/96 I. 

23. Wenn auch die Parteien und die Inhaber der Firma 
Guſtav J. Kaufleute geweſen ſind, bezw. noch ſind, ſo kann 
doch die Frage, welche Forderungen gegen einander aufgerechnet 
werden können, nicht auf Grund des H. G. B. entſchieden werden, 
da daſſelbe hierüber keine Beſtimmungen enthält, überhaupt über 
die Kompenſation nichts beſtimmt. Die K. K. O. giebt zwar 
gewiſſe Vorſchriften über die Kompenſationsbefugniß der 
Gläubiger, erklärt u. A. im § 47 die Aufrechnung für zuläffig, 
auch wenn die Forderung des Gläubigerd nicht auf einen Geld- 
betrag gerichtet war. Wie aber im Uebrigen die Forderungen 
beſchaffen ſein müſſen, damit der Konkursverwalter und der 


Gläubiger die gegenſeitige Aufrechnung vereinbaren können, iſt 
auch in der K. K. O. nicht beſtimmt. Für die Entſcheidung 
dieſer Frage iſt deshalb das bürgerliche Recht maßgebend und 
zwar im vorliegenden Falle, wie das B. G. auf Grund des 
nicht reviſibelen B. G. B. für Sachſen angenommen hat, das 
Pr. A. L. R. Dieſes gilt nicht im Bezirke des B. G. nnd kann 
daher auf Verletzung deſſelben nach § 511 der C. P. O. die 
Revifton nicht geſtützt werden. VI. C. S. i. S. Spindler 
c. Fichtner vom 22. Februar 1897, Nr. 468/96 VI. 

24. Sächſiſcher Rechtsfall. Bedenklich iſt die Auslegung, 
welche die Vorinſtanz dem Briefe des Bekl. vom 1. Dezember 1894 
gegeben hat. Maßgebend iſt hierbei die Vorſchrift in Art. 278 
des H. G. B. Denn wenn auch die Geſellſchaft, um die es ſich 
handelt, zu keiner der im H. G. B. geregelten gehörte, ſo war 
doch der Beitritt zu derſelben für jeden Theilnehmer und jeden⸗ 
falls für den Bekl. ein Handelsgeſchäft, und daſſelbe gilt be⸗ 
züglich der Kündigung, durch die er das eingegangene Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniß zu löſen unternahm. Es mußte deshalb ge⸗ 
prüft werden, ob nicht aus der geſammten Sachlage und den 
begleitenden Umſtänden ſich ergebe, daß der Bekl. die von ihm 
gerügte Vertheilung der Lieferungen als eine gegen ihn ver⸗ 
hangene rechtswidrige Verletzung der Verbandsſatzungen bezeichnen 
wollte, ob dies ſich nicht insbeſondere daraus ergebe, daß er 
dieſe Vertheilung in dem Briefe vom 30. September 1894 
ausdrücklich als eine gegen ihn geübte Ungerechtigkeit hingeſtellt 
hatte. Der Wortlaut des Briefes vom 1. Dezember ſtand dieſer 
Auffaſſung jedenfalls nicht dergeſtalt entgegen, daß ſie als aus⸗ 
geſchloſſen hätte gelten können, da darin als Grund der geringen 


Zutheilung an den Bekl. nicht, wie das B. G. ohne den Ver⸗ 


ſuch einer Begründung unterſtellt, der geringe Umſatz des Ver⸗ 
bandes bezeichnet iſt. Es iſt nicht erſichtlich, ob die Vorinſtanz 
ſich überhaupt bewußt geworden iſt, daß hier die Auslegungs⸗ 
regel des Art. 278 des H. G. B. anzuwenden ſei, und, dafern 
das der Fall geweſen fein ſollte, ob fie die Umſtände des Falles, 
insbeſondere den Inhalt des Briefes vom 30. September 1894 
inſoweit genügend gewürdigt habe. VI. C. S. i. S. Beyer 
c. Sächſ. Holzſtofffabrikanten⸗Verband vom 4. Februar 1897, 
Nr. 307/96 VI. 

25. Dem B. R. kann nicht beigetreten werden. Der 
Vertrag iſt in Berlin geſchloſſen über in Hamburg befindliche, 
dort zu gebende und zu nehmende Waare. Erfüllungsort war 
nach 85 324, 342 des H. G. B. Hamburg. Nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, die auch in der Preußiſchen Praxis konſtant 
befolgt ſind, würde die Frage des Eigenthumsüberganges an der 
in Hamburg übergebenen Waare zweifellos nach dem Hamburger 
Statut zu entſcheiden fein. Entſch. des Obertribunals Bd. 32 
S. 353. Da der Vertrag in Hamburg zu erfüllen, entſcheidet 
grundſätzlich das Hamburger Recht über alle Streitpunkte aus 
dem Kauf, auch über die Vorausſetzungen der Wandlungsklage. 
Enſch. des R. O. H. G. Bd. 3 S. 81, 83, Bd. 15 S. 134. 
Der Satz des B. R., es ſei nichts dafür erbracht, daß die in 
Berlin domizilirenden Parteien ſich dem Hamburger Recht 
haben unterwerfen wollen, greift nicht durch. Bei der 
Sachlage war dafür nichts beizubringen, vielmehr waren 
Umſtände feſtzuſtellen, aus denen zu entnehmen, daß die Parteien 
ſich, trotzdem daß ſie über Waare in Hamburg kontrahirten, dem 
dortigen Recht nicht haben unterwerfen wollen. Das kann 
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daraus allein, daß fie in Berlin domizilirten, nicht folgen. 
I. C. S. i. S. Mengelberg c. Dalberg vom 24. Februar 1897, 
Nr. 357/96 J. 

26. Die Vertragsmäßigkeit der Lieferung würde zwar — 
abgeſehen von der behaupteten Argliſt des Bekl. — anzunehmen 
ſein, wenn Kl. nicht ordnungsmäßig gerügt hätte, weil dann 
die Dielen nach Art. 347 Abſ. 2 H. G. B. als genehmigt zu 
gelten haben würden. Das B. G. hat indeß die Rüge des Kl. 
mit Unrecht für ungenügend erachtet. Allerdings muß eine 
Rüge ſo beſchaffen ſein, daß der Verkäufer Art und Umfang 
des behanpteten Mangels erkennen und ſehen kann, weshalb 
ſeine Lieferung beanſtandet wird. Eine allgemein gehaltene 
Aeußerung der Unzufriedenheit mit der überſandten Waare reicht 
deshalb zweifellos nicht aus (vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 5 S. 261, Bd. 10 S. 269). Wird aber die Probe- 


widrigkeit der Waare beanftandet, jo kann unter Umſtänden 


die Anzeige genügen, daß die Sendung nicht probemäßig ſei 
ebendaſelbſt Bd. 14 S. 68 und S. 155; Bd. 18 S. 204). 
Ein ſolcher Fall liegt hier vor. I. C. S. i. S. Splonkowski 
c. Ruſch vom 17. Februar 1897, Nr. 339/96 J. 

27. Kann die Haftbarkeit des Bekl. für den Verluſt der 
Schuten aus dem Schleppvertrage an ſich nicht begründet 
werden, ſo kommt nur noch in Frage, ob der Bekl. durch 
Nichterfüllung der übernommenen Verpflichtung, für eine Be⸗ 
mannung von zwei Mann für jede Schute während der Fahrt 
zu ſorgen, für den entſtandenen Schaden verantwortlich ge⸗ 
worden iſt. Das B. G. geht, ohne eine Feſtſtellung in dieſem 
Punkte zu treffen, davon aus, daß dem Bekl. bei Uebernahme 
dieſer Verpflichtung die in der Verſicherungspolice enthaltene 
Zuſage einer ſolchen Bemannung der Schuten bekannt geweſen 
ſei. Deſſenungeachtet verneint es, daß der Beſatzung des 
Schleppdampfers eine ſchuldhafte Verletzung der übernommenen 
Pflicht zur Laſt falle, indem es erwägt, daß dieſe Pflicht nicht 
weiter habe gehen können, als ihre Erfüllung ohne Gefahr für 
das Leben der Bemannung möglich geweſen ſei. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit aber ſei wegen mangelnder Seetüchtigkeit der Schuten 
bei gleichzeitigem Offenhalten der Logisräume für die Be⸗ 
mannung nicht vorhanden geweſen, ſo daß der Schiffer des 
Schleppdampfers in keinem Falle die Verantwortung habe 
übernehmen können, die Mannſchaften auf den Schuten zu 
laſſen. Die Sorge dafür, daß die Schuten geeignet waren, 
um die in Ausſicht genommene Bemannung ohne Gefahr für 
deren Leben aufzunehmen, habe aber den Auftraggebern des 
Bekl. obgelegen, fo daß die Kl. den Bekl. wegen Nichterfüllung 
der übernommenen Pflicht nicht in Anſpruch nehmen könnten, 
wenn ſie ſelbſt nicht für die Möglichkeit der Erfüllung geſorgt 
hätten. Dieſen Erwägungen iſt durchweg beizutreten. Es er⸗ 
ſcheint unbedenklich, die Erfüllung der Bemannungs⸗Verpflichtung 
als unmöglich anzuſehen, wenn die Bemannung nur unter 
augenſcheinlicher Lebensgefahr auf den Schuten belaſſen werden 
konnte. Daß dieſe Lebensgefahr beſtand, hat der Verlauf der 
Reiſe in deutlichſter Weiſe gezeigt, denn daß die Bemannung, 
wenn ſie auf den Schuten geblieben wäre, deren Untergang 
hätte verhindern können, iſt in keiner Weiſe dargethan. Der 
Bell. der die zu transportirenden Schulen nicht kannte, konnte 
bie Pflicht, die Schuten während der Fahrt bemannt zu halten, 
nur unter der Vorausſetzung übernehmen, daß die Schuten zur 


Aufnahme der Bemannung geeignet ſeien. Dafür, daß dieſe 
Vorausſetzung zutraf, hatten die Beſteller des Transports zu 
ſorgen, in deren Intereſſe es lag, daß die Schuten während 
des Transports bemannt gehalten wurden. Die Folgen der 
feſtgeſtellten Unmöglichkeit ſind alſo von ihnen, nicht vom Bekl. 
zu tragen. Nun haben zwar die Kl. geltend gemacht und im 
Anſchluß an die Ausführungen des Gerichts I. J. auch jetzt 
gegenüber dem B. U. vertreten, der Schiffer des Schlepp⸗ 
dampfers hätte die Reiſe von Delfzyl aus nicht antreten dürfen, 
nachdem er eingeſehen habe, daß die Schuten wegen mangelnder 
Seetüchtigkeit die vereinbarte Bemannung nicht hätten auf⸗ 
nehmen können. Das Gericht I. J. hat insbeſondere an⸗ 
genommen, nach Treu und Glauben hätte es dem Schiffer des 
Schleppdampfers obgelegen, den Beſtellern des Transports 
Kenntuiß davon zu geben, daß es unausführbar ſei, die Schuten 
mit der vereinbarten Bemannung zu trausportiren und deren 
weitere Anweiſungen abzuwarten. Das B. G. meint dagegen, 
daß damit dem Schiffer eine über die Vertragspflicht des Bekl. 
hinausgehende Verantwortlichkeit aufgebürdet werde, weil der⸗ 
ſelbe davon hätte ausgehen dürfen, daß die Kl. die Beſchaffenheit 
der Schuten kannten und in dieſer Kenntniß den Vertrag ab⸗ 
geſchloſſen hätten. Das R. G. hat bei der ungewöhnlichen 
Natur des vorliegenden Falles die Meinung des B. G. nicht 
für rechtsirrthümlich erklären können. Mag es auch an ſich 
als ungehörig anzuſehen fein, daß der Schiffer des Schlepp⸗ 
dampfers die Reiſe antrat, obgleich er überzeugt war, daß wegen 
der Beſchaffenheit der Schuten die von dem Bekl. übernommene, 
und zwar, wie das B. G. unterſtellt, in Kenntniß der betreffen⸗ 
den Klauſel der Verſicherungspolice übernommene Verpflichtung, 
die Schuten auf der Fahrt mit je zwei Mann bemannt zu 
halten, unausführbar ſei, ſo folgt daraus doch keine Vertretungs⸗ 
verbindlichkeit des Bekl., weil dem Verhalten des Schiffers ein 
daſſelbe veranlaſſendes Verſchulden der Beſteller des Transports 
zu Grunde liegt. Da die zu transportirenden Schuten Binnen⸗ 
fahrzeuge und als ſolche für die Seefahrt nicht gebaut waren, 
ſo lag es, wie bereits oben ausgeführt iſt, den Eigenthümern 
derſelben ob, ſich darüber zu informiren, ob dieſelben geeignet 
ſeien, den Transport von Delfzyl nach Geeſtemünde zu über⸗ 
ſtehen. Nicht minder aber war es deren Sache, ſich zu ver- 
gewiſſern, ob die Schuten während dieſer Fahrt eine Bemannung 
von zwei Mann aufnehmen könnten, bevor ſie in dem Ver⸗ 
ſicherungsvertrage die Zuſage einer ſolchen Bemannung machten 
und es dem Bekl. übertrugen, für dieſe Bemannung zu ſorgen. 
Der Schiffer des Schleppdampfers durfte alſo davon ausgehen, 
daß die Beſteller des Transports ſich nach dieſen Richtungen 
genügende Kenntniß von dem Zuſtande der Schuten verſchafft 
hätten, und als er bei der Uebernahme der Schuten fand, daß 
dieſe weder ſeetüchtig noch zur Aufnahme der feſtgeſetzten Be⸗ 
mannung geeignet waren, war er berechtigt, anzunehmen, daß 
die Beſteller des Transports die Gefahr übernehmen wollten, 
welche ſich daraus ergab, daß die Schuten in dem vorhandenen 
Zuſtande und gegebenen Falles ohne Bemannung die Reife an- 
traten. Haben die Beſteller des Transports ſchuldhaft ver⸗ 
abſäumt, ſich vor dem Abſchluß der Verträge mit den Ver⸗ 
ſicherern und dem Bekl. die erforderliche Kenntniß der Schuten 
zu verſchaffen, ſo war zwar die Annahme des Schiffers eine 
irrige, aber dieſer Irrthum war von ihnen verſchuldet und 
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deſſen Folgen müſſen von ihnen getragen werden. I. C. S. 
i. S. Förſter & Cordes 6. Addicks vom 20. Februar 1897, 
Nr. 292/96 I. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

28. Sinken in einem Gewerbszweige die Preiſe der Pro⸗ 
dukte allzu tief herab und wird hierdurch der gedeihliche Betrieb 
des Gewerbes unmöglich gemacht oder gefährdet, ſo iſt die dann 
eintretende Kriſis nicht nur für den Einzelnen, ſondern auch der 
Volkswirthſchaft im Allgemeinen verderblich, und es liegt daher 
im Intereſſe der Geſammtheit, daß nicht dauernd unangemeſſen 
niedrige Preiſe in einer Gewerbsbranche beſtehen. Die geſetz⸗ 
gebenden Faktoren haben auch dementſprechend ſchon oft und bis 
in die neueſte Zeit hinein unternommen, durch Einführung von 
Schutzzöllen auf die Steigerung der Preiſe gewiſſer Produkte 
hinzuwirken. Hiernach kann es auch nicht ſchlechthin und im 


Allgemeinen als dem Intereſſe der Geſammtheit zuwiderlaufend 


angeſehen werden, wenn ſich die an einer gewerblichen Branche 
betheiligten Unternehmer zuſammenſchließen, um die gegenſeitigen 
Preisunterbietungen und das dadurch herbeigeführte Sinken der 
Preiſe ihrer Produkte zu verhindern oder zu mäßigen, es kann 
vielmehr, wenn die Preiſe wirklich dauernd ſo niedrig ſind, daß 
den Unternehmern der wirthſchaftliche Ruin droht, ihr Zu⸗ 
ſammenſchluß nicht blos als eine berechtigte Bethätigung des 
Selbſterhaltungstriebes, ſondern auch als eine dem Intereſſe der 
Geſammtheit dienende Maßregel erſcheinen. Es iſt denn auch 
von verſchiedenen Seiten die Bildung von Syndikaten und 
Kartellen der hier fraglichen Art geradezu als ein Mittel be⸗ 
zeichnet worden, das bei ſachgemäßer Anwendung der ganzen 
Volkswirthſchaft durch Verhütung unwirthſchaftlicher, mit Ver⸗ 
luſten arbeitender Ueberproduktion und der an dieſe ſich 
kuüpfenden Kataſtrophen Nutzen zu ſchaffen beſonders geeignet 
ſei. Vergl. Kleinwächter, die Kartelle S. 160 flg.; Brentano, 
über die Urſachen der heutigen ſozialen Noth, insbeſondere 
S. 23 flg.; Steinmann⸗Bucher in Schmoller Jahrbuch für 
Geſetzgebung ꝛc. Bd. 15 S. 451 flg., Manck, ein Weltmonopol 
in Petroleum S. 7 flg., Seemann, die Monopoliſirung des 
Petroleumhandels S. 3 flg. u. A. Im Einklang hiermit iſt 
auch von deutſchen und anderen Gerichten bereits mehrfach aus⸗ 
geſprochen worden, daß es nicht wider das Prinzip der Gewerbe⸗ 
freiheit, ſoweit dieſe das Intereſſe der Geſammtheit gegen den 
Eigennutz der Einzelnen wahren ſoll, verſtoße, wenn ſich Gewerbs⸗ 
genoſſen zu dem in gutem Glauben verfolgten Zwecke mit ein⸗ 
ander verbinden, einen Gewerbszweig durch Schutz gegen die 
Entwerthung ſeiner Erzeugniſſe und die ſonſtigen aus Preis⸗ 
unterbietungen Einzelner hervorgehenden Nachtheile lebensfähig 
zu erhalten. Urtheil des I. C. S. des R. G. vom 
25. Juni 1890 in den Entſch. Bd. 28 S. 238 flg., des 
Bayeriſchen oberſten Landesgerichts vom 7. April 1888 in 
Seufferts Archiv Bd. 44 Nr. 13, des O. L. G. Dresden vom 
19. September 1893 im Sächſiſchen Archiv Bd. 4 S. 303 flg.; 
vergl. auch die von Kohler in ſeiner Schrift: Aus dem Patent⸗ 
und Induſtrierechte, Lieferung 1 S. 85, 86 mitgetheilten 
italieniſchen Urtheile. Verträge der in Rede ſtehenden Art 
können ſomit vom Standpunkte des durch die Gewerbe⸗ 
freiheit geſchützten allgemeinen Intereſſes aus nur dann bean⸗ 
ſtandet werden, wenn ſich im einzelnen Falle aus beſonderen 
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Umſtänden Bedenken ergeben, namentlich wenn es erſichtlich auf 
die Herbeiführung eines thatſächlichen Monopols und die 
wucheriſche Ausbeutung der Konſumenten abgeſehen iſt oder 
dieſe Folgen doch durch die getroffenen Vereinbarungen und 
Einrichtungen thatſächlich herbeigeführt werden. Im gegebenen 
Falle iſt von dem Bekl. nicht behauptet worden, daß ſolche 
Bedenken hier vorlägen, auch iſt dafür ſonſt kein Anhalt vor⸗ 
handen. Anlangend ferner die zweite der oben bezeichneten 
Fragen, ſo iſt der Beſtimmung der Gewerbeordnung, wonach 
jedem das Individualrecht gewährleiſtet iſt, nach ſeinem Belieben 
jedes Gewerbe zu betreiben, ſoweit nicht die Geſetze Ausnahmen 
oder Beſchränkungen beſonders vorſchreiben oder zulaſſen, nicht 
die Bedeutung beizulegen, daß ſich der Einzelne vertragsmäßig 
ſchlechterdings keiner Beſchränkung in der Richtung, ob, wo und 
wie er ein Gewerbe betreibe, wirkſam unetrwerfen könne. Daß 
dies nicht der Sinn von § 1 der Gewerbeordnung ſei, iſt vom 
R. G. in konſtanter Rechtſprechung durch Bejahung der Frage, 
ob ſogenannte Konkurrenzverbote rechtsgiltig vereinbart werden 
können, mit der Maßgabe anerkannt worden, daß durch ſolche 
Verträge die Erwerbsfreiheit des Einzelnen nur beſchränkt, nicht 
für immer im Ganzen oder in gewiſſen Richtungen vernichtet 
werden dürfe. VI. C. S. i. S. Beyer c. Sächſ. Holzſtoff⸗ 
fabrikanten⸗Verband vom 4. Februar 1897, Nr. 307/96 VI. 

29. Der Bekl. hat noch in einem zweiten Briefe vom 
1. Dezember 1894 dem Vorſitzenden des Verbandsausſchuſſes 
erklärt, er könne nicht mehr dem Verbande angehören und ſehe 
ſich genöthigt, vom 1. Januar 1895 an ſeine Waare ſelbſt an 
den Mann zu bringen. Die Vorinſtanz nimmt an, daß auch 
dieſe Erklärung die Beendigung der Mitgliedſchaft des Bekl. 
nicht zur Folge gehabt habe, und ſtützt dies auf $ 1381 des 
Sächſ. B. G. B., wo die Bedingungen geregelt ſind, unter 
denen eine Geſellſchaft, die auf beſtimmte Zeit geſchloſſen 
iſt, vor deren Ablauf einſeitig gelöſt werden kann. Dieſe Be⸗ 
gründung würde ohne Weiteres hinfällig ſein, wenn anzunehmen 
wäre, daß nach reichsrechtlichen Normen ein Vertragsverhältniß, 
wie es hier in Frage iſt, auch wenn es auf beſtimmte Zeit ein⸗ 
gegangen worden iſt, von jedem Betheiligten jederzeit beliebig 
gelöſt werden könne. Die Meinung, daß dies aus dem Prinzipe 
der Gewerbeordnung zu folgern ſei, iſt in der Literatur aller⸗ 
dings vertreten worden, insbeſondere hat Kohler in feinen Ab⸗ 
handlungen (Archiv für bürgerliches Recht Bd. 5 S. 218 flg., 
und „Aus dem Patent- und Induſtrierechte“, Lieferung 1 S. 87) 
ausgeſprochen, daß jedem an einem ſolchen Vertragsverhältniſſe 
Betheiligten das Recht zugeſtanden werden müſſe, durch beliebigen 
Rücktritt „ſeine natürliche Freiheit wieder zu erlangen“. Er 
leitet das aus der Erwägung ab, daß das Gegentheil mit der 
freien Entwicklung des Verkehrs im Widerſpruch ſtehen und der 
Induſtrie des Einzelnen einen Hemmſchuh anlegen würde. 
Allein dem iſt nicht beizutreten. Eingehend begründet. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Militärpenſionsgeſetz. 

30. Der § 107 des Geſetzes vom 22. Mai 1893, betreffend 
einige Abänderungen und Ergänzungen der Militärpenſions⸗ 
geſetze, — eines Reichsgeſetzes, welches mit dem 1. April 1893 
in Kraft getreten iſt und daher auf den vorliegenden Fall An⸗ 
wendung findet (Art. 23 Nr. 1, Art. 27 des Geſetzes), — hat, 
wie aus den von dem B. G. wiedergegebenen Motiven unzwei- 
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deutig hervorgeht, folgenden Sinn: Den im Civilſtaatsdienſt, 
ſowie im Kommunal- und Inſtitutendienſt u. |. w. angeſtellten 
Militäranwärtern und forſtverſorgungsberechtigten Perſonen des 
Jägerkorps iſt nach Maßgabe der Beſtimmungen in den §8 48 ff. 
des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 bei Ermittelung 
der Penſion die Militärdienſtzeit als penſionsfähige Dienſtzeit 
in Anrechnung zu bringen, wenn eine landesrechtliche Vorſchrift 
beſteht, welche den im Civilſtaatsdienſt, Kommunaldienſt, In⸗ 
ſtitutendienſt u. |. w. angeſtellten Beamten einen Anſpruch auf 
Anrechnung derjenigen Zeit gewährt, welche ſie im Civildienſte 
vor Erlangung einer feſten, mit Anſpruch oder Ausſicht auf 
Penſion verbundenen Anſtellung zugebracht haben. Wenn jedoch 
ein ſolcher Anſpruch landesrechtlich nicht allgemein gewährt wird, 
ſondern nur einzelnen Kategorien von Civilbeamten, oder nur 
für einen Theil der vor der feſten Anſtellung im Civildienſte 
verbrachten Zeit, iſt auch der frühere Militäranwärter nur in 
dieſem beſchränktem Maße einen Anſpruch auf Anrechnung ſeiner 
Militärdienſtzeit zu erheben befugt. Nach § 13 des Preußiſchen 
Penſtonsgeſetzes vom 27. März 1872 iſt den unmittelbaren 
Staatsbeamten bei Berechnung der penſionsfähigen Dienſtzeit 
grundſätzlich auch diejenige Zeit anzurechnen, welche ſie ſeit 
ihrem Eintritte in den Staatsdienſt — vor und nach ihrer 
Vereidigung — bis zu ihrer feſten Anſtellung in demſelben zu⸗ 
gebracht haben. Der § 65 Abſ. 2 der Preußiſchen Städte⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1853 beſtimmt, daß die auf Lebenszeit 
angeſtellten beſoldeten Gemeindebeamten bei eintretender Dienſt⸗ 
unfähigkeit, inſofern nicht eine anderweitige Verabredung ge⸗ 
troffen tft, nach denſelben Grundfäßen eine Penſion erhalten, 
welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung 
kommen. Dieſen Gemeindebeamten muß daher, in Ermangelung 
einer beſonderen Vereinbarung, die ganze Dienſtzeit als penſions⸗ 
fähige Dienſtzeit angerechnet werden, welche ſie ſeit ihrem Ein⸗ 
tritte in den Dienſt der zur Penſionszahlung verpflichteten Ge⸗ 
meinde — vor und nach ihrer Vereidigung — bis zu ihrer 
feſten Anſtellung in dieſem Dienſte verbracht haben. Mit 
logiſcher Nothwendigkeit folgt hieraus, daß diejenigen auf 
Lebenszeit angeſtellten beſoldeten Gemeindebeamten, welche als 
Militäranwärter, d. h. auf Grund eines Civilverſorgungsſcheins 
($ 77 des Geſetzes vom 22. Mai 1893), in den Gemeindedienſt 
getreten find, im Gebiete der Preußiſchen Städteordnung vom 
30. Mai 1853 den Anſpruch haben, daß bei Berechnung ihrer 
Civilpenſion ihre ganze Militärdienſtzeit als penſionsfähige 
Dienſtzeit angerechnet werde. Die beſchränkende Beſtimmung 
des § 16 des Preußiſchen Geſetzes vom 31. März 1882, be⸗ 
treffend die Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872, 
wonach die Dienſtzeit des unmittelbaren Staatsbeamten, welche 
vor den Beginn ſeines 21. Lebensjahres fällt, außer Berechnung 
bleibt, ſteht dem Anſpruche des Bekl. nicht entgegen, weil er 
am 9. Juli 1841 geboren und erſt im Jahre 1863 in den 
Militärdienſt eingetreten iſt. Auf der vorſtehend entwickelten 
Rechtzanſicht beruht auch das Urtheil des R. G. vom 27. Fe⸗ 
bruar 1896, welches in den Entſcheidungen dieſes Gerichtshofes 
Bd. 37 S. 235 abgedruckt iſt. Wenn in dem Urtheile von 
der „Vorbereitungsdienſtzeit“ geſprochen wird, ſo iſt darunter 
die ganze Zeit verſtanden und zu verſtehen, welche der 
Gemeindebeamte — vor und nach ſeiner Vereidigung — 
bis zu ſeiner feſten Anſtellung im Dienſte der zur Penſions⸗ 


zahlung verpflichteten Gemeinde zugebracht hat. IV. C. S. 
i. S. Stadt Inſterburg 6. Leppert vom 25. Februar 1897, 
Nr. 280/96 IV. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

31. Wenn der § 1 des Haftpflichtgeſetzes die geſetzliche 
Haftpflicht des Betriebsunternehmers einer Eiſenbahn beim Nach⸗ 
weiſe eigenen Verſchuldens des Getödteten oder Verletzten aud- 
ſchließt, ſo verſteht er unter dieſem Verſchulden nicht eine 
beſonders geartete oder beſonderer Vorausſetzungen bedürfende 
Läſſigkeit, ſondern — in Uebereinſtimmung mit den geltenden 
allgemeinen Grundſätzen — die Außerachtlaſſung desjenigen 
Grades von Aufmerkſamkeit, der von jedem Vernünftigen und 
Zurechnungsfähigen bei Vornahme ſeiner Handlungen nach den 
Umſtänden des Falles vorausgeſetzt werden muß. Vergl. die 
bei Eger, das R. H. G. 4. Auflage S. 126 ff. angeführten 
Entſcheidungen. Von dieſem Standpunkte aus muß aber im 
vorliegenden Falle ein Verſchulden des Getödteten darin gefunden 
werden, daß derſelbe auf dem ihm wohlbekannten Wege, ohne 
ſich nach dem herannahenden Zuge umzuſehen und ohne die vor 
dem Bahnübergang ſtehende Warnungstafel zu beachten, gegen 
die Vorſchriften im $ 44 Abſ. 2 und 5 der Bahnordnung, 
wonach das Publikum die Bahnübergänge beim Herannahen 
eines Zuges nicht betreten darf, vielmehr bei der Warnungstafel 
anhalten muß, das Bahngeleiſe überſchritt. Es unterliegt weiter 
keinem Zweifel, daß dieſes Verhalten an ſich als Urſache des 
Unfalls gelten mußte, ſofern nicht anderweite Umſtände, wie ins⸗ 
beſondere ein vom Betriebsunternehmer zu vertretendes Ver⸗ 
ſchulden, als weſentliche Urſache des Unfalls mitwirkten und 
demgemäß den an ſich gegebenen urſachlichen Zuſammenhang 
zwiſchen dem Verſchulden des Getödteten und dem Unfall aus⸗ 
ſchloſſen. Derartige Umſtände find nach allgemeinen Grund— 
ſätzen regelmäßig — als Replik gegen die Einrede des eigenen 
Verſchuldens — von der klagenden Partei darzuthun, welche 
rechtliche Folgen zu ihren Gunſten daraus ableitet. Vergl. die 
bei Eger a. a. O. abgedruckte Entſch. des R. O. H. G. vom 
28. Juni 1876 ſowie die daſelbſt S. 150 ff. erſichtlichen Aus- 
führungen und Entſcheidungen, ingleichen die in Egers eiſenbahn⸗ 
rechtlichen Entſcheidungen Bd. 6 S. 54 enthaltene Entſch. des 
VI. C. S. des R. G. vom 26. Juni 1887. — Die Nicht⸗ 
beobochtung der zum Schutze des Publikums beim Ueberſchreiten 
der Geleiſe gegebenen Vorſchrift, wonach bei Annäherung eines 
Zuges an einen in Schienenhöhe liegenden, unbewachten Wege⸗ 
übergang der Lokomotivführer die Läutevorrichtung in Thätigkeit 
zu halten hat, iſt mit der I. J. als ein Umſtand aufzufaſſen, 
welcher in ſeiner Wirkſamkeit das eigene Verſchulden des 
Getödteten überwog und weſentlich den Unfall herbeiführte. Nach 
obigem Grundſatze aber lag die Sache ſo, daß das Nichtläuten 
von der Kl. nicht aber das Läuten vom Bekl. zu beweiſen war. 
Wegen Verkennung dieſer Beweispflicht war die angefochtene 
Enſcheidung aufzuheben. III. C. S. i. S. E. Fiskus c. Krieger 
vom 23. Februar 1897, Nr. 282/96 III. 

Zum Reichsbeamtengeſetz. 

32. Das B. G. geht davon aus, daß der Kl. in ſeiner 
Dienſtſtellung als Gouverneur des Oſtafrikaniſchen Schutz⸗ 
gebietes Reichsbeamter im Sinne des Reichsgeſetzes vom 31. März 
1873 geweſen, und daß deshalb dieſes Geſetz für die Ent⸗ 
ſcheidung des jetzigen Rechtsſtreits maßgebend ſei. Dieſe An⸗ 
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nahme entſpricht den Grundſätzen des deutſchen Staatsrechts. 
Nach denſelben bilden die deutſchen Schutzgebiete, da ſie ver⸗ 
faſſungsgemäß nicht dem Reiche einverleibt ſind, keinen Beſtand⸗ 
theil des Reiches, wohl aber, weil ſie durch Reichsgeſetz vom 
17. April 1886 unter die Schutzgewalt, d. h. Staatshoheit, 
des Reiches geſtellt ſind, ein Zubehör deſſelben. Die Ausübung 
der Schutzgewalt iſt kraft des gleichen Reichsgeſetzes im Namen 
des Reiches dem Kaiſer übertragen, und zwar auf allen Ge⸗ 
bieten der ſtaatlichen Wirkſamkeit, wenngleich mit gewiſſen 
Beſchränkungen. An die Zuſtimmung des Bundesraths und 
des Reichstages iſt der Kaiſer dabei nicht gebunden. Dem zu 
Folge ſteht ihm auf dem Gebiete der Geſetzgebung das Recht 
zu, Verordnungen mit Geſetzeskraft zu erlaſſen und für dieſelben 
die Verkündungsform und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu 
beſtimmen. Eben deshalb ergiebt ſich von ſelbſt, daß die Leitung 
der Verwaltung in den Schutzgebieten dem Reichskanzler als 
dem verantwortlichen Reichsminiſter (Artikel 17 der Reichs⸗ 
verfafſung vom 16. April 1871) zuſteht, zu deſſen Unterſtützung 
bei der Verwaltung die Kolonialabtheilung des Auswärtigen 
Amts eingeſetzt iſt (Bekanntmachung vom 15. Juli 1890, 
Kolonialblatt S. 119; Kaiſerliche Verordnung vom 12. De⸗ 
zember 1894, Kolonialblatt S. 647). Folgerecht endlich müſſen 
die in den Schutzgebieten angeſtellten Beamten im Sinne des 
5 1 Reichsgeſetzes vom 31. März 1873 als Reichsbeamte gelten: 
ein Grundſatz, auf dem auch das Reichsgeſetz über die Rechts- 
verhältniſſe der Kaiſerlichen Beamten in den Schutzgebieten vom 
31. März 1887 beruht. Dieſen Beamten kommt aber, ſofern 
ſie ihre Beſoldung nicht aus allgemeinen Reichsmitteln, ſondern 
aus Mitteln der Schutzgebiete beziehen, zugleich die Eigenſchaft 
von Landesbeamten derſelben zu. Eine beſondere Bedeutung 
hat dieſes Rechtsverhältniß dadurch gewonnen, daß nach Be 
ſtimmung des Reichsgeſetzes vom 30. März 1892 alle Einnahmen 
und Ausgaben der Schutzgebiete alljährlich durch Reichsgeſetz 
etatsmäßig feſtgeſetzt werden müſſen, und für die aus der Ver⸗ 
waltung eines Schutzgebietes entſtehenden Verbindlichkeiten nur 


das Vermögen dieſes Schutzgebietes haften ſoll (§§ 1, 5). 


Durch die letztere Vorſchrift iſt die ſelbſtſtändige vermögens⸗ 
rechtliche Perſönlichkeit der Schutzgebiete zur Anerkennung ge⸗ 
bracht. Vergl. v. Stengel, Deutſche Schutzgebiete (1895), 
S. 110, 125, 127, 162, 174, 178, 184, 187; Laband, Staats- 
recht des Deutſchen Reiches (3. Auflage), Bd. I S. 748 — 765; 
G. Meyer, Deutſches Staatsrecht (4. Auflage), S. 191, 427, 
530, 560, 563. — Auf der vorſtehenden ſtaatsrechtlichen Grund⸗ 
lage iſt es zunächſt nicht zu beanſtanden, daß das B. G. für 
den Klageanſpruch den Rechtsweg als zuläſſig und die Ver⸗ 
tretung der Bekl. durch den Reichskanzler als gerechtfertigt 
erachtet hat. Dieſer Annahme ſtehen die SS 149— 151 des 
Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 in Verbindung damit 
zur Seite, daß der Reichskanzler die oberſte Reichsbehörde und 
zugleich die oberſte Verwaltungsbehörde des Oſtafrikaniſchen 
Schutzgebietes bildet, und daß die endgültige Entſcheidung des 
Reichskanzlers über die vom Kl. aus der Stellung als Gouverneur 
dieſes Schutzgebietes hergeleiteten Vermögensanſprüche am 
7. September 1895 erlaſſen, die Zuſtellung der jetzigen Klage 
an die Bekl. am 21. Oktober 1895 erfolgt iſt. — IV. C. S. 
i. S. v. Scheele c. Reichsfiskus vom 15. Februar 1897, 
Nr. 264/96 IV. 


IV. Das Gemeine Recht. 

33. Die Auffaſſung, welche das B. G. von dem Ver⸗ 
hältniſſe der beiden Teſtamente, des gemeinnſchaftlichen beider 
Eheleute und des beſonderen der Wittwe, zu einander hat, wäre 
vom Standpunkte des gemeinen Rechtes aus überhaupt un⸗ 
möglich, da nach dieſem Rechte die Wittwe W. durch Errichtung 
ihres beſondern Teſtamentes ihr früheres, in dem gemein⸗ 
ſamen enthaltenes Teſtament als ſolches mit Rechts: 
nothwendigkeit aufgehoben haben würde, nach 1. 1. 1. 2. 1. 3 § 4. 
1.12 § 1. 1. 16. D. de injusto rupto 28, 3, I. 36 § 4. D. de 
test. mil. 29, 1 und § 2. J. quib. mod. testam. infirm. 
2, 17, möchte auch der Inhalt des früheren Teſtamentes durch 
Bezugnahme zum Theil wieder in das neue Teſtament auf⸗ 
genommen fein. VI. C. S. i. S. Hamburgiſches Erbſchafts- 
amt c. Fricke vom 1. Februar 1897, Nr. 292/96 VI. 

34. Für den fo häufig vorkommenden und auch hier ge- 
gebenen Fall, daß zwei Teſtatoren in einem gemeinſamen 
Teſtamente ſich gegenſeitig zu Erben einſetzen und dann auf 
den Fall des Todes des Längſtlebenden gemeinſam weitere Ver⸗ 
fügungen treffen, ſtehen auf dem Boden des gemeinen Rechtes 
bekanntlich hauptſächlich zwei Auffaſſungen einander gegenüber, 
wie ſchon erwähnt iſt vom R. G. z. B. im Urtheile zu der 
Sache VI. 214/92 (gedruckt in der Hanſeatiſchen Gerichtszeitung 
von 1893, Beiblatt S. 51), und ebenſo in einem Urtheile des 
Hanſeatiſchen O. L. G. laut der Hanſeatiſchen Gerichtszeitung 
a. a. O. S. 178. Nach der einen Anſicht liegt in einem ſolchen 
Falle von Seiten beider Teſtatoren außer der gegenſeitigen 
Erbeinſetzung eine Verbindung von direkter und fideikommiſſariſcher 
Subſtitution der dritten Bedachten vor (ſo der I. C. S. des 
R. G. bei Seuffert, Archiv, Bd. 40 Nr. 121, und in der 
Hanſeatiſchen Gerichtszeitung von 1885, Beiblatt S. 39 f., der 
III. C. S. des R. G. in den Entſch. in Civilſachen, Bd. 25 
S. 140 f.), nach der andern dagegen nur direkte Subſtitution 
der Dritten, wobei dann aber die Unabänderlichkeit des Teſta⸗ 
mentes des Ueberlebenden im Falle der Correſpektivität voraus⸗ 
geſetzt wird (ſo der III. C. S. laut der Entſch. des R. G. in 
Civilſachen, Bd. 27 S. 150 f.). Dieſe Unabänderlichkeit ſteht 
nun aber in der Rechtſprechung des R. G. feſt (vergl. die 
Urtheile des III. C. S. in den Entſch. in Civilſachen, Bd. 6 
S. 174 ff. und Bd. 25 S. 141 f., des VI. C. S. in den 
Sachen VI. 235/93 und 309/93, letzteres gedruckt in der 
Hanſeatiſchen Gerichtszeitung von 1894, Beiblatt S. 178 f.), 
und von dieſem Standpunkte aus läßt ſich Manches dafür 
ſagen, daß die zweite jener beiden Auffaſſungen, als die ein⸗ 
fachere und näher liegende, ſtets den Vorzug verdiene. Wie 
dem aber auch ſein möge: keinenfalls iſt ein Grund erſichtlich, 
in einem Falle, wo, wie hier, dem überlebenden Chegatten im 
gemeinſamen Teſtamente ausdrücklich die Befugniß beigelegt iſt, 
nach ſeinem Belieben anderweitig über den Nachlaß zu ver⸗ 
fügen, und wo daher die Verfügung über das Schickſal des 
letztern nach dem Tode des Ueberlebenden im gemeinſamen 
Teſtamente nur unter der Bedingung getroffen iſt, daß der 
Ueberlebende nicht anders verfügt haben ſollte, das Teſtament 
anders aufzufaſſen, als daß jeder der beiden Ehegatten zum 
Erben zunächſt den andern eingeſetzt und dann dieſem die be⸗ 
treffenden dritten Perſonen einfach direkt ſubſtituirt habe. Dann 
aber iſt für die Erbfolge das Teſtament des Ehemannes 
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W. ſchon dadurch völlig erledigt worden, daß bei feinem Tode 
auf Grund der Einſetzung erſten Grades geerbt worden iſt, und 
kann es ſich jetzt jedenfalls nur noch um die Erbfolge aus 
einer von der Ehefrau, ſpätern Wittwe W. vollzogenen Erb⸗ 
einſetzung handeln. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

35. Allerdings müſſen nach den maßgebenden Geſetzen 
(L. 21 pr. Dig. qui testamenta facere possunt 28. 1., 
L. 21 $ 4, L. 29 Cod. de testamentis 6. 23) die ſämmt⸗ 
lichen ſieben Zeugen bei dem mündlichen Privatteſtament den 
von dem Teſtator erklärten letzten Willen gehört haben. Allein 
dies iſt auch bezüglich des Zeugen E. nach deſſen Ausſage an⸗ 
zunehmen. Denn Letzterer hat erklärt, daß der Teſtator auf 
Vorleſen des den letzten Willen enthaltenden Schriftſtücks einen 
Laut von ſich gab, der wie „Ja“ lautete und keinesfalls ein 
„Nein“ war, ſowie bezüglich deſſen der Zeuge, wenn er auch 
das Wort nicht genau verſtanden hat, die Ueberzeugung ge⸗ 
wonnen hatte, daß der Teſtator durch dieſen Laut die Abſicht, 
ſeine Frau zur Erbin zu berufen, zu erkennen geben wollte. 


Hieraus ergiebt ſich, daß nach dem Zeugen E. der Laut des 


Teſtators ein von demſelben geſprochenes Wort war, daß der 
Zeuge E. dieſes Wort vermöge des Gehörſinns in ſich auf⸗ 
genommen, alſo gehört hat und daß der Teſtator durch dieſes 
Wort den Inhalt des vorher verleſenen Schriftſtücks als ſeinen 
letzten Willen vor den ſieben Zeugen erklären wollte und er⸗ 
klärt hat. Es kann daher weder angenommen werden, daß der 
Teſtator nicht mehr artikulirt habe ſprechen können, noch daß 
der Zeuge E. bei ſeiner Schwerhörigkeit den Laut nicht erfaßt 
habe. III. C. S. i. S. Ehrhardt c. Rabe vom 2. März 1897, 
Nr. 291/96 III. 

V. Das Preutziſche Allgemeine Landrecht. 

36. Die ſogenannte relative Methode iſt grundſätzlich für 
die richtige zu halten (Juriſtiſche Wochenſchrift 1897, S. 22, 
Nr. 53). Der dabei vorausgeſetzte Unterſchied zwiſchen dem 
objektiven Werthe der fehlerloſen Sache und dem vereinbarten 
Kaufpreiſe iſt aber nicht immer vorhanden und kann keinenfalls 
als ſelbſtverſtändlich gelten. Demnach kann den Käufer auch 
nicht der Vorwurf ungenügender Begründung der von ihm er⸗ 
hobenen Minderungsklage treffen, wenn er zunächſt von der 
Vorausſetzung ausgeht, daß der vereinbarte Kaufpreis und der 
objektive Werth der verkauften Sache in fehlerloſem Zuſtande ſich 
decken, und er ſich daher darauf beſchränkt, den Betrag anzugeben, 
um den ſich nach ſeiner Meinung der Werth der Sache und 
demgemäß unter obiger Vorausſetzung auch der Kaufpreis 
mindert. Dies hat hier der Kl. gethan. [Ob er dabei jenen 
Betrag richtig berechnet und begründet hat oder nicht, iſt für 
den rechtlichen Charakter der erhobenen Minderungsklage gleich- 
gültig. Wenn im Beſonderen feine Annahme, daß der Minder- 
werth des erworbenen Hauſes ſich in dem Betrage der Reparatur- 
koſten und des Miethsausfalles darſtelle, auch unzutreffend ſein 
ſollte, was keineswegs ohne Weiteres als zweifellos erſcheint, fo 
bleibt daher dennoch der geltend gemachte Anſpruch ein Minderungs⸗ 
anſpruch. Die Rüge der Reviſion, daß der B. R. den $ 328 
Thl. J Tit. 5 A. L. R. unrichtig angewandt habe, kann hiernach 
nicht für begründet erachtet werden. V. C. S. i. S. Becker 
6. Rosenkranz vom 30. Januar 1897, Nr. 245/96 V. 

37. Die Reviſion rügt, daß das B. G. angenommen habe, 
der Hund des Bekl., welcher die Martha R. angeblich überfallen 


Menſchen Böſes zuzufügen. 


habe, ſei ein bösartiges Thier im Sinne des § 367 Nr. 11 
des Strafgeſetzbuchs. Wenn das B. G. auch ohne Rechtsirrthum 
feſtgeſtellt habe, daß derſelbe als ein ſchädliches Thier anzuſehen 
ſei, ſo folge daraus doch nicht, daß er auch bösartig ſei. Sei 
dies aber nicht anzunehmen, ſo fehle es an der Feſtſtellung des 
Kauſalzuſammenhanges zwiſchen dem Ueberfalle des Hundes und 
der behaupteten verminderten Erwerbsfähigkeit der Martha R., 
da in dieſer Hinſicht das B. U. nur auf dem Satze beruhe: 
„Jedenfalls iſt die Vermuthung des § 26 des A. L. R. Thl. I 
Tit. 6 nicht widerlegt.“ In dem § 367 des Deutſchen Straf- 
geſetzbuches ſind u. A. verſchiedene Handlungen verboten, bezw. 
geboten zu dem offenbaren Zwecke, das Publikum vor Be⸗ 
ſchädigungen zu ſichern, wie unter Nr. 3 das Verbot des 
Handels mit nicht freigegebenen Giften und Arzeneien ohne 
polizeiliche Erlaubniß, unter Nr. 4 die Zubereitung von 
erplodirenden Stoffen ꝛc. Dieſen Zweck verfolgt auch die Be⸗ 
ſtimmung der Nr. 11, daß Niemand ohne polizeiliche Er⸗ 
laubniß gefährliche wilde Thiere halten oder wilde oder bös⸗ 
artige Thiere frei umherlaufen laſſen und in Anſehung ihrer 
die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln zur Verhütung von Be⸗ 
ſchädigungen unterlaſſen ſoll. Zweifellos iſt bei den Ausdrücken 
„gefährlich“ und „Beſchädigungen“ hauptſächlich an die Gefahr 
bezw. die Beſchädigungen gedacht, welche bei Nichtbeachtung 
dieſer Vorſchriften für Menſchen entſtehen können. Der Geſetz. 
geber hat deshalb auch mit dem Worte „boͤsartig“ ſicher nicht 
ein Thier von bösartigem Charakter gemeint, ſondern ein ſolches, 
welches Eigenſchaften beſitzt, vermöge deren es geeignet iſt, den 
Nach den Materialien zu $ 345 
Nr. 8 des Preußiſchen Strafgeſetzbuches enthielten die früheren 
Entwürfe zu demſelben auch Beſtimmungen über das Halten 
zahmer Thiere mit gefährlichen Eigenſchaften. Es war vor⸗ 
geſchrieben, daß ſie zur Verhütung von Beſchädigungen verwahrt 
und unter Aufſicht gehalten werden ſollten. Daſſelbe ſollte aber 
durch den zweiten Satz des $ 345 Nr. 8, mit welchem der 
§ 367 Nr. 11 des Deutſchen Strafgeſetzbuches wörtlich über⸗ 
einſtimmt, ausgedrückt werden, vergl. Goltdammer, Materialien 
Bd. 2 S. 732; außerdem auch Berner, Strafrecht S. 700; 
v. Schwarze, Kommentar zum Strafgeſetzbuche Anm. zu § 367 
Nr. 11. Die Annahme des B. G., daß bei Beurtheilung der 
Frage, ob ein Thier als bösartig im Sinne des § 367 Nr. 11 
anzuſehen iſt, eine böſe, menſchenfeindliche Abſicht auf Seiten 
deſſelben nicht erſichtlich zu ſein braucht, daß es hierbei vielmehr 
auf die ſchädlichen Wirkungen ankommt, die ein Thier auf 
Menſchen ausübt, und daß deshalb der Hund des Bekl., weil 
er, wenn auch vielleicht um zu ſpielen, Menſchen von hinten 
anfällt und ſie dadurch in Schrecken ſetzt, als bösartig anzuſehen 
ſei, iſt hiernach nicht rechtsirrthümlich. Das B. G. ſtellt ſo⸗ 
dann feſt, daß die Krankheit der Martha R. durch den Unfall 
entſtanden ſein kann, da ſie ſchon am Tage nach demſelben einen 
Schwindelanfall gehabt und der Schreck ihre Nerven ſo an⸗ 
gegriffen hat, daß zunächſt leichtere Vorboten der epileptiſchen 
Anfälle und demnächſt ſchwere epileptiſche Anfälle eingetreten 
find. Wenn es deshalb den Bekl. auf Grund der im § 26 
des A. L. R. Thl. I Tit. 6 aufgeſtellten Vermuthung für den 
Schaden der Martha R. für verhaftet erklärt, ſo befindet es 
ſich im Einklange mit der Rechtſprechung des R. G. VI. C. S. 
i. S. Richter c. Rudolph vom 25. Februar 1897, Nr. 402/96 VI. 
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38. Auch für das Gebiet des Preußiſchen Landrechts hat 
der Grundſatz Anerkennung gefunden, juriſtiſche Perſonen ſeien 
für ſchuldhafte Handlungen ihrer Vertreter auch außerkontraktlich 
unter der Vorausſetzung verantwortlich, daß der Vertreter, aus 
deſſen Verſchulden die Verantwortlichkeit der juriſtiſchen Perſon 
begründet werde, ein die juriſtiſche Perſon repräſentirendes 
Willensorgan ſei und die ſchuldhafte Handlung oder Unter⸗ 
laſſung innerhalb des dem Vertreter zugewieſenen Geſchäfts⸗ 
kreiſes liege. (Vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 61 S. 1, 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 246. Dernburg, 
Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, V. Aufl. Bd. J S. 109.) 
Als ſolche Repräſentanten könnten hier die Expedienten der 
Güterannahme und der Güterabgabe iu Betracht kommen, 
während die mit der Reinigung der Waggons beauftragten 
Angeſtellten der Bahn nicht als Willensrepräſentanten erachtet 
werden könnten, die Haftung des Fiskus aus einem perſön⸗ 
lichen Verſchulden dieſer Angeſtellten vielmehr nach den Grund⸗ 
ſätzen über die Haftung des Auftraggebers — 88 50 ff. Thl. 
Tit. 6 des A. L. R. — zu beurtheilen wäre. Von dieſer Auf⸗ 
faſſung und Unterſcheidung ausgehend, prüft das B. G. die 
Frage der Verſchuldung nach den in Betracht kommenden 
Thätigkeiten der Eiſenbahn verwaltung. Die Beſtimmungen des 
§ 26 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. und des § 367 Ziff. 5 des 
Strafgeſetzbuches können dieſer Beurtheilung nicht zu Grunde 
gelegt werden, da beide Beſtimmungen Polizeigeſetze voraus⸗ 
ſetzen, der Verkehrsordnung aber in der Rechtſprechung der 
Charakter einer Norm des öffentlichen Rechtes nicht zuerkannt 
wird (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 15 S. 156 I. C. S., 
Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 15 S. 266). Es fragt 
ſich ſomit, ob ſich nach den allgemeinen Grundſätzen des Land⸗ 
rechts über die Haftung für Schadenserſatz aus außerkontrakt⸗ 
lichem Verſchulden ein vertretbares Verſehen eines Beamten 
begründen läßt. Mit Unrecht wendet das B. G. gegen die 


Begründung des Erſtrichters ein, daß dieſe nicht erſehen laſſen, 


welchem Beamten das vertretbare Verſchulden zur Laſt falle. 
Das Verſchulden des Annahme» und des Abgabebeamten könnte 
ja zu dem Erfolge mitgewirkt haben. Auch die Ermittelung 
der Perſon des Beamten wäre als keine nothwendige Voraus⸗ 
ſetzung der Klagebegründung zu erachten, wenn nur ein Verſehen 
des Dienſtthuenden dargethan wäre. In dieſer Beziehung iſt 
aber dem B. G. einzuräumen, daß es zur Annahme eines Ver⸗ 
ſchuldens des Annahmebeamten an der genügenden Begründung 
fehle, da weder die Deklaration des Frachtgutes als Gift, noch 
die Erkennbarkeit dieſer Eigenſchaft für den Beamten erhelle. 
Eine Ergänzung der Subſtanziirung in dieſer Richtung würde 
über die Aufgabe des Fragerechtes hinausgehen, da dies nur zur 
Aufklärung, nicht zur Unterſuchung zu dienen hat. Die Reviſion 
verlegt auch das vertretbare Verſchulden in die Thätigkeit des 
Abgabeerpedienten, indem fie dieſem die Unterlaſſung der An- 
weiſung zur Reinigung des Waggons zur Laſt legt. Würde 
die Obſorge für das Material nicht dieſem Zweige der Güter⸗ 
verwaltung angehören, ſo würde auch dieſe Begründung ſchon 
aus dieſem Grunde hinfällig ſein. Darüber, daß die Reinigung 
der Waggons der Eiſenbahnverwaltung obliegt, war Beweis 
angeboten. War das B. G. im Zweifel, ob dieſe der Expedition 
für die ankommenden Güter obliegt, ſo wäre wohl Anlaß zur 
Ausübung des Fragerechts gegeben geweſen. An ſich würde 


ſchon der Nachweis genügen, daß ein dienſtthuender Beamter 
eine dem Eiſenbahnunternehmer obliegende Pflicht vernachläſſigt 
habe. Nun iſt aber dem B. G. wiederum einzuräumen, daß 
die Bahn ihre Waggons in ihrem Intereſſe reinigt, um ſie zur 
Aufnahme anderweitiger Güter zu verwenden, und daß die 
Frage der ſchleunigen Reinigung im vorliegenden Falle nur 
inſoweit in Betracht kommen kann, als ſie ſich angeſichts einer 
im Falle der Verzögerung drohenden Gefahr nothwendig erwieſen 
hätte. Unrichtig iſt in dieſer Beziehung die Ausführung des 
B. G., daß Vorſichtsmaßregeln nicht veranlaßt geweſen ſeien, 
weil das Bahnterritorium nicht allgemein zugänglich geweſen. 
Auch die Unvorherſehbarkeit des eingetretenen Ereigniſſes ſelbſt 
würde ein vertretbares Verſehen nicht ausſchließen. Auch die 
beſchränkte Zugänglichkeit konnte Gefahr für Menſchen und 
Thiere nicht ausſchließen. Zu der Annahme ſchuldhafter Fahr⸗ 
läſſigkeit bedarf es nicht der Vorausſehbarkeit des Schadens in 
ſeiner konkreten Geſtaltung; es genügt die Vorherſehbarkeit, 
daß irgendwie ein Schaden entſtehen könne. (Entſch des R. G. 
in Strafſachen Bd. 19 S. 51.) VI. C. S. i. S. Spandauer 
Bergbrauerei c. E.⸗Fiskus vom 8. Februar 1897, Nr. 314/96 VI. 

39. Das Eigenthum an Konſols, alſo Inhaberpapieren, 
kann nicht durch Ceſſion, ſondern, wie an beweglichen Sachen, 
nur durch Uebergabe oder was dem gleichſteht, übertragen werden. 
Die hier in Rede ſtehenden Konſols befanden ſich im Gewahrſam 
der Reichsbank, hätten alſo nur durch Anweiſung, § 66 Thl. J 
Tit. 7 des A. L. R., zu Eigenthum übertragen werden können, 
und hierzu hätte nach § 67 ebendaſeſbſt eine Annahme der 
Anweiſung ſeitens der Reichsbank gehört. Eine ſolche An⸗ 
weiſung iſt nicht erfolgt; es braucht alſo nicht einmal darauf 
hingewieſen zu werden, daß die Reichsbank derartige Anweiſungen 
nach Ziffer 7 der Hinterlegungsbedingungen nicht annimmt. 
Durch die Ceſſion vom 20. April 1895 iſt mithin S. nicht 
Eigenthümer der Konſols geworden und hat ein Eigenthum 
an dieſen Papieren dem Bekl. nicht übertragen können. Auch 
an den Depotſcheinen hat Bekl. kein Eigenthum erworben. Die 
Art. 306 und 307 des H. G. B. bleiben außer Betracht, 
weil ſolche Scheine weder als Waaren oder andere bewegliche 
Sachen, noch als Inhaberpapiere im Sinne jener Beſtimmungen 
anzuſehen ſind. I. C. S. i. S. Kilz c. Loeper vom 24. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 352/96 I. 

40. Daß auch ein translativer Titel in Anſehung der 
Erſitzung von Grundgerechtigkeiten als ein nach $ 579 Tit. 9 
Thl. J A. L. R. an ſich geeigneter und die ordentliche Erſitzung be⸗ 
gründender wenigſtens dann anzuſehen iſt, wenn (wie hier) 
Einrichtungen auf dem belaſteten Grundſtück beſtehen, die zur 
Ausübung der Servitut beſtimmt ſind und die für den Eigen⸗ 
thümer die Inanſpruchnahme ſeines Grundſtücks erkennbar 
machen, iſt vom R. G. wiederholt anerkannt worden (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 16 S. 217, Bd. 22 S. 337; Gruchot's 
Beiträge Bd. 33 S. 1153). Hiervon abzugehen liegt keine 
Veranlaſſung vor. Die Reviſion will nun zwar den von K. 
herrührenden Titel als einen für die ordentliche Erſitzung 
ausreichenden translativen um deshalb nicht gelten laſſen, weil 
durch Uebertragung des Rechts an die Spließparzellenkäufer — 
wie der B. R. ſelbſt feſtgeſtellt habe — die Wegelaſt erſchwert 
worden ſei. Dem kann aber nicht beigetreten werden. Wenn 
der translative Titel genügt, um durch ordentliche Erſitzung ein 
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Recht zu begründen, welches demjenigen, von dem der Titel 
ausgeht, überhaupt nicht zuſtand, ſo muß er auch genügen, 
um durch Erſitzung ein Recht in weiterem Umfange zu erwerben, 
als es demjenigen zuſtand, von dem der Titel ausgegangen iſt. 
Die rechtswirkende Kraft der Erſitzung iſt in ſolchem Falle 
ſogar eine geringere, und es zeigt ſich auch hierbei wieder 
— worauf bereits in dem citirten Erkenntniß vom 2. Juni 
1886 (oben Entſch. Bd. 16 S. 213) hingewieſen worden iſt, — 
daß die eigentliche Bedeutung des translativen Titels darin 
beſteht, die Grundlage für den guten Glauben zu bilden, daß 
ein wirkliches Recht (§ 14 Tit. 22 IH. I A. L. R.) ausgeübt 
werde. Daß aber hier die Bekl. in gutem Glauben geweſen 
ſind, nämlich in der Ueberzeugung, mit der Benutzung des 
Weges A C ein Recht auszuüben, welches ihnen von ihrem 
Verkäufer K. mit den verkauften Parzellen übertragen worden 
iſt, läßt ſich nicht bezweifeln. V. C. S. i. S. Bochumer 
Verein für Bergbau und Gußſtahlfabrikation . Freund und 
Gen. vom 27. Februar 1897, Nr. 293/96 V. 

41. Das B. G. geht in feiner Entſcheidung davon aus, 
daß die Vermittlergebühr für die Beſchaffung eines Darlehns 
mit dem Abſchluſſe des Vertrages verdient ſei, der dem Darlehns⸗ 
ſucher einen klagbaren Anſpruch auf Gewährung des Darlehns 
giebt, alſo nicht erſt mit der Auszahlung des Darlehns. Der 
gewerbsmäßige Vermittler habe regelmäßig nur die Abſicht, dem 
Darlehnsſucher zur Erlangung ſolchen Anſpruchs zu verhelfen, 
und mehr beanſpruche auch der Darlehnsſucher nicht, der die 
Dienſte des Vermittlers unter der Zuſage ihrer Vergütung in 
Anſpruch nehme. Wenn hiermit auch nicht in Abrede geſtellt 
iſt, daß die Proviſionsforderung des Mäklers erſt durch das 
Zuſtandekommen des zu vermittelnden Geſchäfts zur Entſtehung 
gelangt, fo verſtößt doch das B. G. gegen dieſen, in der Recht⸗ 
ſprechung anerkannten Rechtsſatz, indem es die Proviſion für 
die Beſchaffung eines Darlehns allgemein und von den Um⸗ 
ſtänden des Einzelfalls abſehend lediglich vom Zuſtandekommen 
eines klagbaren Darlehnsverſprechens abhängig macht. Das 
Darlehn als Realvertrag kommt erſt durch die Uebergabe des 
Geldes an den Darlehnsſucher zum Abſchluß (§ 653 A. L. R. 
Thl. 1 Tit. 11). Aus dem Vertrage, durch welchen ſich Jemand 
zur Hergabe eines Darlehns verpflichtet, entſteht zwar ein 
Anſpruch auf die Hergabe des Darlehns (§ 654 daſelbſt), alfo 
auf Abſchließung des Darlehnsvertrages, es iſt aber jener Vor⸗ 
vertrag noch nicht das Darlehnsgeſchäft ſelbſt, von deſſen Zu⸗ 
ſtandekommen die Proviſionsforderung abhängt. — Eingehend 
begründet. VI. C. S. i. S. Moeck c. Krempien vom 18. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 323/96 VI. 

42. Der Revifionsangriff führt aus, daß, wenn die Louiſe 
D. in Folge der ſchlechten Behandlung des Bekl. zum Verlaſſen 
des Hofes deſſelben befugt geweſen, für den Bekl. objektiv die 
Verpflichtung eingetreten ſei, ſeine Alimentationspflicht außer 
ſeinem Hauſe oder in Geld zu erfüllen, ſo daß ein Hinderniß, 
durch Erfüllung an ſeiner Statt eine nützliche Verwendung für 
ihn vorzunehmen, nicht vorgelegen. Dieſe Ausführung erſcheint 
an ſich unbedenklich zutreffend. Auch überſieht der B. R., daß, 


wenn auch die nothwendige Abtretung aus § 46 Thl. J Tit. 16 


des A. L. R. auf den Fall der Erfüllung der Verbindlichkeit 
eines Anderen durch Zahlung beſchränkt iſt, in der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit auf andere Weiſe eine nützliche Verwendung 


in das Vermögen des Schuldners, der dadurch von ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit frei wird, enthalten ſein kann und in der Regel 
enthalten fein wird (vergl. 88 268, 269 Thl. I Tit. 13 des 
A. L. R. und Entſch. des vormaligen Preußiſchen Obertribunals 
vom 24. September 1863 und 6. März 1872, Striethorſt, 
Archiv Bd. 50 S. 283, Bd. 85 S. 51). IV. C. S. i. S. 
Lüder e. Schapow vom 8. Februar 1897, Nr. 386/96 IV. 

43. Eine Verletzung der von dem Rkl. bezeichneten Rechts⸗ 
normen, wie ſie für die Anwendung des § 700 Thl. II Tit. 1 
des A. L. R. von dem erkennenden Senate in dem Urtheile vom 
9. Mai 1895 in Sachen Breil wider Breil — IV. 408/94 — 
ausgeſprochen ſind, fällt dem B. R. nicht zur Laſt. Danach 
ſchließen die Motive des Haſſes und der Rache die Anwendung 
dieſer Geſetzesvorſchrift nicht aus. Auch beim Ausbruche des 
Zornes und des Aergers kann der Beleidiger von dem Vorſatze, 
Handlungen zu begehen, welche unter den $ 700 a. a. O. 
fallen, geleitet und bei ihm das Bewußtſein des ſchädigenden 
Erfolges vorhanden ſein. Deshalb bedarf es einer Prüfung des 
einzelnen Falles, wobei auch die Anzahl der Ehrenkränkungen, 
die unmittelbar gegebene Veranlaſſung oder der Mangel derſelben 
in Betracht zu ziehen find. Die gleichen Grundſätze finden ſich 
bereits in dem Urtheile vom 25. April 1889 — IV. 24/89 — 
bei Bolze a. a. O. Bd. XII Nr. 687 — ausgeſprochen. 
IV. C. S. i. S. Völker e. Völker vom 25 Januar 1897, 
Nr. 237/96 IV. 

44. Die geſetzliche gegenſeitige Alimentationspflicht der 
Geſchwiſter iſt nach § 15 Thl. II Tit. 3 des A. L. R. davon 
abhängig, daß der zu Unterſtützende ſich ſelbſt zu ernähren ganz 
unfähig iſt. Davon kann bei demjenigen nicht die Rede ſein, 
dem ein geſicherter Anſpruch auf Gewährung des Lebensunter⸗ 
halts zuſteht. Dies traf, da über die Leiſtungsfähigkeit des 
Bekl. zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit kein Zweifel beſteht, 
unbedenklich auch bei der Louiſe D. zu, ſei es, daß der Unter- 
halt auf dem Hofe des Bekl., ſei es, daß er außerhalb deſſelben 
zu gewähren war. War letzteres nicht der Fall, die Louiſe D. 
wollte aber gleichwohl den Unterhalt auf dem Hofe des Bekl. 
nicht annehmen, ſo wurde ſie doch dadurch im Sinne des 
Geſetzes nicht ganz unfähig, ſich ſelbſt zu ernähren, da ihr der 
Anſpruch auf das Leibgedinge für die Zukunft nach wie vor 
verblieb und ſie ſich jederzeit zum Empfange deſſelben auf den 
Hof des Bekl. zurückbegeben konnte. Somit iſt die geſetzliche 
Unterſtützungspflicht der Parteien rückſichtlich ihrer Halbſchweſter 
Louiſe D. niemals wirkſam geworden und daher die Anwend- 
barkeit der §§ 15, 16 Thl. II Tit. 3 des A. L. R. im vor 
liegenden Falle ausgeſchloſſen. IV. C. S. i. S. Lüder 
c. Schapow vom 8. Februar 1897, Nr. 386/96 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Allgemeine Geſetze. 

Zum Geſetz vom 15. November 1811. 

45. Begründet iſt die Beſchwerde des Kl. darüber, daß 
er auf die Widerklage verurtheilt worden iſt, Einrichtungen zu 
treffen, welche ein Stauen über Pegelhöhe hindern. Dies geht 
über den Widerklageantrag zu b hinaus; denn letzterer bezieht 
ſich nur auf Einrichtungen, die es verhüten ſollen, daß bei 
Beflößung der klägeriſchen Wieſe ein der Wieſe des Bekl. 
nachtheiliger Rückſtau entſtehe, während nunmehr der Kl. zu 
ſolchen Einrichtungen verurtheilt worden iſt, ohne Rückſicht 
darauf, ob der Ueberſtau bei der Beflößung ſeiner Wieſe ſtatt⸗ 
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findet oder nicht. Aber auch materiell ift die Beſchwerde des 
Kl. begründet. Daraus allein, daß der Kl., wie der B. R. 
feſtgeſtellt hat, die Pegelhöhe wiederholt überſchritten und da⸗ 
durch die in § 9 des Geſetzes vom 15. November 1811 an⸗ 
gedrohte Strafe verwirkt hat, folgt noch nicht, daß er verpflichtet 
wäre, Einrichtungen zu treffen, welche in Zukunft ein 
ſolches Ueberſchreiten hindern. Der Bekl. kann, wenn der Kl. 
das Waſſer über die durch den Merkpfahl feſtgeſetzte Höhe auf⸗ 


ſtaut, verlangen, daß ihm dies durch richterliches Urtheil unter⸗ 


ſagt werde (Entſch. des Obertribunals Bd. 61 S. 1, S. 12; 
Entſch. des R. G. vom 5. Mai 1894 bei Gruchot, Beiträge, 
Bd. 38 S. 1116), darüber hinaus aber iſt Kl. zu beſonderen 
Einrichtungen, wie ſie der Bekl. zu dem Zwecke verlangt, damit 
ein ſolches Anſtauen verhindert werde, nicht verpflichtet. V. C. S. 
i. S. Potthoff c. v. Papen vom 20. Februar 1897, Nr. 285/96 V. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

46. Die Gultigkeit einer Hypothek iſt bedingt durch die 
Exiſtenz der ihr zu Grunde liegenden Forderung, und nur in⸗ 
ſoweit beſteht die Hypothek materiell zu Recht, als ſie mit der 
durch ſie geſicherten Forderung ſich deckt. Jede Verminderung 
der letzteren z. B. durch Erlaß von Kapital, oder durch dauernde 
(nicht an die Perſon des Gläubigers oder Schuldners geknüpfte) 
Herabſetzung des Zinsfußes (vergl. Turnau Grdb. O. II 5. Auf- 
lage 1 S. 396 Note 8) vermindert auch die hypothekariſche 
Haftung, alſo das Hypothekenrecht, ſofern dieſes nicht in Folge 
eines dazwiſchentretenden redlichen und entgeltlichen Erwerbs in 
Kraft bleibt. Nicht weſentlich anders aber liegt die Sache, 
wenn die mit dem Schuldgrunde der Hypothek zu Gunſten des 
Schuldners vorgenommene Veränderung nicht die Subſtanz der 
Forderung oder das Zinsrecht, ſondern, wie im vorliegenden 
Fall, die Bedingungen der Rückzahlung betrifft, denn 
nach $ 23 des E. E. G. (§ 43 Grdb. O.) gehören auch dieſe 
zum weſentlichen Inhalt der Eintragungsbewilligung und 
des Eintragungsvermerkes einer Hypothek oder Grundſchuld, 
wenn auch bei der Hypothek die etwa fehlende Angabe aus dem 
Geſetz ergänzt werden kann. (Vergl. Turnau a. a. O. S. 377). 
Auch in dieſem Fall alſo deckt ſich die Eintragung in einem 
weſentlichen Punkte nicht mehr mit dem Inhalte der zu Grunde 
liegenden Forderung. In allen dieſen Fällen iſt der Hypotheken⸗ 
ſchuldner ſchon kraft ſeines Eigenthums am Pfandgrund- 
ſtücke befugt, negatoriſch auf Beſeitigung oder Berichtigung der 
eine höhere Belaſtung ſeines Grundſtückes, als fie noch beſteht, 
kundmachenden Eintragung zu klagen. Nun iſt allerdings die 
vorliegende Klage nicht als dingliche Klage und auch nicht im 
dinglichen Gerichtsſtande erhoben. Sie gründet ſich vielmehr 
unmittelbar auf die Vereinbarung in § 4 des Vergleichs vom 
31. Mai 1894. Hat aber in dieſer Vereinbarung, wie ſich 
aus den Feſtſtellungen der Inſtanzrichter ergiebt, die damalige 
Hypothekengläubigerin nicht etwa blos für ihre Perſon dem Kl. 
eine Stundung gewähren wollen, iſt vielmehr der beiderſeitige 
Vertragswille auf eine definitive Abänderung der Rückzahlungs⸗ 


bedingungen gegangen, ſo folgt hieraus zunächſt, auch ohne 


ausdrückliche Zuſage, die Vertragspflicht der damaligen Gläubi⸗ 
gerin, ihre Einwilligung in die zur vollen Verwirklichung des 
dem Kl. zugeſtandenen Rechts nothwendige Berichtigung des 
Grundbuchs zu geben. Steht nun auch dem Kl. gegen den 
Bekl. ſelbſt ein Klagerecht auf Erfüllung aus dem mit der 


verehelichten P. abgeſchloſſenen Vertrage unmittelbar nicht zu, 
ſo iſt doch dieſer Vertrag, wie auch der B. R. annimmt, auch 
für den Ceſſionar, der nicht durch den Glauben des Grundbuchs 
($ 38 des E. E. G.) gedeckt wird, inſofern bindend, als er 
das Gläubigerreht nur unter den ihm bekannt gewordenen 
Modalitäten erwerben konnte und erworben hat, wie ſie in dem 
Vertrage vom 31. Mai 1894 feſtgeſetzt ſind. Hieraus folgt 
aber weiter, daß der Bekl. ſich den Konſequenzen unterwerfen 
muß, die ſich aus dem Rechtsverhältniß ergeben, wie daſſelbe 
durch die Ceſſion auf ihn übergegangen iſt. (§ 402 Tit. 11 
SH. I des A. L. R.) Der Bekl. kann daher dem Kl. die 
Einwilligung in die Berichtigung der mit dem perſönlichen 
Schuldverhältniß nicht mehr übereinſtimmenden Eintragung nicht 
verſagen. Seine grundloſe Weigerung verletzt das dem Kl. als 
Schuldner aus § 4 des Vertrages vom 31. Mai 1894 er⸗ 
wachſene Recht, das der Bekl. als Ceſſionar der Gläubigerin 
anerkennen muß. V. C. S. i. S. Hildebrandt c. Stern vom 
6. Februar 1897, Nr. 259/96 V. | 

47. Den Streit der Parteien dreht ſich lediglich darum, 
ob der Begriff des Gaſtwirthſchaftsbetriebes in der in Rede 
ſtehenden Gegend den Betrieb der Hökerei nicht umfaſſe. 
Der B. R. iſt der Anſicht, daß es ſich um eine Grund⸗ 
gerechtigkeit handle, deren Umfang ſich nach dem Vertrage richte, 
und hält für erwieſen, daß die Konſtituenten der Gerechtigkeit 
den Begriff der Gaſtwirthſchaft in jenem weiteren Sinne auf- 
gefaßt haben. Er führt weiter aus, daß die Vereinbarung 
der Konſtituenten auch dahin verſtanden werden könne, daß das 
Eigenthum des Verpflichteten im Sinne des § 11 des E. E. G. 
habe beſchränkt werden ſollen. Dann ſei zwar für den Umfang 
der Beſchränkung lediglich der Eintragungsvermerk maßgebend, 
aber auch dann umfaſſe das Verbot des Gaſtwirthſchaftsbetriebes 
den Betrieb der Hökerei, da auf Grund der Beweisaufnahme⸗ 
ergebniſſe feſtgeſtellt ſei, daß nach den hier in Betracht 
kommenden örtlichen Verhältniſſen beide Betriebe untrennbar 
verbunden ſeien. Die Reviſion rügt, daß der B. R. den Be⸗ 
griff der Grundgerechtigkeit im Sinne des § 12 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 22 und § 12 des E. E. G. verkannt habe, und 
führt aus, daß für den Umfang der Beſchränkung, deren Rechts⸗ 
beſtändigkeit an ſich nicht angezweifelt wird, lediglich der Ein⸗ 
tragungsvermerk maßgebend ſei, daß dieſer ein Verbot des 
Hökereibetriebes, welcher begrifflich vom Gaſtwirthſchaftsbetriebe 
ganz verſchieden ſei, nicht enthalte und daß nicht erwieſen ſei, 
daß Bekl. beim Erwerbe des Grundſtücks gewußt habe, daß in 
der in Betracht kommenden Gegend beide Betriebe untrennbar 
verbunden ſeien. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine Grund- 
gerechtigkeit im Sinne des § 12 des E. E. G. oder eine 
Eigenthumsbeſchränkung im Sinne des § 11 E. E. G. vor⸗ 
liegt (vergl. übrigens Rechtsfälle Bd. 3 S. 173 ff., Striethorſt 
Archiv Bd. 4 S. 189 und Seuffert Archiv Bd. 45 S. 269 ff.), 
denn wenn man auch der Anſicht der Rkl. folgt, ſo ſcheitern 
doch die Angriffe der Reviſion jedenfalls an der rein that⸗ 
ſächlichen Feſtſtellung des B. G., daß in der in Frage ſtehenden 
Gegend der Betrieb der Hökerei mit dem der Gaſtwirthſchaft 
ſtets verbunden ſei. Die Ausführung der Reviſion, daß der 
Betrieb der Gaſtwirthſchpft an ſich nicht den der Hökerei um⸗ 
faſſe, iſt zwar nicht zu beanſtanden, aber dadurch wird nicht 
ausgeſchloſſen, daß in beſtimmten Gegenden der Begriff der 
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Gaſtwirthſchaft in ausdehnendem Sinne verftanden wird, und 
biefer weitere Sinn iſt dann maßgebend für die Auslegung 
einer einen ſolchen Betrieb ausſchließenden Eintragung. Darauf, 
ob der Erwerber eines ſo belaſteten Grundſtücks den richtigen 
Sinn und Umfang einer eingetragenen Beſchränkung kennt, 
kommt es nicht an, vielmehr iſt es ſeine Sache, ſich danach 
vor dem Erwerbe zu erkundigen. V. C. S. i. S. Linde c. Nietz 
vom 24. Februar 1897, Nr. 288/96 V. 

48. Im § 8 der Verordnung vom 31. März 1834 über 
das Hypothekenweſen im Herzogthum Weſtfalen iſt beſtimmt, 
daß zur Eintragung des Beſitztitels auf den Namen des in der 
Mutterrolle als Steuerpflichtigen vermerkten Beſitzers es genügen 
ſoll, wenn er durch Atteſte öffentlicher Behörden glaubwürdig 
beſcheinigt, daß er das Grundſtück ſeit dem 1. Dezember 1825 
oder überhaupt 10 Jahre lang ununterbrochen beſitze. Es 
kommt hiernach lediglich darauf an, ob es als glaubwürdige 
Beſcheinſgung anzuſehen iſt, wenn der Bürgermeiſter einer 
Stadt atteſtirt, daß dieſe ein Grundſtück 10 Jahre lang oder 
ſeit dem 1. Dezember 1825 ununterbrochen beſitze. Die damalige 
Hypothekenbehörde hat dies angenommen. Hierzu war ſie wohl 
befugt und wird es genügen, ſtatt weiterer Erörterung, zur 
Rechtfertigung ihres Verfahrens auf den Erlaß des Juſtiz⸗ 
miniſters vom 22. Dezember 1838 (Juſtizminiſterialblatt 1839 
S. 29) hinzuweiſen, durch welchen ausdrücklich für zuläſſig er. 
klärt iſt, den Beſitztitel für die in der Verwaltung einer Stadt 
befindlichen Grundſtücke auf Grund einer Beſcheinigung des 
Magiſtrats über die erforderliche Beſitzzeit zu berichtigen. 
V. C. S. i. S. Dorfgemeinde Elkeringhauſen c. Stadt Winter- 
berg vom 17. Februar 1897, Nr. 280/96 V. 

49. Für das R. G. liegt kein Anlaß vor, von derjenigen 
Auslegung des § 6 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 abzuweichen, 
wonach (durch den § 6) die Erſitzung fortan auch gegen den 
vor dem 1. Oktober 1872 eingetragenen Eigenthümer aus⸗ 
geihloffen ift (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 15 S. 256, Bd. 27 
S. 202, Turnau, Grundbuchordnung I. S. 643 (5. Auflage). 
Zudem aber kommt thatſächlich in Betracht, daß keine Beſitz⸗ 
handlungen der Bekl. über das Jahr 1868 hinaus nachgewieſen 
nd; denn daß weder die Befagung des Streitſtücks durch die 
Pächter der Elkeringhäuſer Gemeindejagd d. h. der Jagd auf 
dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk der Gemeinde Elkeringhauſen 
($ 4 des Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850) noch die Ver⸗ 
pachtung dieſer Jagd durch die die Jagdintereſſenten vertretende 
Gemeindebehörde ($ 9 daſelbſt) eine Beziehung zu der Frage 
haben, wer den Eigenthumsbeſitz an dem Streitſtück ausgeübt 
bat, und Beides daher für die Annahme eines Beſitzes der 
Gemeinde an dem Streitſtück nicht verwerthet werden kann, 
muß ohne Weiteres einleuchten. Vergl. Entſch. bei voriger 

ummer. 

50. Wie die Grundakten ergeben, iſt in dem Löſchungs⸗ 
antrage vom 3. November 1890 nur die Löſchung ohne jede 
Einſchränkung beantragt, dagegen die Abſicht der Eintragung 
einer anderen Forderung nicht erwähnt. Zugleich iſt eine von 
deuiſelben Tage datirte, zu Gunſten des Bekl. einheitlich auf 
6 000 Mark lautende, neue Schuldverſchreibung zur Eintragung 
in das Grundbuch, und zwar „an Stelle der unter 14 
und 15 als bezahlt quittirten und zu loͤſchenden 
Poſten“ eingereicht. Genau dieſen beiden Anträgen ent⸗ 


ſprechend hat der Grundbuchrichter verfahren; irgend ein Ver⸗ 
ſehen liegt nicht vor. Hätte er das Bedenkliche dieſer Anträge 
erkannt, ſo möchte es ſich vielleicht empfohlen haben, den An⸗ 
tragſteller darauf aufmerkſam zu machen; aber weder in dieſem 
Falle noch, wenn er die Anträge für zweckmäßig hielt, lag 
darin, daß er ihnen entſprach, ein Verſehen oder, wie es in dem 
§ 526 Thl. J Tit. 20 des A. L. R. hieß, eine „Löſchung zur 
Ungebühr“. Er konnte gar nicht anders handeln, als er ge- 
handelt hat; für eine Uebertragung der Hypothek auf die 
neue Forderung, die er nach der Meinung des B. G. in An⸗ 
wendung der 88 63, 64 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 
hätte vornehmen ſollen, fehlte es ihm an allen nöthigen Ur⸗ 
kunden. Es lag nicht eine Ceſſion des bisherigen Gläubigers 
für den neuen vor, ſondern nur eine Löſchungsbewilligung, auch 
nicht ein Antrag auf Umſchreibung für den Eigenthümer und 
eine Ceſſion von dieſem oder auch letztere allein vor, ſondern 
nur ein Löſchungsantrag und eine ganz neue Schuldverſchreibung 
zu Gunſten eines neuen Gläubigers; der Grundbuchrichter würde 
ſich perſönlich verantwortlich gemacht haben, wenn er von den 
Anträgen abwich, und daraus Nachtheile entſtanden. Auch der 
frühere Gläubiger hat ſich nicht geirrt; er war befriedigt, hat 
Löſchungsbewilligung ertheilen wollen und auch ertheilt; der aus 
einem neuen Schuldgrunde eingetragene Bekl. aber kommt für 
die Löſchung der ihm niemals zuſtehenden Poſten 14 und 15 
überhaupt nicht in Betracht. Nicht einmal von einem Verſehen 
des Eigenthümers kann geſprochen werden. Dieſer hat genau 
das gewollt, was er erklärt hat, er hat ſich nur in einem Rechts. 
irrthum über die Folgen befunden; das kann in keinem Falle 
zu einer dem Bekl. günſtigen Entſcheidung führen. III. C. S. 
i. S. Schaps c. Hörmann vom 19. Februar 1897, Nr. 275/96 III. 

Zum Enteignungs- und Straßengeſetz. 

51. Eine Verletzung des § 45 des Enteignungsgeſetzes 
liegt nicht vor. Der erſte Abſatz dieſes Paragraphen kommt 
überhaupt nicht in Betracht, da der Kl. ja nicht eine jetzt noch 
auf dem enteigneten Grund und Boden ruhende Wegegerechtig⸗ 
keit geltend macht, ſondern vielmehr Entſchädigung für eine 
durch die Enteignung verloren gegangene Wegegerechtigkeit ver⸗ 
langt. Eine Anwendung des zweiten Abſatzes iſt aber deshalb 
ausgeſchloſſen, weil, wie der B. R. mit Recht annimmt, ein 
beſonderer, in der Entſchädigung des Wegeeigenthumers nicht 
mit abgegoltener, Entſchädigungsanſpruch des Kl. in Gemäßheit 
des § 11 des Enteignungsgeſetzes begründet iſt. Die Bekl. 
kann daher die Verpflichtung zur Entſchädigung des Kl. keinen⸗ 
falls durch Hinweis auf den § 45 Abſ. 2 a. a. O. von ſich 
ablehnen. Die Reviflon ſcheint im Uebrigen auf den Einwand 
hinauszulaufen, daß Kl. deshalb gegen die Bekl. einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch nicht erheben könne, weil er ihn im Ver⸗ 
waltungsverfahren nicht geltend gemacht habe. Wenn Kl. dies 
wirklich nicht gethan haben ſollte, ſo würde er doch dadurch 
ſeines Anſpruchs nicht verluſtig gegangen ſein, da ihm auch in 
dieſem Falle die Beſchreitung des Rechtsweges noch offen ge⸗ 
ſtanden hätte, nur würde alsdann die ſechsmonatige Klagefriſt 
($ 30 des Enteignungsgeſetzes) mit der Zuſtellung der Ent⸗ 


ſcheidung des Bezirksausſchuſſes an den Wegeeigenthümer 


begonnen haben. (Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 205, Bd. 28 
S. 263.) Die Annahme der Reviſion, daß Kl. feinen Anſpruch 
im Verwaltungsverfahren nicht geltend gemacht habe, iſt aber 
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zweifellos unrichtig. Allerdings enthalten die vorinſtanzlichen 
Urtheile keine ausdrückliche, hierauf bezügliche Feſtſtellung. Das 
erklärt ſich indeſſen daraus, daß in den Vorinſtanzen, wie ſi 
aus dem oben mitgetheilten Inhalt der vorbereitenden Schrift⸗ 
ſätze I. J. ergiebt, zwiſchen den Parteien darüber, daß der Kl. 
ſeinen Anſpruch im Verwaltungsverfahren zur Geltung gebracht 
habe, Einverſtändniß herrſchte; ein Streit darüber war auch 
angeſichts des Beſchluſſes des Bezirksausſchuſſes offenſichtlich 
ausgeſchloſſen. Wenn der B. R. dieſes Einverſtändniſſes der 
Parteien nicht beſonders Erwähnung gethan hat, ſo iſt das 
nicht als ein Mangel, der zur Aufhebung des B. U. führen 
könnte, anzuſehen. Bezüglich der Rechtzeitigkeit der Klagean⸗ 
ſtellung beſtehen keine Zweifel. V. C. S. i. S. Preußiſche 
Staatsbauverwaltung c. Wegmann vom 3. Februar 1897, 
Nr. 243/96 V. | 1 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. | | 

52. Aus 8 25 des Geſetzes ſchließt der B. R. auf die 
dingliche Natur der ſtreitigen Erſtattungspflicht und folgert 
hieraus weiter, daß im vorliegenden Fall für die Bemeſſung 
derſelben nach einem Bruchtheil der Erbquote des Kl. nur die 
für das auf den Kl. übergegangene Gut P., nicht aber die für 
die andern drei Güter des Erblaſſers gezahlte Entſchädigung in 
Betracht kommen könne. Von Seiten der Reviſion wird dieſe 
Auffaſſung angegriffen und ausgeführt, daß die Erſtattungspflicht 
ihrem Grunde und ihrer Entſtehung nach eine perſönliche (auf 
der Annahme einer unbilligen Bereicherung beruhende) ſei, und 
§ 25 a. a. O. nur den Charakter der entſtandenen Ver⸗ 
pflichtung für die Zukunft betreffe. Es bedarf hier keines 
Eingehens auf dieſe Frage, denn es iſt für die Entſcheidung 
des vorliegenden Rechtsſtreits gleichgültig, ob man annimmt, 
daß die perſönliche Pflicht des Empfängers oder ſeines Erben 
zur Zurückzahlung der empfangenen Entſchädigung nur dann 
und inſoweit zur Exiſtenz gelangt, als der Empfänger oder ein 
Erbe deſſelben noch im Beſitz des Gutes, für welches die Ent⸗ 
ſchädigung gezahlt worden, ſich befindet, oder aber umgekehrt, 
daß die Entſtehung und der Umfang der dinglichen Ver⸗ 
pflichtung dadurch bedingt iſt, daß das Gut ganz oder zum 
Theil noch im Beſitz des Empfängers oder ſeiner Erben bezw. 
eines der Erben ſich befindet. Bei beiden Auffaſſungen iſt das 
Ergebniß das gleiche, daß nämlich die geſetzliche Verpflichtung 
aus § 18 des Geſetzes vom 14. Juli 1893 nur dann und 
inſoweit entſteht, als das Gut ſich noch im Beſitze des 
Empfängers, oder eines Univerſalſucceſſors deſſelben befindet. 
Hat ein partieller Abverkauf ſtattgefunden, ſo reduzirt ſich die 
zurückzuerſtattende Summe nach Verhältniß des abverkauften 
Theiles (§ 19 Abſ. 2); it andererſeits der zeitige Beſitzer nicht 
alleiniger Erbe des Empfängers der Entſchädigung, ſo beſchränkt 
ſich — falls er durch Erbgang, Legat oder Schenkung er- 
worben — ſeine Erſtattungspflicht auf den Bruchtheil, zu 
welchem er Erbe geworden iſt. Weiter ausgeführt. V. C. S. 
i. S. Fiskus c. v. Helldorf vom 10. Februar 1897, Nr. 408/96 V. 

53. Die Verpflichtung der Beſitzer ſolcher Grundſtücke, für 
welche aus Anlaß der Aufhebung der Grundſteuerfreiheit nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 21. Mai 1861 ſeiner Zeit Ent⸗ 
ſchädigungen gezahlt worden find, zur Rückerſtattung dieſer 
Entſchädigungen an die Staatskaſſe beruht allein auf der poſitiven 
Beſtimmung des Geſetzes vom 14. Juli 1893, wegen Auf- 
hebung direkter Staatsſteuern, im § 18, wonach dieſe Ent⸗ 
ſchädigungen nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zurüd- 
zugewähren ind. Daneben kann ein Verpflichtungsgrund aus 
der grundlofen Bereicherung, obwohl nach Außerhebungſetzung 
der Grundſteuer der Grund, aus welchem die Entſchädigung 
geleiſtet, entfallen iſt und dieſer rechtliche Geſichtspunkt nicht 
ohne Einfluß auf die Geſtaltung des Geſetzes geweſen iſt, nicht 
in Frage kommen. Wenn es charakteriſtiſch für das dingliche 
Recht iſt, daß ſein Gegenſtand eine Sache iſt, ohne Rückſicht 
auf die Perſon, bei welcher ſich die Sache befindet — § 126 
Thl. 1 Tit. 2 A. L. R. —, ſo läßt die Beſtimmung des $ 25 
keine andere Auffaſſung zu, da ſich aus dem übrigen Inhalte 
des Geſetzes nichts Anderes ergiebt, als daß hier eine dingliche 


Laſt hat angeordnet werden ſollen. Von dieſer Annahme iſt der 
erkennende Senat auch bereits bei der Entſcheidung der Frage 
ausgegangen, ob Rechtsſtreitigkeiten der vorliegenden Art gemäß 
8 25 C. P. O. zur ausſchließlichen Zuständigkeit des Gerichts 
der belegenen Sache gehören. — Weiter dargelegt. IV. C S. 
i. S. Fiskus c. v. Enckevort vom 11. Februar 1897, 
Nr. 385/96 IV. | 
VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
54. Eine die Haftung begründende Hingabe des Ver⸗ 
mögens ſetzt zunächſt nicht etwa, was der Vertreter des Rll. 
auszuführen ſuchte, eine ſch enkungsweiſe erfolgte Ueber⸗ 
gabe des Vermögens voraus; vielmehr wird die Haftung auch 
durch die Hingabe eines geſammten Vermögens unter belaſtetem 
Titel erzeugt. Entſcheidend für die bezeichnete Haftung des 
Vermögenzempfängers (bis zum Belauf des empfangenen Ver⸗ 
mögens) iſt nach den Normen des badiſchen Rechts nur die 
Uebergabe des Vermögens als einer Geſammtheit. II. C. S. 
i. S. Konrad c. Bayer und Gen. vom 23. Februar 1897, 
Nr. 6/97 II. | | 
„55. Die Uebergabe des geſammten Vermögens begründet 
für den Vermögensempfänger an ſich nur die Haftung für die 
zur Zeit der Uebergabe auf dem Vermögen haftenden 
Schulden. Die erwähnten miteingeklagten Prozeßkoſten ſind 
aber zeitlich erſt nach der Uebergabe des Vermögens entſtanden 
und können auch nicht etwa trotzdem als nach ihrem inneren 
Weſen ſchon nothwendige Annexe der bereits beſtandenen Schulden 
bildend betrachtet werden. Auch L. R. S. 2016 kann vermöge 
der Verſchiedenheit der Natur der Haftung zufolge des Ver⸗ 
mögensempfangs von jener aus der Bürgſchaft nicht analog 
für die Haftung für die bezeichneten Koſten angewendet werden, 
wie auch eine ſolche unter dem Geſichtspunkte der Aufwendung 
im Intereſſe der Bekl. nicht in Frage ſteht. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 


Rechtsanwalt Karl Wiegandt beim Landgericht Alm; — 
Rechtsanwalt Dr. Fritz Berolzheimer veim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Heinrich Otto Barthel beim 
Amtsgericht Lengefeld i. Erzgeb.; — Rechtsanwälte Dr. Adam 
Konſtantin Julius Hans Rieſe, Siegfried Croner beim Land⸗ 
gericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Hermann Marggraff beim 
Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Kurt Ackermann beim 
Amtsgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Johannes Alexander 
Martin Wolff beim Amtsgericht und, beim Landgericht 
Dresden; — Rechtsanwalt Schiffmann beim Amtsgericht 
Schlawe; — Rechtsanwalt Johannes Siegmund Klemm bei 
der Kammer für Handelsſachen Zittau; — Rechtspraktikanten 
Jakob Hofmann, Max Zimmermann beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Heinrich Otto Barthel beim 
Landgericht Freiberg; — Rechtsanwalt Kurt Schimmelpfeng 
beim Landgericht Darmſtadt; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Öuftav 
Lentz beim Amtsgericht Königsberg i. Pr., — Rechtsanwalt 
Friedrich Ludwig Thilo Walter beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Dr. Topp beim Oberlandesgericht Braun⸗ 
ſchweig; — Rechtsanwalt Theodor Schwager beim Amts⸗ 
gericht Karſtadt; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Guſtav Lentz beim 
Landgericht Königsberg i. Pr.; — Rechtsanwalt Dr. W. Bayr.: 
hammer beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
W. Stech beim Amtsgericht Waren; — Aſſeſſor a. D. 
Dr. Paul Guſtav Kretſchmar beim Landgericht Leipzig; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Kuhn beim Amtsgericht Lüben; — 
Rechtsanwalt Johann Michael Heydolph beim Landgericht 
Nürnberg; — Gerichtsaſſeſſor Franz Bandoly beim Land⸗ 
gericht Stargard i. P.; — Rechtsanwalt Dr. Theodor Stein 
beim Landgericht Darmſtadt; — Rechtsanwalt Magnus Gerlof 
beim Amtsgericht Hameln; — Rechtsanwalt Dr. jur. Georg 


203 


Schumacher II beim Landgericht und beim Amtsgericht 
Bonn; — Rechtspraktikant Heinrich Ledermann beim Amts⸗ 
ericht Marktheidenfeld; — Rechtsanwalt Blaſius Vogel beim 
andgericht Memmingen; — Rechtsanwalt Paul Hahn beim 
Amtsgericht Langenſalza; — Rechtspraktikant Franz Kümmel 
beim Amtsgericht Münchberg; — Rechtsanwalt Rudolf Ernſt 
Schultz beim Amtsgericht Filehne; — Gerichtsaſſeſſor a. D. 
Dr. Wieſter beim Amtsgericht Tarnowiz; — Rechtsanwalt 
Hans Eberhard Reinhard beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Zwickau; — Rechtsanwalt Franz Anderſeck beim Land⸗ 
gericht und beim Amtsgericht Erfurt; — Gerichtsaſſeſſoren a. D. 
Dr. jur. Paul Mey er, Dr. jur. Fleck beim Landgericht Köln; 
— Rechtsanwälte Alfred Pretzell, Dr. Robert Ludwig Eduard 
v. Simſon beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt 
Gerhard Uhlen beck beim Amtsgericht II Berlin. 


Löſchungen. 


Rechtsanwalt Hahn beim Amtsgericht Pleß; — Rechts⸗ 
anwalt Ludwig Waſſermann beim Landgericht Mannhim; — 
Juſtizrath Dr. Reinhard beim Landgericht Straßburg; — 
Rechtzanwalt Schultz beim Amtsgericht Czarnikau; — Rechts⸗ 
anwalt Hans Eberhard Reinhard beim Amtsgericht Hohenſtein. 
Ernſtthal; — Rechtsanwalt Heinrich Fuchs beim Amtsgericht 
Königehofen im Grabfeld; — Rechtsanwalt Franz Anderseck 
beim Amtsgericht Langenſalza; — Rechtsanwalt Baumeiſter 
beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Ernſt Pfeifer 
beim Amtsgericht Donaueſchingen und beim Landgericht Konſtanz; 
— Rechtsanwalt Ernſt Friedrich Rudolph Schmidt beim Amts- 
gericht Grimma und beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt 
Friedrich Frhr. v. Stromer beim Oberlandesgericht und beim 
Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Loſſen beim Landgericht 
Wiesbaden; — Rechtsanwalt Reinhold Seifert bei der Kammer 
für Handelssachen Glauchau und beim Landgericht Zwickau. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Schiffmann 
in Schlawe i. P.; — Rechtsanwalt Roſenthal in Kreuz⸗ 
burg O.) S.; — Rechtsanwälte Dr. Weydemann und 
Dr. Bieck in Erfurt. | Zu 


Todesfälle. 


Rechtsanwalt Bürgermeiſter Schneider in Thum; — 
Rechtsanwalt Geiſenheimer in Stettin; — Rechtsanwalt 
Heinrich v. Weitzenbeck in Roſenheim: — Rechtsanwalt 
Johann Georg Einert in Leipzig; — Rechtsanwalt Moritz 
Eduard Korſelt in Dresden. 1 
C ̃ ˙ — — — — 

Ich ſuche zum alsbaldigen Eintritt einen tüchtigen 

Büreau⸗Vorſteh 


er. 
Den Meldungen ſind Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüche bei⸗ 


zufügen. | 
Schuuck, Rechtsanwalt und Notar in Bochum. 


, Bürean⸗Vorſteher, | Ä 
ſelbſtändiger Arbeiter, 37 Jahre alt, ev., fucht Stellung bei einem 
Rechtsanwalt in kleinerer Stadt im Gebiete des A. L. R. 

Off. erb. unter B. W. 20 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein tüchtiger, zuverläſſiger Büreauvorſteher mit guten 


Zeugniſſen ſucht ſofort eventl. ſpäter Stellung. Gefl. Off. erbeten 


unter G. H. 8 an die Expedition dieſes Blattes. 


rer ͤ b ĩ 8 
Büreauvorſteher ſucht Stellung im Anwaltsbüreau. Offerten 

unter M. H. 144 an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 
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BDüreau⸗Vorſteher, 
22 Jahr, tüchtia, zuverläſſig, ſucht per ſofort Stellung. 
Berlin, Streltzerſtraße 44 v. V. Göſche. 


5 Büreau⸗Vorſteher 

für Rechtsanwaltſchaft und Notariat, erfahren und umfangreich ſelb⸗ 
ſtindig arbeitend, ſucht Stellung als Vorſteher bedeutender Büreaus. 
Offerten erbeten unter S. W. 12 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein älterer Büreauvorſteher, langbewährt in der Prozeß⸗ und 
Notariatspraxis, wünſcht ſich zu verändern. Dauernde Stellung wird 
bevorzugt. Gefl. Off. w. u. W. A. 157 an die Exp. d. Zeitung erbeten. 

2 . . 


Büreau⸗Vorſteher, 
Ende der zwanziger Jahre, unverheirathet, Weſtfale, mit beſten 
Zeugniſſen verſehen, durchaus ſelbſtſtändiger, flotter Arbeiter, mit 
ſämmtlichen vorkommenden Arbeiten auf Anwalts⸗ und Notariats⸗ 
büreaus, ſowie mit der kaufmänniſchen Buchführung vollſtändig ver⸗ 
traut, ſucht Stellung zum 1. Mat cr. oder ſpäter. N | 
Gefl. Off. werden unter Nr. 100 an die Exp. dieſes Bl. erbeten. 


Suche ſof. Engagement. Bin 30 Jahr, mit Notariat und Kleinſtädten 
bekannt. Jaenſ ch, Bureauvorft., Berlin, Köpenickerſtr. 102 bei Hempe. 


Jüngerer Büreauvorſteher, mit Prozeß und Notariat vers: 
traut, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, anderweit Stellung in einem 
kleineren Büreau. Gefl. Off. unter J. II. Lan die Exped. dieſes Blattes. 


Gepr. Nechtspraktikant (franz. R.), bereits 1 Jahr nach 
Staatsexamen auf einem reicheländiſchen Büreau beſchäftigt, ſucht 
weitere Concipientenſtelle bis zu feiner Anſtellung — etwa 6 Mo⸗ 
nate ev. auch für länger — am liebſten in Conſtanz, Freiburg oder 
Straßburg. Angebote unter R. S. 150 an die Exp. d. Blattes. 
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Suche z. ſof. od. ſpät. Antr. Stellung als Schreiber od. Exped. 
Pr.⸗Zeugn. zu Dienſten. Matthes, Leipzig, Leplagſtr. 14 It. 


En em n ß mn, 

Junger Amtsgerichtsauwalt mit gründlicher theoretiſcher und 
praktiſcher Bildung ſucht Aſſociation mit einem beſchäftigten Anwalt 
im Gebiete des franzöſiſchen Rechts. Offerten sub A. Z. 141 an 
die Expedition dieſes Blattes. | 


Vor 2 Jahren gepr. Aſſeſſor ſucht dauernde Hülfsarbeiterſteile 
bei einem angeſehenen und beſchäftigten älteren Anwalt Berlins (am 
liebſten beim Kammergericht), welche Gelegenheit zur wiſſenſchaftlichen 
und praktiſchen Weiterbildung bietet. Bewerber glaubt auf aute 
Empfehlung einer Anzahl von Herren des Anwalts⸗ und Richterſtandes 
rechnen zu dürfen, und würde gern zunächſt, zur Erprobung ſeiner 
Leiſtungen, die Vertretung wäbrend der Ferien übernehmen. 

Gefl. Off. unter K. G. 159 an die Exp. dieſer Zeitſchr. erbeten. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, . 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
| bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. | 

eorg J. Bentley, Notar. 


6 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
N Nord ⸗ Amerikas. | 


Hieronymus Heyman, 
Vereideter Rechtsanwalt, 
Lodz, Ruſſiſch⸗Polen, 
übernimmt Forderungen auf 
Königr. Polen und ganz Rußland. 
Juriſtiſche Werke auf Abzahlung 
(Corpus juris, Dernburg, eilfron, Sohm etc. etc.), 
ſowie ſonſtige Werke jeder Art liefert ſofort in neueſter Auflage 
8 4 und hervorragend ſchön gebunden | 
F. Hachfeld, Buchhandlung, Berlin N. 24, Elſaſſerſtr. 43. 
(NB. Wichtig für Väter von Studierenden!) 
Katalog mit zahlreichen Referenzen bitte zu verlangen. 
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Akademiſche Heriagsbuchhaudlung von 3. G. 8. Mohr (J. Sieben) 
in Sreiburg i. B. und Leipzig. 


Im Laufe des Sommers erſcheint in meinem Verlage: 


Die Liegenſchafts- Ordnung 


(Bwangsverſteigerung) 
nach dem Reichsgeſetz vom Jahre 1897 
in Aktenform 
an einem Rechtsfalle dargeſtellt. 


Mit einer ſyſtematiſchen Einführung in das Geſetz unter ver⸗ 
gleichender Berückſichtigung der derzeitigen preußiſchen und 
N badiſchen Vollſtreckungsnormen. 


Von Landgerichtsrat . Betzinger. 


204 


J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung 
in Berlin SW. 48, Wilhelmſtraße 119/120. 


Soeben erſchien: 
F 


— — 


nebſt 
Einführungsgeſetz 
erläutert von 


Dr. G. Planck, 


. Wirklicher Geheimer Rath und ordentlicher Honorarprofeſſor an der Univerſität 
l gen ai 8 


Bürgerliches Geſetzbuch 


Göttin 
in Verbindung mit 


Dr. A. Achilles, Dr. F. André, 


Reichsgerichtsrath a. D., a. o. Profeſſor, 


M. Greif, F. Ritgen, Dr. K. Unzner, 


Amtsrichter, Gerichtsaſſeſſor, II. Staatsanwalt. 


Lieferung 1. 
Einleitung und Erſtes Buch: Allgemeiner Theil. 
| Lex. 8%. Geheftet. Preis 3 Mk. 60 Pf. 
Lieferung 2 (Schluß von Buch J) wird in 
ca. 5 Wochen folgen. 


Das ganze Werk wird 3 ſtarke Bände um⸗ 
faſſen, in ungefähr Jahresfriſt vollendet ſein und 
etwa 50 Mark koſten. | 


Aforintion Berliner Schneider. (Friedrich Modler & Co.) 
* Berlin SW., Johanniterſtr. 16 
| 2 ; empfiehlt ihre Spezialität von 
1 e Amtstrachten für Juſtiz⸗ 
beamte und Prediger. 
Amtsroben und Barrets für 
Richter: von M. 25—54, 
N Rechtsanwälte: von M. 25—456, 
e Gerichtsſchreiber: von M. 1580 
N, bei freier Zuſendung. 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. 


Dr. Herm. 
Staub's 


0 . 3. Heines Verlag, 
3 re 9 8 50 ” Bisher erſchienen Lfg. I 


— IV 


Rommenfar um Bandelsgeſekbuch 
Den Abonnenten dieſer Auflage wird im Anhange eine 


eingehende vergleichende Darſtellung 
— 
des gegenwärtigen mit dem neuen H. G. B. unberechnet geliefert. 
(bis Art. 239), der Reſt erſcheint in ſchneller Folge. 


Tarl Heymanns erlag, Berlin W. 


. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 
Street, Strand, London (solicitor of the Supreme Court) unter. 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß⸗ oder Gerichts. 
angelegenheiten in England. 


Entſcheidungen des Veichsgerichts und Reichs- 
oberhandelsgerichts in Civilſachen zu kaufen geſucht. 
Angebote an dieſes Blatt unter E. K. 1. 


Chicago. Berlin. 
2 ——— ———— EB ZR — 


Remington-Sholes 
die neue Schreibmaschine für Rechtsanwälte 


im Gebrauch in 
den meisten 
grösseren An- 
waltsbüreaux 
Berlin's, eine 
specielle 
Maschine für 
Rechtsanwälte. 
Angestellte von 
Rechtsanwälten 
erhalten 

kostenfreien . 
Unterricht in 
allen unseren 

Schulen, Geübte 

Schreiber und 

Schreiberinnen 

| an Hand. 

Amerikanische Farbbänder für alle Schreibmaschinen 30 M. 
per Dutzend. 


Bestes amerikanisches Kohlenpapier 15 M. per 100 Blatt. 

Schreibmaschinen-Papiere und Utensilien jeder Art zu den 
billigsten Preisen. 

Muster auf Verlangen. Reparaturen aller Schreibmaschinen 
kostenfrei an Abnehmer unserer Utensilien. 
— nn estsr Viensilien. 


Henry Newald’s General-Agentur für 
Deutschland, Oesterreich, Russland. 


Berlin, Kronenstr. 56; Filiale Breslau, Ohlauerstr. 58. 


Bruno Feigenspan, Max Keller, S. Lion-Levy, 
General-Vertretung General-Vertretung General-Vertretung 


für für für die Hansastädte u. 
Königreich Süddeutsch- Hannover, beide Meck- 
und Provinz Sachsen. land. lenburg, Oldenburg. 
Leipzig, Frankfurt a. M., Hamburg, 


Grimmaischestr. 17. gr. Kornmarkt 15. Welckerstr. 6 a. 


erſcheink in 


fünfter 


durchgearbeiteker 


Auflage. 


Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Die Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 


und das 


Gerichts verfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877. 
EErläutert von N. Hoppe, Landgerichtsdirektor bei dem Landgericht J Berlin. 
| Taſchen - Seſetzſammlung 32. 
Preis gebunden M. 4, bei poftfreier Zuſendung M. 4, 20. 


e e me, nt — 
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M 23 und 24. 


Juriſti 


Berlin, 22. April. 


e Wochenſchrift. 


1897. 


Herausgegeben von | 
M. Kempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 


68s 


Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 


—̃ 


nhalt. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 205. — Vom 
Reichsgericht. S. 205. | 


Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Stuttgart hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 


1200 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 


für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte ſind von 
H. H. 15 Mark als Schenkung, „eine nicht angenommene 
Zahlung betreffend“ zugegangen. 


— — ͤ 6—— 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 22. März bis 
2. April 1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Von den Grundſtücken der Bekl., Schleſiſcheſtraße 41 
und Falkenſteinſtraße 3 in Berlin, ſind durch Beſchluß des 
Königlichen Polizeipräſidiums in Berlin vom 15. Oktober 1894 
zwei Abſchnitte zur Straßenregulirung enteignet worden. Die 
Entſchädigung iſt im Enteignungsverfahren auf 7918 Mark 
7 Pf. feſtgeſetzt worden, wobei der Werth der enteigneten 106 
und 41 qm als Nichtbauland, unter Hinzurechnung einer Ein⸗ 
friedigungzentſchädigung, auf 3 589 Mark 15 Pf. berechnet 
wurde. Ueber dieſen Betrag herrſcht kein Streit. Es waren 
aber daneben als Vergütung für den höheren Werth, den der 
Abſchnitt von 41 qm vor der Fluchtlinienfeſtſtellung vom 
22. Juli 1872 als Bauland gehabt hatte, 2050 Mark und 
5 Prozent Zinſen für dieſe Summe vom 22. Juli 1872 bis 
zum 15. Oktober 1894 mit 2 278 Mark 92 Pf. zugebilligt 
worden, woraus ſich jene Geſammtſumme von 7918 Mark 
7 Pf. ergab. Die Stadtgemeinde Berlin beftritt das Recht 
der Bekl. auf dieſe 2050 Mark nebſt 2 278 Mark 92 Pf. 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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| Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Zinſen, weil dieſe Entſchädigung überhaupt nicht in das Ent⸗ 
eignungsverfahren gehöre, eventuell aber auch zu hoch bemeſſen 
worden ſei, und klagte mit dem Antrage: den Beſchluß des 
Polizeipräsidium vom 15. Oktober 1894 dahin abzuändern, 
daß die Entſchädigung auf 3 589 Mark 15 Pf. feſtzuſetzen ſei. 
Die Bekl. beſtritt die Klage und erhob eventuell Widerklage 
auf Gewährung einer Entſchädigung für die dem Abſchnitt von 
41 qm ſeit dem 22. Juli 1872 entzogene Bebaubarkeit in 
Höhe von 2050 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 
22. Juli 1872. In erſter Inſtanz wurde die ſtreitige Ent⸗ 
ſchädigung auf 1 572 Mark. 35 Pf. nebſt 5 Prozent Zinſen 
ſeit dem 22. Juli 1872 feſtgeſetzt, während in zweiter Inſtanz 
erkannt wurde, daß dieſe Entſchädigung überhaupt nicht in das 
Enteignungsverfahren gehört habe, jedoch auf Grund der eventuell 
erhobenen Widerklage auf 1107 Mark 41 Pf. nebſt 5 Prozent 
Zinſen ſeit dem 22. Juli 1872 feſtgeſetzt werde. In erſter 
Inſtanz war der Streitwerth auf 2 050 Mark feſtgeſetzt worden 
und bei dieſer Feſtſetzung iſt es auch in zweiter Inſtanz ge⸗ 
blieben, indem das Kammergericht den Antrag des Rechts- 
anwalts der Bekl. auf Feſtſetzung eines Streitwerths von 
6 378 Mark, eventuell von 4328 Mark 92 Pf. ablehnte. 
Gegen dieſen Beſchluß des Kammergerichts richtet ſich die Be⸗ 
ſchwerde, in der beantragt wird, den Streitwerth auf 6 378 Mark 
92 Pf. eventuell auf 4328 Mark 92 Pf., eventuell auf 4 100 
Mark feſtzuſetzen. Dieſe Summen ergeben ſich, wenn zu der 
Entſchädigung von 2050 Mark noch die Zinſen ſeit dem 
22. Juli 1872 im Betrage von 2 278 Mark 92 Pf. und für 
die Widerklage 2050 Mark, oder die eine oder die andere der 
letztgegenannten Beträge hinzugerechnet werden. Die Anſicht 
des Beſchwerdeführers, daß eine ſolche Hinzurechnung ſtattfinden 
müſſe, iſt jedoch unrichtig. Die Summe von 2278 Mark 
92 Pf. hat dadurch, daß das Polizeipräſidium ſie beziffert hat, 
ihre Eigenſchaft als Nebenforderung zu der Hauptforderung 
einer Entſchädigung für die entzogene Baulandseigenſchaft nicht 
verloren. Sie enthält die nach 5 Prozent berechneten Zinſen 
dieſer Entſchädigungsſumme von 2 050 Mark für die Zeit vom 
22. Juli 1872 bis zum 15. Oktober 1894, die das Polizei- 
präſidium der Bekl. deshalb zubilligte, weil die Entſchädigung 
ſchon ſeit dem 22. Juli 1872 fällig geweſen war und der 
Bekl. aus dieſem Grunde Zinſen von der ſeitdem ihr vor⸗ 
enthaltenen Summe gebührten; vergl. Entſch. des R. G. Bd. 32 


Nr. 51 S. 210 ff. Die Eigenſchaft dieſer Zinſen als Neben⸗ 
forderung erkennt der Beſchwerdeführer auch ſelber dadurch an, 
daß er den Streitwerth bei der Widerklage (auf Zahlung von 
2050 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 22. Juli 1872) 
nur auf 2 050 Mark berechnet wiſſen will. Die Klage begehrt 
Streichung der Entſchädigung von 2050 Mark und deren 
Nebenforderung; ihr Streitwerth betrug alſo nach § 4 der 
C. P. O. nur 2050 Mark. 
Beſchwerdeführer, daß die Widerklage nicht denſelben Streit⸗ 
gegenſtand wie die Klage betroffen habe (§ 11 des G. K. G.). 
Es handelte ſich in beiden Klagen um die Entſchädigung der 
Bekl. für die im Jahre 1872 entzogene Bebaubarkeit, die in 
der Klage beſtritten, in der Widerklage für den Fall, daß ſie 
nicht als Theil der Enteignungsentſchädigung anerkannt werden 
ſollte, beſonders eingeklagt wurde. Die Frage, ob dieſe Ent⸗ 
ſchädigung im Enteignungsverfahren berückſichtigt werden durfte 
oder nicht, iſt für die Identität dieſes Streitgegenſtandes un⸗ 
erheblich. V. C. S. i. S. Kreiter c. Stadt Berlin vom 
13. März 1897, B Nr. 40/97 V. 

2. Bekl. bezweckt mit dem Widerklageantrag, daß ihr 
Rücktritt von dem Kaufvertrage für berechtigt erklärt, fie alſo 
von den durch dieſen Vertrag übernommenen Leiſtungen befreit 
werde. Hierin iſt nicht, wie Kl. meint, eine bloße Incident⸗ 
feſtſtellungsklage im Sinne des 8 253 C. P. O. enthalten. 
Ebenſowenig ſtellt ſich der erſte Widerklageantrag als ein bloßes 
Begründungsmoment gegenüber dem zweiten Antrage dar. 
Vielmehr iſt der erſte Antrag die Hauptſache, aus welcher im 
zweiten Antrage lediglich eine Folgerung gezogen wird. Das 
B. G. hat deshalb mit Recht den Streitwerth nach dem Be⸗ 
trage ſämmtlicher der Bekl. durch den Vertrag auferlegten 
Leiſtungen, der richtig auf 144 000 Mark berechnet iſt, bemeſſen. 
V. C. S. i. S. Alte c. Haroske vom 18. März 1897, 
B Nr. 46/97 V. | 

3. Bei einſtweiligen Verfügungen iſt der Streitwerth, 
wie das O. L. G. mit Recht ſagt, nach dem Intereſſe zu be⸗ 
meſſen, das der Kl. mit der einſtweiligen Verfügung verfolgte. 
(Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 22 S. 128.) Wenn das O. L. G. 
weiter ſagt, dieſes Intereſſe finde hier ſeine Begrenzung in der 
wahrſcheinlichen Dauer des Rechtsſtreits über die Hauptſache, 
ſo iſt dies zwar nicht richtig. Der Bekl. war auf Räumung 
der Pacht wegen nicht pünktlicher Pachtzinszahlung in Anſpruch 
genommen, auch dazu in I. J. verurtheilt, als der Kl. den 
Antrag auf Anordnung der Zwangsverwaltung im Wege der 
einſtweiligen Verfügung ſtellte, in der Befürchtung, daß der 
Bekl. damit umgehe, das Pachtgut in der Zeit bis zur Rechts⸗ 
kraft des Räumungsurtheils zu devaſtiren und ihm das Gut 
in devaſtirtem Zuſtande zurückzugewähren. Das Intereſſe, 
welches Kl. mit der einſtweiligen Verfügung verfolgte, beſtand 
danach darin, das Gut nicht in devaſtirtem Zuſtande zurüd- 
zuerhalten. Die vorausſichtliche Dauer des Hauptprozeſſes kann 
keinen Einfluß auf die Schützung dieſes Intereſſes haben. In⸗ 
deſſen ergeben die Akten genügenden anderen Anhalt, um den 
Streitwerth für das die einſtweilige Verfügung betreffenden 
Verfahren in Uebereinſtimmung mit dem O. L. G. auf nicht 
höher als 20 000 Mark anzunehmen. Das lebende und todte 


Inventar hatte der Verpächter dem Bekl. verkauft, er war alſo 


in Beziehung auf dieſes nicht gefährdet, wie denn auch Kl. 


Mit Unrecht behauptet ferner der 
20 000 Mark angemeſſeu geſchätzt iſt. 


. 


im Antrage auf einſtweilige Verfügung nur von der ſchlechten 
Beſtellung der Ländereien, dem Verkauf der Ernte, der Nicht⸗ 
löhnung der Gutsleute und Verwüſtung des Obſtgartens ſpricht. 
Der Pachtpreis von jährlich 11 500 Mark und der Kaufpreis für 
das Inventar (24 801 Mark für das lebende und 3 093,50 Mark 
für das todte Inventar) laſſen auf einen Umfang des Gutes 
ſchließen, der die Annahme rechtfertigt, daß der mögliche Schade, 
den Kl. durch die Zwangsverwaltung abwenden wollte, mit 
Die nach § 12 der 
R. A. G. O. an ſich zuläſſige Beſchwerde war danach als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen. VI. C. S. i. S. v. Chelkowski 
c. Kujath vom 11. März 1897, B Nr. 39/97 VI. 

4. Die von den Rbkl. angezweifelte Reviſionsſumme liegt 
vor, denn die Unkoſten, deren Erſtattung der Kl. neben den 
Wechſelſummen von zuſammen 1 500 Mark fordert, ſtellen keine 
Nebenforderungen im Sinne des § 4 der C. P. O. dar, ſondern 
einen Theil der Hauptforderung, die ſich aus ihnen und den 
Wechſelſummen zuſammenſetzt. I. C. S. i. S. Doetſch c. Montag 
und Gen. vom 10. März 1897, Nr. 332/96 J. 

5. Die Beſchwerde iſt lediglich gegen den Abſtrich der 
für die Fahrt des klägeriſchen Vertreters nach N. zum Termin 
vom 25. September 1896 angeſetzten Reiſekoſten von 56,20 
Mark gerichtet. Die Ausführung des Beſchwerdeführers, daß 
der erſtinſtanzielle Vertreter des Kl. durch die Umſtände zur 
perſönlichen Wahrnehmung des Termins unbedingt veranlaßt 
geweſen ſei, ſteht ſchon mit dem Inhalte des im Entwurf vor⸗ 
gelegten Briefes deſſelben vom 22. September 1893 nicht im 
Einklang, da er gleichzeitig mit der Mittheilung vom Termin 
und dem Zwecke deſſelben die Anweſenheit des Kl. beim Termin 
empfiehlt und den Zeitpunkt ſeiner Abreiſe zum Termin kund⸗ 
giebt. Da es ſich bei dieſem Termin weſentlich um techniſche 
Fragen, die Beſchaffenheit der im Lagerhauſe zu Ulm nieder⸗ 
gelegten Gerſte, handelte, ſo war die Anweſenheit des Kl. als 
Getreidehändlers bei dem Termin jedenfalls von überwiegendem 
Intereſſe, während der etwa erforderliche juriſtiſche Beirath auch 
von dem dann auch ſubſtituirten dortigen Rechtsanwalt H. ge⸗ 
leiſtet werden konnte. Da deſſen Gebühren ohnedies bewilligt 
wurden, ſo hat das O. L. G. die erwähnten Reiſekoſten mit 
Recht als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht noth⸗ 
wendig erachtet und vom Erſatze ausgeſchloſſen. VI. C. S. 
i. S. Reitmayr c. Stern und Sabat vom 1. März 1897, 
B Nr. 34/97 VI. 

6. Wegen 15 Mark 60 Pf. erſcheint die weitere Be⸗ 
ſchwerde begründet, da die Gebühren des Anwalts für die Ver⸗ 
tretung des Kl. im Konkursverfahren nicht zu den Koſten ge⸗ 
hören, welche der Prozerichter im vorliegenden Falle feſtzuſetzen 
hatte. IV. C. S. i. S. Ernſt c. Richter vom 11. März 1897, 
B Nr. 64/97 IV. 

7. Die Vergütung von 8 Mark, die von den Kl. an den 
Zeugen B. dafür gezahlt worden iſt, daß er auf Anordnung des 
Gerichts am Tage ſeiner Vernehmung und um ſich über den 
Gegenſtand der Vernehmung zu belehren, den von der Bekl. 
angelegten Kanal durchkrochen hat, iſt vom O. L. G. mit Unrecht 
abgeſetzt worden. Das O. L. G. hat in Betreff der Noth⸗ 
wendigkeit und Angemeſſenheit der Vergütung keine Bedenken, 
hält aber die Bekl. zum Erſatz dieſer Auslage deshalb nicht für 
verpflichtet, weil der Zeuge für jene Thätigkeit durch die ihm ge⸗ 
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zahlten Zeugengebühren entſchädigt ſei. Das kann nicht zugegeben 
werden; die Zeugengebühren nach § 2 der Gebührenordnung 
ſind nur zur Vergütung für die Zeitverſäumniß des Zeugen 
beſtimmt; werden für die Beweisaufnahme außerordentliche Auf, 
wendungen nöthig, wie hier, ſo handelt es ſich dabei eben um 
nothwendige Koſten der Rechtsverfolgung ($ 87 C. P. O.), 
gleichviel ob ein Zeuge oder eine ſonſtige Perſon für außer⸗ 
ordentliche Leiſtungen zu entſchädigen iſt. V. C. S. i. S. 
Brandt c. Gewerkſchaft Wilhelmshall vom 13. März 1897, 
B Nr. 34/97 V. | 
8. Auch die abgefeßten Auslagen der Kl. für chemiſche 
Unterſuchungen des Bachwaſſers muͤſſen ihnen von der Bekl. 
erftattet werden. Es iſt den Kl. zuzugeben, daß fie in Folge 
des Beſtreitens der Bekl. genöthigt waren, ſich den Beweis zu 
ſichern, daß ed die Bekl. ſei, die das Waſſer durch Einleitung 
ihrer Abwäfler ꝛc. verunreinige; es läßt ſich auch nicht beſtreiten, 
daß es dazu einer und zwar wiederholten chemiſchen Unterſuchung 
des Waſſers bedurfte und daß es mindeſtens zweckmäßig war, 
Wafferproben aus den verſchiedenen Bachſtrecken, deren Anlieger 
bie einzelnen Kl. find, unterfuchen zu laſſen. Deshalb erſcheint 
der Widerſpruch der Bekl. gegen dieſe Anſätze nicht als be⸗ 
gründet und die Abſetzung derſelben durch das O. L. G. nicht 
als gerechtfertigt. — Bei Beurtheilung der für die einzelnen 
Kl. angeſetzten Reiſekoſten iſt dem O. L. G. darin beizutreten, 
daß die Nothwendigkeit von mehr Reiſen als Einer zum Zweck 
der Information des Anwalts einer beſonderen Darlegung 
bedarf, weil ſonſt angenommen werden kann, daß die Information 
ſchriftlich ertheilt werden konnte. Es hat auch nicht anerkannt 
werden können, daß die vorliegende Prozeßſache, wenngleich darin 
viele Schriftſätze gewechſelt worden find, fo verwickelt war, daß 
dadurch mehr folder Reifen, noch dazu aller einzelnen Kl., zum 
Anwalt nothwendig wurden, und der in der Beſchwerde auf⸗ 
geftellte Satz, daß hierüber im Zweifel der Anwalt zu befinden 
habe, iſt unrichtig. Aber in der Beſchwerde wird mit Recht 
geltend gemacht, daß die Kl. für Reiſen zu den Beweis- 
aufnahmeterminen eine Entſchädigung zu verlangen be⸗ 
vehtigt find (5 322 C. P. O.), und die Prozeßakten ergeben, 
daß der Mitkl. K. 4, der Mitkl. Chriſtoph B. gleichfalls 4, 
und der Mitkl. Friedrich B. 3 ſolcher Reiſen nach Halberſtadt 
gemacht haben. Hätten die Kl. dies ſchon in der vorigen 
Jnſtanz geltend gemacht, fo würde ſchon damals kein Hinderniß 
beſtanden haben, eine Reiſevergütung für dieſe Reiſen an Stelle 
der geforderten Vergütung für Informationsreiſen einzufchieben. 
Diele Einſchiebung war jetzt zu bewilligen. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. | 
9. Wie in dem Beſchluſſe des IV. C. S. des R. G. vom 
12. März 1896 (B. IV. 38. Gruchot's Beiträge Bd. 40 
©. 1184) in Uebereinſtimmung mit dem Beſchluſſe des V. C. S. 
dez R. G. vom 12. März 1895 (B. V. 25. 95.) ausgeführt 
wird, entbehrt das Koſtenfeſtſetzungsverfahren des ſelbſtſtändigen 
Charalterz und iſt nur dazu beſtimmt, das Urtheil in Betreff 
der Entſcheidung über die Koften zu ergänzen und zu vervoll⸗ 
ſtindigen. Im Feſtſetzungsverfahren iſt nur zu erörtern, ob 
die liguidirten Koſten erwachſen find, ob ſie unter das Urtheil 
fallen und ob fie als nothwendig im Sinne des $ 87 der 
C. p. d anzuſehen ſind. Im Koſtenfeſtſetzungsverfahren iſt 
daher kein Raum für die Entſcheidung der Frage, ob der be- 


klagte Ehemann nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Rechts 
ſeinen Koſtenerſtattungsanſpruch gegen die klagende Ehefrau 
nicht während des Beſtehens der Ehe geltend machen könne. 


Dieſe Frage iſt vielmehr auf Grund des § 686 der C. P. O. 


durch Urtheil auf die zu erhebende beſondere Klage zum Austrag 
zu bringen. IV. C. S. i. S. Meier c. Meier vom 20. März 
1897, B Nr. 73/97 IV. N 

10. Zu einem prozeſſualen Bedenken könnte es allerdings 
Anlaß geben, daß das B. G. vor der Würdigung des Zeugen- 
beweiſes nicht auch noch den in der Schlußverhandlung vom 
Bekl. neu vorgeſchlagenen Zeugen B. abgehört hat. Der Bekl. 
hatte dieſen Zeugen, der bei der entſcheidenden Verhandlung 
zugegen geweſen ſein ſoll, dafür vorgeſchlagen, daß die vom Kl. 
behauptete Aeußerung des Dr. E. nicht gefallen ſei. Wenn das 
B. G. dieſe Beweisantretung mit der Erwägung zurückweiſt, 
daß der Zeuge blos für eine Negative benannt ſei, ſo iſt das 
allerdings unhaltbar. Dieſelbe Thatſache läßt ſich in der Regel 
ſowohl in poſitiver, als auch in negativer Form ausdrücken, 
und es kann nichts verſchlagen, ob das eine oder das andere 
geſchehen iſt. Im übrigen aber können Beweismittel ſowohl 
zum Nachweiſe als auch zur Widerlegung thatſächlicher Be⸗ 
hauptungen dienen (C. P. O. 88 1215, 255) und ſie dürfen 
nicht zurückgewieſen werden, weil ſie nur zur Widerlegung be⸗ 
ſtimmt find. Indeß beruht das Urtheil nicht auf der in dieſer 
Erwägung zu Tage tretenden Geſetzesverletzung. Vielmehr er- 
giebt ſich aus den weiteren Bemerkungen der Gründe, daß der 
Meinung hat Ausdruck gegeben werden ſollen, daß die Ausſage 
des Zeugen, wie fie auch immer ausfallen möge, an der Weber- 
zeugung des Gerichts nichts werde ändern können. Das iſt 
denn auch durch die Sachlage vollauf gerechtfertigt. I. C. S. 
i. S. Engel c. Zargus vom 3. März 1897, Nr. 36/97 J. 

11. Aufhebung des B. U. wegen ungenügender Begrün⸗ 
dung. II. C. S. i. S. Breitfeld c. Hufſchmidt vom 5. März 
1897, Nr. 276/24 96/97, i. S. Löchner e. Baldauf und 
Gen. vom 9. März 1897, Nr. 16/97 II. 

12. Die Rüge, daß das B. G. bei Abmeſſung des der 
Kl. erwachſenen Schadens den § 260 C. P. O. verletzt habe, 
kann nicht für begründet erachtet werden. Den Rkl. iſt zwar 
zuzugeben, daß die in § 260 dem Richter eingeräumte und zur 
Pflicht gemachte freie Stellung auch bei der Würdigung der⸗ 
jenigen Vortheile zu bethätigen war, durch welche nach Be⸗ 
hauptung der Bekl. die aus der Veräußerung der Bahn er- 
wachſenen Nachtheile aufgewogen werden; allein, daß der B. R. 


dieſer ſeiner Stellung ſich nicht bewußt geweſen wäre, kann 


weder daraus gefolgert werden, daß er jener Geſetzesvorſchrift 
nicht ausdrücktich gedenkt, noch aus den von ihm an einigen 
Stellen gebrauchten Wendungen, nach denen das Gericht für 
gewiſſe Thatſachen „Gewißheit“ erfordert. II. C. S. i. S. 
Linnicke und Gen. e. Braunkohlenbergwerk Marie vom 
12. März 1897, Nr. 25/97 II. | 

13. Der B. R. hat, nachdem er den Inhalt des Protokolls 
vom 18. Februar 1895 wiedergegeben, ausgeführt: Wenn der 
Bekl. dieſes Verfahren als die geſetzlichen Vorſchriften verletzend 
rüge und die eidliche Abhörung des Zeugen L. aus formellen 
Gründen verlange, ſo ſei dies ſchon um deswillen unbeachtlich, ö 
weil § 267 der C. P. O. ſich auch auf die Verletzung der 
Vorſchriften über die Beeidigung des Zeugen beziehe (inſofern 


darauf von den Parteien wirkſam verzichtet werden könne), und 
weil der Bekl. es unterlaſſen habe, in der nächſten mündlichen 
Verhandlung nach der Vernehmung vom 18. Februar 1895, 
nämlich der vom 2. Juli 1895 dieſen Mangel zu rügen, ihn 
vielmehr erſt in der Schlußverhandlung geltend gemacht habe. 
Es habe deshalb davon Abſtand genommen werden können, den 
ohnehin vorausſichtlich erfolgloſen Verſuch der Erzwingung eines 
weiteren Zeugniffes beziehungsweiſe der Beeidigung des Zeugen 
durch nochmaliges Erſuchen des Pariſer Handelsgerichts zu unter- 
nehmen, und es erübrige ſich auch eine Unterſuchung darüber, 
inwieweit nach dem für dieſes Gericht maßgebenden franzöſiſchen 
Prozeßrecht eine ſolche Erzwingung zuläſſig erſcheine. Dieſe 
Erwägungen unterliegen jedoch erheblichen rechtlichen Bedenken, 
und mit Recht wird von der Reviſion geltend gemacht, daß die 
Vorſchrift des §S 267 der C. P. O. durch unrichtige Anwendung 


verletzt worden iſt. Der B. R. hat in den Entſcheidungs⸗ 


gründen den weſentlichen Inhalt des Protokolls d. d. Paris 
18. Februar 1895 wiedergegeben und dieſe Darſtellung mit dem 
Satze geſchloſſen: „Nach der ſo begründeten Verweigerung des 
Zeugniſſes iſt von der Vernehmung des L. ebenſo wie von ſeiner 
Beeidigung Abſtand genommen worden.“ Aus dem ganzen Zu⸗ 
ſammenhange und mit Rückſicht auf die ſich daran weiter 
ſchließenden Ausführungen ergiebt ſich mit Nothwendigkeit, daß 
der genannte Satz eine hiſtoriſche Darſtellung über den Her- 
gang bei Vernehmung des L. enthält und daß das Pariſer Ge⸗ 
richt von der Vernehmung und Beeidigung des L. Abſtand ge⸗ 
nommen habe. Dagegen hat der B. R. nicht ausgeſprochen, 
daß er ſelbſt die Weigerung des Zeugen, ein weiteres Zeugniß 
abzulegen beziehungsweiſe daſſelbe zu beeidigen, für begründet 
halte und daß er, der B. R., aus dieſem Grunde von der 
weiteren Vernehmung und Beeidigung Abſtand genommen habe, 
und er hat ebenſowenig feſtgeſtellt, daß nach franzöſiſchem Rechte 
die Erzwingung der Beeidigung nach Lage des Streitfalles un⸗ 
zuläſſig ſei. Der B. R. hat vielmehr den wegen nochmaliger 
Vernehmung und Beeidigung des Zeugen L. darauf geſtützten 
Antrag des Bekl., weil ein geſetzlicher Weigerungsgrund dem 
Zeugen nicht zur Seite ſtehe, lediglich unter der Erwägung ab⸗ 
gelehnt, daß der Bekl. nach $ 267 der C. P. O. das Rüge⸗ 
recht verloren habe. Die Berufung auf dieſe Vorſchrift vermag 
jedoch die Ablehnung des Antrages des Bekl. nicht zu recht⸗ 
fertigen. Das Prozeßverfahren vor dem Deutſchen Gerichte regelt 
ſich ſelbſtredend nach Deutſchem Rechte, alſo nach der C. P. O. 
In dieſer ſind aber beſtimmte Vorſchriften gegeben, welche bei 
Weigerung des Zeugniſſes oder deſſen Beeidigung zu beobachten 
find (§S 351 — 355 der C. P. O.), insbeſondere in dem Falle, 
daß die Weigerung vor einem beauftragten oder erſuchten Richter 
erfolgt ($ 354 a. a. O.). Wie bereits in dem Urtheile des 
I. C. S. des R. G. vom 7. Februar 1885 (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 13 S. 414) und in dem Urtheil des er⸗ 
kennenden Senats vom 4. Januar 1896 in Sachen von Frey⸗ 
berg wider von Freyberg IV. 224/95 näher dargelegt worden iſt, 
muß das Prozeßgericht den Zeugen und die Parteien zur münd⸗ 
lichen Verhandlung von Amtswegen laden und es iſt durch 
Zwiſchenurtheil über den Zwiſchenſtreit Entſcheidung zu treffen, 
während es den geſetzlichen Vorſchriften nicht entſpricht, daß die 
Entſcheidung hierüber erſt in dem ergehenden Endurtheile er⸗ 
folgt. Dieſe Vorſchriften, auf deren Befolgung wegen ihrer 


öffentlich rechtlichen Natur (— die Ladung muß von Amts- 
wegen erfolgen —) eine Partei wirkſam nicht verzichten kann 
(§ 267 Abſ. 2 der C. P. O.), find vom B. R. unberückſich⸗ 
tigt gelaſſen, und es iſt auch von ihm eine ſelbſtändige Feſt⸗ 
ſtellung darüber überhaupt nicht getroffen worden, ob die Weige⸗ 
rung des Zeugen L. eine gerechtfertigte ſei oder nicht. IV. C. S. 
i. S. Leipziger e. Machiels & Co. vom 8. Februar 1897, 
Nr. 253/96 If. 

14. Das Ablehnungsgeſuch der Kl. gegen den zum Sach⸗ 
verſtändigen ernannten Königlichen Baurath W. gründet ſich 
darauf, daß derſelbe in ſeiner Eigenſchaft als Dezernent der 
Königlichen Miniſterial⸗Bau⸗Kommiſſion die Zuſtimmung dieſer 
Behörde dazu ertheilt habe, daß die Genehmigungen zu den 
beiden Ausladeſtellen an den Grundſtücken der Kl. zurückgezogen 
wurden, und zwar habe er dies in dem Sinne gethan, damit 
die Durchlegung der Uferſtraße der beklagten Stadtgemeinde er⸗ 
leichtert werden ſollte. Die thatſächliche Richtigkeit dieſer An⸗ 
gaben iſt durch die Erklärung des Sachverſtändigen, welcher 
über das Ablehnungsgeſuch ſich geäußert hat, erwieſen. Er er⸗ 
klärt, daß er ſich gleichwohl in dieſer Angelegenheit in keiner 
Weiſe für befangen erachte, und das Königliche Kammergericht 
hat hierauf mit der Begründung, daß ein hinreichender Grund, 
die Befangenheit des Sachverſtändigen anzunehmen, nicht vor⸗ 
liege, das Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärt. Die hier⸗ 
gegen von den Kl. rechtzeitig erhobene Beſchwerde iſt begründet. 
Hat der Sachverſtändige — ſei es auch in amtlicher Eigenſchaft 
und in pflichtmäßiger Würdigung der dabei in Betracht kom⸗ 
menden von ihm wahrzunehmenden öffentlichen Intereſſen — 
zu erkennen gegeben, daß er eine Erleichterung für die be⸗ 
klagte Stadtgemeinde bei Durchführung des Straßenprojekts im 
Auge gehabt habe, ſo liegt hierin ein Grund, um ihn gerade 
bezüglich der Fragen, über die er nach dem Beſchluſſe des 
Prozeßgerichts vom 27. November 1896 ein Gutachten abgeben 
ſoll, wegen Beſorgniß der Befangenheit abzulehnen (§§ 42, 
371 der C. P. O.). Denn es läßt ſich nicht verkennen, daß 
— wenigſtens nach Anſicht der Kl. — die Ausladegerechtigkeit 
ein wertherhöhendes Moment für das Enteignungsobjekt bilden 
ſoll, und daß daher ein Zuſammenhang gerade in derjenigen 
Beziehung obwaltet, in welcher der Sachverſtändige der Bekl. 
eine Erleichterung hat verſchaffen wollen. V. C. S. i. S. 
Stadt Berlin c. d'Heureuſe vom 13. März 1897, B Nr. 43/97 V. 

15. Die Beſchwerde tft zwar rechtzeitig und ordnungsmäßig 
erhoben, aber unzuläſſig. Soweit das O. L. G. über die Be⸗ 
ſchwerde des Konkursverwalters entſchieden hat, ſtimmt feine 


Entſcheidung mit derjenigen des Amtsgerichts überein. Das 


Amtsgericht hat ſich allerdings über die Legitimation des Konkurs⸗ 
verwalters zur Geltendmachung einer Erinnerung gemäß $ 685 
der C. P. O. nicht ausdrücklich ausgeſprochen, aber es hat die⸗ 
ſelbe durch Zulaſſung ſeines Antrages auf Aufhebung der 
Pfändung bejaht. Dies hat auch das O. L. G. gethan mit der 
Begründung, daß der Konkursverwalter ein weſentliches Jutereſſe 
an der Aufhebung der Pfändung habe, es hat allerdings noch 
weiter auf die neu eingetretene Thatſache hingewieſen, daß der 
Gemeinſchuldner ſich der Beſchwerde angeſchloſſen habe. Daß 
es aber dieſer keine ſelbſtſtändige Bedeutung zugemeſſen, dieſelbe 
vielmehr nur kumulativ erwähnt hat, ergiebt ſich daraus, daß 
der Wortlaut der Begründung dahin geht: „zudem“ hat ſich 
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der Gemeinſchuldner angeſchloſſen. Dieſer Entſcheidungsgrund 
vermag ſomit einen neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrund gegen 
die Entſcheidung nicht zu bilden und iſt eine weitere Beſchwerde 
gegenüber dem Konkursverwalter gemäß § 531 Abſ. 2 der 
C. P. O. ausgeſchloſſen. Daran würde auch nichts ändern, 
wenn noch eine zweite ſelbſtſtändige Entſcheidung gegenüber dem 
Gemeinſchuldner vorläge und dieſem desfalls noch ein Rechtsmittel 
zuſtünde. Denn die Rechtskraft einer Entſcheidung wird dadurch 
nicht beſeitigt, daß dem Gegner gegen eine einem Dritten gegen- 
über erlaſſene gleichartige Entſcheidung ein Rechtsmittel zuſteht. 
Allein das Gericht wollte gar nicht zwei ſelbſtſtändige Ent- 
ſcheidungen geben, es wollte vielmehr nur über die Beſchwerde 
des Konkursverwalters als Hauptpartei entſcheiden und ließ den 
Gemeinſchuldner nur nachträglich — ob mit Recht oder Unrecht, 
kann dahingeſtellt bleiben, — als Dritten am Beſchwerdever⸗ 
fahren Betheiligten zu. Es hat über die Beſchwerde des Konkurs⸗ 

verwalters „beziehungsweiſe“ des Gemeinſchuldners ent⸗ 

ſchieden und die Betheiligung des letzteren als „Anſchluß“ be⸗ 

zeichnet. Hat daher der Beitritt des Gemeinſchuldners über⸗ 

haupt eine Bedeutung, ſo iſt er nach den Grundſätzen der 

Nebenintervention zu beurtheilen. Dem Nebenintervenienten 
ftehen aber keine andere Rechtsmittel zu, als der Haupt⸗ 
partei, die Rechtskraft dieſer gegenüber wirkt auch gegen ihn. 
Es könnte ſich daher höchſtens noch darum handeln, ob nicht 

den Gläubigern gegen die Zulaſſung des Gemeinſchuldners ein 
Rechtsbehelf (vergl. § 68 der C. P. O.) zuſtünde, allein einmal 
iſt in der Vorinſtanz ein desfallfiger Antrag nicht geſtellt worden, 
ſodann erſcheint ein ſolcher nach Beendigung des Verfahrens 
gegen die Hauptpartei unſtatthaft (vergl. Entſch. des R. G. in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1894 S. 239). III. C. S. 
i. S. Keil V c. Eiſe II vom 16. März 1897, B Nr. 55/97 III. 
16. Konſularſache. Bei den beiden für die Anſchließung 

in Betracht kommenden Anſprüchen handelt es ſich um That⸗ 
ſachen, die in I. J. beſtritten waren. Der § 504 der C. P. O. 
kann hier demnach nur in der Weiſe Anwendung finden, daß in 
Anſehung der vom Kl. zuläſſigerweiſe beantragten Beweis- 
aufnahmen anzunehmen iſt, daß ſie das in Ausſicht geſtellte 
Ergebniß gehabt haben. Demgemäß iſt als erwieſen anzuſehen, 
daß zur Einrichtung des Lokals die angeführten Arbeiten 
erforderlich waren und geleiſtet ſind, und daß für ſie eine Ver⸗ 
gütung von 90 amerikaniſchen Dollars angemeſſen iſt. Bezüglich 
des Anſpruchs für 18 Flaſchen Präparate können die unter 
Berufung auf das Zeugniß von O. Sp. aufgeſtellten Behauptungen 
keine Berückſichtigung finden, weil O. Sp. als Mitinhaber der 
Firma F. & Co kein zuläſſiger Zeuge iſt (Entſch. des R. G. 
Bd. 17 S. 365). Dafür, daß der Kl. die 18 Flaſchen 
Präparate hergeſtellt hat, iſt in I. J. der Beweis nicht erbracht, 
und auch nicht, wie der Kl. meint, ſoviel bewieſen, daß ihm ein 
richterlicher Eid auferlegt werden könnte. In zuläſſiger Weiſe 
iſt aber jetzt unter Beweis geſtellt und als erwieſen anzunehmen, 
daß 5 Flaſchen Präparate vom Kl. hergeſtellt worden find, und 
daß für je 1 Hektoliter Schnaps je eine Flaſche Präparat erforderlich 
war. Auf Grund der weiteren zuläſſigerweiſe beantragten 
Bewelbaufnahmen kann außerdem als nunmehr dargethan angeſehen 
werden, daß nach dem Vertragsverhältniß der Parteien der Kl. 
befugt war, Präparate im Voraus herzuſtellen und die Firma 
8. & Co verpflichtet iſt, ihm für die hergeſtellten Präparate die 


in Höhe von 6 Dollar amerikaniſch für je 1 Hektoliter Schnaps 
vereinbarte Präparatenvergütung zu gewähren. I. C. S. i. S. 
Roſenberg e. Tandler vom 3. März 1897, Nr. 442/95 J. 

17. Wenngleich der Antrag des Bekl. und. RE. auf Ab⸗ 
weiſung der Klage gerichtet iſt, kann doch bei Bemeſſung des 
Beſchwerdewerths — der für die Reviſionsſumme maßgebend iſt 
— nicht der Werth von vier Morgen Land, ſondern nur der 
Werthunterſchied zu Grunde gelegt werden, der für den Bekl. 
und Rkl. hervortritt, je nachdem er die vier Morgen entweder 
vom oberen oder vom unteren Ende der Parzelle abtrennt. Denn 


darüber wird von den Parteien nicht geſtritten, ob der Kl. vom 


Bekl. vier Morgen Land für einen Kaufpreis von je 600 Mark 
zu beanſpruchen habe, dies giebt vielmehr der Bekl. zu, wie 
ſchon aus der Klage hervorgeht, ſondern der Streit betrifft nur 
die Frage, ob die vier Morgen vom oberen oder vom unteren 
Ende der Parzelle abgenommen werden ſollen. Der zur Ab⸗ 
trennung vom oberen Ende verurtheilte Bekl. beſchwert ſich demnach 
nur über dieſe Verurtheilung, wenngleich er, mangels eines 
entſprechenden eventuellen Klagantrages um die Abweiſung des 
geſtellten Klagantrages bitten mußte. Daß aber der erwähnte 
Werthunterſchied den Betrag von 1 500 Mark überſtiege, iſt 
nicht ohne Weiteres anzunehmen und der Bekl. hat auch nicht 
einmal den Verſuch gemacht, dies glaubhaft zu machen. V. C. S. 
i. S. Schomburg e. Schomburg vom 10. März 1897, 
Nr. 307/96 Vw. | 

18. In Konſequenz ſeines Standpunktes beurtheilt das 
B. G. die ſämmtlichen in dieſem Rechtsſtreite von den Parteien 
geltend gemachten Anſprüche zunächſt nach dem öſterreichiſchen 
Rechte d. h. nach den Vorſchriften des allgemeinen öſterreichiſchen 
bürgerlichen Geſetzbuchs und dem allgemeinen H. G. B. Daß 
auch das letztere, durch das öſterreichiſche Geſetz vom 17. De⸗ 
zember 1862 in Oeſterreich eingeführt, als öſterreichiſches Geſetz 
anzuſehen iſt, kann nicht bezweifelt werden; dies iſt vom er⸗ 
kennenden Senate wiederholt ausgeſprochen worden. Auch das 
B. G. betrachtet dieſes Geſetzbuch als ein öſterreichiſches Geſetz, 
was ſich darin zeigt, daß es ausdrücklich auf das öſterreichiſche 
E. G. hinweiſt. Damit iſt aber den Angriffen der Reviſion 
des Bekl., welche ſich hauptſächlich gegen die Aberkennung ſeines 
auf die Aufhebung des Vertrages (für die Zukunft) gerichteten 
Widerklagantrages richtet, der Boden entzogen, denn angewendet 
iſt lediglich irreviſibles (nämlich öſterreichiſches) Recht. VI. C. S. 
i. S. Schwannhäußer . Zeiß vom 25. Februar 1897, 
Nr. 392/96 VI. 

19. Die Anſicht der Kl., daß im Verfahren nach § 774 
der C. P. O. die Unmöglichkeit der Leiſtung nur Berückſichtigung 
finden könne, wenn die Unmöglichkeit nach Erlaß des Urtheils 
eingetreten ſei, daß im vorliegenden Falle aber jede Berück⸗ 
ſichtigung ausgeſchloſſen ſei, weil Bekl. die Unmöglichkeit ſchon 
im Hauptverfahren ohne Erfolg eingewendet hätten, iſt nicht 
richtig. Bereits in dem vom Beſchwerderichter angezogenen 
Urtheile des R. G. vom 1. November 1882 (Entſch. in Civil: 
ſachen Bd. 8 S. 336 ff.) iſt ausgeführt, daß für die Frage, 
ob eine Leiſtung im Sinne des § 774 ausſchließlich von dem 
Willen des Schuldners abhänge, lediglich der Zeitpunkt der 
Zwangsvollſtreckung maßgebend iſt. Vernünftigerweiſe kann 
von der Anwendung der Zwangsmaßregeln des § 774 nur 
dann die Rede ſein, wenn die Möglichkeit eines Erfolges von 
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ihnen zu erwarten iſt. Kann der Schuldner die urtheilsgemäße 
Leiſtung nicht erfüllen, ſo iſt jede Zwangseinwirkung auf ſeinen 
Willen ausgeſchloſſen, gleichviel ob die Unmöglichkeit der Leiſtung 
vor oder nach dem Urtheile, auf Grund deſſen die Zwangssvoll⸗ 
ſtreckung nachgeſucht iſt, eingetreten iſt. Das O. L. G. hat 
das Vorhandenſein der Unmöglichkeit in ſubſtantiirter Weiſe für 
dargethan erachtet. Die Gegenbehauptung der Kl., daß den 
Bekl. die Rechnungslegung dennoch möglich ſei, iſt mit That⸗ 
ſachen nicht unterſtützt, kann alſo Berückſichtigung nicht bean⸗ 
ſpruchen. Die Anſicht der Kl., daß durch den angefochtenen 
Beſchluß das Urtheil vom 23. Januar 1896 vollſtändig be⸗ 
ſeitigt werde, überſieht, daß dieſes Urtheil auch die Grundlage 
für den Intereſſeanſpruch ($ 778 der C. P. O.) bildet, und 
daß der Geltendmachung dieſes Anſpruchs die zur Zeit erfolgte 
Abweiſung der Klage auf den Rechnungsüberſchuß nicht eut- 
gegenſteht. Daß auch gegen einen Schuldner, welcher ſich 
ſchuldhafter Weiſe außer Stande geſetzt hat, die ihm durch 
Urtheil aufgegebene Rechnungslegung zu bewirken, die Zwangs⸗ 
maßregeln des § 774 der C. P. O. nicht angewendet werden 
können, iſt allerdings eine aus der Natur der Sache ſich er- 
gebende Konſequenz. V. C. S. i. S. Schimank c. v. Przyluski 
vom 13. März 1897, B Nr. 28/97 V. 

Zur Konkursordnung. 

20. In dem Zwangavergleiche, der zwiſchen dem Gemein⸗ 
ſchuldner und deſſen nicht bevorrechtigten Konkursgläubigern ab⸗ 
geſchloſſen wird, iſt lediglich die Art und Weiſe, in welcher dieſe 
Gläubiger aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners zu 
befriedigen find, zu regeln. (§§ 160 und 161 der K. K. O.) 
Die Anſprüche der Konkursgläubiger gegen Mitſchuldner und 
Bürgen werden nach §S 178 der K. K. O. durch den Zwangs⸗ 
vergleich nicht berührt und eine Beſtimmung, daß der dem 
Gemeinſchuldner bewilligte Nachlaß auch den erwähnten Perſonen 
zu Gut komme oder dieſe von ihren Verbindlichkeiten vollſtändig 
befreit werden ſollten, liegt außerhalb der Grenzen, welche für 
den Zwangsvergleich gezogen find. Ueber die Anſprüche, die 
den einzelnen Gläubigern gegen Dritte zuſtehen, hat die 
Gläubigerverſammlung nicht zu verfügen. Deshalb kann ein 
derartiger Beſchluß einem Gläubiger, der auf ſeine Rechte gegen 
Mitſchuldner und Bürgen nicht verzichter hat, nicht mit Erfolg 
entgegengehalten werden. Auch die weiteren Ausführungen des 
Bekl., die Kl. könne ihre Forderung jedenfalls deshalb nicht 
mehr geltend machen, weil ſie keine Schritte gethan habe, um 
die Beſtätigung des Zwangsvergleiches zu verhindern oder deren 
Beſeitigung durch Ausübung ihres Beſchwerderechts herbei⸗ 


zuführen, und weil von ihr die Annahme der Zwangsvergleichs⸗ 


dividende nicht verweigert worden ſei, konnte das O. L. G. ohne 
Rechtsirthum für unbegründet erklären. Die Kl., die unbeſtritten 
gegen den Abſchluß des Zwangsvergleiches geftimmt hatte, war 
nicht verpflichtet, deſſen Verwerfung ausdrücklich zu beantragen, 
zumal ſie wiſſen konnte, daß die zu Gunſten dritter Perſonen 
getroffenen Beſtimmungen für ſie nicht bindend ſeien. Auch 
durfte dieſelbe die auf ſie fallende Zwangsvergleichsdividende in 
Empfang nehmen; denn ſoweit es ſich um ihre Forderungen 
gegen die Geſellſchaft handelte, war der Zwangsvergleich auch 
für fie maßgebend. II. C. S. i. S. Schramke c. Schröder 
u. Ruyter vom 9. März 1897, Nr. 19/97 II. 

21. Soweit es ſich um die Auslegung von § 200 Abſ. 2 


entgegen. 


der K. K. O. handelt, hat das O. L. G. ſich der Auffaſſung 
angeſchloſſen, daß dieſe Vorſchrift ſich nur auf noch aktive, nicht 
auch auf ausgeſchiedene Geſellſchafter beziehe, letztere vielmehr, 
ſoweit ſie den Geſellſchaftsgläubigern überhaupt haften, als 
Mitſchuldner im Sinne des § 178 der K. K. O. anzuſehen 
ſeien. In dieſem Sinne hat ſich das R. G. bereits in einem 
Urtheile vom 1. März 1892 (Entſch. Bd. 29 S. 28) aus- 
geſprochen. Auch war hieran feſtzuhalten, da keine Gründe vor⸗ 
gebracht wurden, welche geeignet wären, die entgegengeſetzte 
Auffaſſung zu rechtfertigen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 
Zum Gerichtskoſtengeſetz. 
22. Der Berückſichtigung der Prozeßkoſten I. J. bei Feſt⸗ 
ſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes (in der Berufungs⸗ 
inſtanz) ſteht jedenfalls die Beſtimmung des § 13 des G. K. G. 
Nach § 13 Abſ. 1 iſt für Akte, welche Früchte, 
Nutzungen, Zinſen, Schäden oder Koſten als Neben- 
forderungen ohne den Hauptanſpruch betreffen, der Werth 
der Nebenforderungen inſoweit maßgebend, als er den Werth 
des Hauptanſpruches nicht überſteigt. Unter Koſten im Sinne 
dieſer Beſtimmung find jedoch die Koſten des Prozeſſes, über⸗ 
haupt nicht verſtanden; ihnen kommt nicht die Bedeutung 
eigentlicher Nebenforderungen (im Sinne des Abſ. 1 des $ 13 
des G. K. G.) zu, wie ja über die Verpflichtung, die Koſten 
zu tragen, das Gericht auch ohne hierauf bezüglichen Antrag 
zu erkennen hat (C. P. O. § 279). Dagegen iſt in Abſ. 3 
§ 13 beſtimmt, daß für Akte, welche die Koſten des Rechts- 
ſtreites ohne den Hauptanſpruch betreffen, der Betrag 
der Koſten (ohne Beſchränkung) maßgebend iſt. Vorausgeſetzt 
iſt alſo, daß der Akt lediglich die Koſten des Rechtsſtreites 
betroffen hat. Im vorliegenden Falle wurde in I. J. nach 
Erledigung des Streites über die Kapitalforderung zwiſchen 
den Parteien noch über die Verpflichtung des Bekl. zur Zahlung 
von Zinſen und zur Tragung der Prozeßkoſten geſtritten und 
in beiderlei Richtung hat das Gericht I. J. weiter verhandelt 
und durch ſein Urtheil entſchieden. Die weitere Verhandlung 
und Entſcheidung betraf alſo nicht lediglich die Koſten des 
Rechtsſtreites, ſondern auch den Zinſenanſpruch, und dieſer 


- wurde im Sinne des § 13 Abſ. 3 des G. K. G. zum Haupt- 


anſpruch. Die Vorausſetzung, unter welcher allein ſomit die 
Koſten des Rechtsſtreites bei Feſtſetzung des Streitwerthes mit 
in Anſatz genommen werden dürfen, liegt hier nicht vor. Von 
dieſer auch in der Literatur vertretenen Auffaſſung des § 13 
(ſ. Pfafferoth, Gerichtskoſtengeſetz, 6. Aufl., S. 91, 93, Walter, 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 2. Aufl., S. 172, 174) 
iſt das R. G. in konſtanter Praxis ausgegangen (ſ. z. B. 
Jur. Wochenſchrift 1885 S. 94 Nr. 18, 1894 S. 366 
Nr. 20). Von dieſer Praxis abzuweichen, liegt kein Anlaß 
vor. VI. C. S. i. S. Köſel o. Hartwig vom 8. März 1897, 
B Nr. 35/97 VI. 

II. Das Handelsrecht. 

23. Das B. G. hat den Einwand der Verjährung aus 
Art. 146 des H. G. B. für durchgreifend erachtet. Nach dieſer 
Geſetzesvorſchrift verjähren Klagen gegen einen Geſellſchafter 
aus Anſprüchen gegen die Geſellſchaft in fünf Jahren nach 
Auflöſung der Geſellſchaft; der Lauf der fünfjährigen Friſt be⸗ 
ginnt mit dem Tage, an dem die Auflöſung der Geſellſchaft in 
das Handelsregiſter eingetragen iſt, oder, wenn die Forderung 
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erſt nach der Eintragung fällig wird, mit dem Zeitpunkt der 
Fälligkeit. Da die Auflöſung der Handelsgeſellſchaft M. & Co. 
am 8. Oktober 1888 im Handelsregiſter eingetragen worden iſt, 
ſo begann die Verjährung der aus dem Vertragsrechte des Kl. 
gegen die aufgelöſte Geſellſchaft hergeleiteten Forderung den 
früheren Geſellſchaftern gegenüber mit dieſem Tage, wenn nicht 
die Fälligkeit der Forderung an einem ſpäteren Tage eingetreten 
iſt. Mit Bezug hierauf erwägt das B. G., daß, da der Kl. 
die Untauglichkeit der gelieferten Reklameſtänder zu ihrem ver⸗ 
lragsmäßigen Zwecke ſchon ſehr bald nach ihrer im Juli 1888 
erfolgten Uebergabe erkannt habe, auch ſein Klagerecht ſchon 
damals, alſo vor dem 8. Oktober 1888 entſtanden, die Fälligkeit 
der Forderung mithin vor dieſem Zeitpunkte eingetreten ſei. 
Das iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Daß der Art. 146 
von der Fälligkeit einer Forderung nicht im engſten Sinne 
der Verknüpfung mit einem beſtimmten dies ſpricht, ſondern 
unter einer „fälligen“ Forderung diejenige verſteht, deren ſo⸗ 
fortiger Geltendmachung nichts mehr im Wege ſteht, iſt un- 
bedenklich. Vergl. § 545 Tit. 9 Thl. I des A. L. R.; Entſch. 
des R. G. Bd. 10 S. 46; Behrend, Lehrbuch des Handelsrechts, 
S. 601. I. C. S. i. S. Doetſch o. Montag und Gen. vom 
10. März 1897, Nr. 332/96 I. 

24. Der Einwand des Kl. geht fehl, denn über den 
Gegenſtand ſeiner Willenserklärung, die Aktien, die er nehmen 
ſollte, iſt Kl. nicht im Irrthum gewefen, und der Werth der 
Aktien kann als Irrthum in ausdrücklich vorausgeſetzten Eigen⸗ 
ſchaften nicht angeſehen werden, weil ihr Werth von dem Ge- 
winn der zu gründenden Geſellſchaft und dieſer von der Ver⸗ 
werthbarkeit der Erfindung betreffend die Plattenfabrikation ab⸗ 
hing, in dieſer Beziehung aber dem Kl. beſtimmte Eigenſchaften 
nicht zugeſichert worden ſind, vielmehr ein gewagtes Geſchäft in 
Frage ſtand. I. C. S. i. S. Seifert e. Herrmann vom 
3. März 1897, Nr. 369/96 J. | 

25. Mit Unrecht bezeichnen die Rkl. in erfter Linie als 
rechtsirrig, daß das B. G. fie bezüglich der Verantwortlichkeit 
Beauftragten gleich erachtet, welche ihrem Auftrage zuwider⸗ 
zehandelt haben. Das B. G. ſteht in dieſer Beziehung lediglich 
auf dem Boden des reichsgerichtlichen Urtheils vom 28. Mai 


1895, in welchem ausgeführt iſt, daß die Mitglieder des Auf⸗ 


ſictsraths. und des Vorſtandes, indem fie, ohne eine General⸗ 
verfammlung berufen zu haben, den Vertrag vom 21. November 
und 2. Dezember 1887 abſchloſſen, ihre Willkür an Stelle der 


ihnen durch Art. 23 6 Abſ. 2, 225 Abſ. 2 H. G. B. auferlegten 


Pflicht ſetzten und ſich wegen Verletzung der ihnen nach Art. 241 
Abs. 2, 226 Abſ. 1 H. G. B. obliegenden Sorgfalt ſchadens⸗ 
erſazpflichtig machten. Wenn auch die gedachten Perſonen nach 
außen hin die Vollmacht zum Abſchluß des Vertrages beſaßen, 
ſo waren ſie doch nach innen, d. h. der Geſellſchaft gegenüber 
durch daz Geſetz verpflichtet, von dieſer Vollmacht nicht ohne 
vorherige Befragung der Generalverſammlung Gebrauch zu 
machen; daruach ſtehen ſie in der That Perſonen gleich, welche 
einem erhaltenen Auftrage zuwidergehandelt haben, und die 
Meinung, durch ihr Vorgehen dennoch dem wohlverſtandenen 
Sntereffe der Geſellſchaft gedient zu haben, kann ſie nicht davon 
befreien, der Geſellſchaft den in Wirklichkeit entſtandenen Schaden 
in erſetzen. II. C. S. i. S. Linnicke und Gen. c. Braun- 
tohlenbergwert Marie vom 12. März 1897, Nr. 25/97 II. 


26. Differenzgeſchäft. Die Entſcheidung der Frage, ob die 
im Thatbeſtande näher angegebenen Geſchäfte als ernſtlich ge- 
meinte, effektiv zu erfüllende Lieferungsgeſchäfte anzuſehen ſind, 
oder ob die Parteien nur zum Scheine gekauft und verkauft, in 
Wahrheit aber nur um den Preisunterſchied geſpielt haben, wird 
von der Reviſion vergeblich angefochten. Das Kammergericht 
hat dieſe Frage auf Grund einer eingehenden Würdigung des 
geſammten von den Parteien hierüber beigebrachten Materials 
im Sinne der erſten Alternative beantwortet und dieſe Annahme 
in ſchlüſſiger Weiſe begründet. Die Rechtsauffaſſung über den 
Begriff des ſogenannten reinen Differenzgeſchäftes, von der das 
Gericht dabei ausgeht, deckt ſich mit den Anſichten des er ⸗ 
kennenden Senats, wie ſie bereits wiederholt in veröffentlichten 
Entſcheidungen niedergelegt ſind. Daſſelbe gilt von der Beachtung 
der Anzeichen, die bei der Aufdeckung des auf die Verſchleierung 
des Differenzſpiels gerichteten Parteiwillens dienlich ſein können. 
Das R. G. vermag daher in dem angefochtenen Urtheile eine 
Geſetzesverletzung nicht zu entdecken. Es iſt vergeblich, wenn 
ſich die Reviſion bemüht, einzelnen Indizien eine andere Be⸗ 
deutung beizulegen. Das Urtheil läßt erkennen, daß ſich das 
Gericht ſehr wohl bewußt geweſen iſt, daß einige Anzeichen 
vorlagen, die für den Spielcharakter der Geſchäfte ſprechen 
konnten. Es iſt aber auf Grund anderer richtig gewürdigter 
Umſtände trotzdem zu der Ueberzeugung gelangt, der es Aus- 
druck gegeben hat. J. C. S. i. S. Meyer c. Deutſche Bank 
vom 10. März 1897, Nr. 358/96 J. 

27. Als Vertragsantrag iſt die Deklaration des Verſiche⸗ 
rungsnehmers anzuſehen, wenn ſie die Beſtandtheile des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages, deſſen Eingehung beabſichtigt wird, mit der 
für den Vertragsſchluß erforderlichen Beſtimmtheit erkennen 
läßt. Alsdann iſt der Antrag aunahmefähig, alſo nicht eine 
bloße Aufforderung an die Verſicherungsgeſellſchaft, ihrerſeits 
ein Angebot zu machen. Ein weſentlicher Beſtandtheil des 
Verſicherungsvertrages iſt die zu zahlende Prämie. Um dem 
Erforderniß der Beſtimmtheit in dieſer Hinſicht zu genügen, 
braucht der Antrag des Verſicherungsnehmers die Prämie aber 
nicht ziffermäßig anzugeben; es iſt ausreichend, wenn ſie durch 
ausdrückliche oder ſtillſchweigende Bezugnahme auf die Prämien⸗ 
ſätze des Verſicherers in objektiv beſtimmbarer Weiſe aus dem 
Verſicherungsantrage hervorgeht. Das B. G. will eine derartige 
Ergänzung der Deklaration nur zulaſſen, wenn dem Verſiche⸗ 
rungsnehmer bei Ausſtellung derſelben der Tarif der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft bekannt war. Dieſe Einſchränkung iſt nicht 
gerechtfertigt. Weder nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen noch 
nach den Regeln des Verſicherungsvertrages iſt es für unſtatt⸗ 
haft zu erachten, daß der Verſicherungsnehmer ſich den tarif- 
mäßigen Prämienſätzen des Verſicherers unterwirft, ohne 
Kenntniß von ihnen zu haben; Laband, Zeitſchrift für Handels⸗ 
recht Bd. 17 S. 476 f., Ehrenberg, Verſicherungsrecht Bd. 1 
S. 255. Die dem angefochtenen Urtheil zu Grunde liegende, 
von Lewis Lehrbuch des Verſicherungsrechts S. 162 gebilligte 
Anſicht iſt nicht geeignet, die Sicherheit des Verſicherungs⸗ 
verkehrs, auf die das B. G. mit Recht Gewicht legt, zu fördern. 
Denn auch wenn die Verſicherungsgeſellſchaft die Prämie dem 
Tarif entſprechend berechnet und in der Poliee feſtgeſetzt hat, 
würde es hiernach zweifelhaft bleiben, ob durch die von ihr ab⸗ 
gegebene ⸗Erklärung der Verſicherungsvertrag zum Abſchluß ge⸗ 
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bracht iſt, oder ob ihre Erklärung nur einen Antrag enthält, 
der erſt noch einer Annahme ſeitens des Verſicherungsnehmers 
bedarf. Die Entſcheidung hierüber würde von dem in der 
Mehrzahl der Fälle äußerlich nicht hervortretenden Umſtande 
abhängen, ob der Verſicherungsnehmer bei Ausſtellung der 
Deklaration die tarifmäßigen Sätze des Verſicherers gekannt hat 
oder nicht. Iſt dagegen in der Erklärung, daß man nach einem 
beſtimmten Tarif verſichert ſein wolle, ein wirkſames Vertrags⸗ 
angebot auch dann zu finden, wenn der Antragſteller von dem 
Tarif keine Kenntniß hatte, ſo muß auch im vorliegenden Falle 
die Erklärung des Kl., er wolle nach der Tabelle A. verſichert 
ſein, ſofern ſich nicht beſondere Anhaltspunkte für eine andere 
Auffaſſung ergeben, dahin verſtanden werden, daß er ſich den 
Prämienſätzen der Tabelle A. unterwerfe und die Verſicherung 
nach dieſem Tarif beantrage. Aus den Feſtſtellungen des an⸗ 
gefochtenen Urtheils ſind Umſtände, die eine abweichende Deutung 
begründen, nicht zu entnehmen. I. C. S. i. S. Bellmer 
c. Providentia vom 6. März 1897, Nr. 372/96 J. 
III. Sonſtige Reichsgeſetze. 
Zum Muſterſchutzgeſetz. 
28. In der Literatur und in der Rechtſprechung iſt die 
Anſicht vertreten, daß unter Gebrauchsgegenſtänden ſolche zu 
verſtehen ſeien, die ihrer Natur nach dauernd dem Arbeits- 
oder Gebrauchszweck zu dienen geeignet find und deren Gebrauchs⸗ 
zweck nicht lediglich in ihrer Verbrauchbarkeit beſteht — vergl. 
u. A. Paul Schmidt, die Gefetze zum Schutz des gewerblichen 
Eigenthums, S. 225 zu § 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891, 
und die dortigen Citate —. Es darf aber bezweifelt werden, 
daß dieſe Anſicht in ihrer Allgemeinheit richtig iſt. Ein Brief⸗ 
umſchlag z. B. iſt dazu beſtimmt, nur einmal gebraucht und 
durch den Gebrauch verbraucht zu werden. Es iſt aber nicht 
ausgeſchloſſen, daß der Gebrauchszweck der Briefumſchläge durch 
eine neue Geſtaltung derſelben in höherem Grade geſichert, die 
Verwendung erleichtert, bequemer gemacht wird. In ſolchem 
Falle eignet ſich auch das neue Modell eines Briefumſchlags 
zum Schutz als Gebrauchsmuſter nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 1. Juni 1891. Die Dauer, welche das durch ein Modell 
darſtellbare Arbeitsgeräth oder Gebrauchzobjekt haben muß, um 
Gegenſtand eines Muſterſchutzes zu werden, hat eine andere 
Bedeutung. Es iſt nicht die Dauer im Gebrauch, aber jeden⸗ 
falls die Dauer, welche die gewerbliche Verw erthbarkeit des 
Gegenſtandes in der neuen Geſtaltung ermöglicht, die man für 
ein gewerbliches Muſter fordern muß. Denn immer handelt 
es ſich bei dem Geſetz vom 1. Juni 1891 um gewerbliche 
Muſter. Dem Muſterſchutzberechtigten iſt deshalb auch nach 
§ 4 des Geſetzes das Recht zugeſprochen, die nachgebildeten 
Gegenſtände allein in Verkehr zu bringen oder feilzuhalten. 
Dem RE. kann zugegeben werden, daß auch Halbfabrikate, 
welche als ſolche nicht Gegenſtand unmittelbarer Verwendung 
find, Gegenſtand des gewerblichen Muſterſchutzes ſein können. 
Sind ſolche Halbfabrikate Gegenſtände des Veredelungsverkehrs, 
die gewerblich veräußert und erworben werden, um in einer 
anderen Fabrik mittelſt eines beſonderen Verfahrens der Voll⸗ 
endung entgegengeführt, und ſo in einen Zuftand gebracht zu 
werden, in welchem ſie unmittelbar zu verwenden ſind, ſo dienen 
ſie ſchon als Halbfabrikate dem Gewerbe, ſie ſind für dieſes 
Gebrauchs gegenſtand. Und wird dem Halbfabrikat eine neue 


Geſtaltung gegeben, in welcher es dem Gebrauchszweck beſſer 
dient als die bisherigen Halbfabrikate, ſo iſt es muſterſchutzfähig. 
Aber ungebrannte Thonröhren mit Längsſchnitten find nicht 
Gegenſtände des gewerblichen Verkehrs, und ſollen es auch nach 
der Idee des Bekl. nicht ſein. Derſelbe hat ſein Modell nicht 
zu dem Zweck angemeldet, damit feine ungebrannten Thonröhren 
mit ſolchem Längsſchnitte oder die gebrannten Thonröhren, die 
vor dem Brande mit dem Längsſchnitte verſehen ſind, einem 
anderen Gewerbe dargeboten werden, damit es von dieſem ge⸗ 
brannt oder nach dem Brande durch einen Hammerſchlag zum 
Gebrauch als Halbrohre fertiggeſtellt werde. Vielmehr iſt jener 
Einſchnitt lediglich ein Durchgangsſtadium der Fabrikation in 
der Fabrik, die geſpaltene Halbrohre herſtellt. Bei einer ſolchen 
Lage der Sache unterſcheidet ſich das Neue, welches der Bekl. 
unter Schutz geſtellt wiſſen will, nicht mehr von einem Ver⸗ 
fahren, das angewendet wird, und angewendet werden ſoll, 
um den Gegenſtand beſſer und zweckmäßiger herzuſtellen, welcher 
zum unmittelbaren Gebrauch dargeboten wird. Und für dieſen 
Gegenſtand, die geſpaltenen Halbrohre, hat der Bekl. einen 
Muſterſchutz nicht erlangt. Ein Verfahren iſt aber nicht muſter⸗ 
ſchutzfähig. Die Inſtanzrichter haben deshalb mit Recht gemäß 
§ 6 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 auf Löſchung des Muſters 
erkannt. I. C. S. i. S. Dannenberg c. Deutſche Thonröhren⸗ und 
Chamottefabrik in Münſterberg vom 3. März 1897, Nr. 2/97 J. 

Zum Geſetz vom 22. Juni 1889. 

29. § 36 des Geſetzes vom 22. Juni 1889 hat beſtehende 
Kaſſen im Auge, bei welchen unter entſprechender Herabminderung, 
wenigſtens der Mitgliederbeiträge, die Anrechnung der geſetzlichen 
Invaliden⸗ oder Altersrente gerechtfertigt erſcheinen kann. Die 
Anwendung des § 36 muß alſo da ausgeſchloſſen bleiben, wo, 
wie im vorliegenden Falle, Mitgliederbeiträge überhaupt nicht 
mehr zu leiſten und die Anſprüche der Mitglieder an die ge⸗ 
ſchloſſene Kaſſe oder vielmehr an deren Vermögen und den 
Betriebsunternehmer anderweit vertragsmäßig feſtgeſtellt ſind. 
IV. C. S. i. S. Eiſenbahnfiskus c. Kühn vom 18. Februar 1897, 
Nr. 272/96 IV. | 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

30. Das O. L. G. ſieht mit Recht in der Anfertigung 
eines Adreßbuches zum Verkaufe eine gewerbliche Leiſtung, die 
Herſtellung einer Waare im Sinne des § 1 des Geſetzes zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896, 
da unter Waare dieſes Geſetz jedes Erzeugniß verſteht, welches 
Gegenſtand des Handels ſein kann, und unter gewerblicher 
Leiſtung jede wirthſchaftlich abzuſchätzende Leiſtung, auch wenn 
dieſelbe einer literariſchen Thätigkeit entſpringt. Die Erklärung 
des Bekl. in der Ankündigung ſeines Adreßbuches und in der 
Aufforderung zur Subſkription, dahin gehend, daß ſein Adreß⸗ 
buch das einzige nach amtlichen Quellen bearbeitete 
Adreßbuch in Halle ſei, hat das O. L. G. in Uebereinſtimmung 
mit dem L. G. in dem Sinne aufgefaßt, daß der Bekl. der 
einzige ſei, der den Stoff zu dem Adreßbuche aus amtlichen 
Quellen beziehe, daß ihm allein und keinem Anderen von den 
ſtädtiſchen Organen und den anderen Behörden Unterſtützung 
behufs Anfertigung eines Adreßbuches zu Theil werde und die 
erforderlichen Mittheilungen auch über die amtlichen und Per- 
ſonalverhältniſſe der Behörden gemacht würden, daß jeder 
andere Herausgeber eines Adreßbuches in Halle ſolche Unter⸗ 
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ſtützung und Mittheilungen nicht erhalte. Das O. L. G. 
hat in dieſem Sinne die Bedeutung der Erklärung thatſächlich 
feſtgeſtellt, es hat dieſe Auffaſſung ohne erſichtlichen Rechts⸗ 
irrthum aus der ganzen Sachlage in Verbindung mit dem 
Umſtande gewonnen, daß zur Zeit der Ankündigung das Adreß⸗ 
buch des Bekl. noch nicht fertiggeſtellt, ſondern noch in der 
Bearbeitung war. Einwandfrei hat es ferner angenommen, 
daß dieſe in öffentlichen Bekanntmachungen geſchehene Erklärung 
eine ſhatſaͤchliche Angabe über die Herſtellungsart und ver⸗ 
muthliche Beſchaffenheit des Adreßbuches enthält, welche geeignet 
ift, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervor⸗ 
zurufen. Es fragt ſich daher nur noch, ob die Feſtſtellung, 
daß die Erklärung eine unrichtige iſt, ohne Geſetzesverletzung 
getroffen iſt. In dieſer Beziehung erachtet das O. L. G. für 
erwieſen, daß dem Kl. für die Herſtellung ſeines Adreßbuches 
pro 1897 eine ganze Reihe von amtlichen Quellen zugänglich 
geweſen ſei, indem viele Behörden ihm zum Theil ſelbſt das 
Material dazu zuſammengeſtellt, zum Theil das in ſeinem Be⸗ 
ſitze befindliche Material einer Prüfung auf ſeine Richtigkeit 
unterzogen hätten. Es hat ſodann weiter ausgeführt, daß dieſe 
Mittheilungen über die Behörden, Anſtalten ꝛc. bei einem Adreß⸗ 
buche für eine größere Stadt wie Halle nicht nebenſäaͤchlicher 
Natur ſeien, ſondern in ein vollſtändiges Adreßbuch gehörten, 
und hat aus dieſen thatſächlichen Feſtſtellungen ohne Rechts⸗ 
irrthum den Schluß gezogen, daß, da dem Kl. wenigſtens für 
einen Theil ſeines Adreßbuches amtliche Quellen zur Verfügung 
geſtanden hätten, die gerügte Angabe des Bekl. unrichtig ſei. 
Bei dieſen thatſächlichen Feſtſtellungen iſt auch ohne Rechts⸗ 
irrthum in dem angegriffenen Urtheile kein Gewicht auf die 
Autlaſſungen des Bekl. gelegt worden, daß die amtliche Quellen⸗ 
mäßigkeit der Mittheilungen über die Behörden Nebenſache, 
und daß das Adreßbuch des Bekl. das einzige in der 
Hauptſache nach amtlichen Quellen bearbeitete Adreßbuch ſei, 
und erweiſen ſich ebenfalls die jetzigen Reviſionsangriffe 
als unbegründet. II. C. S. i. S. Kutſchbach o. Hendel vom 
12. März 1897, Nr. 22/7 II. 

IV. Das Gemeine Recht. s 

31. Der Angriff der Reviſion, daß die Vorausſetzungen 
der actio doli nicht genügend feſtgeſtellt ſeien, war zurück⸗ 
zuweiſen, da der Klaganſpruch, inſoweit derſelbe im B. U. für 
rechtlich begründet angeſehen iſt, ſich ſchon nach den Grundſätzen 
der Kontraktsklage rechtfertigt. War dem Kl. vor oder bei 
Abſchluß des Kaufvertrages die behauptete unrichtige Verſicherung 
in Betreff des Umfanges des Bierumſatzes gegeben, ſo war er 
berechtigt, den Klaganſpruch mit der actio emti geltend zu 
machen, und zwar auch dann, wenn im Kaußvertrage ein all⸗ 
gemeiner Verzicht auf Einreden enthalten war. Inſoweit wegen 
der behaupteten Zusicherung auf einen Eid des Kl. erkannt iſt, 
beruht die Vorentſcheidung auf nicht nachzuprüfender Beweis⸗ 
würdigung. III. C. S. i. S. Koppelmann 6. Ruhſtein vom 
9. März 1897, Nr. 300/96 III. 

32. In materiellrechtlicher Beziehung iſt zutreffend vom 
B. G. angenommen worden, daß die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums an einer mehr oder weniger großen Zahl von Stücken 
aus einer Menge von Sachen die Ausſonderung der zu über- 
tragenden Sachen vorausſetzt. III. C. S. i. S. Maklerbank 
in Hamburg o. Poſſehl vom 2. März 1897, Nr. 294/96 III. 


33. Es iſt anzuerkennen, daß die klägeriſchen Cedenten 
den Bekl. auf das geſammte Intereſſe haftbar wurden, wenn 
fie die von ihnen übernommenen Theile des Bauwerks in arg⸗ 
liſtiger Weiſe oder gegen anerkannte Regeln der Baukunſt aus⸗ 
führten, und daß dies Intereſſe den Werth des ganzen Baues 
betreffen konnte, inſofern derſelbe in ſeiner Geſammtheit durch 
die von ihnen verſchuldeten Mängel ergriffen wurde, und deren 
Abſtellung nicht ohne weſentliche Aenderung oder nur durch 
einen Neubau erfolgen konnte. Von ſolcher beſonderen Sach⸗ 
lage abgeſehen, kann aber nicht allgemein angenommen werden, 
daß jede mangelhafte Ausführung eines Bautheiles den ganzen 
Bau in feinem Werth beſtimmt. Können die Mängel der 
Einzelarbeiten durch deren Erſetzung oder durch Reparatur ge⸗ 
hoben werden, ſo beſteht der Schade nur in ihrer Mangel⸗ 
haftigkeit und das Intereſſe iſt nur auf den Geldbetrag zu 
ſchätzen, welcher zur Abſtellung ſolcher Mängel aufgewandt 
werden muß. III. C. S. i. S. Colmant c. Bendorfer 
Spar. und Kreditverein Konk. vom 5. März 1897, 
Nr. 295/96 III. 

34. Es ſteht feſt, daß die Unfallſtelle in der Bremer Land⸗ 
ſtraße in einer Entfernung von 30 em vom ſtädtiſchen Gebiete 
liegt. Es befindet ſich dort eine unverſchloſſene und nicht ein⸗ 
gefriedigte circa 52 em tiefe Oeffnung mit ſteilen Rändern, 
welche dem Waſſerdurchlaß dient. Die Bremer Landſtraße mit 
dem Waſſerdurchlaß iſt vom Kurheſſiſchen Fiskus erbaut, von 
dieſem auf den Preußiſchen Staat und weiter auf den beklagten 
Bezirksverband übergegangen, dem ſeither nach den Beſtimmungen 
der Kurheſſiſchen Gemeindeordnung reſp. der Heſſiſchen Wege⸗ 
ordnung vom 24. Dezember 1819 die ordnungsmäßige Inſtand⸗ 
haltung der Landſtraße und des Waſſerdurchlaſſes obliegt. Es 
ſteht ferner durch das Erachten des vernommenen Sachverſtän⸗ 
digen feſt, daß die gedachte Oeffnung, in welcher der Kl. einen 
Beinbruch erlitt, einen ordnungswidrigen, die Sicherheit des 
paſſirenden Publikums gefährdenden, Zuſtand enthielt. Damit 
iſt der erhobene Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach liquide 
geſtellt, denn wenn auch der Bezirksverband die Anlage nicht 
ſelbſt geſchaffen hat, ſo iſt doch ſeit Uebernahme derſelben durch 
ihn ein langjähriger Zeitraum verfloſſen, innerhalb deſſen ihm 
bei ordnungsmäßiger Kontrole und Aufſicht die Sachlage nicht 
entgehen konnte. Daß dieſem Zuſtand nicht abgeholfen iſt, 
muß ihm auch dann zum Verſchulden angerechnet werden, wenn 
ſich ſeit Anlage der Straße an dieſer Stelle keine Unglücksfälle 
zugetragen haben. Unbegründet iſt auch die Ausführung der 
Reviſion, daß der Bezirksverband nur für ein Verſchulden der 
ihn im Willen vertretenden Organe hafte, und deren Kenntniß 
von dem gefährdenden Zuſtande des Waſſerdurchlaſſes nicht nach⸗ 
gewieſen ſei. Auf eine derartige Unkenntniß würde der Bekl. 
ſich nicht berufen dürfen, da es ſich nicht um eine plötzlich ein⸗ 
getretene Beſchädigung des öffentlichen Weges handelt, ſondern 
um einen dauernden fehlerhaften Zuſtand, für welchen der Re⸗ 
paraturpflichtige verantwortlich iſt, gleichviel ob er denſelben ge⸗ 
kannt hat oder nicht, da ſeine Pflicht zur Inſtandhaltung des 
Werkes nicht nur die Ausbeſſerung entdeckter Mängel, ſondern 
auch die Erforſchung derartiger Uebelſtände umfaßt — vergl. 
Entſch. des R. G. Rep. III. 332/92. Auch die Einrede eigenen 
Verſchuldens des Kl. iſt mit Recht zurückgewieſen. Ein Ver⸗ 
ſchulden deſſelben kann namentlich nicht darin gefunden werden, 


daß derſelbe beim Paſſiren der Landſtraße keine Laterne trug, 
denn es beſtand keine Verpflichtung des Kl., ſich bei Benutzung 
des öffentlichen Weges durch beſondere Vorſichtsmaßregeln gegen 
die Gefahren zu ſchützen, welche durch Verſchulden des Bekl. 
herbeigeführt find — vergl. Entſch. des R. G. Rep. III. 216/92. 
III. C. S. i. S. Goeſen 6. Stadt Grebenſtein und Gen. vom 
5. März 1897, Nr. 289/96 III. 

35. Zutreffend macht die Reviſion geltend, daß die Vor⸗ 
inſtanz die Vorausſetzungen des Schadens und des Schadens— 
erſatzanſpruches verkannt habe. Der Bekl. hatte als Konkurs⸗ 
verwalter die Pflicht, die zur R. ſchen Konkursmaſſe gehörigen 
Ausſtände, wozu auch der Anſpruch auf die Brandentſchädigung 
gehörte, beizuziehen oder wenigſtens zu erhalten, hierbei aber die 
Sorgfalt eines guten Hausvaters anzuwenden; dieſe Pflicht 
dauerte mindeſtens bis zum Eintritt der Rechtskraft des den 
Zwangsvergleich vom 2. Dezember 1893 beſtätigenden Be- 
ſchluſſes des Konkursgerichts, alſo bis zum 16. Dezember 1893. 
Wenn er in dieſer Zeit die Verfolgung des Brandentſchädigungs⸗ 
anſpruches, die mit Rückſicht auf den mit dem 20. Dezember 
1893 eintretenden Ablauf der ſechsmonatigen Ausſchlußfriſt 
beſonders geboten war, unterließ und die Verſicherungsgeſellſchaft 
alsdann am 1. Februar 1894 unter Berufung auf den erwähnten 
§ 11 Abſ. 4 und auf den darnach erfolgten Ausſchluß des 
Verſicherungsanſpruches dem Kl. die Zahlung der Entſchädigung 
verweigerte, ſo war ſchon hiermit die Benachtheiligung der 
Konkursmaſſe bezw. des Kl., der mit der Maſſe auch den ge- 
dachten Anſpruch überwieſen erhalten hatte, gegeben und für 
den Kl. eine Entſchädigungsforderung gegen den Konkurs— 
verwalter, deſſen Verſchulden vorausgeſetzt, begründet. Auch 
nach der Auffaſſung des B. G., welches den Brandentſchädigungs⸗ 
anſpruch nicht als erloſchen, ſondern nur mit einer Einrede 
behaftet anſieht, würde das Vorhandenſein eines dem Kl. er⸗ 
wachſenen Nachtheils nicht zu beanſtanden ſein, da ein mit einer 
Einrede behafteter Anſpruch in feinem Vermögenswerth ſelbſt⸗ 
verſtändlich einem durch eine ſolche Einrede nicht bedrohten, wie 
ihn der Kl. verlangen konnte, nicht gleichſteht. Hieran würde 
auch dann nichts geändert werden, wenn man mit dem Rbkl. 
annehmen wollte, daß die Thätigkeit des Konkursverwalters 
bereits mit dem 16. Dezember 1893 ihr Ende erreicht habe, 
denn in den dann noch verbleibenden wenigen Tagen bis zum 


20. Dezember war einem Anderen, insbeſondere dem Kl., die 


Vorbereitung und Erhebung einer Klage gegen den Phönix nicht 
mehr möglich. Keinesfalls war hiernach, angeſichts des von 
dem Phönix geltend gemachten an und für ſich begründeten und 
thatſächlich feſtſtehenden Einwandes dem Kl. anzufinneen, im 
Wege einer mit Koſten verbundenen und ohne den Hinzutritt 
beſonderer Umſtände ausſichtsloſen Klagerhebung den Verluſt des 
Brandentſchädigungsanſpruches noch beſonders feſtſtellen zu laſſen. 
Vergl. Windſcheid, Pand. II § 470 Note 1 a. E.; Entſch. 
des R. G. Bd. 2 S. 270, Bd. 9 S. 290. Vielmehr war es 
Sache des Bekl., in dem gegenwärtigen Prozeſſe zu ſeiner 
Eutlaſtung darzuthun, daß ungeachtet des Ablaufes der Präkluſiv⸗ 
friſt aus beſonderen, den Verſicherten zur Seite ſtehenden Ent⸗ 
ſchuldigungsgründen, wozu übrigens das bloße Schweben einer 
Unterſuchung gegen den Ehemann R. nicht gehören würde, 
Eutſch. des R. G. Bd. 19 S. 132, der Verſicherungsanſpruch 
nicht erloſchen geweſen und daß, wenn dies der Fall, den Bekl. 


kein Verſchulden dabei treffe. III. C. S. i. 
c. Fröhlich vom 9. März 1897, Nr. 378/96 III. 

36. Es kommt nur noch in Frage, ob die Bekl. für das 
Verſchulden der Beamten haftet. Das B. G. bejaht dies, 
indem es, von den durch den erkennenden Senat wiederholt 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſätzen ausgehend, feſtſtellt, daß die 
Uebernehmer der Arbeiten den Anordnungen der für den Kanalbau 
von der Bekl. zu ihrer Vertretung beſtellten bauleitenden 
Ingenieure hätten nachkommen müſſen, und daß gerade letztere 
die Art der Sicherung angeordnet und dieſe überwacht hätten; 
wenn es dann daraus folgert, daß dieſe Ingenieure für den 
vorliegenden Bau als Willensorgane der Bekl. anzuſehen ſeien, 
ſo iſt das nicht zu beanſtanden. III. C. S. i. S. Stadt Wies⸗ 
baden c. Adrian vom 12. März 1897, Nr. 308/96 III. 

37. Da Franz A. (der Erblaſſer der Bekl.) nach feiner 
Ehefrau verſtorben iſt, jo war die Schenkung der Brillant⸗ 
ohrringe und des Brillantſchmetterlings durch Erſteren an 
Letztere als Schenkung unter Ehegatten nichtig, ſofern nicht ein 
gebräuchliches Gelegenheitsgeſchenk vorliegt. Rkl. greift die das 
Vorhandenſein eines ſolchen gebräuchlichen Gelegenheitsgeſchenks 
verneinende Entſcheidung des B. G. deshalb an, weil es nicht 
blos auf das objektive Verhältniß zwiſchen dem Anſchaffungs⸗ 
werthe des Geſchenks und den Vermögensverhältniſſen des 
Schenkers, ſondern auch darauf ankomme, ob der Mann ſeiner 
Frau ein Zeichen der Liebe habe zuwenden oder ſolche habe be— 
reichern wollen. Allein dieſe Anſicht der Rkl. kann nicht ge⸗ 
billigt werden. Vielmehr iſt nach den Geſetzen für die Frage, 
ob ein gebräuchliches Gelegenheitsgeſchenk vorliegt, der von dem 
B. U. angewendete objektive Maßſtab und nicht die ſubjektive 
Abſicht des Schenkers für entſcheidend zu erachten. (Vergl. 
L. 31 $8 Dig. de donationibus inter virum et uxorem 24.1: 
si vir uxori munus immodicum calendis Martiis aut 
natali die dedisset, donatio est, L.31 $ 7 Dig. eod. in 
quo maxime majores donanti succurisse Proculus ait, ne 
amore alterius alter despoliaretur; L. 15 Dig. eod. ex 
annuo vel menstruo, quod uxori maritus praestat, tunc 
quod superest revocabitur, si satis immodicum est id 
est supra vires dotis.) III. C. S. i. S. Kleinkinderbewahr⸗ 
anſtalt zu Wiesbaden c. Alsbach und Gen. vom 9. März 1897, 
Nr. 299/96 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

38. Nicht darauf kommt es an, ob ein nothwendiges Stück 
eines zuſammengeſetzten Ganzen mehr oder minder leicht zu er⸗ 
ſetzen iſt, ſondern darauf, daß ohne dieſes Stück die Sache nicht 
das ſein kann, was ſie vorſtellen ſoll und wozu ſie beſtimmt iſt. 
(S 4 Tit. 2 Thl. I A. L. R.). Das aber iſt vom B. R. genügend 
feſtgeſtellt worden. V. C. S. i. S. Wolf c. Goͤriſch vom 
27. Februar 1897, Nr. 291/96 V. | 

39. Die einzige Frage bleibt, ob das bloße Stillſchweigen 
der Kl. angeſichts der Beſtimmung im § 61 Thl. 1 Tit. 4 des 
A. L. R., wonach bloßes Stillſchweigen nur dann für Ein⸗ 


S. Rücker 


willigung geachtet werden ſoll, wenn der Stillſchweigende ſich 


erklären konnte und vermöge der Geſetze dazu verbunden 
war, im vorliegenden Falle als Genehmigung gelten kann. 
Dieſe Frage iſt zu bejahen und zwar auf Grund des § 247 
Thl. J Tit. 13 des A. L. R., welcher beſagt, daß derjenige, deſſen 
Geſchäft ohne ſeinen Auftrag beſorgt wird, und dem ſolches 
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ſchon während der Beſorgung, — wie hier der Fall war — 
bekannt wird, das Geſchaͤft genehmigen muß, falls er nicht 


ſozleich nach erlangter Wiſſenſchaft widerſpricht. Der Zweifel, 


ob das Marginale, unter welchem der § 247 a. a. O. ſteht, 
und welches lautet: „Wenn ſie (die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag) zur Beförderung eines Vortheils geſchieht“ hier zutrifft, 
erledigt ſich durch die Erwägung, daß die in Frage ſtehende 
Verhandlung lediglich als ein Theil eines einheitlichen, kontinuir⸗ 
lichen, zweifellos auf die Beförderung des Vortheils der Kl. 


abzielenden Kaufzeſchäftes anzuſehen iſt. V. C. S. i. S. Hentrich 


c. Horn vom 3. März 1897, Nr. 300/96 V. 

40. Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß es ſich um 
einen die Willenserklärung nach §S 77 A. L. R. Thl. I Tit. 4 
vereitelnden Irrthum in einer ausdrücklich vorausgeſetzten Eigen⸗ 
ſchaft des Pfandobjekts handeln würde, wenn dem Bekl. die 
von ihm für wahr gehaltene Zuſicherung gegeben worden wäre, 
das zu verpfändende Grundſtück habe den behaupteten, das zu 
gewährende Darlehn völlig deckenden Werth, während es nur 
den geringeren Werth hätte, bei welchem die Darlehuspoft mit 


Rückſicht auf die ihr vorgehenden Hypotheken von 4 500 Mark 


und 12 000 Mark außerhalb der Werthgrenze ſtehen würde. 
IV. C. S. i. S. Beyer c. Schünke vom 11. Februar 1897, 
Nr. 262/96 IV. 

41. Der Angriff der Reviſion erſcheint begründet. Iſt die 
behauptete Abrede erfolgt, fo greift der $ 117 IH. J Tit. 5 
A. L. R. Platz, wonach „in allen Fällen, wo die Parteien den 
Vertrag ſchriftlich zu ſchließen verabredet haben, vermuthet wird, 
daß nicht blos der Beweis, ſondern ſelbſt die verbindliche Kraft 
des Vertrages von der ſchriftlichen Abfaſſung deſſelben abhängen 


ſoll.“ Vor der ſchriftlichen Abfaſſung fehlt es daher an dem 


bindenden Willen, ſo daß ein Vertragsverhältniß überhaupt nicht 
vorliegt. Die Folge davon iſt, daß es zur Rückforderung des 
infolge der ſtattgehabten Beredungen Gegebenen oder Geleiſteten 
des Rücktritts vom Vertrage oder des Widerrufs deſſelben nicht 
bedarf; vielmehr iſt die Rückforderung ſchlechthin zuläſſig, weil 


ſich das Gegebene oder Geleiſtete ohne Rechtsgrund in dem 


Vermögen des anderen Theils befindet (vergl. Urtheil des vor» 
maligen Preußiſchen Obertribunals vom 1. Juli 1861, Eutſch. 
Bd. 46 S. 144.) IV. C. S. i. S. Graf Dönhoff c. Graf 
Dönhoff vom 21. Januar 1897, Nr. 230/96 IV. 

42. Das Bedenken des B. R. gegen die Anwendung der 
in § 222 Thl. I Tit. 7 des A. L. R. aufgeſtellten Fiktion 
der Unredlichkeit des Beſitzes feit dem Prozeßbeginn erſcheint 
nicht gerechtfertigt. Der B. R. ſagt, dieſe Fiktion paſſe nicht 
auf einen Fall, wo eine Sache, die von einem Dritten gültig 
verpfändet worden ſei, vor Tilgung der Pfandſchuld zurück— 
gefordert werde, die Höhe der Schuld zweifelhaft ſei und erft 
im Prozeſſe ausgemittelt werde, und die Verurtheilung ſchließlich 
nur deshalb erfolge, weil die Pfandſchuld, ſoweit fie noch be— 
ſtehe, durch andere Sicherheiten ausreichend gedeckt ſei. Die 
Verurtheilung des Bekl. im Vorprozeſſe zur Herausgabe der 
Papiere erfolgte auf Grund des vom Kl. geltend gemachten 
Eigenthumsanſpruchs; die gleichzeitige Klagbegründung aus dem 
vom Kl. gepfändeten Anſpruch des K. aus dem Miethvertrage 
308 der damalige B. R. als überflüſſig nicht in weitere Er⸗ 
brterung. Aber wenn hiernach auch eine von einem Dritten 
gültig verpfändete Sache vindizirt wurde, fo vermag doch dieſer 


Umſtand fo wenig wie die Beweiserhebung und Feſtſtellung 
über die Behauptungen und Gegenbehauptungen in Betreff der 
Hoͤhe der Pfandſchuld und der damit zuſammenhängenden Frage, 
ob die Schuld anderweitig genügend gedeckt ſei, die erwähnte 
Fiktion zu beſeitigen. Das Geſetz unterſcheidet dabei nicht, 
welche Einreden der Bekl. vorgeſchützt hat, es genügt, daß die 
Einreden, wie hier, unbegründet befunden werden. V. C. S. 
i. S. Böhm c. Rahn vom 13. März 1897, Nr. 416/96 V. 

43. Der B. R. hat zu Unrecht die Anwendung des 
§ 244 Thl. 1 Tit. 7 des A. L. R. abgelehnt, der den unredlichen 
Beſitzer verpflichtet, dem Eigenthümer Alles zu erſetzen, was 
dieſer durch die Vorenthaltung des Beſitzes erweislich verloren 
hat. Der B. R. verkennt nicht, daß dazu auch ein entgangener 
Gewinn gehört, aber er iſt der Anſicht, daß nach dem Wortlaut 
des § 244 und nach der Geſammtheit der die Erſatzpflicht des 
unredlichen Beſitzers regelnden §88 223 — 243 a. a. O. nur 
Schäden an der Sache ſelbſt und nur ein durch den Beſitz der 
Sache entſtehender Gewinn, wenn dieſer durch die Vorenthaltung 
der Sache entgangen ſei, erſetzt zu werden brauchten, während 
es ſich hier um einen Gewinn handle, den der Kl. angeblich 
erſt durch eine in Folge des Beſitzes der Papiere ermöglichte 
Thätigkeit hätte erwerben können. Allein für die Begriffs- 
beſtimmung des entgangenen Gewinns ſind die §§ 5 und 6 
Thl. I Tit. 6 des A. L. R. maßgebend, wonach diejenigen 
Vortheile dahin gerechnet werden, die Jemand erlangt haben 
würde, wenn eine gewiſſe Handlung oder Unterlaſſung nicht 
vorgefallen wäre, und zwar ſolche Vortheile, die entweder nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge und der Geſchäfte des bürger- 
lichen Lebens oder vermöge gewiſſer ſchon getroffener Anſtalten 
und Vorkehrungen vernünftiger Weiſe erwartet werden konnten. 
Der Vortheil, der dem Kl. entgangen fein ſoll, iſt die Er- 
langung einer Stelle als Büffetier und die Verwendung ſeiner 
Arbeitskraft in einer einkräglicheren Stellung, als es ihm nach 
ſeiner Behauptung jetzt möglich geweſen iſt. Die Entziehung 
dieſes Vortheils würde, wenn anders die Behauptungen des 
Bekl. erwieſen werden können, eine Folge der Vorenthaltung 
des Beſitzes der Papiere geweſen ſein, und da der Kl. die 
Papiere ſchon bisher in derſelben Weiſe als Kaution in einer 
Büffetierſtellung verwendet hatte, was ſogar der Bekl. im Vor⸗ 
prozeſſe erfahren hatte, ſo kann auch daran nicht gezweifelt 
werden, daß dieſer Vortheil vernünftiger Weiſe auch fernerhin 
erwartet werden durfte. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

44. Der Rkl. bemängelt mit Recht, daß er verurtheilt 
worden ſei gegen Rückauflaſſung des Grundſtücks, während doch 
Kl. nach §8§ 354, 355 Tit. I Thl. I A. L. R. nicht blos 
das Grundſtück, ſondern auch das ihm mitverkaufte Inventar 
und die beiden Geſchäfte zurückzugewähren habe. Einen hierauf 
bezüglichen Einwand, oder einen ausdrücklichen Anſpruch auf 
Rückgewähr auch des Inventars und der Geſchäfte Kat aller- 
dings bisher der Bekl. nicht erhoben. Aber andererſeits kann 
der Kl., wenn er von dem Vertrage wegen Betrugs zurücktreten 
will, dies auch nur dann, wenn er zugleich bereit iſt, alles 
dasjenige, was er aus dem Vertrage erhalten hat, zurückzugeben. 
Daß aber der Kl. hierzu bereit iſt, muß nach ſeinem in der 
I. J. geſtellten Klageantrage angenommen werden. Denn er 
verlangt in dieſem Antrage zu 1 ausdrücklich, daß der zwiſchen 
den Parteien geſchloſſene Vertrag nicht blos bezüglich des 
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Grundſtücks, ſondern auch bezüglich der mitverkauften Geſchäfte 
als ungültig erklärt werden ſoll, wobei es einer beſonderen 
Hervorhebung, daß ſich dies auch auf das Geſchäftsinventar 
beziehe, nicht bedurfte. V. C. S. i. S. Krauſe c. Keller vom 
13. März 1897, Nr. 306/96 V. 
45. Daß nur die Klage des wahren Forderungsberechtigten 
die Wirkung haben kann, die Verjährung zu unterbrechen, folgt 
daraus, daß die Klageerhebung eine Bethätigung des verfolgten 
Rechtes ſelbſt iſt und alſo mit den an fie geknüpften Rechts- 
wirkungen nur von demjenigen ausgehen kann, der berechtigt 
iſt, das Recht auszuüben. Vergl. Striethorſt, Archiv Bd. 21 
S. 332; Rehbein, Entſcheidungen des Obertribunals Bd. 1 
S. 982. Das zur Begründung einer gegentheiligen Auffaſſung 
von dem Rkl. citirte Urtheil des R. G. vom 9. Januar 1886 
V. 21585 (in Gruchot's Beiträgen Bd. 30 S. 1004) hat mit 
der vorliegenden Frage nichts zu ſchaffen. I. C. S. i. S. 
Doetſch e. Montag und Gen. vom 10. März 1897, Nr. 332/96 J. 
46. Der von dem Bekl. erhobene Einwand der Verjährung 
iſt mit Unrecht für zutreffend erachtet worden. Die Vorſchrift 
in § 551 Thl. 1 Tit. 9 des A. L. R., daß der Lauf der er⸗ 
löſchenden Verjährung durch Anmeldung der Klage unterbrochen 
werde, gilt jedenfalls jetzt nicht mehr, da dieſe Unterbrechung 
nach §S 239 C. P. O. mit Erhebung, alſo in der Regel mit 
Zuſtellung der Klage eintreten ſoll. Der § 239 enthält jedoch 
inſofern nicht eine prozeſſuale, ſondern eine Vorſchrift des 
materiellen Rechts. Es iſt deshalb der Eintritt der Rechts⸗ 
hängigkeit des betreffenden Anſpruchs nicht für die Unterbrechung 
entſcheidend, ſondern die Erhebung des Anſpruchs in Form einer 
Klage. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 32 S. 354, 
Bd. 33 S. 394.) Demgemäß bleibt die Wirkung der Unter⸗ 
brechung beſtehen, wenn die Klage angebrachtermaßen abgewieſen 
wird (Entſch. Bd. 5 S. 122, Bd. 24 auf S. 202) und tritt 
ein, ſelbſt wenn die Klage bei einem unzuſtändigen Gericht er⸗ 
hoben war (ebendaſelbſt Bd. 24 S. 199), während freilich 
dieſe Wirkung nach dem in den Entſcheidungen Bd. 33 S. 394 
mitgetheilten Urtheil durch Zurücknahme der Klage wieder be⸗ 
ſeitigt wird. Danach iſt zur Unterbrechung zweifellos nöthig, 
daß der Anſpruch wirklich klagend geltend gemacht wird. Ob 
aber dies der Fall ſei, iſt, wenn nur ein Theil eines Anſpruchs 
geltend gemacht wird, oder wenn verſchiedene aus dem nämlichen 
Rechtsgrunde entſpringende Anſprüche in Frage ſtehen, für den 
Geltungsbereich des A. L. R. auch jetzt noch nach §8 570, 571 
Thl. I Tit. 9 zu beantworten. Weiter ausgeführt. I. C. S. 
i. S. Jokuſch c. Gorſelanszyk vom 6. März 1897, Nr. 330/96 I. 
47. Was die Gewährleiſtung betrifft, ſo bringt der B. R. 
mit Recht den § 183 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. zu An⸗ 
wendung, indem er die auf dem vertauſchten Gute ruhenden 
Genoſſenſchaftsbeiträge als eine Privatlaſt anſieht, für die der 
Veräußerer bei Unterlaſſung der Anzeige einzuſtehen hat. Wenn 
auch in der Regel die allgemeine Mittheilung genügen mag, 
daß das Grundſtück mit einer Rente behaftet ſei, und zur An⸗ 
zeige im Sinne jener Vorſchrift nicht immer eine Spezialifirung 
nöthig iſt: fo erwächſt dem Veräußerer doch die Vertretungs- 
pflicht, wenn er, ſei es ans eigenem Antriebe, ſei es auf Be⸗ 
fragen des anderen Theils, dieſem über den Betrag der Rente 
Mittheilungen macht, die der Wahrheit nicht entſprechen. Er 
hat dann nicht die Laſt angezeigt, die er anzeigen mußte, um 


von der Vertretung frei zu werden. (Vergl. Urtheil des R. G. 
vom 4. März 1891, V. 295/90, Jur. Wochenſchrift 1891 
S. 211.) Auch gegen die Grundſätze von der Beweislaſt hat 
der B. R., der vom Bekl. den Nachweis fordert, daß er ſeiner 
Anzeigepflicht genügt habe, nicht verſtoßen. V. C. S. i. S. 
Neumann c. Gröhl vom 6. März 1897, Nr. 301/96 V. 

48. Der 8 279 Thl. 1 Tit. 12 A. L. R. hat in erſter 


Reihe dem Gedanken Ausdruck geben ſollen, daß bei Wegfall 


der Erbeseinſetzung die ſonſtigen Verordnungen des Erblaſſers 
bei Kräften bleiben, woraus ſich dann zewiſſermaßen von ſelbſt 
die weitere Anordnung ergiebt, daß die an Stelle des weg⸗ 
fallenden Teſtamentserben eintretenden Inteſtaterben dieſen Ver⸗ 
ordnungen Genüge zu leiſten haben. Danach tritt bei Legaten, 
die lediglich aus dem Nachlaſſe oder aus Mitteln deſſelben zu 
gewähren ſind, die Perſon des Erben zurück, vielmehr gelten 
derartige Zuwendungen, wie Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen 
Privatrechts, Bd. III 8 103 a. E. zutreffend bemerkt, nach 
dem A. L. R. als Belaſtungen des Nachlaſſes und verhaften 
daher Jeden, der den Nachlaß erwirbt. Nur wenn die Ver⸗ 
ordnung des Erblaſſers mit Rückſicht auf die Perſon des ein⸗ 
geſetzten Erben getroffen iſt, wird ſie, wie dies in § 280 
a. a. O. noch beſonders vorgeſehen iſt, folgerichtig bei Wegfall 
der Erbeseinſetzung ebenfalls hinfällig. Vom Standpunkte des 
Erblaſſers, deſſen an ſich berechtigte letztwilligen Anordnungen 
nach der Abſicht des Geſetzes thunlichſt aufrecht erhalten werden 
ſollen, erſcheint es nun aber durchaus gleichgültig, ob, nachdem 
die von ihm verordnete Erbeseinſetzung hinfällig geworden, die 
von ihm dem eingeſetzten Erben auferlegten Legate aus dem 
Nachlaſſe nunmehr von einem Inteſtaterben oder von einem 
Vertragserben entrichtet werden. Es iſt deshalb auch un⸗ 
bedenklich, als Abſicht des Teſtators, der gegen einen zuvor von 
ihm geſchloſſenen Erbvertrag ein Teſtament errichtet hat, die 
Belaſtung ſeines Vertragserben mit den von ihm gleichzeitig 
ausgeſetzten teſtamentariſchen Legaten für den Fall anzunehmen, 
daß dieſer ſein Erbrecht gegen den teſtamentariſchen Erben er⸗ 
ſtreiten ſollte. Nur eine ſolche Auslegung entſpricht der all ⸗ 
gemeinen Auslegungsvorſchrift im § 74 Thl. I Tit. 4 des 
A. L. R., wonach jede Willenserklärung im zweifelhaften Falle 
ſo zu deuten iſt, daß ſie nicht ohne alle Wirkung bleibe und 
der beſonderen Auslegungsregel für letztwillige Verordnungen im 
8 569 Thl. 1 Tit. 12 des A. L. R. dahin, daß dieſelben im 
zweifelhaften Falle fo zu deuten find, wie fie nach den Vor⸗ 
ſchriften der Geſetze am beiten beſtehen können. Weiter aus⸗ 
geführt. IV. C. S. i. S. Heinke c. Hammermüller vom 
15. Februar 1897, Nr. 229/96 IV. 

49. Das R. G. hat bereits wiederholt ausgeſprochen, daß 
„rügen“ im Sinne der §§ 42 und 976 Thl. II Tit. 1 
des A. L. R. gleichbedeutend mit „klagen“ ſei, und daß die 
im § 41 a. a. O. der Genehmigung gleichgeſtellte Fort- 
ſetzung der Ehe nicht ſchon durch die Ladung zu einem für 
die Klage auf Ungültigkeitserklärung garnicht erforderlichen 
Sühneverſuche unterbrochen werde, ſondern daß dazu die 
Anfechtung ſelbſt, alſo die Erhebung der Klage, innerhalb 
der vorgeſchriebenen Friſt von ſechs Wochen erforderlich ſei. 
Vergl. insbeſondere das Urtheil vom 8. April 1886 in Sachen 
Gau wider Gau, Rep. IV 410/85 (auszugsweiſe in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1886 S. 170 Nr. 29), ferner 
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Urtheil vom 10. April 1890 in Sachen Worbs wider Worbs, 
Rep. IV 386/89 (Gruchot, Beiträge Bd. 34 S. 1007), ſowie 
vom 20. März 1893 in Sachen Friedrich wider Friedrich, 


Rep. IV. 49/93 (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1893 S. 277). 


Aus den dieſen Entſcheidungen zu Grunde liegenden Geſichts⸗ 
punkten, an welchen auch jetzt feſtzuhalten iſt, ergiebt ſich ohne 
Weiteres, daß die in einem Urtheile des III. C. S. des R. G. 
vom 9. Dezember 1890, Rep. III 194/90 (Suriftifche Wochen: 
ſchrift von 1891 S. 76 Nr. 26) offen gelaffene Frage, ob 
die durch einen Gerichtsvollzieher zugeſtellte Proteſtation zur 
Wahrung des Klagerechts auf Ungültigkeitserklärung der Ehe 
für genügend zu erachten ſei, verneint werden muß. IV. C. S. 
i. S. Horn c. Horn vom 11. Februar 1897, Nr. 428/96 IV. 

50. Die dem zurückgebliebenen Ehegatten in § 691 Thl. 11 
Tit. A. L. R. auferlegte Verpflichtung, während des Jahres 
nach der Entfernung des anderen Gatten alle mögliche Mühe 
zur Erforſchung des Aufenthalts deſſelben. anzuwenden, tft natur- 
gemäß nach den konkreten Umſtänden zu beurtheilen. Dem iſt 
das B. G. vorliegend nicht gerecht geworden. Die Polizei- 
verwaltung von Aſchersleben hat, wie das Atteſt der Prozeß⸗ 
akten ergiebt, der Kl. am 28. November 1893 beſcheinigt, daß 
der Bekl. ſich ſeit dem 22. Juli 1893 in. unbekannter Ab- 
weſenheit befinde. Nach der Feſtſtellung des B. G. hat der 
Bel, nachdem er zunächſt feinen Eltern geſchrieben, daß er 
von ſeiner Ehefrau nichts mehr wiſſen wolle, weiterhin ſeit 
langer Zeit nichts von ſich hören laſſen. Daraus ergiebt ſich, 
daß die Kl. innerhalb des in §S 691 a. a. O. bezeichneten Jahres 
ſich an die Polizeiverwaltung zu Aſchersleben um Auskunft über 
den Aufenthaltsort des Bekl. gewendet hat, und dieſe Behörde 
ihr die Auskunft zu ertheilen außer Lage geweſen iſt, und es iſt 
nicht abzuſehen, was die Kl. in dieſer Richtung weiter noch 
mit Erfolg hätte thun können. Demzufolge muß der Klage- 
grund der böslichen Verlaſſung für gerechtfertigt gelten. 
IV. C. S. i. S. Born c. Born vom 4. März 1897, 
Nr. 291/96 IV. * f 

51. Gemäß § 719 TH. II Tit. 1 A. L. R. findet die 
Scheidungsklage nicht ſtatt, wenn die Kl. ihren Ehemann zu dem 
Chebruche durch ihr unfittliches Betragen ſelbſt veranlaßt hat, in 
biefem Falle iſt alſo, ſelbſt wenn der dem Bekl. zur Laſt gelegte 
Chebruch ſtattgefunden hat, die Entſtehung des Scheidungs⸗ 
grundes in der Perſon der Kl. von vorneherein ausgeſchloſſen. 
Die Frage, welche Bedeutung den Worten „durch unfittliches 
Betragen ſelbſt veranlaßt“ inne wohnt, iſt nun allerdings eine 
zweifelhafte und beſtrittene. Der Entwurf des A. L. R., welcher 
gegen jede Eheſcheidungsklage die Einrede der Kompenſation 
und Remiſſion geſtattete, verordnete in Betreff der erſten Ein⸗ 
rede: „Kein Ehegatte ſoll wegen ſolcher Vergehungen des 
anderen, deren er ſich ſeinerorts ebenfalls ſchuldig gemacht hat, 
auf Trennung der Ehe zu dringen berechtigt ſein.“ In der 
rev. mon. ſpricht ſich Suarez dahin aus, daß die Scheidungs⸗ 
lage nicht ſtattfinden ſolle, wenn der die Scheidung nachſuchende 
Theil den anderen Theil zu denjenigen Vergehungen, auf welche 
er ſeine Klage gründet, durch ſein unmoraliſches Verhalten ſelbſt 
veranlaßt habe, und bemerkt: „Dabei würde es nicht darauf 
ankommen, ob die Vergehungen, deren ſich der Kl. ſchuldig ge- 
macht hat, juſt von der Art waren, aus welchen auf Scheidung 
zeklagt wird, ſondern es wäre ſchon genug, wenn der Richter 


nur fände, daß das unmoraliſche Betragen des Einen die Ge⸗ 
legenheit und Verleitung zu den Vergehungen des Anderen ge⸗ 
weſen ſei.“ Hierzu bemerkt Bornemann in ſeiner ſyſtematiſchen 
Darſtellung des preußiſchen Civilrechts (2. Auflage Bd. 5 
S. 211 flade): Es iſt klar, daß § 719 Anwendung findet, 
wenn Kl. den anderen Ehegatten durch direkte oder indirekte 
Mittel abſichtlich zu dem Vergehen verleitet. Aber auch der 
Fall kann und muß unter den § 719 begriffen werden, wenn 
Kl. durch ſeine unſittlichen Handlungen dem anderen Ehegatten 
die Gelegenheit zu den Vergehungen gegeben und ihn dazu ver⸗ 
leitet hat, ohne dies beſtimmt beabſichtigt zu haben, wenn alſo 
z. B. der Mann die Frau auf unſittliche Weiſe muthwillig in 
Verhältniſſe bringt, in welchen ſie der Verführung unterliegt. 
Ein Mehreres dürfte auch Suarez in dem Schlußſatz der 
Reviſionsbemerkung nicht gemeint haben. Der Geſetzreviſor 
hat darauf (Pens. XV S. 387) gegen die Faſſung des § 719 
Bedenken erhoben und vorgeſchlagen, anſtatt der Worte „durch 
ſein unſittliches Betragen ſelbſt veranlaßt hat“ zu ſagen: „ſelbſt 
vorſätzlich veranlaßt“. Es iſt jedoch demnächſt die erſtgedachte 
Faſſung beibehalten worden. Wie bereits hervorgehoben, giebt 
dieſe Faſſung zu erheblichen Bedenken Veranlaſſung. In dem 
Kommentar zum A. L. R. von Koch wird zu dem genannten 
Paragraphen bemerkt: Daß die Veranlaſſung mit Vorbedacht 
vorſätzlich geſchehen ſei, iſt nicht zu behaupten, ſonſt würde es 
Verleitung werden; und dieſe fordert das Geſetz nicht zur 
Ausſchließung der Scheidungsklage. Es iſt in jedem einzelnen 
Falle dem richterlichen Ermeſſen überlaſſen, ob der Einwand 
der unſittlichen Veranlaſſung begründet ſei. Mitſchuld an der 
gerügten That ſchließt jedenfalls die Scheidungsklage aus. 
In Uebereinſtimmung hiemit nimmt auch Dernburg (Preußiſches 
Privatrecht, 4. Aufl., Bd. 3 S. 66 § 19) an, daß die Scheidung 
ausgeſchloſſen ſei, nicht nur, wenn der Verletzte ſelbſt den 
anderen Theil zum Vergehen verleitet hat, ſondern auch, „wenn 
man durch Unſittlichkeit die unmittelbare Veranlaſſung zum 
Vergehen des anderen Theils gab; es komme nur darauf an, 
ob der klagende Theil durch ſeine Unſittlichkeit die Veranlaſſung 
gab“. Dagegen wird von Förſter-Eccius (Preußiſches Privatrecht 
Bd. 4 S. 105 § 212) bemerkt: es ſcheine nach Suarez Be⸗ 
merkung auch an ein unabſichtliches Veranlaſſen gedacht zu ſein; 
die Praxis laſſe jedoch, wie ſchon Bornemann bezeuge, nur die 
abſichtliche Veranlaſſung, die abſichtliche Verleitung zu dem 
Unrecht gelten; es müſſe ein direkter urſächlicher Zuſammenhang 
beſtehen. Bei dieſer Rechtslage war der von Bornemann, Koch 
und Dernburg vertretenen und auch von Sonuenſchmidt (Neue 
praktiſche Erörterungen aus den Gebieten des preußiſchen und 
gemeinen Civil- und Prozeßrechts Bd. 2 S. 138) getheilten 
Anſicht, daß in jedem einzelnen Falle dem richterlichen Ermeſſen 
die Entſcheidung darüber überlaſſen ſei, ob der klagende Theil 
durch ſein unſittliches Verhalten die Veranlaſſung zu dem 
Chevergehen gegeben hat, um ſo mehr beizupflichten, als es 
allgemeinen Grundſätzen entſpricht, daß, wer an einer rechts⸗ 
widrigen Handlung ſelbſt mitſchuldig iſt, daraus niemals Rechte 
gegen den anderen Theilnehmer herleiten kann. IV. C. S. i. S. 
Guldahl c. Guldahl vom 22. Februar 1897, Nr. 275/96 IV. 

52. Die entſcheidende Frage, ob im Gebiete des 
Pr. A. L. R. der Spruchrichter für ein bei Fällung des rechts⸗ 
kräftig gewordenen Urtheils begangenes Verſehen hafte, iſt 
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von dem vormaligen Obertribunale in dem Erkenntniſſe vom 
6. März 1838 (Entſch. des Obertribunals Bd. 3 S. 253) er⸗ 
örtert worden und dahin beantwortet, daß 1. die allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften über die Verbindlichkeit der Beamten, 
die bei der Verwaltung ihres Amtes begangenen Verſehen zu 
vertreten, auf die von einem Richter in ſtreitigen Sachen ge- 


ſprochenen Urtheile nicht Anwendung finden, und 2. die unter- 


liegende Partei nicht berechtigt iſt, den Spruchrichter wegen 
eines bei Abfaſſung des rechtskräftig gewordenen Erkenntniſſes 
von ihm angeblich begangenen Verſehens auf Schadenserſatz in 
Anſpruch zu nehmen. Dieſer Entſcheidung hat ſich derſelbe Ge⸗ 
richtshof in einem ſpäteren Erkenntniſſe vom 18. Oktober 1869 
(Entſch. des Obertribunals Bd. 62 S. 366) ohne beſondere 
Begründung angeſchloſſen. Das R. G. hat in einem Urtheile 
vom 2. November 1882 (Gruchot, Beiträge, Bd. 28 S. 969) 
ausgeſprochen, daß der Beamte, abgeſehen von dem Spruch— 
richter, für jedes Verſehen hafte, über die Verantwortlichkeit 
des Spruchrichters ſich aber nicht näher ausgelaffſen. Die 
Frage iſt in Uebereinſtimmung mit dem Obertribunale zu be: 
antworten. Eingehend begründet. IV. C. S. i. S. v. Bröder 
c. Loennies vom 18. Januar 1897, Nr. 216/96 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

53. Der Reviſion war, im Weſentlichen aus den in den 
Vorderurtheilen angegebenen Gründen, der Erfolg zu verſagen. 
Nach den Beſtimmungen der Hypothekenordnung von 1783, 
welche der Grundlage des Kataſters entbehrte, wurde das Grund⸗ 
ſtück nicht in ſeinen einzelnen Beſtandtheilen und Pertinenzien, 
ſondern als Ganzes unter einem Kollektivnamen und nach den 
Kennzeichen, wodurch es ſich von anderen gleicher Art unter- 
ſchied, eingetragen (I. $ 33). Pertinenzſtücke und Gerechtig⸗ 
keiten, welche zum Gute gehörten, wurden nur dann im 
Hypothekenbuche deſſelben beſonders vermerkt, wenn ſie unter 
einer anderen Gerichtsbarkeit lagen (I. § 34). Das Hypotheken- 
buch wies mit öffentlichem Glauben immer nur das Eigenthum 
am Grundſtücke überhaupt, nicht aber bezüglich der einzelnen 
Beſtandtheile nach. Als ſolche galten diejenigen und waren 
durch die Eintragung des Grundſtücks auf dem Titelblatte mit 
eingetragen, welche thatſächlich zur Zeit der Anlegung des 
Hypothekenbuches das Grundſtück bildeten. Dieſer durch das 
Hypothekenbuch auf Grund der thatſächlichen Verhältniſſe nach⸗ 
gewieſene Beſtand galt ſo lange als unverändert, bis die ver⸗ 
äußerten oder ſonſt getrennten Pertinenzſtücke auf dem Titel⸗ 
blatte vom Grundſtücke abgeſchrieben wurden (I. $ 36). (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 22 S. 308 ff.; Entſch. 
des Obertribunals Bd. 30 S. 1, Preußiſches Juſtiz⸗Miniſterial⸗ 
blatt 1855 S. 179; R. G. Juriſtiſche Wochenſchrift 1886 
S. 454). Da die ſtreitige Kapelle von dem Hypothekenblatte 
Bd. I Nr. 14, welches für das Domänengut Ziefar angelegt iſt 
und die Kapelle als einen Theil dieſes Gutes umfaßte, niemals 
abgeſchrieben, vielmehr ausdrücklich bei der Uebertragung der 
zur Bildung des Hauptgutes Zieſar abgetrennten Parzellen von 


der Abſchreibung ausgeſchloſſen iſt, ſo iſt ſie auf dem Hypotheken⸗ 


blatte Bd. I Nr. 14 zurückgeblieben, und dieſes beſteht für fie 
noch fort. Wenn nun ſpäter bei der Zurückführung des für 
das abgeſchriebene Hauptgut Zieſar angelegten Grundbuchblatts 
Bd. J Nr. 13 auf deſſen Titel als Beſtandtheil des ſchriftſäſſigen 
Gutes Burg Zieſar „Il auf der Gemarkung Zieſar Art. 1 
238 ha 71 a 30 qm“ uud ſpäter bei Uebertragung des Guts 
gehöfts auf das Grundbuchblatt Bd. 18 Nr. 587 als Beſtand⸗ 


theil die Parzelle Kartenblatt 13 Nr. 402 1 ha 44 a 30 qm 


eingetragen wurden und in dieſen Beſtandtheilen, wie feſtſteht, 
die Kapelle enthalten iſt, ſo exiſtirten von da an für die Kapelle 
zwei Grundbuchblätter, das alte Blatt Bd. I Nr. 14 und das 
neue Blatt Bd. 18 Nr. 587, deren jedes eine andere Perſon als 
Eigenthümer auswies, das alte den Kl. und das neue die Bekl. 
bezw. deren Rechtsvorgänger. Iſt dies der Fall, dann heben ſich 


beide Eigenthumseintragungen in ihren Wirkungen gegenſeitig 


auf, da zwei verſchiedene Eigenthümer eines und deſſelben Grund⸗ 
ſtücks wegen der Ausſchließlichkeit des Eigenthumsrechts nicht 


beſtehen können. Der Glaube des Grundbuchs verſagt; keiner 
der beiden Eigenthümer kann ſich zum Nachweis ſeines Eigen⸗ 
thumsrechts auf den Inhalt des Grundbuchs berufen; der 
Konflikt iſt nicht durch Anwendung des § 7 des E. E. G. zu 


löfen, ſondern die Entſcheidung muß nach den Grundfätzen des 


materiellen Rechts über Eigenthumserwerb getroffen werden. 
(Vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 83 S. 270; Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 11 S. 275, Bd. 13 S. 248, 
Raſſow und Küntzel Beiträge Bd. 33 S. 1069, Bolze Bd. 12 
Nr. 45, Bd. 19 Nr. 51, Jur. Wochenſchr. 1893 S. 261 Nr. 51, 
1895 S. 458 Nr. 23). Zu dieſen Grundſätzen gehört auch 


die Beſtimmung des § 101 Einleitung zum A. L. R., nach 


welcher Niemand dem Anderen mehrere Rechte übertragen kann, 
als er ſelbſt beſitzt. V. C. S. i. S. Köhns und Gen. c. Fiskus 
vom 24. Februar 1897, Nr. 286/96 V. 

Zum Straßengeſetz. | . 

54. Einen bereits erfolgten Eigenthum sübergang hat 
der Anſpruch des § 131 des Geſetzes vom 2. Juni 1875, wie 
aus § 14 daſelbſt ſich ergiebt, nicht zur Vorausſetzung, und 
wenn im Uebrigen die Reviſion ſich für ihre Aufſtellung, daß 
die Bekl. das Verlangen der Abtretung mit rechtlicher Wirkung 
zurückgenommen habe, auf den § 42 des Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1874 beruft, fo iſt das ſchon um deswillen nicht 


zutreffend, weil dieſer Paragraph den Fall eines für ein be⸗ 


ſtimmtes Unternehmen ertheilten Enteignungsrechts betrifft, und 


für den Fall des Rücktritts von dieſem Unternehmen Be 


ſtimmungen bezüglich des Verhältniſſes des Unternehmers zum 
Grundeigenthümer trifft, ſonach auf das Verhältniß der Ge— 
meinden, denen durch § 11 des Fluchtliniengeſetzes bezüglich 
des innerhalb der Straßenfluchtlinien liegenden Grundſtücks ein 


bleibendes Enteignungsrecht gegeben iſt, ſchon inhaltlich nicht 


anwendbar iſt. II. C. S. i. S. Stadt Aachen 6. Krott vom 
5. März 1897, Nr. 11/97 II. 

Zum Geſetz vom 21. Juli 1892. 

55. Wenn der § 14 des Geſetzes vom 21. Juli 1892 
beſtimmt, daß, falls eine kommunale Stelle, die im Sinne des 
Geſetzes vom 21. Juli 1892 den Militäranwärtern vor⸗ 
zubehalten, durch einen Nichtverſorgungsberechtigten ohne Ver⸗ 
letzung der früheren Vorſchriften beſetzt worden iſt, die An⸗ 
ſtellungsverhältniſſe unberührt bleiben ſollen, ſo wird dadurch 
der Gegenſatz nahe gelegt, daß, ſofern in einem ſolchen Falle 
die Uebertragung der Stells unter Verletzung der früheren 
Vorſchriften erfolgt iſt, die Anſtellungsverhältniſſe berührt 
werden ſollen. Unter der letzteren Rechtsfolge läßt ſich der 
Natur der Sache nach nur die Unwirkſamkeit der Anſtellung 


verſtehen. Mit dieſer Auffaſſung ſteht die Vorſchrift des § 15 


a. a. O. in Einklang, wonach Civilperſonen, die beim Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes vom 21. Juli 1892 ſeit drei Jahren ſich in 
Stellen befinden, welche ihnen nach bisherigem Recht ohne 
landesherrliche Verleihung der Berechtigung nicht hätten über⸗ 
tragen werden dürfen, in ſolchen Stellen belaſſen werden können. 
Außerdem kommt aber der allgemeine Zweck des Geſetzes vom 
21. Juli 1892 in Betracht, der erſichtlich dahin geht, die Ver⸗ 
ſorgung der Militäranwärter im Civildienſte zu ſichern und 


dadurch mittelbar der Wehrkraft des Staates zu dienen. 
Sonach iſt grundſätzlich davon auszugehen, daß, wenn eine 


nach jenem Geſetze den Militäranwärtern vorzubehaltende Stelle 
wider die älteren Beſtimmungen einem Nichtverſorgungs⸗ 
berechtigten übertragen iſt, damit ein den Beſtand der An⸗ 


ſtellung hindernder Grund öffentlich-rechtlicher Natur vorliegt. 
IV. C. S. i. S. Bartz c. Stadt Stettin vom 22. Februar 
1897, Nr. 226/96 IV. E 


VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
56. Bezüglich des dem Kl. in Höhe ſeiner bisherigen ver⸗ 
traglichen Bezüge unter Abzug etwaigen anderweitigen Ver⸗ 
dienſtes zuerkannten Schadenserſatzes hat das O. L. G. ange⸗ 


nommen, daß dieſer Anſpruch an ſich noch nicht mit der Ent⸗ 
ſcheidung über die Auflöſung des Vertrages nach $ 133b der 


Gewerbeordnung gegen die Bekl. gegeben ſei, ſondern nach dem 
Bürgerlichen Recht beurtheilt werden müſſe, daß aber auch die 


{el 
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Vorausſetzungen der Art. 1142 und 1184 des B. G. B. vor⸗ 
lägen, und danach die Schadenserſatzforderung ſich rechtfertige. 
In letzterer Hinſicht nimmt das O. L. G., wie der Zuſammen⸗ 
hang der Gründe ergiebt, an, daß der Kl. einen vertraglichen 
Anſpruch auſ die Beſchäftigung als Leiter der Sodafabrik 
der Bekl. gehabt habe, insbeſondere wird ausgeführt, daß die 
praktiſche Beſchäftigung des Kl. in feinem Fache für denſelben 
einen weſentlichen Theil des Vertragsinhalts ausgemacht habe, 
und die Bekl. ſich deſſen bewußt geweſen ſei, ſowie daß einzig 
und allein die Bekl. ohne irgend ein Verſchulden des Kl. die 
Betriebseinſtellung der Fabrik, in Folge deren dieſer außer 
Thätigkeit geſetzt wurde, herbeigeführt habe. Daß eine der⸗ 
artige vertragliche Abmachung rechtlich möglich iſt, unterliegt 
keinem Bedenken. Die Feſtſtellung aber, daß ſie wirklich im 
vorliegenden Falle anzunehmen iſt, ſowie daß dieſelbe von der 
Bekl. verletzt worden, beruht auf thatſächlichen Erwägungen und 


iſt daher in der Reviſtonsinſtanz nicht nachzuprüfen. Mit dieſer 


Feſtſtellung find aber die Vorausſetzungen des Art. 1184 des 
B. G. B. und damit des Anſpruchs auf Schadenserſatz gegeben. 
1.6. S. i. S. Neuhaus c. Aldendorff vom 16. März 1897, 
Nr. 30/97 II. N M. 


Büreauvorſteher zum 1. Mai er. geſucht. 
Rechtsanwalt Range, Stettin. 


Büreauvorſteher, durchaus ſelbſtändiger Arbeiter, für ein 
größeres Anwaltsbüreau in großer Stadt Weſtfalens geſucht. Kenntniß 
der Gabelsberger Stenographie und des Polniſchen erwünſcht, doch 
nicht Bedingung. Anfangs gehalt 2000 —2 400 Mark, nach Kennt⸗ 
niſſen und Leiſtungen ſteigend. Offerten mit Zeugnißabſchriften an 
die Expedition dieſer Zeitung unter S. B. 165. 


„Büreauvorſteher, tüchtig und gewandt, ſelbſtſtändiger Ar⸗ 
beiter, erſte Kraft, ſucht Stellung in größerem Anwaltsbüreau. Beſte 
Jeugniſſe und Empfehlungen ſtehen zur Seite. Gefl. Off. unter 
A. T. 57 an die Exped. der Jur. Wochenſchr. erbeten. 


Büreanvorſteher, zuverläſſig, 27 J. alt, 12 J. beim Fach, 
mit Notariat vertraut, im Beſitz von guten Zeugniſſen, ſucht, um ſich 
feine jetzige Stellung zu verändern, per 1. Mai 1897 anderweit dauernde 
Stellung. Gefl. Off. erbeten unter P. G. 44 an die Exp. dieſes Bl. 


Büreauvorſteher, 
erfahrener und kautionsfähiger, 25 Jahre alt, bereits 10 Jahre in 
dieſem Fach thätig, ſucht ſofort Stellung. 


Gefl. Offerten erbeten unter N. 208 an Rudolf Moſſe, 


Berlin N., Chauſſeeſtr. 16 I. 


Büreau⸗Vorſteher, 
ſelbſtändiger Arbeiter, 37 Jahre alt, ev., ſucht Stellung bei einem 
Rechtzanwalt in kleinerer Stadt im Gebiete des A. L. R. 
— Of. erb. unter B. W. 20 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein tüchtiger, zuverläſſiger Büreauvorfteher mit guten 
munen ſucht ſofort eventl. fpäter Stellung. Gefl. Off. erbeten 


unter G. 1I. S an die Expedition dieſes Blattes. 
H. 9 an die Expedition dieſes Blatt 


2 Büreau⸗Vorſteher 

für Rechtzanwaltſchaft und Notariat, erfahren und umfangreich felb- 
ſtändig arbeitend, ſucht Stellung als Vorſteher bedeutender Büreaus. 
Offerten erbeten unter S. W. 12 an die Expedition dieſes Blattes. 
r. . 12 an die Expedition dieſes B 


1 Ein älterer Büreauvorſteher, langbewährt in der Prozeß⸗ und 
5 otariatäpraxis, wünſcht ſich zu verändern. Dauernde Stellung wird 
vorzugt. Gefl. Off. w. u. W. A. 157 an die Exp. d. Zeitung erbeten. 


Büreauvorſteher, ſehr tüchtig, ſucht per ſofort Stellung. 
che. 


Berlin, Strelitzerſtr. 44 v. N. Göſche 


Als Büreauvorſteher ſucht erfahr. Büreaugeh., mit Aufnahme 
von Inform., Anfert. von Schriftſätzen und Notartatsfachen vertraut, 
Stellung. Gefl. Off. sud B. S. 166 an die Exped. d. Blattes. 


Ein in Stellung befindlicher läſſi ireau 
. zuverläſſiger Büreauvorſteher 

Inst zeſtützt auf gute Zeugniſſe, per 1. Mai cr. event. ſpäter Stellung 
5 einem Rechtsanwalt in kleinerer Stadt. Offerten bitte unter 
Stettin Philſppftraße 2 It on 
D Ein 30 jähriger 1 Büreauvorſteher ſucht Stellung. 

Herten an die Expedition dieſer Zeitung unter Sch. 128. 
S lune tiger Büreaugehülfe ſucht bis 1. Mai er. event. ſofort 
W. 10 als ſolcher oder Vorſteher. Gefl. Offerten unter 

100 an die xped. dieſes Blattes erbeten. 


SSS eee 


Suche p. ſof. Stelle als Gehülfe od. Exped. Im Koſten⸗ u. Regiſtratur⸗ 
weſen firm. Pr.⸗Zeugn. zu Dienſten. Oscar Weber, Naumburg a. S. 
Junger Büreaugehülfe, . 
perf. Stenograph, ſucht Stellung event. als Vorſteher in kl. Büreau. 
Werthe Offerten unter J. N. 99 an die Exped. dieſes Blattes. 


Büreaugehülfe, a 
älterer, im Prozeß⸗ und Koſtenweſen ſehr erfahren, ſucht bei 100 Mark 
Monatsgehalt hier oder außerhalb Stellung. Offerten sub B. 169 
an die Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Berlin. 
Büreaugehülfe, Stenograph, auch im Koſtenweſen bewandert, 
ſucht ſofort 2 ſpäter paſſende Stellung. Gefl. Offerten erbittet 
O. U. 3 Rud. Moſſe, Weimar. 3 


Gerichtsaſſeſſor wünſcht in der Zeit vom 1. Juli bis 1. Oktober 
Anwaltsvertretungen zu übernehmen. Am liebſten in Breslau. 
Offerten unter 714 an Rudolf Moſſe, Görlitz. 


Tüchtiger landr. Aſſeſſor als Vertreter eines Anwalts bei 
Provinzial⸗Landgericht ev. behufs Aſſociation geſucht. Offerten 
sub E. K. 182 an die Exped. dieſer Zeitung erbeten. 

Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 


Georg I. Rentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord - Amerikas. 


Hieronymus Heyman, 
Vereideter Rechtsanwalt, 
Lodz, Ruſſiſch⸗Polen, 
übernimmt Forderungen auf 
Königr. Polen und ganz Rußland. 


R. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 
Street, Strand, London (solieitor of the Supreme Court) unter- 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß- oder Gerichts- 
angelegenheiten in England. 


Rechtsanwalt Dr. Johann Hühner in 
München, bisher Kaufingerſtr. 25, zeigt an, 
daß er ſeine Kanzlei nach Ä 


Otto-Straße 13/2 
verlegt hat. | 
München, 12. April 1897. 
LLL 


Allgemeiner Deutſcher Verſicherungs⸗Verein 


Generaldirektion Stuttgart Uhlandftraße 5. 
Juriſtiſche gerſon. = Gegründet 1875. = Staatsoberauſſicht. 


Derſelbe empfiehlt die 


Haftpflicht⸗Verſicherung 
für | 
Behtsanwälte, Staats⸗ und Communalbramte, 


Notare u. ſ. w. 


Es werden ſeitens des Vereins 75 Prozent des Schadens 
in vereinbarter Höhe mit feſten Prämien zu den billigſten 
Prämienſätzen und zu den Selbſtkoſten gewährt. Jeder Gewinn 
wird den Mitgliedern in Form von Dividenden zurückvergütet. 
Die Geſamtreſerven des Vereins betragen mehr als 9 Millionen 
Mark, die Gefamtprämien über 5 ½ Millionen Mark. | 

Am 1. April 1897 beftanden in ſämtlichen Abteilungen 
des Vereins 222 712 Verſicherungen über 1 710 686 verſicherte 
Perſonen. 8 

Proſpekte und Verſicherungs⸗Bedingungen werden von der 
Direktion und den Vertretern des Vereins gratis abgegeben. 
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Grosser Von anerkannten 
klarer Druck. Saohkennern bearbeitet. 87 
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5 Reichsgesetze. * Preussische Gesetze. 2 5 7855 e. Bor 
eee, 
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Aufhebung dir. Staatsſteuern v. 8h. 
in.⸗R. Dr. Strutz. pfr. M. 8.20 
1 Eiukommenftenergeleh v. Senats⸗ 9% 
präſ. Fuiſting. 1896. pfr. M. 6. 30 ER 
Eröſchaſtsſteuergeſez 1895, von 


5 
1 
Stempelſteuergeſetz 1895, v. Rechts⸗ [ 

anw. Boehm. poſtfrei M. 4.20. 
Vereins- u. Serfommlungsr. 1896, 67 
v. L.⸗Richter Dr. Del tus. pfr. 2.10 9 
Vermögens verwaltung in den kath. 
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Strafgefekdud. 4. Auflage 1898, v. 
Prof. Dr. Ru bo. poſtfr. M. 1.20 
Telegraph enweſen, Reichsgeſ. 1692, 
von Dr. G. Maas. poſtfr. M. 1.10 

Anterſtützung⸗ wohnſitzgeſetz 1894, v. 


= 
D 


Abzahlungsgeſchäſte, Reichsgeſ. 94, 
v. Hausmann. poſtfr. M. 1.70 
Binnuenſchiſſahrtsgeſetz v. Mai 95, v. 
C. Pfafferoth. poſtfr. M. 2.10 X 
Flößereigeſetz 1895 v. demſelb. 1.10 


5* 
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ar) si. „ poftfret M. 2.50 Kirchengemeinden v. Geh. Ober⸗ 
DE Sebrauchsmuſterſchutzgeſet v. Reg» MI Meg. Rath Koppe. poftfe. N. 2.10 R. H. Boehm. vol E Reg.⸗Rath Förſter. pfl. M. 2.1 
Rat Robols kt poſtfe. M. 1.10 X Serfofungsurkunde n. Heut. eiche. ehr. Stent. boten A. 50 : „ 


D 
A 


Geſollſchaſten m. beſchränkt. Haf- HI von Prof. Zorn. oftfr. M. 2.10 7 
tung, Geſetz 1892, von Dr. Neu- 44 Verkehr m. Wein, eichsgeſ. 1892, 8,77 
amp. poſtfrei M. 4.20 g von W. Z ls. poſtfrei M. 1.10 %, 
nn VV 5 Nope 99 0 a 8 > 
« T. err E « p r. 0 1.70 1 5. U 1 e 8 0 . M. 5.80 1. N 
Watentgefek von 1891, von Reg.⸗ Wogrenzeichengeſez v. 1804, v. Reg. - N re 121.8 ln 
Rath Robols ki. poſtfr. M. 2.10 2 Math Dr. Rhenius. ud. Brei. 3 ee 6. voſtſr. Di 3.20 
Reichsſtempelgeſet v. 27. IV. 1894, 8-4 Wuchergeſetze v. Landger.⸗Direktor 67 ath Dr. Strub. poſtfr. M. 3. 


8 a 5 Renkengütergeſetze 1800 / 1. v. Reg. ! 
v. Dr. gandgraf. pfr. N. 2.60 e Barre, 1893. poſtfrei M. 1.10 R. Dr. And refen. pft. M. 1.10 


Beitreibung v. Geld, v. Reg.⸗Rath 
Dr. Kautz. poſtfrei M. 5.20 
Wegeordnung d. Pr. Hach ſen, 91, v. / 
ng. Beil; v. Arnſtedt. pfr. 1.70 
Zuläffigkeit des Rechts wegs in Bez. 
auf polizeil. Verſügungen, v. Bür⸗ 5 
germſtr. Koeh ne. poſtfr. M. 1.10 0 2 
Jwangsvollſtreckung, n v. 75 
Amtsr. Schwarz. pfr. M. 4.20 72 


N N 
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Gerihtskofengefeh u. Gebühren« } 
ordnung für Notare 1895, von 
R.⸗A. Nadbyl. poſtfrel M. 8.20 
ewerbeſtenergeſetz. v. Senatsvräſ. 
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Billig zu verkaufen: 
1 Ban ide Geſetzſammlung von 1806—1877, Karl Heymanns 
erlag, 

2) Desgleichen, amtliche Ausgabe 18781887, 

3) Hauptregiſter dazu. 1806—1883, | 

4) Reichsgeſetzblatt 18671895 mit Regiſterband 1867—1876. 

Sämmtliche Werke ſind gebunden und ſehr gut erhalten. 
Gebote unter A. Z. 130 a. d. Erped. d. Bl. erbeten. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in Beziehung auf die wichkigſten Begriffe und 
Inſtitule des Civilrechks 
in ſyſtematiſcher Solge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 


von Dr. jur. C. Kuhlenbeck, 


Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 
Bisher find 5 Hefte erſchienen gr. 8 a 5 Bogen. 
Preis pro Heft 2 Mark. 
Um den zahlreichen Intereſſenten den Bezug dieſer hoch⸗ 
bedeutſamen Publikation zu erleichtern, erſcheint dieſes Werk in 
einer Heftausgabe. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung, ſowie von der unter⸗ 
zeichneten Verlagsbuchhandlung. | 


Berlin, S. 14. W. Moeſer Bof buchhandlung. 


J. Guttentag, Verlagsbuchhandlun in Berlin SW. 48, 
Wilhelmſtraße 119/120. 


Das Recht des Bürgerlichen Geſekbuchs 
in Einzeldarſtellungen. 


Das Recht der einzelnen Schuldverhältniſſe. 
Eine Darſtellung 
und Erläuterung der Hauptbeſtimmungen 
von 


Dr. Friedrich Schollmeyer, 
Geh. Juſtizrath, ord. Profeſſor an der Univerſität Würzburg. 


gr. 80. Preis 2 Mark 50 Pf. 


oseph Jolowiez in Posen. | 

Dr. Herm. RKommenkar zum Bandelsgelekbud; erſcheink in 
7 Den Abonnenten dieſer Auflage wird im Anhange eine 55 

Staub 8 | | fünfter 


eingehende vergleichende Darſtellung durchgearbeileler 


| F. J. Heines Verlag, | des gegenwärtigen mit dem neuen H. G. B. geliefert. 1 | 
Berlin W. 57. 8 2 Bisher erſchienen Lfg. I—IV (bis Art. 239), der Reſt erſcheint in ſchneller Folge. Auf age. 


——̃ . — — — — 
Zu kaufen wird gesucht: Entsch. des Reichsger. 
in Strafsachen. Grotefend, Gesetzsamml. 1806—92. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin V. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


m — 


ji Handelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich 


N nebſt dem 
Einführungegeſetze. 
Text- Ausgabe mit ausführlichen Regiſtern. 
Preis in Leinen gebunden M. 2,40, bei poſtfreier Zuſendung M. 2,60. 
Vorzugspreis für Mitglieder des Anwaltvereins: M. 1,60, bei poſtfreier Zuſendung M. 1,80. 


en o qq. (w y;; p 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofvuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegt ein Proſpekt der Verlagsbuchhandlung Otto Liebmann, Berlin W. 35 bei, enthaltend 
Inhaltsverzeichnis und Verzeichnis der Mitarbeiter des 1. Jahrganges der „Deutſchen Inriſten⸗Zeitung“. 


M 25 bis 29. 


Berlin Berlin, 17. Mai, 17. Mai. 


1897. 


uriſti ide Daten ſchriſt. 


Herausgegeben von 
M. Kempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht J in Berlin. 


6 


| Organ des deutſchen Anwalt⸗ Vereins. 
Polt für den an 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede 1 und Poſtanſtalt. 
661111. ß c c c 


N 25a lt. | 
| Hilfskaſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 221. — Die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung auf die wichtigſten 
Begriffe und Inſtitute des Civilrechts. S. 221. — Vom 
Reichsgericht. S. 227. — Perſonal⸗Veränderungen. S. 261. 


HGülfs taſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Der Jahresbeitrag von 20 Mark für das Geſchäftsjahr 
1. Juli 1896 bis 30. Juni 1897 iſt am 30. April 1897 
fällig geweſen. Die Mitglieder werden daher erſucht, ihn 
biss zum 15. Mai 1897 au die Vertrauensmänner zu be⸗ 
richtigen, an dieſe aber ergeht das Erſuchen, die ein⸗ 
genommenen Gelder und Abrechnung bis zum 20. Mai 
an den unterzeichneten Schatzmeiſter gelangen zu laſſen. 
Nach dieſer Zeit wird fagungsgemäß mit der Einziehung 
der Beiträge durch Nachnahme verfahren werden. 


Leipzig ; RUE 13. Dr. Serlig. 


Die Auweltzkanmer im Bezirke des Olerlaudesgerichts 
zu Roftod hat der Kaffe abermals eine Beihülfe von 500 Mark 
gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die er⸗ 
. e der eee Denk ausgeſprochen. 


Die 1 des Reichsgerichts in Be⸗ 
schung auf die wichtigſten Begriffe und Juſtitute 
des Civilrechts 
in ſyſtenatiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlen beck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. | 

2 XXXVII. =, 1 
_ Siheretlefungen: die Securitätsceffen. 
B. G. B. 88 232— 240. 

Sicherheitsleiſtungen (Cautionen) haben den Zweck, die 
Durchführung eines Rechtes dem Unvermögen des Verpflichteten 
oder ſonſtigen thatſächlichen Hinderniſſen gegenüber zu gewähr⸗ 
leiſten oder auch den guten Willen des Verpflichteten zu ſichern. 
Sie können auf Grund einer geſetzlichen, richterlichen oder 
bertragsmäßigen Verpflichtung oder auch freiwillig geleiſtet 


werden. Zu den geſetzlichen Cautionen gehört z. B. gemein⸗ 
rechtlich die cautio usufructuaria, zu den richterlichen die 
cautio de non amplius turbando, die cautio damni infecti. 

Die Vorausſetzungen der mannigfaltigen einzelnen 
Cautionen laſſen ſich unter keinen allgemeinen Geſichtspunkt 
bringen; dagegen gehört die Frage, wie Sicherheit zu leiſten 
iſt, wenn die Verpflichtung dazu durch Geſetz, Richterſpruch 
oder Rechtsgeſchäft begründet iſt und beſondere Beſtimmungen 
über die Art und Höhe derſelben nicht getroffen ſind, auch deren 
Feſtſtellung nicht dem Ermeſſen des Gerichts überlaſſen iſt, aller⸗ 


dings in den allgemeinen Theil des Rechtsſyſtems und iſt 


demgemäß auch im I. Buch des B. G. B. und zwar im letzten 
Abſchnitt geregelt worden. 

Während das römische Recht Verbal⸗ und Realcaution 
neben einander kannte, bildet heutzutage Realcaution, d. h. 
Sicherſtellung durch Bürgſchaft, Pfand oder Depoſition einer 
Summe Geldes die Regel; die Verbalcaution kommt nur in 
Geſtalt des Strafverſprechens noch vertragsmäßig vor und 
wird von uns als ſolches im Obligationenrecht näher behandelt 
werden; die cautio juratoria des $ 2 J. de satisdat. IV. 11 
iſt gemeinrechtlich als antiquirt zu betrachten; das Pr. A. L. R. 
I, 14 88 184, 181 geſtattete fie unter gewiſſen Beſchränkungen. 

Genauere Beſtimmungen über Art und Größe der Real⸗ 
caution hat das römiſche Recht nicht gegeben, es läßt (J. 188 
D. de V., S. 50, 16) Pfand und Bürgſchaft als gleichwerthig 
zu, das Reichsrecht hat dagegen in § 101 der C. P. O. für 
die prozeſſuale Sicherheit angeordnet, daß die Beſtellung 
einer ſolchen, ſofern nicht die Parteien ein Anderes vereinbart 
haben oder das Geſetz eine nach freiem Ermeſſen des Gerichtes 
zu beſtimmende Sicherheit zuläßt, durch Hinterlegung in baarem 
Gelde oder in ſolchen Werthpapieren zu bewirken iſt, welche 
nach richterlichem Ermeſſen eine genügende Deckung gewähren. 
Eine gleiche Beſtimmung enthalten 8 174 Abſ. 1 und 8 419 
Abſ. 2 der Str. P. O. Die zur Abwendung der Haft wegen 
Fluchtverdachts erforderliche Sicherheitsleiſtung hat nach 8 118 
der Str. P. O. durch Hinterlegung in baarem Gelde oder in 
Werthpapieren oder durch Pfandbeſtellung oder mittelſt Bürg⸗ 
ſchaft geeigneter Perſonen zu erfolgen; über die Art und Höhe 
entſcheidet der Richter. 

Unzweifelhaft hat gemeinrechtlich auch außerhalb des 
prozeſſualen Cautionsrechts, ſobald Streit über Höhe und Art 
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der Cautionsleiſtung entſteht, das Ermeſſen des Richters zu 
entſcheiden. Letztere Entſcheidung iſt da, wo es ſich um Ver⸗ 
urtheilung zu einer Cautionsleiſtung handelt, Vorausſetzung 
der Vollſtreckbarkeit. Vergl. R. G. XIII Nr. 84 (S. 340 ff.) 
(II. Civilſenat, Beſchl. v. 2. September 1884 i. S. Str. Bekl. 
w. Str. [Kl.] Beſchw. Rep. III. 131/84. I. L. G. Gießen. 
O. L. G. Darmſtadt!]): 

„Es ſteht zwar rechtskräflig feſt, daß der Beklagte 
zur Stellung einer Caution wegen des ſeinem lebens⸗ 
länglichen Nießbrauche unterworfenen mütterlichen Ver⸗ 
mögens der Kläger verpflichtet iſt; allein über die Art 
und Weiſe dieſer Sicherheitsleiſtung iſt bis jetzt ebenſo⸗ 
wenig eine Entſcheidung getroffen, wie darüber, ob die 
Größe der Cautionsſumme derjenigen des zu ver⸗ 
ſichernden Betrages zu entſprechen habe. Die Be⸗ 
ſtimmung der Art und Größe einer zu leiſtenden uſu⸗ 
fruktuariſchen Caution unterliegt, ſobald die Betheiligten 

ſich nicht gütlich darüber zu einigen vermögen, nach den 
Grundſätzen des gemeinen Rechtes der richterlichen 
Anordnung. Mindeſtens bei dem Antrage auf Ein⸗ 
leitung des Zwangsverfahrens müßten demzufolge die 
Kläger unter thatſächlicher Begründung diejenige Sicher⸗ 
heitsleiſtung, zu welcher ſie den Beklagten für verpflichtet 
erachteten, näher bezeichnen und dadurch den Richter in 
den Stand ſetzen, bei dem Widerſpruche des Beklagten, 
nach vorgängiger mündlicher Verhandlung, 
mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit der dienen⸗ 
den Sache und der dem Eigenthümer drohen⸗ 
den Gefahr, ſowie mit Rückſicht auf die Perſon 
und die Verhältniſſe des Nießbrauchers die 
Art der Cautionsleiſtung und die Höhe der 

Cautionsſumme feſtzuſetzen.“ | 
Anlangend die Höhe der Sicherheits leiſtung aus 
88 647, 688 C. P. O., welche dem Schuldner zwecks Auf⸗ 
hebung einer erfolgten Vollſtreckungsmaßregel auferlegt werden 
muß, bemerkt jedoch richtig das Reichsgericht in der Ent⸗ 
ſcheidung R. G. XXXVII Nr. 127 S. 431 (Ferienſenat, Beſchl. 

vom 27. Auguſt 1896, Beſchw. Rep. IV 146/96): 
„In 8 688 C. P. O. wird zwar (wie in 8 647 
ebenda) dem Gerichte in allgemeiner Weiſe die Be⸗ 
fugniß eingeräumt, die erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln 
„gegen Sicherheitsleiſtung“ aufzuheben. Daraus darf 
aber nicht gefolgert werden, daß das Gericht die Höhe 
der Sicherheitsleiſtung nach ſeinem Belieben feſtſetzen 
dürfe. Vielmehr ergiebt ſich aus dem Zwecke der in 
dieſer Beziehung vorgeſchriebenen Beſchränkung, daß 
dem Gläubiger voller Erſatz dafür gewährt werden 
muß, daß ihm die durch die Vollſtreckungsmaßregeln 
von ihm erworbenen Rechte entzogen werden. Die von 
dem Schuldner zu leiſtende Sicherheit haftet für die 
Befriedigung des Gläubigers und iſt auch dann 
erforderlich, wenn dieſer etwa in anderer Weiſe bezüglich 
ſeiner Forderung geſichert fein ſollte. a Se 
Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſ. Bd. 10 
S. 314 flg., Bd. 25 S. 375 flag. 

Deshalb wird auch allgemein anerkannt, daß der 

Gläubiger, ſofern eine Vollſtreckungsmaßregel aufgehoben 


werden ſoll, Anſpruch auf „volle Sicherheit“ hat. Von 
einzelnen Schriftſtellern wird ſogar die Anſicht ver⸗ 
treten, die Sicherheitsleiſtung müſſe eine vollſtändige 
Deckung für die Forderung des Gläubigers gewähren. 
Dieſe letztere Auffaſſung, welche auf einen in den 
Motiven zu 8 647 C. P. O. enthaltenen Ausſpruch 
geſtützt wird, iſt zwar nicht als richtig anzuſehen, weil 
nicht blos die Höhe der dem Gläubiger zuſtehenden 
Forderung, ſondern auch der Vortheil in Betracht 
kommt, der demſelben aus den bereits erfolgten Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln überhaupt erwachſen kann. Es 
kann nicht die Abſicht des Geſetzes ſein, daß der 
Schuldner auch dann. eine die vollſtändige Befriedigung 
des Gläubigers gewährleiſtende Sicherheit beſtellen 
müſſe, wenn durch die in Frage ſtehenden Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln dieſe Befriedigung nur in ganz geringem 
Maße erlangt werden könnte. Vielmehr iſt in einem 
ſolchen Falle diejenige Sicherheit als eine genügende 
anzuſehen, welche dem Gläubiger einen vollſtändigen 
Erſatz für die Nachtheile gewährt, die ihm durch die 
Aufhebung der Vollſtreckungsmaßregeln, insbeſondere 
durch die Beſeitigung des von ihm erworbenen 
Pfändungspfandrechtes erwachſen. Im vorliegenden 
Falle iſt nun vorerſt nicht erſichtlich, daß der Betrag 
von 300 Mark dem Gläubiger eine volle Sicherheit 
in dem dargelegten Sinne gewährt. Vielmehr ſind 
weitere Erhebungen erforderlich, um beurtheilen zu 
können, ob dieſer Betrag genügt oder eine höhere 
Sicherheitsleiſtung erforderlich iſt. Andererſeits war 
aber auch die Auffaſſung des Landgerichtes, das an⸗ 
genommen hat, die Sicherheitsleiſtung müſſe dem 
Gläubiger die Befriedigung wegen ſeiner Forderung in 
Höhe von 2 725 Mark nebſt Zinſen gewährleiſten, und 
demgemäß die Sicherheitsleiſtung auf 3 000 Mark feſt⸗ 
geſetzt hat, nicht zu billigen. Deshalb durfte die Be⸗ 
ſchwerde des Kl. gegen den landgerichtlichen Beſchluß 
nicht ohne Weiteres zurückgewieſen werden. Bei dieſer 
Sachlage mußte der angefochtene Beſchluß, ſoweit er 
ſich auf die Zwangsverwaltung bezieht, nebſt der 
damit zuſammenhängenden Koſtenentſcheidung auf⸗ 
gehoben werden. Es war aber dem Oberlandesgerichte 
zu überlaſſen, nach Vornahme der erforderlichen Er⸗ 
hebungen auf Grund der dargelegten Auffaſſung noch⸗ 
mals zu prüfen, in welcher Weiſe die erforderliche 
Sicherheitsleiſtung zu bemeffen fei, ferner auch über die 
Koſten des geſammten Beſchwerdeverfahrens anderweit 

zu entſcheiden.“ 5 E „ e 
Das Rechtsverhältniß, welches auf Grund der Cautions⸗ 
beſtellung an dem hinterlegten Cautionswerth zwiſchen den 
Betheiligten eintritt, entzieht ſich, ſofern es ſich um vertrags⸗ 
mäßige Cautionen handelt, einer allgemeinen Normirung. In 
der Regel wird ein ſuſpenſiv oder reſolutiv bedingtes Recht des 
Cautionsbeſtellers auf Rückerſtattung gegen die nach Analogie 
eines Sequeſters oder Depoſitars zu beurtheilende Hinter⸗ 
legungsſtelle, und ein ebenſo, aber umgekehrt bedingtes Recht 
desjenigen anzunehmen ſein, zu deſſen Gunſten die Sicherheit 
geleiſtet iſt (des Cautionsberechtigten). Die Frage aber iſt, 
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5 * 
ob letzteres Recht ein rein perſönliches iſt oder dinglichen 
Charakter hat, ſo daß es nicht nur einſeitigen Verfügungen 
des Cautionspflichtigen, ſondern auch dor eee Dritter, 
im beſonderen im Coneurſe geſchützt iſt. 

Gemeinrechtlich hat für den am häufigſten in Betracht 
kommenden Fall einer 1 Sicherheitsleiſtung das 
Reichsgericht, R. G. XII Nr. 55 S. 224 ff. (III. Civilſenat 

Urth. vom 5. Dezember 1884 i. S. der Firma J. H. P. (Bekl.) 
w. H. B. (Kl.) Rep. III 203/84 (L. G. Altenburg, O. L. G. 
Jena) einen dinglichen Schutz dem Cautionsberechtigten zu⸗ 
gebilligt, indem es annimmt, daß ein vertragsmäßiges 
Fauſtpfand durch die Sicherheitsleiſtung dem Cautions⸗ 
berechtigten beftellt werde: 

| „Mit Recht nimmt die Borinſtanz an, daß die hinter⸗ 
legte Cautionsſumme dem Kläger für die eventuelle 
Zahlung der Wechſelſumme als vertragsmäßiges 
Fauſtpfand verhaftet ſei und, nachdem der urſprüng⸗ 
liche Schuldner und Deponent in Concurs verfallen, 

zur abgeſonderten Befriedigung diene. ü 
Die Frage, welche materielle Bedeutung einer 
proceſſualiſchen Sicherheit beizulegen ſei, die durch 
Hinterlegung in baarem Gelde zum Zwecke der Ab⸗ 
wendung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit eines Urtheils 
geleiſtet wird, iſt weder in der Civilproceßordnung noch 
in der Concursordnung entſchieden und muß nach dem 

geltenden bürgerlichen Rechte beantwortet werden. Im 

vorliegenden Falle kommt das . Recht — zur 
Anwendung. 
Nach römiſchem Rechte müßte eine Realcaution 
ordnungsmäßig durch Bürgen (satisdatio) geleiſtet 
werden; die italieniſche und deutſche Praxis hat jedoch 
ſchon ſeit der Gloſſatorenzeit auf Grund der 1.7 D. 
de stipul. praet. 46, 5 und anderer für beſtimmte 
Fälle gegebenen Vorſchriften auch die Cautionsleiſtung 
durch Pfandbeſtellung eingeführt und die Hinterlegung 
der Sicherheit bei dem Gläubiger oder an deſſen Stelle 
bei dem zuſtändigen Prozeßgerichte als eine Unterart der 
Verpfändung betrachtet, gleichviel, ob die Hinter⸗ 
legung durch nicht vertretbare Sachen oder 
durch baares Geld erfolgte. | 
Vergl. v. Wächter, Württemb. Privatrecht Bd. 2 
§ 50 S. 345 ff., Schlager in der Zeitſchrift f. 
C. R. u. Pr. N. F. Bd. 9 S. 198 ff., v. Wetzelf | 
Civilprozeß 3. Aufl. $ 30 zu Note 68 ff. | 
Daß insbeſondere baares Geld, ſelbſt wenn es un⸗ 
verſchloſſen (zugezählt) deponirt wird, als ein der Ver⸗ 
pfändung fähiger Gegenſtand erſcheint, iſt nicht zu 
bezweifeln. Dieſe Grundſätze ſind unbedenklich auf 
Fälle der vorliegenden Art zu erſtrecken. Es entſpricht 
dem Zwecke einer ſolchen Hinterlegung, daß die dem 
Gläubiger dadurch gewährte Sicherheit nicht durch die 
Dazwiſchenkunft Dritter oder durch die Eröffnung des 
Coneurſes über das Vermögen des Schuldners vereitelt 
werde. Wenn das Geſetz einerſeits dem Schuldner 


einer bloßen Sicherheitsleiſtung zu begnügen, ſo muß 
dem letzteren nothwendig ein ſtärkeres Recht an dem 
Gegenſtande der Caution zugeſtanden werden, als ein 
blos perſönlicher Anſpruch. Auf keinen Fall kann ſich 
der Schuldner, welcher durch Leiſtung der geforderten 
Caution eine ihm obliegende Verbindlichkeit erfüllt, dem 
Gläubiger gegenüber darauf berufen, daß es nicht in 
ſeiner Abſicht gelegen habe, ein Pfandrecht an der 
hinterlegten Baarſumme zu beſtellen, ſein Verpfändungs⸗ 
wille wird vom Geſetze unterſtellt und wirkt zu Gunſten 
des Gläubigers auch gegen Dritte. Eine ſolche Caution 
iſt weder ein irreguläres Depoſitum, noch hat der 


Gläubiger daran ein bloßes Retentionsrecht. Von dem 


gewöhnlichen Fauſtpfande unterſcheidet ſich jenes Pfand⸗ 
recht nur inſofern, als dabei kein Verkauf des Pfand⸗ 
objektes ſtattfindet, die Realiſirung des Rechtes des 
Gläubigers vielmehr dadurch erfolgt, daß nach 


Erledigung der Sache zu Gunſten des letzteren dieſem 


die hinterlegte Summe zum Zwecke ſeiner Befriedigung 
durch gerichtliche Verfügung überwieſen wird. Ein 
Rückforderungsrecht des Deponenten mittels der Pfand⸗ 
klage tritt jedenfalls nur unter der Vorausſetzung ein, 
daß der Deponent entweder im Prozeſſe obſiegt oder 
den Anſpruch, zu deſſen Sicherpeit die Caution dient, 
befriedigt. 8 
Vergl 1. 9 § 3 Dig. de pignor. Art. 13, 7. 

Ein Bedenken gegen die Annnahme eines vertrags⸗ 


mäßigen Fauſtpfandes läßt ſich endlich daraus nicht 


herleiten, daß die Cautionsſumme dem Gericht eingezahlt 


wurde. Denn das Prozeßgericht handelte hier für den 


Gläubiger, indem es als (geſetzlicher) Stellvertreter 
deſſelben die eingezahlte Sicherheitsſumme in Beſitz und 
Verwahrung nahm. Ein ſolcher Fall ſteht demjenigen, 
in welchem dem Gläubiger unmittelbar der Beſitz der 
Geldſumme übertragen wird, in Anſehung ſeiner 
Wirkungen vollkommen gleich. 
Vergl. Entſch des R. O. 8. G. Bd. 21 Nr. 127 
S. 398. 
Zu demſelben Ergebniſſe gelangt denn auch im An⸗ 
ſchluß an die Motive und die Kommiſſionsverhandlungen 
zu den 58 101, 709 C. P. O. und den 88 40, 41 


K. O. die überwiegende Mehrzahl der Kommentatoren, 
obwohl dieſelben zum Theile von einem durch die 


Hinterlegung der Sicherheitsſumme begründeten, dem Ver⸗ 


tragspfande gleichſtehenden oder ähnlichen Rechte reden. 


Vergl. u. a. Wilmowski⸗Levy, Sarwey, Peterſen 
in den Kommentaren zur C. P. O zu 88 101, 
709 und zur K. O. zu 8 41, Gaupp, Seuffert, 
Struckmann⸗Koch in den Kommentaren zur C. P. O. 
zu 88 101, 709, Stieglitz und Völderndorff in 
den Kommentaren zur K. O. zu § 41.“ 


Das Bürgerliche Geſetzbuch hat in $ 233 die materielle 
Bedeutung der Sicherheitsleiſtung bei der Realcaution in dem⸗ 
ſelben Sinne und zwar allgemein, alſo nicht nur für die 


geftattet,. durch Hinterlegung einer Baarſumme die prozeſſualiſche Caution geregelt: 


drohende Zwangsvollſtreckung abzuwenden und anderer⸗ 
| vn den Gläubiger zwingt, ſich ſtatt der Zahlung mit 


„Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein 


Pfandrecht an dem hinterlegten Gelde oder an den 
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2 „ s hinterlegten Werthpapieren und, wenn das Geld oder 
die; Werthpapiere nach landesgeſetzlicher Vorſchrift in 
das Eigenthum des Fiskus oder der als Hinterlegungs⸗ 
ſtelle beſtimmten Anftalt, übergeben, ‚ein Pfandrecht an 

der Forderung auf. Rückerſtattung. . 
Von die ſer Frage der Natur des eventuellen Rechts an dem 


Cautionswerth Aft, wohl; zu trennen die. Frage nach den Vor⸗ 


aussetzungen des Kechtes ſelbſt, d. h. die Frage nach der Be⸗ 
dane des. mit der Caution. ebenen 5 Diele 


„ | 


Anſprüche begründet. Speziel. praktiſc ift die Frage geworden 
bei der Arreſtcaution, d. h. derjenigen Sicherheitsleiſtung, die 
nad $ 801 der C. P. O. . geleiftet werben kann wegen. der dem 
z krwirken, auch wenn der Arſpruch oder der Arreſtgrund 
nicht glaubhaft gemacht iſt b ezw. um im Fall des 8805 C. P. O. 
pie, Beſtätigung, Abänderung, oder Aufhebung. eines Arreſtes 
zu erwirken. „Nach. richtiger und. herrſchender, von Förſter 
(Preuß. Privatrecht. I. 8 90. Nr. 14) vergeblich beſtrittener 
Anſicht bewendet es hinſichtlich der Entſchädigungspflicht des 
Gläubigers wegen der. Arreſtanlegung bei den Beſtimmungen 


des bürgerlichen Rechtes. Sowohl für das gemeine wie für 


das preußiſche Rechtsgebiet wurde dieſe Anſicht durch wiederholte 
Entſcheidungen des Reichsgerichts beſtätigt, unter denen wir 
wegen ihrer 1.20 6 N 175 das en 5 


* — B „ 


heben. 0 


R. © Sa Nr. 38 au. Guvilfenat, Arth. v. 47. Ok⸗ 
tober 1890 ds &® RL] w. Wittwe B. u. A. B. (Bekl.] 
. Me 107/90, L. G. Hildesheim, O. L. G. Celle): 

„Es ergieht ſich, daß nach den gemeinrechtlichen 

4 Grundſätzen eine. Verpflichtung des Arreſtklägers 
Er zum; Exſatze, des dem. Schuldner durch. einen für 
ungerechtfertigt erkannten Arreſt entſtandenen S chadens 

— mur dann. eintritt, wenn ſein Verhalten bei Erwirkung 
des Arreſtes ein ſchuldvolles, argliſtiges oder fahrläſſiges 
‚ar, wenn er das über ſeinen Antrag auf Anordnung 

„ des. Arreſtes erkennende Gericht über das Vorhandenſein 
55 der Vorausſetzungen für die Anordnnng⸗ des: Arreſtes 
entweder abſichtlich getäuſcht oder dieſes zwar unab⸗ 
ſichtlich gethan hat, aber ſich ſelbſt oder den Richter 
„über das Vorhandenſein und bie: Richtigkeit der das 
Arreſtgeſuch „begründenden Thatſachen nicht mit der 

| von einem ordentlichen Hausvater zu erwartenden 
Sorgfalt unterrichtet und vergewiſſert hat, wenn ſonach 
er die ihm obliegende Aufmerkſamkeit, bei deren An⸗ 
1 . wendung ein vorſichtiger Mann von der Anlegung des 
Arreſtes Abftand:. genommen haben würde, verſäumt 

hat. Dabei wird ihm aber ein entſchuldbarer Irrthum 

zu Gute. gehalten werden müſſen, ſofern dadurch nach 


Lage der Sache der Vorwurf einer ihm zur Laſt fallen⸗ 
den Verſchuldung beſeitigt wird. Denn iſt die be⸗ 


ſchädigende Handlung von demjenigen, welcher ſie be⸗ 
gangen hat, aus entſchuldbarem Irrthum für erlaubt 
gehalten, ſo ift derſelbe zum Schadenserſatze nicht ver⸗ 


pflichtet, weil Vorſatz und nl in Deus auf 
die. 1 ausgeſchloſſen ſind. 5 
Vergl. Windſcheid, Pandekten Bd. 2 8 455 
Nr. 3. Archiv f. civiliſt. Praxis Bd. 39. S. 67ff. 
Pernice, Sachbeſchädigung S. 193. 194. Zeit⸗ 
ſchrift für deutſchen Civilprozeß Bd. 13, S. 281 ff. 
Entſch. des R. G. in Strafſ. Bd. 12 S. 195 ff., 
„Bd, 19 S. 211. Rechtſpr. der. R. G. Bd. 6 
8. 481, Bd. 9: S. 471.) Juriſt. Wochenſchrift 
Jahrg. 1890, S. 229 Nr. 9. Motive zu 88 704ff. 


1 5 707. Des Entwurfs eines Bürgerl. Geſetzbuchs 


1 8 * für das deutſche Reich Bd. 2 S. 724 ff. 731. 
Dieſe Grundſätze find auch in der Praris 5 
oberſten deutſchen⸗Gerichtshöfe zur Anwendung gekommen, 
5 vergl. namentlich das Urtheil des Oberappellations⸗ 
.. gerichtes zu Roſtock in deſſen von, Buchka und 
Budde beraußgegehenein AREA. Bd. 2 
S. 223 ff. 
Ei für das preuß. Recht (r, welches im Wes ent⸗ 
lichen dieſelben Geſichtspunkte in Betracht kommen 
wie für das gemeine Recht) von dem früheren preußi⸗ 
ſchen Obertribunale durch den e vom 
7. Januar 1850, 
WARE vergl. Entſch. des Obertrib. Bd. 19 S. 111, 
von dem Reichsoberhandels gerichte, 
8 vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 21 S. 70, 
| VV und IV. Sengte des Reichsgerichtes 
vergl. Entſch. R. G. in . 374, 
Bd. 16 S. 3288 re 
a die maßgebenden ban Ä 2 
| Vergl. für das franzöſ. Nest Ent, des R. G. 
en j 5 in Civilſ. Bd. 13 S., 301. = 
R. G. VII Nr. 116. S. 380 ff. (I. Civilſenat, Urth. vom 
20. September 1882) i. S. L. (Bekl.) w. E. GI). Rep. I 
266/82. L. G. Bromberg, O. L. G. Poſen: 
| „Beſteht eine geſetzliche Verpflichtung des Klägers 
zum Schadenserſatze und unter der Vorausſetzung eines 
iihm zur Laſt zu letzenden böſen Vorſatzes oder ſchuld⸗ 
baren Verſehens, ſo kann auch in der. Stellung 
einer Arreſteaution durch denſelben die Ueber⸗ 
nahme einer unbedingten Verpflichtung zum 
Erſatze des der Beklagten duoch die Arreſt⸗ 
a e seworklenhen Schadens nicht ge⸗ 
Wenn ein 5 wie es 
| Ache N freiwillig eine Arreſteauton. belt 
.. ſo iſt anzunehmen, daß er: eben dasjenige thut, was 
er zu thun haben würde, wenn das Gericht die An⸗ 
ordnung. des erbetenen Arxeſtes gemäß 8 801 Abſ. 2 
„ C. P. O. von einer Sicherheitsleiſtung abhängig ge⸗ 
„macht hätte. Es it anzunehmen, daß er zur Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens der Aufforderung des 
3. Gerichtes, eine Sicherheit zu beſtellen, zuvorkommt, 
„nicht aber ohne beſonderen Grund, daß er durch 
Stellung der Sicherheit mehr thun wollte, als das 
. Gericht kraft der Proceß ordnung von ihm zu fordern 
berechtigt war. Die Bedeutung der vom Kläger ge⸗ 


rr 
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7° fellten: Sicherheit ergiebt ſich demnach aus der Be⸗ 
deutung derjenigen Sicherheit, welche 8 801 
Abſ. 2 der C. P. O, dem Gerichte zu fordern 
geſtattet. we e 


Man könnte die Beſtimmung des § 801, daß die 


Leiſtung einer nach freiem Ermeſſen des Gerichtes zu 
A bleſtinimenden Sicherheit wegen der dem Gegner drohen⸗ 
den Nachtheile verlangt werden darf, dahin verſtehen, 
daß das Gericht von dem Arreſtſucher die Ueber⸗ 
nahme der Gefahr der Arreſtanlegung, mithin 
eim unbedingtes Verſprechen des Erſatzes des dem 


Gegner durch ungerechtfertigte Arreſtanlegung entſtehen⸗ 


den Schadens und deshalbige Sicherheitsleiſtung ver: 


langen dürfe. Für dieſe Auslegung des § 801 könnte 


geltend gemacht werden, daß nur eine derartige Sicher⸗ 
beiitsleiſung, welche dem Schuldner unter allen Um⸗ 
ſtänden für den Fall widerrechtlicher Beſchädigung durch 
den Arreſt den Erſatz des Schadens ſichert, für das 
Geericht einen Beweggrund abgeben könne, die Arreſt⸗ 


anlegung zu bewilligen, wenn weder der Anſpruch des 


Arreſtſuchers noch der Arreſtgrund glaubhaft gemacht 


iſt, oder wenn zwar dieſe Glaubhaftmachung nicht 
mangelt, aber die Arreſtanlegung deshalb bedenklich 
erſcheint, weil dem Schuldner in Folge derſelben ein 
unverhältnißmäßiger Schade droht (vergl. Motive zu 
95 745, 746 des Entwurfes der Civilproceßordnung). 


Auch könnte zur Unterſtützung dieſer Auslegung darauf 


hingewieſen werden, daß die Arreſtcaution ihrer ge⸗ 


ſchichtlichen Entwicklung nach urſprünglich dem Richter 
geeleiſet wurde, um ihn gegen Entſchädigungsauſprüche 


des Schuldners zu ſichern, für die Frage aber, ob der 
Richter den Arreſt ohne genügenden Grund angelegt 
habe, nichts darauf ankomme, ob der Arreſtſucher arg⸗ 


liſtig oder ſchuldhaft handelte, weshalb Proceſſualiſten 


und Gerichtsordnungen des 17. und 18. Jahrhunderts 


die Arreſteaution als ſchlechthin in casum 


succumbentiae geleiſtet bezeichnen, ohne ihre 
Wirkung auf den Fall eines Verſchuldens des Arreſt⸗ 
ſuchers einzuſchränken (vergl. z. B. Wismar. Ger. O. 


von 1637 III 3 5 4, Celliſche Oberappellationsgerichts⸗ 


ordnung von 1713 IV 16 58 ). 
Es mag dahingeſtellt bleiben, ob die Geſchichte der 


Areeſtcautibn zu dem gedachten Ergebniß führt oder 


ob, wie das Oberappellationsgericht zu Roſtock (Entſch. 
Bd. 2 S. 227) ausführt, im Gegentheile die Geſchichte 
derſelben den Beweis liefert, daß die Caution niemals 
den Zweck hatte, einen Enſchädigungsanſpruch des 


Impetraten ſelbſtſtändig zu begründen. Es kann hier⸗ 


von abgeſehen werden, weil die Arreſtcaution, welche 
noch in der A. G. O. J 29 8 30 als zur Deckung ſo⸗ 
wohl des Richters als des Arreſtandi dienend be⸗ 


zeichnet wird, in der Civilprozeß ordnung als 
eine lediglich dem Schuldner beftellte Sicher— 
heit erſcheint, mithin diejenigen Schlüſſe wegfallen, 


welche aus ihrer Eigenſchaft als einer dem Richter be⸗ 


ſtellten Sicherheit gezogen werden konnten. Kommt 


demnach nur der Wortlaut des 8 801 C. P. O. und 


— . 


die demſelben zu Grunde liegende geſetzgeberiſche Abſicht 
in Betracht, ſo kann die vorgedachte Auslegung deſſelben 


zuſehen, was den Geſetzgeber beſtimmt haben ſollte, 

dem Richter die Befugniß beizulegen, die Uebernahme 
einer im Geſetze nicht begründeten Verpflichtung 
als Bedingung der Gewährung des Arreſtgeſuches auf⸗ 
ziuſtellen. Wenn eine Beſtimmung dieſes Inhalts ſich 


für den Fall wohl rechtfertigen ließe, daß der Arreft- 


ſucher den geſetzlichen Anforderungen hinſichtlich der 


Glaubhaftmachung feines Anſpruchs und des Arreſt⸗ 


grundes nicht genügt hat, fo kann doch hierin der 
weſentliche Grund der Vorſchrift im 8 801 Abſ. 2 nicht 


gefunden werden, weil die völlig gleiche Befugniß dem 


Gerichte auch für den Fall beigelegt iſt, daß der Arreſt⸗ 


ſucher den geſetzlichen Anforderungen hinſichtlich der 
Glaubhaftmachung genügt hat. Wäre es die Abſicht 
des Geſetzgebers geweſen, das richterliche Ermeſſen 
darüber entſcheiden zu laſſen, ob der Arreſtſucher die 


Gefahr der Arreſtanlage zu Übernehnien habe, ſo würde 


er nicht unterlaſſen haben, dieſer Abſicht im 


Geſetze einen deutlichen Ausdruck zu geben und 
in den Motiven zum Entwurfe des Geſetzes die Gründe 
darzulegen, welche ihn zu dieſer Beſtimmung ver⸗ 


anlaßten; er würde dies um ſo weniger. unterlaſſen 
haben, als die Beſtimmungen der preußiſchen all⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung über die Arreſtcaution (129 


53 8 31, 37) anders, nämlich dahin verſtanden wurden 
daß ſie die Entnehmung der Genugthuung der Arreſtaten 

5 aus der Caution keineswegs abſolut, ſondern nur 
u hypothetiſch für den Fall anordnen, daß dem Arreſt⸗ 
anleger eine Verſchuldung zu Laſt fällt. f 


Gergl. den- Plenarbeſchluß' des Obertribt 
| ar 15 | unals 
7. Januar 1850, Entf. Bb. 19 S. 18. 
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Die Nichterwähnung dieſes Gegenſtandes in 
den Motiven zum Entwurfe der Civilprozeßordnung 
und die Nichtaufnahme einer darauf bezüglichen Vor⸗ 
ſchrift in den Text derſelben erklärt ſich daraus, daß 
mit der Frage, unter welchen Vorausſetzungen der 
Arreſtanleger den durch ungerechtfertigte Arreſtanlegung 
verurſachten Schaden zu erſetzen habe, auch die darin 
begriffene Frage, ob der Arreſtleger auf Verlangen des 
Richters die Gefahr der Arreſtanlegung zu übernehmen 

habe, unentſchieden gelaſſen werden und als dem 
bürgerlichen Rechte angehörig den Landesgeſetzen über⸗ 
laſſen werden ſollte.“ . | 
An der Richtigkeit der poſttiv⸗ rechtlichen Begründung 
diefer Entſcheidungen dürfte ſchwerlich ein Zweifel möglich fein. 
Umſomehr iſt hervorzuheben, daß das Reſultat dem all⸗ 
gemeinen Rechtsgefühl nicht entſprechen kann. Es iſt un⸗ 
billig, daß der durch den Arreſt Geſchädigte, zumal er doch 
gerade erſt die Sicherheitsleiſtung, die Veranlaſſung zur An⸗ 
ordnung des Arreſtes oder vielmehr den ausſchlaggebenden Grund 
lieferte, nicht einmal an dieſer Sicherheitsleiſtung ein Recht 
auf Schadloshaltung hat, ſofern er nicht den oft ſchwierigen 
Nachweis eines beſonderen Verſchuldens führt. Nach einer 
Widerlegung der die wichtige Streitfrage gegentheilig ent- 
ſcheidenden Abhandlung in Gruchots Beiträgen Bd. 32 
S. 161 ff. ſchließt auch die erſteitirte Entſcheidung mit dem 
de lege ferenda intereſſanten Vermerk: 

„Zweifellos iſt der Arreſt ein ſehr gefährlicher 
Rechtsbehelf, weil durch denſelben, bevor noch über 
den Anſpruch, zu deſſen Sicherung er dienen ſoll, ent⸗ 
ſchieden iſt, tief in die Privatrechtsſphäre des Arreſt⸗ 
beklagten eingegriffen wird, und die große Gefahr ent⸗ 

ſteht, daß demſelben, falls der Arreſt ſpäter als nicht 
gerechtfertigt aufgehoben wird, ein möglicherweiſe ſehr 
erheblicher Vermögensſchaden zugefügt wird. Dieſe 
Rückſicht muß den Geſetzgeber veranlaſſen, die Ver⸗ 
hängung des Arreſtes an die Intereſſen des Schuldners 
thunlichſt ſchützende Vorausſetzungen zu knüpfen, und 
den Richter, welcher über das Arreſtgeſuch zu erkennen 
hat, verpflichten, mit der größten Strenge bei Prüfung 
der Frage zu Werke zu gehen, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Anlegung des Arreſtes gegeben 
und glaubhaft gemacht ſind. Jene Erwägung kann 
den Geſetzgeber veranlaſſen, abweichend von den all⸗ 
gemeinen Normen über die Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erſatze, zu beſtimmen, daß der Arreſtkläger in jedem 
Falle, wo der Arreſt ſpäter als nicht gerechtfertigt auf⸗ 
gehoben wird, ſei es, weil es an dem Arreſtgrunde 
fehlt, ſei es, weil der Hauptanſpruch als nicht be⸗ 
gründet erkannt wird, ohne Weiteres dem Beklagten 
den ihm durch die Anlegung des Arreſtes verurſachten 
Schaden zu erſetzen habe. Wenn dieſes aber, wie im 
gemeinen Rechte, nicht geſchehen iſt, darf man nicht 
denjenigen, welcher im guten Glauben des ihm durch 
das Geſetz gewährten Rechtsbehelfes ſich bediente, 
welchem keinerlei Verſchulden bei dem Antrage auf 
Anordnung des Arreſtes zur Laſt fällt, für den 
Schaden, welcher durch die Anlegung des Arreſtes ent⸗ 


ſtanden iſt, mit Rückſicht auf die ſummariſche Natur 
des Verfahrens verantwortlich machen; es kann dieſes 
vielmehr auch hier nur dann geſchehen, wenn die aus 
den allgemeinen Grundſätzen ſich ergebenden Voraus⸗ 
ſetzungen der Schadenserſatzpflicht vorliegen.“ 

Indeß leider hat das Bürgerliche Geſetzbuch, obwohl es in 
einigen anderen Fällen z. B. 5 829 ſich zur Anerkennung einer 
Erſatzpflicht ohne Verſchulden herbeigelaſſen hat, dieſen wich⸗ 
tigen Fall unberührt gelaſſen. Es bleibt alſo in dieſer Hin⸗ 
ſicht auch nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche bei dem bisherigen 
Rechte, wonach die Sicherheitsleiſtung zur Erwirkung des 
Arreſtes nur als eine Sicherheitsleiſtung für ſchuldhaftes 
Verhalten des Arreſtgläubigers, nicht aber für die Gefahr des 
Arreſtaten iſt. | Ä 

Ich ſchließe dieſen Aufſatz mit einem Hinweis auf eine viel⸗ 
fach vorkommende fiduciariſche Form der vertragsmäßigen 
Sicherheitsleiſtung, nämlich der ſog. Securitätseeſſion. 

Ich habe bereits früher (Aufſatz XI W) den praktiſch fo 
bedeutſamen Unterſchied des fiduciariſchen vom Scheingeſchäft 
betont. Das fiduciariſche Geſchäft iſt an ſich ebenſo wenig 
nichtig wie unerlaubt, ſondern eine juriſtiſche Aushülfe zur Er⸗ 
reichung von wirthſchaftlichen Zwecken durch indirekte Mittel, 
wo das Geſetz noch kein direktes Mittel zuläßt. 

Auch die Sicherheitsleiſtung kann, wie bereits im alten 
römiſchen Recht das Pfandrecht, auf fiduciariſchem Wege er⸗ 
zielt werden, insbeſondere durch Ceſſion von Rechten und For⸗ 
derungen. Gemeinrechtlich iſt die Zuläſſigkeit einer fidu⸗ 
ciariſchen Cessio in securitatem und ihr Unterſchied ſowohl vom 
Scheingeſchäft wie vom pignus nominis in der Entſch. des 
Reichsgerichts R. G. XXIV Nr. 31 anerkannt (III. Civil⸗ 
ſenat, Urth. vom 17. September 1889 i. S. der Konkursmaſſe 
der Hamburger Gewerbebank (Kl.) w. Br. (Bekl.) Rep. III. 
133/89. L. G. Frankfurt a. M. O. L. G. daſelbſt: 

„Abgeſehen davon, daß gegenüber der als echt an⸗ 
erkannten und die Sachlegitimation der Klägerin als 
unbeſtrittener Ceſſionarin der Gewerbekaſſe ohne weiteres 
begründenden Urkunde die aus der mündlichen Verein⸗ 
barung des Cedenten und der Gewerbekaſſe entnommene 
Vertheidigung nur als Einrede aufgefaßt werden kann, 
fo iſt auch nach jener Vereinbarung die ertheilte Ceſſion 
jedenfalls inſoweit kein Scheingeſchäft, vielmehr ein 
durchaus ernſtlich gemeintes Geſchäft, als die Ceſſionarin 
durch dieſelbe hat in den Stand geſetzt werden ſollen, 
„ſich für ihre zu machenden Vorlagen aus den ihr zu 
dem Ende zur Verfügung geſtellten Mitteln zu befrie⸗ 
digen.“ Die Feſtſtellung des Berufungsgerichtes hebt 
daher die beurkundete Ceſſion keineswegs auf, giebt 
derſelben vielmehr nur eine vom Inhalte der Urkunde 
abweichende Beziehung; der Ceſſionarin hat nicht für 
die in der Urkunde genannten Credite, ſondern für die 
ihr aus der Einlöfung der Wechſel ꝛc. gegen den 
Cedenten erwachſenden Forderungen Sicherheit durch die 
cedirten Forderungen des B. gewährt werden follen. 
Iſt die Ceſſion auch nur zur Sicherheit der Ceſſionarin 
erfolgt, ſo gewinnt ſie hierdurch doch keineswegs den 
Charakter eines bloßen pignus nominis, überträgt viel⸗ 

mehr auch bei ſolcher Vertragsabſicht das Gläubiger⸗ 
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recht auf die Geffionarin, während dem Cedenten das 
Recht verbleibt, von der Ceſſionarin nach Abtragung 
der geſicherten Schuld Rückceſſion und bei einer nach 
Fälligkeit der Schuld erfolgten Erhebung oder weiteren 
Ceſſion den nach Abzug von Kapital, Zinſen und Koſten 


verbliebenen Ueberſchuß zu fordern. Daß aber die Ab⸗ 


ſicht der Betheiligten trotz der Form der Ceſſion nur 
auf Begründung eines die Forderung aus dem Ver⸗ 
mögen des Cedenten nicht ausſcheidenden pignus nominis 
gerichtet geweſen ſei, iſt aus den Feſtſtellungen des Be⸗ 
rufungsgerichtes nicht zu entnehmen. Iſt demnach die 
Gewerbekaſſe bezw. die Gewerbebank Ceſſionarin der 
eingeklagten Forderung und hat Beklagter eine Rück⸗ 
ceſſion an den Cedenten nicht behauptet, fo iſt die Sach⸗ 
legitimation der Klägerin nicht zu beanſtanden. Ob 
die Schuld, zu deren Sicherheit die Ceſſion erfolgte, 
inzwischen getilgt wurde, iſt unerheblich, weil die zur 
Sicherheit cedirte Forderung nach Tilgung der Schuld 
nicht von ſelbſt wie eine nur verpfändete Forderung, 
ſondern allein durch Rückceſſion an den Cedenten zurück⸗ 
fällt. Auch kann Beklagter als debitor cessus nicht 
geltend machen, daß die Einziehung der Forderung nach 
Tilgung der Schuld der zwiſchen dem H. B. und der 
Gewerbekaſſe getroffenen Vereinbarung widerſpricht. 
Vereinbarungen zwiſchen Cedenten und Ceſſionar über 
die Ausübung des übertragenen Gläubigerrechtes be⸗ 
rühren das Schuldverhältniß ſelbſt nicht, können daher 
auch nicht vom debitor cessus gegen den legitimirten 
Ceſſionar geltend gemacht werden. Hiernach mußte das 
angefochtene Urtheil aufgehoben und zugleich, da die 
Schuld ſelbſt unbeſtritten iſt, in der Sache durch 
Zurückweiſung der Berufung gegen das verurtheilende 
landgerichtliche Urtheil erkannt worden.“ | 
Auch für das preußische Landrecht hat R. G. XXX 


Nr. 80 S. 274 (V. Civilſenat, Urth. vom 21. Januar 1893 


i. S. L. [Bell] w. K. [Kl.] Rep. V 174/316 92. L. G. 
Thorn. O. L. G. Marienwerder) der ſog. Securitätsceſſion 
dieſelbe rechtliche Bedeutung zugeſprochen: 

„Der Berufungsrichter findet in der Uebereignung 
der Grundſchuld an S. eine ſog. Securitätsceſſion; 
er hält aber dieſe für geeignet, die Gläubigerrechte aus 

der Grundſchuld in vollem Umfange auf S. zu über⸗ 

tragen, und für ausreichend, um den S. zu einer 
weiteren Uebertragung der Gläubigerrechte auf den 
Kläger zu legitimiren. | 

Die Reviſion greift dieſe Anficht des Berufungs⸗ 
richters von der rechtlichen Bedeutung der Securitäts⸗ 
ceſſion an; ſie will zwar die vom Berufungsrichter für 
ſeine Anſicht angerufenen Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichtes (Entſch. deſſelben Bd. 24 S. 51, 161) nicht 

beanſtanden, hält aber dieſe, weil für gemeinrechtliche 
Fälle ergangen, für das preußiſche Recht nicht für maß⸗ 
gebend und behauptet, daß die ſog. Securitätsceſſion 
nach den Grundſätzen des preußiſchen Rechtes nur ein 
Pfandrecht unter der Form der Ceſſion begründe und 
dem Verpfänder gegenüber lediglich die Klage aus dem 
der Verpfändung zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfte, 


nicht die Klage aus dem cedirten Rechte ſelbſt gewähre. 
Dieſe Aufſtellung der Reviſion ſcheint indeſſen auf einer 
Verwechſelung der Securitätsceſſion mit der ſimulirten 
Geffion zu beruhen. Die ſimulirte Ceſſion allerdings 
ift keine Ceſſion und gewährt deshalb dem nur bot» 
geſchobenen Geffionar keine Klage aus dem in Wirklich⸗ 
keit ihm nicht übertragenen Rechte. Bei der Securitäts⸗ 
ceſſion dagegen wird eine wirkliche Ceſſion vorgenommen. 
Daß dies zu dem Zwecke geſchieht, den Ceſſionar wegen 
anderweitiger Forderungen ſicherzuſtellen, iſt auch nach 
preußiſchem Rechte kein Umſtand, der geeignet wäre, 
der von den Parteien beabſichtigten Uebertragung des 
cedirten Rechtes die Ernſtlichkeit und damit die Rechts⸗ 
wirkſamkeit zu benehmen. Dieſe Zweckbeſtimmung kann 
deshalb auch nicht ſchon an ſich eine Einklagung des 
cedirten Rechtes verhindern. Dies könnte fie nur dann, 
wenn die Einklagung in Widerſpruch ſtände mit der 
Abſicht der Parteien, wenn ſie alſo dolos erſchiene; 
aber daß ein doloſes Verfahren des Klägers vorliegt, 
hätte der Beklagte darlegen müſſen, und dies iſt nicht 
geſchehen.“ | 1 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die im Monat April ausgefertigten 
Erkenntniſſe. uk 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Parteien haben eine zwiſchen ihnen beſtehende Geſell⸗ 
ſchaft vom 1. April 1895 ab aufgelöft und fich mittels Ver⸗ 
trages vom 28. März 1895 auseinandergeſetzt, durch den dem 
Bekl. verſchiedene, der Geſellſchaft gehörige Bergwerksgerechtig⸗ 
keiten zum Zwecke der Goldgewinnung für den buchmäßigen 
Betrag von 48 000 Mark überlaſſen wurden. Bekl. hatte jedoch 
bereits vorher dieſe Gerechtigkeiten in eine von ihm zur Aus⸗ 
beutung derſelben gegründete Geſellſchaft eingebracht und ſich 
hierfür Vortheile ausbedungen, auch gewährt erhalten, welche 
den erwähnten Betrag überſteigen. Dem Antrage des Kl. ent- 
ſprechend iſt Bekl. deshalb, da jene Vortheile noch während des 
Geſellſchaftsverhältniſſes der Parteien erzielt worden waren. 
ſchuldig erkannt, dem Kl. über die Verwerthung der in Rede 
ſtehenden Gerechtigkeiten Rechnung zu legen. Der Werth des 
Streitgegenſtandes wurde von dem L. G., in Uebereinſtimmung 
mit der Angabe des Kl., auf 100 000 Mark feſtgeſetzt, auf 
Beſchwerde des Bekl. jedoch durch den angefochtenen Beſchluß 
auf 5 000 Mark ermäßigt. Die hiergegen erhobene Beſchwerde 
iſt nicht begründet. Allerdings wird in einem zu den Akten 
überreichten, angeblich von dem Bekl. herrührenden Zeitungs 
artikel der aus jenen Gerechtigkeiten zu erzielende Gewinn 5 
mehrere Millionen Mark beziffert; allein mit Recht hat = 
Kammergericht angenommen, daß einerſeits hierauf kein Gewicht 
zu legen und andererſeits die Höhe des etwa dem Kl. noch 
kommenden Betrages für die jetzt zu treffende Beſtimmung des 


Werthes nicht nachgebend, dieſer vielmehr nach dem Intereſſe 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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das der Kl. an der Rechnungsablege hat, feftzufegen iſt. Ebenſo 
iſt dem Kammergericht darin beizuſtimmen, daß im vorliegenden 
Falle, da dem Kl. die in Betracht kommenden Thatſachen ohne⸗ 
hin bekannt waren, fein Intereſſe an der Rechnungsablege ſelbſt 
nur gering war und mit 5000 Mark genügend hoch geſchätzt 
worden iſt. I. C. S. i. S. er e. eng vom 10. April 
1897, B Nr. 26/97 I. | 

2. Der am 15. April 1888 geborene Kl hat mit der 
von ihm eingelegten Berufung beantragt, den Bekl. zu ver⸗ 
urtheilen, an ihn vom 1. April 1896 ab 40 Mark monatliche 
Alimente zu entrichten, und zwar bis zu ſeiner Aufnahme in 
die häusliche Gemeinſchaft des Bekl. oder bis zur Erlangung 
wirthſchaftlicher Selbſtſtändigkeit. Das Kammergericht hat den 
Streitwerth auf 3 400 bis 4 300 Mark feſtgeſetzt. Es hat, 
wie es bei Vorlegung der Beſchwerde an das R. G. ausgeführt 
hat, die Anwendung des § 9 der C. P. O. für ausgeſchloſſen 
erachtet, indem es davon ausgegangen iſt: der Kl. würde, wenn 
ihm vom 1. April 1896 ab noch 12 ½ Jahre Alimente ver 
abreicht würden, alsdann etwa 20 ½ Jahre alt fein; erfahrungs⸗ 
mäßig trete aber die pekuniäre Unabhängigkeit eines Kindes aus 
dem Stande der Parteien in einem früheren Zeitpunkte ein; 
der Kl. würde alſo die Alimente weniger als 12½ Jahre be⸗ 
ziehen, und in dieſer Vorausſetzung greife für die Beſtimmung 
des Werthes des Streitgegenſtandes nicht der § 9, ſondern der 
§ 3 der C. P. O. Platz, ſo daß das richterliche Ermeſſen maß⸗ 
gebend ſei. Die gegen dieſe Entſcheidung erhobene Beſchwerde 
iſt begründet. Es handelt ſich um die Geltendmachung eines 
Bezugrechts, von welchem zwar der künftige Wegfall gewiß, die 
Zeit des Wegfalls aber ungewiß iſt. Denn es iſt ungewiß nicht 
nur, wann etwa die Aufnahme des Kl. in die häusliche Ge⸗ 


meinſchaft des Bekl. ſtattfinden, ſondern auch, wann der Kl. 


wirthſchaftliche Selbſtſtändigkeit erlangen wird, und in letzterer 


Beziehung iſt es gleichgültig, zu welchem Zeitpunkte Perfonen - 


von dem Stande des Kl. und ſeines Vaters wirthſchaftliche 
Selbſtſtändigkeit zu erlangen pflegen. Der Fall, daß die Zeit 
des Wegfalls des Bezugrechts ungewiß iſt, liegt alſo vor, die 
Anwendung des § 9 der C. P. O. iſt mithin geboten, da in 
dem Antrage des Kl. eine feſte Begrenzung nicht ausgeſprochen 
iſt. Ein dem Beſchluſſe der vereinigten C. S. des R. G. vom 
8. Juli 1889 (Entſch. Bd. 24 S. 373) entſprechender Fall, in 
welchem der Werth des Streitgegenſtandes zufolge der Regel des 
§ 3 der C. P. O. nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen iſt, ſteht 
nicht in Frage. In derſelben Weiſe hat das R. G. ſchon wie⸗ 
derholt entſchieden (vergl. u. A. das Urtheil vom 16. Juni 1892, 
mitgetheilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahrgang 1892 
S. 330). IV. C. S. in S. Süren c. Suren vom 1. April 
1897, B Nr. 74/97 IV. 

3. Soweit ſich die Widerklage auf die beiden erſten Poſten 
gründet, iſt ſie von beiden Vorderrichtern ohne materielle Ent⸗ 
ſcheidung als unzuläſſig abgewieſen. Es wird dies durch die 
Erwägung begründet, daß beide Anſprüche mit der Klage⸗ 
forderung nicht im Zuſammenhang ſtünden. Allerdings ſtünden 
ſie inſofern mit den Vertheidigungsmitteln, die der Bekl. gegen 
die Klage vorſchütze, in Zuſammenhang, als er auf beide An⸗ 
ſprüche gleichzeitig eine Kompenſationseinrede gründe. Mit 
dieſer Einrede aber könne der Bekl. nicht gehört werden, weil 
er in der notariellen Schuldverſchreibung, die der Klage zu 


Grunde liege, ausdrücklich auf die Aufrechnung mit Gegen⸗ 
anſprüchen verzichtet habe. An ein unzuläſſiges Vertheidigungs⸗ 
mittel aber könne eine Widerklage nicht gehängt werden. Dieſe 
Ausführungen können nur zum Theil als richtig anerkannt werden. 
Daß der § 33 der C. P. O. nicht bloß den Gerichtsſtand, 
ſondern allgemein die Vorausſetzungen der Widerklage regelt, 
hat das R. G. in ſtändiger Rechtſprechung angenommen. Cbenſo, 
daß der Zuſammenhang, von dem das Geſetz an dieſer Stelle 
redet, ein rechtlicher d. h. rechtserheblicher Zuſammenhang ſein 
muß. Ein rechtserheblicher Zuſammenhang zwiſchen der Klage 
und dem erſten Anſpruche der Widerklage iſt aber mit Recht 
von den Vorderrichtern verneint. Ein ſolcher Zuſammenhang 
würde nur dann vorliegen, wenn die mehreren Anſprüche ent⸗ 
weder Ausflüſſe deſſelben Rechtsverhältniſſes wären oder wenn 
ſie ſich gegenfeitig bedingten. Davon kann hier aber keine Rede 
ſein. Die Klage gründet ſich auf die notarielle Schuldverſchreibung 
des Bekl. uud auf den dieſer Schuldverſchreibung zu Grunde 
liegenden Vertrag über die Auseinanderſetzung der Geſellſchaft. 
Der erſte Anſpruch der Widerklage aber iſt auf die Thatſache 
gegründet, daß der Kl. nach der Auseinanderſetzung eine materiell 
dem Bekl. gehörige Forderung einkaſſirt habe, alſo auf einen 
Vorgang, der neben dem Auseinanderſetzungsvertrage liegt und 
rechtlich völlig unabhängig von dieſem Vertrage iſt. Was aber 
den Zuſammenhang des erſten Anſpruches der Widerklage mit 
den Vertheidigungsmitteln des Bekl. angeht, ſo iſt von den 
Inſtanzrichtern mit Recht angenommen, daß hier nur ſolche 
Vertheidigungsmittel berückſichtigt werden können, die zuläſſiger 
Weiſe vorgebracht ſind. Allerdings iſt in der Rechtswiſſenſchaft 
auch die Anſicht verbreitet, daß es genügen müſſe, wenn das 
betreffende Vertheidigungsmittel nur thatſächlich in der gehörigen 
prozeſſualen Form vorgebracht ſei (Wach, Hellmann, Struckmann 
und Koch, Gaupp). Das R. G. hat aber bereits früher (Entſch. 
Bd. 23 S. 396) dieſe Anſicht, die zu unhaltbaren Konſequenzen 
führt und mit der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes unvereinbar 
iſt, verworfen und (mit Planck, Reincke, Peterſen, Seuffert, 
Wilmowski und Levy) angenommen, daß die Widerklage nur 
mit einem ſolchen Vertheidigungsmittel verknüpft werden kann, 
das nach materiellen Rechte gegen die Klage zugelaſſen werden 
muß. An dieſer Anſicht iſt feſtzuhalten. Auch kann der Reviſton 
nicht zugeben werden, daß in dieſer Hinſicht ein Unterſchied 
zu machen ſei zwiſchen ſolchen Vertheidigungsmitteln, die — wie 
der Ausſchluß von Einreden aus dem Rechte ſelbſt gegenüber 
der Beſitzklage — nach einem zwingenden Rechtsſatze unzuläſſig 
ſeien, und ſolchen, deren Unzuläſſigkeit — wie hier der vertrags⸗ 
mäßige Ausſchluß von Kompenſationseinreden — nur aus einer 
beſonderen Beredung der Parteien abgeleitet werden kann. Zur 
Aufſtellung einer ſolchen Unterſcheidung fehlt es an einem aus⸗ 
reichenden Grunde. Auch im zweiten Falle beruht die Un⸗ 
zuläſſigkeit des Vertheidigungsmittels auf dem Geſetze, das den 
Richter zwingt, derartige Beredungen der Parteien zu beachten. 
I. C. S. i. S. Marting c. Balleer vom 27. März 1897, 
Nr. 410/96 J. 

4. Nach der Praxis des R. G., die zu verlaſſen kein 
Grund vorliegt, hat nicht nur das mit der Koſtenfeſtſetzung be⸗ 
faßte Gericht alle in der Koſtenberechnung enthaltenen Anſätze 
zu prüfen und auf Grund dieſer Prüfung zu beſtimmen, ob 
und inwieweit der geltend gemachte Erſatzanſpruch als begründet 
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erſcheint, ſondern es hat auch das Beſchwerdegericht im Weſent⸗ 
lichen dieſelbe Aufzabe, wenn die Koſtenfeſtſetzung angefochten 
und Herabſetzung oder Erhöhung des feſtgeſetzten Erſtattungs⸗ 


betrags beantragt wird. Letzteres muß prüfen, ob der Be⸗ 


ſchwerdeführer durch die Koſtenfeſtſetzung benachtheiligt iſt, und 
dabei alle einzelnen Poſten der Koſtenrechnung zu berückſichtigen 
ohne Rückſicht darauf, welche Poſten im Einzelnen vom Be⸗ 


ſchwerdeführer bemängelt find. (Vergl. Beſchluß des R. G. 
vom 24. Oktober 1893. Juriſtiſche Wocheuſchrift 1893 S. 536 
Nr. 6.) Das L. G. zu Beuthen hat hiernach als Beſchwerde⸗ 
gericht nur ſeine Pflicht erfüllt, indem es die Koſtenliquidation 
der Kl. in ihren einzelnen Anfätzen der Prüfung unterzog, um 
zu ermitteln, wie weit die Beſchwerde der Bekl. begründet war. 
Zu Unrecht hat das O. L. G. zu Breslau die Nachprüfung 
abgelehnt, obwohl nur dadurch zu einer Entſcheidung über die 
weitere. Beſchwerde der Kl. gelangt werden konnte. V. C. S. 
i. S. Nowrotzki c. Wieczorek vom 3. April 1897, B Nr. 54/97 V. 

5. Verfrüht war die am 14. Dezember 1895 angeſtellte 
Klage, denn erſt am 15. Januar 1896 iſt die auch das letzte 
Quartal von 1895 umfaſſende Abrechnung erfolgt. Am 


14. Dezember 1895 war der Kl. zur Klage aus dem Agentur⸗ 


verhältniß überhaupt noch nicht berechtigt und vermochte auch 
nur dadurch einen Anſpruch an die Bekl. zu begründen, daß er, 
was ihm damals noch nicht zuſtand, ſeine Kautionsforderung 
in die Rechnung einſtellte. Nun hat aber die erſte Verhandlung 
über die Klage erſt am 10. Februar 1896, alſo zu einer Zeit 
ſtattgefunden, wo die Abrechnung gepflogen und mittelſt der 
Kaution beglichen war. Gleichwohl hat Bekl. in jener Ver⸗ 
handlung die Widerklage erhoben, welche lediglich darauf beruhte, 
daß die Kautionsforderung des Kl., Widerbekl., aus der Rechnung 
ausgeſchieden blieb. Iſt auch der Zeitpunkt der Klageerhebung 
insofern entſcheidend, als die ſpätere Entſtehung des Klagerechts 
während des Laufes des Rechtsſtreits nicht gegen die Abweiſung 
der Klage ſchützen würde, fo ſind doch gewiſſe thatjächliche 
Vorausſetzungen für die Fälligkeit des erhobenen Anſpruchs bei 
dem Urtheil auch dann zu berüͤckſichtigen, wenn fie erſt nach der 
Zuftellung der Klage eingetreten find. Auch durch die Billigung 
dieſes Grundſatzes und feine Anwendung auf den vorliegenden 
Fall hat das B. G. nicht geirrt. Dem Umſtande, daß der Kl. 
durch eine Mehrforderung Beweiserhebungen nothwendig machte 
und mit ſeinem den Betrag von 267 Mark überſteigenden An⸗ 
ſpruch abgewieſen wurde, hat das L. G. bei der Entſcheidung 
über die Koſten dadurch Rechnung getragen, daß es dem Kl. 
die Koſten der Beweiserhebung und ¼ der übrigen Koſten 


auferlegte, während die in der Kautionsfrage unterlegene und 


dezhalb mit der Widerklage abgewieſene Bekl. die weiteren /. 
der Koften zu tragen hat. In der II. J., wo es ſich nur um 
die Kautionsfrage handelte, iſt die Bekl. vollſtändig unterlegen 
und wurde deshalb mit allen Koſten der Berufungsinſtanz be⸗ 
laſtet. Eine Verletzung der Vorſchriften der 85 87 ff. der 
C. P. O. liegt daher nicht vor. II. C. S. i. S. Union 
Aſſurnnce Society e. Schultz vom 26. März 1897, Nr. 39/97 II. 

6. Das R. G. hat bereits in einem Beſchluſſe vom 
II. März 1882 (Entſch. Bd. 6 S. 398 ff.) ausgeſprochen, 
nuch 9 88 Abſ. 1 der C. P. O. enthalte die Anordnung, daß 
die Koſten gegen einander aufzuheben feten, zugleich den Aus⸗ 
ſpruch, daß die Gerichtskoſten von den Parteien gleichheitlich zu 


tragen ſeien. An dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten, da die Aus⸗ 
führungen der Beſchwerdeführer keine Veranlaſſung geben, da⸗ 
von abzugehen. Von dem dargelegten Standpunkte aus er⸗ 
ſcheint aber die Beſchwerde als unbegründet. Es iſt allerdings 
wünſchenswerth, daß bei einer Anwendung des § 88, wie ſie 
hier in Frage ſteht, ausdrücklich im Urtheile geſagt wird, wie 
es bezüglich der Gerichtskoſten zu halten ſei. Wenn das Ge⸗ 
richt, das die Tragweite ſeiner Anordnung, kennen muß, be⸗ 
züglich der Gerichtskoſten nichts ſagt, muß aber angenommen 
werden, dieſe ſeien von den Parteien je zur Hälfte zu tragen, 
während im Uebrigen keine Partei Erſatz der von ihr auf⸗ 
gewendeten Koſten beanſpruchen dürfe. Das erkennende Gericht 
darf der im Urtheil getroffenen Anordnung nicht nachträglich 
eine andere als diejenige Bedeutung beilegen, welche ſich aus 
der richtigen Auffaſſung der im Geſetze vorgeſchehenen Maß⸗ 
regel ergiebt. II. C. S. i. S. Georgel e. Briot vom 2. April 1897, 
B Nr. 53/97 II. | | a 

7. Das O. L. G. wurde (in der Unterſtellung feiner ſach⸗ 
lichen Zuſtändigkeit) von Kaufmann Jakob S. zur Entſcheidung 
über deſſen Antrag vom 11. September 1896, die einſtweilige 
Verfügung des Amtsgerichts vom 31. Auguſt 1896 zu be⸗ 
ſtätigen, auf Grund der 8$ 820 und 821 der C. P. O. als 
zur Entſcheidung hierüber ausnahmsweiſe erſtinſtanzlich zu⸗ 
ſtändiges Gericht angerufen; das O. L. G. ſtellt ſich daher hin⸗ 
ſichtlich ſeines Verfahrens über dieſen an daſſelbe gerichteten 
Antrag mit dem ihn als bei dem unzuſtändigen Gericht geſtellt 


unter Verfällung des Antragſtellers in die Koſten zurückweiſenden 


Urtheil des O. L. G. vom 29. September 1896 als erſt⸗ 
inſtanzliches Gericht im Sinne des § 98 der C. P. O. dar. 
Es iſt deshalb zur Erlaſſung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
bezüglich des durch den Antrag vom 11. September 1896 ent⸗ 
ſtandenen Verfahrens das O. L. G. (nicht, wie das O. L. G. 
in feinem Beſchluſſe vom 9. März 1897 angenommen hat, das. 
L. G.) zuſtändig. II. C. S. i. S. Stamnitz c. Kumpf vom 
2. April 1897, B Nr. 51/97 II. | 

8. Die Auslieferung der Waare an den Kl. hat erſt am 
27. April 1894 ſtattgefunden, obgleich der Kl. ſich bereits am 
3. April unter Vorlegung des Konnoſſements und der von der 
Bekl. auf die Anfrage von W. ertheilten Auskunft bei dem 
Agenten J. gemeldet hatte. Die Gründe dieſer Verzögerung 
ſind nicht aufgeklärt. Das B. G. hat dieſe Aufklärung nicht 
für erforderlich erachtet, weil, auch wenn dieſe Verzögerung der 
Bekl. zuzurechnen wäre, der Kl. ſie zur Begründung eines 
ſelbſtſtändigen Erſatzanſpruchs nicht verwerthet, auch einen 
Anhalt für deſſen Schätzung nicht geboten habe. Dieſe Er⸗ 
wägung kann nicht gebilligt werden, weil ihr, wie der Rkl. zu⸗ 
treffend rügt, eine Verletzung des 8 130 der C. P. O. zu 
Grunde liegt. Der Anſpruch des Kl. iſt auf eine angeblich 
der Bekl. zur Laſt fallende Verzögerung in der Auslieferung 
der Waare vom 10. Februar bis 27. April 1894 geſtützt. 
Wenn das B. G. die rechtliche Ueberzeugung gewann, daß die 
Verzögerung bis zum 3. April von dem Kl. ſelbſt verſchuldet 
ſei, von dieſem Zeitpunkte ab aber möglicherweife von der Bekl. 
vertreten werden müſſe, ſo hätte es den Kl. darauf hinweiſen 
müſſen, ſeine Schadensforderung auf der Grundlage eines erſt 
mit dieſem Zeitpunkte eingetretenen Verzugesz der Bekl. auf- 
zumachen. Ohne eine derartige Anregung hatte der Kl. dazu 
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keine Beranlaffung. Es iſt deshalb nicht gerechtfertigt, ihm 
einen möglicherweiſe wohlbegründeten Anſpruch lediglich aus 
dem von dem B. G. angegebenen Grunde alzuerkennen. 
I. C. S. i. S. Piper c. Wilſon Sons & Co. vom 3. März 
1897, Nr. 368/96 I. 

9. Allerdings war das B. G., das am 13. Juli 1896 
erkannt hat, zum Theil anders zuſammengeſetzt als das Kol⸗ 


legium, von dem am 27. Mai 1895 Beweis aufgenommen iſt. 


Auch giebt das über die mündliche Verhandlung vom 27. Mai 
1895 aufgenommene Protokoll nicht den Inhalt der Zeugen⸗ 
ausſagen wieder und folgeweis hat eine Vorleſung oder Vorlage 
der Ausſagen zur Durchſicht nicht ſtattgefunden, wie $ 148 in 
Verbindung mit $ 146 C. P. O. vorſchreibt. Allein das 
B. G. hat am 27. Mai 1895 einen Beweisbeſchluß gefaßt und 
dieſem von allen Richtern, welche an der Verhandlung Theil 
genommen haben, unterzeichneten Beweisbeſchluß einen That⸗ 


beſtand einverleibt, welcher die Ausſagen der in der Verhandlung 


vernommenen Zeugen wiedergiebt. In der mündlichen Ver⸗ 
handlung vom 11. März 1896, an welcher dieſelben Richter 
Theil genommen haben wie an der Schlußverhandlung vom 
13. Juli 1896 iſt nach dem Thatbeſtande des B. U. der That⸗ 
beſtand des Beweisbeſchlufſes vorgetragen und beide Parteien 
haben ausdrücklich anerkannt, daß dieſes Aktenſtück eine getreue 
Wiedergabe deſſen enthält, was die damals vernommenen Zeugen 
ausgeſagt haben. Damit iſt das Verfahren geheilt. I. C. S. 
i. S. Dekkert e. Joswich & Co. vom 20. März 1897, 
Nr. 388/96 I. 

10. Die materielle Rechtskraft eines die pofitive Feſt⸗ 
ſtellungsklage abweiſenden Urtheils iſt verſchieden, je nachdem 
oft die Abweifung wegen mangelnden Intereſſes an der Feſt⸗ 
ſtellung erfolgt, oder wegen Verneinung des Rechtsverhältniſſes, 
deſſen Feſtſtellung beantragt wird. Im erſten Falle kann der 
Leiſtungsklage die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
nicht entgegengeſetzt werden, im zweiten Falle aber, wo das 
materielle Recht des Klägers negirt iſt, wirkt das Urtheil 
materielle Rechtskraft auch dem Leiſtungsanſpruche gegenüber. 
Aus dieſer Verſchiedenheit ſolgt aber nicht, daß der Kl. ein 
Recht darauf habe, daß die Beurtheilung ſeiner Feſtſtellungs⸗ 
klage vorab auf die Frage des rechtlichen Intereſſes beſchränkt 
werde, und daß der Richter in die Beurtheilung des materiellen 
Rechtsverhältniſſes nur dann eintreten dürfe, wenn dieſe Frage 
bejaht wird. Denn das Intereffe an der alsbaldigen Feſtſtellung 
bildet nicht eine Prozeßvorausſetzung, bei deren Verneinung ſich 
der Richter jeder materiellen Beurtheilung der Sache zu ent⸗ 
ziehen hätte, ſondern es bildet mit dem Beſtande des Rechts⸗ 
verhältniſſes ſelbſt eine der beiden Grundlagen des poſitiven Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruches. Rocholl, Zeitſchrift für deutſche Civil⸗ 
prozeſſe VIII S. 371 ff.; Wach, der Feſtſtellungsanſpruch 
S. 24 ff.; Gaupp, I. zu § 231 unter I. Der Richter iſt 
daher auch prozeſſual nicht gehindert, wenn er ſowohl zur Ver⸗ 


neinung des ſpeziellen Rechtsſchutzintereſſes, als auch zur Ver⸗ 


neinung des Rechtsverhältniſſes ſelbſt gelangt, ſein Urtheil auf 
beide Momente zu ſtützen. Mit Rückſicht auf den Inſtanzenzug 
kann ein ſolches Verfahren, wie gerade der vorliegende Fall 
zeigt, unter Umſtänden zu einer zweckmäßigen Abkürzung des 
Prozeßganges beitragen. Für die Tragweite der Rechtskraft 
eines ſolchen Urtheils wird der Umſtand ſelbſtredend immer Be⸗ 


deutung behalten, daß nach den Geſetzen der Logik der Frage 
nach dem Vorhandenſein des Feſtſtellungsintereſſes die Priorität 
vor der Frage nach dem Beſtande des feſtzuſtellenden Rechts⸗ 
verhältniſſes einzuräumen iſt, ſodaß die hierhin gehörigen Er⸗ 
wägungen im Sinne des Urtheilenden nur eine eventuelle Bedeutung 
haben. I. C. S. i. S. Kleine c. Wolff u. Haertner vom 
31. März 1897, Nr. 366/96 I. 

11. Die Annahme des B. G., daß in der Begründung 
des Klageanſpruchs vermittels der condictio ob causam 
datorum ($ 200 Thl. I Tit. 16 A. L. R.) eine unzuläſſige 
Klageänderung enthalten ſei, iſt rechtsirrthümlich. Denn die 
Thatſachen, welche für die Begründung erheblich ſind, hat die 
Kl. ſchon in der Klage vorgebracht. Die Unterſtellung der 
Thatſachen unter das Geſetz iſt Sache des Richters. Eine neue 
rechtliche Beurtheilung auf der Grundlage des unveränderten 
Sachverhalts iſt keine Aenderung des Klagegrundes. (Entſch. 


des R. G. Bd. 10 S. 434, Bd. 22 S. 391, Bd. 32 S. 3.) 


Das B. G. hätte daher der Frage näher treten ſollen, ob der 
erhobene Anſpruch vermöge der Vorſchrift des § 200 Thl. 1 
Tit. 16 A. L. R. begründet iſt. IV. C. S. i. S. Kuhnert 
u. Kühne c. Krauſe vom 29. März 1897, Nr. 328/96 IV. 

12. Aufhebung des B. U. wegen Uebergehung von Be⸗ 
hauptungen und Beweiſen. III. C. S. i. S. Dreeßen c. Dreeßen 
vom 26. März 1897, Nr. 40/97 III, IV. C. S. i. S. Geſeker 
Kalkwerke o. Deneke vom 15. März 1897, Nr. 289/96 IV, 
V. C. S. i. S. Blumberg u. Schreiber c. Stadt Berlin vom 
27. März 1897, Nr. 238/96 V, IV. C. S. i. S. Hopke 
c. Wolff vom 1. März 1897, Nr. 284/96 IV, VI. C. S. i. S. 
Frantzky u. Gen. o. Bourſet u. Weiler vom 11. Februar 1897, 
Nr. 192/96 VI, i. S. Herrmann c. Bohle vom 27. März 1897, 
Nr. 355/96 VI, III. C. S. i. S. André c. Koch vom 
2. April 1897, Nr. 394/96 III, I. C. S. i. S. Silbereißen 
. Berg u. Co. vom 13. März 1897, Nr. 390/96 I, II. C. S. 
i. S. Wurm o. Eiſele u. Gen. vom 30. März 1897, Nr. 42/97 II. 

13. Daß in einer anderen Streitſache abgegebene Zeugen⸗ 
ausfagen als Urkundenbeweis vom Richter verwerthet werden 
dürfen, iſt in einer Reihe von Entſcheidungen des R. G. an» 
erkannt. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 15 S. 342, 
Bd. 28 S. 413, Gruchot, Bd. 30 S. 160, Gruchot, Bd. 35 
S. 1188, Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 4.) Berufen ſich 
die Parteien auf ſolche Ausſagen, ohne die wiederholte Ver⸗ 
nehmung der Zeugen zu beantragen, ſo geben ſie aber dadurch 
zu erkennen, daß ſie dieſe Ausſagen als Urkundenbeweis benutzen 
wollen. In der Sache gegen E. Kirchner & Co. hat aber nach 
dem Thatbeſtande des B. U. der Berufungskläger wiederholt auf 
die Beweiserhebung in der Sache gegen die Gasmotorenfabrik 
Deutz Bezug genommen und ausdrücklich erklärt, es ſollten alle 
thatſächlichen Feſtſtellungen dieſer Beweiserhebung hier aus⸗ 
drücklich behauptet werden. Die Bekl. und Rkl. E. Kirchner & Co. 
hat hiergegen weder eine Gegenerklärung abgegeben, noch förm⸗ 
liche Beweisanträge geſtellt, ſondern fich nur auf das Zeugniß 
des bereits vernommenen G. Böttcher berufen und aus der von 
ihm dargeſtellten Entwickelung des Geſchäftes die Folgerung 
gezogen, daß G. und O. Böttcher jedenfalls nicht daran gedacht 
hätten, die Maſchinen dauernd mit dem Grundſtück in Ver⸗ 
bindung zu ſetzen. VI. C. S. i. S. Kirchner & Co. c. Hage ⸗ 
nah vom 18. März 1897, Nr. 406/96 VI. | 
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14. Es iſt richtig und in der Rechtſprechung des R. ©. 
wiederholt anerkannt worden, daß es bei einem Rechts- und 
Sachverhältniß der vorliegenden Art nicht erforderlich iſt, einen 
beſtimmten ſchädigenden Vorgang bis zu einem ſolchen Grade 
von Gewißheit zu beweiſen, daß ein Irrthum ausgeſchloſſen, 
eine andere Möglichkeit nicht gegeben iſt, daß vielmehr der hohe 
Grad von Wahrſcheinlicheit, der bei gewiſſenhafter und erſchöpfender 
Benutzung der vorhandenen Erkenntnißquellen für eine Ent⸗ 
ſtehungsurſache des Schadens ſich herausſtellt, als Wahrheit 
gelten und der Richter ſeine Ueberzeugung von der Wahrheit auf 
einen ſolchen Grad der Wahrſcheinlichkeit gründen darf und muß. 
Gegen dieſen Grundſatz, der insbeſondere im Falle des § 260 
der C. P. O. Anwendung findet, hat aber das B. G. nicht 
verſtoßen, indem es die Vernehmung der Zeugen N., O. und 
F. abgelehnt hat, denn es erwägt, daß die Wiſſenſchaft dieſer 
Perſonen von dem thatſaͤchlichen Grunde des Sinkens der Schute 
fih nach der eigenen Darſtellung des Bekl. auf bloße Ver⸗ 
muthungen beſchränke, denen das Gutachten des vernommenen 
Sachverſtändigen A. geradezu entgegenſtehe und daß andere Ent⸗ 
ſtehungsurſachen (Druck der Ladung, Quetſchung durch die großen 
Nebenfahrzeuge, Stöße treibender Eisſchollen) ebenſowohl möglich, 
ja ſogar wahrſcheinlicher ſeien, da derartige Urſachen von Unfällen 
nicht ſelten vorkämen. Es erwägt weiter, daß bei ſolchen anderen 
Eniſtehungsurſachen ein ſchützendes Eingreifen der Wacht. 
mannſchaft mit günſtigem Erfolge ſehr wohl gedacht werden 
könne. Wenn unter dieſen Umſtänden das B. G. zu dem Er⸗ 
ztebniß gelangt, daß für eine ſolche Entſtehungsurſache des 
Unfalls, bei der der Bekl. bezw. deſſen Leute als entſchuldigt 
oder ihr Verſchulden als der kauſalen Bedeutung entbehrend 
anzuſehen wären, nichts erbracht ſei und durch den angebotenen 
Beweis nichts erbracht werden könne, ſo verletzt es den oben 
aufgeſtellten Grundſatz nicht. I. C. S. i. S. Krümmel c. Deutſche 
Trans port⸗Verſich.⸗Geſ. vom 31. März 1897, Nr. 415/96 I. 

15. Sofern Bedenken erhoben werden wollten, ob, da es 


ſich um die Betheiligung weiterer, bisher gar nicht als Kl. auf. 


getretener Perſonen als Klagpartei an dem Rechtsſtreit handle, 
lediglich der Geſichtspunkt einer „Klagänderung“ nebſt der 
bezüglich der Nichtanfechtbarkeit der Entſcheidung, daß eine 
Aenderung der Klage nicht vorliege, in § 242 der C. P. O. 
getroffenen Geſetzesbeſtimmung in Frage komme oder an ſich 
noch eine Prüfung unter dem Geſichtspunkte in Betracht kommen 
könne, daß die Erhebung einer neuen Klage weiterer 


Verſonen vorliege, eine ſolche aber in den Formen des § 230 


der C. P. O., daher unter Zuſtellung an die Bekl. ſelbſt mit 
Ladung derſelben hätte erfolgen müſſen, was aber nicht geſchehen 
ſei, ſo würde entſcheidend ſein, daß ausweislich des Thatbeſtandes 
des landgerichtlichen Urtheils in der landgerichtlichen Verhandlung 
vom 24. Juni 1896 neben dem Einwand der Klagänderung 
nicht eine Rüge dahin erhoben wurde, es ſei eine Zuſtellung 
an die Bekl. ſelbſt nicht erfolgt, ſondern nur eine folche, der 
Schriftſatz vom 29. Februar 1896, „ſei dem Vertreter der 
Bekl. nicht förmlich zugeſtellt, ſondern nur einfach durch die 
Poſt zugeſendet worden.“ Damt find die Bekl. nach § 267 
der C. P. O. der Möglichkeit einer aus dem Mangel der Zu⸗ 
ſtellung einer Klagſchrift der als Kl. beitretenden Perſonen an die 
Bekl. felbſt mit Ladung der Bekl. abzuleitenden Rüge verluſtig 
gegangen. Der bei der landgerichtlichen Verhandlung erhobene 


Einwand aber, daß der Schriftſatz vom 29 Februar 1896 dem 
Vertreter der Bekl. nicht förmlich zugeſtellt, ſondern nur einfach 
durch die Poſt zugeſendet worden ſei, welcher rechtlich nach dem 
Geſagten nur als eine Rüge hinſichtlich der Zuſtellungsweiſe 
eines einfachen vorbereitenden Schriftſatzes des Anwalts an 
den gegneriſchen Anwalt in Betracht kommt, iſt nicht begründet, 
da für die Zuftellung eines vorbereitenden Schriftſatzes an den 
gegneriſchen Anwalt auch eine Ueberſendung mittels der Poſt 
genügt. II. C. S. i. S. Wurm c. Eiſele und Gen. vom 
30. März 1897. Nr. 42/97 II. 5 

16. Auf den Antrag des Bekl., die beiden Zwiſchenurtheil 
des B. G. mit aufzuheben, konnte ſchon aus dem formellen 
Grunde nicht eingegangen werden, weil dieſe der Nachprüfung 
des R. G. bei der gegenwärtigen Reviſion überhaupt nicht unter⸗ 
lagen. Das erſte derſelben war allerdings ein gewöhnliches 
Zwiſchenurtheil im Sinne des $ 275 der C. P. O., indem 
durch daſſelbe nur die Einrede der Präkluſion verworfen worden 
iſt, jo daß es nach $ 510 der C. P. O. von einer gegen das 
nächſte in der Berufungsinſtanz erlaſſene reviſible Urtheil ein ⸗ 
gelegten Reviſion miterfaßt ſein würde. Aber dieſes nächſte 
reviſible Urtheil war eben nicht erſt das Endurtheil des B. G., 
ſondern ſchon das zweite, am 12. Juni 1896 verkündete Zwiſchen⸗ 
urtheil, das nur auf Grund des § 276 Abſ. 1 der C. P. O. 
ergehen konnte und daher nach Abſ. 2 daſelbſt in Betreff der 
Rechtsmittel als Endurtheil anzuſehen war. Auf Grund des 
§ 275 konnte dieſes Urtheil garnicht erlaſſen werden, da den 
Gegenſtand deſſelben weder ein einzelnes ſelbſtſtändiges Angriffs- 
oder Vertheidigungsmittel, noch ein Zwiſchenſtreit bildete. Da⸗ 
gegen wurde durch daſſelbe der Klageanſpruch ſeinem Grunde 
nach für berechtigt erklärt; denn das iſt dabei unerheblich, daß 
die Bezeichnung des Inhaltes des Klageanſpruches („dem Bekl. 
gegenüber die Rückgängigmachung des ... Kaufgeſchäftes ... zu 
verlangen“) ſich nicht mit denſelben Worten im Klagantrage 
fand, ſondern daß dort nur Das erbeten war, worauf es praktiſch 
allein ankam, nämlich daß der Bekl. zur Zahlung einer Geld- 
ſumme und zum Rückerwerbe des Eigenthums an dem frag⸗ 
lichen Grundſtücke mit deſſen hypothekariſcher Beſchwerung auf 
ſeine eigenen Koſten verurtheilt werden möge. Hierin beſtand 
eben die „Rückgängigmachung“ des in Rede ſtehenden Kauf⸗ 
geſchäftes, nachdem der Kl. längſt ſich das erkaufte Grundſtück 
mit der hypothekariſchen Beſchwerung hatte zuſchreiben laſſen 
und den Ueberſchuß des Kaufpreiſes bezahlt hatte. Dieſer 
Anſpruch alſo wurde feinem Grunde nach für berechtigt er- 
klärt, während die Frage wegen des „Betrages“ inſofern noch 
offen blieb, als zwar die Verpflichtung des Bekl., das Grund⸗ 
ſtück mit allen darauf ruhenden Laſten zurückzunehmen, keiner 
weiteren Erörterung mehr bedurfte, aber über die Höhe der zu 
zahlenden Geldſumme erſt noch weiter zu verhandeln war. Es 
lag mithin ein dem $ 276 der C. P. O. ganz entſprechendes 
Zwiſchenurtheil vor, welches nach feiner Zuftellung rechtskräftig 
wurde, wenn es nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt mit der 
Reviſion angegriffen wurde. Freilich war nach den Entſchei⸗ 
dungsgründen, bezw. nach dem Beſchluſſe vom 26. Juni 1896 
das Urtheil vom O. L. G. ſelbſt gedacht und gewollt als ein 
Zwiſchenurtheil nach Maßgabe des § 275 der C. P. O., 
aber hierdurch konnte an feiner rechtlichen Natur Nichts ge⸗ 
andert werden, und für feine prozeſſuale Behandlung iſt daher 
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doch der Abſatz 2 des § 276 für maßgebend zu erachten. 
Das. R. G. hat allerdings wiederholt ausgeſprochen, daß es für 
die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel nach dieſer Geſetzesbeſtimmung 
genüge, wenn das Gericht das Urtheil als ein Zwiſchenurtheil 
nach § 276 Abſ. 1 habe erlaſſen wollen; vergl. Entſch. in 
Civilſächen, Bd. 6 S. 421 f. und S. 429 f., Bd. 8, S. 363 
und Bd. 13 S. 403 f.; aber darum iſt noch nicht umgekehrt 
die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels dadurch aus geſchloſſen 
daß das Gericht irriger Weiſe angenommen hat, der Fall 
gehöre nicht unter § 276, ſondern unter § 275 der C. P. O. 
Die untere Inſtanz kann nicht durch ihre unrichtige Rechts⸗ 
auffaſſung oder ihre Willkür das an ſich gegebene Rechts⸗ 
mittel ausſchließen. Das Rechtsmittel findet daher in beiden 
Fällen ſtatt: ſowohl wenn das erlaſſene Urtheil in Wirklichkeit 
unter $ 276 fällt, als auch wenn es nach der Abſicht des 
Inſtanzgerichtes unter denſelben hat fallen ſollen. Iſt nun 
alſo das Zwiſchenurtheil vom 12. Juni 1896 nach Maßgabe 
des 8 276 der C. P. O. zu beurtheilen, jo. muß es jetzt als 
rechtskräftig gelten, da es am 1. Juli 1896 zugeſtellt, und die 
Reviſion dagegen nicht eingelegt worden iſt. Somit gehört es 
jetzt zu den in §S 510 der C. P. O. erwähnten Vorentſcheidungen, 
die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes unanfechtbar ſind und 
daher der Nachprüfung des Reviſionsgerichtes nicht unterliegen, 
und das letztere muß ſelbſtverſtändlich folgeweiſe auch von dem 
Zwiſchenurtheile vom 20. Dezember 1895 gelten, deſſen Entſchei⸗ 


dung in demjenigen vom 12. Juni 1896 nach Maßgabe des § 485. 


verglichen mit § 289 der C. P. O. materiell wiederholt wor⸗ 
den iſt. Uebrigens würden in entſprechender Anwendung der 
vom R. G. laut der Entſch. in Civilſachen, Bd. 16 S. 353, 
in Beziehung auf den $ 473 der C. P. O. zur Geltung ge⸗ 
brachten Auffaſſung, welche auch diejenige faſt aller Kommen⸗ 
tatoren der C. P. O., ſo wie von Planck, Deutſches Civil⸗ 
prozeßrecht, Bd. 2 8 140, S. 439, iſt, die beiden Zwiſchen⸗ 
urtheile ſelbſt dann bei Gelegenheit dieſer Reviſion nicht nach⸗ 
zuprüfen ſein, wenn das Urtheil vom 12. Juni 1896 noch nicht 
zugeſtellt und daher noch nicht rechtskräftig wäre. VI. C. S. 
i. S. Schmidt c. Böſche vom 11. März 1897, Nr. 405/96 VI. 

17. Der Kl. hat geltend gemacht, daß die Einbringeforderung 
ſeiner früheren Ehefrau von urſprünglich 355 64,37 Mark durch 
die von ihm behaupteten Rückgewährpoſten von 7500, 7000 und 
14 899 Mark ſowie durch die ihm an die Bekl. zuſtehende Gegen⸗ 
forderung von 3 000 Mark bis auf 3 165,37 Mark gemindert 
ſei. Er hat demgemäß in I. J. die Verurtheilung der Bekl. 
zur Einwilligung in die Löſchung der für ſie auf ſeinem Grund⸗ 
beſitz in Höhe von 12 900 Mark eingetragenen Illatenhypothek 
bis auf den Betrag von 3 165,37 Mark herab beantragt und in 
II. J., nachdem inmittelſt der erwähnte Grundbeſitz zwangsweiſe 
verſteigert war, die Verurtheilung der Bekl. zur Einwilligung 
dahin begehrt, daß der auf ihre Hypothek von 12 900 Mark ent⸗ 
fallende Betrag, ſoweit er die Summe von 3165,37 Mark über⸗ 
ſteige, an ihn ausgezahlt werde. Die Vorinſtanz hat, während ſie 
zur Rückgewährpoſt von 7000 Mark noch eine Beweiserhebung an⸗ 
geordnet, die Rückgewährpoſten von 7 500 und 14 899 Mark 
ſowie die Gegenforderung von 3 000 Mark, zuſammen 25 399 
Mark, als begründet und thatſächlich feſtſtehend angenommen 
und durch „Zwiſchenurtheil“ den Kl. für berechtigt erklärt, 
von der Einbringenforderung der Bekl. an 35 564,73 Mark 


(richtiger 35 564,37 Mark) den Betrag von 25 399 Mark in 
Abzug zu bringen. Die gegen dieſe Entſcheidung eingelegte Reviſion 
erſcheint unzuläſſig; denn der B. R. hat damit ein Zwiſchen⸗ 
urtheil nicht nur erlaſſen wollen, fondern auch in Wirklichkeit 
erlaſſen. Er hat dem Kl. auf ſeinen erwähnten Antrag nichts 
zugeſprochen, ſondern nur über Rückgewähr⸗ und Gegenforderungs⸗ 
poſten, die zur Begründung jenes Antrages geltend gemacht 
find, alſo über „ſelbſtändige Angriffsmittel“ im Sinne des § 275 
der C. P. O. entſchieden. Unbeachtlich iſt auch die Ausführung 
der Reviſion, daß das angefochtene Urtheil, indem ed: den Kl. 
gegenüber der urſprünglichen Einbringenforderung von 35 564,73 
Mark zu einem Abzug von 25 399 Mark für berechtigt erkläre, 
die hypothekariſch ſicher geſtellte und von der Bekl. in I. J. 
widerklagend verfolgte Einbringenreſtforderung von 12 900 
Mark bis auf 10 465,73. Mark (35 564,73 bis 25 399 Mark) 
herabſetze, und damit in Höhe von 2 734,27 Mark (12 900 bis 
10 165,73 Mark) eine Entſcheidung zu dem Wideranklageanſpruch 
gebe. Das angefochtene Urtheil iſt, wie dies ſchon aus dem 
Zwecke und Begriff des Zwiſchenurtheils ſich ergiebt, offenſichtig 


für das ſpätere Endurtheil, auch zur Widerklage, von Bedeutung; 


nach ſeinen entſcheidenden Worten aber, worauf es hier weſentlich 
ankommt, kann eine unmittelbare Aberkennung eines Theils des 
Widerklageanſpruchs keinenfalls darin gefunden werden, und zwar 
um ſo weniger, als bis jetzt in der Berufungsinſtanz zur Wider⸗ 
klage überhaupt noch nicht verhandelt, insbefondere kein Antrag 
geſtellt, dies vielmehr anſcheinend der Schlußverhandlung vor⸗ 


behalten worden iſt. Eine der Rechtskraft fähige und mit einem 


Rechtsmittel anfechtbare 5 liegt hiernach zur Zeit noch 
nicht vor. III. C. S. i. S. Geitel c. Geitel vom 16. März 
1897, Nr. 312/96 III. 

18. Der Rkl. bezeichnet das Ziſchenuethel vom 12. Mai 
1896 als Feſtſtellungsurtheil, das betreffs der Rechtsmittel als 
Endurtheil im Sinne des § 276 Abſ. 2 der C. P. O. anzuſehen 
ſei, nicht als ein Urtheil über ein einzelnes Angriffs- oder Ver⸗ 


theidigungsmittel gemäß $ 275 a. a. O. Zuzugeben iſt der 


Reviſion, daß bei Erlaß des Zwiſchenurtheils vom 12. Mai 1896 
nach den thatſächlichen Feſtſtellungen und deren rechtlicher Be⸗ 
urtheilung ſeitens des B. R. die prozeſſuale Lage des Rechts⸗ 
ſtreits die Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs 
nach Maßgabe des § 276 Abſ. 1 der C. P. O. zugelaſſen hätte. 
Der B. R. erachtet den Kl. zu dem in der Berufungsinſtanz 
eingeſchränkten Klageantrage für berechtigt, da Kl. als Erbe 
ſeiner Mutter, welche dem Erbrechte nach ihrem Ehemanne nicht 
entſagt habe, indirekt auch Erbe ſeines Vaters geworden ſei. 
Ferner wird feſtgeſtellt, daß der Vater des Kl. bereits in den 
Jahren 1884 — 1886 blödſinnig geweſen iſt, danach der erſte An- 
fechtungsgrund für durchgreifend erachtet, ſo daß es einer Er⸗ 
örterung der beiden anderen Anfechtungsgründe nicht bedürfe, 
und bei dieſer Sachlage es für angemeſſen gehalten, das bis⸗ 
herige Ergebniß der Verhandlungen durch Zwiſchenurtheil feſtzu⸗ 
legen, da bei dem unter den Parteien noch beſtehenden Streite 
über die Höhe der von dem Bekl. gezahlten Ceſſionsvaluta in 
der Sache ſelbſt noch nicht erkannt werden könne. Der B. R. 


nimmt alſo den erhobenen Anſpruch dem Grunde nach als ger 


rechtfertigt an und hält weitere Ermittelungen nur noch bezüglich 
der Höhe des Anſpruchs für erforderlich. Indeſſen die Vorſchrift 
im § 276 der C. P. O. ermächtigt den erkennenden Richter nur 
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zur Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs, ohne ihn 
geeignetenfalls dazu zu verpflichten, und daraus folgt, daß der 
Erlaß eines Zwiſchenurtheils über ein einzelnes ſelbſtändiges 
Augriffämittel auf Grund des § 275 der C. P. O. auch dann 
zuläſſig iſt, wenn die Vorausſetzungen zu einer Vorabentſcheidung 
über den Grund des Anſpruchs in Gemäßheit des § 276 Abſ. 1 
a. a. O. vorliegen. Der entſcheidende Theil des Zwiſchenurtheils 
vom 12. Mai 1896, die Urtheilsformel, ſpricht nun aber nur 
aus, daß der ꝛc. N. zur. Zeit der Ceſſionen nicht im Stande 
war, die Folgen ſeiner Handlungen zu überlegen, ſtellt ſich ſomit 
feinem. Wortlaute nach nur dar als eine Entſcheidung über den 
den erſten Klagegrund bildenden Rechtsbehelf des Kl.: daß der 
1: N. zur Zeit der Gejfionen geiſteskrank geweſen ſei. Die aus 
dieſer Thatſache abzuleitenden rechtlichen Folgerungen, einerſeits 
für das Recht des Kl. und andrerſeits für die Verbindlichkeit 
des Bekl., werden in der Urtheilsformel nicht gezogen. Maß⸗ 
gebend für den Inhalt des Zwiſchenurtheils iſt aber, ebenſo wie 
beim Endurtheil, der entjcheidende. Theil, die Urtheilsformel; 
auch beim Zwiſchenurtheil können die Gründe nur als Aus⸗ 
legungsmittel für die Tragweite des entſcheidenden Theils in 
Betracht kommen. Zu einer Vorabentſcheidung über den Grund 
des Anſpruchs hätte es gehört, daß in der Urtheilsformel ſelbſt 
der Klageanſpruch ſeinem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
wurde, wobei nichts entgegengeſtanden hätte, die in der Formel 
des Zwiſchenurtheils vom 12. Mai 1896 angegebenen Thatſachen 
in die Urtheilsformel ebenfalls mit aufzunehmen (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 385). In Ermangelung eines 
ſolchen Ausſpruchs oder eines Ausſpruchs ähnlichen Inhalts in 
der. Formel des Zwiſchenurtheils vom 12. Mai 1896 ſelbſt 
kann daher die auch den Grund des Anſpruchs als gegeben 
darlegende Begründung nur als Rechtfertigung für den pro⸗ 
zeſualen Akt des Erlaſſes des Zwiſchenurtheils auf Grund des 
9.275 a. a. O: angefehen werden. Dieſe Auffaſſung wird 
weſentlich unterſtützt. dadurch, daß der B. R. bei Verkündung 
des Zwiſchenurtheils von Amtswegen zugleich einen neuen Ver⸗ 
handlungstermin anberaumt und dem Bekl. die nährere Be⸗ 
gründung ſeiner Gegenanſprüche aufgiebt, während, falls durch 
das erlaffene Zwiſchenurtheil über den Grund des Anſpruchs 
vorab hätte eutſchieden werden ſollen, zur alsbaldigen Anordnung 
der Verhandlung über den Betrag der klägeriſchen Forderung 
gemäß 9 27.6 Abſ. 2 a. a. O. der vorgängige Antrag einer der 
Parteien erforderlich; geweſen wäre. Dieſer Sachlage entſprechend 
hat dann auch der B. R. dem ſpäteren ausdrücklichen Antrage 
des Bekl. auf Ausſetzung des Verfahrens bis zur Entſcheidung 
über die inzwiſchen gegen das Zwiſchenurtheil vom 12. Mai 
1896 eingelegte Reviſion keine Folge gegeben. Stellt ſich 
hiernach letzteres nicht als ein Urtheil über den Grund des 
Anſpruchs im Sinne des 8 276 der C. P. O., ſondern als 
ein Zwiſchenurtheil über ein ſelbſtändiges Angriffsmittel gemäß 
9 275 a. a. O. dar, fo ergiebt ſich daraus die Unzuläſſigkeit 
. eingelegten Reviſton, da dies Rechtsmittel nach §8 507 der 
C. P. O. nur gegen die in der Berufungsinſtanz von den 
8 8. G. erlaſſenen. Endurtheile bezw. die denſelben in An⸗ 
ſehung der Rechtsmittel ausdrücklich gleichgeſtellten Zwiſchen⸗ 
urtheile, zu denen die aus § 275 a. a. O. nicht gehören, ſtatt⸗ 
findet. IV. C. S. i. S. Riel c. . vom 15. Rn 1897, 
Nr. 309/06 IV. =; 


19. Aufhebung eines Beſchluſſes des O. L. G. in Er- 
wägung, daß auf die von der Kl. gegen den landgerichtlichen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom' 26. Januar 1897 erhobene Be⸗ 
ſchwerde, mit welcher nur die Abſetzung von 28 Mark 
Korreſpondenzmandatar⸗Gebühren von der Koſtenrechnung des 
Mitbeklagten L. beantragt war, das O. L. G. in dem jetzt an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſe den landgerichtlichen Beſchluß aufgehoben 
und dem L. G. die anderweite Koſtenfeſtſetzung gegenüber dem 
vorgedachten Mitbeklagten übertragen hat, weil es ſelbſt zur 
Koſtenfeſtſetzung einſtweilen außer Stande ſei, indem zunächſt 
ein in dem Beſchluſſe vom 26. Januar 1897 ſich vorfindender 
Rechnungsfehler behoben werden müſſe, daß dieſer Erwägungs⸗ 
grund nicht zutreffend erſcheint, da der 8 290 der C. P. O. 
vorausſetzt, daß in der bezüglichen Entſcheidung der Juhalt, 
wie er vorliegt, von dem entſcheidenden Gericht offenbar nicht 
gewollt ſei, während die vorliegende landgerichtliche Entſcheidung 
nach der Darlegung des jetzt angefochtenen Beſchluſſes auf un⸗ 
genügender und unrichtiger Beurtheilung beruhen ſoll. IV. C. S. 
i. S. Krauſe & Co. c. ä vom 8. Aue 1897, 
B Nr. 89/97 IV. 

20. Der § 321 der C. P. O. enthält keine Ausnnhiie 
von § 119 daſelbſt. Die Beſchwerde macht im Anſchluß an 
Wilmowsky⸗Levy (Civilprozeßordnung, 7. Auflage, zu $ 321) 
zwar geltend, daß die Friſtbeſtimmungen nur prozeßleitenden 
Charakters ſei. Es braucht hier jedoch nicht entſchieden zu 
werden, ob die Friſtbeſtimmung wirklich nur dieſen Charakter 
hat. Denn für die im Prozeß ergehenden gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen zwiſchen den Parteien iſt im Allgemeinen an dem 
Grundſatze des § 119 feſtzuhalten, wo die C. P. O. nicht das 
Erforderniß der mündlichen Verhandlung im beſonderen Falle 
ausſchließt (wie beiſpielsweiſe 8$ 187, 203, 225, 304, 
451). Vergl. Planck, Civilprozeßrecht, Bd. I S. 177, 178. 
Von den Kommentatoren ſprechen ſich denn auch Seuffert, 
Gaupp, Reincke, A. Foerſter zu § 321 für das Erforderniß 
der mündlichen Verhandlung aus. Der in der neuſten Auflage 
des Kommentars von Wilmowsky⸗Levy im Widerſpruche mit 
früheren Auflagen (vergl. 6. Auflage, zu § 321) vorgetragenen 
abweichenden Anſicht kann danach nicht beigetreten werden, und 
die Beſchwerde war zurückzuweiſen. VI. C. S. i. S. Eggert 
© „ vom 12. April 1897, B Nr. 82/97 VI. 

21. Aufhebung eines Beſchluſſes des O. L. G. in Er⸗ 
wögung, daß der Beſchwerdeführer nach der ihm zugeſtellten 
Ladung vom 5. Februar 1897 nicht zu der Verhandlung über 
die Rechtmäßigkeit ſeiner Zeugnißweigerung geladen war, 
ſondern um in dem Termine vom 12. Februar 1897 über die 
bereits angegebenen Thatſachen als Zeuge vernommen zu werden, 
daß aus der dem Beſchwerdeführer mitgetheilten Eingabe des 
Juſtizraths N. nicht zu erſehen war, daß es ſich nur um das 
Zwiſchenverfahren handelte, da aus dieſer Eingabe nicht hervor⸗ 
ging, was das Gericht auf dieſelbe beſchloſſen hatte, daß der 
Zeuge zwar nach $ 351 der C. P. O. der an ihn ergangenen 
Ladung nicht Folge zu leiſten braucht, wenn er nach Empfang 
derſelben feine Zeugnißverweigerung ſchriftlich erklärt hat, dieſe 
Beſtimmung ſich aber nicht auf den Fall bezieht, daß der Zeuge 
nach erklärter Weigerung dem erſuchten Richter gegenüber, eine 
neue Ladung zur Vernehmung vor dem Prozeßgericht erhält, 
der Beſchwerdeführer hiernach Anſpruch auf Gebühren nach 
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Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen ꝛc. vom 30. Juni 
1878 hat. VI. C. S. i. S. Hoffmann c. Helmund vom 
8. April 1897, B Nr. 70/97 VI. 

22. Der erhobene Reviſionsangriff, daß das B. G. zu 
Unrecht den über die beklagtiſche Behauptung, der Kl. habe im 
Jahre 1894 und 1895 auch mit anderen Frauensperſonen als 
der F. und der K. geſchlechtlichen Umgang gepflogen, zu⸗ 
geſchobenen Eid für unzuläſſig erklärt habe, iſt verfehlt. Das 
B. G. befindet ſich bei ſeiner Entſcheidung durchaus in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der dieſſeitigen Rechtsſprechung. Wie in der 
Entſcheidung dieſes Senats in Sachen Dillmann c. Dillmann 
vom 16. Februar 1894, Rep. III 268/93 (ſtheilweiſe abgedruckt 
in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ von 1894, S. 140 Nr. 10), 
ausgeführt iſt, widerſpricht eine ſolche allgemeine Faſſung des zu⸗ 
geſchobenen Eides ſchon den Vorſchriften der 98 410 und 416 
der C. P. O., wonach nur über beſtimmte Thatſachen der Eid 
zugeſchoben und auferlegt werden kann. Hiegegen kann, wie in 
der genannten Entſcheidung dargelegt iſt, auch nicht der von 
der Rkl. ſpeziell hervorgehobene Einwurf ins Feld geführt 
werden, daß der zum Eid zugelaſſene Ehegatte, hier der Ehe- 
mann, wiſſe und wiſſen müſſe, ob und wann er in dem ge⸗ 


gebenen Zeitraum, im vorliegenden Fall den Jahren 1894 und 


1895 einen Ehebruch begangen habe, denn nicht hierauf kommt 
es an, ſondern darauf, ob er verpflichtet iſt, ſich auf ein ſo 
unbeſtimmtes Vorbringen einzulaſſen. Allerdings iſt es — und 
inſoweit befindet ſich auch die angeführte Entſcheidung, ſowie 
die daſelbſt citirten Entſcheidungen des IV. Civilſenats, in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den von der Rkl. angeführten Entſcheidungen 
des II. und VI. Civilſenats — eine Thatfrage, wie ſpeziell der 
dem Gegner zur Laſt gelegte Ehebruch begründet werden muß. 
Allein im vorliegenden Fall iſt die Rkl. in der Berufungsinſtanz 
abſichtlich nicht mehr auf die in I. J. unter Beweis verſtellten 
angeblichen Ehebruchshandlungen des Kl. mit der Frieda K., 
der Kellnerin in Waldſee, ſowie dem Dienſtmädchen in Ulm 
zurückgekommen, hat die dahin gehenden Behauptungen vielmehr 
fallen laſſen. III. C. S. i. S. Schilling o. Schilling vom 
26. März 1897, Nr. 45/97 III. | 
23. Der Eid über die Behauptung des Bekl., daß der 
erwähnte Bruder des Kl. dieſem Mittheilung von ſeiner Ent⸗ 
deckung bezüglich des Mindermaßes gemacht habe, iſt von dem 
B. R. ſo gefaßt worden, wie ihn der Bekl. ausgeſchoben hatte, 
daher kann Bekl. ſich über den Inhalt des Eides nicht be⸗ 
ſchweren. Daß dem Eide nicht die Worte vorangeſtellt ſind 
„Es tft nicht wahr“ (§ 424 der C. P. O.), iſt unerheblich, 
da die Faſſung des Eides keinen Zweifel darüber läßt, daß das 
Nichtwahrſein der darin erwähnten Mittheilung beſchworen 
werden ſoll. V. C. S. i. S. Gaffron c. Arndtheim vom 
24. März 1897, Nr. 327/96 V. 
| 24. Die Revifion rügt in erſter Linie Verletzung des 
§ 489 der C. P. O., da der eventulle Klageantrag, auf dem 
die angefochtene Entſcheidung beruht, eine unzuläſſige Klage⸗ 


änderung enthalte. Die Rüge iſt — wenn auch durch § 242 
a. a. O. nicht ausgeſchloſſen — ſachlich nicht begründet. Die 


Klage iſt die Eigenthumsklage, die in I. J. mangelhaft ſub⸗ 
ſtantürt war, aber ſchon in I. J. ſich lediglich auf das (aus 
Erbpacht entſtandene Eigenthum des Cedenten des Kl. gründete. 
Der Klagegrund iſt alſo in beiden Inſtanzen der nämliche, die 


(eventuelle) Modifikation des Klageantrages aber erſchien ledig ⸗ 
lich durch die Grundſätze des formalen Grundbuchrechts geboten, 
wobei dahingeſtellt bleiben kann, ob der B. R. nach Lage der 
Sache nicht auch nach dem prinzipalen Klageantrage hätte 
erkennen können. Jedenfalls ſtellt ſich der eventuelle Klageantrag 
vom Standpunkt des Kl. als eine Beſchränkung des prin⸗ 
zipalen Antrages dar, während dem Bekl. dadurch eine Mehr. 
oder überhaupt nur eine andere Leiſtung nicht zugemuthet wird. 
V. C. S. i. S. Große⸗Aldenhövel c. Druſemann vom 27. März 
1897, Nr. 328/96 V. 

25. Die Beſchwerde rügt eine Verletzung der 88 487, 488 
C. P. O., indem behauptet wird, daß die im Thatbeſtande des 
angefochtenen Urtheils in Bezug genommenen früheren Urtheile 
nicht mündlich vorgetragen worden ſeien. Allein wenn auch 
zuzugeben iſt, daß die Ausdrucksweiſe im Thatbeſtande des 
B. U. hinſichtlich der Bezugnahme auf die früheren Urtheile 
eine mehrdeutige iſt, ſo iſt doch aus dieſer Ausdrucksweiſe allein 
noch nicht zu folgern, daß ſtatt der in SS 487, 488 C. P. O. 
für die Berufungsinſtanz angeordneten mündlichen Verhandlung 
eine nach §S 128 Abſ. 3 C. P. O. unzuläſſige Bezugnahme auf 
Schriftſtücke ſtattgeſunden habe. Ebenſo enthält das angefochtene 
Urtheil keine Verletzung des $ 284 Abſ. 1 Ziffer 3 C. P. O., 
indem aus dem Thatbeſtande dieſes Urtheils die von den Par⸗ 
teien geſtellten Anträge und der Inhalt des Sach- und Streit⸗ 
ſtandes auf Grundlage der mündlichen Vorträge der Parteien 
zu erſehen ſind. Es kann auch nicht zugegeben werden, daß das 
angefochtene Urtheil nicht mit Gründen verſehen iſt (§ 513 
Ziffer 6 C. P. O.). Eine Bezugnahme auf die Gründe des 
früheren, durch das R. G. aufgehobenen B. U. war nicht un⸗ 
zuläffig, zumal das neue Vorbringen gewürdigt iſt und aus den 
Gründen des angefochtenen Urtheils hervorgeht, daß das B. G. 
ſich keineswegs an das frühere B. U. formell für gebunden er- 
achtet hat. III. C. S. i. S. Frank c. Bredthauer und Ge⸗ 
noſſen vom 2. April 1897, Nr. 30/97 III. 

26. Zutreffend hat das B. G. ausgeführt, daß das L. G. 
den Anſpruch, der erhoben war, aberkannt und anſtatt deſſen 
etwas zuerkannt hat, was nicht begehrt worden war. Es han⸗ 
delt ſich dabei keineswegs um blos formelle, ſondern um ſach⸗ 
liche Verſchiedenheiten. Eine Verurtheilung zur Rechnungslegung 
bezüglich der Liquidation der Kommanditgeſellſchaft hat zur 
nothwendigen Vorausſetzung, daß der Kl. die Liquidation als 
ihn mit angehend anerkennt, daß er anerkennt, daß für die Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen ihm und den übrigen Geſellſchaftern 
die Ergebniſſe der Liquidation maßgebend ſeien. Eben dieſe 
Anerkennung aber lehnt der Kl. ab, indem er behauptet, daß die 
Kommanditgeſellſchaft über den 1. Mai 1895 hinaus fortbeſtanden 
habe und noch beſtehe, und demgemäß in der Klage Feſtſtellung 
ſeines Guthabens zur Zeit ſeines Ausſcheidens (30. April 
1895), und zu dieſem Behuf Inventuraufnahme, Bilanz- 
ziehung und Rechnungslegung verlangt. Er will mithin nach 
der Klage Auseinanderſetzung nicht auf Grund der Ergebniſſe 
einer Liquidation, ſondern auf Grund der Vermögenslage, in 
der ſich die Gefellſchaft am 30. April 1895 befand, und an der 
Behauptung, daß die Geſellſchaft noch beſtehe, hat er auch in 
der Berufungsinſtanz feſtgehalten. — Mit Recht hat daher das 
B. G. die vom L. G. ausgeſprochene Verurtheilung als gegen 
den § 279 der C. P. O. verſtoßend beſeitigt, und mit Recht 
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auch inſoweit das landgerichtliche Urtheil beſtehen laſſen, als es 
auf Klageabweiſung lautet, weil Kl. das Urtheil nicht ange⸗ 
fochten hatte. — Die Reviſionsrüge, daß der $ 501 der 
C. P. O. verletzt ſei, iſt nicht begründet. Es iſt richtig, daß der 
Verſtoß gegen $ 279 der C. P. O. ein Mangel des Verfahrens 
war, nämlich ein Mangel des Urtheilsverfahrens. Es iſt auch 
zuzugeben, daß die im $ 501 dem B. G. gegebene Befugniß 
unter Umſtänden Pflicht ſein kann. Dies iſt aber nur dann der 
Fall, wenn die Prozeßlage ſo iſt, daß das B. G. in der Sache 
nicht entſcheiden kann. Davon konnte hier aber nicht die Rede 
fein. Den in der Klage wirklich erhobenen Anſpruch hatte das 
L. G. bereits für unbegründet erklärt, und eine Nachprüfung 
dieſer Entſcheidung durch das B. G. konnte der Kl. dadurch 
herbeiführen, daß er ſich der Berufung anſchloß. Dies hat er 
aber nicht gethan. I. C. S. i. S. Struck c. Schaefer vom 
7. April 1897, Nr. 429/96 I. | Ä 

27. Gegenſtand des Rechtsſtreites ift nur das im § 3 des 


Vertrages vom 5, Oktober 1884 feſtgeſetzte Recht auf Benutzung 


des Ab- und Zufuhrweges, nicht das Recht auf Ausbeutung 
des Lehmlagers. Wenn dieſes auch die Vorausſetzung jenes 
Nebenrechts bildet, und deshalb der Richter ſich in der Be⸗ 
gründung des Urtheils darüber auszuſprechen hat: ſo iſt doch 
eine Entſcheidung über den Hauptanſpruch nicht begehrt und 
das Urtheil inſoweit nicht der Rechtskraft fähig. Der Werth 
des Beſchwerdegegenſtandes wird daher nur durch das Intereſſe 
beſtimmt, das der Rkl., hier der Bekl., daran hat, daß der 
ſtreitige Weg ſo lange vom Kl. benutzt wird, als das von 
dieſem beanſpruchte Ausbeutungsrecht dauert. Daß ſich dies 
Intereſſe auf mehr als 1 500 Mark belaufe, wird durch die 
beigebrachten Gutachten nicht glaubhaft gemacht. Die Sach⸗ 
verſtändigen ermitteln nur den Werth des dem Rechtsvorgänger 
des Kl. zur Ausbeutung überlaſſenen Lehmlagers. Wenn es 
auch richtig ſein mag, daß das Intereſſe, das der Kl. am Aus⸗ 
gange des Rechtsſtreites hat, nach dem Werthe des Lehmlagers 
zu beſtimmen iſt, da ihm mit der Verſagung des Wegs zugleich 
die Gewinnung des Lehms unmöglich gemacht wird: ſo beſteht 
doch das Intereſſe, das der Bekl. an der Beſeitigung des B. U. 
hat, nur darin, daß er den ſtreitigen Weg ſo lange liegen 
laſſen muß, als ihn der Kl. zur Abfuhr von Lehm benutzen 
darf. Dies Intereſſe kann jedoch bei der Geringfügigkeit des 
Lehmlagers — 1 600 bis 1 800 Schachtruthen — nur auf 
500 Mark geſchätzt werden. V. C. S. i. S. Küter 
c. Röllmann vom 20. März 1897, Nr. 319/96 V. 

28. Die Klage iſt gerichtet gegen die Ehefrau D. im ehe⸗ 
lichen Beiftande und die Berufung gegen das erſte Urtheil, in 
welchem als Bekl. die Ehefrau D. im ehelichen Beiſtande be⸗ 
zeichnet wird, iſt eingelegt von der Ehefrau D. im ehelichen 
Beiſtande. In beiden B. U. und auch in dem früheren Urtheile 
des R. G. wird im Rubrum lediglich die Chefrau D. ohne 
den Zuſatz „im ehelichen Beiſtande“ aufgeführt. Auch die jetzt 
vorliegende Revifion iſt nur gegen die Ehefrau D. eingelegt. 
Es fehlt an jeder Aufklärung darüber, daß und in welcher 
Weiſe der Ehemann der Bekl. als Beiſtand ſeiner Frau aus 
dem Prozeſſe ausgeſchieden iſt. Gerügt iſt dieſe Unregel⸗ 
müßigkeit bisher von den Parteien niemals. In der gegen⸗ 
wärligen Reviſtonsinſtanz wird zum erſten Male darauf auf⸗ 
merkſam gemacht. Damit wird erſichtlich nur bezweckt, den 
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Ehemann der Bekl. als unzuläſſigen Zeugen darzuſtellen. 
Etwas anderes konnte mit der Rüge auch nicht erreicht werden. 
Hatte die Kl. ein Intereſſe daran, den Ehemann der Bekl. auch 
im Rubrum des B. U. als Partei aufgeführt zu ſehen, ſo hatte 
ſie eine Ergänzung des B. U. in dieſer Beziehung zu erwirken. 
Die Reviſionsinſtanz iſt dazu nicht geeignet. Der Ehemann 


der Bekl. iſt in der Berufungsinſtanz als Zeuge eidlich ver⸗ 


nommen und in den Urtheilsgründen wird auch deſſen Ausſage 
Glaubwürdigkeit beigemeſſen. Darin iſt der Kl. beizutreten, 
daß dies nicht zuläſſig war, ſo lange der Ehemann der Bekl. 
als Beiſtand ſeiner Frau beim Rechtsſtreit betheiligt war. Und 
es würde auch wegen dieſes Verſtoßes das B. U. aufzuheben 
ſein (vergl. R. G. Entſch. in Civilſachen Bd. 34 S. 237, 


Raſſow. Küntzel Beiträge Bd. 40 S. 414), wenn die Feſtſtellung 


lediglich auf der Ausſage des Ehemannes der Bekl. beruhte. 
Das iſt aber nicht der Fall. V. C. S. i. S. Stadt 
Kolberg e. Däumichen vom 18. März 1897, Nr. 312/96 V. 

29. Der Rbkl. hat unter Vorbehalt ſeiner Erklärungen 


über die Richtigkeit der neuen Angaben des Gegners das Vor- 


handenſein der Reviſionsſumme beſtritten. Das Gericht iſt bei 
der Entſcheidung über dieſen Punkt davon ausgegangen, daß, 
da es ſich gegenwärtig ausſchließlich um die Frage der Aufrecht⸗ 
erhaltung oder Nichtaufrechterhaltung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung handelt, lediglich das Intereſſe des Rkl. dabei in 
Betracht kommt, ob er für die Zukunft noch in Befolgung 
jener Verfügung den Dampf dem Rbkl. zu gewähren hat. 
Denn von der auch der Natur der Sache nach ausgeſchloſſenen 
Rückgewährung des bisher in ſolcher Befolgung gelieferten 
Dampfes iſt im jetzigen Verfahren keine Rede, ebenſowenig von 
der Erſtattung des Werths dieſes Dampfes oder der behufs 
Herſtellung deſſelben von dem Rkl. gemachten Aufwendungen. 
Auch der § 508 Abſ. 2 der C. P. O., welcher vorſchreibt, daß 
wegen der Berechnung der Reviſionsſumme die 88 3—9 a. a. O. 
anzuwenden ſeien, kann nicht in Folge davon, daß nach dem 
§ 4 für die Werthsberechnung der Zeitpunkt der Erhebung der 
Klage entſcheidend ſein ſoll, vorliegend dahin führen, etwa den 
Zeitpunkt, in welchem der Rbkl. die Verfügung extrahirt oder 
in welchen er ſeine Anträge behufs Einleitung des gegen⸗ 
wärtigen, die Rechtmäßigkeit des Proviſoriums betreffenden Ver⸗ 
fahrens hat zuſtellen laſſen, als maßgebend anzuſehen. Denn 
es iſt wie das R. G. ſchon ausgeſprochen hat — vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 7 S. 385 —, ſelbſtverſtändlich, 
daß für die Ausmittelung der Reviſionsſumme die §8 3 bis 9, 
welche von der Berechnung des Werths des Streitgegenſtandes 
in Anſehung der ſachlichen Zuſtändigkeit der Gerichte handeln, 
nur mit denjenigen Abweichungen anwendbar ſind, welche ſich 
aus der Verſchiedenheit der beiden Anwendungsfälle ergeben, 
ſo daß, wie beiſpielsweiſe in der angezogenen, von den Ver⸗ 
einigten Civilſenaten abgegebenen Entſcheidung beſonders geſagt 
wird, nicht der im 8 4 gedachte Zeitpunkt der Erhebung der 
Klage, ſondern ein anderer entſprechender Zeitpunkt für die 
Werthsberechnung bei der Reviſionsſumme entſcheidend iſt. Als 
ſolcher Zeitpunkt iſt nun vorliegend, da der Rkl. nach dem 
ſchon Geſagten auf die Vergangenheit nicht rekurriren kann, 
derjenige anzuſehen, in welchem die Zuſtellung der Reviſions⸗ 
ſchrift an den Gegner erfolgt iſt, was am 16. Februar 1897 
geſchehen (vergl. auch Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 15 
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S. 407). Der Zeitraum, für welchen von dieſem Tage ab der 
Rkl. zur Dampflieferung in Gemäßheit der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung verpflichtet iſt, endigt ſich mit dem 31. März 1897, da 
an dieſem Tage der Miethskontrakt, kraft deſſen der Rbkl. auf 
die Dampflieferung Anſpruch hat, abläuft. Die eigenen Aus⸗ 
führungen des Rkl. ergeben nicht, daß bei der Abſchätzung ſeines 
Intereſſe daran, ob er für die danach nur in Betracht kommende 
Dauer von kaum anderthalb Monaten den Dampf noch zu 
liefern hat oder nicht, zu einem die Revifionsfumme erreichenden 
Betrage zu gelangen iſt. VI. C. S. i. S. Wiener 
c. Cowindty vom 29. März 1897, Nr. 51/97 VI. 

30. Für die Reviſion der Gasmotorenfabrik Deutz wäre 
nach dem Werkhe des Beſchwerdegegenſtandes an ſich die Revi⸗ 
ſionsſumme nicht gegeben. Das R. G. hat jedoch als Folge 
der Verbindung anhängiger Prozeſſe nach § 138 der C. P. O. 
die Zuſammenrechnung der bei den Beſchwerden in Frage kom⸗ 
mengen Anſprüche anerkannt. (Entſch. des R. G. Bd. VI 


S. 416.) Demgemäß war auch die Reviſion der Gasmotoren⸗ 


fabrik Deutz als formell zuläſſig zu erachten. VI. C. S. i. S. 
1 und Genoſſen e. Hagenah vom 18. u 1897, 
Nr. 406/96 VL 


31. Eine befondere Begründung für die Auslegung eines 


irreviſiblen Geſetzes iſt prozeſſualiſch ſo wenig erforderlich, wie 


für die Auslegung eines reviſiblen Geſetzes, und die ſogenannten 
gemeinrechtlichen Regeln für die Auslegung der Geſetze ſind keine 
Rechtsſätze höherer Ordnung, welche über den Partikulargeſetzen 
ſchwebten, ſondern nur wiſſenſchaftliche Maximen. Bei anderer 
Auffaſſung würde es gar keine Irreviſibilität von Geſetzen geben, 
da bei jeder falſchen Auslegung nothwendig die richtigen Grund⸗ 
ſätze der Auslegung verletzt ſein müſſen. Darin, daß der 
III. C. S. des R. G. vor langer Zeit in einzelnen Fällen 
(III. 195/84 und 323/84) wegen Verletzung gemeinrechtlicher 
Regeln bei der Auslegung irreviſibler Geſetze ein Urtheil auf- 
gehoben hat, liegt kein Grund, die Rechtsfrage jetzt nach § 137 
Abſ. 1 des G. V. G. an die vereinigten Civilſenate zu ver⸗ 
weiſen; denn längſt hat ſich die Praxis des R. G. im entgegen- 
geſetzten Sinne feſtgeſtellt, und insbeſondere hat der jetzt 
urtheilende Senat wiederholt ſo erkannt; ſo in den Sachen 
IILa. 2/86, VI. 275/93 und VI. 170/94. Uebrigens verſtößt 
die hier fragliche Geſetzesauslezung in keiner Weiſe gegen die 
richtigen Grundſätze; vielmehr leuchtet ihre Richtigkeit unmittelbar 
ein, wenn man die Abſchnitte I und XII des Geſetzes zuſammen⸗ 
hält. Wenn aber zur Begründung der Reviſion weiter be⸗ 
hauptet worden iſt, das Völkerrecht verbiete die Beſteuerung 
von Vermögenstheilen „welche Perſonen, die weder dem be⸗ 
treffenden Staate angehören, noch im Gebiete deſſelben einen 
Wohuſitz haben, bereits erworben ſeien, und gar, die Gerichte 
hätten ein von der einheimiſchen Staatsgewalt erlaſſenes Geſetz 
ſolchen Inhaltes als nichtig zu behandeln, ſo genügt, um die 
Grundloſigkeit dieſer Behauptungen bemerkbar zu machen, ein 
Hinweis auf v. Bar, internationales Privatrecht (Aufl. 2) 
Bd. 1 58 100, S. 317 f. VI. C. S. i. S. Luetkens u. Gen. 
c. Hamburg. Erbſchaftsamt vom 4. März 1897, Nr. 438/96 VI. 

32. Die Ausführungen des B. R. bewegen ſich ſämmtlich 
auf dem Boden der Knappſchaftsſtatuten, die, wie in dem 
Urtheil vom 16. Januar d. J. (V. 234/96) näher dargelegt 
iſt, eine finguläre Norm des öffentlichen Rechts enthalten, und 


deshalb der Reviſion nur dann zugänglich ſind, wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 511 der C. P. O. oder der Katjerlichen 
Verordnung vom 28. September 1879 vorliegen ſollten. Dieſe 
Vorausſetzungen treffen im vorliegenden Falle nicht zu, woraus 
folgt, daß die Auslegung, die der B. R. dem $ 51 der Statuten 
zu Theil werden läßt, auch für die Reviſionsinſtanz maßgebend 
iſt. V. C. S. i. S. Neupreuß. Knappſchaftsverein € Kaßler 
vom 24. März 1897, Nr. 326/96 V. 

33. Aufhebung des B. U. wegen Verletzung von 98 528, 
259 C. P. O. V. C. S. i. S. „un 6. Aßmus vom 
31. März 1897, Nr. 335/96 V. | 

34. Das D. L. G., bet dem der Rechtsſtreit in der Be 
rufungsinſtanz anhängig war, hat durch den angefochtenen Be⸗ 
ſchluß „jede weitere Verhandlung in der Sache“ abgelehnt, weil 
der Rechtsſtreit in feinem vollen Umfange durch prozeßgericht⸗ 
lichen Vergleich erledigt ſei. Der Beſchluß iſt verkündet worden 
auf Grund einer mündlichen Verhandlung,“ welche die Parteien 
in einem auf Geſuch der Kl. vom Vorſitzenden zur Fortfegüng 
der mündlichen Verhandlung beſtimmten Termin geführt hatten. 
Ein folder Beſchluß iſt nun aber prozeßordnungswidrig. 
Ueber die von den Parteien in der mündlichen Verhandlung 
geſtellten Sachanträge iſt, ſo lange die Partei dabei beharrt, 
unter allen Umſtänden ſchjießlich durch Urtheil zu entſcheiden. 
Es giebt keinen geſetzlichen Grund, aus welchem das Gericht 
jede Verhandlung und Entſcheidung über die geſtellten Anträge 
endgültig ablehnen dürfte. Die Anträge lagen hier vor; ſie 
waren in einem früheren Termin verleſen und begründet worden, 
und zwar bei gleicher Beſetzung des Gerichts, und wirkten daher, 
da ſie nicht zurückgenommen waren, noch immer fort. Es er⸗ 
hellt nicht einmal, daß eine der Parteien ſich ihrerſeits in der 
mündlichen Verhandlung auf einen gefchloffenen Vergleich 
bezogen hätte, und von Amts wegen durfte ein ſolcher 
am wenigſten berückſichtigt werden. Indeſſen hierauf kommt 
es nicht einmal aun; hätte auch eine der Parteien eine Ein⸗ 
wendung gegen einen geſtellten Antrag aus dem Vergleiche 
hergenommen, jo wäre eben auch hierüber nach mündlicher Ver- 
handlung durch Urtheil zu- entſcheiden geweſen. Wie das Ver⸗ 
fahren ſich in einem Falle geſtalten würde, wo eine der Parteien 
etwa trotz eines ergangenen Endurtheils den Prozeß noch fort⸗ 
zuſetzen verlangte, braucht hier nicht erörtert zu werden, da 
dieſer Fall nicht vorliegt. Jedenfalls wirkt auch ein prozeß⸗ 
gerichtlicher Vergleich keineswegs in prozeſſualer Beziehung 
durchaus wie ein Urtheil; vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 37 S. 418 ff., auch eiwa Bd. 19 S. 362 ff. — 
Die Zuläſſigkeit der erhobenen Beſchwerde iſt nach dem 
Vorgange der in den Entſcheidungen des R. G. in Civiſachen 
Bd. 30 S. 343 und Bd. 32 S. 401 ff. abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidungen auf Grund der allgemeinen Beſtimmung des § 530 
der C. P. O. angenommen worden. Daß der angefochtene Be⸗ 
ſchluß thatſächlich nach vorgängiger mündlicher Verhandlung 
ergangen iſt, iſt rechtlich unerheblich. Man kann nicht ſagen, 
daß er zu den eine vorgängige mündliche Verhandlung erfor- 
dernden Entſcheidungen gehörte; denn ein ſolcher Beſchluß iſt 
eben im Geſetze überhaupt nicht vorgeſehen und darf gar nicht 
erlaſſen werden. Es iſt aber durch ihn „ein das Verfahren be⸗ 
treffendes Geſuch zurückgewieſen, nämlich das durch Stellung 
des Sachantrages ausgedrückte Verlangen der Bekl., daß über 
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den vorliegenden Rechtsſtreit überhaupt nach ordnungsmäßiger 
mündlicher Verhandlung durch Urtheil vom B. G. entſchieden 
werde. VI. C. S. i. S. v. Einfiedel c. Schuſter vom 20. März 
1897, B Nr. 54/97 VII. | | 

35. In dem zur Zeit in der Berufungsinſtanz anhängigen 
Rechtsſtreit der Parteien, in welchem es ſich um den Schutz 


eines für die Kl. eingetragenen Waarenzeichens und eine mit 


Bezug darauf erlaſſene einſtweilige Verfügung handelt, hat das 
O. L. G. mit Rückſicht auf ein beim Kaiſerlichen Patentamt 
ſchwebendes Verfahren wegen Löſchung jenes Waarenzeichens 
durch Beſchluß vom 12. März 1897 auf Antrag der Bekl. die 
Verhandlung der Sache in die Sitzung vom 20. Mai 1897 
vertagt. Hiergegen richtet ſich die eingelegte Beſchwerde. Sie 
hält den angefochtenen Beſchluß für einen unzuläſſigen Aus⸗ 
ſetzunzöbeſchluß. Zuzugeben iſt, daß ein Beſchluß, der ſich der 
Form nach als Vertagungsbeſchluß darſtellt, der Sache nach ein 
Ausſetzungsbeſchluß fein kann. Das läßt ſich aber im vorlie- 
genden Fall, wo das O. L. G. nur eine verhältnißmäßig kurze 
Vertagung beſchloſſen hat, nicht behaupten. Iſt aber der ergan⸗ 
gene Beſchluß ein Vertagungbeſchluß, dann iſt die eingelegte 
Beſchwerde nicht zuläſſig. Eine Beſtimmung, daß Vertagungs⸗ 
beſchlüſſe mit der Beſchwerde angefochten werden können, enthält 
die C. P. O. nicht, und die allgemeine Beſtimmung des $ 530 
trifft nicht zu, weil zwar der ergangene Beſchluß eine Entſchei⸗ 
dung war, die eine vorgängige Verhandlung nicht erforderte, 
durch ihn aber nicht ein das Verfahren betreffendes Geſuch 
zurückgewieſen iſt (Entſch. des R. G. Bd. 15 Nr. 119; 
Bd. 23 Nr. 88). I. C. S. i. S. Graf & Co. c. Matthies 
& Co. vom 31. März 1897, B Nr. 23/97 J. 

36. Dem B. G. iſt unbedenklich dahin beizupflichten, daß 
die von dem Rkl. angeftellte Reſtitutionsklage nach § 545 Abf. 1 
der C. P. O. von vorneherein unzuläſſig war, weil es an der 
Voraussetzung, daß die Reſtitutionsgründe ohne ſein Verſchulden 
in dem früheren Verfahren nicht hätten geltend gemacht werden 
können, fehlt. Wie aus der Beurkundung im Thatbeſtande des 
Urtheils des O. L. G. vom 21. März 1896 ſich ergiebt, war 
bereits in der erſten mündlichen Verhandlung vor dem genannten 
Gericht vom 8. März 1895 Seitens der Eheſcheidungsklägerin 
geltend gemacht, daß das zur Verleſung gebrachte Schreiben des 


Bekl. an die Polizeidirektion zu Cöln vom 17. April 1894 die 


denkbar ſchwerſte, die Cheſcheidungsklage begründende Beleidigung 
der Kl. enthalte. Der Bekl. war hiernach bis zu der am 
7. Wär 1896, alſo ein ganzes Jahr fpäter, erfolgenden weiteren 
mündlichen Verhandlung, auf welche das Endurtheil erfolgte, 
zweifellos in der Lage, die zur Begründung der Reſtitutionsklage 
angezogenen, von ihm ſelbſt ausgegangenen und unſchwer bei⸗ 
zubringenden Schriftſtücke aus den Jahren 1893 und 1894 zu 
beſchaffen, um auf Grund derſelben darzuthun, daß die behauptete 
Beleidigung nicht gegen feine Ehefrau gerichtet geweſen ſei. 
Derſelbe macht in dieſer Hinſicht auch lediglich geltend, es ſei 
ihm von dieſem Vorbringen keine Kenntniß gegeben worden, er 
habe vielmehr davon, daß auch jenes Schreiben als Eheſcheidungs⸗ 
rund geltend gemacht worden, erſt nach der am 14. Juli 1896 
folgten Zustellung des reichsgerichtlichen Urtheils vom 7. Juli 
1896 Kenntniß erlangt. Dem gegenüber weiſt das O. L. G. mit 
Recht darauf hin, daß wenn dieſes wirklich der Fall ſein ſollte, in 
der Nächtmittheilung jenes Vorbringens der Gegenſeite Seitens 


ſeines Anwalts an ihn eine Verſäumung durch den Erſteren 
gefunden werden müßte, durch welche ausgeſchloſſen wäre, daß 
ohne das Parteiverſchulden die Reſtitutionsgründe früher nicht 
geltend gemacht werden konnten. Es iſt in der Hinſicht der 
bereits früher vom R. G. in analoger Anwendung des § 210 
Abſ. 2 der C. P. O. ausgeſprochenen rechtlichen Annahme, daß 
auch, wenn durch ein Verſchulden des Vertreters der Partei 
ein Reſtitutionsgrund in dem früheren Verfahren nicht geltend 
gemacht wurde, die Reſtitutionsklage nach § 545 Abſ. 1 eit. 
unzuläſſig iſt, lediglich beizutreten. II. C. S. i. S. Mertes 
o. Mertes vom 6. April 1897, Nr. 339/96 II. 

37. Wenn die Reviſion anführt, es ſei nach § 647 der 
C. P. O. nicht nur das Intereſſe des Schuldners, ſondern auch 
die Gefährdung des Gläubigers zu prüfen und gegen einander 
abzuwägen und es habe in letzterer Beziehung weder der Bell. 
Behauptungen aufgeſtellt, noch ſei der B. R. in eine ſolche 
Prüfung eingetreten, ſo wird überſehen, daß die Vorſchrift des 
§ 647 a. a. O. gerade im Intereſſe und zum Schutze des 
Schuldners gegeben iſt und daß, wenn von dieſem ein nicht zu 
erſetzender Nachtheil glaubhaft gemacht wird, der Gläubiger ſich 
die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung gefallen Laffen muß. 
IV. C. S. i. S. Sommerfeldt c. Viebeg vom 20. März 1897, 
Nr. 325/96 IV. 

38. Die Reviſion wird darauf geſtützt, daß der $ 690 
Abſ. 1 der C. P. O. im vorliegenden Falle deswegen keine An⸗ 
wendung finden könne, weil bei der Anſtellung der Klage die 
Pfändung bereits aufgehoben und damit die Zwangs vollſtreckung 
beendet geweſen ſei; ein Widerſpruch gegen die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung werde hiernach mit der Klage nicht geltend gemacht. 
Dieſe Ausführung iſt unrichtig. Allerdings greift der im § 690 
Abſ. 1 der C. P. O. beſtimmte Gerichtsſtand dann nicht Platz, 
wenn die Zwangsvollſtreckung vollſtändig beendigt iſt. Die voll- 
ſtändige Beendigung der Zwangsvollſtreckung tritt aber erſt mit 
der Befriedigung des Gläubigers ein (Entſch. des R. G. Bd. 22 
S. 267) und es kann daher in der Aufhebung einer einzelnen 
Vollſtreckungsmaßregel, hier der Pfändung gegen Sicherheits- 
leiſtung, da dem Gläubiger dadurch keine Befriedigung zu Theil 
wird, eine Beendigung der Zwangsvollſtreckung nicht gefunden 
werden (vergl. die Kommentare zur C. P. O. von Wilmowski 
und Levy Note 6 zu $ 690 (7. Auflage Bd. II S. 998) und 
von Gaupp Note II Nr. 4 zu § 690. (2. Auflage Bd. II 
S. 380). Die Anwendbarkeit des § 690 Abſ. 1 a. a. O. auf 
den vorliegenden Fall ſteht ſchon hiernach außer Frage. Sie 
findet aber außerdem ihre Rechtfertigung in der anderen Erwä⸗ 
gung, daß die Gründe, aus denen der Geſetzgeber dasjenige 
Gericht, in deſſen Bezirk die Zwangsvollſtreckung erfolgt iſt, 
mit der Entſcheidung des Interventionsſtreites betraut hat, 
offenbar ihre Geltung im Weſentlichen für den Fall behalten, 
wenn die Pfändung gegen Sicherheitsleiſtung aufgehoben iſt, 
da durch dieſe Maßregel ja der Interventionsſtreit ſelbſt gar 
nicht berührt wird. V. C. S. i. S. Kerſten c. Zieſe vom 
27. Februar 1897, Nr. 292/96 V. 

39. In einem Vorprozeſſe der Parteien iſt der, Bekl. durch 
das Urtheil des L. G. zu E. vom 9. März 1894 rechtskräftig 
verurtheilt worden, Ziegelſteine herauszugeben und einen Ziegel- 
ofen wieder herzuſtellen. Unter der Behauptung, daß der Bekl. 
zur Herausgabe der Steine nicht im Stande ſei, fordert Kl. 
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mit der beim L. G. zu B. erhobenen Klage vom Bekl. Erſatz 
des Werthes der Steine. Das L. G. zu B. hat die Klage 
abgewieſen, weil zur Entſcheidung über dieſelbe gemäß § 7 78 
Abſ. 2 und § 707 der C. P. O. das L. G. zu E. ausſchließlich 
zuſtändig ſei. Das O. L. G. iſt dieſem Entſcheidungsgrunde 
beigetreten und hat ferner angenommen, daß die Zuſtändigkeit 
des L. G. B. ſich auch aus dem Geſetze vom 3. April 1888, be⸗ 
treffend die Errichtung eines L. G. in B. nicht herleiten laſſe. 
Die Reviſion der Kl. iſt zurückgewieſen. IV. C. S. i. S. 
Löwenſtein c. Glöckner vom 20. März 1897, Nr. 318/96 IV. 
Zur Konkursordnung und dem Anfechtungs⸗ 
geſetz. | 

40. Aufhebung des B. U. wegen ungenügender Begründung 
und Verkennung des Begriffs der Zahlungseinſtellung. VI. C. S. 
i. S. Lalande & Co. c. Rosmanith u. Schaurte Konk. vom 
4. März 1897, Nr. 341/96 VI. | 

41. Die Rüge der. Revifion iſt unbeachtlich. Es handelt 
ſich dabei um die Würdigung des Vorbringens der Kl., daß 
der Prozeßbevollmächtigte des Bekl., Rechtsanwalt N., welcher 
dieſerhalb als Zeuge benannt iſt, zu der Zeit, als von ihm der 
Auftrag zur Zwangsvollſtreckung gegen den klägeriſchen Gemein⸗ 
ſchuldner gegeben worden, bereits gewußt habe, daß bei dieſem 
mehrfach Wechſel proteſtirt, ſowie daß Klagen gegen ihn an⸗ 
hängig und Pfändungen erfolgt ſeien. Durchaus beizutreten iſt 
den Ausführungen des angefochtenen Erkenntniſſes, wonach, wenn 
dieſe Umſtände gegen einen Kaufmann vorliegen, daraus noch 
nicht zu folgern iſt, daß ſolcher ſeine Zahlungen eingeſtellt habe, 
und wonach ferner ſich dann auch aus der- Kenntniß jener Mo⸗ 
mente noch nicht ergiebt, daß derjenige, der dieſe Kenntniß beſitzt, 
nothwendig daraus auf das Vorliegen der Zahlungseinſtellung 
im geſetzlichen Sinne bei der betreffenden Perſönlichkeit ſchließen 
müſſe. Die Reviſion geht fehl, wenn ſie annimmt, daß letzteres 
jedenfalls dann unrichtig ſei, falls wie hier derjenige, dem jene 
Kenntniß beiwohnt, ein Rechtsverſtändiger ſei. Auch ein ſolcher 
kann allein aus den in Frage ſtehenden Momenten, welche an 
ſich nicht im Stande ſind, etwas weiteres als eine Zahlungs; 
ſtockung anzuzeigen, nicht zu der Folgerung gelangen, daß eine 
Zahlungs einſtellung vorliege. VI. C. S. i. S. Schmidt 
Konk. c. Fließbach vom 5. April 1897, Nr. 377/96 VI. 

42. Durch die Begebung eines Wechſels werden, wie in 
Rechtſprechung und Rechtslehre allgemein angenommen wird, 
unter der Herrſchaft der Wechſelordnung an ſich nur die Rechte 
aus dem Wechſel ſelbſt auf den Inhaber des Wechſels über⸗ 
tragen, nicht auf die Forderungen, welche zur Wechſelziehung 
Veranlaſſung gaben. (Vergl. Eniſch. des R. G. Bd. 28 
S. 60 ff., Entſch. des R. O. H. G. Bd. 16 S. 147, Bd. 18 
S. 190, Bd. 19 S. 170, Bd. 23 S. 216 ff., ferner Rehbein, 
Wechſelordnung S. 38 und Staub ebenda S. 47.) Das hat 
auch das O. L. G. nicht verkannt. Es hat aber angenommen, 


mit Rückſicht auf eine beſtehende kaufmänniſche Uebung ſei in 


Fällen der vorliegenden Art, d. h. bei Hingabe von nicht 
acceptirten Wechſeln an ein kreditgebendes Bankhaus, durch 
deſſen Vorſchüſſe der Kreditnehmer erſt in den Stand geſetzt 
werde, ſeine Gefchäfte zu machen, in Ermangelung beſonderer 
Abmachungen ſtets anzunehmen, daß nach ſtillſchweigender 
Abſicht und Uebereinkunft der Parteien nicht blos die Rechte 
aus den Wechſeln ſelbſt, ſondern auch die der Wechſelziehung zu 


Grunde liegenden Forderungen auf den Kreditgeber übergehen 
ſollten. Nun iſt zwar ein beſonderer Vertrag mit dieſem 
Inhalte wohl möglich; auch liegt es in der Natur der Sache, 
daß bei einem Kontokurrentverhältuiß, bei welchem ſich der 
Kreditnehmer verpflichtet, zur Deckung der erhaltenen Vorſchüſſe 
dem Kreditgeber die auf ſeine Kunden gezogenen, von dieſen 


aber nicht acceptirten Wechſel zu übergeben, der Kreditgeber 


von der Vorausſetzung ausgeht, der Kreditgeber ermächtige ihn 
zur Einziehung der Waarenforderungen und verpflichte ſich, 
dieſe Forderungen nicht ſelbſt einzuziehen, oder anderen Per⸗ 
ſonen zu cediren. Aber weder ein derartiges Verſprechen noch 
ein ausdrückliches der Kl. in ihrem eigenen Intereſſe und zu 
ihrem eigenen Vortheile ertheiltes Inkaſſomandat (mandatum 
in rem suam) würde einen Ausſonderungsanſpruch, wie 
ihn die Kl. erhoben hat, rechtfertigen. Näher dargelegt. 
II. C. S. i. S. Baecker & Döpping Konk. o. Berg.⸗Märk. 
Bank vom 23. März 1897, Nr. 35/97 II. 5 

43. Die Preuß. K. K. O. vom 8. Mai 1855 $ 203 be⸗ 
ſtimmte allerdings: Eine Klage auf Vernichtung des Akkordes 
kann von jedem durch den Akkord betroffenen Gläubiger gegen 
den Gemeinſchuldner erhoben werden, wenn erſt nach Ablauf 
der zur Einlegung des Einſpruches gegen die Beſtätigung des 
Akkords beſtimmten Friſt entdeckt wird, daß das zur Konkurs- 
maſſe gehörige Vermögen theilweiſe verheimlicht oder bei Seite 


geſchafft worden iſt, oder daß Schulden ganz oder theilweiſe 


erdichtet ſind, oder daß einem oder mehreren Glänbigern, ohne 
deren Einwilligung die geſetzlichen Erforderniſſe zum Akkord 
nicht vorhanden geweſen wären, für ihre ertheilte Einwilligung 
von dem Gemeinſchuldner oder von einer anderen Perſon ein 
beſonderer Vortheil heimlich gewährt oder verſprochen worden 
iſt. Aber ſchon der Entwurf einer deutſchen Gemeinſchuldordnung 


von 1873, § 186, welcher im Falle des Betruges jedem 


Gläubiger nur die Klage auf Anfechtung des vergleichsmäßigen 
Erlaſſes feiner Forderung unbeſchadet der ihm durch den. Ver⸗ 
gleich gewährten Befugniſſe giebt, hat den drei Fallen der Preuß. 
K. K. O. die clausala generalis beigefügt: „oder wenn der 
Zwangsvergleich in anderer Weiſe durch Betrug zu Stande ge⸗ 
bracht iſt.“ In den Motiven dieſes Entwurfes, welche zunächſt 
das Verlaſſen des Nichtigkeitsprinzips rechtfertigen, iſt geſagt: 
Die Anfechtungsgründe beruhen darauf, daß entweder die Gläu⸗ 
biger bei Beurtheilung des Vergleiches in einen weſentlichen 
Irrthum über die Sachlage verſetzt worden ſeien (vergl. Straf⸗ 
geſetzbuch für das Deutſche Reich § 281 Ziffer 1, 2, 8 282) 
oder daß. unmittelbar der Abſchluß oder die Beſtätigung des 
Vergleiches betrüglich bewirkt ſei. In letzter Hinſicht verdiene 
die heimliche Begünſtigung eines Gläubigers hervorgehoben 
zu werden. Die R. K. K. O. § 182 (wie ſchon der Entwurf) 
hat nun von jeder Exemplifikation Abſtand genommen und ge⸗ 
währt jedem Gläubiger, wenn der Zwangsvergleich durch Betrug 
zu Stande gekommen iſt, das Recht zur Anfechtung des ver⸗ 
gleichsmäßigen Erlaſſes ſeiner Forderung, unbeſchadet der ihm 
durch den Vergleich gewährten Rechte (unter der hier nicht in 
Frage ſtehenden Vorausſetzung, daß der Gläubiger ohne Ver⸗ 
ſchulden außer Stande war, den Anfechtungsgrund in dem Be⸗; 
ſtätigungeverfahren geltend zu machen). Die Motive beſchäftigen 
fi, indem. fie vorausſchicken, Betrug entkräfte jeden Vertrag 
und jedes Urtheil, nur mit der Begründung des Anfechtungs⸗ 
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prinzips gegenüber dem gemeinen, franzöſtſchen und preußiſchen 
Rechte, wonach jeder Gläubiger über ſein Intereſſe hinaus die 
Nichtigkeit des Zwangsvergleiches herbeiführen kann. In der 
Reichs ⸗Juſtizkommiſſion fand eine Erörterung nur ſtatt über 
den Begriff des Betruges. Hervorgehoben wurde, Betrug ſei 
hier in der civilrechtlichen Bedeutung zu verſtehen; erforderlich 
ſei abfichtliche Erregung oder Unterhaltung eines Irrthums, 
welcher ſich als kauſal für das Zuſtandekommen des Vergleiches 
barftelle, während die Richtung auf beabſichtigten Vermögens- 
vortheil und Vermögensbeſchädigung hier ſchon durch das be⸗ 
zweckte Rechtögeſchäft gegeben ſei. Von dem Vertreter des 
Bundesraths wurde hierbei, im Anſchluß an die Motive zu der 
Bestimmung in $ 173 Ziffer 1 der K. K. O. bemerkt, unter 
Betrug in $ 182 ſei etwas Anderes, Engeres zu verſtehen als 
in der dort genannten Begünſtigung oder unlauteren Handlungs» 
weile. Der von einer Seite angeregte Gedanke, zu der Exem⸗ 
plififation des $ 186 des Entwurfs einer Gemeinſchuldordnung 
zurückzukehren, fand keinen Anklang (Protokoll S. 114, 115, 
I. Sarwey, Kommentar zur R. K. K. O., 3. Aufl. S. 818 ff.). 
Die Anſicht des B. G., welche weſentlich auf ſeiner Auf⸗ 
faſſung von der Entſtehungsgeſchichte des 8 182 der K. K. O. 
beruht, wird inſoweit hiernach durch dieſelbe nicht beſtätigt, ſon⸗ 
dern geradezu widerlegt. Die R. K. K. O. weicht vielmehr be⸗ 
wußt von der Preuß. K. K. O. ab, wie ſchon der Entwurf der 
Gemeinſchuldordnung mit der olausala generalis ein allgemeines 
Prinzip aufgeftellt hat. Für die Preuß. K. K. O. könnte be⸗ 
zweifelt werden, ob ſie die Nichtigkeitsklage überhaupt an die 
Vorauzſetzung des Betruges knüpfte oder ob ſie in den von ihr 
genannten Fällen eine abſolute Präſumtion des Betruges und 
des durch ſolchen herbeigeführten Abſchluſſes des Akkordes auf- 
ſtellte. Jedenfalls ließ fie die Nichtigkeitsklage nur in dieſen 
drei Fällen zu und ſchloß damit die Nichtigkeitsklage für den 
Fall aus, wenn die Zuſtimmung gerade desjenigen Gläubigers, 
welcher für ſeine Zuſtimmung zum Akkord den beſonderen Vor⸗ 
theil erhalten hat, nicht ausſchlaggebend für das Zuſtandekommen 
des Akkords war, obwohl klar vorliegen mochte, daß andere 
(nicht begünftigte) Gläubiger, ohne deren Zuſtimmung der Ver⸗ 
gleich nicht zu Stande gekommen wäre, von dem Gemeinſchuldner 
oder einem Dritten in Beziehung auf die Gewährung beſonderer 
Vortheile an jenen Gläubiger oder einzelne Gläubiger getäuſcht 
worden ſind und ſie bei Kenntniß ſolcher heimlichen Begünſti⸗ 
zung nicht für den Akkord geſtimmt hätten. Nach der clausala 
generalis der Gemeinſchuldordnung wäre auch die Berückſichti⸗ 
gung dieſes Falles möglich geweſen. Daß die R. K. K. O. beim 
Zutreffen diefer Merkmale die Anfechtung wegen Betruges nicht 
ausſchließen will, kann bei der abſichtlich allgemeinen Faſſung 
des 9 182 nicht bezweifelt werden. Inwiefern die übrigen Vor⸗ 
ſchrften der K. K. O. dieſer Auffaffung entgegenſtehen ſollten, iſt 
nicht erſichtlich. Dies gilt insbeſondere von §88 168, 213 der 
K. K. O. Die Vorſchrift, welche jedes andere Abkommen des 
Gemeinſchuldners oder anderer Perſonen mit einzelnen Gläubi⸗ 
dern, durch welches dieſe bevorzugt werden ſollen, für nichtig 
erllätt (9 168 Satz 2) hat ſelbſtſtändige Bedeutung als Schutz⸗ 
vorſchrift gegen die auch nur mögliche Benachtheiligung der 
Gläubiger durch geheime Abkommen und bezweckt thunlichſte 
Abhaltung von derlei Abkommen. Mehr ſagt auch das von 
dem B. G. citirte Urtheil des I. C. S. (Entſch. des R. G. in 


Civilſachen Bd. XXVIII S. 96 ff.) nicht; insbeſondere iſt da⸗ 
ſelbſt die Beſtimmung des § 168 Satz 2 nicht in eine Be⸗ 
ziehung zu derjenigen des § 182 gebracht, welche die einſchrän⸗ 
kende Auslegung des B. G. rechtfertigte (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 30 S. 24). In ähnlicher Weiſe verhält es ſich 
mit der Strafvorſchrift des $ 213. Die Handlung des Gläu⸗ 
bigers, welcher ſich beſondere Vortheile dafür hat gewähren oder 
verſprechen laſſen, daß er bei den Abſtimmungen der Konkurs- 
gläubiger in einem gewiſſen Sinne ſtimme (z. B. für einen 
vorgeſchlagenen Zwangsvergleich), iſt unter Strafe geſtellt wegen 
der Möglichkeit, daß er durch ſeine Abſtimmung auf die 
Rechte der übrigen Gläubiger zwingend einwirkt. (Motive zu 
$ 213 S. 461, 462, Entſch. des R. G. in Strafſachen 
Bd. XII S. 122 ff.) Desgleichen läßt die Beſtimmung in 
§ 173 Nr. 1, wonach der Vergleich auf Antrag eines nicht 
bevorrechtigten Konkursgläubigers von dem Konkursgerichte zu 
verwerfen iſt, wenn der Vergleich durch Begünſtigung eines 
Gläubigers oder ſonſt in unlauterer Weiſe zu Stande gebracht 
iſt, nicht den Schluß darauf zu, daß die in § 182 allgemein 
ſtatuirte nachträgliche Anfechtbarkeit des Zwangsvergleichs in 
dem hier fraglichen Falle nur zuläſſig ſein ſollte, wenn ohne 
die Einwilligung des begünſtigten Gläubigers der Zwangsver⸗ 
gleich nicht angenommen wäre. Die Anſicht des B. G. iſt auch 
ſoviel erſichtlich in der Literatur nirgends vertreten. Es muß 
vielmehr in Uebereinſtimmung mit der Doktrin angenommen 
werden, daß die Anfechtung des Zwangsvergleichs nach $ 182 
geſtattet iſt, wenn nur der Beweis erbracht wird, daß ein Be⸗ 
trug das Zuſtandekommen des Vergleichs bewirkt hat. Liegt 
vor, daß Vermögensſtücke verheimlicht oder bei Seite geſchafft 
oder daß erdichtete Schulden aufgeſtellt worden ſind, dann wird 
die Annahme des betrüglichen Zuſtandekommens des Zwangs⸗ 
vergleichs ohne Weiteres gerechtfertigt ſein. Denn die Kenntniß 
der wirklichen Aktiv⸗ und der Paſſivmaſſe bilden für alle inter⸗ 
eſſirten Gläubiger die ſelbſtverſtändliche Grundlage für ihre 
Entſchließung, ob ſie ſich auf einen proponirten Zwangsvergleich 
einlaſſen wollen oder nicht. In anderen Fällen kommt es auf 
die konkrete Prüfung der Umſtände an. Insbeſondere iſt es 
Thatfrage, ob beim heimlichen Abſchluſſe begünſtigender Ver⸗ 
träge mit einem Gläubiger oder mehreren einzelnen Gläubigern 
dann, wenn zwar nicht die Zuſtimmung dieſer begünſtigten 
Gläubiger, wohl aber diejenige anderer zurückgeſetzter Gläubiger 
für das Zuſtandekommen des Vergleichs ausſchlaggebend war, 
angenommen werden kann, daß fie von dem Genteinſchuldner 
(oder einem Dritten) in Beziehung auf ſolche Verträge (auf den 
Nichtabſchluß derſelben) in Irrthum verſetzt und dieſer Irrthum 
kauſal für ihre Zuſtimmung zu dem Zwangsvergleiche geweſen 
iſt. Hierbei iſt nicht einmal erforderlich, daß die begünſtigten 
Gläubiger den beſonderen Vortheil neben dem allen Gläubigern 
durch den Zwangsvergleich Gebotenen für ihre Zuſtimmung 
zugeſagt erhielten, oder daß ſie in der That nur durch den be⸗ 
währten beſonderen Vortheil zur Abgabe ihrer Stimme für den 
Vergleich beſtimmt worden find, auch nicht, daß fie für den 
Vergleich geſtimmt haben. Es wird ſich auch nicht empfehlen, 
in ſolchen Fällen bei der thatſächlichen Würdigung der Frage, 
ob maßgebende Gläubiger durch den Abſchluß heimlicher Be⸗ 
günſtigungsgeſchäfte mit andern Gläubigern getäuſcht und hier⸗ 
durch zur Abgabe ihrer Stimme für den Vergleich bewogen 
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worden find, ob fie bei Kenntniß der wirklichen Sachlage ihre 
Zuſtimmung verweigert hätten, der Zwangsvergleich alſo nicht 
zu Stande gekommen wäre, einen zu ſtrengen Maßſtab anzu⸗ 
legen. Soweit hierbei die Abſicht der Benachtheiligung oder die 
objektive Benachtheiligung der zurückgeſetzten Gläubiger in Be⸗ 
tracht kommt, iſt zu berückſichtigen, daß, falls die Gläubiger als 
Konkurödividende nicht mehr oder weniger vielleicht erlangt hätten, 
als ihnen durch den Zwangsvergleich geboten wird, doch der 
Gemeinſchuldner grundſätzlich beim Zuſtandekommen eines 
Zwangs vergleichs von der Verpflichtung, den Ausfall der Gläu⸗ 
biger nachträglich zu erſetzen, befreit wird, während beim regel ⸗ 
mäßigen Verlaufe des Konkursverfahrens nach der Aufhebung 
deſſelben die nicht befriedigten Konkursgläubiger ihre Forderungen 
bezw. ihren Ausfall gegen den Gemeinſchuldner unbeſchränkt 
geltend machen können (§ 152 der K. K. O.). VI. C. S. 
i. S. George und Gen. o. Wintzer vom 25. März 1897, 
Nr. 365/96 VI. 

44. Dem B. G. iſt zwar darin beizutreten, daß der An⸗ 
fechtungsanſpruch von der Forderung, wegen deren er dem 


Gläubiger zuſteht, ſich nicht loslöſen läßt. Eine ſelbſtändige 


Exiſtenz, vermöge deren er nach der Befriedigung des Gläubigers 
noch fortdauern könnte, beſitzt er nicht. Es herrſcht auch, ſoweit 
erſichtlich, kein Streit darüber, daß er ohne die Forderung nicht 
cedirt werden kann (vergl. Coſack, das Anfechtungsrecht der 
Gläubiger, S. 305; Jaeckel, die Anfechtung von Rechtshand⸗ 
lungen zahlungsunfähiger Schuldner, 2. Aufl. S. 199, Peterſen 
und Kleinfeller, K. K. O. und R. Geſ. vom 21. Juli 1879, 
3. Aufl., Anmerk. II zu § 1 des Geſetzes vom 21. Juli 1879, 
S. 655; Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 30 S. 74). 
Unrichtig iſt aber, daß durch die Abtretung der Forderung das 
Anfechtungsrecht in der Perſon des Cedenten untergehe: Das 
Anfechtungsrecht ſteht dem Gläubiger als ſolchem zum Zwecke 
feiner Befriedigung zu ($ 1 des Geſetzes vom 21. Juli 1879), 
und ein Wechſel in der Perſon des Gläubigers, wie er durch die 
Ceſſton der Forderung eintritt, hat daher nicht den Untergang 
des Anfechtungsrechts, ſondern deſſen Uebergang auf den Ceſſionar, 
auch ohne ausdrückliche Mitabtretung, zur Folge (S 402 A. L. R. 
Thl. 1 Tit. 11). Das vom Ceſſionar auszuübende Anfehtungs- 
recht iſt kein neues, in ſeiner Perſon erſt entſtehendes, ſondern 
daſſelbe Recht, das bis dahin dem Cedenten zuſtand. Daher 
bedarf der Ceſſionar keines neuen vollſtreckbaren Titels und keiner 
auf ſeine Perſon lautenden Vollſtreckungsklauſel (vergl. Peterſen 
und Kleinfeller a. a. O., Anm. II zu 8 2 des Geſetzes vom 
21. Juli 1879, am Schluſſe, S. 663), und ebenſo behält die 
vom Cedenten nach § 4 des Geſetzes erlaſſene Ankündigung ihre 
Wirkung auch nach der Ceſſion zu Gunſten des Ceſſionars 
(vergl. Coſack a. a. O. S. 228; Jaeckel a. a. O. S. 167; 
Peterſen und Kleinfeller a. a. O., Anm. III zu § 4 des Geſetzes 
vom 21. Juli 1879, Seite 674). Es erſcheint als eine völlig 
unannehmbare Konſequenz der gegneriſchen Meinung, daß das 
Anfechtungsrecht trotz der rechtzeitig erfolgten Ankündigung nicht 
mehr geltend gemacht werden dürfe, wenn die Forderung nach 
Ablauf der im $ 3 Ziffer 2 bis 4 des Geſetzes beſtimmten 
Friſten cedirt wird. Weiter eingehend begründet. Insbeſondere 
heißt es: Die Abtretung der Forderung, wegen deren das An⸗ 
fechtungsrecht ausgeübt wird, hat, wenn ſie während des An⸗ 
fechtungsprozeſſes erfolgt, als Ceſſion des in dieſem geltend 


gemachten Anſpruchs der Beſtimmung des § 236 Abi. 2 
C. P. O. gemäß keinen Einfluß auf den Prozeß. VI. C. S. 
i. S. Vorſchuß⸗ und Sparverein zu Neuſtadt a. D. c. Stolle 
vom 18. März 1897, Nr. 404/96 VI. 

45. Allerdings haben die Vorinſtanzen den Rechtsgrund 
der unentgeltlichen Eig⸗nthumsübertragung (Schenkung, Aus⸗ 
ſtattung oder anderes) nicht ausdrücklich feſtgeſtellt. Das war 
aber auch nicht erforderlich, denn eine Rechtshandlung, d. h. eine 
auf dem Willen des Schuldners beruhende Handlung von recht⸗ 
licher Wirkung (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1889 
S. 20) liegt ſchon in der Eigenthumsübertragung ſelbſt, ohne 
daß es noch der weiteren Feſtſtellung des Rechtsgrundes der⸗ 
ſelben bedürfte, zumal die Rechtswirkſamkeit der Rechtshandlung 
nicht beſtritten iſt. III. C. S. i. S. Schröter e. Seering 
vom 30. März 1897, Nr. 348/96 III. | 

Zur Rechtsanwaltsgebührenordnung und dem 
Gerichtskoſtengeſetz. 

46. Abänderung eines Beſchluſſes des O. L. G. in Er⸗ 
wägung, daß der Rechtsanwalt die Gebühr des § 23 Nr. 1 
der R. A. G. O. für feine Thätigkeit im Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
(vergl. § 38 Nr. des G. K. G.), alſo im Falle des § 100 der C. P. O. 
auch dann zu beanſpruchen hat, wenn die von ihm vertretene Partei 
nach der vom Gerichte vorgenommenen Ausgleichung der beider⸗ 
ſeitigen Anſprüche nichts erſtattet verlangen kann, in Erwägung, 
daß ſonach die weitere Beſchwerde der Kl. darüber, daß die 
Gebühr für die Thätigkeit ihres Prozeß bevollmächtigten im 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren vom O. L. G. ganz geſtrichen iſt, 
begründet erſcheint, in Erwägung jedoch, daß dieſe Gebühr 
weder von dem Geſammtbetrage beider Forderungen noch von 
dem Betrage der Liquidation der einen oder der anderen Partei, 
ſondern von dem bei der Ausgleichung ermittelten Betrage, 
welcher von einer Partei an die andere zu erſtatten iſt, zu be⸗ 
rechnen iſt (vergl. Beſchluß des I. C. S. des R. G. vom 
19. Juni 1886 BI 38/86 bei Bolze Bd. 3 S. 304 Nr. 1011). 
V. C. S. i. S. Bangert c. Mansfelder Kupferſchiefer bauende 
Gewerkſchaft vom 7. April 1897, B Nr. 56/97 V. 

47. Nach § 23 Nr. 1 der Gebührenordnung ſtehen dem 
Rechtsanwalt für die Thätigkeit bei der Verhandlung und 
Entſcheidung über Beſtimmung und Aenderung von Ter⸗ 
minen, und dahin gehört die Verhandlung und Entſcheidung 
über einen Vertagungsantrag, eine Gebühr von drei Zehn- 
theilen der vollen Gebühr zu. Die Prozeßgebühr abſorbirt 
dieſe Verhandlungsgebühr nicht. Nach 88 25, 29 kann dieſe 
Theilgebühr nur nicht neben der vollen Verhandlungsgebühr 
der 88 13, 16 gefordert werden. Die Theilgebühr des § 23 
kann auch nicht dadurch abſorbirt werden, daß in der Ber- 
handlung vom 19. November nicht kontradiktoriſch über die 
Koſten verhandelt iſt. Denn dieſe Gebühr beträgt nur 
3,50 Mark und kann die bereits verdiente höhere Gebühr des 
8 23 nicht beſeitigen. Dagegen wird allerdings dieſe niedrigere 
Gebühr durch die höhere Gebühr aus § 23 nach $ 25 der 
Gebührenordnung abſorbirt. I. C. S. i. S. Gebr. Lewy 
c. Joſeph vom 3. April 1897, B Nr. 25/97 J. 

48. Die Beſchwerde iſt unbegründet. Das L. G. hat 
keinen Beſchluß im Sinne der 88 15 und 16. des 
G. K. G., ſondern einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß erlaſſen 
und nur in den Gründen den Parteien gegenüber aus 
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geſprochen, daß die Gebühren für den Erſtattungsantrag nicht 
nach dem richtigen Objekte bemeſſen ſeien. Da der Koften- 
feſtſetzungsbeſchluß auch bei ſolchem Inhalte dem Rechts⸗ 
anwalte gegenüber keine verbindliche Kraft hat und ihn nicht 
hindert, anderweitige Beſtimmung des Streitwerthes zu be⸗ 
anttagen, liegt der Fall des § 12 der R. A. G. O. nicht vor 
und es iſt der Rechtsanwalt zur Erhebung der Beſchwerde in 
eigenem Namen nicht befugt (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1891 


S. 200 Nr. 14, 1893 S. 37 Nr. 5 und S. 563 Nr. 25, 


1894 S. 9 Nr. 15, Bolze Bd. 21 S. 372 Nr. 732). Mit 
einem dem § 1 6 des G. K. G. entſprechenden Antrage iſt das 
L. G. nicht befaßt geweſen. V. C. S. i. S. Klinke c. Fiſcher 
vom 20. März 1897, B Nr. 44/97 V. 

49. Die Beſchwerde iſt begründet. Der Bekl. hat in der 
Eingabe vom 9. Februar 1897 nicht die Berichtigung des 
Koſtenfeſtſetzungsbefchluſſes verlaugt, vielmehr gebeten, daß die 
Gerichtskaſſe zur Zurückzahlung des zu viel erhobenen Koſten⸗ 
vorſchuſſes augewieſen werde. Es iſt dies eine Erinnerung gegen 
die von der Gerichtskaſſe aufgeſtellte Koſtenrechnung. Ueber die⸗ 
ſelbe hatte deshalb nach § 4 des G. K. G. das Gericht I. J. 
zu entſcheiden und war gegen dieſe Entſcheidung die Beſchwerde 
nach $ 531 der C. P. O. zuläſſig. VI. C. S. i. S. Posner 
u. Windholz e. Hillmer vom 8. April 1897, B Nr. 64/97 VI. 

II. Das Handelsrecht. | 

50. Es erſcheinen die beſonderen handelsrechtlichen Normen 
über die Haftung des Uebernehmers eines fremden Handels⸗ 
geſchäftes für die Handelsſchulden des früheren Geſchäftginhabers 
hier als verletzt. Zwar iſt dem B. G. darin beizuſtimmen, daß 
aus der bloßen Thatſache, daß der Bekl. das R.ſche Geſchäft unter 
derſelben Firma fortgeführt hat, eine ſolche Haftung noch 
nicht folgt. Freilich iſt die entgegengeſetzte Rechtsanſicht früher 
auf Grund des Art. 23 des H. G. B. aufgeſtellt worden von 
Thöl „(Praxis des Handelsrechts und Wechſelrechts, Heft 1 
S. 3ff., auch Handelsrecht Bd. 1 [Auflage 6] § 53, S. 175), 
mit dem im Weſentlichen übereinſtimmen Anſchütz und v. Völ⸗ 
derndorff, Kommentar, Bd. 1, zu Art. 23, S. 192 ff. (zweite 
Auflage, von Allfeld, S. 158 ff.), und wenigſtens für den 
Fall, daß der Erwerber des Geſchäftes und der Firma nicht die 
Schuldübernahme durch öffentliche Bekanntmachung abgelehnt 
hat, iſt gleicher Meinung Coſack, Handelsrecht (Auflage 3), 
9 14, S. 61 ff., insbeſondere S. 64, und jetzt auch Staub, 
Kommentar (Auflage 3 und 4), 88 13 und 14 zu Art. 22, 
S. 49f. Dieſe Lehren werden aber nicht nur von der Mehr⸗ 
zahl der Schriftſteller nicht gebilligt; vergl. z. B. Regels⸗ 
berger, in der Zeitſchrift für Handelsrecht, Bd. 14 S. ff., 
Simon, ebenda, Bd. 24 S. 91 ff., und Behrend, Handels⸗ 
recht, Bd. 1 S. 217 ff.; ſondern auch das R. O. H. G. iſt 
denſelben ſtets durchaus entgegengetreten. Nun iſt freilich der 
III. C. S. des R. G. hiervon inſofern abgewichen, als er in 
mehreren Fällen, wo bei Uebertragung der Firma auch Ueber⸗ 
gang aller Aktiven und Paffiven verabredet war, den neuen In⸗ 
haber durch den Gebrauch der Firma ohne Weiteres für den 
ilteren Gläubiger haftbar geworden erachtet hat; vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen, Bd. 2 S. 55 f. und Bd. 15 S. 53 f., 
ſowie das Urtheil in der Sache III. 366/85 (bei Bolze, Praxis 
des R. G., Bd. 3 Nr. 569, fälſchlich bezeichnet als „386/85 ). 
Dieſe Entſcheidungen ſind zwar alle in gemeinrechtlichen Sachen 
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ergangen, aber nicht auf Grund allgemeiner Grundſätze des ge⸗ 
meinen Rechtes, andererſeits übrigens auch nicht auf Grund des 
von Thöl hier für durchſchlagend gehaltenen Art. 23 des 
H. G. B., ſondern auf Grund der Annahme einer allgemeinen 
Deutſchen Handelsgewohnheit im Sinne des Art. 1 des H. G. B., 
allenfalls auch nur einer allgemeinen Handelsſitte im Sinne des 
Art. 279 daſelbſt. Der I. C. S. des R. G. hat übrigens 


laut der Entſcheidungen in Civilſachen, Bd. 17, S. 97 ff., zwar 


dieſen Rechtsſatz als einen in der Rechtſprechung ſchon aner- 
kannten hingeſtellt, dann aber doch deſſen Berechtigung bezweifelt. 
Dieſe Frage bedarf hier indeſſen keiner Entſcheidung; denn auch 
die Rechtsauffaſſung des III. C. S., über welche hinauszugehen 
keinenfalls ein Grund vorliegen würde, iſt doch in jenen Ent⸗ 
ſcheidungen nur dahin gegangen, daß dem Gebrauche der Firma 
durch den neuen Erwerber die fragliche Rechtsfolge inſoweit 
zuzuſchreiben ſei, als dieſer in dem betreffenden Vertrage die 
Geſchäftsſchulden ausdrücklich übernommen habe (vergl. auch 
Staub a. a. O. § 13 zu Art. 22, S. 50), während die hier 
eingeklagten Anſprüche von der Schuldübernahme durch den Bekl. 
gerade beſonders ausgenommen worden ſind. Ergiebt ſich ſonach 
aus dem ſoeben Erörterten allerdings kein Bedenken gegen die 
Gründe des angefochtenen Urtheils, ſo ſteht es dagegen anders, 
ſobald man die Beurtheilung in's Auge faßt, die der Behaup⸗ 
tung der Kl., daß mit dem Willen des Bekl. die Uebernahme 
aller Aktiva und Paſſiva durch ihn dem intereſſirten Publikum 
im Allgemeinen kundgemacht ſei, von Seiten des B. G. zu 
Theil geworden iſt. In dieſer Beziehung ſtand es ſchon in der 
Rechtſprechung des R. O. H. G., dem ſich hierin das R. G. 
völlig angeſchloſſen hat, ganz feſt, daß eine ſolche Kundmachung 
allen Geſchäftsgläubigern ohne Weiteres ein Klagrecht gegen den 
Uebernehmer des Handelsgeſchäftes verſchaffe. Hieran iſt auch 


jetzt feſtzuhalten, indem anzunehmen iſt, daß dieſe, im H. G. B. 


nicht entſchiedene Frage durch einen Handelsgebrauch im Sinne 
des Art. 1 daſelbſt, d. h. alſo gewohnheitsrechtlich, in der an⸗ 
gegebenen Weiſe geregelt iſt; vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen, Bd. 8 S. 65, und Behrend, Handelsrecht, Bd. 1 
§ 37, S. 217. Dieſer Rechtsſatz nun ſollte nach der Mei⸗ 
nung des R. O. H. G. und des R. G. ſicher nie — wie jetzt 
freilich Staub a. a. O. annimmt, obgleich er ſelbſt das Gegen⸗ 
theil für richtig halt — den Sinn haben, daß er nur dann 
gelte, wenn der Uebergang der Aktiva und Paſſiva zwiſchen den 
Kontrahenten wirklich verabredet fel. Es liegt vielmehr in 
der Natur der Sache, eine an Dritte, wenn auch nicht an be⸗ 
ſtimmte Dritte, gerichtete Erklärung dieſer Art nicht blos als 
eine thatſächliche Mittheilung, die richtig oder falſch ſein kann, 
ſondern als eine in rechtsbegründender Abſicht abgegebene Willens⸗ 
erklärung zu behandeln. Näher dargelegt. VI. C. S. i. S. 
Herzfelder & Co. c. Stern vom 1. März 1897, Nr. 389/96 VI. 

51. Nach der Auffaſſung der Vorinſtanz iſt durch § 6 des 
Statuts der klagenden Geſellſchaft vom 22. Oktober 1871 und 
vom 9. April 1885 für den Fall einer Erhöhung des Grund- 
kapitals jedem Gründer der Geſellſchaft das Recht zugefichert 
worden, den neunten Theil von der Hälfte (alſo Yıs) der aus⸗ 
zugebenden Aktien zum Nominalbetrage zu beziehen und zwar 
auch dann, wenn die neuen Aktien zu einem höheren, als dem 
Nominalbetrage ausgegeben werden ſollten. Die Reviſton ſtellt 
die Richtigkeit dieſer, ſowohl auf die Wortfaſſung des § 6, als 
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auf die ſonſtigen begleitenden Umſtände geſtützten Auslegung in 
Frage, jedoch ohne Grund; denn bei dieſer Auffaſſung, welche 
vor Allem dem unzweideutigen Wortlaut des § 6 entſpricht, find 
geſetzliche Interpretationsregeln nicht verletzt. Es kömmt weiter 
in Frage, ob das erwähnte, im Jahre 1871 vereinbarte Be⸗ 
zugsrecht der Gründer durch den ſpäteren Art. 215 a des H. G. B. 
in der Faſſung des R. Geſ. vom 18. Juli 1884, betreffend die 


Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und die Aktiengeſellſchaften, 


insbeſondere durch Abſ. 4: „Eine Zuſicherung von Rechten auf 


den Bezug neu auszugebender Aktien, welche vor dem Beſchluſſe 


auf Erhöhung des Grundkapitals erfolgt, iſt der Geſellſchaft 
gegenüber unwirkſam“, beſeitigt oder wirkungslos gemacht wor⸗ 
den iſt. Dieſe Frage iſt ſowohl von dem Zweiten C. S. des 
R. G. Entſch. Bd. 27 Bl. 1 ff. als von dem Erſten C. S. 


in der Entſch. Bd. 28 S. 75 ff. und in mehrfachen weiteren 


Entſcheidungen verneint worden, weil das erwähnte Bezugsrecht 
ſich als ein wohl erworbenes Recht darſtelle, einem ſolchen 
gegenüber aber der angeführten ſpäteren Geſetzesvorſchrift, wenn 
ſie auch im öffentlichen Intereſſe erlaſſen und für die Zukunft 
zwingender Natur ſei, nicht ohne Weiteres rückwirkende Kraft 
zukommen könne, eine ſolche Rückwirkung auch aus dem ſonſtigen 
Inhalte des Geſetzes vom 18. Juli 1884 nicht hervorgehe, viel⸗ 
mehr aus anderweiten Beſtimmungen deſſelben thunlichite Be⸗ 
rückſichtigung beſtehender Verhältniſſe zu entnehmen ſei und weil 
bei der Berathung der fraglichen Beſtimmung in der Reichs⸗ 
tagskommiſſion und im Reichstage die geſetzgebenden Faktoren 
darüber einverſtanden geweſen ſeien, daß ſie auf die vor dem 
Inkrafttreten des neuen Geſetzes ertheilten Zuſicherungen keine 
Anwendung finde. Es liegt kein Anlaß vor, von dieſer Auf⸗ 
faſſung, welche in Theorie und Praxis zur überwiegenden Herr⸗ 
ſchaft gelangt iſt (vergl. Staub, Kommentar zum H. G. B. 


Art. 215 § 10) abzugehen. Cbenſo wenig kann der Reviſion 


zugegeben werden, daß die thatſächlichen Verhältniſſe des vor⸗ 
liegenden Falles in weſentlichen Punkten anders, als in den von 
jenen beiden Senaten des R. G. entſchiedenen Fällen geſtaltet 
ſeien. Die Reviſion macht im Anſchluß an die Ausführung 
Staub's a. a. O. (vergl. auch Rieſſer, in Goldſchmidt's Zeit⸗ 
ſchrift Bd. 38 S. 125 und Ring, das R. Geſ. vom 18. Juli 1884 
Art. 215 Anm. 11) namentlich geltend, daß das den Gründern 
eingeräumte Vorrecht, die dereinſt auszugebenden Aktien zum 
Nominalbetrage zu beziehen, mit den Beſtimmungen in Abſ. 2 
des angeführten Art. 215: „Ueber die Erhöhung hat die 
Generalverſammlung zu beſchließen .... der Beſchluß hat den 
Mindeſtbetrag zu bezeichnen, für welchen die Aktien auszugeben 
ſind,“ ſowie mit dem hiernach der Generalverſammlung zu⸗ 


ſtehenden Recht, den Ausgabekurs zu beſtimmen, in unverein⸗ 


barem Gegenſatz ſtehe und jener abſoluten Vorſchrift weichen 
müſſe. Allein aus der — für die Zukunft — zwingenden Natur 
dieſer Vorſchrift folgt, wie bereits der I. C. S. in der Entſch. 
Bd. 28 S. 79 gegen die Rieſſerſche Anſicht angedeutet hat, noch 
nicht deren rückwirkende Kraft gegenüber den vor ihrem Sue 
krafttreten begründeten, wohl erworbenen Rechten Dritter. Die 
Reviſion weiſt ſchließlich noch darauf hin, daß durch das mehr⸗ 
gedachte Bezugsrecht der Gründer die Geſellſchaft an der Aus- 
gabe von Aktien zu einem höheren als dem Nominalbetrage 
und damit an der Erhöhung ihres Grundkapitals überhaupt 
verhindert werde. Auch dieſe Bemerkung iſt in ſolchem Um⸗ 


fange nicht zutreffend. Würde die Generalverſammlung bei 
einer Erhöhung des Grundkapitals für die auszugebenden Aktien 
einen höheren als den Nominalbetrag beſtimmen, ſo würde dieſer, 
an ſich dem Art. 215 entſprechende Beſchluß rechtlich nicht 
ungültig ſein, wohl aber alsdann der Geſellſchaft auf Grund 
des früheren Uebereinkommens mit den Gründern die Ver⸗ 
pflichtung erwachſen, dieſen die neuen Aktien zum Parikurſe zu 
beſchaffen und die Differenz zwiſchen dieſem Kurſe und dem Aus⸗ 


gabe⸗Kurſe aus ihren Mitteln zu decken. Daß hiernach wirth⸗ 


ſchaftlich die Erhöhung des Grundkapitals für die Geſellſchaft 
weit weniger vortheilhaft, als beim Nichtbeſtehen des Bezugs⸗ 
rechts der Gründer iſt, kann nicht zur Beſeitigung diefes Rechts 
führen. III. C. S. i. S. Kontinental⸗Kautſchuck⸗ u. Gutta⸗ 
percha⸗Kompagnie o. Magnus vom 19. März 1897, Nr. 3426 III. 

52. Das O. L. G. gelangt zu der Anſicht, daß Bekl. 
vermöge ſeines Verhaltens nach den den Handelsverkehr be⸗ 
herrſchenden Gewohnheiten mit ſeinen verſpäteten Bemängelungen 
der Angemeſſenheit der fraglichen Preisanſätze des Kl. aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Kl. iſt zweifellos Kaufmann und auf ſeiner 
Seite das Geſchäft ein Handelsgeſchäft. Nach der Vorfchrift 
des Art. 277 H. G. B. findet deshalb diejenige des Art. 279 
auf beide Kontrahenten Anwendung; aus Art. 279 ergiebt ſich 
nicht, daß ſeine Feſtſetzung ſich nur auf denjenigen Kontrahenten 
beziehen ſoll, auf deſſen Seite das Geſchäft ein Handelsgeſchäft 
iſt. Die Rüge des Bekl., es fehle an der Feſtſtellung, daß 
Bekl. die betreffende, im Handelsverkehr geltende Gewohnheit 


gekannt habe, geht fehl. Ob Bekl. dieſe Gewohnheit gekannt 


hat, iſt nach Lage der Sache unerheblich; den Art. 279 mußte 


er kennen. Uebrigens iſt darauf khinzuweiſen, daß nach den 


vorliegenden beſonderen thatſächlichen Verhältniſſen auch bei 
Anwendung der Grundſätze des Pr. A. L. R. die Verurtheilung 
des Bekl. gerechtfertigt geweſen wäre. VI. C. S. i. S. Graf 
Oppersdorf c. Roſenthal vom 20. März 1897, Nr. 42/97 VI. 
53. Bekl. war Vermittlerin und zugleich Bevollmächtigte 

der Kl., hatte alſo in deren Auftrag der Oelfabrik Beſigheim 
die Zuſtimmung mitzutheilen, ſo daß das Geſchäft zum Abſchluß 
gebracht worden wäre, ſobald die zuſtimmende Erklärung der 
Bekl. bei der Oelfabrik eintraf, ſollte auch dabei der Name des 
Käufers, alſo der Kl., noch nicht mitgetheilt worden ſein, 
vorausgeſetzt nur, daß die Oelfabrik dieſen Käufer hätte an⸗ 
nehmen müſſen. Daß ſolche Auffaſſung möglich ſei, iſt vom 
R. G. für ähnliche Fälle wiederholt anerfannt worden (vergl. 
Entſch. in Civilſachen Bd. 20 S. 37, Bd. 24 auf S. 69). 
Dies entſpricht für den vorliegenden Fall der Beſtimmung der 
„Grundregel“ in Ziff. 3b, und iſt von ſämmtlichen Betheiligten 
angenommen worden, insbeſondere von der Kl. ſelbſt und auch 
von der Oelfabrik, wie unter anderem ſchon daraus hervorgeht, 
daß der Schlußſchein über das zur Ausführung gelangte Geſchäft 
(Lieferung von 24 000 Centnern Erdnußkuchen zu 14 Mark 
50 Pf.) der Kl. von der Fabrik ertheilt wurde. Hierdurch 
findet auch die von der Reviſion vertheidigte Anſicht, daß die Kl. 
der Bekl. als Kontrahentin im Sinne des Geſetzes gegenüber⸗ 
ſtehe, ihre Erledigung. I. C. S. i. S. Becker c. Deutſche 
Landwirthſchaftsgeſellſchaft vom 24. März 1897, Nr. 401/96 J. 
54. Wäre das Geſchäft nicht zu Stande gekommen, weil 
die Oelfabrik zur Abänderung ihrer Offerte befugt war, ſo hätte 
Bekl. zweifellos ein Verſehen begangen, weil dann ihre Mit- 


— — —— — — 


theilung an Kl. vom 27. Juni 1893 der Sachlage nicht ent⸗ 
ſprochen und ſie die Kl. bis zum 21. Juli in der unrichtigen 
Meinung gelaſſen hätte, daß dieſe noch 12 Waggons zum Preiſe 
von 14 Mark für 100 Kilo gekauft habe. Gewiß müßte ſie 
dann der Kl. den dieſer hieraus erwachſenen Schaden erſetzen. 
Der Schaden wäre jedoch von der Kl. zu liquidiren und zu 
dieſem Behuf könnte Kl. ſich der ſogenannten abſtrakten Schadens⸗ 
berechnung nicht bedienen. Haftete Bekl., ſo würde ſie, obwohl 
ſie nicht Handelsmäkler iſt, doch nur wie ein ſolcher nach Maß⸗ 
gabe des Art. 81 H. G. B. haften. Demnach aber wäre Bekl. 
nur für denjenigen Nachtheil verantwortlich, welcher der Kl. 
aus Handlungen oder Unterlaſſungen erwachſen wäre, zu denen 
ſie wegen der durch das Schreiben vom 27. Juni 1893 in ihr 
hervorgerufenen irrigen Meinung, die 12 Waggons zum Preiſe 
von 14 Mark für 100 Kilo gekauft zu haben, veranlaßt worden 
wäre (vergl. Entſch. des H. O. H. G. Bd. 4 S. 415, des R. G. 
in Civilſachen Bd. 12 S. 15, auf S. 21). In dieſer Beziehung 
fehlt jedoch eine Liquidation völlig und iſt, ſoweit erſichtlich, 
nicht nachzubringen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

55. Ez iſt dem Rkl. zuzugeben, daß bei dem ſogenannten 
Deckungskaufe von dem Käufer ſein eigenes Intereſſe wahr⸗ 
genommen werde, er darf aber dasjenige des Verkäufers weder 
argliſtig noch grobfahrläſſig verletzen, weil dies eben gegen 
Treu und Glauben verftößt (vergl. namentlich die in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1891 S. 422 abgedruckte Entſch. 
des R. G., auch mitgetheilt bei Bolze, Bd. 12 Nr. 467). 
VI. C. S. i. S. Kreis Braunsberg c. Moſer vom 8. April 1897, 
Nr. 380/96 VI. | 

56. Durch die Ausſtellung des Konnoſſements wurde 
gemäß Att. 647, 653 H. G. B. die Verpflichtung der Bekl. 
begründet, dem legitimirten Empfänger mit dem Dampfer Fran⸗ 
cisco verladene 100 Barrels Oel auszuliefern, welche durch dieſe 
Verladung ſo individualiſirt waren, daß ſie durch ein gleiches 
Quantum von Waare derſelben Art nicht erſetzt werden konnten. 
Dem ſteht nicht entgegen, daß das Konnoſſement nicht von dem 
Schiffer des Francisco, ſondern von dem Vertreter der Rhederei 
in New-York ausgeſtellt iſt, denn es entſpricht ebenſo wohl dem 
Geſetze, wie der praktiſchen Uebung, daß rechtsgültige Konnoſſe⸗ 
mente an Stelle des regelmäßig dazu berufenen Schiffers auch 
von einem anderen dazu ermächtigten Vertreter der Rhederei 
ausgeſtellt werden können. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 2. 
S. 127ff. Bd. 20. S. 54 ff. Lewis Seerecht Bd. 1 S. 370.) 
Die Verpflichtung der Bekl. aus dem Konnoſſement wird auch 
dadurch nicht aufgehoben oder beſchränkt, daß in dem Konnoſſe⸗ 
ment kein Bekenntniß der erfolgten Aufnahme des Gutes in 
den Schiffsraum, ſondern nur das Bekenntniß des Em⸗ 
pfängers des Gutes zum Zwecke des Transportes mit dem 
Schiffe enthalten iſt, denn aus dem ganzen ſonſtigen Inhalte 
des Konnofſements iſt erſichtlich, daß daſſelbe beſtimmt war, die⸗ 
lenigen Rechte und Pflichten zu begründen, welche aus einem 
ordnungsmäßigen Konnoſſement entſtehen. Dem entſprechend iſt 
es auch wie ein rechtes Ordre⸗Konnoſſement in den Verkehr ge⸗ 
bracht worden. Daß derartige, aus dem Großbetriebe der ſtän⸗ 
digen Dampfſchiffslinten hervorgehende Konnoſſemente im kauf⸗ 
männiſchen Verkehr als vollgültige Konnoſſemente allgemein 
anerkannt werden, wird in der dem Entwurfe des neuen H. G. B. 
beigegebenen Denkſchrift ausdrücklich bezeugt. (S. 303.) Es 


iſt deshalb unbedenklich, aus dem vorliegenden Konnoſſemente 
die ſich aus Art. 647.653 H. G. B. ergebenden Verpflichtungen 
der Bekl. herzuleiten. Für eine Befugniß der Bekl., dem In⸗ 
halte des Konnoſſements entgegen, das Gut nicht mit dem Fran⸗ 
zisco, ſondern mit einem anderen Dampfer abzuſenden, fehlt 
jede Grundlage, da das Konnoſſement ſelbſt dafür nichts er⸗ 
giebt und anderweite Behauptungen, zur Begründung dieſer 
Befugniß nicht aufgeſtellt find. Die hiernach an ſich mögliche 
Begründung des Klageanſpruchs aus der Nichterfüllung der ſich 
aus dem Konnoſſement ergebenden Individualleiſtung verſagt 
jedoch in Folge des eigenen Verbaltens des Kl. Der Kl. hat 
ſich, ſobald er erfahren hatte, daß die ihm nach Inhalt des 
Konnoſſements zuſtehenden 100 Barrels Oel aus dem Dampfer 
Francisco ihm nicht ausgeliefert werden könnten, nicht auf den 
Standpunkt geſtellt, Werthserſatz ſtatt derſelben zu fordern, 
ſondern die mit dem Dampfer Martello verſchifften 100 Barrels 
als die ſeinigen in Anſpruch genommen und ſchließlich dieſe 
100 Barrels Oel als Erfüllung der Konnoſſements⸗Verbind⸗ 
lichkeit der Bekl. angenommen. Das ergiebt ſich deutlich aus 
der gepflogenen Korreſpondenz, insbeſondere aus den Briefen des 
Kl. vom 12. und 18. April 1894, in denen er das mit den 
Dampfern Martello und Kelſo nach Stettin transportirte Oel 
für ſich reklamirte und nur Schadenserſatz wegen verſpäteter 
Auslieferung fordert. Auf dieſen Schadensanſpruch allein be⸗ 
zieht ſich die Aufforderung des Agenten J. an den Bekl. in 
dem Schreiben vom 17. April, die 100 Barrels Oel ohne 
Präjudiz für ſeine Anſprüche in Empfang zu nehmen. 
Die durch die hierauf erfolgte Empfangnahme des Oels -ge⸗ 
ſchaffene Sachlage ſchließt die Verpflichtung der Bekl. zum 
Werthserſatz aus und läßt nur den Schadensanſpruch wegen 
verſpäteter Auslieferung zu. I. C. S. i. S. Piper c. Wilſon 
Sons & Co. vom 3. März 1897, Nr. 368/96 J. 

57. Einfrieren im Nothhafen iſt kein Havarei— 
grund, ſondern ein gewöhnlicher Zufall der Seefahrt, 
wie widrige Winde und ähnliche Zufälle. Entſch. des 
R. O. H. G. Bd. 23 S. 343, 347. Konnte die Mira, weil 
ſie eingefroren war, den Nothhafen nicht verlaſſen, ſo kommt 
es darauf, ob die Eisgefahr im offenen Waſſer nicht 
beſtand, nicht an. Nicht weil dieſe Gefahr für das eingefrorene 
Schiff nicht mehr beſtand (denn das liegt immer vor, wenn der 
ſchützende Nothhafen erreicht iſt), ſondern weil mit dem Ein⸗ 
frieren der im Art. 708 Nr. 4 des H. G. B. voraus⸗ 
geſetzte urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Ha- 
vareifall und dem Aufenthalt und deſſen Koſten auf- 
gehoben wird. Das iſt ganz klar, wenn erwogen wird, daß 
die Koſten des Aufenthalts in Folge der Eisſperre und der Un⸗ 
möglichkeit, in den Beſtimmungshafen Flensburg einzulaufen, 
auch ohne die Eisgefahr entſtanden wären. I. C. S. i. S. 
Chriſtopherſen e. Holm & Molzen vom 6. März 1897, Nr. 380/96 J. 

58. Nach dem unſtreitigen Sachverhalt beſtand zur Zeit 
der Ceſſion vom 21. Mai 1895 der cedirte Anſpruch aus der 
Police nicht. G. war mit der Prämie für drei Quartale im Rück⸗ 
ſtand. Nach der Police waren die Prämien vierteljährlich im Vor⸗ 
aus bei Verluſt aller Anſprüche an die Geſellſchaft zu zahlen. 
Nach § 4 der Policebedingungen iſt eine Annahme des Prämien⸗ 
betrages durch den Agenten nach Ablauf der Zahlungsfriſt von 
15 Tagen für die Geſellſchaft nicht rechtsverbindlich. Nach § 5 
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der Bedingungen iſt die Wiederaufnahme der durch Nichtzahlung 
der Prämie verfallenen Verſicherung bei der Direktion der 
Gefellſchaft zu beantragen und in dem hier vorliegenden Falle 
dem Antrage nur ſtattzugeben auf Grund eines von dem Ver⸗ 
trauensarzt der Geſellſchaft auszuſtellenden Atteſtes über den 
Geſundheitszuſtand des Verſicherten, welches nachweiſt, daß keine 
Bedenken gegen die Annahme der Verſicherung auf Lebenszeit 
beſtehen. In allen Fällen iſt die rückſtändige Prämie nebſt 
einem Strafgelde innerhalb einer Friſt nach der Erklärung der 
Wiederaufnahme der Verſicherung zu zahlen. Dieſe Beftim- 
mungen der Police müſſen als dem Kl. bekannt gelten, da er 
die Poliee ſeit Anfang 1894 in Händen hatte. Nach den 
Policebeſtimmungen bedurfte es einer Erklärung der Geſellſchaft, 
daß ſie von dem Recht aus der Verwirkungsklauſel Gebrauch 
mache, nicht, vielmehr bedurfte es ihrer Erklärung der Wieder⸗ 
aufnahme der Verſicherung auf den Antrag des Verſicherten um 
Wiederaufnahme. Dem B. Rr. iſt darin beizutreten, daß auch 
ohne ſolche ausdrückliche Erklärung der Wiederaufnahme der 
Verſicherung ein Verzicht der Geſellſchaft auf die Rechte aus 
der Verwirkung und der Fortbeſtand der Verſicherung nach dem 
Willen der Kontrahenten aus den Umſtänden folgen kann. Aber 
was in dieſer Beziehung bisher feſtgeſtellt iſt, genügt nicht, um 
eine ſolche Willenseinigung anzunehmen. Die Poſtkarte des Kl. 
vom 7. Mai enthält lediglich eine Anfrage, aber keine Offerte, 
und wenn die Direktion der Geſellſchaft der Generalagentur 
dieſe Karte mit der Auskunft über den Rückkaufswerth der 
Police nach dreijährigem Beſtande überſendet, ſo kann darin 
nichts anderes gefunden werden als der Auftrag, dem Kl., der 
mit der Geſellſchaft in keinem Rechtsverhältniß ſtand, dieſen 
Rückkaufswerth mitzutheilen. Der B. R. unterſtellt, was ſtreitig 
iſt, daß die Generalagentur die nicht eingelöſten Prämien⸗ 
quittungen der Geſellſchaft nicht zurückgeſandt, die Geſellſchaft 
keine Kenntniß von der Nichtzahlung der Prämien hatte, führt 
aber aus, daß die Geſellſchaft mit der Möglichkeit ſolcher Rück⸗ 
ſtände habe rechnen müſſen und daß in dem Auftrage der Mit- 
theilung des Rückkaufwerthes die Ermächtigung für die General⸗ 
agentur gelegen habe, die Fortdauer der Gültigkeit der Police 
auch im Falle von Prämienrückſtänden mit bindender Kraft für 
die Geſellſchaft auszuſprechen und den Rechtsverluſt zu ſuspen⸗ 
diren, da ohnedies von einem Rückkaufswerth der Police nicht 
habe die Rede ſein können. Dies iſt völlig unhaltbar. Enthielt 
die Poſtkarte des Kl. nur eine Anfrage, ſo beauftragte die Ge⸗ 
ſellſchaft den Generalagenten durch die Ueberſendung der Poſt⸗ 
karte und die Mittheilung des Rückkaufwerthes mit der Antwort 
auf die Anfrage. Selbſt wenn die Geſellſchaft wußte, nicht 
nur mit der Möglichkeit rechnen mußte, daß G. mit Prä⸗ 
mien im Rückſtande und die Police verfallen war, konnte ſie 
ohne Präjudiz ſich mit dem Auftrage an den Generalagenten, 
die Anfrage durch Mittheilung des Rückkaufwerthes zu beant⸗ 
worten, begnügen, da nach den Statuten und den Police⸗ 
bedingungen ohne den bei ihr zu ſtellenden Antrag auf Wieder⸗ 
anfnahme der Police, von der Wiederherſtellung der Verſicherung 
nicht die Rede ſein konnte. Es iſt deshalb unerfindlich, wie 
daraus, daß die Geſellſchaft mit Rückſtänden hätte rechnen 
müſſen, in dem Auftrage an die Generalagentur zur Beant⸗ 
wortung der Anfrage eine ſtillſchweigende Ermächtigung ſoll 
gefunden werden können, einen noch gar nicht geſtellten Antrag 


auf Wiederherſtellung der Police zu acceptiren, oder längſt⸗ 


verfallene Prämienrückſtände mit der Wirkung für die Geſell⸗ 
ſchaft anzunehmen, daß dieſelbe dadurch auf das Recht aus der 
Verwirkungsklauſel verzichtete. Die Generalagentur überſchritt 
ihren Auftrag, wenn ſie dem Kl. in dem Schreiben vom 
10. Mai nicht nur die erbetene Auskunft auf ſeine Anfrage 
ertheilte, aus welcher der Kl. erſehen mußte, daß die Police 
verfallen war, ſondern ihm auch anheimſtellte, die Zahlung der 
rückſtändigen Prämien zu übernehmen und mittheilte, daß ſie 
mit der Rückſendung der Quittungen zwecks Aufhebung der 
Verſicherung bis zum 31. deſſ. Mts. warten werde. Ganz un⸗ 
haltbar iſt die Annahme des B. R., daß durch die in dieſem 
Schreiben enthaltene Willenserklärung des Generalagenten in 
Verbindung mit der Zahlung der Prämie am 22. Mai die 
Police wiederhergeſtellt ſei. Nach den Statuten und der Police 
war die Generalagentur zu ſolcher Willenserklärung nicht be⸗ 
fugt, wenn ihr nicht außerhalb der Statuten Befugniſſe beigelegt 
find, über die nichts vorgetragen iſt. Der Kl. konnte darüber 
nach der Police auch nicht“ im Zweifel ſein. Klar iſt, daß er 
durch das Schreiben vom 10. Mai zur Zahlung der Prämien⸗ 
rückſtände am 22. Mai veranlaßt iſt, aber daraus würde nur 
ſein Recht folgen, die gezahlte Summe zurückzufordern, nachdem 
ſeine Erwartung, daß er dadurch das Recht aus der Police er⸗ 
worben, fehlgeſchlagen if. I. C. S. i. S. Lebens- und Pen⸗ 
ſionsverſicherungs⸗Geſellſchaft Janus e. Levin vom 20. März 
1897, Nr. 398/96 J. 

59. Nach dem in der Rechtſprechung gerade auf die 
formularmäßigen Beſtimmungen der Verſicherungsanſtalten an⸗ 
gewandten Grundſatze, daß bei Unklarheit des Ausdrucks gegen 
den Formulirenden zu entſcheiden ſei (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 10 S. 160, Bd. 18 S. 143; Dernburg, Pan- 
dekten, V. Aufl., Bd. I S. 293), muß die Geſellſchaft ſich ge⸗ 
fallen laſſen, daß die etwa ihrerſeits beabſichtigte Ausnahme- 
beſtimmung über die Beweislaſt nicht zur Geltung gelangen 
kann. Hiernach war dem B. G. beizuſtimmen, daß die Un⸗ 
gewißheit, ob eine größere oder geringere Fahrläffigkeit des Ver⸗ 
ſtorbenen in Frage ſteht, der beweispflichtigen Bekl. zur Laſt 
falle. Der in einer Entſcheidung des O. L. G. Jena in 
Seufferts Archiv, Bd. 38 Nr. 59 ausgeſprochene Grundſatz, 
daß die Verwirkung der Entſchädigung durch falſche Angaben 
eine doloſe Abſicht des Verſicherungsnehmers vorausſetze, kann 
zwar nicht für richtig erachtet werden, da ſchon eine bewußte 
Unwahrheit auf eine unzweideutige formulirte Frage ein die 
Verwirkung mach ſich ziehendes Verſchulden des Verſicherungs⸗ 
nehmers begründen kann. Die Ausführungen des B. G., daß 
K. nach dem Verlaufe der mit der Magdeburger Lebens⸗ 


verſicherungsgeſellſchaft gepflogenen Verhandlungen ſeinen Ver⸗ 


ſicherungsantrag nicht als abgelehnt erachten mußte und nach 
der Faſſung der Frage 4 der Meinung ſein konnte, die Frage 5 
überhaupt nicht beantworten zu müſſen, und nach dem Inhalte 
der Fragen und ſeinem Geſundheitszuſtande die Verneinung der 
Frage 5 für berechtigt erachten durfte, beruhen auf der Würdi⸗ 
gung von Thatſachen. Die hierauf begründete Annahme, daß 
ein ſchuldvolles Verſchweigen oder Verneinen nicht vorliege, 
läßt einen Rechtsirrthum nicht erkennen. VI. C. S. i. S. 
Schweizeriſche Unfall⸗Verſich.⸗A.⸗G. zu Winterthur c. König 
vom 11. März 1897, Nr. 350/96 VI. 


245 


60. Nach § 14 Abi. 2 der Verſicherungsbedingungen ift 
das in Köln geltende Recht (alſo das Allgemeine Deutfche 
Handelsgeſetzbuch und eventuell das Franzöſiſche Recht) zur An- 
wendung zu bringen. Es kann daher auf das Pr. A. L. R. 
die Reviſion nicht geſtützt werden. Zu Unrecht bekämpft Bekl. 
die Feſtſtellung des B. U., daß der Tod des Verſicherten eine 
unmittelbare Folge des Unfalles im Sinne der Verſicherungs⸗ 
bedingungen geweſen iſt. Denn der Tod iſt eingetreten als 
Folge der durch den Unfall geboten geweſenen Operation und 
Chloroformnarkoſe des Verſicherten. Ohne den Unfall und die 
Operation nebſt Chloroformirung wäre der Verſicherte zur Zeit 
nicht geſtorben. Allerdings iſt der Tod erfolgt, weil der Ver⸗ 
ſicherte den Wirkungen des Chloroforms in Folge einer durch 
Emphyſem und Bronchitis hervorgerufenen mangelhaften Herz⸗ 
beſchaffenheit nicht zu widerſtehen vermochte. Allein dieſe Krank⸗ 
heiten und Körperbeſchaffenheit des Verſicherten waren zur Zeit 


des Eintritts des Unfalls (Verſchlucken eines Hühnerknochens) 


bereits vorhanden und ſind ſolche nicht etwa erſt nach dem 
Unfall eingetreten. Im erſteren Falle wird aber die Un⸗ 
mittelbarkeit der Folge des Unfalles nicht dadurch aufgehoben, 
daß ohne die bereits vorhandene Krankheit die Folge nicht ein⸗ 
getreten fein würde (Urtheil des III. C. S. des R. G. vom 
3. Juli 1896 in Sachen Victoria gegen Hahn III. 88/96). — 
Bei Auslegung des von dem Verſicherten beantworteten Antrags- 


formulars hat das B. G. lediglich den Inhalt dieſes Letzteren, 


keineswegs aber den eines anderen, von der Bekl. zu ihrem 
internen Gebrauch beſtimmten Formulars erwogen und vielmehr 
den Inhalt des Letzteren nur nebenbei erwähnt. Es iſt daher 
kelneswegs rechtsirrthümlich, wenn das B. U. die dem Ver⸗ 
ſicheten zur Beantwortung vorgelegten Fragen nur auf dauernde 
Krankheitszuſtände bezieht. Bei Verneinung eines auf Seiten 
der Verſicherten vorliegenden Verſchuldens hat das B. U. keines⸗ 
wegs bloß die Zeit der Eingehung des Verſicherungsvertrags, 
ſondern auch die frühere Zeit in Betracht gezogen, wie auch 
darin dem B. U. beigetreten werden muß, daß der Verſicherte 
nicht veranlaßt war, bei Beantwortung der Fragen des Antrags⸗ 
formularz einen Arzt zu Rathe zu ziehen. III. C. S. i. S. 
Köln. Unfallverſ.-A.⸗G. c. Hackmann u. Gen. vom 23. März 
1897, Nr. 858/96 III. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. 

61. Die berufungsgerichtliche Beurtheilung läßt ſich kurz 
dahin zuſammenfaſſen: eine Genoſſenſchaft habe nicht beſtanden, 
weil die Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter nicht erfolgt 
ſei, es ſei nur eine Genoſſenſchaft in der Entſtehung begriffen 
geweſen, namens dieſer erſt ins Leben zu rufenden Genoſſen⸗ 
ſchaft ſei von den Bekl. mit der Kl. kontrahirt worden, und 
folglich habe Kl., weil eine Genoſſenſchaft nicht ins Leben ge- 
treten ſei, vertragsmäßige Rechte nicht erworben. Dieſe Schluß⸗ 
folgerung muß beanſtandet werden. Der Rechtsirrthum liegt 
in dem Vorderſatz, von dem fie ausgeht. Das Geſetz, betreffend 
die Erwerbs und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, vom 1. Mai 
1889 bezeichnet im § 1 Geſellſchaften von nicht geſchloſſener 
Mitgliederzahl, welche die Förderung des Erwerbs oder der 
Wirthſchaft ihrer Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrebes bezwecken, als Genoſſenſchaften, und dieſen wird 
die Möglichkeit eröffnet, nach Maßgabe des Geſetzes die Rechte 


einer eingetragenen Genoſſenſchaft zu erwerben. Und in 


Uebereinſtimmung damit heißt es im § 13 des Geſetzes, daß 
vor erfolgter Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter die 
Genoſſenſchaft die Rechte einer eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft nicht habe. Es widerſpricht alſo dem Geſetz, gewiß aber 
auch der gewöhnlichen Auffaſſung des Lebens, zu meinen, vor 
der Eintragung beſtehe eine Genoſſenſchaft überhaupt nicht. 
Vielmehr können Genoſſenſchaften der im § 1 des Geſetzes be⸗ 
zeichneten Art beſtehen, ohne daß ſie eingetragen werden, und 
ſelbſt dann, wenn von vornherein die Eintragung beabſichtigt 
iſt, beſteht vom Augenblick eines entſprechenden Geſellſchafts⸗ 
vertrages an bis zur Eintragung eine Genoſſenſchaft, ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur eine Genoſſenſchaft, die den Beſtimmungen des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes noch nicht unterſteht. Findet nun namens 
einer ſolchen Genoſſenſchaft ein Eintritt in den Rechtsverkehr 
ſtatt durch Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts, insbeſondere durch 
Abſchluß eines obligatoriſchen Vertrages, dann kann allerdings 
die Meinung die ſein, daß der Vertrag nur für den Fall der 
Eintragung der Genoſſenſchaft Geltung haben ſoll, es kann aber 
auch die Abſicht dahin gehen, daß er unabhängig davon Recht 
und Pflicht begründen ſoll, mithin begründen ſoll zwiſchen den 
Mitgliedern der ſchon beſtehenden Genoſſenſchaft einerſeits und 
dem Dritten andererſeits. Und im letzteren Fall iſt wieder, 
wenn es ſich um ein auf längere Dauer berechnetes Vertrags⸗ 
verhältniß handelt, zweierlei denkbar. Möglicherweiſe iſt es die 
Intention der Betheiligten, daß zwar zunächſt Recht und Pflicht 
zwiſchen den Mitgliedern der bereits vorhandenen Genoſſenſchaft 
und dem Dritten entſtehen, daß aber, wenn die Eintragung 
der Genoſſenſchaft erfolgt, das Vertragsverhältniß als ein von 
Aufang an zwiſchen der eingetragenen Genoſſenſchaft und 
dem Dritten begründetes angeſehen werden ſoll, es kann aber 
auch eine Aenderung der ſubjektiven Beziehungen erſt vom 
Augenblick der Eintragung an gewollt ſein. — I. C. S. i. S. 
Gebr. Dietrich e. Reinecke und Gen. vom 27. März 1897, 
Nr. 412/96 J. 

62. Es kann dem RE. zugegeben werden, daß es zweifel- 
haft ſein mag, ob der Vorſtand einer eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft, der nach ſeinem Statut wie nach dem Genoſſenſchaftsgeſetz 
vom 1. Mai 1889 9 25 durch zwei Mitglieder zeichnen muß, 
einem einzelnen Vorſtands mitglied mit Rechtswirkung gegen 
Dritte Vollmacht dahin ertheilen kann, daß derſelbe einen 
ganzen Geſchäftszweig, hier die Entgegennahme von Dar- 
lehnen, allein verwaltet. Der Einwand iſt ſehr ſcheinbar, daß 
es ſich bei ſolchem Geſchäftsgebahren nicht ſowohl um die Be⸗ 
ſtellung eines Bevollmächtigten im Sinne des § 40 des 
Gen. Gel. oder eines Handlungsbevollmächtigten im Sinne des 
H. G. B. als um die Umgehung der geſetzlichen und ſtatutariſchen 
Vorſchrift handelt. Und dieſer Einwand wird geſtärkt durch den 
Hinweis auf den Abſ. 2 des § 40, wonach die Beſtellung von 
Prokuriſten oder von Handlungs bevollmächtigten zum geſammten 
Geſchäftsbetriede nicht ſtattfindet, ſowie durch die Erwägung, 
daß es gerade der Zweck der Einrichtung einer Kaſſenkontrolle, 
der Zuziehung eines zweiten Vorſtandsmitgliedes zur Quittungs⸗ 
leiſtung, iſt, Unredlichkeiten und Unterſchlagungen des Kaſſirers 
zu verhüten. Allein ein anderer Geſichtspunkt macht ſich geltend, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, Jahre hindurch, ja Jahrzehnte 
hindurch, nicht blos der Vorſtand, ſondern die ganze Genoſſen⸗ 
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Schaft ein Verfahren geduldet hat, das ſich in ſchreienden Wider⸗ 
ſpruch mit dem Statut ſetzte. Wurden bei der beklagten Ge⸗ 
noſſenſchaft regelmäßig die Sparkaſſenbücher in der Form aus⸗ 
geſtellt, daß der Kaſſirer allein auf dem Umſchlage unterſchrieb, 
und nahm der Kaſſirer Darlehne allein in Empfang, ohne auch 
nur die Zuſchreibungen in den Sparkaſſenbüchern ſeinerſeits zu 
unterſchreiben, ſo läßt ſich nicht anders annehmen, als daß dies 
Verfahren in Dt. Eylau allgemein bekannt geworden iſt, und 
der Genoſſenſchaft ſelbſt bekannt war. Duldeten dies die Ge⸗ 
noſſen aber, ohne dagegen einzuſchreiten, jo müſſen ſie auch die 
nachtheiligen Folgen tragen und ſind nicht berechtigt, dieſelben 
auf das Publikum abzuwälzen. Es ſteht der Genoſſenſchaft die 
Einrede der Argliſt entgegen, wenn ſie ſich, nachdem ſie Jahre 
lang geduldet hat, daß ihre Geſchäfte in dieſer Weiſe dem 
Publikum gegenüber verwaltet wurden, den Verbindlichkeiten 
durch Berufung auf die Formvorſchriften des Statuts entziehen 
will. (Vergl. das reichsgerichtliche Urtheil II. 186/93 vom 
28. November 1893 bei Bolze, Praxis des R. G. Bd. 17 Nr. 232.) 
I. C. S. i. S. Kreditverein in Dt. Eylau e. Skrodzky vom 
27. Februar 1897, Nr. 363/96 J. 1 

63. Die Zuläſſigkeit der Reoiſion iſt mit Rückſicht auf 
§ 49 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes vom 1. Mai 1889, betreffend 
die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und auf § 509 
Ziffer 2 C. P. O. nicht zu beanſtanden. Auch in der Sache 
ſelbſt erſcheint das Rechtsmittel begründet. Da die beiden Kl. 
in der Generalverſammlung vom 8. Februar 1896 nicht er⸗ 
ſchienen waren, ſind ſie nach § 49 des angeführten R. Geſ. zur 
Anfechtung des damals gefaßten Beſchluſſes nur auf den Grund 
hin befugt, daß die Berufung der Verſammlung oder die An⸗ 
kündigung des Gegenſtandes der Befchlußfaſſung nicht gehörig 
erfolgt ſei. In dieſer Beziehung ſchreibt der § 44 des mehr- 
erwähnten Gen. Gef. (vergl. auch Art. 238 H. G. B.) und, 
ihm folgend, der § 29 Abf. 2 des Statuts der beklagten Ge⸗ 
noſſenſchaft vor: „der Zweck der Generalverſammlung ſoll jederzeit 
bei der Beruſung bekannt gemacht werden. Ueber Gegenſtände, 
deren Verhandlung nicht in der oben vorgeſchriebenen Form 
mindeſtens drei Tage vor der Generalverſammlung angekündigt 
iſt, können Beſchlüſſe nicht gefaßt werden“. Im vorliegenden 
Falle ift in der Einladung Blatt 12 v als Gegenſtand der Tages⸗ 
ordnung unter Andern angegeben: „Ausgabe von weiteren An⸗ 
theilen“. Der gefaßte Beſchluß geht dahin: „Wegen Abgabe 
von weiteren Antheilen wird durch Stimmenmehrheit entſchieden, 
daß ſolche bis zum 20. Februar Mittags 12 Uhr zu erwerben 
ſind, jedoch mit der ausdrücklichen Beſtimmung, daß außer 
10 Mark für Antheile noch 40 Mark für Eintrittsgeld zu zahlen 
ſind“. Die Vorinſtanz erachtet dieſem Beſchluſſe gegenüber die 
erſterwähnte Ankündigung nicht für ausreichend, da die Kl. aus 
derſelben nicht hätten entnehmen können, daß beabſichtigt war, 
den Erwerb weiterer Geſchäftsantheile von der Einhaltung einer 
beſtimmten Friſt und von der Zahlung eines Eintrittsgeldes 
von 40 Mark, außer den 10 Mark für den Antheil, abhängig 
zu machen, alſo von Bedingungen, welche den Erwerb derartiger 
Antheile zweifellos erheblich erſchwerten und eine tief einſchneidende 
Aenderung des § 36 des Statuts enthielten, wonach der Ge⸗ 
ſchäftsantheil nur auf 10 Mark feſtgeſetzt wird und jeder Genoſſe 
ſich bis zu 50 Antheilen betheiligen kann. Allerdings enthält 
der angefochtene Beſchluß eine Abweichung von dem angeführten 


§ 36 ſowie auch von dem § 13 Ziffer 7 des Statuts, wonach 
nur bei der Aufnahme, nicht aber nochmals beim Erwerb 
weiterer Antheile ein „Eintrittsgeld“ zu bezahlen iſt. Die Frage 
ift aber. hier nur die, ob die Genoſſenſchafter durch die erwähnte 
Ankündigung genügend informirt und auf die Möglichkeit eines 
Beſchluſſes, wie der am 8. Februar 1896 gefaßte vorbereitet 
waren. Dieſe Frage iſt, abweichend von der Vorinſtanz und in 
Uebereinſtimmung mit der erſten Inſtanz, zu bejahen. Die 
Ankündigung muß zwar im Allgemeinen den Gegenſtand der 
Tagesordnung, nicht aber deſſen ſpezielle Ausführung, nähere 
Modalitäten und Konſequenzen bezeichnen; ſonſt würde die An⸗ 
nahme von Zuſatzanträgen (Amendements) zu dem betreffenden 
Verhandlungsgegenſtand nicht möglich fein. Pariſius⸗Krüger, 
Kommentar zum Gen. Gef. vom 1. Mai 1889 § 44, Er⸗ 
läuterung 4 am Ende. Staub, Kommentar zum. H. G. B. 
Art. 238 8.3, Entſcheidungen des R. G. Bd. 8 S. 13 am 
Ende, Bd. 17 S. 172. Wenn alſo in der Einladung „die 
Ausgabe von weiteren Antheilen“ als Verhandlungsgegenſtand 
bezeichnet wurde, ſo erſtreckte ſich dies auch auf die näheren 
Bedingungen dieſer Ausgabe. Weſentlich um ſolche handelt es 
ſich aber bei den angefochtenen Theilen des Beſchluſſes. Zweifellos 
gilt dies von der für den Erwerb der Antheile geſetzten Friſt. 
Aber auch die weiter beſchloſſene Zahlung von 40 Mark „Ein ⸗ 
trittsgeld“ iſt, obſchon fie die Vorſchrift in § 13 Ziffer 7 
des Statuts berührt, unter den vorliegenden Umſtänden nur als 
eine nähere Bedingung für die Ausgabe neuer Antheile aufzu⸗ 
faſſen; denn das „Eintrittsgeld“ iſt hier in Wirklichkeit kein 
ſolches, weil es nicht für die Aufnahme gezahlt wird, ſondern 
ſtellt ſich nur als ein Aufgeld der bereits aufgenommenen Mit⸗ 
glieder für den Erwerb der weiteren Antheile dar. III. C. S. 
i. S. Molkereigenoſſenſchaft zu Eine o. Bartels vom 9. April 
1897, Nr. 366/96 III. | 

Zum Geſetz gegen die Doppelbeſteuerung. 

64. § 1 des R. Gef. vom 13. Mai 1870 wegen De 
ſeitigung der Doppelbeſteuerung bezieht ſich, wie das R. G. 
ſchon in der Sache VI. 245/96 ausgeſprochen hat, auf Erb» 
ſchaftsſteuern überhaupt nicht; denn dieſe gehören nicht zu den 
„direkten“ Steuern im Sinne des Geſetzes, da ſie nicht von 
dem Vermögen als ſolchem erhoben werden, ſondern von 
einem gewiſſen Rechtsvorgange, der ſich in Anſehung der 
betreffenden Vermögenstheile ereignet. Nun iſt aber auch kein 
Grund erſichtlich, dieſen Punkt deswegen anders zu beurtheilen, 
weil es ſich hier um eine Erbſchaftsabgabe handelt, die mit 
rückwirkender Kraft vom Geſetze aufgelegt worden iſt; 
darum bleibt doch dieſe Abgabe nach der Auffaſſung dieſes Ge 
ſetzes nicht weniger eine indirekte Steuer. VI. C. S. i. S. 
Luetkens u. Gen. c. Hamburgiſches Erbſchaftsamt vom 4. März 
1897, Nr. 438/96 VI. 

Zum Haffpflichtgeſetz. | 

65. Mittels der Reviſion iſt das Urtheil des O. L. G. 
inſoweit angefochten worden, als daſſelbe die den Kl. zuerkannte 
Rente bis zu dem Tage beſchränkt hat, an welchem ihr ver⸗ 
unglückter Sohn das 25. Lebensjahr vollendet haben würde. 
Das O. L. G. hat dieſe Beſchränkung damit begründet, daß es 
ſich bei dem in Form einer Rente zuerkannten Schaden um 
Erſatz von Zahlungen handele, welche der Verunglückte frei ⸗ 
willig den Kl. geleiſtet habe, daß aber nach allgemeinen Er⸗ 
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fahrungsſätzen anzunehmen ſei, daß derſelbe ſich zu dem ge- 
nannten Zeitpunkte verheirathet haben und von da ab freiwillig 
ſeinen Eltern von ſeinem Verdienſt nichts mehr abgegeben haben 
würde, ſo daß über dieſe Zeit hinaus ein Schaden als entſtanden 
nicht anzunehmen ſei. Dabei iſt zum Nachtheil der Kl. nicht 
berückſichtigt worden, daß, wenn auch die zur Unterſtützung der 
Kl. und Unterhaltung der Familie derſelben von ihrem Sohne 
geleiſteten Zahlungen freiwillig erfolgt ſind, den Kl. für den 
Fall ihrer Unterſtützungsbedürftigkeit und der Leiſtungsfähigkeit 
des Sohnes auch nach einer eventuellen Verheirathung deſſelben 
und über das vollendete 25. Lebensjahr binaus nach Art. 205 
des B. G. B. ein geſetzlicher Anſpruch auf Unterhalt zu⸗ 
geſtanden haben würde, für deſſen Verluſt die Bekl. verantwortlich 
iſt. In dieſer Hinſicht kommt es auch nicht darauf an, ob zur 
Zeit der Verunglückung die Unterſtützungsbedürftigkeit der Kl. 
bereits gegeben war, und ob damals ſchon Alimente auf Grund 
geſetzlicher Verpflichtung geleiſtet wurden. (Entſch. des R. G. 
Bd. 4 S. 104, Bd. 33 S. 281.) II. C. S. i. S. Gerhard 
c. Luxemburger Bergwerks⸗ u. Saarbrücker Eiſenhütten A.⸗G. 
vom 23. März 1897, Nr. 33/97 II. 

66. Der Angriff ſcheitert an der ausdrücklichen Vorſchrift 
des § 3 Ziffer 2 des Haftpflichtgeſetzes und an den Beſtimm⸗ 
ungen des geltenden ehelichen Güterrechts. Nach der erſt. 
erwähnten Vorſchrift ſoll im Falle einer Körperverletzung die 
Entſchädigung u. A. beſtehen in dem Erſatze des Vermögens⸗ 
nachtheils, welchen der Verletzte durch eine in Folge der 
Verletzung eingetretene zeitweiſe oder dauernde Erwerbsunfähig⸗ 
keit oder Verminderung der Erwerbsfähigkeit erleidet. Dieſe 
Vorſchrift kömmt aber ſolchen Verletzten nicht zu Statten, von 
denen gewiß iſt, daß fie eine ihnen Nutzen bringende Erwerbs⸗ 
thätigkeit nicht ausüben. Denn nicht der abſtrakte Werth der 
verlorenen oder geminderten Arbeitskraft ſoll Erſatz finden, gleich⸗ 
viel ob fie verwerthbar iſt oder nicht, ſondern nur der durch 
ihre Entziehung wirklich herbeigeführte Vermögensnachtheil. 
Endemann, Kommentar zum Haftpflichtgeſetz 3. Auflage S. 103. 
Eger, Kommentar zu demſelben Geſetz 4. Auflage S. 293, 310, 
311. Einen ſolchen Nachtheil erleidet die verletzte Ehefrau 
während der Dauer der Ehe — wenigſtens der Regel 
nach — um deswillen nicht, weil das, was ſie durch ihre Thätig⸗ 
keit in der Hauswirthſchaft und im Geſchäft des Mannes er⸗ 
wirbt, lediglich dem Letzteren zu Gute kommt. A. L. R. Thl. II 
Tit. ſ. 9 211. Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts 
4. Auflage Bd. III § 25 Ziffer 2. Andererſeits treffen, wie 
bereits die Vorinſtanz ausgeführt, den Ehemann allein, welcher 
die Laſten der Ehe zu tragen hat, die Aufwendungen für die 
Vertretung und den theilweiſen Erſatz der Ehefrau im Hauſe 
und in der Wirthſchaft, in welchen nach der Aufſtellung der Kl. 
und nach der Annahme der erſten Inſtanz im vorliegenden Falle 
der durch die Verletzung der klagenden Ehefrau herbeigeführte 
Vermögensnachtheil beſteht. Dem Ehemanne aber kommt 
nach dem angeführten § 3 Ziffer 2 des Haftpflichtgeſetzes bei 
einer durch den Eiſenbahnunfall herbeigeführten Verletzung der 
Chefrau fo wenig ein Anſpruch zu, wie bei einer dadurch ver- 
urſachten Tödtung derſelben. Eger a. a. O. S. 363. Entſch. 
des R. G. Bd. 3 S. 319 ff. Weſentlich anders liegt die Sache 
für die Zeit nach Auflöſung der“ Ehe, wo die Ehefrau den 
Erwerb aus ihrer Arbeitskraft ſelbſt bezieht und den durch 


deren Schmälerung erwachſenden Vermögensnachtheil ſelbſt 
zu tragen hat. Für dieſen Fall hat aber auch die Vor⸗ 
inſtanz der klagenden Ehefrau bis zu ihrem zurückgelegten 
ſiebzigſten Lebensjahre eine jährliche Rente von 750 Mark 
zuerkannt. III. C. S. i. S. Rahm c. E. Fiskus vom 
9. April 1897, Nr. 365/96 III. 

Zum Perſonenſtandsgeſetz. | 

67. Die durch den Gemeindevorſtand unter Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde ernannten beſonderen Standes⸗ 
beamten find allerdings nach § 4 Abf. 4 des R. Gef. vom 
6. Februar 1875 Gemeindebeamte. Sie ſind dies aber nur 
in ihrer Eigenſchaft als Standesbeamte und zwar auf 
Grund der Beſtimmung des gedachten R. Geſ., welches daneben 
im $ 5 ausſpricht, daß die durch die höhere Verwaltungsbehörde 
erfolgte Genehmigung zur Beſtellung jederzeit widerruflich 
iſt. Macht die Verwaltungsbehörde ven dieſem Widerrufsrechte 
Gebrauch, fo erledigt ſich damit das Amt des beſonderen Standes- 
beamten. Dem B. R. muß deshalb darin beigetreten werden, 
daß der Kl., welcher in ſolcher Weiſe, in Folge eines die Ge⸗ 
nehmigung zu ſeiner Beſtellung widerrufenden Oberpräſidial⸗ 
erlaſſes, aus ſeiner ſtandesamtlichen Stellung geſchieden iſt, die 
Eigenſchaft eines Gemeindebeamten gleichzeitig mit dem ihm 
übertragen geweſenen Amte verloren hat, und daß er ſich dem⸗ 
gegenüber für die von ihm behauptete Fortdauer ſeiner Ge⸗ 
meindebeamtenqualität auf die Vorſchrift des $ 56 Nr. 6 der 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 nicht berufen kann, weil 
er von dem Gemeindevorſtande nur als Standesbeamter 
mit der ſich aus 8 5 des genannten R. Gef. ergebenden Be⸗ 
ſchränkung angeſtellt worden war. Weiter begründet. IV. C. S. 
i. S. Horn c. Stadt Mühlhauſen i. Th. vom 29. März 1897, 
Nr. 326/96 IV. | 

Zum Patentgeſetz. | 

68. Was die Klage gegen W. angeht, jo bedurfte es über⸗ 
haupt einer Unterſuchung nicht, ob die beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen der Feſtſtellungsklage des § 231 C. P. O. vorlagen 
oder nicht. Denn die Negatorienklage des Patentinhabers geht 
ſchon nach materiellem Rechte immer mit auf Feſtſtellung des 
beklagtiſchen Nichtrechtes. Nichts aber ſteht im Wege, daß der 
Berechtigte, wenn er es für zweckmäßig erachtet, die Klage auf 
dieſen Punkt einſchränkt. Was aber die Klage gegen H. angeht, 
ſo hatte der Kl. in der Klageſchrift geltend gemacht, daß er den 
Schaden, den er von dieſem Bekl. auf Grund von § 35 Pat. G. 
erſetzt verlangt, ziffermäßig noch nicht berechnen könne, da deſſen 
Höhe von dem weiteren Verhalten des Bekl. W. abhänge, weil 
eine etwaige Beſeitigung der Decken den Schaden erheblich 
herabmindern würde. Das iſt ohne weiteres einleuchtend und 
auch vom B. G. nicht widerlegt. Bei dieſer Sachlage enthält 
es aber eine im Geſetze nicht gerechtfertigte Beſchränkung der 
Befugniſſe des Kl., wenn das Kammergericht ihn darauf ver⸗ 
weiſen will, mit der Klage gegen H. zu warten, bis er ſeinen 
Schaden liquidiren könne. I. C. S. i. S. Kleine c. Wolff u. 
Haertner vom 31. März 1897, Nr. 366/96 J. 

69. Nach dem früheren Patentgeſetz vom 25. Mai 1877 
war der Gebrauch des Gegenſtandes der Erfindung nur unter⸗ 
ſagt, wenn es ſich um Betriebsvorrichtungen oder Arbeitsgeräthe 
handelte. Das jetzige Geſetz vom 7. April 1891 aber ſagt, 
der gewerbsmäßige Gebrauch an allen patentirten Gegen⸗ 
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ſtänden ſtehe ausſchließlich dem Patentinhaber zu. Der Gegen: 
ſtand einer Erfindung wird „gewerbsmäßig“ gebraucht, wenn er 
in einem Gewerbebetriebe gebraucht wird. Den Gegenſatz 
zum gewerbsmäßigen Gebrauche bildet die Benutzung zu 
Studienzwecken oder für den perſönlichen oder häuslichen 
Bedarf. Daß eine beſondere Beziehung der Erfindung zu dem 
Gewerbebetriebe beſteht, in dem ſie benutzt wird, daß ſie auf 
eine Förderung oder Erleichterung gerade dieſes Gewerbebetriebes 
abzielt, fordert das Geſetz nicht. Und es kann nicht für zuläſſig 
erachtet werden, eine derartige Unterſcheidung in das Geſetz 
hineinzutragen. Weiter ausgeführt. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. | | 

70. Eine Verletzung des Patents begeht auch derjenige, 
der nur eins der in einer Erfindung zuſammengeſtellten neuen 
Elemente benutzt, um einen techniſchen Effekt zu erzielen, der 
ſich in der patentirten Erfindung wiederfindet. Zur Entſchädi⸗ 
gung verpflichtet indeß eine ſolche Benutzung nur, wenn ſie 
wiſſentlich oder grob fahrläſſig geſchieht. Dies anlangend iſt 
der Reviſion zuzugeben, daß Wiſſentlichkeit nicht nur dann vor⸗ 
liegt, wenn die Benutzung in dem beſtimmten Bewußtſein er⸗ 
folgt, daß ſie zu Unrecht geſchehe, ſondern daß Wiſſentlichkeit 
auch dann vorhanden iſt, wenn bei der Benutzung die Mög⸗ 
lichkeit des rechtsverletzenden Erfolgs dieſer Handlung von dem 
Handelnden in ſeiner Vorſtellung aufgenommen, gleichwohl aber 
dieſelbe vorgenommen und ſo der rechtsverletzende Erfolg her⸗ 
beigeführt wird, da dieſer dann gewollt iſt. Dagegen liegt weder 
eine wiſſentliche, noch eine fahrläſſige Patentverletzung vor, wenn 
die Benutzung in der irrigen aber nicht blos gutgläubigen ſondern 
auch durch die Sachlage durchaus gerechtfertigten und deshalb 
nicht vermeidlichen Annahme erfolgt, daß nicht das patentirte, 
ſondern ein davon thatſächlich verſchiedenes Element benutzt 
werde. I. C. S. i. S. König Friedrich Auguſt⸗ Hütte A. G. 
c. Kiefer vom 10. April 1897, Nr. 59/97 I. 

Zu den Reichsſtempelgeſetzen. 

71. Der B. R. iſt zu feiner Annahme über den Vertrags- 
gegenſtand auf Grund der Auslegung des Vertrages gelangt. 
Bei dieſer hat er, ohne ſich mit dem Wortlaute des Vertrages 
in Widerſpruch zu ſetzen, und auch ohne ſonſtigen erkennbaren 
Rechtsirrthum, den Willen der Kontrahenten aus dem Geſammt⸗ 
inhalte des Vertrages ermittelt und feſtgeſtellt, und die Feſt⸗ 
ſtellung iſt erſchöpfend begründet worden. Demgegenüber können 
die Ausführungen der Reviſion nicht ins Gewicht fallen. Es 
handelt ſich lediglich um eine thatjächliche Beurtheilung, die ſich 
der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz entzieht. Der B. R. 
hat auch den Begriff einer „Menge von Sachen oder Waaren“ 
im Sinne des Geſetzes nicht verkannt. Seine Auffaſſung ſteht 
vielmehr mit der Rechtſprechung des R. G. im Einklange. Vergl. 
u. A. Entſch. in Civilſachen Bd. 23 S. 69; Bd. 29 S. 10, 11; 
Bd. 33 S. 20 ff.; Bd. 37 S. 6 ff. Nach dieſer Seite hin 
iſt auch der Angriff der Reviſion nicht gerichtet. Derſelbe geht 
aber fehl, wenn er beſtreitet, daß Eichenklötze und Eiſenbahn⸗ 
ſchwellen nicht uuter das Geſetz zu bringen ſeien, wenn dieſes 
von „Mengen von Sachen oder Waaren“ ſpreche. Daß die 
einzelnen Eichenklötze nach Güte, Stärke ꝛc. verſchieden ſein 
können, iſt hier ein unerheblicher Umſtand. Bei der Frage, ob 
eine Menge von Sachen oder Waaren vorliegt, iſt nur die Zu- 
gehörigkeit der einzelnen Stücke zu einer Gattung oder einer 


Art und die Erſatzbarkeit des einzelnen Stücks innerhalb 
der Gattung und Art entſcheidend. Darnach können aber 
die Unterſchiede, wie ſie zwiſchen den einzelnen Stücken inner⸗ 
halb der Gattung oder Art vorzukommen pflegen, nicht in Be⸗ 
tracht gezogen werden. Was die Eiſenbahnſchwellen an- 
langt, ſo ſtehen der Reviſion die von ihr in Bezug genommenen 
Motive zu 8 9 des Geſetzes vom 1. Juli 1881 nicht zur Seite. 
Die dortigen Ausführungen beziehen ſich auf die Verträge der 
Eiſenbahnverwaltungen über Lieferung von Schwellen. Der 
§9 des Geſetzes beſtimmt die Fälle, in denen die Reichsſtempel⸗ 
abgabe ausgeſchloſſen bleiben fol, und führt auf unter litt. c. 
die Verträge über die unter 4a des Tarifs bezeichneten Sachen 
und Waaren, die weder zum Gebrauch als gewerbliche Betriebs- 
materialien, noch zur Wiederveräußerung in derſelben Beſchaffen⸗ 
heit oder nach vorgängiger Bearbeitung oder Verarbeitung be⸗ 
ſtimmt find. Die Motive zu dem § 9 beſagen: „Die Unter 
ſcheidung zwiſchen den Kauf- und Lieferungsverträgen im kauf⸗ 
männiſchen Verkehr und anderen gleichartigen Verträgen über 
bewegliche Gegenſtände verfolgt den Zweck, die Fälle der letzteren 
Art, die in einzelnen Bundesſtaaten einer höheren Beſteuerung 
unterliegen, . .. gleichfalls dieſer höheren landesgeſetzlichen Steuer 
auch für die Zukunft ausſchließlich zu überweiſen. Dahin ge⸗ 
hören unter anderen: Bauentrepriſeverträge, worin zugleich die 
Lieferung der Materialien bedungen iſt, Verträge der Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen über Lieferung von Schienen, 
Schwellen de. der vorgeſchlagenen Unterſcheidung liegt die 
Auffaſſung zu Grunde, daß das Charakteriſche des Kauf⸗ und 
Lieferungsvertrages im kaufmänniſchen Verkehr in der Beſtim⸗ 
mung des Gegenſtandes zur Weiterveräußerung zu ſuchen ſei..“ 
Vergl. Reichstagsverhandlungen, Seſſion 1881, Druckſachen 
Nr. 59 S. 33. Darnach haben die Motive nur die Verträge 
der Eiſenbahn verwaltungen über die Lieferung von Schwellen 
im Auge. Dieſe Verträge ſollen der Ausnahmevorſchrift des $ 9 
unterliegen, weil die den Eiſenbahnverwaltungen zu liefernden 
Schwellen nicht zur Wiederveräußerung beſtimmt find. 
Von derſelben Auffaſſung iſt das R. G. in dem Urtheile vom 
12. Februar 1883 in Sachen Fiskus wider Wallmann IV. 532/82 
(vergl. Juriſt. Wochenſchr., Jahrg. 1883 S. 125) ausgegangen. 
Im vorliegenden Falle ſind aber die der Kl., — die unbeſtritten 
gewerbsmäßig den Holzhandel betreibt, — gelieferten Schwellen 
unbedenklich zur Wiederveräußerung beſtimmt geweſen und 
deshalb treffen die Vorausſetzungen des § 9 litt. c a. a. O. 
uicht zu. Sodann hat ſich die Reviſion gegen die Annahme 
des B. R. gewendet, daß die in Rede ſtehende Tarifpoſition 
des Geſetzes vom 7. März 1822, nachdem die ſie einſchränkenden 
Beſtimmungen des R. Geſ. vom 1. Juli 1881 durch das neuere 
R. Geſ. vom 29. Mai 1885 beſeitigt worden, nicht wiederum 
im vollen Umfange in Kraft getreten ſei. Dieſer Angriff kann 
gleichfalls nicht als begründet anerkannt werden. Die Annahmen 
des B. R. ſtehen auch hier mit der Rechtſprechung des R. G., 
wie ſie in zahlreichen Entſcheidungen zum Ausdrucke gelangt iſt, 
vergl. u. A. Entſch. in Civilſachen Bd. 19 S. 176; Bd. 83 
S. 18; Bd. 37 S. 8; Gruchot, Beiträge Bd. 32 S. 702; 
Juriſt. Wochenſchr. Jahrg. 1889 S. 163, 164; S. 291, im 
Einklange. Von dieſer Rechtsſprechung abzuweichen, giebt der 
vorliegende Fall keinen Anlaß. IV. C. S. i. S. Fiskus . 
Gebr. Goldſtein vom 4. März 1897, Nr. 290/96 IV. 
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Zum Unfallverſicherungsgeſetz. | 


72. Zur Auslegung des § 98 des Unfallverſicherungsgeſetzes 


vom 6. Juli 1884 und des § 119 des Geſetzes vom 5. Mai 
1886 iſt bereits in früheren Entſcheidungen des R. G. (Bd. 24 


S. 126, Rep. III 404/95). ausgeführt, daß zwar nach dem 


Wortlaute des Geſetzes nur auf Verſchulden beruhende Anſprüche 
des Verletzten auf die Berufsgenoſſenſchaften übergehen, jedoch 
nach dem Willen des Geſetzgebers, welcher aus dem Geſetze ge⸗ 
nügend erkennbar hervorgeht, auch in den Fällen, in welchen 
ohne Verſchulden die geſetzliche Haftung des Betriebsunternehmers 
begründet iſt, dieſer Anſpruch bis zur Höhe der von ihnen zu 
leiſtenden Zahlungen auf die Berufsgenoſſenſchaften übergehen 
ſoll. III. C. S. i. S. Bank für Handel und Indnſtrie in 
Darmſtadt . Land- und forſtwirthſchaftliche Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft für das Großherzogthum Heſſen vom 6. April 1897, 
N. 361/96 III. | nu j 

Zum Geſetz, betr. den Schutz der Waaren- 
bezeichnungen. 

73. Daß die Klageanträge auf die Eintragung des kläge⸗ 
riſchen Waarenzeichens nicht geſtützt werden können, hat das 
B. G. ohne Rechtsirrthum angenommen. Es erwägt, daß ſo⸗ 
wohl die Ankündigungen, wie das Schild des Bekl. in ihrem 
Geſammtarrangement ſo verſchieden von dem Geſammt⸗ 
eindruck des Waarenzeichens der Kl. ſeien, daß auch ein ober⸗ 
fläͤchlicher Beobachter nicht auf den Gedanken kommen könne, 
in ihnen das Waarenzeichen der Kl. zu ſehen. Dieſe Erwägung 
beruht darauf, daß nicht die in dem eingetragenen Waaren⸗ 
zeichen vorkommenden Worte ihrem Klange nach, ſondern das 
ganze Zeichen in ſeiner bildlichen Wirkung geſchützt ſei. Dieſe 
Auffaſſung iſt eine zutreffende. Die in dem Thatbeſtande des 
Urtheils I. J. enthaltene Darſtellung des eingetragenen Zeichens 
läßt keinen Zweifel darüber, daß es der Kl. darum zu thun 
geweſen iſt, Schutz für eine beſtimmte, auf das Auge des 
Beſchauers charakteriſtiſch wirkende, etikettartige Anordnung 
der zur Bezeichnung ihrer Waare dienenden Worte zu erlangen, 
nicht aber für die beliebige Benützung dieſer Worte zur 
Waarenbezeichnung. Daraus folgt, daß eine Verletzung des 
durch die Eintragung des Waarenzeichens erlangten ausſchließ⸗ 
lichen Rechtes der Kl. uur dadurch begangen werden kann, daß 
ein Anderer eine auf das Auge des Beſchauers ähnlich wirkende 
bildliche Darſtellung, welche die Gefahr einer Verwechslung im 
Verkehr hervorzurufen geeignet iſt, in ſeinem Geſchäftsbetriebe 
anwendet. Hiervon kann aber, weder bei den Zeitungsinſeraten 
des Bekl., noch bei ſeinem Geſchäftsſchilde die Rede ſein, da 
biefelben entweder eine bildliche Wirkung gar nicht anſtreben 
oder doch dem Auge nicht die geringſte Aehnlichkeit mit dem 
klägeriſchen Waarenzeichen darbieten. Ebenſo hat das B. G. 
mit Recht den Verſuch, die Klage auf § 15 des Geſetzes vom 
12. Mai 1894 zu gründen, als verſehlt bezeichnet. Die Kl. 
hat, von ihrem Waarenzeichen abgeſehen, nicht das Geringſte 
darüber vorgebracht, in welcher Ausſtattung ſie das von ihr 
vertriebene Bier in den Verkehr bringe. Ihre Meinung, daß 
auch die Benennung, d. i. die wörtliche Bezeichnung des Bieres 
für ſich allein unter den Begriff der Ausſtattung falle, iſt nicht 
zu billigen. Hierzu wäre vielmehr eine beſtimmte, charakteriſtiſch 
hervortretende Geſtaltung dieſer Bezeichnung in der Waaren⸗ 
ausſtattung, ſei es durch die typographiſche Darſtellung, ſei es 


durch die Farbe oder durch andere Mittel erforderlich. Da von 
einer ſolchen Geſtaltung der wörtlichen Bezeichnung nichts er- 
hellt, ſo iſt die Möglichkeit einer Nachahmung derſelben durch 
den Bekl. ausgeſchloſſen. Dagegen ſind die Gründe, aus denen 
das B. G. die Möglichkeit der Begründung des Klageanſpruchs 
aus § 16 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 verneint hat, als 
zutreffend nicht anzuerkennen. Dieſe geſetzliche Vorſchrift bedroht 
denjenigen mit Strafe, der Ankündigungen von Waaren fälſch⸗ 
lich mit dem Namen eines Ortes zu dem Zwecke verſieht, 
über Beſchaffenheit und Werth der Waare einen Irrthum zu 
erregen. Einſchränkend wird im Abſ. 2 beſtimmt, daß die Ver⸗ 
wendung von Namen, welche nach Handelsgebrauch zur Benen⸗ 
nung gewiſſer Waaren dienen, ohne deren Herkunft bezeichnen 
zu ſollen, nicht unter die Vorſchrift des Geſetzes falle. Indem 
der Bekl. in ſeinen Ankündigungen ſich der Bezeichnung Pilſener 
Bier bedient, giebt er Pilſen als den Herkunftsort des angebo— 
tenen Bieres an, ſofern nicht handelsgebräuchlich die Bezeichnung 
„Pilſener Bier“ die Natur einer Herkunftsbezeichnung verloren 
hat. Kann das letztere nicht feſtgeſtellt werden, ſo iſt die Vor⸗ 
ſchrift des § 16 gegen den Bekl. anwendbar, ſobald erweislich 
iſt, daß er die Bezeichnung „Pilſener Bier“ zu dem Zwecke ge⸗ 
braucht hat, um den Irrthum zu erregen, das von ihm feil⸗ 
gebotene Bier rühre aus Pilſen her und habe die Beſchaffenheit 
und den Werth des dort gebrauten, allbekannten Bieres. Daß 
der Bekl. mit feinen Ankündigungen und feinem Gefchäftsfchilde 
dieſen Zweck verfolge, hat der Kl. behauptet und dabei darauf 
hingewieſen, daß dieſer Zweck des Bekl. beſonders durch die 
Hinzufügung der ſeiner Firma entnommenen Worte „Bürger⸗ 
liches Brauhaus“ erſichtlich werde, weil dadurch ſeine Ankün⸗ 
digungen eine zu Täuſchungen beſonders geeignete Aehnlichkeit 
mit den Ankündigungen des echten Pilſener Bieres aus dem 
Bürgerlichen Bräuhauſe in Pilſen erhielten. Das B. G. meint 
jedoch, daß aus dieſem ſtrafrechtlichen Thatbeſtande von dem 
Kl. ein Unterlaſſungs⸗ und Entſchädigungsanſpruch nicht her⸗ 
geleitet werden könne, weil der § 16 des Geſetzes vom 12. Mai 
1894 in augenfälligem Unterſchiede zu den vorhergehenden 
58 14 und 15, welche ſowohl eine ſtrafrechtliche wie eine civil⸗ 
rechtliche Verfolgung des Zuwiderhandelnden zuließen, nur eine 
Strafvorſchrift enthalte. Es hält dieſe Verſchiedenheit des 
Rechtsſchutzes für eine abſichtliche und wohlbegründete, da die 
§§ 14 und 15 den privatrechtlichen Schutz des Zeichen⸗ und 
Ausſtattungsrechtes des einzelnen Produzenten und Händlers 
bezweckten, der $ 16 aber den öffentlich⸗ rechtlichen Zweck ver⸗ 
folge, die Konſumenten vor Täuſchungen über den Produttious⸗ 
und Handelsort zu bewahren. Dieſen verſchiedenen Zwecken ent⸗ 
ſpreche es auch, daß in den Fällen der SS 14 und 15 die 
Strafverfolgung auf Antrag, im Falle des § 16 dagegen von 
Amtswegen eintrete. Den an einem beſtimmten Produktions⸗ 
oder Handelsort wohnhaften Gewerbetreibenden habe ein aus⸗ 
ſchließliches Recht, den Namen oder das Wappen ihres Wohn- 
ſitzes zu gebrauchen, nicht eingeräumt werden ſollen. Zuzugeben 
iſt, daß die Abſicht, den Gewerbetreibenden eines beſtimmten 
Ortes ein ausſchließliches Recht, zur Benutzung des Orts- 
namens bei dem Vertriebe ihrer Produkte oder Waaren einzu⸗ 
räumen, in dem Geſetze vom 12. Mai 1894 nicht zum Ausdruck 
gekommen iſt. Ferner geht aus der Begründung des Geſetzentwurfs 
hervor, daß nach der Abſicht der verbündeten Regierungen durch 
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den § 16 (§ 15 des Entwurfs) vornehmlich einer Irreführung 
der Abnehmer über den Produktions- oder Handelsort entgegen⸗ 
gewirkt werden ſoll. Allein daraus folgt nicht, daß es der 
Abſicht des Geſetzgebers zuwiderlaufe, aus der Vorſchrift 
des § 16 auch einen civilrechtlichen Schutz der intereſſirten Ge⸗ 
werbetreibenden gegen betrügliche Angaben über den Ort der 
Herkunft von Waaren herzuleiten. In dem allgemeinen Theile 
der Begründung des Geſetzentwurfs wird die Beſtimmung des 
§ 16 unter den allgemeinen Geſichtspunkt der Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs gebracht. Es heißt dort (S. 9): „die 
öffentliche Meinung iſt darüber nicht zweifelhaft und man wird 


ihr darin verpflichten müſſen, daß das Geſetz nach ſeiner Ten⸗ 


denz eine wünſchenswerthe Ergänzung erfährt, wenn es neben 
dem Markenſchutz noch anderen Mißbräuchen entgegenzuwirken 
ſucht, deren der unlautere Wettbewerb ſich zu bedienen 
pflegt, um ſeinen Erzeugniſſen ein ihrer Beſchaffenheit und ihrem 
Werthe nicht entſprechendes Anſehen im Verkehr zu verſchaffen. 
Unter dieſen Geſichtspunkt fällt zunächſt die unredliche Nach⸗ 
ahmung der als Merkmal der Waaren eines beſtimmten Ge⸗ 
ſchäfts anerkannten Art der Verzierung oder Aufmachung. So— 


dann gehören dahin die fälſchlichen Angaben über die Her⸗ 


kunft der Waaren.“ Bekanntlich wurde bei der zweiten 
Leſung des Geſetzentwurfs im Reichstage der Verſuch gemacht, 
in denſelben eine allgemeinere, die Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs bezweckende Vorſchrift aufzunehmen und von dieſem 
Verſuch ſpäter nur Abſtand genommen, weil der Vertreter der 
Regierüngen in Ausſicht ſtellte, daß baldigſt ein umfaſſender, 
das Gebiet des unlautern Wettbewerbs behandelnder Geſetz⸗ 
entwurf vorgelegt werden ſolle. Dieſes Verſprechen wurde er⸗ 
füllt durch die Vorlegung des Entwurfes zu dem am 27. Mai 1896 
verkündeten Geſetze zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 
Der § 1 dieſes Geſetzes, welcher ſich gegen die unredlichen Aus- 
ſchreitungen bei der Ankündigung von Waaren richtet, giebt 
jedem gewerblichen Mitbewerber das Recht, die Unterlaſſung der 
unrichtigen Angaben und Schadenserſatz zu fordern. In der 
allgemeinen Begründung des Geſetzentwurfs wird darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es ſich um eine Verallgemeinerung der Vorſchriften 
in den 88 15 und 16 des Waarenzeichengeſetzes handle und bei 
der ſpeziellen Begründung zu $ 1 wird mit Bezug auf den 
Begriff „Bezugsquelle“ ausgeführt, daß dieſer Begriff ſich auf 
Urſprungsangaben nicht geographiſchen Charakters erſtrecken 
ſolle, da die fälſchliche Verwendung von Ortsnamen in geſchäft⸗ 
lichen Ankündigungen bereits durch §S 16 des Waarenbezeich⸗ 
nungsgeſetzes in genügender Weiſe eingeſchränkt worden ſei. 
Bei dieſem Zuſammenhange beider Geſetzentwürfe kann nicht 
anerkannt werden, daß es der Abſicht des Geſetzgebers zuwider 
ſei, den civilrechtlichen Schutz, welcher den betheiligten Kreiſen 
der Gewerbetreibenden gegen Ausſchreitungen bei Waarenan⸗ 
kündigungen in andern Fällen zu Theil wird, auch gegenüber 
falſchen Herkunfsbezeichnungen, gegen die ſich der § 16 des 
Wagrenbezeichnungsgeſetzes richtet, eintreten zu laſſen, ſoweit der 
bei Emanation dieſes Geſetzes vorhandene Rechtszuſtand dies 
geſtattet. Daß der § 16 nur eine durch einen Antrag nicht 
bedingte Strafvorſchrift enthält, ſteht einer ſolchen Abſicht nicht 
entgegen, läßt vielmehr erkennen, daß der unredlichen Herkunfts⸗ 
bezeichnung nicht nur im Intereſſe einzelner Betheiligter, ſon⸗ 
dern darüber hinaus im Intereſſe der Allgemeinheit entgegen- 


getreten werden ſoll. Nun bietet aber das ſchon vor dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes vom 27. Mai 1896 geltende Recht eine 
durchaus genügende Grundlage für die auf Unterlaſſung und 
Entſchädigung gerichteten Anträge des Kl. dar, wenn feſtgeſtellt 
werden kann, daß der Bekl. der Vorſchrift des § 16 des Ge⸗ 
ſetzes vom 12. Mai 1894 zuwidergehandelt hat. Die 88 8, 
10 und ff. Tit. 6 Thl. I A. L. R. verpflichten denjenigen, der 
einem Andern widerrechtlich Schaden zufügt, zum Erſatze dieſes 
Schadens. Nachdem der § 16 des Waarenbezeichnungsgeſetzes 
die fälſchliche Angabe des Herkunftsorts zum Zweck der Erregung 
eines Irrthums über Beſchaffenheit und Werth einer Waare 
als Bruch der Rechtsordnung bezeichnet und mit Strafe be⸗ 
droht hat, kann die Widerrechtlichkeit einer ſolchen Handlung 
nicht mehr bezweifelt werden. Daß aber eine ſolche widerrecht⸗ 
liche Handlung auch geeignet iſt, das Vermögen anderer Ge⸗ 
werbtreibender zu beſchädigen, welche beim Vertriebe von Waaren 
gleicher Gattung ſich der gemißbrauchten Herkunftsbezeichnung 
richtiger Weiſe bedienen (was keineswegs nur bei den an dem 
Herkunftsorte wohnhaften Gewerbtreibenden der Fall iſt), er⸗ 
giebt ſich daraus, daß der Abſatz der letzteren durch eine in dem⸗ 
ſelben Abſatzgebiete unter mißbräuchlicher Anwendung derſelben 
Herkunftsbezeichnung betriebene Konkurrenz naturgemäß eine 
Einbuße erleiden wird. Eine ſolche Einbuße an demjenigen 
Erfolge des Gewerbebetriebes, der ohne widerrechtliche Störung 
der Rechtsordnung aus der naturgemäßen Wirkung getroffener 
gewerblicher Veranſtaltungen regelmäßig erwartet werden kann, 
ſtellt ſich aber als eine Beſchädigung des Vermögens der davon 
Betroffenen dar (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 247). 
Hieraus ergiebt ſich für den vorliegenden Fall, daß ein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch der Kl. beſtehen kann, wenn feſtgeſtellt 
wird, daß in dem Abſatzgebiete der Kl. die Benennung „Pilſener 
Bier“ die Bedeutung nicht verloren hat, daß das ſo bezeichnete 
Bier aus einer Brauerei in Pilſen herſtamme, und die Be⸗ 
ſchaffenheit und den Werth der dort gebrauchten Biere habe, 
woraus ſich ergeben würde, daß auch der Bekl. dieſe Bezeich⸗ 
nung nur in ſolchem Sinne anwenden konnte. I. C. S. i. S. 
F. u. M. Camphauſen c. Müller vom 24. e 1897, 
Nr. 360/96 J. 

IV. Das Gemeine Recht. 

74. Die Vorinſtanzen gehen Abereinſtimmend davon aus, 
daß im vorliegenden Falle die Aberkennung des Erziehungsrechts 
des Vaters von dem Pfleger der Kinder nicht auf dem Klag- 
wege bei dem Prozeßgericht, ſondern nur im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit bei dem Vormundſchaftsgericht be⸗ 
gehrt und erwirkt werden könne. Dieſer Auffaſſung iſt bei- 
zutreten. Neben dem Erziehungsrecht des Vaters beſteht, in 
gewiſſem Maße ſchon nach römiſcher, jedenfalls aber nach 
neuerer Rechtsanſchauung, bei welcher die Stellung des Vaters 
als natürlicher Vormund ſeiner Kinder in den Vordergrund 
tritt, auch die Pflicht deſſelben zur ordnungsmäßigen Aus⸗ 
übung dieſes Rechts. Bei Mißbrauch oder Vernachläſſigung 
der Erziehungsgewalt iſt daher das Vormundſchaftsgericht, dem 
auch über die in väterlicher Gewalt befindlichen Kinder nicht 
jede Einwirkung entzogen iſt, berechtigt und verpflichtet, dem 
Vater die Erziehung ſeiner Kinder zu entziehen und deren 
Bevormundung herbeizuführen. Anerkannt wird dies nicht nur 
in der neueren Geſetzgebung — Pr. A. L. R. Thl. II 
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&it.2 88 90, 91, 266; Sächſ. Bürgerl. Geſetzbuch § 1803; 
Weimariſches Geſetz vom 27. März 1872 über die elterliche 
Gewalt und das Vormundſchaftsweſen § 16; B. G. B. für 
das deutſche Reich § 1666 —, fondern auch im gemeinen 
Recht — Dernburg, Pandekten III § 31 Note 6; Sintenis, 
Civilrecht III $ 141. Note 42 a. E.; Rudorff, Vormund⸗ 
ſchaft I S. 177; Burchardi, das gemeinrechtliche Erziehungs⸗ 
recht; im Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. 8 S. 177; 
Mittermaier, deutſches Privatrecht § 362; Roth, deutſches 
Privatrecht II $ 159 3. 4; Stobbe, deutſches Privatrecht IV 
8 252 bei Note 2 und 3; Seufferts Archiv Bd. 31 Nr. 244, 
Bd. 36 Nr. 203; Johow, Jahrbuch der Entſcheidungen des 
Kammergerichts Bd. 12 S. 64 (abweichend anſcheinend 
Windſcheid, Pandekten II § 525 Z. 2 und im Anſchluß an 
ihn die Motive zum B. G. B. IV S. 806) — und 
namentlich auch in dem hier maßgebenden Frankfurter 
Territorialrecht — Frankfurter Reformation VII 2 $ 11; 
Souchay, Anm. dazu Bd. 2 S. 1147; Frankfurter juriſtiſche 
Rundſchau 1878 S. 151, 1879 S. 67 —. Es fragt ſich aber 
weiter, ob nicht neben dem Vorgehen des Vormundſchaftsgerichts 
auch eine Klage auf Aberkennung des väterlichen Erziehungs⸗ 
rechts gegeben iſt. Für die Beantwortung dieſer Frage kommt 
nicht, wie die Vorinſtanz und namentlich die Reviſion aus⸗ 
führt, die in Frankfurt a. M. geltende Preußiſche Vormund⸗ 
ſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 in Betracht; dieſelbe beſtimmt 
insbeſondere in ihrem, vom B. R. angeführten § 86: „die 
in väterlicher Gewalt ſtehenden Perſonen .... erhalten einen 
Pfleger für Angelegenheiten, bei welchen die Ausübung der 
väterlichen Rechte .. . . erforderlich ift, aber aus thatſächlichen 
oder rechtlichen Gründen nicht ſtattfinden kann,“ nur die Vor⸗ 
ausſetzungen, unter welchen den in väterlicher Gewalt befind- 
lichen Kindern ein Pfleger beſtellt werden ſoll, nicht aber den 
Weg, auf welchem derſelbe vorgehen ſoll, um dem Vater das 
Erziehungsrecht zu entziehen. Hierfür iſt vielmehr das ſonſtige 
bürgerliche Recht, hier alſo das in Frankfurt a. M. geltende 
gemeine Recht maßgebend. Nach dieſem iſt allerdings ein 
Klaganſpruch auf Entziehung des väterlichen Erziehungsrechts 
dann gegeben, wenn derſelbe auf ein. eigenes (ſubfidiäres) Er⸗ 
ziehungsrecht des klagenden Theils gegenüber dem Vater geſtützt 
wird, wenn alſo namentlich die Mutter ihm gegenüber wegen 
Unfähigkeit deſſelben u. |. w. ihr alsdann in Kraft tretendes 
Erziehungsrecht geltend macht (I. 1 8 3 1. 3 5 5 D. de lib. 
exhib. 43, 30; Seufferts Archiv Bd. 36 Nr. 203). Anders 
aber im vorliegenden Fall, wo die Kinder in ihrem eigenen 
Intereſſe durch den ihnen beſtellten Pfleger gegen den Vater 
auftreten. Die Kinder haben gegenüber dem Vater wohl ein 
Recht auf Alimentation, nicht aber ein klagbares Recht darauf, 
daß derſelbe die Erziehungsgewalt ordnungsmäßig ausübe und 
nicht mißbrauche. Inſoweit beſteht wohl eine ſittliche und 
moraliſche, aber keine rechtliche Verpflichtung des Vaters. 
Windſcheid, Pandekten II § 475 Note 12, § 514 3. 3 a. E.; 
Stobbe a. a. O. IV § 252. Bei Nichterfüllung dieſer Pflicht 
iſt daher lediglich für das Einſchreiten der Obrigkeit im 
Intereſſe der ſchutzbedürftigen Kinder Raum und Anlaß gegeben, 
namentlich dann, wenn, wie hier, die (geſchiedene und anderweit 
berheirathete) Mutter ſich der Kinder nicht annehmen kann. Es 
würde auch zu einem wenig annehmbaren Ergebniß führen, 


wenn man den Kindern außer dem ihnen von Amtswegen zu 
Theil werdenden Schutze noch ein Klagrecht gegen den Vater 
und damit die Möglichkeit gewähren wollte, eine vom Vormund⸗ 
ſchaftsgericht innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit getroffene (ablehnende) 
Eniſcheidung auf dem Prozeßwege wieder zu beſeitigen. Entſch. 
des R. G. Bd. 32 S. 169. III. C. S. i. S. Schuppert 


c. Schuppert vom 23. März 1897, Nr. 326/96 III. 


75. Die Reviſion rügt, es ſei gegen die gemeinrechtlichen 
Grundſätze über das constitutum possessorium, wie ſolche 
insbeſondere in dem in den Entſcheidungen des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 5 S. 181 ff. mitgetheilten Urtheile des III. C. S. 
dargelegt ſeien, verſtoßen. Der damals entſchiedene Fall unter⸗ 
ſcheide ſich von dem vorliegenden nicht. Erfordert werde als 
Grundlage des constitutum die Darlegung eines beſonderen 
Vertragsverhältniſſes, durch das der Erwerber zur Belaſſung 
der zu erwerbenden Sachen in der Detention des Veräußerers 
verpflichtet werde. Hier liege aber höchſtens ein precarium 
vor, welches nicht als Grundlage genüge. Hiergegen kommt in 
Betracht: Das citirte Urtheil erging auf Grund eines beſonderen, 
anders gearteten Thatbeſtandes. Nach gemeinem Rechte iſt aller. 
dings erforderlich als Grundlage eines constitutum possesso- 
rium die Konſtituirung eines beſonderen Rechtsverhältniſſes, 
welches den Veräußerer zum Behalten der veräußerten Sache 
gegenüber dem Erwerber befugt und durch welches bei feſt⸗ 
ſtehender Abſicht Beſitz (und Eigenthum) zu übertragen und 
zu erwerben, die Erſparung des Hingebens und des ſofortigen 
Zurückgebens der Sache, alſo des Detentionswechſels er- 
klärt und gerechtfertigt wird (Windſcheid, Pand. 1 § 155 
Nr. 8a). Ausreichend hierzu iſt nach gemeinem Rechte auch 
die Begründung eines precarium, welches, wenn nicht ein 
eigentliches Kommodatverhältniß, hier von dem Kontrahenten 
beabſichtigt war. Dies iſt in 1. 15 § 2 D. qui satisd. 
cog. 2, 8 ſogar ausdrücklich ausgeſprochen und auch in der 
Entſcheidung des III. C. S. anerkannt. Nicht erforderlich iſt 
der Abſchluß eines Vertrages, welcher den Veräußerer dem Er⸗ 
werber gegenüber auch zum Behalten der Detention berechtigte 
derart, daß ihm aus dem Vertrage gegen die Entziehung der 
Detention eine Einrede zuſtände. Durch den Abſchluß eines 
Prekariums, welches heutzutage übrigens auch als Vertrag mit 
beſtimmmten Verpflichtungen des Prekariſten erſcheint (ſ. Wind⸗ 
ſcheid II $ 376; Dernburg, Pand. II § 91) räumt der Be- 
ſitzer dem Prekariſten zweifellos die Befugniß zur Detention 
und zum Gebrauche der Sache ein. Der Umſtand, daß dies 
nur widerruflich geſchieht, macht das Rechtsverhältniß nicht un⸗ 
fähig, als Grundlage eines constitutum zu dienen. Der Er⸗ 
werber müßte, falls ihm mit der Erklärung, den Beſitz über- 
tragen zu wollen, auch die Detention der Sache verſchafft würde, 
zur Vollziehung des precarium ſofort wieder die Detention auf 
den Veräußerer übertrageu. VI. C. S. i. S. von Tucholka 
c. Stern vom 1. April 1897, Nr. 417/96 III. | 

76. Die Abfiht einer dauernden Verbindung der ein- 
gefügten Sache iſt nur für die Annahme der Pertinenz- 
eigenſchaft von durchſchlagender Bedeutung, während die Frage, 
ob eine inaedificatio vorliege, nach der Natur der Verbindung 
ſelbſt beurtheilt und darnach bemeſſen werden muß, ob durch 


dieſelbe die verbundene Sache zum integrirenden Beſtandtheile 


der anderen geworden iſt. (Entſch. des R. G. in Civilſachen, 
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Bd. 9 S. 171, 172.) Die Annahme der Wirkungsloſigkeit 
des Eigenthumsvorbehalts ſetzt aber nothwendig die Annahme 
einer inaedificatio voraus. (S. 171 J. c.) VI. C. S. i. S. 
Kirchner & Co. c. Hagenah vom 18. März 1897, Nr. 406/96 VI. 

77. Für die Frage, ob die einem Bauwerke einverleibten 
Mobilien Beſtandtheile deſſelben geworden, wird nicht blos die 
phyſiſche Verbindung, ſondern auch das innere Verhältniß zwiſchen 
Mobile und Immobile für beſtimmend erachtet. Hinſichtlich der 
Dachziegel hat ſchon das römiſche Recht der Beſtimmung 
derſelben für das Gebäude die überwiegende Bedeutung vor der 
Feſtigkeit der Verbindung beigelegt ... per se tegulae non 
possidentur, sed cum universitate aedificii: nec ad rem 
pertinet, an adfixae sunt an tantum positae fr. 8 D. quod 
vi aut clam (43. 24). Die Berückſichtigung dieſes inneren 
Verhältniſſes führt dazu, die Gebäude nach ihrer Zweckbeſtim⸗ 
mung (Wohnhaus, Theater, Kirche, Fabrik) zu unterſcheiden und 
die Prüfung der Beſtandtheile von dem Geſichtspunkte der Zweck⸗ 
beſtimmung des Gebäudes und der Auffaſſung des gemäß ſeinem 
Zwecke vollendeten Gebäudes als einer Einheit aus vorzunehmen. 
(Vergl. Biermann in Iherings Jahrbüchern Bd. 34 S. 205 ff., 
Kohler ebendaſelbſt Bd. 26 S. 35; Regelsberger Pandekten I 
S. 392 Note 27). Inwieweit dieſe vom R. G. in mehrfachen 
Entſcheidungen (Entſch. des R. G. Bd. 26 S. 346, Bd. 36 
S. 261, Blätter für Rechtsanwendung, Ergänzungsband S. 12. 
S. 23) für das Pr. A. L. R. anerkannten Geſichtspunkte für 
das gemeine Recht verwendbar ſind, bedarf hier keiner Erör⸗ 
terung, da die thatſächlichen Feſtſtellungen des B. G. die Ent⸗ 
ſcheidung rechtfertigen, auch wenn der Begriff der Einbauung 


auf die feſte ohne Zerſtörung unlösliche Verbindung beſchraͤnkt 


wird. Nach der Darſtellung der Art der Befeſtigung der Ma⸗ 
ſchinen auf in den Erdboden eingemauerten Fundamenten aus 
Backſtein ſtellt das B. G. feſt, es handle ſich um eine einheit⸗ 
liche, nach einer von der Fabrik gelieferten Zeichnung hergeſtellte 
Anlage, bei der die Loslöſung der Maſchinen einer Zerſtörung 
der ganzen Anlage entſprechen würde. Das Gebäude würde 
mit dem in den Grund und Boden eingemauerten Fundamente 
das nach ſeiner individuellen Beſtimmung anderweitig ohne 
Weiteres gar nicht zu verwenden ſein würde, zurückbleiben. Es 
ſei daher nach der beſonderen Art, wie hier die Maſchinen durch 
das Fundament mit dem Grund und Boden verbunden ſeien, 
eine Inädifikation gegeben, da die Verbindung eine ſo feſte ſei, 
daß ohne Zerſtörung der ganzen Anlage die Maſchinen nicht 
fortzunehmen ſeien. Nach dieſer Feſtſtellung ſind die Maſchinen 
durch das Fundament mit Grund und Boden feſt verbunden 
und bildet das zum Bauwerk unter ſich und mit dem Grund⸗ 
ſtück Zuſammengefügte mit dem Grundſtück ein Ganzes, aus 
dem die einzelnen Beſtandtheile, hier die Maſchinen, nicht ohne 
Zerſtörung des Ganzen losgelöſt werden können. Die An⸗ 
wendung des Begriffs der Einbauung auf dieſe Feſtſtellungen 
und der für die Einbauung geltenden rechtlichen Grundſätze 
läßt einen Rechtsirrthum nicht erkennen. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

78. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß das ſtreitige Rechts. 
verhältniß nach gemeinem Recht zu beurtheilen iſt. Der der 
Klage zu Grunde liegende Vertrag trägt nach der in den 
Akten befindlichen Abſchrift zwar kein Ortsdatum. Allein da 
ſich die Fabrik der Kl. in Linden bei Hannover befindet, ſo 


beſteht kein Zwetfel darüber, daß der Sitz des durch dieſen 
Vertrag begründeten Dienſtverhältniſſes im Gebiete des gemeinen 
Rechts belegen war. In der Sache ſelbſt iſt dies ohne Be⸗ 
deutung. Der Hauptentſcheidungsgrund des B. G., daß die 
ſtreitige Vertragsbeſtimmung gegen die guten Sitten verſtößt, 
greift nach gemeinem wie nach A. L. R. durch. Die Beſtim⸗ 
mung iſt nicht deswegen allein zu beanſtanden, weil ſie ſich 
auf ganz Deutſchland und auf Oeſterreich erſtreckt, ſondern 
namentlich deswegen, weil es hiernach von der Willkür der Kl. 
abhing, dem Bekl. für das vorerwähnte große Gebiet jede 
Thätigkeit in einem Geſchäft zu unterſagen, welches irgend 
eine der zahlreichen von der Kl. hergeſtellten oder vertriebenen 
Waaren anfertigt oder in Vertrieb bringt. Wie das B. G. 
zutreffend hervorhebt, iſt in den Preisliſten der Kl. eine ganze 
Reihe von Waaren aufgeführt, die allgemein gangbare Artikel 
nicht bloß in Drogen- und Farbengeſchäften, ſondern ſelbſt in 
gewöhnlichen Spezereigeſchäften ſind. Nach der obigen Vertrags⸗ 
beſtimmung hätte Bekl. während der Sperrzeit keine Stellung 
in einem derartigen Geſchäft innerhalb der Grenzen des deutſchen 
Reichs und in Oeſterreich ohne Zuſtimmung der Kl. annehmen 
dürfen. Aber auch wenn man lediglich an die chemiſche Induſtrie 
denkt, liegt, im Hinblick auf die große Zahl der von der Kl. 


geführten Waaren, eine Erſchwerung der Erwerbsthätigkeit des 


Bekl. vor, die ſelbſt in der Beſchränkung auf eine zweijährige 
Dauer das zuläſſige Maß überſchreitet. Dem angefochtenen 
Urtheil iſt aber auch darin zuzuſtimmen, daß die fragliche Ver⸗ 
einbarung über das berechtigte Intereſſe der Kl. hinausgeht, ſich 
gegen eine Beeinträchtigung ihres Abſatzgebietes oder eine Schädi⸗ 
gung der geſchäftlichen Beziehungen zu ihren Bezugsquellen zu 
ſchützen. Denn es iſt ausgeſchloſſen, daß alle unter die Vertrags 
abrede fallenden Geſchäfte als wirkliche Konkurrenzfirmen der Kl. 


in Betracht kommen. I. C. S. i. S. Königswarter u. Cbell 


c. Bertling vom 24. März 1897, Nr. 408/96 I. 

79. Vom B. G. wird der Bürgſchaftsſchein vom 15. Mai 
1853, auf den die Klage geſtützt iſt, dahin ausgelegt, daß nicht 
für einen laufenden Kredit, ſondern für die Hälfte der zu jener 
Zeit dem Kl. gegen die Firma B. & G. bereits zuſtehenden 
Forderung von etwa 13 500 Mark, und zwar nur bis zum 
Betrage von 6 500 Mark, der Bekl. als Selbſtſchuldner ein ⸗ 
getreten iſt, und daß dieſe verbürgte Schuld bis zum 1. April 1894 
getilgt werden ſollte. Dieſe Auslegung iſt möglich und läßt einen 
Rechtsirrthum nicht erkennen; ſie iſt daher für das Reviſions⸗ 
gericht bindend, auch wenn ihre Richtigkeit erheblichen Bedenken 
unterliegen ſollte. Wenn aber das B. G. aus dem von ihm 
feſtgeſtellten Inhalte der Urkunde folgert, daß ſämmtliche Zah⸗ 
lungen des Hauptſchuldners auf die damals bereits beſtehende 
Schuld hätten verrechnet werden müſſen, eine andere Beſtim⸗ 
mung zum Nachtheil des Bekl. unzuläſſig geweſen ſei, ſo liegt 
darin ein zur Aufhebung des auf ihm beruhenden Urtheils füh- 
render Rechtsirrthum. Das B. G. erkennt ſelbſt an, daß eine 
ſolche Verpflichtung nicht zur Vertragsbedingung gemacht ſei; 
umſoweniger war dadurch der Hauptſchuldner gebunden, mit dem 
der Bürgſchaftsvertrag nicht geſchloſſen iſt. Sind aber mehrere 
Schuldpoſten vorhanden, ſo hängt es lediglich vom Willen des 
Schuldners ab, welcher durch die von ihm geleiſtete Zahlung 
getilgt werden ſoll; erſt wenn er keine Beſtimmung trifft, kom⸗ 
men die geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung. Da auch der 
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Kl. nicht verpflichtet war, ſich durch neue Geſchäfte zum Gläu⸗ 
biger der Firma B. & G. zu machen, jo war es durchaus zu« 
läſſig, wenn zwiſchen ihnen Lombardgeſchäfte mit der vom Kl. 
behaupteten Beſtimmung eingegangen wurden, daß aus den 
Eingängen der zur Sicherung hingegebenen Wechſel und ſon⸗ 
ſtigen Forderungen zunächſt der hierauf vom Kl. geleiſtete Vor⸗ 
ſchuß getilgt, und nur der etwa verbleibende Ueberſchuß auf die 
früheren Schulden angerechnet werde. Sind die vom Kl. in 
dieſer Richtung aufgeſtellten und in der Berufungsinſtanz ge⸗ 
nügend ſubſtantiirten Behauptungen richtig, fo muß dies, wie 
auch das B. G. nicht verkennt, zu einer anderen Entſcheidung 
führen. Zwar ift der Kl. für feine Bahauptung beweispflichtig, 
da er nach den von ihm ſelbſt vorgelegten Buchauszügen die 
Kreditpoſten des Hauptſchuldners ohne Unterſchied auf alle 
Schuldpoſten verrechnet hat, und damit der dem Bekl. an ſich 
obliegende Beweis der Zahlung erbracht iſt, Kl. alſo den Be⸗ 
weis, daß feine Verrechnung unrichtig ſei, führen muß. 
III. C. S. i. S. Jacobi c. Ritter vom 19. März 1897, 
Nr. 317/96 III. 

80. Der Bekl. hat als Notar den Vertrag inſtrumentirt, 
in welchem der Kl. an Frau A. ſein Haus verkauft und von 
letzterer auf den Kaufgeldreſt von 3 500 Mark eine Forderung 
an Zahlungsſtatt angenommen hat. Der Ehemann der Käuferin 
hatte ſein Knopfgeſchäft in Cöthen an M. daſelbſt für 15 000 
Mark, zahlbar mit jährlich 1000 Mark vom 1. Oktober 1892 
ab, verkauft und dieſe Kaufgelderforderung ſeiner Ehefrau ab⸗ 
getreten. Die drei zunächſt fällig werdenden Raten von je 
1000 Mark und die Hälfte der Rate vom 1. Oktober 1895 
hat die Käuferin dem Kl. an Zahlungsſtatt übertragen. Die 
Forderung an M. iſt weder hypothekariſch noch ſonſt geſichert 
geweſen und hat ſich in der Folge bei der Zahlungsunfähigkeit 
des M. als völlig werthlos erwieſen. Der Kl. will ſich auch 
bei den in Gegenwart des Bekl. gepflogenen Verhandlungen zu⸗ 
nächſt geweigert haben, die Forderung in solutum anzunehmen. 
Er will dann aber durch eine Aeußerung des Bekl. zum Ab- 
ſchluſſe und zur Unterzeichnung des Vertrages beſtimmt worden 
ſein. Dieſe Aeußerung des Bekl. ſoll gelautet haben: „das Ge⸗ 
ſchäft des M. in Cöthen ſei ein gutes, er kenne daſſelbe, der 
Kl. könne keine Gefahr laufen, zumal Frau A. mit einer noch 
viel größeren Forderung hinter ihm ſtehe.“ Die auf dieſe Aeuße⸗ 
rung des Bekl. geſtützte, auf Erſtattung des Ausfalls gerichtete 
Klage iſt vom L. G. abgewieſen worden. Das B. G., das in 
der Aeußerung des Bekl., die A. ſtehe noch hinter dem Kl., 
nur eine Hinweiſung auf die dem Kl. der Zeit nach zukommende 
Priorität ſieht, hat die Berufung des Kl. zurückgewieſen. Die 
Reviſton des Kl. ſucht auszuführen, daß der Bekl. ſchon im 
Rahmen ſeines Amtes als Notar für ſorgfältige Auskunft ein⸗ 
zuſtehen gehabt habe. Dieſer Angriff geht jedoch fehl, weil die 
angebliche Auskunft und Empfehlung des Bekl. ganz außerhalb 
feines Autes als Notar lag und der Bekl. mit der Syndikats⸗ 
lage nur für ein Verſchulden in der Ausübung ſeines Amtes 
als Notar in Anſpruch genommen werden kann. Auch aus loc. 
cond, operarum iſt der erhobene Anſpruch nicht zu begründen, 
weil die vom Bekl. geforderten Dienſte die zur Frage ſtehende 
Auskunftzertheilung an ſich nicht ergreifen und eine Erſtreckung 
des Auftrags auf Ertheilung forgfältiger Auskunft über die 
Forderung qu. aus der Darſtellung des Kl. nicht entnommen 


werden kann. Es bleibt daher als möglicher Klagegrund nur 
die Rathsertheilung des Bekl. Nun iſt nicht dargelegt, daß 
der Bekl. für die Folgen ſeines Raths einzuſtehen verſprochen 
oder daß er böswillig gehandelt oder daß er ſorgfältigen Rath 
zugefichert habe. Kann nun auch nach der richtig verſtandenen 
l. 6 § 5 D 17. 1 die Klage nicht darauf geſtützt werden, daß 
der Kl. nur durch den Rath des Bekl. zur Annahme der For⸗ 
derung an Zahlungsſtatt beſtimmt worden ſei und wird weiter 
der Ertheiler eines Raths durch bloße Fahrläſſigkeit nicht ver⸗ 
antwortlich, ſo iſt auch aus der behaupteten Rathsertheilung 


der vom Kl. erhobene Anſpruch nicht zu begründen. III. C. S. 


i. S. Ahrens c. N. vom 26. März 1897, Nr. 336/96 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

81. Dolos handelt allerdings, wer eine Thatſache poſitiv 
als wahr hinſtellt, ohne ſich von ihrer Wahrheit überzeugt zu 
haben. (Vergl. Bolze, Bd. 12 Nr. 384.) Es bedurfte alſo 
in der That nicht noch der Feſtſtellung, daß dem Kl. die 
niedrige, der Wirklichkeit entſprechende Ziffer auch poſitiv be⸗ 
kannt war. Denn wenn er die wirkliche Gewinnziffer auch 
nicht kannte und etwa auf Grund einer oberflächlichen Ab- 
ſchätzung an einen Gewinn von 10 000 Mark glaubte, ſo ver⸗ 
fuhr er doch argliſtig, wenn er dieſe Thatſache in den Unter⸗ 
handlungen mit dem Bekl. als gewiß hinſtellte. I. C. S. i. S. 
Klinder e. Maedlow vom 3. April 1897, Nr. 375/96 I. 

82. Ob franzöſiſches oder gemeines Recht oder das 
allgemeine Preußiſche Landrecht anzuwenden find, konnte jeden⸗ 
falls inſofern dahin geſtellt bleiben, als dieſe Rechte über⸗ 
einſtimmend die Nichtigkeit eines wider die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Rechtsgeſchäftes feſtſtellen und aus demſelben kein 
Klagerecht gewähren. Ob die Beurtheilung des einzelnen Ge⸗ 
ſchäftes ſich nach jedem dieſer Rechte hinſichtlich der Frage, ob 
es gegen die guten Sitten verſtoße, gleich geſtalten würde, wird 
nicht unbedingt zu bejahen ſein. (S. Cromme in der Zeitſchrift 
für franzöſiſches Recht Bd. 21 S. 345.) Doch läßt die Faſſung 
des Art. 1133 c. c.: la cause est illicite, . . quand elle 
est contraire aux bonnes moeurs ... wie die des § 7 
Thl. IJ Tit. 4 des A. L. R. .. . Handlungen, welche die Ehr- 
barkeit beleidigen, entnehmen, daß der Begriff der Unſittlichkeit 
nicht auf die Rechtsgeſchäfte beſchränkt werden wollte, deren 
Gegenſtand und Leiſtungsinhalt an ſich ſchon gegen die guten 
Sitten verftößt. Blieb auch im gemeinen Recht nicht un⸗ 
beſtritten, daß die Verwerflichkeit der Geſinnung allein, die ſich 
in einem Rechtsgeſchäft ausſpreche, an ſich ſchon die Nichtigkeit 
begründe (Ravitt, Archiv für civiliſtiſche Praxis Bd. 58 S. 65; 
Entſch. des R. G. VI. C. S. vom 21. März 1894; Gruchot, 
Beiträge Bd. 38 S. 881; Blätter für Rechtsanwendung, 
Ergänzungsbd. 12 S. 312), ſo darf doch als überwiegende 
Anſicht die angenommen werden, daß bei der Frage der Un- 
ſittlichkeit eines Geſchäftes auch die beſtimmenden und offen⸗ 
ſichtlichen Motive mit in Betracht zu ziehen ſeien. (Vergl. 
Dernburg, Pandekten V. Auflage I § 16 Note 18; § 134 
des B. G. B.; Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 228.) Der 
Inhalt des zwiſchen dem Kl. und dem Bekl. abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäftes ſelbſt enthält au ſich als Proviſionsverſprechen 
keinen Verſtoß gegen die guten Sitten. Als gegen die guten 
Sitten verſtoßend könnte es erachtet werden, wenn es eine Ver⸗ 
letzung der dem Kl. als Mitglied des Aufſichisraths gegenüber 
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der Geſellſchaft obliegenden Pflichten enthielte. Die Vermittelung 
des Erwerbs des Ausbeutungsrechts liegt zwar außerhalb der 
Sphäre der Aufſichtsthätigkeit, der beſonderen durch die 
Stellung als Mitglied des Aufſichtsraths begründeten Pflichten. 
Deshalb kann auch die Frage der Zuläſſigkeit der Uebernahme 
des Geſchäftes gegen Entgelt nicht nach Maßgabe dieſer be⸗ 
ſonderen Pflichten geprüft werden. Neben dieſen beſonderen 
Pflichten beſteht aber die durch die Stellung gegebene all- 
gemeine Pflicht das Intereſſe der Geſellſchaft zu wahren. 
Eine Verletzung der Intereſſen der Geſellſchaft liegt ſelbſt dann 
nicht nothwendig vor, wenn der Aufſichtsrath den Lohn ſeiner 
Thätigkeit nicht von der Geſellſchaft, ſondern vom Verkäufer 
und ſelbſt ohne Wiſſen der Geſellſchaft erhält. Dies trifft aber 
nur dann zu, wenn die Geſellſchaft den Erwerb nicht ohne das 
gleiche Opfer hätte machen können. VI. C. S. i. S. Stuckenholz 


c. Klewer vom 20. März 1897, Nr. 363/96 VI. 


83. Dem O. L. G. iſt darin beizupflichten, daß, nachdem 
das eine der beiden Pferde krepirt iſt, eine Vollſtreckung des 
ergangenen Urtheils nicht ſtattfinden kann, bevor nicht in einem 
neuen Prozeſſe feſtgeſtellt iſt, wer die Folgen des Untergangs 
dieſes Pferdes zu tragen hat und wie der Redhibitionsanſpruch 
des Kl. ſich eventuell bezüglich des noch übrigen Pferdes ge- 
ſtaltet. Es iſt kein Grund erſichtlich, aus welchem zur Voll⸗ 
ſtreckung des Urtheils geſchritten werden müßte, obgleich und 
ſo lange der nur durch ein neues Urtheil zu löſende Zweifel 
über die Wirkung des Untergangs des einen Pferdes auf den 
Anſpruch des Kl. beſteht. Durch den Untergang des Pferdes 
iſt die nach dem ergangenen Urtheil dem Kl. obliegende Leiſtung 
theilweiſe unmöglich geworden. Es iſt Sache des Kl., ſein 
Recht nachzuweiſen, trotz dieſer theilweiſen Unmöglichkeit ſeiner 
Leiſtung die ganze Leiſtung der Bekl. fordern zu dürfen. Von 
einer analogen Anwendung des § 13 0 Thl. 1 Tit. 4 A. L. R. 
in dem Sinne, daß durch den Untergang des einen Pferdes ſein 
Anſpruch auf Rückzahlung des Preiſes ein unbedingter geworden 
ſei, kann keine Rede ſein. Ob dem von dem Kl. anzuſtrengenden 
neuen Prozeſſe Bedenken entgegenſtehen, iſt jetzt nicht zu unter⸗ 
ſuchen und für die vorliegende Entſcheidung ohne Bedeutung. 
I. C. S. i. S. Hoffmann c. Becker vom 10. April 1897, 
B Nr. 27/97 J. | | 

84. Eine mündliche Nebenabrede im Sinne der §S 128, 129 
des A. L. R. Thl. I Tit. 5 liegt nicht vor. Dieſe Beſtimmungen 
finden ihre Geltung, wie § 129 ergiebt, bei der Regelung der 
Art und Weiſe, wie das Geſchäft zu erfüllen iſt. Haben die 
Kontrahenten darüber beſondere Beſtimmungen getroffen, die ſie 
jedoch in den ſchriftlichen Vertrag abſichtlich nicht aufgenommen 
haben, ſo iſt anzunehmen, daß ſie ſich in dieſer Beziehung der 
Regelung nach Maßgabe des Geſetzes unterworfen haben, und 
es können daher ſolche, vom Geſetze abweichende mündliche Be⸗ 
ſtimmungen keine rechtliche Anerkennung beanſpruchen (vergl. 
Entſch. des Obertribunals Bd. 76 S. 58, 59). Anders verhält 
es ſich aber mit Abreden, die dem Inhalte des ſchriftlichen Ver⸗ 
trages zuwiderlaufen, jo daß der letztere nicht als gewollt er- 
ſcheint, ſowie mit denjenigen mündlichen Abreden, die nach der 
Intention der Kontrahenten eine für den Beſtand des Geſchäfts 
weſentliche Vorausſetzung enthalten (vergl. Striethorſt Archiv, 
Bd. 29 S. 283; Bd. 87 S. 147; Dernburg, Preußiſches Privat- 
recht, 5. Aufl., Bd. 1 § 99 S. 209). Dergleichen Abreden un- 
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berückſichtigt zu laſſen, geht nicht an, weil dadurch den Parteien 
ein ihnen fremder Wille aufgedrungen und das Geſchäft zu 
etwas ganz Anderem gemacht werden würde, als es nach der 
— wenn auch nur mündlich — zum Ausdruck gelangten Abſicht 
der Kontrahenten ſein ſollte. VI. C. S. i. S. Hoetter 
c. Schümer vom 1. April 1897, Nr. 371/96 VI. 

85. Die Reviſion geht von dem richtigen Satze aus, daß 
zum gültigen Verkaufe von Grundſtücken nach 88 133, 135 
des A. L. R. Th. I Tit. 5 Schriftform und Willensüberein⸗ 
ſtimmung der Kontrahenten erforderlich und daß nach § 127 
des A. L. R. Thl. I Tit. 5 und § 12 des A. L. R. Thl. I 
Tit. 11 im Weſentlichen der Inhalt des ſchriftlichen Vertrages 
maßgebend ſei, insbeſondere für die Beſtimmung des Kaufgegen⸗ 


ſtandes, die Reviſion irrt aber, wenn ſie meint, daß der B. R. 


dieſe Geſetze und die Auslegungsregeln, ſowie den § 491 der 
C. P. O. verletzt habe. Der B. R. ſtellt Willensüberein⸗ 
ſtimmung der Parteien, namentlich auch über den Kaufgegenſtand 
feſt. Der Vertrag iſt in die erforderliche Schriftform gebracht. 
Dabei find fünf. der verkauften Parzellen (Flur 18 Nr. 121, 
122, 123, 129 und 167) ganz vergeſſen, andere unrichtig be⸗ 
zeichnet. Es hat aber zwiſchen der mündlichen Vereinbarung 
und der ſchriftlichen Abfaſſung des Vertrages eine Aenderung 
des Willens bezüglich des Kaufgegenſtandes nicht ſtattgefunden, 
vielmehr hat in dem ſchriftlichen Vertrage das als verkauft auf⸗ 
geführt werden ſollen, was von den Parteien kurz vorher an 
demſelben Tage an Ort und Stelle genau feſtgeſtellt war und 
worüber Parteien auch in dem Beweisaufnahmetermine vom 
19. März 1896 völlig einig waren. Insbeſondere herrſcht auch 
jetzt noch kein Streit darüber, daß auch die oben bezeichneten 
fünf Parzellen Gegenſtand des ſchriftlichen Vertrages ſein ſollten 
und daß ſie bei der Redaktion des ſchriftlichen Vertrages nur 
vergeſſen worden ſind, daß Parteien alſo der Anſicht geweſen 
ſind, mit der im ſchriftlichen Vertrage gegebenen Bezeichnung 
den ganzen Vertragsgegenſtand bezeichnet zu haben. Iſt dies 
aber der Fall, dann handelt es ſich nicht um eine das Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrages hindernde Nichtübereinſtimmung von 
Willen und Erklärung (wie die Reviſion meint), ſondern um 
eine nach §S 151 des A. L. R. Th. I Tit. 4 für die Rechts⸗ 
beſtändigkeit des Vertrages unerhebliche falſche Bezeichnung des 
Kaufgegenſtandes (vergl. Striethorſt, Archiv Bd. 23 S. 159, 
Bd. 32 S. 271 und Juriſt. Wochenſchr. 1896 S. 17 Nr. 66). 
Es fehlt für jene fünf Parzellen nicht — wie die Revifion 
meint — an einem ſchriftlichen Vertrage, vielmehr umfaßt der 

vorliegende ſchriftliche Vertrag auch dieſe Parzellen vermöge der 
geſetzlichen Vorſchriften der 88 151 und 146 — 149 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 4 (vergl. Striethorſt, Archiv Bd. 32 S. 273). Es 
handelt ſich dabei auch nicht um Auslegung oder richterliche Er⸗ 
gänzung des ſchriftlichen Vertrages, ſondern um Auslegung 
des Willens der Parteien, wie er neben dem Vertrage be⸗ 
ſtanden hat. Dieſer Wille iſt trotz der Vorſchrift des § 127 
des A. L. R. Th. J Tit. 5 kraft der Sondervorſchrift des 
§ 151 des A. L. R. Thl. I Tit. 4 derart maßgebend, daß er 
als Theil des ſchriftlichen Vertrages angeſehen wird, wenn er 
in dieſem auch keinen Ausdruck gefunden hat. Verfehlt iſt auch 
die Anſicht der Reviſion, daß ein Theil des Kaufobjekts im § 4 
des Kaufvertrages vom 30. Auguſt 1894 nicht mit der nach 
58 12 und 30 des A. L. R. Thl. J Tit. 11 erforderlichen Be 


— — — 


255 


ſtimmtheit bezeichnet ſei. Wie ſchon erwähnt, ſind die verkauften 
Grundſtückstheile vor Abſchluß des ſchriftlichen Vertrages von 
den Parteien an Ort und Stelle genau feſtgeſtellt worden. 
Wenn demnächſt im § 4 des Vertrages geſagt iſt, eine iſolirt 
liegende, den Parteien genau bekannte Parzelle ſei vom Ver⸗ 
kaufe ausgeſchloſſen, dagegen ſei eine andere ebenfalls iſolirt 
liegende und den Parteien ebenfalls genau bekannte Parzelle 
mitverkauft, ſo iſt der Gegenſtand genügend beſtimmt. „Es 
kann über ihn kein begründeter Zweifel ſtattfinden“ (Förfter- 
Eccius 6. Aufl. Bd. 2 § 124 S. 49), was ſich auch bei der 
Beweisaufnahme herausgeſtellt hat. Parteien und der Zeuge 
waren über den Gegenſtand des Vertrages nicht im Zweifel. 
V. C. S. i. S. Timpe c. Atrogge vom 20. März 1897, 
Nr. 317/96 V. 

86. Die Reviſion macht mit Recht der Vorinſtanz den 
Vorwurf, daß ſie dem zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen, 
in dem Schriftſtück vom 6. September 1890 vorliegenden Bau⸗ 
vertrage, da derſelbe nur vom Bekl. unterfchrieben, lediglich die 
Bedeutung eines mündlichen Vertrages beigemeſſen hat. Nach 
der Auslegung, welche die Beſtimmungen des Landrechts über 
die ſchriftliche Abfaſſung von Willenserklärungen in der Praxis 
ſtets gefunden haben (vergl. die Citate bei Foörſter⸗Eccius, 
Preußiſches Privatrecht, 6. Auflage, I. Bd., S. 459, Note 23 
und 24), kann derjenige, welcher eine von ihm unterſchriebene, 
die mit einem anderen getroffenen Vertragsvereinbarungen ent⸗ 
haltende Urkunde dem Mitkontrahenten ausgehändigt hat, wenn 
dieſer ihn aus dem Kontrakte in Anſpruch nimmt, eine Einrede 
daraus, daß das Dokument nicht auch von dem anderen Theile 
unterſchrieben, nicht entnehmen, und ebenſo darf der letztere, 
wenn der in Anſpruch genommene aus der Urkunde Gegen⸗ 
anſprüche erhebt, aus dem Mangel der ſeinerſeitigen Unterzeich⸗ 
nung derſelben nichts zu ſeinen Gunſten ableiten. Danach muß 
der vorliegende Fall, bei dem die gedachten Vorausſetzungen zu⸗ 
treffen, dieſelbe Beurtheilung finden, als wenn das erwähnte, 
der Klage zu Grunde liegende Vertragsdokument von beiden 
Seiten unterzeichnet wäre. VI. C. S. i. S. Flötert c. Vierk 
vom 15. März 1897, Nr. 352/96 VI. 

87. Zur Zahlung der Konventionalſtrafe iſt der Bekl. mit 
Recht verurtheilt. Der Bekl. hat ſich verpflichtet, weder direkt 
noch indirekt, weder für eigene Rechnung, noch für Dritte in 
Berlin und deſſen einmeiligem Umkreiſe ein Brennmaterialien⸗ 
geſchäft zu begründen oder an einem ſolchen Theil zu nehmen. 
Dagegen hat der Bekl. dadurch verſtoßen, daß er ſeiner Ehefrau 
die Begründung des Kohlengeſchäfts geſtattet hat. Darin muß 
die indirekte Begründung eines Brennmaterialiengeſchäfts für 
dritte Rechnung gefunden werden. Der Bekl. durfte nach Treu 
und Glauben die Begründung eines Geſchäfts durch ſeine Frau 
nicht geſtatten. Es bedarf dafür nicht des Hinweiſes auf die 
nahe liegende Vermuthung, daß der Bekl. feine Kenntniſſe und 
Erfahrungen zu eigenem Nutzen für dies Geſchäft verwerthen 
werde, wodurch der B. R. ſeine Entſcheidung begründet. Die 
Revifion hat inſoweit auch Angriffe nicht erhoben, vielmehr iſt 
Seitens des Vertreters des Rkl. in der mündlichen Verhandlung 
erklärt, daß gegen die Verurtheilung zur Zahlung der Strafe 
Einwendungen nicht erhoben werden könnten. Die Entſcheidung 
auf den negatoriſchen Theil der Klage iſt dagegen nicht zu 
billigen. Der B. R. verurtheilt den Bekl., jede geſchäftliche 


Thätigkeit für das Geſchäft ſeiner Frau oder für ein anderes 
Brennmaterialiengeſchäft, insbeſondere das Aufſuchen von Kunden 
und die Entgegennahme von Beſtellungen bei Strafe zu unter⸗ 
laſſen. Die Klage iſt darauf geſtützt, daß der Bekl. das Ge⸗ 
ſchäft ſeiner Frau unter ihrem Namen in Wahrheit 


ſelbſt betreibe, die Bücher führe, Geſchäfte abſchließe, Kunden 


aufſuche. Alles dies hat der Bekl. aber beſtritten und 
feſtgeſtellt iſt es nicht. Daß der Bekl. eine dem Vertrage 
zuwiderlaufende Thätigkeit für ein anderes Geſchäft ent⸗ 
wickelt, iſt in der Klage nicht behauptet. Der Bekl. hat nur 
ſelbſt vorgetragen, daß er in einem Brennmaterialiengeſchäft 
gegen Gehalt angeſtellt ſei. Aber welche Thätigkeit er in dieſem 
Geſchäft ausübt, iſt nicht feſtgeſtellt und nicht erörtert, ob dieſe 
Thätigkeit ſolcher Art iſt, daß ſie als Theilnahme an dem Ge⸗ 
ſchäft im Sinne des einſchränkend auszulegenden Vertrages an⸗ 
zuſehen ſein würde. Danach würde das Urtheil, ſoweit es dieſen 
Theil der Klage betrifft, jedenfalls aufzuheben ſein. Es kann 
aber ſchon jetzt auch in der Sache ſelbſt erkannt werden. Der 
Vertrag verpflichtet den Bekl., die Begründung eines Brenn⸗ 
materialiengeſchäfts und die Theilnahme an einem ſolchen zu 
unterlaſſen, falls er dem aber zuwiderhandelte, 6 000 Mark Strafe 
zu zahlen. Dieſe Strafe kann wie jede Vertragsſtrafe als 
Mittel, auf den Willen des Schuldners zwingend einzuwirken, 
oder als das im Voraus normirte volle Intereſſe der Kl. an 
der Vertragserfüllung aufgefaßt werden. Normirt ſie das volle 
Intereſſe an der Vertragserfüllung, ſo verſteht ſich von ſelbſt, 
daß die Kl. nicht die Vertragserfüllung und die Strafe, d. h. 
doppelte Befriedigung, fordern kann; 88 292, 296, 313 
Thl. I. Tit. 5 des A. L. R., Entſcheidungen des R. G. Bd. 9 
S. 36, 44. Nun ſtellt der B. R. als zweifelloſen Vertrags⸗ 
willen der Parteien feſt, daß durch die Strafe von 6000 Mark 
das volle Intereſſe der Kl. an der Vertragserfüllung erſchöpfend 
geſichert und der Bekl. in die Lage verſetzt werden ſollte, durch 
die Leiſtung der Strafe ſich von der ihm auferlegten Be⸗ 
ſchränkung zu befreien. Dieſer Vertragsauslegung, auf welche 
das R. G. wiederholt als die dem Weſen der Verträge der 
vorliegenden Art und der regelmäßigen Verkehrsanſchauung ent⸗ 
ſprechende hingewieſen hat, Entſch. des R. G. Bd. 33 S. 141, 
Bolze, Praxis, Bd. 16 Nr. 385, tft nach der Sachlage durd- 
aus beizutreten. Mit dieſer Vertragsauslegung ſteht die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung wie die des I. R. in direktem Wider⸗ 
ſpruch. Abſorbirt die Vertragsſtrafe das Erfüllungsintereſſe, fo 
kann, wie bereits hervorgehoben, nie die Strafe und die Er⸗ 
füllung, und auch nicht, wie der B. R. meint, die Erfüllung 
bis zur Zahlung der Strafe gefordert werden, was zu einem 
widerſinnigen Ergebniß führen würde, wo, wie hier, eine einzige 
Handlung, die Zulaſſung der Begründung des Geſchäfts der 
Ehefrau, die volle Strafe verwirkt hat. Danach durfte die Kl. 
nicht kumulativ auf Zahlung der Strafe und die Erfüllung, 
ſondern nur alternativ auf Zahlung oder Erfüllung klagen, 
§ 314 Tit. 5 Thl. I des A. L. R., und da aus der Erklärung 
des Bekl. in der mündlichen Verhandlung hervorgeht, daß er 
ſich bei der Verurtheilnng zur Zahlung der Strafe beruhigt, 
war nicht mehr auf dieſe Alternative, ſondern ohne Weiteres 
auf die Abweiſung der Klage auf Erfüllung zu erkennen. I. C. S. 
i. S. Herrmann . Grube Marie vom 13. März 1897, 
Nr. 394/96 I. 
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88. Das R. G. hat bereits wiederholt ausgeſprochen 
(Raſſow⸗Küntzel, Beiträge Bd. 28 S. 911; Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1895 S. 394 Nr. 46, 1897 S. 23 Nr. 54), daß 
Mängel der vorliegenden Art (baupolizeiwidrige Einrichtungen) 


zu den natürlichen Fehlern der Sache im Sinne des § 343 
(Thl. J Tit. 5 A. L. R.) zu rechnen ſeien. Von dieſer Recht 


ſprechung abzugehen, bieten die Darlegungen der Reviſion keinen 
Anlaß. Was insbeſondere den von ihr hervorgehobenen 
Geſichtspunkt betrifft, daß die fernere Unbenutzbarkeit der Dach⸗ 
geſchoßräume zum Wohnen und Schlafen auf dem Rechte eines 
Dritten, nämlich des Gemeinweſens, beruhe, ſo iſt die Un⸗ 
richtigkeit dieſes Gedankens bereits in dem zuletzt erwähnten 
Urtheile des R. G. (Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 23) 
nachgewieſen worden. Auch die Ausführung der Reviſion, daß 
in der Aufnahme der fraglichen Dachwohnungen nebſt ihren 
Miethserträgen in das dem Kl. überreichte Miethsverzeichniß die 
Zuſage einer beſtimmten Eigenſchaft des Hauſes zu finden ſei, 
nämlich der Eigenſchaft, daß dieſe Räume dauernd durch Ver⸗ 
miethen nutzbar ſeien, kann eine dem Kl. günſtige Entſcheidung 
nicht herbeiführen; denn weder kann der Aufführung der Dach⸗ 
wohnungen in dem Miethsverzeichniß die von der Reviſion be⸗ 
hauptete Bedeutung beigemeſſen werden noch auch würde die 
gegentheilige Annahme die Anwendung der $$ 343 und 345 
Thl. I Tit. 5 des A. L. R. ausſchließen. V. C. S. i. S. 
Gießel c. Zaſtrow vom 13. März 1897, Nr. 315/96 V. 

89. Es iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn der 
B. R. angenommen hat, daß Verſchlechterungen des Grund⸗ 
ſtücks, auch wenn ſie auf ein grobes Verſehen des Kl. zurück⸗ 
zuführen ſein möchten, wie dies die Bekl. behauptet, nicht das 
Recht zum Rücktritt beſeitigen, ſondern den Kl., der nach 
§ 355 Tit. 5 Thl. 1 des A. L. R. die Rechte eines redlichen 
Beſitzers für ſich in Anſpruch nehmen kann, nach § 219 Tit. 7 
daſelbſt nur verpflichten würden, der Bekl. entſprechenden Erſatz 
zu leiſten. In dieſer Beziehung ſcheint die Reviſion zu ver⸗ 
kennen, daß es ſich nicht um einen redhibitoriſchen Anſpruch 
handelt, bei dem allerdings von einem Rücktritt nicht mehr die 
Rede ſein könnte, wenn der Kaufgegenſtand ſich in den Händen 
des Käufers in der angegebenen Weiſe verſchlechtert haben ſollte 
(§§ 327, 328 Tit. 5 Thl. I des A. L. R.), daß aber die 
Rechtslage eine andere iſt, wenn das Rücktrittsrecht desjenigen 


in Frage ſteht, der durch Betrug zu dem Abſchluß des Ver⸗ 


trages verleitet worden iſt. Nun hat zwar die Bekl. die ihr 
angeblich zuſtehende Erſatzforderung ſchon in dem gegenwärtigen 
Prozeſſe geltend gemacht und dem Anſpruche auf Rückgabe des 
Kaufgeldes gegenüber zur Kompenſation geſtellt. Dem B. R. 
iſt aber auch darin beizutreten, daß ſich die Höhe der Erſatz⸗ 
forderung nur nach dem Zuſtande des Grundſtücks in dem— 
jenigen Zeitpunkte, in welchem die Rückgewähr thatſächlich ſtatt⸗ 
finden wird, beſtimmen läßt, weil bis dahin der Kl. etwaige 
Verwahrloſungen des Grundſtücks wieder beheben und einen 
Zuſtand herſtellen kann, durch welchen jeder Erſatzanſpruch der 
Bekl. ausgeſchloſſen wird. V. C. S. i. S. Laudon c. Henze 
vom 31. März 1897, Nr. 334/96 V. 

90. Die Frage, ob prinzipiell die Wandlungsklage 
durch einen freiwilligen oder Zwangsverkauf ausgeſchloſſen wird 


(vergl. das B. G. B. §§ 353, 467), oder durch das Erbieten 


zur Wiederverſchaffung begründet werden kann, kommt hier nicht 


in Betracht. Die entſcheidende Frage iſt vielmehr die, in wie 
weit das zur Zeit der Klage begründete Klagerecht durch eine 
im Laufe des Rechtsſtreits eingetretene Veränderung modiſizirt 
wird. Iſt der Kl. befriedigt, oder iſt die von ihm geforderte 
Leiſtung — ohne Schuld des Verpflichteten — unmöglich ge⸗ 
worden, ſo iſt damit der geltend gemachte Anſpruch erloſchen, 
in anderen Fällen, wenn der Untergang des Rechts, die Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung durch eine von dem Bekl. zu ver⸗ 
tretende Thatſache herbeigeführt iſt, tritt der Intereſſeauſpruch 
an Stelle der urſprünglichen Forderung. (Vergl. Förſter⸗ 
Eccius Bd. I S. 262 6. Auflage.) Im vorliegenden Fall iſt 
nun aber die mit der Klage geforderte Leiſtung nicht unmöglich 
geworden, nur die Bedingung iſt unerfüllbar geworden, unter 
welcher der Kl. das von ihm Geleiſtete zurückfordern kann. 
Ein vom Kl. nicht verſchuldeter Untergang der zurückzugebenden 
Sache würde den Kl. von der Rückgabepflicht mit Rückſicht auf 
den Annahmeverzug des Bekl. befreit haben. Die Zwangs⸗ 
verſteigerung iſt nun freilich dem phyſiſchen Untergange der 
zurückzugebenden Sache nicht gleichzuſtellen. Es kann auch be⸗ 
züglich derſelben die Regel, von dem Uebergange der Gefahr 
nicht Anwendung finden. Eine Verfügung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung iſt nicht auf einen Zufall zurückzuführen, 
wird vielmehr in der Regel einer freiwilligen Verfügung des 
Eigenthümers gleichgeſtellt werden müſſen, wie dies in dem oben 
eitirten $ 358 des B. G. B. auch ausdrücklich ausgeſprochen 
iſt; das ändert ſich aber, wenn die im Laufe des Prozeſſes ein⸗ 
getretene Zwangsverſteigerung von dem mit der Wandlungsklage 
unter dem Erbieten zur Rückgewähr des erkauften Grundſtücks 
Belangten vertreten werden muß, und das iſt dann der 
Fall, wenn die Zwangsverſteigerung in urſächlichem 
Zuſammenhange mit den die Wandlung begrün— 
denden Mängeln des erkauften Grundſtücks ſteht. 
Es kann ſich alſo nur fragen, ob die Zwangsverſteigerung als, 
wenn auch nur mittelbare, Folge der mit der Klage gerügten 
Gewährsmängel anzuſehen, insbeſondere ob in Folge dieſer 
Mängel der Kl. verhindert war, die Zwangsverſteigerung aus 
den Nutzungen des Grundſtücks abzuwenden. Das nimmt der 
B. R. an. Dieſe Annahme unterliegt weſentlichen Bedenken 
nicht und iſt auch von der Reviſion nicht beſonders angefochten 
worden. Hiernach iſt die Verurtheilung des Bekl. in der Haupt⸗ 
ſache gerechtfertigt. (Vergl. Rehbein, En tſcheidungen des Ober⸗ 
tribunals Bd. I S. 505.) V. C. S. i. S. Kuling o. Jahnke 


vom 6. März 1897, Nr. 302/96 V. 


91. Die Angriff der Reviſion beruhen auf einer Ver⸗ 
kennung des Begriffs des Raufhandels und der Grundſätze von 
der Beweislaſt. Der Bekl., der ſich darauf beruft, daß K. 


infolge eines Raufhandels ſein Leben verloren habe, hat nicht 


blos den objektiven Thatbeſtand, die äußeren Vorgänge, ſondern 
auch den ſubjektiven Thatbeftand dieſer rechtswidrigen Handlung 
darzuthun, alſo zu beweiſen, daß K., als er der Aufforderung 
des Forſtſchutzbeamten nicht nachkam, von dem Willen geleitet 
geweſen ſei, dem Beamten Widerſtand entgegenzuſetzen. Die 
Kenntniß von der Eigenſchaft des Beamten bildet hiernach keine 
beſondere Thatſache, die von den Kl. zu widerlegen wäre, 
ſondern ein begriffliches Merkmal der ſchuldbaren Theilnahme 
am Raufhandel, wofür der Bekl. den Beweis zu erbringen hat. 
Da über den Einwand in ſeinem ganzen Umfange von den 
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Parteien verhandelt war, jo erwuchs dem Richter die Pflicht, 
auch nach der ſubjektiven Seite die Ergebniſſe der Beweis⸗ 
aufnahme zu prüfen, und ihm fällt kein Rechtsirtthum zur Laſt, 
wenn er, ohne daß von den Parteien über das Verſchulden des 
Kl. beſondere Behauptungen aufgeſtellt wären, den ſubjektiven 
Thatbeſtand des Raufhandels vermißt. V. C. S. i. S. Neupreuß. 
Knappſchaftsverein c. Kaßler vom 24. März 1897, Nr. 326/96 V. 

92. Die Reviſionsangriffe richten ſich lediglich gegen die 
Annahme des B. R., daß ein konkurrirendes Verſchulden des 
Kl. nicht vorliege. Ein ſolches erblickt die Rkl. darin, daß der 
Kl. im März 1889 wieder in die Dienſte der Bekl. in der 
Queckſilberpumpſtation eingetreten iſt, obwohl er habe wahr⸗ 
nehmen müſſen, daß er ſich damit der Gefahr der Queckſilber⸗ 
vergiftung ausſetze, weiter aber darin, daß er den Anordnungen 
der Bekl. zuwider in den Arbeitsräumen der Fabrik Eſſen zu 
ſich genommen habe, und dies noch überdies mit ungewaſchenen 
Händen. Allein auch dieſe Reviſionsangriffe ſind verfehlt. Die 
Thatſache allein, daß ein Arbeiter in einem geſundheitsgefähr⸗ 
lichen Betrieb Stellung nimmt, kann ihm nicht zum Verſchulden 
angerechnet werden, ſo wenig als die Verwendung eines Arbeiters 
in einem, wie ihm bekannt, geſundheitsgefährlichen Betrieb für 
ſich allein als ein ſchuldhaftes Verhalten des Unternehmers 
erſcheint (vergl. Entſch. des R. G. in Seufferts Archiv Bd. 31 
Nr. 333), im vorliegenden Fall aber iſt jedes Verſchulden des 
Kl. ſchon aus dem Grunde ausgeſchloſſen, weil ja die Unter⸗ 
brechung des Betriebs vom Dezember 1888 bis März 1889 
gerade zu dem Zweck erfolgte, um die zur thunlichſten Sicherung 
der Arbeiter erforderlichen Einrichtungen herzuſtellen. Der Kl. 
konnte ſich alſo darauf verlaſſen, daß die Gefährlichkeit des 
Betriebs, wenn auch nicht ganz beſeitigt, ſo doch auf das 
geringſtmögliche Maß beſchränkt werde, die ſchuldhaften Unter⸗ 
laſſungen der Bekl. in dieſer Beziehung konnte er weder 
vorherſehen, noch auch, als Nicht⸗Techniker nach ſeinem Wieder⸗ 
eintritt in ihrer Tragweite überblicken. Auch die Thatſache, 
daß er von der gebotenen Einrichtung beſonderer Speiſeräume 
keinen Gebrauch machte, iſt ihm nicht zur Schuld zuzurechnen. 
Denn wie der B. R. ohne Rechtsirrthum feſtgeſtellt hat, wurde 
die Anordnung, die Mahlzeiten außerhalb der Arbeitsſtätte ein⸗ 
zunehmen, unter den Augen und mit Vorwiſſen der Unternehmer 
und Betriebsleiter fortgeſetzt übertreten, außerdem aber war, 
wie gleichfalls feſtgeſtellt iſt, der Kl. durch den Betrieb, ins⸗ 
beſondere dadurch, daß die Maſchinen während der Vesperzeit 
nicht abgeſtellt wurden, genöthigt im Arbeitslokal anweſend 
zu bleiben und ſeine Vespermahlzeit dort einzunehmen. Ein 
Verſchulden des Kl. liegt alſo, wie in der Rechtſprechung ſtets 
anerkannt worden iſt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 1 S. 48, 
Bd. 4 S. 25), in ſeinem Verhalten nicht. III. C. S. i. S. 
Langhans & Co. c. Röder vom 16. März 1897, Nr. 310/96 III. 

93. Der 8 26 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 6 ſchließt ſich, 
wie die Eingangsworte deſſelben „Inſonderheit muß der ꝛc.“ 
ergeben, inhaltlich eng an den vorhergehenden $ 25 an. Nach 
9 25 hat der, welcher ſich in der Ausübung einer unerlaubten 
Handlung befunden hat, die Vermuthung wider ſich, daß ein 
bei ſolcher Gelegenheit entſtandener Schade durch ſeine Schuld 
berurſacht iſt. Es ſoll alſo angenommen werden, daß der 
Schade, welcher in einem nahen örtlichen und zeitlichen Zu⸗ 
ſammenhange mit der unerlaubten Handlung ſteht, durch dieſe 


bewirkt iſt. Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 204. Der Be⸗ 
ſchuldigte hat deshalb nur das Vorhandenſein des Schadens, 
eine unerlaubte Handlung des in Anſpruch Genommenen und 
den örtlichen und zeitlichen Zuſammenhang zwiſchen Schaden 
und der unerlaubten Handlung nachzuweiſen. Wenn nun der 
§ 26 a. a. O. beſtimmt „Inſonderheit muß der, welcher ein 
auf Schadensverhütungen abzielendes Polizeigeſetz vernachläſſigt, 
für allen Schaden, welcher durch die Beobachtung des Geſetzes 
hätte vermieden werden können, eben ſo haften, als wenn derſelbe 
aus feiner Handlung unmittelbar entſtanden wäre,“ fo iſt hier⸗ 
durch die zu Gunſten des Beſchädigten im § 25 aufgeſtellte 
Vermuthung nicht eingeſchränkt, ſondern dahin erweitert, daß 
der Erſatz eines bei Gelegenheit der Vernachläſſigung eines 
Polizeigeſetzes entſtandenen Schadens von dem, der das Polizei⸗ 
geſetz vernachläſſigt hat, nur durch den Nachweis abgewendet 
werden kann, daß der Schade auch bei Beobachtung des Polizei⸗ 
geſetzes nicht hätte vermieden werden können. Die Haftbarkeit 
desjenigen, welcher das Polizeigeſetz übertreten hat, hängt daher 
in Folge der vom Geſetze aufgeſtellten Vermuthung bezüglich 
des urſächlichen Zuſammenhanges nicht von der Feſtſtellung ab, 
daß der Schaden auch bei Beobachtung des Polizeigeſetzes nicht 
vermieden werden konnte. Die Haftbarkeit folgt vielmehr aus 
der Feſtſtellung eines Schadens und der Möglichkeit des Zu- 
ſammenhanges deſſelben mit der Uebertretung eines Polizeigeſetzes 
im Sinne des § 26 a. a. O. Richtig tft allerdings, daß nur 
Erſatz eines ſolchen Schadens gefordert werden kann, dem das 
betreffende Polizeigeſetz vorbeugen wollte. Nach der Feſtſtellung 
des B. G. ſollte durch die Vorſchrift des §S 32 der Baupolizei⸗ 
ordnung für Berlin aber gerade die Beſchädigung von Gebäuden 
verhindert werden, und verfolgt der § 367 Nr. 14 des Straf⸗ 
geſetzbuchs die Vermeidung von Beſchädigungen überhaupt, 
alſo ſolche von Perſonen und Sachen. VI. C. S. i. S. 
R.⸗Fiskus c. Roeſeler vom 15. März 1897, Nr. 348/96 VI. 
94. Der B. R. nimmt an, daß der Bekl. und ſein Rechts⸗ 
vorgänger bei der Belaſtung der fraglichen Parzellen ſich min⸗ 
deſtens ein grobes Verſehen habe zu Schulden kommen laſſen, 
und ſchließt dies daraus, daß wenn fie bei der Belaſtung der 
Grundſtücke das Grundbuchfolium nur überhaupt geprüft hätten, 
fie ſchon aus der Größe der in Frage ſtehenden Parzellen hätten 
erkennen müſſen, daß dieſelben zu den ihrer Dispoſition zu⸗ 
ſtändigen Grundſtücken nicht gehörten. Dieſer Entſcheidungs⸗ 
grund iſt unabhängig von der Frage, ob der Bekl. im Sinne 
des § 15 Tit. 7 Thl. 1 A. L. R. einem unredlichen Beſitzer 
gleich zu achten iſt, denn auch der redliche Beſitzer hat für Ver⸗ 
ſchlimmerungen einzuſtehen, die durch ſein grobes Verſehen ver⸗ 
urſacht find (§ 219 a. a. O.). Soweit ſich dieſer Entſcheidungs⸗ 
grund auf den Rechtsvorgänger des Bekl. bezieht, iſt er von 
der Reviſion nicht beſonders angegriffen, und unterliegt auch 
keinem weſentlichen Bedenken, da die Annahme des B. R., daß 
die unrechtmäßige Mitbelaſtung der (von dem Verpfänder ſelbſt 
in Erbpacht ansgethanen) Parzellen bei gewöhnlichen Fähigkeiten 
ohne Anſtrengung der Aufmerkſamkeit hätte vermieden werden 
können, nach Lage der Sache einer näheren thatſächlichen Be⸗ 
gründung, als ſie der B. R. gegeben, nicht bedurfte und dem 
Rechtsbegriff des groben Verſehens (§ 18 Tit. 3 Thl. I des 
A. L. R.) entſpricht. Ob dies gleichmäßig bei der ſpäteren Be⸗ 
laſtung durch den Bekl. ſelbſt zutrifft, kann dahin geſtellt bleiben 
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wenn der Bekl., wie der B. R. ferner annimmt, ſchon bei feiner 
im Jahre 1885 erfolgten Eintragung als Eigenthümer bei An⸗ 
wendung eines gewöhnlichen Grades von Aufmerkſamkeit Urſache 
hatte, an der Gültigkeit ſeiner Eintragung hinſichtlich der in 
Frage ſtehenden Parzellen zu zweifeln ($ 15 Tit. 7 Thl. 1 
A. L. R.). Bei Anwendung dieſes Paragraphen brauchen nur 
die Vorausſetzungen eines mäßigen Verſehens ($ 20 Tit. 3 
Thl. J A. L. R.) vorzuliegen. Hier erſcheint es nun umſoweniger 
bedenklich, die Feſtſtellung dieſer Vorausſetzungen durch den B. R. 
für ausreichend begründet anzuſehen. Aus der (analogen) An⸗ 
wendung des § 15 a. a. O. folgt, daß der Bekl. die ihm nicht 
gehörigen Parzellen nicht rechtswirkſam belaſten konnte und des⸗ 
halb verpflichtet iſt, dieſelben auch von der in Folge ſeiner Be⸗ 
willigung eingetragenen Laſt zu befreien. Es folgt aber ferner 
daraus, daß der Bekl. ein Retentionsrecht nicht geltend machen 
kann und daß der hierauf geſtützte Einwand vom B. R. mit 
Recht verworfen worden iſt. V. C. S. i. S. Große⸗Aldenhövel 
e. Dreſemann vom 27. März 1897, Nr. 328/96 V. 

95. Der B. R. hatte ausgeführt, daß die SS 139 und 
140 Thl. 1 Tit. 8 A. L. R. das Bauen in wagerechter, die 
§§ 142 ff. aber in ſenkrechter Ausdehnung beſchränken, die 
vertragsmäßige Beſeitigung der erſtgedachten Eigenthums⸗ 
beſchränkung ſchließe daher nicht ohne Weiteres auch die Auf⸗ 
hebung der anderen Eigenthumsbeſchränkung in ſich. Hiegegen 
macht die Reviſion geltend, daß auch der § 142 die Entfernung, 
den wagerechten Abſtand des Neubaues von dem vorhandenen 
Gebäude betreffe und ſich in ſeinem Inhalte nur dadurch von 
dem § 139 unterſcheide, daß er eine relative, in jedem ein⸗ 
zelnen Falle zu ermittelnde Entfernung beſtimme, während der 
§ 139 die Entfernung ein für alle Mal feſtſetze. Dem kann 
nicht beigeſtimmt werden. Die §§ 142 ff. beſchränken das 
Bauen auf derjenigen Fläche und in derjenigen Linie, welche 
von der Vorſchrift des § 139 nicht betroffen wird, keineswegs 
überhaupt, ſondern verbieten nur unter den angegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen das Höher ⸗Bauen; dieſes Verbot erſtreckt ſich räumlich 
bis zu derjenigen Linie, auf der eine in die Höhe geführte 
Mauer dem Nachbarn das erforderliche Licht nicht mehr be⸗ 
nimmt. Daß die höher zu führende Mauer nun um ſo viel 
„zurücktreten“ muß, iſt lediglich die Folge des Verbots des 
Höherbauens, nicht aber ſelbſt unmittelbar Gegenſtand des Ge⸗ 
bots. Der von der Reviſion bekämpfte Satz des B. R., daß 
die vertragliche Beſeitigung der einen Eigenthumsbeſchränkung 
nicht ohne Weiteres auch die der anderen zur Folge habe, iſt 
hiernach zutreffend. V. C. S. i. S. Janzen c. Lücke vom 
20. März 1897, Nr. 320/96 V. 

96. Das B. G. nimmt an, die vier Oeffnungen in der 
Rückwand des Hinterhauſes der Kl. ſeien Fenſter im Sinne des 
§ 143 Thl. J Tit. 8 des A. L. R., weil fie dazu beſtimmt 
ſeien, Licht und Luft in die Räume des Obergeſchoſſes zu bringen. 
Bekl. meint, die Oeffnungen fallen nicht unter den Begriff der 
Fenſter, weil ſie zu klein ſeien und weil ihre zu tiefe beziehungs⸗ 
weiſe zu hohe Lage nicht geſtatte, daß ein Mann mittlerer Größe 
in ungezwungener natürlicher Stellung durch ſie den Himmel 
ſehen könne. Das B. G. hat dies keineswegs überſehen; es 
legt aber kein Gewicht darauf. Im Geſetz findet ſich kein An⸗ 
halt dafür, daß Fenſter nur ſolche Oeffnungen ſein ſollen, die 
eine beſtimmte Größe und Lage haben. Wie die Beſtimmung 


§ 138 1. c. ergiebt, wird für weſentlich nur erachtet, daß die 
Oeffnungen den Zweck haben, Licht in das Gebäude zu bringen. 
Strengere Anforderungen ſind deshalb nicht zu ſtellen. Wie 
groß die Fenſter ſind und in welcher Lage ſie ſich befinden, 
hängt von dem größeren oder geringeren Lichtbedürfniß und von 
der Beſchaffenheit der Räume ab, die durch die Fenſter erhellt 
werden ſollen. Zutreffend bemerkt das B. G., daß es normale 
Fenſter überhaupt nicht giebt. Daß die Entfernung, in welcher 
der Bau des Bekl. von der Rückwand des klägeriſchen Hinter- 
hauſes zurückzutreten hat, vom B. G. nach den im Bodenraum 
vorhandenen Fenſtern bemeſſen iſt, obwohl dieſe unter der Augen⸗ 
höhe eines aufrecht ſtehenden Menſchen liegen, kann den Bekl. 
nicht beſchweren, weil die Entfernung eine größere ſein müßte, 
falls die Fenſter ſich in der Augenhöhe befänden. Irrig iſt die 
Anſicht des Bekl., der $ 143 1. c. gebe nur den Fenſtern im 
oberen Stockwerk Lichtſchutz. Lichtſchuzz gewährt der § 143 
dem ganzen Gebäude des Nachbars, nur das Maß des Lichtes 

ſoll danach beſtimmt werden, daß der Nachbar aus den un⸗ 
geöffneten Fenſtern des zweiten Stockwerks den Himmel ſehen 
kann. Das Obertribunal hat als oberſten Grundſatz anerkannt, 
daß für alle Behältniſſe auf der Bauſeite, welche durch daſelbſt 
befindliche Fenſter erhellt werden, ein beſtimmter Lichtſchutz fort⸗ 
dauern ſoll (Entſch. Bd. 64 S. 26, Striethorſt Archiv Bd. 79 
S. 113). Zu dieſen Behältniſſen gehört auch der durch Fenſter 
erhellte Bodenraum. Die vereinzelt daſtehende Entſcheidung 
deſſelben höchſten Gerichts, die ſtrikt zu interpretirenden $$ 142 ff. 
I. c. beziehen ſich nicht auf Treppen- und Flurfenſter (Striethorſt 
Archiv Bd. 37 S. 245), iſt angefochten (vergl. Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht Bd. 1 § 221 Note 12 Nr. 1) und auch 
vom R. G. nicht gebilligt (Raſſow⸗Küntzel, Beiträge Bd. 30 
S. 939). In Uebereinſtimmung mit dem Obertribunal (Entſch. 
Bd. 78 S. 16) ſpricht das B. G. aus, daß nicht das ganze 
dem zu ſchützenden Fenſter gegenüberliegende Gebäude zurückzu⸗ 
treten braucht, ſondern daß es genügt, wenn durch einen Licht⸗ 
ſchacht aus dem ungeöffneten Fenſter des Nachbars in vertikaler 
Richtung der Himmel geſehen werden kann. Es geht aber zu 
weit, indem es annimmt, daß ein Zurücktreten des Baues nicht 
ſchon dann vorliege, wenn der Lichtſchacht trichterförmig angelegt 
werde, jo daß nur der obere Rand des Lichtſchachtes in der vor- 
geſehenen Entfernung zurückbleibe, daß vielmehr dem im Geſetze 
aufgeſtellten Erforderniſſe des Zurücktretens nur durch das Auf⸗ 
mauern der ſenkrechten Wand des gegenüberliegenden Neubaus 
in der geforderten Entfernung entſprochen werden könne. Nach 
§ 143 muß der Neubau fo eingerichtet werden, daß der Nachbar 
aus den ungeöffneten Fenſtern des zweiten Stockwerks den 
Himmel ſehen kann. In welcher Weiſe der Erfolg herbei⸗ 
geführt werden muß, beſtimmt das Geſetz nicht. Da bei der 
Kolliſion zwiſchen der Baufreiheit des Grundeigenthümers und 
dem Lichtbedürfniſſe des Nachbargebäudes im Geſetze die Bau⸗ 
freiheit als das ſchwerer wiegende Intereſſe angeſehen und be⸗ 
handelt iſt (vergl. Geſetzreviſton, Peus XIII. Bd. 22 S. 68 ff.), 
ſo dürfen die dem lichtbedürftigen Nachbargrundſtücke beigelegten 
Befugniſſe nicht über das geſetzliche Maß ausgedehnt werden. 
Dem Bauenden kann deshalb nicht verſagt werden, dem Nachbar 
den Anblick des Himmels dadurch zu verſchaffen, daß er die 
Höhe des Neubaus vermindert, oder die dem Nachbar zugekehrte 
Wand deſſelben abſchrägt oder bei Anbringung eines Lichtſchachtes 
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die Trichterform anwendet, zumal als die in dieſer Weiſe dem 
Nachbar zugeführte Lichtmenge nicht geringer ſein kann, als die 
bei Errichtung einer ſenkrechten Wand demſelben zufließende. 
V. C. S. i. S. Meyerſohn c. Blaeſe u. Gen. vom 27. März 
1897, Nr. 34/97 V. 
97. Ein Angriff der Reviſion richtet ſich dagegen, 
daß der Bekl. auch zur Erſtattung der Koſten und Stempel 
des Kaufvertrages verurtheilt if. Ob mit der reinen 
Wandlungsklage auch die vom Käufer verauslagten Vertrags⸗ 
und Stempelkoſten zurückgefordert werden können, iſt kontrovers. 
(Vergl. Foerſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. I S. 511 
Note 68 6. Auflage.) Unbedenklich iſt die Frage zu bejahen, 
ſoweit die Zahlung den Charakter einer Vertragsleiſtung des 
Käufers an den Verkäufer an ſich trägt und letzterer dadurch 
von einer Schuld (Mitſchuld) befreit wird. Das wird in der 
Regel bei der Hälfte der Vertragskoſten zutreffen. Wenn nun 
auch zur Begründung eines weiter gehenden Erſtattungsanſpruchs 
es eines Verſchuldens des Verkäufers bedarf, ſo kann doch dieſer 
Anſpruch mit der Wandlungsklage verbunden werden. V. C. S. 
i. S. Kuling c. Jahnke vom 6. März 1897, Nr. 302/96 V. 
98. Ein Einwand des Bekl. ging dahin: der Kl. habe 
dadurch, daß er durch Verkauf der hier in Rede ſtehenden Par⸗ 
zelle an den vermögensloſen und nur als „Strohmann“ für den 
ebenfalls infolventen O. herangezogenen B. feine Vertrags⸗ 
pflichen dem Bekl. gegenüber argliſtig verletzt. Dieſen 
Einwand hat der B. R. mit Recht verworfen. Der Käufer 
eines Grundſtücks iſt vertragsmäßig nicht verpflichtet, bei dem 
Weiterverkauf, wenn der neue Käufer das bei dem erſten Verkauf 
kreditirte und eingetragene Kaufgeld in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernehmen ſoll, bei der Auswahl des neuen Käufers 
auf das Intereſſe des erſten Verkäufers Rückſicht zu nehmen 
und dafür Sorge zu tragen, daß der neue Käufer auch eventuell 
der nach § 41 des E. E. G. auf ihn übergehenden perſönlichen 
Verpflichtung werde gerecht werden und daß er ſich auf dem 
erkauften Grundſtück werde halten können. Nun kommt aller⸗ 
dings in vorliegendem Fall der Umſtand in Betracht, daß nach 
$ 4b des Vertrages vom 15. Januar 1892 der Käufer A. aus 
der perſönlichen Haftung für die Kaufgelderhypothek entlaſſen 
wird, ſobald das Grundſtück zur Parzellirung kömmt, und die 
Erſteher der einzelnen Parzellen die auf dieſe entfallenden Theil⸗ 
beträge in partem pretii fbernehmen. Daß aber der Kl. bei 
dieſer Stipulation ſchon den Verkauf an den vermögensloſen B. 
vorbereitet gehabt, oder in Ausſicht genommen, dafür iſt kein 
Anhalt vorhanden. Die (eventuelle) Entlaſſung des Käufers aus 
der perſönlichen Verhaftung für die Kaufgelderhypothek be⸗ 
ſchränkte denſelben nicht in der Auswahl der Parzellenkäufer. 
Lag aber dem Kl. in dieſer Beziehung eine Vertragspflicht nicht 
bb, fo fehlt es auch an jeder Grundlage für eine dem Kl. zur 
Eniſchädigung verpflichtende Argliſt. Wäre der Verkauf an B. 
und demgemäß auch deſſen Schuldübernahme ſimulirt, ſo würde 
die Entlaſſung des Kl. aus der perſönlichen Verhaftung für die 
Kaufgeldhypothek nicht wirkſam geworden, es würde daher der 
Kl. noch immer aus dem Kaufvertrage zur Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes verpflichtet ſein, und dieſe Verpflichtung würde ihn hin⸗ 
dern, die ihm zugeſagte Priorität zum Nachtheil des Bekl. 
geltend zu machen. V. C. S. i. S. Stürmer c. Adam vom 
27. Februar 1897, Nr. 330/96 V. 


99. Faßt man den § 1041 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 11 


allein ins Auge, ſo fehlt es an jedem Grunde für das vom 


Schwiegervater dem Schwiegerſohne ohne Vorbehalt Gegebene 
die Vermuthung der Schenkungsabſicht auszuſchließen, da die 
Schwägerſchaft ohne Zweifel zur Bethätigung der Wohlthätigkeit 
Veranlaſſung geben kann; es fragt ſich alſo nur, ob dieſe Aus⸗ 
ſchließung durch § 1042 bewirkt werde, der ſich an den vorher⸗ 
gehenden Paragraphen mit den Worten anreiht: „Was alſo 
Verwandte ... Geſchwiſter und Eheleute einander ohne Vor⸗ 
behalt geben, wird für geſchenkt angeſehen, ſolange nicht ein 
Anderes aus den Umſtänden erhellt ...“ Die Partikel „alſo“ 
deutet mit Sicherheit an, daß die hier beſonders aufgeführten 
Fälle nur als Folgerungen aus dem allgemeinen Grundſatze des 
§ 1041 angeſehen werden und daß dem Richter nicht benommen 
ſein ſoll, auch in anderen Fällen die gleiche Folgerung zu 
ziehen. In dieſem Sinne iſt auch das Geſetz von dem vor⸗ 
maligen Preußiſchen Obertribunal wiederholt verſtanden worden 
und es iſt weder ein allgemeiner noch ein dem vorliegenden 
Fall eigenthümlicher Grund vorhanden, von dieſer Geſetzes⸗ 
auslegung abzuweichen. II. C. S. i. S. Prinz u. Sohn 
c. Grüter vom 9. April 1897, Nr. 51/97 II. 

VI. Sonſtige Preußiſche Allgemeine Geſetze. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

100. Der Vorderrichter ſtützt ſeine Entſcheidung auf folgende 
Erwägungen: Nach den §§ 196 ff, 205 der Verordnung vom 
20. Juni 1817 wegen Organiſation der Generalkommiſſionen, 
§ 10 des Geſetzes vom 7. Juni 1821 über die Ausführung 
der Gemeinheitstheilungen und Ablöſungsordnungen, § 7 der 
Verordnung vom 30. Juni 1834 wegen des Geſchäftsbetriebes 
in den Angelegenheiten der Gemeinheitstheilung u. ſ. w. und 
§§ 1, 2 Abſ. 2, 93 und 104 ff. Geſetz vom 18. Februar 1880 
betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, 
ſei die Thätigkeit der Generalkommiſſionen in den ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit unterliegenden Sachen nicht mit der Errichtung und 
Beſtätigung der Rezeſſe abgeſchloſſen, ſondern es gebühre ihnen 
auch die Ausführung und Vollſtreckung der Rezeſſe ſowie der 
Entſcheidung der im Zwangsvollſtreckungs verfahren aus den Re⸗ 
zeſſen ſich ergebenden Rechtsſtreitigkeiten nach beendigter Aus⸗ 
einanderſetzung. Da es ſich hier gerade um einen Rechtsſtreit 
über die Ausführung des von der Generalkommiſſion beſtätigten 
Rezeſſes vom 20. März 1854 handele, ſo liege die Entſcheidung 
dieſes Streites nach obigen Beſtimmungen der Generalkommiſſton 
ob. Dieſe Annahme iſt rechtsirrthümlich. Eingehend begründet. 
V. C. S. i. S. Fritz u. Gen. c. Lau u. Gen. vom 3. Oktober 
1896, Nr. 83/96 V.“) 

Zu den Grundbuchgeſetzen. 

101. Kurheſſiſcher Rechtsfall. Da im vorliegenden Falle 
das gemeine Recht anzuwenden iſt, ſind die abweichenden Be⸗ 
ſtimmungen des preußiſchen Landrechts ohne Bedeutung. Der 
§ 12 des E. E. G. aber, den das B. G., vielleicht veranlaßt 
durch eine ungenaue Faſſung bei mehreren Schriftſtellern, in 
dem Sinne verſteht, daß eingetragene dingliche Rechte nur 
durch Löſchung untergehen, enthält eine ſolche Beſtimmung nicht. 
Wirkſamkeit gegen Dritte erlangen zwar die auf privatrecht⸗ 

) Anm. Dieſe Nummer iſt aus Verſehen S. 98 Nr. 57 unrichtig 
mitgetheilt und wird daher in richtiger Faſſung wiederholt. 
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lichem Titel beruhenden dinglichen Rechte nur durch Ein⸗ 


tragung, und dieſe Wirkung verlieren ſie ſchon durch 


Löſchung, auch wenn das Recht fortbeſteht; wann aber das 
Recht untergeht, das richtet ſich nach dem allgemeinen Civil⸗ 
rechte, darüber beſtimmen die Grundbuchgeſetze, insbeſondere 
der § 12 Nichts (Achilles, das preußiſche Geſetz über das 
Grundeigenthum 4. Auflage, Anm. 4 zu 8 12). Ganz ab⸗ 
weichend lautet daher auch der § 57 deſſelben Geſetzes; nach 
dieſem wird das Hypotheken- und Grundſchuldrecht nur 
durch Löſchung aufgehoben. Entſcheidend für den Untergang 
iſt daher das gemeine Recht, und nach dieſem tritt er durch 
Vereinigung des herrſchenden und des dienenden Grundſtücks 
in derſelben Hand ohne weiteres und für immer ein; es kann 
daher die Löſchung des nicht mehr beſtehenden Rechts gefordert 
werden. Auch der Zweifel, ob nicht der gutgläubige Erwerber 
eines eingetragenen dinglichen Rechts zu ſchützen ſei, und 
wenigſtens inſoweit das Recht nur durch Löſchung aufgehoben 
werden könne, erſcheint bei näherer Prüfung nicht gerechtfertigt. 
Einen allgemeinen Rechtsſatz jenes Inhalts kennt das preußiſche 
Grundbuchrecht nicht. Zwar wird nach § 9 des E. E. G. 
der gutgläubige Erwerber des Eigenthums, nach § 38 der von 
Hypotheken und Grundſchulden in weitem Umfange geſchützt; 
aber dieſe Beſtimmungen ſtehen in den beſonderen Abſchnitten 
1 und 3, während in dem Abſchnitt 2 „über die dinglichen 
Rechte an Grundſtücken“ eine ähnliche ſich nicht findet. Ins⸗ 
beſondere handelt der § 12 nur von dem Verhältniſſe des ein⸗ 
getragenen Berechtigten zu dem Eigenthümer des dienenden 
Grundſtücks, gegen deſſen neuen Erwerber es nur geltend ge⸗ 
macht werden kann, wenn, ſoweit und ſolange es eingetragen 
iſt. Wiederholt hat das R. G. in dieſem Sinne ſich aus⸗ 
geſprochen — Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 236, 325. — 
Urtheil des V. C. S. vom 9. Dezember 1896 in Sachen 
Grube Beharrlichkeit wider Baumbach V. 192/96. — Vergl. 
auch Turnau, Grdb. O., 5. Auflage, S. 692 Anm. 12, 
S. 753. Achilles 1. o. S. 94 Anm. d und 4 S. 97 Anm. 2. 
S. 98, 204 Anm. 6. Speziell über die Aufhebung des ein⸗ 
getragenen dinglichen Rechts ſpricht ſich das Urtheil des V. C. S. 
vom 29. April 1893 in Sachen Berner c. Grigat — V. 286/92 — 
dahin aus: „.... Daß der eingetragene Eigenthümer das 
von einem Dritten beanſpruchte dingliche Recht an ſeinem 
Grundſtücke anfechten und deſſen Löſchung im Grundbuche durd- 
ſetzen kann, wird in der Rechtſprechung und in der Litteratur 
anerkannt. Auf den Grund, aus welchem das dingliche Recht 
aufgehoben iſt, kommt nichts an. Es macht namentlich keinen 
Unterſchied, ob der negatoriſch klagende Eigenthümer ſelbſt die 
Aufhebung bewirkt hat, oder ob dieſe von einem Vorbeſitzer im 
Grundſtücke oder von einem Dritten oder ohne menſchliches 
Zuthun durch ein Ereigniß herbeigeführt iſt. Da eine Suceeſſion 


in die Stelle des Berechtigten in Folge der Befriedigung oder 


Abfindung deſſelben bei den dinglichen Rechten der II. Ab⸗ 
theilung des Grundbuchs nicht ſtattfindet, bleibt nach Aufhebung 
des dinglichen Rechts nichts übrig, was den Gegenſtand einer 
Berechtigung bilden könnte. Ob das dingliche Recht nach ſeiner 
Aufhebung im Grundbuche gelöſcht wird oder nicht, iſt für 
ſeine Exiſtenz nicht von Bedeutung, da die Eintragung im 
Grundbuche nur die Wirkung des dinglichen Rechts gegen 
Dritte begründet, und die Löſchung nur dieſe Wirkung aufhebt 


(E. E. G. § 12), dagegen die Begründung des dinglichen 
Rechts und ſeine Aufhebung außerhalb des Grundbuchs und 
unabhängig von der Eintragung darin erfolgt.“ — Es bleibt 
daher nur noch zu prüfen, ob etwa durch den § 3 des die 
Grundbuchgeſetze in den Bezirk des Appellationsgerichtes zu 
Caſſel einführenden Geſetzes vom 27. Mai 1873 für dieſen 
Bezirk abweichende Grundſätze aufgeſtellt find. Der Abf. 2 


des § 3 jagt: „Verträge über Grundgerechtigkeiten, ſowie 


erhalten dingliche Wirkſamkeit nur durch Eintragung im Grund⸗ 
buche.“ Damit find die auf Vertrag beruhenden Grundgerechtig⸗ 
keiten den nach $ 12 des E. E. G. der Eintragung bedürfenden 
dinglichen Rechten nur gleichgeſtellt. Der einzige Unterſchied 
liegt darin, daß nach dieſem § 12 „die Wirkſamkeit gegen 
Dritte“, im § 3 des E. G. „die dingliche Wirkſamkeit“ 
durch die Eintragung bedingt iſt. Ganz abgeſehen davon, daß 
das dingliche Recht feine Hauptbedeutung in dem Verhältniſſe 
zu Dritten hat, zeigt ſchon die Entſtehungsgeſchichte des § 12, 
daß dieſe Abweichung für die vorliegende Frage unerheblich iſt. 
Außerdem giebt es auch im preußiſchen Landrechte Rechtsver⸗ 
hältniſſe, die, unter § 12 fallend, erſt durch Eintragung ding⸗ 
liche Wirkſamkeit erlangen, namentlich die vertragsmäßigen Vor⸗ 
kaufsrechte, und auch dieſe gehen, unabhängig von der Ein⸗ 
tragung, nach den Grundſätzen des allgemeinen Civilrechts unter. 
Auch die Motive des Geſetzes und ſpeziell zu § 3 geben keinen 
Anhalt für die Annahme, daß irgend eine Abweichung vom 
preußiſchen Rechte in den Folgen der Eintragung für den Fort⸗ 


beſtand des dinglichen Rechts beabſichtigt ſei; daß aber die er⸗ 


wähnte Beſtimmung des § 54 Thl. I Tit. 22 A. L. R. nicht 
hat eingeführt werden ſollen, ergiebt deutlich der § 7 Abſ. 1 
des E. G., der nur die Unzuläſſigkeit von Erſitzung und 
Verjährung gegenüber eingetragenen dinglichen Rechten aus dem 
preußiſchen Landrecht übernimmt. III. C. S. i. S. Elias 
c. Kaufhold vom 23. Februar 1897, Nr. 261/96 III. 

102. Was die Doppeleintragung des Streitſtücks im 
Grundbuche und deren Folgen betrifft, ſo ſind thatſächliche Be⸗ 
denken von Erheblichkeit gegen die Ausführungen des B. G. 
nicht vorgebracht. Ihren Hauptangriff hat Kl. dagegen ge⸗ 
richtet, daß die Anwendung des § 6 des E. E. G. aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſoll, wenn beide, ſowohl der, gegen den ſich die 
Erſitzung richtet, als auch der Erſitzende im Grundbuche auf 
verſchiedenen Blättern als Eigenthümer des den Gegenſtand der 
Erſitzung bildenden Grundſtücks eingetragen find. Derſelbe iſt 
jedoch nicht berechtigt. Eingehend begründet. V. C. S. i. S. 
Stadt Kolberg c. Däumichen vom 18. März 1897, 
Nr. 312/96 V. | 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

103. Das O. L. G. erkennt an, daß die Rechnungspflicht 
des H. während der mit der Bekl. beſtandenen Ehe, in welcher 
Errungenſchaftsgemeinſchaft galt, entſtanden ſei, hält aber die 
Bekl., welche nach dem Tode ihres Ehemannes die Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft angenommen hat, aus dem Grunde nicht für 
rechnungspflichtig, weil fie mit der Auflöſung der Gütergemein⸗ 
ſchaft nicht in die von ihrem Manne übernommene Verpflichtung 
zur Rechnungslegung eingetreten ſei, ſondern nur für den etwaigen 
Schadenserſatz zur Hälfte hafte, welcher durch Nichterfüllung 
der Pflicht des Mannes dem Gläubiger erwachſe. Bei einer 
vom Manne eingegangenen Verbindlichkeit, welche lediglich in 
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einem Thun beſtehe, könne die Frau nach Auflöſung der Güter⸗ 
gemeinſchaft nicht für die Hälfte zur Vornahme der Leiſtung 
ſelbſt angehalten werden, ſondern es ſei nur, wenn die Ver⸗ 
bindlichkeit nicht erfüllt werde, nach Art. 1142 des B. G. B. 
der dem Gläubiger zuſtehende Entſchädigungsanſpruch aus der 
Gütergemeinſchaft zu befriedigen. Dieſe, Anſchauung iſt un⸗ 
richtig und verletzt die Art. 148 2, 1409 des B. G. B. Nach 
Art. 1482 fallen die Schulden der Gütergemeinſchaft jedem 
der Ehegatten zur Hälfte zur Laſt. Was im Einzelnen güter⸗ 
gemeinſchaftliche Schulden ſind, iſt aus Art. 1409 zu ent⸗ 
nehmen. 
Verpflichtungen, welche der Mann während des Beſtehens der 
Gütergemeinſchaft als Herr derſelben kraft der ihm durch 
Art. 1421 a. a. O. eingeräumten Verfügungsbefugniß einge⸗ 
gangen iſt, in die Gütergemeinſchaft. Dieſe Verpflichtungen 
können ſehr verſchiedener Art ſein. Es gehören dazu u. A. 
auch vermögens rechtliche Verpflichtungen, die auf ein Thun oder 
Unterlaſſen gerichtet find. Sind fie einmal als gütergentein- 
ſchaftliche Verbindlichkeiten entſtanden, ſo gehen ſie auch nach 
Auflöfung der Gütergemeinſchaft mit demſelben Inhalte und in 
derſelben rechtlichen Bedeutung, wie ſie entſtanden ſind, auf die 
Frau, welche die Gütergemeinſchaft annimmt, über. Vergl. 
hierüber Rodiere & Pont, Contrat de mariage, II Nr. 1109, 
726, 828 ff. Laurent XXI. Nr. 424 ff. Daß die vorerwähnte 
Verpflichtung des H., dem Kl. Rechnung zu legen, als eine in 
die zwiſchen H. und ſeiner Ehefrau beſtehende Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft fallende Schuld angeſehen werden muß, kann nicht 
bezweifelt werden. Dieſe Rechnungspflicht iſt eine aus dem 
zwiſchen H. und dem Kl. eingegangenen Rechtsverhältniſſe 
fließende Neben verpflichtung. Sie fiel ebenſowohl in die Güter⸗ 
gemeinſchaft wie die Hauptverpflichtung und muß daher nach 
Auflöſung der Gemeinſchaft zur Hälfte im Prinzip auch von 
der Frau erfüllt werden, da es ſich nicht etwa um eine aus⸗ 
ſchließliche an die Perſon des Ehemannes gefnüpfte Leiſtung 
handelt. Wenn das O. L. G. Gewicht darauf legt, daß die 
Bekl. ſich nicht perſönlich zu dieſer vom Manne übernommenen 
Verbindlichkeit verpflichtet habe, ſo iſt dieſer Umſtand inſofern 
von Bedeutung, als während beſtehender Ehe der betreffende 
Anſpruch gegen die Frau auch nicht zur Hälfte hätte geltend 
gemacht werden können. Das folgt ſchon daraus, daß die 
Frau die Gütergemeinſchaft bei Auflöſung derſelben noch immer 
hätte ausſchlagen können, während beſtehender Ehe daher der 


Anſpruch des Gläubigers gegen ſie als Theilhaberin der 


Gütergemeinſchaft nur ein eventueller war. Aber mit Auf⸗ 
löſung der Gütergemeinſchaft und Annahme derſelben durch die 
Frau tritt die Veränderung ein, daß nunmehr die Frau für 
die Hälfte der Gütergemeinſchaftsſchuld auch perſönlich in An- 
ſpruch genommen werden kann mit dem Vorbehalte, daß ſie 
nicht über den Betrag des aus der Gütergemeinſchaft gezogenen 
Vortheils haftet (Art. 1483 des B. G. B.). Man ftreitet 
zwar darüber, welcher innere rechtliche Grund bei der Be⸗ 
ſtimmung des Geſetzes zu unterſtellen ſei, wonach die Frau zur 
Hälfte für eine Schuld haften ſoll, die ſie nicht mitkontrahirt 
hat, und die möglicherweiſe ganz gegen ihr Intereſſe und gegen 
das Intereſſe der Gütergemeinſchaft vom Manne eingegangen 
ſein kann. Laurent, a. a. O. Nr. 424, ſpricht die Anſicht aus, 
daß der Beftimmung die rechtliche Fiktion zu Grunde liege, 


Nach Nr. 2 daſelbſt fallen alle vermögensrechtliche 


daß die Frau, indem ſie die Gütergemeinſchaft annehme, alles 
genehmige, was der Mann als Herr der Gütergemeinſchaft ge⸗ 
than habe, gerade als wenn ſie ſelbſt dabei mitgewirkt hatte, 
und fährt dann fort: „Par suite, elle est tenue des dettes 
communes pour moitié, comme si elle les avait con- 
tractées avec son mari.“ Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
dieſe rechtliche Konſtruktion für zutreffend zu erachten iſt. 
Darüber aber beſteht kein Zweifel, daß die vom Manne ein⸗ 
gegangenen gütergemeinſchaftlichen Verpflichtungen in derſelben 
Geſtalt und rechtlichen Beſchaffenheit, wie ſie dem Manne ge⸗ 
genüber beſtanden haben, zur Hälfte auf die Frau übergehen. 
Die vom O. L. G. getroffene Unterſcheidung, daß die Frau 
zwar eine vom Manne während der Dauer der Gemeinſchaft 
vorgenommene direkte Verfügung über die Güter der Gemein ⸗ 


ſchaft gegen ſich gelten laſſen müſſe, daß aber im Uebrigen eine 


vom Manne übernommene Verbindlichkeit, iusbeſondere wenn 
dieſelbe lediglich in einem Thun beſtehe, als ſolche nicht auf die 
Frau übergehe, iſt unberechtigt und im Geſetze nicht begründet. 
Dieſe Anſchauung würde auch die Rechte der Gütergemein⸗ 
ſchaftsgläubiger in einer vom Geſetze nicht gewollten Art zu 
ſchädigen geeignet ſein. Es muß vielmehr davon ausgegangen 
werden, daß die Verpflichtung des H., dem Kl. Rechnung zu 
legen, zur Hälfte auf die Bekl. übergegangen iſt. Da es ſich 
um eine untheilbare Leiſtung handelt, ſo iſt dieſelbe nach den 
Grundſätzen der Art. 1217, 1222 des B. G. B. ganz von 
der Bekl. zu erfüllen. II. C. S. i. S. Ecofi c. Heyden vom 
2. März 1897, Nr. 10/97 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Loſſen beim Amtsgericht Eltville; — Rechts⸗ 
anwalt Otto Ehrlich beim Amtsgericht Kammin; — Rechts- 
anwalt John Heilbronn beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Elberfeld und bei der Kammer für Handelsſachen 
Barmen; — Gerichtsaſſeſſor Sondheimer beim Amtsgericht 
Gelnhauſen; — Gerichtsaſſeſſor Kühnemann beim Amtsgericht 
Mettmann; — Gerichtsaſſeſſor Siegfried Jacoby beim Land⸗ 
gericht und beim Amtsgericht Königsberg i. Pr.; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Otto Anhuth beim Amtsgericht Kupp; — Rechts⸗ 
anwalt Auguſt Trenkle beim Amtsgericht Bruchſal; — Rechts- 
anwalt Dr. Albert Cohen beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. jur. Salomon Tobler beim Landgericht Meiningen; 
— Rechtsanwalt Ernſt Friedrich Rudolph Schmidt beim 
Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Hermann Biel beim 
Amtsgericht Swinemünde; — Rechtsanwalt Emil Englaender 
beim Amtsgericht Waxweiler; — Rechtsanwälte Dr. Guſtav 
Friedemann, Georg Sternberg beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwälte Wilhelm Stech, Erdwin Vorbeck beim 
Landgericht Güſtrow und beim Amtsgericht Bützow; — 
Rechtsanwalt Auguſt Trenkle beim Landgericht Karlsruhe; 
— Rechtsanwalt Ernſt Ottfried Eißner beim Land- und 
Amtsgericht Zwickau und bei der Kammer für Handels⸗ 
ſachen Glauchau; — Rechtsanwalt Ernſt Friedrich Rudolph 
beim Amtsgericht Dresden;. — Rechtsanwalt Richen beim 
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Amtsgericht Neuß; — Rechtsanwalt Theodor Gaupp beim 
Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Juſtus Rang beim 
Amtsgericht Fulda; — Rechtsanwalt Rudolf Rosbach beim 
Amtsgericht Bernau; — Rechtsanwalt Dr. jur. Friedrich Kübel 
beim Amtsgericht Lohr a. M.; — Rechtsanwalt Rudolf Patrz ek 
beim Amtsgericht Königshütte; — Rechtsanwalt Dr. Emil 
Ulmann beim Landgericht II München; — Juſtizrath 
Frommer beim Landgericht Thorn; — Rechtsanwalt Albert 
Martin II beim Landgericht Caſſel; — Rechtsanwalt J. B. Kroiß 
beim Amtsgericht Dachau; — Rechtsanwalt Dr. Otto Alfred 
Küchler beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Koſterlitz beim Amtsgericht Königshütte; — 
Rechtsanwalt Auer beim Amtsgericht Schorndorf; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Richard Karl Ludwig Hultzſch beim Landgericht 
Freiberg. | 
| Löſchungen. 
Rechtsanwalt Reinhold Seifert beim Amtsgericht Zwickau; 
— Rechtsanwalt Juſtus Rang beim Amtsgericht Gudensberg; — 
Rechtsanwalt Dr. Wibel beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht 
Hamburg und beim Landgericht Lübeck; — Rechtsanwalt 
Friedrich Auer beim Amtsgericht Göppingen; — Rechtsanwalt 
Auguſt Trenkle beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt 
Friedrich Auer beim Landgericht Ulm; — Rechtsanwalt Dr. Richard 
Carl Ludwig Hultzſch beim Amtsgericht und beim Landgericht 
Dresden; — Rechtsanwalt Hans Appel mann beim Landgericht 
Bamberg; — Rechtsanwalt Hermann Gerber beim Landgericht 
Augsburg; — Rechtsanwalt Dr. Ludwig Thoma beim Amts⸗ 
gericht Dachau; — Rechtsanwalt Heinrich Richard Karl Wilhelm 
v. Voß beim Landgericht Gera; — Rechtsanwalt Dr. Hermann 
Heinrich Schröder beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt 
Franz Kiefer beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt 
Robert Teichmann beim Landgericht Ravensburg; — Rechts⸗ 
anwalt Michaelſohn beim Amtsgericht Schroda; — Rechts⸗ 
anwalt Andreas Toelle beim Landgericht Schneidemühl; — 
Rechtsanwalt Halle beim Amtsgericht Neuhaldensleben; — 
Rechtsanwalt Carl Huguenin beim Amtsgericht Bialla; — 
Juſtizrath Trommer beim Amtsgericht Strasburg i. Weſtpr.; 
— Rechtsanwalt Dr. Eugen Großmann beim Amtsgericht 
Angerburg; — Rechtsanwalt Dr. jur. Emil Sanio beim 
Amtsgericht Guttſtadt. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Kühn in 
Jauer; — Gerichtsaſſeſſor Petermann in Tholey; — Rechts⸗ 
anwalt Schultz in Filehne; — Rechtsanwalt Feldmann 
in Swinemünde; — Rechtsanwalt Dr. Strunk in Eſſen; — 
Rechtsanwalt Dr. Folkerts in Eſens; — Rechtsanwalt Prowe 
in Pillkallen; — Rechtsanwalt Heitmann in Bochum; — 
Rechtsanwalt Dr. Blumberg in Heiligenſtadt; — Rechts- 
anwalt Frieſe in Ragnit; — Rechtsanwalt Skutſch in Ratibor. 


Todesfälle. 

Geheimer Juſtizrath Moritz Humbert in Berlin; — 
Juſtizrath Louis Müller in Verden; — Rechtsanwalt Moritz 
Eduard Korſelt in Blaſewitz; — Rechtsanwalt Maximilian 
Schulze in Dresden; — Juſtizrath Fitzau in Templin; — 
Rechtsanwalt Leo Statz in Mettmann; — Rechtsanwalt 
Schiff in Peitz; — Juſtizrath Herrmann Makower in Berlin; 
— Juſtizrath Geiſſel in Liſſa i. P.; — Juſtizrath Friedrich 
Martiny in Danzig; — Rechtsanwalt Albert in Hagenau. 


In Rheinsberg (Mark) bedarf es nöthig der Niederlaſſung 
eines Rechtsanwalts für den hieſigen ziemlich umfangreichen Amts⸗ 
gerichtsbezirk. 

Demſelben kann eine lohnende Praxis, ſowie auch die Verleihung 
des Notariats in Ausſicht geſtellt werden. a 


Rheinsberg (Mark), den 30. April 1897. 


Der Magiſtrat. 
Hencke. 


Büreauvorſteher zum baldigen Antritt event. 1. Juli 
geſucht von Biſchoff, Juſtizrath in Neiße. 


Zum 1. Juni d. J. ſuche ich einen Büreauvorſteher, der die 
Anwalts- und Notariatsgeſchäfte ſelbſtſtaͤndig bearbeitet und gute 
Zeugniſſe aufzuweiſen hat. | 

Aſchersleben. Bamberger, Rechtsanwalt und Notar. 


Suche v. ſofort e. zuverl., i. Prozeß u. Notariat tücht. Büreau⸗ 
vorſteher. Der Meldg. ſind beizufügen: Lebenslauf m. Angabe d. 
letzt. Beſchäftigungsſtelle u. Dauer derſelben, Zeugniſſe i. Orig. od. 
begl. Abſchr., Gehaltsanſpr. u. womögl. Photogg. | 
Saalfeld O / Pr. Deegen, Rechtsanwalt und Notar. 


Ich ſuche für ſofort einen jüngeren unverheiratheten Büreau⸗ 
vorſteher. Den Offerten ſind Zeugnißabſchriften und Gehalts⸗ 
anſprüche beizufügen. Ä | 
Koeppel, Rechtsanwalt und Notar 

in Belgard a. Perſ. 


Bürecauvorſteher für ſofort geſucht. 
Rechtsanwalt Range, Stettin. 


Gewandter erſter Büreaugehülfe zum ſofortigen Antritt 
Zeugniſſe mit Gehaltsanſpruch einſenden. | 
Lüneburg. Rechtsanwalt Heinemann. 


Ein Landgerichtsanwalt ſucht gewandten Büreauvorſteher. 
Off. unter &. L. 205 mit Gehaltsangabe an die Exped. d. Zeitg. 


Jurist, 
fertig englisch und französisch sprechend, für journalistisches 
Unternehmen in Nebenbeschäftigung gesucht. Offerten unter 
S. T. Postamt 35. 


Büreauvorſteher, tüchtig, zuverläſſig, ſucht ſofort Stellung. 
>. Göſche, Berlin, Strelitzerſtr. 44 v. 


Selbſtſtändig arbeitender, zuverläſſiger Büreauvorſteher, 
34 Jahre alt, ſucht anderweitig Stellung. Offerten poſtlagernd 
unter B. G. Poſtamt 59 Berlin. 


Durchaus tücht., ſelbſtſt. u. flott arbeitender Bür.⸗Vorſt., auch für 
Notariat, mit feinften Zeugn., ſucht dauernde Stellung bei viel⸗ 
beſchäft. Anw. u. Notar. Gefl. Off. u. A. B. 199 an d. Exp. d. Bl. 


Junger, tüchtiger Büreaugehülfe ſucht Stellung als Büreau⸗ 
vorſteher im kleinen Anwaltsbüreau. Anfangsgehalt 80 Mark pro 
Monat. Gefl. Off. an die Exped. dieſer Zeitung unter R. S. 200. 


Junger Büreauvorſteher, in ungek. Stellung, ſelbſt. Arbeiter, 
2 Jahr einem kl. Anwaltsbüreau vorgeſt., Kenntniß d. Gab. Stenogr., 
ſucht anderw. dauernde Stellung. Off. unter J. 203 an die Exp. d. Ztg. 


Büreauvorſteher, 
erfahrener und kautiondfähig, 25 Jahre alt, bereits 10 Jahre in 
dieſem Fach thätig, ſucht ſofort oder ſpäter Stellung. Gefl. Offerten 
erbeten unter N. 218 an Rudolf Moſſe, Berlin N., Chauſſee⸗ 
ſtraße 16. 


Bürcauvorſt., mit Notariat bek., pünktl., beſcheiden, 30 Jahre 
alt, ſ. Eng. per ſofort. Off. erb. unter F. E. 67 a. d. Exp. d. Ztg. 


Büreau⸗Vorſteher 
für Rechtsanwaltſchaft und Notariat, erfahren und umfangreich ſelb⸗ 
ſtändig arbeitend, ſucht Stellung als Vorſteher bedeutender Büreaus. 
Offerten erbeten unter S. W. 12 an die Expedition dieſes Blattes. 


Als Büreauvorſteher ſucht erfahr. Büreaugeh., mit Aufnahme 
von Inform., Anfert. von Schriftſätzen und Notariatsſachen vertraut, 
Stellung. Gefl. Off. sub B. S. 166 an die Exped. d. Blattes. 


Ein langjähriger und erfahrener, mit Notariat vollſt. vertrauter 
Büreau⸗Vorſt., 43 Jahre alt, ev. und verh., ſucht, auf beſte Zeug ⸗ 
niſſe und Empfehlungen geſtützt, in einem größeren Anwaltsbüreau 
für ſofort oder ſpäter dauernde Stellung. Gefl. Offerten unter 
K. K. 212 an die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 


Büreaurorſteher, 
26 Jahre alt, ſelbſtſtändiger Arbeiter, mit Prozeß und Notariat 
vollſtändig vertraut, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, ſofort oder 
ſpäter anderweite Stellung ev. als I. Gehülfe. 
Offerten erbeten unter O. S. I. an die Expedition dieſes Blattes. 


Büreau⸗Vorſteher ſucht Sellung. Off. unter BB. K. 12 
befördert die Expedition dieſer Zeitung. 
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Büreauvorſteher, 25 Jahr, mit Prozeßſachen und Notariat 
vertraut, mit guten langjähr. Zeugniſſen, ſucht per 1. Juni oder 
ſpäter dauernde Beſchaͤftigung. | FREE 

Gefl. Offerten unter P. 100 erbeten an die Exp. dieſer Zeitung. 
Suche p. ſof. Stelle als Gehülfe od. Exped. Im Koſten⸗ u. Regiſtratur⸗ 
weſen firm. Pr.⸗Zeugn. zu Dienſten. Oscar Weber, Naumburg a. S. 


Büreaugehülfe, ee 
21 Jahr alt, in ungekündigter Stellung, fucht Engagement per 1. Juli. 
Gefl. Off. erb. unter P. 3 an die Exped. d. Bl. | 


Jung. Mann, bish. in Anwaltsbüreaux thätig, m. Kanzl.⸗Regiſtraturarb. 


vollſt. vertr., ſucht per fof. als Kanzliſt in einem größ. od. Regiſtrator 


in mittl. Anwaltsbüreau Stellung. Off. u. N. 188 durch d. Exp. d. Bl. 


N Flotte Stenographiſtin u. perf. Maſchinenſchreiberin ſucht per 


ſofort Stellung. Off. unter R. 192 an die Exped. dieſes Blattes. 
Juriſt, bereits juriſtiſcher Hülfsarbeiter geweſen, ſucht ebenſolche 


Stellung. Offerten befördert die Expeditton der Juriſtiſchen Wochen. 


ff unter . C. 144. 
Für die Monate Juni, Juli und Auguſt ſuche ich einen 


Vertreter. 
Hildesheim, 17. April 1897. E. Sander, Rechtsanwalt. 


Ein jüngerer Landgerichtsanwalt in der Provinz ſucht 
Societät mit beſchäftigtem Anwalt in Berlin oder anderer großen 
5 Gefl. Offerten sub R. O. 13 an die Expedition dieſes 

attes. 


Jüngerer Anwalt bei einem Collegialgericht wünſcht ſich mit 
einem älteren vielbeſchäftigten Anwalt bei einem Gericht gleicher Art 
(I. oder 2. Inſtanz) zu aſſociiren. Gemeinrechtl. Gebiet bevorzugt. 
Offerten unter Z. 1 an die Exped. der Jur. Wochenſchr. erbeten. 


Gerichtsaſſeſſor (Landrechtler) ſucht Anwalt zu vertreten. 
Gef. Off. unter G. F. 213 an die Expedition dieſer Zeitung erb. 


Lr. Aſſeſſor ſucht Anwaltvertretung. Offerten erbeten unter 
F. B. 185 an die Expedition dieſes Blattes. 


Dr. jur. Paul C. Suiten, 
Rechtsanwalt in New-Nork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. | 
Georg FJ. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗ Amerikas. 


Hieronymus Heyman, 
Vereideter Rechtsanwalt, 
Lodz, Ruſſiſch⸗Polen, 
übernimmt Forderungen auf 
Königr. Polen und ganz Rußland. 


I. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 
Street, Strand, London (solicitor of the Supreme Court) unter- 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß- oder Gerichts⸗ 


angelegenheiten in England. 


Rechtsanwalt Dr. Johann Hühner in 
München, bisher Kaufingerſtr. 25, zeigt an, 
daß er ſeine Kanzlei nach | 


Otto-Straße 132 
verlegt hat. 
München, 12. April 1897. 
Hermann Lafarus, Buchhandlung und Antiquariat, 


Berlin, Friedrichſtraße 66 
offerirt in gut erhaltenen e N 


Grotefend's Kommentar z. preuß.⸗dtſchn. Geſetzgebung. 2 Bde. 


1882, geb. (48 M.) f. 30 M. — Johow, Jahrbuch f. Entſcheidgn. 
d. Appellat. Gerichts. 8 Bde. en geb. f. 18 M. — Stoepel 


Preuß. Otſchr. Geſetz Codex. 8 Bde. 1881 u. ff., geb. f. 33 M. — 


a 9 & Levy, Civilprozeßordnung. 1895. 2 Bde. geb. 


Billig zu verkaufen: 


1) i Geſetzſammlung von 1806— 1877, Karl Heymanns 


erlag, g 
2) Desgleichen, amtliche Ausgabe 1878 — 1887, 
3) Hauptregiſter dazu. 1806 — 1883, a 
4) Reichsgeſetzblatt 1867— 1895 mit Regiſterband 1867—1876. 
Sämmtliche Werke ſind⸗ gebunden und ſehr gut erhalten. 
Gebote unter A. Z. 130 a. d. Erped. d. Bl. erbeten. 


Mayer & Müller in Berlin W. Markgrafenstr. 50 
bieten an: Entscheidungen des R. G. in Civilsachen 
Bd. 1 bis 35 u. Gen.-Reg. 1 bis 30 gbd. 110 M. Ent- 


scheidungen des R. G. in Strafsachen Bd. 1 bis 28 u. 
Gen.-Reg. gbd. 78 M. 1 Gruchot, Beiträge Bd. 1 bis 37 


m. allen Beilageheften u. Reg. zu 1 bis 35 gbd. 165 M. 
1 Rehbein, Entscheidungen 4 Bde. u. Reg. gbd. 55 M. 
= Ankauf antiq. Werke aus allen Wissenschaften. 
Zu kaufen wird gesucht: 


Ents ch. d. Reichsgerichts in Civilsachen, 
Ents ch. d. Oberverwaltungsgerichts, 
Grotefend, Gesetze 1806 —92, kl. Ausgabe. 


Offerten an 
Joseph Jolowiez in Posen. 


MN 


Carl Heymanns Merkag, Gerlin (W. 


Rechts. und Staats wiſſenſchaftlicher Verlag. 


Vor Kurzem gelangte zur Ausgabe: 


R. Hoppe 


gandgerichts direktor bei dem Landgericht I. Berlin, 


Die Strafprozessordnung 


vom 1. Februar 1877 


und das 


Gerichtsverfassungsgesetz 


vom 27. Januar 1877, 
Erläutert. 
(Taſchen Seſetzſammlung 32.) 
Preis gebunden M. 4, bei poſtfreier Zuſendung M. 4,20, 


Verlag von granz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben iſt erſchienen: 
Reichsgeſetz 
über 
die Zwangsverſteigerung und die 
Bwangsverwalfung 
vom 24. März 1897 
nebſt dem Einführungsgeſetz. 


Textausgabe 
mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter 


zum praktiſchen Gebrauch 
von 


Dr. Paul Jaeckel, 


Reichsgerichtsrath. 
Cartonnirt mit Leinenrücken M. 1,—. 
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Selbſtverlag von W. Quednau, B 
Urbanſtraße 30. 


Soeben erſchien: en 

0. Bommentar zt 

Gebührenordnung für Notare 
| | vom 25. Juni 1895 Zu 


von 
| W. Quednau. 
== Pritfe, völlig umgearbeitete Auflage. 
Eleg. geb. in Leinen mit Goldtitel 2,50 Mk. poſtfrei. 


erlin, Verlag von Franz Vahlen in Berlin 


W., Mohrenſtraße 13/14. 
Soeben iſt erſchienen: er 


.SFabrhbu 


| flüür | i 
Entſcheidungen des Kammergericht 
in Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit und in 
1 ä Strafſachen n ee 

| | herausgegeben on 
«⁵Ff 
= Sechzehnter Band. = * 
1897. X u. 588 S. gr. 8°. Geheftet M. 7, —. Gebunden M. 8,20. 


Das Werk wird in ſeiner jetzigen, erheblich erweiterten und 
verbeſſerten Geſtalt ein ſelten verſagender Auskunftertheiler fein, 
und dürfte ſich die Neuanſchaffung ſehr lohnen. 


Guſtav Fiſcher, Verlagsbuchhandlung in Jena. 


Soeben erſchien: a , ee 
Coſack, Konrad, Profeſſor der Rechte in Bonn, 
Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Recht⸗ 
auf der Grundlage des bürgerlichen Geſetzbuches 
für das Deutſche Reich. | 

Erſter Band, erſte Abtheilung. Die allge- 
meinen Lehren und das Recht der For— 
derungen. Preis: 7 Mark. 2 


Das Recht 
Deutſchen Kaiſers. 


Preisgekrönte Studie zum deutſchen Verfaſſungsrechte 
5 von 

Dr. jur. Richard Fiſcher. 
12½ Bogen gr. 80. Preis broſch. M. 4,—. 


5 Dieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte 
4 Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung 
4 vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Deutfchen © 
Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereffanten 
4 und nen Erörterungen über die Frage: „Wie weit % 
5 reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers?“ a 
x Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie 
3 gegen Einſendung des Betrages auch direkt franco von der 
9 unterzeichneten Verlagsbuchhandlung. 


Berlin S. 14. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 


„Kass. 88. 
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Aſſo Berliner Schneider. (Friedrich Modler & Co.) 


SS Berlin SW., Johanniterſtr. 16 
2 8 empfiehlt ihre Spezialität von 
Ar Amtstrahfen für Juſtiz 
beamte und Prediger. 
Amtsroben und Varrets für 
Richter: von M. 25—54, 
Rechtsanwälte: von M. 25—45, 
Gerichtsſchreiber: von M. 16—30 
Hr bei freier Zuſendung.“ 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. 


% 
; 
2 


Dr, Herm. Rommenkar zum Bandelsgelekbuch erſcheink in 
S taub’ 8 Den Abonnenten dieſer Auflage wird im Anhange eine fünfter 


eingehende vergleichende Darſtellun en 
„eingehende vergleichende Daritellung _ durchgearbeiteker 
des gegenwärtigen mit dem neuen H. G. B. geliefert. 


Bisher erſchienen Lfg. I- IV (bis Art. 239), der Reſt erſcheint in ſchneller Folge. Aufl age. 


J. 3. Heines Verlag, 
Berlin W. 57. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts- und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. | 


— — 


Von den Vandekten zum Vürgerlichen Geſetzbuch. 
Eine dogmatiſche Einführung in das Studium des Bürgerlichen Rechts. ' 


Von Dr. jur. Ludwig Kuhlenbeck, Rechtsanwalt in Jena. 
Erſter Theil, erſte Hälfte. 
Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,20. 
Die Abſicht des Verfaſſers iſt, wie er in der Vorrede ſagt, in einer ungezwungenen, wenn auch nicht ſyſtemlos ſich entwickelnden 
Reihenfolge einzelner Aufſätze das bisherige gemeine Pandektenrecht mit dem neuen Bürgerlichen Rechte zu vergleichen, die alten 


unveränderten Begriffe und Normen in ihrer neuen Form wieder aufzusuchen, die neuen Rechtsſätze dogmatiſch und dogmen'geſchichtlich 
den alten anzugliedern, eventuell auch kritiſch das neue an dem alten e R nl 19 


-Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofvuchdruckerei in Berlin. 


9% 30 und 31. 


Berlin, 22. Mai. 22. Mai. 


1897. 


Juriſti e Wochen criſt, 


8 von 


M. Kempner, 
. beim Landgericht I in Berlin. 


689 


Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den 0 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Dig. - — Beſtellungen übernimmt jede an! und Poſtanſtalt. 


5 Inhalt. | | 
Die Beeidigung naher nn als N (zur Aus⸗ 
303 6 der $ 348 Z. 1—3, $ 350 Z. 4, $ 356 und § 358 
P. O. S. 265. — dom gtd S. 267. — 


Perſonal⸗Veränderungen. S. 283 


Die Beeidigung naher Verwandten als Zeugen 
(zur Auslegung der § 348 3. 1—8, $ 350 8. 4, 
9 356 und § 358 3. 3 C. P. O.). 

Von Juſtizrath Dr. Herz zu Wiesbaden. 

Nicht nur in der Theorie, ſondern auch in der Praxis 
(. Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. VIII Nr. 121 S. 408 ff., 
Bd. X Nr. 137 S. 415 ff., Bd. XIII Nr. 115 S. 416 ff. und 
Bd. XXIII Nr. 25 S. 134/35, Seuffert, Archiv Bd. XLVII 
Nr. 73 S. 103 und Bd. XLIX Nr. 283 S. 469, ſowie 
Jur. Wochenſchrift von 1886 Nr. 18 und 19 S. 146 Poſ. 6, 
von 1888 Nr. 33 und 34 S. 288 Poſ. 7, von 1889 Nr. 46 
S. 402 Poſ. 8 und von 1895 Nr. 30—34 S. 294/5 Poſ. 11. 
Die Entſcheidung bei Gruchot, Bd. XXXI Nr. 59 Poſ. 2 S. 913 
iſt nicht abweichend, da hier die Beeidigung aus beſonderen 
Gründen in der Perſon der Zeugen für unſtatthaft erklärt wurde) 
geht die allgemeine Anſicht dahin, daß die in der Civilprozeß⸗ 
ordnung § 348 Ziff. 1—3 genannten nahen Angehörigen einer 
Partei, wenn fie Rechtsvorgänger oder Vertreter einer ſolchen 
ſind, als Zeugen beeidigt werden müſſen. Dies ſagen an⸗ 
ſcheinend die in der Ueberſchrift angeführten Beſtimmungen der 
C. P. O. in ſo klarem Wottlaute, daß ein Zweifel darüber 
ausgeſchloſſen iſt. Sieht man aber, wie die Sache ſich im 
Leben geſtaltet, ſo ergeben ſich Bedenken gegen die Richtigkeit 
jener Meinung. Nehmen wir zwei Fälle, wie ſie häufig genug 
vorkommen: A. behauptet, er habe durch ſeinen beauftragten 
Sohn dem B. ein Pferd verkauft; dann muß der Sohn als 
Zeuge vereidigt werden. Man ſieht ſofort, daß damit die ganze 
Beweis laſt umgekehrt wird, daß der Vater, der den Kaufabſchluß, 
wenn er ſelbſt kontrahirt zu haben behauptet, zu beweiſen hätte, 
nun deshalb, weil er feinen Sohn, deſſen Zeugniß ſonſt ein ſehr 
fragwürdiges iſt, hat handeln laſſen, ein beeidigtes Zeugniß für 
fih hat, dem eben, weil es einmal beeidigt iſt, Glauben bei⸗ 
zemeſſen wird, während man begreiflicher Weiſe Anſtand nimmt, 
den Beklagten das Gegentheil dieſer Ausſage beſchwören zu 
laſſen. Gehen wir einen Schritt weiter zu einem zweiten 


Beiſpiele: Setzen wir, der beauftragte Sohn des A. habe nicht 
mit B: ſelbſt, ſondern mit deſſen beauftragten Sohne ver⸗ 
handelt, die Parteien ſind uneinig, ob das Geſchäft zu Stande 
gekommen oder nicht. Da müſſen nach jener Meinung ſowohl 
der Sohn des A., als der Sohn des B. beeidigt werden. In 
der Praxis ſucht man ſich hierüber wegzuhelfen, indem man zu 
einem Vergleiche zu gelangen beſtrebt iſt, oder irgend eine Be⸗ 
theiligung bei dem Einen herauszufinden ſucht ꝛc., welchem 
Bemühen freilich auch durch Verzicht auf Regreßrechte von der 
betreffenden Prozeßpartei zuweilen entgegengetreten wird. Jeden ⸗ 
falls iſt ſo viel ſicher, daß nach der Theorie in dem geſchilderten 
Falle beide offenbar befangene Zeugen auf ihre diametral ſich 
gegenüberſtehende Ausſagen beeidigt werden müſſen. 

In der That aber iſt dieſe ganze Anſchauung eine irrige, 
ſie mag dem Wortlaute des e entſprechen, gewollt it 
fie von demſelben nicht. 

Namentlich ſeit Ende der 1840 er bis Ende der 1860 er 
Jahre ging die Meinung im gemeinen Rechte vielfach dahin — 
und auch für das Preußiſche Recht beſtand dieſelbe Streitfrage —, 
daß dem Cedenten, dem Rechtsvorgänger, dem Beauftragten einer 
Partei der Eid zugeſchoben oder gar als richterlicher Eid auf- 
erlegt werden könne (ſ. die in der Entſcheidung Seuffert Archiv 
Bd. XVIII Nr. 64 S. 97 — Darmſtadt — angeführten 
Rechtslehrer und namentlich die für das gemeine und das 
Preußiſche Recht eingehenden Erörterungen daſelbſt Bd. XXVI 
Nr. 86 S. 146 — auch abgedruckt in den Entſcheldungen des 
Reichs oberhandelsgerichts Bd. II Nr. 83 S. 369 ff. —), während 
dieſe beiden Entſcheidungen ſelbſt der gegentheiligen Anſicht bei⸗ 
pflichten. Von ſonſtigen übrigens unter einander nicht völlig 
konformen, vielmehr mehr oder minder weitgehenden Ent⸗ 
ſcheidungen erwähnen wir: 

Fenner und Mecke, civilrechtliche Entfgeibungen, Jahr⸗ 
gang I (1870) Nr. 32 S. 44 ff., (auch abgedruckt im Archiv 
für die Praxis des in Naſſau geltenden Rechts Bd. VIII S. 104), 
worin von dem O. A. G. Berlin zwar abweichend erkannt, aber 
die Kurheſſiſche Praxis bezeugt iſt, während ebendaſelbſt Nr. 84 


S. 137 das Obertribunal bezüglich der gemeinrechtlichen 


Kontroverſe ſich für die Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung an 
den Cedenten ausſpricht, Seuffert, Archiv Bd. II Nr. 337 


S. 427 unten und Bd. III Nr. 128 S. 154 (beide Dresden), 


ſowie Bd. VIII Nr. 331 S. 441% (Mannheim). Die entgegen- 
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geſetzte Anſchauung wird außer den bereits erwähnten vertreten 


in Seuffert, Archiv Bd. XVI Nr. 165 S. 288 (Roſtock), 


Bd. XVII Nr. 184 S. 295 (Jena), Bd. XXIX Nr. 170, 


S. 270/71 (R. O. H. G., auch in deſſen Entſcheidungen Bd. X 


Nr. 22 S. 131) und Bd. XXIX Nr. 285 S. 439 (Ober- 
tribunal Berlin). Auch wegen der Zuläſſigkeit des Cedenten ac. 
als Zeugen gingen die Anſichten auseinander. (Seuffert, 
Archio Bd. VI Nr. 274 S. 389, Bd. XXIV Nr. 282 S. 429, 


Bd. XXV Nr. 83 S. 125 und, oben bereits angeführt, 


Bd. XXIX Nr. 170 S. 271.) 

Der Einfluß jener Anſicht, welche die Eidesauflage an den 
Cedenten ꝛc. für ſtatthaft erklärte, war ſo groß, daß in dem 
ehemaligen Herzogthum Naſſau, trotzdem die C. P. O. vom 
23. April 1822 8 82 Abſ. 6 ausdrücklich beſtimmte, der Cedent 
brauche nur zu ſchwören, wenn er im Streite mitbegriffen ſei, 
die Rechtſprechung ſich jener Auffaſſung im weiteſten hingab 
und auf den Eid des Cedenten, wie denn auch auf denjenigen 
des Beauftragten ꝛc. erkannte. Ä RE N 

Fenner und Mecke, privatrechtliche Entſcheidungen, Jahr⸗ 
gang I Nr. 33 S. 46/47, in welcher Sache in höchſter Juſtanz 
anders entſchieden iſt, während die 2. Inſtanz in Uebereinſtimmung 
mit der Nafſauiſchen Praxis auf den Erfüllungseid des Sohns 
und Mandatars des Klägers erkannt hatte, Archiv für die 
Praxis des in Naſſau geltenden Rechts Bd I S. 292 Poſ. 2, 
S. 293 Poſ. 7 (Erfüllungseid des Cedenten), S. 298 und 299 
Hof. 22, ſowie Bd. IX S. 11/12, und Seuffert, Archiv Bd. XI 
Nr. 310, S. 452/ (Erfüllungseid des Cedenten). 

Man überſah bei der Zulaſſung des Eides des Cedenten ꝛc. 
völlig, daß man (wie ſich das O. A. G. zu Berlin in dem citirten 
Urtheile bei Fenner und Mecke civilrechtliche Entſcheidungen Jahr⸗ 
gang I — 1870 — Nr. 32 a. E. S. 46 ausdrückt, „irrationell“) 
einer Perſon die Dispofitton über den Streitgegenſtand einräumte, 
welche früher — zu einer Zeit, als noch gar kein Prozeß ſchwebte 
oder nur in Ausſicht ſtand — einmal über dieſen hätte verfügen 
können, die in dem Prozeſſe aber nicht Partei war, und der eine 
Disposition über denſelben nicht zuſtand. Dadurch aber, daß 
man ſo verfuhr, war kein Raum für die Frage der Beeidigung 
naher Verwandten einer Partei als Zeugen, indem man eben 
deren Haupteid an die Stelle des Zeugeneids ſetzte, geleitet von 
dem an und für ſich richtigen Gedanken, daß es beſſer ſei, den 
Cedenten ꝛc. über Wahrheit, als die Partei in der Glaubens- 
oder Nichtwiſſensform ſchwören zu laſſen. . 

So ſtand die Frage, als man begann, für Deutſchland ein 
neues Prozeßgeſetz zu ſchaffen. | 
8 319 Poſ. 2 des Hannoverſchen Entwurfs hatte zwar 
noch das unbeſchränkte Zeugnißweigerungsrecht der nahen Ber- 
wandten. Bei der Berathung aber wurde in der 135. Sitzung 
(Protokolle S. 2193) bei Stimmengleichheit (5 gegen 5) durch 
Stichentſcheid des Präfidenten dem 8 320 der Zuſatz gegeben, 
daß von nahen Verwandten das Zeugniß nicht verweigert 
werden dürfe u 
„b) in Bezug auf Verfügungen, welche fie ſelbſt über 
das ſtreitige Rechtsverhältniß getroffen oder als Dis⸗ 
ponenten gehandelt haben.“ 


Bei den desfallſigen Verhandlungen (Protokolle S. 2190 


unten und 2191 oben) war beſonders auf den Cedenten und 
den Gläubiger, der als Zeuge über den Empfang einer behaupteten 


Zahlung und die Echtheit der darüber ausgeſtellten Quittung 
benannt werde, hingewieſen worden. Auch die ſpäteren Ent⸗ 
würfe nahmen den gleichen Gedanken auf. Der im Preußiſchen 
Juſtizminiſterium ausgearbeitete (ſog. Leonhardt'ſche, auch erſte 
Deutſche) Entwurf von 1871 hatte in $ 321 3. 1 und 2, 
§ 324 3. 4 und § 327 3. 3 wörtlich die Beſtimmungen, wie 
fie in 88 348 3. 1, 2 und 3, 350 3. 4 und 358 Z. 3 der 
heutigen C. P. O. enthalten ſind. Auch § 385 des Entwurfs, 
wonach die Eideszu⸗ und Zurückſchiebung an einen Dritten für 
unzuläſſig erklärt wird, ſtimmt wörtlich mit $ 414 C. P. O. 
überein. Hierzu bemerken die Motive, daß damit „die Streit⸗ 
frage über die Zuläſſigkeit der Zuſchiebung und Zurückſchiebung 
des Eides an Dritte, welche in dem Rechtsſtreite nicht ſelbſt 
Partei ſind, insbeſondere an Cedenten und Mandatare — in 
Uebereinſtimmung mit den meiſten neueren Geſetzgebungsarbeiten 
— verneinend entſchieden worden ſei.“ 3 
Der dem Deutſchen Reichstage vorgelegte Entwurf weiſt in 
ſeinen Motiven u. a. darauf hin, daß aus beſonderen Gründen 
die ſtatuirten Ausnahmen von der Zeugnißpflicht eingeſchränkt 
ſeien und daß die hier fragliche Ausnahme (§ 338 3. 4 jenes 
Entwurfs) mit § 402 des letzteren (wörtlich mit § 414 unſerer 
C. P. O. gleichlautend) im Zuſammenhange ſtehe (S. 493), 
während zu dieſem § 402 auf die neueren Deutſchen Prozeß⸗ 
gefeße und Entwürfe Bezug genommen und angeführt wird, 
dieſer jet ohne Bedenken, weil § 338 83; 4 die betreffenden 
Perſonen zur Zeugenausſage über ihre Handlungen bezüglich des 
ſtreitigen Rechtsverhältniſſes verpflichte (S. 506). | 
Bei der Berathung der Kommiſſion des Reichstags kam in 
der erſten Leſung (S. 128) die ganze Frage nicht zur Sprache. 
Dagegen lagen bei der zweiten Leſung (S. 548 ff.) zwei An 
träge vor: e 
Gaupp wollte dem § 338 3. 4 folgenden Zuſatz 
geben: „hat eine Partei ihren Rechtsvorgänger als 
Zeugen benannt, ſo kann die Gegenpartei über dieſelbe 
ſtreitige Thatſache als Zeuge vernommen werden.“ 
Grimm beantragte Streichung jener Z. 4. * 
Gaupp wies zur Begründung ſeines Antrags auf die 
Gefahren hin, welche die nothwendige zeugeneidliche Abhör des 
Cedenten 2c. über den Klagegrund zur Folge habe, während der 
Beklagte nicht in der Lage ſei, ein ſo günſtiges Reſultat für 
ſich durch Ceſſion künſtlich herbeizuführen. 
Grimm betonte die Identität des Cedenten und Vertreters 
mit der Partei, es liege daher eine einſeitige Vereidigung der 
letzteren vor, die Beſtimmung ſtehe auch im Widerſpruche mit 
dem Satze, daß unmittelbar betheiligte Perſonen uneidlich zu 
vernehmen ſeien. a ee 
Beiden Anträgen, die demnächſt auch abgelehnt wurden, 
traten Direktor v. Amsberg und Bähr entgegen, indem Erſterer 
bemerkte, es ſtehe im freien Ermeſſen des Richters, ob er den 
Rechtsvorgänger oder Vertreter vereidigen wolle oder nicht, 
Letzterer aber ausführte, der Entwurf breche mit der falſchen 
Praxis des Eidesantrags an den Rechtsvorgänger, wenn dieſer 
für denjenigen ausſage, dem er eedirt, werde ſeine Ver⸗ 
eidigung nicht ſtattfinden. Hätten wir dieſe beiden Aeußerungen 
allein, ſo könnte man, zumal bei der entgegenſtehenden Auf- 
faſſung der Antragſteller vc. allerdings Bedenken tragen, daraus 
Schlüſſe zu ziehen und das aus der Wortinterpretation gewonnene 
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Reſultat zu beſeitigen. Aber dieſen Erklärungen, von denen die 
Bähr'ſche den leitenden Gedanken zwar nicht ganz genau wieder⸗ 
giebt, aber keinen Zweifel läßt, was gemeint iſt, treten, wie 
wir glauben im Vorſtehenden gezeigt zu haben, die hiſtoriſche 
Entwickelung der ganzen Frage und der daraus erſichtliche Zweck 
der Beſtimmung hinzu. Es handelte ſich einzig und allein darum, 
die wiſſenſchaftlich unhaltbare und praktiſch unzureichende, durch 
Auferlegung des Haupteides bewerkſtelligte Dispoſition eines 
Dritten über den Streitgegenſtand in Wegfall zu bringen und 
durch die eidliche Vernehmung des Betreffenden als Zeugen zu 
erſetzen. Damit brach man mit der alten Theorie von der 
Unzuläſſigkeit der Beeidigung ſuſpekter Zeugen. Man hattte 
ſich, da man ſich von ihr nicht trennen konnte, mit der Eides⸗ 
auflage an den Dritten geholfen. Jetzt verſuchte man auf einem 
anderen Wege der Wahrheit gerecht zu werden. Dieſen Zuſammen⸗ 
hang erkennt auch das Eingangs erwähnte Urtheil des Reichs- 
gerichts in der Juriſt. Wochenſchrift von 1895 Nr. 30—34 
S. 294/5 Poſ. 11 an; es ſtellt jedoch immer noch den Satz 
auf, der Verwandte müſſe in den Fällen, in welchen er das 
Zeugniß nicht weigern könne, eidlich abgehört werden. Aber ſo 
weit wollte das Geſetz nicht gehen, und es wollte nicht eine 
Vorſchrift geben, welche die Beeidigung der nahen Verwandten 
dem Richter in einem Umfange befiehlt, der das materielle 
Recht auf das äußerſte zu ſchädigen geeignet iſt. § 350 Z. 4 
macht nur eine Ausnahme von dem Zeugnißweigerungsrecht 
der in § 348 Z. 1, 2 und 3 aufgeführten Perſonen, und § 358 
3. 4 beſtimmt lediglich, wann dieſe Perſonen vorerſt unbeeidigt 
vernommen werden müſſen (vorbehaltlich des Rechts der nach⸗ 
träglichen Beeidigung), aber nicht gewollt iſt, daß überall der 
Zwang zur Beeidigung im Falle des $ 350 3. 4 auf Grund 
des § 356 beſtehen ſolle. Daß dies geſchickter ſeinen Ausdruck 
im Geſetze gefunden haben könnte, iſt zuzugeben. Was aber 
von demſelben gewollt iſt, kann nicht zweifelhaft fein. 

Will man aber eine Zwangspflicht zur Vereidigung in 
dem Geſetze finden, ſo kann dieſe Pflicht doch nicht über den 
Fall hinausgehen, der dem Geſetzgeber vorſchwebte, und Ver⸗ 
anlaffung zu der betreffenden Beſtimmung gegeben hat, und 
dann bleibt das Reſultat regelmäßig daſſelbe, indem dieſer 
Zwang eine rationelle Würdigung des Beweisergebniſſes zur 
Grundlage hat. Jener Fall iſt nämlich dann vorhanden, wenn 
bei Wegfall des Zeugniſſes des betreffenden Zeugen auf den 
Eid der ihm verwandten Prozeßpartei zu erkennen wäre. Liegt 
dieſer Fall vor, jo hat die Beeidigung des verwandten Zeugen 
ſtatt zu finden. Ob das Gericht nach Beeidigung des Zeugen 
noch auf den Eid der Partei zu erkennen für erforderlich hält, 
ift Thatfrage; meiſt wird dies nicht der Fall fein (ſ. übrigens 
die bereits angezogene Entſcheidung in Seuffert, Bd. XXV 
Nr. 83 S. 125). Um zu unſern Eingangs erwähnten Bei⸗ 
ſpielen zurück zu kehren, fo wird in dem erſten, wenn keine 
anderen Beweismittel vorliegen, der Sohn des Verkäufers nicht 
zu beeidigen und auf den Haupteid des Beklagten zu erkennen, 
im Falle aber der Klagegrund wahrſcheinlich gemacht iſt, die 
Beeidigung des Sohnes ſtatt zu finden haben, im zweiten 
Falle wird, wenn kein ſonſtiger Beweis geführt iſt, der Sohn 
des Käufers zu beeidigen, bei einer Wahrſcheinlichkeit des Kauf⸗ 
abſchluſſes aber nicht auf den richterlichen Eid des Verkäufers 
zu erkennen, ſondern dann deſſen Sohn mit dem Eide zu 


vereinbar. 


belegen ſein. Handelt es ſich um eine vor der Ceſſion an den 
Cedenten geleiſtete Zahlung oder einen mit ihm geſchloſſenen 
Vertrag, ſo iſt, wenn ſonſt weder Beweis noch Gegenbeweis 
geführt iſt, der Cedent als Zeuge zu beeidigen. Inſofern iſt 
es, wie bereits oben angedeutet, nicht richtig, wenn Bähr 
allgemein ſagt, die Beeidigung des Cedenten werde, wenn er 
für den Ceſſionar ausſage, nicht ſtattfinden; denn verneint der 
Cedent die Zahlung, fo jagt er allerdings zu Gunften des 
Ceſſionars aus, aber deſſen Eid über Nichtwiſſen iſt meiſt 
weniger werth als derjenige des Cedenten über Nichtwahrheit. 
Will man eine kurze Formel für den diesſeitigen, mit Bähr 
materiell übereinſtimmenden Standpunkt, ſo würden wir ſagen: 
die Beeidigung der Verwandten in dem Fragefall findet dann 
ſtatt, wenn die eidliche Vernehmung dem Intereſſe des Gegners 
der Partei, mit welcher der Zeuge verwandt iſt, mehr entſpricht, 
als die Auflage des Haupteids oder richterlichen Eids an dieſe. 
Man wende nicht ein, bei dieſer Theorie liege regelmäßig 
Alles in der Hand des Gerichts erſter Inſtanz. Dies iſt richtig, 
aber ſolches kommt in allen Fällen vor, in welchen das Ermeſſen 
des Gerichts bezüglich der Beeidigung eines Zeugen entſcheidet. 
Schließlich wollen wir noch Folgendes erwähnen: die hier 
vertheidigte Meinung iſt von dem Geſetze gewollt und mit ihm 
Giebt man auch nur Letzteres zu, ſo verdient ſie 
auch um deswillen den Vorzug, weil die Beeidigung naher 
Verwandten in dem Umfange, wie ſie jetzt geſchieht, die Meineide 
zu vermehren geeignet iſt. 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die weiter im Monat April bis 7. Mai 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Der für die Berechnung des Streitwerthes maß- 
gebende Klägeantrag fordert die Verurtheilung des Bekl. zur 
Lieferung von 27 000 Mark Aktien der Vereinigten Berliner 
Mörtelwerke gegen Zahlung von 27 000 Mark. Der Kurs⸗ 
werth der geforderten Aktien beziffert ſich unſtreitig auf etwa 
35 000 Mark. Mit Recht hat daher das Kammergericht dieſen 
Betrag als den Werth des Streitgegenſtandes angenommen, 
und nicht — wie der Kl. will — blos den Ueberſchuß des 
Kurswerthes über die mit der Klage angebotene Baarzahlung. 
Ob ſich die Klage auf Eigenthum oder auf ein obligatoriſches 
Rechtsverhältniß gründet, ob ſie individuell beſtimmte Stücke 
oder beliebige 27 Aktien der genannten Geſellſchaft zum Gegen⸗ 
ſtande hat, iſt dabei ganz gleichgiltig. Der Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes wird durch die vom Bekl. geforderte Lei— 
ſtung beſtimmt, auch bei Klagen, die auf eine Leiſtung Zug 
um Zug gegen Erbieten der Gegenleiſtung geſtellt ſind. Vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 410 und Wach, Civilprozeßrecht 
Bd. I S. 373. I. C. S. i. S. Prerauer c. Beſchetznick vom 
21. April 1897, B Nr. 29/97 J. 

2. Der erkennende Senat nimmt mit dem B. G. an, 
daß die Klage nach § 231 der C. P. O. zuläſſig iſt. Zwiſchen 
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dem Aktionär und der Aktiengeſellſchaft beſteht an ſich ein 


Rechtsverhältniß und nach dem zwiſchen den Kl. und der Bekl. 


über die Rechtsgültigkeit der Eintragung entſtandenen Streite 
kann den Kl. nach den Erwägungen des B. G. ein rechtliches 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung der von ihnen behaup- 
teten Nichtigkeit nicht abgeſprochen werden. III. C. S. i. S. 
Schreider e. Ver. Dampfbrauerei Saalfeld vom 6. April 1897, 
Nr. 341/96 III. 1 | „ 

3. Die Reviſion macht dem B. G. Verletzung des 


8259 C. P. O. zum Vorwurf, weil die Zeugen davon, daß 


ein Darlehn in diefer Höhe verlangt ſei, und daß die Nürn⸗ 


berger Vereinsbank zur Hergabe deſſelben in dieſer Höhe 
bereit geweſen ſei, nichts bekundet hätten. Der Angriff ſcheitert 


indeſſen, obwohl die Zeugen über die Höhe des Darlehns, an- 
ſcheinend wegen Nichterinnerns, ſich nicht ausgelaſſen haben, an 
der Bemerkung im Eingange der Gründe des B. U., daß vom 
Bekl. nicht beſtritten ſei, daß Kl. vor Ausſtellung des Pro⸗ 
viſionsſcheins vom 11. März 1895 bereits Bemühungen wegen 
eines Darlehns von 500 000 Mark aufgewandt habe. Hierin 
iſt eine Ergänzung des Thatbeſtandes zu finden, der nichts 


Widerſprechendes enthält. Zwar hat nach dem Thatbeſtande der 


Bekl. in I. J. beſtritten, daß der Kl. irgend welche Be⸗ 


mühungen wegen Beſchaffung eines Darlehns aufgewendet habe, 


und in II. J. feine Einwendungen gegen die Klage wiederholt. 
Aber gegen die Ausſagen der genannten beiden Zeugen, die 
mindeſtens ſo viel ergeben, daß der Kl. mit der Nürnberger 
Bank wegen eines dem Bekl. zu gewährenden Darlehns unter- 
handelt hat, erhob der Bekl. keine Einwendungen, verzichtete 
auch auf deren Beeidigung. Die Bemerkung in den Gründen 
ergiebt, daß der Bekl. bei der fortgeſetzten Verhandlung ſein 
Beſtreiten auf dieſen Punkt nicht ferner gerichtet hat, die Be⸗ 
hauptung des Kl., er habe mit der Nürnberger Bank wegen 
eines Darlehus von 500 000 Mark ‚verhandelt, danach als 
unbeſtritten angeſehen werden konnte. Unter dieſen Umſtänden 
konnte aber aus den Zeugenausſagen entnommen werden, daß 
die Erklärungen der Vertreter der Bank ſich auf dieſes in 
Höhe von 500 000 Mark verlangte Darlehn bezogen haben. 
VI. C. S. i. S. Lindemann c. Goldſtein vom 12. April 
1897, Nr. 423/96 VI. I | | 

4. Aufhebung des B. U. wegen ungenügender Prüfung 
des Beweisſtoffs, VI. C. S. i. S. Glaeſer c. v. Wedemeyer vom 
12. April 1897, Nr. 416/96 VI; wegen Uebergehung von Be⸗ 
weiſen i. S. Mayza c. v. Klitzing vom 5. April 1897, 
Nr. 374/96 VI; wegen fehlender Begründung, I. C. S. i. ©. 
Krug e. Wilke vom 21. April 1897, Nr. 439/96 I; III. C. S. 
i. S. Ahrens c. Uhde vom 13. April 1897, Nr. 371/96 III. 

5. Das Kammergericht hat den Antrag des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des Bekl., den Werth des Streitgegenſtandes 
auf 2000 Mark feſtzuſetzen, abgelehnt und dieſen Werth in 
Uebereinſtimmung mit der Feſtſetzung in 1. J. auch für die 
Berufungsinſtanz auf nur 1000 Mark feſtgeſetzt. Hiergegen 
hat Juſtizrath N. „Namens und im Auftrage des Bekl.“ Be⸗ 
ſchwerde eingelegt, mit welcher der erwähnte Antrag, den Streit⸗ 
werth auf 2000 Mark zu beſtimmen, wiederholt wird. Die 
Beſchwerde mußte als unzuläſſig verworfen werden. Da die 
Partei ſelbſt durch eine zu niedrige Bemeſſung des Werthes 
des Streitgegenſtandes nicht benachtheiligt wird, ſteht ihr nach 


feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. nicht das Recht zu, 
mittels Beſchwerde eine Erhöhung der Werthfeſtſetzung herbei⸗ 
zuführen. Auch die Rückſicht auf eine etwa beabſichtigte, von 
dem Vorhandenſein der Reviſionsſumme (§ 508 Abſ. 1 der 
C. P. O.) abhängige Einlegung der Reviſion iſt nicht geeignet, 
ein die Zulaſſung rechtfertigendes Intereſſe zu begründen, da 
das Reviſionsgericht dieſe Frage ſelbſtſtändig zu prüfen hat und 
hierbei an die vorausgegangene Feſtſetzung des Streitwerthes. 
nicht gebunden iſt. R. G.⸗Entſch. Bd. 22 S. 426; Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1894 S. 555, S. 5145, 54411, 1895 S. 1026. 
II. C. S. i. S. Tiſchlerinnung zu Berlin c. Joachim vom 
27. April 1897, B Nr. 61/97 II. | 

6. Nach 8 821 der C. P. O. iſt als Gericht der Haupf- 
ſache im Sinne der Beſtimmungen von Buch 8 Abſchnitt 5 der 
C. P. O. das Gericht I. J. und wenn die Hauptſache in der 
Berufungsinſtanz anhängig iſt, das B. G. anzuſehen. Das 
angefochtene Urtheil legt nun dieſe Vorſchrift dahin aus, daß 
die Anhängigkeit in der Berufungsinſtanz ſo lange dauere, bis 
die Sache in einer höheren Inſtanz durch Einlegung eines 
Rechtsmittels anhängig gemacht werde oder bis das B. U. 
rechtskräftig werde. Dieſe Anſicht kann indeſſen nicht gebilligt 
werden. Vielmehr muß (abgeſehen von der Frage, wie der in 
conereto nicht vorliegende Fall, daß gegen das in der Haupt⸗ 
ſache erlaſſene B. U. Reviſion nicht zuläſſig iſt und ſolches. 
daher mit der Verkündung rechtskräftig wird, zu entſcheiden iſt: 
Juriſt. Wochenſchrift von 1892 S. 238 Ziffer 11) angenommen 
werden, entweder daß die Anhängigkeit in der Berufungsinſtanz 
im Sinne des 8.821 der C. P. O. bereits mit der Ver- 
kündung des B. U. endet (Beſchluß des erkennenden Senats 
in Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 6 Nr. 128 S. 414) 
oder daß dieſe Anhängigkeit mit der Zuſtellung des B. U. 
aufhört. Wenn der erkennende Senat nunmehr die letztere 
Anſicht billigt, ſo iſt dafür entſcheidend, daß die Anhängigkeit 
in der Inſtanz gemäß § 821 der C. P. O. denſelben Sinn hat, 
welcher mit dieſem Begriffe an anderen Stellen, insbeſondere in 
88 162, 221 der C. P. O. verbunden wird. In dieſer Be⸗ 
ziehung ſteht es aber feſt, daß die Anhängigkeit in der Inſtanz 
mit der Zuſtellung des in derſelben erlaſſenen Endurtheils 
aufhört (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 10 Nr. 104 
S. 327, Bd. 13 Nr. 76 S. 311, Bd. 19. Nr. 79 S. 397, 
Wilmowski- Levy, 7. Aufl., Anm. 1 zu § 162, Anm. 1 zu 
§ 221, Anm. 1 zu § 235 der C. P. O., Struckmann⸗Koch, 
6. Aufl., Anm. 2 zu § 162, Anm. 1 zu Buch 1 Abſchnitt 3 
Tit. 5 der C. P. O., Plank, Lehrbuch des Civilprozeßrechts 
Bd. 1 S. 531, Peterſen, 3. Aufl., Anm. 3 zu § 217 der 
C. P. O., Reincke, 3. Aufl., S. 215 Anm. 5ad der C. P. O., 
Gaupp, 2. Aufl., Anm. Il zu § 163 der C. P. O., Seuffert, 
6. Aufl., Anm. 1 Abſ. 5 zu § 221 der C. P. O.). War daher 
der Zeitpunkt der Zuſtellung des B. U. in der Hauptſache für 
die Zuſtändigkeit betreffs der beantragten einſtweiligen Ver⸗ 
ſügung für maßgebend zu erachten, ſo ſtellt doch das ange⸗ 
fochtene Urtheil aus anderen Gründen ſich betreffs der Zu⸗ 
ſtändigkeit als richtig dar ($ 526 der C. P. O.). Der Antrag 
auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung iſt nämlich bereits am 
22. Oktober 1896 bei dem B. G. geſtellt worden, während das 
in der Hauptſache erlaſſene B. U. erſt am 23. Oktober 1896 
zugeſtellt worden iſt. Maßgebend für die Zuſtändigkeit iſt aber 
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die Zeit der Stellung des Antrags (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 6 Nr. 128 S. 414). Das Letztere verkennt zwar 
das B. U. nicht, allein daſſelbe hält nicht den Antrag vom 
22. Oktober 1896 in Ermangelung der Ladung des Gegners, 
ſondern den am 26. deſſelben Monats (alſo nach Zuſtellung des 
in der Hauptſache erlaſſenen B. U.) geſtellten Antrag auf Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung für maßgebend. Der Antrag auf 
Erlaß einer einſtweiligen Verfügung aber braucht noch keinen 
„Ladungsantrag zu enthalten, da nach § 816 Abſ. 2 der C. P. O. 
die Entſcheidung in dringenden Fällen ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung erfolgen kann. Erſt wenn das angegangene Gericht 
dem Antragſteller eröffnet, daß die Entſcheidung nur auf Grund 
mündlicher Verhandlung erlaſſen werde, iſt eine Ladung des 
Gegners zu einem Termine geboten (Wilmowski⸗Levy, 7. Aufl., 
Anm. 1 zu $ 802, Anm. 2 zu § 816 der C. P. O.). Der 
Antrag vom 26. Oktober 1896 (nachdem der Kl. durch Beſchluß 
vom 24. deſſelben Monats eröffnet war, daß mündliche Ver⸗ 
handlung ſtattzufinden habe) enthält denn auch nur eine Wieder⸗ 
holung des Antrags vom 22. deſſelben Monats mit Hinzufügung 
einer Ladung des Gegners. III. C. S. i. S. Diener c. Diener 
vom 2. April 1897, Nr. 25/97 III. 
II. Das Handelsrecht. | 
7. Rheiniſcher Rechtsfall. Abgeſehen davon, ob für das 
Gebiet des rheiniſchen Rechts ein Rechtsſatz des Inhalts, daß 
Stipulationen der vorliegenden Art in der Regel bezw. im Zweifel 
nur auf den Fall zu beziehen ſeien, daß der Handlungsgehülfe ſeine 
Stellung freiwillig und ohne daß ihm Seitens des Prinzipals 
gerechter Anlaß gegeben iſt, aufgiebt, ſich begründen ließe — die 
Urtheile in Bd. 20 S. 107 der Entſcheidungen bewegen ſich in 
einem anderen Rechtsgebiete, — ſo beſteht jedenfalls kein rechtlicher 
Grund, welcher die Vertragſchließenden verhindern könnte, zu 
vereinbaren, daß ſowohl für den Fall des freiwilligen, als auch 
des erzwungenen Dienſtaustrittes des Handlungsgehülfen das 
unter Strafe geſtellte Konkurrenzverbot in Kraft ſein ſolle. 
Daß dieſes aber im vorliegenden Falle die Abſicht und der Wille 
der Kontrahenten geweſen iſt, daß nämlich die Thatſache des 
Ausſcheidens des Bekl. allein maßgebend ſein ſolle, hat das 
O. L. G. aus der Beſchaffenheit des urſprünglichen Vertrages, 
aus der langen Dauer des Vertragsverhältniſſes, aus dem 
Intereſſe des Kl. und aus der eigentlichen Bedeutung der 
Kündigung für den Bekl., als einer zeitlichen Begrenzung eines 
lange Jahre dauernden Dienſtverhältniſſes, welches mit einer 
gewiſſen Vertrauensſtellung verbunden war, ohne erſichtlichen 
Rechtsirrthum feſtgeſtellt. Eine Verſchlechterung der Lage des 
Bekl., wie derſelbe jetzt auszuführen ſucht, iſt hierdurch nicht 
eingetreten; denn das Kündigungsrecht war für beide Theile 
gleichmäßig vereinbart, und die Stellung des Bekl. an ſich und 
in dem Gehalte verbeſſert worden. II. C. S. i. S. Volz 
c. Siglin vom 19. März 1897, Nr. 31/97 II. 

8. Das B. U. nimmt an, daß Art. 209 Abſ. 1 H. G. B. 
durch die gerichtliche Verhandlung vom 27. Auguſt 1889 gewahrt ſei. 
Es führt aus, daß Inhalts des Protokolls in dieſer Verhand⸗ 
lung, nachdem das in der notariellen Verhandlung vom 10. Juli 
feftgeftellte, vom Regiſterrichter mit Monitis zurückgegebene 
Statut inzwiſchen zu den Akten zurückgelangt war, Gründer, 
Vorſtand, Aufſichtsrath und Reviſoren erſchienen find, die nach 
dem Geſetze erforderlichen Berichte der Gründer, des Vorſtandes 


und Aufſichtsraths, ſowie der Reviſoren übergeben, ferner einen 
ſchriftlichen Eintragungsantrag der Gründer, des Vorſtandes 
und des Aufſichtsraths überreicht haben, in welchem unter Be⸗ 
zugnahme auf das wieder zu den Akten gelangte Statut die zu 
den 88 4 und 5 des Statuts getroffenen weſentlichen Aende⸗ 


rungen angegeben find, daß die Gründer, die Mitglieder des 


Vorſtandes und des Aufſichtsraths ſich zu dem Inhalte und zu 
den Unterſchriften der von ihnen überreichten Schriftſtücke be⸗ 


kannt und ausdrücklich erklärt haben, daß ihnen die übergebenen 


Schriftſtücke, ſoweit dieſe ſie berühren, bekannt ſeien und deshalb 


Vorleſen abgelehnt werde, und daß ſodann die Eintragung in 


das Handelsregiſter beantragt worden iſt. In dieſem Hergange 
ſieht das B. G. die gerichtliche Feſtſtellung des Inhalts des 
Geſellſchaftsvertrages, weil die Gründer dem Regiſterrichter 
gegenüber ihrer Anerkennung des bei den Akten befindlichen 


»Statutenentwurfs und des die SS 4 und 5 abändernden Nach- 


trags vom 27. Auguſt thatſächlich Ausdruck gegeben haben und 
auch Ausdruck haben geben wollen. Die Reviſion erhebt hier⸗ 
gegen den Einwand, daß gerichtliche Feſtſtellung im Sinne des 


Art. 209 nicht vorliegen könne, weil die Gründer von der An⸗ 


nahme ausgegangen ſeien, daß der Vorſchrift des Art. 209 


Abſ. 1 bereits durch die unter Zuziehung eines Beglaubigungs⸗ 


notars ſtattgefundene Verhandlung vom 10. Juli genügt worden, 
dieſe Anſicht auch, wie das B. G. ſelbſt annehme, der die Der- 
handlung vom 27. Auguſt leitende Richter getheilt habe. Allein 
abgeſehen davon, daß die Gründer für die Feſtſtellung der 
Aenderungen der $ 4 und 5 des Entwurfs die Abſicht der 
gerichtlichen Feſtſtellung ſchon aus dem Grunde gehabt haben 
müſſen, weil nicht vorliegt, daß die Aenderungen in der Zeit 
vom 10. Juli bis 27. Auguſt in einer Univerſalverſammlung 
unter Zuziehung eines Notars feſtgeſtellt worden ſind, ſo kann 
auch, wie das B. G. mit Recht ausführt, nicht angenommen 


werden, daß eine gerichtliche Feſtſtellung des Statuts Seitens 


der Gründer nur dann vorliege, wenn vor Gericht eine förm— 
liche Feſtſtellungserklärung mit dem animus der Feſtſtellung ab. 
gegeben werde. Es muß vielmehr für die gerichtliche Feftftel- 


lung als ausreichend betrachtet werden, daß die Gründer vor 


Gericht ſich zum Inhalte eines vorliegenden ſchriftlichen Gefell- 
ſchaftsvertrags bekennen und dieſen Vertrag als gewollt und für 
ſie geltend bezeichnen, andererſeits aber das Gericht dieſe Er⸗ 
klärung entgegennimmt. Dieſen Erforderniſſen iſt durch die 


Verhandlung vom 27. Auguſt genügt worden. Daß die Vor⸗ 


leſung des Statuts erfolge oder gar eine Verhandlung, eine 
Vertragsſchließung, ſtattfinde, liegt im Begriffe der gerichtlichen 
Feſtſtellung. III. C. S. i. S. Schreider c. Ver. Dampfbrauerei 
Saalfeld vom 6. April 1897, Nr. 341/96 III. 

9. Das B. G. führt aus, daß die Gründer und die am 
10. Juli 1889 gewählten Aufſichtsrathsmitglieder in der gericht- 
lichen Verhandlung vom 27. Auguſt den Willen, daß den als 
Vorſtands⸗ und Aufſichtsrathsmitgliedern im Protokolle und 
den überreichten Schriftſtücken 3 und 4 bezeichneten Perſonen 
dieſe Funktionen zuſtehen ſollen, durch Anerkennung der Schrift- 
ſtücke und Genehmigung des Protokolls unzweideutig zum Aus⸗ 


drucke gebracht und jo die Wahl vom 10. Juli thatſächlich be⸗ 


ſtätigt haben. Wenn das B. G. in folder Anerkennungs⸗ 
erklärung ein gleichwerthiges Surrogat der Wahlvornahme ſieht, 
ſo iſt dieſe Auffaſſung rechtlich nicht zu beanſtanden. Die 
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Univerſalverſammlung der Gründer kann im Falle der Simultan⸗ 
gründung bei Feſtſtellung des Statuts zugleich den Auffichte- 
rath beſtellen; ein beſonderer Wahlmodus für Beſtellung des 
Aufſichtsraths iſt vom Geſetze nicht vorgeſchrieben. Haben nun 
die Gründer die in der Verhandlung vom 10. Juli gewählten 
Mitglieder des Aufſichtsraths in der gerichtlichen Verhandlung 
vom 27. Auguſt als ſolche auftreten und handeln laſſen, ſo 
haben fie damit die frühere Wahl thatſächlich beſtätigt, und 
ebenſo find die früher gewählten Vorſtandsmitglieder beftätigt, 
wenn fie in dieſer Eigenſchaft in Gegenwart der Aufſichtsraths⸗ 
mitglieder und der Gründer die Erklärungen abgegeben haben, 
die nach dem Geſetze von ihnen vor Eintragung der Geſellſchaft 
abzugeben ſind. Sollten die vom 27. Auguſt datirten ſchrift⸗ 
lichen Berichte und Anträge der Mitglieder des Vorſtandes und 
Aufſichtsraths auch ſchon vor Beginn der gerichtlichen Verhand⸗ 
lung vom 27. Auguſt unterzeichnet worden ſein, ſo haben ſie 
doch die Eigenſchaft von Berichten und Anträgen des Vorſtandes 
und des Aufſichtsraths dadurch erlangt, daß die in ihnen ge⸗ 
nannten Mitglieder von dem Auſfſichtsrathe, bezw. von den 
Gründern als ſolche in der gerichtlichen Verhandlung anerkannt 
worden ſind und ſich als ſolche zum Inhalte der von ihnen 
unterzeichneten Berichte und Anträge bekannt haben. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

10. Der erkennende Senat ſieht in dem Abkommen einen 
außerhalb des Gründungsherganges liegenden Vertrag. Es iſt 
in Verbindung mit anderen Vereinbarungen getroffen, die ſich 
nicht als Aenderungen des Statutenentwurfs oder als Nach— 
träge zu demſelben darſtellen, und eine Minderung des bereits 
feſtgeſtellten Aktienbetrags iſt keinenfalls beabſichtigt geweſen. 
Aus dem Geſichtspunkte eines außerhalb der Gründung liegenden 
Vertrags verſtößt das Abkommen allerdings gegen Art. 215 d 
des H. G. B. Die Rechtswirkung iſt aber nicht Nichtigkeit 
des Vertrags, ſondern Verantwortlichkeit der Geſellſchaftsorgane. 
Vergl. Entſch. bei Nr. 8. 

11. Das B. U. iſt nicht gerechtfertigt bezüglich desjenigen 
Theiles der Klageforderung, der die Gewinne des Kl. aus nach 
dem 31. Dezember 1889 geſchloſſenen Kaſſageſchäften betrifft. 
Das B. G. führt aus, da die Fortſetzung des Geſchäftsverkehrs 
unter voller Kenntniß des Kl. von ſeiner pekuniären Situation 
gegenüber dem Bekl. erfolgt ſei, müſſe ſie auch als Genehmigung 
des durch die Geſchäfte vom 8. Februar entſtehenden, veränderten 
Saldo angeſehen werden. Dieſe Auffaſſung iſt nicht zu billigen. 
Wenn es auch angängig iſt, daraus, daß ein Geſchäftsmann, 
dem das Ergebniß feines Geſchäftsverkehrs mit einem Andern 
für einen gewiſſen Zeitabſchnitt in der Geſtalt eines Konto- 
kurrentauszuges vorliegt, die Geſchäftsverbindung fortſetzt, ohne 
die ihm mitgetheilte Rechnung zu bemängeln, auf ſeinen Willen 
zu ſchließen, es ſolle bei dem Rechnungsergebniß und folglich 
auch bei der demſelben zu Grunde liegenden Aufrechnung der 
Kredit⸗ und Debetpoſten ſein Bewenden behalten, auch wenn 
ſich unter den Debetpoſten Verluſte aus unklagbaren Spiel- 
geſchäften befinden, ſo iſt es doch nicht zuläſſig, daraus auf 


denſelben Willen auch bei künftigen Geſchäften zu ſchließen, 


bezw. eine ſolche Willenserklärung für verbindlich zu erachten. 
Wer einmal ſeine Spielſchulden bezahlt, verpflichtet ſich damit 
noch nicht, dies auch ferner zu thun, und auch wenn er damit 
eine ſolche Verpflichtung übernähme, würde dieſelbe für ihn 


nicht verbindlich ſein, da nur die wirklich geleiſtete Zahlung 


nicht zurückgefordert werden kann. In gleicher Weiſe iſt der⸗ 


jenige, der ſich einmal die Aufrechnung ſeiner Forderungen 
gegen eine Spielſchuld hat gefallen laſſen, dazu für die Zukunft 
nicht verbunden und wird erſt durch die wirklich vollzogene 
Aufrechnung an 2 Geltendmachung feiner Forderungen ver⸗ 


hindert. I. C. S. i. S. Pampus c. yore vom 14. . 


1897, Nr. 427/96 . 

12. Differenzgeſchäft. Das B. U. nimmt zwar aus dem 
Reviſtonsurtheil einen allgemeinen Satz auf und geht dann 
ſcheinbar auf die Erörterung des konkreten Falles über. That⸗ 
ſächlich ſpricht es aber im Widerſpruch mit dem Reviſions⸗ 
urtheil den allgemeinen Satz aus, daß es für den Kom⸗ 


miſſionär geſchäftlich unmöglich ſei, dem Kommittenten gegen⸗ 


über auf die Klagbarkeit zu verzichten, d. h. alſo, das B. U. 
lenkt zurück auf die im früheren Reviſionsurtheil zurückgewieſene 
allgemeine Behauptung, daß reine Diſſerenzgeſchäfte nicht 
vorkommen. Dieſe Betrachtungsweiſe tritt nicht blos mit dem 
früheren Reviſionsurtheile, ſondern mit notoriſchen geſchichtlichen 
Thatſachen in Widerſpruch. Um dem ſozialen Unglück entgegen 
zu treten, welches durch Hereinziehung weiter Kreiſe des deutſchen 


Volkes in das Börſenſpiel und den leider weitverbreiteten Diffe⸗ 


renzhandel ſolcher Perſonen, welche den Handel mit den be⸗ 
treffenden Artikeln nicht betreiben, um ſich gegriffen hatte, hat 
die Geſetzgebung des Deutſchen Reichs Maßnahmen getroffen, 
welche gar nicht zu verſtehen wären, wenn jene Thatſachen nicht 
bis zum Erlaß des Geſetzes vorgelegen hätten. Nach § 69 
des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896 kann gegen Anſprüche 
aus Börſentermingeſchäften, ſowie aus der Ertheilung und 
Uebernahme von Aufträgen .. zum Abſchluſſe von Börſen⸗ 
termingeſchäften von demjenigen, welcher zur Zeit der Eingehung 
des Geſchäfts in dem Börſenregiſter für den betreffenden; 
Geſchäftszweig eingetragen war ... ein Einwand nicht 
darauf gegründet werden, daß die Erfüllung durch Lieferung 
der Waaren oder Werthpapiere vertragsmäßig ausgeſchloſſen 
war. Die deutſche Geſetzgebung iſt alſo noch am 22. Juni 1896 
davon ausgegangen, daß auch bei Aufträgen zum Abſchluß 
von Börſentermingeſchäften der vertragsmäßige Ausſchluß der 
Erfüllung in ſo weitem Umfange vorkommt, daß, um die Ge⸗ 
ſchäfte der in dem betreffenden Geſchäftszweige ſtehenden Per- 
ſonen gegen die Anfechtung aus dieſem Grunde zu ſichern, eine 
geſetzliche Regelung für erforderlich erachtet iſt. Und anderer⸗ 
ſeits iſt, um das Spielgeſchäft um die Differenz bezüglich der 
Perſonen, welche in dem betreffenden Geſchäftszweige nicht 
ſtehen, ſoweit das überhaupt durch die Geſetzgebung zu erreichen 


iſt, ſicher auszuſchließen, durch § 66 des Börſengeſetzes ver⸗ 


ordnet, daß durch ein Börſentermingeſchäft in einem Ge— 
ſchäftszweige, für welchen nicht beide Parteien zur Zeit des 
Geſchäftsabſchluſſes in einem Börſenregiſter eingetragen find, 
ein Schuldverhältniß nicht begründet wird. Gegen die Auf⸗ 
faſſungen des B. G., wie ſie in dem B. U. ausgeſprochen ſind, 
läßt ſich zurückſchließen, daß der Geſetzgeber von der Auf- 
faffung ausgegangen iſt, daß es nicht verſchwindende Ausnahmen 
waren, wenn Börſentermingeſchäfte, zu denen ſich Kommiſſionäre 
von Perſonen, die außerhalb des betreffenden Geſchäftszweiges 
ſtanden und ſich deshalb vorausſichtlich für dieſen Geſchäfts⸗ 
zweig nicht werden in das Börſenregiſter eintragen laſſen, Auf⸗ 
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trag ertheifen ließen, zwiſchen dieſen Parteien als ſolche an⸗ 
gejehen. find, welche nicht durch effektive Erfüllung realiſirt 
werden ſollten, ſondern daß die Abſicht, wie ſie bei Abſchluß 
des Geſchäfts beſtand, in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
mit dem übereinſtimmte, was auch nach der Annahme des B. G. 
bei dem thatſächlichen Verlauf die Regel iſt, daß nämlich der 
Kommittent die Spekulation vor dem Stichtage durch ein 
Deckungsgeſchäft, ſei es endgültig, ſei es in Verbindung mit 
einer Prolongation erledigt. Und ſo tiefgehend und weitreichend 
und andauernd hat der deutſche Geſetzgeber die Neigung im 
deutſchen Volke, Differenzgeſchäfte mit Ausſchluß effektiver 
Lieferung abzuſchließen, und die Bereitwilligkeit von an der 
Börſe betheiligten Perſonen, dieſer Neigung entgegen zu kommen, 
wenn nicht ſie anzureizen, als vorhanden angeſehen, daß er es 
als erforderlich erachtet hat, in das doch für die Dauer berech⸗ 

nete B. G. B. den §S 764 aufzunehmen: Wird ein auf Liefe⸗ 

rung von Waaren oder Werthpapieren lautender Vertrag in 
der Abſicht geſchloſſen, daß der Unterſchied zwiſchen dem 
vereinbarten Preiſe und dem Börſen- oder Marktpreiſe 
der Lieferungszeit von dem verlierenden Theile an den 
gewinnenden gezahlt werden ſoll, ſo iſt der Vertrag als Spiel 
anzuſehen. Das gilt auch dann, wenn nur die Abſicht des 
einen Theils auf die Zahlung des Unterſchieds gerichtet iſt, der 
andere Theil aber die Abſicht kennt oder kennen muß. Wenn 
dem gegenüber das B. U. ſeinen allgemeinen Schlußfolgerungen 
die Erwägung zu Grunde legt, daß nachdem die Rechtſprechung 
des R. G. bekaunt geworden, einerſeits kaum ein Kommiſſionär 
ein reines Differenzgeſchäft mit Bewußtſein abſchließen, anderer- 
ſeits kaum ein mit der Börſe in Verbindung ſtehender Spekulant 
erwarten würde, daß ſein Kommiſſionär ſich darauf einlaſſen 
werde, ſo iſt dabei zunächſt unerwogen geblieben, welchen Einfluß 
auf die Berechnungen der betheiligten Perſonen die Urtheile des 
Hanſeatiſchen O. L. R. und die in denſelben getroffenen that- 
ſächlichen Feſtſtellungen über Börſentermingeſchäfte, wenn fie zur 
Aburtheilung gezogen wurden, ausgeübt haben mögen. Sodann 
aber hat das Argument in ſeiner Allgemeinheit ungefähr dieſelbe 
Bedeutung, welche ein Räſonnement haben würde, daß Straf⸗ 
thaten und zum Schadenserfaß verpflichtende Delikte nicht mehr 
vorkommen, nachdem entſprechende Strafurtheile und zum 
Schadenserſatz verurtheilende richterliche Entſcheidungen ergangen 
und bekannt geworden ſind. Die weiteren Stützen, welche das 
B. U. ſeinen Auffaſſungen zu geben verſucht hat, beruhen auf 
Rechtzirrthum. Das B. G. ſchließt aus dem Umſtande, daß 
ſcwimmende Ladungen oder kaufmänniſche Verpflichtungsſcheine 
über Waarenlieferungen an der Börſe häufig ungezählte Male 
vor Ankunft bezw. Fälligkeit gekauft und verkauft werden, 
lediglich in der Abficht, an der Preisdifferenz zu verdienen, auf 
den Charakter folder Geſchäfte, welche zahlreiche Kaufleute ohne 
ein effektives Waarengeſchäft beſtimmter Branche unter Benutzung 
ihres Kapitals und ihrer Kenntniß des Waarenmarkts machen, 
indem ſie in Waaren ſpekuliren, deren effektive Abnahme oder 
Lieferung durchaus nicht in ihrer Abſicht liegt. Dieſe Gleich- 
ſtellung verkennt indeſſen den weſentlichen juriſtiſchen und wirth⸗ 
ſchaftlichen Unterſchied der mit einander verglichenen Geſchäfts⸗ 
zattungen. Eine ſchwimmende Ladung iſt eine objektiv vor⸗ 
handene Menge von individuellen Waaren. Wer eine ſolche 
ſcwimmende Ladung kauft, ſchließt alſo ein effektives Geſchäft. 


Er übernimmt die Gefahr dieſer Ladung. Er zahlt den Preis 
für dieſe Waaren, deren Exiſtenz ſo ſehr die geſetzliche Voraus⸗ 
ſetzung des Geſchäfts iſt, daß der Kauf ungültig iſt, wenn die 
Ladung zu der Zeit, als das Geſchäft geſchloſſen wurde, unter⸗ 
gegangen wan Der Käufer tritt wirthſchaftlich, wenn auch nur 
zeitweilig mit ſeiner Perſon und mit ſeinem Kapital an die 
Stelle des erſten Käufers, welcher den Transport veranlaßt hat. 
Er wird dienendes Glied für eine die Geſammtheit intereſſirende 
wirthſchaftliche Waarenbewegung. Ob er an dieſer Stelle bleibt 
oder ſich, bevor die ſchwimmende Ladung ankommt, wieder von 
einem Andern ablöſen läßt, ob er von vornherein nur die Abſicht 
hat, zeitweilig einzutreten, um zu verdienen, kann gegen die 
Gültigkeit dieſer zeitweiligen Betheiligung an dem abge⸗ 
ſchloſſenen effektiven Geſchäft nicht entſcheiden. Das Geſchäft 
iſt nicht um deswillen klagbar gemacht, weil der Käufer ver⸗ 
diene wollte, ſondern er hat einen rechtlichen Anſpruch auf das, 
was er verdient hat oder hätte verdienen können, was er ge⸗ 
wonnen haben würde, auf ſein Intereſſe, weil er mit jener Be⸗ 
theiligung ein legitimes Geſchäft geſchloſſen hat. Weit ab von 
dieſem legitimen Geſchäft liegt das Spielgeſchäft, welches von 
der Lieferung von Waaren überhaupt abſieht, bei dem nur 
der Marktpreis der Waarengattung den Maßſtab für den er⸗ 
hofften Gewinn oder den thatſächlich eingetretenen Verluſt dar⸗ 
bietet. Daß dies Gefchäft. auch in der Abſicht geſchloſſen iſt, 
Gewinn zu machen, kann daſſelbe nicht zur Erzeugung eines 
rechtlichen Anſpruchs legitimiren. Und ebenſowenig läßt ſich eine 
Parallele ziehen zwiſchen dem Spiel um die Preisdifferenz und 
dem Kauf einer Forderung auf Lieferung effektiver Waare. Ein 
anderer Rechtsirrthum tritt in der Parallele zwiſchen der Stellage 
und dem Verſicherungsgeſchäft hervor. Das Verſicherungsgeſchäft 
dient dem wirthſchaftlichen Intereſſe, weil es die Gefahr eines 
Schadens überträgt, der an wirthſchaftlichen Gütern oder an 
Perſonen entſtehen kann. Dabei handelt es ſich um konkrete 
Güter: Sachen, die verbrennen oder geſtohlen oder beſchädigt 
werden können; Forderungen, die wegen Zahlungsunfähigkeit 
des Schuldners uneinziehbar werden können u. ſ. w.; Gewinne 
aus Spielgeſchäften oder Verluſte, die aus Differenzgeſchäften 
entſtehen können, ſind ſo wenig verſicherbar wie Verluſte aus 
Gefchäften, die bei Abſchluß des angeblichen Verſicherungsgeſchäfts 
garnicht in Bezug genommen find. I. C. S. i. S. Hörlück 
c. Neubauer vom 14. April 1897, Nr. 402/96 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

13. Der Betriebsunternehmer haftet trotz eigener Schuld- 
loſigkeit auch im Falle eines eigenen Verſchuldens des Verletzten 
und nur dann tritt nach § 1 des Reichshafipflichtgeſetzes vom 
7. Juni 1871 eine Nichthaftung ein, wenn durch dieſes eigene 
Verſchulden des Verletzten der Unfall verurſacht iſt. Um fo 
mehr haftet daher im Falle eines concurrirenden Verſchuldens 
des Betriebsunternehmers (oder ſeiner Leute) und des Verletzten 
der Erſtere nur dann nicht, wenn gerade das Verſchulden des 
Verletzten (und nicht das des Erſteren oder ſeiner Leute) den 
Unfall verurſacht hat. Es iſt demnach rechtsirrig, wenn das 
B. U. lediglich Gewicht auf den Umſtand legt, welches der con⸗ 
currirenden Verſchulden das überwiegendere geweſen ſei. Es 
muß vielmehr auch hierbei immer unterſucht werden, welches 
Verſchulden die eigentliche Urſache des Unfalls geweſen iſt, und 
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ift der Betriebsunternehmer der Eiſenbahn nur dann befreit, 
wenn das Verſchulden des Verletzten als dieſe Urſache des Un⸗ 
falls feſtgeſtellt wird (Bolze, Praxis des R. G. in Civilſachen 
Bd. 1 Nr. 363, 367; Bd. 2 Nr. 399, 400, 406; Bd. 3 
Nr. 254, 259, 260; Bd. 8 Nr. 285, Bd. 19 Nr. 269; 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1883 S. 272 Ziffer 27; Urtheil 
des III. C. S. des R. G. vom 13. März 1896 in Sachen 
Werrabahn gegen Menger III 439/95. III. C. S. i. S. 
Bonnenberg c. Süddeutſche Eifenbahngeſellſchaft zu Darmſtadt 
vom 13. April 1897, Nr. 370/96 III. 

IV. Das Gemeine Recht. 

14. Die thatſächlichen, der Nachprüfung in der Reviſons⸗ 


inſtanz entzogenen Erwägungen laſſen die Rechtsanſchauung er⸗ 


kennen, daß die ſtaatliche Rechtsgemeinſchaft eine ruüͤckſichtsloſe 
Verfolgung des Eigenthums nicht geſtatte, jedes Eigenthum den 
gleichen Anſpruch auf Anerkennung habe und ſich hierdurch 
nothwendig gegenſeitige Beſchränkungen und damit auch der 
Zwang zur Duldung des durch die Rechtsgemeinſchaft Bedingten 
ergeben. Die Abwägung der „Erträglichkeit“ nach örtlicher Lage, 
Gewohnheit, Uebung, Erwerbs-, Verkehrsverhältniſſen, ſowie nach 
den perſönlichen Verhältniſſen des Geſtörten und des Störenden 
entſpricht daher durchaus den hinſichtlich der Immiſſionen gel⸗ 
tenden allgemeinen Rechtsgrundſätzen. Daß für die Entſcheidung 
über die Frage der Erträglichkeit auch auf die Thatſache lang⸗ 
jährigen Ertragens Gewicht gelegt wird, iſt nicht zu beanſtan⸗ 
den, da aus dieſer Thatſache in der That ein Schluß gegen die 
nunmehr behauptete Unerträglichkeit gezogen werden kann. Die 
Folgerung, daß der an einen geräuſchvollen Ort Ziehende ſich 
dieſen Störungen ſtillſchweigend unterwerfe, könnte als zu weit 
gehend zu beanſtanden fein, wenn die Entſcheidung auf eine 
ſtillſchweigende Willenserklärung begründet werden ſollte. Der 
Zuſatz, der an einen ſolchen Ort oder in eine ſolche Umgebung 
Ziehende habe damit anerkannt, daß dieſe Beläſtigungen ihm 
nicht unerträglich ſeien, läßt aber entnehmen, daß dieſe That⸗ 
ſache weniger als Rechtsfolgerung, denn als Beweisthatſache 
hinsichtlich der ſubjektiven Empfindlichkeit verwerthet werden ſoll. 
Auch die Berückſichtigung der größeren oder geringeren Leichtig⸗ 
keit der Abhülfe ſteht mit dem allgemeinen Prinzip der möglichſt 
gleichmäßigen Beruͤckſichtigung der kollidirenden Eigenthums⸗ 
intereſſen im Einklang. (Seuffert, Archiv Bd. 9 Nr. 218). 
VI. C. S. i. S. Schreyer e. Stubmann vom 8. April 1897, 
Nr. 379,96 VI. 

15. Das B. U. hat chatſächlich feſtgeſtellt, daß beide Theile 
auf Grund einer gemeinſchaftlichen Berechnung der irrigen Mei⸗ 
nung waren, daß die Geſammtgröße des von den Kl. an den 
Bekl. und den Getreidehändler Hermann K. zu H. um den 
Geſammtpreis von 335 000 Mark verkauften Gutes 382, 82, 
10 ha nach dem Grundbuche betrage, während der Flächeninhalt 
thatſächlich nach dem Grundbuche nur 342, 77, 71 ha beträgt 
und zu dem Gute außerdem ideelle Antheile an zwei Grund- 
ſtücken von zuſammen 40, 04, 39 ha und an einem weiteren 
kleineren Grundſtücke gehören. Wenn nun das B. U. einerſeits 
konſtatirt, daß Bekl. ſelbſt nicht behauptet hat, daß die Kl. 
irgend eine zu der Annahme berechtigende Erklärung, für die 
Richtigkeit des fraglichen Flächeninhalts einſtehen zu wollen, 
abgegeben hätten, und daß ſomit die Einſtellung des gewonnenen 
Rechnungsreſultates in den § 1 des Kaufvertrages im Sinne 


einer Zuſage aufzufaſſen ſei, oder daß die Käufer überhaupt 
eine derartige Garantieübernahme in Anſpruch genommen hätten 
und andererſeits auf Grund des Ganges der Vorverhandlungen 
und des Wortlautes der Vertragsurkunde zu dem Reſultate ge⸗ 
langt, daß die Größenermittelung nur zum Zweck einer allge⸗ 
meinen Orientirung der Käufer vorgenommen iſt, und die 
Größenangabe nur einer näheren Bezeichnung des Kaufobjekts hat 
dienen ſollen, ſo kann in dieſen geſammten zuſammengehörigen 
Erwägungen weder ein Widerſpruch noch ein Rechtsirrthum 
gefunden werden. Denn auch ein Dictum ſetzt die Abſicht einer 
Verpflichtung voraus (L. 19 $ 3 Dig. de aedilicio edicto 
21. 1: ea autem sola dicta sive promissa admittenda 
sunt, quaecumque sic dicuntur, ut praestentur, non ut 
jactentur) und eine ſolche liegt nicht vor, wenn die Angaben 
nur der Orientirung halber gemacht werden (Bolze, Praxis des 
R. G. in Civilſachen, Bd. 19 Nr. 517). III. C. S. i. S. 
Wertheim e. Strube vom 13. April 1897, Nr. 373/96 III. 
16. Der B. R. hat angenommen, daß der Kl. ungeachtet 
des vorliegenden Zahlungsverzuges ſtillſchweigend ſeinen Willen, 
den Vertrag fortzuſetzen, dem Bekl. zu erkennen gegeben habe; 
er ſieht eine ſolche Annahme ſchon dann als begründet an, 
wenn der Verpächter den Willen, den Vertrag aufzuheben, nicht 
innerhalb eines Zeitraums äußert, der nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge ausreicht, die Kundgebung an den Pächter zu 
übermitteln. Allein ein Rechtsſatz dieſes Inhalts iſt, wenigſtens 
im gemeinen Recht, nicht als beſtehend anzuerkennen, vielmehr 
dem Verpächter in einem derartigen Falle mindeſtens eine 


angemeſſene Friſt zur Ueberlegung zu gewähren, ob er auf 


Grund der Zahlungsſäumniß des Pächterd zur Kündigung 
ſchreiten wolle. Der B. R. ſtützt die erwähnte Annahme darauf, 
daß der Verpächter fällig gewordene Pachtzinsraten eingefordert, 
dabei aber den Pächter in dem Pachtbeſitze belaſſen, demſelben 
gegenüber alſo davon geſchwiegen habe, daß er deſſen Zahlungs- 
verzuge die durch die kaſſatoriſche Klauſel beſtimmte Folge gebe. 
Allein auch die hier betonten Umſtände reichen nicht aus, um 
die in Frage ſtehende Annahme zu begründen, namentlich wenn 
man die verhältnißmäßige Kürze des Zeitraums zwiſchen der 
Fälligkeit der November⸗Rate und der Erhebung der vorliegenden 
Klage in Betracht zieht. Andererſeits iſt die Möglichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen, aus dem geſammten, nach dem Ergebniß der Ver⸗ 
handlungen vom Kl. bis zu dieſer Klagerhebung bethätigten 
Verhalten eine ſtillſchweigende Willenserklärung deſſelben dahin 
abzuleiten, daß er von der kaſſatoriſchen Klauſel keinen Gebrauch 
machen, vielmehr den Vertrag fortſetzen wolle. III. C. S. i. S. 
Ahrens c. Uhde vom 13. April 1897, Nr. 371/96 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

17. Wie in dem Urtheile des IV. Strafſenats des R. G. 
vom 12. Dezember 1884 (Rechtſprechung des Deutſchen R. G. 
in Strafſachen Bd. 6 S. 807 ff.) zutreffend ausgeführt wird, 
ſchließt die Vorſchrift im § 128 der Str. P. O., wonach der 
(vorläufig) Feſtgenommene unverzüglich dem Amtsrichter vor⸗ 
zuführen iſt, nicht aus, daß der Beamte zunächſt über den 
Hergang der Feſtnahme ein Protokoll aufnimmt und die Feſt⸗ 
genommenen auf ſo lange zurückhält, da der Ausdruck „un⸗ 
verzüglich“ nur den unnützen, ungerechtfertigten Verzug ver- 
bietet, ein ſolcher Verzug aber in einer Protokollaufnahme, die 
in der Regel dem Amtsrichter gegenüber zur Aufklärung des 
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Thatbeſtandes ſachgemäß ſein wird, nicht gefunden werden kann. 
Hiernach iſt ein Verſehen des Bekl. darin nicht zu erblicken, 
daß er nicht, ohne den Kl. vernommen zu haben, am 10. April 
deſſen Vorführung vor den zuſtändigen Amtsrichter in B. be⸗ 
wirkte, ſondern an der Abſicht, den Kl. ſelbſt zu vernehmen, 
feſthielt. IV. C. S. i. S. Vormann c. Eißing vom 15. März 
1897, Nr. 310%6 VU. 5 1 5 
18. Der Bekl. hat dem Anſpruch der Kl. den Einwand 
der Verjährung auf Grund des § 2 Nr. 5 des Geſetzes wegen 
Einführung kürzerer Verjährungsfriſten vom 31. März 1838 
entgegengeſetzt, wonach mit dem Ablauf von vier. Jahren u. A. 
die Forderungen wegen der Rückſtände an Alimenten verjähren. 
Das B. G. verwirft dieſen Einwand, indem es zutreffend aus⸗ 
führt, daß von Alimentenrückſtänden nur geſprochen werden 
könne, wenn die Alimente, um welche es ſich handle, bereits 
bei der Einklagung der Qualität und Quantität nach feſtſtehen, 
daß dagegen die Anſprüche auf Alimente, die, wie die hier in 
Rede ſtehenden, überhaupt noch nicht feſtgeſtellt ſeien, nicht ver⸗ 
jährt ſein können. — Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht 
Bd. 4 § 228 bei Anm. 22, § 239 Anm. 43; Entſch. des 
Obertribunals Bd. 44 S. 65; Striethorſt, Archiv Bd. 39 
S. 123; Urtheil des R. G. in Sachen Kleiber c. Wandell 
IV 148/79; Juriſtiſche Wochenſchrift von 1880 S. 55; Rehbein, 
Entſcheidungen des Obertribunals Bd. 1 (1. Auflage) S. 1014 
Anm. — Die Revifion beruft ſich demgegenüber auf die Anſicht 
Kochs (in Anm. 92 zu § 2 Nr. 5 des Geſetzes vom 31. März 
1838 bei 8 550 des A. L. R. Thl. J Tit. 9) und Dernburgs 
(Preußiſches Privatrecht 4. Auflage Bd. 3 § 45 Nr. 6 a. E.), 
daß die kurze Verjährung ſchon vor richterlicher Feſtſtellung be⸗ 
ginne, und ferner auf die oben erwähnte Entſcheidung des 
Obertribunals in Striethorſt, Archiv Bd. 39 S. 123, wonach 
an ſich auch die Klage des Dritten, der das Kind freiwillig er⸗ 
nährt habe, auf Erſtattung der gewährten Alimente der kurzen 
Verjährung unterliege. Von Koch wird allerdings an der be⸗ 
zeichneten Stelle die Annahme, daß die Alimente, um deren 
Einklagung es ſich handelt, bereits bei der Einklagung in quali 
el quanto feſtſtehen müſſen, als eine willkürliche bezeichnet. 
Demgegenüber iſt jedoch die auf 85 626 ff. des A. L. R. 
Thl. II Tit. 2 geſtützte Ausführung des B. G. völlig zutreffend. 
Daſſelbe macht geltend: die Höhe der Alimente unehelicher 
Kinder richte ſich nach verſchiedenen Umſtänden, namentlich nach 
dem Orte der Erziehung, und werde von dem Gericht für jeden 
Fall beſonders feſtgeſtellt, wobei auch nicht ausgeſchloſſen ſei, 


daß anſtatt der Geldleiſtungen Naturalienleiftungen feſtgeſetzt. 


werden. Die Alimentationsſchuld ſei alſo durch das Geſetz allein 
keineswegs fo genau beſtimmt, wie dies hinſichtlich der übrigen 
neben der Alimentation im § 2 Nr. 5 des Geſetzes vom 
31. März 1838 aufgezählten, zu beſtimmten Zeiten wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen der Fall ſei, und wie es für den Begriff 
von Rückſtänden erforderlich erſcheine. Uebrigens gelangt auch 
Koch an der angezogenen Stelle für Fälle vorliegender Art zu 
der Annahme, daß die kurze Verjährung nicht Platz greife, 
indem er ausführt, daß, wenn ein Dritter die Verpflegung des 
Kindes beſorge, deſſen Forderung in der kurzen Zeit nicht ver⸗ 
lähte, weil er nicht Alimente, ſondern Auslagen aus der 
negotiorum gestio zu fordern habe. — Die angezogene Stelle 
in Dernburg, Privatrecht, enthält den von der Reviſion unter⸗ 


4 


ſtellten Satz nicht. Dagegen iſt daſelbſt in Bd. 1 8170 
unter 2 in Uebereinſtimmung mit der Anſicht des B. G. be⸗ 


merkt, daß Rückſtände an Alimenten, „deren Betrag und Hoͤhe 


feſtſteht“ in vier Jahren verjähren. In dem Erkenntniß des 


Obertribunals in Striethorſt, Archiv Bd. 39 S. 123 wird aller- 
dings geſagt, daß die Alimentennatur dadurch nicht geändert 
werde, daß die Mutter das Kind ſelbſt freiwillig ernährt habe, 


daß alſo ihr Erſtattungsanſpruch gegen den natürlichen Vater 
der kurzen Verjährung von vier Jahren unterliege. Ausdrücklich 
iſt aber der Annahme des B. G. entſprechend zur Voraus⸗ 
ſetzung gemacht, daß die Alimente; um deren Einklagung es 
ſich handelt, bereits bei der Einklagung in quali et quanto 


feſtſtehen. IV. C. S. i. S. Lange c. Bremer vom 8. April 


1897, Nr. 3976 IV. rs | | 

19. Die Annahme des B. G., daß die Verjährung der 
eingeklagten Forderung durch die unſtreitige Abſchlagszahlung 
vom April 1893 unterbrochen ſei, iſt nicht gerechtfertigt. Das 
B. G. führt in dieſer Beziehung aus, daß Bekl. unſtreitig im 
April. 1893 500 Mark an den Kl. gezahlt und nicht behauptet 
habe, daß auch dieſe Zahlung, wie die vom Juli und Auguſt 1893 
und März 1894 darlehnsweiſe erfolgt ſei. Dieſe Zahlung 
müſſe deshalb als Abſchlagszahlung auf die Klageforderung 
gelten und enthalte in Verbindung mit der Annahme durch 
den Gläubiger ein gegenſeitiges Anerkenntniß, durch welches 
die Verjährung unterbrochen ſei. Nach dem Thatbeſtande des 
B. U. hat der Bekl. aber ebenſo, wie in dem vorbereitenden 
Schriftſatze vom 6. November 1895 ganz allgemein erklärt, 
daß die im Jahre 1893 erfolgten Zahlungen an den Kl. 


nicht auf deſſen Arbeiten erfolgt ſeien, ſondern Darlehne dar⸗ 


ſtellten, welche der Bekl. dem Kl. auf deſſen Bitten mit der 
Abrede gegeben habe, daß dieſelben ſpäter auf die Arbeiten des 
Kl. verrechnet werden ſollten, wenn T. dem Bekl. an Baugeld 
ſo viel gebe, daß Kl. Zahlung zu fordern haben würde. 
Kl. hat dies beſtritten, Edition der Quittung vom April 1893 
verlangt und dem Bekl. den, von dieſem angenommenen, Eid 
darüber zugeſchoben, daß dieſe Quittung ausdrücklich als über 
eine Abſchlagszahlung ausgeſtellt worden ſei. Dieſer ſpeziellen 
Erklärung des Bekl. gegenüber kann nicht in Betracht kommen, 
daß er in der Verhandlung vom 23. März erklärt hat, auch 
Anfang April 1893 500 Mark an den Kl. gezahlt zu haben, 
und daß er nach dem Thatbeſtande des Urtheils behauptet hat, 
er habe durch die vom Kl. ſelbſt angegebenen Abſchlagszahlungen 
von zuſammen 2 725 Mark ſchon mehr gezahlt, als wozu er 
verpflichtet geweſen ſei. Daraus folgt vielmehr nur, daß Bekl. 
mit der Verrechnung der dem Kl. gegebenen Geldbeträge auf 
ſeine Forderung für die Arbeiten jetzt einverſtanden iſt, nicht 
aber, daß er nicht beſtreitet, die Beträge als Abſchlagszahlung 
auf die Forderung des Kl. gegeben zu haben, eben ſo wenig 
liegt darin ein Zugeſtändniß, daß ſchon vor Erhebung der Klage 
eine Verrechnung dieſer Beträge auf die Forderung des Kl. 
ſtattgefunden habe. VI. C. S. i. S. Muͤnſtermann c. Schumann 
vom 1. April 1897, Nr. 369/96 VI. 

20. Mit Unrecht nimmt die Reviſion auf die Vorſchrift 
des § 608 des A. L. R. Thl. I Tit 11 Bezug, wonach ſich 
die Kontrahenten über einen nach Gelde beſtimmten Werth der 
anſtatt baaren Geldes für die Leibrente zu überlaſſenden Sache 
vereinigen müſſen. Sie überſieht, daß, wie bereits in dem vom 
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B. G. erwähnten in Gruchot Beiträge Bd. 25 S. 983 mit- 
getheilten reichsgerichtlichen Urtheil ausgeführt iſt, jene Vor⸗ 
ſchrift nur für den Leibrentenkauf gegeben iſt und daß daher 
durch dieſelbe die Zuläſſigkeit und Rechtswirkſamkeit eines Leib⸗ 


rentenvertrages, welcher ohne Feſtſetzung eines beſtimmten Kauf⸗ 


preiſes in baarem Gelde oder in einer zu einem Geldwerthe 
veranſchlagten Sache errichtet iſt, nicht ausgeſchloſſen erſcheint. 
(Vergl. auch Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, 
Bd. 2 § 160 Anm. 5 und Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privat⸗ 
recht Bd. 2 8.129 Anm. 16). Ebenſo geht die weitere Aus⸗ 


führung der Reviſion fehl, daß im Anſchluß an das Urtheil des 


V. C. S. des R. G. vom 28. November 1894 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1895 S. 50, 51 Nr. 38) und das weitere 
Urtheil deſſelben Senats vom 6. April 1892 (Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 29 S. 265) die Exiſtenz und den Umfang von 
Leiſtung und Gegenleiſtung hätten abgewogen werden müſſen 
und daß zu prüfen geweſen wäre, ob eine reine oder eine ge⸗ 
miſchte Schenkung vorliege. IV. C. S. i. S. Schmalhauſen 
c. Schmalhauſen vom 25. März 1897, Nr. 364/96 IV. 

21. Es begründet ein Mißverhältniß zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung auch nicht ohne Weiteres die Annahme der 
Schenkung. Entſcheidend iſt vielmehr die Abſicht der Vertrag⸗ 
ſchließenden, die auch im Fall eines ſolchen Mißverhältniſſes auf 
den Abſchluß eines läſtigen Rechtsgeſchäftes gerichtet ſein kann. 
Daß die Kontrahenten im vorliegenden Falle dieſe Abſicht hatten, 
kann nach den Feſtſtellungen des B. G. nicht zweifelhaft ſein. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

22. Der B. R. geht von dem zutreffenden Grundſatze 
aus, daß Kl. auf den ihm geſetzlich zuſtehenden Pflichttheil ſich 
den Werth des ihm durch den Vertrag vom 26. Auguſt 1890 
überlaſſenen Ackerhofes ganz oder theilweiſe anrechnen laſſen 
muß, ſofern die Ueberlaſſung des Hofes ſich als eine, wenn auch 
nur theilweiſe Schenkung darſtellt. Mit Recht nimmt er weiter 
an, daß die Bekl., welche als alleinige Erbin die Anrechnung 
des Werthes des Hofes auf den Pflichttheil des Kl. verlangt, 
den Beweis für ihre Behauptung zu führen habe, daß in dem 
genannten Vertrage zugleich eine Schenkung enthalten ſei. Zur 
Erbringung dieſes Beweiſes hat die Bekl. ſich lediglich darauf 
berufen, daß der Ackerhof zur Zeit der Ueberlaſſung einen Werth 
von 120 000 Mark gehabt habe, während der Ueberlaſſungs⸗ 
preis nur in Zahlung von 25 000 Mark und in Gewährung 
eines auf 25 000 Mark geſchätzten Auszuges beſtehe, und gel. 
tend gemacht, daß ſich aus der hiernach zwiſchen Werth und 
Gegenleiſtung feſtzuſtellenden Differenz von 70 000 Mark ohne 
Weiteres der Schenkungscharakter des Vertrages ergebe. Eine 
ſolche Folgerung hat jedoch der B. R. für nicht begründet 
erachtet, und er befindet ſich bei dieſer Annahme in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem vom R. G. in mehrfachen Entſcheidungen 
(vergl. namentlich Urtheil des V. C. S. des R. G. vom 6. April 
1892, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 29 S. 265; des 
II. C. S. vom 22. Juni 1886, Entſch. Bd. 16 S. 275; des 
I. C. S. vom 26. Januar 1884, Entſch. Bd. 14 S. 191; 
des III. C. S. vom 19. November 1895 bei Gruchot Bd. 40 
S. 965) wiederholt feſtgehaltenen Grundſatze, daß als eine 
„gemiſchte“ Schenkung nur diejenige zu behandeln ſei, welche 
mit einem entgeltlichen Geſchäfte verbunden worden, daß in 
einem ſolchen Falle das Geſchäft ſchon nach ſeinem objektiven 


\ 


Inhalte gemiſcht ſei: entgeltlich, ſoweit ſich Leiſtung und Gegen- 
leiſtung gegenüberſtehen, unentgeltlich, ſoweit die eine die andere 
überfteigt, daß aber der Unterſchied zwiſchen Leiſtung und Gegen- 
leiſtung allein nicht ausreiche, um dem an ſich vorliegenden 
entgeltlichen Geſchäfte den Charakter der gemiſchten Schenkung 
zu geben, daß jedoch das Mißverhältniß zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung wohl einen thatſächlichen Schluß auch auf die 
weiter erforderliche Bereicherungsabſicht der Parteien begründen 
könne. IV. C. S. i. S. Kreft c. Kreft vom 15. Dezember 
1897, Nr. 305/96 IV. 1 

23. Der Revifion iſt zuzugeben, daß es auf die Motive 
bei der Schenkung nicht ankommt, und daß die Bemerkung des 
B. R. „der Schenker müſſe lediglich um des Vortheils des 
Beſchenkten willen die Zuwendung machen und er müſſe ſich 
aus keinerlei, auch aus moraliſchen Gründen nicht, für ver⸗ 
pflichtet erachtet haben, die Zuwendung zu machen“, als zu⸗ 
treffend nicht anerkannt werden kann. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. Ä | . 

24. In der Anwendung des § 22 Thl. 1 Tit. 13 A. L. R. hat 
das B. G. nicht geirrt. Nach der von dem R. G., insbeſondere von 
dem erkennenden Senate, feſtgehaltenen Auffaſſung des § 22 wird 
der Beauftragte, auch der Makler — von beſonders geſtalteten 
Fallen abgeſehen — der zugeſagten Belohnung (des Provifions- 
anſpruches) verluſtig, wenn er auch von dem anderen Kontra⸗ 
henten, mit dem das zu vermittelnde Rechtsgeſchäft geſchloſſen 
werden ſoll, in Beziehung auf daſſelbe einen Vermittelungs⸗ 
auftrag (zumal entgeltlich) übernommen hat. Es iſt davon 
auszugehen, daß der Auftraggeber den Vermittelungsauftrag 
in dem Sinne ertheilt und der Makler ihn in dem Sinne an⸗ 
nimmt, daß letzterer ausſchließlich im Intereſſe des Auftrags⸗ 
gebers thätig ſein ſoll. Kollidirende Aufträge ſind ohne Weiteres 
dann als vorliegend anzunehmen, wenn das zu ermittelnde 
Geſchäft ein Kauf⸗ oder Tauſchvertrag iſt und der Makler von 
beiden Kontrahenten den Vermittelungsauftrag annimmt. Die 
Uebernahme ſolcher Aufträge iſt durch § 22 verboten und ent- 
hält eine unerlaubte Handlung (§ 35 Thl. 1 Tit. 3 des A. L. R.). 
Die Entſch. des R. G., auf welche ſich Rkl. gegen dieſe Auf⸗ 
faſſung berufen hat (Jur. Wochenſchr. 1895 S. 530 Nr. 43, 
1896 S. 663 Nr. 24), ſtehen derſelben nicht entgegen; ſie be⸗ 
treffen beſonders geartete Fälle (vergl. dagegen Urtheile vom 
23. Oktober 1890 i. S. Herrmann c. Reichenkron, VI. 154/90 
und vom 26. November 1894 i. S. Volhcartzky 6. Hentſchel, 
VI. 223/94). Die Vorſchrift des § 22 cit. iſt aber nicht an⸗ 
zuwenden, wenn der eine Auftraggeber bei Ertheilung des Auf- 
trages insbeſondere durch Mittheilung des Beauftragten von 
dem dieſem ſchon ertheilten kollidirenden Auftrag gewußt hat. 
VI. C. S. i. S. Wolff c. Joſeph vom 18. März 1897, 
Nr. 353/96 VI. 2 

25. Die nach dem erften Urtheile (im Fall der Eides⸗ 
leiſtung) dem Bekl. baar zu erſtattenden 69,35 Mark Vertrags- 
und Auflaſſungskoſten. Dieſe Poſt fällt nicht unter den 
§ 26 1 15 E. E. G., weil es ſich dabei nicht um eine Leiſtung 
handelt, die als Aequivalent für den Erwerb der Grundſtücke 
gemacht worden iſt. Nur der Erwerbspreis, — nicht die Koſten 
des Erwerbsgeſchäfts — iſt zu erſtatten. (Vergl. Dernburg 
Preuß. Privatrecht I § 248 Note 14; Förſter⸗Eccius Bd. III 
§ 180 Note 76). Der Anſpruch konnte vielmehr nur auf 
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$ 156 Tit. 11 Thl. I des A. L. R. gegründet werden, wie 
ihn auch der erſte Richter aufgefaßt hat. Aus § 156 aber kann 
der Bekl. gegenüber dem Güterpfleger keinen Rechtsbehelf ent- 
nehmen, weil eben ein gültiger Kauf, wie § 156 vorausſetzt, nicht 
vorliegt; aber auch ein außerkontraktliches Verſchulden des Guſtav 
E., oder eine denſelben perſönlich verpflichtende culpa in con- 
trahendo würde ein Retentionsrecht gegen den vindizirenden 
Güͤterpfleger, der lediglich das Vermögen, nicht die Perſon des 
Abweſenden vertritt, nicht begründen, weil es in dieſer Beziehung, 
worin dem B. R. beizutreten war, an der Konnexität im Sinne 
des § 539 Tit. 20 Thl. I des A. L. R. fehlt. V. C. S. 
i. S. Ernſt c. Fiſcher vom 14. April 1897, Nr. 355/96 V. 

26. Wenn der B. R., wie es den Anſchein hat, den 8 26 
Tit. 15 Thl. J des A. L. R. im Fall des $ 334 der St. P. O., 
die Anwendung ganz verfagen will, fo würde das rechtsirrthüm⸗ 
lich ſein, da kein Rechtsgrund erhellt, dem redlichen Erwerber 
die geſezliche Wohlthat des § 26, ſowie überhaupt die Rechte 
des redlichen Beſitzers im Fall des § 334 der St. P. O. vor⸗ 
zuenthalten. Inſofern rügt die Reviſion Verletzung der 88 25 
und 26 Tit. 15 nicht ohne Grund. Es konnte das aber nicht 
zu einer Aufhebung des B. U. führen. Denn es genügt zur 
Anwendung des § 26 a. a. O. nicht, wenn Hermann E. die 
Zahlung der Koſten für Rechnung und im Auftrage des Bekl. 
bewirkt und dieſer ihm die Anslage zurückerſtattet hätte, ſolange 
nicht erhellt, daß jene durch Hermann E. bewirkte Zahlung eine 
vertragsmäßige Leiſtung des Bekl. als Käufer an ſeinen 
Bruder Guſtav als den Verkäufer für Ueberlaſſung des Eigen⸗ 
thums an den Grundſtücken ſein, mit andern Worten, daß ſie 
nach dem Willen der Kontrahenten einen Theil des Kaufpreiſes 
darſtellen ſollte. Nur unter dieſer Vorausſetzung könnte von 
einer Anwendung des § 26 a. a. O. die Rede ſein. Eine der⸗ 
artige Behauptung iſt aber von Seiten des Bekl. gar nicht auf⸗ 
geſtellt worden. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

27. Der $ 46 Thl. 1 Tit. 16 des A. L. R. betrifft nur 
den Fall, daß ein Dritter die Verbindlichkeit des Schuldners 
durch Zahlung im Sinne des § 28 Thl. I Tit. 16 des 
A. L. R., und alſo durch Geld oder geldgleiche auf jeden In⸗ 
haber lautende Papiere, erfüllt hat. Striethorſt Archiv Bd. 12 


S. 268, Gruchot Beiträge Bd. 26 S. 982, IV. C. S. i. S. 


Schroeder o. Harder vom 15. März 1897, Nr. 307/96 IV. 

28. Soweit der Gewährleiſtungsanſpruch des Kommiſſions⸗ 
raths N. auf die Kl. als feine Erben übergegangen iſt, ver- 
kennt das B. G. die rechtliche Bedeutung des Erbrechts, wenn 
es den Satz ausſpricht: Dieſe Koſten ſind eben nur den Kl. 
und zwar nicht in ihrer Eigenſchaft als Erben des Kommiſſtons⸗ 
raths N., ſondern in ihrer Eigenſchaft als deſſen Ceſſtonare 
entſtanden. Haftet der Kommiſſionsrath N. oder ſein Nachlaß 
den Ceſſionaren überhaupt nicht, ſo fehlt es an jeder Unterlage, 
auf welcher er oder ſein Nachlaß gegen die Bekl. Regreß nehmen 
könnte. Eine ſolche Scheidung zwiſchen der Rechtsſtellung des 
Erben ohne Vorbehalt in dieſer Funktion und bezüglich ſeines 
eigenen Vermögens iſt nach dem Erbſchaftserwerbe rechtsgrund⸗ 
ſätzlich und für die Regel nicht mehr ſtatthaft. Beide Ver⸗ 
mögensmaſſen fließen in der Perſon des Erben zuſammen. Das 
gilt ſowohl nach dem Pr. A. L. R. wie nach gemeinem Recht. 
Auf die einzelnen Fälle, in denen die beiden Funktionen getrennt 
in denken find, iſt hier nicht einzugehen. Sie berühren unſere 


Frage nicht. Dem Erben ſteht zufolge jener Regel die 
exceptio rei venditae et traditae entgegen, wenn er eine 
Sache, die ihm vor dem Erbſchaftserwerbe gehörte, von dem 
dritten Beſitzer vindizirt, dem fie der Erblaſſer verkauft und 
übergeben hatte. L. 1 8 2 L. 3 f 1 D. h. t. (21. 3) 8 10 
des A. L. R. Thl. I, Tit. 15. Ebenſo tritt mit der Beerbung 
eine Konfuſion von Recht und Verbindlichkeit ein, die Schuld 
des Erben an den Erblaſſer erliſcht wie ſeine Forderung an 
denſelben. A. L. R. Thl. I, Tit. 16 § 476. I. C. S. i. S. 
Hübner u. Gen. c. A.⸗G. Baugeſellſchaft für Mittelwohnungen 
vom 10. März 1897, Nr. 373/96 I. | 

29. Die Ausführungen des B. R. verkennen die Be⸗ 
deutung der unſtreitigen, bereits in I. J. feſtgeſtellten Thatſache, 
daß die Uebergabe der Handfeſte an die Bekl. oder deren 
Vertreter durch den Kl. bewirkt worden iſt. Danach iſt der 
Kl. als Verpfänder aufgetreten, und zwar, wie vorauszuſetzen 
iſt, in eigenem Namen; denn es liegt nichts dafür vor, daß er 
die Aushändigung der Handfeſte im Namen ſeiner Ehefrau vor⸗ 
genommen hat. Wenn demnächſt, nach der Uebergabe der 
Handfeſte, die Ehefrau die Ceſſion der ihr zuſtehenden Forderung 
vollzogen hat, ſo iſt dies geſchehen, weil nach der Bremer 
Handfeſtenordnung die Weiterverpfändung der Handfeſte ohne 
Ceſſion der zu Grunde liegenden Forderung nicht wirkſam iſt; 
die Ceſſion enthielt im vorliegenden Falle zugleich die Zu⸗ 
ſtimmung der Ehefrau zu der vom Kl. vorgenommenen Ver⸗ 
pfändung; ſie war aber nicht der Verpfändungsakt; dieſer beſtand 
vielmehr in der Hingabe der Handfeſte. Der Ceſſion iſt daher 
nicht die Bedeutung beizumeſſen, daß hierdurch die Ehefrau des 
Kl. Verpfänderin geworden iſt. Hat aber der Kl. nach wie 
vor der Ceſſion als Verpfänder zu gelten, ſo iſt auch der aus 
der Ungültigkeit der Verpfändung ſich ergebende Anſpruch auf 
Herausgabe des Betrages, den die Bekl. durch Einziehung der 
Handfeſte erlangt hat, in ſeiner Perſon entſtanden. Daraus 
folgt die Berechtigung des Kl. zur Anſtellung der vorliegenden 
Klage, ohne daß auf die in der Berufungsinſtanz von ihm 
überreichte Urkunde zurückgegangen zu werden braucht. I. C. S. 
i. S. Wirth o. Auerbach u. Benas vom 3. April 1897, 
Nr. 422/96 J. 

30. Verfehlt iſt die Meinung des B. G., daß der Bekl. 
überhaupt der Schutz des guten Glaubens gemäß § 80 Thl. I 
Tit. 20 des A. L. R. zur Seite ſtehe. Nach der in den 
Urtheilen des V. C. S. des R. G.: a. vom 26. November 
1890 (Gruchot, Beiträge, Bd. 35 S. 1015; Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1891 S. 3382), b. vom 11. Februar 1891 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1891, S. 186 2022), C. vom 15. November 1893 
CJuriſtiſche Wochenſchrift 1894, S. 31 4) vertretenen Rechts- 
auffaſſung, der ſich der jetzt erkennende Senat anſchließt, ſetzt 
der $ 80 Thl. I Tit. 20 ebenſo wie der § 25 Thl. 1 Tit. 15 
des A. L. R. voraus, daß der Erwerb von einem Nichteigen- 
thümer in Frage kommt, er findet aber keine Anwendung, wenn 
nicht ein Irrthum über den Eigenthümer, ſondern ein Irrthum 
über die Legitimation des Vertreters des Eigenthümers vorliegt. 
Um einen Irrthum der letzteren Art handelt es ſich aber hier, 
da die Bekl. ſich im Irrthum über das Fortbeſtehen der Be⸗ 
fugniß des Vaters der Kl., die zu dem nicht freien Vermögen 
der letzteren gehörende Hypothek für ein Darlehn derſelben zu 
verpfänden, befunden hat. Dieſer Irrthum findet daher keinen 
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Schutz in dem genannten § 80, und es hat jein Bewenden 
bei der oben genannten von dem B. G. ſelbſt gezogenen Schluß⸗ 
folgerung, daß das zwiſchen dem Vater der Kl. und der Bekl. 
abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft den Kl. gegenüber ungültig iſt. 
IV. C. S. i. S. Kraatz c. A.-G. Draht. Leihhaus vom 
11. März 1897, Nr. 301/96 If“. 

31. Es. beansprucht der Bekl. von der Kl. den Betrag 
von 766,25 Mark als Werthserſatz für gewiſſe, ihm gehörige 
Mobilien, die zu der Zeit, als der Bekl. das Gaſthaus an M. 
verkauft und die Parteien daſſelbe geräumt haben, die Kl. ſich 
angeeignet und veräußert haben ſoll. Das B. G. erachtet dieſen 
Anſpruch für hinfällig, weil die behauptete Veräußerung der 
Mobilien durch den Eid der Kl. widerlegt und für die angeb⸗ 
liche Aneignung der Sachen durch die Beweisaufnahme kein 
Anhalt gegeben ſei, bei dieſer Sachlage aber dem Bekl. vorerſt 
nur ein Anſpruch auf Herausgabe der Mobilien zuſtehe. Even⸗ 
tuell hat der Bekl. mindeſtens ein Zurückbehaltungsrecht gegen⸗ 
über der Forderung der. Kl. aus dem Umſtande hergeleitet, daß 
die Kl. die vorgedachten ihm gehörigen Mobilien zum Werthe 
von 766,25 Mark hinter ſich habe. Das B. G. vermißt für 
dieſen Anſpruch das in § 539 Thl. 1 Tit. 20 des A. L. R. 
beſtimmte Erforderniß, daß Forderung und Gegenforderung 
aus demſelben Rechtsgeſchäft erwachſen ſeien. — Dieſe Ausfüh- 
rungen laſſen eine Geſetzesverletzung nicht erkennen. Insbeſon⸗ 
dere erledigt ſich die eventuelle Retentionseinrede ſchon inſofern, 
als es für die Forderung des Bekl. von 766,25 Mark an der 
nach § 541 a. a. O. gebotenen arreſtgemäßen Beſcheinigung 
fehlt ($ 8 800, 266 der C. P. O.; vergl. Urtheil des R. G. 
vom 12. Mai 1886 bei Gruchot Bd. 30 S. 1131). IV. C. S. 
i. S. Ulbrich c. Nicke vom 18. März 1897, Nr. 390/96 IV. 

32. Ohne Rechtsirrthum nimmt das B. G. an, daß der 
Kl., wenn nicht ſchon zu einem früheren Zeitpunkt, jo doch im 
Oktober 1891 berechtigt geweſen ſei, von dem Erblaſſer der 
Bekl. die Zurückgabe der zur Förderung des gemeinſchaftlichen 
Unternehmens hergegebenen Schienen zu fordern. Ebenſo wenig 
beruht auf einem Rechtsirrthum die weitere Annahme, daß da⸗ 
mals die angebliche Forderung des Erblaſſers der Bekl. aus 
dem Sszietätsverhältniſſe noch nicht fällig geweſen ſei. Denn 


der mit der Geſchäftsführung betraute Erblaſſer der Bekl. hatte 


noch nicht Rechnung gelegt, obwohl ihm die Pflicht hierzu trotz 
des nur formloſen Abſchluſſes des Sozietätsvertrages obgelegen 
hätte (Entſch. des R. G. Bd. 18. S. 280). Dieſer Pflicht 
könnte indeſſen die Bekl. jeder Zeit genügen und dadurch die 
Fälligkeit ihrer Forderung, ſondern dieſelbe überhaupt beſteht, 
herbeiführen. Mit dem Eintritt der Fälligkeit wäre aber das 
im § 540 Thl. 1 Tit. 20 des A. L. R. aufgeſtellte Erforderniß 
des Zurückbehaltungsrechts erfüllt, da die Bekl. noch immer zur 
zur Zurückgabe der Schienen an und für ſich verpflichtet iſt. 
Die Rechnungslegung kann auch im Laufe des Prozeſſes erfolgen. 
Das B. G. hat daher zu Unrecht der angezogenen Geſetzes⸗ 
beſtimmung die Anwendbarkeit verſagt. IV. C. S. i. S. Tietz 
c. Bunte vom 8. März 1897, Nr. 411/96 IV. 

33. Aus der Vorſchrift des § 3 des Geſetzes vom 16. April 
1860, wonach dem Ehemann allein die Verwaltung des güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Vermögens gebührt und alle von ihm ae⸗ 
machte Schulden für daſſelbe verbindlich ſind, und aus § 389 
A. L. R. Thl. II Tit. 1, wonach die Schulden der Ehefrau 


nur ausnahmsweiſe in Anſehung des gemeinſchaftlichen Ver⸗ 


mögens verbindlich ſind, ergiebt ſich zwar, daß, ſo lange die 


Chefrau kein Sondergut beſitzt, welches von der Gütergemein⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen und zugleich nach den Prozeßgeſetzen pfänd⸗ 
bar iſt, die Gläubiger derſelben, denen das Geſammtgut nicht 


haftet, thatſächlich nicht in der Lage find, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung mit Erfolg gegen die Frau zu betreiben; keineswegs 


aber folgt daraus, daß dieſe Gläubiger zu einer Klage gegen 
die Frau überhaupt nicht oder wenigſtens nicht zur Leiſtungs⸗ 
klage, nur etwa a Feſtſtellungsklage befugt find. Näher dar⸗ 
gelegt II. C. S. i. S. . c. Andrießen vom 6. a 
1897, Nr. 49/97 II. 

34. Der § 438 Thl. II Tit. 1 A. L. R. ſtellt aller- 
dings den allgemeinen Satz auf: „Die Rechte des überlebenden 
Ehegatten auf das Vermögen des Verſtorbenen müſſen zuvörderſt 
nach den obwaltenden Verträgen, in deren Ermangelung nach 


gültig errichteten letztwilligen Verordnungen, wenn aber beide 


nicht vorhanden ſind, nach den Geſetzen beſtimmt werden.“ Auch 
wird dementſprechend im erſten Unterabſchnitte (88 439 bis 
480) von erbrechtlichen Verträgen der Ehegatten, im zweiten 
Unterabschnitte (59 48 1 bis 492) von der Erbfolge aus letzt⸗ 
willigen Verordnungen, im dritten Unterabſchnitte (88 495 bis 
499) vom Erbrecht der Ehegatten aus Provinzialgeſetzen oder 
Statuten und endlich im vierten Unterabſchnitte (8. 500 und 
folgende) von dem beim Mangel genügender provinzialrechilicher 
oder ſtatutariſcher Normen zur Anwendung kommenden allge⸗ 
meinen Vorſchriften gehandelt. Hieraus iſt aber nicht zu fol⸗ 
gern, daß diejenigen Rechte, welche dem überlebenden Ehegatten 
bezüglich des Nachlaſſes des Zuerſtverſterbenden nach den maß⸗ 
gebenden ſtatutariſchen oder provinzalrechtlichen Beſtimmungen 
zuſtehen, willkürlich durch einſeitige letztwillige Verfügungen 
des Zuerſtverſterbenden ſchlechthin beſeitigt werden können. Viel ⸗ 
mehr ſoll nach § 497 Thl. II Tit. I A. L. R. in zweifelhaften 
Fällen die Vermuthung gelten, daß der dem überlebenden Che⸗ 
gatten durch ſolche Ortsgeſetze beſtimmte Erbtheil demſelben 
durch Teſtamente nicht geſchmälert oder gar genommen 
werden kann; und der § 499 a. a. O. beſtimmt überdies: 
„Nur inſofern, als der überlebende Ehegatte ſich ſolche Hand⸗ 
lungen, die eine Scheidung begründen würden, hat zu Schulden 
kommen laſſen, kann ihm ſein ſtatutariſches Erbtheil durch 
letztwillige Verordnungen geſchmälert oder genommen werden.“ 
Die Vorſchrift des § 495 a. a. O., welche dahin lautet: „Haben 
die Eheleute die Erbfolge weder durch Verträge, noch durch 
letzte Willensverordnungen beſtimmt, ſo wird nach den Statuten 
oder Provinzialgeſetzen des letzten perſönlichen Gerichtsſtandes 
des Verſtorbenen verfahren“, nöthigt ebenſo wenig zu einer an⸗ 
deren Beurtheilung. Im Eingange dieſes Paragraphen iſt — 
wie ſich aus ſeinem Wortlaute und dem Zuſammenhange mit 
den nachfolgenden Beſtimmungen ergiebt — nur dem Gedanken 
Ausdruck gegeben, daß für die Anwendbarkeit des Ortsrechts kein 
Raum bleibt, wenn die Erbfolge von beiden Eheleuten in 
bindender Weiſe beſtimmt worden iſt; während im zweiten Theile 
dieſes Paragraphen für die Beantwortung der Frage, welches 
Ortsrecht als das maßgebende anzuſehen ſei, eine Regel aufgeſtellt 
wird, welcher bei der Schlußredaktion des A. L. R. in Folge 
der Einſchiebung des § 496 eine weſentliche Ausnahmebeſtim⸗ 
mung hinzugefügt worden iſt, indem vorgeſchrieben wurde: 


N 
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„Haben die Eheleute während der Ehe ihren Wohnſitz ver⸗ 
ändert, ſo hat der Ueberlebende die Wahl: ob er nach den Ge⸗ 
ſetzen des letzten perſönlichen Gerichtsſtandes des Verſtorbenen, 
oder nach den Geſetzen desjenigen Orts, wo die Eheleute zur 
Zeit der vollzogenen Heirath ihren erſten Wohnſitz genommen 
haben, erben wolle.“ Die Annahme, daß dem Ueberlebenden 


ein ſolches Wahlrecht dann nicht zuſtehe, wenn der Zuerſt⸗ 


verſtorbene ein Teſtament hinterließ, und daß es dem Zuerſt⸗ 


verſterbenden ſomit habe geftattet werden ſollen, durch einfeitige 


letztwillige Anordnungen das dem Ueberlebenden vom Geſetz ein⸗ 
geräumte Wahlrecht zu beſeitigen, läßt ſich weder aus der Faſſung 


noch aus der Entſtehungsgeſchichte der 88 495 und 496 her⸗ 


leiten. Vergl. die 58 331 Thl. I des urſprünglichen Ent⸗ 
wurfs eines allgemeinen Geſetzbuchs für die Preußiſchen Staaten, 
ſowie v. Kamptz, Jahrbücher Bd. 52 S. 47. 48 und Bd. 41 
S. 119. Die Anwendbarkeit des § 496 a. a. O. iſt auch 


nicht blos auf die Fälle beſchränkt, in welchen die beiden Orte, 


deren Geſetze bei der Ausübung des Wahlrechts in Frage 
kommen, innerhalb des Geltungsgebietes des Pr. A. L. R. be⸗ 
legen ſind, und in welchen die zur Wahl ſtehenden Geſetze beider 
Orte den Charakter von Statuten oder Provinzialgeſetzen haben. 
Der fraglichen Beſtimmung iſt vielmehr eine größere Tragweite 
beizumeſſen, ſo daß der Kl. das Wahlrecht zwiſchen dem Mär⸗ 
kiſchen Provinzialrechte und dem in Plauen in Sachſen zur Zeit 
der Eheſchließung geltend geweſenen Geſetze gewährt werden 
muß, falls ihr durch die Beſtimmungen des letzteren Geſetzes 

ein unentziehbares Recht bezüglich des Nachlaſſes ihres Ehe⸗ 
mannes zugeſtanden haben würde. IV. C. S. i. S. Stock 
c. Schiefer vom 4. März 1897, Nr. 292/96. IV. | 
35. Nach 8 547 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. hat, wenn 

die Frau ihr vorbehaltenes Vermögen, ganz oder zum Theil, 
dem Manne zur Verwaltung oder ſonſtigen Verfügung über⸗ 
geben hat, daſſelbe in Anſehung des Mannes oder ſeiner Erben, 
mit dem Ein gebrachten gleiche Rechte, und der § 548 ebenda 
beſtimmt in Betreff des baar eingebrachten Vermögens, daß 
daſſelbe der Frau in gleich guter Münzſorte, wie der Mann es 
erhalten hat, zurückgegeben oder zu gute gerechnet werden muß. 
Die letztere Beſtimmung iſt, worüber Rechtslehre und Praxis 
einig ſind, in dem Sinne zu verſtehen, daß der Mann mit der 
Uebernahme Eigenthümer des. Baarvermögens der Frau wird, 
und daraus ergiebt ſich die Verpflichtung des Mannes, daſſelbe 
bei Auflöſung der Ehe zum vollen Betrage zurückzugewähren, 
und zwar ohne Rückſicht darauf, ob das Vermögen noch 
vorhanden oder ob und in welchem Anlaſſe es verloren gegangen 
iſt. Nur wenn die Frau ihre Genehmigung zur Anlegung des 
Geldes ertheilt hat, beſteht eine Reſtitutionspflicht des Mannes 
im Sinne des § 548 a. a. O. nicht. IV. C. S. i. S. 
Ahlers o. Süren vom 1. März 1897, Nr. 285/96 IV. | 
36. Wollte die Bekl. dem feſtgeſtellten die Anwendung des 

§ 699 des A. L. R. Thl. II. Tit. 1 an ſich völlig recht⸗ 
fertigenden Thatbeſtande gegenüber einen die ſchuldhafte Natur 
ihres Verhaltens beſeitigenden Einwand, vorliegend den Einwand 
der Nothwehr, zur Geltung bringen, ſo lag ihr der Beweis 
dieſes Einwandes ob, nicht aber dem Kläger der Nachweis, daß 
die Kl. ſich nicht im Zuſtande der Nothwehr befunden habe. 
Dieſe Auffaſſung ſteht auch mit den Grundsätzen, welche in dem 
von der Reviſion in Bezug genommenen reichsgerichtlichen Urtheil 


Bd. 3 S. 122 der Entſch. in Civilſachen entwickelt ſind, nicht 
in Widerſpruch. Denn in dem gegenwärtigen Fall iſt die 
Entſcheidung des B. G. auf Grund der von dem Kl. bewieſenen, 
den Klagegrund an ſich völlig erſchöpfenden Sachlage getroffen 
worden und nicht, wie in dem Falle des in Bezug genommenen 
Urtheils ſeitens des B. G. damals geſchehen war, unter Ver⸗ 
kennung der die Subſtanzirung des Klagegrundes bedingenden. 
Erfordniſſe. IV. C. S. i. S. Janowski c. Janowski vom. 
25. Februar 1897, Nr. 400/96 tItIILLnn.. 
357. Wenn die Reviſion dem B. R. vorwirft, verkannt zu 
haben, daß Bekl., der durch das ganze Verhalten der Kl. ſchwer 
gereizt geweſen ſei, ſich bei Abfaſſung und Abſendung der Poft- 
karte und der beiden Schreiben in Wahrung berechtigter Inter. 
eſſen befunden habe und daher der § 700 Thl. II Tit. 1 des 
A. L. R. nicht anwendbar ſei, ſo wird dabei überſehen, daß der 
B. R. in eingehender Begründung ausdrücklich die Abſicht des 
Bekl. feſtſtellt, der Kl. die Achtung, auf die ſie Anſpruch machen 
kann, zu entziehen und ihr dauernd Schaden zuzufügen, indem 
er bei Abſendung der Poſtkarte darauf gerechnet, daß dieſelbe 
auch von Dritten geleſen werde. Eine ſolche Abſicht des 
Handelnden ſchließt aber die Anwendung des § 700 a. a. O. 
auch dann nicht aus, wenn der Handelnde zu den Ehren- 
kränkungen durch den Beleidigten gereizt ſein ſollte. Da die 
hiernach dem Bekl. zur. Saft fallende Vergehung aus § 700 
a. a. O. mit der von der Kl. verſchuldeten böslichen Verlaſſung 
gemäß § 748 a. a. O. für eine gleichſchwere Vergehung zu 
erachten iſt, ſo hat der B. R., entſprechend den Beſtimmungen 
in den $$ 746 - 750 a. a. O., zutreffend keinen Theil für 
den überwiegend ſchuldigen erklärt. IV. C. S. i. S. Loͤttgen 
c. Löttgen vom 20. März 1897, Nr. 404/96 IV. 
38. Der Bekl. hat die Unzuläſſigkeit der Klage daraus 
hergeleitet, daß eine förmliche Vermögensauseinanderſetzung unter 
den Parteien noch nicht ſtattgefunden hat. Mit Recht iſt aber vom 
B. G. der Einwand verworfen. Nach § 743 Thl. II Tit. 1 des 
Pr. A. L. R. ſollen nach Trennung der Che die geweſenen 
Eheleute wegen ihres Vermögens auseinandergeſetzt werden. Für 
dieſe Rechtshandlung iſt eine beſondere Form, namentlich ein 
Verfahren nach Art der in Tit. 46 Thl. J der Preußiſchen 
Allgemeinen Gerichtsordnung vorgeſehenen Auseinanderſetzungen 
geſetzlich nicht vorgeſchrieben (vergl. Striethorſt Archiv Bd. 2 
S. 289, Urtheil des R. G. vom 20. Dezember 1886 bei Gruchot 
Bd. 31 S. 407). Zwecks Vermögensauseinanderſetzung hat 
aber die Kl. als unſchuldiger Theil mit der jetzigen Klage 
ihr Eingebrachtes vom Bekl. zurückgefordert (vergl. 88 766, 
543 Thl. II Tit. 1 des A. L. R.). Der Bekl. ſeinerſeits hat 


gegen dieſe Forderung ſeine Einwendungen und Gegenforderungen 


geltend gemacht. Daß noch andere gegenſeitige Anſprüche der 
Parteien zur Entſcheidung zu bringen wären, erhellt nicht. Zu⸗ 
treffend gelangt daher das B. G. zu der Folgerung, daß durch 
den jetzigen Rechtsſtreit die Vermögensauseinanderſetzung der 


Parteien erzielt werde. Damit findet die bei dieſem Punkte 


erhobene Reviſlonsbeſchwerde ihre Erledigung. IV. C. S. i. S. 
Ulbrich o. Nicke vom. 16. März 1897, Nr. 390/96 IV. 
39. Das B. G. nimmt an, daß ein Vater kraft ſeiner 
väterlichen Gewalt berechtigt ſei, für ein für ſeine minderjährigen 
Kinder aufgenommenes Darlehn deren Hypothekenforderung zu 
verpfänden. Auch dieſe Annahme, die mit der Ausführung in 


* 
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dem Urtheile des I. C. S. des R. G. vom 8. Mai 1889 
— Erntſch. des R. G. Bd. 24 S. 222 und 223 — überein⸗ 
ſtimmt, beruht, wenn es ſich, wie im vorliegenden Falle, um 
ein zum nicht freien Vermögen der Kinder gehörendes, ihnen 
nicht zur Sicherheit beſonders verſchriebenes Hypothekenkapital 
handelt, auf richtiger Auslegung des § 169 Thl. II Tit. 2 
des A. L. R. Das B. G. hält jedoch jenes kraft der väter⸗ 
lichen Gewalt einem Vater zuſtehende Verfügungsrecht bei dem 
Vater der Kl. deshalb für ausgeſchloſſen, weil er, wie auf 
Grund der Beweisaufnahme feſtſtehe, zu der Zeit, als er für 
die letzteren mit der Bekl. kontrahirt habe, nicht mehr im Stande 
geweſen ſei, die Kl. ſtandesmäßig zu verpflegen und zu erziehen. 
Den §§ 206 und 268 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. gemäß 
ſei, ſo führt das B. G. unter Hinweis auf das Urtheil des 
vormaligen Preußiſchen Obertribunals vom 13. April 1863, 
Striethorſt, Archiv, Bd. 49 S. 153 aus, in Folge jenes Un⸗ 
vermögens des Vaters der Kl. für ihn der Verluſt der Ver⸗ 
waltung und des Nießbrauchs des nicht freien Vermögens der 
letzteren von Rechts wegen eingetreten, wenngleich dieſer Verluſt 
der Bekl. bei der Verhändlung zwiſchen ihr und dem Vater 
der Kl. nicht bekannt geweſen ſei. Dieſe Ausführung beſchwert 
die Rkl. nicht und giebt zu rechtlichen Bedenken auch keinen 
Anlaß. Denn ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts wie 
bei dem Verluſte des Erziehungsrechts im Falle der §§ 90 
und 91 Thl. II Tit. 2 A. L. R. ſchreibt das Geſetz nicht vor, 
ein Urtheil des Prozeßgerichts könnte nur deklaratoriſch den als 
Folge jenes Unvermögens eingetretenen Verluſt des Nießbrauchs 
und der Verwaltung feſtſtellen, und endlich kann, ſo wenig wie 
der Eintritt des Konkurſes eine weitere gerichtliche Feſtſtellung 
bezüglich dieſes Erforderniſſes des § 206 nothwendig macht, fo 
wenig bezüglich des anderen Grundes des Verluſtes des Nieß⸗ 
brauchs und der Verwaltung eine ſolche Nothwendigkeit beſtehen. 
IV. C. S. i. S. Kraatz e. A.⸗G. Preuß. Leihhaus vom 
11. März 1897, Nr. 301/96 tIL. 

470. Der Klageanſpruch iſt auf § 1113 Thl. 1 Tit. 11 
des A. L. R. geſtützt. Die Einrede der Bekl., daß ein ſolcher 
Anſpruch der zweijährigen Verjährung des § 440 Thl. II 
Tit. 2 des A. L. R. unterliege, iſt vom B. G. als unbegründet 
zurückgewieſen. Der hiergegen gerichtete Angriff der Reviſion 
kann keinen Erfolg haben. Gruchot (in ſeinen Beiträgen zur 
Erläuterung des Preußiſchen Rechts, Bd. 13 S. 848, 849) 
führt aus: Nach gemeinem Rechte beſtehe der Grundſatz: „So 
wie die querela inofficiosae donationis auf demſelben Grunde 
beruht, wie die querela inofficiosi testamenti, ſo gelten auch 
dafür die eigenthümlichen Gründe des Wegfallens dieſer Klage.“ 
Dieſelbe verjähre daher gleich der letzteren binnen 5 Jahren 
ſeit dem Tode des Erblaſſers. Jener Grundſatz gelte auch nach 
Preußiſchem Rechte. Eben deshalb müſſe die Anfechtung einer 
pflichtwidrigen Schenkung derſelben Friſt unterworfen ſein, wie 
die Anfechtung eines pflichtwidrigen Teſtaments, nämlich der im 
5 440 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. angeordneten zweijährigen 
Verjährung. Dagegen hat das vormalige Preußiſche Ober⸗ 
tribunal in einem Erkenntniſſe vom 15. Januar 1875 (Striet⸗ 
horſt, Archio, Bd. 93 S. 123) ausgeſprochen, daß die Aus⸗ 
übung der Rechte aus § 1113 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. 
der Regel des § 546 Thl. 1 Tit. 9 des A. L. R. unterworfen 
ſei, da es an den zur Anwendung des § 440 Thl. II Tit. 2 


des A. L. R. erforderlichen thatſächlichen Vorausſetzungen fehle. 
Dieſer letzteren Anſicht iſt beizutreten. Eingehend begründet. 
IV. C. S. i. S. Kloas u. Gen. c. Feibicke vom 18. März 
1897, Nr. 314/96 IV. | 

41. Nach den 88 621 flg. des A. L. R. Thl. II Tit. 2 
war der Bekl. geſetzlich verpflichtet, die Mittel zur Verpflegung 
und Erziehung ſeiner unehelichen Tochter zu gewähren, und die 
Kl. haben daher nöthige Ausgaben für den Bekl. beſtritten, 
wenn ſie die Mittel zur Verpflegung und Erziehung aus ihrem 
Vermögen hergegeben haben. Dies genügt, um nach 88 262, 
268, 269 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 13 den Anſpruch der Kl. 
zu rechtfertigen. Dieſer Auffaſſung kann nicht mit der Er⸗ 
wägung entgegen getreten werden, daß der Anſpruch des Kindes 
nach der Rechtsregel in praeteritum non vivitur unbegründet 
und damit auch eine nützliche Verwendung ſeitens der Kl. aus- 
geſchloſſen ſei. Die erwähnte Regel muß allerdings bei Ver⸗ 
pflezungsanſprüchen, welche durch die Bedürftigkeit der zu 
verpflegenden Perſon bedingt find, Anwendung finden. Denn 
die Gewährung des Unterhalts für einen Zeitraum, während 
deſſen der Verpflegungsberechtigte Unterhalt bereits erhalten hat, 


kann nicht nochmals als Erfüllung des durch die Noth be⸗ 


dingten Verpflegungsanſpruchs begehrt werden, weil wenn die 
Verpflegung anderweitig gewährt worden, die Bedingung der 
Bedürftigkeit, an welche die Verpflichtung geknüpft war, gar- 
nicht eingetreten iſt. Nicht dagegen findet jene: Rechtsregel, 
wie das B. G. zutreffend ausführt, Anwendung auf. den Ali⸗ 
mentationsanſpruch eines unehelichen Kindes, da dieſer Anſpruch 
nicht durch die Noth bedingt, ſondern als unbedingter aus der 
Thatſache der Erzeugung durch den unehelichen Vater ent⸗ 
ſprungen und mit dem Augenblick der Geburt des Kindes voll- 
ſtändig in ſeinem ganzen Umfange erwachſen iſt, wenn die 
Zahlung auch ratenweiſe zu erfolgen hat, und die Zahlung 
jeder Rate von dem Leben des Kindes abhängt. Förfter-Eccius, 
Preußiſches Privatrecht Bd. 4 8 228 bei Anm. 15 und 
Anm. 16 daſelbſt, vergl. auch die Urtheile des R. G. in Sachen 
Voigt c. Voigt IV. 233/91 Jur. Wochenſchr. von 1892 S. 2646, 
Blank c. Blank IV. 385/93 Jur. Wochenſchr. von 1894 
S. 327%, Schaade c. Schaade IV. 91/95 Jur. Wochenſchr. 
von 1895 S. 530%, Schnura c. Schnura VI 139/95 Jur. 
Wochenſchr. von 1895 S. 51334. IV. C. S. i. S. Lange 
c. Bremer vom 8. April 1897, Nr. 39796 IV. 

42. Durch die Verleihung des Rechts zur Errichtung einer 
evangeliſchen Kirche oder auch durch die Kirchenfundation ſelbſt 
wurde weder nach dem gemeinen evangeliſchen Kirchenrechte, 
noch nach den zur Zeit des Erlaſſes in Schleſien beſtehenden 
Provinzial⸗ und Partikularrechten das von dem Bekl. behauptete 
Kollaturrecht begründet. Friedberg: Kirchenrecht, 4. Aufl., S. 326 
§ 120, S. 343 § 129. Richter: Kirchenrecht, 8. Aufl., 
85 199, 201. Schulte: Kirchenrecht, 4. Aufl., S. 312 8133, 
S. 316 $ 135, S. 319 8 137. Hellmar: Der Patronat 
nach Preußiſchen Landes⸗ und Provinzialrechten, S. 11, 12. 
Wentzel: Schleſiſches Provinzialrecht, Bd. 1 S. 18, 19, 54 ff., 
374. Es iſt ferner zwar richtig, daß dem Baron v. R. durch 
den Erlaß vom 25. Mai 1742 die Errichtung eines „Bethauſes“ 
geſtattet iſt. Aber die von der Reviſion hieraus gezogene Folge 
rung, daß ein Patronatsverhältniß nicht habe entſtehen können, 
iſt unzutreffend. Denn abgeſehen davon, daß das Patronat über 
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ein Bethaus, das, wie im vorliegenden Falle, zum Gottes dienſte 
für eine Gemeinde beſtimmt iſt, nicht als ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheint, wie denn auch der Baron Samuel v. R. ſelbſt ſich bei 
der Vokation des Paſtors G. vom 7. Juli 1742 auf ſein 
Ijus patronatus“ bezieht, jo ergiebt fi aus der Vokation des 
Organiſten E. vom 27. Oktober 1780, daß ſchon damals das 
Bethaus in eine „Kirche“ umgewandelt war. Mit einer ſolchen 
Umwandlung wurde, wie Jacobſon (Evangeliſches Kirchenrecht, 
Bd. 1 S. 47) bezeugt, in dem erroberten Schleſien ſeit dem 
Jahre 1746 vorgegangen. Selbſt wenn daher das Patronat 
mit dem Bethauſe nicht verbunden geweſen wäre, ſo würde hierin 
doch kein Hinderniß für eine Erſitzung liegen, deren Anfangs⸗ 
punkt auf das Jahr 1803 geſetzt wird. Ein weiteres Gewicht 
legt die Reviſion darauf, daß die Beſitzer von Conradswaldau 
ſich bei der Reviſion und Dechargirung der Kirchenrechnungen 
zeitweiſe ats „Kollatoren“ bezeichnet haben, und daß die Viſi⸗ 
tationsinſtruktion vom 22. Februar 1748 zwiſchen Patronen und 
Kollatoren unterſcheide. Indeſſen in erſterer Beziehung kann 
der Bezeichnung um ſo weniger Bedeutung beigelegt werden, 
als die Worte „Patron“ und „Kollator“ in der Sprache des 
gewöhnlichen Lebens vielfach als gleichbedeutend betrachtet find, 
Hellmar: Patronat, S. 11, 12, und in letzterer Beziehung 
würde, wenn die Unterſcheidung — was dahingeſtellt bleiben 
kann — beſtände, nichts weiter bewieſen, als daß die Viſitations⸗ 
Inſtruktion den immerhin möglichen Fall eines von dem 
Patronate verſchiedenen Kollationsverhältniſſes in das Auge 
gefaßt und berückſichtigt hat. IV. C. S. i. S. v. Sprenger 
e. Evang. Kirchengemeinde Conradswaldau vom 25. März 1897, 
Nr. 324/96 IV. _ | 5 | | 
43. Der $ 707 Thl. II Tit. 11 A. L. R., welcher 
(nach 95 789, 790 ebenda) auch auf Pfarrbauten anzuwenden 
ift, ftellt einen allgemeinen Grundſatz dahin auf: „Die geift- 
lichen Obern müſſen die Nothwendigkeit des Baues 
prüfen, und die Art deſſelben beſtimmen.“ Im Anſchluß hieran 
enthalten die 95 708 und 709 a. a. O. Vorſchriften, wie zu 
verfahren ſei, wenn über die Nothwendigkeit oder Art des 
Baues, oder wegen des dazu zu leiſtenden Beitrages Streit 
zwiſchen den Inkereſſenten entſteht. Dieſe Beſtimmungen find 
ergänzt worden zunächſt durch die für einen ſpeziellen Fall er⸗ 
laſſene, aber auf Allerhöchſte Anordnung zur Nachachtung be⸗ 
kannt gemachte Kabinetsordre vom 18. Februar 1805 (vergl. 
Rabe, Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 8 S. 251 und 
S. 267), ſowie ferner durch SS 1 und 3 Nr. 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 27. Juni. 1845 (Geſetzſammlung S. 440) und 
durch Art. 23 Nr. 2 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 125); auch kommen dabei die Miniſterialerlaſſe 
vom 23. Auguſt 1828 (v. Kamptz, Annalen Bd. 12 S. 684) 
und vom 13. Januar 1874 (Miniſterialblatt für die innere 
Verwaltung von 1874 S. 97), ſowie der $ 27 der vom Evan- 
geliſchen Oberkirchenrath aufgeſtellten Verwaltungsordnung vom 
15. Dezember 1886 und vom 17. Juni 1893 (abgedruckt bei 
Truſen, Preußiſches Kirchenrecht S. 546) als reglementare An⸗ 
ordnungen mit in Betracht. Bei der Auslegung des § 709 
Tbl. II Tit. 11 A. L. R. find in früherer Zeit allerdings 
Zweifel darüber entſtanden, ob bei einem Streite der im 
$ 708 a. a. O. bezeichneten Art der Rechtsweg auch bezüglich 
der Nothwendigkeit und Art des Baues zuläſſig ſei, oder 


ob vom ordentlichen Richter eine Entſcheidung nur inſoweit 
getroffen werden könne, als es ſich um die Beitragspflicht und 
um die Vertheilung der aufzubringenden Baukoſten handelt. 
Vergl. die im erſteren Sinne ergangenen Urtheile des 
Gerichtshofes für Kompetenzkonflikte vom 26. November 1853, 
17. Februar 1855 und 30. Januar 1858 (Juſtizminiſterialblatt 
von 1854 S. 94, von 1855 S. 135 und von 1858 S. 269). 
Bereits vom ehemaligen Obertribunale war jedoch — abweichend 
von der Anſicht des Gerichtshofes für Kompetenzkonflikte — 
wiederholt ausgeſprochen worden, daß die Entſcheidung über die 
Nothwendigkeit von Kirchen⸗ und Pfarrbauten dem ordentlichen 
Richter entzogen ſei. Vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 54 
S. 305 und Striethorſt, Archiv Bd. 90 S. 96. Das 
R. G. hat ſich dieſer Anſicht, an welcher auch jetzt feſtgehalten 
werden muß, in konſtanter Rechtſprechung angeſchloſſen. Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 242 und Bd. 34 
S. 308; Juriſtiſche Wochenſchrift von 1880 S. 158; Gruchots 
Beiträge Bd. 24 S. 1049, ſowie die Urtheile vom 7. Juli 
1896 in Sachen Johannes Coangeliſt⸗Kirchengemeinde zu 
Berlin wider die Stadtgemeinde Berlin (Rep. IV 175/96) 
und vom 15. Februar 1897 in Sachen Samoklensk wider 
Poll (Rep. IV 223/96). Der nach dieſer Richtung verſchloſſene 
Rechtsweg kann auch nicht dadurch geöffnet werden, daß von 
den Organen der Kirchengemeinde mit der Ausführung des 
Baues eigenmächtig vorgegangen und ſo eine vollendete That⸗ 
ſache geſchaffen wird. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 34 S. 308. Iſt hiernach aber die Frage bezüglich der 
Nothwendigkeit des Baues der Entſcheidung des ordentlichen 
Richters ſchlechthin entzogen, ſo muß auch die auf Zahlung oder 
Erſtattung eines Theiles der Baukoſten gerichtete Klage der 
Kirchengemeinde gegenüber den Beitragspflichtigen fo lange 
unſtatthaft erſcheinen, als die Betheiligten über jene Vorfrage 
der Nothwendigkeit des Baues ſtreiten und es in dieſer Be⸗ 
ziehung an einer Entſcheidung der zuſtändigen Verwaltungs⸗ 
behörde fehlt. Vergl. das oben erwähnte Urtheil vom 7. Juli 
1896 in Sachen Johannes Evangeliſt⸗Kirchengemeinde wider 
Berlin und Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 34 S. 307. 
IV. C. S. i. S. Evang. Kirchengemeinde zu Kempen und 
Podzamtſche o. Tſchuſchke vom 25. März 1897, Nr. 281/96 IV. 

44. Nach der konſtanten Judikatur des R. G. ſteht die 
Entſcheidung darüber, ob ein kirchlicher Bau nothwendig und 
in welcher Art er auszuführen ſei, ausſchließlich den Ver⸗ 


waltungsbehörden zu. Hievon findet auch dann keine Aus⸗ 


nahme ſtatt, wenn der Bau fertig geſtellt iſt, ohne daß die 
Entſcheidung der Verwaltungsbehörde angerufen wäre. Auch in 
dieſem Falle iſt vielmehr über den Streit, ob der Bau, noth⸗ 
wendig geweſen ſei, der Rechtsweg nicht zugelaſſen, und nur in ver⸗ 
einzelten Fallen auf Grund der konkreten Sachlage von dem 
Erforderniſſe einer formellen Reſolution der Verwaltungsbehörde 
Abſtand genommen, wenn anderweitig konſtatirt werden konnte, 
daß die Nothwendigkeit des Baues von dieſer Behörde an- 


erkannt war. Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 242, Bd. 34 
S. 307; Gruchot, Beiträge Bd. 24 S. 884 Nr. 104; 


Juriſtiſche Wochenſchrift 1885 S. 328 Nr. 33. Es iſt daher 
der Streit über die Nothwendigkeit des Baues dem Rechtswege 
auch dann entzogen, wenn die Verwaltungsbehörde es überhaupt 
abgelehnt hat, eine Entſcheidung zu treffen. Die Verwaltungs- 
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behörde hat dann zu erkennen gegeben, daß ſie die Noth⸗ 
wendigkeit des Baues nicht feſtſtellen könne oder wolle. Daraus 
folgt aber nicht, daß das Gericht an die Stelle der Ver⸗ 
waltungsbehörde zu treten und den Streit zu entſcheiden habe, 
ſondern nur, daß der Anſpruch auf Erfüllung der dem Patron 
vertragsmäßig oder geſetzlich obliegenden Baupflicht zur Zeit 
noch nicht mittels gerichtlicher Klage geltend gemacht werden 
kann. IV. C. S. i. S. v. Schmettow c. Kath. Kirchen⸗ 
gemeinde Rietſchütz vom 1. April 1897, Nr. 332/96 IV. 

VI. Sonftige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zur Allgemeinen Gerichtsordnung. 

45. Das landgerichtliche Urtheil hatte beide Bekl., Wittwe 
und Tochter, zur Leiſtung des Offenbarungseides verurtheilt, 
jedoch, ohne deſſen Norm feſtzuſtellen. Dem letzteren Mangel 
hat das B. G. abgeholfen, aber es hat dieſen Eid nur der Wittwe 
auferlegt und zur Rechtfertigung den Grund angeführt, daß der 
Akt der Rechnungslegung vor der Uebernahme der Vormund⸗ 
ſchaft durch den Vormund der wegen Geiſteskrankheit entmün⸗ 
digten Auguſte E. liege. Dieſer Grund reicht nicht aus, da 
der gemäß § 16 Nr. 3 des E. G. zur C. P. O. zu leiſtende 
Offenbarungseid der 88 28, 29 Thl. I Tit. 22 der Preußi⸗ 
ſchen Allgemeinen Gerichtsordnung beim Mangel einer 
Einigung der Parteien von dem Vormunde der Auguſte E. 
in der Ueberzeugungsnorm des § 424 der C. P. O. zu erfor⸗ 
dern war. IV. C. S. i., S. Schulz o. Exner vom 5. April 
1897, Nr. 338/96. IVV „ Tr 

Zum Geſetz vom 3. November 1888. 

46. Die ⸗Vorinſtanz iſt in Bezug auf die Frage, ob der 
Eiſenbahnunternehmer nach dem § 25 des Eiſenbahngeſetzes vom 
3. November 1838 auch dann für einen Unfall haftet, wenn 
zwar nicht der Beſchädigte ſelbſt, aber ein Beauftragter deſſelben 
hieran die Schuld trägt, der Entſcheidung des R. G., welche 
in Bd. 5 S. 232. ff. abgedruckt iſt, gefolgt, wonach der Auftrag⸗ 


geber die Schuld des Beauftragten nicht ohne weiteres zu ver⸗ 


treten hat. Mit der Reviſion wird nun geltend gemacht, daß 
jenes Erkenntniß dieſes Prinzip in unrichtiger Weiſe auf Fälle 
ausdehne, bei welchen es ſich nicht um eine Verpflichtung 
des Auftraggebers, ſondern darum handle, ob dem auf die citirte 
geſetzliche Beſtimmung⸗ geſtützten Anſprüche deſſelben ein auf das 
Verſchulden des Beauftragten gegründeter Einwand entgegen- 
geſetzt werden könne. Dann müſſe ſolcher Einwand aus den⸗ 
ſelben Gründen von Erheblichkeit ſein, aus welchen den Forde ⸗ 
rungen aus Verträgen, die durch einen Beauftragten des Be⸗ 
rechtigten geſchloſſen, der Verpflichtete Einreden aus dem Verſchulden 
opponiren dürfte, deſſen ſich der Beauftragte beim Vertragsſchluſſe 
ſchuldig gemacht. Es ſei dies eine nothwendige Folge der Stell⸗ 
vertretung. Dieſen Ausführungen iſt nicht beizutreten. Nach 
der angezogenen Geſetzesvorſchrift, welche lediglich die eigene 
Schuld des Beſchädigten für ausſchlaggebend erklärt, kommt ein 
ſchuldvolles Verhalten des Beauftragten deſſelben nur in Be⸗ 
tracht, wenn zugleich dem Auftraggeber, z. B. in Bezug auf 
die Auswahl des Bevollmächtigten, ein Verſchulden zur Laſt 
fällt. Es iſt gänzlich ausgeſchloſſen, für das in Frage ſtehende 
außerkontraktliche Verhältniß auf die Rechtsregeln zu rekurriren, 
nach welchen bei Vertragsabſchlüſſen der Machtgeber ſich die 
Handlungsweiſe des Mandatars anrechnen zu laſſen hat. Hin⸗ 
fällig iſt auch der fernere Hinweis des Rkl. darauf, daß der 


nach dem citirten § 25 erforderliche urſächliche Zuſammenhang 
nicht vorliege, wenn der Unfall, wie hier, durch die Fahrläſſigkeit 
des Kutſchers des Kl. herbeigeführt worden. Dieſer Umſtand 
ſchließt nicht aus, daß der Schaden „bei der Beförderung auf 
der Bahn“, wie es in der gedachten Geſetzesſtelle heißt, alſo 
zufolge einer Bewegung von Transportmitteln auf derſelben, 
entſtanden iſt. Und dieſes reicht für das Erforderniß des 
Kauſalnexus aus. VI. C. S. i. S. Eiſenbahnfiskus c. Naehrich 
vom 22. April 1897, Nr. 434/06 IV. 
Zum Geſetz vom 28. Februar 1843. 5 
47. Der Begriff eines Privatfluſſes im- rechtlichen Sinn 
beſtimmt ſich hauptſächlich negativ durch den Gegenſatz, in 
welchem er einerſeits zu öffentlichen Flüſſen — worauf es hier nicht 
ankommt —, andererſeits zu dem wild ablaufenden Waſſer und 
zu künſtlichen Waſſerabzügen ſteht. (Vergl. Nieberding, Waſſer⸗ 
recht, erſte Auflage S. 28, und 29.) Darnach iſt ein Privatfluß 
jeder auf natürlichem Wege entſtandener Waſſerlauf, der in 
einem feſten Bett dauernd Waſſer führt. Daß ein ſolcher peren 
nirender Waſſerlauf durch Menſchenhand zu einem beſtimmten 
wirthſchaftlichen Zweck künſtlich hervorgebracht iſt, kann nicht 
vermuthet werden, es muß bewieſen werden, oder aus den Um⸗ 
ſtänden erhellen. V. C. S. i. S. Kramer c. Stadt Beuthen 
vom 20. März 1897, Nr. 321/96 U. 
48. Nach § 99 des A. L. R. Thl. I Tit. 8, 88 1, 13 

des Geſetzes vom 28. Februar 1843 über die Benutzung der 
Privatflüſſe war die Bekl. befugt, das Waſſer der Ruhr — die 


1 


nach der Feſtſtellung des I. R. an dieſer Stelle Privatfluß iſt - 


für ihre Zwecke zu benutzen und abzuleiten. Wenn dabei nichts 
zum Nachtheil der anderen Uferbeſitzer geſchehen, insbeſondere 
kein Rückſtau über die Grenzen des eigenen Grundſtücks hinaus 
und keine Ueberſchwemmung oder Verſumpfung fremder Grund⸗ 
ſtücke ſtattfinden durfte, ſo folgt daraus nicht, daß allgemeinen 
Grundſätzen zuwider die Bekl. für allen, auch den nicht voraus⸗ 
ſehbaren und daher im Rechtsſinne zufälligen Schaden, der in 
Folge der Anlage an fremden Grundſtücken durch Ueberſchwem⸗ 
mung eingetreten iſt, haftet (vergl. Urtheil des R. G. vom 
21. November 1895 in Sachen Funcke wider Preußiſchen Eiſen⸗ 
bahnfiskus VI 223/95, abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochen 
ſchrift von 1896, S. 8480). Der Nachweis des Kauſal⸗ 
zuſammenhanges zwiſchen dem eingetretenen Schaden und dem 
Beſtehen der Wehranlage kann für ſich allein den Schadens- 
erſatzanſpruch nicht rechtfertigen. VI. C. S. i. S. Wilhelms 
c. Franck & Co. vom 27. März 1897, Nr. 344/96 VI. 
Zum Geſetz vom 11. März 1850. 
49. Eine beſtimmte Form und insbeſondere die ſchriftliche 
Form iſt für die im § 4 des Geſetzes vom 11. März 1850 
vorgeſehene ſtaatliche Genehmigung nicht vorgeſchrieben und läßt 
ſich dieſe daher auch nicht als ein formeller, d. h. in ſeiner 
Gültigkeit an eine beſtimmte Form gebundener, Akt bezeichnen. 
Wie auf dem Gebiete des Privatrechts ſtillſchweigende Willens⸗ 
erklärungen mit den ausdrücklichen gleiche Kraft haben, ſoweit 
nicht die Ausdrücklichkeit gefeglich gefordert wird (§§ 58 — 60 
TH. I Tit. 4 des A. L. R.) ſo ſteht auch das öffentliche Recht 
der Zuläſſigkeit ſtillſchweigender Willenserklärungen an ſich nicht 
entgegen. Denn der Unterſchied zwiſchen ausdrücklichen und 
ſtillſchweigenden Willenserklärungen betrifft nur die Form der 
Erklärung, während die Erklärung des Willens ſelbſt auch bei 
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ſtillſchweigenden Willenserklärungen eine zuverläſſige, alſo durch 
Handlungen erfolgt ſein muß, aus denen die Abſicht des 
Handelnden mit Sicherheit geſchloſſen werden kann (§ 58 
a. a. O.). Das von der Reviſion geltend gemachte Bedenken, 
daß bei kollegialiſch verfaßten Behörden ſtillſchweigende Willens⸗ 
erklärungen ſchon um deshalb ausgeſchloſſen ſeien, weil auf 
dieſem Wege nicht die Meinungen der einzelnen Mitglieder des 
Kollegiums erkennbar werden, iſt nicht durchſchlagend, da es ſich 
bei Willenserklärungen kollegialer Behörden um Handlungen 
derſelben als ſolcher, nicht um Handlungen der einzelnen Mit- 
glieder handelt und für den Gang und die Art und Weiſe der 
Erledigung der Geſchäfte die durch Geſetz oder Reglement er⸗ 
theilten Vorſchriften maßgebend find. Grundſätzlich iſt ſomit 
nicht ausgeſchloſſen, daß auch öffentliche Behörden durch ſchlüſſige 
Handlungen ihren Willen rechtswirkſam erklären können (vergl. 
Entſch. des vormaligen Preußiſchen Obertribunals Bd. 48 S. 341 
und Striethorſt, Archiv Bd. 14 S. 52 und Bd. 53 S. 11). 
IV. C. S. i. S. Stadt Kurnik o. Paetzold vom 29. März 
1897, Nr. 327/96 IV. 

Zu den Geſetzen über Grundbuch und Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 

50. Nur der Punkt kann als richtig anerkannt werden, 
daß die Aktiengeſellſchaft vormals L. & Co. nicht Eigenthümerin 
der ſtreitigen Parzellen geworden iſt, da der Wille der Aktien⸗ 
zeſellſchaft und des Veräußerers bei der Auflaſſung der Parzelle 
Nr. 675 nicht auch auf die Uebertragung des Eigenthums an 
dieſen damals örtlich bereits von dem übrigen Theile der Par⸗ 
zelle Nr. 675 ausgeſchiedenen und nur kataſtermäßig noch dazu 
gehörenden Parzellen gerichtet geweſen iſt. Dieſer Umſtand iſt 
indeſſen für die Frage, ob die ſtreitigen Parzellen grundbuch⸗ 
mäßig zu den Grundſtücken Nr. 684 und 686 gehören, ohne 
Belang; was die Reviſton aber ſonſt ausgeführt hat, um die 
Bejahung dieſer Fragen zu begründen, iſt rechtsirrig und ſteht 
im Widerſpruch mit der einſchlägigen Rechtſprechung des R. G. 
(vergl. Turnau Grdb. O. 5. Auflage, Thl. II S. 476). Nach⸗ 
dem das Grundbuch, wie hier geſchehen, auf das Grundſteuer⸗ 
buch zurückgeführt iſt, bilden die Abſchnitte der Erdoberfläche, 
wie fie in der Grunbfteuer - Gemarkungskarte zur Darſtellung 
gebracht ſind, die Grundſtücke des Grundbuchs. Eine Aenderung 
der kataſtermäßigen Grenzen dieſer Grundſtücke vollzieht ſich 
nicht einfach durch Bebauung, und es kann daher auf dieſem 
Wege auch nicht eine Aenderung der Grundbuchgrundſtücke er- 
folgen. Es wird alſo allein dadurch, daß ein Haus auf einer 
Kataſterparzelle und einem Theil einer anderen Parzelle erbaut 
wird, dieſer Theil weder kataſter⸗ noch grundbuchmäßig aus der 
Parzelle, zu welcher er bisher gehört hat, ausgeſchieden und 
nunmehr zu einem Theil der Parzelle gemacht, auf welche der 
Haupttheil des Hauſes errichtet iſt. Dies gilt ſelbſtverſtändlich 
auch dann, wenn irrthümlich im Grundbuch angegeben iſt, daß 
das Haus ſich allein auf der einen Parzelle befinde, während 
es in Wirklichkeit auf einen Theil der anderen Parzelle über. 
greift. Grundbuchmäßig wird durch ſolche irrthümlichen Angaben 
nichts geändert. Die Ausführung der Revifion, daß die Beſtands⸗ 
bezeichnungen anf den Titelblättern der Grundſtücke Nr. 684. 
und 686 die ſtreitigen Parzellen mit umfaßten, weil die darin 
aufgeführten Hausgrundſtücke Friedrichſtraße Nr. 4 und 6 jene 
Parzellen in ſich ſchlöſſen, iſt daher unrichtig. Sie ruht offen⸗ 


bar auf der irrigen Anſchauung, daß für den Begriff der Grund⸗ 
ſtücke im Sinne des Grundbuchs die Gebäude mit in Betracht 
kämen. V. C. S. i. S. Polte c. Tripmacher vom 6. März 
1897, Nr. 284/96 V. 

51. Das, was Gegenſtand der Zwangsverſteigerung ge- 
weſen iſt, beſtimmt ſich, wie das R. G. ſchon häufig aus⸗ 
geſprochen hat (vergl. die bei Turnau a. a. O. angeführten 
Entſcheidungen), lediglich objektiv danach, was zum Verkauf 
geſtellt und zugeſchlagen worden iſt; auf die Meinung der Er⸗ 
ſteher und der übrigen Intereſſenten kommt es nicht an. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

52. Die Uebernahme der in das geringſte Gebot auf⸗ 
genommenen Hypothek durch den Erſteher, alſo kraft geſetzlicher 
Kaufbedingung hindert ſowenig wie der unterlaſſene Widerſpruch 
den ausgefallenen Gläubiger, der zugleich Erſteher iſt, ſeinen 
Anſpruch aus dem Grunde der ungerechtfertigten Bereicherung 
zu verfolgen. (Vergl. Krech und Fiſcher zu 88 104 bis 106 
des Geſetzes vom 13. Juli 1883 S. 361 und zu 88 113, 
114 S. 373 ff., Jaeckel S. 419 ff. 3. Auflage.) Die Ueber 
nahme der Hypothek kraft geſetzlicher Vorſchrift, § 57 des ge⸗ 
dachten Geſetzes) hat nicht die materielle Bedeutung eines An- 
erkenntniſſes. V. C. S. i. S. Stümer c. Adam vom 27. Fe⸗ 
bruar 1897, Nr. 226/96 V. 

53. Der Klagegrund des Widerſpruchs beſteht weſentlich 
in dem Beſtreiten des Liquidats. Die Parteirolle iſt dabei, wie 
die Reviſion mit Recht ausführt, unweſentlich. Materiell han⸗ 
delt es ſich um einen Einwand gegen die vom Bekl. liquidirte 
vom Kläger beſtrittene Forderung. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

Zum Einkommenſteuergeſetz. 

54. Beide Inſtanzgerichte ſind davon ausgegangen, daß 
dem Kl. eine Tantieme nicht von demjenigen Betrage zukommt, 
den Bekl. thatſächlich als Einkommen verſteuern muß, ſondern 
von demjenigen Betrage, welcher nach 8 16 des Preußiſchen 
Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 als ſteuerpflichtiges 
Einkommen der Bekl. zu betrachten iſt. Dieſe Annahme ent⸗ 
ſpricht den Parteivorträgen und iſt nicht bemängelt worden. 
Dem Rechtsſtreit liegt mithin der nämliche Sachverhalt zu 
Grunde, welcher zu dem in den Entſch. des R. G. in Givil. 
ſachen Bd. 32 S. 244 mitgetheilten Urtheile geführt hat. An 
der Begründung dieſes Urtheils iſt feſtzuhalten. Näher dar⸗ 
gelegt. I. C. S. i. S. Eckerbuſch o. Nationalbank für Deutſch⸗ 
land vom 20. März 1897, Nr. 396/96 I. | | 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. 

55. Die Reviſion bekämpft zunächſt den in den Urtheils⸗ 
gründen ſich vorfindenden Satz, daß die vom Staate erhobene 
Grundſteuer nicht aufgehoben ſei. Dieſer Satz iſt allerdings, 
wörtlich verſtanden, unrichtig. Das gedachte Geſetz vom 14. Juli 
1893 hat die ſtaatliche Grund⸗ und Gebäudeſteuer aufgehoben, 
womit ſich allerdings der Zweck verband, dadurch den Kommunal- 
verbänden in den Realſteuern eine ergiebige Steuerquelle zu er⸗ 
öffnen. Eine Ueberweiſung dieſer Steuern an die Kommunal- 
verbände derartig, daß dieſelben von den letzteren an Stelle des 
Staates forterhoben würden, hat nicht ſtattgefunden; vielmehr 
bleibt den Gemeinden die Einführung von Steuern vom Grund- 
beſitze mit gewiſſen Einſchränkungen überlaſſen (vergl. 88 25, 
26, 54 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893, 
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Geſetzſammlung S. 152), und die Motive zum Aufhebungs- 
geſetze ſprechen die Erwartung aus, daß die Erhebung von Real- 
ſteuern in den Kommunalverbänden mehr und mehr in beſonderen, 
nach der Verſchiedenheit der Verhältniſſe in den einzelnen Landes⸗ 
theilen verſchieden geſtalteten Formen erfolgen werde. Es muß 
jedoch bezweifelt werden, daß das B. G. etwas hiervon Ab⸗ 
weichendes hat ſagen wollen, da es ſeiner Meinung weiterhin 
dahin Ausdruck giebt, der Zweck und die regelmäßige Folge 
der Steuerreform beſtehe darin, daß die Grund- und Gebäude⸗ 
ſteuer als Staatsſteuer wegfalle, dafür aber von den Gemeinden 
ausgiebiger als früher genutzt werde, alſo von den Gemeinden 
ſtatt vom Staate erhoben werde. Jedenfalls beruht die Ent⸗ 
ſcheidung nicht darauf, daß die Grund⸗ und Gebäudeſteuer nicht 
aufgehoben ſei, ſondern darauf, daß die Aufhebung derſelben 
nicht genüge, um den Pächter zur Fortentrichtung des Betrages 
der Steuer an den Verpächter zu verpflichten, daß dies vielmehr 
nur als Folge einer Ablöſung der vom Pächter übernommenen 
Laſten und Abgaben eintrete, und daß der Fall einer Ablöſung 
nicht vorliege. In rechtlich bedenkenfreier Auslegung des Pacht⸗ 
vertrages ſtellt das B. G. feſt, daß der Ausdruck „Ablöſung“ 
nicht, wie der erſte Richter angenommen hat, gleichbedeutend mit 
„Aufhebung“ der übernommenen Abgaben ſei, und daß, da die 
Ablöſung begrifflich eine Leiſtung vorausſetze, durch welche der 
Verpflichtete ſich von der Verpflichtung frei mache, die fragliche 
Beſtimmung des Pachtvertrages nur auf den Fall zu beziehen 
ſei, wenn der Kl. Aufwendungen zur Beſeitigung einer Laſt zu 
machen habe; Bekl. habe alsdann den Kl. dafür durch Zahlung 
des Jahreswerths der Laſt für die Dauer der Pachtzeit ſchadlos 
zu halten. Die Reviſion hat dieſe Auslegung auch nicht an⸗ 
gefochten; ſie greift aber die weitere Ausführung der Vorinſtanz 
an, daß in der Rückzahlung der für die Aufhebung der Grund⸗ 
ſteuerfreiheit gewährten Entſchädigung eine ſolche Aufwendung 
nicht liege. Der Angriff geht fehl. Die Rückzahlung der Ent⸗ 
ſchädigung erfolgt nicht zur Beſeitigung der Grundſteuer; ſie iſt 
vielmehr eine Folge der Aufhebung derſelben, die vom Geſetz 
ohne Rückſicht darauf, ob bei der Auferlegung der Steuer über⸗ 
haupt eine Entſchädigung gewährt war, ausgeſprochen iſt und 
übrigens ſelbſt in den Fällen, wo eine Entſchädigung gewährt 
war, vielfach ohne die Verpflichtung zur Rückzahlung der Ent⸗ 
ſchädigung (§ 19 des Geſetzes) eingetreten iſt. Die Rückzahlung 
der Entſchädigung hat, wie das B. G. mit Recht annimmt, 
nicht den Charakter einer Erſatzleiſtung für die wegfallende 
Steuer. Hat eine Ablöſung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer im 
Sinne des Pachtvertrages nicht ſtattgefunden, ſo kann die That⸗ 
ſache allein, daß der Kl. in Folge der Aufhebung der Steuer 
gewiſſe Aufwendungen machen muß, ohne für die Dauer der 
Pachtzeit von der Aufhebung einen Vortheil zu haben, den 
geltend gemachten Anſpruch nicht rechtfertigen. Es liegt der 
Fall vor, den der § 21 Abſ. 2 des Aufhebungsgeſetzes im Auge 
hat. Dieſe Beſtimmung iſt von der Kommiſſion des Abgeordneten⸗ 
hauſes im Hinblicke auf die häufigen Pachtverträge, in denen der 
Pächter die Zahlung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer übernommen 
hat, eingefügt und gewährt für ſolche Fälle dem Finanzminiſter 
die Befugniß, die Rückerſtattung der Entſchädigung bis zum 
Ablauf des betreffenden Vertrages, längſtens bis zum 1. April 
1910 hinauszuſchieben. Dadurch hat das Geſetz ſelbſt Vorſorge 
getroffen für eine Ausgleichung des Nachtheils, den der Ver⸗ 


pächter erleiden würde, wenn er die Entſchädigung ſchon vor 
Ablauf der Pacht, — die hier übrigens grade bis zum 1. April 
1910 dauert —, zurückzahlen müßte. VI. C. S. i. S. Graf 
Hue de Grais c. Schreiber vom 11. März 1897, Nr. 347/96 VI. 

Zum Geſetz vom 11. Juni 1894. 

56. Der von der Bekl. eingenommene Standpunkt würde 
berechtigt ſein, wenn im vorliegenden Falle die Vorſchriften des 
§ 7 Abſ. 3 und 4 des Geſetzes vom 11. Juni 1894 anwendbar 
wären, welche dahin lauten: Den zur Aufbringung des Wittwen⸗ 
und Waiſengeldes Verpflichteten iſt geftattet, für die Stellen 
derjenigen Lehrer, welche gegenwärtig Mitglieder der Elementar⸗ 
lehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen ſind, die Mitgliedſchaft unter 
Fortzahlung der bisherigen Gemeindebeiträge und Ueber⸗ 
nahme der etwa von den Lehrern zu entrichtenden Beiträge 
auf die Dauer der Beſetzung mit den gegenwärtigen Mitgliedern 
fortzuſetzen. Den Lehrern ſelbſt ſteht dieſe Befugniß nicht zu. 
Dieſe Beſtimmung bezieht ſich jedoch ausſchließlich auf die in 
Folge des Staatszuſchuſſes beſondere Vortheile gewährenden 
Slementarlehrer- Wittwen- und Waiſenkaſſen und trifft daher 
hier, wo es ſich um die Betheiligung an einer Provinzial⸗ 
Relictenkaſſe handelt, nicht zu. Bezüglich der ferneren Bethei⸗ 
ligung an derartigen und ähnlichen Kaſſen beſtimmt zwar der 
§ 7 Abſ. 1 a. a. O.: Kein Lehrer .... einer öffentlichen 
nicht ſtaatlichen mittleren Schule iſt fortan verpflichtet, einer 
Ruhegehaltskaſſe oder einer die Fürſorge für die Hinterbliebenen 
bezweckenden Veranſtaltung beizutreten oder, ſofern er. 
einer ſolchen auf Grund einer ihm .. .. dahin auferlegten 
Verpflichtung beigetreten iſt, in derſelben zu verbleiben. Frei⸗ 
willig aber können die Lehrer — wie in den Motiven aus⸗ 
drücklich hervorgehoben worden iſt — derartigen Intereſſen⸗ 
kaſſen (abgeſehen von den im § 7 Abſ. 2. 3. 4 und 6 bezüg⸗ 
lich der Elementarlehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen und hin⸗ 
ſichtlich der Allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungsanſtalt gegebenen 
beſonderen Vorſchriften) nach wie vor beitreten oder angehören. 
Vergl. Motive, S. 725 der ſtenographiſchen Berichte des Ab- 
geordnetenhauſes von 1894, Anlagen Bd. 2. Andererſeits iſt 
auch den zur Aufbringung des Ruhegehalts, des Gnadenquartals 
und des Wittwen⸗ und Waiſengeldes Verpflichteten die Be⸗ 
fugniß belaſſen worden, zum Zwecke der Verſorgung der in den 
Ruheſtand verſetzten Lehrer und deren Hinterbliebenen Veran⸗ 
ſtaltungen z. B. durch Verſicherungen, Einkauf in die Pro⸗ 
vinzialkaſſen ꝛc. zu treffen; (vergleiche Motive a. a. O.) und der 
8 8 des Geſetzes geſtattet ausdrücklich, daß die den Lehrern und 
deren Hinterbliebenen aus ſolchen Veranſtaltungen zufließenden 
Bezüge auf das nach Maßgabe des Geſetzes zu gewährende 
Ruhegehalt, Gnadenquartal, Wittwen⸗ und Waiſengeld ange⸗ 
rechnet werden dürfen. In den Motiven wird hierzu jedoch 
bemerkt: „Beſtand .. . . eine Verpflichtung der Lehrperſonen 
zum Beitritt und bleiben dieſelben jetzt freiwillig bei den 
Kaſſen oder ſind ſie überhaupt freiwillig beigetreten und ſetzen 
ſie dieſes Verhältniß fort, ſo erhalten ſie auch voll die 
aus dieſen Veranſtaltungen ihnen zukommenden Bezüge. Die 
Gemeinden und ſonſtigen zur Entrichtung des Ruhegehalts ıc. 
Verpflichteten können auf die von ihnen zu leiſtenden Zahlungen 
jene Bezüge anrechnen, ſoweit ſolche nicht Entgelt für 
die Beiträge der Lehrperſonen ſind. Dieſer Gedanke iſt 
im Geſetz ſelbſt, § 8 Abſ. 1 am Ende, dahin formulirt wor- 
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den: Eine Anrechnung findet nicht ſtatt, ſoweit dieſe Be⸗ 
züge als Entgelt für diejenigen Beiträge anzuſehen find, welche 
von den Lehrern .... zu dieſen Veranſtaltungen nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes fortgeleiſtet werden. Der Ge⸗ 
ſetzgeber hat alſo beſonders vorgeſehen, daß eine Fortleiſtung 
von Beiträgen ſeitens der Lehrer ſtattfinden kann und ausdrück⸗ 
liche Vorſchriften für ſolchen Fall getroffen. IV. C. S. i. S. 

Stadt Elbing c. Bergau vom 18. März 1897, Nr. 312/96 IV. 
| VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

57. Es kommt in Betracht, daß die behauptete Lieferung 
mangelhafter Waare nicht als ein Uebergabeverzug im 
Sinne des Art. 355 des H. G. B. zu betrachten und auch 
einem ſolchen rechtlich nicht gleichzuſtellen iſt, und daß es ſich 
daher bezüglich der Frage, ob der Bekl. hieraus ein Recht auf 
Rücktritt von den ſtreitigen Lieferungsverträgen herleiten könnte, 
nur etwa um die Befugniß, nach Art. 1184 des B. G. B., 
die Auflöſung des betreffenden einzelnen Lieferungsvertrages zu 
verlangen, handeln könnte. In dieſer Beziehung würde es 
aber, abgeſehen von den weiteren desfallſigen Ausführungen 
des O. L. G., ſchon, wie dasſelbe hervorgehoben hat, an der 
Erhebung einer darauf gerichteten Klage oder Widerklage 
des Bekl., welche nicht durch bloße Geltendmachung einer Ein⸗ 
rede erſetzt werden konnte, fehlen. II. C. S. i. S. Brambach 
c. Faul vom 6. April 1897, Nr. 46/97 II. 

58. Wenn das in Cöln geltende Recht zur Anwendung 
käme, könnten die von dem O. L. G. angenommenen Ceſſionen 
der Waarenforderungen nach Art. 1690 des B. G. B. gegen⸗ 


über dritten Perſonen, zu denen übrigens nach der Recht- 


ſprechung des R. G. (Entſch. Bd. 29 S. 294) auch die cedirten 
Schuldner gehören, nur dann Wirkung haben, wenn ſie dieſen 
Schuldnern in der geſetzlich vorgeſchriebenen Weiſe zugeſtellt oder 
von ihnen angenommen worden wären. 1. Der Umſtand, daß 
eine Handelsſache in Frage ſteht, kann die Anwendung der 
erwähnten Vorſchrift nicht ausſchließen. .. 2. Daß der 
Konkursverwalter Dritter im Sinne von Art. 1690 des 


B. G. B. iſt, hat das R. G. ſchon in einem Urtheile vom 


24. April 1885 (Entſch. Bd. 14 S. 306) ausgeſprochen 
Die Sätze zu 1 und 2 werden näher begründet. II. C. S. 
i. S. Bäcker u. Döpping Konk. c. Berg.⸗Märk. Bank vom 
23. März 1897, Nr. 35/97 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

— Rechtspraktikanten Karl Sager, Georg Neithardt 
beim Landgericht I München; — Rechtsanwälte Dr. Erich 
Friedlaender, Dr. Hans Krüger beim Amtsgericht Charlotten- 
burg; — Rechtsanwalt Leopold Brieger beim Landgericht 
Gleiwitz; — Rechtsanwalt Halle beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Auri Kihn beim Amts⸗ 
0 Biſchofsburg; — Rechtsanwalt Wilhelm Rother beim 

andgericht Breslau; — Rechtsanwalt Dr. Ludwig Thoma beim 
Landgericht II München; — Rechtsanwälte Dr. Max Lewin⸗ 
ſohn, Kurt Ferdinand Ludwig Ackermann beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Leo Cohn beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Bartels beim Amtsgericht Jüterbog; 
— Rechtsanwalt Paul Mertins beim Oberlandesgericht Königs⸗ 
berg i. Pr.; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Walther Timm beim 
Landgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Michaelſohn beim 
Landgericht Poſen; — Rechtsanwalt Dr. Johann Nepomuk 
Michel beim Oberlandesgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt 
Eduard Gold ſchmidt beim Landgericht Stuttgart; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. phil. Karl Georg Alexander Ockhardt beim Amts⸗ 
gericht Taucha. 

Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Engelke 
in Stettin; — Rechtsanwalt Keihl in Oberglogau; — Rechts ⸗ 
anwalt Rohde in Marburg; — Rechtsanwalt Kunde in 


Liebau; — Rechtsanwalt Möhlis in Breslau; — Rechts⸗ 
anwalt Warſchauer in Tremeſſen; — Rechtsanwalt Eckels 
in Goͤttingen; — Rechtsanwalt Heinrich Karl Fiedler in 
Lehe; — Rechtsanwalt Hölſcher in Herne; — Rechtsanwalt 
Lewin in Fulda; — Rechtsanwalt Klaholt in Gelſenkirchen; 
— Rechtsanwalt Schultz in Haspe; — Rechtsanwalt Roſen⸗ 


feld in Dramburg. 
| Todesfälle. 

Geheimer Juſtizrath Hupfeld in Caſſel; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Althaus in Steele; — Rechtsanwalt Bernhard 
Ignatz Rudolf Mues in Soeſt; — Rechtsanwalt Guſtav 
Meibauer J in Konitz; — Rechtsanwalt Janſenius in 
Bonn; — Rechtsanwalt Georg Körbling in Straubing; 
— Juſtizrath Franz Eugen Ferdinand Weber, Rechts- 
anwalt Karl Chriſtian Julius Tietz in Leipzig; — Rechts⸗ 
anwalt Hermann Wilhelm Ferdinand Behring in Wismar; 
— Rechtsanwalt Robert Ehrenfried Geyler in Zwickau; — 


Juſtizrath v. Bruchhauſen in Eſſen; — Juſtizrath Julius 


Soenke in Berlin. 


In Rheinsberg (Mark) bedarf es nöthig der Niederlaſſung 
eines Rechtsanwalts für den hieſigen ziemlich umfangreichen Amts⸗ 
gerichtsbezirk. 

Demſelben kann eine lohnende Praxis, ſowie auch die Verleihung 
des Notariats in Ausſicht geſtellt werden. 

Rheinsberg (Mark), den 30. April 1897. 


Der Magiſtrat. 
Hencke. 


Büreauvorſteher zum baldigen Antritt event. 1. Juli 
geſucht von Siſchoff, Juſtizrath in Neiße. 


Büreauvorſteher, erfahrener, 25 Jahre alt, 
10 Jahre beim Fach, 4 Jahre als Vorſteher thätig, 
ſucht per 1. Juni Stellung. | 

Held, Berlin, Chauſſeeſtr. 52a Hof II Treppen. 


Büreau⸗Vorſteher ſucht Sellung. Off. unter BB. EK. 12 
befördert die Expedition dieſer Zeitung. 


Ein 30 jähriger unverh. Büreauvorſteher ſucht Stellung. 
Offerten unter F. S. 223 an die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 


Tüchtiger Büreaugehülfe ſucht Stellung, auch als Vorſteher. 
Gefl. Off. unter L. 100 an die Exped. dieſes Blattes. 


Für die Zeit vom 20. Juli bis 20. September ſuche ich einen 
Aſſeſſor zu meiner Vertretung. 
Rechtsanwalt Kaufmann, Magdeburg. 


Für die Monate Juni, Juli und Auguſt ſuche ich einen 


Vertreter. 
Hildesheim, 17. April 1897. E. Sander, Rechtsanwalt. 


Ein kin hren Landgerichtsanwalt in der Provinz ſucht 

Societät mit beſchäftigtem Anwalt in Berlin oder anderer großen 

ER Gefl. Offerten sud R. O. 13 an die Expedition dieſes 
lattes. 


Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin ſucht Aſſociation 
mit einem Kollegen beim Landgericht II. Offerten erbeten unter 
S. 228 an die Expedition dieſes Blattes. 


Jüngerer Anwalt bei einem Collegialgericht wünſcht ſich mit 
einem älteren vielbeſchäftigten Anwalt bei einem Gericht gleicher Art 
1. oder 2. Inſtanz) zu aſſoeiiren. Gemeinrechtl. Gebiet bevorzugt. 

fferten unter Z. 1 an die Exped. der Jur. Wochenſchr. erbeten. 


er. Aſſeſſor ſucht Anwaltvertretung. Offerten erbeten unter 
F. B. 185 an die Expedition dieſes Blattes. 


Wohnſitzveränderung. 
Zu Anfang dieſes Monats verlegte ich meinen 
Wohnſitz von Seeſen nach Wolfenbüttel. 
Wolfenbüttel, im Mai 1897. 
Georg Steigerthal 
Rechtsanwalt 1 Nolur, a | 
zngelaſſen beim Herzoglichen Landgerichte Braunſchweig. 
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Dr. jur. Vaul C. 581888 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 


Georg J. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord ⸗ Amerikas. u 


R. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 
Street, Strand, London (solieitor of the Supreme Court) unter- 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß- oder Gerichts⸗ 
angelegenheiten in England. 


Hieronymus Heyman, 
Vereideter Rechtsanwalt, 
Lodz, Ruſſiſch⸗Polen, 
übernimmt Forderungen auf 
Königr. Polen und ganz Rußland. 


Mar Adler, Advokat und öffentlicher Notar (Commiſſar 

verſchiedener Conſulate), Omaha, Neb. U. S. Amerika. 

Berechtigt zur Praxis in allen Gerichten der Vereinigten Staaten. 
Weitreichende Geſchäftsverbindungen, insbeſondere auch mit den aus⸗ 
ländiſchen Conſulaten in allen Theilen des Landes. Eintreibung von 
Forderungen irgend welcher Art und Einziehung von Erbſchaften, 
Eruirung verſchollener Perſonen, Abfaſſung und Beglaubigung von 
Rechtsurkunden, Erſtattung von Berichten über den Stand gerichtlicher 
Prozeſſe, Abgabe von Rechtsgutachten ꝛc. Beſchaffung von Beweis⸗ 
material zur Erlangung von Erbſchaften, Vermittlung von tüchtigen 
und verläßlichen Curatoren, Adminiſtratoren und Vermögens verwaltern. 
Beſorgung von Geldauszahlungen an Erbberechtigte in Amerika 
ſowohl wie 1 in Deutſchland. Prompte und ſtreng reelle Durch⸗ 
führung aller übertragenen Geſchäfte, mäßige Gebühren. Vorzügliche 
Empfehlungen. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: 


Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 7. Juli 1879 
nebſt Tandesgebührengeſetzen. 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 


Carl Pfafferoth, 
Kanzleirath im Reichs ⸗Juſtizamt. 
Preis 13 %½ Bogen groß 8° brochirt 4 Mark, in Original⸗ 
Calli, Einband 5 Marl. U 
Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 


Einſendung des Betrages auch direct franco von unterzeichneter 
Verlagsbuchhandlung. 


erlin 8. 
eiberſtr. 34/35. 


—— 


Suulſchr W. Moeſer Hofbuchhandlung. 
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Earl Heymanns Oerlag, Gerlin W. 


Rechts- und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


vor Kurzem gelangte zur Ausgabe: 


R. Hoppe 


Sandgerichts direktor bei dem Landgericht I. Berlin, 


Die Strafprozessordnung 


vom 1. Februar 1877 


und das 


Gerichtsberfassungsgesetz 


vom 27. Januar 1877. 
Erläutert. 
(Taſchen⸗Geſetzſammlung 32.) 
preis gebunden M. 4, bei poſtfreier Zuſendung M. 4,20. 
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Doppelte Buchführung 
für Rechtsanwälte 
empfiehlt a Mark 1 
Charlottenburg, Kantſtr. 19. 
Alle Buchhandlungen nehmen Befellungen an. 


Guſtav Fifcher, Verlagsbuchhandlung in Jena. 
Soeben erſchien: 1 


Coſack, Konrad, Profeſſor der Rechte in Bonn, 
Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Rechts 
auf der Grundlage des bürgerlichen Geſetzbuches 
für das Deutſche Reich. 


Erſter Band, erſte Abtheilung. Die allge⸗ 
meinen Lehren und das Recht der For— 
derungen. Preis: 7. Mark. 


SAMMLUNG 


Von anerkannten 
Saohkennern bearbeitet. 
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Vereinsnachrichten. 


Wir machen die Herren Vereinsmitglieder auf die hentige 
Beilage aufmerkſam, betr. die Beſtellung des im v. Decker'ſchen 
Verlag erſcheinenden Werks: Die geſammten Materialien 
zu den Reichs⸗Juſtizgeſetzen. Auf Veranlaſſung des Kaiſer⸗ 
lichen Reichs⸗Juſtizamtes herausgegeben von C. Hahn +, 
Geh. Ober⸗Juſtizrath, Senatspräſident des Kammergerichts. 
Fortgeſetzt von B. Mugdan, Kammergerichtsrath. — Die 
Bewilligung des Vorzugspreiſes ſetzt voraus, daß die Be⸗ 
ſtellung bei uns gemacht wird. 

Leipzig, im Mai 1897. 


Vorſtand des deutſchen Anwaltuereins. 
Mecke, Geheimer Juſtizrath, Vorſitzender. 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 9. bis 17. Mai 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. | 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Darüber, daß die Formvorſchriften des § 67 der 
C. P. O. obligatoriſcher Natur ſind, herrſcht faſt die gleiche 
Uebereinſtimmung, wie über deren Verzichtbarkeit (Vergl. Wil⸗ 
mowski-Leoy, C. P. O. VI. Aufl. Bd. I S. 132 Note 2; 
Wach, Handbuch des Civilprozeßrechts I. S. 633; Gaupp, 
C. P. O. III. Aufl. Bd. I. S. 185; Seuffert, C. P. O. VII. Aufl. 
S. 107). 8 67 Ziffer 2 der C. P. O. fordert die beſtimmte 
Angabe des Intereſſes, welches der Nebenintervenient hat. 
Gemäß den Vorſchriften des § 67 der C. P. O. über den 
Inhalt des Schriftſatzes, durch deſſen Zuſtellung der Beitritt 
des Nebenintervenienten erfolgt, gewinnt dieſer Schriftſatz die 
Bedeutung der Klage für den im Hauptprozeſſe vom Dritten 
erhobenen Anſpruch, als Beiſtand für eine Partei zugelaſſen zu 
werden. (Wilmowski⸗Levy, Civilprozeß VII. Aufl. Bd. I S. 131). 
Der Schriftſatz muß ſonach als Grundlage für die Verhand- 
lung nach $ 68 der C. P. O. die Thatſachen enthalten, auf 


9 Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Grund deren dieſer Anſpruch erhoben wird. In der von der 
Reviſion angeführten Entſcheidung des I. C. S. vom 22. April 
1882 Rep. I 258/82 iſt allerdings angenommen, die beſtimmte 
Angabe des Intereſſes der Nebenintervenienten laſſe ſich zur 
Noth in der im Rubrum vorkommenden Bezeichnung der Neben- 
intervenienten als Vormünder ad hoc für dasjenige Kind, um 
deſſen Auslieferung geſtritten werde, erblicken. Aus dieſer für 
einen beſonderen Fall gemäß der konkreten Sachlage getroffenen 
Entſcheidung läßt ſich aber nicht folgern, daß eine bloße An- 
deutung, aus der im Zuſammenhalte mit anderen im Prozeſſe 
hervorgetretenen Thatſachen das muthmaßliche Intereſſe des 
Nebenintervenienten erkennbar wird, die vorgeſchriebene beſtimmte 
Angabe des Intereſſes erſetzen könne. Die bloße Bezeichnung 
des Nebenintervenienten als „Streitverkündeten“ kann ſomit der 
Formvorſchrift der Ziffer 2 des § 67 der C. P. O. nicht genügen. 
Der Beitrittserklärung in der mündlichen Verhandlung kann aber, 
nachdem mittlerweile das Urtheil I. J. rechtskräftig geworden, 
gemäß § 61 der C. P. O: keine Rechtswirkſamkeit mehr zu⸗ 
kommen. VI. C. S. i. S. Großkopf & Zucht c. Preuß vom 
22. April 1897, Nr. 430/96 VI. | | 

2. Durch die Entſcheidung der vereinigten C. S. vom 
3. Januar 1887 (Entſch. des R. G. Bd. 17 Nr. 100), die 
einen Rechtsfall betraf, in welchem eine Partei ohne Zuthun 
ihres Anwalts die Zuſtellung eines erſtinſtanzlichen landgericht⸗ 
lichen Urtheils halte bewirken laſſen, iſt der Rechtsſatz aufgeſtellt, 
daß im Anwaltsprozeß die Gültigkeit einer Zuſtellung nicht 
dadurch beeinträchtigt werde, daß der Gerichtsvollzieher den Zu: 
ſtellungsauftrag von der Partei in ihrem eigenen Namen er⸗ 
halten habe. Damit iſt indeß nur ausgeſprochen, daß im An- 
waltsprozeß die Partei zum ſelbſtſtändigen Betreiben von Zu⸗ 
ftellungen befugt ſei, daß der Akt der Beauftragung des Ge- 
richtsvollziehers mit der Zuſtellung dem Anwaltszwange nicht 
unterliege. Geht man hiervon. aus, dann kann allerdings im 
vorliegenden Fall die Rechtswirkſamkeit der Urtheilszuſtellung 
vom 31. Auguſt 1896 nicht aus dem Grunde beanſtandet 
werden, weil dieſe Zuſtellung im Auftrage des beim L. G. in 
Görlitz nicht zugelaſſenen Rechtsanwalts A. erfolgt war, und 
es war auch ohne Weiteres erkennbar, daß die Zuſtellung für 
die Kl. erfolgte. Allein als die Kl. durch den genannten An- 
walt die Zuſtellung bewirken ließ, hatte ſie bereits aufgehört, 
durch einen beim Prozeßgericht zugelaſſenen Anwalt als Bevoll⸗ 
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mächtigten vertreten zu fein. Ihr bisheriger Prozeßbevollmäch⸗ 
tigter, der Rechtsanwalt C. in Görlitz, war vorher unfähig ge⸗ 
worden, die Vertretung der Kl. fortzuführen, mithin unfähig 
hierzu geworden vor Beendigung des landgerichtlichen Verfahrens, 
weil dieſes erſt mit der die Friſt für die Einlegung des Rechts⸗ 
mittels eröffnenden Zuſtellung des Urtheils feinen Abſchluß er- 
reichte. Mit dem Eintritt jener Unfähigkeit wurde daher nach 
8 221 der C. P. O. das Verfahren unterbrochen (Entſch. des 
R. G. Bd. 19 S. 397), und eine Beendigung dieſer Unter⸗ 
brechung konnte nur nach Maßgabe der Vorſchriften des 5 221 
herbeigeführt werden, ſomit nicht herbeigeführt werden durch 
die von der Kl. veranlaßte Urtheilszuſtellung. Dieſe Urtheils⸗ 
zuſtellung war vielmehr dem Bekl. gegenüber deshalb ohne 
rechtliche Wirkung, weil ſie während der Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens erfolgte ($ 226 Abſ. 2 der C. P. O.), ſie konnte 
darum insbeſondere auch nicht die Friſt für die Einlegung der 
Berufung in Lauf ſetzen. Die Kl. hat die Beſtellung eines 
neuen Anwalts für die I. J. nicht zur Anzeige gebracht, ſie hat 
vielmehr die ihr auf Antrag des erſtinſtanzlichen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des Bekl. unter dem 24. Auguſt 1896 zur Beſtellung 
eines neuen Anwalts geſetzte dreiwöchige Friſt unbenutzt ver⸗ 
ſtreichen laſſen. Nach § 221 Abſ. 2 der C. P. O. galt daher 
am 15. September 1896 das Verfahren als aufgenommen, und 
der Bekl. konnte von da an alle Zuſtellungen an die Kl. ſelbſt 
erfolgen laſſen. Die erſte rechtswirkſame Urtheilszuſtellung war 
demnach die am 18. September 1896 für den Bekl. vom 
Rechtsanwalt H. erwirkte, und da im Auftrage deſſelben An⸗ 
walts die Berufungsſchrift der Kl. am 25. September 1896 
zugeſtellt iſt, ſo iſt die Berufung rechtzeitig und formgerecht 
eingelegt. I. C. S. i. S. Pinner o. Maſchler vom 24. April 
1897, Nr. 115/97 J. 

3. Ein Angriff der Reviſion richtet ſich gegen die Zu⸗ 
laſſung der Klage wegen des Hauptanſpruchs als Feſtſtellungs⸗ 
klage und die dementſprechende Verurtheilung der Bekl. unter 
Vorbehalt der Ermittelung der Höhe des klägeriſchen Anſpruchs 
— salva liquidatione —, die fi) mit den mit der Ermittelung 
der Höhe des Anſpruchs verbundenen, in der zuvorigen Feſt⸗ 
ftellung dreier Vermögensmaſſen beruhenden Schwierigkeiten, auf 
welche der B. R. die Zulaſſung gründe, nicht rechtfertigen laſſe. 
Auch dieſe Rüge iſt nicht zutreffend. Die Klage iſt zwar auch, 
ſoweit es ſich um die Herausgabe des Vermögens handelt, keine 
eigentliche Feſtſtellungsklage im Sinne des § 231 C. P. O., 
ſondern eine Leiſtungsklage, die nur eines beſtimmten Antrages 
— gemäß § 230 Nr. 2 a. a. O. — ermangelt und daher 
hinſichtlich ihrer Zuläſſigkeit nach den Grundſätzen vom Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch zu beurtheilen iſt (vergl. Urtheil [Pl.] des 
R. G. vom 28. Mai 1889, Entſch. Bd. 21 S. 282). Im 
vorliegenden Falle rechtfertigt ſich aber die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen vorerſt nur die Grundlagen des erhobenen Anſpruchs 
feſtſtellenden Verurtheilung aus dem vom B. R. geltend ge⸗ 
machten Grunde und zwar um ſo mehr, als den Kl. auch der 
gleichzeitig erhobene Anſpruch auf Inventarlegung zuſteht, welche 
die ziffermäßige Berechnung des Hauptanſpruchs weſentlich er⸗ 
leichert. IV. C. S. i. S. Schott c. Schott vom 11. März 1897, 
Nr. 298/96 IV. | 

4. Aufhebung des B. U. wegen Verletzung von $ 130 
C. P. O. I. C. S. i. S. Auerbach c. Lindner vom 24. April 


1897, Nr. 320/96 I, wegen mangelnder Begründung VI. C. S. 
i. S. Bock c. Siebel vom 1. April 1897, Nr. 41/97 VI. 

5. Gegen die Feſtſtellung des B. R. erhebt die Reviſion 
eine prozeſſuale Rüge. In den Entſcheidungsgründen ift bemerkt: 


„Nach der Ausſage des durchaus einwandsfreien Zeugen V. 


nimmt das Gericht an, daß die ſechs Hypotheken einen höheren 
Werth als 30 000 Mark nicht gehabt haben.“ Die Reviflon 
weiſt darauf hin, daß der vom B. G. als Zeuge vernommene 
Makler V. nach ſeiner im Thatbeſtande des B. U. wiedergegebenen 
Ausſage nur beurkundet hat: „Der Bekl. habe ihm zwei auf 
der Schellhorner Mühle eingetragene Hypotheken à 10 000 
Mark, die bis 1900 unkündbar geweſen, zum Verkaufe ange⸗ 
boten; er habe ihm darauf erwidert, Leute, welche ſolche Hypo⸗ 
theken kauften, wollten 6 Prozent haben, T. müſſe alſo für den 
Fall des Verkaufs ſich für 5 Jahre jährlich 2 Prozent Zinſen 
— 2000 Mark abziehen laſſen.“ Die Reviſion führt aus, daß 
aus dieſer Ausſage nicht ein Minderwerth der beiden Hypotheken 
um faſt 8 000 Mark entnommen werden könne und vermißt die 
Begründung für die allein auf die Ausſage des V. geſtützte 
Annahme, daß die ſechs Hypotheken einen höheren Werth als 
30 000 Mark nicht gehabt haben. Sie bemerkt weiter, daß es 
ſich um eine Schätzung handele und V. als Sachverſtändiger 
nicht vernommen worden ſei. Dieſe Ausführungen haben jedoch 
nicht zur Aufhebung des B. U. führen können. Der Zeuge V. 
iſt vor dem Prozeßgerichte vernommen und das Endurtheil 
deſſelben unterlag nicht der Berufung. Es bedurfte daher nicht 
der Feſtſtellung der Ausſage des Zeugen zum Protokoll oder im 
Thatbeſtande des Endurtheils. Mithin iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Zeuge noch andere Ausſagen gemacht hat, als der That⸗ 
beſtand enthält, und daß das B. G. ſeine Feſtſtellung auf Grund 
dieſer anderen Ausſagen in Verbindung mit den im Thatbeſtande 
erwähnten getroffen hat. Daß im Thalbeſtande vor der Mit- 
theilung der Zeugenausſagen bemerkt iſt: „die vor dem Prozeß 
gericht vernommenen Zeugen haben Folgendes bekundet“, beweiſt 
nicht, daß das B. G. die Zeugenausſagen erſchöpfend hat wieber- 
geben wollen. Anlangend die Bemerkung, daß es ſich um eine 
„Schätzung“ handele, ſo war das B. G. nicht verhindert, ſich 
auf Grund einer Zeugenausſage eine Ueberzeugung von dem 
wirklichen Werthe der cedirten Hypotheken zu bilden. III. C. S. 
i. S. Steruper Spar- und Leihkaſſe u. Gen. c. Tetzner vom 
27. April 1897, Nr. 386/96 III. | ö 

6. Der Kl. hat, nachdem das Urtheil des L. G. Coͤln 
vom 13. Mai 1896 erlaſſen war, deſſen Berichtigung gemäß 
$ 290 der C. P. O. beantragt, iſt aber mit dieſem Anträge 
nicht durchgedrungen. Bei dem O. L. G. hat er nicht eine 
Berichtigung auf Grund der erwähnten Vorſchrift nachgeſucht, 
ſeinen Zweck vielmehr dadurch zu erreichen geſucht, daß er ſic 
der Berufung des Bekl. Robert L. anſchloß. Auf dieſem Wege 
hat er eine Abänderung des angefochtenen Urtheils erſtrebt, in 
welchem der Bekl. S., obgleich ihm die Klageſchrift zugeftellt 
worden war und er auch einen Anwalt aufgeftellt hatte, als 
„Paul L.“ bezeichnet worden iſt. Als das O. L. G. dieſem 
Antrage ſtattgab, hat es nicht einen Berichtigungsbeſchluß 
im Sinne des § 290 der C. P. O. erlaſſen, ſondern durch 
Urtheil über einen im Rechtsmittelverfahren geſtellten Antrag 
entſchieden. Dieſe Entſcheidung kann ſonach nicht durch Be⸗ 
ſchwerde angefochten, ſondern könnte nur durch Reviſion an⸗ 
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\ 
gegriffen werben, wenn dieſes Rechtsmittel zuläſſig wäre. 
H. C. S. i. S. Lötgen 0. Lindemaun und Gen. vom 1 Mal 
1897, B Nr. 71/97 II. * 

, Die Seeliger es B. G. beruhen, woran nich 
zu zwelfln iſt, weſentlich mit auf der Verwerthung der 
Ausſagen des in I. J. als Zeuge vernommenen v. L. d. h. des 
Inhaltes des hierüber aufgenommenen Protokolles. Nach dem⸗ 
ſelben hat v. L., nachdem er zur Sache Aueſagen gemacht hatte 
und dieſe verleſen waren, erklärt, er ſehe ein, daß er ſich bei 
feinem Bevollmächtigten (G.) genauer über daz Thema in⸗ 
formiren müffe; er wolle deshalb die heutige Verhandlung nicht 
genehmigen, ſondern fih noch einmal bei ſeinem Bevollmächtigten 
über alle Einzelnheiten erkundigen, er denke, daß er binnen 
Monatsfrist genügend införmirt ſein werde, um über das Be⸗ 
weiöthema vollſtändige Auskunft zu geben. Damit ſchließt das 
Protokoll. v. L. wurde nicht nochmals vernommen. Das B. G. 
erwägt nun, als gerichtliches Zeugniß ſei dieſes Protokoll nicht 
anzuſehen, obwohl v. L. als Zeuge vernommen werden ſollte 
und auch den’ Zeugeneid geleiſtet habe, weil er ſchließlich das 
Protokoll nicht genehmigt habe. Da er als Grund der Nicht⸗ 
genehmigung nicht etwa unrichtige Protokollirung feiner Aus: 
ſagen, ſondern nur die Nothwendigkeit der Informationseinziehung 
angegeben habe, und das Protokoll als gerichtliche Urkunde 
immerhin als zuläſſiges Beweismaterial benutzt werden dürfe, 
ſo ſtehe der Heranziehung des Inhaltes deſſelben für die Ent: 
ſcheidung kein Bedenken entgegen. Darauf folgt die Würdigung 
der Angaben dieſes Protokolles. Hiernach benützt das B. G. 
das gerichtliche Protokoll im Wege des Beweiſes durch 
Urkunden (C P. O. 88 380 ff.) als Beweismittel. Es mag 
ſein, daß eine Partei unter Umſtänden ſich auf ein in demſelben 
Rechtsſtreit aufgenommenes Zeugenvernehmungsprotokoll im 
Wege des Urkundenbeweiſes berufen darf; dies ſetzt aber voraus, 
daß die Partei dieſen Urkundenbeweis angetreten hat (88 385 ff.), 
An dieſer Vorausſetzung fehlt es hier; v. L. wurde als Zeuge 
benannt und nach dem Beweisbeſchluß des Gerichtes I. J. als 
Zeuge vernommen. Keine Partei hat in der Folge die Heran⸗ 
ziehung und Benützung des Protokolles lediglich als Urkunde 
beantragt. Die Benützung und Würdigung des Protokolles 
als Urkunde (88 380 ff.) durch das B. G. war demnach 
prozeſſualiſch unſtatthaft und es iſt hierdurch auch dem Kl. die 
Möglichkeit genommen worden, feine fachlichen Einwendungen 
gegen die in dem Protokoll niedergelegten Ausſagen des p. v. L. 
vorzubringen oder deſſen nochmalige Vernehmung, vielleicht unter 
air beſtimmtet Thatſachen, zu beantragen. VI. C. S. 

„S. v. Weſternhagen o. Seal I au: on vom 
14 April 1897, Nr. 422/96 VI. 

8. Die Zuläſſigkeit der Reviſion wird von em Kl. Her 
neint, weil der Werth des Streit- und Beſchwerdegegenſtandes, 
abgeſehen von den als Nebenforderung geltend gemachten Zinſen, 
nur 384,58 Mark beträgt, ati die im $ 508 der C. P. O. 
vorheſchene Reviſionsſumme von über 1 500 Mark nicht er⸗ 
reicht, und die gegen den Bekl. geltend gemachte Schadenserſatz⸗ 
pficht ſich nicht auf ſeine Dienſtſtellung als öffentlicher Beamter, 
ſondern auf den ihm ertheilten Auftrag des Kl. zur Zwangs⸗ 
volſtreckung gründe, ſodaß ein Fall, in welchem nach § 509 
Nr. 2 4. a. O. die Reviſion ohne Rückſicht auf den Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes ſtattfindet, nicht vorliege. Richtig iſt, 


daß der Gerichts vollzieher für Schaden, den er bei Erledigung 


der ihm übertragenen Zwangsvollſtreckung durch Verſehen dem 


Gläubiger verurſacht, dieſen aus dem Mandat — und nicht 


nur gemäß § 91 Thl. II Tit. 10 des A. L. R. ſubſidiär — 


haftet. Auch ändert in dem vorliegenden Falle hieran der Um⸗ 


ſtand nichts, daß der Kl. den Bekl. nicht ſelbſt beauftragt hat, 
daß vielmehr der einem andern Gerichtsvollzieher zuvor ertheilte 


Auftrag vermöge Geſetzes — gemäß § 728 Abſ. 1 der C. P. O. 
— übergegangen iſt, da die Art und Weiſe der Auftrags⸗ 
ertheilung für den Inhalt des entſtehenden Auftragsverhältniſſes 
an ſich ohne Einfluß iſt. Entſcheidend aber iſt, daß die Ueber⸗ 
nahme und die gehörige Erfüllung der dem Gerichtsvollzieher 
innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit ertheilten Aufträge, auch dem 
Gläubiger gegenüber, zu den Amtspflichten des Gerichtsvoll. 
ziehers gehört und daher pflichtwidrige Unterlaſſungen, neben 
der Verletzung des privatrechtlichen Auftragsverhältniſſes dem 
Gläubiger gegenüber, zugleich eine Verletzung der dem Gerichts⸗ 
vollzieher vermöge ſeines Amts obliegenden Pflichten enthalten 
(vergl. Urtheil des R. G. vom 10. Januar 1887, Entſch. Bd. 17 
S. 232). Eine ſolche pflichtwidrige Unterlaſſung, nämlich die 
Unterlaſſung der Hinterlegung des Verſteigerungserlöſes in 
Sachen Schulz c. Riegel gemäß § 728 Abſ. 2 a. a. O., wird 
dem Bekl. vorgeworſen und darauf der geltend gemachte An⸗ 
ſpruch gegründet. Für Anſprüche gegen öffentliche Beamte 
wegen pflichtwidriger Amtshandlungen ſind aber nach § 70 
Abſ. 3 G. V. G. und § 39 Nr. 3 des Ausführungsgeſetzes 
vom 24. April 1878 die L. G. ohne Rückſicht auf den Werth 
des Streitgegenſtandes zuſtändig und ergiebt ſich daraus und 
aus § 509 * 2 der C. P. O. die Zuläſſigkeit der Reviſion. 
IV. C. S. i. ©. Sen c. a vom 1. April 1897, 
Nr. 330/96 I. f 

9. unſtreitig iſt, daß die Bekl. einen Anſpruch auf die 
hinterlegte Summe nicht zu erheben haben. Mit Rückſicht hierauf 
kann es ſich, nachdem ſie in den Vorinſtanzen verurtheilt worden 
ſind, in die Auszahlung des hinterlegten Betrages an die Kl. 
zu willigen, für die Zuläſſigkeit der Reotfion nur darum handeln, 
welches vermögensrechtliche Intereſſe für die Bekl. in Betracht 
kommt, je nachdem dieſe Verurtheilung aufrecht erhalten oder 
aufgehoben wird, und ob dieſes vermögensrechtliche Intereſſe den 
Betrag von 1 500 Mark überſteigt. Letzteres war zu verneinen. 
Da die Bekl., wie ſie ſelbſt anerkennen, einen Anſpruch auf den 
hinterlegten Betrag nicht zu erheben haben, ſo läßt ſich überhaupt 
nicht erkennen, welches vermögensrechtliche Jutereſſe ſie an der 
Verweigerung der Auszahlungsbewilligung haben ſollen; daraus 
folgt zwar nicht, daß die Bekl. ohne Weiteres verpflichtet wären, 
die Auszahlung zu bewilligen. Sind ſie aber hierzu in den 
Vorinſtanzen verurtheilt worden, ſo kann ihr Intereſſe an der 
Aufhebung dieſer Entſcheidungen nur in den Prozeßkoſten beſtehen, 
die ihnen zufolge ihrer Verurtheilung zur Laſt gelegt worden 
find. Dieſe erreichen aber keinesfalls den Betrag von 1 500 
Mark. Für die Reviſion der Bekl. fehlt es hiernach an der 
nach § 508 C. P. O. erforderlichen Reviſionsſumme und war 
deshalb das Rechtsmittel gemäß SS“ 9 497 C. P. O. als 
unzuläſſig zu verwerfen. V. C. S. i. S. Erben Krüger 
c. Löchert vom 24. April 1897, Nr. 363/96 V. | 

10. Soweit der Beſchluß des O. L. G., durch welchen 
die durch den Beſcheid des L. G. vom 10. März 1897 
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erfolgte Feſtſetzung der von der Bekl. liquidirten Koſten unter 


Verwerfung der Beſchwerde der Kl. beſtätigt iſt, gegenwärtig 
von der Kl. weiter mit der Begründung angefochten wird, daß 
die beklagtiſchen Anwälte erſt nach der Konkurseröffnung, die 
der Klaganſtellung unmittelbar gefolgt, den Rechtsſtreit auf⸗ 
genommen hätten und daher nur berechtigt wären, ihre Koſten 
unter Zugrundelegung eines der im Konkurs zu erzielenden 
Dividende entſprechenden Werthes zu liquidiren, erſcheint die 
weitere Beſchwerde unzuläſſig, da mit ihr nicht ein neuer ſelbſt⸗ 
ſtändiger Beſchwerdegrund geltend gemacht wird ($ 531, Abſ. 2 
C. P. O.). Inſofern aber die angefochtene Enſcheidung Seitens 
der Kl. durch die weitere Beſchwerde einer Kritik deshalb unter⸗ 
zegen wird, weil jene nur von dem Vorſitzenden unterſchrieben 
worden, und weil in derſelben das Rubrum falſch angegeben 
muß die Beſchwerde für unbegründet erachtet werden, da durch 
die gerügte Art der Unterſchreibung ein Verſtoß gegen geſetzliche 
Vorſchriften nicht begangen iſt, und da die Unrichtigkeit des 
Rubrums Veranlaſſung zu einer Beſchwerde nicht giebt. 
VI. C. S. i. S. Conrad c. Jebe Konk. vom 26. April 1897, 
B Nr. 93/97 VI. 

11. Was die Sache ſelbſt betrifft, 10 wird die von dem 
Kl. geltend gemachte Schadenserſatzpflicht des Bekl. daraus her⸗ 
geleitet, daß der Bekl. den Erlös aus der Verſteigerung der 
Pfandſtücke in der Zwangsvollſtreckungsſache der Firma Karl 
J. F. Schulz c. Riegel an erſtere ausgezahlt hat, ungeachtet 
für den Kl. an denſelben Pfandſtücken eine Nachpfändung ſtatt⸗ 
gehabt, Kl. gegen die Auszahlung Widerſpruch erhoben habe 
und daher der Erlös. gemäß § 728 Abſ. 2 der C. P. O. zu 
hinterlegen geweſen wäre. Ein Verſehen und damit die Erſatz⸗ 
pflicht des Bekl. würde ohne weiteres zu verneinen ſein, wenn, 
wie dieſer behauptet und auch die Reviſion geltend macht, eine 
gültige Anſchlußpfändung jedenfalls um deshalb nicht an⸗ 
genommen werden könne, weil eine förmliche Zuſtellung des 
Protokolls über die Anſchlußpfändung vom 30. März 1894 
nicht ſtattgefunden hat. Der B. R. erachtet eine ſolche förm⸗ 
liche Zuſtellung zur Wirkſamkeit der Anſchlußpfändung nicht für 
erforderlich, indem er davon ausgeht, daß nach der Beſtimmung 
im § 727 Abſ. 1 der C. P. O. die Nach- (oder Anſchluß⸗) 
Pfändung durch die in das Protokoll aufzunehmende Erklärung 
des Gerichtsvollziehers, daß er die Sachen für ſeinen Auftrag⸗ 
geber pfände, bewirkt werde, deren Rechtsgültigkeit von den in 
den folgenden Abſätzen dieſes Paragraphen vorgeſehenen Mit- 
theilungen an die bei der Pfändung intereſſirten Perſonen un- 
abhängig ſei. Dieſe Auslegung des § 727 Abſ. 1 der C. P. O., 
welche auch in dem Urtheile dez II. C. S. des R. G. vom 
22. November 1884, Entſch. Bd. XIII, S. 343 und von den 
meiſten Kommentatoren vertreten wird (vergl. Reincke, C. P. O. 
zu 88 727, 728 unter 12), entſpricht dem Wortlaute des 
Geſetzes und iſt auch in der Durchführung ohne Bedenken. 
Denn durch das über die Nachpfändung aufgenommene Pro- 


tokoll iſt dieſelbe genügend erkennbar gemacht und der Umſtand, 


daß ſie erſt in vollem Umfange ihre Wirkung äußern kann, 
wenn der Gerichtsvollzieher der erſten Pfändung von ihr 
Kenntniß erhalten hat, iſt kein Grund, ihr Beſtehen nicht ſchon 
von dem Zeitpunkte der Protokollirung anzunehmen. Hiernach 
iſt die Nachpfändung vom 30. März 1894, ungeachtet der 
unterbliebenen foͤrmlichen Zuſtellung des Pfändungsprotokolls 


an den Bekl., als gültig erfolgt anzuſehen. Aber auch der an 
ſich gültigen Nachpfändung gegenüber macht die Reviſion geltend, 
daß der Bekl. vor der förmlichen Zuſtellung einer Abſchrift des 
Pfändungsprotokolls gemäß § 727 Abſ. 2 der C. P. O. weder 
verpflichtet noch berechtigt geweſen ſei, die Anſchlußpfändung zu 
beachten und ſeinem Auftraggeber den Erlös ans den Pfand⸗ 
ſtücken vorzuenthalten, da nach § 84 der Geſchäftsanweiſung 
für Gerichtsvollzieher vom 24. Juli 1879 eine ſolche Zuſtellung 
erfolgt ſein müſſe, ehe der erſtpfändende Gerichtsvollzieher auf 
die Nachpfändung Rückſicht nehmen dürfe. Habe aber der Bekl. 
nach Maßgabe der ihm ertheilten Geſchäftsanweiſung gehandelt, 
ſo könne darin nicht ein ihm zur Laſt fallendes Verſehen er⸗ 
blickt werden. Die im § 84 der Geſchäftsanweiſung vom 
24. Juli 1879 ertheilten Vorſchriften bieten für die Auffaſſung 
der Reviſion keinen ausreichenden Anhalt. In Betracht kann 
nur kommen der Abſ. 2: Die weitere Pfändung wird durch die 
Erklärung des Gerichtsvollziehers bewirkt, daß er die bereits 
gepfändeten Sachen für feinen Auftraggeber pfände. Iſt die 
erſte Pfändung von einem anderen Gerichtsvollzieher vor⸗ 
genommen, ſo iſt dieſem gegenüber die Erklärung abzugeben. 
Ueber die Erklärung iſt in allen Fällen ein Protokoll auf ⸗ 
zunehmen. Abſchrift deſſelben iſt, wenn die erſte Pfändung 
durch einen anderen Gerichtsvollzieher erfolgte, dieſem zuzuſtellen. 
Dieſe Zuſtellung ſchließt die Abgabe der Erklärung gegenüber 
dem anderen Gerichtsvollzieher, wenn ſie nicht bereits früher 
erfolgt iſt, in ſich. Dieſe Vorſchriften betreffen lediglich das 
von dem nachpfändenden Gerichtsvollzieher zu beobachtende Ver⸗ 
fahren, enthalten ſich aber einer Anweiſung darüber, unter 
welchen Vorausſetzungen der erſtpfändende Gerichtsvollzieher die 
Nachpfändung als vollzogen anzuſehen hat. Insbeſondere läßt 
ſich aus der mit dem Abſ. 2 des § 727 der C. P. O. über⸗ 
einſtimmenden Anordnung der Zuſtellung einer Abſchrift des 
Protokolls über die Nachpfändung mit dem Zuſatze, daß dieſe 
Zuſtellung die unmittelbar vorher angeordnete Abgabe der Er⸗ 
klärung gegenüber dem anderen Gerichtsvollzieher in ſich ſchließt, 
nicht die Anweiſung für den erſtpfändenden Gerichtsvollzieher 
entnehmen, daß er die Nachpfändung nur zu berückſichtigen 
habe, wenn ihm eine Abſchrift des Pfändungsprotokolls zu- 
geſtellt werde. Der Zuſatz hat nur den Zweck, zum Ausdruck 
zu bringen, daß es neben der Zuſtellung der Abſchrift des Nach ⸗ 
pfändungsprotokolls nicht auch noch der geſonderten Abgabe der 
Pfändungserklärung gegenüber dem erſtpfändenden Gerichtsvoll 
zieher bedürfe. Wenn daher auch der nachpfändende Gerichis⸗ 
vollzieher durch Unterlaſſung der förmlichen Zuſtellung ſich einer 
Ordnungswidrigkeit ſchuldig macht, ſo iſt dieſer Umſtand doch 
einflußlos auf die Verpflichtung des erſtpfändenden Gerichtsvoll⸗ 


ziehers, die zu ſeiner amtlichen Kenntniß gebrachte Nachpfändung 


gemäß § 728 der C. P. O. zu übernehmen und durchzuführen. 
Der Bekl. lehnt feine Schadenserſatzpflicht auch deshalb ab, 
weil er zur Hinterlegung des Auktionserlöſes weder berechtigt 
noch verpflichtet geweſen, indem Kl. dieſelbe überhaupt nicht 
verlangt habe, weder ihm noch dem nachpfändenden Gerichts ⸗ 
vollzieher gegenüber, ſo daß das auf Hinterlegung gerichtete 
Verlangen des letzteren unberechtigt geweſen ſei. Daſſelbe hätte 
aber, auch, ſelbſt den Auftrag des Kl. vorausgeſetzt, nicht be⸗ 
rückſichtigt werden dürfen, weil der Gerichtsvollzieher ſich dabei 
nicht, wie erforderlich, durch ſchriftliche Vollmacht des Kl. aus⸗ 
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gewieſen habe. Der B. R. läßt es dahingeſtellt, ob der Kl., 


wie dieſer behauptet, dem Bekl. und dem von ihm beauftragten 


Gerichtsvollzieher gegenüber mündlich die Hinterlegung verlangt 


hat, und erachtet letzteren hierzu ſchon vermöge des Auftrags 


zur Zwangs vollſtreckung für berechtigt, nöthigenfalls ſogar für 
verpflichtet. Dieſe Auffaſſung erſcheint zutreffend und der da⸗ 


gegen gerichtete Angriff der Reviſion unbegründet. Der mit 


ber Zwangsvollſtreckung beauftragte Gerichtsvollzieher ſteht, un⸗ 
geachtet die Vollziehung zu ſeinen Amtsverrichtungen gehört, zu 


dem Gläubiger in einem Auftragsverhältniſſe, vermöge deſſen⸗ 


er, unter Einhaltung der Grenzen ſeiner Amtsbefugniſſe, die 
Zwangsvollſtreckung im Intereſſe des Gläubigers durchzuführen 
hat. Bei der Bewirkung einer Nachpfändung muß es daher 
als dem pflichtgemäßen Ermeſſen des Gerichtsvollziehers unter⸗ 
liegend erachtet werden, ob nach Lage der Sache Namens des 
Auftraggebers eine vorzugsweiſe Befriedigung in Anſpruch zu 
nehmen iſt. Hiermit erübrigt ſich zugleich die Erörterung der 
Frage, ob, wie Bekl. meint, der nachpfändende Gerichtsvollzieher 
ſich durch eine ſchriftliche Vollmacht des Kl. hätte ausweiſen 
muͤſſen. Denn nicht nur dem Schuldner, ſondern auch Dritten 
gegenüber wird gemäß § 676 der C. P. O. zur Vornahme 
der Zwangsvollſtreckung der Gerichtsvollzieher durch den Befitz 
der vollſtreckbaren Ausfertigung ermächtigt. Das bei der Be⸗ 
handlung der Nachpfändung des Kl. von dem Bekl. begangene 
Verſehen macht dieſen gemäß §§ 88, 89 Thl. II Tit. 10 des 
A. L. R. für allen dadurch dem erſteren erwachſenen Schaden 
verantwortlich, und zwar nicht nur ſubſidiär gemäß § 91 a. a. O., 
ſondern aus dem Mandat, da bereits vor der Auszahlung des 
Auktionserlöſes der Zwangsvollſtreckungsauftrag des Kl. kraft 
Geſetzes — 8 728 Abſ. 1 der C. P. O. — auf den Bekl. 
übergegangen und ihm dies, ſowie der Widerſpruch des Kl. 
gegen die Auszahlung des Erlöſes amtlich bekannt gemacht war 
(Nenarentſcheidung des R. G. vom 10. Juni 1886 Bd. 16 
S. 396 und Urtheil vom 9. Mai 1887 Bd. 18 S. 389 
IV. 232/85 und IV. 409/86). Der Bekl. will zwar die ihm 
vom Gerichtsvollzieher St. überſandte Abſchrift des Protokolls 
über die Nachpfändung vom 30. März 1894 und das An- 
ſchreiben deſſelben mit dem Verlangen der Hinterlegung nicht 
geleſen haben. Indeſſen kann ſich der Bekl. hiermit, wie der 
B. R. mit Recht annimmt, und wogegen auch ein Angriff von 
der Reviſion nicht erhoben iſt, nicht entſchuldigen, da er die 
Empfangnahme der Protokollabſchrift beſcheinigt und fein Nicht- 
wiſſen ſelbſt verſchuldet hat. IV. C. S. i. S. Hellwig 
o. Dubke vom 1. April 1897, Nr. 330/96 IV. Be 
12. Nach 8803 der C. P. O. iſt in dem Arreſtbefehl ein 
Geldbetrag feftzuftellen, durch deſſen Hinterlegung die Vollziehung 
des Arreſtes gehemmt und der Schuldner zu dem Antrage auf 
Aufhebung des vollzogenen Arreſtes berechtigt wird. ueber die 
rechtsgeſchäftliche Bedeutung einer ſolchen Hinterlegung giebt 
das Geſetz keine ausdrückliche Vorſchrift. In der Doktrin wird 
darüber geſtritten, ob fie als Zahlung unter Vorbehalt auf- 
zufaſſen ſei, (fo namentlich Zeitſchrift für Civilprozeß, Bd. 6 
S. 371 ff., und v. Wilmowskl und Levy, Civilprozeßordnung 
Note 3 Abſ. 2 zu 9 709), oder ob man dem Arreſtkläger nur 
ein Pfandrecht an dem hinterlegten Geldbetrage zuzugeſtehen 
habe (ſo die überwiegende Mehrzahl der Kommentare zur 
C. P. O. und Gruchot' Beiträge Bd. 32 S. 587 ff.). Einer 


Entſcheidung hierüber bedarf es für den vorliegenden Fall nicht. 
Hätte man ſich der erſteren Meinung anzuſchließen, ſo würde 
daraus ohne Weiteres folgen, daß es darauf, ob die Pfändung 
vom 8. Januar 1895 wirkſam vollzogen worden iſt, nicht an⸗ 
kommt. Denn an ihre Stelle wäre dann eine Zahlung unter 
Vorbehalt getreten, und dieſer Vorbehalt könnte nur dahin 
verſtanden werden, daß die Wirkſamkeit der Zahlung von dem 
Beſtehen derjenigen Forderung abhängig ſein ſoll, zu deren 
Deckung der Arreſtbefehl erlaſſen iſt. Aber auch wenn man 
der zweiten Meinung folgt, iſt der Rechtsſatz, der den Aus⸗ 
führungen der Reviſion zu Grunde liegt, daß der hinterlegte 
Geldbetrag lediglich an die Stelle des Pfändungsobjektes ge⸗ 
treten fei, fo zwar, daß der Arreſtgläubiger an dem hinterlegten 
Geldbetrage nur dieſelben Rechte erwerbe, die für ihn an den 
urſprünglichen Pfandobjekten begründet geweſen ſeien, als richtig 
nicht anzuerkennen. Zunächſt würde er verſagen, wenn eine 
Pfändung aus dem Arreſtbefehl noch nicht ſtattgefunden hat, 
durch die Hinterlegung vielmehr die Vollziehung des Arreſtes 
gehemmt werden ſoll. Es wäre doch kaum ein befriedigendes 
Ergebniß, wenn man annehmen müßte, daß in dieſem Falle 
der Gläubiger ſich aus dem hinterlegten Betrage befriedigen 
darf, während es — wenn der Arreſt bereits vollzogen worden 
iſt — darauf ankäme, ob dem Gläubiger hieraus ein wirkſames 
Pfandrecht erwachſen iſt. Sodann aber wird man mit jenem 
Satze dem Zwecke der Vorſchrift in 8 803 der C. P. O. über⸗ 
haupt nicht gerecht. Dieſer Zweck iſt offenbar der, dem Schuldner 
die Wahl zu laſſen, ob er den Gläubiger durch Hinterlegung 
ſicherſtellen, oder ob er es zur Vollziehung des Arreſtes kommen 
laſſen will. Dies wird von den Motiven zur C. P. O. aus⸗ 
drücklich beſtätigt. Sie bemerken (Amtliche Materialien Bd. 4 
S. 452): „Der Arreſtbefehl ſoll alternativ neben dem Rechte 
des Gläubigers zu deſſen Vollziehung gleichzeitig das Recht des 
Schuldners feſtſtellen, durch Hinterlegung einer beſtimmten 
Summe die Vollziehung zu hemmen oder die Aufhebung des 
vollzogenen Arreſtes herbeizuführen, weil der Schuldner be— 
rechtigt iſt, die Sicherung des Anſpruchs auf die ihm 
leichteſte Weiſe zu bewirken.“ Dieſer Grund läßt deutlich 
erkennen, worauf die ganze Vorſchrift abzielt. Der Schuldner 
ſoll befugt ſein, den Anſpruch des Gläubigers in anderer 
Weife ſicherzuſtellen, wenn er dies einer Vollziehung des 
Arreſtes vorzieht. In dieſem Sinne wird auch die Vorſchrift 
von der Doktrin, insbefondere von den Kommentatoren der 
C. P. O. verſtanden, mögen ſie im Uebrigen in der Hinterlegung 
eine Zahlung unter Vorbehalt oder die Begründung eines Pfand⸗ 
rechts erblicken (vergl. v. Wilmowski und Levy, Note 2 zu 
$ 803, Note 3 zu § 709; Struckmann und Koch, Note zu 
$ 803; Endemann, Civilprozeßordnung Bd. III S. 366; 
Fitting, Civilprozeßordnung § 98 Note 24; Seuffert, Note 1 
zu $ 803 und Note 4a zu § 709, Kellmann, Note 3 zu 
§ 803 und Note 3 zu § 709; Gaupp, Note II zu § 803; 
Reincke, zu § 803, 3. Aufl. S. 816; Merkel, Ueber Arreſt 
und einſtweilige Verfügungen, S. 182 ff.; vergl. auch Rehbein, 
Enkſch. des Obertribunals, Bd. 2 S. 693, 695; Bd. 3 S. 107). 
Damit iſt aber die Annahme unvereinbar, daß es darauf an⸗ 
komme, ob der Gläubiger aus der Pfändung bereits ein wirk⸗ 
ſames Pfandrecht erworben hat. Denn hat der Schuldner, der 
von der Befugniß des § 803 Gebrauch machen will, die 
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Sicherung des Anſpruchs in anderer Weiſe zu bewirken, ſo iſt 
es gleichgültig, welches Recht dem Gläubiger aus der Voll⸗ 
ſtreckung des Arreſtbefehls erworben war. Nun meint zwar bie, 
Reviſion, daß man doch nicht annehmen könne, der Schuldner 
habe durch die Hinterlegung die Lage des Gläubigers verbeſſern 
wollen. Aber demgegenüber iſt bereits in der Entſcheidung des 
R. G. vom 18. Juni 1887 (Entſch. in Civilſachen Bd. 20 
S. 396) darauf hingewiesen worden, daß der Schuldner die 
Hinterlegung freiwillig und im eigenen Intereſſe vornehme, und 
daß nicht abzuſehen ſei, weshalb eine ſolche freiwillige Handlung. 
des Schuldners dem Gläubiger nicht zum Vortheil gereichen 
dürfe. Wenn dort der Schluß gezogen iſt, daß der Gläubiger 
nicht auf den Werth der durch die Hinterlegung freigewordenen 
Sachen beſchränkt ſei, ſo muß man mit demfelben. Recht den 
Schluß zulaſſen, daß es auf die Wirkſamkeit der für den 
Gläubiger vollzogenen Pfändung überhaupt nicht ankomme. 

Der Reviſion kann auch nicht zugegeben werden, daß die Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles, aus denen ſich die Abſicht des 
Schuldners bei der Hinterlegung entnehmen ließe, entſcheidend 
ſein müßten. Denn das Geſetz hat den Gläubiger nur deshalb 
verpflichtet, gegen Hinterlegung von der Vollſtreckung des Arreſtes 
Abſtand zu nehmen, weil es ihn durch die Hinterlegung für 
völlig gefichert betrachtet. Dies aber darf nicht wieder dadurch. 
in Frage geſtellt werden, daß der Schuldner bei der Hinter- 
legung dieſe oder jene Abſicht gehabt haben könne. Welche 
Abſicht er gehabt hat und gehabt haben muß, ergiebt ſich daraus, 
daß die Hinterlegung dem Gläubiger in anderer Weiſe Sicher⸗ 
heit bieten ſoll, fo zwar, daß er ſich aus dem hinterlegten Be⸗ 
trage befriedigen kann, wenn ſeine Forderung überhaupt zu 
Recht beſteht. Daß letzteres in Anſehung der von der Kl. 

geltend gemachten Waaren⸗ und Wechſelforderung hier der Fall 
iſt, iſt zwiſchen den Parteien nicht ſtreitig. Es iſt endlich auch 
nicht richtig, wenn die Reviſion behauptet, daß die von ihr 
vertretene Annahme, wonach der hinterlegte Geldbetrag in dem 
obengedachten Sinne lediglich an die Stelle der Pfändungs⸗ 
objekte getreten ſei, in der Rechtſprechung des R. G. bereits 
Anerkennung gefunden habe. Die Revifion beruft ſich hierfür 
auf die Entſcheidung des VI. C. S. des R. G. vom 2. Mai 1887 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 18 S. 284), in welcher u. A. aus⸗ 

geführt wird: „Es handelt ſich hier um eine gemäß § 803 
der C. P. O. zum Zwecke der Beſeitigung des Arreſtvollzuges 
bewirkte Hinterlegung, welche der Kl. nicht mehr Rechte ver⸗ 
leihen konnte, als der vorangegangene Arreſtvollzug, deren 
Wirkung vielmehr nur darin beſtand, daß der Gegenſtand des 
von der Kl. zufolge der Arreſtvollziehung erworbenen Pfand⸗ 
rechts ſich änderte, indem an Stelle der urſprünglich gepfändeten 
Hypothekenforderung der hinterlegte Geldbetrag dem Pfandrechte 
unterworfen wurde.“ Aber dieſe Ausführung bezielt, wie der 
Zuſammenhang mit dem Vorhergehenden in dem damaligen 
Thatbeſtande ergiebt, die Frage, ob der Arreſtkläger durch eine 
gemäß § 803 der C. P. O. erfolgte Hinterlegung ein von der 
Fortdauer der Arreſtanordnung unabhängiges Recht 
erworben habe, und nur in Bezug hierauf hat ſich die Ent⸗ 
ſcheidung dahin ausgeſprochen, daß der Arreſtkläger durch die 
Hinterlegung nicht weitergehende Rechte erwerbe. Davon iſt 
die Frage, um die es ſich jetzt handelt, weſentlich verſchieden. 

Auch andere Entſcheidungen des R. G.,, welche fi) mit einer 


Hinterlegung behufs Aufhebung vollzogener Arreſtmaßregeln be⸗ 
faſſen (vergl. Entſch. in Civilſachen. Bd. 9, S. 425; Bd 17 
S. 291; Bd. 34 S. 3563 vergl. auch. Bd. 12. S S. S. 222, ent⸗ 
halten darüber, ob. gerade nur das an den, urſprünglichen 
Pfandobjekten erworbene Recht ſe 0; wie es begründet. ‚worden, 
und nur in dieſem feinem, Beſtande auf: den hinterlegten Gelp⸗ 
betrag. zu übertragen ſei, eine Entſcheidung nicht. Das Gegen⸗ 
theil ergiebt die oben bereits citirte Enis ſcheidung. vom. 18. Juni 
1887. wenigſtens inſofern, als fie, darauf hinweiſt, daß, fd: der. 
Arreſtgläubiger aus dem hinterlegten Geldbetrage, auch dann 
befriedigen kann, wenn ein Dritter an den urſprünglichen. 
Pfandobjekten mit Erfolg Interventionsanſprüche nah § 690 
der C. P. O. geltend machen oder wenn bei ihrem Zwangs⸗ 
verkaufe ein bevorrechteter Pfandgläubiger deren vollen Werth 
in Anſpruch nehmen könnte. V. C. S. i. S. Appelbaum 
u. Heymann c. Tarlau u. Läbe. vom 0 , ET, 
Nr. 91/97 V. 
I: Das Handelsrecht. e | 

13. Das O. L. G. gebt: zutreffend davon. aus, daß 71 nur. 
aus drei Perſonen beſtehende offene Handelsgeſellſchaft. durch den: 
Austritt zweier Mitglieder zu beſtehen aufhörte, ſongch als Ge⸗ 
ſellſchaft aufgelöſt wurde. Der Art. 133 H. G, B., welcher. für: 
den Fall der Auflöſung der, Geſellſchaft die Liquidation vor⸗ 
ſchreibt, enthält jedoch inſofern, wie ebenfalls das O.⸗L. G. mit. 
Recht angenommen hat, nur eine dispoſitive Beſtimmung, welche 
durch vertragliche Vereinbarung der Geſellſchafter zabgeändert 
werden kann. Einer Vereinbarung, wie ſie in vorliegender 
Sache vom Bekl. behauptet wird, daß im Falle des Ausſcheidens 
der übrigen Mitglieder die Auseinanderſetzung; mit dem übrig 
bleibenden Geſellſchafter nicht im Wege der Liquidation, ſondern. 
nach den Grundſätzen der Art. 130, 13.1 a. 4. O. zu erfolgen 
habe, Steht rechtlich nichts im Wege. II. C. S. i. S. Diebolt 
c. Quirin vom 27. April 1897, Nr. 67/97 B 

14. Nach. Art. 134 H. G. B. kann die Abberufung der 

Liquidatoren auf den Antrag eines Geſellſchafters aus wichtigen 
Gründen durch den Richter erfolgen. Unter welchen Voraus- 
ſetzungen ſolche Gründe als vorhanden anzunehmen find, jagt 
das Geſetz nicht, es iſt dieſes dem Ermeſſen des Richters über 
laſſen. Derſelbe wird dabei den Zweck der Liqnidation, nämlich. 
die Abwickelung der Geſchäfte, ſowie ferner im Auge behalten 
müſſen, daß der beftellte Liquidator, nach außen hin allerdings 
das Organ der Geſellſchaft, doch den ehemaligen Geſellſchaftern. 
gegenüber die Stellung eines Bevollmächtigten einnimmt. Hiernach 
erſcheint der erſte, von dem B. R. für die Abberufung des Bekl. 
als Liquidators angeführte Grund, daß die beiden Parteien ſich 
miteinander in einem ſolchen Hader befinden, daß ein gedeihliches 
Zuſammenwirken derſelben ſich nicht erwarten laſſe, nicht ganz 
einwandfrei; mit Grund weiſt nämlich die Reviſion darauf hin, 
daß im vorliegenden Falle für die Beendigung des Liquidation 
geſchäftes eine gemeinſchaftliche Thätigkeit“ der Parteien micht 
erforderlich iſt, da nach dem zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen 
Vergleiche der Bekl. zum alleinigen Liquidator beſtellt⸗ Es be⸗ 
darf jedoch einer Entſcheidung hierüber nicht, indem jedenfalls 
der zweite von dem O. L. G. angenommene Grund. für ‚die 
Abherafung des Bekl. als zutreffend erachtet werden muß⸗ 
Das O. L. G. führt nämlich aus, daß der Bell: in einem: 
früheren, gwiſchen ihm und dem Kl. beſtandenen-Rechtsſtreite⸗ 
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die Beſchaffung von Rohmaterial während der Liquidation 
ſpeziell mit dem Hinweiſe auf einen hieraus für die Geſell⸗ 
ſchafter ſich- ergebenden Gewinn motivirt habe, und daß in 
einem anderen zwiſchen den Parteien anhängig geweſenen Rechts- 
ftreite der gerichtlich ernannte Sachverſtändige nach dem Ver⸗ 
mögensſtande vom 15. Juni 1895 auch ein Guthaben des Kl. 
an die Geſellſchaft in Höhe von 182,82 Mark herausgerechnet, 
dagegen der Bekl. damals eine Schuld des Kl. von 5 907,35 Mark 
behauptet habe, daß endlich in der gegenwärtigen Prozedur der 
Bekl. verſchiedene Angaben über die Höhe der Schuld des Kl. 
an ihn gemacht, und ſchließlich ihn mit Schreiben vom 4. Ok⸗ 
tober 1895 im Zutritt zum Komptoir ſowie in der Einſicht 
der Bücher der Liquidationsfirma behindert habe, und folgert 
hieraus und aus dem zwiſchen den Parteien beſtehenden höchſt 
feindſeligen Verhältniffe, daß bei dem Kl. ein gegründeter Ver⸗ 
dacht einer unredlichen Handlungsweiſe und Pflichtvergeſſenheit 
des Bekl. beſtehen könne. Daß aber ein ſolches, durch gewiſſe 
Vorkommniſſe hervorgerufenes Mißtrauen des einen Geſell⸗ 
ſchafters gegen den Liquidator nach dem Willen des Geſetzes 
zur Abberufung des Liquidators genügt, muß aus der Stellung 
des letzteren als Beauftragten der Geſellſchafter entnommen 
werden; dieſelben würden ihn nicht beauftragt haben, wenn 
das Mißtrauen bei ihnen ſchon früher beſtanden hätte. II. C. S. 
i. S. Langhans c. Vitzius vom 13. April 1897, Nr. 55/97 II. 

15. Differenzgeſchäft. Es mag ſein, daß das B. G. (wie 
dies ſchon das L. G. gethan hat) im Eingange ſeiner Ent⸗ 
ſcheidungsgründe gegen die Praxis des J. C. S. des R. G., 
betreffend die ſogenannten Differenzgeſchäfte, Front macht. 
Hieraus kann aber jedenfalls im vorliegenden Falle kein Grund 
zur Aufhebung des angefochtenen Urtheiles entnommen werden. 
Denn das B. G. prüft in der Folge den geſammten Inhalt der 
Verhandlungen und des Ergebniſſes der Beweisaufnahme ($ 259 
C. P. O.) und gewinnt auf dieſer Grundlage die Ueberzeugung, 
daß es vollſtändig an dem Beweiſe der Einrede fehle: Eine 
ausdrückliche Vereinbarung der Parteien, daß jeder Erfüllungs⸗ 
zwang auf beiden Seiten ausgeſchloſſen ſein ſoll, ſei nicht be⸗ 
hauptet, auch nicht aus den Zeugenausſagen zu entnehmen. An 
ſich möglich wäre, daß aus den begleitenden konkreten Umſtänden 
eine ſtillſchweigende Vereinbarung jenes Inhaltes, wonach für 
jeden Theil nur das Recht beſtehen ſollte, die zu ſeinen Gunſten 
ſich ergebende Differenz der Kurſe am Stichtage (unter Ausſchluß 
des Rechtes und der Pflicht zur Lieferung und Abnahme der 
Papiere) von dem anderen in Anſpruch zu nehmen, hervorgehen 
könne, beziehungsweiſe auf eine ſolche beiderſeitige Abſicht ge⸗ 
ſchloſſen werden müßte. Durch die Umſtände des vorliegenden 
Falles ſei aber nicht einmal dargethan, daß auch nur auf Seite 
der Bekl. die dem Kl. erkennbare Abſicht, nur ſpielen zu wollen, 


vorgelegen habe, da es eben am Beweiſe der in dieſer Richtung 


aufgeſtellten Behauptungen fehle. Feſtgeſtellt iſt insbeſondere, 
daß die Bekl., welche die Geſchäftsverbindang mit dem Kl. ſelbſt 
freiwillig eingeleitet, in dem Kl. und in deſſen Angeſtellten durch 
ihre Mittheilungen über ihre Verhältniſſe den Eindruck hervor⸗ 
gerufen habe, daß ſie wohl im Stande ſei, für ſie entſtehende 
Verbindlichkelten, Differenzen zu zahlen oder die gekauften 
Papiere abzunehmen, zu erfüllen und daß keine Umſtände vor⸗ 
handen ſeien, welche dieſe Meinung des Kl. ändern mußten. 
Dieſe ſelbſtſtändige Beweiswürdigung des B. G., welche auf 


keinem Verſtoß gegen fundamentale Rechtsſätze hinſichtlich des 
Spieleinwandes beruht, iſt prozeſſual nicht anzufechten. Die 
Reviſion meint, beim Vorliegen gewiſſer Indicien, insbeſondere 
des offenbaren Mißverhältniſſes zwiſchen den Vermögensver⸗ 
hältniſſen und den einzelnen oder allen Monats⸗Umſätzen, ſpreche, 
wie auch der J. C. S. ſchon ausgeſprochen habe, eine Ver⸗ 
muthung für die beiderſeitige ausschließliche Spielabſicht. Wenn 
aber in, den Urtheilen, welche die Reviſion im Auge hat (fiehe 
3. B. Jur. Wochenſchr. 1897, S. 137 Nr. 24), von einer ſolchen 
Vermuthung die Rede iſt, ſo lagen allemal die beſonderen that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe des konkreten Falles zu Grunde. Im 
vorliegenden Falle fehlt es jedenfalls an ſolcher thatſächlichen 
Unterlage. In dieſer Beziehung mag noch darauf hingewieſen 


werden, daß, wie feſtgeſtellt ift, Kl. je die Kaufordres der Bekl. 


auftragsgemäß ausgeführt und ſchließlich die p. ult. November 
1895 zu liefernden Papiere wirklich und ernſtlich der Bekl. zur 
Abnahme angeboten hat. Die Reviſion verſucht noch einen 
Verſtoß gegen Art. 278, 279 des H. G. B. zu konſtruiren, 
indem ſie geltend macht, daß, wenn notoriſch, wie auch hier, 
von den verſchiedenen Ultimogeſchäften keines effektiv erfüllt, 
ſondern nur je die Differenzen berechnet werden, der Verkäufer 
ſich alſo nicht auf die Anſchaffung der Waare, Käufer nicht auf 
die Flüſſigmachung des Kaufgeldes einzurichten brauche, das 
Verlangen des Verkäufers, die Waare effektiv abzunehmen, nicht 
nur gegen Treu und Glauben verſtoße, ſondern daß augen- 
ſcheinlich auch ein Gebrauch dahin angenommen werden müſſe, 
es ſollen und durfen nur die Differenzen gefordert werden. 
Allein dieſer Angriff ſcheitert einmal ſchon an den thatſächlichen 
Feſtſtellungen, zu denen hier auch noch diejenige kommt, daß 
nach den Uſancen der Hamburger Börſe für den Effektenhandel, 
auf Grund deren die Geſchäfte der Parteien geſchloſſen worden, 
das Recht effektiver Erfüllung nicht beſeitigt, ſondern in vollem 
Umfange anerkannt iſt, ferner aber auch daran, daß die Nevifion, 
ſoweit ſie ſich auf einen Gebrauch (Art. 279 des H. G. B.) 
beruft, hiermit erſt in der Reviſtonsinſtanz in unzuläſſiger Weiſe 
eine neue thatſächliche Behauptung aufgeſtellt. Endlich ſucht 
die Reviſion aus den Art. 357, 354-356 H. G. B. die 
Unmöglichkeit, daß effektive Erfüllung oder daß die Differenz 
des Stichtages verlangt werden dürfe, abzuleiten: ein Fixgeſchäft 
liege natürlich nie vor, die nach Art. 354 — 356 gegen den 
ſäumigen Kontrahenten zuſtehenden Rechte könnten aber nicht 
ausgeübt werden, ohne daß auf Verlangen des ſäumigen Theiles 
eine Nachfriſt gewährt werde; hieran werde aber niemals gedacht. 
Es kann jedoch dahin geſtellt bleiben, ob Spekulationsgeſchäfte 
der vorliegenden Art nie als Fixgeſchäfte geſchloſſen werden; von 
der Satzung einer Nachfriſt können die Kontrahenten von vorn 
herein abſehen und wenn erhellt, daß die Kontrahenten das Recht 
und die Pflicht auf Ertheilung einer Nachfriſt ausgeſchloſſen 
haben, jo wäre hieraus der Schluß, daß es ſich um ein fo» 
genanntes reines Differenzgeſchäft handele, keineswegs gerecht. 
fertigt. Im vorliegenden Falle hat Bekl. übrigens eine Nach⸗ 
friſt nicht verlangt, ſondern im Gegentheil die Abnahme der 


reell offerirten Papiere beſtimmt verweigert. VI. C. S. i. S. 


Tannenbaum c. Wolff vom 22. April 1897, Nr. 412/96 VI. 

16. Ein Lieferungsvertrag, durch welchen der Verkäufer 
ſich zu periodiſchen Lieferungen verpflichtet, darf, ſelbſt wenn 
aus der Natur des Vertrags, der Abſicht der Kontrahenten oder 
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aus der Beſchaffenheit des zu leiſtenden Gegenſtandes ſich ergiebt, 
daß die Erfüllung des Vertrags auf beiden Seiten theilbar iſt, 
alſo die Vorausſetzungen zur Anwendbarkeit des Art. 359 des 
H. G. B. vorliegen, keineswegs rechtlich ſo behandelt wären, als 
hätten die Kontrahenten ſo viel einzelne Verträge geſchloſſen, 
wie Lieferungen geſchehen ſollen; vielmehr behält die Thatſache, 
daß ein einziges Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen iſt, von der Be⸗ 
ſtimmung des Art. 359 abgeſehen, ihre volle rechtliche Be⸗ 
deutung. Näher begründet. II. C. S. i. S. Ahlemann & Schlatter 


c. Hüſtener Gewerkſchaft vom 27. April 1897, Nr. . II. 


III. Sonſtige Reichsgeſetze. 
Zur Gewerbeordnung. 


17. Das O. L. G. hat, ſoweit der Klageanſpruch auf das 


im § 10 des Vertrages vom 29. September 1892 bedungene 
Konkurrenzverbot und die auf die Uebertretung deſſelben 
geſetzte Konventionalſtrafe von 10 000 Mark gegründet wird, an⸗ 
genommen, daß dieſe vertragliche Abmachung, weil ſie ohne jede 
örtliche und zeitliche Beſchränkung dem Bekl. nach Aufhebung 
des Verhältniſſes zum Kl. den Betrieb und die Beſchäftigung 
in der Glimmerbranche verbiete, als dem Grundſatze der Ge⸗ 
werbefreiheit (§ 1 der Gewerbeordnung) und ſomit der öffent⸗ 
lichen Ordnung widerſprechend ungültig und demnach rechts. 
unwirkſam ſei. Dieſe Annahme entſpricht der konſtanten neueren 
Rechtſprechung, insbeſondere auch des R. G., und es liegt kein 
Grund vor, von derſelben im vorliegenden Falle abzuweichen. 
Insbeſondere iſt es rechtlich nicht zutreffend, wenn die Reviſion 
geltend macht, der B. R. habe nicht genügend berückſichtigt, daß 
es ſich im vorliegenden Falle um einen erſt im Entſtehen be⸗ 
griffenen, wenig verbreiteten Geſchäftszweig handele, ſowie daß 
es dem Bekl., der in dieſem Geſchäfte nur 1½ Jahre, dagegen 
in anderen Geſchäften vorher erheblich längere Zeit thätig ge⸗ 
weſen ſei, ein Leichtes geweſen wäre, in anderen Gewerbe⸗ 
betrieben Beſchäftigung und lohnenden Verdienſt zu finden. Es 
iſt dem gegenüber hervorzuheben, daß der Grundſatz der Ge— 
werbefreiheit eine örtlich und zeitlich allgemeine vertragliche 
Beſchränkung auch nur bezüglich eines beſtimmten und be⸗ 
ſchränkten Geſchäftszweiges und die Verweiſung auf andere Er⸗ 
werbszweige nicht geſtattet. Nach § 1 eit. iſt der Betrieb eines 
jeden Gewerbes, ſoweit nicht die Gewerbeordnung ſelbſt Aus- 
nahmen oder Beſchränkungen vorſchreibt oder zuläßt, Jedermann 
geſtattet; die vertragliche Aufhebung dieſes Rechtes widerſpricht 
der öffentlichen Ordnung. Das iſt denn auch bereits vom 
L. G., auf deſſen Gründe das O. L. G. inſoweit verweiſt, 
unter Bezugnahme auf die Entſcheidung des III. Senats vom 
19. Mai 1893 (Bd. 31 S. 97 ff.) zutreffend ausgeführt worden. 
II. C. S. i. S. Jaroslaw c. e vom 27. April 1897, 
Nr. 63/97 II. 

Zum Patentgeſetz. 

18. Nach dem Patentgeſetz vom 7. April 1891 § 33 
wird die Berufung nicht wie in Civilprozeßſachen durch Zu⸗ 
ſtellung an den Berufungsbeklagten, ſondern durch Anmeldung 
bei dem Patentamt eingelegt. Folgeweis iſt auch die Zurück⸗ 
nahme einer eingelegten Berufung nicht davon abhängig, daß 
ſie dem Prozeßgegner gegenüber erklärt oder ihm bekannt ge⸗ 
macht iſt. Sie wirkt vielmehr unmittelbar und ſofort, wenn 
ſie, ſei es dem Patentamt gegenüber, deſſen Entſcheidung ſich 
der Berufungskläger damit unterwirft, ſei es bei dem R. G. 


erklärt wird, deſſen Entſcheidung der Berufungskläger entſagt. 
Es war denn auch vor Einführung der C. P. O. gar kein 
Zweifel, daß die Partei, wie ſie ſich dem Urtheil des Richters 
ſtillſchweigend, alſo durch konkludente Handlungen unterwerfen, 
ebenſo durch einſeitige Erklärung auf ein eingelegtes Rechts⸗ 
mittel verzichten konnte. Linde Civilprozeß § 397, Heffter 
Syſtem des Civilprozeſſes § 437, Wetzell §8 54 Anm. 19 
und 20. Der Verzicht konnte nur nach dem Zeitpunkte, mit 
welchem das Rechtsmittel gemeinſam geworden war, nicht mehr 
zum Nachtheil des Appellaten erklärt werden, ſodaß dadurch 
demſelben die Adhäſion entzogen worden wäre. Darauf beruht 
auch die Beſtimmung der C. P. O. § 476 Abſ. 1. Da in 
Patentberufungsſachen eine Anſchließung nicht exiſtirt, kann 
hier der Berufungskläger die eingelegte Berufung jederzeit 
zurücknehmen. Mit der Zurücknahme der Berufung wird aber 
die Entſcheidung des Patentamts rechtskräftig. Dieſes Reſultat 
ſtimmt mit der Spruchpraxis des früheren Preußiſchen Ober⸗ 
tribunals in Prozeſſen nach den damaligen Prozeßgeſetzen über- 
ein. — Vergl. Plenarbeſchluß vom 18. Februar 1856 bei 
Striethorſt Archiv Bd. 21 S. 6 und die Urtheile vom 
14. Februar 1854 (daſelbſt Bd. 11 S. 369), vom 3. März 
1863 (Bd. 48 S. 233). 
nahme war alſo rechtsunwirkſam; und es war unerheblich, daß 
dieſer dem Berufungsbeklagten von dem Patentamt gleich- 


Der ſpätere Widerruf der Zurüd- 


zeitig mit der Zurücknahme der Berufung abſchriftlich zugeſtellt 


iſt, und daß beide Erklärungen gleichzeitig von dem Patentamt, 


dem R. G. eingereicht bezw. bei dem R. G. eingegangen find.: 


Endlich waren auch für die Zurücknahme der Berufung die 


Patentanwälte F. und L. die legitimirten Vertreter des Be⸗ 


rufungsbeklagten. Die Verordnung vom 11. Juli 1891 $ 28 
fordert für einzelne Akte in Patentſachen, wie z. B. Verzichte 
keine Spezialvollmacht. Es iſt deshalb anzunehmen, daß der 
einmal ernannte und im Allgemeinen durch Vollmacht 
legitimirte Vertreter auch zum Verzicht auf Rechtsmittel ebenſo 
wie der Prozeßbevollmächtigte in Civilprozeßſachen — § 77 
der C. P. O. — befugt iſt. I. C. S. i. S. Pintſch c. Roth⸗ 
gießer vom 24./31. März 1897, Nr. 409/96 J. 

Zum Geſetz über den Schutz der Waaren- 
bezeichnungen. 

19. Ob zur Klagerhebung auf Grund des § 9 Nr. 3 
des Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen Jemand, der 
im Inlande keine Niederlaſſung beſitzt, nur unter der im § 23 
Abſ. 1 des Geſetzes bezeichneten Vorausſetzung für befugt zu 
erachten iſt, und ob ferner diefe Befugniß nur für denjenigen 
beſteht, der ein Intereſſe an der beantragten Löſchung des 
Waarenzeichens hat, kann hier dahin geſtellt bleiben. Für den 


Mitkläger William Steinway kommt die Vorausſetzung des 


823 Abſ. 1 überhaupt nicht in Frage, da er eine Niederlaſſung 
in Hamburg beſitzt, und für die Firma Steinway & Sons liegt 
fie vor, weil ihre Niederlaſſung ſich in New⸗ Vork befindet, und 
nach der Bekanntmachung im Reichsgeſetzblatt vom 22. Sep- 
tember 1894 in den Vereinigten Staaten deutſche Waaren⸗ 
bezeichnungen in gleichem Umfange wie inländiſche zum geſetz⸗ 
lichen Schutz zugelaſſen werden. Das Intereſſe der Kl. aber 
an der Löſchung der für die Bekl. eingetragenen Waarenzeichen 
iſt, wenn und inſoweit die Beſtimmung des § 9 Nr. 3 zu⸗ 
trifft, ohne weiteres gegeben. Das B. G. erörtert die Frage, 


— 


— 
— 


ob der Inhalt der beiden Waarenzeichen der Bekl. den that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen entſpricht, unter Heranziehung einer im 
$ 13 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 enthaltenen Beſtimmung, 
auf die ſich auch die Bekl. berufen hat, der Beſtimmung nämlich, 
daß durch die Eintragung eines Waarenzeichens niemand ge- 
hindert wird, ſeine Firma, ſei es auch in abgekürzter Geſtalt, 
auf Waaren, auf deren Verpackung oder Umhüllung anzubringen. 
Die Beſtimmung findet, wie auch das B. G. anerkennt, hier 
unmittelbar keine Anwendung. Durch ſie wie überhaupt 
durch die Vorſchriften des § 13 wird das durch die Eintragung 
eines Waarenzeichens begründete Zeichenrecht eingeſchränkt, für 
die Kl. iſt aber kein Waarenzeichen eingetragen. Die Be⸗ 
ſtimmung betrifft ferner unmittelbar nur die Befugniß Jemandes, 
ſeine Firma zur Bezeichnung von Waaren thatfählih zu ge⸗ 
brauchen, nicht die Befugniß, die Bezeichnung als Waarenzeichen 
für ſich eintragen zu laſſen. Das aber ergiebt ſich aus der 
Beſtimmung: Wer, obwohl ein Waarenzeichen für ihn ein- 
getragen iſt, einen Firmeninhaber nicht finden kann, ſeine Firma, 
ſei es auch in abgekürzter Geſtalt, zur Bezeichnung von Waaren 
zu gebrauchen, der wird das noch weniger können, wenn kein 
Waarenzeichen für ihn eingetragen iſt; und andererſeits, wer 
befugt iſt, ſeine Firma, ſei es auch in abgekürzter Geſtalt, zur 
Bezeichnung von Waaren thatſächlich zu gebrauchen, von dem 


wird, wenn er ein Waarenzeichen für ſich eintragen läßt, daß 


ſachgemäß ſeine Firma in abgekürzter Geſtalt darſtellt, nicht 
auf Grund des § 9 Nr. 3 des Geſetzes verlangt werden können, 
daß er in die Löſchung des Zeichens willige; von einem ſolchen 
Zeichen wird ſich nicht behaupten laſſen, daß ſein Inhalt den 
thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpreche. Im Weſentlichen 
hiervon ausgehend gelangt das B. G. zu dem Ergebniß, daß 
das Waarenzeichen „Steinweg Nachf.“ mit Grund nicht be⸗ 
anſtandet werden könne. Es führt aus: Schon die äußere 
Betrachtung der Firma der Bekl. ergebe, daß die drei Namen 
Grotian, Helfferich, Schulz nur einen untergeordneten Beftand- 
theil der vollen Firma bildeten; ihr Zuſammenhang zeige, daß 
das unter der Firma betriebene Geſchäft urſprünglich von 
Th. Steinweg betrieben worden ſei, jetzt von anderen Perſonen 
betrieben werde; wer aber bei Uebernahme eines Geſchäfts es 
ermögliche, die Firma des bisherigen Inhabers, wenn gleich mit 
einem die Nachfolge andeutendem Zuſatze, beizubehalten, der zeige 
aufs deutlichſte, welch hohen Werth er darauf lege, gerade 
durch Beibehaltung der alten Firma dem Publikum wie der 


Geſchäftswelt fortdauernd vor Augen zu führen, daß es kein 


anderes, ſondern das unter der alten Firma renommirte Geſchäft 
ſei, das er betreibe, deshalb ſei im vorliegenden Fall, insbeſondere 
mit Rückſicht darauf wie der Gang der feſtſtehenden Thatſachen 
geweſen ſei, in der Firma der Bekl. der Theil, der die ur⸗ 
ſprüngliche Firma enthalte, als der bedeutungsvollſte und jeden ⸗ 
falls als ein fo charakteriſtiſcher anzuſehen, daß er zu einer 
ſachgemäßen Abkürzung der vollen Firma benutzt werden dürfe. — 
Dieſe Ausführungen unterliegen keinen rechtlichen Bedenken. 
Das Geſchäft der Bekl. iſt in der Zeit vom September 1865 
bis zum 14. Oktober 1869 unter der Firma „C. F. Th. Steinweg 
Nachfolger“ geführt worden. Dies war die alte Firma mit 
einem das Nachfolgeverhältniß andeutenden Zuſatz. Dies hat 
fie aber auch durch die mit ihr vorgenommene Aenderung nicht 
zu ſein aufgehört. Die Aenderung beſtand abgeſehen von der 
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unerheblichen Weglaſſung der Buchſtaben C. F. in der Voran⸗ 


ſtellung der drei Namen Grotian, Helfferich, Schulz. Die 
Firma der Bekl. iſt mithin jetzt die alte Firma mit einem das 
Nachfolgeverhältniß andeutenden Zuſatz und einem ferneren 
Zuſatz, der erkennbar macht, welche Perſonen die Nachfolger 
find. Mit Recht erblickt daher das B. G. in dem „Th. Steinweg 
Nachf.“ den weſentlichen Beſtandtheil der Firma der Bekl., und 
es kann ſomit von dem dieſen weſentlichen Beſtandtheil der 
Firma unter Weglaſſung des Th. wiedergebenden Inhalt des 
Waarenzeichens „Steinweg Nachf.“ nicht geſagt werden, daß 
er den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpreche, er ſteht viel. 
mehr mit, ihnen in Einklang. Schon hiernach erweiſt ſich hin⸗ 
ſichtlich dieſes Waarenzeichens die Beſtimmung des § 9 Nr. 3 
als unanwendar. Das B. G. hat aber außerdem angenommen, 
daß der Inhalt des Zeichens die Gefahr einer Täuſchung nicht 


begründe, indem es darauf hinweiſt, daß der Zuſatz „Nachf.“ 


gegenüber den Firmen „Steinway & Sons“ und „Steinways 
Pianofortefabrik“ ein völlig hinreichendes Unterſcheidungsmerkmal 
darbiete. Auch dieſe Annahme iſt rechtlich unbedenklich. Liegt 
aber die Gefahr einer Verwechſelung mit den Firmen der Kl. 
nicht vor, ſo ergiebt ſich daraus zugleich, daß durch die Er⸗ 
wirkung der Eintragung des Waarenzeichens Steinweg Nachf. 
nicht in das Firmenrecht der Kl. eingegriffen worden iſt. — 
Ebenſowenig iſt ein Vertragsrecht verletzt. Die Reviſton ver⸗ 
weiſt in dieſer Beziehung auf die im Oktober 1869 erfolgte 
Aenderung der Firma der beklagten Geſellſchaft. Ob dieſe 
Aenderung ſich als die Ausführung einer vertrags mäßigen 
Einigung der Betheiligten darſtellt, kann auf ſich beruhen 
bleiben. Iſt es der Fall, ſo reicht die Vertragswirkung nicht 
weiter, als daß der beklagten Geſellſchaft verwehrt werden könnte, die 
Firma „Steinweg Nachf.“ zu führen, unter dieſer Firma ihre 
Geſchafte zu betreiben und die Unterſchrift abzugeben. Es kann 
der Bekl. nicht verwehrt werden, ihre Firma in ſachgemäßer 
Weiſe als Waarenzeichen zu benutzen. Darauf aber, ſie 
hieran zu hindern, würde es hinauslaufen, wenn man die Ver⸗ 
wendung der Abkürzung „Steinweg Nachf.“ als Waarenzeichen 
ſür unzuläſſig erklären wollte. Denn die volle Firma der Bekl. 
iſt wegen ihrer Länge als Waarenzeichen für die Fabrikate der 
Bekl. nicht geeignet, und eine andere als die von den Namen 
der Firmeninhaber abſehende Abkürzung nicht möglich, wenn 


anders ſie den Hauptbeſtandtheil der Firma erkennbar machen 


ſoll. I. C. S. i. S. Steinweg c. Grotian, Helfferich, Schulz, 
Th. Steinweg vom 28. April 1897, Nr. 11/97 J. 

IV. Das Gemeine Recht. 

20. Beim Beſitzerwerbe iſt nach gemeinem Rechte unter 
„böſem Glauben“ nur das Fehlen des guten Glaubens zu 
verſtehen, und der letztere beſteht nach der freilich nicht un⸗ 
beſtrittenen, aber zweifellos richtigen Anſicht in dem im Wefent- 
lichen ungeftörten Glauben an die Abweſenheit jedes 
Rechtsmangels, vergl. J. 4 pr. I. 6 $ 1 D. pro emt. 41, 4. 
Wie ſtark der Zweifel ſein muß, bei welchem der gute Glaube 
aufhört, und der böſe anfängt, das läßt ſich freilich in eine 
beſtimmte Regel nicht faſſen, iſt vielmehr vom richterlichen Er⸗ 
meſſen zu beurtheilen. Im vorliegenden Falle hat nun aber 
das B. G. in dieſer Hinſicht die Grenzen des ſachgemäßen 
Ermeſſens ſtcherlich nicht überſchriten. VI. C. S. i. S. 
Eulenburg c. Bendixen vom 8. April 1897, Nr. 381/96 VI. 
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. 21. Das B. G. hat aus thatſächlichen, in dieſer Inſtanz 
nicht beanſtandeten, Gründen angenommen, daß Paul H. auf 


Grund ſeines Anſtellungsvertrages und ſeines erwieſenen Ver⸗ 


ſchuldens verpflichtet iſt, der Kl. für den entſtandenen Kaſſen⸗ 
defekt Erſatz zu leiſten. Hierfür haften jetzt die beiden beklagten 
Bürgen in Höhe der von ihnen übernommenen Bürgſchaft, 
infoweit fie nicht durch beſondere Einreden gedeckt ſind. Von 
den in beiden Inſtanzen geltend gemachten Einreden hat das 
O. L. G., ohne die ſonſtige Vertheidigung der Bekl. erſchöpfend 
zu prüfen, den Einwand für begründet erkannt, daß die Kl. 
durch mangelnde Diligenz in der Kontrole des Betriebes den 
Auſpruch gegen die Bürgen verwirkt habe, und daher. die Klage 
abgewieſen. Dieſe Entſcheidung beruht auf rechtsirrkhümlicher 
Grundlage. Mit Unrecht hat das O. L. G. angenommen, daß 
die Kl. den Bürgen gegenüber kontraktlich verpflichtet geweſen 


ſei, die Schuldner anzuweiſen, fortan nur an den Kaſſirer 


Paul H. Zahlung zu leiſten, und eine forgfältigere Kontrole 
des Betriebes, wie nachgewiesen ſei, herbeizuführen, um dadurch 
Kaſſendefekte zu verhüten. Die Bürgſchaft als ſolche begründet 
nur kontraktliche Rechte des Gläubigers und kontraktliche Pflichten 
des Bürgen. Eine kontraktliche Pflicht des Gläubigers zu be⸗ 
ſonderer Diligenz im Intereſſe des Bürgen beſteht nicht, vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 18 S. 238. Soweit die Kl. Vorſichts⸗ 
maßregeln gegen mögliche Unterſchlagungen traf und eine Kon⸗ 
trole der Rechnungs⸗ und Kaſſenführung übte, that ſie das im 
eigenen Intereſſe, und es kann grundſätzlich nicht anerkannt 
werden, daß ſie in Rückſicht auf die Haftung der Bürgen be⸗ 
ſondere Maßnahmen zu treffen hatte, zu welchen ſie im eigenen 
Intereſſe keine Veranlaſſung ſah. Eine Einrede gegen die 
Haftung aus der Bürgſchaft würden die Bürgen aus dem Ver⸗ 
halten der Kl. nur dann entnehmen können, wenn derſelben 
Argliſt oder eine grobe Vernachläſſigung der üblichen oder durch 
die beſondere Sachlage gebotenen Kontrole vorgeworfen werden 
könnte. Ein argliſtiges Verhalten iſt aber nicht behauptet, und 
grobe Fahrläſſigkeit iſt nicht nachgewieſen. Wenn in letzterer 
Richtung ſeitens der Rbkl. ausgeführt iſt, beſondere Vorſicht 
reſp. eine Warnung der Bürgen ſei geboten geweſen, da der 
als Direktor der Filiale zu Hannover fungirende Vater des 
Paul H. trotz eines früheren Kaſſendefektes im Amte belaſſen 
ſei, ſo trifft dieſe Erwägung hier nicht zu. Die Bürgſchaft 
war nicht für den Vater des Paul H. übernommen, ſondern 
für den letzteren, gegen welchen Nachtheiliges nicht vorlag, und 
die Verhandlung mit den Bürgen iſt nicht von der Kl. oder 
in ihrem Auftrage geführt, ſondern, wie das B. G. feſtgeſtellt 
hat, von dem F. H. im eigenen Namen. III. C. S. i. S. 
Caisse generale des familles c. Oberdieck vom 27. April 
1897, Nr. 388/96 III. 1 2 
22. Nach dem in Rothenburg OTT. ſubſidiär geltenden, 


vom B. G. für anwendbar erklärten gemeinen Rechte genügt 


zur Begründung der Bürgſchaft jede Erklärung, die den Willen 
erkennen läßt, für die Erfüllung der Verbindlichkeit eines An⸗ 
deren einzuſtehen. Der Rechtswirkſamkeit der Verbürgung würde 
auch die Eigenſchaft des Bekl. als Hausſohn nicht entgegen ⸗ 
ſtehen, da nach gemeinem Rechte die Verpflichtungsfähigkeit des 
Hausſohns nur hinſichtlich der Gelddarlehen und ſonſtiger der 
Geldbeſchaffung beſtimmten Kreditgeſchäfte beſchränkt iſt. (Dern- 
burg, Pandekten V. Aufl. 2. Bd. S. 240; Windſcheid, Pan⸗ 


— 


dekten VII. Aufl. I. § 55, II. § 373; Stobbe, Deutſches 
Privatrecht Bd. I. S. 326, Roth, Syſtem des deutſchen Privut⸗ 
rechts Bd. I. S. 383.) Ließe ſich die Erklärung des Bekl. im 
Briefe vom 27. Auguft- 1893 auch in dem von ihm geltend 
gemachten Sinne einer bloßen Betheuerung der Obſorge für die 
Erfüllung der Verbindlichkeit durch den Schuldner auffaſſen, 
ſo ſteht der Wortlaut der Aeußerung nicht nur der Auslegung 
des B. G. nicht entgegen, ſondern erſcheint auch für die Be⸗ 
gründung eines Bürgſchaftsverhältniſſes ausreichend (Vergl. 
Entſch- des R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 266, Staub, 
Kommentar zum H. G. B. III. und IV. Aufl. S. 710). 
VI. C. S. i. S. Wurzinger . Wollner und Hilpert vom 
26. April 1897, Nr. 7/7 II. 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. s 
23. Gemäß 88 115, 118 Thl. J Tit. 6 des A. L. R. 
ſind die erhobenen Anſprüche davon bedingt, daß ein mäßiges 
Verſehen vorliegt. Das B. G. nimmt nun an, der Bekl. habe 
in der Eile und dem Verlangen, dem Flüchtling keinen Vor⸗ 
ſprung zu gewähren, an die Sicherung des Gewehres nicht 
gedacht, zumal da die Möglichkeit, daß das Gewehr ſich bei 
der Verfolgung entladen und den Flüchtling treffen würde, 
ſehr ferne gelegen geweſen. Ueberdies ſei es mit Rückſicht auf 
die Möglichkeit eines thätlichen Widerſtandes ein Gebot der 
Vorſicht geweſen, das Gewehr in ſchußbereitem Zuftande zu 
halten. Gemäß § 20 Thl. 1 Tit. 3 des A. L. R. iſt als 
mäßiges Verſehen dasjenige zu erachten, welches bei einem 
gewöhnlichen Grade von Aufmerkſamkeit vermieden werden 
konnte. Wein das B. G. auf Grund der Erwägung der feſt⸗ 
geſtellten Sachlage zu der Anſchauung gelangt, daß nicht nur 
der ſorgſamſte Menſch in der immerhin aufregenden Situation, 
in welcher ſich der Bekl. befunden, Erwägungen über die 
Möglichkeit der Entladung des Gewehres und einer Verletzung 
des Flüchtigen nicht augeſtellt haben würde, vielmehr die Rück⸗ 
ſicht auf den eigenen Schutz die Bereithaltung des Gewehres 
in ſchußfertigem Zuſtande geboten habe, ſo liegt hierin keine 
Verkennung des geſetzlichen Begriffs des mäßigen Verſehens. 
Die Feſtſtellung der Situation ſelbſt und der durch ſie hervor⸗ 
gerufenen Gefährdung des Bekl. entzieht ſich der Nachprüfung 
in der Reviſtonsinſtanz. VI. C. S. i. S. Tuchlinski c. 
Goldenſtaedt vom 8. April 1897, Nr. 420/96 VI. 

24. Nach den thatſächlichen Feſtſtellungen des B. R. hat 


K. als Prokuriſt des U. dem Kl. den Kahn verkauft in der 
Abſicht, für ſich etwas aus dem Verkaufe des Kahnes heraus 


zuſchlagen, einen Vortheil für ſich zu erzielen, und hat K. dem 
Kl. bei den Kaufunterhandlungen auch geſagt, er könne von U., 
welcher Schulden habe, ſein Geld nicht herausbekommen. Der 
B. R. ſtellt ferner feſt, daß Kl. dieſe Abſicht des K. erkannt 
haben werde, zumal der Kaufpreis nicht habe gezahlt, ſondern 


auf die Einlage des Kl. in eine zwiſchen Beiden projektirte 


Geſellſchaft habe verrechnet werden ſollen. Danach haben Kl. 
und K. ſich zuſammengethan, um den U. um ſeinen Kahn zu 
bringen, in der Abſicht, ſich einen rechtswidrigen Vortheil zu 
verſchaffen, und zwar K. in der Abſicht, ſich durch unerlaubte 
Eigenmacht wegen ihm angeblich gegen U. zuſtehender Forde⸗ 
rungen zu befriedigen, und Beide in der Abſicht, den Kahn oder 
deſſen Werth in eine unter ihnen zu gründende Geſellſchaft ein⸗ 
zuwerfen. Damit ſind aber die Erforderniſſe des argliſtigen 
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Zuſammenfpieles (der doloſen Kolluſion) gegen den, U. erfüllt. 


Se: het v untreu gegen ſeinen Prinzipal gehandelt und Kl. bat: 


dies erkannt, trotztem aber dieſes; Handeln ermöglicht. (Vergl. 
Entſch. des R. Gerin Cisilſachen Bd. 9. S.; 1481 ff. und Jur. 
Wochenſchrift. 1896 S. 108 Nr. 35, ferner R. O. H. G. ⸗Entſch. 
Bd. 7 Sg 404.) „Daß. Kk. — wie der B. R. ausführt — auch 
gewußt; haben müſſe, wie viel K., von N. (etwa): zu! fordern hatte, 
iſt micht erforderlich, um ſeine Argliſt feſtzuſtellen, und daß Kl. 
habe annehmen! dürfen! daß / falls er den! Kaufpreis: nicht baar 
zahle / ſondern als Einlage für K., verwende, ein; Ausgleich 
zwiſchen Ke, und U., und zwar nicht zum Nachtheile des letzteren 
erfolgen werde, ⸗iſt eine ganz unbegründete Unterſtellung! Ebenſo 
iſt es amerheblich, ob y U. dem K. den Verkauf des⸗Kahnes ver⸗ 
boten. hat oder nicht, da Kl. erkennen mußte und erkannt hat, 
daß K. den Verkauf in Mißbrauch ſeiner Vertretungsmacht be⸗ 
wirkt hat, Auch ider Umſtand, daß: K. nicht nur Prokuriſt des 
U., ſondern auch ſtiller Geſellſchafter in dem unter dem Namen 
des U. betriebenen Handelsgeſchäfte war, ändert an der recht⸗ 
lichen Beurtheilung. der Sache nichts, da der ſtille Geſellſchafter 
nicht Eigenkhümer soder Miteigenthümer des Geſellſchaftsver⸗ 


mögens iſt, ſondern lediglich eine perſönliche Forderung in Höhe 


feiner Einlage hat (vergl. Coſack Lehrbuch des Handelsrechts 
2. Aufl. 9.89 S. 527, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 18 
S. 43 und Blum: Urtheile und Aimalen Bd. 1 S. 174). Der 
auf Grund der §8 163 ff. des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes 
vom: 13. Juli 1883 für die Bekl. erfolgten Beſchlagnahme des 
Kahnes gegenüber hat: Kl. nachzuweiſen, daß er Eigenthümer 


ei: Durch die betrüglichen Handlungen des Kl. und des. K. 


hat U. weder das Eigenthum noch einmal den Beſitz verloren 


(§ 96 ff. und 122 des A. L. R. Thl. I Tit. 7. Vergl. Dern⸗ 


burg Preußiſches Privatrecht Bd. 1 5. Aufl. 9 149 S. 381 


und Foerſter⸗Eccius 6. Aufl. Bd. 3 8161 S. 68 ff.), ſondern 
nur den: Gewahrſam und dieſen hat Kl: rechtswidriger Weiſe. 
Dies Verhältniß durch Erhebung der Einrede der Argliſt (exceptio 
doli) aufzudecken find Bekl. legitimirt⸗ V. C. S. i. S. Lellek 
und Gen. 6. Schneider vom 28. April 1897, Nr. 368/96 V. 


25. Bei Entſcheidung der Frage, ob ein Betrug im: 
Sinne der 89:84 fla. Thl. I. Tit. 4 und der 89 349 flg. 


THE J. Tit. 5. des A. L. R. vorliegt, kommt es nicht darauf 
an, daß der Betrogene bei gehöriger Ueberlegung auf das falſche 
Vorhringen ſich nicht hätte verlaſſen dürfen, ſondern nur darauf, 
ob er thatſächlich das Vorbringen für wahr gehalten hat, alſo 
in Irrthum verſetzt worden iſt. Durch dieſe rechtsirrthümliche⸗ 
Auffaſſung der Vorausſetzunzen des civilrechtlichen Betrugs ver ⸗ 
letzt der B. R. die vorgedachten Geſetzesvorſchriften, während 
der Mangel der gehörigen Begründung in Anfehung des erſten 
Entſcheidungsgrundes gegen die Beſtimmung in $ 284 Nr. 4 
in Verbindung mit § 513 Nr. 7 der C. P. O. verſtößt, da 
eine mangelhafte Begründung, welche die Nachprüfung der 
Entſcheidung durch das Revionsgericht in thatſächlicher und 
rechtlicher Beziehung verhindert, dem Mangel von Ent- 


Naelbungegriniben uberhaupt gleich zu achten Aft, IV. C. S. 
S. v. Czarnowski C. 5 em: 14. a wenn, 5 


1. 24/6 V. 

26. Es iſte nicht erforderlich die bielang Fehlende chat. 
ſichiche Feſtſtellung über das Vorbringen des Kl. erſt noch zu 
veranlaſſen. Denn die Auslegung der Urkunde vom 17. März. 
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1888, wie ſie der B. R. vornimmt, kann nicht gebilligt werden. 
Sie wird, dem Wortlaute der Urkunde: nicht gerecht und ver⸗ 
ſtößt gegen die geſetzliche Regel, daß Zweideutigkeiten gegen den 
auszulegen ſind, der ſie zebraucht hat (5 266 des A. L. R. 
Thl. I. Tit: 5). Der B. R. iſt genöthigt, die Schlußworte des. 
vierten Abſatzes, wegzudenken oder ihnen ⸗jede Bedeutung ab⸗ 
zuſprechen. Verträglich mit dem vorliegenden Terte iſt nur die 
Außlegung des. Kl.; weil fie den dritten und den vierten Abfatz 
dadurch mit einander vereinigt, daß ſie jedem ſeine volle und 
uneingeſchränkte Bedeutung läßt und die beiden Erklärungen 
als ein, Neben⸗Einander begreift. Will man trotzdem eine 
Zweideutigkeit finden, fo. muß ſſie zu Ungunſten der Bekl. ge⸗ 
deutet werden, deren Sache es, geweſen wäre, die Ausdrücke 
ſorgfältiger zu wählen. Die Gründe, die des O. L. G. für 
ſeine Auslegung anführt, ſind nicht ſſtichhaltig. Es entſpricht 
nicht dem Sprachgebrauche, wenn bezweifelt wird, ob die 
Wendung ſich bereit erklärt, zu prolongiren“ eine erzwingbare 
Verpflichtung ausdrücken ſolle. Und wenn geſagt wird, die 
Hinausſchiebung der Bezahlung auf ungemeſſene Zeit könne dem 
Willen der Parteien nicht entſprochen haben, ſo iſt das nur 
eine Wiederholung des Satzes, der zu beweiſen war. Uebrigens 
iſt es auch nicht ſchlüſſig, da bis auf weiteres hochſtens an⸗ 
zunehmen war, daß der. Kl. ſchon in feinem eigenen Intereſſe 
ſobald wie möglich zum Verkauf der Rübenkerne ſchreiten werde, 
fo daß von einer ungemeſſenen Zeit keine Rede ſein kann. Das 
negative Ergebniß des verſuchten Zeugenbeweiſes aber kann 
wiederum nur zu Gunſten der klägeriſchen Auffaſſung ins Ge⸗ 
wicht fallen. Damit ſtellt ſich aber der Verſuch der Bekl., die 
Entlaſſung des Kl. mit der Nichkleiſtung der Kaution zu 
rechtfertigen, als verfehlt heraus, denn es iſt zwiſchen den 
Parteien nicht ſtreitig, daß die Rübenkerne zur Zeit der Ent⸗ 
laffung noch unverkauft waren. I. C. S. i. S. Ramdohr 
c. Germania vom 21. April 1897, Nr. 440/96 J. 

27. Mit Recht iſt der zwiſchen den Parteien geſchloſſene 
Vertrag von dem B. G. als ein Kaufvertrag angeſehen worden. 
Es iſt zwar richtig, daß nach § 19 Thl. I Tit. 11. des 
A. L. R. zur „Schließung eines gültigen Kaufs“ erfordert wird, 
„daß der Verkäufer über das Eigenthum der Sache zu ver⸗ 
fügen berechtigt iſt“, und daß nach § 139 daſelbſt, wenn „beide 
Theile ausdrücklich über eine fremde Sache kontrahirt“ haben, 
„das Geſchäft als ein Vertrag, wodurch die Handlung eines 
Dritten verſprbchen worden, zu beurtheilen (Tit. 5 §§ 40 ff.)“ 
iſt. Dieſe Vorſchriften und die in § 46 Thl. I Tit. 5 
des A. L. R. kommen jedoch, wie ſowohl von dem vormaligen 
Preußiſchen Ober⸗Tribunal, als von dem R. G. oft aus⸗ 
geſprochen worden iſt, nur dann zur Anwendung, wenn über 
eine fremde Sache „als fremde“, alſo ſo, daß der Dritte zur 
Hergabe veranlaßt werden ſoll, abgeſchloſſen worden iſt. Da⸗ 
gegen“ iſt das bloße Wiſſen der vertragsſchließenden Parteien, 
daß die Sache eine fremde ſei, gleichgültig. Auch nach A. L. R. 
können fremde Sachen verkauft werden und zwar mit der 
Wirkung, daß ein ſolcher Vertrag, falls nicht etwa „aus⸗ 
drücklich“ über die Sache als fremde in dem eben erwähnten 
Sinne gehandelt worden iſt, den Verkäufer zur Lieferung und 
zur Gewährleiſtung nach Maßgabe des § 135 Thl. I Tit. 11 
verpflichtet. I. C. S. i. S. Mehne e. ale & Dörfling 
vom 21. April 1897, Nr. 441/96 I. ; 
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28. Aus den Verhandlungen ergiebt ſich Folgendes: Un ⸗ 
ſtreitig haben Kl., von denen der eine Maurermeiſter und der 


andere Baunternehmer iſt, zu den vom Bekl. errichteten Bauten 


Bauarbeiten ausgeführt und Materialien geliefert. Durch die 
von den Kl. abgeleiſteten Eide iſt feſtgeſtellt, daß die Kl. die 


Ausführung des ganzen Baues bis zu einem beſtimmten Zeit⸗ 


punkte als ein verdungenes Werk nicht übernommen haben. 
Es iſt auch nicht bewieſen, daß die Kl., wie ſie zur Begründung 


ihres Anſpruches behauptet haben, die Arbeiten im Auftrage 


oder auf Verlangen des Bekl. geleiſtet, die Materialien dem 
Bekl. verkauft und die Geräthe und Gerüſte zum Bau her⸗ 
geliehen haben. Es ſteht jedoch feſt, daß die Kl. dem Bekl. 
Bauarbeiten geleiſtet, Materialien geliefert und Geräthe und 
Gerüſte zum Bau vorgehalten haben, nachdem ihnen vom 


Bekl. eine Kautiou zur Sicherung der Anſprüche beſtellt war, 
die ihnen aus ihrer Geſchäftsverbindung mit dem Bekl. er⸗ 


wachſen werden, der zufolge fie für den Bekl. Bauarbeiten aus⸗ 
zuführen und demſelben Baumaterialien zu liefern hatten. 
Dieſe thatſächliche Unterlage reicht aus, um die Kl. zu dem 
Verlangen zu berechtigen, für ihre Leiſtungen und Lieferungen 
nach den durch das Gutachten Sachverſtändiger feſtzuſtellenden 
gewöhnlichen Sätzen vom Bekl. bezahlt zu werden. Wie Bekl. 


in der Kautionsurkunde vom 10. Auguſt 1891 ſelbſt anerkannt 


hat, ſtand er mit den Kl. in einer Geſchäftsverbindung, die 
ſich als Vertrag über Handlungen darſtellt. Da die von den 
Kl. übernommenen Arbeiten zu deren gewöhnlichen Nahrungs⸗ 
und Berufsgeſchäften gehören, können fie dafür den gewöhnlichen: 
Lohn nach dem Gutachten Sachverſtändiger fordern. Cbenſo⸗ 


können ſie für den bei der Beſchaffung der zur Ausführung 


dieſer Arbeiten verwendeten Materialien und Gerüſte gemachten 
Aufwand, ſoweit derſelbe nöthig oder nützlich geweſen iſt, vom 
Bekl. as verlangen (A. L. R. Th. I. Tit. 11 § 873). 
V. C. S. i. S. Weickert c. Zillich vom 24. April 289, 
Nr. 390 5 

29. Der 2. R. gelangt, ſoweit der Anſpruch der Kl auf 
Rückgewähr der Grundſtücke gerichtet iſt, zur Abweiſung der 
Klage, indem er unter Bezugnahme auf das Urtheil des 
Preußiſchen Obertribunals vom 15. November 1875. — Entſch. 
Bd. 76 S. 163 — davon ausgeht, daß der Fideikommiſſar 
nach eingetretenem Subſtitutionsfalle nicht mit einer perſönlichen 
Anfechtungsklage, für welche es an einem perſönlichen Rechts⸗ 


verhältniſſe fehle, ſondern mit der aus dem Eigenthum fließenden 


dinglichen Klage dem Dritten gegenüber trete, welcher aus Ver⸗ 
fügungen des Fiduciars an Gegenſtänden des Nachlaſſes ein 
Eigenthumsrecht oder ein Pfandrecht geltend mache. Dieſe 
dingliche Klage ſei nach der Veräußerung der Grundſtücke vor 
der Klageerhebung gegen die Bekl. nicht mehr gegeben. Den 
Klagegrund der Bereicherung verwirft der B. R. ſchon um 
deshalb, weil nach Veräußerung der Grundſtücke ohne Baar⸗ 
zahlung nur in Frage kommen könne, ob Kl. eine Abtretung 
der den Betrag des von der Bekl. gezahlten Kaufpreiſes über⸗ 
ſteigenden Hypothek verlangen könnten, ein ſolches Verlangen 
aber von ihnen nicht geſtellt ſei. Die Reviſion hält an der 
perſönlichen Verpflichtung der Bekl. zur Herausgabe des ge⸗ 
ſchenkten Mehrwerths der Grundſtücke feſt, erachtet die Klage 
aber auch als dingliche begründet, da die Vindikation, in ihrer 
Form als Geldklage, gegen den Beſitzer einer fremden Sache 


gehe, welcher dieſe in reblichem Glauben veräußert habe, falls 


der Vindikant ſich an den neuen Erwerber nicht mehr halten 
könne. In Anſehung des Klagegrundes der Bereichetung macht 
die Reviſion geltend, daß, falls die Bekl. berechtigt ſein ſollte, 
ſich durch Abtretung der Hypothek zu liberiren, ſie dem ent- 
ſprechend zu verurtheilen geweſen wäre, keinesfalls hatte der B. R. 
blos wegen Mangels eines darauf gerichteten Antrags der Kl. 
auf Klageabweiſung erkennen dürfen. Ob dieſe Angriffe zu⸗ 
treffend ſind, kann dahingeſtellt bleiben, da das B. U. aus einem 
anderen Grunde der Aufhebung unterliegt. Hätte nämlich die 
Bekl. bei dem Erwerbe der Grundſtücke von der Beſchränkung 
des Verfügungsrechts der Wittwe S. als Fiduciarerbin Kenntniß 
gehabt, wie dies von den Kl. behauptet wird, fo würde fie zwar 


dadurch an dem Erwerbe der Grundſtücke, auch ſoweit ihr da⸗ 


durch in Höhe des den Kaufpreis, üherſteigenden⸗Werths bare... 
ſelben eine Schenkung gemacht werden ſollte, an ſich nicht 
gehindert geweſen ſein. Die fideikommiſſariſche Subſtitution auf 
den Ueberreſt beſchränkt den Fiduciarerben gemäß SS 468, 469 
Thl. J Tit. 12 des A. L. R. in der Verfügung über den Nachlaß 
unter Lebendigen nur inſofern, als er durch Schenkungen, 
die auf einer bloßen Freigebung beruhen, das Recht des 
Subſtituten nicht vereiteln darf. Hiernach war die Wittwe 
S. zum Verkaufe der Nachlaßgrundſtücke befugt. Aber 
auch zur ſchenkungsweiſen Belaſſung des den Kaufpreis über⸗ 
ſteigenden Mehrwerths der Grundſtücke für die Dauer ihres 
Rechtes auf den Nachlaß an die Bekl. war ſie berechtigt, 
da der Fiducialerbe mit dem Nachlaſſe das Eigenthum an den 
dazu gehörigen Gegenſtänden erwirbt, nur beſchränkt durch die 
Rechte des Nacherben, der ſeinerſeits mit dem Eintritte des 
Subſtitutionsfalles Eigenthümer des Nachlaſſes und der dazu 
gehörigen Gegenſtände wird (vergl. Rehbein, Entſch. des vor- 
maligen Preußiſchen Obertribunals Bd. II S. 484 in der 
Note) und die Reſtitution verlangen kann. Indeſſen die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung ihrer Rechtsvorgängerin in Anſehung der 
Schenkung verpflichtete doch die Bekl., falls fie die Be 
ſchränkung kannte, zur Rückgewähr des Geſchenkten nach Eintritt 
des Subſtitutionsfalles, da ihr weitergehende Rechte nicht über⸗ 
tragen und von ihr auch nicht erworben werden konnten. An 
dieſer ſo begründeten Verpflichtung würde durch die Weiter⸗ 
veräußerung der Grundſtücke nichts geändert ſein und ebenſo 
wenig würde es darauf ankommen, ob und in welchem Umfange 
die Bekl. aus der Schenkung noch bereichert iſt. Die Ver⸗ 
bindlichkeit der Bekl. würde ſich auf die Reſtitutionspflicht der 
Wittwe S. als Fiduciarerbin gründen, mit der die Schenkung 
behaftet war und die daher auf die Bekl. im Fall ihrer Kenntniß 
davon mit übergegangen ſein würde. IV. C. S. i. S. Schwabe 
und Gen. c. Heider vom 14. April 1897, Nr. 352/96 IV. 
30. Das O. L. G. verletzt den § 25 1 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 16, welcher allerdings bei Beſtimmung des Begriffs der 
Anweiſung von dem Auftrag, von einem Dritten etwas zu er⸗ 
heben, ausgeht, damit aber keineswegs zu der Folgerung be⸗ 
rechtigt, daß jeder Auftrag zu zahlen, eine Ceſſion enthalte. 
Mit Recht nimmt vielmehr das Gericht auf Grund des Art. 300 
des H. G. B., mit dem § 259 des A. L. R. Thl. J Tit. 16 
nicht in Widerſpruch ſteht, an, daß der Liquidationsfirma 
Ullmann & Neuburger in Folge jener Anweiſung die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung nur erwachſen ſein würde, wenn ſie die 
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Annahme derſelben dem Aſſignatar gegenüber erklärt hätte. 
Eine Geſetzesverletzung kann ferner auch darin nicht gefunden 

werden, daß das O. L. G. in der Buchung, zu welcher das 

Geſchäft in der Strazze der Liquidationsfirma geführt hat, eine 

Annahmeerklärung der vorerwähnten Art nicht findet. Die 

Buchung eines Vorgangs in den Handelsbüchern iſt an ſich 

kein Rechtsgeſchäft, d. h. eine auf Begründung oder Aenderung 

von Rechten abzielende Willenserklärung, kann aber freilich, wie 
jede andere Handlung eines Menſchen, dem Richter zur Er⸗ 
kennung des Willens des Handelnden dienlich ſein. Wenn nun 
das O. L. G. annimmt, daß die Liquidationsfirma, indem ſie 
in ihrer Strazze dem Kl. 20 748,20 Mark gutſchrieb, der 

Firma Neuburger & Cie. gegenüber eine Annahme der 

Anweiſung vom 1. April 1891 nicht erklärt habe, ſo bleibt 

es durchaus innerhalb der Grenzen der Würdigung des That⸗ 

ſächlichen. Der Umſtand aber, daß der Kl. als Theilhaber der 

Firma Ullmann & Neuburger von der erwähnten Buchung jeder 

Zeit Kenntniß erlangen konnte und, wie er behauptet, erlangt 

hat, iſt vom O. L. G. auf Grund der Erwägung für unerheblich 

erachtet worden, daß nur in der ausdrücklich erfolgten Mit ⸗ 
theilung der Buchung an den Aſſignatar der Ausdruck des 

Willens des Aſſignaten gefunden werden könne, den Aſſignatar 
der Anweiſung gemäß als Gläubiger anzunehmen; hierin kann 
nach Lage der Sache eine Geſetzesverletzung nicht gefunden 
werden: Wenn die Möglichkeit anerkannt wird, daß der Sozius 
einer offenen Handelsgeſellſchaft zugleich Gläubiger derſelben 
ſein kann, ſo ergiebt ſich damit von ſelbſt die Folge, daß das 
Zuſtandekommen von Rechtsgeſchäften zwiſchen der Geſellſchaft 
und. dieſem Theilhaber als Gläubiger nicht denkbar iſt, ohne 
daß dieſe letztere Eigenſchaft dabei beſonders zum Ausdruck 
kommt. II. C. S. i. S. Neuburger c. Ullmann & Neuburger 
vom 4. Mai 1897, Nr. 73/97 II. , 

31. Die Begründung des B. G. läuft in eine thatfächliche 
Feſtſtellung aus, allein die letztere iſt, da ſie auf Rechtsnorm⸗ 
verletzung beruht, nicht geeignet, das B. u. zu rechtfertigen. 
Junächſt iſt der Ausgangspunkt, daß unterſucht wird, ob dem 
Bekl. eine geſetzliche Verpflichtung zur Zahlung der 6 000 Mark 
an P. obgelegen habe, nicht richtig gewählt, um eine fachgemäße 
Entſcheidung vorzubereiten. Denn, wenn zur Beſtellung einer 
Mitgift, wie das B. G. einräumt, weder für den Vater, noch 
auch für die Mutter eine geſetzliche Verpflichtung beſtand, ſo 
kann, da eine beſondere vertragliche Verpflichtung auf Grund 


w 


eines Mitgiftverſprechens gleichfalls nicht in Frage kommt, die 


thatſächlich vorgenommene Beſtellung der hier fraglichen Mit⸗ 
gift nur auf Liberalität beruhen, und erheblich iſt deshalb 
allein der Punkt, wer die Mitgift hier beſtellt hat, der Vater 
oder die Mutter. Für dieſe Ermittelung ſind, was das B. G. 
verkennt, von entſcheidender Bedeutung die Beſtimmungen der 
89 243 bis 248 Thl. II Tit. 2 A. L. R. Nachdem zu⸗ 
nächſt in den 55 243 bis 245 ausgeſprochen iſt, daß Eltern 
nicht verpflichtet ſeien außer der in den §§ 232 und 233 er⸗ 
wähnten Ausftattung den Kindern eine Mitgift zu geben, und 
daß, wenn die Beſtellung einer Mitgift thatſächlich doch erfolgt 
ſei, im zweifelhaften Falle vermuthet werde, daß dieſelbe aus 
dem eigenthümlichen Vermögen der Kinder, ſoweit daſſelbe dazu 
hinreiche, genommen worden ſei, ſchreiben die 99 246 bis 248 
vor, wie es zu halten fei, wenn die Kinder, denen eine Mit. 


gift gegeben iſt, kein eigenthümliches Vermögen haben. Die 
Vorſchriften find in der Form getroffen, daß darüber, aus 
welchem Vermögen die Mitgift gegeben worden ſei, geſetzliche 
Vermuthungen ausgesprochen find. Lebt der Vater, fo gilt 
die Vermuthung, daß die Mitgift aus dem Vermögen des 
Vaters gegeben ſei. Iſt der Vater nicht mehr am Leben, die 
Mutter aber wieder verheirathet, ſo wird angenommen, daß 
die Mitgift aus dem Vermögen der Mutter ohne Beitrag des 


Stiefvaters, wenngleich Letzterer ausdrücklich darein gewilligt 


habe, genommen worden ſei. Bei der Gütergemeinſchaft 
endlich wird jederzeit vermuthet, daß der Brautſchatz (Mitgift) 
aus dem gemeinſchaftlichen Vermögen genommen worden ſei. 
Daß von dieſen geſetzlichen Vermuthungen die hier in Betracht 
kommende erſte die Beſeitigung des Zweifels bezwecke, ob die 
Mitgift aus dem Vermögen des Vaters oder des Kindes ge⸗ 
nommen ſei, wie dies das B. G. annimmt, widerſpricht dem 
klaren Wortlaut des Geſetzes. Denn alle dieſe gefetzlichen Ver. 
muthungen gelten gerade für den Fall, daß die Kinder kein 
eigenthümliches Vermögen haben. Iſt hiernach die Anwend- 
barkeit des § 246 Thl. II Tit. 2 A. L. R. unbedenklich, ſo 
kann es ſich nur fragen, ob jene geſetzliche Vermuthung im 
vorliegenden Rechtsſtreit widerlegt iſt. Aus der von P. aus- 
geſtellten Quittung vom 1. Auguſt 1888 folgt dies nicht, da 
er in derſelben bekennt, die Mitgift von dem Schwiegervater 
erhalten zu haben. Es bleibt ſomit allein die Ausſage des 


Vaters des Bekl. übrig, die bei dem Mangel der Prüfung, ob 


fie die Vermuthung aus dem 8 246 widerlege, eine unzu⸗ 
reichende Stütze des B. U. bildet. Das B. G. wird vielmehr 
dieſe Ausſage nach der genannten Richtung hin einer erneuten 
Prüfung unterziehen und dabei berüdfichtigen müſſen, daß, wie der 
IV. C. S. des R. G. in Sachen Hoffmann c. Paſchke IV. 30/87 
durch Urtheil vom 13. Juni 1887 bezüglich einer Ausſtattung 
bereits ausgeſprochen hat, aus der Einwilligung der Ehefrau 
in die Einziehung eines von ihr eingebrachten Hypotheken ⸗ 
kapitals und in die Verwendung des Geldes zur Ausſtattung 
der Tochter nicht die Verwendung auf alleinige Koſten der 
Ehefrau unter Verzicht auf das ihr bei der Anseinanderſetzung 
zuſtehende Rückforderungsrecht ohne Weiteres folge. IV. C. S. 
i. S. Gerloff o. Gerloff vom 22. April 1897, Nr. 356/96 IV. 
VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 
Zum Allgemeinen Berggeſetz. | 

32. Die Bekl. beanftandet zunächſt die Paffivlegitimation 
und wirft dem B. R. vor, er habe bei deren Beurtheilung un⸗ 
berückſichtigt gelaſſen, daß ein großer Theil der mit der Klage 
verfolgten Schäden auf den Betrieb der früheren Bergwerks ⸗ 
beſitzer zurückzuführen fei, für den fie nicht aufzukommen habe. 
Dieſer Angriff beruht auf einer Verkennung der rechtlichen Be⸗ 
deutung des § 148 des Allgemeinen Berggeſetzes. Danach iſt 
der Bergwerksbeſitzer verpflichtet, für allen Schaden, welcher dem 
Grundeigenthum oder deſſen Zubehörungen durch den Betrieb 
des Bergwerks zugefügt wird, vollſtändige Entſchädigung zu 
leiſten, und es wird hierbei nicht unterſchieden, ob ſein Betrieb 
oder der ſeiner Rechtsvorgänger den Schaden bewirkt hat. 
Schuldner aus der geſetzlichen Obligation, wie ſie das Berg⸗ 
geſetz im § 148 anerkennt, iſt in allen Fällen der, dem das 
Eigenthum am Bergwerk zur Zeit der Entſtehung des Schadens 
zuſteht. | Daß die von der Kl. geltend gemachten Schäden 
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ſämmtlich in die Zeit nach dem Dezember 1889 fallen, wo die 
Bekl. das Bergwerk erworben hat, iſt vom B. R. ohne Rechts⸗ 
irrthum in ausreichender Weile feſtgeſtellt. V. C. S. i. S. 
Harpener Bergbau ⸗Aktiengeſellſchaft c. v. Forell vom 3. April 
1897, Nr. 100/96 VW. Er u 
Zu den Stempelgejeßen. 
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136. Die Möbel eines Wohnhauſes und die zum perſön⸗ 


lichen Gebrauche eines Gaſthofbeſitzers, beſtimmten und: ver⸗ 


wendeten Möbel werden von dem Immobiliarzwangsverkaufe 
nicht ergriffen. Gemäß § 757 Abſ. 2 C. P. O. beſtjmmt 
ſich nach Landesgeſetzen, welche Sachen und Rechte in Auſehung 
der Zwangsvollſtreckung zum unbeweglichen Vermögen gehören. 
Im Anſchluſſe hieran beſtimmt § 1 Abſ. 2 des Preußiſchen 
Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 13. Juli⸗ 1883 (in wörtlicher 


Uebereinſtimmung mit 81 Ab... des Preußischen Geſetzes, 


betreffend die Zwangs vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
vom 4. März 1879 und in inhaltlicher Uebereinſtimmung mit 


§§ 20 Abſ. 2 und 55 Abſ. 2 des R. Gef. über die Zwangs-. 
vollſtreckung vom 24. März 1897): „Zu der, Immobiliarmaſſe 


gehören auch diejenigen beweglichen, Gegenſtände, auf, welche 
da bezüglich 5 unbewegfichen Gegenstandes chend. Pfand 
oder Vorzugsrecht kraft Gefetzes ſich unterſtreckt.“ Daß damit 
bewegliche Sachen, welche deni! Hypothekengläubiger nicht 
haften, den Wirkungen der Subhaſtation entzogen -ſind, iſt 
nicht zweifelhaft. Darüber, auf welche beweglichen Gegenſtände 
die Hypothek ſich erſtreckt, giebt § 30 des E.. E. G. 
Auskunft, nach welchem unter Anderem das bewegliche, dem 
Eigenkhümer gehörige Zubehör, 'folange bis es veräußert und 
vom Grundſtücke räumlich getrennt worden iſt, dem Hypotheken⸗ 
gläubiger haftet, Was als bewegliches Zubehör unbeweglicher 
Sachen anzuſehen iſt, beſtimmen die, §9 48 ff. A. L. R. Thl. J 
Tit. 2. Nur die hier aufgeführten Gegenſtände haften alſo 
als Zubehör gemäß 8 30 E. E. G. dem Hypothekengläubiger, 
(vergl. § 444 A. L. R. Thl. I. Tit. 20, Turnau, Grdb. O. 
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A. L. R. Thl. I Tit. 2), können daher den Hypothekengläubigern 
als, ſolchen nicht haften und gehören eben daher nicht zu der 
von der Subhaſtation allein ergriffenen Immobiliarmaſſe, wenn 
ſie auch bei einem freihändigen Verkaufe in Pauſch und Bogen 
auf den Käufer des Hauſes mit übergehen. V. C. S. i. S. 
Schleſiſche Holzinduſtrie Geſellſchaft e. Teumer vom 31. März 
1897, Nr. 417/96 V. ne 
Zum Enteignungs⸗ und Straßengeſetz. 
397. Rheiniſcher Rechtsfall. Es iſt kein rechtlicher Grund 
vorhanden, aus welchem des Vortheil, welcher durch die Anlage 
der Kronprinzenſtraße für das dem Bekl. verbliebene Eigenthum 
erwachfen. 1 auf deſſen Entſchädigungsanſpruch aus der Ent⸗ 
eignung aufgerechnet werden könnte. Die Enteignung hat ge⸗ 
mäß § 14 des Fluchtliniengeſetzes nach den Vorſchriften der 
88 24 flg. des Expropriationsgeſetzes vom 11. Juni 1874 ftatt- 
gefunden; nach § 8 dieſes Geſetzes beſteht die Entſchädigung in 
dem vollen Werthe des abzutretenden Grundſtücks; und nach 
$ 57 find alle den Vorſchriften deſſelben entgegenſtehende Be⸗ 
ſtimmungen aufgehoben, die Art. 30, 49 und 54 des Geſetzes 
vom 16. September 1807, betr. die Austrocknung der Sümpfe ic. 
ſind in dieſem Geſetze nicht aufgenommen, daher mit Recht in 
dem angegriffenen Urtheile für unanwendbar erklärt worden. 
Auch handelt es ſich nicht um einen durch die Enteignung für 
das dem Bekl. verbliebene Reſtgrundſtück verurſachten Minder⸗ 
werth, wegen deſſen die Frage entſtehen könnte, ob darauf der 
Vortheil angerechnet werden dürfte, welchen ſpeziell dieſes Reſt⸗ 
grundſtück durch die Enteignung etwa erlangt hat. Zutreffend 
iſt ferner das O. L. G. davon ausgegangen, daß der Sommer 
1888 die für die Werthfeſtſtellung des enteigneten Ter⸗ 
rains maßgebende Zeit ſei, weil der die Entſchädigung feſt⸗ 
ſtellende Beſchluß der Regierung vom 27. Juni: 1888 datirt 
und am 2. Juli deſſelben Jahres zugeſtellt, alſo damals die 
Enteignung perfekt geworden iſt, vergl. Entſch. des R. G. Bd. 27 
S. 263 flg. Cbenſo iſt der Ausführung deſſelben beizupflichten, 
daß das nach dem Fluchtliniengeſetze vom 2. Juli 1875 im 
Jahre 1886 erfolgte Alignement, als Vorbereitung und Ein⸗ 
leitung der demnächſtigen Anlage der Kronprinzenſtraße, einen 
Beſtandtheil dieſer neuen Anlage bildet, und daher die durch 
das in dem Alignement enthaltene Bauverbot hervorgerufene 
Werthverminderung des Eigenthuins des Bekl. nach § 102 
des Enteignungsgeſetzes ebenſowenig bei der Bemeſſung der 
Enlſchädigung in Anſchlag gebracht werden darf, wie eine durch 
die Neuanlage hervorgerufene Wertherhöhung. II. C. S. 
i. S. Stadt Bonn und Gen. c. Zintgraff vom 9. April 1897, 
Nr. 40/97 II. e f 

VII. Das i cee Recht (Badiſche Landrecht). 

38. Ob nach rheiniſch⸗franzoͤſiſchem Recht ein Gläubiger, 
der ſeine Anmeldung verſäumt und deshalb im Vertheilungs⸗ 
verfahren eine Anweiſung auf den Erlös nicht. erhalten hat, 
ſeine beſſeren Rechte außerhalb des Vertheilungsverfahrens mittels 
Klage gegen die nachſtehenden Gläubiger oder gegen den Schuldner, 
dem der etwaige Ueberſchuß zufiel, geltend machen darf, iſt nicht 


unzweifelhaft; denn das B. G. B. enthält beſondere Vorſchriften 


in dieſer Beziehung nicht und ſtellt auch nicht ausdrücklich den 
allgemeinen Grundſatz auf, daß die ungerechtfertigte, ohne Rechts⸗ 
grund erfolgte, Bereicherung zur Erſtattung der dadurch er⸗ 


worbenen Vermögensſtücke an den Benachtheiligten verpflichte. 


Ueberwiegende Gründe ſprechen aber für die Bejahung dieſer 
Frage. Das R. G. hat ſchon in zwei. Urtheilen vom 19. April 
1887 (Rep. 416/86) und vom. 18. Dezember 1891 (Rep. 226/91), 
von denen das letztere im Rheiniſchen Archiv Bd. 84 Abth. II 
S. 27 veröffentlicht worden iſt, ausgeſprochen, daß die Zuläſſig⸗ 
keit einer Rückforderungsklage (condictio) wegen ungerecht⸗ 
fertigter, sine causa geſchehener, Bereicherung, auch ſoweit es 


ſich um den C. c. handle, anzuerkennen ſei. An dieſer Auf 


faſſung war feſtzuhalten. Sie führt aber zum Ergebniß, daß 
der verklagte Konkursverwalter, wenn ihm im Vertheilungs⸗ 
verfahren ein Theil des Erlöſes zugewieſen wurde, der an ſich 


nicht der Konkursmaſſe, ſondern den Kl. gebührte, den ihm zu⸗ 


gewieſenen Betrag nicht behalten darf, ſondern an die Kl. heraus- 


geben muß. Dieſen ſtand auf demjenigen Theil des Erlöſes, 
der ihnen im Falle der Theilnahme am Vertheilungsverfahren 
hätte zugewieſen werden müſſen, ein beſſeres Recht als dem Bekl. 
zu, das nach den obigen Ausführungen nicht dadurch verloren 
gegangen iſt, daß die Kl. ihre Forderung im Vertheilungs⸗ 
verfahren nicht rechtzeitig angemeldet haben. Die Bekl. würde, 
wenn fie den ihr zugewieſenen Betrag behalten dürfte, obgleich 
die Kl. allein darauf Anſpruch darauf hatten, in ungerechtfertigter 
Weiſe bereichert ſein. Der Konkursmaſſe gegenüber beſteht hie⸗ 
nach, wenn der Anſpruch der Kl. begründet iſt, nach § 52 
Ziffer 3 der K. K. O. eine Maſſeforderung. II. C. S. i. S. 
Steffen Konk. c. Jacobs vom 30. April 1897, Nr. 64/97 II. 
i rl a 5 e e ee . M. 


In Rheinsberg (Mark) bedarf es nöthig der Niederlaſſung 
eines Rechtsanwalts für den hieſigen ziemlich umfangreichen Amts⸗ 
gerichtsbezi rr. o | 
Demſelben kann eine lohnende Praris, ſowie auch die Verleihung 
des Notariats in Ausſicht geſtellt werden. 

Rheinsberg (Mark), den 30. April 1897. 

Der Magiſtrat. 
| | Hencke. 

Büreauvorſteher zum baldigen Antritt event. 1. Juli 
geſucht von Fe Bichoff, Juſtizrath in Neiße. 


en 9, Büreauvorſteher 
für Rechtsanwalts⸗ und Notariatsſachen ſucht 


Rechtsanwalt Groſſe, Berlin, Reinickendorferſtr. 2c. 


Einen mit dem Koſtenweſen völlig vertrauten I. Ge 
hülfen ſucht . | 
| Dr. Brode, Rechtsanwalt u. Notar in Kiel. 
5 Büreaugehülfe, 
welcher mit den Gebührenberechnungen vollſtändig vertraut iſt 
und gute Informationen aufnehmen kann, wird ſofort oder 
doch bald von einem Anwalt in Görlitz geſucht. Offerten mit 
ſelbſtgeſchriebenem Lebenslauf und Angabe über die Gehalts⸗ 
anſprüche an das Annoncen» Büren von C. Schönwald, 
Görlitz, Jakobſtr. 42 unter M. I. 12006. 
Büreauvorſteher, ſeit 12 Jahren als ſolcher in Stellung 
bei einem größeren Berliner Rechtsanwalt und Notar, ſucht ander⸗ 
weitig Stellung. Derſelbe fertigt alle vorkommenden Schriftſätze 
und Notariate ſelbſtſtändig an. Gef. Offerten bitte unter O. 20 
an die Expedition dieſes Blattes abzugeben. A 
Für die Zeit vom 15. Auguft bis 15. September er. ſuche ich 
einen landr. Aſſeſſor zu meiner Vertretung in den Anwalts⸗ und 
Notariatsgeſchäften. | er 2 Ka | 
| Dr. Eickhoff, Rechtsanwalt und Notar, 
BB: Duisburg a. Rhein. 
Für die Zeit vom 20. Juli bis 20. September ſuche ich einen 
Aſſeſſor zu meiner Vertretung. | 
— — Nheoegtsanwalt Kaufmann, Magdeburg. 
Ein jüngerer Landgerichtsanwalt in der Provinz ſucht 
Societät mit beſchäftigtem Anwalt in Berlin oder anderer großen 


Stadt. Gefl. Offerten sub R. ©. 13 an die Expedition dieſes 


Blattes. 8 
Jüngerer Anwalt bei einem Collegialgericht wünſcht ſich mit 


einer älteren vielbeſchäftigten Anwalt bei einem Gericht gleicher Art 


(1. oder 2. Inftanz) zu aſſociiren. Gemeinrechtl. Gebiet bevorzugt. 
Offerten unter Z. Jan die Exped. der Jur. Wochenſchr. erbeten. 


3 Hieronymus Heyman, 
Vereideter Rechtsanwalt, 
| Lodz, Ruſſiſch⸗Polen, 
übernimmt Forderungen auf 
Königr. Polen und ganz Rußland. 


RM. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel ö 


Street, Strand, London (solieitor. of the Supreme Court) unter- 
nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß- oder Gerichts. 


angelegenheiten in England. 
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Dr. jur. Faul C. Schnitzler 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. F 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. ö 


Georg F. Bentley, Notar. 
Correſponditende Rechtsauwälze in allen Staaten 
Nord ⸗ Amerikas. 


: Geſucht 
Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1896. 
Offerten mit Preisangabe durch die Expedition 
der Jur. Wochenſchrift unter B. 16. 


100 Bde. gebdn. 60 M. — Jahrbuch f. d. Entſcheidgn. d. Kammer: 


73 M. — Juriſtiſche Wochenſchrift 1891—95 & 10 M. —. 
Entſcheidgn. d. Ehrengerichtahof 


— — — . — 


Guſtau Fiſcher, Verlagsbuchhandlung in Jena. 
Soeben erſchien: 


Coſack, Konrad, Profeſſor der Rechte in Bonn, 
Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Rechts 
auf der Grundlage des bürgerlichen Geſetzbuches 
für das Deutſche Reich. . 

Erſter Band, erſte Abtheilung. Die allge⸗ 
meinen Lehren und das Recht der For⸗ 
derungen. Preis: 7 Mark. 


Carl Heymanns erlag, Gerkin (W. 


Rechts- und Staats wiſſenſchaftlicher verlag. 


Vor Kurzem gelangte zur Ausgabe: 


ER. Hoppe 


Candgerichts direktor bei dem tandgericht I. Berlin, 


Die Strafprozessordnung 


vom 1. Februar 1877 


und das 


Gerichtsverfassungsgesetz. 


vom 27. Januar 1877. 
Srläutert. s 
| I (TafcherGefesfannmlung 32.) 
Preis gebunden M. 4, bei poftfreier Zuſendung M. 4,20, 


J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung 
in Berlin SW. 48, Wilhelmſtraße 119/120. 
Soeben erſchien: ö 


Das Htempelftenergefet 


vom 31. Juli 1895 
| nebſt . | 
Ausführungsbeſtimmungen, | 
dem Erbſchaftsſteuer-, Werjfeltempelftener- und 
Reichs ſtempelgeſez. 
Kommentar für den praktiſchen Gebrauch. 
Ri Herausgegeben von 
H. Hummel, und F. Specht, 


Geh. Ober⸗Finanzrath u. vortragender Kammergerichtsrath. 
Rath im Finanzminiſterium. 


Cieferung 1. | 
Lex. 8% — Preis 5 Mark. 
Der Kommentar wird aus drei Lieferungen beſtehen; die 


zweite und dritte Lieferung ſoll in thunlichſt raſcher Aufeinander⸗ 
folge erſcheinen. | 


Von den Yandekfen zum 


Eine dogmatiſche Einführung in das 


Erſter Theil, erſte Hälfte. 
Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,20. 


Die Abſicht des Verfaſſers iſt, wie er in der 


Carl Hennanns Verlag, Berlin W. 
Rechts und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. . 


Dr. jur. Ludwig Kuhlenbeck, Rechtsanwalt in Jena, „ 


Würgerlichen Geſetzbuch. 


Studium des Bürgerlichen Rechts. 


Vorrede ſagt, in einer ungezwun enen, wenn auch nicht ſyſtemlos ſich entwickelnden 
Reihenfolge einzelner Aufſätze das bisherige geme in 1 gc hf Nic 


unveränderten Begriffe und Normen in ih 
den alten anzugliedern, eventuell auch kri 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. 


ine Pandektenrecht mit dem neuen Bürgerlichen Rechte zu vergleichen, die alten 
rer neuen Form wieder aufzuſuchen, di 


tiſch das neue an dem alten zu meſſen. 


e neuen Rechtsſätze dogmatiſch und dogmen⸗geſchichtlich 
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| Vereins nachrichten. 

Der Vereins vorſtand hat beſchloſſen, das Verzeichniß 
der bei benachbarten Amtsgerichten auftretenden Rechts⸗ 
anwälte nicht fortzuführen, da eine zuverläſſige Fortſetzung 
deſſelben nicht möglich iſt und Beſchwerden wegen unlauteren 
Wettbewerbs nicht zu vermeiden ſind. 4 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 18. bis 25. Mai 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 4 

Zur Civilprozeßordnung. | 

1. Nach § 4 der C. P. O. werden bei der Berechnung 
des Werthes des Streitgegenſtandes Früchte, Nutzungen, Zinſen, 
Schäden und Koſten nicht berückſichtigt, wenn ſie als Neben⸗ 
forderungen geltend gemacht werden. Dieſer Fall liegt hier vor, 
da der Kl. in der Klage zunächſt beantragt hat, dem Bekl. 
ſolle die Löſchung des Wortes „Germania“ auf feinen Wirths⸗ 
ſchildern aufgegeben werden und außerdem wegen der Anbringung 
dieſes Wortes 10 000 Mark Schadenserſatz verlangte. Dieſe 
Schadenserſatzforderung war in der I. J. nicht zu berückſichtigen. 
Daſſelbe hätte ohne Zweifel auch bezüglich der Berufungsinſtanz 
gegolten, wenn die Klage in I. J. in vollem Umfange zuge⸗ 
ſprochen oder abgewieſen und dann von einer der Parteien be⸗ 
züglich der ganzen Entſcheidung Berufung eingelegt worden wäre. 
Der Umſtand, daß der Bekl. bezüglich des vom I. R. zu⸗ 
erkannten Hauptbegehrens, ſowie des theilweiſe zuerkannten 
Schadenserſatzes Berufung eingelegt und der Kl. ſich dann der 
Berufung inſoweit angeſchloſſen hat, als ſeine Schadenserſatz⸗ 
forderung zurückgewieſen worden war, kann aber nicht zur Folge 
haben, daß nun die Anwendung von § 4 der C. P. O. aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Auch bei der dadurch gegebenen Sachlage war 
lediglich über zwei vom Kl. in demſelben Prozeß geltend ge⸗ 
EEE | | 


9 Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


machte Anſprüche zu entſcheiden, von denen der eine als Neben⸗ 
forderung im Sinne von 8 4 der C. P. O., anzuſehen iſt. 
Der fünfte C. S. des R. G. hat zwar in einem vom Be⸗ 
ſchwerdeführer angerufenen Beſchluß vom 29. März 1890, der 
im Büreaublatt für gerichtliche Beamte (Jahrgang 1890, S. 113) 
veröffentlicht worden iſt, ausgeſprochen, daß eine an ſich als 
Nebenforderung anzuſehende Zinsforderung dadurch, daß ſie zum 
Gegenſtande eines beſonderen Rechtsmittels gemacht worden ſei, 
die Bedeutung einer ſelbſtſtändigen Forderung erlange, die ihr 
durch die nachträglich vom Gegner bezüglich der Hauptforderung 
eingelegte Reviſion nicht mehr entzogen werde. Der dort ent- 
ſchiedene Fall unterſcheidet ſich aber weſentlich von dem vor⸗ 
liegenden; denn abgeſehen davon, daß von beiden Seiten ſelbſt⸗ 
ſtändige Rechtsmittel eingelegt worden waren, war damals zu⸗ 
erſt wegen der Zinsforderung Reviſion eingelegt worden, während 
im vorliegenden Falle der Kl. ſeine Schadenserſatzforderung erſt 
dann mittels Anſchließung in vollem Umfange geltend machte, 
nachdem der Bekl. wegen Zuerkennung der Hauptforderung und 
der Verurtheilung zu 500 Mark Schadenserſatz Berufung ein⸗ 
gelegt hatte. Bei dieſer Sachlage war die ganze Schadens⸗ 
erfaßforderung zweifellos als Nebenforderung anzuſehen. Des⸗ 
halb brauchte nicht unterfucht zu werden, ob der Auffaſſung des 
fünften C. S. dann beizutreten wäre, wenn der nämliche Fall 
vorläge. In dieſem Falle würde übrigens auch die neuere 
Rechtſprechung des R. G. zu berückſichtigen fein, nach welcher 
auch dann ein einheitlicher Rechtsſtreit vorliegt, wenn von beiden 
Seiten ein ſelbſtſtändiges Rechtsmittel eingelegt worden iſt 
(vergl. die Beſchlüſſe vom 15. Januar und 4. April 1892 Ju- 
riſtiſche Wochenſchrift S. 97, 98 und 219). II. C. S. i. S. 
Klein e. Kölſch vom 14. Mat 1897, B Nr. 77/97 II. 

2. Der im Jahre 1852 in Frankfurt a. O. geborene 
Wilhelm M. hat ſich daſelbſt bis zu ſeinem 19. Lebensjahre 
aufgehalten, hat ſich dann von dort entfernt und iſt dorthin 
theils nach längerem, theils kürzerem Aufenthalt in der Fremde 
wieder zurückgekehrt. Zuletzt hat er ſich in der Zeit vom 
13. Auguſt bis 19. Dezember 1887 in Frankfurt a. O. auf- 
gehalten und iſt ſeitdem, nachdem er ſich polizeilich abgemeldet 
hatte, nicht mehr dahin zurückgekehrt. Derſelbe iſt vielmehr 
von dem genannten Zeitpunkte ab im Deutſchen Reiche von 
Ort zu Ort wandernd umhergezogen, hat ſchließlich vom 7. Mai 
bis 19. Juni 1893 in Straubing gearbeitet und iſt an dem 
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letzteren Tage wegen Geiſteskrankheit in das dortige Kranken⸗ 
haus aufgenommen worden, von wo aus demnächſt ſeine Ueber⸗ 
führung nach den Irrenanſtalten in Deggendorf und Marburg 
und ſchließlich nach dem Landeshoſpital in Haina erfolgte, wo⸗ 
ſelbſt ſich M. noch jetzt befindet. Die Königliche Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zu Marburg ſtellte hierauf bei dem Amtsgerichte zu 
Roſenthal den Antrag, den M. wegen Geiſteskrankheit zu ent⸗ 
mündigen. 
Antrag durch Beſchluß vom 16. September 1896 wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit ab, weil § 18 C. P. O. nicht Anwendung finde 
auf ſolche Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit unfähig ſeien, 
ihren Aufenthaltsort frei zu beſtimmen, und weil durch die 
Unterbringung eines Geiſteskranken in eine Irrenanſtalt die 
Zuſtändigkeit des Gerichts, in deſſen Bezirk die Irrenanſtalt 
liegt, nicht begründet werde. Demnächſt hat die Staatdanwalt- 
ſchaft zu Frankfurt a. O. bei dem Amtsgerichte daſelbſt be⸗ 
antragt, den M. zu entmündigen. Auch dieſer Antrag iſt durch 
Beſchluß des Amtsgerichts zu Frankfurt a. O. vom 10. Fe ⸗ 
bruar 1897 wegen Unzuſtändigkeit abgelehnt, weil M. ſeinen 
Wohnſitz in Frankfurt a. O. endgültig aufgegeben habe, be⸗ 
züglich des Gerichtsſtandes des Aufenthaltsortes aber der Anſicht 
des Amtsgerichts Roſenthal nicht beigetreten werden könne und 
deshalb der Gerichtsſtand des letzten Wohnſitzes nach § 18 
C. P. O. nicht in Frage komme. Die genannten Beſchlüſſe, 
des Amtsgerichts zu Roſenthal vom 16. September 1896 und 
des Amtsgerichts zu Frankfurt a. O. vom 10. Februar 1897, 
ſind rechtskräftig geworden. Damit iſt die Vorausſetzung des 
§ 36 Nr. 6 C. P. O. gegeben, daß verſchiedene Gerichte, von 
denen eins für den Rechtsſtreit zuſtändig iſt, ſich rechtskräftig 
für unzuſtändig erklärt haben. Im vorliegenden Falle kann es 
nicht zweifelhaft ſein, daß das Amtsgericht zu Roſenthal als 
das zuſtändige Gericht zu erachten iſt. Nach §8 594 C. P. O. 
iſt das Amtsgericht, bei welchem der zu Entmündigende ſeinen 
allgemeinen Gerichtsſtand hat, ausſchließlich zuſtändig, und nach 
§ 18 a. a. O. wird der allgemeine Gerichtsſtand einer Perſon, 
welche keinen Wohnſitz hat, durch den Aufenthaltsort im Deutſchen 
Reich, und wenn ein ſolcher nicht bekannt iſt, durch den letzten 
Wohnſitz beſtimmt. Zutreffend geht das Amtsgericht zu Frank⸗ 
furt a. O. davon aus, daß Wilhelm M. ſeinen Wohnſitz in 

Frankfurt a. O. ſeit dem 19. Dezember 1887 aufgegeben hat 
und daß die Annahme des Amtsgerichts zu Roſenthal, es werde 
durch das Verweilen des M. in dem Landeshoſpital zu Haina 
ein Aufenthaltsort nicht begründet, eine rechtsirrthümliche iſt. 
Der Aufenthalt im Sinne des § 18 C. P. O., welche Vorſchrift 
auch für die Anwendung des § 594 a. a. O. entſcheidend iſt, 
ſtellt — wie in der Entſch. des R. G., IV. C. S., vom 
26. September 1892, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1892 S. 461 
Nr. 3, näher dargelegt worden — ein rein thatſächliches Ver⸗ 
hältniß dar. Es kommt allein darauf an, daß Jemand ſich an 
einem Orte betreffen läßt, alſo auf das körperliche Sein einer 
Perſon an einem Orte. Ohne Bedeutung iſt es, ob die An⸗ 
weſenheit von der Perſon gewollt wird und dieſe ſich der Au⸗ 
weſenheit bewußt iſt, wie es auch unerheblich erſcheint, ob das 
Verweilen ein augenblickliches und vorübergehendes oder ein 
ſolches von längerer Dauer iſt. Hiernach war das Amtsgericht 
zu Roſenthal als das zuſtändige zu beſtimmen. IV. C. S. i. S. 
Mennus Entmündigung vom 3. Mai 1897, B Nr. 151/97 IV. 


Das Amtsgericht zu Roſenthal lehnte jedoch den 


2 


ad 


3. Das Urtheil des L. G. beruht auf der Erwägung, daß 
nur für Anſprüche an die Kl. aus der von ihr im § 3 des 
Vertrages übernommenen Garantie und für Anſprüche, die bei 
einem ſolchen Anlaß etwa ſeitens der Kl. wegen unvorſichtiger 
Behandlung der Maſchinen erhoben werden könnten, im § 4 
des Vertrages Berlin als Erfüllungsort vereinbart worden ſei. 
Dieſe Auslegung wird von dem B. G. mit Recht abgelehnt, 
weil eine derartige Beſchränkung unverſtändlich ſein würde. 
Ebenſowenig kann aber der Annahme des B. G. beigetreten 
werden, daß Parteien durch jene Vertragsbeſtimmung einen 
Erfüllungsort im Sinne des § 29 der C. P. O. in Anſehung 
ſämmtlicher Verbindlichkeiten — ſoweit nicht der Vertrag ſelbſt 
entgegenſtehende Bedingungen enthalte — vereinbart hätten. 
Daß dies nicht gewollt ſein kann, ergiebt ſich aus den Verſuchen 
des B. G., die einzelnen Vertragsbeſtimmungen mit feiner An- 
nahme in Einklang zu bringen. Nach § 1 des Vertrages hatte 
Kl. die Dampfanlage in Maruſch montiren zu laſſen, alſo eine 
Leiſtung übernommen, die nur in Maruſch ſelbſt beſchafft werden 
konnte. Das B. G. erkennt dies an, hält jedoch trotzdem für 
möglich, daß auch hinſichtlich der Lieferung der Anlage im § 4 
Berlin als „Erfüllungsort“ vereinbart worden ſei und recht⸗ 
fertigt letzteres durch die Annahme, daß zwei Verträge geſchloſſen 
ſeien, nämlich ein Kaufvertrag über die Maſchinen mit Berlin 
als Erfüllungsort und daneben ein in Maruſch zu erfüllender 
Werkoerdingungsvertrag. Dieſe Auslegung iſt indeß unmöglich, 
denn Kl. ſollte für 8 320 Mark eine Dampfanlage in Maruſch 
„komplett betriebsfähig“ liefern und dieſe Verpflichtung ließ ſich 
nur dort erfüllen. Die Auslegung des B. G. führt zu dem 
Ergebniß, daß Kl. zwar eine „komplett betriebsfähige“ Dampf⸗ 
anlage in Maruſch herſtellen, ſie dort in ſolchem Zuſtande liefern 
und für dieſe Leiſtung den als Geſammtpreis bedungenen Preis 
erhalten, daß aber der Transport der Maſchinentheile von Berlin 
an trotzdem auf, Gefahr des Bekl. gehen ſolle. Beides iſt mit⸗ 
einander unvereinbar. Ebenſo unbefriedigend iſt die Annahme 
des B. G., daß für die Lieferung der Lokomobile Berlin als 
Erfüllungsort vereinbart worden ſei. Nach § 1 des Vertrags 
ſollte Bekl. dieſelbe „franko Waggon Graudenz liefern.“ Zu⸗ 
folge der Beſprechungen vor dem Vertragsſchluß ſollte ſie über⸗ 
haupt nicht nach Berlin, ſondern nach Juowrazlaw geſchickt 
werden. Letzteres iſt zwar in dem ſchriftlichen Vertrage nicht 
aufgenommen worden, und deshalb iſt das B. G. der Anſicht, 
daß Bekl. verpflichtet ſei, die Lokomobile, falls Kl. dies verlange, 
auf ſeine Gefahr nach Berlin gehen zu laſſen. Dieſe Anſicht 
iſt jedoch mit den oben mitgetheilten Thatſachen unvereinbar, 
denn danach kann nur in Frage kommen, ob Bekl. neben den 
Koſten auch die Gefahr des Transports nach Graudenz zu 
tragen hatte, ob alſo in Anſehung der Lokomobile Maruſch 
oder Graudenz für ihn Erfüllungsort war. Bei dieſer Sachlage 
muß aber weiter angenommen werden, daß die mehrerwähnte 
Klauſel im § 4 des Vertrags als eine Vereinbarung über den 
Erfüllungsort überhaupt nicht betrachtet werden kann. Dieſelbe 
findet ſich in dem von der Kl. für ihre Verträge entworfenen 
Formular und iſt nicht handſchriftlich, ſondern durch Vordruck— 
hergeſtellt. Letzterer Umſtand würde zwar an und für ſich nicht 
hindern, die Klauſel für wirkſam zu halten, indeß iſt es nicht 
möglich, ihr die ihrem Wortlaute nach ihr zukommende Be⸗ 
deutung beizulegen, wenn dies mit dem Inhalte der anderen 
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Vertragsbedingungen geradezu im Widerſpruch ſteht. Es liegt 


dann vielmehr der Fall vor, daß ein Vordruck ſtehen geblieben 
iſt, welcher für den vereinbarten Vertrag nicht paßt. Dies 
trifft für den in Rede ſtehenden Vertrag zu, da Leiſtungen be⸗ 
dungen worden ſind, welche zum Theil nicht in Berlin erfüllt 
werden konnten, jo daß eine für beide Parteien gültige Ver⸗ 
einbarung, in Berlin und“ nur dort zu erfüllen, nicht getroffen 
ſein kann. I. C. S. i. S. Woggon c. Petzold & Comp. vom 
1. Mai 1897, Nr. 454/96 J. | 

4. Die Kl., die gegen den Bekl. ein obſiegliches Erkenntniß 
rechtskräftig erſtritten hatte, hat die ihr erwachſenen außergericht⸗ 
lichen Koſten zur Erſtattung liquidirt, iſt aber durch den Be⸗ 
ſchluß des Prozeßgerichts vom 2. März 1897 mit ihrem Geſuch 
zum Betrage von 1,50 Mark zurückgewieſen worden. Das 
Geſuch hatte der Juſtizrath N., der ſie im Prozeß vertreten hatte, 
in ſeiner Eigenſchaft als Prozeßbevollmächtigter geſtellt, und der 
Beſcheid iſt ihm in dieſer Eigenſchaft zugeſtellt worden. Er legte 
hiergegen innerhalb der geſetzlichen Friſt Beſchwerde ein, dieſe 
wurde aber vom O. L. G. durch den angefochtenen Beſchluß als 
unzuläſſig verworfen, weil dem Juſtizrath N. ein Beſchwerderecht 
nicht zuſtehe, und er die Beſchwerde nur für ſeine Perſon erhoben 
habe. Die hiergegen von ihm und der Kl. eingelegte weitere 
Beſchwerde iſt begründet. Mit dem Beſchwerdegericht iſt anzu⸗ 
nehmen, daß die Beſchwerde gegen einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
in der Regel dem Prozeßbevollmächtigten für ſeine Perſon nicht 
zuſteht. Auch kann es keinem Bedenken unterliegen, daß der 
Rechtsanwalt, der als Vertreter einer Partei handelt, dabei ſeinen 
Vertretungswillen kundzugeben hat; aber kein Geſetz ſchreibt vor, 
daß dies ausdrücklich geſchehen müſſe, es genügt vielmehr, wenn 
die Umſtände erkennen laſſen, daß der Vertreter in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft habe auftreten wollen. Das aber iſt anzunehmen, wenn 
ein Rechtsanwalt, der die Partei im Prozeſſe vertreten und für 
ſie dann ein Koſtenerſtattungsgeſuch eingereicht hat, damit zurüͤck⸗ 
gewieſen, Beſchwerde erhebt und ſo die Rolle fortführt, in der 
er in dem ganzen Verfahren aufgetreten iſt. Es kann hiernach 
keinem Bedenken unterliegen, daß der Juſtizrath N. die Beſchwerde, 
wenn er auch darin nicht ausdrücklich als Vertreter der Kl. 
gehandelt hat, doch in dieſer Eigenſchaft eingelegt hat. Das 
O. L. G. hat daher die Beſchwerde mit Unrecht für unzuläffig 
erachtet, weshalb der angefochtene Beſchluß der Aufhebung unter⸗ 


liegt. Gemäß dem § 538 der C. P. O. iſt die Sache zur 


anderweitigen Entſcheidung an das O. L. G. zurückverwieſen 
worden. V. C. S. i. S. Pfarre zu Seeger c. Schultz vom 
12. Mai 1897, B Nr. 74/97 V. 

5. Wie das R. G. wiederholt ausgeſprochen hat, iſt die 
unterliegende Partei nach Maßgabe der Vorſchrift des 5 87 
der C. P. O. ſchuldig, dem Gegner die von dieſem aufgewendeten 
Koſten für privatim eingeholte Gutachten eines Sachverſtändigen 
dann zu erſetzen, wenn nach Lage des konkreten Falles dieſe 
Einholung von Gutachten als zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung oder Rechtsvertheidigung nothwendig ſich darſtellt. 
Im vorliegenden Falle muß dieſe Vorausſetzung als gegeben 
angenommen werden. VI. C. S. i. S. Grosgerge e. Kar- 
pinski vom 6. Mai 1897, B Nr. 86/97 VI. 

6. Die Kl. hat ſich zur Juſtruirung ihres Anwalts in 
I. und II. J. eines Korreſpondenzmandatars bedient und 
nach Verurtheilung des Bekl. in die Koſten des Rechtöftreits, 


die ihr hierdurch entſtandenen Koſten gegen den Bekl. liquidirt. 
Das L. G. hat die Koſten für die Vermittelung in I. J. ge⸗ 
ſtrichen, die Koſten für die Vermittelung in II. J. dagegen zu- 
gebilligt. Auf die Beſchwerde beider Theile hat das O. L. G. 
die letzteren Koſten geſtrichen, die erſteren aber der Kl. zu- 
gebilligt. Die gegen dieſen Beſchluß vom Bekl. erhobene Be⸗ 
ſchwerde hat für begründet erachtet werden müſſen. Denn die 
Parteien ſtreiten darüber, in welchem Umfange für den zwiſchen 
der Kl. und dem Dr. P. geſchloſſenen Vertrag der Immobiliar⸗ 
ſtempel zu erheben war. Für dle Entſcheidung dieſer Frage iſt 
allein der Inhalt der Vertragsurkunde und die Auslegung dieſer 
Urkunde maßgebend. Bedurfte der Prozeßvertreter der einen 
Theil des gezahlten Stempelbetrags zurückfordernden Kl. von 
letzterer noch einer beſonderen Auskunft, ſo iſt nicht erſichtlich, 
weshalb dieſe Auskunft nicht von dem Vertreter der Kl. brieflich 
ertheilt werden konnte. Hat die Kl. es vorgezogen, ſich zur 
Vermittelung ihres Verkehrs mit dem Prozeßvertreter I. J. 
eines zweiten Anwalts zu bedienen, ſo iſt für die hierdurch ent⸗ 
ſtandenen Koſten der Bekl. nicht erſtattungspflichtig. III. C. S. 
i. S. Gemeinde Weſterland c. Preuß. Fiskus vom 7. Mai 1897, 
B Nr. 92/97 III. N 

7. Durch Urtheil des L. G. Köln vom 9. Dezember 1896 
wurden „die Prozeßkoſten einſchließlich derjenigen der Neben⸗ 
intervention“ den Bekl. auferlegt. Auf Grund dieſer unter 
Bezugnahme auf die 8$ 87 und 96 der C. P. O. erlaſſenen 
Entſcheidung wurden die dem Nebenintervenienten von den Bekl. 
zu erſtattenden Prozeßkoſten von dem L. G. auf 114 Mark 
25 Pf. feſtgeſetzt. Auch hat dieſes Gericht den Antrag der 
Bekl., das erwähnte Urtheil dahin zu berichtigen, daß ſie 
lediglich die Prozeßkoſten „ausſchließlich derjenigen der Neben⸗ 
intervention“ zu tragen hätten, durch Beſchluß vom 12. April 
1897 deshalb abgelehnt, weil die zum Ausdruck gekommene 
Faſſung der Urtheilsformel nicht auf einem Schreibfehler be⸗ 
ruhe, ſondern den Abſichten des erkennenden Gerichts thatſächlich 
entſpreche. Bei dieſer Sachlage kann kein Zweifel darüber be⸗ 
ſtehen, daß das L. G., wie auch die Faſſung des Urtheils 
deutlich erkennen läßt, wirklich den Bekl. auch diejenigen Koſten 
auferlegen wollte, die dem Nebenintervenienten durch die Neben⸗ 
intervention erwachſen ſind. Andernfalls hätte es nicht dieſe 
Koſten auf Antrag des Nebenintervenienten feſtgeſetzt und würde 
es dem Berichtigungsantrag der Bekl. in irgend einer Form 
Folge gegeben haben. Der ſo zu verſtehenden Koſtenentſcheidung 
liegt nun allerdings ein bedauerlicher Rechtsirrthum zu Grunde. 
Der $ 96 der C. P. O. bezieht ſich, wie allgemein anerkannt 
wird, nur auf das Verhältniß zwiſchen dem Nebenintervenienten 
und dem Gegner der von ihm unterſtützten Partei; über die 
etwaigen Erſatzanſprüche des Nebenintervenienten gegen dieſe 
Partei und deren Anſprüche gegenüber dem Nebenintervenienten 
iſt in dem Prozeß, in welchem die Nebenintervention ſtattfand, 
überhaupt nicht zu entſcheiden. Aber dieſer Irrthum, der nur 
eine Berufung der Bekl. hätte rechtfertigen können, hat nicht 
die Folge, daß der nun in Rechtskraft erwachſenen Entſcheidung 
die Geltung zu verſagen oder daß ihr eine andere Bedeutung 
als diejenige beizulegen iſt, welche ihr nach ihrem Wortlaute, 
wie nach der Abſicht des erkennenden Gerichts zukommt. Ein 
etwaiger Erſatzanſpruch der Bekl. gegen den Nebenintervenienten, 
über den hier nicht zu entſcheiden iſt, könnte dle Koſtenfeſt. 
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ſetzung nicht hindern. II. C. S. i. ©. Dolleſchall e. Johnen 


vom 11. Mai 1897, B Nr. 79/97 II. 

8. Erſcheint die Abweiſung des principalen Klageantrages 
gerechtfertigt, ſo gilt das Gleiche doch nicht von der Abweiſung 
des eventuellen Antrags. Von dem oben eingenommenen Stand⸗ 
punkte, daß die Klage von vornherein als gegen die Geſammtheit 
der Mitglieder der Geſellſchaft gerichtet anzuſehen ſei, iſt der 
Grund des B. G., daß mit dem gegen einzelne Mitglieder ge⸗ 
richteten eventuellen Antrage eine Klage gegen andre Perſonen 
angeſtellt ſei, nicht zutreffend. Es liegt vielmehr darin nur 
eine Beſchränkung der Klage auf gewiſſe, ſchon nach Inhalt der 
Klage als Mitbeklagte zu betrachtende Perſonen. In dieſer 
Beſchränkung iſt eine unzuläſſige Klageänderung nicht zu finden, 
und ebenſowenig greift bei dieſer Auffaſſung der noch hinzu⸗ 
gefügte Grund des B. G. durch, daß der Kl. den Prozeß gegen 
die einzeln aufgeführten Mitglieder nur eventuell geführt wiſſen 
wolle, eine bedingte Klage aber nicht zuläſſig ſei. VI. C. S. 
i. S. Dehnhardt . Sauer u. Gen. vom 26. April 1897, 
Nr. 432/96 VI. 

9. Das B. G. geht or aus, daß die eſtſelung 
des I. R., das Rittergut Groß⸗Schwülper ſei Fideikommiß 
gemäß Auer am 31. Januar 1772 errichteten teſtamentariſchen 
Stiftung, der gegentheiligen Ausführung des Kl. in II. J. 
nicht entgegenſtehe. Daſſelbe ſieht hierin nur die Konſtatirung, 
daß die teſtamentariſchen Beſtimmungen von den Parteien und 
vom Gerichte ohne weitere Erörterungen dahin verſtanden ſeien, 
daß ein Fideikommiß errichtet ſei, und nimmt an, daß ein etwa 
vorliegendes Geſtändniß hierüber, als auf Irrthum beruhend, 
widerrufen werden dürfe. Mit Unrecht rügt dawider die Reviſion 
eine Verletzung des $ 263 C. P. O. Die Annahme, daß die 
gedachte Feſtſtellung des I. R. auf der Auslegung des Teſta⸗ 
mentes vom 31. Januar 1772 beruhe, entſpricht der Sachlage. 
Ein gerichtliches Geſtändniß im Sinne des § 263 cit. liegt 
in dieſer Beziehung nicht vor und konnte rechtswirkſam nicht 
abgegeben werden, da es ſich nicht um eine reine Thatſache 
oder ein ganz einfaches Rechtsverhältniß handelte, ſondern um 
die ſchwierige und zweifelhafte Beurtheilung der rechtlichen Be⸗ 
deutung der letztwillig getroffenen Dispoſitionen. III. C. S. 
i. S. Herbſt c. v. Marenholtz vom 11. Mai 1897, Nr. 16/97 III. 

10. Nach dem Protokoll vom 18. Juni 1896 iſt dem 
Bekl. zur Angabe des Aufenthaltsorts des Zeugen L. „gemäß 
§ 321 der C. P. O.“ eine Friſt bis zum 14. Juli 1896 
geſetzt. Da nach § 321 eine ſolche Friſt auf Antrag zu be⸗ 
ſtimmen iſt, ſo iſt nicht zu bezweifeln, daß das B. G. die 
Friſt geſetzt hat, nachdem ein desfallſiger Antrag geſtellt war. 
Das wird auch durch den Thatbeſtand des Urtheils vom 2. No⸗ 
vember 1896 beſtätigt. Wenn nun auch an der Urtheilsfällung 
nicht durchweg dieſelben Richter Theil genommen haben, welche 
in der Verhandlung vom 18. Juni 1896 geſeſſen haben, ſo iſt 
doch auch ein Berichtigungsantrag bezüglich dieſer Angabe des 
Thatbeſtandes nicht geſtellt. Es iſt danach anzunehmen, daß 
jene Thatſache auch in der Schlußverhandlung vom 2. November 
1896 als unſtreitig konſtatirt iſt. Der Bekl. hat aber inner⸗ 
halb der ihm geſtellten Friſt den Aufenthaltsort des Zeugen L. 
nicht angegeben; und da das Verfahren verzögert ſein würde, 
wenn in Folge der ſpäteren Angabe des Aufenthaltsorts die 
Vernehmung in Nordamerika veranlaßt worden wäre, ſo iſt 


bezw. Anſchlußberufung eingelegt. 


erlegt. 


von 1 366,60 Mark vollſtändig feſtſtellt. 
Urtheil, inſoweit es die Berufung auch gegen die erſtinſtanzliche 
Entſcheidung unter II zurückweiſt, in Wirklichkeit nur ein 
Zwiſchenurtheil, da mit dieſer Entſcheidung der Streit über 


das Geſetz nicht dadurch verletzt, daß das B. G. wegen des 
von der Kl. erhobenen Widerſpruchs die Vernehmung unterlaſſen 
hat. Danach kann dieſe Rüge des Rkl. zur Aufhebung des 
B. U. nicht führen. I. C. S. i. S. Guttmann c. Seydewitz 
vom 1. Mai 1897, Nr. 461/96 J. 

11. Die vom Ro. beſtrittene Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels, insbeſondere das Vorhandenſein der Reviſionsſumme, 
iſt nicht zu beanſtanden. Das L. G. hatte in Anſehung des 
Theilbetrages der klägeriſchen Forderung in Höhe von 1 366,60 
Mark in feinem Endurtheile vom 17. März 1896 unter Ziffer I 
die Verurtheilung des Bekl. unbedingt ausgeſprochen, in An⸗ 
ſehung des Theilbetrages von 305,40 Mark aber unter Ziffer II 


die Verurtheilung von einem Eide des Kl. abhängig gemacht. 


Vom Bekl. wurde gegen beide Entſcheidungen unter Ziffer I 
und II, vom Kl. nur gegen diejenige unter Ziffer II Berufung 
Das O. L. G. hat zunächſt 
durch das von ihm als „Theilurtheil“ erlaſſene Urtheil vom 
13. Oktober 1896 die Berufung des Bekl. in der Hauptſache 


zurückgewieſen und die Entſcheidung über die Koſten dem End⸗ 


urtheil vorbehalten, ſodann aber durch das Endurtheil vom 
20. November 1896 auf die Anſchlußberufung des Kl. die Ent⸗ 


ſcheidung des L. G. unter Ziffer II abgeändert und den Bekl. 


zur Bezahlung des Betrages von 305,40 Mark unbedingt ver⸗ 
urtheilt, ihm auch die ſämmtlichen Koſten I. und II. J. auf⸗ 
Die vorliegende Reviſion richtet ſich gegen das Theil⸗ 
urtheil vom 13. Oktober 1896. Inhaltlich iſt daſſelbe aller- 
dings nur inſoweit ein Theilurtheil, als es die Berufung des 
Bekl. gegen die erſtinſtanzliche Entſcheidung unter I zurückweiſt 
und damit den Klaganſpruch in Anſehung des Theilbetrages 
Dagegen iſt dieſes 


den Theilanſpruch von 305,40 Mark noch nicht erledigt, viel⸗ 
mehr zu dieſem Zwecke auch noch über die denſelben Theil⸗ 
anſpruch betreffende Anfchlußberufung des Kl. zu erkennen war. 


Vergl. Gaupp, C. P. O. § 273 Erläuterung II zu 4; Entſch. 
des R. G. Bd. 14 S. 202, Bd. 16 S. 425, Bd. 22 S. 402; 


Juriſtiſche Wochenſchrift 1889 S. 205. — Gleichwohl war 
formell die Reviſion gegen dieſes Urtheil ſeinem ganzen Inhalte 
nach gegeben, da daſſelbe unbeſchränkt als Theilurtheil erlaſſen 
worden und dadurch der Berufungsantrag des Bekl., welcher 


auf unbedingte Zurückweiſung der Klage in vollem Umfang 


gerichtet war, verworfen, damit aber nicht. nur über den Theil 
betrag von 1 366,60 Mark, ſondern auch über den Theilbetrag 


von 305,40 Mark in einer zunächſt für den Bekl. endgültigen 


Weiſe entſchieden worden iſt. Dieſem war daher auch gegen 
die letztere Entſcheidung ein Rechtsmittel nicht zu verſagen, wie 
denn das R. G. bereits wiederholt in ähnlichen Fällen von 
gleichen Grundſätzen ausgegangen iſt. Entſch. Bd. 6 S. 421, 
Bd. 7 S. 435, Bd. 8 S. 363. Dagegen war die Reviſion 
nicht für begründet zu erachten. Dieſelbe begehrt die Aufhebung 
der angefochtenen Entſcheidung zunächſt aus dem prozeſſualen 
Grunde, weil nach der erwähnten Sachlage ein Theilurtheil 
nicht habe erlaſſen werden dürfen. Dieſer Angriff wäre über- 
haupt nur inſoweit gegen die erwähnte Entſcheidung denkbar, 
als ſie die Berufung in Betreff des Theilbetrages von 305,40 
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Mark zurückweiſt; denn im Uebrigen ift ſie, wie oben ausgeführt, 
ein wirkliches Theilurtheil. Aber auch in jener erſteren Hinſicht 
iſt die Reviſion durch die inzwiſchen eingetretene prozeſſuale 
Lage des Rechtsſtreits gegenſtandslos geworden. Es könnte 
dadurch nur erreicht werden, daß unter Aufhebung des inkorrekten 
Zwiſchenurtheils über den Betrag von 305,40 Mark durch 
En durtheil erkannt werde. Vergl. die oben angeführten Ent⸗ 
ſcheidungen des R. G. Dieſe Sachlage iſt aber bereits vor 
Einlegung der Reviſion dadurch geſchaffen, daß das B. G. 
durch das Endurtheil vom 20. November 1896 den Bekl. un⸗ 
bedingt zur Bezahlung des erwähnten Theilbetrages, ſowie zur 
Tragung der ſeither erwachſenen Prozeßkoſten verurtheilt hat. 
Es iſt nicht abzuſehen, was unter ſolchen Umſtänden die theil⸗ 
weiſe Aufhebung des Urtheils vom 13. Oktober 1896 bezwecken 
ſoll, welche vorausſichtlich zu keinem andern, als dem jetzt ſchon 
beſtehenden Endergebniß führen würde. III. C. S. i. S 
Brandau c. Eubell vom 28. April 1897, Nr. 380/96 III. 
12. Die Zuläſſigkeit der Reviſion wird von der Bekl. zu 
Unrecht bemängelt. Richtig iſt zwar, daß die Vorſchrift in 
§ 509 Nr. 1 C. P. O., nach welcher, inſoweit es ſich um die 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges handelt, die Reviſion ohne Rückſicht 
auf den Werth des Beſchwerdegegenſtandes ſtattfindet, nur an⸗ 
wendbar iſt, wenn die Ausſchließung des Rechtsweges auf geſetz⸗ 
licher Vorſchrift beruht, nicht dann, wenn durch Rechtsgeſchäfts⸗ 
Vertrag (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 370) oder 
Privatautonomie — der ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen ſein 
ſoll. Daher iſt im vorliegenden Falle — gemäß § 508 a. a. O. 
— die Zuläſſigkeit der Reviſion allerdings durch einen den Be⸗ 
trag von 1 500 Mark überſteigenden Werth des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes bedingt. Es unterliegt nun aber keinem Bedenken — und 
waltet darüber unter den Parteien auch ein Streit nicht ob — daß 
der Werth der mit der Stiftsſtelle verbundenen freien Wohnung 
im Stiftshauſe in Königsberg i. Pr. für das Jahr auf mindeſtens 
30 Mark anzunehmen iſt, woraus ſich der jährliche Werth der 
Bezüge der Stiftsſtelle bei einer Stiftspenſion von 100 Mark 
auf mindeſten 130 Mark, für 12½ Jahr — 8 508 Abſ. 2 
§ 9 a. a. O. — auf mindeſtens 1 625 Mark ergiebt. Die 
Ausführung der Bekl., daß das von der Kl. im gegenwärtigen 
„Rechtsſtreite verfolgte vermögensrechtliche Intereſſe ſich keineswegs 
decke mit dem Werthe der Bezüge der ſtreitigen Stiftsſtelle und 
insbeſondere dieſen Werth um deshalb nicht erreiche, weil die 
Kl. zunächſt nur der Bekl. gegenüber ihr beſſeres Recht zur An- 
erkennung bringen wolle, während damit der Erwerb des Rechts 
ſelbſt noch nicht gefichert ſei, erſcheint nicht zutreffend. Der mit 
der Klage geltend gemachte Anſpruch wird darauf geſtützt, daß 
ſtiftungsgemäß die ſtreitige Stiftsſtelle der Kl. und nicht der Bekl. 
hätte verliehen werden ſollen, und die Klage ſelbſt verfolgt den 
Zweck, das dem klägeriſchem Rechte in der Perſon der Bekl. ent⸗ 
gegenſtehende Hinderniß durch deren Verurtheilung zur Anerkennung 
des beſſeren Rechts der Kl. zu beſeitigen. Vom Standpunkte 
der Kl. aus bildet daher das Recht auf die ſtreitige Stiftsſtelle 
ſeinem ganzen Inhalte nach den Gegenſtand des gegenwärtigen 
Rechtsſtreits und das hieraus ſich ergebende vermögensrechtliche 
Intereſſe der Kl. gleicht zum mindeſten, ſofern andere vermögens. 
rechtliche Vortheile mit der Stiftsſtelle nicht verbunden ſind, dem 


Werthe der Stiftspenſion und der freien Wohnung im Stifts⸗ 


hauſe. Dieſer beträgt aber, wie vorſtehend dargelegt, für 12 ½ Jahr 


mindeſtens 1625 Mark und iſt daher, da der Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes mit dem des Streitgegenſtandes ſich deckt, 
die im § 508 a. a. O. vorgeſehene Reviſionsſumme von über 
1500 Mark vorhanden. IV. C. S. i. S. von Glaſow 
c. von Mutinus vom 6. Mai 1897, Nr. 403/96 IV. 

13. Gegenſtand der Beſchwerde iſt die Abweiſung des Kl. 
mit ſeiner Forderung, ſoweit dieſe den von der Bekl. anerkannten 
und dem Kl. zugeſprochenen Betrag von 504 Mark überſteigt; 
die Forderung iſt in der II. J. auf 2 050 Mark erhöht worden, 
ſo daß ſich die darnach berechnete Beſchwerdeſumme auf 
1 546 Mark beziffert. Die Erhöhung der Forderung würde 
unſtatthaft und deshalb nicht zu beachten ſein, wenn Kl. ſie 
nicht ſachlich begründen könnte (vergl. Bolze, Praxis des R. G. 
in Civilſachen, Bd. 19 Nr. 795); Kl. hat ſich indeß zu ihrer 
Rechtfertigung auf das Gutachten des früheren Adminiſtrators R. 
für den nach ſeinen Angaben maßgebenden Ernteertrag berufen 
und hierdurch den Betrag ſeiner Forderung ſo unter Beweis 
geſtellt, daß darauf, wenn es auf die Ermittelung des wirklich 
erlittenen Schadens ankäme, einzugehen wäre. Die Zuläſſigkeit 
der Reviſion iſt daher nicht zu beanſtanden. I. C. S. i. S. 
Neumann c. VVVfm, zu Brandenburg vom 
8. Mai 1897, Nr. 463/96 J. 

14. Da das B. U., gegen welches ſich die Reviſion richtet, 
nur den Theilbetrag se 305,40 Mark betrifft, eine Zuſammen⸗ 
rechnung dieſes Betrages mit dem Gegenſtand des voraus⸗ 
gegangenen Theilurtheils vom 13. Oktober 1896, aber bei der 
ſelbſtändigen Natur des letzteren nicht zuläſſig erſcheint, Entſch. 
des R. G. Bd. 13 ©. 354, fo war mit dem Röbkl. die 
Reviſionsſumme als nicht vorhanden anzunehmen. III. C. S. 
i. S. Brandau c. Eubell vom 28. April 1897, Nr. 381/96 III. 

15. Gegen die Feſtſtellung des B. U. erhebt die Reviſion 
den Vorwurf, daß ein ſolches Abkommen von keiner Seite, 
insbeſondere auch nicht von der Kl., behauptet, vielmehr von 
ihr beſtritten worden ſei, und daß daher der B. R. etwas feſt⸗ 
geſtellt habe, was außerhalb der Parteibehauptungen ſtehe. Der 
Vorwurf iſt begründet. Denn weder im Thatbeſtand des erſten, 
noch in dem des zweiten Urtheils findet ſich eine Behauptung 
des Inhalts, daß die Parteien über eine Abtretung zur zweiten 
Rangſtelle einig geweſen ſeien, und der B. R. durfte daher 
nicht eine auf eine ſolche Vereinbarung abzielende Feſtſtellung 
treffen, wenngleich er für ſie in der Korreſpondenz der Parteien 
eine genügende Grundlage zu finden meinte. Wegen dieſes 
prozeſſualen Verſtoßes muß die Vorentſcheidung aufgehoben 
werden. V. C. S. i. S. Herbſt und Gen. C. Süddeutſche 
Bodenkreditbank vom 5. Mai 1897, Nr. 377/96 V. 

16. Rheiniſcher Rechtsfall. Die Angriffe des Rkl. richten ſich 
lediglich gegen die Ausführungen des O. L. G., nach welchen die Kl. 
mit ihrem den Bekl. gegenüber erhobenen Anſpruch nicht deshalb 
gemäß § 14 Abi. 2 des Geſetzes vom 18. April 1887 betreffend 
das Vertheilungsverfahren ausgeſchloſſen ſein ſollen, weil ſie ihre 
Forderung nicht rechtzeitig im Vertheilungsverfahren angemeldet 
haben. Sie können aber ſchon deshalb keinen Erfolg haben, 
weil eine Verletzung des erwähnten, lediglich in der preußiſchen 
Rheinprovinz geltenden Geſetzes die Reviſion nicht begründen 
würde. Das angefochtene Urtheil beruht in dieſer Beziehung 
auf zwei ſelbſtſtändigen Entſcheidungsgründen. Zunächſt wird 
ausgeführt, auch die am Vertheilungsverfahren betheiligten 
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Perſonen würden nach § 14 des erwähnten Geſetzes, wenn fie 
es unterließen, ihre Forderungen anzumelden, nur von dieſem 
Verfahren ausgeſchloſſen, verlören aber dadurch ebenſowenig wie 
nach den 88 763 und 764 der C. P. O. das Recht, ihre auf 
dem bürgerlichen Recht beruhenden Anſprüche gegenüber nach- 
ſtehenden Gläubigern oder dem Schuldner ſelbſt geltend zu 
machen. Sodann wird bemerkt, die Kl. würden jedenfalls durch 
eine derartige Ausſchließung nicht betroffen, weil fie nicht ein ⸗ 
geſchriebene Gläubiger und deshalb zur Anmeldung ihrer For⸗ 
derungen nicht aufgefordert, ſonach im Sinne der §§ 4 und 14 
des erwähnten Geſetzes nicht als „Betheiligte“ anzuſehen ſeien. 
Wenn letztere Annahme unrichtig wäre, würde dadurch un⸗ 
zweifelhaft nur das Geſetz vom 18. April 1887 verletzt; denn 
wer im Sinne dieſes Geſetzes als Betheiligter gilt, iſt lediglich 
aus ſeinen Beſtimmungen zu entnehmen und auch vom O. L. G. 
nur daraus entnommen worden. Daſſelbe gilt aber auch von 
der Ausführung, daß die Ausſchließung, welche in Folge der 
Friſtverſäumung eintrete, ſich nicht auf die Geltendmachung eines 
nach dem bürgerlichen Recht begründeten Anſpruchs erſtrecke. 
Das O. L. G. hat zwar bei Auslegung des Geſetzes über das 
Vertheilungsverfahren auf die Vorſchriften der C. P. O. Bezug 
genommen und dieſe verwerthet. Aber das bezüglich der zu 
entſcheidenden Frage zur Anwendung gelangte Geſetz ($ 512 
der C. P. O.) iſt, wie der erkennende Senat ſchon in einem 
früheren Falle ausgeſprochen hat, deshalb doch nicht die C. P. O., 
ſondern das Geſetz vom 18. April 1887, das bezüglich der 
Beurtheilung der Sache allein maßgebend war. Eine Verletzung 
der C. P. O. würde ſonach auch dann nicht vorliegen, wenn das 
B. G. hinſichtlich der Tragweite der $$ 763 und 764 der 
C. P. O., deren Beſtimmungen mit § 14 Abſ. 2 des in Rhein⸗ 
preußen geltenden Geſetzes indeſſen nicht einmal vollſtändig über⸗ 
einſtimmen, von einer unrichtigen Auffaſſung ausgegangen wäre. 
Uebrigens hat der III. C. S. des R. G. in einem Urtheile vom 
15. Mai 1891 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 390 Nr. 20), dem 
ſich das O. L. G. angeſchloſſen hat, mit eingehender Begründung 
dargelegt, daß in den 8$ 763, 764 der C. P. O. nur Nach- 


theile für das Vertheilungsverfahren ſelbſt angedroht werden, 


die Nichtbenützung der bezüglich des Vertheilungsverfahrens vor⸗ 
geſehenen Friſten dagegen der auf Grund des bürgerlichen Rechts 
außerhalb des Vertheilungsverfahrens erfolgenden Geltendmachung 
eines beſſeren Rechts nicht im Wege ſtehe. II. C. S. i. S. 
Steffen Konk. c. Jacobs vom 30. April 1897, Nr. 64/97 II. 

17. Das O. L. G. tritt im Anſchluß an die Rechtſprechung 
des R. G. (Entſch. in Civilſachen Bd. 15 S. 343) dem erſten 
Richter darin bei, daß der $ 775 C. P. O keine Anwendung 
finden könne, weil nach dem Inhalt des ergangenen Urtheils 
nicht zweifelhaft ſei, daß es ſich nicht lediglich um die Unter⸗ 
laſſung einer Handlung ſondern um eine poſitive Thätigkeit 
handele, die auf die Beſeitigung bezw. Unſchädlichmachung des 
ſtörenden Zuſtandes abziele; ferner darin, daß der Antrag, 
ſoweit er auf 8 775 C. P. O. gegründet ſei, auch deshalb 
unzuläſſig erſcheine, weil eine Strafandrohung nicht voraus⸗ 
gegangen ſei und auch nicht nachgeholt werden könne. Es 
weicht aber darin vom I. R. ab, daß es den § 774 C. P. O. 
für anwendbar erachtet, indem es ausführt, theoretiſch möge es 
richtig ſein, daß die von der Bekl. vorzunehmenden Handlungen 
unabhängig von dem Willen der Bekl. durch einen Dritten aus⸗ 


geführt werden können, praktiſch durchführbar ſei aber die Vor⸗ 
nahme dieſer Handlungen durch einen Dritten nicht. Dies wird 
thatſächlich näher begründet. Stehe eine im § 774 vorgeſehene 
Handlung in Frage, ſo ſchließt das O. L. G., ſo müſſe, wenn 
auch der vollſtändigen Durchführung der Reinigung der Abwäſſer 
thatſächliche Schwierigkeiten entgegenſtehen, die Bekl. mit Rückſicht 
darauf, daß ſeit dem Urtheile über zwei Jahre verſtrichen ſeien, 
doch für fähig erachtet werden, ſolche binnen Jahresfriſt ein⸗ 
zurichten. V. C. S. i. S. Waiſenhaus zu Steele c. Stadt 
Dortmund vom 8. Mai 1897, B Nr. 68/97 V. 

18. Der Bekl. hat geltend gemacht, daß auch gegen 
von jenen Erklärungen der Kl. die von ihm angefochtene einſt⸗ 
weilige Verfügung ſeine Rechte auf die hinterlegten Beträge 
verletze. In dieſer Hinſicht iſt nun zwar richtig, daß in Folge 
der Abweiſung der erſten Klage O 34/96 und nach Aufhebung 
des in dieſem Rechtſtreit erlaſſenen, die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung anordnenden Beſchluſſes dem Bekl. ein aktuelles 
Recht an den hinterlegten Beträgen zuſtand, ſei es — was 
nicht entſchieden zu werden braucht — ein Pfändungapfandrecht, 
ſei es ein direktes Recht auf Auszahlung. Es war indeſſen 
dadurch nach Lage der Verhältniſſe nicht ausgeſchloſſen, wie 
dieſes in der That geſchehen iſt, daß die Ausübung dieſes 
Rechtes durch jene einſtweilige Verfügung auf Grund des 
§ 817 der C. P. O. ſiſtirt wurde. Der zweite Rechtsſtreit, in 
welchem dieſe erging, betraf dieſelben Einwendungen gegen die 
Zwangsbollſtreckung wie die erledigte erſte Sache, und durch 
den unangefochtenen Einſtellungsbeſchluß in dieſem Prozeß in 
Verbindung mit der bezüglichen Zuſtellung der Kl. an die 
Hinterlegungsſtelle waren die hinterlegten Beträge gemäß § 688 
Abf. 1 der C. P. O. Sicherheitsleiſtung bezw. Streitgegenſtand 
auch für den zweiten Rechtsſtreit geworden, und es unterlag 
daher die prozeſſuale Zuläſſigkeit der einſtweiligen Verfügung 
keinem begründeten Bedenken. Da auch in den weiteren 
Ausführungen des O. L. G., daß die Begründetheit der 
Einwendungen der Kl. gegen die von dem Bekl. betriebene 
Zwangsvollſtreckung für glaubhaft zu erachten ſei, ſowie daß 
die Auszahlung der hinterlegten Gelder an den Bekl. eine Ver⸗ 
änderung des beſtehenden Zuſtandes beſorgen laſſen würde, 
durch welche die Verwirklichung des eventuellen Rechtes der 
Kl. weſentlich erſchwert werden könnte, eine unzutreffende recht- 
liche Auffaſſung nicht zu finden iſt, jo muß die Aufrechthaltung 
der einſtweiligen Verfügung als gerechtfertigt anerkannt werden. 
Die Frage der Zuläſſigkeit der zweiten auf § 686 geſtützten 
Klage war in dieſem Verfahren nicht zu erörtern. III. C. S. 
i. S. Kuhlmann c. v. d. Heyde und Gen. vom 4. Mai 1897, 
Nr. 105/97 II. 

19. Wenn es auch richtig iſt, daß die Anordnung der 
Erledigung eines Rechtsſtreits durch Schiedsſpruch eine aus⸗ 
drückliche Beſtimmung erfordert, ſo bedarf es dazu doch nicht 
ſchlechthin einer an das Wort — wie Schiedsſpruch, Schieds⸗ 
richter, ſchiedsrichterliches Verfahren oder ähnlich — ſich an⸗ 
ſchließenden Ausdrucksweiſe, es muß nur zum klaren Ausdruck 
gebracht ſein, daß die endgültige Entſcheidung des Rechtsſtreits 
unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtswegs durch einen Dritten 
— ſei es eine oder mehrere Perſonen — erfolgen ſoll. Dieſem 
Erforderniſſe entſpricht aber ebenſo die Beſtimmung der Stiftungs- 
urkunde wie die Feſtſtellung des B. R. — Der Umſtand, daß 
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der Vater der Bekl. zur Zeit zu den Familienälteſten gehört 
und, wie Kl. behauptet, gegenwärtig das Kuratorium der 
Stiftung nur aus einem Mitgliede beſtehe, alſo letzteres gar 
nicht in der Lage ſei, feinen ſchiedsrichterlichen Funktionen nach- 
zukommen, ſteht an ſich der Anrufung der ſchiedsrichterlichen 
Entſcheidung nach Maßgabe der Stiftungsordnung nicht un⸗ 
bedingt entgegen, da gemäß § 872 C. P. O. auf Schieds⸗ 
gerichte, welche durch letztwillige oder andere nicht auf Verein⸗ 
barung beruhende Verfügung angeordnet ſind, die Beſtimmungen 
der vorhergehenden SS 851 — 871 entſprechende Anwendung 
finden und bisher nicht dargelegt iſt, daß danach und nach den 
Satzungen der Stiftung die aus den angegebenen Umſtänden 
erwachſenen Hinderniſſe gegen die Einleitung eines ordnungs⸗ 
mäßigen ſchiedsrichterlichen Verfahrens ſich nicht beheben laſſen. 
Erſt dann könnte aber die Unzuläſſigkeit des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens (vergl. § 867 Nr. 1 in Verbindung mit § 868 
Abſ. 2 und § 871 C. P. O.) und demzufolge die Eröffnung 
des ordentlichen Rechtsweges als gegeben angenommen werden. 
IV. C. S. i. S. von Glaſow c. von Mutius vom 6. Mai 1897, 
Nr. 403/96 IV. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungs⸗ 
geſetz. 

20. Der Rkl. behauptet, daß in dem Geſammtvermögen 
des Gemeinſchuldners das Geſellſchaftsvermögen als ſelbſt⸗ 
ſtändiges Ganzes fortbeſtehe und zwar trotz des Uebergangs auf 
den Gemeinſchuldner, den er nicht in Abrede zieht. Allein ohne 
Rechtsirrthum hat das B. G. dieſe Selbſtſtändigkeit verneint 
und den Untergang des Geſellſchaftsvermögens feſtgeſtellt. Aller⸗ 
dings bildet das Vermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft 
auch nach der Auflöſung der Geſellſchaft, unter Umſtänden 
ſogar noch nach der Liquidation, bis zur völligen Auftheilung 
deſſelben eine ſelbſtſtändige Vermögensmaſſe, in welche vollſtreckt 
und über welche Konkurs erkannt werden kann. (Art. 144 
und 172 des H. G. B. Motive zu § 198 der K. K. O. 
Abſ. 2 S. 1557 und die vom Rkl. angezogenen Entſch. 
des R. G.) Allein hiervon geht auch das B. G. aus. Es 
leitet den Untergang des Geſellſchaftsvermögens nicht ab aus 
der Auflöſung der Geſellſchaft, ſondern aus der völligen Auf⸗ 
theilung des Geſellſchaftsvermögens, welche durch die an die 
Stelle der Liquidation getretene Uebertragung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens auf den Gemeinſchuldner bewirkt worden iſt. Auch 
darin irrt das B. G. nicht, wenn es dieſe Art der Aus⸗ 
einanderſetzung und Auftheilung an Stelle der ſonſt die Regel 
bildenden Liquidation für zuläſſig erklärt, denn dieſelbe iſt im 
H. G. B. nicht ausgeſchloſſen und ſind auch die Gläubiger der 
offenen Handelsgeſellſchaft nicht einmal durch eine Sperrfriſt, 
wie z. B. die Gläubiger der Aktliengeſellſchaft in Art. 247 
des H. G. B., geſchützt (vergl. Entwurf eines H. G. B., 
herausgegeben vom Reichs⸗Juſtizamt, § 144 und Denkſchrift 
S. 109). An dem Untergang des Geſellſchaftsvermögens ändert 
auch nichts der Umſtand, daß der Erwerber deſſelben ein Geſell⸗ 
ſchafter war, denn bei der Selbſtſtändigkeit des Geſellſchafts⸗ 
vermögens ſteht auch dieſer demſelben als Dritter gegenüber 
und kann er ſo wenig als ein außerhalb der Geſellſchaft 


ſtehender als Einzelkaufmann die Geſellſchaft fortſetzen (vergl. 


Entſch. des R. G. Bd. 32 S. 145). Ob durch eine An- 


fechtungsklage der Geſellſchaftsgläubiger gegenüber dem jetzigen 


Konkursverwalter wieder ein Geſellſchaftsvermögen hergeſtellt 
werden könnte, kann, wie ſchon das B. G. hervorgehoben hat, 
dahingeſtellt bleiben, da ein desfalſiger Antrag nicht vorliegt. 
Ebenſo wenig rechtsirrthümlich, wie die Entſcheidung des B. G. 
in Betreff des Vorhandenſeins eines Geſellſchaftskonkurſes iſt 
deſſen weitere Ausführung, daß dem Kl. als Konkursverwalter 
über das Vermögen des Einzelkaufmanns Heinrich G. ein An⸗ 
fechtungsrecht bezüglich der gegenüber der Geſellſchaft G. & G. 
erwirkten Pfändung nicht zuſtehe. Zunächſt iſt zutreffend, daß 
ſich das Anfechtungsrecht auf ſolche Rechtshandlungen beſchränkt, 
durch welche das Befriedigungsrecht der Gläubiger aus dem 
Vermoͤgen des Gemeinſchuldners verletzt worden iſt, durch welche 
ein Vermögenswerth aus dieſem herausgekommen iſt, welches 
ohne die Rechtshandlung zur Befriedigung der Gläubiger ge- 
dient hätte. Es iſt aber auch weiter richtig, daß die Gegen⸗ 
ſtände, deren Rückgewähr verlangt wird, erſt in des Vermögen 
des Gemeinſchuldners gelangt ſind, nachdem ſie ſchon mit dem 
Pfändungspfandrecht des Bekl. belaſtet waren. Sie boten alſo, 
inſoweit fie belaſtet waren, für die Gläubiger des Gemein- 
ſchuldners als Gläubiger des Einzelkaufmanns Heinrich G. — 
und das ſind im gegenwärtigen Konkurs ſämmtliche Gläubiger — 
kein Befriedigungsmittel (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 15 
S. 65). Der Rll. verweiſt allerdings darauf, daß durch die 
Belaſtung des Geſellſchaftsvermögens auch das Vermögen des 
einzelnen Geſellſchafters belaſtet worden ſei, alſo darauf, daß 
der Geſellſchafter Miteigenthümer des Geſellſchaftsvermögens ge— 
weſen ſei. Allein, wenn man ein Miteigenthumsrecht des Gejell- 
ſchafters an den der Geſellſchaft gehörigen Sachen nicht völlig 
verneinen will (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 25 S. 256), ſo 
iſt daſſelbe doch jedenfalls angeſichts der Selbſtſtändigkeit des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens von keiner rechtlichen Wirkſamkeit, insbeſondere 
iſt auch nach Auflöſung der Geſellſchaft ein Recht des Geſell⸗ 
ſchafters an der beſtimmten Sache nicht realiſirbar. (Entſch. 
des R. G. Bd. 9 S. 144.) Es euthält ſomit eine Belaſtung 
der zum Geſellſchaftsbsermögen gehörigen Sache wohl eine Der- 
minderung dieſes Vermögens, nicht aber eine Beeinträchtigung 
des Rechts des Geſellſchafters an der beſtimmten Sache. 
Es kann hiernach auch nicht von einem Anfechtungsrecht der 
Konkursgläubiger nach Maßgabe des Geſellſchaftsantheils des 
Gemeinſchuldners G. an dem Geſellſchaftsvermögen der Handels- 
geſellſchaft G. & G. bezüglich der gepfändeten Gegenſtände die 
Rede fein. III. C. S. i. S. Gfrörer Konk. c. Lewin vom 
28. April 1897, Nr. 383/96 III. 

21. Nicht bemängelt iſt der Ausgangepunkt des B. G., 
daß die fraglichen Wechſel⸗Regreßanſprüche Kl. als bedingte 
Konkursforderungen im Konkurſe angemeldet werden konnten. 
Hier entſteht aber ſofort die Frage, ob durch die Anmeldung 
vom 29. Auguſt 1894 die Verjährung der damals bedingten 


Reggreßanſprüche des Kl. überhaupt unterbrochen werden konnte. 


Eine Verjährung bedingter Anſprüche kann wohl auch nach dem 
ſächſiſchen B. G. B. erſt mit dem Eintritte der Bedingung be⸗ 
ginnen (ſiehe $ 158 des B. G. B., vergl. Windſcheid, Pan⸗ 
deckten IS 107, J. 7 § 4 Cod. de praeser. XXX 7, 39) 
und vorher kann auch wohl nicht von einer Unterbrechung der 
(noch nicht begonnenen) Verjährung die Rede ſein. Die Ver⸗ 
jährung der Regreßanſprüche des Kl. aus den beiden Wechſeln 
vom 15. Juli und 30. Juni 1894 begann erſt mit dem Tage 
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des erhobenen Proteſtes (Art. 78 Abſ. 2 der W. O.) das heißt 
am 1. September und 2. Oktober 1894. Vor dem Tage der 
zweiten jedenfalls ordnungsmäßig erfolgten Anmeldung, 5. Januar 
1895, würde aber bezüglich beider Wechſel die Verjährung 
(nämlich am 1. Dezember, 2. Januar 1895) abgelaufen ge⸗ 
weſen. Aber der Prüfungstermin fand ſtatt nach den Proteſt⸗ 
erhebungen, nachdem alſo die Verjährung begonnen hatte 
(8. Oktober 1894), und es würde ſich fragen, ob nicht die An⸗ 
meldung vom 29. Auguſt 1894 — vorausgeſetzt, daß fie 
rückſichtlich der hier in Frage ſtehenden Forderungen 
den geſetzlichen Erforderniſſen entſpräche — nachdem 
einmal über ſie, wenn auch in Abweſenheit des Kl., im Prü⸗ 
fungstermine verhandelt worden iſt, nicht doch als eine die 
Verjährung unterbrechende Anmeldung anzuſehen wäre. Hieran 
ſchlöſſe ſich die weitere Frage, wie lange dieſe Unterbrechung 
wirke. Selbſt wenn man zu Ungunſten des Kl. annähme, daß 
die Unterbrechung nicht etwa bis zur Beendigung des Konkurs- 
verfahrens oder wenigſtens bis zur Zuſtellung des in $ 134 
Abſ. 1 der K. K. O. genannten Tabellenauszuges, ſondern nur 
bis zur Beendigung des Prüfungstermines dauerte, ſo würde 
doch die neu begonnene Verjährung durch die ordnungsmäßig 
erfolgte zweite Anmeldung vom 5. Januar 1895 wieder unter⸗ 
brochen worden fein. Es kommt alſo auch von dieſem Gefichts- 
punkte aus auf die Prüfung der Frage an, ob die Anmeldung 
vom 29. Auguſt 1894 an ſich den Vorſchriften der K. K. O. 
entſpricht und deshalb geeignet war, die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung der Regreßanſprüche des Kl. aus den beiden Wechſeln 
zu bewirken. In dieſer Beziehung muß den Ausführungen des 
B. G. beigetreten werden. Die Wirkung der Unterbrechung 
der Verjährung iſt an die Anmeldung im Konkurſe geknüpft 
(K. K. O. § 13, E. G. § 3 Abſ. 2) und gerade mit 
Rückſicht auf dieſe Wirkung iſt, worüber auch die Motive zu 
88 13, 127 der K. K. O. keinen Zweifel laſſen, die Ans 
meldung bei dem Konkursgerichte (nicht bei dem Verwalter) 
und ein gewiſſer Inhalt der Anmeldung, nämlich die 
Angabe des Betrages und des Grundes der Forderung als 
weſentlich vorgeſchrieben (§S 127). Die Anmeldung muß, 
als die im Konkurſe mögliche thätige Verfolgung des Anſpruches, 
den in der K. K. O. hinſichtlich der Beſtimmtheit das heißt 
der Individualiſirung der anzumeldenden Anſprüche geſtellten 
Anforderungen entſprechen (vergl. auch § 10 der K. K. O.); 
thut ſie dies nicht, ſo kann durch ſie auch die Verjährung nicht 
unterbrochen werden. Hierüber beſteht, ſo viel zu erſehen, auch 
in der Litteratur allſeitiges Einverſtändniß. VI. C. S. i. S. 
Kunath c. Weidtmann Konk. vom 12. April 1897, Nr. 260/96 VI. 

22. Es würde hier, wo es ſich um eine Anfechtung außer⸗ 
halb des Konkurſes des Schuldners H. handelt, deſſen bloßes 
Bewußtſein, es könnten, wenn er den Kaufvertrag gegenüber 
der Bekl. erfülle, andere Gläubiger keine Befriedigung finden, 
noch nicht genügen, ſeine Handlungsweiſe als fraudulos im 
Sinne von § 3 Ziffer 1, 2 des A. G. erſcheinen zu laſſen; die 
Eigenthumsübertragung als Erfüllungsgeſchäft würde vielmehr 
nach dieſen Vorſchriften nur dann anfechtbar ſein, wenn die 
Abſicht H's. nicht ſowohl auf die Befriedigung der Bekl., als 
auf die Vereitelung der Befriedigung anderer Gläubiger ge 
richtet geweſen fein ſollte. Vergl. Entſch. des R. G. in Civil. 
ſachen Bd. 27 S. 133 fg., Bd. 33 S. 124 fg., Seufferts 


Archiv Bd. 50 Nr. 247 S. 400 fg., Juriſtiſche Wochenſchrift 
1895 S. 329 Nr. 23. VI. C. S. i. S. Höhne c. Vereins⸗ 
bank Pirna Konk. vom 26. April 1897, Nr. 431/96 VI. 

II. Das Handelsrecht. 

23. Der Art. 225 b des H. G. B. in der Faſſung der 
Novelle vom 11. Juni 1870 iſt in der Rechtſprechung dahin 
aufgefaßt worden, daß durch dieſe Vorſchrift eine perſönliche 
Haftbarkeit der Mitglieder des Aufſichtsrathes auch den Gläubigern 
der Aktiengeſellſchaft gegenüber ausgeſprochen ſei. Eine beſondere 
Vorſchrift über die Verjährung der auf Art. 225 b geſtützten 
Klage war nicht gegeben, ſo daß in dieſer Beziehung auf das 
bürgerliche Recht zurückgegriffen werden mußte. Für das Gebiet 
des Pr. A. L. R. kounte entweder die gewöhnliche dreißigjährige 
Verjährung oder die dreijährige Verjährung des § 54 Thl. I 
Tit. 6 in Frage kommen. Als die Aktiennovelle vom 15. Juli 
1884 in Kraft trat (14. Auguſt 1884) war für den durch die 
vorliegende Klage verfolgten Anſpruch weder die dreißigjährige, 
noch die dreijährige Verjährung abgelaufen, wie unter den 
Parteien nicht ſtreitig iſt, alſo ein feſter Rechtszuſtand hinſichtlich 
der Verjährung unter der Herrfchaft des alten Geſetzes nicht 
geſchaffen. Der Art. 226 des neuen Geſetzes, welcher den 
Art. 255 b der älteren Faſſung in ſich aufgenommen hat, führt 
für die gegen die Mitglieder des Aufſichtsrathes zu erhebenden 
Erſatzauſprüche eine fünfjährige Verjährung ein, ohne über den 
Beginn der Verjährungsfriſt eine Beſtimmung zu treffen. Aus 
dem Berichte der Reichstagskommiſſion, aus deren Vorſchlägen 
die Verjährungsvorſchrift des Art. 226 herrührt, geht hervor 
(S. 23), daß abſichtlich davon abgeſehen worden iſt, eine Be⸗ 
ſtimmung über den Beginn des Laufes der Verjährung zu 
treffen, weil dieſe Beſtimmung dem bürgerlichen Rechte ent⸗ 
nommen werden ſollte. Demgemäß wird in der Rechtsliteratur 
allgemein die Meinung vertreten, daß die Entſcheidung über den 


Beginn des Laufes der Verjährung des Art. 226 aus dem 


Bürgerlichen Rechte zu entnehmen ſei und auch das R. G. hat 
in einem Urtheil vom 12. April 1894 (Entſch. Bd. 29 S. 28) 
bereits ausgeſprochen, daß der Beginn der durch das Aktiengeſetz 
vom 15. Juli 1884 eingeführten fünfjährigen Verjährung ſich 
nach den gewöhnlichen bürgerlichen Geſetzen richte. Hiervon 
ausgehend hat das L. G., indem es den Klageanſpruch als einen 
Schadensanſpruch außerhalb eines Vertragsverhältniſſes anſieht, 
denſelben hinſichtlich des Beginnes der Verjährung dem § 54 
Tit. 6 Thl. 1. des A. L. R. unterworfen und demgemäß die 
Verjährung erſt von demjenigen Zeitpunkte ab laufen laſſen, in 
dem die Kl. von der Entſtehung des Schadens und von deſſen 
Urheber Kenntniß erlangt hatte. Das B. G. erachtet dagegen 
die Unterordnung des Klageanſpruchs unter jene Vorſchrift nicht 
für zuläſſig, weil der § 54 a. a. O. für gewiſſe Anſprüche eine 
außerordentliche Verjährung einführe, welcher die Verjährung 
des Art. 226 gleichfalls als Sondervorſchrift gegenüberſtehe. 
Es erwägt weiter, daß, wie aus dem Berichte der Reichstags⸗ 
kommiſſion hervorgehe, eine abgekürzte, fünfjährige Ver⸗ 
jährung habe eingeführt werden ſollen, um nicht die verantwort⸗ 
lichen Perſonen in zu langer Schwebe der Beſorgniß einer 
Verfolgung zu laſſen und leitet daraus die Abſicht des Geſetzes 


her, die verantwortlichen Perſonen binnen einer kurzen, objektiv 


ſichern Friſt außer Gefahr der Verfolgung zu ſetzen. Da aber 


dieſer Zweck bei Anwendung des § 54 a. a. O. nicht erreicht 
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werde, dann vielmehr die Möglichkeit beſtehe, daß in Folge 
einer Unkenntniß des Beſchädigten noch nach Jahrzehnten eine 
Inanſpruchnahme der Auffichtsrathsmitglieder ſtattfinden könne, 
ſo gelangt das B. G. zu der Annahme, daß der Beginn des 
Laufes der fünfjährigen Verjährung des Art. 226 des H. G. B. 
nicht nach der Spezialvorſchrift des § 54 Tit. 6 Thl. J des 
A. L. R., ſonderu nach den allgemeinen Regeln über die Ver⸗ 
jährung in den 88 512 flg. Tit. 9 Thl. 1 des A. L. R. zu 
beſtimmen ſei und daß, da die Kl. ein ihrer Rechtsverfolgung 


entgegenſtehendes, den Beginn der Verjährung ausſchließendes 


Hinderniß nicht dargethan habe, die Verjährung vor der Klage⸗ 
erhebung abgelaufen ſei. Die Reviſion greift dieſe Ausführung 
zunächſt inſofern als rechtsirrthümlich an, als, wenn das neue 
Geſetz die Erforderniſſe der Verjährung vermindere, dies dem 
Berechtigten nicht ſchaden könne, vielmehr von den Erforderniſſen 
des älteren Geſetzes ihm gegenüber nicht abgeſehen werden dürfe. 
Dieſer Angriff kann keinen Erfolg haben. Richtig iſt nur, daß, 
wenn vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes eine Verjährung 
des klägeriſchen Anſpruchs erſt von dem Zeitpunkte der Kenutniß 


der Kl. von der Entſtehung und dem Urheber des Schadens ab 


zu laufen beginnen konnte, dem neueren Geſetze, das von dieſem 
Erforderniß für den Lauf der Verjährung abſieht, nicht die 
rückwirkende Kraft beigelegt werden kann, daß die Verjährung 
auch ohne jene Kenntniß ſchon für die vorausgegangene Zeit 
in Gang geſetzt ſei. Es kann vielmehr die von den Erforder⸗ 
niſſen des älteren Geſetzes abſehende Verjährung des neuen 
Geſetzes erſt mit dem Inkrafttreten des letzteren beginnen. 
Andererſeits iſt ein Recht des Berechtigten, daß auch unter der 
Herrſchaft des neuen Geſetzes die früheren Erforderniſſe der 
Verjährung zu ſeinen Gunſten aufrecht erhalten werden müßten, 
nicht anzuerkennen. Da nun aber die ganze fünfjährige Ver⸗ 
jährungszeit des Art. 226 zwiſchen dem Inkrafttreten des neuen 
Geſetzes (14. Auguſt 1884) und der Erhebung der Klage (März 
1894) abgelaufen iſt, ſo iſt die Verjährung eingetreten, falls 
im übrigen den Erwägungen des B. G. beizutreten iſt. Die 
Rkl. greift dieſe Erwägungen aber auch nach der Richtung an, 
daß das B. G. mit Unrecht als diejenige Vorſchrift des Bürger⸗ 
lichen Rechts, nach welcher der Beginn der fünfjährigen Ver⸗ 
jährung des Art. 226 zu beſtimmen ſei, nicht den $ 54 Tit. 6 
Thl. J des A. L. R., ſondern die SS 512 fig. Tit. 9 Thl. J 
des A. L. R. gelten laſſen wolle, indem ſie ausführt, daß die 
erſtere Vorſchrift zur Anwendung kommen müſſe, weil der ver- 
folgte Anſpruch einen außerkontraktlichen Schaden betreffe. Auch 
dieſer Angriff ift nicht begründet. Der Inhalt des $ 54 Tit. 
Thl. J des A. L. R. bildet ein Ganzes, inſofern die dreijährige 
Dauer der Verjährungsfriſt und der an die Wiſſenſchaft des 


Beſchädigten geknüpfte Beginn derſelben in innerem Zuſammen⸗ 


hange mit einander ſtehen. Mit Rückſicht auf die Kürze der 
Friſt iſt ausnahmsweiſe das in der Unkenntniß des Be⸗ 
ſchädigten liegende ſubjektive Hinderniß der Rechtsverfolgung 
berückſichtigt worden. Deshalb iſt es nicht thunlich, dieſe Aus⸗ 
nahmevorſchrift auf eine andere, neu eingeführte Verjährungs⸗ 
friſt lediglich aus dem Grunde zu übertragen, weil dieſelbe 
ebenfalls außerkontraktliche Schadensanſprüche, von denen der 
554 Tit. 6 Thl. 1 des A. L. R. handelt, betrifft. Hierzu 
würde es beſtimmter Anhaltspunkte für einen darauf gerichteten 
Willen des Geſetzgebers bedürfen. Nun ergeben aber die von 


dem B. G. in Bezug genommenen Materialien des Geſetzes 
vom 18. Juli 1884 nichts für einen ſolchen geſetzgeberiſchen 
Willen. Erſichtlich iſt nur, daß bei der Einführung der fünf⸗ 
jährigen Verjährungsfriſt nicht ſowohl an die Erſtreitung einer 
kürzeren, als vielmehr an die Abkürzung einer längeren Ver⸗ 
jährungsfriſt gedacht worden iſt. Daß dabei gleichzeitig eine 
Abänderung der Erforderniſſe für die längere, gewöhnliche Ver⸗ 
jährung ins; Auge gefaßt worden ſei, iſt in keiner Weiſe 
erkennbar. Mit Recht weiſt vielmehr das B. G. darauf hin, 
daß eine ſolche Abänderung im Sinne des § 54 Tit. 6 Thl. 1 
des A. L. R. der Abſicht des Geſetzgebers, die verantwortlichen 
Perſonen hinſichtlich der Möglichkeit einer Verfolgung nicht zu 
lange in der Schwebe zu laſſen, widerſtreiten würde. Es 
würden ſich auch für die Verjährung der Anſprüche der 
Gläubiger als außerkontraktlicher Anſprüche und der auf einem 
Vertragsverhältniſſe zu den Aufſichtsrathsmitgliedern beruhenden 
Anſprüche der Geſellſchaft, für welche der Art. 226 gleich- 
mäßig die fünfjährige Verjährungsfriſt vorſchreibt, durchaus 
verſchiedene Ergebniſſe herausſtellen, wenn die eine hinſichtlich 
ihres Beginnes von der Kenntniß der Beſchädigten abhängig 
gemacht würde, die andere dagegen nicht. Auch dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit entſpricht offenbar dem Willen des Geſetzgebers 
nicht. Es iſt darum der Meinung des B. G., daß für den 
Beginn der fünfjährigen Verjährung des Art. 226 die für die 
ordentliche Verjährung maßgebenden Vorſchriften zur Anwendung 
zu bringen ſind, beizupflichten. Da nach dieſen Vorſchriften die 
Verjährung mit dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 18. Juli 
1884 begonnen hat, alſo vor der Klageerhebung abgelaufen iſt, 
ſo iſt der erhobene Einwand mit Recht für durchgreifend erachtet 
worden. I. C. S. i. S. Sachs c. Hofmann und Gen. vom 
24. April 1897, Nr. 444/96 J. f 

24. Differenzgeſchäft. Für die Beantwortung der Frage, 
ob reine Differenzgeſchäfte vorgelegen haben, kommen neben den 
aus den Schlußnoten ſich ergebenden Geſchäftsbedingungen zu⸗ 
nächſt und hauptſächlich folgende theils bereits feſtſtehende, theils 
wenigſtens vom Bekl. unter Beweisangebot behauptete, einſt⸗ 
weilen hier als feſtſtehend vorausgeſetzte Thatſachen in Betracht: 
Bekl. war zur Zeit der Geſchäftsabſchlüſſe 26 Jahr alt, wohnte 
bei ſeiner Mutter und war Handlungsgehülfe bei der Firma 
Aron H. in Halberſtadt mit einem Gehalt von 2 400 Mark 
jährlich, dies war dem Reiſenden des Kl., M., durch den die 
Geſchäftsverbindung zwiſchen den Parteien eingeleitet worden 
iſt, bekannt. Bekl. hatte auf Grund der Beerbung ſeines 
Vaters nur ein Vermögen von 50 — 60 000 Mark, von dem 
ihm ½ bei feiner Etablirung, und / zwei Jahre nachher, wenn 
ſein Geſchäft rentabel ſei, ausgezahlt werden ſollte, an dem aber 
im Uebrigen ſeiner Mutter der lebenslängliche Nießbrauch zu- 
ſtand. Die Höhe der monatlichen Umſätze aus den Geſchäften 
der Parteien überſtieg vielfach bei weitem den Betrag jenes 
Vermögens. Bekl. hat noch mit anderen Hamburger Firmen 
Börſengeſchäfte in Effekten gemacht, und zwar in ſo erheblichem 
Umfange, daß ſeine Engagements ultimo Oktober 1895 über 
zwei Millionen dreihunderttauſend Mark betrugen. Von dieſen 
Geſchäften und ihrem Umfang hatte der Kl. Kenntniß. Kl. hat 
ſich bis Anfang Dezember 1895 nie nach den Vermögensver⸗ 
hältniſſen des Bekl. erkundigt und hat ohne Depot mit ihm 
gearbeitet. Es iſt bei Beginn des Geſchäftsverkehrs vereinbart 
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worden, Bekl. ſolle zur Zahlung der Differenzen 4 — 6 Wochen 
Ziel haben. Die gehandelten Papiere waren ſämmtlich bekannte 
Spielpapiere. Die Geſchäfte waren ſämmilich Ultimo bezw. 
Prämiengeſchäfte, die häufig prolongirt worden ſind. Gegen⸗ 
geſchäfte hat der Bekl. nie gemacht. Effektive Lieferung iſt nie 
verlangt oder angeboten, ſondern es ſind ſtets nur Differenzen 
berechnet worden. Alle angeführten Umſtände hält das O. L. G. 
für unerheblich. Die allgemeinen Gründe, mit denen es dies 
zu rechtfertigen ſucht, ſind zum größten Theil unzutreffend und 
in grundſätzlichem Widerſpruch ſtehend mit der bisherigen 
Rechtsſprechung des R. G. Dies gilt insbeſondere von der 
Ausführung, wonach die Annahme eines reinen Differenzgeſchäfts 
für ausgeſchloſſen erachtet wird, wenn die Technik der Börfen- 
geſchäfte dazu benutzt wird und dazu benutzt werden ſoll, mit 
Hülfe eines Gegengeſchäfts die effektive Erfüllung abzuwenden, 


und von den ferneren Ausführungen, daß das Vorkommen reiner 


Differenzgeſchäfte von höchſter Seltenheit ſei, daß kein Kom⸗ 
miſſionär mit Bewußtſein und Ueberlegung ein reines Differenz⸗ 
geſchäft abſchließen könne, und daß es auf das Unvermögen, die 
„gekauften“ oder „verkauften“ Papiere abzunehmen oder zu 
liefern, nicht ankomme. Nun hat freilich das O. L. G. ferner 
angenommen, daß auf die angeführten Umſtände in der vor⸗ 
liegenden Streitſache jedenfalls deshalb kein Gewicht gelegt 
werden könne, weil Kl. geglaubt habe, Bekl. betreibe die Geſchäfte 
ganz oder zum größten Theil für Rechnung „wohlhabender 
Halberftädter Kaufleute.“ Allein auch das iſt zu beanſtanden. 
Welcher Werth dieſem gegenſtändlich ſehr unbeſtimmten Glauben 
des Kl. gegenüber anderen noch in Frage ſtehenden Anzeigen 
für die Annahme reiner Differenzgeſchäfte beizulegen ſein würde, 
kann vorläufig auf ſich beruhen bleiben, die Begründung der 
Feſtſtellung ſelbſt, daß Kl. dieſes Glaubens geweſen ſei, iſt theils 
thatbeſtandswidrig, theils völlig ungenügend. Sie beſteht 
lediglich in der Bemerkung, für einzelne Fälle ſei vom Bekl. 
ſelbſt zugeſtanden bezw. durch die Korreſpondenz, beiſpielsweiſe 
durch die Briefe vom 1. und 25. Juli 1895 außer Zweifel 
geſtellt, daß Bekl. die Geſchäfte für fremde Rechnung gemacht 
habe. Nun iſt aber zunächſt nicht einzuſehen, was aus ſolchen 
Einräumungen des Bekl. im gegenwärtigen Prozeß dafür folgen 
ſoll, von welcher Meinung der Kl. bei Abſchluß der Geſchäfte 
ausgegangen iſt. Aus dem vor dem O. L. G. ſowohl wie vor 
dem L. G. zum Vortrag gebrachten Inhalt des Schriftſatzes 
Nr. 44 in Verbindung mit der Schlußbemerkung im Thatbeſtand 
des B. U. ergiebt ſich ferner, daß nach der Gegenbehauptung 
des Bekl. mit Ausnahme eines für J. O. geſchloſſenen Prämien⸗ 
geſchäfts kein einziges der Gefchäfte mit dem Kl. für fremde 
Rechnung gemacht iſt. Und was die Korreſpondenz betrifft, ſo 
ſind die „beiſpielsweiſe“ herangezogenen Briefe vom 1. und 
25. Juli 1895 in Wahrheit die einzigen, die in Betracht 
kommen können, übrigens aber nur eine ganz unbeſtimmte 
Andeutung irgend einer geſchäftlichen Beziehung des Kl. zu 
einem Vetter des Bekl., Joſ. C., enthalten. In einem Briefe 
des Kl. vom 2. Dezember 1895, auf den dieſer verwieſen hat, 
iſt nicht, wie der Kl. behauptet, davon die Rede, daß H. ein 
Kunde des Bekl. ſei. I. C. S. i. S. Cohn c. Tiedemann vom 
5. Mai 1897, Nr. 72/97 I. 

25. Aufrecht zu erhalten auf Grund des 8 526 der 
C. P. O. iſt die Entſcheidung über die Widerklage. Mit der 


Widerklage beanſprucht der Bekl. die Zurückzahlung verſchiedener 
Beträge, die er für verlorene Differenzen an den Kl. gezahlt 
hat. Sind die Beträge, wie feſtſteht, für verlorene Differenzen 
gezahlt und nicht als Depot gegeben, ſo können ſie auch nicht, 
wie der Bekl. meint, „als Depot angeſehen werden.“ Zahlungen 
zur Tilgung von Schulden aus Differenzgeſchäften können aber, 
wie der erkennende Senat bereits in den Sachen Horlück wider 
Neubauer und Zander wider Petruſch ansgeſprochen hat, nach 
gemeinem Recht nicht zurückgefordert werden, und da in dieſer 
Beziehung, wie in MWebereinftimmung mit der Entſcheidung 
des Hanſeatiſchen O. L. G. in der zuletzt erwähnten Sache an⸗ 
zunehmen iſt, das derzeit in Hamburg geltende Partikularrecht 
vom gemeinen Recht nicht abweicht, ſo iſt der Anſpruch des 
Bekl. unbegründet. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

26. Bezüglich des auf Zahlung von 154 599,28 Mark 


gerichteten Klageantrages iſt die Reviſton nicht begründet. Das 


angefochtene Urtheil wird hinſichtlich dieſes Anſpruches durch 
den Entſcheidungsgrund getragen, daß Zahlungen, die zur 
Tilgung von Schulden aus Differenzgeſchäften geleiſtet ſind, 
nach gemeinem Recht nicht zurückgefordert werden können. Mit 
Recht hat das B. G. eine Beſtätigung dieſes Grundſatzes aus 
dem Urtheil des jetzt erkennenden Senats vom 29. Februar 1896 
in Sachen Horlück wider Neubauer entnommen. Hier iſt bereits 
ausgeſprochen, daß das ſogenannte reine Differenzgeſchäft im 
Gebiet des gemeinen Rechts zwar nicht klagbar iſt, aber eine 
genügende causa für die Erfüllung darbietet. Das Reviſions⸗ 
gericht findet ſich auch bei erneuter Prüfung nicht bewogen, 
von dieſem Grundſatz abzuweichen. Die entgegengeſetzte von 
der Reviſion vertretene Auffaſſung ſtützt ſich auf die Gleich- 
ſtellung des reinen Differenzgeſchäftes mit dem Spiele und auf 
die Stellen des römiſchen Rechts, die die Rückforderung des 
auf eine Spielſchuld Gezahlten zulaſſen. Die letztgedachten 


Beſtimmungen müſſen indeß, wie das R. G. mit dem B. G. 


annimmt, wofern ſie überhaupt als recipirt gelten können, auf 
diejenigen Spiele eingeſchränkt werden, die durch das Strafgeſetz 
oder durch ein beſonderes Verbotsgeſetz für unerlaubt erklärt 
ſind. In Betreff der übrigen Spiele geht die deutſche Rechts⸗ 
anſchauung dahin, daß die Rechtsordnung zwar kein Mittel ge. 
währen fol, um dem Gewinner zur Erlangung des Spiel- 


gewinnes zu verhelfen, daß aber auch kein öffentliches Intereſſe 


beſteht, die freiwillige Leiſtung des Verlierers als ungültig zu 
behandeln. Dieſer Rechtsanſchauung entſpricht nach der Anſicht 
des Reviſionsgerichts die allerdings nicht unbeſtrittene Geſtaltung 
des gemeinen Rechts. Geht man hiervon aus, ſo muß das 
Differenzgeſchäft den erfüllbaren Spielverträgen zugerechnet 
werden. Die Gleichftellung mit dem Spiele beruht darauf, 
daß das Differenzgeſchäft in Bezug auf feinen wirthſchaftlichen 
und ſittlichen Werth oder Unwerth dem Glücksſpiele nahe ver⸗ 
wandt iſt und ebenſo wie der Spielvertrag einer vom Recht 
als Verpflichtungsgrund anerkannten Grundlage entbehrt. Zu 
den unerlaubten Geſchäften im obigen Sinne gehört das 
Differenzgeſchäft als ſolches indeß weder nach gemeinem Recht 
noch nach dem für den Streitfall in Betracht kommenden 
Reichsrecht noch — wie das B. G. feſtſtellt — nach dem 
derzeit in Hamburg geltenden Recht. Auch in Bezug auf die 
allgemeine Behandlung des Spielvertrages weicht nach der 
Feſtſtellung des B. G. das Hamburger Partikularrecht nicht 
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vom gemeinen Rechte ab. Die Reviſion hat auf die Ent⸗ 
ſcheidungen anderer Civilſenate des R. G. hingewieſen, mit 
denen die vorſtehend gebilligte Auffaſſung in Widerſpruch treten 
fol, und anheim gegeben, ob hiernach nicht gemäß §8 137 des 
G. V. G. eine Entſcheidung der vereinigten Civilſenate über die 
ſtreitige Rechtsfrage einzuholen ſei. Dieſes Bedenken iſt nicht 
zutreffend. Angeführt ſind die Urtheile des III. und V. C. S. 
vom 19. März 1889 und vom 1. Juli 1896 (Entſch. Bd. 23 
S. 138, Bd. 37 S. 416), ferner das in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1896 S. 106 Nr. 24 veröffentlichte Urtheil 
dez III. C. S. vom 10. Januar 1896. In der Begründung 
der erſtgenannten beiden Urtheile findet ſich die Bemerkung, daß 
gemeinrechtlich das Differenzgeſchäft als ein dem verbotenen 
Spielvertrage gleichſtehendes Geſchäft zu betrachten ſei. Allein 
in dieſen Entſcheidungen handelte es ſich um die von der hier 
vorliegenden verſchiedene Frage, ob das reine Differenzgeſchäft 
geeignet ſei, die Grundlage eines rechtswirkſamen Anerkenntniſſes 
oder Vergleiches zu bilden. Die Verneinung dieſer Frage ſteht 
mit der Auffaſſung des jetzt erkennenden Senates durchaus im 
Einklang. Weitergehende Folgerungen ſind in den gedachten 
Entſcheidungen aus der Analogie des verbotenen Spieles nicht 
hergeleitet. Das zuletzt erwähnte Urtheil des III. C. S. betrifft 
einen Fall, in dem das B. G. die Rückforderung der auf ein 
Differenzgeſchäft geleiſteten Zahlung nach dem in Schleswig 
geltenden Recht für ſtatthaft erklärt hatte. Das R. G. nahm 
an, daß die hierauf gegründete Entſcheidung des Inſtanzgerichts 
nicht zu beanſtanden ſei, jedenfalls in der Reviſionsinſtanz nicht 
gerügt werden könne. Das angezogene Urtheil des R. G. be⸗ 
zieht ſich demnach nicht auf das gemeine Recht. Eine beiläufige 
Verweiſung auf: letzteres iſt in den Entſcheidungsgründen ent⸗ 
halten, aber ohne eine beſtimmte Anſicht über die hier vor⸗ 
liegende Frage zum Ausdruck zu bringen. Hiernach wird durch 
keine der von der Reviſion angeführten Entſcheidungen ein Kon⸗ 
flikt im Sinne des G. V. G. begründet. I. C. S. i. S. 
Zander Konk. o. Petruſch vom 24. April 1897, Nr. 446/96 J. 

27. Die Reviſion hat geltend gemacht, daß, wenn auch 
das reine Differenzgeſchäft nicht allgemein als unerlaubtes Ge⸗ 
ſchäft zu betrachten ſei, doch im vorliegenden Falle die vom 
klaͤgeriſchen Gemeinſchuldner eingegangenen Geſchäfte den 
Charakter unerlaubter Handlungen hatten, da derſelbe die 
hierzu erforderlichen Mittel durch Veruntreuung erlangt habe. 
Auch dieſer Geſichtspunkt führt indeß nicht zu einem der Reviſion 
günſtigen Ergebniß. Nicht die vom Gemeinſchuldner ein⸗ 
gegangenen Differenzgeſchäfte, ſondern die Veruntreuungen 
fremder Gelder Behufs Abwickelung feiner Verbindlichkeiten 
enthielten hiernach den Thatbeſtand einer unerlaubten Handlung. 
Dieſer Umſtand aber vermag ein Rückforderungsrecht weder für 
den Gemeinſchuldner noch für ſeine Konkursmaſſe zu begründen. 
Vergl. Entſch. bel voriger Nummer. . | 

28. Nicht aufrecht zu halten iſt das angefochtene Urtheil 
in Betreff des Anſpruches auf Rückgabe der vom Gemein⸗ 
ſchuldner hinterlegten Aktien. Sofern den Verbindlichkeiten, zu 
deren Sicherung die Hinterlegung erfolgt iſt, reine Differenz- 
geſchäfte zu Grunde liegen, kann der Kl. die Rückgabe fordern, 
denn die Ungültigkeit des reinen Differenzgeſchäftes ergreift 
zwar nicht die geleiſtete Erfüllung, wohl aber die zur Be⸗ 
ſtärkung der Erfüllung beſtellten Sicherheiten. Durch die 


Sicherheitsbeſtellung iſt in dieſem Falle weder ein wirkſames 
Pfandrecht noch ein Zurückbehaltungsrecht begründet worden. 
Die Beurtheilung des in Rede ſtehenden Anſpruchs hängt dem⸗ 
nach davon ab, ob die Verbindlichkeiten, wegen deren der Bekl. 
ſich an die hinterlegten Aktien halten will, in der That aus 
Differenzgeſchäften herrührten. Das B. G. hat dieſe Frage 
verneint, und ſoweit ſeine Entſcheidung darauf gegründet iſt, 
daß eine ausdrückliche, die effektive Erfüllung ausſchließende 
Vereinbarung nicht erwieſen ſei, giebt ſie zu Bedenken keine 
Veraulaſſung. Bedenklich erſcheint dagegen die Annahme, daß 
anch eine dahin gehende ſtillſchweigende Vereinbarung nicht 
dargethan ſei. Das B. G. geht in dieſer Hinſicht von einer 
Auffaſſung aus, die das R. G. wiederholt als rechtsirrthümlich 
bezeichnet hat. Die Behauptung des Kl., daß der Gemein⸗ 
ſchuldner die zu reeller Erfüllung der eingegangenen Geſchäfte 
erforderlichen Mittel nicht beſeſſen habe und daß dies den In⸗ 
habern der beklagten Firma bekannt geweſen ſei, wird vom 
B. G. mit der Erwägung beſeitigt, daß für die Frage der 
Vermögenszulänglichkeit nicht der Nominal⸗ oder der Kurswerth 
der gehandelten Effekten entſcheidend ſei, ſondern daß es nur 
darauf ankomme, ob der Spekulant genügende Mittel beſitze, 
um neben den regelmäßig nur geringen Speſen den Preis- 
unterſchied am Erfüllungstage zu decken. Darin liegt ein 
grundſätzlicher Widerſpruch gegen die Auffaſſung des R. G., 
daß bei Entſcheidung der Frage, ob ein erkennbares Mißverhältniß 
zwiſchen dem Vermögen eines Kontrahenten und der Höhe der 
von ihm eingegangenen Verpflichtungen anzunehmen ſei, immer 
betont hat, daß der Umfang der Verpflichtungen ſelbſt und 
nicht blos die Höhe der auf den Geſchäften vorausſichtlich 
ruhenden Differenzen und Unkoſten in Betracht zu ziehen iſt. 
Vergl. Entſch. bei Nr. 26. 

29. Die Anerkennung unklagbarer Differenzgeſchäfte oder 
der ſich aus ſolchem ergebenden Verluſte iſt nicht geeignet, deren 
Klagbarkeit zu begründen. I. C. S. i. S. Blumenthal 
e. Wiener vom 12. Mai 1897, Nr. 436/96 J. 8 

30. Das L. G. hat' in der mitgetheilten Klauſel der Sache 
nach nur eine Wiederholung des § 5 des Preußiſchen Geſetzes 
vom 8. Mai 1837 über das Mobiliar⸗Feuerverſicherungsweſen 
(Geſetzſammlung S. 102) gefunden und iſt der Anficht, daß ihr 
auch dann genügt worden ſei, wenn man in derſelben eine Ver⸗ 
tragsbeſtimmung zu finden hätte, daß andere Beweis mitttel als 
„ordnungsmäßig eingerichtete Wirthſchaftsbücher“ zum Nach⸗ 
weiſe des Brandſchadens nicht zugelaſſen werden ſollten. Denn 
bei folder Auslegung könne jene Beſtimmung nur dahin ver- 
ſtanden werden, daß ſich der Beſtand buchmäßig ergeben müſſe, 
und der vertragsmäßigen Pflicht des Verſicherten, ordnungs⸗ 
mäßige Bücher zu führen, ſei entſprochen, wenn dem Verſicherer 
ausreichendes Material gewährt werde, um die Liquidation des 
Verſicherten zu kontroliren. Dieſem Erforderniß ſei von dem 
Kl., wenn auch nothdürftig, genügt, denn aus dem von ihm 
überreichten Anſchreibebuche laſſe ſich erſehen: 1. daß auf dem 
E. ſchen Plan im Herbſt 1893 24 Scheffel Roggen ausgeſäet 
ſeien und 2., daß bis zum Brande von dem auf dem E. ' ſchen 
Plan geernteten Roggen noch nichts gedroſchen worden ſei. 
Bekl. habe deshalb die Angaben des Kl. nachprüfen können. 
Die Wichtigkeit derſelben unterliege nach der Beweisaufnahme 
keinem Bedenken. Dem L. G. kann jedoch zunächſt nicht in der 
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Gleichſtellung der hier maßgebenden Vertragsbeſtimmung mit 


§ 5 des Preußiſchen Geſetzes vom 8. Mai 1837 zugeſtimmt 


werden. Der § 5 cit. verpflichtet zwar für Fälle der vor⸗ 
liegenden Art den Verſicherten „vollſtändige Bücher zu führen, 


aus welchen der jedesmalige Ab⸗ und Zugang genau zu erſehen 
fein muß,“ allein hierdurch ift nur eine Vorſchrift im Intereſſe 


der öffentlichen Sicherheit gegeben, an deren Nichtbeachtung nur 
die Verwirkung einer Geldſtrafe (in §S 27), aber keine weitere 


Folge geknüpft worden iſt. Mit dem vormaligen Preußiſchen 
Obertribunal (vergl. Striethorſt, Archiv, Bd. 15 S. 175) kann 


deshalb anerkannt werden, daß die Unterlaſſung der vor⸗ 


geſchriebenen Buchführung nach jenem Geſetz nicht den Verluſt 
des Anſpruchs auf Schadenserſatz, ſondern nur die angedrohte 
Strafe zur Folge hat. In dem vorliegenden Fall handelt es 
ſich jedoch um eine Vertragsbeſtimmung, die aus ſich ſelbſt aus⸗ 
zulegen iſt. Ihr Sinn kann aber nicht, wie das L. G. in 


zweiter Linie für möglich hält, dahin gehen, daß dem Ver⸗ 


ſicherer eine Kontrole ermöglicht werden ſoll, denn hiermit 
würden die für den Fall, daß keine Bücher geführt wurden, 
vereinbarten Beſtimmungen nicht im Einklang ſtehen. Anderer⸗ 
ſeits kann zwar auch dem B. G. nicht beigetreten werden, wenn 
dieſes in der hier fraglichen Beſtimmung „nicht etwa eine Be⸗ 
weisregel oder Vermuthung über die Höhe des Abgangs ſeit 
der letzten Ernte oder die Vereinbarung einer Norm, wie der 
Schade berechnet werden ſolle, ſondern die Vereinbarung einer 
allmählichen Minderung der Verſicherungsſumme ſelbſt“ finden 
will. Denn die Höhe der Verſicherungsſumme während des 
Laufes der Verſicherung iſt nicht von der Führung von Büchern 
abhängig gemacht, kann auch nicht wohl davon abhängig ge⸗ 
macht werden, da ſich dann die Verſicherungsſumme, wenn 
einmal die Buchführung unterlaſſen, das Verſäumte aber vor 
Eintritt eines Brandes nachgeholt wird, während des Laufs 
der Verſicherung ändern müßte. Ob ordnungsmäßige Bücher 
geführt ſind oder nicht, iſt erſt von Intereſſe, wenn ein Brand⸗ 
fall ſich ereignet, und auch erſt dann entſcheidet es ſich, wie der 
Schade feſtzuſtellen iſt. Der Sinn der oben mitgetheilten 
Klauſel geht deshalb dahin, daß als materielles Beweismittel 
nur die Buchführung zugelaſſen werden und daß, falls der Be⸗ 
weis nicht ſo geführt werden kann, eine Feſtſtellung des Schadens 
nach genau beſtimmten Regeln eintreten ſoll. Daß eine ſolche 
Vertragsbeſtimmung zuläſſig und wirkſam ſei, unterliegt einem 
Bedenken nicht (vergl. das Urtheil des R. G. in deſſen Ent⸗ 
ſcheidungen in Civilſachen Bd. 20 auf S. 402, wit dem das 
bei Bolze, Praxis, Bd. 4 Nr. 755 auszugsweiſe mitgetheilte 
Urtheil im Einklang ſteht). Dieſe Beſtimmung gilt aber ſtets, 
wenn der Nachweis durch Bücher unmöglich iſt; ſie auf den 
Fall zu beſchränken, daß der Verbrauch oder die ſonſtige Ver ⸗ 
minderung der aus einer Ernte erzielten Vorräthe begonnen 
habe, dagegen für den Fall, daß die Vorräthe einer Ernte 
nachweislich unberührt blieben, anderweitige Beweismittel zu⸗ 
zulaſſen, würde willkürlich ſein und ſich angeſichts des Wort⸗ 
lauts nicht rechtfertigen laſſen. In den Eingangsworten „die 
Ernte⸗Gegenſtände vermindern ſich durch Verkauf und Ver⸗ 
brauch“, iſt lediglich ein Erfahrungsſatz vorangeſtellt und durch 
die Berufung auf dieſen der Inhalt der ſodann folgenden Ver⸗ 
einbarung gerechtfertigt. Iſt hiernach in Gemäßheit der mehr- 


erwähnten Klauſel nur die Buchführung als Beweismittel zu⸗ 


zulaſſen, ſo kann dem L. G. endlich in der Frage, ob die 


vorliegenden Notizen der Klauſel entſprechen, zweifellos nicht 
beigetreten werden. Mit Recht geht das B. G. davon aus, 


daß als „ordnungsmäßig eingerichtete Wirthſchaftsbücher“ nur 


ſolche anzuſehen find, aus denen allein, ohne Zuhilfenahme 
anderer Beweismittel, wenn auch — was ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſteht und vom B. G. anerkannt wird — nach Einholung von 
Erläuterungen, alle diejenigen Rechnungsfaktoren ſich ergeben, 
die erforderlich find, um den jedesmaligen Beſtand zu berechnen. 


Aus dem überreichten Anſchreibebuch geht jedoch alleufalls nur 


dasjenige hervor, was das L. G., wie oben bemerkt wurde, 


daraus entnommen hat, während ſich über die Lagerung des 


Roggens aus dem Buche nichts erſehen läßt. Verſichert aber 


waren die Ernte⸗Vorräthe, insbeſondere an Roggen „in allen 
Gebäuden“. Es mußte alſo durch Buchführung, falls Kl. zum 
Beweis ſeines Schadens zuzulaſſen wäre, ſowohl der Abgang 


als der Zugang nachgewieſen werden können und dies iſt ihm 


nicht möglich. Demgemäß kann er als Schadenserſatz nur den⸗ 
jenigen Betrag verlangen, der nach den Verſicherungsbedingungen 
für den Fall, daß der Schade nicht nachgewieſen werden kann, 
vorbehältlich des dem Verſicherer freigelaſſenen Gegenbeweiſes, 
als Schade gelten ſoll. I. C. S. i. S. Neumann c. Feuer 
ee ee zu Brandenburg vom 8. Mai 1897, 
Nr. 463/96 J. 

31. Hinfällig find bie Angriffe der Revision bezüglich der 
Rüge, die ſich an den Abſ. 5, Satz 2, des § 17 der Statuten 
knüpfen, welcher lautet: „Iſt innerhalb dreier Monate ſeit Ein⸗ 
ſendung der erſten Schadensanzeige weder ein Bericht über den 
Zuſtand des Verletzten, noch die Schadensrechnung der Direktion 
zugeſtellt, ſo ſind alle Entſchädigungsanſprüche gegen letztere 
verloren.“ Die Vorinſtanz hat angenommen, daß die Verwirk⸗ 
lichung des an dieſer Stelle zum Ausdruck gebrachten Prä⸗ 
judizes auf den hier in Frage ſtehenden Fall, in welchem die 
Nichtbefolgung des betreffenden Gebots ſtattgefunden, wider 
Treue und Glauben verſtoßen würde, da die in Frage ſtehende 
Vorſchrift in Folge der Weitläufigkeit der Verſicherungsbedin⸗ 
gungen und der unſyſtematiſchen Anordnung derſelben ſo un⸗ 
deutlich und verſteckt ſich vorfinde, ferner aber auch in ſich ſo 
erhebliche Zweifel berge, daß ein Mann von der Lebensſtellung 
des verunglückten B. fie wohl habe überſehen oder irrig aus⸗ 
legen können. An die diesbezügliche, weiter ausgeführte Dar⸗ 
legung iſt dann vom B. G. noch die Bemerkung geknüpft, daß 
der Bekl. verpflichtet geweſen, bei den von ihm ausgegangenen 
Verſicherungsbedingungen die Ausdrücke ſo zu wählen, daß der 
andere Kontrahent nicht in der Lage geweſen ſei, fie ohne Ver⸗ 
ſchulden mißzuverſtehen. Die Verwirkungsbeſtimmung des § 17 
Abſ. 5 Satz 2 der Policebedingungen ſchließt ſich unmittelbar an 
die Vorſchrift an, in allen Schadensfällen ſei der Verſicherte 
verpflichtet, bis ſpäteſtens vier Wochen nach beendeter ärztlicher 
Behandlung ſeine Anſprüche auf Entſchädigung der Geſellſchaft 
ſchriftlich bekannt zu geben und zu begründen. Gemäß dieſem 
Zuſammenhange erſcheint die Annahme des B. G. nicht un⸗ 
ſtatthaft, auf den erſten Blick trete die Auffaſſung nahe, unter 
„Schadenanzeige“ des 2. Satzes ſei nicht die Anzeige des bereits. 
gemeldeten körperlichen Schadens — des erlittenen Unfalls, 
ſondern die Anmeldung des durch die Folgen des Unfalls her⸗ 
vorgerufenen wirthſchaftlichen Schadens, „die Anmeldung 
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eines entftandenen Geldſchadens“, zu verſtehen. War der Ver⸗ 

ſicherte in dieſer Anſchauung befangen und vermochte er vermöge 
ſeines Bildungsgrades die Unrichtigkeit der ſich ihm zunächſt 
aufdrängenden Auffaſſung nicht zu erkennen, ſo ergiebt ſich als 
weitere Folge die Meinung, daß ein Schaden erſt durch die in 
Folge der Operation eingetretene Erwerbsunfähigkeit entſtanden 
und ſomit vorher weder angemeldet ſei, noch habe angemeldet 
werden können. Die Möglichkeit eines ſolchen Mißverſtändniſſes 
und der daraus gezogenen Folgerungen fällt aber der Faſſung 
der betreffenden Vorſchrift zur Laſt. Die Annahme, daß die 
Faſſung der Vorſchriften den Ungeübten zu einer falſchen Auf- 
faffung verleite und dieſer fein Verhalten dieſer Auffaſſung ent⸗ 
ſprechend eingerichtet habe, läßt keinen Rechtsirrthum erkennen. 
Verſagt demgemäß das B. G. der Verwirkungsklauſel des $ 17 
Abs. 5. Satz 2 die Wirkſamkeit, ſo entſpricht dies dem in der 
Rechtſprechung gerade auf die formularmäßigen Beſtimmungen 
der Verſicherungsanſtalten angewandten Grundſatze, daß bei 
Unklarheit des Ausdrucks gegen den Formulirenden zu entſcheiden 
ſei. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 10 S. 160, 
Bd. 18 S. 143. Dernburg, Pandekten V. Aufl., Bd. 1 
S. 293.) VI. C. S. i. S. ua > c. Bock vom 
3. Mai 1897, Nr. 46/97 VI. 

II. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zu den Geſetzen über urheberrecht. 

32. Die Rüge der Reviſion geht fehl. Richtig iſt, daß 
der Herausgeber der Zeitſchrift durch Annahme von Abhandlungen 
Dritter nicht Autorrechte für ſich erwerben kann, durch welche 
das vertragsmäßige Verlagsrecht des Verlegers beſchränkt wird. 
Indeſſen im vorliegenden Falle bleibt auch das dem Kl. zu⸗ 
ſtehende Verlagsrecht an der Zeitſchrift durch das vom Bekl. in 
Anſpruch genommene Widerſpruchsrecht völlig unberührt, da es 
lediglich die Sonderabdrücke einzelner Artikel betrifft und ein 
ſolches Verlagsrecht durch den Vertrag vom 17. Dezember 1886 
dem Kl. unſtreitig nicht eingeräumt iſt. Im übrigen iſt grund⸗ 
ſätzlich davon auszugehen, daß durch die Uebernahme eines für 
eine Zeitſchrift heſtimmten Artikels ſeitens des Herausgebers ein 
perſönliches Rechtsverhältniß nur zwiſchen dieſem und dem Ver⸗ 
faſſer begründet wird, fo daß die von letzterem veräußerten 
Urheberrechte zunächſt auf den Herausgeber auch dann über- 
gehen, wenn der letztere das Verlagsrecht an der Zeitſchrift 
bereits einem Dritten übertragen hat. Folgerichtig gehen dann 
aber, lediglich auf Grund des Verlagsvertrages zwiſchen dem 
Herausgeber und Verleger der Zeitſchrift, auf dieſen rückſichtlich 
der einzelnen in dieſelbe aufgenommenen Artikel die Verleger⸗ 
rechte nur inſoweit über, als dies der Verlag der Zeitſchrift ſelbſt 
bedingt. Dazu gehört nicht das mit der Ueberlaſſung des Auf- 
ſatzes für die Zeitſchrift von dem Verfaſſer zugleich dem Heraus⸗ 
geber eingeräumte Recht, daß innerhalb der im § 10 des Geſetzes 
vom 11. Juni 1870 vorgeſehenen Friſt ein anderweiter Abdruck 
des Artikels nur mit feiner — des Herausgebers Einwilligung — 
vom Verfaſſer vorgenommen werden darf. Nun ſteht vermöge 
des Verlagsrechts an der Zeitſchrift rückſichtlich der einzelnen 
Artikel das gleiche Widerſpruchsrecht gegen deren anderweiten 
Abdruck auch dem Verleger und zwar auf Grund des Geſetzes 
zu (59 4, 28 a. a. O.). Hiernach und in Ermangelung ent- 
gezenſtehender Abmachungen der Betheiligten iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß die nach § 10 a. a. O. erforderliche Einwilligung 


nicht in Frage kommen. 


kann. 
1897, Nr. 169/96 IV. 


zum anderweiten Abdruck eines in eine Zeitſchrift aufgenommenen 
Artikels von dem Herausgeber oder von dem Verleger derſelben 
zu ertheilen iſt, je nachdem der Verfaſſer des Artikels wegen 
deſſen Aufnahme in die Zeitſchrift mit dieſem oder mit jenem 
in ein Vertragsverhältniß getreten iſt (vergl. Allfeld die Reichsgeſetze, 
betreffend das literariſche und artiſtiſche Urheberrecht, S. 121 
zu 6; Scheele, das Deutſche Urheberrecht an literariſchen 
Werken S. 60 zu 2; Stenglein und Appelius, die Reichsgeſetze 
zum Schutze des geiſtigen Eigenthums, S. 16 zu § 10). Da 
die Verhandlungen mit den Verfaſſern der zur Aufnahme in 
die „Therapeutiſchen Monatshefte“! beſtimmten „Abhandlungen 
nur durch den Bekl. als Herausgeber — allein oder in Gemein⸗ 
ſchaft mit den Redakteuren — und nicht durch den Kl. als 
Verleger der Zeitſchrift gepflogen werden, ſo iſt es zutreffend, 
wenn der B. R. annimmt, daß der Kl. betreffs der zum buch⸗ 
händleriſchen Vertriebe beſtimmten Sonderabdrücke auch der Zu⸗ 
ſtimmung des Bekl. bedarf. Der B. R. erwägt hierbei, daß 
für die Entſcheidung auf den Klageantrag zu 1 nicht in 
Betracht komme, ob neben dem Bekl. auch noch die Redakteure 
zum Widerſpruche berechtigt ſeien, da auch dann nicht feſtgeſtellt 
werden könne, daß die Einwilligung des Bekl. nicht erforderlich 
ſei. Dabei wird in Klammern die Bemerkung beigefügt: vergl. 
auch § 239 Thl. I Tit. 17, § 424 ff. Thl. J Tit. 5 A. L. R. 
Die Reviſion rügt Verletzung dieſer von gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
pflichtungen handelnden Vorſchriften, ſowie der §8 450, 453 
Thl. J Tit. 5 und SS 12 folgende Thl. 1 Tit. 17 A. L. R. über 


Ausübung gemeinſchaftlicher Rechte. Die mehreren Berechtigten 


könnten das gemeinſchaftliche Recht nur gemeinſchaftlich oder 


durch Majoritätsbeſchluß ausüben und ſei daher der Bekl. 


allein nicht berechtigt, den Kl. an der Ertheilung von Sonder⸗ 
abdrücken zu hindern. Zuzugeben iſt, daß der Hinweis auf 
die erſtgedachten geſetzlichen Beſtimmungen, auch nur zur Ver⸗ 
gleichung, nicht am Platze iſt, da ſich aus denſelben zur Recht- 


fertigung der getroffenen Entſcheidung nichts entnehmen läßt. 
Es handelt ſich indeſſen, wie aus dem Zuſammenhange der 


Gründe ohne weiteres klar iſt, bei dem Hinweiſe nicht um eine 
Anwendung der in Bezug genommenen Paragraphen und kann 
daher auch eine Verletzung derſelben im Sinne des 8512 C. P. O. 
Im übrigen überſieht die Reviſion, 
daß bei: der Entſcheidung auf die negative Feſtſtellungsklage des 


Kl. zu 1. des Klageantrages es ſich nicht um die Ausübung 


des vom Bekl. in Anſpruch genommenen Rechts ſondern darum 
handelt, ob dieſes Recht an ſich beſteht. Dieſe Frage iſt vom 
Standpunkte des B. R. unbedenklich zu bejahen und recht- 
fertigt ſich damit die Abweiſung dieſes Klageantrages, ohne daß 


dabei von einer Verletzung der 88 450, 453 Thl. I Tit. 5 


und der §§ 12 flgde. TH. I Tit. 17 A. L. R. die Rede fein 
IV. C. S. i. S. . 0. 3 vom 22. N 


IV. Das Gemeine Recht. a 
33. Wenn die Revifion auszuführen ſucht, daß gegen ein 


vom Vormunde eines Minderjährigen vorgenommenes Geſchäft 
Reſtitution nur zu ertheilen ſei, wenn dem Vormunde culpa 


lata zur Laſt falle, ſo findet dieſe Anſicht in den Quellen keine 
Stütze. Dem durch ein Geſchäft ſeines Vormundes verletzten 


Minderjährigen iſt vielmehr. die Reſtitution ſchon dann zu 
ertheilen, wenn der Vormund es an der gebotenen Vorſicht hat 


| en - 


314 


fehlen laſſen. Dieſe Vorausſetzungen find aber in vorliegender 
Sache mit Recht als vorhanden angenommen worden. III. C. S. 
i. S. Niemeier c. Niemeier vom 4. Mai 1897, Nr. 88/97 III. 

34. Das B. G. hat nach der Beweisaufnahme feſtgeſtellt, 
daß trotz der ſchriftlichen Ceſſionserklärung das Gläubigerrecht in 
Betreff der ſtreitigen Forderung bei dem Cedenten J. A. R. 
verbleiben ſollte, und die Ceſſionsurkunde vom 7. Mai 1894 
dem Kl. nur zum Zweck ſeiner Legitimation bei Eintreibung der 
damals rückſtändigen Zinſen behändigt wurde. Dieſe Feſtſtellung 
begründet, wie die Reviſion mit Recht ausgeführt hat, ſo wenig 
die Beanſtandung der Aktivlegitimation des Kl., wie die Einrede 
der Simulation. Die Befugniß des Kl. zur Geltendmachung 
der Forderung folgt aus der vorbehaltlos ſchriftlich erklärten 


Ceſſion, und ſollte dieſelbe nach dem Willen der Contrahenten 


keineswegs ein bedeutungsloſer Rechtsart ſein, ſondern der Ceſſionar 
die Rechte eines ſolchen dem Schuldner gegenüber erhalten, um 
die Einziehung der Zinſen aus eigenem Rechte betreiben zu 
können. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 163, Bd. 25 
S. 207 ff., B. 37 S. 106. Die getroffene Sachentſcheidung wird 
jedoch durch die weitere Feſtſtellung des B. G. begründet, daß 
der, inzwiſchen verſtorbene, Cedent die Ceſſion widerrufen hat, 
und hiervon dem Kl. noch vor Erhebung der Klage Kenntniß 
gegeben iſt. Wenn, wie hier, die Ceſſion khatſächlich nur an 
Stelle einer Einziehungsvollmacht gegeben war, ſo ſtand es dem 
Cedenten jederzeit frei, ſeinen Auftrag zu widerrufen, und der 
Ceſſionar durfte die Ceſſion in gutem Glauben nur ſo lange 
gegen den Schuldner geltend machen, wie dies dem Willen des 
Cedenten entſprach. Mochte er nach dem Widerruf des Auftrages 
dadurch, daß die Ceſſionsurkunde in ſeinen Händen verblieben 
war, reſp. eine Rückceſſion der Forderung nicht ſtattgefunden hat, 
formell noch zur Erhebung von Anſprüchen gegen den Schuldner 
legitimirt fein, jo hatte er doch kein berechtigtes eigenes Inter⸗ 
eſſe, den Schuldner zur Zahlung zu zwingen, und ſteht ihm 


die Einrede der Argliſt entgegen, wenn er nach dem Erlöſchen 


ſeiner Vollmacht den formalen Stand der Sache zum Nachtheil 
des Schuldners zu verwerthen verſuchte. III. C. S. i. S. 
Beck c. Röder vom 4 Mai 1897, Nr. 108,97 III. 

35. Bergrecht. Die Entſcheidung hängt von Beantwortung 
der Frage ab, ob der Thon vor Einführung des preußiſchen 
Allgemeinen Berggeſetzes in Kurheſſen (dem 1. Juli 1867) nach dem 
damals dort geltenden Bergrechte der Verfügung des Grundeigen⸗ 
thümers entzogen, und der Regalherr befugt war, ohne Zuſtimmung 
des Grundeigenthümers den in den Grundſtücken des Kl. anſtehenden 
Thon durch Feldesreſervation zum Gegenſtand eines beſonderen 
Bergeigenthums zu machen. Dieſe Frage verneint der B. R., 
indem er ausführt, ein Regal im gemeinrechtlichen Sinne, das 


das Reſervationsrecht regelmäßig in ſich ſchließe, habe hinſichtlich 


des Thons in Kurheſſen vor dem 1. Juli 1867 nicht beſtanden. 
Dieſe Ausführung würde, da das kurheſſiſche Bergrecht außer⸗ 
halb des Bezirks des B. G. keine Geltung hatte, nach § 511 
der C. P. O. der Nachprüfung des Reviſionsgerichts nicht unter⸗ 
liegen, wenn der vom B. R. ausgeſprochene Rechtsſatz auf den 


Normen des kurheſſiſchen Rechts beruhte; aber die Begründung 
des Satzes ergiebt, daß es Grundſätze des gemeinen deutſchen 


Bergrechts ſind, auf die der B. R. zurückgreift, und daß die 


unrichtige Anwendung dieſer Grundſätze ihn zu jenem Rechtsſatze 


geführt hat. In den altheſſiſchen Landestheilen galt bis zum 


1. Juli 1867 die Bergordnung vom Jahre 1616. Durch die 
Verordnung des Landgrafen Friedrich vom 10. März 1767 
§V wurde dieſe Bergordnung dahin erläutert: Hat es die 
Meinung nicht, daß einem Eigenthümer auf ſeinem Eigenthum 
zu eigenem Gebrauch Sand und Thon zu graben, Ziegel und 
Kalk zu brennen, auch Steine zu brechen verwehrt ſein ſoll, 
ſondern, da die Bergrechte mit ſich bringen, daß, wenn jemand 
dergleichen in der Abſicht vornehmen und betreiben wollte, um 
damit das Publikum zu verſehen oder ein commercium an» 
zufangen, dieſenfalls ein Muthſchein ausgewirket und ohne 
ſolchen nichts dergleichen unternommen, jedoch aber hierbei dem 
Grundherrn immer das Vorzugsrecht, oder wenn er ein ſolches 
Werk nicht ſelbſt übernehmen wollte, der zwei und dreißigſte 
Theil daran nebſt Bezahlung, was ihm an ſeinem Eigenthum 
abgehet, zugeſtanden werden müſſe: ſo laſſen Wir es auch 
hierbei ebenfalls bewenden. Der Geheimerathsbeſchluß vom 
6. Februar 1798 beſtätigt die vorſtehende Beſtimmung mit der 
Einſchränkung: Jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß in eines 
Dritten Eigenthum keinem eine ſolche Konzeſſion ertheilt werde, 
als wenn nach vorgängiger Prüfung in der Gegend an den 
beſagten Produkten ein ſolcher Mangel befunden wird, daß da⸗ 
durch die Ertheilung dergleichen Konzeſſionen nothwendig gemacht 
wird. Der B. R. folgert hieraus, daß dem kurheſſiſchen Fiskus 
an dem Thon das Reſervationsrecht des gemeinrechtlichen Regal⸗ 
herrn nicht zugeſtanden habe, und daß der preußiſche Fiskus als 
Rechtsnachfolger des kurheſſiſchen eine Reſervation nur unter 
Beachtung der Rechte des Grundeigenthümers, d. h. erſt nach 
deſſen Verzicht auf eigenen Bergbau, hätte vornehmen dürfen. 
Er begründet dies, wie folgt: Das Recht der Reſervation ſetze 
eine von den Rechten des Grundeigenthümers unabhängige 
Verleihungsbefugniß des Regalherrn voraus. Eine ſolche 
aber habe der kurheſſiſche Fiskus nach den angeführten Ver⸗ 
ordnungen nicht beſeſſen; das Verleihungs recht habe vielmehr 
in einer Abhängigkeit von den Entſchließungen des Grundbeſitzers 
geſtanden. Es habe erſt ausgeübt werden dürfen, wenn der 
Grundeigenthümer von dem ihm eingeräumten Vorzugsrecht 
keinen Gebrauch gemacht habe. Dieſe Ausführung beruht auf 


unrichtiger Auffaſſung der aus dem Regal fließenden Rechte des 


Staats. Das Bergregal, wie es im gemeinen Recht anerkannt 
iſt, beſteht — was auch der B. R. nicht verkennt — in dem 
ausſchließlichen Rechte des Staats, beſtimmte Mineralien und 
Foſſilien, die geſetzlich dem Verfügungsrecht des Grundeigen⸗ 
thümers entzogen find, zu gewinnen und darüber zu verfügen. 
Die Ausübung des Rechts geſchieht in der Weiſe, daß ſich der 
Landesherr die Gewinnung zum Beſten des Fiskus ganz oder 
theilweiſe vorbehält (Feldesreſervation) — oder daß er, ohne 
ſich an beſtimmte Formen zu binden, die Ausübung einer be⸗ 
ſtimmten Perfon überträgt (Spezialverleihung, Diſtrikts⸗ 
verleihung) — oder daß er nach Erfüllung gewiſſer Vor⸗ 


bedingungen jedermann die Gewinnung geſtattet (Freierklärung 


des Bergbaus). Die letzte Form bildete die Regel: Der Regal- 
herr verlieh kraft ſeines Regals dem Muther, der die geſetzlich 
vorgeſchriebenen Erforderniſſe erfüllt hatte, in beſtimmten Grenzen 
das Recht der Gewinnung (das Bergeigenthum). Einzelnen 
Perſonen wurden dem Finder gegenüber häufig Vorrechte ein- 
geräumt, namentlich auch dem Eigenthümer, auf deſſen Grund- 
ſtück ſich die Fundgrube befand. Aber die Freierklärung hat im 


\ 
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gemeinen Bergrecht die erſten beiden Arten der Ausübung des 
Regals niemals gänzlich verdrängt; dies gilt insbeſondere von 
der Feldesreſervation, von der die Regalherren bis in die neueſte 
Zeit oft Gebrauch gemacht haben. Erſt die neuere Geſetzgebung 
hat die Verleihung auf Grund vorgängiger Muthung als die 
einzige Erwerbsart des Bergeigenthums eingeführt und damit 
das Bergregal im Sinne des älteren Rechts aufgehoben. Dieſe 
Grundſätze verkennt der B. R., wenn er die Vorrechte, die dem 
Grundeigenthümer gegen den Muther im Falle der Verleihung 
zuſtehe, auf die Feldesreſervation dem Fiskus gegenüber zur 
Anwendung bringt. Dem B. R. kann zugegeben werden, daß 
die Feldesreſervation, ebenſo wie die Verleihung, nur ſolche 
Objekte umfaſſen kann, die geſetzlich der Verfuͤgung des Grund⸗ 
eigenthümers entzogen ſind. Daraus folgt, daß der Regalherr, 
der ſich ein Feld vorbehält, ebenſo wie der Bergwerksbeſitzer, 
deſſen Bergeigenthum auf Verleihung beruht, alle Rechte des 
Grundherrn anerkennen muß, die dieſem eine, wenn auch be— 
ſchränkte Verfügung über das Mineral gewähren. Um eine 
ſolche Beſchränkung des Objekts des Regals handelt es ſich aber 
nicht, wenn das Geſetz dem Grundeigenthümer bei der Ver⸗ 
leihung gewiſſe Vorrechte beilegt. Dadurch erlangt der 
Grundeigenthümer nicht ein unmittelbares Verfügungsrecht über 
das Mineral, ſondern der Regalherr wird in der Ausübung 
„feines Regals nur inſofern beſchränkt, als er, wenn die dritte 
oben erwähnte Form der Ausübung (die Verleihung bei frei 
erklärtem Bergbau) zur Anwendung kommt, hierbei den die 
Verleihung nachſuchenden Grundeigenthümer nicht übergehen 
darf. Aber dieſer ſteht dabei rechtlich nicht anders, als der 
bevorzugte Finder, der den älteren Muther verdrängt. Der 
Grundeigenkhümer, der auf Grund des Vorrechts die Verleihung 
erhalten hat, leitet ſein Recht von dem Rechte des Regalherrn 
ab; er übt beim Abbau nicht ein aus ſeinem Grundeigenthum 
fließendes Recht aus, ſondern das auf Verleihung des Regalherrn 
beruhende Bergeigenthum. So lange Finderrechte noch nicht 
entſtanden waren, hinderte kein Geſetz den Regalherrn, von der 
Verleihung an Dritte abzuſehen und das Gewinnungsrecht un⸗ 
mittelbar ſelber auszuüben. Die Reſervation, die ein rein 
bergſtaatsrechtlicher Akt iſt, erforderte dabei keinen beſonderen 
Verleihungsakt, ſondern nur die Kundgebung des Regal⸗ 
herrn, daß er ſich einen beſtimmten Bezirk zur Ausbeutung 
vorbehalte. Sie hat das Eigenthümliche, daß ſie das Berg⸗ 


eigenthum zur Entſtehung bringt, ohne daß Fund und Muthung 


vorhergegangen zu ſein brauchen. Daraus ergiebt ſich, daß alle 
Rechte des Grundeigenthümers, die von Muthung und Ver⸗ 
leihung abhängig ſind, wie Grundkux, Mitbaurecht zur Hälfte 
und alle Vorrechte bei der Verleihung, bei der Feldesreſervation 
außer Betracht bleiben müſſen; ſie enthalten keine Beſchränkung 
des Regals, ſondern nur eine Beſchränkung der Verleihungs⸗ 
befugniß des Regalherrn bei freierklärtem Bergbau. Die Ver⸗ 
ordnung vom 10. März 1767 beeinflußt die Befugniſſe des 
Regalherrn nach zwei Richtungen hin. Sie gewährt dem Eigen⸗ 
thümer des Grundſtückes die Befugniß, den darauf anſtehenden 
Thon zu eigenem Gebrauch zu graben. Inſoweit wird 
dadurch das Regal beſchränkt, und dies Recht des Grundeigen⸗ 
thümerz muß jeder Bergwerksbeſitzer anerkennen, auch der 
Regalherr, der ſich das Grubenfeld vorbehalten hat. Dagegen 
ſoll die gew erbsmäßige Ausbeutung des auf dem Grundſtüͤck 


anſtehenden Thons dem Grundeigenthumer als ſolchem nicht 
geſtattet ſein. Sie unterliegt den bergrechtlichen Beſtimmungen 
und ſoll nur auf Grund eines Muthſcheines ausgeübt werden, 
bei deſſen Ertheilung dem Grundherrn das Vorzugsrecht gebührt. 
Dadurch find, wie auch der B. R. annimmt, dem Verleihungs⸗ 
recht des Regalherrn Schranken gezogen; aber der B. R. ver- 
kennt das Weſen der Regalität, wenn er daraus weiter folgert, 
daß dieſe Beſchränkung des Verleihungsrechts auch die Be⸗ 
ſchränkung der Feldesreſervation nach ſich ziehe, und der Grund⸗ 
beſitzer gegen den Regalherrn hierbei dieſelben Rechte habe, wie 
ſie ihm gegen den Muther zuſtünden. Dagegen läßt ſich auch 
nicht geltend machen, daß bei dieſer Auffaſſung die Verordnung 
vom 10. März 1767 für den Grundeigenthümer ohne Werth 
geweſen wäre, da es dann im Belieben des Staates geſtanden 
hätte, durch Reſervation und nachfolgende Veräußerung das 


Vorrecht des Grundeigenthümers in jedem einzelnen Falle 


illuſoriſch zu machen. Der B. R. überſieht bei dieſer Aus. 
führung, daß die Verordnung nur das Verhältniß des Grund⸗ 
eigenthümers zum Muther regelt und ihm das werthvolle Recht 
gewährt, dieſen von feinem Grundſtuͤck auszuſchließen. Wenn 
die Bergbehoͤrden ſo verfahren wären, wie es der B. R. als 
möglich unterſtellt, alſo von der Abſicht geleitet, die Rechte des 
Grundeigenthümers illuſoriſch zu machen, ſo würde es ſich um 
einen Mißbrauch des Reſervationsrechtes gehandelt haben, durch 
den fh der Fiskus dem Grundeigenthümer verantwortlich ge- 
macht hätte; aber daß das Reſervationsrecht des Staates, um 
einem ſolchen Mißbrauch zu begegnen, geſetzlich habe beſchränkt 
werden ſollen, kann daraus nicht gefolgert werden. Der Ge- 
heimerathsbeſchluß vom 6. Februar 1798 ſteht dieſen Aus⸗ 
führungen nicht entgegen. Abgeſehen davon, daß er nicht 
Geſetzeskraft hat, regelt er auch nur die Grundſätze, nach denen 
Konzeſſionen an Dritte zu ertheilen ſind, trifft aber darüber, 
wie der Regalherr ſeine aus dem Regal fließenden Rechte aus⸗ 
zuüben hat, keine Beſtimmung. Er kann deshalb nicht einmal 
zur Auslegung des Geſetzes herangezogen werden. V. C. S. 
i. S. Vereinigte Großalmeroder Thonwerke c. Wollenhaupt 
vom 5. Mai 1897, Nr. 372/96 VP. 

36. Wenngleich die Teſtamentsauslegung als ſolche der 
Nachprüfung entzogen iſt, ſo erſcheint doch das B. U. im 
Reviſionswege anfechtbar, weil deſſen geſammte Begründung er⸗ 
kennen läßt, daß das B. G. die gemeinrechtlichen Grundſätze 


über die Errichtung von Familienfideikommiſſen nicht richtig 


gewürdigt hat, und bei deren zutreffender Anwendung aus den 
von ihm angeführten Gründen nicht zur getroffenen Auslegung 
hätte gelangen können. In dem für die Zeit der Teſtaments⸗ 
errichtung allein in Betracht kommenden gemeinen Rechte ſind 
beſondere Formvorſchriften für die Errichtung von Familien⸗ 
fideikommiſſen nicht gegeben, dieſelben konnen namentlich in 
jeder rechtsgültigen letztwilligen Verfügung, wie in der hier 
vorliegenden divisio parentis inter liberos, angeordnet werden. 
Unerheblich iſt danach, ob die Bezeichnung der Stiftung als 
Fideikommiß ausdrücklich gebraucht iſt oder nicht, und ob die 
Unveräußerlichkeit des Gutes beſonders verordnet iſt, wenn nur 
aus dem Inhalt der getroffenen Dispositionen der Wille des 
Stifters erhellt, daß ein beſtimmtes Vermögen unveräußerlich 
ſein und durch dauernde Vererbung in ſeiner Familie verbleiben 
ſolle. Es begründet hierbei auch keinen Unterſchied, ob ſich 
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die getroffene Anordnung auf Lehngut oder allodialen Beſitz 
bezieht, da auch bei Lehngütern die Stiftung von Familien⸗ 
fideikommiſſen keiner grundſätzlichen Beſchränkung unterliegt. 
Wenn es ſich weiter fragt, aus welchen Merkmalen die Eigen⸗ 
ſchaft einer Anordnung als Fideikommißftiftung dann zu ent- 
nehmen iſt, wenn es an der wörtlichen Benennung und der 
ſpeziellen Hervorhebung des Veräußerungsverbotes fehlt, ſo iſt 
auf die Ausführungen in den Entſch. des R. G. Bd. 18 
S. 206 ff. zu verweiſen, welche ſich nicht nur auf die Rechts⸗ 
verhältniſſe des hohen Adels beziehen, ſondern auf die Beur⸗ 
theilung und Auslegung von Fideikommißſtiftungen überhaupt, 
und auf die Schriften der dort in Bezug genommenen Rechts- 
lehrer, welche darin übereinſtimmen, daß die Unveräußerlichkeit 
des Gutes nicht beſonders ausgeſprochen zu werden braucht, 
ſondern ſchon aus der Anordnung einer Individualſucceſſion, 
wie Majorat oder Primogenitur, folgt, weil die ewige Vererbung 
in einer beſtimmten Familie nur durch die Unveräußerlichkeit 
herbeigeführt werden kann. Damit ſteht auch die Entſch. des 
R. G. vom 26. Oktober 1880 — Seufferts Archiv, neue Folge, 
Bd. 6 S. 194 nicht im Widerſpruch, da ſich dieſelbe auf einen 
beſonderen Thatbeſtand bezieht, und nur dagegen richtet, daß 
der muthmaßliche Wille des Erblaſſers aus unklaren Dispoſitionen 
entnommen werde, nicht dagegen, daß die Anordnung der Un⸗ 
veräußerlichkeit auch ohne wörtliche Beſtimmung aus ſolchen 
Dispoſitionen gefolgert wird, welche für einen dahingehenden 
Willen des Erblaſſers mit Sicherheit ſchlüſſig find und nach 
ihrem Inhalt als ein Ausdruck dieſes Willens aufgefaßt werden 
müſſen. Geht man hiervon aus, ſo ergiebt ſich, daß das B. G. 
darauf, daß der Ausdruck Fideikommiß im Teſtamente nicht ge⸗ 
braucht iſt, daß die Veräußerung an Dritte nicht ausdrücklich 
verboten iſt, und daß es ſich um einen Beſitz handelt, der ganz 
oder faſt ganz aus Lehngut zuſammengeſetzt war, ein Gewicht 
gelegt hat, welches dieſen Momenten für die Auslegung des 
Teſtamentes nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht zukommt. 
Insbeſondere iſt die Erwägung. nicht ſchlüſſig, daß der Erblaſſer 
die Unveräußerlichkeit ſeines Gutes nicht gewollt habe, weil für 
daſſelbe als Lehngut ſchon eine ſucceſſive Beerbung beſtanden 
habe, und er an die Möglichkeit der Allodifikation nicht wohl 
habe denken können. Dieſe Sachlage, welche eine naheliegende 
Gefahr der Veräußerung ausſchloß, macht es erklärlich, daß der 
Erblaſſer die Veräußerung an Dritte nicht mit ausdrücklichen 
Worten verboten hat, ſteht aber der Annahme der Anordnung 
eines Veräußerungsverbotes nicht entgegen, wenn das Teſtament 
hierfür ſchlüſſige anderweitige Beſtimmungen enthält. In 
letzterer Richtung fällt namentlich ins Gewicht, daß der Erb- 
laſſer ausgeſprochenermaßen zum Zweck der Erhaltung des An⸗ 
ſehens ſeiner Familie Anordnungen über den ungetheilten Ver⸗ 
bleib feines Beſitzes in der Familie und in einer Hand ge- 
troffen hat, daß er eine Individualſucceſſion dauernd vorſchrieb, 
Theilungen und Theilungsanträge unter den Erben ſchlechthin 
verbot, bezügliche Verträge für nichtig erklärte, und ſelbſt ent⸗ 
fernten Descendenten das Recht zuſprach, ſolche Dispoſttionen 
anzufechten. Dieſe Anordnungen, deren ſichere Durchführung 
ohne die Unveräußerlichkeit des Gutes nicht möglich war, laſſen 
nach allgemeinen Grundſätzen auf die Errichtung eines Familien⸗ 
fideikommiſſes schließen, und iſt aus den Entſcheidungsgründen 
des B. U. kein beachtlicher Grund zu entnehmen, welcher einen 


wi 


anderen Schluß zu begründen vermöchte. III. C. S. i. S. 
Herbſt c. v. Marenholtz vom 11. Mai 1897, Nr. 16/97 III. 
v. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. | 
37. Nach § 111. des A. L. R. Thl. I Tit. 5 iſt, wie 
auch die Reviſion ausführt, die Form eines Vertrages nach den 
Geſetzen des Ortes, wo er geſchloſſen worden, zu beurtheilen. 
Der der Klage zu Grunde liegende Vertrag iſt zwiſchen den 
Parteien mündlich in Kairo, alſo in Egypten zu Stande 
gekommen. Ob dieſer mündliche Vertrag rechtswirkſam iſt, 
hängt hiernach von den Vorſchriften des in Egypten geltenden 
Rechts ab. In Egypten ſind nun aber verſchiedene Rechts⸗ 
normen anzuwenden, je nachdem die betreffende Rechtsangelegenheit 
im Falle von Streitigkeiten zur Zuſtändigkeit der einheimiſchen 
Gerichtshöfe oder zu der der gemiſchten Gerichtshöfe oder zu 
der der Konſulargerichte gehört. Die einheimiſchen Gerichte, 
welche über die Streitigkeiten der Einheimiſchen unter einander 
zu erkennen haben, haben die codes égyptiens und die ſonſt 
noch beſtehenden Geſetze und Verordnungen, ſoweit dieſelben den 
codes égyptiens nicht widerſprechen, anzuwenden. Art 15 des 
Decret Khédival portant réorganisation des tribunaux 
indigénes vom 14. Juni 1883. Für die gemiſchten Gerichts⸗ 
höfe, welche für die Streitigkeiten zwiſchen Einheimiſchen und 
Fremden und zwiſchen Fremden verſchiedener Nationalität, ab» 
geſehen von Statusklagen ſowie für die Streitigkeiten über. 
Immobilien zuſtändig ſind, ſind maßgebend die von Egypten 
den Vertragsmächten vorgelegten und von dieſen angenommenen 
codes. Art. 1 und 5 des code civil; Art. 9 und 34 des 
réglement d' organisation judiciaire. Der Konſulargerichts⸗ 
barkeit unterſtehen nach § 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 10. Juli 
1879 in Verbindung mit den Geſetzen, betreffend die Gerichts⸗ 
barkeit der deutſchen Konſuln in Egypten vom 30. März 1874 
und 5. Juni 1880 und den dazu ergangenenen Kaiſerlichen 
Verordnungen vom 23. Dezember 1875 und 23. Dezember 1880 
die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den im Konſular⸗ 
gerichtsbezirk wohnenden oder ſich aufhaltenden Reichsangehörigen 
und Schutzgenoſſen, bei denen es ſich nicht um eine unbewegliche 
Sache handelt. Bezüglich des anzuwendenden Rechts heißt es 
im 8 3 des Geſetzes vom 10. Juli. 1879: „In Betreff des 
bürgerlichen Rechts iſt anzunehmen, daß in den Konſulargerichts⸗ 
bezirken die Reichsgeſetze, das Pr. A. L. R. und die das 
bürgerliche Recht betreffenden allgemeinen Geſetze derjenigen 
preußiſchen Landestheile, in welchen das A. L. R. Geſetzeskraft 
hat, gelten.“ Der 8 3 ſchreibt hiernach nicht, wie die Reviſion 
meint, vor, nach welchen Geſetzen der Konſul und das Konſular⸗ 
gericht eine bei ihnen anhängig gemachte Sache zu entſcheiden 
haben, ſondern daß von der Annahme auszugehen iſt, es 
gelten für diejenigen Sachen, für welche das Konſulargericht 
bezw. der Konful zuſtändig fein würde, die im 8 3 a. a. O. 
bezeichneten Geſetze. Die betreffenden Perſonen ſollen überhaupt 
nicht dem Rechte des fremden Staates unterworfen ſein und 
ſoll, wenn das Recht ihres Wohnortes oder Aufenthaltsortes 
nach den für das erkennende Gericht maßgebenden Grundſätzen 
anzuwenden iſt, als ſolches das im § 3 angegebene Recht an⸗ 
geſehen werden. Es würden ja ſonſt auch, wenn eine derartige 
Angelegenheit bei einem inländiſchen Gerichtshofe anhängig 
gemacht iſt und dieſer das in Egypten geltende Recht anzuwenden 
hat, Rechtsnormen, die anzuwenden wären, überhaupt nicht vor⸗ 
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handen fein, da die codes für die Angelegenheiten der Reichs⸗ 
angehörigen unter einander nicht gelten. Müßte ferner das 


inländiſche Gericht ein anderes Recht anwenden, als das Konſular⸗ 


gericht, wenn dieſes zur Entſcheidung angerufen worden wäre, 
ſo könnte dies dahin führen, daß der Berechtigte, welcher wegen 
Entfernung des anderen Theiles aus dem Konſulargerichtsbezirk 
die Klage nicht mehr bei dem Konſulargericht geltend machen 
kann, nach dem für das nunmehr zuſtändige inländiſche Gericht 
maßgebenden Recht ſeinen Anſpruch nicht durchführen kann, 
während er, wenn er ſeine Klage bei dem Konſulargericht 
erhoben hätte, obgeſiegt haben würde, ein Reſultat, welches vom 
Geſetzgeber ſicher nicht beabſichtigt iſt. Die Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes ſpricht denn auch nicht für die von der Reviſion 
vertretene Anficht, ſondern völlig gegen dieſelbe. Die Motive 
zu dem Entwurfe des deutſchen Geſetzes über die Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit ſprechen aus, daß es bei der Vorſchrift des § 16 
des Preußiſchen Geſetzes, nach welcher für die Beurtheilung der 
bürgerlichen Rechtsverhältniſſe das Pr. A. L. R. maßgebend ſein 
ſolle, ſo lange und in ſo weit noch ſein Bewenden behalten 
müffe, als die Reichsgeſetzgebung eine Einheit des bürgerlichen 
Rechts nicht geſchaffen habe. Die verbündeten Regierungen 
wollten hiernach den § 3 des Geſetzes vom 10. Juli 1879 
offenbar in dem Sinne aufgefaßt wiſſen, welchen der 8 16 des 
Preußiſchen Geſetzes hatte. Der Reichstag hat dieſer Auffaffung 


nicht widerſprochen, vielmehr den Geſetzentwurf en bloc an⸗ 


genommen. Der § 16 des Preußiſchen Geſetzes vom 29. Juni 
1865 beſtimmt nun Bei Beurtheilung der bürgerlichen Rechts⸗ 
verhältniſſe der der Konſulargerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen 
iſt anzunehmen, daß in den Konſulatsbezirken das A. L. R. 
und die übrigen Preußiſchen allgemeinen Geſetzbücher ꝛc. gelten. 
Dieſe Vorſchrift ordnet alſo auch ganz allgemein an, daß für 


die bezeichneten Rechtsangelegenheiten das A. L. R. und die 


daſſelbe ergänzenden Geſetze die maßgebenden Rechtsnormen ſind. 
Daß die Preußiſche Regierung dies auch anordnen wollte, ergeben 
klar die Motive zu § 7 des Geſetzentwurfes, welcher wörtlich 
mit $ 16 des Geſetzes übereinſtimmt. Demi in dieſem wird 
zunächſt ausgeführt, daß die Konſuln im Allgemeinen die Geſetze 
des Staates zur Richtſchnur nehmen, von dem ſie angeſtellt 
ſind, daß in jenen Ländern das Prinzip der Nationalität des 
Rechts in Geltung geblieben ſei und ſo lange in Geltung 
bleiben müſſe, als das Recht dieſer Länder auf den Europäern 
fremden Anſchauungen beruhe. 
Das Prinzip würde aber offenbar nur einen unvollkommenen 
Ausdruck finden, wenn man auf die Vorſchrift ſich beſchränkte, 
nach welchem Rechte die Konſuln zu entſcheiden hätten. Eine 
ſolche Beſtimmung würde einestheils zu enge ſein, weil ſie keine 
Aushülfe gewährte, wenn ein Fall nicht zur Entſcheidung des 


Konſuls gelangt, ſondern vielleicht von einem inländiſchen Gericht 


erkannt wird; ꝛe. Um dem Nationalitätsprinzip die zutreffende 
Anerkennung zu verſchaffen und zur Abwendung ungeeigneter 
Folgerungen iſt daher eine Beſtimmung nöthig, welche klar 
ergiebt, daß von der Vorausſetzung auszugehen iſt: in den 


Konſulatsbezirken gelte für die der Konſulargerichtsbarkeit unter⸗ 


worfenen. Perſonen das Preußiſche Recht ꝛc. Bei den Ver⸗ 
handlungen über den Geſetzentwurf iſt in beiden Häuſern des 


Landtags weder gegen die Vorſchrift des § 7 des Geſetzentwurfs, 


noch gegen die Begründung deſſelben irgend ein Einwand 


Sodann heißt es wörtlich: 


erhoben und iſt deshalb anzunehmen, daß alle geſetzgebenden 
Faktoren mit der in den Motiven ausgeſprochenen Anſicht ein- 
verſtanden waren. Der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene 
Vertrag war, wie das B. G. zutreffend ausführt, keine Handels⸗ 


ſache und war deshalb die Frage, ob er in rechtswirkſamer 


Form abgeſchloſſen worden, nach dem A. L. R. zu beurtheilen. 
Der Vertrag bedurfte mithin bei einem Gegenſtande über 
150 Mark zur Klagbarkeit der ſchriftlichen Form. VI. C. S. 


i. S. Friedmann c. v. Wißmann vom 26. April 1897, 


Nr. 435/96 VI. ei 

38. Der B. R. iſt bei Feſtſtellung der Höhe des Schadens 
dem vom R. G. im Urtheile vom 29. September 1894 auf- 
geſtellten Grundſatze gefolgt, daß, wenn bei vertragsmäßig in 
Zukunft ſteigenden Miethen dem Käufer vom Verkäufer die erſt 
künftig zu erzielenden höchſten Miethen als die ſchon gegenwärtig 
zu zahlenden fälſchlich angegeben werden, der Schaden des Käufers 
im Weſentlichen darin beſteht, daß er in der Zwiſchenzeit die 
höheren Miethen nicht erhält. Es iſt der Reviſton zuzugeben, 
daß dieſer Grundſatz einer erheblichen Modifikation unterliegen 


würde, wenn der Käufer die Angaben des Verkäufers dahin 


auffaſſen kann und auffaßt, daß die gegenwärtigen Miether 
ſogenannte Trockenwohner ſeien und ſonach auf künftiges Steigen 
der Miethen mit einiger Gewißheit zu rechnen ſei; allein das 
hier angeregte Bedenken erledigt ſich durch die dem thatſächlichen 
Gebiete angehörende Annahme des B. R., es ſei nicht erwieſen, 
daß Kl. davon ausgegangen ſei, die in dem Verzeichniſſe auf⸗ 
geführten Beträge ſeien ſolche, die von Trockenwohnern ge- 
zahlt würden. V. C. S. i. S. Menger c. Schultz vom 
5. Mai 1896, Nr. 376/96 V. | 

309. Ein Anſpruch auf Proviſion ſteht dem Makler nur zu, 
wenn er auf Grund eines Auftrages thätig geweſen iſt. Nun 
braucht ein ſolcher Auftrag allerdings nicht ausdrücklich und vor 
dem Eingreifen des Maklers ertheilt zu werden. Der Anſpruch 
auf Proviſion iſt vielmehr auch dann gerechtfertigt, wenn der 
Makler ſeine Dienſte in der Erwartung einer Belohnung an⸗ 
bietet und der andere Theil dieſelben in Kenntniß dieſer Er⸗ 
wartung annimmt. Es genügt aber nicht, daß ſich Jemand 
blos die Dienſte des Maklers gefallen läßt, da hieraus noch 
nicht der zum Abſchluß eines Vertrages erforderliche Ver⸗ 
pflichtungswille folgen würde. VI. C. S. i. S. Günther 


c. Hülſenitz vom 10. Mai 1897, Nr. 469/96 VI. 


40. Für die in SS 11 folg. A. L. R. Thl. II Tit. 6 be⸗ 
handelten Perſonenvereine (erlaubten Privatgeſellſchaften) iſt zwar 
im Urtheil des R. G. vom 25. September 1890 (Entſch. in 
Civilſachen, Bd. 27 S. 183) Parteifähigkeit angenommen worden, 
obwohl ſie nach § 13 daſelbſt nach außen keine juriſtiſche Perſon 
vorſtellen. Es ſteht dies jedoch in erſichtlichem Zuſammenhange 
einerſeits damit, daß ſolche Geſellſchaften unter ſich die inneren 
Rechte der Korporationen haben (§§ 14, 15, 42 folg. daſelbſt), 
andrerſeits mit der Beſtimmung in § 12 daſelbſt, wonach die 
Mitglieder erlaubter Privatgeſellſchaften bei Handlungen, woraus 
Rechte und Verbindlichkeiten gegen andere entſtehen, nur als 
Theilnehmer eines gemeinſamen Rechts oder einer ge⸗ 
mein ſamen Verbindlichkeit betrachtet werden. Dieſe gemein⸗ 
ſame Berechtigung und Verpflichtung wird von der Rechtſprechung 
nicht als ſolidariſche aufgefaßt (vergl. Entſch. des Obertribunals 
Bd. 20 S. 328; Bd. 75 S. 225). Die Gemeinſamkeit der 


318 


Verpflichtung hat zur Folge, daß die Klage gegen alle Mit- 
glieder der Geſellſchaft gerichtet werden muß, und daß der nur 
gegen einzelne Mitglieder gerichteten Klage der Einwand der 
mangelnden Paſſivlegitimation entgegenſteht. Hieraus ergiebt 
ſich bei einer großen Zahl von Mitgliedern das dringende 
praktiſche Bedürfniß, die Klage gegen die Mitglieder insgeſammt 
unter dem Namen der Geſellſchaft zuzulaſſen (vergl. das gedachte 
Urtheil, Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 186). Dergleichen Er⸗ 
wägungen greifen jedoch bei den nach 88 169 folg. A. L. R. 
Thl. J Tit. 17 zu beurtheilenden reinen Erwerbsgeſellſchaften, 
zu denen die beklagte Geſellſchaft gehört, nicht Platz. Für die 
von ſolchen Geſellſchaften eingegangenen Verbindlichkeiten haften, 
und zwar ſolid ariſch, die Geſellſchafter, die zur Zeit des Ein⸗ 
gehens der Verbindlichkeit die Geſellſchaft bildeten (58 239, 
300 A. L. R. Thl. I Tit. 17). Später hinzugetretene Geſell⸗ 
ſchafter treten nicht von ſelbſt in die beſtehenden Verbindlichkeiten 
ein. Dem Gläubiger ſteht daher hier nur eine Mehrzahl 
ſolidariſch verpflichteter Schuldner gegenüber, deren Zuſammen⸗ 

faſſung unter dem Namen der Geſellſchaft ſchon deshalb un⸗ 
thunlich iſt, weil damit nur die Geſammtheit der gegen- 
wärtigen Mitglieder der Geſellſchaft gemeint ſein könnte, die 
Mitgliedſchaft zur Zeit der. Klage aber zur Begründung der 
Verpflichtung der Einzelnen weder nothwendig iſt, noch aus⸗ 
reicht. Der Gläubiger hat diejenigen Perſonen in Anſpruch zu 
nehmen, mit denen — als damaligen Geſellſchaftern — das zu 
„Grunde liegende Geſchaft von ihm abgeſchloſſen iſt. Dies kann 
nicht durch eine gegen die Geſellſchaft gerichtete Klage geſchehen. 
Zugleich aber läßt die ſolidariſche Verhaftung dieſer Perſonen 
die Frage des praktiſchen Bedürfniſſes in anderem Lichte er⸗ 
ſcheinen, weil es nicht unzuläſſig iſt, die Klage nur gegen einen 
oder einige von den Mitſchuldnern zu richten. Es kann dem⸗ 
nach der Reviſion nicht beigetreten werden, die die Statthaftig⸗ 
keit der Klage gegen die Geſammtheit der Verpflichteten unter 
dem Namen der Geſellſchaft aus der großen Zahl der Mit⸗ 
glieder, die ſtatutengemäß bis zu 1 000 ſteigen kann, in Ver⸗ 
bindung mit der durch das Statut geordneten conſtanten Ver⸗ 
tretung herzuleiten ſucht. Eine andere Beurtheilung würde 
freilich eintreten müſſen, wenn die korporationsähnliche Ver⸗ 
faſſung der Geſellſchaft die Anwendung der Beſtimmungen des 
6. Tit. Thl. II A. L. R. §§ 11 folg. auf die in Rede ſtehende 
Geſellſchaft rechtfertigte. Dies würde einer neueren Doktrin 
entſprechen (Roſin in Gruchots Beiträgen Bd. 27 S. 108, vergl. 
auch Bd. 31 S. 759; Dernburg, Preußiſches Privatrecht, 5. Aufl., 
Bd. I § 59 S. 123). Das R. G. hat es jedoch bereits im 
Urtheile vom 7. April 1886 (Entſch. in Civilſachen Bd. 16 
S. 196, 197) abgelehnt, mit Rückſicht auf moderne Verkehrs⸗ 
bedürfniſſe ein dem Geſetze fremdes Kriterium für den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen erlaubten Privatgeſellſchaften und reinen Erwerbs⸗ 
geſellſchaften aufzuſtellen. Weder iſt in den §8 1, 2 Thl. II 
Tit. 6 A. L. R. die korporative Geſtaltung als ein begriff⸗ 
liches Merkmal der erlaubten Privatgeſellſchaften aufgeſtellt, 
noch find durch die Vorſchriften des 17. Tit. Thl. T ſolche Ge⸗ 
ſellſchaftsverträge ausgeſchloſſen, durch welche die Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaft ſich eine den Korporationen nachgebildete Geſtalt giebt, 
wie dies hier geſchehen iſt. Entſcheidend für den Unterſchied 
beider Arten von Geſellſchaften iſt — und hieran kann ſich ohne 
eine Aenderung des Geſetzes nichts ändern — der Zweck der 


entgeltlichen Verpflegung erfolgt iſt. 
über das geſetzliche Erbrecht der Anſtalt, ſofern die in den 


Geſellſchaft. Ob man mit dem gedachten Urtheil vom 7. April 
1886 für die erlaubten Privatgeſellſchaften einen immateriellen 
Zweck verlangt oder weiter gehend eine ſolche Geſellſchaft auch 
dann als vorhanden anſehen will, wenn der Zweck zwar auf 


vermögensrechtlichem Gebiete liegt, aber doch ein gemeinnütziger, 


nicht auf Vertheilung des Gewinns an die Mitglieder gerichteter 


iſt (vergl. Foerſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht, 6. Aufl., 


Bd. IV 5 281; Gruchot, Beiträge, Bd. 27 S. 964; Striethorſt, 
Archiv, Bd. 61 S. 47; Bd. 70 S. 58; andrerſeits Entſch. des 
Obertribunals Bd. 69 S. 160; Bd. 76 S. 297), kann im vor⸗ 
liegenden Falle unerörtert bleiben, da die in Rede ſtehende 


Geſellſchaft ohne Frage weder der einen, noch der andern Art 


von Vereinigungen angehört. VI. C. S. i. S. Dehnhardt 


c. Sauer u. Gen. vom 26. April 1897, Nr. 432/96 VI. 


41. Die nächſte Vorausſetzung des geſetzlichen Erbrechts, 
welches nach näherer Maßgabe der 88 50 — 75 Thl. II Tit. 19 


des A. L. R. einer öffentlichen Anſtalt an dem Nachlaſſe einer 


von ihr verpflegten Perſon eingeräumt iſt, beſteht nach 
§ 50 a. a. O. darin, daß die Perſon „zur unentgeltlichen Ver⸗ 


pflegung in die Anſtalt aufgenommen und in dieſer Ver⸗ 


pflegung geſtorben iſt.“ Der B. R. legt dieſe Geſetzesbeſtimmung 
— nach dem Wortfinne, wie nach der Abſicht des Geſetzgebers 
— dahin aus, daß nicht eine Aufnahme zur Verpflegung er⸗ 
fordert werde, welche thatſächlich unentgeltlich iſt, ſondern die 
Aufnahme zu einer Verpflegung, welche nach dem überein⸗ 
ſtimmenden Willen der Betheiligten unentgeltlich ſein ſoll. 
Indem dann weiter thatſächlich feſtgeſtellt wird, daß auf Seiten 


der Kl. zu keiner Zeit die Abſicht beſtanden habe, den ac. H. 


unentgeltlich zu verpflegen und ferner, daß die Verpflegung auch 


thatſächlich keine unentgeltliche geweſen ſei inſofern, als das 


von der Ortskrankenkaſſe gezahlte Krankengeld, auf die ganze 
Zeit der Verpflegung vertheilt, eine Entſchädigung von 0,95 Mark 
auf den Tag ausmache und überdem wegen einer etwaigen 
Mehrforderung der Kl. der von ihr niemals aufgegebene Er⸗ 
ſtattungsanſpruch zuſtehe, kommt der B. R. zu dem Ergebniß, 
daß das von der Kl. beanſpruchte Erbrecht nicht zur Entſtehung 
gelangt iſt. Die Reviſion rügt zunächſt die Auslegung des 


8 50 Thl. II Tit. 19 des A. L. R. ſeitens des B. R. als 


rechtsirrthümlich und auf einer Verkennung der öffentlichrecht⸗ 
lichen Stellung der Armenanſtalten beruhend, aus der ihre Ver⸗ 
pflichtung folge, hülfloſe Arme anfzunehmen, ohne jede Rück⸗ 


ſicht darauf, ob ſie für. die zu gewährende Verpflegung eine 


Entſchädigung erhalten werden oder nicht! Danach wäre es, 
neben der Bekanntmachung der Betheiligten, mit den geſetzlichen 
Beſtimmungen über das den Armenanſtalten zuſtehende geſetz · 
liche Erbrecht, nicht erforderlich geweſen, daß Kl. nach der Auf⸗ 
nahme des ꝛc. H., der ſeinen Unterſtützungswohnſitz in Berlin 
hatte, noch beſonders ihre Abſicht zu erkennen gab, ihn un⸗ 
entgeltlich verpflegen zu wollen. Der Angriff erſcheint nicht 
gerechtfertigt. Der B. R. geht zwar zu weit, wenn er als 
Vorausſetzung der Entſtehung des Erbrechts der Armenanſtalt 
auch den Willen des Pfleglings erfordert, daß die Verpflegung 
unentgeltlich ſein ſoll. Dem :Pflegling gegenüber kommt es 
allein darauf an, daß er weiß, daß ſeine Aufnahme zur un⸗ 
Es tritt daher ihm gegen ⸗ 


88 60, 61a. a. O. vorgeſchriebene Bekanntmachung geſchehen 
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iſt, ſelbſt dann ein, falls er die Unentgeltlichkeit der Verpflegung 
nicht gewollt, die Verpflegung ſelbſt aber angenommen hat. 
Es leuchtet dies ohne Weiteres ein bei dem huͤlfloſen Armen, 
zu deſſen Verpflegung auf Grund der Armenpflegelaſt die An⸗ 
ſtalt verpflichtet iſt, würde aber grundſätzlich auch nicht anders 
liegen, wenn die Aufnahme zur unentgeltlichen Verpflegung in 
die Armenanſtalt aus anderem Aulaſſe erfolgt ſein ſollte. In⸗ 
deſſen auf dem Erforderniß der Einwilligung des Pfleglings in 
die Unentgeltlichkeit der Verpflegung beruht die Entſcheidung 
des B. R. nicht, der entſcheidende Grund iſt vielmehr der, daß 


auf Seiten der Kl. niemals die Abſicht beſtanden hat, den 
x. H. unentgeltlich zu verpflegen. Inſoweit aber die Ent⸗ 
ſtehung des geſetzlichen Erbrechts der Armenanſtalt an den 
Willen oder die Abſicht der Anſtalt, die Verpflegung als eine 
unentgeltliche zu gewähren, geknüpft wird, muß der Auslegung 
des § 50 a. a. O. ſeitens des B. R. beigetreten werden. Es 
unterliegt keinem Bedenken, daß es auch betreffs der auf Grund 
der öffentlichrechtlichen Armenpflegelaſt in die Verpflegung 
übernommenen Perſonen der Armenanſtalt freiſteht, ſtatt des 
Erbrechts in den dereinſtigen Nachlaß derſelben ſich die Geltend⸗ 
machung ihres Erſtattungsanſpruchs gegen den Armen ſelbſt, 
falls er zu Vermögen kommen ſollte, oder gegen die ſonſtigen 
Unterſtuͤtzungspflichtigen zu wahren. Letzteres kann im ein⸗ 
zelnen Falle zweckmäßiger ſein, als das geſetzliche Erbrecht auf 
den Nachlaß des Verpflegten, zumal dieſer ſelbſt nach § 55 a. a. O. 
durch Verlaſſen der Anſtalt, bei Eintritt günſtiger Verhältniſſe, 
das Erbrecht der Anſtalt beliebig wieder auszuſchließen in der 
Lage iſt. Als eine Aufnahme zur unentgeltlichen Verpflegung 
kann aber nur diejenige gelten, bei welcher die zu gewährende 
Verpflegung geſchehen ſoll fo, daß nicht nur der Pflegling von 
der Gegenleiſtung dafür befreit ſein, ſondern guch dem Ver⸗ 
pfleger überhaupt ein Anſpruch auf Entſchädigung dafür nicht 
erwachſen fol. Eine ſolche Rechtsfolge » ſetzt die ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Willenserklärung, daß die Verpflegung un⸗ 
entgeltlich gewährt werden ſoll, nothwendig voraus, da in Er⸗ 
mangelung einer ſolchen Erklärung die Anſtalt an der Geltend⸗ 
machung ihres Anspruchs nirht gehindert ſein würde. Die Be⸗ 
ſtimmung im § 1043 Thl. I Tit. 11 des A. L. R., wonach 
bei dem, was einem Armen zu ſeinem Unterhalte gegeben worden, 
die Abſicht zu ſchenken vermuthet wird, findet auf Gewährungen 
Öffentlicher Armenanſtalten keine Anwendung (Entſch. des R. G. 
in Gruchotes Beiträgen Bd. 24 S. 514). Wenn der B. R. 
zur näheren Begründung feiner Auslegung des § 50 Thl. II 
Tit. 19 des A. L. R. die Aufnahme des Pfleglings als einen 
Vertrag zwiſchen dieſem und ſeinen Verwandten einerſeits und 
der Anſtalt andererſeits konſtruirt, bei welchem die Bekannt- 
machung des Erbrechts der, Anſtalt die Eigenſchaft des Angebots 
der unentgeltlichen Verpflegung und der Eintritt des Auf⸗ 
zunehmenden einen Verzicht auf die Teſtirfreiheit, die Ueber⸗ 
laſſung des Pfleglings an die Anſtalt ſeitens der Verwandten 
einen Verzicht auf das ihnen zuſtehende Erbrecht, unter An⸗ 
nahme jenes Angebotes, enthalten, ſo hat damit nicht, wie die 
Reviſion dem B. R. vorwirft, das den öffentlichen Anſtalten in 
den 9g 50— 75 Thl. II Tit. 19 des A. L. R. verliehene gefeh- 
liche Erbrecht als ein vertragsmäßiges erklärt, ſondern dem 
gegenfeltigen Verhältniſſe der Betheiligten nur eine juriftifche 
Form gegeben werden ſollen, von der die Entſcheidung ſelbſt 
nicht beeinflußt iſt, wie dies insbeſondere der an die Spitze der 
Ausführung geſtellte Satz ergiebt: „Das der öffentlichen Anſtalt 
gegebene Erbrecht ſoll einen Gegenwerth gegen die Koſten und 
die Mühe der Verpflegung bilden, welche die Anſtalt der Perſon 
des Aufzunehmenden bis zu deſſen Lebensende vorausſichtlich an⸗ 
gedeihen laſſen muß.“ IV. C. S. i. S. Armendirektion Berlin 
6. Hartmann vom 12. April 1897, Nr. 347/96 IV. 
VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 
Zu den Grundbuchgeſetzen. | 
42. Der B. R. nimmt an, daß die das Rittergut Klodtken 
betreffenden Beſtimmungen ein mit dem Rechte der Nacherben 
| in Gunten aßungSbeihtänfungen beſc wertes Borausoeemätptnig 
zu Gunſten der Bekl. enthalten, daß der an die Stelle des 


7 


Tit. 20 88 441 und 442, Grundeigent 


Rittergutes getretene Kaufpreis dadurch, daß er in einzelnen 
Abſchnitten hypothekariſch angelegt worden iſt, nicht zu einem 
Vermögensinbegriff (Sachgeſammtheit) geworden ſei, daß die 
fideikommifſariſche Subſtitution dem Nacherben einen Titel zur 
Eintragung gebe und daß die im Wege der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung angeordnete Vormerkung des Rechtes der Nacherben auf 
Grund des § 70 E. E. G. gerechtfertigt ſei, nach welchem nur 
der Anſpruch oder das Widerſpruchsrecht, welche durch die Vor⸗ 
merkung geſichert werden ſollen, 3 zu machen ſeien, nicht 
aber auch eine Gefährdung des Rechtes der Nacherben. Gegen 
die letzten Sätze dieſer Begründung richtet ſich die Reviſion, 


welche Verletzung des § 70 E. E. G. rügt mit der Ausführung, 


daß § 70 nur Anwendung finde in den Fällen, in welchen das 
E. C. G. eine Vormerkung für zuläſſig erkläre, daß keiner dieſer 
Fälle (85 8, 9, 16, 22 und 60 E. E. G.) vorliege und daß 
daher die einſtweilige Verfügung nur gerechtfertigt ſein würde, 
wenn Kl. eine Gefährdung ſeines Rechtes glaubhaft gemacht 
hätte. Die Rüge iſt nicht unbegründet. Der § 70 eit. und 
§ 18 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zur C. P. O. beziehen 
ſich allerdings nur auf die Vormerkungen, welche das E. E. G. 
zugelaſſen hat, und letzteres hat denjenigen, zu deren Gunſten 
der eingetragene Eigenthümer (§ 11) oder der eingetragene 


Gläubiger (§ 49) in der Verfügung beſchränkt iſt, das Recht 


auf Eintragung einer Vormerkung nicht gegeben (vergl. Turnau, 


Grundbuchordnung 5. Aufl. Bd. 1 S. 827). Demnach iſt der 


Reviſion darin beizupflichten, daß es ſich um eine einſtweilige 
Verfügung lediglich im Sinne der C. P. P. handelt und daß 
dieſe gemäß $ 814 und 819 C. P. O. nur erlaſſen werden 
durfte, wenn eine Gefährdung des Rechts der Nacherben glaub⸗ 
haft gemacht worden wäre; aber dieſe Glaubhaftmachung iſt — 
was die Reviſion überſieht — erfolgt. Das Recht, welches 
ſeitens des Kl. für die Nacherben in Anſpruch genommen wird 
und welches gefährdet ſein ſoll, iſt — wie der Klageantrag im 
Hauptprozeſſe ergiebt — das Recht bei Kündigung, Einziehung 
und anderweiter Belegung der Hypothekenkapitalien mitzuwirken. 
Das Gericht, welches die einſtweilige Verfügung erlaſſen hat, 
erachtet es für glaubhaft gemacht, daß die beiden in Rede 
ſtehenden Hypothekenkapitalien ſeitens der Bekl. ohne Zuziehung 
der Nacherben gekündigt worden ſind. Letzteres iſt auch im 
Laufe dieſes Rechtsſtreites ſeitens der Bekl. zugegeben und das 
Recht der Mitwirkung der Nacherben beſtritten. Daß mit dem 
Verſuche der ungenehmigten Kündigung und Einziehung das 
Recht der Nacherben in Beziehung auf die Hypothekenkapitalien 
gefährdet iſt, ergiebt ſich ohne Weiteres mit Rückſicht auf den 
Grundſatz des öffentlichen Glaubens des Grundbuches. (Vergl. 


Turnau a. a. O. S. 276 Anm. 2.) Sonach führt die an ſich 
begründete Rüge der Reviſion nicht zur Aufhebung des B. U. 


V. C. S. i. S. Biſchoff c. Peterſon vom 1. Mai 1897, 
Nr. 18/97 v. 
43. Der Eigenthümer hat kraft ſeines Eigenthums die freie 


S. 9 Ä 9. das ihm gehörige Grundſtück (A. L. R. Thl. I 


Tit. Durch Beſtellung der Hypothek erlangt der 
Gläubiger das Recht, wegen der dadurch geſicherten Forderung 


aus dem Grundſtücke Befriedigung zu erlangen (A. L. R. Thl. 1 


Tit. 20 88 1, 346). Soweit der Eigenthümer das Recht 
nicht verletzt, iſt er durch die Hypothek in der Verfügung über 
das Grundſtück nicht beſchränkt. Ein Eingriff in das Hypotheken⸗ 
recht des Gläubigers liegt erſt dann vor, wenn der Schuldner 
Handlungen vornimmt, die geeignet ſind, die dem Gläubiger be⸗ 
ſtellte Sicherheit zu ſchmälern und zu en (A. L. R. Thl. J 

umserwerbsgeſetz § 50). 
Für dieſen Fall giebt das Geſetz dem Gläubiger das Recht, 
beim Prozeßrichter Sicherungsmaßregeln zu beantragen, wenn 
er nicht vorzieht, vor der Verfallzeit Befriedigung zu fordern. 


Auch gegen den Dritten, der in das Eigenthum des Schuldners 
eingreift, hat der Gläubiger nur unter dieſen Vorausſetzungen 


ein unmittelbares Klagerecht. Gegen dieſe Grundfätze verſtößt 
der B. R., wenn er, ohne zu unterſuchen, ob die Hypothek ge⸗ 


fährdet iſt oder nicht, bloß aus dem Grunde die einſtweilige 


Verfügung aufrecht erhält, weil die in dem Grundſtücke befeſtig⸗ 
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ten Fenſter und Thüren Subſtanztheile des Grundſtücks geworden 
ſeien, die der Schuldner nicht aus der Pfandhaftung bringen 
dürfe. Auch die weitere Feſtſtellung des B. R., daß durch die 
Wegnahme der Sachen das Haus und damit der Pfandgegen- 
ſtand in erheblichſter Weiſe zum Nachtheil des Gläubigers im 
Werthe vermindert ſei, reicht nicht aus, die Entſcheidung zu recht⸗ 
fertigen, da daraus nicht hervorgeht, daß das Grundſtück auch 
in dem verſchlechterten Zuſtande dem Gläubiger nicht noch hin⸗ 
reichende Sicherheit biete, bei einer Zwangsverſteigerung daraus 
Befriedigung zu erlangen. — Verfehlt iſt endlich die Bezugnahme 
des B. R. auf § 30 des Grundeigenthumserwerbsgeſetzes; dieſe 
Geſetzesbeſtimmung betrifft nur den Umfang des Hypothekenrechts 
in objektiver Beziehung, behandelt aber nicht die Frage, ob und 
inwieweit der Eigenthümer bewegliches Zubehör oder mobiliſirte 
Theile des Grundſtücks veräußern dürfe. V. C. S. i. S. From⸗ 
holtz e. Bergmann vom 1. Mai 1897, Nr. 88/97 V. 


Perſonal⸗Veränderungen. | 
Zulaſſungen. 


Rechtsanwalt Karl Ernſt Johannes Scholz beim Amts⸗ 

gericht Stolpen; — Rechtsanwalt Dr. jur. Emil Sanio 
beim Amtsgericht Swinemünde; — Rechtsanwalt Wulff 
beim Amtsgericht Recklinghauſen; — Rechtsanwalt Friedrich 
Auguſt Teichmann beim Landgericht Zwickau; — Rechts⸗ 
anwalt Joſef Sachs beim Landgericht Breslau; — Rechts⸗ 
anwalt Friedrich Auguſt Teichmann bei der Kammer für 
Handelsſachen Glaucha und beim Amtsgericht Zwickau; — 
Rechtsanwalt Heſſe beim Amtsgericht Kalbe a. S.; — Rechts⸗ 
anwalt Franz Breuer beim Amtsgericht Königswinter; — 
Aſſeſſor Ernſt Friedrich Adam Hofinger beim Landgericht 
Leipzig; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Levinger beim Landgericht 
Köln; — Rechtsanwalt Alfred Kurlbaum beim Landgericht 
Potsdam. Ä | 


Löſchungen. 


Juſtizrath Ludwig Tarlau beim Landgericht Beuthen O. / S.; 


— Rechtsanwalt Dr. Johann Georg Maximilian Blum 
beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Max Ernſt beim 
Landgericht Ulm; — Rechtsanwalt Dr. Grelling beim Amts⸗ 
gericht Charlottenburg; — Rechtsanwalt Heſſe beim Amts⸗ 
gericht Eilenburg; — Juſtizrath Kreis beim Landgericht 
Halberſtadt; — Rechtsanwalt Carl v. d. Heyden beim Amts- 


„gericht Ballenſtedt; — Rechtsanwalt Johannes Emil Göllnitz 


beim Amtsgericht Lengefeld und beim Landgericht Freiberg. 


Ich ſuche per 1. oder 15. Juli cr. einen tüchtigen Büreau⸗ 
vorſteher. 
Görlitz. Nolan, Rechtsanwalt. 
Vielſeitig erfahrener Büreauvorſteher, 37 Jahre alt, ledig, 
ſucht Stellung bei einem Rechtsanwalt, vorzugsweiſe in kleinerer 
Stadt im Gebiete des A. L. R. Off. erb. unter D. S. IV an die 
Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift. | 


Büreauvorſteher ſucht anderweitig Stellung in mittlerem 
oder kleinem Büreau. Off. sub. B. St. 242 an die Exp. d. Bl. erb. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


und dem ö | 
Einführungsgeſetze. | 
| Preis M. 6, bei poftfreier Zuſendung M., 6,50. 
Vorzugspreis für Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,50. 


nhalt: Denkſchrift, Bericht der Kommiſſion, Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen, Rednerliſte, Alphabetiſches 
Sachregiſter, Ueberſicht über die Verweiſungen auf die beiden Handelsgeſetzbücher und das Bürgerliche Geſetzbuch. ö 


Materialien zum Haudelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich 


Suche Eng. per ſofort. Jaenſch, Büreauvorſt., Köpenickerſtr. 102. 
Büreauvorſteher, 25 Jahr alt, mit Prozeßſachen und Notariat 


vertraut, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, dauernde Beſchäftigung. 


Gefl. Offerten unter P. 100 an die Expedition dieſer Zeitung. 


Jung. Mann, mehrere Jahre b. Fach, |. Stellung als Negiſtrator in 


großem Büreau od. I. Gehülfe. Off. u. G. 245 a. d. Exp. d. Bl. erb. 


| Anwalt und Notar, 10 Jahre in der Praxis, wünſcht zum 
1. Oktober 1897 Verbindung mit einem Landgerichtsanwalt in 


größerer Stadt. Derſelbe iſt auch bereit, zu dem gedachten Zeitpunkte 
in eine Verſicherungsgeſellſchaft, oder in ein größeres Bankinſtitut ꝛc. 


als juriſtiſcher Mitarbeiter einzutreten. Gefällige Offerten unter 


M. G. 38 an die Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift erbeten. 
IJuriſt, | ER 

in Praxis und Theorie gründlich erfahren, ſucht Aſſociation mit 

einem Rechtsanwalt im Gebiete des franzöſiſchen oder gemeinen Rechts 

oder Juſtitiarſtelle. Offerten sud J. M. 575 an die Exp. d. Bl. 
| Für Rechtsanwälte. 
Gerichts⸗Aſſeſſor, katholiſch, wünſcht bei rhein. Anwalt als 

Socius einzutreten. Offerten unter J. P. 6981 befördert Rudolf 

Moſſe, Berlin SW. | 


Ich habe den Sitz meiner anwaltlichen Thätigkeit von Breslau 
nach Hirſchberg i. Schl. verlegt. 
Mein Büreau iſt Promenade 33. | ii, © 
| | Dr. jur. Niſſen, Rechtsanwalt. 
R. S. S. Walker Rechtsanwalt, Howard House, Arundel 


Street, Strand, London (solicitor of the Supreme Court) unter- 


nimmt jede Art von Vertretung wie auch Prozeß- oder Gerichts⸗ 
angelegenheiten in Enaland. 


Dr. jur. Paul C. Säwigter, 
Rechtsanwalt in New-York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg J. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord - Amerikas. 


Billige Couverts! 
II. Wahl, in allen gangbaren Formaten, geben ſehr billig ab, 
per Mille Mark 1.— an. 


Muſter und Preiſe verlange man gratis von 
Johann Zaſſel, Düren. 


Gustav Fiſcher, Verlagsbuchhandlung in Jena. 


Soeben erſchien: u 
Coſack, Konrad, Profeſſor der Rechte in Bonn, 
Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Rechts 
auf der Grundlage des bürgerlichen Geſetzbuches 
für das Deutſche Reich. 
Erſter Band, erſte Abtheilung. Die allge- 
meinen Lehren und das Recht der For⸗ 
derungen. Preis: 7 Mark. 1 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofvuchdruckerei in Berlin. 
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Berufsjubiläum. 

Am 24. April feierten zwei hochangeſehene Kollegen in 
Magdeburg ihr fünfzigjähriges Dienſtjubiläum: Herr Geh. 
Juſtizrath Carl Steinbach und Herr Juſtizrath Carl Kretſch— 
mann. Der Erſtere wurde am 24. April 1847 in Berlin, 
der Letztere in Magdeburg als Auskultator vereidigt. 

Aus den zahlreichen zur Gratulation erſchienenen Depu⸗ 
tationen heben wir hervor diejenige des Oberlandesgerichts unter 
Führung des Herrn Landgerichtspräſidenten Petrenz, des 
Vorſtandes der Anwaltskammer; ferner des deutſchen Anwalt⸗ 
vereins, vertreten durch Juſtizrath Dr. Deiß, und der Hulfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte, vertreten durch Geh. Juſtizrath 
Dr. Buſſenius. N 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins ließ den Jubi⸗ 
laren Adreſſen folgenden Inhalts überreichen: 

1. dem Herrn Geh. Juſtizrath Carl Stein bach: 

Hochgeehrter Herr Kollege! 

Zu dem für Sie denkwürdigen Tage, an 
welchem Sie auf eine fünfzigjährige Thätig- 
keit im Juſtizdienſte zurückblicken dürfen, 
beehrt ſich der Vorſtand des deutſchen An- 
waltvereins, Ihnen ſeine herzlichſten Glück— 
wünſche auszuſprechen. 

Der deutſche Anwaltſtand verehrt in Ihnen 

‚einen durch Gewiſſenhaftigkeit und hervor— 
ragende Tüchtigkeit ausgezeichneten Berufs- 
genoſſen, der alle Zeit die idealen Aufgaben 
der Rechtspflege, der Wahrheit und der Ge— 
rechtigkeit zum Siege zu verhelfen, zu ver- 
wirklichen beſtrebt geweſen iſt. 

Mit beſonderem Danke erkennen wir, hoch- 
geehrter Herr Kollege, Ihre auf die Erhaltung 
und Förderung des Wohles und des Anſehens 
des Anwaltſtandes gerichteten Beſtrebungen 


Vorſitzender des Vorſtandes Ihrer Anwalts- 
kammer, ſowie als Mitglied des Vorſtandes 
der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, 
dem Sie ſeit e en ununter⸗ 
brochen angehört haben. 

Möge Ihnen Ihre ſegensreiche Schaffens⸗ 
kraft noch viele Jahre erhalten bleiben zu 
Ihrer Befriedigung, zur Freude Ihrer 
Freunde und der jüngeren Generation zur 
Nacheiferung! 


2. dem Herrn Juſtizrath Carl Kretſchmann: 


Hochgeehrter Herr Kollege! 

Fünfzig Jahre ſind heute verfloſſen, feit- 
dem Sie Ihre Berufsthätigkeit dem Zuftiz- 
dienſte ununterbrochen mit Eifer, Treue und 
Erfolg gewidmet haben. 

Mit Freude und Genugthuung dürfen Sie 
auf eine ſegens reiche Wirkſamkeit während 
dieſes langen Zeitraumes zurückblicken, ge— 
tragen von dem Bewußtſein der vollen An- 
erkennung, Hochachtung und Liebe Ihrer 
Berufsgenoſſen und Rechtsfreunde. 

Ihr lebhaftes Intereſſe an dem Gedeihen 
des Anwaltſtandes haben Sie ſowohl in dem 
preußiſchen, als auch deutſchen Anwalts- 
vereine, ſowie insbeſondere bei der Be— 
gründung und weiteren Ausbildung der 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte be- 
thätigt und Sich dadurch den aufrichtigen 


Dank Ihrer Standesgenoſſen erworben. 


Wir bringen Ihnen, hochgeehrter Herr 
Kollege, zu Ihrem heutigen Jubiläum die 
herzlichſten Glückwünſche dar und hoffen, 
daß es Ihnen vergönnt fein möge; Sich der 
ſegensreichen Ausübung Ihres Berufes ſowie 
der Früchte Ihres Wirkens noch lange Jahre 
erfreuen zu können. 


Außerdem wurden beide Kollegen ſowohl durch Ordens⸗ 
verleihungen, wie durch viele, zum Theil koſtbare Geſchenke 
aus Kreiſen der Berufsgenoſſen geehrt. 


an, die Sie namentlich bewährt haben als 
Mitglied des preußiſchen und deutſchen An- 
waltvereins, in der Vertrauensſtellung als 


— 


Am Nachmittage fand im Prachtſaale des Fürſtenhofes zu 
Magdeburg ein Feſteſſen ſtatt, bei welchem aus dem Kreiſe der 
Feſtverſammlung der Verehrung und Freundſchaft für die Jubilare 
beredter Ausdruck verliehen wurde. 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die vom 26. bis 31. Mai 1897 aus- 
gefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Kl. hat wegen eines ihr angeblich gegen den 
Bekl. zuſtehenden Anſpruchs von 1 023,40 Mark ſowie wegen 
30 Mark Koſtenpauſchquautums bei dem Amtsgericht I in 
Berlin gegen den Bekl. den dinglichen Arreſt erwirkt. In 
dem Arreſtbefehl iſt der Schuldner für berechtigt erklärt, durch 
Hinterlegung von 1 053,40 Mark die Vollziehung des Arreſtes 
zu hemmen und die Aufhebung des vollzogenen Arreſtes zu 


beantragen. Dieſe 1 053,40 Mark hat Bekl. hinterlegt. Die 


Hauptſache ift bei dem Landgericht I in Berlin anhängig geworden. 
Kl. verlangte Zahlung von 1 023,40 Mark nebſt Zinſen, Bekl. 
Abweiſung der Klage und im Wege der Widerklage, daß Kl. in 
die Zurückzahlung der hinterlegten 1053,40 Mark nebſt Hinter⸗ 
legungszinſen willige. Das Landgericht hat die Klage in Höhe 
von 196,75 Mark (nebſt Zinſen) abgewieſen und die Kl. ver⸗ 
urtheilt, darin zu willigen, daß die hinterlegten 1 053,40 Mark 
in Höhe von 196,75 Mark nebſt Hinterlegungungszinſen zurück⸗ 
gezahlt würden. Ich Uebrigen wurde der Klage ſtattgegeben und 
die Widerklage abgewieſen. Bekl. legte Berufung ein und 
beantragte die Klage gänzlich abzuweiſen und vollſtändig der 
Widerklage gemäß zu erkennen, wogegen Kl. beantragte, die 
Berufung zurückzuweiſen, und der Berufung ſich anſchließend 
ferner verlangte, den Bekl. noch zur Zahlung von 56,05 Mark 
zu verurtheilen, in dieſer Höhe die Widerklage abzuweiſen und 
dem Bekl. die Koſten des Arreſtverfahrens aufzuerlegen. — 
Das Kammergericht hat durch Beſchluß vom 29. März 1897 
den Werth des Streitgegenſtandes der Berufungsinſtanz auf 
1 600 bis 2 100 Mark einſchließlich feſtgeſetzt, und hiergegen richtet 
ſich die vom Bekl. eingelegte Beſchwerde, in der er die Meinung 
vertritt, daß der Werth des Streitgenſtandes nicht höher als zu 
900 bis 1200 Mark angenommen werden könne. Dieſe 
Beſchwerde muß für begründet erachtet werden. Wie in I. J., 
fo betrafen auch in der Berufungsinſtanz die beiderſeits geſtellten 
Aniräge denſelben Streitgegenſtand, nämlich das Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen des von der Kl. erhobenen Anſpruchs. Soweit 
dieſer der Kl. zuerkannt wurde, erlangte ſie die Befugniß, ſich 
aus dem vom Bekl. hinterlegten Geldbetrage zu befriedigen; 
ſoweit der Anſpruch aberkannt wurde, wurde die geleiſtete 
Sicherheit frei. Dieſes Haften oder Freiwerden der Sicherheit 
bedingte aber nicht eine Erhöhung des Werths des Streitgegen⸗ 
ſtandes über den Betrag des Anſpruchs der Kl. hinaus; denn 
mehr als die Befriedigung ihres Anſpruchs erlangte die Kl. auf 
Grund eines obſieglichen Urtheils nicht, und umgekehrt der Bekl. 
durch ein ſeinen Anträgen entſprechendes Urtheil nicht mehr, 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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als daß ſein Vermögen unvermindert um den Betrag blieb, den 
die Kl. verlangte. In der Berufungsinſtanz war der Hauptanſpruch 
der Kl. ſtreitig in Höhe von 826,65 Mark + 56,05 Mark = 
882,70 Mark. Hinzu tritt der Anſpruch auf Erſtattung der 
nicht zu den Koſten des Hauptprozeſſes gehörenden und daher 
zu berückſichtigenden Koſten des Arreſtverfahrens, wegen deren in 
Höhe von 30 Mark der Arreſtbefehl erlaſſen und Sicherheit 
durch die Hinterlegung geleiſtet worden iſt. Danach fällt der 
Werth des Streitgegenſtandes der Berufungsinſtanz in die 
9. Werthklaſſe. I. C. S. i. S. Kätſcher, Krauſe u. Co. 
c. Joles vom 19. Mai 1897, B Nr. 36/97 J. 

2. Es kann mit dem O. L. G. dahingeſtellt bleiben, ob 
die Ausführungen deſſelben über ein der Kl. nach dem A. G. 
vom 21. Juli 1879 zuſtehendes Recht auf Anfechtung des 
Theilungsvertrages der Bekl. mit ihren Geſchwiſtern (wodurch 
die Bekl. ihren Antheil an Liegenſchaſten in Karlsruhe ihren 
Geſchwiſtern überließ) zur Begründung des Gerichtsſtandes nach 
§ 24 der C. P. O. für die vorliegende, auf ein Vollſtreckungs⸗ 
urtheil nach § 660 der C. P. O. gerichtete, Klage geeignet 
wären; denn in den weiteren, der Annahme des O. L. G. 
über das Vorhandenſein des in § 24 der C. P. O. bezeichneten 
Gerichtsſtandes zu Grunde liegenden, Ausführungen, welche 
in einem der Bekl. gegen ihre Geſchwiſter zuſtehenden Anſpruch 
auf Befreiung von einer Schuld der Bekl. an ihre erſtehelichen 
Kinder (nämlich von einem Ernährungs- und Erziehungsbeitrag 
für dieſe Kinder) Vermögen der Bekl. im Sinne des § 24 der 
C. P. O. erblicken, iſt eine Geſetzesverletzung nicht enthalten. 
In dieſer Hinſicht iſt zunächſt der Angriff des Vertreters der 
Bekl., Rkl., unbegründet, es könne überhaupt ein derartiger 
Anſpruch nicht als ein Vermögensbeſtandtheil im Sinne des 
§ 24 der C. P. O. betrachtet werden. Auch der Anſpruch auf 
Befreiung von einer Verbindlichkeit zur Zahlung von Geld- 
beträgen bildet an ſich einen Vermögens beſtandtheil, wie 
ſchon daraus erhellt, daß der Vermöͤgensſtand einer Perſon als 
ſolcher in ſeinem Betrage dadurch eine Erhöhung erfährt, daß 
eine gegen dieſelbe beſtehende Schuld wegfällt. Weiter aber 
ſchließt der Inhalt des erwähnten Anſpruchs, insbeſondere 
der Umſtand, daß hierbei eine Leiſtung an einen Dritten in 
Frage ſteht, nicht ſeine beſondere Charakteriſirung als Ver⸗ 
mögen im Sinne des § 24 der C. P. O. aus. Denn es 
iſt, wie in der Rechtſprechung des R. G. feſtſteht (vergl. na⸗ 
mentlich Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 4 S. 408/11 
und Bd. 16 S. 391/93) zur Unterordnung unter § 24 der 
C. P. O. nicht erforderlich, daß das Vermögen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zugänglich oder zur Befriedigung des klagenden 
Theils verwendbar iſt. Der Unterordnung eines Anſpruchs auf 
Befreiung von einer geldlichen Schuld der Bekl. an einen 
Dritten unter Vermögen im Sinne des § 24 der C. P. O. 
ſteht auch nicht etwa die, von dem Vertreter der Reviſion an- 
gerufene Betrachtung in dem reichsgerichtlichen Urtheil vom 
19. Oktober 1889 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 24 
S. 414/16) entgegen, es müſſe bei der Anwendung des § 24 
der C. P. O. die Grenze gezogen werden, daß der im Bezirke 
des als zuſtändig in Anſpruch genommenen Gerichts ſich vor⸗ 
findende Gegenſtand zufolge feiner naturgemäßen Be- 
ſtimmung als Vermögensbeſtandtheil erſcheine; denn dieſe Be⸗ 
trachtung wendet ſich nur gegen die Annahme, dem Anſpruch 
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auf Herausgabe der Handakten eines Anwalts wegen des 
etwaigen Makulaturwerths derſelben die Eigenſchaft eines 
Vermögensbeſtandtheils zu verleihen, berechtigt aber nicht zur 
Schlußfolgerung, daß der Anſpruch auf Befreiung von der 
Verbindlichkeit zur Zahlung von Geldbeträgen kein Vermögen 
im Sinne des § 24 der C. P. O. bilde. Verfehlt iſt auch 
der weitere zur Verneinung des Gerichtsſtandes des § 24 der 
C. P. O. erhobene Angriff des Vertreters der Reviſion, es ſei 
im konkreten Fall der Anſpruch der Bekl. auf Befreiung von 
der Schuld derſelben gegen ihre Kinder nur ein betagter und 
bedingter geweſen, da die Verpflichtung der Bekl. gegenüber 
ihren Kindern, welche auf vierteljährliche Bezahlung einer Rente 
gegangen ſei, ſelbſt nur betagt und dadurch, daß die Kinder 
den Verfalltag der Rente erleben, bedingt geweſen ſei. Dieſem 
Angriff ſteht Folgendes entgegen. Der für den Gerichtsſtand 
des § 24 in Betracht kommende Anſpruch der Bekl. gegen 
ihre Geſchwiſter auf Befreiung von einer Schuld der Bekl. 
an ihre Kinder war durchaus unbedingt. Allein auch wenn 
man die von dem Vertreter der Reviſion erörterte Natur des 
Anſpruchs dieſer Kinder gegen die Bekl. hereinzieht und hierbei 
unterſtellt, dieſer Anſpruch ſei ein betagter und bedingter 
geweſen, jo iſt dies bezüglich des $ 24 der C. P. O. völlig 
gleichgültig. Auch ein betagter und bedingter Anſpruch 
auf vermögensrechtliche Verpflichtungen iſt ein Vermögen 
(wie er beiſpielsweiſe durch Veräußerung ſofort auf eine be⸗ 
ſtimmte Summe realiſirt werden kann, und die Beſtimmungen 
über betagte und bedingte Forderungen im Konkursverfahren 
— 88 58 flg. der K. K. O. — zeigen) und iſt Vermögen im 
Sinne des § 24 der C. P. O., wobei wieder darauf hingewieſen 
wird, daß hierzu nicht die Zugänglichkeit des Vermögens zur 
Zwangsvollſtreckung erforderlich iſt. Hiernach bedarf es auch 
keiner Erörterung, ob das O. L. G. davon ausgegangen iſt, 
es ſei eine Kapitaliſirung der Rente bezüglich der Verpflichtung 
der Geſchwiſter der Bekl. zur Schuldbefreiung eingetreten. 
II. C. S. i. S. von Portenſchlag c. Schenker & Co. vom 
18. Mai 1897, Nr. 82/97 II. 

3. Es iſt dem L. G. darin beizuſtimmen, daß der fetzt 
noch ſtreitige Gebührenanſatz von 140 Mark für die Hinter⸗ 
legung der zur Herbeiführung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit 
des Urtheils beſtimmten Sicherheit von dem prozeß bevollmächtigten 
Anwalt I. J. nicht hätte liquidirt werden dürfen, Entſch. des 
R. G. Bd. 9 S. 331. Der Umſtand, der von dem O. L. G. für 
die von ihm gleichwohl bewilligte Anſetzung dieſer Gebühr ver⸗ 
werthet worden iſt, nämlich daß thatſächlich nicht der an ſich 
dafür zuſtändige Anwalt I. J. ſondern der Anwalt II. J. die 
Hinterlegung bewirkt und demgemäß die Gebühr liquidirt hat, 
iſt für die hier zur Entſcheidung ſtehenden Frage: ob der Bekl. 
zum Erſatz der Gebühr verpflichtet ſei, unerheblich. Der unter⸗ 
legene Bekl. hat nach § 87 der C. P. O. nur die zur zweck- 
entſprechenden Rechtsverfolgung nothwendigen Koſten zu erſtatten; 
die ſtreitige Gebühr war nicht nothwendig, da die Kl. ſie durch 
Beauftragung des Anwalts I. J. mit der Hinterlegung hätte 
vermeiden können. Demnach iſt der auf den Beſchwerdeführer 
(Einen von den drei Bekl.) verrechnete, vom L. G. geſtrichene 
Antheil der angefochtenen 140 Mark zu Unrecht vom O. L. G. 
wiederhergeſtellt werden. V. C. S. i. S. Fünfſtück c. Elektrizitäts⸗ 
A.-G. vom 15. Mai 1897, B Nr. 76/97 V. 
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4. Aufhebung des B. U. wegen fehlender Begründung. 
II. C. S. i. S. Goebbels c. Stadt Aachen vom 11. Mai 1897, 
Nr. 61/97 II — wegen Nichtbeachtung einer Zeugenausſage. 
IV. C. S. i. S. Eggert c. Landgemeinde Wernersdorf vom 
14. April 1897, Nr. 351/96 IV. | 

5. Was die beiden Ackergeſpanne anlangt, ſo hält der 
B. R. für erwieſen, daß die Pferde, welche die Knechte St. 
und K. am 22. Auguſt 1893 geführt hätten, dem Kl. auch 
übergeben worden ſeien, der Bekl. ſonach in dieſer Beziehung 
ſeine Vertragspflichten erfüllt habe. In II. J. hat der Kl. die 
Zeugenausſagen, worauf ſich dieſe Feſtſtellung gründet, unter 
eingehender Darlegung des Sachverhalts angefochten und theils 
direkten, theils indirekten Gegenbeweis angetreten. Der B. R. 
verwirft dieſe Beweisantretung mit folgender Ausführung: Der 
Kl. beſtreite, daß die in dem Verzeichniſſe Bes Bekl. (Bd. I 
Blatt 23) unter 5 bis 12 aufgeführten acht Pferde die Ge⸗ 
ſpanne von St. und K. gebildet hätten. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden hätte er die von ihm beanſpruchten acht Pferde näher 
bezeichnen müſſen .. Beim Mangel jeder ſolchen näheren 
Bezeichnung ſei weder die Fällung eines durch Zwangsvollſtreckung 
zu realiſirenden Urtheils auf Herausgabe, noch eine Beweis⸗ 
aufnahme über den Werth der Pferde möglich. Der B. R. 
hebt dann weiter hervor, daß er das Fragerecht ohne Erfolg 
ausgeübt habe. Mit Recht macht die Revifion hiergegen geltend, 
daß dieſe Ausführungen gegen den § 259 der C. P. O. ver⸗ 


ſtoßen. Die Beweisantretung verfolgt hier zwei Richtungen: 


der Kl. will darthun, daß die Zeugenausſagen unrichtig ſeien 
und die ihm übergebenen acht Pferde am 22. Auguſt 1893 
nicht auf dem Gute geweſen ſeien; er will aber auch weiter 
beweiſen, daß die Knechte St. und K. zu jener Zeit andere 
Pferde geführt hätten, die ſich damals im Beſitze des Bekl. be⸗ 
funden hätten. Damit ſind die beanſpruchten Pferde genügend 
beſtimmt. Sollte bei der Zwangsvollſtreckung darüber Streit 
entſtehen, ob der Bekl. jene Pferde noch jetzt im Beſitz habe, 
fo wird dieſe Frage durch Ableiſtung des Offenbarungseides 
zum Austrag zu bringen ſein. Ergiebt die Beweisaufnahme 
keinen Anhalt für die Ermittelung des eventuell geforderten 
Werthes, ſo kann dies nicht zur Abweiſung der Klage überhaupt, 
ſondern nur zur Abweiſung des auf Wertherſatz gerichteten 
Anſpruchs führen. Es folgt hieraus die Aufhebung des B. U., 
ſoweit es ſich auf die oben erwähnten beiden Geſpanne bezieht. 
V. C. S. i. S. Gorski c. Curtius vom 12. Mai 1897, 
Nr. 46/97 V. 

6. Das angefochtene Urtheil mußte ſchon deshalb auf⸗ 
gehoben werden, weil es, während es nach der Abſicht des B. G. 
offenbar als ein Zwiſchenurtheil nach Maßgabe des § 276 der 
C. P. O. erlaſſen ſein ſollte, als ſolches nach Lage der Sache 
nicht zuläſſig war. Von ſelbſt verſteht ſich andrerſeits, daß bei 
einer aus dieſem Grunde erfolgenden Aufhebung keinenfalls 
dem poſitiven Theile des Reviſionsantrages dahin entſprochen 
werden konnte, die Berufung des Kl. zurückzuweiſen, ſondern 
daß nur die Zurückverweiſung der Sache in die Berufungs⸗ 
inſtanz verfügt werden konnte. Das angefochtene Urtheil iſt 
äußerlich jedenfalls ein bedingtes Zwiſchenurtheil über den 
„Schadenserſatzanſpruch“ der Bekl. Dieſer Anſpruch nun iſt in 
dieſem Prozeſſe nur geltend gemacht worden als Grundlage 
einer Compenſationseinrede. Dies gilt ſowohl von der Klage, 
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als auch von der Widerklage. Geklagt iſt auf Zahlung einer 
Kaufgeldrate von 3 000 Mark nebſt Zinſen; einredeweiſe iſt 
eine angebliche Schadenserſatzforderung von 7 249,92 Mark 
geltend gemacht und in Höhe von 3 000 Mark zur Aufrechnung 
verwandt. Zugleich iſt von Seiten der Bekl. erklärt, daß die⸗ 
ſelbe Gegenforderung in Höhe von weiteren 2 000 Mark gegen 
die letzte, noch nicht miteingeklagte Kaufgeldrate von 2 000 Mark 
aufgerechnet werden ſolle, und daraufhin eine Widerklage auf 
die Feſtſtellung erhoben, daß dem Kl. auch ein weiterer Anſpruch 
von 2 000 Mark nebſt Zinſen aus dem fraglichen Kaufgeſchäfte 
nicht zuſtehe. Ohne Zweifel durfte nun ein Zwiſchenurtheil 
über die Compenſationseinrede ergehen, aber nur auf der Grund⸗ 
lage des § 275 der C. P. O., und ein ſolches Urtheil hätte 
ſich daun nicht auf den Grund des Gegenanſpruches beſchränken 
dürfen, ſondern geventuell zugleich auch entſcheiden müſſen, bis 
zu welchem Betrage derſelbe begründet ſei. Hätte das O. L. G. 
das vorliegende Zwiſchenurtheil auf Grund des § 275 erlaſſen 
wollen, ſo würde das letztere demnach gegen das Geſetz verſtoßen, 
andrerſeits freilich die Reviſion gegen dieſes Urtheil überhaupt 
unzuläſſig fein. Es iſt nun aber deutlich vom B. G. die Ab⸗ 
ſicht zu erkennen gegeben, ein Zwiſchenurtheil nach Maßgabe 
des § 276 der C. P. O. zu erlaſſen; denn es iſt nicht das 
„einzelne ſelbſtſtändige Vertheidigungsmittel“, die Einrede der 
Aufrechnung, als Gegenſtand der Entſcheidung bezeichnet, ſondern 
über den „Grund“ des „Anſpruches“ als ſolchen iſt „vorab“ 


verhandelt und entſchieden, nach der eigenen Ausdrucksweiſe des 


B. G. Dazu ſtimmt auch die Schlußbemerkung in den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen, welche erklären ſoll, weshalb auch für den 
Fall der Eidesleiſtung des Kl. noch nicht endgültig nach ſeinen 
Sachanträgen erkannt werden könne; denn eine ſolche Erklärung 
wäre bei einem nach Maßgabe von § 275 der C. P. O. er- 
laſſenen bedingten Zwiſchenurtheile von vornherein ganz ent» 
behrlich geweſen. 
ausgeführt worden, daß im $ 276 der C. P. O. unter „An⸗ 
ſpruch“ nur ein Klaganſpruch oder ein Widerklaganſpruch zu 
verſtehen iſt, daß insbeſondere ein Zwiſchenurtheil über den 
Grund eines nur zur Aufrechnung benutzten Anſpruches nach 
§ 276 nicht ergehen kann; vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen, Bd. 6 S. 421 ff. und Bd. 12 S. 363 f. Auf dieſe 
frühern Urtheile wird hier verwieſen. Im vorliegenden Falle 
tritt der begangene Verſtoß äußerlich noch beſonders darin hervor, 
daß nicht, wie es bei einem zuläſſiger Weiſe auf Grund des 
8 276 erlaſſenen bedingten Zwiſchenurtheile immer der Fall 
ſein muß, für den einen der beiden möglichen Fälle endgültig 
zu Gunſten der einen oder der andern Partei erkannt, ſondern 
nur der in Frage kommende „Anſpruch“ ſeinem Grunde nach 
für ungerechtfertigt erklärt iſt, was damit zuſammenhängt, daß 
nach der Auffaſſung des B. G. von Seiten der Bekl. nicht 
blos die Einrede der Aufrechnung mit einem Schadenserſatz— 
anſpruche, ſondern außerdem noch eine auf Gewährleiſtungspflicht 
des Kl. geſtützte Einrede vorgeſchützt iſt. VI. C. S. i. S. 
von Eicke . Jähnig vom 3. Mai 1897, Nr. 447/96 VI. 

7. Wenn der Rkl. geltend macht, daß die ganze Forde⸗ 
rung der Bekl. von dieſen ſchon in I. J. hätte verfolgt 
werden können, nämlich durch Kompenſationseinrede, ſoweit die 
Bekl. ſchon damals Zahlung an Franz R. geleiſtet hatten, und 
durch Widerklage, ſoweit ſie durch Hingabe erſt ſpäter eingelöſter 


Es iſt nun vom R. G. ſchon wiederholt 


Wechſel die Schuld des Kl. übernommen hatten, ſo ſcheitert 
dieſer Angriff daran, daß das Geſetz, indem es neue Anſprüche 
zum Zwecke der Kompenſation dann zuläßt, wenn dieſelben 
in I. J. nicht geltend gemacht werden konnten, nur die Mög⸗ 
lichkeit der Geltendmachung dieſer Anſprüche zur Kompen- 
ſation vor Augen hat. Konnten die Bekl. ihren Anſpruch gegen 
den Kl. in I. J. nicht zur Kompenſation verwenden, ſoweit er 


nur auf Befreiung von der übernommenen Schuld, nicht aber 


auf Zahlung einer Geldſumme ging, und deshalb mit der Klage⸗ 
forderung nicht gleichartig war, ſo iſt die Zulaſſung der auf die 
ſpäter geleiſteten Zahlungen geſtützten Kompenſationseinrede in 
der Berufungsinſtanz nicht aus dem Grunde zu verſagen, weil 
der Anſpruch auf Befreiung in der I. J. durch Widerklage 
hätte verfolgt werden können. Dies folgt aus der zu Gunſten 
der Erhebung von Anſprüchen, mit denen kompenſirt 
werden ſoll, gemachten Ausnahme. Es kommt jedoch hierauf 
nicht an, da die auf die Kompenſation der ganzen Forderung 
bezüglichen Erwägungen des B. G. zu billigen ſind. Die un⸗ 
verſchuldete Unkenntniß von dem Beſtehen einer zur Kompen⸗ 
ſation geeigneten Forderung reicht hin, die Ausnahme des § 491 
Abſ. 2 der C. P. O. zu begründen. I. C. S. i. S. Rudolph 
c. Lange vom 5. Mai 1897, Nr. 434/96 J. 

8. Aufhebung des B. U. wegen Verletzung von § 528 
C. P. O. VI. C. S. i. S. Scheel c. Rüde vom 29. April 
1897, Nr. 442/96 VI. 

9. Verwerfung einer Beſchwerde als unzuläſſig: In der 
Erwägung, daß der Anwalt der Kl. in I. J., Rechtsanwalt 
Dr. A., unterm 25. März 1897 bei dem Kammergericht beantragt 
hat, das Urtheil des L. G. J in Berlin vom 15. Dezember 1896 
mit dem Zeugniſſe der Rechtskraft zu verſehen und dieſen Antrag, 
falls die Gerichtsſchreiberei ihn ablehnen ſollte, als Beſchwerde 
dem Senate vorzulegen, daß der VII. C. S. des Kammergerichts 
zu Berlin durch Beſchluß vom 31. März l. J. dieſes Geſuch 
zurückgewieſen und Rechtsanwalt Dr. A. Namens der Kl. gegen 
dieſen Beſchluß mittels Einreichung einer Beſchwerdeſchrift vom 
20. pr. 21. April l. J. Beſchwerde eingelegt hat, in der weiteren Er⸗ 
wägung, daß die Nachprüfung der Entſcheidungen des Prozeßgerichts 
im Sinne des $ 539 der C. P. O. dem Anwaltszwange unter⸗ 
worfen iſt (vergl. Wilmowski⸗Levy, C. P. O. VII. Aufl. II. Bd. 
S. 811 Note 3), die Beſchwerde demnach von einem Rechts- 
anwalt unterzeichnet ſein muß, der bei dem Gerichte, bei welchem 
die Beſchwerde eingelegt wird, zugelaſſen ift, (vergl. Wilmowski⸗ 
Levy C. P. O. Bd. II S. 806). VI. C. S. i. S. Tornow 
c. Bernſtein u. Zeidler vom 6. Mai 1897, B Nr. 94/97 VI. 

10. Rkl. greift das B. U. deshalb an, weil daſſelbe den 
Eventualantrag auf Verurtheilung der Bekl. zur Ernennung 
eines Sachverſtändigen zurückgewieſen und hierdurch den § 702 
Nr. 1 der C. P. O. verletzt habe. Dieſer Angriff entbehrt der 
Begründung. Der Wortlaut des 8 702 Nr. 1 der C. P. O. 
ſpricht nicht für die Anſicht der Rkl., daß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus einem gerichtlichen Vergleiche nur für den ver⸗ 
gleichsweiſe ganz oder zum Theile anerkannten Anſpruch des 
anhängig geweſenen Rechtsſtreites oder einer dafür bedungenen 
Gegenleiſtung ſtattfinden könne, vielmehr gewährt er die Zwangs⸗ 
vollſtreckung ganz allgemein aus Vergleichen, welche nach 
Erhebung der Klage zur Beilegung des Rechtsſtreites ſeinem 
ganzen Umfange nach oder in Betreff eines Theiles des Streit⸗ 


325 


gegenftandes vor einem deutſchen Gerichte abgeſchloſſen find. 
Es gehört zur Vorausſetzung eines Vergleiches im Sinne 
des 8 702 Nr. 1 der C. P. O., daß ein anhängiger Prozeß 
durch den Vergleich ganz oder theilweiſe erledigt werden ſoll, es 
ſchließt das aber nicht aus und ſteht der Vollſtreckbarkeit nicht 
entgegen, daß auch noch Anderes durch den Vergleich geregelt 
wird, und daß auch dieſe andern Abmachungen durch Zwangs- 
vollſtreckung verwirklicht werden können, ſofern ſie nur dazu 
geeignet find. Die engere Auslegung der RE. würde die Abſicht 
des Geſetzes, die Abſchließung von Vergleichen zu erleichtern, 
vereiteln. Daß aber an ſich die Ernennung eines Sach— 
verſtändigen im Wege der Vorſchriften der C. P. O. über 
die Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen §§ 773 
und 774 erzwungen werden kann, iſt nicht zu bezweifeln. Mit 
Uurecht beruft ſich die RE. zur Unterſtützung ihrer Anſicht auf 
eine Entſcheidung des V. Senats des R. G. vom 1. November 
1893, da dieſe Entſcheidung einen anders gearteten Fall betrifft. Die 
Kl. beſitzt in dem Vergleiche vom 27. April 1893 einen Titel, um 
im Wege der Zwangsvollſtreckung die Bekl. zur Ernennung eines 
Sachverſtändigen zu zwingen, fie hat, wie in dem B. U. feſt⸗ 
geſtellt iſt, nicht einmal behauptet, daß fie ein beſonderes Intereſſe 
an der nochmaligen Erlangung eines zur Zwangssollſtreckung 
geeigneten Titels habe; es hat daher das O. L. G. ohne Ge⸗ 
ſetzesverletzung den Eventualantrag der Kl. als unzuläſſig zurück⸗ 
gewieſen. Wenn die Rkl. ſchließlich noch auszuführen ſucht, daß 
dieſe Entſch. die widerſinnige Folge habe, daß der Vergleich die 
Parteien ſchlechter ſtellen würde, als wenn ſie „das Kompromiß“ 
vor Erhebung einer Klage geſchloſſen hätten, fo überfieht fie, 
daß ja die Parteien keinen Schiedsvertrag (Kompromiß) ge⸗ 
ſchloſſen haben, wobei $ 855 Abſ. 2 der C. P. O. zur An⸗ 
wendung käme, und daß, wenn ihrem Eventualantrage ſtatt⸗ 
gegeben würde, doch das Urtheil genau in derſelben Weiſe zur 
Zwangsvollſtreckung gelangen müßte, wie dieſes jetzt bei dem 
gerichtlichen Vergleiche der Fall iſt. II. C. S. i. S. Gräfin 
v. Anſembourg 6. Gewerkſchaft Glückauf vom 11. Mai 1897, 
Nr. 88/97 II. 

| 11. Der Angriff beruht auf einer Verkennung des Weſens 
der einſtweiligen Verfügung. Dieſe enthält eine vorläufige An⸗ 
ordnung, keine endgültige Entſcheidung, die dem Urtheil in der 
Hauptſache präjudizirte. Dem entſpricht es, daß das Geſetz 
nur Glaubhaftmachung des Anſpruchs erfordert. Dieſem Er⸗ 
forderniß aber iſt genügt, wenn der erhobene Anſpruch nur 
wahrſcheinlich gemacht wird, und dies gilt nicht blos hin⸗ 
ſichtlich der Thatſachen, auf die der Anſpruch geſtützt wird, 
ſondern auch hinſichtlich des Rechtsſatzes, unter den die That⸗ 
ſachen zu ſubſumiren find. Es kann daher ein Auſpruch, der 
auf einem zweifelhaften Rechtsſatze beruht, als glaubhaft gemacht 
angeſehen werden, wenn die Möglichkeit vorliegt, daß die Rechts⸗ 
frage zu Gunſten des Kl. werde beantwortet werden. — Die 
vorliegende Entſcheidung des B. R. ſteht in Einklang mit den 
Urtheilen des R. G. vom 28. Februar 1884 und des vor⸗ 
maligen preußiſchen Obertribunals vom 16. März 1866 (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 11 S. 258 und Striethorſt Archiv Bd. 62 
©. 236), worin ausgeſprochen iſt, daß der Erwerb des in 
einem wechſelſeitigen Teſtamente von beiden Eheleuten gemein⸗ 
ſchaftlich ausgeſetzten Vermächtniſſes ſchon mit dem Tode des 
erſtverſtorbenen Ehegatten eingetreten ſei, vorausgeſetzt, daß der 


überlebende Ehegatte die Erbſchaft aus dem Teſtamente an⸗ 


getreten habe. Dieſer Satz mag in rechtlicher Beziehung vielleicht 


nicht unanfechtbar ſein; aber die Bedenken ſind nicht ſo zwingend, 
daß den Kl. darum der Schutz der einſtweiligen Verfügung 
zu verſagen wäre. V. C. S. i. S. Köhler u. Gen. C. Köhler 
vom 15. Mai 1897, Nr. 385/96 V. 

12. In rechtlicher Beziehung beruht die Entſcheidung des 
B. G. auf Anwendung des § 867 Abſ. 1 Nr. 1 der C. P. O., 
welcher im Anſchluß an die in dem Urtheile dieſes Senats 
Entſch. Bd. 24 S. 397 entwickelte Anſicht auch von dem Falle 
verſtanden wird, daß der Schiedsſpruch unter Nichtbeachtung 
weſentlicher, von den Parteien vereinbarter Beſtimmungen über 
das Verfahren erlaſſen worden iſt. Von dieſem Grundſatze 
abzugehen, beſteht keine Veranlaſſung. II. C. S. i. S. Wind⸗ 
müller & Co. c. Breuer vom 18. Mai 1897, Nr. 80/97 II. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

13. Das angegriffene Urtheil ſtellt feſt, daß die Kl. für 
ihre Forderungen, wegen deren ſie Anfechtungsklage erhoben 
haben, vollſtreckbare Schuldtitel erlangt, durch Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen in das Vermögen ihres Schuldners D. Befriedigung 
nicht gefunden und die Anfechtungsklage binnen der Friſt des 
§ 32 des A. G. erhoben haben; es erachtet die Pfand⸗ 
beſtellung des Schuldners D. an die Bekl., ſeine Schwägerin, 
vom 15. November 1893 für einen entgeltlichen Vertrag 
im Sinne dieſes Geſetzes, welcher die Kl. als Gläubiger des D. 
benachtheilige, und auf welchen die Bekl. einen Rechts⸗ 
anſpruch nicht gehabt habe. Dieſe Feſtſtellungen laſſen eine 
Geſetzesverletzung nicht erkennen, wie ſolches bereits in dem 
Urtheile des früher zuſtändigen VI. C. S. des R. G. vom 
22. Oktober 1896 ausgeführt iſt. Dieſes Urtheil hat das da⸗ 
mals angefochtene Urtheil des O. L. G. nur aus dem Grunde 
aufgehoben, weil es eine Feſtſtellung darüber vermißte, ob die 
Schuld des D. an die Bekl. zur Zeit der Pfandbeſtellung vom 
15. November 1893 fällig geweſen iſt; „denn die Präſumtion 
des § 32 des A. G. ſei nicht anwendbar, wenn die Forderung 
damals fällig geweſen wäre.“ Ob dieſer Anſchauung bei⸗ 
zutreten iſt, muß unerörtert bleiben, weil dieſe Beurtheilung 
nach § 528 Abſ. 2 der C. P. O. für den vorliegenden Fall 
als bindend anzuſehen iſt. Das O. L. G. hat in dem an⸗ 
gefochtenen Urtheile vom 8. Februar 1897 die Frage der 
Fälligkeit der von der Bekl. gegebenen Darlehn dahin be⸗ 
antwortet, daß dieſelben zur Zeit der Pfandbeſtellung noch 
nicht fällig geweſen ſeien. Es entnimmt dieſes aus der that⸗ 


ſächlichen Feſtſtellung, daß nach der eigenen Erklärung der Bekl. 


zwiſchen ihr und den Eheleuten D. bei Hingabe der Darlehn 
nur mündlich verabredet worden iſt, daß die Rückzahlung 
nach Beendigung des Baues erfolgen ſolle, eine ſolche münd⸗ 
liche Verabredung aber nach § 729 Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R. 
unwirkſam ſei, und daß eine Kündigung der Darlehn zum 
15. November 1893 nicht ſtattgefunden hat, §S 761 J. e. Es 
iſt ſodann auf Grund der Erwägung, daß für die Bekl. kein 
Recht auf die Eintragung beſtanden habe und unter Be⸗ 
rückſichtigung der Art und Weiſe, wie D. Schulden aufgenommen 
habe, ſeines Verhaltens und der von ſeiner Ehefrau gemachten 
Aeußerungen zu der Ueberzeugung gelangt, daß D. die Kl. habe 
benachtheiligen wollen, und daß die Bekl. nach ihrem Verhalten 
der Theilnahme an dieſer frauduloſen Benachtheiligung fähig, 
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jedenfalls der ihr nach $ 32 des A. G. vorbehaltene Gegen- 


beweis nicht erbracht ſei, und hat demnach die Anfechtung 
der Kl. für begründet erachtet. Dieſe Ausführungen des B. R. 
erſcheinen vom Geſichtspunkte der Reviſion aus einwandfrei. 
Aus der Begründung der in dieſer Beziehung maßgebenden 
reichsgerichtlichen Entſcheidung vom 22. Oktober 1896, namentlich 
aus dem Satze: „Anerkannt iſt nun in der Rechtſprechung, daß 
außerhalb des Konkurſes jeder Gläubiger ſeine Rechte ohne 
Rückſicht auf die Intereſſen anderer Gläubiger verfolgen kann 
und daher die Anfechtung einer Rechtshandlung, durch welche 
der Schuldner einem Gläubiger Befriedigung oder Sicherung 
wegen einer fälligen Schuld gewährt, ꝛc.“ ergiebt ſich, daß 
unter einer fälligen Forderung jenes Urtheil nur eine ein⸗ 
klagbare Forderung verſteht. Es kommt daher nicht darauf 
an, ob ungeachtet des Mangels der Schriftform für die Ver⸗ 
einbarung, daß die Darlehn nach Fertigſtellung des Baues 
zurückzahlbar ſein ſollten, nach den Vorſchriften des Pr. A. L. R. 
noch eine natürliche Verbindlichkeit beſtand, und bedarf es 
eines näheren Eingehens auf den jetzt in dieſer Beziehung an 
erſter Stelle geltend gemachten Reviſionsgrund nicht. II. C. S. 
i. S. Budnarowski c. Duſcha vom 14. Mai 1897, Nr. N II. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

14. Die Bedeutung der vom 9. Mai 1897 datirten Ein⸗ 
gabe der Bekl. für die Thätigkeit des R. G. kannte nur darin 
gefunden werden, daß damit von ihr eine Erinnerung im Sinne 
des § 4 des G. K. G. erhoben ſein ſollte gegen die auf ihren 
Namen ausgeſtellte Gebührenvorſchußrechnung vom 28. April 
1897, inſofern ſie geltend machen wollte, daß in der Rechnung 
nicht ſie ſelbſt ſondern ihr Ehemann als Schuldner hätte be⸗ 
zeichnet werden ſollen. Dieſe Erinnerung entbehrte aber jeden 
Grundes, da nach § 81 Abſ. 1 des G. K. G fie ſelbſt, als 
Antragſtellerin dieſer Inſtanz Schuldnerin dieſes Vorſchuſſes iſt. 
Ganz entſprechend hat das R. G. ſchon in der Beſchwerdeſache 
IIIa 8/86 entſchieden, und in der Beſchwerdeſache VI 90/89 iſt 
ausgeſprochen worden, daß, ſelbſt wenn nach Hamburgiſchem Rechte 
auch der Ehemann Schuldner der von ſeiner Frau geſchuldeten 
Gerichtskoſten ſein ſollte, ſich daraus doch nie ein Recht der 
letztern ergeben würde, die Haftung ihrerſeits abzulehnen und 
die Gerichtskaſſe an ihren Mann zu verweiſen. VI. C. S. i. S. 

Röhr c. Röhr vom 17. Mai 1897, B Nr. 106/97 VI. 

| 15. Die Bekl. hatten gegen das i in II. J. ergangene Urtheil 
vom 6. Dezember 1894 Reviſion eingelegt; das hiernach auf 
ihrem Antrage beruhende Reviſionsverfahren iſt durch das Urtheil 
vom 29. April 1895 beendet worden und zwar ohne daß darin 
über die Koſten des Reviſionsverfahrens entſchieden worden wäre. 
Mit der Verkündung dieſes Urtheils wurden jedoch die Koſten 
der Reviſtonsinſtanz fällig (G. K. G. § 93) und wurden dieſelben 
in Ermangelung eines anderen Schuldners von den Bekl. als 
den Antragſtellern geſchuldet. (Angezog. Geſetz § 89.) Sind, 
wie die Bekl. behaupten, dieſe Koſten inzwiſchen durch rechts- 
kräftiges Urtheil des O. L. G. der Kl. auferlegt, ſo ändert dies 
an der Koſtenpflicht der Bekl. nichts, vielmehr hat nur die 
Staatskaſſe in der Perſon der Kl. eine weitere Schuldnerin 
erlangt. Ebenſowenig vermag an der Verpflichtung der Bekl. 
zur Bezahlung der Koſten der Umſtand etwas zu ändern, daß 
die Kl. das Armenrecht erlangt hatte. Vergl. Entſch des R. G. 
in Civilſachen Bd. 24 S. 435 ff. Die Koſten, auf welche 


ſich die Erinnerung bezieht, ſind hiernach mit Recht den Bekl. 
abgefordert worden. VI. C. S. i. S. Senff c. Geikowski vom 
17. Mai 1897, Nr. 21/95 VI. f 

II. Das Handelsrecht. 

16. Daß bei ſuccſiveſen Lieferungsverträgen der bezüglich 
einer Rate eingetretene Verzug des Käufers den Verkäufer zum 
Rücktritt wegen der ſämmtlichen noch reſtirenden Raten berechtigt, 
iſt in der Rechtſprechung anerkannt. (Staub. Kommentar zum 
H. G. B. III. und IV. Auflage S. 890 § 14.) VI. C. S. 
i. S. Lewin c. Sileſia vom 12. April 1897, Nr. 424/96 VI. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Unfallverſicherungsgeſetz. 

17. In vorderſter Reihe kommt in Betracht, daß für 
einen an ſich vor dem Civilrichter auszutragenden Anſpruch im 
Zweifel auch die einzelnen Grundlagen dieſes Anſpruchs in dem 
bezüglichen Rechtsſtreit zwiſchen den Parteien zu erörtern und 
durch den Civilrichter feſtzuſtellen ſind. Abweichungen von 
dieſem Grundſatze für den einzelnen Fall ſind daher nur da 
anzunehmen, wo ein klarer beſonderer Ausſpruch in einem 
Geſetze oder das ganze Syſtem eines ſolchen hierzu berechtigt. 
Dieſe Vorausſetzung fehlt jedoch für den vorliegenden Fall. 
Zunächſt nöthigt zu einer Abweichung von dem eben bezeichneten 
Grundſatze in dem von dem Vertreter der Reviſion vertheidigten 
Sinne nicht die Ausdrucksweiſe in § 96 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes „diejenigen Betriebsunternehmer ... haften für alle 
Aufwendungen, welche in Folge des Unfalls auf Grund dieſes 
Geſetzes oder des Geſetzes, betreffend die Krankenverſicherung 
der Arbeiter, vom 15. Juni 1883 (R. Geſ. Bl. S. 73) von 
den Genoſſenſchaften oder Krankenkaſſen gemacht worden 
ſind.“ Bei dieſer Beſtimmung iſt vielmehr, wie bereits das 
O. L. G. ausgeführt hat, das entſcheidende Gewicht auf die 
Worte „auf Grund dieſes Geſetzes oder des Geſetzes, betreffend 
die Krankenverſicherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883“ zu 
legen, welche erkenntlich machen, daß die in § 96 des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes feſtgeſetzte Haftung nur für ſolche Auf 
wendungen eintritt, zu welchen die Genoſſenſchaften oder Kranken⸗ 
kaſſen nach dem Unfallverſicherungsgeſetze, beziehungsweiſe dem 
Geſetze vom 15. Juni 1883, verpflichtet waren. Zu der. 
von dem Vertreter der Reviſion vertheidigten Anſchauung nöthigen 
ferner nicht die Motive zu § 96 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
(§ 93 des Entwurfs dieſes Geſetzes). Die bezüglichen Motive 
beſagen: „Die zweite Ausnahme von der Regel wird durch § 93 
ſtatuirt. Hiernach ſoll der Betriebsunternehmer gegenüber den 
Genoſſenſchaften und Krankenkaſſen, zu denen auch die Gemeinde⸗ 
krankenverſicherung gehört (vergl. oben zu §§ 78 — 81) für 
alle Aufwendungen, welche ſie in Folge eines Unfalls zu machen 
verpflichtet waren, regreßpflichtig ſein, wenn durch ſtrafgericht⸗ 
liches Urtheil feſtgeſtellt worden iſt, daß er den Unfall vorſätzlich 
oder durch Fahrläſſigkeit mit Außerachtlaſſung derjenigen Auf⸗ 
merkſamkeit, zu welcher er vermöge ſeines Amtes, Berufes oder 
Gewerbes beſonders verpflichtet iſt (vergl. §§ 222 und 230 
des Str. G. B.) herbeigeführt hat. Liegt ein ſolches ftraf- 
gerichtliches Urtheil vor, ſo iſt damit ein erkennbares Kriterium 
für die Regreßpflicht des Betriebsunternehmers gegeben. Das 
„grobe Verſchulden“, welches nach der früheren Vorlage dieſe 
Regreßpflicht begründen ſollte, iſt ein unſicherer Rechtsbegriff; 


das Vorhandenſein des groben Verſchuldens würde im Wege 
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des Prozeſſes jedesmal erſt dargethan werden müſſen. Nach den 
Beſtimmungen des Entwurfs dagegen werden die Civilprozeſſe 
über die Regreßpflicht als ſolche abgeſchnitten, indem die 
Entſcheidung der Regreßfrage, vorbehaltlich eines nachfolgenden 
Civilprozeſſes über die Höhe des Schadenserſatzes, durch 
die Feſtſtellungen des Strafgerichts unmittelbar getroffen wird.“ 
Es berechtigt der in dieſen Motiven zum Ausdruck gebrachte 
Umſtand, daß rückſichtlich der ſubjektiven Vorausſetzungen für 
die in § 96 des Unfallverſicherungsgeſetzes feſtgeſetzte Regreß⸗ 
pflicht der hierin bezeichneten Perſonen das gegen dieſelbe er⸗ 
gangene Strafurtheil die erſchöpfende Grundlage bildet, in keiner 


Weiſe zu der von der Normirung der bezeichneten Tragweite 


des Strafurtheils völlig verſchiedenen, die Tragweite der Ent⸗ 
ſcheidungen der Verſicherungsinſtanzen betreffenden, Schluß⸗ 
folgerung, es ſtehe bezüglich der Regreßpflicht durch die nach 
§ 51 fig. des Unfallverſicherungsgeſetzes erfolgte Feſtſtellung der 
Eniſchädigungspflicht der Berufsgenoſſenſchaft für den Civilrichter 
bindend feſt, daß und wie viel die Genoſſenſchaft dem Be⸗ 
ſchädigten zu zahlen habe. Umgekehrt ergeben die angeführten 
Motive einen Anhalt dafür, daß dem Richter in dieſer Hinſicht 
das Recht der Nachprüfung gegeben ſei. Zwar hat der Ver⸗ 
treter der Reviſion geltend gemacht: auch bei der von ihm 
vertheidigten, eine civilrichterliche Nachprüfung der bezeichneten, 
von den Verſicherungsinſtanzen erfolgten Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchdigungspflicht der Berufsgenoſſenſchaft ausſchließenden, Aus- 
legung des $ 96 des Unfallverſicherungsgeſetzes habe der Civil⸗ 
richter über die „Höhe des Schadendserſatzes“ zu entſcheiden; er 
habe nämlich darüber zu befinden, auf welchen Betrag die von 
der Genoſſenſchaft zu leiſtende Entſchädigung nach Maßgabe 
der 59 51 flg. des Unfallverſicherungsgeſetzes feftgeftellt worden 
ſei, worüber gleichfalls Streit beſtehen könne, und er habe 
ferner über die Schadenshöhe inſofern zu entſcheiden, als er, 
wenn die Genoſſenſchaft nach Abſ. 3 des § 96 des Unfall- 
verſicherungsgeſetzes die Vergütung des Kapitalwerths der Rente 
beanſpruche, dieſen Kapitalwerth zu beſtimmen habe. Allein es 
iſt offenſichtlich, daß, wenn die angeführten Motive von einem 
dem Strafurtheil „nachfolgenden Civilprozeſſe über die Höhe 
des Schadenzerſatzes“ ſprechen, fie damit nicht eine bloße civil⸗ 
richterliche Feſtſtellung in den zwei von dem Vertreter der Re⸗ 
viſton erwähnten Punkten gemeint haben. Weiter kann auch 
für die von dem Vertreter der Reviſion vertheidigte Anſchauung 
kein Beweisgrund entnommen werden aus der Stelle der Mo⸗ 
tive zu dem, die Haftung Dritter, in den 88 95 und 96 nicht 
bezeichneter Perſonen betreffenden, § 98 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes (§ 95 des Entwurfs dieſes Geſetzes). Selbſtverſtändlich 
hat die Forderung des Entſchädigungsberechtigten gegen den 
Dritten inſoweit auf die Genoſſenſchaft überzugehen, als der 
Entſchädigungsberechtigte auf Grund der 88 5 und 6 von der 
Genoſſenſchaft Leiſtungen empfängt. Denn wenn man auch 
unter der Annahme, es habe das Geſetz die Aufgabe des Civil⸗ 
richters hinſichtlich der Prüfung der Feſtſtellung der Verficherungs- 
inſtanzen über die von der Berufsgenoſſenſchaft zu machenden 
Leiſtungen in den Fällen der 88 95 und 98 des Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetzes in gleicher Weiſe beſtimmen wollen, für die 
Auslegung des § 95 des Unfallverſicherungsgeſetzes die erwähnte 
Stelle der Motive zu § 98 deſſelben berückſichtigt, fo kommt 
in Betracht, daß mit den Worten „von der Genoſſenſchaft 


Leiſtungen empfängt“ die Frage, welche Aufgabe dem Civil⸗ 
richter in der vorhin angegebenen Hinſicht zukomme, nicht ent⸗ 
ſchieden, ſondern nur im Allgemeinen der Umfang, beziehungs⸗ 
weiſe die Schranke, bezeichnet werden will, über welche der An- 
ſpruch der Berufsgenoſſenſchaft gegen Dritte im Falle des § 98 
des Unfallverſicherungsgeſetzes nicht hinausgehe. Die im § 98 
des Unfallverſicherungsgeſetzes ſelbſt gewählten Worte: „Jedoch 
geht die Forderung der Entſchädigungsberechtigten an den Dritten 
auf die Genoſſenſchaft inſoweit über, als die Verpflichtung der 
letzteren zur Entſchädigung durch dieſes Geſetz begründet 
iſt“ ſprechen aber ihrerſeits für ein dem Civilrichter in der 
angegebenen Hinſicht zukommendes Recht der Nachprüfung. 
Für das erwähnte dem Civilrichter im Falle eines nach § 96 
des Unfallverſicherungsgeſetzes erhobenen Regreßanſpruchs zu⸗ 
ſtehende Recht der Nachprüfung ſpricht ferner in entſcheidender 
Weiſe folgende Betrachtung. Zwar wird nach § 54 des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes dem Betriebsunternehmer Gelegenheit zur 
Theilnahme an der Unterſuchung der Ortspolizeibehörde nach 
§ 53 des Unfallverſicherungsgeſetzes über die in § 53 bezeich⸗ 
neten Punkte gegeben; dagegen finden die in 88 57 — 63 des 
Unfallverſicherungsgeſetzes — welches Vorſchriften nach Art der 
$$ 69 — 71 der C. P. O. nicht enthält — vorgefehenen Ent: 


ſcheidungen durchaus ohne Zuziehung des Betriebsunternehmers 


und der ſonſtigen in § 96 des Unfallverſicherungsgeſetzes als 
haftbar bezeichneten Perſonen ſtatt, und ſtehen denſelben ins⸗ 
beſondere die in 88 62 und 63 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
gegebenen Rechtsmittel nicht zu; es iſt ferner das Verfahren 
für die in $ 57 des Unfallverſicherungsgeſetzes vorgeſehene 
Feſtſtellung der Entſchädigung ein im Verhältniß zu dem 
Verfahren vor dem Civilrichter ſummariſches. Unter dieſen 


Umſtänden kann es nicht als der Wille des Geſetzes erachtet 


werden, es ſeien bezüglich des in § 96 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes feſtgeſetzten Regreßanſpruchs die nach §8 51 flg. des 
Unfallverſicherungsgeſetzes erfolgten Entſcheidungen über die 
Entſchaͤdigungspflicht bindend für den Civilrichter. Andernfalls 
würde man bei einer Gleichſtellung der 88 95 und 98 des 
Unfallverſicherungsgeſetzes auch in dem, die Haftung dritter, in 
den $$ 95 und 96 nicht bezeichneter Perſonen betreffenden, 
Falle des § 98 des Unfallverſicherungsgeſetzes zu dem hier 
ebenfalls unannehmbaren Ergebniſſe gelangen, es ſeien in einem 
nach § 98 des Unfallverſicherungsgeſetzes geführten Rechtsſtreite 
die nach 58 51 flg. des Unfallverſicherungsgeſetzes erfolgten Ent ⸗ 
ſcheidungen bindend für den Civilrichter. Auch die Aufſtellung, 
es ſprächen „Zweckmäßigkeitsgründe“ — nämlich der Umſtand, 
daß der Civilprozeß über den Regreßanſpruch ſich regelmäßig in 
einem viel ſpäteren, den Beweis vor dem Civilrichter erſchwerenden 
Zeitpunkte abſpiele, als die Feſtſtellung nach 58 51 flg. des 
Unfallverſicherungsgeſetzes — für die von dem Vertreter der 
Reviſion vertheidigte Anſchauung, kann gegenüber den obigen 
Erörterungen nicht dazu führen, die von demſelben vertheidigte 
Abweichung von allgemeinen Rechtsgrundſätzen als von dem Geſetze 
gewollt zu erachten. II. C. S. i. S. Südweſtliche Baugewerks⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft c. Rittler vom 7. Mai 1897, Nr. 62/97 II. 

Zum Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett— 
bewerbs. | 

18. Die Angriffe der Reviſion können nicht als zutreffend 
anerkannt werden. Unter Bezugnahme auf die Entſcheidungs⸗ 
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gründe des landgerichtlichen Urtheils wird geltend gemacht, das 
B. G. verſtoße dadurch gegen den § 1 des R. Geſ., daß es 
nur die einzelnen in den Annoncen 2c. enthaltenen thatſächlichen 
Angaben auf ihre Richtigkeit prüfe, während es nach dem 
Geſetze darauf ankomme, ob durch die Geſammtheit dieſer 
Angaben und die Art und Weiſe, wie ſie in den Veröffent⸗ 
lichungen abgedruckt ſeien, gewiſſermaßen in indirekter Weiſe 
eine unter das Geſetz fallende unrichtige Angabe dargeſtellt 
werde, und zwar im vorliegenden Falle die unwahre Angabe 
über Anlaß und Zweck des Verkaufes, daß nämlich ein Total⸗ 
ausverkauf des geſammten Waarenlagers ftattfinden ſolle. Die 
Beurtheilung des B. G. unterſcheidet ſich von derjenigen des 
Gerichtes I. J. jedoch im Weſentlichen in der Beweiswürdigung. 
Das B. G. geht mit Recht davon aus, daß von Demjenigen, 
der unter Berufung darauf, daß ihm der im Geſetz gegebene 
Anſpruch zuſtehe, den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung nach 
8 3 des Geſetzes beantrage, der Anſpruch als Grundlage einer 
ſolchen nach Maßgabe der Beſtimmungen der C. P. O. glaubhaft 
gemacht werden müſſe (Motive zu dem R. Geſ. vom 27. Mai 
1896 S. 13 in den Materialien des Geſetzes). Von dieſem 
Standpunkte aus prüft es die weſentlichen Behauptungen des 
Antragſtellers und die ſämmtlichen in den ſpäteren, die Be⸗ 
ſchränkung auf die vor dem 15. September 1896 bezogenen 
Waaren enthaltenden Bekanntmachungen x. aufgenommenen 
thatſächlichen Angaben, und gelangt zu der Anſicht, daß dieſe 
Bekanntmachungen unrichtige Angaben, welche geeignet 
wären, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes 
hervorzurufen, überhaupt nicht enthalten. In einem Punkte 
allerdings weicht anſcheinend das B. G. prinzipiell von dem 
Gerichte I. J. ab. Dieſes hält augenſcheinlich ſchon den Aus⸗ 
druck „Totalausverkauf“ (trotz jener Beſchränkung) für thatſächlich 
urrichtig und irreführend, weil hierunter nur die Räumung des 
geſammten Waarenlagers ohne Ausnahme aus beſtimmten 
Gründen verſtanden werde. Das B. G. aber iſt der Anſicht, 
daß der Ausdruck „Totalausverkauf“ (oder „gänzlicher Aus⸗ 
verkauf“) eine Tautologie enthalte. Dies könnte für ſich allein 
bedenklich erſcheinen. Allein einerſeits verkennt das B. G. nicht, 
daß das R. Geſ. vom 27. Mai 1896 hauptſächlich auch zum 
Schutze gegen ſchwindelhafte Ausverkäufe erlaſſen iſt, ſoferne 
durch die Vorſpiegelung des Ausverkaufes der Wahrheit 
zuwider der Anſchein erweckt werden ſoll, als ob die 
Räumung von Vorräthen, die nicht wieder ergänzt, daher billig 
abgegeben werden ſollen, beabſichtigt ſei. Andererſeits kann 
nicht bezweifelt werden, daß partielle, ernſtliche Ausverkäufe 
nach dem Geſetze ſtatthaft ſind und das B. G. erwägt rein 
thatſächlich, daß im vorliegenden Falle in den betreffenden 
Veröffentlichungen der Ausdruck „Totalausverkauf“ durch die 
genügend deutlich beigefügte Beſchränkung auf die vor dem 
15. September 1896 bezw. bis dahin bezogenen Waaren 
modifizirt und hierdurch für Jedermann erſichtlich gemacht ſei, 
daß es ſich nicht um die Räumung des ganzen Lagers ohne die 
Abſicht, weitere Waaren zu beziehen, handele, ſowie, daß auch 
die von der Firma F. und Sohn angeordnete Art und Weiſe 
des Verkaufes der vor dem 15. September und der ſpäter 
bezogenen Waaren genügende Garantie dafür biete, daß dem 
kaufenden Publikum der Unterſchied klar gemacht werde. Es 
kommt hiernach nicht weiter darauf an, ob jene Auffaſſung von 


wollen und der Vertrag unwirkſam ſein ſoll. 


dem Worte „Totalausverkauf“ richtig und dem Geſetze ent⸗ 
ſprechend iſt. Das B. G. iſt eben der Anſicht, daß ein partieller 
Ausverkauf angekündigt ſei und in der That auch ſtattfinde. 
In Betreff der erſten, jene Beſchränkung auf die bis zum 
15. September 1896 bezogenen Waaren noch nicht enthaltenden 
Veröffentlichungen, erwägt das B. G., daß ſie den Schein einer 
unrichtigen Angabe erwecken konnten, daß aber die Firma F. 


und Sohn auf die Vorſtellungen des Antragſtellers, um allen 


weiteren Bedenklichkeiten zu begegnen, ſich bereit erklärt habe, 
die Beſchränkung in den ferneren Veröffentlichungen aufzunehmen 
und daß ſie dies auch in allen Annoncen, Circularen und 
Plakaten fernerhin durchgeführt habe. Hierdurch habe ſie den 
etwaigen Anſpruch des Antragſtellers auf Unterlaſſung der 
allgemeinen Veröffentlichungen befriedigt und habe deshalb hin⸗ 
ſichtlich ihrer kein Anlaß zu der einſtweiligen Verfügung vor⸗ 
gelegen. Sollte die Firma F. und Sohn dennoch auf die 
allgemeinen Veröffentlichungen zurückkommen, ſo blieben hier⸗ 
gegen dem Antragſteller alle Rechtzuſtändigkeiten vorbehalten. 
Gegen dieſen Theil der Entſcheidung find beſondere Reviſions⸗ 
angriffe nicht geltend gemacht; ein Rechtsirrthum iſt in dieſen 
Ausführungen nicht enthalten. VI. C. S. i. S. Schmerſahl 
c. Freund & Sohn vom 13. Mai 1897, Nr. 145/97 VI. 

IV. Das Gemeine Recht. 

19. Die Reviſion der Kl. ſucht auszuführen, daß das 
B. G. ſeiner Entſcheidung die Windſcheid'ſche Lehre von der 
Vorausſetzung zu Grunde gelegt habe. Die Entſcheidungsgründe 
bezeichnen allerdings nach dem oben Mitgetheilten die Zuläſſig⸗ 
keit der Verwendung von Bleiſtaub wiederholt als Voraus- 
ſetzung, ja als ſtillſchweigende Vorausſetzung für den Erwerb 
des Patents und erwecken damit jedenfalls den Schein, daß 
das Urtheil durch jene Lehre beeinflußt worden iſt. Wäre dies 
in der That der Fall und hätte das B. G. das von ihm als 
Vorausſetzung bezeichnete Verhältniß im Sinne Windſcheids als 
unentwickelte Bedingung aufgefaßt, die die gewollte rechtliche 
Wirkung beſtehen und fortbeſtehen läßt, dem Urheber der Willens⸗ 
erklärung aber das Recht giebt, ſich gegen die Folgen ſeiner 
Erklärung, weil die gewollte rechtliche Wirkung ſeinem eigent⸗ 
lichen Willen nicht entſpricht, durch Einrede zu ſchützen und die 
Wiederaufhebung der rechtlichen Wirkung zu beanſpruchen, ſo 
würde der Reviſion der Erfolg nicht zu verſagen und das B. U. 
aufzuheben ſein. Denn der erkennende Senat vermißt für jene 
Lehre die quellenmäßige Begründung und kann noch weniger 
annehmen, daß ſie im Wege des Gewohuheitsrechts im Gebiete 
des gemeinen Rechts zur Geltung gelangt iſt. Allein der ge⸗ 
brauchte Ausdruck iſt für die Sache ſelbſt nicht maßgebend, und 
ſieht man von ihm ab, ſo kann aus den Entſcheidungsgründen 


in ihrem Zuſammenhange entnommen werden, daß das B. G. 


unter der von ihm gedachten Vorausſetzung nichts anderes als 
eine conditio in praesens collata verſtanden hat. Es ſteht 
den Kontrahenten frei, ihren Vertragswillen ausdrücklich und 
nach den begleitenden Umſtänden auch ſtillſchweigend von 
einer der Vergangenheit oder der Gegenwart angehörenden 
Thatſache mit der Wirkung abhängig zu machen, daß ſie 
bei Nichtvorhandenſein dieſer Thatſache nicht gebunden ſein 
III. C. S. 


i. S. Germania c. Schneckenburger vom 7. Mai 1897, 
Nr. 398/96 III. | 
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20. Die Reviſion der Kl. greift die Entſcheidung über die 
Wandlungsklage mit der Ausführung an, daß an ſich nach 


gemeinem Recht ein mit Abnutzung verbundener Gebrauch der 
gekauften Sache nicht die Verwirkung des Redhibitionsanſpruchs, 
ſondern nur die Schadenserſatzpflicht des Käufers zur Folge 


habe und daß der Wille zur Aufrechthaltung des Vertrags aus 
dem Gebrauche ſchon aus dem Grunde nicht entnommen werden 
könne, weil die Kl. mit der am 3. Dezember 1892 erklärten 
und am 6. Januar 1893 wiederholten Dispoſitionsſtellung den 
entgegengeſetzten Willen beſtimmt ausgeſprochen habe, überdies 
der Gebrauch im Intereſſe der ſchadenserſatzpflichtigen Bekl. 
erfolgt ſei. Dieſer Angriff hat jedoch nicht für begründet er- 
achtet werden können. Denn wie in Verkehre, ſo hat auch in 
der Rechtſprechung immer mehr der Grundſatz Geltung ge- 
wonnen, daß der Käufer, wenn er nach der Dispoſtitionsſtellung 
in einer Weiſe über die Waare verfügt, wie fie bei unterſtellter 
Redlichkeit nur dem Willen auf Aufrechthaltung des Vertrags 
entſprechen kann, damit auf das Redhibitionsrecht verzichtet 
und daß insbeſondere auch ein mit Werthverminderung der 
Waare verbundenes Ingebrauchuehmen und Fortgebrauchen den 
Willen der Aufrechthaltung des Vertrags und des Verzichts 
auf die Redhibition nach Treu und Glauben enthält, mithin 
auch eine gleichzeitige oder voraufgegangene Dispoſttionsſtellung 
unwirkſam erſcheinen läßt. Das B. G. irrt nicht, wenn es 
von dieſem Grundſatze als Regel ausgeht und zur Annahme 
eines Ausnahmefalles die Darlegung beſonderer, die Fortſetzung 
des Gebrauchs entſchuldigender Umſtände fordert. Auch iſt in 
den Erwägungen des B. G. über die Umſtände, auf welche 
die Kl. ſich zu ihrer Entſchuldigung berufen hat, ein Rechts⸗ 
irrthum nicht erkennbar. Die Kl. hat die Fortſetzung des Ge⸗ 
brauchs nicht erbeten und wenn die Bekl. ſich in zwei Schreiben 


mit der Fortſetzung einverſtanden erklärt hat, ſo hat das B. G. 
dieſe Erklärung ohne Rechtsirrthum dahin auffaſſen können, 


daß ſie nur von dem entgegengeſetzten Standpunkte der Bekl. 
zu verſtehen iſt und keineswegs eine Geſtattung des Weiter⸗ 
gebrauchs auch für den Fall der Aufrechthaltung der Dispoſitions⸗ 
ſtellung enthält. Die Bekl. hatte ſich ja auch gegen die 
Dispoſitionsſtellung „mit allen ihren Anhängſeln“ unter Be⸗ 
ſtreitung der behaupteten Mängel ausdrücklich verwahrt und 
andererſeits hatte die Kl. für den Fall des Weitergebrauchs 
die Bekl. für den größeren Verbrauch von Oel und Dampf 
verantwortlich gemacht! Daß die Bekl. auch bei ſolcher Sach⸗ 
lage noch ausdrücklich den Weitergebrauch bei Aufrechthaltung 
der Dispoſitionsſtellung nach Treu und Glauben habe unterſagen 
müſſen und daß die Kl. aus dem Schweigen der Bekl. deren Ein⸗ 
willigung habe entnehmen dürfen, hat von der Reviſion nicht 


begründet werden können. III. C. S. i. S. Büttner u. Mazell 


6. Gebr. Erbrecht u. Günther vom 4. Mai 1897, Nr. 396/96 III. 
21. Die Zurückweiſung des von der Kl. geltend gemachten 


Schadenserſatzanſpruchs iſt gerechtfertigt, weil die von der 


Bekl. nur zu vertretende Fehlerhaftigkeit der Maſchine nicht 


kauſal geweſen iſt für die Zurückweiſung der Maſchine ſeitens 


der Fabrik und die Hinausſchiebung der Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes für die Trocknungsanlage. Ueberdies kommt in Be⸗ 
tracht, daß die Geltendmachung jenes Anſpruchs mit der er- 


hobenen Klage nicht zuläſſig war. Denn es iſt nicht die 


actio emti, ſondern die actio redhibitoria erhoben, und wenn 


auch vielleicht mit dieſer Klage zugleich der dem Käufer durch 
die gekaufte Sache verurſachte Schaden gefordert werden kann, 
ſo iſt doch mit dieſer Klage keinenfalls die Verurtheilung des 
Verkäufers zum Erſatze des Schadens zu erreichen, den der 
Käufer dadurch erlitten haben will, daß er wegen Mangel⸗ 
haftigkeit der Sache in ſeinen kontraktlichen Verhältniſſen zu 
Dritten Nachtheile erlitten hat, ef. l. 29 $ 3 D. d. Aed. 
E. 21. 1. Die Anſchlußreviſion der Bekl. macht geltend, daß 
der Minderungsanſpruch der Kl. ausgeſchloſſen ſei, nachdem die 
Kl. nach der Dispoſitionsſtellung durch Fortſetzung des Ge⸗ 
brauchs in einer mit der Dispoſitionsſtellung in Widerſpruch 
tretenden Weiſe verfügt habe. Sie ſtützt ſich auf die Bd. 17 
p. 68 der Entſch. des R. G. abgedruckte Entſcheidung, die in 
dem nach der Dispoſitionsſtellung vorgenommenen Weiter⸗ 
verkauf der Waare eine jeden Anſpruch wegen Mängel aus⸗ 
ſchließende Genehmigung der Waare ſieht. Allein dem Weiter⸗ 
verkauf kann für die Frage der Genehmigung der Waare die 
Ingebrauchnahme oder die Fortſetzung des Gebrauchs nicht 
gleichgeſtellt werden. In dem Gebrauchen liegt an ſich noch 
keineswegs ein Verzicht auf Kürzung des Kaufpreiſes um den 
Betrag, den die Sache wegen des Fehlers weniger werth iſt, 
und dies auch nicht nach der Dispoſitionsſtellung, weil der 
Käufer, wenn der Verkäufer ſie zurückweiſt, ſeine Wahl ändern 
kann. Die Anſchlußreviſion iſt aber aus einem anderen Ge⸗ 
ſichtspunkte begründet. Der Käufer hat die Wahl zwiſchen der 
actio redhibitoria und der actio quanti minoris. Kann er 
nun auch die von ihm getroffene Wahl ändern, ſolange nicht 
ſeine Erklärung vom Verkäufer angenommen worden iſt, ſo 
ſetzt doch nach gemeinem Rechte wegen deſſelben Mangels nicht 
erſt das rechtskräftige Urtheil dem Wahlrechte die Grenze, 
ſondern bereits der Prozeßbeginn, of. $ 112 pr. D. d. V. O. 
45. 1. und Windſcheid Bd. 1 § 125. Danach hat die Kl., 
nachdem ſie die redhibitoriſche Klage erhoben hatte, auf den 
Minderungsanſpruch nicht mehr zurückkommen dürfen. Mit 
dem Prozeßbeginn war das Wahlrecht erloſchen und der An⸗ 
ſpruch der Kl. aus der Mangelhaftigkeit der Maſchine an die 
Entſcheidung über die Redhibitionsklage geknüpft. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. | 

22. Hamburgiſcher Rechtsfall. Das zuerſt in der Gottes- 
kaſtenordnung von 1527 ausgeſprochene, durch die revidirte 
Armenordnung vom 20. Mai 1797 und die Additionalartikel 
vom 27. April 1797 A. 5 und durch das Geſetz vom 18. Mai 
1892 wiederholt beſtätigte Recht iſt als geſetzliches, die Inteſtat⸗ 
erben ausſchließendes Erbrecht anerkannt. (Baumeiſter, das 
Privatrecht der Freien und Hanſaſtadt Hamburg, Bd. II S. 250. 
Trummer, das Hamburgiſche Erbrecht, §S 370. Meyer, Ueber 
das Hamburgiſche Inteſtaterbrecht, $ 38 S. 29.) Nach Ham⸗ 
burger Recht bedarf es aber zum Erwerb der angefallenen Erb⸗ 
ſchaft keiner eigentlichen Antretung (Baumeiſter, a. a. O. § 125 
S. 376 Note 1. Gries, Kommentar zum Hamburgiſchen 
Stadtrecht, Bd. II S. 240). Die Uebertragung von Erb⸗ 
ſchaftsbeſtandtheilen iſt ſonach keine Ceſſton einer deferirten 
Erbſchaft. Von dem Standpunkt des Hamburger Rechts aus 
ſtellt ſich vielmehr die Verfügung der Allgemeinen Armenanſtalt 
über den Nachlaß und die Ceſſion der Erbſchaft in der Weiſe 
dar, daß fie als Erbin einen Theil des Nachlaſſes den B.'ſchen 
Eheleuten und den ganzen übrigen Nachlaß den Kl. abgetreten 
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und übertragen hat. Die Entſcheidung, daß die Armenanſtalt 
Erbin geworden und die Erbſchaft erworben, beruht ſomit auf 
der Anwendung des nicht reviſiblen Hamburger Rechts. VI. C. S. 
i. S. Blank c. Koſak vom 6. Mai 1897, Nr. 462/96 VI. 

23. Die Manifeſtationspflicht desjenigen, der ein in ſeinem 
Beſitz befindliches Vermögen oder einen aliquoten Theil des⸗ 
ſelben herauszugeben hat, iſt im allgemeinen anerkannt. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 36 S. 196.) Im vor⸗ 
liegenden Falle erſcheint die Auflage des Offenbarungseides da⸗ 
durch gerechtfertigt, daß es ſich abgeſehen vom Sparkaſſenbuche 
um die Herausgabe eines Inbegriffs von Nachlaßſachen d. h. 
des ganzen Nachlaſſes handelt, ſoweit nicht einzelne Nachlaß⸗ 
beſtandtheile den Bekl. überwieſen ſind. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 


24. Der B. R. giebt ſelber zu, daß der $ 7 des Ver⸗ 


trages auch als Vereinbarung einer Konventionalſtrafe in dem 
Sinn verſtanden werden könne, daß das bei Nichterfüllung 
des Vertrages zu leiſtende Intereſſe auf den Betrag von 
2000 Mark feſtgeſetzt worden ſei. Das iſt auch nicht zu be⸗ 
zweifeln, wenn nur dabei an dem aus dem Ausdruck des „Ab⸗ 
tretens“ vom Vertrage zu entnehmendem Erforderniß feſtgehalten 
wird, daß eine ſchuldhafte Nichterfüllung vorliegen muß. Eine 
ſolche wird aber dem Bekl. vorgeworfeu, wenn Kl. behaupten, 
daß er nicht das Nöthige gethan habe, um ſich zur Beſchaffung 
des fremden Grundſtücks in den Stand zu ſetzen und daß er 
ſich ſogar verpflichtet habe, für den Erfolg einzuſtehen. Da⸗ 
gegen kann dem B. R. nicht beigetreten werden, wenn er dem 
§ 7 eine doppelte Vereinbarung entnimmt, erſtens die einer 
Wandelpön, und zweitens die einer Konventionalſtrafe in dem 
ſoeben beſprochenen Sinn. Davon beſagt der § 7 nichts, er 
beſtimmt nur, daß der abtretende Theil 2000 Mark Kon⸗ 
ventionalſtrafe zu zahlen habe. Aber ebenſowenig wie darin 
zwei verſchiedene Konventionalſtrafen bedungen ſind, wäre es 
möglich, darin nur die Feſtſetzung einer Wandelpön zu finden, 
nachdem die Kl. die ſchon erwähnte Behauptung einer ſchuld⸗ 
haften Nichterfüllung durch den Bekl. aufgeſtellt hatten. Der 
B. R., der dies ja auch ſelbſt nicht annehmen will, hätte des⸗ 
halb folgerichtig nicht die Konventionalſtrafe für Nichterfüllung 
in einen Gegenſatz zu der Konventionalſtrafe für den Rücktritt 
vom Vertrage ſtellen, ſondern die Vereinbarung als eine beide 
Fälle umfaſſende einheitliche Abmachung auffaſſen müſſen. Eine 
unzuläſſige Klagänderung hat er darum zu Unrecht angenommen. 
V. C. S. i. S. Sollorz c. Bonczkowitz vom 19. Mai 1897, 
Nr. 396/96 V. 

25. Die Reviſionsangriffe müſſen für begründet erachtet 
werden. Rechtsirrthümlich iſt zunächſt die Heranziehung des 
§ 121 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. — Denn für den Begriff 
des Schadens oder Vermögensnachtheils iſt es gleichgültig, ob 
die verloren gegangenen Vortheile auf einer Rechtsverpflichtung 
oder auf Freigebigkeit beruhen. Was thatſächlich an Ver⸗ 
mögenswerth dem Verletzten entgeht, fol nach dem Haftpflicht. 
geſetz ihm erſetzt werden, und es kann daher allein darauf 
ankommen, ob, was hier nicht bezweifelt werden kann, die ent⸗ 
gangenen Vortheile thatſächlich weiter gewährt worden wären. 
So iſt in der Rechtſprechung des R. G. auch bereits wiederholt 
zum Ausdruck gekommen, daß z. B. auch gebräuchliche Trink⸗ 


gelder, obwohl ein Rechtsanſpruch auf ſie nicht beſteht, bei 
Bemeſſung des durch das verlorene Einkommen entſtandenen 
Schadens mit berückſichtigt werden müſſen. Gleichwohl würde 
die Reviſion nicht Erfolg haben können, wenn der zweite Ent⸗ 
ſcheidungsgrund, daß dem Kl. die in Frage ſtehenden Vortheile 
thatſächlich garnicht entgangen ſeien, die Entſcheidung ſtützte. 
In dieſer Beziehung ſtellt aber das B. G. nur feſt, daß Kl. in 
den Monaten Mai und Juni und in den Monaten Juli und 
Auguſt und ferner vom 18. November 1895 ab einen Schaden 
nicht erlitten habe, wogegen die Monate September, Oktober 
und die Zeit vom 1. bis 17. November 1895 ganz außer Acht 
gelaſſen find. Inſoweit fehlt es für die Entſcheidung an jeglicher 
Begründung, und iſt das Urtheil deshalb nach 8 513 Nr. 7 
der C. P. O. aufzuheben. Aber auch der weitere Reviſions⸗ 
angriff, daß die Begründung, mit welcher das B. G. für die 
Zeit nach dem 18. November 1895 die weitere Beweisaufnahme 
über die geminderte Erwerbsfähigkeit des Kl. ablehnt, einen 
Rechtsirrthum erkennen laſſe, erſcheint begründet. Denn nach 
dem Zuſammenhang der Gründe des B. G. kann nur an⸗ 
genommen werden, daß es einen Vermögensnachtheil deshalb 
verneint, weil für die bisherige Thätigkeit des Kl. eine 
geminderte Erwerbsfähigkeit nicht vorliege, Kl. aber voraus⸗ 
ſichtlich in ſeiner bisherigen Stellung bei ſeiner Mutter ver⸗ 
bleiben werde und auch ohne den Unfall verbifeben fein würde. 
— Damit verkennt das B. G. den Begriff des Vermögens⸗ 
nachtheils, indem, wie der jetzt erkennende Senat auch ſchon in 
dem Urtheil vom 20. September 1895 III. 123/1895 (Bolze, 
Bd. 21 S. 135; vergl. auch Urtheil des V. Senats vom 
1. Oktober 1884 in Gruchot, Bd. 29 S. 414) ausgeſprochen 
hat, ſchon die verringerte Möglichkeit, in andere Dienſte zu 
treten, ein Vermögensnachtheil iſt, für den eine Ausgleichung 
zu gewähren iſt. III. C. S. i. S. Hoffmann c. Berliner 
Dampfſtraßenbahn⸗Konſortium vom 14. Mai 1897, Nr. 3/97 III. 

26. Nach demjenigen, was das O. L. G. über den Inhalt 
der irrevifiblen Verordnung vom 30. November 1871 feſtgeſtellt 
hat, enthält dieſe keine Vorſchriften über die Beſchaffenheit und 
Lage, welche diejenigen Orte, wo Holz ꝛc. aufbewabrt wird, 
haben ſollen, ſchreibt vielmehr nur vor, daß Orte, wo leicht 
feuerfangende Gegenſtände lagern oder die ſelbſt nach ihrer 
Beſchaffenheit leicht in Brand gerathen können, mit unverwahrtem 
Licht nicht betreten werden dürfen. Gegen die Verordnung hat 
der Bekl. alſo dadurch, daß er die Verwahrung von Holz und 
Reiſig in der Putze geſchehen ließ, nicht verſtoßen; daß aber die 
Behauptung der Kl., es ſei die Putze mit offenem Lichte be⸗ 
treten worden, nicht erwieſen ſei, ſtellt das angefochtene Urtheil 
ausdrücklich feſt. Eine Uebertretung der erwähnten Polizei- 
verordnung kommt alſo in der hier in Rede befangenen Be⸗ 
ziehung nicht in Betracht. Nun will zwar die Kl. anſcheinend 
angenommen wiſſen, daß es ſchon nach allgemeinen Grundſätzen 
unzuläſſig geweſen fei, die Putze zur Aufbewahrung von Gegen⸗ 
ſtänden, die leicht entzündet werden können, zu benutzen, ſie hat 
dies indeß nicht weiter begründet. An ſich aber wird im ge⸗ 
wöhnlichen Leben keineswegs für erforderlich gehalten, Holz und 
ähnliche Stoffe ausſchließlich in beſonders eingerichteten feuer⸗ 
ſicheren Gelaſſen zu lagern, es liegt auch kein Grund hierzu, 
ſondern nur dazu vor, beim Betreten der in dieſer Weiſe be⸗ 
nutzten Räume mit Licht beſondere Vorſicht zu beobachten. Die 
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von der Kl. vertretene Meinung, daß der Bekl. durch die von 
ihm geduldete Art und Weiſe des Gebrauchs der Putze ſich 
eines ihn zum Schadenerſatz verpflichtenden Verſehens ſchuldig 
gemacht habe, erſcheint hiernach nicht begründet. VI. C. S. i. S. 
v. Frieſen C. v. Zimmermann vom 3. Mai 1897, Nr. 448/96 VI. 
27. Der fragliche Graben iſt dazu beſtimmt, das Waſſer 

von den von ihm durchſchnittenen Ländereien nach dem Obra⸗ 
kanal abzuführen. Durch die Wegeanlage und die Verengung 
des Grabens innerhalb des Wegekörpers wurde das Waſſer 
aufgeſtaut und von den unterhalb liegenden Ländereien zurück. 
gehalten. Einen ſpeziellen Rechtstitel auf dieſen Vortheil hat 
Kl. jedoch nicht behauptet, und die Meinung der Reviſion, daß 
jede Veränderung der Abflußverhaͤltniſſe, wie fie durch die 
Wegeanlage ſich thatſächlich geſtaltet hatten, unſtatthaft geweſen 

ſei, hat keinen geſetzlichen Boden. Hätten die Bekl. nichts weiter 

gethan, als daß ſie durch den Durchſtich den ordentlichen und 

gewöhnlichen Ablauf des Waſſers in dem dazu beſtimmten 

Graben wieder herſtellten, ſo würde von einem Eingriffe in die 

Rechte des Kl. nicht die Rede fein (§ 100 A. L. R. Thl. J 

Tit. 8). Es darf nun allerdings nicht außer Betracht bleiben, 

„daß eine Herſtellung des ordentlichen und gewöhnlichen Ablaufs 
des Waſſers die Beſeitigung des ganzen Wegedammes zur 

Vorausſetzung hatte, und daß durch den bloßen Durchſtich 

daher der ordentliche und gewöhnliche Waſſerablauf noch nicht 

wieder hergeſtellt wurde; vielmehr konnte der Durchſtich zur 
Folge haben, daß nunmehr durch den Graben mehr Waſſer 
abfloß, als wenn der Weg und die dadurch bewirkte Aufſtauung 
des Waſſers nicht beſtanden hätte. Das B. G. hat dies nicht 
verkannt und nimmt an, daß die Oeffnung des Dammweges 
nur zuläffig geweſen ſei, wenn dadurch den unterhalb belegenen 
„Grundſtücken die Waſſermaſſen nicht in größerem Umfange, 
nicht raſcher und nicht mit größerer Kraft zugeführt wurden, 
als dies ohne die Wegeanlage bei dem Sturze des Waſſers 
der Fall geweſen ſein würde. Die Vorinſtanz erachtet es aber 
für nicht nur wahrſcheinlich, ſondern nahezu gewiß, daß die 
Waſſermaſſen, wenn der Weg nicht beſtanden hätte, mit derſelben 
Kraft gegen den Durchlaß bei B (in dem unmittelbar oberhalb 
des klägeriſchen Pachtlandes befindlichen Damme) ſich geſtürzt 
haben würden, wie dies die durch den Durchſtich frei gewordenen 
Waſſer gethan haben, und ſie erklärt weiter bei Erörterung der 
Frage des Verſchuldens, daß die Bekl. für den geſteigerten 
Waſſerabfluß durch den Durchſtich überhaupt nicht verantwortlich 
gemacht werden könnten, weil nichts darauf ſchließen laſſe, daß 
fie bei Anwendung der gewöhnlichen Aufmerkſamkeit die ſchäd⸗ 
lichen Folgen, nämlich die nach M.'s Gutachten dadurch ein⸗ 
getretene Vergrößerung der Ueberſchwemmung, die ſich ohne den 
Durchſtich nur auf die niedriger gelegenen Theile der an den 
Graben anſtoßenden Pachtländereien des Kl. erſtreckt haben 
würde, hätten vorherſehen können. Letztere Erwägung trägt die 
Entſcheidung, da ein Verbotsgeſetz durch den Durchſtich an ſich 
nicht verletzt iſt, die Bekl. für die zufälligen Folgen ihrer 
Handlung daher nicht haften (§ 13 A. L. R. Thl. J Tit. 3, 
$ 16 Thl. 1 Tit. 6), und ein nur geringes Verſehen fie gleich» 
falls zum Erſatze des hier geforderten mittelbaren Schadens 
nicht verpflichten würde ($ 15 A. L. R. Thl. J Tit. 6). 
VI. C. S. i. S. Marſch o. Schwierz und Gen. vom 6. Mai 
1897, Nr. 450/96 VI. 6 


28. Die Erwägungen des B. R. find von der Reviſion 
mit Recht angefochten. Sie ſtehen mit der Rechtsſprechung 
des R. G., wie ſie in zahlreichen Entſcheidungen (vergl. u. A. 
Entſch. in Civilſachen Bd. 9 S. 245, Bd. 14 S. 264, Bd. 17 
S. 295) zum Ausdrucke gelangt iſt, im Widerſpruche. Ins⸗ 
beſondere iſt in der zuletzt allegirten Entſcheidung, der ein dem 
gegenwärtigen ähnlicher Rechtsfall zu Grunde lag, in Beziehung 
auf verbriefte Forderungen, deren Schuldſchein eine die Legiti⸗ 
mation erleichternde Klaufel nicht enthält, allgemein ausgeſprochen, 
daß der Mangel der gerichtlichen Form der Schenkung durch die 
Uebergabe des Schuldſcheins an den Beſchenkten und die Ein⸗ 
ziehung der Forderung ſeitens deſſelben geheilt werde ſofern der 
Wille des Schenkenden, daß der Geſchenknehmer an ſeiner Stelle 
den Beſitz der Gelder für ſich ſelbſt ergreife, zur Zeit der Er⸗ 
hebung der Gelder noch fortdauere. Es genügt auf die Be⸗ 
gründung dieſes Urtheils zu verweiſen. Der Einwand, wie er 


von dem Bekl. erhoben iſt, läßt die Annahme nicht ausgeſchloſſen 


erſcheinen, daß die Vorausſetzungen einer rechtsgiltigen Schenkung 
in jenem Sinne hier zutreffen, und wenn in dieſer Hinſicht ein 
Bedenken obwaltete, ſo hätte zur Aufklärung des Sachverhältniſſes 
von dem Fragerechte nach §S 130 der C. P. O. Gebrauch ge 
macht werden ſollen. Die Entſcheidung beruht ſonach auch bei 
dieſem Punkte auf einer Rechtsnormverletzung. Eventuell hat 
der B. R. ausgeführt: es ſei in dem Verlangen nach Rückgabe 
der Vollmacht und nach Rechnungslegung und Herausgabe der 
eingezogenen Zinfen, welches Verlangen ſpäteſtens durch Er⸗ 
hebung der Klage geſtellt ſei, ein Widerruf der Schenkung im 
Sinne des § 1090 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. zu finden, jo 
daß alle Zinſen, die ſechs Monate vorher noch nicht gehoben 
geweſen, herauszugeben ſeien. Auch dieſer Entſcheidungsgrund 
iſt von der Reviſion zutreffend bemängelt. Der Kl. hat ſich 
darauf beſchränkt, die Schenkung zu beſtreiten, und deshalb 
einen Widerruf derſelben überhaupt nicht geltend gemacht. Es 
iſt alſo vom B. R. dem Kl. in unzuläſſiger Weiſe ein Rechts⸗ 
behelf ſuppeditirt worden. Der I. R. hat den Klageanſpruch 
zu 2 abgewieſen, weil es bezüglich deſſelben an der gemäß 
§ 230 der C. P. O. erforderlichen Beſtimmtheit des An⸗ 
trages fehle. Der B. R. iſt dieſer Auffaſſung entgegengetreten. 
Eines Eingehens auf die betreffenden Ausführungen bedarf es 
nicht. Die vereinigten Civilſenate des R. G. (vergl. Entſch. 
Bd. 21 S. 382) haben für Schadenserſatzklagen den Rechtsſatz 
aufgeſtellt: daß Klagen auf Leiſtung von Schadenserſatz unter 
Vorbehalt der Feſtſtellung des Betrages des zu erſetzenden 
Schadens in einem beſonderen Verfahren nur zuläſſig ſeien, 
wenn die Vorausſetzungen des $ 231 der C. P. O., alſo der 
Feſtſtellungsklage vorliegen. Dieſer Grundſatz iſt, wenngleich 
er ſpeziell nur für Schadenserſatzklagen aufgeſtellt ift, entſprechend 
allgemein anzuwenden. Der B. R. hat nun aber ausdrücklich 
konſtatirt, daß der Kl. mit Rückſicht auf den Einwand der 
Schenkung ein Intereſſe daran habe, daß jetzt bereits feſtgeſtellt 
werde, daß die Bekl. den Rechnungsbetrag herauszugeben haben. 
Gegen dieſe Annahme iſt ein rechtliches Bedenken nicht zu er- 
heben. IV. C. S. i. S. Darberg c. Meyer vom 22. April 1897, 
Nr. 357/96 IV. 

29. Das B. G. geht rechtlich davon aus, daß der Erb⸗ 
laſſer der Parteien ſeine teſtamentariſchen Beſtimmungen durch 
vorbehaltene Nachzettel zwar nicht in Anſehung des Nachlaſſes 
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als Inbegriffs, d. h. der Erbeseinſetzungen (§ 4 Thl. I Tit. 12 
des Pr. A. L. R.), wohl aber in Bezug auf einzelne Nachlaß⸗ 
ſachen ($ 5 a. a. O.) rechtswirkſam habe ändern können. Dieſe 
Auffaſſung ſteht im Einklauge mit der Auslegung, welche der 
§ 35 des Anhangs zum A. L. R. durch die Rechtſprechung 
des vormaligen Preußiſchen Obertribunals (vergl. Entſch. Bd. 8 
S. 272, Bd. 41 S. 201, Bd. 59 S. 102) und des R. G. 
(vergl. Entſch. in Civilſachen Bd. 26 S. 236, bei Gruchot 
Bd. 25 S. 990, in Juriſtiſcher Wochenſchrift von 1884 
S. 313) erfahren hat. IV. C. S. i. S. Mettke c. Mettke 


vom 29. April 1897, Nr. 371/96 IV. 


30. Nach 88 5, 18, 63 Thl. 1 Tit. 13 des A. L. R. aber 
beſteht kein Zweifel darüber, daß der Bevollmächtigte auch bei 
weiteſtem Umfange der Vollmacht durch die ihm ſür die An⸗ 
gelegenheiten des Machtgebers ertheilte Vertretungsbefugniß nicht 
zu Rechtsakten in eigener Angelegenheit ermächtigt iſt. Entſch. 
des vormaligen Ober⸗Tribunals zu Berlin Bd. 22 S. 185; 
Striethorſt Archiv Bd. 80 S. 149; Entſch. des R. G. Bd. 24, 
S. 220, 224, Bd. 28 S. 288. Der dritte, der mit dem Be⸗ 
vollmächtigten ein Rechtsgeſchäft vornimmt, wiſſend, daß daſſelbe 
nicht dem Machtgeber, ſondern dem Bevollmächtigten dienen ſoll, 
kann aus ſolchem Rechtsgeſchäft Rechte nicht herleiten. Bei der 
feſtgeſtellten Sachlage bedurfte es der beſonderen Feſtſtellung nicht, 
daß K. wußte, der Ehemann P. mache von ſeiner Vollmacht 
gegen den Willen und ohne das Wiſſen ſeiner Ehefrau Gebrauch. 
(Bolze, Praxis, Bd. 21 Nr. 339.) I. C. S. i. S. Kreditverein 
Arnswalde c. Putſch Konkurs vom 1. Mai 1897, Nr. 460/96 J. 

31. Daß der zahlende Schuldner die Rückgabe des über 
die berichtigte Schuld ausgeſtellten Inſtruments zu verlangen 
befugt iſt, ſchreibt $ 126 Tit. 16 Thl. I des A. L. R. aus⸗ 
drücklich vor, und es beſteht kein Zweifel darüber, daß in der 
Verpflichtung des Gläubigers, gegen Zahlung der fällig ge 


wordenen Schuld den über ſie lautenden Hypothekenbrief dem 


Schuldner zurückzugeben, durch die Beſtimmungen des Geſetzes 
über den Eigenthumserwerb u. ſ. w. vom 5. Mai 1872 nichts 
geändert worden iſt (vergl. Turnau Grdb. O. Note 7 zu § 63). 
Dieſe Befugniß des Schuldners kann auch nicht dadurch be⸗ 
ſeitigt oder eingeſchränkt werden, daß der Gläubiger einſeitig 
einem Dritten die Hypothekenforderung und die über ſie lautende 
Urkunde verpfändet oder an letzterer ein Zurückbehaltungsrecht 
beſtellt; dies ergiebt ſich ohne Weiteres daraus, daß niemand 
mehr Rechte auf einen anderen übertragen kann, als ihm ſelbſt 
zuſtehen. Der Hypothekenſchuldner muß alſo, wenn er die 
Fälligkeit der Forderung herbeigeführt hat und Zahlung leiſten 
will, unter allen Umſtänden befugt ſein, die Herausgabe des 
Hypothekenbriefes zu verlangen, und in Frage kann nur kommen, 
ob er dieſes Verlangen auch an den Pfandinhaber und 
Retentionsberechtigten ſtellen darf, oder ob er es lediglich an 
den urſprünglichen Gläubiger zu richten hat. Dieſe Frage 
wird nicht, wie der B. R. anzunehmen ſcheint, durch den Hin⸗ 
weis darauf erledigt, daß dem an dem Hypothekenbriefe be- 
gründeten Pfand⸗ oder Retentionsrechte dingliche Wirkung bei⸗ 
zumeſſen iſt. Denn der Hypothekenbrief iſt nicht — wie andere 
körperliche Sachen — ein ſelbſtſtändiges, für ſich beſtehendes 
Vermögensobjekt, er iſt auch nicht Träger der Obligation, wie 
die auf den Inhaber ausgeſtellten Werthpapiere, vielmehr iſt er 
an die Forderung, über die er lautet, gebunden; wird dieſe 


bezahlt, ſo erliſcht ſeine Funktion, und er iſt dazu beſtimmt, 
alsdann dem Schuldner zurückgegeben zu werden. Dies muß 
auch der Dritte, der an ihm ein Pfand⸗ oder Zurückbehaltungs⸗ 
recht erworben hat, gegen ſich gelten laſſen, weil es ſich um 
eine Beſchränkung ſeines Rechts handelt, die unmittelbar aus 
der rechtlichen Beſtimmung des ihm überlaſſenen Objekts folgt 
und ohne die er daher ein Recht an dieſem Objekte nicht er⸗ 
werben konnte. Der Dritte kann mithin auch dem Hypotheken⸗ 
ſchuldner die Herausgabe des Briefes nur dann verweigern, 
wenn hierzu der Hypothekengläubiger ſelbſt berechtigt war, und 
er iſt auch ihm unter denſelben Vorausſetzungen zur Zurückgabe 
des Dokuments verpflichtet, unter denen der Hypothekengläubiger 
ſelbſt das Dokument hätte zurückgeben müſſen. Es trifft daher 
nicht zu, wenn der B. R. angenommen hat, daß die Bekl. 
paſſiv zur Sache nicht legitimirt ſei, weil Kl. die Herausgabe 
des Briefes nicht von ihr, ſondern von den Erben der 
Wittwe T. hätte verlangen müſſen. Vielmehr kommt es nur 
darauf an, ob die Hinterlegung eine rechtmäßige war. War 
ſie dies, ſo begründet ſie für den Kl. den Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des Hypothekenbriefes nicht blos gegen den urſprünglichen 
Gläubiger, ſondern auch gegen jeden Dritten, der von ihm 


Rechte auf den Beſitz des Dokumentes herleitet. V. C. S. 


i. S. Rühlmann . Apelt & Sohn vom 24. April 1897, 
Nr. 361/96 V. 

32. Bei ungetheilter Erbſchaft ſind die Erben gemäß 
§ 127 Thl. I Tit. 17 des A. L. R. zu den Nachlaßſchulden 
gemeinſchaftlich verpflichtet und könnte es ſich daher fragen, ob 
die Paſſiolegitimation der Bekl. als vorliegend anzunehmen iſt, 
obwohl die vierte Miterbin, die Ehefrau des Kl., nicht mit ver⸗ 
klagt iſt. Der Umſtand allein, daß die Paſſivlegitimation un⸗ 
beſtritten iſt, genügt dazu, wie der B. R. vermeint, nicht, da 
die Sachlegitimation, die aktive wie die paſſive, zum Klage⸗ 
grunde gehört und daher mit dem Beſtreiten des letzteren vom 
Bekl. ebenfalls verneint wird. Auch die Einſchränkung, daß 
die Verurtheilung nur zu einer Zahlung in Gemeinſchaft mit 
der Ehefrau des Kl. verlangt wird, würde an ſich nicht genügen, 
den Mangel der Paſſivlegitimation zu beheben, da das jo er⸗ 
gehende Urtheil gegen die Ehefrau des Kl. nicht vollſtreckbar 
ſein würde. Die Paſſivlegitimation iſt aber um deshalb als 
geführt anzuſehen, weil die Ehefrau des Kl., wie von den Bekl. 
nicht beſtritten wird, die eingeklagte Forderung anerkennt. Es 
iſt daher anzunehmen, daß ihr gegenüber die prsozeſſualiſche 
Feſtſtellung überhaupt nicht erforderlich werden wird, ſo daß 
ſich die Klageerhebung gegen ſie erübrigt (vergl. Urtheil des 
R. G., IV. C. S. vom 20. Mai 1880, Zeitſchrift für 
Preußiſches Recht Bd. 1 S. 200). IV. C. S. i. S. Böcker 
und Gen. . Burmann vom 29. April 1897, Nr. 368/96 IV. 

33. Es ſteht im Hinblick auf § 358 Thl. I Tit. 21 des 
A. L. R. feſt, daß im Falle eines freiwilligen Verkaufs zwiſchen 
dem Käufer und dem Pächter das Pachtverhältniß ſo, wie es in 
dem Vertrage geordnet iſt, fortgeſetzt wird, daß alſo der Käufer 
in die Rechte und Verbindlichkeiten ſeines Voreigenthümers als 
Verpächters, ſoweit dieſe ſich aus dem Pachtverhältniſſe ſelbſt 
ergeben, eintritt, woraus folgt, daß die an den früheren Beſitzer 
des Grundſtücks geſchehenen Vorauszahlungen an Pachtgeld von 
dem neuen Erwerber anzuerkennen ſind. Der Zwangsverkauf 
unterliegt nun aber denſelben Regeln wie der freiwillige Ver⸗ 


333 


kauf (88 340 fgd. Thl. I Tit. 11 des A. L. R.), es treten auch 
in Bezug auf ein an der verkauften Sache beſtehendes Pacht⸗ 
recht keine abweichenden Wirkungen ein, abgeſehen davon, daß 
für dieſen Fall nach 88 350 fgd. Thl. J Tit. 21 des A. L. R. 
ein außerordentliches Kündigungsrecht ſtatuirt iſt. Ob für den 
Fall, daß von dieſem Kündigungsrechte Gebrauch gemacht 
worden, was vorliegend geſchehen iſt, die gegenſeitigen Rechte 
und Pflichten aus dem bis zur Räumung fortgeſetzten Ver⸗ 
hältniffe ſich anders geſtalten, als wie fie bisher in Folge des 
dem Entſtehungsgrund des Pachtverhältniſſes bildenden Ver⸗ 
trages beſtanden haben, iſt längere Zeit ſtreitig geweſen. Die 
Judikatur des R. G. hat ſich aber dafür entſchieden, den Pacht⸗ 
vertrag bis zur Räumung als fortbeſtehend anzunehmen (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 S. 284 fgd., ferner 
der bei Jaeckel, Zwangsvollſtreckungs ordnung in Immobilien, 
Auflage 3 S. 181 angeführten Erkenntniſſe). Die dort ange⸗ 
führten, hiermit in Bezug genommenen Gründe ſind überzeugend. 
Daher muß der in Rede ſtehende Reviſionsangriff, ſoweit damit 
die Erheblichkeit der Vorauszahlungen unter Bekämpfung der 
erwähnten Rechtſprechung des R. G. beſtritten wird., für hin⸗ 
fällig erachtet werden. VI. C. S. i. S. Melms c. Siewczinski 
vom 10. Mai 1897, Nr. 464/96 VI. | 

34. Wenn auch die Aufftellung zu weit geht, daß die den 
Gegenſtand der Grundgerechtigkeit bildende Berechtigung ohne 
Beziehung auf den Vortheil des herrſchenden Grundſtücks nicht 
muͤſſe gedacht werden können, fo iſt es allerdings richtig, daß 
die Berechtigung dem Vortheil des herrſchenden Grundſtücks als 
ſolchen, nicht etwa blos dem ſeines jeweiligen Beſitzers, zu dienen 
beſtimmt ſein muß. Es läßt ſich indeß nicht behaupten, daß 
dieſe Voraussetzung im vorliegenden Fall fehle, da die Wieſen⸗ 
nutzung als Erſatz der von dem herrſchenden Grundſtück her⸗ 
gegebenen Wieſenfläche dienen, das herrſchende Grundſtück alſo 
wieder in ſeiner früheren Vollſtändigkeit herſtellen ſollte. Hier⸗ 
gegen läßt ſich auch nicht der Umſtand verwerthen, daß die 
Wieſennutzung nach dem Verkauf des Böck'ſchen Damms noch 
eine Zeit lang dem Beſitzer von Hornskrug verblieben und ſpäter 
von den Käufern des Böck'ſchen Damms verpachtet worden iſt. 
Denn ſelbſt wenn dies als mit der Eigenſchaft der Grund- 
gerechtigkeit unverträglich angeſehen werden müßte, ſo würde 
dadurch noch nicht ein Untergang der einmal begründeten Grund⸗ 
gerechtigkeit herbeigeführt worden ſein; es ſind aber auch dieſe 
Vorgänge nicht einmal mit Nothwendigkeit als eine Ueber⸗ 
tragung der Grundgerechtigkeit felbft oder doch ihrer Ausübung 
aufzufaſſen, da dieſe Art der Ausnutzung der Grundgerechtigkeit, 
zumal nach der Zerſplitterung des herrſchenden Grundſtücks ſich 


als die einzige dieſem Grundſtück zuträgliche Ausübungsart dar⸗ 


ſtellen kann. Als herrſchendes Grundſtück iſt aber nicht etwa, 
wie die Reviſion unterftellt, urſprünglich das Erbzinsgut Hornd- 
krug und jetzt die Koloniſtenſtellen in Arnimswalde als ſolche, 
ſondern der Böckſche Damm, jetzt als Zubehör der Koloniſten⸗ 
ſtellen, aufzufaſſen und vom B. G. aufgefaßt worden. Eine 
Uebertragung der Grundgerechtigkeit auf ein anderes berechtigtes 
Grundstück hat demnach überhaupt nicht ſtattgefunden. V. C. S. 
i. S. Krüger und Gen. c. Schmeling vom 8. Mai 1897, 
Nr. 379/96 V. 

35. Nach § 719 Thl. II Tit 1 A. L. R. liegt ein die 
Scheidung begründendes Ehevergehen nicht vor, wenn der Che- 


gatte, der ſich auf das Vergehen bezieht, den anderen durch ſein 
unſittliches Verhalten ſelbſt zu der That veranlaßt hat. Die 
Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift treffen hier nicht zu. Zur 
Anwendung des Geſetzes genügt es nicht, daß das Ehevergehen 
mit dem unſittlichen Betragen des anderen Theils äußerlich 
in Verbindung ſteht, daſſelbe thatſächlich in Folge oder in 
Aulaß des letzteren verübt iſt. Vielmehr müſſen objektive 
Momente vorliegen, welche geeignet ſind, das Vergehen dem 
provocirenden unſittlichen Verhalten auf der anderen Seite 
gegenüber den Charakter des Verſchuldens zu entziehen und es 
ſo als durch das Verhalten des anderen Theils veranlaßt 
erſcheinen zu laſſen. Solche objektive Momente walten hier 
aber nicht ob. Die Kl. hat lediglich, weil ſie in Folge der ihr 
durch den Bekl. zugefügten Mißhandlung gereizt war, alſo in 
der Heftigkeit zur That ſich beſtimmen laſſen, und zu letzterer 
lag für ſie umſoweniger Anlaß vor, als nach der Feſtſtellung 
des B. R. die Kl. den Bekl. mit dem heißen Waſſer erſt 
begoſſen hat, als dieſer von der Mißhandlung abgelaſſen hatte 
und ſich aus der Küche entfernen wollte, und zwar in dem 
Momente, als er gerade die aus der Küche führende Thür zu 
jchliegen im Begriffe war. IV. C. S. i. ©. Jackſtadt 
c. Jackſtadt vom 6. Mai 1897, Nr. 380/96 IV. 

36. Da die Kl. in geſetzlich zuläſſiger Weiſe aus der 
lutheriſchen Kirche ausgetreten ſind, und ihre Verpflichtung zur 
Tragung der Kirchenlaſten unſtreitig nicht auf einem beſonderen 
Rechtstitel ihnen gegenüber beruht, ſo hängt die Entſcheidung 
des Rechtsſtreits nur davon ab, ob in Ochterſum die Beſitzer 
von Grundſtücken als ſolche und ohne Rückſicht auf ihre Zu⸗ 
gehörigkeit zur Kirchengemeinde zu den Kirchenlaſten heran⸗ 
gezogen werden können. Nach § 261 Thl. II Tit. 11 des 
A. L. R. find nur die Mitglieder der Kirchengemeinde dazu 
verpflichtet, nach 8 60 der Einleitung zum A. L. R. kann dieſe 
Vorſchrift durch ein nach ihrer Einführung, alſo nach 1794 ſich 
bildendes Gewohnheitsrecht nicht abgeändert werden. Ein vorher 
entſtandenes Gewohnheitsrecht würde zwar aufrechterhalten und 
wirkſam ſein, wenn es, wie behauptet, entweder in ganz Oſtfries⸗ 
land für das platte Land oder ſpeziell in Ochterſum ſich gebildet 
hätte. Beides aber wird vom B. G. ohne Rechtsirrthum ver⸗ 
neint. Für die Entſtehung in ganz Oftfriesland iſt, abgeſehen 
von der Bezugnahme auf die Anſicht einiger Schriftſteller, ein 
Beweis über die Gemeinde Ochterſum hinaus nicht einmal 
angetreten; für den letzteren engeren Bezirk aber iſt aus der 
Zeit vor der Einführung des A. L. R. nur aus dem Jahre 1763 
ein Fall bewieſen, in dem eine Kirchenumlage von den Beſitzern 
der ſog. Plätze und Warfſtätten nach dem Verhältniſſe von 3 zu 1 
eingezogen iſt. Später ſind zwar noch mehr ſolche Fälle vor⸗ 
gekommen, und dieſe würden unter Umſtänden dafür ſprechen 
können, daß ſchon vor 1794 das Gewohnheitsrecht beſtand. 
Das B. G. verkennt dies auch nicht, verneint aber ohne Rechts⸗ 
irrthum die Erheblichkeit dieſes Vertheilungsmaßſtabs, der nicht 
mit Sicherheit auf die Dinglichkeit ſchließen laſſe. Der Nachweis 
aber, daß in ueuerer Zeit auch Andersgläubige und ſog. Aus⸗ 
märker gezahlt haben, läßt einen erheblichen Rückſchluß auf eine 
ſchon weit zurückliegende Zeit nicht zu; es bedurfte daher nicht 
der Aufnahme der angebotenen Beweiſe. Rechtsirrthümlich iſt 
allerdings die Ausführung des B. G., daß die erſt durch die 
neuere Geſetzgebung den Kirchengemeinden erwachſenen Ausgaben 
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auch dann nicht von den Beſitzern der Grundſtücke als ſolchen 
zu tragen ſein würden, wenn in Oſtfriesland für die Dinglich⸗ 
keit der Kirchenlaſten überhaupt ein Gewohnheitsrecht ſich ge⸗ 
bildet hätte; denn wenn ein ſolcher allgemeiner Rechtsſatz be⸗ 
ſtände, würde er auf alle, den Kirchengemeinden nach der je- 
weiligen Geſetzgebung obliegenden, Ausgaben ſich erſtrecken. 
Aber auf dieſem Grunde beruht das Urtheil nicht, da zugleich 
ein ſolches Gewohnheitsrecht völlig verneint wird. — Nach 
§ 710 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. kann nun zwar für die 
Dinglichkeit der Kirchen baulaſt auch nach der Einführung des 
Landrechts ein Gewohnheitsrecht ſich gebildet haben; das nützt 
aber der Bekl. nicht, da dieſe, ohne die auf dieſe Laſt ſich etwa 
beziehenden Theilbeträge abzuſondern, zugegeben hat, daß auch 
andere, überhaupt alle kirchlichen Laſten in den eingezogenen 
Beträgen ſtecken. — III. C. S. i. S. Evg.⸗luth. Kirchengem. 
Ochterſum C. Martens u. Gen. vom 30. April 1897, Nr. 34/97 III. 

37. Die Reviſion zieht zunächſt in Zweifel, ob das Hof⸗ 
reſkript vom 21. September 1787 überhaupt als ein Provinzial⸗ 
geſetz nach § 788 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. angeſehen 
werden könne. Daſſelbe habe im ehemaligen Herzogthum Cleve 
als Landesgeſetz gegolten. An die Stelle der Landesgeſetze des 
Herzogthums Cleve ſeien mit Einführung des A. L. R. in dem⸗ 
ſelben die Vorſchriften des letzteren Geſetzbuchs getreten, ſodaß 
damit die erſteren einfach beſeitigt ſeien und nicht weiter als 
Provinzialgeſetze in Betracht kommen könnten. Dieſe Auf⸗ 
foflung iſt jedoch unzutreffend. Unter „Provinzialgeſetzen“ im 
Sinne der Nr. III des Publikations⸗Patents vom 5. Februar 1794 
verſteht das A. L. R. alle beſonderen Partikularrechte einzelner 
Landestheile, welche früher politiſche Selbſtſtändigkeit hatten 
und ſolche durch ihre Vereinigung mit den Preußiſchen Landen 
verloren haben. Vergl. Koch, A. L. R. Bd. I S. 3 Note 7. 
Daſſelbe gilt von Geſetzen, welche in Preußen ſelbſt für einzelne 
Landestheile nach deren Vereinigung mit Preußen und vor Ein- 
führung des A. L. R. erlaſſen worden ſind, wie dies bei dem 
in Rede ſtehenden Hofreſkripte zutrifft. Im Jahre 1787 
gehörte das ganze Herzogthum Cleve, für deſſen Gebiet das 
Hofreſkript erging, ſchon ſeit langer Zeit zu Preußen, während 
das A. L. R. erſt mit dem 1. Juni 1794 für den ganzen Um⸗ 
fang des damaligen Preußiſchen Staates eingeführt wurde. — 
Das O. L. G. nimmt ferner mit Recht an, daß nach Beſeitigung 
der franzöſiſchen Okkupation und Wiedereinführung des A. L. R. 
im rechtsrheiniſchen Theile des ehemaligen Herzogthums Cleve 
durch das Publikations⸗Patent vom 9. September 1814 (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 89) auch das in Rede ſtehende Hofreſkript als 
provinzialrechtliche Beſtimmung fortbeſtand und daher gemäß 
8 788 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. der Entſcheidung des 
gegenwärtigen Falles zu Grunde zu legen ſei. Die Reviſion 
rügt nun, daß daß O. L. G. mit Unrecht das Reſkript auch 
auf die nothwendig gewordene Reparatur eines Pfarrhauſes, 
um welche es ſich hier handle, angewendet habe, da daſſelbe 
nur von dem Neubau eines Pfarrhauſes ſpreche und darüber 
hinaus nicht ausgedehnt werden könne. Aber die Frage, ob 
das O. L. G. das Geſetz richtig ansgelegt habe, entzieht ſich 
der Nachprüfung des Reviſionsrichters. Das Geſetz gilt nur 
auf der gegenwärtig zum Bezirke des O. L. G. Hamm ge⸗ 
hörigen rechten Rheinſeite des ehemaligen Herzogthums Cleve, 
nicht auf der linken Seite, wo das franzöſiſche Recht geblieben 
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ift, alſo nicht im Bezirke des O. L. G. Köln, welches in der 
Sache erkannt hat. Schon aus dieſem Grunde iſt das Geſetz 
nicht reviſibel ($ 511 C. P. O.). Der Bekl. hat nun weiter 
geltend gemacht, daß das in Rede ſtehende Provinzialgeſetz, 
welches dem Fiskus als Patron die Baulaſt rückſichtlich des 
Pfarrhauſes auferlegt, durch die Bildung einer entgegenſtehenden 
Obſervanz wieder beſeitigt worden ſei. In dieſer Hinſicht geht 
das O. L. G. von der Annahme aus, daß der Fiskus von der 
ihm als Patron einer Kirche obliegenden Baupflicht, möge dieſe 
auf dem A. L. R. oder auf einem Provinzialgeſetze beruhen, 
durch eine derogatoriſche Obſervanz befreit werden könne, gelangt 
dann aber weiter zu dem Reſultate, daß die beiden namhaft 
gemachten Fälle aus den Jahren 1801 und 1840 nicht geeignet 
ſeien, dieſe Obſervanz darzuthun. Die Richtigkeit der erſteren 
Annahme kann hier auf ſich beruhen bleiben, da die weitere 
Feſtſtellung, daß die fragliche Obſervanz ſich nicht gebildet habe, 
das Urtheil, ſoweit es auf dieſen Punkt ankommt, trägt. Die 
Erwägungen, daß die beiden Fälle nicht geeignet ſeien, den Be⸗ 
weis für die entgegenſtehende Obſervanz zu erbringen, ſind 
weſentlich thatſächlicher Natur. Ein Rechtsirrthum iſt dabei 
nicht erſichtlich. Insbeſondere kann auch nicht, wie die Reviſion 
behauptet, ein Widerſpruch der gegebenen Begründung, die ſich 
vollſtändig an das Urtheil des R. G., Entſch. Bd. 12 S. 292, 
anſchließt, mit dem Urtheile des früheren Preußiſchen Ober⸗ 
Tribunals, Eutſch. des Ober⸗Tribunals Bd. 35 S. 139, als 
vorhanden anerkannt werden. Das O. L. G. ſtellt nicht auf, 
daß ein Irrthum bezüglich der Baupflicht des Patrous die 
Bildung der Obſervanz ganz ausſchließe, erkennt vielmehr am 
Schluſſe der Urtheilsgründe an, daß ein beim Beginne der 
Uebung beſtehender Irrthum durch eine langjährige Uebung in 
ſeiner Wirkung abgeſchwächt und ſelbſt beſeitigt werden könne, 
hält aber die in Betracht kommenden Fälle nicht für zahlreich 
und die Dauer der Uebung nicht für lange genug, um eine 
ſolche Annahme zu rechtfertigen. Daß das O. L. G. bei Prüfung 
der Frage, ob ſich die behauptete Obſervanz gebildet habe, auf 
den Irrthum der Kirchengemeinde ein erhebliches Gewicht legen 
zu müſſen geglaubt hat, iſt mit den Ausführungen jenes Urtheils 
ſehr wohl vereinbar. II. C. S. i. S. Fiskus c. Kath. Kirchen⸗ 
gemeinde zu Dornid vom 7. Mai 1897, Nr. 54/97 II. 

VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Stempel- und Erbſchaftsſteuergeſetzen. 

38. Die Augriffe der Reviſion find ſämmtlich unbegründet. 
Zunächſt iſt die Annahme des B. R. nicht zu beanſtanden, daß 
die Zahlung der 743 Mark am 29. Mai 1895 an den Büreau⸗ 
vorſteher A. geſchehen iſt. Weiter entſpricht die Annahme des 
B. R., daß die Vorſchrift des § 12 des Geſetzes vom 24. Mai 
1861 nicht eine Ausſchließungs⸗, ſondern eine Verjährungsfriſt 
(von 6 mal 30 Tagen) enthält, ſowohl den vom Obertribunal 
als den vom R. G. wiederholt ausgeſprochenen Grundſätzen. 
(Urtheil des Obertribunals vom 17. Juni 1878, Juſtizminiſterial⸗ 
blatt von 1879 S. 15; Urtheil des R. G. IV. C. S. vom 
27. September 1886, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 
S. 206; des III. C. S. vom 17. Januar 1890, Entſch. Bd. 24 
S. 200). Wenn der B. R. ferner von der — der Revifion 
günſtigen — Vorausſetzung ausgeht, daß die Zahlung des 
Stempelbetrages an den inſtrumentirenden Notar derjenigen an 
den Fiskus gleich ſtehe, jo befindet er ſich hierin in Ueberein⸗ 
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ſtimmung mit den in den Urtheilen des Obertribunals vom 
20. Januar 1865 (Striethorſts Archiv Bd. 56 S. 315) und 
vom 13. November 1865 (Entſch. Bd. 56 S. 416) näher 
dargelegten und als richtig anzuerkennenden Grundſätzen. Es 
bleibt alſo nur zu prüfen, ob die Zahlung an den Büreauvor⸗ 
ſteher A. dieſelbe Wirkung hat, wie an den Notar ſelbſt. Die 
Erwägungen des B. R., aus denen derſelbe dieſe Frage ver⸗ 
neint hat, ſind als zutreffende anzuerkennen, und es wird durch 
ſie die getroffene Entſcheidung ſelbſtändig getragen. Der Notar 
iſt öffentlicher Beamter und wirkt als ſolcher vermöge der ihm 
in der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 19. Juni 1834 unter 
Nr. 3 und 4 (Geſetzſammlung 1834 S. 81) auferlegten Ver⸗ 
pflichtung mit bei der Einziehung des Stempels für die von 
ihm aufgenommenen Notariatsakte. In dieſer feiner amtlichen 
Eigenſchaft kann er durch ſeinen Büreauvorſteher nicht vertreten 
werden, und von einer negotiorum gestio des letzteren kann 
keine Rede ſein. Eine an den Büreauvorſteher geleiſtete Zahlung 
hat daher nicht die Wirkung der Zahlung an den Notar ſelbſt 
und noch viel weniger an den Fiskus, und die in der Quittung 
vom 29. Mat 1895 enthaltene Bemerkung des A.: „pro Notar N.“ 
iſt ohne rechtliche Bedeutung, zumal Kl. ausdrücklich beſtritten 
hat, daß A. eine Vollmacht zur Entgegennahme von Zahlungen 
für den Notar gehabt habe, und Bekl. ſeinerſeits eine Be⸗ 
hauptung, daß ſolches der Fall ſei, nicht aufgeſtellt hat. Aus 
der Bezugnahme der Reviſion auf das Urtheil des IV. C. S. 
des R. G. vom 5. November 1885 (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 14 S. 283) iſt für den Streitfall zu Gunſten 
der Reviſion Nichts zu entnehmen; dort handelte es ſich um 
die Frage, inwieweit ein Rechtsanwalt für Veruntreuungen 
ſeines Büreauvorſtehers hafte, welchen er, obwohl derſelbe bereits 
vorher mehrfache Unterſchlagungen begangen, doch in ſeinem 
Dienſte behalten hatte, nicht aber um die civilrechtlichen Wirkungen 
der geleiſteten Zahlung. Mit Recht hat hiernach der B. R. 
als Zahlungstag den 23. Juli 1895 angenommen, an welchem 
der Notar das Geld an die Steuerbehörde abgeführt hat. Mit 
Rückſicht darauf, daß Kl. zugleich behauptet hatte, daß der 
Büreauvorſteher A. das Geld erſt am 5. Juni 1895 — in 
welchem Falle die ſechsmonatliche Friſt gleichfalls gewahrt iſt — 


dem Notar überliefert habe, hätte es bei dieſer Sachlage dem 


Fiskus abgelegen, ſeinerſeits zur Begründung ſeiner Einrede 
zu behaupten, daß die Abführung des Geldes an den Notar 
ſchon zu einem früheren Zeitpunkte geſchehen ſei, und für den 
B. R. war keine Veranlaſſung gegeben, nach dieſer Richtung 
noch in Gemäßheit des § 130 der C. P. O. das Fragerecht 
auszuüben. Es kommt ſomit darauf, ob der Büreauvorſteher A. 
bei Empfangnahme des Geldes als Vertreter des Kl. gehandelt 
hat, nicht an, und ebenſowenig iſt die Annahme des B. R., 
es habe eines Vorbehalts nicht bedurft, von Erheblichkeit, da 
in jedem Falle ein ſolcher Vorbehalt ſowohl in der Quittung 
vom 23. Juli 1895 als in der vom 29. Mai 1895, welche 
letztere der Bekl. als maßgebend erachtet, ausdrücklich gemacht 
worden iſt. IV. C. S. i. S. Fiskus c. Scherl vom 26. April 
1897, Nr. 366/96 IV. 

39. Nach § 4 des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 19.24 Mai 
1891 find bei Beurtheilung der Frage, ob die Abſicht der Be⸗ 
reicherung des einen Theils anzunehmen iſt, auch ſolche Um⸗ 
ſtände in Betracht zu ziehen, welche aus der Urkunde nicht er- 
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ſichtlich find. Der B. R. hat aber auch feine Erwägungen 
gerade auf den Wortlaut und den Inhalt der Urkunde geſtützt 
und aus beiden in zuläſſiger und zutreffender Weiſe den Sinn 
feſtgeſtellt, in welchem Kl. ſeine Erklärungen abgegeben hat; 
er hat dabei die ſämmtlichen einzelnen Beſtimmungen der Ur⸗ 
kunde geprüft und erörtert und iſt im Wege der Auslegung zu 
der getroffenen Annahme gelangt. Ein Rechtsirrthum fällt 
ihm dabei nicht zur Laſt und ſeine Auslegung iſt ſomit im 
Wege der Reviſion mit Erfolg nicht angreifbar. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. | 

Zu den Geſetzen über Grundbuch uud Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. | 

40. Der B. R. ſtellt zunächſt in Uebereinſtimmung mit 
dem I. R. feſt, daß die Parzelle Flur II Nr. 932/3, bevor fie 
der Kl. durch Kaufvertrag vom 15. Juni (oder Juli) 1885 
von ſeiner Vorbeſitzerin, der Firma Braſelmann und Bredt, 
erwarb und im Jahre 1886 aufgelaſſen erhielt, bereits im 
Grundbuch auf das Kataſter zurückgeführt war und daß nach 
dem Kataſter und den in Folge der Zurückführung mit dieſem 
übereinftimmenden Angaben des Grundbuchs die ſtreitige Par- 
zelle a b e d zu dem klägeriſchen Grundſtück gehört. Dieſe 
Feſtſtellung gründet ſich auf den Inhalt der Grundakten und 
das Gutachten des Kataſterkontroleurs C. Sie iſt thatſächlicher 
Natur und kann von der Reviſion, die auch nach dieſer Richtung 
hin einen Angriff nicht verſucht hat, nicht angefochten werden. 
Auf Grund dieſer Feſtſtellung geht der B. R. davon aus, daß 
der Kl. als der eingetragene Eigenthümer des Grundſtücks 
Flur II Nr. 932/3 befugt ſei, auch die ſtreitige Parzelle als 


einen durch das Grundbuch nachgewieſenen Beſtandtheil ſeines 


Grundſtücks anzuſprechen und daß bis zum Nachweiſe des 
Gegentheils anzunehmen ſei, daß Kl. durch die auf Grund der 
Auflaſſung vollzogene Eintragung des Eigenthumsüberganges 
auch das Streitſtück miterworben habe. Sache des Bekl. ſei 
es, die Auflaſſung und Eintragung des Eigenthumsüberganges 
an Kl. als rechtsunwirkſam anzufechten. In dieſer Beziehung 
befindet ſich der B. R. in Uebereinſtimmung mit der feſtſtehenden 
Judikatur des R. G. (vergl. u. A. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 29 S. 134 und Gruchot's Beiträge Bd. 34 S. 134). 
V. C. S. i. S. Refflinghaus o. Groß vom 5. Mai 1897, 
Nr. 378/96 V. | 

41. Der Kl. ſtützt feinen Anſpruch darauf, daß er das 
Grundſtück in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grund- 
buchs durch Auflaſſung erworben habe. Dies ſetzt voraus, daß 
er das Grundſtück ſo, wie es im Grundbuch verzeichnet ſtand, 
hat erwerben wollen. Ging ſein Wille nicht dahin, das Grund⸗ 
ſtück in demſelben Umfange zu erwerben, den es nach dem Grund⸗ 
buch haben ſollte, ging er insbeſondere dahin, die bereits damals 
im Beſitze des Bekl. befindliche Streitfläche von dem Erwerbe 
auszuſchließen, ſo kann der Kl. in Beziehung auf ſie nicht geltend 
machen, daß er ſich auf die Angaben des Grundbuchs verlaſſen 
habe, weil es ihm dann an dem Willen, zu erwerben, überhaupt 
gefehlt hat. Dies der Klage entgegenzuſetzen, die ſich darauf 
gründet, daß Kl. durch Auflaſſung und im Vertrauen auf die 
Richtigkeit des Grundbuchs Eigenthum erworben habe, muß aber 
derjenige befugt ſein, der ſelbſt Eigenthümer zu ſein behauptet 
und der mit dieſem Eigenthum durch den gutgläubigen Erwerb, 


der ſich durch Auflaſſung vollzogen haben ſoll, ausgeſchloſſen 
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werden würde, damit wird nicht die Auflaſſung auf Grund eines 
Irrthums angefochten, ſondern es wird verneint, daß Kl. über⸗ 
haupt Eigenthümer des Streitſtücks geworden ſei, weil Niemand 
gegen ſeinen Willen durch rechtsgeſchäftlichen Erwerb Eigen⸗ 
thümer werden kann. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

42. Die Hypothek iſt, wie das B. G. feftftellt, ausdrücklich 
als Bürgſchaftshypothek eingetragen. Es iſt unſtreitig, daß 
der Schuldner Ernſt K. die Hypothek auf feinem Grundſtücke 
für den Bekl. hat eintragen laſſen, weil er ſich dieſem gegen ⸗ 
über für eine zukünftige, der Höhe nach noch unbeſtimmte, 
Forderung deſſelben an den Maurermeiſter Paul K. verbürgt 
hatte. Es liegt alſo eine Kautionshypothek vor. § 24 des 
Geſetzes über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872; 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1882 S. 106; Turnau, Grdb. O. zu 
8 24 a. a. Q. Anm. 1, 12. Zu ihrer Eintragung gemäß 
§ 18, 24 des E. E. G. bedurfte es nach $ 19 Nr. 1 daſelbſt 


der Beibringung der Schuldurkunde, (Turnau, Grob. O. zu 


8 24 E. E. G., Anm. 5) und es läßt ſich hiernach nicht be- 
anſtanden, daß das B. G. die Abfaſſung einer f chriftlichen 
Bürgſchaftsurkunde feſtgeſtellt hat. Die Kautionshypothek be⸗ 
gründete für den Bekl. mit ihrer Eintragung ein bedingtes 
Hypothekenrecht. Aber fie iſt nur ſoweit eriftent geworden, 
als der Bekl. gegen Ernſt K. aus deſſen Bürgſchaft eine For⸗ 
derung erworben hat. Dieſes iſt nach der Behauptung des 
Kl. in Höhe von 4800 Mark der Fall. Danach wäre alſo 
die Hypothek in Höhe des Ueberreſtes von 5 200 Mark 
von Anbeginn an gegenſtandslos geblieben und überhaupt nicht 
zur Exiſtenz gelangt. Der Grundſtückseigenthümer könnte die 
Löſchung dieſes Betrages verlangen, aber die Hypothek kann 
in Ermangelung eines durch ſie zu ſichernden perſönlichen Rechts 
wegen ihrer Inhaltsloſigkeit inſoweit nicht anderweitig ab- 
getreten werden. $ 18, 52, 67 E. E. G. Turnau, Grdb. O. 
zu § 24 des E. E. G. Aum. 9, zu § 67 des E. E. G. Anm. 1; 


Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 328, Bd. 18 S. 265. Einen 


Inhalt in dieſem Umfange hat die Hypothek auch nicht dadurch 
gewonnen, daß ſie bei der Zwangsverſteigerung des verpfändeten 
Grundſtücks von dem Erſteher im vollen Umfange 10 000 Mark 
auf das geringſte Gebot übernommen iſt. Denn eine ſolche 
Uebernahme auf Grund der geſetzlichen Vorſchriften über das 
geringſte Gebot wird der Uebernahme einer Hypothek auf das 
Kaufgeld bei einem freiwilligen Verkaufe gleichgeachtet. Es 
finden deshalb darauf die Beſtimmungen des § 41 des E. C. G. 
entſprechende Anwendung. Turnau, Grdb. O. zu § 41 des 
E. C. G. Anm. 3. Demgemäß hat zwar der Bekl. neben dem 
urſprünglichen perſönlichen Schuldner in dem Erſteher einen 
zweiten perſönlichen Schuldner erhalten, aber der Letztere haftet 
nur in dem Umfange und inſoweit, als die bedingte Hypothek 
zur Exiſtenz gelangt iſt, d. h. inſoweit der urſprüngliche 
Schuldner, Ernſt K. aus der Bürgſchaft in Anſpruch genommen 
werden könnte. Die Hypothek iſt durch die Uebernahme auf 
das geringſte Gebot keine definitive geworden und ſie hat da⸗ 
durch auch keine ausgedehntere Exiſtenz erlangt, als ſie bereits 
vorher hatte. Ihr nicht eriftent gewordener Theil kann aber 
nicht Gegenſtand einer Ceſſion ſein. Turnau, Grob. O. zu 
8 41 des E. E. G. Anm. 6 Abſ. 4. Wäre ferner, wie der 
Kl. behauptet, die Bürgſchaft nur zum Schein geſchloſſen und 
die Hypothek nur zum Scheine konſtituirt, ſo würde gleichfalls 


es an einem Gegenſtand der Ceſſion fehlen. Der Klagegrund 
der Bereicherung endlich ſtützt ſich auf die Behauptung, daß, 
wenn die Hyporhek der 10 000 Mark nicht vorhanden geweſen 
wäre und der Erſteher dieſelbe nicht übernommen hätte, nicht 
nur die Cedentin des Kl., ſondern auch die nächſtfolgenden 
Hypothekengläubiger bei der Zwangsverſteigerung zur Hebung 
gekommen wären und ſich ſogar für den Schuldner Ernſt K. 


ein Ueberſchuß von etwa 6000 Mark ergeben haben würde. 


Dieſe Thatſachen ſowohl, als auch der Rechtsgrund der Be⸗ 
reicherung ſind jedoch in der Klage nicht geltend gemacht. Ihrer 
ſpäteren Geltendmachung hat der Bekl. rechtzeitig widerſprochen. 
Mit Recht haben daher die Vorderrichter ihre Berückſichtigung 
aus dem Geſichtspunkte der unzuläſſigen Klageänderung ab⸗ 
gelehnt. Ueberdies aber würde aus dieſem Fundamente immer 
nur der Anſpruch auf Zahlung einer Geldſumme hergeleitet 
werden können. Ein hierauf gerichteter Antrag iſt indeſſen, 
nachdem der erſtinſtanzliche Eventualantrag fallen gelaſſen iſt, 
nicht geſtellt worden. Dazu kommt, daß eine Bereicherung des 
Bekl. überhaupt nicht vorliegt. Denn durch die Uebernahme 
der Hypothek Seitens des Erſtehers hat, wie bereits ausgeführt, 
der Bekl. keine weiteren Rechte erlangt, als ihm aus der 
Bürgſchaft des Schuldners Ernſt K. zuſtehen. Durch den 
nicht exiſtent gewordenen, wenn auch von dem Erſteher über⸗ 
nommenen, Theil der Hypothek iſt er nicht reicher geworden. 
Dagegen war Ernſt K. berechtigt, die Differenz zwiſchen dem 
Betrage der Hypothek und ſeiner Bürgſchaftsſchuld von dem 
Erſteher erſtattet zu verlangen, fo daß ihm ſeinerſeits ein 
Schaden nicht erwachſen iſt. Turnau, Grdb. O. zu § 41 des 
E. E. G. Anm. 6 Abſ. 4, Anm. 31. IV. C. S. i. S. Schor⸗ 
ftein c. Gückler vom 29. April 1897, Nr. 464/96 IV. 
43. Der Anſicht des Bekl., Kl. habe ihr Recht als Hypo⸗ 
thefengläubigerin auf Herausgabe der beweglichen Zubehörſtücke 
des Pfandgrundſtücks zur Immobiliarmaſſe gemäß § 206 Abſ. 2 
des Geſetzes vom 13. Juli 1883 nur dadurch wirkſam geltend 
machen und erhalten können, daß ſie vor der Veräußerung und 
Trennung der Zubehörſtücke vom Grundſtücke ihm (Bekl.) als 
Pfändungspfandgläubiger gegenüber der Mobiliarzwangsvoll⸗ 
ſtreckung widerſprochen hätte, nicht aber dadurch, daß ſie vor 
der Verſteigerung der Zubehörſtücke auf Betrieb des Konkurs- 
verwalters dieſem gegenüber ihren Widerſpruch erklärt und erſt 
nach der Verſteigerung die Klage gegen ihn (Bekl.) erhoben hat: 
dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. Wer als Real⸗ 
berechtigter einer Mobiliarzwangsvollſtreckung in bewegliche Zu⸗ 
behörungen des ihm verhafteten Grundſtücks gemäß § 206 
Abſ. 2 a. a. O. widerſprechen will, muß ſeinen Widerſpruch 
gegen den richten, welcher in ſein Recht als Realberechtigter 
dadurch eingreift, daß er bewegliche Gegenſtände, die zur Im⸗ 
mobiliarmaſſe gehören und deshalb im Immobiliarzwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren verſteigert werden müſſen, der Immobiliar⸗ 
maſſe durch deren Veräußerung im Wege der Mobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung zu entziehen ſucht. In folder Lage befand ſich 
die Kl. gegenüber dem Konkursverwalter, welcher die Zubehör⸗ 
ſtücke, nachdem ſie für den Bekl. wegen einer perſönlichen 
Forderung gepfändet waren, auf Grund der Beſtimmung des 
§ 117 der K. K. O. für die Konkursmaſſe im Wege der 
Zwangsvollſtreckung verſteigern laſſen wollte. Kl. konnte ihr 
Widerſpruchsrecht allerdings auch gegen den Bekl. als Pfän⸗ 
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dungspfandgläubiger geltend machen. Damit hätte fie ſich aber 
nach Lage der Sache das Recht nicht erhalten, die Pfandſtücke 
zur Immobiliarmaſſe zu ziehen. Denn wären ſie vom Konkurs⸗ 
verwalter ohne ihren Widerſpruch veräußert und vom Pfand⸗ 
grundſtücke getrennt worden, ſo wäre ſie dadurch ihres Rechtes 
darauf als Hypothekengläubigerin verluſtig geworden (E. E. G. 
§ 30; Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 25 S. 18 ff.). 
Um den ihr von Seiten des Konkursverwalters drohenden Ver⸗ 
luſt abzuwenden, mußte ſie gegen dieſen ihr Widerſpruchsrecht 
ausüben, während dem Bekl. gegenüber, der die Verſteigerung 
der Pfandſtücke noch nicht betrieb, keine Veranlaſſung dazu 
vorlag. Der weiteren Verfolgung des Widerſpruchs gegen den 
Konkursverwalter auf dem durch § 206 Abſ. 2 a. a. O. vor- 
gezeichneten Wege des § 690 der C. P. O. wurde Kl. dadurch 
überhoben, daß der Konkursverwalter ihr im Schreiben vom 
24. Mai 1895 auf ihren Widerſpruch erklärte, er werde auf 
den Widerſpruch keine Rückſicht nehmen, da er durch den Nicht⸗ 
verkauf die Hypothekengläubiger nur beeinträchtigen würde, und 
der Kl. überlafje, ihre Rechte auf den Erlös geltend zu machen, 
der zunächſt zur beſonderen Hinterlegung genommen werden 
würde, weil der Bekl. ihn auf Grund ſeines Pfändungs⸗ 
pfandrechts für ſich allein beanſpruche. Unter dieſen Umſtänden 
ſtellt die Verſteigerung der Zubehörſtücke keine Veräußerung in 
dem Sinne dar, daß dadurch die Zubehörſtücke der Immobiliar⸗ 
maſſe und dem Pfandrechte der Kl. entzogen worden wären. 
Durch die lediglich aus wirthſchaftlichen Gründen vollzogene 
Verſteigerung wurde nur bewirkt, daß die Zubehörſtücke in Geld 
umgewandelt wurden, keineswegs aber den Zubehörſtücken bezw. 
deren Erlös ihre rechtliche Qualität als Zubehörſtücke entzogen. 
Waren die verſteigerten Gegenſtände Zubehör des Pfandgrundſtücks, 
ſo behielt der an ihre Stelle getretene und hinterlegte Erlös dieſe 
Eigenſchaft bei. Der Kl. blieb nur noch übrig, gegen den Bekl. 
auszuführen, daß die verſteigerten Gegenſtände in der That 
Zubehörftüde des ihm verhafteten Grundſtücks ſeien, um durch 
dieſen Nachweis den Erlös dem nur wegen einer perſönlichen 
Forderung die Mobiliarzwangsvollſtreckung betreibenden Bekl. 
zu entziehen. Das hat die Kl. im gegenwärtigen Prozeſſe 
gethan. Dieſer Sachlage und den ſich daraus ergebenden recht⸗ 
lichen Folgerungen gegenüber, ſind die Ausführungen des Bekl. 
unbeachtlich, weil ſie auf der, wie gezeigt, unrichtigen Voraus⸗ 
ſetzung beruhen, daß die verſteigerten Gegenſtände durch die 
Verſteigerung ihre Zubehörqualität verloren haben. V. C. S. 
i. S. Scheyer e. Schramm vom 12. Mai 1897, Nr. 124/97 V. 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. 

44. Das B. G. verſteht den im § 22 des Geſetzes vom 
14. Juli 1893 gebrauchten Ausdruck „Vertrag“ nicht in dem 
Sinne, daß ein dem § 1 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. entſprechender 
Vertrag den unmittelbaren Rechtstitel für die Ablöſung der 
Grundſteuerfreiheit bilden müſſe. Unter Hinweis auf den Um⸗ 
fand, daß hier öffentlich⸗ rechtliche Verhältniſſe in Frage ſtehen, 
und unter Hinweis auf die in dem Geſetzentwurf von der 
Staatsregierung zu jenem Paragraphen mitgetheilten Motive, 
die nicht nur die Bemerkung enthalten, daß die Ablöſung durch 
Vertrag ſich auf die mit den Standesherren getroffenen Ver⸗ 
einbarungen beziehen, ſondern auch dieſe Standesherren und 
unter ihnen das hier klagende fürſtliche Haus namentlich auf⸗ 
führen, legt das B. G. die Worte „Ablöſung durch Vertrag“ 


dahin aus, daß die Ablöſung der Grundſteuerfreiheit mit Ein⸗ 
willigung der Berechtigten geſchehen ſein müſſe. Wenn daher 
auch die unmittelbare Grundlage für die Ablöſung der Grund⸗ 
ſteuerfreiheit des Hauſes Stolberg⸗Roßla der Art. VII der 
Allerhöchſten Verordnung, betreffend die Abänderung und Er⸗ 
läuterung der Ceſſionsurkunde, vom 28. März 1836 für die 
Grafen zu Stolberg ⸗Stolberg und zu Stolberg-Roßla vom 
31. Dezember 1864 bildet, welcher beſtimmt: „Zuſatz zu § 10 
der Ceſſionsurkunde von 1836: Die Grundſteuerfreiheit der 
Gräflichen Stammgüter kann von der Staatsregierung gegen 
Gewährung einer Entſchädigung im zwanzigfachen Betrage der 
neu aufzuziehenden Grundſteuer aufgehoben werden. Die Feſt⸗ 
ſtellung des Zeitpunktes der Aufhebung bleibt dem Finanz⸗ 
miniſter überlaſſen“, ſo legt das B. G. hierauf bei der Be⸗ 
urtheilung der Frage, ob eine Ablöſung der Grundſteuerfreiheit 
durch Vertrag erfolgt ſei, kein entſcheidendes Gewicht, und zwar 
umſoweniger, als die Königliche Verordnung für die Regelung 
des Rechtszuſtandes der Grafen zu Stolberg-Stolberg und 
zu Stolberg⸗Roßla die herkömmliche Form war und ihre An- 
wendung hier in Form einer Abänderung und Erläuterung der 
Ceſſionsurkunde vom 28. März 1836 auf ausdrücklicher Zu⸗ 
ſtimmung der Grafen beruhte. Nach der Anſicht des B. G. 
kommt es vielmehr darauf allein an, ob die Grafen zu Stolberg⸗ 
Stolberg und Stolberg⸗Roßla mit dem Inhalte des Art. VII, 
wie er in die Königliche Verordnung aufgenommen worden iſt, 
ſich einverſtanden erklärt haben. Dieſes Einverſtändniß ſieht 
das B. G. als erwieſen an. Zu dem Zwecke geht es auf die 
aus den vorgelegten Urkunden ſich ergebende Geſchichte der Ent⸗ 
ſtehung der Königlichen Verordnung vom 31. Dezember 1864 
zurück und ſtellt aus dieſen Urkunden Folgendes feſt: Auf 
Grund der Verordnung vom 12. November 1855, die Aus⸗ 
führung der in Folge des Geſetzes vom 10. Juni 1854 wegen 
Deklaration der Verfaſſungsurkunde noch erforderlichen Maß⸗ 
regeln zur Herſtellung des bundesgeſetzlich gewährleiſteten Rechts⸗ 
zuſtandes der vormals reichs unmittelbaren Fürſten und Grafen 
betreffend, ſeien von dem Staatsminiſter a. D. und Ober⸗ 
präſidenten v. Duesberg als Königlichen Kommiſſar mit den 
Grafen zu Stolberg⸗Stolberg und zu Stolberg⸗Roßla wegen 
Regulirung der Rechtsverhältniſſe ihrer gräflichen Häuſer bezüglich 
der Grafſchaften Stolberg⸗Stolberg und Stolberg⸗Roßla Ver⸗ 
handlungen gepflogen und das Ergebniß ſei in jener Königlichen 
Verordnung niedergelegt. Während dieſer Verhandlungen hätten 
die Grafen zu Stolberg⸗Stolberg und zu Stolberg-Roßla ihrer- 
ſeits durch Schreiben vom 24. September und 4. Oktober 1860 
dem Kommiſſar v. Duesberg gegenüber die Frage wegen ver⸗ 
tragsmäßiger Ablöſung ihrer Grundſteuerfreiheit angeregt und 
ſich bereit erklärt, ihre Grundſteuerfreiheit gegen Zahlung des 
zwanzigfachen Betrages der neu aufzulegenden Grundſteuer auf⸗ 
zugeben. Sie hätten allerdings noch den Vorbehalt gemacht, 
daß, wenn ihnen etwa geſetzlich für die Aufhebung ihrer Grund⸗ 
ſteuerfreiheit größere Vortheile zukommen würden, ſie dieſe be⸗ 
anſpruchen könnten, und daß ſie bei jeder etwa künftig ein⸗ 
tretenden Erhöhung der Grundſteuer eine Entſchädigung nach 
gleichem Fuße erhalten müßten, allein der Finanzminiſter habe 
auf die ihm von dem Kommiſſar v. Duesberg gemachte Mit⸗ 
theilung in ſeinem Antwortſchreiben an den letzteren wohl die 
Aufnahme jener Beſtimmung über die Art der Aufhebung der 
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Grundſteuerfreiheit in die abzuſchließenden Verhandlungen ge⸗ 


nehmigt, nicht aber jenen Vorbehalt gebilligt. Der Kommiſſar 


habe hiervon die Grafen zu Stolberg⸗Stolberg und zu Stolberg- 
Roßla in Kenntniß geſetzt, dieſe ſeien auf den Vorbehalt nicht 
weiter zurückgekommen, hätten fich vielmehr mit dem Inhalt 
des Art. VII, der in den verſchiedenen Entwürfen unverändert 
derſelbe geweſen ſei, ſtets einverſtanden erklärt und ihre Er⸗ 
innerungen nur in Betreff anderer Punkte gemacht. Dieſe von 
der Reviſion auch nicht angefochtene, auf Urkundenbeweis geſtützte 
thatſächliche Feſtſtellung giebt zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß, fie trägt aber in Verbindung mit der von einem erkenn⸗ 
baren Rechtsirrthum nicht beeinflußten Grund legenden Auf⸗ 
faſſung des B. G. von der Bedeutung des Ausdrucks „Ablöſung 
durch Vertrag“ in dem § 22 des Geſetzes vom 14. Juli 1893 


die Entſcheidung des B. U. Jene Auffaſſung des B. G. verletzt 


nicht, wie die Reviſion auszuführen ſucht, den § 22 des Geſetzes 
vom 14. Juli 1893 und nicht den § 1 Thl. J Tit. 5 A. L. R. 
Denn wie das B. U. aus den Motiven des von der Staats⸗ 
regierung eingebrachten Entwurfs zu dem erſtgenannten Geſetze 
eingehend nachweiſt, bezieht ſich der § 22, der in dem Entwurfe 
die Bezeichnung § 21 führte, aber den gleichen Inhalt wie 
jetzt § 22 hatte, auf die in Folge der mit den Reichsunmittel⸗ 
baren geführten Verhandlungen geſchehene Ablöſung der Grund⸗ 
ſteuerfreiheit derſelben, namentlich auf die ſo bewirkte Ablöſung 
der Grundſtenerfrelheit der Grafen zu Stolberg⸗Roßla, deren 
Einverſtändniß mit der Ablöſung zum zwanzigfachen Betrage 


der neu aufzulegenden Grundſteuer das B. U. feſtſtellt. Ob 


die in dem Geſetze vom 14. Juli 1893 ausgeſprochene Ver⸗ 
pflichtung zur Rückzahlung der erhaltenen Grundſteuerentſchädi⸗ 
gung fingulär erſcheint, kommt nicht in Betracht, da der Wille 
des Geſetzgebers, dieſe ſinguläre Vorſchrift zu treffen, klar zum 
Ausdruck gebracht iſt. Auch darauf, daß die Agnaten nicht ihre 
Zuſtimmung zu der Ablöſung der Grundſteuerfreiheit erklärt 
haben, iſt bei der Auslegung, wie das B. G. den § 22 ver⸗ 
ſteht, ein entſcheidendes Gewicht nicht zu legen. IV. C. S. 
i. S. Fürſt Stolberg 6. Preuß. Fiskus vom 13. Mai 1897, 


Nr. 408/96 IV. 


VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
45. Der Bekl. iſt für den Ausfall der hypothekariſch ge⸗ 
cherten klägeriſchen Forderung auf Grund des Art. 1372 


ſi 
B. G. B. aus freiwilliger Geſchäftsführung haftbar gemacht, 
weil es ſeine Pflicht geweſen wäre, die an K. N. G. als ein⸗ 


getragenen Gläubiger gemäß § 45 des Geſetzes vom 30. April 
1880 ergangene, nach ihrer Zuſtellung in dem erwählten 
Wohnſitze an den Bekl. abgegebene Aufforderung zur Anmeldung 
im Vertheilungsverfahren nicht trotz ihrer Annahme unbeachtet 
zu laſſen, vielmehr an die ihm bekannten Erben des Gläubigers 
oder deren Bevollmächtigten weiter zu befördern. Daß hierbei, 
wie von der Reviſion gerügt wurde, die geſetzlichen Grundſätze 


über Mandat und freiwillige Geſchäftsführung verletzt ſeien, kann 


nicht als zutreffend anerkannt werden. Ein Auftragsverhältniß 
wird von dem B. G. nicht als beſtehend angenommen. Es wird 
bei der Begründung der Haftbarkeit des Bekl. davon aus⸗ 
gegangen, daß dieſer zwar für G. häufig mit deſſen Hypotheken 
in Verbindung ſtehende Aufträge vollzogen hatte, daß aber 
dieſes Auftragsverhältniß durch den am 4. Oktober 1888 erfolg ⸗ 
ten Tod des G. ſein Ende erreicht hatte und eine Verpflichtung, 
noch im Jahre 1892 für deſſen Erben zu handeln, auf Seiten 


des Bekl. L. nicht beſtanden hätte. Letzterer konnte, wie das 


B. G. zu ſeinen Gunſten annimmt, die Angelegenheiten der 
Erben des G. als für ihn fremde Sachen behandeln und ins⸗ 


beſondere ihnen überlaſſen, ſelbſt dafür zu ſorgen, daß auf Ka⸗ 


pitalanlagen ihres Erblaſſers bezügliche Zustellungen an ihre 
Adreſſe gelangten. Nachdem aber der Bekl. ſich freiwillig einer 
Geſchäftsbeſorgung für die Erben G. unterzogen hatte, und 


nachdem das an ihn bezw. einen Angeſtellten C. abgegebene in 
Rede ſtehende Schriftſtück nicht zurückgewieſen, vielmehr ange⸗ 


nommen worden war, wird dem Bekl. weiteres pflichtmaßiges 


Handeln zugemuthet. Daß hiebei, wie die Reviſion rügt, nicht 


genügend berückſichtigt worden ſei, daß die Kl. in der Perſon 


des Notars P. einen Bevollmächtigten hatten, und daß der Bekl., 
wenn er auch Einzelnes für fie beſorgte, die Kl. doch nicht all- 
gemein vertreten wollte, findet in den Urtheilsgründen des B. G. 
ſeine Widerlegung. Hier wird feſtgeſtellt, daß der Bekl. auf die 
von dem Liquidator der Nachlaßmaſſe G., dem Notar P. aus⸗ 
gegangene Anregung ſich wieder der Wahrnehmung der Intereſſen 
der Erben gewidmet und nun auch die an ihn rückbezahlten 
Kapitalien T. und K. an P. abgeführt und wenigſtens während 
drei Jahren fortgefahren habe, auch die Zinſen anderer Kapi⸗ 
talien an eben denſelben einzuſenden, wobei Bekl. nicht blos 


ſäumige Schuldner zur Zahlung gemahnt, ſondern auch bei P. 


Nachforſchungen über ſäumige Schuldner angeſtellt habe. Es 
wird alſo ein beſtimmter Zweig der Geſchäftsführung für die 
Kl., wie er ſich aus den von dem Bekl. vermittelten Kapital⸗ 
anlagen ergab, unterſtellt, welcher die Thätigkeit P's. ergänzte, 
und dem auch die Wahrung der Rechte der Kl. in dem Liegen⸗ 
ſchaftsverſteigerungsverfahren gegen H. zugezählt wird. Im 
Reſultate zutreffend iſt weiter angenommen, daß der Bekl. 
für ſeinen Büreauvorſteher C., welcher das Schriftſtück erhalten 
und angenommen hat, verantwortlich ſei. Zwar iſt der in 
den Urtheilsgründen angezogene Art. 1384 B. G. B. nicht 
die hier in Anwendung kommende Geſetzesvorſchrift, da es ſich 
nicht um deliktiſche Verſehen handelt, auch iſt die Haftung des 
Bekl. allerdings davon abhängig, daß es ſich nicht blos um 
eine in den Kreis der freiwillig übernommenen Geſchäftsführung 
für die Kl. fallende Angelegenheit handelte, ſondern auch C. 
mit der Wahrnehmung dieſer Angelegenheiten in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Büreauvorſteher von dem Bekl. betraut war. Letzteres 
iſt aber, wie ſich aus der Geſammtdarſtellung der Gründe er⸗ 
giebt, als genügend feſtgeſtellt zu betrachten, C. war es gerade, 
welcher die Hypotheken⸗Angelegenheiten kannte und beſorgte und 
dem der Zeuge R. die zugeſtellte Urkunde übergeben hat, weil 
die Zuſtellung an ihn gleiche Geltung mit der an L. ſelbſt ge⸗ 
habt habe. II. C. S. i. S. Lange c. Grandidier und Gen. 
vom 7. Mai 1897, Nr. 79/97 II. M. 


Ich ſuche zum 1. Juli einen tüchtigen jüngeren Büreau⸗ f 


vorſteher. Offerten mit Angabe der Gehaltsanſprüche ſofort 
erbeten. ieſendahl 


ieſendahl, 
Rechtanwalt und Notar in Nauen. 


Jüngerer gewandter Büreauvorsteher gesucht für 
Halberstadt zum 15. Sept. Angebote mit Gehaltsansprüchen 
unter B. V. S. 101 an die Exp. dieses Blattes. 


Für größeres Anwaltsbüreau in größerer Stadt des Weſtens 
Büreauvorſteher geſucht. Nur zuverläſſige, tüchtige Bewerber, 
welche bereits Büreau geleitet haben und über gute Zeugniſſe ver⸗ 
fügen, wollen ſich unter Angabe ihres Lebenslaufes und ihrer Gehalts⸗ 
anſprüche, ſowie Beifügung ihrer Photographie melden und zwar 
unter der Chiffre WB. 100 an die Expedition dieſer Zeitſchrift. 


Vielſeitig erfahrener Büreauvorſteher, 37 Jahre alt, ledig, 
ſucht Stellung bei einem Rechtsanwalt, vorzugsweiſe in kleinerer 
Stadt im Gebiete des A. L. R. Off. erb. unter D. S. IV an die 


Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 


Büreauvorſteher, 31 Jahre alt, ſucht Stellung in Weſt⸗ 
falen oder Rheinland. 
Angebote sub F. Z. 1812 an die Exp. d. Bl. 


Bür.⸗Vorſt., 28 Jahre alt, ſucht per 1. 10. anderw. dauernde 


Stellung ev. auch ſchon früher. Gefl. Off. an d. Exp. d. Ztg. unt. A. Z. 3. 


Büreauvorſteher ſucht anderweitig Stellung in mittlerem 
oder kleinem Büreau. Off. sub. B. St. 242 an die Exp. d. Bl. erb. 


Für die Zeit vom 15. Juli bis 15. September d. Is. ſuche ich 
zur Vertretung in Anwalts⸗ und Notariats⸗Geſchäften einen landr. 
Aſſeſſor. Juſtizrath Dr. Michel⸗ 

a | in Duisburg a / Rhein. 

Für die Zeit vom 17. Zul bis 15. September ſuche ich einen 

Aſſeſſor zur Vertretung. Rechtsanwalt Kaufmann, 
Magdeburg. 
Rechtsanwalt und Notar in Danzig ſucht per Auguſt einen 


Gerichtsaſſeſſor als Vertreter. Offerten unter O. D. 264 
an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 
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Aſſeſſor ſucht Anwalts vertretung in den 
Ferien, evt. vom 1. Juli ab. Off. unter 830 an 
Rudolf Moſſe, Görllktz. 


Ein Rechtsanwalt, der bei einem Landgericht in der 
Provinz und auch als Notar eine Reihe von Jahren 
thätig geweſen iſt, wünſcht bei ſeiner Ueberſiedelung 
nach Berlin ſich mit einem Kollegen zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Ausübung der Praxis zu vereinigen. 

Auskunft ertheilt Herr Juſtizrath Kaufmann in 
Berlin, Jüdenſtraße 31/52. 


Juriſt, 
in Praxis und Theorie gründlich erfahren, ſucht Aſſociation mit 
einem Rechtsanwalt im Gebiete des franzöſiſchen oder gemeinen Rechts 
oder Juſtitiarſtelle. Offerten sub J. M. 575 an die Exp. d. Bl. 


Ich habe mich in Speyer a./R. als Rechtsanwalt niedergelaſſen. 
Meine Schreibſtube befindet ſich Hauptſtr. 68 II. 
Speyer a./R. im Juni 1897. 
Siegmund Jeitß, Rechtsanwalt. 


Juriſt. Wochenſchr., Jahrg. 1—5 


Zu kaufen geſucht: 
G. W. 263 an die Exp. der Jur. 


(1872—76). Offerten unter 
Wochenſchr. erbeten. 


A. v. Hecker 's Verlag G. Schuck, 
1 j Königlicher Eofbuchhändfer. 
kur Berlin (S.W.19), Jeruſalemer Straße 56. 


Soeben erſchienen: 


Die geſammten Materialien 
S geammien Aaterialien 


zu den 


Reichs zuſtizgeſetzen. 


Auf Veraulaſſung des Kaiſerlichen Reichs⸗Juſtizamtes 
" herausgegeben von | 
C. Hahn, Geh. Ob.⸗Juſtizrath, Sen.-Präf. d. Kammerger., 

fortgeſetzt von 
. Mugdan, Kammergerichtsrath. 
Materialien zum Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung und 
zur Grundbuchordnung. ter. 80. 17% Bogen 

— 282 Seiten, geh. 4 Mk., gebd. 5,50 Mk. 
Materialien zum Handelsgeſetzbuch. (Noch unter 
der Peeſſe befindlich.) Lex. 80. ca. 50 Bogen 
= 800 Seiten, geh. 6 Mk., gebd. 8 Mk. 


Das in den Juriſtenkreiſen beſtens eingeführte und für die 
richtige Handhabung der Geſetze höchſt wichtige Werk umfaßt 
die ſämmtlichen Materialien, insbeſondere die Entwürfe mit den 
Motiven, die Berichte ꝛc. der Kommiſſion des Reichstages, die 
Plenarverhandlungen u. . w. und iſt mit den erforderlichen Nach⸗ 
weiſungen und Regiſtern ausgeſtattet, ſo daß für jede einzelne 
Geſetzesbeſtimmung Alles, was die Materialien über dieſelben 
enthalten, mit Leichtigkeit aufgefunden werden kann. 


Bd. 8. 


Bd. 6. 


Von den bisher erſchienenen Bänden ſind noch vorhanden: 
Materialien zu dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
Lex. 80, (1834 Seiten.) 2. Auflage. Herabgeſetzt, geh. 
15 Mk. (anſtatt 34,80 Mk.) geb. 19 Mk. (anſtatt 88,80 Mk.) 
Bd. 2. Materialien zur Civilprozeßordnung. Lex. 8°, 
un Seiten.) 2. Auflage. Heradgeſeßt, geh. 17 Mk. 
anſtatt 34 Mk.) gebd. 21 Mk. (anſtatt 38 Mk.) 
Bd. 3. Materialien zur Strafprozeßordnung. Lex. 8°. 
(1886 Seiten.) 2, Yuflage. Perabgeſeßt, geh. 24 Mt. 
(anſtatt 48 Mk.) gebd. 28,50 Mk. (anſtatt 52,50 Mk.) 
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Guſtav Fiſcher, Verlag in Jena. 


Soeben erſchien: 


* Dr. A., Privatdozent, 2. Arzt der 
Cramer, Provinzial⸗Irrenanſtalt in Göttingen, 


Gerichtliche Pfychiatrie. 
Ein Leitfaden für Mediziner und Juriſten. 
= Preis: 4 Mark. — 


Verlag von Franz Vahlen in Berlin. 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


leute Erſcheinungen. 


Daubenfperk. — Referat, Votum und Urtheil. Eine 
Anleitung für praktiſche Juriſten im Vorbereitungsdienſt. 
Von Hermann 5 „ 1897. 

echſte, von Neuem durchgeſeßene Anflage. 
ö 960040 M. 5,—. Geb. M. 6— 


Jückel. — Reichsgeſetz über die Bwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 nebſt dem 
Einführungsgeſetz. Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen 
und Sachregiſter zum praktiſchen Gebrauch von Dr. Paul 
Jäckel, Reichsgerichtsrath. Cart. M. 1,—. 


Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts 
in Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit und in Straf⸗ 
ſachen, 6. Face von ann Johow, Geh. Ober. 
juſtizrath. Sechzehnter Wand. 1897. 
nun 8 Geh. M.7,—. Geb. M. 8,20. 

Neſſel. — Das Pfändungspfandrecht und der Inter- 
ventionsprozeſf nach preuß. Recht unter Berückſichtigung 
des gemeinen und rheiniſchen Rechts von Th. Neſſel, Wirkl. 
Geh. Oberjuſtizrath u. N h eh 1897. 

eh. M. 2,—. 


Olshanjen. — Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 
Nebſt einem Anhang, enthaltend Vorſchriften über Zuſtändig⸗ 
keit. Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter zum 
praktiſchen Gebrauch von Dr. Juſtus Ols hauſen, Reichs⸗ 
gerichtsrath. 1897. 6. Auflage. Cart. M. 0,80. 


Ueber Proberelationen. Eine Mittheilung aus der Juſtiz⸗ 
prüfungskommiſſton. 1897. Dritte durchgeſehene und ver- 
mehrte Auflage. Geh. M. 1, 80. 


Die Vorſchriften über die Ausbildung der Juriſten 
in Preußen. Mit Anmerkungen. 1897. Zweite Auflage. 


1897) erückſichtigung der Allg. Verfügung vom 18. Januar 
1897. 


. Cart. M. 0,60. 
Wandel. — Das Patentgeſetz vom 7. April 1891 
und das Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern vom 
1. Juni 1891 mit Ausführungsvorſchriften, erläuternden An⸗ 
merkungen und Sachregiſter. Herausgegeben von K. Wandel, 
Rechtsanwalt. Zweite, neubearbeitete Auflage. (Bis Ende 
1896 ergänzte Ausgabe.) 1897. Cart. M. 1,.—. 


Aflorintion 8 


erliner Schneider. (Friedrich Modler & Co.) 


Berlin S W., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt ihre Spezialität von 
Amtstrachten für Juſtiz⸗ 
beamte und Prediger. 
Amtsroben und Barrets für 

Richter: von M. 25—54, 

Rechtsanwälte: von M. 25—46, 
Gerichtsſchreiber: von M. 15—30 

* ne Sn Suse Sruſttecke und 
Kopfweite. ö 
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Juriſtiſche Perſon. = Gegründet 1875. = Staalsoberaufſtcht. 
2 5 in ſyſtematiſcher Solge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 


Derſelbe empfiehlt die | von Dr. jur. J. Kuhleubeck, 
©) 
© 


7 Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 
N Haftpflicht⸗Verſicherung | Bisher 15 5 755 erſchienen 75 80 à 5 Bogen. 


für Preis pro Heft 2 Mark. 


Nechtsauwälte, Stants⸗ und Communalbeamte, Um den zahlreichen Intereffenten den Bezug diefer hoch. 
Notare 1 ] 1 en un zu erleichtern, erſcheint dieſes Werk in 
+ 1. * einer Heftausgabe. 
Es werden ſeitens des Vereins 75 Prozent des Schadens WM. Zu Baier a jede Buchhandlung, ſowie von der unter- 
in vereinbarter Höhe mit feſten Prämien zu den billigſten zeichneten Verlags uchhandlung. 
| Prämienſätzen und zu den Selbſtkoſten gewährt. Jeder Gewinn Berlin, S. 14. W. Moeſer Jof buchhandlung. 
i wird den Mitgliedern in Form von Dividenden zurückvergütet. | e i 
2 
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Die Geſamtreſerven des Vereins 7 mehr als 9 Millionen — 
Mark, die Geſamtprämien über 5'/, Millionen Mark. 2 illige & ouv erts! 


Am 1. April 1897 beſtanden in ſämtlichen Abteilungen a & 
des Vereins 222 712 Verſicherungen über 1710 686 verſicherte U. Wahl, in allen gangbaren Formaten, geben ehr billig ab, 
per Mille Mark 1.— an. 


Perſonen. . 
Proſpekte und Verſicherungs⸗Bedingungen werden von der Muſter und Preiſe verlange man gratis von 
Direktion und den Vertretern des Vereins gratis abgegeben. Johann Ya rfel, Mir en. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 


Rechts- und Staatswissenschaftlicher Verlag. 


Dr. FRANZ LESKEE, un Dr. W. LOEWENFELD, 


GEHEIMER JUSTIZRATH UND VORTRAGENDER RATH RECHTSANWALT BEI DEM RGL. LANDGERICHT I IN BRLIN 
IM KGL. PREUSS. JUSTIZMINISTERIUM. — UND NOTAR. 


| DIR RECHTSVERFOLGUNG IM INTERNATIONALEN VERKEHR, 


DARSTELLUNG DER JUSTIZORGANISATION, DES CIVILPROZESSRECHTS, DES KONKURSRECHTS, 
DER ERBSCHAFTSREGULIERUNG UND DER KONSULARGERICHTSBARKEIT 


IN DEN EUROPÄISCHEN UND AUSSEREUROPÄISCHEN STAATEN. 


Zwei Bände. 


Preis des ersten Bandes M. 27, eleg. in Halbleder geb. M. 30. Preis des zweiten Bandes M. 28, eleg. in Halbleder geb. M. 81. 
Bei postfreier Zusendung je M. 0,50 mehr. 


Das Werk will die Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr dadurch erleichtern, dass es die Gerichts- 
[organisation, den Civilprozess und das Gebühren- und Kosten wesen, das Konkursrecht und das Konkurs- 
|| verfahren, das Erbrecht und die Nachlassbehandlung, sowie das Verfahren vor den Konsulargerichten 
aller am internationalen Rechtsverkehr betheiligten europäischen und aussereuropäischen Staaten in gedrängter Kürze zur 
Darstellung bringt. Eingehend behandelt sind die für den internationalen Rechtsverkehr wichtigen Fragen der Partei- 
und Prozessfähigkeit, der Kautionspflicht, des Armenrechts, der Vollstreckung ausländischer Urtheile 
und der Legitimation der Parteivertreter. Die Beifügung von Formularen zu Prozess-, Konkurs-, Erbschafts- 
und. General-Vollmachten für jedes Land, ‚in der Gerichtssprache des Landes und in deutscher Sprache, wird zeitraubende 


Anfragen bei auswärtigen Konsulaten ersparen. 


Inhalt: I. Deutsches Reich v. Landgerichtsr. R. Altsmann, Berlin. — II. Oesterreich v. Landesadvokat 
Dr. D. Markiewicz, Krakau. Ungarn v. Advokat Dr. B. Baracs, Budapest. Bosnien und Herzegowina v. Aerarial- 
Fiskal Dr. A. Pöltzel, Sarajewo. — III. Schweiz v. Prof. Dr. E. Zürcher, Zürich. — IV. Niederlande v. Prof. 
Dr. C. Ass er, Leiden. — V. Luxemburg v. Advokat-Anwalt Dr. F. Schmit, Luxemburg. — VI. u. VII. Frankreich u. 
Belgien v. V. Claessens und Paul Er rer a, Advokaten in Brüssel. — VIII. Itallen v. Advokat J. Bais ini, Mailand. — 
IX. Monaco v. Tribunalsvicepräs. Schauffler, Monaco, — X. Spanien v. Prof. Dr. M. Torres Campos, Granada. — 
XI. Portugal v. Dr. E. Alves de Sä, Lissabon. — XII. Grossbritannien und Irland v. Barrister R. Campbell, London. 
Schottland v. Advokat W. Cunninghame Steele, Edinburgh. Indien und die Englischen Kolonien v. Rechtsanwalt 
A. Hamburger, Berlin. — XII. Griechenland v. Dr. G. von Streit und Dr. G. Diobouniotis, Athen. — 
XIV. Rumänien v. Rath am Appellhof Dr. Georges G. Flaischlen, Bukarest. — XV. Serbien v. Staatsminister Andra 
Georgevitch, Belgrad. — XVI. Bulgarien v. Kassationshofvicepräs. Dr. M. St. Schischman ov, Sofia. — XVII. Montenegro 
v. Dr. W. Loewenfeld, Berlin. — XVIII. Türkei v. Advokat E. R. Salem, Saloniki. — XIX. Schweden v. Richter 
Dr. W. Uppström, Stockholm. — XX. Finland v. Dr. Wilhelm Chydenius u. Rathsherr W. F. Heimbürger, 
Helsingfors. — XXI. Russland v. Staatsrath Prof. Dr. J. Engelmann, Dorpat, unter Mitwirkung v. Prof. Dr. C. Erdmann, 
Dorpat, u. Advokat V. Hausbrandt, Warschau. Polen v. Advokat Dr. Hausbrandt, Warschau. — XXII. Dänemark 
und Norwegen v. Prof. Dr. J. H. Deuntzer, Kopenhagen, u. Reichsanwalt Dr. B. Getz, Kristiania. b 


37... 00 een 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſ er Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofpuchdruckerei in Berlin. 
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Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Naumburg a. S. hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die erfreuliche Zuwendung der aufrichtigſte Dank aus⸗ 


geſprochen. 


— — ͤ Pꝛ—— 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 1. bis 9. Juni 1897 aus⸗ 
gefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Kl. hat gegen ihren Ehemann, den Bekl., auf 
Zahlung von 50 Mark monatlicher Alimente vom 18. Marz 1896 
ab mit der Behauptung geklagt, daß der Bekl. ſie an dieſem 
Tage gewaltſam aus der Ehewohnung entfernt und trotz eines 
an ihn erlaſſenen Wiederaufnahmebefehls nicht wiederaufgenommen 
habe. Eine Beſchränkung des Anſpruchs auf die Dauer des 
Cheſcheidungsprozeſſes iſt in der Klage nicht zum Ausdrucke 
gekommen oder ſonſt als der Wille der Kl. erkennbar gemacht. 
Es hat denn auch das Prozeßgericht den Bekl. zur Zahlung 
von 30 Mark monatlicher Alimente ſeit dem 13. April 1896 
bis zur Trennung der Ehe oder bis zur Wiederaufnahme der 
Kl. verurtheilt. Dieſe Endbegrenzung entſpricht dem Weſen 
der geforderten Alimentation. Der Fortfall des geltend gemachten 
Rechts iſt daher nicht blos von der Entſcheidung des Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeſſes abhängig, ſondern auch von der Wieder⸗ 
aufnahme der Kl. durch den Bekl., im Falle die Ehetrennung 
nicht ausgeſprochen werden ſollte. Die Wiederaufnahme könnte 
dann aber möglicherweiſe erſt nach Ablauf von zwölfeinhalb 
Jahren erfolgen und war jedenfalls zur Zeit der Klageanſtellung 
auch nicht annähernd beſtimmbar. Deshalb iſt der Werth des 
Streitgegenſtandes gemäß 8 9 Abf. 1 des G. K. G. zu bemeſſen 
——ů—— 

) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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und hiernach vom Kammergerichte richtig auf 7 500 Mark feſt⸗ 
geſetzt. Der Umſtand, daß mittlerweile die Ehe der Parteien — 
wenn auch noch nicht rechtskräftig — geſchieden iſt, iſt hierbei 
ohne Erheblichkeit. Bolze Praxis des R. G. Bd. 13 Nr. 611 a, 
Bd. 21 Nr. 705 g. Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 S. 572 Nr. 2. 
IV. C. S. i. S. Schroeder c. Schroeder vom 17. Mai 1897, 
B Nr. 113/97 IV. | | 

2. Der Kl., ein 72jähriger Mann, fordert von dem 
Bekl. wegen einer im Betriebe der Eiſenbahn erlittenen Finger⸗ 
quetſchung eine jährliche Rente von 300 Mark, indem er 
behauptet, in Folge der Verletzung namentlich zu feinerer 
Weberarbeit, die er bisher gemacht, nicht mehr im Stande zu 
ſein und deshalb um den angegebenen Betrag in ſeiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit gemindert zu ſein. Das B. G. hat abweichend von 
§ 9 der C. P. O. den Werth des Streitgegenſtandes auf 
1600 —2 100 Mark feſtgeſetzt, indem es annimmt, daß vor- 
liegend der Werth des Streitgegenſtandes nicht nach dem 
12½ fachen Betrage der Rente beſtimmt werden könne einmal 
mit Rückſicht auf das hohe Alter des Kl. und ſodann mit 
Rückſicht darauf, daß gerade die Fähigkeit des Kl., feinere 
Arbeit zu verrichten, zeitlich ohnehin nur noch für eine ſehr 
begrenzte zu erachten ſei. Die hiergegen gerichtete Beſchwerde 
des Rechtsanwalts N., welcher den Kl. in II. J. vertreten hat, 
erſcheint begründet. Die Vorſchrift des § 9 der C. P. O. 
ſtellt ſich, wie auch in dem Beſchluſſe der Vereinigten C. S. 
vom 8. Juli 1889 (Entſch. Bd. 24 S. 373) hervorgehoben 
iſt, als eine Ausnahme von der Regel des § 3 daſelbſt dar, 
durch welche das Ermeſſen des Gerichts ausgeſchloſſen und 
poſitive Beſtimmungen getroffen ſind, welche für den Richter 
unbedingt maßgebend ſind. Es fragt ſich daher allein, ob die 
vom Kl. verlangte Rente als ein Recht auf wiederkehrende 
Nutzungen und Leiſtungen im Sinne des § 9 ſich darſtellt. 
In dieſer Beziehung hat nun der erwähnte Beſchluß vom 
8. Juli 1889 ausgeſprochen, daß darunter allerdings wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen, wenn auch von unbeſtimmter Dauer, nicht 
fielen, wenn deren Wegfall nach einem kürzeren, als zwölf. 
einhalbjährigen Zeitraum gewiß iſt, ſondern nur ſolche, welche 
ihrer Natur nach und erfahrungsmäßig eine ſolche Dauer haben 
können. Daß aber ein zweiundſiebenzigjähriger Mann noch 
12½ Jahr lang leben kann, die Rente daher dieſe Dauer 
haben kann, wird nicht in Abrede geſtellt werden können, und 
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kann daher allein der § 9 eit. hier maßgebend fein. Der zweite 
vom B. R. zugefügte Grund iſt bedeutungslos, da es für die 
Werthoͤberechnung nur darauf ankommen kann, was der Kl. 
begehrt, nicht aber darauf, inwieweit ſich ſein Anſpruch als ein 
begründeter darſtellt. III. C. S. i. S. Klughardt c. Eiſenbahn⸗ 
fiskus vom 25. Mai 1897, B Nr. 108/97 III. 

3. Der B. R. beſeitigt die Einrede der fehlenden Aktiv⸗ 
legitimation der Kl. mit dem Hinweis auf ſeine wiederholten 
Entſcheidungen, daß die märkiſche Ehefrau vollſtändige Vertrags⸗ 


und Verfügungsfähigkeit beſitze und deshalb in Prozeſſen ohne 


Zuziehung ihres Ehemannes für aktiv und paſſiv legitimirt 
erachtet werden müſſe, nachdem an Stelle der preußiſchen All- 
gemeinen Gerichtsordnung die deutſche C. P. O. mit der Be⸗ 
ſtimmung des § 51 getreten ſei. Das märkiſche Provinzialrecht 
iſt nicht reviſibel, das R. G. iſt daher nicht in der Lage, die 
Feſtſtellung des B. R. nachzuprüfen: daß nach dieſem Pro- 
vinzialrecht die Ehefrau vollſtändig verfügungsberechtigt (über 
ihr eingebrachtes Vermögen) ſei. Damit iſt dem Beſtreiten der 
Aktiolegitimation der Kl. der Boden entzogen, denn die Aktiv⸗ 
legitimation konnte nach Ausweis der Rechtſprechung des R. G. 
über dieſe Frage nur beſtritten werden, wenn der Ehefrau wegen 
des Verwaltungsrechts des Mannes die Verfügungsberechtigung 
abgeſprochen werden müßte. V. C. S. i. S. Dunker c. Sülter 
vom 22. Mai 1897, Nr. 399/96 V. 

4. Zurückweiſung einer Beſchwerde in Erwägung, daß 
das Gericht den Mangel der Vollmacht von Amtswegen zu 
berückſichtigen hat, inſoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht 
geboten iſt — 8 84 der C. P. O. —, zu dem Geſuche um 
Bewilligung des Armenrechts es der Zuziehung eines Rechts- 
anwalts nicht bedarf, — § 109 a. a. O. —, der Beſchwerde⸗ 
führer demnach verpflichtet war, dem O. L. G. auf Erfordern 
die Bevollmächtigung durch eine ſchriftliche Vollmacht nach⸗ 
zuweiſen — § 76 a. a. O. — VI. C. S. i. S. Dube 
c. Thielecke vom 17. Mai 1897, B Nr. 104/97 VI. 

5. Das Kammergericht geht mit Recht und in Ueber⸗ 
einſtimmung mit wiederholten Entſcheidungen des R. G. davon 
aus, daß in dem Falle, wo von mehreren, durch denſelben 
Rechtsanwalt vertretenen, dieſelbe Prozeßpartei darſtellenden 
Perſonen die eine obſiegt, die andere unterliegt, die ſolidariſche 
Haftung der mehreren Perſonen gegenüber ihrem Rechtsanwalt 
nicht dahin führen kann, dem der einen Perſon gegenüber ob» 
ſiegenden Gegner die geſammten Sachwaltergebühren auf⸗ 
zubürden. Regelmäßig hat die obſiegende Perſon vom Gegner 
nur ihren Kopftheil erſtattet zu verlangen. Das ſetzt indeſſen 
voraus, daß der Rechtsanwalt für jede der von ihm vertretenen 
Perſonen dieſelbe Thätigkeit entwickelt hat. Das liegt hier 
nach dem Eingangs dargeſtellten Gange des Rechtsſtreites nicht 
vor. Eine mündliche kontradiktoriſche Verhandlung hat danach 
bezüglich des Ehemannes jedenfalls in Höhe von 552,63 Mark 
nicht ſtattgefunden und der Antheil der Ehefrau an der zu 
zahlenden Verhandlungsgebühr iſt deshalb jedenfalls höher als 
der des Ehemannes. Um dieſen Betrag, eventuell unter 
Benutzung des in § 536 Abſ. 2 geordneten Verfahrens, feft- 
zuſtellen, iſt der angefochtene Beſchluß aufgehoben und dem 
Kammergericht die weitere Beſchlußfaſſung gemäß § 538 der 
C. P. O. übertragen. I. C. S. i. S. Lentz c. Oertelt vom 

22. Mai 1897, B Nr. 44/97 J. 
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6. Geklagt iſt wegen angeblicher Verletzung eines der 
Kl. ertheilten Patents, betreffend ein Verfahren zur Darſtellung 
von Iſoeugenol. Die Bekl. hat eingewendet, daß ſie Iſoeugenol 
nach einem anderen als dem der Kl. geſchützten Verfahren her⸗ 
ſtelle, und daß ſie für ihr Verfahren die Ertheilung eines 
Patents nachgeſucht habe. Es ſteht feſt, daß die Bekl. ihre 
angebliche Erfindung beim Patentamt angemeldet hat, und daß 
die Bekanntmachung der Anmeldung erfolgt iſt. Mit Rückſicht 
hierauf hat das L. G. in Hamburg, bei welchem die Klage 
erhoben iſt, die Verhandlung bis zur Beſchlußfaſſung des 
Patentamts über die Ertheilung des Patents ausgeſetzt. Auf 
die Beſchwerde der Kl. iſt aber durch Beſchluß des O. L. G. 
vom 22. April 1897 der Beſchluß des L. G. aufgehoben und 
die Fortſetzung des Verfahrens angeordnet worden. Die hier⸗ 
gegen gerichtete weitere Beſchwerde der Bekl. iſt unbegründet, 
weil die Vorausſetzung des §S 139 der C. P. O. nicht vorliegt. 
In dem anhängigen Nechtöftreit iſt darüber zu entſcheiden, ob 
die Bekl. durch ihr Verfahren zur Darſtellung von Iſoeugenol 
das Patent der Kl. verletzt, vom Patentamt dagegen iſt dar- 
über zu befinden, ob der Bekl. für ihr Verfahren ein Patent 
zu ertheilen iſt. Dieſe beiden Fragen ſind verſchieden. Das 
Verfahren der Bekl. kann patentfähig ſein und doch das Patent 
der Kl. verletzen, und es kann umgekehrt das Verfahren der 
Bekl. der Patentfähigkeit entbehren und dennoch keinen Ein⸗ 
griff in das Patent der Kl. enthalten. I. C. S. i. S. Haar⸗ 
mann & Reimer c. Fritſche & Co. vom 19. Mai 1897, 


B Nr. 39/97 J. 


7. Nach § 142 der C. P. O. kann das Gericht die 
Wiedereröffnung der Verhandlung anordnen. Darüber, ob das 
geſchehen ſoll, hat aber das Gericht lediglich von Amtswegen 
zu befinden. Das Geſetz giebt den Parteien kein Recht, unter 
gewiſſen Vorausſetzungen die Wiedereröffnung der Verhandlung 
zu verlangen oder ſie zu beantragen, folglich auch kein Recht 
darauf, zur Begründung eines ſolchen Antrages zugelaſſen und 
darauf beſchieden zu werden. Vielmehr erliſcht der Anſpruch 
der Parteien auf rechtliches Gehör mit dem Schluß der münd- 
lichen Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht. — Im vor⸗ 
liegenden Fall war im Termin vom 23. November 1896 die 
Verhandlung geſchloſſen worden. Das Gericht, vor welchem 
verhandelt worden war, hatte, ohne Veranlaſſung zur Wieder⸗ 
eröffnung der Verhandlung gefunden zu haben, das Urrtheil 
gefällt, und der Termin vom 30. November war nur zur Ver⸗ 
kündung der Entſcheidung beſtimmt. Es widerſprach daher 
nicht dem Geſetz, daß in dieſem Termin das Gericht ohne Be⸗ 
rückſichtigung des von der Bekl. geſtellten Antrages die Ver⸗ 
kündung des Urtheils ſtattfinden ließ. Einen Anſpruch auf 
Herbeiführung einer Verhandlung und Entſcheidung über ihren 
Antrag vor und von denjenigen Richtern, vor denen am 
23. November verhandelt worden war, hatte die Bekl. nicht. 
I. C. S. i. S. de la Sauce & Kloß c. Bach & Co. vom 
22. Mai 1897, Nr. 20/97 I. Zu 

8. Die Reviſion iſt nach Ablauf der Nothfriſt eingelegt; 
ſie könnte daher nur dann Erfolg haben, wenn das Geſuch des 
Kl., ihn in den vorigen Stand wiedereinzuſetzen, gerechtfertigt 
ſein ſollte. Die Wiedereinſetzung iſt jedoch dem Kl. zu verſagen. 
Nach § 211 der C. P. O. iſt einer Partei, die durch Natur⸗ 
ereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert war, 
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eine Nothfriſt inne zu halten, auf Antrag die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand zu ertheilen. Wie das R. G. wiederholt 
ausgeſprochen hat, iſt hiernach Vorausſetzung des Antrags, daß 
das geltend gemachte Hinderniß ohne Verſchulden der Partei 
eingetreten ſei und durch ihre Thätigkeit nicht habe beſeitigt 
werden können. Es kann zwar keinem Zweifel unterliegen, daß 
die Verzögerung des Gerichts bei Bewilligung des Armenrechts 
einen unabwendbaren Zufall im Sinne des Geſetzes bilden kann; 
aber von einer Zögerung des Gerichts kann dann nicht die 
Rede ſein, wenn die Partei das Geſuch um Ertheilung des 
Armenrechts fo ſpät einreicht, daß es im geordneten Ge⸗ 
ſchäftswege rechtzeitig nicht mehr erledigt werden kann. 
V. C. S. i. S. Koſſert c Wieland vom 22. Mai 1897, 
Nr. 397/96 V. 

9. Das B. G. hat die Ablehnung des Zeugenbeweiſes 
nicht ausſchließlich darauf geſtützt, daß das Gegentheil der 
klägeriſchen Behauptung jetzt fchon erwieſen ſei, ſondern es be⸗ 
mängelt auch den neuen Zeugenbeweisantritt ſelbſt, ſofern es 
ausführt, daß die früheren Angaben des St. in der Unterſuchung 
gegen den Bekl. wegen Steuerdefraudation den Beweiswerth 
ſeiner zukünftigen Ausſagen, ſoweit ſie von den bisherigen ab⸗ 
weichen ſollten, aufheben, beziehungsweiſe auf ein unerhebliches 
Maß verringern würden. Allein hiebei verletzt der B. R. die 
Vorſchriften über den Zeugenbeweis, wie das R. G. insbeſondere 
in der titirten Entſcheidung im 4. Bd. S. 375 angenommen hat. 
Es iſt daſelbſt ausgeführt, daß wenn gleich unter Umſtänden 
eine zu andern Akten ſchon vorhandene Zeugenausſage im Wege 
des Urkundenbeweiſes verwerthet werden kann (vgl. auch Bd. 15 
S. 335) dies doch nicht dahin führen kann, daß die Auf⸗ 
nahme eines angetretenen Zeugenbeweiſes gerichtsſeitig erſetzt 
wird durch Berückſichtigung anderweitig ſchon vorhandener Aus⸗ 
ſagen des benannten Zeugen. Jedenfalls iſt dies dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn die frühere Ausſage — wie im vorliegenden 
Fall — weder vor einem Gericht, noch nach vorgängiger Be- 
eidigung, noch in Gegenwart der Prozeßparteien erfolgt iſt, alſo 
gerade derjenigen Garantien ermangelt, mit welchen das Geſetz 
aus guten Gründen den Zeugenbeweis umgeben hat und deren 
Wahrung es dem Gericht zur Pflicht macht. Das B. G. hat 
allerdings die frühere Ausſage des St. als „unverdächtig“ be⸗ 
zeichnet und hervorgehoben, daß Kl. ſelbſt nichts in der Richtung 
vorgebracht habe, daß und warum ꝛc. St. jetzt mehr als vor 
fünf Jahren in der Lage ſein ſollte, wahrheitsgemäße und be⸗ 
ſtimmte Angaben zu machen, allein die Annahme, daß der Zeuge 
wahrheitsgemäße Angaben gemacht habe, berechtigt den Richter 
noch nicht, die vorbezeichneten Garantien außer Acht zu laſſen, 
auch lag dem Bekl. nicht die Pflicht ob, zu begründen, warum 
er von dem Zeugen andre Angaben erwarte; zu dieſer Begründung 
lag auch im vorliegenden Fall keine Veranlaſſung vor, da nicht 
ausgeſchloſſen iſt, daß die Angaben des ꝛc. St. bei feiner 
ſummariſchen unbeeidigten Vernehmung vor dem Schultheißenamt 
von dem Beſtreben beeinflußt waren, den Bekl., dem er damals 
unbeſtrittenermaßen noch Geld ſchuldete, der drohenden Strafe 
zu entziehen. Das B. G. durfte hienach den angetretenen 
Zeugenbeweis nicht ablehnen, zumal ſchon eine geringe Ver⸗ 
ſchiebung der Beweislage wenigſtens zu einem vom Bekl. zu 
leiſtenden richterlichen Eid führen konnte. III. C. S. i. S. 
Heß c. Heß vom 18. Mai 1897, Nr. 6/97 III. 
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10. Gegen die Ausführung des B. R. macht die Reviſien 
mit Grund geltend, daß ſie eine ausreichende Würdigung des 
Streitſtoffes vermiſſen laſſe. Der B. R. iſt in der Weiſe ver⸗ 
fahren, daß er zunächſt den Inhalt des Dorfprivilegs und dann 
die übrigen klägeriſcherſeits herangezogenen Auslegungsmomente 
je einzeln gewürdigt hat. Damit wird er aber im Sinne des 
§ 259 der C. P. O. dem Vorbringen der Kl. nicht gerecht. 
Dieſes mußte im Zuſammenhange zur Prüfung gezogen 
werden. Eine derartige Prüfung legt aber eine Reihe von 
Geſichtspunkten nahe, die im Geſammtergebniſſe zu einer der 
Klage günſtigen Beurtheilung führen können. Aus dem Dorf- 
privileg vom 1. Mai 1677 läßt ſich entnehmen, daß der 
Grundherr von Filehne die Dorfſchaft Follſtein durch Heran⸗ 
ziehung von Anſiedlern holländiſcher Nationalität und durch 
Verleihung von nutzbarem Grundbeſitz begründet hat. Es ſteht 
feſt, daß er bereits vor Ertheilung des Dorfprivilegs das Bauholz 
zu der für die Anſiedelung im Jahre 1637 errichteten Kirche, 
alſo zu einer öffentlichen und gemeinſchaftlichen Anſtalt der 
Auſiedler hergegeben hat. In dem Dorfprivileg hat er dann 
ſeine Abſicht, dem Dorfe die früheren Gerechtſame zu bekräftigen, 
ausgeſprochen, den Wirthen die nutzbaren Hufen für ſich und 
ihre Nachkommen auf ewige Zeit gegen gewiſſe Verpflichtungen, 
insbeſondere gegen Zahlung eines Hufzinſes belaſſen, ihnen das 
auf den Hufen befindliche Holz nach ihrer Nothdurft und zu 
ihrem Nutzen zum Brennen und Bauen überwieſen und, ſoweit 
das vorhandene Holz nicht ausreichte, ſolches aus ſeiner Forſt 
verſprochen. Faßt man dieſe Momente zuſammen, ſo laſſen ſie 
ſehr wohl den Schluß zu, daß der Grundherr mit der in dem 
Dorfprivileg ausgeſprochenen Bewilligung des von den Dorf— 
wirthen benöthigten, auf ihren Beſitzungen aber nicht vorhandenen 
Holzes die Fürſorge für den Bedarf der Dorfwirthe nicht allein 
in Bezug auf die Wirthſchaft der Einzelnen ſondern auch in Bezug 
auf das Intereſſe der Geſammtheit, alſo auch für weltliche und 
geiſtliche Gemeindebedürfniſſe habe bethätigen wollen. Die im 
B. U. durch Unterſtreichen gekennzeichneten Stellen des Dorf⸗ 
privilegs nöthigen nicht zur Ablehnung eines ſolchen Schluſſes. 
Dagegen kann auf obiger Grundlage eine Unterſtützung dieſes 
Schluſſes in den klägeriſcherſeits behaupteten ſpäteren Umſtänden 
gefunden werden. So in der Beſtimmung des § 4 des über 
die Ablöſung der Bau- und Brennholzberechtigung der Follſteiner 
Wirthe gegen die Grundherrſchaft abgeſchloſſenen Rezeſſes vom 
26. März 1857, worin es ſchließlich heißt, daß bezüglich der 
Rechtsverhältniſſe der Kirche und Schule ſowie der Verpflichtung 
zum Bau und zur Unterhaltung der zwiſchen Schloß und Stadt 
Filehne belegenen ſogenannten Dümpelbrücken durch die Aus⸗ 
einanderſetzung nichts geändert werde. So ferner in dem Um⸗ 
ſtande, daß in dem Nachbardorfe Groß⸗Kotten, deren Kirchen⸗ 
gemeinde mit der klägeriſchen einen gemeinſchaftlichen Pfarrer 
zu Groß⸗Kotten hat, die Grundherrſchaft für ſämmtliche Pfarr⸗ 
gebäude das Bau- und Reparaturholz zu liefern hat, ſelbſt 
unter Berückſichtigung der Thatſache, daß an der Groß⸗Kottener 
Kirche noch ein Patronat der Filehner Grundherrſchaft beſteht, 
während an der Follſteiner Kirche ſolches nicht mehr beſteht. 
So weiter in den Rechnungen, die im Follſteiner Gerichtsbuch 
enthalten ſind und aus denen ſich ergeben ſoll, daß zu allen 
Kirchenbauten bis 1789 hin die Grundherrſchaft Holz hergegeben 
haben ſoll, mag auch im Jahre 1805 von Zeugen bekundet ſein, 
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daß die Grundherrſchaft den Gemeinden Groß-Drenſen und 
Eichberg Holz zu Kirchenbauten auf deren Anſuchen geſchenkt 
habe, und mag auch bei den Follſteiner Kirchenbauten von 
1793/5 (vergl. das Urtheil des Weſtpreußifchen Hofgerichts vom 
1. Februar 1806, ſowie die Urtheile der II. und III. Inſtanz 
vom 31. Mai 1822 und 5. März 1823) die Hergabe des 
Holzes ſeitens der Grundherrſchaft auf deren Meinung, Patronin 
zu ſein, beruhen. So beſonders in der Urkunde von 1793, die 
im Thurmknopfe der Follſteiner Kirche verwahrt, von dem 
Pfarrer H. abgefaßt und von dem damaligen Grundherrn mit⸗ 
unterzeichnet ſein ſoll, und in der es heißt, daß die Grund» 
herrſchaft auf Nachſuchen der Gemeinde, die vermöge ihres 
Dorfprivilegs freies Bau- und Brennholz erhalte, 
das hochnöthige Bauholz zu einem neuen Thurm hergegeben habe. 
So endlich in dem Umſtande, daß von der Grundherrſchaft das 


Holz zu Brückenbauten und zur Schulheizung in Follſtein 


gewährt ſein ſoll. Führt aber die Würdigung aller vorerörterten 
Beweismomente im Zuſammenhange zu einer der Klage günſtigen 
Auslegung des Dorfprivilegs vom 1. Mai 1677, ſo wird die 
eventuelle Erwägung des B. G., daß ein Uebergang der ver⸗ 
liehenen Holzgerechtigkeit von den Hufenbeſitzern auf die Kl. 
rechtlich unzuläſſig ſein würde, von ſelbſt hinfällig, weil es dann 
eines ſolchen Ueberganges überhaupt nicht bedarf. Dem zu 
Folge muß die Grundlage, auf welcher die Entſcheidung des 
B. G. beruht, beanſtandet werden. IV. C. S. i. S. Kirchen⸗ 
gemeinde Follſtein . v. d. Schulenburg vom 10. Mai 1897, 
Nr. 387/96 IV. 

11. Aufhebung des B. U. wegen Mangels von Begründung. 
VI. C. S. i. S. Nachtigall c. Genoſſenſchaft des deutſchen 
Tiſchlerinnungsverbandes vom 13. Mai 1897, Nr. 460/96 VI. 

12. Aufhebung des B. U. Die Ausführungen des B. G., 
womit es nachzuweiſen ſucht, daß der Bekl. nicht durch ſeine 
Schuld die Zahlung des Kaufgelderreſtes unterlaſſen habe, ſind 
ſo untermiſcht von Unterſtellungen und Vermuthungen, daß ſie 
nicht für zutreffend erachtet werden können. Weiter ausgeführt. 
V. C. S. i. S. Stagadt c. Schiedat vom 26. Mai 1897, 
Nr. 401/96 V. 

13. Das Sitzungsprotokoll vom 19. Oktober 1896 ſteht 
mit dem Thatbeſtande des B. U. von demſelben Tage inſofern 
in Widerſpruch, als in dem erſteren konſtatirt iſt, daß der in 
I. J. urſprünglich geſtellte, dann aber fallen gelaſſene Eventual⸗ 
antrag auf Zahlung von 1 649,10 Mark und 10,75 Mark 
nebſt Zinſen nicht vorgetragen worden ſei, in dem letzteren da⸗ 
gegen angegeben iſt, daß der Vortrag dieſes Coentualantrages 
erfolgt ſei. Der Widerſpruch iſt gemäß § 285 der C. P. O. 
dahin zu löſen, daß das Sitzungsprotokall maßgebend und jener 
Antrag daher als nicht geſtellt anzuſehen iſt. IV. C. S i. S. 
Schorſtein c. Gückler vom 29. April 1897, Nr. 464/96 IV. 

14. Dem B. G. iſt darin beizuſtimmen, daß das Urtheil 
des Hauptprozeſſes nicht, wie das L. G. angenommen hat, 
ſchlechthin eine Verpflichtung des Widerſpruchsklägers zur Zahlung 
von 12 000 Mark an den früheren Kl., jetzt deſſen Konkurs» 
maſſe, begründet hat. Da das Urtheil über den erhobenen 
Anſpruch ergeht, ſo iſt die Urtheilsformel, welche den Bekl. 
klaggemäß verurtheilt, nur zu verſtehen im Zuſammenhange mit 
der Begründung des Klageanſpruchs. So ſtellt auch hier das 
im Hauptprozeſſe ergangene Verſäumnißurtheil, gegen deſſen 


Vollſtreckung ſich die jetzt erhobene Widerſpruchsklage richtet, 
nur diejenige Verpflichtung des Bekl. feſt, auf die der Anſpruch 
des Kl. gerichtet war, nämlich die Verpflichtung zu einer Ein⸗ 
lage von 12 000 Mark in die zwiſchen ihm und dem Kl. zu 
begründende offene Handelsgeſellſchaft, zu deren Begründung der 
Kl. ſich in der Klage bereit erklärt hatte. Aus dieſer rechtlichen 
Natur der durch das Urtheil des Hauptprozeſſes für den jetzigen 
Kl. begründeten Verpflichtung folgt aber, wie von der Reviſion 
mit Recht ausgeführt worden iſt, die Unhaltbarkeit der er⸗ 
gangenen Entſcheidung. Dieſe wird auf die Erwägung geſtützt, 
daß der Kl. ſchon vor Ausbruch des Konkurſes über das Ver⸗ 
mögen von E. die 12 000 Mark in die Geſellſchaftskaſſe zu 
zahlen gehabt habe und daß, wenn trotz dieſer Zahlung der 
Konkurs ausgebrochen wäre, die gedachte Summe oder deren 
Werth ſich in der Maſſe befunden haben und den Gläubigern 
des bisherigen Alleininhabers der Firma haften würde. Daraus 
wird hergeleitet, daß der Konkursverwalter berechtigt ſei, daſſelbe 
Ergebniß durch Zwangsvollſtreckung aus dem Urtheil herbei⸗ 
zuführen, ohne daß ihm die urſprüngliche Einſchränkung des 
Urtheils entgegenſtehe. Dieſe Erwägung beruht auf rechts⸗ 
irriger Auffaſſung der durch das Verſäumnißurtheil vom 12. No⸗ 
vember 1895 feſtgeſtellten Verpflichtung des Kl. Der Kl. iſt 
zur Erfüllung des mit dem Bekl. über den Eintritt als Geſell⸗ 
ſchafter in deſſen Geſchäft unter Einbringung einer Einlage von 
12 000 Mark in die Geſellſchaft geſchloſſenen Abkommens ver⸗ 
urtheilt. Aus dieſem Urtheil erwuchs für den Bekl. kein 
Forderungsrecht auf Zahlung von 12 000 Mark an ihn, 
ſondern an die künftige Geſellſchaft, auf welche gleichzeitig die 
Aktiva und Paſſiva des bis dahin von dem Bekl. allein be⸗ 
triebenen Geſchäfts übergehen ſollten. Zur Begründung dieſer 
Geſellſchaft iſt es aber niemals gekommen und kann es, nachdem 
der Bekl. in Konkurs verfallen iſt, nicht mehr kommen, da der 
Konkurs die Auflöſung der Geſellſchaft, falls ſie beſtände, zur 
Folge haben würde, alſo ihre Entſtehung ausſchließt. Der 
Konkursverwalter iſt außer Stande, dem Kl. das zu gewähren, 
was der Bekl. dieſem als Gegenleiſtung zu gewähren gehabt 
haben würde, nämlich den Eintritt als Geſellſchafter in ſein 
Handelsgeſchäft mit den ſich daraus für den Kl. ergebenden 
Rechten und Pflichten. Er kann deshalb auch die Zahlung der 
vom Kl. verſprochenen und judikatmäßig von ihm zu leitenden 
Einlage nicht fordern, weil dieſelbe nicht mehr in das Ver⸗ 
mögen der Geſellſchaft gelangen kann, ſondern, wenn der Kl. 
fie zahlen müßte, in die Konkursmaſſe des Bekl. als Einzel- 
kaufmanns gelangen würde. Die Erfüllung des Judikats iſt 
durch die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Bekl. unmöglich geworden. Iſt dieſe Unmöglichkeit durch den 
Kl. verſchuldet, weil derſelbe dem Urtheil nicht nachgekommen 
iſt, obgleich der Bekl. zu ſeiner Aufnahme als Geſellſchafter 
bereit war, ſo kann ſich aus dieſer Verſchuldung des Kl. ein 
Schadensanſpruch für den Bekl. ergeben, der unter Umſtänden 
feiner Höhe nach der Einlage von 12 000 Mark gleichkommen 
könnte und dieſer Schadensanſpruch iſt mit der Konkurseröffnung 
in die Konkursmaſſe gefallen. Ueber dieſen Schadensanſpruch 
aber iſt bisher ein Urtheil nicht ergangen und es iſt unzuläſſig, 
dem auf Erfüllung des Abkommens über den Eintritt des 
Kl. in eine Handelsgeſellſchaft mit dem Bekl. lautenden Urtheil 
den Sinn unterzulegen, daß damit auch der Schaden sanſpruch 
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des Bekl. auf den Betrag der Einlage von 12 000 Mark feſt⸗ 
geſtellt ſei. Darauf aber laufen die Erwägungen des B. G. 
hinaus. I. C. S. i. S. Becker c. Fricke vom 5. Mai 1897, 
Nr. 121/97 I. ö | 

15. Das Kammergericht hat den von den Bekl. benannten 
Profeſſor N. zum Sachverſtändigen für die in den Beweis⸗ 
ſchlüſſen vom 23. Dezember 1895 und 18. Januar 1897 aus⸗ 
geworfenen Beweisfragen ernannt und das gegen dieſen Sach⸗ 
verſtändigen gerichtete Ablehnungsgeſuch des Kl. durch den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß abgelehnt. Die gegen dieſen Beſchluß in 
geſetzlicher Form und Friſt angebrachte ſofortige Beſchwerde des 
Kl. erſcheint begründet. Der Sachverſtändige hat ſelbſt au⸗ 
gegeben, daß er während der Anhängigkeit des vorliegenden 
Rechtsſtreits auf Erſuchen des Mitbekl. dieſem ein Privat- 


gutachten über eine mit dem jetzt zu erſtattenden Gutachten 


im Zuſammenhange ſtehende Frage gegen Entgelt ertheilt hat 
und demnächſt auf Vorſchlag deſſelben Mitbekl. in einer auf 
deſſen Strafanzeige gegen den Kl. eingeleiteten Vorunterſuchung 
als Sachverſtändiger vernommen worden iſt. Bei ſolcher Sach⸗ 
lage iſt die Befürchtung des Kl., daß der Sachverſtändige ein 
den Bekl. günſtiges ſubjektives Intereſſe an der Sache ge⸗ 
wonnen habe und nicht mehr unbefangen ſei, gerechtfertigt 
(vergl. den auf Grund ähnlicher Sachlage ergangenen Beſchluß 
des R. G. i. S. Gladenbeck c. Gladenbeck BI 18/96). Daß 
die von dem Sachverſtändigen abgegebenen Gutachten inzwiſchen 
durch eine Entſcheidung des Patentamts eine objektive Unter⸗ 
ſtützung gefunden haben, beſeitigt die Beſorgniß feiner ſub⸗ 
jektiven Befangenheit nicht. I. C. S. i. S. Oberländer c. Vogt 
vom 12. Mai 1897, B Nr. 37/97 I. 

16. Die Erwägungen des B. R. ſind nicht einwandsfrei. 
Wenn das O. L. G. in eine ſelbſtändige Würdigung des 
Beweisergebniſſes, gleich als ob der Eid noch nicht geleiſtet 
wäre, eintreten wollte, fo mußte es zuvor die ſämmtlichen 
ihm dargebotenen anderweitigen Beweismittel erledigen. Das 
iſt aber inſofern nicht geſchehen, als die Bekl. in der Berufungs⸗ 
verhandlung noch einen dritten, in der I. J. nicht vernommenen 
Zeugen benannt hatte. Auch erſcheint es nicht unbedenklich, 
wenn das Urtheil annimmt, die geſetzlichen Regeln über die 
Auferlegung eines zugeſchobenen Eides durch Beweisbeſchluß 
(C. P. O. § 426) gehörten zu den prozeſſualen Vorſchriften, 
auf die eine Partei wirkſam verzichten könne, und auf die da⸗ 
her der 8267 Abſ. 1 C. P. O. anzuwenden ſei. Es iſt indeß 
nicht erforderlich, auf dieſe Bedenken hier weiter einzugehen. 
Denn es kann keinem Zweifel unterliegen, daß für das L. G. 
die Vorausſetzungen, von denen der Abſ. 2 des § 426 die 
Auferlegung eines Eides durch Beweisbeſchluß abhängig macht, 
vorlagen. Die Vertheidigung des Bekl., daß der Vertrag, auf 
deſſen Nichterfüllung die Klage ſich gründet, durch überein⸗ 
ſtimmende Willenserklärung beider Theile, nachdem er zuſtande 
gekommen und bereits theilweiſe erfüllt war, wieder aufgehoben 
worden ſei, iſt zweifellos ein „einzelnes, ſelbſtändiges Ver⸗ 
theidigungsmittel“: ein einzelnes, weil der Bekl. der Klage 
noch andere Vertheidigungsmittel entgegengehalten hatte; und 
ein ſelbſtändiges, weil die Beurtheilung dieſer Vertheidigung 
völlig unabhängig war von der Beurtheilung des übrigen 
Prozeßſtoffes. Wenn der Bekl. daher geglaubt hat, in der 
Berufungsinſtanz den Eid in formaler Hinſicht anfechten zu 


können, ſo war dieſer Angriff von vornherein verfehlt, und die 
prozeſſuale Lage war in Wahrheit die, daß, weil der Eid in 
der richtigen Form auferlegt und abgenommen war, durch feine 
Leiſtung auch voller Beweis für die beſchworene Thatſache 
erbracht war (C. P. O. §§ 428 Abſ. 1, 49 5 Abſ. 2). Hier⸗ 
mit erübrigen ſich aber alle weiteren Erwägungen des B. G. 
Eine andere Frage iſt es allerdings, ob ſich der Eid inhaltlich 
mit der Verneinung der Behauptung der Bekl. deckt. Das iſt 
aber unbedenklich zu bejahen. I. C. S. i. S. Goldſtein 
c. Goldring vom 5. Mai 1897, Nr. 35/97 I. 

17. Zurückweiſung einer Beſchwerde in Erwägung, daß 
die weitere Beſchwerde gegen den landgerichtlichen Beſchluß 
von dem O. L. G. mit Recht als unzuläſſig verworfen worden 
iſt ($ 531 Abſ. 2 der C. P. O.), weil für das O. L. G zwei 
ſachlich übereinſtimmende Entſcheidungen der Vorinſtanzen vor⸗ 
lagen, die nur in der Begründung von einander abweichen, 
und durch eine ſolche lediglich in der Begründung ruhende 
Verſchiedenheit der Vorentſcheidungen deren vom Geſetz für die 
Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde vorausgeſetzte Difformität 
nicht gegeben wird (vergl. hierüber die bei v. Wilmowski⸗Levy 
Note 2 zu § 531 der C. P. O. citirten Entſch. des R. G.). 
V. C. S. i. S. Przymuszalla Zwangsverſteigerung vom 29. Mai 
1897, B Nr. 86/97 V. | 

18. Der Kl. hat das Pfand⸗ und Vorzugsrecht an den 
vom Pächter eingebrachten Sachen, welches er als Verpächter 
nach § 7 des Ausführungsgeſetzes zur K. K. O. in Verbindung 
mit § 41 Nr. 2 der K. K. O. in Anſpruch nimmt, nach dem 
Inhalt der Klage und der Klagbitte allein nach Maßgabe des 
8 710 der C. P. O. in dem dort beſtimmten Gerichtsſtande 
geltend gemacht. Inſoweit der Kl. im Laufe des Verfahrens 
ſich auch auf die von ihm am 27. Dezember 1895 bewirkte 
Anſchlußpfändung berufen, und den zwiſchen dem Bekl. und 
den Eheleuten D. am 18. Dezember 1895 abgeſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrag angefochten hat, iſt die Rüge der unzuläſſigen Klag⸗ 
änderung mit Recht in den Vorentſcheidungen für begründet 
erachtet. Der erhobene Klaganſpruch mußte aber um des willen 
zurückgewieſen werden, weil am 4. Januar 1896, dem Tage 
der Klagzuſtellung, ein Zwangsvollſtreckungsverfahren, in welchem 
der Kl. ſeinen Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung nach 
§ 710 der C. P. O. hätte geltend machen können, nicht mehr 
anhängig war. Durch den Kaufvertrag vom 18. Dezember 
1895 und die beredete Aufrechnung der Forderung des Bekl. 
mit dem Kaufpreis, war der Anſpruch des Bekl. an die D. 'ſchen 
Eheleute, wegen deſſen er die qu. Sachen hatte pfänden laſſen, 
erloſchen und die eingeleitete Zwangsvollſtreckung beendet. Wenn 
nun, wie der Kl. behauptet, der Kaufvertrag vom 18. Dezember 
1895 von den Kontrahenten in der Abſicht abgeſchloſſen iſt, 
ſeine Rechte zu vereiteln, und auch der Bekl. bei der Fort⸗ 
ſchaffung der fraglichen Sachen vom Pachtgrundſtück am 
29. Dezember 1895 von der Anſchlußpfändung des Kl. am 
27. Dezember 1895 Kenntniß hatte, ſo kann doch der hier 
erhobene Klaganſpruch auf Grund dieſer Thatſachen nicht auf- 
recht erhalten werden. Es würde zwar zuläſſig ſein, dem Ein⸗ 
wand, daß die qu. Sachen ſich nicht mehr auf dem Pacht⸗ 
grundſtück befinden, mit der Replik der Anfechtung zu begegnen, 
da die rechtliche Zuläſſigkeit einer ſolchen Replik keinem Bedenken 
unterliegt. Indeſſen damit würde das beendete Zwangs⸗ 
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vollſtreckungsverfahren nicht wieder hergeſtellt werden können, 
und ſteht auch von dieſem Geſichtspunkt aus dem aus § 710 
der C. P. O. erhobenen Klaganſpruch die Beendigung des 
anhängig geweſenen Zwangsvollſtreckungsverfahrens entgegen. 
Die Reviſion mußte daher koſtenpflichtig zurückgewieſen werden. 
III. C. S. i. S. v. Olenhuſen ec. Barthel vom 18. Mai 1897, 
Nr. 382/96 III. 

19. Der Begründung des Beſchwerdegerichts, mit welcher 
die Nichtanwendbarkeit des $ 774 der C. P. O. damit gerecht⸗ 
fertigt wird, daß die Vornahme der Handlung, zu welcher die 
Bekl. durch das Urtheil vom 4. Juli 1895 verurtheilt ſind, nicht 
ausſchließlich von dem Willen des Bekl. Friedrich Sch. abhänge, 
weil dazu auch die Mitwirkung einer Behörde erforderlich ſei, 
kann in dieſer Allgemeinheit nicht beigetreten werden. Hat die 
vom Schuldner angegangene Behörde im regelmäßigen Geſchäfts⸗ 
gange den bei ihr geſtellten Antrag, ſei es mit, ſei es ohne 
Zuziehung und Betheiligung des Schuldners oder eines Dritten 
zu erledigen, ſo hängt allerdings von dieſer Erledigung die Vor⸗ 
nahme der Handlung ab. Aber dadurch wird die letztere nicht 
dem ausſchließlichen Willen des Schuldners entzogen; denn wenn 
dieſer den Antrag bei der Behörde ſtellt, ſo kann er auf die 
Mitwirkung der Behörde rechnen, falls der Antrag an ſich 
berechtigt und mit den erforderlichen Unterlagen verſehen iſt. 
Wäre dies nicht anzunehmen, ſo könnte der Schuldner ſich der 
Vornahme der ihm auferlegten Handlung dadurch entziehen, daß 
er die Stellung des Antrags bei der Behörde unterläßt. Erſt 
dann, wenn die Behörde auf den ſubſtantiirten Antrag die Ent⸗ 
ſcheidung ablehnt oder Schwierigkeiten macht und wenn auch im 
Beſchwerdeverfahren die Erledigung des Antrags nicht zu erreichen 


iſt, kann angenommen werden, daß die Vornahme der Handlung 


nicht ausſchließlich von dem Willen des Schuldners abhängt. 
Läßt ſich die Angelegenheit von der Behörde antragsmäßig er⸗ 
ledigen, ſo kommt es nur auf den Willen des Schuldners an, 
daß die Behörde mit der Angelegenheit befaßt wird, und unter⸗ 
läßt oder verzögert der Schuldner ungebührlich, die Mitwirkung 
der Behörde anzurufen, jo liegt der Fall des § 774 der C. P. O. 
vor und der Schuldner muß durch Geldſtrafen zur Erfüllung 
der ihm auferlegten Pflicht angehalten werden. Eine allgemein 
gültige Regel dafür läßt ſich nicht aufſtellen, wann der $ 774 J. c. 
zur Anwendung zu bringen ſei; es muß vielmehr im einzelnen 
Falle nach Lage der Sache beurtheilt werden, ob der Schuldner 
im Stande iſt, unter Mithülfe der Behörde die von ihm vor⸗ 
zunehmende Handlung auszuführen, oder nicht. Das Beſchwerde⸗ 
gericht hatte deshalb zu unterſuchen, ob der Bekl. Friedrich Sch. 
rechtzeitig Alles gethan hat, um die betreffenden Erbbeſcheini⸗ 
gungen zu beſchaffen, und ob hierzu die ihm geſtellte Friſt ausreichte. 
Ergiebt ſich hierbei eine Pflichtverſäumniß deſſelben, ſo erſcheint 
die Androhung und ſpätere Feſtſetzung der Geldſtrafe gerechtfertigt. 
Und nur, wenn ſich zeigt, daß die Unterlaſſung der Handlung 
nicht durch die Säumigkeit des Schuldners veranlaßt, ſondern 
daß der Grund dafür in der Sache ſelbſt oder in dem Verhalten 
der Behörden zu finden iſt, kann Veranlaſſung vorliegen, die 
Beſchlüſſe des I. R. aufzuheben. Da das Beſchwerdegericht die 
Sache in dieſer Weiſe bisher nicht geprüft hat, muß ſie ihm zur 
Nachholung des Unterlaſſenen und zur anderweitigen Eutſcheidung 
wieder unterbreitet werden. V. C. S. i. S. Sina c. Schüngel 
u. Gen. vom 26. Mai 1897, B Nr. 75/97 V. 


Zum Anfechtungsgeſetz. 

20. Das B. G. folgt nur einer feſtſtehenden Rechtſprechung 
des R. G., wenn es die Ehefrau P. deswegen als Rechts- 
nachfolgerin des S. im Sinne des § 11 des A. G. anſteht, 
weil dieſelbe ſich von S. an den Grundſtücken, welche dieſer 
durch die angefochtenen Rechtsgeſchäfte erworben hat, Hypothek 
hat beſtellen laſſen. Da nun unbeſtrittenermaßen die Ehefrau P. 
zu den Veräußerern jener Grundſtücke, den Eheleuten K. in dem 
Verhältniſſe ſteht, welches $ 3 Nr. 2 des A. G. näher bezeichnet, 
und das O. L. G. den Beweis, daß die Frau P. zur Zeit der 
Hypothekbeſtellung von den Umſtänden, welche die Anfechtung 
gegen S. begründen, keine Kenntniß hatte, für nicht geführt 
anſieht, ſo kann es ſich nur fragen, ob die Umſtände, auf 
Grund deren das Gericht die Anfechtung gegen S. für begründet 
erachtet, dieſe Anfechtung rechtfertigen und ohne Geſetzes verletzung 
feſtgeſtellt ſind. Die Anfechtung gegen S. betrifft die Ver⸗ 


äußerung der Grundſtücke Nr., 46 und Nr. 243 Rogau durch 


die Eheleute K., welche das erſtere Grundſtück dem S. vor 
feiner Verheirathung mit ihrer Tochter, das zweite nach der 
Verheirathung aufgelaſſen haben; dieſe Anfechtung unterlag 
ſonach an ſich einer verſchiedenen rechtlichen Beurtheilung, ſofern 
bezüglich der Veräußernng von Nr. 46 der Kl. außer den 
Vorausſetzungen des § 2 den in § 3 Nr. 1 des A. G. erforderten 
Beweis zu erbringen hatte, wogegen bezüglich der Veräußerung 
von Nr. 243 S. nach Maßgabe des § 3 Nr. 2 beweispflichtig 
war, andererſeits aber wieder der Kl. darzuthun hatte, daß er 
hier durch den Abſchluß des Vertrags ſelbſt benachtheiligt 
worden ſei. Das B. G. ſtellt nun dieſe rechtlichen Betrachtungen 
ebenfalls an, kommt aber zu dem Ergebniß, daß bezüglich beider 
Grundſtücke der Kl. den ſtrengeren Anforderungen ſowohl der 
Nr. 2 als der Nr. 1 des § 3 genügt habe, indem einmal die 
Benachtheiligung des Kl. durch den Abſchluß des Vertrags ſelbſt 
bewirkt worden ſei und ferner der Kl. den Beweis geführt habe, 
daß die Veräußerung beider Grundſtücke in der dem S. be⸗ 
kannten Abſicht geſchehen ſei, die Gläubiger zu benachtheiligen. 
Was zunächſt den erſten Punkt betrifft, ſo findet das B. G. 
die Benachtheiligung des Kl. darin, daß an Stelle der Grund⸗ 
ſtücke zum Theil eine Kaufgelderforderung an den zahlungs⸗ 
unfähigen S. getreten ſei. Die hiergegen ſeitens der Rkl. 
erhobene Rüge, die Annahme, daß S. zahlungsunvermögend ſei, 
beruhe auf einer Suppedition, iſt bedeutungslos, da, ſelbſt wenn 
die Feſtſtellung dieſes Umſtandes auf Verletzung eines Prozeß⸗ 
geſetzes beruhte, eine Benachtheiligung des Kl. ſchon darin 
gefunden werden muß, daß er infolge der Veräußerung der 
Grundſtücke ſeinen Zugriff nicht mehr auf dieſe ſelbſt, ſondern 
nur auf eine Forderung ſeiner Schuldner an S. richten kann. 
Darum kommt auch nichts darauf an, ob, wie die Rkl. weiter 
geltend machen, das Altentheil von S. über den Werth der 
Grundſtücke hinaus übernommen worden iſt und ob die Ver⸗ 
käufer von dem Kaufpreis noch 540 Mark an den Kl. gezahlt 
haben. Bei dem zweiten Punkt richtet ſich der Angriff der Rkl. 
gegen eine Stelle des Urtheils, an welcher geſagt iſt, daß, wenn 
man in Nr. 2 des § 3 die Statuirung einer vom Anfechtungs⸗ 
beklagten widerlegbaren Doluspräſumtion finde, beim Mißlingen 
dieſes Gegenbeweiſes infolge des innigen Zuſammenhangs beider 
Auflaſſungen konſequenterweiſe auch die Anfechtung von Nr. 46 
Rogau gegeben ſei. Es kann dahin geſtellt bleiben, ob damit 
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ein zu beanftandender allgemeiner Rechtsſatz ausgeſprochen oder 
nur eine Schlußfolgerung für den gegebenen Einzelfall gezogen 
werden wollte; jedenfalls beruht die von dem Gericht in der 
Sache ſelbſt getroffene Entſcheidung auf Erwägungen, welche 
die Anwendung des § 3 Nr. 1 gegen S. vollkommen recht⸗ 
fertigen, auf der Erwägung nämlich, daß als erwieſen anzunehmen 
ſei, die K. ſchen Eheleute hätten bei Vornahme der angefochtenen 
Rechtshandlungen die Abſicht gehabt, ihre Gläubiger, insbeſondere 
den Kl. zu benachtheiligen, und S. habe von dieſer Abſicht zur 
Zeit des Kaufvertrags und der Auflaſſungen Kenntniß gehabt. 
Auch kann den Rkl. nicht zugegeben werden, daß das O. L. G. 
bei Feſtſtellung des letzterwähnten Umſtandes durch Nicht⸗ 
vernehmung der Ehefrauen K. und S., durch deren Zeugniß 
die Ausſage des B. widerlegt werden ſollte, den 8 259 C. P. O. 
verletzt habe; denn, da nach der Ausſage des B. ſein Geſpräch 
mit der Frau K. geführt worden iſt, während S. ſich nebenan 
im Laden befand, jo konnte das Gericht die Vernehmung von 
Zeugen, welche über ein im Beiſein des S. geführtes Geſpräͤch 
ausſagen ſollten, für unerheblich erachten. Die gegen S. be⸗ 
gründete Anfechtung iſt demnach vom B. G. mit Recht auf 
Grund des § 11 gegen die Ehefrau P. als Inhaberin einer 
von S. für 2 000 Mark Darlehn beſtellten Hypothek zugelaſſen 
worden, und demzufolge die Reviſion der Eheleute P. un⸗ 
begründet. Begründet erſcheint dagegen die Anſchließung 
des Kl.; denn alle diejenigen Umſtände, welche die Zulaſſung 
der gegen S. begründeten Anfechtung gegenüber der Ehefrau P. 
als Hypothekengläubigerin wegen der erwähnten 2 000 Mark 
rechtfertigen, ſind auch geeignet, die Zulaſſung dieſer Anfechtung 
gegenüber der gleichzeitig von S. noch für weitere 1 600 Mark 
beſtellten Hypothek zu begründen. Gleichviel nämlich, ob man 
als den Schuldgrund dieſer 1 600 Mark ein Darlehn oder eine 
Kaufpreisſchuld ays dem Vertrage vom 4. Oktober 1892 anſieht, 
in jedem Falle erlangte die Ehefrau P. die Hypothek an den Grund⸗ 
ſtücken Rogau Nr. 46 und 243 nicht von den Eheleuten K., ſondern 
durch Beſtellung ſeitens des S., nachdem diefer die Grundſtücke 
durch die jetzt mit Erfolg gegen ihn angefochtenen Rechts⸗ 
handlungen erworben hatte, und für eine Schuld des S. Die 
Ehefrau des P. iſt alſo auch bezüglich der Hypothek für dieſe 
1600 Mark Rechtsnachfolgerin des S. im Sinne des § 11 
Abſ. 2 A. G., und es bedarf, um die gegen den erſten Erwerber 
begründete Anfechtung auch gegen den Rechtsnachfolger zuzulaſſen, 
eben nur der in § 11 bezeichneten Vorausſetzungen, nicht etwa 
auch des Nachweiſes, daß der Rechtsnachfolger ſelbſt ein den 
Gläubiger benachtheiligendes Geſchäft vorgenommen habe. Das 
Geſetz bringt letzteres mit unzweideutigen Worten zum Ausdruck, 
indem es nicht von einem neuen Anfechtungsanſpruch gegen den 
Rechtsnachfolger, ſondern davon ſpricht, wann die gegen den 
Rechtsvorgänger begründete Anfechtung auch gegen den 
Rechtsnachfolger ſtattfindet (vergl. Jäckel, Anfechtungsgeſetz, 
II. Aufl. S. 138, 139). Darum iſt es für das Recht des Kl., 
den gegen S. erworbenen Anfechtungsanſpruch auch gegen die 
Ehefrau P. zu verfolgen gleichgültig, daß die K.'ſchen Eheleute 
dieſer ſchon vor der angefochtenen Veräußerung 1 600 Mark 
ſchuldig waren und daß die P. als Gläubigerin der K.'s ſelbſt 
befugt geweſen ſein würde, jene Veräußerung anzufechten, wenn 
fie ſich einen vollſtreckbaren Titel verſchafft hätte. Bedeutungslos 
ft im B. U. der Hinweis auf die Vorſchriſt des $ 5 A. G., 


wonach die Erhebung des Anfechtungsanſpruchs im Wege der 
Einrede erfolgen kann, bevor ein vollſtreckbarer Schuldtitel 
erlangt iſt; denn dieſe Vorſchrift ſetzt zu ihrer Anwendung 
voraus, daß der Gläubiger auf Grund einer Rechtshandlung 
ſeines Schuldners von einem Dritten auf eine Leiſtung in 
Anſpruch genommen iſt und dieſen Anſpruch mit Anfechtung 
jener Rechtshandlung bekämpft. Auch die Erwägung des 
O. L. G. liegt neben der Sache, daß S. durch Beſtellung der 
Hypothek nur das erzwingbare Recht der Frau P. auf Be⸗ 
ſtellung der Hypothek freiwillig verwirklicht habe; denn die P. 
hatte ein ſolches Recht gegen die Eheleute K. überhaupt nicht, 
ſondern nur die Ausſicht, nach Erlangung eines vollſtreckbaren 
Titels im Wege der Zwangsvollſtreckung eine Hypothek auf 
diejenigen Grundſtücke eintragen laſſen zu können, welche die 
Schuldner dann noch beſitzen würden, und ferner hat S. nicht 
für eine Schuld ſeiner Schwiegereltern Hypothek beſtellt, ſondern 
für eine eigene Schuld, die in der Schuldverſchreibung als 
Darlehn bezeichnet, in Wirklichkeit aber dadurch entſtanden iſt, 
daß er den K.'s 1 600 Mark auf den Kaufpreis ſchuldig blieb 
und letztere ihre Forderung der Ehefrau P. zur Befriedigung 
wegen ihrer Darlehnsforderung übereigneten. Die im B. U. 
ferner ausgeſprochene Anſicht, daß unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden der Kl. zu beweiſen gehabt habe, daß ſeine Benach⸗ 
theiligung „das Motiv der Erfüllung ſeitens des S.“ geweſen 
ſei, iſt, ſelbſt wenn man die Hypothekbeſtellung ſeitens des S. 
als ein Erfüllungsgeſchäft charakteriſiren dürfte, aus dem bereits 
oben erwähnten Grunde unrichtig, weil die Ehefrau P. hier 
lediglich als Rechtsnachfolgerin des S. in Betracht kommt und 
die Zulaſſung der Anfechtung gegen ſie nichts weiter erfordert, 
als was § 11 des Geſetzes aufſtellt. Eine Gegenleiſtung, die 
der Rechtsnachfolger gemacht hat, kann er nur nach Maßgabe 
des § 8 des Geſetzes gegen ſeinen Vorgänger, nicht gegen 
den Anfechtungskläger verfolgen. II. C. S. i. S. Planetorz 
c. v. Reibnitz vom 25. Mai 1897, Nr. 75/97 IL 

Zur Rechtsanwaltsgebührenordnung und dem 
Gerichtskoſtengeſetz. 

21. Der Beſchluß des L. G. vom 30. März 1897 hat 
von der Liquidation der Kl. 16 Mark Beweisgebühren der 
I. J. abgeſetzt, der angefochtene Beſchluß aber auf die ſofortige 
Beſchwerde der Kl. entſchieden, daß die Bekl. noch 15,36 Mark 
Beweisgebühr zu erſetzen hat. Die dagegen gerichtete weitere 
Beſchwerde iſt an ſich ſtatthaft, auch in der geſetzlichen Form 
und Friſt eingelegt, aber nicht begründet. In I. J. iſt Beweis- 
aufnahme durch Vernehmung eines Sachverftändigen in Amſterdam 
beſchloſſen. Die Beweisaufnahme hat in Amſterdam nach Be⸗ 
nachrichtigung der Sachwalter beider Parteien von dem Termine 
ſtattgefunden. In dem Termin iſt für die Parteien Niemand 
erſchienen, aber die Sachwalter der Kl., als der Beweisführerin, 
haben von dem über die Vernehmung des Sachverſtändigen auf- 
genommenen Protokoll Kenntniß nehmen und ſich daraus 
informiren, auch für die Beweiserhebung, wie die Akten ergeben, 
eine Thätigkeit entwickeln müſſen, endlich in der mündlichen 
Verhandlung das Protokoll über die Vernehmung des Sach— 
verſtändigen verleſen. In alle dem iſt mit dem O. L. G. eine 
ſolche einen Mehraufwand an Zeit und Thäͤtigkett erfordernde 
Vertretung der Partei in einem Beweisaufnahmeverfahren zu 
finden, durch welche die Beweisgebühr des §S 13 Nr. 4 der 


Dr Bin nn 


— — SER 
Terre 


Gebührenordnung gerechtfertigt wird. I. C. S. i. S. Alber⸗ 
dingk u. Zonen c. Hering u. Saphir vom 22. Mai 1897, 
B Nr. 40/97 J. | 

22. Dem O. L. G. war darin beizutreten, daß § 47 
Ziffer 4 des G. K. G. mit Rückſicht auf den letzten Abſatz 
dieſer Vorſchrift im vorliegenden Falle keine Anwendung finden 
konnte und daß auch kein Grund vorlag, die Gerichtskoſten 
gemäß § 6 des erwähnten Geſetzes niederzuſchlagen. Dagegen 
konnte die Anſicht, daß als Werth des Beſchwerdegegenſtandes 
die Summe von 2000 Mark zu Grunde zu legen ſei, nicht 
gebilligt werden. Daß der Werth des Beſchwerdegegenſtandes, 
ſoweit es ſich um die Ablehnung eines Richters handelt, be⸗ 
ſonders feſtzuſetzen iſt, alſo nicht der Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes in der Hauptſache für die Beſchwerdeinſtanz maßgebend 
iſt, hat zwar das R. G. ſchon in einem Beſchluſſe vom 16. No⸗ 
vember 1889 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 480 Nr. 10) aus- 
geſprochen. Auch war an dieſer Auffaſſung feſtzuhalten. Daraus 
ergiebt ſich aber nicht, daß das Intereſſe der ablehnenden Partei 
an einer ſiegreichen Durchführung des Prozeſſes, das durch die 
Ablehnung des Richters gewahrt werden ſoll, bei der beſonderen 
Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes außer Acht zu 
laſſen iſt. Der Werth des Streitgegenſtandes in dem die Alb- 
lehnung eines Richters betreffenden Beſchwerdeverfahren wird 
regelmäßig viel niedriger, kann aber nicht höher ſein, als der— 
jenige des Streitgegenſtandes im Prozeſſe ſelbſt. Die Annahme 
des O. L. G., es handele ſich bei dieſer Feſtſetzung nicht um 
einen vermögensrechtlichen Anſpruch, erſcheint als bedenklich, weil 
die Partei durch die Ablehnung lediglich ihren Sieg in dem 
Hauptprozeß herbeiführen will und in dieſem lediglich ein ver⸗ 
moͤgensrechtlicher Anſpruch in Frage ſtand. Uebrigens würde, 
auch wenn man § 10 des G. K. G. zur Anwendung bringen 
wollte, jedenfalls auf das Intereſſe der Partei am Hauptprozeß 
Rückſicht zu nehmen ſein und deshalb die Summe von 
2 000 Mark, da es ſich um einen amtsgerichtlichen Prozeß 
handelte, als viel zu hoch erſcheinen. II. C. S. i. S. Ohlgart 
c. Abel vom 28. Mai 1897, B Nr. 81/97 II. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

23. Die Eheleute K. hatten ſich, um Geld anzuleihen, 
an den Kaufmann J. gewandt, der, ſelbſt ohne Vermögen, 
ſolche Geſchäfte bei verſchiedenen Geldleuten zu vermitteln 
pflegte, ſo auch bei dem Kaufmann L., der für ſich ſelbſt dieſe 
Geſchäfte regelmäßig nicht machte, ſondern für ſeine Ehefrau, 
die jetzige Kl., von der er Generalvollmacht hatte. J. erklärte 
ſich bereit, das Geld anzuſchaffen, und ließ ſich von den K. ſchen 
Eheleuten die jetzt eingeklagten Wechſel geben, die von dem 
Bekl. K. acceptirt, von dem Bekl. G., dem Schwiegervater K. 's, 
auf dieſen an eigene Ordre gezogen und mit Blankoindoſſamenten 
verſehen waren. Für die Kl. erwarb deren Ehemann dieſe Wechſel 
von J., nachdem auch dieſer ſie in Blanko indoſſirt hatte; ein 
Begebungsvertrag zwiſchen dem Ehemanne der Kl. und dieſer ſelbſt 
iſt nicht geſchloſſen, vielmehr ſollte die Kl. direkt Wechſelinhaberin 
werden. Außer dieſen unter den Parteien unbeſtrittenen Thatſachen 
nimmt das B. G. auf Grund der Zeugenausſagen der Ehefrau 
K. und des J. als erwieſen an, daß, als einige Tage ſpäter 
in der K. ſchen Gaſtſtube von J., der die Valuta nicht zahlen 
konnte, die Ehefrau K. den Wechſel zurückerlangt hatte, der 
mitanweſende L. dieſe um die Herausgabe erſucht und ihr dabei 
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verſprochen habe, für die Zahlung der Valuta ſorgen zu wollen 
und daß er darauf die Wechſel von der Ehefrau K. ausgehändigt 
erhalten, ſowie daß er erſt ſpäter die Valuta an J. gegeben 
habe, die dieſer jedoch an K. nicht ablieferte. Auf Grund dieſer 
Thatſachen iſt die auf Bezahlung der Wechſelbeträge gerichtete 
Klage abgewieſen, weil die Kl. die von ihrem bevollmächtigten 
Ehemanne zugeſagte Valuta nicht an K. gezahlt habe. Die 
dagegen gerichteten Reviſionsangriffe konnten keinen Erfolg 
haben. Zuzugeben iſt, daß der vom B. G. gebilligte Satz des 
erſten Urtheils, — es ſei klar, daß wenn der klägeriſche Ehe⸗ 
mann bei den Beſprechungen der Ehefrau K. gegenüber hinſicht⸗ 
lich der Zahlung der Valuta eine Zuſage gemacht hätte, ohne 
dabei ausdrücklich zu bevorworten, daß dieſe Zuſage nicht für 
Rechnung ſeiner Frau, ſondern nur für ihn ſelbſt wirken ſolle, 
ſie auch der Kl. ſelbſt gegenüber geltend gemacht werden könne —, 
nicht ohne Bedenken iſt. Trat bei der ganzen Verhandlung 
nicht hervor, daß L. für ſeine Frau handelte, — war auch aus den 
nur mit Blankogiros verfehenen Wechſeln nichts hierüber zu 
erſehen, ſo konnte die, die Geſchäfte ihres Vaters und ihres 
Ehemannes führende, Ehefrau K. trotz der vorhandenen Voll⸗ 
macht nicht ohne weiteres als ihr verpflichtet die Ehefrau L., 
die jetzige Kl., anſehen. Trotzdem iſt die Entſcheidung gerecht⸗ 
fertigt. Aus dem Wechſel ergab ſich auch nicht, daß der Ehe⸗ 
mann L. der Wechſelgläubiger war oder werden ſollte. Dieſer 
erlangte gegen die von ihm erklärte Zuſicherung den Beſitz der 
Wechſel und damit das Gläubigerrecht für die Perſon, für die 
er erwerben wollte, für ſeine Ehefrau. Nur für dieſe wollte er, 
wie in ſolchen Fällen regelmäßig, handeln, für ſie daher auch. 
die Zuſicherung der Zahlung machen, während wiederum der 
Ehefrau K. nur daran lag, daß das Geld angeſchafft wurde, 
nicht daran, durch wen, wie fie ja auch durch J.'8 Vermittelung 
zunächſt die Anſchaffung verſucht hatte. Sie nahm daher die 
Zuſicherung von dem entgegen, für den ſie thatſächlich ab- 
gegeben werden ſollte, und die Wechſel erworben wurden, von 
der Ehefrau L. Die Kl. kann ſich unter dieſen Umſtänden der 
Erfüllung der Zuſicherung, gegen die ſie die Wechſel unmittelbar 
erlangte, nicht entziehen. Nach der ganzen Sachlage iſt auch 
anzunehmen, daß die Vorinſtanzen mit der allerdings ſehr kurzen 
Begründung dies haben ausdrücken wollen. Die Anſicht der 
Rkl., es beſtehe zwiſchen ihr und den Bekl. überhaupt kein 
Begebungsvertrag, ſondern nur zwiſchen ihr und J., und auch 
aus dieſem Grunde könne ihrer Klage die aus der Nichtzahlung 
der Valuta entnommene Einrede nicht entgegengeſetzt werden, 
iſt nicht zutreffend. Sie hat die Wechſel von der dieſe be⸗ 
ſitzenden und für die Bekl. handelnden Ehefrau K. nur gegen 
die Zuſicherung, die Valuta zu zahlen, erlangt und ihren An⸗ 
ſpruch nur auf dieſen Beſitz der Wechſel ſtützen können; es ſteht 
ihr daher aus dieſem Vertrage nach der Regel „petis quod 
redditurus es“ die exceptio doli entgegen. III. C. S. 
i. S. Leander c. König u. Gundelach vom 28. Mai 1897, 
Nr. 9/97 III. 

24. Das B. G. gründet die Verpflichtung der Bekl. zur 
Zahlung der geforderten Summe auf die Annahme, daß der 
Erblaſſer der Kl. durch Aushändigung der Aktien an C. eine 
durch den Vertrag vom 7. und 29. Januar 1881 entſtandene 
Schuld der Bekl. an E. erfüllt habe, in letzterer Beziehung 
davon ausgehend, daß durch SS 24 und 19 des damals in 
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Kraft ſtehenden Statuts der beklagten Aktiengeſellſchaft in allen 
nicht zur Zuſtändigkeit der Generalverſammlung gehörenden 
Angelegenheiten dem Aufſichtsrath die Geſchäftsführung und 
die Vollmacht, Namens der Geſellſchaft Verträge abzuſchließen, 
übertragen worden ſei. Dieſe Auslegung des Statuts beruht 


auf Ueberſehen wichtiger anderer Beſtimmungen des Statuts 


ſowie auf Verkennung der Vorſchriften der Art. 209f, 225 
und 227 H. G. B. Der Aufſichtsrath, welcher ſeit der Novelle 
vom 11. Juni 1870 ein unbedingt erforderliches Organ der 
Aktiengeſellſchaft geworden iſt, hat nach Art. 2252 der Faſſung 
von 1870 und Art. 225 der Faſſung von 1884 die Aufgabe, 
den Vorſtand bei ſeiner Geſchäftsführung in allen Zweigen der 
Verwaltung zu überwachen, während dem Vorſtande die 
Geſchäftsführung, ſoweit fie nicht durch Statut oder Beſchlüſſe 
der Generalverſammlung dem Aufſichtsrath übertragen iſt, und 
nach Art. 227, 231 Abf. 2 als unentziehbare und unbeſchränk⸗ 
bare Obliegenheit die Vertretung der Geſellſchaft zukommt. 
Es kaun dahin geſtellt bleiben, ob es dem Geſetze zuwiderläuft, 
wenn das Statut für einzelne beſtimmte Fälle der General- 
verſammlung oder dem Aufſichtsrathe Vertretungsmacht ertheilt; 
auch kann nicht für unzuläſſig erachtet werden, daß dem Vor⸗ 
ſtande durch das Statut mit Wirkſamkeit nach Innen (vergl. 
Art. 231 Abſ. 2) aufgegeben wird, bei Ausübung der Ver⸗ 
tretungsmacht, den Weiſungen des Aufſichtsrathes Folge zu 
leiſten. Jedenfalls aber würde ſich mit dem Geſetze in Wider⸗ 
ſpruch ſetzen ein Statut, welches, wenn auch unter nomineller 
Beibehaltung eines Vorſtandes, die Vertretung der Geſellſchaft 
ganz allgemein dem Aufſichtsrathe übertragen wollte, denn es 
würde dieſer Geſellſchaft nunmehr an einem Organe fehlen, 
welches berufen wäre, dieſem Vertretungsorgane gegenüber die 
Obliegenheiten des Aufſichtsraths auszuüben. In dieſem Sinne 
verſteht aber das B. G. das im Jahre 1881 geltende Statut 


der beklagten Aktiengeſellſchaft, indem es dem Aufſichtsrath für 


den ganzen Kreis der im Statut nicht der Generalverſammlung 
vorbehaltenen Angelegenheiten Geſchäftsführung und Vertretungs- 
macht beilegt. Es überſieht dabei, daß in § 13 des Statuts 
die Aktiengeſellſchaft mit den geſetzlich vorgeſchriebenen Organen, 
der Direktion (Vorſtand), dem Aufſichtsrath und der General- 
verſammlung ausgeſtattet iſt und daß in § 14 der Direktion 
ausdrücklich alle Rechte und Pflichten, welche dem Vorſtande 
einer Aktiengeſellſchaft geſetzlich zuſtehen, beigelegt worden ſind. 
Die Stellung des Vorſtandes iſt ſonach im Statut vollſtändig 
dem Geſetze entſprechend geregelt, welchem es auch nicht wider⸗ 
ſpricht, daß nach § 19 Satz 1 der Vorſtand den Weiſungen 
des Aufſichtsraths Folge zu leiſten hat; und es ſteht ferner 
mit dem Geſetze im Einklang, daß nach § 24 innerhalb der 
Geſellſchaft der Aufſichtsrath ſelbſt in allen Angelegenheiten der 
Geſellſchaft, ſoweit die Beſchlußfaſſung darüber nicht der 
Generalverſammlung vorbehalten iſt, verfügen und beſchließen 
ſoll (Art. 225 Abſ. 3 H. G. B.). Indem das B. G. aber 
in allen der Beſchlußfaſſung des Aufſichtsrathes zugewieſenen 
Angelegenheiten dieſem auch die Befugniß ertheilen will, die 
Geſellſchaft nach außen hin zu vertreten, alſo die Funktionen 
des Vorſtandes wahrzunehmen, giebt es der Aktiengeſellſchaft 
eine Einrichtung, welche den rechtlichen Beſtand derſelben in 
Frage ſtellen würde. II. C. S. i. S. A.⸗G. Paderborner Aktien⸗ 
brauerei c. Erben Reinecke vom 25. Mai 1897, Nr. 91/97 II. 
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25. Differenzgeſchäft. Das B. G. hat keinen Rechtsgrundſatz 
verletzt. Es geht davon aus, daß Bekl. den Spieleinwand zu 
beweiſen habe und erwägt, daß demſelben ſchon die Effektivklauſel in 
den Schlußnoten, deren Bedeutung an ſich dem Bekl. habe klar 
fein müſſen, entgegenſtehe. Wenn hierbei das B. G. darauf 
hinweiſt, daß eine ausdrückliche Abrede des Spieles im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr zwiſchen einem Bankier und ſeinem Kunden an 
ſich unwahrſcheinlich ſei, ſowie daß die Aufnahme der Effektiv⸗ 
klauſel blos zum Scheine, das heißt zur Verdeckung der Spiel⸗ 
abſicht gerade dann, wenn es zwiſchen den Kontrahenten zum 
Prozeſſe komme und hierbei der Spieleinwand erhoben werde, 
nicht zum Ziele führen könne, ſo liegt hierin kein Rechts⸗ 
irrthum. Die Behauptung der Spielabrede hält das B. G. 
aber insbeſondere durch die eidlichen Ausſagen des Zeugen G., 
denen es Glauben beimißt, für widerlegt — und durch ſie 
zugleich die Ernſtlichkeit der Effektivklauſel dargethan. Die Be⸗ 


hauptung des Bekl. endlich, er habe jedenfalls nur die Spiel⸗ 


abſicht gehabt, hält das B. G. nicht für erwieſen, weil durch 
die Ausſagen der diesfalls vernommenen Zeugen lediglich ein⸗ 
ſeitige Erklärungen, des Bekl. Dritten gegenüber und zwar aus 
der Zeit nach Eingehung der Geſchäftsverbindung mit dem Kl. 
dargethan ſeien, welchen Aeußerungen daher Erheblichkeit nicht 
beigemeſſen werden könne. Auch hierin liegt kein Rechtsirrthum. 
Das angefochtene Urtheil beruht überhaupt im Weſentlichen 
auf thatſächlicher Würdigung, welche frei von Mängeln iſt 
($ 259 der C. P. O.). VI. C. S. i. S. Erdmann⸗Jeßnitzer 
c. Goldenberg vom 17. Mai 1897, Nr. 475/96 VI. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Reichsgewerbeordnung. 

26. Wenn die Konkurrenzklauſel des vorliegenden Ver⸗ 
trages, inſoweit ſie ſich auf die Eröffnung eines Bierverlages 
bezieht, auch eine ausdrückliche örtliche Beſchränkung nicht 
enthält, ſo unterliegt es doch keinem Bedenken, ſie nach der 
Abſicht, die die Parteien mit ihrer Satzung verſtändiger Weiſe 
verknüpft haben müſſen, auf Berlin zu beſchränken. Bei der 
lediglich auf den örtlichen Abſatz gerichteten Natur des Bier⸗ 
verlaggeſchäfts kann füglich kein Zweifel darüber beſtehen, daß 
die Errichtung eines gleichen Geſchäfts in einer andern Stadt, 
weil dadurch dem Kl. ſchlechterdings keine Konkurrenz bereitet 
werden konnte, gänzlich außerhalb des Geſichtskreiſes der vertrag⸗ 
ſchließenden Theile lag. Und der weitere Umſtand, daß für die 
Errichtung einer Deſtillation die Klauſel noch in engerer 
Weiſe auf die dem Geſchäfte zunächſt benachbarten Straßen 
eingeſchränkt iſt, ſtellt es noch mehr ans Licht, daß den Parteien 
eine über das reale Intereſſe beider Theile — des Kl. als Er⸗ 
werbers und des Bekl. als Verkäufers des Geſchäfts — hinaus- 
gehende Einengung der Erwerbsfreiheit des Bekl. feru lag. 
Wenn daher in früheren Entſcheidungen des R. G. (vergl. u. a. 
Eutſch. Bd. 31 S. 18) ausgeſprochen iſt, daß ein ohne örtliche 
oder zeitliche Grenze gewolltes Verſprechen der Konkurrenz⸗ 
enthaltung nichtig ſei und nicht durch Anwendung des richter⸗ 
lichen Ermeſſens ſo beſchränkt werden dürfe, wie es etwa güllig 
habe geſchloſſen werden können, ſo liegt dieſer Fall hier nicht 
vor. Hier haben die Parteien eine örtliche Beſchränkung gewollt 
und es nur unterlaſſen, ihr durch beſondere Worte Ausdruck 
zu geben, weil ſie ſie für ſelbſtverſtändlich hielten. Die Gültig⸗ 
keit des Verbots und des mit ihm verknüpften Strafgedinges 
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kann daher nicht mit Erfolg in Frage geftellt werden. Der 
Begriff des Bierverlags gehört dem geſchäftlichen Leben an 
und iſt hinlänglich bekannt, um vom Richter auch ohne Zu⸗ 
ziehung von Sachverſtändigen richtig angewandt zu werden. 
Man ſpricht bei gewiſſen Verbrauchsartikeln, wie Bier und 
Tabak, vom Verlag und vom Verleger, wenn der Gewerbe⸗ 
betrieb darin beſteht, daß die Waare in größeren Mengen vom 
Fabrikanten bezogen und in kleineren Mengen an einen örtlich 
begrenzten Kreis von Konſumenten abgeſetzt wird. Ob ſich der 
Betrieb auf mehrere Sorten des betreffenden Artikels bezieht 
oder ſich auf eine Sorte beſchränkt, iſt ohne Bedeutung. Es 
iſt daher nicht zu beanſtanden, wenn das B. G. das zweite 
Vertheidigungsmittel des Bekl. durch die Bemerkung zurück⸗ 
weiſt, es ändere nichts, daß der Bekl. angeblich nur eine Bier⸗ 
ſorte vertreibe. Eine beſtimmte Behauptung dahin, daß man 
in den betheiligten Geſchäftskreiſen Berlins den Begriff des 
Bierverlags anders auffaſſe, hat der Bekl. nach dem That⸗ 
beſtande nicht aufgeſtellt. I. C. S. i. S. Lehmann c. Fünning 
vom 15. Mai 1897, Nr. 10/97 1. 

27. Das B. U. beruht an erſter Stelle auf der Aus⸗ 
führung, daß das Schreiben der Bekl. an den Kl. vom 16. Juli 
1892 ein ordnungsmäßiges Zeugniß nach § 113 der Gewerbe⸗ 
ordnung enthalten habe. Eventuell ift verneint, daß das ander⸗ 
weite Engagement des Kl. bei D. an dem Mangel eines Zeug⸗ 
niſſes geſcheitert ſei. Die Reviſton greift beide Gründe mit 
Recht an. In I. J. iſt feſtgeſtellt und in der Berufungsinſtanz 
von der Bekl. unangefochten geblieben, daß der Kl. die Betriebs- 
ſtörung im Juni 1892 nicht verſchuldet hat und ohne geſetz⸗ 
lichen Grund entlaſſen iſt. Darnach drängt ſich ſchon die 
Frage auf, ob der Kl. verpflichtet war, ein Zeugniß anzunehmen, 
das beurkundete, er habe entlaſſen werden müſſen und 
aus dem deshalb jeder Dritte entnehmen mußte, er ſei mit 
Grund entlaſſen. Aber der B. R. hat nicht nur dies 
unerwogen gelaſſen. Seine Ausführung verſtößt auch gegen den 
§ 113 der Gewerbeordnung. Dieſe Vorſchrift giebt nur dem 
Arbeitnehmer ein Recht auf ein Zeugniß überhaupt und ins⸗ 
beſondere ein ſolches über Führung und Leiſtungen. Es iſt 
unrichtig, daß der § 113 dem Arbeitgeber geftatte, dem Arbeit- 
nehmer ein Zeugniß über Führung und Leiſtungen aufzudrängen. 
Der Zweck des Abſ. 2 geht gerade dahin, dies zu ver- 
hindern und enthält das vom B. R. vermißte Verbot 
der Ausſtellung nicht verlangten Zeugniſſes. Der Kl., 
der nur ein Zeugniß über ſeine Beſchäftigung und ſeine Führung 
verlangt hatte, brauchte deshalb auch aus dieſem Grunde das 
Schreiben vom 12. Juli 1892 als ordnungsmäßiges Zeugniß 
nicht anzunehmen. Daß er es abgelehnt hat iſt unſtreitig, 
ebenſo wie, daß die Bekl. noch im Mai 1893 die Ausſtellung 
eines anderen Zeugniſſes an die unberechtigte Bedingung geknüpft 
hat, daß der Kl. auf alle Anſprüche aus ſeinem Beamten⸗ 
verhältniß verzichte. Darnach unterliegt es keinem Bedenken, 
daß die Bekl. dem Kl. zum Erſatz des Schadens verpflichtet iſt, 
der ihm daraus entſtanden, daß er in Folge des Mangels an 
einem Zeugniſſe eine Stelle als Hüttenmeiſter nicht hat erlangen 
können. Nun hat der Kl. unter Beweis geſtellt, daß er ein 
Engagement als Hüttenmeiſter ohne Vorlegung eines Zeugniſſes 
nicht habe erlangen können. Sein Vorbringen beſchränkt ſich 


nicht auf die Offerte von D., und ſelbſt dieſer hat der B. R. 


eine ungenügende Beurtheilung zu Theil werden laſſen, da der 
Brief vom 25. März 1893 ergiebt, daß gerade auf die Ein- 
ſendung der Zeugniſſe Gewicht gelegt wurde. I. C. S. i. S. 
Hoffmann 0. Schöppenthan u. Wolff vom 22. Mai 1897, 
Nr. 426/96 J. 

Zu den Reichsſtempelgeſetzen. 

28. Der Begriff des Anſchaffungsgeſchäfts iſt durch den 
Beſchluß der vereinigten Civilſenate des R. G. vom 30. Juni 
1892 (Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 31 S. 19) dahin 
feſtgeſtellt, daß darunter ein Rechtsgeſchäft zu verſtehen ſei, 
welches dem Anſchaffenden das Eigenthum an fremden beweglichen 
Sachen gegen Entgelt verſchaffen ſoll, ein ſynallagmatiſcher 
Vertrag, bei dem die verſprochene Leiſtung des einen Theils in 
der anzuſchaffenden Sache, der des anderen in dem dafür zu 
gewährenden Entgelt beſteht. Von dieſer Begriffsfeſtſtellung 
gehen beide Inſtanzrichter ausdrücklich aus, und der Streit der 
Parteien betrifft allein die Frage, ob der Vertrag vom 
28.29. Juni 1895 ein Anſchaffungsgeſchäft über den geſammten 
Nominalbetrag der Pfandbriefe, oder nur über diejenigen Pfand⸗ 
briefe enthält, welche nicht konvertirt werden würden, ob alſo 
der geſammte Nominalbetrag der Pfandbriefe oder nur der 
Betrag der nicht konvertirten Pfandbriefe zu verſteuern iſt. — 
Zutreffend und ohne Rechtsirrthum iſt dieſe Frage vom B. R. 
im letzteren Sinne entſchieden worden. Der B. R. ſtützt ſeine 
Entſcheidung auf die Ausführungen in dem Urtheile des VI. C. S. 
des R. G. vom 24. Oktober 1892 (Entſch. Bd. 30 S. 9), 
während Bekl. für ſich die Erwägungen des Urtheils des IV. C. S. 
vom 21. November 1887 (Entſch. Bd. 20 S. 8) in Anſpruch 
nimmt. In beiden Urtheilen bildet die Auslegung des jedesmal 
vorliegenden Vertrages die Grundlage der Erwägungen, und 
die Entſcheidung des VI. Senats hebt ausdrücklich hervor, daß 
die Annahme des IV. Senats, es liege ein bedingtes Geſchäft 
vor, welches unter den § 7 (jetzt § 8) des Reichsſtempelgeſetzes 
falle, nach der Erklärung in der Entſcheidung ſelbſt „eine auf 
Vertragsauslegung beruhende Feſtſtellung“ enthalte und fügt 
weiter hinzu, „daß die auf thatſächlicher Feſtſtellung und 
Würdigung konkreter Fälle beruhenden Entſcheidungen der hier 
zu treffenden Entſcheidung nicht vorgreifen könnte“. — Mit 
Recht geht hiernach der B. R. davon aus, daß die ſtreitige 
Frage aus dem Inhalt des jetzt vorliegenden Vertrages und der 
Auslegung deſſelben zu beantworten iſt. Seine auf Grund der 
Prüfung und Würdigung der einzelnen Beſtimmungen und des 
Geſammtinhaltes des Vertrages getroffene Feſtſtellung kann mit 
Erfolg nur dann angegriffen werden, wenn die Auslegung 
entweder gegen den klaren Wortlaut oder gegen geſetzliche Aus- 
legungsregeln verſtößt, oder wenn dieſelbe einen Rechtsirrthum 
erkennen läßt. Einer der erſteren beiden Fälle liegt unbedenklich 
nicht vor, und die Reviſion ſelbſt macht auch nur den letzt 
erwähnten Fall geltend, indem ſie behauptet, daß das Weſen der 
Bedingung vom B. R. irrthümlich beurtheilt worden ſei. 
Dieſer Angriff geht jedoch fehl. Denn einmal kann der Revifion 
nicht zugegeben werden, daß die Entſcheidung des VI. Senats 
des R. G. lediglich auf gemeinem Rechte beruhe, vielmehr ſind 
darin gerade bezüglich des Begriffes der Bedingung die 
betreffenden allgemeinen Bemerkungen des Kommiſſionsberichtes 
des Reichstages zum Reichsſtempelgeſetz von 1885 mit heran- 
gezogen und ſodann iſt es auch nicht zutreffend, daß das Pr. A. L. R. 
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die ſogenannten conditiones juris nicht kenue. (Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht, 5. Aufl. Bd. 1 S. 179 Anm. 9 zu § 86.) 
Die behauptete Verletzung des § 100 Thl. 1 Tit. 4 des A. L. R. 
liegt ſomit nicht vor und ebenſowenig eine ſolche der angezogenen 
Beſtimmungen des Reichsſtempelgeſetzes, da nach der zutreffenden 
Feſtſtellung des B. R. das Anſchaffungsgeſchäft nur die nicht 
konvertirten Pfandbriefe betrifft. IV. C. S. i. S. Fiskus 
c. Bank für Handel u. Induſtrie zu Berlin vom 13. Mai 1897, 
Nr. 406/96 IV. | 

Zu den Muſterſchutzgeſetzen. 

29. Bezüglich des klägeriſchen Muſters Nr. 392 hat das 
B. G. angenommen, daß daſſelbe in Ermangelung einer neuen 
Geſtaltung nicht ſchutzfähig und deshalb nicht geeignet ſei, die 
klägeriſchen Anträge zu begründen. Die Reviſion greift dieſe 
Entſcheidung an als den Begriff der Neuheit im Sinne des 
§ 1 Abſ. 1 und 2 des Gebrauchsmuſterſchutzgeſetzes verletzend 
und gegen den § 4 dieſes Geſetzes ſowie gegen § 259 der C. P. O. 
verſtoßend. Dieſer Angriff iſt unbegründet. Das B. G. nimmt 
an, daß es ſich bei den vom Kl. angemeldeten Neuerungen nur 
um die weitere Ausführung eines bereits allgemein bekannten 
und in den verſchiedenſten Formen ausgeführten Gedankens 
handle und verneint aus dieſem Grunde die Neuheit des für 
den Kl. eingetragenen Muſters. Das iſt nicht rechts irrthümlich. 
War es vor Anmeldung des klägeriſchen Muſters allgemein 
bekannt und in Uebung, gewiſſe Theile von Trikothemden durch 
Auflegen einer zweiten Stofflage zu verſtärken, um den davon 
bedeckten Körpertheilen, namentlich der Bruſt und dem Rücken, 
einen erhöhten Schutz zu gewähren, ſo iſt es als eine ſchutzfähige 
neue Geſtaltung von Trikothemden nicht anzuſehen, wenn dieſer 
Verdoppelung ein etwas größerer Umfang oder abweichender 
Schnitt gegeben, die Verdoppelung innen ſtatt außen angebracht 
und die glatte ſtatt der rauhen Stoffſeite nach innen gewendet 
wird. Nicht jede noch ſo geringe Abweichung von dem bekannten 
und gewerblich gebräuchlichen ſtellt ſich als eine neue Geſtaltung 
oder Anordnung im Sinne des Geſetzes dar, ſondern nur die⸗ 
jenige, welche der ſelbſtändigen Eigenart gegenüber dem bereits 
bekannten nicht entbehrt, wie dies in der Begründung des 
Geſetzes als für den Begriff der Neuheit ſelbſtverſtändlich vor- 
ausgeſetzt worden iſt (vergl. Motive S. 10). Die von dem 
Kl. angemeldeten Neuerungen laſſen aber jede ſolche Eigen⸗ 
artigkeit vermiſſen, wenn, wie das B. G. als feſtſtehend anſieht, 
die theilweiſe Verdoppelung von Trikothemden zum Schutze 
beſtimmter Körpertheile allgemein bekannt und üblich war. 
I. C. S. i. S. Philippi c. Arnold und Co. vom 8. Mai 1897, 
Nr. 1/97 J. 

30. Soweit das auf das Gebrauchsmuſter Nr. 1497 
geſtützte Schutzrecht des Kl. in Frage kommt, hat das B. G. 
zwar für das in ſeinem ganzen Obertheile einſchließlich der 
Aermel verſtärkt gewirkte Trikothemd eine neue Geſtaltung an⸗ 
genommen und demgemäß die Schutzfähigkeit dieſes Muſters 
anerkannt, jedoch Angeſichts der Thatſache, daß das Stärker⸗ 
wirken einzelner Theile von gewirkten Unterkleidern bereits ſeit 
vielen Jahren bekannt ſei und geübt werde, das dem Kl. zu- 
ſtehende Schutzrecht auf ſolche Trikothemden beſchränkt, welche, 
dem Modell entſprechend, in dem ganzen Oberkörper einſchließlich 
der Aermel ſtärker gewirkt find, und, hiervon ausgehend, eine 
Verletzung dieſes Schutzrechtes durch den Bekl. verneint, weil 
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dieſer nur durch Wirken verſtärkte Aermel an in den 
Bruft- und Rückentheilen durch Verdoppelung ver- 
ſtärkten Hemden anbringt. Auch dieſe Entſcheidung wird ohne 
Grund von der Reviſion als rechtsirrthümlich angefochten. 
War das Stärkerwirken einzelner Theile gewirkter Unterkleider 
etwas allbefauntes, fo kann, wenn die vom Kl. angemeldete 
verſtärkte Wirkung des ganzen Obertheils von Trikothemden 
überhaupt noch als ſchutzfähige Neuerung angeſehen werden 
darf, der gewährte Schutz ſich nur auf die ſich an dem Modell 
zeigende beſtimmte Geſtalt der Verſtärkung erſtrecken, alſo auf 
deren Ausdehnung über den ganzen Obertheil mit den Aermeln. 
Ein auf die Aermel allein beſchränktes Stärkerwirken fällt alſo 
nicht in den Schutzbereich des Muſters. Auch der Antrag auf 
Löſchung der für den Bekl. eingetragenen Muſter iſt mit Recht 
abgewieſen. Dem Inhaber eines eingetragenen Muſters ſteht, 
wie aus einer Vergleichung der §8 4 und 6 des Gebrauchs⸗ 
muſterſchutzgeſetzes klar hervorgeht, das Recht auf Löſchung 
eines ſpäter angemeldeten Muſters lediglich aus dem Grunde, 
daß daſſelbe mit dem für ihn eingetragenen ganz oder zum 
Theil übereinſtimme und deshalb in fein Recht eingreife, über⸗ 
haupt nicht zu. Er kann vielmehr nach § 4 Abſ. 2 nur 
verlangen, daß der Inhaber des ſpäter angemeldeten Muſters 
ohne ſeine Erlaubniß von dem ſpäter erlangten Rechte keinen 
Gebrauch mache. Der Löſchungsantrag würde daher, ſoweit er 
auf § 4 des Geſetzes geſtützt wird, in jedem Falle abzuweiſen 
geweſen ſein. Auf § 6 des Geſetzes aber iſt der Löſchungs⸗ 
antrag des Kl. weder in der erſten, noch in der Berufungs⸗ 
inſtanz gegründet worden. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 
IV. Das Gemeine Recht. 

31. Die Reviſion iſt anſcheinend auf den Rechtsſatz geſtützt, 
daß ſich die güͤterrechtlichen Verhältniſſe der Eheleute unter 
einander nach dem Rechte des erſten Ehewohnſitzes beſtimmen. 
In dieſem Falle handelt es ſich jedoch nicht um eine Frage des 
ehelichen Güterrechts, ſondern um die geſetzliche Unterhaltspflicht 
der Ehefrau, alſo um eine perſönliche Verpflichtung, die nicht 
Ausfluß des ehelichen Güterrechts iſt und deren Beurtheilung 
daher unabhängig von den beſtehenden güterrechtlichen Verhält⸗ 
niſſen der Eheleute nach dem Rechte, dem die Ehefrau für ihre 
Perſon unterworfen iſt, alſo dem Rechte ihres Wohnfiges, ftatt- 
findet. Es greift mithin, wie der B. R. zutreffend angenommen 
hat, das Recht des gegenwärtigen Wohnſitzes des Kl., der auch 
als Wohnſitz der Ehefrau anzuſehen iſt, Platz. IV. C. S. i. S. 
Goldſchmidt c. Goldſchmidt vom 3. Mai 1897, Nr. 331/96 IV. 

32. Darin iſt dem B. R. beizutreten, daß bei der Beur- 
theilung, ob die Ehefrau des Kl. zur Unterhaltsgewährung 
vermögend ſei, das Gemeine Recht zur Anwendung kommt. 
Denn dieſe Frage hängt von der Entſcheidung darüber ab, 
inwieweit die Frau über ihr Vermögen zu verfügen befugt iſt. 
Letzteres iſt aber nach dem zwiſchen den Eheleuten beſtehenden 
güterrechtlichen Verhältniſſe zu beſtimmen, und dieſes regelt ſich, 
wie hervorgehoben, nach dem Rechte des erſten ehelichen Wohn⸗ 


ſitzes, alſo hier nach dem Gemeinen Rechte. Nach dieſem Rechte 


aber, deſſen Normen veriſibel ſind, da es in einem Theile des 
Bezirks des B. G. Geltung hat (vergl. die Art. 7 und 8 des 
Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Lippe vom 4. Januar 
1879, Preußiſche Geſetzſammlung 1879 S. 219; Entſch. des 
R. G. Bd. 13 S. 263), ſteht in einem Falle, wie dem vor 
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liegenden, der Ehefrau eine Verfügung über die Subftanz ber 
Mitgift, deren Inangriffnahme der B. R. der Ehefrau des Kl. 
zur Pflicht macht, nicht zu. Es ſind die Fälle auseinander zu 
halten, je nachdem der Ehemann der Frau die Dotalſachen frei⸗ 
willig zurückgiebt, wozu er unter Umſtänden befugt iſt (vergl. 
L. 73 $ 1 Dig. de jur. dot. 23. 3 und L. 20 Dig. de sol. 
matr. 24. 3), oder ſich der Rückfall an die Frau nach dem Ver⸗ 
mögensverfalle des Mannes, oder weil der Mann die Mitgift 
verſchleudert, ipso jure vollzieht (vergl. L. 29 Cod. de jur. 
dot. 5, 12). In dem erſteren Falle wird das Dotalverhältuiß 
aufgelöſt; die Dotalſachen verlieren die Eigenſchaft, die ihnen 
als ſolchen beiwohnte, als Beitrag zur Beſtreitung der ehelichen 
Laſten zu dienen; ſie gehen in das Eigenthum der Frau über, 
die demzufolge über ſie frei zu verfügen, ſie alſo auch zu ver⸗ 
äußern befugt iſt. In dem anderen Falle bleibt dagegen das 
Dotalverhältniß beſtehen; die Dotalſachen dienen nach wie vor 
ihrem urſprünglichen Zwecke; der Mann verliert nur die Ver⸗ 
waltung hinſichtlich derſelben und dieſe geht auf die Frau über, 
die die Früchte zum Unterhalte der Familie (ad sustenta- 
tionem tam sui quam mariti filiorumque) zu verwenden hat, 
der aber die Befugniß, die Sachen zu veräußern, alſo die 
Verfügung über die Subſtanz, ausdrücklich entzogen iſt. 
Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 2 S. 222, Bd. 37 S. 162. 
Die Vorausſetzungen des letzteren Falles ſind hier gegeben; denn 
der Kl. iſt in Vermögensverfall gerathen und die Dotalſachen 
ſind kraft des Geſetzes an die Ehefrau zurückgefallen. Daraus 
ergiebt ſich aber, daß die Ehefrau des Kl. nicht berechtigt, alſo 
auch rechtlich nicht in der Lage iſt, die Subſtanz der Dotal⸗ 
ſachen zum Zwecke der Beſtreitung des Unterhalts der Familie, 
mithin auch des Mannes, in Angriff zu nehmen. Inwieweit 
eine Veräußerung der Chefrau durch den Hinzutritt der Geneh⸗ 
migung des Mannes Rechtswirkſamkeit erlangen kann (vergl. 
die vorallegirte Entſch. des R. G. Bd. 37 S. 162 ff.), iſt nicht 
zu erörtern, da eine ſolche genehmigende Erklärung von Seiten 
des Kl. (aus der Zeit vor der Entmündigung) oder ſeines Ver⸗ 
treters nicht vorliegt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

33. Es mag als richtig unterſtellt werden, daß ſich für 
einen Geiſteskrauken die Aufgabe des bisherigen und die Be⸗ 
gründung eines neuen Wohnſitzes rechtswirkſam auf dem Wege 
vollziehen kann, daß der Vormund einen darauf gerichteten Willen 
äußert und dieſen Willen in geeigneter Weiſe, alſo auch dadurch, 
daß er den Kranken zu dauerndem Aufenthalte in einer Heil⸗ 
anſtalt unterbringt, thatſächlich dokumentirt. Daß dieſe Voraus- 
ſetzungen hier aber zutreffen, iſt in den Vorinſtanzen und ins⸗ 
beſondere in der Berufungsinſtanz, nachdem ſchon der I. R. 
konſtatirt hatte, daß der Kl. noch in Elberfeld domizilire, nicht 
geltend gemacht, fo daß ſich der Angriff auf ein neues thatſäch⸗ 
liches Vorbringen ſtützt, das nach §S 524 der C. P. O. in der 
Reviſionsinſtanz nicht berückſichtigt werden darf. Zur Ausübung 
des Fragerechts gemäß $ 130 der C. P. O. lag für den B. R. 
gegenüber der Begründung des erſten Urtheils ein Anlaß nicht 
vor. Vergl. Entſch. bei Nr. 31. 

34. Das B. U. unterliegt der Anfechtung im Reviſions⸗ 
wege zwar inſoweit, als der Umfang der Kollationspflicht nicht 
nach partikulären Normen, ſondern nach den Grundfäßen des 
Gemeinen Deutſchen Güterrechts beſtimmt iſt, doch war die 
Reviſion nicht für begründet zu achten. Bei der Zahlung des 


Vorempfanges von 14000 Mark an den Kl. handelte es ſich 
ſo wenig um eine Zuwendung aus dem Vermögen der Mutter, 
wie bei der jetzigen Abſchichtung um deren Beerbung. Das 
geſammte Vermögen der Eheleute war als eine Maſſe in der 
Hand des Ehemannes vereinigt, und aus dieſer Maſſe, welche 
nun zu theilen iſt, find dem Kl. die fraglichen 14000 Mark 
vorweg gezahlt. Zum Zwecke der Theilung mußte daher dieſe 
Maſſe durch Einwerfung der Vorempfänge im vollen Betrage 
wiederhergeſtellt werden, um darnach den dem Kl. von der Hälfte 
des ehelichen Vermögens zukommenden Kopftheil zu berechnen. 
III. C. S. i. S. Klüver c. Klüver vom 21. Mai 1897, 
Nr. 14/7 III. 

35. Der Auslegung, die der B. R. abweichend vom J. R. 
dem § 3 des Vertrages giebt, iſt beizutreten. Der Bekl. hat 
ſich auf 3 Jahre für den Dienſt in den Etabliſſements der Kl. 
an der Oſtküſte von Afrika verpflichtet, und ſich für 5 Jahre 
nach Ablauf des Vertrags der im § 3 des Vertrages beſtimmten 
Beſchränkung ſeiner gewerblichen Thätigkeit unterworfen, falls 
der Vertrag wider Erwarten nicht erneuert oder verlängert 
werden ſollte. Die fünfjährige Friſt war im Frühjahr 1892, 
als der Bekl. dem Vertrage zuwiderhandelte, keinenfalls ver⸗ 
ſtrichen. Es iſt völlig ausgeſchloſſen, daß die Willensmeinung 
der Parteien dahin gegangen ſein ſollte, der Bekl. könne ſich 
von ſeiner Verpflichtung dadurch befreien, daß er, nachdem der 
Vertrag von keiner Seite gekündigt worden und deshalb als 
erneuert oder prolongirt zu gelten hatte, alsbald ſeinen Dienſt 
verließ. Dahin würde die Auslegung des I. R. führen. Eine 
andere Frage iſt, ob die fünfjährige Friſt vom Ablauf des 
verlängerten Vertrages zu rechnen wäre, wenn der Vertrag 
wirklich auf weitere drei Jahre und etwa noch weiter verlängert 
wäre. Dieſe Frage iſt nicht. zu entſcheiden, weil dieſer Fall 
nicht vorliegt. Unhaltbar ſind aber die Erwägungen, mit denen 
der B. R. zu dem Ergebniß gelangt, daß der Vertrag mit dem 
Ablauf der 3 Jahre oder doch ſpäter durch gegenſeitige Ueber⸗ 
einkunft der Parteien ſein Ende erreicht habe und das Konkurrenz⸗ 
verbot deshalb in Kraft getreten ſei. Nach dem Vertrage iſt 
der Bekl. für die Etabliſſements der Kl. in Zanzibar, auf der 
Oſtküſte von Afrika und auf Madagaskar feſt auf drei Jahre 
als Kommis engagirt. Die Parteien ſtreiten nicht mehr darüber, 
daß der Bekl. ſeinen Dienſt am 1. Dezember 1887 angetreten 
hat, und daß die drei Jahre am 1. Dezember 1890 abliefen. 
Der § 3 des Vertrages beſtimmt, daß der Vertrag von der 
einen oder anderen Seite ſechs Monate vor dem Ablauf der 
drei Jahre gekündigt werden muß, wenn er nach ihrem Ablauf 
nicht erneuert oder prolongirt werden ſoll. Die Kl. hat den 


Vertrag unſtreitig nicht gekündigt. Daß eine Kündigung Seitens 


des Bekl. ſtattgefunden hat, iſt nicht behauptet. Der Brief des 
Bekl. an St. vom 17. Auguſt 1890 ſagt davon nichts, weiſt 
vielmehr darauf hin, daß die Kl. nicht gekündigt habe und 
fpricht aus, daß der Bekl. noch gern ein Jahr draußen bleiben 
möchte, aber nicht länger, als durchaus nothwendig 
unter ſeinem jetzigen Chef Sch. In dem Briefe vom 27. Auguſt 
1890 theilt der Bekl. der Kl. ſelbſt mit, daß er als Kommis 
des Sch. nicht länger, als die Kl. es für durchaus 
nöthig halte, arbeiten könne, und bittet in einer anderen 
Faktorei oder unter einem anderen Chef beſchäftigt zu werden. 
Er bittet nur für den Fall, daß ſeine Bitte nicht berückſichtigt 
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werden könne, nach Europa zurückkehren zu dürfen. Die Kl. 
hat darauf nicht geantwortet, aber St. hat den Bekl. unter 
dem 30. September 1890 darauf vertröſtet, daß man ihn vielleicht 
nach Zanzibar verſetze, daß damit alle Schwierigkeiten gehoben 
ſein würden; er ſolle ſich vertrauungsvoll nach Hamburg wenden. 
In dem Briefe vom 25. Oktober 1890 an die Kl. theilt der 
Bekl. der Kl. mit, daß ſeine Geſundheit ſtark angegriffen ſei, 
er dringend einer Erholung bedürfe, und bittet inſtändigſt, 
ihm zu geſtatten, Ende Februar oder März alzureiſen. Eine 
Antwort iſt Seitens der Kl. auch darauf nicht erfolgt. Un⸗ 
ſtreitig iſt dagegen, daß der Bekl. vom 1. Dezember 1890 ab, 
alſo nach Ablauf der vertragsmäßigen drei Jahre nach Zanzibar 
verſetzt und dort bis zum 23. Februar 1891 beſchäftigt iſt. 
Aus dem Schreiben der Kl. vom 4. Dezember 1890 an St. 
geht auch völlig unzweideutig hervor, daß ſie damals nicht 
daran gedacht hat, daß der Bekl. den Vertrag gekündigt oder 
um ſeine Entlaſſung gebeten habe. Sie erklärt, daß ſie noch 


keinen Entſchluß über die Prolongation des Vertrages 


faſſen könne, regt aber an, den Kommis K. zuerſt zurück⸗ 
kommen zu laſſen, wenn er der Erholung bedürfe, und 
den Bekl., der dann bis Herbſt 1891 „draußen“ bleiben 
müſſe, ſo lange zurückzuhalten. Das läßt ganz klar erkennen, 
daß es ſich damals nicht um Entlaſſung, ſondern um die Be⸗ 
laſſung des Bekl. im Geſchäfte und nur darum handelte, ob er 
oder zuerſt K. behufs Erholung zurückkommen ſolle. Auf 
dieſen Brief ſchreibt St. am 4. Februar 1891, daß er den 
Bekl. per D. Zanzibar nach Hauſe ſchicke. Der Bekl. iſt dann 
unſtreitig am 24. Februar 1891 zurückgefahren und am 
29. März 1891 in Hamburg eingetroffen. Nach dem That⸗ 
beſtande des B. U. iſt ihm von der Kl. am 25. April eröffnet, 
daß man keine Verwendung für ihn habe. Wird hinzugenommen, 
daß in der Klage ſelbſt vorgetragen iſt, der Bekl. ſei zurück- 
berufen und am 25. April 1891 entlaſſen, ſo entfällt 
jede Grundlage für die Annahme des B. R., daß der Ber- 
trag mit Ablauf der drei Jahre ſein Ende erreicht 
und durch gegenſeitige Uebereinkunft aufgelösſt ſei. 
Daß der Bekl., wie die Kl. abweichend von der Klage im Laufe 
der Inſtanzen behauptet hat, Zanzibar am 24. Februar 1891 
eigenmächtig verlaſſen habe und nach Europa zurückgekehrt 
ſei, ſtellt der B. R. ebenſo wenig feſt, wie die Behauptung des 
Bekl., daß er durch St. beurlaubt worden ſei. Hätte der 
Bekl. Zanzibar eigen mächtig verlaſſen, ſo würde er damit 
allerdings den Vertrag gelöſt haben. Davon kann aber nicht 
die Rede ſein, wenn er durch St. beurlaubt iſt, auch wenn 
St. zu ſolchem Urlaub nicht berechtigt war. So wie 
die Sachlage bisher erhellt, kann nur angenommen werden, daß 
der Bekl. entweder beurlaubt, oder durch St. zurückgeſchickt, 
d. h. entlaſſen, oder ſpäteſtens am 25. April 1891 entlaſſen iſt. 
Nach dem § 3 des Vertrages aber durfte die Kl. den 
Bekl., dem ſie nicht gekündigt und da Bekl. nicht 
gekündigt hatte, nach Ablauf der drei Jahre nicht 
ventlaffen, wenn ſie nicht geſetzliche Gründe hatte, vielmehr 
galt der Vertrag nach Ablauf der drei Jahre als ſtillſchweigend 
erneuert oder verlängert. Auf welchen Zeitraum, braucht nicht 
unterſucht zu werden, da darauf für die Frage, ob die Kon⸗ 
ventionalſtrafe verwirkt iſt, nichts ankommt. Geſetzliche Gründe 


der Entlaſſung hat die Kl. behauptet, es iſt aber darüber bisher 


nichts feſtgeſtellt. Was der B. R. aus dem Verhalten des 


Bekl. vor und nach feiner Entlaſſung herleitet, iſt nicht ſchlüſſig. 
Nach dem Vertrage, § 4, hatte der Bekl. Gehalt nur für die 
Zeit ſeiner Beſchäftigung in dem überſeeiſchen Etabliſſement zu 
fordern. Aus der Entgegennahme der Schlußabrechnung und 
aus der Quittung vom 11. Mai 1891 folgt nichts, als daß 
der Bekl. keine Anſprüche aus der Entlaſſung herleiten wollte, 


und jetzt nicht herleiten kann. Die Thatſache der Entlaſſung 


wird dadurch nicht beſeitigt, wenn der Bekl. entlaſſen iſt. Hat 
die Kl. aber den Bekl. entlaſſen, ohne einen geſetzlichen Grund 
zu haben, ſo hat ſie den Vertrag nicht erfüllt und kann ihrer⸗ 
ſeits nicht Erfüllung und die Konventionalſtrafe wegen Nicht⸗ 
erfüllung fordern. Für den Fall ungerechtfertigter Entlaſſung 
wirkt die Stipulation der Vertragsſtrafe nicht, wie der B. R. 
ſelbſt nicht verkennt. I. C. S. i. S. Frey e. O' Swald u. Co. 
vom 12. Mai 1897, Nr. 5/97 J. 8 

36. Das B. G. läßt die Frage, ob der gegen die Bekl. geltend 
gemachte Vorwurf der Argliſt begründet ſei, unerörtert, indem 
es davon ausgeht, daß die erhobene Intereſſenklage als Kaufs⸗ 
klage ſchon dann begründet ſei, wenn nicht erfüllte verpflichtende 
Zuſicherungen (dieta et promissa) der Bekl. vorliegen. In⸗ 
ſoweit liegt ein Rechtsirrthum nicht vor. (Urtheil des R. G in 
Seuffert's Archiv Bd. 40 Nr. 102; Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1896, S. 323 Ziffer 23; Entſch. vom 12. Februar 1897 
in Sachen Seemann c. Lüpke, III 265/96.) Es iſt auch der 
dahin gehende Reviſionsangriff nicht begründet, daß eine ver⸗ 
pflichtende Zuſicherung darum nicht vorliege, weil die Beredung, 
daß die Manſardenwohnung als ſelbſtändige Wohnung ver⸗ 
miethbar ſei, nach Lage der Sache nicht die Zuſicherung einer 
dem Kaufsobjekt anhaftenden Eigenſchaft enthalte. Denn ver⸗ 
pflichtende Zuſicherungen liegen nicht nur in dem letztgenannten 
Fall vor, ſondern auch dann, wenn nur thatſächliche Angaben 
gemacht werden, welche ihrer Beſchaffenheit nach geeignet ſind, 
das Urtheil des Käufers über den Werth der Sache und den 
dafür zu bewilligenden Preis nach irgend einer Seite hin zu 
beeinfluſſen. (I. 19 81 D. de Aed. ed. 21, 1 und die oben 
angeführten Entſcheidungen, vergl. auch Entſch. des R. G. 
Bd. 4 S. 196.) Allein die Zuſicherungen verpflichten, abgeſehen 
vom Fall der Argliſt nur dann, wenn ſie beim Abſchluß des 
Kaufvertrags abgegeben ſind, einen Beſtandtheil deſſelben bilden. 
Dies iſt aber in der Regel für den Fall nicht anzunehmen, 
wenn ſie in den von den Parteien ſchriftlich abgeſchloſſenen 
Vertrag nicht aufgenommen ſind, denn wie das R. G. ſchon in 
einer Reihe von Entſcheidungen (Bolze, Praxis des R. G. in 
Civilſachen Bd. 1 Nr. 705, Bd. 6 Nr. 333, Bd. 18 Nr. 244 
und die citirte Entſcheidung vom 12. Februar 1897) ausge⸗ 
ſprochen hat, iſt in dieſem Fall davon auszugehen, daß, ſofern 
nicht beſondere Umſtände vorliegen, welche einen entgegen⸗ 
geſetzten Willen bekunden, die Kontrahenten bei Abſchluß des 
ſchriftlichen Vertrags davon Abſtand genommen haben, die 
Zuſicherung als Vertragsbeſtandtheil zu betrachten. Dies hat 
das B. G. im vorliegenden Fall verkannt. Es iſt unbeſtritten, daß 
ein ſchriftlicher Vertrag abgeſchloſſen wurde, welcher von der angeb- 
lichen Zuſicherung in Betreff der Manſardenwohnung nichts enthält. 
Das B. G. ſtellt auch feſt, daß die bezügliche Aeußerung der 
beklagten Ehemänner dem Kaufsabſchluß vorangegangen iſt. 
Es führt nun allerdings aus, daß der Kaufvertrag „unter der 
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Beredung“ zu Stande gekommen ſei, daß die Manſarden⸗ 
wohnung ſelbſtändig vermiethbar ſei, allein es begründet dieſe 
Ausführung nur damit, daß den Angaben der Zeugin V. voller 
Glaube beizumeſſen ſei, welche beſagen, daß „auf Grund“ der 
Vorberedung der Kauf zu Stande gekommen ſei und ſtellt da⸗ 
her das B. G. auch thatſächlich nur feſt, daß „auf Grund 
der Verſicherung“ der Kauf abgeſchloſſen wurde. Allein 
dieſe Feſtſtellung rechtfertigt nicht die Schlußfolgerung, daß die 
Zuſicherung auch beim Abſchluß des ſchriftlichen Vertrages feſt⸗ 
gehalten wurde, denn nicht die Thatſache iſt entſcheidend, ob 
die Zuſicherung kauſal wirkte, — dies iſt weſentlich für den Fall 
der Argliſt — ſondern ob Umſtände vorliegen, welche auf die 
Abſicht der Paciscenten ſchließen laſſen, die Zuſicherung als 
Vertragsbeſtandtheil beſtehen zu laſſen. Dafür aber fehlt es 
ſowohl in der Begründung des B. G. als in den Angaben der 
Zeugin V. an jeglichem Anhaltspunkt. III. C. S. i. S. 
Mattern und Gen. c. Vetter vom 14. Mai 1897, Nr. 1/97 III. 

37. Kl. war bei dem Bekl. als Inſpektor einer Ziegelei 
angeſtellt und wird von dem Bekl. auf Erſatz des Werthes 
derjenigen auf der Ziegelei hergeſtellten Dachpfannen, welche bei 
dem Dienſtaustritte des Kl. im Falle ordnungsmäßigen Ziegelei ⸗ 
betriebes hätten vorhanden ſein müſſen, aber uicht vorhanden 
waren, in Anſpruch genommen. Das B. U. geht hierbei von 
dem richtigen Grundſatze aus, daß Kl. den Beweis der Erfüllung 
ſeiner Vertragspflichten zu führen hat. Das B. U. erwägt 
dann weiter, daß Kl. dieſen Beweis nur bis zur Beendigung 
des Brennens der Dachpfannen, nicht aber für die nachher 
folgende Zeit des Lagerns der fertig gebrannten, zum Verkauf 
zubereiteten Dachpfannen auf der Ziegelei bis zu deren Weg⸗ 
ſchaffung geführt habe. Wenn dann das B. U. auf dieſer 
Grundlage feſtſtellt, daß die (bei Vergleichung des nach den 
beklagtiſchen Büchern ſich ergebenden Beſtandes mit dem wirklichen 
Beſtande) fehlenden 38 000 Dachpfannen nicht zum Brennen 
erſt zubereitete ſondern bereits fertig gebrannte Dachpfannen 
geweſen ſeien, für deren Fehlen Kl. verantwortlich ſei, ſo beruht 
dieſe Feſtſtellung nicht auf einem prozeſſualen Verſehen, entspricht 
auch der in der erſtinſtanzlichen Schlußverhandlung unter Eides⸗ 
zuſchiebung erfolgten beklagtiſchen Behauptung, daß die in den 
Büchern verzeichneten Dachpfannen die zum Verkauf bereits 
fertig geſtellten geweſen ſeien. III. C. S. i. S. Böhme 
c. Schipper vom 21. Mai 1897, Nr. 13/97 III. 

38. Für begründet konnte die Reviſion nicht gehalten 
werden. Am unbedenklichſten iſt die Abweiſung des prinzipalen 
Klagantrages. Da ſich im § 6 des Teſtamentes ausdrücklich 
die Subſtitution der ehelichen Deſcendenz verfügt findet, ſo iſt 
es kaum möglich, den Willen des Teſtators anders aufzufaſſen 
als dahin, daß anſtatt eines verſtorbenen Vetters der betreffende 
Vetternſtamm ſelbſt dann zur Erbfolge berufen ſein ſolle, wenn 
dieſer Vetter auch ſchon zur Zeit der Teſtamentserrichtung nicht 
mehr gelebt haben ſollte. Jedenfalls beruht die Auslegung des 
B. G. in keiner Weiſe auf der Verletzung einer reviſibeln 
Rechtsnorm. Was ſodann den eventuellen Klagantrag betrifft, 
ſo handelt es ſich dabei um die Frage, ob den „ſämmtlichen 
übrigen nächſten Verwandten“ des Teſtators zuſammen nur 7 
der Erbſchaft angefallen iſt, während die übrigen ½ den vier 
namentlich Eingeſetzten zukommen, oder ob die Erbſchaft viel. 
mehr unter alle Eingeſetzten gleichmäßig nach Vierzehnteln zu 


theilen iſt, nur mit Einſchränkung auch jedes einzelnen Vettern⸗ 
ſtammes in feiner Geſammtheit auf /. Das O. L. G. erklärt 
ſich für die zweite Alternative zunächſt auf Grund einer von 
beſondern geſetzlichen Vorſchriften nicht beſchränkten Auslegung 
des Teſtamentes, indem es dabei den 1. 11 1. 13 pr. 1. 17 
§ 4 1. 59 § 2 D. de her. inst. 28, 5 J. 11 D. de impub. 
et al. subst. 6, 26 die Geltung im heutigen gemeinen Rechte 
abſpricht. Ob dies richtig iſt, kann dahin geſtellt bleiben, denn 
der andere Grund des B. G., daß nämlich die 1. 13 pr. 1. 66 
D. de her. inst. 28, 5 für den Fall, daß, wie hier, der 
Teſtator die Eingeſetzten ausdrücklich „zu gleichen Theilen“ 
berufen hat, die Theilung nach Köpfen gerade vorſchreiben, 
würde jedenfalls die Entſcheidung tragen. VI. C. S. i. S. 
Voß c. Martens vom 6. Mai 1897, Nr. 275/96 VI. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

39. Das Kammergericht hat ohne Rechtsirrthum aus den 
eigenen Angaben des Kl. die Folgerung gezogen, daß der letztere 
nicht eine Urkunde beſtimmten anderen Inhaltes zu unter⸗ 
ſchreiben gemeint geweſen ſei, ſondern daß er den Willen gehabt 
habe, durch ſeine Unterſchrift das zu genehmigen, was in der Urkunde 
ſtehe, obgleich ihm dieſes nicht genau bekannt war, indem er ſich 
eben bei der Verſicherung des B., daß „nichts Schlimmes“ darin 
ſtehe, beruhigt habe. Dieſer Feſtſtellung gegenüber kann von 
einem weſentlichen Irrthum, in welchem ſich der Kl. bei Unter⸗ 
zeichnung der Urkunde befunden hätte, nicht die Rede ſein. 
VI. C. S. i. S. Stammer c. Sztankowitz vom 17. Mai 1897, 
Nr. 35/97 VI. 

40. Daß unter Umſtänden auch ein Irrthum über die 
Zahlungsfähigkeit des Gegenkontrahenten ein weſentlicher im 
Sinne des § 81 Tit. 4 Thl. I des A. L. R. fein kann, hat 
das B. G. in Uebereinſtimmung mit der Judikatur des R. G. 
angenommen, und es hat auch die Umſtände des vorliegenden 
Falles darauf hin geprüft, ob ſie ſo liegen, daß ſich eine ſolche 
Annahme rechtfertigen laſſe. Dieſe ganze Erwägung iſt eine 
thatſächliche, die der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz nicht 
ohne Weiteres unterliegt. Daß ſie rechtsirrthümlich ſei, läßt 
ſich nicht erſehen. V. C. S. i. S. Neumann c. Freund und 
Gen. vom 19. Mai 1897, Nr. 392/96 V. 

41. Es ſpricht keine geſetzliche, ſondern nur eine größere 
oder geringere thatſächliche Vermuthung dafür, daß ein vor 
entſprechender Zeit zur Poſt gegebener Brief auch an den in 
der Aufſchrift Bezeichneten gelangt iſt, und die von der Bekl. 
unter Beweis geſtellten Anzeigen für die Aufgebung ihres 
angeblichen Briefes zur Poſt ſind hinſichtlich ihrer Schlüſſigkeit 
ſo wenig bedenkenfrei, daß offenbar mit Rückſicht hierauf und 
auf die in den Gründen des angefochtenen Urtheils angeführten 
Umſtände, die gegen die behauptete Abſendung ſprechen, das 
B. G. von der Erhebung des angebotenen Beweiſes abgeſehen 
und es bei dem im landgerichtlichen Urtheil für den Kl. feſt⸗ 
geſtellten Eide belaſſen hat. I. C. S. i. S. Kupz & Co. 
c. Appel vom 24. Mai 1897, Nr. 161/97 J. 

42. Auch eine Anwendung des § 271 Tit. 5 Thl. IJ des 
A. L. R. könnte, da der Kaufvertrag in der Hauptſache, nämlich 
durch Uebergabe und Auflaſſung erfüllt iſt, nicht zu einer völligen 
Abweiſung der Klage, ſondern nur zu einer Verurtheilung Zug 
um Zug gegen Empfang der rückſtändigen Leiſtung führen. 
(Vergl. Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. I S. 491, 
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7. Auflage; Dernburg, Preußiſches Privatrecht, Bd. II § 46.) 
Inzwiſchen war aber durch die Subhaſtation des verkauften 
Grundſtücks, wobei die fragliche Theilhypothek von 50 000 Mark 
ausfiel, die nachträgliche Erfüllung des auf dieſe bezüglichen 
Verſprechens unmöglich geworden, der Bekl. daher nur noch in 
der Lage, an Stelle der Erfüllung das Intereſſe zu fordern und 
gegen die eingeklagte Kaufgeldforderung aufzurechnen. V. C. S. 
i. S. Keßler c. Bürgerl. Brauhaus München vom 22. Mai 
1897, Nr. 398/96 V. 

43. Die Konventionalſtrafe von 50 Mark für den 
Tag iſt der Bekl. für 129 Arbeitstage mit 6 450 Mark zu⸗ 
geſprochen, weil Kl. auch vom 1. September 1894 ab bis zum 
Schluß der Kampagne d. i. bis zum 7. Januar 1895 mit der 
Fertigſtellung des vertragsmäßigen Werks im Rückſtande ge- 
blieben iſt und die Bekl. in Folge deſſen von ihrem Rücktritts⸗ 
rechte Gebrauch gemacht hat. Darin liegt jedenfalls nicht die 
gerügte Verletzung des 8 292 A. L. R. Thl. J Tit. 5, denn 


dieſe Vorſchrift entſcheidet nicht darüber, welches Intereſſe nach 


einem gegebenen Vertrage durch die Konventionalſtrafe gedeckt 
werde. Ebenſowenig iſt § 307 A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 verletzt, 
weil das O. L. G. nach ſeiner Auslegung des Vertrages darin, 
daß die Bekl. wegen nicht vertragsmäßiger Herſtellung des 
Werkes ihren Rücktritt erklärte, aber von dem ihr gewährten 
beſonderen Rechte, einzelne Werktheile zu den hierfür angeſetzten 
Preiſen zu behalten, Gebrauch machte, eine ſolche vorbehaltsloſe 
Annahme der nachherigen Erfüllung nicht zu finden berechtigt 
war, bei welcher das Geſetz einen Verzicht auf die Vertrags⸗ 
ſtrafe unterſtellt. Als das durch die Konventionalſtrafe gedeckte 
Intereſſe ſieht das O. L. G. nicht die bloße rechtzeitige An⸗ 
lieferung und Zuſammenſtellung aller Theile des beſtellten 
Werkes an, ſondern die vertragsmäßige Herſtellung mit einer 
den übernommenen Garantien inſoweit entſprechenden Leiſtungs⸗ 
fähigkeit, daß die Bekl. zur Annahme verpflichtet wurde. Das 
O. L. G. gelangt zu dieſer Auslegung zunächſt nach dem Wort⸗ 
laute der beiden Verträge, insbeſondere des § 1 des Nachtrags, 
nach welchem Kl. „die ganze Schnitzeltrockenanlage dem Vertrage 
gemäß fertig zum Betriebe bis zum 1. September 1894 her⸗ 
zuſtellen“ und „für jeden Tag der Verſpätung“ eine Kon⸗ 
ventionalſtrafe von 50 Mark zu zahlen hat. Darnach wird die 
Strafe als für jeden Tag der Verſpätung in der Fertigſtellung 
des Werkes in einer zur Annahme verpflichtenden vertrags⸗ 
mäßigen Beſchaffenheit bedungene angeſehen. II. C. S. i. S. 
Büttner u. Meyer c. Zuckerfabrik Soeſt vom 25. Mai 1897, 
Nr. 92/97 II. 

44. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der Einwand, nicht 
Erbe geworden zu ſein, von dem anderen Einwand, nur als 
Benefizialerbe zu haften, verſchieden iſt und auf einem anderen 
Grunde beruht. I. C. S. i. S. Baruther Vorſchußverein Konk. 
c. Buſche vom 22. Mai 1897, Nr. 21/97 J. 

45. Das B. G. führt aus: Um die Bekl. zur Rechnungs- 
legung zu verpflichten, müſſe erwieſen werden, daß dieſelbe that⸗ 
ſächlich Gelder für L. eingezogen habe. Erwieſen ſei aber nur, 
daß L. die Bekl. ſeit dem 1. April 1895 mit dem Abholen 
ſeiner Penſion betraut habe. Ueber den Verbleib der erhobenen 
Penſionsbeträge habe ſie durch die Angabe Rechnung gelegt, daß 
ſie das erhaltene Geld ſofort an L. abgeführt habe. Dafür, 
daß ſie außer der Penſion noch andere Gelder für L. eingezogen 


habe, ſei ein ſchlüſſiger Beweis nicht angetreten. Wenn die 
Bekl. ſich Gelder des L., die bereits in deſſen Gewahrſam 
gelangt waren, angeeignet haben ſollte, ſo laſſe ſich hieraus ein 
Anſpruch auf Rechnungslegung nicht herleiten. Durch dieſe 
Erwägungen wird die getroffene Entſcheidung nicht gerechtfertigt. 
Die Kl. haben in erſter Reihe behauptet, daß die Bekl. während 
der Zeit vom 1. April 1895 bis zum 22. Auguſt 1895 alle 
Einnahmen des Lehrers a. D. L. für denſelben erhoben habe, 
und daß dieſes zufolge Auftrags geſchehen ſei. Dieſe 
Behauptung hat das B. G. überhaupt nicht berückſichtigt. 
Sie iſt aber weſentlich. Denn wenn ſie wahr wäre, ſo würde, 
da das Auftragsverhältniß mit dem am 14. September 1895 
erfolgten Tode des L. ſein Ende erreicht hätte, die Bekl. gemäß 
§ 61 Thl. I Tit. 13 des A. L. R. verpflichtet fein, den Kl. 
über die Ausführung des aufgetragenen Geſchäfts Rechenſchaft 
abzulegen, und im Falle der Zweckdienlichkeit auch Rechnung 
zu legen. Striethorſt, Archiv Bd. 80 S. 271; Rehbein, Entſch. 
Bd. 2 S. 601, 602. Zur Begründung dieſer Verpflichtung 
würde ſogar ſchon die Thatſache genügen, daß L. die Bekl. mit 
der Erhebung aller ſeiner Einnahmen während des gedachten 
Zeitraums beauftragt, und die Bekl. dieſen Auftrag angenommen 
hat. Es wäre nicht noch der Nachweis erforderlich, daß die 
Bekl. auch thatſächlich alle Einnahmen erhoben habe. Am 
allerwenigſten könnte von den Kl. die Bezeichnung der einzelnen 
erhobenen Einnahmen verlangt werden. Denn die Rechenfchafts- 
ablegung hat gerade den Zweck, dem Machtgeber eine klare und 
überſichtliche Kenntniß davon zu verſchaffen, ob, in welcher Art, 
und mit welchem Reſultate der Bevollmächtigte das ihm auf⸗ 
getragene Geſchäft ausgeführt hat. Bei dem Auftrage zur 
Erhebung aller Einnahmen während einer gewiſſen Zeitperiode 
würde daher der Beauftragte klar zu legen haben, welche 
Einnahmen er erhoben hat und wo dieſelben verblieben ſind, 


‚oder weshalb er zur Erhebung aller oder einzelner Einnahme⸗ 


beträge nicht im Stande geweſen iſt. Zu Unrecht hat ſomit 
das B. G. die Feſtſtellung des behaupteten Auftragsverhältniſſes 
unterlaſſen. Sollte der Grund hiefür in der Annahme einer 
unzuläſſigen Klageänderung liegen, ſo hätte dieſes nicht un⸗ 
ausgeſprochen bleiben dürfen. Ob der Beweis für den Auftrag 
in genügender Weiſe angetreten iſt oder augetreten werden 
kann, und inwieweit der angebliche Blödſinn des Lehrers L. die 
Rechtswirkung des etwaigen Auftrags zu beeinfluſſen vermag, 
muß der Prüfung des B. G. überlaſſen werden. In Er⸗ 
mangelung eines Auftrags würde aber auch die alleinige That⸗ 
ſache, daß die Bekl. für den Lehrer L. alle Einnahmen, 
welche demſelben während der Zeit vom 1. April bis 22. Auguſt 1895 
zugefloſſen ſind, erhoben hat, ausreichen, um den Anſpruch 
auf Rechenſchaftsablegung, und geeigneten Falls auf Rechnungs⸗ 
legung zu begründen. Denn die Bekl. würde fremde Geſchäfte 
ohne Auftrag beſorgt haben und daher gemäß § 256 Thl. I 
Tit. 13 des A. L. R. verpflichtet ſein, von den erhobenen 
Einnahmen und deren Verbleib genaue Rechenſchaft abzulegen. 
Zu dieſem Zwecke würde es ihr obliegen, die einzelnen Ein⸗ 
nahmebeträge, die Perſon des Zahlungsleiſters und, ſoweit 
möglich, die Veranlaſſung der Zahlung anzugeben und zugleich 
darzuthun, ob ſie die erhaltenen Geldſummen an L. abgeführt 
oder in welcher Weiſe für denſelben verwendet hat. Eine Feſt⸗ 
ſtellung der ſonach erheblichen Thatſache läßt das B. U. gleich⸗ 
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falls vermiſſen. Daß die Thatſache etwa wegen mangelnden 
Beweiſes nicht hat feſtgeſtellt werden können, wäre zu erörtern 
geweſen. IV. C. S. i. S. Lüdtke u. Gen. c. Kaminski vom 
13. Mai 1897, Nr. 399/96 IV. 

46. Unter Bezugnahme auf die Rechtſprechung des Preuß. 


Obertribunals, insbeſondere im Anſchluß an die Begründung 


des Urtheils vom 20. April 1857 — Entſch. Bd. 45 S. 404 — 
geht der B. R. in erſter Reihe davon aus, daß der einzelne 
Miterbe einen Anſpruch, den er gegen den noch ungetheilten 
Nachlaß hat, ſo lange die Gemeinſchaft dauert, nicht geltend 
machen und verfolgen könne. Er müſſe vielmehr die Forderung 
bei der Nachlaßregulirung anbringen und betreff feiner Be⸗ 
friedigung die Auseinanderſetzung abwarten. Hiergegen richtet 
ſich die Reviſion mit der Ausführung, daß die geltend gemachten 
Gründe zwar der Leiſtungsklage entgegenſtänden, nicht aber einer 


Feſtſtellungsklage. Die Rüge kann keinen Erfolg haben. Richtig 


iſt zwar, daß der einzelne Miterbe, der zugleich Nachlaßgläubiger 
iſt, grundſätzlich nicht gehindert iſt, auch bei beſtehender Erben⸗ 


gemeinſchaft im Wege der Feſtſtellungsklage, falls ſonſt deren 


Vorausſetzungen vorliegen, die Feſtſtellung ſeines Anſpruchs an 
den Nachlaß gegen die Miterben zu verfolgen. Daraus folgt 


aber nicht, daß mit der Feſtſtellungsklage auch ein Anſpruch 


geltend gemacht werden kann, von deſſen Durchführung eine 
Beeinträchtigung der Rechte der übrigen Erben zu. befürchten ift. 


Dion nicht darauf iſt entſcheidendes Gewicht zu legen, in welcher 
prozeſſualiſchen Form, der einzelne Erbe feinen Anſpruch gegen 


den Nachlaß geltend macht, ſondern auf den Inhalt und die 


ſich daraus bei der Verwirklichung ergebenden rechtlichen Folgen 
des Anſpruchs. Im vorliegenden Falle würde aber Kl. durch 
die verlangte Feſtſtellung bei beſtehender Erbengemeinſchaft 
gegen den Willen der Miterben ſeine Befriedigung wegen einer 
Forderung an den Nachlaß aus den Mitteln deſſelben bewirken, 
und dazu ermangelt ihm die rechtliche Befugniß. Die erhobene 
Klage iſt daher auch als Feſtſtellungsklage vom B. R. mit 
Recht für unzuläſſig erachtet worden. IV. C. S. i. S. Quatfaſel 
c. Protze u. Gen. vom 20. Mai 1897, Nr. 421/96 IV. 

47. Die Auslegung des Teſtaments der Stifterin dahin, 
daß in Bezug auf die Verwaltung des Stiftungsvermögens 
dem Gutsbeſitzer von E. und jedem der Proviſoren gleiche 
Rechte zuſtänden, verſtößt nicht gegen den Wortfinn und 
Zuſammenhang des Teſtaments. Die Rüge unzuläſſiger An⸗ 
wendung der Rechtsgrundſätze über Miteigenthum und 
Korporationen erſcheint nicht zutreffend. Das B. G. geht 
offenbar von dem Geſichtspunkt aus, jenen Vorſchriften liege 
der allgemeine Rechtsgedanke zu Grunde, daß, wo unter Mit⸗ 
berechtigten eine Einigung über vermögensrechtliche Dispoſitionen 
nicht ſtattfinde, inſoweit das Geſetz nicht Stimmeneinhelligkeit 
vorſchreibe, das Prinzip der Mehrheitsbeſchlüſſe aushelfen müſſe. 


Und dieſer Geſichtspunkt iſt in der Natur der Verhältniſſe 


begründet. IV. C. S. i. S. v. Lilien c. Schulte vom 17. Mai 
1897, Nr. 353/96 IV. 

48. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß an einer dem allge⸗ 
meinen Gebrauch, wie ein öffentlicher Platz, thatſächlich preis⸗ 
gegebenen Fläche durch fortgeſetzte Benutzung in einer beſtimmten 
Art Grundgerechtigkeiten für benachbarte Grundſtücke im Wege 
der Erſitzung begründet werden können, freilich nur, wenn bei 
der Ausübung die Meinung und der Wille, ein Recht auszu- 


üben, obgewaltet hat. Aber dieſe innere Willensrichtung braucht 
nicht beſonders bewieſen, ſie kann aus den Umſtänden gefolgert 
werden, und bei Prüfung der obwaltenden Umſtände darf nicht 
außer Acht gelaſſen werden, daß der Beſitzer eines Grundſtückes, 
für welches eine gewiſſe Benutzung des benachbarten Platzes 
namentlich als Zugang oder Zufuhrweg von wirthſchaftlicher 
Bedeutung, vielleicht ſogar eine wirthſchaftliche Nothwendigkeit 
iſt, nicht auf eine Stufe geſtellt werden kann mit einem be⸗ 
liebigen Dritten, der gelegentlich über den offenen Platz fährt, 
oder ſonſt etwas darauf vornimmt. V. C. S. i. S. Brands⸗ 
hagen c. Stadt Stargard vom 12. Mai 1897, Nr. 373/96 V. 

49. Das B. G. hat angenommen, daß die der Kl. zugefügten 
Ehrenkränkungen ſelbſt bei der Unterſtellung als widerrechtliche 
anzuſehen ſeien, daß die Behauptung des Bekl., die Kl. habe 
ſich vor der Ehe der lesbiſchen Liebe und der Onanie hingegeben 
und treibe auch noch während der Ehe Onante, wahr jei, wder 
daß doch dem Bekl. das Bewußtſein von der Unwahrheit der 
Behauptung gefehlt, er vielmehr die Ueberzeugung von deren 
Wahrheit gehabt habe. Zu der Annahme iſt jenes Gericht 
durch die Erwägung gelangt, daß es dem Bekl. zwar nicht 
verwehrt geweſen wäre, wenn die Laſter der Kl. in Wirklichkeit 
oder nach ſeiner Ueberzeugung beſtanden hätten, gegen dieſelben 
mit Strenge vorzugehen und unter Umſtänden auch ihren 
nächſten Verwandten davon Mittheilung zu machen, daß er 
aber ſowohl als Arzt als auch als Ehemann die Pflicht ge⸗ 
habt hätte, dieſelben vor dritten, unbetheiligten Perſonen geheim 
zu halten. Der Erwägung kann nur beigetreten werden. Der 
Bekl. hat ſelbſt angegeben, daß er kurz nach der Hochzeit die 
Geſchlechtstheile der Kl. einer ärztlichen Unterſuchung unterzogen 
und dabei die Entdeckung gemacht habe, daß die Kl. Jahre 


lang und bis zu ihrer Verheirathung Onanie getrieben. Dieſe 


auf Grund feiner ärztlichen Thätigkeit angeblich gemachte Ent- 
deckung wäre der Bekl. als Berufsgeheimniß zu wahren ver⸗ 
pflichtet geweſen. Er war nicht berechtigt, von derſelben einen 
Gebrauch zu machen, der weder durch die Sorge um das koörper⸗ 
liche Wohl der Kl., noch durch die Wahrnehmung ſeiner ſonſtigen 
perſönlichen Intereſſen geboten war. Einen ſolchen unbefugten 
Gebrauch hat er aber mittels der vom B. G. als Ehevergehen 
charakteriſirten, die voreheliche Selbſtbefleckung betreffenden 
Aeußerungen gemacht. Als Ehemann hätte der Bekl. die ſitt⸗ 
liche Pflicht gehabt, das Geſchlechtsleben ſeiner Ehefrau in und 
vor der Ehe der Kenntniß anderer Perſonen inſoweit zu ent⸗ 
ziehen, als nicht eine zwingende Veranlaſſung zur Mittheilung 
der einen oder anderen Thatſache vorlag. Auch gegen dieſe 
Pflicht hat der Bekl. gefehlt. IV. C. S. i. S. M. c. M. 
vom 17. Mai 1897, Nr. 35/97 IV. 

50. Die Anwendbarkeit des § 700 Thl. II Tit. 1 A. L. R. 


wird bedingt durch die Widerrechtlichkeit der verübten 


Ehrenkränkungen und durch das Bewußtfein des Thäters 
von der Widerrechtlichkeit (Bolze, Praxis Bd. 10 Nr. 568, 
Br. 11 Nr. 493, Bd. 12 Nr. 518. Rehbein, Entſch. Bd. 4 
S. 344). Unter den Begriff der Ehrenkränkung im Sinne 
dieſes Geſetzes fallen nur ſolche Aeußerungen und Handlungen, 
welche geeignet ſind, dem Beleidigten in den Augen Anderer 
die ihm gebührende Achtung zu entziehen und ihm einen 
empfindlichen Nachtheil zuzufügen. 
eine Ehrenkränkung nur dann, wenn der Beleidigte einen An⸗ 


Widerrechtlich iſt daher 
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ſpruch darauf hat, daß ihm die Achtung nach außen hin nicht 
entzogen werde, deren er ſich bisher erfreut hat, und welche ihm 
vermöge ſeines Charakters, ſeines Lebenswandels und ſeiner 
Lebensſtellung gebührt. Abgeſehen von beſonderen Umſtänden 
hat aber der Beleidigte einen ſolchen Anſpruch nicht, wenn die 
Thatſachen, welche zum Gegenſtande der Ehrenkränkung gemacht 
ſind, auf Wahrheit beruhen. Ihm gebührt dann nicht die 
Achtung, deren er ſich bisher erfreut hat, und er hat daher kein 
Recht darauf, daß ihm dieſe Achtung erhalten bleibe. Eine an 
ſich ehrenkränkende Aeußerung oder Handlung kann ſomit im 
Falle der Wahrheit den Thatbeſtand des § 700 Thl. II 
Tit. 1 A. L. R. regelmäßig nicht herſtellen. Daraus folgt 
weiter, daß die Anwendbarkeit dieſes Geſetzes der Regel nach 
auch dann ausgeſchloſſen iſt, wenn die Thatſachen, welche den 
Gegenſtand der Ehrenkränkung bilden, zwar unwahr ſind, 
dem Thäter aber das Bewußtſein von der Unwahrheit 
fehlt. Wenn daher die Bekl. im Jahre 1893 eine Perſon 
geweſen ſein ſollte, welche ſich in Folge krankhafter geiſtiger 
Störungen ein verkehrtes Bild von den wirklichen Thatſachen 
gemacht und dieſelben deshalb in unwahrer Weiſe dargeſtellt 
hat, ſo würde ſie die Beſchuldigungen des Wilddiebſtahls und 
der Blutſchande möglicherweiſe in dem Glauben und in der 
Ueberzeugung erhoben haben, daß dieſelben wahr ſeien. Sie 
würde dann das Bewußtſein von der Unwahrheit jener That- 
ſachen nicht gehabt haben, und die Beſchuldigungen könnten ihr 
alſo als Ehevergehungen aus § 700 Thl. II Tit. 1 A. L. R. 
nicht zugerechnet werden. Andererſeits wäre es möglich, daß 
die Bekl., wenn ſie auch im Allgemeinen an pathologiſcher 
Lügenhaftigkeit gekrankt hat, doch bei den hier in Betracht 
kommenden, gegen ihren Ehemann erhobenen, Beſchuldigungen 
ſich ſehr wohl der Unwahrheit derſelben bewußt geweſen iſt. 
Eine ſolche Feſtſtellung würde ſich aber nur rechtfertigen, wenn 
ſie auf ganz beſondere Umſtände gegründet werden könnte. 
IV. C. S. i. S. Wahlſtab c. Wahlſtab vom 3. Mai 1897, 
Nr. 394/96 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

51. Nach dem Tarife zum Preußiſchen Stempelſteuergeſetze 
vom 7. März 1822 unterliegen der Stempelſteuer die im 
Inlande beurkundeten Kaufverträge 1. über inländiſche Grund⸗ 
ſtücke und Gerechtigkeiten, 2. über außerhalb Landes gelegene 
Grundſtücke und Gerechtigkeiten, 3. über alle anderen Gegen⸗ 
ſtände ohne Unterſchied. Aus dieſer Dreitheilung ergiebt ſich, 
daß die letzte Beſtimmung alle Sachen umfaßt, welche nicht 
Grundſtücke oder Gerechtigkeiten ſind. Darunter fallen daher 
auch ſolche bewegliche Sachen, welche ſich im Auslande be⸗ 
finden, ſofern ſie nicht Subſtanztheile eines Grundſtücks 
bilden. Durch den Zuſatzvertrag vom 16. Juli 1895, beurkundet 
in Breslau, und alſo im Inlande, hat die Kl. das, im Auslande 
befindliche, bewegliche Zubehör des Gutes Milowice und der 
Kohlengruben Anna, Johanna und Roſalie nebſt anderen 
beweglichen Sachen für den Preis von 1 ½ Million Mark 
gekauft. Was unter dem Begriffe des „beweglichen Zubehörs“ 
zu verſtehen iſt, muß in erſter Reihe nach der Bedeutung 
beurtheilt werden, welche die Kontrahenten ſelbſt dem Begriffe 
beigemeſſen haben. In dem Vertrage wird „die Subſtanz und 
das unbewegliche Zubehör der verkauften Objekte“ von dem 


mechaniſchen Dienſtleiſtungen angeſtellt geweſen, 


„beweglichen Zubehör“ derſelben ausdrücklich geſchieden. Die 
Subſtanz und das unbewegliche Zubehör ſind Gegenſtand des 


»Hauptvertrages, über das bewegliche Zubehör iſt der Zuſatz⸗ 


vertrag geſchloſſen. Damit iſt zum deutlich erkennbaren Aus⸗ 
druck gelangt, daß durch den Zuſatzvertrag über die Subſtanz 
des Gutes und der Gruben überhaupt nicht kontrahirt iſt, und 
daß alſo unter dem beweglichen Zubehör Subſtanztheile nicht 
verſtanden find. Die Vorſchrift des §S 105 Thl. I Tit. 2 
A. L. R., wonach Pertinenzſtücke, ſo lange ſie bei der Hauptſache 
ſind, an allen Rechten derſelben Theil nehmen, iſt, wie das 
R. G. bereits bei einer früheren Gelegenheit nachgewieſen hat, 
für die Frage der Stempelpflichtigkeit nicht verwerthbar. (Entſch. 
des R. G. Bd. XII S. 267.) Der von der Reviſton ferner 
herangezogene § 32 Einleitung zum A. L. R. ſtellt den Grundſatz 
auf, daß für die ſachenrechtlichen Rechtsbeziehungen der 
Immobilien die Geſetze des Ortes maßgebend ſind, an welchem 
ſich dieſelben befinden. (Entſch. des R. G. Bd. 18 S. 45.) 
Derſelbe Grundſatz gilt auch für die Uebertragung des 
Eigenthums an beweglichen Sachen (Entſch. des R. G. 
Bd. 11 S. 55. Striethoſt, Archiv Bd. 73 S. 72), aber er 
ſteht mit der Beurtheilung der Stempelpflichtigkeit von 
Kaufverträgen über bewegliche Sachen in keinem Zuſammen⸗ 
hange. Die Anwendbarkeit des § 5f des Gefetzes vom 7. März 
1822 endlich iſt dadurch ausgeſchloſſen, daß für das bewegliche 
Zubehör und die übrigen beweglichen Sachen, ein beſonderer 
Kaufpreis feſtgeſetzt iſt. IV. C. S. i. S. A.⸗G. für Kohlen⸗ 
gruben, Erzgewinnung u. Hüttenbetrieb in Sosnowice c. Fiskus 
vom 10. Mai 1897, Nr. 395/96 IV. 

Zur Städteordnung von 1853. 

52. Das B. G. iſt in Uebereinſtimmung mit dem 
I. R. zur klagegemäßen Verurtheilung der Bekl. auf Grund 
der Annahme gelangt, daß der Kl. von der Bekl. bei den 
ſtädtiſchen Kanaliſationswerken als einer der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt dienenden Gemeindeanſtalt zu dauernden und nicht bloß 
und deshalb 
der bei ſeiner Annahme gemachte Kündigungsvorbehalt zufolge 
des $ 56 Nr. 6 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 der 
rechtlichen Wirkſamkeit entbehre. In dieſer Beurtheilung iſt eine 
Geſetzes verletzung nicht zu erkennen. Anlangend die Frage der 
dauernden Anſtellung des Kl., geht das B. G. davon aus, daß 
ein hierauf gerichteter Wille des Magiſtrats der Bekl., möge 
derſelbe auch bei der laut Verhandlung vom 15. März 1882 
erfolgten Annahme des Kl. nicht beſtanden haben, doch weiterhin 


durch konkludentes Verhalten des Magiſtrats bethätigt ſei. Ein 


ſolches Verhalten findet der zweite Richter darin, daß der Ma- 
giſtrat den Kl. 11¼ Jahre lang in der Stellung als Rechnungs⸗ 
führer bei der Betriebsdirektion der Kanaliſationswerke belaſſen 
und dieſe Dienſtſtellung als eine etatsmäßige Beamtenſtelle be⸗ 
handelt, insbeſondere die urſprünglichen Diätenbezüge des Kl. 
ſeit dem Jahre 1887 als Gehalt weiter gezahlt, ihm im Jahre 
1890 die Erlaubniß zur Uebernahme einer Gegenvormundſchaft 
in Gemäßheit des § 22 der Vormundſchaftsordnung ertheilt, 
auch ihm in dem Etat für 1892/93 eine Gehaltszulage von 
200 Mark bewilligt und hiervon in einer Verfügung vom 
2. April 1892, in welcher er als erſter Büreaubeamter und 
Rechnungsführer bezeichnet ſei, Mittheilung gemacht habe. — 
Dieſe Ausführung beruht an ſich weſentlich auf thatſächlichen 
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Erwägungen. Die Reviſionsrüge, daß die vom B. G. aufge⸗ 
führten Handlungen als ſchlüſſige Bethätigung des Willens, den 


Kl. dauernd anzuſtellen, nicht gelten könnten, kann nicht gebilligt 


werden. Wenn dabei die Reviflon bei einzelnen Handlungen 
einen Anhalt dafür vermißt, daß dieſe vom Magiſtrat als An⸗ 
ſtellungsbehörde ausgegangen ſeien, ſo iſt ihr entgegenzuhalten, 
daß ſolche von der Magiſtratsdeputation für die Kanaliſations⸗ 
werke, welche vom Magiſtrat mit genereller Anſtellungsbefugniß 
verſehen iſt, vorgenommen ſind. Außerdem wirft die Reviſion 
dem B. G. vor, es habe zu Unrecht gewiſſe erhebliche Umſtände, 
nämlich, daß der Magiſtrat nicht die Genehmigung der Stabt- 
verordneten zur Anſtellung des Kl. eingeholt habe, daß der Kl. 
nicht vereidigt ſei und das Steuerprivileg der Gemeindebeamten 
weder begehrt noch bewilligt erhalten habe, außer Prüfung 
gelaſſen. Allein dieſe Umſtände ſind für die Frage des An⸗ 
ſtellungswillens nicht von entſcheidender Bedeutung, und deshalb 
darf angenommen werden, daß ſie vom B. G. in dieſem Sinne 
nicht beſonders gewürdigt ſind. Für die weitere Annahme, daß 
die Kanaliſationswerke, bei deren Betriebsdirektion der Kl. als 
Büreaubeamter angeſtellt worden, eine der öffentlichen Wohlfahrt 
gewidmete Gemeindeanſtalt (§ 4 der Städteordnung vom 30. Mai 
1853) bildeten, ſtützt das B. G. ſich weſentlich darauf, daß ver- 
möge der Polizeiverordnung vom 14. Juli 1874 und des ftaat- 
lich genehmigten Ortsſtatuts über die Kanaliſation vom 
4./8. September 1874 bezüglich der letzteren für die Bekl. ein 
Monopol, für die Beſitzer bebauter Grundſtücke ein Anſchluß⸗ 
zwang begründet ſei, ſowie darauf, daß die Kanaliſationsabgabe 
ohne Rückſicht auf den Umfang der thatſächlichen Benutzung der 
Anlage nach dem vom Magiſtrat einſeitig feſtzuſtellenden Grund⸗ 
ſtücksnutzertrage und nach der von den ſtädtiſchen Behörden 
ebenfalls einſeitig feſtzuſetzenden allgemeinen Beitragsquote 
erhoben werde. — Die hiergegen gerichteten Reviſionsangriffe 
müſſen verſagen. Mit Recht geht das B. G. davon aus, daß 
es für die Eigenſchaft der Kanaliſationswerke als einer öffent⸗ 
lichen Gemeindeanſtalt entſcheidend ſei, ob dieſelben dem Zwecke 
der öffentlichen Wohlfahrt im Sinne des $ 10 Thl. II Tit. 17 
des A. L. R. und des § 6 des Geſetzes vom 11. März 1850 
dienten. Ebenſo zutreffend erblickt der B. R. aber auch ein 
weſentliches Merkmal dieſer obrigkeitlichen Zweckbeſtimmung in 
der Befugniß der Bekl., die Beſitzer bebauter Grundſtücke zwangs⸗ 
weiſe zum Anſchluß an die Kanaliſation anzuhalten und von 
denſelben eine Abgabe, die ſich als Kommunalabgabe im Sinne 
des Geſetzes vom 14. Juli 1893 (vergl. 85 4, 9) darſtellt, zu 
erheben. IV. C. S. i. S. Stadt Berlin e. Becker vom 17. Mai 
1897, Nr. 412/96 IV. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

53. Ein Reviſionsangriff geht dahin: das O. L. G. habe 
L. R. S. 695 verletzt; derſelbe finde — wie das R. G. bereits 
in einem, in den Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 20 
S. 348/51 abgedruckten Urtheil vom 28. Dezember 1887 aus⸗ 
geſprochen habe — blos Anwendung auf ſolche Dienſtbarkeiten, 
welche nicht durch Verjährung zu erwerben ſeien, es könne 
daher im vorliegenden Falle, in welchem es ſich um eine offene 
und ſelbſtändige und daher um eine durch Verjährung erwerb⸗ 
bare Dienſtbarkeit handle, durch ein in der protokollariſchen 
Erklärung des damaligen Eigenthümers des dienenden Grund⸗ 
ſtücks vor dem Großherzoglichen Bezirksamte Triberg vom 


12. Mai 1866 liegendes Anerkenntniß der Dienſtbarkeit das 
Fehlen des urſprünglichen Titels nicht erſetzt werden. Auch 
dieſer Angriff konnte nicht für begründet erachtet werden. Der 
erkennende Senat des R. G. geht, unter Abweichung von der von 
ihm in dem erwähnten Urtheil beiläufig ausgeſprochenen Anſicht, 
in Uebereinſtimmung mit dem O. L. G. und dem von demſelben 
angeführten Schriftſtellern, davon aus, daß die Beſtimmung 
des L. R. S. 695 über die Erſetzung des fehlenden urſprüng⸗ 
lichen Titels durch ein Anerkenntniß der Dienſtbarkeit von 
Seiten des Eigenthümers des belaſteten Grundſtücks ſich, bei 
dem Mangel eines inneren Grundes zu einer ſolchen Beſchränkung 
und bei dem Mangel einer Nöthigung hierzu durch den Wort⸗ 
laut des L. R. S. 695, nicht etwa als eine nur auf Dienſt⸗ 
barkeiten, welche nicht durch Verjährung zu erwerben find, 
anwendbare Rechtsnorm darſtelle, ſondern daß ſie vielmehr 
umgekehrt ein Ausfluß der Anſchauung des Geſetzes ſei, daß 
überhaupt bei Dienſtbarkeiten der fehlende urſprüngliche Titel 
durch ein Anerkenntniß der Dienſtbarkeit von Seiten des Eigen⸗ 
thümers des belaſteten Grundſtücks erſetzt werden könne. Der 
erkennende Senat des R. G. erachtet hiernach auch bei Dienſt⸗ 
barkeiten, welche durch Verjährung erworben werden können, 
ein ſolches Anerkenntniß für geeignet zur Erwerbung der Dienſt⸗ 
barkeit. II. C. S. i. S. Willibald c. Buiſſon vom 4. Mai 
1897, Nr. 66/97 II. > 

54. Dem RE. ift zwar zuzugeben, daß bei der unter der 
Herrſchaft des rheiniſchen Rechts beſtehenden Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft nach Art. 1499 c. c. die Vermuthung dafür 
ſpricht, daß alles vorhandene Vermögen zur Errungenſchaft 
gehört, ſonach derjenige, der behauptet, beſtimmte Gegenſtände 
gehörten zum Sondervermögen eines Ehegatten, dies zu beweiſen 
hat. Wenn das O. L. G. dieſe Grundſätze verkannt hätte, 
müßte ſonach das angefochtene Urtheil aufgehoben werden. Dieſer 
Fall liegt jedoch nicht vor. II. C. S. i. S. Barthélemy 
c. Barthélemy und Gen. vom 14. Mai 1897, Nr. 45/97 II. 

55. Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. 
Das L. G. hatte einen Aufbewahrungsvertrag feſtgeſtellt, 
welcher auf der Grundlage des klägeriſchen Schreibens vom 
22. Auguſt 1895 zwiſchen den Parteien zu Stande gekommen 
ſei, und die beklagte Geſellſchaft, welche ihrer Pflicht zur Rück⸗ 
gabe der hinterlegten Waare nicht gemäß L. R. S. 1932 zu 
entſprechen im Stande war, zur Erſtattung des Werthes ver⸗ 
urtheilt. Nach den Feſtſtellungen der Berufungsinſtanz war die 
Waare von der Bekl. ſchon an den urſprünglichen Adreſſaten, 
die Firma Max B. Söhne, ausgeliefert, als der Brief vom 
22. Auguſt 1895 bei der Bekl. eintraf. Die Bahnverwaltung 
hatte aber auf die von der Kl. noch rechtzeitig erhaltene Weiſung, 
den Wein ftatt an B., an die jetzt beklagte Mannheimer Lager⸗ 
hausgeſellſchaft gehen zu laſſen, der Bekl. den Frachtbrief, auf 
dem die Adreſſe des B. ausgeſtrichen und an deren Stelle die 
des Lagerhauſes geſetzt war, zugeſtellt und die Bekl. hatte die 
Sendung angenommen, auch am 22. Auguſt die auf der Rück⸗ 
ſeite des Frachtbriefs verrechnete Fracht von 498 Mark 99 Pf. 
bezahlt, worauf der Waggon auf das Geleiſe der Bekl. ge⸗ 
ſchoben worden war. Die Bekl. hat ein hierdurch entſtandenes. 
Vertragsverhältniß zur Kl. in der Begründung der Berufung, 
ſelbſt anerkannt und die Ausführungen des B. G. gehen gleich- 
falls von einem ſolchen aus, wenn ſie auch die nähere Natur 
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und die daraus fich ergebenden Verpflichtungen dahin geſtellt 
laſſen. Wird auch die Frage, ob ein Schaden entſtanden ſei, 
unter dem Geſichtspunkte eines Entſchädigungsanſpruchs wegen 
Zuwiderhandlung gegen einen Auftrag erörtert, ſo iſt doch nach 
den Urtheilsgründen die Möglichkeit der Feſtſtellung eines Auf- 
bewahrungsvertrags, welcher der Bekl. nach L. R. S. 1932, 
1937 die Reftitution der Waare oder den Erſatz ihres Werthes 
zur Pflicht machte, nicht als ausgeſchloſſen zu betrachten. 
Alsdann wäre aber die Klage, welche keinen weiteren Schadens⸗ 
erſatz als den Werth der Waare verlangt, für begründet zu 
erachten, da die Waare ohne Genehmigung und Weiſung der 
Kl. und ihrer Auftraggeberin (aus Verſehen) an Max B. Söhne 
ausgefolgt worden und es den Bemühungen der Bekl. nicht 
gelungen iſt, dieſelbe zurückzuerhalten. Dagegen wäre nicht zu 
billigen, daß von der Kl. noch weiterer Beweis in der Richtung 
gefordert wird, daß ungeachtet der Verpflichtungen des Auftrag⸗ 
gebers der Kl. als Verkäufers der Waare und des bereits 
erfolgten Eigenthumsübergangs auf den Käufer B. dennoch ein 
Schaden für den Verkäufer durch die verſehentliche Auslieferung 
der Waare entſtanden ſei. Mag auch dem Anſpruch auf Werth⸗ 
erſatz entgegengehalten werden können, daß die verlangte Aus⸗ 
gleichung bereits dadurch eingetreten ſei, daß durch die Abgabe 
der Waare an den Käufer eine exigible Kaufpreisforderung in 
Höhe der Urtheilsſumme für den Auftraggeber der Kl. ent⸗ 
ſtanden ſei, jo wäre es doch Sache der Bekl., dieſen Beweis 
zu führen, und würde nicht, wie das B. G. annimmt, von der 
Kl. zu begründen und nachzuweiſen fein, inwiefern durch die 
Ausfolgung der Waare die Anſprüche des Verkäufers ver⸗ 
kümmert worden ſeien. Die klagende Speditionsfirma ſelbſt 
hätte den Anſpruch auf die Waare oder den Erſatz ihres Werthes, 
ohne daß ihr entgegengehalten werden könnte, daß ſie nicht 
Eigenthümerin ſei, oder daß ſie ſich bereichern würde, da ſie 
ihrem Auftraggeber den Werth bereits erſetzt hat oder, ſofern 
dies nicht anzunehmen wäre, das Empfangene zufolge ihres 
Mandats zu erſtatten hätte. II. C. S. i. S. Popper & Co. 
c. Mannheimer Lagerhausgeſellſchaft vom 21. Mai 1897, 
Nr. 84/97 II. M. 


Ergänzung zum neueſten Verzeichniß der 
Gerichtsbehörden u. ſ. w. 


Kammergericht Berlin, S. 8 hinter Heinitz: Leonhard 
Hirſch, Charlottenſtraße 70 II. 

Oberlandesgericht Hamburg, S. 56, Amtsgerichte: 

2. Hamburg, hinter von Rodgiewitz muß es heißen: 

Schwarz. — Notare: Dr. Aſher, Dr. Bartels, 

Dr. Des Arts u. ſ. w. Dr. Stockfleth iſt zu löſchen. 


Oberlandesgericht Marienwerder, Landgericht Konitz 
S. 74 hinter Maſchke: Meibauer. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Ferdinand Lorenz beim Amtsgericht Neu- 
markt O.⸗Pf.; — Rechtsanwalt Dr. jur. Eduard Harnier 
beim Oberlandesgericht Caſſel; — Rechtsanwalt Otto Palm 
beim Oberlandesgericht Celle; — Rechtsanwalt Wilhelm Ober- 
länder beim Landgericht Greiz; — Rechtsanwälte Dr. jur. Ernſt 
Auguſt Wilhelm Wendtland, Dr. phil. Karl Georg Alexander 
Ockhardt beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt 
Dr. Eugen v. Fre ydorf beim Landgericht Mannheim; — Rechts- 
anwalt Dr. jur. Eduard Berendes beim Amtsgericht Soeſt; — 
Rechtspraktikant Chriſtian Meisner beim Landgericht Würz⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Dr. jur. Guſtav Hahn beim Land⸗ 
gericht Caſſel; — Rechtsanwälte Alfred Bobrecker, Karl Otto 
Max Schneider beim Landgericht 1 Berlin. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Ferdinand Lorenz beim Landgericht Nürnberg; 
— Juſtizrath Dr. Jakob Jaeger beim Oberlandesgericht 
Nürnberg; — Rechtsanwalt Danelius beim Landgericht Stolp; 
— Rechtsanwalt Dr. Harnier beim Landgericht Cafſel; — 
Juſtizrath Dr. Jaeger beim Landgericht Nürnberg; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. jur. Thebeſius beim Oberlandesgericht Frank⸗ 
furt a. M.; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Thiele beim Land- 
gericht Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt Gröning beim 
Amtsgericht Hohenlimburg; — Rechtsanwalt Otto Krüger 
beim Landgericht Schwerin i. M.; — Rechtsanwalt Danelius 
beim Amtsgericht Stolp; — Rechtsanwalt Dr. Gneiſt beim 
Amtsgericht Spremberg; — Rechtsanwalt Dr. Martin Rozansky 
beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwälte Kurlbaum, 
Richard Haenſchke beim Landgericht II Berlin. 


Geſucht ein Gerichts⸗ oder Negierungsaſſeſſor, als Hülfs⸗ 
arbeiter von fofort für 2½ bis 3 Monate gegen monatliche Diäten 
von 250 Mark. Bewerber, die in einer ſtädtiſchen Verwaltung 
bereits gearbeitet haben, werden bevorzugt. 

Bromberg, den 14. Juni 1897. 


Der Magiſtrat. 


raeſicke. 


Ich ſuche zum 1. Juli einen tüchtigen jüngeren Büreau⸗ 
vorſteher. Offerten mit Angabe der Gehaltsanſprüche ſofort 
erbeten. ieſendahl, 
Rechtanwalt und Notar in Nauen. 


Wir ſuchen einen zuverläſſigen, gewandten und geſunden 
Büreau⸗Vorſteher, der ſelbſtſtändig arbeiten kann, namentlich 
das Koſtenweſen beherrſcht und Inſtruktionen aufzunehmen im Stande 
iſt; nur Bewerber mit durchaus guten Zeugniſſen wollen ſich unter 
Beilage ihres Lebenslaufs, der ſich auch über die Militärpflicht aus⸗ 
zuſprechen hat, melden. | | 

Heilbronn. Rechtsanwälte Dr. Kleine u. Albus. 

Suche für einen außerordentlich zuverläſſigen und tück tigen 
jungen Mann, der bereits mehrere Jahre als Büreauvorſteher 
im Anwaltsbüreau thätig war, zum 1. Juli cr. oder ſpäter Stellung. 


Zu jeder Auskunft gerne bereit. 
Swinemünde. Wiel, Rechtsanwalt. 


Nechts⸗Anw.⸗Bür.⸗Vorſt. z. Zeit noch in Stellung, 40 J. 
alt, in allen Anwalts⸗ und Notarſachen ſelbſtſtändiger Arbeiter, der 
poln. Sprache in Wort und Schrift vollkommen mächtig, mit ſehr 
ſchönen Atteſten, unbed. zuverläffig, ſucht Stellung im Geb. des A. L. R. 
Gef. Off. erbeten unter Chiffre A. G. 15 an die Exp. d. Bl. 


Suche Eng. per ſofort. Jaenſch, Büreauvorſt., Köpenickerſtr. 102. 


Büreauvorſteher, in allen Zweigen des Anwalts- u. Notariats⸗ 
geſchäfts bewandert, Anfangs Dreißiger, unverh., ſucht, geſtützt auf beſte 
Empfehl., dauernde Stellg. Gef. Off. u. P. T. 4 an d. Exp. d. Bl. erb. 


Büreauvorſteher, 30 Jahre alt, verheirathet, 
mit allen im Anwalts- u. Notariatsfach vorkommenden 
Arbeiten vertraut, ſucht alsbaldige Stellung. Gef. 
Offerten poſtl. P. K. 100 Wetzlar. 


Büreauvorſteher, 
verh., cautionsf., nur mit beſten Zeugniſſen, ſucht für 1. Auguſt er. 
eventl. früher oder ſpäter gleiche Stellung auf gr. Büreau. Suchender 
iſt in allen Zweigen perfekt und auch an ſelbſtſtändiges Arbeiten gewöhnt. 
Gefl. Off. unter H. W. an die Exped. dieſes Blattes erbeten. 


5 Gerichtsſekretär a. D., 36 Jahre alt, ſucht Beſchäftigung 
im Anwaltsbüreau. Off. unter Sch. 373 an die Exp. d. Bl. erbeten. 


„ Büreaugehülfe, im Notariats⸗, Koften- und Regiſtraturweſen 
firm, der polniſchen Sprache mächtig, wird geſucht. Offerten mit 
Zeugnißabſchriften und Angabe der Gehaltsanſprüche an die Expedition 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift unter Z. A. 21. 


Anwalt möchte Kollegen im landrechtl. Gebiet während der 
Ferien vertreten. Offerten sub D. 7 befördert die Expedition 
dieſes Blattes. 
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Juriſt, 

in Praxis und Theorie gründlich erfahren, ſucht Aſſociation mit 
einem Rechtsanwalt im Gebiete des franzöſiſchen oder gemeinen Rechts 
oder Juſtitiarſtelle. Offerten sub J. M. 575 an die Exp. d. Bl. 


Ich habe meinen Wohnſitz nach Harzburg verlegt. 


Rudolf Sud 
Rechtsanwalt und Notar. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg J. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord: Amerikas. 


Wilh. Jacobſohn & Co. in Breslau, Kupferſchmidtſtr. 44, 
offerieren gegen Baarzahlung (Poſtuachnahme): 

Eutſcheid. d. Reichsger. in Civilſ. Bde. 1—37 u. Reg. zu 
1/20, zuſ. 39 eleg. Originalhalbfzbde. wie neu (Name auf d. Titel) 
(ſtatt 195 M.) für 150 
Bde. 1—28 u. Reg. zu 1/20, zuſ. 30 eleg. Originalhalbfzbde. (ſtatt 
148 M.) für 110 M. — Rehbein, Entſcheid. d. Obertrib. 4 Bde. 
u. Reg. Gzl. (ſtatt 80 M.) für 50 M. — Bolze, Praxis d. 
Reichsger. 20 Bde., gut geb. 90 M. — Pr. Juſt.⸗Min.⸗Blatt 
1839 —92. Pappbde., nur 30 M. — Dernburg, Privatrecht. 
IV. / III. Aufl. 1883, gut geb. nur 12 M. — Förſter⸗Eccius, Privat- 
recht. IV. Aufl. 1883. 4 Bde. Halbfzbd. nur 10 M. 


Verlag von J. C. 3. Mohr (Panl Siebeck) 
in Freiburg i. B., Leipzig, Tübingen. 


Die Liegenſchafts-Vollſtreckung 
(Zwangsverſteigerung) 
nach dem Reichsgeſetze vom 24. März 1897 
in AKRten form 
an einem Rechtsfalle dargeſtellt. 

Mit einer ſyſtematiſchen Einführung in die reichsrechtlichen 
Grundbuchs- und Vollſtreckungsnormen unter vergleichender 
Bezugnahme auf die derzeitige preußiſche und badiſche 

»Geſetzgebung. 


Von 8. Betzin ger, 


Landgerichtsrath. 
8. 1897. M. 2,50. 


Das praktiſche Intereſſe an dieſer Schrift wird nicht blos unter 
Richtern und Anwälten, ſondern, insbeſondere in Baden, 
Württemberg, Bayern und Elſaß⸗Lothringen, auch unter 
Notaren und Gemeindebehörden um ſo größer ſein, als gerade 
fein die N Frage ſchwebt, wer künftighin Vollſtreckungs⸗Behörde 
ein wird. | 

Beſtellungen nimmt jede Sortimentsbuchhandlung entgegen. 


— Entſcheid. d. Reichsger. in Strafſ. 


Verlag von Franz Vahlen in Berlin. 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben iſt erſchienen: 
Dr. Juſtus Olshauſen, 
Reichsgerichtsrath : 
[Kommentar zum Hfrafgefebbud) 
für das Deutſche Reich. 
1897. Fünfte umgearbeitete Auflage. 


Erſte Lieferung. 
(Bogen 1—24.) 


Preis: Geheftet M. 8—. 
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Dieſe neue Auflage wird in vier raſch auf einander folgenden 


Lieferungen von je 20 — 25 Druckbogen erſcheinen und im 
Herbſt d. J. vorausſichtlich vollſtändig vorliegen. e 
Das Recht 5 
des 
. 2 
Deutſchen Kaiſers. - 


preisgekrönte Studie zum deutſchen Verfaſſungsrechte 
3 von 

Dr. jur. Richard Eiſcher. 
12½ Bogen gr. 8%. Preis broſch. M. 4,—. 


8 Dieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte 8 
Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung 
J vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Deutjchen 5 
Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereſſanten . 
und eingehenden Erörterungen über die Frage: „Wie weit 
reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers?“ 8 
R Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie x 
4 gegen Einſendung des Betrages auch direkt franco von der . 
J unterzeichneten Verlagsbuchhandlung. 


Bertin 8. 14. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 
. YYY N] N YF NN 
Billige Couverts! | 
II. Wahl, in allen gangbaren Formaten, geben ſehr billig ab, 
per Mille Mark 1.— an. 
Muſter und Preiſe verlange man gratis von 


Ichann Haffel, Düren. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. . 


Dr. jur. Ludwig Kuhlenbeck, Rechtsanwalt in Jena, 


Von den Vandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Eine dogmatiſche Einführung in das Studium des Bürgerlichen Rechts. 
Erſter Theil, erſte Hälfte. | 
Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,20. 
Die Abſicht des Verfaſſers iſt, wie er in der Vorrede ſagt, in einer ungezwungenen, wenn auch nicht ſyſtemlos ſich entwickelnden 


Reihenfolge einzelner Aufſätze das bisherige gemeine Pandektenrecht mit dem neuen Bürgerlichen Rechte zu vergleichen, die alten 


unveränderten Begriffe und Normen in ihrer neuen Form wieder aufzufuchen, die neuen Rechtsſätze dogmatiſch und dogmen⸗geſchichtli 
den alten anzugliedern, eventuell auch kritiſch das neue an dem alten 1 eee ITS 
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Am 1. Auguſt 1897 findet zu Brüſſel ein allgemeiner 
Advokaten⸗Congreß ſtatt, zu welchem die Mitglieder des 
deutſchen Anwaltvereins eingeladen ſind. Herr Rechtsanwalt 
Hofrath Crull in Roſtock wird den Vereinsvorſtand in 
Brüſſel vertreten. 

Wir empfehlen den Herren Kollegen angelegentlichſt 
den Beſuch des Congreſſes und bitten von der beabſichtigten 
Theilnahme Herrn Kollegen Crull Mittheilung zu machen. 

Leipzig, im Juni 1897. 

Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins. 
Mecke, Geheimer Juſtizrath, Vorſitzender. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 


ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
des Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
ö landesgericht Jena. 
XXXVIII. 

Begriff und Umfang der Obligation (Intereſſe, PBe- 
ſtimmtheit und Unbeſtimmtheit des Gegenſtandes). 
88 241, 243, 253, 138 B. G. B. 

Im Gegenſatz zur herrſchenden bisherigen gemeinrechtlichen 
Theorie und jedenfalls Praxis hat das B. G. B. in 8 241: 
„Kraft des Schuldverhältniſſes iſt der Gläubiger be⸗ 
rechtigt, von dem Schuldner eine Leiſtung zu fordern. 

Die Leiſtung kann auch in einem Unterlaſſen beſtehen.“ 

den Grundſatz gebilligt, daß die Gültigkeit eines obligatoriſchen 
Vertrages nicht durch ein Vermögensintereſſe bedingt iſt. 
Das gegentheilige Dogma iſt zuerſt von v. Ihering (Jahrb. 
f. Dogmatik Bd. 18 S. 43) mit der ihm eigenen Lebhaftig⸗ 


— 


keit unter mehr praktiſch⸗civilpolitiſcher, als poſitiv⸗hiſtoriſcher 
Begründung angefochten worden. Ihm ſchloß ſich dann als⸗ 
bald Windſcheid, Band. II § 250 Nr. 3 an. Auf dem alten 
Standpunkt verharrt noch Dernburg, Pand. III 8 17, der jedoch 
den Begriff des Vermögensintereſſes wenigſtens zu erweitern 
ſucht, indem er ſolches überall dann conſtatirt, „wenn der 
Gläubiger Auslagen erſpart, die er für Beſchaffung des Ge⸗ 
ſchuldeten aufzuwenden hat, wenn es ihm nicht vertragsmäßig 
geleiſtet wird.“ 

Die Motive — und im vorliegenden Fall ſind ſie auch 
durch den Wortlaut des § 241 B. G. B. gedeckt —, ſtehen 
zweifellos auf dem von v. Ihering und Windſcheid ein⸗ 
genommenen Standpunkte. Sie erklären ausdrücklich, daß ein 
vermögensrechtliches Intereſſe des Gläubigers nicht zum Weſen 
der Obligation gehört. Neuerdings hat Kohler in einem großen 
Aufſatze (Bd. 12 S. 1—88 des Archivs f. bürgerl. Recht) 
die Frage als Studie zum B. G. B. ſehr eingehend behandelt. 
Den gegneriſchen Standpunkt vertritt dagegen auch angeſichts 
des B. G. B. noch Prof. Dr. Hellwig in einem Aufſatze 
„Ueber die Grenzen der Vertragsmöglichkeit“ im Archiv f. 
civiliſt. Praxis Bd. 86 S. 223 ff. Hellwig bemerkt in 
Note 35 S. 248 dieſes Aufſatzes, in der Praxis habe er 
keine Entſcheidung über die Frage gefunden. Mir iſt es un⸗ 
geachtet längeren Suchens wenigſtens nach unmittelbar ein⸗ 
ſchlägigen reichs gerichtlichen Entſcheidungen ebenſo ergangen. 
Darnach iſt anzunehmen, daß die Frage als ſolche, bezüglich 
deren ich kein Bedenken trage, mich der von Kohler bezw. 
von Windſcheid vertretenen Anſchauung anzuſchließen, ein mehr 
doktrinär prinzipielles als unmittelbar praktiſches Interreſſe 
hat. Es kommt nur darauf an, das Obligationenrecht nicht 
von vornherein aus dem engherzigen rein pekuniären Geſichts⸗ 
punkte als Theil des Vermögensrechts zu betrachten, ſondern, um 
mit Kohler zu reden, als „Ausfluß der ſozial⸗individualiſtiſchen 
Natur des Menſchen, kraft deren der Eine dem Andern (auch 
in der Privatſphäre) Dienſte leiſten muß, aber auch wieder 
durch Leiſtung der Dienſte ſeine Freiheit zurückerlangt.“ 

Gegen die von Hellwig und Anderen geäußerten Bedenken, 
die gewöhnlich in dem Beiſpiel gipfeln, es könnte bei Auf⸗ 
ſtellung des „großen Grundſatzes“ auch einmal eine Rechts⸗ 
pflicht zur Leiſtung des erſten Walzers oder zu „den all⸗ 


täglichſten Handlungen des geſelligen Lebens, Beſuch, Geleit 


— 


auf einem Spaziergang“ klagend beanſprucht werden, ſpricht 
die Thatſache, daß ungeachtet die Frage doch längſt mindeſtens 
kontrovers war, noch niemals ein ſolcher Scherzfall vor⸗ 
gekommen iſt. Uebrigens würde in einem ſolchen Falle auch 
die in dem Commiſſions⸗Protokolle gegen dieſes Bedenken 
geltend gemachte Erwägung genügen: 

„Es muß ein ſchutz würdiges Intereffe erfordert 
werden, aber ſchutzwürdig iſt jenes Intereſſe, welches 
ſich innerhalb des vom Geſetz der individuellen Freiheit 
gewährten Gebietes hält. Es bedarf keiner anderen 
Schranke, als daß die Uebernahme der Verbindlichkeit 
nicht gegen das Geſetz oder die guten Sitten verſtoßen 
darf. Dabei iſt zu beachten, daß die letzteren nicht 
jede Beſchränkung der perſönlichen Freiheit, zu welcher 
der Eine im Intereſſe des Anderen ſich verſtehen mag, 
als Rechtspflicht auf ſich zu nehmen geſtatten, daß 
vielmehr gerade in den Fällen, in welchen man ein 
ſchutzwürdiges Intereſſe vermißt, die Frage aufgeworfen 
werden muß, ob nicht in der Begründung einer Rechts⸗ 
pflicht zu einer Leiſtung, die man unter anſtändigen 
Menſchen nur von dem freien Willen des Anderen er⸗ 
wartet, ein den guten Sitten widerſtreitender Eingriff 
in die Freiheit des Verſprechenden zu finden iſt.“ 

„Eine Entſcheidung, welche ſich vielleicht hierher ziehen 
ließe, obwohl es ſich nicht um den Inhalt eines obligatoriſchen 
Vertrages, ſondern zunächſt um ein korporatives Recht handelt, 
iſt die R. G. XII. Nr. 69. Alles nämlich, was hier gegen 
den Einwand der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs zunächſt aller⸗ 
dings auf dem Boden des Preußiſchen A. L. R. vom Reichs⸗ 
gerichte in Anſehung einer Klage auf Geſtattung eines ehr- 
lichen Begräbniſſes eines im Duell Getödteten geſagt iſt, 


läßt ſich auch zu Gunſten der richtigen Auffaſſung des Obliga— 


tion enbegriffes analog verwerthen. Vergl. S. 283 a. a. O.: 
„Das aus der Gemeindemitgliedſchaft entſpringende 
Theilnehmerrecht iſt, wie bereits das vormalige Ober⸗ 
tribunal zutreffend dargelegt hat, vergl. Striethorſt, 
Archiv Bd. 65 S. 110 ff., Bd. 86 S. 114 ff. weſent⸗ 
lich verſchieden von dem etwa auf § 189 A. L. R. II. 11 
gegründeten Anſpruche eines außerhalb der Gemeinde 
Stehenden auf Gewährung eines Begräbniſſes; es 
gehört nach der für alle Korporationen aufgeſtellten 
Regel des § 72 a. a. O. II. 6 in Verbindung mit 
§ 4 a. a. O. I. 17 zu den beſonderen Rechten der 
einzelnen Mitglieder und ſtellt ſich auch ſeinem Gegen⸗ 
ſtande wie ſeinem Inhalte nach als eine private Be⸗ 
rechtigung dar, inſofern es nicht der Ordnung des Ge⸗ 
meinweſens dient, ſondern — wenigſtens in erſter 
Reihe — dem einzelnen zur Befriedigung eines indi⸗ 
viduellen Bedürfniſſes gewährt iſt. Vergl. Schulze, 
Das Preußiſche Staatsrecht Bd. 2 S. 359, Unger, 
Syſtem des öſterreichiſchen Privatrechts Bd. 1 S. 2—4. 
Zu einem weſentlichen Theile wird dies Recht ſogar als 
ein vermögensrechtliches zu qualifiziren ſein, da der⸗ 
jenige, welchem die Sorge für die Beſtattung des Ver⸗ 
ſtorbenen und die Beſtreitung der dadurch erwachſenen 
Koſten obliegt, an der Gewährung der ihm gebührenden 
Grabſtätte auch ein beachtungswerthes pekuniäres 


2 
Intereſſe zu haben pflegt und in dieſer Gewährung 
zugleich das Aequivalent für ſeinen Beitrag zu den 
Unterhaltungskoſten des gemeinſamen Begräbnißplatzes 
empfängt. Indes kommt es hierauf nicht ent⸗ 
ſcheidend an, da auch andere als Vermögens— 
intereſſen, ſofern fie überhaupt rechtliche An: 
erkennung geſunden haben und dem Bereiche 
des Privatrechtes angehören, den Schutz der 
ordentlichen Gerichte genießen.“ 

In der That würde es gegen jedes geſunde Rechtsgefühl 
verſtoßen, wenn man den privatrechtlichen Schutz nicht nur in 
dem gedachten Falle, in dem augenſcheinlich das Intereſſe des 
Klägers ein rein moraliſches, von jedem Geldintereſſe ab⸗ 
gelöſtes war, ſondern allgemein nur durch eine wenn auch 
indirekte Mitleidenſchaft des Geldbeutels begründen müßte. 
Gilt dies aber vom Privatrecht allgemein, ſo iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, warum das Obligationenrecht eine Ausnahme machen ſoll. 

Es iſt auch falſch, den Schutz deſſelben auf individuelle 
Intereſſen, wenigſtens auf egoiſtiſch-individuelle zu be⸗ 
ſchränken. Schon v. Ihering hat nachgewieſen, daß die Römer 
rein altruiſtiſche Verpflichtungen, z. B. bezüglich humaner Be⸗ 
handlung eines Sklaven, Nichtproſtitution einer Sklavin für 
klagbar erachtet haben, obwohl bei ihnen die Geldkondemnation 
das einzige Mittel der Zwangsvollſtreckung war; dieſe Geld⸗ 
kondemnation erfüllte aber eben nicht blos die Funktion eines 
Aequivalents, ſondern auch diejenige eines indirekten Zwangs⸗ 
mittels bezw. der Strafe wegen frivolen Vertragsbruchs. 
Praktiſch weit erheblicher als die prinzipielle Frage des Be⸗ 
griffsumfanges der Obligation iſt die allerdings mit ihr in 
unmittelbarem Zuſammenhange ſtehende Frage nach dem 
Aequivalenzintereſſe oder dem, was v. Ihering mit einem 
allerdings nicht ſehr ſchön klingenden Ausdrucke als Satis⸗ 
faktionsfunktion des Geldes, — ich möchte dafür den 
einfacheren des ideellen Schadenserſatzes oder mit (Kohler) 
Aequivalenzintereſſes vorſchlagen — bezeichnet hat. Die fran⸗ 
zöſiſche und engliſche Rechtſprechung hat dieſe Tragweite des 
Entſchädigungsanſpruchs in der Praxis unter dem Titel des 
jog. dommage moral oder der exemplary damages längſt 
anerkannt. Allerdings haben ſich franzöſiſche Theoretiker, wie 
z. B. Pothier und Laurent, die mit der Mehrheit der früheren 
Romaniſten das Vermögensintereſſe zum Eſſentiale des Obliga⸗ 
tionsbegriffes machten, dagegen geſträubt. Die Praxis hat 
dagegen ſich um deren theoretiſche Bedenken wenig bekümmert, 
wie ſich durch eine große Anzahl von Urtheilen bei Pataille 
und Dalloz für das franzöſiſche Recht, ferner durch zahlreiche 
aus engliſchen bezw. amerikaniſchen Blättern zu entnehmende 
Entſcheidungen leicht belegen ließe. Hier mag nur der von 
Kohler a. a. O. S. 16 mitgetheilte Fall erwähnt werden 
(Dalloz 91, III. S. 39, 40), in dem das Tribunal Toulouſe 
am 12. Juli 1889 Jemandem eine Entſchädigung zuerkannt 
hat, weil man ihn trotz ſeines Billets 3. Klaſſe wegen Raum⸗ 
mangels in den Packwagen der Eiſenbahn geſteckt hatte, ſo daß 
er während der Fahrt ſtehen mußte: un prejudice dont elle 
(die Eiſenbahnverwaltung) doit réparation! — Bei einem 
deutſchen Gerichte würde wahrſcheinlich die Klage abgewieſen 
ſein, da ſich dieſer Nachtheil ſchwerlich als ein pekuniärer 
bezeichnen läßt. Das Reichsgericht hat leider auch auf dem 
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franzöſiſchen Rechtsboden Deutſchlands ſich dieſer freieren Auf- 
faſſung der franzöſiſchen Praxis trotz ſeiner hin und wieder in 
anderen Fällen, wie z. B. der oben erwähnten bekundeten 
Auffaſſung der Aufgabe des Privatrechts nicht angeſchloſſen, 
vielmehr ſich ſtreng an die ſtarre Dogmatik Pothiers gehalten. 

Vergl. R. G. VII Nr. 84 S. 295. II. Civilſenat. Urth. 
v. 27. Juni 1882 i. S. Eiſenwerk K. (Bekl.) w. W. (Kl.) 
Rep. II. 276/82. I. Landgericht Kaiſerslautern. II. Ober⸗ 
landesgericht Zweibrücken. 

Aus den Gründen: 

„Rechtsirrthümlich erſcheinen die Erwägungen, 
welche ſich auf die Schadensfeſtſetzung beziehen, inſofern 
das Oberlandesgericht auch den moraliſchen Schaden, 
der in dem Verluſte eines einzigen Sohnes beſtehe, als 
maßgebend in Betracht zieht. 

Richtig iſt, daß ſich in Doktrin und Praxis die 
Anſicht vertreten findet, es ſei unter dem „Schaden“, 
der nach Art. 1382, 1383 Code civil im Falle einer 
widerrechtlichen Handlung zu erſetzen iſt, auch der 
jog. moraliſche Schade (dommage moral), d. h. der 
Schade, der blos in Verletzung von Gefühlen (Kränkung 
des Ehrgefühles, Erregung körperlicher und pſychiſcher 
Schmerzen) beſteht, zu verſtehen; allein dieſe Anſicht 
kann als dem Willen des Geſetzes entſprechend nicht 
erachtet werden. 

Es beſteht kein Grund, anzunehmen, daß das Geſetz 
in den bezeichneten Beſtimmungen unter „dommage“ 
etwas anderes verſtanden habe, als in Art. 1246 fg., 
das heißt: die Verletzung von Vermögensintereſſen, den⸗ 
jenigen materiellen Schaden, der fähig iſt, in Geld 
angeſchlagen und durch Geld erſetzt zu werden. 

Ohne Zweifel können auch Ehrenkränkungen, Ver⸗ 
leumdungen u. dgl. einen materiellen Schaden zur 
Folge haben, den der Richter berückſichtigen muß, ohne 
daß die Schwierigkeit der Schätzung ein Hinderniß 
bilden könnte; allein der Zuſpruch einer Geldſumme 
blos mit Rückſicht darauf, daß Schmerzen verurſacht, 
das Ehrgefühl gekränkt worden iſt, würde ſich nicht 
als die vom Geſetze gewollte Entſchädigung darſtellen, 
ſondern als eine reine Privatſtrafe, die beim Mangel 
einer bezüglichen Geſetzesbeſtimmung als ſtatthaft nicht 
erachtet werden kann.“ ö 5 

Wir haben in der auch in dieſem Urtheil zu Tage 
tretenden engherzigen Auffaſſung der bisherigen deutſchen Praxis 
lediglich eine Fortdauer des „Nothſtandes der Schädens— 
prozeſſe“ zu finden, den der Rechtsanwalt Lehmann in einer 
gleichlautenden Schrift bereits im Jahre 1865 ſehr zutreffend 
kritiſirt hat. Jene Schrift führte zur Aufnahme des 8 260 der 
C. P. O. Allein die Erfahrung lehrt, daß hier mit einer bloßen 
Beweisregel wenig gedient iſt, zur Hebung des nach wie vor 
fortdauernden Nothſtandes der Schädensprozeſſe 
in Deutſchland kann nur eine freiere materielle Würdigung 
des Aequivalenzintereſſes verhelfen, die durch das B. G. B., 
wie wir ſehen werden, auch nur unvollkommen angebahnt iſt. 
Als Beiſpiel, wie es mit dem Schadenserſatz in Deutſchland 
beftellt iſt, mag hier nur aus meiner eigenen Erinnerung (nicht 
aus eigener Praxis) der Fall erwähnt werden, daß ein deutſches 


Gericht einer Frauensperſon, der von kohen Bauernburſchen 
ein Auge ausgeworfen war, neben einem geringfügigen 
Schmerzensgeld nichts als den genau ermittelten Werth eines 
Glasauges als Schadenserſatz zubilligte. Wie ganz anders 
würde hier unter dem Titel der exemplary damages ein 
engliſches Gericht erkannt haben! Nur für den Fall der Körper⸗ 
verletzung hat das deutſche Strafgeſetzbuch durch den Anſpruch 
auf Buße“), der ſich zweifellos nicht auf rein vermögens⸗ 
rechtlichen Schaden beſchränkt, dem Prinzip des vollen 
Aequivalenzintereſſes zur ausdrücklich geſetzlichen Anerkennung 
verholfen, jedoch wegen Aufſtellung der Maximalgrenze von 
6 000 M. in einer Weiſe, die es in vielen Fällen praktiſcher 
erſcheinen läßt, auf die Geltendmachung dieſes Anſpruchs 
zu verzichten und den Weg der Civilklage ungeachtet der 


) Vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen XVIII. 
Nr. 108 S. 853: 

„Die Einſchränkung der Buße auf Entſchädigung für (ent: 
ſtandene oder zu erwartende) Vermögensnachtheile iſt 
in § 231 nicht zum Ausdruck gebracht worden und läßt ſich 
insbeſondere aus der Bezeichnung, welche das Geſetz für das 
neu eingeführte Inſtitut gewählt hat, nämlich dem Ausdrucke 
„Buße“ nicht herleiten. Zu einer gegentheiligen Annahme 
könnte man auch in dem Falle nicht gelangen, wenn davon 
auszugehen wäre, daß der § 188 Str. G. B.'8s nur Ber: 
mögens nachtheile vorausſetze, denn die dort hervorgehobenen 
thatſächlichen Erforderniſſe ſind in dem § 231 nicht auf⸗ 
genommen worden, und es ergeben ſich aus der Faſſung der 
letzteren Geſetzesſtelle auch keine Anhaltspunkte dafür, daß 
von derſelben jene thatſächlichen Erforderniſſe des § 188 a. a. O. 
ſtillſchweigend vorausgeſetzt werden. | 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes läßt ſich gleichfalls 
nicht für die letztere Unterſtellung und ebenſo wenig nach 
anderer Richtung für die Annahme verwerthen, daß der 
§ 231 a. a. O. nur Vermögensnachtheile der Verletzten im 
Auge habe. Die Faſſung der 88 188, 231 beruht auf An⸗ 
trägen von Abgeordneten. Zur Begründung des auf den 
§ 231 a. a. O. bezüglichen Antrags hat der Antragſteller L. 
im Reichstage Folgendes ausgeführt: „Der Antrag entſpricht 
derjenigen Anſchauung, welcher das Hohe Haus bei den Be⸗ 
leidigungen bereits Ausdruck gegeben hat. Wir haben hier 
nur fortgelaſſen den darauf gerichteten Beweis, daß ein 
Nachtheil entſtanden ſei. Bei der Beleidigung iſt dies nicht 
immer der Fall, und wir haben deswegen bei der Beleidigung 
nur dann die Buße für verwirkt erachtet, wenn der Nachtheil 
nachgewieſen iſt. Bei der Körperverletzung nehmen 
wir an, daß ſchon in der Verletzung der Nachtheil 
nachgewieſen iſt. Da wir nicht Strafe, ſondern die Ent⸗ 
ſchädigung dabei ins Auge gefaßt haben, und der Beleidigte 
nur, wenn er beſchädigt iſt, der körperlich Verletzte aber immer 
zum Schadenserſatze kommen ſoll, ſo iſt fahrläſſige und vor⸗ 
ſätzliche Körperverletzung hierin gleichzuſtellen.“ 

Vergl. Verhandlungen des Reichstags a. a. O. Bd. 1. 
Stenogr. Berichte S. 668. 

Die Anträge des Abgeordneten L. und Gen. ſind, ohne 
daß von irgend einer Seite Widerſpruch erhoben worden 
wäre, von der Majorität des Reichstages angenommen worden, 
und ſind ſodann in das Geſetz übergegangen. 

Auf Grund des Ausgeführten muß davon ausgegangen 
werden, daß die Anwendbarkeit des § 281 Str. G. B. 's ſchon 
durch die Körperverletzung an ſich, nämlich durch den ſtraf⸗ 
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herrſchenden Beſchränkung auf den Vermögensſchaden vor⸗ 

zuziehen. Das Reichsgericht hat wenigſtens innerhalb dieſer 

nur den Vermögensſchaden berückſichtigenden Theorie das Be⸗ 

ſtreben gezeigt, der auch da nach beſchränkten Praxis entgegen⸗ 

zutreten und den Erſatz des Schadens im vollſten Umfange, 

insbeſondere für Verringerung der Erwerbsfähigkeit zu betonen. 

Vergl. R. G. XXXV. Nr. 33 S. 142 ff. (VI. Civilſenat 

Urth. v. 29. April 1895 i. S. D. (Kl.) w. G. (Bekl.). 

Rep. VI. 60/95. I. Landgericht Hamburg, II. Oberlandes⸗ 
gericht daſelbſt.) 

„Das angefochtene Urtheil läßt ſich nicht halten, 

ſoweit dadurch auch der Erſatzanſpruch wegen des der 

Frau D. entſtandenen Schadens abgewieſen worden iſt. 

Als Grund iſt in dieſer Hinſicht angegeben, daß der 

Schadensanſpruch wegen Körperverletzung ſich nur auf 

Kurkoſten und entgangenen Arbeitsverdienſt erſtrecke, 

ein ſolcher Schade der Ehefrau des Klägers aber nicht 

nachgewieſen ſei. Damit ſind jedoch die richtigen 

gemeinrechtlichen Grundſätze über den Schadendserſatz 

wegen Körperverletzung verkannt. Allerdings könnte 

auf den erſten Blick das römiſche Recht einigen Anhalt 

dafür zu gewähren ſcheinen, daß der ſchuldhafte Urheber 

der Körperverletzung eines freien Menſchen nicht jeden 

demſelben dadurch entſtandenen Vermögensſchaden zu 

erſetzen verpflichtet ſei, ſondern nur die Kur⸗ und 

Heilungskoſten und den dem Verletzten nach ſeinen 

individuellen Verhältniſſen, ſoweit ſie augenblicklich zu 

überſehen ſind, in Folge der Verletzung entgangenen 

und noch entgehenden Erwerb. Während die 1. 13 

pr. Dig. ad leg. Ad. 9, 2 nur im allgemeinen von 

der hier zu gewährenden utilis actio legis Aquiliae 

ſpricht, ſind im übrigen die einzigen unter den von 

der ſchuldvollen Beſchädigung handelnden Stellen, welche 


1 


baren Eingriff in die Integrität des Körpers begründet wird, 
und daß es lediglich dem Ermeſſen des Richters anheim 
gegeben iſt, die Bedeutung der Körperverletzung für 
den Verletzten, ſowohl in vermögensrechtlicher 
Beziehung, als auch nach anderer Richtung in Geld 
abzuſchätzen und eine Vergütung feſtzuſetzen, durch welche 
der Verletzte nicht blos für die etwaige Beſchädigung 
ſeines Vermögens, ſondern auch für ſeinen durch 
die Verletzung verurſachten, wenn auch mit Ver⸗ 
mögensnachtheilen nicht verknüpften körperlichen 
oder pſychiſchen Schaden, nämlich für die Störung 
ſeines Wohlbefindens, für die von ihm erlittenen 
Schmerzen, für die Beeinträchtigung oder den Ver⸗ 
luſt ſeiner Fähigkeit zur Ausübung körperlicher 
oder geiſtiger Funktionen und für die ihm dadurch 
auferlegten Entbehrungen entſchädigt werden ſoll. 
Aus der Beſtimmung: es ſchließe eine erkannte Buße die 
Geltendmachung eines weiteren Entſchädigungsanſpruches aus, 
folgt zwar, daß die Buße den vermögensrechtlichen Schaden 
immer umfaßt, nicht aber, daß ſie auf denſelben beſchränkt iſt. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus konnte im vorliegenden 
Falle ohne Rechtsirrthum dem Verletzten auch eine 
Entſchädigung für den Verluſt des „großen Gutes“ 
der Zeugungsfähigkeit in der Form einer dem An⸗ 
geklagten auferlegten Buße zuerkannt werden.“ 
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die in Rede ſtehende Frage berühren, gerade die ſchon 
erwähnten 1. 5 § 3 J. 6 J. 7 pr. cod., die eben von 
der einem Hauskinde zugefügten Körperbeſchädigung 
handeln und, indem ſie dieſelbe zunächſt nur als einen 
Eingriff in das Recht des Gewalthabers ins Auge 
faſſen, nur den dieſem entgehenden Gewinn aus der 
Arbeit des Kindes als den zu erſetzenden Schaden be⸗ 
zeichnen. Als Grundlage für die Entſcheidung der 
allgemeinen Frage reichen dieſe Stellen jedenfalls nicht 
aus, und daher ſind mit Recht für die Beſtimmung 
des Inhaltes des Erſatzanſpruches wegen ſchuldvoller 
Körperverletzung zu analoger Verwerthung ſtets die 
1. 3 Dig. si quadr. 9, 1 und |. 7 Dig. de his qui 
effud: 9, 3 herangezogen worden, welche die entſprechende 
Frage für die actio de pauperie und für die actio 
de effusis et dejectis behandeln. Dieſe Stellen nennen 
als zu erſetzen ausdrücklich auch den dem Verletzten 
künftig entgehenden Arbeitserwerb; die Worte könnten 
mehr auf den nach den konkreten Verhältniſſen ſonſt 
wahrſcheinlich geweſenen Verdienſt zu paſſen ſcheinen, 
laſſen ſich doch aber ungezwungen auch auf die ge⸗ 
minderte Erwerbsfähigkeit als ſolche im ganzen beziehen. 
Was die neueren Schriftſteller, die auf dieſen Punkt 
zu ſprechen gekommen ſind, betrifft, ſo wiederholen 
manche nur die Ausdrucksweiſe jener römiſchen Stellen; 
ſo z. B. Glück (Erläuterung der Pandekten Bd. 10 
S. 342 flg.) und Sintenis (Gemeines Civilrecht 3. Aufl. 


Bd. 2 8 125 S. 774); andere aber bezeichnen als 


Gegenſtand des Erſatzes abſtrakter den „Werth der 
Arbeitsverhinderung“ (ſo v. Keller a. a. O. S. 128) 
oder neben dem verſäumten Erwerbe die „Verkümme⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit“ (ſo Dernburg a. a. O. 
S. 358) oder die „künftig geringere Arbeitsfähigkeit“ 
(ſo Stobbe, Deutſches Privatrecht Bd. 3 2. Aufl. 8 203 
S. 415). Dieſe abſtraktere Formulirung verdient den 
Vorzug, da nur ſo eine Uebereinſtimmung mit den 
zweifelloſen allgemeinen Grundſätzen hergeſtellt wird, 
nach welchen wegen jeder ſchuldvollen Beſchädigung das 
Intereſſe im weiteſten Umfange zu erſetzen iſt. (8 10 
Inst. de lege Ad. 4, 3; 1.21 $ 2 J. 22, 1. 23 pr. 
$ 2 Dig. ad leg. Ad. 9, 2.) Selbſt wenn übrigens 
dies für das römiſche Recht nicht richtig, 
ſondern dieſes für den Fall der Körperverlez ung 
eines freien Menſchen auf einem weniger freien 
Standpunkte ſtehen geblieben wäre, ſo müßte 
man doch jedenfalls nach heutigem gemeinen 
Recht hier den zu erſetzenden Vermögens- 
ſchaden in der Verringerung der Erwerbs— 
fähigkeit als ſolcher erblicken, und zwar des⸗ 
halb, weil gewohnheitsrechtlich ſogar ein 
Anſpruch auf Schmerzensgeld anerkannt iſt, 
umſomehr alſo Erſatz des wirklichen Schadens 
in vollſtem Umſange muß verlangt werden 
können. Wenn mithin die Erwerbsfähigkeit der Ehe⸗ 
frau des Klägers als ſolche gemindert iſt, ſo hat ſie 
damit einen zu erſetzenden Schaden erlitten und es iſt 
unerheblich, ob ſie deſſen ungeachtet gegenwärtig ihren 
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Lebensunterhalt auf Koſten des Klägers findet. Sie 
könnte ja übrigens auch jeden Augenblick in die Lage 
kommen, dieſer Fürſorge fortan entbehren zu müſſen. 
Davon abgeſehen aber würde es als durchaus unbillig 
erſcheinen, wenn die Ehefrau des Klägers, weil ſie 
verheirathet iſt, desjenigen Anſpruches auf Schadens⸗ 
erſatz verluſtig gehen ſollte, der ihr als Unverehelichten 
zuſtehen würde, während andererſeits der Ehemann, 
der jetzt die größere Laſt zu tragen hat, als Dritter 
ebenfalls keinen Erſatzanſpruch geltend machen kann. 
Die etwaige Verringerung der Erwerbsfähigkeit wird 
alſo nach 8 260 C. P. O. zu Geld zu ſchätzen fein, 
wobei hier der Frage nicht vorgegriffen werden ſoll, 


ob nach Lage der Sache der klagend erhobene Anſpruch 


auf eine jährliche Rente ſich rechtfertigt, oder ob viel⸗ 
mehr eventuell nur eine einmalige Kapitalzahlung ver⸗ 
langt werden könnte.“ 
Das Bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt in § 847: 
„Im Falle der Verletzung des Körpers oder der 
Geſundheit ſowie im Falle der Freiheitsentziehung kann 
der Verletzte auch wegen des Schadens, der nicht 
Vermögensſchaden iſt, eine billige Entſchädi— 
gung in Geld verlangen. Der Anſpruch iſt nicht 
übertragbar und geht nicht auf die Erben über, es ſei 
denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er 
rechtshängig geworden iſt. 
Ein gleicher Anſpruch ſteht einer Frauensperſon zu, 


gegen die ein Verbrechen oder Vergehen wider bie. 


Sittlichkeit begangen oder die durch Hinterliſt, durch 
Drohung oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeits⸗ 
verhältniſſes zur Geſtattung der außerehelichen Bei⸗ 
wohnung beſtimmt iſt.“ | 
Desgleichen in $ 1300: 

„Hat eine unbeſcholtene Verlobte ihrem Verlobten 
die Beiwohnung geſtattet, ſo kann ſie, wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 1298 und des § 1299 vorliegen, 
auch wegen des Schadens, der nicht Ver— 
mögensſchaden iſt, eine billige Entſchädigung in 
Geld verlangen. 

Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht 
auf die Erben über, es ſei denn, daß er durch Vertrag 
anerkannt oder daß er rechtshängig geworden iſt.“ 

Daß dies aber Ausnahmefälle ſind, welche die umgekehrte 
Regel beſtätigen, hebt ausdrücklich hervor § 253: 

„Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden 
iſt, kann Entſchädigung nur in den durch das Geſetz 
beſtimmten Fällen gefordert werden.“ 

Offenbar iſt mit dieſer Regel das B. G. B., indem es ſich 
bezüglich des Schadenserſatzes wiederum auf den bisher in 
Deutſchland herrſchenden gemeinrechtlichen Standpunkt geſtellt 
hat, dem an die Spitze des Obligationenrechtes aufgeſtellten 
Prinzip des Obligationenrechtes untreu geworden. Es iſt 
dies umſomehr zu bedauern, als Kohler in dem citirten Aufſatz 
zweifellos nachgewieſen hat, daß bereits der usus modernus 
Pandectarum, wie auch das römiſche Recht (wenigſtens 
Papinian) den freieren Standpunkt innehatte. Ich glaube, 
die Urſache liegt darin, daß bei uns Deutſchen gerade dem 


Civilrichter (in merkwürdigem Gegenſatze zu dem längſt an 
eine ſehr freie Beweiswürdigung und vielleicht allzu große 
Freiheit der Strafzumeſſung gewöhnten Strafrichter) noch ein 
großes Mißtrauen hinſichtlich der ſozuſagen praktiſch indi⸗ 
vidualiſirenden Urtheilskraft entgegenſteht bezw. auch eine allzu 
große Aengſtlichkeit“) anhaftet, und wahrſcheinlich wird auch der 
§ 847 und § 1300 B. G. B. noch eine Zeitlang nur matte 
Blüthen treiben. Es wird beſonders Sache des Anwaltſtandes 
ſein, aus deſſen Kreiſen der Nothſtand des deutſchen Schädens⸗ 
prozeſſes zuerſt ſeine zutreffende Kritik erhalten hat, hier durch 
energiſche, auch auf die Rechtſprechung des Auslandes als 
unter Umſtänden paſſendes Vorbild verweiſende Sachführung 
Wandel zu ſchaffen. 

Der Inhalt der obligatoriſchen Leiſtung ſoll mehr oder 
weniger beſtimmt ſein. Hinſichtlich dieſes Erforderniſſes iſt 
jedoch ſowohl die Theorie als auch die Praxis längſt darüber 
einig, daß es ex aequo et bono nach Möglichkeit durch richter⸗ 
liches Ermeſſen zu ergänzen iſt. Die Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts bieten eine große Anzahl einſchlägiger Fälle. Hervor⸗ 
zuheben iſt zunächſt für das gemeine Recht R. G. XXX Nr. 45 
S. 148 (VI. Civilſenat Urth. v. 26. Januar 1893 i. S. 
N. u. M. [Bell] w. J. [Kl.] Rep. VI. 254/92, L. G. Ham⸗ 
burg, O. L. G. daſelbſt). 

„Sodann haben die Beklagten ſich noch auf die 
angebliche völlige Unbeſtimmtheit des Inhaltes 
der fraglichen Verbindlichkeit berufen, um die Nichtig⸗ 
keit derſelben darzuthun ... Allerdings fehlt es an 
näheren Beſtimmungen über den Inhalt des ab- 
zuſchließenden Geſellſchaftsvertrages, insbeſondere in 
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) Dieſe Aengſtlichkeit macht ſich trotz S 260 C. P. O. auch auf 
dem Gebiete der Beweiswürdigung bei Schadenserſatzklagen noch 
vielfach geltend. Das Reichsgericht iſt jedoch in anerkennenswerther 
Weiſe bemüht geweſen, ihr hier wenigſtens entgegenzutreten. Vergl. 
R. G. XXXI Nr. 16 S. 88 f. (I. Civilſenat Urth. v. 29. April 1893 
i. S. F. [Kl.] w. Sch. u. Sohn [Bekl.] Rep. I. 46/53/93, L. G. 
Berlin, Kammergericht daſelbſt): 

„Es ſteht weder feſt, daß der Gemeinſchuldner am Tage 
der Konkurseröffnung, noch daß er an den Tagen der An⸗ 
ſchaffung, noch an welchen Tagen der Zwiſchenzeit er über die 
Papiere verfügt hat. Ja, der Berufungsrichter ſieht ſich 
außer Stande, die Tage der Zwiſchenzeit feſtzuſtellen. Liegt 
aber aus irgend einem Grunde eine durch ſtrikten Beweis 
nicht zu beſeitigende Unbeſtimmbarkeit eines entſtandenen 
Schadens vor, ſo ſind Fälle dieſer Art eben diejenigen, für 
welche der $ 260 C. P. O. in Funktion zu treten hat. Es 
kann keinen Unterſchied machen, ob der Richter aus dem 
Grunde frei ſchätzt, weil der einer Partei entſtandene Schaden 
um deswillen nicht genau zu beweiſen iſt, weil nicht feſt⸗ 
zuſtellen iſt, zu welcher Zeit gerade das ſchadenſtiftende 
Ereigniß eingetreten iſt, oder, weil nicht feſtzuſtellen iſt, 
welchen Umfang die ſchädigende Handlung gehabt, wieviel 
Sachen beiſpielsweiſe der Dieb weggenommen hat. Gerade 
beim Kauſalzuſammenhange, welcher, wie feſtſteht, zur freien 
Beurtheilung des Richters nach § 260 C. P. O. gehört, ſpielt 
ja die Zeit der beſchädigenden Handlung oft eine ſehr große 
Rolle. Es wäre aber widerſinnig, in einem Falle, in welchem 
dieſer Zeitpunkt nicht genau feſtzuſtellen iſt, dem urtheilenden 
Richter zwar im Uebrigen eine freie Stellung einzuräumen, 
den Beweis des Zeitpunktes aber zu fordern.“ 
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Anſehung der einzelnen Geſellſchaftsantheile. In einem 
ähnlichen Falle hat das Reichsoberhandelsgericht (Entſch. 
deſſelben Bd. 9 S. 38 ff.) aus dieſem Grunde einen 
Vorvertrag über Eingehung einer Handelsgeſellſchaft 
für unverbindlich erklärt. 

Mag man nun auch annehmen, daß die Beſtimmung 
des Art. 109 H. G. B. im vorliegenden Falle umſo⸗ 
weniger ergänzend eintreten kann, als der Teſtator 
ausdrücklich auf eine „friedliche und rechtliche Einigung“ 
der Betheiligten über die Geſellſchaftsantheile hin⸗ 
gewieſen hat, ſo bleibt doch die Ergänzung des 
lückenhaften Inhaltes der verpflichtenden 
Willenserklärung durch das boni viri ar— 
bitrium immer noch übrig. Mit Unrecht haben 
die Beklagten das Berufungsurtheil wegen des hierauf 
bezüglichen Entſcheidungsgrundes angegriffen. Nach 
gemeinem Recht muß vielmehr, wo das thunlich iſt, 
immer zu dieſem Auskunftsmittel gegriffen werden, um 
die Gültigkeit des beabſichtigten Rechtsgeſchäftes wo⸗ 
möglich zu retten. Noch dazu wird in 1. 76—80 
Dig. pro. soc. 17, 2 für die gemeinrechtliche Sozietät 
gerade die Beſtimmung der Geſellſchaftsantheile als ein 
geeigneter Gegenſtand des boni viri arbitrium be⸗ 
handelt, und es iſt nicht abzuſehen, weshalb dies nicht 
beim gemeinrechtlichen Vorvertrage de societate ineunda 
und ebenſo bei einer letztwilligen Verfügung ſolchen 
Inhaltes entſprechende Anwendung finden ſollte.“ — 

Hieher gehört auch die Entſcheidung aus dem Gebiete des 
franzöſiſchen Rechts, Entſch. des R. G. 18 Nr. 73 S. 343. 
(II. Civilſenat, Urth. vom 20. Mai 1887 i. S. L. defin. 
Syndik. des Falliments der Aktiengeſellſchaft Crefeld Kreis 
Kempener Induſtriebahn [Kl.] w. Sch. und Gen. (Bekl. 
Rep. II 30/87. I. Landgericht Düſſeldorf, II. Oberlandes⸗ 
gericht Köln): 

„II. 1. Was ſodann die Ausführung des Oberlandes⸗ 
gerichtes bezüglich der Kaufpreisprivilegien der einzelnen 
Beklagten betrifft, ſo konnte zunächſt das Berufungs⸗ 
urtheil für die Kategorie von Fällen, in welchen die 
Grundſtücke thatſächlich an die Eiſenbahngeſellſchaft 
abgetreten und demnächſt mangels Einigung über den 
Preis die gerichtliche Werthfeſtſetzung erwirkt worden, 
ohne Geſetzesverletzung im Kaufgeſchäft annehmen, und 
durch die Inſkription der näher bezeichneten Urtheile 
das Privileg als gewahrt erachten. Der Angriff, 
welcher hier allein erhoben wird und auf die Be⸗ 
hauptung ſich ſtützt, daß der Kauf begrifflich einen 
zwiſchen Kontrahenten vereinbarten Preis vorausſetze, 

erſcheint nicht begründet, da anerkannter Maßen auch 
nach den hier maßgebenden Grundſätzen des rheiniſch⸗ 
franzöſiſchen Rechtes dem nichts entgegenſteht, daß die 
Beſtimmung des Kaufpreiſes von den Kontrahenten 
einem Dritten überlaſſen wird, namentlich auch durch 
das Gutachten gewählter Sachverſtändiger erfolgt. 

Vgl. Zachariä⸗Dreyer, Bd. 2 S. 475, 76; Aubry 
und Rau, Bd. 4 S. 337.“ 

Aus dem Gebiete des Preuß. Landrechts gehört hierher 
R. G. VIII Nr. 58 S. 229 ff. (I. Civilſenat. Urth. v. 8. No⸗ 


vember 1882 i. S. M. [Kl.] w. H. [Bell] Rep. I. 389/82. 
I. Landgericht Breslau, II. Oberlandesgericht daſelbſt.) 


Gründe: 

1. Es iſt unrichtig, daß es zum Begriffe der Verträge 
über Handlungen im Sinne des Allgemeinen Landrechts 
gehöre, daß im einzelnen beſtimmte Handlungen der 
einen Seite und ebenſo beſtimmte Handlungen oder 
eine genaue vereinbarte ſonſtige Vergütung von der 
anderen Seite ſtipulirt ſeien. Der § 869 A. L. R. I. 11 
ſagt nur: 

Verabredungen, nach welchen Gelder oder Sachen 

für übernommene Handlungen oder Unterlaſſungen, 

oder Handlungen und Unterlaſſungen gegen einander, 
verſprochen werden, ſind nach den Regeln der läſtigen 

Verträge zu beurtheilen. 

Nach den SS 870, 872 a. a. O. muß folgeweiſe bei 
ſolchen Verträgen der Wille der Kontrahenten darauf 
gerichtet ſein, daß die Handlungen, bezw. Unterlaſſungen, 
überhaupt vergütet werden ſollen. Nach den 88 871, 
873, 874 ſoll, auch wenn nichts ausdrücklich über die 
Vergütung beſtimmt iſt, doch, wenn die übernommene 
und geleiſtete Handlung zu den gewöhnlichen Nahrungs⸗ 
und Berufsgeſchäften des Uebernehmenden gehört, der 
gewöhnliche Lohn nach dem Gutachten der Sach⸗ 


verſtändigen, und, wenn jene Vorausſetzung nicht vor⸗ 


d 


liegt, aber doch kein Wille freigebiger Uebernahme und 
Leiſtung anzunehmen iſt, Vergütung nach dem niedrigſten, 
durch Sachverſtändige zu beſtimmenden Satze gefordert 
werden dürfen. 

Der § 71 A. L. R. I 5 beſtimmt: daß Verträge 
unverbindlich ſeien, deren Gegenſtand ſich garnicht be⸗ 
ſtimmen laſſe, oder deren Beſtimmung oder Erfüllung 
der Willkür des Verpflichteten lediglich überlaſſen ſei. 

Nach Doktrin und oberſtrichterlicher Judikatur wird 
weder durch letztere Beſtimmung ausgeſchloſſen, daß 
der Umfang der Verpflichtung dem billigen Ermeſſen 
des Verpflichteten überlaſſen werde, noch durch die 
erſterwähnten Beſtimmungen, daß die übernommenen 
Handlungen und Unterlaſſungen, ſowie deren Vergütung 
nicht in genauer Einzelnheit und Beſtimmtheit verab⸗ 
redet ſeien, ſondern die Beſtimmung durch Schluß⸗ 
folgerung auf das nach den konkreten Umſtänden (der 
Lebensſtellung der Kontrahenten und ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen des Vertragsſchluſſes, ſowie nach dem in 
ähnlichen Fällen Uſuellen und angemeſſen Erſcheinenden) 
erfolgen und das ſo Beſtimmte für implicite gewollt 
erachtet werden dürfe. Dieſe richtigen Prinzipien find 
(namentlich bei Verträgen über N vielfach zur 
Anwendung gebracht worden. 


Allerdings kann die Unbeſtimmtheit der obligatorischen 
Verpflichtung einen ſolchen Grad erreichen, daß ein Forderungs⸗ 
recht nur ſcheinbar vorhanden iſt. In einem Falle aus meiner 
eigenen Praxis hatte ein Schuldner mit ſeinem Gläubiger zur 
Regelung einer ſehr erheblichen, aber beſtrittenen Forderung 
einen Vergleich geſchloſſen, inhaltlich deſſen er ſich zunächſt 
5 Jahre lang zur Zahlung von jährlich 15 000 Mark verpflichtete, 
in dem es aber zum Schluſſe hieß: „Ob und wie viel N. 
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(Schuldner) an M. (Gläubiger) nach Ablauf diefer 5 Jahre 
noch zahlen muß, hängt von einer dann erſt mit Rückſicht auf 
den inzwiſchen zu erzielenden Verkauf des Grundſtücks (für deſſen 
Hypothekenausfall Schuldner in Anſpruch genommen war) und 
die Vermögenslage des Schuldners zu treffenden neuen 
Vereinbarung ab.“ — Offenbar war dieſer Vertrag, wenn 
man ihn überhaupt als ſolchen und nicht vielmehr als ein 
pactum de paciscendo bezeichnen mußte, ſo unbeſtimmt, daß 
eine Verurtheilung aus demſelben ſchwer zu denken war; genau 
genommen hatte dieſelbe nur auf Abſchluß einer neuen Ver⸗ 
einbarung gehen können. Wie aber, wenn dieſelbe, wie im 
vorliegenden Falle, nicht zu Stande kam? Der Prozeß er⸗ 
ledigte ſich, nachdem Kläger wieder, jedenfalls unbegründeter 
Weiſe, auf Zahlung des vollen Ausfalles geklagt hatte, durch 
einen mäßigen Vergleich. Wahrſcheinlich wäre hier die Klage, 
falls nicht das Gericht ein ſehr weitgehendes arbitrium 
in der weiteren Schuldfeſtſetzung für zuläſſig erachten wollte, 
an der Unbeſtimmtheit des Vertrages geſcheitert. 

Offenbar ſteht die Frage nach den Grenzen richterlichen 
Ermeſſens in dieſem Falle in einem ſozuſagen unterbewußten 
Zuſammenhange mit der nach den Grenzen des richterlichen 
Ermeſſens in Schadenserſatzprozeſſen. Der Richter darf offenbar 
nicht davor zurückſcheuen, da, wo das Geſetz und die Natur 
der Sache ihm dieſe Befugniß und Pflicht ausdrücklich zuweiſt, 
gewiſſermaßen den Geſetzgeber im einzelnen Fall zu ſpielen. 
Die Befugniß dazu liegt in dem ergänzenden und dispoſitiven 
Charakter des Privatrechs. Zunächſt ſind auf privatrechtlichem 
Gebiete die Parteien ſelbſt die Geſetzgeber in concreto, fie 
vereinbaren die lex contractus. Der Richter hat zunächſt 
dieſe lex zu interpretiren. Wie er aber auch die Lücken des 
geſetzlichen Rechtes unter Umſtänden nicht nur durch analoge 
Ausdehnung, ſondern geradezu aus einem blos präſumtiven 
Willen des Geſetzgebers, aus der Natur der Sache auszufüllen 
hat, ſo ergibt ſich dieſelbe Befugniß und Pflicht auch für den 
Parteiwillen. Vergl. darüber Danz, die Auslegung der Rechts⸗ 
geſchäfte, Jena 1897. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis 19. Juni 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

J. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Das O. L. G. hat in dem Termin vom 20. Mai 1897 
nochmals beſchloſſen, die Verhandlung zu vertagen und es iſt 
Termin zur Verhandlung auf den 7. Oktober 1897 angeſetzt 
worden. — Die hiergegen gerichtete Beſchwerde mußte für zuläſſig 
und auch für begründet erachtet werden. In der zuerſt beſchloſſe⸗ 
nen, verhältnißmäßig kurzen Vertagung iſt eine Ausſetzung der 
Verhandlung nicht erblickt worden. Das O. L. G. hat aber 
nunmehr, nachdem es im Termine vom 20. Mai 1897 nicht 
hat verhandeln, ſondern nochmals mit Rückſcht auf das beim 
Kaiſerlichen Patentamt ſchwebende Verfahren eine Vertagung hat 
eintreten laſſen, deutlich zu erkennen gegeben, daß es vor Er⸗ 
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ledigung dieſes beim Patentamt ſchwebenden Verfahrens nicht 
verhandeln laſſen will. Der jetzt angegriffene Beſchluß iſt daher 
nichts anderes als ein Ausſetzungsbeſchluß, gegen den die Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig iſt ($ 229 C. P. O.), und begründet iſt die 
Beſchwerde, weil die Ausſetzung der Verhandlung unſtatthaft 
war. Die Vorausſetzung des § 139 der C. P. O., deſſen An⸗ 
wendung allein hier in Frage kommen könnte, iſt nur dann 
gegeben, wenn die Entſcheidung des Rechtsſtreits nicht ohne Zeft- 
ſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens desjenigen Rechtsver⸗ 
hältniſſes erfolgen kann, welches den Gegenſtand eines anderen 
anhängigen Rechtsſtreits bildet oder von einer Verwaltungsbehörde 
feſtzuſtellen iſt. So liegt aber hier die Sache nicht. Vom 
Patentamt ſoll ermittelt werden, ob etwa das Zeichen der Kl. 
ein Freizeichen iſt und deshalb gelöſcht werden muß. Erfolgt 


demnächſt die Löſchung, dann können allerdings für die Zeit, 


während welcher der Rechtsgrund für die Löſchung früher bereits 
vorgelegen hat, Rechte aus der Eintragung nicht mehr geltend 
gemacht werden (§ 12 Abſ. 2 des Geſetzes vom 12. Mai 1894). 
Solange aber die Eintragung des Zeichens beſteht, bewendet es 
bei der Beſtimmung des § 12 Abſ. 1, deren Anwendung der 
Prozeßrichter nicht davon abhängig zu machen hat, ob das Zeichen 
ein Freizeichen iſt oder nicht. I. C. S. i. S. Dr. Graf u. Co. 
c. Mathies u. Co. vom 5. Juni 1897, B Nr. 48/97 J. 

2. Die Reviſion greift das angefochtene Urtheil zunächſt 
deshalb an, weil die Klage, ſoweit ſie auf Erſatz nicht bezifferter 
bereits entſtandener, ſowie für die Zukunft erwarteter Schäden 
gerichtet iſt, nach den von dem R. G. durch den Plenarbeſchluß 
der vereinigten Civilſenate vom 28. Juni 1888 — Entſch. in 
Civilſachen Bd. 21 S. 382 fg. — angenommenen Rechtsmeinung 
unzuläſſig geweſen ſei; ſie will weiter angenommen wiſſen, daß, 
wenn der Bekl. ſich auf Jahre hinaus zum Betriebe einer 
Wirthſchaft verpflichtet habe, ein Vertrag über Handlungen 
vorliege, es hätte alſo unterſucht werden müſſen, ob bei dieſem 
Punkte der Hauptgegenſtand des Vertrags liege und dem⸗ 
entfprechend die Vorſchrift in § 408 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. 
zur Anwendung zu kommen habe. Es kann indeß nach der 
ganzen unſtreitigen Sachlage nicht zweifelhaft ſein, daß den 
Hauptgegenſtand des zwiſchen den Parteien zu Stande gekommenen 
Vertrags die Einräumung des Rechtes des Bekl., die ver⸗ 
mietheten Gebäude zum Betriebe eines Wiener Kaffees und zu 
Wohnungszwecken zu gebrauchen, und die Begründung ſeiner 
Verpflichtung, hierfür jährlich 5 600 Mark zu bezahlen bildet 
und die von ihm übernommene Verbindlichkeit, die zu dem 
Betriebe der Wirthſchaft beſtimmten Räume auch thatjächlich 
unausgeſetzt hierzu zu benutzen, nur eine Nebenbeſtimmung in 
dem auf Begründung eines Miethverhaͤltniſſes gerichteten Ver⸗ 
trage darſtellt. Einer beſonderen Darlegung deſſen in dem 
angefochtenen Urtheile hat es nicht bedurft, da in den Vor⸗ 
inſtanzen ein auf die jetzt angezogene Vorſchrift des Landrechts 
geſtützter Einwand nicht geltend gemacht worden war. Erſcheint 
hiernach die Klage auf den Betrieb der Wirthſchaft an ſich nicht 
unberechtigt, ſo kann auch der aus der angezogenen Plenar⸗ 
entſcheidung des R. G. hergeleitete Einwand keine Beachtung 
finden, da der Schadenerſatzanſpruch acceſſoriſch mit dem auf 
Vertragserfüllung erhoben iſt, in ſolchen Fällen aber, wie vom 
R. G. ſchon wiederholt ausgeſprochen worden iſt, Klagen auf 
Leiſtung von Schadenerſatz unter Vorbehalt der Feſtſtellung des 
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Betrags des zu erſetzenden Schadens für ein beſonderes Ver⸗ 
fahren nicht unſtatthaft ſind. Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1892 
S. 12 Nr. 5 und S. 331 Nr. 6, ferner Jahrgang 1889 S. 478 
Nr. 13, Gruchots Beiträge Bd. 36 S. 946 fg. VI. C. S. i. S. 
Pawlick e. Zuckermann und Gen. vom 20. Mai 1897, 
Nr. 39/97 VL. 

3. Die Entſcheidung, daß eine Klagänderung nicht vor⸗ 
liege, iſt zwar nach § 242 der C. P. O. an ſich nicht anfecht⸗ 
bar; aber es fehlt an genügender Klarheit über die thatſächlichen 
Unterlagen des Rechtsſtreits, namentlich darüber, auf welche 
Behauptungen der Kl. in der Berufungsinſtanz die Klage hat 
ſtützen wollen. Allerdings können auch die in die Entſcheidungs⸗ 
gründe aufgenommenen thatſächlichen Angaben bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Thatbeſtandes berückſichtigt werden; aber im vor⸗ 
liegenden Falle ſtehen die Entſcheidungsgründe in unlöslichem 
Widerſpruch mit dem unmittelbar vorhergehenden Thatbeſtande. 
Näher begründet. III. C. S. i. S. Voß c. Kappen vom 
25. Mai 1897, Nr. 20/97 III. 

4. Zuzugeben iſt zwar, daß die Anſicht des B. G., es 


ſei die Thatſache, daß Bekl. im Jahre 1875 auch das von ihm 


nicht anerkannte Darlehn von 6 000 Mark erhielt, ſchon rechts- 
kräftig feſtgeſtellt, zu Bedenken Anlaß giebt. Denn die Wirkung 
der materiellen Rechtskraſt beſteht nach §S 293 der C. P. O. 
darin, daß das Zuerkannte nicht mehr beſtritten, das Aberkannte 
nicht mehr geltend gemacht werden darf und daß Einwendungen 


unzuläſſig ſind, die ſich gegen den rechtlichen Beſtand einer 


feſtgeſtellten Forderung richten; Entſcheidungen über Thatſachen, 
die als Gründe zum Urtheil geführt haben, werden jedoch nicht 
rechtskräftig. I. C. S. i. S. Ruhnau c. Krüger vom 2. Juni 1897, 
Nr. 37/97 J. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungs— 
gefeb, 

5. Es kann dem B. G. darin nicht beigetreten werden, 
daß falls Befriedigungshandlungen des Gemeinſchuldners in 
ſeinen Leiſtungen vom 8. und 12. Oktober 1894 zu finden 
wären, die Bekl. dieſe nach Zeit und Art anzuſprechen gehabt 
hätte, denn die Bekl. hatte keinen Anſpruch, zu ſolcher Zeit 
befriedigt zu werden, da das Kreditverhältniß nicht gekündigt 
war, und nicht in ſolcher Art, weil ſie Befriedigung durch 
Wechſel nicht verlangen konnte. Die in Frage ſtehenden 
Leiſtungen des Gemeinſchuldners ſind indeſſen nach Lage der 
Sache überhaupt nicht Befriedigungshandlungen, ſondern Rechts⸗ 
geſchäfte im Sinne des § 23 Nr. 1 Satz 1 der K. K. O. Nach 
dem vorgelegten Kreditvertrag und der Inſtruktion, welche auf 
denſelben vertragsmäßig Anwendung findet, iſt die Abſicht der 
Kontrahenten nicht auf ein einfaches Kreditverhältniß d. h. auf 
ſucceſſive Gewährung von Darlehen und Rückzahlung derſelben 
nach vorgängiger Kündigung gerichtet geweſen, ſondern wie der 
Kreditvertrag ausdrücklich beſagt, auf ein Kreditverhältniß in 
laufender Rechnung d. h. auf gegenſeitige Kreditgewährung. Es 
ergiebt ſich dies insbeſondere daraus, daß der Gemeinſchuldner 
zu einem beſtimmten Umſatz verpflichtet und dabei gleichgültig 
war, ob er oder die Bekl. in Vorſchuß kam, ſowie daß auch 
ſoweit der Gemeinſchuldner in Vorſchuß kam, deſſen Guthaben 
verzinſt werden mußte ($ 16 Abſ. 1 der Inſtruktion). Nicht 
minder ſpricht dafür, daß nicht ausſchließlich, insbeſondere auf 
Seiten des Gemeinſchuldners, Baarleiſtungen vorgeſehen waren, 


vielmehr auch Wechſelgeſchafte (Diskontirungen, An- und Verkauf 


von Wechſeln ꝛc.) innerhalb des Kreditverhältniſſes bewirkt 


werden ſollten, endlich daß der Gemeinſchuldner mit jeder Leiſtung 


ſeinerſeits innerhalb des Kreditrahmens die Bekl., in ſo lange 
der Vertrag nicht gekündigt war, zur Gewährung neuen Kredits 
verpflichtete. Jede Leiſtung des Gemeinſchuldners bildete hiernach 
zugleich eine Belaſtung der Bekl. Die Rkl. macht nun geltend, 
daß angeſichts der Feſtſtellung des B. G., daß der Gemein⸗ 
ſchuldner bei den Leiſtungen vom 8. und 12. Oktober 1894 
die Abſicht gehabt habe, ſeinen Kredit dauernd (zu Gunſten 
der Bürgen) zu entlaſten, jedenfalls dieſe Zahlungen als (vor⸗ 
zeitige) Befriedigungshandlungen, Heimzahlungen zu betrachten 
ſeien. Allein dies iſt nicht zutreffend. Die Leiſtungen erfolgten 
während der Dauer des Kreditverhältniſſes und auf Grund 
deſſelben und iſt dahin auch der Wille des Gemeinſchuldners 
der Bekl. gegenüber gerichtet geweſen, denn er hat ihr nie zu 
erkennen gegeben, daß er die Löſung des Kreditverhaͤltniſſes 
beabſichtige, ihr gegenüber hat er ſich vielmehr vollſtändig freie 
Hand vorbehalten. Wenn er daneben den Vorſatz gefaßt hat, 
den Kredit künftig nicht mehr in Anſpruch zu nehmen, ſo berührt 
dies ſeinen bethätigten Willen nicht, wie er denn auch in der 
Lage war, von ſeinem Vorſatz jeder Zeit wieder abzugehen und 
den Kredit bei der Bekl. aufs neue in Anſpruch zu nehmen. 
III. C. S. i. S. Kleih Konk. c. Handwerkerbank Urach vom 
30. April 1897, Nr. 391/96 III. 

6. Die Revifion verkennt das Weſen der Anfechtungs⸗ 
klage, wie ſie durch das Geſetz vom 21. Juni 1879 eingeführt 
iſt. Zweck dieſer Klage iſt die Wiederherſtellung des Rechts⸗ 
zuſtandes, wie er vor der angefochtenen Handlung beſtand. 
Das vom Schuldner fraudulos geſchloſſene Rechtsgeſchäft iſt 
dem benachtheiligten Gläubiger gegenüber unwirkſam, und 
dieſer kann deshalb, ſoweit es feine Befriedigung erfordert, nur 
verlangen, daß der Anfechtungsbekl. dem Schuldner das zurück⸗ 
gewähre, was durch das angefochtene Geſchäft in ſein Vermögen 
gelangt iſt. 


aus entfernten Objekte der Zwangsvollſtreckung zum Zweck der 
Befriedigung des Gläubigers wieder zuzuführen. V. C. S. 
i. S. Levy c. Wallenius und Gen. vom 2. Juni 1897, 
Nr. 427/96 V. 

1 Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

„Preuß. landrechtlicher Fall. Nach Art. 78 der W. O. 
betrag die Verjährungsfriſt drei Monate, die für jeden Anſpruch 
mit dem Tage des erhobenen Proteſtes begann. Die Proteſt⸗ 
tage fallen in die Zeit vom 12. November 1894 bis 31. Januar 
1895 und es ſteht feſt, daß wegen der jetzt geltend gemachten 
Anſprüche auf Geſuch des Kl. ein auf ihren Geſammtbetrag 
lautender Zahlungsbefehl erlaſſen und dieſer dem Bekl. am 
9. Februar 1895, mithin innerhalb der Verjährungsfriſt zuge⸗ 
ſtellt worden iſt. — Ob angeſichts der Beſtimmungen des 
Art. 80 der W. O. und des 8 13 Abſ. 3 des E. G. zur 
C. P. O. davon ausgegangen werden darf, daß durch die Zu— 
ſtellung dieſes Zahlungsbefehls die Wechſelverjährung unter⸗ 
brochen worden iſt (vergl. R. G. Entſch. Bd. 14 Nr. 13, Leh⸗ 
mann in Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. 33 S. 419, Bolze im 
Archiv für civil. Pr. Bd. 68 S. 1), kann hier dahingeſtellt 
bleiben. Auch wenn man dies bejaht, ſo iſt dennoch, wie das 


Die Anfechtung iſt daher ein rein revokatoriſcher 
Akt, darauf gerichtet, dem Vermögen des Schuldners die bar- 
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B. G. mit Recht auf Grund des § 554 des A. L. R. Thl. 
Tit. 9 angenommen hat, die Verjährung eingetreten. Es folgt 
aus dem Begriff der Forderungsverjährung als des Verluſtes 
der Forderung durch Nichtgebrauch des Forderungsrechtes während 
beſtimmter Zeit, daß, ſobald eine die Verjährung unterbrechende 
Rechtsbethätigung der Vergangenheit angehört, die Unterbrechung 
endigt, und die Verjährung von neuem zu laufen anfängt. Eine 
rationelle Anwendung dieſes Grundſatzes auf den Fall der Ver⸗ 
jährungsunterbrechung durch Beſchreitung des Rechtswegs enthält 


die Vorſchrift des § 554 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 9, die auf 


dem Gedanken beruht, daß die in der Anmeldung der Klage 
liegende Rechtsbethätigung und folgeweiſe die Unterbrechung der 
Verjährung ſolange, aber auch nur ſolange als fortdauernd 
angeſehen werden muß, als die Klage ohne Säumigkeit des Kl. 
weiter verfolgt, dem in Gang geſetzten Verfahren der Fortgang 
erhalten wird. Nicht alſo nothwendig ſofort nach jeder Prozeß⸗ 
handlung des Kl., wohl aber dann beginnt die Verjährung mit 
ihrer urſprünglichen Friſt von neuem, wenn der Kl. das Prozeß⸗ 
verfahren in Stillſtand gerathen läßt. — Eine Anmeldung der 
Klage bei Gericht, durch welche nach § 551 des A. L. R. Thl. J 
Tit. 9 die Verjährung unterbrochen wurde, giebt es, ſeitdem die 
C. P. O. in Geltung iſt, nicht mehr. Die Unterbrechung der 
Verjährung iſt jetzt mit der Erhebung der Klage im Sinne der 
C. P. O. verknüpft. Im Uebrigen iſt aber, wie bereits in 
einem Urtheil des zweiten Civilſenats (R. G. Entſch. Bd. 32 
Nr. 88) zutreffend ausgeführt worden iſt, an dem § 554 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 9 nichts geändert worden. Die C. P. O. 
läßt allerdings bei eintretendem Ruhen des Prozeßverfahrens die 
Rechtshängigkeit fortbeſtehen. Sie beſtimmt aber weder mittelbar 
noch unmittelbar, daß mit der Rechtshängigkeit die Wirkung 
fortdauernder Unterbrechung der Verjährung verbunden ſein ſolle. 
Ein Eingriff in die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über 
die Dauer einer durch Beſchreltung des Rechtswegs eingetretene 
Verjährungsunterbrechung iſt nicht beabſichtigt. Der hiernach 
in Kraft gebliebene $ 554 des A. L. R. Thl. I Tit. 9 findet, 
da die Sondervorſchriften der 88 908, 909 des A. L. R. Thl. II 
Tit. 8 durch die W. O. beſeitigt ſind, ohne Einſchränkung auch 
Anwendung auf die Wechſelverjährung, und ſeine Beſtimmung 
iſt ferner, wenn man vorausſetzt, daß auch die Wechſelverjährung 
durch Zuſtellung eines Zahlungsbefehls unterbrochen wird, maß⸗ 
gebend für die Beantwortung der Frage, wann nach eingeleite⸗ 
tem Mahnverfahren die Verjährung von neuem zu laufen an⸗ 
fängt. — Das Mahnverfahren findet im Falle rechtzeitiger 
Erhebung des Widerſpruchs mit der Benachrichtigung des 


Gläubigers von dieſem Widerſpruch ſeinen Abſchluß und damit 


tritt ein Stillſtand des gerichtlichen Verfahrens überhaupt ein. 
Gehört eine wegen des Anſpruchs zu erhebende Klage vor die 
Amtsgerichte, fo iſt, wie ſich aus den 58 635, 636 der C. P. O. 
ergiebt, die Sache im ordentlichen Verfahren bei dem Amtsgericht 
anhängig, das den Zahlungsbefehl erlaſſen hat, und ſie bleibt 
anhängig, gleichviel wann die im § 636 Abſ. 2 vorgeſehene 
Ladung erfolgt. Dieſe Rechtshängigkeit als ſolche perpetuirt 
aber nach dem vorher Ausgeführten die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung nicht, die Verjährung beginnt vielmehr nach der Be- 
nachrichtigung von der Erhebung des Widerſpruchs von neuem 
und vollendet ſich in Ermangelung eines etwaigen ſonſtigen 
Unterbrechungsaktes, wenn nicht innerhalb der Verjährungsfriſt 


geladen, und damit auch thatſächlich die Sache in das 
ordentliche Prozeßverfahren übergeleitet wird. — Gehört eine 
wegen des Anſpruchs zu erhebende Klage vor die Landgerichte, 
dann genügt es nach § 637 der C. P. O. zur Wahrung der 
Rechtshängigkeit, wenn binnen ſechs Monaten vom Tage der 
Benachrichtigung von der Erhebung des Widerſpruchs an die 
Klage bei dem zuſtändigen Gericht erhoben wird. Aber eben 
auch nur zur Wahrung der Rechtshängigkeit. Iſt die Ver⸗ 
jährungsfriſt eine kürzere, dann muß innerhalb dieſer letzteren die 
Klageerhebung geſchehen, wenn durch ſie die Verjährung unter⸗ 
brochen werden ſoll. I. C. S. i. S. Rixdorfer V. V. c. Buwert 
vom 12. Mai 1897, Nr. 148/97 J. 

8. Nach den getroffenen Feſtſtellungen war dem S. von 
der Bekl., welche Kaufmann iſt, ein beſtimmter Kreis von Ge⸗ 
ſchäften in ihrem Handelsgewerbe übertragen. S. war mithin 
Handlungsbevollmächtigter und als ſolcher zur Vornahme aller 
Geſchäfte und Rechtshandlungen Namens der Bekl. befugt, welche 
die Ausführung der ihm übertragenen Grundſtücksverwaltung 
gewöhnlich mit ſich bringt — cfr. Art. 47 des H. G. B. — Es 
kommt hiernach nicht darauf an, in wie weit ſich S. zur ſelbſt⸗ 
ſtändigen Vornahme von Geſchäften für berechtigt hielt. Die 
Bekl. haftet vielmehr an ſich für alle von demſelben in ihrem 
Namen abgeſchloſſenen Geſchäfte, welche innerhalb des geſetzlich 
zu vermuthenden Umfangs feiner Vollmacht liegen. Das B. G. 
mußte deshalb zunächſt ermitteln und feſtſtellen, ob ſich die 
präſumtive Befugniß eines Handlungsbevollmächtigten, dem die 
Verwaltung der von einer Hypothekenbank übernommenen oder 
ihr antichretiſch verpfändeten Grundſtücke übertragen iſt, auf die 
Beſtellung von ſolchen Arbeiten erſtreckt, wie diejenigen ſind, 
für welche Kl. von der Bekl. Bezahlung verlangt. Iſt dies der 
Fall, ſo würde eine Beſchränkung der thatſächlich dem S. er⸗ 
theilten Vollmacht nur dann von Erheblichkeit ſein, wenn der 
Cedent des Kl. die Beſchränkung gekannt hat oder nach den 
obwaltenden Verhältniſſen hätte kennen müſſen — vergl. 
Entſch. des R. O. H. G. Bd. 23 S. 348 ff. —. Hierbei 
könnte wohl in Betracht gezogen werden, ob S. ſchon früher 
in äußerlich erkennbarer Weiſe vor der Beſtellung koſtſpieliger 
Arbeiten die Genehmigung der Vertreter der Bekl. eingeholt hat. 
Das B. G. hat indeß nicht feſtgeſtellt, daß S. dies in anderen 
Fällen gethan hat. Er ſelbſt bekundet, daß er bei anderen Hand⸗ 


werkern im Namen der Bekl. Beſtellungen gemacht und daß 


Bekl. die von ihm beſtellten Arbeiten bezahlt hat. Auch haben 
die Direktoren der Bank den Verwalter R. nach deſſen Ausſage 
wegen der Verwaltung an S. gewieſen. VI. C. S. i. S. Plage⸗ 
mann c. Pr. Hyp. A. B. vom 31. Mai 1897, Nr. 69/97 VI. 

9. In Frage ſteht, ob der Geſchäftsherr, der ſich vertrags⸗ 
mäßig auf Jahre gegen den Handlungsagenten bindet, berechtigt 
iſt, dies Vertragsverhältniß vorzeitig zu löſen, wenn ihm die 
Vertretung durch den Agenten ruinöſe Verluſte bringt, die auf 
das Verhalten des Agenten zurückzuführen ſind, und ob er dazu 
berechtigt iſt, auch wenn ihm bekannt war, daß der Agent mit 
dem Geſchäft und den Intereſſenten nicht vertraut. Das iſt 
mit dem B. R. ohne Bedenken zu bejahen. Durch das Gut⸗ 
achten der von dem B. R. vernommenen Sachverſtändigen W. 
und E. iſt feſtgeſtellt, daß der Fabrikant von Margarine durch⸗ 
ſchnittlich mit einem Verdienſt von 3—4 Prozent, der Groß⸗ 
händler mit einem Verdienſt von 4—6 Prozent arbeitet. Daß 
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die Kl. als Fabrikaut ruinirt wird, wenn fie in 10% Monaten 
bei ca. 70 000 Mark Umfatz einen Verluſt von 8 Prozent hat, 
iſt klar. I. C. S. i. S. Hildesheimer e. Renner vom 22. Mai 
1897, Nr. 67/97 J. 

10. Nach Abſ. 2 Art. 145 des H. G. B. bleibt nach der 
Beendigung der Liquidation dem früheren Geſellſchafter das 
Recht auf Einſicht und Benutzung der Bücher und Papiere 
der aufgelöſten Geſellſchaft, mag dieſelben einer der geweſenen 
Geſellſchafter oder ein Dritter in Verwahrung erhalten haben. 
Im vorliegenden Fall ſind die Bücher in den Händen des 
Bekl. geblieben, weil dieſer das Geſchäft mit Aktiven und 
Paſſiven übernommen hat, der Buͤcher alſo bedurfte und aus 
der Ueberlaſſung des Geſchäfts an ihn von ſelbſt folgte, daß er 
auch die Bücher erhielt. Den Art. 145 Abſ. 2 des H. G. B. 
auch anzuwenden, wenn ohne Liquidation die Auseinander⸗ 
ſetzung durch Uebernahme des Geſchäfts Seitens eines Geſell⸗ 
ſchafters und Abfindung des anderen erfolgt, unterliegt nach 
Grund und Zweck der Vorſchrift, die auch auf dieſen Fall zu⸗ 
treffen, keinem Bedenken. Daß die Bücher Eigenthum des 
Bekl. ſind, worauf die Reviſion hinweiſt, iſt nicht entſcheidend, 
denn abgeſehen davon, daß der Vertrag vom 15. Mai 1888 
von einer Uebertragung des Eigenthums an den Büchern nichts 
ergiebt, würden ſie durch die Eigenthumsübertragung die Eigen⸗ 
ſchaft gemeinſchaftlicher Urkunden für die Zeit des Beſtandes 
der Geſellſchaft, und für dieſe allein wird die Einſicht gefordert, 
nicht verloren haben. Die Einſicht ſpäterer Eintragungen durch 
den Kl. zu verhindern, iſt der Bekl. berechtigt und in der Lage. 
I. C. S. i. S. Hohenſtein c. Backhaus vom 2. Juni 1897, 
Nr. 43/97 J. | 

11. In rechtlicher Hinſicht geht das B. G. davon aus, 
daß es zu der ſtreitigen Verhaftung des Bekl. mit Rückſicht 
darauf, daß die feſtgeſtellten Kreditgeſchäfte auf Seiten des Kl. 
als Kaufmanns Handelsgeſchäfte ſeien, auf Seiten des Bekl. 
nicht einer ſchriftlichen oder auch nur ausdrücklichen Ermächtigung 
des W. bedurft, vielmehr genügt habe, wenn der Kl. nach dem 
Grundſatze von Treu und Glauben aus einem längere Zeit 
fortgeſetzten Verhalten des Bekl. die Ueberzeugung habe gewinnen 
dürfen, daß dieſer mit der Vornahme von Kreditgefchäften für 
ſeine Rechnung ſeitens des W. einverſtanden ſei. Dieſer Aus⸗ 
gangspunkt muß auf Grundlage der Art. 274, 277, 317 
und 47 des H. G. B. gebilligt werden (vergl. Entſch. des 
R. O. H. G. Bd. 2 S. 97, Bd. 5 S. 153, Bd. 12 S. 277 
und Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 1 S. 8 und Bd. 4 
S. 309). IV. C. S. i. S. v. Karſtedt c. Hartmann vom 
24. Mai 1897, Nr. 426/96 IV. 

12. Für die Reviſion handelt es ſich um die Frage, ob 
Kl. als Indoſſatar der beiden über die Frachtdifferenz vom 
Kapitän der City of Wakefield ausgeſtellten Verpflichtungs⸗ 
ſcheine die volle daſelbſt angegebene Summe von der Rhederei 
beanſpruchen oder ob dieſe den in Folge der Seeunfälle erlittenen 
Ausfall an der Konoſſementsfracht verhältnißmäßig auf die 
Frachtdifferenz in Abzug bringen kann. Mit Unrecht bezweifelt 
das B. G., daß für die Entſcheidung dieſer Frage das in 
Hamburg geltende deutſche Handelsrecht maßgebend iſt und daß 
insbeſondere die hier vorliegenden Verpflichtungsſcheine nach 
Art. 301 und 303 des H. G. B. zu beurtheilen ſind. Die 
Anwendung des deutſchen Rechts folgt daraus, daß Hamburg der 


Erfüllungsort der vom Kapitän eingegangenen Verpflichtungen 
war und daß die ſtreitige Einrede der Bekl. die nach dem Rechte 
des Erfüllungsortes zu beſtimmenden materiellen Wirkungen 
der Verpflichtungsſcheine betrifft. Die in Rede ſtehenden Ver⸗ 
pflichtungsſcheine ſind aber auch Ordrepapiere im Sinne der 
Art. 301 und 303 des H. G. B. Der Einwurf des B. G., 
daß der Schiffer nicht Kaufmann iſt, greift nicht durch, denn 
der Kapitän der City of Wakefield hat die Scheine als Ver⸗ 
treter der Rhederei ausgeſtellt und war hierzu befugt, da er 
nach der Charterparty ermächtigt war, für den Betrag der 
Frachtdifferenz uſual Maſter's Bills auszuſtellen und nicht 
beſtritten iſt, daß die vorliegenden Scheine nach Form und 
Inhalt den uſual Maſter's Bills entſprechen. Ebenſo find die 
übrigen Erforderniſſe des Art. 301 vorhanden. Die Ver⸗ 
pflichtungsſcheine ſind über eine Geldleiſtung ausgeſtellt, ohne 
daß die Verpflichtung zur Leiſtung von einer Gegenleiſtung 
abhängig gemacht iſt und lauten an Order: Zufolge Art. 303 
a. a. O. können ſich mithin Bekl. nur ſolcher Einrede bedienen, 
die ihnen nach Maßgabe der Urkunde ſelbſt zuſtehen oder 
unmittelbar gegen den Kl. gerichtet ſind. In letzterer Richtung 
iſt die Einrede nicht ſubſtantürt, die Behauptung der Beil, 
Kl. machte die Verpflichtungsſcheine nur für Rechnung von 
Peter W. & Sons geltend, reicht hierzu nicht aus; auch iſt 
dieſe Thatſache nicht feſtgeſtellt. Dagegen iſt nach der Be⸗ 
gründung des angefochtenen Urtheils die Einrede als eine aus 
der Urkunde ſelbſt hervorgehende zu betrachten. Das B. G. 
iſt zu dem Ergebniß gelangt, daß der Schiffer das Vermögen 
des Rheders nicht mit einer bedingungsloſen Summenſchuld 
belaſtet, ſondern daß er den Rheder zur Auskehrung eines 
ziffermäßig beſtimmten Antheils an der Konoſſementsfracht, 
wenn und inſoweit die Konoſſementsfracht verdient wird, ver⸗ 
pflichtet hat. Das B. G. nimmt, wie aus dem Zuſammen⸗ 
hange der Entſcheidungsgründe hervorgeht, an, daß der in dieſer 
Weiſe beſchränkte Verpflichtungswille des Ausſtellers in den 
Urkunden ſelbſt Ausdruck gefunden hat, und zwar dadurch, daß 
die eingegangene Verbindlichkeit als eine Verpflichtung zur 
Zahlung der Frachtdifferenz bezeichnet iſt. Iſt dieſe Auslegung 
zu billigen, ſo kann der hieraus hergeleitete Einwand jedem 
Erwerber der Urkunden entgegen geſetzt werden. I. C. S. i. S. 
Burchard c. Berenberg, Goßler u. Co. vom 12. Mai 1897, 
Nr. 13/97 I. 

13. Das B. G. geht davon aus, daß von den Parteien 
der zwiſchen ihnen abgeſchloſſene Vertrag wie eine Verſicherung 
gegen Prämie behandelt werde, und daß dieſe Auffaſſung des 
Delcrederevertrages in dem Falle auch zutreffend ſei, wenn, wie 
hier das Delcredere für den richtigen Eingang einer Forderung 
gegen Proviſion von Jemandem übernommen werde, der zu 
dem Hauptgeſchäft in keiner ſonſtigen Beziehung ſtehe. Dem 
iſt beizupflichten, und mit Recht hat daraus das B. G. ge⸗ 
folgert, daß ein derartiger Delcrederevertrag in Bezug auf die 
Anzeigepflicht desjenigen, dem gegenüber das Delcredere über⸗ 
nommen werde, ähnlich zu beurtheilen ſei, wie ein Verſicherungs⸗ 
vertrag, und die Verpflichtung zur Wahrung von Treu und 
Glauben es daher erfordere, die Wiſſenſchaft von ſolchen Um⸗ 
ſtänden nicht vorzuenthalten, die für die Beurtheilung der zu 
übernehmenden Gefahr erheblich ſeien, ſofern fie nicht als all« 
gemein bekannt oder als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt werden 
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dürften. Für den vorliegenden Fall ergiebt ſich aber hieraus, 
daß der Vertreter der Kl. nicht nur dann gegen Treu und 
Glauben handelte, wenn er wußte und verſchwieg, daß die 
Firma B. & M. ihre Zahlungen eingeſtellt hatte oder zahlungs⸗ 
unfähig war oder ſich in Zahlungsſchwierigkeiten befand, ſondern 
auch ſchon dann, wenn er ihm bekannte beſondere Umſtände, 
die begründete Zweifel in dieſen Richtungen oder überhaupt 
an der Sicherheit ſeiner Forderungen zu erregen geeignet waren, 
und von denen er nicht annehmen konnte, daß ſie auch der 
Bekl. bekannt ſeien, dieſer verſchwieg. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus hat das B. G. das Vorbringen der Bekl. weder 
erfchöpfend noch zutreffend gewürdigt, und in Folge deſſen unter- 
laſſen, den Thatbeſtand vollſtändig aufzuklären. Näher dar⸗ 
gelegt. I. C. S. i. S. Weyhauſen c. Roſelius & Co. vom 
19. Mai 1897, Nr. 17/97 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

14. § 120 Abſ. 2 der Gewerbeordnung begründet aller⸗ 
dings eine allgemeine Zwangsvorſchrift für Gewerbeunternehmer 
zur Sicherung von Leben und Geſundheit anderer Perſonen, 
ſowohl ihrer Arbeiter als Dritter. Die privatrechtlichen 
Folgen der Verletzung dieſer Vorſchrift ſind aber nach den 
Beſtimmungen des einſchlägigen Privatrechts zu beurtheilen. 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 S. 221.) Hiernach 
würde es ſich wiederum um die Anwenduug des nicht reviſiblen 
Sächſiſchen Rechtes handeln. Ein Rechtsſatz des Inhaltes, 
daß die bloße Uebertretung der angeführten allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften die Haftbarkeit für aus der Verletzung entſtandenen 
Schaden ohne Rückſicht auf die Vorausſehbarkeit, alſo ohne 
Prüfung des ſubjektiven Verſchuldens begründe, beſteht auch 
nach gemeinem Rechte nicht und iſt jedenfalls nicht durch die 
Beſtimmungen des § 367 Ziffer 14 des Strafgeſetzbuchs und 
des § 120 Abſ. 3 der Gewerbeordnung hinſichtlich der Verletzung 
dieſer Beſtimmungen nach Reichsrecht begründet. Demgemäß 
kommt nach jeder Richtung hinſichtlich der Frage des Ver⸗ 
ſchuldens nur die Anwendung Sächſiſchen Rechtes in Betracht. 
VI. C. Si. S. Stitterich c. Aktiengeſellſchaft Lauchhammer 
vom 20. Mai 1897, Nr. 478/96 VI. 

Zum Patentrecht. 

15. Patentlizenzſtreit. Die Entſcheidung des B. G. wird 
von der Reviſion inſofern mit Recht angefochten, als das B. G. 
die auf die Unverkzuflichkeit des Schirms bezüglichen Be⸗ 
hauptungen der Bekl. für unerheblich erachtet hat. Das Unter⸗ 
laſſen der Herſtellung (Fabrikation) des Schirms kommt als 
eine die Verwirkung der Konventionalſtrafe nach ſich ziehende 
Vertrags verletzung nicht ſelbſtſtändig in Betracht, ſondern nur 
als nothwendige Vorbedingung für den Vertrieb. Da dem Kl. 
nur von den abgeſetzten Exemplaren die Licenzgebühr zuſtand, 
ſo hatte er ein Intereſſe an der Herſtellung des Schirms nur 
mit Rückſicht auf den ſich daran ſchließenden Abſatz deſſelben. 
Es würde alſo dem Sinne des Vertrages offenbar zuwider⸗ 
laufen, die Bekl. für verpflichtet zu erachten, ohne Rückſicht auf 
die Möglichkeit des Vertriebes den Schirm herſtellen zu laſſen 
und, die Unterlaſſung der Herſtellung der Vertragsſtrafe zu 
unterwerfen, wenn feſtgeſtellt werden kann, daß eine gewerbliche 
Möglichkeit zum Abſatze des Schirms nicht vorhanden, der 
hergeſtellte Schirm unverkäuflich iſt. Hierauf aber laufen die 


Behauptungen der Bekl. hinaus. Das B. G. meint zwar, daß 
der Vertrieb mit Ausſicht auf Erfolg nur hätte verſucht werden 
können, wenn der Schirm in größerer Zahl hergeſtellt und auf 
den Markt gebracht wurde. Das iſt nicht ohne Weiteres zu⸗ 
zugeben. Für das Verhältniß der Parteien konnte es nicht 
darauf ankommen, einzelne Exemplare des Schirms abzuſetzen, 
ſondern nur auf einen Maſſenabſatz deſſelben, alſo auf den 
Abſatz an Wiederverkäufer. Ob ein ſolcher Abſatz erzielt werden 
könne, ließ ſich auch durch Vorlegung des Modellſchirms ermitteln, 
vorausgeſetzt, daß dieſe Vorlegung bei einer ſo großen Zahl 
der in Betracht kommenden Wiederverkäufer ſtattfand, daß aus 
deren Erklärungen ſich ein allgemeiner Schluß auf den möglichen 
gewerblichen Erfolg ziehen ließ. Es wäre alſo zu prüfen geweſen, 
ob die Behauptungen der Bekl. nach dieſer Richtung genügten, 
um eine Grundlage für die Feſtſtellung zu gewinnen, daß der 
patentirte Schirm unverkäuflich ſei. Erforderlichen Falles wäre 
auf nähere Präciſirung und Ergänzung dieſer Behauptungen 
hinzuwirken geweſen. I. C. S. i. S. Fels, Werner und Co. 
c. Rotſtein vom 15. Mai 1897, Nr. 9/97 J. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

16. Es handelt ſich um im Ganzen 1851 Mark Aktien⸗ 
ſtempelſteuer, die nach dem vorigen Reviſionsurtheile der Kl. 
mit Unrecht abgefordert worden ſind, von denen auch feſtſtand, 
daß ſie nur unter Vorbehalt der Rückforderung gezahlt ſeien, 
in deren Anſehung aber noch zu entſcheiden war, ob die Rück— 
forderungsklage innerhalb der durch § 32 des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes vom 29. Mai 1885 geſetzten Friſt erhoben ſei. Das 
B. G. hat dieſe Frage verneint, indem es angenommen hat, 
daß, während die Klagzuſtellung unbeſtritten am 18. Auguſt 
1894 erfolgt iſt, die ſechsmonatige Friſt je von dem Tage der 
von der Behörde vollzogenen Abſtempelung und Rückgabe der 
eingereichten einzelnen Aktien abzurechnen ſei, alſo vom 18. Januar, 
23. Januar, 27. Januar, 31. Januar und 5. Februar 1894 ab, 
weil an dieſen Tagen jedesmal der entſprechende Steuerbetrag 
entweder baar, oder durch Verrechnung entrichtet worden ſei. 
Mit Recht hat das O. L. G. den vom L. G. für feine ab- 
weichende Anſicht geltend gemachten Grund, daß die Steuer⸗ 


behörde ſelbſt die Zahlungen nicht als endgültige, ſondern nur 
vorläufige, zur Sicherſtellung des Deutſchen Reiches bis zur 


Entſcheidung der im Rekurswege angerufenen höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde beſtimmte entgegengenommen und erſt am 
26. Februar 1894, nachdem die letztere Behörde das Rechts- 
mittel zurückgewieſen hatte, als wirkliche Zahlungen gebucht 
habe, für unzutreffend erklärt. Mit Recht hat das B. G. 
nämlich ausgeführt, daß eine ſolche Auffaſſung mit dem Reichs- 
ſtempelgeſetze von 1885 nicht vereinbar ſein würde, da dieſes 
eine blos zur einſtweiligen Sicherſtellung zu leiſtende Zahlung 
gar nicht kannte, ſondern durch § 3 Abſ. 1 vergl. mit § 2 
Abſ. 1 daſelbſt die wirkliche Zahlung der Abgabe zur 
Vorausſetzung jedes erlaubten auf die Aktien bezüglichen Ge- 
ſchäftsverkehres gemacht war. VI. C. S. i. S. Arnhold 
c. Königl. Sächſ. Staatsfiskus vom 20. Mai 1897, 
Nr. 1/97 VI. 

IV. Das Gemeine Recht. 

17. In Anſehung der Frage wegen der at des Kl. 
von der Beſtrafung ſeiner Ehefrau hat der Bekl. gerügt, daß 


die Beweislaſt vom O. L. G. falſch vertheilt ſei. Hierin ift. 
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ihm nicht beizuſtimmen. Es handelt fih darum, ob der Kl. 
beim Abſchluſſe des Vertrages vermuthen konnte, daß ihm die 
Konzeſſion verſagt werden würde. Daß Jemand etwas von 
der Zukunft habe wiſſen können, wird immer nur aus beſonderen 
Gründen anzunehmen ſein. Allerdings würden ſolche vorliegen, 
wenn hier vorauszuſehende Folgen eigener Handlungen oder Er⸗ 
lebniſſe in Frage ſtänden. So liegt die Sache aber nicht. Es 
handelt ſich um Handlungen und Erlebniſſe der Ehefrau des 
Kl. Freilich legt das eheliche Verhältniß die Vermuthung 
nahe, daß der eine Ehegatte um wichtige Vorkommniſſe im 
Leben des andern wiſſen werde; aber dadurch wird die Beweis- 
laſt noch nicht verändert. Als einen an ſich wichtigen Beweis⸗ 
grund hat auch das O. L. G. hier das eheliche Leben be⸗ 
handelt, aber es fand ausreichenden Anlaß, nach den beſonderen 
Umſtänden dieſes Falles die Beweiskraft deſſelben als durch 
Gegengründe aufgewogen anzuſehen. Von einem rechtlichen 
Verſtoße kann hierbei nicht die Rede ſein. VI. C. S. i. S. 
Suhr c. Nauſe vom 26. Mai 1897, Nr. 16/97 VI. 

18. Die Ausführungen des B. R. ſind von der Reviſion 
mit Recht als rechtsirrthümlich angegriffen. Denn die Auf⸗ 
faſſung des B. G., daß in der erfolgten Annahme der 
12 000 Mark das vollendete Rechtsgeſchaͤft der Zahlung auf 
die der Bekl. verſprochenen 20 000 Mark liege, ſcheitert daran, 
daß die Zahlung mit Nothwendigkeit auch den Willen des 
Zahlenden erfordert, Zahlung, das heißt Zahlung in dem Sinne 
der Tilgung einer beſtimmten Schuld, leiſten zu wollen, und 
daß dieſer Wille nicht dadurch erſetzt werden kann, daß der 
andere Theil ohne ſeine Schuld oder ſogar in Folge Verſchuldens 
der Gegenpartei dieſen Willen irrthümlich annahm. III. C. S. 
i. S. Weſſelmann c. Seckel u. Hirſch vom 21. Mai 1897, 
Nr. 12/97 III. 

19. Das B. G. erwägt, daß es nicht unzuläſſig ſei, den 
Vertrag zum Theil für gültig zum Theil für ungültig zu 
erklären. Es weiſt darauf hin, daß gemeinrechtlich die theil⸗ 
weiſe Ungültigkeit von Rechtsgeſchäften in verſchiedenen An⸗ 
wendungsfällen (beim Zinswucher, bei formloſen Schenkungen) 
anerkannt werde und leitet daraus her, daß auch in einem 
Falle wie dem vorliegenden, wo die Gegenleiſtung des einen 
Vertragstheiles aus zwei verſchiedenen, von einander unabhängigen 
und von ſelbſtändigen Vorausſetzungen abhängigen Theilen 
beſtehe, zutreffenden Falles der eine Theil des Vertrages für 
gültig, der andere Theil für ungültig erklärt werden könne. 
Weiter wird dann an der Hand der Vertragsbeſtimmungen, 
welche einerſeits die einmalige Zahlung von 30 000 Mark, 


andererſeits die Zahlung der Licenzgebühr betreffen, ausgeführt, 


daß die Licenzgebühr nach der Abſicht der Vertragſchließenden 
nur dann geſchuldet werden ſollte, wenn es der Bekl. gelinge, 
Apparate von der Art der patentirten zu verkaufen, ſo daß, der 
garantirten Minimalhöhe der Licenzgebühr ungeachtet, bei einer 
der bona fides entſprechenden Auslegung des Vertrages anzu⸗ 
nehmen ſei, daß bei ſich ergebender Unverkäuflichkeit der 
Apparate auch die Garantieſumme nicht gefordert werden 
könne. Im Anſchluß hieran ſtellt dann das B. G. feſt, daß 
die von der Kl. beſtrittene Unverkäuflichkeit der Apparate völlig 
dargethan ſei und gelangt ſo zur Abweiſung des erhobenen 
Anſpruchs. I. C. S i. S. Müller & Co. c. Köbers Eiſenwerk 
vom 22. Mai 1897, Nr 22/97 J. 


V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

20. Der Angriff der Revifion kann keinen Erfolg haben. 
Im Vertrage zwiſchen Frau K. und dem Kl. war ein beſtimmter 
Preis für die Ausführung des Baus nicht feſtgeſetzt. Was Kl. 
zu fordern hatte, mußte ſich aus der Schlußabrechnung ergeben, 
wobei die erfahrungsmäßig bei Bauten vorkommenden Ab⸗ 
weichungen vom Anſchlage zu berückſichtigen waren. Hierin 
lag ein Moment dafür, daß ſich die Bürgſchaftserklärung, die 
eine Beſchränkung auf einen beſtimmten Betrag nicht enthielt, 
auf Alles das bezog, was Kl. für den Bau laut Schluß⸗ 
abrechnung zu fordern haben werde. Wenn das B. G. dafür 
insbeſondere noch den von A. mit unterſchriebenen Schlußſatz 
heranzieht, ſo hat es ſich keines Verſtoßes gegen § 258 A. L. R. 
Thl. I Tit. 14 ſchuldig gemacht, ſondern lediglich im Wege der 
Auslegung den Umfang der ausdrücklich übernommenen Bürg⸗ 
ſchaft ermittelt. Unter einer ausdrücklichen Willenserklärung, 
wo ſolche erfordert wird, verſteht das Geſetz im Gegenſatze zu 
ſtillſchweigenden Willenserklärungen die unmittelbare Aeußerung 
des Willens durch Worte oder Zeichen (§ 58 A. L. R. Thl. 1 
Tit. 49. Den Sinn der Worte oder Zeichen zu finden, iſt 
Aufgabe der Auslegung (§ 65 daſ.), wie ſolches bereits häufig 
ausgeſprochen iſt (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1891 
S. 313285), insbeſondere auch mit Bezug auf Bürgſchaften 
(vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 63 S. 306). VI. C. S. 
i. S. Steinkühler u. Gen. e. Beuthner vom 20. Mai 1897, 
Nr. 3/97 VI. 

21. Das Kammergericht hat die Klage abgewieſen, weil 
Bekl. durch eine von J. bewirkte Täuſchung zum Abſchluß des 
in Rede ſtehenden Vertrags veranlaßt und dieſer deshalb nach 
§§ 84, 85 Thl. J Tit. 4 A. L. R. für den Bekl. unverbindlich 
ſei. Die Täuſchung iſt darin gefunden, daß J. dem Bekl. 
erklärt habe, die Hypothek werde am 1. Oktober 1895 aus⸗ 
bezahlt werden, während ihm bekannt geweſen ſei, daß die 
Auszahlung — die thatſächlich nicht erfolgt iſt — nicht werde 
erfolgen können. Angenommen iſt, daß Bekl. auf Baarzahlung 
am 1. Oktober 1895 gerechnet und nur deshalb ſich auf das 
Geſchäft eingelaſſen, ſich alſo in einem für ſeine Entſchließung 
weſentlichen und von J. vorſätzlich veranlaßten Irrthum be⸗ 
funden habe. Dieſe Begründung läßt einen Rechtsirrthum nicht 
erkennen. Für erheblich iſt der Irrthum des Bekl. erachtet, weil 
es nach Lage der Sache ausgeſchloſſen ſei, daß er die Hypothek 


als dauernde Anlage habe erwerben wollen, Bekl., ein Kaufmann, 


zu dem Abſchluß vielmehr nur deshalb bereit geweſen ſei, weil 
er nach der Erklärung des J. darauf gerechnet habe, daß er 
an dem angegebenen Termin und daher ebenſo, wie nach Ber- 
lauf einer üblichen Kreditfriſt, baares Geld erhalten werde, J. 


aber ſich deſſen. bewußt geweſen ſei. Dieſe Annahme befindet 


ſich nicht, wie die Reviſion geltend macht, im Gegenſatz zu 
allen Verkehrserfahrungen, ſondern ſteht mit dieſen im Einklang. 
Ferner iſt die Erregung des Irrthums durch Täuſchung, und 
zwar rechtswidriges Verſchweigen, einwandsfrei feſtgeſtellt. Eine 
Täuſchung durch Unterdrücken wahrer Thatſachen darf zwar 
nur angenommen werden, wenn in Folge eines voraufgegangenen 
Thuns oder in Folge einer ſonſt beſtehenden Rechtspflicht eine 
Verpflichtung zur Mittheilung beſtand. Hierauf beruht auch 
das bei Bolze, Praxis Bd. 19 Nr. 340 mitgetheilte Urtheil, auf 
das die Reviſton ſich beruft. Dies iſt aber vom Kammergericht 
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nicht verkannt worden. I. C. S. i. S. Schwarz c. Müller 
vom 15. Mai 1897, Nr. 136/97 J. 

22. Das B. G. läßt es dahin geſtellt, ob die Nachtrags⸗ 
beſtimmung über den Fortfall der Konventionalſtrafe erſt nach 
Vollziehung des Vertrages vereinbart und niedergeſchrieben iſt, 
weil auch in dieſem Falle aus der fehlenden beſonderen 
Unterſchrift der Beſtimmung deren Ungültigkeit nicht folge. 
Denn, ſo wird ausgeführt, nach der eigenen Darſtellung des 
Kl. ſei die Beſtimmung in unmittelbarem Anſchluß an den 
Abſchluß des Vertrages vereinbart und nach Uebereinkunft der 
Parteien auf die noch vorliegende Vertragsurkunde ſelbſt ge⸗ 
ſchrieben worden. Damit ſei die Beſtimmung nach dem über⸗ 
einſtimmenden Willen der Parteien zu einem integrirenden Be⸗ 
ſtandtheile des Vertrages gemacht und habe durch die auf der 
Vertragsurkunde befindlichen Unterſchriften gedeckt werden ſollen. 
Eine nochmalige beſondere Unterſchrift der Beſtimmung ſei daher 
nicht erforderlich geweſen. Die Entſcheidung des B. R. ſteht 
mit der Auslegung, welche das R. G. (Entſch. Bd. 27 S. 269) 
dem § 116 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. gegeben hat, in Ueber⸗ 
einſtimmung. Von jener Auslegung abzugehen, liegt keine 
Veranlaſſung vor. IV. C. S. i. S. Ferron c. Arendt vom 
28. Mai 1897, Nr. 429/96 IV. 

23. Die Reviſion greift die Ausführungen des B. R. an; 
§ 36712 des Strafgeſetzbuchs enthalte keine abſoluten Vor— 
ſchriften, vielmehr ſei die Frage, welche Maßnahmen zu treffen 
ſeien, nach der konkreten Sachlage zu entſcheiden und hierbei 
könne ſehr wohl ein Unterſchied zwiſchen Perſonen zu machen 
ſein, welche von der gefährlichen Sachlage Kenntniß hätten, und 
ſolchen, denen diefe unbekannt ſei. Der Einwand iſt jedenfalls 
nach den Verhältniſſen, wie ſie hier vorliegen, unbegründet. 
Die Oeffnung befand ſich in dem Hausflur eines bewohnten 
Gebäudes, an einer Stelle, die regelmäßig als Weg nach der 
zum Hof führenden Thür benutzt wurde. Es mußte bei dieſer 
Sachlage mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß ein Haus⸗ 
genoſſe oder ein Fremder, der um die Oeffnung nicht wußte, 
durch den Flur über die gefahrbringende Stelle zu gehen unter⸗ 
nehmen und dabei ein ihm entgegenſtehendes Hinderniß, wie es 
die über die Oeffnung gelehnte Thür darbot, bei Seite ſchieben 
werde, es war aber ferner zu berückſichtigen, daß auch einer 
Perſon, welche von der Herſtellung der Oeffnung Kenntniß er⸗ 
langt hatte, dieſer Umſtand in dem Augenblicke, als ſie den 
gewohnten Weg gehen wollte, nicht gegenwärtig ſein werde und 
es mußte für dieſen nach den Erfahrungen des täglichen Lebens 
ſehr naheliegenden Fall auch ſolchen Perſonen gegenüber Vor⸗ 
ſorge getroffen werden. Das geſchah nicht, wenn das zur Ab— 
ſperrung benutzte Hinderniß mit einem ſeitlichen Druck ohne 
Aufwand erheblicher Kraft bei Seite geſchoben werden konnte. 
Die Annahme der Vorinſtanz, daß der Bekl. durch die von 
ihm als erwieſen angenommene mangelhafte Art der Abſperrung 
des Zugangs zu der Oeffnung des in § 36712 des Straf⸗ 
geſetzbuchs enthaltene, auf Schadenverhütung abzielende Polizei⸗ 
geſetz übertreten habe, kann hiernach als rechtsirrthümlich nicht 
angeſehen werden. VI. C. S. i. S. Gebbert e. Medoch vom 
20. Mai 1897, Nr. 2/97 VI. 

24. Mit Recht rügt die Reviſion, daß das B. G. den 
nach dem Thatbeſtandberichtigungsbeſchluſſe vom 28. Januar 
1896 vorgetragenenn gemeinſchaftlichen Brief des H. und 


des O. nicht erwähnt und nicht berückſichtigt habe. Der Inhalt 
dieſes an den Vater des Verletzten unterm 28. Auguſt 1891, 


am Tage nach dem Unfalle und unter dem ſichtlichen Eindrucke 


deſſelben verfaßten gemeinſchaftlichen Briefes wäre zunächſt von 
dem Geſichtspunkte eines Bekenntniſſes der Verantwortlichkeit für 
die Verletzung des Knaben zu prüfen geweſen. Als ſolches 
durfte er aber für die Frage des Verſchuldens des Bekl. nicht 
außer Betracht bleiben. Die Erklärung der Beiden in dieſem 
Briefe, „der unglückſelige Vorfall, der ihnen (uns) mit ſeinem 
kleinen Sohne paſſirt ſei, könne ihnen nur dadurch paſſirt fein, 
indem ſich die beiden Schüſſe begegnet hätten und 
dadurch ein Abprallen ſtattgefunden habe“, legt aber die 
weitere Erwägung nahe, ob nicht eine Mitwirkung beider 
zu dem eingetretenen Erfolge ſtattgefunden. Gerade die in dem 
Briefe vom 28. Auguſt 1891 gegebene Erklärung der Verur⸗ 
ſachung des Unfalls beweiſt die thatſächliche Möglichkeit eines 
ſolchen fahrläſſigen Zuſammenwirkens. Vorausſetzung der 
Verantwortlichkeit mehrerer fahrläſſig Handelnden für ein 
unglückliches Ereigniß iſt nur, daß daſſelbe durch das Zuſammen⸗ 
treffen dieſer mehreren fahrläſſigen Handlungen verurſacht iſt, 
mit denſelben alſo im Kauſalzuſammenhang ſteht. (Entſch. des 
R. G. in Strafſachen Bd. X S. 8; Oppenhof, die Redt- 
ſprechung des Obertribunals Bd. X S. 102, Bd. XV S. 76; 
Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, I. Auflage 
II. Bd. S. 902.) Läge eine ſolche Mitwirkung ($ 31 Thl. I 
Tit. 6 Pr. A. L. R.) vor, ſo käme es gemäß §§ 29 und 32 
Thl. I Tit. 6 des A. L. R. hinſichtlich der Haftung eines 
jeden für die Kurkoſten bei mäßigem oder geringem Verſehen 
§§ 111, 118, 32 Thl. I Tit. 6 des A. L. R., bei grobem 
Verſehen hinſichtlich der Haftung eines jeden für die erhobenen 
Anſprüche nicht darauf an, ob ermittelt werden kann, wer die 
eine oder die andere der Verletzungen, insbeſondere die ſchwerſte, 
durch fein beſonderes Verſehen verurſacht habe (88 29, 30 des 
A. L. R.; Dernburg a. a. O. S. 902). VI. C. S. i. S. Zobel 
c. Hahn vom 17. Mai 1897, Nr. 479/96 VI. 

25. Es iſt dem B. R. darin beizuſtimmen, daß die Bekl. 
für den Schaden haftet, welcher der Kl. dadurch enſtanden iſt, 
daß die Bekl. Stoffe in den Netphebach eingeführt hat, welche 
den Betrieb der Gerberei hinderten oder erſchwerten. Die Anſicht 
der Reviſion, es habe einer Feſtſtellung bedurft, daß der Bekl. 
bekannt war, die Beimiſchung der fettigen Stoffe zu dem Bach⸗ 
waſſer werde ſchädlich wirken, kann nicht gebilligt werden. Es 
genügt vielmehr, daß die Bekl. die nachtheiligen Folgen der 


Beimiſchung wiſſen konnte und mußte. Und daß dies hier der 


Fall war, nimmt der B. R. an, indem er feſtſtellt, daß der 
Bekl. bekannt war, an dem Netphebache befinde ſich die klägeriſche 
Gerberei, der die zugeführten erdigen Subſtanzen gefährlich 
werden müßten. V. C. S. i. S. Stadt Siegen c. Hütten⸗ 
hain vom 2. Juni 1897, Nr. 423/96 V. 

26. Nach Ausführung des B. R. kann ein Erblaſſer, der 
die Gläubiger des Erben von dem Zugriffe an das dieſem 
hinterlaſſene Vermögen ausſchließen will, dieſen Zweck nur 
mittelbar wirkſam dadurch erreichen, daß er entweder den Erben 
zu Gunſten eines Anderen, dem der hinterlaſſene Vermögens⸗ 
gegenſtand erhalten werden ſoll, in der Verfügung einſchränkt 
oder daß er die Aufrechterhaltung ſeines Willens dauernd unter 
den Schutz eines beſonderen Organes ſtellt. Dieſe Auffaſſung 
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ſteht mit der Rechtſprechung des R. G. im Einklange. Vergl. 
u. A. Entſch. in Civilſachen Bd. 1 S. 175, Bd. 14 S. 281, 
Bd. 16 S. 185, Bd. 25 S. 292, Bd. 32 S. 155; Preußiſches 
Juſtizminiſterialblatt, Jahrgang 1893, S. 294. IV. C. S. i. S. 
Hoſenfelder Nachlaß c. v. Voß vom 24. Mai 1897, Nr. 418/96 IV. 

27. Regreßklage gegen einen Rechtsanwalt. Für die 
Reviſionsinſtanz kommt nur noch derjenige Anſpruch in 
Frage, welcher vom Kl. aus dem Verhalten des Bekl. in 
dem Prozeſſe der A. 'ſchen Erben wider die B.'ſchen Erben her⸗ 
geleitet wird. In dieſer Beziehung hat der B. R. erwogen: 
Es unterliege allerdings keinem Bedenken, daß der Bekl. ſich 
dadurch eines Verſehens ſchuldig gemacht habe, daß er in jenem 
Prozeſſe auch für den Kl. ein unbedingtes Anerkenntniß, ohne 
Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventars, abgegeben habe. 
Dennoch könne hieraus vom Kl. ein Anſpruch nicht hergeleitet 
werden. Unſtreitig habe derſelbe am 8. April 1893, als ihm 
perſönlich das Anerkenntnißurtheil zugeſtellt worden ſei, oder 
ſpäteſtens am 17. April 1893, als er die Handakten des Bekl. 
erhielt, Kenntniß davon erlangt gehabt, daß der Bekl. ihn ohne 
Auftrag vertreten und das Anerkenntniß abgegeben habe. Ob 
der Kl. als Laie von den Beſtimmungen der $$ 542 folg. und 
549 der C. P. O. Kenntniß gehabt habe oder nicht, ſei gleich⸗ 
gültig, da er ſich mit Unkenntniß der Geſetze nicht entſchuldigen 
könne. Wenn er nach Prüfung des Urtheils und der Handakten 
das Anerkenntniß und die ohne feinen Auftrag erfolgte Prozeß 
führung gegen ſich nicht habe gelten laſſen wollen, hätte er ſich 
mit einem Rechtsverſtändigen in Verbindung ſetzen müſſen, um 
zu erfahren, ob und welche Rechtsmittel ihm gegen das Urtheil 
zuſtünden. Er würde dann ausreichend Zeit gehabt haben, die 
Nichtigkeitsklage gemäß § 542 Nr. 4 der C. P. O. zu erheben. 
Wenn dieſe für jeden verſtändigen Menſchen auf der 
Hand liegenden Schritte vom Kl. unterlaſſen ſeien, ſo habe 
derſelbe entweder grob fahrläſſig gehandelt, oder er habe 
dadurch, daß er die Nichtigkeitsklage nicht erhob, zu erkennen 
geben wollen, daß er die Prozeßführung mit allen ihren 
Mängeln genehmige. In beiden Fällen aber ſei fein 
Schadensanſpruch hinfällig: im erſten Falle, weil der Schaden 
nicht durch das immerhin nur mäßige Verſehen des Bekl., 
ſondern durch das konkurrirende grobe Verſehen des Kl. 
ſelbſt entftanden ſei; im zweiten Falle, weil Kl. nachträglich die 
ganze Prozeßführung, alſo auch das unbedingt abgegebene An⸗ 


erkenntniß, genehmigt habe. Die gegen dieſe Ausführungen 


erhobenen Angriffe der Reviſion müſſen für begründet erachtet 
werden. Aus der Nichterhebung der Nichtigkeitsklage würde 
eine Genehmigung der ohne Auftrag erfolgten Prozeßführung 
nur dann herzuleiten ſein, wenn feſtgeſtellt wäre, daß der Kl. 
von der Möglichkeit eines ſolchen Rechtsbehelfes Kenntniß gehabt 
habe. Andererſeits würde ein grobes Verſehen des Bekl. 
darin allein noch nicht gefunden werden können, daß ihm als 
Laien die Kenntniß der einſchlagenden Geſetzesbeſtimmungen 
fehlte. Dies nimmt auch der B. R. nicht an. Er geht aber 
davon aus, daß der Kl. ſich wegen der vorzunehmenden Schritte 
an einen Rechtsverſtändigen hätte wenden müſſen. Hieraus 
folgert er, daß der Kl., falls derſelbe ſolche Erkundigung unter⸗ 
ließ, grob fahrläſſig gehandelt habe, während andernfalls eine 
ſtillſchweigende Genehmigung anzunehmen ſein würde. Hierbei 
iſt jedoch vom B. R. nicht mit in Betracht gezogen worden, 


daß ſich offenbar der Kl. mit einer, dem Wortlaute nach aller⸗ 


„dings nicht vorliegenden Anfrage an den Bekl. gewendet hatte, 


und daß darauf von dieſem — alſo von einem Rechts⸗ 
verſtändigen — bereits im Schreiben vom 14. April 1893 
erklärt war: Aus dem Urtheile, durch welches der Kl. nur als 
Erbe verurtheilt worden ſei, dürfe im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung eine Pfändung der in ſeinem Beſitze befindlichen 
Vermögensobjekte nur inſoweit erfolgen, als dieſelben zum 
Nachlaſſe ſeiner Mutter gehörten. Wäre dieſe Rechtsbelehrung 
zutreffend geweſen, ſo würde der Kl. zur Anſtellung einer 
Nichtigkeitsklage keine Veranlaſſung gehabt haben, da damit 
wirthſchaftlich etwas Anderes nicht hätte erreicht werden 
können, als was in jenem Urtheile nach der damals vom Bekl. 
vertretenen Anſicht ſchon zum Ausdruck gebracht fein ſollte. Bei 
Beantwortung der Frage, ob ſich der Kl. eines konkurrirenden, 
die Schadenserſatzpflicht des Bekl. aufhebenden eigenen groben 
Verſehens ſchuldig gemacht habe, hätten dieſe Umſtände mit in 
Erwägung gezogen werden müſſen. IV. C. S. i. S. N. c. M. 
vom 17. Mai 1897, Nr. 409/96 IV. 

28. Die Bürgſchaft wird als Vertrag zwiſchen Bürgen 
und Gläubiger ohne die Annahme des Bürgſchaftsverſprechens 
Seitens des Gläubigers nicht perfekt. Nach § 204 Thl. I 
Tit. 14 A. L. R. genügt dazu, abgeſehen von dem hier nicht 
vorliegenden Falle des §S 205 a. a. O., die ſtillſchweigende An⸗ 
nahme, und ſolche iſt in der Aushändigung und Annahme der 
Bürgſchaftsurkunde zu finden. Daß die Annahme dem Bürgen 
erklärt wird oder ſonſt zu ſeiner Kenntniß gelangt, iſt nicht 
erforderlich. Der B. R. deutet die gegentheilige Auffaſſung an, 
die rechtsirrthümlich ſein würde. Auf dieſe Auffaſſung beruht 
ſein Urtheil aber nicht. I. C. S. i. S. Treuherz c. Leß vom 
15. Mai 1897, Nr. 8/97 J. 

29. Der B. R. verkennt das Weſen des erhobenen Au⸗ 
ſpruchs, wenn er ihn nach den Grundſätzen von Grenzſcheidungen 
beurtheilt. Die Grenzſcheidung richtet ſich auf Ausmittelung 
und Wiederherſtellung verdunkelter und ungewiß gewordener 
Grenzen; ihr Zweck iſt Beſeitigung der Unſicherheit und Er⸗ 
mittelung des urſprünglichen Grenzzuges. Behauptet aber der 
Kl., daß eine ſolche Ungewißheit nicht vorliege, daß der Bekl. 
ſich vielmehr in den Beſitz eines beſtimmten Stück Landes 
geſetzt habe, das zu ſeinem Grundſtück gehöre, ſo verfolgt er 
Eigenthumsanſprüche, die nach den Grundſätzen des Tit. 15 
Thl. I des A. L. R. zu beurtheilen find. Vergl. das Urtheil 
des R. G. vom 9. Oktober 1889 (Gruchot Beiträge Bd. 34 
S. 133). Im vorliegenden Fall beantragt die Kl., die Grenze 
des Grundſtücks Lankwitz Bd. 4 Bl. 119 nach dem Nachbar- 
grundſtücke des Bekl. hin in der Richtung XX der Droß'ſchen 
Karte (ab-ac der Werner'ſchen Zeichnung), nämlich 2,97 m 
über die gegenwärtige Grenze hinaus feſtzuſtellen. 
Dieſen Landſtreifen von 2,97 m Breite, den jetzt der Bekl. 
beſitzt, nimmt ſie als einen Theil ihres Grundſtücks in An⸗ 
ſpruch. Die erhobene Klage iſt hiernach die Eigenthumsklage, 
gerichtet auf Herausgabe eines ganz beſtimmten Stück Landes. 
Damit ſteht auch die Rechtsvertheidigung des Bekl. in Einklang, 
der nicht einen anderen Grenzzug bezeichnet, der über den 
jetzigen Beſitzſtand der Kl. (os der Handzeichnung) hinausginge, 
ſondern nur die Abweiſung der Klage begehrt. Hieraus ergiebt 
ſich, daß der Richter, wenn er auch ermittelt hat, daß die 


durch die Sache zu dem beſtimmten Gebrauche ganz oder doch 


frühere Eigenthumsgrenze in der Linie ab-ac lag, doch nur 
die erhobene Klage dem Antrage des Bekl. gemäß abweiſen 
durfte, und daß er nicht befugt war, eine andere Grenze feſt⸗ 
zuſetzen, die in den unſtreitigen Beſitzſtand der Kl. hineingriff, 
und die der Bekl. nicht widerklagend beanſprucht hatte (C. P. O. 
§ 279). V. C. S. i. S. Schmidt c. Reinicke vom 26. Mai 
1897, Nr. 30/97 v. 

30. Die Rkl. haben dem Anſpruch des Kl. den Einwand 
entgegengeſetzt, daß die Geſellſchaft aus zwei getrennten ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gruppen beſtanden habe, daß die einzelnen Mitglieder 
der einen Gruppe zu denen der anderen Gruppe in keinem 
Geſellſchaftsverhältniß geſtanden hätten und daß daher Kl. den 
ihm zukommenden Gewinnantheil höchſtens von den Mitgliedern 
ſeiner Gruppe, nicht aber von den jetzigen Rkl. fordern könne. 
Das B. G. hat dieſen Einwand auf Grund von 8169 Thl. I 
Tit. 17 des A. L. R. verworfen, weil den einzelnen Gruppen 
Perſönlichkeit nicht zukomme, fie daher auch nicht als individuell 
beſtimmte Theile der Geſellſchaft gelten können. Der Reviſion 
iſt zuzugeben, daß der an ſich richtige Geſichtspunkt, von dem 
das B. G. ausgeht, eine Geſtaltung des Geſellſchaftsverhältniſſes 
nicht hindern würde, in Gemäßheit welcher die Scheidung in 
Gruppen nicht nur den Maßſtab für die Vertheilung von 
Gewinn und Verluſt bildet, ſondern auch den einzelnen Mit- 
gliedern der einen Gruppe gegen die Mitglieder der anderen 
Gruppe kein Anſpruch auf Auszahlung des ihnen zukommenden 
Gewinnantheils gewährt ſein würde. Allein eine derartige 
ausnahmsweiſe Geſtaltung des Geſellſchaftsverhältniſſes iſt im 
vorliegenden Falle nicht dargethan. I. C. S. i. S. Adler 
u. Gen. c. Hinz vom 26. Mai 1897, Nr. 116/97 I. 

31. Mit der Reviſion iſt ausſchließlich geltend gemacht, 
daß der vom Bekl. erhobene Einwand der Mangelhaftigkeit des 
Miethgegenſtands unrichtig von der Vorinſtanz beurtheilt worden. 
Es kann dahin geſtellt bleiben, ob, ſoweit der B. R. den all⸗ 
gemeinen Satz aufgeſtellt haben ſollte, daß aus einem vorüber⸗ 
gehenden Mangel der Mietheſache, zumal wenn derſelbe wie 
vorliegend ſich als abſtellbar herausſtelle, die Unbrauchbarkeit 
des Gegenſtandes nicht gefolgert werden könne, eine unzutreffende 
Anwendung der in Betracht kommenden Beſtimmungen der 
99 272, 273 Th. I Tit. 21 des A. L. R. vorliegen würde. 
Das angefochtene Urtheil hat nämlich ſeine Entſcheidung auch 
darauf geſtützt, daß der Bekl., dem der in Frage ſtehende Mangel, 
nämlich das Vorhandenſein eines üblen Geruchs in einem 
Zimmer der vermietheten Wohnung, bekannt geweſen, vor dem 
Einzugstermine eine Vereinbarung mit dem Kl. dahin getroffen 
habe, es ſolle behufs Abſtellung des Geruchs ein Verlöthen des 
Abflußrohrs geſchehen, und daß dieſes Verlöthen dann auch vor 
dem gedachten Zeitpunkte erfolgt ſei. Durch dieſe einwandsfreie 
Feſtſtellung wird in Verbindung damit, daß es an einem Vor⸗ 
bringen des Bekl. mangelt, es habe ſich nach dem Verlöthen 
der üble Geruch wieder eingeſtellt, die ausgeſprochene Zurück⸗ 
weiſung des in Rede ſtehenden Einwands ausreichend getragen. 
VI. C. S. i. S. Juliusburger c. Petersdorff vom 26. Mai 1897, 
Nr. 13/97 VI. 

32. Das Rücktrittsrecht des Miethers bei Mängeln, die 
erſt während der Miethzeit entſtehen oder ſich ſoweit entwickeln, 
daß ſie den Gebrauch der Sache ausſchließen oder beſchränken, 
iſt nach 8 383 J 21 A. L. R. nur dann begründet, wenn da⸗ 


größtentheils untüchtig geworden iſt. Dies iſt aber nicht der 
Fall, wenn der Mangel in kurzer Zeit beſeitigt werden kann, 
da dann die Beeinträchtigung des dem Miether zuſtehenden 
Gebrauchsrechts wegen der Kürze ihrer Dauer nicht als erheblich 
angeſehen werden kann. Daraus ergiebt ſich aber, daß der 
Miether, ehe er vom Vertrage abgehen darf, dem Vermiether 
erſt die Möglichkeit, alsbald Abhilfe zu ſchaffen, gewähren und 
demnach Mittheilung von den Mängeln machen muß. (Vergl. 
auch § 365 Thl. I Tit. 21 und für Pachtverhältniſſe § 445 
Thl. I Tit. 21 des A. L. R.) Ohne vorherige Anzeige der 
Mängel darf demnach der Miether vom Vertrage nur dann 
zurücktreten, wenn an ſich weſentliche Mängel in Frage ſind, 
bei denen ohne Weiteres zu Tage liegt, daß ſie nicht beſeitigt 
werden können oder zu ihrer Beſeitigung eine fo lange Zeit er- 
fordern, daß dem Miether billigerweiſe ein Feſthalten am Ver⸗ 
trage nicht angefonnen werden kann. Etwas hiervon Ab⸗ 
weichendes iſt weder in dem Urtheil des gegenwärtig entſcheidenden 
Senates vom 8. Oktober 1896 — VI. 139/96 —, noch in 
der in Gruchot's Beiträgen Bd. 25 S. 886 erwähnten Ent⸗ 
ſcheidung des I. Hilfsſenats des R. G. ausgeſprochen. VI. C. S. 
i. S. Pawlick o. Zuckermann u. Gen. vom 20. Mai 1897, 
Nr. 39/97 VI. 

33. Die im B. U. ausgeſprochene Rechtsanſicht, es ſetze 
der § 699 II. 1. A. L. R. voraus, daß der eine geſundheits⸗ 
gefährliche Thätlichkeit gegen den anderen Ehegatten verübende 
Ehegatte ſich bei der Verübung dieſer Thätlichkeit des gefähr- 
lichen Charakters derſelben bewußt geweſen ſei, iſt unzutreffend. 
Sie folgt zunächſt nicht aus der Begründung des Urtheils des 
IV. C. S. des R. G. vom 13. Oktober 1887 i. S. Hühnerbein 
c. Hühnerbein IV. 125/87, die auszugsweiſe in Bolze a. a. O. 
mitgetheilt iſt. In dem dort zu entſcheidenden Falle hatte der 
Ehemann den Wagen, in welchem die hochſchwangere Ehefrau 
ſaß, auf fo unfinnige Weiſe gefahren, daß die Cheftau in Gefahr 
ſchwebte, hinausgeſchleudert zu werden oder mit dem Wagen 
umzufallen, mindeſtens aber erhebliche Geſundheitsſtörungen 
davon zu tragen, und es erfolgte die Aufhebung des B. U., 
weil das B. G. nicht den gegen die Ehefrau gerichteten Willen 
des Ehemannes feſtgeſtellt und nicht die Entgegnung des Ehe⸗ 
mannes gewürdigt hatte, daß die Pferde ſich nicht hätten 
bändigen laſſen und der Wagen ohne ſein Verſchulden hin und 
her geworfen worden ſei. Es liegt auf der Hand, daß aus 
jener Begründung, die darauf beruhte, daß ein vorſätzliches 
Handeln des Ehemanns nicht feſtgeſtellt ſei, für den vorliegenden 
Fall, wo der Vorſatz des Ehemanns feſtſteht, eine Unterſtützung 
für die oben mitgetheilte Rechtsanſicht des B. G. nicht zu ent⸗ 
nehmen iſt. Mehr aber, als ein vorſätzliches Handeln, das 
objektiv geeignet iſt, das Leben oder die Geſundheit des anderen 
Theils in Gefahr zu ſetzen, erfordert der $ 699 Thl. II Tit. 1 
des A. L. R. nicht, während Erregtheit oder Gereiztheit in Folge 
des Verhaltens des mißhandelten Theils den Cheſcheidungsgrund 
aus § 699 nicht beſeitigt. Dieſe Rechtsauffafſung ift in zahl- 
reichen Urtheilen des jetzt erkennenden Senats ausgeſprochen 
u. A. in dem Urtheile vom 31. März 1892 i. S. Müller 
c. Müller IV. 20/92 und in dem Urtheile vom 11. Juli 1892 
i. S. Hauptvogel c. Hauptvogel IV. 88/92. IV. C. S. i. S. 
Reichert c. Reichert vom 24. Mai 1897, Nr. 417/96 IV. 
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VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. | 

Zu den Geſetzen über Stempel- und Erbidafts- 
ſteuer. 

34. Die Frage, welche rechtliche Bedeutung die aus § 12 
des Geſetzes vom 24. Mai 1861 — deſſen Beſtimmung nach 
§ 42 des Geſetzes vom 19./24. Mai 1891 auch auf das letztere 
Geſetz Anwendung findet — hergeleitete Einrede hat, iſt in 
Uebereinſtimmung mit den Urtheilen des Obertribunals vom 
17. Juni 1878 (Striethorſt Archiv Bd. 100 S. 47) und vom 
16. Mai 1879 (Entſch. Bd. 83 S. 278, 286) in wiederholten 
Entſcheidungen des R. G. gleichmäßig dahin entſchieden worden: 
der §S 11 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 habe in Bezug auf 
die näher bezeichneten Stempel den Rechtsweg ganz allgemein 
zugelaſſen; daran ändere der § 12 nichts, da durch denſelben 
nur anderweite Bedingungen — Zahlung mit Vorbehalt, Friſt 
von 6 Monaten — für die nach § 11 unbedingt zum Rechts⸗ 
wege verſtattete Klage bezw. eine Verjährungsfriſt vorgeſchrieben 
ſeien, welche Bedingungen „bei Verluſt des Klagerechts“ erfüllt 


werden müßten. Der Mangel dieſer Vorausſetzungen müſſe 


allerdings dazu führen, daß die erhobene Klage als unbegründet 
abzuweiſen ſei, ſie könne aber nicht wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges abgewieſen werden, nachdem § 11 den Rechtsweg 
über die ſtreitige Frage zugelaſſen habe. Von gleichen Grund⸗ 


ſätzen iſt der erkennende Senat auch bei Anwendung anderer 
Geſetze, welche entſprechende Vorſchriften wie die in Rede 
ſtehenden enthalten, insbeſondere bei Anwendung des Militär - 


penſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 ausgegangen (vergl. Urtheil 


vom 28. November 1895, Entſch. Bd. 36 S. 74 und vom 
2. Dezember 1895 IV. 192/95), in dem erwogen iſt, daß die 


Vorſchrift des § 114 keine auf die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
bezügliche Beſtimmung, ſondern eine materiellrechtliche, die Fort⸗ 
dauer der Exiſtenz des entſtandenen Klagerechts und damit des 
ſtreitigen Anſpruches bedingende 2. ordnung ſei, und daß, wenn 
dieſe Bedingung nicht erfüllt werde, die Klage ausgeſchloſſen ſei, 
jedoch nicht wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, ſondern weil 
es an den vorgeſchriebenen materiellen Vorausſetzungen des mit 
der Klage geltend zu machenden Anſpruches fehle. Wenn die 
Reviſion noch geltend macht, es ſei bei der mehrgedachten Aus⸗ 
legung des § 12 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 die Vor⸗ 
ſchrift des §S 39 Abſ. 1 Nr. 4 und Abſ. 2 des Ausführungs⸗ 
geſetzes vom 24. April 1878 nicht berückſichtigt worden und es 
ſei bei Anwendung dieſer Vorſchrift eine andere Auslegung 


geboten, ſo geht auch dieſer Angriff fehl. In dem Urtheile 


des erkennenden Senats vom 14. Dezember 1896 IV. 185/96 
iſt bereits des Näheren dargelegt worden, daß der Abſ. 2 des 
§ 39 a. a. O. ſich nicht allein auf die in Abſ. 1 Nr. 4 er⸗ 
wähnten Stempelanſprüche, ſondern auch auf die übrigen daſelbſt 
unter Ziffer 1 bis 3 aufgeführten Anſprüche bezieht und daß 
durch den Abſ. 2 des § 39 daher eine andere Auslegung des 
§ 12 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 als die oben erörterte 
nicht begründet werden kann. Aus der Anwendung der vor- 
erwähnten, auch ferner aufrecht zu erhaltenden Grundſätze folgt 
aber, daß die Entſcheidung des B. R. ein Zwiſchenurtheil im 
Sinne des § 275 der C. P. O. enthält. Bekl. ſtützt ſeine 
in beiden Vorinſtanzen erhobene Einrede auf die Vorſchrift des 
§ 12 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 und bezeichnet dieſelbe 
als Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, indem er davon 


ausgeht, daß bezüglich der Rückforderung der gezahlten Erb⸗ 
ſchaftsſteuer der Rechtsweg an ſich unzuläſſig ſei, daß derſelbe 
jedoch unter gewiſſen Bedingungen (Anſtellung der Klage binnen 
6 Monaten nach der Zahlung) eröffnet werde und daß, wenn 
dieſe Bedingungen nicht erfüllt ſeien, der Rechtsweg eben un⸗ 
zuläſſig ſei. Dieſe Annahme entſpricht aber nicht den vor⸗ 
gedachten Grundſätzen. Es kann ganz dahin geſtellt bleiben, 
ob die vom B. R. gerügte Unklarheit der landgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungsgründe vorhanden iſt; jedenfalls war der B. R. be⸗ 
rechtigt, ja auch verpflichtet, zu prüfen, wie die Einrede des 
Bekl. — und es iſt nur die eine Einrede erhoben — rechtlich 
zu beurtheilen iſt. Die Erwägungen, aus denen der B. R. 


die Einrede als die der Verjährung charakteriſirt, ſind zutreffend, 


ſtehen im Einklange mit der Rechtsanſicht des R. G. und 
werden auch durch § 39 des Ausführungsgeſetzes vom 24. April 
1878 nicht erſchüttert. Bei der dem B. R. zuſtehenden ſelbſt⸗ 


ſtändigen rechtlichen Beurtheilung der Einrede war derſelbe 


daher, ſelbſt wenn das landgerichtliche Urtheil auf Grund des 
8248 der C. P. O. ergangen war, befugt, die Einrede anders 
rechtlich zu qualifiziren und er konnte auf Grund der anders 
erfolgten rechtlichen Beurtheilung durch Zwiſchenurtheil gemäß 
8 275 der C. P. O. über das jelbftftändige Vertheidigungs⸗ 
mittel des Bekl. erkennen. Gegen dieſes Zwiſchenurtheil iſt 
ber die Reviſion nicht zuläſſig; daſſelbe kann nur mit dem 
dDurtheil zuſammen angefochten werden, und es iſt für jetzt 

„zu prüfen, ob die Zurückweiſung des Einwandes der Ver⸗ 
hrung mit Recht erfolgt if. IV. C. S. i. S. Fiskus 
c. Schwedler vom 10. Mai 1897, Nr. 396/96 IV. 

35. Dem B. R. muß darin beigetreten werden, daß die 
Höhe des in Folge eines Anfalles zu entrichtenden Erbſchaft⸗ 
Steuerbetrages lediglich nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften 
zu bemeſſen iſt, und daß an dieſer Steuerpflicht durch nachträgliche 
private Vereinbarungen der Erbintereſſenten nichts — weder zum 
Nachtheil noch zum Vortheil des Fiskus — verändert werden kann. 
Vergl. Urtheil des R. G. vom 4. Februar 1895 in Sachen 
Kölling wider Steuerfiskus IV. 255/94 (Centralblatt für Ab⸗ 
gaben⸗Geſetzgebung und Verwaltung S. 88) und vom 27. Mai 1895 
in Sachen Fiskus wider Thomas IV. 30/95 (Juriſtiſche Wochen- 
ſchrift von 1895 S. 364 Nr. 17). IV. C. S. i. S. Fiskus 
c. Gunder vom 28. Mai 1897, Nr. 427/96 IV. 

Zur Städteordnung von 1853. 

36. Das B. G. geht zu Gunſten des Kl. davon aus, daß 
dieſer, falls er von der Bekl. als Gemeindebeamter im Büreau⸗ 
dienſte dauernd angeſtellt worden wäre, mit Rückſicht darauf, 
daß es ſich dabei nicht um rein mechaniſche und vorübergehende 
Dienſtleiſtungen ſeinerſeits gehandelt habe, nach § 56 Nr. 6 
der Städteordnung vom 30. Mai 1853 als lebenslänglich an⸗ 
geſtellt gelten müſſe, und daß deshalb ſeine Entlaſſung in 
ſolchem Falle rechtsunwirkſam ſein würde. Es gelangt aber zur 
Abweiſung der Klage, weil es die Vorausſetzung der Anſtellung 
des Kl. als Gemeindebeamter nicht als gegeben anſieht. Die 
letztere Erwägung muß rechtlich beanſtandet werden. Der Klage 
liegt die Behauptung zu Grunde, daß die Bekl. ihren Willen, 
den Kl. als Gemeindebeamten dauernd anzuſtellen, durch eine 
Reihe ſchlüſſiger Handlungen bethätigt habe. Das B. G. 
erachtet von dieſen Handlungen das Schreiben des Magiſtrats 
an den Kl. vom 30. Mai 1885, durch welches der letztere zur 


nommen werden. 
indeſſen erhebliche Geſichtspunkte unberückſichtigt gelaſſen. Dies 
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Beſchäftigung als Büreaudiätar einberufen worden iſt, ſowie 
das Magiſtratsſchreiben vom 6. Oktober 1885 an das Kom⸗ 
mando des Regiments, bei dem der Kl. damals noch in Reih 
und Glied ſtand, mit der Benachrichtigung, daß der Kl. den an 
ihn geſtellten Anforderungen entſprochen habe und deshalb werde 
übernommen werden, überhaupt für bedeutungslos. Bezüglich 
anderer Handlungen, nämlich, daß die Bekl. den Kl. vier Jahre 
lang eine Buchhalterei ſelbſtändig habe führen laſſen, ihm die 
Diäten zweimal erhöht und das Steuerprivileg der Gemeinde⸗ 
beamten gewährt, auch ſeine Stellung in den ſtädtiſchen Etat 
aufgenommen habe, nimmt das B. G. an, daß ſolche für den 
Anſtellungswillen des Magiſtrats ſprechen würden. Denſelben 
ſtehen jedoch nach ſeiner Auffaſſung wieder zwei Umſtände ent- 
ſcheidend entgegen, und zwar einerſeits, daß dem Kl. bei der 
jedesmaligen Erhöhung ſeiner Diäten mitgetheilt worden, es 
werde in ſeinen ſonſtigen Beſchäftigungsbedingungen nichts 
geändert, andererſeits, daß er die Ablegung der von der Bekl. 
in der Verfügung vom 2. März 1886 vorgeſchriebene Prüfung 
geweigert habe. Dieſe Erwägungen des B. G. geben zu mehr⸗ 
fachen Bedenken Anlaß. Den beiden Schreiben des Magiſtrats 
vom 30. Mai und 6. Oktober 1885 ſpricht das B. G. die 
Bedeutung ab, weil nach dem erſteren der Kl. nur zur Probe- 
beſchäſtigung mit Ausſicht auf Anftellung einberufen ſei, woran 
der Zuſatz, daß der Kl. zunächſt als Büreaudiätar mit Beamten⸗ 
eigenſchaft werde geführt werden, nichts ändere, während nach 
dem letzteren Schreiben der Magiſtrat dem Regimentskommando 
nicht geantwortet habe, daß der Kl. übernommen ſei oder über⸗ 
nommen werde, ſondern nur, daß er ſpäter mal werde über- 
Bei dieſer Würdigung der Schreiben ſind 


gilt zunächſt von den Vorſchriften, die für die Civilanſtellung 
der Militäranwärter in dem Reglement vom 16./20. Juni 1867 
(Juſtizminiſterialblatt von 1867 S. 228) gegeben ſind. Die 
Militäranwärter erwerben durch den Civilanſtellungsſchein die 
Ausſicht auf Anſtellung im Civil⸗Subaltern⸗ und Unterbeamten- 
dienſte ($ 1). Zur Anſtellung im Civildienſt iſt die Qualifika⸗ 
tion des Militäranwärters erforderlich, und derſelbe hat ſich, 
falls eine beſondere Prüfung für gewiſſe Stellen vorgeſchrieben 
iſt, auch dieſer vor der Bewerbnng um eine ſolche Stelle zu 
unterwerfen (§ 3). Das Vorzugsrecht der Militäranwärter gilt 
bis zu ihrer Anſtellung in einer etatsmäßigen Civilſtelle, nicht 
aber für das Aufrücken oder die Beförderung im Dienſte ($ 5). 
Unter Beachtung dieſer Feſtſetzungen erfolgt die Annahme der 
Militäranwärter in den ihnen zugänglichen Stellen ohne Unter⸗ 
ſchied, ob mit dieſen ein etatsmäßiges Gehalt oder nur eine 
Remuneration verbunden iſt, und ob die Anſtellung auf Lebens⸗ 
zeit oder auf Kündigung oder unter Vorbehalt beliebiger Ent⸗ 
laſſung nur gegen Lohn geſchieht (§ 7). Die noch in Reih und 
Glied ſtehenden Militäranwärter können ſich zwar mit Gene) 
migung ihrer Vorgeſetzten ſelbſt bei den Anſtellungsbehörden 
bewerben; doch ſollen die Bewerbungen hauptſächlich durch die 
Vorgeſetzten bewirkt werden (§ 19). Vor der Anſtellung des 
Militäranwärters kann die Civilbehörde eine Probedienſtleiſtung 
deſſelben gegen angemeſſene Remuneration anordnen. Die Art 
des Probedienſtes wird von ihr beſtimmt; aber deſſen Dauer 
tft, abgeſehen von wenigen Ausnahmen, auf ſechs Monate feſt⸗ 
geſetzt, ohne daß einer Abkürzung etwas entgegenfteht (58 27, 28). 


In den durch die Kabinetsordre vom 10. September 1882 
genehmigten Grundſätzen über die Beſetzung der Subaltern⸗ und 
Unterbeamtenſtellen bei den Reichs⸗ und Staatsbehörden nebſt 
den für Preußen geltenden Sonderbeſtimmungen (vergl. die 
Militärgeſetze des Deutſchen Reiches, Bd. II Abth. V S. 269) 
iſt noch angeordnet, daß die Anſtellungsbehörde jpäteftend bei 
Beendigung der Probezeit Beſchluß darüber, ob der Stellen- 
anwärter in ſeiner Stelle zu beſtätigen, bezw. in den Civildienſt 
zu übernehmen oder wieder zu entlaſſen iſt, zu faſſen, und von 
dieſem Beſchluſſe dem Truppentheile, bei welchem der Militär⸗ 
anwärter etwa noch in Dienſt ſteht, alsbald Kenntniß zu geben 
hat (§ 19 Abſ. 4 nebſt Zuſatz). Bei Berückſichtigung dieſer 
öſſentlich⸗rechtlichen Vorſchriften wird die Erwägung nahe gelegt, 
ob die den Schreiben des Magiſtrats vom 30. Mai und 
6. Oktober 1885 ſeitens des B. G. zu Theil gewordene Be⸗ 
urtheilung mit jenen Vorſchriften vereinbar iſt, und nicht viel⸗ 
mehr in den Schreiben bereits eine feſte Uebernahme des Kl. in 
den Büreaudienſt der Bekl. nach zufriedenſtellender Probedienſt⸗ 
zeit des Kl. gefunden werden muß. Es kommt hinzu, daß in 
dem Schreiben vom 30. Mai 1885 der Kl. als Büreaudiätar 
mit Beamteneigenſchaft einberufen worden iſt. Das B. G. mißt 
dieſem Paſſus allerdings nur die Bedeutung bei, daß damit die 
Stellung einer die definitive Anſtellung als Beamter anſtreben⸗ 
den Perſon habe bezeichnet werden ſollen. Allein dies würde 
auf eine Zwitterſtellung hinauslaufen, inſofern der Kl. nur nach 
außen, nicht aber nach innen, d. h. der Stadt gegenüber, als 
Beamter gelten würde. Und das R. G. hat bereits in ſeinem 
zur Sache M. wider die Bekl. erlaſſenen Urtheile vom 10. Fe⸗ 
bruar 1896 (Entſch. in Civilſachen Bd. 37 S. 233) ausgeführt, 
daß ein derartiges Verhältniß mit der Städteordnung nicht 
vereinbar ſei, und daß hieran die von dem Magiſtrate unterm 
9. Juli 1875 erlaſſenen „Beſtimmungen über Annahme, Be⸗ 
ſchäftigung und Ausbildung des Perſonals im Büreau⸗ und 
Kaſſendienſte“ nichts zu ändern vermöchten. Sodann nimmt 
das B. G. an, daß aus gewiſſen ſpäteren Handlungen des 
Magiſtrats auf deſſen Willen, den Kl. dauernd anzuſtellen, 
geſchloſſen werden könnte, wenn nicht zwei Umſtände entſcheidend 
entgegenſtänden. Allein der erſte dieſer Umſtände, nämlich, daß 
dem Kl. bei der jedesmaligen Erhöhung ſeiner Diäten eröffnet 
worden, es werde in ſeinen ſonſtigen Beſchäftigungsbedingungen 
nichts geändert, iſt für ſich nicht geeignet, neben dem ſonſtigen 
widerſtreitenden Verhalten des Magiſtrats ins Gewicht zu fallen. 
Gegenüber dem zweiten Umſtande, auf den das B. G. augen- 
ſcheinlich das Hauptgewicht gelegt hat, daß nämlich der Kl. die 
Ablegung der durch die Verfügung des Magiſtrats vom 2. März 
1886 angeordneten Prüfung verweigert habe, kommt aber Fol⸗ 
gendes in Betracht. Muß der Kl., wie er behauptet, ſchon auf 
Grund der Schreiben des Magiſtrats vom 30. Mat und 


6. Oktober 1885 in Verbindung mit den Vorſchriften des 


Reglements vom 16./20. Juni 1867, als dauernd im Büreau⸗ 
dienſt angeſtellt gelten, fo iſt auch anzunehmen, daß ſeine Rechts- 
ſtellung durch die Verfügung vom 2. März 1886 in keiner 
Weiſe berührt worden iſt. Denn durch die letztere iſt vorge⸗ 
ſchrieben, daß die in § 14 der „Beſtimmungen“ vom 9. Juli 
1875 für die Anſtellung der Büreauaſſiſtenten als Magiſtrats⸗ 
ſekretäre erforderte Prüfung künftig bereits vor der definitiven 
Anſtellung ſtattzufinden habe. Der Kl. würde damals aber 
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bereits definitiv angeſtellt geweſen fein. Außerdem bleibt zu 
erwägen, ob die Prüfung nicht lediglich darauf abzielt, die Be⸗ 
fähigung zum Aufrücken in Aſſiſtenten⸗ bezw. Sekretärſtellen zu 
ermitteln, und ob nicht deshalb der Kl., der nur auf Fort⸗ 
zahlung ſeiner Remuneration als Büreaudiätar klagt, ein Recht 
zur Ablehnung der Prüfung gehabt hat. IV. C. S. i. S. 
Korth c. Stadt Berlin vom 20. Mai 1897, Nr. 423/96 IV. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

37. Der B. R. gründet ſeinen Ausſpruch, daß der vom 
Kl. erhobene Anſpruch im Rechtswege nicht verfolgbar ſei, aus⸗ 
ſchließlich auf die Thatſache, daß im Laufe der Berufungsinſtanz 
des gegenwärtigen Rechtsſtreits der definitive Planfeſtſtellungs⸗ 
beſchluß (§ 21 des Enteignungsgeſetzes) dahin ergangen iſt, 
daß der ſtreitige Feldweg mit Ausnahme eines 60 cm breiten 
Streifens der Enteignung unterliegt. In dieſem Beſchluß ſieht 
der B. R. eine polizeiliche Verfügung im Sinne des Geſetzes 
vom 11. Mai 1842, gegen die nach § 4 dieſes Geſetzes der 
Rechtsweg auf Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes nicht 
zuläſſig ſei. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrthümlich. Eingehend 


begründet. V. C. C. i. S. Langguth e. E. Fiskus vom 15. Mai 


1897, Nr. 41/97 V. 

38. Die Reviſion iſt begründet. Der B. R. hat ſeinem 
jetzigen Urtheile lediglich das Gutachten des Regierungsbau⸗ 
meiſters N. zu Grunde gelegt. Dieſer geht an ſich von richtigen, 
den 88 8 und 10 Abſ. 1 des Enteignungsgeſetzes entſprechenden 
Grundſätzen aus. Er ermittelt den gemeinen Werth des ent⸗ 
eigneten Grundſtuͤckes, ſchlägt ein Kapital hinzu, durch welches 
Kl. für das Aufgeben der günſtigen Geſchäftslage, ſowie für 
die ſonſtigen Uebelſtände und Koſten, die mit einer Geſchäfts⸗ 
verlegung entſtehen, vollſtändige Entſchädigung erhält, und 
erklärt, daß die Summe dieſer beiden Kapitalien nicht über den 
Betrag hinausgehe, für welchen Kl. zur Zeit der Enteignung 
ein Erſatzgrundſtück hätten erwerben können. Den gemeinen 
Werth des Grundſtückes hat der Sachverſtändige auf folgende 
Weiſe gefunden. Er erwähnt, daß die Bekl. einen Theil des 
enteigneten Grundſtücks für 305,56 Mark pro Quadratmeter 
weiter veräußert habe, nimmt dieſen Preis als maßgebend für 
den Verkaufswerth des Grund und Bodens an, ermittelt ſo den 
Bodenwerth auf 25 361 Mark und ſchlägt dazu den Werth des 
Gebäudes mit 12 500 Mark. Die Kl. hatten gegen dieſes 
Gutachten eingewendet, daß der Beſitzer des benachbarten 
Grundſtücks jenen Theil des enteigneten Grundſtückes erworben 
habe, daß dieſes Theilgrundſtück nur für dieſen Erwerber einen 
Werth gehabt habe, und daß daher der von dieſem gezahlte 
Preis bei Ermittelung des gemeinen Verkaufswerthes nicht in 
Betracht kommen könne. Die Erheblichkeit dieſer Behauptungen 
liegt auf der Hand. Der B. R. lehnt aber das Eingehen auf 
dieſe Behauptungen ab, weil anzunehmen ſei, daß der Sach⸗ 
verſtändige N. den von der Bekl. beim Verkaufe des Reſt⸗ 
grundſtückes erzielten Kaufpreis nicht ausſchließlich für 
maßgebend erachtet habe. Dieſe Ausführung iſt — abgeſehen 


davon, daß kein genügender thatſächlicher Anhalt dafür vorliegt, 


daß der Sachverſtändige ſeiner Ermittelung auch noch andere 
Faktoren zu Grunde gelegt habe — von Rechtsirrthum nicht 
frei. Der höhere oder geringere Werth, welchen eine Sache 
nur für eine oder einzelne Perſonen hat, darf bei Ermittelung 
des gemeinen Werthes weder ausſchließlich noch überhaupt 


berückſichtigt werden (§ 112 A. L. R. Thl. I Tit. 2). Daraus 
ergiebt ſich, daß der B. R. durch das Ablehnen des Eingehens 
auf jene Behauptungen der Kl. materiell und prozeſſual gefehlt 
hat. V. C. S. i. S. Grüter und Gen. c. Stadt Eſſen vom 
26. Mai 1897, Nr. 406/96 V. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

39. Die Reviſion ſucht zwar auszuführen, daß die Feſt⸗ 
ſtellung des B. R. rechtsirrthümliche Anſchauungen über die 
aus dem vorliegenden Rechtsverhältniſſe ſich ergebende Ver⸗ 
pflichtung zur Rechnungslegung zu Grunde lägen, jedoch ohne 
Erfolg. Als richtig iſt nur anzuerkennen, daß die Verwalter 
des pium corpus, ſoweit es ſich um die Herausgabe der 2/, der 
Einkünfte an die Armen handelt, bezüglich der Rechnungspflicht 
keine andere Stellung haben, als unter ähnlichen Verhältniſſen 
ein Privater haben würde. Aber, wie ein Erblaſſer verordnen 
könnte, daß derjenige Private, dem er ſein Vermögen vermacht, 
einen Theil der Einkünfte deſſelben an einen Dritten aus⸗ 
zuzahlen habe, ohne daß dieſer Dritte berechtigt ſein ſoll, ſich 
in die Verwaltung einzumiſchen und Rechnungslegung zu ver⸗ 
langen, ſo konnte auch hier der Stifter eine Verwaltung des 
pium corpus ohne alle Rechnungspflicht einſetzen. Der von 
der Revifion aufgeſtellte Satz, daß das Recht, die Erträgniſſe 
eines der Subſtanz nach einem Dritten zugehörigen und in deſſen 
Verwaltung ſtehenden Vermögens ganz oder theilweiſe zu beziehen, 
den Anſpruch gegen den Verwalter begründe, daß er ſich über 
die Erträgniſſe ausweiſe, und ſeine pflichtgemäße Verwaltung 
darthue, iſt in ſeiner Allgemeinheit nicht richtig. Es kommt 
auf das einzelne Rechtsverhältniß an. Im vorliegenden Falle 
hat nach der Annahme des O. L. G. der Erblaſſer den Armen 


einen Theil der jährlichen Erträgniſſe zugewendet, hat im 


Uebrigen aber dem Verwalter die freie und uneingeſchränkte 
Verwaltung des Vermögens übertragen und dem Vertreter der 
Bedachten jede Einwirkung auf die Führung der Verwaltung 
genommen. II. C. S. i. S. Stadt Cöln c. Gymnaſial⸗ und 
Stiftungsfonds zu Cöln vom 28. Mai 1897, Nr. 95/97 II. 
40. Rechtlich iſt es nicht zu beanſtanden, wenn das O. L. G. 
durch das, gemäß § 510 der C. P. O. gleichfalls der Beurthei⸗ 
lung des Reviſionsgericht unterliegende Zwiſchenurtheil vom 
13. März 1896 die Einwendung des Kl. und Rkl., daß die auf die 
Art. 1641 ff. des B. G. B. ſich ſtützende Beſtreitung des 
Klageanſpruchs auf Erfüllung wegen verborgener Mängel der 
verkauften Sache überhaupt nicht einredeweiſe ſondern nur 
mittelſt Klage oder Widerklage auf Aufhebung des Kaufvertrages 
geltend gemacht werden könne, als unbegründet zurückgewieſen 
hat. Für den Fall des Vorhandenſeins ſolcher Mängel an der 
verkauften Sache iſt der Ankäufer nach Art. 1644 J. c. wahl⸗ 
weiſe berechtigt, entweder Minderung des Preiſes zu verlangen 
oder die Sache zurückzugeben und folgeweiſe, wenn die Ueber⸗ 
gabe noch nicht erfolgt iſt, die Annahme zu verweigern. Zur 
Geltendmachung dieſes Weigerungsrechts bedarf es eines richter⸗ 
lichen Ausſpruchs nicht. In der Vorſchützung der Einrede der 
verborgenen Mängel Seitens des Bekl. gegenüber dem Erfül- 
lungsanſpruch des Kl. liegt die Ausübung des Wahlrechts, 
deren Berechtigung lediglich durch das thatſächliche Vorhanden⸗ 
ſein der Mängel im Sinne der bezogenen Beſtimmungen bedingt 
iſt. Eine Ausdehnung des im Falle des Art. 1184 zur An⸗ 
wendung kommenden Grundſatzes, daß die Auflöſung eines 
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Vertrages wegen Nichterfüllung der Bedingungen durch richter⸗ 
liches Urtheil erfolgen muß, auf die Fälle der Geltendmachung 
verborgener Mängel beim Kaufvertrag erſcheint nicht gerecht⸗ 
fertigt. II. C. S. i. S. Dick o. Schwafert vom 25. Mai 1897, 
Nr. 69/97 II. ; 

41. Anlangend die Frage, ob die Einrede der behaupteten 
verborgenen Mängel als nach Art. 1 648 des B. G. B. rechtzeitig 
erfolgt anzunehmen war, ſo iſt das O. L. G. auch inſoweit von der 
rechtlich zutreffend erſcheinenden Annahme ausgegangen, daß die 
in der bezogenen Beſtimmung vorgeſehene kurze Friſt im Falle 
der Unkenntniß auf Seiten des Käufers nicht von dem Verkaufe 
bezw. der Ueberlieferung ſondern von der Entdeckung der Fehler 
durch den Käufer bezw. der Zeit, wo dieſelben bei ordnungs⸗ 
mäßigem Geſchäftsgange hätten erkannt werden können, zu laufen 
beginnt, wie denn auch in dieſer Hinſicht ein Bedenken Seitens 
der Reviſion nicht erhoben worden iſt. Danach hat das O. L. G. 
die Zeit von der Kenntnißnahme der Fehler Seitens des Bekl. 
(Mitte September 1894) bis zur Erhebung der Einrede (Anfangs 
Februar 1895) mit Ruckſicht auf die in Betracht kommenden 
Verhältniſſe als eine kurze im. Sinne des Arr. 1648 erachtet 
und demgemäß die Rechtzeitigkeit der Einrede angenommen. 
Inſoweit iſt aber die Entſcheidung in das, auf weſentlich that⸗ 
Jächlicher Grundlage beruhende Ermeſſen der Inſtanzgerichte 
geſtellt und demgemäß der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz 
entzogen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwälte Joſef Gröning, Bernhard Reitz beim 
Amtsgericht Steele; — Rechtsanwalt Dr. jur. Albert Lichten 
ſte in beim Landgericht Danzig; — Rechtsanwälte Dr. jur. 
Thebeſius, Dr. jur. Ludwig Werthheimer beim Landgericht 
Frankfurt a. M.; — Gerichtsaſſeſſor Karlewski beim Ober⸗ 
landesgericht Naumburg a. S.; — Rechtsanwalt Hermann 
Lewinsky beim Amtsgericht Neumark i. Weſtpr.; — Rechtsanwalt 
Johannes Hermann Klinger bei der Kammer für Handelsſachen 
Annaberg; — Rechtspraktikant Oskar Weinmann beim 
Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Heinrich Lud olf beim 


Oberlandesgericht Dresden; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Aloys 


Canto beim Landgericht und beim Amtsgericht Düſſeldorf; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Thiele beim Oberlandesgericht Frank⸗ 
furt a. M.; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Peter Weber beim Land⸗ 
gericht Köln; — Rechtsanwalt Dr. Georg Grimm beim 
Landgericht Neuburg a. D.; — Rechtspraktikant Adolf Steuer 
beim Amtsgericht Türkheim; — Rechtsanwalt Joſef Schieſtl 
beim Landgericht Neuburg a. D.; — Rechtspraktikant Dr. Joſef 
Elbert beim Landgericht Aſchaffenburg; — Rechtsanwalt 
Dr. Rudolph beim Landgericht Hannover; — Rechts⸗ 
anwalt Max Karl Julius Rudolf Hartmann beim Amts- 
gericht Altenburg; — Rechtsanwalt Johannes Hermann beim 
Amtsgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Stühlen beim 
Amtsgericht Hagenau und beim Landgericht Straßburg i. E.; — 
Rechtsanwälte Dr. Carl Julius Braband und Dr. Sebaſtiano 
Wolfgang Brinkmann beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, 
beim Landgericht und Amtsgericht Hamburg. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Heinrich Ludolf Michaelſen beim Land— 
gericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Paul 
Salzmann beim Amtsgericht Apolda; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Friedrich Rudolph beim Amtsgericht Goslar; — 
Rechtsanwalt Dr. Georg Grimm beim Amtsgericht Neu⸗ 
burg a. D.; — Rechtsanwalt Otto Kurnik beim Amtsgericht 
Zobten; — Rechtsanwalt Kalker bei der Kammer für Handels- 
ſachen und beim Amtsgericht Krefeld; — Rechtsanwalt Egmont 
Heintzmann beim Landgericht Stettin; — Rechtsanwalt 
Sellentin beim Amtsgericht Barth; — Juſtizrath Peterſen 
in Mühlhauſen i. Th. beim Landgericht Erfurt; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Hofmann beim Oberlandesgericht Breslau. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Fahrich 
in Neuhaldensleben; — Rechtsanwalt Kötter gen. Riſſe in 
Soeſt; — Rechtsanwalt Franz Eberhard Rudolf Friedrichs in 
Verden; — Rechtsanwalt Glogau in Willenberg; — Rechts. 
anwalt Schöfiel in Königshütte; — Rechtsanwalt Eylardi 
in Unna; — Rechtsanwalt Georg in Hadamar. 


Todesfälle. 


Rechtsanwalt Dr. Johannes Dietrich Adolar Gerhard 
in Leipzig; — Rechtsanwalt Dr. Ludwig Hoffmann in 


München; — Rechtsanwalt Dr. Richard Weiſe in Görlitz; — 


Rechtsanwalt Dr. Guſtav Heinrich Adolf Täſchner in 
Leipzig; — Rechtsanwalt Eggebrecht in Konitz; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. jur. Hermann Prüf ſing in Jena; — Juſtizrath 
Julius Ditterich in München; — Juſtizrath Fuiſting in 
Jauer; — Rechtsanwalt Weber in Güſtrow. 


Geſucht ein Gerichts⸗ oder Regierungsaſſeſſor, als Hülfs⸗ 
arbeiter von ſofort für 2½ bis 3 Monate gegen monatliche Diäten 
von 250 Mark. Bewerber, die in einer ſtädtiſchen Verwaltung 
bereits gearbeitet haben, werden bevorzugt. 

Bromberg, den 14. Juni 1897. 


Der Magiſtrat. 
Braeſiche. 


Büreauvorſteher, n 
erfahren und tüchtig, bei gutem Gehalt für größeres Anwalts⸗ 
büreau in Breslau möglichſt zum 1. Juli d. J. eventuell ſpäter 
geſucht. Offerten mit Zeugnißabſchriften unter O. 1867 an 
Rudolf Moſſe, Breslau. 


Rechts⸗Anw.⸗Bür.⸗Vorſt. 3. Zeit noch in Stellung, 40 J. 
alt, in allen Anwalts⸗ und Notarſachen ſelbſtſtändiger Arbeiter, der 
poln. Sprache in Wort und Schrift vollkommen mächtig, mit ſehr 
ſchönen Atteſten, unbed. zuverläſſig, ſucht Stellung im Geb. des A. L. R. 
Gef. Off. erbeten unter Chiffre A. G. 15 an die Exp. d. Bl. 


Büreau⸗Vorſteher, . 
unverheirathet (Weſtfale), durchaus zuverläſſiger, ſelbſtſtändiger 
Arbeiter, mit beſten Zeugniffen, ſucht Umſtände halber Stellung zum 
15. Juli cr. oder ſpäter; evtl. als erſter Gehülfe auf großem Büreau. 

Gefl. Offerten werden unter No. 30 an die Exped. dieſer 
Zeitung erbeten. 


Tüchtiger Gerichtsaſſeſſor, welcher auch praktiſch er⸗ 
fahren und ſelbſtändig in „ von Concurſen und Prozeß⸗ 
ſachen iſt, wird von Rhein. Anwalte aldigſt zu engagiren geſucht. 
Spätere Aſſociation nicht ausgeſchloſſen. A. G. und K. f. H. S. 
Off. unter K. 285 an die Expedition dieſes Blattes. 


Aſſeſſor zur Vertretung, auch im Notariat, vom 15. Juli d. J. 
ab auf 4 event. auch 6 Wochen geſucht. 


den 20. Juni 1897. Burczel 
ne a; Rechtsanwalt u. Notar. 
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Ich ſuche für die Zeit von etwa 10. Auguſt bis etwa 20. Sep⸗ Ein Rechtsanwalt und Notar wünſcht mit 
geschaft > J. einen Vertreter in den Anwalts- und Notariat einem Kollegen in Berlin zur gemein chaft⸗ 
Heß, Rechtsanwalt und Notar lichen Ausübung der Praxis ſich zu vereinigen. 
in Gelſenkirchen i. W. Nähere Auskunft wird ertheilen Herr 
Für die Zeit vom 17. Juli bis 15. September ſuche ich einen Rechtsanwalt Dr. Paul Krauſe 
Aſſeſſor zur Vertretung. 1 | in Berlin, Behrenſtraße 24 II. 
Ein Rechtsanwalt, der bei einem Landgericht in der Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 


tatig wef au he 6 us 1 5 Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
ätig geweſen i ün ei ſeiner Ueberſiedelung f BACH ; 
nach Berlin fich mit einem Kollegen zur gemeinſchaft⸗ bis 1893 Gerichts Aſſeſſor in Baden 
lichen Ausübung der Praxis zu vereinigen. Georg F. Benfley, Notar. 
Auskunft ertheilt Herr Juſtizrath Kaufmann in Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Berlin, Jüdenſtraße 31/52. Nord⸗ Amerikas. 
..... . — — ur 
In unſerem Verlage iſt erſchienen: | 


f 5 8 ü „Ver! dl 
dir Gebührenordnung, für Beiptsanmälte J. Bertin oe 118/190. 
om (. t — ä M ͤ ſ. .. — 


nebſt Landesgebührengeſetzen. Soeben erſchien: 


Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 1 * otoko le 


Carl Pfaffero 
Kanzleirath Ku a der Kommiſſion für die zweite Leſung 
des 


Preis 13 ¼ Bogen groß 80 brochirt 4 Mark, in Original- . 
Entwurfs des Bürgerlichen Gefehbuds. 


Callico⸗Einband 5 Mark. 


Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 
Einſendung des Betrages auch direct franco von unterzeichneter 
Verlagsbuchhandlung. 


Sulſcheiberftr. 84/85. B. Moeſer Hofbuchhandlung. 
Soeben erſchien: Ä 


Preußifches Landesprivatrecht. 


Sammlung 


der neben dem Bürgerlichen Geſehbuche in Kraft 
bleibenden Quellen des preußischen Privatrechts. 


Herausgegeben von Adolf Weißler, Rechtsanwalt in Halle. 
1. Lieferung. Preis 2 Mark. 
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Tagesordnung des Advokaten⸗Congreſſes zu Brüſſel 
vom 1. Auguſt 1897.) | 


I. Institutions libres relatives à la Profession 
d’avocat, établies par l’initiative privée. 

. Federations ou Sociétés d’Avocats, — Associations 
du jeune barreau, — Bibliothèques professionnelles, — 
Organismes d’etude, d’enseignement ou d’assistance 
professionnels; 

2. Institutions pour la defense gratuite en justice des 
indigents ou des enfants, — Patronage des condamnds 
liberes ou des vagabonds, — Rapports à etablir 
entre ces institutions et les Barreaux. 


— 


II. Enseignement relatif 3 la Profession 


d' Avocat. 
3. Examens; — Sur quelles matières ces examens 
doivent-ils porter; — Ne doivent-ils concerner que 


les sciences juridiques proprement dites, ou, en 
outre, les sciences philosophiques, naturelles, sociolo- 
giques Anthropologie, la Physiologie, la Litterature, 
’Eloquence; — Combien d’anndes faut-il y consacrer? 


4. Stage Professionnel ; — Comment ce Stage doit-il 
etre organisé; — Quelle en doit ätre la durée 9 


Quels résultats en peut-on esperer? 


III. Rapports internationaux entre les Barreaux 
et entre les Avocats. 

5. Création d’une organisation permanente et inter- 
nationale, libre ou réglementée, soit entre les 
Barreaux officiellement etablis dans les différents 
Pays, soit entre les avocats individuellement. 

6. Objet de cette organisation: Communication des ren- 
seignements sur les legislations étrangères en cas 
de procès devant les juridictions nationales, — 

— — — 

) Für die Tagung des Congreſſes iſt die Zeit vom 1. bis 
7. Auguſt in Ausſicht genommen. Am 6. Auguſt findet ein Ausflug 
nach Brügge und am 7. Auguſt ein ſolcher nach Antwerpen ſtatt. 


Designation des avocats en Pays étrangers suivant 
la spécialité des affaires, — Congrès ou r&unions 
d’Avocats, — Hospitalite réciproque. 

7. Organisation d'une assistance judiciaire internationale 
pour les indigents ayant des proces en pays étrangers. 

8. Admission des Avocats etrangers a Plaider occasion- 
nellement dans d’autres pays; — Quelles conditions 
devrait-on leur imposer? 


IV. Mesures à examiner en vue d’une nouvelle 
session du Congres. 


Nota. L’indication des questions sur lesquelles les 
confreres se proposent de prendre plus specialement 
la parole faciliterait beaucoup la bonne organisation 
des deliberations. Adresser toutes communications 
a M. Georges Schoenfeld, Secretaire général de la 
Federation des Avocats belges, No. 5 rue de la Bonte, 
à Bruxelles. 


— ä —-— — 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis 19. Juni 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Kl. wollen die örtliche Zuſtändigkeit des von 
ihnen angerufenen Gerichts auf den § 29 und auf den § 22 
C. P. O. gründen. Nach beiden Richtungen hin iſt indeß mit 
Recht vom Kammergericht angenommen, daß ein Gerichtsſtand 
für die Bekl. im Bezirke des L. G. zu Prenzlau nicht beſteht. 
Ihre Verpflichtung, das gekaufte und gelieferte Holz zu bezahlen, 
hat die Bekl. am Orte ihrer Handelsniederlaſſung, alſo in 
Berlin, zu erfüllen, wenn ihr auch die Verpflichtung obliegt, 
die Zahlungen auf ihre Koſten den Kl. nach deren Wohnſitz zu 
übermachen. H. G. B. Art. 324 Abſ. 2, 325. Es liegt 
nichts dafür vor, daß nach einer ausdrücklichen Vertragsbeſtimmung 
oder nach der Natur des Geſchäftes oder nach der Abſicht der 
Kontrahenten (H. G. B. Art. 324 Abſ. 1) ein anderer Ort 
als Ort der Erfüllung für die der Bekl. obliegenden Zahlungs⸗ 
pflicht anzuſehen ſei. Die von den Kl. herangezogene Beſtimmung 
„die Zahlungen ſind . an die Forſtkaſſe der einzelnen 
Verkäufer zu leiſten“ findet ſich in dem der Klage zu Grunde 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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legenden Vertrage nicht, ſondern in einem älteren zwiſchen den- 
ſelben Parteien abgeſchloſſenen ähnlichen Vertrage. Wollte man 
aber auch mit den Kl. annehmen, daß dieſe Beſtimmung auch 
für den ſtreitigen Vertrag, weil er aus dem älteren heraus⸗ 
gewachſen iſt, gelte, ſo würde ſich damit doch eine Veränderung 
des geſetzlichen Erfüllungsortes nicht ergeben. Denn die Be⸗ 
ſtimmung beſagt nichts, als daß ſie die Kaſſen genauer bezeichnet, 
an die die Bekl. das Geld zu übermachen hat. Völlig abwegig 
iſt auch die von der Reviſion verſuchte Heranziehung des 
Art. 342 Abſ. 3 H. G. B., da der Kaufpreis nach dem 
Vertrage nicht bei der Uebergabe des Holzes zu entrichten, 
ſondern der Bekl. bis zum 1. Juli 1896 geſtundet war. Für 
den Gerichtsſtand aus § 22 C. P. O. kommen folgende von 
den Vorderrichtern ermittelten thatſächlichen Verhältniſſe in 
Betracht: Ihre Einkäufe und ihre Verkäufe beſorgt die Bekl. 
von ihrer Handelsniederlaſſung in Berlin aus. Im Bezirke 
Prenzlau hat ſie nur einen Bretterplatz und ein Sägewerk, 
wofür ihr die Kl. nach § 6 des (älteren) Vertrages vom 
5. März 1894 einen Platz in ihren Waldungen angewieſen 
haben. Dort werden die der Bekl. aus den Wäldern über⸗ 
wieſenen Hölzer zerſägt und für den Verſandt zurecht gemacht. 
Die Dispoſitionen erfolgen von Berlin aus. In unbedeutendem 
Umfange wird das geringe Bedürfniß der nächſten Nachbar- 
ſchaft auch durch direkte Verkäufe vom Sägewerke aus befriedigt. 
Hiernach hat das Kammergericht mit Recht das Vorhandenſein 
einer Niederlaſſung im Sinne des § 22 C. P. O. verneint. 
Das R. G. läßt es dahin geſtellt, ob mit dem Kammergerichte 
auch darauf Gewicht zu legen iſt, daß das Sägewerk keine 
dauernde Einrichtung iſt, ſondern inſofern nur vorübergehenden 
Zwecken dient, als es in ſeinem Beſtande von der Dauer des 
Vertrages zwiſchen den Parteien oder doch davon abhängt, ob 
fie fi) für eine neue Nutzungsperiode wiederum einigen. Ein 
gewiſſes Maß von Beſtändigkeit wird allerdings für den 
Fall des § 22 immer zu fordern ſein, wie ſchon der Vergleich 
mit 8 30 (Meß- und Marktſachen) lehrt. Es könnte nur 
fraglich erſcheinen, ob dieſes Maß nicht durch die bauliche 
Anlage des Werkes ſelbſt als beſchafft zu gelten habe. Vergl. 
Wach, Civilprozeß S. 425. Dagegen fehlt zweifellos, wie das 
Kammergericht weiter mit Recht annimmt, das zu fordernde 
Moment der geſchäftlichen Selbſtſtändigkeit des Etabliſſements. 
„Eine Niederlaſſung, von welcher aus unmittelbar Geſchäfte 
geſchloſſen werden“ ſagt das Geſetz. Damit iſt nicht eine 
Geſchäftsſtelle gemeint, die in Ausnahmefällen und innerhalb 
eng geſteckter Grenzen auch einmal ſelbſtſtändig handeln kann, 
ſondern eine ſolche, welche der Regel nach ſelbſtſtändig handelt. 
Das fehlt hier. Das Sägewerk iſt ein bloßer Fabrikbetrieb, 
der ſeiner Zweckbeſtimmung nach nur der Vorbereitung für den 
Abſatz der eingekauften Produkte dient, alſo einem internen 
Vorgange innerhalb des kaufmänniſchen Gewerbes der Bell. 


I. C. S. i. S. v. Arnim c. Gebr. Miſch vom 24. Mai 1897, 


Nr. 153/97 J. 

2. Der B. R. führt aus: Die bloße Rechtsfeſtſtellung 
könne nach § 23 1 der C. P. O. aber auch dann gefordert werden, 
wenn das materielle Recht eine ſolche Klage zur Zeit nicht zulaſſe; 
insbeſondere ſei ihre Zuläſſigkeit für die Fälle nicht zu verneinen, 
in denen die Leiſtung wegen des Vorhandenſeins einer noch 
nicht eingetretenen Bedingung oder wegen Betagung des Rechts 


4 


noch nicht gefordert werden könne, und ſie ſei auch für die 
Rechtsverhälluiſſe des Erbrechts nicht ausgeſchloſſen. Dieſe Er⸗ 
wägungen ſtehen mit der Rechtſprechung des R. G. im Ein⸗ 
klange — vergl. u. A. die Urtheile vom 6. Juli 1893 und 
7. Januar 1895, mitgetheilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, 
Jahrgang 1893 Seite 424 und Jahrgang 1895 Seite 60 — 
und find von der Reviſion nicht ſpeziell bemängelt worden. 


IV. C. S. i. S. Behrens c. Tebelmann und Genoſſen vom 


24 Mai 1897, Nr. 315/96 IV. 

3. Das B. G. hat gegenüber der von dem L. G. betonten 
Thatſache, daß im Termin vom 17. März 1893 wieder kontra⸗ 
diktoriſch über die Herausgabe der Sachen verhandelt und auf 
Grund dieſer Verhandlung der Beweisbeſchluß vom gleichen 
Tage erlaſſen worden iſt ſowie gegenüber der von dem Juſtiz⸗ 
rath N. bei ſeiner zweitinſtanzlichen Vernehmung bekundeten 
ablehnenden Aeußerung des klägeriſchen Prozeß bevollmächtigten, 
Juſtizrath R., im Termin vom 17. März 1893, nach den 
Urtheilsgründen ein enkſcheidendes Gewicht darauf gelegt, daß 
der genannte klägeriſche Prozeßbevollmächtigte inhaltlich des 
Protokolles in demſelben Termine den Schriftſatz überreicht 
hat, wonach der Kl. der Widerklägerin ihre Möbel und Betten 
nie vorenthalten hat, die übrigen, in der Widerklage bezeichneten 
Gegenſtände aber zu dem ihm verkauften Inventar gehören. 
Der B. R. folgert hieraus, daß ſich die von N. bekundete 
Aeußerung des Juſtizrath R., deren Abgabe an ſich von der 
Vorinſtanz nicht für unerwieſen erachtet wird, offenbar nicht 
auf die Möbel und Betten der V., ſondern auf die übrigen, 
von ihr in Anſpruch genommenen Sachen bezogen habe. Die 
Reviſion findet in dieſer Verwerthung des erwähnten Schrift⸗ 
ſatzes eine Verletzung des Grundſatzes der Mündlichkeit des 
Verfahrens. Dem kann zwar nicht beigetreten werden, da der 
erwähnte Schriftſatz nicht als unmittelbare Parteierklärung, 
ſondern als Material zur Auslegung einer ſolchen in Betracht 
kommt. Wohl aber mißt das B. G. in anderer Beziehung 
dieſem Schriftſatze eine Bedeutung bei, welche ihm nach richtiger 
Rechtsauffaſſung nicht zukommt. Denn die bloße Ueber⸗ 
reichung des Schriftſatzes, aus welchem ſich zunächſt nur die 
innere Willensmeinung des Kl. ergeben würde, war im vor⸗ 
liegenden Falle nicht genügend; zu ſeiner Rechtswirkſamkeit war 
weiter erforderlich, daß ſein Inhalt dem Pr ozeß vertreter 
der Bekl. bekannt und Letzterem damit Anlaß gegeben wurde, 
die von M. bekundete und von der Vorinſtanz nicht für wider⸗ 
legt erachtete ablehnende Erklärung des Juſtizrath R. bei der 
Verhandlung vom 17. März 1893 in dem vom B. G. au⸗ 
genommenen beſchränkten Sinne aufzufaſſen. Daſſelbe hat aber 
bis jetzt nicht feſtgeſtellt, daß der Inhalt jenes Schriftſatzes 
in der Verhandlung vom 17. März 1893 vorgetragen worden 
oder in anderer Weiſe zur Kenntniß des Prozeß bevollmächtigten 
der Bekl. gelangt ſei. Wegen dieſer Berückſichtigung einer dem 
Gegner nicht erkennbar gewordenen Willenserklärung war die 
angefochtene Entſcheidung aufzuheben und die Sache in die 
Vorinſtanz zurückzuverweiſen. III. C. S. i. S. Vagt c. Müller 
vom 4. Juni 1897, Nr. 36/97 III. | 

4. Die Kl. will das Anweſen des Bekl. unter Vermittlung 
des Agenten F. gekauft haben. F. iſt wegen Krankheit in ſeiner 
Wohnung als Zeuge vernommen worden. Nach Behauptung 
der Kl. hat der Bekl. der Ehefrau des F. bei dieſer Gelegenheit 
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erklärt: „Frau K. — die Kl. — hat von mir mein Grund- 


ſtück gekauft, aber ſie ſoll es nicht haben.“ Das B. G. hat 
die für dieſe angebliche Aeußerung des Bekl. als Zeugin vor- 
geſchlagene Ehefrau F. nicht vernommen. Es erwägt: „Wie 
die Sachlage ergiebt, hat entweder die Ehefrau F., wenn ſie 
ſolches deponirt, ſich in einem Mißverſtändniſſe bezüglich der 
angeblichen Aeußerung des Bekl. befunden oder ſie verdient 
keinen Glauben. In letzterer Beziehung iſt auch darauf hin- 
zuweiſen, daß wegen des Anſpruchs auf Maklerlohn auch die 
Ehefrau F., ſei es als Erbin ihres verſtorbenen Ehemannes, 
ſei es als Mutter der ihn beerbenden Kinder, am Ausgange 
des Rechtsſtreits intereſſirt iſt.“ Mit Recht rügt die Reviſion 
dieſe Ablehnung. Erſt die Vernehmung kann ergeben, ob etwa 
ein Mißverſtändniß vorliegt und ob die Zeugin glaubwürdig iſt. 
Zur Zeit liegt nicht einmal vor, daß die Zeugin unmittelbar 
am Ausgange des Rechtsſtreits betheiligt iſt und wäre dies 
in der That der Fall, ſo würde ſie doch aus dieſem Grunde 
nicht vernehmungsfähig ſein. Die Ablehnung der Zeugin wird 
auch nicht durch die ſchließliche Erwägung des B. G. gerecht⸗ 
fertigt, daß die Zulaſſung der Kl. zum richterlichen Eide, wenn 
ſie ſonſt indizirt wäre, auch wegen ihrer durch ihre Beſtrafungen 
gekennzeichneten Perſönlichkeit ausgeſchloſſen ſein würde. III. C. S. 
i. S. Köritz e. Kobbe vom 1. Juni 1897, Nr. 28/97 III. 

5. Die Zuläſſigkeit des Zwiſchenurtheils vom 21. Mai 
1895 iſt von der Reviſion ohne Grund beanſtandet, denn auch 
dann, wenn die zur Vorklage von dem Bekl. vorgeſchützte Red⸗ 
hibitionseinrede für begründet erachtet wurde und nach Lage der 
Sache über den Klageanſpruch durch Theilurtheil entſchieden 
werden konnte, war der Erlaß eines Zwiſchenurtheils nicht 
prozeſſualiſch unſtatthaft. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 21 
S. 343, Wilmowski und Levy, C. P. O. § 275 Nr. 1. Auch 
die gegen die Grundlagen des gedachten Zwiſchenurtheils er- 
hobenen Angriffe ſind nicht begründet. Zur Begründung der 
Redhibitionseinrede der Bekl. genügte der als bewieſen feſtgeſtellte 
Umſtand, daß das an fie von den Kl. verkaufte Haus zur Zeit 
des Verkaufes mit dem Hausſchwamm behaftet war, denn dieſer 
Mangel iſt ein ſo weſentlicher, daß es keiner genaueren Feſt⸗ 
ſtellung darüber bedurfte, in welchem Umfange das Gebäude 
vom Schwamm ergriffen war, und ob deſſen Beſeitigung durch 
bauliche Aenderungen möglich war. Sollte aber, wie die Kl. 
unter Beweiserbieten behauptet haben, im ſtreitigen Hauſe zur 
Zeit kein Schwamm mehr vorhanden ſein, ſo würde hierdurch 
der begründete und geltend gemachte Redhibitionsanſpruch der 
Bekl. nicht wieder aufgehoben werden können. Zur Widerklage 
auf Rückgewähr der geleiſteten Anzahlungen haben die Kl. und 
Widerbekl. nach Erlaß des Zwiſchenurtheils weitere den Red⸗ 
hibitionsanſpruch betreffende Beweisanträge geſtellt. Das B. G. 
hat diefe Anträge, ohne deren Relevanz zu prüfen, als unzuläſſig 
zurückgewieſen, weil über den Anſpruch auf Redhibition im 
Zwiſchenurtheil vom 21. Mai 1895 nach deſſen Sinn und In⸗ 
halt in der Widerklage wie in der Vorklage entſchieden ſei. 
Mit Recht rügt dagegen die Reviſion, daß das Zwiſchenurtheil 
nur zur Vorklage ergangen ſei, und daß daher die zur Wiber- 
klage geftellten neuen Beweisanträge nicht für prozeſſualiſch un⸗ 
ſtatthaft zu achten ſeien. Bei dem Zuſammenhang und der 
Gleichheit des Grundes der Einrede und Widerklage würde es 
nahe liegen, das Zwiſchenurtheil im Sinne der Ausführungen 


des B. G. ausdehnend auszulegen, zumal die Vorklage in der 
Hauptſache, nach den im Thatbeſtand des Zwiſchenurtheils feft- 
geſtellten Parteianträgen, derzeit bereits erledigt war. Für eine 
ſolche ausdehnende Auslegung bietet jedoch der klare Inhalt des 
Zwiſchenurtheils keinen Anhalt. Nach der entſcheidenden Urtheils- 
formel iſt nur „die Redhibitionseinrede, welche die Bekl. der 
Klage aus dem Kaufvertrage vom 18. November 1892 entgegen⸗ 
geſetzt haben, für begründet erklärt.“ Im Einklang damit iſt 
in den Entſcheidungsgründen ausgeführt, daß die Redhibitions⸗— 
einrede zur Entſcheidung reif ſei, und es angemeſſen erſcheine, 
dieſe Entſcheidung durch Zwiſchenurtheil nach $ 275 C. P. O. 
zu treffen, und am Ende der Gründe bemerkt, hiernach ſei die 
Redhibitionseinrede für begründet zu erklären geweſen. Da⸗ 
gegen kann der vom B. G. betonte Satz der Entſcheidungsgründe 
„daß die qu. Einrede von einer gewiſſen präjudiciellen Bedeutung 
für die zur Klage, wie zur Widerklage geſtellten Anträge ſei,“ 
nicht ins Gewicht fallen, da derſelbe auch dann zutrifft, wenn 
nur über die Redhibitionseinrede entſchieden wurde, und jeden⸗ 
falls eine weitergehende Abſicht des Inſtanzgerichtes im Zwiſchen⸗ 
urtheil keinen erkennbaren Ausdruck gefunden hat. III. C. S. 
i. S. Heermann c. Ramm vom 11. Juni 1897, Nr. 37/97 III. 

6. Im Termine den 30. September 1895, in welchem 
das erſtinſtanzliche Urtheil erlaſſen wurde, war von den beiden 
Bekl. nur H. durch einen Anwalt vertreten. Das L. G. ſah 
jedoch, wie die Urtheilsgründe ergeben, den Bekl. P. gemäß 
§ 59 der C. P. O. als durch den nicht ſäumigen Mitbeklagten 


vertreten an, weil die Solidarverpflichtung der Bekl. ihnen 


gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden könne, und ließ 
demgemäß die von H. vorgebrachten Rechtsbehelfe auch als 
Rechtsbehelfe des P. gelten. Das Urtheil erging dahin, daß 
die Bekl. ſolidariſch zur Zahlung von 637 Mark und Zinſen 
verurtheilt wurden; ihre Widerklage wurde abgewieſen. Die 
von P. eingelegte Berufung iſt vom B. G. dem klägeriſchen 
Antrage zuwider für zuläſſig erklärt worden. Die Reviſion 
greift dieſe Entſcheidung an, der Angriff kann jedoch keinen 
Erfolg haben. Das B. G. erachtet die Anwendung des § 59 
der C. P. O. im vorliegenden Falle für rechtsirrthümlich, die 
Berufung jedoch deshalb für zuläſſig, weil es auf die Be⸗ 
zeichnung ankomme, die der Richter dem Urtheil gegeben 
habe, und hier das Urtheil nicht als Verſäumnißurtheil bezeichnet 
ſei. Das Gericht beruft ſich für ſeine Meinung auf die in 
den Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 8 S. 363 und bei 
Gruchot, Beiträge, Bd. 36 S. 887 abgedruckten Urtheile des 
R. G. Die „anſcheinend“ entgegenſtehenden Urtheile Bd. 28 
S. 393 und Bd. 35 S. 345 der Civilentſcheidungen bezieht 
das B. G. nur auf den Eheſcheidungsprozeß. Letzteres iſt un⸗ 
richtig. Beide Urtheile erörtern die Frage, wann ein Ver⸗ 
ſäumnißurtheil als vorliegend anzuſehen ſei, von allgemeinen 
Geſichtspunkten und laſſen den Inhalt des Urtheils entſcheiden 
(vergl. insbeſondere Bd. 35 S. 347). Beruht das Urtheil 
auf der totalen Verſäumniß der Partei und bringt deren Folgen 
— Zugeſtändniß und Ausſchließung der Rechtsbehelfe der 
ſäumigen Partei — zur Verwirklichung, ſo iſt es ein Ver⸗ 
ſäumnißurtheil, auch wenn es ſich nicht als ſolches bezeichnet. 
Andrerſeits kann die Bezeichnung als Verſäumnißurtheil eine 
Entſcheidung nicht zum Verſäumnißurtheil machen, wenn ſie 
nicht die Elemente eines ſolchen enthält. Auf eben dieſem 
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Standpunkte ſteht das vom B. G. für feine Anſicht angezogene 
Urtheil vom 6. November 1891 (Gruchot, Beiträge, Bd. 36 
S. 887). Unzutreffend iſt auch die Bezugnahme auf das 
Urtheil vom 21. November 1882 (Entſch. Bd. 8 S. 360), 
welches unter Anderm die Frage der Zulaſſung der Berufung 
gegen ein Zwiſchenurtheil behandelt, das als Vorabentſcheidung 
nach § 276 der C. P. O. ergangen iſt, wenn es als ſolche 
nicht hätte erlaſſen werden dürfen. Es wird dort ausgeführt 
(S. 363), daß dieſer Umſtand an der Thatſache nichts ändern 
könne, daß das Gericht ein Urtheil im Sinne des § 276 habe 
erlaſſen wollen und erlaſſen habe. Dieſe Entſcheidung ſtellt 
ſich alſo auf den Boden, daß ein ſolches Urtheil ein auf Grund 
des § 276 erlaſſenes Urtheil in Wirklichkeit ſei, wenn 
§ 276 auch unrichtig angewendet ſei. Daraus wird die Zu⸗ 
läſſigkeit der Berufung hergeleitet. Allein die hiernach er⸗ 
forderliche Prüfung des landgerichtlichen Urtheils feinem In— 
halte nach ergiebt, daß es kein Verſäumnißurtheil war. 
Es beruhte nicht auf der totalen Verſäumniß des P., 
dieſer iſt vielmehr für nicht ſäumig erachtet worden. 
Demgemäß ſind die Folgen der totalen Verſäumniß nicht 
gezogen worden. Daß P. mit denjenigen Rechtsbehelfen, die 
er für ſich noch etwa hätte vorbringen können, thatſächlich aus⸗ 
geſchloſſen iſt, iſt hier nicht als Folge der totalen Verſäumniß 
zu betrachten; es iſt damit dem P. gegenüber nur geſchehen, 
was jeder nicht ſäumigen Partei gegenüber durch die Nicht⸗ 
berückſichtigung der nicht vorgebrachten Rechtsbehelfe geſchieht 
(vergl. Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 396). Da das Gericht 
die Vorausſetzungen eines Verſäumnißurtheils nicht für gegeben 
erachtete, ſo durfte es ein ſolches nicht erlaſſen, und das ergangene 
Urtheil kann nicht deshalb als ein Verſäumnißurtheil angeſehen 
werden, weil ein Verſäumnißurtheil hätte erlaſſen werden ſollen. 
Die Berufung, und nur dieſe, war daher zuläſſig, wie umgekehrt 
nach § 303 der C. P. O. nur der Einſpruch zuläſſig iſt gegen 


ein Urtheil, das mit Unrecht totale Verſäumniß einer Partei 


annimmt und darauf beruht. In demſelben Sinne hat ſich das 
R. G. bereits im Urtheil vom 23. Dezember 1886 (abgedruckt 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1887 S. 38°) ausgeſprochen. 
Hiermit iſt freilich die Frage nicht erledigt, welche ſonſtigen 
Folgen etwa vom B. G. daraus herzuleiten waren, daß ein 
kontradiktoriſches Urtheil nicht hätte erlaſſen werden ſollen. Es 
konnte eine Zurückverweiſung der Sache in die I. J. in Frage 
kommen. Allein ein Fall des § 500 der C. P. O. lag nicht 
vor, und § 501 daſelbſt giebt dem B. G. nur die Befugniß 
zur Zurückverweiſung der Sache in dem dort gedachten Falle. 
Darüber, ob §S 501 auch auf den vorliegenden Fall zutrifft, 
bedarf es hier der Entſcheidung nicht; keinesfalls war das 
B. G. genöthigt, von der Befugniß Gebrauch zu machen, und 
es kann auch daraus kein Reviſionsgrund hergenommen werden, 
daß ſich das Gericht über die Gründe, weshalb es von der Be- 
fugniß keinen Gebrauch machte, nicht geäußert hat. Dazu lag 
um ſo weniger Veranlaſſung vor, als der Berufungskläger P. 
eine Zurückverweiſung — etwa in der Abſicht, um feine Rechts⸗ 
behelfe noch in I. J. vorbringen zu können — hätte in An⸗ 
regung bringen können, aber nicht angeregt hat. Demnach iſt 
es für die Entſcheidung des Reviſionsgerichts ohne Einfluß, ob 


das kontradiktoriſche Urtheil in I. J. mit Recht oder Unrecht 


erlaſſen iſt; die Entſcheidung muß in beiden Fällen dieſelbe 


ſein. VI. C. S. i. S. Erben Wedekind c. Proske u. Gen. 
vom 26. Mai 1897, Nr. 14/97 VI. 
T7. Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Der Einwand 
rechtskräftig entſchiedener Sache iſt vom B. R. zunächſt deshalb 
verworfen worden, weil der gegenwärtig erhobene Anſpruch auf 
einem anderen rechtlichen Fundamente beruhe. Dies trifft zu, 
inſoweit der Kl. im Vorprozeß mit der Wandlungsklage die 
Zurücknahme des Grundſtücks verlangt hat. Denn nach der 
Auslegung, die der B. R. dem klägeriſchen Schreiben vom 
29. März 1890 gegeben hat, wird der gegenwärtige Anſpruch 
des Kl. entweder geſtützt auf ein kontraktliches Verſchulden der 
Bekl. bei Erfüllung der ihnen aus dem Kaufvertrage vom 
30. September 1889 nach 88 325 ff. 331 Tit. 5 Thl. 1 
A. L. R. obliegenden Verpflichtungen, oder auf ein außer⸗ 
kontraktliches Verſchulden, welches darin liegen ſoll, daß die 
Bekl. die Reparaturen ordnungswidrig ausgeführt und ohne 
ſtichhaltigen Grund in uufertigem Zuſtande haben liegen laſſen 
(85 10 ff. Tit. 6 Thl. I A. L. R.). Welches dieſer beiden 
Fundamente der gegenwärtigen Klage zu Grunde liegt, läßt der 
B. R. unentſchieden. Und in der That bedarf es hierüber, 
ſoweit der Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache in 
Betracht kommt, einer Entſcheidung nicht. Denn beide Fun- 
damente find von dem Vorprozeß inſoweit unberührt geblieben, 
als letzterer mit der Wandlungsklage eine Rückgängigmachung 
des ganzen Geſchäfts bezielte. Nun hat zwar damals der Kl. 
in dem prinzipalen Klageantrage nicht bloß verlangt, daß die 
Bekl. gegen Rücknahme des Grundſtücks zur Zurückzahlung des 
Kaufgeldes von 110 000 Mark, ſondern auch zur Erſtattung 
der von ihm mit 1 068 Mark und 29 Mark 55 Pfennig ver⸗ 
auslagten Reparaturkoſten verurtheilt würden; aber dieſer 
Anſpruch war damals erhoben als eine Folge, die ſich rechtlich 
an die Zurücknahme des Grundſtücks knüpfen mußte. Der 
entſcheidende Geſichtspunkt war alſo der, daß die Bekl., wenn 
ſie wieder in den Beſitz des Grundſtücks kamen, dem Kl. die 
Aufwendungen zu erftatien haben ſollten, die er für das Grund 
ſtück gehabt hatte, weil fie ſich andernfalls mit ſeinem Schaden 
bereichern würden. Ganz zutreffend war daher damals in den 
Vorinſtanzen, weil dieſe die Wandlungsklage für zuläſſig hielten, 
der Anſpruch auf Erſtattung der Reparaturkoſten unter den 
Geſichtspunkt der nützlichen Verwendung oder der Geſchaͤfts⸗ 
führung ohne Auftrag geſtellt und von dieſem aus dem Kl. 
zugeſprochen worden. Dieſer Geſichtspunkt fiel nun aber mit 
dem Moment weg, wo die Wandlungsklage hinfällig wurde, 
und im gegenwärtigen Prozeß iſt er völlig unanwendbar, weil 
nunmehr der Kl. das Grundſtück behalten will. Die Abweiſung 
des prinzipalen Antrages im Vorprozeß kann daher nicht für 
das gegenwärtige Verfahren, in welchem der Anſpruch aus 
einem anderen Fundament erhoben wird, den Einwand der 
res judicata begründen. V. C. S. i. S. Alterthum e. Wall 
vom 2. Juni 1897, Nr. 426/96 V. 

Zur Konkursordnung. 

8. Die Reviſion war zurückzuweiſen, weil der Einwand der 
Bekl. durchgreift, daß der von ihnen mit der Konkursmaſſe der 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien Mewer Darlehnsbank Ray⸗ 


mund Lemke geſchloſſene Vergleich dem Anſpruch der Kl. entgegen ; 


ſteht. Das R. G. hat bereits in einer früheren Entſcheidung 


(Urtheil vom 4. April 1889, Rep. VI. 24/89, abgedruckt in. 


— 


| 
| 


en. 
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Hanſeatiſcher Gerichtszeitung 1889 Hauptblatt Nr. 71, aus⸗ 
zugsweiſe Mittheilung bei Bolze Band 7 Nr. 645) ausge⸗ 
ſprochen, daß, wenn der Konkursverwalter einer Aktiengeſellſchaft 
den Anſpruch auf Erſatz des durch Pflichtwidrigkeiten der Auf⸗ 


ſichtsrathsmitglieder dem Geſellſchaftsvermögen zugefügten 


Schadens bereits geltend gemacht und darüber einen rechts- 
gültigen Vergleich abgeſchloſſen hat, nicht daneben noch ein 
ſelbſtſtändiger Anſpruch wegen derſelben Verkürzung des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens von einem einzelnen Gläubiger erhoben werden 
kann. Dieſe Entſcheidung bezog ſich zwar auf einen nach 
Art. 225 b in der Faſſung des Geſetzes vom 11. Juni 1870 
zu beurtheilenden Fall, allein derſelbe Grundſatz iſt auch nach 
den derzeit geltenden Art. 226 und 204 Abſ. 3 aufrecht zu 
halten. Die angeführten Beſtimmungen gewähren den Erſatz⸗ 
anſpruch, der in den im zweiten Abſatz bezeichneten Fällen der 
Geſellſchaft zuſteht, den einzelnen Geſellſchaftsgläubigern, ſofern 
ſie von der Geſellſchaft Befriedigung nicht erlangen können, als 
einen ſelbſtſtändigen Anſpruch, der dadurch nicht beſeitigt 
wird, daß das pflichtwidrige Verhalten der Mitglieder der Ge⸗ 
ſellſchaftsorgane auf einem Beſchluſſe der Generalverſammlung 
beruht. Es erſcheint hiernach folgerichtig, daß auch durch einen 
von der Geſellſchaft erklärten Verzicht oder von ihr geſchloſſenen 
Vergleich der den Gläubigern zuſtehende Anſpruch nicht auf- 
gehoben oder verkürzt werden kann. Das Geſetz erkennt mit⸗ 


hin in den Fällen der Art. 204 und 226 Abſ. 2 einen An⸗ 


ſpruch der einzelnen Gläubiger an, der unabhängig iſt von der 
Geltendmachung des Erſatzanſpruches durch die Geſellſchaft und 
der begründet fein kann, obwohl ein Erſatzanſpruch der Geſell⸗ 
ſchaft nicht oder nicht mehr beſteht. Die Anſprüche der Gefell- 
ſchaftsgläubiger fallen aber ungeachtet ihrer Selbſtſtändigkeit 
inſofern mit dem Anſpruche der Geſellſchaft zuſammen, als ſie 
erlöſchen, wenn und inſoweit der Geſellſchaft Erſatz geleiſtet iſt. 
Andererſeits wird auch durch den einen einzelnen Gläubiger 
geleiſteten Erſatz der Anſpruch der Geſellſchaft beſeitigt oder ge⸗ 
ſchmälert. Der geſetzgeberiſche Grund für die den Geſellſchafts⸗ 
gläubigern eingeräumte Rechtsſtellung iſt darin zu finden, daß 
die Geſellſchaftsgläubiger gegen die ihren Intereſſen wider · 
ſtreitenden Einflüſſe geſchützt werden ſollen, die ſich in Bezug 
auf die Verfolgung derartiger Anſprüche innerhalb der Geſell⸗ 
ſchaft geltend machen können. Die Selbſtſtändigkeit des An⸗ 
ſpruches der einzelnen Gläubiger erleidet aber eine Einſchrän⸗ 
kung, wenn über das Geſellſchaftsvermögen Konkurs eröffnet iſt. 
Wie in dem vom B. G. angezogenen Urtheil des Hanſeatiſchen 
O. L. G. (Hanſeatiſche Gerichtszeitung a. a. O. Nr. 61) zu- 
treffend ausgeführt iſt, ergiebt ſich dieſe Einſchränkung aus dem 
Weſen des Konkurſes. Die Erſatzanſprüche gegen die Mit⸗ 
glieder der Geſellſchaftsorgane gehören jedenfalls inſoweit zur 
Konkursmaſſe als ſie bei Eröffnung des Konkurſes der Gefell- 
ſchaft zuſtehen. Sie ſind in dieſem Falle Beſtandtheile des 
Geſellſchaftsvermögens und wie die übrigen Geſellſchaftsaktiva 
nach den Vorſchriften der Konkursordnung zu gemeinſamer Be⸗ 
friedigung der Konkursgläubiger zu verwenden. Sie können 
daher während der Dauer des Konkurſes auch nur vom Kon- 
kursverwalter, nicht von den einzelnen Gläubigern geltend ge- 
macht werden, da ſonſt der Konkursmaſſe ein ihr zugehöriger 
Anſpruch entzogen werden würde. (Vergl. die analogen Be⸗ 
ſtimmungen im neuen H. G. B. $ 171 Abſ. 2 und $ 217 


Abſ. 2 ſowie die Denkſchrift zum Entwurf S. 123.) Der 
Konkursverwalter iſt aber kraft einer ihm vom Geſetz ertheilten 
Ermächtigung auch befugt, über die Anſprüche der Geſellſchaft 
eventuell mit Zuſtimmung des Gläubigerausſchuſſes Vergleiche 


zu ſchließen. Der Abſchluß des Vergleiches erfolgt ebenfalls im 
gemeinſamen Intereſſe der Gläubiger. Durch einen vom 


Konkursverwalter abgeſchloſſenen rechtsbeſtändigen Vergleich wird 
daher der Anſpruch der einzelnen Gläubiger verbraucht. Dies 
Ergebniß wird auch durch die Erwägung gerechtfertigt, daß das 
geſetzgeberiſche Motiv, auf welchem die Selbſtſtändigkeit des 
Anſpruches der einzelnen Gläubiger beruht, mit der Konkurs⸗ 
eröffnung fortfällt. Ein von den Intereſſen der Gläubiger ver- 
ſchiedenes Geſellſchaftsintereſſe iſt nicht mehr vorhanden, denn 
die Geſellſchaft wird durch die Eröffnung des Konkurſes aufgelöſt; 
und es iſt ſchon aus dieſem Grunde, aber auch mit Rückſicht 
auf die Stellung des Konkursverwalters nicht anzunehmen, daß 
die Einflüſſe, die ſich außerhalb des Konkurſes zum Nachtheil 
der Gläubiger geltend machen können, nach der Konkurs- 
eröffnung fortwirken. I. C. S. i. S. Haaſe und Genoſſen 
c. Kurſikowski und Genoſſen vom 19. Mai 1897, Nr. 16/97 J. 

9. Der Auffaſſung des B. G. ſteht das Bedenken ent⸗ 
gegen, daß es die doch nur durch die nachträgliche erfolgreiche 
Anfechtung der Kaufrechtsabtretung ſeitens des Konkursverwalters 
vermittelte thatſächliche Wirkung der Eintragung der Zwangs 
hypothek auf das Vermögen der Gemeinſchuldnerin für ent- 
ſcheidend, bezw. dieſe Wirkung als genügende Grundlage für 
die Anwendung des § 23 Ziffer 1 und 2 der K. K. O. auf die 
jetzt in Frage ſtehende Anfechtungsklage erachtet. Die frühere 
Anfechtungsklage der Bekl. war gegen die J. ſchen Kinder ge— 
richtet und hatte den Erfolg, daß auf Grund des gegen die 
J. ſchen Kinder ergangenen Urtheiles gegen fie als damals ein- 
getragene Eigenthümer der fraglichen Grundſtücke die Zwangs⸗ 
hypothek zu Gunſten der Bekl. eingetragen worden iſt. Rechtlich 
kommt darauf, daß dieſe Art der Verurtheilung der J. ' ſchen 
Kinder einer Praxis der Gerichte entſprechen ſoll und daß die 
Bekl. (damals Kl.) damit auf kürzerem Wege daſſelbe erreichte, 
was ſie bei einer dem § 7 des A. G. entſprechenden Verurtheilung 
der J. 'ſchen Kinder erſt im Wege der Zwangsvollſtreckung gegen 
ihre Schuldnerin, die Frau J. ſelbſt hätte erreichen können, 
nichts an. Hierdurch wird nichts daran geändert, daß wie die 


Verurtheilung fo auch die zwangsweiſe Eintragung der Hypothek 


gegen die J.ſchen Kinder erfolgt iſt, ſomit weder eine 
Rechtshandlung der Frau J. noch eine ſolche gegen ſie vorliegt. 
Ebenſowenig aber kann man ſagen, daß nachträglich, nachdem 
der Konkursverwalter durch ſeine Anfechtung der Kaufrechts⸗ 
abtretung die Rückübertragung des Eigenthumes an den Grund: 
ſtücken auf die Gemeinſchuldnerin J. durchgeſetzt hatte, die gegen 
die J. ſchen Kinder erfolgte Eintragung der Zwangshypothek 
rechtlich als ein gegen die Gemeinſchuldnerin vorgenommener 
Rechtsakt angeſehen werden müſſe. Bedenklich erſcheint auch 
die aus den Ausführungen des B. G. hervorleuchtende prin- 
zipielle Auffaſſung, daß von einer Rechtsnachfolge im Sinne 
des § 33 der K. K. O. da nicht die Rede ſein könne, wo gegen 
denjenigen, mit welchem der Gemeinſchuldner das erſte (anfecht⸗ 
bare) Rechtsgeſchäft vorgenommen hat, ein Dritter im Wege 
der Zwangsvollſtreckung ein Recht an dem Gegenſtande jenes 
Rechtsgeſchäftes erworben hat. Aber die Vorſchrift des § 33 
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(Abſ. 2 Ziffer 1) findet, abgeſehen davon, daß die Klage gar 
nicht in einer dieſer Vorſchrift entſprechenden Weiſe begründet 
worden iſt, auf den gegenwärtigen Fall, wo es ſich um eine 
vor Ausbruch des Konkurſes durch ſiegreiche Anfechtung nach 
dem A. G. vom 21. Juli 1879 erlangte Sicherung eines 
Konkursgläubigers (§ 2 der K. K. O.) handelt, überhaupt keine 
Anwendung. Maßgebend iſt vielmehr die Vorſchrift des $ 13 
Abſ. 3 des A. G. Der § 13 beſtimmt, ſoweit er hier intereſſirt, 
die Einwirkung des Konkursverfahrens auf die von einem (jetzigen) 
Konkursgläubiger vor der Eröffnung des Konkursverfahrens 
unternommene oder mit Erfolg durchgeführte Anfechtung einer 
Rechtshandlung, durch welche aus dem Vermögen feines 
Schuldners (jetzt Gemeinſchuldners) etwas an einen Dritten 
gelangt iſt. In Abſ. 1, 2 iſt direkt (ſiehe jedoch Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. XXX S. 67 ff.) der Einfluß des 
Konkurſes auf anhängige Anfechtungsprozeſſe, in Abſ. 3 deſſen 
Einfluß auf die in Folge der Anfechtung erlangte Sicherung 
oder Befriedigung normirt. Soweit hiernach der Gläubiger 
aus dem Zurückzugewährenden eine Sicherung oder Befriedigung 
erlangt hatte, finden auf die Anfechtung derſelben die Vor⸗ 
ſchriften des § 23 Ziffer 1 der K. K. O. entſprechende Au⸗ 
wendung. Die Motive (ſiehe Materialien des A. G. zu § 12 
des Entwurfs S. 28, 30) äußern ſich hierüber folgendermaßen: 
„Hatte die Geltendmachung des Anfechtungsanſpruches bereits 
zu einer freiwillig oder im Wege der Zwangsvollſtreckung ge⸗ 
leiſteten Befriedigung oder in Folge einer Pfändung zu einem 
Pfandrecht des anfechtenden Gläubigers an dem Zurück— 
zugewährenden geführt, ſo hat es hierbei ſein Bewenden, 
es ſei denn, daß dem Gläubiger zur betreffenden Zeit die 
Zahlungseinſtellung des Schuldners oder der Konkursantrag 
bekannt war. In dieſem Fall erſcheint in gleicher Weiſe wie 
in den Fällen des § 23 Ziffer 1 der Konkursanſpruch der 
übrigen Gläubiger verletzt, da es ſich um Sicherung oder Be⸗ 


friedigung aus Vermögensſtücken handelt, welche rechtlich als 


zum Vermögen des Gläubigers anzuſehen ſind. Entſprechend 
den erwähnten Vorſchriften der K. K. O. muß daher auch hier 
die Anfechtung ſtattfinden. Eine ausdrückliche Beſtimmung 
deſſen empfiehlt ſich, weil die unmittelbare Anwendbarkeit der 
Vorſchriften aus dem Grunde bezweifelt werden könnte, daß 
die Handlung nicht von dem Schuldner oder gegen 
ihn erfolgt iſt.“ Daß § 13 Abſ. 3 hiernach auf den Fall 
Anwendung findet, wenn der Gläubiger zufolge ſeiner Einzel⸗ 
anfechtung durch zwangsweiſe Eintragung einer Hypothek auf 
vom Gemeinſchuldner veräußerten Grundſtücken Sicherung er⸗ 
langt hatte, iſt nicht zu bezweifeln. Ohnedies wäre eine ſolche 
Sicherung überhaupt nicht aufechtbar. Denn § 13 Abſ. 3 
geſtattet, worüber nicht mehr geſtritten werden kann und worin 
die Doktrin (ſiehe Peterſen und Kleinfeller, Konkursordnung für 
das deutſche Reich, 3. Auflage zu $ 13 A. G. S. 694, Wil⸗ 
mowoki, Deutſche Reichs⸗Konkursordnung, 5. Auflage, Anm. 6 
zu § 23 der K. K. O. S. 129, Anm. 2b zu § 29 ©. 157, 
Koſack, Das Anfechtungsrecht der Gläubiger ꝛc. S. 361) mit 
den Motiven einig iſt, nur die Anfechtung nach § 23 Ziffer 1, 
nicht auch nach § 33 der K. K. O. Der Gläubiger, der zu⸗ 
folge ſeiner Anfechtung die Sicherung oder Befriedigung 
erlangt hat, erſcheint inſoweit nicht als Rechtsnachfolger im 
Sinne des 8 33. Nach der hier anwendbaren Vorſchrift des 


§ 23 Ziffer 1 Fall 2 muß aber von dem anfechtenden Konkurs- 
gläubiger vor Allem bewieſen werden, daß die Rechtshandlung, 
welche dem Konkursgläubiger Sicherung oder Befriedigung ge⸗ 
währte, nach der Zahlungseinſtellung oder dem Eröffnungs- 
antrage erfolgte. VI. C. S. i. S. John Konk. c. Thümmler 
vom 24. Mai 1897, Nr. 11/97 VI. 

10. Der Bekl. hatte eingewendet, es mangele die 
Benachtheiligung der Konkursmaſſe, weil nach einer im 
Schreiben S.'s vom 15. Januar. 1894 enthaltenen Offerte die 
Vereinbarung getroffen und auch gehalten ſei, daß das Eigen⸗ 
thum der vom Bekl. dem S. gelieferten Hölzer dem Bekl. 
zuſtehe, ſoweit ſie noch nicht bezahlt ſeien. Der Einwand iſt 
verworfen worden. Die Reviſion ſtellt die Prüfung, ob dies 
mit Recht geſchehen ſei, anheim. Der Einwand war aber 
offenbar unbeachtlich. Von dem Erforderniß der Benachtheili— 
gung der Konkursmaſſe ſpricht der hier zur Anwendung kom⸗ 
mende § 23 Nr. 1 Satz 2 der K. K. O. überhaupt nicht. 
Wenn durch die wirkſame Anfechtung einer geleiſteten Zahlung 
ein Ausſonderungs⸗ und Abſonderungsrecht des Gläubigers an 
einem in die Konkursmaſſe gelangten Vermöͤgensſtück wieder 
auflebt, ſo kann allerdings die Anfechtung ſich als zwecklos 
herausſtellen (vergl. Peterſen und Kleinfeller, K. K. O., 3. Aufl., 
zu § 23 Note II am Schluſſe). Hier iſt aber auch das be⸗ 
hauptete Ausſonderungsrecht nicht vorhanden. Mit Recht bemerkt 
das B. G. in dieſer Beziehung, das Eigenthum der Hölzer 
ſei auf den Gemeinſchuldner übergegangen und als ſolches auch 
in die Konkursmaſſe gelangt. Durch die bloße, nach dem 
Uebergange des Eigenthums auf den Gemeinſchuldner, getroffene 
Abrede, die im Beſitze des Gemeinſchuldners befindlichen Hölzer 
ſollten Eigenthum des Bekl. bis zu ihrer Bezahlung bleiben, 
trat keine Veränderung im Eigenthum ein. Von einer Ueber⸗ 
tragung des Beſitzes an den Hölzern auf den Bekl. hat dieſer 
in der Vorinſtanz nichts behauptet. VI. C. S. i. S. Schle⸗ 
ſinger o. Schmidt Konk. vom 31. Mai 1897, Nr. 24/97 VI. 

11. Es iſt der von der vorigen Inſtanz vertretenen Aus⸗ 
legung nicht beizupflichten, vielmehr anzunehmen, daß ein Kind, 
dem eine Forderung an den Vater erwachſen iſt, wegen der 
ſelben in deſſen Konkurſe bevorzugte Befriedigung immer dann 
beanſpruchen kann, wenn die Forderung der Verwaltung des 
Vaters Kraft Geſetzes unterlegen hatte. Dieſe Auffaſſung wird 
auch von den Auslegern der K. K. O. allgemein getheilt. Vergl. 
die Kommentare von Peterſen und Kleinfeller, III. Aufl. 
S. 278 fg., v. Völderndorff, II. Aufl. Bd. 1 S. 639 fg., 
v. Wilmowski, V. Aufl. S. 253 fg., Stieglitz, S. 381 Note 20, 
v. Sarwey, III. Aufl. S. 354, Hullmann, S. 208 Anm. 14, 
Wengler, S. 386 fg.; abweichend — vielleicht — Kohler, Lehr: 
buch S. 339 Anm. 3. Vergl. noch Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 17 S. 41 fg. Eingehend begründet. VI. C. S. 
i. S. Noak c. Noak Konk. vom 29. April 1897, Nr. 443/96 VI. 

II. Das Handelsrecht. 

12. Differenzgeſchäft. Rkl. bezeichnet als unzuläſſig, daß 
das B. G. zwar gegenüber den von B. vermittelten Geſchäften 
den Einwand des Spiels zulaſſen wolle, dagegen das der Klage 
zu Grunde liegende, durch direkte Korreſpondenz der Parteien 
zu Stande gekommene Geſchäft als Effektivgeſchäft anſehe, denn 
die von B. als dem Agenten der Kl. dem Bekl. gegenüber ab⸗ 
gegebene Erklärung, er halte den Widerſpruch der Kl. gegen 
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reine Differenzgefchäfte für leere Form, müſſe auf alle zwiſchen 
den Parteien abzuſchließende Geſchäfte bezogen werden und dürfe 
nicht getheilt werden; indem das B. G. ſolche Theilung vor- 
nehme, ſetze es ſich in direkten Widerſpruch mit den in dem 
Urtheile des R. G., Entſch. Bd. 30 S. 29 ff. entwickelten 
Grundſätzen. Auch dieſer Angriff geht fehl. Es mag zwar 
als eine der Regel nach zutreffende thatſächliche Vermuthung 
hingeſtellt werden können, daß Vertragsparteien, welche durch 
die Korreſpondenz eines Agenten eine Reihe von Spielgeſchäften 
miteinander geſchlpſſen haben, dieſe Spielabſicht auch haben 
werden, wenn ſie im Anſchluß an jene Geſchäfte („um die letzte 
kleine Schlappe einzubringen“) ein äußerlich gleichartiges Ge- 
ſchäft durch direkte Korreſpondenz mit einander abſchließen. 
Allein ein Rechtsſatz dieſes Inhalts beſteht nicht; das O. L. G. 
konnte alſo unter Berückſichtigung der thatſächlichen Umſtände, 
wozu namentlich gehört, daß die Kl. von den Verhandlungen 
zwiſchen B. und dem Bekl. niemals Kenntniß erhalten hat, 
recht wohl zu der Anſicht gelangen, daß die Kl. ſelbſt das der 
Klage zu Grunde liegende Geſchäft, wie alle früheren auch, als 
Effektivgeſchäfte gewollt habe und der abweichende Wille des 
Bekl. hier nicht, wie bei den früheren, in Betracht komme, weil 
dieſes Geſchäft nicht durch B. vermittelt worden, Kl. alſo nicht 
an die Aeußerungen deſſelben gegenüber dem Bekl. gebunden ſei. 
Daß das O. L. G. hierdurch mit Rechtsgrundſätzen in 
Widerſpruch trete, welche das R. G. in der erwähnten Ent⸗ 
ſcheidung entwickelt habe, kann nicht anerkannt werden. In 
dem damals entſchiedenen Rechtsfalle handelte es ſich allerdings 
auch um ein durch direkte Korreſpondenz der Parteien zu Stande 
gekommenes Geſchäft und es wurde dennoch der Spieleinwand 
auf Grund der Thatſache zugelaſſen, daß der Bekl. der Kl. 
durch ihren Agenten empfohlen worden war, mit welchem er 
das Spielen um die Differenz vereinbart hatte, allein der In⸗ 
halt der Entſcheidungsgründe ergiebt auch, daß dieſem Urtheil 
die weitere thatſächliche Annahme zu Grunde liegt, der Agent 
ſei von der Kl. beauftragt geweſen, den Kunden Auskunft 
über die Grundlage des Verkehrs mit ihr zu ertheilen, woran 
die Folgerung geknüpft wird, daß die Kl. die von dem Agenten 
über die Ausſchließung der Effektiolieferung getroffene Ver⸗ 
einbarung gegen ſich gelten laſſen müſſe, ſofern ſie erkannt habe, 
daß das Geſchäft von dem Agenten vermittelt ſei; als durch 
den Agenten vermittelt wird hier das zwiſchen den Parteien 
direkt abgeſchloſſene Geſchäft deshalb bezeichnet, weil der Agent 
die Parteien auf einander aufmerkſam gemacht hatte. Im vor- 
liegenden Falle nimmt das O. L. G. dagegen als feſtſtehend an, 
daß die Kl. ihren Agenten ausdrücklich angewieſen hatte, den 
Kunden eine beſondere Mittheilung über die Nichtzulaſſung 
von Spielgeſchäften zu machen, und erachtet ſie deshalb nicht 
für verpflichtet, eine abweichende Spielabſicht des Bekl. für das 
mit dieſem direkt abgeſchloſſene Geſchäft gegen ſich gelten zu 
laſſen, indem es zugleich zuläßt, daß man bezüglich der von 
dem Agenten vermittelten, das heißt hier der durch Korreſpondenz 
deſſelben zu Stande gekommenen Geſchäfte mit Rückſicht auf 
die Ausführungen in dem Urtheile des R. G. Bd. 30 S. 214ff. 
zu einer anderen Anſicht gelange. Das angefochtene Urtheil 
tritt alſo mit keinem Rechts ſatze des Urtheils Bd. 30 S. 29 ff. 
in Widerſpruch, insbeſondere nicht mit einem Rechtsſatze etwa 
des Inhalts, daß ein Bankier bezüglich der Geſchäfte, welche er 


mit einem ihm durch ſeinen Agenten zugeführten Kunden direkt 
abſchließt, die zwiſchen letzteren über den Ausſchluß der Effektiv⸗ 
lieferung getroffene Vereinbarung gegen ſich gelten laſſen müſſe, 
welche er für die bisher durch Korreſpondenz des Agenten zu 
Stande gekommenen Geſchäfte anerkennen mußte. Ein ſolcher 
Rechtsſatz iſt in der mehrerwähnten Entſcheidung nicht aufgeſtellt 
und konnte nicht aufgeſtellt werden, da es einem Bankier nicht 
verwehrt ſein kann, mit einer Perſon, mit welcher er ſich geſtern 
auf Spielgeſchäfte eingelaſſen hat, heute Effektivgeſchäfte zu 
machen; und ebenſowenig iſt in jenem Urtheil ein Rechtsſatz 
aufgeſtellt, wonach der Agent des Bankiers eine geſetzliche Voll⸗ 
macht habe, zum Voraus den Geſchäften, welche letzterer mit 
den ihm zugeführten Kunden abſchließen wird, den Charakter 
als Spielgeſchäfte zu geben. Ueber die Wirkungen der von 
dem Agenten gegenüber den Kunden gethanen Aeußerungen auf 
den Inhalt des zwiſchen letzterem und dem Bankier geſchloſſenen 
Geſchäfts kann vielmehr immer nur nach Lage des einzelnen 
Falles geurtheilt werden, da, wenn kein Bevollmächtigter in 
Mitten iſt, immer zu prüfen bleibt, welches der von den 
Parteien ſelbſt erklärte Wille war, und die Aeußerungen Be⸗ 
auftragter hierbei nur inſofern in Betracht kommen, als fie dem 
Willen der Parteien ſelbſt entſprechen. II. C. S. i. S. Arndt 
c. Dſchenfzig u. Weidner vom 28. Mai 1897, Nr. 97/97 II. 

13. Zur Begründung der Reviſion wurde eine Verletzung 
des Art. 347 H. G. B. geltend gemacht, welche darin liege, 
daß der bloßen Rüge, die Waare ſei dem Muſter nicht ent- 
ſprechend, Wirkung beigelegt worden ſei. Nach der Begründung 


des B. G., wird ausgeführt, würde man dahin gelangen, bei 


offeuen Mängeln überhaupt eine nähere Subſtanziirung nicht 
zu verlangen, da bei offenſichtlichen Abweichungen vom Muſter 
der Käufer ſtets vorausſetzen könne, daß ſie dem Verkäufer nicht 
entgangen ſeien. Es komme nicht darauf an, was der Käufer 
ſubjektiv vorausſetzen könne, ſondern darauf, daß objektiv der 


„Verkäufer erkennen könne, um welche Mängel es ſich handle. 


Dazu genüge aber nach konſtanter Rechtſprechung nicht die 
Rüge, daß die Waare dem Muſter nicht entſpreche, mindeſtens 
müßte ſich, um dies für ausreichend zu halten, aus der Korre- 
ſpondenz ergeben, auf welche Maͤngel ſie ſich beziehe, allein Kl. 
ſei gerade nicht in der Lage geweſen, den Grund der Bemänge⸗ 
lung zu erkennen, und habe ſich erſt ſelbſt darnach erkundigt. 
Dieſen Ausführungen gegenüber iſt einmal darauf hinzuweiſen, 
daß nach dem Wortlaute des Art. 347 H. G. B. die Folge, 
daß die Waare als genehmigt gilt, nur an die Verſäumung der 
Anzeige darüber geknüpft iſt, daß die Waare ſich nicht als ver- 
tragsmäßig oder geſetzmäßig ergeben habe. Iſt aber auch nach 
der Abſicht des Geſetzes zu fordern, daß die Anzeige enthalte, 
worin die Abweichung von der vertragsmäßigen Beſchaffenheit 
beſtehe, damit der Verkäufer ſich darüber zu entfcheiden vermöge, 
ob er die Waare zurücknehmen oder auf deren Abnahme beſtehen 
wolle, ſo kann doch eine ſolche Angabe bei einem Kauf nach 
Probe ſchon in der Rüge, die Waare ſei dem Muſter nicht 
entſprechend, gefunden werden. Das O. L. G. ſtellt feſt, der 
Bekl. habe im gegebenen Falle vorausſetzen dürfen, daß offen- 
ſichtliche erhebliche Abweichungen vom Muſter, insbeſondere die 
Verwendung von Kalb⸗ ſtatt Spiegelroßleder, dem ſachverſtändigen 
Fabrikanten, welcher die Beſtellung ausgeführt hat, nicht ent⸗ 
gangen ſein konnten. Die Mängelanzeige konnte daher als 
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genügend begründet angeſehen werden, auch ſteht dieſer Rechts- 
anſchauung die bisherige Rechtſprechung keineswegs entgegen. 
Vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. XIV S. 156, XVIII 
S. 204. II. C. S. i. S. Miſchkönig c. Fiſchel vom 1. Juni 
1897, Nr. 98/97 II. 

14. Zu einer wirkſamen Bürgſchaft bedurfte es der Schrift- 
form ($ 203 A. L. R. Thl. 1 Tit. 14). Ein Handelsgeſchäft 
liegt nicht vor. Zwar behauptete der Kl. in I. J., daß beide 
Theile Kaufleute ſeien. Der I. R. nahm aber bezüglich beider 
Theile das Gegentheil an, und in II. J. ſuchte der Kl. das 
Vorhandenſeins eines Handelsgeſchäfts lediglich daraus herzu⸗ 
leiten, daß er Kaufmann ſei, und daß deshalb ſeine Lieferungen 
zum F'ſchen Bau und demgemäß auch das Verſprechen des 
Bekl. als Handelsgeſchäft anzuſehen ſeien. Allein die Lieferungen 
der Schloſſerarbeiten zu einem Bau iſt nach Art. 275 des H. G. B. 
kein Handelsgeſchäft, und da die Behauptung, daß Bekl. Kauf⸗ 
mann ſei, fallen gelaſſen iſt, ſo liegt die Bürgſchaft eines Nicht⸗ 
kaufmanns für ein Nichthandelsgeſchäfts vor, die daher nicht 
ſelbſt ein Handelsgeſchäft ſein kann. VI. C. S. i. S. Mielke 
c. Gundlach vom 31. Mai 1897, Nr. 26/97 VI. 

15. Von der Bekl. iſt nicht beſtritten worden, daß zwiſchen 
dem Hafenort Livingſton im Staate Guatemala und der Stadt 
Guatemala keine zur Beförderung von Gütern geeignete Straße 
beſteht und wenn dies zu Grunde gelegt wird, ſo iſt kaum zu 
bezweifeln, daß durch die Spedirung der Koffer nach Livingſton 
ein auffallend grober Fehler gemacht worden iſt. Es kann 
jedoch nicht mit dem L. G. angenommen werden, daß Bekl. 
verpflichtet geweſen ſei, die Koffer nach der Stadt Guatemala 
an die Adreſſe des E. N. zu liefern, und daß ſie, da dies 
nicht rechtzeitig geſchehen ſei, von der Verbindlichkeit zum 
Schadenserſatz nur befreit ſein würde, wenn die Koffer in Folge 
eines Verſehens der Kl. ſelbſt oder eines Zufalles nicht recht- 
zeitig an den Ort ihrer Beſtimmung gelangt wären. Denn 
der zwiſchen Parteien abgeſchloſſene Vertrag iſt nach den, ſpäter 


nur in Anſehung des Beſtimmungsorts geänderten Aufträgen 


vom 1. und 4. Juli 1895 ein Speditionsvertrag, wovon übrigens 
auch das L. G. ausgeht. Der Spediteur haftet aber, fofern 
nur der Art. 380 H. G. B. in Betracht kommt, nicht wie 
ein Frachtführer und ſteht auch nicht für die von ihm gewählten 
Zwiſchenperſonen ein. Die Wahl eines Zwiſchenſpediteurs iſt 
ihm, wenn dies nicht vertragsmäßig ausgeſchloſſen wurde, er- 
laubt (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 12 S. 379); er 
haftet dann regelmäßig, alſo wenn Sonderbeſtimmungen nicht 
in Frage kommen, nur für die von ihm zu vertretende Sorg⸗ 
falt bei der Auswahl. Im vorliegenden Fall hat Bekl. die 
Koffer an die Speditionsfirma L. & Co. in Bremen geſandt 
und dieſer den Weitertransport aufgetragen. Danach waren 
L. & Co. Zwiſchen⸗ (nicht Unter⸗) Spediteure. Die Wahl 
von ſolchen war nicht unterſagt, denn ausdrücklich iſt dies nicht 
geſchehen und für ein ſtillſchweigendes Verbot liegen irgend 
welche Anhaltspunkte nicht vor. Es kommen ferner für das 
Rechtsverhältniß der Parteien nur die allgemeinen Vorſchriften 


über die Spedition, nicht auch die für anders geſtaltete Ver 


hältniſſe gegebenen Sondervorſchriften (Art. 38 4, 385 H. G. B.) 
in Betracht. Bekl. durfte deshalb L. & Co. beauftragen, ſo 
daß nichts darauf ankommt, ob Bekl. dies, wie ſie behauptet, 
thun mußte, weil der Bremer Lloyd Güter von auswärtigen 


Spediteuren angeblich nicht annimmt. Die Zuverläſſigkeit von 
L. & Co. aber iſt unbeſtritten. Danach kann Bekl. für die 
Wahl dieſer Firma und für deren Handlungen, nämlich für 
die weitere Beauftragung der Firma V. & Co. in New Bork, 
von der ſchließlich das geltend gemachte Verſehen, falls ſolches 
vorliegt, begangen wurde, nicht verantwortlich gemacht werden. 
Die Reviſion meint, daß Bekl. den Zwiſchenſpediteuren den 
Transportweg hätte vorſchreiben müſſen und beruft ſich auf das 
bei Bolze Praxis des R. G. Bd. 8 Nr. 437 auszugsweiſe 
mitgetheilte Urtheil. Dieſem Urtheil liegt jedoch der Sach⸗ 
verhalt zu Grunde, daß der Spediteur den Transportweg ſelbſt 
beſtimmt und hierbei eine fehlerhafte Wahl getroffen hatte, 
während der von der Reviſion geltend gemachte Grundſatz dort 
nicht berührt wird. Dieſer Grundſatz kann jedoch weder all⸗ 
gemein noch im vorliegenden Falle als zutreffend anerkannt 
werden. Durfte Bekl. einen Zwiſchenſpediteur annehmen, ſo 
durfte ſie ihm, wenn nicht beſondere Umſtände etwas anderes 
bedingten, auch die Wahl des Weges überlaſſen. Derartige 
beſondere Umſtände liegen indeß nicht vor; insbeſondere kann 
daraus, daß Bekl. ihre Geſchäftsbriefe mit dem Aufdruck 
„Spezialität: Internationaler und überſeeiſcher Verkehr“ ver⸗ 
ſehen hat, nicht gefolgert werden, daß ſie in jedem einzelnen 
Falle für die Wahl des richtigen Weges, auch dann, wenn ſie 
ſich eines Zwiſchenſpediteurs bedient, einſtehen will. I. C. S. 
i. S. Spengler, Horn & Co. c. Kröger, Zielinsky & Co. vom 
12. Mai 1897, Nr. 7/97 J. 

16. Der Ausführung des O. L. G., daß die der Charte⸗ 
partie beigefügte Eisklauſel den Rücktritt des Bekl. nicht 
rechtfertige, iſt beizutreten. Die Klauſel bezieht ſich nur auf 
zwei Fälle: 1. darauf, daß für den Dampfer Gefahr eintreten 
ſollte, im Abladehafen Warnemünde einzufrieren, und 2. darauf, 
daß Warnemünde in dem Zeitpunkte Eiſes halber nicht zu⸗ 
gänglich ſein ſollte, wo der Dampfer ſeine Eiſenladung in 
Flensburg gelöſcht haben würde. Weder der eine noch der 
andere Fall iſt eingetreten. Was eingetreten iſt, iſt eine durch 


Eis verurſachte Verzögerung in der Vollendung der Reiſe, auf 


welcher ſich der Dampfer befand, als die Chartepartie zum 
Abſchluſſe kam. Für dieſen Fall hat der Vertrag keine be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen. Das angefochtene Urtheil geht daher 
mit Recht davon aus, daß dieſe Verzögerung auf den Beſtand 
des Vertrages keinen Einfluß hatte, da beide Theile nach den 
in Betracht kommenden Oertlichkeitenn und Jahreszeiten von 
vornherein mit dieſer Möglichkeit rechnen mußten Iſt 
hiernach vom B. R. mit Recht angenommen, daß der Bekl. 
unrechtmäßiger Weiſe vom Vertrage zurückgetreten iſt, ſo fragt 
ſich weiter, ob und inwieweit der von den Kl. geforderte 
Schadenserſatz feinem Betrage nach durch die Klauſel: Indemnity 
for non- performance of this agreement the estimated 
amount of freight gerechtfertigt wird. In dieſer Beziehung 
hatte das L. G. unter Bezugnahme auf den in den Entſch. des 
R. G. Bd. 19 S. 34 mitgetheilten Rechtsfall angenommen, daß 
es dieſer Klauſel nach engliſcher Auffaſſung an jeder Bedeutung 
fehle, und es hatte den Kl. daher nur ſoviel als Erſatz zu⸗ 
geſprochen, wie viel an Schaden dem Gerichte nachgewieſen er- 
ſchien. Das B. G. dagegen hat den Kl. die volle, ihnen ent⸗ 
gangene Fracht zugeſprochen, indem es erwägt, daß es an einem 
genügenden Grunde fehle, für die Auslegung der Klauſel auf 
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die engliſche Rechtsauffaſſung zurückzugehen; nach deutſchem 
Rechte aber unterliege die Wirkſamkeit der Klauſel keinem Be⸗ 
denken. Dieſe Begründung kann nicht für richtig erachtet 
werden. Allerdings darf davon ausgegangen werden, daß die 
Verpflichtungen des Bekl., da der Vertrag für ihn in Warne⸗ 
münde zu erfüllen war, nach deutſchem Rechte zu beurtheilen 
ſind. Für die Auslegung des ſchriftlichen Frachtvertrages aber, 
um die es ſich in dieſer Frage handelt, läßt ſich ein weiterer 
Satz als der des Art. 278 des H. G. B., daß der Richter den 
Willen der Kontrahenten erforſchen und nicht am buchſtäblichen 
Sinne des Ausdrucks haften ſoll, aus dem deutſchen Rechte 
nicht gewinnen. Gerade dieſer Satz aber nöthigt dazu, für die 
Ermittelung der Bedeutung und Tragweite der einzelnen Klauſeln 
der Chartepartie auf engliſche Rechtsauffaſſungen zurückzugehen. 
Der B. R. verkennt, daß das hier benutzte Formular durchweg 
von der dem engllſchen Rechte eigenthümlichen Auffaſſung des 
Seefrachtgeſchäfts getragen iſt. Handelte es ſich blos um die 
Ueberſetzung eines von deutſchen Rechtsgedanken und deutſcher 
Rechtsauffaſſung zeugenden Kontrakts, ſo würde auf die Wahl 
der Sprache allerdings kein Gewicht zu legen ſein. Das iſt 
aber offenſichtlich nicht der Fall. Denn außer der hier in Rede 
ſtehenden dem engliſchen Geſchäftsverkehre eigenthümlichen Klauſel 
enthält der Vertrag auch in ſeinen anderen Theilen Beſtimmungen, 
die in engliſchen Chartepartien allgemein üblich ſind, die in einer 
gewiſſen, ſeit langer Zeit herkömmlichen Form ausgedrückt werden 
und mit denen man in England im Geſchäftsverkehre und in 
der Rechtspflege einen beſtimmten, keineswegs immer ſchon aus 
dem bloßen Wortlaute abzuleitenden Sinn verknüpft. So die 
bekannte exeption clause: „The Act of God, peril of the 
sea, fire, barratry of the Master and Crew etc. etc. ex- 
cepted,“ und die cesser of liability clause: „For the 
freighht . .. the Captain is to hold himself to the 
Cargo. . .. and not to the Shippers . .. whose re- 
sponsibility shall cease whenever the Cargo is put on 
board.“ Es kann nicht angehen, den Sinn dieſer Klauſeln 
einfach durch eine Ueberſetzung ins Deutſche ermitteln zu wollen. 
Vielmehr muß angenommen werden, daß, wenn ſich die Parteien 
derartiger, im engliſchen Seefrachtverkehre allgemein eingebürgerter 
Wendungen bedienen, ſie damit auch den Sinn verbinden wollen, 
der dieſen Klauſeln in England beigemeſſen wird. Im vor⸗ 
liegenden Falle kommt hinzu, daß die Charter im Intereſſe einer 
engliſchen Rhederei proponirt und ſo abgeſchloſſen iſt, wie ſie 
vorliegt, und daß ſie ſich auf ein engliſches Schiff und eine in 
England endigende Reiſe bezieht. Dem gegenüber kann es nicht 
entſcheidend in Betracht kommen (worauf das O. L. G. Gewicht 
legt), daß die Charter in Hamburg durch einen Hamburgiſchen 
Schiffsmakler mit einem Deutſchen Haufe zum Abſchluſſe ge 
bracht, und daß dabei ein Druckformular benutzt iſt, das dieſer 
Makler dauernd in ſeinem Geſchäftsverkehre mit den Bekl. ver⸗ 
wendet. 
nach der ihr in England allgemein beigelegten Bedeutung eine 
beſondere Wirkſamkeit nicht zukommt, der vertragstreue Theil 
vielmehr allemal die Schäden, deren Erſatz er fordern will, 
trotz der Klauſel beſonders liquidiren muß, ſo kann die Klauſel 
auch nicht dadurch die Bedeutung einer nach Deutſchem Rechte 
zu beurtheilenden Konventionalſtrafe gewinnen, daß der Vertrag 
in Hamburg zwiſchen einem deutſchen Schiffsmakler und einem 


Wäre es alſo richtig, daß der hier fraglichen Klauſel 


deutſchen Kaufmanne zum Abſchluſſe gekommen iſt. Aber kommt 
der Klauſel dieſe Bedeutung zu? Das O. L. G. hat ſich hier⸗ 
über nicht ausgeſprochen. Das R. G. iſt in der Lage, dieſe 
Frage — ohne daß es einer Zurückverweiſung bedürfte — ſelbſt 
zu beantworten. Es iſt nicht gerechtfertigt, wenn das L. G. 
die hier gebrauchte Klauſel: Indemnity for non-perfor- 
mance . . . . mit der Klauſel: Penalty for non- perfor- 
mance . . . . als gleichbedeutend erachtet, die in dem Rechts⸗ 
falle Entſch. des R. G. Bd. 19 S. 34 vorlag. Ueber die 
Penalty⸗Klauſel handelt Voigt im Neuen Archiv für Handels⸗ 
recht Bd. J S. 187 f. (1858). Er zeigt, daß dieſe Strafklauſel 
ſeit einem Geſetze vom Jahre 1697 ihre urſprüngliche ſtrenge 
Bedeutung verloren habe und ihre Beibehaltung ſeitdem im 
Grunde nur auf Schlendrian beruhe. Der Gläubiger könne 
immer nur ſein nachzuweiſendes Intereſſe fordern; auch für die 
Vertheilung der Beweislaſt ſei die Klauſel ohne Bedeutung. 
Damit ſtimmen denn auch die bekannteren Werke über engliſches 
Seerecht noch heute überein. Abbot, law of merchant ships 
and seamen. 13 ed. ©. 244 (1892). Maclachlan, a treatise 
on the law of merchant shipping. 4 ed. S. 405 (1892). 
Carver, carriage of goods by sea. 2 ed. S. 748 (1891). 
Aber das Geſagte gilt nur von einer wirklichen Strafklauſel, 
„because the courts are leaning againts penalties“. Durch⸗ 
aus zuläſſig iſt es, das Intereſſe an der Erfüllung eines 
Kontrakts im Voraus vertragsmäßig feſtzuſetzen. „If the sum 
fixed is reasonable and is in effect liquidated damages, 
and not penalty, it will be sustained.“ Ob die Parteien 
eine penalty oder liquidated damages beabſichtigt haben, ſoll 
aus der Geſammtheit der Umſtände ermittelt werden, ohne daß 
der gebrauchte Ausdruck als abſolut entſcheidend angeſehen werden 
darf. Vergl. namentlich Foard, a treatise on the law of 
merchant shipping and freight (1880) S. 456, wo ſich die 
engliſche Rechtsſprechung über dieſen Punkt zuſammengeſtellt 
findet. Wendet man dieſe Sätze auf den vorliegenden Fall an, 
ſo liegen Umſtände nicht vor, aus denen abgeleitet werden 
könnte, daß die Parteien hier an ein eigentliches Strafgedinge 
gedacht hätten. Der offenbar abſichtlich gewählte Ausdruck 
„Indemnity“ ſpricht vielmehr dafür, daß das Intereſſe an der 
Erfüllung im Voraus vertragsmäßig feſtgeſetzt werden ſollte. 
Auch ſpricht für dieſe Auslegung weiter der Umſtand, daß nach 
den meiſten Seerechten, wie namentlich auch nach dem Deutſchen 
H. G. B. (Art. 581 — 585), die Entſchädigung des Verfrachters 
für den Rücktritt des Befrachters auch geſetzlich in einem Theil⸗ 
betrage oder im ganzen Betrage der vereinbarten Fracht beſteht. 
Daß die feſtgeſetzte Summe mit Rückſicht auf die Dauer der 
vereinbarten Frachtreiſe als mäßig und angemeſſen gelten darf, 
unterliegt keinem Bedenken. I. C. S. i. S. Jacoby c. Caſe⸗ 
bourne & Co. vom 22. Mai 1897, Nr. 451/96 I. 

17. Die Reviſion richtet ſich lediglich gegen die Ver⸗ 
werfung des Einwands der Bekl., daß der Kl. ſeinen Anſpruch 
aus dem Verſicherungsvertrage deshalb verloren habe, weil er 
entweder wiſſentlich oder in grober Fahrläſſigkeit bei Beant⸗ 
wortung der Fragen zu 4b und 40% im Verſicherungsantrag 
ſeinen Unfall und Krankheitszuſtand aus dem Jahre 1881 ver- 
ſchwiegen habe. Dieſer letztere ſowie die gleichwohl erfolgte 
Verneinung der erwähnten beiden Fragen ſteht an ſich feſt. 
Das B. G. nimmt aber die Replik des Kl. als erwieſen an, 
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daß der Kl. bei Stellung des Verſicherungsantrages vom 
10. Mai 1887 dem damaligen Agenten der Bekl., S., welcher 
das Antragsformular ausfüllte, über den gedachten Unfall und 
ſeine Folgen Mittheilung gemacht und ihn dabei um Rath 
gefragt hat, ob hierüber bei Beantwortung der Fragen etwas 
bemerkt werden müſſe, darauf aber von dem S. die Antwort 
erhalten hat, es brauche hiervon bei Beantwortung der Fragen 
nichts erwähnt zu werden. Auf Grund dieſer Sachlage nimmt 
die Vorinſtanz an, daß in der Verneinung jener Fragen eine 
wiſſentlich oder in grober Fahrläſſigkeit erfolgte unrichtige Be⸗ 
antwortung nicht gefunden werden könne, da der Kl. einestheils 
durch Mittheilung des Unfalls von 1881 und ſeiner Folgen 
ſeine Bereitwilligkeit zur wahrheitsgemäßen Beantwortung der 
erwähnten Fragen zu erkennen gegeben, anderntheild genügenden 
Grund gehabt habe, der Auskunft und Belehrung des mit 
den einſchlagenden Verhältniſſen und der Auslegung der be⸗ 
treffenden Fragen wohl bekannten Agenten zu vertrauen. Dieſe 
Erwägung erſcheint nicht rechtsirrthümlich, entſpricht vielmehr 


der Auffaſſung des R. G., wie ſie bereits wiederholt (vergl. 


Entſch. Bd. 22 S. 208, Bd. 27 S. 152, insbeſondere auch in 
einer Entſch. des jetzt erkennenden Senats vom 22. Mai 1896 
i. S. Rhenania, Verſicherungsaktiengeſellſchaft zu Cöln, gegen 
Franz Kolesko in Königshütte, Rep. III. 48/1896), zum Aus⸗ 
druck gekommen iſt. Danach hat der Verſicherungsnehmer an 
ſich für die wahrheitswidrige Beantwortung der in dem Antrags⸗ 
formular geſtellten Fragen einzuſtehen, kann ſich aber durch den 
Nachweis beſonderer Umſtände entlaſten, welche ein Verſchulden 
oder böſen Glauben auf ſeiner Seite ausſchließen, namentlich 
durch den Nachweis, daß ihm der vom ihm um Rath gefragte 
Agent der Geſellſchaft die Angabe eines früheren Unfalls oder 
Krankheitszuſtands für unnöthig erklärt habe. Ohne Erfolg 
beruft ſich die Reviſion hiergegen auf § 8 der allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen, wonach „der Verſicherungsnehmer für 
die Richtigkeit und Vollſtändigkeit ſeiner Angaben auch dann 
verantwortlich iſt, wenn dieſelben von einem Vertreter der 
Geſellſchaft oder ſonſt einem Dritten niedergeſchrieben ſind“, 
ſowie auf den Schlußſatz des Antragsformulars, wonach „die 
vorſtehenden thatſächlichen Angaben die alleinige Grundlage für 
die beantragte Verſicherung bilden und namentlich mündliche 
oder ſonſt den Agenten oder Beamten der Geſellſchaft gemachte 
abweichende Angaben, welche nicht in dieſem Autrage nieder- 
geſchrieben ſind, der Letzteren gegenüber als überhaupt nicht 
gemacht gelten ſollen.“ Durch dieſe Beſtimmungen mag die 
Berufung darauf, daß der Verſicherungsnehmer dem Agenten 
die frühere Erkrankung mündlich mitgetheilt, der Letztere aber gleich⸗ 
wohl bei der Ausfüllung des Antragsformulars dieſe Angabe nicht 
berückſichtigt habe, ausgeſchloſſen und die Verantwortlichkeit für eine 
derartige Niederſchrift dem Verſicherungsnehmer allein auferlegt 
ſein. Allein der Kl. hat im vorliegenden Falle noch den weiteren 
Umſtand für ſich geltend gemacht, daß der Agent der Bekl. auf 
ſeine Anfrage die Angabe des Unfalls und Krankheitszuſtandes 
von 1881 für nicht nöthig erklärt hat. Dieſes Entlaſtungs⸗ 
moment iſt durch die erwähnten Bedingungen keinenfalls aus⸗ 
geſchloſſen. Die Bekl. würde, wie die Vorinſtanz mit Recht 
bemerkt, wider Treu und Glauben handeln, wenn ſie die Aus⸗ 
kunftsertheilung und Belehrung des von ihr angeſtellten Agenten 
und die darauf hin erfolgte unrichtige Beantwortung der ge- 


ſtellten Fragen zum Nachtheil des gutgläubigen Verſicherungs⸗ 
nehmers verwerthen und obige Bedingungen in dieſem Sinne 
handhaben wollte. III. C. S. i. S. Kölniſche Unfallverſicherungs⸗ 
A.⸗G. c. Löhrer vom 28. Mai 1897, Nr. 374/96 III. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

18. Das B. U. beruht auf der Erwägung, daß der Kl. 
ſeinen Anſpruch auf ein Verſehen, welches der Bekl. ganz ab- 
geſehen von dem zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertrags- 
verhältniß begangen haben ſoll, gründe, daß dieſer Schadens⸗ 
erſatzanſpruch daher als ein außerkontraktlicher zu bezeichnen 
und daß in Folge deſſen der Klageanſpruch gemäß § 54 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 6 verjährt ſei. Dieſe Erwägung kann 
indeſſen nicht als richtig erachtet werden. Denn der Kl. hat 
ausweislich des Thatbeſtandes des erſtinſtanzlichen Urtheils, 
welcher im B. U. in Bezug genommen iſt, ſeine Forderung auf 
die Behauptung gegründet, daß der Bekl. als Gewerbeunter⸗ 
nehmer ſeine Verpflichtung, alle diejenigen Einrichtungen her⸗ 
zuſtellen und zu unterhalten, welche mit Rückſicht auf die 
beſondere Beſchaffenheit des Gewerbebetriebes und der Betriebs- 
ſtätte zu thunlichſter Sicherheit gegen Gefahr für Leben und 
Geſundheit nothwendig ſind, ſchuldvoll verletzt habe und daß 
die Unfälle, welche Kl. als gewerblicher Arbeiter des Bekl. in 
1884 und 1887 erlitten habe, durch dieſe Pflichtverletzung des 
Bekl. verurſacht worden ſeien. Kl. ſtützt daher ſeinen Anſpruch 
auf die Beſtimmungen des § 120 der R. Gew. O. (für die 
fragliche Zeit in der Faſſung des Art. 1 des R. Geſ. vom 
17. Juli 1878). Die bezüglichen Verpflichtungen des Gewerbe⸗ 
unternehmers entſpringen aber aus dem Dienſtmiethsvertrage, 
den derſelbe mit dem Arbeiter abſchließt, und find nicht außer⸗ 
kontraktlicher Art (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 12 
Nr. 11 S. 46, Bd. 15 Nr. 13 S. 52 — 53). Es kann daher 
von einer Anwendung der Verjährungsbeſtimmung aus § 54 
des A. L. R. Thl. 1 Tit. 6 auf einen Fall, in welchem ein 
gewerblicher Arbeiter den Gewerbeunternehmer auf Grund des 
§ 120 der R. Gew. O. auf Entſchädigung belangt, nicht die 
Rede ſein (Bolze, Praxis des R. G. in Civilſachen Bd. 19 
Nr. 490, vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 37 Nr. 86 
S. 327). III. C. S. i. S. Dröſe c. Hildebrand vom 25. Mai 
1897, Nr. 21/97 III. 

Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. 

19. Ueberſehen iſt vom B. R. zweierlei: a. Der B. R. 
ſetzt von dem feſtgeſtellten Fehlbetrage zur Deckung der Schulden 
außer dem Reſervefonds und den Geſchäftsantheilen auch die 
Geſchäftsantheilsreſte mit 424,61 Mark ab, wie es auch 
die Kl. in der Klage gethan hat. Unter deuſelben befinden ſich 
die 195,73 Mark Geſchäftsantheilsreſte der vier Bekl. K., Z., 
M. und L. Nun liegt auf der Hand, daß es keinen verſtändlichen 
Sinn hat, wenn der B. R. dieſe Geſchäftsantheilsreſte als 


Vermögen der Genoſſenſchaft behandelt, aus dem der 


Fehlbetrag zum Theil gedeckt wird, und gleichzeitig die 
Klage auf Zahlung dieſer Reſte abweiſt. Sind die Bekl. nach 
dem Statut zur Einzahlung dieſer Reſte des ſtatutenmäßigen 
Geſchäftsantheils verpflichtet, und darüber beſteht unter den 
Parteien kein Streit, ſo kann ihnen nach § 22 Abſ. 2 des 
Geſetzes vom 1. Mai 1889 dieſe ſchuldige Einzahlung nicht 
einmal erlaſſen werden. b. Nach § 71 des Gen. Geſ. vom 
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1. Mai 1889 erfolgt die Auseinanderſetzung der ausgeſchiedenen 
Bekl. mit der Genoſſenſchaft nach der Vermögenslage und dem 
Mitgliederbeſtande zur Zeit des Ausſcheidens auf Grund der 
Bilanz. Reicht das Vermögen einſchließlich des Reſervefonds 
und aller Geſchäftsguthaben zur Deckung der Schulden nicht 
aus, ſo hat der Ausgeſchiedene ſeinen Kopfantheil von dem Fehl⸗ 
betrage an die Genoſſenſchaft zu zahlen. Der § 71 findet nach 
§ 154 des Geſetzes, da keiner der in den §§ 155 ff. vor⸗ 
geſehenen Ausnahmefälle vorliegt, auf das Verhältniß der 
klagenden Genoſſenſchaft zu den Bekl. Anwendung, obwohl die 
Genoſſenſchaft auf Grund des Geſetzes vom 4. Juli 1868 ein⸗ 
getragen iſt. Nach § 155 iſt die klagende Genoſſenſchaft eine 
Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht und demgemäß 
auch nachträglich eingetragen. Es iſt völlig unerfindlich, wie 
hiernach, und nachdem feſtgeſtellt ift, daß am 30. Dezember 1890 
ein Fehlbetrag vorhanden geweſen iſt, ein Anſpruch 
der Bekl. auf Herauszahlung eines Geſchäftsantheils vorhanden 
ſein ſoll, da nach der eigenen Feſtſtellung des B. R. dieſer 
Geſchäftsantheil zur Deckung der Schulden nicht ausreicht. 
Selbſt wenn das Statut der Genoſſenſchaft etwas Anderes 
beſagte, als der § 71 des Geſetzes vom 1. Mai 1889, würde 
nach $ 154 und § 18 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 die 
abweichende Beſtimmung des Statuts fortgefallen ſein. Der 
B. R. hat aber auch den § 26 des Statuts völlig miß⸗ 
verſtanden. Der § 26 beſagt nichts anderes, als was der 
§ 39 Abſ. 2 und 3 des Gen. Gef. vom 4. Juli 1868 beſagte. 
Darnach hatte der ausgeſchiedene Genoſſenſchafter feinen buch⸗ 
mäßigen Geſchäftsantheil binnen drei Monaten nach dem 
Ausſcheiden zu fordern, und gegen dieſe Verpflichtung konnte 
ſich die Genoſſenſchaft nur dadurch ſchützen, daß ſie ihre Auf— 
löſung beſchloß und zur Liquidation ſchritt. Es verſtand ſich 
darnach von ſelbſt, daß wenn buchmäßig kein Vermögen, ſondern 
eine Ueberſchuldung der Genoſſenſchaft vorhanden war, der Aus- 
ſcheidende auch keinen Geſchäftsantheil zu fordern, ſondern ſeinen 
Paſſivantheil zu zahlen hatte. Entſcheidungen des R. G. Bd. 8 
S. 73, Bd. 18 S. 89, Bd. 32 S. 48. Nach § 24 des Statuts 
kann der Ausgeſchiedene nur den Betrag feines Geſchäftsantheils 
des zuletzt abgelaufenen Jahres verlangen, und dieſer Auszahlung 
des Genoſſenſchaftsantheils kann ſich die Genoſſenſchaft nach 
9 26 wie nach Abſ. 3 des § 39 des Geſetzes vom 4. Juli 1868 
nur durch Auflöſung und Liquidation entziehen. Es iſt ganz 
klar, daß die 88 24, 26 ein buchmäßiges Guthaben am Schluſſe 
des letzten Jahres vorausſetzen, ebenſowie Abſ. 2, 3 § 39 des 
Geſetzes vom 4. Juli 1868, der nichts anderes bezweckte, als 
die Genoſſenſchaft gegen Auszahlung buchmäßiger Guthaben zu 
ſchützen, falls die Geſchäftslage befürchten ließ, daß ſich das 
Guthaben nachträglich in ein Paſſivguthaben verwandeln könnle. 
J. C. S. i. S. Milchmagazin⸗Genoſſenſchaft Baumgarth 
e. Krauſe und Gen. vom 29. Mai 1897, Nr. 33/97 J. 

Zum Viehſeuchengeſetz. 

20. Das B. G. hat zur Begründung ſeiner Entſcheidung aus— 
geführt, daß Bekl. für die auf polizeiliche Anordnung am 12. 
und 18. Dezember 1891 getödteten Pferde auf Grund des 
5 57 des Geſetzes betreffend die Abwehr ꝛͤc. von Viehſeuchen 
vom 23. Juni 1880 an ſich würde Entſchädigung vertragen 
können, daß ihm auch nicht ein ſchuldhaftes Unterlaſſen der 

Anzeige vom Ausbruch oder Verdacht der Seuche zur Laſt falle, 


daß der geltend gemachte Anſpruch aber deshalb nicht gerecht⸗ 
fertigt ſei, weil Bekl. die zur Abwehr der Seuchengefahr 
polizeilich angeordneten Schutzmaßregeln übertreten habe. Sei 
dieſe Uebertretung auch erſt nach der Tödtung der Pferde, deren 
Werth Bekl. erſetzt verlange, erfolgt, ſo ſei derſelbe dadurch 
doch ſeines bis dahin beſtehenden Entſchädigungsanſpruches ver⸗ 
luſtig gegangen. Dieſe Annahme, daß durch eine Uebertretung 
der angeordneten Schutzmaßregeln auch der Entſchädigungsan⸗ 
ſpruch für die vor der Verfehlung getödteten Pferde verwirkt 
werden, beruht, wie die Reviſion zutreffend rügt, auf rechts⸗ 
irriger Auslegung des § 63 Nr. 3 des citirten Geſetzes vom 
23. Juni 1880. Das B. G. gründet ſeine Anſicht zunächſt 
darauf, daß im § 63 geſagt iſt, der „Anſpruch auf Entſchädi⸗ 
gung fällt weg“, und meint, daß dieſer Ausdruck einen bereits 
vorher entſtandenen Entſchädigungsanſpruch vorausſetze, welchen 
der Beſitzer wieder verlieren ſolle, wenn er auch nach der 
Tödtung der ſeuchenverdächtigen Thiere die noch nicht aufge- 
hobenen Schutzmaßregeln verletze. Der Geſetzgeber habe den 
Ausdruck „fällt weg“ auch offenbar abſichtlich im § 63 ge- 
wählt, da im § 61 beſtimmt ſei „keine Entſchädigung wird 
gewährt“. In den Fällen des § 61 entſtehe alſo überhaupt 
kein Entſchädigungsanſpruch, in den Fällen des § 63 gehe da⸗ 
gegen der bereits erworbene Anſpruch wieder verloren. Dieſe 
Ausführung iſt unrichtig, wie aus den übrigen Beſtimmungen 
des § 63 hervorgeht. Denn nach denſelben ſoll dem Beſitzer 
der getödteten Thiere keine Entſchädigung gewährt werden, wenn 
er die vorgeſchriebene Anzeige von Ausbruch oder Verdacht der 
Seuche ſchuldhafter Weiſe unterlaſſen oder verzögert hat — 
Ziffer 1 —, oder wenn er eins der Thiere mit der Seuche 
behaftet, in Kenntniß dieſes Umſtandes erworben hat — 
Ziffer 2 —, oder wenn die Thiere, nachdem ſie gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen unterworfen waren, in Folge verbotwidriger Be⸗ 
nutzung oder Aufenthaltes an verbotenen Orten getödtet worden 
ſind — Ziffer 3 —. In allen dieſen Fällen liegt die Hand⸗ 
lung, welche den Wegfall der Entſchädigungsforderung bedingt, 
vor dem Tode der Thiere. Sie bewirkt mithin, daß ein An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung, der nach § 57 dieſes Geſetzes erſt 
mit dem Tode der Thiere erworben wird, überhaupt nicht ent⸗ 
ſteht. Denn ein bereits vorhandenes Schuldverhältniß kann 
nur durch ſolche Thatſachen beeinflußt werden, welche ſich nach 
ſeiner Entſtehung zugetragen haben. Hat ſich dagegen eine 
Thatſache vor dieſem Zeitpunkte ereignet, ſo hat ſie entweder 
die Entſtehung des Schuldverhältniſſes ganz oder theilweiſe ver⸗ 
hindert, oder berührt daſſelbe überhaupt nicht. Sie kann aber 
für ſich allein nicht bewirken, daß der Anſpruch zunächſt entſteht 
und dann wieder verloren geht. Die Vorſchrift des § 63 be- 
ſagt mithin ganz allgemein, daß in den bezeichneten Fällen auch 
für die auf polizeiliche Anordnung getödteten Thiere eine Ent- 
ſchädigung nicht beanſprucht werden kann. Das B. G. beruft 
ſich für die Richtigkeit ſeiner Auslegung des § 63 ſodann auf 
die Begründung des Entwurfs, aus der hervorgehe, daß der 
Geſetzgeber die Beſitzer der Thiere für die Zwecke des Geſetzes, 
die Unterdrückung der Seuchenausbreitung, habe intereſſiren und 
ſie namentlich habe bewegen wollen, trotz der ihnen drohenden 
läſtigen und koſtſpieligen behördlichen Anordnungen den Aus- 
bruch oder Verdacht der Seuche zur Anzeige zu bringen. Um 
dies zu erreichen, ſei den Beſitzern für die Beobachtung der 
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Schutzmaßregeln und namentlich für die rechtzeitige Anzeige 
eine Entſchädigung für den Fall in Ausſicht geſtellt, daß ihr 
Vieh wegen Seuchenverdachts ſollte getödtet werden. Der Be⸗ 
ſitzer habe daher nach der Abſicht des Geſetzgebers nur dann 


eine Entſchädigung zu beanſpruchen, wenn er genau und ge⸗ 


wiſſenhaft die im Geſetze vorgeſehenen Maßregeln beobachtet und 
auch ſeinerſeits Alles dazu beigetragen habe, die Seuchengefahr 
zu unterdrücken. Dieſe Pflicht verletze aber ein Beſitzer in 
gleicher Weiſe, wenn er vor oder nach der Tödtung der Thiere 
die noch nicht aufgehobenen Schutzmaßregeln unbeachtet laſſe. 
Dieſer Ausführung ſteht entgegen, daß der Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung im Geſetze nicht davon abhängig gemacht iſt, daß 
der Beſitzer alle vorgeſchriebenen Maßregeln beobachtet hat. Der 
Anſpruch ſteht ihm vielmehr für die getödteten Thiere unbedingt zu 
und fällt nur in beſtimmten Fällen fort. Die Motive zu 8 57 
dieſes Geſetzes ſagen auch nur „Es iſt vom höchſten, praktiſchen 
Intereſſe, dem Beſtreben nach der Verheimlichung von Seuchen⸗ 
ausbrüchen durch Inausſichtſtellung von Entſchädigungen ent⸗ 
gegenzuwirken“. Hieraus kann wohl geſchloſſen werden, daß 
der Geſetzgeber demjenigen eine Entſchädigung nicht zubilligen 
wird, welcher den Ausbruch der Seuche nicht rechtzeitig ange⸗ 
zeigt hat, 8 63 Ziffer 1. Dagegen iſt aus dem vorſtehenden 
Inhalt der Motive nicht zu entnehmen, daß der einmal be- 
gründete Anſpruch auf Entſchädigung wieder verloren gehen 
ſoll, wenn der Beſitzer nach der Tödtung der Thiere die polizeilich 
angeordneten Schutzmaßregeln verletzt. Die Vorſchriften des 
§ 63 ſelbſt ergeben nun zweifellos und iſt dies auch in den 
Motiven zu den 88 61 — 63 ausdrücklich ausgeſprochen, daß 
in den Fällen des § 63 wegen des Verſchuldens des Be⸗ 
ſitzers der Thiere, ein Anſpruch auf Entſchädigung nicht gewährt 
werden ſoll. Nach dem Geſetze braucht zwar der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen dem ſchuldhaften Verhalten des Be⸗ 
ſitzers und dem ihm durch die Toͤdtung der Thiere erwachſenen 
Schaden nicht nachweisbar zu fein. Der Grund der Vor⸗ 
ſchriften des § 63 iſt trotzdem offenbar der, daß der einge- 


tretene Schaden in den bezeichneten Fällen durch das ſchuldhafte 


Verhalten des Beſitzers herbeigeführt ſein kann, und ſoll wegen 
dieſer Möglichkeit eine Entſchädigung nicht gewährt werden. 
Durch eine nach der Tödtung der Thiere vorgenommene Hand⸗ 
lung kann aber der aus dieſer Tödtung hervorgegangene Schaden 
nicht verurſacht ſein. Wäre im Geſetze angeordnet, daß der An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung auch in Folge einer ſpäteren Ver⸗ 
fehlung des Beſitzers wieder verloren gehen ſoll, ſo müßte auch 
eine bereits empfangene Eutſchädigung zurückgezahlt werden, 
wenn der Beſitzer nach Empfang derſelben die im § 63 be- 
zeichneten Vorſchriften übertreten hat. Das Geſetz enthält aber 
keine Beſtimmung, daß die gezahlten Entſchädigungen in Folge 
ſpäter eingetretener Umſtände wieder zurückgefordert werden 
können, beſtimmt auch darüber nichts, bis zu welchem Zeit⸗ 
punkt eine Verfehlung des Beſitzers den Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung wieder aufheben ſoll. Es muß aber angenommen 
werden, daß der Geſetzgeber, wenn er eine derartige, von den 
allgemeinen Grundſätzen über Anſprüche auf Schadenserſatz in 
erheblichem Maße abweichende Beſtimmung hätte treffen wollen, 
dies auch deutlich ausgeſprochen haben würde und daß er, da 
er dies nicht gethan hat, auch nicht hat anordnen wollen, daß 
ein bereits entſtandener Anſpruch auf Entſchädigung verloren 


gehen ſoll, wenn der Berechtigte ſpäter gegen das Geſetz 
handelt. VI. C. S. i. S. König c. Prov.⸗Verb. Oſtpreußen 
vom 31. Mai 1897, Nr. 23/97 VI. | 

Zu den Muſterſchutzgeſetzen. 


21. Nach § 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 ſind ge. 


ſchützt Modelle von Arbeitsgeräthſchaften oder Gebrauchs- 
gegenſtänden oder von Theilen derſelben, inſoweit ſie dem 
Arbeits⸗ oder Gebrauchszwecke durch eine neue Geſtaltung, An⸗ 
ordnung oder Vorrichtung dienen ſollen. In den Motiven zu 
dieſer Beſtimmung iſt bemerkt: „Indem ... die zu ſchützenden 
Neuerungen als ſolche an Geräthſchaften für Arbeitszwecke 
oder an Gegenſtänden des Gebrauchs charakteriſirt werden, ſoll 


damit ausgedrückt werden, daß .. . Maſchinen und Betriebs. 


vorrichtungen für den Muſterſchutz außer Betracht bleiben.“ Als 
Aufklärung über die Abſichten des Geſetzgebers wird dieſe 
Bemerkung bei der Anwendung des Geſetzes für eine richtige 
Abſteckung der Grenzen zwiſchen Patent und Gebrauchsmuſter 
nicht überſehen werden dürfen. Dabei bleibt aber zweierlei zu 
beachten: 1. Der Begriff der „Maſchine“ iſt weder im Geſetze, 
noch in den Motiven näher beſtimmt und kann auch nicht als 
ein allgemein feſtſtehender gelten. Man verſteht darunter ſo⸗ 
wohl die ſogenannten Kraftmaſchinen, die durch Naturkräfte in 
Bewegung geſetzt werden, als auch die ſogenannten Arbeits⸗ 
maſchinen, die eine beſtimmte Thätigkeit entwickeln, andererſeits 
aber auch einfache Geräthe, mit deren Hülfe eine gewiſſe Arbeit 


durch menſchliche Thätigkeit leichter ausgeführt werden kann. 


2. Der Gedanke des Ausſchluſſes der Maſchinen vom Gebiete 
des Muſterſchutzes hat im Geſetze ſelbſt nur durch die Wahl 
der Worte „Arbeitsgeräthſchaften oder Gebrauchsgegenſtände“ 
Ausdruck gefunden. Daraus folgt, daß der Schutz des Geſetzes 
nicht bloß deswegen verſagt werden kann, weil der Gegenſtand 
in dieſem oder jenem Sinne als „Maſchine“ bezeichnet werden 
kann. Vielmehr iſt von Fall zu Fall zu prüfen, ob der zu 
ſchützende Gegenſtand nach dem allgemeinen Sprachgebrauche 
„Arbeitsgeräthſchaft oder Gebrauchsgegenſtand“ iſt. Unter 
„Arbeitsgeräthſchaften“ und „Gebrauchsgegenſtänden“ aber ver- 
ſteht man im allgemeinen (wie das R. G. bereits ausgeſprochen 
hat Entſch. Bd. 36 S. 18) „relativ einfache Werkzeuge und 
Vorrichtungen, nicht aber künſtliche, aus vielen ineinander 
greifenden Arbeitsmitteln zuſammengeſetzte, zur Bewegung durch 


Naturkräfte beſtimmte Maſchinen oder die Geſammtheit einer 
Reihe ſelbſtſtändiger, zum Zwecke eines auf einer Mehrheit von 


Arbeitsvorgängen aufgebauten Betriebes zuſammengefügter Vor⸗ 
richtungen.“ In Anwendung dieſer Grundſätze hat der jetzt 
erkennende Senat in der angeführten Entſcheidung einem 


Paſteuriſirapparate, der aus einer Reihe ſelbſtſtändiger Vor⸗ 


richtungen beſtand, die in ihrer Geſammtwirkung die Paſteuriſirung 
von Bier in Fäſſern ermöglichen ſollten, die Muſterſchutzfähigkeit 
verſagt. Und in Anwendung derſelben Grundſätze hat der 
I. Strafſenat des R. G. (Entſch. in Strafſachen Bd. 28 ©. 185) 
den Gebrauchsmuſterſchutz für einen Webſtuhl zur Anfertigung 
von Rohrdecken für Gärtnereien zugelaſſen. Bei der Frage, ob 
eine Filterpreſſe ein dem Muſterſchutze zugänglicher Gegenſtand 
ſei, hat das O. L. G. — wie aus der Anführung der beiden 
genannten Entſcheidungen des R. G. erhellt, dieſelben Grund⸗ 
ſätze anwenden wollen. Als eine richtige Anwendung kann es 
aber nicht gelten, wenn der Filterpreſſe lediglich aus dem Grunde 
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die Schutzfähigkeit als Gebrauchsmuſter verſagt wird, weil fie 
ihre Arbeit unter einem Dampfdrucke von 4 bis 8 Atmoſphären 
verrichtet. Hätte das B. G. nicht an dieſem unerheblichen 
Umſtande gehaftet, und ſich die verhältnißmäßige Einfachheit 
des Apparates vergegenwärtigt, der aus einem mit Zuleitungs⸗ 
rohren und mit Ablaufskanälen verſehenen Geſtell zur Auf. 
nahme der Platten und Rahmen mit den Filtertüchern beſteht, 
fo würde es vorausſichtlich zur Bejahung der Schutzfähigkeit 
der Preſſe ſelbſt gelangt ſein. Es bedarf dieſer Punkt jedoch 
keiner poſitiven Entſcheidung, denn den Gegenſtand des ge- 
währten Schutzes bildet hier nicht die Preſſe ſondern die 
Platte, die in der Preſſe ihre Verwendung finden ſoll. 
Und unrichtig iſt jedenfalls der weitere Satz des O. L. G., daß 
wenn eine Filterpreſſe als Ganzes nicht ſchutzfähig ſei, auch 
die dabei Verwendung findenden Platten dem Muſterſchutze ver- 
ſchloſſen wären. Daß ein Gegenſtand beſtimmt iſt, als Theil 
eines zuſammengeſetzten Apparates zu dienen, kann ihm 
den Schutz des Geſetzes nicht nehmen, wenn er nur ſonſt die 
im Geſetze aufgeſtellten Erforderniſſe in ſich vereinigt, das heißt 
wenn er Arbeitögeräth oder Gebrauchsgegenſtand iſt, und wenn 
er der Darſtellung durch ein „Modell“ fähig iſt. Dieſe Frage 
hat ſich das B. G. nicht vorgelegt. Da die Verhandlung der 
Vorinſtanzen die Natur des geſchützten Gegenſtandes in ge- 
nügender Weiſe erkennen laſſen, iſt das R. G. in der Lage die 
Frage ſelbſt zu beantworten. Sie iſt zu bejahen. Näher aus⸗ 
geführt. I. C. S. i. S. Hübner c. Knoop vom 8. Mai 1897, 
Nr. 3/97 I. | 

22. Aus dem Zweck des Geſetzes ergiebt ſich, daß der 
Modellſchutz ebenſo wie der Patentſchutz demjenigen das geiſtige 
Eigenthum ſichern will, dem ein gewiſſer techniſcher Fortſchritt 
gelungen iſt. Daß an die Bedeutung des Erfindergedankens 
auf dem Gebiete des Modellſchutzes geringere Anſprüche zu 
machen ſind, als auf dem Gebiete des Patentſchutzes, iſt richtig, 
darf aber nicht dahin führen, auf jenem Gebiete ganz von ihm 
zu abſtrahiren. Auch der Modellſchutz ſoll nur Platz greifen, 
wo die neue Form beftimmt iſt, den Gebrauchs- oder Arbeits 
zweck gegenüber dem bisher Bekannten zu fördern. In der 
Begründung des Geſetzes iſt mit Recht bemerkt, daß es im 
Begriffe der Neuheit liege, daß die Abweichung von bereits 
bekannten Geſtaltungen oder Vorrichtungen eine ſelbſtſtändige, 
eigenartige fein muß. Wenn das Modell „ohne Zuhülfe- 


nahme eines weiteren ſelbſtſtändigen Gedankens“ 


nur bereits Bekanntes reproduzirt, iſt es nicht ſchutzfähig. Ob 
dies der Fall iſt, hat im Streitfalle das Gericht zu entſcheiden. 
Darauf wird freilich die Prüfung nicht auszudehnen ſein, ob 
ſich die Neuerung bewährt und ob der angeſtrebte Zweck in 
vollem Umfange erreicht wird. Aber eine Aenderung, in der 
eine ſelbſtſtändige, eigenartige Neuerung nicht zu Tage tritt, 
und bei der nicht erkennbar ift, inwiefern fie beftimmt und ge⸗ 
eignet iſt, den Arbeits⸗ oder Gebrauchszweck beſſer und wirkſamer 
als das bisher Bekannte zu fördern, iſt nach dem Geſetz nicht 
ſchutzfähig. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

IV. Das Gemeine Recht. 

23. Ein Verbot der lex commissoria beſteht beim Ver⸗ 
kauf von Grundſtücken nach gemeinem Recht nicht und iſt auch 
die Vereinbarung, daß für den Fall des Eintritts derſelben die 


gemachten Anzahlungen nicht zurückerſtattet werden ſollen, zu ⸗ 


läſſig. (Vergl. 1. 6 D. de lege comm. 18, 3.) Allerdings 
kann in der Letzteren ein unerlaubtes Geſchäft enthalten ſein, 
allein hierfür fehlt es im vorliegenden Fall an jeglichem Anhalts- 
punkt, zumal es ſich um den Verkauf eines im Betrieb befind- 
lichen Ziegeleianweſens handelt und bei dieſem Betrieb die 
Abnützung des Inventars, vor allem aber die Ausnützung von 
Grund und Boden eine ganz andere und umfaſſendere iſt, als 
bei landwirthſchaftlichen Betrieben. Das von dem Rkl. ange⸗ 
zogene Geſetz vom 16. Mai 1894, betreffend die Abzahlungs⸗ 
geſchäfte bezieht ſich nur auf den Verkauf von beweglichen 
Sachen und fände auch mangels rückwirkender Kraft auf den 
vorliegenden Kauf keine Anwendung ($$ 1 und 9 des genannten 
Geſetzes). Einer Kompenſationseinrede ſteht ſchon der Umſtand 
entgegen, daß die Klage auf Räumung des Anweſens und nicht 
auf eine Geldforderung, womit Bekl. kompenſiren will, gerichtet 
iſt. Die Hauptfrage ob die Geltendmachung der lex commis- 
soria, des Rücktrittsrechtes, durch den Brief des Rechtsanwalts 
N. vom 25. bezw. 28. Mai 1895 ausgeſchloſſen wurde, iſt in 
Uebereinſtimmung mit dem B. G. zu entſcheiden. Die Quellen⸗ 
ſtellen, auf welche der Richter I. Inſtanz ſeine Entſcheidung 
ſtützt, 1.7 D. de lege comm. 18, 3 und 1. 4 C. de pact. 
inter emt. et. v. 4, 54 zwingen nicht zu einer Bejahung der⸗ 
ſelben. Bekde nehmen eine Verwirkung des Rücktrittsrechts 
nur dann an, si venditor pretium petat, pretii peti- 
tionem sequi maluit; unter „petere“, welches in erſter Linie 
für „klagen“ gebraucht wird, iſt aber nicht jede Mahnung zu 
verſtehen. Es ergiebt ſich dies daraus, daß in J. 4 8 4 D. eit. 
für die bloße Mahnung zu dem Zweck, den Gegenkontrahenten 
in Verzug zu ſetzen, der Ausdruck interpellare (si interpellatus 
non solverit) gebraucht iſt und nicht petere. Es iſt auch in 
1. 4 8 4, welche von der Frage handelt, ob wenn ein Fällig⸗ 
keitstermin nicht vereinbart iſt, der Gläubiger zur Mahnung 
verpflichtet ſei oder der Schuldner anbieten müſſe, die erſtere 
Frage zwar verneint, indeſſen keineswegs aus dem Grunde, daß 
die Interpellation die Geltendmachung der lex commissoria 
ausſchließen würde, alſo unzuläſſig ſei. (Vergl. Entſch. des 


R. O. H. G. in Seuferts Archiv Bd. 32 Nr. 139.) Es iſt 


ſonach zutreffend, wenn das B. G. ausführt, daß inſoweit nicht, 
wie bei der Klagerhebung, eine zweifelloſe Ausübung des Wahl- 
rechts vorliegt, es Sache des Schuldners iſt, darzulegen, daß 
mit der Mahnung eine ſolche beabſichtigt iſt. Es iſt auch 
davon auszugehen, daß aus dem Inhalt des Schreibens des 
Rechtsanwalts N. vom 25. Mai 1895, wie Bekl. ſolchen ſelbſt 
vorträgt, dieſe Abſicht nicht zu entnehmen iſt, derſelbe vielmehr 
nur darauf hinweiſt, daß Kl. den Verzug des Bekl. feſtſtellen 
wollte, um auf Grund deſſelben den Rücktritt zu erklären. 
III. C. S. i. S. Eichmeyer e. Mashoff vom 21. Mai 1897, 
Nr. 11/97 III. 

V. Das Preußtiſche Allgemeine Laudrecht. 

24. Die Reviſion iſt begründet. Zutreffend iſt die Aus⸗ 
führung des B. R., daß es ſich vorliegend nicht um einen 
Gewährleiſtungsanſpruch im Sinne der §§ 317 ff. des A. L. R. 
Thl. J Tit. 5 handle. Daraus folgt aber für den gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit nichts weiter, als daß die Berufung des 
Bekl. auf die kurze Verjährung des § 344 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 5 verfehlt iſt. Im Uebrigen beruht die Entſcheidung des 
B. R. zwar auf Vertragsauslegung; dieſe iſt aber der Revifion 
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zugänglich, weil ſie weder ſchlüſſig noch von Rechtsirrthum frei 
iſt. Richtig iſt die Auslegung inſoweit, als angenommen 
worden iſt, daß die vom Bekl. im § 5 des Kaufoertrages 
übernommene Verpflichtung rein perſönlicher Natur ſei und daß 
das dieſer Verpflichtung entſprechende Recht bei Abtretung aller 
Rechte aus dem Kaufsertrage oder wenigſtens des Rechtes auf 
Erwerb des Grundſtückes und auf Zahlung der Miethdifferenz 
auf den Ceſſionar übergegangen ſein würde. In unlösbarem 
Widerſpruche hiermit ſteht aber die fernere Annahme des B. R., 
daß der Bekl. nur für die Beſitzzeit des G. — des 
Cedenten der Frau Kl. — habe verpflichtet ſein ſollen. Wäre 
letzteres der Fall geweſen, dann hätte G. ſeinen Anſpruch auf 
die Miethdifferenz auch mit dem Rechte auf den Erwerb des 
Grundſtückes rechtswirkſam nicht abtreten können. Dies ſoll 
jedoch nach der Auslegung des B. R. möglich und zuläſſig 
geweſen ſein. Dann erſcheint aber die Annahme ausgeſchloſſen, 
daß der B. R. die Abſicht der Vertragſchließenden dahin habe 
feſtſtellen wollen, daß der Anſpruch ein (bedingter) höchſt — 
perſönlicher fein ſolle. Andrerſeits iſt es nicht möglich, die 
Ausführungen des B. R. dahin zu verſtehen, daß die Kontrahenten 
den Anſpruch als einen ſubjektiv dinglichen, dem jedes⸗ 
maligen Eigenthümer des Grundſtückes zuſtehenden konſtituirt 
hätten, denn dann würde der Anſpruch von ſelbſt auf den neuen 
Erwerber des Grundſtücks übergegangen fein und letzteres ſoll 
nach den Ausführungen im B. U. nicht der Fall ſein. Völlig 
unverſtändlich iſt endlich die Ausführung, die Annahme, daß 
die Vertragſchließenden die Haftung des Bekl. auf die Zeit 
nach einer etwaigen Zwangsverſteigerung des Grundſtückes 
hätten ausdehnen wollen, ſei ausgeſchloſſen, weil der Anſpruch 
id als ein rein obligatoriſcher darſtelle, welcher 
auf die Höhe des Zwangsverſteigerungserlöſes keinen 
Einfluß habe ausüben können. Einfluß auf die Höhe 
des Steigerlöſes kann ein Anſpruch nur haben, wenn er auf 
den Erſteher mit dem Zuſchlage übergeht, alſo für den Sub⸗ 
haſtaten fortfällt. Anſprüche, welche auf den Erſteher nicht 
übergehen, verbleiben ſelbſtverſtändlich dem Subhaſtaten. Dem⸗ 
nach hätte eine entgegengeſetzte Schlußfolgerung erwartet werden 
dürfen. Es fällt ſonach die ganze Ausführung des B. R., 
welche zu dem verwunderlichen Ergebniſſe führt, daß Bekl. von 
einer Vertragspflicht infolge von Umſtänden, die ihn gar nichts 
angehen, frei werden ſoll, in ſich zuſammen. Es rechtfertigt 
ſich aber zugleich die Herſtellung des erſten Urtheils. Iſt der 
in Rede ſtehende Anſpruch rein — aber nicht höͤchſt — perſönlich, 
ſo verbleibt er beim Mangel anderweiter Vereinbarungen beim 
freiwilligen oder zwangsweiſen Verkaufe des Grundſtückes dem 
Verkäufer oder Subhaſtaten. Daraus folgt, daß dieſer über 
ihn frei verfügen kann. Daß der Anſpruch des G. für den 
Fall der Veräußerung des Grundſtückes untergehen ſollte, iſt 
in dem § 5 des Kaufvertrages nicht nur nicht beſtimmt, viel⸗ 
mehr ausdrücklich feſtgeſetzt, daß G. bis zum 30. September 1895 
die Miethdifferenz zu beanſpruchen habe. Demnach entſpricht 
die Vertragsauslegung des I. R. den §§ 65 ff. des A. L. R. 
Thl. J Tit. 4, während der B. R. dieſe Vorſchriften durch 
Nichtanwendung und den § 268 A. L. R. Thl. J Tit. 5, der 


nur im Falle der Verſagung aller übrigen Auslegungsregeln 


Platz greift, durch falſche Anwendung verletzt. Völlig zutreffend 
faßt der I. R. die Bedeutung des § 5 des Kaufvertrages dahin 


auf, daß der Kaufpreis nur unter der Vorausſetzung 
2 200 000 Mark betragen ſollte, daß die Wohnung im dritten 
Stocke bis zum 30. September 1895 eine Jahresmiethe von 
13 500 Mark bringen würde, daß aber Bekl. aus dem Kauf⸗ 


gelde die Differenz vergüten ſollte, wenn jene Jahresmiethe, 


nicht erreicht würde. Daß ein ſolcher Anſpruch für ſich allein 
abgetreten werden kann und nicht an den Beſitz des Grund— 
ſtückes geknüpft iſt, nimmt der I. R. mit Recht an. V. C. S. 
i. S. Prinzeſſin von Hohenzollern c. v. Weſternhagen vom 
29. Mai 1897, Nr. 411/96 V. 

25. Die Reviſion hat gegen die Entſcheidung der Vor⸗ 
inſtanz auf die Klage, durch welche der Klageanſpruch nur in 
Höhe von 329,69 Mark für gerechtfertigt erachtet iſt, den 
Angriff erhoben, daß hierbei mit Unrecht den Kl. nicht die 
Zinſen gut gerechnet ſeien, die fie von 25 000 Mark Kapital 
in der Zeit vom 1. Oktober bis 20. November 1894 hätten 
ziehen können, wenn die Bekl. die gemiethete Brauerei ſchon am 
1. Oktober geräumt hätten. Dieſe 25 000 Mark ſind der 
Kaufgelderbetrag, den der Käufer der Brauerei B. nach dem 
Vertrage am 1. Januar 1895 an die Kl. zu zahlen hatte, aber, 
wie das B. G. annimmt, ſchon am 1. Oktober gezahlt haben 
würde, wenn ihm ſchon an dieſem Tage und nicht erſt am 
22. November 1894 — dem Tage der Räumung der Brauerei 
durch H. — die Brauerei hätte übergeben werden können. Das 
B. G. führt aus, die Kl. hätten nicht den Beweis geführt, daß 
ſie das Kapital der 25 000 Mark in der kritiſchen Zeit würden 
haben nutzen können, wenn ſie beiſpielsweiſe Verbindlichkeiten 
mit dem Gelde deckten, ſo würde ihnen ein Schade durch 
entzogene Nutzung des Kapitals nicht entſtanden ſein. Der 
Angriff erſcheint zwar begründet, da die Nutzbarkeit eines der 
freien Verfügung des Beſitzers unterliegenden Kapitals nicht erſt 
nachgewieſen zu werden braucht und in dem vom B. G. auf⸗ 
geftellien Beiſpiel präſumtiv die Zinſen der mit dem Gelde 
gedeckten fälligen Schulden erſpart worden wären. Gleichwohl 
iſt den Kl. nicht zu wenig zugeſprochen worden. VI. C. S. i. S. 
Erben Wedekind c. Proske vom 26. Mai 1897, Nr. 14/97 VI. 

26. Die Bekl. will eventuell auf den hier geforderten 
Reſt der Mitgift den Werth der von ihr der Tochter gegebenen 
Ausſtattung mit 2 100 Mark in Anrechnung bringen. Die 
Vorinſtanz erachtet dies für nicht zuläſſig, weil nach dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauch unter Leuten geringeren Standes 


unter Mitgift die Mitgabe in baarem Gelde verſtanden 


werde; die Zuſicherung einer Mitgift von 9 000 Mark habe 
ſich daher auf die Mitgabe in baarem Gelde bezogen, da die 
Bekl. keinen Vorbehalt, daß die Ausſteuer anzurechnen ſei, er- 
klärt habe. Die Ausſteuer müſſe als geſchenkt angeſehen werden. 
Dagegen macht die Reviſton geltend, daß nach 88 235, 236 
des A. L. R. Thl. II Tit. 2 die Mutter zur Ausſtattung der 
Tochter aus eigenen Mitteln nur dann verpflichtet ſei, wenn 
die Tochter eigenes Vermögen nicht beſitze, daß aber dieſe durch 
das Mitgiftverſprechen eigenes Vermögen erlangt habe, aus 
welchem die Ausſtattung habe beſtritten werden können. Letzteres 
kann nicht zugegeben werden. Die dem künftigen Ehemann 
verſprochene Mitgift bildete vor der Ehe kein Vermögensſtück 
der Tochter. Erſt durch die Schließung der Che gelangte der 
Anſpruch auf die Mitgift zur Entſtehung, und die Tochter 


war zufolge der Gütergemeinfchaft zu dem Anſpruche von da. 
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ab mitberechtigt. Der § 234 des A. L. R. Thl. II Tit. 2, 
nach welchem die Koſten der Ausſtattung aus dem eigenen Ver⸗ 
mögen der Kinder entnommen werden können, wenn ſie ſolches 
beſizen, kann nicht auf das erſt durch die Ehe zu erwerbende 
Vermögen der Kinder bezogen werden. Nun iſt zwar zur 
Sprache gekommen, daß die Tochter der Bekl. allerdings eigenes 
Vermögen beſaß, nämlich ein von der Mutter ihr geſchuldetes 
Vatererbe von 2 700 Mark (Ausſage des Johann S. und des 
Andreas T.), und es ſpricht die Vermuthung dafür, daß das 
Mitgiftverſprechen der Bekl. dieſe 2 700 Mark mitumfaßte, 
(8 245 des A. L. R. Thl. II Tit. 2, vergl. Jur. Wochenſchr. 
von 1892 S. 43327). Allein das B. G. ſtellt feſt, daß der 
Kl. auf die baare Gewährung deſſen, was als Mitgift ver⸗ 
ſprochen war, Anſpruch hatte, weil dies der Sinn des Ver⸗ 
ſprechens geweſen ſei. Ein durchgreifendes Bedenken rechtlicher 
Natur gegen dieſe auf der Auslegung des Parteiwillens be⸗ 
ruhende Feſtſtellung läßt ſich nicht auffinden. Danach aber 
mußte auch das Vatererbe, da es durch das Verſprechen den 
Charakter der Mitgift angenommen hatte, baar gewährt 
werden, und war eine Anrechnung der gewährten Ausſtattung 
darauf ausgeſchloſſen. VI. C. S. f. S. Schwemin c. Cychowski 
vom 24. Mai 1897, Nr. 138/97 VI. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Chriſtian Langheinrich beim Land» 
gericht Bayreuth; — Rechtsanwalt Böning beim Amtsgericht 
Goslar; — Rechtspraktikant Karl Zeiß beim Landgericht Würz⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Karl Ernſt Johannes Scholz bei der 
Kammer für Handelsſachen Zittau und beim Landgericht Bautzen; 
— Rechtsanwalt Karl Huguenin beim Amtsgericht Augsburg; 
— Rechtspraktikant Karl Loh müller beim Landgericht Augsburg; 
— Rechtspraktikant Georg Cramer beim Amtsgericht Garmiſch; 
— Rechtsanwalt Wilhelm Kalker beim Amtsgericht Kempen 
a. Rhein; — Rechtsanwalt Dr. Franz Mößmer I. beim 
Landgericht München II; — Rechtsanwalt Egmont Heintzmann 
beim Landgericht Wiesbaden; — Rechtspraktikant Gerſon Haas 
beim Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Dr. Hermann 
Walther Timm beim Amtsgericht Bergedorf; — Rechtsanwalt 
Sellentin beim Landgericht und beim Amtsgericht Greifs⸗ 
wald; — Rechtsanwalt Dr. Gneiſt beim Amtsgericht Jüterbog; 
— Gerichtsaſſeſſor a. D. Roll beim Landgericht Liſſa i. Pr.; — 
Rechtsanwalt Max Baumeiſter beim Landgericht München II; 
— Rechtsanwalt Karl Dieterlen beim Landgericht Ravens⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Otto Kurnik beim Amtsgericht 
Sorau; — Rechtsanwalt Theodor Groll beim Landgericht 
Straubing; — Rechtspraktikanten Michael Plößner und 
Robert Schneider beim Amtsgericht. Beilngries; — 
Rechtspraktikant Hans Frohnauer beim Landgericht 
Deggendorf; — Rechtsanwalt Hans Hopfenmüller beim 
Amtsgericht Mallersdorf; — Rechtsanwalt Dr. Johannes 
Oppermann bei der Kammer für Handelsſachen, beim 
Amtsgericht Zittau und beim Landgericht Bautzen; — 
Rechtspraktikant Johann Arneth beim Amtsgericht Aibling. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Max Baumeiſter beim Amtsgericht Bruck; 
— Rechtsanwalt Julius Proſch beim Amtsgericht Kird)- 
berg (Hunsrück)) — Rechtsanwalt Emmeram Hoell- 
dorfer beim Amtsgericht Mallersdorf; — Rechtsanwalt 
Dr. Franz Mößmer I beim Landgericht München I; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Max Auguſt Erdmann beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Lyck; — Rechtsanwalt 
Dr. Regensburger beim Landgericht Frankfurt a. M.; — 
Juſtizrath Caeſar beim Oberlandesgericht Frankfurt a. M.; — 
Rechtsanwalt Schlüter beim Amtsgericht Bentſchen; — 


Rechtsanwalt Dr. Niſſen beim Landgericht Breslau; — 
Rechtsanwalt Max Fries beim Oberlandesgericht München; — 
Rechtsanwalt Samuel Sternfeld beim Amtsgericht Kulm; — 
Rechtsanwalt Arnold Pohl beim Amtsgericht Sinzig; — 
Rechtsanwalt Alfred Ertl beim Amtsgericht Dorfen; — Juſtiz⸗ 
rath Hugo Fiſcher beim Landgericht Augsburg; — Rechts- 
anwalt Dr. jur. Chriſtian Georg Abegg beim Landgericht 
Bremen, bei der Kammer für Handelsſachen Bremerhaven und 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — Rechts⸗ 
anwalt Friedrich Köbel beim Landgericht Straubing; — 
Rechtsanwalt Richard Martin beim Landgericht Eichſtätt; — 
Rechtsanwalt Reitz beim Amtsgericht Steele; — Rechtsanwalt 
Georg Steigerthal beim Amtsgericht Seeſen; — Rechts- 
anwalt Johannes Wünnenberg beim Amtsgericht Lüden⸗ 
ſcheid; — Rechtsanwalt Georg Jahr beim Amtsgericht An- 
klam; — Rechtsanwalt Patrzek beim Amtsgericht Königs⸗ 
hütte; — Rechtsanwalt Geheimer Hofrath C. A. Schwerdt— 
feger beim Landgericht Schwerin i. M.; — Rechtsanwalt 
Dr. Emil Hirſchfeld beim Landgericht I Berlin; — Rechts⸗ 
anwalt Otto Rieck beim Landgericht II Berlin. 


Für ſofort, längſtens zum 15. Juli cr. ſuche ich einen zuverläſſigen 
ſelbſtſtändigen Büreauvorſteher. 
Rechtsanwalt Dr. Scheidges, Crefeld. 


Büreauvorſteher, mit guten Zeugniſſen, mit dem Notariats⸗ 
und Koſtenweſen vertraut, findet in einem größeren Anwalts- und 
Notariatsbüreau hierſelbſt gute Stellung. Offerten werden erbeten 
unter S. S. 298 an die Expedition dieſer Zeitung. 


Ein mit dem Koſtenweſen durchaus vertrauter Bürean⸗ 


vorſteher, der zuverläſſig iſt und ſelbſtſtändig arbeiten kann, findet 


ſofort Stellung in einer größeren Stadt der Rheinprovinz. Gehalt 
Mark 150 monatlich. 
Offerten unter A. B. 109 beſorgt die Expedition dieſer Zeitung. 


Ein zuverläſſiger, langjähriger Bürcauvorſteher, erfahren in 
den Anwalts⸗ und Notariatsgeſchäften, wünſcht anderweite Stellung. 
Gefl. Offerten unter W. L. an die Exped. dieſer Zeitung. 


Jung. Büreauvorſteher mit guten Referenzen, z. 3. 
Stellung, ſucht Engagement im Bereich des Allg. L. R. Gefl 
Offerten unter CO. G. 3007 an die Expedition dieſes Blattes. 


Erf. Bür.⸗Vorſt., 35 J. alt, verh., ſelbſt. Arb., ſucht Stellung. Gefl. 
Off. sub II. F. 205 an Rudolf Moſſe, Frankfurt a. M. erbeten. 


Tüchtiger, in ungek. Stellg. ſich befind. Büreaugehülfe, 
25 ½ Jahr, verheir., ſelbſtſtänd. Arbeiter im Rechtsanwaltsfache, 
welchem die beſten Empfehlungen zur Seite ſtehen, ſucht, um ſich zu 
verändern, zum 1. Oktober oder früher Stellung als Bürean⸗ 
vorſteher oder 1. Büreaugehülfe. Off. u. H. 297 bef. d. Exp. d. Ztg. 

Büreaugehülfe in Stenographie und Schreibmaſchine be⸗ 
wandert, mit guten Atteſten, ſucht per ſofort Stellung. 

Adreſſen erbeten an Th. Strauch, Neuendorf bei Potsdam. 


Ich ſuche für die Zeit von etwa 10. Auguſt bis etwa 20. Sep⸗ 


tember d. J. einen Vertreter in den Anwalts. und Notariats⸗ 


geſchäften. , 
Heß, Rechtsanwalt und Notar 
in Gelſenkirchen i. W. 


Tüchtiger Gerichtsaſſeſſor, welcher auch praktiſch er⸗ 
fahren und ſelbſtändig in nu von Concurſen und Prozeß⸗ 
ſachen iſt, wird von Rhein. Anwalte baldigſt zu engagiren geſucht. 
Spätere Aſſociation nicht ausgeſchloſſen. A. G. und K. f. H. S. 
Off. unter K. 285 an die Expedition dieſes Blattes. 


Aſſeſſor, im landr. und gemeinr. Gebiet thätig geweſen, ſucht 
ſich mit Rechtsanwalt an einem Kollegialgericht, am liebſten in Berlin, 
zu vereinigen. Off. sub ©. K. 1000 an die Exped. dieſes Blattes. 


Referendar a. D., (Gemeinrechtl.), 28 J. alt, aus beſter Familie, 
der im Juſtiz⸗, auch im Verwaltungsvorbereikungsdienſte beſchäftigt ge⸗ 
weſen, in mehreren Fällen als Generalſubſtitut von Rechtsanwälten 
fungirt hat, z. Zt. juriſt. Hülfsarbeiter eines Rechtsanwalts (ungekünd.) 
mit Gehalt von 175 M. monatlich, ſucht paſſende Stellung zum Antritt 


nach den Gerichtsferien. Gehaltsanſprüche 200 — 250 M. monatlich. 


Beſte Zeugn. u. Empfehlungen. Off. u. M. B. 57 an die Exp. d. Bl. 


in 


— ————— rn — nn = 8 


396 


Ein Rechtsanwalt, der bei einem Landgericht in der 
Provinz und auch als Notar eine Reihe von Jahren 
thätig geweſen ift, wünſcht bei feiner Ueberſiedelung 
nach Verlin ſich mit einem Kollegen zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Ausübung der Praxis zu vereinigen. f 

Auskunft ertheilt Herr Juſtizrath Kaufmann in 
Berlin, Jüdenſtraße 51/52. 


— 


Ein Rechtsanwalt und Notar wünſcht mit 
einem Kollegen in Berlin zur gemeinſchaft— 
lichen Ausübung der Praxis ſich zu vereinigen. 

Nähere Auskunft wird ertheilen Herr 
| Rechtsanwalt Dr. Paul Krauſe 
in Berlin, Behrenſtraße 24 U. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗ Pork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 


Georg FJ. Ventley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
N | Nord - Amerikas, 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in Beziehung auf die wichligſten Begriffe und 
| Inſtitute des Civilrechks 


i in ſyſtematiſcher Solge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 
von Dr. jur. C. Kuhlenbeck, 


Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 
Bisher find 5 Hefte erſchienen gr. 80 à 5 Bogen. 
Preis pro Heft 2 Mark. 


| Um den zahlreichen Intereſſenten den Bezug dieſer hoch⸗ 
bedeutſamen Publikation zu erleichtern, erſcheint dieſes Werk in 
einer Heftausgabe. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung, ſowie von der unter⸗ 
zeichneten Verlagsbuchhandlung. | 


Berlin, 8. 14. W. Moeſer Bof buchhandlung. 
De a a en a re Be Fe ne re a LEE 


erliner Schneider. (Friedrich Modler & Co.) 


Berlin SW., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt ihre Spezialität von 
Amtstrachten für Juſtiz⸗ 
beamte und Prediger. 
Amtsroben und Varrets für 

Richter: von M. 25—64, 
, Rechtsanwälte: von M. 25—45, 
Nie Gerichtsſchreiber: von M. 15—80 
ER bei freier Zuſendung. 


9 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 


Soeben erſchien: 


Vreußiſches Landesprivatrecht. 
Sammlung | 
der neben dem Bürgerlichen Geſehbuche in Kraft 
bleibenden Nuellen des preußiſchen Privakrechts. 
Herausgegeben von Adolf Weißler, Rechtsanwalt in Halle. 
1. Lieferung. Preis 2 Mark. 


Eine Sammlung derjenigen privatrechtlichen Geſetze, welche 
neben dem Bürgerlichen Geſetzbuche in Preußen im Bereiche des 
Allg. Landrechtes in Kraft bleiben. Jede Beſtimmung iſt auf ihre 
fortdauernde Gültigkeit unterſucht und Rechenſchaft darüber abgelegt. 
Das 50 ſtellt dar eine Ausgabe des Allg. Landrechts in ſeiner 
neueſten Geſtalt. 


Verlag von C. E. M. 


Pfeffer in Leipzig. 
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Die Gerichtsferien 


sind die beste Gelegenheit zur Einführung der Schreibmaschine 
in Anwaltsbureaux. Wir übernehmen kostenfrei die Ausbildung 
der Schreiber und sorgen für richtige Einführung und 
Verwertung. 


Die Remington Sholes Schreibmaschine 


ist speziell für Rechtsanwälte eingerichtet und wurde im 
letzten Jahre von mehr als fünfzig Anwälten eingeführt. 


Remington Sholes Co. 
Berlin, 33 Mohrenstrasse. Köln. | | 
Breslau, Kätzel Ohle 3. Frankfurt a. M., Grosser 
Hamburg, Welckerstrasse 6a. Kornmarkt 15. 
Leipzig, Grimmaische Stettin, Bresina, ParadeplatztB. 
Strasse 17,1. Elbing, Alter Markt 11. 


Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 
Dr. F. Endemann, ord. Profeſſor der Rechte in Halle. 


Einführung in das Studium des Würgerlichen Geſetzbuchs. 


Ein Lehrbuch des Bürgerlichen Rechls. 
Dritte völlig neubearbeitete Auflage. N 
Erſter Theil. Einleitung und Allgemeiner Theil. 
Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,30. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des deutſchen Anwalt⸗Vereins bei: Aufruf zur Erri tung eines Denkmals für den 
€ 


Wirklichen Geheimen Rath Dr. Ednard Pape in Brilon. 


Beiträge nimmt die Expedition dieſes Blattes entgegen. 


Ne 44 und 45. 
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Berlin, 10. Juli. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1897. 


— nn en, 


Herausgegeben bon 


M. Rempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Antwalt: Vereins, 


— . nen - 


| Suhalt, 
Advokaten⸗Congreß zu Brüſſel. S. 397. — Hülfskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. S. 397. — Die Einheit der 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung. S. 397. — Vom Reichs⸗ 
gericht. S. 400. — Literatur. S. 412. 


Advollaten-Congreß zu Nrüſſel. 
Herr Juſtizrath Dr. Reatz zu Gießen wird an dem 
Congreß ebenfalls theiluehmen und den Vorſtand des 
deutſchen Anwaltvereins mitvertreten. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Poſen hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dauk ausgeſprochen. 


Die Einheit der reichsgerichtlichen Rechtſprechung. 


Der jüngſt verſtorbene Reichsgerichtsrath Löbell hat in 
einem zu Anfang d. J. in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ er⸗ 
ſchienenen Aufſatze eine Lanze für das Reichsgericht eingelegt, 
aber auch er muß zugeben, daß ſich vielfach in den Ent⸗ 
ſcheidungen deſſelben Widerſprüche finden. Wenn er es für eine 
Ungerechtigkeit erklärt, „geeignet das Reichsgericht in der Meinung 
der Unkundigen herabzuſetzen, wenn Rechtslehrer, die doch wiſſen, 
wie Reichsgerichtsurtheile zu Stande kommen, die Aufdeckung 
ſolcher Widerſprüche als ein würdiges Ziel ihrer Arbeit be⸗ 
trachten“, ſo wollen wir es den Vertretern der Wiſſenſchaft 
überlaſſen, ob fie dieſe Grenzen ihrer ſachlichen Kritik ziehen 
wollen. Dem Praktiker dagegen kann es nicht verargt werden, 
wenn er auf jene Widerſprüche hinweiſt; denn für ihn iſt es, 
er mag Richter, Anwalt, Notar oder Geſchäftsmann ſein, von 
der größten Wichtigkeit zu wiſſen, daß die Grundſätze, welche 
heute die Billigung des höchſten Gerichtshofes gefunden haben, 
nicht morgen aufgegeben werden, ſondern ihm als Richtſchnur 
für ſein Thun und Laſſen dienen dürfen. Allerdings kann 


—— — — Ze 


Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Niemand erwarten, daß eine Anſicht blos deshalb, weil ſie 
einmal angenommen worden, für alle Ewigkeit gelten werde; 
es muß vielmehr dem Gerichte freiſtehen, ſie nach erkannter 
Unrichtigkeit aufzugeben; hiergegen läßt ſich auch vom rein 
praktiſchen Standpunkte aus nicht viel einwenden, wenn man 
eben nicht wünſcht, daß die Jurisprudenz ſtehen bleibe und ver⸗ 
knöchere. Allein es iſt in der letzten Zeit vielfach vorgekommen, 
daß ein Senat des Reichsgerichts über eine Frage entſchied, 
ohne zu wiſſen, daß er ſelbſt oder ein anderer Senat über 
dieſelbe Frage vorher eine entgegengeſetzte Entſcheidung gefällt 
hatte. Gegen ſolche Ueberraſchungen, bei denen das Inſtitut 
der Plenarentſcheidung vollſtändig verſagt, muß das Recht 
ſuchende Publikum geſchützt werden. An dem Reichsgerichte iſt 
es, Einrichtungen zu treffen, daß alle Entſcheidungen alsbald 
nach ihrem Erlaſſe zur ſicheren Kenntniß der Mitglieder ge⸗ 
langen und daß ſie von ihnen getreulich befolgt werden. Um 
die Nothwendigkeit ſchleuniger Abhilfe zu zeigen, mögen folgende 
Beiſpiele, welche ſich beim Leſen von ſelbſt und ungeſucht dar- 
geboten haben, hervorgehoben werden. 

1. Am 25. April 1896 (Juriſt. Wochenſchr. S. 305 
Nr. 33) wendet der V. Senat des Reichsgerichts den § 26 
Gewerbe⸗O. auf den Druckereibetrieb an und vermißt eine 
Feſtſtellung dahin, daß alles Mögliche zur Verringerung des 
Hinüberdrängens des Lärmes geſchehen ſei. 

Dagegen geht das Urtheil des VI. Senats v. 16. April 
1896 (Entſch. 37. S. 174 a. E.) davon aus, das der cit. 8 26 
ſich nur auf diejenigen Anlagen beziehe, welche nach den §§ 16, 
24 Gewerbe⸗O. obrigkeitlicher Genehmigung bedürfen und zu 
denen zweifellos der Druckereibetrieb nicht gehört; vergl. 
insbeſ. Entſch. Bd. 11 S. 187, Gruchot's Beitr. Bd. 32 
S. 931. 

2. Am 13. Dez. 1895 führt der III. Senat aus, daß im 
Falle des Todes einer Partei der Antrag des Gegners auf 
Ausſetzung des Verfahrens dann unzuläſſig ſei, wenn vorher die 
Rechtsnachfolger des Verſtorbenen ſich legitimiren und die Auf⸗ 
nahme des Prozeſſes erklären. (J. W. 1896 S. 31 Nr. 7.) 

Fünf Tage ſpäter erklärt dagegen der V. Senat eine 
ſolche Anſicht für „rechtsirrthümlich“, weil das Recht aus 
§ 223 C. P. O. jeder Partei zuſtehe und ihr durch irgend 
welche Prozeßhandlungen des Gegners nicht vereitelt werden 
könne. (Entſch. Bd. 36 S. 403 a. E.) 
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3. Am 1. Juli 1896 (J. W. S. 412 Nr. 17) erklärt 
der V. Senat die Reviſion deshalb für zuläſſig, weil ſich das 
Berufungsurtheil ausdrücklich als Theilurtheil bezeichne, aber 
noch nichts definitiv entſchieden habe, ſondern nur einzelne 
Elemente für das künftige Endurtheil ſchaffe. Zugleich wird 
die Sache zur anderweiten Verhandlung an das Berufungs- 
gericht zurückoerwieſen und dabei hervorgehoben, daß jo vom 
Reichsgericht oft, zuletzt am 1. Juni 1895 erkannt ſei. 

Am 10. Juli 1896 (a. O. S. 432 Nr. 9) erklärt dagegen 
der III. Senat die in der Urtelsform enthaltene Bezeichnung 
des Urtheils als eines Theilurtheils für unerheblich, da die 
Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels nicht nach der irrigen 
Benennung der erlaſſenen Entſcheidung, ſondern nach deren 
materiellem Inhalt zu beſtimmen ſei. 

4. Dem zu 3 erwähnten Urtheile v. 1. Juli 1896 lag 
folgender Thatbeſtand zu Grunde. Dem Kläger war zur Anlage 
einer Uferſtraße ein Streifen Land entzogen und dadurch zu— 
gleich die Ausübung einer Waſſergerechtigkeit unmöglich geworden. 
Mit der ihm im Verwaltungswege durch zwei beſondere Beſchlüſſe 
feſtgeſetzten Entſchädigung nicht zufrieden, erhob er rechtzeitig 
Klage auf Erhöhung ſowohl der Entſchädigung für den Streifen 
Land als auch der für die Gerechtigkeit. Das Berufungsgericht 
erließ zunächſt ein Theilurtheil, welches den Anſpruch wegen 
des entzogenen Landes abwies. Das Reichsgericht erklärte da- 
gegen den Erlaß eines Theilurtheils für unzuläſſig und hob 
dabei hervor, „daß es ſich um eine Entſchädigungsforderung 
handelt, deren Höhe durch ſachverſtändige Schätzung gefunden 
werden muß, ſodaß Kläger die von ihm für die Entziehung 
der Waſſergerechtigkeit geſtellte Forderung erhöhen kann, wenn 
die vom B. G. bezüglich des noch ausſtehenden Theils des 


Prozeßſtoffs etwa zu vernehmenden Sachverſtändigen zu einer 


höheren Werthbemeſſung gelangen als der Kläger. Es läßt 
ſich daher noch nicht überſehen, wie ſich die Rechnung nach 
Erledigung des geſammten Prozeßſtoffs geſtalten wird.“ 

Dagegen hat derſelbe Senat am 24. Okt. 1896 (V. 106/96), 
als der Kläger für die ihm zu einer Straßenanlage entzogenen 
Landflächen eine höhere Vergütung verlangt und das B. G. 
ein Theilurtheil erlaſſen hatte, ſeinerſeits, ohne die Zuläſſigkeit 
dieſes Vorgehens auch nur zu erörtern, ein Theilurtheil dahin 
erlaſſen, daß die Reviſion inſoweit, als der Kl. für das eine 
Trennſtück mehr als den (im Verwaltungswege feſtgeſetzten) 
Betrag beanſprucht, zurückgewieſen und der Kläger zur Tragung 
eines beſtimmten Theils der Koſten verurtheilt wird. 

5. Nach dem Urtheil des I. Senats v. 21. Okt. 1896 
(I. 189/96) kann die Reviſion nicht darauf geſtützt werden, 
daß Beweisanträge unberückſichtigt geblieben ſind, welche etwa 
nur in einem vorbereitenden Schriftſatze geſtellt, in der münd⸗ 
lichen Verhandlung aber ausweislich des Thatbeſtandes nicht 
vorgetragen waren. 

Mit dieſem Grundſatze iſt das Urtheil des VI. Senats 
v. 4. Mai 1896 (J. W. S. 333 Nr. 2) unvereinbar; denn 
hier wird für den Fall, daß in I. Inſtanz auf einen Zeugen 
für die Inſtanz verzichtet worden, dem Berufungsrichter die 
Ausübung des Fragerechts darüber, ob die Partei den Antrag 
auf Vernehmung des Zeugen auch für die II. Inſtanz fallen 
laſſen wolle, zur Pflicht gemacht. Auch das Urtheil des 
IV. Senats vom 11. Juni 1896 (a. O. S. 411 Nr. 11) ver⸗ 


langt Ausübung des Fragerechts, wenn ein Vorbringen in der 
Schlußverhandlung I. Inſtanz und ebenſo in der Berufungs⸗ 
inſtanz nicht wiederholt worden iſt. 

6. Das Urtheil des V. Senats v. 11. Nov. 1896 (V. 136/96) 


beginnt mit den Worten: „Wie die Reviſion mit Recht 


bemerkt, ergiebt es ſich auf den erſten Blick, daß die Ent⸗ 
ſcheidung des B. G. einen Fehler enthalten muß; denn ſchon 
das Haus allein, das die Kläger auf Nr. 30 abgetreten 
haben, iſt mehr werth als die Summe, die das B. G. als 
Entſchädigung für die von beiden Grundſtücken Nr. 30 u. 31 
enteigneten Flächen berechnet hat.“ 

Nun hat das Haus allein einen unbeſtrittenen Werth von 
23 556 Mark, das Berufungsgericht hatte dagegen den Klägern 
zugeſprochen: 

a) für den Grund und Boden 20 908 Mark, 

b) Abbruchswerth des Hauſes . 3 520 

24 428 Mark. 
Nach dem Ausſpruche, zu welchem ſich unſer höchſter Gerichtshof 
„auf den erſten Blick“ hat beſtimmen laſſen, ſind alſo 23 556 Mark 
mehr als 24 428 Mark. Iſt an dieſem Rechtsgrundſatz das 
B. G. nach § 528 C. P. O. gebunden? Auch die übrigen 
Senate des Reichsgerichts? 

7. Der I. Senat hat am 13. Mai 1889 (Gruchot's Beitr. 
Bd. 38 S. 178) angenommen, daß, wenn es ſich nicht um 
eine Entſcheidung im Zwangsvollſtreckungsverfahren, ſondern 
um eine Vorausſetzung der Zwangsvollſtreckung handelt, nur 
auf mündliche Verhandlung entſchieden werden kann. 

Dagegen hat der V. Senat durch Beſchluß v. 2. Jan. 1896 
(a. O. 40 S. 1189) auf Beſchwerde der Kl. und Berufungsbekl. 
geſtattet, die 25 000 Mark, von deren Hinterlegung die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des von der Bekl. angefochtenen Urtheils abhing, 
ſtatt in baarem Gelde in Konſols hinterlegen zu dürfen; denn 
die Beſtimmung der Art der Sicherheitsleiſtung ſei dem richter- 
lichen Ermeſſen anheimgeſtellt und könne deshalb auch ohne 
vorheriges Gehör der Parteien und auch noch nach Erlaß des 
Urtheils erfolgen. — Unbeantwortet iſt hier auch die Frage 
geblieben, wie denn das Berufungs- und das Reichsgericht dazu 
kommen ſollten, eine urtheilsmäßige mu durch Beſchluß 
zu ergänzen oder abzuändern. 

8. Das Urtheil des I. Senats v. 12. Mai 1894 (a. O. 
Bd. 38 S. 1134) hält nach der im Art. 278 Handels -⸗G.⸗B. 
gegebenen Regel den Wortſinn einer Erklärung nur dann für 
entſcheidend, wenn das Parteivorbringen einen Anlaß, einen 
vom Wortſinn abweichenden Parteiwillen als vorhanden anzu⸗ 
nehmen, nicht ergiebt. 

Nach dem Urtheile des III. Senats v. 12. Mai 1896 
darf dagegen, wenn der Wortlaut unmittelbar den feſtgeſtellten 
Vertragswillen ergiebt, eine Beweisaufnahme darüber, von 
welchen Intentionen die Parteien ausgegangen ſeien, abgelehnt 
werden. Auch hier handelte es ſich um eine Handelsſache (Ueber⸗ 
laſſung eines Zeitungsunternehmers an eine Aktiengeſellſchaft). 

9. Nach dem Urth. des I. Senats v. 1. Mai 1895 
(I 465/94) iſt von vornherein nicht anzunehmen, daß die Be- 
ſtimmung „Uebertretungen dieſes Geſellſchaftsvertrages berechtigen 
den anderen Geſellſchafter zur Einforderung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von 3000 Mark“, auf den Fall auszudehnen ſei, in 
welchem eine der Parteien noch vor dem Beginn der geplanten 
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Geſellſchaft ihren Rücktritt vom Vertrage erklärt; fie beziehe ſich 
vielmehr regelmäßig nur auf Verfehlungen nach dem Inkraft⸗ 
treten des Vertrags. 

Dagegen hat derſelbe Senat in der Sache I 157. 94 aus⸗ 
geſprochen, daß der Bekl., welcher am 1. Juni in den Dienſt 
des Klägers treten ſollte, durch den Vertragsſchluß die Ver⸗ 
pflichtung übernahm, Alles zu thun, was in ſeiner Hand lag, 
um das beſtehende Dienſtverhältniß bis dahin zu löſen; wenn 
er dies unterließ und dadurch die Erfüllung des ganzen Vertrages 
von ſeiner Seite überhaupt unmöglich machte, ſo beging er 
damit die ſtärkſte Verletzung ſeiner Vertragspflicht, die er über⸗ 
haupt begehen konnte, da die Nichterfüllung des ganzen Vertrages 
alle moglichen Einzelverletzungen deſſelben in ſich ſchließt, es iſt 
daher nicht abzuſehen, aus welchem Grunde der ſchuldbare Nicht⸗ 
antritt der Stelle der für die Vertrags verletzung angedrohten 
Konventionalſtrafe nicht unterworfen ſein ſollte. 

10. Am 19. Nov. 1896 (J. W. S. 722 Nr. 90) ſpricht der 
VI. Senat aus, daß durch die Ceſſion der Cedent den Anſpruch, 
Zahlung vom Schuldner zu verlangen, verliert. Letzterer dürfe 
zwar an ihn bis zur Bekanntmachung zahlen, brauche dies aber 
nicht zu thun und konne dazu auch nicht mehr gezwungen 
werden. Der Cedent ſei deshalb auch nicht mehr befugt, die 
Forderung beizutreiben; er handle allerdings dem Schuldner 
gegenüber nicht rechtswidrig, wenn dieſer mit ſeinem Vorgehen 
einverſtanden ſei. | 

Dagegen erklärt das Urtheil des I. Senats v. 11. April 1896 
(Entſch. Bd. 37 S. 380) die Berufung des Schuldners auf 
eine vor der Klageerhebung erfolgte Ceſſion, welche ihm nicht 
bekannt gemacht, ſondern anderweit bekannt geworden, dann als 
eine unbeachtliche Einrede aus dem Rechte eines Dritten, wenn 
der Ceſſionar den Cedenten die cedirte Forderung einklagen 
läßt; in dieſem Falle ſei der Schuldner nicht blos befugt, 
ſondern ſogar verpflichtet, ſich mit dem Cedenten einzulaſſen. 

11. Der V. Senat hat in dem Beſchl. v. 19. Sept. 1896 
(J. W. S. 583 Nr. 1) den Werth des Streitgegenſtandes, welcher 
auf die Wegſchaffung von Abraum aus einem Gipsbruche gerichtet 
war, auf die Höhe der aufzuwendenden Koſten feſtgeſetzt und 
dieſe Höhe mit Rückſicht auf die Erklärung des Klägers in 
I. Inſtanz und die vom Prozeßbevollmächtigten zweiter Inſtanz am 
23. März 1896 abgegebene Erklärung auf 5 000 Mark beſtimmt, 
obwohl jener Bevollmächtigte am 26. April die Koſten auf nur 
2000 Mark angegeben hatte. 

Dagegen hat derſelbe Senat am 12. Dez. 1896 
(F. W. 1897 S. 57 Nr. 27) die Parteiangaben über den Werth 
nicht für bindend erklärt und im Urtheil v. 9. Dez. 1896 
(V. 191. 96), als es ſich um die einen Koſtenaufwand von 
16 000 Mark erfordernde Zurückziehung eines Fabrikgebäudes 
handelte, den Koſtenaufwand für unerheblich erachtet, weil dies 
auf Schätzung des Intereſſes des Bekl. beruhe; entſcheidend ſei 
vielmehr der Betrag, den der Streitwerth auf Seiten des 
Klägers erreiche. 

12. Der Beſchl. des I. Senats v. 21. Dez. 1895 
(J. W. 1896 S. 75) bemißt in dem Falle, daß ſich die Ver⸗ 
handlung auf eine prozeßhindernde Einrede beſchränkt, auch die 
Prozeßgebühr ſtets nur auf ; denn fie werde vom Geſetze 
für die Geſammtheit der Information zugebilligt, welche er⸗ 
forderlich iſt, um den Rechtsanwalt in den Stand zu ſetzen, 


diejenigen prozeſſualiſchen Afte- vorzunehmen, welche er demnächſt 
thatſächlich vornimmt. 

Dagegen billigt der Beſchl. des III. Senats vom 
13. Februar 1888 (Entſch. 20 S. 426) im erwähnten Falle 
die volle Gebühr zu, wenn ſich der Anwalt auch über die 
Hauptſache informirt hat. 

13. Der III. Senat hat in dem Beſchl. v. 25. Sept. 1891 
(Gruchot's Beitr. 37 S. 430) angenommen, daß von einem 
in Frankreich wohnhaften Kläger der dreifache Koſten vorſchuß 
des § 85 G. Koſteng. nicht erfordert werden darf, weil nach 
Art. 16 Code eivil und Art. 423 Code de proc. Ausländer 
in Frankreich in Handelsſachen für die Prozeßkoͤſten und den 
Schadenserſatz, in welche ſie (nämlich dem Gegner gegenüber) 
verurtheilt werden möchten, keine Buͤrgſchaft zu ſtellen haben. 
Hiernach müßten jetzt, nachdem der cit. Art. 423 aufgehoben 
worden iſt, franz. Kläger den dreifachen Koſtenvorſchuß zahlen. 

Dagegen hat der II. Senat am 5. März 1897 (oben 
S. 190 a. E.) ausgeführt, daß in Frankreich jede Partei ohne 
Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit ſofort die Gerichtskoſten 
zahlen müſſe und deshalb völlige Gleichſtellung der Ausländer 
mit den Einheimiſchen anzunehmen ſei. 


14. Erwähnt werden mag noch, daß das Urtheil des 


I. Senats v. 18. März 1896 (Entſch. Bd. 37 S. 25) bewußt 
von der Entſcheidung des III. Senats v. 27. Mai 1892 
(Entſch. 30 S. 97) abweicht, die Entſcheidung eines Plenar⸗ 
beſchluſſes aber nicht für erforderlich erachtet, weil der vorliegende 
Fall nach Preuß. A. L. R. zu beurtheilen ſei. Allein im Ein⸗ 
gang der Gründe wird gerade hervorgehoben, daß der Kauf mit 
vorbehaltener Spezifikation eine neue, durch das wirthſchaftliche 
Bedürfuiß erzeugte Geſtaltung ſei, die weder dem A. L. R. 
noch dem Hand.⸗G.⸗B. bekannt ſei, und daß die geſchäftlichen 
Intentionen und Intereſſen beider Theile mit zu Rathe zu 
ziehen ſeien, um das der Natur der Sache Entſprechende zu 
finden. Die gejchäftlichen Intentionen und Intereſſen der Par⸗ 
teien ſind aber im Gebiete des Preuß. A. L. R. keine anderen 
als in dem des gemeinen und es iſt daher nicht abzuſehen, 
weshalb der Rechtsſtreit anders behandelt werden ſoll, wenn er 
vor den I., als wenn er vor den III. Senat kommt. | 

15. Daß das Reichsgericht in ſeinem faſt 18 jährigen 
Beſtehen noch nicht zu einer einheitlichen Auffaſſung deſſen, 
was als thatſächliche Feſtſtellung zu gelten hat, hat gelangen 
können, iſt bekannt. Ebenſo ſchwanken die Entſcheidungen der 
Senate darüber, wann ein Rechtsanwalt eine Thätigkeit im Be⸗ 
weisaufnahmeverfahren entwickelt und die Beweisgebühr ver- 
dient hat. 

Vorſtehende Beiſpiele ließen ſich leicht erheblich vermehren; 
ſie dürften aber für den Zweck dieſer Zeilen ausreichen und das 
Verlangen rechtfertigen, daß alsbald geeignete Maßregeln zur 
Erhaltung der Einheit in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
getroffen werden mögen. Auch im Reichstage iſt jüngſt bei der 
Berathung der Grundbuchordnung Klage darüber geführt worden, 
daß das Reichsgericht die Beſtimmung des Ger. Verf. G. über 
die Einholung eines Plenarbeſchluſſes ſehr mangelhaft ausführe 
und in ſeinen Entſcheidungen dieſe Beſtimmung auf das eklatanteſte 
verletzt habe. 
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Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 20. bis 30. Juni 1897 aus⸗ 
gefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Als Streitgegenſtand kommt, wie das R. G. in ſtändiger 
Rechtſprechung und in Uebereinſtimmung mit den Kommenta⸗ 
toren der C. P. O. angenommen hat, ſtets der Werth derjenigen 
Leiſtung in Betracht, die von dem Bekl. gefordert wird, ohne 
Rückſicht auf eine Gegenleiſtung, zu der ſich der Kl. erbietet. 
Demgemäß iſt im vorliegenden Falle Gegenſtand der Wider⸗ 
klage die an erſter Stelle geforderte Geldſumme von 1 059 Mark 
52 Pf., und es iſt unzuläſſig, von dieſer zum Zwecke der 
Werthsberechnung den Werth der Bohlen in Abzug zu bringen, 
die der Widerkl. dem Widerbekl. gegen Zahlung der geforderten 
Summe überlaſſen will. Für eine Werthsbeſtimmung nach 
freiem Ermeſſen des Gerichts (§S 3 der C. P. O.) iſt gegenüber 
der geforderten feſten Geldſumme kein Raum. I. C. S. i. S. 
Schalſcha c. Gottſchling vom 19. Juni 1897, B Nr. 54/97 J. 

2. Das O. L. G. führt aus: Nach dem gegenwärtig 
geltenden Oeſterreichiſchen Rechte ſeien Deutſche, die vor Oeſter⸗ 
reichiſchen Gerichten klagen, nicht vermöge ihrer Eigenſchaft als 
Ausländer verpflichtet, dem Bekl. Sicherheit wegen der Prozeß⸗ 
koſten zu leiſten, doch müſſe nach dem dortigen Rechte, von 
gewiſſen beſonderen Ausnahmen abgeſehen, jeder Kl., ohne 


Rückſicht auf feine Staatsangehörigkeit, dem Gegner Sicherheit 


leiſten. Hiernach ſei der Deutſche, wenn er in Oeſterreich 
klage, allerdings regelmäßig zur Sicherheitsleiſtung verbunden, 
allein er werde nicht ungünſtiger behandelt, als der in Oeſter⸗ 
reich ſelbſt ſtaatsangehörige Kl.; dies genüge nach § 102 
Ziffer 1 der C. P. O. zur Befreiung des Oeſterreichiſchen Kl. 
von der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung, da das Geſetz 
nur formelle, nicht materielle Gegenſeitigkeit, nur Gleichſtellung 
des Ausländers mit dem Inländer verlange. Die Vorinſtanz 
pflichtet in dieſer Beziehung den Erwägungen bei, welche in 
dem durch die Annalen des Königlich Sächſiſchen O. L. G. 
Bd. 9 S. 171 fg. veröffentlichten Urtheile Darlegung gefunden 
haben, und weiſt darauf hin, daß an den Verhältniſſen, die zur 
Zeit der Erlaſſung deſſelben vorgelegen haben, durch den zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und Oeſterreich⸗Ungarn geſchloſſenen 
Handels- und Zollvertrag vom 6. Dezember 1891 nichts ge⸗ 
ändert worden 100 — Mit ausführlicher Begründung gebilligt. 
VI. C. S. i. S. Albl c. Eckſtein vom 24. Mai 1897, 
Nr. 12/97 VL. 

3. Wenn geltend gemacht wird, das O. L. G. habe 
außer Acht gelaſſen, jedenfalls in den Gründen nicht berückſichtigt, 
daß die Bekl. über die von ihr aufgeſtellte Behauptung, der 
ſtreitige Revers habe nur den Verkauf an Detailliſten, nicht 
auch an Groſſiſten im Auge gehabt, in I. J. dem Kl. den 
Entſcheidungseid zugeſchoben und dieſe Eideszuſchiebung in der 
Berufungsinſtanz wiederholt habe, jo iſt demgegenüber hervor⸗ 
zuheben, daß, wenn auch nach dem Inhalt des Thatbeſtandes 
des angefochtenen Urtheils der letzteren Aufſtellung beizupflichten 
ſein mag, doch das L. G., deſſen Gründe das O. L. G. auch 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


inſoweit ausdrücklich zu den ſeinigen macht, jene Aufſtellung 
mit thatſächlicher Begründung als widerlegt erachtet und be⸗ 
zeichnet hat, jo daß die Vorausſetzungen des §S 411 der C. P. O. 
gegeben find. Daß dieſes auch formell im Urtheil zum Aus⸗ 
druck gebracht wird, iſt nicht vorgeſchrieben und nicht erforderlich. 
II. C. S. i. S. Opdenhoff c. Merkling vom 15. Juni 1897, 
Nr. 113/97 II. 

4. Die 88 857, 859 der C. P. O. ſollen nicht alle 
denkbaren Fälle der Beſtellung des Schiedsrichters treffen. Der 
§ 857 hat den Fall im Auge, wenn ein nicht im Schieds⸗ 
vertrag ernannter Schiedsrichter nach Vertrag oder Geſetz von 
einer Partei bezw. für eine Partei von dem Gerichte 
ernannt worden iſt (§§8 854, 855, 857 Satz 2), der 8859 
(Ziffer 1) aber nur den Fall, wenn beſtimmte Perſonen im 
Vertrage ſelbſt zu Schiedsrichtern ernannt ſind. Von dem hier 
vorliegenden Falle, wenn in dem Schiedsvertrage beſtimmt iſt, 
daß die Ernennung des Schiedsrichters durch einen Dritten er⸗ 
folgen foll, ſchweigt das Geſetz. Iſt im Vertrage ſelbſt eine 
beſtimmte Perſon zum Schiedsrichter ernannt, ſo iſt, wenn dieſe 
Perſon ſtirbt, ſonſt wegfällt, die Uebernahme oder Ausführung 
des Schiedsrichteramtes verweigert, die Annahme gerechtfertigt, 
daß die Parteien den Schiedsſpruch nur durch dieſen beſtimmten 
Schiedsrichter gefällt wiſſen wollen. Hierauf beruht die Be⸗ 
ſtimmung des § 859; dieſe Erwägung trifft aber nicht zu, 
wenn der von den Parteien gewählte Weg zur Konſtituirung 
des Schiedsgerichtes darin beſteht, daß ein Dritter den Schieds⸗ 
richter beſtellen ſoll. Im Einzelfall kann freilich auch ſolchen⸗ 


falls, wenn der durch den Dritten beſtellte Schiedsrichter die 


Uebernahme des Schiedsrichteramtes verweigert ꝛc., nach der 
aus den konkreten Umſtänden zu entnehmenden Vertragsintention 
die Annahme geboten fein, daß die Parteien an den Schieds⸗ 
vertrag nicht weiter gebunden ſein wollen. Liegen aber, wie 


hier, ſolche Umſtände nicht vor, ſo entſcheiden (wie das B. G. 


mit Recht annimmt) allgemeine Grundſätze darüber, ob der 
Schiedsvertrag wegen Unausführbarkeit als hinfällig anzuſehen 
iſt. Dieſe Unausführbarkeit iſt nicht feſtgeſtellt, nicht einmal 
behauptet. Die Parteien können miteinander den von der 
Landſchaft beſtellten Landesälteſten S., der überdies jetzt ſich 
zur Entſcheidung über die noch ſtreitigen Punkte bereit erklärt 
haben ſoll, um Ergänzung ſeines Schiedsſpruches angehen, und 
auch der andere von dem B. G. bezeichnete Weg, daß die 
Parteien, wenn S. wiederholt die weitere Ausführung des 
Schiedsrichteramtes verweigerte, die Landſchaft um Beſtellung 
eines anderen Schiedsrichters erſuchen, iſt principiell nicht aus⸗ 
geſchloſſen. VI. C. S. i. S. v. Beck c. v. Waldenburg vom 
10. Juni 1897, Nr. 33/97 VI. 

Zur Konkursordnung und dem fes 
geſetz. 

5. Selbſt wenn in der von den Kaufleuten R. und Sch. 
in dem Vertrage vom 8. Juni 1894 abgegebenen Erklärung 
über die Aushändigung des Bürgſchaftsſcheines des Fürſten S. 
eine Rechtshandlung der Erklärenden zu finden wäre, jo unter- 
liegt dieſelbe doch nicht der Anfechtung durch den Konkursver⸗ 
walter. Die Anfechtung iſt nur zuläſſig, wenn durch die Rechts⸗ 
handlung der Anſpruch der Konkursgläubiger auf konkursmäßige 
Befriedigung verlegt iſt, die Konkursmaſſe ſich durch dieſelbe 
ungünſtiger für die Konkursgläubiger geſtaltet hat. Durch die 
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Aushändigung des fraglichen Bürgſchaftsſcheines an die Bekl. 
iſt die Konkursmaſſe zunächſt nicht vermindert worden. Denn 
wäre der Schein noch in der Maſſe, ſo könnte der Konkurs⸗ 
verwalter aus demſelben doch keine Rechte für die Maſſe her⸗ 
leiten, könnte ihn namentlich, da er kein Werthpapier iſt, nicht 
veräußern. Es fehlt aber auch an jedem Anhalt dafür, daß ſich 
in Folge der Uebergabe des Bürgſchaftsſcheines an die Bekl. 
die Anſprüche an die Konkursmaſſen vergrößert haben. Kl. hat 
in den Vorinſtanzen nicht einmal behauptet, daß der Fürſt ©. 
die Abſicht und das Recht hat, ſich wegen des in Folge der 
Bürgſchaft der Bekl. gezahlten Betrages an die Konkursmaſſen 
der Schuldner zu halten. Sodann kann wegen der fraglichen 
Schuld der Kridare aus den Konkurdmaffen immer nur ein 
Mal Dividende beanſprucht werden, nämlich von dem Buͤrgen, 
inſoweit er den Gläubiger befriedigt hat, im Uebrigen von dem 
Gläubiger. — cfr. die Entſch. der vereinigten C. S. vom 
15. Februar 1886, Entſch. Bd. 14, S. 172. — Eine Benach⸗ 
theiligung der Konkursgläubiger könnte alſo nur vorliegen, wenn 
der Regreßanſpruch des Fürſten S. die urſprüngliche Forderung 
der Bekl. überſtiege. Eine dahin gehende Behauptung iſt vom 
Kl. aber nicht aufgeſtellt und hatte das B. G. bei der Lage 
der Sache auch keinen Anlaß, den Kl. zu befragen, ob dies 
etwa der Fall ſei. VI. C. S. i. S. Rosmanith u. Schaurté 
Konk. c. Häuſer⸗ und Grundbeſitz A.-G. vom 10. Juni 1897, 
Nr. 37/97 VI. 

6. Soweit es ſich hinſichtlich der Klage um den Begriff 
der Benachtheiligung eines Gläubigers im Sinne des R. Geſ. 
vom 21. Juli 1879 handelt, iſt zwar das B. G., das ſich im 
Weſentlichen an die Rechtſprechung des R. G. angeſchloſſen hat, 
von richtigen Sätzen ausgegangen. Es hat mit Recht an⸗ 
genommen, jeder Gläubiger, dem durch eine vom Schuldner 
vorgenommene Veräußerung der an ſich mögliche Zugriff auf 
deſſen Vermögen oder auf einzelne Beſtandtheile deſſelben un⸗ 
möglich gemacht werde, ſei durch dieſen Vertrag benachtheiligt, 
ſofern dadurch nicht ein Entgelt in das Vermögen des Schuldners 
gelange, das einen Erſatz für die veräußerten Gegenſtände bilde 
und zu ſeiner Befriedigung dienen könne. Die in dieſer 
Richtung erhobenen Angriffe konnten deshalb keinen Erfolg 
haben. Der Umſtand, daß der die Veräußerung anfechtende 
Gläubiger in Folge des angefochtenen Vertrages ebenſoviel er⸗ 
halten werde, als bei einer gleichmäßigen Vertheilung des vor⸗ 
handenen Vermögens unter alle Gläubiger auf ihn treffen 
würde, ſchließt nicht aus, daß er durch dieſen Vertrag benach⸗ 
theiligt wird; denn er hat, ſolange ein Konkursverfahren nicht 
eröffnet worden iſt, das Recht, ſich durch einſeitiges Vorgehen 
gegen den Schuldner auf dem Wege der Zwangsvollſtreckung 
volle Befriedigung zu verſchaffen. Wird ihm deeſes lediglich 
dadurch unmöglich gemacht, daß der Schuldner ſein ganzes 
Vermögen oder einzelne Theile deſſelben veräußert, ſo wird ihm 
dadurch eine Befriedigung entzogen, auf welche er Anſpruch 
hatte. Dieſe Benachtheiligung braucht er ſich nicht aus dem 
Grunde gefallen zu laſſen, weil er immerhin ſoviel erhalte, wie 
die übrigen Gläubiger. Im vorliegenden Falle iſt nun dem 
Kl. durch den angefochtenen Vertrag der Zugriff auf das Ver⸗ 
mögen ſeines Schuldners dadurch unmöglich gemacht worden, 
daß dieſes Vermögen von Letzterem unter Zuſtimmung der 
großen Mehrzahl ſeiner Gläubiger auf die Bekl. übertragen 


wurde, welche dagegen die Verpflichtung übernahmen, die vor⸗ 
handenen Vermögensſtücke beſtmöglich zu verwerthen und den 
Erlös gleichmäßig unter alle Gläubiger zu vertheilen. Auch iſt 
der von den Rkl. erhobene Einwand, die letztere Verpflichtung 
bilde ein hinreichendes Entgelt für die veräußerten Vermögens- 
beſtandtheile, mit dem ſich auch der Kl. begnügen müſſe, nicht 
durchſchlagend. Dieſe Gegenleiſtung kann nämlich für den Kl. 
nicht den Gegenſtand einer Zwangsvollſtreckung bilden; ſie giebt 
ihm, da das vorhandene Vermögen nicht zur Befriedigung aller 
Gläubiger ausreicht, nicht die Möglichkeit, ſich vollſtändige 
Befriedigung zu verſchaffen. Hätte er, falls der angefochtene 
Vertrag nicht abgeſchloſſen worden wäre, Ausſicht gehabt, dieſe 
mittels Pfändung zu erlangen, ſo würde deshalb ohne Weiteres 
anzunehmen ſein, er ſei durch dieſen Vertrag benachtheiligt 
worden. Anders liegt die Sache aber, wenn eine ſolche Ausſicht 
nicht beſtand, ſondern unzweifelhaft feſtſteht, daß lediglich der 
Abſchluß des Vertrages die Eröffnung des Konkursverfahrens 
verhinderte, alſo, wenn er nicht zu Stande gekommen wäre, 
eine Pfändung überhaupt nicht hätte erfolgen können oder, 
wenn ſie ſtattgefunden hätte, doch unzweifelhaft mit Erfolg 
angefochten worden wäre. In einem ſolchen Falle ſteht nicht 


ohne Weiteres feſt, daß die Veräußerung des Vermögens dem 


anfechtenden Gläubiger zum Nachtheile gereicht. Liegt aber eine 
Benachtheiligung nicht vor, ſo kann er eine, ſeine Befriedigung 
in gleichem oder in höherem Maße als das Konkursverfahren 


ſichernde Veräußerung des ganzen Vermögens ebenſowenig mit 


Erfolg anfechten, wie die Veräußerung eines Grundſtückes, das 
mit Pfandrechten überlaſtet iſt, durch deſſen zwangsweiſe Ver⸗ 
äußerung er ſich ſonach Befriedigung nicht verſchaffen konnte. 
Im vorliegenden Falle hatten nun die Bekl. in der Berufungs⸗ 
inſtanz den Beweis erboten, daß das Konkursverfahren ohne 
Weiteres beantragt und eröffnet worden wäre, wenn die Glaͤubiger 
nicht den angefochtenen Vertrag mit dem Schuldner abgeſchloſſen 
hätten, daß ſonach Kl. niemals volle Befriedigung ſondern nur 
eine Konkursdividende hätte erlangen können, welche in keinem 
Falle mehr, vorausſichtlich ſogar weniger als dasjenige betragen 
hätte, was er von den Bekl. erhalten werde. Die Erhebung 
dieſes Beweiſes hat das B. G. unterlaſſen; die dafür gegebene 
Begründung reicht aber nicht aus, um die Ablehnung des 
Beweisanerbietens zu rechtfertigen. Der vom B. G. hervor⸗ 
gehobene Umſtand, daß dem Kl., abgeſehen von einer etwaigen 
Anfechtung das Recht auf vollſtändige Befriedigung zuſtand, 
verliert nämlich jede Bedeutung, wenn feſtgeſtellt wird, daß es 
zu einer Pfändung überhaupt nicht kommen konnte oder fe 
unter allen Umſtänden mit Erfolg angefochten worden wäre. 
In dieſer Beziehung kommt auch in Betracht, daß der Kl., wie 
der Thatbeſtand des Urtheils I. J. ergiebt, erſt am 27. Mai 
1896 ein Urtheil gegen die Schuldner erwirkt hat, während 
dieſe ſchon am 25. April 1896 ihre Zahlungen eingeſtellt und 
nach einer ſtattgehabten Gläubigerverſammlung den angefochtenen 
Vertrag mit den Bekl. abgeſchloſſen hatten, alſo von vornherein 
eine große Wahrſcheinlichkeit dafür ſpricht, daß ohne dieſe Ver⸗ 
einbarung viel früher, als der Kl. zur Zwangsvollſtreckung 
ſchreiten konnte, das Konkursverfahren eröffnet worden wäre. 
Eine Benachtheiligung des Kl. könnte zwar deſſen ungeachtet 
durch den angefochtenen Vertrag herbeigeführt worden ſein, wenn 
die Perſonen der Bekl. ihm keine genügende Bürgſchaft dafür 
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böten, daß er in gleicher Weiſe Befriedigung erhalten werde, 
wie es im Falle der Konkurseröffnung zu erwarten geweſen 
wäre. Dies hat jedoch das B. G. nicht feſtgeſtellt. Es hat 
die durch den Vertrag geſchaffene Sachlage nicht mit dem zu 
erwartenden Ergebniß eines Konkursverfahrens ſondern lediglich 
mit dem Falle verglichen, daß der Kl. eine wirkſame Pfändung 
und damit ein Pfändungspfandrecht erlangt haben würde. 
Durch den angebotenen Beweis ſoll aber gerade feſtgeſtellt 
werden, daß dieſer Fall vollſtändig ausgeſchloſſen war. Ob von 
dem erwähnten Geſichtspunkte aus in dem ſtreitigen Vertrage 
eine Benachtheiligung des Kl. enthalten iſt, wird noch zu prüfen 
ſein. Die Gläubiger brauchen ſich allerdings nicht gefallen zu 
laſſen, daß ihnen durch Mehrheitsbeſchluß ein außergerichtliches 
Liquidationsverfahren aufgezwungen wird, ſondern können ver- 
langen, daß ein gerichtliches Konkursverfahren eröffnet werde. 
Wenn aber ein Gläubiger, wie es der Kl. gethan hat, hiervon 
abſieht und einſeitig auf dem Wege der Zwangsvollſtreckung 
vorgehen will, um dadurch einen Vorzug vor den übrigen 
Gläubigern zu erlangen, kann er Veräußerungen der vorliegenden 


Art gemäß § 3 des A. G. nur dann mit Erfolg anfechten, 


wenn er nachweiſen kann, daß er dadurch benachtheiligt 
worden iſt. Nur in dieſem Falle, nicht unter allen Umſtänden 
kann er verlangen, daß der Vertrag ihm gegenüber für unwirkſam 
erklärt werde. Steht, wie die Bekl. behaupten, unzweifelhaft 
feſt, daß ohne den Vertrag ſofort das Konkursverfahren eröffnet 
worden wäre und daß ihre Thätigkeit dem Kl. volle Sicherheit 
dafür gewährt, daß er mindeſtens eine ebenſo hohe, wahrſcheinlich 
eine höhere Dividende erhalten wird, als im Falle der Konkurs⸗ 
eröffnung, gereicht ferner, wie auch der Kl. früher ſelbſt zu— 
gegeben haben ſoll, der Vertrag ſämmtlichen Gläubigern im 
Vergleiche mit einem Konkursverfahren zum Vortheile, ſo kann 
der Kl. nicht mit der Behauptung durchdringen, daß er durch 
dieſen Vertrag benachtheiligt worden ſei. Daß ihm (theoretiſch) 
ein Recht auf vollſtändige Befriedigung zuſtand und er dieſe, 
falls es nicht zum Konkursverfahren gekommen wäre, 
ohne den angefochtenen Vertrag und das Dazwiſchenkommen 
anderer Gläubiger vielleicht hätte erreichen können, genügt nicht 
zur Begründung der Anfechtungsklage. II. C. S. i. S. Hau⸗ 
ſchild c. Kreditkaſſenverein zu Forſt vom 15. Juni 1897, 
Nr. 106/97 II. 

II. Das Handelsrecht. 

7. Das B. G. hat in Uebereinſtimmung mit der I. J. 
wegen Eintritts des Bekl. in ein Konkurrenzgeſchäft die von ihm 
in § 1 D., 8 2 des Vertrages vom 9. Juni 1892 mit der Kl. 
für ſolchen Fall vereinbarte Konventionalſtrafe von 10 000 Mark 
für verwirkt erachtet. Ohne Erfolg ſucht die Reviſion dieſe An- 
nahme als rechtsirrig hinzuſtellen. Sie macht zunächſt geltend, 
daß ein derartiges Konkurrenzverbot von dem Gewerbsherrn 
gegen den Gewerbsgehilfen überhaupt nur dann zur Anwendung 
gebracht werden könne, wenn Letzterer feine Stellung bei Erſterem 
eigenmächtig aufgebe, nicht aber dann, wenn der Gehilfe, 
wie hier behauptet werde, unter Zuſtimmung des Geſchäfts⸗ 
inhabers ausgeſchieden ſei. Dieſe Ausführung iſt nicht zutreffend; 
vielmehr gilt, wie das R. G. wiederholt, insbeſondere Entſch. 
Bd. 20 S. 107, ausgeſprochen hat, ein ſolches Strafgedinge 
in der Regel nur dann als nicht anwendbar, wenn der Ge— 
ſchäftsherr ohne einen vom Gehilfen gegebenen gerechten Anlaß 


das Dienſtoerhältniß einſeitig aufhebt oder dem Gehilfen zum 
ſeinerſeitigen Austritte gerechten Anlaß giebt — ein Fall, der 
nach der zutreffenden Ausführung des B. G. hier nicht vorliegt. 
Die Reviſion erhebt weiter den Vorwurf, daß das vorliegende 
Konkurrenzverbot bei ſeiner übermäßigen Ausdehnung die Er⸗ 
werbsfreiheit und Erwerbsthätigkeit des Bekl. in unangemeſſener 
Weiſe beſchränke, ja für längere Zeit faſt ganz aufhebe, mithin 
gegen die guten Sitten verſtoße und deshalb ungültig ſei. Auch 
dieſer Vorwurf iſt unbegründet. Das vorliegende Konkurrenz- 
verbot iſt nicht blos zeitlich (für zwei Jahre) und räumlich (für 
Deutſchland und Oeſterreich) begrenzt und damit im Allgemeinen 
den in der diesſeitigen Entſcheidung Bd. 31 S. 91 aufgeſtellten 
Grundſätzen entſprechend feſtgeſtellt, ſondern namentlich auch noch 
ſachlich beſchränkt. Denn in der hier in Frage ſtehenden Verein⸗ 
barung, wie ſie vom B. G. aufgefaßt und ausgelegt wird, iſt 
unter dem Konkurrenzgeſchäft, in welches der Bekl. nicht ein⸗ 
treten ſollte, nur ein Geſchäft zu verſtehen, „deſſen äußere und 
innere Einrichtung“ der chemiſchen Fabrik der Kl. im Weſent⸗ 
lichen gleich iſt, ſo daß dem Bekl., wie die Kl. ſelbſt zugeſteht, 
während der zweijährigen Dauer des Verbotes auch in Deutſch⸗ 
land immerhin der Eintritt als Chemiker bei einer Düngerfabrik 
oder Okermühle unbenommen wäre. Hierzu kömmt aber weiter, 
daß die Kl. nicht blos in einem nebenſächlichen Artikel ihres 
umfangreichen Waarenverzeichniſſes mit dem Fabrikanten H. L. K., 
bei welchem der Bekl. eingetreten iſt, konkurrirt, ſondern in 
einem wichtigen Fabrikationszweige, in der Herſtellung von Ma⸗ 
terialien für Gasglühlicht und beſonders in der Herſtellung einer 
Flüſſigkeit zum Durchtränken von Glühlichtſtrümpfen, in welcher 
Beziehung gerade der Bekl. bei der Kl. mit Verſuchen betraut 
war. Weder die Faſſung noch die Anwendung des Konkurrenz⸗ 
verbotes verſtößt daher gegen die guten Sitten; namentlich 
unterſcheidet ſich auch aus den letzterwähnten Gründen der 
vorliegende Fall weſentlich vor der Seitens des Bekl. angezogenen, 
durch den I. C. S. des R. G. unterm 24. März 1897 entſchiedenen 
Sache derſelben Kl. gegen den Prokuriſten Adolf B. zu Görlitz, 
in welcher Sache der Begriff des Konkurrenzgeſchäfts weit aus⸗ 
gedehnter, wie hier feſtgeſetzt war, und weſentlich mit Rückſicht 
hierauf das ganze Konkurrenzverbot vom R. G. beanſtandet 
wurde. III. C. S. i. S. Voltmer c. Königswarter u. Ebell vom 
15. Juni 1897, Nr. 48/97 III. 

8. Die Abweiſung der Klage auf die Conventionalſtrafe 
von 3 000 Mark iſt im B. U. auf folgende, lediglich aus dem 
Texte ſelbſt abgeleitete Auslegung des oben mitgetheilten § 6 
des Vertrages vom 20. Juli 1892 gegründet. Verboten ſei 
dem Bekl. durch die Beſtimmung unter a: 1. der Betrieb einer 
Sortimentsbuchhandlung, und 2. der Betrieb eines Geſchäfts in 
den früher geführten Nebenartikeln (Muſikalien, Bilder ꝛc.). Der 
Ausdruck „Handelsgeſchäft“ ſtehe im Gegenſatze zu dem Ausdruck 
„Sortimentsbuchhandlung“ und beziehe ſich daher nur auf die 
Nebenartikel. Die in der zweiten Copula gebrauchte Wendung 
„keine ſolche Artikel zu verkaufen“ ſei nur „ein abwechſelnder 
Ausdruck“ für den Betrieb eines Handelsgeſchäfts mit dieſen 
Artikeln. Die Vornahme einzelner Verkaufsgeſchäfte in neuen 
Büchern oder in den Nebenartikeln ſei daher dem Bekl. nicht 
verwehrt. Die Klage behaupte aber blos die Vornahme mehrerer 
einzelner Verkaufsgeſchäfte. Die Auslegung verſtößt gegen den 
klaren Wortſinn des ſchriftlichen Vertrages und iſt daher rechts, 
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irrthümlich. Es iſt zunächſt gegen den Wortſinn, wenn die 
Wendung „keine Artikel zu verkaufen“, identifizirt wird mit 
dem Begriffe der Errichtung einer Handelsniederlaſſung, die den 
Verkauf dieſer Artikel zum Gegenſtande hat. Und es iſt weiter 
gegen den Wortſinn, wenn das „verkaufte Handelsgeſchäft“ in 
Gegenſatz zu der Sortimentsbuchhandlung gebracht und alfo 
nur auf den Vertrieb der Nebenartikel bezogen wird. „Das 
verkaufte Handels geſchäft“ war „Eugen Frank's Buchhandlung“, 
alfo ein Geſchäft, das aus einer Sortimentsbuchhandlung und 
aus dem gewerbsmäßigen Vertriebe gewiſſer Nebenartikel beſtand. 
Der klare Wortſinn des Vertrages ergiebt daher, daß dem Bekl. 
verboten wird, 1. eine Sortimentsbuchhandlung zu errichten, und 
2. irgend welche Artikel des alten Geſchäfts, alſo Bücher, 
Muſikalien, Bilder ꝛc. zu verkaufen. Gründe, die es rechtfertigen 
könnten, daß von dieſem einfachen und natürlichen Wortſinn 
abgewichen werde, ſind im Urtheile des B. G. nicht angegeben, 
nach dem Thatbeſtande auch in den Parteiverhandlungen nicht 
hervorgetreten. Daß der Bekl. thatſächlich auch durch einzelne 
Verkäufe dem Kl. Konkurrenz mache, nimmt der B. R. ſelbſt 
an. Der erhebliche Unterſchied zwiſchen der unter a und der 
unter b normirten Strafe erklärt ſich zur Genüge durch die 
Geringfügigkeit des Intereſſes der Erwerber des Geſchäfts daran, 
daß in einem einzelnen Falle blos gegen das Verbot unter b 
verſtoßen wurde. Daß aber die einzelnen Verkäufe, ebenſo wie 
die Errichtung einer Sortimentsbuchhandlung, auf den örtlichen 
Bezirk der Stadt Oppeln beſchränkt ſind, iſt nicht geeignet, ein 
ſchlüſſiges Argument dafür abzugeben, daß die Parteien an ein 
Verbot einzelner Verkäufe nicht gedacht hätten. Daß ſich der 
Wille und die Abſicht der Parteien in der That mit dem Wort⸗ 
verſtande des Verbots gedeckt haben muß, ergiebt ſich aus den 
ſogleich folgenden Ausnahmen, die zu Gunſten des Bekl. feſt⸗ 
geſetzt worden find. Ein Verleger, der feine Verlagswerke ab⸗ 
ſetzt, — ein Antiquar, — jemand der ein paar alte Geigen 
verkauft, die ſich in ſeinem Beſitze befinden, betreibt darum 
weder eine Sortimentsbuchhandlung, noch ein Handelsgeſchäft 
in Muſikalien, Bildern oder Rahmen ꝛc. Die Setzung dieſer 
Ausnahmen wird daher bei der Auslegung des B. R. zu einer 
überflüſſigen und widerſinnigen Beſtimmung, während ſie — bleibt 
man beim Wertſinn ſtehen — ihre gute Bedeutung behält. 
I. C. S. i. S. Muſchner e. Maske vom 26. Mai 1897, 
Nr. 29/97 I. 

9. Differenzgeſchäft. Den Einwand des einen Differenz- 
geſchäfts erachtet das B. G. nicht bloß für nicht erwieſen, fon« 
dern für widerlegt. In letzterer Hinſicht ſtützt ſich das ange— 
fochtene Urtheil auf Erwägungen, die nicht ſchlüſſig find. Ins- 
beſondere wird durch die in den Geſchäftsbedingungen der Kl. 
enthaltene Beſtimmung, daß bei allen Zeitgeſchäften effektive 
Abnahme, bezw. Lieferung als vereinbart gelte, ſo daß jedes 
Differenzgeſchäft ausgeſchloſſen ſei, — der vom B. G. gezogene 
Schluß nicht gerechtfertigt, ebenſo wenig durch die weitere Be- 
ſtimmung, daß Abänderungen der Geſchäftsbedingungen nur 
gültig ſein ſollen, wenn ſie von der Kl. ausdrücklich ſchriftlich 
beſtätigt find. Denn wenn das reine Differenzgeſchäft in die 
Form eines reellen Kaufgeſchäftes gekleidet werden kaun, ſo iſt 
nicht abzuſehen, warum die Aunahme eines ſolchen durch die 


angeführten Geſchäftsbedingungen ausgeſchloſſen fein ſollte. Auch 


derarligen Bedingungen gegenüber, wenn dargethan wäre, daß 


quod simulate concipitur. 


keine ernſtlichen Kaufgeſchäfte eingegangen find, der Grundfag 
zur Geltung kommen müſſen: plus valere quod agitur quam 
Ein zwingender Grund gegen die 
Annahme eines reinen Differenzgejchäfted ergiebt ſich ferner weder 
daraus, daß der Bekl., wie das B. G. annimmt, ein geſchäfts⸗ 
gewandter Mann iſt, noch daraus, daß Bekl. in ſeinen Briefen 
an die Kl. wiederholt erklärt hat, daß er die ihm von der Kl. 
verkauften Effekten „abzunehmen“ oder „nach Berliner Börſen⸗ 
uſance abzunehmen“ habe. Dieſe Erklärungen, die eine Be⸗ 
ſtätigung der eingegangenen Engagements enthalten, können 
ebenſo gut bei Spielgeſchäften wie bei ernſtlich gemeinten Kauf⸗ 
geſchäften vorkommen. Bedenklich erſcheint endlich auch die 
Schlüſſigkeit des Umſtandes, daß Bekl. während ſeines Geſchäfts⸗ 
verkehrs mit der Kl. niemals auf die Spielnatur der ſtreitigen 
Geſchäfte hingewieſen hat. So lange die Geſchäftsverbindung 
unter den Parteien beſtand und Bekl. feine Spekulationen fort- 


zuſetzen beabſichtigte, war zu einem ſolchen Hinweis kein Anlaß 


vorhanden, und wenn er ſich ſchließlich in dem Schreiben vom 
11. Dezember 1895 darauf beſchränkt hat, um Geduld und 
Nachſicht zu bitten, ohne feine Zahlungsverbindlichkeit zu be: 
ſtreiten, ſo können für dieſes Verhalten des Bekl. die verſchie⸗ 
denſten Gründe obgewaltet haben. Für den vom B. G. ge: 
zogenen Schluß gewährt daſſelbe keinen genügenden Anhalt. 
Ungeachtet vorſtehender Bedenken war aber das angefochtene 
Urtheil aufrecht zu erhalten, weil daſſelbe durch den Entjchei- 
dungsgrund getragen wird, daß der Bekl. den Einwand des 
Differenzgeſchäftes nicht erwieſen hat. Der Bekl. hat behauptet, 
zwiſchen ihm und dem klägeriſchen Agenten W. ſei bei Beginn 
der Geſchäftsverbindung vereinbart worden, daß effektive Er— 
füllung der einzugehenden Geſchäfte ausgeſchloſſen fein ſolle. 
Das B. G. findet in der Ausſage des genannten hierfür als 
Zeugen vorgeſchlagenen Agenten keine Beſtätigung dieſer Behaup⸗ 
tung. Die Reviſion will eine ſolche aus der Bekundung des 
Zeugen entnehmen, daß er vor Abſchluß des erſten Geſchäfts 
dem Bekl. geſagt habe, die Geſchäfte würden nach Berliner 
Uſance abgeſchloſſen; falls ſich bei der monatlichen Abrechnung 
zu Gunſten des Bekl. im Conto ein Guthaben ergebe, könne 
er über daſſelbe verfügen; ſollte ſich dagegen im Conto ein Gut⸗ 
haben für die Kl. ergeben, ſo müſſe Bekl. dieſes begleichen. — 
Der hierauf geſtützte Reviſionsangriff iſt nicht zutreffend. Die 
mitgetheilte Aeußerung enthält nicht die Willenserklärung, daß 
die im Laufe der Geſchäfts verbindung abzuſchließenden Geſchäfte 
nur durch Differenzzahlung erledigt werden ſollte. Monatliche 
Abrechnung in Betreff der gegenſeitigen Auſprüche iſt auch bei 
einer auf ernſtliche Kaufgeſchäfte gerichteten Geſchäftsverbindung 
möglich. Auch die Behauptungen des Bekl., aus denen eine ftill. 
ſchweigende Vereinbarung des Differenzſpiels hervorgehen ſoll, ſind 
vom B. G. gewürdigt. Die Feſtſtellung, daß ein Mißverhältniß 
zwiſchen der Vermögenslage des Bekl. und der Höhe der von 
ihm eingegangenen Verpflichtungen weder für die Kl. noch für 
den Agenten W. erkennbar geweſen ſei, beruht auf einer Wür⸗ 


digung der Sachlage, die weder gegen materielle Rechtsgrund 


ſätze verſtößt noch eine Verletzung von Prozeßvorſchriften 
erkennen läßt. In Betreff der ſonſtigen vom Bekl. geltend ge- 
machten Umſtände, daß Bekl. nur Mehl verkaufe, die Börſe 
nicht beſuche, daß die gehandelten Papiere vielfach als Spiel- 
papiere benutzt werden, daß thatſächlich effektive Lieferung unter 
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den Parteien nicht ſtattgefunden hat, daß W. ſich gewerbsmäßig 
damit beſchäftige, unvermögende Leute zum Spiele zu verleiten, 
daß in einem anderen Prozeß von einer anderen Partei der Kl. 
der Einwand des Differenzgeſchäftes entgegengeſetzt und für be⸗ 
gründet erachtet worden ſei, — hat das B. G. erwogen, daß 
ſich aus dieſen Umſtänden zwar Anzeigen für die Spielnatur 
der ſtreitigen Geſchäfte ergeben können, daß ſie aber keinen 
ſicheren Beweis hierfür liefern. Wenn das B. G. auf Grund 
dieſer Erwägung zur Verwerfung des vom Bekl. erhobenen 
Einwandes gelangt iſt, ſo kann das gewonnene Ergebniß nicht 
als ungenügend begründet betrachtet werden. I. C. S. i. S. 
Thauſig c. Mankiewicz vom 12. Juni 1897, Nr. 50/97 I. 

10. Hinſichtlich der erſten Theillieferung war die Kl. be⸗ 
rechtigt, die Waare auf Lager zu nehmen, weil der Bekl. deren 
Empfang in vertragswidriger Weiſe abgelehnt hatte, ſich alſo 
in Annahmeverzug befand. Daſſelbe iſt aber auch von der hier 
weiter in Betracht zu ziehenden letzten Theillieferung zu ſagen. 
Allerdings iſt dieſe Lieferung dem Bekl. nicht ab Quai, ſondern 
aus dem Seekahne angedient, und es iſt über die beſtrittene 
Behauptung der Kl., daß beides in Hamburg als gleichwerthig 
gelte, eine thatſächliche Feſtſtellung nicht erfolgt. Der Bekl. 
muß aber zugeben, daß das Intereſſe, das ſeiner eigenen Dar⸗ 
ſtellung nach durch die Vorſchrift eines Empfanges am Quai 
geſichert werden ſollte, nämlich die Garantie der Orginalität 
der Partie, ebenſowohl bei einem Empfange unmittelbar aus 
dem Seeſchiffe gewahrt wurde. Im übrigen aber kann ſich 
(wie auch das O. L. G. annimmt) der Unterſchied der beiden 
Empfangsarten nur in den größeren oder geringeren Koſten 
ausprägen, die dem Käufer erwachſen, je nachdem er ab Quai 
oder aus dem Seekahne abzunehmen hat. Iſt das der Fall, 
ſo ergiebt ſich auch, daß der Erſatz der einen Andienungsart 
durch die andere jedenfalls nur als eine geringfügige und un⸗ 
wichtige Abweichung von dem Vorgeſchriebenen erſcheinen kann. 
Mit dem Grundſatze aber, daß Verträge nach Treu und Glauben 
erfüllt werden ſollen, würde es nicht vereinbar ſein, dem anderen 
Theile das Recht einzuräumen, wegen einer unbedeutenden Ab⸗ 
weichung dieſer Art den ganzen Vertrag aufzuwerfen. Der 
Bekl. mochte einer ihm angeſonnenen ungehörigen Abnahme wider⸗ 
ſprechen und ſtatt ihrer eine anderweitige Andienung am Quai 
fordern. Er mochte auch die ungehörige Abnahme, unter 
Wahrung ſeines Rechtes auf Erſatz der verurſachten Mehrkoſten, 
über ſich ergehen laſſen. Er war aber nicht berechtigt — und 
darauf kommt es hier allein an — wegen eines Verſtoßes in 
dieſem Punkte ſogleich völlig vom Vertrage zurückzutreten. 
(Vergl. auch B. G. B. § 320 Abſ. 2.) I. C. S. i. S. 
Kallmes jun. c. Donner vom 26. Mai 1897, Nr. 104/97 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

11. Kl. iſt auf Grund eines landesherrlichen Erbpacht⸗ 
kontrakts vom 13. Dezember 1764 Erbpächter der an der Oſter⸗ 
kalle gelegenen Waſſermühle zu Langenholzhauſen gegen Zahlung 
eines jährlichen Kanons von dermalen 1 310,44 Mark. Kl. 
behauptet nun, daß dieſer Kanon zum einen Theil eine Grund⸗ 
abgabe, zum andern Theile aber eine Abgabe, die für den Be⸗ 
trieb eines Gewerbes entrichtet werde, im Sinne des § 7 Abſ. 1 
Ziffer 6 der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich enthalte. 
Kl. hat deshalb gemäß § 9 dieſer Gewerbeordnung Klage auf 


Ermäßigung des Kanons zwecks Aufhebung der darin enthaltenen 
Gewerbeabgabe erhoben, doch iſt die Klage abgewieſen und die 
Berufung zurückgewieſen worden. Bei Beurtheilung der Sache 
iſt für die Reviſionsinſtanz maßgebend, daß unbeſtritten im 
Fürſtenthum Lippe bis zur Einführung der Gewerbeordnung 
für das Deutſche Reich das Mühlenregal beſtauden hat, auf 

Grund des Erbpachtkontrakts daher von dem Kl. und deſſen 
Rechtsvorgängern nur dann das Müllereigewerbe betrieben 


werden konnte, wenn nicht nur der Grund und Boden ſowie 


die Gebäude des Mühlenanweſens vererbpachtet, ſondern auch 
gleichzeitig die Erlaubniß zum Mühlenbetriebe ertheilt wurde. 
Dies iſt denn in der That durch den Erbpachtkontrakt geſchehen, 
wie auch das B. U. annimmt. Es kann dies auch gar nicht 
zweifelhaft ſein, da nach dem Kontrakt die darin genannten 
Mahlmühlen in Erbpacht gegeben wurden, der Erbpächter ſich 
verpflichtete, die Mahlgenoſſen über das hergebrachte Malter 
und andere gewöhnliche Gebühr nicht zu beſchweren und die 
für abgehende benöthigte Mühlenſteine auf ſeine eigenen Koſten 
ſich zu beſchaffen, der Landesherr endlich bewilligte, nicht nur 
daß das zu Mühlenbau und Beſſerung erforderliche Holz gegen 
Bezahlung angewieſen werde, und der Erbpächter die zur Mühle 
etwa gehörenden Hand⸗ und Spanndienſte in Bau⸗ und Beſſe⸗ 
rungsfällen zu gebrauchen habe, ſondern auch, daß die Mahl⸗ 
genoſſen nach der vorherigen Obſervanz in den Mühlen zu 
mahlen angewieſen werden ſollen. Dieſen Beſtimmungen gegen⸗ 
über erſcheint es gleichgültig, wenn in dem Erbpachtskontrakte 
von einer Konzeſſion zum Mühlenbetriebe nicht ausdrücklich ge- 
ſprochen wird. Weſentlich iſt vielmehr, daß der Kanon als 
ungetheilte Gegenleiſtung ohne Unterſcheidung für den ganzen 
Erbpacht, alſo nicht nur für die Vererbpachtung des Grund 
und Bodens und der Gebäude, ſondern auch für die Vererb⸗ 
pachtung des Mühlenbetriebes in dem Kontrakt beſtimmt 
worden iſt. Hieraus ergiebt ſich in Ermangelung entgegen⸗ 
ſtehender Momente von ſelbſt, daß der Kanon theilweiſe auch 
eine Abgabe für den Betrieb eines Gewerbes im Sinne des 
§ 7 Abſ. 1 Ziffer 6 der Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich enthält. Denn eine ſolche liegt überall dann vor, wenn 
zwiſchen der Befugniß zum Betriebe des Gewerbes und der 
Verpflichtung zur Entrichtung der Abgabe eine Wechſelbeziehung 
ſtattfindet, ſo daß jene Befugniß nur unter der Verpflichtung 
zur Leiſtung der Abgabe beſteht und dieſe Verpflichtung den 
Preis für die Befugniß zum Gewerbebetriebe bildet, während 
es für dieſe Wechſelbeziehung gleichgültig iſt, ob nur die Be⸗ 
fugniß zum Gewerbebetriebe eingeräumt und nur hierfür die 
Abgabe zu entrichten iſt, oder ob zugleich gewerbliche Ein⸗ 
richtungen, Sachen oder Berechtigungen überlaſſen ſind, ſo daß 
die Abgabe theils hierfür, theils für die Geſtattung des Gewerbe⸗ 
betriebs entrichtet wird (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 6 
Nr. 24 S. 92). Es iſt demgemäß auch nicht richtig, wenn 
das B. U. annimmt, daß der Wortlaut des Erbpachtkontrakts 
nicht für eine Gewerbeabgabe ſpreche. Ebenſowenig iſt der 
Umſtand, daß es ſich um eine landesherrliche Mühle handelt, 
geeignet darzuthun, daß der Kanon keine Gewerbeabgabe mit⸗ 
umfaſſe. Denn wenn der Landesherr als der Eigenthümer der 
Mühle an ſich auch nicht gehindert war, lediglich den Grund 
und Boden ſowie die Gebäulichkeiten in Erbpacht zu geben, 
daneben aber als Inhaber des Mählenregals die Erlaubniß 
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zum Betriebe des Muͤhlengewerbes unentgeltlich zu verleihen, 
ſo ſpricht doch der Inhalt des Erbpachtkontrakts eben gegen 
eine derartige Trennung. Dieſem Inhalte des Erbpachtkontrakts 
gegenüber iſt aber die theilweiſe beſtrittene Behauptung, daß 
die Landesherrſchaft von ihren Mühlen keine Abgaben erhoben 
habe, ohne Bedeutung. Das B. U. giebt ſodann ſelbſt zu, 
daß der Umfang des Gewerbebetriebs bei Berechnung des Kanons 
mit in Rückſicht gezogen worden iſt. Wenn das B. U. dieſen 
Umſtand für die Frage, ob ein Theil des Kanons Gewerbe⸗ 
abgabe ſei d. h. als Entgelt für die Befugniß zum Betriebe 
des Gewerbes erſcheine, für gleichgültig erklärt, ſo überſieht 
daſſelbe, daß es ſich vorliegenden Falls um ein dem landes⸗ 
herrlichen Regal unterworfenes Gewerbe handelt, welches auch 
dem Umfang nach nur kraft beſonderer Erlaubniß ausgeübt 
werden konnte. Es iſt aber in einem Falle wie dem vorliegenden, 
indem durch einen Erbpachtkontrakt nicht nur Grund und Boden 
nebſt Gebäuden übertragen, ſondern auch die Erlaubniß zur 
Ausübung eines der Regalität unterworfenen Gewerbes ertheilt 
worden iſt, und zwar gegen einen in ungetheilter Summe mit 
Rücksicht auf den Umfang des Gewerbes feſtgeſetzten Kanon, 
keineswegs lediglich ein Entgelt für Gewährung eines 
Rechts an einer Sache oder des Gebrauchs einer Sache feſt⸗ 
geſtellt worden. Die Unterſtellung des B. U., daß vielleicht 
ein gewiſſer Umfang des Gewerbebetriebs garantirt ſei, ſteht 
der Annahme einer Gewerbeabgabe nicht entgegen, da ſolche 
begrifflich keineswegs auf lediglich dem öffentlichen Rechte an⸗ 
gehörige Gefälle beſchränkt iſt (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 6 Nr. 24 S. 91). Es iſt daher für die Frage, ob der 
Kanon theilweiſe eine Gewerbeabgabe enthält, nicht gleichgültig, 
ob derſelbe mit dem Gewerbebetriebe in Zuſammenhang ſteht, 
insbeſondere ein beſtimmter Bezirk von Mahlgenoſſen zugeſichert 
war, ſowie ob die Höhe des Kanons — abgeſehen von dem 
Gewerbebetriebe — mit dem Werthe des Grundbeſitzes, der 
Gebäude und des Mühleninventars nicht im Verhältniß ſteht. 
Es kann ſonach der erſte Entſcheidungsgrund des B. U. nicht 
als zur Zurückweiſung der Berufung ausreichend erachtet werden. 
Ebenſowenig iſt der zweite Entſcheidungsgrund des B. U. ge⸗ 
eignet, das Letztere zu halten. Es iſt zwar richtig, daß den 
Kl. die Beweislaſt trifft, inwieweit in dem Kanon eine Gewerbe⸗ 
abgabe enthalten iſt. Allein Kl. kann den Beweis für die 
Höhe der Gewerbeabgabe nicht lediglich dadurch führen, daß er 
darthut, in welcher Höhe in ähnlichen Fällen eine Gewerbe- 
abgabe erhoben worden iſt. Denn dann würde eine Entſcheidung 
für den Fall, daß Kl. allein im Fürſtenthum Lippe einen aus 
Grundabgabe und Gewerbeabgabe zuſammengeſetzten Kanon zu 
entrichten hätte, entgegen dem § 9 der Gewerbeordnung für 
das Deutſche Reich unmöglich ſein. Auch gehört der Entgelt 
für den Umfang des Gewerbes zur Gewerbeabgabe, da inſoweit, 
wie oben ausgeführt, ebenfalls eine Wechſelbeziehung zwiſchen 
der Abgabe und dem Gewerbebetrieb ſtattfindet. Kl. hat die 
für die Scheidung des Kanons in Grund- und Gewerbeabgabe 
in Betracht kommenden Behauptungen aufgeſtellt, Sache des 
B. G. iſt es, auf Grund derſelben (erforderlichen Falls unter 
Anwendung des richterlichen Fragerechts nach 8130 C. P. O.) 
gemäß $ 259 C. P. O. die maßgebende Entſcheidung zu 
treffen. III. C. S. i. S. Bauer c. Fuͤrſtl. Lippeſche Rent⸗ 
kammer vom 15. Juni 1897, Nr. 81/97 III. 


IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

12. Es handelt ſich um die Beurtheilung des von den 
verklagten Teſtamentsexekutoren der auf Auszahlung von Ver⸗ 
mächtniſſen gerichteten, an ſich begründeten und liquiden Klage 
dahin opponirten Einwands, daß die zu einer der Vermächt⸗ 
nißanorduung folgenden Zeit unzweifelhaft Seitens der Teſtatrix 
an den Kl. geſchehenen Zahlungen als Vorausleiſtungen auf 
die Legatsanſprüche oder als Schenkungen unter der Auflage 
an den Kl., die geſchenkten Summen demnächſt zu konferiren, 
erfolgt ſeien. Danach ſteht in Frage, ob Geldvermächtniſſe 
dadurch hinfällig werden, daß der Erblaſſer ſchon bei Lebzeiten 
in der Abſicht der Realiſirung der Zuwendungen dem Ver⸗ 
mächtnißnehmer Beträge in der Höhe der vermachten Summen 
gegeben hat. Der B. R. geht zutreffend davon aus, einmal, 
daß die geſetzlichen Rechtsnormen über die Kollationspflicht der 
Deſcendenten hier, da der Kl. Neffe der Teſtatrix, nicht an⸗ 
zuwenden ſind, ferner, daß von einer Erfüllung der Vermächt⸗ 
nißforderung keine Rede ſein kann, weil eine Verpflichtung für 


den Erblaſſer noch garnicht heſteht, ſondern erſt mit deſſen Tode 


für den mit dem Vermächtniſſe Beſchwerten erwachſen kann, 
endlich, daß die Bekl. bezüglich der Thatſachen, welche eine 
An- oder Aufrechnungspflicht des Kl. begründen ſollen, beweis⸗ 
pflichtig ſind. Das angefochtene Urtheil irrt aber, indem es 
ſolche Thatſachen, welche als erheblich in Betracht kommen, 
nur dann für vorliegend erachtet, wenn es zu einer rechts⸗ 
geſchäftlichen Anordnung der Kollation, worunter wohl die 
letztwillige Verfügung einer ſolchen Seitens der Erblaſſerin ver⸗ 
ſtanden ſein ſoll, oder zu einem Kollations vertrage, alſo zu 
einer Vereinbarung zwiſchen der Teſtatrix und dem Kl. wegen 
Uebernahme der Verpflichtung des letzteren, ſich die erhaltenen 
Summen auf die Legate anrechnen zu laſſen, gekommen. Wie 
feſtſteht, iſt eine letztwillige Dispoſttion des erwähnten Inhalts 
nicht errichtet. Den Abſchluß eines Kollationsvertrages hat die 
Vorinſtanz auf Grund des vorliegenden Beweismaterials nicht 
als erbracht angeſehen, auch die Eideszuſchiebungen hierfür als 
unausreichend gehalten. Es iſt hierbei überſehen, daß die Vor⸗ 
ausgewährung des Gegenſtandes des Vermächtniſſes an ſich 
ſchon nothwendig den Willen in ſich ſchließt, die Vermächtniß⸗ 
anordnung aufzuheben. Ein ſolcher Wille iſt nach dem hier 
in Betracht kommenden gemeinen Rechte ausreichend, die Auf⸗ 
hebung des Vermächtniſſes herbeizuführen. L. 3 § 11 und 
L. 15 D. de ad. leg. (34, 4.) Solche wird alſo bei einem 
Geldlegat bewirkt, wenn der Erblaſſer ſelbſt in der erkennbaren 
Abſicht, das ausgeſetzte Vermächtniß zu realiſiren, dem Ver⸗ 
mächtnißnehmer die entſprechende Summe hingiebt. Der dem⸗ 
nach in Betracht kommende Geſichtspunkt der Ademtion des 
Vermächtniſſes iſt in dem Bd. 16 S. 237 ff. der Entſcheidungen 
in Civilſachen abgedruckten Reichsgerichtsurtheil für einen nach 
dem Preußiſchen Landrechte zu entſcheidenden, dem hier in Frage 
ſtehenden gleichen Fall ebenfalls verwendet. Es wird aus⸗ 
geführt, daß die im § 323 Thl. 1 Tit. 12 A. L. R. enthaltene 
Beſtimmung, wonach der Anſpruch des Legatars erliſcht, wenn 
er die vermachte Sache von dem Erblaſſer ſelbſt ſchon übergeben 
erhalten hat, nur dann Anwendung finde, wenn es ſich um das 
Vermächtniß eines individuell beſtimmten Gegenſtandes handle, 
und daß daher, falls ſolches nicht zutrifft, auf allgemeine Grund⸗ 
ſätze, und zwar auf diejenigen bezüglich des Widerrufs der 
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Legate, rekurrirt werden müſſe, welche Sätze ſogar in dem zu 
entſcheidenden Falle gegenüber der durch das Landrecht be 
ſtimmten Nothwendigkeit der Form bei einem ſolchen Widerruf 
Platz zu greifen hätten. Der vorſtehend entwickelten Rechts⸗ 
anſchauung zufolge würde der Reviſion ohne Weiteres ſtatt⸗ 
zugeben ſein, wenn in dem B. U. feſtgeſtellt wäre, daß die 
Teſtatrix in der erwähnten, die Ademtion der Vermächtniſſe 
herbeiführenden Abſicht bei der Hingabe der fraglichen Beträge 
an den Kl. gehandelt hätte. Die unklare Faſſung der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe läßt es jedoch ungewiß, ob ſolche Feſtſtellung 
hat getroffen werden ſollen. Es iſt möglich, daß, wie vom Kl. 


ausgeführt iſt, die gebrauchten Worte dahin auszulegen ſind, 


es ſei eine wirkliche Abſicht des erwähnten Inhalts bei der 
Teſtatrix zu dem gedachten Zeitpunkte nicht vorhanden geweſen, 
ſie habe damals nur die für den Kl. erkennbare, entſprechende 
Willensrichtung gehabt, aber mit Rückſicht auf die Art und 
Weiſe der Führung ihrer Geſchäfte es ſich vorbehalten, ſpäter 
endgültige Beſtimmung und zwar in urkundlicher Form zu 
treffen. VI. C. S. i. S. Ballguf o. Weber vom 3. Juni 
1897, Nr. 32/97 VI. 

13. Nach § 734 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. werden 
durch den Einkindſchaftsvertrag „gleiche und gegenſeitige Erb⸗ 
rechte zwiſchen den Eltern und den in die Einkindſchaft gebrachten 
Kindern begründet.“ Dieſes Erbrecht darf nicht geändert 
werden. Denn nach § 747 ebenda „kann die durch den Ver⸗ 
trag begründete Erbfolge der eine Theil, zum Nachtheile des 
anderen, durch letztwillige Verfügungen nicht aufheben“ und 
nach $ 748 „können Eltern alſo nur über dasjenige Vermögen, 
was bei der Einkindſchaft etwa ausdrücklich vorbehalten worden, . 
letztwillig verordnen.“ Aus dieſen Vorſchriften, durch die den 
Eltern das Recht über das Einkindſchaftsvermögen zum Nach⸗ 
theile der eingekindſchafteten Kinder letztwillig zu verfügen, ge 
nommen iſt, ergiebt ſich, daß der Inteſtaterbtheil der letzteren 
durch letztwillige Dispoſitionen nicht geſchmälert werden darf. 
Und zwar gilt dies nicht allein hinſichtlich der Verfügung des 
Stiefpareus, ſondern auch des leiblichen Parens. In 
dieſer Hinſicht hat der B. R. zunächſt mit Recht hervorgehoben, 
daß in den — allegirten — 89 734 und 748 von den 
„Eltern“, alſo nicht allein von dem Stiefparens, ſondern 
auch von dem leiblichen Parens geſprochen und den „Eltern“ 
verboten wird, zum Nachtheile der unirten Kinder letztwillig zu 
verfügen. Sodann hat der B. R. erwogen: gegen den leib⸗ 
lichen Parens ſtehe zwar den Kindern ſchon ohne den Einkind⸗ 
ſchaftsvertrag ein Juteſtaterbrecht zu, aber durch dieſen Vertrag 
werde das Erbrecht der Kinder neu begründet, daſſelbe er⸗ 
halte durch ihn eine neue beſondere Grundlage, wie denn auch 
der $ 734 beſtimme, daß durch den Vertrag gegenſeitige Erb⸗ 
rechte zwiſchen den Eltern und Kindern begründet würden, 
und der § 747 von der durch den Vertrag begründeten 
Erbfolge ſpreche; es ſei daher das durch den Vertrag begründete 
Erbrecht von dent Erbrechte zu unterſcheiden, das feine Grund⸗ 
lage in der Blutsverwandtſchaft habe. Dieſen Erwägungen 
iſt beizutreten. Der entſcheidende Grund beſteht darin, daß 
durch den Einkindſchaftsvertrag das den unirten Kindern gegen 
den leiblichen Parens zuſtehende geſetzliche Erbrecht in ein 
vertragsmäßiges umgewandelt wird, und daraus folgt, daß 
auch der leibliche Parens die eingekindſchafteten Kinder in der 


geſetzlichen Erbportion durch letztwillige Verfügung nicht ſchmälern 
darf. — In gleicher Weiſe hat ſich das Preußiſche Obertribunal 
in dem Urtheile vom 19. Dezember 1859 (Entſch. Bd. 42 
S. 259) ausgeſprochen, und dieſelbe Auffaſſung liegt dem 
Urtheile deſſelben Gerichtshofs vom 24. Oktober 1836 (Entſch. 
Bd. 2 S. 39) zu Grunde, in welchem, wenngleich es ſich dort 
nur um die Teſtirfreiheit des Stiefparens handelte, aus⸗ 
geführt iſt: die Fähigkeit der Eltern zu teſtiren, ſei rückſichtlich 
des in die Einkindſchaft gebrachten Vermögens aufgehoben. 
Vergl. auch Bornemann, ſyſtematiſche Darſtellung des Preußiſchen 
Civilrechts, Ausg. 2 Bd. 6 S. 261 ff. im Gegenſatze zu der 
in der Ausg. 1 Bd. 6 S. 406 ff. vertretenen abweichenden 
Anſicht; Dernburg, Preußiſches Privatrecht, Auflage 4 Bd. 3 
§ 67; Rehbein, Entſch. des Obertribunals, Bd. 4 S. 645; 
Welter⸗Schultz, Handbuch über das eheliche Güterrecht in Weſt⸗ 
falen, Ausg. 2 $ 221; Gerber, Syſtem des deutſchen Privat⸗ 
rechts, Auflage 16 § 309. IV. C. S. i. S. Behrens c. Tebel⸗ 
mann u. Gen. vom 24. Mai 1897, Nr. 315/96 IV. 

V. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zur Allgemeinen Gerichtsordnung. 

14. Die Vorſchrift des § 10 Nr. 5 Thl. II Tit. 1 Allgemeine 
Gerichtsordnung, welche die Rechtshandlungen zuſammenſtellt, die 
nach der Wahl der Parteien gerichtlich oder vor einem Notar vor⸗ 
genommen werden können, führt auf: Eheberedungen und Verträge, 
welche vor vollzogener Che über das Vermögen der künftigen Ehe: 


leute, inſonderheit der Frau, deſſen Einbringung, Verwaltung und 


Nießbrauch geſchloſſen werden (89 82 ff. 440, 441 A. L. R. 
Thl. II Tit. 1), und bemerkt dann weiter: Auch wenn in 
ſolchen Verträgen über die künftige Erbfolge unter den Che⸗ 
leuten etwas verabredet wird, werden fie dennoch, in Rückſicht 
auf die Form, nicht als Erb-, ſondern nur als Eheverträge 
beurtheilt. Der Sinn und Zweck dieſer geſetzlichen Beſtimmung 
iſt offenbar der, daß, wenn die künftigen Eheleute vor Ein⸗ 
gehung der Ehe in einem und demſelben Vertrage nicht nur 
einen Ehe-, ſondern auch einen Erbvertrag ſchließen, von der 
Form. des Erbvertrages abgeſehen und der ganze Vertrag in 
Rückſicht auf die Form als Ehevertrag beurtheilt werden, ſo⸗ 
mit der Abſchluß des Vertrages vor einem Notar genügen 
ſoll. Mit Recht wird nun von der Reviſion geltend gemacht, daß der 
B. R. den Begriff des Eheberedungs⸗ beziehungsweiſe des Che: 
vertrages zu eng, alſo rechtsirrthümlich aufgefaßt habe. Unter 
den den Eheverträgen gleichgeſtellten Cheberedungen in $ 10 
a. a. O. find alle Verabredungen zu verſtehen, welche von den 
künftigen Eheleuten unter der Bedingung der einzugehenden Che 
getroffen werden. Die im Eingange des Vertrages vom 9. Ok⸗ 
tober 1889 enthaltenen Worte „wir beabſichtigen einander zu 
heirathen und ſoll die baldige eheliche Verbindung ſtattfinden“ 
geben nicht nur wie der B. R. annimmt, den Anlaß zu den 
weiteren Erklärungen der Kontrahenten, ſondern laſſen auch klar 
die Abſicht der letzteren erkennen, mit Rückſicht auf die einzu⸗ 
gehende Ehe und unter der Bedingung der Schließung derſelben, 
für deren Dauer bis zur Auflöſung durch den Tod, die ver» 
mögensrechtlichen Beziehungen feſtzuſetzen, ſoweit ſie dies für er⸗ 
forderlich und angemeſſen erachteten. Weiter iſt dadurch unzwei⸗ 
deutig zum Ausdruck gebracht, daß der Vertrag für die ein⸗ 
zugehende Ehe geſchloſſen und daß bezüglich der geſetzlichen 
vermögens rechtlichen Beſtiumungen für die Dauer der Ehe nichts 
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geändert werden, dieſe geſetzlichen Beſtimmungen alſo, auch ohne 
daß dies ausdrücklich erwähnt wurde, Geltung haben ſollten. 
Endlich iſt es auch nicht zu bezweifeln, daß die von dem 
Alfred B. für ſeinen Todesfall abgegebene und von der Kl. 
acceptirte Erklärung eine lediglich auf der Vorausſetzung der 
Eheſchließung beruhende Feſtſetzung, eine Bedingung der Ehe⸗ 
ſchließung ſelbſt enthält, ohne deren Genehmigung die letztere 
nicht ſtattfinden ſollte. Jeue Feſtſetzung iſt alſo ein weſentlicher 
Beſtandtheil der Eheberedung ſelbſt und betrifft damit zugleich 
die Beſtimmungen über die vermögensrechtlichen Beziehungen. 
Die Annahme des B. R., daß auch noch beſondere, oder gar 
von den geſetzlichen Vorſchriften abweichende Abreden über die 
beiderſeitigen Vermögensverhältniſſe während der Dauer der Ehe 
in dem Vertrage getroffen ſein mußten, iſt hiernach unzutreffend 
und entſpricht weder dem Wortlaute noch dem Sinne des 
Geſetzes. Eine derartige Auffaſſung iſt auch in dem vom 
B. R. in Bezug genommenen Urtheile des R. G. vom 11. Oktober 
1886 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 S. 211) nicht 
ausgeſprochen, und das Obertribunal hat wiederholt in den dem 
Streitfalle gleich liegenden Fällen, ſo insbeſondere in dem 
Urtheile vom 9. November 1857 (Entſch. Bd. 37 S. 187, 
Striethorſt Archiv Bd. 27 S. 92) die formelle Gültigkeit des 
notariellen Ehe- und Erbvertrages als zweifellos anerkannt. 
Es iſt auch nicht erfindlich, worin der Unterſchied beſtehen ſoll, 
je nachdem die Kontrahenten in dem Vertrage ausdruͤcklich jagen, 
es ſolle für die Dauer der Ehe in vermögensrechtlicher Beziehung 
bei den geſetzlichen Vorſchriften ſein Bewenden behalten, oder 
ob ſie es bei denſelben belaſſen, indem ſie im Vertrage nichts 
Abweichendes feſtſetzen; in beiden Fällen beruht es auf ihrer 
Vereinbarung, daß inſoweit die geſetzlichen Normen auf ihr 
eheliches Güterrecht Anwendung finden ſollen. Auch betrifft die 
Vorſchrift des $ 10 a. a. O. insbeſondere das Vermögen 
der Frau, deſſen Einbringung, Verwaltung und Nießbrauch, und 
es bedurfte im Streitfalle um ſo weniger nach dieſer Richtung 
einer beſonderen Beſtimmung, als die Kl. bei Eingehung der 
Ehe überhaupt kein Vermögen beſaß. IV. C. S. i. S. 
Bernhardt u. Gen. c. Bernhardt vom 28. Mai 1897, 
Nr. 49/97 IV. 

15. Die Bekl. haben zur Entkräftung der Klage ein- 
gewendet, der Einkindſchaftsvertrag ſei nicht rechtsverbindlich, 
weil ſeine Aufnahme durch den Richter ohne Zuziehung eines 
Protokollführers ſtattgefunden habe. Der B. R. hat den Ein⸗ 
wand mit Recht verworfen. Nach § 421 des Anhangs zur 
Preußiſchen Allgemeinen Gerichtsordnung § 17 Thl. II Tit. 2 
bedarf es bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Zu- 
ziehung eines Protokollführers nur dann, wenn Teſtamente, 
letztwillige Dispoſitionen, Erbverträge oder ſolche Eheſtiftungen 
errichtet werden, worin die künftige Erbfolge beſtimmt 
wird, wogegen alle anderen gerichtlichen Verhandlungen, wenn 
ſie auch nur von Einer Gerichtsperſon aufgenommen ſind, volle 
Glaubwürdigkeit haben und unter dem Vorwande der unter- 
laſſenen Zuziehung eines Protokollführers nicht angefochten 
werden können. Wie der B. R. hervorgehoben hat, wird zwar 
durch einen Einkindſchaftsvertrag, ebenſo wie durch andere 
Familienverträge, als über Adoption, Legitimation ıc., das Erb⸗ 
recht geändert, aber ſolche Rechtsakte haben nicht den Zweck, 
die Erbfolge zu beſtimmen, vielmehr iſt die Aenderung 


des Erbrechts nur eine Folge ſolcher Akte, nicht aber der 
Gegenſtand derſelben; bei Errichtung eines Einkindſchafts⸗ 
vertrages iſt demnach nur dann die Zuziehung eines Protokoll 
führers erforderlich, wenn darin über die Erbfolge beſondere, 
von den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen abweichende 
Verabredungen getroffen werden; ſolche beſondere Beſtimmungen 
über die Erbfolge ſind aber — wie weiter ausgeführt — im 
vorliegenden Falle nicht getroffen, vielmehr iſt hinſichtlich der 
Erbfolge nur beſtimmt, daß die Kinder die im Geſetze be⸗ 
zeichneten Rechte der Erziehung und des Erbrechis gegen die 
Stiefmutter erhalten ſollen, „indem die künftigen Eheleute es 
lediglich bei den geſetzlichen Folgen des Einkindſchafts- 
vertrages belaſſen“. — Dieſe Annahmen, die mit der Recht⸗ 
ſprechung des Preußiſchen Obertribunals im Einklange ſtehen, 
vergl. Präjudiz Nr. 1176 vom 15. Auguſt 1842 (Präjudizien⸗ 
ſammlung Bd. 1 S. 293) und Urtheil vom 17. Oktober 1842 
(Juriſtiſche Wochenſchrift, Jahrgang 1845 S. 834) ſind als 
zutreffend anzuerkennen und werden von der Reviſion, wenn ſie 
ausführt, daß, da der Einkindſchaftsvertrag nur den Zweck— 
habe, die Vorkinder dem Stiefparens gegenüber erbrechtlich 
gleich zu ſtellen, das Erbrecht in Wirklichkeit Gegenſtand des 
Vertrages ſei, ohne Erfolg angefochten. Wäre der Reviſion 
beizupflichten, ſo würde die Aufnahme von Einkindſchaftsverträgen 
regelmäßig die Zuziehung eines Protokollführers bedürfen. 
Die Auffaſſung der Reviſion entſpricht aber nicht der des Ge- 
ſetzes. Den Gegenſtaud des Einkindſchaftsvertrages bildet 
die Herſtellung eines vertragsmäßigen Rechtsver— 
hältniſſes zwiſchen Stiefparens und Vorkindern, wie 
es zwiſchen leiblichen Eltern und Kindern beſteht. 
Wenn nun das Geſetz beſtimmt, daß durch einen ſolchen Ver- 
trag ein wechſelſeitiges Erbrecht zwiſchen dem Stiefparens und 
den Stiefkindern begründet werde, ſo ſtellt ſich dieſes Erbrecht 
nur als ein Ausfluß des Vertrages dar. Es hätte demzufolge 
im gegenwärtigen Falle, da keine von den allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen abweichende Verabredungen über die Erb- 
folge getroffen ſind, der Erwähnung des durch den Vertrag be⸗ 
gründeten Erbrechts überhaupt nicht bedurft; auch ohne die 
Erwähnung würde die Rechtslage dieſelbe ſein wie jetzt. IV. C. S. 
i. S. Behrens c. Tebelmann u. Gen. vom 24. Mai 1897, 
Nr. 315/96 IV. 

Zur Circularverordnung vom 14. Juli 1797. 

16. Die Erwägungen des B. R. geben nach zweifacher 
Richtung zu weſentlichen rechtlichen Bedenken Veranlaſſung. 
Die Verordnung vom 14. Juli 1797 erklärt für unerlaubt alle 
Verträge und Verabredungen, bei welchen die Abſicht zu Grunde 
liegt, bei .... Subhaſtationen Kaufluſtige zum Vortheil eines 
Licitanten von der Abgebung ihres Gebotes oder von weiterem 
Mitbieten abzuhalten, es geſchehe durch Bewilligung eines Ab- 
ſtandsgeldes oder durch Verſprechung oder Einräumung anderer 
Vortheile. Die erſte Vorausſetzung zur Anwendung der Ver⸗ 
ordnung iſt alſo die, daß ein Vertrag oder eine Verabredung 
in der vorerwähnten Abſicht geſchloſſen worden iſt. Bekl. be⸗ 
haupten nun auch, daß eine derartige Abrede zwiſchen Kl. und 
H. dahin getroffen ſei, daß H. gegen Abtretung ſeiner Hypothek 
an Kl. nicht mitbieten ſollte, während Kl. dies ausdrücklich be⸗ 
ſtreitet. Beide Theile haben ſich hierüber auf das Zeugniß des 
H. berufen und Kl. hat ſeinerſeits unter gleichem Beweisantritt 
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zur Widerlegung der Behauptung der Bekl. noch eine Reihe 
von thatſächlichen Anführungen gemacht, welche in dem Schrift⸗ 
ſatze vom 29. September 1896 enthalten und ſämmtlich im 
Thatbeſtande des B. U. wiedergegeben ſind. Ein Beweis⸗ 
beſchluß, den H. über dieſe beiderſeitigen Behauptungen zu 
vernehmen, iſt nicht ergangen; vielmehr erſtreckt ſich die in I. J. 
am 19. Dezember 1894 angeordnete Beweisaufnahme nur auf 
die beiden Umſtände, ob H. im Konkursverfahren auf ſeine 
perſönliche Forderung verzichtet und ob zwiſchen ihm und 
Eduard J. eine Berechnung der Forderungen des H. gegen den 
letzteren ſtattgefunden und J. dieſelbe als richtig auerkannt hat. 
Am Schluſſe ſeiner desfallſigen Vernehmung hat H. bemerkt: 
„Ich habe die Hypothek — zum vollen Nennwerth — an Kl. 
verkauft. Es wurde damals zwiſchen uns darüber geſprochen, 
daß Kl. das Gut in der Subhaſtation erſtehen wolle. Daß 
ich in dem Verſteigerungstermine nicht mitbieten werde, mag 
ich vielleicht erklärt haben; das iſt ja ganz ſelbſtverſtändlich.“ 
Wenn nun der B. R. auf Grund dieſer gelegentlichen Bemerkung 
und der vom Kl. zu ſeiner Vertheidigung angeführten, vor⸗ 
erwähnten Umſtände für erwieſen erachtet, daß H. dem Kl. 
gegenüber erklärt hat, nicht mitbieten zu wollen, und daß dafür 
Kl. dem H. die Hypothek zum Nennwerthe abgekauft hat, ſo 
beruht dieſe Annahme zwar weſentlich auf einer thatſächlichen 
Wördigung, ſie unterliegt aber der Nachprüfung des Reviſtons⸗ 
gerichts deshalb, weil ſie die Geſammtſachlage des Streitfalles 
nicht genügend berückſichtigt und für ausreichend begründet nicht 
erachtet werden kann. Kl. wollte allerdings das Gut in der 
Zwangsverſteigerung erſtehen und erwarb, um dies nach ſeiner 
Anſicht leichter zu erreichen, von H. deſſen Hypothek gegen 
Entrichtung des vollen Nennwerthes derſelben. H. erhielt alſo 
für die abgetretene Hypothek in voller Höhe Befriedigung und 
war nicht genöthigt, zur Deckung derſelben mitzubieten, während 
Kl., welcher nach ſeiner Angabe den Werth des Gutes überſchätzt 
haben will, außer dem Meiſtgebot von 177 900 Mark auch noch 
den vollen Nennwerth der Hypothek entrichtet hat. Aus dieſen 
Umſtänden folgt aber an ſich noch keineswegs, daß H. ſich ver⸗ 
pflichtet hat, nicht mitzubieten und daß zwiſchen ihm und Kl. 
eine nach der Verordnung von 1797 unerlaubte Verabredung 
getroffen worden iſt, insbeſondere wird ein ſolcher Schluß nicht 
gerechtfertigt durch die erwähnte gelegentliche Bemerkung des H., 
er habe vielleicht erklärt, daß er nicht mitbieten werde. Ebenſo⸗ 
wenig geſtatten die vom Kl. weiter aufgeſtellten Behauptungen, 
welche von ihm gerade gegen den Abſchluß der angeblichen 
Abrede geltend gemacht ſind, einen begründeten Schluß für die 
von den Bekl. behauptete Abrede; naturgemäß können jene An⸗ 
führungen doch nur in dem Sinn aufgefaßt werden, in welchem 
Kl. dieſelben zur Abwehr des erhobenen Einwandes vorgebracht 
hat. Bei dieſer Sachlage entbehrt aber die Feſtſtellung des 
B. R. um ſo mehr einer genügenden Begründung, als Kl. 
unter Berufung auf das Zeugniß des H. ausdrücklich behauptet 
hat, daß zwiſchen ihm und H. eine derartige Vereinbarung nicht 
ftattgefunden hat, und es war daher zur vollen Klarlegung der 
Sachlage die eingehende Vernehmung des auch von den Bekl. 
als Zeugen benannten H. nothwendig. Die Entſcheidung des 
B. G. mußte ſomit ſchon aus dieſem Grunde aufgehoben und 
die Sache in die Inſtanz zurückberwieſen werden. Ein ferneres 
Bedenken ergiebt ſich daraus, daß der B. R. die dahin eigen- 


artig geſtaltete Sachlage, daß nämlich. Kl., welcher den H. 
unter Gewährung von Vortheilen zum Mitbieten veranlaßt 
haben ſoll, zugleich als Ceſſionar des H. andere durch die 
Hypothek nicht gedeckte perſönliche Forderungen des H. geltend 
macht, gar nicht in den Kreis ſeiner Erörterungen gezogen hat. 
Wird demnächſt auf Grund der weiteren Verhandlung und auf 
Grund des Ergebniſſes der zu veranlaſſenden Beweisaufnahme 
für dargethan erachtet, daß der behauptete Vertrag zwiſchen 
Kl. und H. in der Abſicht geſchloſſen worden iſt, den letzteren 
unter Gewährung von Vortheilen vom Mitbieten abzuhalten, 
ſo würde ein ſolcher Vertrag allerdings ein das Verbot der 
Verordnung von 1797 verletzender und deshalb unerlaubter ſein. 
Es könnten daraus Rechte nicht hergeleitet werden und es könnte 
Eduard J., der frühere Eigenthümer des Gutes und jetzige 
Bekl., den wegen Ausfalles der Hypothek erhobenen Einwand 
dem klägeriſchen Ceſſionar entgegenſetzen. Die gegen dieſe Er⸗ 
wägungen des B. R. von der Reviſion erhobenen Angriffe find 
unbegründet. Alle derartigen, wie die im Streitfalle vorliegen⸗ 
den Verhältniſſe ſind ſtets nach dem jedesmaligen konkreten 
Sachverhalt zu beurtheilen, wie dies auch vom R. G. wiederholt 
ausgeſprochen worden iſt; der Nachweis eines konkreten Nach⸗ 
theils für die Intereſſenten iſt nicht erforderlich. (Vergl. Urtheil 
des R. G. IV. C. S. vom 11. Dezember 1893, Entſch. in 
Civilſachen Bd. 32 S. 260; deſſelben Senats vom 12. De⸗ 
zember 1887, Bd. 20 S. 249; des III. Senats vom 8. Juli 
1890, Bd. 26 S. 311; ferner Urtheil des Obertribunals vom 
24. Januar 1861, Striethorſt Archiv Bd. 40 S. 151; vom 
5. Februar 1874, Entſch. des Obertribunals Bd. 72 S. 74; 
vom 30. Mai 1870, Entſch. Bd. 64 S. 395.) Mit dieſen 
Ausführungen ſtehen die Erwägungen des B. R. im Einklange 
und es laſſen die letzteren einen Rechtsirrthum nicht erkennen. 
Aus der Vorſchrift des §S 3 der Verordnung von 1797, daß 
alles, was der zurückſtehende Kaufluſtige durch den unerlaubten 
Vertrag gewonnen hat, dem Eigenthümer des Gutes oder deſſen 
Gläubigern zu Gute kommen und von dem Inhaber heraus⸗ 
gegeben werden ſoll, iſt nur zu entnehmen, daß ein derartiger 
Anſpruch nicht aus den Vorſchriften des 6. Titels des I. Tbeils 
des A. L. R., ſondern lediglich aus den Beſtimmungen der Ver⸗ 
ordnung zu begründen iſt (Entſch. des Obertribunals Bd. 20 
S. 246, Rechtsfälle des Obertribunals Bd. 4 S. 39). IV. C. S. 
i. S. Kluge e. Hilgendorff u. Gen. vom 20. Mai 1897, 
Nr. 122/97 IV. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

17. Die Entſcheidungen des R. G. vom 26. September 1894 
(Juſtizminiſterialblatt 1895 S. 157) beziehungsweiſe 16. No⸗ 
vember 1895 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 14), auf 
welche die Inſtanzrichter Bezug genommen haben, kommen nicht 
in Betracht, da ihnen ein anderer Thatbeſtand zu Grunde lag. 
Es handelt ſich hier um die bei jeder Schießübung vor⸗ 
kommenden Fehlſchüſſe, von denen ein Theil das Grundſtück 
des Kl. trifft. Daß ſolche Fehlſchüſſe überhaupt geſchehen, iſt 
unvermeidlich mit der Anordnung von Schießübungen verbunden; 
daß ein Theil derſelben auf dem Grundſtück des Kl. einſchlägt, 
iſt die ebenfalls unvermeidliche Folge der Belegenheit jenes 
Grundſtücks neben dem Schießplatz und der gegenwärtigen 
Ausdehnung des Letzteren. Die militäriſche Anordnung, daß 
auf dieſem Schießplatz Schießübungen ſtattfinden ſollen, 
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hat demnach nothwendig im Gefolge, daß das Grundſtück 
des Kl. von einem Theile der fehlgehenden Geſchoſſe 
getroffen wird. Dies wird auch von den militäriſchen 
Befehlshabern, von denen die Anordnung zur Vornahme der 
Schießübungen ausgeht, vorausgeſehen und es wird daher auf 
ihre Anordnung der in dem Bereiche der fehlgehenden Geſchoſſe 
liegende Theil des klägeriſchen Grundſtücks an Schießtagen zur 
Vermeidung der Gefährdung von Menſchen und Thieren 
militäriſch abgeſperrt. Es ergiebt ſich hieraus, daß das klägeriſche 
Grundſtück zeitweilig in der Weiſe für die militäriſchen Uebungen 
in Anſpruch genommen wird, daß es an Schießtagen zur Auf- 
nahme eines Theils der fehlgehenden Geſchoſſe dient, eine In⸗ 
anſpruchnahme, welche ſich als eine Benutzung des Grundſtücks 
zu Truppenübungen im Sinne des § 11 des R. Geſ. vom 
13. Februar 1875 über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete 
Macht im Frieden darſtellt. Gegen eine ſolche in Ausübung 
der Militärhoheit und auf Grund des § 11 a. a. O. erlaſſene 
Anordnung der militärischen Befehlshaber findet der Rechtsweg 
nicht ſtatt. Es war daher, wie geſchehen, zu erkennen. V. C. S. 
i. S. Reichsmilitärfiskus c. v. Thielmann vom 15. Mai 1897, 
Nr. 388/96 V. 

18. Die Königliche Polizeidirektion zu Hannover hat 
gegen den Kl., der ſich ihr gegenüber von H. nannte, im Auf⸗ 
trage des Regierungspräſidenten nach voraufgegangener Ver⸗ 
warnung wegen unbefugter Führung des ihm nicht zukommenden 
Adelsprädikats eine bei der Polizeikaſſe zu erlegende Strafe von 
30 Mark eventuell 3 Tage Haft, feſtgeſetzt. Im ſchöffen⸗ 
gerichtlichen Verfahren iſt der Kl. freigeſprochen, in der Be⸗ 
rufungsinſtanz aber zu einer Strafe von 10 Mark verurtheilt 
worden, weil er weder adlig, noch auch einen bürgerlichen 
Namen von H. zu führen berechtigt ſei. Seine Reviſion hat 
das O. L. G. zurückgewieſen. Noch vor Erledigung des Straf⸗ 
verfahrens hat er gegen den Königlichen Regierungspräſidenten 
zu Hannover und die Königliche Polizeidirektion Klage mit 
dem Antrage erhoben, feſtzuſtellen, daß er berechtigt ſei, den 
Familiennamen „von H.“ zu führen und daß die Bekl. nicht 
berechtigt ſeien, ihm die Führung dieſes Namens zu verbieten. 
Er nimmt die Partikel „von“ nicht als Adelsprädikat, ſondern 
lediglich als Beſtandtheil ſeines bürgerlichen Namens in An⸗ 
ſpruch. Die Klage iſt wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
abgewieſen und die Berufung des Kl. zurückgewieſen worden. 
Die Revifion des Kl: iſt nicht begründet. Soweit der Kl. in 
der Verwarnung und der polizeilichen Straffeſtſetzung Eingriffe 
in ſeine Privatrechtsſphäre ſieht, kann die Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges nicht zweifelhaft ſein. Die Verwarnung iſt keine 
polizeiliche Verfügung im Sinne der Verordnung vom 11. Mai 
1842 und noch weniger liegen die Vorausſetzungen der 88 2 
und 4 jener Verordnung vor. Die Straffeſtſetzung aber kann 
nur im ſchöffengerichtlichen Verfahren und dem weiter zugelafſenen 
Rechtsgange angefochten werden. Die Strafgerichte entſcheiden 
auch über präjudizielle bürgerliche Rechtsverhältniſſe und der 
Angeklagte hat nicht die Befugniß, über das vom Strafgerichte 
entſchiedene Rechtsverhältniß auch noch die Entſcheidung der 
Civilgerichte durch eine gegen die Staatsorgane zu erhebende 
Klage anzurufen. Der Rechtsweg iſt aber auch dann nicht 
gegeben, wenn man die Klage dahin auffaßt, daß der Kl. in 
den gedachten polizeilichen Maßnahmen nur die Veranlafjung 


zur Klageerhebung, den eigentlichen Klaggrund aber in der 
Nichtanerkennung und der Störung des von ihm behaupteten 
Privatrechts durch Organe des Staats ſieht. Auch ſoweit der 
Kl. die Partikel „von“ vor ſeinem Namen nur als Beſtandtheil 
ſeines bürgerlichen Familiennamens in Anſpruch nimmt, hat er 
unter den vorliegenden Verhältniſſen keine Civilklage gegen den 


Staat und feine Organe auf Anerkennung und Unterlaſſung 


von Störungen. Allerdings gehört das Recht auf Führung 
eines beſtimmten Namens auch dem Privatrechte an und es 
ſind daher vom R. G. ſchon wiederholt Klagen der Angehörigen 
einer beſtimmten Familie gegen Dritte wegen unbefugter An⸗ 
maßung des Familiennamens zugelaſſen worden. Es handelt 
ſich bei der Führung eines beſtimmten Namens aber keineswegs 
um ein ausſchließlich dem Privatrechte angehörendes Recht, 
ſondern ebenſo ſehr um die im öffentlichen Rechte begründete 
Verpflichtung des Einzelnen, nur den durch Geburt oder 
Rechtsakt erworbenen Familiennamen zu führen. Dieſer 
Pflicht des Einzelnen entſpricht das Recht des Staats und 
ſeiner Organe, mit den zuläſſigen Mitteln gegen jeden ein⸗ 
zuſchreiten, der ſich eines ihm nicht zukommenden Namens be⸗ 
dient. Daß aber in vorliegender Sache die Organe des Staats 
gegen den Kl. nur aus dieſem Rechte und allein in Ausübung 
öffentlich⸗rechtlicher Funktionen eingeſchritten find, unterliegt 
nach der Sachlage einem Bedenken überall nicht. Erachtet der 
Kl. ſich hierdurch für verletzt, ſo kann er das von ihm be⸗ 
hauptete Recht keinenfalls im Wege des Civilprozeſſes gegen 
die betreffenden Behörden verfolgen. III. C. S. i. S. Hinüber 
c. Kgl. Regierungspräſidenten zu Hannover vom 1. Juni 1897, 
Nr. 26/97 III. 

19. Es iſt als feſtſtehend anzuſehen, daß dem Kl. das 
Eigenthum an den fraglichen Grundſtücken in dem Umfange zu⸗ 
ſteht, wie er daſſelbe nach dem in II. J. geſtellten beſchränkteren 
Klageantrage in Anſpruch genommen hat. Das B. G. hat je⸗ 
doch angenommen, daß der erſte Klageantrag, auf Anerkennung 
dieſes Eigenthums nach Lage der Sache nicht begründet ſei. 
Daſſelbe geht davon aus, daß der Bekl. auf Grund von polizei⸗ 
lichen Anordnungen in das klägeriſche Eigenthum eingegriffen 
habe, und daß zwar der Streit über das Eigenthum allein, als 
daß durch die polizeiliche Verfügung geſchädigte Recht, nach 8 4 
des Geſetzes vom 11. Mai 1842 im Rechtswege zuläſſig ſei, 
jedoch nur im Wege der Feſtſtellungsklage nach $ 231 der 
C. P. O. zum Austrag gebracht werden könne, und deren Vor⸗ 
ausſetzungen hier nicht gegeben ſeien. Dem B. G. iſt darin 
beizuſtimmen, daß der Rechtsweg nur inſoweit ausgeſchloſſen iſt, 
als die Einräumung oder Wiederherſtellung des durch die poli⸗ 


zeiliche Anordnung geſchadigten Rechts begehrt wird, der Streit 


über das Beſtehen des Rechtes ſelbſt, namentlich als Grundlage 
von Erſatzanſprüchen, dagegen vor den Gerichten zuläffig iſt. 
Vergl. auch Entſch. des Gerichshofes für Kompetenzkonflikte vom 
8. März 1856, Zuftiz - Minifterialblatt von 1856 S. 119; 
Oppenhoff, Reſſortverhältniſſe zum Geſetz vom 11. Mai 1842 
§ 4 Note 112. — Die Frage, durch welche Klage der Streit 
über das Recht zum Austrag zu bringen iſt, hat jedoch das 
Geſetz vom 11. Mai 1842 nicht geregelt, ſondern dieſelbe iſt 
nach allgemeinen Grundſätzen zu beantworten, und kann dem 
O. L. G. darin nicht beigeſtimmt werden, daß ſtets nur die 
Feſtſtellungsklage im Sinne des § 231 der C. P. O. zutreffe. 
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Der Bekl. hat nicht nur durch Maßnahmen auf Grund polizei⸗ 
licher Anordnungen, wie durch Anlage eines öffentlichen Weges 
und Lagerung von Geräthen und Materialien zu deſſen Aus- 
führung in das Eigenthum des Kl. eingegriffen, ſondern auch 
durch Entnahme von Kies, Sand und Steinen aus dem kläge⸗ 
riſchen Grundſtück und namentlich durch Beſtreiten des kläge⸗ 
riſchen Eigenthums, welches er noch im jetzigen Rechtsſtreit 
aufrecht erhalten hat. Schon dies Beſtreiten des klägeriſchen 
Eigenthums begründet die actio negatoria, und als ſolche iſt 
die Klage aufzufaſſen und mit Beſchränkung des Klageantrages 
auf Anerkennung des beſtrittenen Rechtes für begründet zu 
achten, da dieſe Klage an die beſonderen Vorausſetzungen des 
§ 231 der C. P. O. nicht gebunden iſt. Es mußte daher auf 
die inſoweit begründete Reviſion des Kl. das erſte Urtheil mit 
der Modifikation wiederhergeſtellt werden, welche aus der Be- 
ſchränkung des erſten Klageautrages in II. J. folgt. Mit Recht 
iſt dagegen der zweite Klageantrag auf Räumung des Grund— 
ſtücks A. zurückgewieſen, da in genügender Weiſe feſtgeſtellt iſt, 
daß polizeiliche Maßnahmen in Frage ſtehen, deren Beſeitigung 
im Rechtswege nicht gefordert werden kann. Es handelt ſich 
um Hafen- und Kaibauten und die Anlage eines Strandweges. 
Dieſe Arbeiten waren durch die Verfügung des Miniſters für 
öffentliche Arbeiten vom 17. März 1889 angeordnet mit der 
Weiſung au den Regierungspräſidenten in Stralſund, daß mit 
der Ausführung möglichſt bald begonnen werden ſolle. Die 
Ausführung iſt demnächſt vom Regierungspräſidenten verfügt, 
und in ſeinem Auftrage von der Bauverwaltung erledigt. Wenn 
dagegen von der klägeriſchen Reviſton ausgeführt iſt, daß die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 über die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Wegepolizeibehörden nicht beachtet ſeien, ſo konnte 
dieſer Angriff keinen Erfolg haben. Abgeſehen davon, daß die 
hier angefochtenen Maßnahmen nur einen Theil einer umfäng⸗ 
lichen Anlage bilden, würde eine etwaige Kompetenzüberſchreitung 
Seitens der thätig gewordenen Verwaltungsbehörde nur eine 
Beſchwerde an die vorgeſetzte-Inſtanz begründen können, nicht 
aber die getroffenen Anordnungen des Charakters polizeilicher 
Verfügung entkleiden, und damit dieſen Klageanſpruch im Rechts- 
wege begründen. III. C. S. i. S. Ruge c. Fiskus vom 18. Juni 
1897, Nr. 37/97 III. 

Zu den Grundbuchgeſetzen. 

20. Der für die Reviſtonsinſtanz erhebliche Streitpunkt 
betrifft allein die Frage, ob die Kl. die ſtreitige Hypothek gegen 
Entgelt erworben haben oder nicht. Der B. R. hat — im 
Gegenſatz zum I. R. — letzteres angenommen. Nach feiner 
auf dem eidlichen Zeugniß des Cedenten K. beruhenden Feſt⸗ 
ſtellung ſollte die Ceſſionsvaluta durch Einlöſung eines von K. 
ausgeſtellten Wechſels durch die Kl. berichtigt werden. Der 
B. R. meint nun: durch die Beſchlagnahme der Forderung 
ſeitens des Bekl. ſei deren Verſilberung und Verwendung zur 
Einlöſung des K. ſchen Wechſels vereitelt und damit die den 
Kl. obliegende Verpflichtung fortgefallen. Dieſer Grund iſt 
von der Reviſion mit Recht als nicht ſchlüſſig angegriffen worden. 
Denn über die Rechtswirkſamkeit der Pfändung ſoll ja erſt im 
gegenwärtigen Prozeß entſchieden werden, ſie kann alſo nicht 
bei Beantwortung der Frage, ob die Hypothek gegen Entgelt 
erworben iſt, als ein die von den Ceſſionaren übernommene 
Verpflichtung beſeitigender Umſtand in Betracht gezogen werden. 


Der B. R. beſchränkt ſich aber nicht auf dieſen Grund. Er 
fährt fort: „Zur Herausgabe einer Ceſſionsvaluta aus ihrem 
eignen Vermögen ſind die Kl. nicht verpflichtet,“ und knüpft 
unmittelbar hieran den Schluß: „Sie haben alſo die ihnen 
abgetretene Forderung nicht gegen Entgelt erworben.“ Dieſer 
Schluß enthält einen Rechtsirrthum nicht und findet in dem 
vom B. R. referirten und in Bezug genommenen Ergebniß der 
Beweisaufnahme eine genügende Begründung. Der § 38 
Abſ. 2 E. E. G. ſchützt den redlichen Erwerber, der ſeinerſeits 
für die ihm cedirte Hypothek etwas (die ſogen. Ceſſionsvaluta) 
geleiſtet hat, oder noch zu leiſten ſchuldig iſt. (Urtheil des R. G. 
vom 27. Februar 1892 V 103/91 vergl. Turnau Gr. B. O. 
S. 767, 5. Auflage.) Im vorliegendem Fall haben die Kl. 
weder eine Ceſſionsvaluta gezahlt, noch haben ſie eine ſolche 
zu zahlen, wenn ihnen die Einziehung der cedirten Forderung 
nicht gelingt. Zu einer Leiſtung aus ihrem eigenen Vermögen 
haben ſie ſich nicht verpflichtet und erleiden keinen Nachtheil, 
wenn ſie gezwungen werden, die Verfügung, die Gläubiger und 
Schuldner in dem Vertrage vom 7. März 1890 über die 
Hypothek getroffen haben, gegen ſich gelten zu laſſen. V. C. S. 
i. S. Glaeſer c. Heller vom 29. Mai 1897, Nr. 419/96 V. 

VI. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Laudrecht). 

21. Was die Zuläſſigkeit der angeſtellten Entſchädigungs⸗ 
klage betrifft, ſo hat der erkennende Senat bereits in der in dem 
B. U. bezogenen Entſcheidung vom 7. Januar 1888 in Sachen 
Meß c. Janſen ſich dahin ausgeſprochen, daß da, wo ein Vertrags- 
verhältniß unter den Parteien beſteht, ein Entſchädigungsanſpruch 
aus einem Delikt, welches auf den Vertragsgegenſtand Bezug 
hat, grund ſätzlich namentlich dann nicht ausgeſchloſſen iſt, 


wenn die angeblich unrechte That, auf welche der Anſpruch geſtützt 


wird, dem Abſchluſſe des Vertrages vorausgegangen iſt, 
auch wenn dem Beſchädigten die Anfechtungsklage gemäß 
Art. 1117 c. c. zuſteht. Der Senat findet in dem vorliegenden 
Falle keine Veranlaſſung von dieſer Anſicht abzugehen. Zwar 
iſt richtig, daß die, materiellen Klageergebniſſe verſchieden 
ſein können, je nachdem die Anfechtungsklage oder die Ent⸗ 
ſchädigungsklage angeſtellt wird. Allein dies folgt aus der 
Verſchiedenheit der rechtlichen Natur der beiden Klagen und 
kann keinen Grund dafür abgeben, die Entſchädigungsklage, 
welche gemäß Art. 1382 c. c. allgemein für unerlaubte 
Handlungen außerhalb eines Vertrages gegeben iſt, dann aus⸗ 
zuſchließen, wenn auch eine Anfechtungsklage angeſtellt und hier⸗ 
durch der Schaden wieder beſeitigt werden kann. Bedenken 
würden allerdings dann entſtehen können, wenn der Kl. die an⸗ 
fechtbare Handlung nachträglich genehmigt hätte. Aber ein 
ſolcher Fall ſteht nicht in Frage. Zwar behauptet der Bekl., 
daß der Kl. den am 15. September 1889 abgebenen Verzicht 
dadurch genehmigt habe, daß er denſelben am folgenden Tage, 
nachdem der Bekl. von ſeiner Krankheit wieder vollſtändig her⸗ 
geſtellt geweſen ſei, auf der Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts 
nochmals erklärt habe. Aber dieſes genügt nicht zu einer rechts⸗ 

gültigen Genehmigung. Vielmehr mußte hierzu noch feſtſtehen, 
daß der Kl. damals den Betrag des ihm anerfallenen Ver⸗ 
mächtniſſes gekannt und gewußt habe, daß der Bekl. die Krank⸗ 
heit am vorausgegangenen Abende geheuchelt gehabt habe, 
Art. 1338 c. e. Das O. L. G. hat aber thatſächlich und, 
ohne prozeſſualen Verſtoß feſtgeſtellt, daß damals der Kl. dieſe 
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Kenntniß noch nicht hatte. Sonach hat das O. L. G. ohne 
Rechtsirrthum die Zuläſſigkeit der angeſtellten Entſchädigungs⸗ 
klage bejaht, und entbehrt der hiergegen gerichtete Angriff der 
Reviſion der Begründung. II. C. S. i. S. Möltgen c. Möltgen 
vom 11. Juni 1897, Nr. 103/97 II. 

22. Die von dem Vertreter der Rkl. erhobene Rüge richtet 
ſich gegen die Ausführung in den Gründen des oberlandes- 
gerichtlichen Urtheils, daß der Vertrag der Parteien vom 
17. November 1893, zu deſſen Erfüllung die Bekl. durch das 
im Vorprozeſſe ergangene rechtskräftige Erkenntniß vom 
20. Januar 1896 verurtheilt iſt, im Hinblick auf die Beſtimmung 
des Art. 275 des H. G. B. kein Handelsgeſchäft ſei, weil es 
ſich weſentlich um die pachtweiſe Ueberlaſſung von Immobilien 
zum Zwecke der Betreibung eines Biergeſchäfts verbunden mit 
der Uebertragung von Hypotheken handle. Hierbei ſei außer 
Betracht geblieben, daß ein im Betriebe des Handelsgeſchäfts 
der Kl. geſchloſſener Vertrag in Frage ſei, deſſen weſentlicher 
Juhalt in der Uebernahme des Biergeſchäfts der beklagten Firma 
mit Pachtwirthſchaften und mit der Kundſchaft zum Zwecke des 
Abſatzes eigenen Bieres beſtehe. Mag auch die Beurtheilung 
des erwähnten Vertrages als acceſſoriſches Handelsgeſchäft 
(Art. 273 des H. G. B.) ſich rechtfertigen laſſen, ſo würde 
doch für den vorliegenden Fall dadurch die Anwendbarkeit des 
Art. 1184 des B. G. B., welche zur Abweiſung der Klage 
geführt hat und deſſen Anwendung die erhobene Rüge aus— 
zuſchließen bezweckt, nicht beſeitigt werden. Abgeſehen davon 
daß Kl. nach dem Thatbeſtande des angefochtenen Urtheils den 
erhobenen Entſchädigungsanſpruch wegen Nichterfüllung ſelbſt 
auf den Art. 1184 des B. G. B. geſtützt hat, kommt in 
Betracht, daß das H. G. B. keine beſonderen auf die vor- 


liegende Klage anwendbaren Beſtimmungen enthält, daß ins⸗ 


beſondere die für den Handelskauf gegebenen Vorſchriften der 
Art. 355 ff. des H. G. B. nicht Platz greifen, denn es liegt 
ein aus Kauf, Miethe, Ceſſion ꝛc. gemiſchtes Vertragsverhältniß 
vor, deſſen Gegenſtand theilweiſe Immobilien ſind, auch handelt 
es ſich nicht um die durch den Verzug der beklagten Partei 
begründeten Rechte. Ganz abgeſehen von der Vorſchrift des 
Art. 275 des H. G. B. wäre daher zufolge des Art. 1 des 
H. G. B. das bürgerliche Recht als ſubſidiäres Recht für 
die vorliegende Frage das maßgebende. II. C. S. i. S. 
Akt.⸗Brauerei Dinglingen e. Saas und Müller vom 15. Juni 1897, 
Nr. 107/97 II. | 

23. Die Reviſion ſcheitert an der den Grundſätzen des fran- 
zöſiſchen Civilrechts entſprechenden für zutreffend zu erachtenden 
Ausführung des angefochtenen Urtheils, wonach bei gegenſeitigen 
Verträgen ein einſeitiger Rücktritt nicht ſtattfindet, die Auf- 
löſung des Vertrages wegen Nichterfüllung gemäß Art. 1184 
des B. G. B. vielmehr nur durch einen auf erhobene Klage 
ergehenden richterlichen Ausſpruch herbeigeführt werden kann. 
Unterſtellt man auch, daß die ſchriftlichen Beſtimmungen des 
Vertrags vom 17. November 1893 durch die von der Kl. be⸗ 
haupteten weiteren Verabredungen zu ergänzen ſeien und daß 
das Biergeſchäft der Bekl. die behauptete Ausdehnung nie ge⸗ 
habt, auch während der Zeit des Vorprozeſſes noch eine Ver⸗ 
minderung erfahren habe, ſo würde dies doch immer nur eine 
theilweiſe Nichterfüllung ſeitens der Beklagten bedingen. Gerade 
in derartigen Fällen, wo überdies die Verminderung des Ver⸗ 


tragsgegenſtandes nicht eine ſich unbedingt gleichbleibende iſt, 
hat das Gericht darüber zu entſcheiden, ob der vertragstreue 
Kontrahent den ganzen Vertrag als unerfüllt anſehen dürfe 
und ob dem wegen Nichterfüllung auf Entſchädigung belangten 
Gegenkontraheuten noch eine Friſt zur nachträglichen Erfüllung 
zu geſtatten ſei. Dazu iſt aber nach Art. 1184 des B. G. B. 
die Anſtellung der Vertragsauflöſungsklage erforderlich. Eine 
ſolche iſt von der Kl. nicht erhoben worden, dieſelbe betrachtet 
vielmehr den Vertrag durch verſchuldete Verletzung ſeitens der 
Bekl. ſchon als aufgehoben, ſich ſelbſt zu keiner Erfüllung mehr 
verpflichtet, wohl aber zur Entſchädigungsforderung wegen des 
bei ordnungsmäßiger Erfüllung vorausſichtlich erzielten Gewinnes, 
welcher in ſeinem ganzen Umfange als ihr entgangen behandelt 
wird. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

24. Die Reviſion macht in erſter Linie abend das 
O. L. G. habe in den Gründen ſeiner Entſcheidung die Be⸗ 


weislaſt verkannt, indem es bei der eigenthümlichen, den Nach⸗ 


weis der Urſache des dem Rechtsſtreit zu Grunde liegenden 
Unfalls erſchwerenden Sachlage, der Bekl. obgelegen habe, dar— 
zuthun, daß ihrerſeits derſelbe nicht verſchuldet ſei. Dem kann 
nicht beigetreten werden. Zur Begründung des Anſpruchs ge— 
hört das Vorhandenſein eines Verſchuldens auf Seiten der Bekl., 
durch welches der Unfall verurſacht worden iſt; den Nach- 
weis dieſer Klagebegründung hat Kl. zu erbringen, und es wird 
hieran insbeſondere nichts geändert durch die behauptete 
Schwierigkeit der Beweisführung (zu vergl. Rheiniſches Archiv 
79. 3. 74). II. C. S. i. S. Schlößer e. Pfarrgemeinde zu 
Eitorf vom 15. Juni 1897, Nr. 117/97 II. 

25. Die Ausführungen des O. L. G. über die Zuläſſigkeit 
der Klage, welche bezweckt, die von dem Bekl. während der Ehe 
angekauften und deshalb formell als Errungenſchaft ſich dar- 
ſtellenden Weinberge als Sondergut der Ehefrau zu erklären 
und dieſer zu eigen zu übertragen, erſcheinen nicht rechtsirrthüm⸗ 
lich, inſofern ſie annehmen, daß der Mangel einer Feſtſtellung 
darüber, ob die Kl. auf die durch Eheſcheidung aufgelöſte Ge⸗ 
meinſchaft verzichtet habe, der Klage nicht entgegenſtehe. Auch 
bei Unterſtellung der Annahme der Gemeinſchaft durch die Kl. 
iſt der Ausſonderungsanſpruch unabhängig von der Theilung, 
welche gerade die Herſtellung der wirklich gemeinſchaftlichen 
Maſſe vorausſetzte. Art. 1470, 1498 Abſ. 2 des B. G. B. 
Die Anerkennung der Eigenſchaft der Weinberge als Sonder— 
gut der Ehefrau wird damit begründet, daß ſolche für die zum 
Sondergut der Kl. gehörige Firma E. & Co. von dem Bekl., 
welcher als Prokuriſt die Geſchäfte dieſer Weinhandlung führte, 
angekauft und aus Mitteln der Firma bezahlt worden ſeien. 
Das B. G. verkennt nicht, daß nach dem Syſtem der bloßen 
Errungenſchaftsgemeinſchaft der Erwerb, wenn er auch aus 
Mitteln des Sondervermögens geſchah, in die Gemeinſchaft ge- 
fallen und an dieſe nur ein Vergütungsanſpruch entſtanden 
wäre. Es wird jedoch feſtgeſtellt, daß nach dem Ehevertrage 
der Parteien die in Art. 1 feſtgeſetzte Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft durch den Art. 3 eine Beſchränkung erfahren habe, darin 
beſtehend, daß das mit dem eingebrachten Kapital von 10 000 M. 


zu gründende Handelsgeſchäft mit allen Erwerbungen, die es 


machen würde, im Sondereigenthum der Ehefrau bleiben ſollte. 
Hat alſo die Firma Anſpruch auf Uebertragung des Eigenthums 
an den Weinbergen erlangt, ſo gehört auch dieſer Anſpruch zu 
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dem Sondereigenthum der Kl. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Beſchränkung der Errungenſchaftsgemeinſchaft ergiebt ſich aus 
Art. 1497 des B. G. B., und läßt auch die getroffene Aus⸗ 
legung des Ehevertrags die Verletzung einer Rechtsnorm nicht 
erkennen. Unbedenklich iſt ferner die Annahme des B. G., daß 
die im Juli 1889 eingetragene Handelsgeſellſchaft E. & Co. 
als die im Ehevertrag in Ausſicht genommene Handlung anzu⸗ 
ſehen ſei und daß unter den Betheiligten die Kl. die alleinige 
Inhaberin derſelben geweſen ſei. Nach dem Ehevertrage ſollte 
die Braut Inhaberin eines Handelsgeſchäfts unter der Firma 
„P. E. & Co.“ werden, welche Bezeichnung anſcheinend dem 
Geſchäft nach außen ein empfehlenderes Anſehen habe geben 
ſollen. Da aber dieſe Eintragung nicht zugelaſſen worden 
ſei, habe man den Eintrag einer Firma „E. & Co.“ 
erwirkt, welche von der Kl. und einem Onkel ihres Ehemannes, 
P. Th. gegründet war, bei welche aber Kl. allein Vertretungs⸗ 
befugniß beſaß und der Bekl. als Prokuriſt das Geſchäft führte. 
Nach dieſen Vorgängen iſt das B. G. zu der Ueberzeugung ge⸗ 
langt, daß Th., der auch keine Einlage gemacht habe, nur nach 
außen als Geſellſchafter gelten ſollte, daß aber nach innen die 
Kl. alleinige Inhaberin des Geſchäfts war, wie dies die Parteien 
im Ehevertrag beabſichtigt hatten. Die Feſtſtellung, daß P. Th. 
nach dem Abkommen der Parteien die Rechte eines Socius 
ihnen gegenüber gar nicht erlangt habe, wurde daher von der 
Reviſton mit Unrecht als ungenügend begründet, nämlich als 
nur darauf geſtützt beanſtandet, daß Th. keine Einlage gemacht 
habe. Das B. G. erwägt weiter, daß Weinhandlungen er⸗ 
fahrungsmäßig nicht ſelten ihres geſchäftlichen Anſehens halber 
Weinbergbeſitz zu erwerben beſtrebt ſeien, und erklärt es daher 
für gar nicht befremdlich, daß die Anſchaffung der Weinberge 
für die Firma E. & Co. erfolgt ſei. Da aber dieſes Handels⸗ 
geſchäft nach der im Chevertrage kundgegebenen Abſicht der 
Parteien Sondergut der Ehefrau werden ſollte und geworden ſei, 
ſo wurde weiter auch angenommen, daß der zum Prokuriſt 
dieſes Handelsgeſchäfts beſtellte Bekl. die Weinberge für das 
Sondergut ſeiner Ehefrau erwerben wollte, wenngleich 
er die Grundſtücke auf eigenen Namen gekauft habe. II. C. S. 
i. S. Mertes c. Edelhagen vom 11. Juni 1897, Nr. 102/97 II. 
26. Nicht in gleicher Weiſe iſt jedoch die Stellung der 
Kl. gegenüber der Gemeinſchaft für den erhobenen Erſatz⸗ 
anſpruch wegen der von dem Bekl. bezogenen Er⸗ 
trägniſſe der Weinberge ohne Einfluß. Hier handelt es ſich 
nicht um Ausſonderung von Sondergut im Stück, ſondern um 
Erſatz für nicht mehr vorhandenes in die Gemeinſchaft ge⸗ 
floſſenes Sondergut. Art. 1470 des B. G. B. Dieſer Anſpruch 
gehört in das Theilungsverfahren und hängt von der Frage 
ab, ob die Ehefrau die Gemeinſchaft angenommen oder aus⸗ 
geſchlagen hat. Erſteren Falles hätte ſie ſich zunächſt an die 
Gemeinſchaftsmaſſe zu halten, Art. 1471 des B. G. B. und 
nur eventuell an den Ehemann. Art. 1472 des B. G. B. 
Soweit dieſe Forderung zugeſprochen iſt, mußte daher, da es an 
einer Feſtſtellung über Annahme oder Ausſchlagung der Gemein⸗ 
ſchaft ſeitens der Ehefrau fehlt, das angefochtene Urtheil auf⸗ 
gehoben und die Sache an das B. G. zurückverwieſen werden. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. M. 


Literatur. 
gürgerliches Recht. 
I. Schriften zur Einführung in das B. G. B. 

1. Ueber den Entwurf eines Bürgerl. Geſetzbuchs f. d. 
D. R. in zweiter Leſung. Vortrag v. R. Sohm, 
Prof. in Leipzig. Zweiter Abdruck. (Sonderabdr. aus den 
„Beiträgen zur Erläuterung des deutſchen Rechts Bd. 39.) 
Berlin 1896. Franz Vahlen. Pr. 80 Pf. 

2. Kritiſche Bemerkungen zur Schlußreviſion des Entw. des 
D. B. G. B. von Dr. J. Meisner, O. L. G. R. — 
Breslau 1896. W. Köbner (M. u. H. Mareus). 
Pr. M. 1,50. 

An die Spitze einer Beſprechung der vorliegenden Literatur 
über das B. G. B., das hinfort den Rahmen für das geſammte 

Privatrecht bilden wird, ſtellen wir zwei Schriften, die obwohl 

vor dem geſetzgeberiſchen Abſchluſſe des Werkes erſchienen, von 

den letzten Aenderungen des Entwurfs kaum berührt ſind. 

Zumal der vor zwei Jahren in der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu 

Berlin gehaltene Vortrag Sohm's behält dauernde Bedeutung 

als das Urtheil eines der angeſehenſten Germaniſten und Mit⸗ 

gliedes der zweiten Kommiſſion: ſein Ausſpruch (S. 2) „der 

Eutwurf iſt würdig, Geſetz und Grundlage der kommenden 

deutſchen Rechtsentwickelung zu ſein“ bleibt auch für das ver⸗ 

kündete Geſetzbuch eine werthvolle Empfehlung um ſo mehr, 
als die weitere Ausführung zeigt, daß er nicht auf rückhaltloſer 

Bewunderung, ſondern auf unbefangener Würdigung auch der 

unvermeidlichen Mängel einer ſolchen Arbeit beruht. „Der 

Entwurf muß alle Fehler haben, die aus der Natur der Auf- 

gabe (als Kodifikation) einerſeits und aus der Art der Be⸗ 


arbeitung (durch eine Kommiſſion) naturnothwendig hervor⸗ 


gehen.“ Freilich wenn Sohm mit einer über den nüchternen 
Ton der wiſſenſchaftlichen und zumal der juriſtiſchen Erörterung 
weit hinausfliegenden Schwelgerei des Ausdrucks verſichert: 
„Vollkommen iſt nur das draußen im Freien gewachſene Recht, 
das aus den Naturkräften des Volkslebens von ſelber unbewußt (!) 
entſprungene, durch Wind und Sonne der Geſchichte zu ur⸗ 
wüchſigem Leben gebrachte Gewohnheitsrecht — den Lilien auf 
dem Felde vergleichbar, ohne Mühe und Arbeit () zur Welt 
geboren, und doch herrlicher gekleidet als Salomo“, ſo ſind 
wir verſucht ihm die Frage zurück zu geben, die er an anderem 
Orte (S. 28) ſtellt, ob „man ſich bei dieſen hohen Worten 
überhaupt etwas denken kann“. Zu finden iſt ein ſolches 
Recht nirgends, in der Geſchichte ſo wenig wie in der Gegen⸗ 
wart, und wenn es in einem beneidenswerthen Utopien anzu⸗ 
treffen wäre, möchte vielleicht Sohm ſelbſt geneigt werden, ihm 
eine Kodifikarion wie die des Solon oder auch der zwölf 
Tafeln vorzuziehen. Das harte Wort: „die Kodifikation 
giebt nothwendig un vollkommenes, gemachtes, in der Studir⸗ 
ftube erzeugtes, von des Gedankens Bläſſe angekränkeltes, fabrik⸗ 
mäßig auf Vorrath gearbeitetes Recht“ kann doch nur von der 
„Arbeit einer Kommiſſion“ und zwar von Stubengelehrten 
gelten, in der „wie in jedem Kollegium regelmäßig nicht die 
Einſicht des Einzelnen, ſondern die Durchſchnittseinſicht den Sieg 
davontragen wird,“ und die „Naturnothwendigkeit“ dieſer 
Arbeitsweiſe und ihrer Folgen könnte wohl an „dem Berufe 
unſerer Zeit zur Geſetzgebung“ irre machen. Wenn über dieſe 
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Zweifel der Satz hinausheben muß: „die Pflicht giebt uns das 
Amt, und das Amt muß uns den Verſtand geben,“ ſo lehrt 
die Erfahrung leider alle Tage, daß der erſt mit dem Amte 
gegebene Verſtand meiſt nicht weit her iſt, und das meint wohl 
auch die Verſchmitztheit des Sprichwortes. Indeß darin ſind 
wir mit Sohm ganz einverſtanden, daß wir „um der deutſchen 
Rechtseinheit und des deutſchen Rechtslebens willen“ kodifiziren 
mußten; nur iſt es nicht ebenſo einleuchtend, warum nicht, 
zumal auf dem Grunde zwanzigjähriger Vorarbeiten des ge⸗ 
ſammten Juriſtenſtandes, zuletzt doch die wirkliche Einſicht 
eines Einzelnen es hätte beſſer machen können, als die „Durch⸗ 
ſchnittseinſicht“ einer zweiten Kommiſſion. Der Gegenentwurf 
Bährs hatte mindeſtens in der Faſſung große Vorzüge vor 
beiden Kommiſſionsarbeiten, und die folgerichtige Geſchloſſenheit 
der Gedankenarbeit eines Einzelnen muß einem Geſetzbuche zu 
Gute kommen wie einem Lehrbuche — oder ſollte Sohm auch 
zu der Anſicht neigen, daß ein auf der Höhe der Wiſſenſchaft 
ſtehendes Lehrbuch nur noch durch eine literariſche Gründung 
nach bewährten Muſtern zu Stande kommen kann? Indeß 
müſſen wir uns beſcheiden, daß der demokratiſche Zug der Zeit, 
von dem die deutſche Gelehrten⸗ und Beamtenwelt ſtärker er⸗ 
griffen iſt als das deutſche Volk, keinem Einzelnen ein ſolches 
Vertrauen entgegenbringt, und die Mängel der „Durchſchnitts⸗ 
einſicht“ hinnehmen, wenn fie auch keine „naturnothwendige“ 
Folge der Kodifikation ſind. — Auch darin kommen wir mit 
Sohm überein, daß der Streit über den römiſchen oder deutſchen 
Urſprung des Inhalts unſeres B. G. B., wie er geführt 
worden, müßig iſt. Wäre das römiſche Recht bei uns wirklich 
in dem Sinne „aufgenommen“ wie es in den Provinzen des 
römiſchen Reichs aufgenommen wurde, ſo wäre ſein fremder 
Urſprung heute nur noch der gelehrten Forſchung erkennbar. 
Eine ſolche Aufnahme war aber aus demſelben Grunde bei uns 
unmöglich, aus welchem ſie dort mühelos gelang: weil es das 
Recht einer auf Latifundienbeſitz und unfreier Arbeit gegründeten 
Geſellſchaftsordnung war, die von den Rämern überall vor⸗ 
gefunden oder zugleich mit ihrem Recht verbreitet und gefördert 
wurde. Es iſt die heilloſeſte Verkehrtheit der juriſtiſchen Studir⸗ 
ſtube ſich einzureden, es laſſe ſich aus dem Rechte einer ſolchen 
wirthſchaftvernichtenden Geſellſchaftsordnung ein Sublimat ab⸗ 
ziehen, das auch für ein wirthſchaftlich arbeitendes Volk nicht 
nur erträglich, ſondern gar der mühſam anzuſtrebende Gipfel 
der Vollkommenheit wäre. Wir müſſen das im Gebiete der 
Landwirthſchaft wohlentwickelte deutſche Recht dem römiſchen 
vorziehen, weil es das wirthſchaftlichere iſt, wie in der Ordnung 
des „Fruchterwerbs“ der Dinglichkeit der Landliche, der Belaſtung 
des Bodens mit Rente ſtatt mit Hypothenkapital. Und wenn 
Sohm (S. 7) ſagt „der Bau des Obligationenrechts im Ent⸗ 
wurf iſt nicht römiſch, ſondern deutſch, modern“, ſo iſt eben 
dieſes „Moderne“ nicht deutſch, vielmehr fortgehende Anpaſſung 
des römiſchen Rechts an eine Erwerbsordnung, die wie mit 
beſtem Grunde geſagt iſt, nur vermittelſt der Geltung eben dieſes 
Rechts die Wirthſchaft überwuchern konnte, gegen die ſich aber 
alle geſunden wirthſchaftlichen Kräfte des deutſchen Volkes mit 
auperfter Anſpannung ſtemmen. So nimmt Sohm als deutſches 
Recht in Anſpruch die Kreationstheorie für die Konſtruktion 
der Inhaberpapiere, die in der That nur ein Begriffsſublimat 
romaniſtiſcher Doktrin iſt. Und dies führt auf einen anderen 
Sinn des Vorwurfs, daß der Entwurf „mehr römiſch als deutſch“ 
lei: indem er auch ſeinen deutſchrechtlichen und „modernen“ 
Inhalt in die Zwangsjacke der romaniſtiſchen d. h. aus dem 
römiſchen Recht allein von der Schule abgezogenen Begriffe 
geſteckt hat. Daß die germaniſtiſchen Gegner des Entwurfs, die 
Sohm vor Augen hat, ihren Tadel nicht jo verſtehen, iſt er- 
klärlich, da dieſe Schule, neben ihren hohen Verdienſten um die 
geſchichtliche Erkenntniß des deutſchen Rechts, ihren Beruf, dieſes 
zu ſelbſtändiger Begriffsbildung zu verwerthen, bis jetzt ganz ver⸗ 
fehlt hat. Die Vorſtellung aber, daß es für irgend welches 
Wiſſensgebiet irgendwo ein für allemal fertige Muſterbegriffe 
gebe, ſchließt den geſchichtlichen Rechtsſinn ebenſo aus wie die 
damit zuſammenhängende, geradewegs aus Windſcheids Pandekten⸗ 


lehrbuch in den Entwurf hinübergewanderte Methode, jeden 


Rechtsſatz auf ſeinen abſtrakteſten d. h. unwahrſten Ausdruck zu 
bringen. Dieſen Grundfehler hat auch die zweite Kommiſſton 
wenn auch vielfach im Einzelnen, aber keineswegs im Ganzen 
zu beſſern vermocht, ſo daß noch auf mancher Seite des B. G. B. 
ſich Sätze finden, die man zehnmal leſen kann, ohne ſich zu be⸗ 
finnen, an welches lebendige Verhältniß bei dem fadendürren 
Ausdruck gedacht ſei. Damit wird aber auch die Rechtſprechung 
nur wieder in die Richtung getrieben, das Geſetz in logiſcher 
Ausſpinnung auszulegen, ſtatt wie die römiſchen Juriſten gethan, 
immer wieder auf die volle Anſchauung des wirklichen Rechts⸗ 
falles zurückzugehen. — Wäre nicht die vortreffliche Schrift 
Iherings über den „Kampf ums Recht“ — der in der That 
Kampf um und gegen die geſellſchaftliche Macht vermittelſt des 
Rechtes iſt — an Sohm ſo ſpurlos vorüber gegangen, wie die 
oben angeführte Stelle über das „unbewußt“ „ohne Mühe und 
Arbeit“ entſtandene „vollkommene“ Recht zeigt, ſo könnte er 
nicht (S. 11) ſagen: „wir verlangen heute ein ſoziales Privat- 
recht.“ Jede große „Codifikation“ — mit einziger Ausnahme 
vielleicht des ſächſiſchen B. G. B. — hat mehr oder minder 
klar die Aufgabe der Milderung ſozialer Härten, wenn nicht einer 
mehr oder minder durchgreifenden ſozialen Neugeſtaltung erkannt. 
Nur die erſte Kommiſſion für das B. G. B., deren fünfzehnjährige 
Arbeit mitten in eine ſteigende ſoziale Bewegung fiel und einer 
wachſenden ſtaatsmänniſchen Thätigkeit der ſozialen Reform zur 
Seite ging, hat ſich derart in der „Studirſtube“ abgefperrr, 
daß ſie mit vollkommener Argloſigkeit in ihrem Entwurf den 
Kauf die Miethe brechen ließ, die „Frucht“ als Zuwachs des 
Eigenthums behandelte, den Unternehmer die Haftung für die 
in ſeinem Betriebe entſtandenen Unfälle auf ſeine zahlungs⸗ 
unfähigen Angeſtellten abwälzen ließ u. ſ. w. Die zweite 
Kommiſſion hat auch daran manches gebeſſert, was Sohm mit 
gutem Grunde aufzählt; aber auch das Fragwürdige eingerechnet, 
wie der große Freibrief der Vereinsmeierei, auf den Namen 
einer „juriſtiſchen Perſon“ Schulden zu machen ohne dafür zu 
haften, iſt es nicht gar viel. Das B. G. B. nach der „Geſammt⸗ 
überzeugung“ nicht der „deutſchen Gegenwart“, ſondern ihres 
Juriſtenſtandes bleibt der Ausdruck der bisherigen Geſellſchafts⸗ 
ordnung, und kein Schritt ernſtlicher ſozialer Reform wird 
geſchehen können, ohne einen Stein oder mehr von ſeinem 
Gebäude abzubrechen. Nicht das iſt zu bedauern, daß der 
Entwurf dieſe Reform nicht mit einem Zuge vollzieht, denn die 
Arbeit an der Rechtseinheit war ſchwer genug, um ſie nicht mit 
einer noch ſchwereren zu belaſten — ſondern daß die ganze 
Anlage des Geſetzbuchs für die Reform keinen Raum bietet und 
ſo die Verſuchung beſtehen bleibt, immer mehr Gebiete aus dem 
Privatrecht auszuſcheiden und unter den Schutz des Ver⸗ 
waltungsrechts zu ſtellen, wie mit der Arbeiterverſicherung ge⸗ 
ſchehen iſt. — Beſtimmter als im Vortrage verſichert Sohm in 
einem Anhange (S. 28): „Der Leitſtern des Entwurfs iſt die 
Gerechtigkeit,“ die (S. 29) „Jedem giebt was das Seine iſt.“ 
Um dies zu beurtheilen, müßten wir aber doch erſt wiſſen, 


was für „Jeden“ das „Seine“ iſt. Wenn das franzöfiſche 


Geſetzbuch den Unternehmer für die Handlungen ſeiner An⸗ 
geſtellten haftbar macht, ſo iſt der Anſpruch gegen ihn das 
„Seine“ für den durch den Betriebsunfall Geſchädigten; wenn 
das gemeine und preußiſche Recht die Haftung auf ein Ver⸗ 
ſchulden des Unternehmers bei Auswahl und Beaufſichtigung 
der Angeſtellten beſchränken, ſo iſt es „das Seine“, die Ent⸗ 
ſchädigung für ſich zu behalten und den Geſchädigten an den 
zahlungsunfähigen Angeſtellten zu verweiſen. Haben nun beide 
Geſetze das „Gerechte“ verfehlt, und nur gerade das B. G. B. 
durch die zweite Kommiſſion getroffen, was wirklich für jeden 
von beiden Theilen „das Seine“ iſt, indem der erſte Satz des 
§ 831 fi) dem franzöſiſchen Rechte anſchließt, der zweite aber 
damit die Beſchränkung des gemeinen und preußiſchen Rechts 
nur mit umgekehrter Beweislaſt verbindet und ausdrücklich den 
Schaden dem Beſchädigten läßt, wenn er „auch bei Anwendung 


der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt entſtanden ſein würde“, 


während Graf Bethuſy bei Berathung des Haftpflichtgeſetzes 
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vielmehr aufgeſtellt hat, daß den im Betrieb unvermeidlichen 
Schaden gerade der Unternehmer als ſolcher zu tragen hat, 
weil er den Vortheil des Unternehmens zieht, der nach geſunder 
wirthſchaftlicher Anſchauung nur nach Abzug der Nachtheile 
berechnet werden kann durch die er erkauft wird. Der Begriff 
der Gerechtigkeit iſt alſo nicht damit erſchöpft, daß ſie jedem 
das Seine giebt; wenn es ſich nicht um die Anwendung eines 
geltenden Geſetzes, ſondern um die Gerechtigkeit des Geſetzes 
ſelbſt handelt, bedürfen wir noch erſt eines Maßſtabes dafür, 
was als „das Seine“ eines Jeden zu erachten iſt, und dieſen 
kann die Wiſſenſchaft des „poſitiven“ Rechts freilich nicht geben. 

In der Meisner' ſchen Schrift find noch in letzter Stunde, 
dicht vor der Kommiſſionsberathung im Reichstage, die Bedenken 
eines erfahrenen Richters von gediegener wiſſenſchaftlicher Bildung 
gegen die Vorlage der Regierungen zuſammengeſtellt. Freilich 
können wir es nicht bedauern, daß die Kommiſſion des Reichs⸗ 
tages auf den Wunſch des Verf. nicht eingegangen iſt, ſich mit 
der Löſung einer langen Reihe einſchneidender Fragen, die doch 
etwas mehr als die gewöhnliche Fachbildung vorausſetzt, zu be⸗ 
faſſen. Ein von den Fraktionen einer politiſchen Verſammlung 
genau nach ihrem Stärkeverhältniß beſetzter Ausſchuß, ſelbſt 
wenn jede nach beſter Einſicht ihre Fachkapacitäten zur Verfügung 
ſtellt, iſt als Fachkommiſſion in der Anlage verfehlt; die Civil⸗ 
prozeßordnung hat ſchwer darunter gelitten, daß der wohldurch⸗ 
dachte Entwurf mit einem Haufen von Gelegenheitseinfällen der 
„Durchſchnittzeinſicht“ beſchwert worden iſt. Um ſo lieber 


empfehlen wir die Schrift den Richtern und Anwälten, da ſie 


überall beachtenswerthe Fingerzeige gibt, wie viel Unzuträglich⸗ 
keiten eine geſunde Rechtſprechung verhüten könnte, die als 
„Grund und Ziel der Rechtsordnung die mit Wohlwollen 
gehandhabte Gerechtigkeit“ (die caritas sapientis nach 
Leibnitz) im Auge behält. Beſonders machen wir in dieſer 
Richtung auf die Abſchnitte über „dinglichen Vertrag“ und 
„abſtracte Verträge“ (S. 1—8) und über „Treue und Glauben“, 
„Rechtsmißbrauch“, „Einrede der Argliſt“ (S. 57— 68) auf⸗ 
merkſam. 


3. Die Vollendung des Deutſchen Bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs. Von De R. Leonhard, G. J. R. Prof. in 
Breslau. Marburg 1897. N. G. Elwert, 43 S. gr. 8°. 


Die kleine Schrift iſt Sonderabdruck aus dem nieder- 
ländiſchen „Rechtsgebeerd Magazijn“, in welchem der Verf. 
damit ſeine früheren Berichte über den erſten Entwurf zum 
B. G. B. ergänzt. Sie giebt in fließender und gefälliger 
Darſtellung eine überſichtliche Geſchichte der Geſetzgebungsarbeit 
von der Aufnahme des erſten Entwurfs bis zu ihrem parla⸗ 
mentariſchen Abſchluſſe, die ein ſehr anſchauliches Geſammtbild der 
wichtigen Aenderungen gewährt, die der Entwurf in der zweiten 
Kommiſſion, im Bundesrathe und zuletzt im Reichstage erfahren hat. 


Einführung in das Studium des Bürgerl. Geſetz⸗ 
5 a ! d. d. R. Ein kurz gefaßtes Lehrbuch. Erſter 
Theil (Allgem. Th. u. Recht der Schuldverhältniſſe), bearb. 
v. Dr. F. Endemann, ord. Prof. d. R. in Halle. 
Zweiter Theil (Sachenrecht, Familienrecht, Erbrecht), bearb. 
v. Dr. C. Gareis, G. J. R. u. ord. Prof. d. R. in 
Königsberg. Erſte (und zweite, unveränd.) Aufl. Berlin 
1896. Carl Heymann. Pr. je 3 M. Zul. geb. 7 M. 


5. Von den Pandekten zum Bürgerl. Geſetzbuch. Eine dog⸗ 
matiſche Einführung in das Studium des bürgerl. Rechts. 
Von Dr. L. Kuhlenbeck, R. A. in Jena. Erſter Theil, 
erſte Hälfte. Berlin 1897. Carl Heymann. 


6. Das Bürgerl. Geſetzbuch f. d. D. R. Vorträge, 
an in Ir Jahren 1896/97 v. Dr. M. Hachenburg, 
R. A. in Mannheim. Erſte und zweite Lieferung. Mann⸗ 
heim 1897. J. Bensheimer. 

Die drei Schriften ſind auf eine wiſſenſchaftliche Einführung 
in das B. G. B. angelegt. Das „kurz gefaßte Lehrbuch“ von 
Endemann und Gareis entſpricht dieſem Namen inſofern, 
als es in möglichſt knappem Rahmen eine möglichſt vollſtändige 


Ueberſicht über den Inhalt des Geſetzbuchs in leichter und an⸗ 
regender Darſtellung gewährt. Indeß hat dieſe Beſchränkung 
des Umfangs, die nicht nur dem Bedürfniſſe des Studirenden 
entgegenkommt, ſondern auch dem Praktiker ein ſchätzenswerthes 
Hülfsmittel bietet, über dem zerſplitterten Studium eines Com⸗ 
mentars den Zuſammenhang feſtzuhalten, die Verfaſſer darauf 
angewieſen, der „Durchſchnittsanſicht“ zu folgen und mit ſelbſt⸗ 
ſtändigen Auffaſſungen zurückzuhalten, die eingehendere Be⸗ 
gründung verlangen. Die Bezeichnung als „Lehrbuch“ deutet 
dann wohl mehr auf die Abſicht einer ſpäteren Erweiterung der 
Schrift zu einem wirklichen Lehrbuche hin, von der inzwiſchen 
als „dritte völlig umgearbeitete Auflage“ der „Einführung“ 
ein erſter Band erſchienen iſt und als in der That völlig neues 
Werk beſonders beſprochen werden ſoll. — Umgekehrt könnte 
man verſucht ſein, die „Einführung“ von Kuhlenbeck wegen 
ihrer tiefer eindringenden Behandlung des Gegenſtandes als 
Lehrbuch aufzufaſſen, wenn nicht der Verf. ſchon damit, daß er 
den Namen vermeidet, dem Anſpruch auf die Vollſtändigkeit 
eines ſolchen vorbeugte, wie er auch in dem vorläufigen Geleit⸗ 
worte nur eine „ungezwungene, wenn auch nicht ſyſtemlos ſich 
entwickelnde Reihenfolge einzelner Aufſätze“ in Ausſicht ſtellt. 
In der That folgt der Verf. dem heutigen Pandektenſyſtem, 
indem er im erſten Abſchnitte eines „allgemeinen Theils“ die 
„Rechtsnormen des bürgerlichen Rechts“ (darin eingehender die 
Auslegung, die zeitliche und räumliche Herrſchaft der Rechts⸗ 
norm), im zweiten Abſchnitte unter der Bezeichnung „allgemeine 
Theorie der Rechte“ Begriff und Natur des Rechts im ſubjectiven 
Sinne, das Recht der Perſönlichkeit, Rechts⸗ und Handlungs⸗ 
fähigkeit und beſonders eingehend das „Recht am Namen“, im 
dritten Abſchnitte die juriſtiſchen Perſonen behandelt; im Anfange 
des vierten Abſchuittes „Sachen (Rechts objekte)“ bricht die vorliegende 
erſte Hälfte des erſten Theils ab. Der Verf. ſteht auf dem Boden 
der herrſchenden Lehre doch dieſer im Einzelnen ſo ſelbſtändig 
gegenüber, daß ſeine gewandte und lebhafte Darſtellung für 
jeden, der nicht in den ungangbaren Dogmen völlig befangen 
iſt, ungemein anregend wirken muß und wir ſeiner Arbeit 
nur den beſten Fortgang wünſchen können. — Noch freier hat 
ſich Hachenburg in ſeinen „Vorträgen“ zum behandelten Stoffe 
geſtellt. In dem erſten Abſchnitt „der Geiſt des Bürgerl. G. B.“ 
prüft er die Bedeutung von Treu und Glauben, den „Hinweis 
auf die Verkehrsſitte und den Anſtand, das Verbot der Chikane, 
den Schutz des guten Glaubens“ und reiht hieran die wichtigſten 
Anwendungen dieſer Grundſätze. Der zweite Abſchnitt handelt 
vom „Leben und Tod des Menſchen im B. G. B.“, der dritte 
von der „Verſchiedenheit der Menſchen und ihren Rechtsfolgen“, 
darunter im Eingange auch von der Rechtsſtellung der Aus- 
länder und dem internationalen Privatrecht. Auch dieſe Vor⸗ 
träge, die noch auf 3 bis 4 weitere Lieferungen berechnet ſind, 
enthalten in gedrängter und fließender Darſtellung eine Fülle 
fruchtbarer Anregungen. 


7. Einführung in das Bürgerl. Geſetzbuch f. d. D. R. 
Ein Leitfaden zum Selbſtunterricht. Von Fr. Bunſen, 
Amtsr. in Roſtock. 1. Bd. Allgem. Th. u. Recht der Schuld⸗ 


verhältniſſe, 2. Bd. Sachenrecht. Roſtock 1897. W. Werther. 
Pr. M. 4,50 u. 3,— cart. 


8. Das Bürgerl. Geſetzbuch in Vergleichung mit dem 
Preußiſchen Recht. Von Dr. E. Riedel, Amtsgr. R. 


Lief. 1—3. Berlin 1896— 1897. Siemenroth u. Troſchel. 
Pr. je 1 M. 


9. Bürgerl. Geſetzbuch und Code civil. Vergleichende 
Darſtellung des deutſchen und franzöſiſchen B. G. B. 


Von F. Barre, Landger. Dir. Berlin 1897. Carl 
Heymann. Pr. 6 M. N 


Dieſe drei Schriften haben die Einführung in das B. G. B. 
für die Bedürfniſſe der Rechtsanwendung in den drei großen 
Gebieten des gemeinen preuß. und franz. Rechts im Auge. 
Das Bunſen ſche Werk, welches den Zweck „in ſyſtematiſcher 
Weiſe einen Ueberblick über den Inhalt, Verſtändniß des Textes 
und ſichere Kenntniß der Beſtimmungen des Geſetzbuches“ zu 
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verſchaffen mit anerkennenswerther Sorgfalt und Umſicht erfüllt, 
wird in einem dritten, Familien- u. Erbrecht enthaltenden und 
noch für dieſes Jahr in Ausſicht geſtellten Bändchen feinen Ab- 
ſchluß finden. Die Riedel ſche Arbeit, die aus Aufſätzen in 
den „Blättern für Rechtspflege“ (im Bez. des Kammerger.) hervor⸗ 
gegangen, iſt auf zehn Lieferungen berechnet, bricht aber mit 
der vorliegenden 3. Lief. (S. 224) erſt bei der „Stiftung“ ab, 
in dieſem Umfange iſt bei Vergleichung mit dem preuß. Recht 
in eingehendſter für die Praktiker gewiß werthvoller Weiſe durch⸗ 
geführt. Das Barre'ſche Buch ſtellt die Vorſchriften des B. G. B. 
in knapper Faſſung und überſichtlicher Anordnung zuſammen; 
die Benutzung wird durch ein ſorgfältiges Sachregiſter ſehr er⸗ 
leichtert. Die Arbeit wird es dem rheiniſchen Praktiker, der an 
die ebenſo ſcharfen wie anſchaulichen Sätze des Code gewöhnt 
iſt, in vollkommenſter Weiſe erleichtern, durch die vielfach un- 
genießbare Schale der Paragraphen des B. G. B. zum Kern 
durchzudringen und Uebereinſtimmung wie Abweichung ſchnell zu 
erkennen. 


10. Das Bürgerl. Geſetzbuch f. d. D. R. gemeinfaßlich dar⸗ 
geſtellt von G. Pfizer. (Mit beigefügten Geſetzesterte.) 
Erſte Lieferung. Ravensburg 1897. O. Maier. Pr. 50 Pf. 

11. Die Grundzüge des B. G. B. nebſt Einf.⸗Geſ. Eine 
Ueberſicht in zwölf Aufſätzen zur Einführung für Juriſten 
und Laien von Dr. W. Brandes, vorm. Amtsr. und 
Eiſenbahn⸗Syndikus. Leipzig 1897. E. Stock. Pr. 75 Pf. 


Dieſe beiden Schriften verfolgen den gewiß loͤblichen Zweck, 
den Inhalt des B. G. B. auch dem Nichtjuriſten zugänglich 
zu machen. Daß aber auf den 57 Seiten der zweiten ſich die 
„Grundzüge“ des B. G. B. nicht für Juriſten geſchweige für 
Laien darſtellen laſſen, wird mindeſtens jedem Juriſten vorweg 
einleuchten. Der Verf. hat ſich denn auch begnügt, neben 
einigen allgemeinen Beſtimmungen einzelne Materien heraus- 
zugreifen, die dem Laien am nächſten liegen, und von denen er 
ungefähr jo viel jagt, um den erſten Bedarf eines „Volks- 
anwalts“ zu decken. Und das wird auf dem Titel als unent⸗ 
behrlich für Beſitzer von Textausgaben des B. G. B. bezeichnet. — 
Wirklich verdienſtlich, zum mindeſten als redlicher Verſuch iſt 
die Pfizerſche Arbeit, wenn ſie auch nach der vorliegenden Probe, 
die auf 48 Seiten den allgemeinen Theil des B. G. B. ab⸗ 
handelt, ſchwerlich „ein wahres Volksbuch“ werden dürfte, wie 
die Buchhändlerankündigung rühmt. Wenn der Verf. auch 
Fremdwörter ſorgfältig vermieden hat, ſo entfernt ſich ſonſt ſeine 
Sprache, zumal in der Satzbildung, nicht ſoweit vom juriſtiſchen 
Kanzleiſtil, um auch nur den gebildeten Nichtjuriften zu feſſeln. 
Es iſt aber auch ein echt juriſtiſches Vorurtheil, daß die Un⸗ 
verſtändlichkeit eines heutigen Geſetzbuchs für den Laien an der 
Sprache läge. Die ganze „juriſtiſche“ Gedankenwelt iſt dem all⸗ 
gemeinen Verſtändniſſe verſchloſſen, und um dieſen Bann zu brechen, 
wäre eine Gedankenarbeit der Begriffsumbildung erforderlich, 
von der erſichtlich der Verf. keine Vorſtellung hat; auch dann 
bliebe immer noch die vielleicht ſchwierigere Aufgabe, die Ge⸗ 
dankenträgheit der Nichtjuriſten gegenüber „jnriſtiſchen“ Stoffen 
zum Verſtändniſſe zu zwingen, die nur die Kehrſeite der Ent⸗ 
fremdung der Rechtswiſſenſchaft vom Leben durch den Kultus 
eines fremden und veralteten Rechts iſt. Kl. 


| Bekanntmachung. 

In die hieſige ſtädtiſche Verwaltung ſoll ein Gerichts⸗Aſſeſſor 
als Hülfsarbeiter ſofort bis auf weiteres gegen eine monatliche 
Remuneration von 225 Mark, bei einer gegenfeitigen Kündigungsfriſt 
von 4 Wochen eingeſtellt werden. 

Bewerbungen ſind an den unterzeichneten Magiſtrat bis zum 
15. d. Mts. einzuſenden. Beifügung von Zeugniſſen iſt erwünſcht. 

Nordhauſen, den 1. Juli 1897. 


Der Magiſtrat. 
Schuſtehrus. 


Einen tüchtigen. Büreauvorſteher ſucht zum 1. Auguſt 
Staßfurt. Rechtsanwalt Marcuſe. 


Ich ſuche zum 1. Oktober einen in Prozeßpraxis (Landrecht) und 
Notariat erfahrenen, mit dem Kaſſenweſen vertrauten zuverlaͤſſigen 
Büreauvorſteher. Gehalt monatlich 120 bis 150 Mark. Zeugniß⸗ 
abſchriften mit kurzem Lebenslauf erbittet der 

Eberswalde, den 7. Juli 1897. Juſtizrath Toll. 

Suche für einen außerordentlich zuverläſſigen und tüchtigen 
jungen Mann, der bereits mehrere Jahre als VBüreauvorſteher 
im Anwaltsbüreau thätig war, per ſofort oder ſpäter Stellung. 
Zu jeder Auskunft gern bereit. 

Biel, Rechtsanwalt. 


Swinemünde. 

Büreauvorſteher, 25 Jahr, mit guten Atteſten, mit Prozeß⸗ 
ſachen und Notariat vertraut, ſucht anderweite Stellung. Gefl. Off. 
nimmt Herr Rechtsanwalt Imberg II, Berlin, Oranienſtr. 61 entg. 


Ein zuverläſſiger, langjähriger Büreauvorſteher, erfahren in 
den Anwalts⸗ und Notariatsgeſchäften, wünſcht anderweite Stellung. 
Gefl. Offerten unter W. L. an die Exped. dieſer Zeitung. 


Erf. Bür.⸗Vorſt., 35 J. alt, verh., ſelbſt. Arb., ſucht Stellung. Gefl. 
Off. sub H. F. 705 an Rudolf Moſſe, Frankfurt a. M. erbeten. 


Büreau⸗Vorſteher, Mitte zwanziger Jahre, mit Prozeßſachen 
und Notariat vertraut, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe und beſte 
Empfehlung, dauernde Beſchäftigung. Gefällige Offerten unter 
P. Z. 101 an die Expedition dieſer Zeitung. 


Büreaugehülfe in Stenographie und Schreibmaſchine be⸗ 
wandert, mit guten Atteſten, ſucht per ſofort Stellung. | 
Adreffen erbeten an Th. Strauch, Neuendorf bei Potsdam. 


Büreaugehülfe, 23 J. alt, in allen Anw. u. 
Notariatsſ. bewandert, ſucht, geſtützt auf beſte Empf., 
Stellung ev. als Büreauvorſteher bei einem jungen 
Anwalt. Off. u. P. W. 147 an Rudolf Moſſe, Glogau. 

Kanzliſt, 24 Jahre alt, ſucht Stellunng bei ganz beſcheidenen 
Anſprüchen. Gliem, Tegel, Berlinerſtr. 96. 

Referendar a. D., (Gemeinrechtl.), 28 J. alt, aus beſter Familie, 
der im Juſtiz⸗, auch im Verwaltungsvorbereitungsdienſte beſchäftigt ge⸗ 
weſen, in mehreren Fällen als Generalſubſtitut von Rechtsanwälten 
fungirt hat, z. Zt. juriſt. Hülfsarbeiter eines Rechtsanwalts (ungekünd.) 
mit Gehalt von 175 M. monatlich, ſucht paſſende 1 Antritt 
nach den Gerichtsferien. Gehaltsanſprüche 200 —250 M. monatlich. 
Beſte Zeugn. u. Empfehlungen. Off. u. M. B. 57 an die Exp. d. Bl. 

Aſſeſſor, . f ö 
Gemeinrechtler, ſucht dauernde Hülfsarbeiterſtelle bei beſchäftigtem 
Rechtsanwalt, ev. Aſſociation. Adreſſen unter BB. 2674 haupt⸗ 
poſtlagernd Hannover erbeten. 

Aelterer Gerichtsaſſeſſor (Landrechtler) ſucht Vertretung eines 
Anwalts während der Juſtizferien, event. auch darüber hinaus, am 
liebſten in Pommern oder Schleswig⸗Holſtein. Offerten unter 
M. 312 erbeten an die Expedition dieſer Zeitſchrift. 


Ein Rechtsanwalt und Notar wünſcht mit 
einem Kollegen in Berlin zur gemeinſchaft— 
lichen Ausübung der Praxis ſich zu vereinigen. 
Nähere Auskunft wird ertheilen Herr 
Rechtsanwalt Dr. Vaul Krauſe 
in Berlin, Behrenſtraße 24 II. 


Rechtsanwalt, 
14 Jahre bei einem Amtsgericht der Provinz — 
auch als Notar — thätig, ſucht Aſſociation mit 
einem beſchäftigten Kollegen in Berlin. Offerten 
unter U. T. 596 an Haaſenſtein & Vogler A.⸗G., 
Berlin, SW. 19. 
Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. E, 85 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 


Georg FJ. Bentley, Notar. 
Correſpondirende etz hani in allen Staaten 
Nord⸗ Amerikas. 
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In unſerem Verlage iſt erſchienen: N 


Die Gebührenordnung für Rechtsauwälte 
vom 7. Juli 1879 
neßft Landesgebührengeſetzen. 
Exläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 


Carl Pfafferoth, 


Kanzleirath im Reichs ⸗Juſtizamt. 


preis 13 / Bogen groß 8 brochirt 4 Mark, in Driginals 


Callico⸗Einband 5 Mark. 


Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 
Einſendung des Betrages auch direct franco von unterzeichneter 
Verlagsbuchhandlung. N 


Berlin 8. 
Stallſchreiberſtr. 84/35. W. Woeſer Sofbuhhandfung. 


Zu verkaufen durch 5 Kurprinzſtr. 10, 
Leipzig, zu den beigeſetzten mäßigen Preiſen: 

„Eniſcheid. d. Reichsger. in Civilſ. Bd. 1—35 u. Reg. zu 
1/30. Geb. Eleg. Pbd. für M. 120. — Dieſelben Bd.1--87 u. 
Reg. 1/30. Geb. in Hlwd. m. T. für M. 135. — Wenglers's 
Archiv f. civilr. Entſch. d. Sächſ. Juſtizbeh. 1874— 90. Geb. für 
M. 65. — Archiv f. civiliſt. Praxis v. Gensler u. ſ. w. 1818—94. 
Geb. ſtatt M. 573 für M. 150. — Archiv f. Civil⸗ u. Criminalr. 
d. preuß. Rheinprov. Bd. 1—86 m. Reg. bis 24. Geb. für 
M. 130. — Striethorſt, Archiv f. Rechtsf. d. Obertribunals, 
eplt. 100 Bde. Geb. ſtatt M. 362 für M. 75. — Kohler u. Ring, 
Archiv f. bürgerl. Recht, Bd. 1—8 (bis 94). Br. ſtatt M. 64 
für M. 32. — Archiv, ſächſ., f. bürgerl. Recht, Bd. 1—6 u. 
Erg. (bis 96). Br. ſtatt M. 84 für M. 58. — Goldammer, 
Archiv f. Strafrecht, Bd. 1—39 n. Reg. (bis 91). Hfz. für 
M. 180. — Volze, Praxis d. Reichsger. in Civilſ. Bd. 1—21 
(bis 96). Origbd. ſtatt M. 147 für M. 98. — Entſcheid. d. 
Reichsoberhandelsger. 25 Bde. u. Reg. Geb. ſtatt M. 175 br. 
für M. 100. — Geſetz⸗ u. Verordnungsblatt f. d. Königr. 
Sachſen. 1818/95. Geb. für M. 65. — Geſetzſammlung f. d. 
preuß. Staaten. Amtl. A. 1806/94. Geb. für M. 45. — 
Hildebrand, Jahrb. f. Nationalökonomie. 65 Bde. m. Suppl. 
u. Reg. (bis 95). Geb. wie neu für M. 760. — Ihering, Jahrb. 
f. d. Dogm. d. Privatr. Bd. 1—35 (bis 95). Geb. ſtatt M. 315 
für M. 175. — Juſtiz⸗Miniſterialbl. f. d. K. Sachſen. 1867/96. 
Geb. für M. 28. — Rechtſprechung d. Reichsger. i. Strafſachen, 
cplt. 13 Bde. Geb. ſtatt M. 120 für M. 50. — Rechtſprechung 
d. Obertribunals i. Strafſ., cplt. 20 Bde. u. Suppl., ſtait M. 118 
für M. 40. — Kritiſche Vierteljahrsſchr. f. Geſetzgeb. u. Rechtsw., 
ganz cplt., 42 Bde. (bis 95). Geb. für M. 180. — Wocheubl. 
f. merkw. Rechtsfälle d. K. Sachſen, aplt. 33 Bde. Geb. Hfz. 
für M. 15. — Juriſt. Wochenſchrift. Jahrg. 1/25 (bis 96). 
Geb. für M. 170. — Goldſchmidt's Zeitſchr. f. Handelsrecht. 
Bd. 1—42 m. Beil. u. Reg., werthv. ſeltener Originaldruck. 
Geb. für M. 320. — Zeitſchr. f. Rechtspfl. u. Verwaltg. f. d. 
K. Sachſen. 48 Bde (bis 78). Geb. ſtalt M. 480 für M. 30. — 
Dochow⸗Liszt, Zeitſchr. f. d. geſ. Strafrechtsw. Bd. 1—17 (bis 96). 
Br. wie neu, ſtatt M. 288 für M. 160. — Zeitſchr. f. deutſch. 
Recht und Rechtswiſſenſch. v. Wilda, Beſeler, Stobbe, cplt. 20 Bde. 
Geb. ſtatt M. 156 für M. 48. 


Soeben erſchien: 


Vreußiſches Landesprivatrecht. 


Sammlung 
der neben dem Bürgerlichen Geſetbuche in Kraft 
bleibenden Quellen des preußiſchen Privakrechts. 
Herausgegeben von Adolf Weißler, Rechtsanwalt in Halle. 
1. Lieferung. Preis 2 Mark. 


Eine Sammlung derjenigen privatrechtlichen Geſetze, welche 
neben dem Bürgerlichen Geſetzbuche in Preußen im Bereiche des 
Allg. Landrechtes in Kraft bleiben. Jede Beſtimmung iſt auf ihre 
fortdauernde Gültigkeit unterſucht und Rechenſchaft darüber abgelegt. 
Das Buch ſtellt dar eine Ausgabe des Allg. Landrechts in ſeiner 
neueſten Geſtalt. 


Verlag von C. E. M. Pfeffer in Leipzig. 
— — — 
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Die Gerichtsferien 


sind die beste Gelegenheit zur Einführung der Schreibmaschine 
in Anwaltsbureaux. Wir übernehmen kostenfrei die Ausbildung 
der Schreiber und sorgen für richtige Einführung und 
Verwertung. 


Die Remington Sholes Schreibmaschine 


ist speziell für Rechtsanwälte eingerichtet und wurde im 
letzten Jahre von mehr als fünfzig Anwälten eingeführt. 


Remington Sholes Co. 


Berlin, 33 Mohrenstrasse. Köln. 
Breslau, Kätzel Ohle 3. | Frankfurt a. M., Grosser 


IIamburg, Welckerstrasse 6a. 
Leipzig, Grimmaische Stettin, Bresina, Paradeplatz1B8.. 
Strasse 17,1. Elbing, Alter Markt 11. 


Kornmarkt 15. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts- und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 
Dr. jur. Ludwig KRuhlenbeck, Rechtsanwalt in Jena. 


Von deu Pandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Eine dogmaliſche Einführung in das Studium des Bürgerlichen Rechts. 
Erſter Theil, erſte Hälfte. Preis 5 M., bei poſtfreier Zuſendung 5,20 M. 
je Abſicht des Verfaſſers iſt, wie er in der Vorrede jagt, in einer ungezwungenen, wenn auch nicht ſyſtemlos ſich entwickelnden 
d g ne Aufſätze das bisherige gemeine Pandektenrecht mit dem neuen Bürgerlichen Rechte zu vergleichen, die alten 
unveränderten Begriffe und Normen in ihrer neuen Form wieder aufzuſuchen, die neuen Rechtsſätze dogmatiſch und dogmen⸗geſchichtlich 


den alten anzugliedern, eventuell auch kritiſch das neue an dem alten zu meſſen. 
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Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 
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N 46 und 47. 46 und 47. 


Juriſti che Wochen chrift. 


Berlin, 17. Berlin, 17. Juli. | 1897. 


Herausgegeben von 
M. Kempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht J in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
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preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
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Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 10. Juli 
97 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Das Urtheil der I. J. vom 6. Juli 1896 betrifft 
e Summe von 632 Mark, zu deren Zahlung nebſt Zinſen 
Bekl. verurtheilt iſt. In dem Schriftſatze vom 13. Auguſt 
96, durch deſſen Zuſtellung die Bekl. Berufung eingelegt hat, 

eine Einſchränkung des Rechtsmittels auf einen Theil der 
tſcheidung nicht ausgeſprochen, vielmehr ein Betrag von 
I—650 Mark als Gegenſtand des Streits bezeichnet. Hier⸗ 
h muß der Rechtsſtreit als in feinem ganzen Umfange in 
Berufungsinſtanz gelangt angeſehen werden. Erſt durch 

Schriftſatz der Bekl. vom 8. Januar 1897 tft die Berufung 

den Betrag von 176 Mark eingeſchränkt. Für die Zeit 

dahin iſt mithin die geſammte in I. J. ſtreitig geweſene 

mme auch Gegenſtand des Verfahrens in der Berufungs- 
anz geweſen. I. C. S. i. S. Knaebchen c. Löwenſteinſche 
lagsbuchhandlung vom 26. Juni 1897, B Nr. 60/97 J. 

2. Daß der Streitwerth bei einer einſtweiligen Verfügung 

dem Streitwerthe der Hauptſache nicht identiſch zu ſein 
icht, hat das R. G. bereits häufiger ausgeſprochen. Es 
mt auf eine Schätzung des Intereſſes an der ſofortigen 
jerung der Individualleiſtung oder an der Regelung des 

weiligen Zuſtandes an. Im vorliegenden Falle iſt es nicht 
derlich, dieſes Intereſſe ohne Weiteres dem Schaden gleich 
erachten, der dem Kl. während der Dauer des Prozeſſes 
die Fortſetzung der beklagtiſchen Konkurrenz erwachſen 
e Denn auch bei Verweigerung der einſtweiligen Ver⸗ 
ng würde dem Kl. dieſer Schade, wenn er in der Haupt⸗ 
obſiegt, zu erſetzen ſein. Das Intereſſe erſchöpft ſich daher 
er Vermeidung der Schwierigkeiten einer ſpäteren Liquidation 
der möglichen Gefährdung des Erſatzanſpruches durch die 
iögenslage des Erſatzpflichtigen. Das R. G. glaubt, dieſes 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Intereſſe nach freiem Ermeſſen auf 10 000 Mark abſchäͤtzen zu 
ſollen. I. C. S. i. S. Klever e. Pearſon vom 23. Juni 1897, 
B Nr. 56/97 I 

3. Die Reviſton rügt, daß der B. R. zu Unrecht den 
Einwand der Bekl. verworfen habe, daß von der Kl. die Bau- 
landeigenſchaft der enteigneten Fläche zugeſtanden ſei. Der I. R. 
ſtellt ausdrücklich feſt, die Parteien ſeien darüber einig, daß die 
enteignete Fläche von 182 qm als Bauland abzuſchäͤtzen ſei. 
Die Bedeutung dieſer Angabe wird dadurch keine andere, daß 
ſie in den Entſcheidungsgründen ſtatt im Thatbeſtande des 
erſten Urtheils ſteht. Der B. R. legt ſie dahin aus, daß damit 
nicht ein Geſtändniß der Kl. beurkundet ſei, ſondern daß der 
I. R. damit nur gemäß § 129 Abſ. 2 C. P. O. die Bau⸗ 
landeigenſchaft als unſtreitig bezeichnet habe, weil ſie von der 
Kl. in I. J. nicht beſtritten ſei. Dieſe Anſicht kann indeſſen 
nicht gebilligt werden. Die Kl. hat ſich nicht etwa darauf be⸗ 
ſchränkt, die von den Bekl. und Widerklägern behauptete Bau⸗ 
landeigenſchaft nicht zu beſtreiten, ſondern ſie iſt auch ſelbſt in 
ihrer Klage von dieſer Eigenſchaft ausgegangen, indem ſie den 
Enteignungsbeſchluß bezüglich der Entſchädigung für die ent- 
eignete Fläche überhaupt nicht, insbeſondere nicht in Hinſicht 
ihrer Schätzung als Bauland angefochten, vielmehr nur die Ent⸗ 
ſchädigung für die Fläche von 111 qm als zu Unrecht gewährt 
bemängelt hat. Unter dieſen Umſtänden muß in der Feſtſtellung 
des I. R., daß die Parteien über die Baulandeigenſchaft „einig“ 
ſeien, mehr, als was der B. R. darin ſieht, gefunden werden, 
nämlich die Feſtſtellung, daß die Kl. in der mündlichen Ver⸗ 
handlung die Baulandeigenſchaft im Sinne des § 261 C. P. O. 
zugeſtanden habe, wobei zu berüdfichtigen iſt, daß ein ſolches 
Zugeſtändniß ſolenner Ausdrücke nicht bedarf. Daß dieſe Eigen⸗ 
ſchaft als eine Thatſache im Sinne des § 261 anzuſehen iſt, 
unterliegt keinem Zweifel. V. C. S. i. S. Goldſchmidt 
c. Stadt Berlin vom 29. Mai 1897, Nr. 412/96 V. 

4. Gegen die beklagte Ehefrau, die unſtreitig mit Ge⸗ 
nehmung ihres Ehemannes ein Handelsgeſchäft betreibt, iſt aus 
Wechſelaccepten auf Zahlung von Wechſelſummen geklagt, gegen 
den Ehemann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das 
Vermögen der Ehefrau. Nachdem die Klage in I. Inſtanz ab- 
gewieſen, iſt in der Berufungsinſtanz durch Beſchluß vom 
10. Mai 1897 Beweisaufnahme angeordnet und Termin zur 
mündlichen Verhandlung anberaumt, durch den angefochtenen 
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Beſchluß aber das Verfahren für unterbrochen erklärt und zu- 
gleich die Ausführung des Beweisbeſchluſſes ſiſtirt, auch der 
anberaumte Termin zur mündlichen Verhandlung aufgehoben, 
weil über das Vermögen des Ehemannes der Konkurs eröffnet 
worden iſt. Dadurch wird aber, wie die nach 8 221 der 


C. P. O. zuläſſige Beſchwerde mit Recht geltend macht, die 


Unterbrechung des Verfahrens gegen die beklagte Ehefrau nicht 
begründet. Die beklagte Ehefrau iſt Handelsfrau. Sie wird 
aus ihren Accepten auf Zahlung belangt; ſie haftet nach Art. 8 
Abſ. 2 des H. G. B. für ihre Schuld aus den Accepten mit 
ihrem ganzen Vermögen ohne Rückſicht auf die durch die 
Ehe begründeten Rechte ihres Ehemannes an ihrem 
Vermögen. Die Klage konnte gegen die Ehefrau allein er- 
hoben und kann gegen ſie allein verfolgt werden. Soweit ſie 
Befriedigung aus der Subſtanz des Vermögens der Ehefrau 
verlangt, betrifft der Rechtsſtreit die Konkursmaſſe nicht. §218 
der C. P. O. Der dem Ehemann etwa zuſtehende nach §1 Abſ. 2 
der K. K. O. zu ſeiner Konkursmaſſe gehörige Nießbrauch wirkt 
gegen die Klage nicht. Weshalb die Klage auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung gegen den Ehemann mitgerichtet iſt, iſt 
nicht erſichtlich. Ob ein Rechtsſtreit im Sinne der §§ 9, 10 
der K. K. O. gegen ihn anhängig iſt, kann auf ſich beruhen. 
Keinenfalls betrifft die Klage gegen die Ehefrau die Konkurs- 
maſſe. I. C. S. i. S. Meſſow u. Waldſchmidt c. Scheffler vom 
28. Juni 1897, B Nr. 61/97 J. 

5. Mit dem Angriffe ſtellt der Kl. übertriebene Anforde⸗ 
rungen, indem er ſich nicht daran genügen laſſen will, daß das 
B. G. nach Mittheilung der Ergebniſſe der Beweisaufnahme 
ſeine Meinung dahin ausſpricht, ein klares Bild von dem wirk⸗ 
lichen Sachverhältniſſe, ſoweit es ſtreitig, habe ſich nicht ergeben, 
ſondern indem er verlangt, daß das B. G. ſich darüber habe 
ausſprechen müſſen, in welchen Punkten und aus welchen Gründen 
es den Zeugenausſagen Glauben beimeſſe oder verſage. Solch 
weitgehende Verpflichtung des erkennenden Richters bei Begrün⸗ 
dung der Entſcheidung läßt fi aus der Beſtimmung des § 259 
der C. P. O. nicht herleiten. Es würde auch die noch ſo ſehr 
ins einzelne gehende Rechtfertigung derjenigen Partei nicht er- 
ſchöpfend erſcheinen, zu deren Ungunſten die Beweiswürdigung 
ausfällt. V. C. S. i. S. Gardain c. Czychi vom 26. Juni 
1897, Nr. 23/97 V. 

6. Aufhebung des B. U. wegen fehlender Begründung. 


VI. C. S. i. S. Strube o. Lapp vom 21. Juni 1897, 


Nr. 57/97 VI. — VI. C. S. i. S. Haacke c. Pfaff vom 
21. Juni 1897, Nr. 470/96 VI. — IV. C. S. i. S. Jahn 
c. Thiemel vom 14. Juni 1897, Nr. 70/97 IV. 

7. Die von der Reviſion erhobene Bedenken ſind zum 
Theil begründet. Geht man davon aus, daß dem Bekl. während 
der Dauer des Geſellſchaftsverhältniſſes die Führung der Hand⸗ 


lungsbücher oblag, daß er ſich dieſer Verpflichtung entzogen und 


hierdurch die Unmöglichkeit verſchuldet hat, auf Grund der 
Bücher eine ordnungsmäßige Bilanz aufzuſtellen oder ſonſt eine 
Ueberſicht über den Vermögensſtand der Geſellſchaft zur Zeit 
ihrer Auflöſung zu gewinnen, ſo erſcheint die Klage als ein 
Intereſſeanſpruch auf Grund des § 260 C. P. O.; als ein 
ſolcher iſt ſie auch in einem Schriftſatz des Kl. bezeichnet. Die 
Zuläſſigkeit einer ſolchen Klage iſt grundſätzlich nicht zu ver⸗ 
neinen. Nicht gerechtfertigt iſt dieſem Anſpruch gegenüber der 


Hinweis auf den Weg der Liquidation. Abgeſehen davon, ob 
im vorliegenden Fall eine Liquidation nicht als durch den 
Parteiwillen ausgeſchloſſen anzuſehen iſt, würde dieſelbe, wenn 
in der That die Grundlagen für eine buchmäßige Auseinander⸗ 
ſetzung der Parteien fehlen, auch höchſtens zu einem ſchätzungs— 
weiſe zu ermittelnden Ergebniß führen. Ebenſowenig iſt dem 
Kl. die Aufſtellung einer detaillirten Rechnung zuzumuthen, 
wenn es richtig iſt, daß Bekl. dieſelbe durch ſeine Schuld un- 
möglich gemacht hat. I. C. S. i. S. l'Orange c. Haenſch 
vom 16. Juni 1897, Nr. 47/97 J. a 

8. Der Angriff, daß kein Theilurtheil erlaſſen werden 
durfte, erſcheint verfehlt. Der Kl. hat auf Grund des von 
ihm mit den Bekl. geſchloſſenen Vertrages Auflaſſung des 
verſprochenen Grundſtücks, Rückgabe des von den Bekl. ent- 
fernten Beilaſſes und Schadenserſatz gefordert. Er macht alfo 
mit der Klage mehrere Anſprüche geltend. Der B. R. war 
deshalb nach §S 273 der C. P. O. nicht behindert, über einen 
Theil dieſer Anſprüche, ſoweit er zur Endentſcheidunz reif iſt, 
durch Theilurtheil zu erkennen. V. C. S. i. S. Swinarski 
c. Bartkowski vom 16. Juni 1897, Nr. 2/97 V. 

9. Die im § 381 der C. P. O. erwähnten Privat- 
urkunden — und zu dieſen iſt zweifellos die von den Bekl. 
ausgeſtellte Bürgſchaftsurkunde zu rechnen — begründen zwar 
vollen Beweis dafür, daß die darin enthaltenen Erklärungen 
von den Ausſtellern abgegeben find. Durch jene Beweisregel 
wird aber die ſogenannte materielle Beweiskraft, die rechtliche 
Bedeutung der abgegebenen Erklärung überhaupt nicht betroffen, 
und es wird weder der Nachweis ausgeſchloſſen, noch die Frage 
erledigt, welche rechtliche Wirkungen die Erklärungen haben, 
unter welchen Umſtänden ſie abgegeben ſind und ob ſie wegen 
Irrthums, Täuſchung, Mangels an ernſtlicher Abſicht u. ſ. w. 
der Anfechtung unterliegen (Urtheil des II. C. S. des R. G. 
vom 11. Oktober 1881, Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. V S. 385; Bemerkungen zu § 381 der C. P. O. 
in den Kommentaren von Wilmowski, Reincke, Struckmann). 
IV. C. S. i. S. Lehmann c. Brumhard vom 3. Juni 1897, 
Nr. 433/96 IV. 

10. Soweit geltend gemacht wird, durch die An⸗ 
wendung der §§ 388 und 392 der C. P. O. ſei Art. 37 des 
H. G. B. verletzt worden, der den erwähnten Beſtimmungen 
vorgehe und bezüglich der Vorlage der Handelsbücher allein 
maßgebend ſei, konnte der erhobene Angriff keinen Erfolg haben. 
Art. 37 Abi. 1 des H. G. B. iſt allerdings durch §S 13 Abſ. 2 
Ziffer 2 des E. G. zur C. P. O. nicht aufgehoben worden, alſo 
nach Abſ. 1 dieſer Vorſchrift in Kraft geblieben. Er ſteht 
aber, da er lediglich dem Gericht die Befugniß einräumt, auf 
Antrag einer Partei die Vorlegung der Handelsbücher des 
Gegners anzuordnen, mit den Vorſchriften der C. P. O. nicht 
in Widerſpruch. Während die C. P. O. in den §§ 387, 388 
beſtimmt, in welchen Fällen der Gegner zur Vorlegung einer 
Urkunde unbedingt verpflichtet iſt, und in den folgenden 
Beſtimmungen des Verfahrens bezüglich der Vorlegung ſowie 
die Folgen der Nichtvorlegung regelt, giebt Art. 37 des H. G. B. 
dem Gerichte das Recht, die Vorlegung der Handelsbücher auch 
in ſolchen Fällen anzuordnen, in welchen der Partei, welche ſie 
beantragt, ein Recht darauf nach dem bürgerlichen Recht und 
der C. P. O. nicht zuſteht. Ob es von dieſer Befugniß 
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Gebrauch machen will, ſteht aber in ſeinem Ermeſſen. Der 
I. C. S. des R. G. hat allerdings in einem von den Rkl. an⸗ 
gerufenen Urtheile vom 14. November 1885 (Enutſch. Bd. 15 
S. 379) ausgeſprochen, daß Art. 37 des H. G. B. der all⸗ 
gemeinen Vorſchrift des $ 387 Ziffer 2 der C. P. O. vorgehe, 
es ſonach, auch wenn dieſe Vorſchrift an ſich zutreffe, im Er- 
meſſen des Gerichts ſtehe, ob es die von einer Partei beantragte 
Vorlage der Handelsbücher des Gegners anordnen wolle. Da- 
bei kam aber lediglich das Verhältniß zwiſchen § 387 Ziffer 2 
der C. P. O. und Art. 37 des H. G. B. in Frage, während 
es ſich im vorliegenden Falle um $ 388 der C. P. O. handelt. 
Daß dieſer rein prozeßrechtlichen Beſtimmung die Anwendung 
zu verſagen ſei, ſoweit es ſich um die Vorlage von Handels- 
büchern handle, kann in keinem Falle aus Art. 37 des H. G. B. 
abgeleitet werden. Ob der Auffaſſung, welche der erwähnten 
Entſcheidung des I. C. S. des R. G. zu Grunde liegt, beizu- 
treten oder eine Entſcheidung der vereinigten C. S. einzuholen 
wäre, wenn § 387 Ziffer 2 der C. P. O. in Frage ſtünde, 
braucht hiernach nicht entſchieden zu werden. Uebrigens hat 
auch der I. C. S. in einem Urtheile vom 9. November 1887 
(Entſch. Bd. 20 S. 42 ff. beſ. S. 45) anerkannt, daß Handels. 
bücher gemeinſchaftliche Urkunden im Sinne des § 387 Ziffer 2 
der C. P. O. fein können und bezüglich derſelben ein „Editions⸗ 
recht“ möglich iſt. Er ſcheint ſonach die früher ausgeſprochene 
Auffaſſung aufgegeben zu haben. II. C. S. i. S. Claußen und 
Borgſen o. Steinborn vom 18. Juni 1897, Nr. 112/97 II. 

11. Der B. R. hat die mitbeklagte Wittwe des richterlichen 
Zutrauens deshalb für unwürdig erklärt, weil ſie durch ihren 
Antrag auf Zurückweiſung der Berufung zu erkennen gegeben 
habe, daß ſie bereit ſei, den ihr durch das erſte Urtheil in der 
Wahrheitsnorm dahin auferlegten Eid, daß bei Abſchluß des 
ſchriftlichen Vertrages die fragliche Abrede getroffen ſei, zu 
leiſten, während er (der B. R.) das Gegentheil für erwieſen er- 
achte. Der B. R. entnimmt dann hieraus gewichtige Bedenken 
dagegen, der Wittwe den Wahrheitseid darüber anzuvertrauen, 
daß die Vereinbarung vor dem Abſchluß des ſchriftlichen Ver— 
trages getroffen ſei, und erſtreckt dieſe Bedenken auch auf einen 
in Betreff dieſer Punkte von den übrigen Bekl. zu leiſtenden 
Ueberzeugungseid, da dieſe die erforderlichen Erkundigungen nur 
von der mitbeklagten Wittwe, ihrer Mutter, einzuziehen im 
Stande ſeien. Andererſeits nimmt er in Berückſichtigung, daß, 
abgeſehen von der mitbeklagten Wittwe, der Kl. allein von den 
Parteien den Wahrheitseid leiſten könne und erklärt es, wenn 
auch nicht allein, fo doch mit aus dieſem Grunde für gerecht⸗ 
fertigt, dem Kl. den normirten Eid aufzuerlegen. Der B. R. 
hat hiebei Zweierlei überſehen. Erſtens ſtand es der Wittwe 
noch im Schwurtermin frei, die Streichung der Worte „und 
bei“ (d. i. bei dem Abſchluß des ſchriftlichen Vertrages) in dem 
durch das erſte Urtheil ihr zuerkannten Eid zu beantragen und 
es fehlt an jedem Anhalte für die Annahme, daß ſie durch den 
Antrag auf Zurückweiſung der Berufung des Kl. zu erkennen 
gegeben habe, ſie wolle von dieſer Befugniß keinen Gebrauch 
machen. Es kann hievon um ſo weniger die Rede ſein, als 
offenbar nach dem erſten Urtheil auch in ſolcher Faſſung der 
der Wittwe auferlegte Eid im Falle der Leiſtung zur Klag⸗ 
abweiſung führen ſollte. Wenn hienach die Annahme keineswegs 
begründet iſt, daß die beklagte Wittwe durch den Antrag auf 


Zurückweiſung der Berufung des Kl. ſich zur Leiſtung des ihr 
im erſten Urtheil auferlegten Eides, auch ſoweit er den hier 
berührten Punkt betrifft, ſchon bereit erklärt habe, ſo kommt 
außerdem weiter die Möglichkeit in Betracht, daß die beklagte 
Wittwe unter den Worten „bei Abſchluß des ſchriftlichen Ver⸗ 
trages“ doch einen anderen Vorgang im Auge haben kann, als 
derjenige iſt, deſſen Bezeichnung der B. R. in jenen Worten 
erblickt. Die Rechtfertigung der Reviſion weiſt auf dieſe Mög- 
lichkeit hin. Die Annahme des B. R., die beklagte Wittwe ſei 
aus dem angegebenen Grunde des richterlichen Zutrauens nicht 
würdig, erſcheint hienach nicht haltbar. V. C. S. i. S. Herdicker⸗ 
hoff c. Herdickerhoff vom 15. Mai 1897, Nr. 387/96 V. 

12. Die Eideszuſchiebung über das Wiſſen einer Thatſache, 
die als ſolche nicht feſtſteht, iſt unzuläſſig, wie das R. G. 
wiederholt ausgeſprochen hat. I. C. S. i. S. Lindner o. Samofe 
vom 14. Juni 1897, Nr. 208/97 J. 

13. Die Angriffe der Reviflon find begründet, ſoweit fie 
ſich auf den zweiten Entſcheidungsgrund des B. R. beziehen. 
Die Klage ergiebt, daß der Kl. im vorliegenden Prozeß alle 
Schäden hat verfolgen wollen, die ſeiner Geſammtbeſitzung durch 
den Bergbau der Bekl. erwachſen ſind. Allerdings beruft er ſich 
dabei auf das vorerwähnte Feſtſtellungsurtheil, das ſich nach 
richtiger Auffaſſung nicht auf die unbebauten Theile des Grund⸗ 
ſtücks bezieht und deshalb in dieſer Beziehung nicht als Judikat, 
ſondern höchſtens als Beweismittel in Betracht kommen kann. 
Aber ſeine Ausführungen laſſen klar erkennen, daß er auch die 
unter Nr. III von ihm geltend gemachten Schäden auf die⸗ 
ſelben Urſachen zurückführt, welche die übrigen Schäden hervor⸗ 
gerufen haben, und dies hätte ſchon den I. R. veranlaſſen ſollen, 
durch Ausübung des Fragerechts eine nähere Begründung des 
Anſpruchs herbeizuführen. In II. J. iſt aber dieſe Begründung 
erfolgt und dadurch die bisher unzureichende Klage vervoll- 
ſtändigt worden. Dem ſteht auch nicht entgegen, daß ſich die Klage 
dem Wortlante nach als Judikatklage darſtellt. Selbſt wenn 
der Kl. in der irrigen Meinung gehandelt hätte, das Urtheil 
des Vorprozeſſes erſtrecke ſich auch auf den Minderwerth der unbe⸗ 
bauten Flächen: ſo würde doch in ſeinem Vorbringen II. J. 
nicht eine unzuläſſige Klageänderung zu finden ſein; denn durch 
das Urtheil des Vorprozeſſes iſt, wenn es auch den Ausgangs- 
punkt des gegenwärtigen Prozeſſes bildet, doch das Fundament 
des vom Kl. verfolgten Anſpruchs in keiner Weife” geändert 
worden. Daß das rechtskräftige Urtheil immer nur ein deklarativer, 
niemals ein konſtitutiver Akt iſt, ſo iſt es nur die Klage aus 
der Beſchädigung des Grundſtücks (Allgemeines Berggeſetz § 148), 
mit der der Kl. jetzt dem Betrage nach die früher dem Grunde 
nach geltend gemachten Anſprüche verfolgt, und der Kl. erweitert 
nur dieſen Klageanſpruch, wenn er darüber hinaus Erſatz für 
Schäden begehrt, die auf derſelben Urſache beruhen, aber erſt 
nach Erlaß des Urtheils erkennbar hervorgetreten ſind (C. P. O. 
§ 240 Nr. 2). V. S. C. i. S. Froning c. Ver. Bickefeld 
Tiefbau vom 19. Juni 1897, Nr. 10/97 V. 

14. Die prozeſſuale Beſchwerde der Bekl., daß der B. R. 
die Sache nicht zur Verhandlung und Entſcheidung in die 
I. J. zurückverweiſen durfte, kann keinen Erfolg haben. Der 
I. Richter hat für den Fall, daß durch die Eidesweigerung 
der Bekl. deren Betrug dargethan wird, den Anſpruch der Kl. 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, und die Entſcheidung 
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über den Betrag dem Endurtheil vorbehalten. Nach dem zweiten 
Urtheil liegt dieſer Fall hier vor. Der B. R. war dashalb 
nach 5 500 Nr. 3 der C. P. O. berechtigt und verpflichtet, 
die Sache behufs weiterer Verhandlung und Entſcheidung über 
die Höhe des Schadens in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
V. C. S. i. S. Manteuffel ec. Schiebler vom 23. Juni 1897, 
Nr. 13/97 V. 

15. Die Berufung war jedenfalls zuläffig, weil erſt in der 
Berufungsinſtanz die erfolgte Rückzahlung der hinterlegten 
Summe an den Kl. unſtreitig geworden iſt. Auch der Zu⸗ 
läſſigkeit der Reviſion kann nicht entgegengeſetzt werden, daß es 
ſich nach der Rückzahlung nur noch um die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreites handele, § 94 der C. P. O., da ein rechtliches Intereſſe 
des Kl. daran, daß der Bekl. ſeine Einwilligung zu der ohne 
ſeine Einwilligung ſeitens der Hinterlegungsſtelle angeordneten 
Rückzahlung der hinterlegten Sicherheit erkläre, nicht ohne 
Weiteres von der Hand zu weiſen iſt und der Streit der 
Parteien, ob dieſe Einwilligung zu ertheilen oder nicht, durch 
die Rückzahlung nicht erledigt iſt. Aber, daß das Intereſſe 
des Kl. an dieſer Einwilligung und damit der Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes mehr als 1 500 Mark betrage, $ 508 
der C. P. O., iſt nach der Sachlage nicht glaubhaft und dafür 
in der Verhandlung nichts vorgebracht. Das hätte geſchehen 
müſſen, da es ſich um die Rückzahlung der Sicherheit nicht 
mehr handelt, der Betrag der hinterlegten Summe deshalb nicht 
mehr als Maßſtab dienen kann. § 508 Abſ. 3 der C. P. O. 
I. C. S. i. S. Lindner . Samoje vom 14. Juni 1897, 
Nr. 152/97 J. 

16. Die Zuläſſigkeit der Reviſion unterliegt keinem Bedenken. 
Denn in Anſehung des Mitklägers M. wird von den Parteien 
ſelbſt angegeben, daß der Werth des Streitgegenſtandes mehr 
als 1 500 Mark betrage und der Gerichtshof hat bei Würdigung 
der Sachlage keine Veranlaſſung, die Richtigkeit dieſer Angabe 
in Zweifel zu ziehen. Iſt aber hiernach ſchon bei einem der 
beiden als Streitgenoſſen auftretenden Kl. die Reviſionsſumme 
erreicht, jo ergiebt ſich aus §§ 3, 508 Abſ. 2 der C. P. O. 
die Zuläſſigkeit der Reviſion auch inſoweit, als ſie von dem 
anderen Streitgenoſſen eingelegt iſt (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 5 S. 354). V. C. S. i. S. Tappert und Gen. 
c. Provinz Schleſien vom 16. Juni 1897, Nr. 1/97 V. 

17. Von der Reviſion iſt das Bedenken erhoben worden, 
ob das B. G. zum Erlaß der einſtweiligen Verfügung zuſtändig 
geweſen ſei und ob nicht vielmehr die letztere vom Gericht I. J. 
hätte erlaſſen werden müſſen. Dies Bedenken iſt jedoch un⸗ 
begründet. In Betreff einſtweiliger Verfügungen, insbeſondere 
wenn ein Ehegatte die Entrichtung von Alimenten beantragt, 
kommen gemäß § 584 der C. P. O. die Beſtimmungen der 
§§ 815 bis 822 der C. P. O. zur Anwendung. Nach § 816 
a. a. O. iſt für die Erlaſſung einſtweiliger Verfügungen das 
Gericht der Hauptſache zuſtändig und nach § 821 daſelbſt als 
Gericht der Hauptſache das Gericht I. J., und wenn die 
Hauptſache in der Berufungsinſtanz anhängig iſt, das B. G. 
anzuſehen. Nach dieſen klaren Beſtimmungen und mit Rückſicht 
auf die in 8 7 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zur C. P. O. 
vom 24. März 1879 enthaltene Vorſchrift, daß die bei Che⸗ 
ſcheidungsklagen zuläffigen einſtweiligen Verfügungen erft erlaſſen 
werden dürfen, nachdem die Anberaumung des Sühnetermins 


beantragt, oder der Termin zur mündlichen Verhandlung feft- 
geſetzt, oder der in § 5 erwähnte Befehl zur Herſtellung des 
ehelichen Zuſammenlebens erlaſſen iſt, kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Eheſcheidungsprozeß als Hauptſache mit 
dem Verfahren über die Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung 
in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht und ſomit im Streit⸗ 
falle das B. G. allein zur Anordnung der letzteren zuſtändig 
war. Daß aber das vom B. G. erlaſſene Urtheil den in 
§ 507 der C. P. O. gedachten Urtheilen beizuzählen iſt, 
erſcheint gleichfalls unbedenklich, wie ſolches in dem Urtheile 
des R. G. II. C. S., vom 6. Dezember 1881, (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 430) näher dargelegt worden 
iſt. IV. C. S. i. S. Bohm c. Bohm vom 17. Juni 1897, 
Nr. 91/97 IV. N 

18. Nach den §§ 816 und 820 der C. P. O. war, da 
der Werth des Streitgegenſtandes mehr als 300 Mark betrug, 
das Amtsgericht zwar — unter Vorausſetzung der Dringlichkeit 
des Falles — zum Erlaß der einſtweiligen Verfügung, nicht 
aber zu einer Verhandlung über dieſelbe und einer Beweis⸗ 
erhebung zuſtändig. Vielmehr hätte — was nach längerem 
Verfahren ſchließlich auf Antrag der Kl. geſchah — ſogleich den 
letzteren eine Friſt zur Ladung der Bekl. vor das Gericht der 
Hauptſache geſtellt werden müſſen. Das dazwiſchen liegende 
Verfahren war ein ungeſetzliches und hätte vermieden werden 
können, wenn der Antrag auf Erlaß der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung entweder bei dem nach § 816 a. a. O. zuſtändigen 
Gericht der Hauptſache erhoben oder im Sinne des § 820 
durch Darlegung der Dringlichkeit ſubſtantiirt worden wäre. 
Daß andererſeits die Bekl. gegen die von dem Amtsgericht 
ohne Beſtimmung einer Friſt im Sinne des § 820 erlaſſene 
einſtweilige Verfügung beim Amtsgericht unter Ladung der 
Kl. zur mündlichen Verhandlung Widerſpruch erhoben, war 
in der Sachlage begründet, ein Verſehen der Bekl., wie die 
Beſchwerdeführer behaupten, kann darin, daß die Bell. ſtatt 
deſſen nicht ihrerſeits eine Ergänzung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung iu Sinne des § 820 a. a. O. beantragten, nicht ge⸗ 
funden werden. Nicht ganz unbedenklich erſchien die Frage, ob 
nicht über die geſammten durch das Verfahren vor dem Amts- 
gericht entſtandenen Koſten durch die in I. und II. J. ergangenen 
Urtheile rechtskräftig entſchieden iſt, dergeſtalt, daß, wie die 
Beſchwerde behauptet, der angefochtene Beſchluß des O. L. G. 
ſich mit jener Entſcheidung in Widerſpruch ſetze. Es iſt aber 
dieſe Frage verneint worden, weil die Verhandlungen vor dem 
Amtsgericht, um welche es ſich handelt, ganz außerhalb des 
durch die gedachten Urtheile beendeten Verfahrens liegen, für 
welches nur die einſtweilige Verfügung ſelbſt den Aulaß und 
die Grundlage bildet. Mit Recht hat hiernach das O. L. G. 
die für das Verfahren vor dem Amtsgericht liquidirten Anwalts- 
gebühren nur inſoweit für erſtattungsfähig erachtet, als ſie für 
den Antrag auf Erlaß der einſtweiligen Verfügung erwachſen 
ſind. Bezüglich des Anſpruchs auf Erſtattung der von den Kl. 
gezahlten Gerichtskoſten hat das O. L. G. aus den gleichen 
Gründen wie bezüglich der zur Erſtattung liquidirten Anwalts- 
gebühren mit Recht angenommen, daß die Bekl. den Kl. die 
für die Verhandlung und Beweisaufnahme vor dem Amtsgericht 
gezahlten Gerichtskoſten nicht zu erſtatten haben. Inwiefern 
ein Anlaß zur Niederſchlagung dieſer Koſten gemäß § 6 des 
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G. K. G. vorliegt, iſt hier nicht zu erörtern. V. C. S. 
1. S. Sinder und Gen. c. Heermann vom 23. Juni 1897, 
B Nr. 98/97 V. ö 

Zur Konkursordnung. | 

19. Der in den Art. 26 und 29 der W. O. vorgejehene 
Anſpruch auf Sicherſtellung beſteht nun ſo lange, als nicht 
Zahlung gefordert werden darf; ſobald ein Anſpruch auf Be⸗ 
friedigung beſteht, darf nur noch dieſer, nicht auch daneben eine 
beſondere Sicherſtellung verlangt werden. Iſt dies richtig, ſo 
kann ein Wechſelgläubiger, der erſt nach der Fälligkeit des 
Wechſels eine Sicherſtellung erlangte, auch nicht mit Erfolg 
geltend machen, er habe einen Anſpruch darauf gehabt; denn 
in § 23 3.2 der K. K. O. wird, wie allgemein anerkannt 
iſt, ein klagbarer Anſpruch vorausgeſetzt. Die dargelegte Auf⸗ 
faſſung iſt übrigens auch ſchon früher vom VI. C. S. des R. G. 
in einem Urtheil vom 25. November 1886 (Bolze Bd. 3 
Nr. 380) und ebenſo vom 3. Strafſenate in einem Urtheil vom 
28. März 1889 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1889 S. 229 Nr. 16) 
ausgeſprochen worden. II. C. S. i. S. Erb & Schaefer 
c. Adolph Konk. vom 25. Juni 1897, Nr. 119/97 II. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und zur Rechtsanwalts- 
gebührenordnung. 

20. Auf die Berufung der Bekl. iſt am 20. Mai 1896 
ein bedingtes Endurtheil ergangen, in welchem die Koſten des 
Rechtsſtreits für den Fall, daß der klägeriſche Konkursverwalter 
den von ihm erforderten Eid leiſtet, dem Bekl. K. zu %s, der 
beklagten Firma M. & Co. zu ¼8, anderenfalls aber der 
klagenden Konkursmaſſe auferlegt find. Die Revifion der Bekl. 
wurde durch das Urtheil vom 8. Februar 1897 zurückgewieſen. 
In dem Läuterungsurtheil vom 3. April 1897 hat das Kammer- 
gericht darauf nach Ableiſtung des Eides die für dieſen Fall 
beſtimmte Koſtenfolge ausgeſprochen. In der Zwiſchenzeit, und 
zwar am 2. März 1897, iſt auf Grund des § 94! des 
G. K. G. die Koſtenrechnung aufgeſtellt, gegen welche ſich die 
Erinnerung der Firma M. & Co. richtet. Die Erinnerung 
betrifft nicht die Höhe der Anſätze, ſondern die Einforderung 
der Hälfte der fällig gewordenen Koſten von der gedachten 
Firma und ſtützt ſich darauf, daß durch das bedingte Urtheil 
zur Zeit der Einforderung bereits feſtgeſtanden habe, daß die 
Firma M. & Co. in keinem Falle mehr als ein Fünftel der 
Koſten zu tragen habe. Das Kammergericht iſt in dem jetzt 
vom Oberſtaatsanwalt Namens der Staatskaſſe angefochtenen 
Beſchluß vom 14. April 1897 der Erinnerung beigetreten und 
hat angeordnet, daß die bezüglichen Koſten von den beiden 
Bekl. nicht, wie geſchehen, zur Hälfte, ſondern zu / von der 
Firma M. & Co. und zu % vom Kaufmann Carl K. ein⸗ 
zufordern ſind. Die Beſchwerde erſcheint begründet. Das zur 
Zeit der Fälligkeit der Koſten vorliegende bedingte Endurtheil 
enthielt noch keine Entſcheidung im Sinne der §8§ 86, 91 des 
G. K. G. Es waren dadurch den Bekl. die Koſten noch nicht 
endgültig auferlegt, und die Staatskaſſe war noch nicht in der 
Lage, nach Maßgabe jenes Urtheils die Koſten zu erheben, wie 
ſich bezüglich des Bekl. K. von ſelbſt ergiebt. Die Anordnung 
des Kammergerichts kann, inſoweit ſie ſich auf dieſen Bekl. 
bezieht, nur darauf beruhen, daß inzwiſchen das Läuterungs⸗ 
urtheil erlaffen und K. nunmehr endgültig in vier Fünftel der 
Koſten verurtheilt war. Vor Erlaß des Läuterungsurtheils, 


zu der Zeit, wo die Koſten fällig wurden, konnten von K. 
keinesfalls mehr als die halben Koſten nach § 91 des G. K. G. 
erfordert werden. Als Schuldner der anderen Hälfte war daher 
nach eben dieſer Beſtimmung die Firma M. & Co. zu betrachten. 
Die Annahme, daß auf dieſe Bekl. § 91 eit. keine Anwendung 
finde, weil das bedingte Endurtheil habe erſehen laſſen, daß ihr 
im Läuterungsurtheile im ungünſtigen Falle eine geringere 
Quote als die Hälfte der Koſten werde auferlegt werden, 
hat keine geſetzliche Grundlage; ſie würde dahin führen, daß 
ein Theil der nach § 941 des G. K. G. bereits fälligen Koſten 
(drei Zehntel) bis zum Erlaß des Läuterungsurtheils nicht hätte 
eingefordert werden können, was dem Geſetze nicht entſprechen 
würde. VI. C. S. i. S. Kubelka und Gen. c. Graf Reiſchach 
Konk. vom 21. Juni 1897, B Nr. 133/97 VI. 

21. Der zwiſchen den Parteien anhaͤngig geweſene Rechts⸗ 
ſtreit wurde zunächſt als Urkundenprozeß geführt und, nachdem 
Kl. von letzterem Abſtand genommen hatte, im ordentlichen Ver⸗ 
fahren weiter geführt. Im Urkundenprozeßverfahren wurde 
durch Beweisbeſchluß die Abnahme eines Parteieides angeordnet, 
im Termine zur Eidesleiſtung, in dem beide Parteien und ihre 
Prozeß bevollmächtigten erſchienen waren, wurde über die Leiſtung 
des Eides verhandelt, die Leiſtung des Eides unterblieb aber, 
uud es wurde neuer Termin zur Verhandlung angeſetzt. — Im 
ordentlichen Verfahren erging ein Beweisbeſchluß, nach welchem 
Zeugen vernommen werden ſollten. Zwei Zeugen wurden zur 
Vernehmung vor das Prozeßgericht geladen, in dem zur Beweis ⸗ 
aufnahme beſtimmten Termine erklärten indeß die Prozeß- 
bevollmächtigten der Parteien, daß dieſe ſich miteinander ver⸗ 


glichen hätten, daß Kl. die Klage zurücknehme und Bekl. die 


Prozeßkoſten trage. Eine Zeugenvernehmung fand in Folge 
deſſen nicht ſtatt. Demnächſt hat der Kl. an Gebühren u. a. 
liquidirt mit Rückſicht auf die Verhandlung über die Eides⸗ 
leiſtung, die Beweisgebühr und die Gebühr für weitere Ber- 
handlung (im Urkundenprozeß), mit Rückſicht auf die im ordent⸗ 
lichen Verfahren angeordnete Zeugenbeweisaufnahme die Beweis⸗ 
gebühr. Dieſe drei Gebühren hat das L. G. abgeſetzt, das 
Kammergericht aber auf Beſchwerde des Kl. zugebilligt. Die 
jetzt vom Bekl. eingelegte weitere Beſchwerde läßt die Beweis⸗ 
gebühr im Urkundenprozeß gelten, hält aber die Zubilligung 
der beiden anderen Gebühren für ungerechtfertigt, und darin iſt 
ihr beizupflichten. Die Gebühr des § 17 der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte hat zur Vorausſetzung, daß nach erfolgter 
Beweisaufnahme weiter verhandelt iſt, und an dieſer Vor⸗ 
ausſetzung fehlt. es hier, weil der Eid, deſſen Abnahme im 
Urkundenprozeß angeordnet war, weder geleiſtet noch verweigert, 
ſondern nur über die Abnahme verhandelt worden iſt. — Nach 
§ 28 der Gebührenordnung ferner war es zwar an ſich zuläſſig, 
neben der Beweisgebühr im Urkundenprozeß eine Beweisgebühr 
im ordentlichen Verfahren zu berechnen. Der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte des Kl. hat dieſen aber in dem durch die Zeugen⸗ 
ladung begonnenen Zeugenbeweisaufnahmeverfahren nicht ver⸗ 
treten. Die Erklärung, die er gemeinſam mit dem Prozeß⸗ 


bevollmächtigten des Gegners in dem zur Beweisaufnahme be⸗ 


ſtimmten Termin abgegeben hat, und durch welche die Beweis⸗ 
aufnahme überflüſſig wurde, war keine Thätigkeit im Beweis⸗ 
aufnahmeverfahren. I. C. S. i. S. Eiſermann e. Jung vom 
28. Juni 1897, B Nr. 59/97 J. 
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II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

22. Das R. G. hat in dem früheren Reviſionsurtheil die 
gegen die Zuläſſigkeit des Wechſelprozeſſes erhobene Ausſtellung 
mit dem B. R. verworfen, auch die wechſelmäßige Legitimation 
des Kl. für unbedenklich erklärt. Damit ſind dieſe beiden 
Fragen für den jetzigen Rechtszug erledigt. Nach §§ 526, 528 
Abſ. 3 C. P. O. hatte das R. G. in dem früheren Rechtszuge 


über die von Amtswegen zu prüfende, jetzt wiederum beſtrittene 


wechſelrechtliche Legitimation des Kl., ohne deren Vorhandeuſein 
das damals eingelegte Rechtsmittel des Kl. hätte zurückgewieſen 
werden müſſen, zu befinden, obwohl das Kammergericht darüber 
nicht entſchieden hatte. Das R. G. hat die Legitimation bejaht 
und an dieſe Entſcheidung war das Kammergericht gebunden. 
Ein Reviſionsangriff kann deshalb darauf nicht gegründet werden, 
daß das Kammergericht die wechſelrechtliche Legitimation an⸗ 
genommen hat. Bemerkt mag nur werden, daß die wechſel⸗ 
rechtliche Legitimation des Kl. nach Art. 10, 36 der W. O. 
außer Frage iſt, da er im Beſitz des Wechſels mit Vollgiro der 
Ausſtellerin iſt. Das nachfolgende Blankogiro des Kl. kommt, 
da es durchſtrichen, nicht in Betracht. Nach Art. 36 der W. O. 
würde es ſelbſt dann die Legitimation des Kl. nicht beein⸗ 
trächtigen, wenn es undurchſtrichen wäre, und für das Rechts- 
verhältniß des Kl. zum Bekl. als Acceptanten iſt es nach Art. 16 
der W. O. völlig unerheblich, ob er den Wechſel nach Verfall 
oder vor Verfall des nicht proteſtirten Wechſels durch Einlöſung 
oder ohne Einlöſung wiedererworben hat. I. C. S. i. S. 
Lindner o. Samoje vom 14. Juni 1897, Nr. 95/97 J. 

23. Die wechſelrechtliche Legitimation des Kl. iſt außer 
Zweifel. Sie wird hergeſtellt durch den Beſitz des Wechſels 
und die Blankogiros des T. und des Verwalters F. Daß F. 
zur Zeit der Begebung des Wechſels Verwalter der Konkurs- 
maſſe war, iſt unſtreitig, dadurch aber die Frage, ob es zur 
Begründung des Wechſelprozeſſes der Beibringung der urkund⸗ 
lichen Legitimation des F. als Verwalters mit der Klage bedurfte, 
erledigt. § 261 C. P. O.; Entſch. des R. G. Bd. 12 S. 131, 
133, Bd. 13 S. 369, 370, Bd. 30 S. 405, 408. I. C. S. 
i. S. Lindner e. Samoje vom 14. Juni 1897, Nr. 105/97 J. 

24. In der Sache ſelbſt iſt unſtreitig, daß T. den Wechſel 
im Auftrage des Eduard K. gekauft, an Eduard K. gegeben 
hat, und daß der Kl. unter dem Blankoindoſſament als Inkaſſo⸗ 
mandatar des K. klagt. Darnach iſt zwar formell T. Vormann 
des Eduard K. und des Kl., materiellrechtlich aber Eduard K. 
als der direkte Nachmann von S. & Comp, anzuſehen. Da 
der Kl. nur Inkaſſomandatar des K. iſt, kann der Bekl. ihm 
alle Einreden entgegenſetzen, die aus dem Wechſelrecht hervor: 
gehen oder ihm unmittelbar gegen Eduard K. zuſtehen. Art. 82 
der W. O. Und inſoweit Einreden gegen K. aus dem Rechts⸗ 
verhältniß des Bekl. als Acceptanten zu der Firma S. & Comp. 
als Ausſtellerin bezw. deren Konkursmaſſe hergeleitet werden, 
müſſen ſie gegen den Kl. und Eduard K. durchdringen, auch 
wenn nur T. als Beauftragter des K. bei dem Wechſelerwerbe 
ſolche Kenntniß von dieſen Einreden gehabt hat, daß die 
Geltendmachung des Wechſelrechts mit Kenntniß dieſer Einreden 
als Argliſt auf Seiten des T. erſcheint. Denn K. muß ſich 
als Auftraggeber des T. das Wiſſen deſſelben bei dem Wechſel⸗ 
erwerbe als eigenes Wiſſen anrechnen laſſen, ohne daß es darauf 
ankommt, ob T. dem Verwalter F. gegenüber im eigenen 
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Namen oder im Namen des Eduard K. aufgetreten iſt. 
Der Bekl. hat behauptet und unter den Eid geſtellt, daß alle 
Wechſel dem T. unter der von ihm angenommenen Bedingung 
übertragen ſeien, er müſſe ſich alle dem Bekl. gegen S. & Comp. 
zuſtehenden Einreden entgegenſetzen laſſen. Der B. R. hält 
dieſe Behauptung für unerheblich, weil die Abrede offenbar nicht 
den Vortheil des Bekl., ſondern die Sicherung der Maſſe be⸗ 
zweckt habe, und wenn ſie den Vortheil des Bekl. bezweckt habe, 
der Bekl. ihr doch nicht gemäß § 75 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. 
beigetreten ſei. Gegen dieſe Ausführung wendet ſich die Reviſion 
mit Recht. Der Sicherung der Maſſe gegenüber dem T. be⸗ 
durfte es neben der den Regreß gegen die Maſſe ausſchließenden 
Indoſſamentsklauſel nicht. Es konnte ſich nur um die Sicherung 
der Maſſe gegen die mit Recht vorausgeſehenen Anſprüche des 
Bekl. aus der Begebung der Wechſel handeln, und dieſe konnte 
durch die Stipulation erreicht werden, daß der Wechſelerwerber 
ſich alle Einreden gegen die Maſſe gefallen laſſen müſſe. Iſt 
dieſe Stipulation getroffen, ſo hat ſie nicht nur eine Pflicht 
des Wechſelerwerbers dem Verwalter gegenüber, ſondern nach 
Abſicht und Zweck unmittelbar das Recht des Bekl. begründet, 
alle Einreden aus ſeinem Rechtsverhältniß zur Maſſe dem 
Wechſelerwerber entgegenzuſetzen. Selbſt wenn aber gemäß 
§ 75 Thl. J Tit. 5 A. L. R. der Beitritt des Bekl. zu der 
Stipulation für erforderlich erachtet werden müßte, würde dieſer 
Beitritt ganz unbedenklich darin zu finden ſein, daß der Bekl. 
ſich auf die Abrede zu ſeiner Vertheidigung berufen hat. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

25. Der Rkl. greift mit Unrecht die Anſicht des B. G. 
an, daß es dem Acceptanten eines Wechſels nicht zuſtehe, dem 
Indoſſatar gegenüber eine Einrede lediglich daraus zu ent⸗ 
nehmen, daß dieſer bei Erwerb des Wechſels von einer zwiſchen 
dem Ausſteller und dem Acceptanten getroffenen Abrede, wonach 
erſterer verpflichtet war, den Wechſel bei Verfall einzulöſen, 
Kenntniß hatte. Eine derartige Vereinbarung begründet nur 
eine perſönliche Verpflichtung des Ausſtellers gegenüber dem 
Acceptanten, ändert aber an der Wirkſamkeit des Accepts gegen⸗ 
über dritten Erwerbern des Wechſels nichts und erzeugt ins— 
beſondere für den Acceptanten keine Einrede gegenüber dem 
Indoſſatar, auch wenn derſelbe von jener Vereinbarung Kenntniß 
hatte; denn der Erwerb des Wechſels durch den Indoſſatar 
benimmt weder dem Ausſteller die Möglichkeit, feiner perſönlichen 
Verpflichtung nachzukommen, noch ſteht er mit einer Pflicht des 


Indoſſatars gegenüber dem Acceptanten in Widerſpruch, welch 


letzterer vielmehr bei Abgabe des Accepts keinen anderen Zweck 
haben konnte, als den Ausſteller zur Verwerthung des Wechſels 
in den Stand zu ſetzen, wie denn der Kl. auch ſelbſt angiebt, 
daß er dem L. das Accept gegeben habe, damit dieſer ſich Geld 
verſchaffe. Die Rechtſprechung des R. G. ſteht in dieſer Be⸗ 
ziehung mit der des R. O. H. G. im Einklange (Entſch. des 
R. O. H. G. Bd. 7 S. 120, 145; Bd. 10 S. 391; Bd. 13 
S. 257; Bolze, Praxis, Bd. 3 Nr. 545, Bd. 5 Nr. 497, Bd. 18 
Nr. 314). Das B. G. hat daher mit Recht von Erhebung des 
über die Kenntniß des Bekl. in der Berufungsinſtanz an⸗ 
getretenen neuen Beweiſes abgeſehen. II. C. S. i. S. Perſch 
c. Nöcker vom 25. Juni 1897, Nr. 111/97 II. 

26. Das B. G. beurtheilt die Einwendung des Bekl. 
unter einem doppelten Geſichtspunkte, als Einrede aus einem 
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zweiſeitigen Vertrag und als eigentliche Einrede der Argliſt. In 
erſterer Beziehung erwägt daſſelbe: Auf die ſelbſtſtändige Wechſel⸗ 
obligation könne das unterliegende Vertragsverhältniß nur dann 
einen Einfluß haben, wenn ſeine Natur oder Nichterfüllung nach 
dem beſtehenden Rechte die Befugniß gebe, den Wechſel zu 
kondiziren. Allein bei gewöhnlichen zweiſeitigen Verträgen 
beſtehe weder nach gemeinem Recht, noch nach Bayeriſchem 
Landrechte die Befugniß, bei ausbleibender Gegenleiſtung die 
Leiſtung zurückzufordern. Dieſer Satz iſt allerdings, wie die 
Reviſion hervorhebt, für das gemeine Recht und das Wechſel⸗ 
recht (Art. 82) kaum in dieſer Allgemeinheit anzuerkennen; 
denn in Frage kommt doch in erſter Linie, ob nicht der Acceptant 
auf Grund des unterliegenden Vertragsverhältniſſes beim Aus⸗ 
bleiben der Gegenleiſtung dem Kl., dem Nehmer des Wechſels 
und Mitkontrahenten, gegenüber wegen der unterbliebenen Gegen⸗ 
leiſtung die Zahlung zu verweigern berechtigt iſt. VI. C. S. i. S. 
Baumann c. Blum vom 17. Juni 1897, Nr. 44/97 VI. 

27. Begründet wird die Reviſion durch die Ausführungen 
der Rkl. über die Wirkungen des unter den Geſellſchaftern 
C. und B. abgeſchloſſenen Vertrages. Nach § 392 der 
C. P. O. durfte das O. L. G. allerdings annehmen, daß die 
Behauptungen des Kl. über die Beſchaffenheit und den Inhalt 
der von der Bekl. vorzulegenden Urkunde, weil deren Vorlage 
ohne Grund verweigert werde, als bewieſen anzuſehen ſeien. 
Danach ſtand feſt, daß die Forderung des Kl. in der Bilanz 
der früheren Geſellſchaft vom 31. März 1892 als Geſchäfts⸗ 
ſchuld aufgeführt war. Auch ergab ſich daraus, daß der Ge- 
ſellſchaftsvertrag vom 6. Mai 1892 ſich auch auf dieſe Forderung 
beziehe, die Geſellſchafter ſonach unter ſich verpflichtet ſeien, 
die klägeriſche Forderung, auch wenn ſie zuvor lediglich dem 
Theilhaber Borgſen gegenüber begründet war, dennoch als 
Geſellſchaftsſchuld zu behandeln. Aus einer derartigen Verein- 
barung unter den Geſellſchaftern ergab ſich jedoch für 
den von dem O. L. G. unterſtellten Fall, daß an ſich nur eine 
Privatſchuld von Borgſen vorliege, noch kein Recht des Kl., ſich 
nun unmittelbar an die Geſellſchaft zu halten. Ein ſolches 
würde vielmehr nur dann beſtehen, wenn der von den Befell- 
ſchaftern geſchloſſene Vertrag beſtimmt war, dem Kl. als einem 
Dritten Rechte zu verſchaffen und wenn der Kl. dem Vertrage 
mit Bewilligung der Geſellſchafter beigetreten iſt. (§§ 74 und 
75 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R.) In dieſer Beziehung fehlt 
nun in den Entſcheidungsgründen des angefochtenen Urtheils, 
in denen lediglich bemerkt iſt, die Schuld von Borgſen ſei „als 
Geſellſchaftsſchuld konſtituirt“ worden, jede Feſtſtellung. Eine 
ſolche wäre um ſo mehr nothwendig geweſen, als die Zuſendung 
des von dem Kl. angerufenen, übrigens vor Errichtung des 
Geſellſchafts vertrages ergangenen Cirkulares vom 30. April 1892 
von dem Bekl. in der Berufungsinſtanz beſtritten worden war. 
Das R. G. iſt aber nicht in der Lage, ſelbſt eine derartige 
Feſtſtellung zu treffen, da es ſich dabei um thatſächliche Vor⸗ 
gänge handelt. II. C. S. i. S. Claußen u. Borgſen c. Steinborn 
vom 18. Juni 1897, Nr. 112/97 II. 

28. Die Reviſion rügt, daß das Urtheil auf Verletzung 
der Art. 128 und 125 H. G. B. beruhe, weil ein beſtimmter 
Grund, welcher die Auflöſung der Geſellſchaft habe rechtfertigen 
können, nicht nachgewieſen und in den Gründen feſtgeſtellt ſei. 
Dieſe Rüge iſt unzutreffend. Nach Art. 125 kann ein Gefel- 


ſchafter die Auflöſung der Geſellſchaft verlangen, ſofern hierzu 
wichtige Gründe vorhanden ſind. Die Beurtheilung, ob ſolche 
Gründe anzunehmen find, bleibt dem Ermeſſen des Richters 
überlaſſen, ohne daß derſelbe an die einzelnen Auflöſungsgründe, 
welche im Abſ. 3 daſelbſt als beſondere Fälle aufgeführt werden, 
gebunden iſt. Das O. L. G. hat nun einen ſolchen Grund in 
der Anzeige, welche der Bekl. an die Staatsanwaltſchaft 
gegen feine beiden Mitgeſellſchafter erſtattet hat, und in dem 
von ihm während des ganzen Verlaufes der ſtrafrechtlichen 
Unterſuchung beobachteten Verhalten erblickt und zugleich unter 
ausführlicher Begründung dargelegt, daß dieſer Grund, aus 
welchem die Auflöſung der Geſellſchaft von den beiden anderen 
Geſellſchaftern gefordert werden könne, in der Perſon des Bekl. 
liege. Beides beruht auf thatſächlichen Erwägungen, welche 
einen rechtlichen Verſtoß nicht erkennen laſſen und die Anwendung 
des Art. 128 a. a. O. rechtfertigen. II. C. S. i. S. Erhart 
c. Kramer u. Remy vom 22. Juni 1897, Nr. 128/97 II. 

29. Nachdem die Vorinſtanz den Klagantrag auf Ver- 
urtheilung des Bekl. zur Unterlaſſung des Bohrens nach 
Kieſelguhr auf dem von ihm erkauften Lande ſowie den Antrag 
auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung zurückgewieſen hatte, 
will gegenwärtig 1. die Reviſton des Bekl. auch die vom B. R. 
erkannte Verurtheilung des Bekl. zur Unterlaſſung jeden Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs in der Kieſelguhrbranche auf dem erwähnten 
Lande in Wegfall gebracht wiſſen. Dieſes Verlangen erſcheint 
gerechtfertigt. Zwar kann den vom Bekl. zur Begründung des⸗ 
ſelben gegebenen Ausführungen nicht beigetreten werden. Ohne 
Erfolg wendet ſich derſelbe zunächſt gegen die Annahme des 
B. G., daß der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag 
auf Ausſchluß jeden Konkurrenzgeſchäfts, insbeſondere auch 
durch Begründung eines eigenen ſolchen Geſchäfts von Seiten 
des Bekl., gerichtet geweſen und dieſer Zweck in dem Vertrage 
genügend zum Ausdruck gekommen ſei. Dieſe Auslegung ent« 
hält keinen Rechtsverſtoß, entſpricht vielmehr der Regel des 
Art. 278 des H. G. B., wonach der Wille der Parteien zu 
erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks 
zu haften iſt. Dem hiernach anzunehmenden unzweideutigen 
Sinne des fraglichen Vertrages gegenüber kann weder der von 
der Revifton angezogene Satz, daß derartige Konkurrenzklauſeln 
ſtrikt zu interpretiren ſeien, noch das in I. J. behauptete, bei 
den mündlichen Beſprechungen vor Abſchluß des Vertrages 
ſtattgehabte Einverſtändniß der Parteien über die Bedeutung 
der Ausdrücke: „nicht in ein Konkurrenzgeſchäft einzutreten 
reſp. ſich an einem Konkurrenzwerke zu betheiligen“, noch die 
nach dem zweitinſtanzlichen Vorbringen des Bekl. von ihm für 
ſeine Perſon unterhaltene und ausgeſprochene Auffaſſung der 
Tragweite des Vertrages in Betracht kommen; denn nur die 
Behauptung, daß beide Theile ausdrücklich darüber einver⸗ 
ſtanden geweſen ſeien, es ſolle dem Bekl. die Begründung und 
der Betrieb eines eigenen Konkurrenzgeſchäfts geſtattet ſein, 
wäre bei der angegebenen Sachlage von Erheblichkeit geweſen. 
Es kann deshalb auch dem vorigen Richter aus der Nicht⸗ 
erhebung der Beweiſe zu den angegebenen Behauptungen kein 
prozeſſualer Verſtoß zur Laſt gelegt werden. Ebenſo hat der⸗ 
ſelbe die weiteren, auch in jetziger Inſtanz wiederholten Ein⸗ 
wendungen des Bekl., daß das Strafgedinge wegen unzuläſſiger 
Beſchränkung der Erwerbsthätigkeit des Bekl. ungültig, auch 
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mit Rückſicht auf die von der Kl. verſchuldete Auflöſung des 
Dienſtvertrages mit dem Bekl. für dieſen unverbindlich ſei und 
die Kl. äußerſten Falles nur die Konventionalſtrafe einfordern 
könne, mit zutreffender Begründung verworfen. Der Bekl. 
würde daher zur Unterlaſſung jedes Geſchäftsbetriebes in der 
Kieſelguhrbranche zu verurtheilen ſein, ſofern er eine zu dieſem 
Betriebe gehörige Handlung bereits vorgenommen hätte. An 
dieſer Vorausſetzung aber fehlt es hier und deshalb erſcheint 
auch die zweitinſtanzlich ausgeſprochene Verurtheilung unhaltbar. 
Denn die hier in Frage ſtehende Verpflichtung des Bekl. zur 
Unterlaſſung jeden Geſchäftsbetriebs in der Kieſelguhrbranche 
wird erſt durch die Vornahme einer in dieſen Betrieb fallenden 
Handlung verletzt. Eine ſolche Verletzung aber, durch deren 
Eintritt erſt das Klagerecht begründet wird, kann weder in dem 
Ankauf des Landes und in dem Bohren nach Kieſelguhr, alſo 
lediglich vorbereitenden Handlungen, noch in der erklärten 
Abſicht des Bekl., für den Fall der Auffindung von Kieſel⸗ 
guhr ein Konkurrenzgeſchäft zu eröffnen, gefunden werden. Es 
ſteht daher der Kl. zur Zeit ein Klagrecht auf die Unterlaſſung 
des Geſchäftsbetriebes jo wenig zu, wie auf die Konventional⸗ 
ſtrafe, die auch erſt mit dem wirklichen Zuwiderhandeln gegen 
die übernommene (negative) Verbindlichkeit fällig wird. Mit 
vorſtehender Erwägung findet 2. die Anſchlußreviſion der Kl., 
inſoweit ſie Verurtheilung des Bekl. zur Unterlaſſung der 
Bohrungen nach Kieſelguhr erſtrebt, ihre Erledigung. Die 
Kl. hat aber weiter geltend gemacht, daß im Falle der Auf⸗ 
hebung der zweitinſtanzlichen Verurtheilung wenigſtens ihrem 
Antrage auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung ſtattzugeben 
ſei, da alsdann der Grund in Wegfall komme, welcher den 
vorigen Richter zur Zurückweiſung dieſes Antrages beſtimmt 
habe. Nach Lage der Sache erſcheint indeſſen auch der Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung nicht gerechtfertigt. Denn nach 
dem von der Kl. zur Begründung des betreffenden Antrages 
beigebrachten Material läßt ſich nicht beſorgen, daß vom Bekl. 
„durch eine Veränderung des beſtehenden Zuſtandes die Ver⸗ 
wirklichung der Rechte der Kl. vereitelt oder weſentlich erſchwert 
werden könnte“. (§ 814 der C. P. O.) Jedenfalls iſt die 
Kl. durch das jetzige Vorgehen der Bekl., welches ſich überdies 
nur in vorbereitenden, mit dem Betriebe nicht unmittelbar 
zuſammenhängenden Handlungen äußert, nicht gehindert, im 
Fall einer wirklichen Vertragsverletzung ihren Anſpruch auf 
Unterlaſſung ferneren Betriebes des Kieſelguhrgeſchäfts mittels 
geeigneter Zwangsmaßregeln zur Durchführung und Vollſtreckung 
zu bringen. Auch in dieſem Punkte iſt daher die Anſchluß⸗ 
reviſion zurückzuweiſen. III. C. S. i. S. Bünte c. Hannoverſche 
Kieſelguhrwerke vom 18. Juni 1897, Nr. 124/97 III. 

30. Weder dadurch, daß Kl. dem K. den Roggen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, angedient und dem ꝛc. M. angewieſen hat, den⸗ 
ſelben abzugeben, noch durch die Weiſung K.'s an ꝛc. M., den 
Roggen an Bekl. auszuliefern und die Fakturirung des Roggens 
an den Bekl. iſt eine Veränderung in dem Beſitz und Eigen⸗ 
thumsrecht an dem Roggen bewirkt worden. Die ſämmtlichen 
Aufforderungen und Mittheilungen enthalten keinen Traditions⸗ 
akt, dieſelben waren vielmehr nur dazu beſtimmt, die Tradition 
vorzubereiten, Bereitſchaftserklärungen hierzu ſeitens des Kl., 
ſeines Spediteurs und K. s, allein keine Aenderungen im that⸗ 
ſächlichen Beſitzſtand und im Beſitzeswillen. (Goldſchmidt, Hob. 


des Handelsrechts, Bd. I S. 611; Gareis, Handelsrecht, S. 404.) 
Es hat nun allerdings M. in Brake den Roggen in die Säcke 
K.'s gefüllt und in ein für den Bekl. gechartertes Schiff ver⸗ 
laden. Er hatte aber nach der unanfechtbaren thatſächlichen 
Feſtſtellung des B. G. damals keine Kenntniß davon, daß der 
Roggen an den Bekl. verkauft war, nach ſeiner Anſicht war 
vielmehr der Bekl. nur der von K. mit dem Transport beauftragte 
Frachtführer und handelte er (M.) lediglich als Vertreter des 
Kl., indem er für dieſen, als Verſender, die Waare dem von K. 
bezeichneten Frachtführer als Frachtgut ausfolgte. In der Ver⸗ 
ſendung an den Empfänger einer Waare liegt aber ſelbſt dann, 
wenn der Transport durch einen von dem Empfänger bezeichneten 
Frachtführer erfolgt, noch kein Uebergabeakt, denn der Verſender 
verliert dadurch den juriſtiſchen Beſitz nicht, behält vielmehr auch 
nach der Abſendung die Möglichkeit und das Recht, ſeinen 
Beſitzwillen durch Verfügung über die Waare auszuüben. Es 
iſt dies auch für das Handelsrecht dadurch beſtätigt, daß der 
Antrag, eine dem § 128 des Pr. A. L. R. Thl. J Tit. 11 ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung dahin, daß die Abgabe an die vom Ver⸗ 
käufer beſtimmte Perſon als Uebergabe gelten ſolle, in das 
H. G. B. aufzunehmen, abgelehnt wurde (j. Goldſchmidt, Handels⸗ 
recht, S. 621). Dies ſchließt allerdings nicht aus, daß aus 
den begleitenden Umſtänden bei der Verſendung hervorgehen 
kann, daß der Verſender den Willen hat, die Verſendung für 
den Empfänger vorzunehmen, allein eine ſolche Abſicht des für 
den Kl. handelnden Spediteurs M. iſt im vorliegenden Fall 
völlig ausgeſchloſſen. III. C. S. i. S. Meyer c. Suhren vom 
28. Mai 1897, Nr. 23/97 III. 

31. Differenzgeſchäft. Es iſt richtig, daß das B. G. 
u. A. erwägt, daß Kl. B. für den Bekl. lediglich als Ein- 
kaufs⸗ und Verkaufskommiſſionär thätig geweſen ſei, direkte 
Kaufgeſchäfte zwiſchen den Parteien hiernach nicht vorgekommen 
wären, und daß bei ſolchen direkten Käufen unter Umſtänden 
leichter auf ein nicht ernſtliches Geſchäft zu ſchließen ſein möchte, 
als bei der bloßen Kommiſſion. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob dieſe Erwägung als zutreffend anzuerkennen wäre, und davon 
abgeſehen werden, daß der Kl. nach ſeiner eigenen Darſtellung 
je als Selbſtkontrahent eingetreten iſt. Denn das B. G. 
prüft die zur Begründung des Spieleinwandes und vom Kl. 
dagegen vorgebrachten Umſtände in der Folge auch ſelbſtſtändig 
von dem Geſichtspunkte aus, daß die Kauf- und Verkaufs⸗ 
geſchäfte direkt zwiſchen den Parteien geſchloſſen worden, und es 
gelangt hierbei in Würdigung jener Umſtände zu der Ueber⸗ 
zeugung, daß die Behauptung des Bekl., die Parteien hätten 
lediglich Differenzſpielgeſchäfte beabſichtigt und gemacht, nicht 
nur nicht erwieſen, ſondern widerlegt ſei. Deshalb verwirft es 
die Eidesdelationen nach $ 411 C. P. O. Nicht richtig iſt, 
daß das B. G. die Eidesdelationen lediglich auf Grund feiner 
Würdigung der über die zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Geſchäfte aufgenommenen Urkunden zurückweiſt, wiewohl auch 
der Inhalt dieſer Urkunden zu der Zurückweiſung hingereicht 
hätte. Denn das B. G. legt mit Recht Gewicht darauf, daß in 
mehreren dieſer Urkunden geſagt iſt, Bekl. habe die gehandelten 
Papiere zu übernehmen, und in den über die einzelnen 
Engagements ausgeſtellten Schlußnoten iſt über der Unter⸗ 
ſchrift des Bekl. ausdrücklich bemerkt: „Geſchloſſen nach der 
Uſance der hieſigen Börſe. Ich verpflichte mich, die Stücke am 
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Lieferungstage gegen baar und effektiv zu übernehmen, und anerkenne 
ausdrücklich, daß ein ſogenanntes reines Differenzgeſchaͤft mit obigem 
Kaufe von mir weder beabſichtigt, noch geſchloſſen wird.“ Bekl. hat 
nun zwar behauptet, dieſe Effektivklauſel ſei nur zum Schein bei⸗ 
gefügt, ohne indeſſen zu erklären, zu welchem Zwecke dies ge⸗ 
ſchehen ſein ſollte. Er hat eben die erwähnten Eide zugeſchoben. 
Das B. G. erwägt demgegenüber aber weiter, daß Bekl. zu 
verſchiedenen Malen zu Zeiten, die nicht mit den ultimo — Stich⸗ 
tagen zuſammengefallen, aus den Engagements von dem Kl. 
bedeutende Summen baar erhalten, vor allem aber, daß er 
wiederholt vom Kl. gekaufte Papiere effektiv erhielt und abnahm 
beziehungsweiſe effektiv an. Kl. Papiere verkaufte und lieferte. 
Aus allen dieſen Gründen zuſammen erachtet das B. G. den 
Einwand des Spieles für widerlegt und es iſt hiernach der 
Vorwurf, das B. G. habe überſehen, daß die Eidesdelation 
über außerhalb der Urkunde liegende Behauptungen geſchehen 
ſei, nicht begründet. Mit Recht geht das B. G. überdies davon 
aus, daß es der Behauptung, das Differenzfpiel ſei verabredet 
worden, an der nöthigen thatſächlichen Begründung fehle, daß 
das Schwergewicht der Behauptungen des Bekl. in der angeb- 
lichen Uebung, wonach immer nur die Differenzen ausgeglichen 
worden ſeien, liege, daß aber gerade dieſe Uebung nach dem 
Beweisergebniſſe nicht beſtanden habe. VI. C. S. i. S. 
Baumann c. Blum vom 17. Juni 1897, Nr. 44/97 VI. 
32. Das B. G. geht davon aus, daß es bei dem Auftrag 
zum Ankauf der Aktien des Lindenbauvereins nicht auf eine 
dauernde Kapitalsanlage für den Kl., ſondern auf ein 
Spekulationsgeſchäft abgeſehen war. Gefolgert wird dies in 
ſchlüſſiger Weiſe insbeſondere daraus, daß auch die Papiere, 
die der Kl. vorher beſaß und verkaufen ließ, zu den Spekulations⸗ 
papieren gehörten, daß ihm die Aktien zum Ankauf mit dem 
Bemerken empfohlen worden ſind, daß er daran etwas verdienen 
könne, ſowie daraus, daß der Kl. ſelbſt, wie feine Bemerkung: 
‚mit den Lindenbauaktien ſei es eine faule Sache“ zeige, ſehr 
vohl gewußt habe, daß die Aktien ſich zu einer dauernden 
tapitaldanlage nicht eigneten. Der Revifion iſt allerdings zu- 
ugeben, daß ein Kommiſſionär ſich auch durch den Rath zu 
inem Spekulationsgeſchäft verantwortlich machen kann, und, 
die das B. G. feſtſtellt, hat der Bekl., nachdem er zunächſt die 
lktien des Lindenbauvereins als Papiere, an denen Kl. etwas 
erdienen könne, bezeichnet und ein Steigen des Kurſes auf 
0 Prozent in Ausſicht geſtellt hatte, auf die bereits erwähnte 
zemerkung des Kl. erwidert, daß, ſowiel er wiſſe, die Lage des 
zauvereins beſſer ſei, die Prozeſſe günſtiger ſtänden, die Ver⸗ 
achtungen in die Höhe gingen, und deshalb ein größerer 
ertrag zu erwarten ſei. Es fehlt jedoch, wie das B. G. hervor⸗ 
bt, an dem Nachweis dafür, daß der Bekl. ſich durch dieſe, 
brigens ſehr unbeſtimmten, Aeußerungen wiſſentlich oder auch 
ur verſeheutlich mit der Wahrheit in Widerſpruch geſetzt hat, 
un ſelbſtverſtändlich folgt dies noch nicht daraus, daß die 
isgeſprochenen Erwartungen ſich hinterher als verfehlte herans- 
ſlellt haben. Damit fällt aber der erhobene Anſpruch. Die 
einung, der Reviſion, daß es Sache des Bekl. geweſen ſei, 
huwegen feiner Empfehlung zu exkulpiren, kann nicht für 
treffend erachtet werden. Richtig iſt nur, daß in Vertrags- 
rhältniſſen der Schuldner nach eingetretener Unmöglichkeit 
r Leiſtung, F zu der er ſich verpflichtet hatte, das 


Erfüllungsintereſſe zu leiſten hat, ſofern er nicht ſeinerſeits dar⸗ 
thut, daß die Unmöglichkeit durch einen von ihm nicht zu ver⸗ 
tretenden Umſtand herbeigeführt iſt. Darum handelt es ſich 
aber hier nicht. Die Leiſtung, zu der ſich der Bekl. verpflichtet 
hatte, beſtand in der Ausführung des angenommenen Auf⸗ 
trages, in dem Erwerb und der Ablieferung der fraglichen 
Aktien. Dieſe Leiſtung hat der Bekl., abgeſehen von der gegen⸗ 
wärtig nicht in Betracht kommenden Aktie Nr. 30, beſchafft, 
und das Intereſſe, worauf die Klage geht, iſt kein Erfüllungs⸗ 
intereſſe. Der Kl. beanſprucht vielmehr den Erſatz desjenigen 
Schadens, der ihm dadurch erwachſen iſt, daß er den Auftrag 
zum Ankauf der Aktien ertheilt hat, und dieſer Anſpruch iſt 
nur dann begründet, wenn die Auftragsertheilung durch 
ſchuldhaftes Verhalten des Bekl. veranlaßt worden iſt. (Vergl. 
Seufferts Archiv Bd. 29 Nr. 177; R. G.⸗Entſch. Bd. 19 
Nr. 19.) I. C. S. i. S. Hupe c. Fraenkel vom 16. Juni 1897, 
Nr. 58/97 J. 

III. Das Gemeine Recht. 

33. Fehlt es an dem Willen, den Beſitz zu übertragen 
auf Seiten des Tradenten, ſo wird, wie das B. G. ohne 
Rechtsirrthum ausgeführt hat, (I. 55 D. de O. et A. 44, 7, 
Dernburg, Pand., Bd. 1 §S 213 Nr. 1, Windſcheid, Pand., Bd. I 
§ 171 in.) die Tradition nicht bewirkt. III. C. S. i. ©. 
Meyer 6. Suhren vom 28. Mai 1897, Nr. 23/97 III. 

34. Der Kl. hat als dolo desinens possidere den vollen 
Werth des Roggens ohne Rückſicht auf die Zeit der Entäußerung 
ſeinerſeits zu erſetzen. Eine Eindeckungspflicht beſteht für den 
ſein Eigenthum herausverlangenden Eigenthuͤmer nicht. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

35. Unbedenklich zutreffend iſt die Annahme, daß ein 
Irrthum über die Perſon des Hauptſchuldners als ein weſent⸗ 
licher Irrthum zu erachten iſt. IV. C. S. i. S. Lehmann 
c. Brumhard vom 3. Juni 1897, Nr. 433/96 IV. 

36. Kl. haben ihren Anſpruch, ihre Preisforderung, 
von Anfang an lediglich auf die Beſtimmung des Vertrages 
vom 21. Februar 1894 d. h. auf die hierdurch begründete ver⸗ 
tragliche Verpflichtung des Bekl. ihnen die Befugniß zur Ver⸗ 
wendung der Materialien zu verſchaffen, und auf die Nicht- 
erfüllung dieſer Verpflichtung geſtützt. Mit der Preis forderung 
verlangten ſie angemeſſene Vergütung für das Material und 
ihre darauf verwendete Arbeit und glaubten ſolche Vergütung 
in einer dem Werthe der Sache entſprechenden Summe zu er- 
halten. Das B. G. geht mit Recht von dieſer Klagebegründung 
aus und erblickt in dem Vertrage einen ſolchen, durch den Bekl. 
den Kl. die Handlung eines Dritten, nämlich die Gewährung 
der unentgeltlichen Verwendung der Materialien durch den Eigen⸗ 
thümer, verſprochen hat im Sinne des § 40 Thl. Tit. 5 des A. L. R. 
Hiergegen vermag die Reviſion nichts einzuwenden. Hieraus ergiebt 
ſich mit Nothwendigkeit, daß in Anſehung der Folgen der Nicht- 
erfüllung dieſes Vertrages nur die geſetzlichen Beſtimmungen 
über dieſe Folgen bei Verträgen überhaupt bezw. bei dem 
konkreten Vertrage maßgebend ſind. Dieſe Beſtimmungen führen 
dazu, daß den Kl. der aus der Nichterfüllung der Vertrags ⸗ 
verpflichtung entſtandene Schaden und Nichts weiteres zu er⸗ 
ſetzen tft (§ 43 cit.). Dieſer Schaden beſteht aber lediglich in 
dem von den Kl. den Max J. für die Gewährung der Be⸗ 


fugniß zur Verwendung der Materialien gegebenen Aequivalent 
d. h. dem Kaufpreiſe für dieſelben. Daneben können Kl. nicht 
auch eine Vergütung für ihre auf dieſe Materialien ver⸗ 
wendete Arbeit verlangen, weil ſie die gleiche Arbeit, auch wenn 
Bekl. ihnen die Materialien verſchafft hätte, auf ihre Koſten 
d. h. um die Pauſchalſumme hätten leiſten müſſen. Von An⸗ 
wendung der Grundſätze „von nützlichen Verwendungen“ 
(5§ 262 ff. Thl. I Tit. 13 des A. L. R.) kaun, wenn, wir 
hier, die Klage auf vertragliche Verpflichtungen des Bekl. und 
deren Nichterfüllung geſtützt iſt, nicht die Rede ſein; entſcheidend 
ſind ſolchenfalls allein die Vorſchriften des Geſetzes über die 
Folgen der Nichterfüllung des Vertrages. VI. C. S. i. S. 
Glieſche e. Arnheim vom 24. Juni 1897, Nr. 63/97 VI. 

37. Es kann ſich fragen, ob das B. G. die Vorſchriften 


des A. L. R. über Schadenserſatz verletzt hat. Daſſelbe führt 


in dieſer Beziehung aus, daß derjenige, welcher wahre That⸗ 
ſachen an die Oeffentlichkeit bringt, dle den Kredit eines Anderen 
zu untergraben und ihn zu ſchädigen geeignet ſind, zum Schadens⸗ 
erſatze verpflichtet iſt, wenn er dies unbefugt thut und ohne 
hierzu durch das Verhalten des anderen Theiles herausgefordert 
zu ſein. Dem Mitbekl. K. ſeien jedoch in einem vom Kl. ver- 
öffentlichten Inſerate mit der Ueberſchrift „Wehe dem, der lügt“ 
ſehr ſchwere Vorwürfe gemacht. Angeſichts derſelben erſcheine 
es nicht ungerechtfertigt, vielmehr als Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen, wenn K. ſeinerſeits geſchäftliche Blößen des Kl. 
rückſichtslos aufgedeckt habe, und ſei dies ſelbſt dann an⸗ 
zunehmen, wenn K. zuerſt durch eine gegen den Kl. gerichtete 
Veröffentlichung den Streit der Parteien in die Oeffentlichkeit 
getragen habe. Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrthum 
nicht erkennen. Nach den SS 8 ff. des A. L. R. Thl. I Tit. 6 
iſt nur derjenige zum Schadenserſatze verpflichtet, welcher einen 
Anderen ohne Recht kränkt, alſo widerrechtlich handelt. Eine 
widerrechtliche Handlung liegt aber nicht vor, wenn Jemand, 
der öffentlich durch die Zeitungen angegriffen wird, zu ſeiner 
Vertheidigung, alſo zur Wahrnehmung eines berechtigten 
Intereſſes, ebenfalls durch Zeitungen Thatſachen verbreitet, die 
wahr find, wenn dieſelben auch zugleich geeignet ſind, den 
Gegner in der Achtung Anderer herabzuſetzen und ihn zu 
ſchädigen. Dies iſt auch anerkannt in dem Deutſchen Straf⸗ 
geſetzbuche. Denn § 193 in Verbindung mit § 186 deſſelben 
beſtimmt, daß Aeußerungen, welche zur Wahrnehmung berech⸗ 
tigter Intereſſen gemacht werden, ſelbſt wenn die Wahrheit der 
behaupteten Thatſachen nicht erwieſen wird, nur dann ſtrafbar 
ſind, wenn das Vorhandenſein einer Beleidigung aus der Form 
der Aeußerung oder aus den Umſtänden, unter welchen ſie ge⸗ 
ſchah, hervorgeht. Iſt dies nicht der Fall, ſo fehlt eben bei 
einer zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemachten 
Kundgebung das zur Strafbarkeit erforderliche Moment der 
Rechtswidrigkeit. Das neue B. G. B., welches im § 824 die 
Verpflichtung zum Schadenserſatze bei Verbreitung unwahrer 
Thatſachen ausſpricht, läßt denn auch dieſe Verpflichtung nicht 
eintreten, wenn der Verbreiter oder der Empfänger der Mit- 
theilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hatte. VI. C. S. i. S. 
Lindner c. Kohn von 17. Juni 1897, Nr. 50/97 VI. 

38. Das B. G. hält zunächſt dafür, daß ein auf Schadens⸗ 
verhütungen abzielendes Polizeigeſetz (§ 26 A. L. R. Thl. I 
Tit. 6), gegen welches verſtoßen ſein könnte, nicht beſtehe und 
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führt aus, daß insbeſondere in der Verordnung der Königlichen 
Regierung zu Magdeburg vom 30. Januar 1847 ein ſolches 
Polizeigeſetz nicht zu finden ſei. Hiergegen walten gegründete 
Bedenken ob. Zwar iſt der Reviſton darin nicht beizuſtimmen, 
daß ſchon der § 4 der Wegeordnung für die Provinz Sachſen 
vom 11. Juli 1891 (Geſetzſammlung S. 316) ein auf Schadens- 
verhütungen abzielendes Polizeigeſetz enthalte. Derſelbe beſtimmt, 
welche Verpflichtungen die Wegebaulaſt in ſich begreife, und 
rechnet dazu unter Anderm die dem Verkehrsbedürfniß ent- 
ſprechende Unterhaltung, Verbreiterung und Verbeſſerung der 
Wege, ſowie die Beſeitigung von Verkehrshinderniſſen. Es kann 
auch nicht zweifelhaft ſein, daß zu den Verkehrsbedürfniſſen auch 
die Gefahrloſigkeit der Wege gehört. Allein das Geſetz enthält 
ſich jeder näheren Beſtimmung darüber, was unter dem Ver⸗ 
kehrsbedürfniß zu verſtehen ſei, indem es in dieſer Beziehung 
den örtlichen Polizeiverordnungen und den für den einzelnen 
Fall zu erlaſſenden Anordnungen der Polizei Spielraum läßt. 
Es ſchreibt den Wegebaupflichtigen keine beſtimmte Handlungs⸗ 
weiſe vor, ſondern normirt nur den Inhalt ihrer Verpflichtung 
nach allgemeinen Geſichtspunkten. Von dem in dieſer Beziehung 
von dem R. G. im Urtheil vom 21. Dezember 1881 (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 6 S. 62), ſowie im Urtheil vom 2. Mai 
1881 (Preußiſches Juſtizminiſterialblatt von 1882 S. 384) 
aufgeſtellten Grundſatze iſt ſpäter nicht abgegangen worden, 
insbeſondere nicht, wie die Reviſion meint, im Urtheil vom 
7. Februar 1889 (Entſch. in Civilſachen Bd. 23 S. 34). Es 
iſt nur dem Mißverſtändniß entgegengetreten worden, daß die 
Vorſchrift des Geſetzes, um als ein auf Schadensverhütungen 
abzielendes Polizeigeſetz im Sinne des § 26 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 6 zu gelten, eine derartig beſtimmte Handlung oder 
Unterlaſſung gebieten müſſe, daß jede eigene Prüfung des 
Handelnden ausgeſchloſſen und entbehrlich ſei (vergl. Urtheil oom 
3. Juni 1893, abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 
1893, S. 432). Dabei kommt es weſentlich auf den Stand⸗ 
punkt an, den das Geſetz ſelbſt einnimmt. Geſetze, welche bei 
Strafe die Beobachtung der „erforderlichen“ Sicherungsmaß⸗ 
regeln (wie beiſpielsweiſe 88 366°, 36714 des Strafgeſetz⸗ 
buchs) oder die „gehörige“ Befeſtigung von Gegenſtänden 
($ 3665 daſelbſt) für gewiſſe Fälle vorſchreiben, oder die Auf⸗ 
ſtellung von Hinderniſſen des freien Verkehrs auf öffentlichen 
Wegen verbieten (§ 366° daſelbſt), ſind Polizeigeſetze, die auf 
Schadensverhütungen abzielen, indem ſie davon ausgehen, daß 
Jedermann bei pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit erkennen kann, 
welche Maßregeln in den bezeichneten Fällen erforderlich ſeien, 
was eine „gehörige“ Befeſtigung, und was ein den freien Ver⸗ 
kehr gefährdendes Hinderniß ſei. Es hat in allen dieſen und 
vielen anderen Geſetzen dem Handelnden, wenngleich er ſein 
eigenes Ermeſſen anzuwenden hat, doch nach der Abſicht des 
Geſetzes eine genügend beſtimmte Handlungsweiſe zur Pflicht 
gemacht werden ſollen. Dies trifft aber bei dem § 4 der 
Wegeordnung vom 11. Juli 1891 nicht zu. Indeſſen findet 
dieſe Beſtimmung in der angegebenen Richtung ihre Ergänzung 
in der Regierungsverordnung vom 30. Januar 1847, die all⸗ 
gemein (und nicht blos für die damals gerade herzuſtellenden 
oder zu verbeſſernden Wege) vorſchreibt, daß die Wege zu allen 
Tages- und Jahreszeiten mit gewöhnlichem Laſtfuhrwerk ohne 
Gefahr paſſirbar ſein müſſen, und im Weiteren ganz beſtimmte 
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geln aufſtellt, wie danach die Wege beſchaffen fein müſſen. 
eſe Vorſchriften ermangeln nicht, wie das B. G. meint, der 
ügenden Beſtimmtheit, um als ein Polizeigeſetz zur Verhütung 
ı Schäden gelten zu können, und wenn auch in der Ver⸗ 
nung nur die allmähliche Verſetzung der Wege in den vor- 
chriebenen Zuſtand in Ausſicht genommen war, ſo erſcheint 
doch jetzt neben dem § 4 der Wegeordnung als die das Ver⸗ 
ten des Wegebaupflichtigen zum Zwecke der dort im All⸗ 
einen geforderten Verkehrsſicherheit näher beſtimmende und 
er ſchlechthin zu beobachtende Polizeivorſchrift. VI. C. S. 


5. Preuß c. Dorfgemeinde Walsleben vom 17. Juni 1897, 


49/97 VI. | 
39. Die Gründe der angefochtenen Entfcheidung find nicht 
enkenfrei, betreffend die Beurtheilung der Klage, ſoweit in 
elben die Schadenserſatzpflicht des Bekl. in Gemäßheit des 
6 Thl. I Tit. 6 A. L. R. aus Uebertretungen des weiteren 
halts des citirten $ 2 und aus ſolchen des § 7 derſelben 
izeiverordnung abgeleitet wird. Bezüglich der am erſteren 
e gegebenen Vorſchrift, wonach der Vorſteher der Fähre zu 
rleuten nur ſolche Perſonen annehmen darf, welche ſich über 
moraliſche Führung durch ein behördliches Zeugniß aus⸗ 
en, führt das B. G. mit Rückſicht darauf, daß es an dieſem 
weiſe bezüglich der hier in Frage ſtehenden Fährknechte K. 
J. gemangelt hat, aus, es ſei abgeſehen davon, daß die 
tertheilung eines ſolchen Zeugniſſes nicht etwa auf ein be 
ches Manko der gedachten Perſonen zurückgeführt zu werden 
che, ſehr fraglich, ob die in Rede ſtehende Vorſchrift ſich 
ein auf Schadensverhütung abzielendes Polizeigeſetz, wie 
dem in Bezug genommenen § 26 Thl. 1 Tit. 6 A. L. R. 
derlich, darſtelle, und jedenfalls müſſe verneint werden, daß 
Nichtbeachtung der Beſtimmung in einem urſächlichen Zu- 
ienhange zum Unglücksfalle ſtehe. Dieſe Begründung iſt 
sreichend, einmal, da es an einem beſtimmten Ausſpruche, 
s fih in Rückſicht auf die fragliche Anordnung um ein 
eigeſetz der erwähnten Art handelt, fehlt, ferner, da, wenn 
Frage zu bejahen, und demgemäß nach dem citirten § 26 
Schaden, der durch die Außerachtſetzung der Vorſchrift be— 
ſein konnte, als dadurch bewirkt anzuſehen und dem 
digen anzurechnen iſt, von dieſer Anrechnung nicht, wie 
hen, unter bloßer Hinſtellung des Satzes, daß der Kaufal- 
menhang ausgeſchloſſen, Abſtand genommen werden konnte, 
ehr ſolches nur dann geſchehen durfte, wenn der Richter 
Würdigung der konkreten thatſächlichen Verhältniſſe jene 
miion durch den dahin als erbracht angenommenen Gegen— 
für entkräftet erachtete, daß die Beobachtung des Polizei- 
s den Schaden nicht verhindert haben würde. Was die 
tretung des § 7 der erwähnten Polizeiverordnung betrifft, 
r lautet: „Bei Nachtzeiten müſſen alle Fähren mit einer, 
e Fahrzeuge aber nach Befinden der Ortspolizeibehörde 
wei Laternen zum Gebrauch beim Anlanden und Eins 
lusſteigen der Ueberſetzenden verſehen fein,“ fo hat die 
ſtanz die Anwendung dieſer Vorſchrift auf den vorliegenden 
bei dem es ſich um das Einſteigen auf die nur mit einer 
e erleuchtete Fähre des Bekl. bei Nachtzeit gehandelt hat, 
it, weil weder behauptet, noch weniger aber für feſtgeſtellt 
ichten ſei, daß die Fähre als ein größeres Fahrzeug an⸗ 
hen werden müſſe, oder die Aubringung zweier Laternen 


auf dieſer Fähre behördlicherſeits angeordnet worden. Hierbei 
iſt nicht gewürdigt das dahin gehende Klagvorbringen, daß ent⸗ 
gegen der Konzeſſionsurkunde die Ponte zur Zeit des 
Unglücksfalls nur mit einer Laterne beleuchtet geweſen, womit 
doch die Behauptung als aufgeſtellt zu erachten, daß es ſich 
hier um ein größeres Fahrzeug handle, bezüglich deſſen die An⸗ 
ordnung des Gebrauchs zweier Laternen getroffen. Das Gericht 
hätte daher in eine Würdigung dieſes Vorbringens unter Auf- 
forderung der Kl., zu beantragen, daß die fragliche Konzeſſions- 
urkunde herbeigeſchafft werde, eintreten müſſen. Endlich iſt auch 
noch für erheblich zu erachten die von der Kl. mit der Reviſion 
aufgeſtellte Rüge, wonach die Klagebehauptungen überſehen, welche 


auf ein eigenes, auch abgeſehen von dem Zuſtandekommen eines 


Transportvertrages in Betracht kommendes Verſehen des Bekl. 
hinweiſen. Es iſt nämlich ausweislich des in dem Berufungs- 
erkenntniſſe in Bezug genommenen Thatbeſtandes des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urtheils klägeriſcherſeits vorgetragen, daß eine der An- 
legeketten des Fährſchiffs entzwei geweſen, daß eine Barriere 
gefehlt, und daß die Landungsbrücke zu weit in das Waſſer 
hineingeragt habe, ſo daß ſie niedriger als das Fährſchiff ge⸗ 
weſen ſei, und der Verunglückte deshalb nach oben habe ſpringen 
müſſen. Dieſes Vorbringen, durch welches doch dem Bekl. ſelbſt 
ein den von ihm ausgehenden Fährbetrieb betreffendes, und von 
demſelben nach den allgemeinen Vorſchriften des 6. Titels, 
1. Theils des Landrechts zu verantwortendes Verſehen zur 
Laſt gelegt wird, das, wie zweifellos zugleich hat behauptet 
werden ſollen, für den eingetretenen Unglücksfall kauſal geweſen, 
hat eine Würdigung in der angefochtenen Entſcheidung nicht 
gefunden. VI. C. S. i. S. Tielmann c. Schulte⸗Ebberg vom 
14. Juni 1897, Nr. 65/97 VI. 

40. Nach der feſtſtehenden Judikatur des R. G. ſteht den 
Eigenthümern bebauter Grundſtücke ein Recht auf ungehinderte 
Kommunikation mit der vorüberführenden Straße dann zu, wenn 
die Bebauung an einer ſtädtiſchen oder Dorfſtraße erfolgt tft; 
dagegen beſteht ein ſolcher Rechtsanſpruch nicht, wenn ſich die 
Bebauung auf Grundſtücken vollzogen hat, die an einer Land⸗ 
und Heerſtraße oder Chauſſee belegen ſind. Der Unterſchied 
gründet ſich darauf, daß nur ſtädtiſche und Dorfſtraßen dazu 
beſtimmt ſind, dem inneren Verkehr der Ortſchaft und dem 


Anbau der Anlieger zu dienen, während Landſtraßen und 


Chauſſeen den Verkehr von Ort zu Ort — den durchgehenden 
Verkehr — vermitteln ſollen, dieſe alſo beſtimmungsmäßig nicht 


dazu da ſind, zum Anbau der Anlieger benutzt zu werden (vergl. 


hierüber Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 7 S. 213; Bd. 24 
S. 248; Bd. 25 S. 245 und Gruchot's Beiträge Bd. 25 
S. 1049; Bd. 26 S. 714; Bd. 36 S. 384). Der vor⸗ 
liegende Fall hat nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen das 
Eigenthümliche, daß diejenige Strecke des Weges, an welcher 
die Grundſtücke der Kl. belegen ſind, erſt durch eine allmählich 
fortſchreitende Bebauung zur Dorfſtraße geworden iſt, nachdem 
fie bereits zur Chauſſee ausgebaut war. Für einen ſolchen Fall 
hat das R. G. bereits in dem Urtheil vom 30. November 1887 
(Gruchot's Beiträge Bd. 32 S. 699 und Preuß. Verwaltungsbl. 
Jahrgang IX S. 159) darauf hingewieſen, daß diejenigen, die 
ihre Grundſtuͤcke an einer derartigen Straße mit Gebäuden be 
ſetzen, nicht ohne weiteres dieſelbe Rechtslage für ſich in Anſpruch 
nehmen können, wie wenn ſie ſich an einer erſt ſpäter zur 
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Chauſſee umgewandelten Dorfſtraße angebaut hätten. Denn ſie 
müſſen, wie dort hervorgehoben worden iſt, vorausſehen, daß 
über kurz oder lang durch das Intereſſe, welchem die Chauſſee 
in erſter Linie zu dienen beſtimmt iſt, eine Aenderung oder ein 
Aufhören des zugleich dem ſpeziellen Dorfverkehr zur Zeit ge- 
währten Vortheils geboten ſein kann. Aus dieſem Grunde hat 
das R. G. den Eigenthümern ſolcher Grundſtücke einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch abgeſprochen, wenn ſpäter die Chauſſee ver- 
ändert, tiefer oder höher gelegt, oder ſonſt wie die bisherige 
Kommunikation mit dem Grundſtücke unterbrochen worden iſt. 
Dieſer Grund muß für die Entſcheidung des vorliegenden Falles 
auch den Kl. gegenüber durchgreifen. Denn es ſteht feſt, daß 


die Chauſſee vor ihren Grundſtücken derartig verändert worden 


iſt, daß die zu dieſen führenden Uebergänge in ihrer gegen- 
wärtigen Beſchaffenheit jedenfalls nicht verbleiben können. Dieſe 
Uebergänge ſind angelegt worden auf Grund von Verträgen, in 
denen ſich die Bekl. das Recht gewahrt hat, die Erlaubniß zu 
ihrer Anlegung zu widerrufen, und nach welchen die Kl. ver⸗ 
pflichtet ſind, die Uebergänge zu beſeitigen, ſobald ein Widerruf 
erfolgt. Wenn nun die Bekl. mit Rückſicht auf die Veränderungen, 
die mit der Chauſſee vorgenommen worden ſind, von dieſem 
vertragsmäßigen Recht Gebrauch macht, ſo kann ihr nicht, wie 
dies der I. R. thut, entgegen gehalten werden, daß ſie dolos 
verfahre. Denn ſelbſt wenn man mit dem L. G. aus dem 
Umſtande, daß die fragliche Chauſſeeſtrecke ſpäter durch fort⸗ 
ſchreitende Bebauung den Charakter einer Dorfſtraße angenommen 
hat, rechtlich folgern wollte, daß die Anlieger den Anſchluß für 
ihre bebauten Grundſtücke nunmehr als ein ihnen zuſtehendes 
Recht in Anſpruch nehmen könnten, jo würde dies der Geltend- 
machung des der Bekl. vertragsmäßig zugeſicherten Rechts unter 
den obwaltenden Umſtänden nicht entgegenſtehen. Ob ſich die 
Kl. auf das ihnen angeblich zuſtehende und aus dem nun⸗ 
mehrigen Charakter des Weges als Dorfſtraße hergeleitete Recht 
berufen könnten, wenn mit der Chauſſee keine die fraglichen 
Uebergänge beeinfluſſende Veränderung vorgenommen wäre, kann, 
da dieſer Fall nicht vorliegt, unerörtert bleiben. V. C. S. i. S. 
Tappert und Gen. c. Provinz Schleſien vom 16. Juni 1897, 
Nr. 1/97 V. 

41. Die Begründung des B. R. läßt erkennen, daß das 


B. G. in Bezug auf Form und Umfang der Rechnungslegung 


die durch die Praxis feſtgeſtellten Grundſätze vor Augen gehabt 
hat. Dieſe Grundſätze gehen dahin, daß die Rechnung überhaupt, 
um ihrem Zwecke zu entſprechen, eine ſachlich erſchöpfende und 
formell überſichtliche Darſtellung der geführten Verwaltung geben 
muß, während im Einzelnen die Art und das Maß dieſer Dar⸗ 
ſtellung, wie das Erforderniß der Beibringung von Belägen von 
den Umſtänden abhängig zu machen iſt (vergl. Striethorſt 
Archiv, Bd. 80 S. 271, Entſch. des R. O. H. G. Bd. 19 
S. 344, Urtheil des R. G. vom 8. April 1893 bei Gruchot 
Bd. 37 S. 1039). IV. C. S. i. S. Bredow c. Bredow vom 
17. Juni 1897, Nr. 447/96 IV. 

V. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Abloöͤſegeſetzen. 

42. Der dritte Abſatz des § 74 des Geſetzes vom 2. März 
1851 lautet: „Regulirungsfähig ſind hiernach nicht die ohne 
Begründung oder Fortſetzung eines gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniffes durch Vertrag in Zeitpacht gegebenen Stellen“. 


Mit dem Schluſſe aus dem Gegenſatze ergiebt ſich, daß die 
unter Begründung oder Fortſetzung eines gutsherrlich⸗ 


bäuerlichen Verhältniſſes in Zeitpacht gegebenen Stellen regu⸗ 


lirungsfähig ſind, vorausgeſetzt, was aus dem erſten Abſatz des 
§ 74 hinzuzufügen iſt, daß im Fall der Beſitzerledigung nach 
Geſetz oder Herkommen ihre Wiederbeſetzung mit einem Wirthe 
erfolgte. Dieſe ſogenannten laſſitiſchen Zeitpachtverhältniffe, bei 
denen in einzelnen Punkten ſich mit dem Zeitpachtverhältniß 
ein gutsherrlich⸗ bäuerliches Verhältniß miſcht, hatten ſich in 
Preußen hauptſächlich ſeit dem zweiten Jahrzehnt dieſes Sahr- 
hunderts in engem Zuſammenhang mit der damaligen zum 
Theil rückläufigen Agrargeſetzgebung entwickelt. Daß das Geſetz 
vom 2. März 1850 im § 74 gerade dieſe Verhältniſſe mit 
treffen wollte, erhellt mit Sicherheit ſowohl aus dem mitgetheilten 
Wortlaut des § 74 Abſ. 3, als auch aus den Motiven und 
Landtagsberathungen zu dieſer Beſtimmung. Das frühere 
Reviſionskollegium für Landeskulturſachen wie auch das frühere 
Obertribunal haben daher auch ſtetig die Regulirungsfähigkeit 
der in einem ſolchen laſſitiſchen Zeitpachtverhältniß ſtehenden 
Stellen anerkannt (vergl. u. A. Zeitſchrift für Landeskulturgeſetz⸗ 
gebung Bd. 5 S. 176, Bd. 6 S. 177). V. C. S. i. S. 
Domainenfiskus o. Dober vom 22. Mai 1897, Nr. 395/96 V. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

43. Den erhobenen Anſpruch auf Rückerſtattung der von 
ihnen eingezogenen Reparaturkoſten gründen die Kl. auf die in 


der Erbverſchreibung vom 7. Juli 1878, einem privatrechtlichen 


Vertrage, zwiſchen ihnen und ihrem Gegenkontrahenten, dem 
Fiskus, getroffene Vereinbarung über die Abhaltung der Deich⸗ 
laſten. Der Streit betrifft demnach nicht eine öffentlich recht⸗ 
liche Verpflichtung und läßt die im Deichgeſetz vom 28. Januar 
1848 und im § 96 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 
1883 den Verwaltungsbehörden beigelegte Befugniß zur Ai 
ordnung von Deicharbeiten unberührt. Eine Beſtimmung, 
wonach für Streitigkeiten über die privatrechtliche Verpflichtung 
zur Erſtattung ausgelegter Deichkoſten der Rechtsweg ausge⸗ 
geſchloſſen wäre, iſt weder in jenen Geſetzen noch ſonſtwo ge 
troffen. Mit Recht iſt deshalb von den Vorinſtanzen der Rechts- 
weg in dieſer Sache für zuläſſig erklärt worden. V. C. S. 
i. S. Fiskus c. Schallhorn und Fenner vom 16. Juni 1897, 
Nr. 5/97 V. 
Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

44. Der B. R. bemerkt, daß ein Anſpruch auf Schaden⸗ 
erſatz, wenn die Beſchädigungen ſchon bei Anſtellung des Vor⸗ 
prozeſſes vorhanden geweſen wären, ausgeſchloſſen ſein würde, 
da dann die Vorſchrift des $ 151 des Allgemeinen Berggeſetzes 
Platz griffe. Wenn hiermit ein ſelbſtſtändiger Entſcheidungs⸗ 
grund gegeben fein ſollte, fo würde er der Begründung entbehren, 
wie fie $ 259 der C. P. O. vorausſetzt. Zur Anwendung des 
§ 151 des Allgemeinen Berggeſetzes genügt es nicht, daß ſeit 
Entſtehung der Schäden drei Jahre verfloſſen ſeien, ſondern es 
bedarf der Feſtſtellung, der Kl. ſei mindeſtens drei Jahre vor 
Erhebung der Klage von dem Daſein und dem Urheber des 
Schadens unterrichtet geweſen, im vorliegenden Falle alſo, er 
habe ſchon damals davon Kenntniß gehabt, daß die unbebauten 
Flächen ſeines Grundſtücks in Folge der durch den Bergbau 
der Bekl. hervorgerufenen Bodenbewegungen ihre Bauplatz⸗ 
eigenſchaft verloren hätten und dadurch entwerthet worden ſeien. 
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Schade liegt hier nicht in der Lockerung des Grund und 
s an ſich, ſondern in dem Verluſt der Bebauungsfähigkeit; 
Urtheil des R. G. vom 23. November 1886 (Daubenſpeck, 
htliche Entſcheidungen S. 245). Nur die Kenntniß hier⸗ 
inn daher über den Beginn der Verjährung entſcheiden. 

S. i. S. Froning c. Ver. Bickefeld Tiefbau vom 

ini 1897, Nr. 10/97 V. 

5. Der Kl. iſt, ſoweit die Grenzen ſeines Ritterguts 
auf beiden Ufern Anlieger des Roßbachs, eines Privat- 
Das Eigenthum an einem ſolchen gebührt, abgeſehen 

n fi aus der Natur des Gewäſſers und den geſetzlichen 

iften ergebenden Einſchränkungen, den anliegenden Ufer⸗ 

, und der Kl. iſt daher als Anlieger des Roßbachs 
alle Eingriffe Dritter in dies Eigenthum mit der 


iſchen Klage zurückzuweiſen. Ein Eingriff in das Eigen⸗ 


liegt nicht bloß dann vor, wenn der Dritte ſchädliche 
nzen, die geeignet find, die Benutzung des Waſſers zu 
„dem Fluſſe zuführt, ſondern auch wenn die Zuleitung 
is Maß des Regelmäßigen und Gemeinüblichen überfteigt. 
allgemeinen Rechtsregel unterliegt auch der Bergwerks⸗ 
der die erſchrotenen Grubenwaſſer in einen Privatfluß 
Allerdings darf der Grundeigenthümer vom Bergwerks⸗ 
nicht Maßregeln verlangen, die zur Einſtellung des 
s führen müßten; aber der Bergwerksbeſitzer, den hierfür 
eislaſt trifft, kann ſich hierauf erſt dann berufen, wenn 
Nittel erſchöpft hat, die geeignet ſind, den Eingriff in 
jenthum des Uferbeſitzers zu verhüten. Dies find bei 
nigung des Waſſers in erſter Reihe Klaärvorrichtungen 
liche Anlagen und wenn dieſe verſagen, Enteignung des 
83. Iſt der Eingriff in das Eigenthum das Produkt 
itung mehrerer Zechen, ſo können die einzelnen Bekl. 
oriſche Klage des Uferbeſitzers nicht durch den Einwand 
abwenden, daß die Zuleitung des Einzelnen nicht für 
1, ſondern nur in Verbindung mit anderen Zuleitungen 
wirke. Von dieſen Grundſätzen, an denen das R. G. 
mäßiger Rechtſprechung bisher feſtgehalten hat, geht 
B. R. aus. Die von der Gewerkſchaft Siebenplaneten 
erhobenen Ausſtellungen bieten keinen Anlaß von 
rigen Praxis abzugehen. Im Weſentlichen ſind es die 
ngen von Achenbach (das gem. Deutſche Bergrecht I 
.) und von Strohn (Braſſerts Zeitſchr. Bd. 7 S. 109), 
zegründung der Revifion wiederholt werden. Sie find 
rtheilen vom 21. April 1880 und vom 2. Juni 1886 
n Civilſachen Bd. 2 S. 208 und Bd. 16 S. 178) 
widerlegt worden. Wenn die Reviſion dagegen geltend 
iß die Ableitung der Grubenwaſſer von dem Betriebe 
verks unzertrenntlich ſei, und der Grundeigenthümer 
n Einſchränkung verlangen dürfe, ſondern ſich mit 
hädigung begnügen müffe: fo verkennt fie die rechtliche 
des § 54. Allgem. Berggeſetzes, der dem Bergwerks⸗ 
ht das Recht giebt, unmittelbar in fremdes Eigenthum, 
in das Oberflächeneigenthum, einzugreifen. Um einen 
ı das Oberflächeneigenthum aber handelt es ſich, wenn 
berksbeſitzer in einer das Maß des Gemeinüblichen 
den Weiſe die erſchrotenen Waſſer in einen Privatfluß 
erdings entſteht, wie die Reviſton richtig ausführt, 
Rechtsſtörung ſich nicht auf andere Weiſe beſeitigen 


läßt, ein Konflikt zwiſchen den Rechten des Bergwerksbeſitzers 
und denen des Grundeigenthümers; aber der Konflikt wird durch 
das Geſetz nicht dadurch gelöſt, daß der Grundeigenthümer ſich 
in allen Fällen mit einer Entſchaͤdigung zu begnügen hätte, 
ſondern dadurch, daß dem Bergwerksbeſitzer das Recht beigelegt 
iſt, die Abtretung des beanſpruchten Waſſerlaufs im Wege der 
Enteignung zu verlangen (§ 135 Allgem. Berggeſetzes). V. C. S. 
i. S. Weſtph. Grubenverein u. Gen. c. v. Sydow vom 19. Juni 
1897, Nr. 415/96 v. 

46. Der $ 196 des Allgem. Berggeſetzes iſt vom B. R. nicht 
verletzt worden. Danach ſteht die polizeiliche Aufſicht über den 
Betrieb den Bergbehörden zu; aber wie in dem Erkenntniß des 
Kompetenzgerichtshofes vom 12. November 1881 (Stölzel, 
Rechtſprechung des Gerichtshofs zur Entſch. der Kompetenz⸗ 
konflikte S. 498) zutreffend ausgeführt iſt, handelt es ſich bei 
Klagen vorliegender Art lediglich um Privatrechte, für die das 
Gericht zuſtändig iſt, und daraus folgt, daß das Gericht auch 
die Frage zu beantworten hat, ob ein Eingriff in das Eigen⸗ 
thum vorliege, und wie die Rechtsſtörung zu beſeitigen ſei. Ob 
die Bergbehörde zur Wahrung des öffentlichen Intereſſes davon 
abweichende Anordnungen treffen darf, iſt hier nicht zu erörtern, 
da nach dieſer Richtung hin Einwendungen nicht erhoben ſind. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zu den Geſetzen über Grundbuch und Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. | 

47. Die Reviſion iſt begründet. Der Klageantrag iſt 
darauf gerichtet, daß die beklagten Eheleute Friedrich H. und 
Ernſt H. ſich die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
Matzſtubbern Nr. 28, als deſſen Eigenthümer auf Grund der 
geſchehenen Auflaſſung Ernſt H. im Grundbuche eingetragen 
iſt, wegen einer rechtskräftigen Forderung der Kl. an die Ehe⸗ 
leute Friedrich H. gefallen laſſen ſollen. Nach der Feſtſtellung 
des O. L. G. haben die Kl. dieſen Antrag in der Weiſe be- 
gründet, daß ſie behaupteten, die Bekl. hätten durch bewußtes 
gemeinſchaftliches Handeln bewirkt, daß als Eigenthümer dieſes 
Grundſtücks, obwohl daſſelbe Friedrich H. mit ſeinen Mitteln 
für ſich erworben habe und wie ein Eigenthümer benutze, Ernſt H. 
im Grundbuche zu dem Zwecke als Eigenthümer eingetragen 
ſei, um es den Gläubigern des zahlungsunfähigen Friedrich H. 
zu entziehen. Das O. L. G. ſieht in dieſer Handlungsweiſe 
der Bekl. einen die Kl. direkt ſchädigenden Betrug und erachtet 
die letzteren für berechtigt zu verlangen, daß ihnen gegenüber der 
durch den Betrug geſchaffene, der Wahrheit nicht entſprechende 
formelle Rechtszuſtand nicht berückſichtigt, vielmehr an⸗ 
genommen werde, daß der den wirklichen Verhältniſſen ent- 
ſprechende Erfolg eingetreten, das Grundſtück alſo Eigenthum 
der ſchuldneriſchen Eheleute Friedrich H. geworden ſei. Dieſer 
Ausführung kann jedoch nicht beigetreten werden; ſie verletzt 
den § 1 E. E. G. vom 3. Mat 1872 ſowie die 88 10 und 
70 Thl. I Tit. 6, § 52 Thl. I Tit. 4 und § 71 Thl 1 
Tit. 11 des A. L. R. Das Grundſtück Matzſtubbern 28 iſt 
durch die Auflaſſung Seitens der Eheleute R., der früher ein 
getragenen Eigenthümer und durch die dementſprechende Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch Eigenthum des Ernſt H., es kann 
daher an ſich kein Exekutionsobjekt für die Kl., die Gläubiger 
des Friedrich H., bilden. Da das Grundſtück vor der 

fraglichen Rechtshandlung niemals dem Friedrich H. gehört hat, 
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alfo auch durch dieſelbe nicht aus deſſen Vermögen heraus- 
gekommen ſein kann, iſt die Anwendung des A. G. vom 
21. Juli 1879 ausgeſchloſſen. Das Klagebegehren würde daher 
nur daun zuläſſig ſein, wenn die Kl. auf anderem Wege die 
Auflaſſung und Eintragung auf Ernſt H. mit der Wirkung 
anfechten könnten, daß rechtlich nicht Ernſt, ſondern Friedrich H. 
als Eigenthümer des Grundſtücks zu gelten hätte. In dieſer 
Hinſicht kann der vom O. L. G. als erwieſen erachtete Betrug 
der beiden Bekl. von zwei Geſichtspunkten aus in Betracht 
gezogen werden, einmal aus dem Geſichtspunkte einer un- 
erlaubten Hand lung und ſodann aus dem Geſichtspunkte 
der Simulation. Wäre die Handlungsweiſe der Bekl. — 
was dahin geſtellt bleiben kann — als eine unerlaubte Handlung 
im Sinne des A. L. R. Thl. I Tit. 6 aufzufaſſen, jo wären fie 
zwar verpflichtet, die dadurch beſchädigten Kl. ſchadlos zu halten, 
letztere auch nach $ 79 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. berechtigt 
zu verlangen, daß Alles wieder in den Zuſtand geſetzt werde, 
welcher vor Abſchluß des ſie ſchädigenden betrügeriſchen Abkommens 
vorhanden war, vorausgeſetzt, daß hierdurch der ihnen ver⸗ 
urſachte Schaden ganz oder theilweiſe beſeitigt würde. Ein 
ſolches Verlangen der Kl. könnte aber im vorliegenden Falle 
doch nicht zur Zuſprechung der Klage führen. Denn der frühere 
Zuſtand beſtand darin, daß die Eheleute R. Eigenthümer 
von Matzſtubbern waren, deſſen Wiederherſtellung würde alſo nur 
dahin führen, dieſe wieder zu Eigenthümern des Grundſtücks 
zu machen. Ganz abgeſehen davon, ob dieſes ohne Zuziehung 
der Eheleute R. möglich wäre, würden aber dann die Kl. nicht 
das Recht haben, ſich für ihre Forderung an dem Grundſtücke 
zu erholen, da ſie nicht Gläubiger der Eheleute R. ſind. Zu 
einem gleichen Reſultate gelangt man, wenn man die Grundſätze 
über Scheingeſchäfte zur Anwendung bringt. Mit Recht 
hebt der Rkl. hervor, daß eine Simulation außerhalb des 
Kaufvertrages und der Auflaſſung zwiſchen den Eheleuten R. 
und dem Friedrich H. als Bevollmächtigten ſeines Bruders Ernſt, 
nämlich eine nur zwiſchen den Brüdern getroffene Abrede, daß 
das Grundſtück dem Friedrich H. gehören ſolle, bei der von 
den Eheleuten R. auf Ernſt H. bewilligten Auflaſſung und 
dem entſprechenden Eintragung im Grundbuche Dritten gegen⸗ 
über in Betreff des Eigenthums an dem Grundſtücke bedeutungs⸗ 
los fein würde. Dritten, alſo auch den Klägern, gegen- 
über würde nur Ernſt H. Eigenthümer fein. ($ 1 des E. E. G. 
vom 5. Mai 1872.) Daß die Verkäufer R. ſich an der 
Simulation betheiligt haben, daß alſo auch ſie nur zum Schein 
an Ernſt H. verkauft und aufgelafien, dagegen in Wirklichkeit 
das Grundſtück an Friedrich H. verkaufen wollten und auch 
verkauft haben, ergiebt ſich aus den vom O. L. G. getroffenen 
Feſtſtellungen nicht. Könnte aber auch eine ſolche Feſtſtellung 
noch erfolgen, ſo würde ſie doch nur das rechtliche Reſultat 
haben, daß die Auflaſſung an Ernſt H. und deſſen Eigenthums⸗ 
eintragung nichtig wäre, daß alſo die Eheleute R. wieder 
Eigenthümer von Matzſtubbern wären; nicht aber würde ſich 
daraus das Eigenthum des Friedrich H. an dem Grundſtück 
ergeben. Denn wenn auch nach § 52 Thl. I Tit. 4 und 
88 70, seg. Thl. I Tit. 11 des A. L. R. die zum Scheine 
abgeſchloſſenen Geſchäfte nichtig ſind, dagegen die verſteckt 
gewollten Geſchäfte gelten, ſo ſetzt doch letzteres voraus, daß die 
gewollten verſteckten Geſchäfte form giltig abgeſchloſſen ſind 
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(§ 71 Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R.). Die Form für die 
freiwillige Eigenthumsübertragung von Grundſtücken bildet aber 
die Auflaſſung, fie gehört nothwendig zu dem Kaufvertrage. 
Im vorliegenden Falle lautet aber die Auflaſſung auf Ernſt H. 
und nicht auf Friedrich H., die nur gewollte Eigenthums⸗ 
übertragung auf letzteren könnte daher für dritte Perſonen keine 
Bedeutung haben. II. C. S. i. S. Hafermann ». Schlepps 
vom 15. Juni 1897, Nr. 93/97 II. 

48. Der B. R. hat die Beſtimmung des § 206 Abſ. 2 
des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 13. Juli 1883 zu Gunſten 
des Kl. für anwendbar erachtet und daher die Klage für be⸗ 
gründet erklärt. Dem in dieſer Inſtanz wiederholten Einwande 
des Bekl., daß die Vorausſetzung der Widerſpruchsklage aus 
§ 206 Abſ. 2 a. a. O. die Fortdauer der Realberechtigung des 
die Veräußerung hindernden Rechtes bis zur Fällung des Urtheils 
bilde und daß Kl. daher, da ſchon im Laufe der I. J. ſein 
Realrecht gelöſcht ſei, nur noch auf den Erlös (aus dem dem⸗ 
nächſtigen Verkaufe der Beleuchtungsanlage) Rechte geltend 


machen könne, iſt der B. R. mit der Erwägung entgegen ⸗ 


getreten, daß trotz der Löſchung des klägeriſchen Hypothekenrechts 
Kl. ſo lange Realberechtigter im Sinne des § 206 a. a. O. 
bleibe, als noch ein Theil der Immobiliarmaſſe vorhanden ſei, 
was hier der Fall ſei, da die Beleuchtungsanlage einen noch 
übrigen Theil der Immobiliarmaſſe darſtelle. Dem iſt lediglich 
beizutreten. Es gilt, wie der B. R. zutreffend darlegt und 
nachweiſt, in einem Falle der vorliegenden Art auch für das 
heutige Recht, was das Obertribunal in der von dem B. R. 
angezogenen Entſcheidung (Striethorſt Bd. 2 S. 57 ff. und 
Entſch. Bd. 21 S. 433 ff.) für das damalige Recht anerkannt 
hat, daß nämlich die geſchehene Löſchung lediglich das Hypo- 
thekenrecht an dem verſteigerten Grundſtück betrifft und daß 
durch dieſe Löſchung nicht auch das Pfandrecht des Hypotheken⸗ 
gläubigers an den auf dem verſteigerten Grundſtück vorhandenen, 
aber von dem Verkaufe ausgeſchloſſenen Gegenſtänden, die 
bisher ein Zubehör des Grundſtücks gebildet hatten und daher 
dem Pfandrecht des Hypothekengläubigers unterworfen waren, 
mit zum Untergange gebracht wird. Insbeſondere iſt es zu- 
treffend, wenn hierbei der B. R. die Erhebung der Widerſpruchs⸗ 
klage aus § 206 Abſ. 2 a. a. O. der Beſchlagnahme des 
8 1s deſſelben Geſetzes in ihrer Wirkung gleichſtellt. Die 
Reviſionsbeſchwerde ruht alſo auf einem unrichtigen Grunde, 
wenn ſie behauptet, das Realrecht des Kl. an der Beleuchtungs⸗ 
anlage ſei gelöſcht. Es beſteht noch. V. C. S. i. S. Tenner 
c. Metzing vom 1. Mai 1897, Nr. 370/96 V. 

49. Rkl. macht geltend, von einer Anwendung des 9206 
Abſ. 2 des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes könne nicht weiter die 
Rede ſein, da, nachdem das Grundſtück für ſich allein ohne die 
Beleuchtungsanlage verkauft ſei, der Zweck der im 8 206 Abſ. 2 
getroffenen Beſtimmung nicht mehr erreicht werden könne; denn 
dieſer Zweck gehe dahin, daß das bewegliche Zubehörſtück zu⸗ 
ſammen mit dem Grundſtück zur Veräußerung gelange, was 
hier jetzt nicht mehr geſchehen könne. Dieſer Gedankengang 
hat etwas Beſtechendes. Namentlich ſpricht für ihn folgende 
Erwägung. Das vor dem Pfändungspfandrecht begründete 
Hypothekenrecht kann auch im Falle der Mobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Zubehör des Grundſtücks gemäß 
8 710 der C. P. O. mit voller Rechtswirkung gegen den nad» 


ſtehenden Pfändungspfandgläubiger zur Geltung gebracht werden. 
Ein ſolcher Hypothekengläubiger gewinnt alſo dadurch, daß er 
durch Geltendmachung des § 206 Abſ. 2 das Zubehörſtück bei 
der Immobiliarmaſſe feſthält, dem nachſtehenden Pfändungs⸗ 
pfandgläubiger gegenüber materiell nicht mehr Rechte, als er 
dieſem gegenüber auch im Falle der Zulaſſung der Mobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung ſchon hat. Der Unterſchied für ſolchen 
Hypothekengläubiger zwiſchen dem Fall, daß das Zubehörſtück 
im Wege der Mobiliarzwangsvollſtreckung für ſich allein und 
demnächſt auch das Grundſtück für ſich allein im Wege der 
Zwangsverſteigerung veräußert wird, und dem anderen Fall, 
daß Beides miteinander im Wege der Immobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung verkauft wird, iſt demnach im Weſentlichen ein 
wirthſchaftlicher. Die gemeinſame Verwerthung wird häufig 
mehr erbringen als die getrennte. Verfolgt man dieſe Er⸗ 
wägung weiter dahin, daß die Beſtimmung im § 206 Abſ. 2 
demnach nur die beſſere Verwerthung des Pfandgrundſtücks und 
des Zubehörs durch gemeinſamen Verkauf im Auge habe, ſo 
liegt es nahe, mit dem Rkl. anzunehmen, daß, da dieſer Zweck 
der gemeinſamen Veräußerung beider jetzt ſich nicht mehr ver- 
wirklichen läßt, nun auch die Beſtimmung im § 206 Abſ. 2 
nicht mehr zur Anwendung gebracht werden könne. Das könnte 
vielleicht zur Abweiſung der aus § 206 Abſ. 2 erhobenen 
Klage, wenn auch unter Belaſtung des Bekl. mit den Koſten, 
führen und es würde dem Kl. dann nur übrig bleiben, den 
Weg der Klage aus §S 710 der C. P. O. zu beſchreiten. Schon 
dieſes Ergebniß muß indeſſen gegen ſeine Richtigkeit erhebliche 
Zweifel wecken. Auf Antrag des Bekl. iſt die Beleuchtungs- 
anlage bei dem Verkaufe des Grundſtücks ausgeſchloſſen worden 
und es erſcheint äußerſt bedenklich anzunehmen, der Bekl. könne 
der bei ihrer Anſtellung wohl begründeten Klage aus § 206 
nachträglich auf dieſem Wege die Spitze bieten und ihre Ab- 
weiſung herbeiführen. Es würde das für den Kl. um ſo miß⸗ 
licher ſein, als er die günſtige Rechtsſtellung, die er in dieſem 
Rechtsſtreite dadurch erlangt hat, daß die Zubehöreigenſchaft der 
Beleuchtungsanlage feſtgeſtellt iſt, wieder verlieren und hierüber 
in dem neuen Rechtsgange event. von Neuem ſtreiten müßte. 
Der Standpunkt der Reviſion iſt denn in der That auch bei 
veiterer Erwägung nicht haltbar. Zunächſt iſt der Umſtand, 
ruf den mit Recht der Rbkl. hingewieſen hat, von Bedeutung, 
aß bei der Mobiliarzwangsvollſtreckung für den Erfolg der 
klage aus § 710 der C. P. O. nur das Alter und die zeitliche 
Reihenfolge des Hypothekenrechts und des Pfändungspfandrechts 
n Betracht kommt, während bei der Klage aus § 206 Abſ. 2 
hne Rückſicht hierauf das Hypothekenrecht als ſolches dem 
bfändungspfandrecht gegenübertritt und den Vorrang vor dieſem 
enießt. Ferner iſt in Rückſicht zu ziehen, daß der Hypotheken- 
läubiger bei Anſtellung der Klage aus § 206 Abſ. 2 nicht 
ur im eigenen Intereſſe, fondern auch zugleich im Intereſſe 
er anderen Realgläubiger des Grundſtückes handelt. Schon 
us dieſen beiden Momenten ergiebt ſich, daß der Zweck des 
206 Abſ. 2 nicht ausſchließlich darin gelegen ſein kann, 
ie gemeinſame Verwerthung von Grundſtück und Zubehör an 
Stelle der getrennten zu ſetzen, ſondern daß er allgemein dahin 
erichtet iſt, die Mobiliarzwangsvollſtreckung in das Zubehör zu 
erhindern. Entſcheidend aber fällt ins Gewicht, daß die 
zründe für die Beſtimmung im § 206 Abſ. 2, mögen fie im 
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letzten Ende ſein, welche ſie wollen, — die Motive des Geſetz⸗ 
entwurfes geben darüber keine alle Zweifel ausſchließende Auf⸗ 
klärung, — jedenfalls nicht dazu führen können, jene Be⸗ 
ſtimmung anders als nach ihrem klaren deutlichen Wortlaute 
auszulegen. Danach hat jeder Realberechtigte das Recht, einer 
Mobiliarzwangsvollſtreckung in Zubehörungen des Grundſtückes 
zu widerſprechen, was zur Folge hat, daß das betreffende Zu— 
behörſtück bei der Immobiliarmaſſe verbleibt, bezw. daß für 
daſſelbe nur die Immobiliarzwangsvollſtreckung Platz greift, 
und daß die Mobiliarzwangsvollſtreckung in Bezug darauf nicht 
weiter zur Durchführung gelangen kann. Daß die das Wider⸗ 


ſpruchsrecht des Kl. bedingende Realberechtigung noch beſteht, 


iſt bereits oben erörtert worden, und daß hier auch noch ein 
Theil der Immobiliarmaſſe, eben in Geſtalt der fraglichen An⸗ 
lage, vorhanden iſt, hat der B. R. gleichfalls mit Recht an⸗ 
genommen. Da es ſich hier um ein bewegliches Zubehörſtüͤck 
handelt, ſo kann deſſen Veräußerung ſelbſtverſtändlich nur in 
den Formen und nach den Vorſchriften der Mobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung erfolgen; vergl. Striethorſt Archiv Bd. 2 S. 60; 
von Anwendung der Beſtimmungen über das geringſte Ge— 
bot u. ſ. w. kann keine Rede ſein. Im Weiteren aber iſt be⸗ 
züglich deſſelben das Immobiliarzwangsvollſtreckungsverfahren 
fortzuſetzen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

VI. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

50. Die Schadenserſatzpflicht des Kl. wegen der angeb⸗ 
lichen Verſeuchung der Rindviehſtälle ift, ſofern letztere bewieſen 
wird, an ſich begründet, da der Verpächter gemäß Art. 17212 
des c. c. den Pächter für den Verluſt aus allen Fehlern und 
Mängeln der verpachteten Gegenſtände, welche deren Gebrauch 
verhindern, aufkommen muß. Es fragt ſich daher, ob die An- 
nahme des B. R., daß die Bekl. den ihnen aus dieſer Ver⸗ 
ſeuchung entſtandenen Schaden lediglich durch eigenes Verſchulden 
für. die Zeit nach dem 22. Februar 1889 veranlaßt haben, an» 
fechtbar iſt. In dieſer Beziehung hat nun das O. L. G. auf 
Grund der eigenen Erklärung der Bekl. zunächſt feſtgeſtellt, 
daß dieſelben bei Schluß des zweiten Pachtjahres 
gewußt haben, jedenfalls wiſſen konnten, daß das von ihnen 
behauptete Nichtträchtigwerden und Verkalben ihrer in den 
Ställen des Pachtgutes untergebrachten Kühe ſeine Urſache in 
einer Verſeuchung der Ställe habe, daß ſie aber erſt im Jahre 
1892 (genauer iſt das Datum nicht feſtgeſtellt) dem Kl. hier- 
von Anzeige gemacht und vorher bei demſelben nur allgemeine 
Klagen über häufiges Verkalben der Kühe vorgebracht haben, 
ohne dabei die vermuthliche Urſache anzugeben. Es hat in der 
Unterlaſſung dieſer Anzeige eine Verletzung der den Bekl. 
als Pächter gemäß Art. 1728 des c. c. obliegenden Vertrags- 
pflicht, das Pachtgut als guter Hausvater zu gebrauchen, ge⸗ 
funden und hieraus gefolgert, daß die Bekl. den ihnen in der 
Zeit vom 22. Februar 1889 bis in das Jahr 1892 hinein 
entſtandenen Schaden ſelbſt verurſacht hätten und den Kl. nicht 
dafür verantwortlich machen könnten. Wenn nun auch dem 
O. L. G. darin beigetreten werden kann, daß aus der Ver⸗ 
pflichtung des Pächters, das Pachtgut, welches ſeiner Obhut 


anvertraut iſt, als guter Hausvater zu gebrauchen, und aus 


dem gegenſeitigen, auf bona fide beruhenden Verhältniſſe 
zwiſchen Verpächter und Pächter zu entnehmen iſt, daß die Bekl. 
verpflichtet waren, ſobald ſie Grund hatten anzunehmen, daß die 
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Rindviehſtälle verſeucht ſeien, hiervon dem Kl. Mittheilung zu 
machen, und daß die Unterlaſſung dieſer Anzeige eine Verletzung 
der Vertragspflicht der Bekl. enthält, ſo folgt doch hieraus noch 
nicht ohne Weiteres, daß der durch die Seuche den Bekl. in der 
gedachten Zeit entſtandene Schaden eine Folge der unterlaſſenen 
Anzeige und ſomit von den Bekl. ſelbſt verſchuldet iſt. Es 
war vielmehr noch zu prüfen, ob der Schaden überhaupt ab⸗ 
wendbar war und nach erfolgter Anzeige ſofort vom 22. Fe⸗ 
bruar 1889 ab, oder von wann ſpäter ab, hätte beſeitigt 
werden können und auch ſicherlich beſeitigt worden wäre. Denn 
wäre dieſes nicht der Fall geweſen, ſo würde auch eine recht⸗ 
zeitige Anzeige der Verſeuchung den Eintritt des Schadens nicht 
verhindert bezw. die Verhinderung weiter hinausgeſchoben haben. 
Die in dieſer Richtung in dem angegriffenen Urtheile getroffene 
Feſtſtellung, daß die Möglichkeit einer alsbaldigen Abhülfe, 
ſei es ſelbſt durch Neubauten und zwiſchenzeitliche proviſoriſche 
Bauten, nach allgemeinen Erfahrungsgrundſätzen nicht bezweifelt 
werden könne, genügt nicht, um jene Bedenken auszuräumen, 
und unterliegt daher dieſer Theil des Urtheils Mangels ge- 
nügender Begründung der Aufhebung. Für die Zeit nach 
der im Jahre 1892 erfolgten Anzeige der Verſeuchung der 
Stallungen hat das O. L. G. den Schadenserſatzanſpruch der 
Bekl. aus zwei Gründen abgewieſen, 1. weil durch die Säumniß 
der Bekl. und durch den Mangel eines energiſchen ſachdienlichen 
Einſchreitens die Verſeuchung ſich auf das erheblichſte ver⸗ 
ſchlimmert habe, und daher zu ihrer Beſeitigung durch die 
Schuld der Bekl. weit größere Ausgaben nothwendig geworden 
ſeien, welche der Kl. nicht zu beſtreiten brauche, 2. weil die 
Bekl. damals mit der Bezahlung des Pachtzinſes in erheblichſtem 
Rückſtande, nämlich am 11. November 1892 noch über 
9 000 Mark ſchuldig geweſen ſeien. Beide Gründe find nicht 
zutreffend und verletzen den Art. 1721 des c. e. Waren die 
Stallungen verſeucht, und die Bekl. haben unter Beweis ge⸗ 
ſtellt, daß dieſes ſchon bei Uebergabe des Pachtgutes der Fall 
geweſen ſei, fo mußte der Kl., ſobald er davon Kenntniß er⸗ 
halten hatte, um fi von der Schadenserſatzpflicht zu befreien, 
dieſem Uebelſtande abhelfen, Art. 1721 des c. o. Waren 
durch Schuld der Bekl. hierzu größere Aufwendungen er⸗ 
forderlich geworden, ſo konnte dieſer Umſtand, ſo lange der 
Pachtvertrag beand, den Kl. von feiner Verpflichtung nicht 
losmachen; es! hätte dann nur in Frage kommen können, ob 
ihm nicht die Bekl. einen Theil der für die Beſeitigung der 


„Verſeuchung erforderlichen Aufwendungen wieder erſtatten 
“übten. Ebenſo konnte der Umſtand, daß die Bekl. mit der 


Zahlung des Pachtzinſes im Rückſtande waren, den Kl. nicht 
berechtigen, nun auch ſeinerſeits die nöthigen Herſtellungen zu 
unterlaſſen; ihm ſtand das Recht zu, auf Zahlung des Pacht⸗ 
zinſes zu klagen und die Aufhebung des Pachtvertrages zu ver⸗ 
langen, dagegen mußte er, ſo lange der Vertrag beſtand, ſeinen 
Verpflichtungen nachkommen, und wenn er dieſes nicht that, 
machte er ſich ſchadenserſatzpflichtig. II. C. S. i. S. Lipgens 
u. Gen. c. v. Linde vom 11. Juni 1897, Nr. 101/97 II. 


Literatur. 
Bürgerliches Recht. 

II. Lehrbücher und Commentare. (Materialien.) 

1. Lehrbuch des Deutſchen bürgerl. Rechts auf der 
Grundl. des B. G. B. f. d. D. R. Von Konr. Coſack, 
Prof. d. R. in Bonn. Erſter Bd., erſte Abth. Die all⸗ 
gemeinen Lehren und erſter Abſchnitt des Rechts der Forde⸗ 
rungen. Jena 1897. G. Fiſcher. Pr. 7 M. 

2. (Einführung in das Studium des B. G. B.) Ein Lehr⸗ 
buch des Bürgerl. Rechts. Von Dr. F. Endemann, 
ord. Prof. d. R. in Halle. (Dritte völlig neubearbeitete 
Aufl.) Erſter Th. Einleitung und Allgemeiner Theil. 
Berlin 1897. Carl Heymann. Pr. 5 M. 

Es iſt eine erfreuliche Erſcheinung gegenüber dem Schickſal 
der Civilprozeßordnung, daß alsbald neben die erſten Com⸗ 
mentare zum B. G. B. ſich die wiſſenſchaftliche Bearbeitung 
ſeines Inhalts ſtellt. Allerdings iſt dieſe Aufgabe ungemein 
dadurch erleichtert, daß wie das B. G. B. unmittelbar aus der 
herrſchenden romaniſtiſchen Doctrin herausgewachſen iſt, jeder 
Bearbeiter fundatam intentionem hat, in den Geleiſen dieſer 
Doctrin zu bleiben, und ſoweit es auf das nächſte wiſſenſchaft⸗ 
liche Verſtändniß des Geſetzesinhalts ankommt, iſt dagegen auch 
nichts zu erinnern. Nur birgt es die Gefahr, daß die Wiſſen⸗ 
ſchaft auf dem neuen geſetzlichen Boden ich erſt recht in dieſen 
Geleiſen befeſtigt und fie auf unabſehbare Zeit als die jelbft- 
verſtändlichen und allein möglichen behandelt. Dahin droht 
ſchon die Gewöhnung zu führen, als bürgerliches Recht uur 
den Inhalt des B. G. B. darzuſtellen, alſo nicht nur die ge⸗ 
ſchichtlich zufällige Abtrennung des Handelsrechts feſtzuhalten, 
ſondern auch die neueren Rechtsbildungen, die bis jetzt im 
Deutſchen Privatrecht Unterkommen gefunden hatten, derſelben 
nomadenhaften Exiſtenz preiszugeben, die ſchon jetzt das Geſchick 
wichtiger Rechtsſtoffe, wie der privatrechtlichen Seite des Poſt⸗, 
Telegraphen⸗ und Eiſenbahnrechts (mit Ausnahme der Güter- 
verfrachtung), der Arbeiterverſicherung u. a. m. iſt. Wie erſt 
das ein wirkliches wiſſenſchaftliches Syſtem des bürgerlichen d. h. 
nicht Öffentlichen Rechts fein wird, das für alle Beziehungen 
der „natürlichen“ und „juriſtiſchen Perſonen“ als ſolcher unter 
einander in einer logiſch klaren und ſachgemäßen Gliederung 
dieſes Rechtsſtoffs die angemeſſene Stelle gefunden haben wird, 
ſo muß in dieſer einheitlichen Zuſammenfaſſung die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Begriffsbildung, die bei den rein modernen Be⸗ 
ſtandtheilen des Handelsrechts, den Urheberrechten, dem Rechte 
der großen Verkehrsanſtalten der Stoff den Bearbeitern auf- 
gedrungen hat, eine befreiende Wirkung auch auf das ſeitherige 
Pandektenrecht üben.“ 

Dem Coſack'ſchen Lehrbuche iſt nun, wie die anſprechende 
und geſchmackvolle Darſtellung, ſo auch die durchſichtige Gliede⸗ 
rung des Stoffes und ſeine freie wiſſenſchaftliche Behandlung 
mit auf den Weg gegeben, die des Verf. „Lehrbuch des 
Handelsrechts“ auszeichnen und ſchnell beliebt gemacht haben. 
Dieſe Vorzüge prägen ſich ſchon ſinnfällig darin aus, daß die 
Anmerkungen unter dem Strich ausſchließlich auf Quellen- und 
Literaturangaben beſchränkt ſind und daher für das Auge faſt 
verſchwinden, während Einzelausführungen, die unbeſchadet des 
Gedankenzuſammenhanges übergangen werden können, ſich im Texte 
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kleineren Druck abheben. Das Werk wird die Aufgabe eines 
wiſſenſchaftlichen Lehrbuchs erfüllen, in gleicher Weiſe ein 
äſſiger und leicht zugänglicher Rathgeber bei der Rechts- 
idung und ein gründlich wie ſicher belehrender Führer des 
wachſenden Geſchlechts durch das geltende Recht zu ſein. 
r vorliegenden erſten Hälfte des erften Theils iſt mit dem 
te des erſten Buches des B. G. B. der allgemeine 


des Forderungsrechts (erſter bis ſechſter Abſchnitt des 


n Buchs) zweckmäßig verbunden. Die zweite Hälfte dieſes 
s ſoll den beſonderen Theil des Rechts der Forderungen 
ten und ſpäteſtens Oſtern 1898 zur Ausgabe kommen, 
beite, das Werk abſchließende Theil vorausſichtlich Ende 
erſcheinen. 

das Endemann'ſche Lehrbuch baut mit der Bezeichnung 
ritte Aufl.“ der „Einführung“ (j. u. I 4) auf der günftigen 
hme dieſes Abriſſes fort. In der That iſt die Erweiterung 
ehr als das Vierfache des Raumes (400 S. vergrößerten 
ts ſtatt 103 S.) eine „völlig veränderte Geſtalt“ des 
wie der Verf. in der Vorrede ſagt, beſſer ein völlig 
Buch, das mit anderen Anſprüchen auch andere An⸗ 
ngen zu erfüllen hat; und nach dieſen beurtheilt ſteht 
dings gegen das Coſack'ſche Lehrbuch in allem zurück, was 
em beſonders zu ruͤhmen war. Die im Ganzen fließende 
e der „Einführung“ hat durch die Aufnahme der Einzel⸗ 
die jene übergehen konnte, ſtark gelitten und wie die 
che Durcharbeitung dieſes Stoffes ſtark das Gepräge 
jule angenommen. Auf vielen Seiten iſt die Hälfte, 
nchen ſind zwei Drittel des Textes unter den Strich 
rt — wie lange wird dieſe geſchmackloſe und geiſtig 
wie der unabläſſige Wechſel des Druckes das Auge er⸗ 
e Zerreißung des Stoffes bei den deutſchen Gelehrten 
nzeichen der Wiſſenſchaftlichkeit gelten? Indeß iſt das 
chlich eine tüchtige und gediegene Arbeit und wird den 
f mit um ſo mehr Erfolg unternehmen können, als es 
rf. gelingt, in den weiteren Theilen die Mängel der 
bzuſtreifen. 


tem des Deutſchen Privatrechts von C. F. v. Ger- 
auf der Grundlage des Entwurfs eines B. G. B. 
D. R. neu bearb. v. Konr. Coſack, Prof. i. Frei⸗ 


i. Br. 17. Aufl. Jena 1895. Guſtav Fiſcher. 


11 M. . 
dbuch des Deutſchen Privatrechts von Otto 
bbe. Zweiter Bd. Dritte Aufl. Neu bearb. 
). O. Lehmann, Prof. d. R. a. d. Univ. Marburg. 
er Halbb. (Grundlegung. Beſitzrecht. Eigenthum. 
liche Aneignungsrechte.) Berlin 1896. W. Hertz 
ſſer'ſche Buchh.). Pr. 11 M. Zweiter Halbb. 
aſtbarkeiten. Reallaſten. Pfandrecht. Lehnrecht u. ſ. w.) 
. Pr. 10 M. 


zu dem nunmehr bevorſtehenden Abſchluſſe ſeines 
iſt das unter dem Namen „Deutſches Privatrecht“ 
andektenrecht“ zur Seite geſtellte Rechtsgebiet nach 
und Behandlungsweiſe immer fragwürdiger geworden. 
in Deutſchland eine ſelbſtändige Bearbeitung des 
Rechts aufkam, drohte dieſe auch das noch in Geltung 
Land- und Stadtrecht deutſchen Urſprungs zu ent⸗ 


nationaliſiren. Es war alſo eine rettende That, daß dieſe 
Trümmer nationaler Rechtsbildung vereinigt und damit der 
Boden für die Entwicklung ſelbſtändigen Begriffsreihen und 
leitender Gedanken geſchaffen wurde. So lange Handels- und 
Wechſelrecht noch auf dem gleichen Grunde ruhten, ließ ſich 
auch dem ganzen Complexe unſchwer der Schein einer 
ſyſtematiſchen Abrundung nach dem Vorbilde des Pandekten⸗ 
ſyſtems geben. Freilich entſtand daraus auch die Verſuchung, 
was nur Erzeugniß und zugleich Hülfsmittel der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Erkenntniß eines aus gleicher Rechtsanſchauung ent⸗ 
ſprungenen, aber doch überall nur in partikularer Zerſplitterung 
geltenden Rechtsſtoffes war, für unmittelbar anwendbare 
Rechtsſätze eines „gemeinen“ Privatrechts auszugeben und zu 
nehmen und jo wenig dieſe Verwechslung, die ſich auf den ver- 
worrenen Begriff eines „Rechts der Wiſſenſchaft“ ſtützte, einer 
klaren geſchichtlichen Einſicht Stand halten konnte, ſo hat ſie 
in der Rechtſprechung genug Schaden durch Vergewaltigung 
des geſchichtlichen deutſchen Rechts vermittelſt falſcher, meiſt 
romaniſtiſch beeinflußter Abſtraktionen angerichtet. Dieſer 
Gegenſatz hat zuletzt ſeinen ſchärfſten Ausdruck gefunden in den 
beiden wiſſenſchaftlichen Bearbeitungen des Rechtsgebiets, die 
alle ihre Vorgänger verdrängt haben, während die vorliegenden 
Neubearbeitungen Zeugniß ablegen von ihrer auch neben dem 
B. G. B. fortdauernden Bedeutung. Während das Gerber'ſche 
Syſtem in der romaniſtiſchen Vergewaltigung des deutſchen 
Privatrechts am weiteſten gegangen iſt, wie der Verf. in der 
Vorrede von 1850 ſich offen zu dem Streben bekannte, die 
„Ausfüllung der Kluft zwiſchen dem deutſchen Rechte und 
unſerer heutigen juriſtiſchen (d. h. romaniſtiſchen!) Bildung, die 
wir als den beſten Gewinn der Aufnahme des römiſchen Rechts 
anſehen“, hat Stobbe ſeine Auffaſſung des Gegenſtandes in der 
Vorrede von 1871 mit dem Satze dargelegt, „daß die Dar⸗ 
ſtellung eines ſogenannten gemeinen Rechts durch den 
Gang, welchen die Rechtsentwicklung in Deutſchland genommen 
hat, unmöglich gemacht iſt; ja es zeigt ſich oft, daß das⸗ 
jenige, was uns als Regel oder als gemeines Recht mit⸗ 
getheilt wird, nur noch in einem ſehr begrenzten Raume gilt, 
oder überhaupt in Deutſchland zu gelten aufgehört hat“ 
(vielleicht auch niemals Geltung hatte, wie der ſeit Beſeler 
ziemlich allgemein, auch in der Rechtſprechung angenommene 
Satz, daß Erbverträge keiner Form bedürfen, während Stobbe 
Bd. V S. 287 2. A. dies eine „doktrinäre“ und „der 
hiſtoriſchen Entwicklung und jedenfalls auch der allgemeinen 
Rechtsüberzeugung widerſprechende“ Auffaſſung nennt.) Stobbe 


hat ſich daher die Aufgabe geſtellt „die partikulären Geſetz⸗ 


gebungen, die Darſtellungen der Partikularrechte und die Ent⸗ 
ſcheidungen der Praxis zu benutzen, um nicht blos eine Theorie 
der partikularrechtlichen Inſtitute, ſondern eine Darſtellung des 
geltenden Rechts zu geben.“ Hätte dieſe Behandlungsweiſe ein 
Menſchenalter Zeit zur Ausreifung behalten, ſo konnte mit 
Erfolg der weitere Schritt gethan werden, auch das römiſche 
gemeine Recht, das ſeit Anfang des Jahrhunderts doch auch nur 
partikularrechtliche Geltung behalten hat, in die Darſtellung 
hineinzuziehen und jo durch eine zuſammenfaſſende Geſammt⸗ 
darſtellung des in Deutſchland wirklich geltenden Privatrechts, 
die überraſchend mehr Uebereinſtimmung wie Abweichung ergeben 
haben würde, eine wiſſenſchaftliche Grundlage für feine einheit 
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liche Codiſtcirung zu ſchaffen. Dieſen Verſuch hat Roth unter- 
nommen, aber vor der Vollendung aufgegeben; wie die Dinge 
lagen, konnte er auch nicht viel über eine ſchematiſche und dabei 
vielfach ungenaue Zuſammenſtellung hinaus kommen. — In⸗ 
zwiſchen hatte die Codificirung des Wechſel⸗ und Handelsrechts 
einen tiefen Riß in die einheitliche Behandlung des D. Pr. R. 
gemacht, ſo daß um dieſe zu wahren, Stobbe den Inhalt dieſer 
beiden Geſetze von der Darſtellung ausſchied; folgerichtig konnte 
er dabei auch nicht verfahren, da dieſelbe Schwierigkeit z. B. 
bei den Urheberrechten wiederkehrt. | 

Die neue Auflage des Gerber'ſchen Syſtems ift, wie der 
Herausgeber gleich in der Vorrede ſagt, eine „Umarbeitung“; 
er hat „dieſer Darſtellung des D. Pr. R. eine neue Grundlage 
geben müſſen, welche Gerber ihr nicht zu geben vermochte, die 
Grundlage des künftigen Reichsgeſetzbuchs“ und folglich „was 
von Gerber's Werk auf dieſe neue Grundlage ſich nicht ſtellen 
ließ, ſo geiſtreich und formvollendet es war, mit Bedauern 
preisgeben müſſen“. Allerdings iſt von dieſer Neubearbeitung 
mehr als Umarbeitung nur ein Theil des Gerber'ſchen Werkes 
betroffen; für alle Zweige des Privatrechts, die in das B. G. B. 
nicht aufgenommen find, insbeſondere das Handels-, Wechjel-, 
Urheber- und Verlagsrecht „iſt die urſprüngliche Arbeit erhalten 
geblieben“; auch ſind die hiſtoriſchen Darſtellungen Gerbers 
nur da geändert, „wo neuere Unterſuchungen zu neuen ſicheren 
Ergebniſſen geführt haben“ was C. z. B. für die Geſchichte 
des ehelichen Güterrechts nicht annimmt. — Mit dieſer Um⸗ 
arbeitung, welcher die Vorzüge der ſelbſtändigen Werke des 
Herausgebers in vollem Maße zu Gute gekommen ſind, iſt dann 
ein erſter Umriß zu einer künftigen Geſammtdarſtellung des 
deutſchen bürgerlichen Rechts geſchaffen. Ob aber das Werk in 
dieſer neuen Geſtalt als Hülfsmittel der Rechtsanwendung auf 
dem Gebiete des bisherigen D. Pr. R., ſoweit dieſe auch nach 
dem 1. Januar 1900 — für gewiſſe Materien noch auf lange 
hinaus — fortdauern wird, noch in gleicher Weiſe wie bisher 
das Gerber'ſche Syſtem brauchbar bleibt, iſt freilich zweifelhaft; 
indeß ſchlagen wir dieſes Unglück nicht hoch an. 

Die Bearbeitung einer dritten Auflage ſeines Handbuchs 
hatte Stobbe alsbald nach Beendigung der zweiten (1885) in 
die Hand genommen und war bis zu ſeinem für die Wiſſenſchaft 
wie für ſeine Freunde allzufrühen Tode (1887) daran beſchäftigt; 
und die Herausgabe des erſten Bandes konnte Prof. Karl Schulz 
1893 unter Benutzung des druckfertigen Manuſcripts beſorgen, 
in dem nur die neueſte Literatur und Rechtſprechung nachzutragen 
war. Während dieſer Band nur um 5 Druckbogen gewachſen 


iſt, bezeugt ſchon die äußere Vermehrung (von 711 auf 622 S. 


des erſten und 558 des zweiten Halbbandes, alſo um nahezu 
zwei Drittel des Umfanges der zweiten Auflage) eine viel weiter 
gehende Neubearbeitung. Der Herausgeber hat dabei den Grund⸗ 
ſatz angenommen, „daß der beſte Dienſt, der ſich dem Dahin⸗ 
geſchiedenen erweiſen läßt, in einer ſolchen Fortführung des 
Werkes beſteht, daß der Bearbeiter für daſſelbe wie für ſein 
eigenes einzuſtehen vermag.“ Im Einzelnen ſind die neuen 
Zuthaten verſchiedener Art. Ganze 4 Druckbogen nimmt eine 
tabellariſche Ueberſicht der Grundbuchſyſteme der deutſchen Staaten 
ein, die freilich, ſo dankenswerth ſie iſt, beſſer in den Anhang 
als in den Text eines wiſſenſchaftlichen Lehrbuchs gepaßt hätte. 
Nach entgegengeſetzter Richtung liegen eingehende begriffliche 


Erörterungen, die Stobbe nicht eigen waren. Den meiſten 
Raum aber hat, mit der eingehenden Berückſichtigung des 
preußiſchen Landrechts, die Aufnahme des Rechts des Entw. 
z. B. G. B. erfordert, die hier in die Anlage des Stobbe'ſchen 
Werkes ſich ohne Störung einfügt. Ueberhaupt iſt dem Bearbeiter 
zu danken, daß er dieſe durch die oben angeführten Sätze der 
Stobbe'ſchen Vorrede gekennzeichnete Anlage im Ganzen erhalten 
hat und daher unbeſchadet der Verdienſte ſeiner Ergänzungen, 
auf die hier im Einzelnen nicht eingegangen werden kann, den 
Werth des Handbuchs für die Praxis erhalten und durch die 
wiſſenſchaftliche Fortführung vor dem Veralten bewahrt hat. 
Für beide Halbbände iſt dem zweiten ein Sachregiſter beigegeben. 


5. Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz, 
erl. von Dr. G. Planck, Wirkl. Geh. R. u. ord. Hon. Prof. 
a. d. Univ. Göttingen, in Verbindung mit Dr. A. Achilles, 
R. G. R. a. D., Dr. F. André, a. o. Prof., M. Greiff, 
Amtsr., F. Ritgen, Ger. Aſſ., D. K. Unzner, Staats- 
anwalt. Liefer. 1 u. 2. (Erſter Band. Allgem. Th.) Berlin 
J. Guttentag 1897. Pr. 6 M. 80 Pf. 


6. Bürgerl. Geſetzb. nebſt Einf. Geſ., mit den Motiven 
und ſonſtigen geſetzgeberiſchen Vorarbeiten herausg. vom 
Landger. R. Dr. Haidlen. 1. — 13. Liefer. Stuttgart 
1896/97. W. Kohlhammer. Pr. 2 M. d. Lief. 


7. Das Bürgerl. Geſetzb. f. d. D. R. nebſt dem Einf. Geſ. 
Für die Praxis herausg. u. erl. v. Paul Lande, Landr. 
Berlin 1896/97. Carl Heymann. Pr. 10 M. el. geb. 
12 M. 


Die Bearbeitung eines Kommentars zu einem G. B., das 
noch weder durch die Rechtſprechung noch durch die Wiſſenſchaft 
eine Erläuterung erfahren hat, kann ſich eine dreifache Aufgabe 
ſtellen: entweder ſich neben ſorgfältigen Verweiſungen, die den 
Zuſammenhang der vereinzelten Beſtimmungen darlegen, auf 
knappe Bemerkungen zu beſchränken, die durch Ergänzung und 
Veranſchaulichung den nächſtliegenden Mißdeutungen vorbeugen; 
oder durch möglichſt vollſtändige und überſichtliche Zuſammen⸗ 
ſtellung der „Materialien“ dem Benutzer die Möglichkeit eines 
ſelbſtſtändigen Urtheils ohne zeitraubendes Nachſchlagen zu ge⸗ 
währen; oder endlich die Benutzung dieſer Materialien durch 
wiſſenſchaftliche Durchdringung und Beleuchtung aus der Literatur 
und der Rechtſprechung des alten Rechts zu erleichtern. Zu 
jeder dieſer Behandlungsweiſen bieten die vorliegenden Er⸗ 
läuterungen je ein Beiſpiel, und die Verſchiedenheit der Anlage 
macht es erklärlich, daß, während das eine Werk (von Lande) 
ſchon vollſtändig vorliegt, das zweite (von Haidlen) ſich dem 
Abſchluſſe nähert (es iſt auf 20 Lieferungen berechnet), zu dem 
dritten nur erſt der Grund gelegt iſt. An der Spitze dieſes 
bedeutenden Unternehmens ſteht der Generalreferent der erſten 
Kommiſſion, der nach ſachverſtändigem Urtheil „ſich durch die 
völlige geiſtige Beherrſchung des geſammten gewaltigen Stoffes 
große Bewunderung erworben hat“ und daher nicht nur für die 
Gediegenheit des Werkes überhaupt, ſondern auch für eine 
getreue Erläuterung des Geſetzbuchs aus den Gedanken ſeiner 
Urheber heraus zuverläſſigſte Bürgſchaft gewährt. Nach dem 
kurzen Vorbericht zum erſten Bande gehört dieſer dem Heraus⸗ 
geber allein an, der weiterhin noch den allgemeinen Theil des 
Forderungsrechts (Abth. 1 — 6 des zweiten Buches) bearbeiten 
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rd. Von den Mitarbeitern haben fi) Greiff und Andre in 
einzelnen Schuldverhältniffe, Achilles und Greiff in das 
achenrecht getheilt, während Unzner das Familienrecht und 
tgen das Erbrecht übernommen hat. 


Bibliographie der amtlichen Materialien zum 
B. G. B. f. d. D. R. u. z. Einf. Geſ. zuſammengeſtellt von 
Dr. jur. G. Maas, Bibl. Aſſ. b. d. Reichsgericht. Berlin 
1897. J. Guttentag. 35 S. gr. 8°. 


Protokolle der Kommiſſion f. d. zweite Leſung des 
Entwurfs des Bürg. Geſetzb. Im Auftrage des Reichs- 
juſtizamts bearb. v. Dr. Achilles, R. G. R. a. D., 
Dr. Gebhard, Großh. Bad. G. R. u. Dr. Spahn, K. G. R. 
Lief. 1 (Prot. 1 — 41). Berlin 1897. J. Guttentag. 
(Der Preis des ganzen Werkes ſoll 25 M. nicht überfteigen; 
einzelne Lief. werden nicht abgegeben.) 


Der Augenblick, in welchem die Veröffentlichung der 
otokolle über die zweite Leſung des Entwurfs, deren Heraus⸗ 
er an den Kommiſſionsarbeiten, Dr. Gebhard insbeſondere in 
den Kommiſſionen, hervorragend betheiligt waren, voraus- 
tlich die Reihe der weiteren Kreiſen zugänglich gemachten 
terialien ſchließen wird, läßt es gewiß an der Zeit ſcheinen, 
r vielen werthvollen Einzelarbeiten zu gedenken, aus deren 
inanderfügung und Verarbeitung der Gedankenbau des 
G. B. errichtet ward“. Dr. Maas bietet ſeine Zuſammen⸗ 
ung „als Wegweiſer für die Fälle, wo es nothwendig iſt, 
Werdegang einzelner Beſtimmungen des G. B. von ihrer 
en Geſtaltung an zu verfolgen; fie giebt die Titel der ſämmt⸗ 
n durch Autographie oder Buchdruck vervielfältigten amt» 
n Materialien wieder, wie fie auf den Bibliotheken des 
hsjuſtizamts und des Reichsgerichts vorliegen.“ Die biblio- 
hhiſche Sorgfalt, mit welcher die Schrift ausgearbeitet iſt, 
ht fie zu einem ebenſo vortrefflichen wie unentbehrlichen 
fsmittel. Kl. 


Perſonal⸗Veräuderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. jur. Arthur Heinrich Auguſt Schulze⸗ 
idt beim Landgericht und beim Amtsgericht Bremen, beim 
ſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg und bei der Kammer 
Handelsſachen Bremerhaven; — Rechtspraktikant Heinrich 
nmerbeim Amtsgericht Dorfen; — Rechtsanwalt Dr. Heinrich 
itzer beim Landgericht Leipzig; — Rechtspraktikanten 
s Aul, Dr. Karl Kühles, Abraham Goldſchmidt beim 
landesgericht München; — Rechtspraktikant Fritz Söllner 
Landgericht Traunſtein; — Rechtsanwälte Friedrich Haug, 
innes Walliſer beim Landgericht Ulm; — Gerichtsaſſeſſor 
der beim Amtsgericht Wermelskirchen; — Gerichtsaſſeſſor 
rt Cahen beim Landgericht Köln; — Rechtspraktikanten 
iann Stanglmair, Dr. Eugen Collard, Franz Leif 
Landgericht Landshut; — Rechtsanwalt Alfred Frohmader 
Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Friedrich Adolf 
‚nd beim Amtsgericht Petershagen a. Weſer; — Rechts⸗ 
ikant Ernſt Herrmann beim Landgericht Fürth; — 
sanwalt Wolfgang Herzfeld beim Landgericht und beim 


f 


Amtsgericht Halle a. S.; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Carl 
Sier beim Landgericht Lyck; — Rechtsanwalt Dr. Karl Martin 
Guſtav Albrecht beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt 
Alois Goeſter beim Amtsgericht Kaufbeuren; — Rechtsanwalt 
Ramſauer beim Oberlandesgericht Oldenburg; — Rechts⸗ 
anwalt Alfred Hering beim Landgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwalt Adolf Lützelet beim Oberlandesgericht Colmar; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Ferdinand Schwarzſchild beim 
Landgericht Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt Götzmann beim 
Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt Richard Frenzel beim 
Amtsgericht Ober⸗Glogau; — Rechtspraktikant Friedrich Kar⸗ 
mann beim Landgericht Augsburg; — Rechtsanwälte Dr. Emil 
Arthur Heim, Dr. Alfred Walter Krug beim Landgericht und 
beim Amtsgericht. Dresden; — Rechtsanwalt Dr. Ernſt Ludwig 
Friedrich Wittern beim Hanſ. Oberlandesgericht Hamburg und 
beim Landgericht Lübeck; — Landgerichtsrath Albrecht Winterer 
beim Landgericht Konſtanz; — Rechtsanwalt Selmar Schleſinger 
in Friedrichshagen beim Amtsgericht Köpenick; — Rechtsanwalt 
Richard Stadelmann beim Landgericht Mülhauſen; — Rechts⸗ 
anwalt Georg Winkler beim Amtsgericht Weißenſee i. Th.; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Friedrich Niſſen beim Landgericht Hirſch⸗ 
berg i. Schl.; — Rechtspraktikant Joſeph Leuchs beim Landgericht 
Schweinfurt; — Juſtizrath Caeſar beim Amtsgericht Homburg 
v. d. H.; — Rechtspraktikant Karl Brügel beim Landgericht 
München I., Rechtsanwälte Adolf Schäfer, Dr. jur. Benno 
Meyer, Dr. Alexander v. Heeren, Johannes Steger, Karl 
Orth beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt Stern 
feld beim Landgericht Stettin; — Rechtsanwalt Dr. jur. Auguſt 
Mayer beim Amtsgericht Zusmarshauſen; — Rechtsanwalt 
Karl Bletzacker beim Landgericht Hannover; — Rechtspraktikant 
Dr. Julius Rheinheimer beim Landgericht Kaiſerslautern; 
— Rechtsanwalt Wilhelm Hildt beim Landgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwalt Georg Steigerthal beim Amtsgericht Wolfenbüttel; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Marian Rozanski beim Landgericht 
Danzig; — Rechtsanwalt Jung beim Amtsgericht Dillenburg; — 
Gerichtsaſſeſſor Maximilian Raffloer beim Amtsgericht Hohen- 
limburg; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Friedrich Lang beim Land⸗ 
gericht Köln; — Rechtsanwalt Schlüter beim Landgericht 
Liſſa i. P.; — Rechtspraktikant Dr. Hans Stölzle beim Land⸗ 
gericht Kempten; — Rechtsanwalt Dr. Simony beim Amts- 
gericht Rheinsberg; — Rechtsanwälte Otto Rieck, Richard 
Haenſchke, Guſtav Danelius, Dr. Richard Martin Grelling, 
Dr. Abraham Regensburger, Nathan Grünfeld beim Land- 
gericht I Berlin; — Juſtizrath Ludwig Tarlau beim Kammer⸗ 
gericht Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Emil Hirſchfeld, Fritz 
Fraenkel beim Landgericht II Berlin. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Karl Friedrich Hermann Gröning beim 
Landgericht Arnsberg; — Juſtizrath Theodor Hermann Vagedes 
beim Oberlandesgericht Köln; — Rechtsanwalt Otto Lieberich 
beim Amtsgericht Marktheidenfeld; — Rechtsanwalt Dr. Linden⸗ 
berg beim Landgericht Lübeck und beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landesgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Rammelt beim Land⸗ 
gericht Greifswald; — Rechtsauwalt Friedrich von der Kühe 
beim Amtsgericht Güſtrow; — Rechtsanwalt Dr. Georg Grimm 
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beim Landgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Max Fries 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Dr. Wildhagen 
beim Landgericht Göttingen. | 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Plehn in 
Rawitrſch; — Rechtsanwälte Köpp, Dr. Toelle in Schneide⸗ 
mühl; — Rechtsanwälte Dr. Philipp Fraenkel, Iſidor Cohn 
in Berlin; — Rechtsanwalt Cosmann in Eſſen; — Rechts⸗ 
anwälte Haſſe, Heyer in Konitz; — Rechtsanwalt Junge 
in Weißenfels; — Rechtsanwalt Plack in Jaſtrow; — Rechts⸗ 
anwalt Wolff in Liſſa; — Rechtsanwalt Dr. Fromme in 
Halberſtadt; — Rechtsanwalt Dr. Heuſer in Hannover; — 
Rechtsanwalt Dr. Schier in Caſſel. 


Todesfälle. 


Juſtizrath Julius Ditterich in München; — Rechtsanwalt 
Dr. Ernſt Paulus Schnell in Zittau; — Rechtsanwalt 
Michael Mehringer in Bayreuth; — Rechtsanwalt Auguſt 
Elven in Köln; — Rechtsanwalt Dr. Richard Schmidt in 
München; — Juſtizrath Lübbe in Wilſter. 


Ich ſuche zum 1. Oktober einen in Prozeßpraxis (Landrecht) und 
Notariat erfahrenen, mit dem Kaſſenweſen vertrauten zuverläſſigen 
Büreauvorſteher. Gehalt monatlich 120 bis 150 Mark. Zeugniß⸗ 
abſchriften mit kurzem Lebenslauf erbittet der 

Eberswalde, den 7. Juli 1897. Juſtizrath Toll. 


Einen tüchtigen Büreauvorſteher ſucht zum 1. Auguſt 
Staßfurt. Rechtsanwalt Narcuſe. 


Für einen zuverläſſigen und ſehr fleißigen Büreauvorſteher 
ſuche ich Stellung ſofort oder ſpäter. Gehaltsanſprüche gering. 
Hannover, Herrenſtr. 1. Cenzberg, Rechtsanwalt. 


Büreauvorſteher mit ſehr guten Zeugniſſen wünſcht ſich zu 
verbeſſern. Stellung in Hamburg oder im Holſteinſchen bevorzugt. 
Off. poſtl. Poſtamt 11, Alterwall Hamburg, unter F. F. S./ M. 


Aelterer erfahrener Rechtsanwalt und Notar a. D., viele 
Jahre Hülfsarbeiter beim Berliner Anwalt, ſucht ähnliche Stellung, 
ev. Vertretung in den Ferien. Gefl. Off. u. R. 319 a. d. Exp. d. Bl. 


8 Aſſeſſor, 
Gemeinrechtler, ſucht dauernde Hülfsarbeiterſtelle bei beſchäftigtem 
Rechtsanwalt, ev. Aſſociation. Adreſſen unter WB. 2674 haupt⸗ 
poſtlagernd Hannover erbeten. 


Das Recht 
Deutſchen Kaiſers. 


̃ Preisgekrönte Studie zum deutſchen Verfaſſungsrechte $ 
von 8 

Dr. jur. Richard Fiſcher. 
12½ Bogen gr. 80. Preis broſch. M. 4,—. 


f Dieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte & 
Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung; 
vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Deutſchen & 
Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereffanten x 
und eingehenden Erörterungen über die Frage: „Wie weit f 
reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers?“ 5 
Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, fowie x 


5 Berlin 8. 14. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 
272 ꝰðͥU TE TTTTTTTT 


22 ͤATTTTTTuTTTVTTTfTTfTGkkfkfkffffkhſſTTrTTſfrhrſrſhſhrhrhſhhſhſhhhſhf„f!„ dd 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dr. jur. Paul C. 1 . 
Rechtsanwalt in Nem-York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg F. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗ Amerikas. 


In unserem Verlage ist erschienen: 


Meister der Waffenschmiede-Kunst 


vom 
XIV. bis ins XVIII. Jahrhundert. 


Ein Beitrag zur Geschichte der Kunst und des Kunsthandwerks 
von 
Wendelin Boeheim, 
Kustos der Waffensammlung des österreichischen Kaiserhauses, 


Mit 20 Tafeln in Lichtdruck und 159 Textillustrationen. 


16¼ Bogen. Lex.- 8. Preis brosch. 18 M., 
geb. in Halbfranz 21 M. 


Der auf dem Gebiete der Waffenkunde weithin als Autorität 
bekannte Gelehrte bietet in diesem Werke dem Kunst- 
historiker, jedem Fachmanne, dem Sammler und 
Freunde der Waffen wissenschaft ein bis jetzt vielfach 
entbehrtes Hilfsmittel für das Studium dieses Gegenstandes. 

Das vornehm ausgestattete Werk wird daher jedem 
Waffenfreunde, jeder kunstgewerblichen und Fach- 
Bibliothek eine sehr willkommene Gabe sein. 

Zu beziehen durch jede Sortimentsbuchhandlung, sowie 
gegen Einsendung des Betrages auch direkt franko vom unter- 
zeichneten Verlage. 

Berlin S. 14, 
Stallschreiberstrasse 34/35. 


W. Moeser Hofbuchhandlung. 


N 5 ,. 


sind die beste Gelegenheit zur Einführung der Schreibmaschine 
in Anwaltsbureaux. Wir übernehmen kostenfrei die Ausbildung 
der Schreiber und sorgen für richtige Einführung und 
Verwertung. 


Die Remington Sholes Schreibmaschine 


ist speziell für Rechtsanwälte eingerichtet und wurde im 
letzten Jahre von mehr als fünfzig Anwälten eingeführt. 


Remington Sholes Co. 


Berlin, 33 Mohrenstrasse Köln. 
Breslau, Kätzel Ohle 3. Frankfurt a. M., Grosser 
Hamburg, Welckerstrasse 62. Kornmarkt 15. 


Leipzig, Grimmaische Stettin, Bresina, Paradeplatz18 
Strasse 17,1. Elking, Alter Markt 11. 


N 


i i i kt von Kürſchners Verlag in Eiſenach bei, betr.: J. Kürſchner, Staats⸗, Hof⸗ und 
R e des Reichs und der Bundesſtaaten. ö 


48 48 und 49. 49. 


uriſti he Wochen 


Berlin, 31. Berlin, 3. Jul. 1897. 


hriſt. 


Herausgegeben von 
M. Rempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht J in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 


für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
— — ſ— ——— . U—ͥ— c ̃—ͤ—ͥe — . — . i —— — . ——̃̃̃ 


Inhalt. 
ülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 437. — 
tten⸗Congreß zu Brüſſel. S. 437. — Die Rechtſprechung 
ichsgerichts in bung au > wichtigſten Begriffe und 
. des Civilrechts. S. 438. — Vom Reichsgericht. 
— Perſonal⸗ 3 S. 455. 


Alfskefe für deutſche Rechtsanwälte. 

ie dreizehnte ordentliche Generalverſammlung wird 

t 26. September 1897 Mittags 12 Uhr nach Leipzig, 

jerichtögebände, Hauptzimmer der Rechtsanwaltſchaft 

i Reichsgericht, berufen. 

e Tagesordnung iſt: | | 

. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1897 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, 

„die Juſtifikation der Jahresrechnung, 

die Wahl von Borftandsmitgliedern in Gemäßheit 
des § 9 der Satzungen, 

die Wahl von Rechnungsreviſoren, 

die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


pzig, den 15. Juli 1897. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Ir. Buſſenius, Geheimer Juſtizrath, Vorſitzender. 


Advokaten⸗Congreß zu Brüſſel. 


Programm. 

eingeladenen Gäſte werden Sonntag, 1. Anguſt, im 
iſte zu Brüſſel von dem belgiſchen Anwaltverein, ſowie 
ſtande der Anwaltskammer beim Oberlandesgerichte, 
verden. 

Eröffnung des Congreſſes wird am nachfolgenden 
Sitzungsſaale des Provinzialrathes von Brabant, 
75 Der Congreß ſetzt ſeine Arbeiten Dienſtag reſp. 
ort. | 


nerſtäg, 5. Auguſt, feierliche Sitzung und Schluß⸗ 


ag und Samſtag ſind Ausflügen gewidmet; Feſte und 
uſammenkünfte finden jeden Abend ſtatt. 


J. 


Tagesordnung des Congreſſes. 


Freie Inſtitutionen bezüglich des Anwaltſtandes, 
durch Privatinitiative. 


1. Vereine oder Geſellſchaften von Rechtsanwälten — Ver⸗ 


bindungen des jungen Rechtsanwaltſtandes (jeune barreau) 
— Profeſſionelle Bibliotheken — Organismus von Studien, 
Unterricht oder profeſſionellem Beiſtand; 


.. Snftitutionen für koſtenloſe Vertheidigung Unbemittelter, 


oder Kinder vor Gericht — Patronat der entlaſſenen 
Sträflinge reſp. der Vagabunden — Wechſelſeitige Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dieſen Inſtitutionen und den Anwalt⸗ 
ſchaften (barreau). 


II. Unterricht in Hinſicht auf die Profeſſion des 


Rechtsanwaltes. 


3. Examina — Worüber müfjen dieſe Examen abgehalten 


werden — Müſſen dieſelben ſich nur auf juriſtiſche Studien, 
ſondern auch auf pfhiloſophiſche, naturwiſſenſchaftliche, 
ſociologiſche, anthropologiſche, phyſiologiſche Studien, ſowie 
auf Literatur und Beredſamkeit beziehen; | 


4. Wie viele Jahre find dieſen Studien zu widmen? 


III. Juternationale Beziehungen zwiſchen den An- 
waltſchaften (barreaux) und zwiſchen den Rechts- 


anwälten. 


5. Gründung einer beſtändigen reſp. internationalen Ein⸗ 


© 


IV. 


richtung, mit oder ohne Regeln, ſei es zwiſchen den An⸗ 
waltſchaften (barreaux) der verſchiedenen Länder, ſei es 
zwiſchen den Rechtsanwälten individuell; 


Object dieſer Einrichtung: Mittheilungen über die aus⸗ 


ländiſchen Geſetzgebungen im Falle von Prozeſſen vor den 
betreffenden nationalen Juridictionen — Anweiſung von 
Rechtsanwälten im Auslande, je nach der Natur der 
Angelegenheit — Advokaten⸗Congreſſe oder Vereinigungen; 
gegenſeitige Gaſtfreundſchaft; 


. Organiſation eines internationalen gerichtlichen Beiſtandes 


für Unbemittelte, welche im Auslande Prozeſſe führen; 


. Zulaffung ausländifcher Rechtsanwälte, bei Gericht zu 


plaidiren, wenn die Sache es mit ſich bringt — Bedingung 

dieſer Zulaſſung. 

Maßregeln in Hinſicht einer neuen Sitzung des 
Congreſſes. 
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Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 
ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
dees Civilrechts Zu 


in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 


Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 


XXXIX. 


Gattungsſchuld, Geldſchuld, alternative Schuld. 
B. G. B. 88 243, 279, 480, 244, 245, 262. 


1. Der theoretiſche Begriff der Gattungsſchuld oder 
generiſchen Obligation im Gegenſatz zur Speziesſchuld unter⸗ 
liegt zwar keinem Bedenken. Dennoch iſt kein Begriff flüſſiger 
und relativer, als der einer Gattung und praktiſch kann daher 
die Feſtſtellung, ob eine generiſch oder ſpecifiſch beſtimmte 
Obligation vorliegt, ſehr wohl auf große Schwierigkeiten 


ſtoßen, was um jo beachtenswerther iſt, als wichtige Rechts⸗ 


fragen, z. B. die Frage der Gefahr (species perit cui debetur, 
genus perire non censetur) je nach dem Ausfall dieſer 
Unterſcheidung verſchieden zu beantworten ſind. Das B. G. B. 
giebt für die Gattungsſchuld zunächſt in $ 243 den aus dem 


Handelsgeſetzbuch entnommenen Satz, daß Schuldner eine 


Sache von mittlerer Art und Güte zu leiſten hat. „Hat der 
Schuldner das zur Leiſtung einer ſolchen Sache ſeinerſeits 
Erforderliche gethan, ſo beſchränkt ſich das Schuldverhältniß 
auf dieſe Sache.“ 

Den gemeinrechtlichen Satz von der Gefahr (genus perire 
non censetur) reproducirt $ 279: 

„Iſt der geſchuldete Gegenftand nur der Gattung nach 
beſtimmt, ſo hat der Schuldner, ſo lange die Leiſtung 
nur der Gattung möglich iſt, ſein Unvermögen zur 
Leiſtung auch dann zu vertreten, wenn ihm ein Ver⸗ 
ſchulden nicht zur Laſt fällt.“ 

Für die Frage, ob eine Gattungsſchuld auch bei Begrenzung 
des genus anzunehmen bezw. ob und wenn ein begrenztes 
genus hinſichtlich des zuletzt erwähnten Rechtsſatzes als species 
gelten kann, alſo auch für 8 279 B. G. B. beanſprucht eine 
gewiſſe Bedeutung die Entſcheidung R. G. XXVIII Nr. 50 
S. 221 f. C. Civilſenat, Urth. v. 15. Juni 1891 i. S. 
E. (Kl.) w. S. (Bekl.) Rep. I 133/91: 

Beklagter hatte für das Jahr 1889 die Lieferung 
des geſammten Bedarfes der Klägerin in Ja gewaſchenen 
Schmelzkoks der Zeche „Dannenbaum“ in Bochum 
übernommen und im Mai 1889 mit Rückſicht auf den 
im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlenreviere ausgebrochenen 
Arbeiterausftand die übernommenen Lieferungen für 
einige Zeit unterbrochen. Die Klägerin hat ſich des— 
halb ihren Bedarf an Koks anderweit beſchafft und 
gegen den Beklagten auf Erſatz des ihr entſtandenen 
Schadens geklagt. | " 

Das Landgericht erkannte dem Klagantrage gemäß. 
Auf die Berufung hat das Kammergericht die Klage 
abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf. Aus den 
Gründen: „Das angefochtene Urtheil beruht auf der 
entſcheidenden Erwägung, daß der Beklagte ſich vertrags⸗ 


mäßig verpflichtet habe, der Klägerin je nach deren 
Bedarf die Spezies „Dannenbaumkohle“ zu liefern, 
und daß ihm die Erfüllung des geſchloſſenen Vertrages 
durch Zufall unmöglich geworden ſei. Dieſe 
Erwägung iſt rechts irrthümlich. Nach ſeinem 
Schreiben vom 30. November 1888 hatte der Beklagte 
„Ia gewaſchenen Schmelzkoks der Zeche „Dannenbaum“ 
zu liefern, mithin eine Waare, welche nach ihrer 
Beſchaffenheit und Herkunft beſtimmt war. Durch 
eine ſolche Beſtimmung allein wird aber eine 
Sache noch keineswegs zu einem Sad): 
individium (Spezies, corpus) im rechtlichen 
Sinne; vielmehr ſind, falls nicht die Umſtände 
des einzelnen Falles eine anderweite Annahme 
begründen, die in ſolcher Weiſe beſtimmten 
Sachen lediglich als eine Gattung (genus) mit 
beſonderen Eigenſchaften gekennzeichnet. Im 
vorliegenden Falle ſind aber irgend welche Umſtände, 
aus welchen zu folgern wäre, daß die einzelnen Koks⸗ 
mengen, welche der Beklagte der Klägerin nach Maß⸗ 
gabe ihres Bedarfes liefern ſollte, zufolge von Vor⸗ 
kehrungen der Parteien oder anderweit als Sachindividuen 
hätten erachtet werden können, vom Beklagten nicht 
behauptet und vom Berufungsrichter nicht feſtgeſtellt. 
Er würde daher, falls der Bekl. bei dem Verhältniſſe 
zwiſchen der Geſammtförderung der Zeche „Dannenbaum“ 
und dem Bedarf der Klägerin überhaupt in der Lage 
ſein ſollte, die Anſicht zu vertreten, daß der Vertrag 
über Lieferung von Sachindividuen abgeſchloſſen ſei, 
und falls dieſer Umſtand für die Entſcheidung auch 
ferner als erheblich erachtet werden ſollte, zunächſt 
hierüber einer weiteren Verhandlung und Entſcheidung 
bedürfen.“ 

Ich halte dieſe Entſcheidung nicht für richtig, indem ich 
die bloße Relativität des Verhältniſſes von genus und species 
darin für verkannt erachte. Eine begrenzte. Gattung, beiſpiels⸗ 
weiſe die „Weinſorte Rüdesheimer Berg-Ausleſe Jahrgang 
1885“ muß meines Erachtens in Anſehung der Gefahr als 
species behandelt werden, ſobald die Unmöglichkeit der 
Lieferung dieſes begrenzten genus durch Fortfall der ganzen 
begrenzten Gattung ohne Verſchulden der Verpflichteten eintritt. 
Der Satz: genus perire non censetur iſt eben nicht abſolut 
wahr, und der $ 279 B. G. B. hat daher auch durchaus 
zutreffend den Fall vorausgeſetzt, daß eben die Leiſtung aus 
der Gattung (überhaupt noch) möglich iſt. In dem vor— 
liegenden Falle iſt garnicht zu erkennen, wie noch in der that⸗ 
ſächlichen Feſtſtellung eine Ergänzung in dieſer Richtung 
möglich ſein ſoll. Parteien haben zwar einen Gattungskauf 
abgeſchloſſen, aber da es ſich um eine begrenzte Gattung 
handelt, deren Lieferung thatſächlich unmöglich würde, ſo war 
dieſe in Anſehung der Gefahr gewiß mit Recht vom Kammer⸗ 
gerichte als species behandelt worden. Vergl. auch Dernburg, 
Pand. II 8 25 Note 8. Die Gattungsſchuld begründet beim 
Kauf einen weſentlichen Unterſchied für die Behandlung der 
Frage des Eigenthumsübergangs bei Ueberſendung der Waare 
gegenüber dem Spezieskauf. Dies findet ſich gut und deutlich 
hervorgehoben in der Entſcheidung R. G. XXII Nr. 19 S. 81 ff. 
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(II. Civilſenat. Urth. v. 19. Dezember 1884 i. ©. Fr. u. Co. 
(Bekl.) w. Hannov. Gummikamm⸗ Compagnie (Kl.). Rep. III 


223/84): 


„Die Frage, wann das Eigenthum an einer von 
einem anderen Orte dem Käufer überſandten Waare auf 
den Käufer übergehe, iſt in der Theorie und Praxis 
beſtritten;“) es iſt jedoch von dem Berufungsgerichte 
mit Recht angenommen worden, daß nach den Grund⸗ 
ſätzen des gemeinen Rechtes, wenn der Kaufpreis bezahlt 
oder kreditirt iſt, durch die Annahme des von dem Ver⸗ 
käufer einſeitig ausgeſchiedenen, dem Käufer in Erfüllung 
eines Kaufvertrages überſandten Kaufgegenſtandes 
allein der Eigenthumsübergang auf den Käufer nicht 
bewirkt wird, daß vielmehr der Wille des Käufers, das 
Eigenthum an der ihm überſandten Waare erwerben zu 
wollen, ausdrücklich oder durch konkludente Handlungen 
erklärt ſein müſſe. Durch die Tradition wird das 
Eigenthum an der tradirten Sache nur dann übertragen 
und erworben, wenn beim Uebergange des Beſitzes der 
Wille beider Theile auf Geben bezw. auf Erwerben 
des Eigenthums gerichtet iſt. Dieſer Wille braucht 
nicht ausdrücklich erklärt zu werden, ſondern kann auch 
ſtillſchweigend erklärt werden, und iſt aus der Geſammt⸗ 
heit der die Uebergabe der Sache veranlaſſenden und 
begleitenden Umſtände zu folgern, insbeſondere aus dem 
der Tradition zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfte. 
Läßt dieſes ſeiner Natur nach auf den Willen, Eigen⸗ 
thum zu übertragen bezw. zu erwerben, ſchließen, ſo 
wird in Ermangelung entgegenſtehender Umſtände an⸗ 
zunehmen ſein, daß der Wille auf Uebertragung bezw. 
Erwerb des Eigenthums gerichtet iſt. Wird auf Grund 
eines Kaufvertrages von dem Verkäufer die verkaufte 
‚Spezies dem Käufer tradirt, und der letztere nimmt 
ſie an, ſo wird darin die Erklärung des beiderſeitigen 
Willens, Eigenthum zu übertragen bezw. zu erwerben, 
gefunden werden müſſen. Anders liegt dagegen 
die Sache, wenn der Gegenſtand des Kaufes 
ein genus iſt, und der Verkäufer die einſeitig 
von ihm ausgeſchiedenen Sachen zum Zwecke 
der Erfüllung des Kaufvertrages dem Käufer 
überſendet. In Ermangelung beſonderer, dieſen 
Willen ausſchließender Umſtände wird zwar auch in 
dieſem Falle der Wille des Verkäufers, das Eigenthum 
an der überſandten Waare auf den Käufer zu über⸗ 
tragen, angenommen werden müſſen, allein es kann 
in der Annahme der überſandten Waare durch den 
Käufer allein nicht der Ausdruck des Willens, das 
Eigenthum an dieſer Waare zu erwerben, gefunden 
werden. Wenn nicht aus den Erklärungen oder 
Handlungen des Käufers hervorgeht, daß er die ihm 
vom Verkäufer überfandte Waare mit der Abficht, 


) Zimmermann in der Zeitſchrift für Handelsrecht Bd. 19 


3. 397 ff. Thöl, Handelsrecht § 270 Note 29. Hanauſek, die 


Eigenthum daran zu erwerben, in Beſitz nehme, ſo 
wird in der bloßen Abnahme der Waare von dem mit 
deren Transporte Beauftragten zunächſt nur der Wille 
des Käufers zum Ausdruck gebracht, die Waare zu 
detiniren, ſeiner Verpflichtung zur Abnahme der Waare 
zu genügen, um zu konſtatiren, ob dieſelbe vertrags⸗ 
mäßig, empfangbar ſei. Erklärt der Käufer ſofort 
nach der Ablieferung der Waare oder doch rechtzeitig, 
daß er die Waare als nicht vertragsmäßig nicht 
empfangen wolle, und ſtellt er dieſelbe dem Verkäufer 
zur Dispoſition, ſo giebt er damit zu erkennen, daß er 
nicht den Aneignungswillen habe, ſondern daß er die 
Waare nur detiniren, für den Verkäufer aufbewahren 


wolle. Die zur Dispoſition geſtellte Waare bleibt in 


dieſem Falle im Eigenthum des Verkäufers ar 
das Stellen zur Dispoſition ©. 151).“ 

Die daraus ſich ergebenden Folgen für die Tragung der 
Gefahr u. ſ. w. liegen auf der Hand. 

Dagegen hat das Reichsgericht in demſelben Urtheil die 
in der bisherigen Theorie und Prapis ſtark beſtrittene Frage 
nach der Zuläſſigkeit der ſog. ädilitiſchen Klagen wegen Mängel 
(actio quanti minoris und redhibitoria) auch bei genus- 
Käufen bejaht. Es ſagt am Schluſſe (S. 84): 

„Der zweite Einwand der Beklagten, daß die Klägerin 
ficht berechtigt ſei, vom Vertrage zurückzutreten, viel⸗ 
mehr verpflichtet ſei, die Lieferung vertragsmäßiger 
Waare, die noch jetzt angeboten werde, anzunehmen, 
weit die ädilitiſchen Klagen auf den Gattungskauf keine 
Anwendung finden, iſt mit Recht von dem Berufungs⸗ 
gericht zurückgewieſen worden. Es iſt die von 
ihm ſeiner Entſcheidung zu Grunde gelegte, 
auch vom Reichsoberhandelsgerichte und vom 
Reichsgerichte angenommene Anſicht, daß die 
ädilitiſchen Rechtsmittel beim Gattungskaufe 
unter denſelben Vorausſetzungen wie beim 
Spezieskaufe zuläſſig ſeien, zu billigen.“ 
Vergl. Goldſchmidt in der Zeitſchrift für Handelsrecht 

Bd. 19 S. 98 ff. Hanauſeck, a. a. O. S. 113 ff. Entſch. 

des N. O. H. G.s Bd. 4 S. 183, Bd. 5 S. 252. 399. 

Entſch. des R. G.'s in Civilſachen Bd. VI S. 188. 

Auch für das Preußiſche Landrecht iſt dieſe Anſicht be⸗ 
ftätigt worden in der Entſcheidung R. G. XXXVI Nr. 57 
S. 232. (II. Civilſenat. Urth. vom 11. Oktober 1895 i. S. 
S. (Kl.) w. L. (Bekl.). Rep. II 164/95. I. L. G. Halle, 
II. O. L. G. Naumburg.) Preußiſch⸗landrechtliche Entſcheidung: 

„Nachdem wiederholt vom Reichsoberhandelsgericht 

| ſowohl wie vom Reichsgerichte für das gemeine Recht 

die ſrüher beſtrittene Zuläſſigkeit der ädilitiſchen Klagen 

N bei Genuskäufen anerkannt worden war, 

vergl. Entſch. des R. O. H. G. s Bd. 5 S. 395, 
Bd. 6 S. 267, Bd. 7 S. 112. 184, Bd. 11 S. 26, 
Entſch. des R. G.'s in Civilſ. Bd. 6 S. 189, 
Bd. 12 S. 84, 

hat in gleichem Sinne der I. Civilſenat des Reichsgerichts 

nunmehr auch für das Preußiſche Landrecht erkannt. 


haftung des Verkäufers für die Beſchaffenheit der Waare Abth. 2 | ö ht 
>. 106 ff. Kierulf, Sammlung der Entſcheidungen des Ober⸗ Vergl. Entſch. des R. G. s in Civilſ. Bd. 34 
ppellationsgerichts zu Lübeck, Bd. 4 Nr. 48 S. 447 ff. S. 191; vergl. auch Bd. 30 S. 158 Entwurf eines 


—— 


440 


bürgerlichen Geſetzbuchs für das deutſche Reich 
1. Leſung 8 398, Motive hierzu Bd. 2 S. 241; 
Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht 6. Aufl. 
Bd. 1 S. 502; Dernburg, Preußiſches Privatrecht 
4. Aufl. Bd. 2 S. 328. 
Dieſer rechtlichen Auffaſſung iſt beizutreten. Die⸗ 
ſelbe beruht auf der Annahme, daß mit der 
Lieferung der Waare der Genuskauf in einen 
Spezieskauf ſich auflöſt, indem die Waare hier— 
mit für das Vertragsverhältniß individuali— 
ſirt wird.“ 
Aus dieſem Grundſatze folgt, wie ſchon das R. G. XXII 
S. 84 bemerkt, auch, daß beim Genuskaufe der Käufer nicht 
verpflichtet iſt, ſtatt der gelieferten vertragswidrigen Waare, 
welche er dem Verkäufer zur Verfügung geſtellt hat, und die 
von dieſem zurückgenommen iſt, eine andere Waare anzunehmen 
und zu bezahlen. Dies führt für das Preuß. A. L. R. aus die 
Entſch. R. G. XXXIV Nr. 45 S. 192. (I. Civilſenat. Urth. 
vom 13. Oktober 1894 i. S. B. u. Sohn (Kl.) w. Z. (Bekl.). 
Rep. 190/94. I. L. G. 1 Berlin, II. Kammergericht daſelbſt): 
„Nach § 325 A. L. R. I. 5. iſt, wenn der Sache 
ausdrücklich vorbedungene Eigenſchaften fehlen, der 
Empfänger berechtigt, auf die Gewährung derſelben 
anzutragen. Das kann nicht bedeuten, daß der Empfänger 
beſchränkt ſei auf das Recht, ſtatt gelieferter mangelhafter 
Waare, über welche ein generiſcher Kauf abgeſchloſſen 
iſt, die Lieferung einer anderen Waare dieſes Genus zu 
fordern, welche die zugeſagten Eigenſchaften habe. 
Denn nach dem Syſteme des Allgem. Landrechtes und 
- abgeſehen von den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs 
wurde das Geſchäft über die Lieferung einer generiſch 
beſtimmten Quantität als ein Geſchäft beſonderer Art 
angeſehen, als Lieferungsvertrag (I. 11 § 981). Für 
dieſes Lieferungsgeſchäft wurde aber in § 987 der 
Grundſatz ausgeſprochen, daß nach geleiſteter 
Lieferung unter den Kontrahenten alles das ſtatt⸗ 
findet, was zwiſchen Käufern und Verkäufern Rechtens 
iſt. Alſo, nachdem durch die Lieferung die 
Waare individualiſirt worden iſt, hat der Käufer 
dieſelben Rechte, welche er bei einem ſofort zu 
erfüllenden Kaufe einer Spezies wegen 
fehlender verſprochener Eigenſchaften nach 
8 198 J. 11 hat. Danach kann aber der Käufer, wenn 
der Verkäufer die der gelieferten Spezies fehlende Eigen⸗ 
ſchaft nicht gewähren kann, von dem Vertrage wieder 
abgehen (S 326 A. L. R. I. 5). Um die Nachgewähr 
der der erſten Dezemberlieferung fehlenden Eigenſchaft 
handelt es ſich nicht mehr. Dieſes Leinöl in eine 
vertragsmäßige Waare umzuändern, dazu hat die 
Klägerin ſich nie erboten, vielmehr hat es die Klägerin 
dem Verlangen der Beklagten entſprechend zurückgenom⸗ 
men, nachdem Beklagte es zur Verfügung geſtellt hatte, 
weil es nicht die vertragsmäßigen und zugeſagten Eigen⸗ 
ſchaften habe. Die Beklagte durfte ſich danach definitiv 
weigern, ſtatt der gelieferten mangelhaften eine andere 
angeblich tadelloſe Waare als Erfüllung anzunehmen 
und zu bezahlen.“ 


Für das gemeine Recht hat allerdings Thöl Handels⸗ 
recht I. §S 275 Note 17, wie auch Windſcheid Bd. 2 8 394 
Note 5, wie mir ſcheint, in für das römiſche Recht über⸗ 
zeugender Weiſe das Irrige dieſer Ausdehnung der ädilitiſchen 
Klagen auf den Genuskauf ſchlagend dargelegt. Dagegen 
bemerkt freilich Dernburg, Band. II. S 101 Note 24: „Die 
Frage iſt aber, ob, nachdem gemeinrechtlich der Genuskauf ſich 
eingebürgert hat, das ädiliciſche Recht auf ihn anwendbar ift. 
Dagegen wendet man nun ein, es ſei ſtets als ſtillſchweigend 
vereinbart anzuſehen, daß das zu Liefernde fehlerlos geliefert 
werden müſſe, ſei alſo Fehlerhaftes geliefert, ſo ſei trotz der 
Annahme des Käufers, vorausgeſetzt, daß ſie nicht in Kenntniß 
der Fehlerhaftigkeit geſchah, noch nicht erfüllt, und der Käufer 
könne daher anderweite Lieferung und ſein Intereſſe ver⸗ 
langen. Doch dies iſt nur richtig, wenn etwas „Anderes“, als 
vereinbart war, geliefert wurde, wie etwa in dem R. G. Bd. IV 
S. 195 entſchiedenen Falle angenommen werden konnte. Iſt 
dagegen ein dem verſprochenen nach Gattung und 
Art entſprechendes Objekt geliefert und angenom- 
men, ſo iſt erfüllt, nur mangelhaft erfüllt. Daß 
jeder Fehler der Waare die Sache zu einer anderen, als ver⸗ 
ſprochen war, macht, geht zu weit und iſt nicht bewjeſen. 
Vergl. namentlich Goldſchmidt, Zeitſchrift für Handelsrecht 
Bd. 19 S. 98, Hanauſek, Bd. 1 S. 113, R. O. H. G. Bd. 5 
S. 399. Nach R. G. 6 S. 189 hat der Käufer, nachdem ihm 
die mangelhafte Waare geliefert iſt, die nämlichen Rechte, wie 
ſie ihm im Falle des Spezieskaufes zuſtünden.“ 

Man könnte hierzu noch anführen Seuffert Archiv Bd. 48 
Nr. 84 (O. L. G. Braunſchweig), Bd. 49 Nr. 243, ferner 
aus der Literatur: Bötzow, Sind nach gemeinem Rechte die 
ädiliciſchen Rechtsmittel auch beim Genuskaufe zuläſſig? Greifs⸗ 
wald, Inaug. Diſſ. 1891. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch regelt die Frage dahin, daß 
es ſowohl im Sinne der bisherigen reichsgerichtlichen Praxis 
die Wandelungs⸗ oder Minderungsklage zuläßt als auch die 
nach Thöl und Windſcheid allein zuläſſige Kaufklage auf 
Erfüllung, § 480: 

„Der Käufer einer nur der Gattung nach be⸗ 
ſtimmten Sache kann ſtatt der Wandelung oder der 
Minderung verlangen, daß ihm an Stelle der mangel⸗ 
haften Sache eine mangelfreie geliefert wird.“ 

2. Unter den Gattungsſchulden nimmt die Geldſchuld 
eine bevorzugte Stellung ein, da bei ihr die zu leiſtende Gattung 


zugleich den Charakter eines gefetzlichen Zahlungsmittels hat. 


Für im Inlande zahlbare Geldſchulden folgt aus dem einge⸗ 
führten Währungsſyſteme, daß der Werth einer in Reichswährung 
ausgedrückten Schuld der Nennwerth iſt und Zahlung in Geld 
der Reichswährung zum Nennwerthe angenommen werden muß. 
Nach § 244 B. G. B. ſoll aber auch eine in ausländiſcher 
Währung ausgedrückte Geldſchuld im Inlande in Reichs⸗ 
währung gezahlt werden können, „es ſei denn, daß die 
Zahlung in ausländiſcher Währung ausdrücklich leffektiv) 
bedungen iſt.“ — „Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurs⸗ 
werthe, der zur Zeit der Zahlung für den Zahlungsort maß⸗ 
gebend iſt.“ 

Bei Geldſchulden kann zu Folge einer Aenderung des 
Währungsſyſtems ebenſo, wie bei anderen begrenzten Gat⸗ 
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ngen Unmöglichkeit der Erfüllung eintreten. Allgemein 
erkannt iſt, daß hierdurch der Beſtand und das Weſen des 


huldverhältniſſes ſelbſt nicht geändert wird. In Folge der 


nführung der Goldwährung entſtand in Deutſchland die 
iktiſch bedeutſame Frage, welchen Einfluß dieſelbe auf aus⸗ 
diſche Schuldverhältniſſe hatte, bei denen die Schuldner ſich 
Zahlung in dem zur Zeit der Schuldbegründung gegebenen 
ändiſchen Währungsgelde verpflichtet hatten. Das Reichs⸗ 
icht hat in wiederholten Entſcheidungen erkannt, daß in 
ldwährung zu zahlen iſt und zwar nach dem geſetzlich (vom 
tſchen Münzgeſetz) zu Grunde gelegten Werthverhältniß. 
gl. R. G. VI. Nr. 33 S. 125 ff. I. Civilſenat. Urth. 
1 1. März 1882 i. S. Kaiſer Ferdinand Nordbahn (Beil.) 
B. (Kl.) Rep. I. 676/81. 5 

R. G. verurtheilte die öſterreich. Kaiſer Ferdinand Nord⸗ 
n als Emittentin zur Zahlung in Gold entſprechend der 
rechnungsnorm des deutſchen Münzgeſetzes vom 9. Juli 
3, als dieſe ſich weigerte, anders als in öſterreichiſchen 
jerthalern oder Vereinsthalern, entſprechend ihrem vor Ein⸗ 
ung der Goldwährung bei der Emiſſion gegebenen Ver⸗ 
hen, zu zahlen. ! | | 

Gründe: 

„Indem ſich die Beklagte, nachdem das gedachte 
Edelmetall ſeiner Qualität als Währung im Inlande 
entkleidet iſt, mit jedesmaliger Hingabe gedachter Edel⸗ 
metallmenge löſen will, bietet ſie in Wahrheit ſtatt 
hieſigen Landesgeldes etwas, was hier nur Waare iſt 
und für das eine Werthsverringerung in der Regel 
ſchon gerade aus ſeiner Aufgabe als Währung inner⸗ 
halb eines großen Währungsgebietes und Erſetzung 
durch Gold entſpringt Das Angebot der Umſetzung 
in Währungsgold nach dem jedesmaligen Werths⸗ 
verhältniſſe von Silber zu Gold iſt dabei, wenn man 
von den erſparten Prägungskoſten abſieht, etwas für 
den wahren Charakter der Leiſtung ganz unweſentliches 
und erregt nur den Anſchein, als werde in Wahrheit, 
weil doch Währung geboten werde, das verſprochene 
oder ihm völlig gleichartiges geboten. In der That 
wird auch die Löſung, nach welcher bei einem Währungs⸗ 
wechſel ohne Aufſtellung einer Umrechnungsnorm durch 
den Münzherrn die Relation zwiſchen Silber und Gold 
zur Zeit der Fälligkeit der betreffenden Schuld ent⸗ 
ſchiede, allſeitig perhorrescirt. Ihre abnormen Wirkungen 
ſowohl für den Schuldverkehr des betreffenden Landes 
im allgemeinen wie insbeſondere für ein verzinsliches 
Anlehen auf lange Dauer, bei dem. es dem Gläubiger 
auf einen feſten Zinsgenuß ankommt, liegen auf der 
Hand. Die herrſchende, ja man darf wohl ſagen, im 
weſentlichen einmüthige Meinung, erachtet die Werths⸗ 
relation zwiſchen Silber und Gold im freien 


Verkehr zur Zeit des Währungswechſels ent⸗ 


ſcheidend. 
Vergl. Knies, das Geld S. 329 ff. Goldſchmidt 
in der Zeitſchr. für Handelsr. Bd. 19 S. 327, 
ſ. auch deſſen Lehrbuch des Handelsrechts S. 1175, 
1174. Hartmann, über den rechtlichen Begriff des 
Geldes S. 83. 


Uebergang von Silber zur Goldwährung voraus⸗ 
geſetzt iſt Gold nicht zu geben, weil und ſoweit man 
ſolches für die Silbermenge, die ehedem das betreffende 
Quantum Währungsgeld darſtellte, anſchaffen bezw. für 
ſolches die Silbermenge anſchaffen kann, ſondern weil 
Wäh rungsgeld verſprochen, Gold Währungsgeld 
geworden und daher inſoweit zu geben iſt, als es an 
Stelle des Silbers Währungsgeld geworden iſt. Iſt 
aber dieſe Auffaſſung die richtige, und war das der 
Umrechnungsnorm des deutſchen Münzgeſetzes zu Grunde 
gelegte Relationsverhältniß von 15½: 1 das zur Zeit 
des Währungswechſels in Wahrheit nach beſtem möglichen 
Erkennen zu treffende, was Beklagter garnicht beſtreitet, 
ſo erſcheint die Beklagte zur Zahlung in Gold ent⸗ 
ſprechend dieſer Relation verpflichtet, auch wenn ſie der 
Umrechnungsnorm des Münzgeſetzes als einem poſitiven 
Geſetzgebungsakte des deutſchen Münzherrn nicht unter⸗ 
worfen wäre.“ 

Ebenſo R. G. XIX. Nr. 12 (i. S. Kaſchau⸗Oderberger 
Eiſenbahn). 

Das bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt in 8 245: 

„Iſt eine Geldſchuld in einer beſtimmten Münzſorte 
zu zahlen, die ſich zur Zeit der Zahlung nicht mehr 
im Umlauf befindet, ſo iſt die Zahlung ſo zu leiſten, 
wie wenn die Münzſorte nicht beſtimmt wäre.“ 

Die Grundſätze der eit. Reichsgerichtsentſcheidungen ſind 
durch dieſe Beſtimmung nicht beſeitigt; die Motive bemerken 
ausdrücklich, daß der hervorgehobene Fall, die Frage der 
Umrechnung, ſoweit nicht etwa die Geſetze beſondere Be⸗ 
ſtimmungen darüber treffen, der Wiſſenſchaft und Praxis zu 
überlaſſen ſei. 

3. Die alternative Obligation iſt Wahlobligation in 
Beziehung auf das Objekt; ſie unterſcheidet ſich von der 
generiſchen dadurch, daß bei ihr von vornherein mehrere, 
mindeſtens 2 Objekte in obligatione ſind; während bei der 
generiſchen vor der Erfüllung noch gar kein beſtimmter Gegen⸗ 
ſtand der Obligation exiſtirt, iſt bei der Wahlobligation der 
Schuldner bereits feſtgebunden, doch beſteht bezüglich der Leiſtung 
noch ein gewiſſer Spielraum. 

Von praktiſchem Intereſſe iſt hier vor allem die Frage, 
wann der Wahlberechtigte, es kann dies ja nach Geſetz oder 
Vertrag ſowohl der Gläubiger als der Schuldner ſein — 
regelmäßig wird es letzterer fein —, das Wahlrecht verliert 
bezw. ob der nicht zur Wahl berechtigte Gläubiger alternativ 
klagen und der Richter alternativ verurtheilen muß. Das 
Reichsgericht hat ſich hier der herrſchenden Lehre angeſchloſſen, 
wonach erſt in der Executionsinſtanz das Wahlrecht des 
Schuldners zu Gunſten des Gläubigers verloren geht. 

Vergl. R. G. XII. Nr. 46 (III. Civilſenat Urth. vom 
21. Oktober 1884 i. S. B. & S. [Bekl.] o. S. & Comp. [Kl.] 
Rep. III. 145/84. L. G. Lüneburg. O. L. G. Celle): 

z „Nach dem rechtskräftigen Urtheile vom 20. Mai 
1880, welches die Grundlage des jetzigen Verfahrens 
bildet, war die Beklagte verpflichtet, der Klägerin den 
Kaufpreis für die aus dem Lieferungsvertrage vom 
Februar. 1875 rückſtändige Quantität Soda gegen 
Lieferung derſelben durch ein nach drei Monaten an⸗ 


— ——— 
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gerechnet vom Datum des Ladungseertificates fälliges, 
in Hamburg zahlbares Wechſelaccept zu zahlen, und 


zwar im Betrage von 4,10 Mark oder 4,70 Mark für 


100 Pfund je nachdem ſie die Lieferung in Neweaſtle 
frei river Tyne oder in Hamburg verlangte. Ihre 
Verpflichtung, den höheren oder den geringeren Kauf⸗ 
preis zu zahlen, war alſo abhängig von der Ausübung 
der ihr zuſtehenden Wahl des Erfüllungsortes. Die 
Annahme des Berufungsgerichtes, daß dieſes der Be⸗ 
klagten zuſtehende Wahlrecht auf die Klägerin über⸗ 
gegangen ſei, weil die Beklagte, trotz der nach erfolgter 
rechtskräftiger Verurtheilung an ſie von der Klägerin 
erlaſſenen Aufforderung zur Ausübung des Wahlrechtes, 
ihre Wahl nicht getroffen habe, beruht nicht, wie 
Reviſionsklägerin meint, auf der Verletzung des Geſetzes. 
Die Anſicht, daß bei alternativen Verbindlichkeiten das 
dem Schuldner zuſtehende Wahlrecht im Falle des 
Verzuges des Schuldners auf den Gläubiger übergehe, 
iſt allerdings nicht zu billigen. jr 
Vergl. Mommſen, Beiträge zum Obligationenrecht 
Bd. 5 S. 259 ff. Wächter, Erörterungen aus 
dem römiſchen, deutſchen und württembergiſchen 
Privatrechte Bd. 3 S. 117. Windſcheid, Pan⸗ 
dekten Bd. 2 8 255. Vangerow, Pandekten 
Bd. 3 8 569 Anm. 9. | 
Allein der Berufungsrichter legt feiner Entſcheidung 
dieſe Anſicht auch nicht zu Grunde, ſondern er geht 
davon aus, daß das Wahlrecht des Schuldners bei 
einer alternativen Verbindlichkeit jedenfalls dann zu 
Gunſten des Gläubigers verloren gehe, „wenn der 
Schuldner auch einer rechtskräftigen Verurtheilung 
gegenüber hartnäckig bleibe.“ — Dieſe Anſicht iſt zu 
billigen. Der Schuldner iſt bei einer alternativen 
Verbindlichkeit nicht bloß berechtigt, ſondern auch ver⸗ 
pflichtet zu wählen, denn es iſt nicht unbeſtimmt, ob 
überhaupt von ihm etwas geleiſtet werden ſoll, ſondern 
nur, was geleiſtet werden ſoll, und das letztere ſoll 
durch den Schuldner beſtimmt werden. Späteſtens in 
der Exckutionsinſtanz muß aber das Objekt der Leiſtung 
feſtſtehen, und wenn daher der rechtskräftig verurtheilte 
Schuldner auch noch nach Zuſtellung des Urtheiles die 
Vornahme der ihm zuſtehenden Wahl und die ihm 
obliegende Leiſtung verweigert, es zur Exekution kommen 
läßt, ſo verliert er zu Gunſten des Gläubigers das 
Wahlrecht. N 
Vergl. 1. 11 8 1 Dig. de leg. II. 31. Wächter 
a. a. O., Windſcheid a. a. O., v. Holzſchuher, Theorie 
und Kaſuiſtik u. |. w. Bd. 3 S. 30. Bernſtein, 
Zur Lehre vom alternativen Willen u. |. w. 8 7 
S. 67 ff.“ 

Hierbei iſt jedoch zu beachten, daß rechtskräftige, nicht 
bloß vorläufig vollſtreckbare Verurtheilung gefordert wird. 
Vergl. Bolze, XXI. Nr. 154. | 
Ä Kläger beantragt, den Beklagten zu verurtheilen, 

nach ſeiner Wahl an Kläger 7 000 Franks 5prozentige 
Italieniſche Rente herauszugeben oder ihm 4 660 Mark 
65 Pf. ſammt Zinſen zu zahlen. Da das verurtheilende 


erſtinſtanzliche Erkenntniß nur vorläufig vollſtreck⸗ 

bar war, ſo hat deſſen Realiſirung auch nur die 

Bedeutung einer vorläufigen Erfüllung, die ſich als 

unhaltbar erweiſt, wenn daſſelbe in höherer Inſtanz 

wieder aufgehoben wird. Der Beklagte hat nicht 

definitiv gewählt, wenn er zur Abwendung der Zwangs⸗ 

vollſtreckung aus dem erſtinſtanzlichen Urtheil Geld⸗ 

zahlung geleiſtet hat. Würde ſich bei der Prüfung in 

der Berufungsinſtanz herausſtellen, daß der Beklagte 

zur Leiſtung der Rente nur vorbehaltlich feines Zurück- 

behaltungsrechtes wegen einer Gegenforderung an den 

Kläger verurtheilt werden durfte, ſo würde das erſt⸗ 

inſtanzliche Urtheil dementſprechend abzuändern und 

der Kläger auf Antrag des Beklagten zur 

Rückzahlung des eingezogenen Betrages 

mindeſtens für den Fall zu verurtheilen ſein, 

daß der Beklagte die Lieferung der Italieniſchen 
Rente wählen ſollte. | 

Zwar ſind von der eigentlich alternativen Obligation 

(wo zwiſchen 2 Gegenſtänden zu wählen iſt) ſolche Fälle, wo 

der Schuldner zwiſchen mehreren Qualitäten zu wählen hat, 

nicht weſentlich verſchieden. Der eben gegebene Satz findet 

aber auf letztere, die mit erſteren allgemein als Wahlobligation 

zuſammengefaßt werden können, Anwendung. Allerdings be⸗ 

ginnt, wenn dem Käufer die Wahl (Spezifikation) zuſteht, 

deſſen Verzug bezüglich des Kaufpreiſes ſchon mit dem 

Verzuge der Spezifikation. Doch hat letztere auf das Wahl⸗ 

recht ſelbſt noch keinen Einfluß. Nur nach Handelsrecht iſt 

dem Verkäufer das Recht der Ausſonderung bei generiſchen 

Obligationen zuzuſprechen, wenn Käufer damit in Verzug 

kommt. Dies beſtätigt (preußiſch⸗landrechtlich) R. G. XXIX. 

Nr. 6 (S. 18 ff.). (J. Civilſenat. Urth. vom 9. März 1892, 

i. S. P. C. (Bekl.) w. A. N. (Kl.) Rep. I 357/91. L. G. 

Duisburg. O. L. G. Hamm.) | 

1. Unter Bezugnahme auf eine Entſcheidung des 

Reichsoberhandelsgerichts (Bd. 18 S. 48) wird dem 

Berufungsgerichte vorgeworfen, verkannt zu haben, daß 

eine Mehrheit alternativer Käufe vorliege, wenn dem 

Käufer zwiſchen verſchiedenen Qualitäten mit beſonderen 

Preiſen die Wahl gelaſſen iſt. Wenn nun auch in der 

Regel eine der Zahl der verſchiedenen Qualitäten mit 

verſchiedenen Preiſen entſprechende Mehrheit von Käufen 

anzunehmen ſein wird, ſo ſteht dies doch nicht entgegen, 

daß auf Grund beſonderer Umſtände nach der Lage 

des einzelnen Falles, wie dies im gegebenen Falle vom 

Berufungsrichter geſchehen iſt, ein beſtimmter Kauf 

dahin angenommen wird, daß ungeachtet der verſchiedenen 

Maße und Qualitäten die Hobelbretter doch nur als 

eine einzige Waarengattung aufgefaßt und als ſolche 

zum Gegenſtande des Vertrages in der Weiſe gemacht 

worden ſeien, daß als Gegenſtand des Kaufvertrages 

nun 5 bis 10 Waggons Hobelwaaren, abgeſehen von 

den Dimenſionen und Qualitäten, in Betracht kommen. 

Zu dieſer Auslegung berechtigte der Schlußſchein vom 

4. März 1889 beſonders deshalb, weil als verkauft 

nur Waaren I. Qualität darin aufgeführt und blos 

am Rande auch die Preiſe für II. Qualität bemerkt 
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find, hieraus alſo zu ſchließen iſt, daß die Waaren 
letzterer Art nicht als alternativer Kaufgegen— 
ſtand beſtimmt worden ſind, ſondern nur die 
Möglichkeit, auch dieſe zu wählen (facultas 
alternativa), nebenbei in Betracht gezogen 
worden iſt. Hätte man aber auch davon aus— 
zugehen, daß eine derartige Mehrheit von 
Verträgen vorliege, daß erſt durch die Wahl 
(Spezifikation) des Beklagten der Kaufgegen— 
ſtand feſt beſtimmt werde, ſo könnte daraus 
dort nur die in der angeführten Entſcheidung 
gezogene Folgerung ſich ergeben, — deren 
Richtigkeit übrigens in dem Erkenntniſſe des Reichs⸗ 
gerichts vom 12. Dezember 1883 (Entſch. des R. G. 
in Civilſ. Bd. 10 S. 100) dahin geſtellt gelaſſen 
wurde, — daß vor der Spezifikation kein Verzug 
in der Empfangnahme vorliege, alſo nicht zur 
Niederlegung oder zu einem Verkaufe nach 
Art. 343 H. G. B. geſchritten werden dürfe. 
Der Verzug mit der Zahlung beginnt dagegen, 
wie das Berufungsgericht mit Recht an— 
genommen hat, mit dem Verzuge in Vornahme 
der Spezifikation, ſodaß von da an der Käufer 
die durch die ſpäter vorgenommene Spezifikation feſt⸗ 
geſtellte Kaufpreisſchuld zu verzinſen hat. Es kann 
dem Käufer nicht zuſtehen, durch willkürliche Hinaus— 
ſchiebung der Spezifikation auf die Zahlung ungerecht— 
fertigt zu verzögern. Das Verhältniß iſt ähnlich dem⸗ 
jenigen eines zur Rechnungsablage Verpflichteten zu 
beurtheilen, auch dieſer kann nicht durch ungegründete 
Weigerung der Feſtſtellung ſeiner Schuld deren Ver— 


zinslichkeit über den Zeitpunkt hinaus verſchieben, zu - 


welchem ſeine Verbindlichkeit zur Rechnungsſtellung 
fällig und hierzu aufgefordert worden iſt. Das 
Berufungsgericht hat daher ohne Geſetzesverletzung den 
Zahlungsverzug des Beklagten nach Maßgabe der an 
den Beklagten am 27. Auguſt 1889 gerichteten Auf— 
forderung zur Vornahme der Spezifikation beurtheilt. 

2. Der zweite Angriff rügt, daß das Berufungs— 


gericht im Anſchluß an das Urtheil vom 24. November 1888 


(Entſch. des R. G.'s in Civilſ. Bd. 14 S. 243) davon 
ausgegangen ſei, daß eine Klage auf Vornahme der 
Spezifikation nicht möglich, während doch nach dem 
hier maßgebenden preußiſchen Rechte das Gegentheil 
anzuerkennen ſei (Entſch. des R. G.' in Civilſ. Bd. 26 
S. 213 flg.). Es kann der Reviſion zugegeben werden, 
daß dieſe rechtliche Grundlage, von welcher aus das 
Berufungsgericht folgert, daß ſchon wegen der Un— 
möglichkeit, die Spezifikation durch Klage zu erzwingen, 
dem Verkäufer die Befugniß zu deren Vornahme für 
den Fall der Weigerung des Käufers zugeſtanden 
werden müſſe, nicht haltbar iſt. Die Entſcheidung wird 


jedoch durch die übrigen Gründe des Berufungsurtheils 


gerechtfertigt. Daraus, daß eine Klage auf Vornahme 
der Spezifikation zugelaſſen iſt, folgt noch keineswegs, 
daß der Verkäufer eine ſolche erheben müſſe, daß er 
alſo mit der Zahlung auf die Beendigung eines 


möglicherweiſe lange dauernden Prozeſſes und eines in 
ſeinem Erfolge zweifelhaften Vollſtreckungsverfahrens 
nach Vorſchrift des 8 774 C. P. O. zu warten und 
möglicherweiſe noch eine Klage auf Leiſtung des 
Intereſſes (§S 778 C. P. O.) zu erheben habe. Ueber⸗ 
dies handelt es ſich im vorliegenden Falle, wie im 
Berufungsurtheile mit Recht hervorgehoben wird, nicht 
um eine alternative Obligation mit dem Wahlrechte 
des Käufers, ſondern um eine ſolche auf eine generiſche 
Leiſtung, und bei dieſer iſt unbedenklich dem Verkäufer 
das Recht zur Ausſonderung zuzuſprechen, wenn der 
Käufer mit Ausübung ſeines Rechtes in Verzug geſetzt 
iſt (Entſch. des R. O. H. G.'s Bd. 24 S. 33). Es 
kann daher von der beſtrittenen Frage, ob bei alter⸗ 

nativen Obligationen das Wahlrecht in einem ſolchen 
Falle auf den Verpflichteten übergehe, wie beiſpielsweiſe 
von Dernburg (Preuß. Privatrecht Bd. 2 8 29) aus⸗ 
geführt wird, abgeſehen werden. Ueberdies kommt in 
Betracht, daß der Beklagte ſich auch im Laufe des 
Prozeſſes nicht zur Spezifikation erboten, noch weniger 

ſelbſt eine Auswahl getroffen hat, nach welcher er 
einen geringeren als den eingeklagten Kaufpreis 
ſchulden würde. 

Eingehender behandelt die Folgen des Spezifikations⸗ 
verzugs eine gemeinrechtliche Entſcheidung des Reichsgerichts, 
R. G. XXX Nr. 29. S. 97 ff., die ich ihrer prinzipiellen 
Bedeutung wegen nach der bei Seuffert, Archiv N. F. 19 
S. 313 gegebenen auszugsweiſen N ohne weitere 
Weg mittheile: 

„Die Parteien haben einen Lieferungsvertrag ge— 
ſchloſſen folgenden Inhalts. Klägerin verkauft an 
Beklagte: | 

1. 80 000 kg Bleche zum Grundpreiſe von 240 Mark 
oder 225 Mark à 1 000 kg, je nachdem Schweiß⸗ 
eiſenkeſſelblech oder Schweißeiſenbehälterblech und 
Siemens Martin „Flußeiſenblech“ gewählt 
werde, zur Abnahme bis Ende Juni 1890, 

2. 50 000 kg Bleche zum Grundpreiſe von 260 Mark 
oder 235 Mark oder 225 Mark à 1 000 kg, je 
nachdem die erſte, oder die zweite, oder 
die dritte jener Qualitäten gewählt werde, 

zur Abnahme bis Ende 1890, 
nach Wahl und vorhergehender Spezifikation der 
Käuferin und mit Uebergreifen nach Conventionsſkala 
vom 11. November und 23. Dezember 1889. 

Die Beklagte iſt nach den bezeichneten Terminen 
mehrfach vergeblich zur Spezifikation aufgefordert worden. 
Bei dieſer Sachlage hat die Klägerin ſich für berechtigt 
erachtet, das Lieferungsobject ſelbſt zu beſtimmen, um 
zu der Forderung einer beſtimmten Kaufgeldſumme zu 
gelangen. Sie hat daſſelbe auf 80 Tonnen Schiveiß- 
eiſenkeſſelbleche zu 240 Mark für die Tonne und auf 
50 Tonnen Schweißeiſenkeſſelbleche zu 260 Mark für 
die Tonne, alſo unter Auswahl der theuerſten Sorte, 
beſtimmt und fordert 32 200 Mark nebſt Prozeßzinſen. 

Die erſte. Inſtanz hat den Uebergang des Wahlrechts 

von dem ſäumigen Käufer auf den Verkäufer anerkannt 


Ber: 
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und klagegemäß verurteilt. Die Berufung der Beklagten 
iſt zurückgewieſen worden. Die Beklagte greift das 
Berufungsurtheil in mehreren Punkten an. 

1. Sie rügt, daß die Vorinſtanzen rechtsirrthümlich an 
den Vorzug des Käufers in Ausübung der Wahl die 
Rechtsfolge der Uebertragung des Wahlrechts auf den 


. Verkäufer geknüpft haben. Dieſe Rüge iſt begründet. 


Durch den Kauf auf vorgängige Spezifikation hat 


die Beklagte ſich des Bezuges ſolcher Waaren verſichert, 


welche ihren noch nicht zu überſehenden Bedürfniſſen 
entſprechen. Wird ihr das Wahlrecht genommen, ſo 
wird der Vertrag in einem weſentlichen Theil geändert; 
das Intereſſe des Käufers an dem Vertrage wird auſ⸗ 
gehoben, da ihm für ihn unbrauchbare Waaren auf⸗ 
gedrängt werden könnten. Zu einem ſolchen Eingriff 
in die Vertragsrechte könnte man nur auf Grund einer 
Rechtsnorm kommen, welche für den Fall des Wahl⸗ 
verzuges einen ſolchen Rechtsnachtheil eintreten ließe. 
Den Quellen iſt eine ſolche Rechtsnorm nicht zu ent⸗ 
nehmen. Wollte man die Vorſchriften über optio legata 
(fr. 7. 8. 13 de opt. leg. 33. 5) auch auf alternative 
Obligationen, die aus einem gegenſeitigen Vertrage 
entſprungen ſind und dann weiter auf Spezifikations⸗ 
fälle der vorliegenden Art anwenden, ſo würde man 
mit Römer (Abhandl. S. 140) nicht zu einer Wahl⸗ 
übertragung, ſondern bei unterſtelltem Bedingungs⸗ 
ausfall, zu einem Zuſammenfallen des ganzen Ver⸗ 
trages gelangen. Das Urtheil dieſes Senats vom 
21. Oktober 1884, 

vergl. Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 184 (in 

Seuffert, Archiv Bd. 41 Nr. 9) 
kann nicht, auch nicht analog, von der Klägerin zu 
ihren Gunſten herangezogen werden, weil es eine Ueber⸗ 
tragung des Wahlrechts nur unter einer hier nicht zu⸗ 
treffenden Vorausſetzung annimmt, ſonſt aber ausdrücklich 
verneint. Auch die Analogie der von dem 1. Richter 
herangezogenen Vorſchriften über die Folgen einer ver⸗ 
tragswidrigen Vereitelung des Eintritts einer Bedingung 


könnte nicht zu einer Uebertragung des Wahlrechts, die 


den Vertragsinhalt weſentlich verändert, ſondern höchſtens, 


wie die analoge Anwendung der Vorſchriften über 


optio legata, zu der Annahme eines Fallens des Ver⸗ 
trages führen. Die in der Doktrin ſich findende Ver⸗ 
theidigung der Uebertragung des Wahlrechts, 

vergl. Dernburg, Band. Bd. 2 8 27 a. E.; der⸗ 

ſelbe, Preuß. Privatr. Bd. 2 8 29 Anm. 18; 

Bernſtein, der alternative Wille S. 73, 
deren Gründe die früheren Richter benutzten, findet 
hiernach im poſitiven Recht keine Stütze. Der Hinweis 
auf die Billigkeit und auf die Schwierigkeiten, denen 
die Verwirklichung des Rechts des Verkäufers begegnet, iſt 
nicht geeignet, die Entſcheidungen der Vorinſtanzen zu 
rechtfertigen. Zunächſt bleibt immer noch die Frage, 
ob die obwaltenden Schwierigkeiten richtig beurtheilt 
ſind. Im vorliegenden Fall kann der Verkäufer nach 
den weiteren Ausführungen unter 2 dahin gelangen, 
daß ihm der Mindeſtpreis mit Vorbehalt des vollen 


Spezifikationsrechts des Käufers, nicht etwa, wie die 
Vorderrichter als nothwendig unterſtellen, mit Con⸗ 
centration auf die geringſte Sorte, zu zahlen iſt. Es 
erübrigt alſo nur die Auffindung eines Weges, wie 
ſich der Verkäufer von ſeiner fortbeſtehenden Pflicht zur 
Lieferung auf vorgängige Spezifikation befreien könne. 
Das R. O. H. G. (Entſch. Bd. 18 S. 51) ſchließt in 
einem Fall der vorliegenden Art den Selbſthülfeverkauf 


als Befreiungsmittel aus. Der I. Civilſenat des R. G. 


läßt in dem Urtheil vom 28. November 1883 
vergl. Entſch. des R. G. Bd. 10 S. 100 (in 
Seuffert, Archiv Bd. 39 Nr. 222) 
die Richtigkeit dieſer Anſicht dahingeſtellt. Hier eine Ent⸗ 
ſcheidung zu geben, iſt praktiſch nicht geboten. — — — 
Jedenfalls ſteht die Unzuläſſigkeit des Selbſthülfeverkaufs, 
bei welchem nicht effektive Waare, ſondern das Bezugs⸗ 
recht des Käufers, wie es iſt, verkauft wird, nicht feſt. 
Aber wenn auch Zweifel beſtänden, wie ein anerkanntes 
Recht zur Verwirklichung gelangen könne, ſo berechtigen 


ſolche Zweifel doch den Richter nicht zu einer rechts⸗ 


ergänzenden Judikatur. 

2. Die Beklagte will auf den vorliegenden Fall 
eines Verkaufs mit Spezifikationsrecht des Käufers die 
Beurtheilung angewendet wiſſen, welche ein überein⸗ 
ſtimmender Fall in dem Urtheil des R. O. H. G. vom 


17. Juni 1875 (Entſch. Bd. 18 S. 48) gefunden hat. 


Muß man, wie vorſtehend ausgeſührt, den Uebergang 
des Wahlrechts von dem ſäumigen Käufer auf den 
Verkäufer verneinen, ſo befindet ſich der Vertrag zur 
Zeit noch in dem bis zur Wahl ftattfindenden Schwebe⸗ 
zuſtande. Die Beurtheilung des R. O. H. G. würde 
allerdings dahin führen, daß während dieſes Zuſtandes 
ein Anſpruch auf Erfüllung überall vom Verkäufer 
nicht erhoben, ſondern nur auf Vornahme der 
Spezifikation geklagt werden könnte. Die Klage würde 
alſo auch, ſoweit ſie auf Zahlung des geringſten Preiſes 
geht, hinfällig ſein. Der Unterſchied des vorliegenden 
komplizirten Spezifikationsfalls von den gewöhnlichen 
Fällen, in welchen die Beſtimmung der zu liefernden 
Waare nach Vorgebung oder auch wohl nach ſonſtiger 
Herſtellungsart (Garnnummer) dem Käufer frei⸗ 
gegeben iſt, 
vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 15 S. 146 (in 
Seuffert Archiv Bd. 31 Nr. 265); Bd. 16 S. 204, 
Bd. 22 S. 5 (in Seuffert Archiv Bd. 33 Nr. 256); 
Entſch. des R. G. Bd. 10 S. 97, Bd. 14 S. 243 
(in Seuffert Archiv Bd. 39 Nr. 322 und Bd. 41 
Nr. 209), 
beſteht darin, daß das abzunehmende beſtimmte Quantum 
unter Verſchiedenheit der Grundpreiſe nicht aus einer 
Waarenſorte zu leiſten iſt, ſondern unter beliebiger 
Theilung aus mehreren Sorten gewählt werden darf. 
Die juriſtiſche Schwierigkeit beſteht für die 
Beurtheilung der Spezifikationsfälle in einer 
gewiſſen Unbeſtimmtheit der Waare und des 
Preiſes. Für diejenigen Fälle, in welchen 
eine Eiſenſorte nach zu beſtimmenden Di— 
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menſionen oder Formen zu liefern iſt, hat 
das R. O. H. G. die obwaltende Schwierigkeit 
durch eine Auslegung dahin beſeitigt, daß die 
beſtimmte Eiſenſorte, z. B. franzöſiſches 
Handelseiſen, zu dem feſten Grundpreiſe ver— 
kauft ſei, eine Unbeſtimmtheit bezüglich der 
Waare und des Preiſes alſo nicht beſtehe. 
Von dem eigentlichen Vertrage wird ſodann eine 
Nebenberedung unterſchieden, durch welche der Verkäufer 
ſich zu einer gewiſſen in das Belieben des Käufers ge⸗ 
ſtellten Formgebung gegen Erſatz der hierfür auf⸗ 
zuwendenden Koſten verpflichte (Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 16 S. 205). Auch in dem Urtheil des 1. Civil⸗ 
ſenats des R. G. vom 12. Dezember 1883 (Entſch. 
Bd. 10 S. 97) iſt die obwaltende Schwierigkeit durch 
eine ähnliche Auslegung beſeitigt. Dieſer Weg wird 
unmöglich, wenn aus verſchiedenen Sorten mit ver⸗ 
ſchiedenen Grundpreifen von dem Käufer zu wählen iſt 
und daneben die Dimenſionen zu beſtimmen ſind. 
Demungeachtet gelangt das R. O. H. G. im 
Urtheil vom 17. Juni 1875 nicht etwa dahin, 
den Vertrag wegen Unbeſtimmtheit von Waare 
und Preis fallen zu laſſen. Es ſoll vielmehr 
in dem verbindlichen und klagbaren Geſchäft 
eine Mehrheit von Kaufverträgen ſtecken und 
durch die Erklärung des Käufers ſich ent⸗ 
ſcheiden, welcher Kaufvertrag mit beſtimmter 
Waare und beſtimmtem Preiſe zur Geltung 
gelange. Vorher, während des Schwebe— 
zuſtandes, ſoll ein Verzug des Käufers 
hinſichtlich der Annahme des Kaufgegen— 
ſtandes abſolut undenkbar ſein. Dieſe Un⸗ 
denkbarkeit müßte zur Folge haben, daß niemals 
aus dem Lieferungsvertrage auf Erfüllung, auch nicht 
unter Forderung des geringſten Preiſes, welcher, wie 
auch ſpezifizirt werden möge, übrig bleibt, geklagt 
werden könnte; denn ohne Annahmeverzug kann es 
nicht zu einem Zahlungsverzuge des Käufers in Anſehung 
des Preiſes unter Wegfall der Einrede des nicht er⸗ 
füllten Vertrages kommen. Nimmt man hinzu, daß 
nach dem Urtheil dieſes Senats vom 24. November 
1885 (Entſch. Bd. 14 S. 243), an welchem feſtzuhalten 
iſt, die dem Gläubiger als ſolchem zugeſtandene Wahl⸗ 
befugniß nur ein Recht des Gläubigers, nicht ſeine 
Pflicht, mithin nicht durch Klage erzwingbar iſt, ſo 
würde ſich ergeben, daß einem nach den An— 
ſchauungen des Handelsverkehrs zweifellos 
gültigen und bindenden Vertrage wegen 
juriſtiſcher Bedenken die praktiſche Wirkſam— 
keit verſagt bliebe. Dieſes Ergebniß muß zu 
einer erneuten Prüfung veranlaſſen, ob die 
Bedenken, welche der Annahme eines Em— 
pfangsverzuges und der Zuläſſigkeit einer 
Erfüllungsklage entgegen ſtehen, wirklich 
durchſchlagend ſind. | 

Es ſteht bei den Kontrahenten, die Beſtandtheile des 


einzugehenden gegenſeitigen Vertrages nicht unmittelbar, 


ſondern nur mittelbar zu beſtimmen. Die vorläufig 
gelaſſene Ungewißheit kann der Hebung durch ein 
künftiges aufklärendes Ereigniß einſtweilen überlaſſen 
bleiben, und dieſes Ergebniß kann in der Willens⸗ 
entſcheidung des einen Theils beſtehen. Ein ſolcher 
Fall iſt gegeben, wenn der Verkäufer ſich zu der 
Lieferung dieſes oder jenes Gegenſtandes nach Wahl 
des Käufers verpflichtet, alſo wenn die Obligation des 
Verkäufers eine alternative iſt. Der vorliegende Fall 
unterſcheidet ſich von dem Fall der Uebernahme einer 
alternativen Obligation ſeitens des Verkäufers dadurch, 
daß die Spezifikation in einem viel weiteren Umfange 
den Vertragsinhalt feſtſtellt, indem der Käufer aus 
drei Sorten zu wählen und für das Gewählte eine 
gewiſſe Herſtellungsart, über welche aus den Ver⸗ 
handlungen nicht Näheres erhellt, zu beſtimmen hat. 
Die Entſcheidung des Käufers über die Waare ergiebt 
an der Hand der über die Waarenpreiſe getroffenen 
Vereinbarungen den Betrag des Kaufgeldes. In An⸗ 
ſehung des Inhalts des Vertrages bleibt zunächſt inner⸗ 
halb gewiſſer Grenzen eine Ungewißheit beſtehen, und 
es ſchaltet ſich ein Schwebezuſtand ein; aber trotz der 
möglichen verſchiedenen Geſtaltung des Ber- 
tragsinhalts beſteht nur ein Vertrag, und es 
ſind weder ein Vertrag und ein Nebenvertrag 
über die Formgebung, wie von dem R. O. H. G. 
für die gewöhnlichen Spezifikationsfälle an— 
genommen wird, noch iſt eine Mehrzahl von 
Kaufverträgen zu unterſcheiden, wie das 
R. O. H. G. für den Fall annimmt, wenn der 
Käufer aus mehreren Qualitäten mit ver— 
ſchiedenem Grundpreiſe auszuwählen hat. Bei 
einem Kaufvertrage mit alternativer Leiſtungs— 
pflicht des Verkäufers hat man an der Ein— 
heitlichkeit des Vertrages nie gezweifelt. Die 
umfänglichere Wirkung der Wahlentſcheidung 
des Käufers im vorliegenden Fall bedingt 
nicht ein abweichendes Ergebniß. Ferner ſcheint 
es nicht geboten, zu unterſcheiden, ob die Wahl 
des Käufers nur die Herſtellungsart, ins— 
beſondere die Formgebung, oder ob ſie auch 
den Stoff betrifft. Beide Arten von Beſtimmungen 
ſtellen Merkmale feſt, welche die lieferbare Waare haben 
ſoll, entſcheiden alſo über das Genus der Wäare, über 
Gattung, Art, Unterart. 

Der Käufer wird in der Ausübung ſeiner Rechte 
durch die obwaltende Ungewißheit, die ſich durch ſeine 
Willensentſcheidung in Gewißheit verwandelt, überall 
nicht beeinträchtigt. Ungünſtiger iſt die Lage des Ver⸗ 
käufers. Einen Anſpruch gegen den Käufer auf Vor⸗ 
nahme der Spezifikation und event. auf das Intereſſe 
kann man ihm zwar ohne von dem angeführten Urtheil 
dieſes Senats (Entſch. Bd. 14 S. 243) abzuweichen, 
in dem Fall zuſchreiben, wenn dem Vertrage die Ueber⸗ 
nahme einer Verpflichtung zur Spezifikation zu ent⸗ 
nehmen ift, mithin der Käufer als Schuldner einer 
ſolchen Dienſtleiſtung dem Verkäufer gegenüber erſcheint. 
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Wie nahe eine ſolche Auslegung mit Rückſicht auf 
Treue und Glauben auch liegt, ſo kommt doch im 
vorliegenden Fall ein ſolcher Anſpruch nicht in Betracht, 
weil er nicht erhoben iſt. Nur die Forderung auf 


Zahlung des Kaufpreiſes iſt geltend gemacht. Nimmt 


man an, daß nur ein Lieferungsvertrag vorliegt, ſo 
beſteht die Kaufpreisforderung von Anfang an, und 

nur ihr Hinausgehen über den Mindeſtpreis iſt noch in 
der Schwebe, während, wenn man mit dem R. O. H. G. 
eine Mehrheit von Kaufverträgen unterſcheiden würde, 
unter denen der Käufer auswählt, vor der Wahl von 

einem bereits beſtehenden Anſpruche nicht die Rede 
ſein könnte. 

Mit der Annahme einer feſten Forderung auf den 
Mindeſtpreis iſt dem Verkäufer ein Weg zum Angriff 
eröffnet, wenn man gegen die Anſicht des R. O. H. G. 
dahin gelangen kann, auf Seiten des mit der Spezifikation 
zögernden Käufers das Vorhandenſein des Annahme⸗ 
verzuges anzunehmen. Für die gewöhnlichen Spezi— 
fikationsfälle hat die bisherige Rechtſprechung an⸗ 
genommen, daß, falls die Säumniß des zur Spezifikation 
aufgeforderten Käufers für den Verkäufer die Möglich⸗ 
keit einer Realoblation ausſchließt und nur die Möglich— 
keit einer wörtlichen Bereiterklärung zur Lieferung nach 
Spezifikation beſtehen läßt, eine ſolche Verbaloblation 
in Verbindung mit dem im vorliegenden Fall nicht 
zweifelhaften Leiſtungsvermögen genüge, um den Käufer 
in Empfangsverzug zu ſetzen; 

Vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 15 S. 146; 
Entſch. des R. G. Bd. 14 S. 246. 

In den Fällen, in welchen der Käufer unter ver⸗ 
ſchiedenen Qualitäten oder Sorten zu wählen hat, iſt 
die Wahlentſcheidung eine umfänglichere. Dieſer Um⸗ 
ſtand kann jedoch keinen Unterſchied machen. Mit dem 
Empfangsverzuge wird, wie in dem eben an- 
geführten reichsgerichtlichen Urtheil ausge— 
führt iſt, die Art von Bedingtheit des Kauf— 
geldanſpruchs, welche ſich aus der Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages ergiebt, gehoben und 
kann einfache Verurtheilung, nicht blos Ver— 
urtheilung zur Leiſtung Zug um Zug verlangt 
werden.“ 

Auch in Anſehung der Wahlobligation (alternativen Schuld) 
hat das Bürgerliche Geſetzbuch 88 262 —265 durchaus der in 
den vorſtehenden Entſcheidungen dargeſtellten Praxis des Reichs⸗ 
gerichts entſprechende Grundſätze aufgeſtellt; insbeſondere 
beſtimmt § 264 Abſ. 1, daß das Wahlrecht des Schuldners 
mit dem Beginn der Zwangsvollſtreckung auf den Gläubiger 
übergeht, daß aber Schuldner, ſo lange nicht der Gläubiger 
die gewählte Leiſtung ganz oder theilweiſe empfangen hat, ſich 
immer noch durch eine der übrigen Leiſtungen von ſeiner Ver⸗ 


bindlichkeit befreien kann. — Die in der zuletzt citirten Ent⸗ 


ſcheidung gegebene Konſtruktion dürfte auch für die Wahl⸗ 
obligation des B. G. B. ihre Geltung behaupten. 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die weiter im Juli 1897 ausgefertigten 
Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zum Einführungsgeſetz zur Civilprozeßordnung. 

1. Das B. G. hat mit Recht angenommen, daß die Ein⸗ 
rede nicht auf 8 15 sub 2 1. f. des E. G. zur C. P. O. ge⸗ 
ſtützt werden kann. Wenn nach dieſer Beftimmung die landes- 
geſetzlichen Vorſchriften über das Verfahren bei Streitigkeiten, 
welche die Zwangsenteignung und die Entſchädigung wegen 
derſelben betreffen, unberührt bleiben, ſo kann es zunächſt ſchon 
fraglich erſcheinen, ob die zur Frage ſtehende Unterſagung der 
Benutzung von Privatſchlachtanſtalten zu Schlachtzwecken über- 
haupt unter den Begriff der Zwangsenteignung fällt. Bejaht 
man aber auch dieſe Frage, ſo liegt doch die Erſetzung des 
ordentlichen Verfahrens bei einem an ſich zu den bürgerlichen 
Rechtsftreitigkeiten. gehörenden Entſchädigungsanſpruche durch 
das ſchieds richterliche Verfahren der C. P. O. keinenfalls im 
Bereiche der der Landesgeſetzgebung geſtatteten Abweichungen 
vom ordentlichen Verfahren. Inſoweit hat auch die Reviſion 
beſondere Angriffe nicht erhoben. III. C. S. i. S. Stadt 
Schwerin c. Lorenz und Gen. vom 29. Juni 1897, Nr. 65/7 III. 

Zur Civilprozeßordnung. 

2. Aufhebung von Koſtenfeſtſetzungsbeſ clüſſen! in eine 
1. daß in dem Rechtsſtreit der Parteien nicht das Pfändungs⸗ 


pfandrecht des Kl. an der Hypotheken forderung von 19 000 Mk., 


ſondern das Pfändungspfandrecht des Kl. an dem über dieſe 
Hypothekenforderung ausgeſtellten Hypotheken briefe ſtreitig 
geworden iſt; daß mithin die Vorausſetzung der Beſtimmung 
des § 6 C. P. O. nicht vorliegt, vielmehr der Streitwerth gemäß 
§ 3 C. P. O. von dem Gerichte nach freiem Ermeſſen feſtzu⸗ 
ſetzen iſt; 2. daß bei Bemeſſung des Streitwerthes nicht in 


Betracht kommt, welchen Werth der Hypothekenbrief als Urkunde 


hat oder welche Koſten bei deſſen Abhandenkommen durch das 
Aufgebot entſtehen können, ſondern daß das Intereſſe des Kl. 
maßgebend iſt, welches dieſer daran hat, daß der Hypotheken- 
brief nicht in den Händen des Bekl. bleibt, der durch die Ver⸗ 
fügung über die Hypothekenforderung zu Gunſten eines redlichen 
Dritten unter Aushändigung des Briefes das Pfändungspfand⸗ 
recht des Kl. gegenüber dem Dritten illuſoriſch machen kann; 
daß aber dieſes Intereſſe nicht nach dem ganzen Betrage der 
Forderung, worüber der Brief lautet, bewerthet werden kann, 


zumal nichts darüber bekannt iſt, daß der Bekl. mit einer Ver⸗ 


fügung zum Nachtheile des Kl. umgehe; daß mithin eine 
wirkliche Verluſtgefahr für den Kl. noch nicht beſteht, ſondern 
nur im Bereiche der Möglichkeit liegt; 3. daß hiernach die 
Feſtſetzung des Streitwerthes auf 19 000 Mark, als den ganzen 
Betrag der Forderung umfaſſend, zu hoch erſcheinen muß, daß 


andererſeits aber auch die Feſtſetzung auf 500 Mark durch das 


Kammergericht dem Intereſſe des Kl. nicht genügend gerecht 
wird: daß vielmehr nach Lage der Sache die Annahme eines 
Streitwerthes von 2000 Mark als angemeſſen anzuſehen iſt. 
V. C. S. i. S. Hofmann c. Meſch vom 30. Juni 1897 
B Nr. 106/97 V. 
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. Rheiniſcher Rechtsfall. Der Streit unter den Parteien 
ſich lediglich um die von den Rkl. bei den Theilungsver⸗ 
ingen erhobenen Einwendungen gegen den vom Notar ent⸗ 
en Theilungsſtatus. In der Klage war beantragt, dieſe 
ndungen für unbegründet zu erklären und feſtzuſtellen, daß 
heilungsſtatus allen Parteien gegenüber rechtskräftig ſei. 
Widerklage wollte im Gegenſatze hierzu eine Ent⸗ 
ng herbeiführen, durch welche feſtgeſtellt werden ſollte, 
ie erwähnten Einwendungen begründet ſeien und dem⸗ 
eine Aufhebung oder doch eine Vervollſtändigung und 
tigung des Theilungsſtatus zu erfolgen habe. Soweit 
kl. beantragt hatten, die den übrigen Gläubigern von 
ſtotar ertheilte Anweiſung auf die ihrem Schuldner, 
Bittwer C. zugewieſenen Beträge für unwirkſam zu er⸗ 
„beſtand nun zwiſchen ihnen und den übrigen Bekl. eine 
endige Streitgenoſſeuſchaft im Sinne von 859 der C. P. O. 
Dieſer Streit war lediglich unter den verſchiedenen 
igern auszutragen; der Wittwer und die Erben waren 
ich der Frage, welchen Glaͤubigern der dem Schuldner 
nde Antheil an der Gütergemeinſchaft zuzuweiſen ſei, 
etheiligt. Das O. L. G. hat hiernach mit Unrecht an⸗ 
men, die Berufung hätte auch in dieſer Beziehung gegen 
n der Theilung betheiligten Perſonen gerichtet werden 
Anders verhält es ſich dagegen inſoweit, als darüber 
en wurde, ob der Theilungsſtatus auch im Uebrigen der 
ien Sachlage entſpreche, oder ob er unter Berückſichtigung 
geblih noch vorhandenen Mobilien und des nach der 
ptung der RE. beſtehenden Erſatzanſpruches des Wittwers 
ichtigen und zu vervollſtändigen ſei. In dieſer Be⸗ 
beſtand zwiſchen den Bekl. allerdings eine noth— 
ge Streitgenoſſenſchaft, da über das Beſtehen und 
halt des Theilungsaktes nur eine einheitliche Entſcheidung 
war. Soweit es ſich um die Klage handelt, waren 
., wenn ſie die Entſcheidung des L. G. durch Berufung 
n wollten, verpflichtet, auch ihre Mitbeklagten, welche 
ige nachgegeben hatten, zur Verhandlung in der Be— 
zinſtanz zu laden. Außer deren Gegenwart konnte nicht 
eutſchieden werden, ob der Theilungsſtatus als ſolcher 
ft bleiben oder ob er aufgehoben oder berichtigt und 
kändigt werden ſollte; auch konnte der Theilungsſtatus, 
es ſich um die Theilung ſelbſt handelte, nicht dem Wittwer 
u Erben gegenüber bindend fein, den Rkl. gegenüber aber 
ben oder umgeſtaltet werden. Ueber die Widerklage 
überhaupt nicht getrennt von der Klage vorbeſchieden 
ſie hätte übrigens unter allen Umſtänden als unzuläſſig 
ſen werden ſollen, weil auch über die Widerklageanträge 
ißer Gegenwart aller Bekl. entſchieden werden konnte, 
iderklage aber nur einem Kl. gegenüber erhoben werden 
Dabei kommt in Betracht, daß die Widerklage zwar 
m auf den Schriftſatz der Bekl. verweiſenden Sitzungs- 
l nur den Kl. gegenüber erhoben worden ift, daß aber 
e Mitbekl. deren Abweiſung beantragt hatten und das 
welches ausweislich des Thatbeſtandes annahm, die 
age ſei von den Widerkl. allen übrigen Parteien gegen- 
hoben worden, ſie auch allen gegenüber abgewieſen hat. 
es ſich nicht um einen bloßen Streit unter den 
gern handelte, und nicht bloß feſtgeſtellt werden ſollte, 


ob die von dem Notar vorgenommene Anweiſung für die 
übrigen Gläubiger bindend ſei, hat hiernach das O. L. G. mit 
Recht angenommen, die Berufung ſei unzuläſſig, weil lediglich 
die Kl. geladen worden ſeien, zu Folge der in Beziehung auf 
das Theilungsverhältniß beſtehenden nothwendigen Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft aber auch die Beiziehung der übrigen Betheiligten ge⸗ 
boten geweſen ſei. II. C. S. i. S. Blaſius c. Linicus und Gen. 
vom 29. Juni 1897, Nr. 116/97 II. 

4. Nach §§ 322, 329, 362 der C. P. O. hat die 
Partei das Recht, der Beweisaufnahme beizuwohnen und ein 
erhebliches Intereſſe daran. Im Anwaltsprozeſſe iſt es ebenſo 
ihr Recht, ſich durch den Rechtsanwalt auch bei der Beweis— 
aufnahme vertreten zu laſſen. Für die Frage, ob der Partei 
die Koſten dieſer Vertretung zu erſtatten ſind, kommt es darauf, 
ob das Beweisthema einfacher Natur war, überhaupt nicht an, 
vielmehr ſind ihr die Koſten ſolcher Vertretung grundſätzlich ſo— 
weit zu erftatten, als die Koften der Vertretung im Anwalts— 
prozeſſe zu erſtatten ſind, die dem Kl. geſtrichenen 43 Mark 30 Pf. 
find deshalb wieder hinzugeſetzt. I. C. S. i. S. Piak c. Rhederei 
Ver. Schiffer in Breslau vom 3. Juli 1897, B Nr. 65/97 J. 

5. Nachdem der in I. J. bei dem L. G. in Graudenz 
anhängig gemachte Rechtsſtreit durch Urtheil des O. L. G. zu 
Marienwerder endgültig, und zwar zu Gunſten des Kl. ent— 
ſchieden war, beantragte dieſer die Feſtſetzung der ihm erwachſenen 
Koſten. Unter dieſen befanden ſich Auslagen und Gebühren 
des Rechtsanwalts A. in Marienburg, der in I. wie in II. J. 
als Korreſpondenzmandatar des Kl. thätig geweſen war, den— 
ſelben während der I. J. auch in einem Termin zur Beweis— 
aufnahme vertreten hatte und hierfür an Gebühren, dem Werthe 
des Streitgegenſtandes, 13 356 Mark 28 Pf. entſprechend, 
neben einer Beweisgebühr (aus $ 45 der R. A. G. O.) von 
36 Mark, für die I. J. die Prozeßgebühr mit 72 Mark, für 
die II. J. fünf Zehntheile derſelben Gebühr (aus § 44 daſelbſt) 
in Rechnung ſtellte. Durch Beſchluß des L. G. vom 18. Mai 
1897 wurden die Koſten nach dem Autrage feſtgeſetzt; auf Be— 
ſchwerde der Bekl. wurde jedoch ein Betrag von 72 Mark ab- 
geſetzt, weil die Zuziehung eines Korreſpondenzmandatars zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht erforderlich geweſen 
ſei und Bekl. deshalb von den Gebühren des Rechtsanwalts A. 
nur die beiden aus § 45 der Gebührenordnung zu erſtatten 
habe. Die hiergegen von dem Kl. form- und friſtgerecht er- 
hobene weitere Beſchwerde iſt begründet. Anzuerkennen ift, daß 
die Rechtslage in hohem Grade einfach war, denn es handelte 
ſich um die von dem Kl. abgetretene Forderung eines DVer- 
ſicherten, des Gutsbeſitzer M. in Mahlau, auf Erſatz erlittenen 
Brandſchadens. Für die Beantwortung der Frage, ob die Zu— 
ziehung eines Rechtsanwalts für den Verkehr mit dem Prozeß 
bevollmächtigten zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung noth— 
wendig geweſen ſei, kommt es indeß nicht ſo ſehr auf die An⸗ 
wendung des Rechts, als vielmehr darauf an, ob die Er⸗— 
mittelung des Sachverhalts und die Beſchaffung der zu dieſem 
Behufe dem Prozeßbevollmächtigten zu machenden Angaben 
Schwierigkeiten bietet. In dieſer Beziehung aber ergeben die 
Akten, daß erhebliche Schwierigkeiten vorhanden waren, da in 
Betracht kam, ob der Verſicherte das in feinem Gehöft aus— 
gebrochene Feuer ſelbſt angelegt und ob er ſich überdies wiſſentlich 
falſcher Angaben über ſeinen Schaden ſchuldig gemacht habe, 
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zur Entſcheidung dieſer Fragen aber ein umfangreiches that⸗ 
ſächliches Material berückſichtigt werden mußte und die Mit⸗ 
theilung deſſelben an den Prozeßbevollmächtigten durch den 
Rechtsanwalt A., alſo die Zuziehung des Letzteren, umſomehr 
für nothwendig zu erachten war, als dieſer in einem vorauf⸗ 
gegangenen Strafverfahren als Vertheidiger des M. thätig 
geweſen war und nunmehr verhältnißmäßig große, nämlich für 
den Verſicherten und ſeinen Ceſſionar erhebliche Beträge auf 
dem Spiele ſtanden. I. C. S. i. S. Mania c. Mob.⸗Feuer⸗ 
Verſ. Gel. für die Bewohner des platten Landes in Oft- und 
Weſtpreußen vom 30. Juni 1897, B Nr. 64/97 J. 

6. Mangelhaft erſcheint die Klage inſofern, als ſie dar⸗ 
über, was der Kl. für den Bau geliefert und geleiſtet und 
was er dafür von T. zu fordern hat, keine Angaben enthält. 
Es iſt nur allgemein behauptet, und unter Beweis geſtellt, daß 
der Kl. alle noch fehlenden Materialien und Arbeiten geliefert 
und ausgeführt hat. Es könnte danach in Frage kommen, ob 
die Klage nicht wegen dieſes Mangels abzuweiſen wäre. Aber 
die Bekl. hat daraus keinen Einwand hergeleitet und es ſteht 
nichts entgegen, dieſem Mangel durch Ausübung des Fragerechts 
gemäß § 130 der C. P. O. abzuhelfen, da es ſich dabei nur 
um Ergänzung thatſächlicher Anführungen handelt. I. C. S. 
i. S. Lindner c. A.⸗G. für Grundbeſitz und Hypothekenverkehr 


in Berlin vom 19. Juni 1897, Nr. 142/97 J. 


7. Was die Gründe des B. R. anlangt, welche dahin 
gehen, daß der §S 237 C. P. O., wenn er von Rechten, welche 
für ein Grundſtück in Anſpruch genommen würden, und von 
Verpflichtungen, welche auf einem Grundſtück ruhen, ſpreche, 
hiebei nur ſelbſtſtändige Rechte und Verpflichtungen im 
Auge habe, ſo iſt einzuränmen, daß der Wortlaut des § 237 
eine ſolche Auffaſſung nahe legt. Wenn man indeſſen Sinn 
und Zweck der Beſtimmung des § 237 in Berückſichtigung 
zieht, ſo erſcheint jene Auffaſſung als zu eng. Die Motive 
zum § 237 (Hahn, Materialien zur C. P. O. Bd. I S. 262) 
ſprechen ſich folgendermaßen aus: „Rechte, welche für ein 
Grundſtück in Anſpruch genommen werden, oder Verpflichtungen, 
welche auf einem Grundſtücke ruhen ſollen, entnehmen ihre ſub⸗ 
jektiven Beziehungen aktiv oder paſſiv einem anderen Rechts- 
verhältniſſe, dem Eigenthum an dem berechtigten oder ver⸗ 
pflichteten Grundſtücke. Iſt über das Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen eines ſolchen Rechts oder einer ſolchen Verpflichtung 
ein Rechisſtreit anhängig und wechſelt durante lite das die 
Aktiv- oder Paſſivlegitimation bedingende Rechtsverhältniß in 
Folge der Veräußerung des Grundſtückes feiner Träger, fo 
fordert das Bedürfniß des Rechtsverkehrs gebieteriſch eine Vor⸗ 
ſchrift über Recht und Pflicht zur Succeſſion des Rechts- 
nachfolgers in das Prozeßverhältniß, weil es in hohem Grade 
zweifelhaft iſt, ob ohne Vorſchrift der anhängige Rechtsſtreit 
zu Ende geführt werden, bezw. zu einem den Veräußerer binden- 
den Ergebniſſe gelangen kann. Demgemäß beſtimmt der § 229 
im Anſchluſſe an den norddeutſchen Entwurf § 201, daß der 


Rechtsnachfolger berechtigt und auf Antrag des Gegners ver⸗ 


pflichtet iſt, den Prozeß in der Lage, in welcher er ſich befindet, 
als Hauptpartei zu übernehmen, eine Beſtimmung, welche der 
ſchon im römiſchen Rechte (vergl. Wetzell Ed. III S. 44 Note 8) 
zum Ausdruck gebrachten Anſchauung, daß das Grundſtück als 
das berechtigte oder verpflichtete Subjekt und der Beſitzer 


(Eigenthümer, Vaſall, Erbpächter u. ſ. w.) als deſſen Vertreter 
anzuſehen ſei, congruirt (vergl. norddeutſches Prot. II 570, 521).“ 
An der Stelle der norddeutſchen Protokolle, auf welche Vor⸗ 
ſtehendem nach die Motive zu § 237 ausdrücklich Bezug nehmen 


und die daher nicht ohne Bedeutung für den Sinn iſt, in 


welchem die Verfaſſer des Entwurfs der C. P. O. ſelbſt den 
§ 237 verſtanden haben — (wobei bemerkt werden mag, daß 
der § 237 wörtlich dem § 229 des Entwurfes entſpricht) — 
wird über die Verhandlungen der Kommiſſion berichtet, welche 
folgende in Antrag gebrachte Beſtimmung betrafen: „Setzt der 
rechtshängig gewordene Anſpruch auf Seiten des Kl. oder des 
Bekl. ein Rechtsverhältniß voraus, mit deſſen Uebertragung auf 
einen Dritten der urſprünglichen Partei die Sachlegitimation 
entzogen wird, ſo iſt der Dritte verpflichtet, den Prozeß zu 
übernehmen; jedoch bleibt auch ſein Rechtsvorgänger der Prozeß⸗ 
koſten wegen dem obſiegenden Gegner verhaftet.“ Das Er⸗ 
gebniß der Berathung war, daß die beantragte Beſtimmung 
den Beifall der Mehrheit der Kommiſſion, vorbehaltlich der 
Faſſung, in folgender Beſchränkung fand: „Wenn eine Klage 
erhoben wird, welche der Kl. in der Eigenſchaft als rechtmäßiger 
Beſitzer eines Grundſtücks anſtellt, ſo geht der Prozeß bei einer 
im Laufe deſſelben erfolgten Veräußerung des Grundſtücks auf 
den Rechtsfolger über, falls dieſer den Prozeß aufnimmt oder 
der Gegner die Aufnahme verlangt (Norddeutſches Protokoll 
a. a. O. S. 571).“ Die endgiltige Faſſung, welche jene Be⸗ 
ſtimmung im norddeutſchen Entwurfe erhalten hat (§ 201), 
eniſpricht in ihrem Wortlaut dem §S 237 C. P. O. Aus dieſer 
Entſtehungsgeſchichte des § 237 erhellt ſoviel mit Sicherheit, 
daß es die Abſicht der Verfaſſer des Entwurfs war, den § 237 
überall da zur Anwendung kommen zu laſſen, wo, bildlich ge⸗ 
ſprochen, ein Grundſtück als das berechtigte oder verpflichtete 
Subjekt, und der jeweilige Eigenthümer nur als deſſen Vertreter 
erſcheint. Hält man an dieſem Gedanken als dem grund⸗ 
legenden des §S 237 feſt, fo muß dieſe Beſtimmung auch dann 
für anwendbar erklärt werden, wenn, — wie im vorliegenden 
Rechtsſtreite, — die eine Partei geltend macht, daß, falls durch 
die von ihr auf ihrem Eigenthum vorgenommenen dauernden 
Veranſtaltungen eine Einwirkung auf das Grundſtück der 
anderen Partei geübt werde, ſie hiezu auf Grund ihres Cigen⸗ 
thumsrechtes befugt ſei und die andere Partei ſich ſolches ge- 
fallen laſſen müſſe. Hier verſagt die Anſchauung, daß rein 
perſönliche Anſprüche des Kl. und Bekl. in Frage ſtänden; es 
handelt ſich vielmehr um das Rechtsverhältniß zwiſchen zwei 
Grundſtücken, inſonderheit um die Frage, ob und inwieweit 
das eine auf das andere einzuwirken berechtigt iſt, bezw. ob 
und inwieweit das freie Eigenthum des einen Grundſtücks ſich 
eine Einſchränkung zu Gunſten der Freiheit des Eigenthums 
des anderen Grundſtücks gefallen laſſen muß. Es iſt mit 
anderen Worten das nachbarrechtliche Verhältniß, welches zum 
Austrag gebracht werden fol. In Bezug auf diefes Verhältniß 
erſcheinen die zeitigen Eigenthümer nach der einen und anderen 
Seite hin nur als die jeweiligen Vertreter der betheiligten 
Grundſtücke. Daß in ſolchen Fällen nicht perſönliche Rechte 
und Verpflichtungen der Eigenthümer, ſondern im Sinne des 
§ 237 Rechte und Verpflichtungen der Grundſtücke ſelbſt in 
Frage ſtehen, beweiſt am ſchlagendſten die Thatſache, daß in 
dieſen Fallen der bisherige Eigenthümer mit dem Aufhören 
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s Eigenthums jedes fachliche Intereſſe an dem Rechtsſtreit 
ert, während umgekehrt der neue Eigenthümer in der Regel 
t ein ſolches Intereffe daran gewinnt. Einzelne der Kom⸗ 
atoren zur C. P. O. (vergl. z. B. Reincke [3. Auflage] 
287 Note 2a zu § 237) zählen daher denn auch aus⸗ 
lich die Beſchränkungen zum Beſten des gemeinen Weſens 
der Nachbarn unter die Berechtigungen und Belaſtungen, 
e für die Anwendbarkeit des § 237 in Betracht kommen. 
det ſich die Negatorienklage gegen die Berechtigung zu einer 
n Einſchränkung des Eigenthums, ſo muß hienach der 
nachfolger des Negatorienklägers im Eigenthum des be⸗ 
nden Grundſtücks zum Eintritt in den Rechtsſtreit für be⸗ 
erachtet werden. V. C. S. i. S. Roeſe u. Gen. c. Fiskus 
29. Mai 1897, Nr. 4/97 V. 

8. Der Umſtand, daß der jetzige Eigenthümer W. nicht 
nmittelbare ſondern der zweite Rechtsnachfolger des Kl. R. 
igenthum des Gutes Scaby iſt, bietet für die Anwendung 
237 C. P. O. keine Schwierigkeiten. Dagegen kann die 
ache, daß der erſte Erwerber, Auguſt W. das Grundſtück 
Bege der Zwangsverſteigerung erlangt hat, um deswillen 
el daran, ob der § 237 hier Platz zu greifen hat, erwecken, 
durch das Zuſchlagsurkheil im Subhaſtationsverfahren 
Preußiſchem Recht das Eigenthum an dem verkauften 
fü für den Erſteher neu und ſelbſtändig begründet wird, 
ſein Eigenthumsrecht nicht als ein von dem des Sub⸗ 
n abgeleitetes anzuſehen iſt. Faßt man den Ausdruck 
snachfolger“ im § 237 dahin auf, daß damit nur der- 
hat bezeichnet werden ſollen, welcher ſein Eigenthumsrecht 
em der bisherigen Hauptpartei des Prozeſſes ableitet, 
d der $ 237 hier unanwendbar fein. Dieſe Auslegung 
237 wird indeſſen dem Sinne deſſelben nicht gerecht. Die 
mung betreffend die Berechtigung und Verpflichtung des 
achfolgers, in den Rechtsſtreit einzutreten, ruht, wie oben 
„auf dem Gedanken, daß das Grundſtück das berechtigte 
cpflichtete Subjekt, der jeweilige Eigenthümer aber nur 
treter des Grundſtücks ſei. Unter dieſem Geſichts⸗ 
muß es als gleichgültig betrachtet werden, wie derjenige, 
das Eigenthum an dem Grundſtück inne hat, es erlangt 
sbeſondere ob er es auf dem Wege der Ableitung von 
cht des Vorgängers oder in originärer Weiſe erworben 
ediglich darauf kommt es an, daß er jetzt im Wege der 
rung — und eine ſolche iſt die Subhaſtation — Eigen ⸗ 
des Grundſtücks geworden iſt, um deſſen Rechte oder 
tungen geſtritten wird. Wollte man den Begriff des 
ichfolgers in jenem engeren Sinne deuten, ſo würde man 
Widerſpruch gerathen mit dem § 236. Daß in dieſer 
ung der Ausdruck „Rechtsnachfolger“ in der ganz all⸗ 

» Bedeutung zu verſtehen iſt als jetziger Inhaber des 
welches vorher der Kl. oder Bekl. inne hatte, ohne 
auf die Art der Veräußerung, durch die das Recht 

iſt, wird allſeitig angenommen; denn alle Kommenta⸗ 

id darüber einverſtanden, daß der § 236 auch die 
eiſe, durch Zwangs verſteigerung oder Enteignung 
ihrte Veräußerung betreffe. Es kann daran aber anderer⸗ 
Zweifel beſtehen, daß der Begriff des Rechtsnachfolgers 

6 derſelbe iſt, wie im § 23 7. Man wird hienach den 
abin auslegen müſſen, daß in deſſen Sinne auch der 


Erſteher in der Subhaſtation Rechtsnachfolger des Subhaſtaten 
iſt, gleichviel ob dadurch nach Landesgeſetz ein neues ſelbſt⸗ 
ſtändiges Recht des Erſtehers begründet wird oder nicht. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

9. Die Reviſion bezeichnet das B. U. als pervers, weil 
in zweiter Reihe von den Einreden diejenigen, daß die Urkunde 
vom 24. April 1893 eine Willenserklärung der Wittwe M. 
nicht enthalte, und daß die Unterſchrift erſchlichen ſei, für durch⸗ 
greifend erachtet find. Allein auch dieſer Angriff iſt nicht be⸗ 
gründet. Denn wenn auch die Einreden nur dann in Betracht 
kommen, wenn ein ſchriftliches Schenkungsverſprechen abgegeben 
iſt, ſo iſt es doch keineswegs unzuläſſig, das Urtheil in erſter 
Reihe auf den Mangel eines ſolchen ſchriftlichen Schenkungs⸗ 
verſprechens, und alſo auf die Hinfälligkeit des Klagegrundes 
an ſich, gleichzeitig aber auch in zweiter Reihe auf Ein⸗ 
wendungen zu ſtützen, welche erſt bei der Exiſtenz eines 
ſchriftlichen Schenkungsverſprechens, und alſo bei der Stich⸗ 
haltigkeit des Klagegrundes, von Erheblichkeit werden. 
IV. C. S. i. S. Schulz o. Kanig und Gen. vom 17. Juni 
1897, Nr. 449/96 ft. 

10. Die Reviſion findet nur gegen die von den Ober⸗ 
landesgerichten in der Berufungsinftanz erlaſſenen Endurtheile 
ſtatt (C. P. O. § 507), gegen Zwiſchenurtheile nur dann, 
wenn das Gericht über den Grund eines nach Grund und 
Betrag ſtreitigen Anſpruchs vorab entſchieden hat (8276 a. a. O.). 
Ein ſolches Urtheil hat, mit Ausnahme des Betrags alle Vor⸗ 
ausſetzungen feſtzuſtellen, von denen das Geſetz den Auſpruch 
abhängig macht. Beſchränkt ſich das Urtheil auf einzelne dieſer 
Vorausſetzungen, ſo kann es nur als ein Zwiſchenurtheil im 
Sinne des § 275 a. a. O. angeſehen werden, das erſt zugleich 
mit dem Endurtheil der Reviſion unterliegt. Für ein ſolches 


Zwiſchenurtheil iſt die angefochtene Entſcheidung zu erachten. 
Daß der B. R. ein derartiges Urtheil hat erlaſſen wollen, ergiebt 


ſeine Hinweiſung auf den $ 275 der C. P. O. und die Faſſung 
des Tenors, wodurch das Urtheil J. J. nicht abgeändert, ſondern 
nur ausgeſprochen wird, daß der Bekl. der Kl. auch für die 
Schäden Erſatz zu leiſten habe, die vor dem 11. November 1889 
infolge des Bergbaues der Zeche „Wolfsbank“ entſtanden ſeien, 
jedoch nur ſoweit, als das ihr überkommene Vermögen der Ge⸗ 
werkſchaft Wolfsbank reiche. — Der Wille des B. R. würde 
allerdings die Frage nicht entſcheiden, wenn die Bezeichnung 
unrichtig wäre, und das von ihm erlaſſene Urtheil den Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 276 der C. P. O. in Wirklichkeit entſpräche. 
Das iſt aber in vorliegender Sache nicht der Fall. Freilich iſt 
der Tenor des angefochtenen Urtheils inſofern mangelhaft gefaßt, 
als er, außer dem Zuſammenhange betrachtet, die Deutung 
zuläßt, daß über einen Theil des erhobenen Anſpruchs (die 
Schäden vor dem 11. November 1889) dem Grunde nach habe 
vorab entſchieden werden ſollen; aber die Begründung des Urtheils, 
die zur Auslegung des Tenors mit herangezogen werden muß, 
ergiebt klar, daß der B. R. nur die Frage entſchieden hat, ob 
der Bekl. auch wegen der Schäden, die vor ſeiner Beſitzzeit ent⸗ 
ſtanden ſind, paſſiv zur Sache legitimirt ſei. Die Urtheilsgründe 
verbreiten ſich deshalb nur darüber, ob das Vermögen der Ge⸗ 
werkſchaft Wolfsbank auf den Bekl. übergegangen iſt, oder nicht. 
Ueber die übrigen Vorausſetzungen des Klageanſpruchs, den 
Eintritt der behaupteten Schäden und deren Zuſammenhang mit 
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dem Bergbau, trifft der B. R. keine Feſtſtellung und konnte 
eine ſolche nicht treffen, da er hierüber zugleich mit dem Zwiſchen 
urtheil Beweis beſchloſſen hatte. Auch über die Rechtsverbind⸗ 
lichkeit des im Jahre 1888 ergangenen Schiedsſpruchs, worauf 
die Klage mit gegründet iſt, hat der B. R. in dem angefoch⸗ 
teuen Urtheil nicht entfchieden. Das Erkenntniß behandelt nur 
ein Element des künftigen Urtheils, die Paſſivlegitimation des 
Bekl. hinſichtlich der älteren Schäden, und beantwortet dieſe 
Frage, abweichend von der Entſcheidung des I. R. zu Gunſten 
der Kl. Es drückt nur aus, daß die Kl. vom Bekl. auch für 
die vor dem 11. November 1889 entſtandenen Schäden Erſatz 
zu fordern berechtigt ſei, vorausgeſetzt, daß der Anſpruch ſich 
auch ſonſt als begründet herausſtellen ſollte. Das angefochtene 
Urtheil iſt nach alledem als ein Zwiſchenurtheil im Sinne des 
§ 275 der C. P. O. anzuſehen, und deshalb die Reviſion als 
unzuläſſig zu verwerfen. V. C. S. i. S. Eſſener Bergwerks⸗ 
verein König Wilhelm c. Krankenpflegeanſtalt der barmherzigen 
Schweſtern in Eſſen vom 3. Juli 1897, Nr. 36/97 V. 

11. Der Klaganſpruch iſt in Höhe des vom Bekl. zu⸗ 
geſtandenen Preiſes von 836 und 756 Mark nebſt Zinſen 
liquide und hätte ſchon vom L. G. unbedingt zuerkannt werden 


miüſſen, da er von der Leiſtung oder Weigerung des normirten 


Eides völlig unabhängig iſt. Die Kl. haben nun behauptet, 
daß der Kaufpreis auf 19 Mark für je 1000 Steine ver⸗ 


einbart ſei, Bekl. nur einen Preis von 18 Mark zugeſtanden. 


Darin liegt ein Leugnen der von den Kl. behaupteten höheren 
Preisberedung, für die nach den allgemeinen Regeln über die 
Beweislaſt, wie auch kaum noch beſtritten wird, nicht, wie das 
L. G. meint, der Bekl., ſondern die Kl. beweispflichtig ſind. 
Das B. G. hat eine Prüfung nach dieſer Richtung rechts: 
irrthümlich nicht eintreten laſſen; das erſte Urtheil war mit 
der Berufung in vollem Umfange angegriffen, mußte alſo 
uneingeſchränkt ſelbſt dann nachgeprüft werden, wenn eine 
ſpezielle Beſchwerde wegen der Beweislaſt nicht erhoben war; 
mindeſtens hätte bei entſtehendem Zweifel das B. G. durch 
Ausübung des Fragerechts den Umfang der Anfechtung klar— 
ſtellen müſſen. Nun haben zwar, wie die Akten ergeben, nach 
der Verkündung des B. U. die Kl. in einem Schriftſatze ange⸗ 
zeigt, daß ſie den für ſie normirten Eid nicht leiſten wollen, 
und ihren Klagantrag auf den bereits liquiden geringeren Betrag 
beſchränkt. Darauf kann jedoch keine Rückſicht genommen 
werden, da der Inhalt dieſes Schriftſatzes bislang nicht in 
einer mündlichen Verhandlung vorgetragen iſt, vielmehr der 
Vertreter der Kl. in der Reviſionsinſtanz auf Befragen abgelehnt 
hat, dieſe Erklärung abzugeben. III. C. S. i. S. Winter 
c. Baſtian vom 15. Juni 1897, Nr. 60/7 III. 

12. Die Bekl. iſt rechtskräftig verurtheilt, dem Kl. Rechnung 
zu legen. Für die Anwendung des § 774 der C. P. O. fragt 
es ſich nur, ob zur Zeit der beantragten Zwangsvollſtreckung 
die Rechnungslegung als eine Handlung der Schuldnerin an- 
zuſehen iſt, welche ausſchließlich von ihrem Willen abhängt. 
Würde das nicht der Fall ſein, ſo würde allerdings die Voll⸗ 
ziehung des Urtheils im Wege der Zwangsvollſtreckung nicht 
erzwungen werden können, und dem Gläubiger würde nichts 
übrig bleiben, als gemäß § 778 der C. P. O. im Wege 
beſonderer Klage die Leiſtung ſeines Intereſſes zu verlangen. 
Allein die Auffaſſung des O. L. G., daß nicht eine Handlung 


in Frage ſtehe, welche ausſchließlich von dem Willen der 
Schuldnerin abhänge, kann nicht für zutreffend erachtet werden. 
Das O. L. G. führt zur Begründung an, daß die Geſchäfts⸗ 
bücher, welche zur Legung der Rechnung benutzt werden müßten, 
ſich im Beſitze des früheren Geſellſchafters des verſtorbenen H., 
des Kaufmanns N., befinden, und die Bekl. nicht angehalten 
werden könne, eine Klage auf Herausgabe oder Zurverfügung⸗ 
ſtellung der Bücher gegen N. anzuſtellen. Dagegen iſt zu be⸗ 
merken, daß nach dem Inhalte der beiden Beſchlüſſe des L. G. 
und des O. L. G. die Bekl. garnicht behauptet hat, daß ihr 
von N., welcher auf Grund des Art. 145 des H. G. B. 
zweifellos verpflichtet iſt, der Bekl. die Einſicht und Benutzung 
der Bücher zu geſtatten, thatſächlich dieſe Einſicht verweigert 
worden ſei. Erſt wenn das feſtgeſtellt wäre, würde zu prüfen 
ſein, ob die Bekl. verpflichtet ſei, zur Vorbereitung der Leiſtung 
der von ihr verlangten Handlung eine Klage gegen N. anzuſtellen 
und zu dieſem Zwecke Aufwendungen an Geld und Mühen zu 
machen. Es bedarf daher nicht der Erörterung dieſer Frage. 
Die bloße Thatſache aber, daß das erforderliche Material zur 
Rechnungslegung ſich im Beſitze eines Anderen befindet, der 
ſeinerſeits jederzeit verpflichtet iſt, es der Schuldnerin vorzulegen, 
kann doch nicht genügen, um die in Rede ſtehende Handlung 
der Bekl. als eine ſolche zu charakteriſiren, die nicht ausſchließlich 
von dem Willen der Schuldnerin abhängt. Mit diefer An⸗ 
nahme würde man den an und für fich ſchon engen Kreis der 
nach § 774 erzwingbaren Handlungen noch weit über den Sinn 
des Geſetzes hinaus einſchränken. Nach der in dem Urtheile 
des R. G., Entſch. Bd. 8 S. 336, mitgetheilten Entſtehungs⸗ 
geſchichte des § 774 wollte der Geſetzgeber insbeſondere im 
Falle eines Urtheils auf Auskunftsertheilung beziehungsweiſe 
Rechnungslegung ein Zwangsmittel an die Hand geben, um 
die Renitenz des Schuldners in Erfüllung des Judikates zu 
brechen. Zur Anordnung dieſes Zwangsmittels genügt es, daß 
der Richter, welcher den § 774 anzuwenden hat, die Leiſtung 
der in Rede ſtehenden Handlung durch den Schuldner für that- 
ſächlich ausführbar hält. Das muß im vorliegenden Falle nach 
Lage der Sache angenommen werden. Hiernach iſt die Ent- 
ſcheidung des O. L. G. für unbegründet, die des L. G. dagegen 
für begründet zu erachten. II. C. S. i. S. Ecofi c. Heyden 
vom 6. Juli 1897, B Nr. 107/97 II. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. ö 

13. Die Parteien ſtritten darüber, ob der Bekl. ein be⸗ 
ſtimmtes Areal nach dem Hamburgiſchen Baupolizeigeſetze vom 
23. Juni 1882, §§ 116 ff. unentgeltlich au den Staat ab- 
zutreten habe oder ob ihm daſſelbe zu expropriiren ſei. Die 
den erſteren Standpunkt geltend machende Feſtſtellungsklage der 
Kl. iſt unter Verurtheilung derſelben in die Prozeßkoſten ab⸗ 
gewieſen. Das Prozeßgericht (L. G. Hamburg) hat auf den 
Antrag des Bekl. ſodann den Werth des Streitgegenſtandes 
zunächſt auf 5 000 Mark feſtgeſetzt. Mit der hiergegen a m 
8. April 1896 erhobenen Beſchwerde beantragte die Kl., den 
Werih des Streitgegenſtandes bedeutend niederer, etwa auf 
1000 Mark feſtzuſetzen. Das L. G. hat hierauf im Anſchluß 
an die Schätzung des Areals durch die Schätzungskommiſſion 
in Expropriationsſachen durch Beſchluß vom 5. Dezember 1896 
den Werth des Streitgegenſtandes auf 15 000 Mark feſtgeſetzt, 
obwohl die Kl. zuvor in einer Eingabe vom 14. November 
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1896, darauf hingewieſen hatte, daß jene Schätzung nicht maß- 
gebend ſein könne, es vielmehr als angemeſſen erſcheine, nach 
§ 3 der C. P. O. und § 10 des G. K. G. den Streitwerth 
auf 2000 Mark feſtzuſetzen. Gegen den Beſchluß vom 5. De- 
zember 1896 legte die Kl. am 9. Dezember 1896 Beſchwerde 
ein mit der Bitte, den Beſchluß aufzuheben und den Werth 
des Streitgegenſtandes auf 1000 Mark feſtzuſetzen. Sie berief 
ſich darauf, daß dem Bekl. im Expropriationsverfahren in der 
Berufungsinſtanz nur 1 000 Mark zugebilligt worden ſeien. 
Der Streitwerth ſei mithin nicht höher als 1000 Mark, jeden- 
falls aber nicht 15000 Mark, wenn auch Bekl. im 
Expropriationsverfahren dieſem bei weitem zu hohen Betrag 
gefordert habe. Durch Beſchluß vom 31. Dezember 1896 
ſetzte hierauf das O. L. G. den Streitwerth auf 2000 Mark 
feſt. Es erwog, im Hinblick auf den Gegenſtand der Klage 
und die erfolgte Zubilligung einer Expropriationsentſchädigung 
von 1000 Mark an Bekl. erſcheine die Annahme eines Sireit⸗ 
werthes von 2000 Mark als angemeſſen. Für dieſen Beſchluß 
iſt in der Gerichtskoſtenrechnung gegen die Kl. in Anwendung 
des $ 45 des G. K. G. aus 1000 Mark eine Gerichtsgebühr 
in Anſatz gebracht. Kl. erhob hiergegen die Erinnerung, daß 
nach § 45 cit. für die ſtattgegebene Beſchwerde Gerichts— 
koſten nicht in Anſatz gebracht werden dürfen. Die Erinnerung 
iſt von dem O. L. G. durch Beſchluß vom 17. Mai d. Is. 
zurückgewieſen, weil die Beſchwerde der Kl. zu einem Betrage 
von 1000 Mark zurückgewieſen worden ſei. Der von der Kl. 
nunmehr gegen dieſen Beſchluß nach § 4 des G. K. G. ver- 
folgten Beſchwerde mußte ſtattgegeben werden. Abgeſehen davon, 
daß das O. L. G. durch feinen Beſchluß vom 31. Dezember v. Is. 
weder die damalige Beſchwerde der Kl. theilweiſe zurückgewieſen, 
noch ihr Koſten der Beſchwerdeinſtanz auferlegt hat, iſt, wie 
Beſchwerdeführerin mit Recht geltend macht, die Bitte in der 
Beſchwerde vom 9. Dezember 1896, den Streitwerih auf 
1000 Mark feſtzuſetzen, nicht im Sinne eines förmlichen An- 
rages, den Streitwerth nur auf dieſen Betrag und nicht höher 
eſtzuſtellen, vorgetragen, vielmehr wollte Kl. mit dieſer Beſchwerde 
veſentlich nur eine bedeutende Herabſetzung der landgericht- 
ichen Feſtſetzung erreichen, woneben ſie, indem ſie augenſcheinlich 
on der Anwendbarkeit des § 3 der C. P. O. ausging, die 
Summe von 1000 Mark als angemeſſen bezeichnen wollte. 
dies erhellt nicht blos aus der Begründung der Beſchwerde 
on 9. Dezember, ſondern auch aus der Beſchwerde vom 
. April 1896 und der Eingabe vom 14. November 1896, in 
enen Kl., unter Berufung auf § 3 der C. P. O., verlangte, 
aß der Streitwerih bedeutend niederer als 5 000 bezw. 
5 000 Mark feſtgeſetzt werde und das erſte Mal den Betrag 
on 1000 Mark, das zweite Mal den Betrag von 2000 Mark 
ls etwa angemeſſen bezeichnete. Dieſen Standpunkt hielt Kl. in 
er Beſchwerde vom 9. Dezember 1896 offenſichtlich feſt. Das 
D. L. G. hat auch hierauf den Werth des Streitgegenſtandes, 
er Anregung der Kl. entſprechend, nach freiem Ermeſſen (§ 3 
er C. P. O.) feſtgeſetzt. In der That hat es alſo der 
zeſchwerde der Kl. ſtattgegeben, nicht dieſelbe kheilweiſe zurück— 
ewieſen. Gemäß § 45 des G. K. G. war hiernach der Auſatz 
iner Gerichtsgebühr gegen die Kl. unſtatthaft. VI. C. S. i. S. 
inanzdeputation zu Hamburg c. Boſtelmann vom 1. Juli 1897, 
Nr. 139/97 VI. 


II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

14. Der Wechſel war in Hamburg, dem im Wechſel be- 
zeichneten Wohnort des Bezogenen, zahlbar und durch den 
Vermerk bei der Adreſſe des Bezogenen mit Zahlſtelle verſehen. 
An dieſer Zahlſtelle war er dem Bezogenen zu präſentiren. 
Art. 4 Nr. 8, Art. 24, 91 der W. O. Davon gehen die 
Inſtanzrichter auch aus. Der Proteſt ſoll konſtatiren, daß der 
Wechſel dem Zahlungspflichtigen am gehörigen Ort und zur 
gehörigen Zeit von dem legitimirten Wechſelinhaber zur Zahlung 
präſentirt worden iſt und mit welchem Erfolge. Art. 41, 
88, 91 der W. O. Die Proteſturkunde weift aus, daß der 
Proteſtbeamte im Auftrage des nach Art. 17 der W. O. dazu 
legitimirten Inkaſſoindoſſatars den Wechſel an der Zahlftelle 
„zu Folge Zahlungsadreſſe“ zur Zahlung präſentirt, von dem 
Direktor der Bank die Erklärung erhalten hat, „Sie ſeien 
ohne Auftrag und Deckung“, und ſodann den Wechſel auch in 
der Wohnung des Bezogenen präſentirt, und da der Bezogene 
nicht anweſend war, proteſtirt hat. Der B. R. entnimmt aus 
dieſem Inhalt der Urkunde ſelbſt, daß nicht gegen die Vereins⸗ 
bank, ſondern gegen den Bezogenen proteſtirt iſt und daß der 
Bezogene weder in der Bank noch in ſeiner Wohnung betroffen 
iſt, da der beurkundete Beſcheid ergäbe, daß der Bezogene ſich 


in der Bank nicht eingefunden und die Bank nicht inſtruirt 


habe. Die gegen dieſe Auslegung der Urkunde von der Reviſion 
erhobenen Angriffe ſind nicht gerechtfertigt, obwohl zuzugeben 
iſt, daß der Proteſt ſorgfältiger und korrekter hatte gefaßt 
werden ſollen. Es entſpricht dem ordentlichen Geſchäftsverkehr, 
daß der Bezogene, der auf ein fremdes Geſchäftslokal als Zahl- 
ſtelle verweiſt, Vorkehrung trifft, daß dort von ihm oder für 
ihn gezahlt oder wenigſtens Auskunft gegeben wird. Der 
Proteſtbeamte, dem von der berufenen Stelle der als Zahlſtelle 
benannten Bank eine Auskunft wie die beurkundete ertheilt 
wird, darf nicht nur annehmen, daß der Bezogene nicht an- 
weſend iſt, ſondern konſtatirt durch die Beurkundung der Aus- 
kunft zugleich unzweideutig, daß der Bezogene nicht anweſend 
geweſen iſt. Auch der Rückſchluß daraus, daß der Proteft- 
beamte den Bezogenen in ſeiner Wohnung aufgeſucht hat, 
darauf, daß er ihn in der Bank nicht vorgefunden hat, iſt nicht 
zu beanſtanden. I. C. S. i. S. Hagen c. Luckmann u. Soltau 
vom 30. Juni 1897, Nr. 110/97 J. 

15. Die Inſtanzrichter nehmen übereinſtimmend an, daß 
der Bekl., wenn er den ihm auferlegten Eid leiſtet, die That⸗ 
ſache, daß das Accept von feiner Hand herrühre, irrthümlich 
anerkannt hat. Damit fällt die Bedeutung der Anerkenung des 
Accepts für die Thatſache der Echtheit der Wechſelſchrift ebenſo 
fort, wie die rechtliche Wirkſamkeit des Auerkenntniſſes der Zah: 
lungsverpflichtung und die Möglichkeit, das Anerkenntniß als 
Ratihabition der Unterſchrift der Wechſel gelten zu laſſen. 
Ratihabirt kann nur werden, was als fremdes rechtliches 
Handeln gewußt und nachträglich als eigenes Handeln genehmigt 
wird. Davon iſt nicht die Rede, wenn gefälſchte Unterſchrift, 
in dem Irrthum, daß fie echt ſei, als eigene anerkannt wird. 
I. C. S. i. S. Startz c. Langer vom 30. Juni 1897, 
Nr. 82/97 J. 

16. Indem das B. G. gegen die durch die Wechſelurkunde 
und, ſoweit Regreßklage, durch die Proteſturkunde begründete 
Klage, die Einrede zuläßt, daß der Kl. durch fein Verſchulden 
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die Bekl. verhindert habe, die Bedingung zu erfüllen, von 
welcher nach dem Vertrage von 1894 für fie die Befugniß ab- 
hängig war, die ſofortige Zahlung der ganzen Wechſelſumme 
abzuwenden, macht es zunächſt Anwendung von Art. 82 der 
W. O., wonach der Wechſelſchuldner außer den aus dem 
Wechſelrecht ſelbſt hervorgehenden ſich auch der ihm unmittelbar 
gegen den jedesmaligen Kl. zuſtehenden Einreden bedienen kann. 
Zu den Einreden der letzteren Art gehört auch die der Stundung, 
geſtützt auf einen zwiſchen dem Bekl. und dem Kl. abge- 
ſchloſſenen Vertrag. Dieſe Stundung war nach dem Vertrage 
vom 19. Mai 1894 an eine Bedingung geknüpft; konnten 
die Bekl. nachweiſen, daß der Kl. die Erfüllung der Bedingung 
ſchuldhaft verhindert habe, jo mußte letzterer nach Art. 1178 c. e. 
die Bedingung als erfüllt gegen ſich gelten laſſen, d. h. die 
Stundung zunächſt auf ein welteres Vierteljahr gewähren. 
Dies und die Feſtſtellung der getroffenen Abrede iſt es, was das 
O. L. G. durch das Zwiſchenurtheil ausſpricht, während in den 
Gründen des Endurtheils das Verſchulden des Kl. an Nicht⸗ 
eintritt der Bedingung feſtgeſtellt wird. II. C. S. i. S. Stein 
c. Sander u. Genoſſen vom 29. Juni 1897, Nr. 123/97 II. 
17. Mit Recht erhebt die Reviſion den Vorwurf, daß 
vom B. R. die Annahme, der Ehemann der Kl. ſei am 
29. Oktober 1894 Kaufmann geweſen, nicht einwandsfrei be⸗ 
gründet ſei. Die Ausführungen find nicht nur, weil der that- 


ſächlichen Unterlagen entbehrend, willkürlich, ſondern laſſen auch 


ein klares Erkennen des Rechtsbegriffes „Kaufmann“ vermiſſen. 
Es mag dahin geſtellt bleiben, ob das B. G. auf Grund des 
von dem Zeugen gebrauchten Wortes „Handelsgeſchäfte“, zumal 
der Zeuge dies Wort auch in Verbindung mit der Vermittlung 
der Hypothekenpöſte braucht, ohne jeden Verſuch der Klarſtellung 
zu der Folgerung berechtigt war, daß der Ehemann der Kl. 
früher Kaufmann zeweſen iſt. Jedenfalls nimmt das B. G. 
ſelbſt als nicht erwieſen an, daß derſelbe ſeit Januar 1891, 
alſo bis zu der hier fraglichen Zeit, Dezember 1894, ungefähr 
während vier Jahre, überhaupt irgend ein Handelsgeſchäft ver⸗ 
mittelt, bzl. ſelbſt gemacht hat. Der Schluß des O. L. G., 
daß, weil der Ehemann der Kl. im Sommer 1894 zwei Hypo⸗ 
thekenpöſte aus Gefälligkeit vermittelt hat, derſelbe auch Handels⸗ 
geſchäfte vermittelt haben würde, wenn er Gelegenheit dazu ge- 
habt haben würde, entbehrt ebenſo wie die fernere Behauptung 
des B. G., daß derſelbe, wenn er nicht Maklergeſchäfte hätte 
betreiben wollen, ſeine Eintragung als Makler würde haben 
löſchen laſſen, jeder thatſächlichen Unterlage; das B. G. ſtellt 
in letzterer Hinſicht nicht einmal feſt, daß er rechtzeitig von 
dieſer Eintragung erfahren habe. Aber vor Allem iſt nach 
Art. 4 H. G. B. nicht derjenige, welcher wohl Handelsgeſchäfte 
betreiben möchte, Kaufmann, und nicht derjenige, welcher einmal 
Handelsgeſchäfte betrieben hat, ſondern wer Handelsgeſchäfte — 
und zwar auch gewerbemäßig — betreibt. Cbenſo bleibt 
nach den Ausführungen des B. G. unklar, worin vorliegend 
ein gewerbemäßiger Betrieb, alſo ein Betrieb, der eine 
dauernde Einnahmequelle eröffnen ſoll, gefunden werden ſoll, 
da die einzigen überhaupt zur Sprache gekommenen Geſchäfte 
nach der Ausſage des Zeugen lediglich aus Gefälligkeit, alſo 
nicht gewerbemäßig gemacht ſind. III. C. S. i. S. v. Spreckelſen 
c. Alſenſche Portland - Sementfabrifen vom 29. Juni 1897, 
Nr. 67/97 III. 
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18. Differenzgeſchäft. Der Reviſion war ftattzugeben, weil 
die Behauptungen, auf die Bekl. den Einwand des Differenz⸗ 
geſchäftes geſtützt hat, im B. U. nicht ausreichend gewürdigt 
find. Das B. G. verkennt nicht, daß, wenn die Angaben des 
Bekl. über ſeine Vermögenslage richtig ſind, letztere in einem 
Mißverhältniß zur Höhe der von ihm eingegangenen Ver⸗ 
pflichtungen ſtehen würde. Allein es ſei kein Grund für die 
Annahme vorhanden, daß die Vermögenslage des Bekl. der Kl. 
bekannt geweſen ſei. In dieſer Hinſicht iſt erwogen, daß Bekl. 
ſeit vielen Jahren Mitglied der Korporation der Kaufmannſchaft 
in Stettin geweſen ſei, daß der Zeuge W. ihn als einen ſehr 


ſparſamen, fleißigen Mann ſchildere, der anſcheinend etwas vor 


ſich gebracht habe. Unter dieſen Umſtänden hatte, wie das 
B. G. meint, Kl. keine Veranlaſſung nachzuforſchen, ob Bekl. 
die Mittel zur effektiven Erfüllung der eingegangenen Geſchäfte 
beſitze, zumal Kl. auch wohl mit dem Umſtande habe rechnen 
dürfen, daß Bekl. ſich durch ein entſprechendes Deckungsgeſchäft 
jederzeit zur Erfüllung ſeiner Verpflichtungen im Stande halten 
konnte. Dieſen Ausführungen gegenüber ergiebt ſich ein Be⸗ 
denken zunächſt aus der thatbeſtandsmäßigen Behauptung des 
Bekl., daß, als Kl. im Februar 1894 die Abnahme von 
15 000 Mark Berliner Handelsgeſellſchaftsantheilen von ihm 
verlangt, er ſich hierzu außer Stande erklärt und daß der Mit⸗ 
inhaber der klägeriſchen Handlung R. hierauf bemerkt habe, 
dann müſſe Bekl. weiter prolongiren und die Papiere durd- 


futtern, ſpäter werde doch wieder eine Beſſerung eintreten. — 


Es iſt aus den Entſcheidungsgründen des angefochtenen Urtheils 
nicht erſichtlich, daß das B. G. ſich dieſe Behauptung und ihre 
Bedeutung für die Annahme einer ſtillſchweigenden Ausſchließung 
der effektiven Erfüllung hinſichtlich der nach dem behaupteten 


Vorgang abgeſchloſſenen Geſchäfte vergegenwärtigt hat. Be⸗ 


denken erregt ferner die Erwägung, Kl. habe auch mit der 
Möglichkeit rechnen dürfen, daß Bekl. ſich durch den Abſchluß 
eines entſprechenden Gegengeſchäftes jederzeit zur effektiven 
Lieferung in den Stand ſetzen konnte. Das R. G. hat wieder- 
holt ausgeſprochen, daß durch dieſe Möglichkeit die Anzeige für 
das Vorhandenſein eines Spielgeſchäftes nicht beſeitigt wird, 
die aus dem erkennbaren Unvermögen eines Kontrahenten zur 
wirklichen Abnahme oder Lieferung zu entnehmen iſt. Nicht 
gerechtfertigt iſt es endlich, wenn das B. G. als entſcheidend 
für die Annahme, daß Kl. an einen Ausſchluß der effektiven 
Erfüllung nicht gedacht habe, den Umſtand betrachtet, daß Kl. 
im Februar 1894 das Verlangen nach Abnahme der pro- 
longirten Papiere geſtellt und daß Bekl. dies nicht mit dem 
Hinweis auf eine die Abnahme ausſchließende Vereinbarung, 
ſondern lediglich mit dem Hinweis auf ſein Unvermögen hierzu 
abgelehnt hat. Das Verlangen der Kl. war offenbar nichts 
anderes als die Aufforderung an den Bekl., feine ſchwebenden 
Verpflichtungen zu reguliren. Wenn Bekl. ſich hierauf zur 
Abnahme für unvermögend erklärt hat, ſo iſt nicht einleuchtend, 
wie aus dieſer Erklärung gefolgert werden kann, daß die be⸗ 
treffenden Geſchäfte nicht reine Differenzgeſchäfte geweſen ſeien. 
Auch im gegenwärtigen Prozeß ſtützt ja Bekl. ſeinen Einwand 
weſentlich auf die Behauptung des Unvermögens zu effektiver 
Erfüllung. Daß Bekl. letzteren Umſtand auf das außergericht⸗ 
liche Verlangen der Kl. nicht ſogleich in juriſtiſch präziſer 
Weiſe geltend gemacht hat, iſt nicht auffallend. I. C. S. 


— — DE 


i. S. Statzkowski o. Rüchel und Co. vom 3. Juli 1897, 
Nr. 88/97 J. | 
19. Differenzgeſchäft. Das B. G. hat es unterlaſſen zu 
prüfen, ob der Bekl. zumal bei Konkurrenz ſeiner Verpflichtungen, 
die er noch anderen Hamburger Banquiers gegenüber hatte, 
nach den im Thatbeſtand wiedergegebenen Thatſachen und Er⸗ 
Härungen im Stande geweſen wäre, die zwiſchen ihnen ge⸗ 
ſchloſſenen Geſchäfte effektiv zu erfüllen, wenn ſolche effektive 
Erfüllung in Frage gekommen oder überhaupt beabſichtigt ge⸗ 
weſen wäre. Nun war aber einerſeits dieſe Fähigkeit effektiver 
Erfüllung ein entſcheidendes Indizium darüber, ob Parteien 
effektive Erfüllung gewollt oder ob ſie haben um die Differenz 
ſpielen wollen. Andererſeits bietet die geſammte Sachlage ſehr 
werthvolle Indizien, um dieſe Frage zu beantworten, und die 
weitere Frage, ob der Kl. die Grenze der Leiſtungsfähigkeit des 
Bekl. bekannt war. Das B. G. hat alſo das ihm vorgetragene 
Material bei der Urtheilsfällung nicht ausreichend gewürdigt, 
und unterliegt ſchon aus dieſem Grunde das Urtheil der Auf⸗ 
hebung. Der Zurückverweiſung an das B. G. bedarf die Sache 
indeſſen nicht. Denn die vorliegende Korreſpondenz läßt klar 
erkennen, daß der Bekl. nur um die Differenz ſpielen, daß er 
nicht kaufen wollte, und daß dies von der Kl. erkannt iſt. 
Sie ging bei klarer Erkenntniß dieſer Abſicht des Bekl. auf 
dieſelbe ein. Der Bekl. hat niemals irgend eines der von ihm 
„gekauften“ Papiere abgenommen. Er hat wohl in einzelnen 
Fällen durch Abſchluß eines Gegengeſchäfts im Laufe eines 
Monats ſeine Spekulation in dem „gekauften“ Papier ge⸗ 
ſchloſſen. Sonſt aber wurde die Spekulation Ultimo des 
Monats weder dadurch beendigt, daß der Bekl. die „gekauften“ 
Papiere abnahm, noch dadurch, daß er ſtatt der Abnahme mit 
der Kl. über die Differenz abrechnete und damit das Geſchäft 
abſchloß. Vielmehr wurde ganz regelmäßig, und ohne daß ein 
beſonderer Auftrag des Bekl. erſichtlich war, auf den nächſten 
Ultimo prolongirt, auch wenn der Bekl. durch die Spekulation 
gewonnen hatte. Dem Bekl. wurde dann der Gewinn, den 
er gemacht hatte, ausgezahlt oder gut geſchrieben. Das iſt das 
inverhüllte Differenzſpiel. Wäre es dem Bekl. auf das 
Papier angekommen, das er billiger gekauft hatte, als ſich der 
Furs Ultimo ſtellte, fo hatte es keinen Sinn, daß er das 
bapier, das er zu jenem billigeren Preiſe hereinnehmen konnte, 
ind in deſſen Beſitz er dann den Gewinn gemacht hätte, den 
r in ſeiner Spekulation zu machen beabſichtigt hatte, deſſen 
zeſitz ihm auch die Chancen weiterer Werthſteigerungen ſicherte, 
icht hereinnahm, ſondern daſſelbe Papier zu einem geſteigerten 
urje von Neuem „kaufte“, um am nächſten Ultimo wieder 
benſo zu verfahren. Indem er es weder effektiv abnahm, noch 
urch Ueberweiſung abnahm und zugleich lieferte, und dennoch 
on Neuem daſſelbe Papier zum geſteigerten Kurſe wiederum 
kaufte“, zeigte er ganz klar, daß es ihm auf das Haben des 
apiers überhaupt nicht ankomme, und ebenſowenig auf die 
ſetheiligung am effektiven Handel in dem Papier, ſondern 
diglich auf den Gewinn durch Differenzberechnung, die anzu⸗ 
ellen und auszugleichen war, ohne daß es dazu eines einzigen 
tückes bedurfte. Damit ſtimmt es überein, daß der Bekl. 
nicht als Schuldner der Kl. für Kaufpreiſe von Papieren 
trachtete, welche Kl. ihm Ultimo zu liefern habe, ſondern 
iglich als Schuldner von Differenzen, welche zu ſeinem Nach⸗ 


wie Kl. von ihm eine Summe verlange, 


theil ausgeſchlagen waren oder ausſchlagen könnten: daß er ſich 
auch nicht als Gläubiger auf eventuelle Lieferung von Papieren 
ausgab, ſondern immer nur als ein Mann, der auf Gewinn 
in Differenzen ſpekulirte, und ſolche, wenn ſie gemacht waren 
einſtrich. Auf Seiten des Bekl. wie auf Seiten der Kl. ift 
immer nur von Krediten in Höhe der Differenzen die Rebe. 
Die Kaufpreiſe fanden ja, wenn es auf dieſe angekommen 
wäre, durch die Abſchlüſſe feſt. Von denen iſt aber nicht die 
Rede, ſondern von dem, was nach der Saldirung Ultimo ſich 
herausſtellen werde. Der Bekl. findet es deshalb unbegreiflich, 
die er ihr nach den 
heutigen Kurſen vorausſichtlich nicht einmal ſchulde. Kl. 
könne doch erſt abwarten, wie ſich Ultimo geſtalte, und werde 
er dann ſchon Rimeſſe machen. Ebenſo betrachtet ſich die Kl. 
dem Bekl. gegenüber nur immer als Gläubigerin des jeweiligen 
Saldos. Sie erklärt, daß ſie das Prinzip der regelmäßigen 
gegenſeitigen Regulirung am Ultimo verfolge, zu welchem ſie 
durch ihre frühere Thätigkeit gelangt ſei. Als ſie dem Bekl. 
mitgetheilt, daß fie die 1000 2 Mexikaner Anleihe bezogen 
habe, fordert ſie zwar den Bekl. auf, ihr den Betrag mit 
5 775 Mark 40 Pf. einzuſenden. Aber der Bekl. lehnt, im 
höchſten Grade erſtaunt, dieſes Anſinnen ab. Und die Kl., 
welche ſich der Auffaſſung des Bekl. fügt, bezeichnet unter 
Abſehen von den berechneten 5 775 Mark 40 Pf. als ihr 
Geſammtguthaben im Briefe vom 3. Juli 1895 einen 
Betrag von circa 3 500 Mark, ſo daß die Mexikaner wieder 
nur als ein Anhalt für Differenzberechnung in die Reihe geftellt 
werden. Damit hat ſich die Kl. auf den Standpunkt des Bekl. 
geſtellt. Ganz evident geht dies aus dem im Thatbeſtand 
ſeinem Inhalte nach wiedergegebenen Briefe vom 24. Oktober 
hervor. Statt den Bekl. darauf zu verweiſen, daß er ihr die 
Kaufpreiſe für Ultimo zu liefernde Papiere ſchulde, die er durch 
deren Weiterveräußerung nach Lage des Markts zu decken keine 
Ausſicht habe, ſchreibt ſie, daß nach den augenblicklichen Kurſen 
ſich unter Berückſichtigung des Guthabens des Bekl. noch ein 
Saldo von 4 000 Mark zu Gunſten der Kl. ergebe. In Folge 
des eingetretenen Pariſer und Londoner Krachs in Minenſhares 
werde Kl. nicht nur weſentliche Beträge zu remittiren haben, 
welche ſie ausnahmsweis ihren Kunden nicht ſtunden könne. 
Verſtändnißvoll deutet dies Bekl. in feiner Antwort vom 28. Ok⸗ 
tober 1895 lediglich auf die Differenzen. Und er verweiſt 
die Kl. darauf, daß er ſelbſt doch nicht ſtets ſein „Guthaben“ 
von der Kl. eingefordert, vielmehr wochenlang größere Guthaben 
als 4 000 Mark bei der Kl. habe ſtehen laſſen, ihn berühre 
daher der Inhalt des klägeriſchen Briefs komiſch. Aus dieſen 


Erklärungen beider Theile ergiebt ſich, daß zwiſchen den Parteien 


die ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung galt, daß die zwiſchen ihnen 
geſchloſſenen Geſchäfte durch Differenzberechnung ausgeglichen 
würden. Das iſt das reine Differenzgeſchäft. Die Vorinſtanzen 
haben aber einen Beweis dafür, daß der Bekl. keine Spiel⸗ 
geſchäfte gemacht habe, darin gefunden, daß für denſelben ein⸗ 
mal 1000 £ Mexikaniſche Anleihe hereingenommen ſeien und 
ſodann darin, daß der Bekl. ſich als ein ſehr börſengeſchäfts⸗ 
kundiger Mann erwieſen habe. Was zunächſt das letztere an⸗ 
langt, ſo wird keine Art von Spiel dadurch legitim, daß es 
gewerbsmäßig und mit Sachkunde getrieben wird: das Börſen⸗ 
ſpiel ſo wenig wie das Hazardſpiel. Was aber die Abwickelung 
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des Geſchäfts über die 1000 & Merxikaniſche Anleihe anlangt, 
ſo iſt gerade der Umſtand, daß der Bekl. die Erfüllung des 
von ihm geſchloſſenen Prämiengeſchäfts durch effektive Ab⸗ 
nahme der 1000 & Merikanifche Anleihe weit von ſich wies, 
ein ſprechender Beweis dafür, daß der Bekl. überhaupt keine 
effektiven Lieferungsgeſchäfte wollte, und er hat dies der Kl. 
deutlich zu erkennen gegeben. Die Kl. hat denn auch auf Ab⸗ 
nahme Seitens des Bekl., der ihr ja nach ihren „Bedingungen“ 
immer als Gegenkontrahent gegenüberſtand, oder auf Bezahlung 
des Kaufpreiſes gar nicht beſtanden. Es iſt oben erwähnt, 
daß, obwohl ſie in ihrem Briefe vom 28. Juni 1895 den Bekl. 
aufgefordert hatte, 5775 Mark 40 Pf. an fie einzuſenden, fie, 
als Bekl. widerſprach, ſolche Forderung nicht aufrecht hielt, 
ſondern in ihrem Briefe vom 3. Juli 1895 ihr Geſammt⸗ 
guthaben auf circa 3 500 Mark bezifferte. Daß der Bekl. 
damals keinen neuen Schlußſchein unterſchrieben hat, iſt ja 
richtig. Aber thatſächlich hat die Kl. die Abwickelung des Ge⸗ 
ſchäfts auf einen Monat hinausgeſchoben und laut ihres Briefs 
vom 30. Juli 1895 die Mexikaner in Prolongation gegeben, 
worauf dann am 14. Auguſt die Angelegenheit durch ein Gegen⸗ 
geſchäft per ultimo Auguſt in der gewöhnlichen Weiſe zwiſchen 
den Parteien abgewickelt iſt. Die im B. U. vermißte Schluß⸗ 
note über die Prolongation datirt vom 31. Juli 1895 und 
findet ſich Blatt 84 der Akte [53], die Schlußnote über das 
Gegengeſchäft Blatt 93 daſelbſt. Aus dem Spiel um die 
Differenz giebt es keine Klage. Damit, daß das B. U. unter 
Verkennung dieſes Charakters die zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſenen Geſchäfte die Berufung des Bekl. gegen das Urtheil 
der Kammer für Handelsſachen des L. G. zu Hamburg vom 
4. Februar 1896 zurückgewieſen hat, iſt das Geſetz verletzt. 
I. C. S. i. S. Cohn c. Rahlf Hübler u. Co. vom 5. Juni 
1897, Nr. 26/97 I. 


20. Der Fall des Art. 363 des H. G. B. liegt nicht 


vor. Aber der Kommiſſionär hat hei’ marktgängiger Waare 
regelmäßig zum Marktpreiſe zu verkaufen; der Auftrag zum 
Verkauf iſt regelmäßig als Auftrag zum Verkauf zum Markt- 
preiſe zu verſtehen. Der Kommiſſionär muß ſich rechtfertigen, 
wenn er unter demſelben verkauft hat. Nach Art. 362 H. G. B. 
kann der Kommittent das anders geſchloſſene Geſchäft gelten 
laſſen und daneben Schadenserſatz fordern. Allerdings iſt 
anzunehmen, daß er auf Schadenserſatz verzichtet, wenn er dem 
ordentlichen Geſchäftsgange und dem Art. 361 des H. G. B. 
entſprechend von der Ausführung des Geſchäfts mit deſſen 
Bedingungen ſofort nach der Ausführung Anzeige erhalten 
und dann folange geſchwiegen hat, wie es hier geſchehen ſein 
müßte, wenn die Anzeige rechtzeitig erfolgt wäre. Da die 
Bekl. zweifellos von den Marktpreiſen genau unterrichtet, 
würde bei ſofortiger Anzeige von der Ausführung des Geſchäfts 
ihrem Schweigen ohne Bedenken die Bedeutung der Genehmigung 
des Geſchäfts beigelegt werden können, ſelbſt wenn der Preis 
ſo erheblich unter dem Marktpreis geblieben, wie behauptet iſt. 
I. C. S. i. S. Ritter u. Blumenfeld u. Gen. c. Cohn u. Roſen⸗ 
berg vom 23. Juni 1897, Nr. 62/97 J. 

21. Nach den Feſtſtellungen des B. U. iſt der bei der Bekl. 
gegen Unfälle verſicherte Erblaſſer der Kl. in einem Zuſtande 
der Schlaftrunkenheit von einem Dampfſchiffe in den Kaiſer 
Wilhelm⸗Kanal gefallen und in Folge deſſen ertrunken. Das 


B. U. hat den von den Kl. erhobenen Anſpruch auf Zahlung 
der Unfallentſchädigungsſumme für begründet erachtet, indem es 
feſtſtellte, daß im Sinne des § 1 Abſ. 2 der allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen ein Unfall, nämlich eine Beſchädigung 
des Körpers, welche der Verſicherte in unmittelbarer Folge 
äußerer, plötzlich und unabhängig von feinem Willen ein- 
getretener Ereigniſſe unfreiwillig erleidet, vorliegt. Das B. U. 
hat dabei angenommen, daß ein äußeres d. h. nicht blos inner⸗ 
halb des Körpers des Verſicherten ſich vollziehendes Ereigniß 
auch dann vorliege, wenn der ganze Vorgang durch eine in 


Folge Schlaftrunkenheit eingetretene Benommenheit des Kopfes 


oder Wahnvorſtellung, alſo durch einen inneren Vorgang, ver⸗ 
anlaßt war, indem erſt der Fall in das Waſſer als das maß⸗ 
gebende äußere Ereigniß anzuſehen ſei. Das B. U. hat weiter 
erwogen, daß die im § 1 Abſ. 3 der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen genannten Ausnahmen von der Verſicherung dann 
nicht als ſolche in Betracht kommen, wenn durch einen dieſer 
Umſtände ein Unfall im Sinne des § 1 Abſ. 2 der fraglichen 
Bedingungen veranlaßt worden iſt. In dieſen thatſächlichen 


Feſtſtellungen kann ein Rechtsirrthum auch hinſichtlich der Aus⸗ 


legung der Verſicherungsbedingungen nicht erblickt werden, indem 
dieſe Auslegung als möglich zu betrachten iſt. III. C. S. 
i. S. Victoria Allg. Berl. A.⸗G. c. Erben Neelſen vom 
29. Juni 1897, Nr. 64/97 III. 

22. Rechtsirrthümlich hat der B. R. die Einrede der Bekl. 
verworfen, daß der Kl. den Entſchädigungsanſpruch wegen wahr⸗ 
heitswidriger Verneinung der Fragen 7 c und g, ſowie 8b des 
Verſicherungsantrages nach § 7 Abſ. 1 § 15 der allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen verwirkt habe. Der B. R. verkennt 
nicht, daß die angeführten Fragen an fi wahrheitswidrig beant⸗ 
wortet find und der Kl., da er den Verſicherungsantrag unter⸗ 
ſchrieben, dies gegen ſich gelten zu laſſen hat. Er ſieht aber 
denſelben gleichwohl für entſchuldigt an. In dieſer Beziehung 
ſtellt er feft, daß der Agent der Bekl, G., dem Kl. das Antrags- 
formular zunächſt unausgefüllt zur Unterzeichnung vorgelegt, daß 
der Kl. dieſe Unterzeichnung bewirkt und dabei dem G. zu den 
erwähnten Fragen eine wahrheitsgemäße Auskunft ertheilt, 
insbeſondere den ihm anhaftenden Leiſtenbruch, die frühere Ver⸗ 
ſicherung beim Allgemeinen Deutſchen Verſicherungsverein und 
den früher erlittenen Unfall ſowie die dafür erhaltene Entſchä⸗ 
digung von 24 Mark mitgetheilt und daß G. darauf in Ab⸗ 
weſenheit des Kl. das Antragsformular in der erwähnten, der 
erhaltenen Mittheilung direkt zuwiderlaufenden Weiſe ausgefüllt 
hat. Auf Grund dieſer Feſtſtellung nimmt der B. R. an, daß 
die unrichtige Beantwortung der mehrerwähnten Fragen lediglich 
dem Agenten G. zur Laſt falle. Dieſe Annahme iſt an ſich 
nicht zu beanſtanden. Nun enthält aber das vom Kl. unter⸗ 
zeichnete Antragsformular in ſeinem Eingang die Worte: „die 
in dem Antragsformular enthaltenen Fragen ſind deutlich, 
vollſtändig und wahrheitsgemäß durch den Antragſteller 
zu beantworten und bleibt der Letztere für die Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit der Antworten verantwortlih, auch wenn eine 
andere Perſon deren Niederſchrift für ihn bewirkt.“ Ferner be⸗ 
ſtimmt § 7 Abſ. 2 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen: 
„Für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der im Verſicherungs⸗ 
vertrage und deſſen Nachträgen gemachten Angaben iſt der Ver. 
ſicherungsnehmer allein verantwortlich, auch wenn dieſelben von 


einem Vertreter der Geſellſchaft oder ſonſt einem Dritten nieder⸗ 
geſchrieben find. Der Verſicherungsnehmer hat daher die nach⸗ 
theiligen Folgen, welche für ihn aus einer wahrheitswidrigen 
Beantwortung der im Antragsformulare enthaltenen Fragen, 
ſowie durch Verſchweigung eines hierauf bezüglichen Umſtandes, 
der für die richtige Beurtheilung des von der Geſellſchaft zu 
übernehmenden bezw. übernommenen Riſikos irgend von Einfluß 
iſt, ſelbſt zu tragen.“ Die Vorinſtanz hat dieſe Beſtimmungen 
nicht unberückſichtigt gelafien, aber zunächſt. gegen die Anwend⸗ 
barkeit der Vorſchrift in § 7 Abf. 2 der allgemeinen Verſiche⸗ 
rungsbedingungen ausgeführt, daß ſich dieſelbe in ſolchem Umfang 
in dem Antragsformular nicht wiederfinde, dort vielmehr nur 
von der Niederſchrift durch eine „andere Perſon“, nicht „durch 
einen Vertreter der Geſellſchaft“ und von der hierfür feſtge— 
ſetzten Haftpflicht des Verſicherungsnehmers die Rede ſei. Allein 
im Weſentlichen iſt ſchon im Eingang des Antragsformulars 
die in dem § 7 Abſ. 2 nur weiter ausgeführte Beſtimmung 
enthalten, da zu den „anderen Perſonen“ auch die „Vertreter 
der Geſellſchaft“ gehören. Sodann aber iſt auch die unmittelbare 
Anwendbarkeit des § 7 Abſ. 2 deshalb nicht zu bezweifeln, weil 
in dem Schlußſatze des Antragsformulares, über der Unterſchrift 
des Kl. die Worte ſtehen: „Ich erkläre zugleich, daß mir die 
allgemeinen Bedingungen des Hanſeatiſchen Lloyd für die von 
mir beantragte Verſicherung bekannt ſind und unterwerfe mich 
denſelben.“ Nach dieſen Beſtimmungen des Antragsformulars 
und des § 7 Abſ. 2 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen, 
die an ſich klar, auch von der Vorinſtanz nicht in abweichendem 
Sinne ausgelegt ſind, ſoll für Unrichtigkeiten bei der Ausfüllung 
des Antragsformulars, auch wenn ſie einem Dritten, insbeſondere 
einem Vertreter der Geſellſchaft zur Laſt fallen, der Verſicherungs⸗ 
nehmer allein haften, in dieſem Punkte alſo der Mangel eigenen 
Verſchuldens ihn nicht entſchuldigen. Eine derartige Vertrags- 
klauſel mag die Schadloshaltung, welche der Verſicherungsnehmer 
bei eintretendem Unfall von der Verſicherung erhofft, nicht ſelten 
vereiteln und deshalb von der Eingehung eines derartigen Ver⸗ 
trages überhaupt abhalten; ſie enthält aber an ſich keinen Verſtoß 
gegen die Grundlagen der Unfallverſicherung, bei welcher allgemein 
die unrichtige Angabe eines erheblichen Umſtandes, mag ſie auf 
einem Verſchuldeten des Verſicherten beruhen oder nicht, als Ver⸗ 
wirkungsgrund vereinbart werden kann, wie ſie dies bei der 
Seeverſicherung ſchon nach geſetzlicher Vorſchrift (Art. 813 des 
H. G. B.) iſt. (Vergl. die Entſch. des jetzt erkennenden Senats 

vom 25. Oktober 1895 in Sachen der Cölniſchen Unfall⸗ 
verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft (Bekl.) gegen Siegle (Kl.) in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift Jahrgang 1895 S. 540 Nr. 21.) 
Es verſtößt daher weder die Aufſtellung einer ſolchen Beſtimmung 
gegen die guten Sitten, noch die Berufung auf eine derartige, 
vom Verſicherungsnehmer vorbehaltlos eingegangene Verwirkungs⸗ 
klauſel gegen Treu und Glauben. Beſondere Umſtände aber, 
welche dieſer Beſtimmung ungeachtet die Verwirkung des Ver⸗ 
ſicherungsanſpruchs auszuſchließen vermöchten, liegen hier 
nicht vor. Das B. G. hat zwar in dieſer Beziehung 
ausgeführt, der Kl. habe, nachdem er den Agenten G. die 
erforderte Auskunft wahrheitsgemäß ertheilt, darauf ver⸗ 
trauen dürfen, daß dieſer Angeſtellte der Geſellſchaft das 
Formular der Auskunft gemäß ausfüllen werde und habe nicht 
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prüfung unterlaſſen habe; es komme hier weſentlich in Betracht, 
daß der Kl. den Agenten nicht als ſeinen Beauftragten, ſondern 
als Vertrauensmann, die ihm gegebene Auskunft als der Bekl. 
gegeben anſehen durfte. Dieſe Auffaſſung ſteht jedoch mit den 
bezüglich dieſer Frage in der Rechtſprechung des R. G. wieder 
holt ausgeſprochenen Grundſätzen nicht im Einklang. Das 
Vorgehen des Agenten mag dem Verſicherungsnehmer zur Ent⸗ 
ſchuldigung gereichen, wenn der Erſtere in ſeiner Eigenſchaft 
als Angeſtellter der Geſellſchaft dem Verſicherungsnehmer 
über das bei der Verſicherung zu beobachtende Verfahren, den Sinn 
und die Handhabung der Verſicherungsbedingungen u. ſ. w. eine 
unrichtige und irreführende Auskunft ertheilt, Davon iſt aber hier 
nicht die Rede; vielmehr handelte hier der. Agent G., indem er für 
den Verficherungsnehmer die Antworten niederſchrieb, nicht als 
Angeſtellter der Geſellſchaft, ſondern als Beauftragter des Kl. 
und zwar um fo mehr, als zu Frage 7c und g ſowie 8b 
Thatſachen in Betracht kamen, welche der Agent nicht nach 
ſeiner eigenen, ſelbſtändigen Wahrnehmung und Beurtheilung, 
ſondern nur nach der Mittheilung des Kl. niederſchreiben konnte. 
Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 22 S. 207 a. E., Bd. 27 S. 153; 
Ehrenberg, Verſicherungsrecht 1 S. 242 bei Note 52, S. 249 
lit. b. Sache des Kl. war es hiernach, die von ſeinem Be⸗ 
auftragten aufgenommene Beantwortung der erwähnten Fragen 
nachzuprüfen und wenn bei Unterlaſſung dieſer Vorſichtsmaß⸗ 
regel der Verſicherungsgeſellſchaft eine unrichtige Beantwortung 


zuging, jo kann er ſich deshalb nur an den Agenten halken, 


ſich aber nicht der Geſellſchaft gegenüber auf deſſen Verſchulden 
berufen. Wegen Verkennung der vorſtehend aufgeführten 
Rechtsgrundſätze war die angefochtene Entſcheidung aufzuheben. 
III. C. S. i. S. Hanſeatiſcher Lloyd c. Seesle vom 25. Juni 1897, 
Nr. 62/97 III. M. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. jur. Ehrenfried Mirus beim Ober⸗ 
landesgericht Jena; — Rechtsanwalt Oskar Motzel beim Land⸗ 
gericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Otto Bertram beim 
Landgericht Regensburg, — Rechtspraktikant Otto Kugler 
beim Amtsgericht Dorfen; — Rechtspraktikant Friedrich Schmidt 
beim Landgericht Traunſtein; — Rechtspraktikant Hans Fakler 
beim Amtsgericht Weißenhorn; — Rechtsanwalt Georg Jahr 
beim Amtsgericht Zobten; — Rechtsanwalt Hans v. Martini 
beim Landgericht Waldshut; — Rechtspraktikanten Friedrich 
Hirſch, Hermann Friedrich beim Landgericht Fürth; — 
Rechtsanwalt Otto Wilhelm Karl Rammelt beim Amtsgericht 
Wolgaſt; — Rechtspraktikant Guftav Wingerter beim Amts» 
gericht Edenkoben; — Rechtsanwalt Dr. Carl Siehr beim Amts- 
gericht Lyck; — Rechtspraktikanten Georg Spranger, Alfred 
Nathan, Luitpold Schülein, Dr. Clemens Hemmer, Georg 
Schwaiger, Wilhelm Luber und Georg Meikel beim Land- 
gericht München I; — Rechtsanwälte Dr. Karl Gramming, 
Ludwig Maienthau, Max Schweizer beim Landgericht 
Nürnberg; — Rechtsanwälte Hugo Feeß, Johann Schaaf, 
Heinrich Freiherr von Reitzenſtein, Bernhard Reißig, Joſeph 


ſchuldhaft gehandelt, wenn er unter ſolchen Umſtänden die Nahe Hofmann beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt 


\ 
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Curt Tardel beim Landgericht Roſtock; — Rechtsanwalt Her⸗ 
mann Seitz beim Amtsgericht Illertiſſen; — Rechtspraktikant 
Karl Höhl beim Amtsgericht Kipfenberg; — Rechtsanwalt 
Dr. Georg Friedrich Wilhelm Wildhagen beim Reichsgericht 


Leipzig; — Gerichtsaſſeſſor Wilhelm Refardt beim Landgericht 


Deſſau und beim Amtsgericht Zerbſt; — Rechtsanwalt Lehnert 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Konitz; — Rechts⸗ 
praktikant Theodor Huber beim Landgericht Würzburg; — 
Rechtsanwalt Albert Neukirchner beim Landgericht Beuthen 
O. S.; — Rechtsanwalt Georg Feiner beim Amtsgericht 
Hilpoltſtein; — Rechtsanwalt Karl Schraub beim Amtsgericht 
Neuburg a. D.; — Rechtsanwälte Heinrich Geßner, Wilhelm 
Mahr beim Landgericht Darmſtadt; — Gerichtsaſſeſſor Hugo 
Kautzor beim Landgericht Beuthen O. / S.; — Rechtsanwalt 
Max Zimmermann beim Landgericht Eichſtätt. 


| Löſchungen. 

Juſtizrath Gruwe beim Landgericht Magdeburg; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. jur. Kübel beim Amtsgericht Lohr a. / M.; — Rechts⸗ 
anwalt Guſtav Weber beim Amtsgericht Wolgaſt; — Juſtiz⸗ 
rath Libawski beim Landgericht Oppeln; — Rechtsanwalt 
Neukirchner beim Amtsgericht Tarnowitz; — Rechtsanwalt 
Otto Schropp und Juſtizrath Andreas Hartmann beim 
Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Eißfeldt beim Amts⸗ 
gericht Northeim; — Rechtsanwalt Hailer beim Amtsgericht 


Böblingen; — Rechtsanwalt Hartung beim Amtsgericht 
Iburg; — Rechtsanwalt Anton Burger beim Amtsgericht 
Miltenberg; — Rechtsanwalt Max Zimmermann beim 


Landgericht München I; — Rechtsanwalt Klöpfer beim Land⸗ 
gericht Stuttgart; — Rechtsanwälte Dr. Kurt Johannes Zander, 
Severin Behrendt beim Landgericht I Berlin. | 
TE nm nn — 


Ich ſuche zum 15. Auguſt oder 1. September cr. einen tüchtigen, 
fleißigen und zuverläſſigen Büreauvorſteher, welcher auch der 
polniſchen Sprache mächtig iſt. Der Meldung ſind die Zeugniß⸗ 
abſchriften, eine kurze Lebensbeſchreibung und Angabe der Gehalts⸗ 
anſprüche beizufügen. Rechtsanwalt Schey, Allenſtein, Oſtpr. 


Geſucht für Michaelis d. Is. für das Büreau eines Rechts⸗ 
anwalts und Notars bei einem größeren Amtsgerichte der Provinz 
Hannover ein unverheiratheter militärfreier I. Büreaugehülfe, 
welcher befähigt iſt, ſelbſtändig die Regiſterführung, die Zwangs⸗ 
vollſtreckungen, das Koſtenweſen und die gewöhnliche Korreſpondenz 
zu beſorgen. Meldungen mit Zeugniſſen, Lebenslauf und Gehalts⸗ 
anſprüchen zu richten an die Exp. dieſes Bl. sub CO. F. L. Ar. 1. 


Für das Büreau einer größeren Verwaltung wird zum baldigen 
Eintritt ein erfahrener Regiſtrator geſucht. Stenographen mit 
ſchöner Handſchrift werden bevorzugt. Offerten mit Angabe der 
bisherigen Thätigkeit ſind unter L. 10 Poſtamt 64 zu richten. 


Büreauvorſteher, 24½ 3. alt, ſucht Stellung zum 1. 10. 1897 
ev. ſpäter. Gefl. Off. unter CO. W. 324 an die Exp. d. Ztg. 


Büreauvorſteher, 5 
27 Jahr alt, 12 Jahr beim Fach, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, 
wegen Niederlegung der Praxis feines Chefs, per 1. 9. cr. anderweit 
dauernde Stellung. Gefl. Off. erb. an die Erp. d. Ztg. unter G. F. 325. 


Suche Eng. Bin 30 J. alt, mit Not. u. Kleinſtädten bek. 
Jaenſch, B.⸗V., Köpenickerſtr. 102 bei Hempe. | 


Jaenſch, B.B., Köpenickerſtr. 4m Del Sole 
Gerichtsaſſeſſor wünſcht ſich mit einem älteren Rechtsanwalt 
in Berlin zu affoctiren. Gefl. Off. u. N. M. an d. Exp. dieſer Ztg. 


Aſſeſſor, 
Gemeinrechtler, ſucht dauernde Hülfsarbeiterſtelle bei beſchäftigtem 
Rechtsanwalt, ev. Aſſociation. Adreſſen unter B. 8674 haupt⸗ 
poſtlagernd Hannover erbeten. 


Dr. jur. aul C. P86, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg A. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord - Amerikas. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: 


die Entfheidungen des Ehrengerichtshofs 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Herausgegeben von dem Schriftführeramte 
des Deutſchen Anwaltvereins. 


Band VII. 1. Januar 1894 — 31. Dezember 1895 
nebſt Inhaltsverzeichniß ſämmtlicher ſieben Bände. 


80, Preis 4 M. 


Die früheren Bände koſten: I. Bd. = 4 Mk., II. Bd. = 
8 Mk., III., IV., V. und VI. Bd. a 5 Mk. Bd. I- VII zuſammen 
bezogen 27 Mk. u 

Das Porto beträgt für Bd. I und II k 10 Pf., Bd. III und IV 
a 20 Pf., Bd. V 10 Pf., Bd. VI = 20 Pf., Bd. VII = 10 Pf., 
zuſammen als Poſtpacket = 50 Pf. 

. Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat die Unter⸗ 
zeichnete ermächtigt, obiges Werk an Bezugsberechtigte — wie 
Rechtsanwälte, Richter und Behörden — zu e Gegen Ein⸗ 
ſendung des Betrages und Glaubhaftmachung der Bezugsberechtigung 
erfolgt directe Zuſendung ſeitens der Verlagsbuchhandlung oder auf 
ſchriftliche Beſtellung, welche einzuſenden iſt, übernimmt jede Sorti⸗ 
mentsbuchhandlung die Beſorgung der Bände. 


Berlin 8. 
Stallſcheiberſtr. 34/85. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 
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Die Gerichtsferien 


sind die beste Gelegenheit zur Einführung der Schreibmaschine 
in Anwaltsbureaux. Wir übernehmen kostenfrei die Ausbildung 
der Schreiber und sorgen für richtige Einführung und 
Verwertung. 


Die Remington Sholes Schreibmaschine 


ist speziell für Rechtsanwälte eingerichtet und wurde im 
letzten Jahre von mehr als fünfzig Anwälten eingeführt. 


Remington Sholes CO. 


Berlin, 83 Mohrenstrasse. Köln. 

Breslau, Kätzel Ohle 3. Frankfurt a. M., Grosser 

Wamburg, Welckerstrasse 6a. Kornmarkt 15. 

Leipzig, Grimmaische Stettin, Bresina, Paradeplatz18. 
Strasse 17, I. Elbing, Alter Markt 11. 
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Berlin, 17. Auguſt. 
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Herausgegeben von 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 


1897. 


uſchrift. 


Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Juſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt. jede Buchhandlung und Poſtauſtalt. 


Inhalt, 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Vereins nachrichten. S. 457. — Vom Reichsgericht. S. 457. 
Perfonal-Beränderungen. S. 499. | | 


Hülfskaſſe für deutſche Hedtsanmälte. 
Die dreizehnte ordentliche Generalverſammlung wird 
auf den 26. September 1897 Mittags 12 Uhr nach Leipzig, 
Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der Rechtsanwaltſchaft 
bei dem Reichsgericht, berufen. N | 
Die Tagesordnung ift: 

1, der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1897 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, Ä 

2. die Juſtifikation der Jahresrechnung, 

3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des § 9 der Satzungen, 

4. die Wahl von Rechnungsreviſoren, 

5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 15. Juli 1897. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Dr. Buffenins, Geheimer Juſtizrath, Vorſitzender. 


FVereinsnachrichten. 
Advokaten -Congreß zu Brüffel. 

Ju der Zeit vom 1. bis 7. Auguſt 1897 hat zu Brüſſel 
der bereits angekündigte internationale Advokaten⸗Congreß ftatt- 
gefunden, zu welchem Seitens des Vereinsvorſtandes die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder Hofrath Crull in Roſtock und Juſtizrath 
Dr. Reatz in Gießen entſandt waren. Die Aufnahme unſerer 
Abgeſandten und ihrer deutſchen Kollegen war eine äußerſt 
liebenswürdige und zuvorkommende. Hofrath Crull wurde zum 
Ehrenvizepräſtdenten ernannt. 

Die Verhandlungen boten das lebhafteſte Intereſſe. Be⸗ 
ſchlüſſe wurden im Allgemeinen nicht gefaßt. Nur von dem 
Gedanken ausgehend, daß der internationale Congreß der Ad- 
vokaten als eine dauernde Einrichtung aufzufaſſen ſei, wurde 
beſchloſſen, ein internationales Büreau für denſelben mit dem 
Sitze in Brüſſel zu errichten. 


S. 457. — 


Mit dem Congreß waren für die Mitglieder hervorragende 
Feſtlichkeiten verbunden, auf welchen die Kollegen aller Länder 
ſich in freundlicher Ausſprache einander näher kamen. 

Sobald die gedruckten Berichte vorliegen, werden wir auf 
Grund derſelben eine ausführliche Darſtellung der Verhand— 
lungen bringen. 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten weiter über die während der Gerichtsferien 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Ausführungen der Vorinſtanz, nach welchen der 
Gerichtsſtand des Vermögens für den Klageanſpruch nicht zu- 
trifft, und daher auf den ſolchen bezielenden I 24 der C. P. O. 
die Kompetenz des angegangenen L. G. I in Berlin nicht ge« 
ſtützt werden kann, laſſen einen Rechtsirrthum nicht erkennen. 


Wie ſchon vom R. G. ausgeſprochen (Eutſch. in Civilſachen 


Bd. 24 S. 415), muß bei der Anwendung des gedachten 
Geſetzes davon ausgegangen werden, daß der im Bezirk des 
als zuftändig in Anſpruch genommenen Gerichts ſich vorfindende 
Gegenſtand zufolge ſeiner naturgemäßen Beſtimmung als Ver⸗ 
mögensbeſtandtheil erſcheint. Es iſt, wie Gaupp in ſeinem 
Kommentar zur C. P. O., 3. Aufl., Note Le zu § 24, jagt, 
erforderlich, daß der fragliche Gegenſtand um ſeines Geldwerthes 
willen in Betracht komme. Dieſes Erforderniß iſt, ohne daß 
eine Geſetzesverletzung erſichtlich, vom B. G. unter näherer 
Darlegung des Sachverhalts bei den beiden in Frage ſtehenden 
Sachen, der Hutſchachtel und dem Orcheſtermaterial, vermißt. 
Wegen des erſteren Gegenſtands iſt auch noch in bedenkenfreier 
Weiſe ausgeführt, daß in Rückſicht auf einen etwaigen 
individuellen Werth deſſelben der vom Bekl. dem in Berlin 
wohnhaften Kl. ertheilte Auftrag zur Aufbewahrung der Schachtel 
nicht in Betracht komme, da nach den näheren Angaben des 
Bekl. anzunehmen, daß in jenem Auftrage nur eine Redensart 
zu befinden. Auf das angebliche Forderungsverhältniß des 
Bekl. zum Sänger P. endlich, welches zutreffend von der Vor- 
inſtanz aus thatſächlichen Momenten für unerheblich zur Be⸗ 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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gründung des in Rede ſtehenden Gerichtsſtands erachtet worden, 
iſt die Reviſion nicht zurückgekommen. VI. C. S. i. S. Stern ⸗ 
berg c. Roſenkhal vom 12. Juli 1897, Nr. 153/97 VI. 

2. Durch das die Berufung der Kl. zurückweiſende Urtheil 
des O. L. G. ſind die Kl. verurtheilt worden, außer den Koſten 
der I. J. auch diejenigen der Berufungsinſtanz zu tragen. Auf 
den Antrag des Bekl. hat das L. G. durch Beſchluß vom 12. Mai 
1897 die von den Kl. zu erſtattenden Koſten auf 84 M. 20 Pf. 
feſtgeſetzt. In dieſem Betrage ſind auch enthalten 9 M. 50 Pf. 
Gebühren desjenigen Anwalts, der in der Berufungsinſtanz den 
Verkehr des Bekl. mit deſſen für dieſe Inſtanz beſtellten Prozeß 
bevollmächtigten“ geführt hat, ſowie ferner 19 M. Reiſe⸗ und 
Aufwandskoſten des Bekl. für eine Reiſe von Liegnitz nach 
Berlin zu einem behufs Vernehmung einer Zeugin dort anbe⸗ 
raumten Beweistermine. Auf die ſofortige Beſchwerde der Kl. 
hat das O. L. G. dieſe beiden Beträge aus der Koſteuliquida⸗ 
tion des Bekl. geſtrichen, und zwar die Korreſpondenzgebühr 
deshalb, weil die Sachlage nicht derartig ſchwierig geweſen ſei, 
daß der mit ſchriſtlichen Arbeiten bewanderte Bekl. ſeinen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nicht unmittelbar hatte informiren können, die 


Reiſekoſten aber aus dem Grunde, weil dem Bekl. bekannt ge- | 


weſen ſei, daß die Zeugin nichts zur Sache erhebliches bekunden 
könne. Die gegen dieſe Entſcheidung rechtzeitig und formrichtig 
eingelegte weitere ſofortige Beſchwerde des Bekl. iſt nicht nur 
zuläſſig, ſondern auch begründet. In der Berufungsinſtanz 
machten die Kl. den Verſuch, ihrem Anſpruch eine andere recht⸗ 
liche Begründung zu geben und ihre Sachdarſtellung dieſer 
neuen Begründung anzupaſſen. Mit Recht macht der Bekl. 
geltend, daß es dieſem Vorgehen der Kl. gegenüber einer auch 
in thatſächlicher Beziehung beſonders ſorgfältigen Vertheidigung 
bedurft habe, und daß aus dieſem Grunde die Zuziehung eines 
Rechtsanwalts für die dem Prozeßbevollmächtigten zu ertheilende 
Juformation nothwendig geweſen ſei, wenn er nicht perſönlich 
eine Reife nach Breslau Hätte unternehmen wollen, deren Koſten 
die Korreſpondenzgebühr überſtiegen haben würden. Dieſe Gebühr 
iſt daher vom Bekl. mit Recht in Rechnung geſtellt worden. 
Auch die Erſtattung der Koſten für die Reiſe nach Berlin wird 
mit Recht gefordert. Da es ſich nicht um die Vertretung des Bekl. 
durch einen Rechtsanwalt handelt, ſondern um die Wahrnehmung 
des Beweistermins durch den Bekl. in eigener Perſon, ſo iſt 
gemäß § 87 Abſ. 1 der C. P. O. frei zu prüfen, ob die Auf⸗ 
wendung dieſer Koſten zur zweckentſprechenden Rechtsvertheidigung 
nothwendig war. Dies iſt zu bejahen. Die Ausſage der in 
Berlin vernommenen Zeugin iſt, wie das Urtheil I. J. ergiebt, 
für die Entſcheidung der Sache keineswegs ohne Bedeutung 
geweſen. Da es ſich um eine Zeugin handelte, die dem ent⸗ 
ſcheidenden Vorgange nur zum Theil angewohnt hatte, ſo lag 
die Möglichkeit einer irrthümlichen Auffaſſung der von ihr wahr⸗ 
genommenen Vorgänge nahe und der Bekl. hatte das Jutereſſe, 
durch ſeine Anweſenheit im Termine auf die Berichtigung der⸗ 
artiger Irrthümer hinzuwirken. Da die liquidirten Koſten die 
Gebühren eines mit der Vertretung des Bekl. in dem Beweis⸗ 
termine beauftragten Rechtsanwalts nicht überſteigen, iſt der 
Anſatz derſelben gerechtfertigt. I. C. S. i. S. Ulte c. Thiel 
vom 7. Juli 1897, B Nr. 63/97 J. 

3. Das B. G. hat dem Kl. nur deshalb keinen richter⸗ 
lichen Eid auferlegt, weil es ihn für unglaubwürdig hält. Es 


folgert dies daraus, daß er im Prozeſſe behauptet hat, erſt durch 


den Dr. K. am 11. Januar 1894 von der Möglichkeit eines 
Kauſalzuſammenhangs zwiſchen der Netzhautentzündung und dem 
zu Anfang November 1893 erlittenen Stoße Kenntniß erlangt 
zu haben, während er nach dem vorgelegten, von ihm am 
15. Dezember 1896 an ſeinen Anwalt gerichteten, Briefe ſchon 
bei der, nach der von ſeinem Anwalt ebenfalls vorgelegten 


Quittung am 20. Dezember 1893 erfolgten Prämienzahlung 


dieſe Kenntniß gehabt habe. Das find thatſächliche Erwägungen, 
die einen Rechtsirrthum nicht erkennen laſſen, auch ausreichend 
begründet find. Nun iſt zwar in der Reviſionsinſtanz dargelegt, 
daß in dem Briefe vom 15. Dezember 1896 die im Dezember 
1894 erfolgte fernere Prämienzahlung gemeint, und nur durch 
ein Verſehen des Anwalts die unrichtige Quittung vorgelegt und 
als die gemeinte bezeichnet ſei. In der Reviſionsinſtanz iſt jedoch 
dies neue Vorbringen unzuläſſig, und die Erklärung des Au- 
walts- bindet an ſich die vertretene Partei. Es wird zwar dem 
B. G. der Vorwurf gemacht, daß es den § 130 der C. P. O. 
verletzt habe, weil es nach dem ſonſtigen Parteivorbringen 
Zweifel an der Richtigkeit des Vorbringens des Anwalts hätte 
haben müffen. Aber dieſer Vorwurf iſt nicht begründet. Nach 
dem Inhalt der Akten war dem B. G. davon, daß auch noch 
im Jahre 1894 eine Prämienzahlung erfolgt war, nichts bekannt, 
und aus der Zinsberechnung brauchte es kein Bedenken zu ent⸗ 
nehmen, da über den zu Grunde gelegten Zinsfuß und den 
Beginn des Zinſenlaufs keine Angaben gemacht waren. Es lag 
daher eine zwingende Veranlaſſung zur Ausübung des Frage ⸗ 
rechts nicht vor. III. C. S. i. S. Schliephacke c. Magdeburger 
Allgem. Verſ.⸗Aktien⸗Geſ. vom 25. Juni 1897, Nr. 61/97 III. 

4. In der vor dem Königlichen Amtsgericht Stuttgar 
Stadt anberaumten mündlichen Verhandlung vom 24. Februar 
1897 hat der Vertreter des Bekl. beantragt, den klägeriſchen 
Vertreter, den Rechtsagenten S. in Stuttgart, auf Grund des 
8 143 Abſ. 2 der C. P. O. von der mündlichen Verhandlung 
zurückzuweiſen. Das Amtsgericht hat durch ſofort verkündeten 
Beſchluß dieſen Antrag abgelehnt. Auf erhobene Beſchwerde hat 
aber das Königliche L. G. Stuttgart dem Antrag entſprochen. 
Nachdem hiergegen der Vertreter der Kl. weitere Beſchwerde 
eingelegt hatte, hat das Königliche O. L. G. zu Stuttgart den 
landgerichklichen Beſchluß aufgehoben und die Beſchwerde gegen 
den amtsgerichtlichen Beſchluß als unzuläſſig verworfen. Der 
gegen dieſen Beſchluß formrichtig erhobenen Beſchwerde ſteht die 
Beſtimmung des § 53 1 Abſ. 2 der C. P. O. nicht entgegen, 
da ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund darin zu finden iſt, 
daß das O. L. G. die Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen 
den amtsgerichtlichen Beſchluß verneint. Es iſt aber dem O. L. G. 
darin beizutreten, daß dem Bekl. eine Beſchwerde gegen den 
erwähnten Beſchluß des Amtsgerichts nicht zuſtand. Weder 
Abſ. 1 noch Abſ. 2 des 8 143 der C. P. O. erwähnen eines 
Antragsrechts der Gegenpartei und iſt die Erlaſſung der bezüg⸗ 
lichen „Anordnungen“ dem freiem Ermeſſen des Gerichts im 
öffentlichen Intereſſe (und nicht in dem des Prozeßgegners) 
anheimgegeben. Wohl läßt ſich auch unter Umſtänden ein 
Intereſſe der Gegenpartei an der Zurückweiſung einer Partei 
oder eines Bevollmächtigten im Sinne des § 143 Abſ. 1 und 2 
der C. P. O. denken, allein dieſes beſteht mehr oder minder 
auch gegenüber andern Parteien und Bevollmächtigten, die 


nicht zurückgewieſen werden können und hat jedenfalls zu 
der erwähnten Geſetzesbeſtimmung keinen Anlaß gegeben. Mit 
Recht iſt daher das O. L. G. davon ausgegangen, daß der 
Gegenpartei, gleichwie in ähnlichen Fällen (vergl. SS 97, 
112, 268, 345 und 346, u. a. auch Entſch. des R. G. in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1888 S. 164 und von 1895 
S. 184, Entſch. des R. G. Bd. 20 S. 417) nur zuſteht, 
eine Anregung zu geben, aber nicht das Recht, ein „Geſuch“ 
auf Erlaſſung der Anordnung zu ſtellen. Iſt aber ein ſolches 
Geſuch unzuläſſig, fo fehlt es an den Vorausſetzungen des $ 530 
der C. P. O., da der § 143 nicht zu den im Geſetz beſonders 
hervorgehobenen Fällen, in welchen eine Beſchwerde ausdrücklich 
zugelaſſen iſt, gehört. Es iſt auch vom O. L. G. zutreffend 
ausgeführt, daß aus der Beſtimmung des Abſ. 3 des § 143 
nicht eine gegentheilige Schlußfolgerung gezogen werden kann, 
weil es für die Unzuläſſigkeit der Beſchwerde der Gegenpartei 
einer beſonderen Beſtimmung nicht bedurfte. Die Beſchwerde 
gegen den amtsgerichtlichen Beſchluß war ſomit unzuläſſig. Es 
könnte ſich die Frage erheben, ob nicht ein Beſchwerderecht des 
Bekl. auch für dieſe Inſtanz zu verneinen iſt, allein, wie das 
R. G. ſchon in mehrfachen Entſcheidungen ausgeſprochen hat 


(vergl. Entſch. des III. C. S. vom 24. Juni 1892 Rep. III 


80/92, Bolze Bd. 15 Nr. 677) führt das einmal eröffnete Be⸗ 
ſchwerdeverfahren durch den geſammten Inſtanzenzug. Es iſt 
daher auf die weitere Frage einzugehen, ob die Entſcheidung des 
O. L. G. nicht gegen den Abſ. 3 des § 143 der C. P. O. 
verſtößt. Aber auch hierin iſt dem O. L. G. beizutreten. Es iſt 
vom R. G. in zahlreichen Entſcheidungen (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 35 Nr. 116 S. 421 und die daſelbſt angeführten 
Entſcheidungen, ferner Gruchot Beiträge Bd. 31 S. 106, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1892 S. 57, 95 und 370, von 
1895 S. 184) ausgeführt, daß durch Beſtimmungen, wie ſich 
ſolche in 8$ 290, 647 und auch § 143 Abſ. 3 der C. P. O. 
finden, nicht ſchlechterdings jede Nachprüfung, insbeſondere rück— 
ſichtlich der Zuläffigkeit des der Anfechtung entzogenen Beſchluſſes, 
ausgeſchloſſen erſcheint und iſt vom O. L. G. zutreffend aus- 
geführt, daß im vorliegenden Fall, in welchem die Zuläſſigkeit 
des vom L. G. eingeſchlagenen Verfahrens in Frage kommt, 
die weitere Beſchwerde gegen den Beſchluß des L. G. zuzulaſſen 
war. III. C. S. i. S. Ortsarmenbehörde Jebenhauſen 
c. Oſtertag vom 13. Juli 1897, B Nr. 148/97 III. 

5. Daß die Friſt zur Einlegung der Reviſion an ſich 
verſäumt iſt, ſteht außer Zweifel. Die Kl. verlangt deshalb 
dagegen wieder in den vorigen Stand geſetzt zu werden, weil 
ſie in Folge ihrer Armuth durch den Mangel eines beim R. G. 
zugelaſſenen Anwaltes an rechtzeitiger Einlegung verhindert ge- 
weſen ſei, indem ihr Anwalt voriger Inſtanz ſie über die zur 
Erlangung des Armenrechtes, bezw. eines Armenanwaltes für 
die Reviſionsinſtanz erforderlichen Schritte, obgleich ſie ſich in 
dieſer Beziehung an ihn gewandt gehabt habe, erſt fo fpät belehrt 
habe, daß ſie ihr Armenrechtsgeſuch erſt am 28. Februar 1897, 
alſo am vorletzten Tage der Reviſionsfriſt, beim R. G. habe 
einreichen können; übrigens hätte auch dann noch die Reviſions⸗ 
friſt gewahrt werden können, wenn ihrem Geſuche nur am 
28. Februar ſofort entſprochen wäre; nun ſei ihr aber erſt am 
4. März vom R. G. das Armenrecht ertheilt, und der Juſtiz— 
rath N. zum Armenanwalt beſtellt, und dieſem der Beſchluß 
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erſt am 6. März zugeſtellt worden. Dieſem Vorbringen gegen⸗ 
über iſt vor Allem darauf hinzuweiſen, daß nach § 210 Abſ. 2 
der C. P. O. jedes Verſchulden eines Vertreters in dieſer 
Materie der Partei ſelbſt anzurechnen iſt, und daß andrerſeits 
mangelhafte Inſtruirung des Anwaltes durch die Partei oder 
deren Vertreter keinen unabwendbaren Zufall im Sinne des 
§ 211 Abſ. 1 daſelbſt darſtellt. Hieraus ergiebt ſich, daß, 
ſelbſt wenn man die Verſäumung der Reviſionsfriſt als durch 
unabwendbaren Zufall verurſacht anſehen wollte, dann doch der 
Autrag auf Wiedereinſetzung viel zu ſpät angebracht ſein würde. 
Denn nach § 212 Abſ. 1 und 2 der C. P. O. muß dies inner 
halb zweier Wochen von dem Tage an, wo daß Hinderniß 
gehoben iſt, geſchehen; nun könnte aber das „Hinderniß“ hier 
höchſtens nur in dem unverſchuldeten Mangel an einem Anwalte 
gefunden werden, und dieſem war jedenfalls am 6. März ab⸗ 
geholfen, ſo daß die zweiwöchige Friſt mit dem 20. März ab⸗ 
gelaufen wäre, während das Wiedereinſetzungsgeſuch erſt am 
26. Mai angebracht worden iſt. Uebrigens würde, ſelbſt wenn 
man die in dieſer Beziehung vorgebrachten Entſchuldigungsgründe 
als erheblich gelten laſſen wollte, die zweiwöchige Friſt doch 
immer vom 29. April an zu rechnen ſein. Außerdem aber iſt 
der Antrag auf Wiedereinſetzung völlig unbegründet; denn die 
Kl. durfte nach dem gewöhnlichen Geſchäftsgange nicht im 
Mindeſten darauf rechnen, daß ihr erſt am 28. Februar ein⸗ 
gereichtes Armenrechtsgeſuch noch an demſelben Tage, oder auch 
nur überhaupt vor Ablauf der mit dem folgenden Tage zu 
Ende gehenden Reviſionsfriſt erledigt werde, und an der ſpäten 
Anbringung des Geſuches ſelbſt war wiederum keineswegs ein 
unabwendbarer Zufall ſchuld. VI. C. S. i. S. Rey c. Eiſele 
vom 8. Juli 1897, Nr. 86/97 VI. 

6. Die Bekl. hat gerügt, daß ihre Sachlegitimation nicht 
von Amtswegen hatte bemängelt werden dürfen, nachdem unter 
den Parteien dieſelbe nicht in Zweifel gezogen geweſen ſei. 
Dieſer Angriff trifft jedoch nicht zu, da es ſich nach der Auf- 
faſſung des Kammergerichtes um einen Mangel in der recht— 
lichen Begründung der Klage, bezw. Widerklage handelte. 
Freilich hat der fünfte Civilſenat in dem in den Beiträgen zur 
Erläuterung des Deutſchen Rechts, Bd. 39 S. 1118, abge- 
druckten Urtheile in einem ähnlichen Falle einen auf die an⸗ 
geblich fehlende Sachlegitimation geſtützten Reviſionsangriff aus 
dem Grunde nicht zugelaſſen, weil dieſer Mangel in den vorigen 
Inſtanzen nicht geltend gemacht worden ſei. Ob dieſe Ent- 
ſcheidung jetzt nach § 137 Abf. 1 des G. V. G. den gegen⸗ 
wärtig erkennenden Senat hindern würde, die Reviſion ohne 
vorgängige Verweiſung der betreffenden Rechtsfrage au die ver- 
einigten Civilſenate zurückzuweiſen, kann dahingeſtellt bleiben, 
weil aus einem andern Grunde das angefochtene Urtheil doch 
dem Reviſionsantrage entſprechend aufgehoben werden mußte. 
VI. C. S. i. S. Dobenzig c. Ballarin vom 28. Juni 1897, 
Nr. 70/97 VI. 

7. Was die Aktivlegitimation der Ehefrau zu vermögens 
rechtlichen Klagen im Allgemeinen anlangt, ſo ſteht es freilich 
außer Zweifel, daß, auch wenn man den § 189 des A. L. R. 
Thl. II Tit. 1 — ganz abgeſehen von der Frage, ob er nicht 
in der Mark überhaupt ſuspendirt war — als durch § 51 
Abſ. 2 der C. P. O. in jeder Beziehung aufgehoben anſieht, 
die Ehefrau durch das ihrem Manne nach Preußiſchem Land⸗ 
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rechte (und nach Märkiſchem Rechte) an ihrem eingebrachten 
Vermögen zuſtehende Verwaltungs- und Nutzungsrecht gehindert 
iſt, die zu dieſem Vermögen gehörigen einzelnen Rechte praktiſch 
geltend zu machen, ſo weit nicht der Ehemann ſeine Zuſtimmung 
hierzu ertheilt hat. Hiervon ſpricht das vom B. G. angeführte 
Urtheil des I. C. S. des R. G. in den Beiträgen zur 
Erläuterung des Deutſchen Rechts, Bd. 38 S. 473, ebenſo 
übrigens viele andere Erkenntniſſe des R. G., in denen dieſer 
Gegenſtand zum Theil noch mehr ex professo erörtert iſt. 
Dies kommt aber bei der jetzt in Frage ſtehenden negativen 
Feſtſtellungsklage gar nicht in Betracht. Hier handelt es ſich 
nur darum, eine Nichtſchuld der Kl. bezw. Widerkl. feſt⸗ 
zuſtellen. Das Nichtſchulden einer Ehefrau kann nun aber 
weder zu ihrem eingebrachten, noch zu ihrem vorbehaltenen Ver⸗ 
mögen gerechnet werden, da es ſeiner Natur nach überhaupt 
nicht zu einem Vermögen gehören kann; jenes Nichtſchulden 
kann keinen Gegenſtand des dem Ehemanne zuſtehenden Ver⸗ 
waltungs⸗ und Nutzungsrechtes bilden. Die Ehefrau kann 
daher nach §S 231 der C. P. O. auf Feſtſtellung deſſelben für 
ſich allein klagen, wenn ſie, was hier der Fall iſt, ein recht⸗ 
liches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung hat. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß auch der Mann 
eine ſolche Feſtſtellungsklage anſtellen könnte, wenn er, als 
Inhaber des Nutzungs- und Verwaltungsrechtes am eingebrachten 
Vermögen, ein rechtliches Intereſſe daran nach Maßgabe des 
§ 231 der C. P. O. haben ſollte. Weiter ausgeführt. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

8. Der von der Reviſion erhobene Vorwurf, daß das 
B. G. den § 231 der C. P. O. verletzt habe, iſt nicht begründet. 
Die Kl. kann eine beſtimmte Schadenserſatzſumme nur fordern 
auf Grund einer gehörig aufgenommenen Dispache (§ 142 der 
Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen). Sie hat daher ein 
rechtliches Intereſſe daran, bevor ſie dieſe anfertigen läßt, Gewiß⸗ 
heit darüber zu erlangen, ob ihr überhaupt ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch zuſteht, und auf welcher Grundlage zu dispachiren iſt. 
Wenn die Reviſion geltend macht, das B. G. überſchreite die 
Grenzen einer Feſtſtellungsklage jedenfalls inſoweit, als es über 
die Beweisfähigkeit und Erheblichkeit des Beſichtigungsatteſtes 
vom 12. März 1895 erkenne, weil die Frage, ob ein Beweis⸗ 
mittel für den ſtreitigen Anſpruch zuläſſig und erheblich ſei, nur 
von dem ſchließlich über den Anſpruch ſelbſt urtheilenden Richter 
entſchieden werden könne, ſo iſt das unzutreffend. Ueber die 
Erheblichkeit (den Beweiswerth) des Beſichtigungsatteſtes hat 
das B. G. ebenſowenig entſchieden, wie das L. G. Hervor⸗ 
gehoben wird vielmehr in den Gründen des landgerichtlichen 
Urtheils, daß zur Zeit nicht zu erörtern ſei, welcher Beweiswerth 
dem Atteſt beizumeſſen ſei, und in Uebereinſtimmung damit in 
den Gründen des B. U., daß demnächſt über das Gelingen der 
Schadensnachweiſung zu entſcheiden ſein werde. Und was die 
Zuläſſigkeit des Atteſtes als Beweismittel anbetrifft, über die 
allerdings entſchieden iſt, ſo handelt es ſich dabei nicht um die 
prozeſſuale Zuläſſigkeit, ſonderu darum, ob es nach den hier 
in Beiracht kommenden, im H. G. B. nicht enthaltenen, Be⸗ 
ſtimmungen der Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen, denen 
(mit einigen Zuſätzen und Abänderungen) ſich die Parteien in 
dem Verſicherungsvertrage unterworfen haben, mithin nach dieſem 
Vertrage der Kl. verwehrt iſt, für die Berechnung und den 
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Nachweis ihres Schadens das Atteſt zu verwerthen, und dies 
kann ſehr wohl der Gegenſtand einer Feſtſtellung ſein. I. C. S. 
i. S. Nordd. Verſ. Gef. u. Gen. c. Sauerlands Rhederei 
vom 12. Juli 1897, Nr. 91/97 IJ. 
9. Das B. G. iſt von Amtswegen in die Prüfung 
eingetreten, ob die Klage im Sinne des $ 231 der C. P. O. 
zuläſſig ſei. Es erwägt in dieſer Beziehung, daß der Klage⸗ 
antrag zu a als Feſtſtellungsanſpruch, der Klageantrag zu b 
als Leiſtungsanſpruch ſich darſtelle, daß gegen die Zuläſſigkeit 
des letzteren aber kein Bedenken obwalte, weil der zu zahlende 
Betrag erſt durch Rechnungslegung zu ermitteln und die Kl. 
zur Zeit nicht im Stande ſei, denſelben anzugeben. Die Reviſion 
macht demgegenüber geltend, daß die erhobene Klage als Feſt⸗ 
ſtellungsklage anzuſehen ſei, mit Bezug auf ſolche aber der Kl. 
das rechtliche Intereſſe fehle, da dieſelbe, inſofern ſie an der 
Revenüenvertheilung für das Wirthſchaftsjahr 1894/5 ſchon aus 
eigenem Genußrechte theilgenommen und jedenfalls bei Gericht 
habe erfahren können, wieviel auf einen Antheil entfallen ſei, 
zur Erhebung der Leiſtungsklage mit einem beſtimmten An⸗ 
ſpruchsbetrage im Stande geweſen ſei. Dieſe Rüge entbehrt 
der Begründung. Auch wenn man mit dem B. G. im Hinblick 
auf den Beſchluß der Vereinigten Civilſenate des R. G. vom 
28. Juni 1888 (Entſch. Bd. 21 S. 387) in dem Klageantrage 
zu b einen Leiſtungsanſpruch unter Vorbehalt ſpäterer Feſtſtellung 
des Betrages erblicken will, ſo iſt dem B. G. doch auch darin 
Recht zu geben, daß die Vorausſetzung, unter welcher das R. G. 
in jenem Beſchluſſe eine derartige Klage ausnahmsweiſe für 
zuläſſig erklärt, d. h. daß die Erforderniſſe des §S 231 der C. P. O. 
vorliegen, hier zutrifft. Allerdings hat eine Revenüenvertheilung 
für das Wirthſchaftsjahr 1894/5 thatſächlich ſtattgefunden. 
Allein die Vorſteher der Stiftung ſind demnächſt und auch im 
jetzigen Prozeſſe mit der Behauptung aufgetreten, daß von Rechts- 
wegen für das gedachte Wirthſchaftsjahr ein Revenüenüberſchuß 
ſich nicht ergeben, und deshalb eine Vertheilung überhaupt nicht 
habe erfolgen dürfen. Angeſichts deſſen läßt ſich nicht annehmen, 
daß die Kl. ſchon jetzt in der Lage geweſen iſt, einen beſtimmten 
Forderungsbetrag mit ſicherem Erfolge geltend zu machen, und 
es erſcheint nicht ſachwidrig, wenn ſie eine Klage erhoben hat, 
mit welcher ſie im Ergebniſſe zunächſt nur die Anerkennung des 
von der Bekl. ihr im Principe beſtrittenen Rechts ihrer Erblaſſerin, 
an der Revenüenvertheilung für das Wirthſchaftsjahr 1894/5 
theilzunehmen, erzielt. IV. C. S. i. S. de Regeſche Familien⸗ 
ſtiftung e. Szwykowska vom 12. Juli 1897, Nr. 6/97 IV. 
10. Der B. R. billigt zunächſt die Anſicht des I. R., daß 
die Erfüllung des Verirages vom 21. Auguſt 1890 nicht be⸗ 
liebig theilbar ſei, und zwar gleichviel, ob die Grundſtücke eine 
wirthſchaftliche Einheit bildeten oder nicht. Sodann bezeichnet 
er den in der Berufungsinſtanz an erſter Stelle geſtellten er⸗ 
weiterten Antrag als eine unzuläſſige Klagänderung, und 
begründet dies damit, daß ein unzuläſſiger Klagantrag nicht 
durch eine Erweiterung zu einem zuläſſigen gemacht werden 
könne, daß vielmehr eine derartige Erweiterung einen neuen, 
in der Berufungsinſtanz unzuläſſigen, nämlich erſt jetzt ſub⸗ 
ſtantlirten, alſo andern Anſpruch darſtelle, der auch eine andere 
Vertheidigung des Bekl. erfordere. Der Anſicht, daß der er⸗ 
weiterte Antrag des Kl. einen neuen Anſpruch geltend mache, 
konnte nicht beigetreten werden. Der Klagegrund iſt derſelbe 
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geblieben, nämlich der Vertrag vom 21. Auguſt 1890; es wird 
auch derſelbe Anſpruch erhoben, nämlich auf Erfüllung dieſes 
Vertrages; der Unterſchied beſteht nur darin, daß jetzt eine Er⸗ 
füllung in weiterem Umfange gefordert wird als früher. Schlöſſe 
dieſer weitere Umfang eine Leiſtung anderer Art ein als ſie 
bis dahin gefordert worden war, ſo würde allerdings auch ein 
neuer Anſpruch vorliegen; aber daß dies der Fall ſei, kann 
noch nicht aus dem Umſtande gefolgert werden, daß der Bekl. 
ſich auf die frühere Theilforderung nicht einzulaſſen brauchte. 
Der frühere und der jetzige Antrag des Kl. verlangen dieſelbe 
Leiſtung, nämlich die Vergemeinſchaftlichung der vom Bekl. 
erſtandenen Grundſtücke, der jetzige Antrag bezieht ſich nur auf 
mehr Grundſtücke als der frühere. Das iſt eine quantitative 
Erweiterung des erſten Antrages, die dieſen Charakter nicht 
dadurch verliert, daß der Bekl. eine Theilleiſtung verweigern 
konnte, denn trotzdem blieb eine ſolche Theilleiſtung eben eine 
der Erweiterung fähige Theilleiſtung. Wenn dieſe Erweiterung 
eine weitere Vertheidigung des Bekl. nöthig macht, ſo iſt das 
eine Folge davon, daß der Geſetzgeber zur Vermeidung über⸗ 
flüfftger Prozeſſe eine Erweiterung des Klageantrages zugelaſſen 
hat. V. C. S. i. S. Schanz c. Vogel vom 12. Juli 1897, 
Nr. 50/97 V. 

11. Aufhebung des B. U. wegen Verletzung von 98130, 259 
C. P. O. III. C. S. i. S. Vollmer c. Meyer vom 6. Juli 1897, 
Nr. 57/97 III. 

12. Die Reviſion des Kl. rügt die Nichterhebung der vom 
Kl. in der Berufungsinſtanz angebotenen Beweiſe. Der Kl. 
hat Zeugen dafür benannt, daß der Hof im Lehnsverbande 
geſtanden und die Bekl. dieſes Rechtsverhältniß gekannt habe. 
Das B. G. hat die Zeugen nicht vernommen, weil die Lehns- 
eigenſchaft keine Thatſache ſei, über die Zeugen vernommen 
werden könnten, auch die Geſtändniſſe der Bekl. und deren 
Rechtsvorgänger gegenüber den Zeugen die Lehnseigenſchaft nicht 
beweiſen würden. Die Reviſion ſieht in der Ablehnung des 
Beweisantrags einen prozeſſualen Verſtoß. Jedoch mit Unrecht. 
Es handelt ſich um die Frage, ob der Hof im Lehns⸗ oder im 
meierrechtlichen Verbande geſtanden hat. Geſtändniſſe der Bekl. 
und ihrer Rechtsvorgänger Dritten gegenüber würden für die 
Entſcheidung der Frage nur dann von Bedeutung ſein können, 
wenn ſie Thatſachen betroffen hätten, die einen rechtlichen 
Schluß auf die Eigenſchaft des Hofes geſtatten würden. 
Geſtändniſſe über das Rechtsverhältniß ſelbſt ſind dagegen bei 
dem zur Frage ſtehenden, keineswegs einfachen Rechtsbegriffen 
ohne Werth und ebenſo werthlos würden Zeugenausſagen ſein, 
die beſtätigten, daß der Hof im Lehusverbande geſtanden habe. 
III. C. S. i. S. Habekoſt c. Herbſt vom 9. Juli 1897, 
Nr. 79/97 III. 

13. Das B. G. hat zunächſt die Einrede des Verzichts 
mit der Begründung verworfen, daß die hierfür vorgetragenen 
Thatſachen „gänzlich unerwieſen geblieben“ ſeien. Mit Recht 
ficht die Reviſton dieſe Begründung an. Die bezeichneten That⸗ 
ſachen, auf welche ſich die Einrede ſtützt, ſowie die Erklärung 
der Gegenpartei auf dieſelben, find in den Thatbeſtand nicht 
ihrem Wortlaut nach aufgenommen, es iſt vielmehr nur er- 
wähnt, daß der Bekl. im Termin vom 12. Juni 1896 ſeine 
Berufung in Uebereinſtimmung mit dem Schriftſatz II 6 be⸗ 
gründet und der Kl. das in ſeinem Schriftſatz II 7 Enthaltene 


entgegnet habe. — Die weiteren im Thatbeſtand angezogenen 
Schriftſätze kommen auf das erwähnte Einredevorbringen nicht 
zurück. Nun find aber, wie die Reviſton mit Grund hervor⸗ 
hebt, in dem Schriftſatz II 6 unter 3. 9 eben die zur Be⸗ 
gründung der Einrede vorgebrachten Thatſachen, wie oben, ent⸗ 
halten und hat in dem Schriftſatz II 7 der klägeriſche Ver- 
treter erklärt: „die in Z. 9 vorgetragenen Thatſachen ſind 
richtig.“ Da dieſe Erklärung in der mündlichen Verhandlung 
wiederholt wurde, ſo liegt ein gerichtliches Geſtändniß (§ 261 
C. P. O.) vor, daß laut Thatbeſtands bis zum Urtheil auf- 
recht erhalten wurde. Die vorgetragenen Thatſachen bedurften 
ſomit keines Beweiſes und widerſpricht die Begründung der 
Zurückweiſung der Einrede den Vorſchriften des § 261 der 
C. P. O. Der klägeriſche Vertreter hat zwar geltend gemacht, 
daß nur ein prozeſſualer Verſtoß des Gerichts bei Erlaſſung 
des Beweisbeſchluſſes vom 3. Juli 1896 vorliege und dieſer 
durch §S 267 der C. P. O. geheilt ſei. Allein einmal iſt, wie 
erwähnt, das Zugeſtändniß bis zum Urtheil aufrecht erhalten 
worden und fehlt es ſomit ſchon an den formellen Voraus⸗ 
ſetzungen des § 267 der C. P. O., ſodann aber betrifft die 
Vorſchrift des $ 261 der C. P. O. nicht die Art und Weiſe, 
insbeſondere die Form des prozeſſualen Handelns (das Ver⸗ 
fahren), ſondern den Inhalt einer Parteierflärung und zwar 
einer ſachlichen zur Begründung bezw. Bekämpfung eines Klag⸗ 
oder Einredevorbringens dienenden Willenserklärung. Die Vor: 
ſchrift des § 261 wird daher durch § 267 nicht berührt. 
(Vergl. Fitting in Buſch, Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. 11 
S. 6 ff.; Entſch. des R. G. Bd. 3 S. 368.) III. C. S. 
i. S. Kizenberger o. Schlachthausverein Stuttgart vom 6. Juli 
1897, Nr. 73/97 III. 

14. Der B. R. hat die vom I. R. ausgeſprochene Klage⸗ 
abweiſung aufrecht erhalten, weil die in I. J. abgegebene 
Erklärung des Kl. ein gerichtliches Geſtändniß enthalte, und 
der Kl. nicht dafür Beweis angetreten habe, daß er dazu durch 
Irrthum gelangt ſei. Daß das B. G. den Begriff des 
Geſtändniſſes hierbei verkannt habe, laſſen ſeine Ausführungen 
nicht erſehen. Zwar hat der Kl. ſeiner Erklärung, daß eine 
körperliche Uebergabe nicht ſtattgefunden habe, den Zuſatz bei⸗ 
gefügt, die Kontrahenten ſeien die Sachen durchgegangen, und 
das ſei bei einem constitutum possessorium genügend. Es 
iſt aber weſentlich eine konkrete Frage, die nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles zu beantworten iſt, ob und inwieweit eine 
vor Gericht abgegebene einräumende Erklärung, trotz ein⸗ 
ſchränkender Behauptungen als ein Geſtändniß anzuſehen ſei 
(C. P. O, § 262), und dem B. R. fällt kein Rechtsirrthum 
zur Laſt, wenn er die vom Kl. beigefügte Erklärung, die im 
Weſentlichen auf eine unrichtige Rechtsausführung hinausläuft, 
nicht für geeignet erachtet, der vorhergegangenen einräumenden 
Erklärung den Charakter des Geſtändniſſes zu nehmen. V. C. S. 
i. S. Prange c. Schmidt vom 12. Juli 1897, Nr. 59/97 V. 

15. In dem einen Vorprozeſſe wurde von der Mutter des 
jetzigen Kl., der Wittwe D., das Guthaben eingeklagt, das 
angeblich dem jetzigen Kl. aus dem mit dem nunmehr verſtorbenen 
Ehemann der Bekl., Ferdinand M., im Jahre 1886 betriebenen 
Viehhandel und einem ſich daran ſchließenden gemeinſchaftlichen 
Betrieb eines Reſtaurationsgeſchäfts zuſtand, und das an ſie 
abgetreten war. Der Rechtsſtreit wurde von dem Landgericht 
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in Stettin durch zwei, am 29. Oktober 1890 und am 
25. März 1891 erlaſſene Verſäumnißurtheile, ein am 25. März 1891 
erlaſſenes bedingtes Endurtheil und ein ſich daran ſchließendes 
Läuterungsurtheil vom 21. Oktober 1891 rechtskräftig entſchieden, 
und zwar dahin, daß als Guthaben des D. aus dem Viehhandel 
der Betrag von 2 940 Mark 10 Pfennig feſtgeſtellt und der 
damaligen Kl., nach Abſetzung verſchiedener, von dem M. an 
D. ſchon entrichteter Beträge, ſowie mehrerer gepfändeter Beträge, 
durch die drei zuerſt genannten Urtheile zugeſprochen wurde. 
Jener Rechtsſtreit iſt alſo nicht zwiſchen den jetzt ſtreitenden 
Parteien anhängig geweſen. Nach ſeiner Erledigung iſt jedoch 
der Anſpruch des Kl. aus dem Viehhandel an ihn zurückübertragen 
und der Ferdinand M. iſt von der jetzigen Bekl. beerbt worden. 
Das Ergebniß jenes Prozeſſes iſt daher für die jetzigen Parteien 
maßgebend, wenn der jetzt erhobene Anſpruch mit dem damals 
erledigten zuſammenfällt. Letzteres iſt von dem Inſtanzgerichte 
mit Recht angenommen worden. Allerdings wurde in dem 
Vorprozeß von der Wittwe D. zur Begründung ihrer Forderung 
behauptet, daß von ihrem Sohn und M. über das Ergebniß 
des Viehhandels Abrechnung gehalten und daß hierdurch das 
Guthaben ihres Sohnes auf 3 684 Mark feſtgeſtellt worden ſei, 
während M. das Guthaben auf nur 2940 Mark 10 Pfennig 
bezifferte, die Abrechnung beſtritt und einen ihm hierüber auf- 
erlegten richterlichen Eid ableiſtete. In Anbetracht dieſer 
Vorgänge meint die Reviſion, daß in jenem Rechtsſtreit über 
die Forderung des Kl. aus dem Viehhandel nur inſoweit, als 
dieſe auf die damals geltend gemachte Abrechnung geſtützt wurde, 
erkannt ſei, das hierüber erlaſſene Urtheil aber der jetzt erhobenen, 
auf das Geſellſchaftsverhältniß ſelbſt geſtützten Forderung nicht 
entgegenſtehe. Dieſer Einwand iſt jedoch nicht zutreffend. 
Richtig iſt es, daß die Abrechnung einen ſelbſtſtändigen 
Verpflichtungsgrund ſchaffen kann, nämlich dann, wenn ſie vor⸗ 
genommen wird, um die Geſammtforderung ihrer Höhe nach 
antragsmäßig ſeſtzuſtellen (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 3 S. 264, andererſeits Bd. 2 S. 337). Ferner 
iſt es richtig, daß Urtheile nach §S 293 C. P. O. nur infofern 
der Rechtskraft fähig ſind, als ſie über den Anſpruch entſcheiden, 
der auf den von dem Kl. geltend gemachten Klaggrund geſtützt 
wird. Endlich iſt zuzugeben, daß die Wittwe D. in dem Vor⸗ 
prozeß einer als Feſtſtellung der Forderung ſelbſt anzuſehende 
Abrechnung geltend gemacht hat. Nicht richtig iſt es dagegen, 
daß als Grund der damals eingeklagten Forderung nur die 
angebliche Abrechnung in Betracht gekommen ſei. Der Bekl., 
M., hat ſich nicht darauf beſchränkt, die Abrechnung in Abrede 
zu ſtellen und deshalb die Abweiſung der Klage zu beantragen; 
er hat vielmehr über den Viehhandel vollſtändig Rechnung 
gelegt, das danach ſich ergebende Guthaben des jetzigen Kl. als 
Forderung der Wittwe D. anerkannt, und in Anſehung der 
nach ſeiner Anſicht der Wittwe D. zuzuſprechenden Beträge 
erklärt, nicht verhandeln zu wollen. Er, M., iſt alſo davon 
ausgegangen, daß die Forderung ſeines Geſellſchafters D. nicht 
nur, ſoweit ſich dieſe auf die angebliche Abrechnung ſtütze, ſondern 
auch inſoweit fie unabhängig davon aus dem Geſellſchafts⸗ 
verhältniß zu ermitteln ſei, den Gegenſtand des Rechtsſtreits 
bilde. Die nämliche Auffaſſung hat das damals erkennende 
Gericht befolgt, da es der Wittwe D. die als Forderung des D. 
feſtgeſtellten Beträge auf Grund der mit der gelegten Rechnung 
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übereinſtimmenden Erklärungen des M. zugeſprochen hat, dies 
aber nicht möglich geweſen wäre, wenn es die Abrechnung als 
alleinigen Klaggrund angeſehen hätte, da die Abrechnung geleugnet 
war. Endlich aber muß nach der Sachlage angenommen werden, 
daß die Wittwe D. ſich der Auffaſſung des damaligen Bekl. 
angeſchloſſen hat, alſo eventuell damit einverſtanden geweſen iſt, 


daß die ihr abgetretene Forderung unabhängig von der in 


erſter Linie behaupteten Abrechnung feſtgeſtellt werde, da ſie die 
hierauf gerichtete Abſicht des M. aus ſeiner Rechnungslegung 
erkannte und aus dem Umſtande, daß ihr durch die beiden 
zunächſt erlaſſenen Verſäumnißurtheile Theilbeträge zuerkannt 
wurden, entnahm, daß das Gericht hierauf eingehe. In Folge 
deſſen iſt angenommen, daß über die jetzt eingeklagte Forderung, 
d. h. über den auf den jetzt geltend gemachten Klaggrund 
geſtützten Auſpruch, ſchon erkannt iſt und Kl. nicht nochmaliges 
rechtliches Gehör erlangen kann. Wenn die Revifion der Anſicht 
iſt, es würde hieraus folgern, daß dem Kl. ſeine jetzigen Ein⸗ 
wendungen gegen die Vollſtändigkeit der von M. gelegten 
Rechnung mit Unrecht abgeſchnitten würden, ſo iſt dies nicht 
zutreffend. Denn wenn es auch zweifelhaft iſt, ob die Wittwe D. 
in dem Vorprozeß Rechnungsablegung von M. hätte fordern 
können (vergl. §S 218 Thl. IJ Tit. 17 A. L. R. und das Urtheil 
des vormaligen Preußiſchen Obertribunals bei Striethorſt Archiv 
Bd. 83 S. 125), ſo war ſie doch, da M. ihr thatſächlich 
Rechnung gelegt hatte, in der Lage, die Richtigkeit und Voll, 
ſtändigkeit dieſer Rechnung ganz ebenſo, wie es jetzt von dem 
Kl. geſchieht, zu bemängeln, ſo daß alles hätte geltend gemacht 
werden können, was jetzt von dem Kl. vorgebracht wird. 
I. C. S. i. S. Dienert e. Mieske vom 10. Juli 1897, 
Nr. 102/97 J. 

16. Der Kl. hat ſich auf die Kontraktenbücher des früheren 
Amts Meinerſen, insbeſondere aus den Jahren 1745 und 1796, 
berufen, ausweislich welcher in den betreffenden Verhandlungen 
zwiſchen den derzeitigen Beſitzern des Guts und des Kothhofs 
ausdrücklich das Lehnsverhältniß von beiden Theilen anerkannt 
und betont ſei. Das B. G. lehnt, „abgeſehen davon, daß es 
Sache des Kl. geweſen wäre, ſolche Urkunden in gehöriger 
Weiſe dem Gerichte vorzulegen, den Beweisantrag um deswillen 
ab, weil in der behaupteten Anerkennung und Benennung die 
Errichtung eines Lehnsverhältniſſes nicht zu befinden ſein würde“. 
Dieſe Begründung der Ablehnung iſt allerdings nicht ohne 
Bedenken. Befindet ſich die Urkunde, deren der Beweisführer 
ſich bedienen will, in den Händen einer öffentlichen Behörde, 
ſo braucht der Beweisführer ſie nicht vorzulegen, vielmehr erfolgt 
die Antretung des Beweiſes durch den Autrag, die Behörde um 
die Mittheilung der Urkunde zu erſuchen, und will man nicht 
annehmen, daß dieſer Antrag ſchon mit der Erklärung geſtellt 
iſt, daß man ſich zum Beweiſe auf eine in den Händen einer 
öffentlichen Behörde befindliche Urkunde berufe, ſo gehört es 
jedenfalls zur Aufgabe des Prozeßgerichts, den Beweisführer 
auf Stellung des entſprechenden Antrags hinzuweiſen. Wenn 
es weiter auch richtig iſt, daß in der behaupteten Auerkennung 
und Benennung die Errichtung eines Lehnsverhältniſſes nicht 


zu befinden ſein würde, ſo iſt doch nicht von vorne herein die 


Annahme zurückzuweiſen, daß ſich aus Rechtsverhandlungen und 
Rechtsgeſchäften der Betheiligten Anzeigen für die rechtliche 
Eigenſchaft des Hofes gewinnen laſſen. Gleichwohl enthält die 
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Ablehnung des Antrags, wie er geſtellt iſt, keinen prozeſſualen 
Verſtoß. Denn es war Sache des Kl., die Urkunden, auf die 
er ſich zur Beweisführung berufen wollte, möglichſt genau zu 
bezeichnen und wenn auch im Falle des $ 397 C. P. O. nicht 
eine Subſtanziirung in genauer Uebereinſtimmung mit den 
Vorſchriften begehrt werden kann, welche das Geſetz für die 
Edition einer in den Händen des Gegners befindlichen Urkunde 
aufſtellt, ſo iſt doch die klägeriſche Bezeichnung der Urkunden — 
Kontraktenbücher des früheren Amts Meinerſen — jedenfalls 
unzureichend und der Antrag auch in Beſchränkung auf die 
beſonders hervorgehobenen Jahrgänge 1745 und 1792 zur 
Berückſichtigung nicht geeignet, weil auch ſchon dieſe beiden 
Jahrgänge ein ſehr bedeutendes Urkundenmaterial umfaſſen 
können. Es war Aufgabe des Kl., ſeinen Antrag genauer, als 
geſchehen, zu ſubſtanziiren. III. C. S. i. S. Habekoſt c. Herbft 
vom 9. Juli 1897, Nr. 79/97 III. | | 

17. Der Kl. hat der Bekl. den Eid darüber zugeſchoben, 
daß Hans H. Oſtern 1575 mit dem Kothhofe Nr. 3 zu Dieck⸗ 
horſt belehnt worden ſei. Das B. G. hat dieſe Eideszuſchiebung 
außer Betracht gelaſſen, weil es angenommen hat, daß ſeit 
unvordenklicher Zeit der Kothhof Nr. 3 zu Dieckhorſt von den 
Intereſſenten ſowohl auf der verpflichteten als der berechtigten 
Seite als Meiergut behandelt und damit ſeine etwaige, uicht 
geradezu zu widerlegende urſprüngliche Lehnsqualität in die 
eines meierrechtlichen Hofes verwandelt worden ſei. Ob dieſe 
Annahme in zureichender Weiſe begründet worden iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben. Denn die Eideszuſchiebung muß für 
prozeſſuckliſch unzuläſſig erachtet werden, weil es ſich für die 
Frage der Belehnung im Gegenſatze zur Verleihung zu Meier: 
recht nicht um eine gemeinverſtändliche Rechtsthatſache, ſondern 
um nicht einfache Rechtsbegriffe handelt, deren Vorhandenſein 
nur vom Richter aus den thatſächlichen Unterlagen feſtgeſtellt 
werden kann. Die an ſich nur über Thatſachen zuläſſige 
Eideszuſchiebung iſt daher ausgeſchloſſen. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

18. Der Kl. iſt der vom Bekl. vorgeſchützten Einrede, 
daß er wegen Mangelhaftigkeit des Miethobjekts von dem Ver⸗ 
trage abzugehen berechtigt geweſen ſei, nur unter der Be— 
hauptung entgegengetreten, daß er, der Kl., „bei Abſchluß 
des Vertrages“ den Bekl. auf die Feuchtigkeit des Ladens 
und den vorhandenen Schwamm aufmerkſam gemacht, der Bekl. 
aber erklärt habe, das halte ihn vom Miethen nicht ab. Für 
dieſe vom Bekl. beſtrittene Behauptung hat der Kl. zunächſt einen 
Zeugen benannt. Nachdem dieſer vernommen worden war hat 
der Kl. ſich der Eideszuſchiebung bedient. Wenn er dabei nicht 
ausdrücklich wieder hervorgehoben hat, daß die angeblich von ihm 
dem Bekl. gemachte Mittheilung bei Abſchluß des Vertrags erfolgt 
ſei, ſo erſcheint dies einflußlos, weil die Behauptung, über 
welche der Eid zugeſchoben worden, nach den vorher vom Kl. 
gemachten bereits erwähnten Angaben nur in dieſem Sinne 
verſtanden werden kann. Hiernach hat der Kl. in den Vor⸗ 
inſtanzen eine Replik dahin: der Bekl. habe ſich durch ſein 
nach dem Vertragsabſchluſſe liegendes Verhalten des Rechts, 
wegen der Feuchtigkeit und des Schwammes in dem ermietheten 
Laden vom Vertrage zurückzutreten, begeben, inſofern er das 
mangelhafte Miethobjekt mit Kenntniß des Mangels über⸗ 
nommen und ſomit das ihm nach 58 272, 273 Thl. J Tit. 21 
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des A. L. R. zuſtehende Wahlrecht ausgeübt habe, überhaupt 
nicht geltend gemacht. Mit Rückſicht hierauf erſcheint es pro⸗ 
zeſſual nur korrekt, wenn die Vorinſtanz in den Gründen dieſe 
Frage überhaupt nicht erörtert, ſich vielmehr nur darüber aus⸗ 
geſprochen hat, wie die Sachlage ſich geſtalten würde, dafern 
„der Bekl. den Mangel gekannt und trotzdem den Vertrag 
geſchloſſen hätte“. Freilich erſcheint es dem gegenüber 
inkonſequent und unrichtig, wenn ſie dem Bekl. auferlegt hat, 
zu beſchwören, daß ihn der Kl. bei oder nach Abſchluß des 
Vertrags auf das Vorhandenſein von Schwamm in dem Laden 
nicht aufmerkſam gemacht habe, es iſt dies auch prozeſſual um 
deswillen zu beanſtanden, weil der Kl. über die Vorgänge nach 
dem Vertragsabſchluſſe den Eid gar nicht zugeſchoben hat, und, 
da er ſich auf ſolche überhaupt nicht berufen hatte, auch nicht 
zuſchieben konnte. Uebrigens hätten, wenn er dieſe Vorgänge 


geltend gemacht hätte, ehe auf den zugeſchobenen Eid erkannt 


werden durfte, die Ausſagen des Zeugen N., deren die Gründe 
des angefochtenen Urtheils keine Erwähnung thun, gewürdigt 
werden müſſen. Allein der Umſtand, daß die Vorinſtanz hier⸗ 
nach mit Unrecht den Eid auf die Vorgänge nach dem Vertrags⸗ 
abſchluſſe mit erſtreckt hat, gereicht nur dem Bekl. zum Nach⸗ 
theil und die vorige Entſcheidung hätte deshalb inſoweit nur 
auf ein Rechtsmittel des Bekl. aufgehoben oder abgeändert 
werden können. Zuzugeben iſt der Reviſton, daß es, und zwar 
auch vom Standpunkte der vorigen Inſtanz aus, unnöthig und 
nicht zweckmäßig erſcheint, wenn ſie in dem vom Bekl. zu 
leiſtenden Eid auch das Vorbringen des Kl. aufgenommen hat, 
wonach der Bekl. auf die das Vorhandenſein des Schwammes 
betreffende Bemerkung des Kl. erwidert haben ſoll, das halte 
ihn vom Miethen nicht ab. Indeß kann darin eine Rechts 
verletzung, welche die Aufhebung des angefochtenen Urtheils 
rechtfertigen könnte, nicht gefunden werden. Der Kl. hat den 
Vorgang, auf den er ſich ſtützt, unter Angabe der beiderſeitigen 
Erklärungen der Parteien dargeſtellt, und das B. G. hat die Be⸗ 
hauptung als ein Ganzes zum Eide verſtellt. Das iſt nicht 
unzuläſſig. VI. C. S. i. S. Krug c. Bauchwitz vom 12. Juli 
1897, Nr. 98/97 VI. 

19. Die Vorinſtanz hat angenommen, für die Beurtheilung 
des zwiſchen dem Kl. einer⸗ und Auguſt B. und der Firma 
B. & K. andrerſeits durch den Vertrag vom 1. Auguſt 1880 
begründeten Rechtsverhältniſſes ſeien die Beſtimmungen des in 
Oeſterreich geltenden Rechtes maßgebend. Nach dieſer Auf- 
faſſung, welche vou der Reviſion nicht angegriffen worden iſt 


und, wie bereits in dem reichsgerichtlichen Urtheile vom 9. April ö 


1896 dargelegt worden, mit Erfolg auch nicht angegriffen 
werden kounte, ſind die rechtlichen Erwägungen, auf denen die 
vorige Entſcheidung beruht, der Nachprüfung des R. G. ent- 
zogen. Die Reviſion will das Gegentheil angenommen wiſſen 
bezüglich der Frage, welche rechtliche Natur dem durch den 
Vertrag vom 1. Auguſt 1880 begründeten Rechtsverhältniß 
zukomme, ob daſſelbe insbeſondere, wie von dem B. G. geſchehen, 
nach den Grundſätzen vom Kaufvertrage zu beurtheilen ſei; denn 
der Begriff des Kaufes ſei nicht eine Spezialität des Defter- 
reichiſchen Rechts, ſondern ein Begriff, den dieſes mit den in 
Deutſchland geltenden reviſiblen Rechten gemein habe. Indeß 
würde, dafern dies allenthalben der Fall ſein ſollte, daraus 
nicht mehr als die Konformität des Oeſterreichiſchen Rechtes 
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mit dem Deutſchen folgen, dieſe reicht aber, wie ebenfalls be⸗ 
reits in dem Urtheil vom 9. April 1896 ausgeführt worden 
iſt, keineswegs aus, die in Betracht kommenden Grundſätze des 
ausländiſchen Rechts als reviſibel erſcheinen zu laſſen. VI. C. S. 
i. S. Kisker c. Mitſcherlich vom 28. Juni 1897, Nr. 61/97 VI. 

20. Der Bekl. iſt durch vorläufig vollſtreckbares Urtheil 
I. 3. in der Hauptſache ſowie zur Tragung der Koſten ver⸗ 
urtheilt worden. In der Berufungsinſtanz iſt abändernd auf 
Abweiſung der Klage erkannt und ſind die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits der Kl. auferlegt. Die Reviſion der Kl. iſt zurück⸗ 
gewieſen. Darauf hat der Bekl. ſeine Koſten zur Erſtattung 
liquidirt und ſind dieſelben durch Beſchluß des L. G. vom 
26. März 1897 auf 492 Mark 88 Pf. feſtgeſetzt worden. Der 


Bekl. hat dann am 28. Mai 1897 mit der Behauptung, daß 


er auf Grund des vorläufig vollſtreckbaren Urtheils I. J. die 
in jener Inſtanz der Kl. erwachſenen Koſten im Betrage von 
350 Mark an den klägeriſchen Prozeß bevollmächtigten bezahlt 
habe, beantragt, auch dieſe 350 Mark zur Erſtattung durch die 
Kl. feſtzuſetzen. Dieſem Antrage iſt ungeachtet des von der 
Kl. erhobenen Widerſpruchs durch Beſchluß des L. G. vom 
11. Juni 1897 ſtattgegeben worden. Auf die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde der Kl. hat das Kammergericht dieſen Beſchluß des 
L. G. aufgehoben, da nicht glaubhaft gemacht ſei, daß die ge⸗ 


zahlten 350 Mark Koſten geweſen ſeien. Die gegen dieſe Ent- 


ſcheidung rechtzeitig und formgerecht eingelegte weitere ſofortige 
Beſchwerde des Bekl. iſt zwar zuläſſig, aber nicht begründet. 
Der Bekl. hat zu ihrer Rechtfertigung nachzuweiſen geſucht, 
daß die Zahlung der 350 Mark allerdings auf die der Kl. in 
I. J. erwachſenen Koſten geleiſtet ſei, allein dieſe Thatſache 
würde, auch wenn ſie richtig wäre, nicht geeignet ſein, den 
landgerichtlichen Feſtſetzungsbeſchluß zu rechtfertigen. Wäre die 
Behauptung des Bekl., daß er die 350 Mark der Kl. auf 
Grund des in I. J. ergangenen, vorläufig vollſtreckbaren Urtheils 
als Koſten jener Inſtanz gezahlt habe, richtig, ſo wäre es ſeine 
Sache geweſen, gemäß § 655 der C. P. O. in der Berufungs- 
inſtanz den Autrag zu ſtellen, die Kl. zur Rückzahlung des ge- 
zahlten Betrages zu verurtheilen. Dort wäre über dieſen Antrag 
zu verhandeln und durch Urtheil zu entſcheiden geweſen. Nach⸗ 
dem der Bekl. die rechtzeitige Stellung dieſes Antrages verſäumt 
hat, bleibt ihm nur die Rückforderung des gezahlten Betrages 
in einem beſonderen Prozeſſe übrig. Das ganz anderen Zwecken 
dienende Koſtenfeſtſetzungsverfahren iſt nicht der geeignete Weg, 
den Streit über den Rückforderungsanſpruch des Bekl. zur Ent⸗ 
ſcheidung zu bringen. (Vergl. Seufferts Archiv Bd. 47 Nr. 247.) 
I. C. S. i. S. Hecht c. Krämer vom 14. Juli 1897, B Nr. 66/971. 

21. Was die Verurtheilung der Kl. zur Zurückgabe der 
inzwiſchen in ihren Beſitz gelangten Fenſter und Thüren betrifft, 
ſo beruht dieſelbe lediglich auf einer Anwendung des § 655 
Abſ. 2 der C. P. O. und ſetzt voraus, daß der Bekl. auf 
Grund des gegen ihn als einſtweilige Verfügung ergangenen und 
demnach ſofort vollſtreckbaren Urtheils die fraglichen Gegenſtände 
zurückgegeben, oder in deren Herausgabe an die Kl. gewilligt 
hat. Das nimmt der B. R. offenbar an, indem er einmal 
erwägt: daß, wenn der Bekl. in dem Briefe vom 23. Juli 1896 
erklärte, ſich nicht weigern zu wollen, die Sachen zurückzugeben, 
hierin nicht das von der Kl. behauptete Anerkenntniß ihres 
Rechts zu finden ſei. Kl. vielmehr dabei nur dem im Urtheile 


liegenden Zwange gefolgt ſei, und weiterhin feſtſtellt, daß, 
— wie auf Grund der Ausſage des K. anzunehmen — „die 
Kl. gerade auf Grund der einſtweiligen Verfügung in 
den Beſitz der Sachen gelangt“ ſei. Dieſe Erwägungen laſſen 
als Ueberzeugung des B. R. erkennen, daß die Einwilligung 
des Bekl. in der Beſitznahme der Fenſter und Thüren durch die 
Kl. (als jetzige Eigenthümerin) in urſächlichem Zuſammenhang 
mit dem gegen den Bekl. ergangenen Urtheil ſteht, und geben 
inſofern eine genügende Grundlage für die Anwendung des 
8 655, die nicht davon abhängig tft, daß eine Zwangsvollſtreckung 
ſtattgefunden hat, ſondern auch dann platzgreift, wenn die 
Zahlung oder Leiſtung behufs Abwendung der drohenden Voll: 
ſtreckung geſchehen iſt. (Vergl. Wilmowski u. Levy Note 2 zu 
§ 655 der C. P. O., Entſch. des R. G. Bd. 25 S. 426.) 


V. C. S. i. S. Prieſter u. Co. e. Viehweg vom 10. Juli 1897, 


Nr. 44/97 V. | 

22. Die offene Handelsgeſellſchaft Albert W. beantragte 
gegen den Chemiker Dr. C. L. E. den Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung, durch welche dieſem unter Anderm aufgegeben werden 
ſollte, ihr das Manuſkript, enthaltend die Darſtellung des von 
ihm erfundenen Verfahrens in allen feinen Theilen, belreffend 
die Herſtellung von Spiegeln aller Sorten im Kouvert ver⸗ 
ſiegelt zu übergeben. Im Verhandlungstermine den 10. Februar 
1897 verglichen fi die Parteien dahin, daß der Bekl. ſich ver- 
pflichtete, in Gemeinſchaft mit der Kl. bis ſpäteſtens 15. März 
1897 das Manufkript über das Verfahren gemäß § 9 des 
zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertrages verſiegelt bei der 
Reichsbank zu deponiren, woſelbſt es liegen ſoll, bis beide 
Parteien in die Herausgabe willigen oder die Kl. unter Nach— 
weis des Todes des Bekl. die Herausgabe beantragt. Nachdem 
über das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft Albert W. 
der Konkurs eröffnet worden, hat der Konkursverwalter am 
9. April 1897 den Antrag geſtellt, zu erkennen, daß der Bekl. 


zur Erfüllung der übernommenen Verpflichtung durch Haft an⸗ 


zuhalten ſei, worauf nach Anhörung des Bekl. unterm 28. April 
1897 der Beſchluß des L. G. erging, durch welchen auf Grund 
der 88 774, 776 C. P. O. § 15 der K. K. O. angeordnet 
wurde, daß der Bekl. zur Vornahme der durch den Vergleich 
vom 10. Februar 1897 übernommenen Handlung, nämlich „in 
Gemeinſchaft mit der Kl., jetzt mit deren Konkursverwalter B., 
das Manufkript über das von dem Bekl. für die Spiegel⸗ 
fabrikation erfundene Verfahren verſiegelt bei der Reichsbank zu 
deponiren“, zunächſt durch Geldſtrafe von 500 Mark anzuhalten 
iſt. Auf die ſofortige Beſchwerde des Bekl. hat jedoch das 
Kammergericht in dem jetzt vom Konkursverwalter mit der 
weiteren Beſchwerde angefochtenen Beſchluß vom 2. Juni 1897 
den landgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und den Antrag vom 
9. April 1897 abgewieſen. Die Entſcheidung iſt damit be⸗ 
gründet, daß das fragliche Manuffript unſtreitig noch nicht her⸗ 
geſtellt ſei, und daß die ſchriftliche Darſtellung und Klarſtellung 
der Erfindung des Schuldners für die Spiegelfabrikation die 
Schaffung eines Geiſtesprodukts enthalte und dadurch außerhalb 
des Rahmens derjenigen Handlungen liege, welche ausſchließlich 
vom Willen des Schuldners abhängen. Die weitere Beſchwerde 
erſcheint begründet. Das fragliche Manufkript ſoll in einer 
beſchreibenden Darſtelluug der vom Schuldner gemachten Er⸗ 
findung beſtehen. Es handelt ſich daher lediglich um eine Aus⸗ 


kunft, deren Ertheilung nach 8 774 C. P. O. mit Geldſtrafe 
oder Haft erzwungen werden kann. Die Schaffung eines neuen, 
ſelbſtändigen Erzeugniſſes wird vom Schuldner nicht verlangt, 
und die bei der Beſchreibung der Erfindung aufzuwendende 
geiſtige Thätigkeit macht den § 774 cit. nicht unanwendbar, 
wenn fie auch gewiſſe techniſche und wiſſenſchaftliche — chemiſche — 
Kenutniffe vorausſetzt. Ohne Aufwendung geiſtiger wie körper⸗ 
licher Thätigkeit giebt es überhaupt keine menſchliche Handlung. 
Nicht minder würde, wenn man als Erforderniß für die An⸗ 
wendung des § 774 aufſtellen wollte, daß die Handlung von 
der Art iſt, um ohne den Beſitz irgend welcher Fertigkeiten und 
Kenntniſſe vorgenommen werden zu können, kaum ein An- 
wendungsgebiet für den § 774 übrig bleiben. Jedenfalls 
müſſen dann diejenigen Handlungen, auf deren Erzwingung 
durch Geldſtrafe und Haft das Geſetz im § 774 hauptſächlich 
abzielt, wie die Legung einer ſchriftlichen Rechnung oder eines 
Inventars, von dem Zwange ausgeſchloſſen werden. Ein Unter⸗ 
ſchied, je nach dem die erforderlichen Fertigkeiten und Kenntniſſe 
nur elementarer Natur oder von höherer Art ſind, läßt ſich 
nicht machen. In dem einen wie in dem andern Falle hängt 
die Handlung mindeſtens dann ausſchließlich vom Willen des 


Schuldners ab, wenn er die erforderlichen Fertigkeiten und 


Kenntniſſe beſitzt, wie dies hier unzweifelhaft der Fall iſt. 
Allerdings wollen die Motive, während ſie unter Anderm die 
Rechnungslegung für eine nach 8 774 erzwingbare Handlung 
erklären, deſſen Anwendung andrerſeits dann nicht zulaſſen, 
wenn beſondere Fähigkeiten zu der Handlung gehören, weil 
„die Anwendung irgend einer beſonderen Fähigkeit als aus⸗ 
ſchließlich von dem Willen des Schuldners abhängig nicht an- 
geſehen werden kann.“ Beſondere Fähigkeiten ſind aber wohl 


zu unterſcheiden von ſolchen Fertigkeiten und Kenntniſſen, zu 


deren Erwerbung nur ein Durchſchnittsmaß von Fähigkeiten 
gehört. Eine beſondere Fähigkeit mag der Schuldner im vor- 
liegenden Falle zur Erfindung anzuwenden gehabt haben, es 
bedarf deren aber nicht zur Beſchreibung der Erfindung. 
Wenn aus dem wiedergegebenen Satze der Motive als deren 
Meinung gefolgert werden könnte, daß keine Handlung, die 


mehr als den bloßen Willen zu ihrer Vornahme erfordert, 


„ausſchließlich“ vom Willen des Schuldners abhänge, fo würde 
dieſe Anſicht zu weit gehen. Der Beſitz der nöthigen perſön⸗ 
lichen, phyſiſchen wie geiſtigen, Kräfte iſt Vorausſetzung jeder 
Handlung. Die Motive bemerken weiter, es werde ſich nie mit 
Gewißheit feſtſtellen laſſen, daß der Schuldner die bei der 
Handlung anzuwendenden beſonderen Fähigkeiten hat; er 
werde den Mangel derſelben durch ungenügende Ausführung der 
erzwungenen Handlung darthun. Damit iſt auf den wahren 
Grund hingewieſen, weshalb Handlungen, die nur bei nicht 
gewöhnlichen Eigenſchaften und Fähigkeiten mit dem erlangten 
Erfolge vorgenommen werden können, den Zwangsmittelu des 
$ 774 nicht unterworfen fein können, daß nämlich das Vor⸗ 
haudenſein ſolcher außergewöhnlichen Eigenſchaften und Fähig⸗ 
keiten ſich nicht mit der hier erforderlichen Gewißheit feſtſtellen 
läßt, und daß eben deshalb deren Anwendung der Einwirkung 
durch die Zwangsmittel des § 774 entzogen iſt. Das gilt 
aber nicht von Handlungen, die nur ein gewöhnliches Maß von 
Fahigkeiten erfordern. VI. C. S. i. S. Wollf Konk. c. Erl⸗ 
wein vom 8. Juli 1897, B Nr. 144/97 VI. 
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23. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß das B. G. 
den Einwand des Bekl., Kl. habe den Arreſt und die Zwangs— 
verwaltung argliftig (grob fahrläffig) entgegen den getroffenen 
Vereinbarungen zu Unrecht und dadurch die Nichtzahlung 
des Pachtzinſes ſelbſt ſchuldhafter Weiſe herbeigeführt, prinzipiell 
aus dem Grunde verwirft, weil durch das nach § 820 der 
C. P. O. über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung 
ergangene, rechtskräftig gewordene Urtheil vom 8. April 1895 
die fragliche einſtweilige Verfügung des Amtsgerichts für recht- 
mäßig erklärt worden und weil nicht nachträglich in einem 
Hauptprozeſſe das durch die einſtweilige Verfügung ſichergeſtellte 
Recht als nicht begründet feſtgeſtellt worden ſei, wobei das 
B. G. nur die auf die angebliche Intervention L.'s bezügliche 
Behauptung noch als eine ſelbſtſtändige gewürdigt hat. Warum 
das B. G. bei jenem prinzipiellen Rechtsſtandpunkt auf dieſe 
letztere Behauptung noch eingeht, iſt nicht erſichtlich. Dieſer 
Standpunkt kann aber nicht für richtig erachtet werden. Mit 
der jetzt geltend gemachten Einwendung, welche weſentlich gegen 
die Anrufung des § 9 des Pachtvertrages gerichtet iſt und im 
Weſentlichen das ganze Vorgehen des Kl. als ein vertrags- 
widriges argliſtig auf Schaffung einer Handhabe zur An- 
wendung des § 9 abzielendes charakteriſirt, hatte ſich das O. L. G. 
in dem Verfahren und dem Urtheile über die Rechtmäßigkeit 
der einſtweiligen Verfügung nicht zu befaſſen. Es hatte eben 
nur über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung zu 
befinden und in dem Verfahren hierüber waren von beiden 
Theilen ihre Behauptungen, bezw. Einwendungen nur glaubhaft 
zu machen. Damit, daß die einſtweilige Verfügung für recht⸗ 
mäßig erklärt worden, iſt dem Bekl. der Einwand, Kl. habe 
dieſelbe und damit die Zwangsverwaltung, wie den dinglichen 
Arreſt argliſtig erwirkt und damit die Nichtzahlung des Pacht⸗ 
zinſes ſelbſt verſchuldet, in dem nun auf Klage des Verpächters 
anhängigen Prozeſſe, in dem auf Aufhebung des Pachtvertrages 
und auf die Verpflichtung des Bekl. zur Räumung des 
Pachtgutes erkannt werden ſoll, nicht abgeſchuitten. Denn die 
Erwirkung des Urtheiles über die Rechtmäßigkeit des Arreſtes 
ſoll ja Kl. gerade auch vertragswidrig und argliſtig erzielt 
haben. Dazu kommt, daß in dem Verfahren über die Recht⸗ 
mäßigkeit die Behauptung, Bekl. habe die erſte, am 1. Oktober 1894 
fällig gewordene Pachtzinsrate nicht bezahlt, weſentlich zu dem 
Zwecke aufgeſtellt worden iſt, um die ſchlechte Vermögenslage 
des Bekl. und ſomit eine Vorausſetzung für die beantragte 
einſtweilige Verfügung darzuthun, während über die Verpflichtung 
des Bekl. zur Bezahlung dieſer Pachtzinsrate erſt in dem auf 
Klage des jetzigen Kl. vom Januar 1895 anhängigen Prozeſſe 
entſchieden worden iſt, und zwar in dem Sinne, daß Kl. auf 
Grund von Einwendungen des Bekl., die er in Gemäßheit des 
§ 13 des Pachtvertrages erhoben hat, zu dem Betrage von 
1952 Mark 82 Pfennig unbedingt, zum weiteren Betrage von 
578 Mark 45 Pfennig bedingt abgewieſen wurde. Es entſteht 
daher nicht bloß die Frage, ob ſchon nach dieſer Entſcheidung 
in einem Hauptprozeſſe der Bekl. mit der Bezahlung jener 
Pachtzinsrate in Verzug gekommen, alſo inſoweit die Voraus⸗ 
ſetzung für das Kündigungsrecht nach § 9 des Pachtvertrages 
gegeben iſt, ſondern auch die Frage, ob hiernach wirklich das 
Recht des Kl. auf Erhaltung und Ruͤckgabe des Pachtgutes im 
wirthſchaftlichen Zuſtande gefährdet war (§ 814 der C. P. O.). 
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Dieſem Umſtand gegenüber kann auch der jetzigen Behauptung 
des Bekl., ihm ſei durch die Einleitung der Zwangsverwaltung 
die Bezahlung des Pachtzinſes unmöglich geworden, kein Gewicht 
beigelegt werden, zumal er auch in gegenwärtigem Prozeſſe 
behauptet hat, er ſei ſeiner Zeit der Anſicht geweſen, daß er 
den Pachtzins Ip. 1. Oktober 1894 nicht baar bezahlen müſſe, 
weil er die im Vorprozeſſe erörterten Gegenforderungen dem Kl. 
darauf anrechnen dürfe. Die jetzige Einwendung des Bekl. iſt 
auch nicht, wie der Rbkl. geltend macht, durch die Vorſchrift 
des § 383 Thl. I Tit. 16 des A. L. R. ausgeſchloſſen. Ab⸗ 
geſehen davon, daß die Einwendung, Kl. habe den Arreſt und 
die einſtweilige Verfügung (und damit die Zwangsverwaltung) 
argliſtig erwirkt, in dem Prozeſſe über die Rechtmäßigkeit der 
einſtweiligen Verfügung nicht vorgebracht werden konnte, ſtellt 
dieſelbe auch nicht eine Einwendung gegen eine in dem letzteren 
Prozeſſe verfolgte Forderung im Sinne des § 383 cit. dar. 
VI. C. S. i. S. Dreckmeier o. Tenge vom 28. Juni 1897, 
Nr. 56/97 VI. 

24. In dem angefochtenen Beſchluſſe hat das O. L. G. 
unter Verweiſung auf den in den Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 6 Nr. 128 S. 414 veröffentlichten Beſchluß des 
III. C. S. angenommen, daß es zur Entſcheidung über den 
vom Kl. geſtellten Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung nach 8 821 der C. P. O. nicht mehr zuſtändig jet, 
weil vor Eingang des Antrags das von ihm in II. J. in der 
Hauptſache gefällte Endurtheil bereits verkündet geweſen ſei. 
Dieſer Auffaſſung iſt indeß nicht beizutreten. Der III. Givilfenat 
des R. G. hat die von ihm in dem von der Vorinſtanz an- 
gezogenen Beſchluſſe gelegentlich ausgeſprochene Auſicht, daß das 
B. G. mit der Verkündung des Endurtheils aufhöre, Gericht 
der Hauptſache im Sinne von § 821 der C. P. O. zu fein, 
neuerlich wenigſtens für den Fall, wenn gegen das verkündete 
Urtheil Reviſion zuläſſig iſt, aufgegeben und angenommen, daß 
vielmehr die Anhängigkeit in der Hauptſache in der Berufungs⸗ 
inſtanz erſt mit der Zuſtellung des Endurtheils ihren Abſchluß 
finde. Vergl. Juriſt. Wochenſchrift 1897 S. 268 fg. unter 6. 
Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. Im vorliegenden Falle 
bildete den Streitgegenſtand der Anſpruch des Kl. auf Tilgung 
einer Hypothek von 10 000 Mark, welche auf einem ihm und 


ſeinem Bruder Friedrich V. gehörigen Grnndſtücke für den 


Bekl. eingetragen iſt, das in der Sache vom O. L. G. erlaſſene 
Urtheil kann daher mit der Reviſion angefochten werden. Das 
Urtheil iſt am 9. Juli 1897 verkündet worden, der Antrag des 
Kl. auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung aber iſt bereits 
am 10. Juli 1897 bei dem O. L. G. eingegangen. Zu dieſer 
Zeit iſt das Urtheil zweifellos noch nicht zugeſtellt geweſen, es 
iſt dies um ſo gewiſſer anzunehmen, da bei der Verkündung 
nur der deciſive Theil des Urtheils ohne Thatbeſtand und 


Gründe zu den Akten gelangt iſt. Ferienſenat i. S. Voß 


c. Schaffner vom 21. Juli 1897, B Nr. 151/97 VI. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

25. Nach wiederholten Entſcheidungen des R. G. liegt in 
der Gewährung einer Hypothek für eine beſtehende fällige 
Forderung eine im Sinne des § 3 Nr. 1 des A. G. vom 
21. Juni 1879 anfechtbare Rechtshandlung nicht ſchon dann 
vor, wenn der Schuldner die Möglichkeit oder auch die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, daß andere Gläubiger dadurch geſchädigt würden, 
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erkannte, ſonderu nur wenn er die Handlung in die Abſicht, 
fie zu ſchädigen, vornahm, nicht nur um das als berechtigt er- 
kannte Verlangen der Erfüllung oder Deckung zu befriedigen. 
Von dieſem, auch von dem erkennenden Senate gebilligten, 
Satze ausgehend, hat das B. G. auf Grund der Beweis- 
aufnahme nicht als erwieſen angeſehen, daß der Pfleger de W. 
bei der von ihm in Vertretung der minderjährigen Bertha H. 
vorgenommenen Rechtshandlung von einer gegen § 3 Nr. 1 
verſtoßeuden rechtswidrigen Abſicht ausgegangen ſei. Die Be⸗ 


gründung dieſer Annahme tft ausreichend und laßt einen Rechts- 
irrthum nicht erkennen, und damit fällt ohne Weiteres der er⸗ 


hobene Anfechtungsanſpruch. Die Reviſiou ſucht zwar auszu⸗ 
führen, eine fraudulöſe Abſicht des geſetzlichen Vertreters der 
Schuldnerin ſei nicht erforderlich, wenn nur die Bekl., die Mutter 
und Vormünderin der Schuldnerin, ſie gehabt habe; dem kann 
jedoch nicht beigetreten werden. Bei der angefochtenen Rechts⸗ 
handlung war die Schuldnerin nur durch den, wegen Betheiligung 
der Vormünderin beſtellten, Pfleger vertreten; fehlt es an deſſen 
fraudulöſer Abſicht, fo iſt das Geſetz nicht verletzt, ſelbſt wein 
ihm die Bekl. erhebliche Umſtände abſichtlich nicht mitgetheilt 
hatte. III. C. S. i. S. Schmidt c. Hebenſtreit vom 2. Juli 
1897, Nr. 69/97 III. 4 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Rechtsanwalts- 
gebührenordnung. 

26. Das Amtsgericht hat durch Beſchluß vom 22. Februar 
1897 den Werth des Streitgegenſtandes auf 900 Mark gemäß 
816 des G. K. G. feſtgeſetzt. Auf Beſchwerde des klägeriſchen 
Prozeßbevollmächtigten, Rechtsanwalts N., vom 24. und 
26. Februar 1897 aus § 12 R. A. G. O. hat das L. G. durch 
Beſchluß vom 19. März 1897 den Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes auf 22 500 Mark feſtgeſetzt, Gerichtsgebühren nicht in 
Anſatz gebracht und die übrigen Koſten des Verfahrens den 
Bekl. zur Laſt gelegt. Gegen dieſen Beſchluß haben die Bekl. 
weitere Beſchwerde mit dem Antrag eingelegt: den Werth des 
Streitgegenſtandes auf 11 250 Mark feſtzuſetzen. Das O. L. G. 
hat darauf durch Beſchluß vom 18. Mai 1897 den Werth des 
Streitgegenſtandes auf 2 700 Mark feſtgeſetzt, die außergericht⸗ 
lichen Koſten gegen einander aufgehoben, die gerichtlichen Koſten 
dem Rechtsanwalt N. zu ½o und den Bekl. zu ½0 auferlegt. 
Gegen dieſen Beſchluß iſt die weitere Beſchwerde aus 8 12 
R. A. G. O. eingelegt worden mit dem Autrag, den Werth 
des Streitgegenſtandes auf 22 500 Mark feſtzuſetzen. — Die 
Beſchlüſſe des Amtsgerichts und des O. L. G. ſtimmen darin 
überein, daß der Werth des Streitgegenſtandes jedenfalls nicht 
mehr als 2 700 Mark beträgt. Es iſt daher gegen den 
Beſchluß des O. L. G. eine weitere Beſchwerde mit dem Antrag, 
den Werth des Streitgegenſtandes auf einen höheren Betrag 
als durch das O. L. G. geſchehen, feſtzuſetzen gemäß § 531 
Abſ. 2 C. P. O. nur zuläſſig, inſoweit der Beſchluß des O. L. G. 
einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund enthält. — Dieſer 
neue ſelbſtändige Beſchwerdegrund iſt inſoweit vorhanden, als 
das O. L. G. auf die Seitens der Bekl. gegen den Beſchluß 
des L. G. eingelegte Beſchwerde den Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes von 22 500 Mark nicht wie beantragt auf 11 250 Mark 
ſondern auf 2 700 Mark feſtgeſetzt hat. Nach 816 Abſ. 1 
G. K. G. kann allerdings die Feſtſetzung des Werthes des 
Streitgegenſtandes von dem Gerichte der höheren Inſtanz im 
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Laufe des Verfahrens von Amtswegen geändert werden. Allein 
dieſe Befugniß bezieht ſich nicht auf den Fall, wenn der Rechts⸗ 
ſtreit lediglich zur Entſcheidung über eine Beſchwerde betreffs 
der Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes an das 
Gericht der höheren Inſtanz gelangt (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 14 Nr. 100). Ebenſo iſt das Gericht nach der 
C. P. O., welche auf der Verhandlungsmaxime beruht, trotz 
Fehlens einer ausdrücklichen Beſtimmung in Buch 3 Abſchnit 3 
derſelben an den Antrag des Beſchwerdeführers gebunden und 


nicht befugt im Beſchwerdeverfahren über dieſen Antrag hinaus 


zu erkennen (Bolze, Rechtſprechung des R. G. in Civilſachen 
Bd. 9 Nr. 859, Bd. 20 Nr. 821, Bd. 21 Nr. 731). Es durfte 
daher das O. L. G. auf die beklagtiſche weitere Beſchwerde den 
Werth des Streitgegenſtandes nicht unter 11 250 Mark feſt⸗ 
ſetzen. Inſoweit erſcheint daher die weitere Beſchwerde des 
Rechtsanwalts N. gegen den Beſchluß des O. L. G. zuläſſig 
und auch begründet. Soweit dagegen in dieſer Beſchwerde die 
Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes auf einen die 
Summe von 11250 Mark überſteigenden Betrag, insbeſondere 
auf 22 500 Mark beantragt wird, iſt ſolche wegen Ueberein⸗ 
ſtimmung der Beſchlüſſe des Amtsgerichts und des O. L. G. in 
Ermangelung eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes als 
unzuläſſig zu verwerfen. — Was die Koſten betrifft, ſo erſcheinen 
bei einer Beſchwerde aus § 12 R. A. G. O. die Bekl. nicht als 
Prozeßgegner des Rechtsanwalts N. (Entſch. d. R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 12 Nr. 99 S. 362), demnach auch Letzterer nicht 
als Prozeßgegner der Erſteren bezüglich der beklagtiſchen 
Beſchwerde. Es kann daher weder die Bekl. ein Theil der 
Koſten der Beſchwerden des N. noch den Letzteren eine Koſten⸗ 
laſt betreffs der beklagtiſchen Beſchwerde treffen. Es erſcheint 
indeſſen angemeſſen, gemäß § 6 G. K. G. die Gerichts gebühren 
für die Beſchwerdeinſtanzen niederzuſchlagen. Im Uebrigen hat 
jeder Beſchwerdeführer die ihm ſelbſt erwachſenen Koſten und 
die Gerichtskoſten ſeiner Beſchwerde beziehungsweiſe Beſchwerden 
zu tragen. III. C. S. i. S. Peters c. Raun vom 9. Juli 1897, 
B Nr. 143/97 III. 

27. Nachdem in der Hauptſache Beweisaufnahme ſtatt⸗ 
gefunden, hat der Kl. unter Verzicht auf den von ihm 
erhobenen Anſpruch die Klage zurückgenommen und feine 
Verpflichtung zur Tragung der Koſten anerkannt, und iſt 
derſelbe auf Grund ſeines Anerkenntniſſes vom L. G. I zu 
Berlin zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits ver— 
urtheilt worden. In ſämmtlichen Sachen iſt die volle 
Beweisgebühr in Anſatz gebracht, jedoch auf die Erinnerung 
des Kl., welche auf § 22 Abſ. 2 des Deutſchen G. K. G. 
geſtützt iſt, durch den angefochtenen Beſchluß des genannten 
L. G. vom 27. März 1897 nur die halbe Beweisgebühr 
für gerechtfertigt erachtet und der Gerichtsſchreiber veranlaßt 
worden, dementſprechend berichtigte Koſtenrechnungen aufzuſtellen 
und die Zurückzahlung der zuviel erhobenen Beträge an den Kl. 
zu bewirken. Die gegen dieſen Beſchluß von der Oberſtaats⸗ 
anwaltſchaft erhobene Beſchwerde iſt vom Königlichen Kammer⸗ 
gericht zu Berlin durch den mit der gegenwärtigen Beſchwerde 
angefochtenen Beſchluß für begründet erachtet, und demgemäß 
unter Aufhebung deſſelben die Erinnerung des Kl. für unbe- 
gründet erklärt worden. Das Kammergericht hat angenommen 
und in den Entſcheidungsgründen ſeines Beſchluſſes des Näheren 


dargelegt, daß der $ 22 Abſ. 2 des G. K. G. um deswillen 
nicht anwendbar und daher mit Recht die volle Beweisgebühr 
in Anſatz gebracht worden ſei, weil die ergangene Entſcheidung 
lediglich auf die Koſten ſich erſtrecke und nicht auch zur Sache 
ſelbſt ergangen ſei. Dieſer Annahme iſt beizupflichten. Nach 
§ 22 Abſ. 2 cit., welcher durch die Novelle vom 29. Juni 
1881 dem Geſetz angefügt iſt und hinſichtlich feiner Voraus- 
ſetzungen dem § 21 J. c. entſpricht, findet die Reduktion der 
Beweisgebühr nur ſtatt, wenn zur Sache ſelbſt ein Vergleich 
aufgenommen oder auf Grund eines Anerkenntniſſes oder Ver⸗ 
zichts eine Entſcheidung ergeht. Die Aufſtellung des Beſchwerde⸗ 
führers, daß dieſe Interpretation ſich lediglich an den Wortlaut 
anlehne und nicht Rückſicht auf den Zweck des Geſetzes nehme, 
iſt nicht zutreffend. Es iſt richtig, daß durch jene Beſtimmungen 
ſowohl des § 22 Abſ. 2 als des § 21 die Erledigung der 
Prozeſſe durch Vergleich, Anerkenntniß oder Verzicht begünſtigt 
werden ſollte. Allein eine ſolche Begünſtigung tritt offenſichtlich 
auch dann ein, wenn eine Entſcheidung zur Sache ſelbſt und 
nicht lediglich bezüglich der Koſten als Vorausſetzung der An⸗ 
wendbarkeit angenommen wird. Es kommt zudem weſentlich in 
Betracht, daß bei dieſer Annahme der Staatskaſſe immer noch 
entweder die Vergleichsgebühr (§ 23 Abſ. 2) oder die Ent⸗ 
ſcheidungsgebühr im Falle des Anerkenntniſſes oder Verzichtes 
mit ½ vou einer Entſcheidung zur Hauptſache verbleibt, und 
es angängig erſcheinen mochte, mit Rückſicht hierauf auch im 
Falle der Beweisaufnahme eine Erleichterung für die Erledigung 
durch Vergleich oder Anerkenntniß eintreten zu laſſen, während 
für den Fall, daß das Anerkenntnißurtheil nur die Koften betrifft 
und die Entſcheidungsgebühr nur nach dieſen zu berechnen iſt, 
ein gleicher Anlaß offenſichtlich nicht vorlag. Weiterhin iſt aber 
auch darauf zu verweiſen, daß es im Falle der untergebens in 
Frage ſtehenden Zurückziehung der Klage eines Anerkeuntniſſes 
hinſichtlich der Koſten überhaupt nicht bedarf, da die auf Antrag 
des Bekl. auszuſprechende Verpflichtung des die Klage zurüd- 
ziehenden Kl. die Koſten zu tragen, ſich aus dem Geſetz (§ 243 
Abſ. 3 der C. P. O.) ergiebt. II. C. S. i. S. Ronacher 
Konk. c. Peter u. Gen. vom 13. Juli 1897, B Nr. 113/97 II. 

28. Auch die Anwendung des $ 101 des R. G. K. G. 
hat nicht zur Folge, daß eine auf Grund deſſelben nach dem 
Preußiſchen Geſetze vom 31. Juli 1895 erhobene Stempelſteuer 
nunmehr nicht mehr als eine landesgeſetzliche Gebühr oder 
Abgabe ſondern als eine Gebühr im Sinne des § 4 des 
R. G. K. G. erſcheint. Das O. L. G. behauptet zwar, daß der 
Mehrbetrag der landesgeſetzlichen Gebühr oder Abgabe nach 
§ 101 des R. G. K. G. (lautend: Beträgt die Gebühr für die 
Aufnahme eines Vergleichs oder die auf Grund eines An- 
erkenntniſſes oder Verzichts erlaſſene Entſcheidung [88 23, 41] 
weniger als die Gebühr oder Abgabe, welche nach den Landes⸗ 
geſetzen für einen außerhalb des Rechtsſtreits abgeſchloſſenen 
Vergleich zur Staatskaſſe zu erheben ſein würde, ſo iſt der 
Mehrbetrag der letzteren neben der Entſcheidungsgebühr zu 


erheben) als Entſcheidungsgebühr zu erheben ſei. Allein 


es iſt nicht dies ſondern lediglich beſtimmt, daß der Mehrbetrag 
neben der Entſcheidungsgebühr zu erheben iſt. Es iſt 
dieſe Beſtimmung eine Ausnahme von 5 2 Abſ. 1 des 
R. G. K. G., wonach eine Erhebung von Stempeln und anderen 
Abgaben neben den Gebühren nicht ſtattfindet. Auch der Wort⸗ 


laut nöthigt bei einer Vergleichung mit 88 2, 100 des 
R. G. K. G. nicht zu der Annahme, daß das R. G. K. G. im 
§ 101 eine Gebühr im Sinne des § 4 deſſelben feſtſetze, wie 
ja der Anſatz einer Gebühr oder Abgabe aus § 101 immer 
vorausſetzt, daß eine ſolche für außergerichtliche Vergleiche 
landesgeſetzlich angeordnet iſt. Es iſt vielmehr lediglich ge⸗ 
ſtattet, daß neben der reichsgeſetzlichen Gebühr noch eine landes⸗ 
geſetzliche Gebühr oder Abgabe erhoben wird. Dies beſtätigen 
auch die Motive zu $ 101 des R. G. K. G. (Entwurf § 93). 
Denn darnach ſollte die Beſtimmung bezwecken, eine Umgehung 
der landesgeſetzlich von Urkunden zu erhebenden Abgaben zu 
verhüten. In dieſer Beziehung lag inſofern eine Gefahr vor, 
als dieſe landesgeſetzlichen Abgaben zum Theil höhere find als 
die Gebühr für einen Vergleich nach dem R. G. K. G. und 
als daher der Gedanke nahe lag, durch Simulation eines Pro- 
zeſſes und einer vergleichsweiſen Erledigung deſſelben die höheren 
laudesgeſetzlichen Abgaben zu erſparen. Es wurde hierbei nach 
den Motiven zunächſt der Gedanke erwogen, ob man nicht die 
reichsgeſetzliche Gebühr für die Aufnahme eines Vergleichs ſo 
hoch wie die höchſte von einer Urkunde zu erhebende Landes⸗ 
abgabe normiren ſollte. Es wurde aber ſtatt deſſen die jetzige 
Faſſung beliebt, um nicht für die Staaten, in denen eine 
niedrigere Landesabgabe beſtand, eine Erhöhung herbeizuführen. 
Auch hieraus ergiebt ſich, daß die in §S 101 des R. G. K. G. 
in Modifikation von § 2 Abſ. 1 deſſelben Geſetzes zugelaſſene, 
auf Landesgeſetzen beruhende Gebühr oder Abgabe nicht den 
Charakter einer Gebühr im Sinne des § 4 des R. G. K. G. 
hat. Iſt aber letztere Geſetzesbeſtimmung auf die für den Ver⸗ 
gleich vom 1. Juli 1896 nach dem Preußiſchen Geſetze vom 
31. Juli 1895 etwa zu erhebende Stempelſteuer nicht an⸗ 
wendbar, ſo war auch das O. L. G. nicht für die Entſcheidung 
auf die Beſchwerde der Bekl. vom 25. März 1897 auf Grund 
jener Beſtimmung zuſtändig. Dieſe Entſcheidung widerſtreitet 
dem von dem O. L. G. angezogenen Beſchluſſe des R. G. (deffen 
Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 36 Nr. 103) in keiner Weiſe, 
da es ſich dort, ganz abgeſehen davon, daß die Zuſtändigkeits⸗ 
frage dort überhaupt nicht erörtert iſt, um eine auf Grund des 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes zu hoch angeſetzte Gebühr 
handelt. Demnach iſt der angefochtene Beſchluß aufzuheben. 
Hierzu iſt das R. G. zuſtändig, da das O. L. G. ſeine Zu⸗ 
ſtändigkeit auf feine Auslegung des § 101 des G. K. G. in 
Verbindung mit § 4 daſelbſt gegründet hat, und es ſich daher 
vorliegend zunächſt um die Frage handelt, ob überhaupt eine 
preußiſche Stempelſteuer oder eine reichsgeſetzlich geregelte Gebühr 
in Frage ſteht. Hierdurch unterſcheidet ſich die vorliegende Sache 
auch von dem in Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen 
Bd. 9 Nr. 69 mitgetheilten Falle, in welchem das R. G. ſich 
für unzuſtändig erklärte, weil das O. L. G. auf Grund der 
preußiſchen Beſtimmungen über die Stempelſteuer (nicht auf 
Grund des § 4 des R. G. K. G.) feine Zuſtändigkeit an⸗ 
genommen hatte. Es kann daher auch nicht die Rede davon 
fein, daß für die vorliegende Beſchwerde gemäß §§ 30, 114 
des Preuß. G. K. G. vom 25. Juni 1895 in Verbindung mit 
§ 35 Abf. 2 des Preuß. Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895 an Stelle des R. G. der Königlich Preußiſche Juſtiz⸗ 
miniſter zuſtändig wäre. III. C. S. i. S. Monetha c. Horft 
vom 6. Juli 1897, B Nr. 135/97 III. 


29. Die Verpfändungserklärung in Gemäßheit des § 744 
der C. P. O. bildet eine unter die Beſtimmung des § 23 
Ziffer 2 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte fallende Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregel. Soweit jedoch die zur Durchführung einer 
Forderungspfändung erforderlichen Maßregeln ein und dieſelbe 
Forderung, zu deren Gunſten ſie erfolgt, und dieſelbe Geld— 
forderung als Pfandgegenſtand betrifft, kann die Gebühr nur 
einmal in Anſatz gebracht werden. (Vergl. Walter, die R. A. G. O. 
III. Aufl. S. 281 und 282.) VI. C. S. i. S. Michel 
c. Gersbach vom 8. Juli 1897, B Nr. 134/97 VI. 

II. Das Handelsrecht. | | 

30. Der B. R. verfteht das Schreiben des Konkursverwalters 
vom 24. Januar 1895 im Sinne einer in die ſchonende Form 
einer Kündigung gekleideten Entlaſſung des Kl. mit Fortbezug 
des Gehalts deſſelben bis zum 1, April 1895. Ob dieſe Auf- 
faſſung dem Wortlaute des Schreibens gegenüber möglich iſt, 
und ob das vom B. R. nicht ausdrücklich berückſichtigte ſpätere 
und endgültige Schreiben des Konkursverwalters vom 12. Februar 
1895, durch welches der Kl. unter Bezugnahme auf § 19 der 
K. K. O. und Art. 61 des H. G. B. zum 1. April 1895 
gekündigt iſt, die gleiche Auslegung geſtatten würde, kann jedoch 
dahin geſtellt bleiben, weil, auch wenn der Standpunkt des 
B. R. auf eines Geſetzesverletzung zurückzuführen ſein ſollte, 
die Entſcheidung auf dieſer nicht beruhen würde. Einer auf 
die Kündigung geſtützten Entſchädigungsklage gegenüber beſteht 
die Befugniß, die einſeitige Aufhebung des Dienſtverhältniſſes, 
wie ſie in der Kündigung liegt und wie ſie hier, wenn auch 
mit Hinweis auf die erwähnten Geſetzesſtellen, jo doch ſchlechthin 
und ohne Einſchränkung auf den beſtimmten Tag ausgeſprochen 
iſt, auch mit der Behauptung eines aus Art. 62 des H. G. B. 
hergeleiteten Rechts auf ſofortige Entlaſſung zu rechtfertigen. 
Inſoweit zeigt dieſes Recht ſich noch als wirkſam. Der Handlungs⸗ 
gehülfe hat durch die Kündigung für die Zeit vom beſtimmten 
Endterminen an nicht etwa eine Rechtsbaſis gewonnen, vermöge 
deren ſeiner Entſchädigungsklage mit der Geltendmachung eines auf 
Art. 62 des H. G. B. geſtützten Rechts nur dann begegnet 
werden könnte, wenn, wie die Reviſion ausführt, die Kündigung 
gleichzeitig wegen Nichtkenntniß jenes Rechts kondicirt würde. 
— Will Kl. Aufhebung des Entlaſſungsrechts durch eine ihm 
gewährte Verzeihung geltend machen, ſo liegt ihm der Beweis 
ob. Dieſer hat ſich, da die Verzeihung nicht durch eine aus⸗ 
drückliche Erklärung geſchehen, ſondern den beiden oben erwähnten 
Schreiben entnommen werden ſoll, auch auf die Thatſache zu 
erſtrecken, daß bei Erlaß jener Schreiben die Pflichtverletzungen 
des Kl. dem Konkursverwalter bekannt geweſen ſind. Die Annahme 
des B. R. nun, daß weder die Lage der Sache dieſe Kenntniß 
ergiebt, noch daß ein weiterer Beweis für dieſelbe angetreten iſt, 
läßt ſich auf eine Rechtsverletzung nicht zurückführen, insbeſondere 
trifft den B. R. der Vorwurf nicht, erhebliche Momente außer 
Betracht gelaſſen zu haben. Daß dem Konkursverwalter über- 
haupt Verfehlungen des Kl. bekannt geweſen ſind, iſt nicht von 
entſcheidender Bedeutung, ſondern es kommt darauf an, ob er von 
denjenigen Pflichtverletzungen, aus denen er gegenwärtig das 
Recht der Entlaſſung herleitet und im Hinblick auf welche dieſes 
vom B. R. als begründet anerkannt iſt, Kenntuiß gehabt hat 
oder nicht. Zutreffend nimmt der B. R. an, daß das Recht 
des Konkursverwalters, Pflichtvernachläſſigungen des Kl. geltend 
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zu machen, auch die ſchon vor der Konkurseröffnung begangenen 
einbegreift und zwar folgt dies ſchon aus der im § 5 der 
K. K. O. dem Konkursverwalter gewieſenen Stellung. Indem 
der Verwalter das gemäß Art. 62 der H. G. B. mit dem 
Dienſtvertrage verbundene Recht der Entlaſſung ausübt und auf 
dieſe Weiſe das beſtehende Rechtsverhältniß auflöſt, nimmt er 
eine Handlung vor, durch welche das zur Maſſe gehörige Ver⸗ 
mögen verwaltet und durch welche über daſſelbe verfügt wird; ob 
der Grund zur Entlaſſung in der Zeit vor oder nach der 
Konkurseröffnung entſtanden iſt, ändert an der Rechtslage nichts. 
I. C. S. i. S. Kindler e. Lehmann Konk. vom 26. Juni 1897, 
Nr. 78/97 J. | | * 

31. Die Auffaſſung des B. G. trifft inſofern nicht zu, 
als nicht feſtgeſtellt, ja nicht einmal vom Bekl. behauptet iſt, 
daß B. ein Handlungsbevollmächtigter der Kl. war, der im 
Namen derſelben gültige Verträge abſchließen konnte, oder daß 
auch nur der Bekl. Grund hatte, ihn für einen ſolchen zu 
halten, und als, wenn dies nicht der Fall war, der Bekl. über⸗ 
haupt nicht davon ausgehen konnte, daß ſchon mündliche 
Verträge zu Stande gekommen ſeien. Denn die Vertrags- 
urkunden haben die Form von Briefen, die vom Bekl. direkt 
an die Kl. gerichtet ſind und dieſer durch B. als bloßen Boten 
überbracht werden ſollten: an ſich konnte daher der Bekl. nur 
den Willen haben, daß Alles gelten ſolle, was darin ſtand, 
mochte er es kennen, oder nicht, da er ja mit der Kl. nichts 
Anderes ausgemacht hatte. Nur wenn er annehmen durfte, daß 
B. bevollmächtigter Vertreter der Kl. ſei, konnte er meinen, 
daß ſeine Abmachung mit dieſem einem abweichenden Inhalte 
ſeiner ſchriftlichen Erklärungen gegenüber irgendwie in Betracht 
kommen könne. VI. C. S. i. S. Orenſtein u. Koppel e. Wuthnow 
vom 5. Juli 1897, Nr. 162/97 VI. 

32. Unbegründet iſt die Reviſion hinſichtlich der Entſcheidung 
auf die Klage. Eine Verletzung des Geſetzes liegt in dieſer 
Beziehung nicht vor. Mit Recht wurde von dem O. L. G. 
angenommen, daß die Beſtimmung des Art. 165 Abſ. 3 des 
H. G. B. ſich nur auf das Verhältniß des Kommanditiſten 
gegenüber Dritten, nämlich auf das Maß ſeiner Haftung gegen⸗ 
über den Gläubigern der Geſellſchaft, nicht auf das Verhältniß 
des Kommanditiſten gegenüber den Geſellſchaftern beziehe, und 
daß auch nicht etwa Art. 161 Abſ. 3 des H. G. B. einen Anſpruch 
der Geſellſchaft gegen den Kommanditiſten begründe, ſeine ver⸗ 
minderte Vermögenseinlage durch Nichterhebung der Zinſen 
ergänzen zu laſſen, alſo nicht etwa einen Anſpruch der Geſellſchaft 
auf Rückbehaltung der Zinſen zum Zwecke dieſer Ergänzung be⸗ 
gründe. Hervorzuheben iſt hierbei namentlich die ganze Stellung 
des Art. 165 gegenüber Art. 161 des H. G. B. Wie Art. 157 
des H. G. B. zeigt, ſind in der Lehre von der Kommandit⸗ 
geſellſchaft Art. 157 ſowie 158 — 162 zur Regelung des 
Rechtsverhältniſſes der Geſellſchafter unter einander 
beſtimmt; dann find Art. 163 — 169, wie bei Beginn des 
Art. 163 ſcharf ausgeprägt iſt durch Voranſtellung der Worte 
„im Verhältniß zu dritten Perſonen“, zur Regelung 
des Verhältniſſes der Kommanditgeſellſchaft gegenüber Dritten 
beſtimmt. Bezüglich des Art. 161 Abſ. 3 des H. G. B. iſt 
zu betonen, daß ſchon die Wortfaſſung gegen einen Anſpruch 
der Geſellſchaft gegenüber dem Kommanditiſten auf Zurück- 
haltung der Zinſen zur Ergänzung der Einlage ſpricht; denn 


während in dem erſten Theile des Abſ. 3 Zinfen und Gewinn, 
welche der Kommanditiſt bezogen hat, in gleicher Weiſe behandelt 
find, nämlich bezüglich beider die Nichtverpflichtung des Kom⸗ 
manditiſten, ſie wegen ſpäterer Verluſte zurückzubezahlen, aus- 
geſprochen wird, iſt ſodaun im zweiten Theile des Abſ. 3 nur 
hinſichtlich des jährlichen Gewinns ausgeſprochen, daß dieſer, 
ſo lange die urſprüngliche Einlage des Kommanditiſten durch 
Verluſt vermindert iſt, zur Deckung des Verluſtes verwendet 
werde. II. C. S. i. S. Brune c. Kappeſſer vom 6. Juli 1897, 
Nr. 137/97 II. | a . 
33. Die Bekl. hat ausgeführt, daß die Pflicht der Kl. zum 
Bau und Lieferung von Rüben zwar als aktienrechtliche Ver⸗ 
pflichtung unſtatthaft ſein würde, die fraglichen Lieferungen aber 
nach ihrer inneren Natur als geſellſchafkliche Beiträge anzuſehen 
ſeien, und daß danach das B. G. bei Feſtſetzung des Preiſes 
für die Aktienrüben die Betheiligung der Lieferanten als Aktionäre 
und die finanzielle Lage der Fabrik hätte berückſichtigen müſſen. 
Dieſer Angriff iſt nicht begründet. Nach den §§ 16, 17, 20 
der vorliegenden Statuten haben die Aktionäre eine beſtimmte 
Pflicht zur Lieferung von Rüben übernommen, deren Preis 
jährlich durch den Aufſichtsrath feſtgeſtellt werden ſoll. Die 
Gültigkeit derartiger Statutenbeſtimmungen iſt in der Recht- 
ſprechung des R. G. anerkannt, und ſind ſolche Vorſchriften in 
Betreff der Preisbeſtimmung dahin ausgelegt, daß der Preis 
nach billigem Ermeſſen, und lediglich Maßgabe der den Werth 
ſolcher Rüben beſtimmenden derzeitigen allgemeinen Verhältniſſe 
feſtzuſetzen iſt. Vergl. Entſch. Bd. 26 S. 92. Wie weiter 
in der Entſch. vom 28. Juni 1895 Rep. III. 97/95 — vergl. 
Bolze Praxis Bd. 21 Nr. 560 — ausgeführt iſt, müſſen ſolche 
Rübenlieferungsverträge, um gültig zu ſein, den Vorausſetzungen 
eines Lieferungs⸗ beziehungsweiſe Kaufvertrages entſprechen. Es 
iſt alſo ein angemeſſenes Entgelt zu gewähren, wenn daſſelbe 
auch durch das billige Ermeſſen der Geſellſchaftsorgane, und 
wie einem dauernden Geſchäftsfreunde gegenüber in mäßiger 
Höhe normirt werden darf. Hiermit ſteht die Berufungsent⸗ 
ſcheidung im Einklang und beruht die getroffene Preisfeſtſetzung 
auf thatſächlichen Erwägungen, welche im allgemeinen auch von 
der Anſchlußreviſion nicht beanſtandet ſind. Die Kl. haben 
jedoch zur Begründung der Anſchlußreviſion darauf hingewieſen, 
daß der normirte Preis die Koſten der Produktion der Rüben 
nicht decke, und daß bei dieſer Sachlage die bei der Schätzung 
des B. G. mit erwogene Rüdjicht auf die dauernde Geſchäfts⸗ 
beziehung der Kl. zur Bekl. nicht hätte in Auſchlag gebracht 
werden dürfen. Auch dieſer Angriff war zurückzuweiſen. Die 
Abſchätzung mußte nach einem gleichmäßigen, die Intereſſen 
beider Contrahenten erwägenden, Maßſtab erfolgen. Ob das 
wirthſchaftliche Ergebniß ſich danach für den einen oder anderen 
der Contrahenten als ein günſtiges oder unvortheilhaftes heraus- 
ſtellte, konnte nicht entſcheidend ſein, und nicht dahin führen, den 
zu zahlenden Preis der Rüben höher oder niedriger zu beſtimmen, 
wie er nach allgemeinen Zeitverhältniſſen und der Sachlage ſonſt 
normirt werden mußte. III. C. S. i. S. Aktienzuckerfabrik 
Holzminden c. Samuel u. Gen. vom 2. Juli 1897, Nr. 72/97 III. 
34. In der Sache ſelbſt hat das B. U. nicht aufrecht 
erhalten werden können, weil die Abſetzung der 10 000 Mark 
vom Reingewinn zur Bildung eines Beamten ⸗Unterſtützungsfonds 
gegen das Statut der beklagten Geſellſchaft verſtößt, und bei 
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der Beurtheilung des gegen die Erhöhung des Erneuerungsfonds 
um 62 000 Mark erhobenen Widerſpruchs der 8 259 der C. P. O. 
verletzt iſt. 1. Das Geſetz ſchreibt nur den Reſervefonds zur 
Deckung bilanzmäßigen Verluſtes vor. Das Statut der Geſell⸗ 
ſchaft läßt außerdem nur noch den Erneuerungsfonds zu. Der 
§ 13 der Statuten beſtimmt abſolut den Vertheilungsmodus 
dahin, daß von dem bilanzmäßigen Reingewinn 5 Prozent zum 
Reſervefonds zu entnehmen ſind, die Aktionäre ſodann 4 Prozent 
Dividende erhalten, der Ueberreſt mit 10 Prozent Tantieme an 
den Aufſichtsrath, mit 90 Prozent als Superdividende zu ver⸗ 
theilen iſt. An dieſen Vertheilungsmodus iſt die General⸗ 
verſammlung gebunden. Die ethiſchen und wirthſchaftlichen 
Gründe für die Bildung eines Unterſtützungsfonds, die von der 
Bekl. und den Inſtanzrichtern geltend gemacht werden, ſind 
durchaus anzuerkennen, und das R. G. trägt keine Bedenken, 
ihnen beizuſtimmen. Aber was ſtatuten⸗ und geſetzwidrig iſt, 
wird dadurch nicht zuläſſig, daß es nützlich und ſittlich oder 
ſozial geboten iſt. Das kann nur dahin führen, daß die Geſell⸗ 
ſchaft ihr Statut ändert. Darauf beruht auch das Urtheil des 
R. G. vom 6. Juli 1895 in Sachen Gützlaff wider die Neue 
Berliner Omnibus⸗ und Packetfahrt⸗Aktiengeſellſchaft I 157/95, 
von welchem abzuſehen keinerlei Anlaß vorliegt. 2. Was den 
zweiten Streitpunkt betrifft, ſo iſt dem B. R. darin beizutreten, 
daß der Aktionär nur Anſpruch auf den ſeinem Aktienbeſitz 
entſprechenden Antheil an dem bilanzmäßigen, durch die General- 
verſammlung feſtgeſtellten, nach dem Geſetz und dem Statut zu 
vertheilenden Reingewinn hat, und die Forderung einer höheren 
Dividende nicht einfach dadurch begründen kann, daß er die 
Bewerthung eines Kontos der von den berufenen Organen der 
Geſellſchaft feſtgeſetzten, revidirten und von der Generalverſamm⸗ 
lung genehmigten Bilanz unter Berufung auf Gutachten von 
Sachverſtändigen als unangemeſſen oder zu hoch oder zu niedrig 
anficht. Die Behauptung, daß der Erneuerungsfonds um 
62 000 Mark zu hoch dotirt ſei, bedeutet nichts anderes, als 
daß der Werth der dauernd dem Geſchäftsbetriebe dienenden 
Aktivkonten höher ſei, als eingeſetzt. Das Geſetz hat ein 
weſentliches Intereſſe nur daran, daß die Bilanz nicht durch 
Einſetzung höherer als der wahren Werthe zur Täuſchung 
Dritter diene, und der einzelne Aktionär iſt regelmäßig gegen 
die Einſetzung geringerer Werthe als der wahren dadurch 
geſchützt, daß jeder Aktionär ein gleiches Intereſſe an der 
Feſtſetzung einer dem wahren Vermögensſtande entſprechenden, 
nicht niedrigeren Dividende hat. Art. 31, 1856, 239b, 
216, 217 H. G. B., 88 12, 13, 25 der Statuten. Gleich⸗ 
wohl kann dem Aktionär der Nachweis nicht abgeſchnitten 
werden, daß er durch ein böswilliges oder willkürliches Ver— 
fahren der Generalverſammlung in ſeinem ſtatutenmäßigen und 
geſetzlichen Anſpruch auf die Dividende gefliſſentlich geſchädigt 
ſei. Darauf läuft das Vorbringen des Kl. hinaus. Er be⸗ 
hauptet, daß die 62 000 Mark durch den Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß dem Erneuerungsfonds überwieſen ſeien, nicht um dieſen 
zu dotiren, ſondern um unzuläſſig einen Disagio⸗Reſervefonds 
zu gewinnen. Dies Vorbringen iſt in dem angefochtenen 
Urtheil nicht ausreichend gewürdigt. Unſtreitig hatte der Vor⸗ 


ſtand und der Aufſichtsrath in dem Geſchäftsbericht die Ueber⸗ 


weiſung von 100 000 Mark zum Erneuerungsfonds für an- 
gemeſſen erachtet, und 62 000 Mark einem Disagio⸗Reſervefonds 


überwieſen. Die Bildung eines ſolchen Fonds aus dem Rein⸗ 
gewinn wäre unzuläſſig geweſen, weil das Statut einen ſolchen 
Fonds nicht zuläßt, und der § 13 der Statuten ſowie der 
Grundſatz entgegenſteht, daß wegen befürchteter künftiger 
Verluſte dem Aktionär der Anſpruch auf die bilanzmäßige 
Jahresdividende nicht gekürzt werden darf. Die General- 
verſammlung hat dann auch beſchloſſen, dieſe Ueberweiſung fallen 
zu laſſen und ſtatt deſſen den Erneuerungsfonds ſtatt mit 
100 000 Mark mit 162 000 Mark zu dotiren. In der General- 
verſammlung ſelbſt iſt nach dem vorgetragenen Protokoll zur 
Motivirung dieſes Beſchluſſes nichts vorgebracht. Er erſcheint 
deshalb auf den erſten Blick und gegenüber der Erklärung des 
Vorſtandes und des Aufſichtsraths in dem Geſchäftsbericht als 
willkürlich und nur zur Verdeckung der Umbildung des un— 
zuläſſigen Disagiofonds gefaßt. Dem Kl. kann der Weg nicht 
abgeſchnitten werden, dies durch den Beweis der immerhin nicht 
unverdächtigen Aeußerung des Vorſitzenden des Aufſichtsraths 
und Gutachten von Sachverſtändigen darüber klar zu ſtellen, 
daß eine Abſchreibung von 100 000 Mark zum Erneuerungs- 
fonds, wie ſie der Aufſichtsrath für angemeſſen erklärt hat, der 
wahren Sachlage entſprochen habe. Freilich iſt ein Zwang, 
ſolchen Gutachten zu folgen, nicht anzuerkennen, wenn nach der 
Sachlage anzunehmen iſt, daß der Aufſichtsrath die Dotirung 
mit 100 000 Mark nur vorgeſchlagen hat, um den Disagio⸗ 
fonds dotiren zu können, und daß die Generalverſammlung, 
nachdem ſie den Disagiofonds geſtrichen, die 62 000 Mark dem 
Erneuerungsfonds zugewieſen hat, weil dieſer nach ihrer 
Auffaſſung zu niedrig dotirt war. Das R. G. iſt 
indeſſen nicht in der Lage, auf Grund ſolcher rein thatſächlichen 
Erwägung in der Sache ſelbſt zu entſcheiden, hat vielmehr aus 
dieſen und den zu 1 entwickelten Gründen das B. U. aufheben und 
die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung an das B. G. 
zurückverweiſen müſſen. I. C. S. i. S. Hoffmann c. Allgem. 
Lokal⸗ und Straßenbahngeſellſchaft vom 12. Juli 1897, 
Nr. 146/97 J. 

35. Die Rechtsanſicht des B. G., daß die Art. 347 und 
349 H. G. B. Beſchaffenheitsmäͤngel der Waare voraus- 
ſetzen und darum keine Anwendung finden, wenn der Käufer 
Anſprüche lediglich deswegen erhebt, weil ihm eine andere 
Waare als die verkaufte, beim Verkauf einer nur der Gattung 
nach bezeichneten Waare alſo eine Waare geliefert worden iſt, 
die nicht unter dieſe Gattung fällt, entſpricht der feſten Recht⸗ 
ſprechung des R. G. II. C. S. i. S. Lohmeyer c. Dorendorf 
und Co. vom 6. Juli 1897, Nr. 131/97 II. 

36. Der Rkl. führt aus: Auch bei der Lieferung eines 
aliud verliere der Käufer das Rügerecht, wenn er die gelieferte 
Waare ununterſucht laſſe und ungebührlich verſpätet zur Dispoſition 
ſtelle; der einzige Grund, warum das O. L. G. dieſen Fall 
nicht als vorliegend auſehe, ſei der, daß die Kl. im Vertrauen 
auf die Angaben des Bekl. in der Klagerechnung die Ausſaat 
bis zum Frühjahr und ebenſo die Vornahme einer Keimprobe 
unterlaſſen habe; dieſem Grund ſtehe aber entgegen, daß nur 
ruſſiſcher Zuckerrübenſamen gehandelt worden ſei. Auch dieſe 
Rüge geht fehl. Allerdings kann der Käufer, welchem eine 
andere als die gekaufte Waare geliefert wird, durch ſein Ver⸗ 
halten nach Empfang der Waare den Willen an den Tag legen, 
dieſe Waare als den Vertragsgegenſtand anzunehmen, und ſo 
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des Rechts auf Zurückzahlung des gezahlten Preiſes verluftig 
gehen. Ob das Verſchieben der Ausſaat und die Unterlaſſung 
der Keimprobe allein an ſich geeignet ſein konnten, einen ſolchen 
Willen der Kl. darzuthun, kann dahingeſtellt bleiben, jedenfalls 
verſtößt das Gericht weder gegen eine materielle noch gegen eine 
prozeſſuale Rechtsnorm, wenn es annimmt, daß die Kl. im 
Vertrauen auf die in der Rechnung des Bekl. gebrauchte 
Bezeichnung der Waare als „1893 Zuckerrübenſamen Klein- 
Wanzlebener Nachzucht“ die Ausſaat aufſchieben und die Keim⸗ 
probe unterlaſſen durfte, ohne gegen Treu und Glauben zu 
verſtoßen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

37. Es iſt nichts ungewöhnliches, daß in Kontrakten über 
eine von auswärts zu verſchiffende Waare, die Abladezeit durch 
Beſtimmung einer feſten Friſt, innerhalb deren ſie zu erfolgen 
hat, in dem Sinne normirt wird, daß der Käufer den Vertrag 
nicht als erfüllt gelten zu laſſen braucht, wenn die Abladung 
nicht zur vereinbarten Zeit geſchehen iſt. Die Rechtſprechung 
der R. G. hat dieſen Kontrakten die rechtliche Anerkennung 
nicht verſagt: Entſch. des R. O. H. G. Bd. 24 S. 194 und 
des R. G. Bd. 30 S. 60. Ob man dabei von einer Analogie 
mit dem Falle ſprechen will, wo die Lieferfriſt feſt beſtimmt 
iſt (H. G. B. Art. 357), oder ob man ſagt, der Verkehr ſehe 
die zu anderer Zeit verſchiffte Waare als eine Waare anderer 
Gattung an, iſt ohne Bedeutung. Beides iſt nur ein Weg 
zur beſſeren Veranſchaulichung des Gedankens, daß in dieſen 
Kontrakten die Zeit für die Vornahme der dem Verkäufer 
obliegenden Handlung eine weſentliche Eigenſchaft der ihm 
oliegenden obligatoriſchen Leiſtung iſt. Im einzelnen Falle 
kann es zweifelhaft erſcheinen, in welchem Sinne die Feſtſetzung 
einer Verſchiffungszeit gemeint iſt. Die Annahme, daß ſie 
hier in dem erwähnten ſtrengen Sinne verſtanden ſei, iſt einer⸗ 
ſeits auf den Umſtand gegründet, daß die Parteien über eine 
Verlängerung der Verſchiffungszeit um wenige Tage lange hin 
und her verhandelt haben, und andererſeits auf das eigene 
Verhalten des Kl. bei der Verſchiffung, wie es ſich aus der 
inſoweit für glaubhaft erachteten Ausſage des Kapitain R. er⸗ 
giebt. Das R. G. findet keine Veranlaſſung, dieſe Argumentation 
zu beanſtanden. Die Reviſion iſt im Unrechte, wenn ſie meint, 
daß bei der beſtehenden Unſicherheit, ob das Schiff nach be⸗ 
endigter Abladung wirklich auch alsbald verſegle, ein Intereſſe 
des Käufers an der genaueſten Einhaltung der Abladefriſt gar 
nicht anzunehmen ſei. Freilich iſt für den Käufer das ent⸗ 
ſcheidende, wann er er die Waare erhält; aber gerade weil 
hierbei eine Reihe höchſt ungewiſſer Umſtände, deren Beherrſchung 
unmöglich iſt, mitwirken, geht das Intereſſe des Käufers dahin, 
dieſen einen, allein in der Macht des Verkäufers liegenden 
Punkt, die rechtzeitige Abladung unbedingt ſicher zu ſtellen. 
I. C. S. i. S. Geſterding o. Hauenſchild vom 30. Juni 1897, 
Nr. 145/97 J. 

38. Ein Kommiſſtonär, der für einen Dritten einen Auf⸗ 
trag zur Ausführung eines Börfentermingefchäfted übernommen 
hat, wird im Zweifel immer als verpflichtet anzuſehen ſein, 
demnächſt auf die Order des Kommittenten zum Abſchluſſe eines 
Gegengeſchäftes „die Spekulation beenden ſoll, auszuführen. 
(Vergl. Webers Bericht über die Börſenenquete in der Zeitſchrift 
für d. poſ. Handelsrecht Bd. 44 S. 58.) Nach der Geſtaltung 
des Börſentermingeſchäftes muß angenommen werden, daß der 


Abſchluß eines entſprechenden Gegengeſchäftes von vornherein 
innerhalb der Abſichten des Kommittenten liegt. Die Uebernahme 


eines Auftrages zum Abſchluſſe eines Spekulationsgeſchäfts ſchließt 


daher in der Regel auch die ſtillſchweigende Bereiterklärung ein, 
daß der Kommittent auch für das Realiſationsgeſchäft über die 
Dienſte des Kommiſſionärs verfügen kann. Jedenfalls aber 
— und mehr auszuſprechen, iſt für den vorliegenden Fall nicht 
erforderlich — liegt eine unbedingte Verpflichtung zur Ueber⸗ 
nahme der Realiſationsorder dann vor, wenn ihre Ausführung 
weder eine Erhöhung des dem Kommittenten eingeräumten 
Kredits bedingt, noch ſonſt die Lage des Kommiſſionärs irgendwie 
verſchlechtern kann. I. C. S. i. S. Kupz u. Co. c. Winter 
vom 14. Juli 1897, Nr. 103/97 J. 

39. Die Reviſion macht geltend, daß die Verwerthung des 
Art. 644 des H. G. B. für die Ermittelung des Parteiwillens 
verfehlt ſei. In dieſer Beziehung iſt dem Kl. zuzugeben, daß 
der Art. 644 nur beſtimmt, von welchem Zeitpunkte an der 
Schiffer verpflichtet iſt, dem Ablader ein Konnoſſement aus- 
zuſtellen, daß aber, als dieſer Zeitpunkt die Beendigung jeder 
einzelnen Abladung feſtgeſetzt iſt, noch nicht folgt, die Rechts- 
gültigkeit eines Konnoſſements habe zur nothwendigen Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Urkunde erſt nach der Beendigung der betreffenden 
Abladung gezeichnet ſei, früher ausgeſtellte Konnoſſemente, die 
nur beſcheinigen, daß die Güter zur Beförderung mit dem be⸗ 
treffenden Schiffe übernommen find, kommen häufig vor und 
ſind auch nach deutſchem Rechte als gültig anzuſehen, was denn 
auch in der neuen Faſſung des H. G. B. ſeine ausdrückliche 
Sanktion erhalten hat (H. G. B. vom 10. Mai 1897 § 642 
Abſ. 5). Inſofern bedarf es in dieſer Beziehung nicht noch 
eines Eingehens auf die weiter von der Reviſion erörterte Frage, 
ob hierbei ſtatt auf das deutſche Recht nicht vielmehr auf das 
in dem amerikaniſchen Verſchiffungsplatze geltende Recht zu 
ſehen ſein möchte. I. C. S. i. S. Geſterding c. Hauenſchild 
vom 30. Juni 1897, Nr. 145/97 J. 

40. Das B. U. geht davon aus, daß die Bekl. durch die 
Aufnahme der beſonderen handſchriftlichen Klauſel in die Police 
ihren Willen, von der Beachtung dieſer Klauſel den Beſtand 
ihrer Vertragsverpflichtung bezüglich des verſicherten Watten⸗ 
vorraths abhängig zu machen, zum Ausdrucke gebracht habe, 
und daß der Kl. aus der Einfügung der Klauſel dieſen Vertrags. 
willen der Kl. habe erkennen müſſen. Im Anſchluß hieran 
ſtellt das B. G. dann feſt, daß die vom Kl. vorgelegten Notiz⸗ 
bücher weder eine Inventur, noch eine den Beſtand an Watte 
ergebende Buchführung enthielten und gelangt ſo, indem es die 
Entſchuldigung des Kl., er ſei ein kleiner, der ordnungsmäßigen 
kaufmänniſchen Buchführung weder kundiger noch fähiger Handels- 
mann, dem Vertragsinhalte gegenüber für unberechtlich erklärt, 
zur Zurückweiſung der Klage. Wenn der Rkl. hiergegen geltend 
zu machen ſucht, daß die Verwirkungsklauſel des § 11 der 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen auf die Nichterfüllung 
der übernommenen Pflicht der Inventuraufnahme und Buch⸗ 
führung nicht anzuwenden ſei, ſo iſt dieſer Angriff verfehlt. 
Wie eine Reihe anderer, zweifellos unter die Verwirkungsklauſel 
des § 11 fallender Verpflichtungen des Verſicherten verfolgt 
auch der handſchriftliche Zuſatz zur Police den Zweck, der Feſt⸗ 
ſtellung des Umfanges eines Brandſchadens möglichſt zuverläſſige 
Grundlagen zu geben, ſo daß kein Grund erſichtlich iſt, aus 
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den der dadurch begründeten Verpflichtung geringere Bedeutung 
für die Schadenserſatzpflicht der Bekl. beizulegen wäre, wie jenen 


andern Verpflichtungen des Verſicherten. Dagegen hat das 


B. G., wie der Rkl. mit Recht rügt, dem haudſchriftlichen 
Zuſatz der Police einen Inhalt gegeben, der ſich mit dem auf 
Treue und Redlichkeit beruhenden Weſen des Verſicherungs⸗ 
vertrages nicht verträgt. Bei der Beurtheilung des Umfanges 
der dem Kl. durch dieſen Policenzuſatz auferlegten Verpflichtungen 
iſt nicht ſchlechthin der Maßſtab einer ordnungsmäßigen kauf⸗ 
mänuniſchen Inventur und Buchführung anzulegen, ſondern den 
konkreten Verhältniſſen des Falles Rechnung zu tragen. Schon 
die geringe Summe, mit der der Waarenvorrath des Kl. im 
Höchſtbetrage verſichert war, weiſt darauf hin, daß es ſich um 
einen Handelsbetrieb von ſehr geringer Bedeutung handelte. 
Damit ſtimmen auch die Angaben des Kl. über den Umſatz in 
der Zeit vom 1. Januar bis zum 11. September 1895, dem 
Tage des Brandes, überein. Bei einem ſo geringfügigen 
Gewerbebetriebe konnte die Bekl. von dem Kl. füglich eine 
ordnungsmäßige kaufmänniſche Buchführung nicht erwarten, und 
ebenſo durfte der Kl. den Policenzuſatz dahin verſtehen, daß von 
ihm bezüglich der Inventuraufnahme und Buchführung nicht 
mehr verlangt werde, als für feinen geringfügigen Handels- 
betrieb erforderlich war. Demgemäß iſt denn auch in dem 
Policenzuſatz von einer ordnungsmäßigen Inventur nicht 
die Rede und es wird von dem Kl. der Nachweis des Waaren⸗ 
beſtandes nicht aus den Büchern allein, ſondern „durch Bücher 
und Beläge“ verlangt. Von einer ſchuldhaften Verletzung der 
Vertragspflicht durch den Kl., welche den Wegfall der Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Bekl. zur Folge haben würde, kann alſo 
erſt dann die Rede ſein, wenn die Art, in der der Kl. ſeine 
Inventuren aufgenommen und ſeine Bücher geführt hat, nicht 
einmal dem Maße des für ſeinen kleinen Gewerbebetrieb Noth⸗ 
wendigen genügt und auch in Verbindung mit den vorhandenen 
Geſchäftspapieren nicht geeignet iſt, den Umfang des Waaren⸗ 
beſtandes zur Zeit des Brandes mit einiger Zuverläſſigkeit dar- 
zuthun. Die Entſcheidung des B. G., welche die Berückſichtigung 
der für die Vertragsauslegung erheblichen konkreten Verhältniſſe 
vermiſſen läßt, und inſofern auf einer Verletzung, des Art. 278 
des H. G. B. beruht, mußte deshalb aufgehoben und die Sache 
in die Vorinſtanz zurückgewieſen werden, damit auf Grund einer 
erneuten, den vorſtehenden Geſichtspunkten entſprechenden Prüfung 
des Sachverhalts eine anderweite Eutſcheidung ergehen kann. 
I. C. S. i. S. Tichauer c. Feuer⸗Verſ.⸗Geſ. zu Brandenburg a. H. 
vom 10. Juli 1897, Nr. 139/97 1. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. 

41. Dem B. R. iſt darin beizutreten, daß die dem Klag⸗ 
anſpruch zu Grunde liegende Beſtimmung in dem noch jetzt gültigen 
§ 191 des Genoſſenſchafts⸗Statuts von 1891 zwingenden Vor⸗ 
ſchriften des Gen.⸗Geſ. vom 1. Mai 1889 zuwiderläuft. Nach 


§ 63 dieſes Geſetzes hat jeder Genoſſe das Recht, nach vor- 


gängiger Aufkündigung mit mindeſtens dreimonatiger Friſt vor 
dem für den Austritt beſtimmten Schluſſe des Geſchäftsjahres, 
welche Friſt durch das Statut bis auf zwei Jahre verlängert 
werden kann, aus der Genoſſenſchaft auszuſcheiden; nach § 71 
des Geſetzes hat er dabei keine weiteren Verpflichtungen zu er⸗ 
füllen, als diejenigen, welche ſich aus der dort vorgeſchriebenen 


Auseinanderſetzung ergeben. Dieſe Vorſchriften verletzt der an- 
geführte § 19m des Statut von 1891 inſofern, als er den 
ordnungsmäßig ausgeſchiedenen Genoſſen auch für die Zeit nach 
feinem Ausſcheiden noch zu den Verpflichtungen der aktiven 
Genoſſen heranzieht und ihu inſoweit noch als Mitglied behandelt, 
ohne ihm jedoch die Rechte eines ſolchen zu gewähren. Eine 
derartige Erſchwerung des Austritts mittelſt einer für ſolchen 
Fall geſetzten Strafbeſtimmung iſt, wenn man ſie auf ſtatutariſche 
Feſtſetzung ſtützen will, nach $ 18 des Geſetzes und, wenn man 
ſie auf eine beſondere Abmachung zwiſchen Genoſſenſchaft und 
Mitglied gründet, nach § 63 Abſ. 3 deſſelben Geſetzes ohne 
rechtliche Wirkung, ebenſo wie die Feſtſetzung eines Austrittö- 
geldes oder die Beſtimmung, daß der austretende Genoſſe ſeinen 
Geſchäftsantheil verlieren, zu den Schulden der Genoſſenſchaft 
aber nach Verhältniß deſſelben beizutragen haben ſolle. Entſch. 
des R. G. Bd. 33 S. 65, Bd. 30 S. 81. Die Kl. hat hier⸗ 
gegen in voriger und namentlich in jetziger Inſtanz geltend ge- 
macht, daß der ausgeſchiedene Genoſſe der Genoſſenſchaft gegen- 
über nicht mehr als Genoſſe, ſondern als dritter Vertragskontrahent 
in Betracht komme und in dieſer Eigenſchaft Verpflichtungen, 
wie die in Frage ſtehenden, übernehmen könne. Allein einestheils 
iſt im vorliegenden Fall die ſtreitige Verpflichtung dem ein⸗ 
tretenden Genoſſen durch das Statut für den Fall ſeines Aus⸗ 
ſcheidens auferlegt und nach der Faſſung des §19n feine Leiſtung 
fortdauernd als eine genoſſenſchaftliche angeſehen und behandelt 
worden; anderntheils würde, wie ſchon erwähnt, auch eine be— 
ſondere Abmachung der vorliegenden Art zwiſchen Genoſſen⸗ 
ſchaft und Genoſſen nach der zwingenden Vorſchrift § 63 Abſ. 3 
des Geſetzes unwirkſam ſein. III. C. S. i. S. Molkerei⸗ 
Genoſſenſchaft Neudietendorf c. Löbbecke vom 6. Juli 1897, 
Nr. 332/96 III. | Ä 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

42. Das B. U. hat dem Mitkl. Rudolf B. die von 
dieſem geforderten Koſten der Ausbildung zum Volksſchullehrer 
auf Grund des § 3 Ziffer 1 Satz 2 des R. Gef. vom 7. Juni 1871, 
betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenserſatz für die bei dem 
Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken u. ſ. w. herbeigeführten 
Tödtungen und Körperverletzungen, zugeſprochen. Ein Rechts» 
irrthum iſt hierin nicht zu finden. Denn das B. U. hat keines⸗ 
wegs, wie die Reviſionsbegründung rügt, ausgeſprochen, daß bei 
Anwendung dieſer Geſetzesſtelle die geſetzliche Unterhaltsverpflichtung 
des getödteten Vaters gegenüber dem Mitkl. Rudolf B. nicht 
in Betracht komme und es zur Klagzuſprechung genüge, wenn 
anzunehmen ſei, daß der getödtete Vater des Mitkl. Rudolf B. 
dieſen (auch ohne dazu verpflichtet zu ſein) zum Volksſchullehrer 
hätte ausbilden laſſen und nach feinen Vermögensverhältniſſen 
hierzu im Stande geweſen ſei. Vielmehr iſt in dem B. U., 
wie durch die Bezugnahme auf das frühere Theilurtheil des 
B. G. vom 24. April 1896 ſich ergiebt, eine geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung des getödteten Vaters des Mitkl. Rudolf B. auch 
zur Beſtreitung der durch die Ausbildung des Letzteren zum 
Volksſchullehrer entſtehenden Koſten auf Grund der §§ 108 ff. 
A. L. R. Thl. II Tit. 2, als des im vorliegenden Falle maß⸗ 
gebenden Landesgeſetzes, feſtgeſtellt worden. Eine Verletzung 
dieſer geſetzlichen Beſtimmungen liegt hierbei nicht vor. Denn 
nach denſelben ſind die Eltern ſchuldig, ihre Kinder zu künftigen 
brauchbaren Mitgliedern des Staats, in einer nützlichen Wiſſen⸗ 


473 


ſchaft, Kunſt oder Gewerbe vorzubereiten, wobei die Beſtimmung 
der künftigen Lebensart der Söhne zunächſt von dem Ermeſſen 
des Vaters abhängt und Letzterer auf die Neigung, Fähigkeiten 
und körperlichen Umſtände des Sohnes vorzügliche Rückſicht 
nehmen muß. Wenn auf Grund dieſer, eine geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung des Vaters zur Tragung der durch die Berufsausbildung 
des Sohnes entſtehenden Koſten anerkennenden, Beſtimmungen 
das B. U. hinſichtlich der Berufswahl des Rudolf B. lediglich 
die Erwägung maßgebend ſein läßt, ob anzunehmen iſt, daß 
deſſen Vater ihn, ſofern es in ſeinen Wünſchen gelegen, zum 
Volksſchullehrer hätte ausbilden laſſen und daß der Vater nach 
ſeinen Vermögensverhältniſſen hierzu im Stande geweſen wäre, 
ſo kann dieſer rechtlichen Beurtheilung nur beigetreten werden 
(vergl. Urtheil des R. G. vom 30. April 1881 bei Gruchot 
Beiträge zur Erläuterung des deutſchen Rechts Bd. 25 S. 1111/2). 
Ebenſowenig ſteht $ 115 A. L. R. Thl. II Tit. 2, wonach 
der Vater die Koſten des Studirens für den Sohn herzugeben 
wider ſeinen Willen niemals genöthigt werden ſoll, dem Klag⸗ 
anſpruche entgegen. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich keineswegs, 
wie die Reoiſionsbegründung vermeint, auf alle Berufsarten, 
die eine beſondere geiſtige Ausbildung erfordern. Denn 
alsdann würde $ 115 mit § 108 A. L. R., wonach die Eltern 
ihre Kinder in einer nützlichen Wiſſenſchaft, Kunſt oder 
Gewerbe vorzubereiten ſchuldig ſind, in Widerſpruch ſtehen, 
während doch § 115 lediglich eine Beſchränkung der Pflicht 
des § 108 a. a. O. enthält. Vielmehr muß der Ausdruck 
„Studiren“ hier in derſelben Bedeutung, welche demſelben an 
anderen Stellen des A. L. R. beigelegt wird (vergl. z. B. Thl. II 
Tit. 12 88 62, 63, 67 ff.), aufgefaßt werden. Darnach kann 
es aber nicht zweifelhaft ſein, daß der Beſuch einer Präparanden⸗ 
anſtalt und eines Seminars zum Zwecke der Ausbildung als 
Volksſchullehrer unter den Begriff des Studirens im Sinne des 
§ 115 A. L. R. Thl. II Tit. 2 nicht fällt. III. C. S. i. S. 
Fiskus c. Binder vom 2. Juli 1897, Nr. 117/97 III. 

Zum Patentgeſetz. | 

43. Die unter 1 bis 6 benannten Firmen find in der 
Berufungsinſtanz dem Kl. als Nebenintervenienten beigetreten. 
Zur Begründung ihres rechtlichen Intereſſe an der Entſcheidung 
des anhängigen Patentſtreits haben ſie behauptet, daß der Kl. 
in ihrem Auftrage die Klage erhoben habe. Der Kl. hat dies 
als richtig anerkannt. Hierdurch iſt dem von der Bekl. mit 


Recht für die Zulaſſung der Nebenintervention aufgeſtellten Er. 


fordniß, daß die Nebenintervenienten an Obſiegen der gerade in 
dem vorliegenden Streite als Kl. aufgetretenen Perſon ein 
Intereſſe darthun müßten, genügt und ſind demgemäß die 
Nebenintervenienten als ſolche zugelaſſen worden. I. C. S. 
i. S. Pieper und Gen. c. Helios vom 28. Juni 1897, 
Nr. 395/96 J. 

44. Nach dem Beweisergebniß würde an dem Vorhanden⸗ 
ſein der Vorausſetzungen einer offenkundigen Vorbenutzung des 
Patentgegenſtandes nicht zu zweifeln ſein, wenn für diejenigen 
Perſonen, welche von der Benutzung, Einrichtung und Wirkungs— 
weile der F. ſchen Maſchine Kenntniß erlangt haben, insbeſondere 
für die beiden Techniker E. und H. dieſe Kenntnißerlangung 
nicht mit der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit verknüpft war. 
Wie in dieſer Beziehung die Verhältniſſe gelegen haben, mag 
indeß auf ſich beruhen bleiben. Unbedenklich kann angenommen 


werden, daß, wenn für jene Perſon eine ſolche Verpflichtung 
beſtand, ſie deren ſpäter überhoben wurden, da die Fabrikleitung 
durch die Außergebrauchſetzung der Maſchine, die Art und Weiſe 
der Aufbewahrung ihrer Beſtandtheile und die Ueberlaſſung 
einer der Polirvorrichtungen an den Maſchinenfabrikanten E. 
unzweideutig zu erkennen gab, daß ihr an einer Geheimhaltung 
deſſen, was bis dahin vielleicht geheim hatte bleiben ſollen, nichts 
mehr gelegen war. Thatſächlich hat dann ja auch E. keinen 
Anſtand genommen, einem Werkmeiſter der S. ſchen Bleiſtift⸗ 
fabrik von dem Mechanismus und der Arbeitsweiſe der Polir- 
vorrichtung Kenntniß nehmen zu laſſen. Damit iſt aber der 
Thatbeſtand der Offenkundigkeit der Benutzung im Sinne des 
§ 2 des Patentgeſetzes gegeben. Denn es kann keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob ſchon während die Benutzung ſtattfand oder 
ſeit ihrer Einſtellung den zur Mitwiſſenſchaft Gelangten unver⸗ 
wehrt war, von ihrer Kenntniß nach Gutdünken Gebrauch zu 
machen. Was in dem einen Fall von Anfang an offenkundig 
war, iſt dies in dem anderen hinterher geworden, hier wie dort 
auf ſolche Weiſe, daß „danach die Benutzung durch andere 
Sachverſtändige möglich erſchien“. I. C. S. i. S. Stich 
c. Müller vom 14. Juli 1897, Nr. 100/97 J. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

45. In der Generalverſammlung der „Maſchinenfabrik 
Gritzner, Aktiengeſellſchaft in Durlach“ vom 26. Mai 1894 
war die Erhöhung des Aktienkapitals um 500 000 Mark durch 
Ausgabe weiterer 500 Aktien zu 1000 Mark „nominal“ be- 
ſchloſſen worden. Das Generalverſammlungsprotokoll beſagt 
hierher gehörend: „Die Erhöhung ſoll innerhalb drei Monaten 
von heute ab ſtattfinden und zunächſt Einzahlung von 40 Prozent 
mit 6 Prozent Zinſen vom 1. Januar 1894 eingerufen werden. 
Die neuen Aktien ſollen vom 1. Januar 1894 an dividenden⸗ 
berechtigt ſein. Eine Offerte der Bankhäuſer Ed. Kölle in 
Karlsruhe, Veit L. Homburger in Karlsruhe, Deutſche Union— 
bank in Frankfurt a. M. wird vom Aufſichtsrath und der 
Direktion vorgelegt und einſtimmig angenommen. Die Ueber⸗ 
nahme geſchieht demnach zu 115 Prozent mit 40 Prozent Ein⸗ 
zahlung, d. i. mit 400 Mark pro Aktie Plus 15 Prozent Agio 
gleich 150 Mark Plus 6 Prozent Zinſen vom 1. Januar 1894.“ 
Der von den genannten Bankhäuſern über dieſes Geſchäft aus⸗ 
geſtellte „Zeichnungsſchein“ lautet: „Wir zeichnen hiermit 
500 Aktien reſpektive Interimsſcheine & 1000 Mark zum 
Kurſe von 115 Prozent ... mit einer erſten Einzahlung von 
40 Prozent und Zinſen à 6 Prozent von dieſen 40 Prozent 
des Nominalbetrags vom 1. Januar 1894 bis 1. Juli 1894.“ 
In dem Bericht des Vorſtandes der gedachten Aktiengeſellſchaft an 
den Regiſterrichter (Amtsgericht Durlach) vom 6. Juli 1894 
über die Art der Ausführung des erwähnten Beſchluſſes auf 
Erhöhung des Aktienkapitals iſt geſagt: „Die General- 
verſammlung beſchloß am 26. Mai 1894, das Aktienkapital 
um 500 000 Mark zum Kurſe von 115 Prozent zu erhöhen. 
Es wurde in Ausführung dieſes Beſchluſſes die Offerte des 
Konſortiums ... welches den Kurs von 115 Prozent zuzüglich 
laufender Zinſen à 6 Prozent vom 1. Januar 1894 bis 1. Juli 
1894 offerirte, angenommen und hat die erſte Baarzahlung 
von 40 Prozent ſowie Agio von 15 Prozent ... unter dem 
Datum vom 1./2. Juli 1894 ſtattgefunden.“ Die noch ver⸗ 
bliebenen 60 Prozent wurden im Verlaufe des Jahres 1895 
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durch die gedachten Bankhäuſer auf Einrufen bezahlt, und 
wurden nach nunmehr erfolgter Volleinzahlung die Aktien an 
die zeichnenden Bankhäuſer ausgehändigt. Die urſprünglich 
geplante Ausgabe von Interimsſcheinen war unterblieben. Ueber 
die erwähnte Zeichnung der 500 000 Mark neue Aktien wurde 
die Schlußnote vom 26. Mai 1894 S. 21 der landgerichtlichen 
Akten ausgeſtellt; in derſelben ſind als Gegenſtand des Ge⸗ 
ſchäfts bezeichnet 500 000 Mark neue Maſchinenfabrik Gritzner 
Aktien mit 40 Prozent Einzahlung; als Lieferungstermin iſt 
der 1. Juli 1894, als Preis oder Kurs 115 Prozent, als Werth 
des Gegenſtandes 275 000 Mark angegeben. Letzterer Angabe 
entſprechend wurde das Geſchäft nach Tarifnummer 4a des 
Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 mit 55 Mark ver⸗ 
ſteuert. Als durch Beſchluß der Generalverſammlung der ge⸗ 
nannten Aktiengeſellſchaft vom 4. Mai 1896 die Erhöhung des 
Aktienkapitals um weitere 500 000 Mark beſchloſſen und dem 
Großherzoglich Badiſchen Hauptſteueramt Karlsruhe wegen des 
Aktienſtempels dieſerhalb Anzeige gemacht wurde, kam letzteres 
mit der Verfügung vom 21. Juli 1896, S. 7 der landgericht⸗ 
lichen Akten, auf die Schlußnote vom 26. Mai 1894 zurück 
und rügte, daß in derſelben als Werth des Gegenſtandes nur 
die damals einberufenen 40 Prozent und 15 Prozent Agio mit 
275 000 Mark, nicht der ganze Emiſſionspreis entſprechend 
Ziffer 6 Lit. B der Anweiſung des Bundesraths vom 25. Sep⸗ 
tember 1885 mit 575 000 Mark verſteuert ſei. Die Groß⸗ 
herzoglich Badiſche Zolldirektion trat der Auffaſſung des Haupt⸗ 
ſteueramts Karlsruhe bei und ordnete die Erhebung der Stempel⸗ 
ſteuer nach Tarifnummer 4a aus weiteren 300 000 Mark mit 
60 Mark an. Die Maſchinenfabrik Gritzner zahlte dieſe 60 Mark 
mit Vorbehalt und erhob hierauf bei dem L. G. Karlsruhe 
gegen den Großherzoglich Badiſchen Fiskus Klage auf Rück⸗ 
zahlung der 60 Mark. Die Klage iſt in den Vorinſtanzen ab- 
gewieſen und die gegen das B. U. eingelegte Reviſion ver⸗ 
worfen. Das R. G. ſagt mit eingehender Begründung: Der 
Vertreter der RE. hat zur Rechtfertigung der Reviſion aus- 
zuführen geſucht, es habe am 26. Mai 1894 überhaupt kein 
zur Erhebung einer Reichsſtempelſteuer berechtigender Akt vor⸗ 
gelegen, insbeſondere nicht die Vorausſetzung der von dem 
O. L. G. angewendeten Beſtimmung der Tarifnummer 4a 2 des 
Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894, daß den Kaufe und 
ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäften auch „die Ausreichung von 
Werthpapieren an den erſten Erwerber“ gleichſtehe. Dieſer 
Ausführung konnte nicht beigetreten werden. II. C. S. i. S. 
Maſchinenfabrik Gritzner c. Badiſchen Fiskus vom 25. Juni 1897, 
Nr. 125/97 II. | 

46. Der B. R. geht davon aus, daß die Stempelfteuer auf 
der Aktie, als der Urkunde über das Antheilsrecht am Geſellſchafts⸗ 
vermögen, ruhe und daß, wenn aus der Aktie ſelbſt hervorgehe, 
daß nicht der Betrag, über welchen ſie ausgeſtellt iſt, ſondern 
ein geringerer Betrag die Antheilsziffer des Aktionärs an dem 
Geſellſchaftsvermögen darſtellt, nur dieſer geringere Betrag als 
Nennwerth zu verſteuern ſei. Da nun im vorliegenden Falle 
aus der Aktie hervorgehe, daß nur 500 Francs auf die über 
1000 Francs ausgeſtellte Aktie eingezahlt ſeien und daß der 
Inhaber nach Maßgabe dieſer Einzahlung als Aktionär be⸗ 
theiligt ſei, ſo werde nur der Betrag von 500 Franes von der 
Steuerpflicht getroffen. Allein das B. G. überſieht hierbei, 


daß, wenn auch die Steuer an ſich auf der Aktie, als der 
Urkunde über das Antheilsrecht des Aktionärs, ruht, doch nach 
dem Reichsſtempelgeſetz für den Betrag der Steuer lediglich 
der Nennwerth, zu dem ſich die Aktie ſelbſt darſtellt, maß⸗ 
gebend iſt, daß in dieſer Beziehung die ausländiſchen Aktien, 
ſobald ſie einmal mit voller rechtlicher Wirkſamkeit ausgegeben 
ſind, den inländiſchen gleichſtehen und daß in dem Geſetze („die 
Abgabe iſt von jedem Stück nur einmal zu entrichten“) nur 
von der einmaligen Verſteuerung jeder Aktien, nicht aber von 
der Nachverſteuerung ſpäterer, darauf geleiſteter Einzahlungen 
die Rede iſt. Es unterliegt ferner keinem Zweifel, daß der den 
vorliegenden Aktien aufgedruckte Nennwerth von 1 000 Francs 
durch die ſpätere Bemerkung, daß „auf die Aktie zur Zeit 500 
Francs einbezahlt ſeien und weitere Einzahlungen am Fuße 
dieſes Titels beſcheinigt werden“ — nicht beſeitigt oder ab⸗ 
gemindert wird, wie denn auch das Statut der Bank im $ 5 nur 
„30 000 auf den Inhaber lautende Aktien a 1000 Franken“, 
nicht aber Aktien im wechſelnden Betrage von 500 bis 1 000 
Frank aufführt. Endlich ſagt auch die von dem B. R. an⸗ 
gezogene Entſcheidung des IV. C. S. des R. G. (Entſch. 
Bd. 21 S. 26 ff.) nur, daß die aus den Stammaktien von 
je 600 Mark gegen Zuzahlung von 20 Prozent dieſes Nenn⸗ 
werthes gebildeten Stammprioritäten — mit vorzugsweiſer Be⸗ 
theiligung an dem Abwurf und dem Vermögen der betreffenden 
Aktiengeſellſchaft — als neue, ſtempelpflichtige Aktien (von 
gleichem Nennwerth) anzuſehen ſeien, nicht aber, daß wegen 
dieſer Zuzahlungen von je 120 Mark und wegen dieſer Vorzugs⸗ 
rechte ein anderer, als der aufgedruckte Nennwerth von 600 
Mark zu verſteuern ſei. III. C. S. i. S. Fiskus c. Deutſche 
Bank vom 13. Juli 1897, Nr. 85/97 III. 

Zu den Muſter⸗ und Waarenſchutzgeſetzen. 

47. Beide Vorinſtanzen nehmen, dem Gutachten des 
Patentamts folgend, an, daß den Gegenſtand des klägeriſchen 
Muſterſchutzes lediglich die beſondere Geſtaltung des zur Auf⸗ 
nahme des Beſtecks beſtimmten Ausſchnitts bilde, da die in der 
Anmeldungsſchrift und in der Bezeichnung des Muſters erwähnte 
„Herſtellung aus einem Stück“ nur das Herſtellungs verfahren 
betreffe, dieſes aber nicht muſterſchutzfähig ſei. Weil nun der 
Ausſchnitt an dem Halter der Bekl. eine von demjenigen des 
klägeriſchen Beſteckträgers völlig abweichende Form zeige, hält 
das B. G. ſämmtliche Klageanträge für hinfällig, indem es 
ausführt, daß, wenn das Muſter des Bekl. bezüglich des 
Ausſchnitts eine Nachahmung des klägeriſchen Muſters nicht 
enthalte, daraus gleichzeitig folge, daß das Muſter des Bekl. 
eine neue Geſtaltung im Sinne des Geſetzes zeige. Dieſe 
Begründung der angefochtenen Entſcheidung erſcheint zunächſt 
inſofern unhaltbar, als ſie die Abweiſung der Klaganträge in 
deren vollem Umfange nicht zu rechtfertigen vermag. Das 
unter der Nr. 23 625 eingetragene Muſter iſt, wie die beiden 
getrennten Schutzanſprüche ergeben, die ſich nicht auf verſchiedene 
Eigenthümlichkeiten eines und deſſelben Gegenſtandes, ſondern 
auf zwei verſchiedene Gegenſtände beziehen, kein einheitliches, 
ſondern es umfaßt zwei Modelle, einen Beſteckhalter mit zu⸗ 
ſammengebogener Klammer und einen Beſteckhalter mit an⸗ 
geſchraubter Feder. Zwar ſoll jedes Modell einzeln in die 
Muſterrolle eingetragen werden. Iſt aber dennoch die Ein⸗ 
tragung zweier Modelle unter einer gemeinſamen Nummer er⸗ 
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folgt, ſo ſind beide Modelle geſchützt. Es kann auf Löſchung 


des einen erkannt werden, während das andere eingetragen und 


geſchützt bleibt. Daraus folgt für den vorliegenden Fall, daß, 
wenn die Löſchung des Modells mit zuſammengebogener Klammer 
auszuſprechen iſt, der Halter mit angeſchraubter Feder ein⸗ 
getragen bleiben kann und umgekehrt. Nun beſchäftigen ſich 
die Erwägungen des B. G. ausſchließlich mit dem eine 
zuſammengebogene Klammer zeigenden Beſteckträger der Bekl. 
Der Kl. hat aber ausdrücklich behauptet und unter Beweis 
geſtellt, daß gerade Beſteckhalter der zweiten Art (mit an⸗ 
geſchraubter Feder) ſchon vor der Anmeldung des Muſters in 
offenkundigem Gebrauch geweſen ſeien. Dieſe Behauptung hat 
das B. G. nicht geprüft und eine darauf bezügliche Feſtſtellung 
nicht getroffen, ſo daß ſchon aus dieſem Grunde die Aufhebung 
des B. U. geboten erſcheint, ſoweit es den Klageantrag auf 
Löſchung dieſes Muſters abweiſt. Bei der in dieſem Punkte 
erforderlichen erneuten Prüfung der Sache wird zu berückſichtigen 
ſein, daß es, ſoweit auch bei dem zweiten Muſter die Neuheit 
der Form des Ausſchnitts in Frage kommt, nicht genügen kann, 


dieſelbe mit der Form des Ausſchnitts in dem klägeriſchen Beſteck⸗ 


träger zu vergleichen, ſondern zu prüfen iſt, ob dieſe Form 
überhaupt etwas Eigenthümliches hat, und das Geräth wegen 
diefer eigenthümlichen Form beſonders geeignet erſcheint, feinem 
Zwecke zu dienen, da es andernfalls in dieſer Beziehung der 
Neuheit im geſetzlichen Sinne entbehren würde. Die Begründung 
des B. U. iſt aber auch inſofern verfehlt, als es den dem 
klägeriſchen Muſter in Folge ſeiner Eintragung gebührenden 
Schutz, auf den die Klageanträge im Uebrigen geſtützt ſind, in 
unzutreffender Weiſe beſchränkt. Ohne Grund nimmt das 
Patentamt und mit ihm das B. G. an, daß der Kl. durch 
ſeine Anmeldung eines „Beſteckträgers mit Klammer aus einem 
Stück“ Schutz für ein Verfahren zur Herſtellung von Beſteck⸗ 
trägern begehrt habe. In der Anmeldungsſchrift ſchickt der 
Anmelder eine Reihe von Uebelſtänden voraus, die ſich an den 
vorhandenen Beſteckträgern mit Klammer vorfänden, die häufige 
Reparaturbedürftigkeit, die Schwierigkeit des Putzens und die 
Koſtſpieligkeit der Herſtellung. Dieſe Uebelſtände führt er 
darauf zurück, daß dieſe Beſteckträger aus mehreren zuſammen⸗ 
genietheten oder gelötheten Theilen beſtehen und er glaubt fie 
zu beſeitigen durch den angemeldeten, aus einem Stück 
beſtehenden Beſteckträger. Im Anſchluß hieran beſchreibt 
er das Herſtellungsverfahren, jedoch offenbar nur zu dem Zweck, 
um damit die Geſtaltung des Beſteckträgers anſchaulich zu machen. 
Er zeigt, wie der aus einem Stück Mekallblech beſtehende 
Beſteckträger geſtaltet iſt, um einerſeits eine federnde, dem 
Schüſſelrande feſt anliegende Klammer zu bilden, und anderer- 
ſeits einen zur geſicherten Lage des Beſtecks dienenden Ausſchnitt 
darzubieten. Dieſe Geſtaltung des Beſteckträgers, deren 
Schutzberechtigung ſich darauf gründet, daß fie dem Gebrauchs⸗ 
zweck einmal durch größere Haltbarkeit und Billigkeit dient, 
indem fie die Herſtellung aus einem Stück ermöglicht, 
und ferner durch eine die Lage des Beſtecks beſſer ſichernde 
Form des Ausſchnitts, bildet die Neuerung, für die der Mufter- 
ſchutz verlangt und durch die Eintragung gewährt worden iſt. 
Das hat das Patentamt bei ſeinem Gutachten verkannt und 
ihm folgend auch das B. G. Es kommt alſo auf die Prüfung 
an, ob dieſem Inhalt des dem klägeriſchen Muſter gebührenden 
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Schutzes gegenüber das erſte Muſter des Bekl. eine Nach⸗ 
ahmung darſtellt. Daß bezüglich der Form des Ausſchnitts 
eine Nachahmung nicht vorliegt, iſt unbedenklich. Der Zweifel 
betrifft nur die Geſtaltung der Klammer. Federnde, aus einem 
Stücke Metallblech beſtehende Klammern ſind altbekannt. Ebenſo 
geht aus den eigenen Anführungen des Kl. hervor, daß die 
Anwendung federnder Klammern zu dem Zwecke, einen dami 
verbundenen Beſteckträger am Schlüſſelrande feſtzuhalten, zur 
Zeit der Anmeldung ſeines Muſters nichts Neues war. Daraus 
folgt, daß die Neuheit des eingetragenen Muſters, außer in der 
Form des Ausſchnitts, nur darin beſtehen kann, daß ſie die 
Herſtellung der Klammer und des eigentlichen Beſteckträgers aus 
einem Stücke Metallblech zuläßt. Zwar iſt damit nicht geſagt, 
daß jeder Beſteckträger mit Klammer, der aus einem Stücke 
hergeſtellt werden kann, nothwendig das Schutzrecht des Kl. 
verletzen müſſe, vielmehr wird immer in Betracht gezogen werden 
müſſen, in welcher Art die Herſtellbarkeit aus einem Stücke 
durch die Geſtaltung des Beſteckträgers bedingt wird. Von 
dieſem Geſichtspunkte aus betrachtet erſcheint aber das erſte 
Muſter der Bekl. als eine in das Schutzrecht des Kl. ein⸗ 
greifende Nachahmung. Bei dem klägeriſchen Muſter wird die 
federnde Klammer aus dem untern Ende des Blechſtreifens und 
einer aus dem oberen Theile deſſelben ausgeſtanzte Zunge ge⸗ 
bildet. Davon unterſcheidet ſich das erſte Muſter der Bekl. 
nur inſofern, als die federnde Zunge, welche die Klammer 
bilden hilft, aus dem unteren Ende des Blechſtreifens aus⸗ 
geſtanzt und dadurch der übrig bleibende Theil deſſelben in 
zwei Theile zerſchnitten iſt, ſo daß ſich die die Klammer bildenden 
Metallzungen nicht direkt gegenüber ſtehen. Dieſe Abweichung 
vermag jedoch eine Eigenart des Muſters der Bekl. nicht zu 
begründen, da das Weſen der Klammer in beiden Muſtern 
darin zu finden iſt, daß ſie durch eine ausgeſtanzte, in geeigneter 
Weiſe gebogene Blechzunge und den ſtehen bleibenden Theil 
des Blechſtreifens gebildet wird. In Ermangelung ſolcher 
Eigenart aber kann das Muſter der Bekl., ſoweit es ſich um 
die Klammer handelt, gegenüber dem klägeriſchen Muſter nicht 
als neu angeſehen werden. Hinſichtlich der Form des zur Auf⸗ 
nahme des Beſtecks beſtimmten Ausſchnitts ſind zwar beide 
Muſter verſchieden. Allein dieſe Verſchiedenheit giebt den Bekl. 
nicht das Recht, Beſteckträger nach ihrem Muſter herzuſtellen, 
zu verbreiten und feil zu halten, weil ſie damit bezüglich der 
zur Befeſtigung des Beſteckträgers dienenden Klammer in das 
ausſchließliche Recht des Kl. eingreifen und inſoweit der Er⸗ 
laubniß des Kl. bedürfen würden. § 4 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 1. Juni 1891. Uebrigens kommt auch hier in Betracht, 
daß die Neuheit der Form des Ausſchnitts nicht blos durch 
Vergleichung mit dem klägeriſchen Muſter, ſondern auch in der 
Richtung zu prüfen iſt, ob dieſer Form überhaupt eine Eigen⸗ 
thümlichkeit beiwohnt. I. C. S. i. S. Bergmann c. Dennert 
und Lepper vom 19. Juni 1897, Nr. 73/97 J. 

48. Da, wie aus § 2 des Gebrauchsmuſterſchutzgeſetzes 
ſich ergiebt, für die Bedeutung und Wirkung der Eintragung 
eines Modells in die Rolle für Gebrauchsmuſter nicht lediglich 
die Bezeichnung, unter welcher das Modell eingetragen wird, 
ſondern der ganze Inhalt der Anmeldung und daher auch die 
mit dieſer erfolgte nähere Beſchreibung maßgebend iſt, war das 
O. L. G. rechtlich nicht gehindert, für eine Annahme, daß das 
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für den Bekl. K. eingetragene Modell ſich als neu in dem, 
oben bezeichneten, Sinne des Gebrauchsmuſterſchutzgeſetzes darſtelle, 
die von dem O. L. G. für erheblich erachteten Umſtände auch 
aus der mit der Anmeldung erfolgten Beſchreibung ſelbſt dann 
abzuleiten, wenn in der Bezeichnung, unter welcher das K. ſche 
Modell in die Rolle für Gebrauchsmuſter eingetragen wurde, 
jene beſonderen Eigenſchaften nicht angegeben waren. Die An⸗ 
nahme des O. L. G. aber, daß jene Umſtände aus der mit der 
Anmeldung erfolgten Beſchreibung zu entnehmen ſeien, iſt, als 
in das thatſächliche Gebiet fallend, der Nachprüfung entzogen; 
ebenſo aus der gleichen Erwägung die Annahme, daß in den 
bezeichneten Umſtänden eine weſentliche Verſchiedenheit liege von 
Modellen, welche zur Zeit der Anmeldung des K.ſchen Modells 
bereits in öffentlichen Druckſchriften beſchrieben waren. II. C. S. 
i. S. Brandenborg jun. c. Küpper vom 9. Juli 1897, 
Nr. 146/97 II. 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

49. Allerdings läßt das Geſetz den Erwerber für die 
auf den Geſchäftsantheil rückſtändigen Leiſtungen haften, aber 
„neben dem Veräußerer“ (§ 16 Abſ. 3 des Geſetzes vom 
20. April 1892). Die Veräußerung bewirkt daher zwar (falls ſie bei 
der Geſellſchaft angemeldet wird) eine Vergrößerung der Sicherheit 
für die thatſächliche Aufbringung des Stammkapitals auch für 
die Gläubiger, inſofern neben den urſprünglichen Schuldner ein 
zweiter tritt. Auch iſt anzuerkennen, daß die Einzahlungspflicht 
des Erwerbers ebenſo wie die des urſprünglichen Geſellſchafters 
von den in den §§ 19 bis 25 enthaltenen Vorſchriften beherrſcht 
wird. Aber weil der urſprüngliche Geſellſchafter ſich durch eine 
Veräußerung ſeines Geſchäftsantheiles von ſeiner Einlagepflicht 
nicht befreien kann, vielmehr nach wie vor ebenſo haftet, als 
wenn er nicht veräußert hätte, ſo ergiebt ſich auch, daß die 
Veräußerung eine Abſchwächung der vorhandenen Sicherheit für 
die Aufbringung des Stammkapitals nicht zur Folge haben 
kann. Es iſt richtig, daß das Stammkapital die rechtliche 
Grundlage der Geſellſchaft iſt und daß die zu ſeiner Beſchaffung 
und Erhaltung gegebenen Vorſchriften vor allem das Intereſſe 
derjenigen Perſonen bezwecken, die mit der Geſellſchaft kontrahiren. 
Aber dieſe Grundlage der Geſellſchaft wird durch die Ver⸗ 
äußerung eines Geſchäftsantheiles auch nicht erfchüttert. Sie 
beſteht nach wie vor mindeſtens mit derſelben Sicherheit, wie 


ſie immer beſtanden hat. Es erſcheint daher nicht gerechtfertigt, 


dem Erwerber eines Geſchäftsantheils gegenüber der Einzahlungs⸗ 
klage Einreden zu verſagen, die nicht durch die ausdrücklichen 
Vorſchriften des Geſetzes (§ 19) ausgeſchloſſen find, insbeſondere 
alſo auch Einreden, die aus dem Rechtsgeſchäfte hergeleitet ſind, 
daß dem Erwerbe zu Grunde lag. Wenn ſich die Reviſion auf 
die Entſcheidung des erkennenden Senats vom 14. Februar 
1883 (Rep. I 526/82 Entſch. Bd. 9 S. 36) beruft, jo über⸗ 
ſieht ſie, daß eine Analogie zwiſchen der Aktienzeichnung und 
dem abgeleiteten Erwerbe eines Geſchäftsantheils der Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftpflicht, nicht beſteht. Damals iſt 
Gewicht darauf gelegt, daß die Aktienzeichnung der Regiſter⸗ 
behörde überreicht wird und dadurch dazu beſtimmt iſt, nach 
außen in einem unbegrenzten Perſonenkreiſe als abſtrakte Be⸗ 


theiligungserklärung zu wirken. Beim Erwerbe eines Geſchäfts⸗ 


antheiles der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftpflicht aber iſt 
eine alsbaldige Veröffentlichung durch das Handelsregiſter nicht 


vorgeſchrieben. Bei der Errichtung der Geſellſchaft ſind die 


Namen der Geſellſchafter, ſowie der Betrag der von einem 
jeden übernommenen Stammeinlage anzumelden (§ 8 Nr. 3) 
und vor der Eintragung beſteht die Geſellſchaft als ſolche nicht 
(8 11 Abſ. 1). Spätere Veränderungen im Beſtande der Ge» 
ſellſchafter aber ſollen nur alljährlich im Monat Januar von 
dem Geſchäftsführer zu Anmeldung gebracht werden ($ 41). 
Das Geſetz ſieht alſo nicht vor, daß der Erwerb eines Geſchäfts⸗ 
antheiles alsbald nach außen hin bekannt zu machen ſei, ge⸗ 
ſchweige daß es irgend welche Rechtswirkungen der Veräußerung 
oder des Erwerbes von der Anmeldung oder Eintragung bei 
der Regiſterbehörde abhängig machte. I. C. S. i. S. Bauverein 
Kaiſer Wilhelmſtraße Konk. c. Iſchyrota Bloemendal u. Grün⸗ 
berg vom 7. Juli 1897, Nr. 157/97 J. 

Zum Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett 
bewerbs. | 

50. Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Das B. G. 
findet weder in der Bezeichnung „Größtes Lager der Reſidenz“ 
noch in der Ankündigung „Baares Geld vertheilt“ den That⸗ 
beſtand des § 1 des Geſetzes vom 27. Mai 1894, indem es dar⸗ 
legt, daß der Leſer dieſelben in einem Sinne auffaſſe, in welchem 
fie unrichtige Angaben thatſächlicher Art des in § 1 näher be⸗ 
zeichneten Inhalts nicht enthalten. Dieſer Darlegung liegt 
eine Geſetzesverletzung nicht zu Grunde; denn einmal kommt 
es allerdings auf die objektive Bedeutung der Worte, nicht 
auf den Sinn, welchen ihnen der Ankündigende beilegt, an, 
anderſeits aber hängt auch dieſer objektive Sinn von einer Aus⸗ 
legung ab. Indem nun das Kammergericht der Anſicht iſt, daß 
niemand, der den Zettel leſe, auf den Gedanken kommen könne, 
der Bekl. wolle die ausgegebenen Marken gegen baares Geld 
einwechſeln, ſondern daß jedermann hierin nur das reklamehafte 
Verſprechen einer Rabattgewährung erkennen werde, ſtellt es die 
objektive Bedeutung der Reklame feſt und zwar in einem Sinne, 
nach dem der Bekl. nichts Unrichtiges ankündigt. Zweifelhafter 
könnte erſcheinen, ob das Gericht von richtigem Verſtändniß des 
Geſetzes ausgehe, wenn es ſagt, der Ausdruck „Größtes Lager 
der Reſidenz“ ſolle nur bedeuten, daß das Lager mit zu den 
größten gehöre; allein die weiteren Ausführungen des Urtheils 
ergeben, daß der Richter auch hier nicht die ſubjektive Meinung 
des Bekl. von der Bedeutung ſeiner Worte allein berückſichtigt, 
daß er vielmehr diejenige Auffaſſung, welche das leſende Publikum 
von jener Ankündigung hat, feſtſtellen will. Dieſe Auffaſſung 
aber geht dahin, daß der Bekl. ein ſehr großes Lager habe, eine 
Angabe, deren thatſächliche Unrichtigkeit das Gericht wiederum 
mit Rückſicht auf das Relative derſelben, ohne ſich eines Rechts- 
irrthums ſchuldig zu machen, für nicht dargethan erachten konnte. 
Unzutreffend iſt endlich auch die Rüge, das B. G. verſtoße gegen 
§ 13 Abſ. 4 des Geſetzes vom 27. Mai 1894 deshalb, weil 
es der Kl. nicht die Befugniß zur Veröffentlichung des rechts- 
kräftig gewordenen Theils des Urtheils ertheilt habe. Die Er⸗ 
theilung dieſer Befugniß ſteht nach der erwähnten Geſetzesſtelle 
in dem Ermeſſen des Gerichts, welches daher nicht verhindert 
war, aus der Bereitwilligkeit, mit welcher der Bekl. ſich der 
weiteren Bezeichnung ſeines Geſchäfts als einer Fabrik enthalten 
hat, einen Grund für die Nichtgewährung jener Befugniß 
zu entnehmen. II. C. S. i. S. Schuhmacherinnung Berlin 
c. Selbiger vom 13. Juli 1897, Nr. 138/97 II. 
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51. Der Klageantrag, welcher im Laufe des Prozeſſes 
nicht geändert und in der Berufungsinſtanz wiederholt iſt, ent- 
hält nur das Begehren, dem Bekl. eine Ankündigung zu unter⸗ 
ſagen, durch welche er die Behauptung aufftellt, daß feine 
Konkurrenten Schuhwaaren mit Pappbrandſohlen und Papp- 
kappen anbieten. Dieſer Theil der vom Bekl. erlaſſenen Be⸗ 
kanntmachung beſchäftigt ſich alſo mit dem Waarenlager des 
Bekl. ſelbſt nicht, ſondern mit der Beſchaffenheit der Waaren 
Anderer. Das Verlangen, dem Bekl. die Wiederholung dieſer 
Behauptung zu unterſagen, entſpricht an ſich dem § 6 Abſ. 1 
Satz 2 des R. Geſ. vom 27. Mai 1896, welcher die Berechtigung 
zu einem derartigen Antrage jedoch nur dem durch die unwahren 
Behauptungen Verletzten zuſpricht. Die in § 1 Abſ. 1 des 
Geſetzes erwähnten Verbände zur Förderung gewerblicher Intereſſen 
find mit der Befugniß, die Rechte der Verletzten aus 8 6 
wahrzunehmen, von dem Geſetze nicht ausgeſtattet. Auf eine 
Verletzung des § 6 kann daher die Reviſion nicht gegründet 
werden. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

IV. Das Gemeine Recht. 

52. Das B. G. iſt bei der rechtlichen Beurtheilung davon 
ausgegangen, daß dem Bekl. ſchon nach ſeinen eigenen Zu⸗ 
geſtändniſſen eine eigenmächtige Beſitzentziehung bezüglich der in 
der Klage in Anſpruch genommenen Sachen zur Laſt falle, und 
ſchon hierdurch der Klaganſpruch, abgeſehen von den unter Eid 
geſtellten Einredebehauptungen, begründet werde. Die Reviſion 
rügt dawider, daß mit Unrecht der Beweisantrag darüber 
abgelehnt ſei, daß der Kl. dem Bekl. vertragsmäßig das Recht 
eingeräumt habe, dieſe Sachen wo und wann immer es ſei, 
ohne gerichtliches Anrufen wegzunehmen, ohne daß Kl. dagegen 
Widerſpruch erheben dürfe, und daß er dies Recht dem Bekl. 
gegenüber wiederholt anerkannt habe. Dieſer Reviſionsangriff 
erſcheint begründet. Das O. L. G. hat allerdings mit Recht 
ausgeführt, daß auf das im Intereſſe des Rechtsfriedens ſtatuirte 
Verbot der Eigenmacht nicht wirkſam vertragsmäßig verzichtet 
werden kann. Inſoweit die behauptete Vereinbarung nur in 
dieſem Sinne zu verſtehen wäre, würde dieſelbe unſtatthaft ſein, 
und den Bekl. nicht gegen die Folgen der Eigenmacht ſchützen 
können. Es lag aber in jener Beredung allgemein die Ermäch— 
tigung für den Bekl., die dem Kl. geliehenen Sachen jederzeit, 
und auch in deſſen Abweſenheit, wieder an ſich zu nehmen, ohne 
ſich dieſerhalb an den Kl. zu wenden. So lange der Kl. dieſe 
Ermächtigung nicht widerrufen hatte und nicht im Einzelfalle 
gegen die Fortnahme der Sachen durch den Bekl. Widerſpruch 
erhob, durfte der letztere in gutem Glauben annehmen, daß er 
im Einklang mit dem Kl. von der erfolgten Geſtattung Gebrauch 
mache. Es konnte bei ſolcher Sachlage wohl die Eigenmächtigkeit 
einer Handlungsweiſe zu verneinen ſein, welche unter anderen 
Umſtänden als eigenmächtig erſcheinen würde. Die unter Beweis 
geſtellte Beredung iſt daher von weſentlicher Bedeutung für die 
Entſcheidung der Frage, ob im gegebenen Falle den Bekl. der 
Vorwurf der Eigenmacht trifft. III. C. S. i. S. Paul c. Pink 
vom 13. Juli 1897, Nr. 92/97 III. 

53. Die vom Kl. neu vorgeſchützte Replik der Chikane 
iſt vom B. G. mit Recht verworfen. Die Bekl. handelt nicht 
unrecht, wenn ſie den Umſtand, daß der Kl. den Kontrakt in 
einem weſentlichen Punkte nicht ſo erfüllt hat, wie es vereinbart 
war, benutzt, um ſich von dem ihr wegen der Preisentwickelung 


läſtig gewordenen Vertrage loszuſagen. Erfüllungs zwang be⸗ 
ſteht nur zu Gunſten desjenigen, der ſelbſt alles gethan hat, 
was zur ordnungsmäßigen Erfüllung gehört. Es darf nicht 
verlangt werden, daß die Nachtheile, die der nicht ſäumige 
Theil durch Losſagung vom Vertrage von ſich abwenden will, 
gerade in dem Punkte ihre Urſache finden, in welchem die Er⸗ 
füllung des anderen Theiles mangelhaft war. Die Bekl. braucht 
nicht darzuthun, daß die zweitägige Verzögerung ſie in Schaden 
gebracht hat, und ſie braucht auch der Behauptung des Kl. 
nicht Rede zu ſtehen, daß die Verzögerung nach ihren Dis⸗ 
poſitionen über die gekaufte Waare für ſie belanglos und nicht 
nachtheilig ſei. „Die Ausübung eines Rechtes iſt“ — wie 
B. G. B. § 226 es ausdrückt — „unzuläffig, wenn fie nur 
den Zweck haben kann, einem andern Schaden zuzufügen.“ 
Vergl. Windſcheid, Pandekten Bd. 1 § 121 Note 3. Hier 
übt die Bekl. ihr Recht aus, um von ſich Schaden abzuwenden. 
Daß dies nur möglich iſt, indem dem Kl. Schaden zugefügt 
wird, iſt kein Hinderniß für die Rechtsausübung. I. C. S. 
i. S. Geſterding e. Hauenſchild vom 30. Juni 1897, 
Nr. 145/97 I. 

54. Die Vorinſtanz gelangt zunächſt zur Zurückweiſung 
des Eheſcheidungs antrags aus dem Grunde, weil weder ein 
vollſtändiger Beiſchlafsakt, noch ein dem Ehebruch gleichzu⸗ 
ſtellender geſchlechtlicher Verkehr, des Bekl. mit der N. als 
erwieſen angenommen werden könne. Dieſe thatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung entzieht ſich der Nachprüfung in jetziger Inſtanz; der 
B. R. hat auch in rechtlicher Beziehung die Vorausſetzungen 
des Ehebruchs nicht verkannt. Die Reviſion macht in dieſer 
Beziehung geltend, daß ſchon die dem Bekl. zur Laſt fallende 
Erregung geſchlechtlicher Begierde genügen müſſe und derſelbe 
durch dieſe ſeine Handlungsweiſe jedenfalls die ſittlichen Grund⸗ 
lagen der Ehe zerſtört habe. Allein zur Begründung des 
Ehebruchs reicht die Erregung des Geſchlechtstriebes nicht aus; 
vielmehr iſt dazu immerhin die körperliche Geſchlechtsvereinigung 
zu erfordern, Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 190, und gerade 
dieſe hat das B. G. für nicht dargethan erachtet. Die von 
der Reviſion hervorgehobenen einzelnen Thatſachen aber, wie 
das Zuſammenliegen im Bette, die Berührung der Geſchlechts- 
theile der N., die ſpäteren Beſuche des Bekl. bei derſelben ſowie 
die von der Zeugin H. bekundeten Thatſachen können, fo ver- 
dächtig ſie auch erſcheinen, doch für ſich allein ſo wenig einen 
Cheſcheidungsgrund abgeben, wie der verſuchte Ehebruch, ſiehe 
die angeführte Entſcheidung Bd. 9 S. 189. Es iſt weiter zu 
prüfen, ob nicht wenigſtens dem in der Vorinſtanz geſtellten 
Antrag der Kl. auf zeitweiſe Trennung der Ehe ftattzu- 
geben ſei. Das B. G. hat ſich in dieſer Beziehung auf die 
Bemerkung beſchränkt, daß hierzu unter den vorliegenden Um⸗ 
ſtänden keine Veranlaſſung gefunden werden könne. Läßt auch 
dieſer Ausſpruch die nähere Begründung vermiſſen, ſo war er 
doch aufrecht zu erhalten, da die vorliegenden Thatſachen auch 
bei näherer Betrachtung den erwähnten Antrag nicht zu recht⸗ 
fertigen vermögen. Demjelben wäre ſtattzugeben, wenn nach 
Lage der Sache der Kl. die Fortſetzung des ehelichen Lebens mit 
dem Bekl. zur Zeit nicht zuzumuthen wäre, wenn derſelbe ins⸗ 
beſondere die N. unter den erwähnten verdächtigen Umſtänden bei ſich 
im Hauſe behalten hätte. Das iſt jedoch nicht der Fall; der Bekl. 


hat vielmehr, ſoviel die Beweiserhebung ergiebt, die N., nachdem 
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ſie den Dienſt bei ihm verlaſſen, nur einige Male in ihrer 
Wohnung beſucht und mit ihr zu Abend gegeſſen, ohne daß ihm 
dabei ein geſchlechtlicher Verkehr mit derſelben nachzuweiſen 
geweſen wäre. Das reicht nach dem oben aufgeſtellten Grund⸗ 
ſatze zur zeitweiligen Trennung der Ehe noch nicht aus. 
III. C. S. i. S. N. c. N. vom 29. Juni 1897, Nr. 128/97 III. 

55. Inwiefern die rein privatrechtlichen Beſtimmungen 
des Mecklenburgiſchen Rechtes über die Wandelbarkeit des 
ehelichen Güterrechtes mit dem Art. 3 der Reichsverfaſſung in 
Widerſpruch treten ſollten, iſt nicht erſichtlich. Bezüglich der 
Anwendung der Cheſcheidungsſtrafen auf die hier normirende 
allgemeine Guͤtergemeinſchaft iſt darauf zu verweiſen, daß die 
zutreffende Ausführung des B. U. mit der Rechtſprechung des 
R. G. im Einklang ſteht. Vergl. Entſch. Bd. 26 S. 173, 174. 
III. C. S. i. S. Arndt c. Arndt vom 13. Juli 1897, 
Nr. 351/96 III. 

56. Daß der Beſitzer des Fideikommiſſes dieſes mit, gegen 
den Fideikommißfolger wirkſamen, Servituten nicht belaſten kann, 
folgt ſchon aus dem geſetzlichen Veräußerungsverbote und ent⸗ 
ſpricht der herrſchenden Anſicht. Zweifelhaft kann nur ſein, ob 
die Servitut wenigſtens mit der Wirkung begründet werden 
könne, daß ſie als dingliches Recht für die Beſitzdauer des Be⸗ 
ſtellers beſtehe und mit dem Eintritte des Fideikommißfolgers 
erlöſche, oder ob überhaupt kein dingliches Recht zur Entſtehung 
gelange, ſondern höchſtens die perſönliche Verpflichtung des 
Beſtellers, die Vornahme der Handlungen zu geſtatten, zu denen 
die Servitut berechtigen würde. Für das gemeine Recht iſt von 
den Vorinſtanzen mit Recht das letztere angenommen. Aus dem 
geſetzlichen Veräußerungsverbote folgt, daß die Uebertragung des 
Eigenthums am Fideikommißgrundſtück völlig wirkungslos iſt, 
auch nicht für die Lebenszeit des Fideikommißbeſitzers den Ueber⸗ 
gang des Eigenthums bewirkt. Es fehlt an jedem Grunde, für 
die, in der Beſtellung von Servituten liegende, beſchränkte Ver⸗ 
äußerung eine andere Wirkung anzunehmen, zumal dieſe der 
rechtlichen Natur eines, von der Perſon des ſpäteren Erwerbers 
des belaſteten Grundſtücks unabhängigen, dinglichen Rechts wenig 
entſprechen würde. Wenn aber ein dingliches Recht nicht entſtand, 
fo kann die nach dem Wortlaute des Vertrags nur auf die Ein⸗ 
tragung eines ſolchen gerichtete Verpflichtung nicht geltend gemacht 
werden, wenn, wie das B. G. in Auslegung des Vertrags feft- 
ſtellt, nicht zugeſagt iſt, die zur Entſtehung des dinglichen Rechts 
erforderliche Genehmigung der Fideikommißanwärter und der 
Fideikommißbehörde herbeizuführen. III. C. S. i. S. Oſtſeebad 
Binz Konk. c. Fürſt Putbus vom 2. Juli 1897, Nr. 71/97 III. 

57. Mit der Klage ſind ſolidariſch O. als Hauptſchuldner 
und K. als Bürge belangt, und zwar auf Zahlung einer 
Konventionalſtrafe von 3 000 Mark nebſt Prozeßzinſen aus 
einem Kaufvertrage und auf die Feſtſtellung, daß dieſer, zwiſchen 
dem Kl. und O. über das Grundſtück Kloſtergebiet S. 12 893 
geſchloſſene, Kauf hinfällig geworden ſei. Die Abweiſung dieſes 
Feſtſtellungsantrages würde dem Bekl. K. gegenüber jedenfalls 
ſchon deshalb aufrecht zu halten ſein, weil dieſer, als bloßer 
Bürge des Käufers O., ſeinerſeits keine Anſprüche aus dem 
Kaufvertrage zu erheben haben würde, alſo in dieſer Beziehung 
nicht rechter Bekl. iſt. Aber überhaupt iſt die Klagabweiſung 
vom Rkl. mit Unrecht angegriffen. Sie iſt vom O. L. G. damit 


begründet worden, daß die bisherige Nichterfüllung des Ver⸗ 


478 


— 


trages von Seiten O.'s, nämlich die bisherige Nichtausführung 
des von dieſem auf dem Kaufgrundſtücke vertragsmäßig zu 
errichtenden Baues, nur dem Kl. ſelbſt zur Laſt falle; denn 
während dieſer Bau nach dem Vertrage dreiſtöckig ſein ſolle, 
und der Kl. in demſelben das Grundſtück „ſo“ verkauft habe, 
„daß Keller, Parterre und drei Etagen gebaut werden können,“ 
ſei das Grundſtück zu Gunſten verſchiedener anderer Grundſtücke 
noch immer mit der Servitut belaſtet, daß die aufzuführenden 
Baulichkeiten nur Parterre und zwei Stockwerke enthalten 
dürfen. Die Annahme einer ſolchen Servitut iſt vom O. L. G. 
durch Berufung auf ein angebliches Hamburgiſches Gewohnheits⸗ 
recht gerechtfertigt worden, nach welchem es zur Begründung 
gegenſeitiger Aktiv- und Paſſivſervituten nicht bloß unmittelbar 
benachbarter, ſondern auch anderer urſprünglich zu demſelben 
Komplexe gehöriger Grundſtücke genüge, wenn der Eigenthümer 
dieſes Grundſtückkomplexes bei der Parzellirung deſſelben allen 
einzelnen Parzellen dieſelbe Baubeſchränkung im Intereſſe der 
Erhaltung eines gewiſſen gemeinſamen Charakters der Gegend 
auferlege. Der Rkl. hat zur Erwägung verſtellt, ob die An⸗ 
nahme eines ſolchen, vom gemeinen Rechte abweichenden Ge⸗ 
wohnheitsrechtes genügend begründet ſei, bezw. nicht gegen die 
gemeinrechtlichen Normen vom Gewohnheitsrechte verſtoße. Zu 
ſolcher Erwägung war jedoch kein Anlaß gegeben, da der auf- 
geſtellte Rechtsſatz dem gemeinen Rechte keineswegs widerſtreitet, 
ſondern vielmehr völlig entſpricht, ſo daß hier zwar einerſeits 
für die Annahme eines beſonderen Hamburgiſchen Gewohnheits⸗ 
rechtes kein Raum bleibt, dieſelbe aber andererſeits für die 
Begründung der angefochtenen Entſcheidung auch entbehrlich 
iſt; vorausgeſetzt nur, daß man, wie das O. L. G. auch offenbar 
gethan hat, die erkennbare Abſicht des parzellirenden Eigen⸗ 
thümers, ſolche gegenſeitigen Servituten begründen zu wollen, 
unterſtellt. Denn unter dieſer Vorausſetzung entſtehen dieſe 
auch nach gemeinem Rechte bei jeder einzelnen Abveräußerung 
zwiſchen dem abveräußerten Stücke und dem einſtweilen zurück⸗ 
behaltenen Reſte ſeinem ganzen Umfange nach, da gemeinrechtlich 
die betreffenden Willenserklärungen an keine beſtimmte Form 
gebunden ſind, und bleiben ſie, inſoweit ſie einmal begründet 
find, natürlich auch bei weiteren Abveräußerungen im Verhältniſſe 
zu dem früher abveräußerten Stücke beſtehen. Was aber ſpeziell 
die Unerheblichkeit unmittelbarer Nachbarſchaft der ſämmtlichen 
betheiligten Grundſtücke betrifft, fo iſt dieſe in J. 6 pr. D. 
comm. praed. 8, 4 gerade für einen Fall der hier in Rede 
ſtehenden Art ausdrücklich feſtgeſtellt. Bisweilen iſt dies ſogar 
als eine ſinguläre Rechtsbeſtimmung für ſolche Fälle aufgefaßt 
worden; mit Recht findet jedoch die herrſchende Anſicht darin 
nur eine Anwendung allgemeiner Grundſätze; indem ſie davon 
ausgeht, daß in den Stellen, wo die „Vicinität“ als Voraus- 
ſetzung der Grunddienſtbarkeit erfordert wird, das Wort 
„vicinus“ in einem weiteren, in 1. 6 pr. eit. aber in einem 
engeren Sinne verſtanden ſei. Es muß eben — worauf es 
aus inneren Gründen allein ankommt — das herrſchende 
Grundſtück wenigſtens ſo nahe beim dienenden liegen, daß für 
jeden Beſitzer des erſtern in Beziehung auf die beſtimmungs⸗ 
gemäße Benutzung deſſelben ſich aus der Servitut der ent- 
ſprechende Vortheil ergiebt. Uebrigens fehlt es bei der allmäh⸗ 
lichen Auftheilung eines größeren Grundkomplexes durch ſucceſſive 
Abveräußerungen im Augenblicke der einzelnen Veräußerung 
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ſehr häufig noch gar nicht an der „Vicinität“ im engften 
Sinne. VI. C. S. i. S. Meyer c. Oetjen u. Köhler vom 
14. Juni 1897, Nr. 136/97 VI. 

58. Zu beanſtanden iſt die von der Vorinſtanz erkannte 
Zurückweiſung der erſten Einrede: daß der Bekl. das ſtreitige 
Haus, wie er auch dem Kl. mitgetheilt, nur deshalb gekauft 
habe, um darin ein Hökereigeſchäft zu betreiben, daß der Kl. 
ſich auch darauf verpflichtet habe, in den von ihm in der Straße 
„Kruſenrolterweg“ in Bau genommenen 9 Häufern einen Höfer- 
laden, in welchem ein Konkurrenzgeſchäft betrieben werden könne, 
nicht einzurichten, daß derſelbe aber in einem der Häuſer, welches 
in einer Entfernung von 30 Schritt dem ſtreitigen Hauſe ſchräg 
gegenüber an der Ecke der erwähnten Straße liege, einen Höker⸗ 
laden eingerichtet und auch vermiethet habe. Die Vorinſtanz 
hat dieſe Einrede lediglich von dem Geſichtspunkte aus, ob der 
Kl. eine bindende Verpflichtung des erwähnten Inhalts 
übernommen habe, geprüft und den nach ihrer Auffaſſung dem 
Bekl. obliegenden Beweis dieſes Umſtands nach dem Ergebniß 
der ſtattgehabten Zeugenvernehmung für widerlegt angeſehen, 
ſo daß auch auf den eventuell angetragenen Eid nicht einzu⸗ 
gehen ſei. Nach dieſer Richtung hin iſt, da die Beweislaſt 
richtig beurtheilt ift, und im Uebrigen thatſächliche Feſtſtellung 
vorliegt, ein Reviſionsangriff nicht zu begründen. Nach dem 
vorliegenden und unter Beweis geſtellten thatſächlichen Vor⸗ 
bringen des Bekl. kann aber weiter in Frage kommen, ob der 
Kl. ſich bei den Kaufverhandlungen eines argliſtigen Ver⸗ 
haltens ſchuldig gemacht hat. In dieſer Beziehung hat a) die 
Vorinſtanz ſelbſt als zweifellos angenommen, der Kl. habe beim 
Abſchluſſe des Vertrages davon geſprochen, daß er in ſeinen in 
der Nähe des verkauften Hauſes belegenen übrigen Häuſern 
einen Hökerladen nicht einrichten wolle, und daß der Bekl. die 
Errichtung eines Konkurrenzgeſchäftes in den betreffenden Häuſern 
nicht zu fürchten brauche. Der B. R. hat ferner feſtgeſtellt, 
b) daß der Kl. vor Vollziehung des Kaufhandels — dem 1. Mai 
1895 — in einem der betreffenden Häuſer einen Hökerladen 
eingerichtet habe. Auch hat der Bekl. nach dem erſtinſtanzlichen 
Thatbeſtand behauptet und unter Beweis geſtellt, der Kl. 
habe bereits Anfang Mai 1895 dem Ortsvorſteher C. er⸗ 
klärt, daß er in einem gegenüberliegenden Hauſe einen Höker⸗ 
laden einzurichten beabſichtige. Hiernach iſt die Annahme nicht 
ausgeſchloſſen, daß der Kl. die unter a erwähnten Aeußerungen 
wiſſentlich falſch und in dem Bewußtſein, den Bekl. zu benach- 
theiligen, gethan, und der letztere, inſofern er bei den Kauf⸗ 
verhandlungen auf die Verwendung des erkauften Hauſes zu 
einem Hökereigeſchäft ſowie auf den Nichteintritt eines Kon⸗ 
kurrenzgeſchäftes beſonderes Gewicht gelegt, daraufhin einen auf 
Aufhebung des Hauskaufes gerichteten Intereſſeanſpruch erheben 
kann. Vergl. I. 37 D. de dolo 4,3. III. C. S. i. S. 
Schiefelbein e. Förſt vom 25. Juni 1897, Nr. 68/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

59. Zwar iſt heutzutage meiſtens anerkannt, daß die 
Meinung zu weit geht, wonach diejenigen Rechtsſätze eines be⸗ 
ſtimmten Gebietes, die an einen innerhalb deſſelben ſich er- 
eignenden Vorgang eine gewiſſe Verbindlichkeit einer Perſon 
hüpfen, ſchlechtweg auch dann, wenn dieſe Perſon als ſolche 
einem anderen Rechtsgebiete angehört, auch von den Gerichten 
des letzteren Gebietes zur Anwendung zu bringen wären, daß 


vielmehr dies nur inſoweit gilt, als auch nach dem ſogenannten 
Perſonalſtatute des als Schuldners in Anſpruch Genommenen 
die gleiche Haftung begründet iſt; vergl. v. Bar, internationales 
Privatrecht (Aufl. 2), Bd. 2 S. 122— 126, und Lehrbuch des 
internationalen Privat⸗ und Strafrechts, § 34, insbeſondere 
S. 126, auch Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht (Aufl. 6), 
Bd. 1 § 11 S. 63, insbeſondere Anm. 34, ſowie ein Urtheil 
des Appellationsgerichtes zu Celle bei Seuffert, Archiv, Bd. 26 
Nr. 217. Eine Ausnahme muß dieſe Einſchränkung jedoch dann 
leiden, wenn die fragliche geſetzliche Verbindlichkeit an einen 
Vorgang geknüpft iſt, der ſich auf einen eigenen Willensakt des 
zu Verpflichtenden zurückführen läßt. Ein ſolcher Fall iſt hier 
gegeben. Zwar iſt das Sinken des Kahnes und die Sperrung 
des Fahrwaſſers durch denſelben unmittelbar in keiner Weiſe 
durch eine von den Bekl. zu 1 zu vertretende Handlungsweiſe 
bewirkt worden. Aber ſie betrieben mit dem Kahne die Schiff⸗ 
fahrt auf der Mecklenburgiſchen Elbſtrecke zu einer Zeit, als 
durch die Verordnung vom 24. März 1894 ſchon zur öffentlichen 
Kunde gebracht war, daß das Mecklenburgiſche Recht jene Schiff. 
fahrt nur unter der Vorausſetzung geſtatte, daß der Schiffs⸗ 
eigner im Falle eines Unglücksfalles der hier in Rede ſtehenden 
Art die dadurch verurſachten Koſten trage. Damit haben ſie 
ſich der Anwendbarkeit dieſes Mecklenburgiſchen Rechtsſatzes, 
wenngleich nicht vertragsmäßig, doch in dem Sinne unterworfen, 
daß ſie ſich billiger Weiſe über ſeine Anwendung nun nicht be⸗ 
klagen dürfen, da es ja bei ihnen geſtanden hätte, die Schiff⸗ 
fahrt auf der Mecklenburgiſchen Elbſtrecke zu unterlaſſen, um 
jener Anwendung ſicher zu entgehen. Daher ſtellt ſich die 
Reviſion, welche die Anwendung des Mecklenburgiſchen Rechtes 
auf dieſen Fall als einen Verſtoß gegen die Normen von der 
örtlichen Geltung der Rechtsſätze gerügt hat, als unbegründet 
dar. VI. C. S. i. S. Meyer u. Gen. c. Mecklenb.⸗Schwerin⸗ 
ſchen Fiskus vom 21. Juni 1897, Nr. 54/97 VI. 

60. Der Irrthum kann, wenn er eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung betraf, was hier als richtig angenommen werden mag, 
nur die Folge haben, daß der Vertrag von demjenigen, der ſich 
im Irrthum befunden hat, aufgerufen werden kann. Im vor⸗ 
liegenden Falle würden alſo, da der Irrthum ein beiderſeitiger 
war, beide Theile von dem Vertrage zurücktreten können. Wäre 
dies in Frage, jo hätte geprüft werden müffen, ob der Irrthum 
eine weſentliche Vertragsvorausſetzung betraf und ob er etwa 
von der einen Seite ein verſchuldeter war. Ein Rücktritt vom 
Vertrage iſt aber nicht in Frage. Die Bekl. will gar nicht vom 
Vertrage zurücktreten; ſie will im Gegentheil bei dem Vertrage 
ſtehen bleiben, denn ſie verlangt Erſatz ihrer Aufwendungen nach 
Maßgabe des § 10, Erfüllung des Vertrages nach Maßgabe 
des § 8, Vertretung der Kl. nach Maßgabe des 8 13 und Kautions⸗ 
leiſtung für die fünfjährige Unterhaltung nach Maßgabe des § 12. 
Sie will alſo auf der einen Seite bei dem Vertrage ſtehen bleiben, 
auf der anderen Seite aber will fie gerade nur diejenige Vertrags- 
beſtimmung beſeitigt wiſſen, die von dem Irrthum beeinflußt 
worden iſt. Dies iſt ihr Standpunkt, und dieſer Standpunkt 
iſt rechtlich unhaltbar. Ebenſo wie Derjenige, welcher beim 
Vertragsabſchluſſe betrogen worden iſt, nur die Wahl hat, ent⸗ 
weder vom Vertrage ganz abzugehen, oder bei ihm ſtehen zu 
bleiben, ihm aber nicht geſtattet werden kann, wenn er beim 
Vertrage ſtehen bleiben will, ihn nur theilweiſe zu erfüllen und 
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ihn gerade bei derjenigen Beſtimmung, die durch den Betrug 
betroffen worden iſt, unerfüllt zu laſſen, — ein Grundſatz, den das 
R. G. wiederholt zur Anwendung gebracht hat, — ebenſo kann 
die Bekl. nicht verlangen, daß der Vertrag, bei dem ſie ſtehen 
bleiben will, anders erfüllt werde, als wie er geſchloſſen iſt. 
Wäre dies rechtlich zuläſſig, ſo würde man, wie bereits nach⸗ 
gewieſen, dahin kommen, die Folgen des Irrthums, obwohl er 
ein beiderfeitiger war, der weder der einen noch der anderen 
Partei mehr zur Laſt fällt, lediglich auf eine Partei abzuſchieben, 
und man würde weiter überſehen, daß in keiner Weiſe feſt⸗ 
ſteht, auch gar nicht feſtgeſtellt werden kann, ob der Vertrag 
überhaupt und eventuell mit welchem Inhalt er zu Stande 
gekommen ſein würde, wenn die Parteien ſchon bei ſeinem Ab⸗ 
ſchluß gewußt hätten, daß die Bekl. die ihr hinterlegten Kautionen 
nicht behalten dürfe. Die Annahme des B. R., daß der Vertrag, 
wenn er erfüllt werden ſoll (und dies verlangt die Bekl.) nur 
ſo erfüllt werden kann, wie er geſchloſſen iſt, iſt daher richtig. Daß 
aber der Vertrag ſo geſchloſſen iſt, daß die Kl. nach ihm die 
Abrechnung der Kautionen verlangen können, darüber iſt nach 
dem klaren Wortlaut des Vertrages kein Zweifel möglich. Damit 
erledigt ſich der Angriff. V. C. S. i. S. Stadt Halle c. Behrendt 
vom 10. Juli 1897, Nr. 42/97 V. 

61. Es muß allerdings davon ausgegangen werden, daß 
ſich regelmäßig Niemand den Folgen ſeiner Handlungs— 
weiſe durch die Berufung darauf, daß er das geltende Recht 
nicht gekannt oder falſch verſtanden habe, entziehen könne. Im 
vorliegenden Falle handelt es ſich aber um einen Anſpruch, der 
lediglich auf ein angeblich ſchuldhaftes Verhalten des Bekl. 
geſtützt wird, und ein ſolches kann begriffsmäßig nur an⸗ 
genommen werden, wenn das in Frage ſtehende Verhalten nicht 
nur objektiv wider das Geſetz verſtößt, ſondern auch dem, der 
dafür haftbar gemacht werden ſoll, ſubjektiv zum Vorwurf 
gemacht werden kann. Die Frage, ob der Bekl. für den dem 
Kl. erwachſenen Schaden aufkommen müſſe, könnte deshalb auch 
bei Annahme der in dem Urtheil vom 15. November 1895 
vertretenen Auslegung der K. K. O. ohne Weiteres nur dann 
bejaht werden, wenn ſich von dem oben bezeichneten Stand— 
punkte aus mit Grund behaupten ließe, daß ein Irrthum über 
den Inhalt einer Rechtsnorm immer ſchlechthin als unentſchuldbar 
gelten müſſe. Das iſt nicht der Fall. Es muß als ein in der 
jetzigen deutſchen Rechtsanſchauung zur Anerkennung gelangtes 
Prinzip angeſehen werden, daß ein Rechtsirrthum nicht immer 
und ſchlechthin als eine Verſchuldung des Irrenden behandelt 
werden dürfe. Näher begründet. VI. C. S. i. S. Mahler 
c. Brünnecke vom 5. Juli 1897, Nr. 204/96 VI. 

62. Es kann allerdings im einzelnen Fall der Wille der 
Partei und insbeſondere der Gegenpartei der Kirchengemeinde 
ausdrücklich dahin gerichtet ſein, daß der Zuftand ſich unver- 
ändert bis zur endlichen Eutſchließung der Gemeindevertretung 
und der Aufſichtsbehörden fortſetzen ſoll, mag dieſe auch noch 


ſo lange ausſtehen. Wenn aber eine derartige beſondere Willens- 


meinung der Partei nicht erhellt, ſo wird, da an ſich eine endloſe 
Gebundenheit nicht als gewollt gelten kann, eine Entſcheidung 
darüber unerläßlich, welcher Rechtsgrundſatz für die Beendigung 
jenes Zuſtandes als leitend anzuſehen iſt. Es kann ſich hiebei 
nur darum handeln, ob, wie die Bekl. will, unter ſinngemäßer 
Anwendung des § 101 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. die andere 


Vertragspartei ſchon dann und zwar ohne Weiteres von dem 
Vertrage zurückzutreten berechtigt iſt, wenn die zur Einholung 
der Genehmigungen erforderliche Zeit verſtrichen iſt, oder ob 
etwa gleich der Rechtsvorſchrift, die gemäß § 46 der Vormund- 
ſchaftsordnung und § 4 Abſ. 2 des Geſetzes vom 12. Juli 1875 
für das mit einem Vormunde abgeſchloſſenen, den Verkauf oder 
Erwerb eines Grundſtücks u. ſ. w. betreffenden Rechtsgeſchäft 
gilt, die andere Vertragspartei erſt dann zum Rücktritt befugt 
iſt, wenn ſie den Kirchenrath noch eine angemeſſene Friſt zur 
Einholung der Genehmigung geſtellt hat und diefe Friſt fruchtlos 
verſtrichen iſt. Dieſe Frage braucht indeſſen hier nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden: denn eine Friſt iſt von der Bekl. nicht 
geſtellt und die Vorausſetzung, daß die zur Einholung der er- 
forderlichen Genehmigung nöthige Zeit verſtrichen geweſen ſei, 
iſt hier nicht erfüllt. V. C. S. i. S. Brinkmann c. Kirchen⸗ 
gemeinde St. Silveſtri und St. Nicolai zu Wernigerode vom 
19. Juni 1897, Nr. 143/97 v. 

63. Die Reviſion rügt Verletzung der §§ 12 und 13 
Tit. 11, 88 120 und 185 Tit. 5 TH. J des A. L. R. und 
ſtützt dieſe Rüge auf die Thatſache, daß in dem Revers vom 
19. September 1896, durch welchen die Bekl. zum Verkauf 
ihres Gaſthofes ſich verpflichtet haben, der Name des Kl. als 
Käufer nicht genannt iſt. Deshalb könne, fo meint die Revifion, 
die gedachte dem Kl. ausgehändigte nur von den Bekl. unter⸗ 
zeichnete Urkunde weder — in Verbindung mit der vom Kl. 
unterſchriebenen, den Bekl. ausgehändigten Urkunde, welche die 
Verpflichtung des Kl. zur käuflichen Uebernahme des Grund— 
ſtücks, ebenfalls ohne Benennung der Verkäufer enthält, — als 
Punktation (§ 120 Tit. 5 Thl. I des A. L. R.) gelten, noch 
als ſchriftliches Auerkenntniß eines mündlich geſchloſſenen Ver⸗ 
trages ($ 185 a. a. O.). Letzteres kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn jedenfalls iſt den Vorderrichtern darin beizutreten, daß 
durch den Austauſch der beiden von je einem Theil unter⸗ 
ſchriebenen Reverſe der Mangel der Benennung des Gegen⸗ 
kontrahenten in dem Reverſe gedeckt wird, da beide Schriftſtücke 
zuſammen die Vertragsurkunde darſtellen und die Perſon der 
Kontrahenten aus den beiderſeits geleiſteten Unterſchriften ſich 
zweifellos ergiebt. Daß in den Reverſen auf ein Inventar⸗ 
Verzeichniß Bezug genommen iſt, welches nicht vorliegt, vermag 
ein Bedenken gegen die Anwendung des § 120 a. a. O. nicht 
zu begründen. V. C. S. i. S. Bayer c. Boer vom 3. Juli 
1897, Nr. 72/97 V. 

64. Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß nach § 127 
des A. L. R. Thl. I Tit. 5 bei einem ſchriftlichen Vertrage 
alles, was auf die Verabredung der Parteien ankommt, bloß 


nach dem ſchriftlichen Kontrakte zu beurtheilen iſt. Aus dieſer 


Vorſchrift folgt aber nicht, daß, wie die Reviſion weiter meint, 
bei der Ermittelung des Inhalts der Vertragsurkunde anderweite 
Erklärungen der Vertragſchließenden gar nicht berückſichtigt 
werden dürften. Nach § 252 a. a. O. gelten vielmehr die bei 
Willenserklärungen überhaupt vorgeſchriebenen Auslegungsregeln 
der 85 65— 74 a. a. O. Thl. I Tit. 4 auch bei Verträgen. 
Ein Unterſchied zwiſchen ſchriftlichen und mündlichen Verträgen 
iſt nicht gemacht und folgt ein ſolcher auch nicht etwa aus der 
Natur der Sache, da auch ſchriftliche Vereinbarungen zu Zweifeln 
über ihre wirkliche Bedeutung Anlaß geben können. Es iſt 


daher nach ausdrücklicher Vorſchrift die Beſtimmung des § 71 
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a. a. O. Thl. I Tit. 4, daß das Dunkle einer ſtreitigen Er⸗ 
klärung der bei anderer Gelegenheit abgegebenen deutlichen 
Aeußerung des Erklärenden gemäß zu verſtehen iſt, auch bei 
ſchriftlichen Verträgen anzuwenden und kommt es deshalb nicht 
darauf an, ob ſich der § 130 a. a. O. Thl. I Tit. 5 nur auf 
Nebenbeſtimmungen bezieht. Die Eſſentialien eines Vertrages 
müſſen allerdings dem wirklichen Willen der Kontrahenten ent⸗ 
ſprechend in der ſchriftlichen Urkunde enthalten ſein. Dies iſt 
aber auch dann der Fall, wenn die gewählten Ausdrücke nicht 
ganz klar ſind, die vorhandenen Zweifel indeß aus dem übrigen 
Inhalte des Vertrages und anderen Aeußerungen der Vertrag⸗ 
ſchließenden aufgeklärt werden können. Die vorerwähnten Vor⸗ 
ſchriften gelten für alle Verträge und kommen deshalb auch zur 
Anwendung, wenn der Vertrag nicht zwiſchen den Parteien un« 
mittelbar, ſondern durch Vertreter geſchloſſen iſt. Die Frage 
aber, ob der Geſchäftsherr dem Dritten gegenüber wegen einer 
etwaigen Ueberſchreitung der Vollmacht nicht gebunden iſt, iſt 
ganz unabhängig von der Auslegung der Vertragsurkunde. 
VI. C. S. i. S. Preuß. Kronfideikomiß c. Leiſt vom 8. Juli 
1897, Nr. 87/97 VI. 

65. Allerdings erfordert die Vereinbarung auch im Gel⸗ 
tungsbereich des A. L. R. (vergl. § 305 Thl. I Tit. 5) ein 
Verſchulden. Liegt indeß objektiv ein Zuwiderhandeln gegen 
ein unter Strafe geſtelltes Verbot vor, ſo kann zwar ein Ver⸗ 
ſchulden ausgeſchloſſen ſein, wenn der Verpflichtete die Umſtände, 
in Folge deren die Zuwiderhandlung erfolgte, nicht zu ver- 
treten hat; dagegen iſt irrige Anſicht über den Inhalt einer 
Vertragsbeſtimmung nicht geeignet, ein Zuwiderhandeln gegen 
dieſe zu entſchuldigen (vergl. Bolze, Praxis, Bd. 4 Nr. 597, 
Bd. 13 Nr. 338, Bd. 20 Nr. 369). I. C. S. i. S. Schoenian 
c. Neſſelmann vom 14. Juli 1897, Nr. 106/97 J. 

66. Die Konventionalſtrafe war nur dann verfallen, wenn 
der Bekl. die ihm für das erſte Erſcheinen der Inſerate geſetzte 
Friſt ſchuldhaft hatte verſtreichen laſſen. Das B. G. hat 


angenommen, daß der dem Bekl. obliegende Exkulpationsbeweis 


nicht geführt ſei, vielmehr die Schuld an dem verſpäteten Er⸗ 
ſcheinen der Reklameinſerate den Bekl. treffe. Ob für dieſe 
Annahme in dem vorliegenden Sachverhalt eine genügende 
Grundlage gegeben iſt, kann dahin geſtellt bleiben. Es bedarf 
eines richterlichen Ausſpruchs über dieſe Frage nicht mehr, nad)- 
dem die Kl. ſelbſt durch ihr Verhalten zu erkennen gegeben hat, 
daß ſie die Ueberſchreitung der geſetzlichen Friſt als entſchuldigt 
anſehe. Dieſe Bedeutung iſt dem Schweigen der Kl. auf die 
Mittheilung des P'ſchen Briefes vom 11. Mai 1895 beizulegen. 
Daß dieſer Brief ihr von dem Bekl., nachdem er bei dem 
Letzteren eingegangen war, ſofort mitgetheilt worden iſt, iſt von 
der Kl. nicht beſtritten worden. Ob ſie ihn bereits am 12. Mai 
oder erſt an einem der folgenden Tage erhalten hat, iſt nicht 
feſtgeſtellt. Es kommt aber darauf nicht an, denn es genügt, 
daß ſie ihn erhalten und darauf geſchwiegen hat. Das B. G. 
hat dieſes Schweigen von dem Geſichtspunkte aus gewürdigt, 
daß daraus gegenüber der feſtbeſtimmten, mit dem 12. Mai 
abgelaufenen Friſt eine Einwilligung in die Verlängerung dieſer 
Friſt nicht gefunden werden könne. Dem würde beizuſtimmen 
ſein, wenn die Kl. lediglich um eine ſolche Friſtverlängerung 


angegangen worden wäre, da die Kl. nicht verpflichtet war, ſich 


auf eine ſolche Bitte um Abänderung des beſtehenden Rechts- 


verhältniſſes zu erklären, ſondern ſtillſchweigend an der verein⸗ 
barten Friſt feſthalten konnte. Allein es handelte ſich bei der 
Mittheilung des Bekl. nicht um ein Geſuch um Friſtverlänge⸗ 
rung, ſondern um eine Darlegung der Gründe, aus denen die 
erſte Inſertion am 12. Mai nicht erfolgt und auf den nächſten 
Sonntag, den 19. Mai, verſchoben war. In dem Briefe vom 
11. Mai theilt P. (oder ein Vertreter deſſelben) dem Bekl. mit, 
daß die Klichs's allen Drängens ungeachtet nicht fertig ge⸗ 
worden ſeien, ſo daß die Inſerate am 12. noch nicht erſcheinen 
könnten. Es heißt dann weiter: „Morgen in acht Tagen 
können ſie aber beſtimmt zum Druck kommen, was ich Ihnen 
der Ordnung halber heute jagen möchte, damit Sie der Er- 
finderin gegenüber Ihrerſeits unterrichtet ſind. Da die Schuld 
nicht an uns, ſondern lediglich an M. liegt, ſo wird ſie ſich 
wohl zufrieden geben. Die Verzögerung kommt vielleicht auch 
zum Theil daher, daß ich an dem von M. zuerſt eingeſandten 
Abdruck aus Schönheitsrückſichten, ſpeziell betreffend der Figuren 
etwas ändern mußte.“ Die Mittheilung dieſes Briefes an die 
Kl. enthielt alſo die an dieſe gerichtete Aufforderung, ſich „zus 
frieden zu geben“, d. h. das verzögerte Erſcheinen der Inſerate 
unter den vorgetragenen Umſtänden und mit Rückſicht auf die 
Gründe der Vorzögerung für eutſchuldigt zu erachten. Wollte 
die Kl. dieſer Aufforderung nicht entſprechen, ſondern den Stand⸗ 
punkt einnehmen, daß ſie die vorgebrachten Eutſchuldigungs⸗ 
gründe nicht gelten laſſe und ihr Vertragsrecht für verletzt 
anſehe, ſo erforderten Treu und Glauben, daß ſie dies dem 
Bekl. erklärte, und zwar um ſo mehr, als ſie ſich ſagen mußte, 
daß durch ihr Verhalten die Stellung bedingt wurde, die der 
Bekl. ſeinen Beauftragten gegenüber einzunehmen hatte. Indem 
die Kl. ſchwieg, mußte ſie den Bekl. in den Glauben verſetzen, 
daß fie die vorgebrachten Entſchuldigungsgründe als ſolche an— 
erkennen und ſich die Hinausſchiebung des Erſcheinens der erſten 
Inſerate bis zum nächſten Sonntage gefallen laſſen wolle. Ob 
die Kl. ihrem Anwalte alsbald nach dem 12. Mai Auftrag zur 
Einziehung der Konventionalſtrafe gegeben und ſpäter auch dem 
Bekl. gegenüber einen hierauf bezüglichen Vorbehalt gemacht 
hat, iſt unerheblich, da ſie durch ihr Schweigen auf die Mit⸗ 
theilung des P'ſchen Briefes dem Bekl. gegenüber das Recht 
verwirkt hat, die Friſtverſäumung als eine ſchuldhafte, das 
Recht auf die Konventionalſtrafe begründende zu behandeln. 
I. C. S. i. S. Schellack c. Schaefer vom 7. Juli 1897, 
Nr. 92/97 J. Ä 

67. Der Satz des B. U., daß der Bekl. ſich habe fagen 
müſſen, daß die Alwine als eine alte, gebrauchte Maſchine 
Mängel haben werde, die im Betriebe hervortreten könnten, 
läßt die Auffaſſung zu, daß die Maſchine habe mit Mängeln 
behaftet ſein dürfen, die dem Gebrauche hinderlich waren. Dies 
iſt rechtsirrthümlich und kann daraus, daß im Vertrage die 
Maſchine als eine gebrauchte, — nicht als eine alte —, be— 
zeichnet war, nicht hergeleitet werden. Nach dem Vertrage 
ſowohl, in welchem die Kl. ſich verpflichtet hatte, die Maſchine 
in kompletem und betriebsfähigem Zuſtande zu übergeben, 
als auch nach dem Geſetze ($ 318 des A. L. R. Thl. J Tit. 5, 
85 272 fig. Thl. I Tit. 21) haftete die Kl. für die Gebrauchs- 
faͤhigkeit der Maſchine. Der Bekl. hatte vorhandene Schäden, 
die im Betriebe hervortraten, nicht auf ſeine Koſten zu be⸗ 


ſeitigen; er hatte auch im Vertrage nur die Verpflichtung über⸗ 
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nommen, die Maſchine in ordnungsmäßigem Zuſtande zu 
erhalten und der Kl. mit Ablauf der Miethszeit in komplettem 
und betrieböfähigem Zuſtande zurückzuliefern, wobei der ordnungs⸗ 
mäßige, d. h. fehlerfreie Zuſtand der Maſchine bei der Uebergabe 
an den Bekl. vorausgeſetzt war. VI. C. S. i. S. Schinze 
c. Orenſtein u. Koppel vom 12. Juli 1897, 88/97 VI. 

68. Aus den Gründen des B. U. kann nicht, wie die 
Reviſionsbekl. meinen, geſchloſſen werden, daß dem Bekl. auch 
in ſeiner Eigenſchaft als Hausbeſitzer ein für den Unfall der Kl. 
kauſales Verſchulden zur Laſt falle. Denn die Pflichten, welche 
der Inhaber eines Reſtaurants bezüglich des Zuſtandes der von 
ſeinen Gäſten zu betretenden Oertlichkeit hat, decken ſich keines⸗ 
wegs ohne weiteres mit den Pflichten des Eigenthümers gegen 
die in ſeinem Hauſe verkehrenden Perſonen. VI. C. S. i. S. 
Felſing c. Thiele vom 5. Juli 1897, Nr. 143/97 VI. 

69. Es iſt in der Annahme des B. R., daß die Auf⸗ 
wendung der 10 Mark für das Gutachten des K. zur zweck 
entſprechenden Rechtsverfolgung nothwendig geweſen ſei, eine 
Rechtsnormverletzung nicht enthalten. Die Reviſion macht 
geltend, daß dieſe Ausgabe vom Bekl. nicht verſchuldet ſei; das 
iſt aber nicht entſcheidend. Der Bekl. wird wegen der Haupt⸗ 
forderung — Schadensanſpruch — auf Grund eines von ihm 
begangenen Verſehens in Anſpruch genommen, und wenn Kl. 
zum Nachweiſe, daß durch das Verſehen des Bekl. ein Schaden 
bezw. in welcher Höhe entſtanden ſei und habe entſtehen müſſen, 
und zur Gewinnung einer feſten Grundlage für die demnächſt 
anzuſtellende Klage ſich vorher noch ein Gutachten eines Sach⸗ 
verſtändigen verſchafft hat, ſo kommt es nur darauf an, ob 
letzteres zweckmäßig und erforderlich war, und die Bejahung 
dieſer Frage durch den B. R. kann als eine rechtsirrthümliche 
nicht erachtet werden. IV. C. S. i. S. Groppler c. Braemer 
vom 12. Juli 1897, Nr. 7/97 IV. 

70. Das B. G. begründet die ſolidariſche Haftung des 
Bekl. auf die Thatſache der Betheiligung des Bekl. an dem⸗ 
ſelben Vergehen, der Untreue, und auf ſeine Mitwirkung zu 
der durch die Aneignung der Gelder bewirkten Schadens- 
zufügung. Die erſtere Begründung entbehrt allerdings der 
rechtlichen Grundlage. Denn die Beſtimmung der Ziffer 1 
des Art. XXVIL des Preußiſchen Geſetzes über die Einführung 
des Strafgeſetzbuches für die Preußiſchen Staaten vom 14. April 
1851 iſt, wie aus den Einleitungsworten des Art. XXVII. 
hervorgeht und übrigens auch in der Eutſch. des II. C. S. 
des R. G. vom 30. September 1887 Rep. II 120/87 (Eutſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 19 S. 386) hervorgehoben iſt, 
nur „für den Bezirk des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes“ 
erlaſſen. Dagegen erſcheint die Eutſcheidung des B. G. auf 
Grund des § 29 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. gerechtfertigt. 
Hat B. als Handlungsbevollmächtigter die Kaufgelder für ſeinen 
Prinzipal eingenommen und ſich dann einen Theil derſelben 
angeeignet, ſo würde dieſe Aneignung fremder Gelder auch 
noch den geſonderten Thatbeſtand der Unterſchlagung bilden, 
zugleich aber als Verfügung über Vermögensſtücke des Auf⸗ 
traggebers einen Akt der Untreue begründen. War, wie das 
B. G. in Uebereinſtimmung mit dem Strafgericht annimmt, 
die Aneignung der Kaufgelder der vorher geplante Endzweck 
der ordnungswidrigen, den Prinzipal ſchädigenden Verkäufe, ſo 
erſcheint die Aneignung nur als die Fortſetzung der durch den 


Verkauf begonnenen und bis zum Endziel durchgeführten Un⸗ 
treue. Wußte der Bekl., daß B. nur zu dem Zwecke die be⸗ 
treffenden Verkäufe vornahm, um Baarmittel in die Hände zu 
bekommen, die er ſich zum Theil aneignen könnte, ſo hat der 
Bekl. dieſen Zweck durch die Käufe ermöglicht und ſomit zu der 
durch die Aneignung der Gelder bewirkten Schadenszufügung 
mitgewirkt. Hiernach erſcheint aber auch die Solidarhaftung 
für den Betrag der Unterſchlagungen begründet. VI. C. S. 
i. S. Stern c. Bergmann von 8. Juli 1897, Nr. 92/97 VI. 

71. Die Reviſion überſieht, daß der B. R. einen form- 
loſen Vertrag feſtſtellt, der vor Vollendung des Baues von 
keinem Theile aufgerufen worden iſt. Verfehlt iſt insbeſondere 
die Bezugnahme auf das Erkenntniß des vormaligen preußiſchen 
Obertribunals vom 20. Oktober 1853 (Entſch. Bd. 27 S. 63). 
In dem hier entſchiedenen Falle war der Veräußerer vor Beginn 
des Baues von dem formloſen Vertrage zurückgetreten, und 
das Obertribunal erachtete aus dieſem Grunde die in dem 


Vertrage ertheilte Genehmigung der Ueberſchreitung der Grenze 


für erloſchen. Im vorliegenden Falle aber war die Bebauung 
vor dem angeblichen Rücktritt erfolgt; der Erbauer der Häuſer 
hatte alſo, da die Genehmigung der Ueberſchreitung der Grenze 
die im § 341 Thl. 1 Tit. 9 A. L. R. vorgeſehene Anzeige 
des Bauenden entbehrlich macht (vergl. Striethorſt Archiv Bd. 98 
S. 358), durch die Bebauung als ſolche, ganz abgeſehen von 
dem Vertrage, das Eigenthum an den bebauten Flächen erlangt, 
und der ſpätere Rücktritt vom Vertrage war nicht geeignet, die 
Wirkungen der Bebauung zu beſeitigen. V. C. S. i. S. 
Graetzer c. Hinz und Gen. vom 30. Juni 1897, Nr. 28/97 V. 

72. Der Bekl. hat vor der Punktation dem Käufer B. 
erklärt, er, der Käufer, werde für den von dem Kaufgrundſtück 
zur Rogätzerſtraße abzutretenden Grund und Boden durch die 
Kommune entſchädigt werden. Der B. R. findet hierin nicht 
mehr als den Ausdruck einer unmaßgeblichen Anſicht des Bekl., 
die von dem mit den Verhältniſſen in feiner Eigenſchaft als 
Zimmermeiſter wohlbekannten Käufer auch nicht anders auf- 
gefaßt worden ſei. Daß durch dieſe Aeußerung die in Rede 
ſtehende öffentliche Laſt (der unentgeltlichen Hergabe des zur 
Straße erforderlichen Grund und Bodens) von dem Bekl. im 
Sinne des 8 175 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. in Abrede ge⸗ 
ſtellt, oder dadurch von ihm hiefür ausdrücklich eine Vertretung 
übernommen ſei, verneint der B. R. Dieſe Auffaſſung iſt nicht 
haltbar. Sie ruht auf der Anſchauung, daß der Verkäufer aus 
§ 175 a. a. O. nur dann haftpflichtig werde, wenn er mit 
dem Willen eventuell dafür einzuſtehen die fragliche Laſt in 
Abrede ſtelle. Das iſt unrichtig. Für feine Haftpflicht genügt 
allein die Thatſache, daß er erklärt, die betreffende Laſt liege 
dem Grundſtück nicht ob. Dies iſt hier geſchehen; denn in der 
oben mitgetheilten Aeußerung des Bekl. iſt die Erklärung ent⸗ 
halten, daß der Grundſtückseigenthümer nicht verpflichtet ſei, 
das zur Straße abzutretende Land unentgeltlich herzugeben. 
Der Umſtand, daß der Käufer dieſe Erklärung auf Grund der 
von ihm eingezogenen Erkundigungen für eine richtige und zu⸗ 
treffende gehalten hat, kann nicht die Wirkung haben, daß der 
Verkäufer dadurch ſeiner Haftpflicht ledig werde. Weiter iſt 


zur Begründung der Haftpflicht des Verkäufers nicht erforderlich, 


daß die betreffende Erklärung in der Vertragsurkunde abgegeben 
oder wiederholt ſei. Alles, was der B. R. über die Frage 
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ausgeführt hat, ob mündliche Vorbeſprechungen dadurch, daß fie 
in der ſchriftlichen Vertragsurkunde keine Aufnahme gefunden 
haben, ihre Wirkſamkeit einbüßen, muß daher hier außer Be⸗ 
tracht bleiben. Es kann ſich nur fragen, ob die Klauſel in 
dem ſchriftlichen Vertrage, daß das Grundſtück ausdrücklich 
ohne Gewähr für Güte oder Beſchaffenheit verkauft werde, die 
Verhaftung des Bekl. auszuſchließen geeignet iſt. Dieſe Frage 
muß verneint werden. Wenn der Vorderrichter ſie bejaht, ſo 
beruht dies auf unzulänglicher Würdigung des Sachverhalts. 
Nach dem Zeugniß des S. haben die etwa anderthalbſtündigen 
Kaufverhandlungen mit der Aufnahme der Punktation ihren 
Abſchluß gefunden und es iſt dann, wie der Zeuge B. angiebt, 
ein oder zwei Wochen ſpäter der notarielle Vertrag errichtet 
worden. Es iſt nun nicht der geringſte Anhalt dafür gegeben, 
daß die Parteien inzwiſchen ihren Sinn geändert hätten und 
daß insbeſondere der Bekl. bei ſeiner Erklärung, daß der Käufer 
für das an die Kommune abzutretende Land entſchädigt werden 
würde, zur Zeit des Abſchluſſes des notariellen Vertrages nicht 
hätte mehr verbleiben wollen. Die ganz allgemeine Wendung, 
es werde für Güte und Beſchaffenheit des Grundſtücks keine 
Gewähr geleiſtet, kann daher unter dieſen Umſtänden den Bekl. 
von den Rechtsfolgen jener beſonders abgegebenen Erklärung 
nicht befreien. V. C. S. i. S. Roeſemann c. Goedecke vom 
12. Juni 1897, Nr. 425/96 V. 

73. Die Reviſion greift die Annahme des B. R. an, es 
ſei eine Abnahme der vom Bekl. gelieferten Arbeit im Sinne 
des § 932 TH. I Tit. 11 des A. L. R. nicht dargethan. 
Sie führt aus, daß, wenn, wie hier, der Eigenthümer nur die 
Beſeitigung eines Mangels verlangt habe, und nach Beſeitigung 
deſſelben die Thüren und Fenſter eingehängt worden, der 
Eigenthümer dies im Voraus genehmigt habe, ſodaß die 
gelieferten Fenſter und Thüren als (unter Vorbehalt der Nach⸗ 
beſſerung) angenommen zu erachten und demgemäß Subftanz- 
theile des Grundſtücks geworden ſeien. Der Angriff iſt nicht 
begründet. Ob der Eigenthümer die gelieferten Gegenſtände 
unter Vorbehalt der Nachbeſſerung hat annehmen, oder ob er 
ſie bis zur Beſeitigung des Mangels hat zurückweiſen wollen, 
iſt eine reine Thatfrage, und es fällt dem B. R. ein Rechts⸗ 
irrthum nicht zur Laſt, wenn er in letzterem Sinne angenommen, 
daß der Eigenthümer des Grundſtücks die Abnahme der Thüren 
und Fenſter zunächſt abgelehnt hat. Ohne eine, wenn auch nur 
ſtillſchweigende Willensäußerung des Eigenthümers aber konnten, 
wie der B. R. mit Recht annimmt, auch nachträglich die von 
dem Bekl. gelieferten Fenſter und Thüren nicht Subſtanztheile 
des Grundſtücks werden. Wenn der Eigenthümer K., wie die 
Reviſton noch hervorhebt, der Fortſchaffung der fraglichen Gegen⸗ 
fände nur aus dem Grunde nicht widerſprochen hat, weil er 
annahm, daß der Bekl. in Folge des Eigenthumsvorbehalts 
Eigenthümer geblieben ſei, ſo erglebt ſich doch hieraus noch 
nicht, daß derſelbe die gelieferten Arbeiten nachträglich ge- 
nehmigt habe. V. C. S. i. S. Prieſter u. Co. c. Viehweg vom 
10. Juli 1897, Nr. 44/97 V. 

74. Die Reviſion hat ſich auf die im dreizehnten Titel 
des erſten Theils A. L. R. enthaltenen Vorſchriften über den 
Vollmachts⸗ und Auftragsvertrag bezogen. Indeſſen kann ihr 
hierin nicht beigepflichtet werden. Wenn auch der Mäkler⸗ 
vertrag einen Auftrag in der allgemeinen Bedeutung des Wortes 


in ſich ſchließt, ſo unterliegt er doch nicht den vorerwähnten 
Beſtimmungen des L. R. über den Vollmachts⸗ und Auftrags- 
vertrag, da der Mäkler den Auftraggeber nicht vertritt (vergl. 
Urtel des R. G. vom 20. Mai 1889 (VI. 74/89), Bolze Bd. 8 
S. 197) und auch eine erzwingbare Pflicht zur Erfüllung 
des Auftrages für den Mäkler nicht beſteht. Ebenſo iſt außer 
Zweifel, daß der Mäklervertrag einen Vertrag über eine Handlung 
darſtellt, dieſer Ausdruck in ſeiner allgemeinen Bedeutung 
genommen, und daß deshalb der § 165 Thl. J Tit. 5 A. L. R. 
wohl auf ihn anwendbar erſcheint (Urtel des R. G. vom 
15. Juni 1891 [VI. 81. 91] Bolze Bd. 12 S. 213); dagegen 
kann er den beſonderen Vorſchriften des A. L. R., welche die 
Verträge über Handlungen zum Gegenſtande haben, (§ 8 69 ff. 
IH. I Tit. 11 A. L. R.) jedenfalls inſoweit nicht unterſtellt 
werden, als ſie mit ſeinem Weſen nicht verträglich ſind. Denn 
der Mäklervertrag iſt ein eigenartiger Vertrag über Handlungen, 
der ſeinen eigenen, aus der Beſonderheit des Rechtsverhältniſſes 
zu ſchöpfenden, Regeln unterſteht. Da in ihm Elemente vorhanden 
ſind, welche ſolchen aus dem Verhältniß zwiſchen Auftraggeber 
und Beauftragten entſprechen, ſo iſt es gerechtfertigt, wegen 
Gleichheit des Grundes die entſprechenden Vorſchriften über den 
Auftragsvertrag analog zur Anwendung zu bringen, was 
beſonders von der Vorſchrift des § 22 Thl. J Tit. 13 A. L. R. 
gilt (vergl. Urtel des R. G. vom 26. November 1894 Raſſow 
und Küntzel Bd. 39 S. 663), aber hierüber hinaus können, 
wie hiernach ſelbſtverſtändlich und auch ſchon oben bemerkt, die 
Beſtimmungen des dreizehnten Titels des erſten Theils A. L. R. 
auch nicht analog nicht Platz greifen. Zu den Pflichten des 
Maklers gehört, daß er ſeinen Auftrag mit Treue, Sorgfalt 
und Gewiſſenhaftigkeit ausführe. Was hierzu zu rechnen iſt, 
läßt ſich nicht ſchlechtweg in allgemeine Regeln unterbringen; 
die individuelle Geſtaltung des einzelnen Falles wird hierbei 
von weſentlicher Bedeutung fein. Dem von dem B. R. auf- 
geſtellten allgemeinen Satze, daß der Makler nicht verbunden 
lei, ſich nach allen Umſtäuden zu erkundigen, welche für die 
Entſchließung des Auftraggebers maßgebend ſein könnten, kann 
daher in dieſer Allgemeinheit keinenfalls zugeſtimmt werden und 
es mag, beiſpielsweiſe, was die Solvenz der anderen Vertrags⸗ 
partei anlangt, auf die Entſcheidung des R. G. vom 8. April 1889 
(Bolze Bd. 7 S. 187) hingewieſen werden, in welcher es nach 
der Lage der damaligen Sache für gerechtfertigt erklärt 
iſt, daß der Makler für die mangelnde Zahlungsfähigkeit des 
Käufers haftbar gemacht wurde. Im gegenwärtigen Falle hat 
der Bekl. ſich der Kl. gegen eine Proviſion von 2000 Mark 
verpflichtet, die Veräußerung ihres Grundſtücks durch Kauf oder 
Tauſch zu vermitteln. Daß der Bekl. ſeiner hiernach über⸗ 
nommenen Pflicht nicht einfach dadurch genügte, daß er der Kl. 
irgend eine Perſon benannte, die geneigt war, ihr Grundſtück 
gegen das der Kl. zu vertauſchen, liegt auf der Hand. Er 
hatte ſich ihr als Grundſtücks⸗ und Hypothekenmakler, alſo als 
Sachverſtändiger, vorgeſtellt. Die Kl. konnte und durfte daher 
darauf vertrauen, daß der Bekl., deſſen Dienſte ſie für ſich und 
ihr ausſchließliches Intereſſe in Anſpruch nahm, als Sachkundiger 
in ihrem Intereſſe handelte; ihr Intereſſe aber ging, wie im 
Allgemeinen bei Jedem, der einen Makler einen ſolchen Auftrag 
ertheilt (vergl. Urtel des R. G. vom 26. November 1894 
Raſſow und Küntzel a. a. O.) dahin, nicht nur überhaupt zu 
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verkaufen oder zu vertauſchen, ſondern gut zu verkaufen oder 
zu vertauſchen. V. C. S. i. S. Falkenberg c. Köckeritz vom 
30. Juni 1897, Nr. 269/96 V. 

75. Die Vermuthung der Schenkung im Sinne der 
SS 1041 bis 1045 Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R. greift hier 
nicht Platz. Sie iſt auf Schenkungen, die ſich durch Geben 
oder Leiſten an die zu beſchenkende Perſon vollziehen, zu 
beſchränken. Dagegen iſt ſie nicht auf den Fall der Bezahlung 
fremder Schulden auszudehnen. Denn die Bezahlung einer 
fremden Schuld ſtellt an ſich, ſoweit das Verhältniß zwiſchen 
dem Zahlenden und dem Schuldner in Betracht kommt, einen 
einſeitigen Akt des Zahlenden dar und durch einen einſeitigen 
Rechtsakt kann eine Schenkung, die zu ihrer Rechtswirkſamkeit 
der Annahme des Beſchenkten bedarf (8 1058 Thl. I Tit. 11 
des A. L. R.), nicht vollzogen werden. In ſolchem Falle bedarf 
es vielmehr zur Konſtituirung der Schenkung des Hinzutritts 
einer Abrede zwiſchen dem Zahler und dem Schuldner, durch 
welche der Wille des Zahlers, durch die zu leiſtende Zahlung 
den anderen Theil von der Schuld ſchenkungsweiſe zu befreien, 
in rechtsverbindlicher Weiſe Ausdruck gefunden und der Schuldner 
die ihm angebotene Befreiung angenommen hat. Iſt eine” der⸗ 
artige Abrede vor der Zahlung nicht getroffen, ſo findet die 
Regel des § 46 Thl. 1 Tit. 16 des A. L. R., daß der Zahlende 
gegen den Schuldner, auch ohne ausdrückliche Ceſſion, in die 
Rechte des bezahlten Gläubigers eintritt, Anwendung, oder es 
erlangt der Zahlende nach § 45 ebenda die Regreßklage gegen 
den Schuldner aus der Geſchäftsbeſorgung. Unerheblich iſt es, 
ob der Zahlende die Zahlung mit der Abſicht, den Schuldner 
zu befreien, geleiſtet hat, da er in Ermangelung eines ihn 
verbindenden Verſprechens jederzeit in der Lage iſt, ſeine Ge⸗ 
ſinnung zu ändern, ſodaß jene Abſicht rechtlich nicht in Betracht 
kommen könnte. Vergl. Entſch. des Preußiſchen Obertribunals 
Bd. 7 S. 88; Striethorſt, Archiv Bd. 6 S. 332, Bd. 44 S. 84, 
Bd. 78 S. 26; Föͤrſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. 2 
8 122 Anm. 24, Bd. 18 91 Anm. 28; Rehbein, Entſch. 
des Preußiſchen Obertribunals Bd. 2 S. 392; Koch, Landrecht, 
Auflage 8 Anm. 1 zu 8 1037 und Anm. 6 zu § 1041 Thl. I 
Tit. 11; Savigny, Syſtem, Bd. 4 S. 294. IV. C. S. i. S. 
Stindtmann c. Stindtmann und Gen. vom 21. Juni 1897, 
Nr. 455/96 IV. 

76. Die Kl. fechten die der gerichtlichen Form entbehrende 
Schenkung deshalb an, weil eine Uebergabe der über die ge- 
ſchenkte Forderung gebildeten Hypothekenurkunde an den Ceſſionar 
nicht ſtattgefunden hat. Das B. G. führt aus, daß auch dieſe 
Aufechtung verſage, weil die Geffion als der der Uebergabe 
körperlicher Sachen entſprechende Akt der Uebertragung von 
Forderungen anzuſehen ſei, alſo dieſelben Wirkungen habe, wie 
die Uebergabe körperlicher Sachen. Dieſer Entſcheidung iſt 
beizutreten. Dieſelbe entſpricht der von dem R. G. wiederholt 
ausgeſprochenen Rechtsanſchauung. IV. C. S. i. S. Mitzlaff 
u. Gen. c. Krüger vom 12. Juli 1897, Nr, 473/96 IV. 

77. Von der Reviſion wird geltend gemacht, daß eine 
nicht angetragene Schenkung nicht angenommen werden könne, 
das B. G. aber in der vorſtehend erwähnten Ausführung feſt⸗ 
geſtellt habe, daß die Schenkung dem Bekl. bei Lebzeiten des 
Heinrich K. nicht angetragen worden ſei. Dieſem Angriff war 
der Erfolg nicht zu verſagen. Allerdings iſt die Möglichkeit 


nicht ausgeſchloſſen, daß die erwähnte Feſtſtellung nach der 
Abſicht des B. G. auf die bei der Beweisaufnahme erörterten 
Vorgänge am Todestage des Heinrich K. ſich nicht beziehen 
ſollte. Aber auch wenn von dieſer bisher indeſſen noch nicht 
feſtſtehenden Vorausſetzung ausgegangen wird, iſt immer noch 
eine Feſtſtellung dahin zu vermiſſen, inwiefern jene Vorgänge 
die Annahme rechtfertigten, daß Heinrich K. damals dem Bekl. 
die Schenkung angetragen hat. In Ermangelung der erforder⸗ 
lichen Aufklärung und Begründung nach dieſen Richtungen muß 
die Rüge der Reviſion für gerechtfertigt erachtet werden. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

78. Das hier fragliche Teſtament des Erblaſſers iſt in 
der Weiſe errichtet, daß der Erblaſſer den ſeinen letzten Willen 


enthaltenden Aufſatz offen und ohne Unterſchrift dem Teftaments- 


richter übergeben, der Richter ihm in Gegenwart ſeines Bei⸗ 
ſtands und zweier Uuterſchriftszeugen den Aufſatz vorgeleſen 
und das, was der Erblaſſer erklärt, in einem unmittelbar unter 
dem überreichten Aufſatze niedergeſchriebenen Protokolle bemerkt 
hat und dieſes Protokoll dann nach geſchehener Vorleſung und 
Genehmigung von dem Beiſtande und den beiden Unterfchrifts- 
zeugen unterſchrieben, ſo wie von dem Richter und dem 
Protokollführer vollzogen iſt. Die klägeriſcherſeits verſuchte 
Ausführung, daß der von dem Erblaſſer überreichte Aufſatz 
von den beiden Unterſchriftszeugen der Vorſchrift des § 108 
entſprechend hätte unterſchrieben werden müſſen, wird von dem 
B. G. verworfen. Unter Hinweis auf das Urtheil des vor- 
maligen Preußiſchen Obertribunals vom 24. Februar 1854 
(Entſch. des Obertribunals Bd. 27 S. 329 und Förſter⸗Eccius 
Preußiſches Privatrecht Bd. 4 8 249 Auflage 5) legt es in 
Uebereinſtimmung mit der dort vertretenen Anſicht den §S 114 
Thl. J Tit. 12 A. L. R. dahin aus, daß die Bezugnahme auf 
den § 108 a. a. O. nicht die Bedeutung habe, daß mit dem 
von dem Blinden übergebenen Aufſfatze nach Vorſchrift des 
§ 108 verfahren werden ſolle, ſondern die Bedeutung, daß es 
dem Blinden freiſtehe, einen ſchriftlichen Aufſatz ſeines letzten 
Willens, ebenſo wie dies der §S 108 dem Nichtblinden geſtatte, 
als ſein ſchriftliches Teſtament offen zu übergeben, während die 
Vorſchriften, wie mit dem alſo übergebenen Aufſatze des Blinden 
weiter zu verfahren ſei, lediglich in dem § 114 ſelbſt enthalten 
ſeien, aus dieſen Vorſchriften in Verbindung mit den Beſtimmungen 
der SS 115 und 116 aber ſich ergebe, daß nur die Unterſchrift 
der Zeugen unter dem Protokolle ſelbſt nothwendig ſei. Ob 
dieſer Auslegung des §S 114 unbedingt oder der Anſicht in der 
Anm. 38 zu dem § 114 in dem Kommentar zum A. L. R. von 
Koch, daß das in dem § 114 gedachte Protokoll ſtets unter 
dem Aufſatze aufgenommen werden müſſe, beizutreten ſei, kann 
dahin geſtellt bleiben. Denn hier iſt das Protokoll unter dem 
von dem Erblaſſer übergebenen Aufſatze aufgenommen worden 


und hier bildet, da Aufſatz und Protokoll ein zuſammen⸗ 


hängendes Schriftſtück ſind, die Unterſchrift des Protokolls auch 
die Unterſchrift des Aufſatzes, ſo daß hier ſelbſt für den Fall, 
wenn man die Formvorſchriften des § 108 auf den § 114 für 
anwendbar erachten wollte, dieſen Formvorſchriften genügt ſein 
würde. IV. C. S. i. S. Opitz c. Graf v. Pückler vom 
24. Juni 1897, Nr. 457/96 IV. 

79. Die klägeriſche Rüge behauptet Verletzung des §122 
Thl. J Tit. 12 A. L. R., der Folgendes beſtimmt: „Auch kommt 
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es nicht darauf an, ob die Zeugen von dem Teſtator oder 
Richter gewählt worden, und es iſt genug, daß ſie nur alsdann 
gegenwärtig ſind, wenn der Teſtator ſein Handzeichen beifügt, 


oder im Falle er dazu nicht im Stande wäre, auch nur im 


Allgemeinen erklärt, daß ihm das Protokoll vorgeleſen worden 
ſei, und er den Inhalt deſſelben genehmige“. Klägeriſcherſeits 
wird geltend gemacht, es fehle in dem Protokolle der ausdrückliche 
Vermerk, daß daſſelbe dem Teſtator vorgeleſen und daß deſſen 
Inhalt vom Teſtator genehmigt ſei. Das B. G. weiſt dem 
gegenüber darauf hin, daß der Richter zuvörderſt den Aufſatz 
dem Teſtator vorgeleſen habe, da in dem Protokolle geſagt ſei: 
„worauf der Herr Teſtator erklärte: Der mir ſoeben vom 
Richter vorgeleſene Aufſatz enthält meine letzte Willensmeinung 
und genehmige ich denſelben in allen Punkten“. Das B. G. 
nimmt ferner Bezug auf den an dieſen Satz ſich unmittelbar 
anſchließenden Paſſus des Protokolls, der folgenden Wortlaut 
hat: „Hierauf wurde das vorſtehende Protokoll vom Richter 
und vom Beiſtande in Gegenwart der Inſtrumentszeugen vor- 
geleſen, von allen Betheiligten genehmigt und von dem Bei⸗ 
ſtande und den Zeugen eigenhändig wie folgt unterſchrieben“. 
Aus dieſer Faſſung des Protokolls entnimmt das B. G., daß 
der Teſtator bei der Vorleſung des Protokolls zugegen geweſen 
und daß ferner, da derſelbe in erſter Reihe zu den „Betheiligten“ 
gehört habe, auch von ihm die Genehmigung des Protekolls 
erfolgt ſei. Dieſe Ausführung des B. G. läßt eine Verletzung 
des § 122 Thl. I Tit. 12 A. L. R. nicht erkennen. Erwägt 
man nämlich, daß in dem erſten Theile des Protokolls der 
Teſtator ausdrücklich als derjenige, welchem der Aufſatz vom 
Richter vorgeleſen und von welchem die Genehmigung erklärt 
wurde, aufgeführt ſteht, zu den hier Betheiligten alſo zweifel⸗ 
los der Teſtator gehört, erwägt man ferner, daß ſchließlich nicht 
nur der Richter, ſondern auch der Beiſtand das Protokoll vor⸗ 
geleſen hat und daß die Vorleſung durch den letzteren nur darin 
ihren Grund haben konnte, daß der Teſtator zugegen war, ſo 
kann es nicht zweifelhaft ſein, daß dem Teſtator das Protokoll 
vorgeleſen und der Teſtator bis zum Schluſſe ein an der 
Teſtamentsverhandlung Betheiligter geblieben iſt, er alſo im 
Allgemeinen erklärt hat, daß ihm das Protokoll vorgeleſen 
worden ſei, und er den Inhalt deſſelben genehmige. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

80. Die Auslegung, welche das B. G. dem Teſtamente 
der Eheleute W. vom 24. April 1868 dahin giebt, daß jeder 
Chegatte ohne jede Einſchränkung, mithin ſowohl für den Fall, 
daß der andere, als auch, daß er ſelbſt der Ueberlebende ſein 
würde, letztwillig verfügt habe, verſtößt gegen den klaren Wort⸗ 
laut der Urkunde und verletzt daher die Vorſchriften des § 65 
Thl. I Tit. 4 und des § 556 Thl. 1 Tit. 12 A. L. R. Denn 
die Beſtimmung: „Uebrigens ſetzen wir uns gegenſeitig und 
unſere Kinder zu Erben ein“ iſt in der Weiſe weiter aus- 
geitaltet und präziſirt, daß der überlebende Ehegatte die eine 
Hälfte des gütergemeinſchaftlichen Vermögens und die Kinder 
die andere Hälfte erhalten ſollen. Der Sinn der Beſtimmung 
iſt daher unzweideutig der, daß das gütergemeinſchaftliche Ver⸗ 
mögen ſich zur einen Hälfte auf den überlebenden Ehegatten 
und zur anderen Hälfte auf die Kinder vererben ſolle. In 
dieſem Sinne ift die Anordnung aber überhaupt nur verſtändlich, 
wenn fie auf den Fall des Todes des zuerſt verſtorbenen Ehe⸗ 


gatten eingeſchränkt wird. Denn bei dem Tode des anderen 
Ehegatten konnte weder ein überlebender Ehegatte, noch ein 
gütergemeinſchaftliches Vermögen vorhanden ſein. Die teſta⸗ 
mentariſche Verfügung hatte deshalb mit dem Tode des Che- 
mannes Philipp W. ihre Beſtimmung erfüllt. Die Ehefrau W. 
war nunmehr nicht mehr gehindert, über ihr Vermögen, welches 
ihr in Folge des Todes ihres Ehemannes auf Grund des 
Teſtaments zugefallen war, oder welches ſie als Sondereigen⸗ 
thum damals beſaß oder ſpäter erwarb, ihrerſeits anderweitig 
zu verfügen. Sie war daher auch berechtigt, mittels eines 
beſonderen Teſtaments über das nach dem Tode ihres Che- 
mannes von ihren Töchtern Amalie Wilhelmine und Anna 
Helene auf ſie vererbte Vermögen eine Verordnung zu treffen. 
Durch die nach Lage der Sache unanwendbare Vorſchrift des 
§ 492 Thl. II Tit. 1 A. L. R., auf welche der von den Kl. 
erhobene Anſpruch geſtützt wird, iſt dieſe Befugniß nicht aus- 
geſchloſſen. IV. C. S. i. S. Wraske c. Wraske und Gen. 
vom 28. Juni 1897, Nr. 468/96 IV. 

81. Das B. G. iſt zur Abweiſung der Kl. gelangt, weil 
es die ſämmtlichen Klagegründe für hinfällig erachtet. Die 
Beſchwerde der Kl. über dieſe Entſcheidung erſcheint begründet. 
Der Klageanſpruch muß aus dem Geſichtspunkte der nützlichen 
Verwendung ohne Weiteres für gerechtfertigt gelten. Zunächſt 
trifft es nicht zu, wenn dieſem Rechtsgrunde gegenüber das 
O. L. G. erwägt, es ſei nicht erſichtlich, inwiefern die Bekl. 
durch die Leiſtungen des Albert S. bereichert ſeien, da doch dem 
Fortbeſtande ihrer Verpflichtung gegen die Zuckerfabrik Alsleben, 
von der ſie allerdings durch die Rübenlieferungen des Albert S. 
befreit worden ſeien, ihr Anſpruch an ihren Käufer T. auf 
Eintritt in dieſe Verpflichtung gegenüberſtehe, und ſomit ihr 
Vermögensſtand unverändert geblieben ſei. Dieſe Ausführung 
wird dem vom B. G. ſelbſt feſtgeſtellten Sachverhältniſſe nicht 
gerecht. Danach hatte Albert S. die Rübenernte, welche auf 
den urſprünglich den Bekl. gehörigen, von dieſen an T. und 
von letzterem an S. verkauften 17 Morgen gewachſen war, mit 
2 422,60 Centnern an die Zuckerfabrik Alsleben geliefert. Der 
Kaufpreis dafür hatte nach dem feſtgeſetzten Einheitspreiſe von 
1,15 Mark für den Centner 2785,99 Mark betragen. Auf dieſen 
Kaufpreis, zu deſſen Zahlung an S. die Zuckerfabrik ſich durch 
ſchriftliche Erklärung der die Bekl. vertretenden Wittwe B. vom 
29. November 1894 hatte ermächtigen laſſen, wurden von der 
Zuckerfabrik an S. baar 1 090,17 Mark bezahlt, die übrigen 
1695,82 Mark durch Aufrechnung einer gleich hohen Forderung 
an die Bekl. getilgt. Die Bekl. hatten nämlich ſechs Antheile 


an der Zuckerfabrik beſeſſen. Zwar verkauften ſie dieſelben gleich- 


zeitig mit ihrem Grundbeſitze durch Vertrag vom 16. April 1894 
an T.; aber der Eintritt dieſes Käufers anſtatt ihrer in die 
Geſellſchaft wurde durch den von deren Generalverſammlung am 
27. Dezember 1894 gefaßten Beſchluß abgelehnt. Deshalb hatte 
die Zuckerfabrik eine Zubuße von 1 695,82 Mark, welche zur 
Deckung eines erlittenen Jahresverluſtes von den Antheilen der 
Bekl. aufzubringen waren, noch von den Bekl. zu beanſpruchen. 
Aus dieſem Sachverhältniß ergiebt ſich, daß S. eine nothwendige 
Ausgabe von 1 695,82 Mark für die Bekl. aus ſeinem Vermögen 
beſtritten hat. Demzufolge hat er gemäß § 268 Thl. I 
Tit. 13 des Pr. A. L. R. gegen die Bekl. den Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung dieſer Summe erworben. Durch die vorſtehende Dar⸗ 
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legung erledigt ſich zugleich die eventuelle Annahme des B. G., 
daß der Klageanſpruch mindeſtens der Höhe nach ungerechtfertigt 
ſei, inſofern der allgemeine Werth der Rüben zur Zeit der Auf⸗ 
wendung des klägeriſchen Erblaſſers erheblich niedriger, als der 
von der Zuckerfabrik gewährte, geweſen ſei. Denn dieſer Um⸗ 
ſtand muß gegenüber der eigenen Feſtſtellung des B. G., daß 


die Zuckerfabrik dem S. den nach dem Satze von 1,15 Mark 


für den Centner Rüben ſich ergebenden höheren Preis theils 
durch Baarzahlung, theils durch Aufrechnung gewährt hat, als 
belanglos erachtet werden. IV. C. S. i. S. Schlegel c. Bau⸗ 
meier vom 5. Juli 1897, Nr. 479/96 IV. 

982. Begründet erſcheint angeſichts des § 206 Thl. I 
Tit. 14 des A. L. R. der an erſter Stelle erhobene Angriff, 
daß die vom B. G. unternommene Konſtruktion einer civilrecht⸗ 
lichen ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft der zureichenden Begründung 
entbehre. Die Feſtſtellung des B. G., daß der Schein vom 
5. Oktober 1883 zugleich eine civilrechtliche Bürgſchaft enthalte, 
beruht lediglich darauf, daß derſelbe alle Erforderniſſe eines 
materiellen Schuldſcheins enthalte und die Unterſchrift des Bekl. 
den ganzen Inhalt deſſelben decke. Nun beſtimmt aber der 
§ 206 cit., daß, von Wechſelverbindlichkeiten abgeſehen, der 
bloße Mitunterzeichner des Schuldſcheins eines Andern im 
Zweifel blos als Zeuge anzuſehen iſt und das B. G. nimmt 
ſelbſt an, daß Darlehn sempfänger bloß der Alex F. geweſen 
iſt. Aus dem civilrechtlichen Inhalt des Schuldſcheins allein 
kann alſo eine Mitverpflichtung des bloßen Mitunterzeichners, 
des Bekl., nicht gefolgert werden. Man könnte vielleicht ein- 
wenden, daß nach § 206 der Mitunterzeichner doch nur im 
Zweifel für einen bloßen Zeugen anzuſehen ſei, und hier ſtehe 
feſt, daß er nicht blos als Zeuge unterſchrieben habe. Aber feſt 
ſteht nur, daß er als Wechſelſchuldner mitunterſchrieben hat 
und ſeine Verpflichtung als civilrechtlicher Bürge wird lediglich 
aus dem civilrechtlichen Inhalt des Schuldſcheins nach feinem 
Wortlaut gefolgert, und dieſer civilrechtliche Inhalt iſt aus dem 
bloßen Wortlaut nach $ 206 cit. nicht zu entnehmen. War 
dem Bekl. der § 206 bekannt, dann konnte und mußte er ſich 
ſagen, daß er durch ſeine Mitunterſchrift allein eine civilrechtliche 
Verpflichtung nicht übernehme, und da an ſich, wie auch das 
B. G. anerkennt, in einer Wechſelbürgſchaft eine civilrechtliche 
nicht enthalten iſt, die gleichzeitige Uebernahme einer ſolchen 
vielmehr des Nachweiſes der beſonders hierauf gerichteten Abſicht 
bedarf, ſo entbehrt die diesbezügliche Aunahme des B. U. jeg⸗ 
lichen Grundes. Auch die an die Prolongation geknüpfte Aus- 
führung vermag das B. U. nicht zu halten. Denn wenn man 
auch annimmt, daß der Prolongation eines Wechſels eine Wechjel« 
wirkung nicht zukommt, ſie vielmehr nur eine Stundung mit 
der Wirkung bedeutet, daß für die Prolongationszeit die Klage 
nicht erhoben werden darf, ſo folgt aus der bloßen Zuſtimmung 


zu der Prolongation, wenn urſprünglich nur eine Wechſelbürg⸗ 


ſchaft gewollt iſt, keineswegs mit Nothwendigkeit die Abſicht, 
nunmehr eine civilrechtliche Bürgſchaft zu übernehmen. III. C. S. 
i. S. Mietzner e. Sparkaſſe zu Treptow a. T. vom 22. Juni 
1897, Nr. 53/97 III. | 

83. Die Ausführungen des B. G., daß der 8 304 Thl. I 
Tit. 14 A. L. R. bei der heutigen Geſtaltung des Konkurs- 
verfahrens eine direkte (das heißt abgeſehen von ſeiner Ver⸗ 
wendung aus dem Geſichtspunkt des § 328 a. a. O.) An⸗ 


wendung nicht leidet und jedenfalls gegen den ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgen nicht anwendbar ſei, ſind nicht zu beanſtanden und 
entſprechen der auch ſchon vom B. G. angezogenen Judikatur 
und Literatur. Hinſichtlich des $ 328 cit. ſteht das B. G. ganz 


auf dem Boden des reichsgerichtlichen Urtheils, Entſch, Bd. 8 


S. 261fg., und feine Darlegung, daß die gerügten Verſtöße gegen die 
Inſtruktion nur das innere Verhältniß der Sparkaſſe zu ihren 
Organen berührten und daher vom Bekl. nicht verwerthet werden 
könnten, erſcheint zutreffend. Ein Widerſpruch mit der Ent⸗ 
ſcheidung des V. C. S. des R. G., Juriſt. Wochenſchr. 1890 
S. 302 Nr. 16, wie die Reviſion vermeint, liegt bei dem völlig 
anderen Thatbeſtand dieſer Entſcheidung, welche eine durch Bürg⸗ 
ſchaft beſtellte Amtskaution betraf und wo in Frage ſtand, ob 
nicht die Defekte des Beamten, alſo die Hauptſchuld ſelbſt auf 
die mangelhafte Aufſicht des Gläubigers zurückzuführen ſei, 
nicht vor. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

84. Der vorliegende Rechtsſtreitt betrifft die Frage, ob die 
Kl. eine Räumung der Wohnung, welche die Bekl. in dem 
zum ungetheilten Nachlaſſe des Poſtſchaffners G. gehörigen 
Hauſe inne haben, fordern könne. Daß ſie dazu befugt iſt, 
ſofern das Innehaben der Bekl. ein rechtloſes iſt, muß mit 
dem B. R. nach der feſtſtehenden Praxis des früheren Preußiſchen 
Obertribunals und des R. G. angenommen werden. Dem 
B. R. läßt ſich aber darin nicht beiſtimmen, daß die Bekl. 
ohne Recht in dem Haufe wohnen. Ihre in I. J. abgegebene 
Erklärung, daß ſie kein Recht zum Wohnen hätten, enthält kein 
Geſtändniß über Thatſachen gemäß § 261 der C. P. O. und 
noch weniger ein Anerkenntniß im Sinne des § 278 der 
C. P. O., zumal ihr Antrag auf Abweiſung der Klage geht. 
Es bleibt vielmehr zu unterſuchen, wie dies der B. R. auch 
thut, ob die Bekl. nach den von ihnen aufgeſtellten Behauptungen 
ein Recht zum Bewohnen des Hauſes beſitzen. Die Verneinung 
dieſer Frage durch den B. R. kann nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht für begründet erachtet werden. Das A. L. R. 
geht im §S 10 Thl. I Tit. 17 von dem Grundſatz aus, daß 
kein Theilnehmer ohne Beiſtimmung der übrigen über die 
gemeinſame Sache, deren Beſitz oder Benutzung gültige Ver⸗ 
fügungen treffen könne, und daß — § 11 a. a. O. — ſelbſt 
durch die Mehrheit der Stimmen die übrigen Theilnehmer in 
ihren Rechten nicht beeinträchtigt werden dürfen. Es fügt 
jedoch im § 12 a. a. O. hinzu, daß bei Verfügungen über 
die Subſtanz oder die Art der Verwaltung und Benutzung der 
gemeinſchaftlichen Sache in der Regel die Mehrheit der Stimmen 
— 8 21 a. a. O. nach dem Verhältniſſe der Antheile der 
Intereſſenten — entſcheiden ſoll. Das Recht der Minderheit 
wird dadurch gewahrt, daß ſie 1. die Aufhebung der Gemeinſchaft 
fordern (§ 13) oder 2. wenn die Gemeinſchaft garnicht, oder 
nicht innerhalb einer beſtimmten Friſt aufgehoben werden kann, 
eine richterliche Unterſuchung, ob die von der Mehrheit beſchloſſene 
Verfügung zum gemeinſchaftlichen Beſten gereiche, herbeiführen 
darf (88 15 ff. a. a. O.). Letzterer Fall liegt hier nach den 
Parteibehauptungen nicht vor. Das erſte Schutzmittel iſt der 
Kl., auch wenn man das Vorhandenſein eines Mehrheits⸗ 
beſchluſſes annimmt, nicht verſchränkt. Hat ſie ſich, wie der 
Thatbeſtand des II. Urtheils beſagt, entſchloſſen, die öffentliche 
Verſteigerung des Hausgrundſtücks zu verlangen, ſo bleibt ihr 
unbenommen, dieſes Recht in den geſetzlichen Formen zur Aus- 
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führung zu bringen. Die Entſcheidung hängt hiernach lediglich 
davon ab, ob im getzebenen Falle ein Mehrheitsbeſchluß der 
Erben vorliegt, welcher den Bekl. das Bewohnen des Hauſes 
geſtattet. Das R. G. hat bei Prüfung dieſer Frage erwogen, 
daß von dem Geſetze beſtimmte Formen für die Herbeiführung 
eines ſolchen Beſchluſſes nicht vorgeſchrieben ſind. Es muß 
deshalb angenommen werden, daß ein Beſchluß der Mehrheit 
über die Benutzung einer gemeinſchaftlichen Sache vor- 
handen iſt, ſofern dieſelbe ihren Willen kundgegeben hat, daß 
eine beſtimmte Art der Benutzung ſtattfinden ſoll, und dieſen 
Willen in Kenntniß des Widerſpruchs der Minderheit gefaßt 
oder aufrecht erhalten hat. Es iſt richtig, was der B. R. 
ſagt, daß jedem Miteigenkhümer Gelegenheit geboten fein muß, 
ſich dem Willen der Mehrheit gegenüber zu äußern. Von dieſem 
Rechte konnte aber hier die Kl., als ſie die ihr nicht genehme 
Dispoſion der Wittwe G. über die Benutzung des Hauſes erfuhr, 
ungehindert Gebrauch machen. Daß die Wittwe G. von dem 
Widerſpruch der Kl. Kenntniß erhalten hat, und dennoch bei 
ihrer Verfügung geblieben iſt, wird vom B. R. nicht feſtgeſtellt. 
Das aber weiter, wie der B. R. meint, eine Verhandlung über 
den Widerſpruch zwiſchen allen Miteigenthümern ſtattfinden 
müſſe, iſt nur in dem hier nicht gegebenen Falle der 88 15 ff. 
des A. L. R. Thl. J Tit. 17 vorgeſchrieben. Ebenſo wenig 
erfordert das Geſetz, daß ein Mehrheitsbeſchluß in der Er⸗ 
richtung eines beſtimmten Vertrages, z. B. hier eines Mieths⸗ 
vertrages zum Ausdruck gelange. Es muß vielmehr auch ſchon 
für einen Mehrheitsbeſchluß über die Benutzung des Hauſes 
erachtet werden, daß die Wittwe G., welche / der Erbſtränge 
repräſentirt, den Bekl. geſtattet hat, gegen Zahlung eines 
beſtimmten Jahresbetrages die Wohnung in dem gemeinfchaft- 
lichen Hauſe zu benutzen. Demgegenüber hat die Kl. als Erbin 
zu ½ nicht das Recht, die Räumung der Wohnung von den 
Bekl. zu verlangen. V. C. S. i. S. Lein c. Zöllner vom 
30. Juni 1897, Nr. 27/97 V. Ä 

85. Verfehlt iſt der von dem Bekl. erhobene Einwand 
der mangelnden Paffiolegitimation, dahin, daß die Klage gegen 
die ſämmtlichen Erben der Mutter hätte gerichtet werden müſſen. 
Die erhobene Klage iſt die Erbſchaftsklage, mit welcher die Kl. 
das der mitklagenden Ehefrau nach dem Teſtamente ihrer Eltern 
vom 14. Juni 1871 zuſtehende Erbrecht auf ein Drittel des 
mütterlichen Nachlaſſes geltend machen und von dem Bekl. die 
Herausgabe des ihnen zustehenden Autheils verlangen, um des⸗ 
halb, weil er auf Grund des Uebertragsvertrages vom 20. De⸗ 
zeuber 1878 ſich im Beſitze des geſammten Nachlaſſes befindet. 
Dieſem Anſpruche gegenüber iſt nur der Bekl. der Verpflichtete, 
während ſein als Miterbe den Kl. gegenüber allein noch in 
Betracht kommender Bruder zu dem geltend gemachten Anſpruche 
in keiner Beziehung ſteht. Bekl. überſieht, daß es ſich nicht um 
einen Anſpruch gegen den Nachlaß handelt, der allerdings gemäß 
55 127 flade. Thl. I Tit. 17 A. L. R. nur gemeinſchaftlich 
gegen die Erben verfolgt werden könnte, ſondern um einen 
gegen ihn für ſeine Perſon erhobenen Anſpruch, bei welchen 
ſeine Erbeigenſchaft überhaupt nicht in Frage kommt. IV. C. S. 
1. S. Rütershoff c. Brüggemann vom 24. Juni 1897, 
Nr. 462/96 IV. 

86. Aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt geht nicht hervor, 
wie die Verpfändung der beiden oben erwähnten Hypotheken 


über 10 000 Mark und 25 500 Mark erfolgt iſt. Unſtreitig 
iſt zwar, daß die Hypothekenurkunden der Bekl. übergeben 
wurden, und daß dieſe dem S. Pfandſcheine nach dem zu den 
Akten überreichten Formular ausſtellte, das nur eine Legitimation 
zum Empfange des Pfandſtücks enthält. Nicht feſtgeſtellt iſt 
jedoch, daß die Verpfändung ſchriftlich erfolgte. Letzteres wäre 
aber, um die Verpfändung wirkſam zu machen, nöthig geweſen. 
Der Art. 317 H. G. B. kommt, obwohl Bekl. Kaufmann iſt, 
nicht in Betracht, denn dieſer beſtimmt über die Formen, die 
nach Landesrecht zum Erwerb dinglicher Rechte nöthig find, 
nichts (vergl. Urtheil des erkennen den Senats vom 12. März 1884, 
mitgetheilt im Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt 1884 S. 249). 
Im Gebiete des A. L. R. aber, deſſen Vorſchriften, da S. nicht 
Kaufmann iſt, allein maßgebend ſind, kann das Pfandrecht an 
Hypotheken nach S$ 515, 281 Thl. I Tit. 20 und $ 1 der 
Verordnung vom 9. Dezember 1809 nur durch Uebergabe des 
Hypothekenbriefs und ſchriftliche Verpfändung begründet werden. 
Wäre dieſe Form nicht beobachtet, ſo wäre die Verſteigerung 
ſchon deshalb ungültig geweſen. I. C. S. i. S. Preuß. Leihhaus 
zu Berlin c. Rummelsburger Kalkwerke vom 26. Juni 1897, 
Nr. 75/97 J. 

87. Bekl. beruft ſich zur Rechtfertigung ihres Verfahrens 
auf § 9 des Preußiſchen Geſetzes betreffend das Pfandleih⸗ 
gewerbe vom 17. März 1881 (Geſetzſamml. S. 265), während 
die Inſtanzgerichte der Anſicht ſind, daß Verpfändungen von 
Hypotheken überhaupt nicht unter jenes Geſetz fallen. Dies 
iſt zutreffend. Das Geſetz bezieht ſich nur auf die Geſchäfte 
der „Pfandleiher“. Was hierunter zu verſtehen ſei, wird nicht 
näher geſagt; wohl aber wird in § 1 des Geſetzes für die 
Begriffsbeſtimmung auf „§§ 34, 38 der Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 — Bundesgeſetzblatt S. 245 — in der durch 
das Geſetz vom 23. Juli 1879, R. Geſ. Bl. S. 267, beſtimmten 
Faſſung“ verwieſen. Bei der Erläuterung der letzteren Be⸗ 
ſtimmungen wird in der Literatur unter den Geſchäften des 
Pfandleihers regelmäßig nur das gewerbsmäßige Ausleihen von 
Geld gegen Verpfändung von Gebrauchsgegenſtänden verſtanden. 
Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt allerdings wohl zu eng und ent⸗ 
ſpricht jedenfalls nicht ganz dem Preußiſchen Geſetze vom 
17. März 1881, da in dieſem, wie aus § 10 deſſelben hervor⸗ 
geht, auch das Leihen von Geld gegen Werthpapiere zu den 
Geſchäften des Pfandleihers gerechnet wird. Hieraus folgt 
jedoch nicht, wie die Reviſion meint, daß die Beleihung aller 
Werthe, über die eine Urkunde ausgeſtellt iſt, alſo auch die von 
Schuldurkunden, zu ſolchen Geſchäften gehören. Das Preußiſche 
Geſetz hat in § 9 dem Pfandleiher den Verkauf der Pfänder, 
unter denen es (vergl. § 5) lediglich Fauſtpfänder verſteht, ohne 
Erlangung eines vollſtreckbaren Schuldtitels, ſowie ohne gericht⸗ 
liche Ermächtigung geſtattet und in 88 10 bis 13 Vorſchriften 
gegeben, die ſich an die 58 716 ff. der C. P. O. anſchließen. 
Insbeſondere find in § 10 Abſ. 2 des Geſetzes Beſtimmungen 
getroffen, die, auch dem Wortlaute nach (vergl. Begründung 
zu 55 9, 10 des Entwurfs, Druckſachen des Preußiſchen Herren- 
hauſes 1880/81 Bd. 1 Nr. 5 S. 11, Kommiſſtonsbericht, eben⸗ 
daſelbſt Nr. 30 S. 13) den 88 721, 722 C. P. O., betreffend 
die Verwerthung gepfändeter Gold- und Silberſachen und ge⸗ 


pfändeter Werthpapiere entſprechen. Das Geſetz hat danach 


unter Pfandgegenſtänden nur bewegliche körperliche Sachen im 
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Auge und zwar nur ſolche, die nach der C. P. O. im Falle der 
Zwangsvollſtreckung von dem Gerichtsvollzieher nicht nur ge⸗ 
pfändet, ſondern auch verwerthet werden können. Dagegen 
gehören Urkunden über Forderungen nicht hierher; denn es iſt 
nicht beabſichtigt, nicht blos von den Vorſchriften der C. P. O. 
in §§ 736, 743, ſondern überhaupt von jedem Schutz des 
Schuldners bei der Verpfändung von Forderungen abzuſehen 
und dem Pfandleiher ein Verfahren zu geſtatten, das ihm, wie 
im vorliegenden Falle, ermöglichen würde, nicht nur Werthe an 
ſich zu bringen, die, nach eigenen Angaben, ſeine Forderung 
vollkommen decken, ſondern daneben ihm auch noch als Erſatz 
eines angeblich erlittenen Ausfalls eine Forderung verſchaffen, 
die ſeiner urſprünglichen Forderung nahezu gleichkommt. Nach 
den vorſtehenden Ausführungen bleibt das mehrerwähnte Geſetz 
vom 17. März 1881 außer Betracht und es fragt ſich, ob 
Bekl. zu der Verſteigerung aus anderweitigen Vorſchriften 
befugt war. In dieſer Beziehung iſt anzuerkennen, daß ein 
Vertrag zwiſchen Pſandgläubiger und Pfandſchuldner, daß 
Erſterer ſich aus dem Pfande ohne Erwirkung eines vollſtreck⸗ 
baren Titels ſolle befriedigen dürfen, zuläſſig iſt. Solcher 
Vertrag bedarf indeß, wenn, wie im vorliegenden Falle die 
Art. 309 bis 311 des H. G. B. nicht Platz greifen, der in 
dem Landesrecht vorgeſchriebenen Form trotz der Vorſchrift in 
Art. 317 H. G. B., d. h. auch dann, wenn der Pfandvertrag 
ein Handelsgeſchäft iſt. In dem Geltungsbereich des A. L. R. 
find dafür die §8 29, 30 Thl. J Tit. 20 maßgebend. Dieſe 
hätten alſo beobachtet werden müſſen, und Bekl. wäre danach 
nur dann zum Verkauf der Hypotheken ohne vollſtreckbaren 
Titel befugt geweſen, wenn S. ſolches ſchriftlich erlaubt hätte; 
ferner aber hätte der Verkauf nicht unter dem Betrage einer, 
mit Zuziehung des S. aufzunehmenden Taxe erfolgen dürfen. 
Weder das eine, noch das andere iſt beobachtet worden. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

88. Der Reviſion mußte Folge gegeben werden. Es 
handelt ſich hier um ein an einem Grundſtück beſtehendes 
ſubjektiv⸗perſönliches Nutzungsrecht, welches durch Befib- 
einräumung bezw. Eintragung im Grundbuch objektiv-dinglich 
geworden iſt. Da es veräußerlich iſt, muß es auch verpfändbar 
ſein. Beſondere Vorſchriften über die Art, wie an einem ſolchen 
Recht ein Pfandrecht begründet wird, ſind nicht vorhanden. Der 
B. R. hat nun geglaubt, die Beſtimmungen in den §§ 281 
und 288 Thl. J Tit. 20 des A. L. R. ſinngemäß anwenden zu 
müſſen und hat daher, da er in der Urkunde, in welcher der 
Eigenthümer das Nutzungsrecht beſtellt, eine Schuldurkunde im 
Sinne des § 281 a. a. O. nicht erblicken zu können vermeint, 
neben der Verpfändungserklärung die Benachrichtigung des 
Schuldners zur giltigen Verpfändung des Nutzungsrechts gemäß 
§ 288 a. a. O. für erforderlich und ausreichend erachtet, wobei 
er unter „Schuldner“ den Grundſtückseigenthümer verſteht. Da 


vorſtehende Erforderniſſe hier erfüllt ſind, hat er angenommen, 


daß für die Kl. an dem fraglichen Nutzungsrecht in rechts⸗ 
wirkſamer Weiſe ein Pfandrecht begründet ſei. Dieſer Anſicht 
kann indeſſen nicht beigepflichtet werden. In Ermangelung 
beſonderer Beſtimmungen ſind zunächſt und in erſter Reihe die 
allgemeinen Rechtsgrundſätze über Verpfändungen zur Anwendung 
zu bringen und erſt in zweiter Linie können die für Verpfändung 
anderer Rechte beſtehenden Vorſchriften zur ſinngemäßen Ver⸗ 


werthung herangezogen werden. Der erſte und oberſte allge— 
meine Grundſatz des preußiſchen Rechts über die Begründung 
von Pfandrechten iſt der, daß Pfandrechte nur auf zweierlei 


Weiſe entſtehen können, nämlich entweder durch Eintragung im 


Grundbuch oder durch Beſitzübertragung. Die erſtere Art kennt 
es nur für Grundſtücke und für die dieſen gleichgeſtellten ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gerechtigkeiten, zu denen das hier fragliche Recht nicht 
gehört. Eine Ausdehnung dieſer Beſtimmung auf Rechte iſt 
ausgeſchloſſen. Es bleibt daher als Art und Akt der Be⸗ 
gründung von Pfandrechten an Nutzungsberechtigungen nur 
Beſitzübertragung übrig, worauf überdies auch ſchon § 7 Thl. 
Tit. 2 des A. L. R. in Verbindung mit § 94 Thl. 1 Tit. 20 
des A. L. R. hinweiſt. Die Beſtimmungen in den §§ 281 
und 288 Thl. J Tit. 20 des A. L. R., welche der B. R. zur 
Anwendung gebracht hat, ſtehen in dem Abſchnitt über „Ver⸗ 
pfändungen beweglicher Sachen ohne körperliche Uebergabe“ und 
zwar in derjenigen Unterabtheilung dieſes Abſchnittes, welcher 
von der Verpfändung perſönlicher Forderungsrechte handelt. Es 
geht vorher eine Unterabtheilung mit allgemeinen Grundſätzen 
über die Verpfändung ohne körperliche Uebergabe. Der dieſe Ab⸗ 
theilung einleitende 8 271 (Thl. I Tit. 20) lautet: „Verpfän⸗ 
dungen durch ſymboliſche Uebergabe finden nur bei Sachen ftatt, 
wo entweder die Natur des Gegenſtandes keine eigentliche körperliche 
Uebergabe zuläßt oder wo die Geſetze die Parteien ausdrücklich 
davon dispenſiren“. Der Geſetzgeber geht hienach davon aus, 
daß eine körperliche Beſitzübergabe bei Verpfändung von For⸗ 
derungsrechten nicht möglich ſei und ſymboliſirt daher, indem 
er an dem Leitgrundſatz feſthält, daß Verpfändung nur durch 
Beſitzübertragung erfolgen könne — abgeſehen von der hier 
nicht anwendbaren Eintragung im Grundbuch — den Belik 
von Forderungsrechten in dem Beſitz der darüber ausgeſtellten 
Schuldurkunde. Die erſte Frage, die im gegenwärtigen Falle 
zu ſtellen iſt, iſt daher die, ob denn hier die Natur des Gegen⸗ 
ſtandes eine eigentliche körperliche Uebergabe zuläßt oder nicht. 
Erſt wenn dieſe Frage verneint wird und damit die Voraus- 
ſetzung des § 271 a. a. O. feſtgeſtellt iſt, kann weiter erörtert 
werden, ob die §§ 281 und 288 oder welche anderen Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Abſchnittes ſonſt zur Anwendung zu bringen 
ſind. Jene Frage iſt aber zu bejahen. Das preußiſche Recht 
erkennt, wie außer Streit ſteht, Beſitz an ſolchen dinglichen 
Nutzungsrechten an. Es iſt daher auch eine Uebertragung des 
Beſitzes an dieſen Rechten möglich, welche ſich im Einzelnen 
nach der Natur des betreffenden Rechtes richtet und daher ſoweit 
das Recht mit dem Beſitz einer körperlichen Sache verbunden 
iſt, in deren Uebergabe, im Uebrigen in der Uebertragung der 
Ausübung des Rechtes beſteht. Eine ſolche Uebergabe des 
Rechtsbeſitzes konnte und mußte, auch wenn man lediglich das 
Ausbeuterecht ins Auge faßt und von dem Recht, Fabrik⸗ 
anlagen u. ſ. w. zu haben ganz abſieht, auch hier geſchehen, 
um jenes Recht giltig zu verpfänden. Da eine derartige Beſitz⸗ 
übertragung nicht behauptet, geſchweige denn nachgewieſen iſt, 
hat eine rechtswirkſame Verpfändung des genannten Rechts zu 
Gunſten der Kl. nicht ſtattgefunden, woraus ſich die Abweiſung 
ihres Anſpruchs ohne Weiteres ergiebt. — — Dem Rechts- 
zuftande, welchen der B. R. unter Anwendung des § 288 a. a. O. 
herſtellen will, ſteht, ganz abgeſehen von dem oben angebenen 
Grunde, auch ſchon der Umſtand entgegen, daß es bei ihm an 
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der Erkennbarkeit des Pfandrechts für Dritte, insbeſondere für 
ſolche, welche ein Recht an der Berechtigung erwerben wollen, 
mangelt. Denn der Benachrichtigung an den Schuldner bei 
perſönlichen Forderungen ſteht hier die Benachrichtigung an den 
Grundſtückseigenthümer keineswegs gleich. Der perſönliche 
Schuldner wird durch die Benachrichtigung gehindert, an den 
Verpfänder zu zahlen, während dem Grundſtückseigenthümer 
das einmal aus ſeinem Eigenthumsrecht losgelöſte Nutzungs⸗ 
recht als ein fremdes gegenüberſteht, für deſſen Ausübung durch 
Unberechtigte er dem wahren Berechtigten gegenüber nicht haftbar 
iſt. Ja es kann mit Fug bezweifelt werden, ob er rechtlich ver⸗ 
pflichtet iſt, dem Dritten, der von ihm eine Erklärung darüber 
erfordert, ob ihm eine Nachricht über Verpfändung des Nutzungs⸗ 
rechtes zugegangen ſei, Auskunft zu ertheilen. Die Benach⸗ 
richtigung des Grundſtückseigenthümers von der Verpfändung 
würde hienach eine rechtlich ganz bedeutungs⸗ und wirkungsloſe 
Maßnahme darſtellen und würde jedenfalls die Verpfändung 
für Dritte nicht erkennbar machen. V. C. S. i. S. Rocholl 
c. Benner vom 5. Juli 1897, Nr. 54/97 V. 

89. Als falſch muß das von dem B. G. daraus, daß 
polizeilicher Seits gegenwärtig vielfach die Herſtellung einer 
Doppelthüre nicht gefordert werde und die Polizeibehörde den 
Kl. den Betrieb der Weinprobirſtube nicht unterſagt habe, ab⸗ 
geleitete Argument bezeichnet werden. Das Polizeipräſidium 
hat im vorliegendem Falle die Herſtellung eines Vorraumes 
oder einer Doppelthüre verlangt und hierauf beſtanden, — und 
die Polizeibehörde kann unter Umſtänden den Betrieb einer 
Weinprobirſtube trotz eines gewiſſen baulichen Mangels geſtatten, 
weil ſie dieſen Mangel nicht als geradezu geſundheitsgefährlich 
oder ſittenwidrig erachtet, überdies weil ſie darauf vertrauen 
darf, daß ihrer Anordnung zur Abhülfe bald entſprochen werde. 
Der geſtattete oder geduldete Betrieb kann aber durch den 
Mangel, hier durch den üblen Geruch, im hoͤchſten Grade 
beeinträchtigt werden, ja das Miethlokal hierdurch faktiſch zum 
beſtimmten Gebrauch untüchtig geworden fein. Ob dies zutrifft, 
iſt aber nach Maßgabe der konkreten Verhältniffe zu beurtheilen. 
Rechtsirrthümlich iſt auch die Anſchauung des B. G., daß Kl. 
inſofern am Untüchtigwerden der Weinprobirſtube zum beſtimmten 
Gebrauche nicht ohne Verſchulden ſeien ($ 383 Thl. I Tit. 21 


A. L. R.), als ſie unterlaſſen hätten, dem kleinen techniſchen Mangel 


einer genügenden Spülvorrichtung entweder ſelbſt auf Koſten des 
Bekl. abzuhelfen oder dieſen zu Abhülfe zu veranlaſſen. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann nicht jeder kleine Mangel, der ſich in den 
Miethslokalitäten herausſtellt, ohne Weiteres zur Auflöſung des 
Miethvertrages durch den Miether führen. Aber im vorliegenden 
Falle handelte es ſich erſt um die Erfüllung einer vom Bekl. 
übernommenen Verbindlichkeit, um die von ihm herzuſtellende 
genügende, die Weinprobirſtube vor üblen Geruch ſchützende 
Cloſetanlage, und hiernach hatte Bekl. zu erwägen und ſich zu 
erkundigen, was alles ſeinerſeits zur Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
pflichtung, zur Herſtellung einer genügenden, angemeſſenen Cloſet⸗ 
anlage erforderlich war. Nicht den Mietherinnen lag ob, zu 


prüfen und fi etwa bei einem Techniker zu erkundigen, wie, 


auf welche Weiſe und mit welchen Mitteln dem Mangel der 
Spülvorrichtung abzuhelfen ſei. Ueberdies hatte Bekl. die auch 
polizeilicher Seits für nöthig erachtete Verpflichtung, die Giofet- 
anlage genügend gegen die Weinprobirſtube abzuschließen, noch 


nicht erfüllt und die Kl. behaupten, daß ſchon wegen des 
Mangels dieſes Abſchluſſes der Geſtank in die Weinprobir- 
ſtube eingedrungen und dieſer Uebelſtand durch das Fehlen 
der Spülvorrichtung nur vermehrt worden fe. VI. C. S. 
i. S. Metzler u. Lang u. Gen. c. Jahn vom 12. Juli 1897, 
Nr. 93/97 VI. 

90. Die Verpflichtung des Ehemannes, feiner Frau ftandes- 
gemäßen Unterhalt zu gewähren, iſt eine abſolute. Es kommt 
nicht in Betracht, ob das Eingebrachte der Frau ausreicht; der 
Mann kann auch nicht fordern, daß die Frau ſich zunächſt aus 
ihrem vorbehaltenen Vermögen ernähre, wenn ſolches nicht aus- 
drücklich ausbedungen war (vergl. Dernburg: Preußiſches 
Privatrecht 4. Auflage Bd. 3 S. 82). Der Beklagte muß 
dieſen Unterhalt auch außerhalb der Ehewohnung gewähren, da 
der Kl. das Getrenntleben durch richterliche Anordnung geftattet 
worden iſt. IV. C. S. i. S. Bohm c. Bohm vom 17. Juni 1897, 
Nr. 91/97 IV. 

91. Durch § 673 Thl. II Tit. I A. L. R. wird kein 
ſelbſtändiger Scheidungsgrund geſchaffen; er beruht, ebenſo wie 
der § 670, ihrem Grunde nach auf der Verletzung der ehelichen 
Treue durch ehebrecheriſchen Beiſchlaf. Der abweichende Inhalt 
der §§ 670 und 673 iſt allein der, daß zur Anwendung des 
§ 670 der Nachweis des vollendeten Ehebruchs erfordert wird, 
während zur Anwendung des § 673 der Nachweis eines un- 
erlaubten Umgangs genügt, wodurch eine dringende Vermuthung 
der verletzten ehelichen Treue begründet wird. Der § 673 
erleichtert daher nur den Beweis des Ehebruchs, woraus ſich 
dann von ſelbſt die weitere Folge ergiebt, daß der Gegenbeweis 
gegen die aus dem unerlaubten Umgange ſich ergebende faktiſche 
Vermuthung zuläſſig iſt, weil der Wirkung der Unanwendbarkeit 
des § 673, falls nachgewieſenermaßen ein Ehebruch nicht ftatt- 
gefunden hat (Urtheile des Preuß. Obertribunals vom 16. Juli 
1866, Striethorſt Archiv Bd. 63 S. 316, vom 29. Juni 1868, 
Entſch. Bd. 60 S. 164, des R. G. IV. C. S. vom 7. und 
18. Januar 1886 und 27. Oktober 1892 bei Bolze Bd. II 
Nr. 1143 und Bd. XV Nr. 429). Aus der Gleichartigkeit 
des im § 673 vorgeſehenen Scheidungsgrundes mit dem Schei⸗ 
dungsgrunde des eigentlichen Ehebruchs im § 670 ergiebt ſich 
rückſichtlich der prozeſſualen Behandlung für den erkennenden 
Richter die Verpflichtung, den ihm im Eheſcheidungsprozeſſe zur 
Begründung der Klage unterbreiteten Thatbeſtand unter dem 
rechtlichen Geſichtspunkte des $ 673 auch dann zu würdigen, 
wenn Kl. ſelbſt ſich nur auf $ 670 berufen, der zum Nach- 
weiſe des vollendeten Ehebruchs geltend gemachte Sachverhalt 
aber ſich zugleich zu Gunſten des Kl. unter den § 673 unter⸗ 
ordnen läßt. Denn die Beſtimmung der Rechtsfolgen, welche 
ſich aus den den Klagegrund bildenden Thatſachen für den An⸗ 
ſpruch des Kl. ergeben, iſt als Anwendung des Geſetzes Sache 
des erkennenden Richters, welcher dabei an die rechtliche Auf- 
faſſung des Kl. nicht gebunden iſt und nur die durch den Klage- 
antrag gezogenen Grenzen inne zu halten hat. Die von dem 
Kl. zum Nachweiſe des als Scheidungsgrund aus § 670 geltend 
gemachten Ehebruchs der Bekl. mit dem P. aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen und die nach dieſer Richtung ſeitens des B. R. 
gewonnenen Beweisergebniſſe laſſen, objektiv genommen, die 
Folgerung zu, daß zwiſchen den beiden ein unerlaubter Umgang 
beſtanden hat, wodurch eine dringende Vermuthung der verletzten 
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ehelichen Treue im Sinne des § 673 begründet wird. Von 
weſentlicher Bedeutung hierbei iſt, da es ſich um Folgerungen 
aus einem Umgange, alſo aus einem dauernden Verhältniſſe 
handelt, daß die den Umgang der Bekl. mit dem P. betreffenden 
Thatſachen im Zuſammenhange gewürdigt werden, da ſo die 
einzelnen Thatſachen eine weitere Tragweite haben können, als 
ihnen ſonſt und für ſich genommen beiwohnen würde. Obwohl 
die Beweisaufnahme über den ehebrecheriſchen Verkehr der beiden 
mit einander ſich auf einen mehrjährigen Zeitraum erſtreckt und 
auch nach der Annahme des B. R. das Ergebniß gehabt hat, 
daß dieſelben mehrfach unter verdächtigen Umſtänden zuſammen⸗ 


gekommen find, hat fi der B. R. doch darauf beſchränkt, zu 


prüfen, ob aus den einzelnen Vorgängen zu folgern ſei, daß es 
zwiſchen beiden zur Beiſchlafsvollziehung gekommen ſei, während 
er ſich der Möglichkeit der Anwendung des § 673 auf den feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt überhaupt nicht bewußt geweſen iſt. In 
eine thatſächliche und rechtliche Würdigung hierüber einzutreten, 
war aber geboten. IV. C. S. i. S. Kerski c. Kerski vom 
17. Juni 1897, Nr. 448/96 IV. 

92. Den Scheidungsgrund aus §§ 675, 676 Thl. II 
Tit. 1 des A. L. R. ſieht der B. R. als nicht gegeben an, 
weil für die Annahme, daß die Bekl. nach Erlaß des Unter⸗ 
ſagungsbefehls vom 6. März 1895 den Verkehr mit P. fort- 
geſetzt habe, irgend ein thatſächlicher Anhaltspunkt nicht erbracht 
worden ſei. Er geht dabei von der zutreffenden Auffaſſung 
aus, daß die Nichtbefolgung des Verbots durch Fortſetzung des 
verdächtigen Umgangs einen ſelbſtändigen Scheidungsgrund 
abgiebt, der, im Gegenſatze zu den §§ 670—6 73, nicht auf 
eigentlichen Ehebruch, ſondern auf Ungehorſam gegen den Befehl 
ſchlechthin beruht, ſo daß er auch durch den Nachweis, daß ein 
wirklicher Ehebruch nicht ſtattgefunden, nicht beſeitigt werden 
kann. Unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkte würdigt der B. R. 
das dieſen Scheidungsgrund betreffende thatſächliche Vorbringen 
des Kl., jedoch nur inſoweit, als ſich daſſelbe auf den Umgang der 
Bekl. mit dem P. nach dem Erlaß des Unterſagungsbefehls vom 
6. März 1895 bezieht, indem er davon ausgeht, daß das frühere 
Verhalten der Bekl. zur Begründung des Vorwurfs der Nicht- 
befolgung dieſes Befehls nicht verwerthbar ſei. Hiergegen richtet 
ſich die Reviſion mit der Ausführung, daß für die Beurtheilung, 
ob der thatſächlich auch nach dem Erlaſſe des Verbots zwiſchen 
der Bekl. und dem P. ſtattgehabte Verkehr als eine Fortſetzung 
des unterſagten Umgangs im Sinne der §§ 675, 676 zu 
erachten ſei, der frühere Umgang, wegen deſſen das Verbot 
erlaſſen ſei, nicht unberückſichtigt bleiben dürfe und daß daher 
dem B. R. eine Verletzung des §S 259 der C. P. O. und der 
vorgedachten Geſetzesvorſchriften zur Laſt falle. Die Rüge erſcheint 
begründet. Richtig iſt zwar der Ausſpruch des B. R., daß der 
vor dem Erlaß des Unterſagungsbefehls fallende Verkehr zur 
Begründung des Vorwurfs der Nichtbefolgung des Befehls nicht 
verwerthet werden kann, in dem Sinne, daß aus demſelben 
niemals für ſich ein Ungehorſam gegen den Befehl hergeleitet 
werden kann. Das iſt ſelbſtverſtändlich. Auf einem ganz anderen 
Gebiete bewegt ſich aber die Frage, ob nicht zur richtigen Wür⸗ 
digung eines nach dem Verbote ſtattgehabten Verkehrs rückſichtlich 
der Abſicht und des dabei verfolgten Zwecks der Verkehrenden 
das Verhalten der letzteren zu einander vor dem Verbote heran⸗ 
gezogen werden kann und muß. Beides iſt aber unbedenklich zu 


bejahen und folgt aus dem Grundſatze der richterlichen freien 
Beweiswürdigung gemäß § 259 der C. P. O. Ein und der⸗ 
ſelbe Vorgang zwiſchen zwei Perſonen verſchiedenen Geſchlechts 
unterliegt in Anſehung der Abſicht und des Zwecks der Be— 
theiligten einer ganz verſchiedenen Beurtheilung, je nachdem 
dieſelben bereits vorher in näheren Beziehungen zu einander 
ſtanden oder nur gewöhnliche Bekannte von einander waren. 
Gerade wo es ſich um innere Thatſachen, um nicht erklärte 
Abſichten oder Zwecke handelt, iſt für den Beweis das ſonſtige 
Verhalten der Betheiligten zumeiſt die zuverläſſigſte Erkenntniß⸗ 
quelle. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

93. Ein Bedenken gegen das Vorliegen des Scheidungs— 
grundes aus SS 675, 676 Thl. II Tit. 1 des A. L. R., welcher 
den zuvorigen Erlaß eines den verdächtigen Umgang unterſagen⸗ 
den Befehls und die Nichtbefolgung dieſes Befehls zur Voraus⸗ 


ſetzung hat, könnte darin gefunden werden, daß der von dem 


L. G. an die Bekl. erlaſſene Unterſagungsbefehl vom 6. März 
1895 in unzuläſſiger Weiſe eine Friſt — von einer Woche — 
beſtimmt, binnen welcher nach der Zuſtellung des Beſchluſſes die 
Bekl. den Umgang mit dem P. unterlaſſen ſollte. Eine ſolche 
Friſtbeſtimmung iſt unſtatthaft, da ſie mit dem Zwecke des 
Befehls, einem unerlaubten Umgange alsbald Einhalt zu thun, 
im Widerſpruch ſteht und den Anſchein erweckt, als ob der ver- 
dächtige Umgang bis zum Ablauf der geſtellten Friſt noch 
geſtattet wäre. Indeſſen die Unzuläſſigkeit der Friſtbeſtimmung 
hat nicht die Wirkungsloſigkeit des Befehls überhaupt zur Folge, 
ſondern nur die Wirkung, daß die Nichtbefolgung des Befehls 
nur in einem nach Ablauf der Friſt fortgeſetzten vertrauten 
Umgange gefunden werden kann. Vergl. Entſch. bei Nr. 91. 

94. Die 88 718a und 718 b Thl. II Tit. 1 des A. L. R. 
ſtehen in engem und unzertrennbarem Zuſammenhange; ihr 
Inhalt und Zweck iſt die Aufſtellung eines ſubſidiären Scheidungs⸗ 
grundes und die Regelung der Schuldfrage bei der Scheidung 
aus dieſem Grunde. Aus der ſubſidiären Natur des Scheidungs⸗ 
grundes der einſeitigen unüberwindlichen Abneigung folgt, daß 
derſelbe nur Platz greift, wenn ein eigentlicher geſetzmäßiger 
Scheidungsgrund nicht vorliegt, ſo daß ſeine Anwendbarkeit 
neben einem ſolchen ausgeſchloſſen iſt. Daraus und aus dem 
untrennbaren Zuſammenhange der SS 718 a und 718 b, der 
es nicht geſtattet, den erſten anzuwenden und von der An⸗ 
wendung des zweiten abzuſehen, ergiebt ſich dann aber die 
weitere Folge, daß bei Zulaſſung der Scheidung gemäß § 7182 
der die Trennung ſuchende Ehegatte auch gemäß § 718b für 
den ſchuldigen Theil erklärt werden muß, ohne daß dabei 
eine etwaige Ehevergehung des anderen Theils, die aber als 
Scheidungsgrund gemäß 88 720, 721, weil fie verziehen oder 
als verziehen anzuſehen iſt, nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, berückſichtigt werden darf (Urtheil des Preußiſchen Ober⸗ 
Tribunals vom 6. Oktober 1871, Striethorſt's Archiv Bd. 84 
S. 23, des R. G. vom 9. Juni 1881 — Gruchot's Beiträge 
Bd. 26 S. 714 — und vom 5. April 1886, Entſch. Bd. 15 
S. 290, 291; Dernburg, Preußiſches Privatrecht Bd. 3 § 18 
Note 44). IV. C. S. i. S. Immermann c. Immermann 
vom 1. Juli 1897, Nr. 114/97 IV. 

95. Unter „ganz kinderloſen“ Ehen im Sinne von $ 716 
Thl. II Tit. 1 A. L. R. ſind nur ſolche Ehen zu verſtehen, in 
denen Kinder nicht blos nicht vorhanden, ſondern auch nicht 
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mehr zu erwarten ſind (vergl. Urtheil des R. G. vom 8. Oktober 
1885, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 337). Nach dieſer letzteren 
Richtung ermangelt es aber in dem B. U. an der erforderlichen 
thatſächlichen Unterlage, fo daß die Che der Parteien als eine 
„ganz kinderloſe“ im Sinne des § 716 felbft dann nicht an- 
zuſehen iſt, wenn man, was die Reviſion beftreitet, mit dem 
B. R. es für zuläffig hält, dabei das von der Kl. während 
der Ehe geborene Kind ohne Feſtſtellung feiner Illegitimität 
nach Maßgabe der SS 7 f. Thl. II Tit. 2 des A. L. R. außer 
Betracht zu laſſen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

96. Die Reviſion vertritt die Auffaſſung, daß die Scheidung 
der Ehe auf Grund des § 718 a Thl. II Tit. 1 des A. L. R. die 
Schuldigerklärung des die Ehetrennung ſuchenden Theils zur un⸗ 
erläßlichen Folge habe. Der Reviſionsangriff erſcheint begründet. 
Der B. R. verkennt die zwingende Natur der Vorſchrift des 
5 718b, nach welcher die Erklärung für den ſchuldigen Theil 
die unabwendbare Folge für denjenigen Ehegatten iſt, der ſich 
des — nur. mit dieſer Folge gegebenen — Scheidungsgrundes 
der unüberwindlichen Abneigung gemäß § 718a bedient. 
Dabei iſt es für die Anwendbarkeit des § 718b ohne Be⸗ 
deutung, ob die Scheidung etwa auch dem Willen des anderen 
Theils entſpricht, ſelbſt eine dahingehende Erklärung des letzteren 
würde daran nichts ändern. Denn der Sinn der Worte im 
$ 718b „wider den Willen des andern“ iſt nicht der, daß in 
jedem einzelnen Falle zu prüfen iſt, ob die wegen unüberwind⸗ 
licher Abneigung nachgeſuchte Scheidung gegen den Willen des 
anderen Ehegatten iſt, ſondern der Geſetzgeber hat zur Recht⸗ 
fertigung der über die Schuldfrage getroffenen Entſcheidung 
zum Ausdruck gebracht, daß die Scheidung wegen unüberwind⸗ 
licher Abneigung ohne eigentlichen geſetzmäßigen Grund und 
ohne Rückſicht auf den Willen und ſelbſt wider den Willen des 
anderen Theils allein auf einſeitiges Begehren erfolge und 
daher der die Scheidung ſuchende Theil ſich die Schuldig 
erklärung gefallen laſſen müſſe. Der abweichenden Meinung 
bei Rehbein, Entſch. des Ober⸗Tribunals Bd. IV S. 349, 350, 
daß der 8 71 8b nicht zur Anwendung komme, wenn im Fall 
des § 71 8a der beklagte Theil der Scheidung zuſtimmt und 
daß dann kein Uebergewicht der Schuld anzunehmen, kann nicht 
beigetreten werden. Vergl. Entſch. bei Nr. 94. 

97. Die Frage, nach welchem örtlichen Rechte zu be- 
urtheilen ſei, ob eine geſetzliche Alimentationspflicht der Ge⸗ 
ſchwiſter unter einander beſtehe, iſt von dem früheren Preußiſchen 
Obertribunale und von dem R. G. verſchieden beantwortet 
worden. Das Obertribunal hat das am Wohnſitze des Be⸗ 
rechtigten geltende Recht für maßgebend erachtet, Entſch. des 
Obertribunals Bd. 56 S. 8, das R. G. dagegen das Recht 
am Wohnſitze des Verpflichteten, Entſch. des R. G. Bd. 17 
S. 223, aber auch den nach dieſem Rechte zuläſſigen 
Alimentationsanſpruch dann verſagt, wenn er nicht gleichfalls 
nach dem am Wohnſtitze des Berechtigten geltenden Rechte er- 
hoben werden könnte. Urtheil des R. G. vom 19. November 
1896 in Sachen M. (Kl.) wider L. und Genoſſen (Bell.), 
IV. 254/96. Ob dieſe Wechſelbeziehung zur Zeit der Klage 
oder zur Zeit der Entſtehung des Anſpruchs vorhanden ſein 
muß, kann im gegenwärtigen Rechtsſtreite dahin geſtellt bleiben. 
IV. C. S. i. S. Benninghofen c. Stadt Ruhrort vom 12. Juli 
1897, Nr. 8/97 IV. 


98. Die Pflicht zur Gewährung des nothdürftigen Unter⸗ 
halts muß nach Maßgabe der augenblicklich obwaltenden 
Verhältniſſe geregelt werden, Gruchot Beiträge Bd. 38 S. 719. 
Urtheil des R. G. vom 14. Oktober 1895 in Sachen Sch. 
gegen Sch., IV. 115/95 und zur Erfüllung dieſer Pflicht iſt 
auch das Kapitalvermögen zu verwenden, Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. 20 S. 37. Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 160. 
Gruchot Beiträge Bd. 25 S. 113, Bd. 34 S. 890, ſofern 
dadurch nicht eine gegenwärtige Gefährdung der eigenen 
Exiſtenz des Verpflichteten eintritt. Gruchot Beiträge Bd. 38 
S. 722. Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 160. Bolze Praxis 
des R. G. Bd. 7 Nr. 259, Bd. 16 Nr. 174. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

99. Das Verlangen, den Bekl. zu verurtheilen, der Kl. 
eine deren Bedürfniſſen entſprechende Konfirmandenſtube einzu⸗ 
richten beziehungsweiſe zu beſchaffen, kann nicht dahin ver: 
ſtanden werden, daß nur eine hypothetiſche Entſcheidung der 
Frage begehrt werde, ob in dem Falle, wenn ſeitens der geiſtlichen 
Obern die Beſchaffung eines beſondern, in beſtimmter Weiſe 
herzuſtellenden Konfirmandenzimmers für erforderlich erklärt 
werden ſollte, der Bekl. zur Beſchaffung eines ſolchen Raumes, 
nach Maßgabe der von der Verwaltungsbehörde zu treffenden 
Entſcheidung, verpflichtet ſei; ſondern die Kl. verlangt mit dem 
in Rede ſtehenden Antrage ſchlechthin einen dahin gehenden 
Ausſpruch: daß der Bekl. ſchuldig ſei, eine den obwaltenden 
Bedürfniſſen entſprechende Konfirmandenſtube zu beſchaffen. 
Die jo angeſtrebte Feſtſtellung einer Verpflichtung des Bekl. 
zur Befriedigung des ſtreitigen Bedürfniſſes würde nur dann 
erfolgen können, wenn die Frage, ob ein in dieſer Richtung zu 
befriedigendes Bedürfniß überhaupt vorhanden ſei, zu bejahen 
wäre. Dieſe Vorfrage aber entzieht ſich der richterlichen Ent- 
ſcheidung, da über die Nothwendigkeit und über die Art der 
Ausführung geiſtlicher Bauten, unter Ausſchließung des ordentlichen 
Rechtsweges, lediglich durch die Verwaltungsbehörde auf Grund 
der 88 707 flg. Thl. II Tit. 11 des A. L. R., ſowie der 
Kabinetsordre vom 18. Februar 1805 und der dazu ſpäter 
ergangenen Verordnungen und Erlaſſe zu entſcheiden iſt. Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 242 und Bd. 34 
S. 308, Gruchot's Beiträge Bd. 24 S. 1049, Jur. Wochenſchr. 
von 1880 S. 158 und von 1885 S. 328 Nr. 33, ſowie ins⸗ 
beſondere Jur. Wochenſchr. von 1897 S. 279 Nr. 43 und die 
dort citirten weiteren Urtheile. Solange alſo jene, das Vor⸗ 
handenſein eines Bedürfniſſes betreffende Vorfrage noch nicht 
in der vorgeſchriebenen Weiſe durch die Verwaltungsbehörde zum 
Austrag gebracht worden iſt, muß der Rechtsweg bezüglich der 
vorliegenden Streitfrage als ausgeſchloſſen erſcheinen. IV. C. S. 
i. S. evangel. Kirchengemeinde zu Stift Berg c. Fiskus vom 
3. Juni 1897, Nr. 432/96 IV. 

100. Der Bekl. wiederholt den ſchon in den Vorinſtanzen 
vorgebrachten, prinzipiellen Einwand, daß ihm eine Entſchädigungs⸗ 
pflicht deshalb nicht obliege, weil es ſich hier um ein an einer 
öffentlichen Sache beſtehendes Privatrecht handle, welches nur 
mit den aus der Beſtimmung der öffentlichen Sache ſich ergebenden 
Beſchränkungen erworben werden könne. Der Bekl. habe nun 
im Intereſſe der Schifffahrt, deſſen Wahrung ihm nach 8 79 Thl. II 
Tit. 15 des A. L. R. obliege, Sand aus den Stellen 
des Fluſſes, wo ſein Vorhandenſein die Schifffahrt hindere 
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ausbaggern und an die Stelle des Stroms, hier den Heuzugsſee, 
ſchaffen laſſen, wo es ein Schifffahrshinderniß nicht mehr bilde. 
Die hieraus ſich ergebende Stoͤrung und Eiuſchränkung ihres 
Rechtes müßten ſich die Kl., da jene Maßnahme durch die Be- 
ſtimmung des Oderſtroms als öffentliche Schifffahrtsſtraße bedingt 
ſei, entſchädigungslos gefallen laſſen. Von einer Aufopferung 
beſonderer Rechte könne nicht die Rede ſein, da ſie ja ihr Recht 
nur mit dieſer Einſchränkung erworben hätten. Das R. G. hat 
bereits wiederholt (Gruchot Bd. 29 S. 947, Juriſt. Wochenſchrift 
1886 S. 451 Nr. 39, 1890 S. 243 Nr. 35) in bejahenden Sinne 
zu der Frage Stellung genommen, ob der Fiskus, wenn die in 
einem öffentlichen Strom zur Fiſcherei Berechtigten durch Maß⸗ 
nahmen der Strombauverwaltung, die im Intereſſe der Schifffahrt 
an dem Strom vorgenommen werden, an ihrer Fiſcherei Schaden 
erleiden, zum Schadenerſatz verpflichtet ſei. Von dieſer Rechts⸗ 
anſicht jetzt abzuweichen liegt um ſo weniger Anlaß vor, als 
ſelbſt von dem prinzipiellen Standpunkt aus, den der Bekl. ein- 
nimmt, eine Schadenserſatzpflicht des Fiskus ſich nicht in Abrede 
ſtellen läßt. Er handelt ſich hier nicht um das zweifellos im 
Schifffahrtsintereſſe erforderte Ausbaggern des Oderſtromes, alſo 
um das Vertiefen der Stromrinne und das Wegſchaffen der aus⸗ 
gebaggerten Maſſen aus dieſer, ſondern lediglich um das Ablagern 
jener Maſſen im Heuzugsſee. Daß es nun zur rechtlichen Zweck⸗ 
beſtimmung des Heuzugsfeed als eines öffentlichen Gewäſſers 
bezw. als Theiles der Oder gehöre, den an anderer Stelle der 
Oder ausgebaggerten Sand in ſich aufzunehmen, kann nicht 
anerkannt werden. Auch ſcheint es im Intereſſe der Schifffahrt 
daran ausgeſchloſſen, daß der ausgebaggerte Sand gerade im 
Heuzugsſee und nicht an einer anderen für die Schifffahrt un⸗ 
ſchädlichen Stelle untergebracht werde. Es fehlt alſo die 
Vorausſetzung, von welcher die Reviſion ausgeht, daß eine 
Beſchränkung des Privatrechts der Kl. in Frage ſtände, die ſich 
aus der Beſtimmung des Heuzugsſees für den öffentlichen 
Verkehr ergebe. V. C. S. i. S. Fiskus c. Gieche und Gen. 
vom 10. Juli 1897, Nr. 43/97 V. 

VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

101. 8 6 Abſ. 1 des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 
erklärt alle beſtändigen Abgaben und Leiſtungen, welche auf 
eigenthümlich beſeſſenen Grundſtücken haften, für ablösbar, und 
der 8 91 Abſ. 2 beſtimmt, daß mit Ausnahme feſter Geldrenten 
Laſten, welche nach dieſem Geſetze ablösbar find, einem Grundſtück 
fortan nicht mehr auferlegt werden dürfen. Zutreffend ſtellt 


der B. R. feſt, daß die ſtreitige Laſt den Charakter einer 


Reallaſt im Sinne des § 6 a. a. O. habe, d. i. den Charakter 
einer beſtändigen Leiſtung, welche dem jeweiligen Eigenthümer 
des Gutes Warſchken obliegt und ſolcher Geſtalt auf dieſem 
Gute ſelbſt haftet. Denn die Verpflichtung der jeweiligen 
Eigenthümer beſteht darin, jedes Mal, ſo oft die von dem 
Gute Warſchken allein zu zahlenden Abgaben und Laſten weniger 
als Y der Geſammtſumme der von allen drei Gütern zu 
zahlenden Laſten und Abgaben betragen, die Guter Palmnicken 
und Dorbnicken alſo mehr als / und ½ dieſer Geſammtſumme 
zu entrichten haben, den Unterſchied, d. h. den an / der Ge⸗ 
ſammtſumme fehlenden Betrag an die Eigenthümer der Güter 
Palmnicken und Dorbnicken zu zahlen. Der B. R. hat dieſen 
Inhalt der Verpflichtung in bedenkenfreier Weiſe aus den Ver⸗ 


trägen fefigeftellt und in Folge deſſen dem Klagebegehren ftatt- 
gegeben. V. C. S. i. S. Stantien u. Becker o. v. Schmidt 
vom 26. Juni 1897, Nr. 19/97 V. 

Zu den Stempelgeſetzen. | 

102. Die Urkunden vom 27. und 28. Dezember 1894 
ſtehen inhaltlich mit einander im untrennbaren Zuſammenhange 
und ſind daher bezüglich der Stempelpflichtigkeit als eine ein⸗ 
heitliche Urkunde zu betrachten. (Juſtizminiſterialblatt 1886 
S. 281, 1893 S. 60.) Nach der Auslegung, welche das B. G. 


den Urkunden giebt, verſpricht das Bankhaus M. & Comp., 


der Kl. am 31. Dezember 1894 ein mit 3 Prozent verzins⸗ 
liches, ſpäteſtens am 31. Januar 1898 rückzahlbares, Darlehn 
von 3 000 000 Mark zu geben, und verpflichtet ſich die Kl., 
dieſes Darlehn unter den aufgeſtellten Bedingungen der Ver⸗ 
zinſung und Rückzahlung anzunehmen. Die Auslegung iſt mit 
dem Wortlaute und Wortſinne der Urkunden ſehr wohl vereinbar 


und verſtößt daher nicht gegen das Geſetz. Bei dieſer Aus- 


legung enthält aber die Urkunde vom 28. Dezember 1894 das 
weſentliche Kriterium einer Schuldverſchreibung im Sinne des 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 7. März 1822, nämlich 
das Anerkenntniß und die Uebernahme der Verpflichtung zur 
Entrichtung der in einer Geldſumme beſtehenden Schuld. 
(Entſch. des R. G. Bd. 8 S. 259.) Die Verpflichtung iſt 
allerdings durch die Hingabe der Darlehnsvaluta bedingt. 
Allein durch die Beifügung der Bedingung wird die Eigenjchaft 
der Schuld als einer Geldſchuld und ſomit der Urkunde als 
einer Schuldverſchreibung nicht alterirt. (Juſtizminiſterial⸗ 
blatt 1884 S. 228. Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 S. 34 
Nr. 105. Centralblatt der Abgaben⸗, Gewerbe- und Handels- 
geſetzgebung für 1879 S. 336 und für 1884 S. 124.) Auch 
kann der Urkunde die Bedeutung einer Schuldverſchreibung 
nicht deshalb verſagt werden, weil dem Bankhauſe M. & Comp. 
ein Klagerecht auf Annahme des Darlehns nicht zuſtand. Ein 
ſolches Recht iſt nach der Beſtimmung der §§ 659, 660 
Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R. nicht nur in dem Falle aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Borger das Darlehn nachgeſucht und 
der Andere daſſelbe in rechtsgültiger Form verſprochen hat 
($ 658 a. a. O.), ſondern auch in dem vom Geſetzgeber nicht 
ausdrücklich hervorgehobenen Falle, daß der Borger ſich zur 
Annahme des ihm offerirten Darlehns rechtsgültig verpflichtet 
hat. Denn nicht blos im letzteren, ſondern auch im erſten 
Falle wird eine rechtliche Verbindlichkeit des Borgers zur An⸗ 
nahme des Darlehns begründet. Beide Fälle ſtehen ſich in 
dieſer Wirkung völlig gleich. Deshalb muß auch die Ver⸗ 
letzung der Annahmepflicht, die Annahmeverweigerung, zu 
gleichen Folgen führen. Die Folgen beſtehen in der Der: 
pflichtung zur Schadloshaltung in dem durch § 660 a. a. O. 
feſtgeſetzten Umfange. Dadurch erhält aber die Obligation 
keinen anderen Inhalt, ſondern es wird nur der urſprüngliche 
Gegenſtand der Obligation in einen anderen verwandelt. Es 
hängt nicht vom freien Willen des Borgers ab, die Ver— 
bindlichkeit zur Annahme des Darlehns zu erfüllen oder nicht 
zu erfüllen, ſondern das Geſetz hat ihm nur nachgelaſſen, eine 
andere Art der Erfüllung zu wählen. Die Erforderniſſe der 
Schuldverſchreibung werden daher durch die Folgen, welche das 
Geſetz an die Annahmeverweigerung knüpft, nicht beſeitigt. 
(Juſtizminiſterialblatt 1884 S. 124. Centralblatt 1884 S. 124. 
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Urtheil des R. G. vom 3. Mai 1886 i. S. Seeling gegen 
Fiskus, IV. 445/85. Gruchot Beiträge Bd. 32 S. 954.) 
IV. C. S. i. S. Berliner Handelsgeſellſchaft c. Fiskus vom 
21. Juni 1897, Nr. 456/96 IV. | | 

103. Allerdings hängt die Stempelpflichtigkeit einer Urkunde 
allein von ihrer formellen Gültigkeit ab. Aber immer iſt 
Vorausſetzung, daß überhaupt eine Vertragsurkunde vorliegt, 
eine ſolche gewollt iſt. Beiſpielsweiſe werden Urkunden, die 
lediglich zum Zweck der Uebung oder zum Scherz entworfen 
ſind, nicht dem Stempel unterliegen. Da nun im vorliegenden 
Falle die Vermerke: „bewilligt“, „genehmigt“ nicht dem Vertrags⸗ 
zenoſſen gegenüber zum Zweck des Vertragsabſchluſſes abgegeben, 
ſondern lediglich interne Aeußerungen der klägeriſchen Organe 
unter einander find, jo liegen hier überhaupt keine Vertrags- 
urkunden vor. III. C. S. i. S. Bockenheimer Volksbank 
c. Fiskus vom 13. Juli 1897, Nr. 86/97 III. 

Zum Geſetz vom 28. Februar 1843. 

* 104. Die Vorinſtanzen haben den 8 16b des Geſetzes vom 
28. Februar 1843 über die Benutzung der Privatflüſſe dahin 
ausgelegt, daß bei Beſtimmung desjenigen Waſſerquantums, 
welches als „zum Betriebe in dem bisherigen Umfange noth⸗ 
wendig“ anzuſehen iſt, eine den damaligen Zeitverhältniſſen 
entiprechende, mittelgute Anlage des Mühlenwerkes unterzuſtellen 
ſei, und daß, wenn die für den Mühlenbetrieb getroffenen Ein- 
richtungen derartig mangelhaft geweſen ſeien, daß fie den hier- 
nach zu fordernden mittleren Maßſtab nicht erreichten, die in 
Folge dieſes fehlerhaften Zuſtandes unnöthig verbrauchte oder 
unbenutzt verbliebene Waſſerkraft nicht zu dem für den Betrieb 
„in dem bisherigen Umfange nothwendigen“ Waſſer gerechnet 
werden könne. Dieſe Auslegung wird von der Reviſion ohne 
Erfolg bekämpft. Sie ſteht keineswegs in Widerſpruch mit den 
in der Judikatur des R. G. zu § 16 eit, aufgeftellten Grund- 
ſätzen (vergl. Gruchot Beiträge Bd. 31 S. 418 und Juriſtiſche 
Wochenſchrift pro 1887 S. 22 Nr. 36), entſpricht vielmehr 
dem Sinne des Geſetzes und wird ausdrücklich in den Motiven 
zu demſelben beſtätigt. Dies iſt bereits in der Entſcheidung 
des Königlichen Obertribunals vom 13. Februar 1857 (Entſch. 
des Obertribunals Bd. 35 S. 173; vergl. auch Striethorſt 
Archiv Bd. 44 S. 49) hervorgehoben. Es genügt in dieſer 
Beziehung auf diejenige Stelle der Motive hinzuweiſen, die in 
den Gründen der erſtgedachten Entſcheidung wörtlich mitgetheilt 
worden iſt. V. C. S. i. S. Fünfſtück c. v. Kittlitz vom 
26. Juni 1897, Nr. 22/97 V. 

105. Die Annahme des B. R., daß der Salzige See als 
Privatfluß im Sinne des Geſetzes vom 28. Februar 1843 über 
die Benutzung der, Privatflüſſe zu gelten habe, kann nicht be 
anſtandet werden, da der See nach der thatſächlichen Feſtſtellung 
des B. R. in der Salzke einen Abfluß beſaß. Entſch. des R. G. 
Bd. 35. S. 313. V. C. S. i. S. Zuckerfabrik Erdeborn 
c. Mansfelder Kupferſchiefer bauende Gewerkſchaft vom 7. Juli 
1897, Nr. 39/97 V. | 

106. Das Geſetz vom 28. Februar 1843 enthält nicht, 
wie der B. R. anzunehmen ſcheint, ein abſolutes Verbot 
weitergehender Benutzung des Waſſers in Privatflüſſen, als wie 
fie darin den Uferbeſitzern und dem Publikum beſonders ein- 
geräumt worden iſt ($$ 1 und 2). Wie durch beſonderen 
Rechtstitel, z. B. Vertrag, Erſitzung, vergl. Entſch. des R. G. 


Bd. 4 S. 283 ff., weitergehende Nutzungsrechte an Privat- 
flüſſen ſogar zum Schaden anderer Nutzungsberechtigter erworben 
werden können, jo reicht überhaupt die geſetzgeberiſche Abſicht 
bei den Einſchränkungen der Nutzungsrechte in dem Geſetze 
vom 28. Februar 1843 nicht weiter, als den Gemeingebrauch 
und die Nutzung der Uferbeſitzer am Waſſer in einem be⸗ 
ſtimmten Grade zu ſichern. Daß darüber hinaus auch ein 
unſchädlicher Gebrauch des Waſſers verhindert werden ſolle, 
woran weder ein anderer Uferbeſitzer noch das Publikum, ſoweit 
es Gelegenheit zum Gemeingebrauch findet, ein Intereſſe hätte, 
läßt ſich aus dem Geſetze nicht entnehmen; eine ſolche Annahme 
würde ſich auch mit dem auf die Nutzbarmachung des Waſſer⸗ 
ſchatzes der Privatflüſſe gerichteten Zweck des Geſetzes in Wider⸗ 
ſpruch ſetzen. Es iſt alſo darin, daß das von der klagenden 
Zuckerfabrik abgeleitete Waſſer nicht für ein Ufergrundſtück 
des M. gebraucht und nicht dem See wieder zugeleitet wurde, 
nicht ein unter allen Umſtänden geſetzwidriger und verbotener 
Zuſtand zu erblicken, auf den ein Recht niemals hätte beſtehen 


können. Nur ein anderer Intereſſent an dem Privatfluſſe wäre 


in der Lage geweſen, dieſer Benutzung zu widerſprechen, und 
erſt einem ſolchen Widerſpruch hätte die in Frage ſtehende Anlage 
weichen müſſen, ſofern nicht — worüber jetzt nichts bekannt ift — 
die Kl. die Unſchädlichkeit ihrer Waſſerableitung darzuthun im 
Stande geweſen ſein ſollte. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

107. Unſtreitig iſt, daß auf Antrag der Bekl., bevor ſie die 
jetzt vorhandene Abwäſſerungsanlage einrichtete, das polizeiliche 
Ermittelungsverfahren nach §§ 19 ff. des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843 ftattgefunden hat und daß in ihm der Präkluſions⸗ 
beſcheid des Kreisausſchuſſes zu Goldberg vom 12. Mai 1896 
ergangen iſt, in welchem dem Kl. ſeine Rechte gegen dieſe Anlage 
vorbehalten worden find. Es frägt ſich nun, ob und inwieweit 
der Kl. hierdurch behindert iſt, den Rechtsweg zu beſchreiten. 
Der B. R. hat eine ſolche Behinderung deshalb nicht an⸗ 
genommen, weil nach § 23 Abſ. 2 des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843 die Verwaltungsbehörde nur über die Frage zu 
entſcheiden habe, ob durch die Bewäſſerungsanlage einem zur 
Zeit der Publikation dieſes Geſetzes beſtehenden Triebwerke das 
zum Betriebe in dem bisherigen Umfange erforderliche Waſſer 


entzogen werde (§ 16 Litt. b), während es ſich hier nicht blos 


um dieſe für den Kl. aus § 16 Litt. b begründete Befugniß 
handle, und weil ferner auch § 75 des jetzt geltenden Zus 
ſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 ſich nur auf diejenigen 
Fälle beziehe, die bereits im Jahre 1843 dem Rechtswege 
entzogen waren. In letzterer Beziehung iſt der Entſcheidungs⸗ 
grund ungenau. Denn ſchon der Wortlaut des § 75 und die 
in ihm eingefügten Allegate ergeben, wenn man ſie mit den 
Allegaten des §8 109 des Zuſtändigkeitsgeſetzes von 1876 ver- 
gleicht, daß die Kompetenz der Verwaltungsbehörde gegen früher 
erweitert worden iſt, wie denn auch die Motive zu § 75 dies 
ausdrücklich mit den Worten hervorheben, die Entſcheidung des 
Kreisausſchuſſes ſei in § 76 (jetzt 8 75) „nicht mehr wie in 
§ 109 des Kompetenzgeſetzes auf Widerſprüche aus einem be⸗ 
ſtimmten einzelnen Grunde beſchränkt“ (Druckſachen des Ab⸗ 
geordnetenhauſes für 1882/83 zu Nr. 44 sub J. Uebrigens 
ſteht hiermit die vom B. R. in Bezug genommene Entſcheidung 
des Oberverwaltungsgerichts vom 13. Oktober 1887 (Entſch. 
des Oberverwaltungsgerichts Bd. 15 S. 334) keineswegs im 
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Widerſpruch. Aber — wenngleich in dieſer Beziehung der 
B. R. mit ſeinem Entſcheidungsgrunde zu weit geht — ſo iſt 
ihm doch in der Sache ſelbſt beizutreten und er hat auch den 
entſcheidenden Geſichtspunkt bereits dadurch angedeutet, daß er 
ausführt, es handle ſich für den Kl. nicht blos um die ihm 
aus § 16 Litt. b des Geſetzes vom 28. Februar 1843 zu⸗ 
ſtehende Befugniß auf Waſſerbenutzung, ſondern darüber hinaus 
um die Verpflichtung der Bekl. zur Zurückleitung des ent⸗ 


nommenen Waſſers. In der That ſtehen für den Kl. zwei 


rechtliche Beziehungen in Frage: einmal ſein Recht zu ver⸗ 
langen, daß die Bekl. das abgeleitete Waſſer in das urſprüng⸗ 
liche Bett der Deichſa zurückleite, bevor dieſe das Ufer eines 
fremden Grundſtücks berührt ($ 13 Nr. 2 a. a. O.); und 
zweitens ſeine Befugniß aus § 16 Litt. b daſelbſt, vermöge 
deren er verlangen kann, daß ihm das zum Betriebe ſeiner 
Mühle in dem bisherigen Umfange nothwendige Waſſer nicht 
entzogen werde. Das erſterwähnte Recht gehört nicht zu den⸗ 
jenigen „Widerſpruchsrechten“, auf deren Ermittelung das 
polizeiliche Ermittelungsverfahren der §§ 19 Nr. 1 ff. gerichtet 
iſt. Unter letzteren find vielmehr die in §8 16, 17 des Geſetzes 
erwähnten zu verſtehen, über deren Vorhandenſein der Oberlieger 
nicht unterrichtet zu ſein braucht und bezüglich deren es daher 
eines Mittels bedarf, um ſie feſtzuſtellen. Der § 13 dagegen 
ſchreibt ganz allgemein die Bedingungen vor, unter denen über⸗ 
haupt nur den Uferbeſitzern ein Recht zur Benutzung des 
vorüberfließenden Waſſers vom Geſetz zuerkannt wird. Er 
gewährt alſo nicht ein „Widerſpruchsrecht“, ſondern er ſchränkt 
das Recht zur Waſſerbenutzung für jeden Anlieger eines Privat⸗ 
fluſſes derartig ein, daß jeder Unterlieger befugt iſt, die Inne⸗ 
haltung dieſer Einſchränkung zu verlangen. Damit ſtimmt auch 
der Ausdruck des Geſetzes überein, welches von einem „Wider⸗ 
ſpruchsrecht“ erſt in SS 16 und 17 ſpricht und ſchon damit 
zu erkennen giebt, daß derſelbe Ausdruck in $ 19 auf dieſe im 
Geſetze ſelbſt als „Widerſpruchsrecht“ bezeichneten Rechte zu 
beziehen iſt. Und daraus erklärt ſich endlich, daß in § 75 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 zwar die 88 16a 
und b, 17, 23 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes vom 28. Februar 
1843, nicht aber der § 13 dieſes Geſetzes in Parentheſe bei⸗ 


gefügt und ſo das Anwendungsgebiet dieſer Vorſchrift umgrenzt 


worden iſt. Es ergiebt ſich alſo, da der Kl. ſeinen Widerſpruch 
gegen die jetzt beſtehende Abwäſſerungsanlage nicht blos auf 
§ 1s Litt. b, ſondern in erſter Reihe auf §S 13 Nr. 2 des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843 gründet, ſein Recht aber, 
inſoweit es aus dieſer Geſetzesbeſtimmung hergeleitet wird, nicht 
zu den Widerſpruchsrechten zählt, auf deren Ermittelung das 
polizeiliche Aufgebotsverfahren abzielt, daß durch dieſes Ver⸗ 
fahren und den in ihm ergangenen Präflufionsbeicheid dieſe 
Befugniß des Kl. (nämlich ſeine Befugniß, zu verlangen, daß 
die Bekl. bei der Waſſerbenutzung die Vorſchrift in §S 13 Nr. 2 
einhalte) nicht betroffen worden iſt. Da nun zur Wahrung 
dieſer vom Kl. beanſpruchten Befugniß die einſtweilige Verfügung 
erlaſſen iſt, ſo iſt der Einwand der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
vom B. R. mit Recht verworfen worden. V. C. S. i. S. Zucker⸗ 
fabrik Haynau c. Schreiber vom 12. Juli 1897, Nr. 196/97 V. 
Zum Geſetz vom 11. Juli 1845. 

108. Die Kl. behaupten, daß der notarielle Ceſſionsakt 

vom 16. Juni 1893 unwirkſam ſei, weil das darin enthaltene 


Schlußatteſt der geſetzlichen Vorſchrift nicht entſpreche. Dieſes 
Schlußatteſt ſchließt ſich unmittelbar an die Stelle des notariellen 
Protokolls an, welche folgendermaßen lautet: Dieſe Verhandlung 
iſt dem Erſchienenen in Gegenwart des Notars und des Schreib- 
zeugen laut vorgeleſen, von ihm genehmigt, und, da er wegen 
Zitterns der Hände nicht ſchreiben konnte, unterkreuzt. Hand⸗ 
zeichen des Rentiers +++ Heinrich K. atteſtirt 3. Hierauf 
folgt das bemängelte Schlußatteſt in nachſtehender Faſſung: 
Es wird hierdurch beſcheinigt, daß vorſtehende Verhandlung ſo, 
wie ſie niedergeſchrieben, ſtattgefunden hat, daß ſie in Gegen⸗ 
wart des Notars und des zugezogenen Schreibzeugen dem Er⸗ 
ſchienenen laut vorgeleſen, von ihm genehmigt und, wie vorſteht, 
eigenhändig unterzeichnet worden iſt. Die Kl. erblicken in dieſer 
Faſſung der Beſcheinigung eine Verletzung der nach § 41 des 
Geſetzes vom 11. Juli 1845 über das Verfahren bei Aufnahme 
von Notariatsinſtrumenten weſentlichen in §S 14 Nr. 3 a. a. O. 
vorgeſchriebenen Förmlichkeit. Nach dieſer Vorſchrift ſoll atteſtirt 
werden, daß die Verhandlung von den Betheiligten eigenhändig 
unterzeichnet, oder weshalb dies unterblieben und ſtatt der Unter⸗ 
ſchrift ein Handzeichen beigefügt iſt. Mit Recht nimmt das 
B. G. an, daß die von den Kl. behauptete Geſetzesverletzung 
nicht vorliegt, obgleich das Schlußatteſt mit dem Wortlaut der 
vorerwähnten Vorſchrift allerdings nicht völlig übereinſtimmt. 
Da das bemängelte Schlußatteſt die Beſcheinigung enthält, daß 
die Verhandlung von den Erſchienenen „wie vorſteht, eigen⸗ 
händig unterzeichnet worden iſt“, und hierdurch auf die den 
Hergang bei der Unterzeichnung beurkundende Stelle der Ver⸗ 
handlung ausdrücklich verwieſen iſt, ſo iſt auch, wie von dem 
B. G. zutreffend ausgeführt wird, unzweideutig zum Ausdruck 
gebracht und beurkundet, weshalb die eigenhändige Unterſchrift 
des Betheiligten unterblieben und ſtatt der Unterſchrift nur das 
Handzeichen beigefügt iſt. Dem Sinn der betreffenden Gejeßed- 
vorſchrift iſt hiernach genügt, und dies reicht hin, um die auch 
in der Reviſionsinſtanz wiederholte Behauptung einer Verletzung 
dieſer Vorſchrift hinfällig erſcheinen zu laſſen. (Vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 37 S. 321, 322.) IV. C. S. 
i. S. Mitzlaff u. Gen. c. Krüger vom 12. Juli 1897, 
Nr. 473/96 IV. i 

Zum Geſetz vom 9. März 1872. 

109. Den geſetzgeberiſchen Verhandlungen iſt mit Sicherheit 
zu entnehmen, daß den Medizinalbeamten nicht für die von 
ihnen von ihrem Wohnorte oder in der Umgebung deſſelben 
vorzunehmenden amtlichen Handlungen neben dem ihnen verliehenen 
Gehalte noch eine beſondere Vergütung gewährt werden ſollte, 
ſondern daß das Geſetz nur bezweckt hat, die Beamten wegen 
der Unkoſten und Auslagen, die ihnen bei der Vornahme ihrer 
Amtsverrichtungen am Wohnorte oder in deſſen Umgebung in 
Folge der Benutzung eines Fuhrwerks entſtehen, zu entſchädigen. 
Iſt hiervon aber auszugehen, ſo muß die Annahme der Klage, 
die auch von der Reviſion vertreten wird, daß das Geſetz, wenn 
es beſtimme, daß den Medizinalbeamten eine Entſchädigung von 
1,50 Mark für Fuhrkoſten bei jeder einzelnen Amts- 
verrichtung zu gewähren ſei, dabei unterſchiedslos jeden einzelnen 
Akt der amtlichen Thätigkeit der Beamten im Auge gehabt habe, 
ausgeſchloſſen erſcheinen. Der Annahme ſteht eben entgegen, 
daß der fraglichen Vergütung ausdrücklich die Eigenſchaft einer 
Entſchädigung für Fuhrkoſten beigelegt iſt. Mit Rückſicht 
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auf dieſen Umſtand muß es als dem Sinne des Geſetzes ent- 
ſprechend angeſehen werden, daß die Vergütung nur in ſolchen 
Fällen gefordert werden darf und aus der Staatskaſſe zu 
gewähren iſt, in welchen die objektive Möglichkeit der Benutzung 
einer Fuhrgelegenheit beſtanden oder, wie ſich der B. R. aus⸗ 
gedrückt, die Benutzung eines Fuhrwerks überhaupt hat in Frage 
treten können. Eingehend begründet. IV. C. S. i. S. Höhne 
c. Fiskus vom 3. Juni 1896, Nr. 434/97 IV. 

Zu den Geſetzen über Grundbuch und Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 

110. Es handelt ſich lediglich um die Rechtsfrage, ob die 
einer Hypothek zu Grunde liegende perſönliche Forderung 
vor der vertragsmäßig beſtimmten Zeit dadurch fällig wird, daß 
die Hypothek bei der Subhaſtation des verpfändeten Grund⸗ 
ſtückes ganz oder theilweiſe ausfällt. In dem von den Vor⸗ 
inſtanzen bezogenen Urtheile des ehemaligen zweiten Hilfsſenats 
des R. G. vom 7. April 1881 (Va 514/80) iſt dieſe Frage 
bejaht worden mit der Begründung, aus 5 759 des A. L. R. 
Thl. 1 Tit. 11 in Verbindung mit § 50 des E. E. G. vom 
5. Mai 1872 ergebe ſich das Prinzip, daß die Gefährdung oder 
der gänzliche Fortfall der dinglichen Sicherheit für eine Darlehns⸗ 
forderung den Gläubiger zur ſofortigen Rückforderung (vor der 
Verfallzeit) berechtige; auch werde durch § 75 der Subhaſtations⸗ 
ordnung vom 15. März 1869 und durch § 47 des E. E. G. 
die Fälligkeit der Hypothekenforderungen begründet. Dieſes 
Urtheil bekämpft der B. R. mit im Weſentlichen zutreffenden 
Gründen. In der That hat die Subhaſtation jene Folge ſelbſt 
dann nicht, wenn — wie im vorliegenden Falle — der Subhaſtat 
zugleich der perſönliche Schuldner der ausgefallenen Forderung 


it. Eingehend begründet. V. C. S. i. S. Seeger c. Moldenhauer 


vom 23. Juni 1897, Nr. 51/97 V. 

111. Es handelt ſich um die Frage, ob der $ 112 des 
Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen, vom 13. Juli 1883 eine Vertheilung des Geſammt⸗ 
erlöſes auf die einzelnen verſteigerten Grundſtücke unter Zugrunde⸗ 
legung der Steuerbeträge mit der Wirkung vorſchreibt, daß die 
Beiheiligten eine Vertheilung nach anderem Maßſtabe nicht 
ſollen verlangen können. Die Reviſion behauptet dies, jedoch 
mit Unrecht. — Ausführlich begründet. V. C. S. i. S. Schüler 
und Co. und Gen. e. Hagemann vom 23. Juni 1897, 
Nr. 16/97 V. | 

112. Die Rechtsunwirkſamkeit der Auflaſſung kann ein 
Jeder geltend machen, gegen den auf Grund der nichtigen 
Auflaſſung ein Anſpruch erhoben wird, namentlich der, welcher 
auf Grund der unrichtigen Eintragung aus ſeinem Beſitze ver⸗ 
drängt werden ſoll. Es iſt nicht erforderlich, daß der die Auf⸗ 
laſſung Anfechtende gerade ein rechtliches Intereſſe an der Be⸗ 
ſeitigung der Bucheigenthums habe. Die Anfechtung des auf 
Auflaſſung und Eintragung beruhenden Eigenthums wegen 


Nichtigkeit iſt Klageverneinung, wenn deren Unterlagen auch vom 


Bekl. nachgewieſen werden müſſen. Die Vorausſetzung einer 
jeden Klage iſt, daß dem Kl. das von ihm verfolgte Recht zuſteht. 
Weiſt der Bekl. nach, daß dem Kl. das beanſpruchte Recht nicht 
gebührt, ſo beſeitigt er damit die Aktivlegitimation. Solche, 
Vertheidigung kann keinem Bekl. verſchränkt werden. (Vergl. 
Entſch. des Obertribunals Bd. 78 S. 86, Entſch. des R. G. 
Bd. 28 S. 307, Juſtiz⸗Miniſterialblatt 1892 S. 177.) Die 
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Meinung des Kl., feine Legitimation fei dann gegeben, wenn 
der Rechtstitel, auf den ſich Bekl. berufe, verſage, iſt irrig. 
Auch wenn der Bekl. keinen Titel ſeines Beſitzes nachweiſen kann, 
ſondern durch die Abwehr des Kl. nur ſeinen thatſächlichen Be⸗ 
ſitz behalten will, muß die Abweiſung der Klage erfolgen, ſobald 
die Nichtigkeit des Eigenthumsrechts des Kl. dargethan wird. 
Wollte der Bekl. nichts blos dem Anſpruche des Kl. auf Beſitz⸗ 
räumung entgegentreten, ſondern auch für ſich ſelbſt ein Recht 
auf das Grundſtück zur Anerkennung bringen, dann mußte er frei⸗ 
lich ſein Recht klarſtellen. Das iſt aber nicht der Fall. Zur 
Abweiſung der Klage genügt der Nachweis der Nichtigkeit des 
Geſchäfts, in deſſen Erfüllung Auflaſſung und Eintragung er⸗ 
folgt iſt. Das Veräußerungsgeſchäſt iſt aber nach der konſtanten 
Judikatur des R. G. nichtig, wenn der Wille des Veräußernden 
ſich nicht auf das ganze aufgelaſſene Grundſtück, ſondern nur 
auf einen Theil deſſelben erſtreckte (vergl. die Urtheile in Turnau, 
Grundbuchordnung Bd. 1 S. 657). In ſolchem Falle liegt 
eine Anfechtung nicht wegen Irrthums, ſondern wegen Mangels 
des Veräußerungswillens vor. V. C. S. i. S. Herrfarth 
c. Silberſtein vom 7. Juli 1897, Nr. 40/97 V. 

113. Die Rkl. greifen das B. U. mit folgenden Aus⸗ 
führungen an: Da der Grundbuchrichter die Auflaſſungen einmal 
eingetragen habe, ſo ſeien die als Eigenthümer Eingetragenen 
auch Eigenthümer geworden; das reichsgerichtliche Urtheil vom 
17. Januar 1896 (Entſch. Bd. 36 S. 316 ff., Juriſt. Wochen⸗ 
ſchrift 1896 S. 188) ſpreche nur eine Regel für den Grundbuch- 
richter aus, nicht aber Unwirkſamkeit der unter Nichtbeachtung 
der Regel geſchehenen Auflaſſung und Eintragung. Dieſe Aus- 
führungen gehen nach allen Richtungen hin fehl; die in dem 
B. U. entwickelten Grundſätze ſtehen vielmehr durchweg in Ueber⸗ 
ſtimmung mit denen des erwähnten reichsgerichtlichen Urtheils, 
von denen abzugehen keine Veranlaſſung beſteht. Darnach war 
dadurch, daß die Erben der Ehefrau K. auf Grund der Erb- 
beſcheinigung ohne Erbtheilung ihre Eintragung als Eigenthümer 
im Grundbuche herbeigeführt hatten, an dem zwiſchen ihnen 
beſtehenden Rechtsverhältniſſe bezüglich des Grundſtücks Nr. 214 
Glatz⸗Häuſer nichts geändert worden; keinem von ihnen ſtand 
Miteigenthum zu einem beſtimmten Bruchtheile zu, und wie 
eine Auflaſſung des Grundſtücks ſelbſt, ſo hätte die Auflaſſung 
des Miteigenthums zu einem beſtimmten Bruchtheil nur durch 
alle Miterben geſchehen können; die Auflaſſung eines Bruchtheils 
ſeitens eines der Miterben an andere war wirkungslos und nicht 
geeignet, Eigenthum zu einem Bruchtheil auf dieſe zu übertragen. 
Da ſonach infolge der ſeitens des Bekl. zu 1) erklärten Auf⸗ 
laſſung nichts aus ſeinem Vermögen herausgegangen iſt, ſo fehlt 
es der Anfechtungsklage auf Grund des Reichsgeſetzes vom 
21. Juli 1879 an der weſentlichen Grundlage. Auf die von 
den Rkl. aufgeworfene Frage, wie ſie ſich angeſichts der einmal 
geſchehenen Auflaſſung und Eintragung verhalten ſollten, hat 
bereits das B. U. die Antwort ertheilt, indem es ſie darauf 
hinweiſt, den Theilungsanſpruch des Bekl. zu 1) zum Gegen⸗ 
ſtand der Zwangsvollſtreckung zu machen. Wie etwaige Schwierig⸗ 
keiten zu beſeitigen ſeien, die bei Betretung dieſes Wegs den 
Kl. aus der zu Gunſten der Bekl. zu 2) und 3) geſchehenen 
iſt an dieſer Stelle nicht zu 
erörtern. Da die erhobene Klage nur einen Anſpruch auf Grund 
des Aufechtungsgeſetzes verfolgt, ſo war auch nicht zu 
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prüfen, ob die Kl. etwa zur Erhebung einer Feſtſtellungsklage 
des Inhalts, daß die Bekl. zu 2) und 3) durch die Eintragung 
Miteigenthum zu einem Bruchtheil überhaupt nicht erlangt 
haben, befugt geweſen ſein würden. II. C. S. i. S. Winge 
c. Kretſchmer vom 9. Juli 1897, Nr. 140/97 II. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

114. Mit dem O. L. G. iſt davon auszugehen, daß die am 
26. März 1891 erfolgte Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes an den Kl. nicht der durch den § 39 des Enteignungs⸗ 
geſetzes vorgeſchriebenen Form entſpricht, daß auch dieſe Form 
keineswegs als durch das auf Grund des § 56 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung erlaſſene Regulativ vom 
28. Februar 1884 beſeitigt zu erachten, vielmehr als auf einer 
nicht aufgehobenen geſetzlichen Beſtimmung beruhend vor wie 
nach zu beobachten iſt. Die Nichtbeobachtung dieſer Form kann 
auch, wie die Reviſion mit Recht hervorhebt, nicht durch An⸗ 
wendung des § 267 der C. P. O. für bedeutungslos erklärt 
werden, da der § 39 des Enteignungsgeſetzes nur die über die 
Zustellungen, alſo die in den $$ 152 — 190 der C. P. O. 
gegebenen Beſtimmungen für anwendbar erklärt, zu welchen der 
§ 267 daſ. nicht gehört. Wenn dieſer Paragraph auch in 
ſeinen Wirkungen die Verletzung der vorgeſchriebenen Formen 
von Zuſtellungen zu heilen geeignet iſt, ſo kann er doch bei 
ſeinem allgemeinen Inhalte und Wortlaute, welcher der Zu- 
ſtellungen nicht erwähnt, und bei ſeiner Stellung in dem Titel 
„Verfahren bis zum Urtheil“ nicht als eine „für gerichtliche 
Behändigungen beſtehende Vorſchrift“ im Sinne des § 39 des 
Enteignungsgeſetzes aufgefaßt werden. Das O. L. G. hat aber 
auch den § 267 nicht direkt auf die in Rede ſtehende mangel⸗ 
hafte Zuſtellung angewendet, ſondern nur ausgeſprochen, daß 
von den Parteien im Enteignungsverfahren ein Verzicht auf die 
Form der Zuſtellung im Sinne des $ 267 ftattfinden könne, 
und daß die den regelmäßigen Gang des Verfahrens im Intereſſe 
der Betheiligten ordnenden Vorſchriften nicht dergeſtalt der öffent⸗ 
lichen Ordnung angehörten, daß jede private Verfügung nach 
dieſer Richtung auszuſchließen wäre. Dieſe Auffaſſung kann 
nicht als rechtsirrthümlich angeſehen werden. Wenn der Kl. die 


an ihn in nicht geſetzmäßiger Weiſe durch den Bezirksausſchuß 


erfolgte Zuſtellung des Feſtſetzungsbeſchluſſes der Gegenpartei, 
dem Enteigneten gegenüber als für ſich verbindlich anerkannt 
hat, ſo muß das für genugend erachtet werden, um auch für 
den Kl. den Lauf der ſechsmonatlichen Ausſchlußfriſt nach § 30 
des Enteignungsgeſetzes zu eröffnen. Hierbei kann allerdings 
der Umſtand nicht von entſcheidender Bedeutung ſein, daß die 
formloſe Zuſtellung an den enteignenden Eiſenbahnfiskus, wie in 
dem vorgelegten Schreiben des Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes 
zu Aachen vom 20. April 1896 bezeugt wird, ſogar die Regel 
bildet, und es auf einem langjährigen Uebereinkommen beruht, 
daß die Eiſenbahnbehörde nunmehr ihrerſeits die Zuſtellung der 
Beſchlüſſe an den Expropriaten zu bewirken habe. Entſcheidend 
iſt dagegen die Feſtſtellung des O. L. G., daß der Kl., indem 
er der Bekl. auch in ſeinem eigenen Namen den Feſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß zuſtellen ließ, der Bekl. zu erkennen gegeben hat, 
daß er die an ihn ſelbſt geſchehene Bekanntmachung der Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes als rechtlich wirkſam anerkenne. 
Dieſe Feſtſtellung iſt geeignet, das Urtheil zu tragen, da die 
Bekl. berechtigt iſt, dem Einwande des Kl., daß ihm der Feſt⸗ 


ſetzungsbeſchluß nicht formgerecht zugeſtellt ſei, das vorgedachte 
Anerkenntniß des Kl. entgegenzuhalten. II. C. S. i. S. Eiſen⸗ 
bahnfiskus c. Lippmann und Herz vom 13. Juli 1897, 
Nr. 142/97 II. | 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

115. Der Kl. wurde im Jahre 1890 im Bezirke des Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnbetriebsamtes Frankfurt a. M. als etats⸗ 
mäßiger Lokomotivheizer angeſtellt. Am 27. Dezember 1893 
zog er ſich durch einen bei Ausübung ſeines Dienſtes erlittenen 
Fall Verletzungen zu, und einige Zeit ſpäter zeigten ſich bei ihm 
Krankheitserſcheinungen, die ſchließlich zu ſeiner dauernden Dienft- 
unfähigkeit führten. Am 16. Mai 1895 kündigte ihm deshalb 
die Eiſenbahndirektion in Frankfurt a. M. den Dienſt und er- 
öffnete ihm zugleich, daß ihm ein Anſpruch auf Gewährung 
von Penſion nicht zuſtehe, weil er eine zehnjährige penſionsfähige 
Dienſtzeit noch nicht zurückgelegt habe, und ein urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen dem Unfall und ſeinem, die Dienſt⸗ 
unfähigkeit bedingenden Leiden nicht nachweisbar ſei. Auf ſeine 
wiederholte Eingabe verharrte die Direktion in einer Verfügung 
vom 3. Oktober 1895 auf dieſem Beſcheide. Ohne eine 
Beſchwerde an den Departementsminiſter und den Finanzminiſter 
zu richten, erhob der Kl. die vorliegende Klage; dieſe wurde 
jedoch wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges zurückgewieſen und 
ebenſo die dann eingelegte Berufung. Auch die Reviſion des 
Kl. konnte keinen Erfolg haben. Ausführlich begründet. 
III. C. S. i. S. Kittel e. E.⸗Fiskus vom 9. Juli 1897, 
Nr. 98/97 III. 

116. Die von der Bekl., unter Verweigerung der Ein⸗ 
laſſung zur Hauptſache, erhobene prozeßhindernde Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges iſt von beiden Vorderrichtern als 
unbegründet verworfen worden. Die Bekl. hält dieſe Einrede 
auch in der Reviſionsinſtanz aufrecht, indem ſie geltend macht, 
daß der Streitfall gemäß § 18 Abſ. 1 des Geſetzes über die 
Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden 
vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. 1883 S. 237) im Ber- 
waltungsſtreitverfahren zu entſcheiden ſei, und weiter auszuführen 
ſucht, daß eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit im Sinne des § 13 
des G. V. G. nicht vorliege, weil Kl. ſeinen Anſpruch lediglich 
auf ſein ihm durch § 1 der R. Gew. O. gewährleiſtetes Recht 
zum freien Gewerbebetrieb ſtütze und nicht behaupte, daß ihm 
aus einem privatrechtlichen Grunde ein perſönlicher oder ding— 
licher Anſpruch zuſtehe, das Gewerbe auf dem Kirchhofe der 
Bekl. auszuüben. Der Reviſion muß jedoch der Erfolg verſagt 
bleiben. Mit Recht hat der B. R. die Anwendbarkeit des 
§ 18 a. a. O. verneint. Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. 
Stadt Görlitz e. Ullrich vom 1. Juli 1897, Nr. 480/96 IV. 

117. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben, da das 
B. G. ohne erkennbare Rechtsnormverletzung die Klage wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen hat. Der § 53 der 
Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen der Preußiſchen 
Monarchie vom 30. Mai 1853 beſtimmt: „Soweit die Ein- 
nahmen aus dem ſtädtiſchen Vermögen nicht hinreichen, um die 
durch das Bedürfniß oder die Verpflichtungen der Gemeinde 
erforderlichen Geldmittel zu beſchaffen, können die Stadt⸗ 
verordneten die Aufbringung von Gemeindeſteuern beſchließen. 
Dieſe können beſtehen: J. II. In beſonderen direkten 
oder indirekten Gemeindeſteueru, welche der Genehmigung der 
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Regierung bedürfen, wenn fie neu eingeführt, erhöht oder in 
ihren Grundſätzen verändert werden ſollen. 
In den über die Erhebung von Kommunalſteuern zu erlaſſenden, 
von der Regierung zu genehmigenden Regulativen können 
Ordnungsſtrafen gegen die Kontravenienten bis auf Höhe von 
zehn Thalern angeordnet werden.“ Das Regulativ für die 
Erhebung der Haus- und Miethsſteuer in der Haupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Berlin ſtützt ſich auf den vorgenannten § 53 der 
Städteordnung, wie es in der Einleitung, die folgendermaßen 
lautet, ausdrücklich hervorhebt: „Auf Grund des § 53 Nr. II 
der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und des Kommunal- 
beſchluſſes vom 9. und 21. Februar 1854 werden die durch das 
Geſetz vom 26. Januar 1815 bisher eingeführten Kommunal⸗ 
abgaben der Haus- und Miethsſteuer, welche hauptſächlich dazu 
beſtimmt ſind, die für die Kommunalverwaltung erforderlichen 
Geldmittel zu beſchaffen, nach folgenden Grundſätzen fortan 
erhoben.“ Da das Regulativ ferner dem § 53 der Städte⸗ 
ordnung entſprechend von der Königlichen Regierung zu Pots- 
dam genehmigt worden iſt, ſo ſtellt es ſich nicht als eine auf 
Privatautonomie beruhende Vertragsnorm, ſondern als eine 
auf geſetzlicher Ermächtigung beruhende Rechtsnorm im Sinne 
des § 12 des E. G. zur C. P. O. und des § 512 der C. P. O. 
dar. Das Regulativ gilt nur für die Stadt Berlin, auf ſeine 
Verletzung kann daher, da es weder ein R. Geſ. iſt, noch auch 
ſein Geltungsbereich ſich über den Bezirk des B. G. hinaus 
erſtreckt, die Reviſion nicht geſtützt werden ($ 511 der C. P. O.). 
Die Entſcheidung des B. G., daß der Rechtsweg unzuläſſig 
ſei, beruht nun aber auf Auslegung des § 18 des Regulativs. 
IV. C. S. i. S. Stadt Berlin c. Königl. Domkirchenkollegium 
zu Berlin vom 28. Juni 1897, Nr. 475/96 IV. 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. 

118. Die im § 18 Abſ. 1 des Geſetzes vom 14. Juli 1893 
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im allgemeinen ausgeſprochene Verpflichtung zur Rückerſtattung 


der auf Grund der §§ 1 bis 4 des Grundſteuerentſchädigungs⸗ 
geſetzes vom 21. Mai 1861 geleiſteten Grundſteuerentſchädigungen 
it im § 19 Abſ. 1 und 2 dahin beſchränkt: „Die Rück⸗ 
eritattung (§ 18) bleibt ausgeſchloſſen bezüglich derjenigen Güter 
und Grundſtücke, welche nach erfolgter Entſchädigung durch 
läſtiges (entgeltliches) Rechtsgeſchäft veräußert worden ſind. 
Wenn ſich die Veräußerung nur auf einen Theil des Gutes 
bezw. Grundſtücks erſtreckt hat, fo wird der Betrag der Rück⸗ 
erſtattung nach dem Verhältniſſe der Grundſteuer ermittelt.“ 
Die Berufung des Kl. auf dieſe Beſchränkung mußte ohne 
weiteres verſagen, wenn er, wovon der Bekl. ausgeht, auch 
rückſichtlich der durch den Auseinanderſetzungsvertrag vom 
17. Februar 

27. April 1866 ihm übereigneten Gutshälfte im Sinne des 
; vom 21. Mai 1861 als Ent- 
ſchadigungsberechtigter um deshalb anzufehen wäre, weil er bei 
Empfangnahme der Entſchädigung am 15. Februar 1868 bereits 
Alleineigenthümer des Gutes war, da alsdann eine Veräußerung 
nach erfolgter Entſchädigung keinesfalls ſtattgefunden hätte. 
Nur wenn mit dem Kl. anzunehmen iſt, daß der Entſchädigungs⸗ 
berechtigte derjenige war, dem am 1. Januar 1865 das Eigen⸗ 
thum des bis dahin grundſteuerfreien und von da ab mit der 
Grundſteuer belaſteten Gutes zuſtand, kommt weiter in Frage, 
ob im Sinne des § 19 Abſ. 1 des Geſetzes vom 14. Juli 1893 


unter einer Veräußerung „nach erfolgter Entſchädigung“ nur 
eine ſolche zu verſtehen iſt, welche nach Erfüllung der Ent⸗ 
ſchädigungsverbindlichkeit ſeitens des Staats ſtattgehabt hat, 
oder ob darunter auch eine Veräußerung zu verſtehen iſt, welche 
zwar vor dieſem Zeitpunkte aber doch nach der Inhebungſetzung 
der Grundſteuer am 1. Januar 1865 erfolgt iſt. In erſterer 
Beziehung nimmt der B. R. in Uebereinſtimmung mit dem I. R. 
und unter Bezug auf das Urtheil des Preußiſchen Obertribunals 
vom 4. März 1870 — Entſch. Bd. 63 S. 375 flg. — an, 
daß nach dem Grundſteuerentſchädigungsgeſetze vom 21. Mai 1861 
die Grundſteuerentſchädigung den Perſonen zuſtand, die ſich am 
1. Januar 1865, dem Tage, von welchem ab die neue Steuer 
erhoben werden ſollte, im Eigenthumsbeſitze der bezüglichen Güter 
befanden. Dieſe Auffafſung iſt zutreffend. Näher dargelegt. 
IV. C. S. i. S. v. Bredow c. Fiskus vom 21. Juni 1897, 
Nr. 460/96 IV. 

119. Gewiß iſt es, was der B. R. ausſpricht, für die 
Regel — und vom Standpunkte des Entſchädigungspflichtigen 
ohne Einſchränkung — zutreffend, daß erſt mit der Erfüllung 
des Entſchädigungsanſpruchs die Entſchädigung als erfolgt an- 
geſehen werden kann. Dagegen iſt es vom Standpunkte des 
Entſchädigungsberechtigten keineswegs ausgeſchloſſen, daß die 
Entſchädigung erfolgt, ungeachtet der Entſchädigungspflichtige 
ſeiner Verbindlichkeit nicht genügt hat, vielleicht überhaupt nicht 
genügen kann. Es kommt nur darauf an, daß eine thatſächliche 
Ausgleichung des Schadens ſtatt gehabt hat. Die von dem 
B. R. hervorgehobene Tendenz des Geſetzes vom 14. Juli 1893 
findet auch in der Begründung des Geſetzentwurfs zu den 
85 17—26 (Sammlung der Druckſachen des Hauſes der 
Abgeordneten, 17. Legislaturperiode 5. Seſſion Bd. 2 Nr. 5 
S. 35 flg.) ihre Beſtätigung. Durch die, die Rückerſtattungs⸗ 
pflicht weſentlich einſchränkenden Beſtimmungen des § 19 ſollte 
den Härten vorgebeugt werden, welche mit der Aufſtellung einer 
unterſchiedsloſen Rückerſtattungspflicht unvermeidlich verbunden 
geweſen wären. „Hinſichtlich derjenigen Güter“, jo heißt es in 
der Begründung, „welche nach erfolgter Entſchädigung durch 
läſtiges Rechtsgeſchäft verkußert find, würde die Rückforderung 
mit Härten verknüpft und praktiſch kaum ausführbar ſein. Der 
gegenwärtige Beſitzer hat von der Entſchädigung keinerlei Vor⸗ 
theil bezogen, wird hierbei alſo auch nicht in Anſpruch genommmen 
werden können. Umgekehrt genießt der entſchädigte Vorbeſitzer 
von der Aufhebung der Grundſteuer keinen Vortheil.“ Dieſen 
Erwägungen hat ſich die mit der Vorberathung des Geſetz⸗ 
entwurfs beauftragte Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes, auf 
deren Vorſchlägen der § 19 des Geſetzes in ſeiner jetzigen Faſſung 
beruht, angeſchloſſen. „Die Rückerſtattungspflicht iſt jedoch“, 
wie es in dem erſtatteten Berichte — Bd. 5 Nr. 126 S. 39 flg., 
S. 46 a. a. O. heißt, „durch Erweiterung der Vorausſetzungen 
auf diejenigen Fälle beſchränkt, auf welche die Billigkeits⸗ 
erwägungen nach Anſicht der Kommiſſion zutreffen.“ Würde 
nun die Rückerſtattungspflicht auf diejenigen Veräußerungen 
erſtreckt, welche zwar nach der Inhebungſetzung der Grund- 
ſteuer am 1. Januar 1865, aber vor der Gewährung der 
Entſchädigung ſeitens des Staats erfolgt ſind, ſo würden 
gerade die Härten, deren Ausſchließung die Beſtimmungen im 
§ 19 ihre Entſtehung verdanken, nicht zu umgehen fein. Denn 
im Fall der Veräußerung durch läſtiges Rechtsgeſchäft darf ohne 
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weiteres angenommen werden, daß der mit den Verhältniſſen 


ſeines Gutes bekannte Eigenthümer deſſelben, nachdem das 


Grundſteuergeſetz und das Grundſteuerentſchädigungsgeſetz vom 
21. Mai 1861 ſeit Jahren verkündet und die Grundſteuer ſelbſt 
ſeit dem 1. Januar 1865 in Hebung geſetzt war, bei der Ver⸗ 
äußerung den ihm zuſtehenden Entſchädig ungsanſpruch, ſofern er 
ſich denſelben nicht, was ihm unbedenklich frei ſtand, vorbehielt, 
zur Preisbeſtimmung in vollem Umfange mit verwerthet hat. 
In der dem Erwerber demnächſt thatſächlich gewährten Grund⸗ 
ſteuerentſchädigung hat derſelbe daher nur erſtattet erhalten, was 
er dem Veräußerer mit Rückſicht auf die Entſchädigung gewährt 
hat. Entſchädigt iſt in einem ſolchen Falle nur der durch die 
Belaſtung ſeines Grundſtücks mit der Grundſteuer Beſchädigte 
und eigentlich Entſchädigungsberechtigte, während der Empfänger 
der aus der Staatskaſſe geleiſteten Entſchädigung dieſe nicht zur 
Ausgleichung eines ihm durch die Belaſtung mit der Grundſteuer 
erwachſenen Schadens, ſondern als Rechtsnachfolger des Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten und nach entgeltlichem Erwerbe des 
Entſchädigungsanſpruchs erhalten hat. Weiter ausgeführt. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

120. Die Entſcheidung über die Eigenthumsfragen ſteht, 
wie das R. G. ſchon öfters, beſonders in einem Urtheile 
vom 3. Juli 1896 (Juriſtiſche Zeitſchrift f. Elſaß⸗Lothr. Bd. 22 
S. 97 ff.) ausgeſprochen hat, den Gerichten auch dann zu, 
wenn es ſich darum handelt, ob ein Grundſtück öffentliches 
Staatsgut oder Gemeindegut ſei. Daß im vorliegenden Falle 
von beiden Seiten behauptet wird, daß es ſich um öffentliches 
Gut (domaine public) handle, kann einen Unterſchied nicht 
bewirken, da den ſtreitigen Wegeſtrecken, wenn ſie noch zum 
öffentlichen Gut der Stadt Colmar gehören, eine andere Eigen⸗ 
ſchaft zukommt, als wenn ſie dem Reiche gehören. Der darüber 
zwiſchen den Parteien beſtehende Eigenthumsſtreit, der für 
die Entſchädigungsfrage Bedeutung haben kann, iſt von den 
Gerichten zu entſcheiden. II. C. S. i. S. E.⸗Fiskus o. Stadt 
Colmar vom 25. Juni 1897, Nr. 121/97 II. 

121. Soweit es ſich um die Frage handelte, ob die 
Schließung der Eiſenbahnübergänge rechtmäßig erfolgt 
ſei oder eine rechtswidrige Handlung vorliege, hat die Bekl. in 
erſter Linie geltend gemacht, die Rechtmäßigkeit der von ihr 
vorgenommenen Handlung ergebe ſich ſchon daraus, daß die 
Stadt Colmar ſelbſt damit einverſtanden geweſen und dieſelbe 
vom Bezirkspräſidenten angeordnet ſei. Sie hat aber außerdem 
ausgeführt, die Unterdrückung der in Frage ſtehenden Wege ſei 
bei Anlage der Eiſenbahn Colmar — Breiſach von vornherein 
als feſtſtehende Thatſache angeſehen worden; auch müſſe mit 
Rückſicht auf die ſtattgehabten Verhandlungen und die vom 
Reichskanzler getroffenen Verfügungen angenommen werden, daß 
dieſer die Schließung der Wege angeordnet und den ſtreitigen 
Wegeſtrecken dadurch die Eigenſchaft als Beſtandtheil eines 
öffentlichen Gemeindeweges entzogen habe. Das O. L. G. hat 
nur zwar mit genügender Begründung feſtgeſtellt, daß die Kl. 
zur Schließung der Wege ihre Zuſtimmung nicht ertheilt habe, 
und daß dieſe auch nicht vom Bezirkspräfidenten angeordnet 
worden ſei. Es hat aber die unter Beweis geſtellte Behauptung 
der Bekl., daß die Schließung der Wege vom Reichskanzler 
angeordnet worden ſei, nicht geprüft, weil es annahm, deſſen 


Anordnungen hätten jedenfalls eine Enteignung nicht zur Folge 
gehabt. Dieſe Prüfung war jedoch geboten; denn wenn die 
behauptete Anordnung wirklich ergangen, ſonach vom Reichs- 
kanzler beſtimmt worden wäre, die ſtreitigen Wegeſtrecken ſollten 
nicht mehr als öffentliche Wege benützt werden, ſo läge ein 
Verwaltungsakt vor, deſſen Rechtmäßigkeit die Gerichte nicht 
zu unterſuchen hätten. Wenn die Bekl. die von ihr aufgeſtellte 
Behauptung beweiſen könnte, wäre ſonach der Rechtsweg in⸗ 
ſoweit unzuläſſig, als es ſich um den Antrag handelt, die Bekl. 
zur Wieder eröffnung der Eiſenbahnübergänge zu verurtheilen. 
Es könnte ſich dann nur noch fragen, ob der Kl. durch die 
Schließung der Wege ein Schaden erwachſen iſt, deſſen Erſatz 
ſie beanſpruchen kann. Hiernach mußte das angefochtene Urtheil 
inſoweit aufgehoben werden, als darin die von der Kl. beantragte 
vom L. G. abgelehnte Verurtheilung der Bekl. zur Wieder⸗ 
eröffnung der Uebergänge ausgeſprochen worden iſt. Die Auf⸗ 
hebung war aber auch auf die vom. L. G. ausgeſprochene Ver⸗ 
urtheilung der Bekl. zu Schadenserſatz zu erſtrecken, weil 
bezüglich der Berechnung der wegen einer rechtmäßigen Verwal⸗ 
tungsmaßregel zu gewährenden Entſchädigung andere Grundſätze 
gelten als in Anſehung des Schadenserſatzes, der wegen einer 
unerlaubten Handlung gefordert wird, und die Bekl. behauptet, 
der Kl. jet durch die Schließung der Wege ein Schaden über- 
haupt nicht erwachſen, zumal ihr Erſatzwege gewährt worden 
ſeien. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

122. Wenn auch bei der Beſtimmung des Art. 230 des 
c. c. ausgeſchloſſen iſt, einen ehebrecheriſchen Verkehr des 
Mannes an und für ſich als eine ſchwere Beleidigung der 
Ehefrau aufzufaſſen, ſo ſind doch Rechtſprechung und Doktrin 
mit Recht darin einverſtanden, daß unter Umſtänden ein 
ſolcher Verkehr, alſo auch, wie der Rkl. hervorhebt, ein Liebes⸗ 
verhältniß, eine ſchwere Beleidigung der Ehefrau darſtellen 
kann, wenn abgeſehen von dem geſchlechtlichen Verhältniſſe das 
Benehmen und äußere Auftreten des Mannes eine ſchwere 
Kränkung der Frau enthält, welche auch ohne eigentlichen Ehe⸗ 
bruch zur Eheſcheidung genügt. (Puchelt, Zeitſchrift für franzö⸗ 
ſiſches Civilrecht Bd. IV S. 424 und die dort angeführten 
Schriftſteller). Und daß dieſes in Betreff des Verkehrs des 
Bekl. mit der X. der Fall war, ergiebt die Feſtſtellung des 
O. L. G., welches als erwieſen anſieht, daß die heimlichen Zu⸗ 
ſammenkünfte, der vertrauliche Vriefwechſel und die zwiſchen dem 
Bekl. und der X. ſtattgefundenen, durch die Zeugen A., B. und C. 
bekundeten Vorgänge derart waren und nicht ohne Schuld des 
Bekl. in die Oeffentlichkeit getreten ſind, daß ſie ſich als ſchwere 
Kränkungen der Kl. darſtellen. Zutreffend hat auch das B. U. 
ausgeführt, daß für den Begriff der Beleidigung im Sinne 
des Art. 231 des c. c. nicht die Abſicht zu beleidigen 
erforderlich iſt, ſondern daß es genügt, daß die Handlung in 
dem Bewußtſein vorgenommen wird, daß ſie einen Ausdruck 
der Mißachtung des anderen Ehegatten enthalte, (vergl. die 
Entſch. des erkennenden Senats vom 17. April 1883 und 
6. November 1888, Badiſche Annalen Bd. 49 S. 200 und 


Puchelt, Zeitſchrift für franzöfiſches Civilrecht Bd. 19 S. 602). 


Daß aber dem Bekl. dieſes Bewußtſein bei ſeinem Verkehre mit 


der X. inne gewohnt hat, iſt von dem O. L. G. auf Grund that⸗ 


jächlicher Würdigung der ganzen Sachlage irrthumsfrei feſtgeſtellt. 
II. C. S. i. S. Römer c. Römer vom 13. Juli 1897, Nr.156/97 II. 
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123. Als unzutreſſend erweiſen ſich die materiellrechtlichen 
Rügen wegen Verletzung des Art. 231 des . o. Zum Begriffe 
der gröblichen Beleidigung im Sinne dieſes Geſetzes gehört 
allerdings der rechtswidrige Vorſatz, die beleidigende Handlung 
vorzunehmen; derſelbe erfordert aber nicht die Abſicht, ſondern 
nur das Bewußtſein eines das Gefühl oder die Ehre des 
anderen Ehegatten in empfindlicher Weiſe verletzenden Benehmens. 
Der erkennende Senat hat dieſes bereits in mehreren Entſchei⸗ 
dungen ausgeſprochen, (Bad. Annalen Bd. 49 S. 200, Puchelt, 
Zeitſchrift für franzöſiſches Civilrecht Bd. XIX S. 602) und 
findet keine Veranlaſſung, hiervon im vorliegenden Falle abzu⸗ 
gehen. Nicht richtig iſt auch die Ausführung des Rkl., daß die 
gröbliche Beleidigung überall da ausgeſchloſſen ſei, wo die 
Kenntniß des Vorganges auf die Thätigkeit des beleidigten Ehe⸗ 
gatten ſelbſt zurückzuführen ſei; vielmehr kommt es nur darauf 
an, daß der letztere dieſe Kenntniß erhalten hat, und daß der 
Bekl. deren Möglichkeit bei Ausführung der beleidigenden Hand⸗ 
lung vorherſehen konnte. In dem B. U. iſt nun feſtgeſtellt, 
daß der Bekl. den Angriff auf ſeine Tochter gemacht hat, ob⸗ 
wohl er gewußt habe, daß derſelbe eine überaus ſchwere Kränkung 
für die Kl. enthalte, und obwohl er ſich habe ſagen müſſen, daß 
die Kl. davon werde Kenntniß erlangen können; auch iſt ferner 
feſtgeſtellt, daß die Kl. von dieſer That des Bekl. Kenntniß er- 
langt hat. Das O. L. G. hat daher den Art. 231 des c. c. 
nicht verletzt. II. C. S. i. S. S. c. S. vom 29. Juni 1897, 
Nr. 132/97 II. 

124. Kein Rechtsirrthum liegt in der Annahme des O. L. G., 
es ſei nicht etwa in dem Weſen des Vorkaufsrechts ſchon an 
ſich die Verpflichtung gelegen, dem Vorkaufs berechtigten den 
Namen des Kaufluſtigen zu nennen. II. C. S. i. S. Huber 
c. Rabe vom 2. Juli 1897, Nr. 129/97 II. 

125. Aus dem unter Heranziehung der früheren ſchon 


durch das Elſaß⸗Lothringiſche Geſetz vom 1. Dezember 1873. 


beſeitigten Geſetzesbeſtimmungen über dieſe Materie erläuterten 
§ 22 des Geſetzes vom 30. April 1880 hat das O. L. G. ab- 
geleitet, daß im Gegenſatze zu Art. 2186 B. G. B. die Wirkung 
der purge ſchon an die Ueberſchreibung des Verſteigerungs⸗ 
protokolls und nicht erſt an die Zahlung des Steigpreiſes ge⸗ 
knüpft ſei, daß aber die Anſprüche der Hypothekargläubiger 
abgeſehen von dem Erſatze der Hypotheken durch das Steigpreis⸗ 
privileg ihren für die Vertheilung maßgebenden Rang behalten 
und daß demnach der Umſtand, daß der Bekl. nicht im 
Jahre 1893 vor Ablauf der zehnjährigen Friſt des Art. 2154 
B. G. B. ſeine Inſkription vom 27. Juli 1883 erneuern ließ, 
deſſen gleichberechtigtes Rangverhältniß mit der Forderung der 
Kl. nicht beeinträchtigt habe und daher die auf die nochmalige 
Zwangsverſteigerung vom 5. Auguſt 1895 erfolgte gleiche An⸗ 
weiſung des Bekl. mit Unrecht von der Kl. angefochten werde. 
II. C. S. i. S. v. Reitzenſtein c. Lorenz vom 6. Juli 1897, 
Nr. 139/97 II. | M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 
Rechtsanwalt Hartung beim Amtsgericht Goslar; — 
Rechtsanwalt Michael Maier beim Amtsgericht Lohr; — Rechts⸗ 
anwalt Richard Caro beim Landgericht 1 Berlin; — Rechts⸗ 


anwälte Severin Behrendt, Dr. Richard Schmidt, Hermann 
Gröning beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Johann Ludwig Nieland beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landesgericht Hamburg, bei der Kammer für Handelsſachen 
Bremerhaven, beim Landgericht und beim Amtgericht Bremen; — 
Rechtsanwalt Rudolph Patrzek beim Landgericht Beuthen O. / S.; 
— Rechtspraktikant Sigmund Feith beim Amtsgericht Speyer; 
— Referendare Heinrich Andree, Auguſt Peters beim Land⸗ 
gericht Braunſchweig; — Referendar I. Klaſſe Karl Kaufmann 
beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Wiede ⸗ 
mann beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Bernhard Wuermeling beim Landgericht Wiesbaden; 
— Rechtsanwalt Ludwig Froehlich beim Landgericht Bayreuth; 
— Rechtsanwalt Proſch beim Amtsgericht Mettmann; — 
Rechtsanwalt Martin Kantorowiez beim Amtsgericht 
Czarnikau; — Rechtsanwalt Dr. Johannes Paul Liſſel beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Emil Lutz beim Landgericht Memmingen; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. jur. Wilhelm Sarrazin beim Amtsgericht Emden; — 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Ernſt Raithel beim Landgericht Nürnberg; — 
Rechtsanwalt Hailer beim Landgericht Stuttgart; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Wiedemann beim Landgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwalt Max Guſtav Adolf Vogt beim Landgericht Frei⸗ 
berg; — Rechtsanwalt Skopnik beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Stolp i./ Pom.; — Rechtsanwalt Jonas Hertz 
beim Landgericht Wiesbaden; — Rechtsanwalt Theodor Gaupp 
beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Albert Rü by 
beim Amtsgericht Kötzting; — Rechtsanwalt Ernſt Conrad Eduard 
Rüger beim Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Ebner 
beim Amtsgericht Biſchofsburg; — Rechtsanwalt Georg Meyer⸗ 


hoff beim Kammergericht Berlin; — Rechtsanwälte Friedrich 


Wiener, Paul Julius Meyer beim Landgericht I Berlin. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Gerichtsaſſeſſor Johann 
Nieſen in Köln; — Gerichtsaſſeſſor Peter Lanſer in Bonn. 
Todesfälle. 

Juſtizrath Anton Hofmann in Aſchaffenburg. 
Büreauvorſteher, 


der beſonders in Stempel⸗ und Koſtenrechnungsweſen firm iſt, von 
ſofort oder 15. September ab geſucht von 


Salzwedel. Rechtsanwalt und Notar Fange. 

Zum 1. oder 15. September d. J. ſuche ich einen tüchtigen 
Büreauvorſteher. 

Görlitz. Müller, Rechtsanwalt. 


Mehrere Jahre bei Land⸗ und Amtsgericht als Rechtsanwalt 
thätig geweſen, ſuche ich Stellung als Hülfsarbeiter bei einem 
Berliner Anwalt. Gefl. Off. unter V. G. 46 an die Exp. d. Bl. 
Prakt. Juriſt, bisher Rechtsanwalt und Notar, wünſcht 
Stellung als juriſt. Hülfsarbeiter od. Büreauvorſteher. 
Offerten mit Gehaltsangabe erbeten sub X. 419 an 
die Expedition des General⸗Anzeigers, Stettin. 

Büreauvorſteher, 28 J. alt, in ungek. Stellung, in allen 
Zweigen der Praxis bewand., ſucht veränderungsh. zum 15. Septbr. ev. 
ſpäter anderweit Stellung. Off. sub A. S. 320 an die Exp. d. Blattes. 

Büreauvorſteher, 35 Jahre alt, verheirathet, gegen⸗ 
wärtig noch in Stellung, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, zum 
1. September event. auch ſpäter anderweite Stellung. 

Offerten erbitte unter A. BB. Bentſchen poſtlagernd. 
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Ein mit allen Zweigen des Büreaudienſtes vertrauter Büreau⸗ 


vorſteher, dem das beſte Zeugniß zur Seite ſteht, ſucht, da ſein 


Chef in den Ruheſtand tritt, anderweite Stellung. Gefl. Off. werden 
unter L. M. 330 an die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 

Tüchtiger Büreauvorſteher, in Anwalts⸗ und Notariatspraxis 
erfabren, ſucht ſofort oder ſpäter Stellung. Gefl. Offerten unter 
L. M. 12 an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 
Büreauvorſt. b. Rechtsanw. u. Notar in Weſtf., 21 ½ J., 
militärfrei, ſucht zum Herbſt Stellung, ev. als Gehülfe in gr. Büreau. 
Gefl. Off. mit Gehaltsangabe unter H. C. 3 an die Exp. d. Bl. erb. 

Büreau⸗Vorſteher, 

als ſolcher ununterbrochen 20 Jahre bei namhaften Rechtsanwälten 
und Notaren tbätig, 42 Jahre alt, ſucht anderweitig Stellung, nachdem 
ſein jetziger Berliner Chef wegen andauernder Krankheit zur Aufgabe 
der Praxis gezwungen iſt. 

Offerten unter L. B. 334 an die Expedition dieſes Blattes. 

Büreau⸗Vorſteher, im Beſitze ſehr guter Zeugniſſe, ſucht bei 
beſcheidenen Anſprüchen Stellung zum 1. Oktober cr. ev. ſpäter. 
Gefl. Off. erbeten unter R. O. 50 poſtlagernd Swinemünde. 


Ein erfahrener Büreau⸗Vorſteher ſucht Stellung. Offerten 
an die Exxedition dieſer Zeitung unter Sch. 341 erbeten. 


Büreauvorſteher 

ſucht dauernde Stellung in kleinem oder mittleren Büreau. Offerten 
sub B. B. 332 an die Expedition dieſes Blattes. 

Büreau⸗Vorſteher, auch für Notariat, 12 Jahre im 
Fach, nachweislich tüchtig, ſucht dauernde Stellung in 
Berlin. Gefl. Off. unter S. 16 an die Exp. dieſes Bl. 

Junger Büreauvorſteher, 22 Jahr alt, militairfrei, ſucht 
für 15. Sept. oder 1. Okt. Stellung. 

Gefl. Offerten erbittet R. Wöllner, Weſel, Hoheſtraße 467. 


Tüchtiger Anwalls-Gehülfe, 


ſelbſtſtändiger Arbeiter, ſeit mehreren Jahren als 
Büreauvorſteher in ungekündigter Stellung, wünſcht 
ſich per 1. Oktober oder ſpäter zu verändern, am 
liebſten auf einem rheiniſchen Büreau bei jungem 
Anwalt. Beſte Zeugniſſe und gute Empfehlungen 
vorhanden. Offerten unter P. 493 an die Annoncen⸗ 
Expedition D. Schürmann, Düſſeldorf. 


Jung. Mann, 24 Jahr alt, ſucht Stellung als Büreaugehülfe 
oder dergl. Suchender beendigt Anf. Sept. ſeine Militärzeit und 
war vorher als Büreaugehülfe thätig. Gefl. Offerten unter 
W. W. 348 an die Exped. d. Bl. erbeten. 

Büreaugeh., 23 J., Stenogr., erf. in Rechts anw.⸗ u. Not.⸗Sachen, ſucht 
Stellung. Off. u. N. 303 an Rudolf Moſſe, Berlin N., Chauſſeeſtr. 16. 


Dr. jur. Paul C. Sqhnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg F. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord : Amerikas. 


Soeben erſchien: 


Carl Heymanns Berlag, Berlin W. 


Zürgerliches Geſetzbuch. 


Leichte Taſchenausgabe 
| mit Sachregiſter. 
Preis: gebunden M. 2,—, poſtfrei M. 2,10. 


Dieſe Taſchenausgabe (Bd. 34 der Taſchengeſetzſammlung) zeichnet ſich durch auffallend geringes Gewicht (kaum 200 Gramm) 
bei großem klaren Druck aus. Es iſt dabei ein eigens präparirtes undurchſichtiges Seidenpapier zur Verwendung gekommen. Die 
originelle und wirklich praktiſche Ausgabe iſt beſtens zu empfehlen. N 


Junger Mann, 23 J. alt, z. Zt. Soldat, 4½ J. in Rechtsanw.⸗ 
Bür., 2½ J. in Gerichtsſchrb. thätig gew., m. flotter, deutl. Schrift, 
ſehr gut. Zeugn., f. z. 1. od. 15. October Stellung in e. R.⸗A.⸗Bür. 
ev. als Lohnſchreiber. Gefl. Off. erb. unter K. W. 97 a. d. Exp. d. Bl. 


Offerire gegen Einſendung des Betrages ev. Nachnahme: 
ee d. Reichs ⸗Oberhandels⸗Gerichts. 25 Bde. u. 
* 


Reg.⸗Bde. uniform geb. für nur 100 M. 

Stoepel, Preuß. ⸗Dtſchr. Geſetz⸗Codex. 1806 —93. 8 Bde. 

Orig.⸗Hlbfrz. Tadellos, ſtatt 54 M. für 35 M. 
Wilmowski & Levy, Civilprozeßord nung. Hlbfrz. Neuefle 

Auflage. Neues Exemplar, ſtatt 34 M. für 28 M. 
Berlin W., Friedrichſtr. 66. | 
Hermann Tazarus. 

Wilh. Jacobſohn & Co. in Breslau, Kupferſchmiede⸗ 
ſtraße, offeriren aegen Baarzahlung (Poſtnachnabme): Entſcheid. d. 
Reichsger. in Civilſ., Bde. 1—37 u. Reg. zu Bd. 1— 20, zul 
39 er. Originalhalbfrzbde., wie nen [Name auf dem Titel] (ſtatt 
195 M.) nur 130 M. — Ertſcheid. d. Reichsger. in Strafſ., 


Bde. 1—28 u. Reg. zu 1—20 in 30 eleg. Originalhalbfrzbden. (ſtatt 
148 M.) für 100 M. — Bolze, Praxis d. Reichsger., 20 Bde., 
gut geb., 90 M. — Pr. Juſt.⸗Min.⸗Blatt, 1889 —95, Pappbde, 


nur 35 M. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 


in Beziehung auf die wichkigſten Begriffe und 
Anſtitute des Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Solge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 
; von Dr. jur. C. Kuhlenbeck, 
Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 
Bisher find 5 Hefte erſchienen gr. 80 à 5 Bogen. 
| Preis pro Heft 2 Mark. | 
Um den zahlreichen Intereſſenten den Bezug dieſer hoch⸗ 
bedeutſamen Publikation zu erleichtern, erſcheint dieſes Werk in 
einer Heftausgabe. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung, ſowie von der unter⸗ 
zeichneten Verlagsbuchhandlung. 


Berlin, 8. 14. W. Mor ſer Jof buchhandlung. 


ider. (Friedrich Modler & Co.) 


Berlin SW., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt ihre Spezialität von 
Amtstrachten für Juſtiz 
Beamte und Prediger. 
Amtsroben und Barrets für 

Richter: von M. 25—54, 
Rechtsanwälte: von M. 25—45, 
Gerichtsſchreiber: von M. 16—80 
bei freier Zuſendung. 5 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. i 


Berliner Ichne 


; : 7 f . 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Die nächſte Nummer erſcheint am 1. Oktober 1897. 


N 55 und 56. 


Berlin, 1. Berlin, 1. Oktober. | 1897. 


2 | 1 Wo 1 
= * von 
M. KRempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
6880 
| 8 des teutſchen Anwalt⸗ Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — m übernimmt jede — und Dojtanjtalt. 
IR Inhalt . mäßig aussehender Vorſtandsmitglieder wurden wiedergewählt. 
Vereinsnachrichten S. 501. — Hülfskaſſe für deutſche Für die nächſte ordentliche Generalverſammlung wurde Leipzig 


Rechtsanwälte. S. 501. — Geſchäftsbericht und Jahresrechnung 
über das mit dem 30. Juni 1897 abgeſchloſſene dreizehnte Ver- 
waltungs jahr der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 502. 
— Literatur. S. 514. — Perſonal⸗Veränderungen. S. 516. 


Vereinsnachrichten. 


Die Herren Vereinsmitglieder, welche noch mit der 
Zahlung des Jahresbeitrages im Rückſtande find, werden 
um Einſendung des Betrages gebeten. Am 15. Oktober 
1897 ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme 
erhoben werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 27. September 1897. 

Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Der Terminkalender für 1898 kommt Mitte Oktober 

d. Is. zur Verſendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene 

Exemplare ſind umgehend unter Einſendung von 60 Pf. 
in Briefmarken bei dem Unterzeichneten zu bewirken. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 27. September 1897. 

Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Marienwerder hat der Kaffe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


In der am 26. September 1897 zu Leipzig ſtattgehabten 
dreizehnten ordentlichen Generaloerſammlung wurde der Bericht des 
Vorſtandes über das Geſchäftsjahr 1896/97 vorgetragen. Nach 
dem Bericht zählt die Kaffe 4 163 Mitglieder gegen 4 224 im 
Vorjahre. Der Kapitalgrundſtock hat ſich von 544 244 Mark im 
Vorjahre auf 593 287 Mark 16 Pf. erhöht. Der für das dreizehnte 
eee vorhandene Unterſtützungsfonds beläuft ſich auf 
den Betrag von 76 398 Mark 40 Pf., worüber am 1. Juli 1897 
ſchon über 61 904 Mark verfügt war. Der Geſchäftsbericht wurde 
genehmigt und dem Vorſtande Entlaſtung ertheilt. Die ſatzungs⸗ 


beſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, die Verſammlung auch 
nach einem auderen deutſchen Orte, wo ein Anwaltstag ſtattfindet, 
zu berufen. Als Rechnungsprüfer für das nächſte Geſchäftsjahr 
wurden beſtellt Juſtizrath Dr. Drucker und Rechtsanwalt 
Dr. Krantz in Leipzig. 


Der zu Leipzig in der dreizehnten ordentlichen General⸗ 
verſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte am 26. Sep⸗ 
tember 1897 ſatzungsmäßig gebildete Vorſtand beſteht aus 
. Perſonen: 

1. Dr. Theodor Buſſenius, Geheimer Juſtizrath, Rechts- 

anwalt beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, 

2. Emmerich Anſchütz, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden, 

3. Hermann Mecke, Geheimer Juſtizrath, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht zu Leipzig, Schriftführer, 

4. Gottfried Fenner, Geheimer Juſtizrath, Rechts- 
anwalt beim Reichsgericht zu Leipzig, Stellvertreter des 
Schriftführers, 

5. Dr. Louis Seelig, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Schatzmeiſter, 

6. Oscar Oehme, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters, 

7. Carl Steinbach, Geheimer Juſtizrath, Rechtsanwalt 
beim Landgericht zu Magdeburg, 

8. Julius Erythropel, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, 

9. Adolf von Auer, Juſtizrath, Rechtsanwalt bei dem 
Oberſten Landesgericht zu München, | 

10. Leopold Löwenſtein, Rechtsanwalt bei dem Ober— 
landesgericht zu Stuttgart, 
11. Max Böckh, Rechtsanwalt bei dem Oberlandesgericht 
zu Karlsruhe, 
12. Max Jacobſohn, Rechtsanwalt bei dem Landgericht I 


zu Berlin. 
Leipzig, den 1. Oktober 1897. 
Dr. Buffenius, Mecke, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrath, Geheimer Juſtizrath, Juſtizrath, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 
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Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 

dem 30. Juni 1897 abgeſchloſſene dreizehnte Ver⸗ 

waltungsjahr der Hülfskaſſe für W Retter 
anwälte. 


I. 
Geſchüftsbericht. 
A. Die Verwaltung und ihre Ergebniſſe. 


Die Mitgliederliſte des dreizehnten Verwaltungsjahrs ergiebt 
für den 30. Juni 1897 eine Geſammtzahl von 4163 gegen 4224 


im Vorjahre. Ausweislich der nachfolgenden Darſtellung des 


i 
Schatzmeiſters hat ſich der Kapitalgrundſtock von 544 244 Mark 3. 
4. vierten 800 
5 . 
6 
7 


74 Pf. auf 593 287 Mark 26 Pf. erhöht. 


Die Anlagen erfolgten in Z prozentiger preüßiſcher kon 


ſolidirter Anleihe und 3 prozentiger königlich ſüchficher Rente 
unter Eintragung ins Staats ſchuldbuch. 

Der am 30. Juni 1897 zu Unterſtützungezwecken e aus. 
geſchiedene Betrag beläuft ſich auf. 76 398 Mark 40 Pf. 

Bis zum 30. Juni 1897: it ‚bereits r hu 
verfügt über. 61904 — 

Es hat nur eine Generalverſammlung und zwar am 
12. September 1896 in Berlin ſtattgefunden. In dieſer 
wurden der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt 
und dem Vorſtande Entlaſtung ertheilt. Die ſatzungsmäßig aus- 
ſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt und 
als Rechnungsprüfer der Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Drucker 
und der Rechtsanwalt beim Reichsgericht Dr. Krantz in Leipzig 
beſtellt. Als nächſter Verſammlungsort wurde Leipzig beſtimmt, 
der Vorſtand jedoch ermächtigt, geeigneten Falles die Verſamm⸗ 
lung nach dem deutſchen Orte zu berufen, an welchem ein 
Anwaltstag abgehalten werden würde. 

Der Vorſtand hat ſämmtliche deere durch 
Rundſchreiben erledigt. 

Die Anwaltskammern haben abermals wide Beifätfe 
zugeſagt. Cingezahlt find von: 


Augsburg.. 945 Mark, Transport . 13 145 Mark, 


Bamberg 500 Kiel. 1000 
Breslau ... 1500 Marienwerder. 2 500 
Celle. . 1 500 München. 1500 - 
Cöln . . 1000 = Naumburg. 500 » 
Darmſtadt.. 1000 Nürnberg.. 1200 
Dresden . 1 800 Oldenburg. 100 - 
Frankfurt a. M. 2 000 Roſtock. 500 

Hamm.. . 1500 — Stettin. . 1000 

Jena 500 > Stuttgart.. 1200 » 
Karlsruhe 900 Zweibrücken 100 


Latus . 13 145 Mark, Geſammtſumme 22745 Mark. 

Außerdem hat die Anwaltskammer im Bezirke des Kammer⸗ 
gerichts 3000 Mark zu Unterſtützungszwecken bewilligt. 

An Geſchenken ſind eingegangen für den Kapitalgrundſtock 
6 860 Mark 36 Pf. 


Dem Unterſtützungsfonds ſind zugefloſſen außer den eben 
gedachten 3000 Mark von Berlin 2 250 Mark. 


Das Geſchäftsjahr 1896/97 hat 5 neue im Ermittelungs⸗ | 


verfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. Die Zahl 
der neu anhängig gemachten Geſuche beträgt 56, davon ſind 


abgelehnt 6, im Prüfungsverfahren befindlich 9, bewilligt 46. 


Die Summe der neuen Bewilligungen beträgt 11265 Mark. 
& find im Geſchäftsjahr 1896/97 bewilligt: 
I. II. 


an in der Liſte noch nicht ge- an ausgeschiedene Rechtsanwälte 


* chte Rechtsanwälte und an Hinterlaſſene von Rechts⸗ 
ee anwälten 
zum 1 1 Mal 1800 M. 1. zum erſten Male 9 465 M. 
8 zweiten . 1800 - e zweiten - 6450 » 
dritten 600 dritten 9 190 
vierten 5 370 
fünften. 3 950 
ſechſten 7100 - 
ſiebenten 4060 - 
achten 3 380 
| neunten 1 470 
10. — zehnten 2850 
11. elften 4794 
12. zwölften 3390 
13. „ dreizehnten 2 430 
nn te zuſammen 64 399 M. 
Summa zu I. 2. 7.000 Mark, 
III. 64399 0: 
ee 71 399 Mark. 


fünften 900 
ſechsten 800 - 
zehnten — 300 8 

zuſammen 7 000 MN. 


N S g 9 D 


& vertheilen ſich am 1. Juli 1896 die ſeit Grürdünz 
der Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle 


nach Oberlandesgerichtsbezirken, wie folgt: 


Augsburg.. . 12 Jena 14 
Bamberg. 3 Karlsruhe . 10 
Berlin 31 Kiel 5 

Braunſchweig 2 Königsberg.. 27 

Breslau . . 38 Marienwerder 20 
Caſſel. 13 München 16 

Celle. 42 Naumburg 28 

Cölln . 7 Nürnberg 11 

Darmſtadt . 9 Poſen. 37 

Dresden. 41. Roſto ck. 16 

Frankfurt a. M. .. 3. Stettin 10 

Hamburg. 3 Stuttgatt 13 
Hamm FREE 12 Reichsgericht. N 


Für die im Geſchäftsjahr 1896/97 hinzugekommenen Unter- 


re ift das Verhältniß das Folgende: 


Augsburg. 1 Königsberg 1 
Bamberg.. 1 Marienwerder ne 
Berlin | 3 Naumburg: 1 
Breslau 7 Nürnberg 4 
Caſſel. 1 Poſen. 8 
Celle. 1 Roſtock u WE ® 
Cöln 2 Stettin 2 

Colmar 1 Stuttgart . 3 
Dresden 5 Zweibrücken 1 
Hamm 12 3 


— 
— 

— 
En 


Feet „ 27 „ I PA Dr 


2 — — ——t 


a 


A 


\ 
h 
ı 
f 
\ 
nd nn \ 
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Der Summe nach entfallen an Wen tue im ab- B. Unterſtützungs⸗Conto. 
gelaufenen Geſchäftsjahr auf: Einnahme: 
Augeburg 1460 Mart Fan 40 Ma: 1 Beſtand am 1. Juli 1896). . . 59 149 4 98 9 
Bamberg o Karlsruhe. 1200 2. Schenkungen . . . 2250 — 
| Berlin ar 2 RE no BE Na: 3. Zinſen nach A II. der Verwaltungs- | 
Braunſchweig 200 Königsberg 4 685 99 au 4% von 59 149 Mark 
Bres lau 6750 - Marienwerder 2150 8 Pf. . . 28366 — 
Caſſel 2380 München 2800 4. 1 ueberweiſung: u 
Celle 5720 Naumburg 2200 Mitgliederbeiträge 84 350 — HM 
Cöln 1900 Nürnberg 4060 abzüglich Rück- | 
Colmar: 400 Polen ° 75590 zahlungen 2300 
Darmſtadt 860 Roſtock 2630 84 050 4 — # 
Dresden 6720 Stettin 2160 18h wege. | 
Frankfurt a. M. 40 Stuttgart. 3260 ner Gnnahmen) 3 497 . 77 
Hamburg 700 = Zweibrücken 500 8055244 23 9 
Hamm 85 Hiervon erhält der Unterſtützungs⸗ 
Der Oberlandesherichtebezirt Otdenbug und die Anwalts- fonds /. . = 604144 1757 | 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle und ferner Y von N 
gehabt. den Beiträgen der 
Anwaltskammern 5 
B. Die Vorbereitungen zur Gründung e einer Ruhegehalts, 22 745 4 . = 11372 » 50 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 71786 - 67 : 
E Bericht über das Ergebniß der . iſt mit ſeiner 5. Beihülfe der Anwaltskammer Berlin . 3000 ⸗— 


Beilage angeſchloſſen. 1 0 Mede. 6. Zurückgekommene Unterftügungen . . 110 — - 
| | | | Summa .. 138662.4 65 M 


II. ö | N 

XIII. Jahresrechnung der Hülfskaſſe für deute Rechts⸗ 8 | ee | 
e auf die Beit vom 1. Juli 1896 bis 30. Jnni 1897.) 1. Für gezahlte Unterſtützungen .. 62 264 25 M 
i | 2. Beſtand am 30. Juni 1897. 76398 - 40 


u A. Caſſa-Conto. % a —— 
| | u Einnahme: Ä | Summa. . 138662 & 65 & 
l. Baarbeſtand am 1. Juli 1896. 6616 4 97 4 (Anmerkung. Durch vor dem 1. Juli 1897 erfolgte Be- 

2. Von der Allgemeinen Deutschen Credit⸗ | willigung iſt bereits über 61904 Mark von dieſem Beſtande 
anſtalt erhoben 37300 = — = von 76 398 Mark 40 Pf. verfügt worden.) | 
3. Schenkungen an den Kapitalgrundſtock. 6860 » 36» | | 
: ae an den Unterſtützungsfonds 2250 — - C. Kapitalgrundſtock⸗Conto. 
52 5 — 8 ä RT: 
5 eihälfen der Anwaltekammern en 1. Beftand am 1. Juli 1896). . 544 244 % 74 M 

Beihülfe der Anwaltskammer im Bezirke Schenk 1 

des . zum n 2. Schenkungen. ei ee 

fonds. 3000 — 3. Satzungsgemäße Ueberweiſungen: 

7. Mitgliederbeiträge ä — 2 . 84350 — / von 80 552 
8. Zinſen 19 305 55 23 ů M. . 20 138 4 06 „ 
9. Wegen Todesfalls u. a w. zurück. 7 ½ von 22745 4 
gekommene Unterftüßungen . . . . 110 — » — 1437 50 ea 
10. | 15 5 | 910 - a 
Verſchiedene Einnahmen — 150 4. Zinſen. . . . 19 3054 55 9 . 
. Summe e 1820090 e ab (vergl. B. 3) 2366 - — 
Ausgabe: | 16939 - 55 
1. Unterſtützungen 62 264 4 25 M 599 555.4 21 M 
2. An die Allgemeine Deut to. Get ab Coursverluſt (vergl. E.). 6267 95 
anſtalt gezahlt. a „%% „ Beſtand einſchließlich des Martiny-Fonde 593 287. 26 77 
3. Ankauf von Werthpapieren .. . . 65 727 95 
4. Ausgaben für Druckſa en, Porto, | 
Steuern u. 15 | a 3499 27 D. Werthpapier⸗Conto. 
5. Wige ng mehrmals gear Bi | 1. Beſtand am 1. Juli 18989. 566 777 4 75 & 
5 Be 5 5 15 3 € = ü 2. Für angekaufte Werthpapiere . 65 72795 
N . ; | 
an dini 80 ii Summa . 632 505 4 70 M 


S Summa . . 182 539 4 38 M 


) Vergleiche den Nachtrag. ) Vergleiche den Nachtrag. 
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Er Transport.. . 632 505 4 70 . 
Die am 30. Juni 1897 vorhandenen Werth⸗ 
papiere haben einen Werth von 626 237 75 
Der Verluſt vorn 6 267 4 95 M 
iſt auf Gewinn⸗ und Verluſt⸗Conto 
übertragen worden. 
An Werrhpapieren find vorhanden: 
300 000 Mark königl. ſächſ. 3 Rente 
a 97,30 Mark.. . . 291 900 4 — HA 
Stückzinſen von 163 500 Mark vom 
1. April bis. 30. Juni 1897. . 1226 » 25 ⸗ 
77 000 Mark königl. preuß. 4% konſ. 
Anleihe à 103,80 Mark. 5 


Stückzinſen von 11 500 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1897 115 ³ — » 


174 000 Mark königl. preuß. 3½ 
konſ. Anleihe à 103,80 Mark. . 180612 - — 
Stückzinſen von 174 000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1897. 1522 50 
52 000 Mark königl. preuß. 3% Ton]. 
Anleihe 3 97,80 Mark. . 50856 — » 
Stückzinſen von 52 000 Mark vom 
1. April bis 30. Jum 1897 390 — 


Latus. . 606 547 . 75 KN 


79 926 — 


| Transport . 606 547 U 75 M 
20 000 Mark deutſche Reichsauleihe 
à 97,85 Mark. 5 19 570 — 
Stückzinſen von 16 000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1897 120 — 


Summa . 626 237 4 75 N 


(Anmerkung. Sämmtliche Werthpapiere find in das königlich 
ſächſiſche, oder in das königlich preußiſche, bezw. in das Reichs⸗ 
ſchuldbuch eingetragen und der außer dem Baarbeſtand von 
13 447 Mark 91 Pf. vorhandene Betrag von 30 000 Mark 
iſt auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen Deutſchen Credit⸗ 
anſtalt zu Leipzig eingezahlt. Dieſes Buch lautete nach der 
XII. Jahresrechnung über 5 

ö 30.000 , * 

eingezahlt wurden 37300 - e 

67 300 4 u. 

abgehoben wurden 87300 - ) 2 

bleiben an Beſtand 30 000 4. | 


E. Gewinn- und Verluſt⸗Conto. u 
Coursverluſt auf Werthpapiere 6 267,95 Mark übertragen 

auf Kapitalgrundſtock⸗Conto. ee eee 
Leipzig, den 30. Juni 1897. Dr. Seelig. 


Vergleichung mit dem Vorjahre. 
— —— — — . —— — ——— — —— —— — 


Schenkungen zum Beſtand des 


Mit- Anwalts⸗ ee En Der Unter- Kapital- J. Unter. 
glieber- kammer -] Kapital- 11 1 Zinſen waltungs⸗ ſtütungen grundſtockes ſtützungsfonds 

3 i | am Schluſſe des Geſchäfts⸗ 
beiträge ] beiträge grundſtocke fonds koſten | ie 


1. Juli 1895 bis 30. Juni 8 *) | . . 
o 84 440 — 24 500 I—1 9 786 or] 3 965 — 17 088 75 12 246 410 47 074 55] 544 244744 59149 98 
1. Juli 1896 bis 30. Juni 29 m | 
o nenee 84 050 — 22 745 |] 6 860 |36] 5 250 — 19 305 5] 3 499 2762 154 25] 598 87 a6 76 398 40 
Leipzig, den 30. Juni 1897. Dr. Seelig. 
Nachtrag. | Transport 37 779 4 42 M 


4. Satzungsgemäße Ueberweiſung: 
Mitgliederbeiträge 84 480 % — # 
abzüglich Rück⸗ u 


Da nach § 3 der durch die Generalverſammlung zu 
Stuttgart vom 12. September 1894 abgeänderten Satzungen 
die Jahresbeiträge der Mitglieder von 20 Mark nach Abzug 


1 —— 2 2 40 — » 
der Geſchäftskoſten zu einem Viertel dem Kapitalgrund- zahlung 5 


ſtock, zu drei Viertel dem Unterſtützungsfonds zufließen, 
die Beihülfen der Anwaltskammern aber je zur Hälfte 
getheilt werden ſollten, ſo iſt die XII. Jahresrechnung dahin zu 


ab Ausgaben. . 12246 - 51 
72193 4 49 M 


verbeſſern: | Hiervon erhält der Unterſtützungs⸗ 
B. Unterſtützungs⸗Conto. fonds /.. . = 54 145 % 11 &. 
Einnahme: und ferner ½ von | | 

1. Beſtand am 1. Juli 1895 34 436 M 95 9 den Beiträgen der 

| 1965 — = Anwaltskammern 


2. Schenkungaeeaa 
3. Zinſen nach A II der Verwaltungsgrund⸗ | 
ſätze zu 4% von 34436 Mark 95 Pf. 1374 
| Latus . . 37 779 ½ 42 & | Latus 


) Hierin ſind 2000 Mark Beihülfe der Anwaltskammer Marienwerder enthalten. 
95 „ 3000 252 o im Bezirk des Kammergerichts enthalten. 


an 24 500% = 12 250 —. 
— 66 395 11 


104 174 4 53 . 
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Transport 104 174 % 53 M 


5. Beihülfe der Anwaltskammer Marien⸗ 
werder .. 2000 — 
6. Zurückgekommene unterſtützung. 350 — 
106 524 4 53 . 


Ausgabe: 


1. Für gezahlte Unterftügung . 
2. Beſtand am 30. Juni 1896 


47 374% 55 & 
59 149 98 


106 524 % 53 & 


C. Kapitalgrundſtock⸗Conto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1895 . 487 652 4 36 M 


2. Schenkungen F 9786 07 
3. Satzungsgemäße Ueberweisung: 
7 von 72 193 4 
49 M . = 18 048 4 38 N 
½ von 24 500 4 
= 12250 — - 
| 30998 = 38 
4. Zinſen. . 17 038 75 N 
ab (vergl. B 3). . 1377 47 
15 661 28 


5. Uebertrag von Gewinn- und Verluſt⸗ 
Contto 3 846 65 


Beſtand einſchließlich des Martiny- 
Fonds am 30. Juni 1896 


Leipzig, den 30. Juni 1897. 


544 244. 74 


Dr. Seelig. 


Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 
vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
befunden worden. 

Leipzig, den 3. Auguſt 1897. 


Dr. Drucker. Dr. Srantz. 


Bericht über die zur Frage der Errichtung 

einer Ruhegehalts⸗, wittwen⸗ und Waiſenkaſſe 

von den Dorftänden der deutſchen Anwalts⸗ 
kammern erſtatteten Gutachten. 


I. Ueberſicht. 

Für die Errichtung einer Kaſſe mit Zwangsbeitritt 
haben ſich ausgeſprochen: 
5 Anwaltskammer beim Reichsgericht zu Leipzig, 
Kammergericht zu Berlin, 
a zu Braunſchweig, 
- Celle, 
Cöln, 
Darmſtadt, 
Hamm, 
Frankfurt, 
Königsberg, 
Marienwerder, 
München, 
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die W beim Oberlandesgericht zu Nürnberg, 

s = - „Stuttgart, 

m . . = Bweibrüden. 
Gegen die Errichtung haben geſtmmt: 
die Anwaltskammer beim Oberlandesgericht zu Bamberg, 
- Colmar i. E., 
Dresden, 
- Hamburg, 
Karlsruhe, 
Kiel, 
⸗Roſtock, 
Stettin. 


Die Anwaltskammern zu Augsburg, Breslau, Jena und 
Oldenburg haben von einem Gutachten Abſtand genommen. 
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II. Stimmenzahl. 

Der Plan, einen vollſtändigen Ueberblick über die An⸗ 
ſicht jedes einzelnen deutſchen Rechtsanwalts zu gewinnen, 
iſt geſcheitert. 

Die Zahl der deutſchen Rechtsanwälte in den Jahren 
1896/97 beträgt rund 6 300. Von dieſen haben nach den 
eingegangenen Berichten etwa ein Sechſtel die Fragebogen 
ausgefüllt. Was die einzelnen Bezirke anlangt, ſo fehlt für 
Bamberg (121 Rechtsanwälte) die Angabe der Stimmenzahl, 
doch berichtet der Vorſtand, daß er ſelbſt mit 5 gegen 
3 Stimmen ſich für eine Zwangskaſſe ausgeſprochen, die 
Generalverſammlung der Kammer ſich aber mit überwiegender 
Stimmenzahl gegen jede Neuerung erklärt habe. Die Ab— 
ſtimmung bei Berlin (889 Rechtsanwälte) hat ergeben 
ja: 129, nein: 18, Braunſchweig (52 Rechtsanwälte) meldet, 
daß die Beſchlüſſe für Zwangsbeitritt faſt einſtimmig gefaßt 
und dementſprechend die eingehenden Fragebogen mit geringen 
Ausnahmen ausgefüllt ſeien; von Caſſel (83 Rechtsanwälte) 
ja 47, nein 27, von Celle und Colmar (262 Rechts⸗ 
anwälte) liegen keine Angaben über die Stimmenzahl vor, 
ebenſo von Cöln (451 Rechtsanwälte), Hamm (155 Rechts⸗ 
anwälte) ja: 120, nein: 34, im Bezirk von Darmſtadt 
(119 Rechtsanwälte) ja: 27, nein: 21, Hamburg (242 Rechts⸗ 
anwälte) ja: 32, nein: 208, Karlsruhe (183 Rechtsanwälte) 
ja: 23, nein: 12, von Kiel (135 Rechtsanwälte) und Königs⸗ 
berg (191 Rechtsanwälte) fehlen die Angaben, Marienwerder 
(128 Rechtsanwälte) meldet ja: 46, nein: 8, München 
(324 Rechtsanwälte) ja: 67, nein: 15, im Bezirk Naumburg 
(308 Rechtsanwälte) hat ſich die Mehrheit der Kammer⸗ 
mitglieder gegen eine Zwangskaſſe erklärt, dafür nur 10; 
Nürnberg (136 Rechtsanwälte) macht keine Angaben, Roſtock 
(135 Rechtsanwälte) ja: 7, nein: 17, Stettin (155 Rechts⸗ 
anwälte) ja: 11, nein: 20, Stuttgart (201 Rechtsanwälte) 
ja: 48, nein: 35, Zweibrücken (62 Rechtsanwälte) ja: 33, 
nein: 3. N 
III. Vorſchläge. 

Die vorſtehenden Zahlen⸗Aufſtellungen ergeben, daß von 
einer Einmüthigkeit der deutſchen Anwaltſchaft bezüglich der 
Schaffung einer Zwangskaſſe nicht die Rede ſein kann. Ein 
ſehr erheblicher Bruchtheil der Kollegen hat ſich überhaupt 
nicht erklärt und die Zahl der Verneinungen iſt verhältniß⸗ 
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mäßig beträchtlich. Nur bei vollkommener Uebereinſtimmung 
des Standes könnte aber der Verſuch unternommen werden, 
die geſetzgebenden Gewalten für den Plan der Errichtung 
von Zwangskaſſen zu gewinnen. Da dieſer Plan, wie das 
beigefügte eingehende Gutachten der Anwaltskammer zu 
Dresden zeigt, an ſich nicht unbedenklich iſt, ſo muß von 
demſelben Abſtand genommen werden. Damit erledigt ſich 
auch die Beſchlußfaſſung über zwei von Kollegen vorgelegte 
Geſetzentwürfe. Eine Kaſſe mit freiwilligem Beitritt zu 
ſchaffen, empfiehlt ſich noch weniger. Auch auf die Errichtung 
einer Unterſtützungskaſſe mit Zwangsbeitritt, welche einige 
Bezirke, die fi) gegen die Ruhegehalts- u. ſ. w. Kaffe mit 
Zwangsbeitritt ausgeſprochen haben, befürworten, muß ver— 
zichtet werden. Selbſt in dieſer Hinſicht fehlt es an der 
erforderlichen Einmüthigkeit. 

Das Einzige, was geſchehen kann, iſt die Umbildung der 
beſtehenden Hülfskaſſe in eine andere kräftig wirkende Kaſſe mit 
freiwilligem Beitritt. Die beſtehende Hülfskaſſe hat die Satzung: 

17. 


Hat der, für den in § 2 zu a bezeichneten Vereins⸗ 

zweck anzuſammelnde Kapitalgrundſtock eine ſolche 

Höhe erreicht, daß nach dem Ermeſſen des Vorſtandes 

die lebensfähige Gründung einer allgemeinen Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe für deutſche Rechtsanwälte und einer 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für die Hinterlaſſenen 
deutſcher Rechtsanwälte erfolgen kann, ſo hat der 
Vorſtand die Einrichtung dieſer Kaſſe vorzubereiten und 

bei der nächſten Generalverſammlung die Auflöſung 

des Vereins und die Ueberweiſung des geſammten 
Vereinsvermögens an die gedachte Kaſſe zu beantragen. 

Wird von einer Generalverſammlung aus anderen 
Gründen die Auflöſung des Vereins beſchloſſen, ſo 

iſt das Vereinsvermögen dem Reichskanzler bezw. dem 
Reichsjuſtizamte oder einer Anwaltskammer mit der 
Beſtimmung zu überweiſen, daß deſſen Erträgniſſe 
lediglich zur Unterſtützung hülfsbedürftiger deutſcher 
Rechtsanwälte und deren Hinterlaſſene zu verwenden. 

Da die Verſuche, die im § 7 in Ausſicht genommene 
Kaſſe zu gründen, als geſcheitert zu betrachten ſind, ſo würde 
die Hülfskaſſe Anlaß haben, über die zweckentſprechende 
Nutzbarmachung des von ihr geſammelten Kapitalgrundſtockes 
anderweit zu verfügen. Es geſchieht das am beſten in der 
Weiſe, daß eine Unterſtützungskaſſe in der früher vor⸗ 
geſchlagenen Art geſchaffen und dieſer das geſammelte Kapital 
zur freien Verfügung überwieſen wird. Zu dieſem Behuf 
wäre zunächſt die Unterſtützungskaſſe ins Leben zu rufen 
und der § 17 der Hülfskaſſe vorab dahin zu ergänzen, daß 
das Vereinsvermögen für den Fall der Auflöſung des Ver⸗ 
eins der Unterſtützungskaſſe für deutſche Rechtsanwälte über⸗ 
wieſen werden kann. Dann erfolgt die Auflöſung der Hülfs⸗ 
kaſſe und die neue Unterſtützungskaſſe beginnt ihre Thätig⸗ 
keit. Der früher mitgetheilte Entwurf der Satzungen einer 
ſolchen Kaſſe wird wieder vorgelegt. Derſelben würden 
unter Vorausſetzung eines Jahresbeitrags von 30 Mark und 
einer Mitgliederzahl von 4 000 bei Hinzurechnung der Zinſen 
des Vermögens der aufgelöſten Hülfskaſfe etwa 140000 Mark 
jährlich zu Unterſtützungen zur Verfügung ſtehen. Es leuchtet 


— 


ein, daß eine ſolche Kaffe weſentlich höhere Unterſtützungen 
gewähren kann als die Hülfskaſſe mit ihren beſcheidenen 
Sätzen von 500, 400, 300 und 200 Mark. 

Der Jahresbeitrag iſt auf 30 Mark angeſetzt, während 
die Höhe des Jahresbeitrags zur Hülfskaſſe nicht ohne Be⸗ 
ſchwerde Einzelner auf 20 Mark gebracht wurde. Es er⸗ 
ſcheint indeſſen ſachlich richtig, für eine leiſtungsfähige Jahres⸗ 
einnahme zu ſorgen, und nicht unbillig, da die vermögenden 
Rechtsanwälte die Ausgabe nicht ſchwer trifft, und die un⸗ 
vermögende Minderzahl die Laſt mit dem Bewußtſein zu 
tragen hat, daß ſie von nun an ein Recht auf Unterſtützung 
für ſich und ihre Angehörigen erwirbt, dieſe Unterſtützung auch 
ausgiebig genug ſein wird, um den Folgen von Krankheit 
und Tod in einigermaßen befriedigender Weiſe zu begegnen. 
Die beſtehende Hülfskaſſe gewährt bekanntlich kein Recht auf 
Unterſtützung und berückſichtigt auch die Bedürftigkeit von 
Rechtsanwälten und deren Angehörige, welche außerhalb der 
Kaſſe geblieben ſind. Solche ſollen künftig nicht ganz ver⸗ 
geſſen werden, müſſen aber hinter den Kaſſenmitgliedern 
zurückſtehen. Die neue Unterſtützungskaſſe geſtaltet ſich ſonach 
zu einer Verſicherungsanſtalt auf Gegenſeitigkeit. Die Theil⸗ 
nahme an den Vortheilen dieſer Kaſſe iſt mit einem Jahres⸗ 
beitrage von 30 Mark nicht zu theuer erkauft. Es wird 
deshalb erwartet, daß nicht nur die ſämmtlichen Mitglieder 
der Hülfskaſſe, ſondern auch diejenigen, welche derſelben 
fern geblieben oder aus ihr geſchieden ſind, dem neuen Ver⸗ 
ein beitreten. 

Freilich iſt die Zahlung von 30 Mark jährlich nur das 
Mindeſtmaß deſſen, was ein ſorgſamer Hausvater gegen dic 
Gefahren der Zukunft zu thun moraliſch verbunden iſt. In 
Ermangelung einer der geplanten Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe wird der verſtändige Mann ſich durch Ver⸗ 
ſicherungsnahme zu decken ſuchen. Ohne daß es dieſerhalb 
eines ausdrücklichen Ausſpruchs in den Satzungen bedarf, 
wird es die Aufgabe der neuen Unterſtützungskaſſe ſein, 
durch vortheilhafte Abkommen mit leiſtungsfähigen anerkannten 
deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften den Kaſſenmitgliedern be⸗ 
ſonders günſtige Verſicherungsbedingungen zu erwirken. 

Sache des Vorſtandes der Hülfskaſſe wird es ſein, zu 
erwägen, ob ſchon jetzt mit einer Wee vorgegangen 
werden ſoll. 

Leipzig im Juli 1897. 

| Mecke, 
Geheimer Juſtizrath, 
Schriftführer der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Gutachten des Vorſtandes der Anwalts- 
Rammer. zu Dresden. 

Ueber die von den geehrten Vorſtänden des Deutſchen 
Anwaltvereins und der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte geplante Errichtung einer Ruhegehalts- und Unter⸗ 
ſtützungskaſſe, ſowie einer Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für 


deutſche Rechtsanwälte giebt der unterzeichnete Vorſtand der 


Anwaltskammer im Königreiche Sachſen unter Beifügung 
der ausgefüllt eingegangenen 192 Fragebogen das erforderte 
Gutachten in Nachſtehendem ab: 
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Niemand wird bezweifeln, daß die Schaffung einer all⸗ 
gemeinen Einrichtung, durch welche allen deutſchen Rechts⸗ 
anwälten, ſobald ſie erwerbsunfähig geworden ſind, und ihren 
Wittwen und Waiſen ein ſtandesgemäßes Auskommen geſichert 
wird, ein in hohem Grade erſtrebenswerthes Ziel ift. 

Allen denen, welche in unermüdlicher Arbeit die Er⸗ 
reichung dieſes idealen Zwecks angeſtrebt haben, gebührt der 
Dank der geſammten Anwaltſchaft. | 
Auch darüber kann eine Meinungsverſchiedenheit nicht 
wohl beſtehen, daß der nur mit Hülfe der Reichsgeſetz⸗ 
gebung zu erreichende Verſicherungszwang die noth⸗ 


wendige Vorausſetzung bildet, von welcher bei Erfüllung der 


ſonſtigen, vom verſicherungstechniſchen Standpunkte aus zu 
ſtellenden Bedingungen die dauernde Lebensfähigkeit der zu 
errichtenden Verſicherungskaſſen abhängt. Eine auf frei⸗ 
williger Vereinigung beruhende Verſicherungskaſſe, welche 
ihren Mitgliedern gegen Eintrittsgelder und Jahresprämien 
feſte Renten gewährt, kann nicht auf einen ſtetigen Mit⸗ 


gliederbeſtand von ſolcher Höhe rechnen, wie zu der für alle 


Zeiten geſicherten Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen 
unerläßlich iſt. Der Zu⸗ und Abgang der Mitglieder würde 
von Zufälligkeiten abhängig ſein, an welchen jede, wenn 
gleich noch ſo ſorgfältige Vorausberechnung ſcheitern muß. 
Tritt ſpäter der Fall ein, daß die Vermögenslage der Kaſſe 
zu dem Umfange der zu erfüllenden Verpflichtungen nicht 
mehr im richtigen Verhältniſſe ſteht, und läßt ſich der Fehl⸗ 
betrag nicht durch entſprechende Erhöhung der Prämien aus⸗ 
gleichen, ſo wird der Zutritt neuer Mitglieder aufhören. 
Die Kaſſe wird ſolchenfalls nur bis zum Ausſterben der 
Mitglieder ihr Daſein friſten und zur Herabſetzung der zu— 
geſicherten Renten genöthigt ſein. Auch würde bei einer frei⸗ 
willigen Vereinigung, wenn der für ihr Beſtehen gefährliche 


und durch eine Wartezeit nicht völlig unſchädlich zu machende 


Zudrang von Mitgliedern zweifelhaften Geſundheitszuſtandes 
vermieden werden ſoll, eine ärztliche Unterſuchung als Auf⸗ 
nahmebedingung nicht wohl umgangen werden können. Die 


Kaſſe würde alſo auf die Erreichung des Zwecks, allen. 


Rechtsanwälten die Füglichkeit zur Verſicherung für den Fall 
des Todes und der Erwerbsunfähigkeit zu verſchaffen, zu 
verzichten haben. 

Wenn ſonach von dem Verſuche, Verſicherungskaſſen zu 
den angegebenen Zwecken im Wege freiwilliger Ver— 
einigung zu errichten, abzuſehen ſein wird, ſo iſt vor allem 
die Frage zu e 

J. 


ob die Anrufung der Reichsgeſetgebung zum er 


der Einführung des Verſicherungszwanges als un⸗ 
bedenklich anzuſehen iſt? | 
Nach ſorgfältiger Prüfung der einfchlagenden Geſichts⸗ 
punkte ſind wir zur Verneinung dieſer Frage gelangt. 
Zwar hat ſich die Mehrheit derjenigen dem Kammer⸗ 
bezirk angehörigen 193 Kollegen, welche die f. Zt. an fie ge⸗ 
ſendeten Fragebogen ausgefüllt zurückgegeben haben, und 
zwar 138, ſich bei Beantwortung der erſten Frage für den 
Verſicherungszwang erklärt, wogegen nur 55 die Frage ver⸗ 
neint haben. Dieſem Abſtimmungsergebniß kann aber nur ein 
ſehr bedingter Werth beigelegt werden. Von den Kammer⸗ 


mitgliedern hat nur ein reichliches Dritttheil ſeine Meinung 
geäußert; über 320 haben ſich der Abſtimmung enthalten. 


Die meiſten derſelben haben wahrſcheinlich über die ihnen 


vorgelegten 16 Fragepunkte ſich eine feſte Anſicht zu bilden 
nicht vermocht und Bedenken getragen, auf Grund un⸗ 
zureichender Prüfung in einer ſo wichtigen Angelegenheit ein 
Urtheil abzugeben. Soweit dies der Fall geweſen iſt, 
kommt die Nichtbeantwortung auf ein non liquet hinaus. 
Andererſeits darf mit Beſtimmtheit angenommen werden, 
daß den Abſtimmungen zum großen Theile eine eingehende 
Durcharbeitung der umfänglichen Druckvorlagen nicht voraus⸗ 
gegangen iſt. Auch iſt die Minorität, welche ſich gegen jeden 
Zwang erklärt hat, nicht ſo unbedeutend, um über ſie ohne 
Weiteres hinweggehen zu können. 

Gegen den Verſicherungszwang ſprechen folgende Er- 
wägungen: | 

= 1. | 

Für einen Berufsſtand, welcher die durch die Reichs⸗ 
geſetze ihm gewährte Unabhängigkeit als ein koſtbares Gut 
zu ſchätzen hat, iſt es ſchon an ſich ein recht bedenkliches 
Beginnen, die Reichsgeſetzgebung zur Ausübung eines 
Zwanges gegen die eigenen Mitglieder zu Hülfe zu rufen. 
Ein dringendes Bedürfniß für ein ſo außergewöhnliches Vor⸗ 
gehen vermögen wir nicht anzuerkennen. Es iſt zuzugeben, 
daß im Haushalte ſo manchen Anwalts die Sorge um das 
tägliche Brod als ſtändiger Gaſt erſcheint und daß ſelbſt 
Anwälte, die auf ein glänzendes Einkommen geſchätzt werden, 
nicht ſelten bei ihrem Ableben ihre Wittwen und Waiſen in 
Dürftigkeit zurücklaſſen. Der Anwaltsſtand im Ganzen iſt 
aber nicht ſo wirthſchaftlich ſchwach, daß es nöthig wäre, 
ſeine Mitglieder zur Verſicherung gegen die Folgen von 
Dienſtunfähigkeit und Tod zu zwingen. Der Vorgang der 
Bayriſchen Geſetzgebung, welche i. J. 1808 nicht nur den 
nach dieſem Zeitpunkte zuzulaſſenden, ſondern auch den bereits 
zugelaſſenen Advokaten die Verpflichtung zum Eintritt in die 
damals errichtete Penſionsanſtalt für die Wittwen und Waiſen 
der Advokaten des Königreichs Bayern auferlegte, fällt in 
eine Zeit, zu welcher die durch Verfaſſungen nicht beſchränkten 
Regierungen ein bevormundendes Eingreifen in die ver⸗ 
ſchiedenſten Lebensverhältniſſe ſich zur Aufgabe machten. Im 
Jahre 1879 wurde aber anläßlich des Inkrafttretens der 
Rechtsanwaltsordnung der Verſicherungszwang aufgehoben 
und den nach dem 1. Oktober 1879 zuzulaſſenden Rechts⸗ 
anwälten der Eintritt in die Penſionsanſtalt freigeſtellt. 

Wollte man jetzt mit dem Geſuch um ein die freie 


Willensbeſtimmung der Rechtsanwälte beſchränkendes Geſetz 


an die Reichsregierung gehen, ſo würde damit ein Vorgang 
geſchaffen werden, auf welchen über kurz oder lang zu dem 
Zwecke zurückgegriffen werden könnte, um ohne Rückſicht auf 
die Wünſche der Anwälte und im Gegenſatze zu deren An— 
ſchauungen über das Standesintereſſe durch geſetzgeberiſche 
Maßnahmen die freie Stellung des Standes auch in anderer 
Richtung einzuſchränken. 

Ohnedem haben wir leider mit der Erfahrung uns ab⸗ 
finden müſſen, daß dem Anwaltſtand von den politiſchen 
Körperſchaften ein beſonderes Wohlwollen nicht zu Theil ge⸗ 
worden iſt. So lange nicht die Ueberzeugung von der Be⸗ 
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deutung eines unabhängigen Anwaltſtandes für das allgemeine 
Beſte in weiten Kreiſen ſich Bahn gebrochen hat, liegt es 
nicht in unſerm Intereſſe, eine öffentliche Diskuſſion über 
unſere Angelegenheiten in einer geſetzgebenden Verſammlung 
anzuregen. | 

Niemand kann vorausſagen, in welcher Geſtalt das zu 
erlaſſende Reichsgeſetz und die zur Ordnung der Verwaltung 
zu treffenden Beſtimmungen aus den Berathungen des 
Bundesraths und des Reichstags hervorgehen werden. Die 
Vertreter der Anwaltſchaft können nur Vorſchläge machen; 
in welchem Umfange ſie Berückſichtigung finden, iſt völlig 
ungewiß. Die Möglichkeit iſt daher nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Anwaltſtand ſchließlich durch eine Einrichtung überraſcht 
wird, welche ſeinen Wünſchen und Intereſſen keineswegs ent⸗ 
ſpricht und welche gleichwohl auf unabſehbare Zeit feſtgelegt iſt. 

Wird durch die Reichsgeſetzgebung der Verſicherungs⸗ 
zwang eingeführt, ſo iſt die Unterſtellung der zu errichtenden 
Kaſſen unter die Oberaufſicht einer Reichsbehörde nicht zu 
umgehen. Dadurch wird die Verwaltung in hohem Grade 
erſchwert. Soll die Aufſichtsführung nicht zu einer leeren 
Form werden, jo muß die mit der Aufficht betraute Behörde 
fi) über den Geſchäftsgang unterrichten; wichtigere Ent⸗ 
ſchließzungen werden ihrer Genehmigung bedürfen; die Rech⸗ 
nungen ſind ihr zur Prüfung und Richtigſprechung vorzulegen. 
Das Schreibwerk und der Verwaltungsaufwand werden 
dadurch nicht unerheblich erhöht; auch iſt die Gefahr nicht 


ausgeſchloſſen, daß unter dem Einfluſſe der auf der aufſichts⸗ 


führenden Behörde ruhenden Verantwortlichkeit ein der Ge⸗ 
ſchäftserledigung nicht förderliches formaliſtiſches Element 
ſich in der Verwaltung geltend macht. 

Jede Aenderung der über die Errichtung der Kaſſen zu 
erlaſſenden Geſetze und der die Verwaltung ordnenden Be⸗ 
ſtimmungen iſt mit den größten Schwierigkeiten verbunden; 
handelt es ſich insbeſondere um Abänderung des Geſetzes, ſo 
iſt dieſelbe von einer unberechenbaren Reichstagsmehrheit ab⸗ 
hängig, und im günſtigſten Falle können Jahre vergehen, 
ehe das Geſetz unter Dach und Fach gebracht wird, mag 
auch die Abänderung der bisherigen Beſtimmungen noch ſo 
dringlich ſein. 

In jedem Falle wird bei einer durch Reichsgeſetz er⸗ 
richteten und unter der Oberaufſicht von Reichsbehörden 
ſtehenden Kaſſe nicht davon die Rede ſein können, daß die 
deutſche Anwaltſchaft Herrin im eigenen Hauſe iſt. Ein 
fremder Wille wird auf dieſem Gebiete herrſchen, und von 
dieſem wird es abhängen, welches Maß von Selbſtbeſtim⸗ 
mung den Anwälten bei der Verfügung der von ihnen in 
ihrem eigenen Intereſſe aufzubringenden Mittel einzu⸗ 
räumen iſt. 

Weitere Bedenken gegen die geſetzliche Einführung des 
Verſicherungszwangs ergeben ſich 


2. 


aus der Höhe der den Anwälten für den Fall der Errich⸗ 
tung der beiden Verſicherungskaſſen anzuſinnenden Geld— 
leiſtungen und dem Betrage der dafür in Ausſicht zu ſtellen⸗ 
den Renten, ſowie aus der der Rentenberechnung anhaftenden 
Unſicherheit. N 


Dabei iſt vorauszuſchicken, daß die von dem Verſiche⸗ 
rungsſachverſtändigen Herrn Dr. Wolf ausgearbeiteten 
Tarife unter I. II. III. IV. zum Theil auf weſentlich andern 
Vorausſetzungen beruhen als die für die Ruhegehalts⸗ und 
Unterſtützungskaſſe und für die Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe 
aufgeſtellten Geſetzentwürfe. 

A. 

Der Geſetzentwurf für die Ruhegehalts⸗ und Unter⸗ 
ſtützungskaſſe fordert von jedem nach dem Inslebentreten 
der Kaſſe zuzulaſſenden Anwalt ein Eintrittsgeld von 
100 Mark und eine Jahresprämie von 70 Mark. Dagegen 
ſoll ihm für den Fall der Unfähigkeit zur Ausübung des 
Rechtsanwaltsberufs nach Ablauf einer fünfjährigen Warte⸗ 
zeit eine nach dem Tarif ſeinem Lebensalter zur Zeit des 
Beitritts entſprechende Jahresrente gewährt werden. 

Den bereits zugelaſſenen Rechtsanwälten ſoll der Bei⸗ 
tritt gegen Entrichtung einer ihrem Alter entſprechenden, in 
dem Tarif aufgeſtellten Eintrittsgebühr freiſtehen. 

Außerdem wird jedem deutſchen Rechtsanwalt ein 
Jahresbeitrag von 30 Mark zu den in 8 5 des Geſetz⸗ 
entwurfs bezeichneten Unterſtützungszwecken auferlegt. 

Dagegen hat der Sachverſtändige in Tarif I 

aa) das 55. Lebensjahr als die obere Altersgrenze der 

Beitrittsfähigkeit (und Beitrittspflicht), 

bb) eine Wartezeit von 10 Jahren vorausgeſetzt, 

ce) Eintrittsgelder unberückſichtigt gelaſſen, und 

dd) die Rente nicht nach dem Alter des Verſicherten 

zur Zeit des Beitritts, ſondern nach dem Alters⸗ 
jahre, in welchem die Dienſtunfähigkeit eintritt, 
berechnet. 

Der Zinsfuß iſt zu 3½ Prozent angenommen. 

Verwaltungskoſten ſind nicht in Anſatz gekommen, weil 
der Sachverſtändige vorausgeſetzt hat, daß dieſelben von in 
Höhe von 30 Mark zu erhebenden Jahresbeiträgen gedeckt 
werden könnten. 

Dieſe letztere Annahme iſt nicht zutreffend. Denn ſo 
lange nicht ſämmtliche Anwälte den zu errichtenden Zwangs⸗ 
kaſſen angehören, können die von Nichtmitgliedern zwangs⸗ 
weiſe einzuhebenden Gelder nicht zu Kaſſenzwecken verwendet 


werden, wie es auch eine Unbilligkeit ſein würde, wenn aus 


den von Mitgliedern und Nichtmitgliedern ohne Unterſchied 
zu Unterſtützungszwecken zu zahlenden Geldern, wie in 8 5 
des Geſetzentwurfs vorgeſehen iſt, nur Kaſſenmitgliedern 
oder früheren Mitgliedern der Hülfskaſſe oder deren Wittwen 
und Waiſen Unterſtützungen gewährt würden. 

Demgemäß werden die Verwaltungskoſten, welche übri⸗ 
gens nicht allzu gering veranſchlagt werden dürfen, den 
Kaſſeneingängen zu entnehmen ſein. 

Daß der Sachverſtändige eine Wartezeit von 10 Jahren 
angenommen und die Ruhegehalte nicht in feſten Sätzen 
nach dem Lebensalter zur Zeit des Beitritts ausgeworfen, 
ſondern nach dem Zeitpunkte des Eintritts der Dienſtunfähig⸗ 
keit abgeſtuft hat, wird nicht zu beanſtanden ſein. Hätte er 
ſich an den Geſetzentwurf gehalten, ſo würden im Durch⸗ 
ſchnitt weit niedrigere Gehalte ſich ergeben haben. Auch iſt 
es nicht gerecht, wenn beiſpielsweiſe ein Mitglied, welches 
im 30. Lebensjahre beigetreten iſt und bereits im 41. Lebens⸗ 
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jahre dienſtunfähig wird, eine höhere Rente erhält, als ein 
anderes, welches zwar erſt mit 40 Jahren beigetreten iſt, 
aber volle 25 Jahre lang ſeine Beiträge bezahlt hat. Die 
Feſtſetzung einer oberen Altersgrenze für den Beitrittszwang 
wird nicht zu umgehen ſein, weil es unbillig iſt, die Ver⸗ 
ſicherungspflicht auf diejenigen Fälle zu erſtrecken, in welchen 
es unwahrſcheinlich iſt, daß der Verſicherte den Ablauf der 

Wartezeit erlebt. 

Unter den angegebenen Vorausſetzungen berechnet der 
Sachverſtändige Ruhegehalte, welche ſelbſt bei dem Vor⸗ 
handenſein der günſtigſten Bedingungen nicht entfernt als 
auskömmlich bezeichnet werden können. So erhält z. B. ein 
Anwalt, der mit 30 Jahren beigetreten iſt und im 55. Lebens⸗ 
jahre dienſtunfähig geworden iſt, jährlich 390 Mark 74 Pf. 
Erfüllt er in ſeinem Berufe das 65. Lebensjahr, ſo ſteigt 
der Ruhegehalt bis auf 822 Mark 33 Pf. 

Nun wird aber in dem Geſetzentwurfe § 9 die Zahlung 
der Rente von der Bedingung abhängig gemacht, daß das 
Mitglied, welches dieſelbe beanſprucht, ſich in der Liſte der 
Rechtsanwälte hat löſchen laſſen. Dieſe Beſtimmung beruht 
augenſcheinlich auf der Annahme, daß der Bezug der Rente 
lediglich bei gänzlicher, nicht auch bei nur verminderter 
Dienſtunfähigkeit einzutreten hat, und die Erfüllung des 
65. Lebensjahres nur den Beweis der Dienſtunfähigkeit ent⸗ 
behrlich machen ſoll. 

Einem völlig dienſtunfähigen Anwakte wird aber in der 
Regel jeder anderweite Erwerb abgeſchnitten ſein. Er kann 
daher trotz des Ruhegehalts ſelbſt bei der beſcheidenſten 
Lebenshaltung ſeinen Unterhalt nicht beſtreiten, wenn er nicht 
ausreichendes Vermögen geſammelt hat. 

Bei dieſer Sachlage halten wir den Verſicherungszwang 
nicht für gerechtfertigt. Sollen die Anwälte genöthigt 
werden, ſich gegen die Folgen der Dienſtunfähigkeit mit der 
Bedingung zu verſichern, daß ſie die Rente erſt nach gänz⸗ 
licher Aufgabe der Berufsthätigkeit erhalten, fo muß ihnen 
mindeſtens für den Fall der bis zur Erreichung eines höheren 
Lebensalters fortgeſetzten Ausübung des Berufs ein noth⸗ 
dürftig auskömmlicher Ruhegehalt geſichert werden. Die Er⸗ 
richtung einer Anſtalt, welche unter der angegebenen Vor⸗ 
ausſetzung den Anwälten nur einen Zuſchuß zu dem noth⸗ 
wendigen Lebensunterhalte gewährt und daher eine weitere 
Unterſtützung bei ſonſtiger Vermögensloſigkeit nicht entbehrlich 
macht, iſt nicht eine ſo unabweisliche Forderung des Standes⸗ 
intereſſes, daß deren Verwirklichung durch Einführung eines 
geſetzlichen Beitrittszwanges trotz der entgegenſtehenden ſchwer⸗ 
wiegenden Bedenken empfohlen werden kann. 

Es würde auch nicht angängig ſein, die Jahresprämien 
ſoweit zu ſteigern, daß dadurch die Gewährung auskömm⸗ 
licher Ruhegehalte geſichert wird. Denn eine Zwangskaſſe 
hat bie Leiſtungen, welche fie ihren Mitgliedern zumuthet, 
innerhalb angemeſſener Grenzen zu halten, wenn der Zwang 
ſich nicht in drückender Weiſe fühlbar machen ſoll. 


| b. 

Der Geſetzentwurf über die Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe, 
2 5 die nach dem Inslebentreten derſelben zuzulaſſenden 
eutſchen Rechtsanwälte mit Ausnahme der Bahriſchen, zum 


Beitritt verpflichtet, für die in Bayern zuzulaſſenden An⸗ 
wälte aber den Zwang zum Beitritt zu der daſelbſt be⸗ 
ſtehenden Penſionsanſtalt für die Wittwen und Waiſen der 
Advokaten und der Rechtsanwälte des Königreichs Bayern 
einführen will, fordert von den zum Beitritt Verpflichteten 
ohne Unterſchied, ob verheirathet oder nicht, eine Eintritts⸗ 
gebühr von 100 Mark und einen Jahresbeitrag von 50 Mark. 
Dafür wird den Wittwen und Waiſen des Beitretenden die 
nach dem „anliegenden“ Tarif ſeinem Lebensalter zur 
Zeit des Beitritts entſprechende Rente zugeſichert, welche 
bei Ablauf der auf 5 Jahre feſtgeſetzten Wartezeit voll ge⸗ 
zahlt werden ſoll, bis die Wittwe verſtorben iſt und jedes 
der Kinder das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat. 

Der Sachverſtändige hat dagegen in Tarif IV. die⸗ 
jenigen Monatsbeiträge berechnet, welche zur Erwerbung 
einer Rente von 500 Mark für die überlebende Ehegattin 
zu entrichten find. Dieſe Beiträge find, wie bei dem erheb- 
lichen Einfluſſe des Altersverhältniſſes zwiſchen Mann und 
Frau keiner näheren Begründung bedurfte, nach dem Lebens⸗ 
alter des verſicherten Ehemannes und der verſicherten 
Ehefrau zur Zeit des Beitritts abgeſtuft und bewegen ſich 
zwiſchen Jahresbeträgen von 33 Mark 72 Pf. (Alter des 
Mannes 35 Jahre, Alter der Frau 65 Jahre) und 571 Mark 
20 Pf. (Alter des Mannes 65, der Frau 35 Jahre). Für 
das ungefähre Durchſchnittsalter, welches bei dem Manne 
auf 31 Jahre, bei der Frau auf 24 Jahre zu veranſchlagen 
ſein dürfte, ergiebt ſich ein Jahresbeitrag von 117 Mark 
24 Pf. oder rund 120 Mark. Auf Eintrittsgelder und auf 
den Beitritt Unverheiratheter iſt in dem Tarif keine Rück⸗ 
ſicht genommen. | u 

Andererſeits gewährt aber auch der Tarif die Rente 
nur der Wittwe, nicht auch den bei dem Tode eines Wittwers 
vorhandenen oder den die Wittwe überlebenden unverſorgten 
Kindern. Die Mitverſicherung derſelben wird daher die Auf: 
ſtellung eines neuen Tarifs mit höheren Jahresbeiträgen 
nöthig machen. 

Die den Berechnungen des Sachverſtändigen zu Grunde 
gelegte Wittwenpenſion von 500 Mark kann als auskömmlich 
nicht angeſehen werden; ſie erſüllt daher nicht den Zweck, 
die Wittwe ohne Rückſicht auf das Vorhandenſein ſonſtigen 
Vermögens vor Mangel und Entbehrung zu ſchützen. 


C. 


Wird der Grundſatz angenommen, daß die Höhe der 
Jahresbeiträge zu der Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe nach dem 
Lebensalter des Mannes und der Frau zur Zeit des Bei⸗ 
tritts zu bemeſſen iſt, ſo reicht die Beſtimmung des Geſetz⸗ 
entwurſs, daß jeder Rechtskundige, welcher nach dem Ins⸗ 
lebentreten der Kaſſe ſeine Zulaſſung als Rechtsanwalt be⸗ 


antragt, der Kaſſe beizutreten hat, zur Einführung eines 


allgemeinen Verſicherungszwangs nicht aus. Denn die 
überwiegende Mehrzahl der Rechtsanwälte verheirathet ſich 
erſt nach der Zulaſſung. Es würde daher weiter zu be= 
ſtimmen ſein, unter welchen Vorausſetzungen diejenigen Rechts⸗ 
anwälte, welche nach ihrer Zulaſſung ſich verehelichen, zum 
Beitritt verbunden ſein ſollen. Soll nicht der Beitrittszwang 
eine übermäßige, unter Umſtänden ſogar die Eheſchließung 
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erſchwerende Belaſtung zur Folge haben, ſo wird derſelbe 
über eine gewiſſe Altersgrenze und innerhalb derſelben über 
einen Höchſtbetrag des zu entrichtenden Jahresbeitrags nicht 
auszudehnen ſein. Auf die Durchführung eines allge⸗ 
meinen Verſicherungszwangs, welcher die Vorausſetzung 
des Geſetzentwurfs bildet, würde ſonach verzichtet werden 
müſſen. a | 

Die Leiſtungen, welche nach Tarif I. und IV. von den 
Mitgliedern der beiden Kaſſen erfordert werden, ſind ſo be— 
trächtlich, daß mit dem Zwange zu deren Entrichtung die 
Grenzen einer zuläſſigen Standesbeſteuerung überſchritten 
ſein dürften. In dieſer Beziehung iſt die in dem Geſchäfts⸗ 
bericht der Hülfskaſſe auf das letzte Verwaltungsjahr mit⸗ 
getheilte Thatſache beachtenswerth, daß in Folge der Er— 
höhung der Mitgliederbeiträge von 10 Mark auf 20 Mark 
die Zahl der Mitglieder um 59 ſich vermindert hat. Das 
Einkommen der Anwälte ſchwankt zwiſchen ſehr weit geſteckten 
Grenzen. Für einen nicht geringen Theil derſelben wird 
daher die Aufbringung jährlicher Beiträge von etwa 200 Mark 
und darüber mit Schwierigkeiten verbunden ſein. Es iſt 
ſogar die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß durch die 
Verpflichtung zu ſolchen Leiſtungen einzelne Anwälte in ernſte 
Verlegenheit gebracht werden können und auf dieſe Weiſe 


der Eintritt des Erfolgs, welcher durch gemeinſame Zwangs⸗ 


verſicherung abgewendet werden ſoll, befördert wird. Dieſes 
Bedenken wird auch dadurch nicht gehoben, daß die Ausfälle 
der Kaſſen an Jahresbeiträgen zahlungsunfähiger Mitglieder, 
wie in 8 5 unter b des Geſetzentwurfs für die Ruhegehalts⸗ 
faffe ꝛc. vorgeſehen iſt, aus der zu errichtenden Unterſtützungs⸗ 
kaſſe gedeckt werden können. Denn in der Regel wird dies 
erſt nach vorgängiger erfolgloſer DENE mög⸗ 
lich ſein. 
E. 5 
Wenngleich die aufgeſtellten Tarife auf ſolider, ver— 


ſicherungstechniſcher Grundlage ausgearbeitet find, ſo bieten 


ſie doch keine Gewähr dafür, daß die Beiträge der Mitglieder 
zur Deckung der zugeſicherten Renten ausreichen werden. 
Die daraus für den Beſtand der Kaſſen entſtehende Gefahr 
ſoll durch die in § 18 des Geſetzentwurfs vorgeſchriebene 
zeitweilige ſachverſtändige Prüfung der Vermögenslage un— 
ſchädlich gemacht werden. Ergiebt die Prüfung einen Fehl⸗ 
betrag, ſo kann nur durch Erhöhung der Beiträge oder durch 
Herabſetzung der Renten geholfen werden. An die geſetzliche 
Einführung einer Nachſchußpflicht, welche die ſpäteren Mit⸗ 
glieder zu Gunſten der älteren in unbilliger Weiſe belaſtet 
und die Möglichkeit eines jeder Vorausberechnung ſich ent⸗ 
ziehenden Anwachſens der Beiträge in ſich ſchließt, wird wohl 
nicht gedacht werden können. Durch die Herabſetzung der 
Renten, welche übrigens nach unſerem Dafürhalten eintre⸗ 
tenden Falls alle Renten treffen müßte, ohne Unterſchied, 


ob der Beitritt zur Kaſſe früher oder ſpäter erfolgt und ob 


das Bezugsrecht bereits entſtanden iſt, würden die oben 
unter a und b ausgeführten N erheblich verſchärft 
werden. 

In einem Punkte dürfte die Nothwendigkeit einer Be⸗ 
richtigung der Tarife ſchon jetzt naheliegen. Die Verzinſung 


des Vermögens der beiden Kaſſen zu 3½ Prozent wird nicht 
durchführbar fein, da die 4 prozentigen deutſchen Staats⸗ 
papiere in Folge der neuerdings eingeleiteten geſetzgeberiſchen 
Maßnahmen verſchwinden werden, in Folge deſſen das für 
Staatspapiere zu 3½ Prozent ſchon jetzt zu zahlende Auf⸗ 
geld vorausſichtlich ſteigen wird und das Herabſinken des 
Zinsfußes auf 3 Prozent in nicht zu ferner Zeit zu er⸗ 
warten ſteht. 

Daß die Verwaltungskoſten nicht gering zu veranſchlagen 


find, wurde bereits oben angedeutet. Es iſt nicht anzu⸗ 


nehmen, daß ſich ſtets ſechs am Orte der Kaſſe wohnhafte 
Anwälte finden werden, welche des Verſicherungsweſens voll⸗ 
ſtändig kundig ſind und neben ihrem Berufsgeſchäft die Lei⸗ 
tung eines ſo umfänglichen und mit ſchwerer Verantwortung 
verbundenen Geſchäftsbetriebes unentgeltlich übernehmen 
wollen und können. Die Einführung eines Zwanges hierzu 
würde entſchieden zu verwerfen ſein. Niemand kann ge⸗ 
zwungen werden, der Verwaltung einer Verſicherungsanſtalt 
mit einer Jahreseinnahme von mehr als einer Million Mark 
überhaupt, geſchweige denn ohne Entgelt, ſich zu unterziehen 
und dadurch nach Befinden ſeine wirthſchaftliche Exiſtenz in 
Frage zu ſtellen. Auch die ausgedehnte Mitwirkung der 
Anwaltskammern, wie ſie die Geſetzentwürfe in Ausſicht 
nehmen, wird nicht durchführbar ſein. Insbeſondere wird 
den ohnedem ſtark in Anſpruch genommenen Schriftführern 
der Vorſtände großer Kammerbezirke die Einziehung der 
Jahresbeiträge nicht aufgebürdet werden können, wenn nicht 
die Zahl derjenigen, welche ſich zur Uebernahme dieſes Amtes 
bereit finden laſſen, immer mehr abnehmen ſoll. Die in den 
Verwaltungsrath zu wählenden Abgeordneten der Anwalts⸗ 
kammern werden, ſoweit ſie nicht am Sitz der Kaſſe wohnen, 
nur in ganz beſchränktem Umfange an der Aufſichtsführung 
ſich betheiligen können. Je mehr ihre Thätigkeit in Anfpruch 
genommen wird, um ſo mehr wird der Geſchäftsgang er- 
ſchwert werden. 

Wie groß die Schwierigkeiten ſind, welche ſich hiernach 
der zweckentſprechenden und die Sicherheit der Verwaltung 
gewährleiſtenden Organiſation der Kaſſen entgegenſtellen, 
bedarf nicht der näheren Ausführung. 


II. 


Für den Fall der Einführung eines Verſicherungszwangs 
würden wir uns 
gegen deſſen ann en bereits zugelaſſene 
Rechtsanwälte | 
aussprechen. | 
Es liegt allerdings im Intereſſe der Kaſſe, daß ihr ſchon 
bei der Errichtung diejenige Mitgliederzahl zugeführt wird, 
welche ohne die Beitrittspflicht der bereits zugelaſſenen An⸗ 
wälte erſt in langen Jahren durch allmählichen Zuwachs 
erreicht werden kann. Auch iſt die Beſorgniß nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß von dem den bereits zugelaſſenen Anwälten 
einzuräumenden Rechte des freiwilligen Beitritts vielfach 
in ſolchen Fällen Gebrauch gemacht werden würde, in welchen 
der Geſundheitszuſtand und die ſonſtigen perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Aufzunehmenden den vorzeitigen Eintritt des 
Bezugsrechts erwarten laſſen. 
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Dieſe Zweckmäßigkeitsgründe find aber nicht geeignet, 
einc geſetzgeberiſche Maßregel zu rechtfertigen, welche der 
geehrte Vorſtand der Hülfskaſſe in ſeiner Zuſchrift vom 
31. Mai 1895 ſehr richtig als eine gewaltſame bezeichnet. 
Ohnedem würden die bereits in vorgerücktem Lebensalter 
ſtehenden Anwälte, welche entweder die Laſt eines un⸗ 
verhältnißmäßig hohen Jahresbeitrages auf ſich nehmen oder 
mit einer äußerſt niedrigen Rente ſich begnügen müßten, von 
dem Beitrittszwange auszunehmen ſein. Auch denjenigen, 
welche bereits durch Lebens- oder Rentenverſicherung für ihre 
Zukunft geſorgt haben, würde Befreiung nicht wohl verſagt 
werden können. Dieſen gegenüber würde ein Verſicherungs⸗ 
zwang gegenſtandslos und mit Rückſicht auf die dadurch be⸗ 
dingte Verpflichtung zur Zahlung doppelter Prämien un⸗ 
billig ſein. 

Die Zahl der in ſolcher Weiſe bereits Verſicherten iſt 

zweifellos ſehr bedeutend. 
Wollte man daher die Einführung eines Verſicherungs⸗ 
zwanges für bereits zugelaſſene Anwälte überhaupt als 
ſtatthaft anſehen, ſo würde die Regel in ſo weitem Umfange 
durch Ausnahme durchbrochen werden, daß der praktiſche 
Zweck der Maßregel nur in ungenügender Weiſe erreicht 
werden könnte. 

5 . III. 

Ein Zwang zur 

Verſicherung bei beſtehenden deutſchen Verſicherungs⸗ 

anſtalten (Fragepunkt 3) 
iſt ſchon um deswillen unthunlich, weil die Aufnahme in eine 
Verſicherungsgeſellſchaft nicht von dem freien Belieben des 
Antragſtellers abhängt. In der Regel ſind nur diejenigen 
aufnahmefähig, welche ihre Geſundheit durch ärztliche Unter: 
ſuchung nachweiſen. Verſicherungen, welche von einzelnen 
Geſellſchaften ohne dieſes Erforderniß abgeſchloſſen werden, 
legen den Verſicherungsnehmern ſo hohe Prämien auf, daß 
deren Entrichtung nicht wohl zum Gegenſtand eines geſetz⸗ 
lichen Zwanges gemacht werden kann. 


IV. 
Der 
Gründung einer Unterſtützungskaſſe mit Zwangs⸗ 
beitritt 


ſtehen die oben unter I! entwickelten Gründe entgegen. Wir 
ſind daher nicht in der Lage, uns für einen reichsgeſetzlich 
feſtzuſetzenden Zwang auch in dieſem beſchränkten Umfange 
zu erklären. Bei der Verwaltung der Unterſtützungskaſſe, 
welche irgend welche Beſchränkungen des freien Ermeſſens der 
die Kaſſe leitenden Standesgenoſſen am wenigſten verträgt, 
würde das mit der reichsgeſetzlichen Regelung der Angelegen- 
heit unzertrennliche Eingreifen der die Oberaufſicht führenden 
Reichsbehörde beſonders ſtörend empfunden werden. 
Als dringend nöthig aber erſcheint uns 
die fortdauernde Wirkſamkeit und, ſoweit nöthig, die 
Neuordnung der als freiwillige Vereinigung 
beſtehenden Hülfskaſſe. 
Die zur Zeit beſtehende Hülfskaſſe hat ſich in erſter 
Linie die Anſammlung des zur Gründung einer allgemeinen 
Ruhegehaltskaſſe für deutſche Rechtsanwälte und einer 
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Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deren Hinterlaſſenen erforder: 
lichen Kapitalgrundſtocks als Zweck geſetzt. Nur für die 
Zeit bis zur Wirkſamkeit dieſer Kaſſe ſollen aus den Mitteln 
der Hülfskaſſe dienſt⸗ und erwerbsunfähig oder hülfsbedürftig 
gewordene deutſche Rechtsanwälte und deren Hinterlaſſene 
durch Geldbeihülfen unterſtützt werden. 

So lange die Frage, ob die allgemeine Ruhegehalts⸗ 
kaſſe und die Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe zu gründen iſt, noch 
ſchwebt, kann die Hülfskaſſe fortbeſtehen. Wird aber der 
Plan dieſer Gründung endgültig aufgegeben, ſo bleibt nichts 
anderes übrig, als daß eine neue Unterſtützungskaſſe ge⸗ 
gründet wird, die Hülfskaſſe ſodann § 11 ihrer Satzungen 
dahin ändert, daß ihr Vermögen auch einer anwaltlichen 
Unterſtützungskaſſe überwieſen werden darf, und weiter unter 
gleichzeitiger Ueberweiſung ihres Vermögens an die neue 
Unterſtützungskaſſe ihre Auflöſung beſchließt. 

Wir ſind überzeugt, daß die Unterſtützungskaſſe, welche 
bisher, Dank der opferfreudigen Thätigkeit der an ihrer 
Spitze ſtehenden Kollegen, ſegensreich gewirkt hat, auch ohne 
Beitrittszwang ſich in gedeihlicher Weiſe weiter entwickeln 
und den wirklich dringenden Bedürfniſſen abhelfen wird. 


| V. | 

Die in dem Fragebogen unter 1, 2, 3, 4, geſtellten 

Fragen ſind vorſtehend beantwortet. Zu den übrigen Frage— 
punkten haben wir Folgendes zu bemerken: 


Frage 5. 

Die Rentenverſicherung hat den Nachtheil zur Folge, 
daß ein großer Theil der Mitglieder Zeitlebens Beiträge 
von beträchtlicher Höhe zu zahlen hat, ohne für ſich und 
ihre Angehörigen auch nur den geringſten Vortheil davon zu 
tragen. Gleichwohl glauben wir der Rente vor dem 
Kapital den Vorzug geben zu ſollen, weil der Zweck einer 
dauernden Verſorgung nur durch eine Rente erreicht 
werden kann. * | 

Zur Sicherung dieſes Zweckes dürfte anzuſtreben ſein, 
daß die Zwangsvollſtreckung in die Renten und deren Ab— 
tretung oder Verpfändung geſetzlich ausgeſchloſſen wird. 


Zu Frage 6, 7. 

Unſere Bedenken gegen die unentgeltliche Verwaltung 
der Verſicherungskaſſen durch Standesgenoſſen und gegen 
die Möglichkeit einer den Erfolg gewährleiſtenden Aufſichts⸗ 
führung der Anwaltskammern haben wir bereits oben Aus⸗ 
druck gegeben. | 

Die an ſich nicht erwünſchte Oberaufſicht der Reichs⸗ 
behörden würde als Folge reichsgeſetzlicher Regelung hinge⸗ 
nommen werden müſſen. | 


Ä Zu Frage 8. 

Wer von der Rechtsanwaltſchaft ausgeſchloſſen iſt, kann 
nicht Mitglied der für die Standesgenoſſen zu errichtenden 
Zwangskaſſen bleiben. Es würde aber unbillig ſein, den 
Ausgeſchloſſenen und deſſen Angehörigen mittelbar auch an 
ihrem Vermögen zu ſtrafen und die Kaffe durch die einge- 
zahlten Beträge zu bereichern. 
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Die Rückerſtattung der eingefteuerten Gelder wird daher 
nicht von dem Ermeſſen des Vorſtands abhängig zu machen, 
ſondern dem Ausgeſchloſſenen als ein Recht einzuräumen ſein. 

Auch empfiehlt es ſich nicht, den Wittwen und Waiſen 
ausgeſchloſſener Rechtsanwälte, welche der Kaſſe angehört 
haben, und dieſen ſelbſt grundſätzlich jede Unterſtützung zu 
verſagen. Die in den Verwaltungsgrundſätzen der Hülfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte getroffene Beſtimmung, 
wonach Rechtsanwälten, welche wegen ehrloſer Handlungen 
aus dem Anwaltsſtande ausgeſchloſſen ſind, und ihren An⸗ 
gehörigen in der Regel Unterſtützung zu verſagen iſt, dürfte 
das Richtige treffen. 

Zu Frage 9. 


Den drei Geſetzentwürfen über die zu errichtenden 
Zwangskaſſen iſt die Beſtimmung gemeinſam, daß Rechts⸗ 
anwälte, welche, um der Ausſchließung zu entgehen, ſich 
freiwillig in der Rechtsanwaltsliſte haben löſchen laſſen, den 
ausgeſchloſſenen gleichzuſtellen ſind und daß der Vorſtand 
der Anwaltskammer, welchem das Mitglied angehört hat, über 
das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung entſcheidet. 

Damit würde der Vorſtand an die Stelle des Ehren⸗ 
gerichts, welches in Folge der rechtzeitigen Löſchung nicht in 
Thätigkeit treten konnte, geſetzt ſein. Er würde ohne 
Beobachtung der Formen des geordneten Strafverfahrens, 
andererſeits aber auch ohne die dadurch gegebenen Mittel 
zur Feſtſtellung des Thatbeſtands darüber zu eutſcheiden 
haben, wie der Spruch des Ehrengerichts, wenn es zur 
ehrengerichtlichen Verhandlung gekommen wäre, ausgefallen 
ſein würde. Dieſe Erweiterung der Zuſtändigkeit des Vor⸗ 


ſtandes muß um ſo mehr Bedenken erregen, als es ſich dabei | 


in erſter Linie um die Entziehung eines wichtigen Ver⸗ 
mögensrechts handelt. 
Anders liegt die Sache in dem Falle einer wegen 


einer entehrenden Handlung erfolgten ſtrafrechtlichen Ver⸗ 


urtheilung, durch welche der Beweis erbracht iſt, daß die 
Ausſchließung zweifellos erfolgt ſein würde, wenn das Mit⸗ 
glied nicht durch freiwillige Niederlegung dem ehrengerichtlichen 
Verfahren zuvorgekommen wäre. 


Zu Frage 10. 

Daß ein in Folge von Geiſteskrankheit begangener 
Selbſtmord nicht den Verluſt der Wittwen- und Waiſen⸗ 
gelder herbeiführen kann, bedarf wohl nicht der näheren 
Ausführung. 

Auch kommt in Frage, ob nicht den Wittwen und 


Waiſen der Anſpruch auf die Rente erhalten bleiben kann, 


wenn der Selbſtmörder der Kaſſe eine ſo lange Reihe von 
Jahren angehört hat, daß die Kaſſe durch die Verkürzung 
ſeiner Lebensdauer auch bei Gewährung der Rente keinen 
Verluſt erleidet. 

Die Rückerſtattung mindeſtens eines Theils der gezahlten 
Beiträge würde auch in denjenigen Fällen, in welchen der 
Verluſt der Rente einzutreten hat, eine Forderung der Billig⸗ 


keit ſein. 
Zu Frage 11. 
Würde eine Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe mit Beitritts⸗ 
zwang in's Leben gerufen, ſo ließe ſich gegen die Heran⸗ 


ziehung der unverheiratheten Rechtsanwälte zu mäßigen 
Beiträgen nichts Erhebliches einwenden. Die gezahlten 
Beiträge würden bei ſpäterer Verheirathung ganz oder 
theilweife auf das ſolchenfalls etwa zu zahlende Eintritts⸗ 
geld angerechnet werden können. 


Zu Frage 12. 

Ueber die Frage, ob den Wittwen und Waiſen eine 
bis zum Wegfall des letzten Berechtigten ſich gleich bleibende 
ſogenannte Stammrente zu gewähren oder ob für die Wittwe 
und für jedes Kind die Rente beſonders auszuwerfen iſt, 
wird ſich ein abſchließendes Urtheil erſt auf Grund ver— 
ſicherungstechniſcher Begutachtung gewinnen laſſen. 


Zu Frage 13. 

Bei der Anlegung des Vermögens, welche übrigens 
durch die ſtetig wachſende Konkurrenz der für wohlthätige 
und öffentliche Zwecke feſtgelegten, auf möglichſt ſichere ver⸗ 
zinsliche Anlegung angewieſenen Vermögensmaſſen immer 
mehr erſchwert werden wird, iſt ſelbſtverſtändlich für Er⸗ 
zielung einer von Wechſelfällen unabhängigen Sicherheit zu 
ſorgen. Rentenpapiere des Deutſchen Reichs oder Deutſcher 
Bundesſtaaten würden vor anderen mündelmäßigen Papieren 
zu bevorzugen ſein. Ausleihung auf Hypothek iſt, mit Rück⸗ 
ſicht auf die Nothwendigkeit beſtändiger men nicht 


rathſam. 

Zu Frage 14. 
Fauür den Fall der Errichtung der Zwangskaſſen würde 
gegen die in den Geſetzentwürfen vorgeſehene Vertheilung 
des Kapitalgrundſtocks der Hülfskaſſe nichts zu erinnern ſein. 

Insbeſondere entſpricht die Ueberweiſung von ½ an 

die Bayriſche Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe dem ungefähren Ver⸗ 
hältniß der Zahl der Mitglieder aus Bayern zu der Geſammt⸗ 
mitgliederzahl. 

Zu Frage 15. 


Die Bedingungen, unter welchen beſtehende Anwalts⸗ 
penſionskaſſen übernommen werden könnten, laſſen ſich nur 
von Fall zu Fall feſtſtellen. Unter allen Umſtänden würde 
dabei mit großer Vorſicht verfahren werden müſſen. 


Zu Frage 16. | 

Für eine freiwillige Vereinigung erſcheint auch uns die 
Form einer Genoſſenſchaft nach Maßgabe des Sächſiſchen 
Geſetzes vom 15. Juni 1868 als empfehlenswerth. In dem 
Statut würde durch möglichſt allgemeine Faſſung des Zwecks 
Vorſorge dafür zu treffen ſein, daß die auch im Deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuche enthaltene Beſtimmung, wonach jede 
Aenderung des Zwecks an einen einſtimmigen Beſchluß 
ſämmtlicher Genoſſenſchafter gebunden iſt, nicht zu Unzuträg⸗ 
lichkeiten führt, wie ſie nach den obigen Ausführungen unter IV. 
die Faſſung des 8 2 der Satzungen der Hülfskaſſe zur 
Folge hat. 

Dresden, den 6. März 1897. 


Der Vorſtand 
der Anwaltskammer im Königreiche Sachen. 
Sänuel. 
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— der Anterigungskaffe für deutſche 
Rechtsanwälte. 
Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht und juriſtiſcher Per⸗ 
ſönlichkeit nach Maßgabe des Königlich Sächſiſchen N vom 
15. Juni 1868, eingetragen am 
des Genoſſenſchaftsregiſters für den Amtsgerichtsbezirk ee 
§ 1. 

Unter dem Namen „Unterftügungsfaffe für deutſche 
Rechtsanwälte“ hat ſich ein Verein gebildet, welcher ſeinen 
Sitz in Leipzig hat und die Rechte einer juriſtiſchen Perſon 
genießt. Die deſſen Mitgliedern für die Zwecke des Vereins 
obliegende Haftung beſchränkt ſich auf die Zahlung des 
jeweiligen Jahresbeitrags. | 

§ 2. 

Der Zweck des Vereins ift: dienſt⸗ und erwerbsunfähig 
oder hülfsbedürftig gewordene deutſche Rechtsanwälte ſowie 
Wittwen und Waiſen deutſcher . durch Geld⸗ 
beihülfen zu unterſtützen. 

8 3. 
Die Mittel zur Grfülung feines Zweckes erlangt der 


Verein 
az) durch die Jahresbeiträge feiner Mitglieder, 


b) durch einmalige oder jährliche Beihülfen der An⸗ 
waltskammern, 
c) durch Schenkungen, Vermächtniſſe oder ſonſtige 
außerordentliche Zuwendungen. 
§ 4. | 

Zur Mitgliedſchaft berechtigt iſt jeder deutſche Rechts⸗ 
anwalt oder frühere Rechtsanwalt, welcher von der Rechts⸗ 
anwaltſchaft nicht ausgeſchloſſen iſt. 
nach vorgängiger ſchriftlicher Anmeldung 8 dem Vorſtande 
durch letzteren. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht außer durch den Tod oder 
Ausſchluß von der Rechtsanwaltſchaft in Folge freiwilliger 
ſchriftlicher Austrittserklärung 
Jahresbeitrags. 

Jedes Mitglied hat einen Jahresbeitrag von 30 Mark 
im April jeden Jahres an den Vereinsſchatzmeiſter zu zahlen 
bezw. portofrei einzuſenden. Die am 30. April nicht ein⸗ 
gegangenen Jahresbeiträge werden am 1. Mai durch Poſt⸗ 


nachnahme erhoben. 
8 5. 


Die Kaſſenmitglieder und die Witwen und Waiſen von 
Rechtsanwälten, welche zur Zeit ihres Todes Kaſſenmitglieder 
waren, haben im Bedürfnißfalle ein Recht auf Unterſtützung. 
Ueber die Bedürfuißfrage entſcheidet der Vorſtand nach 
freiem Ermeſſen. Im Ablehnungsfalle iſt den Betheiligten 
die Anrufung eines Schiedsgerichts geſtattet. 

Den Wittwen und Waiſen der Kaſſenmitglieder ſtehen 
gleich die Wittwen und Waiſen ſolcher Rechtsanwälte, welche 
zur Zeit ihres Todes Mitglieder der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte waren. 

Auch den Wittwen und Waiſen von Rechtsanwälten, 
welche die Gründung der Hülfskaſſe nicht erlebt haben, kann 
Unterſtützung bewilligt werden. Der Vorſtand entſcheidet über 
die bezüglichen Geſuche endgültig nach freiem Ermeſſen. 


Die Aufnahme erfolgt 


oder Verweigerung des 


§ 6. 
Die Organe des Vereins ſind 
a) die Hauptverſammlung, 
b) der Vorſtand. 
8 7. 
Die Hauptverſammlung der Vereinsmitglieder findet 
regelmäßig im September jeden Jahres, das erſte Mal in 
Leipzig, ſpäter an dem von der letzten Generalverſammlung 


beſtimmten deutſchen Orte, außerordentlicher Weiſe auf Be⸗ 


ſchluß des Vorſtandes oder auf begründeten Antrag von 
mindeſtens 20 Mitgliedern ſtatt. Die Einladung dazu, und 
zwar im letzteren Falle binnen drei Wochen nach Eingang 
des Antrages, iſt vom Vorſitzenden unter Angabe der zur 
Beſchlußfaſſung kommenden Gegenſtände zweimal in den 8 17 
genannten Blättern dergeſtalt zu veröffentlichen, daß zwiſchen 
der erſten Einrückung und dem Tage der Verſammlung min⸗ 
deſtens 14 Tage liegen. 

| 88. 

Die ordentliche Hauptverſammlung erledigt regelmäßig 
folgende Gegenſtände: 

a) den vom Vorſtande zu erſtattenden Geſchäfts⸗ 
bericht, | 

b) die Richtigſprechung der Jahresrechnung, 

c) die Wahl der Vorſtandsmitglieder, 

d) die Wahl der Rechnungsprüfer, 

e) die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 

Außerdem hat die Hauptverſammlung zu beſchließen 
über: | 
f) Anträge des Vorſtandes oder einzelner Mitglieder, 

g) Abänderungen dieſer Satzungen, 

h) Auflöſung des Vereins. 

In den Hauptverſammlungen können nur ſolche An⸗ 
träge einzelner Mitglieder zur Beſchlußfaſſung gebracht 
werden, welche in der öffentlichen Einladung zur Verſamm⸗ 
lung bekannt gemacht und zu dem Ende rechtzeitig beim 
Vorſtande eingereicht worden find. | 

89. 

Den Vorſitz in den Ha dee führt der 
Vorſitzende des Vorſtandes oder deſſen Stellvertreter oder 
in deren Behinderung ein anderes vom Vorſtande zu 
wählendes Mitglied deſſelben. Jede gehörig einberufene 
Hauptverſammlung iſt beſchlußfähig ohne Rückſicht auf die 
Zahl der erſchienenen Mitglieder und beſchließt durch ein⸗ 
fache Stimmenmehrheit; bei Gleichheit der Stimmen ent⸗ 
ſcheidet der Vorſitzende, bei Wahlen das Loos. Nur wenn 
es ſich um Abänderung dieſer Satzungen oder Auflöſung 
des Vereins handelt, iſt zur Gültigkeit der Beſchlüſſe eine 
Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der in der Verſammlung 
Erſchienenen erforderlich. 

| 8 10. 

Der Vorſtand beſteht aus zwölf von der ordent⸗ 
lichen Hauptverſammlung für die Dauer von drei Jahren 
gewählten Mitgliedern, von welchen in jeder folgenden 
ordentlichen Hauptverſammlung der dritte Theil ausfcheidet. 
Die Reihenfolge des Ausſcheidens wird bei den auf Grund 
dieſer Satzungen zuerſt Gewählten durch das Loos beſtimmt. 
Sind in dieſer Weiſe ſämmtliche erſtgewählte Mitglieder 
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des Vorſtandes ausgeſchieden, ſo erfolgt der Austritt nach 
der Anciennetät. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Außerordentliche Lücken werden vom Vorſtande durch 
Zuwahl ergänzt. Der in dieſer Weiſe Gewählte tritt be⸗ 
züglich der Dauer feiner Funktion an die Stelle des Aus⸗ 
geſchiedenen. 

Der Vorſtand erwählt alsbald nach der ordentlichen 
Hauptverſammlung aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden, 
einen Schriftführer und einen Schatzmeiſter, ſowie deren 
Stellvertreter. 

Der Vorſtand ET ſich auf Schriftliche, die Tages⸗ 
ordnung angebende Einladung des Vorſitzenden. Zur Be⸗ 
ſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt die Anweſenheit von drei 
Mitgliedern erforderlich. 

Der Vorſtand beſchließt durch einfache Stimmenmehrheit 
Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der Vorſitzende, 5 
Wahlen das Loos. 

Die Vorſtandsmitglieder verwalten ihre Aemter unent⸗ 
geltlich, erhalten jedoch die hierbei gehabten baaren Auslagen 
aus der Vereinskaſſe vergütet. | 

Die Namen der Mitglieder des Vorſtandes ſind mit 
Angabe ihrer Funktionen in den § 17 bezeichneten Blättern 
öffentlich bekannt zu machen. Dieſe Bekanntmachung be— 
gründet die Legitimation der Vorſtandsmitglieder. 

8 11. 


Der Vorſtand hat den Verein gectich und außer: 


gerichtlich nad) außen zu bertreten. 

Erklärungen, welche den Verein verpflichten, bedürfen zu. 
ihrer Gültigkeit der Unterſchrift des Vorſitzenden, des Schrift⸗ 
führers und des Schatzmeiſters bezw. deren Stellvertreter. 

Dieſelben unterzeichnen für den Verein 

„Unterſtützungskaſſe für deutſche Rechtsanwälte“ 
unter Beifügung ihrer Namen und Funktionen. 

Der Vorſtand entſcheidet über die Unterfttungsgeſuche 
nach vorgängiger Anfrage bei dem Vorſtande der Anwalts⸗ 
kammer, in deren Bezirk der Geſuchſteller oder das ver⸗ 
ſtorbene Familienhaupt der Geſuchſteller zugelaſſen it bezw. 
war, nach freiem Ermeſſen. 

§ 12. | 

Der Vorſitzende bezw. deſſen Stellvertreter hatt im All⸗ 

gemeinen die Geſchäftsführung des Vorſtandes zu leiten 


und zu überwachen, den Vorſtand ſo oft als nöthig ein⸗ 


zuberufen, und die vom Vorſtande bezw. der General- 
N gefaßten Beſchlüſſe zur Ausführung zu bringen. 
§ 13. 

Der Schriftführer bezw. deſſen Stellvertreter hat 


den Schriftenwechſel mit Behörden und Geſuchſtellern zu 


führen, den Jahresbericht vorzubereiten, in den Vorſtands⸗ 
ſitzungen das Protokoll zu führen und die Schriftſtücke des 
Vereins der Zeitfolge und dem Gegenſtande un geordnet 
zu verwahren. 
8 14. | 

Der Schatzmeiſter bezw. deſſen Stellvertreter hat 
das Vermögen des Vereins unter Aufſicht des Vorſtandes 
nach den von dieſem zu treffenden Beſtimmungen zu ver⸗ 
walten. Derſelbe hat ferner die Jahresbeiträge der Mit⸗ 
glieder einzuziehen, die vom Vorſtande bewilligten Unter⸗ 


ſtützungen gegen Quittung auszuzahlen und die Jahres⸗ 


rechnung, aus welcher der jeweilige Stand der für den 

Vereinszweck zu § 2a gebildeten Kaſſe erſichtlich ſein muß, 

am 30. Juni jeden Jahres abzuſchließen und bis Ende Juli 

dem Vorſtande zur Prüfung durch die Reviſoren und Vor⸗ 

lage zu der ordentlichen Hauptverſammlung zu ö 
§ 15. 

Das Geſchäfts- und eh De Vereins 

läuft vom 1. Juli bis 30. Juni. 

8 16. 
| Jede ordentliche Hauptverſammlung wählt zur Prüfung 
der nächſten Jahresrechnung zwei Mitglieder als Rechnungs⸗ 
prüfer, welche der nächſten Hauptverſammlung über das 
Ergebniß der Reviſion mündlich oder ſchriftlich Bericht zu 
erſtatten haben. | Ä | 

BT En: 
Die Veröffentlichungen des Vereins gelten als 
rechtsverbindlich erlaſſen, wenn fie in 
dem Reichsanzeiger, 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Dun des Betten 
Anwalt⸗Vereins, und 
dem Leipziger Tageblatte 
ſo oft, als es dieſe Satzungen vorſchreiben, eingerückt 1 
ſind. Sollte eine der gedachten Zeitungen eingehen, ſo hat 
der Vorſtand an deren Stelle eine andere für die Bekannt⸗ 
machungen des Vereins zu wählen. iR 

Der von der Hauptverſammlung genehmigte Geſchäfts⸗ 
bericht und Rechnungsabſchluß iſt mit Weglaſſung des 
Namens und Wohnortes der Unterſtützten in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift ſowie auszugsweiſe im Reichs anzeiger z ver⸗ 
öffentlichen. 

Ss 18. 

Die Unterſtitzungskaſſe übernimmt den von 155 Hülfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte geſammelten Kapitalgrund⸗ 
ſtock. Die Zinſen dieſes n werden zu Unter⸗ 
ſtützungen verwendet. | 


— nn nn nn äB—ꝛ—j——— 


Literatur. 
Landesrecht. 0 
II. Lehrbücher und Commentare. (Materialien.) 
10. Das Allgemeine Landrecht f. d. Preuß. St. in ſeiner 
jetzigen Geſtalt. Ausgabe mit Anm. v. P. Landé, 
Landr. Dritte verb. Aufl. Berlin 1896. ne 
Pr. 10, geb. 12 M. | 


Daß der Zweck der Ausgabe, das Gef ſetbuch, el es 


noch gültig iſt, ohne Kommentar darzubieten“, einem Bedürf⸗ 


niſſe der Praxis entgegenkommt, iſt durch ihre wiederholten Auf- 


lagen beſtätigt. Dem Zwecke entſpricht die Einrichtung des 
Buches: weggelaſſen ſind die ausdrücklich aufgehobenen oder 
durch entgegenſtehende neuere Geſetze unzweifelhaft beſeitigten 
Stellen, ſoweit ſie nicht zum Verſtändniſſe anderer nachhaltender 
Beſtimmungen erforderlich ſind; dieſe ſowie diejenigen Stellen, 
über deren fortdauernde Gültigkeit irgend ein Zweifel beſtehen 
kann, ſind durch kleineren Druck unterſchieden. Die Anmerkungen 


beſchränken ſich, auf die neueren Geſetze zu verweiſen, durch, 
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welche Vorſchriften des A. L. R. erſetzt, abgeändert oder ergänzt 
ſind, und auf kurze Andeutungen über das Verhältniß dieſer 
Geſetze zum A. L. R. „ 0 | | 
11. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts auf dem Ge- 
biete des Preuß. Privatrechts in ihren grundlegenden 
Entſcheidungen. Allgemeine Lehren. Für das Studium 
und die Praxis bearbeitet v. Dr. M. Apt. Berlin 1895. 
Carl Heymann. Pr. 5 M. 3 
Daß eine Auswahl, wichtiger Entſcheidungen des höchſten 
Gerichts nach ihrem Wortlaute in ſachlicher Anordnung und 
mit ſtetigen Verweiſungen auf ergänzende Ausſprüche und die 
wiſſenſchaftliche Literatur, nicht nur für das Studium, ſondern 
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häufung von Citaten gerichtlicher Erkenntniſſe, wie ſie in den 
Kommentarien üblich geworden iſt, und dem Leſer überläßt, den 
Weizen von der Spreu zu ſondern. Für den ganzen Umfang 
des A. L. R. würde dieſe Arbeit freilich zu ſpät kommen; für 
die allgemeinen Rechtsgrundſätze aber wird fie auch ein werth⸗ 
volles Hülfsmittel zum Verſtändniſſe des B. G. B. ſein, und 
das Gleiche würde immer noch von einzelnen Abſchnitten des 
Sachen⸗ und Obligationsrechts zutreffen, während für das 
eheliche Güterrecht ſchon die auf unbeſtimmte Zeit fortdauernde 
Anwendbarkeit dahin führt. | 


12. Das beſtehende Provinzialrecht der Kurmark Branden- 
burg. Im amtl. Auftr. herausg. v. Dr. v. Scholtz u. 
Hermensdorff. 3. Aufl. Unter Berückſicht. d. neueren 
Geſetzgebung beſorgt v. Dr. Güns burg, Rechtsanw. 

Berlin 1895. Ferd. Dümmler. Pr. 10 M. 5 
Die erſte Ausgabe des Werks iſt 1834, die zweite noch 
vom Verf. ſelbſt beſorgte 1854. Daß nach weiteren 40 Jahren 
eine neue Bearbeitung nöthig geworden iſt, beweiſt ebenſo die 

Fortdauer des Bedürfniſſes nach dieſem Hülfsmittel, die auch 

mit der Einführung des B. G. B. keineswegs abſchneiden wird, 

wie die Tüchtigkeit der Arbeit. Der neue Herausgeber hat ſich 
bemüht, unter Wahrung der Anlage und Darſtellung das Buch 
auf den heutigen Stand der Geſetzgebung und Rechtſprechung zu 
bringen, wofür ihm nach beiden Richtungen voller Dank gebührt. 


13. Das Rheiniſche Civilrecht in ſeiner heutigen Geltung. 
Dargeſtellt und erläutert von Dr. Cretſchmar. Vierte 
verm. u. verb. Aufl. Düſſeldorf 1896. L. Schwann. 
Pr. geb. 20 M. „ 5 | 

Das auch dem außerrheiniſchen Juriſten als handliches 
Hülfsmittel zur Ermittelung des heutigen Standes des in der 
preuß. Rheinprovinz geltenden Privatrechts ſich darbietet, iſt 
auch in der neuen Auflage in der durch eine weite Verbreitung 
bewährten Geſtalt erhalten, aber völlig der neueren Geſetzgebung 
und Rechtſprechung folgend neu durchgearbeitet. Der mit 
gegenüberftehender deutſcher Ueberſetzung abgedruckte Text des 

Code civil und der noch geltenden, in das Civilrecht ein⸗ 

greifenden Beſtimmungen des Code de procedure, wie die 

nach Materien geordneten neueren Geſetze find von einem 
knappen aber reichhaltigen Commentar begleitet, dem Ganzen 

Tabellen zum Gerichtskoſtengeſetz und der Notariatsgebühren⸗ 

ordnung ſowie ein Abdruck des Stempelgeſetzes von 1895 mit 

Tarif und ein ſorgfältiges Sachregister beigegeben. | 


14. Das rechtsrheiniſche bayerifche Landescivilrecht und 
landr. Civilprozeßrecht u. Berückſicht. der freiw. Gerichts⸗ 
barkeit ſyſtematiſch dargeſtellt von H. Becher, Amtsr. 
München 1894 — 96. J. Schweitzer (Jos. Eichbichler). 
L u. 1751 S. gr. 8°. iz Ä 


Der Verf. hat das urſprünglich auf einen engeren Rahmen 
bemeſſene Werk den ihm aus der Praxis gegebenen Anregungen 
folgend, während der Ausarbeitung erweitert, in Folge deſſen 
die beiden Bände, in die es jetzt abgetheilt iſt, I. Allgemeiner 
Theil und Vermögensrechte S. 1— 1136, II. Familienrecht, 
Erbrecht und Rechtsſchutz S. 11371751) fortlaufende Seiten⸗ 


zahlen haben. Es iſt hieraus erſichtlich, daß es eine ſyſtematiſche, 
auf die Bedürfniſſe des Studiums wie der Praxis berechnete 
Bearbeitung des geſammten landesgeſetzlichen Rechtsſtoffes ent- 
hält. Daß eine ſolche Arbeit noch am Vorabende der Ein⸗ 
führung eines B. G. B. für das Deutſche Reich unternommen 
und mit entſprechender Theilnahme aufgenommen worden iſt, 
bezeugt ein gerade in dieſer Vorausſicht hervorgetretenes Be⸗ 
dürfniß, den heimiſchen Rechtsbeſtand in ſeiner Geſammtheit 
aufzufaſſen und für die Generation zu befeſtigen, die, obwohl 
hauptſächlich mit dem neuen Reichsrecht beſchäftigt, doch daneben 
noch in manchen Beziehungen das alte anzuwenden berufen ſein 
wird. In ſeiner klaren und gut geſchriebenen Darſtellung wird 
das Buch aber auch dem außerbayeriſchen Juriſten, der ge⸗ 
legentlich mit bayeriſchen Rechtsſachen befaßt iſt, ein ſehr will⸗ 
kommenes Hülfsmittel ſein. ra 


15. Grundriß des badiſchen Landrechts (mit Ausſchluß 
des Obligationenrechts). Unter beſ. Berückſ. d. neueren 
deutſchen Rechtſprechung für Studium u. Praxis dargeſtellt von 
Dr. A. Platenius, Rechtsanw. Freiburg i. Br. u. Leipzig 
1896. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Pr. 6 M., geb. 7 M. 
Die Arbeit „will das badiſche bürgerliche Recht, wie es 

heute gilt, kurz aber doch möglichſt klar und vollſtändig dar⸗ 

ſtellen“. Die bevorſtehende Einführung des B. G. B. hat den 

Verf. zu beſchleunigter, wenn auch unvollſtändiger Veröffent⸗ 

lichung beſtimmt, jo daß. er ſich ihre Ergänzung und Um⸗ 

arbeitung mit Rückſicht auf das neue Geſetzbuch vorbehält. In 
erſter Reihe ſoll ſie ein Lehrbuch für Studirende und angehende 

Praktiker ſein, in zweiter Reihe aber auch dem älteren Praktiker 

ermöglichen, ſich in allen wichtigen Fragen über den Stand 

der Literatur und Rechtſprechung zu vergewiſſern. Die knappe 
und überſichtliche Anordnung des Stoffes mit den auf reich⸗ 
haltige Citate beſchränkten Anmerkungen macht ſie zu beiden 

Zwecken wohl geeignet. 2 


Bürgerliches Recht. 


III. Monographien und Abhandlungen. Kommentare zu 
5 ni einzelnen Geſetzen. | 


\ 


e 1. Allgemeines. | | 

1. Feſtgabe zur Feier des ſiebzigſten Geburtstages 
Sr. K. H. des Großherzogs Friedrich von Baden, 
dargebracht von den Mitgliedern der Heidelberger 
Juriſtenfakultät. Heidelberg 1896. G. Koeſter. Pr. 7M. 


Mit den ſieben zu dieſer Feſtgabe vereinigten Abhandlungen 
haben die Verfaſſer nicht weniger ihre Fakultät als den Fürſten 
geehrt, der dem geſammten deutſchen Volke wegen feiner Ver⸗ 
dienſte um die Einigung des Vaterlandes werth iſt. Nur die 
erſte von E. Im m. Becker „Recht muß Recht bleiben“ hat 
einen allgemeineren Inhalt; zwei andere, von R. Schröder 
und H. Buhl, finden unten (Nr. 8. 9) ihre Stelle; die übrigen 
vertheilen ſich auf das Gebiet der Rechtsgeſchichte (Karlowa, 
intra pomoerium und extra pomoerium), das Staatsrecht 
(G. Meyer „Die Reichsgründung und das Großherzogthum 
Baden“ deren Gegenſtand ganz eigens für die Feier geeignet 
iſt, und Jellinek „über Staatsfragmente“) und das Strafrecht 
(R. Heinze „univerſelle und partikuläre Strafrechtspflege“, die 
der Verf. noch unmittelbar vor ſeinem Tode vollendet hatte). — 
Die Becker ſchen Abhandlung, nachdem fie das Sprüchwort 
„Recht muß Recht bleiben“ mit anderen verwandten zuſammen⸗ 
geſtellt (I) nimmt es zunächſt in dem ihm urſprünglich wohl 
fremden Sinne einer Unwandelbarkeit der Rechtsordnung als 
„göttliches“ oder „natürliches“ Recht (II). Sie legt in kurzen 
Zügen ſchlagend dar, wie dieſe vermeintliche Feſtigkeit noth⸗ 
wendig in ihr Gegentheil umſchlägt, da jeder unter dem „Gött⸗ 
lichen“ und „Natürlichen“ immer nur das verſtehen kann, was 
er jeweils dafür hält, und niemals durch eine unveränderliche 
„Natur der Sache“ an ſich Recht geſchaffen wird, ſondern nur 
durch die rechtliche Bedeutung, die ein beſtimmtes an Ort und 
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Zeit gebundenes Volksgefühl einem Thatbeſtande beimißt. Die 
geſchichtliche Wandelbarkeit des Rechts wird dann dargelegt an 
den zwei Beiſpielen der Entwickelung des römiſchen Rechts aus 
einem „Kirchſpielsrecht“ zum Weltrecht (III) und der Geſetz⸗ 
gebungsarbeit des Jahrhunderts der großen Codifikation vom 
Preuß. Landrecht (1794) bis zum deutſchen B. G. B. (IV). 
Uebergehend zu der eigentlichen Bedeutung des Sprüchwortes 
„mein Recht ſoll mir bleiben“ ſtellt der Verf. dieſem Anſpruch 
der Unverlierbarkeit des eigenen Rechts den Hinweis entgegen, 
wie der Untergang eines ſolchen Rechts (z. B. durch Verjährung 
oder den Grundſatz „Hand muß Hand“ wahren) eine Noth⸗ 
wendigkeit der Rechtsordnung ſein kann (V). Auf das Gebiet 
des öffentlichen Rechts übergehend hebt er ebenſo treffend heraus, 
wie die hier nicht ſeltene ſcheinbare Umkehrung des Satzes „Recht 
geht vor Macht“ doch auf die Dauer nur möglich iſt, wenn 
die Macht ſelbſt eine „moraliſche Potenz“ als Trägerin eines 
neuen Rechtsgefühls und Rechtsbedürfniſſes gegenüber einem 
erſtarrten Rechte iſt (VI). Nachdem kurz der Wechſel in der 
Wandelbarkeit des Rechts ſelbſt durch zeitweilig wirklichen oder 
vermeintlichen Stillſtand berührt iſt (VII) leitet der Verf. mit 
der höchſt treffenden Bemerkung: „Viele Schwierigkeiten, denen 
der theoretiſche Juriſt begegnet, beruhen auf den Mängeln 
unſerer Terminologie, die im innigſten Zuſammerhange ſteht 
mit der ungenügenden Feſtſtellung der Begriffe“ zu einer ab⸗ 
ſchließenden Betrachtung (VIII) über, die in dem Satze gipfelt: 
„die Wandelbarkeit des geltenden Rechts ſtammt aus deſſen 
eigenſtem Weſen.“ — Die Abhandlung, die auf engſtem Raume 
eine Fülle von Gedanken in zwangloſer und doch wohldurch⸗ 
dachter Folge mit wohlthuender Schlichtheit aneinanderreiht, 
wird jedem Juriſten in einer wenn auch flüchtigen Mußeſtunde 
erfriſchende Anregung geben. ö 


2. Der Zufall im Recht. Akademiſche Antrittsrede von 
Dr. M. Rümelin, Prof. d. röm. R. in Tübingen. 
Ba: 1 Br. u. Leipzig. J. C. E. Mohr (Paul Siebed). 
Pr. 1 M. 


Ein erfreulicher und im Ganzen hoͤchſt anerkennenswerth 
durchgeführter Verſuch, Begriffe und Grundgedanken, die für 
die poſitive Rechtslehre unentbehrlich, aber innerhalb ihrer 
Grenzen nicht zu erſchöpfen ſind, die alſo einer allgemeinen 
Rechtslehre d. h. einer wohlverſtandenen Rechtsphiloſophie an⸗ 
gehören, nicht ohne Philofophie oder gar mit der lange üblich 
geweſenen Geringſchätzung der Philoſophie zu behandeln, von 
der (S. 3) treffend bemerkt wird, daß ſie „ja doch meiſtens 
nur an die Fabel von den ſauren Trauben erinnert.“ — Vorab 
iſt es zu billigen, daß der Verf., um zu einer Begriffs- 
beſtimmung des Zufalls zu gelangen, nicht von irgend welcher 
Metaphyſik, ſondern vom Sprachgebrauch des Lebens ausgeht, 
und eben ſo richtig, daß für dieſen die Beziehung auf das 
einzelne Geſchehene, das einzelne Gewordene, das urſprüngliche, 
das Bedürfniß nach einer Vorausberechnung künftigen Ge⸗ 
ſchehens leitend geweſen iſt. Die wiſſenſchaftliche Begriffs⸗ 
behandlung aber wird bei dieſer Beſtimmung des Zufalls als 
„des erfahrungsgemäß nicht Vorherſehbaren“ (S. 9) nicht ſtehen 
bleiben; wir glauben nicht, daß der Naturforſcher ein Ereigniß 
deshalb als Zufall bezeichnen wird, weil er es nach den be- 
kannten Erfahrungsthatſachen nicht vorausgeſehen hat, ſo lange 
es auf einen Kauſalzuſammenhang hinweiſt und zu deſſen Er⸗ 
forſchung auffordert; und gerade das Beiſpiel des Zuſammen⸗ 
treffens gleicher Eigenthümlichkeiten bei Mutter und Kind legt 
die richtige Unterſcheidung nahe, daß es als Zufall nur an⸗ 
zuſehen iſt, wenn es nicht auf den Kauſalzuſammenhang der 
Vererbung zurückzuführen iſt. Was als Zufall übrig bleibt, 
iſt dann eben das Zuſammentreffen zweier von einander un⸗ 
abhängiger, d. h. in den Grenzen menſchlicher Erfahrungserkenntniß 
überhaupt nicht auf einen Grund zurückführbarer Kauſalreihen. 
Das iſt der Begriff des Zufalls, den des Verf. hochverdienter 
Vater Kanzler Rümelin aufgeſtellt hat (S. 7) und dem der 
Begriff des Verf. nur in dem Sinne „zu Grunde liegt“ als 
dieſer durch jenen die nothwendige Einſchränkung des viel⸗ 


deutigen Wortes „vorherſehbar“ erhält. Hiernach ſind auch die 
geſchichtlichen Beiſpiele des Verf. klar zu ſtellen: es war Zufall, 
daß Berthold Schwarz das Pulver erfand, indem er bei der 
Miſchung von Stoffen zu einem ganz anderen Zwecke auf die⸗ 
jenige davon unabhängige Kauſalreihe traf, deren keineswegs 
zufällige Folge die Exploſion war; es kann aber nicht Zufall 
genannt werden, daß Columbus Amerika entdeckte, denn dies 
lag durchaus in der Reihe ſeiner Zweckthätigkeit, die nur über 
dieſes Zwiſchenziel hinausgegangen war. Dieſer Begriff auf 
das Recht angewendet, das nur die Folgen menſchlicher Hand⸗ 
lungen zu beſtimmen hat, ſo kann von Zufall ſtreng genommen 
nur geſprochen werden, wenn ſich mit der Folgenreihe einer 
menſchlichen Handlung eine davon unabhängige Kauſalreihe 
kreuzt. Aber in dieſem Sinne erweilt ſich ohne Weiteres der 
Satz als falſch, daß Niemand für den Zufall hafte, ein Satz, 
der überhaupt eine Teutologie enthält, da als Zufall ohne 
Weiteres alles bezeichnet wird, wofür nach poſitiver Rechts- 
beſtimmung kein Menſch einem anderen oder der Geſammtheit 
haftet. Auch hier zeigt ſich wieder die Vieldeutigkeit des Wortes 
„vorausſehbar“: vorauszuſehen iſt zwar niemals die Wirktichkeit, 
wohl aber die Möglichkeit und ſogar die Wahrſcheinlichkeit des 
Zuſammentreffens zweier Urſachenreihen. Dieſe vorauszuſehende 
Möglichkeit und Wahrſcheinlichkeit iſt die Gefahr, und wer auf 
eine ſolche Gefahr handelt, ſo lange nicht eine der Gewißheit 
gleich zu achtende hohe Wahrſcheinlichkeit vorliegt, handelt fahr⸗ 
läſſig. Für welchen nach dem Maße der Wahrſcheinlichkeit zu 


beſtimmenden Grad von Fahrläſſigkeit zu haften iſt, kann nur 


die poſitive Rechtsordnung vorſchreiben. Was darüber hinaus 
liegt wird Zufall genannt, wenn auch in der That nur mit 
einem geringeren Grade von Fahrläſſigkeit gehandelt iſt, der 
aber mit gutem Grunde nicht dafür erachtet wird, weil ein die 
Gefahr überwiegender Beſtimmungsgrund zum Handeln an⸗ 
zuerkennen iſt. — Wenn auch in Verfolg dieſer Andeutungen 
über manches Einzelne in den Ausführungen des Verf. zu 
ſtreiten wäre, ſo tragen ſie doch in jeder Richtung bedeutſam 
zur Klärung der herrſchenden Anſichten bei und verdienen darum 
auch für die Rechtsanwendung ſorgfältige Beachtung. Kl. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 


Rechtsanwalt Fredigmann beim Landgericht Dortmund; 
— Rechtsanwalt Karl Mann beim Landgericht Nürnberg; — 
Rechtsanwalt Rudolf Huch beim Amtsgericht Harzburg; — 
Rechtsanwalt Dr. Albert Haberſtumpf beim Amtsgericht 
Kulmbach; — Rechtsanwalt Dr. jur. Heinrich Tebelmann 
beim Langericht, beim Amtsgericht Bremen, bei der Kammer 
für Handelsſachen Bremerhaven und beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landesgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. Grohe beim 
Amtsgericht Eilenburg; — Rechtspraktikant Michael Englert 
beim Amtsgericht Marktheidenfeld; — Rechtsanwalt Dr. Georg 
Grimm beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Paul 
Meyer beim Amtsgericht Teuchern; — Rechtsanwalt Dr. jur. 
Hofmann beim Oberlandesgericht Frankfurt a. M.; — Rechts⸗ 
anwalt Georg Meyerhoff beim Oberlandesgericht Naum⸗ 
burg a. S.; — Rechtspraktikant Dr. Johann Baptiſt Theu 
beim Landgericht München; — Rechtsanwalt Friedrich Wiener 
beim Kammergericht Berlin; — Rechtsanwalt Alois Jüngling 
beim Amtsgericht Ebern; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Brodzina 
beim Amtsgericht Lennep; — Rechtsanwalt Dr. Auguſt 
Neithardt beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt 
Hermann Biel beim Amtsgericht Anklam; — Rechtsanwälte 
Dr. Gottfried Quell, Hermann Ferdinand Martin beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Max Guſtav Adolf 
Vogt beim Amtsgericht Ehrenfriedersdorf; — Rechtsanwälte 
Dr. Andreas Rasmus Nielſen Koch, Dr. Siegmund Heßlein 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und 
beim Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Ignaz Leeb 
beim Amtsgericht Miltenberg; — Rechtsanwalt Georg Zülch 
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beim Amtsgericht Northeim; — Rechtspraktikant Anton Reuter 

beim Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Konrad Baer 

beim Landgericht Bayreu ggg 
KLöſchungen. 

Rechtsanwalt Biel beim Amtsgericht Swinemünde; — 
Rechtsanwalt Dr. Auguſt Neithardt beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Paul Schulz beim Amtsgericht 
Wehlau; — Rechtsanwalt Karl von Berg beim Oberlandes⸗ 
gericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt Dr. Tepelmann beim 
Landgericht Hannover; — Rechtsanwalt Huch beim Amtsgericht 
Wolfenbüttel! — Rechtsanwalt Dr. Oskar Schanzenbach 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Petraſch beim 
Amtsgericht Neuß; — Rechtsanwalt Friedrich Max Hänichen 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechts- 
anwalt Heinrich Lieberich beim Landgericht Traunſtein; 
— Rechtsanwalt Friedrich Sauer beim Amtsgericht Kötzting; 
— Rechtsanwalt Pulvermacher beim Amtsgericht Kempen 
i. Poſen; — Rechtsanwalt Ernſt Johannes Gieſe beim Amts- 
gericht Lengenfeld; — Rechtsanwalt Dr. jur. Adolf Matters- 
dorf beim Amtsgericht Myslowitz; — Rechtsanwalt Oskar 
Motel beim Landgericht Neuburg a./ D.; — Rechtsanwalt 
Georg Friedrich Reich beim Amtsgericht Gemünden; — Rechts- 
anwalt Oskar Weinmann beim Landgericht Augsburg. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Heinen 
in Eſſen; — Rechtsanwalt Hein in Heilsberg; — Rechts⸗ 
anwalt Lewinski in Kulmſee; — Rechtsanwälte Dr. Beyer, 
Roſenberg in Göttingen; — Rechtsanwalt v. Napolski in 


Merzig. s 
Todesfälle. . 
Rechtsanwalt Kirſch in Trier; — Rechtsanwalt Kehle 
in Ravensburg; — Rechtsanwalt Kleinknecht in Göppingen; 
— Juſtizrath Fleck in Berlin; — Rechtsanwalt Eduard 
Auguſt Emil Brederlow in Pyritz. 


| Bekanntmachung. 


„In der hieſigen ſtädtiſchen Verwaltung iſt die mit einem Jahres- 
gehalte von 3500 Mark verbundene Stelle eines I. beſoldeten 
Stadtraths alsbald zu beſetzen. 

Bewerber, welche die Befähigung zum Richteramte oder zum 
höheren Verwaltungsdienſte beſitzen, wollen ihre Meldungen unter 
Beifügung der Zeugniſſe und eines Lebenslaufes bis ſpäteſtens 
um 15. October cr. an den Stadverordneten⸗Vorſteher, Herrn 
Fabritbeſiger Donalies, einreichen. | 

Die näheren Anſtellungsbedingungen werden auf Erfordern von 
uns mitgetheilt werden. | 

Zeitz, den 15. September 1897. 


Der Magiſtrat. 


Ich ſuche zu möglichſt baldigem Antritt als ftändigen Hilfe: 
arbeiter eine juriſtiſch geſchulte Kraft, die im Stande ift, Schrift- 
ſätze auch in ſchwierigen Prozeßſachen und Notariatsentwürfe zu 
fertigen. — Ge 
mehr. — Offerten erbitte ich unter genaueſter Angabe der Verhältniſſe. 

Neu⸗Ruppin, im September 1897. 


Der Juſtizrath. 
Laemmel. 


Tüchtigen Büreau⸗Vorſteher ſucht 
Werner, Rechtsanwalt, Berlin, Müllerſtr. 179. 


Büreauvorſteher baldigſt geſucht. 
‚ Rechtsanwalt Range, Stettin. 


„ Rechtzanwalt und Notar in Hannover ſucht auf 1. Oktober 
leiſtungsfähigen, zuverläſſigen Büreauvorſteher. Selbſtgeſchr. 
Offerten mit Lebenslauf, bisheriger Thätigkeit und Gehaltsanſpr. 
durch die Expedition dieſer Zeitung unter H. 374. 


Jüngerer gewandter Büreauvorſteher von einem rheiniſchen, 
beim Amtsgericht auftretenden Rechtsanwalt geſucht. Offerten mit 
Gehaltsanſprüchen sub R. V. 15 an die Expedition dieſes Blattes. 


alt je nach den Leiſtungen bis zu 2400 Mark, ev. auch 


Verheiratheter Büreauvorſteher von einem Rechtsanwalt und 
Notar in Vorort Berlin's geſucht. Derſelbe muß ſelbſtſtändiger 
Arbeiter in Anwalts- und Notariatsgeſchäften fein. Meldungen unter 
H. S. 33 an die Expedition dieſes Blattes. a 
oe; | Büreauvpvporftehber,. 

firm im Gebühren⸗ und Rechnungsweſen, nach Breslau geſucht. 
Offerten mit Zeugnißabſchriften unter Z. 2464 an Rudolf 
Moſſe, Breslau. 


Mehrere Jahre bei Land⸗ und Amtsgericht als Rechtsanwalt 
thätig geweſen, ſuche ich Stellung als Hülfsarbeiter bei einem 
Berliner Anwalt. Gefl. Off. unter V. G. 46 an die Exp. d. Bl. 


Ein Buchhalter, den ich als zuverläſſig und fleißig empfehlen 
kann, ſucht Stellung. 
Rechtsanwalt Lenzberg, Hannover. 


Pfälz. Nechtspraktikant, der im Dezember die Staatsprüfung 


macht, ſ. bei einem pfälz., reichsländ. oder bad. Anwalt Konzipienten⸗ 
ſtelle. Off. unter X. K. Z. Nr. 379 an die Exp. dieſes Blattes. 


Erfahrener Büreauvorſteher, ſelbſtſtändiger Arbeiter, ſucht 

Stellung. Off. an Heinr. Goebel, Lewin Schl. 
Büreauvorſteher, längere Jahre als ſolcher thätig, ſelbſtſtändig, 

ſucht Stellung. Nowak, Angermünderſtr. 12 III Tr. r., Berlin. 


Büreau⸗Vorſteher. 

Ein unverheiratheter, militärfreier Büreauvorſteher (Weſtfale), 
der ſowohl auf Anwalts- wie Notariatsbüreaus thätig geweſen, 
durchaus zuverläſſiger, ſelbſtſtändiger Arbeiter, welcher mit allen 
vorkommenden Arbeiten vollſtändig vertraut iſt, ſucht 
Stellung als Büreauvorſteher oder evtl. als erſter Gehülfe. Der 
Eintritt kann in kurzer Zeit oder ſpäter erfolgen. Gefl. Offerten 
werden unter Nr. 50 an die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 


Bür.⸗Vorſt. m. Zeugn. über 10 j. Thätigkeit in zwei Stell. ſucht 
Stellung, ev. auch als Exvedient. Off. sub J. 378 an die Exp. d. Bl. 


Büreauvorſteher, 30 Jahre, verheirathet, langjährige beſte 
Zeugniffe, ſucht Stellung. Off. unter R. 380 an die Exp. dieſes Bl. 


Ein, auch im Notariat geübter, mit dem neuen Stempel“, Not.⸗ 
u. G. K. G. vertrauter Büreau⸗Vorſteher, in mittlerem Alter, 
als ſolcher ſeit längerer Zeit in Berlin thätig und beſtens empfohlen, 
ſucht ſelbſtſtändige Stellung per Oktober oder ſpäter. Gefl. Adr. 
erbeten unter O. 382 an die Expedition dieſes Blattes. 


Tüchtiger Büreauvorſteher, in Anwalts- und Notariatspraxis 
erfahren, ſucht ſofort oder ſpäter Stellung. Gefl. Offerten unter 
L. M. 12 an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Büreauvorſteher 
ſucht dauernde Stellung in kleinem oder mittleren Büreau. Offerten 
sub B. B. 337 an die Expedition dieſes Blattes. 


Durchaus ſelbſtſtändig und flott arbeitender Büreauvorſteher, 
im Notariat bewandert, ſucht, geſtützt auf Prima⸗Zeugniſſe, Engage⸗ 
ment. Gefl. Offerten unter J. S. 390 an die Exped. dieſes Blattes. 


Büreau⸗Vorſteher, 
tüchtig, gewandt, zuverläſſig, ſucht ſofort Engagement. Offerten 
sub R. 8180 an die Expedition dieſer Zeitung. 


Büreauvorſteher, 24 Jahre alt, in allen Büreauarbeiten 
bewandert, welcher noch in ungekündigter Stellung iſt, ſucht, geſtützt 
auf gute Zeugniſſe, baldigſt anderweite Stellung. Gefl. Offerten 
unter U. 5016 an Rudolf Moſſe, Leipzig. 


Ein Büreauvorſteher mit gutem Zeugniß, 20 Jahre beim 
Fach, ſucht, da ſein Chef in den Ruheſtand tritt, anderweite Stellung. 
Gefl. Offerten werden unter W. 382 an die Exp. d. Bl. erbeten. 
Bür.⸗Vorſt., 30 Jahr alt, verh., z. Zt. noch ſeit 8 Jahren in ungek. 
Stellg., ſucht ſich zu verändern. Off. unter M. L. 386 a. d. Exp. d. Bl. 


Ein Büreanvorfteher, 37 Jahre alt, ſucht zum 1. October er. 


oder ſogleich Stellung. Derſelbe iſt ſeit 10 ar als Büreauvorſteher 
thätig geweſen und mit allen ins Fach ſchlagenden Arbeiten vollkommen 
vertraut, und iſt ſowohl im Prozeßweſen wie Notariat ſelbſtſtändiger 
Arbeiter. Angebote bitte an die Expedition der Jurtſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift zu richten unter W. 300. 

Büreau⸗Gehülfe, 23 Jahr alt, Stenograph (Syſtem Gabels⸗ 
berger), gegenwärtig noch in Stellung, wünſcht Engagement in größerer 
Stadt. Nähere Auskunft ertheilt R.⸗A. Rentzmann, Berlinchen. 
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I. Anwaltsgeh., 6'/, Jahre beim Fach, mit ſchöner Handſchrift, 
der poln. Sprache u. Correſpondenz mächtig, im Koſtenweſen, Entwerfen 
kleinerer Klagen, Bearbeitung der Notariatsſachen (auch im Ueberſetzen 
der Notariatsakte) u. allen Büreauarbeiten firm, ſucht vom 1. Novbr. cr. 
Stellung. Gefl. Off. m. Geh.⸗Ang. u. J. D. 93 an die Exp. d. Bl. erb. 


Jung. Mann, 24 Jahr alt, ſucht Stellung als Büreaugehülfe 
oder dergl. Suchender beendigte Anf. Sept. ſeine Militärzeit und 
war vorher als Büreaugehülfe thätig. Gefl. Offerten unter 
W. W. 348 an die Exped. d. Bl. erbeten. 


Gerichts ſekretär a. D., 35 Jahre alt, ſucht bei beſcheidenen 
Anſprüchen Stellung in einem Rechtsanwaltsbüreau. Offerten unter 


Sch. D. 352 an die Expedition dieſes Blattes. 


Infolge Todesfalls bietet ſich in einer Gymnaſialſtadt Pommerns 
günſtige Gelegenheit zur Niederlaſſung als Rechtsanwalt. 

Wohnung, Büreau mit Einrichtung und Bibliothek kann ſofort 
übernommen werden. 

Offerten unter S. S. 399 an die Expedition dieſes Blattes. 


Theilhaber geſucht. 

Ein rechtsrheiniſcher Rechtsanwalt und Notar, Juſtizrath (Ober⸗ 
landesgericht Frankfurt a. M.), ſucht einen jüngern Theilhaber. Feſtes 
Gehalt oder Antheil nach Uebereinkommen. 

Meldungen mit eingehender Darlegung der perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe, Examina, Beſchäftigung und Referenzen unter Chiffer 
©. 24 an die Expedition dieſes Blattes. 


Rechtsanw. b. Landgericht I Berlin wünſcht Verbindung mit 
Kollegen bei kl. Amtsgericht zwecks gegenſ. Uebernahme der Praxis. 
Gefl. Off. unter A. B. 100 an die Exped. dieſes Blattes. 


Anwalt, 5 Jahr in Berlin, wünſcht ſich mit älterem Kollegen 
zu aſſociiren. Gefl. Offerten unter W. S. 355 an die Expedition 
dieſer Zeitung erbeten. ö 


Aelterer Gerichtsaſſeſſor (Landrechtler) ſucht einen geeigneten 
Ort zur Niederlaſſung als Rechtsanwalt oder Aſſociation mit einem 
Rechtsanwalt. Gefl. Ang. unter E. B. 321 an die Exp. d. Ztg. 


Gerichtsaſſeſſor, der häufig Rechtsanwaltsvertretungen gehabt 
hat, wünſcht wieder eine ſolche zu übernehmen bezw. zeitweiſe oder 
dauernde Hilfsarbeiterſtelle bei einem Rechtsanwalt. Offerten unter 


F. M. 27 an die Expedition dieſer Zeitung. 


Ein Gerichtsaſſeſſor, der als ſolcher bereits circa 1½ Jahre 
in Hannover und Schleswig an Landgerichten vertreten hat, ſucht 
Stellung als Hülfsarbeiter bei einem Rechtsanwalt am gen Land⸗ 
gericht. Nachricht erbeten unter R. V. 400 an die Exp. dieſes Bl. 


Gerichts⸗Aſſeſſor 


ſucht Anwalts vertretung an beliebigem Orte oder Societät 
mit beſchäftigtem Anwalt in Berlin oder Charlottenburg. 
Gefl. Offerten unter Z. 100 an Poſtamt 11 Breslau. 


Ldr. Aſſeſſor übernimmt Anwaltvertretung. Offerten unter 
A. P. 387 an die Expedition dieſes Blattes erbeten. | 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg N. Bentley, Notar. 

Correſpondirende Rechtsauwälte in allen Staaten 

Nord ⸗ Amerikas. 


Ich biete an in gut erhaltenen antiquar. Explrn.: 
Entscheid. d. Reichsger. in Civilsachen. Bd. 1—38 u. Reg. 
zu Bd. 1—30 (alles was bisher erschienen). Schön gleich- 
mässig in Hfz. gbd. (statt 202 Mk.) für 160 Mk. 


Entscheid. d. Reichsger. in Strafsachen. Bd. 1—18. Steif 


broschirt (statt 72 Mk.) für 50 Mk. 
Rechtsprechung d. Reichsger. in Strafsachen. 10 Bde. 
München 1879—88. Eleg. gbd. (statt 100 Mk.) für 30 Mk. 
Striethorst’s Archiv f. Rechtsfälle. 100 Bde. Gbd. in 
gleichm. Pappband für 45 Mk. 
Brockhaus, Konversat. Lexikon. Neueste Auflage. 17 Bde. 
Eleg. Hfz. Tadellos (statt 170 Mk.) für 90 Mk. 


Joseph Jolowiez in Posen. 


Koh Landrecht, 6. A., 


faſt neue Nichterrobe zu je 15 Mark zu verkaufen. Off. 
unter O. e. 58010 befördert Rudolf Moſſe, Halle a. S. 


Paul Lehmann's Buchhandlung u. Antiquariat, 
Berlin, Franzöſiſcheſtr. 33 e 


offerirt in gut erhaltenen Exemplaren: | 


Entſcheidungen d. Reichöger. i. Civilſ. Bd. 1—84 u. Reg. zu 


1—20, el. gebdn. 135 M. — Ertſcheidungen d. Ober⸗Tribunals, 
83 Bde. u. Reg., geb. 60 M., auch kleinere Reihen. — Rechtſprechung 
d. Reichsger. i. Strafſ., 10 Bde., geb. 30 M. — Hirth's Annalen 
f. Geſetzgebung, 1868—93, meiſt gebdn. 180 M. — Grünewald, 
Rechtsgrundſätze d. Reichsger., 13 Bde., (38.—) f. 10 M. — Der 
Gerichtsſaal, Bd. 26—52, 1874 —95, gebdn. 100 M. — Koch, 
Kommentar z. Landrecht, neueſte Aufl., 4 Bde., geb. 50 M. — 
ältere Aufl. a 6—12 M. — Juſtizminiſterialblatt, 1839—92, 
gebdn. 40 M., auch einzeln. — Bundes⸗ u. Reichsgeſetzblatt, 
1867—96, gebdn. 30 M. — Grotefend, Geſetze u. Verordnungen, 


1806—93, 23 Bde., gr. Ausg., gebdn. (220 M.) 80 M., auch einzeln. 


— Rönue, Ergänzungen, 6. A., 4 Bde., gebdn. 12 M. — Striet⸗ 
horſt's Archiv f. Rechtsfälle, 100 Bde., gebdn. 60 M. — Jahrbuch 
f. d. Entſcheid. d. Kammergerichts von Johow u. Küntzel, Bd. 1 
bis 15 m. Reg., eleg. gebdn. 73 M. — Juriſtiſche Wochenſchrift, 
1886 — 95, u. Reg., 110 M., auch einzeln. — Entſcheidungen d. 
Ehrengerichtshofs f. deutſche Rechtsanw., 7 Bde., eplt. 15 M., auch 
einzeln. — Preuß. Geſetzſammlung, 1806—96, gebdn. 45 M., 
auch kleinere Reihen. — Archiv f. bürgerl. Recht von Kohler, 
Bd. 1—12, 50 M. — Gruchot, Raſſow u. Küntzel, Beiträge, 
Bd. 1—40 m. Beil. u. Reg., eleg. gebdn. 220 M. — Johow, 
Jahrbuch f. Entſcheidgn. d. Appellations⸗Gerichts, 8 Bde., gebdn. 
15 M. — Oppenhoff, Rechtſpr. d. Obertribunals i. Straff., 20 Bde., 
gebdn. 30 M., dafſelbe, Bd. 14 —20, gebdn. 15 M. — Stoepel's 
Preuß.⸗dtſch. Geſetzcoder, 1806—91, gebdn. 20 M. — Die Selbſt⸗ 


verwaltung, Ihrg. 1—20, 75 M. — Preuß. Verwaltungsblatt, 
1889—96, 80 M. 


Zu verkaufen durch Alfred Lorentz, Kurprinzſtr. 10, 
Leipzig, zu den beigeſetzten mäßigen Preiſen: 

Entſcheid. d. Reichsger. in Civilſ. Bd. 1—35 u. Reg. zu 
1/30. Geb. Eleg. Pbd. für M. 120. — Dieſelben Bd. 1—37 u. 
Reg. 1/30. Geb. in Hlwd. m. T. für M. 135. — Wenglers's 
Archiv f. civilr. Entſch. d. Sächſ. Juſtizbeh. 1874 —90. Geb. für 
M. 65. — Archiv f. civiliſt. Praxis v. Gensler u. ſ. w. 181894. 
Geb. ſtatt M. 573 für M. 150. — Archiv f. Civil⸗ u. Criminalr. 
d. preuß. Rheinprov. Bd. 1—86 m. Reg. bis 94. Geb. für 
M. 130. — Striethorſt, Archiv f. Rechtsf. d. Obertribunals, 
cplt. 100 Bde. Geb. ſtatt M. 362 für M. 75. — Kohler u. Ring, 
Archiv f. bürgerl. Recht, Bd. 1—8 (bis 94). Br. ſtatt M. 64 
für M. 32. — Archiv, ſächſ., f. bürgerl. Recht, Bd. 1—6 u. 
Erg. (bis 96). Br. ſtatt M. 84 für M. 58. — Goldammer, 
Archiv f. Strafrecht, Bd. 1—39 u. Reg. (bis 91). Hfz. für 
M. 180. — Bolze, Praxis d. Reichsger. in Civilſ. Bd. 1—21 
(bis 96). Origbd. ſtatt M. 147 für M. 98. — Entſcheid. d. 
Reichsoberhandelsger. 25 Bde. u. Reg. Geb. ſtatt M. 175 br. 
für M. 100. — Geſetz⸗ u. Verordnungsblatt f. d. Königr. 
Sachſen. 1818/95. Geb. für M. 65. — Geſetzſammlung f. d. 
preuß. Staaten. Amtl. A. 1806/94. Geb. für M. 45. — 
Hildebrand, Jahrb. f. Nationalökonomie. 65 Bde. m. Suppl. 
u. Reg. (bis 95). Geb. wie neu für M. 760. — Ihering, Jahrb. 
f. d. Dogm. d. Privatr. Bd. 1—35 (bis 95). Geb. ſtatt M. 315 
für M. 175. — Juſtiz⸗Miniſterialbl. f. d. K. Sachſen. 1867/96. 
Geb. für M. 28. — Rechtſprechung d. Reichsger. i. Strafſachen, 
cplt. 13 Bde. Geb. ſtatt M. 120 für M. 50. — Rechtſprechung 
d. Obertribunals i. Strafſ., cplt. 20 Bde. u. Suppl., ſtatt M. 118 
für M. 40. — Kritiſche Vierteljahrsſchr. f. Geſetzgeb. u. Rechtsw. 
ganz cplt., 42 Bde. (bis 95). Geb. für M. 180. — Wochenbl. 
f. merkw. Rechtsfälle d. K. Sachſen, cplt. 33 Bde. Geb. Hfz. 
für M. 15. — Juriſt. Wochenſchrift. Jahrg. 1/25 (bis 96). 
Geb. für M. 170. — Goldſchmidt's Zeitſchr. f. Handelsrecht. 
Bd. 1—42 m. Beil. u. Reg., werthv. ſeltener Originaldruck. 
Geb. für M. 320. — Zeitſchr. f. Rechtspfl. u. Verwaltg. f. d. 
K. Sachſen. 48 Bde. (bis 78). Geb. ftatt M. 430 für M. 30. — 
Dochow⸗Liszt, Zeitſchr. f. d. geſ. Strafrechtsw. Bd. 1—17 (bis 96). 
Br. wie neu, ſtatt M. 288 für M. 160. — Zeitſchr. f. deutſch. 
Recht und Rechtswiſſenſch. v. Wilda, Beſeler, Stobbe, eplt. 20 Bde. 
Geb. ſtatt M. 156 für M. 48. 


—— 
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Emil Lange, Budhhandl; u. Antignariat, Leipzig, 
offerirt antiquariſch in neueſter Auflage gebunden: 

Bolze, Praxis des Reichsgerichts, Bd. 1—20 (140 M.) f. 100 M. 
Dernburg, Privatrecht (49,75 M.) f. 38 M. Dernburg, Pandekten 
(34,50 M.) f. 27 M. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſ., 
Bd. 1—36 u. Gen.⸗Reg. (195 M.) f. 150 M. — in Strafſachen 
Bd. 1—28 u. Reg.⸗Bde. (147.60 M.) f. 115 M. Grotefend's Geſetz⸗ 
ſammlung (1806 —95) f. 55 M. Johow, Jahrbuch der Entſcheid. d. 
Kammerger., Bd. 1—14 (103 M.) f. 70 M. Landmann, Gewerbe⸗ 
Ordnung (19,80 M.) f. 16 M. Oelshauſen, Strafgeſetzbuch (35 M.) 
f. 27 M. Oppenhoff, Strafgeſetzbuch (18 M.) f. 14,50 M. Rehbein 
u. Reincke, Landrecht (35 M.) f. 28 M. Stenglein, ſtrafrechtliche 
Nebengeſetze (27,50 M.) f. 21 M. Struckmann u. Koch, Civil⸗ 
Prozeß⸗Ordnung (25 M.) f. 20 M. Turnan, Grundbuch⸗Ordnung 
(25 M.) f. 20 M. Wilmowski u. Levy, Civil⸗Prozeß⸗Ordnung 
(34 M.) f. 26 M. | 

Alle größeren juriſtiſchen Werke werden antiquarifch zu billigſten 
Preiſen beſorgt. 

Guſtav Fock, Antiquariat, Leipzig, bietet in 
ſauberen ant. Exemplaren an: | 

Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1—37 m. 
Reg. Gbd. (Soweit erſchienen.) M. 145.— Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 1—29 mit Reg. Gbd. (Soweit 
erſchienen.) M. 120.— Entſcheidungen des Reichsoberhandels⸗ 
gerichts. 25 Bde. u. Reg. God. M. 100.— Striethorſt, Archiv 
f. Rechtsfälle. 100 Bde. 1856—79. Gbd. (ca. 400.—) M. 75.— 
Entſcheidungen d. kal. Obertribunals. 83 Bde. m. Reg. 1837— 79. 
God. (520.—) M. 70.— Prenß. Juſtizminiſterialblatt, Jahrg. 
1-54. 1839 — 92. Gh. M. 4 Reichhaltiges Lager 
juriſtiſcher Werke. Kataloge gratis und franko. 

Mayer & Müller, Berlin NW., 
jetzt Prinz Louis Ferdinandstr. 2 
offeriren zu nachstehenden Preisen: | 
Rehbein, Entscheidungen des Obertribunals. 


1884— 95. 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen. Bd.1 


+ 


bis 24. Orig.-Bd. 5 M. 
Entsch. d. R.-G. in Strafsachen. Bd. 1—22 u. Reg. 1—20. 
Orig.-Bd. 72 M. 
Gruchot's Beiträge z. Erl. d. pr. Rechts. Jahrg. 1 9 
150 M. 


m. allen Beilagen u. Reg. 1—35, geb. 
Stoepel, pr. Gesetz-Codex. 1806—91. 8 Bde. Hfzbde. 30M. 
Entscheidungen des Oberhandelsgerichts. 25 Bde. u. 


4 Register, geb. 120 M. 
Schlosser, Weltgeschichte. 18 Bde. u. Register. 1870—76. 
Hfzbde. 20 M. 


Brockhaus’ Conversationslexikon. 


16 Halbfzbde. 
Meyer's Conversationslexikon. 5. (neueste) Auflage. Bd. 1 
100 M. 


bis 16. Hfzbde. 
Soeben wurde vollständig: 


Preussisches Privatrecht. 


Auf der Grundlage des Werkes von Dr. Franz Förster, 
bearbeitet von 


M. E. Eccius. 


4 Bände. 7. Auflage. Preis M. 48.—, gebunden 
in Halbfranz M. 58,—. 


| Verlag von Georg Reimer in Berlin. 


14. (neueste) Auflage. 
80 M 


48 M. 


7 


Soeben erſcheint: 


Supplement 
Staups 


Kommentar zum Allg. Deutſchen 


Zaudelsgesetab uc. 


Inhalt: 
1) Die Erläuterung der (am 1. I. 98 in Kraft tretenden) 
Beſtimmungen des neuen H. G. B. über die Handlungsgehilfen; 
2) eine vergleichende Darſtellung des gegenwärtigen H. G. B. 


mit den Vorſchriften des neuen. 


UAnentgeltlich 


für die Bezieher der neueſten (V.) Auflage von Staub's Kom⸗ 
mentar. Preis für die Beſitzer früherer Auflagen kart. 3 M. 


J. J. Heines Verlag in Berlin W. 57. 


Fr. Fleiſcher 's Buchhandlung u. Antiquariat 


(A. Stöphafius). Leipzig. Gegründet 1681. 
Specialität: Jurisprudenz. 
Aniverſitäts Lehrbücher neu und antiquariſch. 
Ankauf einzelner Werke ſowie ganzer Bibliotheken. 
Schnelle Erledigung. Katalog gratis und franco. 


Verlag von H. W. Müller in Berlin (S W.) 


Luckenwalderſtr. 2. 


— — — — 


Soeben wurde vollſtändig: 


Prrufiſcees und Deulſches Civilrecht. 


Von 
Dr. Wanjeck, 


Landgerichtsdirektor in Breslau. 
gr. 8. 370 Seiten. Gut kartonnirt M. 7.50. 


„Auch der jetzt vorliegende zweite Theil (M. 2.50) zeichnet 
ſich durch überſichtliche und klare Darſtellung aus, und iſt vor⸗ 
trefflich geeignet, das Verſtändniß der behandelten Stoffe zu 
erſchließen. Den landrechtlichen Juriſten, welche ſich mit den 
Grundzügen des Bürg. Geſetzbuchs vertraut machen und die Ab⸗ 
weichungen des neuen Rechtszuſtandes von dem bisherigen kennen 
lernen wollen, dürfen wir die Anſchaffung und das Studium 
des Wanjeckſchen Buches angelegentlichſt empfehlen.“ 

N „Das Recht“ 1897. 


Im Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, Berlin, find ſoeben erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


KriminalſtatiſtiR € 


für das Jahr 18944, Tabellenwerk 


und 


für das Jahr 1895, Tabellenwerk 
(Statiſtik des Deutſchen Reichs, N. F. Bd. 83 u. 89). 


Preis je 10 M. 


Die Erläuterungen, bearbeitet im Rei 
niſſen unberechnet nachgelleferk 


chs⸗Juſtizamt und im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt, werden nebſt Titel und Inhaltsverzeich⸗ 
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— —— —— — Helwingſche Verlags buchhandlung; Hannover. 
Er a ift erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu ö & gſch ® 8 05 85 & 
eziehen: 


In unſerem Verlage ift foeben erſchienen und durch alle Buch⸗ 
handlungen zu beziehen: | 


Drei af | sehn, J. Das Vormund a tsrecht des Hürgerlichen 
Das Str afge ſetzbuch 8 A Für den praktiſchen i 1 18975 M. ae 
für das Fuld, L. Das Recht der Handlungsgehilfen. Syſtematiſch 


| f dargeſtellt auf Grund des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 
Deuff che Reich ss des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 4897 0 Kart. M. 2.—. 
nebſt dem Ein führungsgeſetze =... 


herausgegeben und erläutert ider. (Friedrich Modler & Co.) 
von Berlin SW., Johanniterſtr. 16 


Dr. Reinhard Frank, ) 
N KA 3 Rechte in Gießen ’ Amtstrachten für Sufliz- 
484 Seiten gr. 8°. beamte und Prediger. 
Amtsroben und Barrets für 
reis 92. 8.60, 4 


(in nen M. 2.— mehr). 
Verlag von C. L. Hirſchfeld in Leipzig. 


8 · 
. Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. 


— —— nd 


= 
| J. Schweeitzer Sortiment, |} 


München, Maximiliansplatz 4. 


Spezial-Buchhandlung, Antiquariat und Leih-Institut für Rechts- und Staatswissenschaften. 


Wir offerieren und liefern franko, so Soeben erschienen und stehen kostenlos 
lange der Vorrat reicht: zu Diensten: 


Seuffert's Archiv % riseredunger | Antiquariats- Catalog No. 28. 


dier obersten Ge- 


richte. Bd. 1—50 mit Reg. zu Bd. 1/45. Rein n 
München 1847/95. (Früherer Preis un- echts- und Staats wissenschaften. (5000 


gebunden Mk. 341.80). Gut gebunden Nummern.) 
für Mk. 180.—. . . 
* Antiquariats- Catalog No. 29, 


Bd. 3150 (oder N .— 
— Dass. — „ in <die wertvolle Bibliothek. des gerst: 


Folge Bd. 1— 20) mit 


Register zu Bd. 31—45 (N. F. 1—15) 
(Ladenpreis ungebunden Mk. 193.20) in 
11 Ganzleinenbände gebunden, neu 


Herrn Rechtsanwalts Dr. L. Hoffmann 
in München (ca. 2500 Nummern), fast 
ausschliesslich neuere juridische und 


für Mk. 120.—. 


staatswissenschaftliche Litteratur. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts- und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Von den Pandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Eine Dugmalilce Einführung in das Studium des Bürgerlichen Rechts 
von Dr. jur. Tudwig Kuhlenbeck, Rechtsanwalt in Jena. 
Erſter Theil, erſte Hälfte. Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5,20. 
Der Verfaſſer hat ſich die Aufgabe geſtellt, in einer ungezwungenen, wenn auch nicht ſyſtemlos ſich entwickelnden Reihenfolge 


einzelner Aufſätze das bisherige gemeine Pandektenrecht mit dem neuen Bürgerlichen Rechte zu vergleichen, die alten unveränderten 


Begriffe und Normen in ihrer neuen Form wieder aufzuſuchen, die neuen Rechtsſätze d ti 
| anzugliebern, eventuell auch kritiſch das neue an dem 18 5 meſſen. F . . 


„ — — 
— 2 3 


2 A | | 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempnex. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moefer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


— u— — — 
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N 57 und 58. 


uri 


Berlin, 9. Oktober. 


e Wochenſchrift. 


1897. 


Herausgegeben von 
M. Kempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 


Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Inhalt. 
Vereinsnachrichten. S. 521. — Hülfskaffe für deutſche 
Rechtsanwälte. S. 521. — Die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts in Beziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
des Civilrechts. S. 521. — Vom Reichsgericht. S. 528. — 
Literatur. S. 536. — Perſonal⸗Veränderungen. S. 539. 


Vereinsnachrichten. 

Die Herren Vereinsmitglieder, welche noch mit der 
Zahlung des Jahresbeitrages im Rückſtande ſind, werden 
um Einſendung des Betrages gebeten. Am 15. Oktober 
1897 ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme 
erhoben werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 5. Oktober 1897. 

Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Sülfskafle für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Celle hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 
ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
des Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 

XL, 

Schadenserfah. Umfang und Inhalt, compensatio luori 
cum damno, compensatio culpae, 

B. G. B. 88 249255. C. P. O. 8 260. 

Im Folgenden handelt es ſich nicht um die mannigfaltigen 
Gründe der Verpflichtung zum Schadenserſatze, über die neuer⸗ 
dings ein mehr rechtsphiloſophiſcher als poſitiv rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlicher Streit entbrannt iſt (Vergl. Rümelin, die Gründe 
der Schadenszurechnung und die Stellung des deutſchen bürger⸗ 


lichen Geſetzbuchs zur objektiven Schadenserſatzpflicht, Freiburg 
und Leipzig 1896), ſondern lediglich um den regelmäßigen 
Inhalt und Umfang der Schadenserſatzpflicht, mag dieſe 
nun contraclich oder außercontractlich begründet ſein. Die 
herrſchende Lehre faßt den Begriff des Schadens als die bei 
einem Vermögen eingetretene Einbuße und nimmt an, 
daß jeder Schadenserſatz am durchgreifendſten und daher in 
erſter Linie zu leiſten iſt durch Herſtellung des Zuſtandes, 
wie er ohne die Schadenszufügung wäre (Dernburg, 
Pandekten II § 44. Windſcheid, Bd. 2 $ 257). In Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Preuß. A. L. R. I, 6 8 79 und dem 
Sächſiſchen G. B. § 689 geht auch das B. G. B. von dieſem 
Grundſatze aus: 
§ 249: „Wer zum Schadenserſatze verpflichtet iſt, hat 
den Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen würde, 
wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand 
nicht eingetreten wäre. Iſt wegen Verletzung einer 
Perſon oder wegen Beſchädigung einer Sache Schadens⸗ 
erſatz zu leiſten, ſo kann der Gläubiger ſtatt der Her⸗ 
ſtellung den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen.“ 

Auch das Reichsgericht iſt bei der Bemeſſung des Schadens⸗ 
erſatzes in zahlreichen Entſcheidungen, wenn auch dieſelben ſelten 
einen ausdrücklichen Hinweis darauf enthalten, von dieſem 
Princip ausgegangen. Einen ausdrücklichen Hinweis darauf 
und eine intereſſante praktiſche Anwendung bietet die Entſcheidung 
R. G. XXXVIII Nr. 7 (I. Civilſenat Urth. v. 28. Oktober 
1896 i. S. N. (Bell) w. C. E. V. (Kl.) Rep. I 260/96. 
L. G. Hamburg, O. L. G. daſelbſt). 

Wegen Verſchuldens des Spediteurs bei Ausführung der 
Verſendung hatte der Käufer die Waare nicht abgenommen 
und war vom Kauf zurückgetreten. R. G. erkannte, daß der 
Verkäufer bezw. Verſender als Schadenserſatz von dem 
Spediteur den Fakturabetrag der nicht abgenommenen Waaren 
gegen Ueberlaſſung derſelben fordern könne. Aus den Gründen 
(S. 18): 

„Ein allgemeiner Rechtsſatz dahin, daß der 
Spediteur und Frachtführer in allen Fällen die 
Folgen ſeines Verzuges in der Ausführung des 
Auftrages, ſobald die Güter von dem Adreſſaten nicht 
abgenommen ſind, durch Uebernahme der Güter und 
Zahlung des Fakturapreiſes zu tragen hat, ſoll nicht 
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zugeſtanden werden. Aber konkret kann die grund: 
ſätzliche Folge der. Schadenserſatzpflicht die 
Verpflichtung zur Wiederherſtellung des Zu— 
ſtandes, wie er ohne den ſchadenbringenden 
Verzug ſein würde, zu der Form des Schadens⸗ 
erſatzes führen, die der Berufungsrichter ausgeſprochen hat. 

Nach der feſtgeſtellten Sachlage würde der Kläger 
bei ordnungsmäßigem Verhalten des Bekl. den Kauf⸗ 
preis der Güter haben. Die Güter ſind vom Auslande 
importirt; der Kläger hat Zoll und Speſen aufge⸗ 
wendet. Von einem Rücktransport der Güter kann 
nicht die Rede ſein. Dieſelben haben im Winter 
monatelang gelagert und es beſteht Gefahr, daß ſie 
verdorben und werthlos geworden ſind oder ſtark ge⸗ 
litten haben. Der Beklagte hat ſie in Händen und 
iſt nicht bereit geweſen, ſein Verſchulden durch Bereit⸗ 
ſtellung der Güter zum Verkaufe wieder gut zu machen. 
Bei ſolcher Sachlage iſt dem Kläger nicht anzuſinnen, 
ſich ſelbſt zum Erſatze ſeines Schadens dadurch zu 
verhelfen, daß er die Güter vom Beklagten heraus⸗ 
fordert, ſie im Inlande anderweit zu verkaufen verſucht 
und dann die Differenz von dem Beklagten ein⸗ 
fordert. Voller Schadenserſatz wird vielmehr dem 
Kläger nur durch die vom Berufungsrichter ausge⸗ 
ſprochene Verurtheilung zur Zahlung der Fakturabeträge 
geleiſtet.“ 

Das B. G. B. ergänzt aber dieſen Grundſatz abgeſehen 
von der in Satz 2 des citirten § 249, noch durch folgende 
theils auf Billigkeitserwägungen theils auch auf die häufig 
vorhandene Unmöglichkeit der ſog. Naturalreſtitution begründete 
Beſtimmungen: 

8 250: „Der Gläubiger kann dem Erſatzpflichtigen 
zur Herſtellung eine angemeſſene Friſt mit der Er⸗ 
klärung beſtimmen, daß er die Herſtellung nach dem 
Ablaufe der Friſt ablehne. Nach dem Ablaufe der 
Friſt kann der Gläubiger den Erſatz in Geld verlangen, 
wenn nicht die Herſtellung rechtzeitig erfolgt; der Anſpruch 
auf die Herſtellung iſt ausgeſchloſſen.“ 

Zweifelhaft kann nach der Faſſung dieſes Paragraphen 
ſein, ob mit Ablauf der Friſt der Anſpruch des Gläubigers 
auf die Herſtellung ausgeſchloſſen ſein ſoll oder der Anſpruch 
des Schuldners. Meines Erachtens hat, da die Friſt vom 
Gläubiger und in deſſen Intereſſe beſtimmt wird, nach dem Ab⸗ 
laufe derſelben nicht der Gläubiger, ſondern nur der Schuldner 
den Anſpruch auf Naturalreſtitution verwirkt, dürfte alſo der 
Gläubiger auch nach Ablauf der Friſt, falls er inzwiſchen ſeine 
Meinung über die Vortheilhaftigkeit des Gelderſatzes ſtatt der 
Naturalreſtitution geändert hat, ſein principales Recht auf 
letztere noch geltend machen. 

§ 251: „Soweit die Herſtellung nicht möglich oder zur 
Entſchädigung des Gläubigers nicht genügend iſt, hat 
der Erſatzpflichtige den Gläubiger in Geld zu ent⸗ 
ſchädigen.“ 

Dieſe Frage des Gelderſatzes für. Schaden iſt un⸗ 
zweifelhaft legislativ und praktiſch eine der ſchwierigſten und 
wichtigſten der Rechtswiſſenſchaft und Rechtsanwendung. Es 
kann nämlich an ſich entweder ein objectiver oder ein ſubjec⸗ 


tiver Maßſtab⸗ eine abſolute oder relative Aeſtimation des 
Schadens in Geld vorgeſchlagen werden. Das ältere römiſche 
Recht, wie alle älteren Rechtsſyſteme brachten wegen der zweifel⸗ 
loſen Vorzüge der Rechtsſicherheit und Practicabilität aus⸗ 
ſchließlich die objective Schadensſchätzung zur Anwendung 
(man gab beſtimmte Averſionalquanta für das Intereſſe, ent⸗ 
weder den bloßen Sachwerth [Marktwerth] der geſchädigten 
Sache oder etwa ein beſtimmte proportionale Erhöhung, duplum 
u. ſ. w.). Im Gegenſatz dazu hat die entwickelte römiſche 
Rechtswiſſenſchaft im Princip die relative Aeſtimation als die 
richtige aufgeſtellt, d. h. der Schaden wird in ſeinen entfern⸗ 
teſten Wirkungen verfolgt, die er gerade auf dieſes beſtimmte 


Vermögen als eine individuelle Einheit äußert, er wird be⸗ 


rechnet als damnum emergens und luerum cessans. Offenbar 
hat dieſe individualiſirende Behandlung des Schadens, indem 
ſie zugleich die ſo oft problematiſche Thatfrage des Kauſal⸗ 
zuſammenhangs über die unmittelbare Verurſachung des Scha⸗ 
dens noch hinausdehnt auf die Beſtimmung ſeines Umfangs, 
eine gefährliche Seite, wie jegliche individualiſirende Rechts⸗ 
anwendung, nämlich die Tendenz ins Ungemeſſene. Juſtinian 
wollte dieſer Gefahr durch die in ihrer Tragweite gemeinrecht⸗ 
lich fo controverſe 1. unica Cod. de sententiis quae pro eo quod 
interest proferuntur 7, 47 begegnen, durch die Beſchränkung, 
daß als Intereſſe ein Mehr als das doppelte des Werthes nicht 
in Anſpruch genommen werden ſolle. Hinſichtlich der Tragweite 
dieſer Beſtimmung hat ſich das Reichsgericht der herrſchenden 
Anſchauung angeſchloſſen dahin, daß ſie ſich nicht auf Scha⸗ 
denserſatzanſprüche wegen rechtswidriger Handlungen 
beziehe, ſondern nur auf ſolche Fälle, in denen wegen Nicht⸗ 
erfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung einer be— 
ſtehenden Obligation geklagt wird. Vergl. R. G. VI. 
Nr. 56 (III. Civiſenat. Urth. v. 14. März 1882 i. S. C. 
(Bekl.) w. R. (Kl.) Rep. III. 155/81). L. G. Kiel. O. L. G. 
daſelbſt: 

„Wenn vom Revidenten geltend gemacht wird, eg müſſe 
nach 1. unica Cod. de sent. 7, 47 das Doppelte des 
Werthes des zu reſtituirenden Schiffes als die äußerſte 
Grenze der Höhe des Schadenserſatzes angeſehen werden, 
ſo iſt auch dieſe Ausführung nicht zutreffend, vielmehr 
dem Oberlandesgericht darin beizutreten, daß die 
1. unica Cod. cit. im vorliegenden Falle nicht an⸗ 
wendbar ſei. Es iſt die in der Doctrin und Praxis 
vorherrſchende Anſicht zu billigen, daß der in 1. unica 
cit. von Juſtinian aufgeſtellte Satz: Sancimus itaque, 
in omnibus casibus, qui habent quantitatem et 
naturam, veluti in venditionibus et locationibus et 
omnibus contractibus hoc quod interest dupli quanti- 
tatem minime excedere, nur dann Anwendung 
finde, wenn jemand aus einem obligatoriſchen 
Grunde einen beſtimmten Gegenſtand zu 
fordern hat, und durch Nichtleiſtung oder nicht ge⸗ 
hörige Leiſtung der Schuldner dem Gläubiger einen 
Schaden zufügt, wenn das Intereſſe wegen Nicht⸗ 
erfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung 
einer beſtehenden Obligation gefordert wird und 
den nachfolgenden Gegenſtand einer Obligation bildet, 
daß jene Verordnung dagegen keine Anwendung finde, 


wenn erſt durch eine rechtswidrige Schaden bringende 
eine Obligation entſteht und der Schadenserſatz den 
principalen Gegenſtand der Forderung bildet.“ 

Das Preuß. A. L. R. beſtimmt den Umfang des Schadens 
verſchieden nach dem Grade der Verſchuldung, durch welche 
der Schaden verurſacht iſt (SS 10—15 A. L. R. I. 6). Es 
unterſcheidet, je nachdem geringes oder grobes Verſehen vor⸗ 
liegt, zwiſchen unmittelbaren und mittelbaren Schaden. Den 
Begriff des unmittelbaren Schadens findet das R. G. 
näher beſtimmt in $ 72 A. L. R. I. 6. Die Entſcheidung 
R. G. XXXII. Nr. 81. (VI. Civilſenat. Urth. v. 21. De⸗ 


zember 1893 i. S. B. (Bekl.) w. Z. (Kl.) Rep. VI. 259/93) 


L. G. Oſtrowo, O. L. G. Poſen äußert ſich darüber, wie folgt: 
„Das Allgemeine Landrecht hat den Umfang des zu 
leiſtenden Schadenserſatzes verſchieden beſtimmt nach 
dem Grade der Verſchuldung, durch welche der Schaden 
verurſacht iſt (SS 10—15 (A. L. R. I. 6). Bei einem 
geringen Verſehen wird nach dem § 15 I. 6 nur für den 
unmittelbaren Schaden gehaftet. Bezüglich des bei einer 
Körperverletzung zu leiſtenden Schadenserſatzes ſind in 
den SS 111 ff. I. 6 beſondere Beſtimmungen getroffen. 
Es fehlt aber ein Grund für die Annahme, daß der 
Geſetzgeber hier andere Prinzipien, als die vorher von 
ihm aufgeſtellten allgemeinen, hat zu Grunde legen 
wollen. Man kann daher hierin nur eine Anwendung 
dieſer Grundſätze und eine nähere Beſtimmung derſelben 
finden, die wegen der Eigenthümlichkeit des bei einer 
Körperverletzung entſtehenden Schadens geboten erſchien. 
Vergl. Striethorſt, Archiv Bd. 66 S. 704. 

Der bei einer Körperverletzung im Falle eines geringen 
Verſehens zu leiſtende Schadenserſatz beſteht nach den 
88 111, 118 A. L. R. I. 6 in der Erſtattung der Kur⸗ 
und Heilkoſten. Da, wie bemerkt, in dieſer Vorſchrift 
eine Anwendung und nähere Beſtimmung der 
allgemeinen Grundſätze über Schadenserſatz 
liegt, ſo bilden die Kur- und Heilkoſten bei 
Körperverletzungen den unmittelbaren Schaden 
($ 15 J. 6). Danach kann auf Grund des § 72 I. 6 
eine Entſchädigung für den Verluſt oder die Verminde⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit nicht beanſprucht werden. 
Dieſe Auslegung wird durch eine Vergleichung der Vor⸗ 
ſchrift des 8 72 a. a. O. mit der des folgenden Paragraphen 
beſtätigt. Nach dem 8 73 a. a. O. haftet bei anderen von 
Natur unſchädlichen Thieren der Eigenthümer nur für 
den Schaden, welcher aus der verſäumten Aufſicht über 
ſie entſpringt. Dieſe Haftung beſchränkt ſich im Falle 
des geringen Verſehens auf den Erſatz des unmittel⸗ 
baren Schadens, bei Körperverletzung auf die Erſtattung 
der Kur⸗ und Heilkoſten (88 15, 111, 118 A. L. R. I. 6). 
Die Schadenserſatzverpflichtung iſt alſo unzweifelhaft 
bei einem anderen Schaden die gleiche, wie im Falle 
des § 72 a. a. O. Danach läßt ſich aber nicht an⸗ 
nehmen, daß es die Abſicht des Geſetzgebers geweſen 
ſei, bei Körperverletzungen einen Unterſchied zu ſtatuiren 
und die Haftung des Eigenthümers im Falle des 8 72 
a. a. O. auf die Entſchädigung für den Verluſt oder die 
Verminderung der Erwerbsfähigkeit auszudehnen.“ 


Im Gegenſatz zu dieſer Abſtufung des Schadenserſatzes 
nach dem Grade des Verſchuldens kennt das B. G. B. keinerlei 
geſetzliche Beſchränkung der Schadenserſatzhöhe, es überläßt 
die Abmeſſung des Quantums dem conereten Ermeſſen des 
Richters (§ 260 C. P. O.), inſofern dem Sächſiſchen Geſetz⸗ 
buche und dem Handelsgeſetzbuche folgend, nach Meinung 
Vieler ein bedenkliches Wageſtück, da, wie Leonhard in ſeinem 
Vortrage über das B. G. B. ſagt, hiernach ein Millionär durch 
ſeine Katze, für deren Schadensſtiftung er haftet, zum Bettel⸗ 
mann werden könne. Doch hat es wenigſtens bezüglich der 
Berechnung des entgangenen Gewinnes wenigſtens eine 
Vorſchrift gegeben, die eine Anerkennung des von v. Bar in ſeiner 
Schrift über den Kauſalzuſammenhang empfohlenen und be⸗ 
ſonders von der engliſch⸗amerikaniſchen Rechtſprechung (fiehe 
die von v. Bar angeführten Urtheile) ſchon längſt gewahrten 
Grundſatzes (Prinzip der Wahrſcheinlichkeit) einſchließt: 

§ 252: „Der zu erſetzende Schaden umfaßt auch den 

entgangenen Gewinn. Als entgangen gilt der Gewinn, 

welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 

oder nach den beſonderen Umſtänden, insbeſondere nach 

den getroffenen Anſtalten und Vorkehrungen, mit 

Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte.“ 
Auch das Reichsgericht hat dieſen Grundſatz bereits in einer 
Entſcheidung befolgt, die ihrer Bedeutung wegen hier in 
ihrem Zuſammenhange wiedergegeben zu werden verdient. 

R. G. XXV Nr. 18 S. 75 ff. I. Civilſenat. Urth. vom 

23. November 1889 i. S. S. P. (Kl.) w. S. u. W. (Bekl.) 
Rep. I 246/89 (I, Landgericht Hamburg, II. Oberlandes⸗ 
gericht daſelbſt): 

Der Kl. hat als Führer der norwegiſchen Bark 
„Ajax“ Erſatz des Schadens gefordert, der durch einen 
am 18. Auguſt 1888 auf der Rhede von Cuxhaven 
ſtattgehabten, von dem Schlepper der Beklagten „Texel“ 
verſchuldeten Zuſammenſtoß dieſes letzteren mit dem 
klägeriſchen Schiffe herbeigeführt worden iſt. Die ein⸗ 
geklagte Forderung iſt zum Theil anerkannt. Unter 
den ſtreitig gebliebenen Poſten befinden ſich 4 009,63 
Mark, die Kläger als den ihm durch den Reiſeaufent⸗ 
halt erwachſenen Schaden beanſprucht. Das Berufungs⸗ 
gericht hat als thatſächlich feſtſtehend angenommen, 
daß der Kläger infolge des Zuſammenſtoßes einen 
Aufenthalt von fünfzehn Tagen gehabt habe. Der 
Anſpruch auf entgangenen Frachtgewinn iſt indeß als nicht 
genügend begründet zurückgewieſen worden. Für die 
Fracht der Ausreiſe ſei die Verzögerung unerheblich, 
da Kläger nicht behauptet habe, daß ihm aus dieſem 
Grunde die in der Charter bedungene Fracht verkürzt 
worden ſei; daß er aber, wenn die Unterbrechung nicht 
ſtattgefunden hätte, in New Pork beſſere Rückfracht hätte 
bekommen können, als er erhalten, ſei nicht dargethan. 

Bei Dampfſchiffen, die einen regelmäßigen Turnus, 
z. B. 52 Fahrten im Jahre, machen, könne man an⸗ 
nehmen, daß durch die Unterbrechung des Turnus 
ein Frachtverdienſt entgehe. Bei Segelſchiffen, die 
in viel höherem Maße von Wind und Wetter abs 
hängen, ſei auf prompte Ankunft im Beſtimmungs⸗ 
hafen nicht zu rechnen, und es müſſe deshalb der 


Nachweis geführt werden, daß bei früherer Ankunft 
ſo viel mehr Fracht verdient worden wäre. Dies ſei 
im vorliegenden Falle nicht geſchehen. Kläger habe 
insbeſondere nicht behauptet, daß er für die Rückreiſe 
bereits eine Charter gehabt habe, die ihm infolge der 
Verzögerung entgangen ſei; vielmehr handle es ſich 
bei ſeiner Schadensrechnung nur um die Möglichkeit 
eines größeren Frachtverdienſtes. Ein Beweis hierfür 
ſei durch das Zeugniß des L. nicht erbracht; auch be⸗ 
ſtehe nach der Ueberzeugung des Gerichtes nicht eine 
Wahrſcheinlichkeit in dieſer Hinſicht. Der Berufungs⸗ 
richter hat demnach dem Kläger für die Zeit der Reiſe⸗ 
verzögerung einen Erſatzanfpruch lediglich wegen der 
aufgewendeten Koſt und Heuer für die Mannſchaft zum 
Betrage von 758,19 Mark gewährt. 
Auf die Reviſion der Beklagten iſt dieſes Urtheil auf⸗ 
gehoben worden aus folgenden Gründen: | | 
„Der Berufungsrichter geht von einer unrichtigen 
Auffaſſung des in Rede ſtehenden Erſatzanſpruches aus, 
wenn er zur Subſtanziirung deſſelben den Nachweis 
fordert, daß Kläger bei früherer Ankunft im Be⸗ 
ſtimmungshafen eine höhere Rückfracht hätte erlangen 
können, als demnächſt wirklich erzielt worden iſt. Der 
Schaden, deſſen Erſatz vorliegend beanſprucht wird, 
beſteht nicht in der Differenz zwiſchen der bei früherer 
Ankunft zu erlangenden und der ſpäter wirklich ver⸗ 
dienten Fracht, ſondern darin, daß das vom Kläger 
geführte Schiff während fünfzehntägigen, durch den 
Zuſammenſtoß verurſachten Aufenthalt gar nichts ver⸗ 
dient hat, mithin während dieſer Zeit für die Rhederei 
kein werbendes Kapital geweſen iſt. Bei der Prüfung 
der Frage, ob und inwieweit für dieſen Ausfall dem 
Kläger ein entgangener Gewinn zuzubilligen iſt, können 
allerdings ganz ungewiſſe Möglichkeiten nicht in Be⸗ 
tracht kommen, ſondern es iſt allgemeinen Rechts— 
grundſätzen entſprechend, als entgangenen 
Gewinn nur dasjenige zu gewähren, was 
nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder 
nach den beſonderen Umſtänden hätte er: 
wartet werden können. 
Vergl. Mommſen, Beiträge zum Obligationen⸗ 
rechte Bd. 2 S. 181 flag. Entwurf eines bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches 8 218 und Motive hierzu, 
Bd. 3 S. 18 flg. 

In Betreff der Kauſalität muß aber angenommen 
werden, daß das klägeriſche Schiff infolge des Unfalles 
die fraglichen fünfzehn Tage an ſeiner Reiſezeit ver⸗ 
loren hat. Der Umſtand, daß daſſelbe ein Segel⸗ 

ſchiff iſt, welches in höherem Maße als Dampfſchiffe 
von Wind und Wetter abhängt, und bei welchem 
daher nicht mit Sicherheit auf eine prompte Ankunft 
zu rechnen iſt, ſteht dem klägeriſchen Anſpruche nicht 
entgegen, da die Verpflichtung zum Schadenserſatze 
nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß der Schaden 
möglicherweiſe auch ohne die Dazwiſchenkunft der zum 
Erſatze verpflichtenden Thatſache eingetreten wäre. 

Vergl. Mommſen, a. a. O. S. 146. 


524 


Thatſachen, aus denen ſich eine Gewißheit oder 
Wahrſcheinlichkeit dafür ergiebt, daß die Verzögerung 
auch ohne den Zuſammenſtoß eingetreten wäre, ſind 
von den Beklagten nicht vorgebracht; als ein derartiges 
Vorbringen kann insbeſondere auch der Hinweis auf 
das Alter und den angeblich geringen Werth des „Ajax“ 
nicht betrachtet werden. Die Höhe des zu gewährenden 
Schadenserſatzes iſt gemäß 8 260 C. P. O. vom 
Inſtanzrichter unter Würdigung aller Umſtände nach 
freier Ueberzeugung zu beſtimmen. Es muß demſelben 
anheimgeſtellt werden, ob und inwieweit er die von den 
Parteien angeführten Thatſachen für berückſichtigens⸗ 
werth erachtet, oder ob er von Amtswegen eine Begut⸗ 
achtung durch Sachverſtändige über den muthmaßlichen 
Verdienſt des Schiffes während der fraglichen fünfzehn 
Tage oder eine eidliche Schätzung des Intereſſes durch 
den Kläger anordnen will. Keinesfalls ſteht es aber 
im Einklange mit § 260 C. P. O., daß er die Klage⸗ 
forderung wegen mangelhafter Subſtanziirung zurück⸗ 
gewieſen hat, ohne diejenigen Schritte zu thun, welche 
nach ſeinem Ermeſſen geeignet ſind, ihm die für ſeine 
Entſcheidung erforderlichen Grundlagen zu gewähren. 

Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſ. B. 10 S. 405. 

Hiernach mußte das Berufungsurtheil aufgehoben 

und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 

i ſcheidung an das Berufungsgericht zurückgewieſen 

werden.“ | 

Die Entſcheidung der Frage, ob und inwiefern bei 
Schadenserſatzanſprüchen der Vortheil, welcher dem Beſchädigten 
durch den ſchadenbringenden Umſtand zugefallen iſt, von der 
Erſatzſumme in Abzug zu bringen jet, (Compensatio damni 
et lucri) wird auch das B. G. B. der Wiſſenſchaft und Praxis 
überlaſſen. Die Motive II S. 20 ff. bemerken, es verſtehe 
ſich einerſeits von ſelbſt, daß derjenige, welcher wegen Ver⸗ 
letzung einer ihm obliegenden Verpflichtung zum Schadens 
erſatze verpflichtet iſt, zur Ablehnung dieſer Verpflichtung ſich 
nicht darauf berufen dürfe, daß er andere in demſelben Rechts⸗ 
verhältniſſe ſich gründende Verpflichtungen vollſtändig und mit 
beſtem Erfolg erfüllt habe, andererſeits, daß, wenn aus einer 
und derſelben Maßregel oder aus einem Komplexe von Maß⸗ 
regeln, für welche dieſelbe Perſon einzuſtehen habe, ſchädliche 
und nützliche Folgen entſtanden, dieſe nicht von einander ges 
trennt werden dürfen, ſondern auf das Geſammtreſultat geſehen 
werden müſſe. Allein der Verſuch einer Entſcheidung der 
Frage durch einen Ausſpruch im Geſetze wäre insbeſondere 
für Deliktsfälle bedenklich. Darnach werden auch in Zukunft 
die in folgenden Entſcheidungen des Reichsgerichts hervor⸗ 
tretenden Geſichtspunkte ihre Bedeutung behalten. Zunächſt 
wird aus dem deliktiſchen Geſichtspunkte die compensatio lucri 
cum damni verneint in R. G. XXXIV. Nr. 55. (I. Civilſenat 
Urth. v. 17. Nov. 1884 i. S. Th. (Kl.) w. Brauereiaktien⸗ 
geſellſch. E. (Bekl.) Rep. I. 252/94). Gegen Kläger war eine 
Schadenserſatzforderung compensando geltend gemacht, da er 
inſtruktionswidrig 32 Stückfaß Bier (als Direktor und Brau⸗ 
meiſter) habe auslaufen laſſen. Er replicirte, daß er das 
befeitigte Bier ganz oder theilweiſe dadurch erſetzt habe, daß er 
ſpäter durch dünneres Einbrauen Ueberſchußbottiche erzielt habe 
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R. G. wies dieſe Replik ab unter folgender Begründung 


(S. 225): 
„Wenn der Kläger das beſeitigte Bier dadurch ganz 
oder theilweiſe erſetzt hat, daß er ſpäter durch dünneres 
Einbrauen Ueberſchußbottiche erzielt hat, ſo kann das 
auf ſeine Pflicht, den Werth des beſeitigten Bieres zu 
erſetzen, keinerlei Einfluß üben. Denn der Kläger hat 
das beſeitigte Bier nicht aus ſeinen Mitteln, 
ſondern durch die ihm nicht geſtattete Manipula= 
tion des dünneren Einbrauens aus dem Vermögen 
der Geſellſchaft erſetzt. Er kann ſich auf dieſem 
Wege nicht von der Pflicht zur Reſtitution des be— 
ſeitigten Bieres oder zum Erſatze ſeines Werthes be⸗ 
freien, weil, wenn er das Bier nicht beſeitigt hätte, 
die Beklagte beides haben würde, das beſeitigte Bier 
und die Ueberſchußbottiche.“ — 

Aus anderen Gründen, nämlich wegen Mangels eines 
urſachlichen Zuſammenhanges mit dem Schadenserſatzgrunde 
und Nichtidentität des beſchädigenden und des den Vortheil 
herbeiführenden Ereigniſſes verneint die folgende preußiſch⸗ 
landrechtliche Entſcheidung die Zuläſſigkeit einer Compenſation 
des Gewinnes und Nachtheils. 

R. G. X. Nr. 13 (V. Civilſenat, Urth. v. 11. Juli 
1883 i. S. Wittwe B. (Kl.) w. Fiskus (Bekl.) Rep. V. 
159/83). 

In einer Haftpflichtſache einer Wittwe gegen den Eiſen⸗ 

bahnfiskus wegen der Tödtung ihres Ehemannes beim Eiſen⸗ 

bahnbetriebe hatte das Berufungsgericht die erſtinſtanzlich als 

Entſchädigung erkannte Jahresrente um den Betrag der 

Wittwenpenſion gemindert. Das Reichsgericht ſagt, S. 51 ff.: 

„Dieſe Entſcheidung iſt nicht als richtig anzuerkennen. 

Als Vermögensſchade darf allerdings nur der Unter⸗ 

ſchied des Vermögenszuſtandes, wie derſelbe nach dem 

beſchädigenden Ereigniſſe iſt und, wie er ohne dieſes 

ſein würde, nur die Verſchlimmerung deſſelben 

(preuß. A. L. R. I 6 8 1) angeſehen werden. Wenn 

daher durch daſſelbe Ereigniß Nachtheil und Vortheil 

entſteht, ſo erſcheint als Schade nur der Ueberſchuß 

des Nachtheils. Allein dieſe Vorausſetzung trifft nur 

zu, wenn der Vortheil ebenſo wie der Nachtheil im 

Rechtsſinne mit dem beſchädigenden Ereigniſſe in 

urſachlichem Zuſammenhange ſteht. Im natür⸗ 

lichen Sinne iſt der urſachliche Zuſammenhang dadurch 

bedingt, daß der Nachtheil ohne das beſchädigende 

Ereigniß nicht eingetreten wäre, im rechtlichen Sinne 

aber wird er hierdurch allein noch nicht hergeſtellt; viel⸗ 

mehr iſt er in dieſem Sinne nur vorhanden, wenn der 

Nachtheil nicht zugleich durch eine ſelbſtändige 

von dem beſchädigenden Ereigniſſe unabhängige Urſache 
bewirkt worden iſt. | 

Es ift nur ein anderer Ausdruck dieſes Satzes, wenn 

der § 4 A. L. R. I 6 einen Schaden, deſſen Entſtehung 

aus der betreffenden Handlung oder Unterlaſſung gar 

nicht vorausgeſehen werden konnte, „im rechtlichen 

Sinne“ als zufällig bezeichnet. Denn damit iſt hier 

nicht blos die ſubjektive Zurechnung des Schadens, 

ſondern auch deſſen objektive Zurechnung d. h. ſein 


urſachlicher Zuſammenhang mit der fraglichen Handlung 
im Rechtsſinne dann ausgeſchloſſen, wenn er zwar 
aus dieſer, aber nur mittels einer ſelbſtändig wirkenden 
(nicht vorauszuſehenden) Urſache entſtanden war. Ebenſo 
tritt nach S 1 des Haftpflichtsgeſetzes die Haftung für 
einen aus dem Eiſenbahnbetriebe hervorgegangenen 
Unfall, wenn derſelbe durch höhere Gewalt oder durch 
eigenes Verſchulden des Verletzten verurſacht iſt, aus 
dem Grunde nicht ein, weil durch dieſe mitwirkenden 
ſelbſtändigen Urſachen der urſachliche Zuſammenhang 
mit dem Eiſenbahnbetriebe im rechtlichen Sinne als unter⸗ 
brochen erſcheint. In gleicher Weiſe iſt auch bei einem 
Vortheile, welcher aus dem beſchädigenden Ereigniſſe 
für den Beſchädigten erwächſt, deſſen urſachlicher 
Zuſammenhang mit dem letzteren, rechtlich nur an⸗ 
zunehmen, wenn er nicht zugleich in einer ſelbſtändigen 
Urſache ſeinen Entſtehungsgrund hat. 

In dem vorliegenden Falle hat die Klägerin den 
Vortheil der für ſie verſicherten Wittwenpenſion erſt 
durch den Tod ihres Ehemannes erworben, und ſie 
würde ihn ohne dieſen nicht erlangt haben. Im 
natürlichen Sinne ſteht derſelbe daher mit dem ſie 
beſchädigenden Ereigniſſe allerdings im urſachlichen 
Zuſammenhange. Allein im Rechtsſinne würde 
dieſer nur vorhanden ſein, wenn der bezeichnete 
Vortheil in Folge jenes Todesfalles allein, 
ohne beſondere weitere Vorausſetzungen, nach 
dem natürlichen Laufe der Dinge, eingetreten 
wäre. Da aber das Recht auf die Wittwenpenſion 
in erſter Linie durch den Abſchluß des Verſicherungs⸗ 
vertrages und durch Zahlung der Verſicherungsprämien, 
alſo durch ſelbſtändige Entſtehungsurſachen, mitbedingt 
war, ſo iſt der urſächliche Zuſammenhang dieſes Vortheils 
mit dem beſchädigenden Ereigniſſe im rechtlichen 

Sinne ausgeſchloſſen. 

Auch kann hiernach in Wirklichkeit nicht einmal von 
der Identität des beſchädigenden und des den 
Vortheil herbeiführenden Ereigniſſes die Rede ſein. 
Denn das beſchädigende Ereigniß beſteht in dem 
Eiſenbahnunfalle in Verbindung mit dem in Folge 
deſſelben eingetretenen Tode des klägeriſchen Ehemannes, 
während das den fraglichen Vortheil bedingende Ereigniß 
in der ſtattgehabten Verſicherung und dem Eintritte 
dieſes Todes als Bedingung der letzteren beſteht, ſodaß 
beide, im übrigen verſchiedene Ereigniſſe nur in 
einem gemeinſchaftlichen Momente äußerlich zuſammen⸗ 
treffen.“ R 

Sachlich glaube ich dieſe Entſcheidung für durchaus zu⸗ 
treffend erachten zu müſſen, auch in ihrer Begründung trifft 
der Unterſchied zwiſchen ſog. natürlichem d. h. philoſophiſch⸗ 
logiſchem Cauſalzuſammenhang und einem Cauſalzuſammen⸗ 
hang im Rechtsſinne durchaus zuſammen mit der von mir an 
anderer Stelle“) hervorgehobenen Natur dieſes lediglich 
regulativen Begriffes, dagegen könnte immerhin der gebrauchte 
Ausdruck einer „ſelbſtändigen“ mitwirkenden Urſache, der 


) Schuldbegriff S. 67, 75. 
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übrigens einem Urtheile, das keinen philoſophiſchen Styl zu 
wahren braucht, nicht zum Vorwurf gemacht werden kann, 
wiſſenſchaftlich als durchaus unzureichend geklärt bemängelt 
werden können. Eben darauf kommt es nämlich in der 
Wiſſenſchaft an, nachzuweiſen, weshalb gewiſſe mitwirkende 
Urſachen im Rechtsſinne als ſelbſtändig d. h. den natürlichen 
Cauſalzuſammenhang unterbrechende zu erachten ſind. Dieſe 
Aufgabe iſt aber bislang noch von keiner Seite genügend 
geklärt worden, wenngleich in dem citirten Aufſatze von 
v. Bar)) ein ſehr beachtenswerther Verſuch vorliegt. 

Dagegen ſcheint mir, ungeachtet das Gegentheil von dem 
folgenden Urtheile ſelbſt behauptet wird, mit vorſtehender 
Entſcheidung nicht in Uebereinſtimmung gebracht werden können 
die ſachlich umgekehrt erkennende Entſcheidung R. G. XVII. 
Nr. 11. (III. Civilſenat. Urth. v. 14. Dezember 1886 i. S. 
B. (Kl.) w. den preuß. Eiſenbahnfiskus (Bekl.) Rep. III. 201/86) 
L. G. Hannover. O. L. G. Celle. S. 45 ff: 

Ein Lokomotivführer, der durch Entgleiſung eines 


Zuges dienſt⸗ und erwerbsunfähig geworden, klagt aus 


8 1 des Haftpflichtgeſetzes. R. G. erachtet die gegen 
die Anrechnung der Penſion erhobene Reviſions⸗ 
beſchwerde des Klägers für unbegründet aus folgender 
Erwägung: 

Die Beſchwerde, daß die dem Kläger zu zahlende 
Penſion auf die ihm nach dem Haftpflichtgeſetze wegen 
der erlittenen Körperverletzung zuſtehende Rente in An⸗ 
rechnung gebracht worden ſei, erſcheint nicht gerechtfertigt; 
es muß vielmehr die von dem Oberlandesgerichte, in 
Uebereinſtimmung mit dem Landgerichte, der Entſcheidung 
zu Grunde gelegte Anſicht, daß die vom Beklagten dem 
Kläger zu zahlende Penſion auf die Rente zu verrechnen 
ſei, gebilligt werden. Das Haffpflichtgeſetz gewährt, 
wie das Berufungsgericht richtig hervorhebt, dem Be⸗ 
ſchädigten nur volle Schadloshaltung, ſchließt dagegen 
jede Bereicherung des Beſchädigten aus. Der Beamte, 
welcher wegen ſeiner infolge eines erlittenen Unfalles 
eingetretenen Dienſtunfähigkeit unter Gewährung der 
geſetzlichen Penſion aus ſeinem Dienſtverhältniſſe entlaſſen 
worden iſt, iſt aber nicht um ſeine volle Beſoldung, 
ſondern nur um ſeine Beſoldung unter Abzug der 
Penſion in ſeinen Vermögensverhältniſſen geſchädigt, 
und kann folgeweiſe auch aus dem Grunde beeinträchtigter 
oder aufgehobener Erwerbsfähigkeit nur eine Entſchädigung 
verlangen, welche unter Hinzuziehung der Penſion dem 
von ihm zur Zeit des Unfalles bezogenen Gehalte gleich⸗ 
kommt, ſofern nicht aus beſonderen Gründen eine höhere 
Summe bei der Berechnung der Rente zu Grunde zu 
legen iſt. Anders geſtaltet ſich die Sache, wenn die 
Penſion eine Gegenleiſtung des Dienſtherrn für beſtimmte 
Leiſtungen des Beamten bildet, wenn dieſelbe den 
Charakter einer Verſicherung für den Fall der Dienſt⸗ 
untüchtigkeit trägt; allein darauf kommt es im vor⸗ 
liegenden Falle nicht an, da der Kläger den Penſions⸗ 
anſpruch gegen den preußiſchen Fiskus nicht durch eigene 
ſelbſtändige Leiſtungen erworben hat, ſondern derſelbe 


+) Die Lehre vom Cauſalzuſammenhang 1871. 


ihm kraft geſetzlicher Vorſchrift zuſteht. Es kann dem 
gegenüber auch daraus ein Gegenargument nicht 
entnommen werden, daß der Penſionsanſpruch des 
Beamten und der Schadenserſatzanſpruch wegen des 
erlittenen Unfalles auf verſchiedenen Rechtstiteln beruhen. 
Entſcheidend iſt ſtets, daß der Verletzte nach dem Haft⸗ 
pflichtgeſetze nur den Erſatz des Vermögensſchadens 
verlangen kann, welchen er durch den Unfall erlitten 
hat, daß dieſer der Regel nach den Betrag des be⸗ 
zogenen Gehaltes nicht überſteigt und daß der Anſpruch 
auf Penſion kein ſelbſtändig erworbenes Vermögensobjekt 
neben dem Entſchädigungsanſpruch bildet. Die von 
dem Reichsgerichte über die Anrechnung einer Wittwen⸗ 
penſion auf die zu gewährende Entſchädigung getroffene 
Entſcheidung, 

vergl. Entſch. des R. G.'s in Civilſ. Bd. 10 S. 50, 
ſteht dieſer Annahme nicht entgegen, da in dieſem 
Urtheile das entſcheidende Gewicht darauf gelegt iſt, 
daß in dem gegebenen Falle das Recht der Klägerin 
auf Wittwenpenſion in erſter Linie durch den von dem 
getödteten Manne derſelben mit der allgemeinen preußiſchen 
Wittwenverpflegungsanſtalt abgeſchloſſenen Verſicherungs⸗ 
vertrag und durch Zahlung der Verſicherungsprämie, 
alſo durch ſelbſtändige Entſtehungsurſache mit bedingt, 
und ſomit der urſachliche Zuſammenhang dieſes Vor⸗ 
theiles mit dem beſchädigenden Ereigniſſe im rechtlichen 
Sinne ausgeſchloſſen geweſen ſei. Dagegen iſt durch 
Urtheil des II. Civilſenates des Reichsgerichtes vom 
19. Januar 1886 

vergl. Entſch. des R. G. in Civilſ. Bd. 15 S. 114, 
erkannt, daß an ſich die Wittwen⸗ und Waiſengelder, 
welche den Hinterbliebenen eines Beamten auf Grund 
des Geſetzes vom 26. April 1881 zu zahlen ſind, auf 
den den Hinterbliebenen eines Getödteten nach 8 3 des 
Haftpflichtgeſetzes zu gewährenden Unterhalt anzurechnen 
ſeien, weil dieſer Anſpruch nicht auf einem Verſicherungs⸗ 
vertrage, vielmehr lediglich auf dem Geſetze beruhe, 
welches durch Gewährung von Penſionen an die Hinter⸗ 
bliebenen der Beamten für deren Unterhalt Sorge trage 
und nicht ein neben dem Entſchädigungsanſpruche er⸗ 
worbenes ſelbſtändiges Vermögensobjekt bilde.“ 

Ebenſo wie die Frage der Compensatio lucri cum damno 
bildet nur einen Anwendungsfall der ſo ſchwierigen Lehre vom 
Cauſalzuſammenhange bei der Schadensbemeſſung bezw. 
Schadenszurechnung auch die Frage der des concurrirenden 
Verſchuldens ſeitens des Verletzten oder Compensatio culpae. 
Während das gemeine Recht für die Entſcheidung derſelben 
gar keinen beſtimmten Anhalt bietet, dieſelbe vielmehr der 
Wiſſenſchaft und Praxis anheimgiebt, hat das Pr. A. L. R. 
16 88 18 — 21 wenigſtens in der Richtung beſondere Vor⸗ 
ſchriften gegeben, daß namentlich bei grobem Verſehen des 
Beſchädigers trotz concurrirenden nachläſſigen Verhaltens des 
Beſchädigten letzerem von erſterem der mittelbare Schaden zu 
erſetzen iſt. 

Aus der Praxis des Reichsgerichts ſind vor allem zwei 
Entſcheidungen zu dieſer Frage zu beachten, die ich nach Seufferts 
Archiv mittheile. N 
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Zunächſt die preußiſchlandrechtliche, Seuffert, XXXXVI. 


Nr. 189, Förſter g. Nickemann VI. 244/90 S. 294 ff.: Die 


Klägerin, durch einen Schuß des Klägers verletzt, klagt wegen 
geminderter Erwerbsfähigkeit. Beklagter wendet ein, ſie habe 
ſich einer Operation unterziehen ſollen, die ihre vollſtändige 
Heilung herbeigeführt haben würde. Das Reichsgericht läßt 
dieſe Einrede im Gegenſatz zum Berufungsgericht als begründet zu: 
„Es iſt allerdings nicht richtig, daß Jemand, 

welcher durch einen Andern verletzt iſt und 
einen Schadenserſatz gegen denſelben erheben 
will, ſich unbedingt allen Operationen zu 
unterwerfen habe, welche zu ſeiner vollſtändigen 

oder möglichſt vollſtändigen Wiederherſtellung 
führen können, widrigenfalls die Folgen der Ver⸗ 
letzung ſeinem eigenen Verhalten zuzuſchreiben ſind. 
Andererſeits kann er aber nur dann einen Erſatzanſpruch 


erheben, wenn er ſelbſt dasjenige, was in ſeinen Kräften 


ſteht, zu ſeiner Heilung gethan, und insbeſondere die 
Heilmittel, welche die Wiſſenſchaft an die Hand zu 
geben vermag, in vernünftiger Weiſe benutzt hat. 

Sein Verhalten muß auch in dieſer Beziehung dem- 

jenigen eines vernünftigen Menſchen entſprechen. Handelt 
es ſich insbeſondere um eine Operation, ſo läßt ſich 
zwar nicht als allgemeine Regel aufſtellen, daß es auf 
die Schwierigkeit und Schmerzhaftigkeit derſelben nicht 
ankomme, wofern ſie nur, ſoweit die menſchliche Vor⸗ 
ausſicht reicht, zu einem Erfolg führen werde. Man 
wird vielmehr auch inſoweit als Maßſtab das 
Verhalten eines vernünftigen Menſchen unter 
ſolchen Umſtänden annehmen müſſen und da— 
bei auch die Erheblichkeit des Uebels, welchem 
durch die Operation abgeholfen oder vor— 
gebeugt werden ſoll, nicht außer Betracht 
laſſen dürfen. Daſſelbe gilt in Betreff der Frage, 
ob der Verletzte die Vornahme einer Operation wegen 
ihrer Gefährlichkeit verweigern dürſe. Insbeſondere 
wird man es nicht als gerechtfertigt anſehen können, 
wenn eine Operation, welche nach vernünftigem Ermeſſen 
beſondere Gefahren nicht mit ſich führt, wegen Gefahren, 
die nur in der Einbildung des Verletzten beruhen, ab: 
gelehnt wird. Damit iſt ſelbſtverſtändlich nicht geſagt, 
daß übertriebene ſubjektive Vorſtellungen von der 
Schmerzhaftigkeit und der Gefährlichkeit einer Operation 
auch dann keine Berückſichtigung verdienen, wenn gerade 
durch dieſe Einbildung die Gefahr für das Leben und 
die Geſundheit des Verletzten in bedenklichem Grade 
erhöht oder der Erfolg des ärztlichen Eingriffes in 
Frage geſtellt wird.“ 

Sodann das gemeinrechtliche Urtheil R. G. (III. Senat 
v. 30. Januar 1891, Henſchel g. Holzknecht III. 247/90). 
Seuffert Bd. 46 S. 296: 

„Es iſt davon auszugehen, daß die Weigerung eines 
Verletzten, die zur Wiederherſtellung oder Beſſerung 
ſeiner Geſundheit erforderliche Operation zu dulden, 
unter Umſtänden ſehr wohl die Einrede der Argliſt 
gegen ſeinen Anſpruch auf Schadenserſatz begründen 
kann, insbeſondere dann, wenn die nöthige Operation 


nach den Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft ganz ge⸗ 
fahrlos iſt und bei regelmäßigem Verlauf der Dinge 
entſprechende Ausſicht auf Erfolg bietet. Der Kläger 
irrt daher, wenn er glaubt, Schritte zur Wiederher⸗ 
ſtellung ſeiner Geſundheit, ſoweit ſie mit einer Operation 
verbunden ſind, allgemein ablehnen und dennoch ſeinen 
Anſpruch auf Schadenserſatz aufrecht erhalten zu dürfen. 
Sein Erſatzanſpruch wird vielmehr nur dann durch 
ſeine Weigerung nicht berührt, wenn dieſelbe nach Lage 
der Sache und richterlichem Ermeſſen eine begründete 
war. Bei Anwendung dieſes richterlichen Ermeſſens 
würde das Ber.⸗Ger., wie der Reviſion zuzugeben iſt, 
von einem grundſätzlich unzutreffenden Standpunkt aus⸗ 
gegangen ſein, wenn daſſelbe zur Motivirung der Ab⸗ 
lehnung einer Operation die Anſicht irgend eines Arztes 
für genügend gehalten hätte, welcher im Widerſpruch 
mit den Erfahrungen der Wiſſenſchaft oder gegen ganz 
überwiegende Autoritäten eine Operation für gefährlich 
erklärte. Der Zuſammenhang der Entſcheidungsgründe 
der Vorinſtanz ergiebt jedoch, daß deren Entſcheidung 
auf der, allein genommen, zu weitgehenden Bemerkung, 
es genüge, daß die Operation von Aerzten überhaupt 
für gefährlich erachtet werden könne, nicht beruht. Das 
Ber.⸗Ger. hat vielmehr auf Grund der vorliegenden 
Gutachten zweier Aerzte ſchon jetzt als feſtſtehend an⸗ 
genommen, daß diejenige Operation, um welche es 
ſich hier handelte, weder als für Leben und Geſundheit 
des Klägers gefahrlos noch als beſtimmte Ausſicht der 
Heilung verheißend angeſehen werden könne, und daß 
daher nach billigem Ermeſſen dem Kläger nicht zu⸗ 
gemuthet werden dürfe, der abweichenden Anſicht eines 
dritten Arztes zu vertrauen und ſich der von der Be⸗ 
klagten. gewünſchten Behandlung zu unterziehen. Dieſe 
rechtliche und thatſächliche Beurtheilung der Vorinſtanz 
läßt eine rechtsirrthümliche Anwendung des richterlichen 
Ermeſſens nicht erkennen.“ 

Zu vergleichen ſind ferner Seuffert Bd. 31 2; 16 mit 
Nachw. Bd. 42 Nr. 189. N 

Aus Bolze XVIII. Nr. 117 gehört hierher: 

„Nach gemeinem Recht entſcheidet bei konkurrirendem 
Verſchulden nicht unbedingt, weſſen Verſchulden das 
größere iſt, ſondern ob trotz der Unvorſichtigkeit des 
Verſtorbenen unter Berückſichtigung aller Um— 
ſtände die Nachläſſigkeit des mit der actio legis 
Aquiliae in Anſpruch genommenen Reviſionsklägers 
als die wirkliche Urſache des Unfalles anzuſehen iſt.“ 

Ferner Bolze XXII. Nr. 142: 

„Ein vernunftwidriges Handeln würde auf die Ein⸗ 
wirkung des Betruges als Urſache nicht zurückgeführt 
werden dürfen, wenn ſchon es ohne den Betrug nicht 
vorgenommen wäre.“ 

Die vorſtehend ausführlicher mitgetheilten Entſcheidungen 
Seuffert Bd. 46, Nr. 189 I. u. II. hat Endemann in feiner 
ſehr intereſſanten Monographie: Die Rechtswirkungen 
der Ablehnung einer Operation ſeitens des körper— 
lich Verletzten, Berlin, Carl Heymann 1893 S. 50 ff. 
einer eingehenden Kritik unterzogen. Er kommt zur grund⸗ 
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ſätzlichen Ablehnung einer Operationspflicht im Sinne einer all⸗ 
gemeinen Diligenz und hält daher die mitgetheilten Erkenntniſſe 
nicht für richtig. Ich kann mich dieſer Kritik nicht anſchließen, Ende⸗ 
mann verneint die Möglichkeit einer Cauſalität durch Unter⸗ 
laſſung, folgerecht kann er auch eine Unterbrechung des 
Cauſalzuſammenhanges durch Unterlaſſung nicht einräumen. 
Im Gegenſatz dazu habe ich gerade in Buch II. Cap. I. meines 
Schuldbegriffes, beſonders S. 65, S. 75— 77 den Nachweis 
zu liefern verſucht, daß im Rechtsſinne auch das Nicht⸗Wollen 
im abſoluten Sinne (der Indifferenz) als Urſache gelten darf. 
Damit verneine ich die Grundvorausſetzung des Endemannſchen 
Cauſalbegriffes. | 
Das B. B. ©. ftellt ſich mit feinem $ 254 die Entſchei⸗ 
dung der Frage der compensatio culpae durchweg in das 
Ermeſſen des Richters: 
„Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden 


des Beſchädigten mitgewirkt, ſo hängt die Verpflichtung 


zum Erſatze ſowie der Umfang des leiſtenden Erſatzes 
von den Umſtänden, insbeſondere davon ab, inwie⸗ 
weit der Schaden vorwiegend von dem einen oder 
dem anderen Theile verurſacht worden iſt. 

Dies gilt auch dann, wenn ſich das Verſchulden des 
Beſchädigten darauf beſchränkt, daß er unterlaſſen hat, 
den Schuldner auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen 
Schadens aufmerkſam zu machen, die der Schuldner 
weder kannte noch kennen mußte, oder daß er unter⸗ 
laſſen hat, den Schaden abzuwenden oder zu 
mindern.“ | 

Dazu bemerkt Stammler, d. Recht der Schuldverhältniſſe 
S. 125: „Lieſt man die Beſtimmung, ſo zeigt ſich wiederum, 
daß auch hier die Feſtſtellung gemäß dem oben Geſagten zur 
quaestio facti wird, für welche die theoretiſche Betrachtung in 
ſich, da ihre eigentliche Meinung: Aufſtellung eines Geſetzes 
im Sinne allgemeiner geltender Naturgeſetze hier nicht zu 
erreichen iſt, eine weitere Lehre nicht zu geben vermag. Es 
iſt Sache der gemeinen Erfahrung und des praktiſchen 
Taktes.“ Umſomehr werden auch nach dem Inkrafttreten 
des B. G. B. Entſcheidungen, wie die citirten und andere, 
z. B. Seuffert, XII. 255, IX. 273, XI. 130 Beachtung 
verdienen. Auch hat von Stammler wohl nicht behauptet 
werden ſollen, daß eine philoſophiſche bezw. logiſche Klärung 
des Urſachenbegriffes dem Richter bei etwaiger Feſtſtellung 
des juriſtiſchen Cauſalzuſammenhangs nicht weſentliche Dienſte 
leiſten könnte. Uebrigens hat bereits 8 260 der C. P. O. 
die Gerichte in Anſehung dieſer Frage auf ihr billiges 


Ermeſſen verwieſen; weshalb ſchon im Aufſatz XXXVIII. 


in Nr. 40 der Juriſt. Wochenſchrift auf die weitreichende 
materiellrechtliche Tragweite dieſes Paragraphen der 
C. P. O. hingewieſen wurde. In demſelben Aufſatz wurde 
von uns auch bereits die Frage des nicht vermögensrechtlichen 
Schadens erledigt, welche in 8 253 B. G. B. in einem unſeres 
Erachtens mit dem in 8 241 B. G. B. vorausgeſetzten Ausgangs⸗ 
prinzip nicht vereinbarlichen Sinne durch grundſätzliche Ab⸗ 
weiſung der Erſatzpflicht für inmateriellen Schaden geregelt wird. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in den Monaten Auguſt und 
September 1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. Rheiniſcher Rechtsfall. Nach § 135 des G. V. G. hat 
das R. G. über Beſchwerden gegen Entſcheidungen der O. L. G. 
nur inſoweit zu entſcheiden, als es ſich um bürgerliche Rechts- 
ſtreitigkeiten handelt. Eine ſolche ſteht aber hier nicht in 
Frage. Wenn das Gericht nach Art. 219 des B. G. B. der 
Ehefrau an Stelle des Ehemannes die ihr von dieſem verſagte 
Ermächtigung ertheilt, handelt er ebenſo wie im Falle des § 222 
nur in Ausübung der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Des⸗ 
halb kommen in Anſehung des Verfahrens auch jetzt noch die 
Art. 861 ff. des Code de procédure civil zur Anwendung, 
welche, wenn es ſich um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit handelt, 
nicht maßgebend ſein würden. II. C. S. i. S. Matty 
c. Matty vom 17. September 1897, B Nr. 122/97 II. 

2. Nachdem das Großherzogliche Amtsgericht zu Offen⸗ 
bach a. M. als Prozeßgericht einen Beweisbeſchluß auf Ver⸗ 
nehmung des Dr. med. P. in Herford als Zeugen über die 
von der Kl. beſtrittene Behauptung des Bekl.: daß die Kl. zur 
Zeit der Klageerhebung, am 3. September 1895, und bis heute 
handlungsunfähig beziehentlich nicht prozeßfähig, insbeſondere 
ihre Handlungsfähigkeit durch Geiſteskrankheit ausgeſchloſſen 
geweſen ſei und iſt, erlaſſen und um dieſe Vernehmung das 
Königlich Preußiſche Amtsgericht zu Herford erſucht hatte, hat 
das letztere Gericht dem Erſuchen inſoweit entſprochen, als es 
den genannten Zeugen vorgeladen und von ihm die Erklarung 
entgegengenommen hat, daß er die mitgetheilte Beweisfrage 


nicht als Zeuge, ſondern nur als Gutachter beantworten könne, 


worauf der Zeuge unvernommen entlaſſen und die Rückſendung 
der Akten an das Amtsgericht zu Offenbach erfolgt iſt. Das 
Amtsgericht zu Offenbach hat dann die Akten wiederum dem 
Amtsgerichte zu Herford überſandt mit dem Erſuchen um Er- 
ledigung des Beweisbeſchluſſes und mit dem Bemerken: „Sollte 
das Zeugniß grundlos (der angegebene Grund ſei kein ſolcher) 
verweigert werden, ſo ſei auf die geſetzlichen Folgen hinzuweiſen 
($ 355 C. P. O.), überdies ſeien die Vorſchriften der SS 351 
und 354 im Falle der Weigerung zu wahren.“ Das Amts⸗ 
gericht Herford hat jedoch die nochmalige Ladung abgelehnt, da es 
die Meinung des Zeugen, daß er die Beweisfrage nur als Gut⸗ 
achter und nicht als Zeuge beantworten könne, für richtig er- 
achtet. Die von der Kl. eingelegte Beſchwerde hat das O. L. G. 
zu Hamm zurückgewieſen, indem es davon ausgeht, daß eine 


Verweigerung der Rechtshülfe dem Amtsgerichte zu Herford 


nicht zur Laſt falle, letzteres vielmehr Alles gethan habe, um 
den Beweisbeſchluß des Prozeßgerichts zur erledigen, wogegen 
es Sache des letzteren geweſen ſei, die Rechtmäßigkeit der 
Weigerung des Zeugniſſes ſeitens des Dr. med. P. zu prüfen 
und hierüber in Gemäßheit der 88 352, 354, 355 der 
C. P. O. durch Zwiſchenurtheil zu entſcheiden. Gegen dieſen 
Beſchluß des O. L. G. richtet ſich die weitere Beſchwerde der 
Kl. mit dem Antrage, das Amtsgericht zu Herford anzuweiſen, 
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dem letzt erwahnten Erſuchen des Amtsgerichts zu Offenbach 
zu entſprechen. Dieſe Beſchwerde der Kl. iſt jedoch nicht zu⸗ 
läſſig, da nach der ausdrücklichen Beſtimmung des § 160 des 
G. V. G. eine Anfechtung der von dem O. L. G. erlaſſenen 
Entſcheidung nur dann ſtatt findet, wenn dieſe Entſcheidung 
die Rechtshülſe für unzuläſſig erklärt, dieſe Vorausſetzung aber 
hier nicht zutrifft, indem das O. L. G. das Erſuchen des 
Amtsgerichts Offenbach nicht für unzuläſſig ſondern für 
unbegründet erachtet hat. IV. C. S. i. S. Wolpe c. Wolpe 
vom 16. September 1897, B Nr. 161/97 IV. 

Zur Civilprozeßordnung. 

3. Die weitere Beſchwerde iſt als ſofortige nach $ 229, 
530 der C. P. O. zuläſſig. Sie iſt auch begründet. Das 
Kammergericht erachtet die Ausſetzung der Verhandlung bis zur 
Erledigung des Strafverfahrens gegen den Kl. deshalb für nicht 
gerechtfertigt, weil nicht anzunehmen ſei, daß eine rechtskräftige 
Verurtheilung des Kl. im Strafverfahren, ohne welche nach 
§ 428 Abſ. 2, § 544 der C. P. O. der Beweis des Gegen⸗ 
theils der vom Kl. beſchworenen Thatſache nicht ſtattfinde, in 
naher Zeit erfolgen werde und die Anwendung des § 140 
der C. P. O. nicht dahin führen dürfe, daß die Entſcheidung 
eines im Uebrigen ſpruchreifen Rechtsſtreites auf nicht abſehbare 
Zeit ausgeſetzt werde. Dieſe Begründung geht fehl. Der § 140 
der C. P. O. läßt die Ausſetzung unter den dort beſtimmten 
Vorausſetzungen auch dann — nach dem Ermeſſen des Ge- 
richts — zu, wenn die Erledigung des Strafverfahrens nicht 
nahe bevorſteht. Die vorausſichtliche Dauer des Strafverfahrens 
mag bei Anwendunt des richterlichen Ermeſſens mit in Betracht 
zu ziehen ſein, entbindet aber das Gericht nicht von der Prüfung 
der geſammten Sachlage und wird namentlich dann nicht aus. 
ſchlaggebend ſein können, wenn die bereits hervorgetretenen 
Verdachtsmomente erheblich ſind und die Ausſetzung der Ver⸗ 
handlung erforderlich erſcheint, um von dem anderen Theile 
einen möglicherweife ſchwer zu erſetzenden Nachtheil abzuwenden. 
Die vorliegenden Akten, betreffend das Vorverfahren gegen den 
Kl., ergeben nicht unerhebliche Verdachtsmomente für eine ftraf- 
bare Handlung des Kl., deren Ermittelung auf die Entſcheidung 
von Einfluß iſt. In dem Briefe vom 23. März 1897, der die 
Unterſchrift des Kl. trägt, ſtellt dieſer das Sachverhältniß in 
einer mit dem Inhalt des von ihm geſchworenen Eides nicht 
verträglichen Art dar. Er hat ferner zugeſtanden, nach dem 
Erwerb des jetzt eingeklagten Wechſels die Quittung vom 
26. November 1896 ausgeſtellt zu haben, worin er dem 
Grafen B. (dem Acceptanten des jetzt eingeklagten Wechſels) 
über ſeine geſammten Forderungen quittirt hat. Dazu tritt, 
daß der Kl. wegen Betruges bereits vorbeſtraft iſt. Unter dieſen 
Umſtänden liegt der Vetdacht nahe, daß der Kl. einen unrichtigen 
Eid geleiſtet hat und daß er den Klagewechſel von dem mit 
deſſen Verſilberung beauftragten Agenten K. ohne Valutazahlung 
erhalten hat, um ihn als dritter Erwerber gegen den Ausſteller 
des Wechſels v. K. geltend zu machen. Zur Abwendung eines 
beträchtlichen Nachtheils vom Bekl. erſcheint die von dieſem 
beantragte und vom L. G. beſchloſſene Ausſetzung der Verhand⸗ 
lung gerechtfertigt. F. S. i. S. Neumann o. v. Kries vom 
3. Auguſt 1897, B Nr. 72/97 J. 

4. Es iſt beſtritten, ob in den Fällen der ſogen. fafulta- 
tiven mündlichen Verhandlung, wenn das Gericht die mündliche 
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Verhandlung anordnet, der Termin von Amtswegen anzu- 
beraumen und den Parteien bekannt zu geben ſei, oder ob 


»Parteibetrieb ſtattfinde. Folgt man der erſten Anſicht, fo iſt 


die angefochtene Entſcheidung nicht haltbar, denn wenn das L. G. 
von Amtswegen den Termin der Verhandlung anzuberaumen 
und den Parteien bekannt zu geben hatte, ſo durfte es dieſe 
zunächſt unterlaſſenen Handlungen auch nachholen, und es würde 
dann eine ſolche Nachholung darin zu finden ſein, daß es dem 
Ladungsantrage des Bekl. ſtattgab. Aber auch wenn man an« 
nimmt, daß wenigſtens dann Parteibetrieb ſtattfinde, wenn es 
ſich nicht um eine von Amtswegen zu ordnende Angelegenheit, 
ſondern um die Entſcheidung auf einen Parteiantrag handelt, 
wie hier, läßt ſich jedenfalls unter den vorliegenden Umſtänden 
der Anſicht des O. L. G. nicht beitreten. Das O. L. G. geht 
davon aus, daß der Strafantrag der Kl. dadurch, daß das L. G., 
ſtatt ihm ſchriftlich ſtattzugeben, mündliche Verhandlung an— 
ordnete, als zunächſt abgelehnt und damit als erledigt angeſehen 
werden müſſe, mithin noch garnicht rechtshängig geworden ſei. 
Dieſe Auffaſſung läßt ſich jedoch nur für den Fall vertheidigen, 
wenn der Antrag dem Gegner noch nicht mitgetheilt worden iſt 
denn ſolange dies nicht geſchehen iſt, kann von einem Streit 
der Parteien darüber keine Rede ſein und folglich auch kein 
Recht des Gegners beſtehen, den Streit durch eine Ladung zur 
Verhandlung der Erledigung zuzuführen. Dies ändert ſich aber 
wenn der Antrag dem Gegner zur Erklärung mitgetheilt wird, 
wie es hier geſchehen iſt. Dann hat der Gegner ſo gut einen 
Anſpruch auf Entſcheidung wie der Antragſteller ſelbſt; er hat 
daran auch meiſtens das Intereſſe, daß ihm ſchon Koſten durch 
ſeine Erklärung auf den Antrag erwachſen ſind und daß er 
wiſſen muß, wie er fein von dem Antragſteller als ſtrafbar be- 
zeichnetes Verhalten künftig einrichten ſoll. Ordnet nun das 
Gericht eine mündliche Verhandlung an, ſo muß der Gegner ſo 
gut wie der Antragſteller berechtigt ſein, dieſe durch Ausbringung 
der Ladung herbeizuführen. Andernfalls entſtänden bei einer 
fortgeſetzten Säumigkeit des Antragſtellers in Ausbringung der 
Ladung auch praktiſche Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten 
dadurch, daß der Antragſteller nicht direkt zur Ladung gezwungen 
werden kann. Denn würde dem Anſpruch des Gegners auf eine 
Entſcheidung des anhängig gewordenen Streites ſchließlich nur 
auf dem Wege genügt werden können, daß das Gericht den 
Beſchluß auf mündliche Verhandlung wieder aufhöbe und auf 
Grund der bereits für ungenügend erklärten Aktenlage, alſo 
muthmaßlich zu Ungunſten des Antragſtellers, entſchiede. 
V. C. S. i. S. Hellwig e. Adamek vom 18. September 1897, 
B Nr. 137/97 M. 

5. Der Antrag der Widerklage ging auf Feſtſtellung, daß 
dem Kl. keinerlei Forderung aus der Vermittelung des An— 
kaufs der vom Kl. erworbenen Hypothek gegen den Bekl., ind» 
beſondere kein Anſpruch auf Erſatz des bei der Subhaſtation 
erfolgten Ausfalls an Kapital und Zinſen zuſtehe. Das B. G. 
weiſt den Antrag zurück, weil der Anſpruch des Kl. mindeſtens 
in Höhe der hier zugeſprochenen 10 000 Mark beſtehe. Es 
hatte jedoch der Kl. dieſen Betrag ausdrücklich nur als einen 
Theil des ihm vom Bekl. zu erſetzenden Schadens verlangt, 
den er in der Klage dem von ihm erlittenen Hypothekenausfall 
von über 70 000 Mark gleichſetzte, in der Berufungsinſtanz aber 
auf 40 000 M. bezifferte. Dadurch alſo, daß die Klage in dem 
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hier geforderten Theilbetrage zugeſprochen iſt, erledigte ſich die 


Widerklage noch nicht; eine Feſtſtellung, daß der Kl. nur ſo 5 


viel, als ihm hier zugeſprochen iſt, oder doch nicht mehr, als 
einen gewiſſen Betrag unter 40 000 Mark zu fordern habe, lag 
nicht außerhalb des Widerklageantrages, wie er geſtellt iſt, 
zumal der Kl. in der Berufungsinſtanz durch ſeine Erklärungen 
zu erkennen gegeben hatte, daß es ihm auf die Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens des vom Kl. behaupteten Schuld⸗ 
verhältniſſes überhaupt, eventuell der Höhe nach, ankomme 
(vergl. Urtheile des R. G. vom 27. Juni 1884 und vom 
18. Juni 1885, bei Bolze, die Praxis des Reichsgerichts, 
Bd. I. Nr. 1715, 1716). Das B. G. meint zwar, daß eine 
ſolche Feſtſtellung nicht erfolgen könne, weil der Kl. nicht be⸗ 
ſtimmt angegeben habe, wieviel er im Ganzen beanſpruche. 
Dies iſt jedoch nach dem eben Geſagten nicht richtig; der Kl. 
hat ſeinen Schaden, den Bekl. ihm zu erſtatten habe, ſchließlich, 
wie bemerkt, auf 40 000 Mark berechnet. Wenn weiterhin noch 
der Mangel eines Nachweiſes des rechtlichen Intereſſes des Bekl. 
an der alsbaldigen Feſtſtellung der Höhe der Forderung hervor⸗ 
gehoben wird, ſo iſt es zwar richtig, daß die Feſtſtellungsklage, 
inſoweit ſie ſich auf die Höhe der Forderung bezieht, nicht die 
Incidentfeſtſtellungsklage nach §S 253 C. P. O. iſt, weil davon, 
ob Kl. mehr als 10 000 M. zu fordern hat, die Entſcheidung 
über die Klage nicht abhängt, und daß ſomit das Erforderniß 
eines rechtlichen Intereſſes an der alsbaldigen Feſtſtellung nach 
§ 231 C. P. O. allerdings beſteht. Allein das Vorhandenſein 
deſſelben kann bei richtiger Auffaſſung des Begriffs des rechtlichen 
Intereſſes im $ 231 C. P. O. (vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen, Bd. 35 S. 392) nicht bezweifelt werden, da, wie 
es in dem eben gedachten Urtheil heißt, auch das ökonomiſche 
Intereſſe, zu wiſſen, woran man in Anſehung eines gewiſſen 
Rechtsverhältniſſes iſt, um ſein Verhalten danach einzurichten, 
ein rechtliches Intereſſe im Sinne des § 231 eit. zu nennen 
iſt. Ein ſolches Intereſſe hat der Bekl. hinſichtlich der Feſt⸗ 
ſtellung, daß die Forderung des Kl. nicht in der von dieſem be⸗ 
haupteten Höhe beſtehe und einen gewiſſen Minderbetrag nicht 
überſteige. VI. C. S. i. S. Haffer e. Guſe vom 16. Sep⸗ 
tember 1897, Nr. 103/97 VI. 

6. Die Kl. hat gegen ihren Ehemann beim L. G. in 
Poſen Klage erhoben mit dem Antrage, das zwiſchen den Parteien 
beſtehende Band der Ehe zu trennen und den Bekl. für den allein 
ſchuldigen Theil zu erklären. Der Bekl. hat Abweiſung der 
Klage beantragt und Widerklage dahin erhoben, daß die Ehe 
getrennt und die Kl. für den allein ſchuldigen Theil erklärt werde. 
Durch Urtheil des L. G. zu Poſen vom 13. Mai 1897 iſt auf 
Treunung der Ehe erkannt und von den Parteien keine für den 
überwiegend ſchuldigen Theil erklärt; die Koſten ſind gegen ein⸗ 
ander aufgehoben. Gegen dieſes von Amtswegen am 22. Mai 1897 
den Parteien zugeſtellte Urtheil hat der Bekl. Berufung ein⸗ 
gelegt und folgenden Antrag angekündigt, unter Abänderung 
des Urtheils die Kl. mit ihrer Klage abzuweiſen und auf die 
Widerklage die Ehe der Parteien zu trennen, die Kl. für den 
allein ſchuldigen Theil zu erklären und ihr die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits zur Laſt zu legen. Zur Verhandlung über das Rechts⸗ 
mittel ſteht am 22. September 1897 Termin vor dem O. L. G. 
in Poſen an. Nachdem ihr die Berufungsſchrift zugeſtellt war, 
hat die Kl. unter Ueberreichung zweier Atteſte am 29. Juli 1897 


beim O. L. G. beantragt, im Wege der einſtweiligen Verfügung 
1. ihr zu geſtatten, während der Dauer des Entſcheidungs⸗ 
prozeſſes von ihrem Manne getrennt zu leben, und 2. dem 
Bekl. aufzugeben, ihr 60 Mark monatliche Alimente zu zahlen. 
Durch Beſchluß vom 30. Juli 1897 hat das O. L. G. dieſen 
Antrag aus folgenden Gründen zurückgewieſen: aus dem Be⸗ 
rufungsantrage des Bekl. ergebe ſich, daß ſich die Berufung nur 
auf die Schuldfrage und auf den Koſtenpunkt erſtrecke, während 
der Ausſpruch auf Trennung der Ehe ſelbſt nicht angefochten 
ſei; daraus folge, daß das landgerichtliche Urtheil, inſoweit es 
die Trennung ausſpreche, mit dem Ablaufe des 22. Juli 1897 
die Rechtskraft beſchritten habe; die Kl. ſei daher ſeitdem nicht 
mehr verpflichtet, vereint mit dem Bekl. zu leben, ſodaß beide 
Anträge zurückzuweiſen ſeien. Die von der Kl. gegen dieſen 
Beſchluß eingelegte Beſchwerde erſcheint zuläſſig und auch be 
gründet. Das O. L. G. nimmt an, daß ſolche Theile eines 
Urtheils, die durch den in der Berufungsſchrift angekündigten 
Schlußantrag des Berufungskl. nicht betroffen worden, mit 
dem Ablaufe der Berufungsfriſt in Rechtskraft erwüchſen. Dieſe 
Annahme ſteht mit dem Geſetze nicht in Einklang. Die C. P. O. 
läßt nicht nur zu, daß die Berufungsanträge bis zum Schluſſe 
der mündlichen Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht, 
erweitert werden, ſondern ſie geſtattet auch bis zu demſelben 
Zeitpunkte dem Berufungsbekl. ſich der Berufung anzu⸗ 
ſchließen. (§§ 480, 482). Damit ſteht denn auch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 496 in Zuſammenhang, wonach ein Urtheil I. J., 
inſoweit es durch die Berufungsanträge nicht angefochten wird, 
früheſtens in der mündlichen Verhandlung für „vorläufig 
vollſtreckbar“ (nicht aber für rechtskräftig) erklärt werden 
kann. F. S. i. S. Kottke c. Kottke vom 25. Auguſt 1897, 
B Nr. 157/97 IV. 

7. Der mit der in Frage ſtehenden weiteren Beſchwerde 
angefochtene Beſchluß hat auf die Beſchwerde des Bekl. die 
vom L. G. getroffene Verfügung aufgehoben, durch welche 
in dem gegenwärtigen Rechtsſtreit, in dem die Kl. im Wege 
der ſogenannten Zwangsvollſtreckungsinterventionsklage Eigen⸗ 
thumsrechte an Gegenſtänden geltend machen, die auf Veranlaſſung 
des Bekl. gepfändet find, auf den Antrag der Kl. das Gerichts- 
vollzieheramt erſucht iſt, den Erlös aus den gepfändeten Sachen 
nicht an den Bekl. abzuliefern, ſondern bei der Landgerichtskaſſe 
zu hinterlegen. Die von den Kl. zur Hand genommene weitere 
Beſchwerde iſt nun darauf geſtützt, daß es ſich hier nicht um 
eine einſtweilige Anordnung im Sinne der §§ 688, 689 
und 690, Abſ. 3 der C. P. O., ſondern um eine nach §§ 8 14ffgde. 
daſelbſt zu beurtheilende einſtweilige Verfügung handle, und 
daß danach (vergl. §§ 815, 704 a. a. O.) dem Bekl. gegen 
den erwähnten landgerichtlichen Beſchluß nur der Widerſpruch, 
nicht der Weg der Beſchwerde offengeſtanden habe. Dieſe Aus⸗ 
führung kann für zutreffend nicht erachtet werden. Die getroffene 
Anordnung bezweckt ſowohl nach der Tendenz der Antragſteller 
wie ihrem Weſen nach die Einſtellung der Zwangsvoll— 
ſtreckung und fällt damit unter die citirten SS 688 fgde. 
Die Stelle bei Falkmann, Zwangsvollſtreckung, auf welche ſich 
die Beſchwerdeführer berufen, ſpricht nicht hiegegen, indem dort 
nur ausgeführt wird, daß Verfügungen, die, nachdem die 
Zwangsvollſtreckung eingeſtellt worden, bezüglich des Exekutions⸗ 
gegenſtandes weiter noch ergehen, nach den angezogenen 


51 


88 814 fgde. zu beurtheilen find. Es kann auch nicht etwa 
gegen das Vorliegen der Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
darauf hingewieſen werden, daß die letztere ja ſchon beendigt, 
da mit dem Augenblick des Empfanges des Erlöſes ſeitens des 
Gerichtsvollziehers nach §S 720 der C. P. O. die Zahlung 
Seitens des Schuldners als erfolgt gelte. Hiegegen iſt geltend 
zu machen, daß, als die fragliche Anordnung erlaſſen wurde, 
welche von demſelben Tage datirt, an welchem die Verſteigerung 
der gepfändeten Gegenſtände erfolgte, die gedachte Empfang⸗ 
nahme des Erlöſes noch nicht ſtattgefunden hatte. Es kommt 
aber auf den Augenblick der Emanation des betreffenden 
Beſchluſſes an, da dafür zu halten, daß durch letzteren dem 
ſpäter geſchehenden Inempfangnehmen des erlöſten Geldes 
ſeitens des Gerichtsvollziehers die Wirkung der damit regel⸗ 
mäßig erfolgenden Tilgung der beizutreibenden Forderung entzogen 
werde. Hierüber iſt zu vergleichen Gaupp, Kommentar zur 
C. P. O., Auflage 2, Note zu $ 720 und die dort angezogenen 
Noten zu $$ 716 und 709, wo ſolches für den dem gegen- 
wärtigen gleichſtehenden Fall, daß die Hinterlegung des Erlöſes 
der Zwangsvollſtreckung nach $ 710 Abſ. 4 a. a. O. angeordnet 
wird, ausgeſprochen iſt. Es kann nun auch noch auf die an 


der erwähnten Stelle des Buchs von Falkmann angezogenen 


Abhandlungen von Peters und Voß Bezug genommen werden, 
welche ſich über den Unterſchied zwiſchen einſtweiligen An⸗ 
ordnungen und einſtweiligen Verfügungen in dem obengedachten 
Sinne verbreiten und erſtere als vorliegend annehmen, wenn 
es ſich um Abwehr der Nachtheile von berechtigten Handlungen 
ſtaatlicher Organe handelt, als letztere aber ſolche anſehen, die 
gegen unbefugte gefährdende Handlungen von Privatperſonen 
gerichtet ſind. Hiernach wird man zu der erſteren Kategorie 
den hier in Frage ſtehenden Beſchluß zählen, durch den der 
Auszahlung eines Zwangsvollſtreckungserlöſes Seitens des 
Gerichtsvollziehers an den ihn beauftragt habenden Gläubiger 
entgegengetreten werden ſoll. Endlich iſt noch auf den Beſchluß 
des R. G. zu verweiſen, welcher in den Entſcheidungen in 
Civilſachen Bd. 30 S. 394 fgde. abgedruckt iſt. Hier wird 
geſagt, daß die dort in Frage ſtehende Anordnung der Hinter⸗ 
legung des Erlöfes, welche in Anlaß davon, daß ein Konkurs⸗ 
verwalter in Anſehung einer Pfändung ein Anfechtungsrecht 
geltend machte, getroffen iſt, ſich ſehr wohl unter den § 690 
Abſ. 3 in Verbindung mit § 688 Abſ. 1 bringen laſſe, 
da dieſe Hinterlegung doch als eine Art der Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung, nämlich in einem etwas ſpäteren 
Stadium, oder als ein Einzelfall der Fortſetzung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nur gegen Sicherheitsleiſtung angeſehen werden könne. 
VI. C. S. i. S. Frundt c. Kehe vom 20. September 1897, 
Nr. 190/97 VI. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Rechtsanwalts- 
gebührenordnung. 

8. Beim Erlaß der vom Kl. beantragten einſtweiligen 
Verfügung vom 6. Januar 1897 hat der VII. C. S. des 
Königlichen O. L. G. zu Breslau durch Beſchluß vom ſelben 
Tage den Werth des Streitgegenſtandes auf 32 000 Mark feſt⸗ 
gelegt. Ob dieſer Beſchluß den Parteien mitgetheilt worden iſt, 
ergeben die Akten nicht. Unter Zugrundelegung deſſelben Objekts 
wurden ſodann vom L. G., für welches die Werthfeſtſetzung der 
höheren Inſtanz nach § 16 Abſ. 1 Satz 2 des G. K. G. vom 


18. Juni 1878 maßgebend war, die dem Kl. von der Bekl. zu 
erſtattenden Koſten durch Beſchluß vom 19. Mai 1897 auf 
254 Mark 60 Pf. und 1 Mark 50 Pf. Feſtſetzungskoſten feſt⸗ 
geſetzt. Die hiergegen erhobene Beſchwerde, welche den Antrag 
enthielt, den Werth des Streitgegenſtandes nad) freiem richter- 
lichen Ermeſſen herabzuſetzen, ihn aber nicht über 15 000 Mark 
zu beſtimmen und dementſprechend die Koſtenfeſtſetzung der I. J. 
zu ändern, wurde vom O. L. G. durch Beſchluß vom 17. Juni 
1897 mit der Begründung zurückgewieſen, daß „der beſchließende 
Senat an die den Werth des Streitgegenſtandes auf 32 000 Mark 
feſtſetzende Entſcheidung gebunden“ ſei. Hiergegen richtet ſich 
die weitere Beſchwerde, die rechtzeitig und formgerecht eingelegt 
iſt. Sie iſt begründet. Denn nach § 16 a. a. O. kann die 
Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes von dem Ge— 
richte, welches dieſelbe getroffen hat, ſowie von dem Gerichte 
der höheren Inſtanz im Laufe des Verfahrens von Amtswegen 
geändert werden, und es kann dabei keinen Unterſchied machen, 
ob innerhalb deſſelben Gerichts ein anderer Senat, als der früher 
mit der Sache befaßte, zur erneuten Prüfung über die Werth⸗ 
feſtſetzung nach der inneren Geſchäftsvertheilung des Gerichts 
berufen iſt. Wenn daher aus dieſem rechtlich nicht zutreffenden 
Grunde das Beſchwerdegericht es abgelehnt hat, in eine erneute 
Prüfung über den Werth des Streitgegenſtandes, obwohl dieſe 
von der Beſchwerdeführerin verlangt war, einzutreten, ſo hat es, 
weil das L. G. den Werth des Streitgegenſtandes nicht herab- 
ſetzen durfte, der Bekl. einen neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund im Sinne des 8 531 der C. P. O. gegeben. Der an⸗ 
gefochtene Beſchluß war daher aufzuheben. Es bedarf nunmehr 
einer anderweitigen Beſchlußfaſſung auf die gegen den Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß erhobene erſte Beſchwerde. Dieſe war dem 
erſten Beſchwerderichter zu überlaffen, da derſelbe in eine materielle 
Prüfung der Beſchwerde bisher noch nicht eingetreten iſt. Denn 
letztere fällt nach der Begründung der Beſchwerde mit einer 
nochmaligen Prüfung über die Höhe des Werthes des Streit⸗ 
gegenſtandes zuſammen. V. C. S. i. S. Ludwig c. Goroll 
vom 22. September 1897, B Nr. 114/97 V. 

9. Die nach § 12 der R. A. G. O. zuläſſige Beſchwerde, 
die eine Erhöhung des auf 200 bis 300 Mark feſtgeſetzten 
Streitwerths bezweckt, erſcheint nicht begründet. Gegenſtand 
des Rechtsſtreits war die Mitgliedſchaft des Kl. bei dem be⸗ 
klagten Verein. Wenn der Streitwerth von den vermögend- 
rechtlichen Vortheilen abhinge, welche der Verein ſeinen Mit⸗ 
gliedern gewährt, ſo würde nicht außer Betracht bleiben können, 
daß dem bedingten Anſpruche der Mitglieder auf Unter⸗ 
ſtützung in Krankheitsfällen die unbedingte Verpflichtung zur 
Zahlung von Beiträgen, die monatlich 30 Pfennige betragen, 
jedoch unter Umſtänden erhöht werden können (§ 13 des 
Statuts) gegenüber ſteht. Auch bei Berückſichtigung der 
Ausſteuer in Sterbefällen (§ 17 des Statuts) iſt deshalb 
der vermögensrechtliche Anſpruch, den Kl. mit der auf An⸗ 
erkennung ſeiner Mitgliedſchaft gerichteten Klage verfolgt, 
keinesfalls höher, als auf 200—300 Mark zu ſchätzen, und 
dieſer Werth erhöht ſich auch nicht dadurch, daß der Kl. 
mit der Klage zugleich eine ihm zuſtehende Unterſtützung von 
28 Mark verlangte, von der er ſich die ſeit März 1895 fällig 
gewordenen Mitgliedsbeiträge abrechnen ließ, ſo daß 20 Mark 
80 Pfennige zuzuſprechen blieben. Es erſcheint jedoch richtiger, 
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den Anſpruch des Kl. als einen nicht vermögensrechtlichen an- 
zuſehen. Der beklagte Verein verfolgt nach § 1 des Statuts 
in erſter Linie ideale Zwecke; die daneben den Mitgliedern zu 
gewährenden Unterſtützungen können bei Schätzung des Streit⸗ 
werths zwar inſofern in Betracht kommen, als dieſe nicht unter 
die vermögensrechtlichen Vortheile der Mitgliedſchaft hinab- 
gehen darf, ſie können aber für den Streitwerth nicht allein 
beſtimmend ſein. Indeſſen iſt, wenn der Anſpruch als nicht 
vermögensrechtlicher betrachtet wird, der Streitwerth gleichwohl 
nach 8 10 des G. K. G. mit Rückſicht auf die obwaltenden 
Umſtände, und da insbeſondere, wie bemerkt, der vermögend- 
rechtliche Vortheil durch die Beitragspflicht aufgewogen wird, 
nicht zu niedrig feſtgeſetzt. VI. C. S. i. S. Taubert 
c. Militärverein zu Rötha vom 20. September 1897, 
B Nr. 157/97 VI. 

10. Die Vorinſtanz, welche entgegen dem landgerichtlichen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe die vom Kl. liquidirte Beweis⸗ und 
weitere Verhandlungsgebühr abgeſetzt hat, iſt zutreffend davon 
ausgegangen, daß es darauf ankomme, ob die durch den Be— 
ſchluß vom 24. März 1897 geſchehene Anordnung der Vorlegung 
gewiſſer Vorprozeßakten zu dem Zwecf einer Information oder 
zu dem der Beweisaufnahme erfolgt ſei. (Vergl. Juriſtiſche 


Wochenſchrift von 1895 S. 243.) Wenn nun das erſtere daraus 


gefolgert wird, daß, wie erſichtlich, die aus den erwähnten Vor⸗ 
prozeßaklen zu entnehmenden Thatſachen unter den Parteien 
nicht ſtreitig geweſen, ſo iſt allerdings dieſer Schluß nicht 
bedenkenfrei, da darüber, wie es in der gedachten Beziehung 


zur Zeit, als der gedachte Beſcheid abgegeben, geſtanden, 


nichts vorliegt; es muß indeſſen der Annahme, daß die in Rede 
ſtehende Verfügung der Information halber getroffen, deshalb 
beigetreten werden, weil, wie das den Beſchluß enthaltende, über 
den erſten Termin, der in der gegenwärtigen Prozeßſache ſtatt⸗ 
gehabt, aufgenommene Protokoll ergiebt, eine Verhandlung gar 
nicht ſtattgefunden hat, ſondern ausſchließlich das Gericht dahin 
thätig geworden, daß neuer Termin angeſetzt und die Ein⸗ 
forderung der mehrerwähnten Vorprozeßakten angeordnet iſt. 
Eventuell muß aber auch in Betracht gezogen werden, daß 
jedenfalls — auch die anderweiten, in der Beſchwerde⸗ 
ſchrift hervorgehobenen Momente ändern hieran nichts — 
es ungewiß iſt, ob zu dem einen oder dem anderen Zwecke 
die fragliche Anordnung erfolgte. Dieſe Ungewißheit genügt, 
um eine für die Zubilligung der geforderten Gebühr 


erforderliche Beweisanordnung nicht als vorliegend erſcheinen 


zu laſſen (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1891 S. 274). 
VI. C. S. i. S. Keßler c. Knauer vom 16. September 1897, 
B Nr. 169/97 VI. 

11. I. Soweit es ſich darum handelt, ob lediglich die in 
Anſehung des Urkunden und Wechſelprozeſſes vorgeſehene oder 
die volle Verhandlungsgebühr zu bewilligen ſei, konnte die Be⸗ 
ſchwerde nicht für begründet erachtet werden. Die Kl. hat 
allerdings bei der mündlichen Verhandlung erklärt, für den Fall, 
daß ihre in erſter Linie erbotenen Beweiſe nicht durchſchlagen 
ſollten, vom Urkundenprozeß zurückzutreten und für dieſen Fall 
einen Zeugenbeweis anzubieten. Dadurch wurde aber der 
Urkundenprozeß nicht ohne Weiteres in das ordentliche Verfahren 
hinübergeleitet; denn hierzu iſt, wie das R. G. ſchon in einem 


Urtheile vom 13. Mai 1881 (Entſch. Bd. 4 S. 350 ff.) aus⸗ 


geſprochen hat, eine vorbehaltslos abgegebene Erklärung erforber- 
lich. Das Gericht hat dann auch der gegebenen Anregung keine 
Folge gegeben. Vielmehr iſt lediglich im Urkundenprozeß ver- 
handelt und entſchieden worden. II. Als begründet erſcheint die 
Beſchwerde dagegen, ſoweit die Beweisgebühr und die erhöhte 
Verhandlungsgebühr in Frage ſtehen. Das Gericht hat durch 
einen beſonderen Beſchluß die Herbeiziehung anderer Prozeß 
akten zum Zweck der Beweiserhebung angeordnet und dieſe Akten 
ſind dann auch bei einer ſpäteren Verhandlung vorgetragen und 
als Beweismittel verwerthet worden. Es hat ſonach eine Beweis⸗ 
aufnahme im Sinne der §§ 13 Nr. 4 und 17 der R. A. G. O. 
ſtattgefunden, bei welcher der Prozeßbevollmächtigte des Be— 
ſchwerdeführers mitgewirkt hat und iſt deshalb die Anwendung 
dieſer Vorſchriften geboten. Ob der die Vorlage anordnende 
Beſchluß den Anforderungen des $ 324 der C. P. O. ge 
nügte, iſt nicht maßgebend, ebenſowenig kommt der Um⸗ 
ſtand in Betracht, daß die herangezogenen Akten ſich in 
der Verwahrung des Prozeßgerichts befanden. II. C. S. i. S. 
Fiſcher u. Mayer e. Mahlerwein vom 21. September 1897, 
B Nr. 125/97 II. ö 

II. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. | 

12. Die Bielefelder Maſchinenfabrik vormals Dürkopp & Co. 
hat wider die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung The Dunlop 
Pneumatic Tyre Co. Klage auf Feſtſtellung erhoben, daß die 
Bekl. als Inhaberin des D. R. P. 62 826 nicht befugt ſei, der 
Kl. zu unterſagen, Lippenventile von der durch das Gebrauchs- 
muſter der Kl. 53 892 beſchriebenen Art herzuſtellen, in Verkehr 
zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen. Das Königlich 
Preußiſche Landgericht in Hanau hat dieſe Klage durch Urtheil 
vom 17. Februar 1897 abgewieſen und die Kl. auf die von 
der Bekl. erhobenen Widerklage verurtheilt, der Widerbekl. 
namentlich verboten, das nach ihrem Gebrauchsmuſter konſtruirte 
Ventil zum Zweck der Verwendung an Fahrrädern gewerbsmäßig 
herzuſtellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten und zu ger 
brauchen. Gegen dieſes Urtheil hat die Kl. Berufung eingelegt; 
das B. G., Königliche O. L. G. zu Kaſſel hat am 5. Juli 
1897 auf Antrag der Bekl. und Widerkl. beſchloſſen, die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung der dort anhängigen Prozeßſache bis 
zur Entſcheidung des zur Zeit bei dem R. G. in der Berufungs- 
inſtanz anhängigen Rechtsſtreits zwiſchen denfelben Parteien 
wegen Erklärung der Nichtigkeit des Patents 62 826 auszuſetzen. 
Die Kl. und Widerbekl. hat Beſchwerde erhoben. Der Beſchwerde 
iſt ſtattzugeben. Allerdings verliert die Widerklage ihr Funda⸗ 


ment, wenn im Nichtigkeitsprozeſſe das Patent der Bekl. für 


nichtig erklärt wird und die Klage wird gegenſtandslos, wenn 
in Folge ſolchen Ausſpruchs Bekl. aufhört, Inhaberin eines 
Patents zu ſein. Umgekehrt wird der bei dem Königlichen 
O. L. G. anhängige Prozeß durch die Entſcheidung des Nichtig⸗ 
keitsprozeſſes nicht berührt, wenn die Nichtigkeitsklage abgewieſen 
wird. Da aber das klägeriſche Recht zeitlich beſchränkt iſt, hat 
Kl. ein Intereſſe daran und ein Recht darauf, daß die richter⸗ 
liche Entſcheidung, welche für den eben erwähnten Fall unab- 
hängig von der über den Beſtand des Patents getroffen werden 
muß, nicht verzögert wird. Dieſem Intereſſe gegenüber tritt die 
Erwägung zurück, daß im erſtgedachten Fall prozeſſuale Akte 
oder eine richterliche Eniſcheidung ſich nachträglich als überflüſſig 
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herausſtellen können. Aus dieſen Gründen erſcheint es nicht 
angemeſſen, die Verhandlung und Entſcheidung des Civil⸗ 
prozeſſes auszuſetzen. I. C. S. i. S. Bielefelder Maſchinenfabrik 
c. The Dunlop Pneumatic Tyre Co. vom 22. September 1897, 
B Nr. 74/97 I. 

Zum Geſetz zum Schutze der Waarenbezeid- 


nungen. | 
13. Das B. G. hat in Uebereinſtimmung mit dem Gericht 


I. J. den Klageanſpruch für begründet erachtet, weil es, in 


Anwendung des § 20 des Geſetzes zum Schutze der Waaren- 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894, zu der Ueberzeugung gelangt 
iſt, daß die Gefahr der Verwechſelung des für die Bekl. ein⸗ 
getragenen Waarenzeichens mit dem früher eingetragenen 
Waarenzeichen der Kl. beſtehe. Es könnte zweifelhaft erſcheinen, 
ob nicht, da das Waarenzeichen der Kl. unter der Herrſchaft 
des älteren Markenſchutzgeſetzes vom 30. November 1874 ein- 
getragen worden iſt, Angeſichts des §S 24 des neuen Waaren⸗ 
zeichengeſetzes Umfang und Wirkung des durch die Eintragung 
für dieſes Zeichen begründeten Schutzrechts, ſoweit eine Nach— 
ahmung deſſelben mit Abweichungen in Frage kommt, auch jetzt 
noch nach dem 8 18 des älteren Markenſchutzgeſetzes zu 
beurtheilen wäre. Einer Entſcheidung dieſer Frage bedarf es 
jedoch nicht, weil trotz der Verſchiedenheit in der Wortfaſſung 
der beiden geſetzlichen Vorſchriften (§ 18 des Geſetzes vom 
30. November 1874 und §. 20 des Geſetzes vom 12. Mai 1894) 
eine ſachliche Verſchiedenheit hinſichtlich ihrer Anwendung auf 
den vorliegenden Fall nicht beſteht, deun die Rechtſprechung der 
höchſten Gerichte hat auch den § 18 des Geſetzes vom 
30. November 1874 (Wiedergabe eines Zeichens mit Abänderungen, 
welche nur durch Anwendung beſonderer Aufmerkſamkeit wahr- 
genommen werden können) immer in dem Sinne ausgelegt, daß 
die Gefahr einer Verwechſelung im Verkehr (§ 20 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1894) für ausſchlaggebend erachtet worden iſt. 
In der Sache ſelbſt muß der Reviſion der Erfolg verſagt 
werden. Das B. G. führt zur Begründung ſeiner Ueberzeugung, 
daß die Gefahr der Verwechſelung beider Zeichen im Verkehr 
vorhanden ſei, aus, daß in beiden Zeichen der Schlüſſel die 
Hauptſache bilde, der gegenüber die haltende Hand im Zeichen 
der Bekl. vollſtändig als Nebenſache erſcheine. Das B. G. 
erachtet auch die Vernehmung von Sachverſtändigen über das 
Vorhandenſein der Verwechſelungsgefahr nicht für erforderlich, 
weil es ſelbſt zur Entſcheidung über die Frage der Aehnlichkeit 
berufen ſei und bei der vorgenommenen eigenen Prüfung die 
Ueberzeugung von dem Beſtehen der Gefahr gewonnen habe. 
Soweit dieſe Entſcheidung auf dem Ergebniß der thatſächlichen 
Vergleichung beider Waarenzeichen beruht, iſt ſie der Anfechtung 
durch die Reviſion entzogen. Der Vorwurf des Rkl., daß das 
Beſtehen einer Verwechſelungsgefahr ungenügend begründet ſei, 
{ft grundlos, denn das B. G. bringt, indem es den Schlüſſel 
als die Hauptſache bezeichnet, zum Ausdruck, daß der Schlüſſel, 
welcher in dem Waarenzeichen der Kl. allein, ohne jedes Bei⸗ 
werk, vorkommt, auch die in dem Waarenzeichen der Bekl. der- 
maßen hervortretende bildliche Darſtellung ſei, daß in dem Be⸗ 
ſchauer dieſes letzteren Zeichens trotz der vorhandenen Abweichungen 
der irrige Glaube erweckt werden könne, das Zeichen der Kl. 
vor ſich zu haben. Damit tft das Beſtehen der Verwechſelungs⸗ 
gefahr in völlig ausreichender Weiſe begründet. Daß das B. G. 


ſich die für ſeine Ueberzeugung erforderliche Sachkunde ſelbſt 
beigemeſſen und deshalb von der Vernehmung der von der Bekl. 
vorgeſchlagenen Sachverſtändigen Abſtand genommen hat, iſt bei 
der freien Stellung, welche die C. P. O. dem Prozeßgericht 
gegenüber dem Sachverſtändigenbeweiſe einräumt, nicht zu be- 
anſtanden. I. C. S. i. S. Gayen c. Peters vom 26. Juni 1897, 
Nr. 77/97 J. 

III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

14. Daß es der Schriftform bedurfte, um einen Vertrag 
des Inhalts, wie er in dem Schriftſtücke vom 15. September 
1894 niedergelegt iſt, gültig zu Stande zu bringen, unterliegt 
keinem Bedenken und iſt auch vom B. R. nicht verkannt worden. 
Es handelt ſich um einen Vertrag über Ausziegelung eines 
Grundſtücks, durch den letzteres auf eine Reihe von Jahren der 
Bekl. zu dieſem Zweck und gegen eine den Betrag von 150 Mark 
bei Weitem überſteigende Entſchädigung überlaſſen werden ſollte; 
die Höhe der Entſchädigung iſt nicht nach dem Umfange der 
Ausbeute, ſondern nach der Größe des Grundſtücks bemeſſen. 
Derartige Verträge ſind nach der Judikatur des R. G. (vergl. 
Entſch. in Civilſachen Bd. 27 S. 279 und Bd. 6 S. 4) als 
Pachtverträge zu betrachten, bilden aber, auch wenn ſie mit 
Kaufleuten geſchloſſen werden, kein Handelsgeſchäft (Art. 275 
des H. G. B. und Staub, Kommentar, 5. Aufl., § 8 zu 
Art. 271, § 5 zu Art. 275). Sie bedürfen daher zu ihrer 
Gültigkeit nach den Vorſchriften des A. L. R. (§§ 131 ff., 
Tit. 5 Thl. J) der ſchriftlichen Form. Daß dieſe nicht gewahrt 
iſt, wenn der Vertrag nur von der einen Seite unterſchrieben 
wurde, auch dann nicht, wenn er mit dieſer Unterſchrift dem 
anderen Theil übergeben und von ihm angenommen worden iſt, 
hat der B. R. zutreffend erwogen (§ 116 a. a. O. und Cccius, 
Preußiſches Privatrecht, Bd. 1 § 79 unter Nr. 1). Er erachtet 
aber die Bekl. aus einem doppelten Grunde nicht für befugt, 
den Mangel ihrer eigenen Unterſchrift geltend zu machen; 
erſtens deshalb, weil ſie in ihrem Schreiben vom 6. Februar 
1895 das Beſtehen des Vertrages ſelbſt anerkannt habe, zweitens 
deshalb, weil ſie die Erfüllung des Vertrages vom Kl. verlangt 
und angenommen, auch theilweiſe das Grundſtück ſchon aus» 
geziegelt habe und daher jetzt, ohne ſich der replicatio doli 
auszuſetzen, mit jenem Einwande ebenſo wenig gehört werden 
könne, wie ihn der Kl. nicht erheben dürfte, wenn ſie ſelbſt aus 
dem formloſen Vertrage Klage erhoben hätte. Beide Er- 
wägungen ſind, wie die Reviſion zutreffend geltend macht, 
rechtsirrthümlich. In dem Schreiben vom 6. Februar 1895 
erklärt die Bekl. dem Kl., daß der zu dem Grundſtück führende 
Weg — der ſogenannte Moddeich — kein öffentlicher Weg ſei, 
und daß ſie daher von dem ihr für dieſen Fall eingeräumten 
Rücktrittsrechte Gebrauch mache. Wenn der B. R. hierin ein 
Bekenntniß zu dem ſchriftlichen Vertrage im Sinne des § 185 
Tit. 5 Thl. I des A. L. R. finden will, ſo verkennt er, daß zu 
jedem Anerkenntniß der animus agnoscendi, das heißt der 
Wille gehört, an den Vertrag gebunden zu ſein, und die Abſicht, 
dieſem Willen Ausdruck zu geben. Daß die Bekl. dieſen Willen 
und dieſe Abſicht gehabt habe, hat der B. R. nicht feſtgeſtellt. 
Er hat vielmehr richtig erwogen, daß die Bekl. das Schreiben 
an den Kl. geſandt habe, „um fi von dem Vertrage los- 
zuſagen“. Es bleibt daher für die Annahme eines Anerkennt⸗ 
niſſes nur dies übrig, daß die Bekl. als Grund für ihren 
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Rücktritt nicht den Mangel der Schriftform, ſondern den 
Umſtand geltend gemacht hat, daß der Moddeich kein öffentlicher 
Weg ſei. Dies aber reicht nicht aus, um ein Anerkenntniß im 
Sinne des § 185 cit. anzunehmen. Denn die Ausübung 
eines vertragsmäßig eingeräumten Rechts kann nur dann als 
Anerkenntniß des Vertrages betrachtet werden, wenn ſie zugleich 
den Schluß zuläßt, daß die Partei an den Vertrag gebunden ſein 
wolle; hier aber hat die Bekl. gerade zu erkennen gegeben, daß 
dies nicht ihre Abſicht ſei. Ebenſo unzutreffend iſt der zweite 
Grund des B. R. Er will die Bekl., weil ſie Erfüllung des 
Vertrages vom Kl. beanſprucht und gleichzeitig die eigene 
(vertragsmäßige) Leiſtung angeboten habe, ebenſo beurtheilen, 
wie wenn ſie ſelbſt Klage aus dem formloſen Vertrage auf 
deſſen Erfüllung erhoben hätte, indem er ausführt: „Wenn der 
Anſpruch auf Duldung der Ausziegelung auch ohne Klage 
erhoben iſt, ſo kommt hierauf nichts an, denn auch wenn ſie 
geklagt hätte, würde der jetzige Kl. W. nicht in der Lage 
geweſen ſein, die Erfüllung des Vertrages mit dem Hinweiſe 
darauf zu verweigern, daß die beklagte Aktiengeſellſchaft den 
Vertrag nicht unterſchrieben habe — vergl. Präjudiz des Ober⸗ 
tribunals Nr. 292 Bd. I S. 9 der Präjudizienſammlung. Wenn 
nunmehr die Bekl. gegenüber dem Anſpruche des Kl. auf Zahlung 
den Mangel ihrer Unterſchrift unter dem Vertrage vorſchützt, ſo 
ſteht dieſem Einwande eine replicatio doli des Kl. entgegen.“ 
Dieſe Ausführung geht fehlt. Daraus, daß der Kl., wenn die 
Bekl. auf Erfüllung Klage erhoben hätte, aus dem Mangel 
ihrer Unterſchrift keinen Einwand herleiten dürfte, folgt keines- 
wegs, daß die Bekl. dolos handele, wenn ſie den Mangel ihrer 
Unterſchrift im gegenwärtigen Rechtsſtreit geltend macht. Denn 
die beiden Fälle liegen nicht gleich. In dem vom B. R. ge⸗ 
dachten Falle hätte der Kl., der dann als Bekl. zu denken 
wäre, den Mangel der Unterſchrift des Gegenkontrahenten 
deshalb nicht rügen dürfen, weil er den von ihm vollzogenen 
Kontrakt dem Gegenkontrahenten zu dem Zweck, damit er auch 
von ihm vollzogen werde, hingegeben hat, der Gegenkontrahent 
alſo jederzeit befugt war, ſeine Unterſchrift beizufügen. Der 
jetzt vorliegende Fall liegt aber anders. Denn geklagt hat 
derjenige Kontrahent, der die Unterſchrift des anderen erſt 
erwartet, und beklagt iſt derjenige, der ſie nicht gegeben hat 
und auch nicht geben will. Es läßt ſich daher von dem einen 
auf den anderen Fall überhaupt kein Schluß ziehen, und die 
Reviſion macht mit Recht geltend, daß der Rücktritt von einem 
formloſen Vertrage, welcher der Schriftform bedurft hätte, eine 
im Geſetz gewährleiſtete Befugniß ſei, mit deren Ausübung 
kein dolus begangen werde. Mag dies auch in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht zutreffen, ſo iſt es doch für den vorliegenden 
Fall richtig. Denn hier liegt die Sache ſo, daß der Vertrag 
erſt theilweiſe erfüllt iſt (das Grundſtück ſoll, wie Kl. behauptet, 
zu ½, wie die Bekl. behauptet, zu ¼2 ausgeziegelt ſein) und 
daß nun die Bekl. auf volle vertragsmäßige Leiſtung in Anſpruch 
genommen wird. Dieſem Anſpruche gegenüber erhebt ſie den 
Einwand, daß die Schriftform nicht gewahrt ſei, und erbietet 
ſich zugleich, indem ſie erklärt, deshalb an den Vertrag nicht 
gebunden ſein zu wollen, dem Kl. für den entnommenen Lehm 
Erſatz zu leiſten. Hierin iſt ein doloſes Verhalten der Bekl. 
nicht zu finden. Aus dem Vorſtehenden ergiebt ſich, daß 
der prinzipale Einwand der Bekl. durchgreift. Der Kl. 


kann nicht die vertragsmäßige Gegenleiſtung verlangen, ſondern 
nur nach Maßgabe der §§ 156 ff. Tit. 5 Thl. I des 
A. L. R. Entſchädigung inſoweit, als die Bekl. thatſächlich 
die Ausziegelung vorgenommen hat. Daß die Vorſchrift in 
8 159 a. a. O. dem Rücktritt der Bekl. nicht entgegenſteht, 
hat bereits der B. R. zutreffend ausgeführt. V. C. S. i. S. 
A.⸗G. Weſeler Kunſtziegelei o. Wanders vom 7. Juli 1897, 
Nr. 37/97 V. 

15. Bei der Prüfung der Frage, ob die Verauſtaltung 
einer Lotterie durch den Kl. geſchehen ſei, geht das B. G. von 
dem zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkte aus, der in den 
Urtheilen des R. G., die das B. G. anführt, ſowohl von den 
Strafſenaten, wie auch den Civilſenaten ſtets feſtgehalten iſt, 
daß es nämlich darauf ankomme, ob der Kl. nicht etwa nur 
das Eigenthum an den Effekten auf die Mitglieder der Loos⸗ 
geſellſchaft habe übertragen, ſondern ihnen die Hoffnung auf 
den zukünftigen Erwerb eines von ihm zu gewährenden 
Vermögensobjektes für einen gewiſſen Preis in der Art habe 
verkaufen wollen, daß der Eintritt oder Nichteintritt des 
Erwerbes durch das Loos entſchieden werden ſolle. Das B. G. 
gelangt zu der Auffaſſung, daß der Kl. den Verkauf der Hoffnung 
auf zukünftigen von der Ziehung des Looſes abhängigen Erwerb 
vorgenommen habe. Dieſe Auffaſſung ſtützt es auf bedenken⸗ 
freie Auslegung der Konſortialantheilſcheine, der Nummernſcheine 
und der übrigen im Urtheile genannten Urkunden, ſo wie auf 
Würdigung hier vorliegender unſtreitiger thatſächlicher Verhältniſſe. 
Dabei verkennt das B. G. nicht, daß zum Begriffe des Lotterie⸗ 
ſpiels ferner erforderlich ſei, daß auch bei den Mitgliedern der 
Loosgeſellſchaft der Wille auf den Erwerb der Hoffnung von 
Gewinn gerichtet geweſen ſein müſſe. Denn einen ſolchen 
Willen der Letzteren ſieht es nicht nur ſtillſchweigend als ſelbſt⸗ 
verſtändlich an, ſondern es hebt auch ausdrücklich hervor, daß 
es ſich bei den Mitgliedern der Loosgeſellſchaft hier um ſogenannte 
kleine Leute handle, denen vor Allem nur der vom Kl. ſo 
beſonders hervorgehobene Gewinn und das ganze Riſiko den 
Antrieb zum Beitritt gegeben habe. IV. C. S. i. S. 
Hillenbrandt & Co. c. Fiskus vom 16. September 1897, 
Nr. 11/97 IV. 6 

IV. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zur Städteordnung vom 30. Mai 1853. 

16. Das B. G. verſteht unter Gemeindebeamten ſolche 
Perſonen, die von der Gemeindebehörde zur Mitwirkung bei 
den von ihr im Intereſſe des Gemeindewohles zu beſorgenden 
öffentlichen Angelegenheiten berufen werden. Dieſe Annahme 
geht von einer zutreffenden Beſtimmung des Begriffs der 
Gemeindebeamten aus (vergl. die 88 4, 56 der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853, Urtheile des R. G. in Juriſtiſcher Wochen⸗ 
ſchrift von 1896 S. 19, von 1897 S. 358). Das B. G. 
nimmt dann an, daß dieſe Begriffserforderniſſe bei dem Kl. im 
Verhältniß zur Bekl. vorliegen. Es wird zunächſt dargelegt, 
daß die Gasanſtalt und die Waſſerwerke der Bekl., bei denen 
der Kl. als Buchhalter und Rendant ꝛc. thätig geweſen tft, ihrem 
weſentlichen Zweck nach nicht auf induſtriellen Erwerb, ſondern 
auf Schutz der Perſonen und des Eigenthums der Stadtbewohner 
gerichtet, ſomit als öffentliche Gemeindeanſtalten im Sinne des 
§ 4 der Städteordnung anzuſehen ſeien. In dieſer weſentlich 
thatſächlichen Annahme iſt die von der Reviſion gerügte Ver⸗ 
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kennung des Begriffs der öffentlichen Gemeindeanſtalten nicht 
erkennbar. Vergl. die Urtheile des R. G. vom 19. April 1894 
i. S. Tourneau w. Berlin, vom 5. Oktober 1896 i. S. Oeſten 
w. Berlin und vom 17. Mai 1897 i. S. Becker w. Berlin 
Guriſtiſche Wochenſchrift von 1897 S. 357). IV. C. S. 
i. S. Stadt Elbing c. Nücklaus vom 16. mann 1897, 
Nr. 13/97 IV. | 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. 

17. Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt von der 
Beantwortung der Frage ab, ob die Verpflichtung der Staats- 
kaſſe zur Gewährung der dem Vater und Vorbeſitzer des Kl. 
für das Gut Popiollen gezahlten Grundſteuerentſchädigung nicht 
nur in Anſehung der Höhe, ſondern auch dem Grunde nach 
auf dem Vertrage vom 22. Dezember 1815 beruhte, wovon der 
I. R. ausgeht, oder ob, wie der B. R. annimmt, die Ver⸗ 
pflichtung dem Grunde nach allein aus dem Grundſteuer— 
entſchädigungsgeſetze, in Verbindung mit § 5 des Grundfteuer- 
geſetzes herzuleiten iſt? Nur in letzterem Falle iſt die Rück⸗ 
erſtattungspflicht begründet, da nach der Beſtimmung im § 18 
des Geſetzes vom 14. Juli 1893 nur die auf Grund der — hier 
allein in Betracht kommenden — (§§ 1 bis 4 des Grund- 
ſteuerentſchädigungsgeſetzes) geleiſteten Entſchädigungen zurüd- 
zuerſtatten ſind, alſo nicht Grundſteuerentſchädigungen, welche 
damals in Erfüllung einer anderweiten Verpflichtung gewährt 
worden find. Das Grundſteuergeſetz vom 21. Mai 1861 ent- 
hält zunächſt in den §§ 1 bis 3 allgemeine Beſtimmungen, 
bezeichnet im § 4 die Grundſtücke, welche von der Grundſteuer 
frei bleiben ſollen und beſtimmt dann im § 5: Alle übrigen 
bisher von der Grundſteuer befreiten oder hinſichtlich derſelben 
bevorzugten Grundſtücke ſind vom 1. Januar 1865 ab mit dem 
nach Ausführung der Vorſchrift im § 3 ſich ergebenden Prozent— 
ſatze, dem für ſie ermittelten Reinertrage entſprechend, zur 
Grundſteuer heranzuziehen. Die Gewährung einer Entſchädigung 
für die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen und Bevor— 
zugungen erfolgt nach Maßgabe des dieſerhalb erlaſſenen Geſetzes 
vom heutigen Tage. Im Anſchluß hieran beſtimmt das Grund⸗ 
ſteuerentſchädigungsgeſetz zunächſt im § 1: Für die im § 5 des 
Geſetzes vom heutigen Tage, betreffend die anderweite Regelung 
der Grundſteuer, angeordnete Heranziehung befreiter oder bevor- 
zugter Grundſtücke zur Grundſteuer wird in dem durch die §§ 2 
bis 4 des gegenwärtigen Geſetzes beſtimmten Umfange eine 
Entſchädigung aus der Staatskaſſe gewährt. Der Umfang der 
Entſchädigung wird ſodann in den 88 2 und 4 verſchieden 
bemeſſen, je nachdem die Befreiung oder Bevorzugung auf einem 
Titel des Privatrechts beruht oder nicht. Für den letzteren Fall 
wird im § 4 der dreizehneindrittelfache Betrag, für den erſteren 
Fall im § 2 der zwanzigfache Betrag der Grundſteuer oder der 
gegen früher mehr zu zahlenden Grundſteuer als Entſchädigung 
feſtgeſetzt. Es beſtimmt ferner der Schlußſatz des § 2: Sind 
jedoch in dem Vertrage oder Privilegium in dieſer Beziehung 
anderweite Beſtimmungen getroffen, ſo behält es bei dieſen ſein 
Bewenden. Im Gegenſatze zum I. R., der in dem Schlußſatze 
des § 2 des Grundſteuerentſchädigungsgeſetze einen Anhalt 
dafür findet, daß der Geſetzgeber etwaige vertragsmäßige An⸗ 
ſprüche auf Grundſteuerentſchädigung auch dem Grunde nach 
habe unberührt laſſen wollen, iſt der B. R. der Meinung, daß 
die Faſſung des $ 5 des Grundſteuergeſetzes und des § 1 des 


Grundſteuerentſchädigungsgeſetzes keinen Zweifel darüber zulaſſen, 
daß nach dem Willen des Geſetzgebers für die Entſchädigungs⸗ 
pflicht des Staats gegenüber den Beſitzern damals noch ſteuer⸗ 
freier Grundſtücke lediglich die Normen des Geſetzes, unter 
Ausſchluß etwaiger abweichender Vertragsbeſtimmungen maß⸗ 
gebend fein ſollten. Hiervon habe das Grundſteuerentſchädigungs⸗ 
geſetz ſelbſt eine Ausnahme nur inſofern gemacht als deſſen § 2, 
der die Entſchädigung für die Aufhebung der auf einem Privat- 
rechtstitel beruhenden Grundſteuerbefreiungen oder Bevorzugungen 
behandle, die Beſtimmungen, welche darin hinſichtlich der Höhe 
der zu gewährenden Entſchädigung getroffen, in Wirkſamkeit 
belaſſen habe. Auch in einem ſolchen Falle ſei die Entſchädigung 
dem Rechtsgrunde nach, ſelbſt wenn ſie die geſetzlich normirte 
überſteige, ihrem vollen Umfange nach eine geſetzliche, da der 
Vertrag oder das Privileg eben nur kraft Geſetzes in einem 
einzelnen Punkte ſeine Geltung behalten habe. — Vom R. G. 
gebilligt. IV. C. S. i. S. Warkentin c. Fiskus vom 1. Juli 
1897, Nr. 4/97 IV. 

18. Den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildet die Rück⸗ 
erftattung einer auf Grund des § 5 des Grundſteuergeſetzes 
vom 21. Mai 1861 und nach Maßgabe der §§ 1, 2 und 3 
des Grundſteuerentſchädigungsgeſetzes von demſelben Tage aus 
der Staatskaſſe gewährten Grundſteuerentſchädigung, nachdem 
durch das Geſetz vom 14. Juli 1893 die Grundſteuer, für 
deren Auferlegung ſeiner Zeit die Entſchädigung gewährt wurde, 
wieder außer Hebung geſetzt iſt. Die im § 18 des letzteren 
Geſetzes im allgemeinen ausgeſprochene Rückerſtattungspflicht, 
die nach §S 25 Abſ. 1 auf den Grundſtücken, wofür die Ent- 
ſchädigung geleiſtet worden iſt, als eine öffentliche, auf jeden 
Beſitzer übergehende Laſt ruht, iſt im $ 19 Abſ. 1 und 5 wie 
folgt beſchränkt: „Die Ruͤckerſtattung (§ 18) bleibt aus⸗ 
geſchloſſen bezüglich derjenigen Güter und Grundſtücke, welche 
nach erfolgter Entſchädigung durch laäſtiges lentgelt lich es) 
Rechtsgeſchäft veräußert worden find. Bezuͤglich derjenigen 
Güter und Grundſtücke, deren Eigenthum nach erfolgter Ent⸗ 
ſchädigung durch Schenkung, Vermächtniß, in Folge von Erb— 


theilungen oder Gutsüberlaſſungsverträgen übergegangen iſt, 


bleibt die Rückerſtattung des Entſchädigungskapitals zu dem⸗ 
jenigen Bruchtheile ausgeſchloſſen, zu welchem der zeitige Eigen⸗ 
thümer weder unmittelbar noch mittelbar Erbe des Entſchädigten 
geworden iſt.“ Der beklagte Fiskus iſt der Meinung, daß die 
Anwendung des § 19 auf den vorliegenden Fall aus zwei 
Gründen ausgeſchloſſen und demgemäß Kl. zur Rückerſtattung 
der vollen Entſchädigung verpflichtet ſei, einmal, weil Kl. ſelbſt 
der Entſchädigungsberechtigte geweſen und als ſolcher auch die 
Entſchädigung gewährt erhalten habe, ſo daß von einer durch 
den Vertrag vom 6. September 1867 als „nach erfolgter Ent⸗ 
ſchädigung“ geſchehenen Veräußerung nicht die Rede ſein könne, 
und ſodann, weil dem Kl. das ganze Gut als ſein Erbtheil 
am elterlichen Nachlaſſe zugefallen ſei. Der B. R. erachtet 
beide Gründe nicht für durchgreifend. Vom R. G. gebilligt. 
IV. C. S. i. S. Fiskus c. Bölcke vom 14. Juni 1897, 
Nr. 442/96 IV. | M. 
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III. Monographien und Abhandlungen. Kommentare zu 
einzelnen Geſetzen. 


1. Allgemeines. 


3. Der unmoraliſche Vertrag insb. nach gemeinem Recht, 
von Ph. Lotmar, Prof. in Bern. — Leipzig 1896. 
Duncker u. Humblot. Pr. M. 4,40. 


Der Verf. wendet ſich in den einleitenden Bemerkungen 
(S. 1—6) zu feiner in der Hauptſache auf dem Boden des 
römiſchen Rechts geführten Unterſuchung mit gutem Grunde 
gegen die Meinung, daß Recht und Sittlichkeit auch durch den 
Inhalt ihrer Vorſchriften unterſchieden und demnach völlig ge⸗ 
trennte Ordnungen für „der Menſchen Thun und Laſſen“ ſeien, 
ohne indeß zu einer hinreichend klaren Beſtimmung ihres Ver⸗ 
hältniſſes zu gelangen, die ſeinen Ergebniſſen eine tiefere Be⸗ 
gründung, aber auch eine ſchärfere Begrenzung gegeben hätte. 
Wir ſtehen nicht an, für jede Rechtsvorſchrift, auch die ſcheinbar 
äußerlichſte Zweckbeſtimmung, eine ſittliche Grundlage in dem 


Sinne in Anſpruch zu nehmen, als ſie jedenfalls darauf aus⸗ 


geht, in der natürlichen Ungleichheit der Menſchen nach den 
gegebenen geſchichtlichen Bedingungen eine gleiche und gerechte 
Behandlung der Einzelnen und die Förderung des Gemeinwohls 
durchzuführen. Liegt hiernach alles Recht innerhalb des Umfangs 
der Sittlichkeit, ſo kann es dieſen gleichwohl niemals erſchöpfen, 
da die Ausgleichung der natürlichen Unterſchiede zu völliger 
Gleichheit des Rechtsinhalts weder möglich noch auch mit der 
auf die freieſte Selbſtthätigkeit jeder Kraft angewieſenen Ge⸗ 
ſittung verträglich wäre. Das Recht muß ſich vielmehr an der⸗ 
jenigen Einſchränkung dieſer Selbſtthätigkeit nach dem Maße 
der gegebenen Kraft und Mittel genügen laſſen, die nach dem 
jeweiligen Maße der Einſicht und der Stärke des ſittlichen Ge⸗ 
fühls eines Volkes als zum beſten Beſtande der Geſammtheit 
ſchlechthin nothwendig iſt (opinio necessitatis) und darum 
erzwingbar ſein muß. Dies haben die Römer treffend aus⸗ 
gedrückt: non omne quod licet honestum est — die Rechts⸗ 
ordnung muß manche Ausübung der Eigenmacht freilaſſen, die 
darum nicht als ſittlich gelten kann. — Wäre nun die roma⸗ 
niſtiſche Darſtellung richtig, daß die bindende Kraft des Vertrags 
aus der freien Willensübereinſtimmung der Vertragſchließenden 
entſpringt, ſo wäre es nicht verſtändlich, wie die Rechtsordnung 


in dieſe Bethätigung einer beiderſeitigen Freiheit aus ſittlichen 


Gründen einzugreifen veranlaßt wäre. Jene Vorausſetzung wird 
aber ſchlagend widerlegt durch die Anerkennung des Grundſatzes, 
daß Verträgen, die contra bonos mores verſtoßen, die Rechts⸗ 
wirkung zu verſagen iſt, nur daß die römiſchen Juriſten ſich an 
dieſer wie an vielen anderen Stellen ſich des Zwieſpalts zwiſchen 
ihrem geſunden Gefühl und ihrer falſchen Abſtraction nicht be⸗ 
wußt geworden ſind und dadurch ihren mit Vorliebe an der 
letzteren haftenden Nachfolgern nicht geringe Verlegenheit bereiten. 
Wenn aber jeder Vertrag als der reale Ausdruck des Macht⸗ 
verhältniſſes erkannt wird, in welchem die Vertragſchließenden 
ſich gegenſeitig ihren Zwecken dienſtbar zu machen im Stande 
ſind, und die „Freiheit“ des einen Theils mehr oder minder 
nur ſeine Unterwerfung unter die Macht des anderen bedeutet, 


fo muß die Ausbeutung dieſer Macht ebenſo als unſittlich 
empfunden werden wie die einer leiblichen Gewalt, und es muß 
eine Grenze haben, bei welcher ſie nach dieſer Anſchauung mit 
dem geſunden Beſtande der Geſammtheit unverträglich erſcheint. 
Dieſe Grenze iſt dann aber ſelbſtverſtändlich ebenſo wenig eine 
feſte, wie irgend eine andere Rechtsbeſtimmung, und was den 
Römern nach ihrem ſittlichen Gefühl ausreichend ſchien, muß 
deshalb nicht dem unfrigen genügen. Die Beſtimmung des 
§ 138 Abſ. 2 B. G. B. iſt alſo nicht ſchon deshalb bedenklich, 
weil ſie weit über das römiſche Recht hinausgeht, vielmehr iſt 
fie eine durchaus folgerichtige Verallgemeinerung des Wucher⸗ 
geſetzes, und ihre Anwendung auf den Dienſtvertrag liegt recht 
eigentlich nur im Zuge der heutigen deutſchen Rechtsanſchauung. 
— Uebrigens hat der Verf. aus ſorgfältiger und durchdachter 
Vergleichung der römiſchen Caſuiſtik allgemeine Sätze für die 
Umgrenzung der Ungültigkeit von Verträgen wegen Unſtttlich⸗ 
keit gewonnen, die eine wirkliche Bereicherung der poſitiven 
Rechtslehre, insbeſondere auch gegen Windſcheid, und wohl 
geeignet ſind, die Rechtsanwendung vor zielloſer Ausdehnung 
des § 138 Abſ. 1 B. G. B. zu bewahren. Hiernach ver⸗ 
ſtößt ein Vertrag gegen die guten Sitten, 1. wenn er 
eine Handlung, Duldung oder Unterlaſſung vereinbart, die 
unmoraliſch iſt (S. 68); 2. wenn er zum Gegenſtand einer 
Vereinbarung macht eine an ſich nicht unmoraliſche Handlung, 
Duldung oder Unterlaſſung, deren Unterſtellung unter den 
Rechtszwang durch vertragliche Zuſicherung unmoraliſch iſt 
(S. 71 ff.); 3. wenn er eine auch an ſich nicht unmoraliſche 
Handlung der ſittlichen Anſchauung zuwider von einer Leiſtung an 
Geld oder Geldeswerth abhängig macht (S. 73). Mit Grund 
erklärt ſich der Verf. gegen die Annahme der Ungültigkeit eines 
an ſich nicht unſittlichen Vertrages z. B. eines Darlehns lediglich 
wegen des unſittlichen Zweckes, zu welchem der Entleiher das 
Geld verwenden will, da der Darleiher, auch wenn er dieſen 
Zweck kennt, nicht den Beruf hat den andern Theil an einer 
unſittlichen Handlung zu verhindern. Indeß wird es doch 


anders zu beurtheilen fein, wenn die übereinſtimmende Ab- 


ſicht beider Theile den Vertrag zum Mittel eines unſittlichen 
Zwecks macht. — Die Schrift kann hiernach nur beſtens 
empfohlen werden. | 


4. Theilung, Darlehen, Auflage und Umſatzvertrag. 
Unterſuchungen aus dem Privatrecht von Dr. H. Lamm⸗ 
fromm, Rechtsanw. Leipzig 1897. Duncker u. Humblot. 
Pr. M. 6,40. | 


Von der Unterfuhung des Weſens der Gemeinheitstheilung 
ausgehend, wurde der Verf. zu der Frage nach der Stellung 
des Theilungsvertrages im Syſtem geführt; zur Löſung dieſer 
Frage „war eine Unterſuchung über den Begriff des entgeltlichen 
Vertrages und ſpeziell des Umſatzvertrags erforderlich; dadurch 
wurde die Frage nach der causa der Realkontrakte, ſpeziell des 
Darlehens aufgerollt“ die wieder auf die „neuerdings mit dem 
Realkontrakte in Verbindung gebrachte Auflage“ führte. So 
iſt die auf den erſten Blick überraſchende Zuſammenſtellung des 
Titels durch den inneren Zuſammenhang der Sache bedingt. 
Aber grade die Gründlichkeit, Vollſtändigkeit und Umſicht, mit 
welcher der Verf. die römiſchen Quellen und die romaniſtiſche 
Literatur verarbeitet, legt erſt recht die Frage nahe, wie man 


| 
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heute daran denken kann, Gegenſtände von fo tief greifender 
wirthſchaftlicher Bedeutung auf dem engen Boden des römtjchen 
Rechts und ſeiner poſitiven Wiſſenſchaft zu behandeln, zumal 
nachdem kein praktiſcher Zweck mehr zu dieſer Abſchließung be⸗ 
ſtimmen kann. 


5. Das Recht der Wirthſchaft. Kritiſch, ſyſtematiſch und 
codifieirt. Sozialwirthſchaftliche Rechtsunterſuchungen von 
F. A. Schroeder. Leipzig 1896. F. Fleiſcher. 

Als nothwendigſte Vorausſetzung „ſozialwirthſchaftlicher (!) 
Rechtsunterſuchungen“ darf billig eine volle Klarheit über die 
Grundbegriſſe von Recht und Wirthſchaft erwartet werden. In 
erſterer Hinſicht wird der Juriſt an dem erſten Satze genug 


haben. „Um das natürliche Recht ... jenes göttliche Recht 


der alten Welt, welches im Rechtgefühl der Menſchen ſeinen 
Wegweiſer findet ... jenes erſte Recht, welches in der Wahrheit 
mit jeder Faſer ſeines Seins wurzelt, welches ewig iſt wie die 
Wahrheit“ u. ſ. w. u. ſ. w. Den Mangel eines klaren Begriffs 
von Werth und Kapital, der ſeit der Rodbertus'ſchen Darlegung 
ihrer Zwieſchlächtigkeit als rein wirthſchaftliche und als geſellſchaft⸗ 
liche Machtbegriffe die Angel zu der Unterſuchung über das 
„Recht der Wirthſchaft“ iſt, theilt der Verf. freilich mit faſt 
allen Kathederſozialiſten und Kathedernichtſozialiſten und mag 
er ſich in dieſer Geſellſchaft wohl fühlen. Aber das erhebende 
Bewußtſein, es keinem Theil recht zu machen, genügt ſchwerlich 
zu dem Berufe, die „ſoziale Frage“ in 161 Paragraphen zu löſen, 
und die Quinteſſenz dieſer Löſung in dem chineſiſchen Motto 
„alle ſollen das Nöthige und einige das Angenehme haben“ 
wird der verwegenſte „Schlot⸗“ und Börſenjunker gern mit 
dem Vorbehalt annehmen, das Maß des Nöthigen für feine 
Mitmenſchen zu beſtimmen und ſich unter den einigen das 


„Angenehme“ anzueignen. Daß dies nur einige haben können, 


wäre beſtenfalls eine traurige Einſicht; daß es nur einige haben 


| jollen, iſt als „ewiges“ Recht doch mehr als fragwürdig. 


2. Sachenrecht. 


6. Beſitzen heißt geſichert ſein! Thema und Beweis von 


Dr. A. Heß, Rechtsanw. Hamburg 1895. O. Meißner. 

Pr. 6 M. | | 

Die Entdeckung, die der Titel der Schrift mit Ausrufungs⸗ 
zeichen verkündet, wird S. 106 genauer dahin zuſammengefaßt: 


„Eine Sache beſitzen heißt geſichert ſein in der Möglichkeit, die 


Sache in jeder Beziehung zu genießen.“ Nach S. 3, 4 iſt aber 
dieſe Sicherheit „inhaltlich nichts Objectives, ſondern etwas 
rein Subjectives, nämlich ein Urtheil über ein Künftiges“, etwa 
über „das Geldſtück, das ich in der Hand habe und feſthalte“, 
aber „auch wenn ich es in der Weſtentaſche habe“, aber „auch 
dann, wenn ich es in meinen Geldſchrank eingeſchloſſen habe“. 
In allen dieſen Fällen ſtützt fi das Urtheil auf „objective 
Erfahrungsthatſachen“ (S. 9), nach welchen ich das Geldſtück 
jederzeit zum „Genuß“ aus der Weſtentaſche oder dem Geld- 
ſchrank herausholen kann. Gleichwohl bleibt das Urtheil dem 
Geſchick alles „Subjeetiven“, dem Irrthum ausgeſetzt, und wer 
mit der felſenfeſten „Sicherheit“, ein Geldſtück in der Weſten⸗ 
taſche zu haben, eine Sache kaufen will, iſt der Enttäuſchung 
ausgeſetzt, auf eine unerklärliche Weiſe die Taſche leer zu finden, 
und wenn er ſchleunigſt den Rückzug nach ſeinem Geldſchrank 


antritt, die noch unangenehmere Entdeckung zu machen, daß ihm 
ein Unbefugter mit oder ohne Schlüſſel zuvorgekommen iſt. 
Der Verf. verſchließt ſich dann auch der Nothwendigkeit nicht, 
daß das ſubjective Urtheil irgend welcher objectiven Ergänzung 
bedarf. Er macht dieſen Uebergang (S. 10), indem er an⸗ 
ſcheinend denſelben Satz in der Faſſung wiederholt: „Beſitz iſt 
vorhanden heißt ſomit inhaltlich nichts anderes, als daß 
ein gewiſſes Urtheil vorhanden“ und macht damit den Sprung: 
„Es wäre jedoch nichts verkehrter, als hieraus folgern zu wollen, 
ergo ſei der Beſitz etwas Subjectives, etwas Urtheilartiges“. 
Vielmehr bezeichnet formell, d. h. ſeinem Ausdrucke nach, 
Beſitz nichts Subjectives, ſondern etwas Objectives, 
nämlich das Object, das objective Korrelat des Beſtitzbegriffes, 
oder richtiger: „das objective Subſtrat, den ſubſter⸗ 
nirten Grund dieſes Urtheils“, den „objektiven Niederſchlag“ des 
„Denkens im Beſitzbegriff“. Dieſe Mittheilungen genügen, um 
den Verf. rettungslos einer öden Scholaſtik verfallen zu zeigen, 
wie jeder, der es unternimmt, die auf geſchichtlichen Zufälligkeiten 
und Willkürlichkeiten aufgebaute römiſche Beſitzlehre auf einen 
folgerichtig durchzuführenden Grundgedanken zu bringen, weil 
einmal das römiſche Recht mit Haut und Haar ratio scripta 
ſein ſoll. Im Einzelnen indeß enthält das Buch ſehr ver⸗ 
ſtändige und treffende Ausführungen, wie S. 97 die Kritik 
gewiſſer ſtrafrechtlicher Entſcheidungen des Reichsgerichts, bei 
denen allerdings jeder „inſtinctiv urtheilende Juriſt“ den Wider⸗ 
ſpruch mit einer richtigen Anwendung des Beſitzbegriffs „heraus⸗ 
fühlen“ muß. 


7. Derecho Immobiliario Espaßol. Exposiciön Funda- 
mental y Sistematica de la Ley Hypotecaria. (Spaniſches 
Immobiliarrecht. Grundlegende und ſyſtematiſche Dar⸗ 
ſtellung des Hypothekengeſetzes.) Von D. Bienvenido 
Oliver y Eſteller, Subdirektor im; Spaniſchen Juſtiz⸗ 
miniſterium, Mitglied der Kgl. Akademie der Geſchichte. 
Erſter Theil 3. bis 5. Heft. (S. 369 — 931 gr. 80). 
Madrid 1893/96. Rivadeneyra Nachf. | 
Der erſte (allgemeine) Theil des weit angelegten Werkes, 

deſſen erſte Lieferungen vor einigen Jahren an dieſer Stelle 


(J. W. 1893 S. 377) angezeigt wurden, liegt jetzt abgeſchloſſen 


vor. Nachdem das neunte und letzte Kapitel des erſten, den 
Begriff und die Bedeutung des Hypothekengeſetzes im Allgemeinen 
(conception general d. I. C. H.) behandelnden Titels noch 
einmal das Weſen (naturaleza) des Geſetzes zuſammen⸗ 
gefaßt und ſeine ſyſtematiſche Stellung innerhalb des bürger⸗ 
lichen Rechts beſtimmt hat, beſchäftigt ſich der umfänglichſte 
zweite Titel in 17 Kapiteln mit den Anordnungen zur Ein⸗ 
und Ausführung (planteamiento) des Geſetzes und den Re⸗ 
formen, die es ſeit ſeinem Erlaß (8. Februar 1861) erfahren 
hat. Der deutſche Juriſt, der die Muße hat und mit der 
ſpaniſchen Sprache einigermaßen bekannt iſt, wird ſich unſchwer 


in die feinſinnige und anregende Darſtellung hineinleſen, 


die das anſchauliche Bild einer ernſten und gewiſſenhaften 
Geſetzgebungsarbeit Schritt für Schritt entrollt. Der dritte 
Titel handelt in zwei Kapiteln von der Methode und dem Plane 
des Werkes. Mit der ihm eigenen Gründlichkeit und Sorgfalt 
legt der Verf. die verſchiedenen Methoden der Behandlung eines 
Geſetzesſtoffes, als ebenſoviel Stufen der Erkenntniß ihres 
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Gegenſtandes, und die Gründe dar, aus welchen er ſich 
für die eigentlich wiſſenſchaftliche Methode entſchieden hat, die 
er die analytiſch⸗ſynthetiſche oder konſtruktive nennt, weil fie 
über die vorgefundene Geſtalt der einzelnen nebeneinander 
ſtehenden Vorſchriften hinaus durch Analyſe ihrer Beſtandtheile 
und Verbindung des innerlich Zuſammengehörigen auf die 
Grundgedanken des Geſetzes und die ſachliche Wendung ſeines 
Stoffes zurückgeht und von hieraus die Darſtellung in klarem 
Gedankenzuſammenhange aufbaut. Er kommt hier (S. 856) 
noch einmal darauf zurück, daß die Vorſchriften des ſpaniſchen 
Hypothekengeſetzes von 1861 „die ziemlich getreue und genaue 
Widergabe, bis in ihre Widerſprüche, derjenigen Immobiliar⸗ 
geſetzgebung iſt“, die zur Zeit ſeiner Ausarbeitung in den 
meiſten deutſchen Staaten und beſonders in Preußen (vor 
der Reform von 1872) galt, obwohl es zumal in der weiteren 
Umarbeitung bedeutende, den ſpaniſchen Verhältniſſen angepaßte 
Verbeſſerungen erhielt. Im letzten Kapitel des Bandes hebt er 
die Bedeutung des Hypothekengeſetzes als eines neuen Zweiges 
des poſitiven Rechts hervor, der in Deutſchland als „Immo⸗ 
biliarrecht“ bezeichnet werden. Er trifft damit die Richtung 
der neueren deutſchen Wiſſenſchaft, die einerſeits der geſchicht⸗ 
lichen Entwickelung des deutſchen Rechts, andererſeits der durch 
wirthſchaftliche Forderungen beſtimmten neueren Geſetzgebung 
folgend, die römiſche Gleichſtellung des Grundeigenthumes mit 
dem Eigenthum an beweglichen Sachen durchbricht und wenn 


auch widerwillig vor die Aufgabe geſtellt iſt, zu einer der durch⸗ 


greifenden wirthſchaftlichen Verſchiedenheit der Gegenſtände ent⸗ 
ſprechenden Verſchiedenheit der Rechtsbegriffe zu gelangen. Möge 
es dem Verfaſſer beſchieden ſein, das Werk, deſſen wiſſenſchaft⸗ 
licher Grund ſo glücklich gelegt iſt, ungeſtört zur N 
zu bringen! 


8. 9. Ueber eigenthümliche Formen des. Miteigen- 
thums im deutſchen und franzöſiſchen Recht. Von 
R. Schröder. — Der Schutz des Eigenthums an 
beweglichen Sachen. Von S. Buhl. (Aus der Feſt⸗ 
gabe der Heidelberger Juriſtenfakultät ſ. u. 1.) 


Die Schröderſche Abhandlung führt zunächſt das „Mit⸗ 
eigenthum nach Werthbeträgen“, wie es aus der in den Art. 
1505 ff. des Code civil geordneten, als ameublissement 
(Entliegenſchaftung im Bad. Landr.) bezeichneten Geſtaltung des 
ehelichen Güterrechts ſich ergiebt, auf feine deutſchrechtliche 
Grundlage zurück, die ſich in Einträgen des Lübecker Stadt⸗ 
buches aus dem 13.— 15. Jahrhundert, aber auch in Weſt⸗ 
und Süddeutſchland wie in Oeſterreich wiederfindet, beſonders 
in der Geſtalt eines Miteigenthumes des Rentenkäufers an dem 
belaſteten Grundſtücke. Dieſes Miteigenthum nach Werth⸗ 
beträgen erkennt aber der Verf. (S. 121) nicht nur bei der 
offenen Handelsgeſellſchaft, ſondern auch, nur mit ſtärkerer Ge⸗ 
bundenheit, bei der eingetragenen Genoſſenſchaft und der Aktien⸗ 
geſellſchaft an, womit denn jeder Grund fällt, dieſen Geſell⸗ 
ſchaftsformen im Gegenſatz zur erſteren eine „juriſtiſche Per⸗ 
ſönlichkeit“ im Sinne einer Korporation beizulegen. — Auf 
den gleichen Begriff führt der Verf. das Stockwerkseigenthum 


zurück, „nur daß die Werththeile hier nicht in Geld ausgedrückt, 


ſondern in den einzelnen Gebäudetheilen verkörpert find“ 
(S. 131). — Endlich behandelt er noch kurz die „Trennung 


des Eigenthums an Gebäuden und ihrem Untergrunde“ in 


Verbindung mit dem Erbbaurecht des D. B. G. B. — Die 
Abhandlung von Buhl ſtellt ihren Gegenſtand vergleichend 
nach dem römiſchen und deutſchen Rechte, den neueren Geſetz⸗ 
büchern (wobei beſonders auf die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts zum Code civil eingegangen wird), endlich nach den 
Vorberathungen zum B. G. B. dar; auch hier „erſcheinen die 
großen Verdienſte der zweiten Kommiſſion in hellem Licht“. 


10. Das Hypothekenrecht des Bürgerl. Geſetzbuchs. 


Vortrag von Dr. H. Oberneck, Rechtsanw. (Veröffent- 
lichungen des Berl. Anw.⸗Ver. H. 6.) Berlin 1897. 
Siemenroth u. Troſchel. 47 S. gr. 8°. 
In kurzen und ſcharfen Zügen giebt der Verf. mit voller 
Beherrſchung des Stoffes einen klaren und erſchöpfenden Weber: 
blick über den vielgeſtaltigen Gegenſtand. Indem er die 


Sicherungshypothek (S. 7) voranſtellt, ihr S. 9 die Brief⸗ 


und Buch⸗ als „Normal“⸗Hypothek folgen läßt, die „nicht der 


Sicherung einer Forderung, ſondern dem mit einem Perſonalkredit 


verbundenen Grundkredite dient“, iſt der Schluß (S. 45) vor⸗ 
bereitet, daß „die acceſſoriſche Natur der Normalhypothek begrifflich 
abzulehnen iſt“ und dieſe (S. 46) „ſich begrifflich von der 
Grundſchuld faſt nur dem Namen nach unterſcheidet“ „nichts 
anderes als ein modificirte Grundſchuld iſt“. Daß bei der ſomit 
bis auf ein Kleines vollendeten „Mobiliſirung des Grund⸗ 


eigenthums“ — die man nur auch nicht mehr „Grundkredit“ 


ſondern mit Schröder (ſ. o. 8) „Miteigenthum nach Werth⸗ 
antheilen“ nennen ſollte, die Verdienſte der zweiten Kommiſſion 


auch „in hellem Lichte erſcheinen“, ſagt der Verf. wenigſtens 


nicht ausdrücklich. 


11. Die Preußiſchen Grundbuchgeſetze mit Anmerkungen. 
Handausgabe zum praktiſchen Gebrauch von C. Mathis, 
Landg.⸗Dir. 2. umg. Aufl. Berlin 1895. Fr. Vahlen. 
Pr. 5 M. geb. 6 M. Mit Nachtrag, 


12. Die preußiſchen Grundbuchgeſetze mit Berückſ. d. E. 
z. B. G. B. f. d. D. R. erläutert von Dr. H. Oberneck, 
Rechtsanw. 2. vollſt. umg. Aufl. m. ein. Anhange einſchl. 
Geſetze und Verordnungen. Berlin 1896. H. Bahr. 
Pr. 8 M. 


Beide Ausgaben verfolgen die gleichen praktiſchen Zwecke; 


auch die zweite ſoll „ein Hülfsbuch ſein, welches in handlicher 


Form einen Ueberblick über den geſammten einſchlägigen Rechts⸗ 
ſtoff und den heutigen Stand der Theorie und Praxis unter 
Hinweis auf die Quellen gewährt“; beide haben ſich im Gebrauch 
bewährt und ſind die Verfaſſer bemüht geweſen, in der neuen 
Auflage dieſe Brauchbarkeit zu erhalten und zu erhöhen. Die 
Oberneck'ſche Ausgabe iſt im Kommentar um die Hälfte (wo⸗ 
von ein Theil auf die Beſtimmungen des B. G. B. entfällt, 
die der Verf. nach dem Reichstagsentwurfe noch einſchalten 
konnte) in den Anlagen doppelt ſo ſtark; der Handlichkeit 
des Buches iſt dieſe Vermehrung, ſo werthvoll ſie im 
Einzelnen für den augenblicklichen Gebrauch ſein mag, um 
zu Gute gekommen. Kl. 
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Perſonal⸗Veränderungen. 
Ziulaſſungen. 
Rechtsanwalt Dr. Edmund Jaenicke beim Landgericht 
Bamberg; — Rechtsanwalt Dr. Emil Arthur Heim beim 


Landgericht Dresden; — Rechtspraktikanten Dr. Karl Blumen⸗ 


ftein, Franz Görigk, Dr. Ludolf Hellmann beim Land- 
gericht München I; — Rechtsanwalt Balthaſar Halenke 
beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt Friedrich 
Max Hänichen beim Oberlandesgericht Dresden; — 
Gerichtsaſſeſſor Hermann Flatten beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Saarbrücken; — Referendar Auguſt Block beim 
Landgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Rudolf Benſegger 
beim Amtsgericht Roſenheim; — Rechtsanwalt Hermann von 
Valta beim Amtsgericht Mindelheim; — Rechtsanwalt Joſef 
Hüfner beim Amtsgericht Brückenau; — Rechtspraktikant Franz 
Xaver Geis beim Landgericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt 
Adolf Straus beim Amtsgericht Bruchſal und beim Landgericht 
Karlsruhe; — Rechtspraktikant Adolf Miller beim Landgericht 
Traunſtein; — Rechtsanwalt Robert Schoen beim Amtsgericht 
Uffenheim: — Rechtsanwalt Hermann Mendelſohn beim 
Landgericht Gießen; — Rechtsanwalt Wilhelm Bornſtein 
beim Landgericht Glogau; — Rechtsanwalt Richard Müller 
beim Amtsgericht Rotthalmünſter; — Rechtsanwalt Wilhelm 
Zechmeiſter beim Amtsgericht Landau a. J.; — Rechtsanwalt 
Johann Strauß beim Amtsgericht Saarbrücken; — Rechts- 
anwalt Ernſt Johannes Gieſe beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Ludwig Ury beim 
Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Heinrich May beim 
Landgericht Karlsruhe; — Rechtspraktikant Michael Freuden⸗ 
berger beim Amtsgericht Karlſtadt; — Rechtsanwalt Theodor 


Doerfler beim Amtsgericht Ingolſtadt; — Rechtsanwalt 


Dr. Max Jeſelſohn beim Landgericht Mannheim; — Rechts⸗ 


anwalt Arthur Herold beim Amtsgericht Ranis; — Rechts⸗ 


anwalt Johann Strauß beim Landgericht Saarbrücken; — 
Rechtspraktikant Dr. Richard Nicklas beim Landgericht Kempten; 
— Rechtsanwalt Hermann Haack beim Amtsgericht Schlochau; 
— Rechtsanwalt Oskar Motzel beim Amtsgericht Kötzting; — 
Rechtspraktikant Ludwig Landgraf beim Amtsgericht Sulz⸗ 


„bach; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Oskar Geſſert beim Land⸗ 


gericht und beim Amtsgericht Wiesbaden. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Wilhelm Zechmeiſter beim Amtsgericht 
Bogen; — Rechtsanwalt Ernſt Conrad Eduard Rüger beim 
Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Ernſt Johannes Gieſe 
beim Landgericht Plauen; — Rechtsanwalt Carl Theodor Meiners 
beim Amtsgericht Brake und beim Landgericht Oldenburg; — 
Rechtsanwalt Ferdinand Köſtler beim Amtsgericht Vilshofen; 
— Rechtsanwalt Karl Brügel beim Landgericht München I; 
— Rechtsanwalt Johannes Hermann beim Amtsgericht Neu⸗ 
burg a. / D.; — Rechtsanwalt Hans Auguſt Theodor Burmeiſter 
beim Oberlandesgericht Hamburg und beim Landgericht Lübeck. 


Todesfälle. 


Juſtizrath Neuß in Aachen; — Rechtsanwalt Theodor 


Huber in Würzburg. 


Bekanntmachung. 
In der hieſigen ſtädtiſchen Verwaltung iſt die mit einem Jahres ⸗ 
gehalte von 3500 Mark verbundene Stelle eines I. beſoldeten 
Stadtraths alsbald zu beſetzen. ee . 
| Bewerber, welche die Befähigung zum Richteramte oder zum 
höheren Verwaltungsdienſte beſitzen, wollen ihre Meldungen unter 
Beifügung der Zeugniſſe und eines Lebenslaufes bis ſpäteſtens 
zum 15. October er. an den Stadverordneten⸗Vorſteher, Herrn 


Fabrikbeſitzer Donaltes, einreichen. 


Die näheren Anſtellungsbedingungen werden auf Erfordern von 
uns mitgetheilt werden. er . | 
Zeitz, den 15. September 1897. 


Der Magiſtrat. 


Tüchtigen Büreau⸗Vorſteher ſucht Ä | 
Werner, Rechtsanwalt, Berlin, Müllerſtr. 179. 


Büreauvorſteher baldigſt geſucht. 
Rechtsanwalt Range, Stettin. 


Büreau⸗Vorſteher 5 
für Anwalts⸗ und Notariatspraxis von Rechtsanwalt an kleinem 
Amtsgericht in Provinz Poſen zum 1. November geſucht. Polniſche 
Sprache erforderlich. Meldungen mit Zeugnißabſchriften und Gehalts— 
anſprüchen sub J. H. 1897 an die Exped. d. Bl. 


Mehrere Jahre bei Lande und Amtsgericht als Rechtsanwalt 
thätig geweſen, ſuche ich Stellung als Hülfsarbeiter bei einem 
Berliner Anwalt. Gefl. Off. unter V. G. 46 an die Exp. d. Bl. 


Für meinen Büreauvorſteher, 38 Jahr alt, verheirathet, den 
ich in jeder Hinſicht empfehlen kann, ſuche ich zum 1. Dezember cr. 
oder früher Stellung. Bewerber arbeitet ſelbſtändig in Prozeß und 
Notariat. Ich bin zu weiterer Auskunft gern bereit. 

Gefl. Off. unter O. K. 407 an die Exped. d. Ztg. 

Tüchtiger Büreauvorſteher, in Anwalts- und Notariatspraxis 
erfahren, ſucht ſofort oder ſpäter Stellung. Gefl. Offerten unter 
L. M. 12 an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Bür.⸗Vorſt., 30 Jahr alt, verh., z. Zt. noch ſeit 8 Jahren in ungek. 
Stellg., ſucht ſich zu verändern. Off. unter M. L. 386 a. d. Exp. d. Bl. 


Ein Büreauvorſteher, 37 Jahre alt, ſucht zum 1. October er. 
oder ſogleich Stellung. Derſelbe iſt ſeit 10 Jahren als Büreauvorſteher 
thätig geweſen und mit allen ins Fach ſchlagenden Arbeiten vollkommen 
vertraut, und iſt ſowohl im Prozeßweſen wie Notariat ſelbſtſtändiger 
Arbeiter. Angebote bitte an die Expedition der Juriſtiſchen Wochen⸗ 


Schrift zu richten unter W. 300. 


Büreau⸗Vorſteher ſucht Stellung bei Berliner Anwalt eventl. 


auch als Expedient. Off. sub K. 410 an die Erp. dieſes Blattes. 


Büreauvorſteher, 30 Jahre, im Beſitze langj. beſter Zeugniſſe, 
ſucht Stellung in Berlin. Off. erb. unter F. 412 an die Exp. d. Blattes. 


I. Anwaltsgeh., 6 ½ Jahre beim Fach, mit ſchöner Handſchrift, 
der poln. Sprache u. Correſpondenz mächtig, im Koſtenweſen, Entwerfen 
kleinerer Klagen, Bearbeitung der Notariatsſachen (auch im Ueberſetzen 
der Notariatsakte) u. allen Büreauarbeiten firm, ſucht vom 1. Novbr. cr. 
Stellung. Gefl. Off. m. Geh.⸗Ang. u. J. D. 93 an die Exp. d. Bl. erb. 

Ein erf. verh. Anwaltsgehülfe, 28 Jahr alt, auch ſchon 
als Büreauvorſteher ſelbſtſtändig gearbeitet, ſucht, geſtützt auf gute 
Zeugniſſe, veränderungshalber bald anderw. Stellung als 
Büreauvorſteher oder 1. Gehülfe im Auwaltsbüreau. Gefällige 
Offerten sub HH. L. 28 an die Annoncen⸗Expedition C. Schoen⸗ 
wald, Görlitz. f 

Gerichts ſekretar a. D., 35 Jahre alt, ſucht bet beſcheidenen 
Anſprüchen Stellung in einem Rechtsanwaltsbüreau. Offerten unter 
Sch. D. 352 an die Expedition dieſes Blattes. 5 

Ein ſeit über 10 Jahren bei einem größeren Amtsgericht be⸗ 
ſchäftigter Rechtsanwalt und Notar (Landrechtler) wünſcht ſich 
mit einem bei einem Landgericht oder Oberlandesgericht zugelaſſenen 
Collegen zur gemeiuſchaftlichen Ausübung der Praxis zu vereinigen. 

Gefl. Offerten sub L. 405 an die Erpeditien dieſes Blattes. 

Jüngerer Anwalt bei einem kleinen Landgericht ſucht Affociation 
mit einem beſchäftigten Anwalt bei Land⸗ oder Oberlandesgericht in 
einer größeren Stadt, eventuell auch Stellung als Hülfsarbeiter. 

Gefl. Offerten sub R. G. 271 an die Exped. d. Bl. 

Cor. Aſſeſſor übernimmt Anwaltvertretung. Offerten unter 
A. P. 387 an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 
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Guſtav Fock, Antiquariat, Leipzig, bietet in Dr. jur. Paul C. 58 865 
ſauberen ant. Exemplaren an: | Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1—37 m. bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Reg. Gbd. (Soweit erſchienen.) M. 145.— Entſcheidungen des enttey, Notar 
Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 1—29 mit Reg. Gbd. (Soweit Georg A. 3 A 
erſchienen.) M. 120.— Bundes- u. Reichsgeſetzblatt, Jahrg. Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staate 
1867—96. Gbd. M. 30.— Zeitſchrift f. Handelsrecht. Hrg. 5. Nord Amerikas. 


Goldſchmidt, Bd. 1—40. 1858—92. God. (Sehr ſelten.) (680.40) 
M. 360.— Geſetz⸗ u. Verordnungsblatt f. d. Kgr. Sachſen. 
Jahrg. 1818 —1894. Gbd. M. 60.— Juriſt. Wochenſchrift, 


Jahrg. 1879—95. M. 115.— — Reichhaltiges Lager juriſtiſcher Remington Sholes 
Werke. Kataloge gratis und franko. | 


In unſerem Verlage tft erſchienen: 


Die Gebührenordnung für Bedtsanmälte 
a vom 7. Juli 1879 g 


nebſt Landesgebührengeſetzen. 1 — 8 7 | MARK 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet van en ZN a 8. \ 


Carl Pfaſferoth, ze . 
Kanzletrath im Reichs⸗Juſtizamt. | 


Preis 13% Bogen groß 8° brochirt 4 Mark, in Original. 
Callico⸗Einband 5 Mark. 


Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 
Einſendung des Betrages auch direct franco von unterzeichneter 


2 1 18 . 


die neueste und beste 


elde Schreibmaschine für Rechtsanwälte 
Stallſchreiberſtr. 34/35. W. Moeſer Hofbuchhandlung. | empfohlen von über 50 grossen Anwaltsbureaux 

D D⁰ D Bar 7 ar 2 oo 2 ind 

2 = | amerikani arbbänder 

| ) Allgemeiner Deutſcher Lerſicherungs⸗Verein. für Schreibmaschinen aller Systeme 
Guriſiſche Berfon) Bfuflgart. (Staatsoberaufict,) Kohlenpapiere 


3 Schreibmaschinenpapiere 
Paftpflicht⸗Verſicherung. Reyistratoren 


Pe RO | Brieforöner 
€ er Verein gewährt Verſicherung gegen diejenigen Schadens-. 21 . 22 u. 
2 ednsintprüne, weise en Rechtsanwülte Staats, und Amerik. Schreibpulte für Rechtsanwälte 
Communalbeamte, Notare ꝛc. erhoben werden können, wennn | Allein-Vertret . 

"Bl fie wegen fahrläſſiger Verletzung der ihnen obliegenden Amts⸗ eın- Vertretung: 5 


1 oder Berufspflichten haftbar find. Willigſte Prämie. Günſtigſte 2 | 
Bedingungen. Aller Gewinn wird den Verſicherken 1 Re mington Sholes Co. 
vergütet. Seit Jahren beträgt die Dividende 20 %. Gegen⸗ Berlin W., Mohrenstr. 33. 
2 wärtig ſind mehr als 3600 Rechtsanwälte, Beamte u. ſ. w. bei Breslad e one j Köln. a | 


dem Verein verſichert. Düsseldorf. . Grosser Kornmarkt 15. 
b Hamburg, Welskerstrase 6 a. tettin, Bresina, Paradeplatz 18. 

. ‚ Beofpelte und Verſicherungsbedingungen werden von der : 858 11 1 Fiding Alter Markt 11. ö 
E Direktion und ſämtlichen Vertretern des Vereins gratis ab» b eee eee. 5 

gegeben. | 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts- und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Mortutsrrhrift * 


für Handelsrecht und Vankweſen, Steuer- und Stempelfragen. 
| Herausgegeben von Juſtizrath Dr. Paul Holdheim in Frankfurt a. M. | 
Preis halbjährlich M. 6, bei poftfreier Zuſendung M. 6,30. 
Inhalt der Nr. 10 vom 9. Oktober: Der öſterreichiſche Entwurf eines Kartellgeſetzes. Von Profeſſor Dr. Schäffle 
in Stuttgart. — Aenderungen im Handelsgeſetzbuch. Von Amtsgerichtsrath Wellſtein in Ehrenbreitſtein. — Ueber § 30 Abſatz 2 
des Börſengeſetzes und § 9b der Maklerordnung für Berlin. Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Max Apt in Berlin. — Handelsgebräuche. — 
Stempelweſen: Stempelpflicht bei Konverſionen von Anlehen und Umſchreibung von Inhaberpapieren auf Namenspapiere und um⸗ 
gekehrt. — Stempelſteuer in Preußen. — Die Ermächtigung zum außergerichtlichen Verkauf des Pfandes iſt ſtempelfrei. — Rechts- 
ſprüche. Vom Reichsgericht. Mitgetheilt von Reichsgerichtsrath Förtſch in Leipzig. — Aus der Rechtſprechung der Badiſ h en 
Gerichte. — Aus der Schweizeriſchen Rechtſprechung. x 


J ĩòðè TEE TEE TEE EEE EEE RE ERREGT BE ER TER EEE ES 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moefer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 
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Herausgegeben bon 


M. Rempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
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Inhalt. 


Vereinsnachrichten. S. 541. — Hülfskaſſe für deutſche 


Rechtsanwälte. S. 541. — Vom Reichsgericht. S. 541. 


Vereinsnachrichten. 

Der Terminkalender für das Jahr 1898 iſt vertheilt. 
Erinnerungen wegen Nichtempfanges können nur berückſichtigt 
werden, wenn fie bis zum 1. November d. Is. bei dem 
Unterzeichneten angebracht werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 18. Oktober 1897. 

Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Poſen hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 25. September 
bis 10. Oktober 1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Der Kl. hat zwei Anträge geſtellt. Der erſte, der 
im Weſentlichen nur einen Theil der Klagbegründung enthält, 
iſt allerdings auf Feſtſtellung der Nichtigkeit des von den Ge⸗ 


brüdern E. geſchloſſenen Vertrages gerichtet, der zweite Antrag 


aber geht auf Rückgewähr des dem Bekl. veräußerten Grund⸗ 
ſtücks und das O. L. G. hat deshalb bei Beſtimmung des 
Streitwerths mit Recht nicht den im Vertrage feſtgeſetzten 
Kaufpreis, ſondern entſprechend dem § 6 der C. P. O. den 
gemeinen Werth des Grundſtücks ſeiner Entſcheidung zu Grunde 
gelegt. Der feſtgeſetzte Betrag von 8 200 bis 10 000 Mark 
entſpricht dem Nutzungswerth, wie er in der Gebäudeſteuerrolle 
angegeben iſt. V. C. S. i. S. Ernſt c. Ernſt vom 29. Sep⸗ 
tember 1897, B Nr. 141/97 V. 


Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


2. Das R. G. hat durch den auch jetzt entſcheidenden 


IV. C. S. in dem Beſchluſſe vom 13. April 1891 (Entſch. des 


R. G. Bd. 27 S. 404) die Anſicht vertreten, daß für den 
Zahlungsbefehl im Mahnverfahren gegen mehrere Perſonen, 
welche bei verſchiedenen Gerichten ihren allgemeinen Gerichts- 
ſtand haben, das zuſtändige Gericht durch das zunächſt höhere 
Gericht gemäß § 36 Nr. 3 der C. P. O. nicht beſtimmt 
werden könne. Die Anſicht wird darauf geſtützt, daß das 
Mahnverfahren keinen Rechtsſtreit hervorbringe, den Schuldner, 
an welchen der Zahlungsbefehl erlaſſen werde, nicht zu einem 
Bekl. mache, und unter mehreren Schuldnern keine Streit⸗ 
genofſenſchaft begründe, vielmehr weſentlich nur den Zweck habe, 
für unſtreitige Anſprüche einen Titel zur Zwangsvollſtreckung 
zu ſchaffen. Bei nochmaliger Prüfung hat indeſſen an dieſer 
Anſicht nicht feſtgehalten werden können. Denn das Mahnver⸗ 
fahren verfolgt den Zweck, einen Anſpruch des angeblichen 
Gläubigers auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme oder auf 
Leiſtung einer beſtimmten Quantität anderer vertretbarer Sachen 
oder Werthpapiere gegen den angeblichen Schuldner, welcher 
den Anſpruch beſtreitet oder doch nicht befriedigt, auf dem von 
der Reichscivilprozeßordnung in den 88 628 und folgenden 
geordnetem Wege zur gerichtlichen Feſtſtellung und nöthigen Falls 
zur Verwirklichung zu bringen. Es handelt ſich daher bei dem 
Mahnverfahren nicht um Geſchäfte der freiwilligen Gerichts- 
barkeit, ſondern um Angelegenheiten, welche die Verfolgung 
privatrechtlicher Anſprüche der einen Perſon gegen die andere 
mittels eines Verfahrens betreffen, welches durch die Reichs- 
civilprozeßordnung ausdrücklich geregelt wird, und welches in 
einer gerichtlichen Entſcheidung (dem Zahlungsbefehl und er⸗ 
forderlichen Falls auch dem Vollſtreckungsbefehl) gipfelt. Das 
Mahnverfahren iſt deshalb als eine „Rechtsſtreitigkeit“ (§ 13 des 
G. V. G., § 3 Abſ. 1 des E. G. zur C. P. O.) zu betrachten. 
Mit dieſem Begriffe iſt aber der Ausdruck „Rechtsſtreit“ im 
§ 36 Nr. 3 der C. P. O. gleichbedeutend. (Planck: Lehrbuch 
des Civilprozeßrechts, Bd. 1 S. 26, 27. Drechsler im Archiv 
für die juriſtiſche Praxis, Bd. 62 S. 417, 418.) Die Parteien 
dieſer Rechtsſtreitigkeit werden in der Reichscivilprozeßordnung 
als „Gläubiger“ und „Schuldner“ bezeichnet. Es ſteht jedoch 
nichts entgegen, ihnen auch die Bezeichnung als „Kl.“ und 
„Bekl.“ beizulegen. Denn diejenige Perſon, welche in einer 
Rechtsſtreitigkeit einen privatrechtlichen Anſpruch gegen eine 
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andere Perſon betreibt, ift ein Kl., und dieſe andere Perſon ein 
Bekl. Ob die Rechtsſtreitigkeit in den Formen des ordentlichen 
Verfahrens oder in den außerordentlichen Formen des Mahn- 
verfahrens ſich abſpielt, macht dabei keinen Unterſchied. (Planck 
a. a. O. S. 199, 200, 207.) Daraus folgt weiter, daß auch 
im Mahnverfahren eine „Streitgenoſſenſchaft“ auf Seiten der 
Gläubiger oder der Schuldner vorhanden ſein kann. (§ 56 ff. 
der C. P. O.) Die Anwendbarkeit des § 36 Nr. 3 der C. P. O. 
auf das Mahnverfahren läßt ſich daher mit Grund nicht be— 
anſtanden. Denn auch der noch nicht hervorgehobene Umſtand, 
daß der Gerichtsſtand des Mahnverfahrens ein ausſchließlicher 
iſt, bildet, wie das R. G. bereits entſchieden hat, für dieſe 
Anwendbarkeit kein Hinderniß. IV. C. S. i. S. Kühnemann 
c. Kühnemann vom 20. September 1897, B Nr. 286/97 IV. 

3. Als Juhaberin des urſprünglich dem Julius G. in 
Berlin auf eine Knopfloch⸗Nähmaſchine ertheilten Deutſchen 
Reichspatents Nr. 57747 erwirkte Kl. eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung des Königl. L. G. I zu Berlin vom 29. Juli 1896, 
durch welche der Bekl. die Herſtellung und Feilhaltung ſowie 
der Verkauf von Knopflochnähmaſchinen einer näher bezeichneten 
Art verboten wurde. Bekl. erhob Widerſpruch; die erlaſſene Ver⸗ 
fügung wurde jedoch durch Urtheil des L. G. vom 18. Auguſt 1896 
aufrecht erhalten. Bekl. legte Berufung ein und erwirkte ein 
rechtskräftig gewordenes Urtheil des Königlichen Kammergerichts 
zu Berlin vom 9. Dezember 1896, durch welches die einſt⸗ 
weilige Verfügung aufgehoben wurde. Nunmehr verlangte 
Bekl. von der Kl. Erſtattung der ihr erwachſenen Koſten, die 
vom L. G. in Höhe von 1655 Mark 18 Pfennig feſtgeſetzt 
wurden. Unter dieſem Betrage befanden ſich Honorare für 
Gutachten, die Bekl. an den Civilingenieur P. mit 150 Mark 
und an den Profeſſor H. mit 710 Mark gezahlt hatte, ſowie 
10 Mark 80 Pfennig Gebühr des Prozeßbevollmächtigten für 
den Antrag auf Feſtſetzung der Koſten. Auf Beſchwerde der 
Kl. wurde durch den angefochtenen Beſchluß das an den 
Ingenieur P. gezahlte Honorar ganz geſtrichen, von dem an 
den Profeſſor H. gezahlten Honorar der Betrag von 480 Mark 
abgeſetzt und die Gebühr des Prozeßbevollmächtigten um 
2 Mark 40 Pfennig ermäßigt, demnach alſo der ganze zu er⸗ 
ſtattende Betrag auf 1022 Mark 78 Pfennig herabgeſetzt. 
Die hiergegen von der Bekl. rechtzeitig eingelegte weitere 
Beſchwerde iſt zum Theil begründet. Es iſt richtig, daß Bekl. 
ſich von dem Civilingenieur P. das von dieſem erſtattete Gut⸗ 
achten hat geben laſſen, als Kl. den Erlaß der nachher erwirkten 
einſtweiligen Verfügung noch nicht beantragt hatte. Dagegen 
hatte Kl. damals bereits Schritte zur Verfolgung der von ihr 
behaupteten Patentverletzung inſofern unternommen, als ſie die 
Einleitung eines — demnächſt eingeſtellten — Strafverfahrens 
veranlaßt hatte. Bekl. konnte daher mit Sicherheit erwarten, 
daß Kl. auch den Weg der Civilklage gegen ſie beſchreiten 
werde und mußte darauf Bedacht nehmen, ſich rechtzeitig mit 
einem Gutachten zu verſehen, um für den Fall, daß Kl. eine 
einſtweilige Verfügung beantragen ſollte, dem vorausſichtlich zur 
Begründung vorgelegten Gutachten begegnen zu können. That⸗ 
ſächlich hat dann auch die Sache den Verlauf genommen, daß 
Kl. mit ihrem Antrage die Gutachten von drei Sachverſtändigen 
überreichte und daß Bekl. mit ihrem Widerſpruch das Gutachten 
des Ingenieurs P. vorlegte. Dieſe Maßnahme war der Bekl. 


für ihre Prozeßführung geboten, da auch für ſie nach § 815 
in Verbindung mit 88 814, 815 der C. P. O. die Beweis⸗ 
führung nur innerhalb der durch §S 266 der C. P. O. gezogenen 
Grenzen ſtatthaft war. Danach muß die Beſchaffung des mehr⸗ 
erwähnten Gutachtens als eine Maßnahme, die zur zweck— 
entſprechenden Rechtsvertheidigung nothwendig war, angeſehen 
und die Kl. für verpflichtet erachtet werden, das gezahlte 
Honorar, gegen deſſen Höhe nichts zu erinnern iſt, zu erſtatten. 
Von dem Profeſſor H. ſind zwei Gutachten erſtattet worden, 
die beide dem Kammergericht vorgelegt wurden. Von dieſem 
iſt das zweite für die Entſcheidung ausſchlaggebend geweſen. 
Die Pflicht der Kl. zur Erſtattung des Honorars iſt deshalb 
zweifelfrei; es kann ſich nur darum handeln, ob die Höhe zu 
beanjtanden iſt. Dies anlangend darf nicht mit dem Kammer: 
gericht das erſtere der Gutachten als bedeutungslos ausgeſchieden 
werden, denn beide Gutachten bilden eine einheitliche Arbeit. 
Sodann kommt in Betracht, daß für Bekl. befonders wichtige 
Intereſſen auf dem Spiele ſtanden und ſie in einer Inſtanz 
unterlegen war. Sie hatte deshalb allen Anlaß, ein Gutachten 
zu beſchaffen, das gewichtig genug erſchien um Berückſichtigung 
zu finden und durfte auf die Koſten nicht Rückſicht nehmen. 
Anderſeits darf dem Gegner die Erſtattung der Koſten nur 
inſoweit angeſonnen werden, als dieſe für unvermeidlich zu 
erachten ſind. I. C. S. i. S. Fabrik für Spezial⸗Nähmaſchinen 
A.-G. in Zürich c. Herrmann u. Co. vom 2. Oktober 1897, 
B Nr. 46/97 J. 

4. Durch Beſchluß des Vorſitzenden der Kammer für 
Handelsſachen des Königlichen L. G. zu Poſen vom 14. Juni 
1897 wurde ein Autrag der Kl. auf Ertheilung einer zweiten 
vollſtreckbaren Ausfertigung des Urtheils vom 16. Oktober 
1896 zurückgewieſen. Kl. legte Beſchwerde ein, welche aber 
durch Beſchluß des Königlichen O. L. G. zu Poſen vom 
24. Juni 1897 unter Belaſtung der Kl. mit den Koſten des 
Rechtsmittels als unzuläſſig verworfen wurde. Auf weitere 
Beſchwerde der Kl. hob das R. G. dieſen Beſchluß auf (Be— 
ſchluß vom 12. Juli 1897) verwies die Sache zu anderweiter 
Beſchlußfaſſung an das O. L. G. zurück und beſtimmte, daß 
Koſten nicht zum Anſatz kommen. Nunmehr wurde durch Be— 
ſchluß des O. L. G. vom 30. Juli 1897 die obengenannte 
Entſcheidung des Vorſitzenden der Kammer für Handelsſachen 
aufgehoben, der Gerichtsſchreiber zur Ertheilung einer zweiten 
vollſtreckbaren Ausfertigung angewieſen und die Anordnung 
getroffen, daß Koſten der Beſchwerdeinſtanz nicht zu erheben 
ſeien. Durch Schriftſatz vom 10. Auguſt 1897 beantragte 
Kl., die außergerichtlichen Koſten des Beſchwerdeverfahrens den 
Bekl. aufzuerlegen. Das O. L. G. verwarf durch Beſchluß 
vom 20. Auguſt 1897 dieſen Antrag auf Koſten der Kl. als 
unzuläſſig, indem es erwog, daß gegenüber dem Beſchluſſe vom 
30. Juli 1897 ein Verfahren, wie es im § 292 der C. P. O. 
hinſichtlich der Urtheile geordnet ſei, nicht ſtattfinde, daß aber 
auch eine Beſchwerde, da nur eine Anfechtung der Entſcheidung 
über den Koſtenpunkt vorliege, nach §S 94 der C. P. O. un⸗ 
zuläſſig ſei. Die weitere Beſchwerde erſcheint in ihrer prinzi⸗ 
palen, gegen den Beſchluß vom 20. Auguſt 1897 gehenden 
Richtung als zuläſſig. Sie ſtellt ſich nach § 701 der C. P. O. 
als eine ſofortige dar, da fie eine Entſcheidung zum Gegen— 
ſtande hat, welche im Zwangavollſtreckungsverfahren ohne vor- 
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gängige mündliche Verhandlung erfolgen durfte, iſt aber auch 
innerhalb der im $ 540 beſtimmten Friſt eingelegt. Ein neuer 
ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund iſt dadurch gegeben, daß die 
Entſcheidung den Antrag der Kl. vom 10. Auguſt 1897 als 
unzuläſſig verwirft. In der Vorſchrift des § 94 findet die 
Statthaftigkeit des Rechtsmittels kein Hinderniß, denn, wie in 
der Rechtſprechung des R. G. bereits anerkannt iſt, verſagt 
dieſe Vorſchrift nur die ausſchließliche Anfechtung der Ent⸗ 
ſcheidung über den Koſtenpunkt wegen behaupteter Unrichtigkeit 
derſelben, hier aber handelt es ſich um einen Angriff gegen eine, 
die beantragte Entſcheidung über den Koſtenpunkt ablehnende 
Entſcheidung wegen Annahme der Unzuläſſigkeit des Antrages. 
Die Beſchwerde in der bezeichneten Richtung iſt auch begründet. 
Wortlaut und Zuſammenhang des Antrages vom 10. Auguſt 
1897 nöthigen nicht dazu, ihn gerade als auf eine Ergänzung 
des Beſchluſſes vom 30. Juli 1897 abzielend anzuſehen, ſondern 
ſeiner Auffaſſung als einer weiteren Beſchwerde gegen dieſen 
Beſchluß ſteht nichts entgegen. Ob ev. aber ſolche zuläſſig 
war oder nicht, hat nicht das O. L. G., ſondern das R. G. 
als das Gericht der weiteren Beſchwerde zu entſcheiden. Der 
Beſchluß des O. L. G. vom 20. Auguſt 1897 war mithin 
aufzuheben. Es bleibt nunmehr auf den Antrag vom 10. Auguſt 
1897 in ſeiner Eigenſchaft als weitere Beſchwerde gegen den 
Beſchluß des O. L. G. vom 30. Juli 1897 einzugehen. Die 
Beſchwerde ift rechtzeitig erhoben, denn die Zuſtellung des Be— 
ſchluſſes hat am 5., die Einlegung der Beſchwerde am 
11. Auguſt 1897 ſtattgefunden. Das Erforderniß eines neuen 
ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrundes iſt gleichfalls erfüllt, weil die 
Entſcheidung über den Koſtenpunkt zum Theil unterblieben iſt. 
Hieraus ergiebt ſich zugleich die materielle Begründetheit der 
Beſchwerde, da es keinem Zweifel unterliegen kann, daß der die 
Beſchwerde der Kl. vom 17. Juni 1897 gegen den Beſchluß 
des Vorſitzenden der Kammer für Handelsſachen vom 14. Juni 
1897 in der Sache erledigende Beſchluß auch über die außer⸗ 
gerichtlichen Koſten der Beſchwerde Entſcheidung hätte treffen 
müſſen und zwar ſelbſt dann, wenn die Beſchwerde einen be- 
ſonderen Antrag in dieſer Hinſicht nicht enthielte. Durch die 
Unterlaſſung iſt die Kl. beſchwert. Die erforderliche Ent 
ſcheidung aber war dahin zu treffen, daß die außergerichtlichen 
Koſten der Beſchwerde, ſowie der weiteren Beſchwerde vom 
4. Juli 1897, auf welche der Beſchluß des R. G. vom 
12. deſſelben Monats ergangen iſt, den Bekl. als den unter⸗ 
liegenden Gegner der Beſchwerdeführerin zur Laſt fallen. Sofern 
der Beſchluß vom 30. Juli 1897 anordnet, daß gerichtliche 
Koſten der Beſchwerde⸗Inſtanz nicht zu erheben ſind, wird er 
durch die Beſchwerde nicht berührt und bleibt in Kraft. I. C. S. 
i. S. Hugger e. Szymanska vom 29. September 1897, 
B Nr. 84/97 I. 

5. Durch Urtheil des Großherzogl. L. G. zu Oldenburg 
vom 1. März 1897 war Bekl. in die Koſten des Rechtsſtreits 
verurtheilt worden. Laut Geſuch vom 6./8. April 1897 beantragte 
Kl., dieſe Koſten feſtzuſetzen. Von dieſen liquidirten Koſten 
wurden durch Beſchluß des Großherzogl. L. G. zu Oldenburg 
vom 21. April / 15. Mai 1897 1,50 Mark Verhandlungsgebühr 


des klägeriſchen Rechtsanwalts G. und außerdem Reiſekoſten 


eines klägeriſchen Privatvertreters abgeſetzt. Gegen dieſe Koften- 
abſetzung wurde durch einen von dem klägeriſchen Rechtsanwalt G. 


unterzeichneten Schriftſatz vom 26./28. Mai 1897 ſofortige 
Beſchwerde eingelegt. Dieſe Beſchwerde wurde Betreffs des 
Abſatzes von 1,50 Mark Verhandlungsgebühr durch den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß als unzuläſſig unter der Begründung 
verworfen, daß die Beſchwerde vom Rechtsanwalt G. für Kl. 


und nicht für ſich eingelegt ſei, eine Beſchwerde aber gegen die 


Herabſetzung von Anwaltsgebühren, wenn ſie wegen geringerer 
Bewerthung des Streitgegenſtandes erfolge, niemals der Partei 
ſondern nur deren Anwalt zuſtehe. Gegen dieſen Beſchluß hat 
Rechtsanwalt G. in eigenem Namen weitere ſofortige Beſchwerde 
eingelegt mit der Begründung, daß er die ſofortige Beſchwerde 
vom 26./ 28. Mai 1897 hinſichtlich der 1,50 Mark Verhandlungs- 
gebühr in eigenem Namen und nicht Namens des Kl. eingelegt 
habe. Dieſe Beſchwerde muß als unzuläſſig koſtenfaͤllig verworfen 
werden. Denn der Beſchluß vom 21. April 1897 iſt kein 
Beſchluß über Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes 
gemäß § 16 des G. K. G., ſondern ein Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß im Sinne des § 99 der C. P. O. Gegen letzteren 
ſteht (abgeſehen von dem dermalen nicht in Frage kommenden 
§ 115 der C. P. O.) nicht dem Rechtsanwalte, fondern nur 
der Partei die ſofortige Beſchwerde zu (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 9 Nr. 114); demgemäß kann auch gegen einen 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren erlaſſenen Beſchluß des Beſchwerde⸗ 
gerichts nur die Partei und nicht der Rechtsanwalt weitere 
ſofortige Beſchwerde einlegen (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1894 
S. 9 Ziffer 15). Es war daher wie geſchehen zu erkennen. 
Hieran kann auch der Umſtand nichts ändern, daß eine weitere 
ſofortige Beſchwerde des Kl. ſelbſt zuläſſig geweſen wäre (Bolze 
Praxis des R. G. in Civilſachen Bd. 1 Nr. 2087, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1886 S. 42 Ziffer 18, von 1888 S. 305 Ziffer 2, 
von 1893 S. 485 Ziffer 3), da eine ſolche nicht erhoben wurde. 
Die entgegengeſetzte Anſicht des O. L. G. iſt für das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren unrichtig und paßt nur für die Beſchwerde 
gegen einen Beſchluß über die Feſtſetzung des Werths des 
Streitgegenſtandes, indem eine ſolche wegen zu niedriger Feſt⸗ 
ſetzung nicht von der Partei aus $ 16 des G. K. G., ſondern 
nur von dem Rechtsanwalt aus § 12 der R. A. G. O. erhoben 
werden kann (Eutſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 22 Nr. 88 
S. 425/6). III. C. S. i. S. Struck e. Maas vom 24. Sep- 
tember 1897, B Nr. 165/97 III. 

6. Nachdem das Konſulargericht durch Beſchluß vom 
8. Juli 1896 die Ausſetzung des Prozeßverfahrens bis zur 
Erledigung des mit Bezug auf den Untergang des Leichters 
bei den türkiſchen Gerichten anhängigen Strafverfahrens an⸗ 
geordnet hatte und die gegen dieſen Beſchluß eingelegte Be⸗ 
ſchwerde des Klägers von dem Reichsgericht zurückgewieſen 
worden war, hat das Strafverfahren den Verlauf genommen, 
daß nach vorangegangener Vorunterſuchung gegen den Kl. und 
einen Gehülfen deſſelben auf Antrag des Unterſuchungsrichters 
das Hauptverfahren wegen der dem Eigenthümer des Leichter— 
fahrzeugs durch Durchlöcherung des letzteren zugefügten Sach⸗ 
beſchädigung eröffnet und gegen beide wegen dieſer ſtrafbaren 
Handlung im Kontumazialverfahren eine Strafe ausgeſprochen 
worden iſt, daß jedoch demnächſt auf die von den Angekl. 
eingelegte Oppoſition das Kontumazialurtel wieder aufgehoben 
und das Verfahren eingeſtellt worden iſt, weil ſowohl die 
Angekl. wie der Beſchädigte griechiſche Staatsangehörige und 
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deshalb nach den beſtehenden Kapitulationen die türkiſchen Be⸗ 
hörden zur Aburtheilung der Sache nicht zuſtändig ſeien, die 
Verfolgung derſelben vielmehr der griechiſchen Konſularbehörde 
zuſtehe. Das Kaiſerliche Konſulargericht hat bei der hierauf 
ſtattgehabten erneuten Verhandlung des Prozeſſes beſchloſſen: 
bei dem zuſtändigen helleniſchen Gerichte zu Smyrna, bezw. bei 
der während des türkiſch⸗helleniſchen Krieges mit deſſen Ver⸗ 
tretung betrauten Behörde das Strafverfahren zu beantragen 
und bis zu deſſen Erledigung die Verhandlung des Rechtsſtreits 
auszuſetzen. Die gegen dieſen Beſchluß von dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des Kl. eingelegte Beſchwerde erſcheint be⸗ 


gründet. Wenn auch durch den Verlauf des Strafverfahrens 


vor den türkiſchen Behörden der Verdacht, daß der Kl. den 
Untergang des Leichterſchiffs vorſätzlich herbeigeführt habe, be⸗ 
ſtärkt ſein mag und die Feſtſtellung dieſer ſtrafbaren Handlung 
des Kl. unbedenklich von ſehr erheblichem Einfluß auf die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits ſein muß, ſo vermag doch der 
vorliegende Sachſtand eine weitere Ausſetzung der Verhandlung 
des Rechtsſtreits nicht zu rechtfertigen. Nach § 14 Ziſſer 1 
des E. G. zur C. P. O. iſt der Civilrichter an die Ent⸗ 
ſcheidung des Strafgerichts nicht gebunden; vielmehr hat er 
gemäß § 259 der C. P. O. über das ſtreitige Sachverhältniß 
ſelbſt nach eigener Ueberzeugung frei zu entſcheiden. Für die 
Bildung dieſer Ueberzeugung können auch die Ergebniſſe der 
im Strafverfahren ſtattgehabten Ermittelungen, ſofern ſie bei 
der mündlichen Verhandlung zum Vortrage gelangen, verwerthet 
werden und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die durch dieſe Er⸗ 
gebniſſe belaſtete Partei dieſelben als richtig anerkennt oder 
nicht. Diefed- Erkenntnißmittel ſteht dem Konſulargericht ſchon 
jetzt zu Gebote, obgleich ein endgültiges ſtrafgerichtliches Urtheil 
nicht ergangen iſt. Unter dieſen Umſtänden erſcheint der an⸗ 
gefochtene Beſchluß, der den Fortgang des Rechtsſtreits von der 
Erledigung eines neuen, bei den griechiſchen Konſularbehörden 
anhängig zu machenden Strafverfahrens abhängig machen will, 
nicht gerechtfertigt und zwar um ſo weniger, als zur Zeit noch 
nicht abzuſehen iſt, wann dieſe Behörden nach beendigtem 
Kriegszuſtande wieder in Funktion treten werden und als ferner 
begründete Bedenken obwalten, ob nach Lage der griechiſchen 
Geſetzgebung überhaupt noch ein Strafverfahren gegen den Kl. 
anhängig gemacht werden kann. I. C. S. i. S. Karayanopoulo 
c. Joly vom 25. September 1897, B Nr. 75/97 J. 

7. Das B. G. hat mit Recht den in der Berufungs⸗ 
inſtanz erhobenen Anſpruch des Kl., ſoweit er auf unerlaubte 
Handlung der Bekl. und Verſtoß gegen die angezogenen Be— 
ſtimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs geſtützt worden iſt, als 
einen nach 8 489, 491 Abſ. 2 C. P. O. unzuläſſigen neuen 
Anſpruch angeſehen, da derſelbe in I. J. nicht erhoben worden 
war. Soweit aber die mit dem ueuen Antrage geſtellte 
Forderung auf Zahlung von 30 000 Mark auf den bereits in 
I. J. geltend gemachten Anfechtungsanſpruch gegründet wird, 
liegt eine Aenderung des Klagegrundes nicht vor und fragt 
es ſich zunächſt, ob auch im Uebrigen die Vorausſetzungen des 


§ 240 Nr. 3 C. P. O. gegeben find. Dieſe Beſtimmung läßt 


ausnahmsweiſe zu, daß ſtatt des urſprünglich geforderten Gegen⸗ 
ſtandes wegen einer ſpäter eingetretenen Veränderung ein 
anderer Gegenſtand oder das Intereſſe gefordert werde. In 
dem Urtheile des erkennenden Senats vom 16. Mai 1890 


(Entſch. des R. G. Bd. 26 S. 385) iſt ausgeſprochen, daß 
das Wort „ſpäter“ ſich auf die erhobene Klage bezieht, daß es 
aber nicht lediglich auf die Zeit des objektiv eingetretenen ver⸗ 
ändernden Ereigniſſes, ſondern auch auf die Zeit der erlangten 
Kenntniß des Kl. von dieſem Ereigniſſe ankomme, daß ſonach 
auch eine bereits vor Anſtellung der Klage eingetretene Ver⸗ 
änderung, welche aber erſt nach der Klageerhebung zur Kenntnniß 
des Kl. gekommen iſt, den letzteren berechtigt, einen anderen 
Gegenſtand oder das Intereſſe zu fordern. Im vorliegenden 
Falle hat nun das B. G. feſtgeſtellt, daß die Veränderung, 
nämlich die Ceſſion der Grundſchuld an M. und die Aus⸗ 
anwortung des Grundſchuldbriefes an denſelben, bereits vor 
Anſtellung der Klage eingetreten iſt, daß jedoch eine Kenntniß 
des Kl. von dieſem Ereigniſſe nur als nach Erhebung der 
Klage erfolgt erwieſen erſcheine. Hiernach lagen gemäß den 
Ausführungen des erwähnten Urtheils des R. G., an deſſen 
Grundſätzen feſtzuhalten iſt, die Vorausſetzungen des § 240 
Nr. 3 vor, indem Kl., weil durch das erwähnte Ereigniß ſein 
urſprüngliches Klagebegehren, welches die Löſchung der Grund⸗ 
ſchuld im Grundbuche zum Ziele hatte, hinfällig wurde, nunmehr, 
ohne den auf dem Anfechtungsanſpruche beruhenden Klagegrund 
zu ändern, gegen die Anfechtungsbeklagten ſein Geldintereſſe 
geltend machte. Das B. G. iſt nun der Anſicht, daß Kl. den 
neuen Klageantrag in der Berufungsinſtanz nicht mehr erheben 
durfte, weil er in der Lage war, ihn bereits in I. J. nach er⸗ 
langter Kenntniß von der veränderten Sachlage ſtellen zu können. 
In der Berufungsinſtanz erſcheine der modifizirte Antrag mit 
Rückſicht auf die Beſtimmungen der 88 491 Abſ. 2, 240 Nr. 3 
C. P. O. nicht mehr zuläſſig. Dieſer Auffaſſung kann nicht 
beigetreten werden. Das Geſetz ſtellt dem Kl. keine Friſt und 
beſtimmt keine Zeit, innerhalb welcher im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits der neue Antrag, deſſen Vorausſetzungen nach § 240 
Nr. 3 gegeben ſind, von ihm erhoben werden müſſe. Er kann 
mit dieſem Antrage nicht deshalb präkludirt werden, weil er 
unterlaſſen hat, denſelben ſofort nach Eintritt der Veränderung 
oder nach erlangter Kenntniß von derſelben zu erheben. Das 
Geſetz verpflichtet überhaupt den Kl. nicht, mit Rückſicht auf 
die veränderte Sachlage einen neuen dieſer Sachlage ent- 
ſprechenden Antrag zu ſtellen, ſondern giebt ihm nur das Recht 
dazu. Er würde, ſoweit ſeine Anträge in Betracht kommen, 
den Rechtsſtreit auf Grundlage des urſprünglichen Antrages 
durchführen können, gleichviel, welchen Erfolg er damit erreichen 
würde. Alsdann würde ihm aber nicht benommen ſein, einen 
neuen Rechtsſtreit mit neuer Klage zu beginnen und hierin den 
„anderen Gegenſtand oder das Intereſſe“ nach $ 240 Nr. 3 
zu fordern. Wenn es hiernach im Belieben des Kl. ſteht, den 
veränderten Antrag zu ſtellen, und das Geſetz ausdrücklich ſagt, 
daß in dieſem Antrage eine Klageänderung nicht erblickt werden 
dürfe, ſo iſt nicht abzuſehen, warum Kl. nicht bis zum Schluſſe 
des Verfahrens den neuen Antrag ſollte ſtellen können, wenn 
er auch vor dieſem Schluſſe ſchon Kenntniß von der Ber- 
änderung hatte. Der B. R. ſcheint dies auch für die I. J. 
anzuerkennen, hält es aber für unzuläſſig, daß erſt in der Be⸗ 
rufungsinſtanz der neue Antrag geſtellt werde. Allein dieſe 
Unterſcheidung iſt gerade mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
des § 491 Abſ. 2 ungerechtfertigt. Dieſelbe erklärt neue 
Anſprüche „abgeſehen von den Fällen des S 240 Nr. 2 
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und 3“ für unzuläffig. Alſo ein neuer Anſpruch, bei welchem 
die Vorausſetzungen des § 240 Nr. 3 gegeben find, wird 
in der Berufungsinſtanz ausdrücklich für zuläffig erklärt. 
Um einen ſolchen neuen Anſpruch handelt es ſich aber im vor- 
liegenden Falle. Das Geſetz enthält auch keine Andeutung 
darüber, daß für den Fall der Beſchreitung der Berufungsinſtanz 
unter „ſpäter“ der erſt nach Einlegung der Berufung erfolgte 
Eintritt der Veränderung verſtanden werden könne. Der Abſ. 2 
a. a. O. ſtellt offenbar die Fälle der Nr. 2 und der Nr. 3 des 
§ 240 auf gleiche Linie in Bezug auf die Zuläſſigkeit des ver⸗ 
änderten Anſpruchs. Sowie nicht bezweifelt wird und in der 
Rechtſprechung feſtſteht, daß eine Erweiterung des Klageantrages 
nach § 240 Nr. 2 in der Berufungsinſtanz zuläſſig iſt, fo muß 
auch als in der Abſicht des Geſetzes liegend erachtet werden, 
daß ein veränderter Klageantrag im Falle des §S 240 Nr. 3 


erſt in der Berufungsinſtanz geſtellt werden könne, ſofern die 


Vorausſetzungen dieſes Falles ſeit Erhebung der Klage ein⸗ 
getreten ſind, vorbehaltlich der Erwägung, ob hinſichtlich der 
Koſten §S 92 Abſ. 2 C. P. O. Anwendung zu finden habe. 
Wie in dem erwähnten Urtheile vom 16. März 1890 ausgeführt 
iſt, wollte der Geſetzgeber, um die Häufung von Prozeſſen im 
Intereſſe der Parteien thunlichſt zu vermeiden, dem Kl. Aenderungen 
der Klage, ſofern der Klagegrund nur derſelbe bleibe, in weitem 
Umfange geftatten und ſoweit zulaſſen, als es ohne Schädigung 
der Intereſſen des Bekl. geſchehen könnte. Es würde aber hier 
nicht als im Intereſſe der Bekl. liegend angeſehen werden können, 
wenn der erhobene neue Anſpruch, welcher ſeine Grundlage doch 
in den im Prozeſſe bereits erörterten Thatſachen hat, aus 
prozeſſualen Gründen für unſtatthaft erklärt und dadurch die 
Bekl. der Gefahr ausgeſetzt würden, in einen neuen Rechtsſtreit 
wegen des veränderten Klagegegenſtandes verwickelt zu werden. 
II. C. S. i. S. Köhne c. Glatz vom 1. Oktober 1897, 
Nr. 170/97 II. 

8. Die von dem Kl. in II. J. vorgebrachte Behauptung, 
daß auch vor und bei Abſchluß des Vertrages vom 23. Auguſt 
1889 der Bekl. ſich verpflichtet habe, die fragliche Straße an— 
zulegen und dem öffentlichen Verkehr zu übergeben, hat der 
B. R. zu berückſichtigen abgelehnt, und zwar aus dem Grunde, 
weil die Klage in I. J. lediglich auf den Vertrag vom 27. Juni 
1889 geſtützt ſei und es daher eine in II. J. unzuläſſige 
Klagänderung darſtelle, wenn in dieſer der Kl. ſeinen Anſpruch 
aus einer vor und bei Abſchluß des Vertrages vom 23. Auguſt 
1889 getroffenen Abrede herleite, da er ihn damit auf eine 
von dem Vertrage vom 27. Juni 1889 ganz verſchiedene 
Grundlage ſtelle. Die Reviſion greift dieſen Entſcheidungsgrund 
mit der Ausführung an, daß die Annahme der Klagänderung 
unzureichend begründet ſei; denn beide Kaufverträge ſeien in der 
Klage und dem erſten Thatbeſtande in Bezug genommen und 
die in Betreff derſelben gemachten Anführungen könnten daher 
nur als eine zuläffige Ergänzung des klägeriſchen Vorbringens 
erachtet werden. Dieſer Angriff findet ſeine Widerlegung bereits 
in den Gründen des B. U. Der Inhalt der Klageſchrift wie 
der erſtinſtanzliche Thatbeſtand laſſen, wie das B. G. zutreffend 
geltend macht, keinen Zweifel daran aufkommen, daß in I. J. 
lediglich der Vertrag vom 27. Juni 1889 die Grundlage des 
erhobenen Anſpruchs bildete. Wenn in der Klagſchrift und in 


dem mündlichen Vorbringen I. J. Kl. auch des Vertrages vom 


23. Auguſt 1889 Erwähnung gethan hat, ſo iſt dies, worauf 
ebenfalls ſchon der B. R. hingewieſen hat, ausſchließlich zu dem 
Zweck geſchehen, um darzulegen, daß dieſer Vertrag vom 
23. Auguſt 1889 im Vertrauen auf die von dem Bekl. in dem 
Vertrage vom 27. Juni 1889 übernommene Verpflichtung vom 
Kl. abgeſchloſſen ſei. Die Behauptung, daß auch vor und bei 
Abſchluß des Vertrages vom 23. Auguſt 1889 Bekl. die fragliche 
Verpflichtung übernommen habe, ſtellt dagegen dem urfprünglichen 
Klaggrund einen zweiten neuen und ſelbſtſtaͤndigen Klaggrund 
zur Seite, der — und das iſt ja grade der Zweck dieſes Vor⸗ 
bringens — den Klaganſpruch für ſich allein tragen ſoll, falls 
das in der I. J. zur Geltung gebrachte Klagfundament ſich als 
nicht haltbar erweiſen ſollte. Die Annahme des B. R., daß in 
jenem Vorbringen eine in II. J. unzuläſſige Klagänderung zu 
erblicken ſei, — unter welchen Begriff nicht nur der Wechſel 
des Klaggrundes, ſondern auch der Hinzutritt eines neuen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Klaggrundes fällt — erweiſt ſich hiernach als wohl 
gerechtfertigt. V. C. S. i. S. Walther c. Bathe vom 18. Sep⸗ 
tember 1897, Nr. 47/97 V. 

9. Die Angriffe der Reviſion können keinen Erfolg haben. 
Geltend gemacht wird: das B. G. verkenne das Weſen des 
vorliegenden Schiedsvertrages, welcher ſich auf die eingeklagte 
Forderung überhaupt nicht beziehe. Die Frage, wie der Schieds- 
vertrag nach ſeinem Gegenſtande aufzufaſſen, ſei aber eine 
rechtliche. Letzteres trifft nun entſchieden nicht zu; es handelt 
ſich inſoweit um eine weſentlich thatſächliche Frage, nämlich um 
Vertragsauslegung. Die Reviſion könnte alſo nur durchdringen, 


wenn es ihr gelänge, die Verletzung einer Rechtsnorm, durch 


welche die Auslegung des B. G. beeinflußt wäre, nachzuweiſen. 
Die Reviſion wirft auch dem B. G. eine ſolche Rechtsnorm⸗ 
verletzung vor, nämlich Verſtoß gegen die $$ 130, 259 C. P. O., 
indem es verſäumt habe, die Kl. zur Vorlegung des Protokolles 
vom 27. Januar 1896 zu veranlaſſen, obwohl daſſelbe im Ein⸗ 
gang des Schiedsſpruchs erwähnt und das B. U. auf daſſelbe 
geſtützt ſei. Das B. U. geht jedoch nur auf dasjenige ein, 
was im Schiedsgerichtsurtheil ſelbſt aus dem Protokoll vom 
27. Januar 1896 als Ergebniß der damaligen Verhandlungen 
mitgetheilt iſt; hierzu war es völlig berechtigt, denn dieſe Mit- 
theilung wurde in den Prozeßverhandlungen von keiner Seite 
bemängelt. Die Parteien aber zur Vorlegung des Protokolles 
vom 27. Januar 1896 aufzufordern, war das B. G. nicht 
veranlaßt oder verpflichtet. Wollten Kl. ſich zum Nachweiſe 
ihrer Behauptung auf den Inhalt des genannten Protokolles 
berufen, ſo war es ihre Sache, dies zu thun und daſſelbe vor— 
zulegen oder die entſprechenden Anträge zu ſtellen. Haben ſie 
das verſäumt, jo lag nicht etwa nach $ 130 der C. P. O. dem 
B. G. die Verpflichtung ob, ſie darauf aufmerkſam zu machen, 
um ſo weniger, als Kl. nicht einmal die Behauptung auf— 
geſtellt haben, daß aus dem Protokoll vom 27. Januar 1896 
irgend Etwas für ihre Behauptung, betreffend den Inhalt des 
Schiedsvertrages, zu entnehmen ſei. VI. C. S. i. S. Müller 
c. Marth vom 20. September 1897, Nr. 101/97 VI. 

10. Mit Recht wird dem B. U. von der Reviſion der 
Vorwurf zwar nicht, wie ſie an erſter Stelle will, der wider- 
ſpruchsvollen, aber doch der mangelhaften Begründung gemacht. 
Das B. G. ſtellt nicht feſt, daß feiner Ueberzeugung nach ein 
Schaden nicht erwachſen ſei, ſondern nur ein „non liquet“, 
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nur, daß nach den bisherigen Ergebniſſen der Verhandlungen 
der Schaden ihm noch nicht nachgewieſen ſei. Dabei aber 
durfte das B. G. ſich angeſichts des §S 260 und § 130 der 
C. P. O. nicht beruhigen, bis nicht alle Mittel zur Klarlegung 
des Sachverhalts erſchöpft waren. Wenn das B. G. in dem 
Gutachten des Sachverſtändigen D., der den behaupteten 
Schaden und Kauſalzuſammenhang beſtätigt hat, die ausreichende 
Begründung und nähere Anhaltspunkte für eine Nachprüfung 
des behaupteten Kauſalzuſammenhanges vermißte, ſo war es 
ſeine Sache, eine ordnungsmäßige erſchöpfende Vernehmung des 
Sachverſtändigen nachzuholen, oder, wenn eine ſolche bei ihm 
nicht zu erreichen war, oder ſein Gutachten überhaupt Bedenken 
erregte, einen anderen qualifizirten Sachverſtändigen zu vernehmen, 
in welcher Beziehung ihm nach §S 369 der C. P. O. die freieſte 
Auswahl zuſtand. Und wenn ferner das B. G. nähere that⸗ 
ſächliche Angaben des Kl. für erforderlich erachtete, ſo hatte es 
nach §S 130 der C. P. O. die Pflicht, von ſeinem Fragerecht 
Gebrauch zu machen. Weshalb das B. G. ſich, wie es in den 
Gründen heißt, von der Ausübung des Fragerechts keinen Erfolg 
verſpricht bleibt unaufgeklärt und iſt nach der Sachlage um ſo 
weniger einzuſehen, als ausweislich des Thatbeſtandes I. J. der 
Kl. ſchon in der Klage den Beginn näherer Subſtantiirung 
unternommen hat. III. C. S. i. S. Buſch c. Lagershauſen 
vom 17. September 1897, Nr. 84/97 III. 

11. Ungerechtfertigt ift der Reviſionsangriff, das O. L. G. 
habe mit Unrecht die Eheleute R. und die Eheleute Z. nicht 
als Zeugen darüber vernommen, daß die Kl. mit Lehrer R. ein 
Liebesverhältniß anzuknüpfen geſucht habe. Das O. L. G. iſt 
mit Recht davon ausgegangen, daß es nicht als Aufgabe des 
Gerichts erachtet werden könne, zum Zwecke der erforderlichen 
Spezialifirung von Parteibehauptungen Beweis aufzunehmen. 
Die hier niedergelegte, auf den konkreten vorliegenden Fall 
bezügliche Auffaſſung verletzt das Geſetz nicht. II. C. S. i. S. 
Fiſcher ec. Fiſcher vom 24. September 1897, Nr. 151/97 II. 

12. Das B. G. führt aus, der Kl. habe in der I. J. 


ausdrücklich anerkannt, daß er von der Bürgſchaftsforderung die 


dem Bekl. gebührende Hälfte des Geſchäftsgewinnes in Abzug 
bringen müſſe, demgemäß dieſen halben Gewinn in Höhe von 
1258 Mark 95 Pf. von der Klageforderung gekürzt und dieſe 
um jenen Betrag ermäßigt; hierin müſſe eine Erklärung des 
Kompenſationswillens des Kl. gefunden werden, durch welche 
die Klageforderung in Höhe von 1258 Mark 95 Pf. erloſchen 
ſei und dieſe Erklärung ſei unwiderruflich. An einer ſpäteren 
Stelle der Entſcheidungsgründe ſcheint das B. G. ſogar die 
Wirkung jener Erklärung des Kl. über den Betrag von 
1258 Mark 95 Pf. hinaus auf den in der Berufungsinſtanz 
berechneten Betrag des halben Gewinns (1877 Mark 95 Pf.) 
ausdehnen zu wollen. Für dieſe Beurtheilung der erſtinſtanz— 
lichen Erklärung des Kl. als eines ihn bindenden Dispoſitions⸗ 
aktes fehlt es an der rechtlichen Grundlage. Von einem An⸗ 
erkenntniß im Sinne des § 278 der C. P. O. kann keine Rede 
ſein, da es ſich nicht darum handelt, daß der Kl. ſich einem 
von dem Bekl. durch Widerklage verfolgten Anſpruche durch 
einen rechtsgeſchäftlichen Akt unterworfen hätte, ſondern lediglich 
um das prozeſſuale Verhalten des Kl. gegenüber einer vom 
Bekl. erhobenen Einrede. Wenn der Kl., weil er dieſe Ein⸗ 
rede zunächſt für begründet erachtete (wobei noch in Frage ſteht, 


ob die von dem klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten abgegebene 
Erklärung nur von dieſem oder von dem Kl. ſelbſt ausgegangen 
ift), in I. J. feinen Anſpruch ermäßigte, jo liegt darin nur 
eine prozeſſuale Erklärung, die für die richterliche Ueberzeugung 
bei der materiellen Beurtheilung des Streitverhältniſſes ins 
Gewicht fallen kann, aber den Kl. nicht hindert, ſpäter davon 
abzugehen, die vorgeſchützte Einrede nunmehr für unbegründet 
zu erklären und den Klageantrag wieder auf den urſprünglich 
geforderten Betrag zu erweitern. In keinem Falle aber würde 
die Wirkung der klägeriſchen Erklärung, wenn ſie dispoſitiver 
Natur wäre, über denjenigen Betrag hinaus ausgedehnt werden 
können, auf den ſie ſich bezog. I. C. S. i. S. Wieſenberg 
c. Levy vom 2. Oktober 1897, Nr. 158/97 I. 8 5 

13. Kl. gründet das Rechtsmittel auf Verletzung des 
8 279 der C. P. O., indem fie geltend macht, daß die aus- 
geſprochene Verurtheilung etwas Anderes enthalte, als das von 
dem Kl. geſtellte Klagebegehren und daß, wenn dies nicht zu⸗ 
treffen ſollte, der Kl. jedenfalls durch Ablehnung eines eventuellen 
Antrages auf Verurtheilung zur Beſchlußfaſſung über die 
Tantieme das Verlangen nach einer ſolchen Verurtheilung nicht 
einmal eventuell habe ausſprechen wollen. Dieſe Angriffe 
erſcheinen indeſſen nicht durchſchlagend. Was den erſten Punkt 
betrifft, ſo kann zunächſt ein Rechtsirrthum darin nicht gefunden 
werden, daß das O. L. G. bei der Weigerung der Bekl., das 
Tantiemenverſprechen überhaupt zu erfüllen, gegenüber dem 
Verlangen des Kl., daß der Richter ſofort den als angemeſſen 
erſcheinenden Betrag der Tantieme feſtſetze und dem Kl. zu⸗ 
ſpreche, die Verurtheilung der beklagten Geſellſchaft zur Herbei⸗ 
führung einer Beſchlußfaſſung durch die eigenen Organe über 
den Betrag der Tantieme als das Mindere und darum als in 
jenem Verlangen für den Fall, daß es nicht zugeſprochen werden 
könnte, mitenthalten anſieht. Die Möglichkeit, daß bei der 
künftigen Beſchlußfaſſung eine den Betrag von 9 000 Mark 
überſteigende Summe bewilligt wird, vermag hieran nichts zu 
ändern, da die Mehrbewilligung auf eigener Entſchließung der 
Bekl. beruhen würde. Von dem Geſichtspunkte aus, daß das 
Zugeſprochene gegenüber dem Verlangten als das Mindere er- 
ſcheint, ergiebt ſich auch die Hinfälligkeit des zweiten Angriffs. 
Denn, da weder das O. L. G. annimmt, noch nach den ob— 
waltenden Umſtänden anzunehmen iſt, daß der Kl. durch Ver⸗ 
neinung der Frage des Vorſitzenden, ob er einen eventuellen 
Antrag auf Verurtheilung zur Beſchlußfaſſung ſtellen wolle, die 
Abſicht, das geſtellte Klagbegehren irgendwie einzuſchränken, 
kundgeben wollte, ſo wurde an der Befugniß des Gerichts nichts 
geändert, an Stelle der Verurtheilung zur Zahlung, welche es 
nicht für gerechtfertigt hielt, als das Mindere die Verurtheilung 
zur Herbeiführung der Beſchlußfaſſung auszuſprechen. II. C. S. 
i. S. Stinnes c. Stinnes vom 24. September 1897, 
Nr. 162/97 II. 

14. Das O. L. G. war berechtigt, den N. überhaupt als 
Zeugen zu vernehmen, da er, wie das O. L. G. richtig ausführt, 
nicht mehr Partei in der Sache war, nachdem die urſprünglich 
gegen N. mitgerichtete Klage gegen dieſen nicht weiter verfolgt 
worden und das Urtheil I. J. lediglich zwiſchen der Kl. und 
dem Bekl. L. ergangen war, fo daß in II. J. eine Streit⸗ 
genoſſenſchaft zwiſchen L. und N. nicht beſtand. Sodann konnte 
auch der Zeuge N. nach § 358 der C. P. O. beeidigt werden, 
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indem dem O. L. G. darin beizutreten iſt, daß er am Ausgange 
dieſes Rechtsſtreites nicht unmittelbar betheiligt iſt. Das 
Bürgſchaftsverhältniß zwiſchen der Kl. und L. beſteht ſelbſt⸗ 
ftändig neben dem Hauptſchuldverhältniſſe zwiſchen der Kl. und N. 
Erſteres könnte ganz in Wegfall kommen, ohne daß das letztere 
hierdurch berührt würde. Der zufällige Umſtand, daß durch 
etwaige Zahlung der Bürgſchaftsſchuld die Hauptſchuld getilgt 
würde, iſt nicht geeignet den Hauptſchuldner als an dem Aus- 
gange des Rechtsſtreits, der ſich lediglich auf das Bürgſchafts- 
verhältniß bezieht, unmittelbar betheiligt anzuſehen. Uebrigens 
würde nach dem Schlußabſatze des § 358 a. a. O. das Gericht 
auch berechtigt geweſen ſein, die nachträgliche Beeidigung des 
Zeugen N. anzuordnen, wenn er ſelbſt unmittelbar betheiligt 
wäre. II. C. S. i. S. Heyden c. Levidé vom 17. September 1897, 
Nr. 144/97 II. 

15. Die Kl. haben gegen die Abweiſung ihrer Klage durch 
Schriftſatz vom 2. Juni 1897 Berufung eingelegt und die 
Bekl. zu dem auf den 20. Oktober 1897 anberaumten Termin 
zur Berufungsverhandlung geladen. Da ſich unter den Bekl. 
Einer befindet, deſſen Aufenthaltsort unbekannt iſt, der Arbeiter 
Ignatz M., haben die Kl. beantragt, dieſem die Berufungs- 
ſchrift auf öffentlichem Wege zuſtellen zu laſſen. Das B. G. 
hat dieſes Anſuchen abgelehnt, weil der Berufungsſchriftſatz der 
Kl. keinen Antrag enthält; es iſt der Anſicht, daß nach S 188 
der C. P. O. die öffentliche Zuſtellung eines Schriftſatzes, der 
eine Ladung enthalte, nur unter der Vorausſetzung ſtatthaft 
ſei, daß in den ſolchenfalls in öffentliche Blätter einzurückenden 
Auszug aus dem Schriftſatze ein beſtimmter Antrag mit auf⸗ 
genommen werden könne. Dieſe Anſicht kann nicht gebilligt 
werden, die Beſchwerde der Kl. erſcheint gerechtfertigt. Der 
Schriftſatz, durch den die Berufung eingelegt wird, ſoll zwar 
einen Antrag auf beſtimmte Abänderungen des angefochtenen 
Urtheils enthalten ($ 480 Abſ. 2 der C. P. O.), muß das 
aber nicht (§ 479). Soll ein folder Schriftſatz öffentlich zu⸗ 
geſtellt werden (§ 186), jo kann das nach 8 187 Abſ. 2 
nur durch Anheften einer beglaubigten Abſchrift an die Gerichts— 
tafel und Einrückung eines Auszuges in die dort bezeichneten 
Blätter geſchehen, weil es ſich um einen Schriſtſatz handelt, 
der eine Ladung enthält (§ 479 Ziffer 3), Wenn nun der 
§ 188 bei Aufzählung des Inhalts, den dieſer Auszug haben 
muß, auch den Autrag des Schriftſtückes nennt, ſo kann daraus 
nicht mit dem B. R. gefolgert werden, daß die öffentliche Zu— 
ſtellung eines Schriftſatzes mit Ladung, um öffentlich zugeſtellt 
werden zu können, unter allen Umſtänden einen beſtimmten 
Antrag (Sachantrag, 88 188, 121 Abſ. 2) enthalten müſſe. 
Der in dem Titel von den Zuſtellungen ſtehende § 188 iſt 
nicht der Ort, an dem ſich die Vorſchriften über den Inhalt 
der Schriftſätze finden. Dies ſchließt zwar nicht die Möglich— 
keit aus, daß gleichwohl an dieſem Ort noch ein beſonderes 
Erforderniß der Schriftſätze für den Zweck einer öffentlichen 
Zuſtellung aufgeſtellt ſein könnte, aber eine ſolche Abſicht des 
Geſetzgebers ließe ſich doch nur dann annehmen, wenn dafür 
ein Grund erſichtlich wäre, und dies iſt nicht der Fall. Bei 
ſolchen Ladungsſchriftſätzen, die ohnehin einen Antrag enthalten 
müſſen, z. B. bei der Klageſchrift ($ 230 Ziffer 2), kann 
der Richter, wenn ſolcher Antrag fehlt, eine nachgeſuchte öffent⸗ 
liche Zuſtellung z ſchon aus dem Grunde verweigern, weil er 


ſeine Mitwirkung zu nutzloſen Akten zu verſagen berechtigt und 
verpflichtet iſt; dazu bedurfte es alſo der Vorſchrift in § 188 
nicht. Für eine Vorſchrift aber, daß denjenigen Ladungsſchrift⸗ 
ſätzen, die, wie die Berufungsſchrift (§ 479), einen Antrag 
nicht zu enthalten brauchen, blos zum Zweck einer öffentlichen 
Zuſtellung ein Antrag hinzugefügt werden müſſe, fehlt es an 
einem Grunde. Ein ſolcher Schriftſatz erfüllt auch ohne Antrag 
ſeinen Zweck, insbeſondere die Wahrung der Nothfriſt und der 
Möglichkeit eines Verſäumnißverfahrens wenn der geladene 
Gegner ausbleibt, ſobald er nur überhaupt zugeſtellt worden iſt, 
und es iſt nicht erſichtlich, welches Intereſſe die eine oder die 
andere Partei daran hätte, im Fall einer öffentlichen Zuſtellung 
einen beſtimmten Antrag zu ſtellen oder zu erfahren, deſſen es 
in dem Fall einer anderweitigen Zuſtellung nicht bedarf. Dem 
§ 188 kann daher eine über feinen Wortſinn hinausgehende 
Bedeutung nicht beigemeſſen werden, und dieſer Sinn geht nur 
dahin, vorzuſchreiben, was auszugsweiſe aus dem Schriftſtück 
veröffentlicht werden muß, wobei die allgemeine Regel beſtehen 
bleibt, daß ein Auszug nicht mehr als das auszuziehende 
Schriftſtück, alſo keinen Antrag enthalten kann, wenn das 
Schriftſtück ſelbſt keinen enthält. V. C. S. i. S. Mazur 
c. Minta vom 2. Oktober 1897, B Nr. 143/97 V. 

16. Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht er- 
halten werden. Die Entſcheidung beruht darauf, daß der end- 
gültige Abſchluß des von dem Bekl., Rkl. der Klage entgegen⸗ 
gehaltenen Darlehensvertrags nach den erhobenen Beweiſen 
verneint und vielmehr angenommen wurde, daß zwiſchen den 
Parteien nur Vorverhandlungen über die behauptete Darlehens⸗ 
zuſage ohne bindende Wirkung ſtattgefunden haben. Hierbei iſt 
neben dem Zeugenbeweiſe insbeſondere auf die von dem Bekl. 
nach dem Thatbeſtande in der Berufungsverhandlung übergebene 
Korreſpondenz Gewicht gelegt worden. Den in den Briefen 
der Kl. vom 15. und 18. Juli 1896 enthaltenen Zuſagen wird 
ein ſpäterer Brief derſelben vom 20. Juli 1896 entgegengeſtellt, 
nach welchem Kl. ſich nur dahin erklärt, daß ſie nicht abgeneigt 
ſei, dem Bekl. die gewünſchte zweitſtellige Hypothek von 
25000 Mark zu geben, den Bekl. aber zunächſt noch um Mit: 
theilung darüber erſucht, hinter welcher Summe dieſelbe ein— 
getragen werden würde, auch die Ueberſendung einer Taxe und die 
Angabe des Bierkonſums des Bekl. zu erhalten wünſcht. Ein 
Brief der Kl. vom 20. Juli 1896 hat nun aber in der Ver⸗ 
handlung nicht vorgelegen, vielmehr hat der Bekl. einen Brief 
der Kl. des angeführten Inhalts vom 20. Juni 1896 nach 
ſeiner vorbereitenden Schrift vom 22. April 1897 auf der Ge⸗ 
richtsſchreiberei hinterlegt, welcher ſich bei den Gerichtsakten be⸗ 
findet und nach dem Thatbeſtande von dem Bekl. zum Gegen⸗ 
ſtand der Verhandlung gemacht worden iſt. Das B. G. hat 
daher ein in das ſpätere Stadium der Unterhandlungen fallen⸗ 
des Beweismittel benutzt, welches nicht vorlag, indem es irr— 
thümlich den Brief vom 20. Juni 1896 als einen Brief vom 
20. Juli 1896 verwerthete. Darin iſt nicht eine bloße unrich⸗ 
tige thatſächliche Beurtheiluug oder Beweiswürdigung, welche 
der Reviſion unzugänglich wäre, zu erblicken, ſondern eine für 
die ergangene Entſcheidung überdies unzweifelhaft kauſale Akten⸗ 
widrigkeit, welche zur Aufhebung des Urtheils unter Zurück— 
verweiſung der Sache an das B. G. führen mußte. § 516 
Abſ. 2 Ziffer 3 der C. P. O. Die zugleich ausgeſprochene 


548 


Niederschlagung der Gerichtsgebühren der Reviſionsinſtanz beruht 


auf der Anwendung der Befugniß des § 6 des G. K. G., da 
durch die erwähnte unrichtige Behandlung der Sache dieſe Ge⸗ 
bühren ohne Schuld des Bekl. entſtanden ſind. II. C. S. i. S. 
Schapitz c. Wicküler⸗Küpper Brauerei vom 24. September 
1897, Nr. 165/97 II. | 

17. Anhaltiſcher Rechtsfall. Die Zurückweiſung des kläge⸗ 
riſchen Antrages auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung wird 
durch die dem angefochtenen Beſchluſſe des O. L. G. angefügten 
Entſcheidungsgründe nicht gerechtfertigt. Die Kl. haben diejenigen 
Thatſachen dargelegt, aus welchen ſie ihr Erbrecht herleiten und 
den erhobenen Klaganſpruch begründen. Der Umſtand, daß die 
Entſcheidung über ihre bezüglichen Rechte noch von der Be⸗ 
urtheilung einer kontroverſen Rechtsfrage über den Eintritt der 
transmissio Justinianea abhängt, und daß bei dieſer Sach⸗ 
lage die Berufung des Bekl. bei ſeinem Antrage auf Be⸗ 
willigung des Armenrechtes nicht im voraus für völlig aus⸗ 
ſichtslos erachtet iſt, ſteht dem Antrage der Kl. nicht entgegen. 
Für denſelben kommen auch die vom Bekl. vorgeſchützten Ein⸗ 
reden hier nicht in Betracht, und bedurfte es nicht der Glaub— 
haftmachung des Umſtandes, daß die Kl. einen etwa in Betreff 
dieſer Einreden zu leiſtenden Eid auszuſchwören gewillt ſeien. 
Der Antrag auf Schutz des in der Klage verfolgten Rechtes 
gegen nachtheilige Veränderungen bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits iſt daher begründet, inſofern die 
ſonſtigen Vorausſetzungen des Antrages vorliegen, und iſt in 
dieſer Beziehung darauf zu verweiſen, daß, wie auch im an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſe hervorgehoben iſt, der Nachweis einer 
beſonderen Gefahr für eine Vormerkung nach § 11 des An⸗ 
haltiſchen Geſetzes Nr. 450 ausdrücklich erlaſſen, und dieſe Vor⸗ 
ſchrift nach §S 16 Nr. 4 des E. G. zur C. P. O. bei Beſtand 
geblieben iſt. Der Erlaß derjenigen Anordnungen, welche nach 
dem maßgebenden Landesrecht gemäß § 11 eit. zur Bewirkung 
der Eintragung einer das in der Klage verfolgte Recht ſchützenden 
Vormerkung erforderlich find, konnte auch nicht um deswillen 
verſagt werden, weil die im § 11 eit. bezielten Vormerkungen 
ſich nur auf Eintragungen und Löſchungen oder deren Anfechtung 
beziehen, und ein direkt hierauf gerichteter Klaganſpruch nicht 
vorliegt. Der Antrag auf Erlaß der begehrten einſtweiligen 
Verfügung konnte auch unabhängig von der Klage geſtellt 
werden, und war es nicht erforderlich, daß der Klagantrag ſich 
nach ſeinem Inhalt mit dem Antrage auf Erlaß der einſtweiligen 
Verfügung deckte. Hiernach war die angefochtene Entſcheidung 
aufzuheben, und erſchien es nach Lage der Sache angemeſſen, 
die in Maßgabe dieſes Beſchwerdebeſcheides erforderlichen An⸗ 
ordnungen nach § 538 der C. P. O. dem O. L. G. zu über- 
tragen. III. C. S. i. S. Lingener c. Döbbel vom 28. September 
1897, B Nr. 186/97 III. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

18. Die Reviſion wirft dem B. R. zunächſt vor, daß er ſich 
darauf beſchränkt habe, zu prüfen, ob der vom Bekl. im Ver- 
theilungsverfahren geltend gemachte Anſpruch von 70 000 Mark 
ſimulirt ſei, daß er ſich dagegen über die Anfechtbarkeit dieſes 
Anſpruchs überhaupt nicht geäußert habe. Dies iſt an ſich 
richtig. Aber ein Angriff ließe ſich hieraus gegen die Vor⸗ 
entſcheidung nur dann herleiten, wenn der B. R. Veranlaſſung 
gehabt hätte, in eine Prüfung darüber einzutreten, ob der An⸗ 


ſpruch des Bekl. der Anfechtung unterliege. Dies iſt nicht der 
Fall. Denn die Klage iſt lediglich darauf geſtützt, daß der 
Anſpruch, weil er auf ſimulirten Verträgen beruhe, überhaupt 
nicht berückſichtigt werden könne. Daß daneben auch noch die 
Vorausſetzungen der Anfechtbarkeit behauptet würden, läßt ſich 
aus der Klage nicht entnehmen, wie denn auch in ihr nicht 
einmal der Verſuch gemacht iſt, die einzelnen Vorausſetzungen 
des Anfechtungsgeſetzes vom 21. Juli 1879 als vorliegend nach⸗ 
zuweiſen. Ebenſowenig enthält hierüber der Thatbeſtand der 
ergangenen Urtheile etwas. Die Reviſion legt zwar darauf 
Gewicht, daß bereits in der Klage behauptet ſei, die Verträge 
ſeien ſimulirt und nur zu dem Zwecke abgeſchloſſen, um die in 
Rede ſtehenden Sachen, welche jederzeit Eigenthum des B. 
geblieben ſeien, vor dem Zugriffe ſeiner Gläubiger zu ſchützen. 
Aber damit iſt nicht das Fundament der Anfechtbarkeit ein⸗ 
geführt, ſondern nur der Zweck der Simulation angegeben. 
Hätte die Klage außer auf die Behauptung der Simulation, 
auch auf die Beſtimmungen des Anfechtungsgeſetzes gegründet 
werden ſollen, ſo hätte dies in anderer Weiſe und durch den 
Nachweis geſchehen müſſen, daß die Vorausſetzungen dieſes 
Geſetzes vorliegen. Davon iſt nirgends die Rede. Nun hat 
allerdings der I. R. in ſeinen Entſcheidungsgründen die Be⸗ 
merkung eingeflochten, der Kaufvertrag ſei nicht nur zum 
Schein, ſondern auch in der Abſicht, die Gläubiger zu benach— 
theiligen, geſchloſſen worden. Dies ſcheint auf Anfechtbarkeit 
hinzudeuten. Daß ſich der B. R. auch hierdurch nicht hat 
beſtimmen laſſen, die Frage der Anfechtbarkeit zu erörtern, iſt 
aber durchaus zu billigen. Denn er würde damit, weil die 
Klage auf dieſes Fundament nicht geſtützt war, geradezu gegen 
§ 489 der C. P. O. verſtoßen und der Klage eine Begründung 
ſubſtituirt haben, die ihr der Kl. nicht gegeben hatte. V. C. S. 
i. S. Gans c. Riederich vom 22. September 1897, Nr. 57/97 V. 

Zur Rechtsanwaltsgebührenordnung. 

19. In dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe iſt u. A. in den 
Betrag der von dem Kl. dem Bekl. nach rechtskräftigem Urtheile 
zu erſtattenden Prozeßkoſten II. J. %ıo Prozeßgebühr des be- 
klagtiſchen Prozeß bevollmächtigten I. J., welcher in der II. J. 
als Korreſpondenzmandatar im Sinne des § 44 der R. A. G. O. 
für den Bekl. thätig war, aufgenommen worden. Gegen dieſen 
Beſchluß war von Seiten des Kl. die ſofortige Beſchwerde in 
zwei Richtungen eingelegt worden: einmal betreffs der Höhe 
des Werthes des Streitgegenſtandes, welche von dem Bekl. der 
Berechnung aller Rechtsanwaltsgebühren zu Grunde gelegt 
wurde, und ſodann betreffs der Zubilligung der erwähnten 
0 Prozeßgebühr. Gegen den Beſchluß des Beſchwerdegerichts, 
welcher die ſofortige Beſchwerde in ihrem erſten Theile als 
unbegründet zurückgewieſen und in ihrem zweiten Theile für 
begründet erachtet hat, iſt in letzterer Beziehung die weitere 
ſofortige Beſchwerde des Bekl. gerichtet. Das. Beſchwerdegericht 
geht in dem angefochtenen Beſchluſſe von der Erwägung aus, 
daß die Gebühr aus § 44 der R. A. G. O. nur dann be- 
anſprucht werden könne, wenn der Rechtsanwalt in derſelben 
Inſtanz lediglich den Verkehr der Partei mit dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten vermittelt habe, und daß dieſe Gebühr alſo 
dann ausgeſchloſſen ſei, wenn mit der Thätigkeit des Kor- 
reſpondenzmandatars noch eine anderweite anwaltliche Thätigkeit 
deſſelben in der nämlichen Inſtanz konkurrire. Dieſe Be- 
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gründung trägt in den § 44 der R. A. G. O. eine Be⸗ 
ſchränkung hinein, welche in demſelben nicht enthalten iſt. 
Denn indem in der Geſetzesſtelle beſtimmt iſt, daß dem Rechts- 
anwalte, „welcher lediglich den Verkehr der Partei mit dem 
Prozeß bevollmächtigten führt“, eine Gebühr zuſteht, ſollte mit 
dem Worte „lediglich“ die Begrenzung der anwaltlichen Thätig⸗ 
keit, welche durch die fragliche Gebühr abgegolten wird, gegeben 
werden. Keineswegs iſt aber dadurch beſtimmt, daß bei einer 
über jene Thätigkeit als Korreſpondenzmandatar hinausgehenden 
Mühewaltung des Rechtsanwalts Letzterer die Gebühr aus $ 44 
der R. A. G. O. nicht erhalte. Dies ſteht denn auch in der 
Rechtſprechung des R. G. feſt (Juriſt. Wochenſchr. von 1890 
S. 360 Ziff. 5). Es kann deshalb ganz dahin geſtellt bleiben, 
ob der beklagtiſche Prozeß bevollmächtigte I. J., welchem von 
dem beklagtiſchen Prozeß bevollmächtigten II. J. die Vertretung 


in den mündlichen Verhandlungen der Berufungsinſtanz gemäß 


§ 27 der Rechtsanwaltsordnung übertragen worden war und 
der in der erſten mündlichen Berufungsverhandlung vom 1. April 
1896 dieſe Vertretung wahrgenommen hatte, oder der beklagtiſche 
Prozeß bevollmächtigte II. J. die Verhandlungsgebühr von dem 
Bekl. zu beanſpruchen hat. Es iſt vielmehr, auch abgeſehen 
hiervon, der Anſpruch des beklagtiſchen Korreſpondenzmandatars 
II. J. aus § 44 der R. A. G. O. begründet und es iſt, da 
Seitens des Beſchwerdegerichts bedenkenfrei ermeſſen iſt, daß 
dieſe Koſten zur zweckentſprechenden Rechtsvertheidigung des 
Bekl. im Sinne des § 87 Abſ. 1 der C. P. O. nothwendig 
waren, der Kl. zu deren Erſatz dem Bekl. verpflichtet. Dem⸗ 
gemäß iſt der weiteren ſofortigen Beſchwerde des Bekl. ſtatt⸗ 
zugeben, der Beſchluß des Beſchwerdegerichts, ſoweit angefochten 
aufzuheben und wie geſchehen zu erkennen. Einer Würdigung, 
ob der Anſpruch auf %ıo Prozeßgebühr auch auf § 45 der 
R. A. G. O. geſtützt werden könne, weil der beklagtiſche Prozeß 
bemächtigte I. J. in der Berufungsinſtanz (neben feiner Thätig- 
keit aus § 44 der R. A. G. O.) den Bekl. auch in einem nur 
zur Beweisaufnahme beſtimmten Termine vor einem erſuchten 
Richter vertreten hat, bedarf es daher nicht mehr. III. C. S. 
i. S. Roſenthal c. Velten Konk. vom 28. September 1897, 
B Nr. 176/97 III. 

II. Das Handelsrecht. 

20. Der Angriff der Reviſion, daß die 2000 Mark, wenn 
ſie Vorſchuß geweſen wären, nicht hätten verzinſt werden dürfen, 
iſt ebenfalls unbegründet, da, wie das B. G. mit Recht an⸗ 
nimmt, mit der Natur eines Vorſchuſſes die Abrede einer Ver⸗ 
zinſung deſſelben durchaus nicht unvereinbar iſt, Kaufleute im 
Gegentheil, und zu dieſen gehört Kl., nach Art. 209 des 
H. G. B. von ihren Vorſchüſſen ohne weiteres Zinſen fordern 
können. VI. C. S. i. S. Gutsverwaltung von Gräflich Lang⸗ 
heim c. Wiedmann vom 27. September 1897, Nr. 116/97 VI. 

21. Das B. G. legt den Vertrag vom 8. März 1895 
dahin aus, daß der Bekl. ſchlechthin berechtigt ſei, von dem 
Betrage, den er als Bürge oder Garant zu zahlen habe, die 
Hälfte der Differenz zwiſchen Einkaufs⸗ oder Verkaufspreiſen 
in Abzug zu bringen. Dieſe weſentlich aus dem Wortlaute 
des Vertrages geſchöpfte Auslegung des Vertrages läßt jedoch, 
obgleich ſie in dem Verhalten des Kl. in der I. J. eine gewiſſe 
Unterſtützung findet, eine nähere Abwägung der durch den 
Vertrag begründeten Rechtsſtellung beider Parteien vermiſſen. 


0 
Nach dem Vertrage ſoll der Bekl. dem Kl. für den Eingang 
von 19 000 Mark voll, für den Mehrbetrag zur Hälfte als 
ſelbſtſchuldneriſcher Bürge haften, während der Kl. das Riſtko 
für die andere Hälfte dieſes Mehrbetrages übernimmt. Als 
Gegenleiſtung für die Uebernahme der Garantie iſt dem Bekl. 
die Hälfte des Nutzens aus dem Geſchäft (Ueberſchuß der Ver⸗ 
kaufspreiſe über die Einkaufspreiſe) zugeſichert. Berückſichtigt 
man in dieſem Zuſammenhange der Vertragsbeſtimmungen vor⸗ 
nehmlich, daß der Kl. nur bezüglich der Hälfte des die Summe 
von 19 000 Mark überſteigenden Betrages ein Riſiko tragen 
ſoll, ſo gelangt man dahin, daß dem Kl. 19 000 Mark und 
die Hälfte des Mehrbetrages der Verkaufspreiſe in jedem Falle 
geſichert ſein ſoll, von einem Antheil des Bekl. an dem Nutzen 
des Geſchäfts alſo erſt dann die Rede fein kann, wenn mehr 
als dieſer dem Kl. geſicherte Betrag eingegangen iſt. Es iſt 
jedoch noch eine andere Aüffaſſung des Vertragswillens möglich. 
Unterſtellt man, daß die Parteien davon ausgegangen ſind, der 
Einkaufspreis der Steine werde 19 000 Mark betragen, ſo daß 
der Mehrerlös den Gewinn darſtellen würde, an dem der Bekl. 
zur Hälfte betheiligt war, zugleich aber für die andere Hälfte 
(neben dem voll garantirten Betrage von 19 000 Mark) dem 
Kl. als Bürge haftete, ſo würde ſich als Vertragswille denken 
laſſen, daß dem Kl. der Einkaufspreis von 19 000 Mark in 
jedem Falle erſtattet werden, wegen des Gewinnes aber beide 
Theile in der Weiſe gleichgeſtellt ſein ſollten, daß der Bekl. von 
demjenigen Betrage, den er dem Kl. über 19 000 Mark hinaus 
als Bürge zu zahlen hatte, die Hälfte für ſich als Gewinn— 
antheil zurückbehalten könnte. Welcher der möglichen Vertrags- 
auslegungen der Vorzug zu geben iſt, iſt in dem B. U. nicht 
erörtert, da daſſelbe ohne weitere Begründung die dem Wort- 
laute des Vertrages entſprechende Auslegung aufſtellt und es 
verabſäumt, aus dem Zuſammenhange der Vertragsbeſtimmungen 
und ihrer Grundlagen, ſowie aus der Natur des Rechts 
verhältniſſes den Willen der Kontrahenten zu ermitteln (Art. 278 
des H. G. B.) und die für die gewonnene Ueberzeugung leitend 
geweſenen Gründe näher darzulegen ($ 259 der C. P. O.). 
Das dieſe geſetzlichen Vorſchriften verletzende B. U. war deshalb 


aufzuheben. I. C. S. i. S. Wieſenberg c. Levy vom 2. Oktober 


1897, Nr. 158/97 I. 

22. Es iſt nicht richtig, daß ſchon allein ein doloſes Ver⸗ 
halten oder ein Betrugsverſuch des Verkäufers in Erfüllung des 
Kaufvertrages zur Anwendung des Art. 350 H. G. B. genügt. 
Derſelbe beſtimmt vielmehr, daß der Verkäufer ſich nicht auf 
die Beſtimmungen der Art. 347 und 349 1. c. im Falle eines 
Betruges berufen könne. Es wird alſo nicht ein blos 
beabſichtigter oder verſuchter, ſondern ein wirklich eingetretener, 
ein vollendeter Betrug, wenn auch nicht, wie ſich aus den 
Protokollen der Kommiſſion zur Berathung eines Handelsgeſetz- 
buchs ergiebt, im ſtrafrechtlichen, ſondern im civilrechtlichen 
Sinne, erfordert. Hierzu gehört aber vor Allem, daß durch 
das argliſtige Verhalten des Verkäufers ein Irrthum des 
Käufers über die Beſchaffenheit der überlieferten Waare hervor⸗ 
gerufen und der Käufer in den Glauben verſetzt worden iſt, 
daß vertragsmäßig geliefert worden ſei, und daß er deshalb 
die rechtzeitige Rüge bezw. Klageerhebung wegen der mangel- 
haften Beſchaffenheit der Waaren unterlaſſen hat. (Puchelt, 
Handelsgeſetzbuch, IV. Auflage, Bd. II S. 1012 sq.; Staub, 
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V. Auflage, S. 911; Makower, XI. Auflage, S. 451; 
R. O. H. G. Bd. II S. 192, Bd. IV S. 186.) Ju dieſem 
Sinne hat das O. L. G. den Art. 350 richtig angewendet. 
Indem es aus den in dem Schreiben der Bekl. vom 7. März 
1894 enthaltenen Zuſicherungen einer peinlichen Reviſion der 
gelieferten Waaren in Verbindung mit der in den Eid der 
Direktoren der Bekl. geſtellten Behauptung der Kl., daß ihnen 
der gerügte ſchlechte Zuſtand der Waaren bekannt geweſen ſei, 
die Möglichkeit eines doloſen Verhaltens der Bekl. entnimmt, 
erachtet es daſſelbe doch deshalb für bedeutungslos, weil 
thatfächlich feſtſtehe, daß die Waare ſofort nach ihrer Ankunft 
bei der Württembergiſchen Kattunmanufaktur unterſucht, deren 
angebliche mangelhafte Beſchaffenheit feſtgeſtellt und der Kl. 
mitgetheilt worden ſei, und dieſe nun auch ihrerſeits rechtzeitig 
die Waare der Bekl. gegenüber beanſtandet habe, von einer 
Täuſchung der Kl. über die Beſchaffenheit der Waare daher 
keine Rede fein koͤnne. Hiernach bedurfte es auch einer weiteren 
Feſtſtellung dahin, daß die Kl. dem Schreiben der Bekl. vom 
7. März 1894 keinen Glauben geſchenkt habe, nicht. Denn, 
wenn auch wirklich die Kl. bei Empfang dieſes Briefes den 
darin enthaltenen Zuſicherungen geglaubt haben ſollte, ſo lag 
doch dieſe Täuſchung nicht mehr vor, als fie wenige Tage 
ſpäter von der mangelhaften Beſchaffenheit der Waare Mit⸗ 
theilung erhielt und nun ſelbſt dieſelbe der Bekl. gegenüber 
rügte. Sie konnte jetzt noch innerhalb der ſechsmonatlichen 
Friſt Klage anſtellen; wenn ſie dieſes verabſäumt hat, ſo lag 
die Urſache davon nicht in einer durch das Verhalten der Bekl. 
hervorgerufenen Täuſchung der Kl. II. C. S. i. S. Schulte 
u. Co. c. Gladbacher Spinnerei und Weberei vom 21. Sep⸗ 
tember 1897, Nr. 147/97 II. Ä 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

23. Ein ablösbares Zwangs- und Bannrecht kann auch 
gegen diejenigen ausgeübt werden, welche erſt nach dem Inkraft⸗ 
treten des 8 10 der Gewerbeordnung in den Bannbezirk ihren 
Wohnſitz erlangt oder den belaſteten Gewerbebetrieb begonnen 
haben. Ver. C. S. i. S. Zupke c. Köppen vom 8. Juli 1897, 
Nr. 176/96 V. 

Zum Patentgeſetz. 

24. Als begründet erweiſt die Reviſion ſich hinſichtlich der 
in die Zeit vom 10. Februar 1892 an fallenden Patent⸗ 
verletzungen. Das ausſchließliche Recht des Patentinhabers, 
wie es in § 4 des Patentgeſetzes beſtimmt iſt, geht nicht nur 
dahin, den Gegenſtand der Erfindung gewerbsmäßig in Verkehr 
zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen, ſondern umfaßt 
auch ſchon die gewerbsmäßige Herſtellung. Unter Herſtellung 
aber iſt die geſammte Thätigkeit, durch welche der Gegenſtand 
geſchaffen wird, von ihrem Beginn an zu verſtehen; es würde 
eine unftatthafte, weder durch den Wortlaut noch durch Zu- 
ſammenhang und Zweck des Geſetzes gerechtfertigte Auslegung 
ſein, wollte man nur den letzten, die Vollendung unmittelbar 
herbeiführenden Thätigkeitsakt als die Herſtellung betrachten. 
Demgemäß gehört, wenn der Patentſchutz Sachen betrifft, die 
ſich aus mehr oder minder ſelbſtſtändigen Theilen zuſammen⸗ 
ſetzen, um ſpeziell bei Kombinationspatenten auch ſchon die 
Anfertigung der Objekte, die als Theile zu dienen beſtimmt 
find, in den Bereich der Herſtellung des patentirten Gegen⸗ 


ſtandes. Die Erfindung iſt dadurch in Benutzung genommen. 
Nur dann trifft dies nicht zu, wenll die Einzelgegenſtände ihrer 
objektiven Beſchaffenheit nach jeder beſonderen Beziehung zu 
dem Gegenſtande der Erfindung ermangeln, insbeſondere wenn 
die zur Benutzung beſtimmten Rohſtoffe, auch nach ihrer erſten 
Bearbeitung von ſo allgemeiner Verwendbarkeit und ſo allgemein 
erſetzbar find, daß in ihnen ein irgendwie ſpezieller Werth für 
den Gegenſtand ſich nicht verkörpert. I. C. S. i. S. Meinert 
c. Krüger vom 18. September 1897, Nr. 98/97 J. 

Zum Zeichen- und Muſterſchutzgeſetz. 

25. Dem B. U. iſt darin überall beizutreten, daß als 
Gebrauchsmuſter im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 1. Juni 
1891 nicht ein Verfahren zu ſchützen iſt. Wenn alſo der 
Bekl. Naturpapiere, wie fie aus der Maſchine gekommen find, 
ohne vorheriges Streichen gouffrirt d. h. mittelſt einer Maſchine 
ſo preßt, daß ſie lederartig genarbt erſcheinen, während die 
Papiere früher nur gouffrirt ſeien, nachdem fie mit einem auf⸗ 
geſtrichenen Ueberzuge verſehen waren: ſo eignet ſich dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit des Verfahrens, auch wenn ſie gewiſſe Vortheile 
gewährte, unter Anderem etwa das Papier für den Druck 
leichter verwendbar machen ſollte, nicht zu einem Gebrauchs- 
muſterſchutze. Ohne Geſetzesverletzung hat ſodann aber der 
B. R. angenommen, daß das durch dies angeblich neue Ver— 
fahren gewonnene Produkt keine neue Geſtaltung, Anordnung 
oder Vorrichtung aufweiſt. Der Bekl. iſt deshalb mit Recht 
zur Bewilligung der Löſchung der eingetragenen Muſter ver⸗ 
urtheilt. I. C. S. i. S. Ullſtein c. Papierfabrik Penig vom 
22. September 1897, Nr. 186/97 J. 

26. Der Angriff, daß der „Rechtsbegriff der Wiſſentlichkeit“ 
vom O. L. G. verletzt worden ſei, konnte keinen Erfolg haben. 
Das O. L. G. hat ſich in dieſer Beziehung der Auffaſſung 
angeſchloſſen, welche in zahlreichen Entſcheidungen der Straf- 
ſenate des R. G. ausgeſprochen worden iſt und der auch der 
I. C. S. in einem das Pat. G. betreffenden Urtheile vom 
9. Juni 1888 (Entſch. Bd. 21 S. 68 ff.) beigetreten iſt. Von 
dieſer Auffaſſung abgehen zu wollen und eine Entſcheidung der 
vereinigten C. S. und Strafſenate darüber einzuholen, giebt 
dem erkennenden Senate die vorliegende Sache keine Ver⸗ 
anlaſſung. Ob aber das O. L. G. auf Grund der erwähnten 
rechtlichen Auffaſſung mit Recht angenommen habe, die Bekl. 
habe die Möglichkeit, daß ein zu Gunſten der Kl. eingetragenes 
Zeichen beſtehe, im Auge gehabt und auch für dieſen Fall den 
Gebrauch der Nachbildung gewollt, entzieht ſich, ſoweit der 
Gebrauch des erſten, von der Bekl. verwendeten Zeichens in 
Frage ſteht, der Nachprüfung des Reviſionsgerichtes, weil es 
ſich dabei im Weſentlichen um Würdigung der thatſächlichen 
Verhältniſſe handelt. II. C. S. i. S. Rittershaus u. Sohn 


c. Barmener A.⸗G. für Beſatzinduſtrie vom 28. September 1897, 


Nr. 154/97 II. 

27. Als begründet erſcheint der Angriff, das O. L. G. 
habe mit Unrecht angenommen, daß der bezüglich des zweiten 
Zeichens von der Bekl. behauptete Irrthum nur ein Rechts⸗ 
irrthum ſein könne. Die Bekl. hat in dieſer Beziehung geltend 
gemacht, ſie ſei von der Auffaſſung ausgegangen, eine Ver⸗ 
wechslung der beiden Zeichen ſei mit Rückſicht auf die vor⸗ 
liegenden, ſehr erheblichen Abweichungen ausgeſchloſſen. Zu 
dieſer Auffaſſung konnte ſie, auch wenn ſie das Geſetz kannte 
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und richtig auslegte, durch Beurtheilung der thatſächlichen Ver— 
hältniſſe gelangen, in der auch ſolche Perſonen von einander 
abweichen können, die von der nämlichen Rechtsauffaſſung aus- 
gehen. Das O. L. G. hat ſonach mit Unrecht angenommen, 
ein etwaiger Irrthum der Bekl. müſſe ein Rechtsirrthum ſein. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

28. Das B. U. beruht auf der Ausführung, daß das ge- 
ſchützte Fabrikat kein Gebrauchsmuſter, ſondern ein Geſchmacks⸗ 
muſter darſtelle, weil die Pfaufeder ſowohl im Urzuſtande wie 
als Imitation der Reiherfeder lediglich Schmuckgegenſtand, ihr 
auch durch das in den Anmeldungen beſchriebene Verfahren 
keine neue Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung und noch 
weniger eine ſolche Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung 
gegeben ſei, die dem wirthſchaftlichen oder techniſchen Nutzzwecke 
diene. Die Imitation diene nur dem Verzierungszwecke. Die 
von der Reviſion angeregte Frage, ob der B. R. ſich nicht durch 
ſeine Annahme, daß ein Geſchmacksmuſter vorliege, mit dem 
Urtheil des R. G. vom 6. Mai 1893 in Sachen Lewinſohn 
wider Schmidt und Koenemann, I. 58/93, in Widerſpruch geſetzt 
habe, kann auf ſich beruhen. Denn dem B. R. kann darin 
nicht beigetreten werden, daß die eingetragene imitirte Feder 
(Büſchel) kein Gebrauchsmuſter ſei. Richtig iſt, daß dem Bekl. 
das in feinen Anmeldungen beſchriebene Verfahren zur Her- 
ſtellung der Imitation als ſolches und getrennt von dem 
Produkte als Muſter nicht geſchützt werden kann. Das R. G. 
hat auch ausgeſprochen, daß ein Schmuckgegenſtand als ſolcher 
kein Gebrauchsgegenſtand im Sinne des Geſetzes vom 1. Juni 
1891 und daß der Gebrauchszweck im Sinn dieſes Geſetzes ein 
wirthſchaftlicher oder techniſcher Nutzzweck iſt. Entſch. Bd. 36 
S. 57. Angemeldet und eingetragen als Muſter iſt aber auch 
nur die imitirte Reiher (Paradiesvogel) Feder und der imitirte 
Reiherfederbüſchel. Die Anmeldung, die nach § 2 Abſ. 2 des 
Geſetzes die neue, dem Gebrauchszweck dienende Geſtaltung oder 
Vorrichtung angeben muß, und das Muſter durch dieſe Angabe 
charakteriſirt, Entſch. des R. G. Bd. 33 S. 99, bezeichnet nach 
dem Zuſammenhang ihrer Angaben nicht das Verfahren als 
das Neue, ſondern die Imitation, d. h. die Geſtaltung der 
Reiherfeder und des Reiherfederbüſchels aus einer Pfaufeder. 
Weder der Begriff der Geſtaltung, noch der Zweck des Geſetzes 
ſteht entgegen, in ſolcher Imitation eine Geſtaltung zu finden. 
Und dieſe einzelne imitirte Reiherfeder (Reiherfederbüſchel) iſt 
nicht als Schmuckgegenſtand gedacht, auch nicht zu denken, ſondern 
als Faktor oder Material zur Herſtellung von Schmuck— 
gegenſtänden. Wird dieſer in der mündlichen Verhandlung 
vom Bekl. mit Recht hervorgehobene Geſichtspunkt beachtet, ſo 
fehlt es der Imitation und der in ihr enthaltenen Geſtaltung 
nicht an dem wirthſchaftlichen Nutzzweck des Geſetzes, der eben 
in der Verwendung zur Herftellung eines andern Ge— 
brauchsgegenſtandes beſteht, wobei darauf nichts ankommt, 
daß dieſer Gebrauchsgegenſtand ein Schmuckgegenſtand iſt. 
Darnach iſt die Begründung, durch die der B. R. zu dem 
Urtheil auf Löſchung der Muſter gelangt iſt, nicht durchgreifend. 
Es fragt ſich nur, ob die Geſtaltung der Pfaufeder zu einer 
imitirten Reiherfeder als eine neue Geſtaltung im Sinne des 
Abf. 2 § 1 des Geſetzes anzuſehen iſt. Der Bekl. behauptet, 
daß vor feiner Anmeldung die imitirte Reiherfeder aus Pfau⸗ 
feder und Pfaufederbüſchel unbekannt geweſen ſei. Nach dieſer 


Richtung hin enthält das B. U. eine ſichere und klare Zeft- 
ſtellung nicht. I. C. S. i. S. Lewinſohn c. Freyſtadt u. Gen. 
vom 22. September 1897, Nr. 122/97 J. 

29. Der B. R. erachtet in Uebereinſtimmung mit dem 
I. R. für glaubhaft gemacht, daß die von der Bekl. für ihre 
Fabrikate angewendete Ausſtattung derjenigen der Fabrikate der 
Kl. in der Hauptſache gleicht und daß trotz der im Einzelnen 
vorhandenen Abweichungen die Gefahr der Verwechſelung durch 
die betheiligten Kreiſe vorliegt. Beide Inſtanzen betonen den 
Geſammteindruck der Erſcheinung der Ausſtattungen, den zu 
entkräften fie die, wenn auch in namhafter Anzahl vorhandenen 
geringfügigen Verſchiedenheiten nicht für geeignet halten, es 
wäre denn, daß man Packete beider Gattungen unmittelbar 
neben einander hielte. Einen Rechtsirrthum laſſen dieſe An⸗ 
nahmen, deren Nachprüfung in thatſächlicher Hinſicht nicht Auf: 
gabe des Reviſtonsgerichts iſt, nicht erkennen. Um den $ 15 
des Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 
1894 als anwendbar erſcheinen zu laſſen, genügt ein ſolches 
Maß von Aehnlichkeit, daß für die weiteren Kreiſe des Publikums, 
die Konſumenten, welche nur auf das Erinnerungsbild angewieſen 
ſind und eine körperliche, auf die minutiöſen Einzelheiten beider 
Ausſtattungen eingehende Vergleichung nicht vorzunehmen pflegen, 
die Gefahr einer Verwechſelung gegeben iſt. I. C. S. i. S. 
Weber c. Weber vom 25. September 1897, Nr. 215/97 J. 

IV. Das Gemeine Recht. 

30. Es kann dahin geſtellt bleiben, ob für die Beſeitigung 
einer mit Genehmigung des Eigenthümers und Erblaſſers der 
Kl. auf dem Grundſtücke qu. errichteten Anlage überall die 
actio negatoria begründet iſt; denn zur Zeit iſt nur in Frage, 
welche Klage die Kl. hat erheben wollen und erhoben hat. 
Mag nun auch nach der Begründung des Klaganſpruchs 1 für 
dieſen die Erhebung der negatoriſchen Klage anzunehmen ſein, 
ſo hat doch die Kl. nach dem erſtinſtanzlichen Thatbeſtande den 
Antrag auf Beſeitigung des Damms keineswegs ausſchließlich 
auf ihr Eigenthum geſtützt und inſoweit ausſchließlich die Eigen- 
thumsklage erhoben. Die Kl. hat ſich allerdings auf ihr Eigen⸗ 


thum berufen, zugleich aber auch den weſentlichen Inhalt des 


Vertrags mitgetheilt, die Beendigung des Abbaues behauptet, 
die gleichwohl fortgeſetzte Benutzung des Dammes und des 
Geleiſes zu anderem Zwecke als dem Vertrage zuwiderlaufend 
bezeichnet und daher den Bekl. für verbunden erklärt, den 
Damm nebſt Bahn zu beſeitigen. Hiernach kann es nicht wohl 
einem Zweifel unterliegen, daß die Kl. ſchon in I. J. die Be— 
ſeitigung des Damms zugleich als eine Vertragspflicht oder doch 
als eine aus Vertragsverletzung entſpringende Verpflichtung des 
Bekl. hat geltend machen wollen und auch geltend gemacht hat. 
Die weiteren Ausführungen der Kl. in der II. J. ſind daher 
nicht Klagänderung, kommen vielmehr als Erläuterungen des 
Anſpruchs in Betracht. Daß die Kl. ihr Eigenthum „in den 
Vordergrund“ geſtellt hat, ſchließt den Willen nicht aus, den 
Anſpruch zugleich als einen obligatoriſchen zu verfolgen und 
unhaltbar iſt die Anſicht des B. G., daß die Vertragsklage 
der Kl. keinen Schutz gegen die fernere unbefugte Benutzung 
ihres Grundſtücks durch den Bekl. gewähre. Die Kl. fordert 
mit dem Klagantrage 1 nur die Beſeitigung des Damms nebſt 
Geleiſe und dieſen Erfolg kann ſie mit der perſönlichen Klage 
in demſelben Umfange erreichen wie mit der dinglichen Klage. 
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Das B. U. war daher aufzuheben. III. C. S. i. S. Naumann 
c. Hammer vom 17. September 1897, Nr. 122/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Laudrecht. 

31. Das frühere Obertribunal hat den Grundſatz auf⸗ 
geſtellt, daß zur Begründung des Einwandes, der ſchriftliche 
Vertrag ſei anders niedergeſchrieben worden, als vorher mündlich 
verabredet ſei, es nicht der Angabe und des Nachweiſes bedürfe, 
aus welcher Urſache dies geſchehen ſei (Entſch. Bd. 46 S. 32, 
Bd. 49 S. 34), da dieſe Urſache oft ſchwer zu ermitteln ſei, 
und zur Entkräftung eines ſchriftlichen Vertrages hat es allein 
den Nachweis, daß gleichzeitig mit der Unterſchrift des Vertrages 
die Parteien mündlich etwas dem ſchriftlichen Vertrage Wider⸗ 
ſprechendes vereinbart hätten, für genügend erachtet, da die 
mündliche Abrede das von den Parteien in Wirklichkeit Gewollte 
enthalte (Striethorſt Archiv Bd. 53 S. 130). Andererſeits hat 
aber bereits das Obertribunal anerkannt, daß, wenn über die 
Urſache, warum eine mündliche Verabredung nicht in den ſchrift— 
lichen Vertrag aufgenommen ſei, Nichts ermittelt werden könne, 
dies im einzelnen Fall thatſächlich zu der Annahme führen 
könne, die frühere abweichende mündliche Abrede ſei durch den 


ſchriftlichen Vertrag geändert worden (Entſch. Bd. 46 S. 32), 


und demnächſt hat das R. O. H. G. die zu der grundſätzlichen 
Stellung des Obertribunals im Gegenſatz ſtehende Rechtsauf— 
faſſung, welche in dem angegriffenen B. U. ihre Vertretung 
gefunden hat, in zahlreichen Entſcheidungen wie für das gemeine 
ſo auch für das preußiſche Recht (vergl. Entſch. Bd. 10 S. 102, 
Bd. 11 S. 262 und 433) zu Geltung gebracht. Das R. G. 
hat ſich in einer Reihe von Urtheilen der Rechtſprechung des 
R. O. H. G. angeſchloſſen (vergl. u. A. Wallmanns Zeitſchrift 
für preuß. Recht II S. 147; Raſſow und Küntzel Beiträge 
Bd. 26 S. 901, Bd. 36 S. 937, Bolze Praxis Bd. 21 Nr. 286). 
Dieſen bisher eingenommenen Staudpunkt zu verlaſſen, liegt kein 
Anlaß vor. Das B. U., welches auf gleichem Boden ſteht, war 
daher lediglich zu beſtätigen. V. C. S. i. S. Walther c. Bathe 
vom 18. September 1897, Nr. 47/97 V. 

32. Es fehlt der Annahme des B. R., daß der Bekl. in der 
Urkunde vom 24. März 1894 auf die Einrede des Betruges, 
ſoweit er den Bierumſatz betrifft, ausdrücklich verzichtet habe, 
an genügender Begründung. Von Betrug, von einer wiſſent⸗ 
lichen Täuſchung iſt in der Urkunde ausdrücklich nicht die Rede. 
Ein Verzicht auf Gewährleiſtung wegen einer zugeſagten Eigen— 
ſchaft ſchließt an ſich die Einrede des Betruges noch nicht aus. 
Durch das Anerkenntniß eines formgültigen Vertrages werden 
zwar nach § 186 Tit. 5 Thl. I des A. L. R. diejenigen Ein- 
wendungen gehoben, welche ſich auf den Mangel einer freien 
und ernſtlichen Einwilligung beziehen, alſo auch die Einrede des 
Betruges, aber dieſe doch nur unter der Vorausſetzung, daß der 
Betrogene, als er die bezügliche Erklärung abgab, nicht blos 
von der thatſächlichen Unrichtigkeit der Angaben des 
anderen Theiles, ſondern auch davon Kenntniß gehabt hat, daß 
dieſer ſie wider beſſeres Wiſſen gemacht habe. Nur unter dieſer 
Vorausſetzung kann in der Anerkennung eines Vertrages ein 
Verzicht auf die Einrede des Betruges gefunden werden. Der 
Grund der Ungültigkeit der durch Betrug veranlaßten Willens- 
erklärung liegt nicht ſowohl in dem Irrthum des Betrogenen 
an ſich, als vielmehr weſentlich in der vorſätzlichen Er- 
regung dieſes für die Entſchließung des Betrogenen be— 


ſtimmenden Irrthums von Seiten des Betrügers, der daraus 
ein Recht nicht erwerben kann. (§ 84 Tit. 4 Thl. J des A. L. R.) 
So lange der Betrogene ſich der gegen ihn verübten vorjäß- 
lichen Täuſchung nicht bewußt geworden iſt, vermag auch 
ein Anerkenntniß nicht die Ungültigkeit einer durch Betrug ver⸗ 
anlaßten Willenserklärung zu beſeitigen (§ 187 Tit. 5 a. a. O.). 
V. C. S. i. S. Ehrling c. Hildebrandt vom 25. September 
1897, Nr. 163/97 V. | 

33. Richtig iſt allerdings, daß zunächſt der Wortlaut des 
abgeſchloſſenen Vertrages als die endgültige Abrede der Parteien 
anzuſehen iſt. Verabredungen, die bei den Vorverhandlungen 
getroffen worden ſind und die in den Vertrag keine Aufnahme 
gefunden haben, können nicht ohne Weiteres als ſolche be- 
trachtet werden, an denen die Parteien noch beim Abſchluß des 
Vertrages feſtgehalten haben. (Vergl. Entſch. des R. G. vom 
24. Oktober 1891, Gruchot's Beiträge Bd. 36 S. 935.) So 
liegt aber hier die Sache nicht.! Der Vertrag ſelbſt ergiebt, 
daß die Parteien den 1. Auguſt 1892 als den Tag der Ueber⸗ 
gabe beſtimmt haben, und die Kl. behaupten, ſie ſeien mit den 
Bekl. hierüber in dem Sinne einig geweſen, daß von der Inne⸗ 
haltung des Uebergabetermins das Beſtehen des Vertrages ab- 
hängig ſein ſollte. Für dieſe Behauptung findet der B. R. in 
dem Vertrage ſelbſt und in der von M. bekundeten Bereitwillig⸗ 
keit des beklagten Ehemannes, den Vertrag notariell rückgängig 
zu machen, Anhaltspunkte, die ihm die Behauptung der Kl. als 
wahrſcheinlich erſcheinen laſſen. Dies in Verbindung mit dem 
Umſtande, daß es ſich nicht ſowohl darum handelte, den Notar 
über den Tag, der für die Uebergabe feſtgeſetzt worden war, 
zu informiren, als vielmehr darum, ihm mitzutheilen, in welchem 
Sinne die Parteien über dieſen Tag einig geworden ſeien, reicht 
aus, um es glaubhaft erſcheinen zu laſſen, daß der Kl., nach 
deſſen Angaben der Vertrag niedergeſchrieben ſein ſoll, es über⸗ 
ſehen habe, dem Notar hierüber die entſprechende Mittheilung 
zu machen. Man darf dies umſo eher aunehmen, als es ſich 
hierbei um eine Unterſcheidung handelt, für welche es Perſonen 
von der Lebensſtellung der Parteien meiſt an der Fähigkeit 
mangelt, ſie klar zum Ausdruck zu bringen. Wenn daher die 
Abrede, wie ſie die Kl. jetzt behaupten und nach der Feſtſtellung 
des B. R. ſoweit wahrſcheinlich gemacht haben, daß ihnen hier⸗ 
über der Eid anvertraut werden kann, getroffen ſein ſollte, ſo 
läßt ſich der Annahme des B. R., daß der Vertrag anders 
niedergeſchrieben als verabredet ſei, nicht entgegentreten. V. C. S. 


i. S. Glomb c. Santos vom 22. September 1897, Nr. 393/96 V. 


34. Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß zur Indivi⸗ 
dualiſtrung des Klagegrundes auch die Sachlegitimation gehört. 
„Den Grund des erhobenen Anſpruches oder den Klagegrund 
bilden diejenigen Thatſachen, welche nach Maßgabe des Bürger- 
lichen Rechtes an ſich geeignet ſind, den erhobenen Anſpruch als 
in der Perſon des Kl. entſtanden und zugleich als von den 
Verklagten verletzt erſcheinen zu laſſen,“ (Motive zur C. P. O. 
S. 118). Vergl. auch Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 10 
S. 434; Raſſow und Küntzel, Beiträge, Bd. 31 S. 719; 
Dernburg, Preußiſches Privatrecht, Bd. 1 8 126 Nr. 3 S. 273; 
Foerſter, Klage und Einrede, S. 43 ff. Zeigt ſich, daß dem Kl. 
bei Erhebung der Klage das beanſpruchte Recht nicht zuſtand, 
jo enthält die Behauptung, daß er im Laufe des Prozeſſes das 
ſtreitige Recht erworben habe, eine unzuläſſige Klageänderung. 


— 


Hat alſo der Kl., wie das B. G. annimmt, vor Erhebung der 
Klage den geltend gemachten Anſpruch ſeinen Söhnen abgetreten, 
ſo darf er mit der Behauptung, im Laufe des Rechtsſtreits 
hätten ihm ſeine Söhne den ihnen früher abgetretenen Anſpruch 
zurückcedirt, nicht zugelaſſen werden. Würde dem Kl. doch auch, 
wenn er, mit ſeinem Anſpruche wegen des ſich aus der Ceſſion 
vom 6. April 1894 ergebenden Mangels der Sachlegitimation 
abgewieſen, auf Grund der Rückceſſion vom 21. November 1895 
von neuem klagte, der Einwand der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache nicht entgegenſtehen. Unbedenklich iſt auch die Annahme 
des B. G., daß zu den Rechten aus dem Tauſchvertrage vom 
3. April 1894, welche Kl. ſeinen Söhnen am 6. April 1894 
abgetreten hat, die Rechte aus der Gewährleiſtung gehören; 
denn die Leiſtung der Gewähr gehört zur Erfüllung eines 
Vertrages (A. L. R. Thl. I Tit. 5 §S 317). Es macht in 
Bezug auf die rechtliche Natur des Anſpruchs aus der Gewähr- 
leiſtung keinen Unterſchied, ob die Zuſage, für welche Gewähr 
zu leiſten, auf ein Verſchulden des Verſprechenden bei Ab⸗ 
ſchließung des Vertrages zurückzuführen iſt, wenn auch in 
ſolchem Falle der Umfang der Verbindlichkeit des Verſprechenden 
ſich auf allen Nachtheil erſtreckt, der dem anderen Theile daraus 
entſteht, daß er ſich der erhaltenen Sache nicht nach dem Inhalte 
der Zuſage bedienen kann (A. L. R. Thl. I Tit. 5 § 320, 
285 ff.). Es wird auch hier mit der Vertragsklage Erfüllung 
durch Schadenserſatz gefordert. Daher erſcheint es nicht abwegig, 
daß das B. G. zu den Rechten, welche den Söhnen des Kl. 
abgetreten ſind, auch den Anſpruch des Kl. gegen die Bekl. auf 
Erſatz des ihm daraus erwachſenen Schadens rechnet, daß die 
von den Bekl. ſchuldbar gegebenen Zuſagen ſich als unrichtig 
erwieſen haben. Sind aber die dem Kl. gegen die Bekl. 
erwachſenen Anſprüche auf Schadloshaltung den Söhnen des 
Kl. durch die Ceſſion vom 6. April 1894 mit abgetreten, ſo 
daß dieſe das dem Kl. bis dahin gegen die Bekl. zugeſtandene 
Recht auf Gewährleiſtung erworben haben, ſo war der Kl. 
ſeinen Söhnen gegenüber nicht gewährleiſtungspflichtig, da er 
denſelben alle Rechte abgetreten hatte, die für ihn durch den 
Vertrag begründet waren, und von einer denſelben gegenüber 
beſonders übernommenen Gewährleiſtung überall nicht die Rede 
iſt. Hat der Kl. ſpäter ſeinen Söhnen die Aufwendungen ver⸗ 
gütet, die dieſe machen mußten, um das Grundſtück in den 
den Zuſagen der Bekl. entſprechenden Zuſtand zu verſetzen, ſo 
hat er, mochte er auch anderer Meinung ſein, nicht ſeine eigene 
Schuld getilgt, ſondern an Stelle der Bekl. entrichtet, was dieſe 
ſeinen Söhnen hätten leiſten müſſen. Inſoweit liegt alſo die 
Vorausſetzung des § 46 Thl. 1 Tit. 16 des A. L. R. vor, als 
der Kl. eine Schuld der Bekl. getilgt hat. Sofern der Kl. 
ſeinen Söhnen nicht Baarzahlungen geleiſtet hat, iſt er aller- 
dings nicht in deren Rechte als Gläubiger gegen die Bekl. 
getreten (vergl. Entſch. des R. G. in Raſſow und Küntzel, 
Beiträge, Bd. 26 S. 981 und in Juriſt. Wochenſchr. 1882 
S. 104; auch Obertribunal Striethorſt Archiv, Bd. 11 S. 268), 
aber er hat, vorausgeſetzt, daß auf Seiten der Bekl. die Pflicht 
zur Schadloshaltung der Söhne des Kl. als ihrer nunmehrigen 
Vertragsgenoſſen ſich als begründet erweiſt, mit der Tilgung 
der Schuld der Bekl. nöthige oder nuͤtzliche Ausgaben für 
dieſelben beſtritten und iſt von ihnen dafür Vergütung zu 
fordern berechtigt (A. L. R. Thl. J Tit. 13 §§ 268, 262). 
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Die Beſtimmung des 8 277 a. a. O. ſteht nicht entgegen, da 
zwiſchen dem Kl. und den Bekl. nach der Ceſſion vom 6. April 
1894 kein rechtlicher Vertrag mehr beſteht, auf Grund deſſen 
er die Bekl. in Anſpruch nehmen könnte. Hiernach hat das 
B. G. die richtigen Folgerungen aus ſeiner Feſtſtellung nicht 
gezogen und dadurch die Vorſchriften des § 46 Thl. 1 Tit. 16 
und §§ 268, 262 Thl. 1 Tit. 13 des A. L. R. durch unrichtige 
bezw. unterlaſſene Anwendung verletzt. V. C. S. i. S. Wilke 
c. Braun u. Gen. vom 22. September 1897, Nr. 61/97 V. 
35. Begründet iſt der zweite Reviſionsangriff. Die Bekl. 
haben behauptet, ſie hätten ihre eigene Beſitzung an die Viertel⸗ 
bauer W.'ſchen Eheleute verkauft und mit Rückſicht hierauf den 
Kaufvertrag mit den Kl. geſchloſſen, nach dem ſie am 1. Auguſt 
1892 die gekauften Grundſtücke übernehmen ſollten. Später 
ſeien fie mit den W. ' ſchen Eheleuten in Prozeß gerathen, weil 
die verehelichte W. ihren Beitritt zum Vertrage verweigerte, 
und hätten nun die Kl. gebeten, die Uebergabe und Auflaſſung 
ihrer Grundſtücke bis zur Beendigung des Prozeſſes mit W. 
auszuſetzen. Hiermit ſeien die Kl. einverſtanden geweſen, hätten 
aber trotzdem noch im Laufe dieſes Prozeſſes ihnen durch den 
Rechtsanwalt R. mittheilen laſſen, daß fie vom Vertrage zurück— 
treten. Dieſe Behauptungen, die nach dem vom zweiten Urtheil 
in Bezug genommenen Inhalt des erſtinſtanzlichen Urtheils auch 
als vorgetragen gelten müſſen, ſind erheblich. Zunächſt kann 
daran, daß die Abrede, bis zur Beendigung des Prozeſſes mit 
W. warten zu wollen, nur mündlich getroffen ſein ſoll, kein 
Anſtand genommen werden. Denn mit ihr wurde nicht eine 
Feſtſetzung des ſchriftlich geſchloſſenen Vertrages geändert oder 
aufgehoben. Allerdings iſt in dem ſchriftlichen Vertrage der 
1. Auguſt 1892 als Tag der Uebergabe feſtgeſetzt, und die nach— 
trägliche mündliche Verabredung, mit der Uebergabe noch warten 
zu wollen, kann dieſe Vertragsfeſtſetzung nicht befeitigen ($ 388 
Tit. 5 Thl. J des A. L. R.). Was aber durch fie beſeitigt 
werden konnte, iſt die Abrede der Parteien, daß von der Ein- 
haltung dieſes Uebergabetermins die Gültigkeit des Vertrages 
abhängen ſollte, und dieſes Abkommen konnte auch durch eine 
ſpätere mündliche Vereinbarung beſeitigt oder abgeändert werden, 
weil es ſelbſt nicht ſchriftlich feſtgeſetzt worden iſt. Der B. R. hätte 
daher dieſe Behauptung der Bekl. nicht übergehen dürfen. V. C. S. 
i. S. Glomb c. Jantos vom 22. September 1897, Nr. 393/96 V. 
36. Der Widerklageanſpruch, um den es ſich allein handelt, 
iſt nur begründet, wenn dem Kl. die Pflicht oblag, für die 
rechtzeitige Abführung der Patentgebühren zu ſorgen. Darin 
iſt dem B. R. ohne Bedenken beizutreten, daß dieſe Pflicht aus 
dem Pfandrecht des Kl. nicht herzuleiten iſt. Der § 121 
Thl. I Tit. 20 A. L. R. verpflichtet den Pfandgläubiger zur 
Aufbewahrung des Pfandes, aber nicht zu Aufwendungen für 
die Sache. Die Möglichkeit der antichretiſchen Verpfändung 
eines Patentrechts kann zugegeben werden, aber eine ſolche 
antichretiſche Verpfändung liegt nicht vor. Der Bekl. hat das 
mit den Patenten verbundene ausſchließliche Ausnutzungsrecht 
in die zwiſchen ihm und dem Kl. begründete Gefell- 
ſchaft eingebracht, und die Ausnutzung erfolgte durch die 
gemeinſchaftliche Thätigkeit beider Parteien, die Fabrikation, 
deren Koſten der Kl. hergab, und den Vertrieb, und auf ge⸗ 
meinſchaftlichen Gewinn und Verluſt. Bei ſolcher Sachlage 
kann nicht davon die Rede ſein, daß der Kl. die antichretiſche 
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Nutzung der Patente gehabt und das ausschließliche Recht und 
die ausſchließliche Pflicht der Verwaltung der verpfändeten 
Patente im Sinne der §§ 139, 150 Thl. J Tit. 20 A. L. R. 
überkommen hat, die mit der hier völlig fehlenden wirthſchaft⸗ 
lichen Natur der Antichreſe zuſammenhängen. I. C. S i. S. 
Weſtphal c. Breymann vom 18. September 1897, Nr. 147/97 J. 

37. In dem gemeinſchaftlichen Teſtament des während des 
Prozeſſes verſtorbenen Kl. und ſeiner vor ihm verſtorbenen Ehe⸗ 
frau haben dieſe zunächſt wechſelſeitig dem Ueberlebenden den 
uneingeſchränkteſten Nießbrauch und die freie Verwaltung des 
gemeinſchaftlichen Vermögens hinterlaſſen und ſodann verfügt, 
daß nach ihrem beiderſeitigen Tode die geſetzliche Erbfolge ein⸗ 
treten ſolle. Auf Grund dieſer Beſtimmung und der Ver⸗ 
muthung des § 493 des A. L. R. Thl. II, Tit. 1 ſieht das 


B. G. das Teſtament als ein korreſpektives an und folgert 


daraus, daß der Kl., nachdem er die Erbſchaft ſeiner Ehefrau 
aus dieſem Teſtamente angetreten habe, auch über einen Theil 
ſeines Nachlaſſes nicht mehr durch einen Vermächtnißvertrag zu 
Gunſten des Bekl. rechtsgültig habe verfügen können. Die 
gegen dieſe Folgerung gerichtete Beſchwerde iſt nicht begründet. 
Zuzugeben iſt zwar, daß die Beſtimmung, die geſetzliche Erb- 
folge ſolle eintreten, ſowohl die teſtamentariſche Erbeinſetzung 
der demnächſt vorhandenen nächſten Verwandten als auch das 
Abſehen von jeder Erbeinſetzung bedeuten kann, und daß das 
B. G. ohne dieſe Frage vorab zu prüfen, ohne weiteres die 
Präſumtion des § 493 angewendet hat. Berückſichtigt man 
aber, daß es im folgenden Abſatze der Entſcheidungsgründe in 
anderer Verbindung betont, die Intentionen der Teſtirenden ſeien 
bei Errichtung des Teſtaments dahin gegangen, den geſetzlichen 
Erben das geſammte Vermögen, ſoweit es bei dem Tode des 
zuletzt verſtorbenen Erblaſſers vorhanden ſein werde, zu ſichern, 
ſo wird man um ſo mehr annehmen dürfen, daß es die Vor⸗ 
frage geprüft und in dem betreffenden Satze des Teſtaments 
eine Erbeinſetzung gefunden habe, als dieſer Satz bei anderer 
Auffaſſung ohne rechtliche Bedeutung ſein würde. Auch die ferner 
erhobenen Beſchwerden konnten keinen Crfolg haben. Insbeſondere 
iſt die Ausführung des B. G. zu billigen, daß dem Ueber⸗ 
lebenden die Anordnung von Vermächtniſſen nicht zuſtehe, nicht 
einmal, wenn er ſie aus ſeinem eigenen Vermögen hinterließe. 
Nur muß ein vom § 493 cit. betroffener Fall vorliegen. Fehlt 
es daran, dann können § 494 ib. und 8 628 des A. L. R. 
Thl. I, Tit. 12 zur Anwendung kommen, fo daß trotz ausdrüd. 
lichen Verzichts auf eine Aenderung der Ueberlebende über ½0 
ſeines Nachlaſſes durch Vermächtniß verfügen kann. Nur dies 
wird in der von der Reviſion angezogenen Stelle bei Rehbein, 


Erntſch. des Obertribunals Bd. IV S. 325 ausgeführt. Der 


erkennende Senat hat daher keine Veranlaſſung, von ſeiner 
früheren Entſcheidung in der Sache III 60/90 (Gruchot, Bei- 
träge Bd. 34 S. 1009) abzugehen. Iſt daher der mit dem 
Bekl. geſchloſſene Vermächtnißvertrag nichtig, ſo wurde durch ihn 
ſelbſt bei Lebzeiten des Kl. für dieſen keine Verpflichtung be⸗ 
gründet, bis zu feinem Tode dem Bekl. die Darlehne zu be⸗ 
laſſen, zumal dieſe nach dem Inhalte der Schuldſcheine auf 
Kündigung ſtanden. III. C. S. i. S. Ahrens c. Ahrens vom 
vom 17. September 1897, Nr. 83/97 III. 

38. Der B. R. hat ſeine Entſcheidung in folgender Weiſe 
begründet: Da die Kl. ſelbſt anführe, daß die ftreitigen Sacher 


von der Geſellenſchaft zu Eigen erworben und bis zum 8. Oktober 
1893 beſeſſen worden jeien, eine Erſitzung durch die In⸗ 
nung alſo nicht ſtattgefunden haben könne und ein beſonderer 
Uebertragungsakt nicht behauptet ſei, ſo könnte die Klage nur 
dann Erfolg haben, wenn, wie die Kl. behaupte, die Geſellen⸗ 
ſchaft unſelbſtſtändig in der Innung enthalten wäre und die 
Sachen für die Innung erworben hätte. Dieſe Behauptung 
aber ſei unrichtig. Sowohl nach den alten und neuen Statuten 
der Kl. als nach den verſchiedenen in Betracht kommenden Ge- 
werbeordnungen könnten nur ſelbſtſtändige Gewerbetreibende 
Mitglieder der Innung ſein, die Geſellen hätten bloß in be⸗ 
ſtimmten, für gemeinſem erklärten, Angelegenheiten Rechte und 
Pflichten, und dazu gehörten nicht die Vermögensangelegenheiten 
der Innung; aber ebenſowenig ſeien die Vermögensangelegen⸗ 
heiten der Geſellenſchaft zu Innungsangelegenheiten erklärt 
worden. Die beſchränkte Theilnahme der Geſellen an der 
Innung, ihre beſchränkte Mitgliedſchaft, ſchließe nicht aus, daß 
ſie für ihre beſonderen Angelegenheiten einen ſelbſtſtändigen 
Verein bildeten, und in der That habe ein ſolcher von Alters 
her unter den Steinſetzergeſellen in Berlin beſtanden. In einem 
Bericht des Magiſtratsaſſeſſors vom 29. Januar 1850 werde 
die Geſellenſchaft ausdrücklich eine Geſellſchaft genannt, die 
unter Mitwirkung des Gewerksvorſtandes und des Gewerks⸗ 
aſſeſſors die Gewerksangelegenheiten, welche ihre Intereſſen be⸗ 
träfen, feſtſtellen könnten. Ein 1849 unternommener Verſuch 
der Geſellen, ſich Korporationsrechte zu verſchaffen, ſei allerdings 
mißlungen, aber daraus folge nicht, daß fie nicht eine Geſell⸗ 
ſchaft im Sinne des 6. Titels II. Theils des A. L. R. gebildet 
hätten. Es ergebe ſich auch aus der Erklärung der beiden Alt⸗ 
geſellen in einem Protokoll vom 24. Oktober 1867, daß ſeit 
Menſchengedenken eine Verbrüderung der Geſellen, ohne obrig- 
keitliche Aufſicht, beſtanden habe. Dies entſpreche der geſchicht— 
lichen Entwicklung des Geſellenweſens in Deutſchland (Gierke, 
Genoſſenſchaftsrecht Bd. 1 S. 403 ff.). Zu ſolchen Sonder- 
angelegenheiten der Geſellen gehöre nun auch der Erwerb von 
Sachen, die zum ausſchließlichen Gebrauch der Geſellen beſtimmt 
ſeien, wie dies mit den ſtreitigen Sachen der Fall ſei. Das 
Eigenthum daran gehöre nach § 17 Thl. II Tit. 6 des A. L. R. 
den Mitgliedern der Geſellenſchaft, nicht der Innung, der auch 
die Legitimation fehle, Rechte der Minorität der Geſellenſchaft 
auf die Sachen geltend zu machen. Durch dieſe Begründung 
wird die getroffene Entſcheidung nicht gerechtfertigt. Der B. R. 
erkennt alſo an, daß die Geſellenſchaft in gewiſſen Beziehungen, 
nämlich ſoweit es ſich um Einrichtungen handelt, an denen die 
Geſellen und die Meiſter gemeinſchaftlich intereſſirt ſind, zur 
Innung gehöre, Mitgliedſchaft an derſelben habe, alſo einen 
Theil der Innung bilde. Dies iſt auch unzweifelhaft richtig 
und es mag hier alsbald hinzugefügt werden, daß die Innung 
auch in dieſen Angelegenheiten nach Außen hin, von dem In⸗ 
nungsvorſtande allein vertreten wird. Der B. R. nimmt dann 
aber weiter an, daß dagegen die Geſellen für ihre beſonderen 
Angelegenheiten einen der. Innung gegenüber ſelbſtſtändigen 
Verein im Sinn der landrechtlichen Beſtimmungen über „er⸗ 
laubte Privatgeſellſchaften“ (A. L. R. Thl. II Tit. 6 88 11 
bis 21) bilden dürften, daß zu dieſen beſonderen Angelegen⸗ 
heiten auch der Erwerb von Sachen gehöre, die, wie die hier 
ſtreitigen, zum ausſchließlichen Gebrauch der Geſellen beſtimm 


m — — — 


— — — 


555 


feien, und daß die Geſellenſchaft der klagenden Innung in der 
That einen ſolchen ſelbſtſtändigen Verein gebildet habe. Letzteres 
wird gefolgert aus gewiſſen, den vorgelegten Magiſtratsakten 
über die Steinſetzergeſellenſchaft und deren Altgeſellen entnom⸗ 
menen und im B. U. angeführten Anhaltspunkten, die nach 
dem Erachten des B. G. für das Beſtehen eines ſolchen felbft- 
ſtändigen, mit der in einem Protokoll vom 24. Oktober 1867 
von den Altgeſellen erwähnten „Verbrüderung der Steinſetzer⸗ 


geſellen“ identiſchen Vereins ſprechen ſollen. Dieſem Verein 


mißt der B. R. denn auch das Eigenthum an den ſtreitigen 
Gegenſtänden bei. Zunächſt erweiſt ſich nun aber dieſe letzte 
Annahme des B. R., daß die ſtreitigen Gegenſtände einem ſelbſt⸗ 
ſtändigen Geſellenverein gehörten, als eine willkürliche, da ſie 
weder in den Verhandlungen noch in den Akten eine Stütze 
findet. Ueber den Erwerb der Sachen iſt garnichts Näheres 
bekannt. Die Parteibehauptungen gehen namentlich darüber, 
von welcher Geſellenvereinigung die Sachen erworben find, 
auseinander; die Kl. behauptet: von der Innungsgeſellenſchaft, 
der Bekl.: von der Geſellenbruderſchaft, die zum Theil aus 
andern Perſonen beſtanden haben ſoll als die Innungsgeſellen⸗ 
ſchaft, nämlich nach der Behauptung des Bekl. auch Nicht⸗ 
innungsgeſellen als Mitglieder gehabt hat. Auch der B. R. 
muß angenommen haben, daß der Geſellenverein, dem er das 
Eigenthum zuſchreibt, ſich nicht mit der Geſammtheit der In⸗ 
nungsgeſellen decke, denn er findet die Exiſtenz dieſes Vereins 
beſtätigt durch die Auslaſſung der Altgeſellen vom 24. Oktober 
1867, aus der gleichfalls hervorgeht, daß die darin erwähnte 
Verbrüderung einen andern Perſonalbeſtand hatte, als die In⸗ 
nungsgeſellenſchaft. Geht man nun auch, entſprechend der Feſt⸗ 
ſtellung des B. R., davon aus, daß neben der Innungsgeſellen— 
ſchaft und im Perſonalbeſtand davon verſchieden noch ein anderer 
Verein der Steinſetzergeſellen, der keine Beziehung zur Innung 
hatte, in Berlin von Alters her beſtanden habe, ſo fehlt es 
doch an jeder Begründung dafür, weshalb der B. R., entgegen 
der Behauptung der Kl., angenommen hat, daß dieſer letztere 
Verein die ſtreitigen Sachen angeſchafft oder ſonſtwie erworben 
habe. Für die Rechtmäßigkeit des Beſitzes des Bekl., der ſich 
lediglich auf eine Uebertragung durch die Geſellenbruderſchaft 
beruft, läßt ſich demnach aus dem B. U. nicht entnehmen. Freilich 
muß die Kl., um mit ihrem Anſpruch auf Herausgabe durch- 
zudringen, ihre Behauptung erweiſen, daß ſie Eigenthümerin der 
ſtreitigen Sachen ſei oder doch ein beſſeres Recht auf deren 
Beſitz habe. Sie ſtützt ihr Klagerecht auf die weitere Behaup⸗ 
tung, daß die Sachen im Lauf der Zeit von der Sunungs- 
geſellenſchaft erworben worden ſeien. Die Frage, ob dies der 
Fall ſei, ſteht dem Vorſtehenden nach bisher noch offen. Wäre 
ſie, was Sache der thatſächlichen Feſtſtellung iſt, zu bejahen, 
ſo kann nicht anerkannt werden, daß die Schlüſſigkeit der Klage 
durch die Ausführungen im B. U. widerlegt werde. Dieſe 
gehen dahin, daß die Geſellen für ihre eigenen, mit den Innungs⸗ 
zwecken nicht zuſammenhängenden Angelegenheiten einen der 
Innung gegenüber ſelbſtſtändigen Verein im Sinne der Be- 
ſtimmungen des A. L. R. Thl. II Tit. 6 88 11— 21 hätten 
bilden dürfen. Schon dieſer Satz kann in ſolcher Allgemeinheit 
nicht als richtig anerkannt werden. Die Koalitionsfreiheit der 
Handwerksgeſellen iſt insbeſondere nach dem Erlaß des Reichs- 
geſetzes vom 16. Auguſt 1731 mittels des am 6. Auguſt 1732 


publizirten Handwerkspatents auch in Preußen weſentlich ein- 
geſchränkt worden. Corp. constit. March. Bd. 5 S. 766. 
Noch das A. L. R. geſtattet in 8 398 Thl. II Tit. 8 Ver⸗ 
ſammlungen der Geſellen nur in den nach den Zunftartikeln 
oder Polizeigeſetzen geſtatteten Fällen und auch dann nur mit 
Vorwiſſen der Gewerksälteſten. Nach § 16 des für die Stein- 
ſetzerinnung in Berlin erlaſſenen Geſellenreglements vom 23. Te- 
bruar 1846 durften die Geſellen keine Verbindungen unter ſich 
ftiften, zu denen fie nicht die Erlaubniß des Magiſtrats nach⸗ 
geſucht und erhalten hatten. Demgemäß wird der Steinſetzer⸗ 
geſellenſchaft in der Verfügung des Gewerksaſſeſſors vom 
29. Januar 1850 auch nur in dem Sinne die Eigenſchaft 
einer Geſellſchaft zugeſprochen, daß ſie unter Mitwirkung des 
Gewerksvorſtandes und des Gewerksaſſeſſors die ihr Intereſſe 
betreffenden Gewerksangelegenheiten feſtſtellen dürfe. Unter 
dieſen Umſtänden läßt ſich nicht ohne Weiteres annehmen, daß 


die Innungsgeſellen, als ſie — wie hier vorausgeſetzt wird — 


die Sachen erwarben und wenn ſie dabei beabſichtigt haben 
ſollten, ſie zwar für ſich ſelbſt, aber in ihrer Eigenſchaft als 
Mitglieder eines außerhalb der Innung ſtehenden Vereins zu 
erwerben, in dieſer Beziehung einen rechtlich zuläſſigen Verein 
gebildet hätten. Das würde u. A. davon abhängen, welchen 
Zweck denn der Verein verfolgte, zu deſſen Gebrauch die Sachen 
dienen ſollten, da die bloße Thatſache der Anſchaffung von 
Sachen nicht als Zweck eines Geſellenvereins angeſehen werden 
kann; und es würde weiter darauf ankommen, ob die Geſetz. 
gebung zur Zeit des Erwerbs der Sachen einen ſelbſtſtändigen 
Geſellenverein zu jenem beſtimmten Zweck zuließ. Darüber iſt 
bisher nichts feſtgeſtellt oder verhandelt. Aber geſetzt auch, die 
Exiſtenz eines zuläſſigen Vereins dieſer Art wäre an ſich nicht 
zu bezweifeln, ſo gebricht es noch an einer Feſtſtellung darüber, 
ob denn in der That die Innungsgeſellen beabſichtigt haben, 
die Sachen einem beſonderen Verein zuzuwenden, und ob ein 
ſolcher beſonderer Verein, zu deſſen Gründung eine bloße Abſicht 
der Geſellen noch nicht ausreicht, in der That irgendwann ins 
Leben gerufen worden iſt. Etwas derartiges hat der Bekl. 
nicht einmal behauptet; er beftreitet vielmehr, daß die Innungs⸗ 
geſellen die Sachen erworben haͤtten, und behauptet, daß ſie 
einem Verein mit anderem Perſonalbeſtande gehört hätten, 
ohne ſich ausdrücklich darüber auszulaſſen, auf welchem Wege 
dieſer Verein die Sachen erworben habe. Auch der B. R. hat, 
wie bereits dargelegt iſt, angenommen, daß ein aus zum Theil 
anderen Perſonen beſtehender Verein die Sachen erworben habe, 
die Frage aber, wie's ſcheint, bisher noch nicht erwogen, ob 
angenommen werden könne, daß die Innungsgeſellen, wenn 
dieſe ſie erwarben, den Erwerb nicht für die Innungsgeſellen⸗ 
ſchaft, ſondern für einen aus ihnen ſelbſt, oder gar für einen 
auch noch aus anderen Perſonen beſtehenden und nicht mit der 
Innung zuſammenhängenden Verein gemacht hätten. Solange 
dieſe Frage nicht aus beſtimmten Gründen bejaht werden kann, 
wird nur der Innungsgeſellenſchaft als ſolcher der Erwerb bei⸗ 
zumeſſen ſein, und da unzweifelhaft die Innung ein Intereſſe 
daran hat, daß ihr eine leiſtungsfähige Geſellenſchaft erhalten 
bleibt, wozu auch gehört, daß den Innungsgeſellen nicht der 
von ihnen als ſolchen gemachte Erwerb wieder entzogen wird, 
ſo läßt ſich auch die Annahme nicht abweiſen, daß dieſer 
Erwerb, wenn auch nicht einen Eigenthumserwerb für die 
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Innung, jo doch ein zwiſchen Meiſtern und Geſellen gemein- 
ſchaftliches Verhältniß und damit eine Innungsangelegenheit 
begründete, zu deren Wahrung nach Außen hin der Innungs⸗ 
vorſtand berechtigt iſt. V. C. S. i. S. Steinſetzerinnung 
zu Berlin c. Hackelbuſch vom 25. September 1897, 
Nr. 402/96 V. 

VI. Sonſtige Preußziſche Laudesgeſetze. 

Zur Circularverordnung vom 14. Juli 1797. 

39. Die Angriffe laſſen die Frage nach der Erlaubtheit 
des fraglichen Abkommens unberührt. Sie erledigen ſich, wenn 
daſſelbe als unerlaubt, weil gegen § 1 der Verordnung vom 
14. Juli 1797 verſtoßend, anzuſehen und ſchon aus dieſem 
Grunde das Vertragsfundament nicht haltbar ſein ſollte. So 
verhält ſich aber die Sache wirklich. Dem B. G. kann in 
dieſem Punkte nicht beigetreten werden. Es iſt zwar richtig, 
daß das Abkommen ſeinem Inhalte nach, da die Kl. danach 
Befriedigung wegen eines etwaigen Ausfalls ihrer Hypothek zu 
erwarten hatte, für die Kl. an ſich nicht nachtheilig war. Auch 
mag es richtig ſein, daß die übrigen Realgläubiger gleichfalls 
durch das Abkommen nicht geſchädigt worden ſind. Dagegen 
hat der Eigenthümer des ſubhaſtirten Grundſtücks, wie das 
B. G. ſelbſt anerkennt, den Nachtheil gehabt, daß die Hypothek 
der Kl. in Folge des Abkommens nicht herausgetreten und er 
für den Ausfall perſönlich verhaftet geblieben iſt. Er iſt von 
einer Schuld nicht befreit, von der er vorausſichtlich befreit 
worden wäre, wenn die Mutter der Kl. nicht durch das Ab⸗ 
kommen zum Vortheil des Bekl. vom Mitbieten abgehalten 
worden wäre. Dieſer Nachtheil bleibt beſtehen, wenn auch der 
Eigenthümer vermögenslos geweſen ſein ſollte und noch jetzt 
vermögenslos ſein ſollte, weil dadurch die Schuld nicht auf- 
geboben iſt. Es fehlt alſo nicht an der Benachtheiligung einer 
derjenigen Perſonen, deren Intereſſe durch die Verordnung vom 
14. Juli 1797 hat geſchützt werden ſollen. Eine ſolche that⸗ 
ſächlich eingetretene Benachtheiligung war jedoch zur Anwendung 
der Verordnung nicht einmal erforderlich; es genügt, daß der 
Vertrag an ſich geeignet war, eine Benachtheiligung des 
Eigenthümers herbeizuführen (vergl. Entſch. des R. G. in 
Guilſachen Bd. 20 S. 247, Bd. 32 S. 260). Das B. G. 
vermißt nun zwar auch bei der Mutter der Kl. die auf Schä⸗ 
digung Anderer gerichtete Abſicht. Allein der § 1 der Ver⸗ 
ordnung vom 14. Juli 1797 erklärt alle Verträge für unerlaubt, 
durch welche ein Kaufluſtiger ſich vom Mitbieten gegen Be⸗ 
willigung eines Abſtandsgeldes oder Verſprechung oder Ein⸗ 
räumung ſonſtiger Vortheile abhalten läßt. Erforderlich iſt 
dabei nach dem Wortlaute der Beſtimmung nur die auf die 
Zurückhaltung des Kaufluſtigen gerichtete Abſicht, nicht die Ab⸗ 
ſicht, Andere, ſpeziell den Eigenthümer oder die Realgläubiger, 
zu ſchädigen. Die Eingangsworte der Verordnung ergeben 
zwar als ein Motiv des Geſetzes, daß die eben gedachten Per⸗ 
ſonen gegen den Nachtheil geſchützt werden ſollten, der für ſie 


regelmäßig mit ſolchen Verträgen verknüpft iſt; ſie laſſen aber 


auch deutlich erkennen, daß um dieſes Zweckes willen das 
Verbot gegen alle derartige Verträge gerichtet iſt, mögen die 
Vertragſchließenden den Nachtheil gewollt haben oder nicht, 
und daß es auch keinen Unterſchied macht, wenn die Vertrag⸗ 
ſchließenden etwa geglaubt haben, es werde eine Benachtheiligung 
Anderer nicht eintreten. Die Annahme, daß das Geſchäft nach 


der Verordnung vom 14. Juli 1797 unerlaubt war, führt 


indeſſen nicht zur Aufhebung des B. U. Die Kl. hat gerade 


hierauf die Klage geſtützt. Sie würde freilich damit nicht 
durchdringen können, wenn ſie als Kontrahentin oder Mit⸗ 
kontrahentin des Vertrages anzuſehen wäre, wie das B. G. aus⸗ 
führt. Allein dies entnimmt das B. G. lediglich daraus, daß 
die Mutter der Kl. Generalvollmacht der Tochter hatte, und 
daß es ſich bei dem Geſchäft weſentlich um den Vortheil der 
Tochter gehandelt habe. Es iſt nicht davon die Rede, daß die 
Mutter der Kl. zu ſolchen unerlaubten Geſchäften Auftrag und 
Vollmacht hatte, und ohne einen darauf gerichteten ausdrücklichen 
Auftrag konnte die Vollmacht nicht auf derartige Geſchäfte be⸗ 
zogen werden; ſie ermächtigte die Mutter der Kl. nur zu 
ſolchen Geſchäften, die die Kl. ſelbſt vorzunehmen berechtigt 
war (§ 18 des A. L. R. Thl. I Tit. 13). Die Annahme des 
B. G. ſteht in erſichtlichem Zuſammenhange mit der vermeint⸗ 
lichen Erlaubtheit des Vertrages und fällt mit dieſer. Wenn 
der Vertrag den Vortheil der Kl. bezweckte oder mitbezweckte, 
ſo charakteriſirt er ſich damit als ein Vertrag zum Vortheil 
eines Dritten; dieſer Dritte wurde aber Mangels ſeiner Ge— 
nehmigung noch nicht Mitkontrahent und Theilnehmer an dem 
unerlaubten Geſchäft. Mit Recht richtet die Kl. ihren Anſpruch 
auf Herausgabe des vom Bekl. im Vertrage verſprochenen 
Vortheils, als deſſen Inhaber im Sinne des § 3 der Ver⸗ 
ordnung vom 14. Juli 1797 der Bekl. ſo lange zu erachten 
iſt, als er ihn ſeiner Gegenkontrahentin noch nicht gewährt hat 
(vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 32 S. 265). 
Dieſer Vortheil deckt ſich mit dem von der Kl. erlittenen Ausfall 
und iſt gemäß der angezogenen Beſtimmung zur Entſchädigung 
der Kl. wegen des Ausfalls herauszugeben. Danach war die 
Reviſion zurückzuweiſen. VI. C. S. i. S. Richter e. Gryn⸗ 
wald vom 20. September 1897, Nr. 108/97 VI. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

40. Der B. R. nimmt an, daß ſich der Bekl. M. auf 
die Erſitzung des Fiſchereirechts nicht berufen dürfe, da eine 
ſolche nach Art. 1 Nr. 7 und Art. XII des Geſetzes vom 
2. März 1850 in Verbindung mit den §§ 2 und 164 der 
Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom 7. Juni 1821 nur bis 
zum Jahre 1850 geſetzlich zuläſſig geweſen ſei, der Bekl. einen 
früheren Rechtsbeſitz aber nicht behauptet habe. Auch dieſe Aus⸗ 
führung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden und frei von Ver⸗ 
letzung prozeſſualer Rechtsnormen. Vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 22 S. 337. V. C. S. i. S. Bork u. Gen. 
o. v. Wedell vom 29. September 1897, Nr. 71/97 V. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

41. Der B. R. geht davon aus, daß gegen die Heranziehung 
oder Veranlagung zu Kommunalbeiträgen — wozu die hier 
ſtreitige Abgabe gehört — nur der Einſpruch beim Gemeinde⸗ 
vorſtande und weiter die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
ſtatthaft iſt; SS 18, 44 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 
1883; §§ 69, 70 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893. Hiergegen läßt ſich kein Bedenken erheben; ebenſowenig 
gegen die weitere Ausführung im B. U., daß auch der Einwand 
eines Herangezogenen: nicht er, ſondern ein Andrer hätte heran⸗ 
gezogen werden müſſen, nur im Verwaltungsſtreitverfahren zur 
Erledigung gebracht werden könnte. Dagegen konnte dem B. R. 
darin nicht beigetreten werden, daß, wie er ferner annimmt, eine 
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Heranziehung oder Veranlagung der klagenden Handelsgeſellſchaft 
zu der in Frage ſtehenden Abgabe ſtattgefunden habe. Der 
B. R. findet eine ſolche in den Schreiben des klagenden Ge⸗ 
meindevorſtandes vom 29. Mai und 22. Juni 1895, allein mit 
Unrecht. Dieſe beiden Schreiben enthalten zwar eine Auf⸗ 
forderung an die Kl., die Abgabe, deren Betrag ihr vorgerechnet 
wird, zu bezahlen, zugleich aber auch die Erklärung, daß die 
Abgabe „rückſtändig“ ſei, oder, wie das Schreiben vom 22. Juni 
beſagt, ſeit der Fertigſtellung der Kanaliſationsanlage fällig 
geweſen ſei, und darin lag der deutliche Ausſpruch, daß bereits 
der Vorbefitzer der Kl. zu der in Betracht kommenden Zeit, 
S., zu der Abgabe veranlagt worden ſei. Daß dies in der That 
geſchehen iſt, iſt auch nicht beſtritten. Unter dieſen Umſtänden 
iſt in den mehrgedachten Schreiben nicht eine Heranziehung 
und Veranlagung der Kl., ſondern nur eine Aufforderung an 
dieſe zur Zahlung einer gegen ihren Befitzvorweſer veranlagten 
Abgabe zu finden. Die Kl. wehrt ſich demnach nicht gegen 
eine ihr gegenüber erfolgte Heranziehung und Veranlagung, 
ſondern gegen das Anſinnen, eine rückſtändige Abgabe zu be⸗ 
zahlen, zu der ein Andrer herangezogen und veranlagt worden 
war. Streitigkeiten dieſer Art ſind dem ordentlichen Rechts- 
wege nicht entzogen. Der Rechtsweg wird auch nicht etwa 
dadurch unzuläſſig, daß der Bekl. die Dinglichkeit der Abgabe 
behauptet und daraus die Zahlungspflicht der Kl. als jetziger 
Beſitzerin der haftenden Grundſtücke ableitet, denn die Frage 
nach der Dinglichkeit der Abgabe iſt dem Rechtswege nicht ent⸗ 
zogen, wie bereits in dem Urtheil vom 22. September 1894 
in Sachen Berlin wider Bremer Bank (V. 218/94) Entſch. 
Bd. 34 Nr. 60 S. 248, 249 vom R. G. ausgeführt worden 
iſt. Auch die vom Bekl. in II. J. aufgeſtellte neue Behauptung, 
daß die Abgabe erſt zur Beſitzzeit der Kl. fällig geworden ſei, 
kann die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges nicht 
ſtützen, denn es fehlt immer noch eine Heranziehung oder Ver⸗ 
anlegung der Kl. zu dieſer Abgabe. V. C. S. i. S. Höltzel 
& Trenner c. Gemeinde Deutſch⸗Wilmersdorf vom 18. Sep⸗ 
tember 1897, Nr. 49/97 v. 

Zu den Grundbuchgeſetzen. 

42. Dem Bekl. iſt darin beizuſtimmen, daß der dingliche 
Anſpruch allein durch den Inhalt des Eintragungsvermerks 
beſtimmt wird, und die durch die Schuldübernahme bewirkte 
persönliche Verpflichtung des neuen Erwerbers nicht über den 
dinglichen Beſtand der Schuld hinausgeht. Aber die Reviſion 
geht fehl, wenn ſie auszuführen ſucht, daß der B. R. gegen 
dieſe Sätze verſtoße. Der § 23 des Grunderwerbsgeſetzes ſchreibt 
zwar vor, daß die Eintragungsbewilligung die Bedingungen der 
Rückzahlung enthalten ſoll, und nach § 43 der Grdb. O. muß 
die Eintragungsformel dem Antrag entſprechen. Es ergiebt 
ſich jedoch aus dem acceſſoriſchen Charakter der Hypothek, daß 
es bei der Eintragung der Aufzählung der Zahlungsmodalitäten 
dann nicht bedarf, wenn dieſe ſich aus der Natur des einzu⸗ 
tragenden Schuldverhältniſſes von ſelbſt ergeben, und die 
Parteien hierüber nichts Abweichendes feſtgeſetzt haben. Wird 
eine Forderung im Eintragungsvermerk als Eingebrachtes einer 
Chefrau bezeichnet, ſo iſt damit der geſetzliche Inhalt der 


Obligation zum Ausdruck gebracht, und es gilt von der Rück 


zahlung alles, was das Geſetz hierüber beſtimmt, ohne daß es 
einer beſonderen Hervorhebung der Rückzahlungszeit im Ein⸗ 


tragungsvermerk bedürfte. Im vorliegenden Fall hat ſich die 
Eintragungsbewilligung und dem entſprechend der Eintragungs⸗ 
vermerk nicht darauf beſchränkt, die Forderung der Kl. als Ein⸗ 
gebrachtes zu bezeichnen, ſondern noch hinzugefügt, daß ſie nach 
dem Tode des Ehemannes der Kl. gegen dreimonatliche Kün⸗ 
digung zahlbar ſei. Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt 
daher von Beantwortung der Frage ab, ob durch die Beifügung 
dieſer Zahlungsmodalität die geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Zahlung des Kapitals (die naturalia negotii) gänzlich beſeitigt 
oder nur für den Regelfall der Rückzahlung (Auflöſung der Ehe 
durch Tod) zu Gunſten des Mannes beſchränkt worden ſind. 
Die Beantwortung der Frage liegt im Weſentlichen auf dem 
Gebiete der Auslegung, und der B. R. verletzt keine Rechts⸗ 
norm, wenn er ſich für die zweite Alternative entſcheidet. Er 
geht von dem nicht zu beanſtandenden Satze aus, daß die ein⸗ 
getragene Forderung den Charakter der Illatenforderung im 
Weſentlichen verlieren würde, wenn man der Anſicht des Bekl. 
folgte. Er ſtellt ferner ohne Rechtsirrthum feſt, daß die Abſicht 
des Ehemannes dahin gegangen ſei, ſeine Frau durch die Ein⸗ 
tragung wegen ihres Eingebrachten zu ſichern, und dieſe gegen 
die Sicherſtellung nicht Rechte habe aufgeben wollen, die ihr 
kraft des Geſetzes zugeſtanden hätten. Er handelt folgerichtig. 
wenn er hieraus entnimmt, daß die aus $ 258 Thl. II Tit. 1 
des A. L. R. ſich ergebende Verpflichtung zur Rückzahlung des 
Eingebrachten durch Eintragung der erwähnten Zahlungsmodalität 
nicht berührt werde. V. C. S. i. S. Wahl c. Klaucke vom 
22. September 1897, Nr. 55/97 V. 

Zu dem Enteignungsgeſetz. 

43. Wenn dem O. L. G. der Vorwurf gemacht wird, daß 
es die Vorſchriſten der 88 7—1 0 des Enteignungsgeſetzes vom 
11. Juni 1874 dadurch verletzt habe, daß es nicht ſämmtliche 
für die Werthſchätzung in Betracht zu ziehende Faktoren berück- 
ſichtigt habe, ſo kann dieſer allgemeinen Rüge ſolange keine 
Beachtung geſchenkt werden, als nicht im Einzelnen dargethan 
wird, welche vom Geſetze verlangte Rückſicht denn das O. L. G. 
außer Acht gelaſſen habe. Hierbei iſt zu bemerken, daß das 
O. L. G. bezüglich der Werthſchätzung keineswegs verpflichtet 
iſt, jedes einzelne Argument, welches der Kl. für eine höhere 
Werthſchätzung geltend gemacht hat, in den Gründen zu erörtern 
und ausdrücklich zu widerlegen. Die Reviſion hebt beſonders 
hervor, Kl. hätten behauptet und zum Beweiſe erboten, daß ſie 
ſich bemüht hätten, für die in Rede ſtehenden enteigneten Flächen 
ein Erſatzgrundſtück zu beſchaffen und daß es unmöglich geweſen 
ſei, ein ſolches für einen geringeren Preis als für 300 Mark 
pro Quadratruthe zu erlangen. Das O. L. G. habe mit Unrecht 
dieſen Beweis nicht erhoben. Allein der § 10 des Enteignungs⸗ 
geſetzes ſchreibt lediglich vor, daß die bisherige Benutzungsart 
bei der Abſchätzung nur bis zu demjenigen Geldbetrage Berück⸗ 
ſichtigung finden könne, welcher erforderlich ſei, damit der Eigen⸗ 
thümer ein anderes Grundſtück in derſelben Weiſe und mit 
gleichem Ertrage benutzen könne. Daß dieſe Vorſchrift verletzt 
ſei, behauptet Kl. ſelbſt nicht. Dieſelbe geht keineswegs dahin, 
daß dem Enteigneten unter allen Umſtänden derjenige Geld. 
betrag gewährt werden müſſe, mit welchem er ein anderes 
Grundſtück, das die gleiche Benutzungsart ermöglicht, erwerben 
könnte. Das wird in vielen Fällen garnicht möglich oder doch 
nur unter Aufwendung eines unverhältnißmäßig hohen Preiſes 


558 


ausführbar ſein. II. C. S. i. S. Schönwaſſer e. elan fan 
vom 21. September 1897, Nr. 164/97 II. 
Zum Geſetz vom 20. April 1892. 
44. Auf Anordnung des Königlichen Polizeipräſidenten in 
Frankfurt a. M. ſind in das dortige Krankenhaus geſchlechts⸗ 
kranke Frauenzimmer zum Zweck der Heilung aufgenommen 


und bis zu dieſer verpflegt. Die dadurch veranlaßten Koſten 


hat die Kl. nach den tarmäßigen Sätzen gegen den beklagten Fiskus 
eingeklagt, weil dieſer nach dem Geſetze betreffend die Koſten der 
Polizeiverwaltung in den Stadtgemeinden vom 20. April 1892 
dieſe Koſten zu tragen habe. Das B. G. hat jedoch die Klage 
abgewieſen, weil unter den nach den 88 1 und 2 dieſes Ge⸗ 
ſetzes vom Staate zu tragenden Koſten der Polizeiverwaltung, 
wie die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ergebe, nur die früher 
als unmittelbare bezeichneten zu verſtehen ſeien, zu denen man 
die durch die Ausführung der angeordneten Zwangsheilung 
entſtandenen Koſten nicht rechnen könne. Die gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung gerichtete Reviſion macht zunächſt geltend, das Geſetz 
unterſcheide nicht zwiſchen unmittelbaren und mittelbaren Polizei ⸗ 
koſten, der Richter dürfe daher nicht dieſen Unterſchied in das 
Geſetz hineintragen und nicht deſſen klaren Wortlaut auf Grund 
der Motive und der ſtändiſchen Verhandlungen eine Ein⸗ 
ſchränkung geben, die im Geſetze keinen Ausdruck gefunden habe. 
Dabei wird jedoch überſehen, daß der Begriff der Koſten der 
örtlichen Polizeiverwaltung kein allgemein feſtſtehender ift. 
Gerade die Entſtehungsgeſchichte dieſes Geſetzes und die Ver · 
handlungen über die ihm vorangegangenen Entwürfe zeigen, 
daß man ihn zwar auf die Koſten der Ausführung der von 
der Polizeiverwaltung angeordneten, aber nicht von ihr ſelbſt 
oder ihren Organen auszuführenden Maßregeln ausdehnen, aber 
auch in engerem Sinne verſtehen und auf die Koſten der per⸗ 
ſönlichen und ſächlichen Einrichtungen der Polizei und der von 
ihren Organen ſelbſt ausgeübten verwaltenden Thätigkeit be⸗ 
ſchränken kann. Es iſt alſo zu prüfen, welchen Umfang er 
nach dem Willen des Geſetzgebers in dem Geltungsbereiche 
dieſes Geſetzes haben ſoll. Mit Recht hat daher das B. G. 
auf die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes erheblichen Werth 
gelegt; durch ſie wird die ſchon aus dem § 2 des Geſetzes zu 
folgernde engere Auslegung weſentlich unterſtützt. Keines der 
im § 2 genannten Beiſpiele geht über die durch die verwaltende 
Thätigkeit der Polizei unmittelbar entſtehenden Koſten hinaus; 
umſoweniger wird nach der Entſtehungsgeſchichte angenommen 
werden dürfen, daß mit der in ſolchen Fällen faſt nothwendigen 
allgemeinen Schlußklauſel ein ganz abweichendes Prinzip hat 
aufgeſtellt werden ſollen. Vielmehr tritt der erkennende Senat 
den mit dem B. U. im weſentlichen übereinſtimmenden Aus⸗ 
führungen bei, mit denen der IV. C. S. des R. G. in einem 
gleichliegenden Falle die Verpflichtung der Stadtgemeinde zur 
Tragung der Koſten dieſer Zwangsheilung begründet hat (Entſch. 
des R. G. Bd. 35 S. 296 ff.). — Die Kl. macht, abweichend 
von ihrem Vorbringen in den Vorinſtanzen, ferner geltend, 
es ſei nicht geprüft und vom Bekl. nicht nachgewieſen, daß die 


durch die Zwangsheilung der Proſtituirten entſtandenen Koſten 


von der Polizei innerhalb der Ausübung ihrer geſetzlichen Be⸗ 
fugniſſe veranlaßt ſeien. Es iſt aber in den Vorinſtanzen nicht 
beſtritten, daß die Heilung ſämmtlicher Proſtituirter, deren 
Koſten eingeklagt ſind, von der Polizeibehörde in Ausübung 


der Geſundheitspolizei angeordnet, und eine Anfechtung dieſer 
Verfügungen im geordneten Inſtanzenzuge nicht erfolgt iſt. 
Den Gerichten aber ſteht eine Nachprüfung, ob die an die zu 
heilenden Perſonen erlaſſenen polizeilichen Verfügungen gerecht 
fertigt waren, nicht zu, und auch die Kl. kann daraus einen 
Einwand umſoweniger herleiten, als ihr eine polizeiliche Auflage, 
ſelbſt die Durchführung! der Heilung zwangsweise zu bewirken, nicht 
gemacht ſein ſoll. Die Perſonen, denen aufgegeben war, fi heilen 
zu laſſen, haben ſich dieſer polizeilichen Anordnung gefügt; durch 
die Ausführung... find daher die Koſten auf dem Gebiete der 
Geſundheitspolizei entſtanden. III. C. S. i. S. Stadt Frank. 
u a. M. c. Fiskus vom 17. September 1897, Nr. 43/97 III. 
VII. Das. Franzöſiſche Recht (Badifche Landrecht). 
45. Die Verjährung der Klage aus Art. 349 H. G. B. 
iſt ebenſo, wie die Verjährung überhaupt, ein materiellrechtlicher 


Grund der Aufhebung der Obligation, fie iſt daher nach dem 


jenigen örtlichen, Rechte zu beurtheilen, welches das ge- 
ſammte, in Frage ſtehende Obligationsverhältniß 
überhaupt beherrſcht. Nun unterliegt aber letzteres im vor⸗ 


liegenden Falle ganz. dem rheiniſchen Rechte. Denn mangels | 
anderweitiger Abmachung hatte die Bekl. in Gladbach, alſo im. 


rheiniſchen Rechtsgebiete, und nicht in Berlin, den mit der Kl. 
abgeſchloſſenen Vertrag auszuführen und zu erfüllen, in Gladbach 
würde ſie auch die Zurückzahlung des von der Kl. zurück⸗ 
verlangten Kaufpreiſes der beanſtandeten Waarenlieferung zu 
bewirken haben. Mit Unrecht zieht die Kl. letzteres in Zweifel, 
weil die gelieferte Waare in Berlin zurückzugeben ſei; denn die 
Klage geht der Hauptſache nach auf die Zurückzahlung des 
Kaufpreiſes, und dieſe hat, da nichts anderes zwiſchen den 
Parteien abgemacht war und ſich auch nicht aus der Natur des 
Geſchäfts oder der Abſicht der Kontrahenten ergiebt, in Gladbach, 


als dem Orte der Handelsniederlaſſung der Bekl., zu geſchehen, 


die Zurücknahme der Waare iſt für dieſe prinzipale Verpflichtung 


der Bekl. gegenüber der Kl. nur Nebenſache und nur die noth⸗ 


wendige Folge der Zurückerſtattung des Kaufpreiſes. Mit Recht 
hat ſonach das O. L. G. die Frage, ob die Streitverkündung 
vom 2. Juli 1894 den Lauf der Verjährung des Art. 349? 
H. G. B. unterbrochen hat, nach rhein iſchem Rechte be- 
urtheilt, wenn auch die dafür angegebene Begründung, weil die 
Bekl, im rheiniſchen Rechtsgebiete ihren Wohnſitz habe, in dieſer 
kurzen Faſſung nicht ganz zutreffend fein mag. Das Reichs- 
recht enthält, abgeſehen von dem ſingulären Falle des Art. 80 
W. O. keine Beſtimmung dahin, daß die Streitverkündung die 
Klageverjährung unterbricht. Für das rheiniſche Rechts- 
gebiet enthalten die Art. 2244 u. flgde. des c. c. die Ver⸗ 
jährungsunterbrechungsgründe. Unter keinen derſelben läßt ſich 
aber ihrer rechtlichen Natur nach die dem franzöſiſchen Rechte 
unbekannte Streitverkündung der Deutſchen Civilprozeßordnung 
bringen. Es iſt dieſes von dem erkennenden Senate bereits in 


dem in Bd. X S. 290 u. flade. der Entſch. des R. G. ver⸗ 


öffentlichten Urtheile II. 255/83 eingehend begründet, und es 
liegt keine Veranlaſſung vor, von dieſer Entſcheidung abzugehen, 
deren Richtigkeit die Rkl. übrigens auch nicht in Zweifel gezogen 
hat. Das O. L. G. hat ſich dieſer Entſcheidung angeſchloſſen 


und aus den in derſelben entwickelten Gründen angenommen, 


daß die Streitverkündung vom 2. Juli 1894 den Lauf der 
Verjährung der in Rede ſtehenden Mängelklage nicht unter⸗ 


2222: ͤ v 


559 


brochen habe. Dieſe Entſcheidung verletzt ſonach kein Geſetz. 
uebrigens würde auch im Geltungsgebiete des Preußiſchen 
Landrechts, wie ebenfalls das O. L. G. zutreffend hervorgehoben 
hat, die Entſcheidung zu demſelben Reſultate gelangen. Zwar 
herrſcht unter den Schriftſtellern Streit über dieſe Frage. Siehe 
Rehbein und Reincke, Preußiſches Landrecht, V. Auflage, Bd. J 
S. 453 Anm. 163 a; Küntzel bei Gruchot, Bd. 21 S. 471; 
Förſter⸗Cccius, Bd. I $ 57 Anm. 55; Dernburg, Preußiſches 


Landrecht, Bd. I S. 383, und verficht namentlich Deruburg die 


Anſicht, daß die Streitverkündung den Lauf der Verjährung 
unterbreche. Der VI. C. S. des R. G. hat ſich aber gegen 
dieſe Anficht ausgeſprochen, vergl. Entſch. Bd. XXIV S. 209, 


und der erkennende Senat ſchließt fi dieſem Urtheile an. 
II. C. S. i. S. Schulte u. Co. c. Gladbacher Spinnerei und 


Weberei vom 21. September 1897, Nr. 147/97 II. M. 


Erledigung der Stelle eines Bürgermeiſters. 


Laut Beſchluß der hieſigen Stadtverordneten⸗Verſammlung ſoll 
die erledigte Stelle des Bürger meiſters der Haupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Deſſau möglichſt bald für eine zwölfjährige Periode 


durch Neuwahl wieder beſetzt werden. 
Vorbehaltlich Höchſtlandesherrlicher Genehmigung wird mit dieſem 


Amte unter der Bedingung des reversmäßigen Verzichts auf ander⸗ 


weite Erwerbsthätigkeit und gegen die Verpflichtung, das Amt inner⸗ 


halb der Wahlperiode nicht ohne vorangegangene vierteljährliche 


„Kündigung niederzulegen, ein Gehalt von zunächſt 7000 Mark ver⸗ 
bunden werden, zu welchem für die Mitgliedſchaft im Kuratorium 
der Chaponſtiftung ein Neben⸗Einkommen von 500 Mark hinzutritt. 

Gemaͤß § 106 der Anhaltiſchen Gemeindeordnung gebührt dem 
Bürgermeiſter, falls derſelbe bei Ablauf der Dienſtperiode nicht wieder 
gewählt oder beſtätigt wird, nach zwölfjähriger Dienſtzeit die Hälfte 
des Gehalts als jährliche Penſion, deren Betrag mit jedem weiteren 
Dienſtjahre um 1½ Prozent des Gehalts bis zur Höhe des letzteren 


ſelbſt ſteigt. — Ebenſo wird der neu zu wählende Bürgermeiſter 


Mitglied der Anhaltiſchen Wittwenkaſſe unter den hierfür feſtgeſetzten 
Bedingungen. Bewerbungen ſind an die Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung zu Händen des unterzeichneten Vorſtehers bis zum 10. November cr. 
zu richten und müſſen nachweiſen, daß der Bewerber die Befähigung 
für das Richteramt oder den höheren Verwaltungsdienſt beſitzt. 

Ueber die etwaige bisherige Berufsthätigkeit ſind beſondere Zeug⸗ 
niſſe beizufügen. Ebenſo iſt mitzutheilen, mit welchem Zeitpunkte 
der Bewerber das Amt antreten könnte. 


Deſſau, den 15. Oktober 1897, 


Der Stadtverordneten-Vorſteher. 
Nümelin. 


Ich ſuche einen tüchtigen ä a 
5 rhr. von Lyncker 
Cüſtrin. Rechtsanwalt und Notar. 


Für möglichſt ſofort, ſpäteſtens zum 1. Dezember ſuche ich einen 
durchaus tüchtigen Büreauvorſteher, am liebſten aus dem Gebiete 
des gemeinen Rechts. Bei zufriedenſtellenden Leiſtungen Lebensſtellung. 
Offerten mit Gehaltsanſprüchen an | | 

Rechtsanwalt W. Lütſtemann in Göttingen. 


Für ein Rheiniſches Anwaltsbüreau ein gewandter Büreau⸗ 


vorſteher geſucht. 
Offerten an die Expedition dieſes Blattes unter R. 152 erbeten. 


z Büreau⸗Vorſteher n | 

für Anwalts und Notariatspraxis von Rechtsanwalt an kleinem 
Amtsgericht in Provinz Poſen zum 1. November geſucht. Polniſche 
Sprache erforderlich. Meldungen mit Zeugnißabſchriften und Gehalts⸗ 

anſprüchen sub J. H. 1897 an die Exped. d. Bl. | 


Jüngerer tüchtiger Büreau⸗Vorſteher ſucht Stellung. Nähere 
Auskunft ertheilt | 
Ä Rechtsanwalt Landsberg, Mag deburg⸗S. 


Suche & bald. Antr. Stellung als Büreauvorſteher. 23 Jahr, 
vertr. mit Stenogr. u. Schreibmaſchine, 8 Jahre in ungek. Stellung 
thätig. Off. erb. an Tr. Conradt, Berlin, Schwedterſtr. 52 III. 


Für meinen Büreauvorſteher, 38 Jahr alt, verheirathet, den 
ich in jeder Hinſicht empfehlen kann, ſuche . ich 50 1. Dezember cr. 
oder früher Stellung. Bewerber arbeitet ſelbſtändig in Prozeß und 
Notariat. Ich bin zu weiterer Auskunft gern bereit. 

Gefl. Off. unter O. K. 407 an die Exped. d. Ztg. 
Büreau⸗Vorſteher, 30 Jahr alt, z. Zt. noch in ungekündigter 
Stellung, vorz. Empfehlungen, ſucht per 1./12. oder 1./1. Stellung 
nach Berlin. Off. unter A. I. 100 an die Exp. dieſes Blattes. 


Büreauvorſteher, tüchtiger zuverläſſiger Arbeiter, auch für 


Notariat, ſucht Engagement. Gefl. Off. u. M. W. 434 an d. Exp. d. Bl. 
Büreau⸗Vorſteher, Ende 20., gut empfohlen, beſonders 


tüchtig im Notariat, ſucht ſofort Stellung auf größerem Büreau. 
Gefl. Off. erbeten unter L. M. 421 an die Exp. dieſer Zeitſchrift. 


Bürea uv 1 A 
24 Jahre alt, in allen Büreauarbeiten bewandert, welcher noch in 
ungekündigter Stellung tft, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniffe, Stellung 


zum 1. Januar 1898. Gefl. Offerten unter E. 5295 an Rudolf. 


Mo ſſe, Leipzig. 


8 5 . 8 5 8 
Junger Bür.⸗Vorſt. ſucht zum 1. Novbr. in einem kl. Anwalts⸗ 


büreau Stellung. Off. werden unter H. K. 425 an die Exp. d. Bl. erb. 

Ein junger Büreauvorſteher, mit der Praxis ſämmtlicher 
hieſiger Gerichte vertraut, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, ſofort 
anderweit Stellung. Gefl. Offerten unter A. B. SL Poſtamt 47. 


Verh. Mann, 31 J. alt, 8 J. beim Amtsgericht, dann 7 J. bei Rechts⸗ 


anwalt mit gr. Notariat als Bür.⸗Vorſt. beſchäft. gew., ſucht per ſofort 


od. ſpäter anderw. Stellg. Off. erb. u. L. S. 21 an die Exp. d. Zeitg. 


Ein ſeit über 10 Jahren bei einem größeren Amtsgericht be⸗ 
ſchaͤftigter Rechtsanwalt und Notar (Landrechtler) wünfcht ſich 
mit einem bei einem Landgericht oder Oberlandesgericht zugelaſſenen 
Collegen zur gemeinſchaftlichen Ausübung der Praxis zu vereinigen. 

Gefl. Offerten sub L. 405 an die Expedition dieſes Blattes. 


Jüngerer Anwalt bei einem kleinen Landgericht ſucht Affociation 
mit einem beſchäftigten Anwalt bei Land⸗ oder Oberlandesgericht in 
einer größeren Stadt, eventuell auch Stellung als Hülfsarbeiter. 

Hefl. Offerten sub R. G. 221 an die Exped. d. Bl. 


Gerichtsaſſeſſor wünſcht mit einem Anwalt 


in Berlin oder größerer Provinzialſtadt zur 


gemeinſchaftlichen Ausübung der Praxis ſich 
zu vereinigen. Nähere Auskunft ertheilt Herr Juſtiz⸗ 
rath Dr. Titkin in Berlin, Taubenſtr. 44/45. 


er. Aſſeſſor übernimmt Anwaltvertretung. Offerten unter 
A. F. 387 an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Ein Gerichtsaſſeſſor, der als ſolcher bereits circa 1½ Jahre 
in Hannover und Schleswig an Landgerichten vertreten hat, ſucht 
Stellung als Hülfsarbeiter bei einem Rechtsanwalt am größeren Land⸗ 
gericht. Nachricht erbeten unter R. V. 400 an die Exp. dieſes Bl. 


Dr. jur. Paul C. 5 
Rechtsanwalt in New⸗Nork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. | 
Georg F. Ventley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗ Amerikas. | 


Die Antig. Buchhandlung von Fr. Ctrobel in Jena offerirt 


portofrei gegen Barzahlung: 


Reichsgericht, Entſcheidungen in Civilſachen, Bd. 1—27 u. Regiſter 
zu 1—20, in Halbfranzbon. (neu 150.—) ü | 
— — Bolze, Praxis d. R. G. in Civilf. Bd. 1—11. Leinenbd. 


für M. 100.— 


(neu 77.—) | M. 42.— 
Reichsoberhandelsgericht, Entſcheidungen. Bollftändig in 25 Bdn. 
nebſt Regiſtern, Halbleinenbde. (neu 180.) M. 100.— 
Zeitſchrift f. Handelsrecht v. Goldſchmidt. Bd. 1—35, 10 Beilage⸗ 
banden und Reg. zu 1—25. 1858—89. Schönes gleichmäßig 
gebund. Ex. 5 eee et . M. 330. — 
Alle Bände im Originaldruck, ſelten ſo vorkommend. 
Blätter f. Rechtspflege in Thüringen u. Anhalt. 1.—42. Bd. 
1854—95. Pappbde. (neu 376.—) M. 1 


— meer 
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Verlag von Franz Vahlen in Berlin. .. 
We Mohrenſtraße 13/14. N 
Soeben find erſchienen - , Br 

Finger. — Reichsgeſetz zur Bekämpfung des un⸗ 
lauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. Auf 


. 


Grund der amtlichen Materialien unter Berückſichtigung der 


Literatur und Rechtſprechung erläutert von Chr. Finger, 
Amtsrichter. 1897. Geh. M. 6,—. Geb. M. 7,—. 
Reitz. — Geſetz über die Handelskammern vom 24. Fe⸗ 
bruar 1870/19. Auguſt 1897. Erläutert von Dr. jur. Reitz, 
Kaiſerl. Generalkonſul a. D., Syndicus der Handelskammer 
zu Nordhauſen. 1897. Geh. M. 3,—. Geb. M. 3,60. 
Schwarze. — Die deutſche Grundbuchordnung für die 
Praxis bearbeitet von W. Schwarze, Amtsgerichtsrath, 
Mitglied der Reichstagskommiſſion. 1897. 
| | Geh. M. 2,60. Geb. M. 3,40. 


In unſerm Verlage iſt erfchienen: 


Das Recht 
Deutſchen Kaiſers. 


Preisgekrönte Studie zum deutſchen Derfaffungsrechte 


von 
Dr. jur. Richard Fiſcher. 
12½ Bogen gr. 80. Preis broſch. M. 4,—. 


Dieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte 

2 Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung 
vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Deutſchen 
„Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereſſanten 
3 und eingehenden Erörterungen über die Frage: „Wie weit 
reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers?“ 
8 Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie 
gegen Einſendung des Betrages auch direkt franco von der 
J unterzeichneten Verlagsbuchhandlung. 


Berlin 8. 14. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 2 


Guſtav Fock, Antiquariat, Leipzig, bietet in 
ſauberen ant. Exemplaren an: 

Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1-37 m. 
Reg. Gbd. (Soweit erſchienen.) M. 145.— Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 1— 29 mit Reg. God. (Soweit 
erſchienen.) M. 120.— Entſcheidungen des Reichsoberhandels⸗ 
gerichts. 25 Bde. u. Reg. Gbd. M. 100.— Bundes⸗ u. 
Reichsgeſetzblatt, Jahrg. 1867— 96. Gbd. M. 30.— Zeitſchrift 
f. Handelsrecht. Hrsg. v. Goldſchmidt, Bd. 1—40. 1858—92. 
Gbd. (Sehr ſelten.) (680.40) M. 360.— 
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Soeben erf chienen: 


a ae a Ben 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Reichhaltiges Lager juriſtiſcher Werke. Kataloge gratis 
franko. 8 


Carl Benmanns Perlag, Berlin W., Mau 


m 
Entwurf eines Geſetzes 
über die 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Preis 50 Pf. — Voſtfrei 55 Pf. 


Den practiſ chen 
Termin: und Neproductionsfalender für Rechtsanwälte 
Lund Notare pro 1898s, . 
von Th. Rath, Büreauvorſteber, Werl, 
erhält man für nur 3,50 Mark franco bei Ar 
Lriebr. Chöne, Werl i. W. Derlogsbuöhanblung - 


Gelegenheitskauf. Entſch. d. R. G. in C. S. Bd. 1— 34, in Str. S. 
Bd. 1—7 à 3,50 M.; Rehbein, Entſch. d. O. Tr.; Grotefend, Geſ. S. 
u. A. m. antiquariſch zu verk. Off. sub M. 20 Poſtamt 15 Berlin. 


> R. U. Decker g Derlag G. Schenk, 
VbvVoniglicher Hofbuchhändler. 
l Nedts- u. Slaatswiſfenfchaſtlicker Herlag. Gegründet 1718. 

Berlin (SW.19), Jeruſalemer Straße 56. 


Soeben erſchien: 


In Aue 


Preußiſce Termin: 


für das Jahr 


— 1898.ä— 


Zum Gebrauch für Juſtizbeamte, insbefondere 
auch für Rechtsauwälte und Notare. 


46. Jahrgang. 


Mit den durch die neueſte Geſetzgebung nothwendig gewordenen 
Abänderungen, den Nachweiſungen der Richter, der Beamten der 
Staatsanwaltſchaft, der Aſſeſſoren und der Referendare, unter 
näherer Bezeichnung ihres bezw. Stellen-, Beſoldungs⸗ und 
Anſtellungsdienſtalters, ſowie mit einem Verzeichniß der 
ſämmtlichen Rechtsanwälte und Notare. 


Nebſt einem Kalendarium der Jahre 1897, 1898 und 1899, | 
einer Karte des Oberlandesgerichtsbezirks Celle 
und einer Beilage: | 


Die Pienftalterstifte 
der ſämmtlichen Landrichter, Amtsrichter und 
Staatsanwälte. 


ich mitgetheilt aus dem Vüreau des Röniglich 
Amtlich Prengiſchen Juſtizminiſteriums. 


Preis: gebunden 3,50 Mark, mit Schreibpapier durch- 
ſchoſſen 4 Mark. 


erfivake 44. 


Diefer Nummer liegt ein Proſpekt von J. J. Heines Verlag bei, betr. Dr. Stanb’8 Kommentar zum Handelsgeſetzbuch. 


N. 
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Ne 61 bis 65. 


Berlin, 9. November. 1897. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Herausgegeben von 


M. Kempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 


Preis für den Jahrgang 20 Mark. — 


Inhalt 
Gütfetaffe für deutſche Rechtsanwälte. S. 561. — Vom 
Reichsgericht. S. 561. — Literatur. S. 594. — Perſonal⸗ 
Veränderungen. S. 596. 


Hülfsliaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Jena hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die erfreuliche Zuwendung der aufrichtigſte Dank aus⸗ 


geſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 11. bis 31. Oktober 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Der Kl. leitet ſeinen Anſpruch auf Erſtattung der 
durch die einſtweilige Verfügung erwachſenen Koſten aus der 
in der Hauptſache ergangenen rechtskräftigen Verurtheilung des 
Bekl. zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits her. Dieſe 
Entſcheidung ſtellt aber nach Lage der Umſtände in vorliegender 
Sache keinen zur Geltendmachung des erhobenen Anſpruchs ge⸗ 
eigneten Titel dar ($ 98 der C. P. O.). Es handelt ſich hier 
um einen Fall der Anwendung des § 820 der C. P. O. Wird 
vorſchriftsmäßig nach Maßgabe dieſer Beſtimmung verfahren, 
fo hat das Amtsgericht die einſtweilige Verfügung unter Feſt⸗ 
ſetzung einer Friſt zu erlaſſen, innerhalb deren bei Vermeidung 
der Wiederaufhebung der Verfügung der Gegner vor das Ge⸗ 
richt der Hauptſache zur mündlichen Verhandlung nicht über 
die Hauptſache, ſondern lediglich über die Rechtmäßigkeit der 
einſtweiligen Verfügung zu laden iſt. Ueber die Rechtmäßigkeit 
der einſtweiligen Verfügung hat das Gericht der Hauptſache 
($$ 815, 805 der C. P. O.) durch Endurtheil zu entſcheiden 
und in dieſem Urtheil iſt gemäß § 279 Abſ. 2 der C. P. O. 
Beſtimmung über die Koſtenpflicht zu treffen. Bei normaler 
Sachlage kann daher die in dem demnächſt in der Hauptſache 
ergehenden Urtheil enthaltene Koſtenentſcheidung die Koſten der 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


einſtweiligen Verfügung gar nicht betreffen, weil über dieſe in 
dem Juſtifikationsurtheil Beſtimmung getroffen iſt und getroffen 
ſein muß. Es fragt ſich, ob dann, wenn, wie hier, gegen die 
Regel ein Juſtifikationsurtheil nicht ergangen iſt, die Koſten⸗ 
entſcheidung im Hauptprozeß eine Funktion erlangt, die ihr 
Obigem nach ſonſt nicht beiwohnt, die Funktion nämlich zugleich 
auch die Koſtenentſcheidung in Betreff der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung darzuſtellen. Ohne Weiteres kann dies offenbar nicht 
eintreten, vielmehr kann der Koſtenentſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache jene Bedeutung höchſtens dann beigemeſſen werden, wenn 
aus den Umſtänden erhellt, daß der Richter in der Hauptſache 
über jene Koſten mit hat erkennen wollen, obgleich er dies nicht 
beſonders zum Ausdruck gebracht hat. Im vorliegenden Falle 
mangelt es für eine ſolche Annahme an jedem Anhalt. Ganz 
abgeſehen davon, daß ein hierauf bezüglicher Antrag nicht geſtellt 
iſt, iſt in dem landgerichtlichen Urtheil der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung mit keinem Worte Erwähnung geſchehen, ſo daß nicht 
einmal feſtſteht, ob das L. G. Kenntniß von ihr gehabt hat. 
Unter ſolchen Umſtänden läßt ſich nicht vermuthen, daß das 
L. G. die Koſten der von einem ganz anderen Gericht erlaſſenen 
einſtweiligen Verfügung bei ſeiner Koſtenentſcheidung mit im 
Auge gehabt habe. V. C. S. i. S. Haumann c. Wiener vom 
6. Oktober 1897, B Nr. 126/97 V. 

2. Entmündigungsſache. In prozeſſualer Beziehung hat die 
Reviſion ſich darüber beſchwert, daß vom B. G. nicht die ſeitens 
des Kl. geltend gemachte Unzuläſſigkeit der Berufung angenommen 
worden iſt. Der Kl. leitet dieſe Unzuläſſigkeit daraus her, daß die 
ihm zugeſtellte Abſchrift der Berufungsſchrift nicht gemäß § 156 
der C. P. O. beglaubigt geweſen ſei. Nach der Feſtſtellung des 
B. G. iſt die fragliche Abſchrift von dem Sekretär des Ober- 
ſtaatsanwalts unter Beidrückung des Dienſtſiegels dieſer Behörde 
unterzeichnet geweſen. Bei dieſer Sachlage erachtet das B. G. 
die Formvorſchrift des § 156 der C. P. O. für gewahrt. 
Dieſer Rechtsauffaſſung ſteht die Praxis des R. G. zur Seite 
(vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1888 S. 67 und Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 33 S. 366). IV. C. S. i. S. 
Rosner c. Staatsanwaltſchaft vom 30. September 1897, 
Nr. 31/97 IV. 

3. Das Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
erſcheint nicht begründet. Der Bekl. hat, nachdem die Zuſtellung 
des B. U. an ihn bereits am 2. Januar 1897 geſchehen war, 


562 


erſt durch Schreiben vom 31. Januar 1897 einen am R. G. 
zugelaſſenen Rechtsanwalt mit der Einlegung der Reviſion be⸗ 
auftragt, und zwar zuerſt den Rechtsanwalt N., der, als er 
das Schreiben am 1. Februar erhielt, den Auftrag ablehnte 
und das Schreiben an den Rechtsanwalt X. weiter gab, der an 
demſelben Tage das Schreiben empfing, den Auftrag annahm 
und die zur Einlegung der Reviſion erforderlichen Schritte aus⸗ 
führte, namentlich einen hieſigen Gerichtsvollzieher mit der Zu⸗ 
ſtellung durch die Poſt beauftragte. Die Zuſtellung ſollte an 
den Rechtsanwalt A. in Berlin, der in der Ueberſchrift des 
B. U. als der Vertreter der Kl. aufgeführt war, erfolgen, ſtellte 
ſich aber, da der Rechtsanwalt A. in Berlin nicht zu ermitteln 
war, als unausführbar heraus. Erſt am 4. Februar geſchah 
von Anwalt zu Anwalt und am 8. Februar durch Vermittlung 
des Gerichtsvollziehers die Zuſtellung an den Rechtsanwalt B., 
den Generalbevollmächtigten des Rechtsanwalts A. Wenn nun 
die Reviſion zur Rechtfertigung des Geſuchs auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Reviſionsfriſt 
geltend macht, daß der Rechtsanwalt A. ſich unbekannt wohin 
plötzlich entfernt habe und deshalb die rechtzeitige Zuſtellung 
der Reviſionsſchrift unausführbar geweſen ſei, ſo trifft dieſe 
Begründung nicht zu. Der Rechtsanwalt A. war im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreit ſchon während der ganzen Dauer der 
Berufungsinſtanz von dem Rechtsanwalt B. als ſeinem General⸗ 
bevollmächtigten vertreten geweſen, und der Bekl. war daher in 
der Lage, durch ſeinen Vertreter in der Berufungsinſtanz oder 
aus deſſen Handakten hierüber Aufklärung erhalten und ſeinem 
Vertreter in der Reviſionsinſtanz hierüber Mittheilung machen 
zu können; die unterbliebene Mittheilung, nicht aber ein un⸗ 
abwendbarer Zufall war hiernach der Grund, weshalb die Zu⸗ 
ſtellung der Reviſtonsſchrift an den Rechtsanwalt B. als den 
Generalbevollmächtigten des Rechtsanwalt A. nicht rechtzeitig 
bewirkt wurde. Dazu kommt noch, daß der Bekl. nicht früher 
als durch ſein Schreiben vom 31. Januar, das vor dem 
1. Februar nicht in die Hände ſeines Vertreters am Reviſions⸗ 
gericht gelangen konnte, den Auftrag zur Einlegung der Reviſion 
ertheilt hat. Er hat damit die Sorgfalt nicht bewieſen, die 
das Geſetz nach den Beſtimmungen der $$ 211 und 213 
C. P. O. von den Parteien zum Zwecke der Einhaltung der 
Nothfriſten erfordert und kann daher, wie das R. G. wiederholt 
ausgeſprochen hat, die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
nicht beanſpruchen. IV. C. S. i. S. Alms c. Alms vom 
7. Oktober 1897, Nr. 40/97 IV. 

4. Die Zuläſſigkeit der Beſchwerde ergab ſich aus § 229 
der C. P. O., der nach feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. 
auch dann Anwendung findet, wenn zwar nicht eine förmliche 
Ausſetzung des Verfahrens beſchloſſen, aber thatſächlich derſelbe 
Zuſtand herbeigeführt wurde, den ein derartiger Beſchluß zur 
Folge haben würde. Dieſes Rechtsmittel mußte aber auch für 
begründet erachtet werden. Soweit eine Entſcheidung über die 
Berufung gefordert wird, handelt es ſich an ſich allerdings 
darum, ob dem Kl. eine Forderung gegen die verklagte Aktien ⸗ 
geſellſchaft zuſtand, würde ſonach, wenn der Kl. noch nicht be⸗ 
friedigt wäre, § 10 der R. K. O. zur Anwendung kommen. 
Da er aber auf Grund des für vorläufig vollſtreckbar erklärten 
Urtheils I. J. von der Aktiengeſellſchaft bezahlt worden iſt und 
dieſe in der Berufungsinſtanz verlangt hat, daß der Kl. zur 


Rückzahlung der erhaltenen Beträge verurtheilt werde, brauch. 
der Kl., der wegen ſeiner Forderung befriedigt worden iſt, dieſe 
nicht mehr trotzdem im Konkursverfahren anzumelden. Vielmehr 
iſt jetzt in dieſer Beziehung nur noch über einen von der 
Gemeinſchuldnerin erhobenen Anſpruch zu entſcheiden, und 
muß deshalb § 8 der R. K. O. Anwendung finden. (Vergl. 
Urtheil des R. G. vom 31. Dezember 1883, Entſch. Bd. 11 
S. 398 ff., beſonders 400, 401.) Bei dieſer Sachlage hätte das 
O. L. G. ſelbſt dann die Anträge des Kl. nicht als unzuläſſig 
zurückweiſen dürfen, wenn die von ihm mittelſt Anſchließung 


an die Berufung erhobenen Anſprüche im Konkursverfahren an⸗ 


gemeldet werden müßten. Uebrigens trifft auch § 9 der R. K. O. 
inſoweit zu, als der Kl. Zuerkennung ſeiner urſprünglichen, auf 
Herausgabe von Werthpapieren gerichteten Klageanträge 
beantragt hat, denn in dieſer Richtung ſteht ein Ausſonderungs⸗ 
anſpruch in Frage. II. C. S. i. S. Bothe c. Wallhäuſer 
Konſerven⸗ und Präſervenfabrik vom 5. Oktober 1897, 
B Nr. 147/97 II. 

5. Aufhebung des B. U. wegen ungenügender Begründung. 
III. C. S. i. S. Weitzmann c. Stadt Kaſſel vom 28. Sep⸗ 
tember 1897, Nr. 103/97 III. — VI. C. S. i. S. Chriſtoph 
c. Hoppe vom 27. September 1897, Nr. 119/97 VI. — 
II. C. S. i. S. Briel c. Briel Konk. vom 8. Oktober 1897, 
Nr. 174/97 II. — I. C. S. i. S. Fried c. Grube vom 
22. September 1897, Nr. 150/97 I. — III. C. S. i. S. 
Nöckler c. Nöckler vom 1. Oktober 1897, Nr. 118/97 III. 

6. Die Reviſion iſt begründet. Die von der Kl. in der 
Berufungsinſtanz gemachten Anführungen hat das B. G. nicht 
für geeignet gehalten, für die Ermittelung einer Schuld des 
Bekl. zur Zeit der Ausſtellung der Urkunde vom 14. Februar 1890 
einen feſten Anhalt zu gewähren, weil, ſelbſt wenn dieſelben ſich 
als richtig erweiſen möchten, mit Rückſicht darauf, daß ſie von 
den früheren Behauptungen der Kl. abweichen, eine ſichere Grund⸗ 
lage nicht gegeben ſein würde. Dies kann nicht für zutreffend 


erachtet werden. Wenn durch die Eheleute M. glaubwürdig 


bezeugt wird, daß der Ehemann der Kl. im Jahre 1889 
nach ſeiner Rückkehr aus Amerika dem M. 2 250 Mark 
(600 Dollars) als Eigenthum der Kl. zur Aufbewahrung für 
ſie übergeben und daß M. dieſe Geldſumme an den Bekl. mit 
der gleichen Beſtimmung weitergegeben hat, daß M. auch von 
der Kl. einige Werth⸗ und Goldſachen zur Aufbewahrung oder 
Veräußerung und Verwahrung des Erlöſes erhalten, daß er 
2800 Mark dafür gelöſt und dieſes Geld dem Bekl. ebenfalls 
zur Aufbewahrung für die Kl. übergeben hat; wenn ferner von 
G. und T. bekundet wird, daß Bekl. bei den Verhandlungen 
über die ſtreitige Hypothek ausdrücklich anerkannt hat, die als 
Angeld von ihm an N. bezahlten 4 500 Mark ſtammen aus 
dem Vermögen der Kl. her: ſo iſt keinenfalls ausgeſchloſſen, daß 
dieſe Umſtände zum mindeſten bei Beantwortung der Frage, 
welcher von den Parteien ein Eid anzuvertrauen ſei, ins Gewicht 
fallen können. Das B. G. durfte dieſe Behauptungen der Kl. 
daher nicht als unerheblich bei Seite ſchieben, ſondern hatte 
den Beweis zu erheben und unter Berückſichtigung der durch 
die Ergebniſſe der Beweisaufnahme etwa veränderten Sachlage 
ſeine Entſcheidung zu treffen. Hierin liegt eine Verletzung der 
88 259, 513 Nr. 7 der C. P. O., welche die Aufhebung des 
B. U. und die Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz 
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zur Folge hat. Die Bemerkung des B. G., daß die neueren 
Behauptungen der Kl. keine Beachtung verdienen, weil ſie von 
den früheren Anführungen der Kl. und ihres Ceſſionars G. 
abweichen, kann als ausreichende Begründung ohne nähere Dar⸗ 
legung der Widerſprüche um ſo weniger gelten, als der erſte 
Richter jene Abweichungen nicht überſehen, dieſelben aber mit 
Rückſicht darauf, daß die Vorfälle bereits weit zurückliegen und 
die Differenzen nur unweſentliche Punkte betreffen, als unauf⸗ 
fällig bezeichnet hat. Auch ein Widerſpruch zwiſchen der früheren 
und der letzten Ausſage des Zeugen G. tritt nicht ohne Weiteres 
hervor, da die von G. bekundete Anzahlung der 4 500 Mark 
nicht bei der Verhandlung über die Hypothek am 14. Februar 1890, 
ſondern in einem früheren Zeitpunkte, bei Aufnahme des Kauf⸗ 
vertrags über das N.'ſche Grundſtück, erfolgt fein ſoll. Die 
Bekundung des G. alſo, daß bei der Verhandlung über die 
Hypothek in ſeiner Gegenwart vom Bekl. an die Kl. und deren 
Ehemann kein Entgelt für die Beſtellung der Hypothek gezahlt 
worden ſei, nicht nothwendig ſeiner früheren Angabe widerſpricht. 
Bevor die Unglaubwürdigkeit des G. wegen ſeiner abweichenden 
Auslaſſungen angenommen werden durfte, war zu verſuchen, ob 
durch nochmalige Vernehmung des Zeugen nicht Aufklärung zu 
erhalten war. Daß G. den Prozeß für Kl. gegen Entgelt in- 


. ftruirt habe, iſt beſtritten. V. C. S. i. S. Bernau c. Haaſe 


vom 13. Oktober 1897, Nr. 87/97 V. 

7. Es handelt ſich um die Auslegung des Teſtamentes. 
Nur auf dem Wege der Auslegung gelangt das B. G. zu ſeiner 
Anſicht, daß für den Fall, daß eine Ausſchüttung an den Nächſt⸗ 
bedachten deswegen unmöglich fein ſollte, weil er vor dem Tode des 
Längſtlebenden der beiden Nießbraucher verftorben, der unmittelbare 
Uebergang des Vermächtniſſes auf die Abkömmlinge des Be⸗ 
dachten angeordnet ſei und daß vermöge fideikommiſſariſcher 
Subſtitution derſelben und damit verbundener Verfügungs⸗ 
beſchränkung der Nächſtbedachte vor der Auskehrung über die 
Subſtanz des Vermächtniſſes nicht ſolle verfügen können. Nicht 
richtig iſt nun, daß, wenn und ſoweit ein B. U. auf der Aus⸗ 
legung einer Urkunde beruht, das Reviſtonsgericht prinzipiell in 
der Lage ſei, die Auslegung ſelbſtſtändig nachzuprüfen bezw. 
vorzunehmen. Es verhält ſich in dieſem Falle nicht anders als 
ſonſt bei thatſächlichen Würdigungen, welche einem angefochtenen 
Urtheile zu Grunde liegen. Nur wenn und ſoweit die Aus- 
legung die Verletzung einer Rechtsnorm erblicken läßt, kann ſie 
von der Reviſion angegriffen werden. Eine Rechtsnormverletzung 
hat ſich nun das B. G. bei der Auslegung der allerdings in 
ihrer Tendenz nicht ſehr klaren teſtamentariſchen Anordnungen 
des H. F. nicht zu Schulden kommen laſſen. Die Revtfion 
vermochte auch eine ſolche nicht geltend zu machen. Vor Allem 
liegt eine ſolche nicht darin, daß das B. G. zu Gunſten des 
Kl. reſp. der Bedachten annimmt, der Teſtator habe nicht be⸗ 
dingte, ſondern nur befriſtete Vermächtniſſe angeordnet, und 
dennoch im Wege weiterer Teſtamentsauslegung zur Annahme 
der bezeichneten fideikommiſſariſchen Subſtitution und Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung der Nächſtbedachten zu Gunſten der Nach⸗ 
berufenen gelangt. VI. C. S. i. S. Adam c. Fabian vom 
14. Oktober 1897, Nr. 150/97 VI. 

8. Die Reviſton findet in den vom B. G. gebilligten Ent⸗ 
ſcheidungen des L. G. vom 16. April und 6. Juli 1896 Verſtöße 
gegen die 88 136 Abſ. 2, 273, 274 der C. P. O., welche 


die Aufhebung der fehlerhaften Entſcheidungen und die Zurüd- 

verweiſung der Sache in die I. J. (§ 501 a. a. O.) zur Folge 

haben ſollen. Dieſer Angriff erſcheint nicht begründet. Was 

zunächſt die landgerichtlichen Entſcheidungen vom 16. April 1896 

betrifft, ſo meint die Reviſion, daß, nachdem an dieſem Tage 

zur Sache, alſo auch über die Gegenforderungen verhandelt 

worden und zugleich über die Klageforderung ein Theilurtheil 

erlaſſen ſei, die Verweiſung der zweiten Gegenforderung zur 

beſonderen Verhandlung nicht mehr zuläſſig geweſen ſei. Dem 

kann nicht beigeſtimmt werden. Der Verweiſungsbeſchluß durfte 

überhaupt erſt nach der Verhandlung zur Sache erfolgen. Daß 

gleichzeitig ein Theilurtheil über die Klageforderung erlaſſen 

wurde, tft ohne Belang. Wie das R. G. bereits in dem Be⸗ 

ſchluſſe der Vereinigten Civilſenate vom 10. April 1893 (Entſch. 

in Civilſachen Bd. 31 S. 2) ausgeſprochen hat, iſt es rechtlich 

bedeutungslos, ob eine Verweiſung zur getrennten Erledigung 

gemäß § 274 oder gemäß § 136 Abſ. 2 der C. P. O. geſchieht. 

Die Erlaſſung des Theilurtheils über 310,90 Mark war aber 

im Sinne des § 273 a. a. O. ſtatthaft, da inſoweit die 

Klageforderung als ſpruchreif ſich ergab. Anlangend ſodann das 

Urtheil vom 6. Juli 1896, hat daſſelbe die erſte Gegenforderung 

von 1 689,10 Mark in Bezug auf welche der Ausſetzungsbeſchluß 

vom 9. April 1896 inzwiſchen auf Beſchwerde beſeitigt war, 

für noch nicht ſpruchreif erklärt und deshalb den entsprechenden 

Reſt der Klageforderung dem Kl. zugeſprochen. Darin liegt 
ſtillſchweigend eine Trennung der erſten Gegenforderung und 

ein Theilurtheil über die Klageforderung, wie beides auf Grund 

der 88 274, 273 der C. P. O. zuläſſig war. Bei der fo 

gegebenen Sachlage läßt es ſich auch nicht beanſtanden, daß 

das L. G. in dem Urtheile vom 6. Juli 1896 über die Koſten 

des Rechtsſtreits mitentſchieden hat. Denn dannach war der 

Prozeßſtoff zunächſt erledigt. Allerdings bildet ein gemäß 

§ 274 der C. P. O. erlaſſenes Theilurtheil ein Urtheil unter 
Vorbehalt der Aufrechnungseinrede, und auf daſſelbe finden die 
Vorſchriften der $$ 502 Abſ. 3 und 503, beziehungsweiſe der 
85 562, Abſ. 3 und 563 a. a. O. entſprechende Anwendung 
(vergl. den Beſchluß der Vereinigten Civilſenate des R. G. vom 

10. April 1893 a. a. O. S. 1). Aber nach §§ 563, be— 
ziehungswerſe 563 J. c. ſoll in dem Nachverfahren für den Fall, 
daß die vorbehaltene Einrede ſich als begründet erweiſt, unter 
Anderem auch über die Koſten anderweit erkannt werden; und 
dies ſetzt doch voraus, daß in dem früheren Urtheil ebenfalls 
ſchon der Koſtenpunkt mitentſchieden war. Schließlich erachtet 
die Reviſion es für nicht ſachgemäß, daß den vom L. G. er⸗ 

laſſenen Theilurtheilen nicht ein ausdrücklicher Vorbehalt betreffs 
der Nach verhandlung über die getrennten Gegenforderungen ein- 

gefügt iſt. Allein eines ſolchen Vorbehalts bedurfte es nicht, 

weil die Nachverhandlung angeſichts der bloß proviſoriſchen 

Natur der Theilurtheile ſich von ſelbſt verſteht (vergl. Entſch. 

des R. G. a. a. O. S. 8, 9). IV. C. S. i. S. Niemeyer 
0. Machatſcheck vom 14. Oktober 1897, Nr. 56/97 IV. 

9. Die Kl. haben die Zuläſſigkeit der Reviſion in Frage 
geſtellt, weil das angefochtene Urtheil nur über Einen von den 
fünf Klagegründen, auf welche der Preisminderungsanſpruch von 
47 000 Mark geſtützt werde, entſcheide, ſich mithin als ein der 
Rechtskraft nicht fähiges Zwiſchenurtheil im Sinne von § 275 
C. P. O. darſtelle. Dies Bedenken kann nicht getheilt werden. 
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Denn in der vorliegenden Klage werden unter I bis V fünf 
verſchiedene Anſprüche geltend gemacht, welche nach Inhalt 
des erſtinſtanzlichen Thatbeſtandes von den Kl. in ihren Einzel- 
beträgen näher angegeben worden ſind und in ihrer Summe 
den eingeklagten Betrag von (mindeſtens) 47 000 Mark ergeben. 
Wenn alſo (nach Inhalt des zweitinſtanzlichen Thatbeſtands) in 
II. J. nur über den Grund des in der Klage unter J geltend 
gemachten Anſpruchs verhandelt und entſchieden worden iſt, ſo 
iſt dieſe Entſcheidung ein (Theil⸗) Urtheil nach $ 276 C. P. O., 
welches in Anſehung der Rechtsmittel als Endurtheil anzuſehen, 
alſo mit der Reviſion anfechtbar iſt. III. C. S. i. S. Heſſe 
u. Gen. c. Fülles u. Gen. vom 5. Oktober 1897, Nr. 115/97 III. 

10. Aus der Entſcheidung, deren Berichtigung beantragt 
wird, ergiebt ſich bei richtiger Rechnung, daß dem Neben⸗ 
intervenienten außer den Beſchlußkoſten nur 67 Mark 70 Pfennig 
zu erſtatten ſind; denn die ihm vom O. L. G. geſtrichenen 
32 Mark, die er als Beweisgebühr und erhöhte Verhandlungs⸗ 
gebühr beanſprucht, waren, da im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß 
verhandelt wurde, nur mit ¼10 des vollen Betrages in die Koften- 
berechnung einzuſtellen. Daß ſtatt deſſen der Betrag von 
80 Mark 50 Pfennig eingeſtellt wurde, beruht auf einem 
Rechnungsfehler, oder iſt jedenfalls eine „ähnliche offenbare 
Unrichtigkeit“ im Sinne von § 290 der C. P. O. Da dieſe 
Vorſchrift auch auf Beſchlüſſe Anwendung findet, war ſonach 
dem Berichtigungsantrage in dem dargelegten Umfange zu ent⸗ 
ſprechen. Soweit dieſer Antrag weiter geht, nämlich auf die 
Zugrundlegung eines anderen Streitwerthes für die Schluß⸗ 
verhandlung gerichtet iſt, liegt dagegen ein Ueberſehen nicht vor, 
wurde vielmehr vom R. G. angenommen, auch in Anſehung 
dieſer Verhandlung ſei der volle Werth des Streitgegenſtandes 
maßgebend. II. C. S. i. S. Fiſcher und Mayer c. Mahlerwein 
vom 12. Oktober 1897, B Nr. 125/97 II. 

11. Was den Angriff wegen der Nichtbeeidigung des 
Zeugen C. betrifft, der ſich ſowohl darauf bezieht, daß das 
O. L. G. diefem Zeugen bei Beurtheilung der Kompenſations⸗ 
einrede zum Nachtheile des Kl. geglaubt, als auch darauf, daß 
es demſelben bei Beurtheilung des Klageanſpruches an ſich zum 
Nachtheile des Kl. nicht geglaubt hat, ſo iſt zuvörderſt nicht 
abzuſehen, in wie fern dieſer Angriff auf eine Verletzung des 
§ 350 Abſ. 1 Nr. 4 der C. P. O. geſtützt werden könnte, 


"da dieſe Beſtimmung in Wirklichkeit mit dieſer Frage nichts 


zu thun hat. Zunächſt handelt es ſich vielmehr nur darum, 
ob C. als Zeuge unter eine der Kategorien des § 358 Abſ. 1 
fiel, und von dieſen könnte denkbarer Weiſe höchſtens die unter 
Nr. 4 aufgeführte derjenigen Perſonen in Betracht kommen, 
welche bei dem Ausgange des Rechtsſtreites unmittelbar be⸗ 
theiligt ſind. Nun hat aber allerdings das R. G. ſich ſchon 
früher dahin ausgeſprochen, daß zu dieſen der Cedent als ſolcher 
nicht gehört; vergl. die Sache VI. 225/94. Daher hätte an 
ſich der Zeuge C. vereidigt werden müſſen. Dennoch iſt die 
hierauf begründete Rüge, ſo weit dem Zeugen zum Nachtheile 
des Kl. geglaubt iſt, ſchon deshalb ausgefchloffen, weil laut 
des Sitzungsprotokolles vom 22. Januar 1897 der Kl. auf die 
Beeidigung des Zeugen verzichtet hat (vergl. § 356 Abſ. 2 der 
C. P. O.), ſo weit aber ihm zum Nachtheile des Kl. nicht 
geglaubt iſt, deshalb, weil nicht erhellt, daß der Kl., nachdem 
der Bekl., unter Verweigerung des Verzichtes auf die Be⸗ 


eidigung, beim B. G. den Antrag geſtellt hatte, den Zeugen 
nicht zu beeidigen, Dem widerſprochen, oder, nachdem das 
Gericht nach dieſem Antrage beſchloſſen hatte, die Nichtbeeidigung 
des Zeugen in der mündlichen Verhandlung gerügt hätte (vergl. 
8 521 in Verbindung mit den §§ 267 und 485 der C. P. O.). 
VI. C. S. i. S. Kleinſchmidt e. Duve vom 4. Oktober 1897, 
Nr. 127/97 VI. 

12. Das B. G. erachtet die Berufung des Bekl. auf § 350 
Ziff. 3 der C. P. O. nicht für zutreffend. Die Zeugen hätten 
nicht über Thatſachen ausgeſagt, welche die durch das Familien⸗ 
verhältniß bedingten Vermögensangelegenheiten beträfen. Dem 
Streite liege vielmehr ein reiner Vertrag über Handlungen zu 
Grunde, aus welchem ein Nichtfamilienmitglied ebenſo verpflichtet 
werde, wie ein Familienmitglied. § 350 Ziff. 3 der C. P. O. 
unterwirft den zur Verweigerung des Zeugniſſes Berechtigten 
dem Zeugnißzwang hinſichtlich ſolcher Thatſachen, welche die 
durch das Familienverhältniß bedingten Vermögensangelegen⸗ 
heiten betreffen. Dem hannöverſchen und norddeutſchen Ent⸗ 
wurfe einer C. P. O. entnommen, wurde dieſe Ausnahme von 
der im Intereſſe der Wahrung der Innigkeit des Familienlebens 
eingeräumten Befreiung in der Kommiſſion zur Ausarbeitung 
des Entwurfs einer C. P. O. für die Staaten des Norddeutſchen 


Bundes damit begründet, daß nach der herrſchenden Sitte die 


in Frage ſtehenden Angelegenheiten lediglich im Kreiſe der 


Familie verhandelt würden und in Streitigkeiten über ſolche 


Angelegenheiten das Recht der Zeugnißverweigerung mit den 
Intereſſen anderer Familienglieder leicht in Kolliſſion treten 
könnte. (Vergl. Hahn, Materialien zur C. P. O. Bd. I S. 312; 
Protokolle der Kommiſſion zur Ausarbeitung des Entwurfs 
einer C. P. O. für die Staaten des Norddeutſchen Bundes 
130. Sitzung Bd. I S. 730.) Die Ausnahme beruht ſomit 
auf dem durch den muthmaßlichen Mangel anderer Beweismittel 
hervorgerufenen Bedürfniſſe. Die Anwendbarkeit dieſer Be⸗ 
ſtimmung kann alſo nicht daran geknüpft ſein, daß die Art der 
in Frage kommenden Vermögensangelegenheit nur auf dem 
Boden eines Familienverhältniſſes entſtehen kann; ſie kann nicht 
dadurch ausgeſchloſſen werden, daß eine gleichgelagerte Ver⸗ 
mögensangelegenheit zwiſchen Perſonen in Frage kommen kann, 
die in keinem Familienverbande ſtehen. Entſcheidend iſt lediglich, 
daß die konkrete Vermögensangelegenheit ihre Grundlage im 
Familienverbande hat. (Vergl. Seuffert, Archiv Bd. 43 Nr. 236, 
Bd. 45 Nr. 52, Bd. 47 Nr. 73; Juriſtiſche Wochenſchrift 1891 
S. 413 Nr. 13, 1895 S. 8 Nr. 19; Wilmowski⸗Levy, C. P. O. 
VII. Aufl. S. 395.) Kann auch die Mitgift von einem Dritten 
gewährt werden, ſo beruht die Gewährung der Mitgift durch 
den Vater auf dem Verhältniſſe des Vaters zur Tochter, alſo 
auf dem Familienverband. Was der Vater in der Mitgabe 
über die väterliche Ausſtattungspflicht (§ 233 Thl. II Tit. 2 
des A. L. R.) hinaus gewährt, hat ſeinen Urſprung wieder in 
dem durch die Abſtammung begründeten ſittlichen Verhältniſſe. 
Nicht blos das elterliche und das Kindesverhältniß, ſondern 
auch das Intereſſe der Geſchwiſter, letzteres wegen der Kollations⸗ 
pflicht (§ 303 Thl. II Tit. 2 des A. L. R.), iſt hiervon be⸗ 
troffen. So wird auch in einer Entſch. des R. G. vom 29. Juni 
1889 in Seuffert, Archiv Bd. 45 S. 101 die Anwendung des 
§ 350 Nr. 3 auf Abfindungen aus einem Ueberlaſſungsvertrage 
zwiſchen Eltern und Kindern damit begründet, daß die Ab⸗ 
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findung eine anticipirte Erbfolge in ſich ſchließe, die das Fa⸗ 
milienverhältniß zur Vorausſetzung habe, und daß das vom Kl. 
behauptete Abkommen mit der Ausſtattungspflicht der Eltern 
im engſten Zuſammenhang ſtehe. Der in Bolze, Praxis des 
R. G., Bd. VI Nr. 788 b angeführte Beſchluß des erkennenden 
Senats vom 17. September 1894, VI 108/1894 betrifft kein 
Mitgiftverſprechen, ſondern eine Erhebung über die Höhe des 
Vermögens einer Ehefrau und beruht auf hier nicht zutreffenden 


thatſächlichen Grundlagen. Der Umſtand, daß durch das Mit- 


giftverſprechen eines Dritten für dieſen eine Verpflichtung mit 
gleichem wirthſchaftlichen Inhalte begründet werden kann, wie 
durch das Verſprechen des Vaters, kann ſomit die Anwendbarkeit 


der 8 350 Ziff. 3 der C. P. O. nicht ausſchließen. Fällt die 


Befreiung vom Zeugnißzwang weg, ſo tritt gemäß § 356 der 
C. P. O. die geſetzliche Regel der Beeidigung der Zeugen wieder 
ein. Die Beſtimmung des § 358 Ziff. 3 der C. P. O. findet 
daher in den Ausnahmefällen des $ 350, in welchen die in 
§ 348 Ziff. 3 bezeichneten Perſonen das Zeugniß nicht ver⸗ 
weigern dürfen, keine Anwendung. (Urtheil des R. G. vom 
2. Februar 1891 in Seuffert Archiv Bd. 47 S. 103; Entſch. 
des R. G. Bd. 23 S. 134; Wilmowski⸗Levy, C. P. O. 
VII. Aufl. S. 604 Nr. 3.) VI. C. S. i. S. Kliemann 
c. Koſſak vom 4. Oktober 1897, Nr. 140/97 VI. 

13. § 369 Abſ. 1 der C. P. O. ſtellt die Vernehmung 
von Sachverſtändigen in das unbedingte Ermeſſen des Gerichts. 
Demſelben unterliegt daher auch die Frage der Vernehmung 
eines weiteren Sachverſtändigen gegen ein bereits erſtattetes 
Gutachten. Dieſes Ermeſſen ift der Anfechtung in der Reviſions⸗ 
inſtanz entzogen. (Vergl. Leoy⸗Wilmowski, C. P. O. 7. Auflage 
S. 615.) VI. C. S. i. S. Fackler . Ade vom 27. Sep⸗ 
tember 1897, Nr. 118/97 VI. 

14. Nach § 424 Abſ. 2 der C. P. O. kann auf Antrag 
des Schwurpflichtigen die Leiſtung des Eides in der Ueber⸗ 
zeugungsform angeordnet werden, wenn ihm nach den Umſtänden 
des Falles nicht zugemuthet werden kann, daß er die Wahrheit 
oder Nichtwahrheit einer vom Gegner behaupteten Thatſache 
beſchwöre. Als ſolche Umftände kommen vornehmlich in Be⸗ 
tracht, daß die unter Eid geſtellte Handlung oder Wahrnehmung 
einer entfernten Zeit angehört oder ihre Erheblichkeit nicht 
vorausgeſehen werden konnte. Dergleichen liegt hier nicht vor. 
Die Gebäude ſind im Sommer oder Herbſte 1892 vollendet 
und der Eid iſt bereits im Sommer 1893 — wenn auch 
zunächſt nur eventuell — zugeſchoben worden. Die Eides⸗ 
zuſchiebung mußte den Schwurpflichtigen R. zu der Prüfung 
veranlaſſen, ob er — wie behauptet war — vor Vollendung 
des Baues von deſſen Errichtung Kenntniß erlangt hatte. 
Damals mußte er mit Rückſicht auf die Kürze der verfloſſenen 
Zeit wiſſen, ob er jene Kenntniß erlangt hatte oder nicht und 
das Ergebniß der durch die Eideszuſchiebung veranlaßten Prü⸗ 
fung kann ſeinem Gedächtniſſe in der wiederum verhältnißmäßig 
kurzen Zeit nicht entſchwunden ſein und durfte ihm auch nicht 
entſchwinden. Ebenſowenig konnte ihm die Erheblichkeit jener 
Kenntniß (§ 43 des A. L. R. Thl. I Tit. 22) entgehen. Es 
kann daher die Annahme des B. R., daß Kl. R. wiſſen muß, 
ob er zur erheblichen Zeit Kenntniß vom Baue hatte, nicht 
mißbilligt werden. V. C. S. i. S. Wachendorf c. Roſenthal 
und Gen. vom 25. September 1897, Nr. 62/97 V. 


15. Die Anſchlußreviſion des Kl. konnte keinen Erfolg haben. 
Richtig iſt, daß das O. L. G. feſtgeſtellt hat, daß der Zeuge 
E. bekundet habe, daß die Bekl. zu ihm gelegentlich der Inven⸗ 
tariſation des Nachlaſſes H., zu welcher er behufs Vertretung 
der Intereſſen des Kl. erſchienen ſei, erklärt habe, die Anweſen⸗ 
heit des Zeugen ſei ganz unnöthig, ſie perſönlich komme für 
die Forderung des Kl. auf und habe dieſes auch ſchon früher 
dem letzteren mitgetheilt, ſie werde den Kl. bezahlen; und 
richtig iſt, daß es dieſe Ausſage für durchaus glaubwürdig und 
ferner als erwieſen erachtet, daß dieſe Erklärung der Bekl. be⸗ 
deute, daß ſie dem Kl. für ſeine Forderung an H. mit ihrem 
eigenen Vermögen aufkommen wolle. Aber daraus ergiebt ſich 
noch nicht, daß die an den Kl. geſchehene Auferlegung eines 
richterlichen Eides darüber, daß die Bekl. auch ihm gegen- 
über eine ſolche Erklärung abgegeben habe, und dieſelbe von 
ihm angenommen worden ſei, rechtsirrthümlich iſt. Denn 
geht man davon aus, daß die Bekl. durch ihre an den Zeugen 
E. gemachte Erklärung ſich dem Kl. gegenüber verpflichten 
wollte, und nimmt man auch, entgegen dem O. L. G., an, daß 
E. als Vertreter des Kl. im Inventariſationstermine befugt 
war, rechtsverbindlich eine ſolche Erklärung für den Kl. anzu⸗ 
nehmen, ſo war doch zur Wirkſamkeit der Verpflichtung noch 
erforderlich, daß E. die Erklärung auch wirklich angenommen 
hat. Dieſes iſt aber, wie das O. L. G. thatſächlich feſt⸗ 
geſtellt hat, nicht geſchehen, und damit zerfällt die Möglichkeit, 
auf dieſe Erklärung an ſich den Klageanſpruch zu gründen. 
Findet man in derſelben aber, wie die Anſchlußreviſion weiter 
auszuführen verſucht hat, das Anerkenntniß einer ſchon vorher 
den Kl. gegenüber übernommenen Verpflichtung, ſo ſtellt ſie ein 
außergerichtliches Geſtändniß dar. Daſſelbe iſt nicht abſolut 
bindend für den Richter, ſondern es bildet nur einen Beweis⸗ 
grund und beſchränkt die freie Beweiswürdigung des Richters 
nicht. Wenn das O. L. G. hierin nur einen hohen Grad der 
Wahrſcheinlichkeit für die Abgabe dieſer Erklärung auch gegen- 
über dem Kl. gefunden hat, ſo hat es damit kein Geſetz verletzt 
und konnte ohne Rechtsirrthum noch den richterlichen Eid dem 
Kl. aufgeben. II. C. S. i. S. Schmidt c. Statz vom 12. Ok⸗ 
tober 1897, Nr. 173/97 II. 

16. Allerdings kann den von dem B. R. an die Spitze 
ſeiner Entſcheidung geſtellten Ausführungen in ihrem grund⸗ 
ſätzlichen Theile nicht beigepflichtet werden. Dieſe Ausführungen 
lauten folgendermaßen: Nach dem klaren und deshalb einer 
Erläuterung nicht bedürftigen Wortlaut der Eidesnorm ſolle 
der Bekl. die Behauptung des Kl. ableugnen, daß er dem 
letzteren erklärt habe, die Zinſen ſeien ſtets pünktlich von M. 
bezahlt worden. Der Bekl. gebe jetzt zu, die Frage bejaht zu 
haben, ob die Zinſen bezahlt ſeien und dabei in ſeinem Buche 
die Eintragung „Zinſen von M.“ vorgezeigt zu haben. Dieſe 
Antwort und Handlung des Bekl. enthielten in Verbindung mit 
einander die Erklärung, daß die Zinſen von M. bezahlt worden 
ſeien, alſo die nach der Eidesnorm abzuleugnende Thatſache. 
Welcher Sinn der letzteren Erklärung beizulegen ſei und welchen 
Sinn der Richter mit der Eidesnorm verbunden habe, könne, 
da ſowohl die Erklärung wie die Norm an ſich verſtändlich und 
vollſtändig ſeien, nicht mehr unterſucht werden; der Bekl. ſei 
nach der Rechtskraft des bedingten Urtheils nicht mehr berechtigt, 
die rechtliche Bedeutung der Norm oder ſeiner Erklärung zu 
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unterſuchen und hieraus das Recht abzuleiten, einen dem Wort⸗ 
ſinn nach mit ſeinen Erklärungen unvereinbaren Eid mit Unter⸗ 


legung eines anderen Sinnes mit jenen Erklärungen in Einklang 


zu bringen. Dieſe letzten Erwägungen bekämpft die Reviſion 
mit Recht als unrichtig, inſofern in ihnen der Ausſpruch zu 
finden iſt, daß eine Eidesnorm, die an ſich klar und verſtändlich 
iſt, aus den Entſcheidungsgründen nicht weiter erläutert werden 
dürfe, und daß die Parteien, wenn ſie bei der Eidesleiſtung 
über den. Sinn der Eidesnorm ſtreiten, nicht geltend machen 
dürfen, der Sinn der Eidesnorm ſei nach der Begründung der 
Entſcheidung ein anderer als wie er ſich zunächſt nach dem 
Wortlaute darſtelle. Die Eidesnorm bildet genau ſo wie der 
übrige entſcheidende Theil des Urtheils das Endergebniß aus 
den thatſächlichen und rechtlichen Erwägungen des Richters. Ihr 
richtiges Verſtändniß wird daher nur durch dieſe Erwägungen 
gegeben. Es iſt hiernach ſehr wohl moglich, daß eine Eides⸗ 
norm an ſich klar und verſtändlich iſt und daß ihr dennoch, 
wie aus der Begründung des Urtheils zu entnehmen iſt, ein 
anderer Sinn beiwohnt als wie der zunächſt liegende reine 
Wortſinn ergiebt. Maßgebend kann alsdann ſelbſtverſtändlich 
nur jene andere aus der Begründung des Urtheils entnommene 
Bedeutung der Eidesworte ſein. Steht es nun dem Richter 
im Streitfalle zu, den wirklichen wahren Sinn der Eidesnorm 
aus den Entſcheidungsgründen feſtzuſtellen, ſo kann es auch den 
Parteien und insbeſondere dem Schwurpflichtigen nicht verwehrt 
ſein, gegebenen Falls zur Geltung zu bringen, daß der richtige 
Sinn der Eidesnorm, wie er ich aus der Begründung des 
Urtheils ergebe, von dem durch das reine Wortverſtändniß ge⸗ 
gebenen Sinne abweiche. Daß das Geſetz auf dieſem Boden 
ſteht, erhellt klar aus der Beſtimmung im § 431 der C. P. O., 
wonach unerhebliche Umſtände, welche in die Eidesnorm auf⸗ 
genommen find, berichtigt werden können. Allein aus der 
Eidesnorm ſelbſt läßt ſich nicht beurtheilen, ob überhaupt etwas 
und eventuell was an ihr unerheblich iſt. Man muß vielmehr 
auf die Entſcheidungsgründe zurückgehen, um den Sinn der 
Eidesnorm und danach das Weſentliche und Unweſentliche daran 
feſtſtellen zu können. V. C. S. i. S. Franz c. Berg vom 
9. Oktober 1897, Nr. 83/97 V. 

17. Wenn der Kl. das B. U. deshalb angreift, weil es 
nicht auch auf den zweiten, vom Kl. erbetenen richterlichen Eid 
erkannt habe, ſo erweiſt ſich auch dieſer Angriff als verfehlt. 
Nach § 437 der C. P. O. iſt es dem freien Ermeſſen des 
Richters überlaſſen, zu beſtimmen, über welche ſtreitige Thatſache 
der Eid aufzuerlegen iſt, er iſt dabei in keiner Weiſe an die 
Eideserbieten der Parteien gebunden, maßgebend für ihn iſt 
nur die Erwägung, ob er durch die eidliche Verſicherung einer 
Thatſache die ihm noch fehlende Ueberzeugung von deren Wahrheit 
oder Unwahrheit zu gewinnnen vermag. Das O. L. G. hat 
nun zur Begründung ſeiner Ueberzeugung lediglich den von dem 
Kl. an erſter Stelle erbetenen richterlichen Eid für geeignet er⸗ 
achtet und hat hierdurch das Geſetz nicht verletzt. II. C. S. 
i. S. Schmidt c. Statz vom 12. Oktober 1897, Nr. 173/97 II. 

18. Die Bekl. beſchwert ſich nicht darüber, daß ihr Antrag 
auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand für unbegründet, 
und demzufolge ihre Berufung für unzuläſſig erachtet worden 
iſt, ſie iſt aber der Meinung, daß ihr Antrag auf gänzliche 
Abweiſung der Klage vom B. G. als Anſchließung an die 


Berufung der Kl. hätte zugelaſſen werden müſſen. Hierin iſt 


jedoch der Bekl. nicht beizutreten. Allerdings hatte die Bekl., 
nachdem von der Kl. Berufung eingelegt worden war, die 
Befugniß, ſich dieſer Berufung anzuſchließen. Sie hat ſich 
aber in der Verhandlung vom 7. Januar 1897 der Berufung 
der Kl. nicht angeſchloſſen. Sie hat vielmehr mit Beziehung 
darauf, daß ihre Berufung zu ſpät eingelegt war, Wieder- 
einſetzung in den vorigen Stand, ſomit die Zulaſſung ihrer 
eigenen Berufung begehrt, der mit dem Wiedereinſetzungsantrag 
verbundene Antrag auf gänzliche Abweiſung der Klage konnte 
daher nur als ſelbſtſtändiger Berufungsantrag und nicht als 
ein von der Berufung der Kl. abhängiger Anſchließungsantrag 
aufgefaßt werden. Hieraus folgt aber, daß das B. G. mit 
der Frage der Zuläſſigkeit einer Anſchließung gar nicht befaßt 
war. Andererſeits wurde der Bekl. durch die Verwerfung ihrer 
Berufung nicht verwehrt, ſich demnächſt der Berufung der Kl. 


anzuſchließen, ſolange dieſe nicht zurückgenommen oder als un⸗ 


zuläſſig verworfen war. I. C. S. i. S. Kammerich & Co. 
c. Heitmann & Bunnenberg vom 22. September 1897, 
Nr. 120/97 J. | | | 
19. Von der Reviſion iſt gerügt, daß das B. G. die Be⸗ 
rufung nicht für gegenſtandslos erklärt hat. Der Kl. findet die 
Erledigung des Verfahrens darin begründet, daß ihm durch 
Verfügung des Amtsgerichts zu Ziegenhals vom 22. Februar 1896 
mitgetheilt worden, es ſei die über ihn eingeleitete Vormund⸗ 
ſchaft aufgehoben. Das B. G. hat erwogen, daß die Auf- 
hebung der Vormundſchaft für die jetzige Anfechtungsklage gegen 
den Entmündigungsbeſchluß ohne rechtliche Bedeutung ſei. 
Dieſer Erwägung muß beigetreten werden. In der Sache ſelbſt 
hatte der I. R. angenommen, daß der Kl. zwar die krankhafte 
Vorſtellung von der Untreue ſeiner Ehefrau beſitze, dadurch aber 
in ſeiner Geſchäftsfähigkeit nicht beeinträchtigt, und deshalb die 
Klage gerechtfertigt ſei. Dem gegenüber hat das B. G. auf 
Grund des von, ihm eingeholten Gutachtens des Direktors der 
Provinzial⸗Irrenanſtalt zu Brieg Dr. Peterſen feſtgeſtellt, daß 
die vorbezeichnete Wahnvorſtellung des Kl. einen weitgehenden 
Einfluß auf Stimmung und Handeln deſſelben übe und deſſen 
Urtheilsfähigkeit ſtöre, ſodaß der Kl., wie er ſchon bisher ſeine 
und ſeiner Familie Intereſſen geſchädigt habe, auch fernerhin 
beſtändig Gefahr laufe, ſeine materiellen Intereſſen und ſeine 
bürgerlichen Pflichten zu verletzen, und daß er demzufolge nicht 
mehr im Beſitze freier Handlungsfähigkeit und im Sinne des § 28 
Thl. I Tit. 1 des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts für blöd⸗ 
ſinnig zu erachten ſei. — In dieſer Entſcheidung läßt ſich vor⸗ 
erſt nicht ein unzuläſſiges Hinausgehen über den Antrag des 
Berufungskl. erblicken. Dieſer Antrag war auf Abweiſung der 
Anfechtungsklage gerichtel. Das B. G. hat den Entmündigungs⸗ 
beſchluß zwar nicht wegen Wahnſinns, wohl aber wegen Blöd 
finns des Kl. aufrechterhalten. Darin iſt nach dem begrifflichen 
Verhältniſſe von Wahn⸗ und Blödfinn (vergleiche Preußiſches 
Allgemeines Landrecht Thl. I Tit. 1 §§ 27, 28) nur ein 
Minus des Berufungantrages zu finden. — Sodann laſſen ſich 
gegen die dem B. U. zu Grunde liegende thatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung durchgreifende Bedenken nicht erheben. Insbeſondere 
erſcheint die Reviſionsrüge nicht zutreffend, daß der vom Kl. 
über ſeinen Geiſteszuſtand noch angetretene Zeugensbeweis vom 
B. G. unter ungenügender Begründung abgelehnt ſei. Dieſer 
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Beweisantritt war auf die Thatſache gerichtet, daß der Kl. ein 
durchaus vernünftiger Menſch ſei. Dem gegenüber iſt vom 
B. G. in Anlehnung an das Dr. Peterſen'ſche Gutachten und 
die Angabe des Amtsrichters zu Ziegenhals erwogen, daß ſich 
beim Kl. in Bezug auf Dinge, die außerhalb des Bereichs 
feiner Wahnvorſtellung lägen, kein auffälliger Urtheilsdefekt 
zeige. — Die auf die obige Feſtſtellung gegründete Anwendung 
des § 28 Thl. I Tit. 1 des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts 
endlich läßt eine Verkennung des Rechtsbegriffes des Blödſinns 
nicht erhellen. Die Entſcheidung des R. G. vom 11. Januar 1887 
(bei Bolze Bd. IV. S. 12) ſteht keinesweges, wie die Reviſion 
meint, entgegen; denn in dem damaligen Rechtsfalle fehlte es 
an der vorliegend getroffenen Feſtſtellung, daß durch die bei dem 
damaligen Entmündigten vorhandene Wahnvorſtellung eine 
Störung der ſonſtigen Geiſteskräfte deſſelben herbeigeführt ſei. 
IV. C. S. i. S. Rosner c. Staatsanwaltſchaft vom 
30. September 1897, Nr. 31/97 IV. 


20. Mit Unrecht hat die Reviſion die Annahme des B. G. 


bekämpft, daß durch die Behauptung des Bekl., wonach der Kl. 
das Pferd durch ungehörige Benutzung beſchädigt und entwerthet 
haben ſoll, ein neuer ſelbſtſtändiger Klaggrund geltend gemacht 
werde, der nach § 491 der C. P. O. in II. J. nicht berück⸗ 
ſichtigt werden dürfe. Die Widerklage war in I. J. aus⸗ 
ſchließlich auf die Behauptung geſtützt, daß der Kl. das Pferd 
gekauft habe. Das ſpätere Vorbringen, daß der Kl. das Thier 
beſchädigt habe, konnte allerdings auch für die auf den angeb- 
lichen Kaufvertrag geſtützte Widerklage von, Bedeutung werden 
(A. L. R. Thl. I, Tit. 5 §8 156) und iſt inſoweit auch von 
der Vorinſtanz berückſichtigt worden. Das iſt aber ohne Belang, 
da es ſich bei der Frage, ob der Bekl. durch ſein erwähntes 
Vorbringen einen neuen Klaggrund geltend gemacht habe, 
lediglich darum handelt, ob er, auch wenn ein Kaufvertrag 
mündlich nicht abgeſchloſſen ſein ſollte, allein auf 
Grund der Beſchädigung des Thieres Anſpruch auf Erſatz des 
Werthes deſſelben habe. Inſoweit der Bekl. dies angenommen 
wiſſen will, ſtellt ſich ſeine in Rede ſtehende Behauptung 
zweifellos als die Geltendmachung eines neuen ſelbſtſtändigen 
Anſpruchs dar, die nach § 491 der C. P. O. in II. J. un⸗ 
ſtatthaft war. VI. C. S. i. S. v. Maubeuge c. v. Gayl vom 
7. Oktober 1897, Nr. 14897 VI. 

21. Die Ausführung des B. G., daß ſich der eventuelle 
Antrag der Widerklage auf Herausgabe der Kuxe feiner Ent- 
ſcheidung entziehe, weil der I. R. über denſelben nicht erkannt 
habe und auch nicht habe erkennen wollen, beruht auf Rechts⸗ 
irrthum. Nach § 499 C. P. O. hat das B. G. über alle 
einen zuerkannten oder aberkannten Anſpruch betreffenden Streit⸗ 
punkte zu entſcheiden. Daraus folgt allerdings, daß das B. G. 
nicht über Anſprüche erkennen darf, die der I. R. übergangen 
oder unentſchieden gelaſſen hat, weil. fie nur eventuell geltend 
gemacht waren und ſich durch die Entſcheidung über den Haupt⸗ 
antrag erledigt haben. Im vorliegenden Falle hat es der I. R. 
aber abgelehnt, für den Fall der Nichtleiſtung des Eides auf 
die Gegenforderungen einzugehen, weil ſie nur im Falle der 
Nichtrechtsbeſtändigkeit des Vergleichs geltend gemacht ſeien und 
mit der Behauptung deſſelben, zu deren eidlicher Erhärtung ſich 
Bekl. bereit erklärt habe, im Widerſpruche ſtänden, da ſie durch 
den Vergleich erloſchen ſeien. Der I. R. hat hiernach zwar 


nicht materiell über die widerklagend geltend gemachten An⸗ 
ſprüche erkannt, deren Geltendmachung in dieſem Verfahren 
aber für unzuläſſig erklärt. Dieſe Entſcheidung unterliegt 
zweifellos der Anfechtung in der Berufungsinſtanz. In den 
vom B. G. angezogenen Urtheilen des R. G., Entſch. Bd. 18 
S. 385 und Bd. 33 S. 727 iſt denn auch ebenſo wie in den 
Urtheilen des Senats IV vom 21. April 1884, V vom 15. Ok- 
tober 1887 und II vom 16. Dezember 1890, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift von 1884 S. 7216, von 1887 S. 4747 und von 1891 
S. 67° nur ausgeſprochen, daß das B. G. über einen eventuellen 
Klage- oder Widerklageantrag dann nicht entſcheiden darf, wenn 
der I. R. über denſelben zu erkennen überſehen hat oder keinen 
Anlaß zur Entſcheidung hatte, weil der Antrag in Folge des 
Urtheils über den Hauptantrag erledigt war. Das B. G. 
mußte deshalb prüfen, ob der I. R. mit Recht die Entſcheidung 
über die eventuellen Widerklageanträge abgelehnt hat. Die 
getroffene Entſcheidung iſt indeß aufrecht zu erhalten, weil die 
Erhebung einer Widerklage nur für den Fall, daß nicht nach 


dem prinzipalen Antrage des Bekl. erkannt werden ſollte, un⸗ 


zuläſſig iſt. Nach den 88 230 und 235 C. P. O. muß die 
Klage die beſtimmte Angabe des Gegenſtandes und des Grundes 


des erhobenen Anſpruchs und einen beſtimmten Antrag enthalten. 


Es iſt dies erforderlich, damit der Richter und der Bekl. erſehen 
können, worüber eine Entſcheidung verlangt wird, und damit 
feſtſteht, welche Streitſache rechtshängig geworden iſt. Die 
materiellen Erforderniſſe der Widerklage ſind dieſelben, wie jeder 
Klage. Der Widerkläger muß daher auch beſtimmt, alſo auch 
unbedingt das angeben, bezüglich deſſen er eine Verurtheilung 
oder Feſtſtellung verlangt. Der in der Widerklage erhobene 
Anſpruch wird nach § 254 a. a. O. in dem Zeitpunkte rechts⸗ 
hängig, in welchem der Anſpruch in der mündlichen Verhandlung 
geltend gemacht wird. Es muß deshalb von Anfang an feft- 
ſtehen, ob in einer mündlichen Verhandlung eine Widerklage 
wirklich erhoben iſt. Eine ſolche Feſtſtellung würde nicht er- 
folgen können, wenn die Widerklage nur für den Fall erhoben 
ſein ſoll, daß nicht nach dem prinzipalen Antrage des Bekl. 
auf Abweiſung der Klage erkannt wird. Es würde ſich in 
dieſem Falle vielmehr erſt nach dem Urtheil des I. R. bezw. 
nach dem rechtskräftigen Urtheil herausſtellen, ob die Bedingung, 
unter welcher die Widerklage erhoben fein fol, eingetreten iſt 
oder nicht. Bis dahin würde alſo auch ungewiß ſein, ob die 
in der Widerklage geltend gemachte Forderung rechtshängig ge⸗ 
worden iſt. Dies erſcheint aber wegen der Wirkungen, welche 
ſich an die Rechtshängigkeit knüpfen, nicht zuläſſig. Wollte 
man dagegen annehmen, daß die Rechtshängigkeit ſchon durch 
eine in vorſtehender Weiſe bedingt erhobene Widerklage begründet 
wird, ſo würde, wenn die Klage abgewieſen und deshalb über 
die Widerklage nicht erkannt wird, dieſe Rechtshängigkeit fort- 
dauern und dadurch der Widerkläger verhindert werden, die 
fragliche Forderung anderweitig geltend zu machen. Hierzu 
kommt, daß für die höheren Inſtanzen beſondere Schwierig- 
keiten entſtehen können. Hat z. B. der I. R. den Bekl. nach 
dem Klageantrage und den Kl. nach dem Antrage der Wider⸗ 
klage verurtheilt, ſo würde, wenn nur Bekl. Berufung einlegt 
und die Klage hierauf abgewieſen wird, die Verurtheilung des 
Kl. auf die Widerklage beſtehen bleiben, obwohl ſie für dieſen 
Fall gar nicht gewollt iſt. In der Literatur verneinen die 


Zuläſſigkeit einer derartig bedingten Widerklage die Kommentatoren 
Gaupp Anm. 26 zu § 230, Seuffert Anm. 5 zu § 33, 
Foerſter, Note 3e zu § 230, Wilmowski und Levy Anm. 2 
Abſ. 2 zu § 230 und außerdem namentlich Eccius in Gruchot 
Beiträgen Bd. 33 S. 144, Peterſen in Buſch, Zeitſchrift für 
Civilprozeß, Bd. 16 S. 517, Lämmert daſelbſt S. 517, 
Pfizer daſelbſt Bd. 21 S. 384, Löning daſelbſt Bd. 4 S. 133. 
Nur Struckmann und Koch Note 7 zu § 232 bejaht die Zu⸗ 
läſſigkeit einer derartig bedingten Widerklage. Da hiernach 
über den Antrag der eventuellen Widerklage auf Herausgabe 
der fünf Kure nicht entſchieden werden konnte, konnte auch die 
Gegenforderung von 1 208,94 Mark nicht berückſichtigt werden, 
da dieſe Gegenforderung nur für den Fall geltend gemacht iſt, 
daß der erwähnte Antrag der Widerklage für unbegründet er⸗ 
achtet werden ſollte. VI. C. S. i. S. Achepohl c. Schmidt 
vom 7. Oktober 1897, Nr. 147/97 VI. 

22. Die den Kl. vom B. G. zugeſprochenen Summen 
ſtellen einen Erſatz für Schäden dar, welche an den Grund⸗ 
ſtücken der erſteren in Folge des Durchbruches des von dem 
Bekl. früher zwiſchen der großen und der kleinen Weſer er⸗ 
richteten Separationswerkes entſtanden ſind. Das O. L. G. 
hat den verklagten Staat auf Grund des Bremiſchen Statutes 86 
von 1433 für ſchadenserſatzpflichtig erklärt, wobei ausgeſprochen 
iſt, daß dieſes Geſetz ganz unabhängig von den Beſtimmungen 
des gemeinen Rechtes über die damni infecti cautio, insbe- 
ſondere auch ohne Berückſichtigung der 1. 15 $ 10, 1. 24 pr. 
D. de damno inf. 39, 2, auszulegen und anzuwenden jet. 
Mithin hat man es hier mit Rechtsnormen zu thun, welche 
nach § 511 der C. P. O., bezw. nach § 6 des Einführungs⸗ 
geſetzes zu derſelben in Verbindung mit § 1 der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 28. September 1879 irreviſibel ſind. Die 
Verſuche des Rkl., zu zeigen, daß bei Gelegenheit der Aus- 
legung und Anwendung des Statutes 86 hier doch auch reviſible 
Rechtsnormen verletzt ſeien, waren verfehlt. Zunächſt iſt gerügt, 
daß es in einer Beziehung an der näheren Begründung fehle; 
aber abgeſehen davon, daß zu einer beſonderen Begründung 
dafür, daß an die Stelle des im Statute erwähnten „Rathes“ 
jetzt der Senat getreten ſei, auch ſachlich kein Anlaß ſein möchte, 
bedarf, wie das R. G. bereits ausgeſprochen hat (vergl. die 
Sache VI. 438/96, Lütkens Ehefrau und Genoſſen wider Ham⸗ 
burgiſches Erbſchaftsamt) die Auslegung eines irreviſibeln Ge⸗ 
ſetzes ſo wenig, wie die eines reviſibeln, formell ihrerſeits wieder 
einer beſonderen Begründung. Eben ſo wenig kann das gemeine 
Recht verletzt ſein, wenn das B. G. von „allgemeinen Rechts- 
grundſätzen“ ſpricht, welche zu einer beſtimmten Auffaſſung des 
fraglichen Statutes hinführen; vom gemeinen Rechte iſt dabei 
nicht die Rede, ſondern nur von allgemeinen Grundſätzen der 
Rechtswiſſenſchaft über die Auslegung und Anwendung von 
Geſetzen; formell kommen auch dieſe Grundſätze hier nur als 
parlikularrechtliche in Betracht, wofür gleichfalls auf die ſoeben 
angeführte Entſcheidung verwieſen werden kann. Wenn endlich 
der RE. dem O. L. G. vorgeworfen hat, es habe die Prüfung 
unterlaſſen, ob es ſtaatsrechtlich zuläſſig ſei, daß ein gemein⸗ 
ſamer Beſchluß des Senates und der Bürgerſchaft von den 
Intereſſenten im Prozeßwege angefochten werde, ſo erledigt 
ſich dieſer Angriff ſchon dadurch, daß hier eine ſolche An- 
fechtung gar nicht in Frage ſteht. VI. C. S. i. S. Bremiſcher 
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Staat c. A.⸗G. Haake Brauerei u. Gen. vom 7. Oktober 1897, 
Nr. 128/97 VI. | 
23. Die Revifion mußte als begründet erachtet werden. 
Mit der gemäß § 686 Abſ. 1 der C. P. O. erhobenen, von 
den Vorinſtanzen für zuläſſig und begründet erachteten und 
demgemäß zugeſprochenen Klage werden Einwendungen gegen 
die von dem Bekl. auf Grund des Verſäumnißurtheils des 
Königlichen L. G. zu Hagen vom 21. Auguſt 1890 eingeleitete 
Zwangsvollſtreckung geltend gemacht, welche den durch jenes 
Urtheil feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betreffen, indem aufgeſtellt 
wird, die durch das Urtheil zugeſprochene Forderung ſei — wie 
das L. G. angenommen hat — durch Zahlungen des Bekl. 
ſelbſt an den urſprünglichen Gläubiger getilgt, bezw. — wie 
das O. L. G. annimmt — nach Art. 77 ff. der W. O. ver⸗ 
jährt. Derartige Einwendungen find nach § 686 Abſ. 2 1. e. 
nur zuläſſig unter der doppelten Vorausſetzung, daß ſie nach 
der mündlichen Verhandlung, auf welche das zu vollſtreckende 
Urtheil erging, entſtanden ſind, und daß ſie mittels Einſpruchs 
nicht mehr geltend gemacht werden können. Das erſte Er⸗ 
forderniß iſt unbedenklich gegeben, da ſowohl die in Frage 
ſtehenden Zahlungen als auch der Ablauf der Verjährungsfriſt 
nach Erlaß des Urtheils liegen. Das O. L. G. hat aber auch 
— in Uebereinſtimmung mit dem L. G. — das zweite Er⸗ 
forderniß für die Zuläſſigkeit der Klage für gegeben erachtet, 
obſchon ſowohl die Zahlung als die Verjährung mittels Ein⸗ 
ſpruches gegen das erſt nach Entſtehung dieſer Einwendungen 
zugeſtellte Verſäumnißurtheil hätten geltend gemacht werden 
können, indem es davon ausgeht, daß die Klage aus 8 686 
Abſ. 1 nach Abſ. 2 daſelbſt nur ſo lange unzuläſſig ſei, als 
die Geltendmachung durch Einſpruch noch möglich iſt, alſo bis 
zum Ablauf der Einſpruchsfriſt, daß dieſelbe aber mit dem Ab⸗ 
lauf dieſer Friſt zuläſſig werde. Dieſer, allerdings auch von 
der Mehrzahl der Kommentare gebilligten, Auslegung des $ 686 
Abſ. 2 kann aber jedenfalls für den hier vorliegenden Fall, daß 
die Gründe, auf welchen die Einwendungen beruhen, vor der 
Zuſtellung des zu vollſtreckenden Verſäumnißurtheils entſtanden 
ſind, nicht beigepflichtet werden. Die Beſtimmung des § 686 
Abſ. 2 bezweckt, wie in den Motiven S. 408, 409 des Näheren 
dargelegt wird, den Zeitpunkt zu beſtimmen, nach welchem die 
den Anſpruch ſelbſt betreffenden Einwendungen entſtanden ſein 
müſſen, um mittels Klage gegen die Zwangsvollſtreckung aus 
einem Urtheil geltend gemacht werden zu können. Dabei ging 
man davon aus, daß der Regel nach nur ſolche Einwendungen 
zugelaſſen werden ſollen, welche mit Rückſicht auf die Zeit ihrer 
Entſtehung im Prozeß ſelbſt nicht mehr geltend gemacht werden 
konnten. Das war im Entwurf (§ 635) konſequent durch⸗ 
geführt, indem dieſer auch diejenigen ſpäter entſtandenen Ein⸗ 
wendungen, welche durch Berufung geltend gemacht werden 
können, ausſchloß. In den Motiven a. a. O. wird in dieſer 
Hinſicht geſagt: „Die nach jenem Zeitpunkt — dem Schluſſe 
der betreffenden mündlichen Verhandlung — neu entſtandenen 
und durch Einſpruch oder Berufung nicht mehr geltend zu 
machenden Einwendungen werden zugelaſſen,“ und im weiteren 
Verlauf wird hervorgehoben, daß der Ausſchluß der Partei 
mit den inzwiſchen — das iſt zwiſchen der betreffenden münd⸗ 
lichen Verhandlung und dem Erlaß des zur Vollſtreckung 
ſtehenden Urtheils — entſtandenen Einwendungen eine ungerecht⸗ 
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fertigte Härte enthalten würde. Die Kommiffion hat an dem 
Entwurf nur inſoweit etwas geändert, als ſie auf Vorſchlag 
des Abgeordneten Grimm die Worte „oder Berufung“ geſtrichen 
hat, und gerade die Verhandlungen (Protokoll S. 360, 361) 
über dieſen Antrag ergeben, daß ſowohl der Entwurf als die 
Kommiſſion davon ausging, daß es ſich nicht etwa um eine 
Aufſchiebung der Zuläſſigkeit der Klage bis nach Ablauf der 
Berufungs- bezw. Einſpruchsfriſt, ſondern um die Ausſchließun g 
berfelben, ſofern die Geltendmachung im Wege der Berufung 
oder des Einſpruchs überhaupt erfolgen konnte, handelte. Zur 
Begründung des Antrags auf Streichung der Worte „oder 
Berufung“ führte der Abgeordnete Grimm Folgendes aus: 
Gegen die erſte Vorausſetzung (des 8 635), daß die Ein⸗ 
wendungen nach dem Schluß der mündlichen Verhandlung ent⸗ 
ſtanden ſein müßten, um im Vollſtreckungsverfahren zugelaſſen 
zu werden, ſei nichts zu erinnern. Gegen die fernere Voraus⸗ 
ſetzung, daß nämlich die betreffende Einwendung weder durch 
Berufung noch durch Einſpruch mehr geltend gemacht werden 
könne, habe er Bedenken. Daß eine Einwendung, die mittels 
Einſpruchs noch vorgebracht werden könnte, nicht als Einrede 
in der Exekution benutzt werden ſolle, damit ſei er zwar auch 
einverſtanden; aber warum eine Einrede ausgeſchloſſen ſein 
ſolle, weil ſie in der Berufungsinſtanz vorgebracht werden 
könnte, vermöge er nicht einzuſehen. Dadurch werde der 
Schuldner auf den Weg des Rechtsmittels d. i. zur höheren 
Inſtanz gedrängt, nur um ein novum vorbringen zu können, 
das er gerade ſo gut und mit weniger Umſtänden bei dem 
Gerichte I. J. anbringen könnte, wenn nicht die formale Vor⸗ 
ſchrift des § 635 entgegenſtände. Der Regierungskommiſſar 
bekämpfte den Antrag mit der Ausführung, die Abſicht des 
Entwurfs ſei, die Einreden in der Exekutionsinſtanz ſoweit als 
möglich auszuſchließen. Wenn man dieſe Abſicht konſequent 
durchführen wolle, müſſe man auch ſolche neu entſtandenen Ein⸗ 
reden von der Exekutionsinſtanz ausſchließen, welche noch im 
Wege der Berufung angebracht werden können. Der Antrag 
Grimm wurde ſodann angenommen, nachdem der Abgeordnete 
Bähr ſich mit der Motivirung für denſelben erklärt hatte, 
daß die Sache ſich einfacher geſtalte, wenn die betreffende 
Einrede vor dem Prozeßgericht I. J. benutzt werden 
könne, als wenn lediglich um dieſer Einwendung willen 
Berufung eingelegt, ſonach eine andere Inſtanz be⸗ 
ſchritten und andere Anwälte angenommen werden müſſen. 
Durch die ſo vorgenommene Streichung der Worte „oder Be⸗ 
rufung“ iſt nun aber an der ſich ergebenden Bedeutung und 
Tragweite der in Frage ſtehenden Vorſchrift für den Fall der 
Möglichkeit des Einſpruchs, der innerhalb derſelben Inſtanz 
und vor demſelben Richter zu erledigen iſt, erſichtlich nichts ge⸗ 
ändert. Die Vertreter der gegentheiligen Anſicht berufen ſich 
beſonders auf den Wortlaut des § 686 Abſ. 2 a. E. „nicht 
mehr geltend gemacht werden können“ und nicht „konnten“. 
Demgegenüber ift jedoch hervorzuheben einmal, daß dieſer Wort- 
laut derſelbe iſt, wie der des Entwurfs, und daß nach dieſem, 
wie erörtert, Niemand die Auffaffung einer nur dilatoriſchen 
Unzuläſſigkeit gehabt hat, vielmehr nur die peremtoriſche Aus⸗ 
chließung von Einreden in der Exekutionsinſtanz in Frage 
ſtand, ſodann aber, daß jener — allerdings nicht vollkommen 
genaue — Wortlaut auch mit der hier vertretenen Annahme 
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vereinbar iſt, wenn das Präſens „können“ auf die Zeit der 
Entſtehung der Einwendungen bezogen wird. Zudem wäre 
das Perfektum „konnten“ für ſich allein nicht richtig geweſen, 
weil dann die Unzuläſſigkeit während des Laufes der Einſpruchs⸗ 
friſt nicht ausgeſprochen wäre. Endlich kommt auch noch die 
Erwägung in Betracht, daß die fragliche Beſtimmung bei einer 
nur dilatoriſchen Bedeutung lediglich für Fälle der vorläufigen 
Vollſtreckbarkeit zur Anwendung käme, während fie bei perem- 
toriſcher Tragweite auch und ſogar hauptſächlich für definitiv 
vollſtreckbare Urtheile gilt, welch Letzteres gewiß die Abſicht des 
Geſetzgebers geweſen iſt. Für eine Beſchränkung auf die Fälle 
der vorläufigen Vollſtreckbarkeit liegt wenigſtens irgend ein 
Anhaltspunkt nicht vor. Für die gemäß der mehrbezogenen 
Beſtimmung des $ 686 Abſ. 2 allein noch in Frage ſtehenden 
Falle von Verſäumnißurtheilen ſtehen der hiernach anzunehmenden 
Auslegung auch ſonſtige Bedenken jedenfalls dann nicht ent⸗ 
gegen, wenn die Einwendungen vor der Zuſtellung des 
Urtheils entſtanden ſind. Wenn der Gläubiger trotz des Ein⸗ 
tritts eines den Anſpruch aus dem Verſäumnißurtheil in Frage 
ſtellenden Ereigniſſes, beiſpielsweiſe einer Zahlung, einer ander⸗ 
weitigen Tilgung ꝛc., daſſelbe zuſtellen läßt, und ſomit feinen 
Willen, dem Urtheile trotzdem Folge zu geben „insbeſondere 
deſſen Rechtskraft herbeizuführen, praktiſchen Ausdruck giebt, 
ſo iſt für den Schuldner aller Anlaß gegeben, den ihm zu⸗ 
ſtehenden Einſpruch zu erheben und ſo den Eintritt der Rechts⸗ 
kraft zu verhindern, und es muß vom Standpunkt des Geſetz⸗ 
gebers aus gerechtfertigt erſcheinen, ihn für den Fall, daß er den⸗ 
ſelben verſäumt, mit der betreffenden Einwendung auszuſchließen. 
Im vorliegenden Falle waren die Gründe der Einwendungen 
nämlich die Zahlungen und der Ablauf der Wechſelverjährungs⸗ 


friſt vor der Zuſtellung des Urtheils eingetreten. Dieſelben 


waren auch, wie ſich dieſes bezüglich der Zahlungen aus der 
erſten, vom L. G. abgewieſenen Klage und bezüglich der Ber- 
jährung aus der Sachlage ſelbſt ergiebt, den Kl. zur Zeit der 
Zuſtellung des Urtheils und ſchon vorher bekannt. Unbedenklich 
hätten dieſelben daher durch Einſpruch geltend gemacht werden 
können und ſollen. Die Geltendmachung derſelben in der 
Exekutionsinſtanz mittels einer Klage gemäß § 686 Abſ. 1 
erſcheint demnach zufolge Abſ. 2 daſelbſt als unzuläſſig. 
II. C. S. i. S. Kuhlmann c. v. d. Heyde u. Gen. vom 
15. Oktober 1897, Nr. 172/97 II. 

24. Die im § 776 der C. P. O. vorgeſchriebene Anhörung 
des Bekl. über den Antrag des Kl. iſt ausweislich der 
Akten vor der Entſcheidung des L. G. erfolgt. Wiederholte 
Anhörung des Bekl. vor der Entſcheidung über die Beſchwerde 
iſt nach dem maßgebenden $ 536 der C. P. O. nicht erforderlich. 
I. C. S. i. S. Sümmermann c. Kleine vom 6. Oktober 1897, 
B Nr. 83/97 J. ä | 

25. Das O. L. G. erkennt an, daß der Bevollmächtigte 
des Bekl. zunächſt unſachgemäß verfahren iſt und die in dem 
Beſchluſſe vom 1. Oktober 1896 beſtimmte Friſt hat verſtreichen 
laſſen, ohne die Herbeiführung des von dem Bekl. zu erbringenden 
Letitimationsnachweiſes irgendwie zu fördern. Es meint aber, 
der Bekl. dürfe für das Verſehen und die Säumniß ſeines 
Bevollmächtigten nicht verantwortlich gemacht werden, da er 
ſelbſt durch die Bevollmächtigung und dadurch, daß er den 
Weiſungen des Bevollmächtigten ſofort Folge geleiftet, Alles 
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gethan habe, was ihm zur Erledigung des Urtheils vom 
4. Juni 1895 obgelegen habe. Dieſer Anſicht kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Iſt der Schuldner zur Vornahme einer 
Handlung verpflichtet und iſt die Vornahme ausſchließlich von 
ſeinem Willen abhängig, ſo kann er ſich allerdings der Hülfe 
Dritter bei der Ausführung der Handlung bedienen, ſoweit er 
nicht ſelbſt thätig ſein muß. Aber er thut dies, wie im eigenen 
Intereſſe, ſo auch auf ſeine eigene Gefahr. Er kann ſich als 
Schuldner, der zur Leiſtung der Handlung im Prozeſſe ver- 
pflichtet iſt, der Verantwortung für diejenigen nicht entſchlagen, 
welche er bei der ihm dem Gläubiger gegenüber obliegenden 
Handlung zuzieht. Wollte man dieſen Standpunkt, der im 
§ 278 des B. G. B. vertreten wird und auch dem Pr. A. L. R. 
nicht fremd iſt (vergl. Thl. I Tit. 11 §§ 929, 930), nicht 
einnehmen, jo würde das zu den größten praktiſchen Unzuträglich⸗ 
keiten führen und die Rechtsſicherheit im höchſten Maße gefährden. 
Der zur Leiſtung einer Handlung Verurtheilte könnte ſich aller 
Sorge für die ihm auferlegte Leiſtung dadurch eniſchlagen, daß 
er einen Bevollmächtigten mit der Vornahme der Handlung 
beauftragte, und der Gläubiger wäre machtlos, die Handlung 
zu erzwingen, da der Schuldner durch die Vollmachtsertheilung 
geſchützt wäre und dem Gläubiger Zwangsmaßregeln gegen den 
Bevollmächtigten nicht zuſtehen. Hiervon ausgegangen, iſt der 
Beſchluß des L. G. vom 18. März 1897 bezüglich der Feſt⸗ 
ſetzung der angedrohten Strafe völlig gerechtfertigt. Die Zeit 
von dem Urtheile vom 4. Juni 1895 bis zum März 1897 
war auch zur Beſchaffung einer verwickelten Erbeslegitimation 
mehr als ausreichend. Soviel bekannt, iſt die Sache bis jetzt 
nicht erledigt. Dagegen erſcheint es gegenüber den Zweifeln, 
die dem Bekl. im Beſchwerdeverfahren über ſeine Verpflichtung 
eniſtehen mußten und die erſt durch den gegenwärtigen Beſchluß 
beſeitigt werden, angemeſſen, noch eine weitere Friſt zur Er⸗ 
ledigung ſeiner Verpflichtung zu ſetzen und erſt für deren frucht⸗ 
loſen Ablauf eine weitere Strafe anzudrohen. V. C. S. i. S. 
Sina c. Schüngel und Gen. vom 22. September 1897, 
B Nr. 125/97 V. 

26. Der B. R. geht mit Recht von der Anſicht aus, daß 
für die Beantwortung der Frage, ob das L. G. I. zu Berlin 
zum Erlaß der einſtweiligen Verfügung vom 13. Juli 1896 
zuſtändig war, nicht der Zeitpunkt des Erlaſſes oder gar erſt 
der Zuſtellung derſelben, ſondern lediglich derjenige Zeitpunkt 
maßgebend ſei, zu welchem der Antrag auf Erlaß der einſt⸗ 
weiligen Verfügung bei dem Gerichte einging. Vergl. Juriſt. 
Wochenſchr. von 1882 S. 223 Nr. 14, ſowie Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 6 S. 414 und Bd. 7 S. 323 in Ver- 
bindung mit Bd. 4 S. 405 folg. IV. C. S. i. S. Heilmann 
c. Heilmann vom 7. Oktober 1897, Nr. 134/97 IV. 

Zur Konkurzordnung und dem Anfechtungs⸗ 
geſetz. 

27. Das O. L. G. hat die Prüfung des erſten Klage⸗ 
grundes unterlaſſen, weil die Klage durch § 27 Abſ. 2 der 
R. K. O. gerechtfertigt werde. Die Ausführungen, durch welche 
dieſe Entſcheidung begründet werden ſoll, enthalten aber einen 
Rechtsirrthum. Es iſt nämlich mit Unrecht angenommen, Abſ. 2 
der erwähnten Vorſchrift könne in Verbindung mit § 28 der 
R. K. O. auch in ſolchen Fällen zur Anwendung kommen, in 
denen die Vorausſetzungen von § 27 Abf. 1 dieſes Geſetzbuches 


— 


nicht vorliegen. Der § 28 der R. K. O. ſtellt nur den 


Grundſatz auf, die Anfechtung werde dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß für die anzufechtende Rechtshandlung ein vollſtreckbarer 


Schuldtitel erlangt oder daß ſie durch Zwangsvollſtreckung oder 
durch Vollziehung eines Arreſtes erwirkt worden iſt. Er hat 
alſo für den vorliegenden Fall, ſoweit es ſich um den dem Bekl. 
gegenüber in Frage ſtehenden Erſtattungsanſpruch handelt, keine 


unmittelbare Bedeutung. Soweit es ſich um § 27 der R. K. O. 


handelt, kann aber kein Zweifel beſtehen, daß deſſen 
Abſ. 2 nicht einen allgemeinen, von den Vorausſetzungen 
des Abſ. 1 unabhängigen Grundſatz aufſtellt, ſondern daß 
er nur in denjenigen Fällen Anwendung findet, in welchen 
Abſ. 1 zutrifft. Eingehend begründet. II. C. S. i. S. 
Cyzewski c. Mannheimer vom 15. Oktober 1897, Nr. 177/97 II. 

28. Bei Prüfung der Frage, ob zwiſchen den angefochtenen 
Rechtshandlungen und der Rechtshängigkeit des Anſpruches nicht 
ein längerer Zeitraum als derjenige von zwei Jahren liege, 
hat das O. L. G. die §§ 3 Ziffer 2 und 3 und § 4 des 
A. G. zur Anwendung gebracht, und dabei angenommen, 
die Friſt ſei in der Weiſe zu berechnen, daß von Zuſtellung der 
vor dem Amtsgerichte erhobenen Klage, zwei Jahre zurüd- 
zurechnen ſei. Dabei wurde überſehen, daß in dieſer Klage 
lediglich die Zuwendung eines Geldbetrages in Höhe von 
160 Mark und einzelner genau bezeichneter Möbel angefochten 
worden iſt, und daß der Kl. erſt, nachdem ſich das Amtsgericht 
mit Rückſicht auf die von dem Bekl. erhobene Feſtſtellungs⸗ 
widerklage für unzuſtändig erklärt und die Sache vor das 
L. G. verwieſen hatte, die Anfechtung vom Kl. auf eine Reihe 
von anderen Zuwendungen erſtreckt wurde. Bezüglich dieſer 
mittels Klageerweiterung geltend gemachten Anfechtungsanſprüche 
wurde nach § 254 der C. P. O. die Rechtshängigkeit erſt in 
dem Augenblicke begründet, in welchem die darauf bezüglichen 
Klageanträge bei der mündlichen Verhandlung vor dem L. G. 
geſtellt worden ſind. Soweit es ſich um dieſe handelt, war 


daher die zweijährige Friſt, innerhalb deren die Anfechtung 


erfolgt fein muß, in der Weiſe zu berechnen, daß von dem er- 
wähnten Zeitpunkte an zurückgerechnet wurde. Bei dieſer 
Berechnungsweiſe ergiebt ſich aber, daß eine größere Anzahl von 


Zuwendungen zu einer Zeit vorgenommen worden ſind, welche 


mehr als zwei Jahre vor der Rechtshängigkeit des Anfechtungs⸗ 
anſpruches liegt. II. C. S. i. S. Quandt c. Vorſch.⸗V. zu 
Flatow vom 8. Oktober 1897, Nr. 167/97 II. 

29. Wenn das B. U. ausführt, daß der Vertrag vom 
3. März 1892 eine unentgeltliche Verfügung im Sinne des 
§ 3 Ziffer 3 des R. Geſ. vom 21. Juli 1879 auch theilweiſe 
nicht enthalte, ſo iſt hierin keineswegs, wie Kl. meint, ein 
Rechtsirrthum zu erblicken. Denn wenn auch der Werth der 
übergebenen Immobilien und Mobilien etwa 6 700 Mark 
beträgt und der Kaufpreis nur auf 6 000 Mark beſtimmt iſt, 
ſo beſteht doch ein Theil dieſer Summe nur in einem Anſchlag 
der auf 500 Mark bewertheten Alimentationsverpflichtung der 
Eltern, welch Letztere eben wegen der Ungewißheit ihres Umfangs 
dem Vertrag einen aleatoriſchen Charakter, wie das B. U. mit 
Recht annimmt, verleiht. III. C. S. i. S. Saalfelder Vereius⸗ 
bank Konk. c. Biehl vom 24. September 1897, Nr. 97/97 III. 

30. Es kann dahin geſtellt bleiben, ob, wie Rbkl. aus- 
zuführen ſuchte, die am 10. März 1893 auf Veranlaſſung der 
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Contrahenten erfolgte gerichtliche Zuſchreibung der Immobilien 
überhaupt nicht unter den Begriff eines entgeltlichen Vertrags 
im Sinne des § 3 Ziffer 2 des R. Gef. vom 21. Juli 1879 
fällt und demnach nur eine Anfechtung gemäß § 3 Ziffer 1 
dieſes Geſetzes zuläſſig wäre, da die in dem B. U. erfolgte 
Auslegung des § 3 Ziffer 2 dieſes Geſetzes einen Rechtsirrthum 
nicht erkennen läßt. Denn es ſteht in der Rechtſprechung des 
R. G. (deſſen Entſch. in Civilſachen Bd. 27 Nr. 30 und 
Bd. 38 Nr. 28) feſt, daß, wenn eine vor dem kritiſchen Jahre 
begründete Verpflichtung im kritiſchen Jahre erfüllt wird, die 
Präſumtion des § 3 Ziffer 2 des R. Geſ. vom 21. Juli 1879 
damit widerlegt iſt und es Sache des Anfechtenden iſt, Umſtände 
darzulegen, welche zeigen, einestheils daß der Schuldner bei 
Vornahme der Rechtshandlung nicht durch die Abſicht geleitet 
wurde, ſeiner Verpflichtung nachzukommen, als vielmehr durch 
die, ſeine Gläubiger zu ſchädigen, anderntheils daß der An⸗ 
fechtungsbeklagte dieſe Abſicht gekannt hat. Es liegt ſonach 
bei Erfüllungsgeſchäften allerdings auch im Falle des § 3 Ziffer 2 
des R. Geſ. vom 21. Juli 1879 dem Anfechtenden die Beweis⸗ 
laſt ob und es iſt nicht einzuſehen, warum von dieſem Grund- 
ſatze bei Erfüllung ſolcher ſynallagmatiſcher Verträge, bei denen 
von dem Anfechtungsbeklagten noch keine Vorleiſtung erfolgt iſt, 
eine Ausnahme gemacht werden ſoll. Vergl. Entſcheidung bei 
voriger Nummer. N N 
31. Die Vorſchriften in § 3 Ziffer 2 und 3 des A. G. 
vom 21. Juli 1879 entſprechen denjenigen in § 24 Ziffer 2 
und § 25 der R. K. O., nach welchen die Anfechtung gewiſſer 
Handlungen durch den Konkursverwalter nur dann erfolgen 
kann, wenn zwiſchen ihrer Vornahme und der Konkurseröffnung 
nicht mehr als der Zeitraum eines Jahres oder von zwei Jahren 
verfloffen iſt, und haben auch denſelben Zweck wie dieſe Be⸗ 
ſtimmungen. Nur iſt im A. G. an die Stelle der Konkurs⸗ 
eröffnung die Rechtshängigkeit des Anfechtungsanſpruches getreten. 
Dadurch ſoll im Intereſſe der Rechtsſicherheit das Anfechtungs⸗ 
recht zeitlich begrenzt und ſeine Geltendmachung bezüglich der 
Fälle ausgeſchloſſen werden, in welchen der Gläubiger ſeinen 
Anſpruch erſt nach Ablauf der im Geſetz vorgeſehenen Friſten 
erhoben hat. Es kann deshalb nur darauf ankommen, wann 
dies geſchehen, d. h. eine Anfechtung wirklich erfolgt iſt. Durch 
die Klage oder Widerklage des Erwerbers, nach welcher feft- 
geſtellt werden ſoll, daß ein Anfechtungsanſpruch nicht beſtehe, 
wird Rechtshängigkeit dieſes Anſpruches im Sinne von 8 3 des 
A. G. nicht begründet. II. C. S. i. S. Quandt c. Vorſch.⸗V. 
zu Flatow vom 8. Oktober 1897, Nr. 167/97 II. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

32. Das O. L. G. geht im Anſchluß an die in Wengler's 
Archiv für civilrechtliche Entſcheidungen ꝛc. Neue Folge Bd. 4 
S. 459 veröffentlichte Entſcheidung des II. C. S. des R. G. 
vom 10. Februar 1882 davon aus, daß nicht ſchlechthin jede 
auf die Koſtenfrage bezügliche Uebereinkunft der Parteien dem 
Juſtizfiskus das Recht gewähre, die in 88 88 des G. K. G. 
bezeichnete Haftbarkeit geltend zu machen, ſondern nur eine ſolche 
Uebereinkunft, durch welche die Gerichtskoſten von der einen oder 
anderen Partei „übernommen“ werden; dies geſchehe da nicht, 
wo die Parteien darüber einverſtanden ſeien, daß von vertrags⸗ 
mäßiger Feſtſtellung der Zahlungspflicht abzuſehen ſei. Der von 
den Parteien im gegenwärtigen Prozeſſe am 30. Januar 1897 


abgeſchloſſene Vergleich laſſe nun jedeufalls nicht mit der erforder⸗ 
lichen Deutlichkeit erkennen, daß ſie eine vertragsmäßige Feſt⸗ 
ſtellung bezüglich der Gerichts koſten zu treffen beabſichtigt hätten. 
Dieſer Auffafſung iſt nicht beizupflichten. Der Vergleich vom 
30. Januar 1897 war ſchon, was die Hauptſache anlangt, nicht 
auf eine einfache Zurücknahme der Berufung gerichtet. Das 
Rechtsmittel des Kl. ſollte nicht materiell erfolglos bleiben, es 
ſollte ihm vielmehr vom Bekl. eine Summe gezahlt werden, die 
ihm durch das von der Berufung angegriffene erſtinſtanzliche 
Urtheil nicht zugeſprochen war; die Zurücknahme der Berufung 
ſollte daher lediglich die Form ſein, in welcher das zweit⸗ 
inſtanzliche Verfahren, das thatſächlich zu einer Aenderung der 
durch das erſtrichterliche Urtheil geſchaffenen Sachlage zu Gunſten 
des Kl. geführt hatte, zum Abſchluß gebracht wurde. Ebenſo⸗ 
wenig ſollte nach dem Willen der Parteien bezüglich des Koſten⸗ 
punkts diejenige Geſtaltung eintreten, welche bei einer Zurück⸗ 
nahme der Berufung an ſich nach dem Geſetze ſich ergeben haben 
würde. Der Bekl. verzichtete durch den Vergleich nicht bloß 
darauf, daß ihm die auf feiner Seite erwachſenen außergericht⸗ 
lichen Koſten der II. J. erftattet würden, ſondern verpflichtete 
ſich auch noch zu einem Beitrage zu den Koſten, die dem Kl. 
durch ſein Rechtsmittel erwachſen ſeien, und zwar iſt dieſer 
Beitrag ſo hoch bemeſſen, daß die Parteien ſelbſt die Möglichkeit 
ins Auge faßten, es könnten die vom Kl. zu bezahlenden Koſten 
gar nicht ſoviel betragen als der ihm vom Bekl. verſprochene 
„Beitrag“. Bei dieſer Regelung des Koſtenpunkts, nach welcher 
die aus der vereinbarten Berufungsrücknahme geſetzlich ſich er⸗ 
gebende Verpflichtung des Kl. zur Tragung der Inſtanzkoſten 
in der weitgehendſten Weiſe beſeitigt und der größte Theil der 
Koſten vielmehr dem Bekl. aufgebürdet wurde, erſcheint die 
Annahme der Vorinſtanz, es ſei die in dem Vergleiche an zwei 
Stellen ausdrücklich erwähnte Uebernahme der Gerichtskoſten 
durch den Kl. nicht als eine Vertragsbeſtimmung, ſondern als 
eine bloße Erwähnung einer aus der Berufungsrücknahme ſich 
ergebenden geſetzlichen Folge anzuſehen, nicht gerechtfertigt, viel⸗ 
mehr iſt die Auffaſſung geboten, daß der Vergleich den Koften- 
punkt nach jeder Richtung, alfo auch bezüglich der Gerichtskoſten 
habe vertragsmäßig regeln ſollen. Ob dies auch dann an⸗ 
zunehmen ſein würde, wenn der Vergleich die zweitinſtanzlichen 
Koſten ganz unerwähnt gelaſſen hätte, darf dahingeſtellt bleiben, 
da darin die Uebernahme dieſer Koſten durch den Kl. ausdrücklich 
feſtgeſtellt iſt. Daß die diesbeſagenden Beſtimmungen in Sätzen 
fi} befinden, die grammatiſch als Nebenſätze erſcheinen, iſt gegen. 
über der aus der fachlichen Geſtaltung ſich ergebenden Be⸗ 
urtheilung, wonach dieſe Beſtimmungen als integrirende Beſtand⸗ 
theile eines den Koſtenpunkt umfaſſend regelnden Abkommens 
ſich darſtellen, ohne jede Bedeutung. Hiernach liegt, wie die 
Beſchwerde mit Recht angenommen wiſſen will, eine Vereinbarung 
der Parteien im Sinne von § 88 Abſ. 1 des G. K. G. vor. 
Da nun weiter die in dem zweiten Abſatze des angezogenen 
Paragraphen für die Haftbarkeit des Bekl. vorgeſehene Voraus⸗ 
ſetzung der Zahlungsunfähigkeit des Kl. mit Rückſicht darauf, 
daß dieſem das Armenrecht bewilligt iſt, gedeckt erſcheint, — 
Beſchluß des IV. C. S. des R. G. in Sachen der verw. Mai, 
Kl., gegen Baumann, Bekl., vom 30. September 1886, 
IV. 56/84 — und der Umſtand, daß der Bekl. den von ihm 
verſprochenen Koſten⸗„Beltrag“ an den Kl. bezahlt hat, ſelbſt⸗ 
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verſtändlich an feiner Verpflichtung gegenüber der Staatskaſſe 
nichts zu ändern vermag, erſcheint deſſen Erinnerung gegen die 
ihm von der Kaſſenverwaltung des Königl. L. G. zu Bautzen 
abgeforderten Koſten unbegründet. VI. C. S. i. S. Reich 
c. Mickel vom 27. September 1897, B Nr. 152/97 VI. 

33. Anf Grund des R. H. G. war Klage erhoben mit dem 
Antrage, den Bekl. zu verurtheilen, an den Kl. 59,80 Mark 
nebſt 5 Prozent Zinſen von Zuſtellung der Klage an zu zahlen 
und dem Kl. allen ihm ſonſt noch aus dem Unfall vom 
15. Auguſt 1895 entſtandenen und noch entſtehenden Schaden 
zu erſetzen. Durch Urtheil des Königlich Preußiſchen L. G. 
zu Erfurt vom 2. Oktober 1896 wurde der klägeriſche Anſpruch 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Die Berufung des 
Bekl. wurde durch Urtheil des Königlich Preußiſchen O. L. G. 
zu Naumburg a. d. Saale vom 7. Januar 1897 koſtenfällig 
zurückgewieſen. Durch Beſchluß von demſelben Tage hat das 
B. G. den Werth des Streitgegenſtandes auf 3 000 Mark feſt⸗ 
geſetzt. Laut Geſuch vom 3. Juni 1897 beantragte der erſt⸗ 
inſtanzliche Vertreter des Kl., Rechtsanwalt X. zu Erfurt, den 
Werth des Streitgegenſtandes auf 5 000 Mark feſtzuſetzen, 
unter der Behauptung, daß in der Zwifchenzeit ein Vergleich 
unter den Parteien zu Stande gekommen ſei, wonach Bekl. 
dem Kl. 5 000 Mark zahle. Durch Beſchluß vom 17. Juni 1897 
hat das B. G. dieſen Antrag abgelehnt. Rechtsanwalt X. hat 
nunmehr Beſchwerde eingelegt und beantragt, den Werth des 
Streitgegenſtandes auf 5 000 Mark feſtzuſetzen. Bekl. hat laut 
Erklärung vom 8./10. Oktober 1897 zugegeben, daß der be⸗ 
hauptete Vergleich geſchloſſen worden iſt. — Cs kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob gegen deu Beſchluß vom 17. Juni 1897 
ſelbſtändig Beſchwerde gemäß § 16 Abſ. 2 G. K. G. zuläſſig 
iſt (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1895 S. 480 Ziff. 15), 
denn jedenfalls iſt Beſchwerde gegen den Beſchluß vom 7. Ja- 
nuar 1897 nach § 16 Abſ. 2 G. K. G. und § 12 R. A. G. O. 
zuläſſig und eingelegt. Der Beſchwerdeführer als Anwalt I. J. 
erſcheint auch hierzu berechtigt, da bei gleichem Streitgegen⸗ 
ſtand die von dem B. G. erfolgte Feſtſetzung des Werths des 
Streitgegenſtandes auch für die I. J. Wirkung äußert. Die 
Beſchwerde kann nach § 533 C. P. O. auf neue Thatſachen 


und Beweiſe geſtützt werden, daher der nach Erlaſſung des Be⸗ 


ſchluſſes vom 7. Januar 1897 geſchloſſene Vergleich bei der 
Entſcheidung über den Werth des Streitgegenſtandes heran⸗ 
gezogen werden kann. Wenn nun auch dieſe Werthsfeſtſetzung 
gemäß § 3 C. P. O. nach freiem Ermeſſen des Gerichts er- 
folgt, ſo ergiebt ſich doch aus dem Vergleiche in Ermangelung 
entgegenſtehender Umſtände, daß der Anſpruch des Kl. jeden⸗ 
falls die Vertzleichsſumme erreicht hat, da ſonſt Bekl. eine ſolche 
Summe nicht bewilligt haben würde. Demnach iſt der Be⸗ 
ſchwerde ſtattzugeben. III. C. S. i. S. Hänſch c. E.⸗Fiskus 
vom 19. Oktober 1897, Nr. 154/97 III. 

34. Die Beſchwerde des X. erſcheint begründet. Der 
Werth des Streitgegenſtandes im kontradiktoriſchen Arreſt⸗ 
verfahren beſtimmt ſich nach dem Werthe der Forderung, zu 
deren Sicherung der Arreſt dienen ſoll, es ſei denn, daß der 
Werth des feſtgehaltenen Gegenſtandes ein geringerer iſt; im 
vorliegenden Falle beträgt alſo der Werth des Streitgegenſtandes 
50 000 Mark, eine Summe, welche ſowohl der kläͤgeriſchen 
Forderung als dem Werthe der von X. angekauften / des 


Esthaler Waldes gleichkommt. Darnach waren die vom L. G. 
feſtgeſetzten Beträge der Prozeß⸗ und der Verhandlungsgebühr 
gerechtfertigt. Die Beſchwerde des N. konnte dagegen nicht für 
gerechtfertigt erachtet werden. Zwar iſt auch hier anzuerkennen, 
daß die Gebühren des Rechtsanwalts M., welcher X. und N. 
zugleich vertreten hat und deſſen Gebühren dem Kl. nur einmal 
in Rechnung geſtellt ſind, nach dem Streitwerthe von 50 000 Mark 


zu berechnen ſind, wodurch die Liquidation des N. ſich, wie die 


des X., um 32 Mark Prozeß⸗ und Verhandlungs- und 0,45 Mark 
Feſtſetzungsgebühr erhöht. Dadurch erhöht ſich aber auch ander⸗ 
ſeits die klägeriſche Rechnung um 64 Mark Gebühren des Rechts⸗ 
anwalts R. Von dieſen 64 Mark fällt dem N. / mit 21% Mark 
zur Laſt, welche durch die dem Kl. zur Laſt fallenden / von 
32 Mark = 21 ½ Mark gerade aufgewogen werden. — Kein 
Grund zur Beſchwerde iſt dem N. ferner dadurch gegeben, daß 
das O. L. G. dem klägeriſchen Anwalt für Beſorgung der Boll. 
ziehung des Arreſtes auf Grund des § 36 der Gebührenordnung 
die Gebühr des § 23 Nr. 2 der Gebührenordnung zugebilligt 
hat. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Beſorgung der Ein⸗ 
tragung der Urtheilshypothek dieſe Gebühr rechtfertigen würde, 
da jedenfalls, wie das R. G. bereits entſchieden hat (Entſch. 
Bd. 8 S. 402), die Vollziehung des Arreſtes zur Berechnung 
der Gebühr des § 23 Nr. 2 neben der Gebühr für Erwirkung 
des Arreſtes berechtigt. Die Beſchwerde des Rechtsanwalts R. 
iſt unſtatthaft, da das Verfahren des § 98 Abſ. 2 der C. P. O. 
nur die Anſprüche der Parteien ſelbſt zum Gegenſtand hat und 
ein Fall des § 12 der R. A. G. O. nicht vorliegt. II. C. S. 
i. S. Darlon c. Vincent vom 12. Oktober 1897, B Nr. 163/97 II. 

II. Das Handelsrecht. 

35. Die Erwägungen des B. R. greift die Reviſion mit 
Recht als theilweiſe irrthümlich an. Gewiß können die früheren 
Geſellſchafter einer aufgelöſten offenen Handelsgeſellſchaft die 
nach der Auflöſung fortbeſtehende Gemeinſchaft auch auf 
andere Weiſe als durch Liquidation beſeitigen; es kann auch 


eine auf gerichtliche Auseinanderſetzung gerichtete Klage nicht 


aus dem Grunde von Amtswegen abgewieſen werden, weil noch 
keine Liquidation ſtattgefunden habe. Die weiteren Ausführungen 
des B. G. find aber nicht haltbar. Das B. G. überſteht, daß 
der frühere Geſellſchafter das Recht auf Liquidation hat, falls 
nicht eine andere Auflöſung der fortbeſtehenden Gemeinſchaft 
vereinbart iſt, und es verkennt vollſtändig das Weſen der 
Liquidation nach Art. 133 ff. des H. G. B., wenn es von 
„einer gerichtlichen Liquidation gemäß Art. 133 ff. des H. G. B.“ 
ſpricht. Die Liquidation des H. G. B. iſt ja das Gegentheil 
eines gerichtlichen Verfahrens, ſelbſt wenn die Liquidatoren 
gerichtlich ernannt werden. III. C. S. i. S. Löwenherz 
c. Löwenherz vom 1. Oktober 1897, Nr. 87/97 III. 

36. Wie aus der Klageſchrift und aus dem Thatbeſtande 
des Urtheils I. J. hervorgeht, hat der Kl. ſeine Klage auf 
Art. 165 des H. G. B. geſtützt und unter Bezugnahme auf 
ein Urtheil des R. G. vom 29. November 1879 (Entſch. Bd. 1 
S. 68) geltend gemacht, den Geſellſchafts⸗Gläubigern 
ſtehe nach der erwähnten Vorſchrift wegen ihrer Forderungen 


ein direktes Klagerecht gegen die Kommanditiſten zu, das er in 


ſeiner Eigenſchaft als Konkursverwalter ausüben dürfe. Er 
hat auch ausgeführt, weil er aus Art. 165 des H. G. B. klage, 
brauche er ſich auf etwaige Einwendungen, welche dem Bekl. der 
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Geſellſchaft gegenüber zuſtänden, nicht einzulaſſen. Daß das 
den einzelnen Geſellſchaftsgläubigern zuſtehende Klagerecht 
während der Dauer des Konkursverfahrens vom Konkurs- 
verwalter ausgeübt werden dürfe, würde in dem erwähnten 
Urtheile des R. G. bezüglich des älteren Rechts angenommen 
und wird für die Zukunft durch § 171 Abſ. 2 des neuen 
H. G. B. außer Zweifel geſtellt. Von einzelnen Schriftſtellern 
wird dieſes Recht zwar in Anſehung des jetzt geltenden Rechts 
beſtritten. Zur Zeit beſteht jedoch keine Veranlaſſung, über 


dieſe Frage zu entſcheiden, denn der Konkursverwalter hat ſeine 


Klage jedenfalls auf Art. 165 des H. G. B. geſtützt und 
mußte dieſe Klage vor dem dafür zuſtändigen Gerichte er⸗ 
heben. Für die den Gläubigern zuſtehende Klage auf Be⸗ 
friedigung wegen ihrer Forderungen iſt aber der in § 23 der 
C. P. O. vorgeſehene Gerichtsſtand nicht beſtimmt. Da nun 
nicht erſichtlich iſt, ob der Konkursverwalter auch das der Ge⸗ 
ſellſchaft ſelbſt zuſtehende Klagerecht geltend machen wollte, 
mußte das angefochtene Urtheil aufgehoben werden. II. C. S. 
i. S. Schnippering c. Milarch & Co. Konk. vom 12. Oktober 1897, 
Nr. 187/97 II. | 

37. Gerügt wird in Anſehung der Auslegung der ſchrift⸗ 
lichen Ermächtigung Verletzung des Art. 278 des H. G. B. 
Ueberſehen ſei, daß die Parteien bei der betreffenden Einrichtung 
an zu diskontirende gefälſchte Wechſel nicht hätten denken 
können. Es mag richtig ſein, daß ſie oder Bekl. hieran nicht 
gedacht haben. Dies ſchließt aber nicht aus, daß Bekl. dem 
Kl. dafür aufkommen muß, wenn letzterem ein Angeſtellter des 
Bekl. mit dem Diskontbuch gefälſchte Wechſel zum Diskontiren 
überbrachte und Kl., ohne Verdacht zu ſchöpfen, im Vertrauen 
auf die Ermächtigung des Bekl. ſich auf das Geſchäft einließ, 
ſofern nur die Ermächtigung eine ſo allgemeine war, daß ſie 
den Kl. der Prüfung auf die Echtheit enthob. Daß die Er⸗ 
mächtigung dieſen Charakter hatte, ſtellt das B. G. in zu- 
treffender Weiſe feſt. Hierbei handelt es ſich nur um thatſächliche 
Würdigung. Die Vorſchrift des Art. 278 H. G. B. iſt nicht 
verletzt. Zur Berückſichtigung des Art. 279 H. G. B., welchen 
die Reviſton auch als verletzt bezeichnet, lag gar kein Anlaß 
vor; Bekl. hat im Handelsverkehr geltende Gewohnheiten oder 
Gebräuche, welche hier gegen Kl. in Betracht kommen könnten, 
nicht behauptet. VI. C. S. i. S. Richter c. Petaſch vom 
14. Oktober 1897, Nr. 158/97 VI. 

38. Die Reoiſion rügt, daß das O. L. G. unterlaſſen 
habe, gemäß den Vorſchriften des A. L. R. den Grad des Ver⸗ 
ſehens näher zu beſtimmen, welcher der Bekl. als ſchadens⸗ 
erſatzpflichtigem Theile zur Laſt fallen ſolle. Durch dieſe 
Unterlaſſung entbehre die Verurtheilung zu Schadenserſatz der 
rechtlichen Grundlage. Allein das O. L. G. hat zutreffend 
angenommen, daß, weil beide Theile Kaufleute ſind und ein 
Handelsgeſchäft in Frage ſteht, der Art. 282 des H. G. B. 
zur Anwendung komme und nur zu prüfen ſei, ob die Bekl. es 
an der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes habe fehlen 
laſſen. Es entſpricht feſtſtehender Rechtſprechung, daß in Fällen 
der Anwendung des Art. 282 des H. G. B. die Vorſchriften 
des Landesrechts über die Grade des Verſehens für aufgehoben 
zu erachten ſind. Das O. L. G. hat nun feſtgeſtellt, daß die 
Bekl. bei Abſchluß des Vertrages die Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns außer Acht gelaſſen habe, und damit iſt, 
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was das Verſchulden der Bekl. betrifft, die Grundlage für die 
Anwendung des § 285 Thl. J Tit. 5 des A. L. R. gegeben. 
II. C. S. i. S. Zimmermann u. Co. c. Seidel u. Co. vom 
5. Oktober 1897, Nr. 163/97 II. 


39. Die Klage iſt hinfällig, wenn nachgewieſen iſt, daß 


einer der Mittelsmänner, die zwiſchen dem Diebſtahle und dem 
Erwerbe der Bekl. die Werthpapiere beſeſſen haben, das Eigen⸗ 
thum daran erworben hat. Dann iſt das Eigenthum des Kl. 
erloſchen; die Papiere ſind nicht mehr geſtohlenes Gut; daß ſie 
es früher einmal waren, und daß die Beklagte davon Kenntniß 
gehabt hat, iſt gleichgültig. Die Frage, nach welchem Rechte 
ſich der Eigenthumserwerb an Inhaberpapieren vollzieht, iſt 
dahin zu beantworten, daß die lex rei sitae entſcheidet. Da 
ſich die Papiere zur Zeit des Beſitzerwerbes der Mittelsmänner 
in London befanden und dort übergeben worden ſind, kommt 
es mithin auf das engliſche Recht an. Von dieſen richtigen 
Sätzen ausgehend, ſtellt das Kammergericht als Inhalt des 
engliſchen Rechts feſt, daß bei negotiable instruments der 
Erwerber auch durch Uebergabe vom Nichteigenthümer das 
Eigenthum erwirbt, wenn er ſich durch die Annahme nicht einer 
unredlichen Handlungsweiſe ſchuldig macht. Das thut er nicht, 
wenn er ohne Kenntniß und ohne einigen vernünftigen Verdacht 
iſt, daß die Papiere durch Diebſtahl oder Unterſchlagung erlangt 
ſein möchten. Fehlt es an objektiven Momenten, die einen 
ſolchen Verdacht erregen mußten, ſo kann eine etwaige Nachläſſig⸗ 
keit in der Anſtellung von Nachforſchungen den guten Glauben 
nicht beſeitigen. Dieſe über den Inhalt des engliſchen Rechts 
getroffene Feſtſtellung iſt nicht reviſibel. Immerhin mag hier 
bemerkt werden, daß ſie — namentlich auch in dem letzten 
Satz — durch die dem R. G. zugängliche Literatur über das 
engliſche Recht vollauf beſtätigt wird. Vergl. (außer dem vom 
Kammergerichte bereits angeführten Kompendium von Smith) 
Pollock, principles of contract. 5 ed. S. 218 und die gericht⸗ 
lichen Urtheile in Sachen Jones o. Gordon (Law Rep. Appeal 
Cases II S. 629) und in Sachen Raphael c. Bank of Eng- 
land (Common Bench Reports 17 S. 175), ſowie den § 90 
der Bills of Exchange Act, nebſt Chalmer's Kommentar hierzu. 
In Anwendung dieſer Rechtssätze auf das vorliegende Sach⸗ 
verhältniß iſt das B. G. unter eingehender Würdigung der 
Verhandlungen und des Ergebniſſes der Beweisaufnahme zu 
dem Ausſpruche gelangt, daß nicht nur Louis Cohen & Sons, 
ſondern auch bereits Cazenove & Co. und Wißmann & Co. 
das Eigenthum an den ſtreitigen Werthpapieren dadurch erlangt 
hätten, daß ihnen die Papiere in Erfüllung von Kaufgeſchäften, 
die ſie an der Londoner Börſe geſchloſſen, geliefert wären, ohne 


daß dabei irgend welche objektive Momente vorgelegen hätten, 


die bei den genannten Firmen einen Verdacht über den Erwerb 
ihrer Vormänner hätten rege machen können. Die Angriffe, 
die die Reviſion gegen dieſe Entſcheidung erhebt, können keinen 
Erfolg haben. Es iſt nicht richtig, daß der B. R. den all⸗ 
gemeinen Rechtsbegriff des guten Glaubens verkannt habe. 
Vielmehr hat er ganz richtig den Begriff des guten Glaubens 
ermittelt und angewandt, wie ihn das poſitive engliſche Recht 
kennt. Hiernach aber kommt es auf eine etwaige Fahrläſſigkeit 
der Mittelsmänner in der Anſtellung von Nachforſchungen nicht 
an. I. C. S. i. S. Dietrich o. Rieß u. Co. vom 6. Oktober 1897, 
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40. Die Entſcheidung hängt nicht davon ab, ob die Kl. 
den Vorbehalt ſchon in der mündlichen Verhandlung gemacht 
hat. Es kommt vielmehr in erſter Linie in Betracht, daß die 
mündliche Verhandlung zum Abſchluſſe eines Vertrags nicht 
geführt hat, und daß die Bekl. in ihrem Schreiben vom 
27. September, auf welches ſie ſich in ihrem weiteren Schreiben 
vom 28. September bezieht, die Bedingungen formulirt hat, 
unter welchen ſie abſchließen wollte. Zweck dieſer Formulirung 
kann nur die erſchöpfende Aufſtellung der Bedingungen der 
Bekl. für einen ihrerſeits zu ertheilenden Auftrag ſein, wie 
überdies noch daraus erhellt, daß die Bekl. ſich vorbehält, ein 
einfaches „ja“ oder „nein“ zu telegraphiren. Unter dieſen Be⸗ 
dingungen fehlt aber der Vorbehalt. Der Brief der Kl. vom 
29. September mit dem Vorbehalte iſt daher keine reine An⸗ 
nahme, ſondern eine Annahme unter einer Bedingung oder 
Einſchränkung. Dieſe Annahme gilt aber nach Art. 322 des 
H. G. B. als Ablehnung des Antrags verbunden mit einem 
neuen Antrage. In Frage kann daher nur kommen, ob die 
Bekl. nach der Sachlage verpflichtet war, auf den Antrag vom 
29. September eine ſofortige Erklärung abzugeben und ob ihr 
Stillſchweigen bis zum 7. Oktober als Genehmigung des neuen 
Antrags gelten kann. Da aus dieſem Geſichtspunkte die Sache 
bisher nicht geprüft worden iſt, zu ſolcher Prüfung aber eine 
Reihe in der Verhandlung hervorgetretener Umſtände nöthigt, 
ſo mußte die Sache zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung 
an das B. G. zurückverwieſen werden. Bei der erneuten Prüfung 
wird auch zu erwägen ſein, ob der Vertreter der Bekl. in der 
mündlichen Verhandlung damit einverſtanden geweſen iſt, daß 
die Kl. nach einem ihr eventuell von der Bekl. zu ertheilenden 
Auftrage berechtigt bleiben ſolle, ſich ihre definitive Entſchließung 
bis zum 15. Oktober vorzubehalten. Mit Recht vermißt die 
Reviſion über dieſen Punkt eine zureichende Feſtſtellung im B. U. 
III. C. S. i. S. Krum c. A.-G. chemiſche Werke vom 24. Sep⸗ 
tember 1897, Nr. 96/97 III. 

41. Differenzgeſchäft. Dem B. G. kann zugegeben werden, 
daß nicht in jedem einzelnen Falle die Grenze zwiſchen einem 
legitimen Spekulationsgeſchäft und einem Börſenſpiel mit Sicherheit 
gezogen werden kann. Allein daraus ergiebt ſich nur die Folge, 
daß in zweifelhaften Fällen auf Zahlung geklagter Differenzen 
geſprochen werden muß, weil das Spiel nicht erwieſen werden 
kann. Das iſt aber kein Grund, dem Spielgeſchäft die Klag⸗ 
barkeit nicht zu verſagen, wenn ſolches klar erwieſen vorliegt. 
Die im Thatbeſtand wiedergegebene thatſächliche Feſtſtellung 
läßt ſich im Zuſammenhalt mit den vom B. G. für glaubhaft 
erachteten Zeugenausſagen nicht anders verſtehen, als daß im 
vorliegenden Fall beide Kontrahenten von vorn herein darin 
mit einander einverſtanden waren, daß nicht geliefert und 
abgenommen, ſondern die Differenz gezahlt werden ſollte; wie 
denn Bekl. gar nicht im Stande war, nach Lage feiner Geſchäfts⸗, 
Vermögens- und Kreditverhältniſſe jo koloſſale Mengen Spiritus 
zu verwenden und zu bezahlen. Wenn es ſchon einigermaßen 
zweifelhaft iſt, ob dieſe Mengen, wenn deren Lieferung gefordert 
worden wäre, überhaupt zur Lieferung disponibel geweſen wären, 
ſo kann der Umſtand, daß keine poſitive Abrede zwiſchen den 
Parteien getroffen war, durch welche das Recht, effektive Er⸗ 
füllung zu fordern, ausgeſchloſſen war, die entfernte und abſtrakte 
Möglichkeit, daß Bekl. hätte auf den Gedanken kommen können, 
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die Lieferung einer Anzahl von Millionen Litern Spiritus zu 
fordern, die er mit einer Million Mark hätte bezahlen müſſen, 
die ihm nicht zur Verfügung ſtand und von ihm nicht auf⸗ 
gebracht werden konnte, nicht ausreichen, um anzunehmen, 
Parteien hätten Lieferung und Zahlung überhaupt in Betracht 
gezogen. Vielmehr iſt in ſolchem Fall, obwohl der Bekl. Kauf⸗ 
mann und Spiritushändler war, mit dem B. G. anzunehmen, 
daß Parteien von vorn herein davon ausgegangen ſind, daß nur 
durch Zahlung von Differenzen realiſirt werden ſollte. Das iſt 
aber das reine Differenzgeſchäft. I. C. S. i. S. Bendixen 
c. Eulenburg vom 29. September 1897, Nr. 117/97 I. 

42. Differenzgeſchaͤft. Der Einwand, daß es ſich bei den in 
Frage kommenden Geſchäften um reine Differenzgeſchäfte gehandelt 
habe, iſt mit Unrecht verworfen worden. Der Thatbeſtand des reinen 
Differenzgeſchäftes ergiebt ſich in Betreff der hier ſtreitigen Geſchäfte 
ohne Weiteres aus der für feſtgeſtellt zu erachtenden konkreten Sach⸗ 
lage. In Betracht kommt insbeſondere die eidliche Ausſage des 
Vermittlers der ſtreitigen Geſchäfte des Agenten F., die in 
einer anderen Prozeßſache abgegeben, aber im gegenwärtigen 
Rechtsſtreite vorgetragen und vom B. G. für glaubwürdig 
erachtet iſt. Der Zeuge bekundet, daß er bei Beginn feiner 
Geſchäftsverbindung mit dem Bekl. dieſem eine Eröffnung 
gemacht hat, die vom Bekl. nicht anders verſtanden werden 
konnte, als daß bei den Geſchäften, wie ſie damals in Ausſicht 
genommen waren und ſpäter zum Abſchluß gelangt ſind, nicht 
wirklich geliefert und abgenommen, ſondern nur die Differenz 
gezahlt werden ſollte. Zur Zeit als dieſe Unterredung ſtattfand, 
war F. allerdings noch nicht Agent der Kl., ſondern im Intereſſe 
anderer Firmen thätig. Aber auch bei ſeiner ſpäteren für die 
Kl. ausgeübten Vermittlerthätigkeit konnte der Agent nicht im 
Zweifel darüber ſein, daß Bekl. die äußerlich als Kauf und 
Verkauf erſcheinenden Geſchäfte in dem Sinne geſchloſſen habe, 
daß ſie lediglich durch Differenzzahlung zu begleichen ſeien. 
War aber der Agent F. ſich eines ſolchen Vertragswillens des 
Bekl. bewußt, ſo muß Kl., die ſich dieſes Agenten bedient hat, 
die Kenntniß deſſelben gegen ſich gelten laſſen. Daß Bekl. bei 
den mit der Kl. geſchloſſenen Geſchäften nicht wirkliche Er⸗ 
füllung, ſondern nur Differenzausgleichung gewollt hat, wird 
auch durch feine perſönlichen Verhältniſſe nahe gelegt. Nach 
dem Amtszeugniß des Magiſtrats zu Prag iſt Bekl. zum Handel 
mit Kautſchukartikeln und anderen zur Einrichtung von Zucker⸗ 
fabriken gehörigen Gegenſtänden berechtigt, würde dagegen durch 
den Betrieb des Handels mit Zucker und Baumwolle ſeine Be⸗ 
fugniſſe überſchreiten und ſich ſtraffällig machen. Nach einer 
Auskunft der k. k. Steueradminiſtration iſt Bekl. mit dem 
niedrigſten Satze zur Erwerbsſteuer für Handelsunternehmungen 
veranlagt. Bekl. iſt demnach ein kleiner Kaufmann, der nicht 
im Zucker⸗ oder Baumwollenhandel ſteht und deſſen Gewerbe⸗ 
betrieb ſich in engen Grenzen hält. Daß ein ſolcher Gewerbe⸗ 
treibender Veranlaſſung haben ſollte, ernſtlich gemeinte Umſatz⸗ 
geſchäfte über Zucker in Hamburg oder Baumwolle in Liverpool, 
ſei es als Käufer oder als Verkäufer, abzuſchließen, iſt von vorn 
herein höchſt unwahrſcheinlich. In der That hat Bekl. auch 
gekauft und verkauft, ohne jemals abzunehmen oder zu liefern. 
Die Anlage A der Beiakten giebt ein Tableau der im Jahre 
1895 unter den Parteien abgeſchloſſenen Termingeſchäfte in 
Baumwolle und Zucker, die ſämmtlich durch Begleichung der 
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Differenz erledigt worden ſind. Bekl. hat hiernach aus den im 
Jahre 1895 geſchloſſenen Geſchäften 13 972,50 Mark verloren 
und 16 392,25 Mark gewonnen. Es handelte ſich in den ein- 
zelnen Fällen um beträchtliche Poſten, Zucker bis 4000 Sack, 
Baumwolle bis 600 Ballen. Daraus, daß nach der Ausſage 
des Zeugen dem Bekl. einmal Zucker angedient worden iſt, 
ergiebt ſich auch in Betreff dieſes einzelnen Geſchäfts nichts, 
was für den ernſtlichen Charakter deſſelben ſpricht. Nach § 10 
der Schlußſcheinbedingungen wird dem auswärtigen Kommittenten 
überhaupt nicht angedient, ſondern nur dem Hamburger Kom⸗ 
miſſionär, der dann die erfolgte Andienung dem Kommittenten 
notiftzirt. Dieſe Benachrichtigung iſt bei einem Geſchäft, das 
im Uebrigen als Spielgeſchäft erſcheint, eine bloße Form, die 
keine reelle Bedeutung hat. Im Jahre 1896 hat Bekl. ſeine 
Operationen, diesmal mit unglücklichem Erfolge fortgeſetzt. Er 
hat „gekauft“, aber niemals abgenommen. Daß die Kl. von 
der geſchäftlichen Situation des Bekl. und der angeblichen 
Vermögensunzulänglichkeit deſſelben zur effektiven Erfüllung 
Kenntniß gehabt habe, iſt zwar nicht feſtgeſtellt. Nach dem 
oben Ausgeführten kann aber kein Zweifel darüber beſtehen, 
daß der auf den Abſchluß von Spielgeſchäften gerichtete Wille 
des Bekl. in einer für den klägeriſchen Agenten F. erkennbaren 
Weiſe hervorgetreten iſt. Dies genügt zur Begründung des 
Einwandes auch der Kl. gegenüber. I. C. S. i. S. Jelen 
e. Joswich u. Co. vom 29. September 1897, Nr. 151/97 J. 
43. Differenzgeſchäft. Kl. erachtet die Annahme reiner Diffe- 
renzgeſchäfte nur auf Grund der Feſtſtellung für zuläſſig, daß von 
den Parteien gegenſeitig die Verpflichtung eingegangen ſei, die 
Erfüllung durch Lieferung oder reſpektive Abnahme der Papiere nicht 
zu fordern; eine ſolche Feſtſtellung aber habe der B. R. nicht ge⸗ 
troffen. Im angefochtenen Urtheil iſt aber nicht nur als 
erwieſen bezeichnet, daß der Bekl., wie der Kl. nicht habe 
entgehen können, lediglich zu ſpielen, aber weder abzunehmen 
noch zu liefern beabſichtigt und daß Kl. durch ihr Verhalten 
ſich hiermit einverſtanden erklärt, ſondern ſogar, und zwar an 
mehreren Stellen des Urtheils und mit ausdrücklichen Worten, 
daß Einverſtändniß der Parteien darüber vorhanden geweſen 
ſei, daß effektive Lieferung ausgeſchloſſen ſein ſolle. Auf dieſe 
Weile ift genügend feftgeftellt, daß, während die Geſchäfte im 
Gewande von Lieferungsgeſchäften erſchienen, der übereinſtimmende 
Wille der Kontrahenten dahin gegangen iſt, eine ſolchen ent⸗ 
ſprechende, in der Pflicht zur Lieferung, Abnahme und Zahlung 
beſtehende Rechtswirkung nicht hervorzurufen, ſondern nur, ſich 
wechſelſeitig zur Zahlung der Differenz zu verpflichten. Für 
ein Verſprechen, Abnahme und Lieferung nicht zu fordern, wie 
es nach Auffaſſung der Reviſion für die Annahme eines 
Differenzgeſchäftes bedingend ſein ſoll, iſt daneben kein Raum 
gegeben. Eine Verpflichtung, reale Erfüllung nicht zu fordern, 
auf welche nach dem geeinten Parteiwillen, im bewußten Gegenſatz 
zur äußeren Erſcheinung des Geſchäfts, ein Recht nicht gewährt 
war, würde gegenſtandslos ſein. Daß aber Geſchäfte, deren 
ausſchließlichen Gegenſtand die Zahlung von Differenzen bildet, 
nicht klagbar ſind, unterliegt keinem Zweifel. Die Reviſion 
bekämpft ferner die Schlußfolgerungen, auf Grund deren der 
„R. zu dem hervorgehobenen Ergebniſſe gelangt iſt, allein 
duch diefer Angriff muß als verfehlt erſcheinen. Er beruht auf 
einer nicht zutreffenden Würdigung der für erwieſen erachteten 


Thatſachen. In erſter Linie betont der B. R. die Anzahl und 
den Umfang der Geſchäfte, von deuen einzelne Beträge von 
92 014,60 Mark, 68 714 Mark und 103 580 Mark zum 
Gegenſtande hatten, ſowie die Gleichzeitigkeit oder raſche Folge 
der Aufträge zu Ankäufen und Verkäufen. Er ſtellt ferner feſt, 
daß thatſächlich erfüllt kein einziges Geſchäft ſei, daß vielmehr 
nach den vorgelegten Briefen Kl. kaufen, dann verkaufen, dann 
wieder kaufen und wieder verkaufen ſollte, und zwar dies Alles, 
wenn möglich, an derſelben Börſe. Schon auf Grund dieſer 
Thatſachen konnte ein auf den Ausſchluß realer Erfüllung 
gerichteter Wille der Kontrahenten ohne Rechtsirrthum an- 
genommen werden. Wenn der B. R. daneben noch das dem 
Börſenverkehr fern ſtehende Handelsgewerbe des Bekl. heranzieht 
und auch den Umſtand berückſichtigt, daß ein Theil der ge⸗ 
handelten Papiere notoriſch häufig zum Differenzſpiel dient, ſo 
vermag dies Bedenken nicht zu erregen. Die Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Bekl. gehören nicht zu den Grundlagen der 
Entſcheidung. Der B. R. berührt ſie nur inſofern, als er die 
von der Kl. über ſie gemachten Angaben für unerheblich erachtet. 
Dies gilt zunächſt von der Behauptung der Kl., daß der Werth 
der Grundſtücke des Bekl. den Betrag, der auf ihnen ruhenden 
Schulden um 30 000 Mark überſteige, indem der B. R. an- 
nimmt, daß dies dem Bekl. genügend realiſirbare Mittel zur 
Erfüllung ſeiner erheblichen Verpflichtungen noch nicht gewährt 
haben würde. Ob die fernere Behauptung der Kl., daß Bekl. 
ein Kapitalvermögen von 60 000 Mark beſitze, durch einen 
Hinweis auf die Ergebniſſe der Steuerveranlagung als wider⸗ 
legt betrachtet werden durfte, kann auf ſich beruhen bleiben, 
denn der B. R. nimmt weiter an, daß, auch wenn die That⸗ 
ſache erweislich wäre, fie nicht geeignet ſein würde, den durch 
die übrigen Umſtände des Falls gerechtfertigten Schluß auf das 
Vorhandenſein eines Differenzgeſchäfts zu entkräften; dies laßt 
eine Geſetzesverletzung nicht erkennen. I. C. S. i. S. Kupz u. Co. 
c. Raddatz vom 6. Oktober 1897, Nr. 167/97 J. 

44. Erfüllungsort für den Vertrag der Parteien war, wie 
nicht ſtreitig, die Zeche Graf Moltke; hier hätte alſo die Bekl. 
Uebergabe der Waare verlangen können, wonach es ihr frei- 
geſtanden hätte, auf der Zeche ſelbſt Proben zur Unterſuchung 
zu entnehmen. Dieſes Verlangen hat aber die Bekl. nicht 
gestellt; ihr Begehren ging vielmehr dahin, daß die Kl. die 
Kohlen nach Ruhrort verſende, vor Ausführung der Ver⸗ 
ſendung aber die Unterſuchung der Waare auf der Zeche und 
zu dieſem Zwecke Entnahme von Proben geſtatte. Wenn nun 
auch die Bekl. nach dem Vertrage befugt war, die Verſendung 
nach Ruhrort zu verlangen, alſo die Enipfangnahme der Waare 
an dieſen Ablieferungsort zu verlegen, ſo kann doch aus dem 
Weſen des Kaufvertrags für den Käufer nicht das Recht ab- 
geleitet werden, daß der Verkäufer ſchon vor der Empfang- 
nahme eine Probe von der Waare, welche er zu liefern be⸗ 
abſichtigt, dem Käufer aushändige oder zu entnehmen geſtatte. 


Zur Begründung eines derartigen Rechts hätte es beſonderer⸗ 


Vereinbarung bedurft. Die Anſchauung des B. G., daß die 
Verſandorder, weil an eine unzuläſſige Bedingung geknüpft, 
von der Kl. nicht beachtet zu werden brauchte, iſt daher nicht 
rechtsirrig und ebenſowenig die daran geknüpfte Folgerung, daß 
die Bekl. durch jene Verſandorder den Annahmeverzug nicht be⸗ 
ſeitigt habe. Der Satz des B. U.: „Die Bekl. iſt hiernach, 
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indem ſie ihre Verſandorder nach Ruhrort⸗Kaiſerhafen wieder 
zurücknahm, wieder in Annahmeverzug gerathen“, läßt aller⸗ 
dings die oben hervorgehobenen rechtlichen Geſichtspunkte, auf 
die es ankommt, nicht deutlich erkennen; denn die Bekl. hat 
ihre Verſandorder nach Ruhrort weder zurückgenommen, noch 
iſt ſie in einen neuen Annahmeverzug gerathen; der Sache 
nach aber iſt richtig, daß das Beſtehen auf der durch Beifügung 
einer unzuläſſigen Bedingung ſelbſt unzuläſſig gewordenen Ver⸗ 
ſandorder gerade ſo wirkte, als hätte die Bekl. eine zuläſſige 
Verſandorder nach Ruhrort wieder zurückgenommen, daß es alſo 
beim Annahmeverzug verblieb. II. C. S. i. S. Winſcher⸗ 
mann c. Fieſeler u. Schulteis vom 12. Oktober 1897, 
Nr. 183/97 II. 

45. Die Reviſion vertritt die Anſicht, daß Kl., ohne 
ihrerſeits zu einer weiteren Begründung verpflichtet zu ſein, 
auf Grund der Thatſache, daß ihr der Beſitz entzogen ſei, die 
Zahlung des vollen Sachwerths fordern dürfe und daß es 
Sache der Bekl. ſein würde, den Nachweis zu führen, daß das 
Intereſſe der Kl. dahinter zurückbleibe. Sie beruft ſich zur 
Rechtfertigung ihrer Anſicht auf die heutige Geſtaltung des, 
übrigens auch bereits dieſen Grundſatz enthaltenden, Römiſchen 
Rechts. Dem B. G. iſt darin beizuſtimmen, daß die vor⸗ 
liegende Klage als Judikatsklage zu betrachten und daß Kl. 
berechtigt iſt, den in Geld zu veranſchlagenden Werth der ihr 
zukommenden Leiſtung, da dieſe nicht mehr erzwungen werden 
kann, zu fordern. Ob dieſer Werth, alſo das Intereſſe der Kl., 
bei Anwendung der Vorſchriften des gemeinen Rechts auf den 
von ihr geforderten Betrag zu bemeſſen wäre, mag dahin ge⸗ 
ſtellt bleiben; im Ergebniß iſt die Forderung der Kl. für ge⸗ 
rechtfertigt zu erachten. Nach dem unſtreitigen Sachverhalt 
waren die in Rede ſtehenden Fäſſer Leinöl auf dem Seewege 
in Hamburg eingegangen und dort nach beſchaffter Landung auf 
dem Ouai von der Quaiverwaltung übernommen worden. Zu⸗ 
folge der Beſtimmungen der Hamburger Betriebs- und Ge⸗ 
bührenordnung für die Quaianlagen vom 22. Dezember 1893 
(Gefetzſammlung der Freien und Hanſeſtadt Hamburg I S. 68) 
im § 19 haftet die Quaiverwaltung den Abladern und Empfängern 
für von ihr übernommene Güter und darf dieſelben nach § 8 
nur gegen Einlieferung der Connoſſemente ausliefern, auf 
welchen der Vertreter des Schiffes beſcheinigen muß, daß der 
Auslieferung ſeinerſeits Bedenken nicht entgegenſtehen. Ein 
ſolches Connoſſement hatte Kl. in Händen und zwar ein an 
Order lautendes, auf dem von der mitbeklagten Firma 
H. J. P. & Co., unbeſtritten Correſpondenzrheder des be⸗ 
treffenden Schiffs, die Unbedenklichkeit der Auslieferung be⸗ 
ſcheinigt war. Hieraus aber folgt, daß beide Bekl. der Kl. 
auf Grund des Connoſſements obligatoriſch verpflichtet waren. 
Letzteres wird von dem B. G. nicht anerkannt; in dem an⸗ 
gefochtenen Urtheil wird vielmehr ausgeſprochen, daß die Firma 
H. J. P. & Co. durch die Abſtempelung des Connoſſements 
und die Ueberlaſſung des Connoſſementsguts an die Kl. der 
Verpflichtung, die ſie als Correſpondentrheder traf, genügt und 
die Quaiverwaltung dieſes Gut ſchon längſt nicht mehr als 
Vertreterin des Schiffers in Händen gehalten hätte. Hierin 
kann jedoch dem B. G. nicht zugeſtimmt werden. Die Quai⸗ 
verwaltung war durch die Uebernahme der Güter an die Stelle 
des Schiffes getreten, haftete alſo wie dieſes bis zur ordnungs⸗ 


mäßigen Auslieferung. Eine ſolche hatte aber nicht ſtatt. 
gefunden. Zwar waren einige Fäſſer der Kl. zur Beſichtigung 
ausgeantwortet, jedoch von ihr zurückgeliefert worden und die 
Quaiverwaltung hatte dann auf der Rückſeite des Connoſſements 
beſcheinigt, daß auch dieſe Fäſſer wiederum am Quai lagern 
blieben. Die Verhaftung der Quaiverwaltung und ihre dem 
Connoſſementsinhaber gegenüber begründete Verbindlichkeit 
dauerte daher fort, insgeſondere durfte ſie nach Artikel 661 
des H. G. B. auch etwaigen Anweiſungen des Abladens nur 
Folge leiſten, wenn ihr zuvor ſämmtliche Exemplare des Con⸗ 
noſſements zurückgegeben wurden, was unbeſtritten nicht ge⸗ 
ſchehen war. Sodann hatte auch die Firma H. J. P. & Co. 
ihren Verbindlichkeiten als Korreſpondentrheder noch nicht genügt, 
d. h. ſie hatte dieſe nicht ſo erfüllt, daß ſie nunmehr der Kl. 
als Connoſſementsinhaber ganz wie eine unbetheiligte dritte 
Perſon gegenüber geſtanden hätte. Da ſie Korreſpondentrheder 
war, galten ihre Handlungen als ſolche des Schiffs. Bis zur 
wirklichen Auslieferung der Güter durfte ſie daher nicht einſeitig 
über die Connoſſementsgüter verfügen, ſondern ſie blieb dem 
Connoſſementsinhaber verantwortlich. Aus dieſen Erwägungen, 
die auch in dem in dem Vorprozeſſe erlaſſenen Urtheil vom 
7. März 1896 Ausdruck gefunden haben, ergiebt ſich, daß 
daſſelbe nicht die Bedeutung einer Verurtheilung zur Herſtellung 
eines ſeitens unbetheiligter dritter Perſonen geſtörten Beſitz⸗ 
ſtandes, ſondern die einer Verurtheilung aus einer Obligation 
hat, die von der Quaiverwaltung durch unbefugte Auslieferung 


der Güter, von der Firma H. J. P. & Co. durch unbefugte, 


in Vertretung des Schiffs ertheilte Anweiſung verletzt worden 
war. Die aus dem Connoſfſement folgende Obligation aber 
war eine ſelbſtſtändige, die der Kl. als Conoſſementsinhaberin 
das Recht auf Auslieferung der Güter gegen das Schiff als 
ſelbſtſtändiges Recht gewährte. Es kann deshalb nicht, wie 
das B. G. erörtert, darauf ankommen, welche Rechte die Kl. 
durch die Entgegennahme des Connofſements an den Gütern 
ſelbſt — Eigenthum oder nur Innehabung — erworben habe 
oder welche Rechte ihr gegen die Verkäuferin auf Grund des 
Kaufvertrags oder wegen ſonſtiger Beziehungen in Anſehung 
der Güter zugeſtanden haben. Es handelt ſich im vorliegenden 
Fall lediglich darum, den Umfang der Leiſtung zu beſtimmen, 
die an die Stelle der Verbindlichkeit aus dem Connoſſement 
tritt, wenn dieſe von dem dazu Verpflichteten nicht erfüllt 
werden kann. Hierbei kommt in Betracht, daß in Art. 612 
des H. G. B. für den Fall des Art. 607 der Umfang des 
Erſatzes für den Verluſt von Gütern auf den näher beſtimmten 
Werth der verlorenen Güter feſtgeſetzt worden iſt. Ob dieſe 
Vorſchrift und die in ihr liegende Beſchränkung ſtets Platz zu 
greifen hat, wenn Erſatz für nicht gelieferte Connoſſementsgüter 
zu leiſten iſt, kann im vorliegenden Falle unentſchieden bleiben. 
Zweifellos iſt, daß mindeſtens der Sachwerth gefordert werden 
kann. Hierin kann auch der Umſtand nichts ändern, daß dieſer 


Säachwerth möglicherweife höher iſt, als der Betrag, der dem 


Connoſſementsinhaber nach dem unterliegenden Rechtsverhältniß 
zukommt. Hierauf kann keine Rückſicht genommen werden 
(Art. 661 des H. G. B.), vielmehr muß es den Betheiligten 
überlaſſen bleiben, das materielle Rechtsverhältniß anderweitig 
zur Geltung zu bringen. I. C. S. i. S. Breckwoldt c. Perl- 
bach & Co. vom 9. Oktober 1897, Nr. 177/97 I. 
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46. Der Excedentenvertrag der Parteien hat Trandport- 
Verſicherungen zum Gegenſtande und deshalb iſt zunächſt ſtreitig 
geweſen, ob das von der Rhenania übernommene Riſiko, aus 
dem die Verpflichtung der Letzteren zum Erſatz des hier in 
Rede ſtehenden Schadens folgte, unter jenen Excedentvertrag 
falle. Beide Vorinſtanzen haben dieſe Frage in Uebereinſtimmung 
mit einem Urtheile des erkennenden Senats vom 24. Februar 1894 
(mitgetheilt in der Hanſeatiſchen Gerichtszeitung für 1894, 
Hauptblatt Seite 265) bejaht. Die Reviſton erachtet dieſe 
Entſcheidung für unzutreffend, kann indeß mit dieſer Rüge keinen 
Erfolg haben. Die verſicherte Baumwolle iſt vom Feuer er⸗ 
griffen worden, nachdem ſie ab Bord gebracht war. Allerdings 
iſt der Schade eingetreten, bevor die Baumwolle in den Gewahr⸗ 
ſam der Eiſenbahnverwaltung gelangt war; es iſt ferner richtig, 
daß die Rhenania zufolge ihrer gedruckten Bedingungen die 
Gefahr für den Transport von Gütern auf Eiſenbahnen regel⸗ 
mäßig erſt „mit dem Zeitpunkte der reglementsmäßigen Ein⸗ 
lieferung auf der Abſendungsſtation“ übernimmt und daß ihre 
Haftung ſchon für die Zeit vom Abbordbringen der Baumwolle 
an nur durch eine der Police handſchriftlich hinzugefügte Klauſel 
begründet wurde. Durch dieſe Klauſel hatte die Rhenania aber 
nicht, wie die Reviſion auch jetzt noch geltend macht, ein Lager — 
oder Standriſiko neben einem ſich daran anſchließenden Trans⸗ 
portriſiko übernommen; ſie hatte vielmehr eine einheitliche, und 
zwar eine Transportverſicherung abgeſchloſſen und durch jene 
Klauſel nur den Umfang der regelmäßig zu übernehmenden 
Gefahr erweitert. Dies war für die jetzige Kl. wegen ihrer 
Betheiligung an der von der Rhenania gezeichneten Verſicherung 
maßgebend; es iſt aber nicht minder für die jetzige Bekl. in 
ihrem Verhältniß zur Kl., d. h. für ihre Betheiligung an dem 
von dieſer übernommenen Riſiko maßgebend und zwar nach der 
Beſtimmung in Art. 6 des Excedenten vertrages, deſſen Eingang 
lautet: „Die Rückoerſicherung geſchieht zu denſelben Prämien 
und Bedingungen, zu welcher die Original⸗Verſicherung ab⸗ 
geſchloſſen iſt, und ſtellt ſich die Württembergiſche als Mitverſicherer 
für alle Theile dieſes Vertrags ganz und gar an den Platz der 
Oberrheiniſchen, genehmigt im Voraus alle Klauſeln und Be⸗ 
dingungen der Originalpolice.“ Die Reviſion hält eventuell 
die Haftung der Bekl. aus der Abbordklauſel deshalb für aus⸗ 
geſchloſſen, weil die Parteien — wie in den Vorinſtanzen be⸗ 
hauptet und unter Beweis geſtellt worden iſt — in ihrem Ge⸗ 
ſchäftsverkehr, insbeſondere hinſichtlich einer nur wenige Tage 
früher gezeichneten, ganz gleichartigen Verſicherung von 3 000 
Ballen Baumwolle aus dem Schiff Eglantine die Sache immer 
ſo aufgefaßt hätten, daß eine Betheiligung der Bekl. ſtets erſt 
zu beginnen habe, wenn die Verladung der Waare in Waggons 
und die Zuſammenſtellung der Waggons zu Zügen erfolgt geweſen 
ſei und ſich darnach ein Excedent herausgeſtellt habe, Bekl. 
alſo an dem Vorriſiko niemals betheiligt geweſen ſei. Dieſer 
Einwand iſt jedoch nicht ſchlüſſig, weil mit dem B. G. an⸗ 
genommen werden muß, daß aus ſolcher Praxis, wenn ſie be⸗ 
ſtanden hätte, nur folgern würde, daß beide Parteien davon 
ausgegangen ſeien, es müſſe der Umfang der Betheiligung an 
den einzelnen Transporten für die Betheiligung der Bekl. an 
der Gefahr überhaupt und deshalb auch für ihre Betheiligung 
an dem „Vorriſiko“ entſcheidend ſein. Aus der von der Bekl. 
behaupteten Praxis würde deshalb ſich nicht ergeben, daß von 


hätte, betheiligt geweſen wäre. 


einer Betheiligung derſelben an dem Vorriſiko grundſätzlich 


nicht die Rede ſein könne. Es würde vielmehr nur folgern, 
daß Parteien einig geweſen ſeien, es ſolle eine Betheiligung der 
Bekl. an dem Vorriſiko nur dann eintreten, wenn ſich eine Be⸗ 
theiligung derſelben an dem demnächſtigen Weitertransport heraus⸗ 
ſtellen würde. Dies entſpricht aber ohnehin dem Vertrage. Es 
kann ſich deshalb im vorliegenden Falle nur darum handeln, ob 
ſich feſtſtellen läßt, daß, und in welchem Umfange die Bekl. an 
der Weiterbeförderung der Baumwolle, wenn dieſe ſtattgefunden 
I. C. S. i. S. Oberrhein. 
Verſ.⸗Geſellſch. e. Württemb. Transport⸗Verſ.⸗Geſellſch. vom 
25. September 1897, Nr. 155/97 J. 

47. Es iſt — mit den Inſtanzgerichten — davon aus⸗ 
zugehen, daß Kl. darzulegen hat, wie hoch das von ihr 
übernommene Riſiko geweſen iſt, der Kl. alſo die Beweislaſt 
dafür obliegt, daß und in welcher Höhe ein Excedent vorhanden 
geweſen ſei. Dabei iſt, was die Inſtanzgerichte ausſprechen, 
anzuerkennen, daß der Kl. die Führung eines unmöglichen 
Beweiſes nicht zugemuthet werden darf. In dem vorliegenden 
Fall iſt nun zweifellos, daß die Weiterbeförderung der 3000 Ballen 
Baumwolle mit nur einem Zuge unmöglich geweſen wäre, 
daß vielmehr eine Vertheilung auf mehrere Züge hätte ſtattfinden 
müſſen und daß deshalb das von der Rhenania übernommene 
ſowie folgeweiſe das von der Kl. zu tragende Riſiko ſich in 
mehrere Einzelriſikos getheilt hätte. Wie viele Züge aber 
genommen worden wären, läßt ſich nicht mit Sicherheit beweiſen; 
es iſt indeß in einem Falle der vorliegenden Art, wo ein der 
Geſellſchaft ähnliches Verhältniß der Parteien zu einander beſteht, 
ein Nachweis genügend, der der Wahrſcheinlichkeit nahe kommt, 
weil eine Betheiligung der Bekl. an einem Riſiko der in 
Rede ſtehenden Art offenbar dem in dem Excedentenvertrage 
zum Ausdruck gelangten Parteiwillen entſpricht, alsdann aber 
die Billigkeit es erfordert, daß Bekl., auch wenn ein Schade 
entſteht und es ſich nicht um die Theilung der Prämie, ſondern 
um den Erſatz des Schadens handelt, ſich mit dem Nachweiſe 
derjenigen Ziffer begnügt, die das Riſiko, wenn der Schade 
nicht eingetreten wäre, aller Wahrſcheinlichkeit nach erreicht 
hätte. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

III. Souſtige Reichsgeſetze. 2 

Zum Geſetz wegen der Doppelbeſteuerung. 

48. Für begründet konnte das Rechtsmittel nicht erachtet 
werden. Die 148 Mark find dem Kl. als Hamburgiſche Ein⸗ 


kommenſteuer für das Jahr 1896, weil er außer in ſeinem 


Wohnorte Altona auch in Hamburg das Gewerbe eines Arztes 
betreibe und von dem in Hamburg daraus erzielten Einkommen 
nach § 3 des R. Gel. wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung 
vom 13. Mai 1870, bezw. nach der entſprechenden Beſtimmung 
des Hamburgiſchen Einkommenſteuergeſetzes in Hamburg ſteuer⸗ 
pflichtig ſei, von der verklagten Behörde abverlangt und von 
ihm nur mit Vorbehalt der Rückforderung gezahlt worden. 
Der Kl. beſtreitet die hier fragliche Seuerpflicht deshalb, weil 
die Ausübung der ärztlichen Praxis kein Gewerbebetrieb im 
Sinne des angeführten § 3 ſei, und daher, da er in Preußen 
ſeinen Wohnſitz habe, die Beſteuerung des aus jener Praxis 
in Hamburg erzielten Einkommens der in § 1 deſſelben Geſetzes 
aufgeſtellten Regel widerſtreite. Die entgegenſtehende Aus⸗ 
führung des B. R. wird gebilligt. VI. C. S. i. S. Auerbach 


c. Hamburgiſche Steuerdeputation vom 30. September 1897, 
Nr. 167/97 VI. 

Zum Haftpflichtgeſetz. | 

49. Das O. L. G. hat in Uebereinſtimmung mit dem 
L. G. den Klageanſpruch auf Grund des Haftpflichtgeſetzes zu⸗ 
geſprochen. Die Rkl. ſieht hierin eine Verletzung des § 12 des 
Reichsfürſorgegeſetzes vom 15. März 1886, ſie iſt der Anſicht, 
daß der Rbkl. nur ein Auſpruch aus dem Landesfürſorgegeſetz 
für Elſaß⸗Lothringen vom 8. Mai 1888 zuſtehe. Die Reviſion 
kann jedoch keinen Erfolg haben. Es ſteht thatſächlich feſt, daß 
der Ehemann der Rbkl. zur Zeit feiner Verunglückung Grenz- 
aufſeher im allgemeinen Grenzzolldienſte der Landesver⸗ 
waltung von Elſaß⸗Lothringen war und auf einem ihm von 
ſeiner vorgeſetzten Behörde aufgetragenen Patrouillengange auf 
dem Eifenbahnkörper in der Nähe des Bahnhofes Deutſch⸗ 
Avricourt von einem Eiſenbahnzuge überfahren und tödtlich 
verletzt worden iſt. Er war alſo damals Landes ⸗Staatsbeamter 
von Elſaß⸗Lothringeu und iſt an den Folgen eines im Dienſte 
erlittenen Eiſenbahnbetriebunfalles geſtorben. Der allgemeine 
Grenzzolldienſt gehört nicht zu den reichsgeſetzlich der Un⸗ 
fallverſicherung unterliegenden Betrieben, wohl aber nach 
dem Ausdehnungsgeſetze vom 28. Mai 1885 der geſammte 
Betrieb der Eiſenbahn verwaltung. Es könnte alſo in dem 
vorliegenden Falle der § 12 des Reichsfürſorgegeſetzes ſowie das 
Fürſorgegeſetz für⸗Elſaß⸗Lothringen nur dann Anwendung finden 
und dementſprechend die Anwendbarkeit des Haftpflichtgeſetzes 
ausgeſchloſſen ſein, wenn anzunehmen wäre, daß der Verunglückte 
zur Zeit ſeiner Verunglückung im Betriebe der Eiſenbahn 
beſchäftigt geweſen wäre. Zwar enthält der angeführte § 12 
dieſes Erforderniß nicht ausdrücklich. Allein aus dem darin 
geſchehenen Hinweiſe auf die unmittelbar vorſtehenden §8 8—10 
und dem ganzen Zwecke des Geſetzes ergiebt ſich, daß daſſelbe 
für die Anwendbarkeit des angeführten § 12 vorhanden ſein 
muß; denn die $$ 8—10 ſehen nur ſolche Perſonen vor, 
welche während ihrer Beſchäftigung in unfallverficherungs- 
pflichtigen Betrieben verunglückt find, § 1 des Geſetzes, und 
das Reichsfürſorgegeſetz bezweckt gerade die verſchiedenartige Be⸗ 
handlung in der Fürſorge, welche zwiſchen den unter die 
Unfalloerſicherung fallenden Perſonen und den in unfall⸗ 
verſicherungspflichtigen Betrieben beſchäftigten, von 
der Unfallverſicherung ausgeſchloſſenen Beamten und Perſonen 
des Soldatenſtandes beſtand, thunlichſt zu beſeitigen; eine Aus⸗ 
dehnung auf ſolche Beamte, welche von einem unfallverſicherungs⸗ 
pflichtigen Betriebe verletzt worden ſind, ohne in demſelben 
beſchäftigt geweſen zu ſein, war nicht beabſichtigt, und iſt 
ein darauf gerichteter Antrag in der zweiten Leſung bei dem 
Widerſpruche des Regierungskommiſſars fallen gelaſſen worden 
(vergl. Motive zum Reichsfürſorgegeſetz und Verhandlungen der 
Kommiſſion in der zweiten Leſung). In Uebereinſtimmung 
hiermit trifft auch das elſaß⸗lothringiſche Fürſorgegeſetz nur 
Fürſorge für ſolche Beamten, die zur Zeit ihrer Verunglückung 
in einem der Unfallverſicherung unterliegenden Betriebe be⸗ 
ſchäftigt geweſen find, (Art. I dieſes Geſetzes). Die RE. 
irrt demnach, wenn fie auszuführen verſucht, daß dem Reichs- 
fürſorgegeſetz alle diejenigen Beamten unterlägen, welche im 
dienſtlichen Intereſſe den Gefahren eines verſicherungs⸗ 
pflichtigen Betriebes ausgeſetzt ſeien, vielmehr muß noch weiter 


hinzukommen, daß fie in dieſem Betriebe beſchäftigt find. 
Wenn nun auch dieſes weſentliche Erforderniß nicht in der 
engen Bedeutung aufgefaßt werden darf, daß es nur diejenigen 
Beamten umfaſſe, welche unmittelbar als eigentliche Betriebs- 
beamte thätig find, — nach den Motiven des elſaß⸗lothringiſchen 
Fürſorgegeſetzes fallen darunter auch diejenigen Beamten, welche 
aus Anlaß der ſtaatlichen oder polizeilichen Beaufſichtigung 
ſolcher Betriebe den Gefahren derſelben gleichfalls ausgeſetzt ſind, 
— ſo erſcheint andererſeits eine Ausdehnung dahin, daß es nur 
darauf ankomme, daß der Beamte ſeine, nicht einem unfall⸗ 
verſicherungspflichtigen Betriebe angehörige dienſtliche Thätigkeit 
in dem räumlichen Bezirke eines unfallverſicherungs⸗ 
pflichtigen Betriebes ausübt, als zu weitgehend. Vielmehr 
rechtfertigen der Ausdruck: „welche in Betrieben beſchäftigt 
ſind“, ſowie die Abſicht des Fürſorgegeſetzes, die verſchiedenartige 
Behandlung in der Fürſorge zwiſchen den unter das Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetz fallenden Perſonen und den in unfallverſicherungs⸗ 
pflichtigen Betrieben beſchäftigten, von der Unfallverſicherung 
ausgeſchloſſenen Beamten nach Möglichkeit zu beſeitigen, und 
der entſprechende Ausdruck in § 1 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
vom 6. Juli 1884: „alle in Bergwerken u. ſ. w. beſchäftigten 
Arbeiter“, die Annahme, daß das Geſetz für eine Beſchäftigung 
in einem unfallverſicherungspflichtigen Betriebe zum Mindeſten 
fordert, daß die dienſtliche Thätigkeit des Beamten mit dieſem 
Betriebe in Verbindung und Zuſammenhang ſteht 
wodurch er den Gefahren deſſelben ausgeſetzt iſt. Das war 
aber nach der vom O. L. G. getroffenen thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung bei dem Ehemann der Rbkl. zur Zeit ſeiner Verun⸗ 
glückung nicht der Fall. Denn er war nicht zur Ausübung 
des Zolldienſtes bei und in dem Eiſenbahnbetriebe kommandirt, 
ſondern hatte Grenzüberwachungsdienſt. Wenn auch der Bahn⸗ 
körper in dem Bereiche ſeines Dienſtganges lag, und er beim 
Ueberſchreiten deſſelben von etwaigen, von ihm wahrgenommenen 
Zollkontraventionen der dort zahlreich verkehrenden Bahnbeamten 
und Einwohner Notiz zu nehmen hatte, fo war er dazu ver⸗ 
pflichtet als Grenzzollbeamter, aber nicht deshalb, weil ſein 
Dienſt mit dem Eiſenbahnbetriebe in Zuſammenhang geſtanden 
hätte, und es kann dabei keinen Unterſchied machen, daß durch 
den Bahnbetrieb vielleicht an dieſer Stelle ſolche Kontraventionen 
mehr als anderswo vorkamen. Auch darin kann der RE. nicht 
beigepflichtet werden, daß der Ehemann der Rbkl. bei Ausübung 
ſeines Dienſtes zur Zeit ſeiner Verunglückung den Eiſenbahn⸗ 
betrieb beaufſichtigt habe, daher ein Aufſichtsbeamter 
im Eiſenbahnbetriebe geweſen ſei und von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus unter das Fürſorgegeſetz falle. Daß der Bahn⸗ 
überwachungsdienſt zum Eiſenbahnbetrieb gehört, iſt unzweifelhaft; 
aber der Verunglückte hatte nicht die Eiſenbahn und deren 
Betrieb zu überwachen, ſondern das Grenzterrain, über welches 
ihn der dienſtlich vorgeſchriebene Patrouillengang führte. Er 


durfte nach § 54 der Betriebsordnung für die Haupteiſenbahnen 


Deutſchlandz vom 5. Juli 1892 hierbei den innerhalb dieſes 
ihm vorgeſchriebenen Weges gelegenen Bahnkörper betreten und 
war verpflichtet auf demſelben ſeinen Dienſt auszuüben, auch 
gegenüber den dort verkehrenden Eiſenbahnbeamten. Hierdurch 
beaufſichtigte er aber nicht den Eiſenbahnbetrieb, ſondern 
er übte nur ſeinen Grenzzolldienſt aus gegenüber den Eiſenbahn⸗ 
beamten, gerade ſo und aus demſelben Grunde, aus welchem er 


u 
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ihn auch anderen Perſonen gegenüber auszuüben hatte. II. C. S. 
i. S. M. Eiſenbahn c. Lerch vom 5. Oktober 1897, Nr. 176/97 II. 

Zum Patentgeſetz. 

50. Die Entſcheidung des Kaiſerlichen Patentamts vom 
18. Mai 1897, welche die Nichtigkeitsklage abweiſt, iſt den Kl. 
zu Händen ihres Bevollmächtigten, Rechtsanwalts Dr. B. am 
28. Juni 1897 ordnungsmäßig zugeſtellt. Die Berufungsſchrift 
der Kl. iſt am 12. Auguſt 1897 beim Patentamte eingereicht, 
alſo 3 Tage nach Ablauf der im § 33 des Pat. G. beſtimmten 
Friſt von 6 Wochen. Mit Recht hat daher das Patentamt in 
Gemäßheit des § 2 der Verordnung vom 6. Dezember 1891 
durch den jetzt angefochtenen Beſchluß die Berufung als un⸗ 
zuläffig verworfen. Von einer Erſtreckung der Berufungsfriſt 
über die vom Geſetze beſtimmte Grenze hinaus kann keine Rede 
ſein. Ob eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zuläſſig 
ſein würde, wenn eine Partei durch Naturereigniſſe oder andere 
unabwendbare Zufälle an der Einhaltung der Berufungsfriſt 
gehindert geweſen iſt, kann hier dahin geſtellt bleiben. Denn 
die Kl. können ſich auf derartige, außerhalb ihres Machtbereichs 
liegende Ereigniſſe nicht berufen. Vielmehr iſt die verſpätete 
Einreichung der Berufungsſchrift nach der eigenen Darſtellung 
der Kl. darauf zurückzuführen, daß ſich ihr Bevollmächtigter in 
einem Irrthume über den Ablauf der Friſt befand. Das iſt 
jedenfalls kein Wiedereinſetzungsgrund. I. C. S. i. S. Caſtan 
c. Maskelyne u. Gen. vom 2. Oktober 1897, B Nr. 85/97 I. 

Zum Geſetz betreffend den Schutz der Waaren— 
bezeichnungen. 

51. Die Reviſion meint, das O. L. G. habe bei der Ber- 
gleichung der Zeichen keine Rückſicht darauf genommen, daß es 
auch Leute gäbe, die nicht leſen könnten. Dem ſteht indeß ent- 
gegen, daß die Zeichen und die Aufmachung der Kl. ſelbſt ihrer 
ganzen Anordnung und Geſtaltung nach offenſichtlich nicht auf 
Analphabeten berechnet ſind. Auch kann nicht zugegeben werden, 
daß bei der Anwendung des § 20 des Geſetzes zum Schutze 
der Waarenbezeichnung auf außergewöhnliche und regelwidrige 
Verhältniſſe Rückſicht genommen zu werden braucht. Das Gericht 
hat ſich auf den Standpunkt des gewöhnlichen Durchſchnitts⸗ 
Konſumenten zu ſtellen, der zwar nicht mit beſonderer Aufmerk⸗ 
ſamkeit, aber doch mit dem Bewußtſein, daß es ſich um Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmale handelt, das Geſammtbild ins Auge faßt. 
Ein ſolcher Konſument aber wird im Deutſchen Reiche regel⸗ 


mäßig leſen können, und es läßt fi daher an ſich nicht ber 


anſtanden, wenn das B. G. annimmt, daß die in den Zeichen 
beider Parteien hervorleuchtenden kurzen Aufſchriften J. v. Liebig 
und La Plata vor Allem als Charakteriſtikum ins Auge fielen 
und im Gedächtniſſe blieben. Beizutreten iſt der Reviflon darin, 
daß die Bemerkungen des O. L. G. über die Gleichheit der 
Farbe auf der Topfkapfel einen Rechtsirrthum erkennen laſſen. 
Das O. L. G. meint, daß in der Anbringung der gleichen 
Farbe — weil die Farbe als ſolche nicht Beſtandtheil des ohne 
Farbe eingetragenen Zeichens ſei — für ſich allein eine unzu⸗ 
läſſige Nachahmung nicht gefunden werden könne. Richtig iſt 
nur, daß an ſich allerdings blos das Zeichen ſo, wie es ein⸗ 
getragen iſt, geſchützt wird. Benutzt aber Jemand das Mittel 
der Kolorirung, um ſonſt etwa vorhandene Unterſchiede zu ver⸗ 
ſchleiern, und führt er damit eine Verwechslungsfähigkeit herbei, 
lo greift er in das fremde Recht ein. Das O. L. G. hat aber 


thatſächlich feſtgeſtellt, daß die Topfkapſel trotz der vom Bekl. 
verwandten Farbe ſo weſentliche Abweichungen zeigten, daß die 
Gefahr einer Verwechslung ausgeſchloſſen ſei. Jener Irrthum 
hat daher die Entſcheidung nicht beeinflußt. I. C. S. i. S. 
Liebig extract of Meat Company c. Jenkel vom 9. Oktober 
1897, Nr. 129/97 I. 

IV. Das Gemeine Recht. 

52. Zwar muß dem B. G. darin beigeſtimmt werden, 
daß aus dem Verlöbniſſe gemeinrechtlich kein alternativer 
Anſpruch auf Cheſchließung oder Entſchädigung entſteht, ſondern 
nur ein einfacher Anſpruch auf die erſtere, an deſſen Stelle nur 
bei Nichterfüllung, da die Erfüllung nicht erzwingbar iſt (vergl. 
§ 774 Abſ. 2 der C. P. O.), der Anſpruch auf Entſchädigung 
tritt. Das O. L. G. hat andrerſeits mit Recht jene richtige 
Bemerkung über die Natur des aus einem Verlöbniſſe ent⸗ 
ſpringenden Anſpruches materiell dahin verwerthet, daß nicht 
etwa der Rechtsſatz hier angewandt werden dürfe, wonach, wenn 
bei einer alternativen Obligation die eine Leiſtung ohne Schuld 
des Gläubigers unmoglich wird, dann die andere ſchlechtweg 
geſchuldet wird. Aber wenn das B. G. umgekehrt annimmt, 
daß wegen eingetretener Unmöglichkeit der Erfüllung der ganze 
Anſpruch ſchlechtweg aufgehoben ſei, ſo iſt damit gegen gemein⸗ 
rechtliche Normen verſtoßen. Eingehend begründet. VI. C. S. 
i. S. Babbe c. Ruff vom 30. September 1897, Nr. 142/97 VI. 

53. Die Bekl. hat ihren Ehemann verlaſſen und weigert 
ſich trotz erlaſſener Rückkehrbefehle hartnäckig, zu ihm zurück⸗ 
zukehren. Alle von ihr vorgebrachten Gründe, aus denen fle 
ſich zu dieſer Weigerung berechtigt hält, hat das B. G. für 
objektiv unbegründet erklärt. Trotzdem hat es die auf Trennung 
der Ehe wegen böslicher Verlaſſung gerichtete⸗Klage abgewieſen, 
weil anzunehmen ſei, daß die Bekl. in gutem Glauben ſich zur 
Weigerung der Rückkehr berechtigt gehalten habe, dann aber es 
an dem Erforderniſſe der Böslichkeit fehle. Dieſe Anſicht iſt 
nicht zu billigen. Der Ehegatte ſoll das eheliche Zuſammen⸗ 
leben überhaupt nicht eigenmächtig aufheben. Die Böglichkeit 
der Verlaſſung liegt darin, daß er ohne richterliche Geſtattung 
den andern Ehegatten wider deſſen Willen in der Abſicht, die 
eheliche Gemeinſchaft nicht fortzuſetzen, verläßt oder ſich fern 
hält und trotz der erlaſſenen Rückkehrbefehle hartnäckig die Rück⸗ 
kehr oder Aufnahme verweigert. Nur dann iſt ſein Fernbleiben 
entſchuldigt, wenn Umſtände vorliegen, aus denen ihm ohne 
Härte die Fortſetzung des Zuſammenlebens nicht zugemuthet 
werden kann. Die Anſicht des B. G. würde dahin führen, die 
eigenmächtige Aufhebung des ehelichen Lebens in hohem Grade 
zu befördern; denn wohl in den meiften Fällen wird der das 
Zuſammenleben aufhebende Ehegatte einen guten Grund zu 
haben glauben, und die Klage auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens, auf die das B. G. verweiſt, wird ſchon wegen der Be⸗ 
ſtimmung des § 774 Abſ. 2 der C. P. O. häufig ohne Werth 
ſein. Es kann ſich daher nur fragen, ob aus einem andern 
Grunde die Entſcheidung aufrechterhalten werden kann. Aber 
auch dies war zu verneinen. Während im Uebrigen die erfolgte 
Zurückweiſung der Einwände der Bekl. nur auf Beweiswürdigung 
beruht, iſt in rechtlicher Beziehung mit dem B. G. anzunehmen, 
daß der Kl. nicht verpflichtet war, eine Familienwohnung bereit 
zu halten, ſolange nicht die Bekl. thatſächlich zur Rückkehr bereit 
war, und daß die Bekl. jedenfalls dann, wenn ſie ohne ge⸗ 


nügenden Grund ihren Ehemann verließ, dafür beweispflichtig 
iſt, daß dieſer ihr eine Wohnung oder den Unterhalt nicht 
werde verſchaffen können. Nach dieſer Richtung ſind aber ge⸗ 
nügende Behauptungen nicht aufgeſtellt, zumal es eine, wenn⸗ 
gleich nicht erzwingbare, aber doch ſittliche Pflicht der Ehefrau 
iſt, einen angemeſſenen Beitrag zu den Laſten der Ehe zu 
leiſten, unter Umſtänden ſogar durch eigenen Erwerb die Ein⸗ 
künfte zu erhöhen. III. C. S. i. S. Matthaeus e. Matthaeus 
vom 15. Oktober 1897, Nr. 116/97 III. 

54. Das B. G. geht zutreffend davon aus, daß die Klage 
als interdictum ne quid in flumine publico fiat begründet 
iſt, inſoweit es ſich um die Verunreinigung des Waſſers des 
Salzbaches und des aus demſelben abgeleiteten Mühlgrabens 
handelt, und gleichermaßen nach den Grundſätzen der actio 
negatoria in Betreff der gerügten Immiſſionen geſundheits⸗ 
ſchädlicher Gerüche in das Grundſtück der Kl. Die Verurtheilung 
der Bekl. beruht auf den Ergebniſſen der Beweisaufnahme, und 
iſt in II. J. mit Recht auf die Abwehr einer übermäßigen 
Beläſtigung der Kl. und auf die Zuerkennung des geforderten 
Schadenserſatzes vom Tage der Klagerhebung an, beſchränkt 
worden. Das B. G. hat in zutreffender Ausführung und im 
Einklang mit der Rechtſprechung des R. G. angenommen, daß 
der Kl. ein Anſpruch auf weiter gehenden Rechtsſchutz nicht 
zuſtehe, und daß in Ermangelung eines beſonderen Verſchuldens 
der Beil: Schadenserſatz für die Zeit vor der Klagerhebung 
nicht gefordert werden dürfe — vergl. Entſch. des R. G. Bd. 16 
S. 147, Bd. 30 S. 129, und konnte den von der Anſchluß⸗ 
reviſion dawider erhobenen Angriffen keine Folge gegeben werden. 
Die von der Reviſion beanſtandete Faſſung des B. U. beſchwert 
die Bekl. nicht, inſoferne dort derſelben aufgegeben iſt, Vor⸗ 
kehrungen zu treffen, durch welche die Zuführung von üblen 
Gerüchen und ſchlammigen Subſtanzen aus den ſtädtiſchen 
Kanälen in den Mühlgraben der Hammermühle auf ein erträgliches 
Maß zurückgeführt wird. Daß ſolche Vorkehrungen durch Er⸗ 
weiterung der vorhandenen Anlagen, Vermehrung der Kalk⸗ 
verwendung oder in anderer Weiſe nicht ausführbar ſeien, hat 
die Bekl. nicht behauptet. Für den Fall, daß die Maßnahmen, 
welche in dieſer Richtung getroffen werden können, ſich als un⸗ 
genügend zur Abſtellung des die Kl. beſchwerenden Zuſtandes 
erweiſen ſollten, iſt die Bekl. nicht zur Unterlaſſung des Gebrauchs 
der Kanaliſationsanlage verurtheilt, ſondern nur für ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig erachtet. Es ergiebt ſich dies aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen des B. U., in welchem hervorgehoben iſt, das Recht 
der Kl. beſchränke ſich auf die Herſtellung von Einrichtungen, 
die den Schaden verhindern, und wenn dies nicht ausführbar 
ſei, auf Entſchädigung. Mit Unrecht rügt die Reviſion, die 
geſammte Sachlage ſei vom B. G. von unzutreffendem Rechts- 
ſtandpunkt erwogen, da die Behauptung der Bekl., die Kanali- 
ſationsanlage habe eine Beſſerung des beſtehenden Zuſtandes 
bewirkt, und die früher von der Kl. geduldete Beläſtigung ſei 
eine ſchwerere geweſen, wie die jetzt vorhandene, für unbeachtlich 
gehalten ſei. Dieſer Angriff iſt, abgeſehen von der Beweis⸗ 
würdigung der Vorinſtanz, nicht begründet. Um die Klage 
liquide zu ſtellen, genügte der Nachweis einer jetzt vorhandenen 
übermäßigen Beläſtigung, und hätte die Bekl. den daraus 
reſultirenden Rechtsanſpruch nur dann abwehren können, wenn 
ſie ein auf ſtaatlicher Verleihung oder auf unvordenklicher Ver⸗ 


* 


jährung beruhendes Recht zu ſolchen Beläſtigungen darzulegen 
vermocht hätte. Dasjenige, was in dieſer Richtung früher 
zeitweilig geduldet ſein mag, genügte hiefür nicht. III. C. S. i. S. 
Stadt Wiesbaden o. May vom 28. September 1897, 
Nr. 95/97 III. 

55. Die Reviſion kann nur dann Erfolg haben, wenn 
die Feſtſtellung auf Rechtsirrthum beruht, daß der beklagte 
Fiskus durch unvordenkliche Verjährung das Recht, den ſtreitigen 
Damm in waſſerarmen Zeiten in der Werra anzulegen, er⸗ 


worben habe. Die nach dieſer Richtung erhobenen Reviſions⸗ 


angriffe ſind jedoch unbegründet. 1. Ob noch Menſchen leben, 
die von ihren Vorfahren gehört haben, daß früher ein anderer 
Zuſtand beſtanden habe, iſt unerheblich, wenn dieſer Zuſtand 
über 80 Jahre, als die Dauer von zwei Menſchenaltern, zurück⸗ 
liegt. Es ſteht ohnehin bereits feſt, daß vor 1787 ein anderer 
Zuſtand vorhanden war, da erſt in dieſem Jahre der Sool⸗ 
graben in ſeine jetzige Lage gebracht iſt. Das ſteht aber dem 
Umſtande nicht entgegen, daß der durch die unvordenkliche Ver⸗ 
jährung klargelegte Rechtserwerb erfolgt iſt. 2. Die unvor⸗ 
denkliche Verjährung erfordert nicht den Beweis, daß jedesmal, 
wenn das Waſſer mangelte, der Staudamm geſchlagen ſei, daß 
mithin in den Jahren, in denen dies nicht geſchah, ein Be⸗ 
dürfniß nicht vorgelegen habe. Vielmehr wäre es Sache des 
Kl. geweſen, ein ſolches Bedürfniß auch für andere Jahre gegen⸗ 
beweislich darzuthun, und dann hat die richterliche Prüfung 
und Beweiswürdigung einzutreten, ob, trotz der Unterlaffung in 
dieſen Fällen, eine für den Nachweis des Erwerbs genügende 
Rechtsausübung nach den vom Bekl. gegebenen Erläuterungen 
ſtattgefunden habe. Dabei iſt ſtets zu berüdfichtigen, daß das 
Ziehen des Dammes erhebliche Koſten verurſachte, daß man 
daher, wie auch vom Bekl. dargelegt iſt, es ab und an nur 
deshalb unterlaſſen haben wird, weil man ſich auf andere Weiſe 
helfen konnte oder auf baldige Beſſerung des Waſſerſtandes 
rechnete. Auch den Nachweis, daß jedesmal durch das Ziehen 
des Dammes der Kl. geſchädigt ſei, hat der Bekl. nicht zu 
führen. Gefährdet wurde durch den Damm, der nur in waſſer⸗ 
armen Zeiten geſchlagen wurde, ſtets das Intereſſe des Kl.; 
auch gegen dieſen war daher die Rechtsausübung gerichtet, und 
er nach den Grundſätzen des interd. ne quid in fl. publ. fiat 
zum Widerſpruch und zur Klagerhebung an ſich berechtigt. — 
3. Wie vom R. ©. ſchon wiederholt erkannt iſt, wird die un⸗ 
vordenkliche Verjährung dadurch nicht unterbrochen, daß gegen 
die Fortſetzung der Rechtsausübung Widerſpruch erhoben wird. 
Nur dann wird der Rechtsbeſitz unterbrochen, wenn in Folge 
des Proteſtes die fernere Ausübung aufgegeben wird. Nun iſt 
zwar in der Berufungsinſtanz vom Kl. behauptet, daß die in 


den Jahren 1889 und 1890 gezogenen Dämme bald nach dem 


Widerſpruche des Kl. und in Folge deſſen wieder beſeitigt ſeien; 
aber es iſt zu berückſichtigen, daß ſtets die Dämme nur für 
kurze Zeit angelegt und, ſobald günſtigerer Waſſerſtand eintrat, 
wieder entfernt wurden, namentlich aber, daß trotz des 1890 
erfolgten Widerſpruchs die Rechtsausübung im Jahre 1891 
fortgeſetzt wurde, alſo keinesfalls aufgegeben, und daß daher 
jedenfalls im Jahre 1890 die unvordenkliche Verjährung ſchon 
vollendet war. 4. Auch die von dem Kl. angeführten Verbots⸗ 
geſetze von 1820 und 1824 ſtehen dem Rechtserwerbe des Bekl. 
nicht entgegen. Denn wenn trotzdem die ſchon vorher be⸗ 
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gonnene Rechtsausübung fortgeſetzt und durch die zuftändigen 
Behörden nicht gehindert wurde, ſo ſpricht dies gerade dafür, 
daß, was durch die ſeit Menſchengedenken erfolgte Ausübung 
nur zur Ueberzeugung gebracht wird, in alter Zeit das Recht 
bereits erworben war. — 5. Zwar gilt auch für die unvor⸗ 
denkliche Verjährung der Satz, daß ſie nicht weiter reicht, 
als das beanſpruchte Recht ausgeübt iſt und nicht ganz 
ohne Bedenken ſcheint es daher zu ſein, daß das B. G. in 
ſeiner Begründung nicht näher darauf eingeht, ob der Bekl. 
durch die Art und Weiſe der früheren Ausübungshandlungen 
ſein Recht zur Anlegung eines Dammes von der Länge des 
den Rechtsſtreit veranlaſſenden dargethan habe. Aber es iſt 
dazu nicht erforderlich, daß die früher errichteten Dämme ſtets 
oder doch regelmäßig dieſe Länge gehabt haben, wenn ſie nur 
je nach dem Bedürfniſſe ohne Rückſicht auf ihre Länge und auf 
das entgegenſtehende Intereſſe der klägeriſchen Mühle erbauet 
wurden. Daß aber das B. G. dies als erwieſen anſieht, 
daher nicht durch Rechtsirrthum beeinflußt iſt, kann nach 
ſeinen eigenen Ausführungen und der Bezugnahme auf die 
Gründe des landgerichtlichen Urtheils angenommen werden. 
III. C. S. i. S. Hartje c. Fiskus vom 12. Oktober 1897, 
Nr. 130/97 III. 

56. Das B. G. hat das Klagevorbringen unter I nicht, 
wie das L. G., als Minderungsklage, ſondern als Klage aus 
dem Kauf aufgefaßt, geſtützt auf die Zuſicherung beſtimmter Eigen- 
ſchaften des Kaufobjekts (dicta et promissa) und gerichtet auf 
Erſatz des den Kl. dadurch erwachſenen Schadens (Intereſſe). 
Die Reviſion bezweifelt zunächſt, ob dieſer zweitinſtanzlich an⸗ 
genommene Intereſſe⸗Anſpruch dem in I. J. geſtellten Klageantrag 
auf Preisminderung entſpreche und demſelben gegenüber nicht 
vielmehr als eine unzuläſſige Klageänderung erſcheine: Dieſer 
Zweifel iſt nicht begründet. Denn da im vorliegenden Falle 
das Intereſſe der Kl., als Verkäufer, in der Bewilligung 
eines zu hohen Kaufpreiſes beſteht, jo kann auch die Realifirung 
dieſes Intereſſe durch Abminderung am Kaufpreiſe erfolgen und 
zwar um ſo mehr, als derſelbe zu einem großen Theile noch 
nicht bezahlt iſt. Die Reviſion führt ferner unter Berufung 
auf Dernburg, Pandekten Bd. II. § 100 aus, daß der Ver⸗ 
käufer bei der Kaufklage nur für verſprochene und zugeſicherte, 
nicht, wie bei der ädiliciſchen Minderungsklage, für nur an⸗ 
gegebene Eigenſchaften hafte, im gegenwärtigen Falle aber 
nur eine einſeitige Angabe des Verkäufers behauptet, jeden⸗ 
falls eine vertragsmäßige Beredung über die zu gewährenden 
Eigenſchaften mit genügender Klarheit nicht erſichtlich ſei. Allein 
der aufgeſtellte Rechtsſatz, der auch in den Quellen keinen Halt 
findet, vergl. 1. 19 8 1 D. de aedil. edict. 21, kann nicht 
als beſtehend anerkannt werden. Wie das Reichsgericht ſchon 
wiederholt ausgeſprochen, ſiehe z. B. Seuffert's Archiv Bd. 40 
Nr. 102; Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 323, kommen als 
beachtenswerthe dicta bei der Kauf- wie bei der ädiliciſchen 
Klage nicht nur Zuſicherungen beſtimmter Eigenſchaften der 


veräußerten Sache (für die Zukunft), ſondern auch einſeitige 


Angaben des Verkäufers über Thatſachen und Umſtände (aus 
der Vergangenheit) in Betracht, welche für den Werth der Sache 
von Bedeutung und geeignet ſind, auf den Entſchluß des Käufers, 
eine Sache für einen gewiſſen Preis zu kaufen, beſtimmend 
einzuwirken. In dieſer Weiſe ſind in der ſeitherigen Recht⸗ 


ſprechung die Angaben des Verkäufers eines Wohnhauſes über 
die von ihm erlangten Miethpreiſe, des Verkäufers einer Apotheke 
über die Zahl der alljährlich gefertigten Rezepte, des Verkäufers 
einer Reſtauration oder Brauerei über den von ihm erzielten 
jährlichen Bierumſatz aufgefaßt und, auch abgeſehen vom Fall 
der Argliſt, für bedeutſam erklärt worden. Die Reviſion meint 
zwar weiter, daß eine Heilanſtalt derartigen wirthſchaftlichen 
Unternehmungen nicht gleichzuſtellen und jedenfalls die Frequenz 
einer ſolchen Anſtalt keine Eigenſchaft derſelben, vielmehr lediglich 
von der Perſönlichkeit und dem Rufe des leitenden Arztes ab⸗ 
hängig ſei. Allein die hier angefochtene thatſächliche Würdigung 
der Vorinſtanz läßt nach keiner Richtung einen Rechtsverſtoß 
erkennen, weder inſofern, als ſie auch eine Heilanſtalt (wie eine 
Apotheke) als eine wirthſchaftliche Unternehmung anſieht, noch 
inſofern, als ſie deren ſeitherige Frequenz als eine für deren 
Werthſchätzung wenn auch nicht allein, ſo doch in erheblichem 
Maße mit maßgebende Eigenſchaft (oder vielmehr Thatſache) 
erachtet. Der Berückſichtigung der mündlichen Angabe des 
Verkäufers über die ſeitherige Frequenz ſeiner Anſtalt ſteht auch 
nicht entgegen, daß dieſe Angabe in der ſpäter aufgeſetzten 
ſchriftlichen Vertragsurkunde keine Aufnahme gefunden hat. 
Es handelt ſich hier nicht um eine Zuſicherung für die Zukunft, 
ſondern um eine den früheren Zuſtand der Kaufſache betreffende 
Mittheilung des Verkäufers, welche einerſeits in die Kauf⸗ 
vertragsurkunde nicht aufgenommen zu werden pflegt, andererſeits 
aber eine Grundlage für den Kaufabſchluß überhaupt bildet. 
Es muß deshalb als Willensmeinung der Vertragsparteien 
angeſehen werden, daß dieſe Verſicherung des Verkäufers auch 
neben der Vertragsurkunde fortdauernde Geltung und Wirk⸗ 
ſamkeit haben ſolle. III. C. S. i. S. Heſſe u. Gen. c. Fülles 
u. Gen. vom 5. Oktober 1897, Nr. 115/97 III. 

57. Hinfällig iſt der erſte Reviſionsangriff, welcher ſich 
gegen den Ausſpruch der Vorinſtanz richtet, daß das Pr. A. L. R. 
auf das in Frage ſtehende Miethsverhältniß unter den Parteien 
betreffend ein auf der Inſel Sylt befindliches Reſtaurations⸗ 
gebäude nicht anwendbar ſei. Es iſt ein ganz allgemein aner⸗ 
kannter Satz des internationalen Privatrechts, daß in ſolchem 
Falle, in welchem der Erfüllungsort durch die Natur der Leiſtung 
gegeben iſt, regelmäßig die Beurtheilung nach den Geſetzen des 
Orts, an welchem die unbewegliche Sache belegen iſt, eintritt. 
(Vergl. von Bar, Internationales Privatrecht, 2. Auflage, 


S. 108, derſelbe, Lehrbuch deſſelben Rechts S. 122, Regels 


berger, Pandekten S. 173). Beſondere Momente, die vor⸗ 
liegend Veranlaſſung gäben, von dieſer Regel abzuweichen, ſind 
nicht aufzufinden, insbeſondere auch nicht darin, daß die ver⸗ 
tragſchließenden Theile ihrem Wohnorte nach einem von den 
Geſetzen der belegenen Sache abweichenden Rechtsgebiete, nämlich 
dem des Preußiſchen Landrechts, angehören. Mit Unrecht iſt 
jedoch als das dem Vorſtehenden zufolge in Betracht kommende 
Recht Seitens des B. G. das gemeine Recht angeſehen. Auf 
der Inſel Sylt gilt das im Jahre 1572 erlaſſene Nordſtrander 
Landrecht — ſiehe daſſelbe in Bd. I des corpus statutorum 
Slesvicensium oder Sammlung der in dem Herzogthum 
Schleswig geltenden Land⸗ und Stadtrechte (mit Anmerkung 
hierzu von Brockdorf und Eggers) — ohne formelle ſubſidiäre 
Geltung des gemeinen deutſchen oder irgend eines andern Rechts. 
Vergl. Esmarch, das im Herzogthum Schleswig geltende 
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Bürgerliche Recht, 2. Auflage, S. X, ſowie die am Schluß 
des Buchs angehängten „tabellariſchen Ueberſichten“. Ueber das 
hier in Frage ſtehende, aus einem Miethsvertrage entſpringende 
Rechtsverhältniß enthält übrigens das Nordſtrander Landrecht 
keine Beſtimmung, ſo daß für das bei dieſer Sachlage ein⸗ 
tretende freie richterliche Ermeſſenn — vergl. im Thl. III, 
Art. 60, des gedachten Rechts den zweiten Abſatz mit der Ueber⸗ 
ſchrift: „Wie es zu halten in Fällen, ſo hierin nicht geſetzet“ — 
materiell doch die gemeinrechtliche Lehre über die aus einem 
Miethskontrakt hervorgehenden Rechtsfolgen die größte Be⸗ 
deutung gewinnen würde. Mit Rückſicht hierauf iſt zu be⸗ 
merken, daß dem angefochtenen Urtheile nicht beizutreten, wenn 
daſſelbe unter Berufung auf L. 24 $ 4 D. loc. (19,2), der 
von Windſcheid in deſſen Pandekten, $ 402 Nr. 4, aufgeſtellten 
Anſicht folgend, als gemeinrechtlich den Satz hinſtellt: „Ver⸗ 
zögerung der Erfüllung des Vertrages begründet für den 
Miether ein Rücktrittsrecht nur inſofern, als mit der Fortſetzung 
der Miethe ein Schaden für ihn verbunden ſein würde, welcher 
größer iſt, als derjenige, welchen er ſeinerſeits dem Vermiether 
durch ſeinen Rücktritt zufügt“. Es kann vielmehr, unter Nicht⸗ 
anerkennung des Gebotenſeins einer Abwägung der auf der 
einen und der anderen Seite entſtehenden Schäden, aus der 
angezogenen Digeſtenſtelle in Uebereinſtimmung mit der Natur 
der Sache für den fraglichen Fall eine Einſchränkung 
der Rücktrittsbefugniß des Miethers nur inſoweit entnommen 
werden, als derſelbe ſich geringe Verzögerungen gefallen laſſen 
muß, wenn es ſich dabei nur um Unannehmlichkeiten handelt, 
die im Leben nicht vermeidlich ſind und die man zu ertragen 
pflegt. (Vergl. Deruburg, Bd. II §S 111, auch § 542, Abi. 2 
des B. G. B. für das deutſche Reich.) VI. C. S. i. S. 
Zimmermann c. Pollaczek vom 14. Oktober 1897, Nr. 161/97 VI. 

58. Das B. G. hat den zwiſchen den Parteien abge⸗ 
ſchloſſenen Akkordvertrag dahin ausgelegt, daß der Bekl. auch 
die Verpflichtung übernommen habe, die erforderlichen Vorſichts⸗ 
maßregeln zu treffen, um Unglücksfälle bei Ausführung der ihm 
übertragenen Bauarbeiten zu verhüten. Es iſt ferner feſtgeſtellt, 
daß der Bekl. dieſer Pflicht nicht nachgekommen iſt, indem er 
am 22. September 1894 ein von ihm in belebter Straße aus⸗ 
gehobenes Schachtloch unverwahrt und ohne Beleuchtung bei 
einbrechender Dunkelheit verließ. Hierdurch iſt der Erſatzanſpruch 
der Kl. für begründet erachtet, welchen dieſelbe darauf gründete, 
daß der Wagner W. H. in das unverwahrte Schachtloch geſtürzt 
ſei, und von ihr für den erlittenen ſchweren Schaden habe ent⸗ 
ſchädigt werden müſſen. Die gegen dieſe Entſcheidung erhobene 
Reviſion iſt nicht begründet. Die Annahme des B. R., daß 
es zu den kontrakllichen Pflichten des Bekl. gehört habe, die 
durch die Umſtände gebotenen Vorſichtsmaßregeln zu treffen, 
und damit bezügliche Erſatzanſprüche von der, als Bauherrin 
mitverhafteten, Kl. fernzuhalten, entſpricht der Sachlage, und 
unterliegt auch dann keinen im Reviſionswege geltend zu 
machenden Bedenken, wenn ſolche Pflicht dem Bekl. nicht aus⸗ 
drücklich im Vertrage auferlegt war. In der Verſäumung der 


> nöthigen Maßnahmen zur Verhütung einer offenſichtlichen Gefahr 
für Dritte iſt mit Recht ein den Bekl. haftbar machendes Ver⸗ 
ſchulden geſehen, welches er nach dem Kontrakte der Kl. gegen⸗ 


über zu vertreten hat. Mit der Einrede des eigenen Ver⸗ 
ſchuldens konnte er dieſem Kontraktsanſpruch gegenüber nicht 


gehört werden, denn ein etwaiges Verſchulden der Kl. durch 
ungenügende Kontrolle oder mangelhafte Beleuchtung begründete 
nur deren Haftung dritten Perſonen gegenüber, und exkulpirte 
den Bekl. der Kl. gegenüber nicht, welche von ihm nach dem 
Vertrage beanſpruchen und erwarten durfte, daß er die zur 
Verhütung von Gefahr erforderlichen Vorkehrungen getroffen 
habe. III. C. S. i. S. Matt c. Stadt Freudenſtadt vom 
5. Oktober 1897, Nr. 126/97 III. 

59. Stempelſache. Die angefochtene Entſcheidung ſtützt 
ſich auf die Annahme, daß der Kl. nicht blos in dem Vertrage 
von 1892, welchen auch der I. R. für einen Werkverdingungs⸗ 
vertrag erklärt hatte, ſondern auch in den beiden Verträgen von 
1890 und 1895 mit den von ihm zu liefernden Materialien 
die Abdeckung der Böſchungen am Nord⸗Oſtſee⸗Kanal, alſo ein 
beſtimmtes Werk in Bezug auf eine unbewegliche Sache und 
zwar zu Einem, ungetrennten Preis für Material und Arbeit 
übernommen habe. Dieſe Annahme beruht im Weſentlichen auf 
thatſächlicher Würdigung und Vertragsauslegung, enthält aber 
keinen Rechtsverſtoß, insbeſondere keine Verkennung des Rechts⸗ 
begriffs der Werkverdingung und der unbeweglichen Sache. 
Auch die Reviſion hat einen derartigen Verſtoß nicht darzulegen 
vermocht. Dieſelbe macht geltend, daß nach allen drei Ver⸗ 
trägen, namentlich aber nach denen von 1890 und 1895, die 
Schüttung und Verſenkung der Materialien nur als eine neben⸗ 
ſächliche Leiſtung erſcheine, als die Hauptleiſtung dagegen, welche 
den rechtlichen Charakter der Verträge beſtimme, die Lieferung 
der Materialien zu einem nach Kubikmetern beſtimmten Preiſe 
in Betracht komme. Allein wenn neben der Lieferung der 
Materialien in dem Vertrage von 1892 ausdrücklich die „Her⸗ 
ſtellung der Abdeckungen“ und in den, denſelben Zweck ver⸗ 
folgenden Verträgen von 1890 und 1895 die Verſenkung und 
Schüttung der Materialien behufs Abdeckung der Böſchungen 
in einer genau beſtimmten, überdies von dem bauleitenden 
Beamten zu kontrolirenden Weiſe übernommen iſt, ſo läßt ſich 
hierin ohne Rechtsirrthum mit dem vorigen Richter die Ueber⸗ 
nahme eines beſtimmten, aus den gelieferten Materialien her⸗ 
zuſtellenden Werkes erblicken. Ohne Erfolg beruft ſich auch die 
Reviſion auf die in den Verträgen von 1890 und 1895 ent⸗ 
haltene Beſtimmung, wonach der Kl. für das am Ufer in 
Haufen aufgeſetzte Material denſelben Preis, wie für das zur 
Verwendung gelangte erhalten ſollte. Denn es läßt ſich recht 
wohl mit dem B. R. annehmen, daß dieſe für einen Aus⸗ 
nahmefall vorgeſehene Beſtimmung an der ſonſtigen rechtlichen 
Natur der beiden Verträge nichts ändern könne. Waren aber 
hiernach drei Werkverdingungsverträge in Bezug auf unbeweg⸗ 
liche Sachen mit ungetrennten Preiſen für Material und Arbeit 
anzunehmen, ſo war auch die Anwendung des Schlußſatzes von 
§ 2 Abf. 2 des Geſetzes vom 6. Juni 1884 gerechtfertigt, da 
in ſolchem Falle nichts weiter darauf ankommt, in welchem 
Verhältniß etwa im Uebrigen der Werth der Arbeit zu dem 
des gelieferten Materiales ſteht. III. C. S. i. S. Klüver 
c. Fiskus vom 28. September 1897, Nr. 107/97 III. 

60. Das B. G. hat die der Klage zu Grunde liegende 
Urkunde, lautend: „Schuldſchein. Von meinem Vater, 
Friedrich F. zu Oldenburg, habe ich heute zur Betheiligung 
am Geſchäft der Firma George H., Oldenburg, die Summe 
von Zehntauſend Mark, verzinslich zu 3 Prozent per anno, 
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erhalten, welches durch Namensunterſchrift beſcheinige. Olden⸗ 


burg 4. Februar 1890. Auguſt F.“, dahin ausgelegt, daß die⸗ 


ſelbe ein von dem Kl. dem verſtorbenen Gemeinſchuldner Auguſt 


Friedrich Wilhelm F. gegebenes Darlehn beweiſe. Dieſe Aus⸗ 
legung enthält eine thatſächliche Feſtſtellung, welche weder unter 
Verletzung von Prozeßgeſetzen ergangen iſt, noch einen Irrthum 
bezüglich der über die Auslegung von Rechtsgeſchäften geltenden 
Rechtsſätze erkennen läßt. Insbeſondere ſteht jener thatſächlichen 
Feſtſtellung nicht entgegen, daß in der Urkunde als Zweck der 
Hingabe des Geldes die Betheiligung des Auguſt Friedrich 
Wilhelm F. am Geſchäft der Firma George H. in Oldenburg 
angegeben iſt, indem daraus mit rechtlicher Nothwendigkeit 
keineswegs folgt, daß eine Zurückforderung des Geldes Seitens 
des Kl. habe ausgeſchloſſen ſein ſollen. Ebenſowenig ſpricht 
die Möglichkeit, daß ein Kapital unter Verabredung der Ver⸗ 
zinſung von dem Vater einem Kinde als Vorempfang auf fein 
künftiges Erbtheil gegeben werden kann, gegen die von dem 
B. G. getroffene Feſtſtellung, daß nicht ein ſolcher Vorempfang 
ſondern ein Darlehn gegeben worden iſt. III. C. S. i. S. 
Fricke Konk. o. Fricke vom 28. September 1897, Nr. 102/97 III. 

61. Nach den Ausführungen der Vorinſtanz ſteht dem 
Klageanſpruche, der gegen den Bekl., als Erben des am 
21. März 1892 verſtorbenen Bankiers Hans Chriſtian S. auf 
Zahlung einer jährlichen Rente für die Lebensdauer des Kl. 
gerichtet iſt, das in dem vom Bekl. veranlaßten Nachlaßauf⸗ 
gebotsverfahren, in welchem eine Anmeldung des in Rede 
ſtehenden Anſpruchs unterblieben iſt, erlaſſene Ausſchlußurtheil 
nicht entgegen, da, wie dargethan, der Generalbevollmächtigte 
des Bekl. Dr. J. C., davon, daß die klägeriſche Mutter in einem 
Berhältuiffe zu dem Erblaſſer des Bekl. geſtanden, und daß der 
Kl. von jenem erzeugt worden, auch daß der Kl. Anſpruch auf 
Unterſtützung an den Nachlaß des gedachten Erblaſſers erhebe, 
vor Beginn des erwähnten Aufgebotsverfahrens Kenntniß gehabt. 
Es iſt dabei ausgeſprochen, daß der Anſchauung des Bekl. nicht 
beizutreten ſei, wonach ſolche Kenntniß nicht ausreichend erſcheine, 
vielmehr der Dr. J. C. auch von der thatſächlichen Begründung 
des in Frage befindlichen Anſpruchs, alſo von dem Seitens des 
Erblaſſers des Bekl. der Mutter und der Tante des Kl. er: 
theilten Verſprechen lebenslänglicher Unterſtützung des letzteren 
Kunde gehabt haben müſſe. Dieſe erfolglos vor dem B. G. 
von dem Bekl. geltend gemachte Anſicht wird mit der Reviſion 
wiederholt. Zur Begründung iſt ausgeführt, daß, auch wenn 
in dem Aufgebotsverfahren eine Anmeldung des Anſpruchs ge- 
ſchehe, ſolche, um wirkſam zu ſein, unter Darlegung der that⸗ 
ſaͤchlichen Grundlagen des letzteren erfolgen müſſe, wie denn 
auch im Konkursverfahren nach den desfalls geltenden Be⸗ 
ſtimmungen nur die in der gedachten Weiſe begründete An⸗ 
meldung einer Forderung in Betracht komme. Ferner iſt darauf 
hingewieſen, daß es für den Erben zu dem Zwecke der Nachlaß⸗ 
regulirung, dem das Aufgebotsverfahren diene, gerade noth⸗ 
wendig ſei, zu wiſſen, worauf Anſprüche, die an den Nachlaß 
erhoben werden, ſich gründen. Dem Reviſtonsangriffe tft der 
Erfolg zu verſagen. Es handelte ſich bei dem Aufgebotsver⸗ 
fahren, welches hier ſtattgehabt hat, darum, den Erben vor 
unbekannten Gläubigern ſeines Erblaſſers ſicher zu ſtellen. 
Nicht ſtand es in Frage, durch das Aufgebot diejenigen Inter⸗ 
eſſenten zu ermitteln, welche ſich zur Geltendmachung ihrer 


Rechte an einem beſtimmten Verfahren betheiligen wollen, wie 
ſolches bei der im Konkurſe ſtattfindenden generellen Ladung 
der Gläubiger der Fall iſt. Auf die hierauf anzuwendenden 
Beſtimmungen beruft ſich danach der Bekl. mit Unrecht. Der 
Charakter jenes für den gegenwärtigen Prozeß in Betracht 
kommenden Aufgebotsverfahrens ergiebt nun aber keineswegs, 
daß durch den darin erlaſſenen Ausſchlußbeſcheid auch Anſprüche 
betroffen werden, von denen auf Seiten des Provokanten auch 
nur im Allgemeinen Kenntniß vorhanden. Danach iſt ein 
Rechtsirrthum nicht darin zu befinden, wenn das B. G. die⸗ 
jenige Kunde über die Forderung des Kl., welche nach dem 
oben Geſagten bei dem Generalbevollmächtigten des Bekl. vorlag, 
und die allerdings den thatſächlichen Grund, welcher klägeriſcher⸗ 
ſeits für den fraglichen Anſpruch in dem gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreit geltend gemacht worden, nicht mit umfaßte, für ausreichend 
erachtete, um den Ausſchlußbeſcheid gegen den Kl. als unwirkſam 
erſcheinen zu laſſen. Der Hinweis des Bekl. darauf, daß der 
das Aufgebotsverfahren veranlaſſende Zweck der Nachlaßregulirung, 
dem Erben einen Ueberblick über den Umfang der Erbſchaft zu 


verſchaffen, jener Annahme der Vorinſtanz widerſtreite, trifft 


nicht zu, weil ſolche Tendenz der hier ſtattgehabten Ediktalladung 
nur inſoweit beiwohnt, als es ſich darum handelt, die vor⸗ 
handenen Gläubiger überhaupt zu erforſchen, während nicht 
in Frage ſteht, die Forderungen derſelben im Weiteren feſtzu⸗ 
ſtellen. VI. C. S. i. S. Schmidt c. Peters vom 4. Oktober 1897, 
Nr. 211/97 VI. 

62. Die Reviſion rügt, daß das B. G., indem es einen 
Erbſchaftsantritt der Ehefrau B. durch Einmiſchung (pro 
herede gestio) angenommen, die rechtlichen Vorausſetzungen 
eines derartigen ſtillſchweigenden Antritts verkannt, jedenfalls 
einen ſolchen mit unzureichender thatſächlicher Begründung feſt⸗ 
geſtellt habe, indem daraus, daß die Ehefrau B. den bis dahin 
von ihr verwahrten ungetheilten Nachlaß des Peter H. auch 
nach dem Tode der Dorothea H. bei ſich behalten habe, nichts 
weiter, als die Fortdauer des ſeitherigen Verhältniſſes ſich er⸗ 
gebe. Auch dieſe Rüge erſcheint indeſſen nicht begründet. Denn 
die Vorinſtanz konnte bei der gegebenen Sachlage in dem Um⸗ 
ſtand, daß die Ehefrau B. den bis dahin von ihr verwahrten 
Nachlaßantheil ihrer Schweſter Dorothea H. auch nach deren 
Tode dauernd behielt, ohne Rechtsirrthum eine Anſichnahme 
dieſes Nachlaßantheils zu eigenem Beſitz erblicken und damit 
einen ſtillſchweigenden Erbſchaftsantritt feſtſtellen, dies umſo⸗ 
mehr, als von dem Bekl. eine abweichende Erklärung über eine 
anderweite Verwendung jenes Erbſchaftsantheils in den ſeit⸗ 
herigen Verhandlungen nicht gegeben worden iſt. III. C. S. 
i. S. Behr c. Kreis Winſen vom 15. Oktober 1897, 
Nr. 215/97 III. 

63. Die Vorinſtanzen find ohne Rechtsirrthum davon 
ausgegangen, daß das vorliegende gemeinſchaftliche Teſtament 
nach ſeinem Inhalt, ſowohl im allgemeinen, als auch rückſichtlich 
der in demſelben enthaltenen Zuweiſung des Hauſes Nr. 60 der 
Mühlenſtraße in Uslar korreſpektiven Charakter hat und iſt 
ihnen auch darin beizutreten, daß hieran dadurch nichts geändert 
wird, daß die teſtirenden Ehegatten ſich nicht gegenſeitig zu 
Erben eingeſetzt, ſondern ſich nur wechſelſeitig den Nießbrauch 
an dem beiderſeitigen Vermögen vermacht haben. (Dernburg 
Pand., Bd. III § 97 Abſ. 2, Köppen Erbrecht, S. 553, 
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Seuffert Archiv, Bd. 4 Nr. 63 und 48 Nr. 96 (Caſſel), Bd. 7 
Nr. 200 (Jena), Bd. 45 Nr. 256 und 257 (Roſtock), vergl. 
auch Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 243.) Auch iſt zutreffend 
ausgeführt, daß der Bekl., nachdem er ſich auf Grund des 


Teſtaments nach dem Ableben der Mitteſtatrix in den Beſitz 


des Vermögens derſelben geſetzt hat, an die Beſtimmungen des 
Teſtaments in ähnlicher Weiſe, wie beim Erbvertrag, gebunden 
iſt. (Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 174, Entſch. vom 2. Dezember 
1892 Rep. III 194/92 und vom 5. Februar 1897 Rep. III 
263/96.) Der B. R. hat nun aber aus dieſer Gebundenheit 
des überlebenden Mitteſtators ein bedingtes Recht des eingeſetzten 
Erben und zwar ein bedingtes Recht auf Auflaſſung der dem 
Erben im Teſtament zugewieſenen Liegenſchaft gegenüber dem 
Erblaſſer ſchon zu deſſen Lebzeiten abgeleitet. (Eine nähere Be⸗ 
gründung dieſes Rechts, insbeſondere des Rechts auf Auflaſſung 


iſt nicht gegeben.) Mit Recht ficht die Reviſion dieſe Aus⸗ 


führung an. Denn trotz des vertragsähnlichen Charakters der 
korreſpektiven Teſtamente nach dem Tode des Vorverſtorbenen 
wird durch dieſelben ein Recht des Erben auf Eigenthums⸗ 


. erwerb oder gar Eigenthumsübertragung (Auflaſſung) nicht 


bewirkt. Es iſt in der gemeinrechtlichen Theorie und Praxis 
(vergl. Beſeler Erbverträge, Bd. 2 S. 257 und 267, Gerber 
deutſches Privatrecht [9. Aufl.] § 259 S. 671; Förſter⸗Eccius 
preußiſches Privatrecht, Bd. 4 S. 310 Anm. 26, Dernburg 
Pandekten, Bd. 3 S. 257; Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 172 
II. Senat], Entſch. vom 12. Oktober 1888 in Sachen Otto 
c. Otto [Rep. III 146/88] und vom 18. Dezember 1891 in 
Sachen Sürig c. Büttger [Rep. III 258/91] anerkannt, daß 
dem Erben, auch dem Vertragserben, ein Recht auf die den 
Gegenſtand ſeines Erbrechts bildenden Theile der zukünftigen 
Verlaſſenſchaft, insbeſondere ein Eigenthumsrecht oder ein Recht 
auf Eigenthumsübertragung nicht, auch nicht bedingt gegenüber 
dem Erblaſſer zuſteht; er hat nur die Ausſicht auf künftigen 
Erwerb der die Erbmaſſe bildenden Gegenſtände, eine Hoffnung, 
aber kein gegenwärtiges dingliches Recht an der ihm zugewieſenen 
Sache ſelbſt. Es iſt daher auch der überlebende Mitteſtator an 
Verfügungen unter Lebenden über ſein Vermögen nicht gehindert. 
Allerdings wird der Vertragserbe für den Fall gegen frauduloſe 
Rechtsgeſchäſte des Erblaſſers mit Dritten geſchützt (ſiehe die 
angeführte Entſcheidung in Sachen Sürig c. Büttger und die 
daſelbſt angeführte Literatur), wenn er hinterher Erbe geworden 
iſt, die Erbſchaft erworben hat, allein dies hat eben ſeinen Grund 
darin, daß mit dem Anfall, jedenfalls mit dem Erwerb der 
Erbmaſſe ſelbſt die bis dahin beſtandene Hoffnung in ein gegen⸗ 
wärtiges dingliches Recht des Erben umgewandelt worden iſt. 
Anders läge die Sache im vorliegenden Fall, wenn das der Kl. 
zugewieſene Haus ganz oder zum Theil im Eigenthum der von 
ihr kraft Teſtaments beerbten Mitteſtatrix, der Mutter, geſtanden 
hätte, weil die Kl. dieſe Erbſchaft angetreten hat, allein es ſteht 
laut Thatbeſtand I. J. Bl. 25 feſt, daß das zugewieſene Haus 
im Grundbuch ausſchließlich auf den Namen des Bekl. ein⸗ 
getragen iſt und hat auch die Kl. irgend ein Eigenthums⸗ oder 
Miteigenthumsrecht ihrer verſtorbenen Mutter an demſelben nicht 
behauptet. Steht nun aber der Kl. an dem erwähnten Hauſe 
zur Zeit kein, auch kein bedingtes Recht auf Eigenthum oder 
Eigenthumsübertragung zu, ſo fehlt es der erlaſſenen einſt⸗ 


weiligen Verſügung an den erforderlichen Vorausſetzungen, 


nämlich an dem zu ſchützenden Recht und iſt dieſelbe ſonach 
unzuläſſig. III. C. S. i. S. Köhler c. Reinken vom 15. Oktober 
1897, Nr. 110/97 III. 

64. Das B. G. geht ohne jede Begründung davon aus, 
daß durch den Tod des Johann Martin F. die in dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente enthaltene letztwillige Verfügung ſeiner 
überlebenden Mutter ungültig geworden ſei. Es gelangt zu 
dieſer Anſicht nicht durch die Auslegung einer zweifelhaften Be⸗ 
ſtimmung des Teſtaments, ſondern es zieht ſeine Folgerungen 
nur daraus, daß die übrigen Verwandten der Erblaſſer nur 
fideikommiſſariſch ſubſtituirt ſeien, während ſchon von den 
Parteien auf die Möglichkeit einer Vulgarſubſtitution hingewieſen 
war. Die betreffende Beſtimmung des gemeinſchaftlichen Tefta- 
ments lautet beſtimmen wir daher, daß unſer Sohn 
Johann Martin Alles erben ſoll, was wir bei unſerem Ableben 
hinterlaſſen. Sollte er indeſſen kinderlos verſterben, ſo ſoll 
ſeine Wittwe, ſo lange ſie ſich nicht wiederverheirathet, den Sitz 
in unſerm Hauſe behalten, während unſer alsdann vorhandenes 
Vermögen in zwei gleiche Theile geht, von welchen die eine 
Hälfte auf meine, des Mannes, und die andere auf meine, der 
Frau, nächſte Blutsverwandte fallen ſolllllMkk. 
Weiter beſtimmen wir, daß, wenn unſer Sohn Johannes Martin 
kinderlos verſtirbt, unſer Haus meiner, der Frau, Tochter erſter 
Ehe Magdalene, zurückfallen, und ſonach dieſe ſolches erben 
ſoll, während alle übrigen vorſtehenden Beſtimmungen aufrecht 
erhalten bleiben“. Mit Recht hebt die Rkl. hervor, daß darin 
zwar der vom B. G. allein genannte Fall einer fideikommiſſariſchen 
Subſtitution liege, daneben aber auch die Verfügung liegen 
könne, daß, falls der eingeſetzte Erbe vor den Erblaſſern oder 
einem von ihnen kinderlos ſterbe, dieſelben Perſonen ihm 
vulgariter als Erben ſubſtituirt ſein ſollten. Nach der Wort⸗ 
faſſung iſt ein ſolcher Fall keineswegs völlig ausgeſchloſſen, es 
bedurfte daher einer Prüfung, ob nach den Umſtänden anzu⸗ 
nehmen ſei, daß die Erblaſſer eine ſolche Verfügung in den 
Kreis ihrer Erwägungen gezogen und gewollt haben. Das 


B. G. erwähnt dieſe Möglichkeit nicht, obwohl, wenn das 


Teſtament deſtitut geworden ſein ſollte, mit der Erbeinſetzung 
auch das Univerſalfideikommiß gefallen ſein würde. Da hiernach 
zweifelhaft bleibt, ob das B. G. eine Prüfung nach dieſer 
Richtung vorgenommen hat, ſo mußte das B. U. aufgehoben 
und die Sache in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. 
III. C. S. i. S. Roßkopf c. Frühwein vom 5. Oktober 1897, 
Nr. 106/97 III. 

V. Das Preufßiſche Allgemeine Landrecht. 

65. Es wird Verletzung der §§ 52, 53 Thl. J Tit. 5 
des A. L. R. behauptet, welche Beſtimmungen für den Fall 
enthalten, daß ſich Jemand zu einer bedingt unmöglichen Leiſtung 
verpflichtet hat. Jedoch ſind dieſe in den Vorinſtanzen auch 
von keiner Partei angezogenen Beſtimmungen ſchon deshalb 
unanwendbar, weil das O. L. G. ohne Rechtsirrthum feſtgeſtellt 
hat, daß es ſich überhaupt nicht um eine objektiv unmögliche, 
auch nicht um eine bedingt unmögliche Leiſtung gehandelt habe, 
ſondern nur um eine ſolche, deren Erfüllung in der beſtimmten 
Zeit für die Bekl. mit Schwierigkeiten verbunden war. Uebrigens 
ſagt das O. L. G. auch mit Recht, daß die Bekl. auch dann der 
Kl. auf Grund des § 285 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. zu 
Schadenserſatz verpflichtet ſein würde, wenn die Leiſtung inner- 
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halb der beſtimmten Friſt ihr wirklich unmöglich geweſen ſein 
ſollte, weil fie das unbedingte Verſprechen der Erfüllung gegeben 
und zugleich die Kl. in den Glauben verſetzt hat, daß ſie dieſes 
Verſprechen auch ausführen könne. II. C. S. i. S. Zimmer⸗ 
mann u. Co. c. Seidel u. Co. vom 5. Oktober 1897, 
Nr. 163/97 II. 

66. Unbegründet iſt die Rüge, daß der B. R. die Aus⸗ 
legungsregeln des § 268 Thl. I Tit. 5 und des § 15 Thl. J 
Tit. 19 des A. L. R. verletzt und daß er den Begriff einer 
Fabrik im Sinne des § 93 Thl. 1 Tit. 2 und der §§ 407 
und 408 Thl. II Tit. 8 des A. L. R. verkannt habe. Es kommt 
für die Auslegung des Vertrages nicht darauf an, was das 
A. L. R. unter dem Worte Fabrik verſtanden hat, ſondern 
darauf, was zur Zeit des Vertragſchluſſes im allgemeinen Ver⸗ 
kehre darunter verſtanden wird. In neuerer Zeit iſt aber der 
Begriff der Fabrik über die ihm im A. L. R. geſteckten Grenzen 
weit hinausgewachſen und umfaßt auch ſolche mit Dampfkraft 
betriebenen Großbetriebe, welche mit der Umwandlung und Ber- 
arbeitung von Rohſtoffen nichts zu thun haben (vergl. Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 26 S. 189), z. B. die mit 
Dampf betriebenen Färbereien und Wäſchereien. Daß die 
Vertragſchließenden den Ausdruck Fabrik in dieſem jetzt gemein⸗ 
üblichen Sinne gebraucht haben und daß die vom Bekl. er⸗ 
richtete, mit Dampf betriebene Waſchanſtalt ein derartiger 
Großbetrieb iſt, hat der B. R. in unanfechtbarer Weiſe feſt⸗ 
geſtellt. Seine — übrigens mit Rückſicht auf die Lage des zu 
entſcheidenden Falles zu billigende — Auslegung entſpricht dem 
§ 65 des A. L. R. Thl. I Tit. 4, bei deſſen Vorliegen von 
Anwendung der als verletzt bezeichneten Geſetzesſtellen nicht die 
Rede fein kann. V. C. S. i. S. Wachendorf c. Roſenthal 
und Gen. vom 25. September 1897, Nr. 62/97 V. 

67. Das B. G. hält die Behauptung der Bekl. nicht für 
erwieſen, nach welcher auch für Alt⸗Moabit in gleicher Weiſe, 
wie für Berlin, ſich ſelbſtſtändig eine das Verbauen der Fenſter 
geſtattende Obſervanz gebildet habe. Es geht davon aus, daß 
zur Zeit der Einverleibung von Alt⸗Moabit in Berlin auf 
Grund der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 28. Januar 1860, 
alſo zur Zeit ihres Ausführungstermind am 1. Januar 1861, 
in baupolizeilicher Beziehung die Baupolizeiordnung für das 
platte Land und ſpeziell für die Frage der Zuläſſigkeit des 
Verbauens von Fenſtern die §§ 142, 143 Thl. I, Tit. 8 des 
A. L. R., nicht aber die Berliner oder eine ihnen gleichende 
Obſervanz, die das Verbauen geſtatte, gegolten habe. — Das 
B. G. nimmt weiter an, daß zu den privatrechtlichen Verhältniſſen, 
welche nach § 2 Abſ. 8 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
durch die Vereinigung von Grundſtücken mit einem Stadtbezirk 
niemals geſtört werden dürfen, auch das Recht gehöre, daß die 
bei der Eingemeindung von Alt-Moabit in Berlin am 
1. Januar 1861 bereits zehn Jahre vorhandenen Fenſter nach 
§ 142 Thl. I, Tit. 8 des A. L. R. nicht verbaut werden 
dürfen. Es unterſucht deshalb, ob die Fenſter im Gebäude der 
Kl., die hier in Frage ſtehen, am 1. Januar 1861 bereits 
zehn Jahre hindurch beſtanden haben, und verneint dies unter 
eingehender Würdigung des geſammten Beweis materials bezüglich 
aller Fenſter. Die Entſcheidung des Rechtsſtreits, meint das 
B. G., hänge daher lediglich davon ab, ob die für Berlin 
geltende, das Verbauen der Fenſter geſtattende Bau⸗Obſervanz 


durch die bei der Einverleibung erlaſſene Polizeiverordnung vom 
28. Dezember 1860 oder durch die Thatſache der Einverleibung 
allein auch für Alt⸗Moabit Geltung erhalten habe. Beides ſei 
zu verneinen. Erſteres, weil die Berliner Bauvorſchrift, welche 
das Verbauen der Fenſter geftattet, als eine lediglich das 
Privatintereſſe der Nachbarn betreffende Norm nicht zu den in 
der Polizeiverordnung vom 28. Dezember 1860 erwähnten 
Verordnungen gehört habe. Letzteres, weil durch die Ein⸗ 
gemeindung eines Ortes die Normen des materiellen Privat- 
rechts ohne weiteres nicht in die eingemeindeten Theilen unter 
Beſeitigung der bis dahin in Geltung geweſenen anderweitigen 
geſetzlichen Beſtimmungen Geltung erlangen, dazu vielmehr ein 
geſetzgeberiſcher Akt erforderlich ſei, an welchem es hier fehle. 
Es ſeien in Folge deſſen die am 1. Januar 1861 in Kraft 
geweſenen Beſtimmungen der 88 142, 143 Thl. J, Tit. 8 des 
A. L. R. in Alt⸗Moabit auch nach ſeiner Einverleibung in 
Kraft geblieben. — Die thatſächlichen Vorausſetzungen für die 
Anwendung des §S 142 Thl. I, Tit. 8 des A. L. R. ſeien, jo 
führt das B. G. aus, bezüglich der Fenſter E, F, B, G, H vor- 
handen, da dieſe ſeit länger als zehn Jahre beſtehen und keiner 
der dadurch erhellten Räume von anderer Seite genügend Licht 
erhalte. Daß aus einem Drittel des Fenſters B der Himmel 
erblickt werden könne, ſei richtig aber unerheblich, da durch 
dieſes Fenſter der Himmel nicht in der vollen Breite, ſondern 
nur in der Breite des Drittels des Fenſters von irgend einer 
Stelle bei aufrechter Stellung des Ausſchauenden zu ſehen ſei. 


Bei der Aenderung der Worte „in beliebiger Stellung“ der 


erſten Entſcheidung in die Worte „in aufrechter Stellung“ folgt 
das B. G. dem R. G. (Entſch. in Civilſachen Bd. 32 S. 190 ff.). 
Dieſe Aenderung hält es auch ohne Berufung der Kl. für 
zuläſſig, weil die Bekl., auch wenn ſie ihr zum Nachtheil gereichen 
ſollte, durch das Urtheil in feiner Geſammtheit günſtiger geſtellt 
werde, alſo eine reformatio in pejus nicht vorliege. Die 
Reviſion iſt nicht begründet. 1. Die Ausführungen des B. G., 
betreffend die Frage, ob die Berliner oder eine dieſer gleiche 
Bauobſervanz auch in Alt⸗Moabit Geltung habe, laſſen einen 
Rechtsirrthum nicht erkennen. Solchen haben die Bekl. auch 
nicht dargelegt. Für nicht erwieſen hält das B. G., daß für 
Alt⸗Moabit in gleicher Weiſe wie für Berlin ſelbſtſtändig eine 
das Verbauen der Fenſter geſtattende Obfervanz beſtanden habe, 
ſowie daß die ſtreitigen Fenſter bei der Eingemeindung von 
Alt⸗Moabit am 1. Januar 1861 bereits 10 Jahre lang vor⸗ 
handen geweſen ſeien und deshalb für die Kl. ein wohlerworbenes 
Recht auf den Schutz des § 142 Thl. I Tit. 8 des A. L. R. 
in dieſem Zeitpunkte beſtanden habe. Hiergegen ſind Angriffe 
nicht erhoben. Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß durch die 
Polizeiverordnung vom 28. Dezember 1860 privatrechtliche 
Normen nicht in Alt⸗Moabit eingeführt ſind und daß durch die 
Eingemeindung allein die zum Beſten des Nachbarn beſtehenden 
Obſervanzen privatrechtlichen Inhalts, welche in der ein⸗ 
gemeindenden Stadt, nicht aber in dem eingemeindeten Bezirke 
Geltung haben, nicht ohne Weiteres, nicht ohne einen geſetz⸗ 
geberiſchen Akt, auf dieſen übertragen werden. Der hiergegen 
gerichtete Angriff hat geſetzliche Vorſchriften, die durch dieſe 
Entſcheidung verletzt ſein könnten, nicht nachgewieſen. 2. Die 
Vorausſetzung der Anwendbarkeit der $ 143 Thl. I Tit. 8 des 
A. L. R. beſteht darin, daß das Gebäude noch von einer anderen 
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Seite nicht blos Licht, ſondern hin reichendes Licht hat. 
Dies iſt von der Judikatur von jeher anerkannt (Ober⸗Tribunal 
Gruchot Beiträge Bd. 16 S. 237; Striethorſt Archiv Bd. 87 
S. 21; R. G.⸗Entſch. Bd. 2 S. 200 fg.). 3. Die Anſicht, 
die Anwendung des § 142 Thl. 1 Tit. 8 des A. L. R. ſei 
dann ausgeſchloſſen, wenn dem Behältniſſe, deſſen Fenſter verbaut 
worden ſind, durch Anlegung neuer Fenſter Licht verſchafft 
werden kann, iſt von den höchſten Gerichtshöfen zurückgewieſen 
(Ober⸗Tribunal Entſch. Bd. 80 S. 267; R. G.⸗Entſch. Bd. 35 
S. 183 fg.). 4. Das B. G. hat im Ganzen das erſte Urtheil 
zu Gunſten der Bekl. 1 geändert. Da es ſich nicht um ein 
aus einzelnen Theilen beſtehendes, ſondern um ein einheitliches 
Rechts handelt, jo kann die Bekl. ſich nicht darüber beſchweren, 
daß das B. G. ohne Berufung der Kl. dieſe in einer Beziehung 
günſtiger, als dies nach dem erſten Urtheil der Fall war, ſtellt, 
indem es die Worte „in beliebiger Stellung“ in „in aufrechter 
Stellung“ ändert. Die Vortheile, welche die Bekl. 1 gegenüber 
dem erſten Urtheile erlangt hat, überwiegen den ihr etwa aus 
dieſer Aenderung erwachſenden Nachtheil. Eine reformatio in 
pejus zu Ungunſten der Bekl. iſt in der Aenderung unter dieſen 
Umſtänden nicht enthalten. 5. Die Beſchwerde endlich darüber, 
daß in dem B. U. nicht unter genauer Maßangabe beſtimmt 
ſei, inwieweit und in welcher Weiſe der Bau zurückgerückt oder 
abgetragen werden müſſe, iſt unberechtigt. Die Bekl. 1 würde 
im Gegentheil Anlaß zur Beſchwerde haben, wenn das Gericht 
ihr vorſchriebe, in welcher Weiſe ſie die Aenderung des Neubaues 
vorzunehmen habe, ob ſie den ganzen Neubau zurückrücken oder 
ihn erniedrigen, ob ſie deſſen den verbauten Fenſtern gegenüber⸗ 
liegende Wand abſchrägen oder durch Anbringung von Licht⸗ 


ſchächten Abhülfe ſchaffen müſſe. Es iſt deshalb vom R. G. 


angenommen, daß der Richter ſeiner Pflicht genügt, indem er 
in Anlehnung an die Worte des Geſetzes der Bekl. aufgiebt, 
was ſie zu thun hat, ohne ſich auf die Einzelheiten der Aus⸗ 
führung einzulaſſen, indem er die Bekl. nicht weiter bindet, als 
das Geſetz verlangt. 
vom 6. Oktober 1897, Nr. 80/97 V. 

68. Die Anſicht der Bekl. nach dem Satze casum senti 
dominus ſei für den Uebergang der Gefahr nicht der Zeitpunkt 
der Uebergabe, ſondern derjenige der Auflaſſung entſcheidend, 
ſteht im Widerſpruch mit der Praxis des vormaligen Ober⸗ 
tribunals und des R. G. (Raſſow und Küntzel, Beiträge Bd. 23 
S. 916; Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 7 S. 241, 
Juſtizminiſterial⸗Blatt 1882 S. 297) und — mit Ausnahme 
Dernburg's Preußiſches Privatrecht Bd. 1 § 242 Nr. 4, Bd. 2 
8 138 — der Anſicht der ſämmtlichen Kommentatoren der 
Grundbuchgeſetze (vergl. Turnau's Grdb. O. Bd. 1 S. 636 
Anmerkung 3). Von der durch die Rechtſprechung zweier höchſter 
Gerichtshoͤfe gebilligten Auffaſſung, daß der durch Einführung 
der Auflaſſung veränderte Modus der Eigenthumsübertragung 
von Grundſtücken für die Fortgeltung der Beſtimmung des 
§ 95 Thl. J Tit. 11 des A. L. R., nach welcher bei aller 
freiwilligen Veräußerung Gefahr und Schade bis zur Ueber⸗ 
gabe dem Käufer verbleibt, ohne Bedeutung iſt, abzugehen, 
liegt keine Veranlaſſung vor. Daß etwa die Parteien vertragsmäßig 
den Uebergang der Gefahr auf einen anderen Zeitpunkt verlegt 
haben, iſt von den Bekl. nicht dargethan. V. C. S. i. S. 
Lehmann c. Gaedicke vom 29. September 1897, Nr. 70/97 V. 


V. C. S. i. S. Diepow c. Ahlemeyer 


69. Es iſt der Reviſion zuzugeben, daß die Entſcheidung 
des B. R. durch jene Begründung nicht gerechtfertigt wird, da 
nach § 420 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 der Cedent für die 
Richtigkeit und Rechtsgiltigkeit der abgetretenen Forderung 


haftet und für den Fall der Rechtsungiltigkeit die empfangene 


Valuta zurückgeben muß, die verſprochene nicht fordern kann. 
Ihrem Endergebniſſe nach iſt aber die Entſcheidung des B. R. 
richtig. Die Einrede der Bekl. ſtellt ſich rechtlich als eine 
Regreßnahme dar. Nach 88 426 und 143 ff. des A. L. R. 
Thl. I Tit. 11 kann die Regreßklage aus § 420 aber nur 
begründet werden durch den Nachweis, daß die Unrichtigkeit 
oder Rechtsungiltigkeit bereits urtheilsmäßig feſtgeſtellt ſei (vergl. 
Striethorſt Archiv Bd. 93 S. 202 ff.) oder daß eine Klage 
gegen den abgetretenen Schuldner Ausſicht auf Erfolg nicht 
gehabt haben würde (R. O. H. G. Bd. 17 S. 403 und 
Gruchot Beiträge Bd. 26 S. 958 ff.). Daß die bloße Be⸗ 
hauptung, G. ſei von dem Vertrage zurückgetreten, weil er 
bisher die Auflaſſung nicht erhalten habe, zur Begründung des 
Regreſſes nicht hinreicht, iſt nicht zu bezweifeln, da bloße Ver⸗ 
weigerung oder Verzögerung der Auflaſſung ſeitens des Ver⸗ 
käufers den Käufer zum Rücktritte nicht berechtigt (vergl. $ 270 
des A. L. R. Thl. I Tit. 5 und 88 229 ff. des A. L. R. 


Thl. I Tit. 11). V. C. S. i. S. Kronheim u. Gen. c. Graf 


zu Lippe vom 13. Oktober 1897, Nr. 232/97 V. 

70. Nach §§ 729, 824 des A. L. R. Thl. J Tit. 11 
kann nicht zweifelhaft ſein, daß das Zinsverſprechen für ein 
gegebenes Darlehn zu ſeiner Gültigkeit die Schriftform erfordert; 
höchſtens bei dem antichretiſchen Pfandvertrage mag es anders 
fein (Koch, Komm. zu § 729 Thl. 1 Tit. 11 Anm. 75), weil 


da der Gläubiger ſich ſchon im Beſitze der als Zinſen 


dienenden Nutzungen befindet. Im übrigen ſind die von 
der Reviſion angezogenen 8$ 155, 156 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 5 ſchon deshalb ohne Bedeutung, weil der 
Darlehnsvertrag durch die Hingabe des Darlehns nicht er- 
füllt, ſondern begründet wird, und die durch beſondere 
Vereinbarung übernommene Zinsverpflichtung nicht erfüllt 
iſt. IV. C. S. i. S. Behrendt c. Behrendt vom 4. Oktober 
1897, Nr. 38/97 IV. 

71. Der Bekl. Ludwig B. iſt in Betreff des ihm durch 
das Teſtament ſeiner Ehefrau zugewendenten Legats von 
45 000 Mark Fiduciar, die Bekl. zu 2 und die Kl. ſind fidei⸗ 
kommiſſariſche Subſtituten geworden. Die fideikommiſſariſche 
Subſtitution erſtreckt ſich nur auf dasjenige, was beim Tode 
des Fiduciars noch vorhanden ſein würde. Der Fiduciar war 
daher gemäß 88 468, 469 Thl. 1 Tit. 12 A. L. R. nicht 
berechtigt, über das Legat der 45 000 Mark, in ſeiner ur⸗ 
ſprünglichen Geſtalt oder in derjenigen Geſtalt, welche es nach 
der Einziehung, der auf Wilmersdorf Bd. 15, Blatt 483 
haftenden Hypothekenforderungen von 24 000 Mark angenommen 
hat, (Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 210, 211, Bd. 27 S. 222) 
von Todeswegen und durch Schenkungen, welche auf bloßer 
Freigebigkeit beruhen, unter Lebenden zum Nachtheile der fidei⸗ 
kommiſſariſchen Subſtituten zu verfügen. Die Letzteren, welche 
ein betagtes Erbrecht auf das Legat erworben hatten, (Entſch. des 
R. G. Bd. 33 S. 297) konnten diejenigen Rechte, welche ſich 
aus der Verfügungsbeſchränkung des Fiduciars ergeben, gegen 
denſelben nicht nur durch das Verlangen auf Beſtellung einer 
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Kaution nach Maßgabe des § 472 IH. 1 Tit. 12 A. L. R., 
ſondern auch durch die Nachſuchung einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung auf der Grundlage des § 814 C. P. O. zur Geltung 
bringen. Dem Dritten gegenüber, zu deſſen Gunſten der 
Fiduclar zuwider der Vorſchrift der 88 468, 469 Thl. 1 
Tit. 12 A. L. R. verfügt haben ſollte, würde ihnen erſt nach 
Eintritt des Subſtitutionsfalles, und alſo erſt nach dem Tode 
des Fiduciars, die Befugniß zur Anfechtung zuſtehen. (Entſch. 
des R. G. Bd. 14 S. 289, Bd. 17 S. 230.) Aber das 
Anfechtungsrecht als ſolches haben ſie ſchon mit der un⸗ 
berechtigten Verfügung des Fiduciars erworben, und ſie ſind 
daher auch von dieſem Zeitpunkte ab befugt, daſſelbe mit den 
Mitteln, welche die Geſetze zu Gebote ſtellen, insbeſondere alſo 
auch durch den Schutz des $ 814 C. P. O. zu ſichern. Es 
hat nun das B. G. ohne Rechtsirrthum feſtgeſtellt, daß der 
Bekl. zu 1 durch die Ceſſion vom 26. Januar 1896, mittels 
deren er die Hypothekenforderung von 21 000 Mark, eingetragen 
auf Friedenau Bd. 10 Blatt 757 Abtheilung III Nr. 6, an 
die Bekl. zu 2 abgetreten hat, eine verſchleierte Verfügung von 
Todeswegen vorgenommen hat. Hierzu ſtand dem Bekl. zu 1 
die Berechtigung nicht zu, und es kann deshalb nicht beanſtandet 
werden, daß vom B. G. für glaubhaft erachtet iſt, es liege die 
Beſorgniß vor, daß der Bekl. zu 1 auch über die auf Charlotten⸗ 
burg Bd. 39 Blatt 1790 Abtheilung III Nr. 2 eingetragene 
Hypothekenforderung von 21 000 Mark und über den baaren 
Legatenbetrag von 3 000 Mark unbefugt zum Nachtheile der Kl., 
als fideikommiſſariſchen Subſtituten, verfügen und dadurch die 
Verwirklichung ihres Rechts vereiteln oder weſentlich erſchweren 


werde. Die auf Friedenau Bd. 10 Blatt 757 Abtheilung III. 


Nr. 6 haftende Hypothek von 21 000 Mark iſt zwar für die 
Bekl. zu 2 eingetragen. Aber es iſt die Möglichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß dieſelbe an den Bekl. zu 1 zurückcedirt und 
dieſer dadurch in die Lage verſetzt wird, über ſie wiederum zum 
Nachtheile des Kl. zu verfügen. Wenn das B. G. unter Be⸗ 
rückſichtigung dieſer Möglichkeit und der früheren Ceſſion den 
Grund zum Erlaſſe der einſtweiligen Verfügung für glaubhaft 
gemacht anſieht, ſo iſt darin die Verletzung einer Rechtsnorm 
nicht zu finden. Die Bekl. zu 2 hat zur Zeit der Ceſſion vom 
26. Januar 1896 zweifellos von dem Teſtamente der Frau 
Anna Dorothea B. Kenntniß gehabt und alſo auch gewußt, 
daß die fideikommiſſariſche Subſtitution beſtehe. Wenn ſie 
trotzdem die Ceſſion angenommen hat, ſo iſt es nicht rechts- 
irrthümlich, die Beſorgniß für glaubhaft anzunehmen, daß ſie 
die ihr cedirte Hypothekenforderung an einen gutgläubigen 
Dritten abtreten und dadurch das Anfechtungsrecht der Kl. 
völlig vereiteln werde. IV. C. S. i. S. Balz und Genoſſen 
c. Raebiger u. Gen. vom 7. Oktober 1897, Nr. 42/97 IV. 
72. Der Aunſpruch auf nützliche Verwendung wird darauf 
geſtützt, daß dem Bekl. inſofern ein Vortheil zugegangen ſei, 
als S. aus den mit Hülfe der fraglichen Geſchäfte gezogenen 
Einnahmen des Grundſtücks nothwendige Ausgaben des Erb⸗ 
laſſers der Bekl. beſtritten habe. Es iſt aber für die Klage 
aus der durch Rechtsgeſchäfte eines Dritten — des S. — ver⸗ 
mittelten nützlichen Verwendung unerläßliche Voraus ſetzung, daß 
der Dritte, wenn auch in eigenem Namen, doch als Geſchäfts⸗ 
führer desjenigen, dem er den Vortheil aus dem Geſchäfte zu⸗ 
wendet, gehandelt hat (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen, 


Bd. 21 S. 236, ſpeziell S. 240; Gruchot, Beiträge, Bd. 33 
S. 109; ferner Urtheil des R. G. vom 2. Juli 1896 in 
Sachen Neumann gegen Labiſch VI 77/96). Danach genügt 
es nicht, daß die vertragsſchließende Mittelsperſon in irgend 
einem Verhältniſſe zu dem Verſionsbekl. geſtanden hat, zufolge 
deſſen ſie verpflichtet war, den erlangten Vortheil ganz oder 
zum Theil dem letzteren zu überlaſſen; vielmehr muß ſich dieſes 
Verhältniß als ein Auftrag charakteriſtren, und der Vortheil 
muß dem Verſionsbekl. als dem Geſchäftsherrn aus⸗ 


geliefert ſein, wenn die Klage ſtatt haben fol. An dieſer Vor⸗ 


ausſetzung fehlt es hier. VI. C. S. i. S. Vogel c. Selchow 
u. Gen. vom 11. Oktober 1897, Nr. 131/97 VI. 

73. Auch wenn man die lediglich auf Abnahme der 
Rechnung gerichtete Klage, ſei es als Leiſtungsklage oder wenigſtens 
als Feſtſtellungsklage zuläßt, in dem einen wie in dem anderen 
Falle gehört zur Begründung des Anſpruchs, daß die Rechnung, 
deren Abnahme verlangt wird, bereits dem Prinzipal mitgetheilt 
iſt. Nach § 139 Thl. 1 Tit. 14 des A. L. R. muß der Verwalter 
dieſem die Rechnung, in der Regel ſogleich nach Ablauf eines 
jeden Rechnungsjahres, einreichen und auf deren Abnehmung 
antragen. Daraus folgt, daß die Verpflichtung zur Abnahme 
der Rechnung dem Geſchäftsherrn erſt erwächſt, nachdem ihm 
die Rechnung eingereicht iſt. Hiervon findet, im Hinblick auf 
die zweifelloſe Beſtimmung des $ 139 eine Ausnahme auch 
dann nicht ſtatt, wenn dem Verwalter mehrere Perſonen als 
Geſchäftsherrn gegenüber ſtehen und er denſelben daher, gemäß 
§ 109 Thl. I Tit. 14 und § 210 Thl. 1 Tit. 13 des A. L. R., 
nur gemeinſchaftlich Rechnung zu legen hat. Davon geht auch 
der B. R. aus und demgegenüber kann der abweichenden Auf⸗ 
faſſung der Reviſion, daß die Niederlegung der Rechnung mit 
der Klage auf der Gerichtsſchreiberei die Einreichung an den 
Prinzipal erſetze, um ſo weniger beigetreten werden, als in der 
Mittheilung einer Abſchrift der Rechnung und der erforderlichen 
Beläge an den Bekl. unter dem Erbieten der Vorlegung der 
Urſchriften der letzteren an einem dazu geeigneten Orte, ſich für 
den Kl. die Möglichkeit bot und noch bietet, ſeiner vertrags⸗ 
mäßigen Verpflichtung zur Einreichung der Rechnung auch dem 
Bekl. gegenüber ohne außergewöhnliche Erſchwerung ſeiner 
Verbindlichkeit zu genügen. Eine derartige Mittheilung der 
Rechnung iſt das Mindeſte, was beim Vorhandenſein mehrerer 
Geſchäftsherrn, ſofern die Rechnung nicht gemeinſchaftlich über- 
nommen wird, jeder einzelne, der geſondert auf Abnahme der 
Rechnung in Anſpruch genommen wird, zuvor verlangen kann. 
Danach iſt auch für den Bekl., dem Kl. die Rechnung bisher 
auch nicht einmal in Abſchrift mitgetheilt hat, die Verpflichtung 
zur Erklärung über die mit der Klage auf der Gerichtsſchreiberei 
niedergelegte Rechnung behufs deren Abnahme noch nicht begründet, 
und unterliegt daher die auf dieſe Verpflichtung geſtützte Klage 
der Abweiſung. Dabei iſt ſchließlich noch zu bemerken, daß der 
Umſtand, daß die Verbindlichkeit zur Abnahme der vom Kl. zu 
legenden Rechnung eine gemeinſchaftliche der ſämmtlichen Erben 
des Eduard L. iſt, ungeachtet der Beſtimmung im § 127 
Thl. I Tit. 17 des A. L. R. der Erhebung der Klage gegen 
den Bekl. allein im vorliegenden Falle nicht entgegenſteht, weil 
nach Lage der Sache die Klage gegen die übrigen, die Rechnung 
nicht beanſtandenden Miterben ſich erübrigt (vergl. Urtheil des 
R. G. vom 21. Mai 1880, Zeitſchrift für Preußiſches Recht, 
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Bd. I. S. 20). IV. C. S. i. S. Paas jun. c. L'hoeſt vom 
20. September 1897, Nr. 16/97 IV. 

74. Es iſt zwar richtig, daß Vereinbarungen, die in einer 
und derſelben Urkunde enthalten ſind, nicht nothwendig ſo zu⸗ 
ſammen gehören, daß die eine nur als Nebenbeſtandtheil der 
anderen anzuſehen iſt. Sie können vielmehr auch zwei ſelbſt⸗ 
ſtändige, von einander unabhängige Verträge darſtellen und 
kann namentlich neben einem Miethvertrag auch ein ſelbſtſtändiger 
Lieferungsvertrag bezw. Vertrag über Handlungen abgeſchloſſen 
werden. Ob das eine oder das andere von den Parteien beab- 
ſichtigt iſt, iſt im Weſentlichen Thatfrage. Im vorliegenden 
Falle hat nun der Vertreter des Kl. dem Bekl. in dem Schreiben 
vom 13. November 1891 angeboten, ihm die Wohnung auf 
weitere 5 Jahre unter folgenden Bedingungen zu vermiethen: 
1—3 x. 4. Wegen Mitbenutzung des elektriſchen Lichtes über 
die bisher geſtatteten 10 Lampen wäre noch beſondere Verein⸗ 
barung zu treffen. Dieſe Offerte iſt vom Bekl. acceptirt und 
dadurch der Vertrag über die Feſtſetzung des Miethverhältniſſes 
zum Abſchluß gelangt. Es iſt hiernach für das fernere Mieth⸗ 
verhältniß ausdrücklich zur Bedingung gemacht, daß dem Bekl. 
das elektriſche Licht in dem bisherigen Umfange ſolle gewährt 
werden, und iſt nur eine beſondere Vereinbarung über die Aus⸗ 
dehnung der elektriſchen Beleuchtung vorbehalten. Die Mieth⸗ 
ſache ſollte dem Bekl. ſo übergeben werden, daß ihm zur theil⸗ 
weiſen Beleuchtung der Wohnung 10 elektriſche Lampen zur 
Verfügung ſtanden, wodurch auf Seiten des Kl. ohne weiteres 
die Zuführung des elektriſchen Stromes für dieſe Lampen be⸗ 
dingt wurde. Sodann iſt, wie der Thatbeſtand des B. U. 
ergiebt, dem Bekl. auch die Benutzung von 5 weiteren elektriſchen 
Lampen geſtattet worden, ſo daß die in dem Schreiben vom 
13. November 1891 vorbehaltene Vereinbarung zu Stande 
gekommen zu ſein ſcheint. Bei dieſer Sachlage fehlt der An⸗ 
nahme des B. G., daß die Gewährung der elektriſchen Be⸗ 
leuchtung nicht ein integrirender Theil des Miethvertrages ſein 
ſollte, die gehörige Begründung, da der Umſtand, daß nicht die 
ganze Wohnung durch elektriſches Licht beleuchtet werden konnte, 
dieſe Annahme auch nicht zu ſtützen vermag. Gehört aber zu 
der dem Kl. als Vermiether obliegenden Verpflichtung der 
ordnungsmäßigen Vorleiſtung auch die Zuführung des elektriſchen 
Stromes, ſo war zu prüfen, ob Bekl. wegen Nichterfüllung 
dieſer vertragsmäßigen Pflicht des Kl. oder, weil die Wohnung 
deshalb zu dem beſtimmten Gebrauche ganz oder doch größten- 
theils untüchtig war — § 383 des A. L. R. Thl. I, Tit. 21, 
— im März 1894 von dem Miethvertrage zurücktreten durfte. 
War er hierzu berechtigt, ſo hat er von dieſem Zeitpunkte ab 
überhaupt keine Miethe mehr zu zahlen, alſo auch nicht für die 
Zeit vom 1. April 1894 bis 1. Juli 1895. VI. C. S. i. S. 
Lehmann c. Gutmann vom 4. Oktober 1897, Nr. 126/97 VI. 

75. Der Vermiether muß, um den Miethszins fordern zu 
können, dem Miether für die ganze Miethdauer den Gebrauch 
der vermietheten Wohnung gewähren. Er muß deshalb, wenn 
er für die Zeit nach der Räumung der Wohnung durch den 
Miether noch Miethzins fordern will, dieſem für dieſe Zeit die 
Wiederergreifung des Miethbeſitzes offen laſſen und darf nichts 
vornehmen, was die Möglichkeit dieſer Wiederergreifung hindert. 
Im vorliegenden Falle wußte Kl. indeß, daß Bekl. mit ſeiner 
Familie nach Schloß Hünegg in der Schweiz gezogen war und 
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daß er nach ſeinen Anführungen im Vorprozeß den Vertrag 
als nicht mehr beſtehend anſehe. Kl. konnte hiernach wohl an⸗ 
nehmen, daß Bekl. nicht plötzlich und, ohne dem Kl. hiervon 
Mittheilung zu machen, würde wieder Beſitz von der Wohnung 
ergreifen wollen. Es würde deshalb keine unberechtigte Ver⸗ 
fügung über die Wohnung darin zu finden ſein, wenn Kl. nur 
nothwendige Reparaturen in derſelben vornehmen ließ, 
welche es aber nicht hinderten, daß Bekl., wenn er dem Kl. 
einen etwa gefaßten Entſchluß zum Wiederbeziehen der Wohnung 
von ſeinem damaligen Wohnorte mittheilte, die Wohnung bei 
ſeiner Ankunft in ordnungsmäßigem Zuſtande vorfand. Die 
Vornahme ſolcher Reparaturen lag, zumal während des 
Prozeſſes über das weitere Beſtehen des Miethverhältniſſes, in 
beiderſeitigem Intereſſe und würde es gegen Treu und Glauben 
verſtoßen, wenn Bekl. nur wegen Vornahme derartiger Repara⸗ 
turen die Zahlung des Miethzinſes verweigern wollte. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

76. Geht man davon aus, daß, wie das B. G. ohne 
erkennbare Rechtsnormverletzung feſtſtellt, in dem mitgetheilten 
§ 1 des Teſtaments vom 1. März 1879 nicht eine bloße 
Theilungsvorſchrift, ſondern eine Erbeinſetzung enthalten iſt, ſo 
iſt, da dies Teſtament nicht wechſelſeitig von beiden Ehegatten, 
ſondern nur einſeitig von dem Ehemanne errichtet iſt, das Geſetz 
aber in dem § 489 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. nur in 
Betreff des wechſelſeitigen Teſtaments die Vorſchrift giebt, daß 
ein ſolches von ſelbſt ſeine Gültigkeit verliert, wenn die Ehe 
unter den wechſelſeitig teſtirenden Eheleuten durch Scheidung 
getrennt worden iſt, geſetzlich die Erbeinſetzung der Ehefrau in 
jenem Teſtamente durch die im Jahre 1895 erfolgte Eheſcheidung 
nicht aufgehoben worden. Eine Zurücknahme, ein Widerruf, 
eine Aufhebung des Teſtaments durch den Teſtator hat nicht 
ſtattgefunden. In den vorbehaltenen außergerichtlichen Nach⸗ 
zetteln konnte eine ſolche Aufhebung nicht geſchehen und in dem 
gerichtlichen Nachtrage zu jenem Teſtamente iſt ſie nicht ge⸗ 
ſchehen, da hier der Teſtator zu Gunſten ſeiner Kinder nur über 
ſein Grundvermögen und das Hausinventar (nicht aber über 
ſeine Werthpapiere [§ 1 des Teſtaments] und über ſeine aus⸗ 
ſtehenden Forderungen) alſo nicht über ſeinen ganzen Nachlaß 
verfügt und bezüglich ſeiner geſchiedenen Ehefrau nur deren 
Anſpruch in Betreff ihres Eingebrachten geregelt und außerdem 
ihr noch den Nießbrauch am Hausinventar vermacht hat. Da 
der Wortlaut des Nachtrags zu dem Teſtamente klar iſt, ſo 
können Aeußerungen, die der Teſtator angeblich bei der Er⸗ 
richtung jenes Nachtrags gemacht haben ſoll, die aber in dem 
Nachtrag ſelbſt nicht zum Ausdruck gebracht find, keine Berück⸗ 
ſichtigung finden. Als Ergebniß ſtellt ſich ſomit heraus, daß 
die in dem Teſtamente vom 1. März 1879 ausgeſprochene Erb- 
einſetzung der Ehefrau in Folge ihrer Cheſcheidung weder durch 
das Geſetz, noch auch durch Verfügung des Teſtators aufgehoben 
worden iſt. Nun ſoll aber nach der Meinung des B. G. die 
in dem Teſtamente vom 1. März 1879 ausgeſprochene Erb⸗ 
einſetzung der ſpäter geſchiedenen Ehefrau deshalb in Wegfall 
kommen, weil ſie angeblich nach dem zum Ausdruck gebrachten 
Willen des Teſtators für den Fall der Eheſcheidung nicht gewollt 
ſei. Das B. G. folgert dies aus dem § 1 des Teſtaments, 
deſſen Beſtimmung: „Alles was der Teſtator beſitze, ſollten ſeine 
Frau und ſeine Kinder nach der geſetzlichen Vorſchrift erben“, 
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eine Betätigung der geſetzlichen Erbfolge ausſpreche und damit 
den Willen des Teſtators, daß wenn einer der berufenen Erben 
nach dem Geſetze nicht Erbe ſein könne, er es auch nach dem 
Teſtamente nicht ſein ſolle, zum Ausdruck bringe. Eine Noth⸗ 
wendigkeit für dieſe Auslegung iſt aus der Faſſung der Be⸗ 
ſtimmung nicht zu entnehmen, da dieſe bei der. Auslegung, daß 
die eingeſetzten Erben ein der Höhe nach dem geſetzlichen Erb. 
theil gleichkommendes Erbtheil erhalten ſollten, einen durchaus 
vernünftigen Sinn hat. Aber nicht nur die Nothwendigkeit, 
ſondern auch die Zuläſſigkeit für die vom B. G. vertretene 
Auslegung iſt nicht gegeben. Da nämlich der Teſtator erklärt, 
ſeine Frau und Kinder ſollten nach der geſetzlichen Vorſchrift 
erben, ſo müßte die Auslegung des B. G. ſowohl auf die Frau, 
wie auf die Kinder paſſen. Das iſt aber bezüglich der Kinder 
nicht der Fall. Bei ihnen iſt das die Grundlage ihres geſetz⸗ 
lichen Erbrechts bildende Verhältniß der Blutsverwandtſchaft 
zum Teſtator unabänderlich, das Geſetz kennt Urſachen, aus 
welchen durch letztwillige Verfügung ihnen dieſes Erbrecht ent- 
zogen oder beſchränkt werden kann, das Geſetz kennt aber keine 
Urſachen, aus welchen ohne letztwillige Verfügung lediglich kraft 
geſetzlicher Beſtimmung das Erbrecht der Kinder hinwegfällt. 
Auf die Kinder des Teſtators paßt alſo jene Auslegung nicht. 
Spricht hiernach ſchon der Wortlaut gegen die Zuläſſigkeit der 
vom B. G. vorgenommenen Auslegung, ſo kommt noch hinzu, 
daß auch dann, wenn die Auslegung nur auf die Frau An⸗ 
wendung finden ſoll, der Erblaſſer ſich deſſen bewußt geweſen 
ſein müßte, daß ſeine Ehefrau unter Umſtänden, nämlich wenn 
ſie vor ſeinem Tode von ihm geſchieden ſein würde, gegen ihn 
ein geſetzliches Erbrecht als Ehefrau nicht haben würde. Für 
die Annahme, daß dem Erblaſſer dieſes Bewußtſein beigewohnt 
habe, ſind ſeine ſpäteren Erklärungen in den Nachzetteln, dem 
gerichtlichen Nachtrage vom 18. März 1896 oder dritten Per⸗ 
ſonen gegenüber nicht zu verwerthen, da, wie das B. G. mit 
Recht ſagt, Aeußerungen außerhalb des Teſtaments und ins⸗ 
beſondere nachträgliche für die Feſtſtellung des letzten Willens 
nur wenig oder gar keinen Werth haben. Andere Umſtände, 
welche jene Annahme als richtig beſtätigen könnten, ſind nicht 
dargethan, gegen die Richtigkeit jener Annahme ſpricht vielmehr 
entſcheidend die Thatſache, daß der Erblaſſer ſein Teſtament 
vom 1. März 1879 15 Jahre früher errichtet hat, als die 
Eheſcheidung im Jahre 1895 erfolgte. Da endlich abgeſehen 
von der Faſſung des § 1 des Teſtaments vom 1. März 1879 
aus den ſpäteren Erklärungen des Erblaſſers ein ſelbſtſtändiges 
Auslegungsmittel bezüglich dieſes Teſtaments im Sinne der 


Auslegung des B. G. nicht gewonnen werden kann, fo iſt die 


Eutſcheidung des B. G. unhaltbar und deshalb die Berufung 
gegen das landgerichtliche Urtheil zurückzuweiſen. IV. C. S. 
i. S. von Freyberg c. von Freyberg vom 27. September 1897, 
Nr. 104/97 IV. | 

Der Revifion tft darin beizutreten, daß der Ab- 
findungsanſpruch des unſchuldigen Ehegatten feiner rechtlichen 
Natur nach ein perſönlicher iſt, der ſich in dem Anſpruch auf 
Zahlung einer entſprechenden Geldſumme erſchöpft, keineswegs 
ein Mitelgenthum an dem Vermögen des ſchuldigen Theils und 


an den einzelnen dazu gehörigen Sachen zum Gegenſtande hat. 


Dieſe rechtliche Natur des Abfindungsanſpruchs liegt den Be⸗ 
ſtimmungen der 85 788, 789 Th. II Tit. 1 A. L. R. zu 


Grunde, nach welchen Mobilien, Grundſtücke und Gerechtigkeiten, 
wenn keine gültige Vereinbarung über ihren Werth Platz greift, 
nur nach einer gerichtlich aufzunehmenden Taxe gerechnet und 
der ſchuldige Theil zum Verkaufe ſolcher Vermögensſtücke, bloß 
um den Werth derſelben auszumitteln, niemals gezwungen 
werden ſoll. Hiernach kann die Anordnung in den 88 785, 
786 a. a. O., daß die Abfindung in dem vierten bezw. ſechſten 
Theile von dem Vermögen des ſchuldigen Theils beſtehen ſoll, 
nur dahin verſtanden werden, daß von dem durch Vereinbarung 
oder Taxe zu beſtimmenden Werthe des Vermögens, nach Abzug 
der Schulden, eine dem Bruchtheile entſprechende Summe als 
Abfindung zu zahlen iſt. IV. C. S. i. S. Behrendt o. Behrendt 
vom 4. Oktober 1897, Nr. 38/97 IV. 

78. Unbegründet ift die Ausführung, daß die Eheſcheidungs⸗ 
ſtrafe im vorliegenden Falle / des Vermögens betrage. Dieſer 
Satz tritt nach $ 785 des A. L. R. Thl. II Tit. 1 nur in den 
in dem $ 748 daſelbſt genannten Fällen ein. Unter den dort 
aufgeführten Nachſtellungen in Beziehungen auf die Ehre iſt 
nur der § 700, nicht der 8 702 genannt, obwohl dort bei 
allen Vergehen die maßgebenden Paragraphen genau angegeben 
find. Wie die Faſſung der 88 701, 702 ergiebt, habe dieſe 
nur ganz leichte Fälle der Ehrenkränkung im Auge, die nur 
unter beſonderen weiteren Vorausſetzungen die Cheſcheidung 
rechtfertigen; die Praxis verſteht darunter mit Recht nicht bös⸗ 
willige Nachſtellungen, ſondern nur unüberlegte, muthwillige 
Ehrenkränkungen leichterer Art. Sie ſchränken den 8 700 
erläuternd ein, werden jedoch nicht von ihm umfaßt. In dem 
Eheſcheidungsurtheil iſt aber beſtimmt ausgeſprochen, daß nur 
auf Grund des § 702 die Ehe getrennt werde; ein anderer 


Sinn kann daher aus einzelnen Worten der Begründung nicht 


hergeleitet werden. III. C. S. i. S. Groninger o. Groninger 
vom 21. September 1897, Nr. 91/97 III. 

79. Begründet iſt die Beſchwerde, daß das B. G. Zinſen 
von der Scheidungsſtrafe nur ſeit der Klagerhebung zugebilligt 
habe. Schon früher (Entſch. des R. G. Bd. 15 S. 272) hat 
das R. G. ſich in dieſer allerdings zweifelhaften Frage dahin 


ausgeſprochen, daß im 8 784 des A. L. R. Thl. II Tit. 1 eine 


nach § 67 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 für den Beginn der 
Zögerungszinſen maßgebender Zahlungstag für die Cheſcheidungs⸗ 
ſtrafe beſtimmt ſei, daher ſeit dieſem Tage des rechtskräftig 
gewordenen Scheidungsurtheils Zögerungszinſen zuzuerkennen 
ſeien. Von dieſer Entſcheidung abzuweichen, iſt der erkennende 
Senat durch die abweichenden Ausführungen des B. G. nicht 
veranlaßt worden, es war daher das Urtheil inſoweit abzuändern. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

80. Nach § 70 des A. L. R. Thl. II Tit. 2 kann der 
Vater das Kind vor zurückgelegtem vierten Lebensjahre wider 
den Willen der Mutter ihrer Aufſicht und Pflege nicht entziehen, 
es wäre denn, wie in § 71 weiter beſtimmt iſt, daß es ihr an 
Kräften oder am Willen fehlte, ihrer Obliegenheit ein Genüge 
zu leiſten. Der B. R. läßt es dahin geſtellt, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 71 gegen die Bekl. vorliegen; er erachtet den 
erhobenen Anſpruch ſchon deshalb für unbegründet, weil nach 
Lage der Sache angenommen werden müſſe, daß die Bekl. noch 
gegenwärtig ohne rechtmäßigen Grund von ihrem Ehemann 
getrennt lebe, daß aber die ſich eigenmächtig von dem Ehe⸗ 
manne trennende Ehefrau die Herausgabe der Kinder auf Grund 
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des § 70 nicht verlangen könne. Zu dieſem Ergebniß gelangt 
der B. R. mit der Erwägung, daß die bisherige Ehewohnung 
in Eſſen Huyſſenſtraße 4, nachdem Kl. ſie bei der Rückkehr der 
Bekl. am 21. Juni 1896 verlaſſen und im Gaſthauſe Wohnung 
genommen, als Ehewohnung nicht mehr gelten könne. Die 
Ehegatten lebten alſo thatſächlich von einander getrennt und 
der Kl. verweigere auf Grund des § 687 A. L. R. Thl. II 
Tit. 1 das Zuſammenleben mit der Bekl. Daß aber für dieſe 
ein Grund vorliege, wonach ſie das Getrenntleben von ihrem 
Ehemanne gemäß § 724 a. a. O. verlangen könne, ſtehe nicht 
feſt. Daß die ſich eigenmächtig von dem Chemanne getrennt 
haltende Frau nicht auf Grund von § 70 des A. L. R. Thl. II 
Tit. 2 die Herausgabe der noch nicht vier Jahr alten Kinder 
verlangen kann, unterliegt keinem Bedenken. Durch dieſe 
Geſetzesbeſtimmung hat die Ausübung eines gemeinſamen Eltern⸗ 
rechts geregelt werden ſollen und iſt dabei der Mutter, mit 
Rückſicht auf das jugendliche Alter der Kinder, dem natürlichen 
Verhältniſſe entſprechend, ein überwiegendes Recht eingeräumt. 
Angeſichts des gleichen natürlichen und ſittlichen Intereſſes des 
Vaters, mußte aber der Geſetzgeber dabei von der Vorausſetzung 
ausgehen, daß die Eheleute, wie dies auch in den SS 175, 176 
des A. L. R. Thl. II Tit. 1 ausdrücklich ausgeſprochen iſt, mit 
einander vereint lebten und ſo die Mutter das ihr eingeräumte 
Vorrecht unter den Augen des Vaters ausüben würde. Ein 
unberechtigter Eingriff in dieſes väterliche Recht würde es aber 
ſein, wenn die die eheliche Gemeinſchaft eigenmächtig auflöſende 
Frau außerhalb derſelben auch die Pflege und Aufſicht der noch 
nicht vier Jahr alten Kinder beanſpruchen wollte (vergl. Urtheil 
des IV. Senats des R. G. vom 15. Dezember 1892, Entſch. 
Bd. 30 S. 276). Die Reviſion verkennt dies auch nicht, ſie 
rügt aber als Rechtsnorm verletzend die Annahme des B. R.: 
daß die Bekl. ſich noch gegenwärtig eigenmächtig von ihrem 
Ehemanne getrennt halte. Die Rüge erſcheint begründet. Bei 
der Rückkehr der Bekl. am 21. Juni 1896 in die bisherige 
Ehewohnung in Eſſen Huyſſenſtraße 4 war letztere unbeſtritten 
noch die Ehewohnung der Parteien. Daß ſeitdem irgend eine 
Aenderung in der Einrichtung der Wohnung eingetreten oder, 
falls dieſe eine Miethswohnung iſt, die Löſung des Mieths⸗ 
verhältniſſes erfolgt oder auch nur in die Wege geleitet ſei, 
dafür fehlt es an jedem Anhalt. Es ſteht nur feſt, daß Kl. 
beim Eintreffen der Bekl. die Wohnung verlaſſen hat und 
ſeitdem im Gaſthauſe wohnt. Kl. iſt alſo, nach wie vor, 
rechtlich wie thatſächlich zur Verfügung über die Wohnung und 
insbeſondere zu jederzeitiger Rückkehr in dieſelbe, unter Beibehalt 
oder Aufgabe der Wohnung im Gaſthauſe, befugt und in der 
Lage. Nun iſt zwar keineswegs ausgeſchloſſen, daß die Auf⸗ 


gabe einer Wohnung auch unter unveränderter Belaſſung der 


vollſtändigen Einrichtung in derſelben ſeitens des bisherigen 
Inhabers endgültig erfolgen kann, indem die erforderliche ander⸗ 
weite Regelung vorbehalten bleibt. Es ſetzt dies aber einen 
darauf gerichteten und erkennbar gemachten Willen des Wohnungs⸗ 
inhabers voraus. Das Vorhandenſein einer ſolchen Willens⸗ 
richtung beim Kl. iſt vom B. R. nicht feſtgeſtellt, und aus der 
Ueberſiedelung des Kl. ins Gaſthaus ebenſo wenig zu entnehmen, 
wie aus der durch ſeinen Bevollmächtigten der Bekl. über⸗ 
mittelten Erklärung vom 4. Juli 1896. Es ſteht nichts ent⸗ 
gegen, daß ein und dieſelbe Perſon mehrere Wohnungen inne 


hat, auch an ein und demſelben Orte, und aus der gedachten 
Erklärung folgt lediglich, daß Kl. das Zuſammenleben mit der 
Bekl. gemäß der ihm nach §S 687 des A. L. R. Thl. II Tit. 1 
zuſtehenden Befugniß ſo lange verweigert, bis die Bekl. ihren 
unbeſcholtenen Wandel während der eigenmächtigen Trennung 
durch glaubhafte Zeugniſſe nachgewieſen hat. Bei dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhältniß iſt ſomit die Annahme des B. R., daß 
die bisherige Ehewohnung der Parteien in Eſſen Huyſſenſtraße 4 
als ſolche, nachdem Kl. ſie verlaſſen, nicht mehr anzuſehen ſei, 
rechtsirrthümlich, ebenſo wie die hierauf allein gegründete 
weitere Annahme, daß Bekl., ungeachtet ihrer Rückkehr in dieſe 
Wohnung, noch gegenwärtig eigenmächtig ſich vom Kl. getrennt 
halte. Muß die bisherige Wohnung auch jetzt noch als Ehe⸗ 
wohnung der Parteien gelten, ſo hat durch Rückkehr in dieſelbe 
die Bekl. die von ihr verſchuldete Trennung wieder behoben, 
ſo daß von einer noch fortdauernden Trennung ihrerſeits nicht 
mehr die Rede ſein kann. Indeſſen wenn hiernach auch der 
aus der Fortdauer der eigenmächtigen Trennung der Bekl. von 
ihrem Ehemanne entnommene Entſcheidungsgrund des B. R. 
entfällt, ſo ergiebt ſich doch das fernere Bedenken, auf welches 
der B. R. nicht weiter eingegangen iſt: ob der Bekl. auch in 
der Ehewohnung das von ihr in Anſpruch genommene Recht 
nicht ſolange zu verſagen iſt, als der Kl. auf Grund des § 687 
des A. L. R. Thl. II Tit. 1 die Annahme der Bekl. verweigert 
und zu verweigern berechtigt iſt? Die Frage würde ohne 
weiteres zu bejahen geweſen ſein, wenn Kl., ſeine Berechtigung 
gemäß § 687 vorausgeſetzt, von der Bekl. die Beibringung 
von Zeugniſſen über ihren unbeſcholtenen Wandel während der 
Trennung gefordert und bis dahin die Aufnahme der Bekl. in 
die Ehewohnung abgelehnt hätte. Denn auch in dieſem Falle 
würde, bis zur Vorlegung der Zeugniſſe, die Trennung der 
Bekl. vom Kl. als eine rechtmäßige nicht gelten, erſtere alſo 
auch die Ueberlaſſung der Kinder außerhalb der Ehewohnung 
nicht beanſpruchen können. Rechtlich nicht anders iſt aber die 
Sachlage, wenn ſolchen Falls der Ehemann, unter Verweigerung 
der Annahme und Erforderung von Führungszeugniſſen den 
Aufenthalt der Frau in der Ehewohnung zwar zuläßt, aber 
ſonſt das eheliche Zuſammenleben ausſchließt. Das Verweilen 
der Ehefrau in der Wohnung iſt dann bis zur Vorlegung der 
Zeugniſſe kein berechtigtes und unterliegt zeitlich und räumlich 
der freien Beſtimmung des Ehemannes. Daraus ergiebt ſich 
für den Ehemann als Vater, wie die uneingeſchränkte Pflicht, 
ſo auch das uneingeſchränkte Recht der Fürſorge für die Aufſicht 
und Pflege der Kinder, wogegen das entſprechende Recht der 
Mutter während dieſer Zeit ruht. Die gegentheilige Auffaſſung 
der Reviſion, daß mit der Rückkehr in die Chewohnung die 
Frau jedenfalls auch die Rechte aus § 70 Thl. II Tit. 2 des 
A. L. R. wiedererlange, ſelbſt wenn der Ehemann den Nachweis 
guter Führung verlange, wird auf den Hinweis geſtützt, daß 
der Ehemann durch die Weigerung des Zuſammenlebens von 
den ſonſtigen Pflichten der Frau gegenüber nicht entbunden 
werde. Dies iſt zwar rückſichtlich der auch außerhalb der Ehe⸗ 
wohnung zu gewährenden Alimentation als richtig anzuerkennen 
(Urtheil des Preußiſchen Obertribunals vom 30. September 1863 
— Ertſch. Bd. 51 S. 228 — und des R. G. vom 2. Juli 
1883 — Juriſtiſche Wochenſchrift 1883 S. 244), indeſſen daraus 
ſolgt nichts für die vorliegende Entſcheidung, wo ein Recht in 
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Frage, zu deſſen Ausübung die Ehefrau nur in der Ehewohnung 
berechtigt iſt, während ihr zur Zeit ein Recht zur Aufnahme in 
die Wohnung überhaupt nicht zuſtehen ſoll. Die Bekl. hat den 
vom Kl. verlangten Nachweis bisher nicht erbracht; die Weigerung 
des letzteren, das eheliche Zuſammenleben fortzuſetzen, kann aber 
nicht lediglich wegen dieſer Unterlaſſung für berechtigt erachtet 
werden. Denn die aus § 687 des A. L. R. Thl. II Tit. 1 
hergeleitete Befugniß des Ehemannes hat zur Vorausſetzung, 
daß die Ehefrau ſich eigenmächtig und ohne rechtmäßigen Grund 
von ihm getrennt hat. IV. C. S. i. S. Waſſer c. Waſſer 
vom 23. September 1897, Nr. 138/97 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

81. Der an die Spitze des B. U. geſtellte und anſcheinend 
als unzweifelhaft angeſehene. Satz, daß in demſelben Umfange 
auch ihre Zuſtändigkeit für die Anſprüche aus Rentengutsver⸗ 
trägen begründet ſei, tft unrichtig. Die Zuſtändigkeit der Ge⸗ 
neralkommiſſionen beruht nur auf dem § 12 des Geſetzes be⸗ 
treffend die Beförderung der Errichtung von Rentengütern vom 
7. Juli 1891. Nach deſſen Abſ. 1 kann die Begründung 
des Rentenguts auf den Antrag eines Betheiligten durch Ver⸗ 
mittelung der Generalkommiſſion erfolgen. In den Abſ. 2 und 3 
find nähere Beſtimmungen über dieſe Zuſtändigkeit gegeben; 
auch ſie beziehen ſich nur auf die Begründung des Renten⸗ 
guts, das danach regelmäßig mit der, auf Grund des beſtätigten 
Vertrags von der Generalkommiſſion beantragten Eintragung 
des Eigenthumsüberganges im Grundbuche ihren Abſchluß findet. 
Der für die zu entſcheidende Frage wichtigſte, ſich unmittelbar 
anſchließende Abſ. 4 lautet: „Auf das Verfahren und das 
Koſtenweſen finden die für Gemeinheitstheilungen geltenden Vor⸗ 
ſchriften mit folgenden Maßgaben Anwendung“: Auch die dann 
unter 1 bis 4 aufgeführten Maßgaben beziehen ſich, wie Form 
und Inhalt ergeben, nur auf die Begründung der Renten- 
güter, nicht auf die ſpätere Zeit. Daß die Rentengutsverträge 
ſofort vollſtreckbar ſein ſollen, iſt, wie der Kl. zutreffend bemerkt, 
im Geſetze nirgends geſagt. Geht man unbefangen an die 
Prüfung dieſer Vorſchriften, ſo kann man darin nur finden, 
daß für die Begründung der Rentengüter und für alle 
Streitigkeiten, die in dieſes Stadium fallen, die Generalkom⸗ 
miſſionen zuſtändig fein ſollen, daß aber ihre Zuſtändigkeit auf⸗ 
hört, ſobald die Begründung mit Allem, was dazu gehört, 
ausgeführt iſt. In dem Zuſammenhange, in dem er ſteht, kann 
der Abf. 4 eine weitergehende Bedeutung nicht haben, zumal 
auch die ſich anſchließenden Maßgaben über das Stadium der 
Begründung nicht hinausgehen. Das Urtheil des V. C. S. des 
K G. vom 29. April 1896 (Entſch. des R. G. Bd. 37 
S. 393) ſteht dieſer Anſicht nicht entgegen, da in dem dort 
entſchiedenen Falle die dem ganzen Verfahren zu Grunde 
liegende Punktation zu einer Zeit angefochten wurde, als das 
Verfahren der Begründung des Rentenguts noch bei der Ge⸗ 
neralkommiſſion ſchwebte; vielmehr ſcheint der V. C. S. von 
derſelben Auffaſſung ausgegangen zu ſein, indem er'den Satz 
billigt, daß die Generalkommiſſton im Laufe des Verfahrens 
an die Stelle der ſonſt zuſtändigen Verwaltungsbehörden und 
Gerichte trete, und zwar ſoweit es ſich um Entſcheidungen 
handle, die zur Durchführung des Verfahrens erforderlich 
ſeien. Von einer abweichenden Auffaſſung des § 12 Abſ. 4 


ſcheint dagegen das Erkenntniß des Gerichtshofes zur Ent⸗ 
ſcheidung der Kompetenzkonflikte vom 11. Mai 1895 (Preuß. 
Juſtizminiſterialblatt für 1896 S. 133) auszugehen. Zwar 
wird dort die Zuſtändigkeit der Generalkommiſſion für den An- 
ſpruch auf Bezahlung des Kaufgeldreſtes als klar vorliegend 
ſchon deshalb angenommen, weil dieſe Bezahlung einen Theil 
der Ausführung des Rentengutsvertrags bilde, und das ſteht 
mit dem oben Ausgeführten völlig in Einklang. Aber in der 
weiteren Begründung des Erkenntniſſes wird geſagt, auf das 
durch den Rentengutsvertrag unter den Parteien begründete 
Rechtsverhältniß finde der § 12 Abſ. 4 Anwendung, wonach 
ſich das Verfahren nach den für Gemeinheitstheilungen geltenden 
Vorſchriften regele; das Geſetz ſchränke das Verfahren in keiner 
Weiſe — weder ſachlich noch zeitlich — ein, und in den Mo⸗ 
tiven des unverändert angenommenen Geſetzes heiße es zu 8 12, 
daß, wenu die Zuſtändigkeit der Generalkommiſſion einmal be⸗ 
gründet ſei, der Vereinfachung wegen nicht nur bezüglich des 
Eigenthumsübergangs und der Beſitzeinweiſung, ſondern auch 
ſonſt die für das Auseinanderſetzungsverfahren gegebenen Vor⸗ 
ſchriften hier Anwendung finden ſollen. Falls — wie es nach 
der ganzen Faſſung des Erkenntniſſes ſcheint — damit die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Generalkommiſſion auch nach völliger Beendigung 
des Rentengutsverfahrens, insbeſondere alſo für die, zur Be⸗ 
gründung des Rentengutsverhältniſſes gewiß nicht gehörende 
Einziehung der erſt ſpäter fällig werdenden Privatrentenbeträge 
in demſelben — ſehr ſtreitigen, daher erſt zu prüfenden — 
Umfange, wie bei Gemeinheitstheilungen angenommen ſein ſollte, 
ſo würde das R. G. dem nicht beitreten können, wie es auch 
das aus den Motiven zu § 12 Mitgetheilte in dieſen weder 
wörtlich noch in dieſem Sinne findet. Einmal iſt — was 
allerdings für die vorliegende Frage nicht von großer Erheb⸗ 
lichkeit iſt — der 8 12 nicht unverändert zur Annahme ge ⸗ 
langt, vielmehr die aus den Motiven hervorgehobene Beftim- 
mung des Entwurfs, daß auch das Eigenthum, unabhängig 
vom Grundbuche, durch die Generalkommiſſion zu übertragen 
ſei, beſeitigt, und dieſer, während in Folge der Landtagsbeſchlüſſe 
das Eigenthum erſt durch Eintragung im Grundbuche übergeht, 


nur die Befugniß zu einem Antrage bei dem Grundbuchrichter 


auf Umſchreibung des Eigenthums belaſſen. Sodann aber lauten 
die Motive zum § 12 an der betreffenden Stelle (Druckſachen 
des Hauſes der Abgeordneten Bd. V Nr. 233) wortlich fo: 
„Die Uebertragung an die Generalkommiſſion fol nur inſoweit 
erfolgen, als ein Bedürfniß dafür vorhanden iſt, und dies wird 
in der Regel dann der Fall ſein, wenn die Betheiligten ſelbſt 
die Vermittelung der Generalkommiſſion in Anſpruch nehmen. 
Soweit dies nicht der Fall iſt, bleibt es bei dem beſtehenden Recht. 
Iſt aber die Zuſtändigkeit der Generalkommiſſion einmal be⸗ 
gründet, ſo müſſen auch der Vereinfachung wegen bezüglich des 
Eigenthumsüberganges die für die Auseinanderſetzung geltenden 
Vorſchriften zur Anwendung kommen. Namentlich iſt, da die 
Auflaſſung fortfällt, der Zeitpunkt des Eigenthumsüberganges 
bezüglich des Rentenguts wie bei andern mit Landabfindungen 
verbundenen Auseinanderſetzungen auf den Zeitpunkt der durch 
die Generalkommiſſion erfolgenden Beſitzeinweiſung auf Grund 
des beſtätigten Vertrags feſtzuſetzen. Es liegt hierin allerdings 


eine Abänderung des § 1 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 


Indeß .... Abgeſehen hiervon war nur zu beſtimmen, daß 
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auf das Verfahren betreffend die Begründung von Rentengütern 
die für Gemeinheitstheilungen gegebenen Vorſchriften über das 
Verfahren und Koſtenweſen mit einigen nothwendigen Maßgaben 
Anwendung finden ſollen.“ Was hier über den Eigenthums⸗ 
übergang geſagt iſt, hat, wie eben bemerkt, durch die Aenderung 
des Entwurfs ſeine Bedeutung verloren und die Worte, daß 


Hauch ſonſt“ die für die Auseinanderſetzung geltenden Vor⸗ 


ſchriften, etwa allgemein, auf die Rentengüter Anwendung finden 
ſollen, finden ſich in den Motiven nicht; vielmehr iſt für das 
Verſtändniß entſcheidend der eben an letzter Stelle mitgetheilte 
beſchränkende Satz, daß auf das Verfahren betreffend die 
Begründung von Rentengütern, alſo nur in dieſem Um⸗ 
fange die für Gemeinheitstheilungen gegebenen Verfahrens- 
vorſchriften anzuwenden ſeien. Dies entſpricht dem Inhalt des 
Geſetzes; auch der Eigenthumsübergang gehört zur Begründung 
des Rentenguts, erſt mit ihm beſteht es. Da nun, wie unter 
den Parteien feſtſteht, im vorliegenden Falle die Begründung 
des Reutenguts völlig beendet iſt, und in der Klage nur die 
Bezahlung eines ſpäter fällig gewordenen Poſtens der Privat⸗ 
rente gefordert, in der Widerklage nur ein Erſatzanſpruch erhoben 
wird, ſo findet der § 12 Abſ. 4 auf dieſe Streitigkeiten keine 


Anwendung. Vielmehr iſt die Zuständigkeit der ordentlichen 


Gerichte begründet, ohne daß es einer Prüfung und Entſcheidung 
der vom B. G. erörterten Streitfrage bedarf, wie weit bei 
Gemeinheitstheilungen die Generalkommiſſionen zeitlich zuſtändig 
ſeien. III. C. S. i. S. Peters e. Müggenburg vom 17. Sep⸗ 
tember 1897, Nr. 403/96 III. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

82. Der Einwand der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, neben 
welchem der mindere Einwand der Rechtshängigkeit nicht in 
Betracht kommt, greift durch. Sowohl das Preußiſche Ober⸗ 
verwaltungsgericht (Entſch. Bd. 16 S. 302, Bd. 19 S. 287 
und Bd. 28 S. 287) als auch der III. und V. C. S. des 
R. G. (Gruchot Beiträge Bd. 38 S. 1121 ff. und 1116 ff.) 
haben angenommen, daß nach § 67 Abſ. 3 des Preußiſchen 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 alle Streitigkeiten 
über die Stauhöhe, welche — wie hier — im Verlaufe des 
Verfahrens auf Merkpfahlſetzung entſtehen, auch dann nicht 
mehr — wie nach dem Geſetze vom 15. November 1811 und 
nach § 99 des früheren Preußiſchen Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
26. Juli 1876 — vor die ordentlichen Gerichte gehören, wenn 
eine Partei behauptet, daß die von ihr beanſpruchte Stauhöhe 


durch privatrechtlichen Titel begründet ſei. Es kann auf dieſe, 


dem Wortlaute des § 67 Abſ. 3 und den Vorarbeiten zu dem⸗ 
ſelben entſprechenden Ausführungen, an welchen feſtzuhalten 
iſt, verwieſen werden. Die Behauptung des Rbkl., daß der 
V. C. S. des R. G. in dem Urtheile vom 30. September 1896 
(in Sachen Weſtphal wider Klug V. 74/1896) abweichend er⸗ 
kanut habe, iſt unrichtig, da es ſich in jener Sache weder um 
Streitigkeiten, welche bei der Setzung des Merkpfahles entſtanden 
waren, handelte, noch auch die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
in Frage geſtellt worden war. Das Bedenken des Rbkl., ob 
der B. R., nachdem in I. J. die Verhandlung und Entſcheidung 
dem Antrage der Parteien gemäß auf die Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit beſchränkt worden war, über die Einrede der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtsweges erkennen durfte, erledigt ſich damit, 
daß die Zuläſſigkeit des Rechtsweges, von jedem mit der Sache 


befaßten Richter von Amtswegen geprüft werden muß (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 176 und Bd. 22 
S. 4). V. C. S. i. S. von Borcke o. Jung vom 29. Sep⸗ 
temher 1897, Nr. 73/97 V. 

83. Nach § 18 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 
findet gegen die Beſchlüſſe des Gemeindevorſtandes, betreffend 
die Heranziehung zu den Gemeindelaſten, die Klage im Ver; 
waltungsſtreitverfahren ſtatt, ſo daß gemäß § 13 des Gerichts- 
verfaſſungsgeſetzes der Rechtsweg in dieſen Fällen ausgeſchloſſen 
iſt, und nach § 160 des citirten Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 
iſt die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichtsbehörden auch in⸗ 
ſoweit begründet, als bisher gemäß § 9 des Geſetzes, betreffend 
die Erweiterung des Rechtswegs, vom 24. Mai 1861 der 
ordentliche Rechtsweg zuläſſig war, nämlich für den gerade hier 
in Frage ſtehenden Fall, daß eine gezahlte einzelne Abgabe auf 
Grund der Behauptung, daß ſie bereits vorher getilgt geweſen 
ſei, im Wege der Klage zurückgefordert wurde. Die Auslegung 
des L. G., daß auch der $ 160 eit. nur die Fälle betreffe, in 
welchen es ſich um die Beitragspflicht des Grundſtücks als ſolche 
handele, erſcheint unmöglich, da dabei die Tilgung der einzelnen 


Rate gar nicht in Frage kommt, eine ſolche Auslegung auch, 


wie das B. G. mit Recht ausführt, der Tendenz des 8160, 
den ordentlichen Rechtsweg einzuſchränken, widerſtreitet, weil für 
ſolche Fälle, für welche das L. G. auch nach 8 160 den Rechts⸗ 
weg allein ausſchließen will, derſelbe ſchon früher ausgeſchloſſen 
war. Wenn endlich die Reviſion die angezogenen Beſtimmungen 
deshalb für ausgeſchloſſen und den Rechtsweg für zuläſſig er⸗ 
achten will, weil es ſich hier um einen Rechtsſtreit der Stadt 


mit einem Dritten, einem Hypothekengläubiger, handele und 


dabei ein öffentlich-rechtliches Intereſſe gar nicht in Frage komme, 
ſo iſt dies unrichtig, da es ſich immer um die Einziehung 
ſtädtiſcher Abgaben handelt, und der Hypothekengläubiger, der 
ſich dieſer Beitreibung entgegenftellt, als ein Dritter, auf den 
die geſetzlichen Beſtimmungen über die Ausſchließung des Rechts⸗ 
wegs nicht Anwendung finden könnten, nicht angeſehen werden 
kann. III. C. S. in Sachen Meyer e. Stadt Altona vom 
12. Oktober 1897, Nr. 114/97 III. 

Zum Geſetz vom 31. März 1838. | | 

84. Das B. G. hat erwogen, daß es ſich vorliegend nicht 
um einzelne fällige und ihrem Betrage nach feſtgeſtellte Penſions⸗ 
raten, ſondern um Feſtſtellung der Verbindlichkeit zur Penſions⸗ 
zahlung überhaupt handle. Dieſe Erwägung läßt erkennen, daß 
das B. G. die mit Bezug auf Alimente von dem vormaligen 
Preußiſchen Obertribunale geübte (vergl. Entſch. Bd. 44 S. 65, 
Striethorſt, Archiv Bd. 39 S. 123) und vom R. G. gebilligte 
(vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1880 S. 55, von 1897 
S. 273) Praxis vor Augen gehabt hat, wonach der $ 2 Nr. 5 
des Geſetzes vom 31. März 1838 für unanwendbar erklärt iſt, 
falls die geklagten Alimente nicht bereits rechtlich feſtſtehen, 
vielmehr die Verpflichtung zu deren Entrichtung erſt noch feſt⸗ 
zuftellen ift. Daß das B. G. dieſen Rechtsſatz auf Penſionen, 
die in dem § 2 Nr. 5 a. a. O. neben den Alimenten erwähnt 
ſind, mitangewendet hat, läßt ſich nicht beanſtanden. Die Sach⸗ 
lage ergiebt aber, daß die Penſionsforderung des klägeriſchen 
Ehemannes bisher nach Grund und Betrag nicht feſtgeſtellt 
geweſen iſt. IV. C. S. i. S. Penfiond- und Unterſtützungs⸗ 


„am 
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verein der v. Tiele-Winkler'ſchen Beamten e. Böniſch vom 
4. Oktober 1897, Nr. 37/97 IV. 

Zum Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838. 

85. Die Rüge, welche ſich auf die zu Unrecht erfolgte An⸗ 
wendung des Preußiſchen Geſetzes vom 3. November 1838 über 
die Eiſenbahnunternehmungen (in Schleswig⸗Holſtein eingeführt 
durch die Preußiſche Verordnung vom 19. Auguſt 1867) be- 
zieht, iſt für begründet zu erachten. Denn nach feſtſtehender 
Rechtſprechung findet dieſes Geſetz nur auf ſolche Eiſenbahnen, 
welche auf Grund landesherrlicher Genehmigung angelegt 
worden find, nicht aber auf ſolche Eiſenbahnen, deren Anlage 
ohne landesherrliche Genehmigung lediglich landespolizeilich von 
der zuſtändigen Verwaltungsbehörde konzeſſionirt worden iſt, 
Anwendung (Urtheil des VI. C. S. des R. G. vom 4. Mai 1891 
in deſſen Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 28 Nr. 47). Im 
vorliegenden Falle handelt es ſich aber nicht um eine landes⸗ 
herrlich genehmigte dem öffentlichen Verkehr dienende Eiſenbahn, 
ſondern um eine bei Anlegung des Nordoſtſeekanals verwendete, 
mit Lokomotivbetrieb verſehene ſogenannte Arbeitsbahn, auf 
welche nach Vorſtehendem das Geſetz vom 3. November 1838 
Anwendung nicht leidet (vergl. noch betreffs der Arbeitsbahnen 
Urtheil des VI. C. S. des R. G. vom 15. Oktober 1891 bei 
Gruchot, Beiträge zur Erläuterung des Deutſchen Rechts Bd. 36 
S. 1073). III. C. S. i. S. Vering o. Gribbohmer Medardus⸗ 
Gilde vom 8. Oktober 1897, Nr. 127/97 III. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

86. Daß der Gläubiger die hypothekariſche Klage auf die 
ideelle Hälfte eines Grundſtücks gegen den Miteigenthümer 
erheben kann, wenn jeder Miteigenthümer getrennt ſeine Hälfte 
verpfändet hat, unterliegt keinem Zweifel und es iſt kein Grund 
erſichtlich, dieſe Befugniß dem Pfandgläubiger dann abzuſprechen, 
wenn die Miteigenthümer das Grundſtück gemeinſchaftlich für 
eine Schuld verpfändet haben. Hypothekariſch haftet jeder 
Miteigenthümer nur mit ſeinem Antheile; mehr als ſeinen 
Antheil hat er auch bei gemeinſchaftlicher Verpfändung nicht 
verpfändet. Auf eben dieſes ihm vom Bekl. verpfändete 
Vermögensobjekt iſt aber die Pfandverfolgung des Kl. gerichtet; 
biefer greift nicht aus den ihm vom Bekl. verpfändeten Objekte 
einen Theil heraus, nimmt vielmehr alles in Anſpruch, was der 
Bekl. ihm verpfändet hat. Hieran iſt er durch keine Beſtimmung 
des E. C. G. gehindert, insbeſondere auch nicht durch die von 
der Resifion angezogenen Paragraphen. Gläubiger und Schuldner 
können gewiß vereinbaren, daß das Pfandrecht nur am un⸗ 
getheilten Grundſtücke ausgeübt werden dürfe; dem B. G. iſt 
aber kein Rechtsirrthum vorzuwerfen, wenn es in der bloßen 
gemeinfamen Beſtellung der Hypothek eine ſolche Vereinbarung 
nicht findet. Nach Annahme des V. C. S. des R. G. in dem 
Bd. XX S. 270 abgedruckten Urtheile kann ein Gläubiger, 
dem ein Grundſtück als Ganzes einheitlich verpfändet iſt, bei 
ſpäterer idealer Theilung des Eigenthumsrechts den Antheil eines 
Miteigenthümers zum Gegenſtande der Pfandverfolgung machen. 
Um ſo mehr muß ihm dieſe Befugniß zuſtehen, wenn die 
Theilung ſchon bei der Verpfändung beſtand. III. C. S. i. S. 
Möller c. Wriedt vom 12. Oktober 1897, Nr. 131/97 III. 

Zu dem Enteignungsgeſetz. 

87. Die Annahme des B. R., daß das enteignete Land 
keine Baulandeigenſchaft gehabt habe, iſt auf Gerichtskundigkeit 


gegründet. Sie iſt im Weſentlichen thatſächlicher Natur und 
daher den Angriffen der Reviſton entrückt (vergl. Gruchot, Bei⸗ 
träge, Bd. 38 S. 1136) und, ſoweit ſie ein Urtheil in ſich 
ſchließt, war der B. R. in der Lage, dies auf Grund eigener 
Sachkunde zu fällen. Die Rüge der Reviſion, daß der B. R. 
das L.'ſche Grundſtück zu Unrecht für geeignet gehalten habe, 
als Erſatzgrundſtück zu dienen, iſt unzuläſſig, weil — wie ſchon 
in dem Reviſionsurtheile vom 2. November 1895 ausgeſprochen 
worden iſt — die Frage, ob ein ſich darbietendes Erſatzſtück 
wirklich die Natur eines ſolchen habe, dem thatſächlichen, den An⸗ 
griffen durch Reviſion nicht zugänglichen Gebiete angehört. V. C. S. 
i. S. Kubitz o. E.⸗Fiskus vom 2. Oktober 1897, Nr. 74/97 V. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

88. Das Urtheil des B. G. wurde in erſter Linie deshalb 
angegriffen, weil es auf einer Verletzung der Beſtimmung des 
L. R. S. 2248 beruhe; das hiernach für die angenommene 
Unterbrechung der Verjährung aus L. R. S. 2262 zu fordernde 
Anerkenntniß der mit der Klage in Anſpruch genommenen 
Verbindlichkeit des Verkäufers, zur grundbuchsmäßigen Ueber⸗ 
tragung der verkauften Liegenſchaft mitzuwirken, ſei nicht feft- 
geſtellt, vielmehr nur ein Anerkenntniß des Kaufvertrages ſelbſt, 
während die Verbindlichkeit zur Mitwirkung bei der Eintragung 
nur von dem Richter aus dem Kaufvertrage rechtlich gefolgert 
werde. Dieſe Rüge erſcheint nicht gerechtfertigt. Das An⸗ 
erkenntniß war zwar nicht auf die in Frage ſtehende ſpezielle 
Verbindlichkeit gerichtet, aber es hat dieſelbe nach der that⸗ 
ſächlichen Würdigung des Vorgangs ſeitens des B. G. ein⸗ 
geſchloſſen. Es iſt zu berückſichtigen, daß es ſich um eine 
Verbindlichkeit handelt, welche der Verkäufer, wie feſtſteht, nie 
erfüllt hat und erfüllt zu haben nie behauptet hat, und um 
eine Verbindlichkeit, welche bei jedem Liegenſchaftskaufe als 


ſelbſtverſtändlich betrachtet wird. Wenn unter ſolchen Umſtänden 


aus der ausdrücklichen Anerkennung des Kaufs vom 5. Juli 1859, 
welchen der Verkäufer durch Uebergabe der verkauften Parzelle 
in der Hauptſache erfüllt hatte, und aus der gerichtlichen Ver⸗ 
folgung einer Vertragspflicht des Käufers geſchloſſen wird, daß 
der Verkäufer damit auch ſeine jetzt in Anſpruch genommene 
Verpflichtung zur Mitwirkung bei der Uebertragung im Grund⸗ 
buche anerkannt habe, ſo kann darin eine Rechtsverletzung nicht 
gefunden werden. Selbſt ein ausdrückliches Anerkenntniß aller 
Verbindlichkeiten, welche ſich bei einem abgeſchloſſenen Liegenſchafts⸗ 
kaufe für den Verkäufer nach dem Geſetze ergeben können, würde 
noch nicht den Beweis liefern, daß der anerkennende Verkäufer 
hierbei der Verbindlichkeit zur Mitwirkung bei der Eintragung 
zum Grundbuche ſich bewußt geweſen ſei. Gleichwohl wäre 
ohne Zweifel auch dieſe Verbindlichkeit als von ihm anerkannt 
zu erachten. II. C. S. i. S. Kayſer o. Fuchs und Gen. vom 
12. Oktober 1897, Nr. 181/97 II. 

89. Ein Anſpruch aus L. R. S. 2279 kommt nicht in 
Frage, da nicht etwa Fahrniſſe vindieirt werden ſollen (ſolche 
vielmehr nach der eigenen beklagtiſchen Darſtellung im Jahre 
1890 verbrannt ſind), ſondern nur der Erſatz des Werthes 
für Fahrniſſe, welche Eigenthum des Bekl. geweſen ſein ſollen, 
begehrt wird. Aus den Beſtimmungen des L. R. S. 2279 
ergiebt ſich aber auch die Folgerung, daß der bloße Umſtand, 
es ſei Jemand einmal Eigenthümer (beziehungsweiſe Beſitzer) 
eines Fahrnißſtücks geworden, nicht genügt für ihn, gegen den⸗ 
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jenigen, der ſodann in den Befit deſſelben gelangt iſt, den 
Erſatz des Werthes deſſelben zu verlangen. II. C. S. i. S. 
Müller c. V.⸗ V. in Blumberg vom 15. Oktober 1897, 
Nr. 108/97 II. M. 


Literatur. 


Bürgerliches Recht. 
III. Monographien und Abhandlungen. Kommentare zu 
| einzelnen Geſetzen. 
2. Sachenrecht. 

13. Die Verurtheilung zur notariellen Beurkundung 
von Grundeigenthumsverträgen nach elfaß-Lothrin- 
giſchem Recht. Von Notar L. Stiff. Straßburg (o. J.). 
Buchdruckerei M. Dumont⸗Schauberg. 31 S. 8°. 


Nach dem Vorgange des rheinpreuß. Geſ. v. 20. Mai 1885 
hat das elſaß⸗lothringiſche Geſ. v. 24. Juli 1889 den Eigen⸗ 
thumsübergang, der nach franz. R. durch den Veräußerungs- 
vertrag bewirkt wird, bei Grundſtücken von der notariellen Be⸗ 
urkundung deſſelben abhängig gemacht. Nach beiden Geſetzen 
bleibt der bloße Privatvertrag bindend, gibt aber, um den 
Eigenthumsübergang zu erreichen, zunächſt nur das Recht, auf 
notarielle Beurkundung zu klagen. Es wurde zunächſt von den 
rheiniſchen Gerichten angenommen und in den Motiven des 
reichsl. Geſ. ausgeſprochen, daß die rechtskräftige Verurtheilung 
zur notariellen Beurkundung nach § 779 C. P. O. dieſe ohne 
Weiteres erſetze. Das Reichsgericht hat indeß durch Urth. v. 
13. Dez. 1892 (J. W. 1893 S. 90) die zuerſt in der Literatur 
aufgetretene Anſicht beſtätigt, daß, wie bei der Auflaſſung nach 
dem preuß. Geſ. v. 5. Mai 1872, die Verurtheilung nur die 
Erklärung des Beklagten erſetze, der Kläger alſo ſeine Vertrags⸗ 
erklärung noch notariell beglaubigen zu laſſen habe. Der Verf. 
der vorl. Schrift hält auch dies nicht für ausreichend, meint 
vielmehr, Kläger müſſe auf Grund des rechtskräftigen Urtheils 
nun erſt den Bekl. nach § 774 C. P. O. zur notariellen 
Beurkundung anhalten laſſen. Einen ſo offenen Wider⸗ 
ſpruch gegen den klaren Wortlaut des Reichsgeſetzes, der über⸗ 
dies den Landesgeſetzen eine abſurde Begünſtigung der Chicanen 
des rechtskräftig verurtheilten Beklagten unterlegt, nennt der 
Verf. einen Beitrag zur Erläuterung des § 779 C. P. O.] 
Der vermeintliche Grund, daß es ſich nicht um eine ein⸗ 
ſeitige Erklärung des Beklagten, ſondern um die zum Vertrage 
erforderliche gegenſeitige Erklärung der Vertragsſchließenden 
handle, geht abermals gegen den klaren Wortlaut des reichs⸗ 
ländiſchen Geſetzes (S. 5), nach welchem nicht zum notariellen 
Abſchluſſe des Vertrags, deſſen bindender Abſchluß vielmehr im 
Urtheile feſtzuſtellen iſt, ſondern zur notariellen Beurkundung 
des Rechtsgeſchäfts verurtheilt wird. Zur Vornahme dieſer 
Beurkundung iſt aber wie bei der Auflaſſung der Antrag 
und die Bewilligung des einen und des anderen Theils, ſo 
hier nur Auftrag und Bewilligung an den Notar erforderlich, 
alſo einſeitige Erklärung beider Theile erforderlich. Die 
ſcholaſtiſche Conſtruktion dieſer lediglich die Ausführung des 
geſchloſſenen Vertrags enthaltenden Erklärungen, weil ſie ſelbſt⸗ 
verſtändlich eine Willensübereinſtimmung enthalten, als eines 
beſonderen „dinglichen Vertrags“, wird gerade an dem vor⸗ 


liegenden Falle zu Schanden. Der weitere Grund, daß nach 
der Abſicht des Geſ. v. 24. Juli 1889 der Notar vor der Be⸗ 
urkundung eine Prüfung aller persönlichen und fachlichen Ver⸗ 
hältniſſe vorzunehmen habe, was nur in Betheiligung beider 
Vertragſchließenden an der notariellen Verhandlung möglich ſei, 
iſt unverſtändlich, da alles, was S. 3 als Gegenſtand dieſer 
Prüfung ausgeführt iſt, Gegenſtand der gerichtlichen Verhandlung 
geworden oder Mangels Vorbringens durch das rechtskräftige 
Urtheil präcludirt iſt. — Nicht weniger verfehlt iſt die mehr 
beiläufige Ausführung des Verf. (S. 30 ff.), die Verpflichtung 
zur notariellen Beurkundung des Grundſtückserwerbsgeſchäfts 
falle nicht unter Art. 1142 C. c., der nur Vertragsverbind⸗ 
lichkeiten im Auge habe, weil ſie eine „durch das Geſetz auf⸗ 
erlegte Verpflichtung“ ſei. Wenn unter Geſetz jede „Rechts⸗ 
norm“ zu verſtehen iſt, ſo giebt es überhaupt keine bindende 
Verpflichtung, die nicht „durch das Geſetz auferlegt iſt“, und 
eine Vertragsverbindlichkeit iſt eben nur die, welche das „Geſetz“ 
als Rechtsfolge eines Vertrags vorausgeſetzt oder ausgeſprochen 
hat. Bis jetzt hat auch Niemand bezweifelt, daß die geſetzlichen 
Rechtsfolgen eines Vertrags zu den Vertragsverbindlichkeiten ge⸗ 
hören, und um eine ſolche handelt es ſich in der ſtreitigen Frage. 


14. Die Begründung von Rentengütern und das Grund⸗ 
buch im Gebiete des pr. A. L. R. Von J. Peltzer, Reg.-R. 
Berlin 1895. Fr. Vahlen. Pr. 6 M. | 

Während das preuß. Gef. v. 27. Juni 1890 ſich begnügt 
hatte, die „eigenthümliche Uebertragung eines Grundſtücks gegen 

Uebernahme einer feſten Geldrente, deren Ablösbarkeit von der 

Zuſtimmung beider Theile abhängig gemacht wird“, erſt wieder 

für zuläſſig zu erklären, unternimmt das Geſ. v. 7. Juli 1891 

ſchon nach ſeiner Ueberſchrift die „Beförderung der Errichtung 

von Rentengütern“ und bedient ſich dazu derſelben Behörden 
und Einrichtungen, die zu dem entgegengeſetzten Zwecke geſchaffen 


waren, das Grundeigenthum von ſolchen Laſten zu befreien — 


um auch den kleinbäuerlichen Grundbeſitz zur Spekulationswaare 
zu machen. Der Verf. der vorliegenden Schrift, von der 
„wiederholt gemachten Beobachtung“ ausgehend, „daß die Aus⸗ 
einanderſetzungs⸗Geſetzgebung wenig bekannt iſt“, hat in einem 
erſten, „die Verfaſſung und das Verfahren der Generalkommiſ⸗ 
fionen und Rentenbanken im Allgemeinen darſtellenden Theile“ 
den Grund gelegt zu der im zweiten Theile gegebenen Dar⸗ 
legung der einzelnen Grundbuch⸗Operationen bei der Begründung 
von Rentengütern. Die bei knapper und überſichtlicher Be⸗ 
arbeitung erſchöpfende Behandlung des Stoffes macht das Buch 
neben dem nächſten praktiſchen Zwecke, „den Beamten der General- 
kommiſſionen und den Grundbuchrichtern“ (wie nicht minder den 
zur Berathung von den Betheiligten zugezogenen Rechtsbeiſtänden) 
„eine Handhabe für die richtige Anwendung der Rentenguts⸗ 
geſetze zu geben“, auch zu ſozialpolitiſcher und wiſſenſchaftlicher 
Belehrung über den Gegenſtand wohl geeignet. 
15. Das Pfandrecht an beweglichen Sachen nach öſterreich. 
bürg. R. mit beſ. Berückſ. des Bürg. Geſetzbuchs f. d. deutſche 
Reich. Von Dr. F. Demelius, Gerichtsadj. u. Privatdoc. 
a. d. Univ. Wien. Erſte Abtheilung. Wien u. Leipzig 
1897. W. Braumüller Pr. 6 M. 


Der Verf. legt durch ſeine Arbeit erfreuliches Zeugniß 
dafür ab, daß die ſeit einem Menſchenalter rege aufgeblühte 
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Wiſſenſchaft des öſterreichiſchen Privatrechts das Bedürfniß fühlt 
und in ebenbürtiger Weiſe bethätigt, mit der deutſchen Geſetz⸗ 
gebung und Wiſſenſchaft Fühlung zu halten und ſo eine beider⸗ 
ſeits fruchtbare und anregende Wechſelwirkung zu üben. Die 
vorliegende erſte Abtheilung behandelt das vertragsmäßige Pfand⸗ 
recht nach Begriff und Weſen, allgemeinen Grundſätzen, Gegen⸗ 
ſtand und Entſtehung. Die zweite Abtheilung ſoll die Lehre 
vom Pfandvertrag, vom Inhalt, von der Rangordnung, Ueber⸗ 
tragung und Endigung des vertragsmäßigen Pfandrechts, das 
Recht der Pfandleihanſtalten, das letztwillige ſowie die geſetz⸗ 
lichen Pfandrechte darſtellen. 


16. Die Sequeſtration nach öſterreichiſchem Rechte ſyſtematiſch 
dargeſtellt m. beſ. Berückſ. der Entſch. d. oberſten Gerichts⸗ 
hofes. Von Dr. F. Ritter v. Schubert⸗ Saldern, 
Advocaten in Prag. Wien 1894. A. Hölder. XII 
331 S. gr. 8°. 

Der Verf. hat ſeinen Gegenſtand lediglich nach dem Um⸗ 
fange abgegrenzt, in welchem die öſterreichiſche Geſetzgebung 
den Namen der Sequeftration verwendet, fo daß er mit dem 
urſprünglichen Prozeßinſtitut eine exekutive, politiſche u. ſ. w. 
Sequeſtration zuſammenfaßt. Daß er es hiernach „einiger⸗ 
maßen ſchwer“ findet, „eine allgemeine, alle einzelnen nach 
öſterreichiſchem Rechte beſtehenden Sequeſtrationsarten in ſich 
ſchließende Definition zu geben“ (S. 15) iſt begreiflich. In 
der That ſtellt er (S. 18) nicht einen Begriff auf, ſondern 
zwei neben einander, die ſo wenig mit einander gemein haben, 
daß er gar nicht den Verſuch macht, irgend welche gemeinſchaft⸗ 
lichen Grundſätze für die verſchiedenen Sequeſtrationsarten zu 
entwickeln. Uebrigens iſt das Buch eine ſorgfältige, tüchtige 
und gewiß auch brauchbare Arbeit. 


3. Forderungsrecht. 
17. Korrealobligation und Verwandtes nach d. 2. Leſung 
des Entw. z. B. G. B. f. d. D. R. Von Prof. Dr. F. Hruza 
in Czernowitz. (Sonderabdr. a. d. Sächſ. Arch. f. bürg. R. 
u. Prozeß, Bd. V.) Leipzig 1895. Roßberg'ſche H.⸗Buchh. 

93 S. Lex. 80. 

Der Verf. hat in dieſem Aufſatze die §§ 363 —374 des 
zweiten Entw. (jetzt 58 420 — 432 B. G. B.) einer eingehenden 
Erörterung unterzogen „in der Ueberzeugung von der unabwend⸗ 
baren (!) Nothwendigkeit einer dritten Leſung“, deren „beſſernde 
Hand noch mancherlei Arbeit finden“ werde, da „wie groß ſich 
auch der Fortſchritt (des zweiten) gegenüber dem erſten Ent⸗ 
wurfe darſtellt, das Erreichbare gewiß noch nicht erreicht“ ſei. 
Dieſe Erwartung hat ſich nach verſtändiger Erwägung als 
unerfüllbar erwieſen, da eine dritte Leſung „unabwendbar“ das 
Verlangen nach einer vierten u. ſ. w. zur Folge gehabt hätte, 
wie die unterlegene Partei über der dritten allemal noch eine 
vierte Inſtanz anrufen möchte, und gerade die vom Verf. 
erörterten Meinungen ſind, mit geringen Aufbeſſerungen der 
Faſſung inhaltlich unverändert in das Geſetzbuch übergegangen. 
Damit iſt ſelbſtverſtändlich nicht der Kritik ſelbſt das Urtheil 
geſprochen; fie wird ihren Werth behalten für das wiſſenſchaft⸗ 
liche Verſtändniß wie für die gerichtliche Auslegung des Geſetzes, 
die nach den Erfahrungen mit allen neueren Geſetzen in allen 
Richtungen der Windroſe auseinander gehen kann; und die 


probehaltigen Ausſtellungen des Verf. wie viele andere werden 
ſich zum guten Theile mit der vielleicht wenig glücklichen und 
daher zu anderer Auffaſſung verleitenden Faſſung des Geſetzes 
vereinbar finden. 


18. Die Miethe von Wohnungen und anderen Räumen 
nach dem Bürg. Geſetzb. u. Berückſ. d. bish. im Geb. d. 
Bayr. L. R. u. in München geltenden Beſtimm. v. J. Vogel, 
Amtsr. in München, 1897. J. Schweitzer (Sof. Eich⸗ 
bichler). Pr. 1 M. | 

Der Verf. will mit dieſer Skizze des „zukünftigen Mieth- 
rechts“ den Vermiethern und Miethern einen Ueberblick der 

Materie geben und zugleich durch die Bezugnahme auf die 

bisher in jenem Rechtsgebiet geltenden Vorſchriften den praktiſchen 

Juriſten beim Studium und der Anwendung des B. G. B. eine 

Erleichterung gewähren. 


19. Die Proviſionsanſprüche der Grundſtücksmakler. 
Eine civiliſtiſche Studie von Dr. Reuling, Kaiſ. Juſtizr. 
(Sonderabdruck aus den Beitr. z. Erl. d. deutſchen Rechts 
Bd. XI.) Berlin 1896. F. Vahlen. Pr. 1 M. 

Einen großen Aufwand von „aiviliſtiſchem“ Scharffinn hat 
der Verf. aufgeboten, um die Rechtſprechung zur „tieferen Er⸗ 
faſſung“ eines Verhältniffes zu bringen, das ihr durchweg nur 
im Dienſte einer wüſten, auf die „Schraube ohne Ende“ der 
Grundrente geſtützten Spekulation entgegentritt. Mit einer 
gewiſſen Wärme ſittlicher Erregung geht er beſonders dagegen 
an, daß man „dem Vermittler das Recht abſprechen wollte, 
von beiden Vertragstheilen ſich eine Proviſion verſprechen zu 
laſſen“ und da dies nach preuß. C. R. aus der Unterſtellung 
der von dem Vermittler übernommenen Verpflichtung unter den 
Begriff des Auftrags gefolgert worden iſt, ſucht er darzulegen, 
daß die Vermittelung überhaupt nicht als Verbindlichkeit über⸗ 
nommen, fondern nur die Erfüllung der Bedingung des 
einſeitigen Proviſionsverſprechens ſei. Indeß dieſe „civiliſtiſche“ 
Folgerung daraus, daß (wie das Saͤchſ. B. G. B. § 1255 
ausdrücklich ſagt) „eine Klage auf Nachweiſung oder Vermittelung 
wider den Makler nicht ftattfindet” iſt nur ein Spiel mit dem 
Worte Bedingung. Sachlich ſtehen ſich die erfolgreiche Ver⸗ 
mittelung und die hiernach geſchuldete Proviſion als Leiſtung 
und Gegenleiſtung gegenüber, und der Vertrag unterſcheidet ſich 
von einem ſynallagmatiſchen nur durch die beiderſeitige Freiheit, 
des einen Theils die Vermittlung zu unterlaſſen, des anderen 
keinen Gebrauch davon zu machen. Aber dieſe Freiheit ändert 
doch nichts daran, daß der Vermittler, wenn er als ſolcher 
thätig wird, einen Auftrag erfüllt, und wenn er Anſpruch auf 
die Proviſion haben will, ihn ſo zu erfüllen hat, daß das 
Intereſſe des Auftraggebers möglichſt gewahrt werde. Das 
werden ſich die Gerichte wohl durch allen civiliſtiſchen Scharf⸗ 
ſinn nicht ausreden laſſen. Ebenſo verfehlt iſt die Ausführung, 
daß, wenn ja der Vermittler nicht von beiden Theilen Ver⸗ 
gütung nehmen dürfe, das doch nur ein Grund ſei, ihm die 
an zweiter, aber nicht auch die an erſter Stelle verſprochene 
Vergütung abzuerkennen. Denn gerade dieſe erſte iſt ihm für 
die dem Auftraggeber möglichſt günſtige Vermittelung verſprochen 
und wenn dieſer auch zuletzt die Vermittlung angenommen hat, 
weil er keine günſtigere erlangen konnte, hat er doch allen 
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Grund anzunehmen, daß dieſe möglich geweſen wäre, wenn der 
Vermittler ausſchließlich ſein Intereſſe gewahrt hätte und daß 
er darüber getäuſcht worden iſt. — Darauf, wie ſich die Frage 
nach § 654 B. G. B. ſtellen wird, iſt der Verf. nicht ein⸗ 
gegangen. | | 


20. Die Lehre von der Geſchäftsführung ohne Auftrag 
nach dem Bürg. Geſetzb. f. d. D. R. von Dr. A. Sturm, 
Notar u. Rechtsanw. Berlin 1897. C. Heymann. Pr. 1 M. 


Im Anſchluß an zwei ältere Arbeiten über denſelben 
Gegenſtand auf dem Boden des gemeinen R., die bei Windſcheid 
anerkennende Erwähnung gefunden haben, führt der Verf. ſeine 
darin entwickelten Grundgedanken nunmehr an den Beſtimmungen 
des B. G. B. durch, daß die Geſchäftsführung nicht ein ſog. 
Quaſikontrakt mit mehr oder minder Fiktion einer Willens⸗ 
übereinſtimmung, vielmehr eine ſelbſtändige „das Intereſſe 
ſämmtlicher Geſchäftsherren daran, daß ihre Angelegenheiten bei 
einer etwaigen Geſchäftsbehinderung nicht unerledigt bleiben“ 
wahrende Rechtsgeſtaltung, ihr Correlat nicht das Auftrags⸗ 
verhältniß, ſondern die Abweſenheitscuratel ſei. Die von viel⸗ 
ſeitiger Bildung zeugende und doch klar auf ihr praktiſches Ziel 
gehende Arbeit verdient in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung 
gleiche Beachtung. | 


21. Actio de in rem verso zugl. ein Beitrag zur Lehre 
von der Geſchäftsführung von Dr. A. v. Tuhr, Prof. 
in Baſel. Freiburg i. Br. u. Leipzig 1895. J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). Pr. 7 M. 


Die fleißige und fcharffinnige Unterſuchung deckt mit großer 
Unbefangenheit den ungeſunden Boden auf, den die Wiſſenſchaft 
des „gemeinen Rechts“ in den wichtigſten Richtungen zu be⸗ 
arbeiten hat. Die actio de in rem verso iſt eine der Kor⸗ 
rekturen, mit denen der Scharfſinn der römiſchen Juriſten dem 
wirthſchaftswidrigen „Prinzip“, daß der „Hausvater“ durch 
die Handlungen der „ſeinem Rechte unterworfenen Perſonen“ 
wohl reicher, aber niemals ärmer werden könne, die ſchlimmſten 
Spitzen abzubrechen ſuchte. Sie wurde dann auf freie Ge⸗ 
ſchäftsführer übertragen und nur dieſes verhältnißmäßig be⸗ 
ſchränkte Anwendungsgebiet iſt ihr im heutigen Rechte geblieben. 
Gleichwohl „gehört die Lehre zu den beſtrittenſten des heutigen 
gemeinen Rechts“ und der Verf. watet mit unheimlicher Aus⸗ 
dauer nahezu 300 Seiten lang durch das Verweſungsfeld der 
römiſchen Sklavenwirthſchaft, um den erlöſenden Gedanken zu 
finden, daß „die Verſionsklage aus einer ihr zu Grunde liegenden 
Liberationsforderung befriedigend zu erklären“ ſei, zu deſſen Be⸗ 
währung für ihren heutigen Anwendungsbereich (S. 293—328) 
ihm der zehnte Theil des Raumes ausreicht. Daß Niemand 
ſich verſucht fühle, den ſachlichen Werth des Ergebniſſes nach 
der aufgewandten Mühe zu beurtheilen, geſteht der Verf. 
S. 334 gegenüber dem Entw. z. B. G. B. ehrlich, daß ein 
Bedürfniß zur Anerkennung des Verſionsanſpruchs nur für den 
Fall der Inſolvenz des Geſchäftsführers beſtehe, und dazu eine 
dem Art. 368 Abſ. 2 H. G. B. entſprechende Beſtimmung 


ausreichen würde (S. 334). Kl. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Rudolph Meißner beim Amtsgericht Aſchers⸗ 
leben; — Referendar Robert Wagner beim Landgericht Braun⸗ 
ſchweig; — Rechtsanwalt Bruno Bernhard Caſtendyk in Bremen 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg, bei der Kammer 
für Handelssachen Bremerhaven, beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Bremen; — Rechtsanwalt Dr. Abraham Luria beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. jur. Heinrich 
Tebelm ann beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — 
Rechtsanwälte Auguſt Schindler, Georg Lippert beim Land⸗ 
gericht Bayreuth; — Rechtsanwalt Ludwig Bayer beim Amts⸗ 
gericht Weiler; — Rechtsanwalt Pulvermacher beim Amts⸗ 
gericht Charlottenburg; — Gerichtsaſſeſſor Naſſau beim Land- 


gericht Hagen i./ W.; — Rechtsanwalt Hermann Stahl 


beim Landgericht Metz; — Rechtsanwalt Friedrich Oswald 
Bergmann in Ebersbach bei der Kammer für Handels⸗ 
ſachen Zittau, beim Landgericht Bautzen und beim Amts⸗ 
gericht Ebersbach; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Theodor Reim- 
bold beim Landgericht Köln; — Rechtsanwalt Kann beim 
Amtsgericht Kempen, Provinz Poſen; — Rechtsanwalt Franz 
Xaver Reiß beim Amtsgericht Parsberg (Bayern Ober⸗ 
pfalz); — Rechtsanwalt Dr. Franz Leyde beim Amtsgericht 
Tiegenhof; — Rechtsanwalt Richard Oſius beim Landgericht 
Hanau; — Rechtsanwalt Ludwig Schmitt beim Amtsgericht 


Neuſtadt a. / S.; — Rechtspraktikant Ludwig Rieger beim Amts⸗ 


gericht Immenſtadt; — Rechtsanwalt Alois Neuhofer beim 
Amtsgericht Simbach; — Rechtsanwälte Dr. Chriſtian Hart⸗ 
mann, Wilhelm Engler und Dr. Albert Panther beim 
Landgericht Mannheim; — Referendar Dr. jur. Carl Cuers 
beim Landgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Dr. jur. Karl 
Walther Körner beim Landgericht Eiſenach; — Rechts- 
anwalt Dr. Böcker beim Landgericht Magdeburg; — Rechts- 
anwalt Ottomar Karbe beim Amtsgericht Wongrowitz; 
— Rechtsanwalt Dr. Martin Kochs beim Landgericht Köln; 
— Rechtsanwalt Bürgermeiſter Dr. jur. Hans Ziegner⸗ 
Gnüchtel beim Amtsgericht Wilhelmshaven; — Rechtspraktikant 
Joſef Müller beim Amtsgericht Bruck; — Rechtsanwälte 
Dr. Julius Remy, Dr. Nathan Roſenberg beim Landgericht 
Eſſen; — Rechtsanwalt Ernſt Jäckel beim Landgericht Görlitz; 
— Rechtsanwalt Dr. Hans Rudolf Ratjen beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim Amtsgericht 
Hamburg; — Rechtsanwalt Hermann Franz Ludolph Harten 
beim Amtsgericht Wilſter; — Rechtsanwalt Georg Müller 
beim Landgericht Hannover; — Rechtsanwalt Guſtav Reich- 
wald beim Amtsgericht Fiſchhauſen; — Rechtsanwalt Bernhard 
Kloſtermann beim Amtsgericht Soeſt; — Rechtsanwälte Franz 
Weber, Theodor Lauber beim Landgericht Neuburg a. / D. 


Löſchungen. | 
Rechtsanwalt Kann beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Kottbus; — Rechtsanwalt Dr. jur. Eduard Berendes 
beim Amtsgericht Soeſt; — Rechtsanwalt Knur beim Amts- 
gericht Simmern; — Rechtsanwalt Dr. Emil Euler beim 
Landgericht München I; — Rechtsanwalt Dr. Walther Körner 
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beim Landgericht Weimar; — Juſtizrath Vette beim Land⸗ 
gericht Torgau; — Rechtsanwalt Boroſchek beim Amtsgericht 
Gratz; — Rechtsanwalt Halle beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Friedrich Karmann 
beim Landgericht Augsburg; — Geheimer Juſtizrath Scheele beim 
Oberlandesgericht Hamm; — Rechtsanwalt Dr. L. Dammert 
beim Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt Dr. Stooß beim 
Land⸗ und Amtsgericht Lübeck, ſowie beim Oberlandesgericht Ham⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Bendziulli beim Amtsgericht Neun⸗ 
kirchen (Bezirk Trier); — Rechtsanwalt Wieſe beim Amts⸗ 
gericht Neuß; — Rechtsanwalt Dr. Mannheimer beim 
Landgericht Magdeburg; — Juſtizrath Kretſ chmann beim 
Landgericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Wilhelm Schnizlein 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Ansbach; — Rechts- 
anwalt Magnus Gerlof beim Amtsgericht Hameln; — Rechts⸗ 
anwalt Joſef Hofmann beim Landgericht München II; — 
Rechtsanwalt Friedrich Straube beim Landgericht Mannheim 
und beim Amtsgericht Heidelberg. 


| Ernennungen. | 

Zu Notaren wurden ernannt: Gerichtsaſſeſſor Zaun in 
Erkelenz; — Rechtsanwalt Choyke in Magdeburg; — Zuftiz- 
rath Dr. Holdheim in Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt 
Haaſe in Pyritz. 

Todesfälle. 

Juſtizrath Ruſſell in Emden; — Rechtsanwalt Arnold 
Kremſer in Neuſtadt O.⸗S.; — Juſtizrath Dr. Georg 
Schwarz in Gießen; — Rechtsanwalt J. B. Kroiß in 
Dachau; — Juſtizrath Dr. Dreyer in Görlitz; — Rechts- 
anwalt Dr. Anſelm Bruno Stübel in Dresden; — Rechts- 
anwalt Anton Ebner in München; — Juſtizrath Friedrich 
Grauer in Neiße; — Juſtizrath Lauck in Seelow; — Rechts- 
anwalt Armin Felix Schreiter in Radeberg; — Rechtsanwalt 
Melchers in Dorſten. 


Erledigung der Stelle eines Bürgermeifters. 


Laut Beſchluß der hieſigen Stadtverordneten⸗Verſammlung ſoll 
die erledigte Stelle des Bürgermeiſters der Haupt und Reſidenz⸗ 
ſtadt Deſſau möglichſt bald für eine zwölfjährige Periode 
durch Neuwahl wieder beſetzt werden. 

Vorbehaltlich Höchſtlandesherrlicher Genehmigung wird mit dieſem 
Imte unter der Bedingung des reversmäßigen Verzichts auf ander⸗ 
weite Erwerbsthätigkeit und gegen die Verpflichtung, das Amt inner⸗ 
halb der Wahlperiode nicht ohne vorangegangene vierteljährliche 
Kündigung niederzulegen, ein Gehalt von zunächſt 7000 Mark ver⸗ 
bunden werden, zu welchem für die Mitgliedſchaft im Kuratorium 
der Chaponſtiftung ein Neben⸗Einkommen von 500 Dart hinzutritt. 

Gemäß $ 106 der Anhaltiſchen Gemeindeordnung gebührt dem 
Bürgermeiſter, falls derſelbe bei Ablauf der Dienſtperiode nicht wieder 
gewählt oder beſtätigt wird, nach zwölfiähriger Dienftzeit die Hälfte 
des Gehalts als jährliche Penſion, deren Betrag mit jedem weiteren 


Dienſtjabre um 1½ Prozent des Gehalts bis zur Höhe des letzteren 


IHR ſteigt. — Ebenſo wird der neu zu wählende Bürgermeiſter 
8 np der Anhaltiſchen Wittwenkaſſe unter den hierfür feſtgeſetzten 
edingungen. Bewerbungen ſind an die Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
ung zu Händen des unterzeichneten Vorſtehers bis zum 10. November er. 
zu richten und müſſen N daß der Bewerber die Befähigung 
für das Richteramt oder den höheren Verwaltungsdienſt beſitzt. 
niffe 7 5 ſe it en i ſind beſondere Zeug⸗ 
n. enſo mitzutheilen, mit welchem Zeitpunkte 
der Bewerber das Amt antreten kante ö e 
Deſſ au, den 15. Oktober 1897. 


Der Stadtverordneten- Vorſteher. 
Rümelin. 


Die Herren Mitglieder der Anwaltskammer zu 
Berlin werden hiermit zur ordentlichen Verſammlung 
der Anwaltskammer auf den 


20. November d. J., 
Nachmittags präc. 4 Uhr, 
in den großen Saal des Hötel „Maiferhof* hier⸗ 
ſelbſt, Eingang von der Mauerſtraße, berufen. 
Tages-Ordnung: 

1. Bericht der Reviſoren und Decharge⸗Ertheilung 
betreffs der Vorſtandsrechnung pro 189596. 

2. Rechnungslegung pro 189697 und Wahl 
der Reviſoren. 

3. Antrag des Vorſtandes auf Bewilligung einer 
Zuwendung an den Unterſtützungsfonds der 
Hülfskaſſe für Deutſche Rechtsanwälte in 
Leipzig. | 

4. Wahl von neun Vorſtandsmitgliedern. 

Berlin, den 12. October 1897. | 


Der Borfißende 


des Dorftandes der Anwaltskammer. 


Lee | 
Geheimer Juſtizrath. 


Ich ſuche einen tüchtigen Büreauvorſteher, der fpäteftend am 
erſten Dezember d. J. eintreten kann. 


Seelow, November 1897. 
| Faalzow, Rechtsanwalt und Notar. 


Ich ſuche zum alsbaldigen Eintritt einen durchaus tüchtigen, auch 
im Notariat erfahrenen . 
Büreau⸗Vorſteher. . 
Den Meldungen bitte ich Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüche 


beizufügen. 
Schunck, Rechtsanwalt u. Notar in Bochum. 
Geſucht zum 1. Dezember 1897 ein jüngerer, tüchtiger Büreau⸗ 
Vorſteher. | 
Ä Rechtsanwalt Jonas, Weilburg a. d. Lahn. 


Für ein Rheiniſches Anwaltsbüreau ein gewandter Büreau⸗ 


vorſteher geſucht. | Ä 
Offerten an die Expedition dieſes Blattes unter R. 152 erbeten. 


Suche per ſofort Engagement als Büreauvorſteher bei Ber⸗ 
liner Anwalt. 12 J. im Fache, ſelbſtändiger Arb., kautionsfähig, 30 J. 
M. Anders, Bür⸗⸗Vorſt., Wollinerſtr. 27 v. II. 


Büreau⸗Vorſteher, der 10 Jahre in zwei Stellungen thätig 
geweſen, ſucht Stellung. Offerten unter F. 459 d. d. Expd. d. Bl. 


Ein tüchtiger Büreauvorſteher, in Prozeß⸗ u. Notariatspraxis 
erfahren, ſucht ſofort ev. fpäter Stellg. Off. u. I. J. 18 a. d. Exp. d. Bl. 


Ein in Stellung befindlicher zuverläſſiger Büreauvorſteher 
ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, per 1. Dezember 1897 event. ſpäter 
Stellung bei einem Rechtsanwalt in kleinerer Stadt. Offerten bitte 
unter F. Stettin, Philippſtraße 2 IL. 


Büreau⸗Vorſteher, 30 Jahr alt, z. Zt. noch in ungekündigter 
Stellung, vorz. Empfehlungen, ſucht per 1./12. oder 1./1. Stellung 
nach Berlin. Off. unter A. B. 100 an die Exp. dieſes Blattes. 


Jüng. Büreauvorſteher, 22 Jahr alt, militärfrei, ſucht 
Stellung. Gefl. Off. unter W. D. 263 an die Exped. dieſes Frank 
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Verh. Mann, 31 3. alt, 8 J. beim Amtsgericht, dann 7 J. bei Rechts · 
anwalt mit gr. Notariat als Bür.Vorſt. peſchäft. gew., ſucht per ſofort 
od. ſpäter anderw. Stellg. Off. erb. u. L. S. 21 an die Exp. d. Zeitg. 


FPfIIII!!CC!C!᷑ĩ⅛ðùu 

Tüchtiger 24 jähr. als Regiſtrator, Exped. und ftellv. Bür.⸗Vorſt. 
beſchäftigter Bür.⸗Geh, ſucht per ſofort oder vom 1. 1. 98 Stellung 
als Bür⸗⸗Vorſt. Off. an Woßfgefaßrt, Berlin, Zoſſenerſtr. 33. 


ER Ein Expedient, der mit dem Koſtenweſen vertraut und ſelbſt⸗ 
ſtändig Schriftſätze anfertigen kann, wird zum alsbaldigen Antritt 
geſucht. Off. unter U. K. 50 an die Expedition dieſes Blattes⸗ 


17111! ]⅛˙ ˙ĩ.KA 6... ĩ é ß 
J. Mann, w. 10 J. als Ger.⸗Aktuar thätig war, ſucht, geſt. a. g. Zeugn., 
Stllg. im Bür. e. Rechtsanw. Off. erb. u. H. L. 445 an d. Exp. d. Bl. 


Dame, 20 3. alt, Handelsſchule Ia abſolv., dopp. Buchf., engl., franz. 
Correſp., Stenogr., Schreibm. erl., |. Stllg. Off. u. O. F. 38 Poſtamt 57. 


Rechtsanwaltspraxis in Thüringen wird niederzulegen 
beabſichtigt. Bureau, Vorſteher, Wohnung u. ſ. w. kann ohne be⸗ 
ſondere Vergütung übernommen werden. 

Offerten unter R. M. 450 an die Exped. dieſer Zeitung erbeten. 


7171717177 vy 

Betagter Rechtsanwalt und Notar ſucht Societät und 
geeignete Vertretung. Offerten unter J. K. 441 an die Expedition 
dieſes Blattes. | | 


ER 5 
Rechtsanwalt, 11 Jahre beim Landgericht I Berlin thätig, 
ſucht Aſſociation mit älterem Collegen und Notar eventuell Termins⸗ 
vertretungen. Off. unter V. B. 440 an die Exped. dieſes Blattes. 


FJüngerer Anwalt bei einem kleinen Landgericht ſucht Aſſociation 
mit einem beſchäftigten Anwalt bei Land⸗ oder Oberlandesgericht in 
einer größeren Stadt, eventuell auch Stellung als Hülfsarbeiter. 

Gefl. Offerten sub R. G. 271 an die Exped. d. Bl. 


a Dr. jur. Faul C. 58 itzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

| Georg FJ. Bentley, Notar. | 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord ⸗ Amerikas. g 


Dien practiſchen | 
Termin⸗ und Neproductionsfalender für Rechtsanwälte 
| und Notare pro 1898, u 
von Th. Rath, Büreauvorſteher, Werl, 
erhält man für nur 3,50 Mark franco bei 
Friedr. Thöne, Werl i. W., Verlagsbuchhandlung. 


Zu verkaufen:: 
I. Preuß. Geſetzſamml. vollſt. von 1810 bis jetzt. 
II. Entſcheid. des Königl. Preuß. Obertribunals, Bd. 1 bis 83, 
g vollſtändig nebſt Sachregiſter. 
III. Striethorſt Archiv für Rechtsfälle des Königl. Obertribunals, 
Bd. 1 bis 100, vollſtändig. a | 
IV. Juſtizminiſterialblatt von 1839 bis jetzt, vollſtändig. 
V. Gruchot, Beiträge zur Erläuterung des Preuß. Rechts, Bd. 1—8. 
VI. Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts, Bd. 12—.25. 
VII. Provinzialrecht der Kurmark Brandenburg von Scholtz und 
Hermensdorf, Berlin 1854. 
VIII. Provinzialrecht des Herzogthums Magdeburg von Klewitz, 
Motive und Entwurf. Magdeburg 1837. 
IX. Daſſelbe, amtl. Ausgabe. 
X. Provinzialrecht der Altmark von Götze, Magdeburg 1836. 


Aforintion Berliner Schneider. (Friedrich Modler & En.) 
8 2 empfiehlt ihre Spezialität von 
Amts trachten für Juſtiz⸗ 
beamte und Prediger. 
Amtsroben und Barrets für 
Richter: von M. 25—654, 
gpgiechtsauwälte: von M. 2545, 
ien Gerichtsſchreiber: von M. 15—80 
* bei freier Zuſendung. 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite⸗ 5 


In unſerem Verlage tft erichienen: 


Die Entscheidungen des Ehrengerichtshofs 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Herausgegeben von dem Schriftführeramte 
des Deutſchen Anwaltvereins. 
Wand VII. 1. Januar 1894 — 31. Dezember 1895 
nebſt Inhaltsverzeichniß ſämmtlicher ſieben Bände. 
80, Preis 4 M. 


Die früheren Bände koſten: I Bd. = 4 Mk., II. Bd. = 
3 Mk., III., IV., V. und VI. Bd. à 5 Mk. Bd. I— VII zuſammen 


Mk. 
Das Porto beträgt für Bd. I und II à 10 Pf, Bd. II und IV 
2 20 Pf., Bd. V= 10 Pf., Bd. VI= 20 Pf., Bd. VII 10 Pf., 


ſendung des Betrages und Glaubhaftmachung der e e e 
erfolgt directe Zuſendung ſeitens der Verlagsbuchhandlung oder au 
ſchriftliche Beſtellung, welche einzuſenden iſt, übern immt ede Sorti⸗ 
mentsbuchhandlung die Beſorgung der Bände. 


Berlin 8. 
Stallſchreiberſtr. 34/35. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 


Remington-Sholes 
V. UT. 
TRADE —= MARK 


E 
\ 
die neueste und beste 


Schreibmaschine für Rechtsanwälte 


empfohlen von über 50 grossen Anwaltsburtaux 


| A. P. Little 
Beste amerikanische Farbbänder 


für Schreibmaschinen aller Systeme 
Kohlenpapiere 
| Tchreibmaschinenpapiere 
| Registratoren 
Brieforöner 
Amerik. Schreibpulte für Rechtsanwälte 
Allein-Vertretung: 


Remington Sholes Co. 
Berlin W., Mohrenstr. 33. 


Breslau, Kätzel Ohle 3. iö 

Düsseldorf, on 
amburg, Welskerstrase 62. Stettin, Bresin 

Leipzig, Grimmaische Strasse 17, I. Elbing, Altar aeg * 


a 


Frankfurt a. M., Grosser Kornmarkt 15. 


Soeben erſchien vollſtändig: 
Dr. Juſtus POlshauſen, 
Reichsgerichtsrath: 
Kommentar zum Strafgeſetzbuch 
für das Deutſche Reich. 
1897. — Fünfte umgearbeitete Auflage. 
2 Bde. 93 Bog. Lex. 80. Geh. M. 30,—. Geb. M. 35,—. 


Soeben ift erſchienen: 


Dr. Adulf Stölzel: 


Ipräſident der Juſttzprüfungscommiffion, Wirklicher Geheimer Rath etc. etc] 


Schulung für die ciriliſtiſche Praxis. 


Bweifer Theil. 
Zur Lehre von der Eventualaufrechnung. 


8 1897. Geh. M. 6, —. Geb. M. 7,.—. 
(J. Thl. Zweite Aufl. 1896. Geh. M. 8, —. Geb. M. 9,—.) 


Verlag von M. & B. Marrus in Breslau. 
Soeben erſchien und iſt durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


Das Recht der Schuldverhältuiſſe. 


Kommentar 


N | zum 
zweiten Buche des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
von 


Dr. J. Meisner, Oberlandesgerichts⸗Rath. 
= Pres 5 Mark. = 


Der vornehmlich für den praktiſchen Gebrauch beſtimmte 
Kommentar giebt neben einer Erläuterung des neuen Rechts 
eine Vergleichung deſſelben mit den bezüglichen Vorſchriften 
namentlich des Preuß. Allg. Landrechts, ſowie des 
gemeinen und Franzöſiſchen Rechts und des Sidi. 
Bürgerl. Geſetzbuchs. N 

Der Kommentar zum I. Buche des B. G. B. befindet ſich 
in Vorbereitung und erſcheint im April 1898. 


Wilh. Noch, Antiquariat, Königsberg i. P. 
offerirt in gut gehaltenen Exemplaren: 
Entſch. d. O. V. G. 27 Bde. u. Reg. geb. 130 M. 
x Entſch. in Strafſachen. 27 Bde. 70 M. 
- = m Juſt. Min. Bl. 1839—1891. geb. 30 M. 
Guſtav Fock, Antiquariat, 8 eipzig, bietet in Windſcheid, Pandekten. 1891. geb. 35 M 


Verlag von Franz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


ſauberen ant. Exemplaren an: Juriſt. Wochenſchrift 1886—95. geb. 70 M. 
Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1—37 m. N Juriſt. Katalog verſende gratis. 

Reg. Gbd. (Soweit erſchienen.) M. 135.— Entſcheidungen des 8 

1 ne nn 1 a 5 Fr. Fleiſcher's Buchhandlung u. Antiquariat 

erſchienen. 5 .— eletzſammlung für die Königl. preuß. 5 1 T 

Staaten. 180694. Ghd. MN. 50.— Archiv f. civiliſt Pearls (&. Stöppafus). Leirtis. Gegründet 1681. 

d. 1-85. 1820—95. (582.70) M. 130.— Goltdammer'g Specialität: Jurisprudenz. 

* Pl Strafrecht. Jahrgang 1—43. 1833 — 95. Gbd. Aniverfitäts- Lehrbücher nen und antiquariſch. 


Reichhaltiges Lager juriſtiſcher Werke. Kataloge gratis Ankauf einzelner werke ſowie ganzer Bibliotheken. 
und franko. j 


fi Schnelle Erledigung. Katalog gratis und franco. | 
FFF | 
Soeben tft erſchienen und durch jede Buchhandlung zu beziehen: | | 


Lieferung 1 des . | 
unter Mitwirkung hervorragender Fachleute und Juriſten herausgegeben | | 
von 
Eugen Baumgartner. | 
Vollſtändig in 50 Lieferungen & M. 1.50 oder 
Bubftripfionspreig für das ganze Werk zahlbar im Doraus M. 50.—. 
Derfelbe erliſcht nach Erſcheinen der 2ten Lieferung. | 1 
„Dieſes Handwörterbuch enthält in a habetiſcher Reihenfolge alle im Verſicherungsweſen gebräuchlichen ‚Oder auf dasſelbe bezug⸗ 
habende Ausdrücke und ee bieieees uter Berz ten der Geſchichte, Rechtſprechung, Geſetzgebung, Technik, Mathematik, Statiſtik, 
Bolkswirtſchaft und Verſicherungs⸗Medlein. ä 5 1 
Eugen Baumgarfner. 
Straßburg i. E. 


Car! Heymanns Verlag, Berlin W. 

Rechts ⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 
| Dr. jur. Ludwig Kuhlenbeck, ee in Jena. | | 
Von den Pandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Eine dogmakiſche Einführung in das Atudium des Bürgerlichen Rechts. 


Erſter Theil, erſte Hälfte. Preis 5 M., bei poſtfreier Zuſendung 5,2bo M.... 
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unveränderten Begriffe und Normen in ihrer neuen Form wieder aufzuſuchen, die neuen Rechtsſätze dogmatiſch und dogmen⸗geſchichtlich | 


den alten anzugliedern, eventuell auch kritiſch das neue an dem alten zu meſſen. 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35, 
Neue Erſchein ungen. 

| Vergleichende Darſtellung des | 
Bürgerlichen Geſetzbriches 


und der Landesrechte. 


ützowſtr. 27. | 
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Das Gemeine Recht. 


Dr. G. von Vuchlaa, 


Oberlandesgerichtsrath und Mitglied der Reichstagskommiſſion. 


Soeben erſchien: 


Der Code civil. 
örtſch, 
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Das neue Deulſche Das Recht der Irau 
Bürgerliche Recht in Sprü chen nach dem Bürgerlichen Geſeßzbuch. 
5. Profeſſor Dr. Bee Cohn, Zürich Dargeſtellt für die Frauen von 


U. echt der Schuldverhältniſſe. Amtsgerichtsrath Hermann Jaſtrow, Berlin. 
1897. In aparter Ausſtattung, eleg. kart. Mk. 3,—. 1897. In apartem Einbande Mk. 2,80. 
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I. Allgemeiner Theil. Das Wieth- und Pachtrecht 
1896. In aparter Ausſtattung, eleg. kart. Mk. 2, —. 8 15 | | 
nach dem Bürgerlichen Geſehbuch. 
Zum praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 


Das Werk enthält eine rn des BGB. in Berf en 
und Sprüchen und foll den Zweck erfüllen, jüngeren und älteren 
Rechtsanwalt Arnold Fränkel, Sagan. 
| 1897. Kart. Mk. 3,—. 
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Die Rechts konſulenten. 
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Vom Reichsgericht.) 


Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 13. November 
1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. | 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. | 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Der Klagantrag geht auf Verurtheilung der Bekl. 
zur Zahlung von 1900,30 Mark ausweiſe der ſpezifizirten 
Schadensrechnung. Dies iſt der Werth des Streitgegenſtandes 
für das Urtheil der I. J., das die Klage abgewieſen, und für 
das Urtheil der Berufungsinſtanz, das den Anſpruch des Kl. 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt hat. Folglich iſt es 
auch der Beſchwerdegegenſtand für die Reviſion, die die Auf⸗ 
hebung dieſes Urtheils verlangt. Daß der Kl. nach der Ver⸗ 
kündung des B. U. und vor Einlegung der Reviſion brieflich 
und durch Zuſtellung eines Schriftſatzes der Bekl. angezeigt hat, 
er ermäßige den Klageanſpruch auf 1.450 Mark, iſt für die 
Bemeſſung des Beſchwerdegegenſtandes bedeutungslos. Denn 
dieſer wird durch den Inhalt des angefochtenen Urtheils und 
der Reviſtonsanträge beſtimmt. I. C. S. i. S. Nauen u. Co. 
c. Caeſar vom 9. Oktober 1897, Nr. 172/97 J. 

2. Die Reviſion erſcheint unzuläſſig. Das Urtheil I. J. 
lautet lediglich dahin: „die Bekl. ſind ſchuldig die Koſten des 
Rechtsſtreits zu tragen“. In demſelben iſt alſo ausſchließlich 
über die Koſten erkannt. Die gegen dieſes Urtheil erhobene 
Berufung iſt als unbegründet zurückgewieſen worden und damit 
das erſtinſtanzliche Urtheil beſtätigt. Auch das B. U. hat ſich 
alſo dem Wortlaut der Entſcheidung nach auf den Koſtenpunkt 
beſchränkt. Es kann unerörtert bleiben, inwieweit beide In⸗ 
ſtanzen es unterlaſſen durften, über das Geſuch der Bekl., die 
Klage abzuweiſen, zu erkennen. Nachdem beide Inſtanzen that⸗ 
ſächlich über dieſes Geſuch nicht erkannt haben, wäre es Sache 
der Bekl. geweſen, auf Grund des § 292 der C. P. O. recht⸗ 
zeitig eine Ergänzung der Entſcheidung, nöthigenfalls im In⸗ 
ſtanzenzug, herbeizuführen. Dies iſt nicht geſchehen und hat es 
daher bei der getroffenen Entſcheidung, die ſich auf den Koſten⸗ 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


punkt beſchränkt hat, ſein Verbleiben. Allerdings wollte das 
B. G. auch über das beklagtiſche Geſuch erkennen, es hat aber 
dieſer Abſicht in dem dispoſitiven Theil der Entſcheidung, dem 
Tenor, keinen Ausdruck gegeben, und iſt nur dieſer Gegenſtand 
der Revision. Liegt aber nur eine Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt vor, ſo iſt nach der Plnarentſcheidung des R. G. 
(Entſch. des R. G. Bd. 10 S. 309) gemäß § 94 der C. P. O. 
ein Rechtsmittel, alſo auch die Reviſion unzuläſſig. III. C. S. 
i. S. Darmſtädter Bank C. Kraus vom 22. Oktober 1897, 


Nr. 147/97 III. 


3. Der Umſtand, daß die Entſcheidung eines Rechtsſtreits 
ganz oder zum Theil von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines 
Rechtsverhältniſſes abhängt, welches den Gegenſtand eines anderen 
Rechtsſtreites bildet, ermächtigt das Gericht nach $ 139 der 
C. P. O., die Verhandlung bis zur Erledigung des anderen 
Rechtsſtreits auszuſetzen, begründet aber nicht die Rechtshängig⸗ 
keit, wie ja daraus hervorgeht, daß beide Rechtsſtreitigkeiten 
neben einander zu verhandeln ſind, wenn das Gericht von der 
Befugniß, die Ausſetzung anzuordnen, keinen Gebrauch macht. 
VI. C. S. i. S. Stern c. Henkel vom 18. Oktober 1897, 
Nr. 265/97 VI. | 


4. Die progeffualen Rügen der Reviſion find nicht zu bes 


achten. Das B. G. verwerthet das B. 'ſche Gutachten, indem 
es die gegen die Perſönlichkeit dieſes Sachverſtändigen erhobenen 
Einwendungen in motivirter Art zurückweiſt. Die vom Kl. 
verlangte anderweite Begutachtung anzuordnen, hat es keinen 
Anlaß gefunden. Hiergegen läßt ſich mit der Reviſion nicht 
ankämpfen (§ 369 der C. P. O.). Eine unrichtige Anwendung 
des § 147 der C. P. O. liegt ſodann nicht, wie die Reviſion 
meint, darin, daß die Feſtſtellung der Ausſage des B. zum 
Protokoll in der Verhandlung vom 18. Dezember 1896 unter- 
blieben iſt, obwohl in dieſem Termine noch nicht erkannt, ſondern 
ein weiterer Beweisbeſchluß gefaßt wurde. Unzuläſſig erſcheint 
es zwar, die Entſcheidung auf eine Ausſage zu gründen, welche 
weder zum Protokoll feſtgeſtellt, noch vor dem erkennenden 
Richter abgegeben iſt, und daraus ergiebt ſich, daß die un⸗ 
protokollirte Ausſage auch dann bei der Entſcheidung als nicht 
vorhanden angeſehen werden muß, wenn das erkennende Kollegium 
anders zuſammengeſetzt ift, als dasjenige, vor welchem die Aus- 
ſage abgegeben iſt (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 14 S. 379; Bd. 17 S. 347, 348). Im vorliegenden 
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Falle trifft dies jedoch nicht zu, da das Gericht in derſelben 
Zuſammenſetzung, wie im Termine den 18. Dezember 1896, 
ſpäter die Entſcheidung gefällt hat. VI. C. S. i. S. Goldbeck 
e. Jakubowski vom 14. Oktober 1897, Nr. 133/97 VI. 

5. Das O. L. G. verſagt dem Bekl. die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand, weil der Kl. mit einem Anwalt verſehen 
geweſen, und deshalb ein Zufall, der ſich in der Perſon der 
Partei ereignet habe, das Geſuch nicht zu begründen vermöge. 
Es führt dabei aus: Nachdem der angefochtene Beſchluß dem 
Anwalt des Bekl., dem Rechtsanwalt B., zugeſtellt worden, 
hätte dieſer, zumal er mit der Sachlage bekannt geweſen ſei, 
überdies auch über eine außerordentlich hohe Summe beſtimmt 
geweſen, ohne Verzug und ohne ſich vorher mit dem Bekl. in 
Verbindung geſetzt zu haben, die ſofortige Beſchwerde einlegen 
müſſen, mindeſtens aber, wenn er bei der Partei hätte anfragen 
wollen, dafür ſorgen müſſen, daß die Partei ihn rechtzeitig 
informirte. Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Bedenken; 
es bedarf jedoch keines Eingehens auf die heraus entnommenen 
Angriffe der Beſchwerde, da die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand, auch wenn man die Hinderniſſe in Betracht zieht, die 
ſich in der Perſon des Bekl. ſelbſt ereignet haben ſollen, doch 
nicht gerechtfertigt erſcheint. Der Bekl. findet einen unabwend⸗ 
baren Zufall darin, daß ſein Dienſtmädchen, das ihm die Wirth⸗ 
ſchaft führe, den Brief ſeines Anwalts während ſeiner Abweſen⸗ 
heit in Empfang genommen und nach ſeiner Rückkehr unterlaſſen 
habe, ihm das Schreiben rechtzeitig zu übergeben. Das Mädchen 
ſei infolge eines Augenleidens verhindert geweſen, die Adreſſe 
zu leſen. In dieſem Vorgange kann ein unabwendbarer 
Zufall nicht gefunden werden. Sache des Bekl. war es, vor 
ſeiner Abreiſe Veranſtaltungen zu treffen, daß die während 
ſeiner Abweſenheit eingehenden Briefe in ſeine Hände gelangten, 
und hatte dementſprechend ſein Dienſtperſonal mit Anweiſung 
zu verſehen. Das Augenleiden des Mädchens, daß nach dem 
Vortrage des Bekl. nicht derart geweſen ſein kann, daß es den 
Brief als ſolchen nicht hätte erkennen können, mußte der Bekl. 
bei ſeinen Anordnungen in Rechnung ziehen. Es fehlt hiernach 
an den Vorausſetzungen des §S 211 der C. P. O. V. C. S. i. S. 
Wien c. Jablonski vom 30. Oktober 1897, B Nr. 154/97 V. 

6. Die Antragsgegner haben ihre Erbenqualität zu⸗ 
geſtanden, jedoch die Aufnahme des Verfahrens nicht erklärt. 
Daher braucht nicht erörtert zu werden, ob eine ſolche Erklärung 
mit Rechtswirkung auch in der mündlichen Verhandlung ab⸗ 
gegeben werden könnte, obgleich der 8 227 der C. P. O. ſie 
an die Form der Zuſtellung eines Schriftſatzes zu binden ſcheint. 
Vielmehr war das Verfahren auch dieſen Geladenen gegenüber 
durch ein beſonderes Zwiſchenurtheil für aufgenommen zu 
erklären. Die C. P. O. gedenkt eines ſolchen Urtheils freilich 
nur als eines Verſäumnißurtheils ausdrücklich in §S 217 Abſ. 4 
aber das erklärt ſich daraus, daß das Geſetz nur an den regel⸗ 
mäßigen Fall gedacht hat, wo ſich an die mündliche Verhandlung 
über die Aufnahme des Verfahrens beim Erſcheinen des als 
Rechtsnachfolgers Geladenen ſogleich die Verhandlung der Haupt⸗ 
ſache anſchließen kann (vergl. § 217 Abſ. 2). In dem hier 
vorliegenden Falle, wo durch die Aufnahme des Verfahrens erſt 
die Rechtsmittelfrift in Lauf geſetzt wird, bedarf es, falls die 
Aufnahme, nicht von dem Rechtsnachfolger erklärt wird, eines 
beſonderen Urtheils zu dieſem Zwecke. VI. C. S. i. S. 


Hamburger Turnerſchaft von 1816 c. Hentſchel und Gen. vom 
28. Oktober 1897, Nr. 380/97 VI. 

7. Der Angriff, das O. L. G. habe mit Unrecht an⸗ 
genommen, daß im vorliegenden Falle die Vorausſetzungen 
einer Feſtſtellungsklage (§ 231 der C. P. O.) gegeben ſeien, 
konnte nicht durchſchlagen. Die Kl. hatte ein dringendes 
Intereſſe daran, daß möglichſt bald feſtgeſtellt werde, ob der 
Bekl. zur Annahme der ihm angebotenen Zahlung und zur 
Löſchung der hypothekariſchen Einſchreibung verpflichtet ſei. 
Daß er zu dieſem Zwecke zunächſt die angebotene Summe hinterlege 
und auf Gültigkeit der Hinterlegung klage, war ihm, da dieſes 


Verfahren mit großen Unbequemlichkeiten und Nachtheilen für 


ihn verbunden war, nicht zuzumuthen. Auch wird der Bekl., 
da in dem vorliegenden Prozeſſe der Streit zwiſchen den Par- 
teien vollſtändig zum Austrag gebracht wird und ein zweiter 
Prozeß ſonach uicht erforderlich iſt, in keiner Weiſe dadurch 
benachtheiligt, daß nicht zunächſt die angebotene Summe hinter⸗ 
legt und dann auf Gültigerklärung der Hinterlegung und Ver⸗ 
urtheilung zur Löſchung geklagt wurde. Das O. L. G. hat 
hiernach ohne Rechtsirrthum angenommen, daß die erhobene 
5 zuläſſig ſei. Auch der Einwand, daß der 

„ ſoweit die Klage auf Verurtheilung zur Geſtattung der 
— gerichtet iſt, die Aktivlegitimation fehle, wurde in den 
Vorinſtanzen ohne Rechtsirrthum für unbegründet erklärt. In 
dieſer Beziehung liegt allerdings nicht eine bloße Feſtſtellungs⸗ 
klage ſondern eine Leiſtungsklage vor. Soweit es ſich um die 
Vollſtreckung des in I. J. ergangenen Urtheils handelt, wird 
§ 779 der C. P. O. zur Anwendung kommen. II. C. S. i. S. 
Knepper c. Kreis⸗Spar⸗ und Darlehnskaſſe zu Saarburg vom 
29. Oktober 1897, Nr. 204/97 II. 

8. Das B. G. hat die vor der Verhandlung zur Haupt- 
ſache erfolgte Beſchränkung des urſprünglichen Klageantrages 
ohne Rechtsirrthum für eine theilweiſe Zurücknahme der Klage 
erachtet. 
nicht aufrechtzuhalten. — Das B. G. hält die in der Be⸗ 
rufungsinſtanz erfolgte Klageerweiterung für unſtatthaft, weil 
die Kl. ſich durch die Art, „wie in I. J. über ihre dort geſtellten 
Anträge erkannt iſt“, nicht beſchwere. 
bleiben, ob für die Frage der Zuläſſigkeit der Berufung der 
Fall, daß die klagende Partei ſich über das ihrem Antrage nicht 
entſprechende Urtheil nicht beſchwert, jedoch den Klageantrag 
nach § 240 Nr. 2 der C. P. O. erweitert, dem Falle gleich⸗ 
zuſtellen iſt, wenn ganz nach dem Klageantrage erkannt iſt und 
die Berufung zum Zwecke der Klageerweiterung verfolgt wird. 
Denn, wollte man auch dieſer Anſicht ſein, ſo kommt doch in 
Betracht, daß die Kl. ſich keineswegs vollſtändig dem erſtinſtanz⸗ 
lichen Urtheile unterworfen, vielmehr die erfolgte Aufhebung 
der einſtweiligen Verfügung zur Beſchwerde gezogen und einen 
entſprechenden Berufungsantrag geſtellt hat. Die Berufung 
war daher zuläſſig. Dann aber durfte auch die Kl. ihre Klage 
ohne Aenderung des Klaggrundes erweitern und eine zuläffige 
Erweiterung iſt auch die Wiederaufnahme des Theils des ur⸗ 
ſprünglichen Klageantrags, für welchen die Klage in I. J. vor 
Verhandlung der Hauptſache zurückgenommen worden iſt. Es 
iſt daher auch die Aufhebung der dieſen Theil des Klaganſpruchs 
betreffenden einſtweiligen Verfügung nicht gerechtfertigt. So⸗ 
weit aber die Aufhebung der einſtweiligen Verfügung für die 


Von dieſer Annahme aus iſt aber die Entſcheidung 


Nun kann dahingeſtellt 
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Zeit nach dem 29. März 1894 in Frage ift, fo kommt in Be- 
tracht, daß jene Verfügung, durch welche ein dem fpäteren 
Urtheile entſprechendes Proviſorium geſchaffen wurde, für die 
Dauer des Prozeſſes erlaſſen worden iſt und daß der Prozeß 
noch ſchwebt. Nun iſt zwar das erſtinſtanzliche Urtheil für 
vorläufig vollſtreckbar erklärt worden; dieſe Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung erſetzt aber nicht die einſtweilige Verfügung, aus 
welcher bereits Zwangsmaßregeln erwirkt worden ſind. 
III. C. S. i. S. Neeßen c. Neeßen vom 26. Oktober 1897, 
Nr. 152/97 III. 

9. Nicht zu billigen iſt, daß das B. G. die in der Be⸗ 
rufungsinſtanz erfolgte Veränderung des erſten Klageantrages 
dahin, daß die Bekl. zur Zahlung der ſich aus ihrer Abrechnung 
für die Kl. ergebenden Licenzgebühr verurtheilt werden möge, 
für unzuläſſig erachtet hat. Das B. G. hat hierdurch gegen 


die Vorſchrift des § 240 Ziffer 2 der C. P. O. verſtoßen. Der 


von der Kl. erhobene Anſpruch auf Rechnungslegung gründet 
ſich auf das zwiſchen ihr und der Bekl. beſtehende Vertrags⸗ 
verhältniß. Aus dieſem ergiebt ſich für die Kl. eine Forderung, 
deren Höhe von dem Umfange der von der Bekl. bewirkten 
Verkäufe abhängt und von der Kl. nur auf Grund der von der 
Bekl. aufzuſtellenden Abrechnung über dieſe Verkäufe beziffert 
werden kann. Indem die Kl. von der Bekl. die Ablegung dieſer 
Rechnung fordert, thut ſie dies lediglich in der Verfolgung ihres 
Forderungsrechts, denn die geforderte Rechnungslegung hat für 
ſie keine ſelbſtſtändige Bedeutung, ſondern nur die eines Mittels, 
um zur Einziehung ihrer Forderung zu gelangen. Daraus folgt, 
daß, wenn die Kl. dieſes Mittels aus einem oder dem andern 
Grunde nicht mehr zu bedürfen meint, ſondern dazu vorſchreitet, 
die ihr gebührende Leiſtung in einer beſtimmten Geldſumme zu 
fordern, ſie ihre Klage nicht ändert, ſondern nur erweitert, indem 
ſie auf derſelben rechtlichen Grundlage, in der Verfolgung des 
gleichen Forderungsrechtes, jetzt unmittelbar den Endzweck 
anſtrebt, deſſen Erreichung durch die zunächſt verlangte Rech⸗ 
nungslegung mittelbar verfolgt wurde. Dieſes Verhältniß 
des Antrages auf Rechnungslegung zu dem Antrage auf Zahlung 
der durch die Rechnung feſtzuſtellenden Summe iſt bereits in 
einem Urtheil des R. G. vom 29. März 1887 (Gruchot, Bei⸗ 
träge Bd. 32 S. 412) anerkannt, wo umgekehrt ſpäter Rech⸗ 
nungslegung an Stelle der zunächſt geforderten. Zahlung ver⸗ 
langt wurde und dieſe Aenderung des Antrages unter Hinweis 
auf 9 240 Ziffer 2 C. P. O. für zuläſſig erklärt worden iſt. 
Dieſelbe Anſchauung liegt dem Urtheil des R. G. vom 16. Januar 
1889 (Entſch. Bd. 23 S. 419) zu Grunde, welches die Aende- 
rung des Antrages auf Feſtſtellung in den Antrag auf Leiſtung 
für zuläffig erklärt. Daß die Zahlung an Stelle der Rechnungs⸗ 
legung erſt in der Berufungsinſtanz verlangt worden iſt, ſteht 
der Zuläſſigkeit dieſer Erweiterung des Klageantrages nicht im 
Wege, da der § 240 C. P. O. auch für die Berufungsinſtanz 
gilt, und daß die Kl. möglicherweiſe ſchon auf Grund der in 
J. J. vorgelegten Rechnung Zahlung des darin berechneten 
(minderen) Betrages hätte fordern können, iſt kein Grund, um 
den erſt ſpäter geänderten Antrag abzuweiſen, wenn derſelbe an 
ſich zuläffig war. I. C. S. i. S. Gräfin Königsdorff e. Triumph 
vom 16. Oktober 1897, Nr. 183/97 I. | 

10. Aufhebung des B. U. wegen fehlender Begründung. 
V. C. S. i. S. Gaßmann c. Paas vom 20. Oktober 1897, 


Nr. 36/6 V. — II. C. S. i. S. Mielke e. Felgendreher 
vom 19. Oktober 1897, Nr. 190/97 II. — V. C. S. i. S. 
Meyer c. Schöne vom 22. Oktober 1897, Nr. 108/97 V. 

11. Die Reviſion erſcheint inſoweit begründet, als der 
Bekl. unter Nr. 2 des Berufungsurtheils rein verurtheilt iſt, 
den Kl. die Hälfte des Uebernahmepreiſes zu zahlen, welcher 
ſich aus der unter Nr. 1 angeordneten erneuten Taxirung er⸗ 
geben wird. Nach dem Thatbeſtand der Vorentſcheidungen ſind 
die Schriftſätze I. J. vorgetragen, mithin auch die Klagſchrift, 
in welcher die Kl. ausgeführt haben, es, ſei auf Grund einer 
vorläufigen Abmachung am 11. Mai 1892 ein Inventar auf⸗ 
genommen, nach welchem ihr Guthaben 58 765,90 Mark be⸗ 
tragen habe. Der Bekl. habe hiervon Abzüge gemacht, aber 
den Betrag, den er zu ſchulden glaubte, mit 40 342 Mark mit 
5 Prozent Zinſen ſeit dem 11. Mai 1892 bezahlt. Sie hätten 
ſich alle Rechte bezüglich des Reſtbetrages vorbehalten, und 
ſollten in dieſem Verfahren die Differenzpunkte zur gerichtlichen 
Auseinanderſetzung gebracht werden. Die erwähnte Zahlung 
von 40 342 Mark bezieht ſich mit auf die jetzt noch ſtreitigen 
Gegenſtände, und inſoweit die Kl. durch jene Zahlung wegen 
dieſer Sachen bereits Zahlung auf ihren Antheil erhalten haben, 


durften ſie nur noch die Auskehrung des Ueberſchuſſes begehren, 


welchen eine Neutaxirung etwa zu ihren Gunſten über den ge⸗ 
zahlten Betrag ergeben wird. Zur Berückſichtigung diefer Sach⸗ 
lage im Urtheil genügte der Antrag des Bekl. auf Klagab⸗ 
weiſung, und bedurfte es nicht, wie die Rökl. ausgeführt haben, 


der Vorſchützung einer Zahlungseinrede, da ſich aus dem Klag⸗ 
vorbringen ſelbſt ergiebt, daß die Kl. vom Klaganſpruch eine 


von ihnen anerkannte Zahlung in Abrechnung zu bringen haben. 
III. C. S. i. S. Kraft c. Schäfsberg vom 29. Oktober 1897, 
Nr. 158/97 III. | | a BE 
12. Die Reviſion mußte gemäß 88 407, 529 der C. P. O. 
als unzuläſſig verworfen werden. Nach § 507 der C. P. O. 
findet die Reviſion nur gegen in der Berufungsinſtanz von den 
O. L. G. erlaſſene En durtheile ſtatt. Ein Zwiſchenurtheil iſt 
aber im Gegenſatze zum Theilurtheil kein Endurtheil, iſt daher 
abgeſehen von den geſetzlich beſtimmten Ausnahmen der 88 248, 
276 der C. P. O. nicht ſelbſtſtändig durch Rechtsmittel an⸗ 
greifbar, auch der materiellen Rechtskraft nicht fähig. Daß das 
O. L. G. lediglich ein Zwiſchenurtheil gemäß § 275 der C. P. O. 
zu erlaſſen beabſichtigte, ergiebt ſich aus Form und Inhalt 
deſſelben wie aus der oben hervorgehobenen ausdrücklichen Be⸗ 


ſtätigung in den Urtheilsgründen. Das angefochtene Zwiſchen⸗ 


urtheil, welches weder eine Aufhebung des Urtheils I. J. noch 
eine auch nur theilweiſe Zurückweiſung der Berufung der Kl., 
Widerbekl., enthält, erklärt unter J und II mehrere Vertheidigungs⸗ 
mittel, deren ſich die Kl. gegenüber der Widerklage bedient hat, 
für unbegründet, ohne die Folgen für die gegenſeitigen Anſprüche 
zu ziehen und über dieſe auch nur dem Grunde nach zu ent⸗ 
ſcheiden. Daſſelbe gilt von der Ziffer IV, wo in Anwendung 
des § 426 Abſ. 2 der C. P. O. die Entſcheidung über die be⸗ 


treffenden Vertheidigungsmittel von Eiden des Bekl., Widerkl., 


abhängig gemacht iſt. Unter Ziffer III des Urtheils wird zwar 
feſtgeſtellt, daß dem Bekl. eine Proviſion von 3 Prozent aus 
zwei beſtimmten Poſten der anerkannten Verkäufe zuſtehe, allein 
damit iſt nicht eine Feſtſtellung gemäß § 231 der C. P. O. 
als Theilurtheil getroffen, welche gar nicht beantragt war, viel⸗ 
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mehr nur eine Vorausſetzung der vorgeſchützten Kompenſations⸗ 
einrede feſtgeſtellt, ohne über dieſe Einrede und die Klage⸗ 
forderung ſelbſt zu entſcheiden. War auch bei dieſem Punkte 
der Entſcheidung die Möglichkeit gegeben, ein Theilurtheil über 
die Berufung zu erlaſſen, ſo war dies doch nach § 273 Abſ. 2 
der C. P. O. in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt und hat das 
B. G. von dieſer Befugniß keinen Gebrauch gemacht, vielmehr 


ſich in jeder Beziehung über die erhobenen Anſprüche die End» 


entſcheidung noch vorbehalten. Nach den dieſe Poſten betreffenden 
Entſcheidungsgründen beſteht die Bedeutung des Ausſpruchs 
unter III in der Zurückweiſung gewiſſer aus der klägeriſchen 
Auslegung der Agenturverträge entnommenen Einwendungen 
gegen den Anſatz einer Proviſion und ihres Betrages. II. C. S. 
i. S. Rhein. Margarinegeſellſchaft Cron u. Scheffel 6. Brökelſchen 
vom 29. Oktober 1897, Nr. 224/97 II. 

13. Das L. G. hat auf Abweiſung erkannt, weil Kl. zur 
Zahlung ſowohl des über das Darlehn von 10 000 Mark, 
als des über die Zinsforderung von 1000 Mark ausgeſtellten 
Wechſels rechtskräftig verurtheilt worden ſeien, die Rechtskraft 
der ergangenen Urtheile aber den jetzt erhobenen Anſprüchen 
entgegenſtehe. Das B. G. erachtet dieſe Erwägung für nicht 


zutreffend, weil Kl. in dem gegenwärtigen Rechtsſtreit Erſatz 


des ihnen durch eine ſtrafbare Handlung des Bekl. verurſachten 
Schadens verlangten, dieſer Anſpruch aber ihre Verurtheilung 
zur Zahlung der vom Bekl. eingeklagten Wechſelforderungen 
unberührt laſſe. Die Reviſion findet hierin einen Verſtoß 
gegen § 293 der C. P. O. und muß mit dieſer Rüge inſofern 
gehört werden, als die Begründung des angefochtenen Urtheils 
nicht haltbar erſcheint. Durch die beiden im Wechſelverfahren 
ergangenen Urtheile ift entſchieden, daß dem Bekl. die von ihm 
eingeklagten Wechſelforderungen gegen die jetzigen Kl. zuſtehen 
und dieſe Urtheile haben die Rechtskraft beſchritten. Deshalb 
aber dürfen Bekl. jetzt nicht mehr Einwendungen vorbringen, 
durch die nicht etwa die erlaſſenen Urtheile ſelbſt angegriffen 
werden ſollen, ſondern die nur darauf abzielen, den rechtlichen 
Beſtand der durch jene Urtheile feſtgeſtellten Forderungen in 
Frage zu ſtellen. Dies aber geſchieht, wenn der Wucher des 
Gläubigers geltend gemacht wird, um die auf Grund der Wechſel 
eingeklagten und zuerkannten Summen ganz oder zum Theil 
deshalb zurückzuverlangen, weil die Wechſel auf Grund eines 
ungültigen Geſchäfts ausgeſtellt ſeien. Denn es ſind zwar, wie 
das B. G. hervorhebt, die beiden in Rede ſtehenden Wechſel 
gültig und nur die zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfte ſind, 
nach der Vorſchrift in Art. 3 Abſ. 1 der erwähnten Reichs⸗ 
geſetze ungültig geweſen. Dieſe Ungültigkeit hätte aber, als die 


Wechſel eingeklagt wurden, von den jetzigen Kl. geltend gemacht 


werden können (Art. 82 der W. O.). Dies iſt nicht geſchehen 
und deshalb rechtskräftig entſchieden, daß dem Bekl. die Wechjel- 
forderungen einwandsfrei zuſtehen. Gegen dieſe Entſcheidungen 
kann auch nicht geltend gemacht werden, daß nach den Be⸗ 
ſtimmungen in Art. 3 Abſ. 2 der Wuchergeſetze die von dem 
Wucherer erlangten Vermögensvortheile zurückgewährt werden 
müſſen. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. Grebs c. Weiden⸗ 
bach vom 6. Oktober 1897, Nr. 298/97 I. 

14. Das R. G. hat wiederholt ausgeſprochen, daß der im 
§ 411 der C. P. O. bezüglich der Eideszuſchiebung aufgeftellte 
Grundſatz auf andere Beweisantretungen nicht auszudehnen ſei, 


und daß daher ein angebotener Zeugenbeweis nicht ſchon mit 
der Begründung abgeſchnitten werden könne, die betreffende 
Behauptung ſei bereits widerlegt. Vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 24 S. 336, ſowie Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1891 S. 307 Nr. 7, von 1893 S. 348 Nr. 9, von 1895 
S. 479 Nr. 9 und von 1896 S. 172 Nr. 9. Eine ſolche 
Ablehnung darf zwar erfolgen, wenn die richterliche Ueberzeugung 
durch das Ergebniß der Verhandlungen oder anderer Beweis- 
mittel derartig feſtgeſtellt iſt, daß dieſelbe durch die Ausſage des 
abgelehnten Zeugen, gleichviel wie dieſelbe ausfallen möchte, in 
keinem Falle mehr erſchüttert werden kann. Vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 4 S. 377; Gruchot, Beiträge Bd. 29 
S. 1101; Juriſtiſche Wochenſchrift von 1891 S. 306 Nr. 5, 
von 1894 S. 240 Nr. 5, von 1895 S. 293 Nr. 5 und von 
1896 S. 334 Nr. 10, S. 412 Nr. 22. Dem Richter liegt 
aber in ſolchem Falle die Verpflichtung ob, in motivirter Weiſe 
darzulegen, daß und weshalb das Ergebniß der beantragten 
Beweisaufnahme eine veränderte Ueberzeugung nicht würde be⸗ 
gründen können. Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1888 
S. 10 Nr. 8, von 1891 S. 199 Nr. 6, S. 388 Nr. 12 und 
von 1894 S. 240 Nr. 5. Im vorliegenden Falle fehlt es 
bezüglich der Ablehnung des Zeugen H. an einer derartigen 
ausdrücklichen Motivirung. Wäre das B. U. aber auch dahin 
zu verſtehen, daß diejenigen Erwägungen, welche der Ausſage 
des Zeugen S. entgegengehalten ſind, auch der zu unterſtellen⸗ 
den Ausſage des Zeugen H. gegenüber zu verwerthen ſein 
würden, ſo hätte doch ausgeſprochen und näher dargelegt werden 
müſſen, daß und weshalb auch dieſem Zeugen, falls er die in 
ſeine Wiſſenſchaft geſtellte Thatſache bekunden ſollte, die Glaub⸗ 
würdigkeit abzuſprechen ſei, oder daß und aus welchen Gründen 
ſeine an ſich als glaubhaft anzunehmende Ausſage ſachlich nicht 
ins Gewicht fallen könnte. Eine ſolche Darlegung war umſo⸗ 
mehr geboten, da die Annahme des B. R., daß der Bekl. 
einen Brief des von ihm hehaupteten Inhalts nicht erhalten 
habe, nur aus Indicien hergeleitet wird, die Unmöglichkeit des 
Gegentheils aber nicht feſtgeſtellt worden iſt. Das B. U. ent⸗ 
behrt daher bei dieſem Punkte der genügenden Begründung. 
IV. C. S. i. S. Kropp e. Schumann vom 18. Oktober 1897, 
Nr. 53/97 IV. 

15. Das B. G. hat, indem es die Ausſagen der Zeugen 
K. und S. bezüglich der Begegnungen der Parteien in der 
Bleichſtraße und in der Dotzheimer Straße zu Wiesbaden dahin 
auslegt, daß Bekl. offenbar ein Garantie- oder Bürgichafts- 
verſprechen dem Kl. gegenüber nicht abgegeben, vielmehr bei 
dieſen Gelegenheiten lediglich daſſelbe habe verſprechen wollen 
und verſprochen habe, was er in der Gläubigerverſammlung in 
der Wirthſchaft „Zu den drei Königen“ zu Wiesbaden zugeſagt 
gehabt hätte, lediglich eine tbatſächliche Feſtſtellung getroffen 
und bei dieſer Auslegung keinen anderen als den wirklichen 
Inhalt der Zeugenausſagen zu Grunde gelegt. Wenn im An⸗ 
ſchluß an dieſe Feſtſtellung das B. G. durch die Ausſagen jener 
Zeugen für dargethan erachtet, daß der Bekl. bei den von ihnen 
bekundeten Vorfällen nur in allgemeinen und unverbindlichen 
Wendungen zu erkennen gegeben habe, er werde für Erledigung 
der Sache ſorgen, und mit Rückſicht hierauf erklärt hat, daß 
keine Veranlaſſung vorliege, auf die eventuelle Eideszuſchiebung 
des Kl. (darüber, daß Bekl. die in der Gläubigerverſammlung 
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in der Wirthſchaft „Zu den drei Königen“ zu Wiesbaden dem 
Kl. gegenüber erfolgte Bürgſchaftsübernahme bei den von den 
beiden Zeugen erwähnten Gelegenheiten ausdrücklich wiederholt 
habe) einzugehen, ſo hat das B. G. das Gegentheil der vom Kl. 
behaupteten Thatſache für erwieſen erachtet und demgemäß nach 
§ 411 der C. P. O. die Eideszuſchiebung für unzuläſſig an⸗ 
geſehen. Unter dieſen Umſtänden lag auch zu einer Ausübung 
des Fragerechts nach 8 130 der C. P. O. überall ein Grund 
nicht vor. III. C. S. i. S. Frohn c. Wolff vom 26. Oktober 
1897, Nr. 151/97 III. 

16. In den vom B. R. und von der Reviſion angezogenen 
Urtheilen des R. G. iſt bereits aus dem Wortlaute und der 
Entſtehungsgeſchichte des $ 437 der C. P. O. nachgewieſen 
worden, daß dem Richter der Thatfrage die Befugniß zuſteht, 
vorgeſchlagene Beweismittel — auch die Eideszuſchiebung — 
unbenutzt zu laſſen und ohne weiteres auf einen Notheid zu 
erkennen, wenn er der Anſicht iſt, daß er auch nach erhobenem 
Beweiſe ohne einen Urtheilseid zu keiner genügenden Ueber⸗ 
zeugung gelangen würde. Von dieſer Befugniß hat der B. R. 
einen nicht zu mißbilligenden Gebrauch gemacht. Er nimmt 
in thatſächlicher Erwägung au, daß nach den erhobenen Be⸗ 
weiſen und den ſonſtigen Ergebniſſen der Verhandlung die 
Wahrſcheinlichkeit für die Behauptungen der Bekl. ſpreche, er 
nimmt ferner in thatſächlicher Erwägung der Behauptungen 
der Kl. an, daß, auch wenn ſie erwieſen werden ſollten, immer 
nur Wahrſcheinlichkeiten vorliegen würden, welche zur Erlangung 
einer entſcheidenden Ueberzeugung nicht ausreichen würden, 
ſodaß der Notheid nicht zu entbehren ſei. Er erwägt auch, 
welcher der Parteien der Eid anvertraut werden könne, und 
findet in dieſer Beziehung die Bekl. zuverläſſiger, als die Kl. 
Nach allen dieſen Richtungen hin iſt in dem B. U. ein Ver⸗ 
ſtoß gegen materielle oder prozeſſuale Rechtsnormen nicht zu 
finden. V. C. S. i. S. Kliſchat c. Hundrieſer vom 27. Oktober 
1897, Nr. 105/97 V. 

17. In dem amtsgerichtlichen Prozeſſe zwiſchen den Parteien 
waren wegen der vollſtreckbaren Forderung des Gläubigers durch 
den Gerichtsvollzieher beim Schuldner u. a. ein Pferd (ſchwarzer 
Wallach), ein Planwagen und eine Mahagoni-Kommode ge- 
pfändet. Auf die Einwendung des Schuldners wurde durch den 
Beſchluß des Königlichen Amtsgerichts zu Stargard vom 7. Auguſt 
1897 die Pfändung in dieſe und die übrigen vom Gerichts- 
vollzieher gepfändeten Sachen aufgehoben und zur Begründung 
ausgeführt, daß die Sachen zu den nach § 715 der C. P. O. 
unentbehrlichen bezw. nicht pfändbaren Gegenſtänden gehören. 
Auf die von dem Gläubiger gegen jenen Beſchluß eingelegte 
ſofortige Beſchwerde wurde durch den Beſchluß des Königlichen 
L. G. zu Stargard vom 18. Auguſt 1897 die Pfändung in die 
nicht weiter in Betracht kommenden Sachen: Spiegel, Regulator 
und Ziegenbock für zuläſſig erklärt, im Uebrigen aber unter 
Billigung des amtsgerichtlichen Entſcheidungsgrundes die Be ⸗ 
ſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. Demnächſt wurden in 
derſelben Prozeßſache die vorbezeichneten Sachen (ſchwarzer 
Wallach, Planwagen und Kommode) wegen Koſten für denſelben 
Gläubiger abermals gepfändet. Auf die von dem Schuldner 
wiederum geltend gemachte Einwendung der Uupfändbarkeit er- 
klärte das Königliche Amtsgericht zu Stargard in dem Beſchluſſe 
vom 6. September, daß dem Antrage des Schuldners bereits 


durch den amtsgerichtlichen Beſchluß vom 7. Auguſt und den 


landgerichtlichen Beſchluß vom 18. Auguſt entſprochen ſei und 
deshalb abgelehnt werde, einen nochmaligen Beſchluß zu erlaffen. 
Nachdem der Schuldner Beſchwerde beim L. G. zu Stargard 
eingelegt hatte, wiederholte dieſes unter Bezugnahme auf die 
bereits in der Hauptſache vom Königlichen Amtsgerichte ſowohl 
wie auch vom L. G. ausgeſprochene Erklärung, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die fraglichen Gegenſtände unzuläſſig ſei, und 
unter Hervorhebung des Umſtandes, daß es angebracht erſcheine, 
dies noch beſonders auszusprechen, die Erklärung der Unzuläſſig⸗ 
keit der Zwangsvollſtreckung in jene Gegenſtände durch Beſchluß 
vom 15. September auch wegen der fraglichen Koſten. Auf die 
von dem Glaͤubiger erhobene weitere Beſchwerde erklärte das 
Königliche O. L. G. zu Stettin durch Beſchluß vom 12. Oktober 
1897 unter Zurückweiſung der Beſchwerde im Uebrigen die 
Pfändung des ſchwarzen Wallachs, des Planwagens und der 
Kommode für zuläſſig und legte die Koſten des Beſchwerde⸗ 
verfahrens zu / dem Schuldner und zu ½ dem Gläubiger auf. 
Das O. L. G. ging hierbei von der Annahme aus, daß die 
weitere Beſchwerde, da, wie die Begründung lautet, der Be⸗ 
ſchwerdeweg überhaupt erſt durch den Beſchluß des L. G., nicht 
ſchon durch den ihn gar nicht berührenden Beſchluß des Amts- 
gerichts beſchwert werde, an ſich zuläſſig und in Betreff des 
Pferdes, des Wagens und der Kommode, wie näher ausgeführt 
wird, auch begründet ſei. Der Annahme des O. L. G., daß die 
weitere ſofortige Beſchwerde des Gläubigers zuläſſig erſcheine, 
kann jedoch nicht beigetreten werden. Der Gläubiger iſt nicht 
durch den Beſchluß des L. G. allein, ſondern auch durch 
den Beſchluß des Amtsgerichts berührt. Denn der amts— 
gerichtliche Beſchluß vom 6. September nimmt ebenſo, wie der 
landgerichtliche Beſchluß vom 15. September, die Unzuläſſigkeit 
der Zwangsvollſtreckung in die fraglichen Gegenſtände wegen der 
Koſten an und bezieht ſich auf die von ihm und von dem L. G. 
wegen der Hauptforderung erlaſſenen, nach ſeiner Meinung und 
ſeiner Abſicht auch bezüglich der Koſten fortwirkenden Beſchlüſſe. 
Gegen den Gläubiger liegen daher, da der amtsgerichtliche Be⸗ 
ſchluß und der landgerichtliche Beſchluß in Betreff des Aus- 
ſpruches der Unpfändbarkeit des ſchwarzen Wallachs, des Plan⸗ 
wagens und der Kommode übereinſtimmen, zwei gleichlautende 
Entſcheidungen vor und darum iſt die weitere ſofortige Be⸗ 
ſchwerde in Betreff der Zwangsvollſtreckung in dieſe Gegenſtände 
unzuläſſig ($$ 531, 537 der C. P. O.). IV. C. S. i. S. 
Peters c. Beyer vom 28. Oktober 1897, B Nr. 189/97 IV. 
18. Der B. R. geht in Uebereinſtimmung mit der von 
ihm in Bezug genommenen Judikatur des R. G. davon aus, 
daß nach § 545 C. P. O. für die Zuläffigfeit der Reſtitutions- 
klage zunächſt geprüft werden müſſe, ob Kl. ohne fein Ver⸗ 
ſchulden außer Stande war, den Reſtitutionsgrund in dem durch 
das rechtskräftig gewordene Urtheil abgeſchloſſenen Verfahren 
geltend zu machen. Dies iſt für den vorliegenden Fall, in 
welchem die Reſtitution darauf geſtützt wird, daß Kl. erſt nach⸗ 
träglich eine Urkunde aufgefunden habe, mit der er ſeine in dem 
ordentlichen Verfahren für widerlegt erachtete Behauptung be 
weiſen könnte ($ 543 Nr. 7 C. P. O.), gleichbedeutend mit 
der Frage, ob anzunehmen iſt, daß den Kl. kein Verſchulden 


trifft, wenn er die Urkunde nicht früher — nämlich noch im 


Laufe der I. oder II. J. des ordentlichen Verfahrens — 
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aufgefunden hat. In dieſem Sinne hat auch der B. R. ſich 
die Frage vorgelegt und das Sachverhältniß geprüft. Ein 
Rechtsirrthum iſt alſo inſoweit nicht erkennbar. V. C. S. 
i. S. Knoppik c. Scheja vom 30. Oktober 1897, Nr. 153/97 V. 

19. Das O. L. G. hat das Verfahren und die Entſcheidung 
über die nach ſeiner Meinung von der Bekl. beantragte einſt⸗ 
weilige Verfügung mit dem Verfahren und der Entſcheidung 
über die Hauptſache verbunden, und es liegt nur ein, ein 
einheitliches Ganzes bildendes Urtheil vor. Da darin auf 
zeitweilige Trennung der Parteien von Tiſch und Bett erkannt 
iſt, hatte die Beſtimmung im $ 582 der C. P. O. Anwendung 
zu finden. Nach der dort gegebenen, auf den Vorſchlägen der 
Reichstagskommiſſion beruhenden Vorſchrift ſind alle Urtheile, 
durch welche auf Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit der 
Ehe erkannt iſt, von Amtswegen zuzuſtellen, und es wird dabei 
nicht unterſchieden zwiſchen Fällen, wo das Urtheil nur eine der 
bezeichneten Entſcheidungen enthält, und denen, wo darin über⸗ 
dem ein Ausſpruch enthalten iſt, der, wenn er allein den Inhalt 
eines Urtheils bildete, nach S 288 der C. P. O. deſſen Zu⸗ 
ſtellung auf Parteibetrieb nothwendig machen würde, obwohl 
das Geſetz ſelbſt die Möglichkeit, daß ein ſolcher Fall eintreten 
kann, bei der Eheſcheidungsklage (C. P. O. § 592) und der 
Ungültigkeitsklage durch die Beſtimmung in $ 575 Abi. 1 
geſchaffen hat. Hiernach und da es im Mangel jeden auf eine 
ſolche Abſicht des Geſetzgebers hindeutenden Umſtands nach der 
Natur der Sache als ausgeſchloſſen angeſehen werden muß, daß 
ein und daſſelbe Urtheil, um der Rechtskraft zugeführt zu werden 
oder um den Lauf der Rechtsmittelfriſt zu eröffnen, zweimal, 
von Amtswegen und auf Parteibetrieb, zugeſtellt werden müſſe, 
bleibt nur die Annahme möglich, daß für jedes Urtheil, in 
welchem auf Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit der Ehe 
erkannt iſt, die Regel des $ 288 der C. P. O. ausgeſchloſſen 
ſein fol, ohne Rückſicht darauf, welche Entſcheidungen es jonft 
enthält. VI. C. S. i. S. Lehne c. Lehne vom 18. Oktober 1897, 
Nr. 154/97 VI. 

20. Wenn 8 590 der C. P. O. vorſchreibt, es ſeien, wenn 
eine Privatpartei ein Rechtsmittel einlege, die übrigen Privat⸗ 
parteien und der Staatsanwalt, ſofern er Partei ſei, für das 
Rechtsmittelverfahren als Gegner anzuſehen, jo folgt daraus, da 
die Einlegung des Rechtsmittels zu dem Rechtsmittelverfahren, 
deſſen erſten, die Anhängigkeit der Sache in der Rechtsmittel⸗ 
inſtanz begründenden Akt ſie bildet, gehört, daß ſchon dieſe 
Einlegung durch Zuſtellung der Rechtsmittelſchrift an alle Be⸗ 
theiligten, die nach $ 590 als Gegner anzuſehen find, erfolgen 
muß. Zutreffend iſt aber auch die weitere Annahme der Vor⸗ 
inſtanz, daß, weil es ſich bei der Klage auf Nichtigerklärung 
einer Ehe um ein allen Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich 
feſtſtellbares Rechtsverhältniß handelt, die Rechtsmittelſchrift 
allen Gegnern friftgemäß zugeſtellt werden muß und, wenn 
dies nicht geſchehen, das Rechtsmittel als verſäumt formell un⸗ 
zuläſſig iſt. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 36 S. 345 fg. 
Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1883 S. 5 Nr. 3, Jahr⸗ 
gang 1896 S. 72 Nr. 16, 17. VI. C. S. i. S. Dellert 
c. Staatsanwaltſchaft vom 11. Oktober 1897, Nr. 156/97 VI. 

21. Die Reviſion macht die Unzuläſſigkeit der erhobenen 
Klage geltend, und dieſe Einrede iſt im Weſentlichen zutreffend. 
Die Klage iſt gegen die auf Anſtehen des Bekl. erfolgte 


Pfändung der dem Kl. auf Grund des Urtheils des 
Königl. O. L. G. zu Köln vom 9. November 1895 gegen den 
Fabrikbeſitzer H. N. zu Unter⸗Barmen zugeſprochene Forderung 
gerichtet und darauf gegründet, daß dieſe Forderung, ſoweit ſie 
in Höhe von 2 500 Mark für Kur- und Pflegekoſten zuerkannt 
worden, überhaupt nicht, und inſoweit ſie als Erſatz für Erwerbs⸗ 
verluſt zuerkannt ſei, nur für den die Summe von 1 500 Mark 
überſteigenden Betrag pfändbar ſei. Der Kl. hat ſich dabei 
ſowohl auf $ 749 der C. P. O. als auf Art. 1166 des 
B. G. B. berufen, und das O. L. G. hat bezüglich des allein 
noch in Frage ſtehenden Betrages von 2 500 Mark die letzt— 
bezogene Beſtimmung als zu Gunſten des Kl. entſcheidend 
erachtet. Nun ſind aber, dieſe, auf die Behauptung der Un⸗ 
pfändbarkeit einer Forderung gegründeten, Einwendungen 
gegen die Zwangsvollſtreckung, wie wiederholt auch vom R. G. 
ausgeſprochen worden iſt in dem durch $ 685 der C. P. O. 
vorgeſehenen Verfahren vor dem Vollſtreckungsgericht und 
eventuell in dem ſich ergebenden Beſchwerdeverfahren geltend zu 
machen, und die Geltendmachung im Wege der ordentlichen 
Klage iſt ausgeſchloſſen (vergl. u. A. Entſch. des R. G. in 


Civilſachen Bd. 16 S. 348. Raſſow⸗Küntzel Beiträge Bd. 28 


S. 1164). Weiter ausgeführt. II. C. S. i. S. Colsmann 
c. Ehlers vom 8. Oktober 1897, Nr. 168/97 II. | 

22. Der Vertreter der RE. hat zur Rechtfertigung der 
Reviſion auszuführen geſucht: Wenn man annehme, daß auf 
das im Hauptprozeſſe geſtellte Begehren der Bekl., Widerkl., 
auf Vertragsauflöſung (wie auch auf das klägeriſche Begehren 
auf Vertragsauflöſung) das badiſche Recht Anwendung finde 
(was die Reviſion unterſtellen dürfe, da das O. L. G. dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen habe, welches örtliche Recht auf das Verhältniß 
der Vertragstheile des Näheren zur Anwendung zu kommen 
habe, und da das badiſche Recht nach der Abſicht der Parteien 
als maßgebend erachtet werden dürfe), ſo ſei, da es ſich im 
vorliegenden Falle um dauernde Zuſtände handle, davon aus- 
zugehen, daß im vorliegenden Falle eine Vertragsauflöſung auf 
Grund des L. R. S. 1184 nur „ex nunc“ wirke, und ſei da⸗ 
her für die ganze Dauer des Vertrags bis zur richterlichen Auf- 
löſung deſſelben das Vertragsverhältniß als fortdauernd anzu⸗ 


ſehen; bei einer ſolchen Sachlage könne aber die Bekl., Widerkl., 


auch trotz ihres Begehrens auf Vertragsauflöſung ein Intereſſe 
an der von ihr beantragten einſtweiligen Verfügung haben und 
könne ſowohl § 814 als § 819 der C. P. O. Anwendung 
finden, insbeſondere liege kein Widerſpruch mit dem Begehren 
der Bekl., Widerkl., im Hauptprozeß vor. Allein auch wenn 
man unterſtellt, daß im vorliegenden Falle eine Auflöſung des 
Vertrags nur „ex nunc“ wirken würde, hat das O. L. G. 
dadurch, daß es, im Einklang mit dem L. G., dem Geſuch der 
Bekl., Widerkl., um einſtweilige Verfügung nicht ſtattgegeben, 
vielmehr die Berufung gegen das landgerichtliche Urtheil vom 
27. März 1897 zurückgewieſen hat, das Geſetz nicht verletzt. 
Zunächſt läge auch bei der bezeichneten Unterſtellung über die 
Wirkung einer Auflöſung des Vertrags „ex nunc“ nicht die 
Vorausſetzung des § 814 der C. P. O. vor, da es ſich auch 
dann bei dem geſtellten Antrage auf einſtweilige Verfügung 


nicht um eine Verhütung der Vereitelung oder einer weſentlichen 


Erſchwerung der Verwirklichung des im Hauptprozeß durch die 
Bekl., Widerkl., verfolgten Rechtes handeln würde. Bezüglich 


— — [U LZ— 


des § 819 der C P. O. kommt aber in Betracht, daß auch 
bei der bezeichneten Unterſtellung über die Wirkung einer Auf- 
löſung des Vertrags § 819 der C. P. O. deshalb nicht als 
verletzt erſcheint, weil von dem O. L. G. nach der konkreten 
Sachlage die beantragte einſtweilige Verfügung als nicht 
nöthig, insbeſondere als nicht zur Abwendung weſentlicher 
Nachtheile erforderlich, erachtet werden konnte. II. C. S. i. S. 
Rheiniſche Gummi⸗ und Celluloidfabrik in Neckarau c. Hölter 
und Hartmann vom 22. Oktober 1897, Nr. 186/97 II. 

23. Begründet iſt der Angriff der Reviſion gegen den 
die Alimentirung der Bekl. betreffenden Theil des angefochtenen 
Urtheils. Die dort getroffene Entſcheidung iſt als in Kraft 
einſtweiliger Verfügung erlaſſen bezeichnet. Sie konnte aber 
als ſolche ſchon deshalb nicht erlaſſen werden, weil ein ent⸗ 
ſprechender Antrag von der Bekl. gar nicht geſtellt worden iſt. 
Verlangt hat dieſe wohl, daß der Kl. verurtheilt werden ſolle, 
ihr während der Trennung Unterhalt zu gewähren, aber dieſes 
Verlangen iſt ausgeſprochen in dem Antrage, den die Bekl. bei 
Einlegung der Berufung gegen das erſte Urtheil angekündigt 
und bei der Verhandlung über ihr Rechtsmittel als Berufungs- 
antrag verleſen hat, ohne daß in irgend welcher Weiſe an⸗ 
gedeutet worden wäre, daß damit ein Geſuch im Sinne von 
§§ 584, 814, 800 der C. P. O. angebracht werden ſolle. 
Bei dieſem Sachſtand entbehrt die Unterſtellung der Vorinſtanz, 
daß ein ſolches Geſuch vorliege, der thatſächlichen Unterlagen, 
die Bekl. hat vielmehr den Verſuch unternommen, in dem über 
die Herſtellung des ehelichen Lebens und die zeitweilige Trennung 
der Ehegatten anhängigen Prozeſſe ſelbſt eine Entſcheidung über 
ihre Unterhaltsanſprüche herbeizuführen. Allein auch abgeſehen 
von dieſem formellen Bedenken war der von der Bekl. geſtellte 
Antrag nicht geeignet, die von der Vorinſtanz getroffene An⸗ 
ordnung zu rechtfertigen. Einſtweilige Verfügungen find dazu 
beſtimmt, in Fällen, in denen eine alsbaldige Regelung eines 
ſtreitigen Rechtsverhältniſſes geboten erſcheint, dieſe vorläufig 
und bis zu der zu erwartenden endgültigen Entſcheidung herbei⸗ 
zuführen. Demgemäß iſt auch § 584 der C. P. O. dahin zu 
verſtehen, daß durch die dort vorgeſehenen einſtweiligen Ver⸗ 
fügungen die Unterhaltsfrage nur vorläufig geregelt werden 
dürfe. Das iſt aber durch die hier in Rede ſtehende Anordnung 
des O. L. G. nicht geſchehen, dieſe legt dem Kl. vielmehr auf, 
während eines vollen Jahres vom Tage der Verkündung des 
Urtheils an, ohne Rückſicht darauf, ob inzwiſchen der Eheſtreit 
rechtskräftig entſchieden iſt oder nicht, der Bekl. Unterhalts- 
beiträge zu gewähren; ſie ſpricht damit der Bekl., die ſelbſt nur 
Gewährung von Unterhaltsbeiträgen auf ein Jahr gefordert 
hat, den vollen von ihr überhaupt geltend gemachten Anſpruch 
uneingeſchränkt zu und trifft damit eine Entſcheidung, die eben⸗ 
ſoweit geht, wie ein Urtheil über dieſen Anſpruch äußerſten 
Falles hätte gehen können, wenn derſelbe im ordentlichen Prozeß⸗ 
verfahren geltend gemacht worden wäre. Hiernach kann von 
einer vorläufigen Regelung der Alimentationsfrage keine Rede 
ſein, die angefochtene Anordnung ſtellt vielmehr eine Entſcheidung 
über den Unterhaltsanſpruch in ſeinem vollen Umfange dar, es 
iſt dabei auch offenbar die Meinung der Vorinſtanz dahin ge⸗ 
gangen, daß durch ihre Entſcheidung die Alimentationspflicht 
des Kl. während des in Betracht kommenden Jahres endgültig 
feſtgeſtellt werden ſolle. Somit hat dieſelbe das Weſen der 


einſtweiligen Verfügung und deren Zweck und Grenzen verkannt, 
indem fie — anſcheinend — durch den Umſtand, daß die Ge— 
währung des Unterhalts nur für die Dauer der zeitlich be⸗ 
grenzien Trennung der Parteien von Tiſch und Bett verfügt 
iſt, alſo nur zeitweilig ſtattfinden ſoll, zu der irrthümlichen 


Auffaſſung geführt worden iſt, daß es ſich bei der hierauf ge⸗ 


richteten Entſcheidung um eine nur einſtweilige Anordnung 
im Sinne von §§ 814, 584 der C. P. O. handele. Dabei 
mag noch bemerkt werden, daß, wenn in der zuletzt erwähnten 
Vorſchrift auch die „vorläufige Trennung“ der Ehegatten als 
eine im Wege der einſtweiligen Verfügung ſtatthafte Maßnahme 
bezeichnet iſt, darunter nur die, wie anderwärts, ſo auch in 
8 1753 des Sächſiſchen B. G. B. vorgeſehene Trennung der 
Ehegatten während der Dauer des Eheprozeſſes gemeint iſt, 
nicht die hier in Frage ſtehende zeitlich begrenzte Trennung 
von Tiſch und Bett, die Gegenſtand der Eheſcheidungsklage im 
Sinne der C. P. O. iſt ($ 592). Vergl. auch die Komm. 
zur C. P. O. von Gaupp, Anm. I zu § 584 (II. Auflage), 
von Struckmann und Koch, Anm. 1 zu § 584 (VI. Auflage). 
Die angefochtene Anordnung verſtößt endlich aber auch gegen 
die Beſtimmungen in $ 575 Abſ. 2 und § 232 der C. P. O. 
Das Verfahren in Eheſachen ($ 568 der C. P. O.) ift eine 
beſondere Prozeßart, die in verſchiedenen wichtigen Punkten 
anders geſtaltet iſt, als das für ſonſtige, insbeſondere ver- 
mögensrechtliche Streitigkeiten geregelte Verfahren. Mit Rück⸗ 
ſicht hierauf wurde die Verbindung einer Klage wegen zeitlicher 
Trennung der Ehegatten mit derjenigen auf Gewährung von 
Unterhalt ohne Rückſicht darauf, ob der zuletzt erwähnte An⸗ 
ſpruch mit dem ehelichen Verhältniſſe und ſpeziell mit der ver⸗ 
langten zeitlich beſchränkten Trennung im Zuſammenhange ſteht, 
ſchon nach §S 232 Abſ. 1 der C. P. O. unſtatthaft erſcheinen 
und ebenſo die Verbindung zweier Prozeſſe, von denen der eine 
die Eheſtreitigkeit, der andere den Unterhaltsanſpruch betrifft, 
unzuläſſig fein (C. P. O. § 138). Ueberdem ſchreibt § 575 
Abſ. 2 der C. P. O. mit Rückſicht auf die Eigenthümlichkeit 
des für Eheſachen beſtehenden Verfahrens noch beſonders vor, 
daß nur die dort erwähnten Klagen mit einander verbunden 
werden können. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich, wie die Motive 
zu $ 575 (Entwurf § 552) beſonders hervorheben, auch auf 
die Anſprüche, die ſich als vermögensrechtliche Folgen der Ehe⸗ 
trennung darſtellen. VI. C. S. i. S. Lehne c. Lehne vom 
18. Oktober 1897, Nr. 154/97 VI. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

24. Durch Vertrag vom 25. Juni 1895 hatte Louis H. 
ſein Vermögen, beſtehend aus Waaren, Kaffenvorrath und 
Forderungen an ſeinen Vater, Julius H., abgetreten, welcher 
dagegen auf Anſprüche an ihn verzichtete und die Deckung 
ſeiner Schulden übernahm. Im September 1895 verſtarb 
Julius H. und wurde über ſeinen Nachlaß am 30. Dezember 1895 
Konkurs eröffnet. Der Kläger, welchem Louis H. aus ge⸗ 
währtem Kredit den Betrag von 25 000 Mark am 1. Juli 1895 
ſchuldete, hatte gegen dieſen im Jahre 1896 verurtheilende Ent⸗ 
ſcheidungen erwirkt, welche jedoch wegen Mangels an Exekutions⸗ 
objekten nicht vollſtreckt werden konnten. Bei dieſer Sachlage 
will der Kl. den Vertrag vom 25. Juni 1895 auf Grund des 


§ 3 Nr. 2 eventuell Nr. 1 des R. Gef. vom 21. Juli 1879 


anfechten, und begehrt er, daß der beklagte Konkursverwalter 
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im Julius H. ſchen Debitweſen zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die früher Louis H. zuſtehenden Forderungen 
und zur Herausgabe deſſen, was davon bereits eingezogen iſt, 
verurtheilt werde. Die Klage iſt mit Recht im B. U. als un- 
begründet zurückgewieſen. Es ſteht feſt, daß die dem Louis H. 
gehörenden Waaren und Forderungen in Folge des Vertrages 


vom 25. Juni 1895 durch Tradition und Ceſſion in das Ver⸗ 


mögen des Julius H. übergegangen ſind, mithin Theile des 
Vermögens des Letzteren bilden, welche zur Konkursmaſſe ge- 
hören. Nach dem Weſen des Konkursverfahrens, welches die 
antheilige Befriedigung der Gläubiger bezweckt, konnte der Kl. 
ſeine Anſprüche, wenn überhaupt, doch nur als einfache Konkurs⸗ 
forderung geltend machen, inſofern ihm nicht die Rechte eines 
Ausſonderungsberechtigten, Abſonderungsberechtigten oder eines 
Maſſegläubigers zuſtanden. Es trifft aber keiner der letzteren 
rechtlichen Geſichtspunkte auf den in der Klage verfolgten An- 
fechtungsanſpruch zu. Ein Abſonderungsrecht ſteht nicht in 
Frage, und auch eine Maſſeſchuld im Sinne des § 52 R. K. O. 
liegt nicht vor, denn durch den Vertrag vom 25. Juni 1895 
konnte Julius H. reſp. die Konkursmaſſe nur aus dem Ver⸗ 
mögen des Louis H. bereichert ſein, nicht aus dem des Kl. 
Das Intereſſe, welches der Letztere als Gläubiger des Louis H. 
hieran hatte, begründet die Kondiktion wegen ungerechtfertigter 
Bereicherung gegen die Maſſe nicht. Endlich iſt auch ein Aus⸗ 
ſonderungsrecht des Kl. auf Grund des Anfechtungsanſpruches 


nicht gegeben. Es iſt zwar nicht zweifelhaft, daß ein ſolches 


Recht nicht nur durch Eigenthumsanſprüche, ſondern auch durch 
obligatoriſche Forderungen, wie fie der Hinterlegungs⸗, Leihe⸗ 
oder Miethvertrag ergiebt, begründet werden kann; das Recht 
auf Ausſonderung muß aber allemal auf einem Anſpruch be> 
ruhen, durch welchen beſtimmte Gegenſtände als nicht zur Maſſe 
gehörig aus derſelben abgefordert werden. Dies trifft bei dem 
Anfechtungsanſpruch nicht zu. Derſelbe berührt die Zugehörig- 
keit der Zwecks Befriedigung des Anfechtungsklägers in Anſpruch 
genommenen Sachen zur Maſſe nicht, und würde hieran auch 
durch einen durchgeführten Anfechtungsanſpruch, Falls derſelbe 
zuläſſig wäre, nichts geändert werden, was ſich darin zeigt, daß 
ein etwaiger Ueberſchuß nach erledigter Zwangsvollſtreckung an 
die Anfechtungsbeklagte zurückfließen müßte. Die Ausführungen 
des R. G. in den Entſch. Bd. 13 S. 5 treffen auch im vor⸗ 
liegenden Falle zu, und ergiebt die von der Reviſion betonte 
Faſſung des §S 7 des A. G. eine abweichende Beurtheilung 
nicht. Die Vorſchrift, daß dasjenige, was durch die anfechtbare 
Handlung aus dem Vermögen des Schuldners veräußert iſt, 
als noch zu demſelben gehörig zurückgewährt werden ſolle, hat 
nicht die Bedeutung, daß die durchgeführte Anfechtung die An» 
nullirung der anfechtbaren Handlung bewirkt, ſondern den Sinn, 
daß der Gläubiger, ſoweit es zu ſeiner Befriedigung erforderlich 
iſt, ſich an die veräußerten Sachen halten darf, gleichwie wenn 
keine Veräußerung erfolgt wäre, und daß der Empfänger dies 
zu dulden hat. III. C. S. i. S. Vorſchuß⸗ und Kreditverein 
in Langenſchwalbach . Greif vom 15. Oktober 1897, 
Nr. 134/97 III. | 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. | 

25. Durch den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Königl. L. G. 


zu Breslau vom 29. Juni 1897 ſind unter Zugrundelegung 


der 9. Werthſtufe bei Abmeſſung der Anwaltsgebühren die 


Koſten gegen den Kl. feſtgeſetzt. Der Letztere hat hiergegen 
Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, den feſtgeſtellten Ge⸗ 
ſammtbetrag inſoweit zu ermäßigen, als ſich, wenn das Werth⸗ 
objekt 450—650 Mark beträgt, alſo die 7. Werthſtufe in 
Betracht kommt, ergiebt. In Veranlaſſung dieſer Beſchwerde 
hat der VII. C. S. des Königl. O. L. G. zu Breslau durch Be⸗ 


ſchluß vom 2. Oktober 1897 nur ausgeſprochen, daß der Streit. 


werth auf 450 — 650 Mark feſtgeſetzt werde. Danach iſt 
Seitens des II. C. S. des gedachten Gerichts unter dem 
11. jenes Monats Beſchluß ergangen, in welchem, nachdem wieder⸗ 
um ausgeführt worden, daß der erwähnte Werth des Streit 
gegenſtands in Betracht komme, unter Stattgebung der Be- 
ſchwerde eine entſprechende Ermäßigung des durch den land⸗ 
gerichtlichen Beſchluß feſtgeſtellten Koſtenbetrages ſtattgefunden 
hat. Gegen den erſteren der beiden oberlandesgerichtlichen 
Beſchlüſſe hat der Anwalt des Beklagten in eigenem Namen 
Beſchwerde eingelegt und gebeten, den Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes auf 900 — 1200 Mark, alſo auf denjenigen Betrag 
der Seitens des L. G. der Koſtenfeſtſetzung zu Grunde gelegt, 
anzunehmen. Der mit dieſer gegenwärtig in Frage ſtehenden 
Beſchwerde angefochtene Beſchluß durfte nicht erlaſſen werden. 
Denn wie der § 16 des G. K. G. ergiebt, war das O. L. G. 
nicht in der Lage, eine Feſtſetzung des Werthes für ſich, d. h. 
abgetrennt von einem desfalls bei Gelegenheit der Feſtſetzung 
der Parteikoſten ergehenden Ausſpruche, vorzunehmen. Dies 
hätte nur geſchehen können, wenn, woran es fehlt, von dem 
L. G. eine beſondere, jene Feſtſetzung betreffende Entſcheidung 
getroffen wäre. VI. C. S. i. S. Gottwald c. Kretſchmer vom 
1. November 1897, B Nr. 203/97 VI. 

II. Das Handelsrecht. 

26. Differenzgeſchäft. Die beiden Richter der Vorinſtanzen 
haben übeinſtimmend angenommen, daß es ſich im Geſchäfts— 
verkehre der Parteien nur um reine Differenzſpielgeſchäfte ge- 
handelt habe, indem mit Zuverläſſigkeit auf eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung beider Theile zu ſchließen ſei, nach welcher weder 
Lieferung noch Abnahme der gehandelten Boͤrſenpapiere, ſondern 
nur Regulirung durch Zahlung der Differenz habe ſtattfinden 
ſollen. Der B. R. hebt. in dieſer Beziehung hervor: Als 
Gerichtsvollzieher habe der Bekl. der Boͤrſe fern geftanden, und 
nach ſeinem Berufe ſei auf Wohlhabenheit nicht zu ſchließen 
geweſen; der von der Kl. dafür angetretene Beweis, daß ſie 
ſich nach den Vermögensverhältniſſen des Bekl. erkundigt gehabt 
habe, ſei völlig mißlungen; auch müſſe nach dem Ergebniß der 
über die Einkommenſteuerveranlagung des Bekl. erfolgte Beweis⸗ 
aufnahme als dargethan angenommen werden, daß der aus den 
Kontoauszügen erſichtliche Umfang der Börſeugeſchäfte weit über 
die Vermögensverhältniſſe und den Kredit des Bekl. hinaus 
gegangen ſei, ſowie daß dies der Kl. bei einigen Nachforſchungen 
hätte bekannt werden müſſen. Dazu komme noch, daß die 
gehandelten Effekten ſämmtlich den Charakter von Börfenfpiel- 
papieren gehabt hätten, und daß niemals Effektivlieferung ver- 
langt oder erfolgt ſei. Auch die verhältnißmäßig geringe Höhe 
des Depots falle ins Gewicht und endlich laſſe die Korreſpondenz 
der Parteien ganz deutlich erkennen, daß den Gegenſtand der 
Ultimogeſchäfte lediglich die Differenz am Stichtage habe bilden 
ſollen. Dieſe Ausführungen geben zu rechtlichen Bedenken 
keinen Anlaß. Vergl. insbeſondere Gruchots Beiträge Bd. 36 
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S. 933; Bolze, Praxis Bd. 6 Nr. 575, Bd. 8 Nr. 503, 
Bd. 13 Nr. 456; Juriſtiſche Wochenſchrift von 1892 S. 166 
Nr. 31, S. 464 Nr. 17, S. 484 Nr. 23, von 1894 S. 124 
Nr. 26, S. 183 Nr. 15, S. 282. Nr. 14, von 1895 S. 13 
Nr. 36, S. 482 Nr. 22, S. 103 Nr. 9, von 1896 S. 7 
Nr. 26, S. 133 Nr. 20, S. 77 Nr. 47. Die nicht klagbare Spiel⸗ 
ſchuld konnte auch nicht durch das vom Bekl. angeblich abgegebene 
Anerkenntniß klagbar werden. Vergl. Gruchot Beiträge 
Bd. 36 S. 991 (identiſch mit Juriſtiſcher Wochenſchrift von 
1892 S. 166 Nr. 30) und für das gemeine Recht Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 138. Ebenſo mußte die 
Sicherſtellung unwirkſam bleiben welche der Kl. durch die 
ihr vom Bekl. als „Einſchuß“ behändigten Italieniſchen 
Obligationen im Voraus hatte gewährt werden ſollen. Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 30 S. 214, ſowie 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1896 S, 421 Nr. 59, S. 605 
Nr. 27, S. 660 Nr. 19. Hiernach würde au ſich nicht nur 
die Klage als hinfällig, ſondern auch die Widerklage als begründet 
erſcheinen müffen. In der Berufungsinſtanz hat aber die Kl. 
unter Beweisantretung noch behauptet: Nachdem mittelſt Briefes 
vom 11. November 1895 dem Bekl. der für ihn mit einem 
Debetſaldo von 3 906 Mark abſchließende Kontoauszug über⸗ 
ſendet geweſen ſei, habe ihr Prokuriſt Max S. am 14. oder 
15. November 1895 mit dem Bekl. über die Abtragung der 
Schuld verhandelt. Dabei ſei ein Vergleich dahin zu Stande 
gekommen, daß die Kl. das Depot, beſtehend aus den Italieniſchen 
Obligationen, verkaufen und ſich aus dem Erlöſe befriedigen 
ſolle, und daß der Reſt betrag in Raten bis April 1896 vom 
Bekl. abgeführt werden ſolle. Demgemäß habe ſie dann auch 
das Depot verkauft und den Erlös mit 1068 Mark 70 Pf. 
auf ihre Forderung verrechnet. Der B. R. hat dieſe Behauptung 
ſowohl hinſichtlich der Klage als auch bezüglich der Widerklage für 
unerheblich erklärt, indem von ihm in erſter Linie ausgeführt 
worden iſt: Der angebliche Vergleich habe das zwiſchen den Parteien 
beſtehende Rechts verhältniß, welches abgeſehen von der Be— 
ſtimmung des § 578 Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R. ohne Rechts⸗ 
wirkſamkeit geweſen ſei, ebenſowenig zu einem rechtsbeſtändigen 
machen können, wie dies mittelſt eines Anerkenntniſſes möglich 
geweſen ſein würde. Andererſeits hänge die Rechtsbeſtändigkeit 
des Vergleichs von. dem Beſtande des urſprünglichen Rechts- 
verhältniſſes ab, ohne welches weder eine Umſchaffung des 
letzteren noch eine Anerkennung rechtlich gedacht werden 
könne. Es müſſe daher dem zur Umſchaffung eines reinen 
Differenzgeſchäftes abgeſchloſſenen Vergleiche die rechtliche Wirk. 
ſamkeit auch nach Preußiſchem Rechte ebenfo abgeſprochen 
werden, wie dies im Urtheile des V. C. S. des R. G. vom 
1. Juli 1896 (Entſch. des R. G. Bd. 37 S. 416) für das 
Gebiet des Gemeinen Rechts geſchehen ſei. Im Endergebniſſe 
hiermit übereinſtimmend hat das R. G. bereits in einem vom 
B. R. nicht citirten Urtheile vom 5. Januar 1895 in Sachen 
Schulz wider Paul, Rep. I 820/94, (auszugsweiſe mitgetheilt 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1895 S. 87 Nr. 20) 
ausgeſprochen, daß auch nach den Beſtimmungen des Pr. A. L. R. 
die Unklagbarkeit der über Spielſchulden abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleiche anzunehmen ſei. Ob hieran unter allen Umſtänden, 
namentlich ſelbſt dann feſtzuhalten ſein möchte, wenn der durch 
den Vergleich beigelegte Streit gerade die rechtliche Natur 


des zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts betroffen hatte, kann 
hier dahingeſtellt bleiben; denn das in Rede ſtehende Abkommen 
ſoll nach der eigenen Darſtellung der Kl. nur darüber Feſt⸗ 
ſetzungen getroffen haben, in welcher Art und Weiſe die 
fragliche Schuld vom Bekl. getilgt werden ſollte. Hierdurch 
aber konnte die an ſich unverbindliche Spielſchuld nicht klagbar 
werden, da das rechtliche Fundament durch die Feſtſetzung der 
Tilgungsmodalitäten nicht berührt wurde. Schon aus dieſem 
Grunde kann das fragliche, als Vergleich bezeichnete Abkommen 
für die Klage nicht als Stütze dienen. Inſoweit muß daher 
die Reviſion als unbegründet bezeichnet werden. Dagegen iſt 
die Behauptung der Kl., daß ſie auf Grund und in Gemäßheit 
des in Rede ſtehenden Abkommens das Depot verkauft und ſich 
aus dem Erlöſe in Höhe deſſelben befriedigt Habe, inſofern 
von Erheblichkeit, als die Kl. daraus eine Einrede gegen den 
vom Bekl. mit der Widerklage verfolgten Anſpruch auf 
Zahlung jenes Erlöſes herleitet. Der B. R. hat bei ſeiner 
hiervon abweichenden Ausführung überſehen, daß es ſich nach 
der Darſtellung der Kl. um ein Tilgungsgeſchäft handelt, 
welches erſt nach Auflöſung des Geſchäftsverkehrs der Parteien, 
alſo nachdem die fragliche Spielſchuld des Bekl. bereits ent⸗ 
ſtanden war, zum Abſchluß und zur Ausführung gekommen ſein 
ſoll. Was die rechtliche Natur dieſes Tilgungsgeſchäftes betrifft, 
ſo würde in dem Falle, wenn die Kl. bei dem Verkaufe des 
Depots nicht im eigenen Namen, ſondern lediglich als Stell⸗ 
vertreterin namens des Bekl. hätte handeln ſollen, ſogar die 
Frage aufzuwerfen ſein, ob nicht etwa eine wirkliche Zahlung 
dadurch eintrat, daß die Kl. die für den Bekl. einkaſſirten Kauf⸗ 
gelder der ertheilten Ermächtigung entsprechend zu ihrer eigenen 
Deckung verwendete. Iſt dagegen anzunehmen, daß die Kl. das 
Depot für ſich in eigenem Namen hat verkaufen ſollen, ſo 
kann das in Rede ſtehende Abkommen, ſoweit es für die Wider⸗ 
klage in Betracht kommt, nur die Natur eines Kompenſations- 
vertrages gehabt haben, inhalts deſſen die Schuld des Bekl. 
durch diejenige Gegenforderung in entſprechender Höhe abgegolten 
werden ſollte, welche dem Bekl. aus dem Verkaufe feiner Werth. 
papiere erwachſen würde. Die auf Grund eines Kompenſations- 
vertrages eintretende Aufrechnung hat aber auch bei Spiel⸗ 
ſchulden die Wirkung der Zahlung. Vergl. Entſch. des Ober⸗ 
Tribunals Bd. 71 S. 25; Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 1 S. 130, Bd. 35 S. 288, Bd. 38 S. 238; Juriſtiſche 


Wochenſchrift von 1896 S. 160 Nr. 76 und S. 661 Nr. 19. 


Dies iſt in dem Falle unzweifelhaft, wenn die Forderungen, 
welche ſich vereinbarter Maßen gegenſeitig anfheben ſollen, zur 
Zeit des Abſchluſſes des Kompenſationsvertrages auf beiden 
Seiten bereits exiſtirten. Das Gleiche muß aber auch dann 
gelten, wenn zwar die durch Aufrechnung zu tilgende Spiel- 
ſchuld, nicht aber die damit auszugleichende Gegenforderung 
bereits entſtanden war, und wenn alſo die Abrede dahin ging, 
daß eine beſtimmte, vorhandene Spielſchuld durch Abgeltung 
einer beſtimmten, aber noch in der Entſtehung begriffenen, mit⸗ 
hin künftigen Gegenforderung in dem Augenblicke der Entſtehung 
dieſer Gegenforderung getilgt ſein ſolle. Mit dieſer Anſicht 
ſtehen die Entſcheidungen des I. C. S. des R. G. vom 27. Juni 
1896, Rep. I. 118/96. (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 38 S. 238, 239) und vom 21. Oktober 1896, Rep. I. 
186/96, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1896 S. 661 Nr. 19 
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nicht im Widerſpruche, da in denſelben nur für den umgekehrten 
Fall, wenn es ſich nicht um einen nach Eintritt des Spiel- 
verluſtes geſchloſſenen Kompenſationsvertrag, ſondern um die 
vorher getroffene Vereinbarung einer Aufrechnung mit künftigen 
Spielſchulden handelt, der Grundſatz ausgeſprochen worden iſt, 
daß eine derartige Abrede rechtsunwirkſam bleiben müſſe, weil 
die Beſtimmung des § 578 Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R. einen 
bereits eingetretenen Spielverluſt vorausſetze. In dem 
jüngern Urtheile vom 21. Oktober 1896 iſt ſogar die Wirk⸗ 
ſamkeit eines Abkommens der jetzt in Frage ſtehenden Art an⸗ 
erkannt worden; denn in dem dort entſchiedenen Falle, bei 
welchem Anſprüche auf Rückgewähr gewiſſer Werthpapiere er⸗ 
hoben waren, hat das R. G. die damals von dem Bekl. er⸗ 
hobene Einrede, daß ihm dieſe Papiere zur „Bezahlung“ der 
aus Börſenaufträgen „entſtandenen oder noch entſtehenden“ 
Schulden des Kl. eingehändigt ſeien, zwar aus dem Grunde 
verworfen, weil es ſich um eine im Voraus zur Deckung von 
Spielſchulden getroffene Abrede gehandelt haben würde und weil 
ſich aus den eigenen Angaben des Bekl. ergebe, daß er die 
fraglichen verkauften Papiere als „Depot“ erhalten gehabt habe; 
dabei iſt jedoch vom R. G. noch hervorgehoben: es fehle an 
jedem Anhalt dafür, daß der Kl. mit den übergebenen Papieren 
beſtimmte, bereits entſtandene Verluſte habe tilgen wollen, 
und überdies iſt ausdrücklich hinzugefügt: „Es hätte alſo noch 
einer Willenserklärung des Kl. bedurft, daß er den Verkauf 
der Papiere zum Zwecke der Tilgung der ſchließlich feſt— 
geſtellten Differenzſchuld bewillige oder genehmige, um ſein 
Rückforderungsrecht auszuſchließen. Im vorliegenden Falle be⸗ 
hauptet nun aber die Kl., daß gerade eine ſolche Willens 
erklärung nach Beendigung des Geſchäftsverkehrs zur Tilgung 
der dem Bekl. erwachſenen Schuld abgegeben ſei. Das ſtreitige 
Abkommen, welches nach Art. 317 des H. G. B. formell 
gültig ſein würde, erſcheint daher der erhobenen Widerklage 
gegenüber erheblich. IV. C. S. i. S. Kupz u. Co. c. Kaſchubeck 
vom 14. Oktober 1897, Nr. 141/97 IV. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

27. Die Abweiſung der Klage iſt auſ Grund der Einrede 
erfolgt, daß die mittelſt jener verlangten „Einrichtungen“ im 
Sinne des § 26 der Gewerbeordnung unthunlich oder mit einem 
gehörigen Betriebe des Gewerbes des Bekl. unvereinbar ſeien. 
Der hier gemeinte Gewerbebetrieb iſt zunächſt derjenige der 
Poudrettenfabrik, welche nämlich zu denjenigen gewerblichen 


Anlagen gehört, deren Errichtung nach § 16 des angeführten 


Geſetzes einer obrigkeitlichen Genehmigung bedarf, und für 
welche dieſe Genehmigung ihrer Zeit auch ertheilt worden iſt. 
Die Kl. hat die abweiſende Entſcheidung nun zwar inſofern 
mit Unrecht angegriffen, als das B. G. auch diejenigen Ein⸗ 
richtungen als unter die fragliche Beſtimmung des § 26 fallend 
angeſehen hat, deren Herſtellung nicht gerade unmöglich ſein, 
ſondern nur vom Standpunkte des Bekl. aus als unverhältniß⸗ 
mäßig koſtſpielig erſcheinen würde. Die Auffaſſung des B. G. 
eniſpricht hier vielmehr gerade dem wahren Sinne der Geſetzes⸗ 
worte: „mit einem gehörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar“, 
welche das in wirthſchaftlicher Beziehung vom Standpunkte des 
Gewerbetreibenden aus völlig Unzweckmäßige in ſich ſchließen. 
Wohl aber beſchwert ſich die Kl. mit Recht darüber, daß bei 
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der Entſcheidung des Nechtöftreites nur die Poudrettenfabrif, 
nicht auch der übrige, das ganze Abfuhrweſen der Stadt 
Bremen umfaſſende Gewerbebetrieb des Bekl. in Betracht ge⸗ 
zogen worden iſt. Vor Allem betrifft die Klage nicht bloß 
Zeiten, wo die Poudrettenfabrik in Betrieb iſt, ſondern auch 
ſolche, wo dieſer Betrieb eine längere Periode hindurch nicht 
ſtattfindet; ſolche Zeiten hat es während des Prozeſſes wiederholt 
gegeben, und gerade auch zur Zeit der Klagerhebung exiſtirte 
die Fabrik gar nicht. Deshalb hat die Kl. einen begründeten 
Anſpruch darauf, daß auch für ſolche Zeiten in dieſem Prozeſſe 
ihre Rechte feſtgeſtellt werden, ohne daß Etwas darauf ankäme, 
daß gerade zur Zeit der Urtheilsfällung die Fabrik in Betrieb 
war. Denn es handelt ſich hier um die dingliche negatoriſche 
Klage, deren Ziel die endgültige, für alle Zeiten wirkſame 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen dem Grundbeſitze 
der Kl. und den vom Bekl. zu ſeinem Betriebe benutzten Grund⸗ 
ſtücken iſt, ſo weit der Bekl. durch Eingriffe in das Eigen⸗ 
thumsrecht der Kl. überhaupt zur Anſtellung der Klage Anlaß 
gegeben hat. Sodann aber iſt an ſich ſelbſt für die Zeiten, 
während deren die Poudrettenfabrik in Betrieb iſt, noch zwiſchen 
den durch dieſen und den durch den übrigen Gewerbebetrieb des 
Bekl. bewirkten ſchädlichen Einwirkungen auf die Grundftüde 
der Kl. zu unterſcheiden. Ganz willkürlich iſt jedenfalls die 
Annahme des O. L. G., daß, weil es für den Bekl. ökonomiſch 
viel vortheilhafter ſei, den übrigen Betrieb örtlich neben der 
Poudrettenfabrik zu haben, und daher wirthſchaftlich jener 
übrige Betrieb nur als ein Anhang der Poudrettenfabrik er⸗ 
ſcheine, nun auch rechtlich der übrige Betrieb, als zu dieſer 
Fabrik gehörig, unter den § 26 der Gewerbeordnung falle. 
Allerdings wäre die Klage für die Zeiten des Betriebes der 
Poudrettenfabrik auch in Anſehung des ſonſtigen Betriebes des 
Bekl. wegen Mangels eines jeden Intereſſes auf Seiten der 
Kl. dann mit Recht abgewieſen worden, wenn ohne prozeſſualen 
Verſtoß thatſächlich feſtgeſtellt wäre, daß der durch die Poudretten⸗ 
fabrik verurſachte Geſtank ſo ſtark ſei, daß der Geſtank im 
Ganzen durch eine Beſeitigung des übrigen Gewerbebetriebes 
des Bekl. gar nicht vermindert werden würde. Aber die wirklich 
erfolgte Feſtſtellung, daß der Geſtank in ſolchem Falle „nicht 
weſentlich“ vermindert werden würde, läßt an ſich ſchon an 
Beſtimmtheit zu wünſchen übrig, und jedenfalls erhellt nicht, 
daß dabei die ſämmtlichen Aeußerungen des Sachverſtändigen 
Oberingenieurs M. genügende Berückſichtigung gefunden haben. 


Dieſer mag freilich, wie das O. L. G. bezeugt, bei ſeiner Ver⸗ 


nehmung in der Berufungsverhandlung die der Feſtſtellung 
dieſes Gerichtes entſprechende Aeußerung gethan haben; aber in 
ſeinem ſchriftlichen Gutachten findet ſich S. 18 die damit nach 
dem erſten Anſcheine kaum vereinbare Bemerkung, daß die 
Poudrettenfabrik nur ein kleiner Theil des ganzen, großen Ab⸗ 
fuhrbetriebes ſei; welche Bemerkung dort nach dem Zuſammen⸗ 
hange offenbar den Sinn haben ſoll, daß deswegen eventuell 
ſogar eine an ſich etwa noch mögliche Verbeſſerung der Ein⸗ 
richtungen der Poudrettenfabrik doch dem von dem übrigen 
Betriebe des Bekl. ausgehenden Geſtanke gegenüber nichts 
Weſentliches ändern würde. Das B. G. hat ſich nicht darüber 


ausgeſprochen, inwiefern dieſe beiden Aeußerungen des Sach- 


verſtändigen mit einander zu vereinigen ſeien, und weshalb es, 
falls eine Vereinigung nicht möglich ſein ſollte, gerade der von 
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ihm hervorgehobenen den Vorrang einräume. VI. C. S. i. S. 
Poppe c. Alfes sen. vom 7. Oktober 1897, Nr. 149/97 VI. 

Zum Patentgeſetz. 

28. Daß das aus einem hohlen, in einer Hülſe ſteckenden, 
mit durch einen Gummiſchlauch überdeckten Oeffnungen ver⸗ 
ſehenen Dorn beſtehende Rückſchlagventil ſchon vor der An⸗ 
meldung des angefochtenen Patents bekannt war, iſt nicht zu 
bezweifeln und wird auch von der Bekl. nicht beſtritten. Dieſe 
Ventileinrichtung an ſich ſoll alſo durch das angefochtene Patent 
nicht geſchützt werden. Gegenſtand der Erfindung iſt vielmehr 
eine zur Anwendung an pneumatiſchen Fahrradreifen geeignete 
Vorrichtung, deren Haupttheil das vorerwähnte Ventil in 
einer dem Verwendungszwecke angepaßten Geſtaltung und Ver⸗ 
bindung bildet, oder mit andern Worten die Kombination des 
bekannten Ventils mit denjenigen abändernden und zuſätzlichen 
Einrichtungen, mit deren Hülfe es zur Verwendung an Fahr⸗ 
radreifen geſchickt gemacht werden ſoll. Das ergiebt nicht nur 
der Inhalt des Patentanſpruchs, welcher neben der beſonderen 
Beſchreibung des eigentlichen Ventils auf den Verwendungszweck 
und die dadurch bedingte Befeſtigung der Hülſe an dem Fahr⸗ 
radreifen hinweiſt, ſondern auch die zur Erläuterung des An⸗ 
ſpruchs heranzuziehende Beſchreibung und Zeichnung, auf welche 
letztere durch die Buchſtaben des Patentanſpruchs beſonders 
Bezug genommen wird. Beſchreibung und Zeichnung umfaſſen 
aber die geſammte, das Ventil in ſich ſchließende Vorrichtung, 
ſo wie ſie an dem Fahrradreifen angebracht werden ſoll. Iſt 
aber die Geſammt⸗Vorrichtung Gegenſtand des Patents, fo tft 
es nicht gerechtfertigt, aus dem Patentanſpruch einzelne vorher 
ſchon bekannt geweſene Theile auszuſcheiden, weil damit die 
Ganzheit der Erfindung, welche gerade in der Verbindung 
aller Theile beſteht, aufgehoben wird. Ob und inwieweit 
einzelne Theile der Kombination neu und für ſich ſelbſt oder in 
Verbindung mit andern geſchützt ſind, ſo daß die Nachbildung 
dieſer Theile durch unbefugte Perſonen als Patentverletzung er⸗ 
ſcheinen würde, iſt im Patent⸗Nichtigkeitsverfahren nicht zu ent⸗ 
ſcheiden, ſondern dem Patentverletzungsprozeß vorzubehalten. 
Auch der Verlauf des Patent-Ertheilungsverfahrens nöthigt 
nicht zu einer Beſchränkung des Patentanſpruchs. Daraus, daß 
der Anmelder den urſprünglich aufgeſtellten zweiten Patent⸗ 
anſpruch, der ſich auf die Art der Befeſtigung der Hülſe an 
dem Fahrradreifen und den äußern Verſchluß der Hülſe bezog, 
fallen gelaſſen hat, folgt nur ſein Verzicht auf einen beſonderen 
Patentſchutz für dieſe Befeſtigungs⸗ und Verſchlußart, nicht aber 
ſein Wille, dieſe Theile aus der in dem ſtehen gebliebenen An⸗ 
ſpruch bezeichneten Geſammtvorrichtung auszuſchließen. Ebenſo⸗ 
wenig iſt auch der Schluß gerechtfertigt, daß das Patent auf 
die Ventilvorrichtung unter Ausſchluß der Befeſtigungs⸗ und 
Verſchlußtheile ertheilt worden ſei. Es erhellt vielmehr nur, 
daß dieſe Theile nicht, wie es urſprünglich verlangt worden 
war, ausdrücklich beſonders patentirt worden ſind. Es kommt 
hiernach nur darauf an, ob die Geſammtvorrichtung als ſolche, ohne 
Rückſicht auf die Bekanntheit einzelner Theile, als neue Erfindung 
anzuſehen tft. Daß eine alle Theile der geſchützten Vorrichtung oder 
an Stelle einzelner derſelben gleichartige Theile enthaltende Vor⸗ 
richtung vorher bekannt geweſen ſei, iſt nicht dargethan. I. C. S. 
i. S. Bielefelder Maſchinenfabrik c. The Dunlop Pneumatic 
Tyre Compagny vom 13. Oktober 1897, Nr. 297/97 J. 


Zu den Stempelgeſetzen. 

29. Das B. G. geht davon aus, daß die Beſtimmung 
des § 6 Abſ. 2 des R. Geſ. vom 27. April 1894, wonach der 
ſteuerfreie Umtauſch von Aktien auf den Fall beſchränkt iſt, 
wenn durch den Inhalt der neu auszugebenden Urkunden eine 
Aenderung des urſprünglichen Rechtsverhältniſſes nicht bekundet 
wird, auch die Grundlage bilde für die Beurtheilung der Frage 
nach der (wiederholten) Steuerpflichtigkeit im Falle eines 
Stempelaufdrucks auf den alten Urkunden, ſo daß alſo eine 
durch Aufdruck auf der Urkunde erkennbar gemachte Veränderung 
des urſprünglichen Rechtsverhältniſſes die Urkunde als 
eine neue im Sinne des Stempelgeſetzes und deshalb der 
Stempelſteuer unterworfene erſcheinen laſſe. In jedem Falle, 
führt das B. G. weiter aus, müſſe aber, da es ſich um einen 
Urkundenſtempel handle, durch den Aufdruck die Veränderung 
des Rechtsverhältniſſes zum Ausdruck kommen, denn ohnedies 
würde man es mit einer auf die Statutenänderung als ſolche 
gelegten Abgabe zu thun haben. Wenn nun auch durch die in 
Gemäßheit des Beſchluſſes der Generalverſammlung erfolgte 
Verminderung der Zahl der Aktien auf ¼ der bisherigen Aktien 
in wirthſchaftlicher und rechtlicher Beziehung eine Aenderung in 
den Verhältniſſen der Aktionäre eingetreten ſei, ſo habe doch 
im vorliegenden Falle der gewählte Stempelaufdruck nur die 
Bedeutung, die Aktien kenntlich zu machen, welche gültig 
geblieben ſeien, im Gegenſatze zu denen, welche der Kaſſirung 
unterliegen. Das B. G. hat ſich hiernach hinſichtlich der Be⸗ 
deutung der erwähnten Vorſchrift (§ 6 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
27. April 1894) derjenigen Auffaſſung angeſchloſſen, welche dem 
Urtheile des jetzt erkennenden Senates vom 16. Dezember 1895 
(Rep. VI. 221/95, ſiehe Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 36 S. 91 f.) zu Grunde liegt, gemäß welcher auch für 
die Fälle, wo es ſich um die Veränderung des Inhaltes der 
alten Urkunden mittels Abſtempelungen oder ähulicher Manipu⸗ 
lationen handelt, durch § 6 Abſ. 2 eine neue Grundlage gegeben 
ſei zur Beurtheilung der Stempelſteuerpflicht (ſiehe auch Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 37 S. 123). Die Revifion ſteht 
gleichfalls auf dieſem Standpunkte. Der erkennende Senat hat 
jedoch neuerdings bei wiederholter Prüfung der Bedeutung und 
Tragweite der erwähnten Vorſchrift die Ueberzeugung gewonnen, 
daß jene Auffaſſung nicht haltbar iſt, die Vorſchrift, nur 
gegeben für den Fall des Umtauſches der alten Urkunden 


gegen neu ausgegebene, auf Fälle der vorliegenden Art nicht 


angewendet werden darf. In dieſer Beziehung kann verwieſen 


werden auf die diesbezügliche Ausführung in den Gründen zu 


dem Urtheile des erkennenden Senats in Sachen des Staats- 
fiskus im Königreiche Sachſen wider Conſolidirtes Feldſchlößchen: 
Rep. VI. 111/97. Maßgebend ſind demnach die ſonſtigen 
Vorſchriften des Geſetzes, und nach ihnen kann für den hier 
zur Beurtheilung ſtehenden Fall vollends kein Zweifel darüber 
beſtehen, daß die fraglichen alten mit dem angeführten Stempel⸗ 
aufdruck verſehenen Aktien nicht (nochmals) ſteuerpflichtig ſind. 
Feſtzuhalten iſt an dem Grundſatz, daß man es lediglich mit 
einem Urkundenſtempel zu thun hat. Der Anſicht des B. G., 
daß der Aufdruck „gültig gemäß Beſchluß der ordentlichen 
Generalverſammlung vom 15. April 1896“ nur die Bedeutung 


hat, diejenigen Aktien zu bezeichnen, welche gültig geblieben 
ſind, im Gegenſatze zu den caſſirten Aktien, und daß der Auf⸗ 
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druck an ſich auch mehr oder Weiteres nicht beſagt, iſt bei⸗ 
zuſtimmen. Den hierauf bezüglichen Ausführungen des B. G. 
kann durchweg beigetreten werden. Wenn die Reviſion meint, 
es müſſe auf den Generalverſammlungsbeſchluß zurückgegangen 
werden, wonach ſofort klar erhelle, daß in der That durch den 
Aufdruck, ſofern er die Bezugnahme auf dieſen Beſchluß enthalte, 
eine weſentliche Aenderung in dem Rechtsverhältniſſe der Aktionäre 
beurkundet werde, ſo hängt dies zuſammen mit der nun als 
unrichtig erkannten Auffaſſung von der Bedeutung des § 6 
Abſ. 2 des Geſetzes. Andererſeits liegt hierin der Verſuch, die 
durch den Beſchluß erfolgte Statutenänderung für die Frage 
der Beſteuerung heranzuziehen, wonach in der That die Steuer 
auf dieſe Aenderung, nicht auf die in Frage ſtehenden Urkunden 
gelegt würde. Entſcheidend iſt, daß eben die Aktien durch den 
gewählten Aufdruck nicht andere, alſo wiederholt ſtempelpflichtige 
Aktien geworden ſind. In der That liegt der jetzt zu beurtheilende 
Fall gerade jo, wie derjenige, in welchem das in den Ent— 
ſcheidungen des R. G. in Civilſachen Bd. 37 S. 119 ff. ab⸗ 
gedruckte Urtheil ergangen iſt. Auf das Urtheil des III. C. S. 
vom 7. Juni 1895 in Sachen der Aktiengeſellſchaft Chromo 
wider den Herzoglich Sächſiſchen Staatsfiskus in Altenburg 
einzugehen, lag kein Anlaß vor, weil aus dieſem Urtheile die 
beſonderen, damals zur Beurtheilung geſtandenen thatſächlichen 
Verhältniſſe nicht zu erſehen ſind. III. C. S. i. S. Hamburger 
Steuerdeputation e. Hamburg ⸗Calcutta — Linie A. G. vom 
18. Oktober 1897, Nr. 113/97 VI. 

30. Bei der Entſcheidung handelt es ſich um die Auslegung der 
Nr. 2b des Tarifs zum Geſetze vom 27. April 1894. Nach 
Nr. 4a 2 des Tarifs unterliegen Kauf⸗ und ſonſtige An⸗ 
ſchaffungsgeſchäfte über Werthpapiere der unter Nr. 1, 2 und 3 
des Tarifs bezeichneten Art der Beſteuerung, und Nr. 2b des 
Tarifs führt folgende Werthpapiere auf: „Renten und Schuld⸗ 
verſchreibungen ausländiſcher Staaten, Korporationen, Aktien⸗ 
geſellſchaften oder induſtrielle Unternehmungen und ſonſtige für 
den Handelsverkehr beſtimmte ausländiſche Renten- und Schuld⸗ 
verſchreibungen“. Der B. R. iſt davon ausgegangen, daß dieſe 
Vorſchrift nur ſolche Renten- und Schuldverſchreibungen aus⸗ 
ländiſcher Staaten, Korporationen, Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und induſtrieller Unternehmungen umfaßt, 
die für den Handelsverkehr beſtimmt ſind, und da nach 
der unter Zugrundelegung einer Auskunft der Aelteſten der 


Kaufmannſchaft von Berlin getroffenen Feſtſtellung die in Rede 


ſtehenden, von der Rumäniſchen Regierung ausgeſtellten Schatz 
ſcheine keine für den Handelsverkehr beſtimmten Schuldver⸗ 
ſchreibungen ſind, iſt die Stempelforderung des Bekl. für nicht 
begründet erachtet. — Vom R. G. mit eingehenden Gründen 
gebilligt. IV. C. S. i. S. Fiskus c. Berliner Handelögefell- 
ſchaft und Gen. vom 4. Oktober 1897, Nr. 39/97 IV. 

Zum Muſterſchutzgeſetz. 

31. Es handelt ſich um die für die Klageanträge ent⸗ 
ſcheidende Frage, ob der für die Bekl. eingetragene Cylinder⸗ 
putzer dem Bürſtenmodell der Kl. gegenüber als ſchutzfähig 
erſcheint oder in den Schutzbereich des klägeriſchen Modells fällt. 
Die Beantwortung dieſer Frage hängt davon ab, welcher Umfang 
dem von der Kl. erlangten Schutzrechte zu geben iſt. Wie bereits 
in einer Reihe von Urtheilen des R. G. ausgeſprochen worden 
iſt, ſchützt die Eintragung eines Modells die darin zu Tage 


tretende neue Formgebung. Daraus folgt, daß nicht die dieſer 
Formgebung etwa zu Grunde liegende Erfindung, das dabei 
leitend geweſene Prinzip, geſchützt wird, ſondern nur die daraus 
abgeleitete Form eines Gebrauchsgegenſtandes oder Arbeits⸗ 
geräths, ſo daß die auf demſelben Prinzip ruhende Geſtaltung 
oder Anordnung anderer Gebrauchsgegenſtände oder Geräthe 
nicht in den Schutzbereich des eingetragenen Muſters eingreifen 
würde. Andererſeits darf die Grenze des Schutzbereichs nicht 
zu eng gezogen worden. Stellt ſich das eingetragene Modell 
als die Grundform einer Gattung von Gebrauchsgegenſtänden 
oder Geräthen dar, ſo iſt durch die Eintragung nicht blos dieſe 
Grundform, ſondern es find auch die innerhalb des Gattungs⸗ 
begriffs liegenden Modifikationen derſelben geſchützt. Für den 
vorliegenden Fall ergiebt ſich hieraus, daß, obgleich das ein⸗ 
getragene Modell nur eine Bürſte mit länglichem geraden 
Bürſtenholze zeigt, dennoch auch alle andern Bürſtenformen 
(ſo z. B. runde, gekrümmte und geſtielte Bürſten) geſchützt ſind, 
ſofern an ihnen Lederſtreifen an Stelle der ſonſt üblichen Borſten 
oder Faſern als Reinigungsmittel angebracht ſind. Von dieſem 
Ausgangspunkte aus läßt es ſich nicht rechtfertigen, daß das 
B. G. die Schutzfahigkeit des für die Bekl. eingetragenen 
Modells eines Cylinderputzers damit zu begründen verſucht, daß 
der Cylinderputzer einer andern Gruppe von Gebrauchsgegen⸗ 
ſtänden angehöre, denn wenn auch der Cylinderputzer feiner 
äußern Geſtalt nach von der gewöhnlichen Handbürſte nicht 
unerheblich abweicht, ſo fällt er doch unter den Gattungsbegriff 
„Bürſte“, was einerſeits aus ſeiner Zweckbeſtimmung und 
andererſeits daraus hervorgeht, daß es an den mannigfaltigſten 
Uebergangsformen von der gemeinen Handbürſte zu dem 
Cylinderputzer nicht fehlt. Auch der Umſtand, daß bei dem 
Modell der Bekl. die Leder⸗ bezw. Tuchſtreifen zwiſchen den als 
Stiel dienenden gewundenen Drähten eingeklemmt ſind, vermag 
die Selbſtſtändigkeit dieſes Modells nicht zu begründen, da eine 
beſtimmte Art der Befeſtigung der Lederſtreifen in der Bürſte 
der Kl. nicht vorausgeſetzt wird, und bekanntermaßen die Be⸗ 
feſtigung der Reinigungsmittel (Borſten, Faſern und dergl.) bei 
Bürſten eine höchſt verſchiedenartige iſt, ſo daß jede der bekannten 
Befeſtigungsarten auch bei dem klägeriſchen Modell angewendet 
werden kann, ohne daß dadurch eine über deſſen Schutzbereich 
hinausgreifende Verſchiedenheit entſteht. I. C. S. i. S. Gräfin 
Königsdorff c. Triumph vom 16. Oktober 1897, Nr. 183/97 J. 

IV. Das Gemeine Recht. 

32. Es kann unerörtert bleiben, ob die Ausführung des 
B. G. zutreffend erſcheint, daß bei beiderſeitigem Verſchulden 
der Ehegatten an der Trennung der Ehe das überwiegende 
Verſchulden des einen Theils für die Frage des Erziehungsrechts 
nicht in Betracht komme, denn hierdurch iſt der Bekl. nicht 
beſchwert und für die Kl. kommt die Frage darum nicht weiter 
in Betracht, weil die ſämmtlichen Reviſionsangriffe des Bekl. 
nicht als begründet erachtet werden können und ſomit dem Antrag 
der Kl. zur Hauptſache entſprochen wird. Nicht rechtsirrthümlich 
iſt vor allen Dingen die Ausführung des B. G., daß abgeſehen 
von dem Verſchulden eines Ehegatten für die Frage, welchem 
Elterntheil die Erziehung des Kindes zu überweiſen ſei, das 
Ermeſſen des Gerichts entſcheidend erſcheine. Allerdings iſt 
während der Dauer der Ehe, wiewohl das Erziehungsrecht ein 
gemeinſchaftliches Elternrecht iſt, das Recht das Vaters als des 
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Hauptes der Chegemeinſchaft das überwiegende. Mit Trennung 
der Ehe kommt aber dieſe Stellung des Ehemannes in Wegfall 
und entſcheidet, ſoweit nicht die Schuld eines Ehegatten an der 
Trennung der Ehe in Frage kommt (Nov. 117 cap. 7), bei 
einem Streit zwiſchen den Ehegatten das Ermeſſen des Gerichts, 
welches die Wohlfahrt des Kindes nach dem Grundſatz der 
citirten Novellenſtelle — liberi .. nullo modo separatione 
matrimonii laedantur — zur Richtſchnur zu nehmen hat. 
(I. un. Cod. div. facto apudquem liberi 5, 24 vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 9 S. 382, Bd. 18 S. 189, Bd. 37 S. 190. 
Sarwey im Archiv für civil. Praxis Bd. 32 S. 5.) Von der 
Darlegung einer justissima causa ſeitens der Mutter, wie 
ſolche nach 1.3 8 5 D. de lib. exhib. 43, 30 für die Zeit 


während des Beſtehens der Ehegemeinſchaft vorgeſchrieben iſt, 


iſt die Entſcheidung des Gerichts nicht abhängig. Wenn nun 
das B. G. bei ſeinen Erwägungen, ob es für das Kind vortheil⸗ 
hafter ſei, bei dem Vater oder bei der Mutter erzogen zu werden, 
zu dem Ergebniß gelangt, daß der Erziehung durch die Mutter 
der Vorzug zu geben ſei, ſo handelt es ſich hierbei nur um 
eine thatſächliche Beurtheilung, welche einen Rechtsirrthum nicht 
erkennen läßt. Die Reviſion macht zwar geltend, daß der B. R. 
das Geſchlecht des Kindes außer Acht gelaſſen habe, allein 
dieſes iſt für die Zuweiſung nicht ausſchlaggebend (J. un. C. eit.) 
und daß es bei Abwägung der Intereſſen des Kindes in Betracht 
gezogen werden kann, verkennt der B. R. nicht, er legt demſelben 
nur im vorliegenden Fall kein Gewicht bei. III. C. S. i. S. 
Wolff c. Wolff vom 15. Oktober 1897, Nr. 138/97 III. 

33. Für die Erfüllung der aus Vertragsverhältniſſen 


hervorgehenden und der durch ſpezielle Geſetze auferlegten Ver⸗ 


pflichtungen hat die juriſtiſche Perſon gleich den phyſiſchen 
Perſonen zu haften. Dies trifft namentlich auch dann zu, 
wenn zur Abwendung von Gefahr erlaſſene beſondere polizei⸗ 
liche Vorſchriften nicht befolgt worden ſind und ein Schade 
hierdurch eniſtanden iſt. Selbſtverſtändlich kann in ſolchem 
Falle eine Haftung der juriſtiſchen Perſon nur eintreten, wenn 
die Nichtbefolgung der Vorſchrift nicht auf einem unabwendbaren 
Zufall, ſondern darauf beruht, daß eine zum Handeln für die 


juriſtiſche Perſon berufene phyſiſche Perſon die Vorſchrift außer 


Acht ließ. Liegt aber dies vor, ſo iſt die juriſtiſche Perſon 
zum Erſatz des Schadens verbunden und darf den Beſchädigten 
nicht an ihren Vertreter oder Beamten verweiſen. Dieſer 
Grundſatz iſt ſowohl für das Gebiet des A. L. R. als für das 
des gemeinen Rechts ſeit langer Zeit zur Anwendung gelangt 
und von dem vormaligen Preußiſchen Obertribunal, dann von 
dem R. O. H. G. und endlich von dem R. G. in zahlreichen 
Entſcheidungen angewendet worden (vergl. Eutſch. des Ober- 
tribunals Bd. 14 S. 92, Bd. 37 S. 32, Bd. 61 S. 1, Bd. 73 
S. 263; Striethorſt Archiv Bd. 97 S. 169; Entſch. des 
R. O. H. G. Bd. 8 S. 205, Bd. 18 S. 136; Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 8 S. 236, Bd. 17 S. 105, Bd. 25 S. 53, 
Bd. 38 S. 220; Seuffert Archiv- Bd. 42 Nr. 210, Bd. 44 
Nr. 83; Gruchot Beiträge Bd. 24 S. 507, Bd. 26 S. 930, 
Bd. 29 S. 871; Bolze Praxis Bd. 7 Nr. 314, Bd. 5 Nr. 318, 
Bd. 12 Nr. 223, Bd. 17 Nr. 191, Bd. 1 Nr. 1197, Bd. 4 
Nr. 338, Bd. 3 Nr. 813, Bd. 10 Nr. 553, Bd. 5 Nr. 317, 
Bd. 9 Nr. 490). Die Begründung der Urtheile iſt allerdings 
nicht übereinſtimmend. Insbeſondere wird einerſeits betont, 


daß nur die Verſehen von Vertretern, d. h. von ſolchen Per. 
ſonen, die berufen ſind, innerhalb einer verfaſſungsmäßig ihnen 
zugewieſenen Thätigkeit einen Willensentſchluß Namens der 
juriſtiſchen Perſon zu bilden und auszuführen, eine Haftbarkeit 
der letztern begründen könnten (vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 19 S. 348, Bd. 31 auf S. 249 unten); 
anderſeits wird ausgeſprochen (vergl. Bolze Bd. 9 Nr. 490), 
daß es unerheblich ſei, ob den Beamten, deren Verſehen in 
Frage ſtehe, mit Recht die Eigenſchaft von Willensorganen oder 
Repräſentanten beigelegt ſei. Die hierdurch gemachte Unter⸗ 
ſcheidung iſt inſofern zweifellos berechtigt, als es unſtatthaft 
ſein würde, eine juriſtiſche Perſon für die Verſehen aller ihrer 
Angeſtellten ſchlechthin haften zu laſſen, alſo auch für die Ver⸗ 
ſehen von Angeſtellten, die während der Verrichtung von Dienft- 
leiſtungen vorfallen, bei denen dieſelben nicht ſelbſtſtändig thätig 
werden, ſondern zu andern ihrer Beamten in einem Verhältniß 
ſtehen, das eine Verantwortlichkeit für eine phyſiſche Perſon, 
wenn dieſe der Dienſtherr wäre, nicht begründen würde. Es 
iſt deshalb daran feſtzuhalten, daß für ſolche Hülfsbeamte eine 
juriſtiſche Perſon, abgeſehen von beſonderen Gründen (ungeeignete 
Auswahl, Mangel an Aufſicht) nicht haften kann (vergl. Seuffert 
Archiv Bd. 42 Nr. 277, Bd. 43 Nr. 114). Dagegen darf der 
Kreis derjenigen Perſonen, deren Handlungen als Handlungen 
der juriſtiſchen Perſon ſelbſt zu gelten haben, nicht ſo weit ein⸗ 
geſchränkt werden, daß hierunter nur ſolche Perſonen zu ver- 
ſtehen ſeien, die zur Vertretung der juriſtiſchen Perſon im Willen 
berufen ſind. Denn bei Feſthaltung dieſer Einſchränkung wird 
entweder dem Zweck der zur Abwendung von Gefahr im öffent- 
lichen Intereſſe erlaſſenen Vorſchriften und überhaupt dem 
Intereſſe des Verkehrs nicht entſprochen, oder es wird der Be- 
griff der Willensvertretung auf Perſonen angewendet, die in 
Wahrheit zu ſolcher Vertretung nicht berufen ſind. Man wird 
vielmehr zu einem befriedigenden Ergebniß nur gelangen, wenn 
man anerkennt, daß die juriſtiſche Perſon die Handlungen der— 
jenigen Perſonen als die ihrigen zu vertreten hat, die ver⸗ 
faſſungsmäßig zum Handeln und zwar innerhalb des ihnen 
angewieſenen Geſchäftskreiſes zum ſelbſtſtändigen Handeln 
für fie berufen find. In ſolcher Lage befand ſich der Schiffer 


des hier in Rede ſtehenden Lootſendampfers kraft feines Dienft- 


verhältniſſes zum Reichsfiskus und deshalb hat der Letztere die 
Folgen der in Ausübung ſeiner Dienſtverrichtungen von dem 
Schiffer begangenen Verſehen zu tragen. Dieſe Begründung 
ſteht der Sache nach mit dem Urtheil des VI. C. S. des R. G. 
vom 10. November 1887 (Entſch. Bd. 19 S. 348) im Ein⸗ 
klang und tritt mit den Urtheilen des III. C. S. vom 19. De⸗ 
zember 1893 (Entſch. Bd. 32 S. 144) und vom 23. Oktober 
1896 (Entſch. Bd. 38 S. 183) nicht in Widerſpruch. Denn 
in beiden iſt auf die Frage, deren Beantwortung die Grund» 
lage der vorliegenden Entſcheidung bildet, nicht eingegangen, 
ſondern im weſentlichen erörtert, ob und in wieweit ein Ver⸗ 
ſchulden zu den Bedingungen einer Erſatzverbindlichkeit gehört. 
In dieſer Beziehung enthält die jetzt getroffene Entſcheidung 
nichts abweichendes, denn ſie beruht auf der thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Schiffer des Lootſendampfers einen ihm als 
Verſchulden anzurechnenden Verſtoß gegen die Kaiſerliche Ver- 
ordnung vom 7. Januar 1880 begangen habe. Dieſe Ver⸗ 
ordnung aber iſt zur Verhütung von Unfällen erlaſſen, begründet 
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alſo für Jeden, der die Schifffahrt — ſei es zum Erwerb oder 
nicht — betreibt, beſondere in ihrer Beobachtung beſtehende 
Verpflichtungen und hat deshalb im Einklang mit den oben 
nachgewieſenen, ſeit langer Zeit befolgten Grundſätzen die Haftung 
des Bekl. für den durch ihre Uebertretung verurſachten Schaden 
zur Folge. Bekl. hat daher keinen Grund zur Beſchwerde. 
I. C. S. i. S. Reichsfiskus 6. Norddeutſche Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft vom 29. September 1897, Nr. 132/97 I. 

34. Der verſtorbene Franz S. hatte bei der Aufnahme 
eines Darlehns gegen Verpfändung einer zum Nachlaß des 
C. H. K. gehörenden Stadtbuchſchrift mit dem Bekl. in ſeiner 
Eigenſchaft als Teſtamentsvollſtrecker kontrahict. Das abge⸗ 
ſchloſſene Rechtsgeſchäft konnte nach ſeinem Inhalt ſehr wohl 
zur Regulirung des Nachlaſſes dienen, und hing die Berechtigung 
des Franz S. zu deſſen Abſchluß von dem Umfang der ihm 
ertheilten Vollmacht ab. Es iſt nun freilich nicht zu bezweifeln, 
daß der Teſtator den Teſtamentsvollſtrecker nur zu Nechis- 
geſchäften bevollmächtigen wollte, wenn und inſoweit dieſelben zur 
Erledigung der ihm aufgetragenen Pflichten beſtimmt waren, 
doch würde eine unredliche Abſicht des Teſtamentsvollſtreckers die 
Haftung des dritten Contrahenten nur dann begründen, wenn 
er dieſelbe gekannt hat. Soweit er in gutem Glauben handelte, 
war für den Mitkontrahenten allein der Inhalt der Vollmacht 
entſcheidend, und wurde er durch den mit dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker geſchloſſenen Vertrag berechtigt, wenn er denſelben als 
zur Eingehung dieſes Vertrages legitimirt anſehen durfte. Daß 
Letzteres der Fall war, hat das O. L. G. durch Auslegung der 
bezüglichen Beſtimmungen des Teſtamentes feſtgeſtellt, und läßt 
dieſe Entſcheidung keinen Rechtsverſtoß erkennen. III. C. S. 
i. S. Teſtamentsvollſtrecker von Knitſchki e. V. V. in Roſtock 
vom 19. Oktober 1897, Nr. 143/97 III. 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

35. Die Bekl. haben behauptet, daß vereinbart worden ſei, 
der Vertrag vom 15. Auguſt 1892 ſolle auch noch gerichtlich 
abgeſchloſſen und erſt mit dem gerichtlichen Abſchluſſe rechts- 
wirkſam werden, jedenfalls aber ſeien ſie in dem Irrthum be⸗ 
fangen geweſen, daß ſie erſt durch den gerichtlichen Abſchluß 
gebunden ſein ſollten. Zum gerichtlichen Abſchluſſe iſt es nicht 
gekommen. Da § 117 des A. L. R. Thl. I Tit. 5, nach 
welchem in allen Fällen, in denen Parteien ſchriftliche Ab⸗ 
ſchließung des Vertrages verabredet haben, vermuthet wird, daß 
nicht blos der Beweis, ſondern auch die verbindliche Kraft des 
Vertrages von der ſchriftlichen Abfaſſung abhängen ſolle, auf 
die in oder neben einem ſchriftlichen Vertrage getroffene 
Vereinbarung, daß er demnächſt in notarielle oder gerichtliche 
Form gebracht werden ſolle, keine Anwendung leidet (Entſch. 
des Obertribunals Bd. 67 S. 66 und Gruchot Beiträge Bd. 39 
S. 903), ſo kommt es lediglich auf die Behauptungen der Bekl. 
an, daß die gerichtliche Form zur Vorbedingung der Giltigkeit 
des Vertrages gemacht worden ſei oder daß fie dies bei Abſchluß 
des privatſchriftlichen Vertrages irrthümlich angenommen hätten. 
V. C. S. i. S. Limber c. Nyenhues vom 20. Oktober 1897, 
Nr. 104/97 V. 

36. Die Reviſion rügt zunächſt Verletzung der geſetzlichen 
Auslegungsregeln, weil das B. G. davon ausgehe, daß der 
Vertrag, vom 20. Oktober 1893 bezüglich der Strafklauſel 
Zweifel enthalte, während doch der Wortlaut des Vertrages mit 


— 


dürren Worten ausſpreche, daß der Kl. fünf Jahre lang nach 
ſeinem Abgange vom Bekl. in und um Berlin keine ärztliche 
Thätigkeit ausüben dürfe, der Ausdruck „Abgang“ aber kein 
unbeſtimmter ſei. Derſelbe bedeute nichts anderes, als Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Dienſtverhältniſſe, welches bei Beendigung des 
letzteren eintrete. Die Beendigung des Dienſtverhältniſſes könne 


nach § 4 des Vertrages ſowohl durch Kündigung des Kl., als 


des Bekl. herbeigeführt werden. Es iſt indeß nicht richtig, daß 
der Ausdruck „Abgang“ ſprachlich unzweifelhaft jedes Ausſcheiden 
aus einem Dienſtverhältniß bedeutet, es kann damit ſehr wohl 
auch nur das freiwillige, lediglich auf den Willen des Aus- 


tretenden beruhende Ausſcheiden aus dem Dienſte gemeint ſein. 


Bezüglich des ähnlichen Ausdrucks „Verlaſſen des Dienft- 
verhältniſſes“ hat der erkennende Senat in dem Urtheil vom 
8. Dezember 1890 in Sachen Fiſcher c. Larrabee — Rep. VI. 
Nr. 233/90, theilweiſe abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift von 1891 S. 2457 — auch bereits ansgeſprochen, daß 
zu ermitteln ſei, ob mit denſelben nur ein ſpontanes, vom Kl. 
gewolltes oder auch ein ihm aufgedrungenes zu verſtehen fei. 
Das B. G. führt ferner ohne Rechtsirrkthum aus, daß aus den 
übrigen Vertragsbeſtimmungen und dem von den Kontrahenten 
verfolgten Zwecke ebenfalls nicht klar hervorgehe, ob mit dem 
Ausdruck „Abgang im § 5 des Vertrages“ jedes Verlaſſen des 
Dienſtes oder nur ein durch das Verhalten des Kl. herbei⸗ 
geführtes gemeint ſei und hat deshalb mit Recht und im Ein- 
klange mit der konſtanten Rechtſprechung des R. G. angenommen, 
daß bei dieſem Zweifel das Konkurrenzverbot nicht auf den 
Fall einer vom Bekl. ausgegangenen Kündigung zu beziehen 
ſei, ſofern ihm Kl. nicht gerechten Anlaß zu derſelben gegeben 
habe. Letzteres verneint das B. G., weil Kl. auch in dem 
einzigen Falle, in welchem ihm der Bekl. einen Vorwurf mache, 
keinen Kunſtfehler begangen habe, ihm vielmehr, wenn man 
überhaupt ein Verſehen annehmen wolle, höchſtens ein mäßiges 
Verſehen zur Laſt falle. Dies würde aber den Bekl. nicht be⸗ 
rechtigen, ſeinen im übrigen bewährten Aſſiſtenten zu entlaſſen, 
ſo daß die Vorausſetzungen für die Wirkſamkeit des vertrags⸗ 
mäßigen Verbotes des Wettbewerbes des Kl. nicht gegeben ſeien. 
Das B. G. hat hierdurch ausgeſprochen, daß das Verhalten des. 
Kl. dem Bekl. keinen Anlaß zur Löſung des Dienſtverhältniſſes 
bot, die Kündigung alſo eine rein willkürliche war. Für dieſen 
Fall ſollte aber, wie das B. G. vorher ausgeführt hat, das 
Konkurrenzverbot nicht wirkſam fein. Eine nicht gehörige 


Würdigung des Sachverhalts kann der Vorinſtanz demnach 


nicht zum Vorwurf gemacht werden. Das zwiſchen den Parteien 
beſtandene Dienſtverhältniß wurde in Folge der Kündigung am 
31. Dezember 1895 beendigt. Die darauf gepflogenen Ver⸗ 
handlungen über den Abſchluß eines neuen Vertrages führten, 
wie das B. G. feſtſtellt, zu keinem Reſultat. Die Anſicht der 
Reviſion, daß Kl. in Folge der neuen Verhandlungen die 
Kündigung als nicht geſchehen anſehen konnte, erſcheint bei 
dieſer Sachlage in keiner Weiſe begründet. VI. C. S. i. S. 
Telſchow c. Paeprer vom 21. Oktober 1897, Nr. 165/ 230/97 VI. 

37. Auf Grund des Beweisergebniſſes ſtellt das B. G. 
feſt, daß der Portier des Hauſes Ducherow, welchem die Aus⸗ 
führung des Beſtreuens thatſächlich obgelegen, nicht blos am 
9. Februar 1895, obwohl große Winterglätte eingetreten war, 
den Bürgerſteig nicht beſtreut hatte, ſondern daß er überhaupt 
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gewohnheitsmäßig bei Winterglätte nicht oder nur ſehr un⸗ 
genügend ſtreute, dergeſtalt, daß hierüber verſchiedene Klagen 
gegen ihn laut wurden. Dieſe Feſtſtellungen leiden an keinem 
Mangel. Das B. G. legt ferner die betreffende Vorſchrift des 
Berliner Straßen⸗Polizeireglements, welche in der Verhandlung 
vor dem B. G. nach der von dem Polizei⸗Präſidium über ihren 
Inhalt ertheilten Auskunft vorgetragen worden iſt, dahin aus, 
daß zwar der Hauseigenthümer das Beſtreuen durch eine hiermit 
beauftragte geeignete Perſon beſorgen laſſen dürfe, daß aber 
dem Hauseigenthümer eine Aufſicht und Pflicht der Kontrole 
über dieſe, wenn auch an ſich geeignete Perſon beziehungs- 
weiſe darüber, daß und wie ſie der polizeilichen Vorſchrift 
genüge, obliege. Dieſe Auslegung kann mit der Revifion nicht 
angegriffen werden: das Berliner Straßen⸗Polizeireglement iſt 
eine Norm, welche beziehungsweiſe deren Auslegung der Reviſion 
entzogen iſt. Unzutreffend iſt übrigens hiernach der Vorwurf 
des Rkl., daß das B. G. überſehen habe, daß der Hauseigen⸗ 
thümer das Beſtreuen perſönlich zu beſorgen nicht verpflichtet 
ſei. Wenn die Reviſion geltend macht, daß der erkennende 
Senat in dem Urtheile in Sachen Zander und Gen. gegen 
Geisler vom 16. Mai 1895 (Rep. VI 49/95, ſiehe Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1895, S. 343 Nr. 58) ausgeführt habe, der 
Hauseigenthümer genüge ſeiner Verpflichtung, wenn er eine 
geeignete Perſon mit der Wahrnehmung der Streuverpflichtung 
betraue, ſo kommt in Betracht, daß hierauf, weil es ſich um 
Anwendung einer irreviſibeln Rechtsnorm handelt, die Reviſion 
nicht geſtützt werden könnte, daß aber in jenem Falle nicht das 
Berliner Straßen⸗Polizeireglement, ſondern eine Polizeiverord⸗ 
nung für Schöneberg zur Beurtheilung ſtand. Ueberdies hat 
der erkennende Senat in dem Falle Wortmann gegen Schmidt 
(Urtheil vom 21. Januar 1897, Rep. 425/96) auf Grund des 
Berliner Straßen⸗Polizeireglements ausgeſprochen, daß, wenn 
auch Stellvertretung für die Ausführung des Beſtreuens bei 
Winterglätte als zuläſſig zu erachten ſei, die Vermuthung der 
Vernachläſſigung des Polizeigeſetzes nur durch den Nachweis 
entkräftet werde, daß der Eigenthümer ſich in der Auswahl der 
Perſon des Stellvertreters keine Nachläſſigkeit zu Schulden 
kommen ließ und überdies die Ausführung ſeines Auftrages 
überwachte. VI. C. S. i. S. A.⸗G. Berliner Bauverein i. L. 
ec. Hermann vom 25. Oktober 1897, Nr. 170/97 VI. 

38. Wie das B. G. ohne erkennbaren Rechtsirrthum feſt⸗ 
ſtellt, ift die hier fragliche Berechtigung des Beſitzers des Grund- 
ſtücks Petzow Nr. 10 zur Ausgrabung von Ziegelerde aus dem 
Grundſtücke Petzow Nr. 20 als Grundgerechtigkeit beſtellt worden. 
Sie bedurfte daher zu ihrer Entſtehung nach Anhang § 58 zu 
§ 18 Thl. 1 Tit. 22 A. L. R. und § 12 des E. E. G. vom 
5. Mai 1872 nicht der Eintragung und zu ihrer Aufhebung 
nicht der Löſchung des auf fie bezüglichen im Grundbuche ein⸗ 
getragenen Vermerks; ſie ging vielmehr gemäß § 43 Thl. J 
Tit. 22 A. L. R. unter, wenn ein geſetzlicher Grund für den 
Berluft von Rechten, für das Aufhören von Rechten und Ver⸗ 
bindlichkeiten eintrat. Ein ſolcher Grund iſt hier eingetreten 
durch den in dem Vertrage vom 20. März 1876 ſeitens des 
Berechtigten erklärten Erlaß, 88 378 — 380 Thl. J Tit. 16 
A. L. R. Seit jener Zeit iſt daher die genannte Grund⸗ 
gerechtigkeit objektiv erloſchen und der Verſuch der Kl., ihre 
aus der Nichtlöſchung des die Grundgerechtigkeit betreffenden 


Vermerks auf dem berechtigten Grundſtücke abgeleitete Intereſſe⸗ 
forderung in der Weiſe zu begründen, daß angeblich in Folge 
der Nichtlöſchung auf dem berechtigten Grundſtücke der Werth 
ihres Grundſtücks um den Werth der Grundgerechtigkeit ver- 
mindert werde, iſt deshalb, wie das B. G. zutreffend annimmt, 
grundſätzlich falſch. Wenn demgegenüber die Reviſion aus⸗ 
zuführen ſucht, daß es nicht auf die objektive Sachlage, ſondern 
auf die aus dem thatſächlichen Zuſtande folgende Wirkung, daß 
von dem Publikum dem Eintragungsvermerke eine ſolche Be⸗ 
deutung beigelegt werde, bei Abmeſſung der Intereſſeforderung 
ankomme, ſo kann dieſer Ausführung nicht beigetreten werden. 
Der Satz, daß der Schein und nicht die Wirklichkeit die 
Grundlage für die Höhe einer Schadensberechnung bilden ſolle, 
iſt unrichtig und aus der Unrichtigkeit dieſes Satzes folgt die 
Unrichtigkeit der von der Reviſion verſuchten Begründung der 
von den Kl. geltend gemachten Intereſſeforderung. Auch der 
fernere Angriff der Reviſion, daß die von dem B. G. unter⸗ 
laſſene anderweitige Schätzung des klägeriſchen Intereſſe einen 
Verſtoß gegen den §S 260 C. P. O. enthalte, trifft nicht zu. 
Das B. G. hat, indem es ohne Verletzung von Rechtsnormen 
ausführt, daß für die Beſtimmung des klägeriſchen Intereſſe 
nur die Koſten eines gegen den jetzigen Beſitzer des früher 
berechtigten Grundſtücks anzuſtellenden Prozeſſes auf Löſchung 
maßgebend ſein könnten, darauf hingewieſen, daß die Kl. von 
dieſer ihnen ſchon vom I. R. nahe gelegten Art der Berechnung 
ihres Intereſſe keinen Gebrauch gemacht, vielmehr an ihrer 
Berechnungsart feſtgehalten hätten. Mit Rückſicht auf die 
gänzliche Verſchiedenheit der thatſächlichen Grundlagen der vor⸗ 
genannten beiden Berechnungsarten hat das B. G. aus einem 
zureichenden Grunde ſowohl die Ausübung des Fragerechts aus 
§ 130, wie auch die Ausübung der Schätzung aus § 260 
C. P. O. unterlaffen. Dazu kommt aber noch, wie auch das 
B. G. hervorhebt, daß der Bekl. der Erblaſſerin der Kl. an- 
geboten hat, mit ihr gemeinſchaftlich einen Prozeß auf Löſchung 
gegen den jetzigen Beſitzer des früher berechtigten Grundſtücks 
anzuſtellen und die Koſten vorzuſchießen, daß alſo ein Grund 
für eine nach dieſen Koſten zu bemeſſende Intereſſeforderung 
nicht geboten iſt. IV. C. S. i. S. Erben Lüderitz c. Leßner 
vom 21. Oktober 1897, Nr. 62/97 IV. 

39. Den Klagegrund, welcher daraus entnommen wird, 
daß der Vertrag Nr. 685 ungültig ſei und damit auch die 
Gültigkeit der Verabredung über die Konventionalſtrafe entfalle, 
haben beide Vorderrichter geprüft. Das R. G. hat bereits in 
dem Prozeſſe des Kaufmanns R. gegen den Kl. und die übrigen 
Erben des Kaufmauns Peter Chriſtian Heinrich S. in dem 
Urtheile vom 24. April 1894 (Rep. IV. 34/94) eingehend 
dargethan, daß der Kl. in dem Teſtamente ſeines Vaters nicht 
als Pflichttheilserbe eingeſetzt ſei, ſo daß ihm nur ein Anſpruch 
auf Zahlung einer beſtimmten, von der Höhe des geſetzlichen 
Pflichttheils abhängigen Geldſumme unter Umſtänden zugeſtanden 
hätte, daß aber dieſer Anſpruch nicht exiſtent geworden ſei, weil 
die Mutter und Vormünderin des damals noch minderjährigen 
Kl. Namens deſſelben das Teſtament anerkannt und die Erb⸗ 
ſchaft aus demſelben angetreten habe, und weil, ſelbſt wenn 
dieſe Erklärung für den Kl. nicht verbindlich ſein ſollte, weil 
er und ſeine Mutter kollidirende Intereſſen gehabt hätten, doch 
ſeine Verbindlichkeit dadurch eingetreten ſei, daß er in der 


— — — — — — 


— — - 


— — 


3 


— — —¶—ͤI—— 
N 5 — — — , — DE — 


———ů — — . — 


616 


Dechargeverhandlung vom 9. Januar 1892 jene Erklärung ge- 
nehmigt und zu der ſeinigen gemacht habe. Gegen dieſe Aus⸗ 
führung des R. G. wendet ſich das B. G. Es macht geltend, 
daß der Decharge die ihr beigelegte weit tragende Bedeutung 
nicht zuerkannt werden könne, zumal der Kl. nunmehr ſelbſt 
erklärt habe, daß ihm bei der Uuterſchrift der Decharge⸗ 
verhandlung der von feiner Mutter erklärte Verzicht auf feinen 
Pflichttheil nicht zum Bewußtſein gekommen ſei. Außerdem 
habe die Erklärung der Mutter vom 4. Dezember 1891 einen 
gültigen Verzicht auf den Pflichttheilsanſpruch des Kl. gar nicht 
enthalten. Denn das Plflichttheilsrecht des Kl. ſei durch das 
Teſtament ſeines Vaters nicht verletzt, ein Anſpruch auf den 
Pflichttheil gegen das Teſtament ihm alſo nicht gegeben. Ihm 
ſei vielmehr in dem Teſtamente vermöge der cautela Socini 
die Wahl gelaſſen, als Erbe den vollen, mit dem Verwaltungs⸗ 
und Nießbrauchsrechte der Mutter belaſteten, Erbtheil oder den 
Pflichttheil zu wählen. Deshalb habe in der Erklärung der 
Mutter vom 4. Dezember 1891 eine Erbſchaftsentſagung ge⸗ 
legen, welche der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts be— 
durft hätte. Dieſen Bedenken des B. G. vermag ſich jedoch 
das R. G. nicht anzuſchließen; daſſelbe hält vielmehr die in 
dem vorgedachten Urtheile vom 24. April 1894 entwickelte 
Anſicht durchweg aufrecht. Insbeſondere hat der Kl. nicht etwa 
zugegeben, daß er den Erbſchaftsantritt ſeiner Vormünderin in 
dem Sinne, welchen der Wortlaut des Teſtaments ergiebt, bei 
der Dechargeverhandlung nicht genehmigt habe, ſondern ſein 
Zugeſtändniß geht nur dahin, daß er dabei „nicht ſpeziell ſein 
Augenmerk auf die von ſeiner Mutter über ſeinen Pflichttheils⸗ 
anſpruch abgegebene Erklärung gerichtet habe“. Darauf kommt 
es aber nicht an. Es genügt, daß der Kl. die Erklärung feiner 
Mutter ohne Einſchränkung genehmigt habe, und dieſes hat er 
gethan. Damit iſt die Erklärung in dem Sinne genehmigt, 
welcher ihr nach dem offenſichtlichen Willen der Mutter beiwohnt, 
nämlich dahin, daß ſie Namens des Kl. die Erbſchaft ſo antrete, 
wie dieſes das Teſtament vorſchreibe. Der Erbſchaftsantritt iſt 
ſomit unter nachträglicher Genehmigung des Kl. in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Teſtamente erfolgt. Der Kl. hat daher 
das ihm im Falle des Ungehorſams gegen den letzten Willen 
ſeines Vaters eingeräumte Forderungsrecht auf eine ſeinem 
Pflichttheile gleichftehende Geldſumme verloren. Einen aus⸗ 


drücklichen „Verzicht auf den Pflichttheilsanſpruch“ hat die 


Mutter des Kl. nicht abgegeben. Deſſen bedurfte es aber auch 
nicht, da in dem erklärten Erbſchaftsantritte ohne Weiteres der 
Verluſt des Forderungsrechts auf den Pflichttheil liegt. Ob der 
Kl. ſich im Augenblicke der Dechargeerklärung deſſen „bewußt 
geweſen iſt“, daß er durch die Genehmigung des von ſeiner 
Mutter erklärten Erbſchaftsantritts das Forderungsrecht auf 
den Pflichttheilsbetrag verliere, iſt ohne Erheblichkeit. Er hat 
ſich den Folgen ſeiner Willenserklärung zu unterziehen, auch 
wenn er an dieſelben nicht gedacht oder davon eine irrthümliche 
Vorſtellung gehabt hat. Ebenſowenig iſt aber auch die durch 
Eideszuſchiebung unter Beweis geſtellte Behauptung des Bekl. 
erheblich, daß der Kl. den „Verzicht ſeiner Mutter nicht habe 
genehmigen wollen“. Denn der bloß innerliche, nicht in die 
äußere Erſcheinung tretende, Wille bringt keine rechtliche Wirkung 
hervor. Mag auch der Kl. in ſeinem Innern den Erbſchafts⸗ 
antritt ſeiner Mutter in dem Sinne und mit der Bedeutung, 


wie er erklärt worden iſt, nicht haben genehmigen wollen, ſo 
hat er doch nach außen hin durch die Decharge eine ſolche Ge⸗ 
nehmigung ertheilt, und dieſe iſt maßgebend und verbindlich. 
Deshalb kann der Annahme des B. G., daß der Vertrag Nr. 685 
gültig ſei, nicht beigetreten werden. Nach der richtigen Anſicht 
hatte der Kl. kein Pflichttheilsrecht, das er hätte abtreten können. 
Der Vertrag Nr. 685 iſt daher ungültig. Derſelbe bildete 
aber, wie das B. G. in dem Prozeſſe des Kl. gegen R. unter 
Billigung des R. G. ausgeführt hat, mit den Verträgen Nr. 686 
und 687 ein einheitliches Rechtsgeſchäft. Bei dieſer zutreffenden 
Rechtsanſchauung muß auch der Vertrag Nr. 687, und ins- 
beſondere die darin enthaltene Verabredung über die Konventional- 
ſtrafe, als ungültig erachtet werden. IV. C. S. i. S. Sieben⸗ 
mark c. Labaſchin vom 14. Oktober 1897, Nr. 52/97 IV. 

40. Es iſt zwar nicht zu bezweifeln, daß das Geſetz in 
den 88 968, 969 Thl. 1 Tit. 11 A. L. R. die Verjährungsfrage 
hinſichtlich aller Arten von Fehlern eines Baues erſchöpfeud hat 
regeln wollen. Das Geſetz theilt dort die bei Bauten vor⸗ 
kommenden Fehler in ſolche, welche die Bauart betreffen, und 
in ſolche, die in „ſchlechter“ Beſchaffenheit des Materials be⸗ 
ſtehen. Eine dritte Art von Fehlern, nämlich diejenigen, die 
ſich auf die Auswahl nicht abſolut ſchlechten, wohl aber zu 
dem beſtellten Bau ungeeigneten Materials beziehen, mit Still⸗ 
ſchweigen zu übergehen, hat keinesfalls in der Abſicht des 
Geſetzes gelegen. Dies führt aber nur dazu, die letzterwähnte 
Art von Fehlern dem § 969, nicht dem § 968, zu- unter- 
ſtellen. Der in § 969 gewählte Ausdruck ſteht dem nicht 
entgegen. Für die Beſchaffenheit eines Baues kommt das 
Material nur von der Seite ſeiner Tauglichkeit zu dieſem 
Bau in Betracht; ein auf das verwendete Material zurück— 
zuführender Fehler wird dadurch weder größer noch geringer, 
daß das Material zu anderen Zwecken wohl brauchbar geweſen 
wäre. Daher wird, wenn zur Kennzeichnung der Fehlerhaftigkeit 
eines Baues das verwendete Material kurzweg als ſchlecht be- 


zeichnet wird, der Regel nach damit nichts Andres gemeint ſein, 


als daß das Material zu dieſem Bau untauglich war. Dafür, 
daß der § 969 von ſchlechter Beſchaffenheit des Materials in 
dieſem Sinne ſpricht, findet ſich aber auch ein Anhalt im 
§ 970 und in den §§ 954 bis 958 daſelbſt. Der § 970, 
der ſich unmittelbar an die Verjährungsvorſchriften anſchließt, 
verweiſt „in beiden Fällen“ hinſichtlich der Frage, inwiefern 
der Fehler, „je nachdem derſelbe in der Beſchaffenheit der 
Materialien oder der Arbeit ſeinen Grund hat“, vom 
Baumeiſter vertreten werden müſſe, auf die §8§ 954 bis 958. 
Und in dieſen letzteren Beſtimmungen wird, wie deren Zu⸗ 
ſammenhang und Wortlaut ergiebt, ebenfalls. nur unterſchieden 
zwiſchen der Vertretungspflicht des Werkmeiſters für Fehler, die 
nicht das Material betreffen, ($$ 954, 955), und ſolchen, die 
im ungeeigneten Material liegen, ($$ 956 bis 958). Daß 
abweichend hiervon in den §§ 968, 969 in Anfehung der 
Verjährung ein weiterer Unterſchied unter den Fehlern des 
Materials gemacht werden ſollte, je nachdem das Material 
abſolut ſchlecht oder nur zu dieſem Bau ungeeignet war, wofür 
irgend ein ſachlicher Grund ſich nicht wird finden laſſen, kann 
nicht angenommen werden; es würde, wenn dies die Abſicht des 
Geſetzes geweſen wäre, nicht an einer deutlicheren Hervorhebung 
der Abweichung von der in den §§ 954 bis 958 und 970 
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gemachten Unterſcheidung gefehlt haben. Demnach kann der 


Gegenſatz in den $$ 968, 969 nur jo verſtanden werden, wie 


er im § 970 durch die Unterſcheidung zwiſchen Material und 
Arbeit ſeinen Ausdruck gefunden hat. Anſprüche aus Fehlern 
der Arbeit verjähren in drei Jahren, Anſprüche aus Fehlern des 
Materials hingegen unterliegen der ordentlichen Verjährung. 
VI. C. S. i. S. Goldbeck e. Jacubowski vom 14. Oktober 
1897, Nr. 133/97 VI. 

41. Der Bekl. hat durch Expromiſſionsvertrag mit dem 
Bankverein die Firma R. und S. von ihrer Schuld an den 
Bankverein befreit §§8 399 — 401 Th. 1 Tit. 14 des A. L. R., 
der Bekl. iſt durch den Vertrag mit der Firma Gläubiger derſelben 
aus der Uebernahme der Schuld geworden, §§ 404, 405 
Thl. J Tit. 14 des A. L. R., und die Firma hat ihm für die 


Forderung aus der Expromiſſion Pfand beſtellt. Dadurch, daß 


der Bankverein die Firma auch von ihrer Verpflichtung aus 
ſeinem Avalaccept entlaſtet und die Rückbürgſchaft des Bekl. 
angenommen hat, hat er erklärt, daß er für die etwaigen An⸗ 
ſprüche aus der Bürgſchaft gegen die Firma als Hauptſchuldnerin 
ſich nur an den Bekl. als Rückbürgen halten werde, § 381 
Thl. I Titel 14 des A. L. R., und der Bekl. iſt für feine 
Anſprüche aus dem, was er aus der Rückbürgſchaft etwa zu 
zahlen haben wird, zu der Firma in daſſelbe Verhältniß ge⸗ 
treten, wie der Bürge zum Hauptſchuldner. Der B. R. 
leugnet das Gläubigerrecht des Bekl. auch nur, weil derſelbe 
ſeine Rechte gegen R. und S. aus der Expromiſſion ihrer Schuld 
an den Bankverein dieſem ſelbſt abgetreten hat. Und es iſt 
richtig, daß grundſätzlich der Cedent nach der Ceſſton nicht 
mehr Gläubiger iſt, der Ceſſionar durch die Ceſſion Gläubiger 


wird, die hier unſtreitig unterlaſſene Denunziation an den 


Schuldner daran allein nichts ändert. A. L. R. Thl. I. Tit. 11 
88 376, 377, 393, 402, 413 ff. Aber der Schuldner iſt 
nicht nur befugt, den Cedenten vor der Denunziation trotz 
der Ceſſion als ſeinen Gläubiger anzuſehen, § 413 a. a. O., 
er hat vor der Denunziation regelmäßig auch kein Intereſſe 
daran, daß der Ceſſionar als Gläubiger auftritt, wenn nach 
dem übereinſtimmenden Willen des Cedenten und des Ceſſionars 
trotz der Ceſſion der bisherige Gläubiger dem Schuldner gegen- 
über dauernd als Gläubiger auftreten ſoll. Dieſer Fall ſteht 
rechtlich durchaus dem Falle gleich, wo umgekehrt nach dem 
übereinſtimmenden Willen des Cedenten und des Ceſſionars der 
Gläubiger cedirt, um den Ceſſionar zur Einziehung dem 
Schuldner gegenüber zu legitimiren, das Gläubigerrecht aber 
dem Gedenten verbleiben fol. So wenig der Schuldner in 
dieſem Falle beim Mangel rechtlichen Intereſſes die Sach⸗ 
legitimation des Ceſſionars beſtreiten kann, fo wenig kann er es 
in jenem Falle dem Cedenten gegenüber thun, der trotz der 
Ceſſion ihm gegenüber zur Verfügung über die abgetretene 
Forderung berechtigt bleiben ſoll. So liegt die Sache hier. 
I. C. S. i. S. Schuhmacher u. Gen. c. Rosmanith u. Schaurte 
Konk. vom 9. Oktober 1897, Nr. 173/97 I. 

42. Kl. erlangte zwar das Recht, die ihm überwieſene 
Forderung für ſich (nach Art eines procurator in rem suam) 
einzuziehen, hieraus kann aber nicht gefolgert werden, daß er 
durch jene Ueberweiſung auch hinſichtlich anderer, mit dem über⸗ 
wieſenen Anſpruche in gar keinem Zuſammenhange ſtehender 
Rechtsverhältniſſe zu einer Vertretung der L. ſchen Erben und 
insbeſondere dazu legitimirt geweſen ſei, für dieſelben eine 
Kündigung des fraglichen Darlehns entgegenzunehmen. Im 
Hinblick auf die Beſtimmungen der $$ 343 und 352 Thl. J 
Tit. 16 des A. L. R. müſſen daher die fraglichen 900 Mark 
aus der Gegenrechnung der Bekl. ausſcheiden, wenn die Fällig⸗ 
keit dieſes Darlehns nicht auf eine andere Weiſe herbeigeführt 
worden iſt und wenn auch nicht etwa dargethan werden kann, 
daß die erhobenen Lebensverſicherungsgelder in Folge des der 
Darlehnshingabe zu Grunde liegenden Geſchäftes für dieſe 
Forderung der Bekl. mitverhaftet waren. An dieſer rechtlichen 
Beurtheilung würde ſelbſtredend dadurch nichts geändert werden 
können, wenn die Bekl. bei der Erhebung der Verſicherungs⸗ 
gelder — ohne jedoch ihren desfallſigen Willen vorher oder 
nachher den L. ſchen Erben kund zu thun — die Abſicht gehabt 


hat, ſich aus dieſen Geldern auch wegen der hier ſtreitigen 
900 Mark durch Aufrechnung zu befriedigen. IV. C. S. i. S. 
Mittas 0. v. Kauffungen vom 7. Oktober 1897, Nr. 41/97 IV. 

43. Urſprünglich war das Weinlager dem Bankverein durch 
den Vertrag vom 4. April 1894 verpfändet. War das Pfand 
gemäß §8 274, 337 ff. Thl. I Tit. 20 des A. L. R. gültig 
beſtellt, ſo ging es durch die Expromiſſion der Schuld 
ſeitens des Bekl. nach A. L. R. Thl. I Tit. 14 § 399, nicht 
unter, da die Schuld durch die Expromiſſion weder aufgehoben, 
noch umgeſchaffen wird. Entſch. des Obertribunals Bd. 19 
S. 197 A. L. R. Thl. I Tit. 16 88 467, 471 ff. Der 
Bankverein blieb dem Bekl. gegenüber Pfandgläubiger und 
daran iſt durch die weiteren Vorgänge nichts geändert. Dieſelben 
ergeben nichts davon, daß der Bankverein das Pfand dem 
Bekl. gegenüber aufgegeben hat, laſſen vielmehr klar erkennen, 
daß es in den Händen des Bekl. für den Bankverein hat er⸗ 
halten werden ſollen. In dem Vertrage vom 12. Juli 1894 
zwiſchen R. und S. und dem Bekl. hat die Firma dem Bekl. 
dafſelbe Weinlager verpfändet, ihm den Miethsvertrag cedirt, 
die Feuerverſicherungspolice übergeben und ſich auch ver- 
pflichtet, ihm die Schlüſſel zu übergeben. In dem 
Vertrage der Firma mit dem Bankverein iſt beurkundet, daß 
zur Entlaſtung des Bankvereins die Ceſſion des Miethsver⸗ 
trages zurückgegeben und die Police auf Anweiſung der 
Firma dem Bekl. übergeben ſei. In dem Vertrage zwiſchen 
dem Bekl. nnd dem Bankverein heißt es, daß die Schlüſſel 
der Kellerei dem Bankverein für den Bekl. aus— 
geliefert werden würden. Danach iſt die Willensmeinung 
aller Betheiligten erſichtlich dahin gegangen, daß das Pfand aus 
den Händen des Bankvereins in die des Bekl. übergehen ſollte. 
Der Direktor K. und der Prokuriſt W. vom Bankverein haben 
auch eidlich bekundet, daß ausdrücklich verabredet ſei, der Bekl. 
ſolle das Pfand übernehmen, das Pfand auf ihn übertragen 
werden; ohnedies würde der Bankverein ſein Pfand nicht auf⸗ 
gegeben haben. Es iſt unſtreitig, das vor und zur Zeit der 
Konkurseröffnung der Bankverein die Kellereiſchlüſſel 
in Händen hatte und nach der eidlichen Ausſage des Zeugen 
M. ſteht feſt, daß dieſe Schlüſſel nur in einem Exemplar 
vorhanden waren und den einzigen Zugang zu dem Weinlager 
vermittelten. Da R. und ©. ſich verpflichtet hatten, dem Bekl. 
die Schlüſſel zu übergeben, und der Bekl. ſich dem Bankverein 
gegenüber verbindlich gemacht hatte, daß dieſem die Schlüſſel 
überliefert werden würden, ſo kann kein begründetes Bedenken 
darüber aufkommen, daß die Schlüſſel von R. und S. im 
Einverſtändniß aller Betheiligten dem Bankverein für den Bekl. 
entweder belaſſen oder überlaſſen ſind. Wird hiervon ausge⸗ 
gangen, ſo iſt die Entſcheidung des B. R. unhaltbar. Bedenken 
gegen ihre Richtigkeit erwachſen ſchon daraus, daß der Konkurs- 
verwalter thatſächlich die Verfügung über das Weinlager nicht 
hat erlangen können, ſondern zu dem Vertrage mit dem Bekl. 
gezwungen geweſen iſt, der ihm den Zugang zu dem Lager nur 
zeitweiſe unter läſtigen Bedingungen eröffnete. Der B. R. verneint, 
daß der Bekl. die nach § 14 des E. G. zur R. K. O. er⸗ 
forderliche Gewahrſam erlangt habe, weil die Schlüſſel nicht 
ihm übergeben ſeien und weil nach der Ausſage des Zeugen M. 
weder der Bekl. noch der Bankverein für ihn die thatſächliche 
Gewahrſam des Weinlagers gehabt habe. Erſteres beruht nach 
der oben dargelegten Sachlage auf einer unzutreffenden 
Würdigung der feſtgeſtellten Thatſachen, und letzteres iſt un⸗ 
richtig. Der § 274 Thl. I Tit. 20 des A. L. R. kommt für 
die Sache nicht in Betracht. Die im § 338 Thl. 1 Tit. 20 
zugelaſſene Verpfändung verſchloſſener Waaren durch Aus⸗ 
händigung der Schlüſſel an den Pfandgläubiger iſt Verpfändung 
durch körperliche Uebergabe, wie die ſymboliſche Uebergabe im 
Sinne des § 65 Thl. 1 Tit. 7 des A. L. R. körperliche Ueber⸗ 
gabe iſt, weil und inſofern fie durch die Uebergabe der Schlüſſel 
die ausſchließliche körperliche Verfügungsfähigkeit über die ver⸗ 
ſchloſſene Sache verſchafft. § 64 a. a. O. Die 88 339, 340 
Thl. I Tit. 20 des A. L. R. beſagen weiter nichts, als daß 
dieſe körperliche Verfügungsfähigkeit dem Pfandgläubiger dauernd 
erhalten bleiben muß. Deshalb kommt darauf, ob der Keller- 
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meiſter M. im Dienfte des Bekl. oder des Bankoereins oder in der Schein vom 1. Dezember 1887 maßgebend ſei, inhalts 
dem von R. und S. geſtanden hat, nichts an. M. hat eidlich deſſen der Bekl. ſich verpflichtete, für den Fall, daß durch Ver⸗ 
bekundet, er habe gewußt, daß das Weinlager verfpänbet war, mittelung oder Anweiſung der Kl. ſeine zu Büderich gelegene 
daß ihm eröffnet war, es dürften nur zweimal wöchentlich Ente Brauerei verkauft würde, der Kl. 10 000 Mark zu zahlen, und 
nahmen für das Geſchäft aus dem Keller ftattfinden, daß er, ſich für dieſe von dem Bekl. beſtrittene Aufſtellung auf die 
weil ihm die Verpfändung bekannt geweſen, ſelbſt auf Anweiſung Ausführungen des L. G. bezogen, welches in der Hinſicht, unter 
von R. und S. mehr als den Geſchäftsbedarf nicht entnommen Bezugnahme auf die vorliegende Sachlage, des Näheren dar⸗ 
haben würde, daß die Schlüſſel zum Keller ſich bei dem gethan hat, daß die fragliche auf nicht beſtimmte Zeit beſchränkte 
Bankverein befunden haben, daß er ſie ſtets dort und nach Lage der Verhältniſſe nicht für eine kurze, abſehbare 
habe abfordern und holen laſſen müſſen, daß er die Zeit beabſichtigt geweſene Abmachung, da auch der Verkaufs- 
Schlüſſel nach den Entnahmen ſtets zurückgebracht auftrag vom Bekl. nicht zurückgezogen worden, fortlaufend 
habe, und daß bei den Entnahmen regelmäßig ein Kaſſenbote rechtsverbindlich geblieben ſei. Die Aufſtellung der Reviſion, 
des Vereins zugegen geweſen ſei. Nach dieſer Ausſage kann des O. L. G. habe mit Rückſicht darauf, daß nach der Be⸗ 
keinerlei rechtliches Bedenken darüber beſtehen, daß der Bank. hauptung des Bekl. die auf das frühere Angebot gefolgten 
verein und durch ihn der Bekl. dauernd die Verfügungsfähigkeit Verhandlungen von 1887/88 mit Ablehnung geendet hätten, 
über das Lager gehabt hat, wenn auch M. nicht, wußte, wer dieſe Annahme des L. G. nicht ohne Weiteres billigen dürfen, 
der Pfandgläubiger war. Selbſt wenn als erwieſen zu gelten es habe vielmehr erörtert werden müſſen, ob nicht Bekl. — wie 
hätte, daß in einzelnen Fällen Weine ohne Zuziehung des Pfand. er behaupte — berechtigt geweſen ſei, anzunehmen, der ur⸗ 
gläubigers entnommen find, würde darin doch, da die Schlüſſel ſprüngliche Vertrag habe damit ſein Ende erreicht, iſt nicht zu⸗ 
nie ohne Einwilligung des Pfandgläubigers verabfolgt und ſtets treffend. Durch die bezüglich ihrer thatſächlichen Seite der 
wieder zurückgegeben ſind, nur eine vorübergehende Auf- Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz nicht unterliegende und im 
gabe der Gewahrſam enthalten ſein, die den Pfandbeſitz Uebrigen ohne rechtlichen oder prozeſſualen Verſtoß erfolgte 
nicht aufhebt. §8 111, 112, Thl. J Tit. 7, 88 104, 105, Feſtſtellung, daß die bezogene vertragliche Abmachung beim 
244, 253 Th. I Tit. 20 des A. L. R.; Entſch. des Ober⸗ Verkauf der Brauerei durch den Bekl. noch in Kraft geweſen 
handelsgerichts Bd. 14 S. 102; Entſch. des R. G. Bd. 1 ſei, wird die Berechtigung des Bekl. der Kl. gegenüber einen 
S. 382. I. C. S. i. S. Schuhmaher u. Gen. c. Rosmanith anderen Standpunkt geltend zu machen, ausgeſchloſſen. Die 
u. Schaurte Konk. vom 9. Oktober 1897, Nr. 173/97 J. Reviſion hat weiter geltend gemacht, das O. L. G. nehme in 
44. Bei der Entſcheidung über die Höhe der klägeriſchen Anſchluß an die Entſch. des R. G. Bd. 31 S. 291 mit Recht 
Alimentenanſprüche geht das B. G. von dem Grundſatz aus, an, daß für den Fall einer Anweiſung oder Zuführung eines 
daß dafür weſentlich einerſeits das ſtandesmäßige Bedürfniß der Käufers durch den Makler zur Begründung des Proviſions⸗ 
geſchiedenen Ehefrau und der Kinder, wie andrerſeits die zur anſpruchs erforderlich ſei, daß der Auftraggeber bei dem Abſchluſſe 
Zeit der Scheidung beſtandenen wirthſchaftlichen Verhältniſſe des Geſchäftes, bezüglich deſſen die Proviſion gefordert wird, 
des Bekl. maßgebend ſeien. Dieſer rechtliche Standpunkt iſt Kenntniß von der vorausgegangenen Thätigkeit des Maklers 
im Sinne der 88 798, 799 Thl. II Tit. 1 und der 88 64, gehabt habe; Letzteres habe aber das O. L. G. im vorliegenden 
65 Thl. II Tit. 2 des Pr. A. L. R. zu billigen (vergl. Entſch. Falle ſelbſt nicht angenommen, vielmehr demnächſt die Un⸗ 
des vormaligen Preußiſchen Obertribunals Bd. 32 S. 92, kenntniß des Bekl. von der Thätigkeit der Kl. um deswillen 
Bd. 83 S. 216; Urtheil des R. G. vom 23. März 1896 bei für nicht erforderlich erachtet, weil nach Lage der Sache Bekl. 
Gruchot Bd. 40 S. 1023). IV. C. S. i. S. o. Münchhauſen verpflichtet geweſen ſei, ſich über dieſe Thätigkeit zu unterrichten. 
c. v. Münchhauſen vom 21. Oktober 1897, Nr. 180/97 IV. Es bedarf einer Erörterung der Frage, ob der vorbezogenen, 
VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. | für ein anderes Rechtsgebiet ergangenen Entſcheidung im vor⸗ 
Zu den Stempelgeſetzen. liegenden Falle dem feſten Proviſionsverſprechen gegenüber würde 
45. Mit der Vorinſtanz iſt die zum Vollmachtſtempel heran- beizupflichten fein, da die Sachlage im übrigen, wenn auch die 

1 gezogene Urkunde vom 17. April 1896, durch welche der Kaſſirer Ausführungen des O. L. G. den entſcheidenden Punkt nicht 
Ei des klagenden Vereins mit deſſen Vertretung auf dem Delegirten⸗ ganz klar hervorheben, auch dieſen Reviſionsangriff als unbe⸗ 
St tage des Emsländiſchen Bezirks beauſtragt wurde, als eine gründet erſcheinen läßt. Nach den Feſtſtellungen des O. L. G. 


ee „Vollmacht zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher Natur für hatte der Bekl. gegründete Urſache anzunehmen, daß dem Abſchluß 
1 5 die Vollmachtgeber“ im Sinne der Tarifpoſition 73 des Preußiſchen des Vertrages eine weſentliche Thätigkeit der Kl. vorangegangen 
a Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 anzuſehen. Wie ſchon war. Wenn nun das O. L. G. ausführt, daß der Bekl. bei 
1 der B. R. auf Grund der vorgelegten Satzungen für den Ems⸗ dieſer Sachlage veranlaßt und verpflichtet geweſen ſei, ſich über 
15 ländiſchen Bezirk ausgeführt hat, gehören zu dem Geſchäftskreiſe die Bemühungen der Kl. zu vergewiſſern, und, weil er dieſes 
* des Delegirtentages auch Angelegenheiten rechtlicher Natur — unterlaſſen habe, fich. auf feine bezügliche Unkenntniß nicht be⸗ 
„ und zwar ſowohl aus dem Gebiete des Vereinsrechts als aus rufen könne, ſo iſt aus dieſer Erwägung, welche bezüglich der 
1 dem des Privatrechts — welche durch ſeine Beſchlüſſe in einer Erkundigungspflicht nicht unbedenklich ſein mag, zu entnehmen, 
1 für alle Vereine und Mitglieder des Bezirks verbindlichen Weiſe daß das O. L. G. davon ausging, daß, wenn Bekl. trotz jener 
1 geregelt werden. Die Reviſton wendet hiergegen ein, daß die begründeten Vermuthung und ohne ſich zu erkundigen den Kauf- 
1 Geſchäfte des Delegirtentages nicht Geſchäfte des einzelnen vertrag einging, er ſich hierzu auch für den Fall entſchloſſen 
“ Vereins ſeien. Sie überſieht jedoch, daß die Beſchlüſſe des hatte, daß die Vermittlung beziehungsweiſe Anweiſung durch die 
* 
i 
| 


— S 


| Delegirtentages lediglich durch das Zuſammenwirken der Ver. Kl. in Wirklichkeit erfolgt ſei, und ſomit den Abſchluß des 
1 treter der einzelnen Vereine zu Stande kommen und daß in Kaufvertrages für ihn die Verpflichtung zur Zahlung der 
\ I dieſer Verſammlung jeder Delegirte Namens ſeines Vereins in Proviſion an die Kl. zur Folge hatte. Bei dieſer Sachlage 
1 Bezug auf die zur Zuſtändigkeit des Delegirtentages gehörigen aber kann aus der angeblichen Unkenntniß des Bekl. beim Ab⸗ 
© ‚Angelegenheiten den übrigen Vereinen und der Geſammtheit ſchluß des Vertrages ein Moment gegen den Proviſionsanſpruch 
e gegenüber Erklärungen abgiebt und abſtimmt. Inſoweit nimmt der Kl. nicht hergeleitet werden. II. C. S. i. S. Voßen 
15 | der einzelne Delegirte für den von ihm vertretenen Verein auch e. Hartwich & Co. vom 22. Oktober 1897, Nr. 198/97 II. 
6 | Geſchäfte rechtlicher Natur vor und die ihn dazu ermächtigende 47. Der Anſpruch auf Löſchung einer hypothekariſchen 
1 Urkunde wird zutreffend in § 16 der Satzungen als „Vollmacht“ Einſchreibung oder auf Ertheilung der hierzu erforderlichen Ein⸗ 
Ma bezeichnet. III. C. S. i. ©. Krieger⸗ und Landwehrverein zu willigung kann auch anderen Perſonen als dem Schuldner, 
Pe Nordhorn c. Fiskus vom 22. Oktober 1897, Nr. 149/97 III. insbeſondere dem Beſitzer des Grundſtückes, auf das ſich die 
e VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). Einſchreibung bezieht, zuſtehen und beſteht im vorliegenden Falle 
5 46. Das O. L. G. hat in Uebereinſtimmung mit dem auch zu Gunſten der Kl., wenn, wie ſie behauptet, der Bekl. 
5 L. G. angenommen, daß für das Streitverhältniß der Parteien zur Annahme der ihm angebotenen Zahlung verpflichtet iſt. 
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Die Befriedigung des Bekl. wegen feiner Kaufpreisforderung 
begründet für denſelben auch die Verpflichtung, die Löſchung der 
Einſchreibung zu bewilligen und dieſe Verpflichtung durfte auch 
die Kl. geltend machen, da ſie ſich einestheils dem Schuldner 
gegenüber vertragsmäßig verpflichtet hat, den Bekl. zu befriedigen 
und anderſeits den ihr cedirten Kaufpreis von dem jetzigen 
Beſitzer des Grundſtücks nicht erlangen kann, bevor fie dieſe 
Befriedigung und die Löſchung der Einſchreibung bewirkt hat. 
Sie war ſchon nach Art. 1236 des B. G. B. berechtigt, den 
Bekl. durch Zahlung wegen ſeiner Hypothekenforderung zu be⸗ 
friedigen und durfte auf Feſtſtellung dieſes, ihr vom Bekl. be⸗ 
ſtrittenen, Anſpruches klagen. Mit Rückſicht auf ihre dargelegte 
Stellung muß ihr aber auch die Befugniß zuerkannt werden, 
von dem Bekl. zu verlangen, daß er nach erhaltener Befriedigung 
ſeine Einwilligung zur Löſchung der Einſchreibung ertheile. 
Hiernach braucht nicht unterſucht zu werden, ob ſie nach 
Art. 1166 des B. G. B. in dieſer Beziehung die Rechte ihres 
Schuldners, des jetzigen Beſitzers, ausüben und ſich noch in der 
Reviſionsinſtanz auf die erwähnte Vorſchrift berufen könnte. 
II. C. S. i. S. Kuepper c. Kreis-Spar- und Darlehnskaſſe zu 
Saarburg vom 29. Oktober 1897, Nr. 204/97 II. 
48. Nach Auffaſſung des O. L. G. bezieht ſich Art. 1254 
B. G. B. nur auf die Fälle, in welchen es ſich um eine 
Zahlung an den Gläubiger wegen einer beſtimmten Forde⸗ 
rung handelt. Dagegen darf ein Gläubiger, dem mehrere 
Forderungen zuſtehen, die Annahme einer eine beſtimmte 
Schuld in vollem Umfange tilgenden Zahlung nicht deshalb 
verweigern, weil er keine Zahlung auf irgend welches Kapital 
anzunehmen brauche, ehe die Zinſen aus allen ihm zuſtehenden 
Forderungen gedeckt ſeien. Dem Rkl. iſt zuzugeben, daß ſich 
der Pariſer Kaſſationshof in einem Urtheile vom 25. November 
1862 (Sirey 63 I. ©. 89) in entgegengeſetztem Sinne ausge⸗ 
ſprochen und daß ſich die Mehrzahl der Schriftſteller deſſen Auf⸗ 
faſſung angeſchloſſen hat. Deren Anſicht kann aber nicht für 
richtig erachtet werden. Eingehend begründet. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. | M 
Geſucht zum 1. Dezember 1897 ein jüngerer, tüchtiger Büreau⸗ 
Vorſteher. 
| Rechtsanwalt Jonas, Weilburg a. d. Lahn. 
Büreauvorſteher zum ſofortigen Eintritt geſucht. 
Rechtsanwalt Heinemann, 
j Lüneburg. 
Ich ſuche einen Büreauvorſteher, erſte Kraft, und bitte um 
Angebote mit Angabe der Gehaltsanſprüche. 
Rechtsanwalt Landsberg, Magdeburg. 
Ein junger Büreaugehülfe, der flott ſtenographirt, 
wird ſofort geſucht. Suchsland, Rechtsanwalt, 
Halle a. S. 
Für ein Rheiniſches Anwaltsbüreau ein gewandter Bürean- 
vorſteher geſucht. 
Offerten an die Expedition dieſes Blattes unter R. 152 erbeten. 
Geſucht wird für ein mittleres Anwaltsbüreau in Hamburg 
zum baldmöglichſten Antritt ein zuverläſſiger, beſonders in Zwangs⸗ 
bolfſreckungeſachen und im Rechnungsweſen bewanderter Büreau⸗ 
vorſteher bei gutem Gehalt. Ausführliche Offerten ſind zu richten 
an die Exped. d. Blattes unter A. B. 468. 
u Büreauvorſteher 
für Anwaltspraxis in Leipzig zum 1. Jan. ev. 1. Febr. geſucht. 
Verlangt wird u. A. Gabelsberg. Stenogr., reiferes Alter. Anfangs⸗ 
gehalt 2000 M. Offert. unt. I. 5679 an Rudolf Moſſe, Leipzig. 


Ein Büreauvorſteher, 34 Jahre alt, 20 Jahre bei ſeinem 
gegenwärtigen Chef in Stellung, ſucht, da ſein Chef in den Ruhe⸗ 
ſtand getreten iſt, vom 1. Januar 1898 ab, event. auch früher, ander⸗ 
weites Engagement. Gutes Zeugniß ſteht zur Seite. Gefl. Offerten 
werden unter W. L. 471 an die Exped. dieſer Zeitung erbeten. 

. Ein tüchtiger Büreauvorſteher, in Prozeß⸗ u. Notarſatspraxis 
erfahren, ſucht ſofort event. ſpäter Stellung. Off. u. II. J. 18 
a. d. Exp. d. Bl. = | 
J. Büreauvorſteher e. Rhein. Anwaltsbüreaus, zuverl. u. ſelbſt. 
Stenogr., ſ. anderw. Stellung. Off. u. M. J. 429 a. d. Exp. d. Bl. 


Ein tüchtiger Büreauvorſteher, in Prozeß- u. Notariatspraxis 


erfahren, ſucht ſofort ev. ſpäter Stellg. Off. u. II. J. 18 a. d. Exp. d. Bl. 


Junger, militärfreier, unverheiratheter Mann, welcher 5 Jahre 
bei einem Rechtsanwalte und Notar als Büreauvorſteher be⸗ 
ſchaͤftigt, wegen Militärverhältniſſe außer Stellung gekommen iſt, 
ſucht auf ſofort Stellung, auch als I. Büreaugehülfe. Offerten ſind 
zu richten an die Expedition dieſes Blattes unter O. T. I. 


Srebſamer junger Mann, zuletzt 6 J. in größerem Anw.⸗ 
Büreau beſch. gew., gute Handſchrift, Stenograph (Stolze⸗Schreyer), 
ſucht geſt. auf gute Empf. per ſofort wieder in größerem Bür. Stellung, 
wo er ſich vervollk. kann. Gefl. Off. sub R. S. 476 a. d. Exp. d. Bl. 


Aſſeſſor 
ſucht Hülfsarbeiterſtelle bei Kammergerichts⸗Anwalt. Offerten unter 
A. 464 an die Expedition d. Bl. 
Rechtsanwalt, 

ſeit Jahren an rhein. Amtsgericht, wünſcht ſich mit Landgerichts⸗ 
kollegen zu aſſociiren, ev. Stelle als Hülfsarbeiter bei älterem Kollegen 
oder Juſtitiar bei größerer Verwaltung. Offerten sub D. B. 469 
an die Geſchäftsſtelle dieſes Blattes. 

Betagter Rechtsanwalt und Notar ſucht Societät und 
geeignete Vertretung. Offerten unter J. K. 441 an die Expedition 


dieſes Blattes. | 
Dr. jur. Paul C. Schnitzler 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg F. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord ⸗ Amerikas. | 


C. 5. Set' ſche Verlagabuchhandlung Oskar Seh in Münden. 


Soeben ift erſchienen: 


Gewer beoro nung 
für das Deutſche Reich . 


| Dr. Robert von Landmann, 
kgl. bayer. Staatsminiſter d. Innern f. Kirchen⸗ u. Schulangelegenh. 
i = Dritte Auflage 
unter Mitwirkung des Verfaſſers bearbeitet 
von 


Dr. Guſtav Nohmer, 
5 k. b. Bezirksamtsaſſeſſor. 
— Zwei Bände. Geheftet 18 Mk.; gebunden 20 Mk. — 


Dr. v. Landmann's Kommentar zur Gew. O. 
iſt allſeitig anerkannt als der beſte und erſchöpfendſte 
[Kommentar zur Gewerbeordnung. Dieſen Ruf hat er 
1 fich auch in der neuen dritten Bearbeitung zu erhalten 
gewußt. Der Text der Handwerksnovelle vom 27. VII. 1897 iſt 
im Nachtrag abgedruckt; die 5 0 Erläuterung derſelben iſt 
einem Ergänzungsbande vorbehalten, der nicht vor Erlaß der 
Ausführungsvorſchriften erſcheinen kann. Landmann's Kommentar 
empfiehlt ſich als erſchöpfender Ratgeber nicht nur für die 
Behörden und Rechtsanwälte, ſondern auch für die größeren 
induſtriellen Etabliſſements. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: 


Gutachten aus dem Anwaltſtande 
die erſte Leſung des Entwurfg files Bürgerlichen Geſetzbuchs 


herausgegeben im | 
Auftrage des Deutſchen Anwaltvereins 


von den 
Rechtsanwälten Adams, Geh. Juſtizrath in Coblenz, 
Wilke, Juſtizrath in Berlin, Mecke, Juſtizrath in Leipzig, 
Hartmann in Nürnberg, Erythropel in Leipzig. 

Das Werk umfaßt in 15 Lieferungen 97% Bogen und koſtet 
broſchirt 30 M., gebunden in Callico 32,75 M., 911 in Halb. 
franz 33,50 M. Preis der einzelnen Lieferung 2 M. Ze 

Zu beziehen durch jede Buchhandlung ſowie vom Verlage 


Berlin 8. 14. | | 
Stallſchreiberſtraße 34. 35. W. Mocſer Hofbuchhandlung. 
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Vollständig erschien bei W. Werther, Rostock: 
Fr. Bunsen, enter Einführung in das 
Bürgerliche Gesetzbuch. Ein Leitiaden 


zum Selbstunterricht. 3 Teile. 

I. Einleitung. Allgemeiner Teil. Recht 
der Schuld verhältnisse. 22 Bog. 4, 50 M. geb. 
II. Sachenrecht. 16 Bog. 3 M. geb. III. Familien- 
recht. Erbrecht. Sachregister. 32 Bog. 6 M. 
geb. Jeder Teil ist einzeln käuflich. | 

„Das Bunsen’sche Werk erfüllt seinen Zweck, in 
systematischer Weise sichere Kenntnis der Bestimmungen 
des Gesetzbuches zu verschaffen, mit anerkennenswerter 
Sorgfalt und Umsicht“ (Juristische Wochen- 
schrift) und „bildet daher ein geeignetes Hülfsmittel 
zum Studium des Bürg. Gesetzb.“ (Jurist. Monats- 
schrift). | 


Guſtav Fock, Antiquariat, Leipzig, bietet in 
ſauberen ant. Exemplaren an: N 
Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1—87 m. 
Reg. Gbd. (Soweit erſchienen.) M. 135.— Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 1— 29 mit Reg. Gbd. (Soweit 
erſchienen.) M. 110.— Entſcheidungen des Reichsoberhandels⸗ 
erichts. 25 Bde. u. Reg. God. M. 100.— Bundes u. 
eichsgeſetzblatt, Jahrg. 1867—96. Gbd. M. 30.— Zeitſchrift 
f. Handelsrecht. Hrög. v. Goldſchmidt, Bd. 1—40. 185892. 
Gbd. (Sehr ſelten.) (680.40) M. 360. 


Reichhaltiges Lager juriſtiſcher Werke. Kataloge gratis 
und franko. 


C. 5. Betk'ſihe Berlagsbuchhandlung Oskar Beck in Münden. 
Soeben iſt erſchienen: | 
Kommentar 


. zur ze 
Strafprozeß- Ordnung 
für das Deutſche Reich 
vom 1. Jebruar 1877 


Hebſt dem Gerichtaverfaſungs-Geſetz vom 27. Januar 1877 
und den Einführungsgeſetzen zu beiden Geſetzen, 
unter Berückſichtigung des Reichsgeſetzes vom 5. April 1888, 
betreffend die unter Ausſchluß der Offentlichkeit ſtattfindenden 


Gerichtsverhandlungen 
von 


Dr. M. Stenglein, 
Reichsgerichtsrat. 
Dritte neubearbeitete und ſehr vermehrte Auflage. 
45 Bg. gr. 8. Preis geh. 13 M. 50 Pf., in Halbfrzb. 15 M. 50 Pf. 


Soeben erſchien in 
3. gänzlich verbeſſerter u. vermehrter Auflage 


Ad. Kahles Vollſtünd. Stempelſteuer Tarif 
nach dem Preußiſchen Stempelſteuergeſetze 
vom 31. Juli 1895. 
Neu bearbeitet von W. Ichulz. — Preis gebd. 12 Mk. 


Berlin SW. 12. Georg Wattenbach's Verlag. 


Soeben iſt erſchienen und durch jede Buchhandlung zu beziehen: 
* Lieferung 1 des 


Handwörterbuchs für das geſamte Verſicherungsweſen 


unter Mitwirkung hervorragender Fachleute und Juriſten herausgegeben 


von 
Eugen gaum gartner. 
Vollſtändig in 50 Lieferungen à M. 1.50 oder 
Subſcriptivnspreis für das ganze Werk zahlbar im Dpraus M. 50.—. 
Derſelbe erliſcht nach Erſcheinen der ten Lieferung. . 


Dieſes Handwörterbuch enthält in alphabetischer Reihenfolge alle im Verſicherungsweſen gebräuchlichen oder auf dasſelbe bezug⸗ 
habende Ausdrücke und erläutert dieſelben unter Berückſichtigung der Geſchichte, Rechtſprechung, Geſetzgebung, Technik, Mathematik, Statiftit, 


Volkswirtſchaft und Verſicherungs⸗Medicin. 


Eugen Baumgartner. 
Strußhburg i. E. 


Carl Heymanus Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


1 Monatsschrift 
für Handelsrecht und Bankwefen, Steuer- und Stempelfragen. 
| Herausgegeben von Juſtizrath Dr. Paul Holdheim in Frankfurt a. M. 
Preis halbjährlich M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,30. 


Inhalt von Nr. 11 vom 13. November 1897: Der öſterreichiſche Entwurf eines Kartellpolizeigeſetzes. Von Profeſſor 
Dr. A. Schäffle in Stuttgart. — Anfechtung von Bilanzanſätzen. — Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten gegen⸗ 
über dem klagenden öſterreichiſchen Staatsangehörigen. — Internationale Handels- und Vb — Stempelweſen: 


Stempelpflicht bei Konverſion von Anleihen. — Inm Begriffe der „Ausreichung von Wert 


papieren an den erſten Erwerber“. — 


Prorokollſtempel für Mieth⸗ und Pachtverträge. — Wechſelähnliche Quittungen. — Durchführung der neuen öſterreichiſchen Börſen⸗ 
ſteuer. — Rechtsquellen: Reform der Aktien- und Börſengeſetzgebung in Oeſterreich. — Rechtsſprüche: Vom Reichsgericht. 


Mitgetheilt von Reichsgerichtsrath Förtſch. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegt ein Proſpekt von Carl Heymanns Verlag in Berlin bei, betr.: Dr. F. Leske und Dr. W. Loewenfeld, 
ö ö Die Rechtsverfolgung im Internationalen Verkehr. 


EUR 8 — 


Berlin, 


1. Jauuat. 


Herausgegeben von | >- 
M. Kempner, / 
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75 4 4 4 % . 9 


Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Preis für den Ja 


Inhalt. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 1. — Vor⸗ 


ſchläge zur Bildung einer Unterſtützungskaſſe für deutſche Rechts- 
anwälte. S. 1. — Vom Reichsgericht. S. 2. — Perſonal⸗ 
Veränderungen. S. 38. | 


Sülfskafe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Darmſtadt, Karlsruhe und Berlin haben der Kaſſe aber⸗ 
mals Beihülfen und zwar Darmſtadt 1000 Mark, Karlsruhe 
1500 Mark und Berlin 3000 Mark gewährt. Den Kammern 
und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Gaben der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen. 


Vorſchläge zur Bildung einer Unterſtützungskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 
Von Rechtsanwalt Meibauer in Conitz. 


Die Gründung einer Unterſtützungs kaſſe iſt eine dankens⸗ 
werthe Aufgabe. Es wird aber wohl nur dann auf Beitritt 
einer genügenden Mitgliederzahl mit 30 Mark Jahresbeitrag zu 
rechnen ſein, wenn die Feſtſtellung des Vorhandenſeins 
eines Bedürfnißfalls und die Höhe der Unterſtützungen 
gleichzeitig in den Satzungen geregelt wird, die Unterſtützungen 


ſich nur auf Mitglieder der Unterſtützungskaſſe und deren An⸗ 
gehörige, ſowie auf Angehörige von Anwälten, welche zur Zeit . 
ihre Todes Mitglied der Hülfskaſſe waren, erſtrecken, im. 


Uebrigen aber den einzelnen Kammerbezirken überlaſſen 
wird, aus eigenen Mitteln in beſonderen Unterſtützungsfällen 
ihres Bezirks helfend einzutreten. 1 | 
Ich würde daher vorſchlagen, dem 8 5 der in der Juriſtiſchen 

Wochenſchrift S. 513 vorgeſchlagenen Satzungen folgenden Wort⸗ 
laut zu geben: | | 

„Die Kaſſenmitglieder und die Wittwen und Waiſen von 
Rechtsanwälten, welche zur Zeit ihres Todes Kaſſenmitglieder 
waren, haben im Bedürfnißfalle ein Recht auf Unterſtützung. 

Ein Bedürfniß iſt als vorliegend anzuſehen, wenn das 
jährliche Einkommen des Bezugsberechtigten nach den Grund- 
ſätzen des für ihn maßgebenden Einkommenſteuergeſetzes 


Se 
Organ des deutschen Anwalt⸗Vereins. 
hrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


„ 


a) bei einem dauernd vermindert oder völlig arbeitsunfähigen 
Kaſſenmitgliede weniger als 
b) bei einer Wittwe ohne Kinder weniger als 1200 
c) bei einer Wittwe mit einem minderjährigen 
unverſorgten Kinde weniger als. . 1800 
d) bei einer Wittwe mit zwei oder mehrereren 
minderjährigen unverſorgten Kindern 


weniger als . . 2400 


e) bei einem unverſorgten minderjährigen 
Waiſenkinde weniger als 600 
beträgt. | | 
Der Nachweis des finanziellen Bedürfniſſes Seitens des 
Bezugs berechtigten iſt durch die ſtaatliche Einkommenſteuer⸗ 
einſchätzung als geführt anzuſehen. 


Die Unterſtützung iſt für jedes Jahr ſo zu bemeſſen, daß | 


die Bezugsberechtigten unter Zuſammenrechnung mit 
ihrem eigenen ſteuerpflichtigen Einkommen: 

im Falle zu a 3000 Mark, 

» .: .:b..0.2.0.1200 » 

. 0. „„ „%% 11800 

22 2 04 2400 

22 W˖⸗·te 2 600 
als Geſammteinkommen haben. 

Falls die Mittel der Kaſſe nach Anſicht des Vorſtandes für 
ein Etatsjahr nicht ausreichen, ſind ſämmtliche Unterſtützungen 
verhältnißmäßig zu reduziren. 

Nachzahlungen werden nicht gewährt. 

Ueber das Vorhandenſein des Bedürfniſſes und die Höhe 
der Unterſtützung entſcheidet unter Beobachtung vorſtehender 
Grundſätze der Vorſtand. | 3 

Im Ablehnungsfalle iſt dem Betheiligten die Anrufung 
eines Schiedsgerichts geſtattet. | 

Den Wittwen und Waiſen der Kaſſenmitglieder ſtehen gleich 
die Wittwen und Waiſen ſolcher Rechtsanwälte, welche zur Zeit 
ihres Todes Mitglieder der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
waren. | 

Etwaige Ueberſchüſſe eines Jahres werden zum Kapital: 
grundſtock genommen.“ 

Die Zulaſſung des Nachweiſes des finanziellen Bebürf- 
niſſes durch die ſtaatliche Einkommenſteuerveranlagung halte ich 
für ſehr zweckmäßig, da ſonſt eine koloſſale Belaſtung des Vor⸗ 


3 000 Mark, 
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ſtandes durch Ermittelungsverfahren nicht zu vermeiden wäre, 
und dieſe zu anderen Reſultaten auch kaum führen würden. 


2 


Ueber die Höhe der Normalſätze kann man ja verſchiedener 


Anſicht ſein. Immerhin dürften die ausgeworfenen Summen 
ſich dem richtigen Maße näheren. 

Durch gegebenen Falls vorgeſehene verhältnißmäßige Re⸗ 
duktion der Unterſtützung wird erreicht, daß der Bezugsberechtigte 
auch in dieſem Falle weiß, was er zu beanſpruchen hat. 

Die Frage, ob die Mittel den Normalunterſtützungen gegen⸗ 
über ausreichen werden, kann mit Rückſicht auf die vorgeſehene⸗ 
Reduktion ohne Nachtheil als offene behandelt werden, da 
Schaden hieraus ja nicht entſtehen kann, vielmehr nichts im 
Wege ſteht, auf Grund gemachter Erfahrungen die Satzungen 
der Kaſſe ſpäter zu modifiziren. 

Schließlich dürften die einzelnen Kammerbezirke ſehr wohl 
in der Lage ſein aus eigenen Mitteln in Fällen, die nach vor⸗ 
ſtehenden Grundſätzen nicht berückſichtigt werden können, helfend 
einzutreten. 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 23. November bis 
15. Dezember 1897 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Gegen den Beſchluß des O. L. G. hat Rechtsanwalt X. 
für ſeine Perſon formgerecht weitere Beſchwerde eingelegt. 
Geltend gemacht iſt, die Zurückweiſung der Beſchwerde des 
Beſchwerdeführers, mit welcher die richtige Bemeſſung des 
Streitgegenſtandes verlangt worden, erſcheine in jeder Hin⸗ 
ſicht unberechtigt. Nach § 12 der R. A. G. O. ſteht 
dem Rechtsanwalt die Beſchwerde nur zu, um in ſeinem 
Intereſſe auf eine Erhöhung des feſtgeſetzten Streitgegenſtands⸗ 
werthes hinzuwirken (Eniſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 22 
S. 425 f.). Eine ſolche Erhöhung begehrte auch Rechts⸗ 
anwalt X. mit der Beſchwerde gegen den Beſchluß des L. G. 
hinſichtlich der Widerklaganträge Ziffer 1 und 2 und nur hin⸗ 
ſichtlich dieſer Anträge. Die Zuläſſigkeit der weiteren Be⸗ 
ſchwerde iſt davon abhängig, daß in dem mit derſelben an⸗ 
gefochtenen Beſchluß des Beſchwerdegerichtes ein neuer ſelbſtändiger 
Beſchwerdegrund enthalten iſt. Zu dem Antrage Ziffer 1 
der Widerklage erwägt das Beſchwerdegericht, dieſer Antrag 
ſei nicht gerichtet auf Befreiung des Bekl. von perſönlichen 
Schuldverbindlichkeiten in beſtimmten ziffermäßigem Betrage, 
d. h. in Höhe von 2 600 000 Mark, wie Rechtsanwalt X. be⸗ 
haupte. Ein ſolches Verlangen komme auch in den Schriftſätzen 
des Bekl. nicht zum Ausdrucke. Bekl. begehre nur ſchlechthin 
Befreiung von den ſämmtlichen Verbindlichkeiten der. Geſellſchaft, 
für welche er als perſönlicher Schuldner mit verhaftet ſei. Aller. 
dings würde, wenn ſich aus den Akten eine perſönliche Schuld⸗ 
verbindlichkeit des Bekl. für die Schulden der Geſellſchaft in 
Höhe von 2600 000 Mark ergäbe, bei Feſtſetzung des Werthes 

des Streitgegenſtandes das nach S 3 der C. P. O. maß- 
gebende richterliche Ermeſſen nach unten hin an dieſem 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Betrag ſeine Grenze finden. Allein aus den Akten ſei, wie 
weiter ausgeführt iſt, eine ſolche perſönliche Haftung des Bekl. 


nicht zu entnehmen. Ueberdies ſei eine perſönliche Haftung des 


Bekl. für diejenigen Schulden, welche auf denjenigen Grund⸗ 
ſtücken, als deren Eigenthümerin die Geſellſchaft eingetragen ſei, 
hypothekariſch ſichergeſtellt jeien, rechtlich nicht begründet. Denn 
die Geſellſchaft ſei nach dem Gegenſtand ihres Gewerbebetriebs 
(H. G. B. Art. 275) in Wahrheit keine offene Handelsgefell⸗ 
ſchaft; die perſönliche Haftung des Bekl. könne alſo nicht aus 
Art. 112, 113 des H. G. B. abgeleitet werden. Der Beſchwerde⸗ 
führer greift dieſe Ausführungen als rechtsirrig an, vornehmlich 
nnter Hinweiſung darauf, daß der Wortlaut des Antrages für 
ſich nicht maßgebend ſei, vielmehr der Inhalt der Schriftſätze, 
in denen der Antrag begründet und erläutert worden, heran- 
zuziehen ſei, ſowie daß für. die Berechnung des Werthes des 
Streitgegenſtandes außer Betracht bleiben müſſe, ob der durch 
den Antrag wirklich erhobene Anſpruch begründet ſei oder nicht. 
Letzteres iſt zweifellos richtig. Dagegen nicht richtig iſt die 
Anſicht des Königlichen Kammergerichts, daß der Bekl. nicht 
Befreiung von Schulden in beſtimmtem Betrage verlangt hätte. 
Auf den Wortlaut des Widerklagantrages Ziffer 1 allein kommt 
es nicht an. Wie der Antrag gemeint war, ergiebt ſich klar 
aus den Schriftſätzen des Bekl. Hier iſt der Betrag der 
Schulden, für welche Bekl. perſönlich hafte, auf 2 607 850 Mark 
ziffermäßig berechnet; durch die übereinſtimmenden Angaben der 
Kl. ſteht dieſer Betrag der von dem Bekl. bezeichneten Schulden 
ſogar objektiv feſt. Weiter hat Bekl. den Sinn ſeines Antrages 
ſelbſt dahin erläutert, die Kl. müſſe ihn von ſeiner perſönlichen 
Verbindlichkeit für dieſe Schulden ſofort Zug um Zug 
gegen ſein Ausſcheiden aus der Geſellſchaft befreien. Hiernach 
kann an ſich kein Zweifel daran beſtehen, daß (wie in anderen 
ähnlichen Fällen ſiehe Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 25 
S. 366, Bolze, Praxis des R. G. Bd. VIII Nr. 703) hier 
als Werth des Streitgegenſtandes gerade der Geſammtbetrag 
der Schulden anzunehmen wäre, der Standpunkt des Beſchwerde⸗ 
führers demnach als der zutreffende anzuerkennen iſt. Allein wie 
das L. G. entjprechend dem eventuellen Antrage des Bekl. gegen 
den Rechtsanwalt X. dahin entſchieden hat, daß der Werth des 
Streitgegenftandes zu Ziffer 1 der Widerklage zu ſchätzen jet, 
(C. P. O. § 3), und ihn geſchätzt hat, jo hat das Königliche 
Kammergericht in gleicher Weiſe entſchieden, indem es die 
Beſchwerde des Rechtsanwaltes X., mit welcher dieſer die Feſt⸗ 
ſetzung auf den Betrag der Schulden verlangte, zurückgewieſen 
und den § 3 der C. P. O. für anwendbar erklärt hat. 
Inſoweit liegen alſo zwei übereinſtimmende Entſcheidungen 
vor, ohne daß inſoweit ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerde⸗ 
grund erſichtlich iſt. Ein ſolcher liegt insbeſondere nicht darin 
allein, daß die Gründe, welche das Beſchwerdegericht leiteten, 
nicht als richtig anzuerkennen ſein möchten. Inſoweit iſt die 
weitere Beſchwerde demnach nicht zuläſſig. Das Königliche 
Kammergericht hat aber ſchließlich den Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes der Widerklage Ziffer 1 nicht geſchätzt, die Schätzung 
vielmehr dem Prozeßgerichte — unter Aufhebung des Beſchluſſes 
des letzteren vom 23. April 1897 — übertragen, weil das 
Prozeßgericht ſich noch nicht darüber ausgeſprochen habe, wie hoch 
das Streitobjekt bei dieſem Antrage für ſich allein zu veranſchlagen 
ſei, und das Kammergericht es nicht für angemeſſen erachte, 


ſeinerſeits dieſe Schätzung vorzunehmen. Hierdurch iſt die 


Möglichkeit eröffuet, daß das Prozeßgericht bei der neuen 
Schätzung den Streitgegenſtand des Widerklagantrages Ziffer 1 


niedriger als auf 50—52 000 Mark, bezw. unter demjenigen 


Betrage werthet, welchen es hierfür bei ſeinem Beſchluß vom 
23. April 1897 als angemeſſen erachtet hat. In dieſer Be⸗ 


ziehung iſt alſo die Rechtswirkung des Beſchluſſes des Königlichen 
Kammergerichtes für den Beſchwerdeführer Rechtsanwalt X. eine 
ungünftigere als diejenige des Beſchluſſes vom 23. April 1897. 
Daraus ergiebt ſich die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde, 
ſoweit die Schätzung in Frage ſteht. Dieſelbe vorzunehmen, 


iſt das R. G. ſelbſt in der Lage. Die Nothwendigkeit weiterer 


Erörterungen iſt nicht anzuerkennen. Nach: dem zuvor Aus⸗ 
geführten muß aber der Streitgegenſtand zu Ziffer 1 der Wider⸗ 


klage jedenfalls auf 50— 52 000 Mark geſchätzt werden. Dem ⸗ 


gemäß iſt er auf dieſe Höhe feſtzeſetzt. VI. C. S. i. S. 


Schmidt c. Wuſterack vom 8. November 1897, B Nr. 201/97 VI. 


2. Von der Kl. als Inhaberin des Deutſchen Reichs 


patents Nr. 19 026 war wegen angeblicher Verletzung ihres 
Patents, begangen durch Herſtellung näher beſchriebener Akku⸗ 
mulatoren, Klage erhoben und 1. Unterſagung der ferneren 
Störung, 2. Zuerkennung eines Schadenerſatzes in Höhe von 


25000 Mark beantragt, während Bekl. im Wege der Wider. 


klage die Feſtſtellung beantragte, daß Kl. nicht befugt ſei, der 
Bekl. die Herſtellung von Elektroden nach dem der Letzteren 
zuſtehenden Deutſchen Reichspatente Nr. 80 420 zu unterſagen. 
Durch den angefochtenen Beſchluß iſt für die Berufungsinſtanz 
der Werth des Streitgegenſtandes hinſichtlich des erſten Antrags 
auf 50 000 Mark, hinſichtlich des zweiten Antrags der Kl. auf 
25 000. Mark feſtgeſetzt worden. Durch die Beſchwerde wird 
beantragt, den Werth des Streitgegenſtandes auf 50 000 Mark 
herabzuſetzen, da der zweite Antrag einen als Nebenforderung 
geltend gemachten Anſpruch betreffe und deshalb nach § 4 der 


C. P. O. (und § 9 des G. K. G.) für die Werthsberechnung 


außer Betracht zu bleiben habe. Diefe Anſicht iſt indeß nicht 
zutreffend, da der Anſpruch auf Schadenserſatz nicht als eine von 
dem anderen Anſpruch, als dem Hauptanſpruch abhängige, 
ſondern als eine zwar mit dem anderen Anſpruch auf demſelben 


Rechtsgrund beruhende, jedoch ſelbſtſtändige Forderung eingeklagt 


worden iſt. Es mußte deshalb bei dem angefochtenen Beſchluß 
ſein Bewenden behalten. I. C. S. i. S. Akkumulatorenwerke 
Hirſchwald, Schaefer u. Heinemann c. Akkumulatorenfabrik 
A.⸗G. zu Hagen und Berlin vom 10. November 1897, 
B Nr. 88/97 J. | 

3. Die Beſchwerde gegen die Feſtſetzung des Streitwerths 
zu Ziffer 2 des Klageantrags (Herausgabe von Urkunden u. ſ. w.) 


iſt nicht begründet. Mit Recht geht der Vorderrichter davon 


aus, daß die vom Kl. herausverlangten Urkunden nicht Träger 
von Forderungen in Höhe der Stammantheile, ſondern nur 
Beweisurkunden find. - Die Stammeinlagen find im Geſell⸗ 


ſchaftsvertrag unabhängig von den Urkunden feſtgeſtellt und 


können nur von dem Einlegenden bezw. zur Einlage Verpflich⸗ 
teten —zunter beſtimmten Vorausſetzungen — übertragen werden 
(vergl. Geſetz betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haft- 
pflicht vom 20. April 1892.9 3 Nr. 4, 8 7, $ 13 und 15). 
Die über die Theile der Stanimeinlagen ausgeſtellten Urkunden 
haben ſonach lediglich den Zweck als Beweisurkunden zu be 


ſtimmten Zwecken (Verſammlungen der Geſellſchafter u. a.) zu 
dienen. Auch ſoweit die Klage auf Anerkennung“ der Be- 
theiligung an der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftpflicht 
gerichtet iſt, handelt es ſich, da die Einzahlung der Stamm ⸗ 
einlagen nicht behauptet iſt (vergl. § 3 Nr. 4 des cit. Geſetzes), 
nicht um Anerkennung einer Forderung im Betrage der Stamm⸗ 
einlagen an die Geſellſchaft. Hiernach kann der Streitwerth 
zu Ziffer 2 des Klageantrags nur gemäß § 3 der C. P. O. er⸗ 
mittelt werden und liegt kein Grund vor, von der vom Vorder⸗ 
richter getroffenen Feſtſtellung auf 10 000 Mark abzugehen. 
III. C. S. i. S. Bachem o. Voß vom 19. November 1897, 
B Nr. 220/97 III. | | 

4. Begründet ift die Beſchwerde in Betreff der Feſt⸗ 
ſtellung zu Ziffer 3 des Klageantrags (Bürgſchaft). Der Vorder⸗ 
richter geht davon aus, daß es darauf ankomme, bis zu welchen 
Betrag ſeiner Zeit vorausſichtlich die Bürgin werde in Anſpruch 
genommen werden, allein nicht die eventuelle Zahlung bildet 
den Streitgegenſtand, ſondern die Haftung des Bürgen und die 
Sicherſtellung des Kl. und der Streitwerth dieſes Anſpruchs 
deckt ſich mit dem Betrag der Forderung, für welche Haftung 
und Sicherſtellung verlangt wird. ($ 6 der C. P. O., vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 25 S. 367.) Es iſt hiernach der Streitwerth 
in Uebereinſtimmung mit dem Richter I. J. zu Ziffer 3 des 
Klageantrags auf 50 000 Mark feſtzuſetzen. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

5. Wie das R. G. ſchon öfter ausgeſprochen hat und 
auch vom O. L. G. grundſätzlich angenommen wurde, braucht 
der Kl. zur Begründung des in § 29 der C. P. O. vor⸗ 
geſehenen Gerichtsſtandes nicht diejenigen Thatſachen beſonders 
nachzuweiſen, welche zur Begründung des von ihm erhobenen 
Anſpruches vorausgeſetzt werden. Wäre dies nothwendig, fo 


müßte ſchon in dem in den §§ 247, 248 vorgeſehenen Bor- 


verfahren field geprüft werden, ob die Klage auch wirklich be- 
gründet iſt. Der Nachweis der Zuſtändigkeit würde regelmäßig 
mit dem bezüglich der Sache ſelbſt zu erhebenden Beweiſe zu⸗ 


ſammenfallen. Dieſe Abſicht liegt aber dem Geſetz nicht zu 


Grund. Vielmehr iſt der in § 29 der C. P. O. vorgeſehene 
Gerichtsſtand ſchon dann begründet, wenn die ſtreitige Ver⸗ 
pflichtung, falls ſie überhaupt beſteht, im Bezirke des 
angegangenen Gerichts zu erfüllen iſt. (Vergl. Urtheil des 
R. G. vom 11. März 1892, Entſch. Bd. 29 S. 371 ff. ſowie 
die weiteren in Peterſen C. P. O. bei $ 29 Bemerkung 16 
Anm. 5 S. 68 angeführten Urtheile.) Im vorliegenden Falle 
würde es nun zur Begtündung des klägeriſchen Anſpruchs nicht 
genügen, daß die Kl. die von ihr behaupteten Lieferungen an 
S. M. in Cöln beweiſt. Zu den Thatſachen, welche noth⸗ 
wendig bewieſen werden müſſen, damit die Klage gegen F. als 
begründet erſcheint, gehört vielmehr in erſter Linie, daß zwiſchen 
M. und dem Bekl. eine offene Handelsgeſellſchaft beſteht, der 
Bekl. ſomit nach Art. 112 des H. G. B. zur Bezahlung der 
Geſellſchaftsſchulden verpflichtet iſt. Könnte die Kl. ihre darauf 
gerichteten Behauptungen nicht beweiſen, ſo würde der von ihr 
dem Bekl. gegenüber erhobene Anſpruch als unbegründet er- 
ſcheinen. Das O. L. G. hat hienach mit Unrecht angenommen, 
die Kl. müſſe dieſe Behauptungen ſchon im Vorverfahren be⸗ 


wdweiſen, weil‘ jonft‘ die Zuſtändigkeit des L. G. Coln nicht ber 
gründet ſei. Von dem Rbkl. wird nun allerdings geltend 
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gemacht, die angefochtene Eutſcheidung, ja die ſofortige Abweiſung 
der Klage, auf welche das L. G. Cöln erkannt habe, ſei ſchon 


deshalb gerechtfertigt, weil auch dann, wenn die von der Kl. 
behauptete Geſellſchaft beſtehe, das L. G. Cöln wohl bezüglich 
einer gegen die Geſellſchaft gerichteten Klage zuſtändig, 
deren Gerichtsſtand aber nicht auch in Anſehung des Bekl. 
maßgebend ſei. Dieſe Ausführungen erſcheinen aber nicht als 
zutreffend. In den Vorinſtanzen wurde anſcheinend von allen 
Seiten angenommen, wenn die von der Kl. behauptete Geſell⸗ 
ſchaft beſtehe, ſei auch bezüglich der erhobenen Klage das L. G. 
Cöln zuſtändig. Dieſe Annahme iſt richtig. Der in den 
§§ 19 und 22 der C. P. O. vorgeſehene Gerichtsſtand einer 
Geſellſchaft ift allerdings nur hinſichtlich der gegen die Geſell⸗ 
ſchaft ſelbſt gerichteten Klagen maßgebend. Dagegen gilt, wie 
das R. G. ſchon öfters ausgeſprochen hat, für den gemäß 
Art. 112 des H. G. B. wegen Erfüllung einer Geſellſchafts⸗ 
ſchuld verklagten Geſellſchafter derjenige Ort als Erfüllungs- 
ort, an welchem die Erfüllung von der Geſellſchaſt ſelbſt ge⸗ 
fordert werden darf. (Vergl. das Urtheil des R. G. vom 


13. November 1893, Entſch. Bd. 32 S. 44 ſowie die übrigen 


im Kommentar von Peterſen § 29 Bemerkung 11d S. 67 
Anm. 2 angeführten Urtheile.) Daß für die Geſellſchaft ſelbſt 
Cöln Erfüllungsort wäre, iſt aber nicht zu bezweifeln. Nach 
Art. 324 Abſ. 2 des H. G. B. hat der Schuldner, ſofern 
nicht die Vorausſetzungen des Abſ. 1 vorliegen, an dem Orte 
zu erfüllen, an welchem er zur Zeit des Vertragsſchluſſes ſeine 
Handelsniederlaſſung oder ſeinen Wohnort hatte. Dafür, daß 
für die Bezahlung des Kaufpreiſes der dem Cölner Geſchäft 
gelieferten Waare ein anderer Ort als Coln als Erfüllungsort 
anzuſehen ſei, liegt aber nicht der mindeſte Anhaltspunkt vor. 
Nun ſoll allerdings die von der Kl. behauptete Handelsgefell- 
ſchaft in Cöln und München ihren Sitz haben. Aber wenn 
es ſich um zwei von der Geſellſchaft betriebene Geſchäfte handelt, 
kann wohl nur diejenige Niederlaſſung in Betracht kommen, 
der die Waaren geliefert wurden. Außerdem würde, wenn der 
Gerichtsſtand des Erfüllungsortes in München und Cöln beſtände, 
der Kl. nach 8 35 der C. P. O. das Recht zugeſtanden haben, 
zwiſchen den beiden Gerichtsſtänden zu wählen. II. C. S. i. S. 
Ver. Schuhſtofffabriken c. Franzus vom 26. November 1897, 
Nr. 242/97 II. | 

6. Nach der Feſtſtellung des B. G. hatte in deu Vor⸗ 
prozeſſe der Kl. M. den Rechtsanwalt X. mit der Einlegung 
der Berufung gegen das abweiſende amtsgerichtliche Urtheil be⸗ 
auftragt und hatte der Rechtsanwalt X. dem jetzt beklagten 
Gerichtsvollzieher den Auftrag zur Zuſtellung der Berufungs- 
ſchrift ertheilt. Die Berufungsſchrift führte in dem Rubrum 
die Parteien und die Namen ihrer erſtinſtanzlichen Prozeß 
vertreter auf und lautete wie folgt: „Gegen das .. Urtheil 
des K. Amtsgerichts zu Recklinghauſen vom 15. Januar 1895 
lege ich Namens des Kl. Berufung ein und lade den Bekl. zu 
Händen deſſen Vertreters I. J., Herrn Rechtsanwalt N. zu 
Recklinghauſen, vor das Königl. L. G., Civilkammer zu Bochum. 
Dieſe Berufungsſchrift ſtellte der beklagte Gerichtsvollzieher dem 
§ 164 der C. P. O. und feiner Geſchäftsanweiſung zuwider 
nicht dem Prozeß bevollmächtigten Rechtsanwalt N., ſondern der 
durch dieſen vertretenen Partei ſelbſt zu, und zwar am 6. be⸗ 
ziehentlich 8. März und gab die Zuſtellungsurkunde an den 


Rechtsanwalt X . heraus, in deſſen Hände ſie am 10. März 
gelangte, während am 25. März die Berufungsfriſt ablief; eine 


berichtigte Zuſtellung erfolgte bis zum Ablauf der Friſt nicht, 


und der Rechtsanwalt X. nahm deshalb nach Ablauf der Friſt 
die Berufung zurück. Der B. R. geht nun davon aus, daß 


der beklagte Gerichtsvollzieher ein grobes Verſehen begangen 


habe, allein nach ſeiner Meinung hat der Verluſt der Berufung 
nicht in dieſem Verſehen des Gerichtsvollziehers, ſondern in dem 
Verſehen des Rechtsanwalts X., der die Prüfung der Zuſtellung 
und deren rechtzeitige Nachholung in gehöriger Form verſäumt 
habe, ſeinen Grund. Der B. R. erachtet deshalb die ohne 
Prüfung des Schadensanſpruchs erfolgte Abweiſung der Klage 
für gerechtfertigt. Dieſer Begründung kann nicht beigetreten 
werden. Die Reviſion weiſt mit Recht darauf hin, daß ſowohl 
der Gerichtsvollzieher, wie auch der Prozeßbevollmächtigte dem 
Kl. des Vorprozeſſes aus dem von letzterem erhaltenen. Auf- 
trage haften. Da dieſer Auftrag gegenüber dem Gerichts- 
vollzieher auf Zuſtellung der Berufungsſchrift und gegenüber 
dem Prozeßbevollmächtigten auf Einlegung und Durchführung 
der Berufung gerichtet war, jo haften Beide dem Kl., der Ge⸗ 
richtsvollzieher, wenn er bei der Zuſtellung der Berufungsſchrift, 
der Prozeßbevollmächtigte, wenn er bei der Einlegung der Be⸗ 
rufung ein Verſehen begangen hat. Dieſe Vorausſetzung trifft 
hier zu. Beide Verſehen ſind grobe Verſehen und ſind ein jedes 
für ſich, ohne daß es auf die Zeitfolge der Verſehen ankommt, 
die Urſache des Verluſtes der Berufung. Für dieſen Verluſt 
haben daher, wie die analoge Anwendung des § 29 Thl. I 
Tit. 6 des A. L. R. ergiebt, der Gerichtsvollzieher und der 
Prozeßbevollmächtigte ſolidariſch zu haften und von einer Au⸗ 
wendbarkeit der SS 18 und 19 daſelbſt kann hier nicht die 
Rede ſein, da das Verſehen bei Abwendung des Schadens nicht 
der Beſchädigte ſich hat zu Schulden kommen laſſen. IV. C. S. 
i. S. Ronsdorf e. Kuhlbrodt vom 18. November 1 
Nr. 112/97 IV. M 
7. Es entſpricht nicht den Vorſchriften der C. P. O. über 


die Rechte der Parteien in Bezug auf die Beweisaufnahme, 


daß das B. G. das vom Sachverſtändigen Profeſſor A. ſeinem 
zweiten Gutachten beigefügte verfiegelte Schreiben eröffnet und 
eingeſehen hat, ohne es den Parteien zugänglich zu machen und 
ihnen zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen Gelegenheit zu geben. 
I. C. S. i. S. Fahlberg, Lift u. Co. c. Kolbe vom 1. No- 
vember 1897, Nr. 213/97 J. 

8. Auf den Antrag des Kl. iſt dem Bekl. durch Ent⸗ 
ſcheidung des L. G. zu Wiesbaden vom 21. Juni 1897 im 
Wege der einſtweiligen Verfügung bei Strafe von 1000 Mark 
für jeden Fall der Zuwiderhandlung unterſagt, den Kl. in der 
Ausübung der demſelben gehörigen Weyheſchen Patente bei dem 
Bau der Centralſchule in Auerbach zu ſtören. Nachdem der 
Bekl. gegen dieſe Entſcheidung die Berufung eingelegt hat, iſt 
in der mündlichen Verhandlung vom 27. Oktober 1897 auf den 
Antrag des Kl. unter Widerſpruch des Bekl. durch den ange⸗ 
fochtenen Beſchluß die Ausſetzung der Verhandlung bis zur 
Entſcheidung über die Nichtigkeitsklage beſchloſſen, die der Kl. 
gegen den Bekl. bei dem Kaiſerlichen Patentamt auf Vernichtung 
des Patents des Bekl. Nr. 71 102 erhoben hat, auf Grund. 
deſſen der Bekl. ſeine Berechtigung behauptet, der Ausübung 
der Weyheſchen Patente zu widerſprechen. Die gegen dieſen 


5 


Beſchluß erhobene Beſchwerde iſt nach $ 229 der C. P. O. 
zuläſſig, auch in der geſetzlichen Form und Friſt angebracht, und 
auch begründet. Von vornherein muß es Bedenken erwecken, 
von dem Ermeſſen, daß der § 139 der C. P. O. dem Gericht 
einräumt, in dem Verfahren auf eine einſtweilige Verfügung 
Gebrauch zu machen, das ſeiner Natur nach beſtimmt iſt, auf 
Grund einfacher Glaubhaftmachung einen proviſoriſchen Rechts. 
zuſtand bis zur definitiven Entſcheidung über Recht und Pflicht 
herzustellen; mit dieſer Beſtimmung iſt es ſchwer verträglich, 
die Entſcheidung über die Herſtellung ſolchen proviſoriſchen 


Rechtszuſtandes wiederum in der Schwebe zu laſſen, bis ein 


anderer Rechtsſtreit entſchieden, während es ſich für den Erlaß 

einſtweiliger Verfügung doch nur darum handelt, ob die 
Regelung eines proviſoriſchen Rechtszuſtandes erforderlich oder 
angezeigt, um drohende Gewalt, Benachtheiligung des einen 
oder anderen Theils oder andere Uebelſtände zu verhindern. 
Der Beſchluß verletzt aber auch den § 139 der C. P. O. 
Der Streit der Parteien bewegt ſich darüber, ob der Kl. Decken 
nach feinen Patenten ohne Genehmigung des Bekl. herzuſtellen 
berechtigt, oder ob er dazu der Genehmigung des Bekl. bedarf, 
weil die Herſtellung ohne Verletzung des Patents deſſelben nicht 
möglich iſt. Der Streit wird allerdings beſeitigt, wenn das 
Patent des Bekl. vernichtet wird, aber nicht, wenn die Nichtig⸗ 
keitsklage abgewieſen wird, Denn über die Frage, ob trotz des 
dem Gegner ertheilten Patents Patentverletzung vorliegt, iſt, 
wie das R. G. wiederholt ausgeſprochen hat, nicht im Nichtig ⸗ 
keitsverfahren durch eine „Abhängigkeitserklärung“, ſondern nur 
von den ordentlichen Gerichten zu entſcheiden. Der Kl. hat 
auch die Hauptklage, auf welche dieſe Frage entſchieden werden 
ſoll, erhoben, und ſo wenig es einen Sinn hätte, die Ent. 
ſcheidung über die von ihm verlangte einſtweilige Verfügung 
bis zur Entſcheidung über die Hauptklage auszuſetzen, ſo wenig 
iſt es gerechtfertigt, die Entſcheidung über die einſtweilige Ver⸗ 
fügung bis zur Entſcheidung über die Nichtigkeitsklage auszu⸗ 
ſetzn, von der die Entſcheidung über die Hauptklage nicht 
abſolut abhängig iſt. I. C. S. i. S. Wilkens c. Kleine vom 
20. November 1897, B Nr. 95/97 J. 

9. Der angefochtene Beſchluß iſt auf den Antrag des 
Bekl. ergangen, der geltend gemacht hat, daß der Kl. in einem 
Rechtsſtreite umgekehrten Rubrums dem Klageanſpruche die 
Einrede entgegengeſetzt habe, es ſei für den ganzen Geſchäfts⸗ 
verkehr der Parteien ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart 
worden, daß bei allen Geſchäften effektive Erfüllung ausgeſchloſſen 
ſei, woraus ſich die Unklagbarkeit der aus den Geſchäften her— 
geleiteten Anſprüche ergebe. Der Beſchluß beruht denn auch, 
wie bei der Einſendung der Beſchwerdeſchrift mitgetheilt worden 
it, auf der Erwägung, daß, falls in jenem anderen Rechtsſtreit 
die Spielabſicht nachgewieſen werde, daraus auf die gleiche 
Abſicht bei dem Abkommen, das dem hier verfolgten Anſpruche 
zu Grunde liege, geſchloſſen werden könne. Dieſe Erwägung 
vermag jedoch die angeordnete Ausſetzung des Verfahrens in 
dem vorliegenden Prozeſſe nicht zu rechtfertigen, weil in dieſem 
Progeffe die Einrede, daß es ſich bei dem dem Klageanſpruche 
zu Grunde liegenden Abkommen um bloßes Differenzſpiel 
gehandelt habe, weder ausdrücklich erhoben, noch deren beabſichtigte 
Erhebung aus der Begründung des von dem Bekl. geſtellten 
Ausſetzungsantrages zu entnehmen iſt. Mit der die C. P. O. 


beherrſchenden Verhandlungs⸗Maxime iſt es aber nicht vereinbar, 
von Amtswegen die Feſtſtellungen aus einem anderen Prozeſſe 
zur Begründung einer Einrede heranzuziehen, dle von dem Bekl. 
gar nicht erhoben iſt. Solange dieſe Einrede nicht vorgebracht 
iſt, kann nicht davon die Rede ſein, daß die Entſcheidung des 


vorliegenden Rechtsſtreits davon abhänge, ob in dem Prozeſſe 


umgekehrten Rubrums die Vereinbarung eines auf bloße Spiel⸗ 


geſchäfte abzielenden Geſchäftsverkehrs unter den Parteien feft- 


geſtellt wird. (§ 139 der C. P. O.) Der angefochtene Beſchluß 


konnte deshalb nicht aufrecht erhalten werden. I. C. S. i. S. 
Tromp c. Mitzlaff vom 20. November 1897, B Nr. 94/97 J. 
10. In rubricirter Prozeßſache hat Kl. im Termine vom 
15. Oktober dieſes Jahres den Antrag auf Ausſetzung des 
Verfahrens geſtellt. Auf Widerſpruch des Bekl. beſchloß das 
Prozeßgericht (L. ©. zu Berlin), dem Antrag nicht ſtattzugeben. 
Nach Verkündung des Beſchluſſes erklärte der Vertreter der 
Arreſtkl. nicht verhandeln zu wollen, worauf dem Antrag 
des Bekl. gemäß das L. G. ſofort durch Verſäumnißurtheil die 
Arreſtgeſuche der Kl. abgewieſen hat. Die von der Kl. gegen 
den erwähnten Beſchluß des L. G. nach § 229 C. P. O. ein⸗ 
gelegte ſofortige Beſchwerde iſt von dem Königlichen Kammer. 
gericht als unbegründet zurückgewieſen. Das Königliche Kammer- 
gericht bemerkt mit Recht, daß der Ausſetzungsantrag fi auf 


8 139 C. P. O. ſtütze und ſich nur auf die dem Verſäumniß⸗ 
urtheil vorausgegangene Verhandlung beziehen konnte. Weiter 


erwägt es aber im Anſchluß an den in den Entſch. des R. G. 
Bd. 29 S. 340 ff. abgedrukten Beſchluß dieſes Senats vom 
1. Februar 1892, der Beſchwerde gegen den die Ausſetzung ab⸗ 
lehnenden Beſchluß müſſe der Erfolg verſagt werden, ſobald ein 
Endurtheil — hier das Verſäumnißurtheil vorliege; von einer 
Ausſetzung könne ſolchenfalls nicht mehr die Rede fein, viel- 
mehr beſtehe nur noch die Möglichkeit, durch die von dem Ge— 
ſetze gegebenen Rechtsmittel, auf die Beſeitigung des Endurtheils 
hinzuwirken (hier alſo durch den von der Kl. in Ausſicht ge⸗ 
ſtellten, nunmehr nach ihrer Behauptung erhobenen Einſpruch). 


Die von der Kl. gegen dieſen Beſchluß an ſich ordnungsmäßig 


eingelegte weitere ſofortige Beſchwerde muß zurückgewieſen 
werden. Beide Beſchlüſſe, derjenige des L. G. und der jetzt 


angefochtene, haben für die Kl. dieſelbe Rechtswirkung. Es 


liegen alſo zwei Entſcheidungen gleichen Inhalts vor. Durch 
den Beſchluß des Kammergerichtes iſt die erſte Beſchwerde als 
unbegründet zurückgewieſen. Kl. macht in der weiteren Beſchwerde 
geltend, ſachlich liege im angefochtenen Beſchluſſe nach der Be 
gründung, zumal das Kammergericht ſchließlich das Eingehen 
darauf, ob der Ausſetzungsantrag ſachlich begründet ſei, für 
überflüffig erkläre, die Verwerfung der (erften) Beſchwerde wegen 
Unſtatthaftigkeit. Der von dem Kammergerichte in den Vorder- 
grund gerückte und für ſich als ausſchlaggebend erachtete Grund 
kann jedoch auch als ein ſachlicher angeſehen werden. Aber 
auch bei Unterſtellung, daß die Auffaſſung der Beſchwerdeführerin 


als richtig anzuerkennen wäre, könnte dies der weiteren Beſchwerde 
nicht zum Erfolg verhelfen; ſie müßte als unbegründet zurück⸗ 


gewieſen werden. Denn der erwähnte Entſcheidungsgrund des 
Königlichen Kammergerichtes iſt richtig. Der dem cit. Beſchluß 
vom 1. Februar 1892 zu Grund gelegene Fall unterſcheidet ſich 
von dem jetzt zur Beurtheilung ſtehenden nur in dem für die 
Entſcheidung ſelbſt unweſentlichen Punkte, daß damals eine 


Ausſetzung nach § 140 C. P. O. in Frage ſtand, jetzt der 
Antrag auf § 139 C. P. O. geſtützt iſt. Im Uebrigen iſt in 
den Ausführungen des Königlichen Kammergerichtes ein neuer 
ſelbſtändiger Beſchwerdegrund nicht enthalten. VI. C. S. i. S. 
Schmidt c. Wuſterack und Gen. vom 2. Dezember 1897, 
B Nr. 235/97 VI. | 

11. Am 4. April 1897 ift beim R. G. das Geſuch des 
Bekl. um Bewilligung des Armenrechts für die Reviſionsinſtanz 
vom 26. März 1897 mit Begleitſchreiben vom 3. April 1897 
und dem Verſprechen, das Armuthsatteſt nach deſſen Empfang 
nachzubringen, eingegangen. Nachdem das Armenatteſt am 
7. April und die eingeforderten Prozeßakten am 9. April 1897 
eingegangen waren, iſt dem Bekl. durch Beſchluß vom 10. April 
1897 das Armenrecht bewilligt. Die Reviſion iſt am 13. April 
1897, nach Ablauf der Reviſionsfriſt, eingelegt. Die Wieder⸗ 
einſetzung iſt mittels Schriftſatzes vom 15. April 1897 recht⸗ 
zeitig beantragt. Die Revifion iſt nicht für zuläſſig zu erachten. 
Der Bekl. mußte ſich ſagen, daß das Geſuch um Bewilligung 
des Armenrechts, welches er am 3. April an das R. G. ab- 
ſandte, am 4. April bei dieſem zu ſpät eingehen werde, um 
auch bei deſſen Behandlung als -Eilſache einen Beſchluß darüber 
rechtzeitig zu erlangen. Denn er legte nur das Urtheil des 
B. G. bei und deſſen Inhalt reichte zur Beurtheilung der 
Frage, ob die Reviſion Ausſicht auf Erfolg habe, nicht aus. 
Er mußte daher vorausſetzen, daß die Prozeßakten vom L. G. I 
zu Berlin einzufordern ſeien und daß dieſes Geſchäft ſich nicht 
ohne einen Zeitverluſt von mehreren Tagen erledigen werde. 
Das iſt denn auch eingetroffen. Sofort nach Eingang des 
Armenrechtsgeſuchs find die Prozeßakten, eingefordert. Da dieſe 
erſt am 9. April eingingen, konnte erſt in der Sitzung am 
10. April, alſo nach Ablauf der Reviſtonsfriſt, Beſchluß gefaßt 
werden. Hiernach hat Bekl. nicht mit der erforderlichen Sorgfalt 
die Angelegenheit betrieben. Er iſt alſo nicht durch einen un⸗ 
abwendbaren Zufall an der Einhaltung der Nothfriſt verhindert, 
ſondern hat deren fruchtloſen Ablauf durch ſeine Nachläſſigkeit 
verſchuldet. Dafür, daß Bekl. an der Einreichung ſeines Geſuches 
um Bewilligung des Armenrechts in der Zeit vom 8. März bis 
zum 3. April durch einen unabwendbaren Zufall verhindert 
worden ſei, hat er nichts vorgebracht. Ohne Bedeutung iſt auch 
der Umſtand, daß dem Bekl. das von ihm am 27. März er⸗ 
betene Armuthsatteſt erſt am 7. April zugegangen iſt; denn 
nicht die verſpätete Einreichung dieſes Atteſtes ſondern die 
ungebührlich verzögerte Anbringung des Antrags auf Bewilligung 
des Armenrechts iſt der Grund der friſtwidrigen Einlegung der 
Reviſion. V. C. S. i. S. Falkenberg c. Leyer vom 27. No⸗ 
vember 1897, Nr. 125/97 V. 

12. Was das vom Reviſionsrichter nachzuprüfende 
Zwiſchenurtheil vom 10. November 1896 betrifft, ſo kann 
ein rechtlicher Verſtoß darin nicht gefunden werden, daß das 
O. L. G. die angeſtellte negative Feſtſtellungsklage für zuläſſig 
erklärt hat, weil die Vorausſetzungen des § 231 der C. P. O. 
gegeben ſeien. In dieſer Hinſicht paſſen zwar die Gründe nur 
auf die Mitkläger Eheleute W., nicht auf die Eheleute P., indem 
nur erſtere Partei in dem Prozeſſe mit dem Gymnaſial⸗ und 
Stiftungsfonds über die Fenſter ſind. Allein es ſteht feſt, daß 
der Bekl. mit ſeiner Zuſtellung vom 26. November 1894 fowohl 
die Eheleute P., wie die Eheleute W., als regreßpflichtig für 


Bilanz vorgelegt habe. 


den Fall in Anſpruch genommen hat, daß der Gymnaſial⸗ und 


Stiftungsfonds mit feinen Anträgen bezüglich der Fenſter durch⸗ 
dringen würde. Mit der Erhebung dieſes Anſpruches aber, 
welcher ſich an den Ausgang eines bereits ſchwebenden 
Prozeſſes knüpfte, war das Intereſſe der in Anſpruch Ge⸗ 


nommenen an der alsbaldigen Feſtſtellung, daß dem Bekl. der 
fragliche Regreßanſpruch nicht zuſtehe, gegeben. Damit iſt dem 
prozeſſualiſchen Erforderniſſe der Zuläſſigkeit der Feſtſtellungs⸗ 
klage genügt, ohne daß es nothwendig erſcheint, hierbei auf die 


rechtlichen Konſequenzen einzugehen, welche ſich für die Kl. im 


Hinblick auf die 588 237 und 71 Abſ. 3 der C. P. O. er⸗ 
geben werden, wenn ihrem Antrage auf Feſtſtellung entſprochen 
und wenn demſelben nicht entſprochen werden ſollte. 
i. S. Zons c. Peters und Gen. vom 5. November 1897, 


II. C. S. 


Nr. 201/97 II. 
13. Die Klage iſt auf Rückzahlung des Kaufpreiſes 


gerichtet und auf die Ungültigkeit des Kaufs wegen Ver⸗ 
letzung über die Hälfte, Irrthums über weſentliche Eigenfchaften 
und Betrugs begründet. 


Erſt in der Berufungsinſtanz fordert 
der Kl. für den Fall, daß das Geſchäft, nicht als nichtig an- 


geſehen werden ſollte, den Erſatz des durch, den Minderwerth 


der Aktien entſtandenen Schadens von 10 000 Mark und. be- 
gründet dieſen Anſpruch darauf, daß der Bekl. erſtens durch 


Vorlegung der falſchen Bilanzen betrügeriſch gehandelt, zweitens 
als Vorſteher einer Aktiengeſellſchaft ein grobes Verſehen dadurch 


begangen habe, daß er beim Verkauf der Aktien dem Käufer 
eine mit geſetzlichen Beſtimmungen im Widerſpruch ſtehende 
Die erſte Begründung fällt mit der 
Anfechtung wegen Betrugs zuſammen. Die durch Betrug: ver- 
aulaßte Willenserklärung iſt gemäß § 85 Thl. I. Tit. 4 des 


A. L. R. für den Betrogenen unverbindlich, dem Betrogenen 


aber gemäß §§ 349 und 350 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. die 
Wahl gelaſſen, vom Vertrage abzugehen oder Schadenserſatz zu 
fordern. Für die Anfechtung wegen Betrugs kommt ſomit der 


nur eventuell erhobene Schadenserſatzanſpruch überhaupt nicht in 


Betracht. Die Begründung des Schadenserſatzanſpruchs auf 
grobes Verſehen ſetzt die Rechtsbeſtändigkeit des Vertrages 
voraus und würde ſich ſomit auf die Verurſachung des Ab⸗ 


ſchluſſes eines Schaden bringenden Vertrages gründen ($ 10 
Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R.). 


Der Kl. wäre durch die Vorlage 
einer mit den geſetzlichen Beſtimmungen in, Widerſpruch ſtehenden 


Bilanz in ſeinem Urtheile über den Kaufswerth der Aktien be⸗ 


ſtimmt und zu einem Schaden bringenden Kaufe veranlaßt 
worden. Die Vorlage einer ſolchen Bilanz von Seite des 
Vorſtehers einer Aktiengeſellſchaft ſei ein grobes Verſehen. Ab⸗ 


geſehen von der Mangelhaftigkeit der Begründung beruht der 


auf ein grobes Verſehen geſtützte Schadenserſatzanſpruch auf 


einem anderen Klagegrund. Dieſe vom Gegner auch geruͤgte 
Klageänderung würde gemäß 8.489 der C. P. O. ſelbſt mit 


ſeiner Einwilligung nicht ſtatthaft ſein. VI. C. S. i. S. 
Freytag o. Steiskal vom 21. Oktober 1897, Nr. 166/97 VI. 

14. Dem Antrage, der Rbkl. zu 2 gegenüber im Verſäumniß⸗ 
verfahren zu verhandeln, war zwar ſtattzugeben, die Reviſion 


konnte aber ihr gegenüber auch in dieſem keinen Erfolg haben, 
weil der B. R. zutreffend angenommen hat, daß das Fundament 
der Klage in II. J. gegen die Bekl. geändert worden iſt. Denn 


die Rkl. ſind zu einem Anſpruch auf die für ihren Schuldner 


zentſtandene Eigenthümerhypothek, an deren Stelle die zur 
Hebung gekommenen Kaufgelder getreten find, überhaupt nur 
berechtigt, wenn und foweit ihnen ein ſolcher Anſpruch durch 
Pfändung und Ueberweiſung rechtswirkſam entſtanden iſt. 
Haben fie nun in I. J. hierfür Pfändungen und Ueberweiſungen 
geltend gemacht, aus denen, wie ſie in II. J. ſelbſt anerkannt 
haben, ihnen ein Pfandrecht nicht erwachſen iſt, ſo können ſie 
‚nicht in: II. J. an deren Stelle andere Rechtsakte ſetzen, ohne 
ihrem Anſpruch eine von Grund aus neue und andere thatſächliche 
Begründung zu geben. Beizutreten iſt dem B. R. aber auch 
darin, daß den ⸗Rkl. das Rechtsmittel der Berufung gegen das 
erſtinſtanzliche Urtheil inſoweit nicht zuſtand, als daſſelbe gegen 
ihren eigenen Streitgenoſſen, den Mitkläger S., gerichtet worden 
iſt. Entſcheidend hierfür iſt der Umſtand, daß in J. J. die 
Rel. nicht Gegner des Mitkl. S., ſondern deſſen Streit⸗ 
‚genoffen gegenüber der Bekl. waren, und daß daher das erſte 
Urtheil über die: Anſprüche, die zwiſchen den Streitgen oſſen ſelbſt 
rauf «die Streitmaſſe erhoben werden können, Entſcheidung über⸗ 
haupt micht getroffen hat. Mit Recht nimmt daher der B. R. 
an, daß das Urtheil des L. G., weil es nicht zwiſchen den Rll. 
und dem Mitkl. S. ergangen iſt, der Geltendmachung ihrer 
Rechte auf die Streitmaſſe dem Mitkl. S. gegenüber nicht 
entgegenſteht. Inſofern liegt, obwohl im Uebrigen der Unter⸗ 
ſchled beſteht, auf den bereits der B. R. hingewieſen hat, der 
Fall ebenſo wie der vom R. G. durch Urtheil vom 21. März 1896 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 37 S. 376) entſchiedene. Es muß 
auch hier — wie dort — an dem fundamentalen Satze feſt⸗ 
gehalten werden, daß ein Urtheil nur von derjenigen Partei mit 
Rechtsmitteln angefochten werden kann, gegen welche es ergangen 
iſt und gegen welche es daher rechtlich wirkſam ſein kann. 
Fehlt es an dieſer rechtlichen Wirkſamkeit, weil die Partei das 
ihr gegenüber nicht ergangene Urtheil nicht anzuerkennen braucht, 
ſo entfällt damit für ſie auch die prozeſſuale Möglichkeit, das 
Urtheil mit Rechtsmitteln anzugreifen. Daß es den Rkl. un⸗ 
benommen iſt, die dem Mitkl. S. zugeſprochene Hebung von 
dieſem im Prozeßwege herauszuverlangen, wofern ſie ein beſſeres 
Recht als jener auf die Streitmaſſe glauben nachweiſen zu 
können, und daß einer ſolchen Klage das ergangene Urtheil des 
L. G. vom 17. November 1896 nicht entgegenftehen würde, 
hat bereits der B. R. hervorgehoben. V. C. S. i. S. May 
und Gen. c. Scholz und Gen. vom 20. November 1897, 
Nr. 141/97 V. | 
15. Das B. G. giebt ſelbſtſtändige Entſcheidungsgründe 
überhaupt nicht, ſondern verweiſt nur auf die des erſten Urtheils. 
Aber auch in dieſem fehlt es an jeder Begründung dafür, 
weshalb der in der mündlichen Verhandlung geſtellte Klagantrag 
gegen den einen Bekl. einen höheren Betrag als 3013 Mark 
64 Pfennig, die Hälfte des gegen beide Bekl. zuſammen gerichteten 
Antrags betreffe. Ein neuer Antrag war ſchriftlich nicht ein⸗ 
gereicht, alſo, auch wenn er mündlich ſo, wie im Thatbeſtande 
‚angeführt, geſtellt wäre, nicht zu berückſichtigen. Der ſchriftlich 
geſtellte Antrag aber verlangte nicht ſolidariſche Verurtheilung, 
und dann ging er gegen jeden Bekl. nur auf die Hälfte, da 
der auf Befreiung von einer theilbaren Verbindlichkeit gerichtete 
Anſpruch an ſich theilbar war. Der Kl. hatte aber auch nach 
dem Thatbeſtande ausdrücklich erklärt, daß der Mitbeklagte G. 
'nicht ſolidariſch, ſondern nur zur Hälfte in Anſpruch genommen 


‘ 


würde. Es lag daher ein Widerſpruch zwiſchen dieſer Erklarung 
und dem gleich nachher vom Gerichte in den Thatbeſtand auf⸗ 
genommenen Antrage vor, ſo daß mindeſtens vom Fragerecht 
hätte Gebrauch gemacht werden müſſen. Aber ſchon nach der 
Faſſung des Klagantrags und nach der abgegebenen Erklärung 
hätte der Kl. nur in Höhe von 3 013 Mark 64 Pfennig ab⸗ 
gewieſen werden dürfen, und es muß zugegeben werden, daß der 
Kl. ein Intereſſe daran hat, daß nicht ſo wie geſchehen erkannt 
werde. Denn ganz abgeſehen davon, daß infolge der an⸗ 
gegriffenen, den Betrag ausdrücklich nennenden Entſcheidung die 
Koſten der I. J. erheblich vermehrt find, und dem Kl. eine 
größere Koſtenquote auferlegt iſt, würde auch die Einrede der 
Rechtskraft in größerem Umfange gegen den Kl. erwachſen ſein. 
Da nun auch das B. G. das erſte Urtheil nicht berichtigt hat, 
mußte inſoweit der Reviſion ſtattgegeben, auch danach die dem 
Kl. von den Geſammtkoſten der I. J. zur Laſt fallende Koſten⸗ 
quote geändert werden. III. C. S. i. S. Bingel Konk. c. Geißler 
vom 2. November 1897, Nr. 164/97 III. 

16. Bei der Annahme des O. L. G., daß dem Einfluß des 
gegen Freiherrn v. Z. und deſſen Ehefrau am 1. Oktober 1897 
ergangenen Verſäumnißurtheils des L. G. Mosbach nicht 
in genügender Weiſe Rechnung getragen worden ſei, iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß hiebei Grundſätze über die Wirkung der 
Rechtskraft einer Entſcheidung verletzt ſind, obgleich das O. L. G. 
mit Recht ausgeführt hat, es könne das genannte Urtheil bei 
der vorliegenden Feſtſtellungsklage nicht etwa als ſelbſtändiger 


Klagegrund geltend gemacht werden, da ſich der Grund der. 


Feſtſtellungsklage mit dem in der Anmeldung oder im Prüfungs⸗ 
termin angegebenen Grund nach § 134 der R. K. O. zu decken 
habe. Sofern nämlich die unter Erwähnung eines Schuldſcheins 
vom 12. Juni 1882 über ein Darlehen von 6800 Mark mittelſt der 
ſchriftlichen Klage vom 7. September 1887 erfolgte Einklagung 
von 6 200 Mark als Reſt deſſelben nebſt 6 Prozent Zins vom 
1. Januar 1887 dieſer Betrag als eine ſelbſtändig auf Grund 
dieſer Urkunde beſtehende Forderung geltend gemacht werden 
wollte, wäre es Sache der damaligen Bekl., nämlich des Frei⸗ 
herrn v. Z. und der Ehefrau deſſelben, geweſen, damals zur 


Beſeitigung eines ſolchen Anſpruchs eine Einrede der Tilgung 


jener Forderung auf Grund der Vorgänge vom 17. Februar 1883 
vorzubringen, und wäre dadurch, daß ſie in dem landgerichtlichen 
Verhandlungstermin vom 1. Oktober 1887 über die Klage nicht 
erſchienen und ſomit eine ſolche Einrede nicht erhoben, durch das, 
ſodann auch nicht durch Einſpruch angefochtene, Verſäumnißurtheil 
vom 1. Oktober 1887 die Forderung von 6 200 Mark nebſt 
Zinſen als eine auf Grund des in der Klagſchrift angeführten 
Schuldſcheins vom 12. Juni 1882 noch beſtehende rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt worden und würde bei einer ſolchen Sachlage 


aus dieſem Verſäumnißurtheil vom 1. Oktober 1887 von der 


Kl. gegen die oben erwähnte, jetzt von den Konkursmaſſen der 
klägeriſchen Geltendmachung von Anſprüchen aus der Schuld- 
urkunde vom 12. Juni 1882 entgegengeſetzte Einwendung eine 
dieſe Einwendung zerſtö rende Replik der rechtskräftigen Entſcheidung 
abgeleitet werden können. II. C. S. i. S. Kappler c. v. Zobel 
Konk. vom 5. November 1897, Nr. 203/97 II. | 
17. Wie das R. G. wiederholt ausgeſprochen und be⸗ 
ſonders in dem Urtheile vom 15. November 1882 — Entſch. 
Bd. 8 S. 406 ff., namentlich 412 — näher begründet hat, 


— m, 


find unter den bei dem Ausgange des Rechtsſtreits unmittelbar 
betheiligten Perſonen im Sinne des $ 358 Ziffer 4 der C. P. O. 


nicht ſolche zu verſtehen, welche nur ein faktiſches, wirthſchaftliches 


Intereſſe an der Thatſache der Entſcheidung des Rechtsſtreites 
in dieſem oder jenem Sinne beſitzen, ſondern nur ſolche Perſonen, 
deren Rechts- oder Pflichtenkreis in rechtlichem Zuſammenhange 


mit dem Streitverhältniſſe ſteht und durch den Ausgang des 


Rechtsſtreits beeinflußt wird. Der Cedent der eingeklagten 
Forderung hat allerdings zu erwarten, daß der Ceſſionar, wenn 
die ihm abgetretene Forderung in ſeinem Rechtsſtreite mit dem 
Schuldner für unbegründet erklärt wird, ſich an ihn, den Cedenten, 
halten wird. Er hat daher ein Intereſſe daran, daß der 
Ceſſionar in jenem Rechtsſtreite obſiegt. Das ergangene Urtheil 
hat indeß, wenn dem Cedenten nicht etwa der Streit verkündet 
iſt, was im vorliegenden Falle nicht geſchehen iſt, keinen Einfluß 
auf den Rechts- und Pflichtenkreis deſſelben. Denn der Cedent 
kann dem Ceſſionar gegenüber immer noch geltend machen, daß 
die Forderung zu Recht beſteht, und iſt in einem von dem 
Ceſſionar gegen den Cedenten wegen Gewährleiſtung angeſtrengten 
Prozeſſe ſelbſtändig über die Richtigkeit der abgetretenen Forderung 
zu entſcheiden. Das Intereſſe des Cedenten an dem Ausgange 
des Rechtsſtreites zwiſchen Ceſſionar und Schuldner iſt demnach, 
ſoweit es lediglich auf der Gewährleiſtungspflicht beruht, kein 


unmittelbares. Die gleiche Anſicht hat der Senat bereits in 


den Urtheilen vom 29. November 1894 in Sachen Neuber 
c. Meyer Rep. VI 225/94, abgedruckt in Seuffert, Archiv Bd. 51 


Nr. 147, und vom 4. Oktober 1897 in Sachen Kleinſchmidt 


e. Duve Rep. VI Nr. 127/97 vertreten. Derſelben ſteht auch das 
Urtheil des V. Senats vom 27. Juni 1894 — abgedruckt in 
Gruchot, Beiträge Bd. 38 S. 879 ff. — nicht entgegen. Denn 
in dieſem iſt nur die eidliche Vernehmung des Cedenten für 
zuläſſig erklärt, nicht aber entſchieden, daß die Beeidigung des 
als Zeugen vernommenen Cedenten unterbleiben dürfe. Es 
bedarf hiernach keiner Prüfung der Frage, ob die Haftung 
des B. für die Richtigkeit der abgetretenen Forderung im 
vorliegenden Falle ausgeſchloſſen worden iſt, da er nach Bor- 
ſtehendem, auch wenn dies nicht geſchehen iſt, in Gemäßheit des 
§ 356 der C. P. O. zu beeidigen war. VI. C. S. i. S. 
Kopp u. Co. c. Ebſtein vom 18. November 1897, Nr. 271/97 VI. 

18. Es iſt glaubhaft gemacht, daß der vom O. L. G. 
zum Sachverſtändigen ernannte Profeſſor N. in anderen Rechts- 
ſtreitigkeiten des Kl., die ſein Patent betreffen, im Auftrage der 
Prozeßgegner des Kl. Gutachten erſtattet hat. Danach muß 
anerkannt werden, daß für den Kl. ein Grund vorliegt, der 
geeignet iſt, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit des genannten 
Sachverſtändigen zu rechtfertigen. Die Beſchwerde des Kl. 
gegen den ſein Ablehnungsgeſuch zurückweiſenden Beſchluß des 
O. L. G. war daher für begründet zu erachten. I. C. S. i. S. 
Kleine c. Weber vom 27. November 1897, Nr. 97/97 I. 

19. Die Revifion bekämpft die von den Vorinſtanzen für 
den Fall der Eidesweigerung des Bekl. getroffene Entſcheidung 
über die Schuldfrage mit der Rüge, daß die Eidesthatſache im 
Sinne des § 410 der C. P. O. zu unbeſtimmt gefaßt jet. 
Die Rüge muß verſagen. Die Rechtſprechung des R. G., auf 


die ſie ſich beruft, ſteht ihr keineswegs zur Seite. Aus den 


Entſcheidungen des R. G., die der jetzt erkennende Senat in 
jeinem zur Eheſache der Graf W.'ſchen Eheleute erlaſſenen 


Urtheile vom 2. Mai 1895 (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1895 
S. 325) zuſammengeſtellt hat, ergiebt ſich, daß für die Frage, 


ob eine Eidesthatſache im Sinne der hier vorliegenden als aus- 


reichend beſtimmt erachtet werden kann, nur der Geſichtspunkt 
feſtgehalten iſt, ob die Eidesthatſache inhaltlich dem Eides⸗ 
pflichtigen keinen Zweifel darüber läßt, daß er einen Geſchlechts⸗ 
verkehr außerhalb des ehelichen abzuſchwören hat, und ob es ſich 
dabei nicht bloß um vage Verdachtsbehauptungen handelt. Von 
dieſem Geſichtspunkt aus iſt in jenem Rechtsfalle der von den 


Vorinſtanzen erkannte Eid, deſſen Faſſung dem hier fraglichen 


entſprach, unter der Erwägung für zuläſſig erachtet, daß nach 


den Feſtſtellungen des B. G. wahrſcheinlich gemacht ſei, der 


Ehemann habe während des kurzen Ehebeſtandes mit anderen 
Frauen als der Ehefrau geſchlechtlich verkehrt. In dem jetzigen 
Rechtsfalle ſteht es außer Streit, daß die Parteien ihre Ehe 


gegen Ende des Jahres 1893 geſchloſſen und ſich im Februar 1895 


getrennt haben, und das B. G. ſtellt feſt, daß der Bekl. vor 


dem L. G. zugeſtanden habe, während der Ehe ſich durch außer⸗ 
ehelichen Geſchlechtsverkehr geſchlechtlich krank gemacht zu haben, 


und daß dieſes Geſtändniß in dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme 
einen gewiſſen Anhalt finde. Bei dieſer Sachlage muß auch 
der hier in Frage ſtehende Eid bezüglich der Eidesthatſache für 
ausreichend beſtimmt gelten. Es mag noch bemerkt werden, 
daß der Paſſus der Eidesformel „nach der mit Kl. geſchloſſenen 
Ehe“ keinen Zweifel darüber läßt, daß mit demſelben „nach 
der Eheſchließung mit Kl.“ gemeint iſt. IV. C. S. i. S. Heinze 
c. Heinze vom 8. November 1897, Nr. 137/97 IV. 

20. Den Kl. mußte darin zugeſtimmt werden, daß der 
dem F. auferlegte Eid unrichtig formulirt ſei. Bei ſeiner 
jetzigen Faſſung würde im Falle ſeiner Verweigerung nach 
§ 429 Abſ. 2 der C. P. O. nur das als bewieſen zu gelten 
haben, daß der ſtreitige Saldo nach F.'s Trennung von H. 
zum Betrage von 2000 Mark oder weniger vom Bekl. 
dem F. gezahlt oder dieſem gegenüber durch Verrechnung getilgt 
ſei. Da nun aber der ganze Saldo ſich auf 8 765,90 Mark 
beläuft, jo würde in der Berichtigung von nur 2000 Mark 


noch kein Grund liegen, die nur auf 2000 Mark von den 


8 765,90 Mark gerichtete Klage abzuweiſen. Für die gänzliche 
Abweiſung wäre vielmehr erforderlich, daß die ganzen 
8 765,90 Mark, für eine partielle, daß doch immerhin mehr 
als 6 765,90 Mark getilgt wären. Andererfeits würde dann 
freilich auch der dem Bekl. eventuell auferlegte zweite Eid ſo 
formulirt werden müſſen, daß er eventuell nur die Zahlung 
desjenigen Theiles der 8 765,90 Mark beträfe, der nach Abzug 
desjenigen Betrages, welcher wegen etwaiger partieller Eides⸗ 
weigerung des F. als nach der Trennung des letztern von H. 
getilgt angeſehen werden müßte, noch übrig bleibe. In An⸗ 
ſehung eben dieſes eventuell dem Bekl. auferlegten zweiten Eides 


hat übrigens das B. G. außerdem noch gegen den § 424 der 


C. P. O. verſtoßen, indem es dieſen, die vom Bekl. behauptete 
Zahlung betreffenden, Eid ihm in der Ueberzeugungsform des 
Abf. 2 daſelbſt auferlegt hat. Es handelte ſich nämlich zweifel- 
los um eine Thatſache, die in einer Handlung des ſchwur⸗ 
pflichtigen Bekl. beſtand und Gegenſtand ſeiner Wahrnehmung 
geweſen war. Ueber ſolche Thatſachen iſt aber nach dem Abſ. 1 
des § 424 der Eid in der Regel in der Wahrheitsform zu 
leiſten, und nur ausnahmsweiſe in der Ueberzeugungsform nach 


-Abſ. 2 unter beſonderen Vorausſetzungen, zu denen die gehört, 
daß die Thatſache vom Gegner des Schwurpflichtigen be⸗ 
»hauptet ſein muß. Dieſer Fall liegt nun hier nicht vor; viel⸗ 
mehr hat der Bekl. ſelbſt die Thatſache der Zahlung behauptet, 
und es handelt ſich um einen zu rückgeſchobenen Eid. In 
einem ſolchen Falle dürfte höchſtens dann ein bloßer Ueber- 
zeugungseid auferlegt werden, wenn der Gegner des Schwur⸗ 
pflichtigen ſich damit zufrieden erklärt hätte. Das iſt aber hier 
nicht geſchehen; der Bekl. hat freilich nach dem vorletzten Satze 
des Thatbeſtandes des. B. U. erklärt, er nehme den zurück, 
geſchobenen Eid in der Ueberzeugungsform an; doch iſt daraus, 
daß die Kl. hierauf überhaupt Nichts mehr erwidert zu haben 
ſcheinen, nicht etwa eine Zuſtimmung der letztern zu entnehmen. 
VI. C. S. i. S. Fricke c. Pfordte vom 18. Oktober 1897, 
Nr. 1597 VL ee eee 
21. Das früher in dieſer Sache ergangene Reviſionsurtheil 
hat eine nochmalige Prüfung des vom Bekl. erhobenen Ein- 
wandes angeordnet, daß die der Klage zu Grunde liegenden 
Geſchaͤfte reine Differenzgeſchäfte geweſen ſeien. Die für die 
rechtliche Beurtheilung in Betracht kommenden Geſichts punkte 
find im Reviſionsurtheil bezeichnet. Insbeſondere heißt es in 
denrſelben: „Bei der zu treffenden Entſcheidung wird in Betracht 
zu ziehen fein, daß nach der Rechtsauffaſſung des R. G. das 
Vorhandenſein eines dem Kl. oder dem Agenten B. erkennbaren 
Mißverhältniſſes zwiſchen der Vermögenslage des Bekl. und dem 
Umfange der von ihm eingegangenen Verpflichtungen eine Ver⸗ 
muthung (Anzeige) für das Vorhandenſein eines reinen Differenz⸗ 
-geihäftes. gewährt, die nur durch beſondere Umſtände, nicht 
durch den Hinweis auf allgemeine, aus der Organiſation des 
Börſenhandels ſich ergebende Möglichkeiten beſeitigt werden 
kann.“ In dem gegenwärtig angefochtenen Urtheil betrachtet 
das B. G. die ihm in vorſtehender Ausführung gegebene 
Direktive als eine Anſicht des R. G., die für das B. G. 
nicht verbindlich ſei, da es ſich hierbei nicht um den Rechts. 
begriff des reinen Differenzgeſchäftes, ſondern um die thatſächliche 
Feſtſtellung handle, ob nach den konkreten Umſtänden der Wille 
der Kontrahenten auf die Abſchließung eines reinen Differenz⸗ 
geſchäftes gerichtet ſei. Zu einer derartigen Kritik der reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung war das B. G. in der vorliegenden 
Sache nicht befugt. Das R. G. hat deutlich ausgeſprochen, 
daß es die von ihm kundgegebene Auffaſſung als eine rechts- 
grundſätzliche betrachtet und hat das B. G. angewieſen, dieſelbe 
bei der anderweiten rechtlichen Beurtheilung des Differenz- 
einwandes zu Grunde zu legen. Von dieſer Auffaſſung hatte 
das B. G. auszugehen, denn zu der rechtlichen Beurtheilung, 
an die im Falle des § 528 Abſ. 2 der C. P. O. das B. G. 
gebunden iſt, gehört auch die Beſtimmung darüber, ob und in 
welchem Umfange die Erwägungen des R. G. für die ander- 
weite Beurtheilung maßgebend ſein ſollen. Das B. G. hat 
daher, indem es ſich mit der durch das frühere Reviſionsurtheil 
ihm gegebenen Direktive in Widerſpruch ſetzte, das vorbezeichnete 
Prozeßgeſetz verletzt. Dieſer Verſtoß führt zur Aufhebung des 
angefochtenen Urtheils, da daſſelbe durch einen anderen durch⸗ 
greifenden Entſcheidungsgrund nicht getragen wird. Einer er- 
neuten Zurückverweiſung in die Berufungsinſtanz bedarf es nicht. 
Daß B. G. hat in bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt, daß der 
klägeriſche Agent und Vertreter B. bei Abſchluß der hier frag⸗ 


lichen Geſchäfte davon unterrichtet war, daß Bekl. kein Ver⸗ 


mögen beſaß, nimmt auch an, daß nach den zwiſchen B. und 


dem Kl. beſtehenden Geſchäftsbeziehungen die Kenntniß des B. 
dem Kl. zuzurechnen ſei. Beſondere Umſtände, die die aus 
der Vermögensloſigkeit des Bekl. ſich ergebende Anzeige für das 


Vorhandenſein von Differenzgeſchäften zu entkräften vermöchten, 
hat das B. G nicht feſtgeſtellt. Insbeſondere kann als ein 


beſonderer Umſtand im Sinne der reichsgerichtlichen Entſcheidung 
nicht die vom B. G. für erwieſen erachtete Thatſache gelten, 
daß Bekl. kein unerfahrener Neuling in Börſengeſchäften war, 


ſondern noch bei anderen Bankiers und Fondshändlern derartige 
Geſchäfte gemacht und die Technik des Böͤrſenverkehrs genau 


gekannt hat. Denn ſelbſt wenn von dieſer Feſtſtellung, gegen 
die erhebliche Bedenken beſtehen, ausgegangen wird, ſo folgt 
daraus doch nur, daß Bekl. von der Organiſation des Börſen⸗ 


handels und der hierdurch dargebotenen Möglichkeit von Gegen⸗ 


geſchäften und Schiebungen Kenntniß hatte. Dieſe Moͤglich⸗ 
keiten aber können, wie ebenfalls bereits in dem früheren 
Reviſionsurtheil ausgeſprochen iſt, als Gegenanzeige gegen das 
Vorhandenſein von reinen Differenzgeſchäften nicht in Betracht 
kommen. I. C. S. i. S. Dahms c. Zeller vom 15. No— 
vember 1897, Nr. 228/97 J. 

22. Die weitere Beſchwerde iſt nach § 531 Abſ. 2 der 
C. P. O. unzuläſſig. Der Beſchwerdeführer findet zwar einen 
neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrund darin, daß das Beſchwerde⸗ 
gericht mehrere ſeiner Behauptungen nicht oder nicht ausreichend 
berückſichtigt habe. Zunächſt erſcheint es jedoch völlig irrthümlich, 
von einer nicht ausreichenden Berückſichtigung einer Be. 


hauptung als von einem neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrund 


zu ſprechen. Dazu geben auch die vom Beſchwerdeführer an⸗ 
gezogenen Entſcheidungen des R. G. (Bd. 17 S. 371, Bd. 18 
S. 425) keinen Anlaß. Die letztere — weitergehende — Ent⸗ 
ſcheidung läßt allerdings unter Umſtänden die weitere Beſchwerde 
auch wegen völliger Uebergehung eines Angriffs der Beſchwerde 
zu, inſofern ſich nämlich darin eine Verletzung des Anſpruchs 


der Partei auf rechtliches Gehör finden laſſe. Dies Letztere iſt 
aber eben nur bei völliger Uebergehung eines Angriffs oder einer 


Behauptung denkbar, nicht ſchon bei nicht „ausreichender“ 
Würdigung. Es kann im Uebrigen hier unerörtert bleiben, ob 


in der That in der Uebergehung von Behauptungen eine Ver⸗ 


ſagung des rechtlichen Gehörs liege, und ob, wenn dies der 
Fall, ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund gegeben ſei 
(vergl. Entſch. des R. G., Bd. 30 S. 338). Denn für den 
Vorwurf, daß das Beſchwerdegericht Behauptungen des Be⸗ 
ſchwerdeführers unberückſichtigt gelaſſen habe, giebt der an- 
gefochtene Beſchluß keinen Anhalt. Es handelt ſich dabei um 


die Krankheit des Beſchwerdeführers, die ihn nach ſeiner Angabe 


außer Stand ſetzen ſoll, das ſehr umfangreiche, mit Zeichnungen 
zu verſehende Manufkript, das auch viele chemiſche Formeln 
enthalten müſſe, weder ſelbſt abzufaſſen, noch zu diktiren; Letzteres 
könne ihm auch deshalb nicht zugemuthet werden, weil er dadurch 
das Geheimniß feiner Erfindung Preis geben müßte. Das Be- 
ſchwerdegericht hat dies Alles gewürdigt. Es erklärt den 
Beſchwerdeführer wohl im Stande, das Manuffript anzufertigen, 
erachtet dafür, daß er einzelne Theile des Manuſkripts ohne 
Preisgebung des Geheimniſſes diktiren könne, und beachtet hierbei 
auch die angebliche Nothwendigkeit der Anfertigung von 
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Zeichnungen, wie ſich daraus ergiebt, daß es dieſe Behauptung 
ausdrücklich erwähnt und ſeine Beurtheilung unmittelbar daran 
anſchließt. Die Beſchwerde war daher zu verwerfen. VI. C. S. 
i. S. Wolf Konk. c. Erlwein vom 8. November 1897, 
B Nr. 210/97 VI. 

23. Verwerfung einer Beſchwerde als unzuläſſig in Er⸗ 
wägung, daß nach §8 75 C. P. O. das Rechtsmittel der 
Beſchwerde für den Fall, daß die Beſchwerdeſchrift bei dem 
Gerichte, deſſen Entſcheidung angefochten wird, durch einen bei 
dieſem Gericht zugelaſſenen Anwalt eingelegt werden muß — 
Beſchluß der Vereinigten Civilſenate vom 29. April 1880 — 
Eniſch. 1 S. 431 —, daß einer der im § 532 Abſ. 2 a. a. O. 
angeführten Fälle der Befreiung vom Anwaltszwang hier nicht 
vorliegt, da zwar das Geſuch um Feſtſetzung der Koſten vor 
dem Gerichtsſchreiber zu Protokoll erklärt werden kann, nicht 
aber die gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß erhobene Be⸗ 
ſchwerde — Beſchluß des R. G. vom 16. Oktober 1882 
Entſch. 7 S. 403 — und, wenn auch die Klage beim Amts⸗ 
gericht erhoben war, doch in Folge der Erhebung der Wider⸗ 
klage und der Verweiſung des Rechtsſtreites an das L. G. der 
Rechtsſtreit als bei dem L. G. anhängig gilt und dieſes nun⸗ 
mehr für die Feſtſetzung auch der durch das Verfahren vor dem 
Amtsgerichte erwachſenen Koſten zuſtändig war und den Beſchluß, 
der zu dem Beſchwerdeverfahren Anlaß gegeben, auch erlaſſen 
hat, die Befreiung vom Anwaltszwang aber nur eintritt, wenn 
der urſprüngliche Beſchluß vom Amtsgericht erlaſſen iſt — 
Beſchluß des R. G. vom 25. April 1895 — Entſch. 35 S. 384, 
die Einlegung der gegenwärtigen Beſchwerde bei dem O. L. G. 
Marienwerder aber durch den bei dieſem Gericht nicht zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwalt N., alſo nicht in der gefetzlichen Form, 
erfolgt iſt. VI. C. S. i. S. Kirmes c. Bröcker vom 
15. November 1897, B Nr. 216% 7 VI. 

24. Die Reviſion regt das rechtliche Bedenken an, ob der 
B. R. nicht gemäß § 560 Abſ. 2 C. P. O. die Klage lediglich 
als im Wechſelprozeſſe unſtatthaft hätte abweiſen müſſen, weil 
Kl. den ihr obliegenden Beweis, daß der Bekl. gegen den § 7 
des Vertrages gefehlt habe, nicht mit den im Urkundenprozeſſe 
allein zuläſſigen Beweismitteln geführt habe. Statt deſſen habe 
der B. R. die Klage definitiv abgewieſen. Dieſes Bedenken iſt 
nicht gerechtfertigt. Der Bekl. hatte ſeine nach Art. 82 der 
W. O. zuläſſige Einrede, daß die Kl. den Wechſel nur dann 
gegen ihn geltend machen könne, wenn der Bekl. feinen Vertrags ⸗ 
pflichten nicht nachgekommen ſei, durch Vorlegung des Vertrages 
ſelbſt klargeſtellt. Die Kl. replicirte dagegen, daß der Bekl. 
ſeinen Vertrag verletzt habe, und ſtellte die Behauptungen auf, 
woraus dieſe Vertragsverletzung hervorgehen ſollte. Wenn nun 
das Gericht, wie geſchehen, ohne eine Beweisaufnahme zu ver⸗ 
anlaſſen, die Behauptungen der beweispflichtigen Kl. nicht für 
ſchlüſſig hielt, um daraus eine Vertragsverletzung des Bekl. zu 
folgern, jo war daſſelbe nach 8 560 Abſ. 1 C. P. O. berechtigt, 
die Kl. mit ihrem Anſpruche definitiv abzuweiſen. Der Bekl. 
kann in ſolchem Falle das ihm zuſtehende größere Recht auf 
Abweiſung des Anſpruchs auch dann geltend machen, wenn ihm 
zugleich das geringere Recht zuſteht, nach Abſ. 2 a. a. O. die 
Klage als im Urkundenprozeſſe unſtatthaft abweiſen zu laſſen. 
Es liegt auch eine reformatio in pejus nicht vor, weil der 
I. R. bereits die Klage als materiell unbegründet abgewieſen 


— 


hat. II. C. S. i. S. Goldſchmidt C. Haußdorf vom 12. No⸗ 


vember 1897, Nr. 211/97 II. 

25. Die Forderung der Kl. an ihren Ehemann, zu deren 
Befriedigung auf Grund des L. R. S. 1166 einen dem letzteren 
bezw. deſſen Erben zuſtehenden Anſpruch gegen den Bekl. geltend 


macht, war wie ihre Befuguiß, Zahlung unmittelbar an fie 


ſelbſt zu verlangen, in der II. J. nicht mehr beſtritten. Da die 


Kinder des am 23. Juni 1895 verſtorbenen Ehemanns der Kl. 


als deſſen geſetzliche Erben nach L. R. S. 724 den väterlichen 


Nachlaß erworben haben, ohne daß es einer Antretung der 


Erbſchaft bedurfte, und da dieſe Erben nicht perſönlich belangt, 


vielmehr nur zum Nachlaß gehörige Forderungsanſprüche an 
den Bekl. als Drittſchuldner verfolgt werden, ſo erſcheint auch 


das von dem Vertreter der Revifton erhobene Bedenken, daß 
die Erbſchaft von dieſen gefetzlichen Erben möglicherweiſe noch 


ausgeſchlagen werden könnte, nicht geeignet, die Legitimation 
der Kl. in Frage zu ſtellen. Der Namens dieſer Erben er. 
höbene Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung wäre nicht 
begründet, wenn die Lebensverficherungspolice des K. Sch. als 
ein wirkliches Inhaberpapier anzuſehen wäre, da ſie in dieſem 


Falle nach S 722 der C. P. O. der Mobiliarpfändung unter⸗ 
lag, der Gerichtsvollzieher nach Maßgabe der §§ 712, 717ff. 
der C. P. O. zu verfahren berechtigt war und der Verſicherungs⸗ 


anſpruch mit der Urkunde auf den Bekl. als Erwerber über⸗ 


ging. Es erſcheint aber, da jedenfalls im Allgemeinen Lebens⸗ 
verſicherungspolicen, auch wenn der Verſicherer nur gegen Aus⸗ 


folgung der Police Zahlung leiſtet, nicht zu den Inhaberpapieren 


gehören (Vergl. R. G.⸗Entſch. Bd. XXII S. 218, Bd. XXIX 
S. 301), nicht rechtsirrthümlich, wenn das B. G. nach ſeiner 
Auslegung der in Betracht kommenden Beſtimmungen vor- 
liegender Police angenommen hat, daß ungeachtet des Vermerks 
„zahlbar an den Inhaber“ und der Vorſchriften der SS 10, 
17, 32, 33, 60 und 61 des Geſchäftsplans die Police doch 
kein auf den Inhaber geſtelltes Werthpapier, keine die Forderung 
an die Geſellſchaft verkörpernde und deshalb als Trägerin der 
Obligation erſcheinende Urkunde, vielmehr nur eine Beweis⸗ 
urkunde beſonderer Art, ein Legitimationspapier ſei, und daß 


durch die Inhaberklauſel nur der Verſicherungsgeſellſchaft das 


Recht gewahrt werden ſollte, an den Präſentanten des Papiers 
ohne weitere Prüfung feiner Berechtigung gültig Zahlung zu 


leiſten. Da nun eine Vollſtreckung in die Forderung aus dem 


Verſicherungsvertrage nach Maßgabe der 88 729 ff. der C. P. O., 
wie feſtgeſtellt wurde, überhaupt nicht vorgenommen werden 
wollte und nicht ſtattgefunden hat, ſondern lediglich eine Voll⸗ 
ſtreckung nach Maßgabe der §§ 712 ff. der C. P. O., ſo 
konnte der Uebergang der Forderung auf den Bekl. wie geſchehen 
verneint werden. II. C. S. i. S. Eiſenhut e. Schweigert vom 
9. November 1897, Nr. 215/97 II. 

26. Die Bekl. iſt durch Urtheil des O. L. G. Dresden vom 
15. Januar 1894 verurtheilt worden, einen Eid dahin zu leiſten: 
daß fie weiteres Vermögen, als fie in ihrem Klagbeantwortungs⸗ 
ſchriftſatze angegeben habe, nicht beſitze, und daß die Angaben, 
welche ſie in der auf dem 11. bis mit 16. Blatt der Prozeß⸗ 
akten aufgeſtellten Rechnung über die Verwaltung ihres Ver⸗ 
mögens gemacht habe, auch inſoweit richtig ſeien, als ſie nicht 
die Anſätze betreffen, auf welche die Anlagen A, B, D, E, G, 
J, K, L, M, N und R dieſer Rechnung Bezug haben. Durch 


—— ——— —ũäñ—ö3 | 


11 


einen ſpäteren Beſchluß des O. L. G. vom 21. Februar 1895 
hat die Eidesnorm eine Aenderung erfahren, indem an die 
Stelle der Worte: „nicht beſitze“ die Worte: „zu der Zeit, als 
ſie dieſe Angaben gemacht habe, nicht beſeſſen habe“ geſetzt 
worden find. Die Bekl. hat die Eidesleiſtung verweigert, und 
deshalb find auf Antrag des Kl. Geld- und Haftſtrafen, zuletzt 
eine Geldſtrafe von 750 Mark, verhängt und vollſtreckt worden. 
Nach Verhängung dieſer Geldſtrafe hat ſie ſich zur Eidesleiſtung 
erboten, das L. G. Plauen hat jedoch den Eid nicht abgenommen, 
weil es auf Grund der von der Bekl. abgegebenen Erklärung 
zu der Ueberzeugung gelangt iſt, daß dieſe den Eid unter den 
obwaltenden Umſtänden nicht leiſten könne. Dieſe Erklärungen 
gingen dahin: Sie wiſſe nicht, ob das von ihr aufgeſtellte 
Vermögensverzeichniß und die gelegte Rechnung richtig ſeien, 
ſie habe keine Bücher geführt und ſei auch jetzt nicht im 
Stande, eine Rechnung über ihre Vermögensverwaltung auf⸗ 
zuſtellen. Das L. G. Plauen hat gleichwohl der Bekl. unter 
Androhung einer Geldſtrafe von 100 Mark anderweit die 
Leiſtung des Eides aufgegeben, nunmehr hat. jedoch das O. L. G. 
auf die Beſchwerde der Bekl. den Beſchluß des L. G. aufgehoben 
und den dieſem zu Grunde liegenden Vollſtreckungsantrag des 
Kl. zurückgewieſen. Daſſelbe hat angenommen, es ſei die 
Verſicherung der Bekl., daß fie keine beſtimmte Erinnerung an 
die thatſächlichen Unterlagen ihrer Aufftelung mehr habe und 
ihr auch keine ſchriftlichen Aufzeichnungen zu Gebote ſtünden, 
auf die ſie ſich bei der Eidesleiſtung verlaſſen könnte, nach Lage 
der Sache glaubhaft. Dieſe Annahme erſcheint durchaus 
gerechtfertigt, und mit Rückſicht hierauf ſtellt ſich auch die Auf⸗ 
faſſung des O. L. G., daß bei der Eidesleiſtung nunmehr keine 
ausſchließlich vom Willen der Bekl. abhängige Handlung in 
Frage ſtehe, als zutreffend dar. Wenn die Beſchwerde dagegen 
geltend macht, daß ſich gegenüber der Sachlage, wie ſie bei 
Erlaß der Entſcheidung des O. L. G. vom 21. Februar 1895 
und den bereits wider die Bekl. verfügten Beſtrafungen vor⸗ 
gelegen habe, nichts Weſentliches geändert habe, ſo iſt dies 
zunächſt inſofern thatſächlich unrichtig, als ſeit jener Entſcheidung 
‚eine ziemlich lange Zeit verfloſſen iſt, innerhalb deren ſich die 
Erinnerung der Bekl. an die in Betracht kommenden Umſtände 
verloren oder doch ſoweit abgeſchwächt haben kann, daß ſie bei 
gewiſſenhafter Erwägung den auf die objektive Richtigkeit 
ihrer früheren Aufſtellungen gerichteten Eid nicht mehr zu leiſten 
vermag; ſodann aber würde die von der Beſchwerde geltend 
gemachte Argumentation unter den gegebenen Verhältniſſen 
nicht dazu, mit weiteren Zwangsmitteln gegen die Bekl. vor⸗ 
zugehen, Anlaß bieten können, ſondern viel eher die Folgerung 
ergeben, daß ſchon die früheren Beſtrafungen zu Unrecht erfolgt 
ſeien. Unbegründet iſt es auch, wenn der Beſchwerdeführer 
darauf Gewicht gelegt wiſſen will, daß die Bekl. nur in Folge 
eigener Verſchuldung oder eines in ihrer Perſon vorhandenen 
Mangels keine genaue Kenntniß von demjenigen habe, worüber 
fe Auskunft geben und Rechnung legen ſolle. Für die hier 
allein vorliegende Frage, ob gegen die Bekl. das Zwangs- 
vollſtreckungsverfahren nach § 774 der C. P. O. fortgeſtellt 
werden dürfe, iſt es ohne jeden Belang, ob die Bekl. ein Ver⸗ 
ſchulden daran, daß ſie den ihr auferlegten Eid nicht leiſten 
kann, trifft oder nicht, maßgebend iſt allein, ob die Eidesleiſtung 
als eine allein von ihrem Willen abhängige Handlung an⸗ 


zuſehen iſt, und dies iſt mit Recht von der Vorinſtanz verneint 
worden. VI. C. S. i. S. Grimm c. Grimm vom 15. No- 
vember 1897, B Nr. 205/97 VI. | 
Zur Konkursordnung. 
27. Das B. G. verneint das Beſtehen eines Ab⸗ 
ſonderungsrechts der Kl. wegen einer gegen F. zuſtehenden 
Forderung. Es führt aus, daß zwar im gewöhnlichen Verkehr 
in dem in Frage kommenden Theile der Provinz Hannover 
regelmäßig von Mühlenpacht, weniger von Muͤhlenmiethe 
geſprochen werde, daß aber der § 41 der R. K. O. in den 


Ziffern 2 und 4 außer den Ausdrücken „Pacht“ und „Miethe“ 


nur inſofern unterſcheide, als in der Ziffer 2 auch an den 
Früchten des Grundſtücks das Abſonderungsrecht gewährt werde, 
daher nur fruchttragende Grundſtücke gemeint ſeien. Liege aber 
ein Miethvertrag im Sinne der R. K. O. vor, ſo beſtehe nach 


der Ziffer 4 in der durch die Novelle vom 9. Mai 1894 
veränderten Faſſung für die erhobenen Anſprüche ein Abſonderungs⸗ 


recht überhaupt nicht, da die Kündigung rechtzeitig erfolgt ſei. — 
Trotz der erheblichen Zweifel, wie dieſe Beſtimmungen der R. K. O. 
auszulegen ſind, muß die Ausführung des B. G. im weſentlichen 


gebilligt werden. Auf den erſten Blick ſcheint zwar die Annahme 


geboten zu fein, daß die R. K. O. ſich dem beſtehenden Sprach- 
gebrauche angeſchloſſen habe, daher alle die Rechtsverhältniſſe 
unter die Ziffer 2 rechne, die als Pacht bezeichnet zu werden 
pflegen. Dagegen erhebt ſich aber ſofort das Bedenken, daß 


der Sprachgebrauch nicht für alle in Frage kommenden Fälle 


ein allgemeiner und ſicherer iſt; z. B. wird, ſogar in Beziehung 
auf Mühlen in einem Urtheile des Preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts (Entſch. des Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuer⸗ 
ſachen Bd. IV Nr. 52 S. 205) ſowohl von den Betheiligten 
wie vom Gerichte, allerdings ohne rechtlichen Einfluß, der 
Ausdruck Mühlenmiethe gebraucht. Es beſteht aber auch nicht 
für alle Rechtsgebiete ein im Rechte anerkannter Unterſchied 
zwiſchen Pacht und Miethe. Während das römiſche Recht nicht 
einmal verſchiedene Ausdrücke dafür hat und nur für die Pacht 


zum Fruchtbau beſtimmter Grundſtücke einige beſondere Grund 


ſätze aufſtellt, namentlich dem Verpächter auch an den Früchten 
ein Pfandrecht gewährt, dagegen an den vom Pächter ein⸗ 
gebrachten Sachen abſpricht, unterſcheidet z. B. das Preußiſche 


Landrecht begrifflich zwiſchen Miethe und Pacht, je nachdem der 


Gegenſtand des Vertrags nur zum Gebrauche oder auch zum 
Ziehen von Nutzungen zu dienen beſtimmt iſt. Damit ſtimmt 
auch der Sprachgebrauch in Deutſchland im weſentlichen überein, 
indem von Jagpdpacht, Fiſchereipacht, Pacht von Gewerbe⸗ 
rechten u. ſ. w. geſprochen wird. Wie die für ſämmtliche 
Rechtsgebiete Deutſchlands beſtimmte R. K. O. im § 41 zwiſchen 
Miethe und Pacht hat unterſcheiden wollen, läßt ſich zwar aus 
ihren Beſtimmungen ſelbſt und aus der Entſtehungsgeſchichte 
nicht mit Sicherheit erkennen; mehr ſcheint aber dafür zu ſprechen, 
daß die abweichenden Beſtimmungen der Ziffer 2 nur für die 
Verpächter landwirthſchaftlicher Grundſtücke beſtimmt find. Schon 
der Inhalt deutet darauf hin, inſofern abweichend von der Ziffer 4 


dem Verpächter das Abſonderungsrecht auch „in Anſehung der 


Früchte des Grundſtücks .., ſofern die Früchte ſich noch 
auf dem Grundſtücke befinden“ gewährt, alſo vorausgeſetzt 
wird, daß es ſich um fruchttragende Grundſtücke und um 
Fälle handelt, in denen die Früchte ſich noch auf dem verpachteten 
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Grundſtücke befinden werden. Wie dies z. B. für Jagd⸗ und 
Fiſchereipacht kaum praktiſch werden könnte, ſo würde es, 
wenigſtens für das gemeine Recht, bei Mühlenpachtungen völlig 
unanwendbar ſein, da die Mühlenprodukte nicht als Früchte des 
Mühlengrundſtücks, ſondern nur als Erzeugniſſe des auf ihm 
betriebenen Gewerbes angeſehen werden können. 


einer ſeitens einer Gläubigerin auf Grund eines Urtheils gegen 
ihre Schuldnerin erwirkten Pfändung, dieſelbe kann nicht als 
ein entgeltlicher Vertrag der Gemeinſchuldnerin aufgefaßt 
werden, wenn man darunter auch den Gegenſatz zu den un⸗ 


Wäre die 


Meinung des B. G. richtig, daß nur in dem Abſonderungs⸗ 
rechte an den Früchten ein Unterſchied zwiſchen den Ziffern 2 


und 4 beſtände, ſo würde man zwar vielleicht ſagen können, 
daß ein Bedürfniß ſcharfer Unterſcheidung für die R. K. O. nicht 
vorlag, vielmehr jenes Recht gewährt werden ſollte, ſoweit in 
dem betreffenden Rechtsgebiete von Früchten geſprochen werden 
könnte; aber das B. G. überſieht, daß noch ein zweiter 
wichtiger Unterſchied gemacht wurde, inſofern nach Ziffer 2 das 
Abſonderungsrecht ganz allgemein für den rückſtändigen Zins 
gewährt iſt, nach Ziffer 4 dem Vermiether nur für den Rück— 
ſtand des letzten Jahres, und gerade für dieſen Unterſchied iſt 
die Entſtehungsgeſchichte nicht ohne Bedeutung. Näher dar- 
gelegt. III. C. S. i. S. Stadt Hildesheim c. Fink Konk. vom 
26. Oktober 1897, Nr. 248/97 III. 

28. Der im Vertrage vereinbarte Uebernahmepreis des 
„Inventars kann zwar als eine Forderung aus dem Pacht- oder 
Miethvertrage angeſehen werden, aber nicht eine Darlehns⸗ oder 
andere Forderung, die nur in Veranlaſſung des Vertrags oder 
im Anſchluß an ihn begründet wurde. Neben den völlig zu 
billigenden Gründen des B. U. iſt beſonders darauf hinzuweiſen, 
daß nach dem § 3 erſt mit Zahlung der Taxe an die 
Kämmereikaſſe die Uebergabe der Mühle und des Juventars 
erfolgen und die zu dieſer Zahlung erforderlichen Mittel 
durch beſonderen Vertrag als Darlehn gewährt werden ſollten. 
Mag auch die Hingabe des Darlehns durch Aufrechnung erfolgt 
ſein, jedenfalls iſt ſoviel klar, daß nach dem Willen der 
„Kontrahenten der Uebernahmepreis bezahlt iſt, und nur noch 
eine Forderung aus dem n beſteht. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

29. Mit Unrecht rügt der RE, vu das O. L. G. durch 
Verkennung des rechtlichen Begriffes der Zahlungseinſtellung, 
jedenfalls durch ungenügende Würdigung der für die Annahme 
einer Zahlungseinſtellung vor dem 30. März 1896 ſprechenden 
Thatſachen den 8 232 der R. K. O. und den § 259 C. P. O. 
verletzt habe. Bei der Beantwortung der Frage, ob und wann 
Zahlungseinſtellung vorhanden, iſt davon auszugehen, daß 
in der R. K. O. die Zahlungseinſtellung als Ausdruck der 
Zahlungsunfähigkeit in Betracht kommt (§ 94 R. K. O.), daher 
die Verweigerung der Zahlung nur dann als Zahlungseinſtellung 
anzuſehen iſt, wenn angenommen werden muß, daß nicht nur 
eine beſtimmte Zahlung unterbleiben ſoll, ſondern vielmehr, daß 
überhaupt keine Zahlung mehr geleiſtet werden kann, daß der 
Schuldner unfähig iſt, überhaupt noch zu zahlen. Bloße 
Zahlungsſtockungen, die nur in einer vorübergehenden Zahlungs- 
unfähigkeit ihren Grund haben, beweiſen deshalb noch nicht eine 
Zahlungseinſtellung, und der Schuldner, welcher ſeinen Kredit 
benutzt, um ſeinen Verpflichtungen nachzukommen, zahlt noch und 
kann noch als zahlungsfähig gelten. II. C. S. i. S. Gilsdorf 
Konk. c. Schnickler vom 9. November 1897, Nr. 213/97 JI. 

30. Zutreffend ift in dem B. U. auch der 8 242 R. K. O. 
für nicht anwendbar erklärt. Es handelt ſich um die Anfechtung 


entgeltlichen Verfügungen des § 25 R. K. 5 verſteht. 
Entſch. bei voriger Nummer. 
Zur ee 
31. Die Beſchwerde konnte nicht für beardudck ace 
werden. Das O. L. G. konnte dem Urtheil des L. G. zu 
Freiburg vom 15. Juni 1893 ohne rechtlich zu verſtoßen, die 
Bedeutung beilegen, daß die Kl. nur die durch ihre beſchränkte 
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Zurücknahme der Klage entftanbenen beſonderen Koſten zu 


tragen hätte. In Wirklichkeit lag eine Zurücknahme der Klage 
im Sinne des § 243 der C. P. O. gar nicht vor, vielmehr 


wurde nur das Klagebegehren dem Ehemann F. gegenüber, 
unter Preisgabe der bisherigen Begründung auf einen anderen 


Klagegrund geſtützt. Zu einer Verurtheilung der Kl. zur 
Tragung der Prozeßkoſten gab die Erklärung der Kl. ſonach 


keine Veranlaſſung. Nachdem aber das L. G. angenommen hat, 


die Klage ſei in gewiſſem Umfange zurückgenommen worden, 
muß ſeiner Koſtenentſcheidung der Sinn beigelegt werden, daß 
die Kl. diejenigen Koſten zu tragen habe, die durch die anfäng⸗ 
lich aufgeſtellte Behauptung entſtanden ſeien, daß der Ehemann F. 
Teſtamentserbe ſei. Einen Anſpruch auf eine beſondere 
Prozeßgebühr ihres Rechtsanwaltes können die Bekl. aus 
dem erwähnten Urtheile nicht ableiten. Die §8§ 25 und 51 


der R. A. G. O. ſtehen dem Anſpruch auf Bewilligung einer 


beſonderen Prozeßgebühr für die dem landgerichtlichen Urtheile 
vorausgegangene Vertretung des verklagten Ehemannes entgegen. 
Hienach mußte die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen 
werden. II. C. S. i. S. Stelzelmann c. Fleißner vom 
16. November 1897, B Nr. 170/97 II. 

32. Begründet erſcheint die Anſchlußreviſion des beklagten 
Militärfiskus, infoweit fie ſich gegen die in dem angefochtenen 


Urtheil enthaltene Entſcheidung richtet, daß ihm die Kl. die 
Gebühren und Auslagen ſeines zweitinſtanzlichen Anwalts 


(welcher zugleich den verurtheilten Mitbeklagten R. vertrat) nur 
zur Hälfte zu erſtatten habe. Allerdings wird im Koften- 


erſtattungsverfahren nach derzeitiger feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung dann, wenn von zwei durch denſelben Anwalt ver⸗ 


tretenen Streitgenoffen der eine obſiegt, der andere unterliegt, 


der Obſiegende feinem Prozeßgegner gegenüber nur mit dem 


Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte der Gebühren und Aus⸗ 


lagen des gemeinſchaftlichen Anwalts zugelaſſen, aber auch hier 


nur in der Regel und aus praktiſchen Gründen, unter Vor⸗ 


behalt des Anſpruchs auf Erſtattung des ganzen Gebühren- 
betrages in Ausnahmefällen (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 31 


S. 409 unten). Jedenfalls aber liegt die Sache — wie die 
Revifion zutreffend bemerkt — dann anders, wenn im Urtheil 


über die einem ſolchen obſiegenden Streitgenoſſen vom Gegner 


zu erſtattenden Koſten zu entſcheiden iſt. Hier hat nach $ 87 


C. P. O. dieſer Streitgenoſſe ein Recht darauf, daß ihm die 


zur zweckentſprechenden Prozeßführung erforderlichen Koſten in 
vollem Umfange erſtattet werden. Zu dieſen Koſten können 
aber bei Zahlungsunfähigkeit des anderen, unterlegenen Streit- 
genoſſen, die ſämmtlichen Koften des gemeinſchaftlichen Anwalts 
gehören, da Letzterer dieſelben nach § 3 der R. A. G. O. von 


jedem der beiden Auftraggeber ohne Rückſicht auf die Mit. 
verhaftung des andern voll verlangen kann. Für einen ſolchen, 
gerade hier ſehr leicht möglichen Fall iſt zur Wahrung des Er⸗ 
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Rechte aus demſelben habe aufgeben wollen. In Frage kann 


ſtattungsanſpruches des obſiegenden Streitgenoſſen die un⸗ 


beſchränkte Verurtheilung des Gegners zur Koſtenerſtattung 


geboten. Es war daher in dem auf die Erſtattung der zweit ⸗ 


inſtanzlichen Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts N. 
bezüglichen Theile der angefochtenen Entſcheidung der be⸗ 


ſchränkende Zuſatz ſo, wie geſchehen, zu ſtreichen. III. C. S. 


i. S. Wurttemb. Baugew.⸗Berufsgen. c. Reichsfiskus vom 
19. November 1897, Nr. 189/97 III. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

33. Der Wechſel iſt von Chr. J. & Comp. ausgeſtellt, 


vom Bekl. per aval mitunterzeichnet. Nach Art. 81 der W. O. 


Satz 2 und 3 übernahm der Bekl. damit eine eigene, ſelbſt⸗ 
ſtändige, kumulative, ſolidariſche Wechſelverpflichtung, nicht eine 
civilrechtliche Bürgſchaft. Entſch. des O. H. G. Bd. 2 S. 362, 
366; Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 11; Entſch. des O. H. G. 
Bd. 18 S. 301, Bd. 25 S. 26. Acceſſoriſcher Natur iſt die 
Verpflichtung des Avaliſten nur inſofern, als ſie nicht entſtehen 
kann, ohne daß eine den Formvorſchriften der W. O. entſprechende 
Erſtunterſchrift eines Hauptverpflichteten vorhanden iſt. Das 
R. G. hat aber ausgeſprochen, daß die Wechſelverpflichtung aus 
der Avalunterſchrift ſelbſt dann beſteht, wenn die Wechſel⸗ 
verpflichtung aus der Erſtunterſchrift nicht beſteht, weil dieſe 
Unterſchrift gefälſcht iſt oder wegen mangelnder Wechſelfähigkeit 
unverbindlich iſt. Bolze Bd. 3 Nr. 546. Die Frage, ob der 


nur kommen, ob der Bekl. ſich auf den in der Erklärung des F. 
gegenüber J. enthaltenen Erlaßvertrag berufen kann. Das 
würde er können, wenn der Vertrag nach der Willensmeinung 
von F. und J. ihm zu gut kommen ſollte, und dafür kann 


ſprechen, daß J. & Comp. den Regreß des Bekl. zu fürchten 


hatten, wenn er verhaftet blieb und die Aktiengeſellſchaft nicht 


zahlte. Aber dagegen ſpricht der Inhalt der Abrede, wie er 


bezeugt iſt, die Thatſache, daß der Wechſel ohne Einſpruch von 
J. & Comp. in den Händen der Kl. geblieben iſt, und daß die 
Kl. den Bekl. fortwährend als ihren Schuldner behandelt hat, 
indem ſie ſich von ihm hat Pfand beſtellen und Abſchlags⸗ 
zahlungen leiſten laſſen. Danach würde das angefochtene Urtheil 
aufzuheben und der Bekl. unter Abänderung des erſten Urtheils 
ohne Weiteres nach dem ermäßigten Klageantrage zu verurtheilen 
ſein, wenn nicht ein Bedenken entgegenſtände. Grundſätzlich iſt 


die Verbürgung in der Wechſelform des Aval ausſchließlich 


Bekl. durch die Erklärung des F. gegenüber J. von ſeiner 


Wechſelverpflichtung befreit worden, iſt deshalb nicht nach den 
Grundſatzen von der Bürgſchaft, ſondern von der Solidar— 
verpflichtung zu beurtheilen. Von den wechſelrechtlichen Tilgungs⸗ 
gründen der Wechſelſolidarverpflichtung, Präjudiz, Verjährung, 
Zahlung zur Tilgung der ganzen Wechſelobligation, liegt nichts 
vor. Dadurch, daß die Aktiengeſellſchaft in ihrem Vertrage mit 


J. & Comp. die Verpflichtung aus dem Wechſel übernahm, 


und der Kl. dies mitgetheilt wurde, wurde die Aktiengeſellſchaſt 
nicht wechſelrechtlich, nur civilrechtlich verpflichtet; Entſch. des 
O. H. G. Bd. 24 S. 58 weder J. & Comp., noch der Bekl. 
von der Wechſelverpflichtung befreit, der Kl. nur ein neuer 


Wechſelverpflichtung, die unterliegende Bürgſchaft nur Motiv und 
Zweck der Wechſelverpflichtung keine ſelbſtſtändige Obligation 
neben der Wechſelverpflichtung. Aber wie die Parteien eine 


zweifache Verbürgung, die gewöhnliche civilrechtliche und die 


wechſelrechtliche beabſichtigen können, Entſch. des R. G. Bd. 4 
S. 11, Bd. 18 S. 46, ſo können ſie auch beabſichtigen, daß 
die Verbürgung trotz der Wechſelform nur die Wirkung der 
civilrechtlichen Bürgſchaft haben fol. Entſch. des O. H. G. 
Bd. 12 S. 148, Bd. 18 S. 301. Dafür müſſen allerdings 


aus den Abreden der Betheiligten und der Entſtehung der 


Wechſelmitunterſchrift beſondere und unzweideutige Anhaltspunkte 
gegeben ſein, die bisher nicht vorgebracht ſind, und nach dem 
Verhalten des Bekl. der Anforderung auf Pfand und Zahlung 
gegenüber unwahrſcheinlich find. Um dem Bekl. aber Gelegenheit 
zu geben, ſeine Rechte nach dieſer, bisher unbeachtet gebliebenen 
Richtung hin geltend zu machen, iſt die Sache unter Aufhebung 


des B. U. zur Verhandlung und Entſcheidung an das B. G. 


Schuldner geſchaffen. Expromittirt hat die Aktiengeſellſchaft der 


Kl. weder zu Gunſten von J. & Comp., noch zu Gunſten des 
Bekl. Eine Novation mit der Wirkung, daß dadurch der Bekl. 
als Solidarſchuldner befreit, wovon der I. R. ausgeht, könnte 
in der Erklärung des Direktors F. dem J. gegenüber nur dann 
gefunden werden, wenn erhellte, daß durch dieſe Erklärung eine 
neue Schuld zu dem Zwecke und mit der Abſicht, die alte Schuld, 
auch des Bekl., d. h. die ganze Wechſelſchuld aufzuheben, ein- 
gegangen wäre. 1. 31 § 1 D. d. nov. 46, 2; Entſch. des 
O. H. G. Bd. 18 S. 309, 312. Aber davon kann gar nicht 
die Rede ſein. Abgeſehen von allem Andern iſt entſcheidend, 
daß weder J. & Comp., noch die Aktiengeſellſchaft den Wechſel 
zurückgefordert oder zurückerhalten haben. Von keiner Seite iſt 
behauptet, daß davon auch uur die Rede geweſen ſei, und aus 
der Erklärung des F., die Ausſtellung eines neuen Wechſels 
Seitens der Aktiengeſellſchaft ſei nicht nöthig, kann wohl gefolgert 


werden, daß demſelben der in den Händen der Kl. befindliche 
alte Wechſel genügend erſchienen, nicht aber, daß die Kl. die. 


zurückverwieſen worden. I. C. S. i. S. St. Pauli Kreditbank 


c. Schultz und Gen. vom 10. November 1897, Nr. 254/97 J. 


34. Die Vertreter von Handelsgeſellſchaften, ſpeziell auch 
die Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
ſind dritten Perſonen gegenüber zu allen Rechtsgeſchäften befugt. 
55 35 —37 des Geſetzes vom 20. April 1892. Wird dadurch 


auch nicht ausgeſchloſſen, daß die Geſellſchaft bei betrüglichem 


Handeln eines Geſellſchafters im Falle der Theilnahme eines 
Dritten an demſelben an die Verfügungen des Geſellſchafters 
nicht gebunden iſt und unter Umſtänden auch Schadenserſatz 
von dem Dritten fordern kann, fo liegt doch in der unentgelt- 
lichen Uebernahme von Arbeiten nicht ohne Weiteres ein un- 
befugtes oder gar betrügliches Handeln eines Geſchäftsführers, 
da auch eine ſolche Leiſtung ſehr wohl im Intereſſe der Geſell⸗ 
ſchaft liegen, ihrem Handelsgewerbe dienlich ſein kann. VI. C. S. 
i. S. Berliner Elektrizitätsgeſellſchaft o. Gebr. Reichſtein vom 
15. November 1897, Nr. 207/97 VI. | 
35. Das Verlangen des Kl., wegen ſeiner höheren Ein⸗ 
lage ſchon jetzt Ausgleichung zu fordern, hält die Revlſion für 
unberechtigt, weil die Gläubiger in Höhe von mehr. als 
15 000 Mark noch nicht befriedigt ſeien, Kl. aber wegen 
etwaiger Mehraufwendungen nicht zu jeder ihm beliebigen Zeit 


Erſatz verlangen könne. Erſt wenn Parteien ſich wegen Tilgung 


der noch rückſtändigen Schulden auseinandergeſetzt haben würden 


und ſich dann ergebe, daß Kl. mehr beigetragen habe, oder 
wenn ſich ſolches nach Ablauf der Verjährungsfriſt herausſtellen 
würde, könne Kl. Ausgleichung fordern. Dieſe Einwendungen 
find indeß unzutreffend. Die Auseinanderſetzung von Geſell⸗ 
ſchaftern ſoll freilich der Regel nach auf Grund einer Liqui⸗ 
dation erfolgen und einer ſolchen würde die Thatſache, daß die 
Geſellſchaft der Parteien durch Eröffnung des Konkurſes auf⸗ 


gelöſt wurde, nicht im Wege ſtehen, da das Konkursverfahren 
beendet worden iſt. Eine Liquidation kann jedoch deshalb nicht 
eingeleitet werden, weil Aktivvermögen nicht vorhanden iſt und 
die Einlagen voll geleiſtet waren, die Parteien alſo nach Art. 92 
des H. G. B. den Liquidatoren neue Mittel nicht zur Ver⸗ 


fügung zu ſtellen brauchten, deshalb aber die Liquidatoren, 


deren Aufgabe ja nur darin beſtehen könnte, die vorhandenen 
Schulden zu bezahlen, gar nicht thätig werden könnten. Auch 


auf anderem Wege eine „Auseinanderſetzung“ herbeizuführen, 


würde eine zweckloſe Maßnahme ſein. In Anſehung der noch 


ausſtehenden Schulden iſt eine Auseinanderſetzung nicht er⸗ 
forderlich, da nach außen hin beide Geſellſchafter jedem Gläubiger 


für den vollen Betrag haften (Art. 112 des H. G. B.) und 


ihr Verhältniß unter einander durch § 5 ihres Vertrags geregelt 


iſt. Nöthig würde eine Auseinanderſetzung gegenwärtig nur. 


dann ſein, wenu es von Intereſſe wäre, ziffermäßig genau feſt⸗ 
zuſtellen, welchen Betrag der Bekl. dem Kl. zu zahlen habe. 
Dies iſt jedoch nicht der Fall, da nach den thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der Vorinſtanzen Kl. mehr als die im Vertrag be⸗ 
dungene Einlage eingeſchoſſen und weniger als der Bekl. aus 
der Geſellſchaftskaſſe entnommen hat, Kl. alſo bisher thatſächlich 


mindeſtens denjenigen Betrag, um den ſeine Einlage die des 


Bekl. überſteigt, mehr für die Zwecke der Geſellſchaft her⸗ 


gegeben und verloren hat, und die geforderte Summe von 


2 000 Mark hinter der Hälfte dieſes Mehrbetrages zurückbleibt. 


Auf die thatſächlich beſchafften Leiſtungen aber kommt es allein 


an. Daß im Allgemeinen nach Aufhebung der Geſellſchaft die 


actio pro socio nicht auf eine Geſammtberechnung beſchränkt 


iſt, vielmehr auch auf Erfüllung einzelner Verbindlichkeiten aus 
dem Geſellſchaftsverhältniſſe erhoben werden kann, iſt bereits 
erkannt. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 12 Nr. 90. Es ſteht 
deshalb der Klage auch nicht entgegen, daß noch Schulden vor⸗ 
handen ſind und nicht feſtſteht, wer dieſe bezahlen wird. Da 
das Konkursverfahren über das Vermögen der Geſellſchaft be⸗ 
endet iſt, ſo können die Gläubiger jetzt wieder jeden der Geſell⸗ 


ſchafter voll in Anſpruch nehmen und inſofern iſt die Mög⸗ 
lichkeit vorhanden, daß Bekl. einen höheren Betrag bezahlt, als 
der bisherige Mehraufwand des Kl. beträgt. Dieſe Möglichkeit, 


auf die von der Reoiſion hingewieſen wird, hat jedoch nicht 
zur Folge, daß Kl. mit der Geltendmachung des jetzt erhobenen 


Anſpruchs bis zur völligen Bezahlung der Schulden oder bis 


nach dem Ablauf der Verjährungszeit warten müßte. Denn 


die Forderung des Kl. iſt eine gegenwärtige. Bis zur Auf 


löͤſung der Geſellſchaft hatte er wegen der Minderung oder des 
Verluſtes ſeiner Einlage keinen Anſpruch, da die Einlage den 


Zwecken der Geſellſchaft zu dienen beſtimmt war. Mit dem 
Zeitpunkt der Auflöſung erwarb er dagegen ſeinem Geſellſchafter 
gegenüber das Recht auf Ausgleichung, die er allerdings, wenn 
und ſoweit Aktiv⸗Vermögen vorhanden geweſen wäre, nur aus 
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dieſem hätte beanſpruchen dürfen, die er aber, weil kein Aktiv- 
Vermögen vorhanden iſt, von dem Geſellſchafter ſelbſt fordern 


kann. Dieſem Anſpruch könnte der Bekl. zwar Gegenforde⸗ 
rungen entgegen ſtellen, wenn er ſeinerſeits Aufwendungen ge⸗ 
macht hätte, deren Erſatz oder theilweiſen Erſatz er verlangen 


dürfte. Der bloße Hinweis darauf, daß möglicherweiſe in der 


Zukunft ſolche Erſatzanſprüche entſtehen können, giebt ihm je⸗ 
doch nicht die Befugniß, die Erfüllung der aus dem: Gefell- 


ſchaftsvertrage folgenden Forderung des Kl. zu verweigern. Er 
hat deshalb dieſe Forderung zu bezahlen. Hierdurch wird ſeine 
Lage auch keineswegs ungünſtiger als bisher. Denn einerſeits“ 


iſt der Kl. für die noch nicht getilgten Schulden in gleichem 
Umfange verhaſtet und anderſeits würde Bekl., falls er von 


einem Gläubiger in Anſpruch genommen werden ſollter den Kl. 
zu der von ihm verlangten Zahlung heranziehen, oder, wenn 
er Zahlung leiſtet, ſofort Erſatz verlangen können. Daraus, 
daß. Bekl. den Geſellſchaftsgläubigern haftet, kann er gegen 


den Kl., welcher ihnen ebenſo wie der Bekl. haftet, nicht einmal 


einen Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung ableiten. Entſch. des 


R. O. H. G. Bd. 12 S. 42. I. C. S. i. S. Ehrlich 
c. Brandt vom 30. Oktober 1897, Nr. 219/97 I. 
36. Läge ein Irrthum über „gewöhnlich: vorausgeſetzte“ 


Eigenſchaften vor, ſo würde dieſer Irrthum gemäß § 329 
Thl. I Tit. 5 und § 81 Thl. 1 Tit. 4 des A. L. R. die 


Willenserklärung entkräften, auch wenn ſie nicht durch 
betrügeriſches Vorgehen des Bekl. verurſacht worden wäre. 


Als ſolche „Eigenſchaften“ ſind allerdings die Solvenz eines 


Kontrahenten (Urtheil des VI. C. S. des R. G. vom 8. Juli 1886, 
Rep. VI 17488, Bl. f. R. A. V. Erg.⸗Bd. S. 390) kauf- 
männiſche Solidität, Vertrauenswürdigkeit eines Gegen 
kontrahenten (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 12 S. 104), 


der Revenuenbetrag eines Hauſes (Entſch. des R. G. Bd. 21 


S. 311) anerkannt worden. Mit Recht nimmt aber das B. G. 


an, daß weder die Gewinntheilung auf Aktien, noch die Reellität 
der Aktiengeſellſchaft und insbeſondere die ihres Vorſtandes als 


Eigenſchaft der gekauften Aktien angeſehen werden könne. 


Die Aktie iſt Träger des in ihr verbrieften Antheilsrechtes am 
Geſellſchaftsvermögen. Das Antheilsrecht giebt ein Anrecht an 
dem erzielten Gewinn, nicht unbedingt auf Gewinn. Das 
Antheilsrecht ſelbſt iſt nicht die fruchtbringende Sache, jondern - 
nur das Anrecht auf die erzielte Frucht. Eine Dividende von 
beſtimmter Höhe wird erſt mit der Gewinnfeſtſetzung etwas 
der Aktie Eigenthümliches. Vor der Erzielung und Feſtſetzung 


des Gewinnes iſt das Anrecht auf den zu erzielenden Gewinn 
nur ein Anrecht auf etwas zu Erwartendes, das Anrecht ſelbſt 


nur eine Hoffnung. Reellität der Aktiengeſellſchaft und ihres 


Vorſtandes beſtärken die Gewinnhoffnung, find aber kein Gegen ⸗ 


ſtand des Antheilsrechtes. Beſtimmt auch die Thatſache erzielter 
Gewinne und das Vertrauen in die Geſellſchaft und den Vorftand 


die Werthſchätzung und den Preis der Aktie, ſo beruht beides 


doch nur auf der Vorausſchätzung der künftigen Geſchäftsergebniſſe 
innerhalb eines beſtimmten Zeitraumes. Entſpricht die Dividende 


nicht den früheren Ergebniſſen und ſomit nicht der Gewinn⸗ 


hoffnung, ſo wird hierdurch die gekaufte Aktie keine andere. 
Der Begriff einer „ausdrücklich“ oder „gewohnlich“ voraus⸗ 
geſetzten Eigenſchaft im Sinne der 88 77 und 81 Thl. 1 Tit. 4 
des A. L. R. erſcheint ſomit hier nicht anwendbar (vergl. Entſch. 
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des R. O. H. G. Bd. 22 S. 388 ff., insbeſondere S. 395. 
Entſch. des I. C. S. des R. G. vom 16. Mai 1896, Bl. f. 
R. A. XV. Erg. Bd. S. 5 ff.). Die Gewinnhoffnung kann 
ſomit lediglich als Beweggrund im Sinne des § 145 Thl. I. 
Tit. 4 des A. L. R. erachtet werden. Gemäß § 149 a. a. O. 
giebt aber-ein Irrthum im Beweggrund dem Irrenden niemals 
das Recht, von ſeiner Erklärung abzugehen. VI. C. S. i. S. 
Freytag c., Steiskal vom 21. Oktober 1897, Nr. 166/97 VI. 

37. Der. Kl. fordert unzweifelhaft, mehr als ihm nach dem 


Geſetz zukommt. Insbeſondere gewährt das Geſetz vom 20. April 
1892 keinen Anhalt für das Verlangen des Kl., daß den Mit⸗ 
gliedern der beklagten Geſellſchaft in der zur Beſchlußfaſſung 


über die jährliche Bilanz, die Gewinnvertheilung und die Ent⸗ 


laftung,, des Vorſtandes anzuberaumenden Verſammlung der 
Geſellſchafter oder gar 14 Tage vor derſelben die Geſchäftsbücher 


zu uneingeſchränkter Durchſicht vorgelegt werden. Daß ſich aus 
der Ablehnung dieſes Verlangens die Ungültigkeit der in. der 


Verſammlung vom 7. März 1896 gefaßten Beſchlüſſe nicht 


ergiebt, iſt von den Inſtanzgerichten völlig zutreffend dargelegt. 
Auch die Behauptung des Kl., daß ihm in jener Verſammlung 
vom Vorſitzenden die Einſicht in die Originalbilanz verweigert 
worden ſei, iſt nicht geeignet, ſeinen Antrag auf Ungültigkeits⸗ 
erklärung der fraglichen Beſchlüſſe zu rechtfertigen. Abgeſehen 


davon, daß Kl. ſelbſt nicht behauptet, daß dieſe Weigerung auf 


einen Beſchluß der Verſammlung zurückzuführen oder von letzterer 
gebilligt worden ſei, iſt auch nicht erſichtlich, inwiefern er 
hierdurch beeinträchtigt werden ſoll, da unſtreitig diejenige Bilanz, 
die ihm bei der Einladung zu der Verſammlung abſchriftlich 
mitgetheilt worden iſt, den angefochtenen Beſchlüſſen zu Grunde 
gelegen hat. Es kann ſich alſo nur fragen, ob die Ablehnung 
der vom Kl. erbetenen Aufklärungen ſeitens des Geſchäftsführers 
und die Genehmigung dieſer Ablehnung durch die Mehrheit der 
Verſammlung die Verletzung eines dem Kl. zuſtehenden Individual 
rechts in ſich ſchließt, welche die Ungültigkeit der angefochtenen 
Beſchlüͤſſe zur Folge hat. Kl. hat theils die Beantwortung be- 
ſtimmter Fragen, theils eine größere Spezialiſirung der Bilanz, 
theils die Beibringung von Nachweiſungen (Spezifikationen) 


behufs Prüfung der Geſchäftsführung beanſprucht. Bei der 


Beurtheilung diefes. Verlangens ift davon auszugehen, daß dem 
einzelnen Geſellſchafter keineswegs die Befugniß zuſteht, beliebige 
ihm erforderlich erſcheinende Auskünfte und Nachweiſungen zu 
verlangen. An ſich hat das einzelne Mitglied der Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung ſich mit dem zu begnügen, was das 
Geſetz und der Geſellſchaftsvertrag ihm einräumen, im vor⸗ 


liegenden Falle mit der Bilanz, der Gewinn- und Verluſtrechnung. 


und dem Bericht der Reviſionskommiſſion. Darüber, ob dieſe 
Vorlagen genügendes Material für die Beſchlußfaſſung darbieten 
oder ob zu dieſem Behufe noch weitere Aufklärungen zu erfordern 


find, hat regelmäßig die Mehrheit der Geſellſchafter als das 


oberſte Willensorgan der Geſellſchaft zu entſcheiden. Der einzelne 
Geſellſchafter hat kein Recht darauf, daß ſeine perſönlichen 
Zweifel und Bedenken erledigt werden. Allein andererſeits folgt 
aus der geſellſchaflichen Natur des Rechtsverhältniſſes, in 


welchem die Mitglieder der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 
zu einander ſtehen, daß die Mehrheit die ihr zuſtehende Befugniß. 
nicht mißbrauchen darf. Die Sachlage kann eine derartige ſein, 
daß für einen verſtändigen Geſchäftsmann, der unbefangen und. 


ohne chikansſe Abſicht an die Vorlagen herantritt, das Verlangen 
gerechtfertigt erſcheint weitere Aufklärungen zu erhalten, weil es 
ohne dieſelben nicht wohl möglich iſt, über die Geſchäftsführung 
in weſentlichen Punkten ſich ein Urtheil zu bilden, ſich ſchlüſſig 
zu machen, ob die Entlaſtung zu bewilligen, ob Anträge für 
die erſprießliche Weiterführung der Geſchäfte zu ſtellen ſeien. 
Führt die Auskunft dahin, daß ſich über gewiſſe zweifelhafte 
Punkte die Einſicht von Nachweiſungen nothwendig macht, jo 
darf in ſolchem Falle die Vorlegung derſelben in der. General⸗ 
verſammlung nicht ſchlechthin verweigert werden. Wenn in 
einem ſolchen Falle die Mehrheit ohne zwingende Gründe, deren 
Natur eine verſchiedenartige fein kann, die auf Ertheilung der 
Auskünfte gerichteten Anträge des Geſellſchafters ablehnt, ſo wird 
dieſem die- Möglichkeit genommen, ſein Stimmrecht jo auszuüben, 
wie es ſein Recht iſt. Die Mehrheit iſt in ihrem Rechte, wenn 
fie Querelen und unbegründete Fragen abſchneidet; wenn fie: 
aber Anträgen, die ſachlich offenbar berechtigt ſind, eine un⸗ 
bedingte Weigerung entgegenſtellt, ſo kann dem einzelnen 
Geſellſchafter das Recht nicht verſagt werden, hiergegen den Richter 
anzugehen. Die Frage, ob von dieſem Standpunkt aus, das 
Verlangen der Bekl. nach Beantwortung der von ihr geſtellten 
Fragen nach Beibringung der begehrten Spezifikationen und 
nach Aufſtellung beſonderer Bilanzen für die ſüddeutſchen Fabriken 
gerechtfertigt erſcheint, bedarf einer konkreten Prüfung, die ihr 
in dem angefochtenen Urtheile nicht zu Theil geworden iſt. 
I. C. S. i. S. Remy c. Nordd. Kartoffelmehlfabrik m. b. H. 
vom 27. Oktober 1897, Nr. 179/97 J. 

38. Das O. L. G. konnte ohne Rechtsirrthum annehmen, 
der von dem Bekl. ausgeſtellte Schuldſchein, auf den die Klage 
geſtützt wird, ſei ein kaufmänniſcher Verpflichtungsſchein im 
Sinne von Art. 301 des H. G. B. Insbeſondere erſcheinen 
die Ausführungen des Rkl., es ſei mit Unrecht angenommen 
worden, daß der Schuldſchein ſich auf das vom Bekl. betriebene 
Handelsgeſchäft beziehe, nicht als zutreffend. In Art. 301 des 
H. G. B. wird, wie das R. G. ſchon in einem Urtheile vom 
24. März 1890 (Bolze, Praxis des R. G. Bd. 9 Nr. 364) 
ausgeſprochen hat, überhaupt nicht vorausgeſetzt, daß der kauf⸗ 
männiſche Verpflichtungsſchein ſich auf das Handelsgewerbe des 


Ausſtellers beziehe. (Vergl. auch Staub zu Art. 301 des. 


H. G. B. § 2 S. 770.) Außerdem gelten nach Art. 274 
Abſ. 2 dieſes Geſetzbuches alle von einem Kaufmanne gezeichneten 
Schuldſcheine als im Betriebe des Handelsgewerbes gezeichnet, 
ſofern ſich nicht aus ihnen ſelbſt das Gegentheil ergiebt. Das 
iſt aber nicht der Fall; insbeſondere genügt der Umſtand, daß 
der Bekl. mit ſeinem Familiennamen unterzeichnet hat, für ſich 
allein nicht, um die Annahme zu rechtfertigen, der Schuldſchein 
beziehe ſich nicht auf das Handelsgewerbe. Nach Art. 301 des 
H. G. B. war nun dem in Frage ſtehenden Schuldſchein nicht 
aus dem Grunde die Wirkſamkeit zu verſagen, weil er die An⸗ 
gabe eines Verpflichtungsgrundes nicht enthalte. Vielmehr war 


es Sache des Bekl., darzuthun, daß ein wirkſamer Verpflichtungs⸗ 


grund nicht vorliege. II. C. S. i. S. Salomon c. Loewy 
vom 19. November 1897, Nr. 217/97 II. 


39. Dem B. R. iſt darin beizutreten, daß das angebliche 
Verſprechen des Kl., für die ihm zu leiſtende Anzahlung 


Bürgſchaft und Kaution zu leiſten, ſoweit es der Bank gegen⸗ 
über abgegeben worden iſt, dem Bekl. keine Rechte verleiht, ſoweit 


es aber dieſem ſelbſt ertheilt ift, wegen Nichtbeobachtung der 
ſchriftlichen Form ungiltig iſt. Das Verſprechen und deſſen 


Annahme ſtellt eine Aenderung der Bedingungen dar, unter 


denen das Eigenthum an einem Grundſtücke übertragen werden 
ſollte, alſo die Aenderung eines Vertrages über ein Grundftüd, 
welche von der formbefreienden Vorſchrift des Art. 317 des 
H. G. B. nicht betroffen wird, vielmehr den Formvorſchriften 
der Landesgeſetze unterliegt. (Vergl. Seuffert Archiv Bd. 45 
S. 435 ff., Gruchot Beiträge Bd. 34 S. 1210 ff. und 


Juriſtiſche Wochenſchrift von 1896 S. 44 Nr. 71.) V. C. S. 


i. S. Langner e. Statz vom 27. November 1897, Nr. 107/97 V. 

40. Das B. G. macht geltend, der Bekl. habe bei der 
waggonweiſen Beſtellung ein ſpezielles Intereſſe an der Ver⸗ 
tragsmäßigkeit und demgemäßen Empfangbarkeit der ganzen 
Waggonſendung gehabt und habe ſchon aus dieſem Grunde das 
jeweils in einem Waggon verladene Kalbsleder als Ganzes 
zurückweiſen können. Auch bringe es die Natur und Be 
ſchaffenheit der in ſo großer Menge hergerichteten, waggonweiſe 
verladenen nur beſtellungegemäß in dieſer Weiſe gelieferten 
Kalbsköpfe mit ſich, daß dieſes verkaufte Objekt als ein wirth⸗ 
ſchaftlich untrennbares Ganze anzuſehen ſei. Dem Bekl. dürfe 
ohnedies nicht zugemuthet werden, aus jedem der Waggons den 
in der Vermiſchung mit verdorbenen Kalbsköpfen enthaltenen 
Theil vertragsmäßiger Waare auszuſortiren. Die Waare, vom 
Knochengerüſte abgelöſte Fleiſchtheile von Kalbsköpfen, war 
waggonweiſe zu dem Preiſe von 12,50 Mark per 100 Kilo 
beſtellt, ſo daß ſich der Preis der Sendung nach dem Abzug 
der Tara gemäß dem Nettogewicht berechnete. Da der Bekl. 
zum Zwecke der Gelatinebereitung fäulnißfreie Waare bedungen 
hatte, bei aufeinandergelagerten 
äußerlich wahrnehmbare Zerſetzung eines Theiles aber keines⸗ 
wegs die Grenze des Fäulnißprozeſſes bezeichnet, die Ausſcheidung 
der etwa noch geſunden Theile ſomit ein umſtändliches, zeit⸗ 
raubendes Verfahren erfordert hätte, ſo erſcheint ſowohl die 
Annahme der Untheilbarkeit, als auch die Annahme gerecht⸗ 
fertigt, daß die Ausſcheidung der Kl. abgelegen hätte. (Vergl. 
Entſch. des R. G., I. C. S., vom 25. November 1896; Juriſt. 
Wochenſchr. 1897 S. 13 Nr. 35.) Die Mängelanzeige iſt nicht 
von der Uuterſuchung der Waare bedingt, fie kann aber auf die 
Unterſuchung geſtützt werden. Soll fie auf Grund der Unter- 
ſuchung erfolgen, fo muß dem Käufer die zur Unterſuchung er⸗ 
forderliche Zeit gewährt werden; andererſeits darf die Unter⸗ 
ſuchung auch nicht verzögert werden. Die Mängelanzeige darf 
alſo nicht früher gefordert werden, als ſie auf Grund der ohne 
Verzug vorgenommenen Unterſuchung erfolgen kann, die Unter⸗ 
ſuchung ſelbſt darf aber auch nicht zu einer durch den ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsgang nicht veranlaßten Verzögerung der 
Anzeige benutzt werden. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 13 
S. 9; Staub, H. G. B., 3. und 4. Auflage S. 859, § 25. 
VI. C. S. i. S. Bonames Lederfabrik Mayer c. Schneider 
vom 28. Oktober 1897, Nr. 180/97 VI. 

41. Die Rkl. ſucht das Rechtsmittel mit der Ausführung 
zu begründen, das B. U. beruhe auf Verletzung eines Rechts⸗ 
ſatzes des Inhalts, daß der Käufer, wenn er die Reinigung 
des ihm von auswärts überſendeten Rübenſamens durch Vertrag 


mit dem Verkäufer übernimmt, zur Unterſuchung der Waare 
auf ihren Feuchtigkeitsgehalt erſt nach Beendigung der Reinigung 


organiſchen Stoffen, die 


verpflichtet ſel, da die Reinigung in der Ausſonderung von 
Fremdkörpern beſtehe, nach deren Vollendung erſt von Ab⸗ 
lieferung der eigentlichen Waare die Rede fein könne. Dieſe 
Ausführungen können nicht als richtig anerkannt werden. Wenn 
auch die Reinigung des Samens in der Beſeitigung von Fremd⸗ 
körpern beſteht, ſo iſt doch darum nicht weniger zutreffend, daß 
unreiner Rübenſamen mit einem Qualitätsfehler behaftet iſt, 
wie ihn Art. 347 des H. G. B. vorausſetzt, daß alſo die 
Unterſuchung auf dieſen Fehler unmittelbar nach Ablieferung 
des unreinen d. h. des mit Unrath vermiſchten Samens zu 
geſchehen hat; an dieſelbe Thatſache der Ablieferung muß ſich 
aber auch die Unterſuchung auf andere, trotz der Unreinheit 
erkennbare Fehler, insbeſondere eines übermäßigen Feuchtigkeits- 
gehalts anſchließen, gleichgültig wie die Parteien die Frage der 
feſtgeſtellten Unreinheit geregelt haben; nur wenn die Parteien 
vereinbart hätten, daß die Ablieferung erſt im Zeitpunkte der 
vollendeten Reinigung als geſchehen gelten ſolle, würde eine 
Einwirkung auf die Zeit der Rüge anderer Mängel eingetreten 
ſein. Das B. G. prüft nun eingehend die Frage, ob eine 
ſtillſchweigende Vereinbarung dieſes Inhalts — eine ausdrückliche 
war gar nicht behauptet — getroffen worden ſei, und kommt 
zur Verneinung dieſer Frage. Der Rkl. kann zugegeben werden, 
daß, wenn die gelieferte Waare mit anderen Gegenſtänden als 
Unrath vermengt wäre, ſodaß durch die Trennung erſt die 
wirklich gelieferte und unterſuchungsfähige Waare feſtgeſtellt 
würde, die Auslegung einer Vereinbarung, wonach der Käufer 
die Ausſonderung übernimmt, zu dem Ergebniß führen müßte, 
daß die Parteien die Ablieferung in dem Zeitpunkt der ge 
ſchehenen Ausſonderung verlegen wollten. So liegt aber der 
gegenwärtige Fall nicht, in welchem, wie der B. R. ausdrücklich 
erwägt, die Unterſuchung der gelieferten unreinen Waare auf 
ihren Feuchtigkeitsgehalt vor Durchführung der Reinigung 
möglich und ſogar mit Rückſicht auf die im Laufe der Zeit 
eintretende Aenderung des Feuchtigkeitsgehalts erforderlich war. 
Durch die Feſtſtellung des B. G., daß eine ſtillſchweigende Vec⸗ 
einbarung des erwähnten Inhalts nicht getroffen worden ſei, 
wird die Folgerung, daß hinſichtlich des erſt nach Ablauf von 
mehr als 5 Wochen ſeit der Ablieferung gerügten Mangels 
vertragswidrigen Waſſergehalts nach Art. 347 des H. G. B. 
die Waare als von der Kl. genehmigt zu gelten habe, gerecht⸗ 
fertigt. II. C. S. i. S. Keilholz c. Ecke vom 16. November 
1897, Nr. 214/97 II. | RZ . 
42. Es ſteht feft, daß eine Kanne, welche auch wirklich in 
Berlin zum Eiſenbahntransport aufgegeben iſt, im Frachtbrief 
der Eiſenbahn gegenüber von dem Bekl. als Transportgegenſtand 
deklarirt war. Allerdings waren als Inhalt der Kanne Gegen 
ſtände angegeben, welche in einer Kanne nicht verſendet zu 
werden pflegen. Allein die Eiſenbahnverwaltung iſt zwar nach 
§ 53 der Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
berechtigt, die Uebereinſtimmung des Inhalts der Sendungen 
mit den Angaben des Frachtbriefs zu prüfen; aber ſie iſt nicht 
dazu verpflichtet. Umgekehrt haftet der Bekl., welcher auf Grund 
der Verkehrsordnung mit der Eiſenbahnverwaltung kontrahirt 
hat, als Abſender nach § 53 für die Richtigkeit der in den 
Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Erklärungen, und 
trägt alle Folgen, welche aus unrichtigen, ungenauen oder un» 
genügenden Erklärungen entſpringen. Da die Angabe des In⸗ 
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halts der Kanne falſch war, dieſelbe nicht Blechwaaren, ſondern 
Ligroin enthielt, infolge der falſchen Angabe die Kanne von der 
Eiſenbahnverwaltung nicht gemäß der Anlage B zur Verkehrs- 
ordnung in offnen Wagen verladen iſt, ſo iſt folgerichtig der 
Bekl. durch das B. U. zum Erſatz des dadurch herbeigeführten 
Schadens verurtheilt. Nun hat allerdings der Bekl. unter Be⸗ 
weis geſtellt, daß die Kanne bei der Aufgabe zur Bahn einen 
großen rothen Zettel mit der in großen ſchwarzen Lettern ver- 
ſehenen Inſchrift „feuergefährlich“ getragen habe, was von dem 
Kl. beſtritten iſt. Der B. R. hat aber dieſen Beweis ſo wenig 
erhoben, wie den von dem Kl. angebotenen Gegenbeweis. Allein 
darin liegt keine Geſetzes verletzung. Allerdings ſchreibt die Ver⸗ 
kehrsordnung vor, daß derartige leichtentzündliche Produkte, 
welche nur bedingt zur Beförderung zugelaſſen werden, jedes 
einzelne Kollo mit einer deutlichen, auf rothen Grund gedruckten 
Aufſchrift „feuergefährlich“ zu verſehen find. Dieſe Vorſchrift 
ſetzt die Eiſenbahnverwaltung in die Lage, Behältniſſe, deren 
Inhalt als Ligroin im Frachtbrief bezeichnet iſt, von 
der Beförderung auszuſchließen, wenn ſie nicht mit jenem Zettel 
verſehen ſind. Und weiter kann der Umſtand, daß ein ſolches 
Kollo derartig gezeichnet iſt, dazu führen, daß bei Umladungen 
während des Transportes, oder wenn das Kollo auf dem Güter- 
bahnhof, Bahnſteig u. ſ. w. ſteht, die Feuergefährlichkeit auch 
unabhängig von der Einſicht in den Frachtbrief ſeitens der 
Bahnbeamten bemerkt und Schaden verhütet wird. Umgekehrt 
kann aber der Eiſenbahnverwaltung nicht von dem Abſender der 
Vorwurf der Fahrläſſigkeit dann zurückgegeben werden, wenn 
dieſe zumal auf einem frequenten Bahnhof, durch eine falſche 
Deklaration ſicher gemacht, den etwa an einem ſolchen Kollo, 
deſſen Feuergefährlichkeit nicht aus dem Frachtbrief hervorging, 
befindlichen rothen Zettel überſehen hat. I. C. S. i. S. Rothen⸗ 
ſtein e. Eiſenbahnfiskus vom 10. November 1897, Nr. 236/97 J. 

43. In der Rechtsſprechung ſtehen folgende Sätze feſt: 
1. Iſt vereinbart, daß der Befrachter den von ihm vorzu— 
ſchießenden Theil der Fracht auf Koſten des Verfrachters unter 
Verſicherung bringen dürfe, ſo liegt darin eine die Regel des 
Art. 618. Abſ. 1 des H. G. B. beſeitigende Abrede. Der Vor⸗ 
ſchuß ſoll dem Verfrachter endgültig verbleiben. Der Befrachter 
hat das Seeriſiko des Frachtvorſchuſſes zu tragen. 2. Bringt 
der Befrachter den Frachtvorſchuß unter Verſicherung, ſo liegt 
eine wahre Frachtverſicherung vor, nicht etwa eine Güter- 
verſicherung oder die Verſicherung einer Forderung, zu deren 
Deckung das der Seegefahr ausgeſetzte Schiffsvermögen dient. 
Das Intereſſe des Befrachters an dieſer Verſicherung gründet 
ſich eben darin, daß er ſür den Betrag des Vorſchuſſes dem 
Verfrachter das Seeriſiko vertragsmäßig abgenommen hat. Nach 
deutſchem Rechte aber trägt der Verſicherer auch die Gefahr des 
Zuſammenſtoßes von Schiffen ohne Unterſchied des direkten und 
des indirekten Kolliſionsſchadens, und zwar jeder Verſicherer, 
alſo ſowohl der Kaskoverſicherer, als auch der Frachtverſicherer 
(H. G. B. Art. 824 Abſ. 2 Nr. 7; Allgemeine Seeverſicherungs⸗ 
bedingungen § 69). Allerdings iſt die Verantwortung des 
Verſicherers für mittelbare Kolliſionsſchäden eine aus Zwed- 
mäßigkeits⸗ und Billigkeitsrückſichten beliebte Ausnahme von 
der normalen Haftungsgrenze des Aſſekuradeurs (vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 38 S. 64). Das heißt: eine bloß logiſche 
Ausgeſtaltung. der Grundgedanken des Verſicherungsrechts müßte 


dieſe Haftung ebenſo ausſchließen, wie ſie die Haftung des 
Verſicherers für andere Schäden ausſchließt, die der Rheder 
dadurch erleidet, daß er für ein Verſchulden der Schiffsbeſatzung 
mit Schiff und Fracht haften muß (H. G. B. Art. 825 Nr. 1 
Abſ. 2; Allgemeine Seeverſicherungsbedingungen $ 70). Das 
Recht iſt aber nicht blos logiſch, ſondern vor allem auch praktiſch 
und hat hier durch pofitive Satzung das Regelwidrige zur Regel 
gemacht. Es iſt nach Deutſcher Rechtsanſchauung die Regel, 
daß bei Schiff und Fracht das Seeriſiko die Gefahr auch des 
Kolliſionsſchadens einſchließt. Daraus folgt, daß wer dem 
Rheder das Seeriſiko der Fracht abnimmt, ihm auch die 
Kolliſionsgefahr abnimmt, ſoweit ſie auf der Fracht beſteht. 
I. C. S. i. S. Budich⸗Schweffel c. Bauer vom 6. November 
1897, Nr. 230/97 J. 

44. Die Annahme des O. L. G., daß nach § 2163 
Thl. II Tit. 8 A. L. R. Recht und Pflicht aus der Verſicherung 
auf den Erwerber der verſicherten Sache übergehe, ſofern der 
Verſicherungsvertrag nicht ein Anderes beſtimmt, wird vom Rkl. 
nicht angefochten, muß auch als dem Sinne obiger Geſetzes⸗ 
beſtimmung entſprechend anerkannt werden. II. C. S. i. S. 
Juckuff e. Pr. Nat.⸗Verſ.⸗Geſ. vom 26. November 1897, 
Nr. 227/97 II. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 


45. Die Reviſion des Bekl. iſt nicht begründet. Daß 


Bekl., der in § 6 des Vertrages vom 30. Mai 1895 über⸗ 
nommenen Verpflichtung zuwiderhandelnd, dem Kl. Konkurrenz 
gemacht hat und ihm in der Ausbeutung des ſogenannten 
Berliner Vertrages vom 31. Dezember 1894/1. Januar 1895 
entgegengetreten iſt, haben die Inſtanzgerichte in bedenkenfreier 
Weiſe feſtgeſtellt. Mit Recht hat das angefochtene Urtheil aber 
auch den Einwand des Bekl. verworfen, daß die gedachte 
Vertragsbeſtimmung ungültig ſei, weil ſie ſeine gewerbliche 
Thätigkeit in übermäßiger Weiſe beſchränke. Es kommt in 
dieſer Hinſicht nicht nur in Betracht, daß — wie vom B. G. 
hervorgehoben — dem Bekl. der Geſchäftsbetrieb doch nur in 
einer ganz beſtimmten Gattung von Waaren unterſagt, im 
übrigen dagegen völlig freigeſtellt iſt, ſondern es iſt namentlich 
auch darauf Gewicht zu legen, daß Bekl. ſich — worauf dem— 
nächſt noch zurückzukommen iſt — durch Erlegung der Vertrags— 
ſtrafe von 50 000 Mark von der übernommenen Verpflichtung 
frei machen kann. Erwägt man, daß dem Bekl. für die dem 
Kl. durch obigen Vertrag eingeräumten Rechte eine Abfindung 
von 60 000 Mark gewährt iſt, jo erſcheint die Feſtſetzung 
der angegebenen Vertragsſtrafe als eine billige Schätzung des 
klägeriſchen Intereſſes an der Möglichkeit, den Berliner Vertrag 
ungehindert und in vollem Umfang auszubeuten. Ein über- 
mäßiger für unzuläſſig zu erachtender Druck auf den Bekl. kann 
in der Androhung einer Strafe von 50 000 Mark bei dieſer 
Sachlage nicht gefunden werden. I. C. S. i. S. Weber c. Weber 
vom 23. Oktober 1897, Nr. 216/97 J. 

46. Die beklagte Geſellſchaft betreibt in ihren, auf der 
Feldmark von Frellſtedt belegenen Fabrikgebäuden die Zucker⸗ 
raffinerie; die Kl. ſind Eigenthümer von der Fabrik benach⸗ 
barten Grundſtücken und haben ihre Klage darauf geſtützt, daß 
in ihre Grundſtücke aus dem Fabrikſchornſtein der Bekl. Flug⸗ 
aſche und Ruß in übermäßiger Menge eindringen und die 
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Früchte ſowie die Aecker ſelbſt beſchädigen. In der I. J. hatten 
die Kl. nur eventuell ihren Antrag auf Unterſagung dieſer über⸗ 
mäßigen Immiſſionen gerichtet, in der Berufungsinſtanz aber 
haben ſie dieſen Antrag in erſter Linie geſtellt, und das B. G. 
hat dem entſprechend der Bekl. bei Vermeidung einer Strafe 
von 50 Mark für jeden Tag des Zuwiderhandelns unterſagt, 
aus ihrem Fabrikgrundſtücke Ruß und Flugaſche in übermäßiger 
Weiſe in die Grundſtücke der Kl. eindringen zu laſſen, auch 
ihre Verpflichtung feſtgeſtellt, den den Kl. erwachſenen und noch 
erwachſenden Schaden zu erſtatten. Das B. G. geht davon 
aus, daß die Beſtimmungen der Braunſchweiger Gewerbeordnung 
von 1864 auf die Fabrikanlage der Bekl. unanwendbar ſeien, 
weil dieſe erſt unter der Herrſchaft der R. Gew. O. im Jahre 
1884 errichtet ſei, daß aber auch der § 26 der R. Gew. O. 
dem, nach dem anzuwendenden gemeinen Rechte an ſich be⸗ 
gründeten Antrage nicht entgegen ſtehe. Zu den nach dem 
§ 16 daſelbſt der Genehmigung bedürfenden Gewerbebetrieben 
gehöre die Zuckerraffinerie nicht. Nun ſei zwar der Bekl. nach 
und nach die Anlegung und der Betrieb von 23 Dampfkeſſeln 
genehmigt, auch bei mindeſtens 11 wegen der bei einem Ver⸗ 
brauch von täglich 2 000 Centnern Braunkohlen zu befürchtenden 
Flugaſche die Bedingung der Anlegung und regelmäßigen 
Reinigung großer Flugaſchekammern geſtellt. Genehmigt 
ſeien aber nur die Dampfkeſſel, nicht die Heizungs⸗ und 
Feuerungsanlagen, und der Schutz des § 26 der R. Gew. O. 
ſtehe nur den genehmigten Anlagen zu. Die gegen dieſe 
Entſcheidung gerichtete Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 
Eingehend begründet. III. C. S. i. S. Nordd. Zuckerraffinerie 
Frellſtedt e. Baumgarten u. Gen. vom 19. November 1897, 
Nr. 186/97 III. 

Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. 

47. Dem B. G. iſt darin beizupflichten, daß die in das 
Generalverſammlungsprotokoll vom 8. April 1895 aufgenommene 
Erklärung des Bekl. keine Beitrittserklärung im Sinne des 
§ 15 Abſ. 1 des Gen. Geſ. war; und daß ſie dies auch nicht 
ſein ſollte, läßt ſich daraus abnehmen, daß, wie unbeſtritten iſt, 
bei der klagenden Genoſſenſchaft Formulare für die Beitritts⸗ 
erklärungen eingeführt ſind. Nicht zu billigen iſt es aber, wenn 
das B. G. die vom Bekl. abgegebene Erklärung zur Begründung 
der Klage für überhaupt nicht geeignet erachtet. Es ſteht feſt, 
daß der Amtmann ©. in feiner Eigenſchaft als Pächter des 
Ritterguts Caſel zu den Mitgliedern der Genoſſenſchaft gehörte, 
und der Bekl. deſſen Nachfolger in der Pachtung, ſei es auch 
auf Grund eines unmittelbar zwiſchen ihm und dem Eigen⸗ 
thümer abgeſchloſſenen Pachtvertrages, geworden war. In dem 
Protokoll iſt auf dies Nachfolgeverhältniß hingewieſen, und der 
Vermerk über die vom Bekl. abgegebene Erklärung in un- 
mittelbaren Zuſammenhang gebracht mit der Feſtſtellung, daß 
dieſer an Stelle des S. in den Aufſichtsrath gewählt ſei. 
Erklärt aber iſt die Uebernahme der Verbindlichkeiten des S. 
der Genoſſenſchaft gegenüber. Zieht man dies alles und 
daneben in Betracht, daß die weſentliche Grundlage für das 
Unternehmen der Genoſſenſchaft die Verpflichtung jedes Genoſſen 
iſt, täglich die in ſeiner Wirthſchaft produzirte Milch an die 
Genoſſenſchaft zu liefern, dann kann füglich die vom dem Bekl. 
abgegebene Erklärung nur dahin aufgefaßt werdeu, daß durch 
ſie der Eintritt in die Betheiligung des Pachtvorgängers an dem 
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genoſſenſchaftlichen Unternehmen der Genoſſenſchaft zugeſichert 
werden, mit andern Worten, daß in ihr das Verſprechen liegen 
ſollte, an Stelle des Pachtvorgängers der Genoſſenſchaft bei- 
treten zu wollen. Dies Beitrittsverſprechen iſt auch acceptirt 
worden. Die Acceptation lag ſchon darin, daß der Bekl. von 
der nach § 37 Abſ. 2 des Statuts zur Annahme von Genoſſen, 
um ſo mehr alſo zur Annahme eines Beitrittsverſprechens 
befugten Generalverſammlung in den Aufſichtsrath gewählt 
wurde, was im Hinblick auf die Vorſchrift im § 9 Abi. 2 
Satz 1 des Gen. Geſ. nur unter der Vorausſetzung geſchehen 
konnte, daß Bekl. demnächſt Genoſſe werden würde. Abgeſehen 
davon iſt ſie auch dadurch erfolgt, daß, wie ſich aus den un⸗ 
beſtrittenen Thatſachen ergiebt, der Bekl. von den Organen der 
Genoſſenſchaft thatſächlich als Genoſſe behandelt worden iſt. 
Der Anerkennung der Rechtswirkſamkeit des ertheilten Ver⸗ 
ſprechens ſtehen in Hinſicht auf das, was verſprochen 
wurde, durchſchlagende Bedenken nicht entgegen. Keiner der 
Gründe, aus welchen die Rechtsordnung einem Rechtsgeſchäfte 
ſeines Inhalts wegen die Gültigkeit abſpricht, trifft hier zu. 
Insbeſondere entbehrt im Gegenſatz zu einem der Feſtſtellung 
der weſentlichen Grundlagen des Genoſſenſchaftsſtatuts voraus⸗ 
gegangenen Betheiligungsverſprechen (Entſch. des R. G. Bd. 30 
Nr. 28) das Verſprechen einer bereits errichteten Genoſſen⸗ 
ſchaft beitreten zu wollen, nicht der erforderlichen Beſtimmtheit. 
Aber auch ein formelles Bedenken kann mit Grund nicht 
erhoben werden. Die Erwägung des B. G., daß die Form⸗ 
vorſchrift des §8 15 Abſ. 1 des Gen. Gef. unwirkſam ſein 
würde, wenn man es zulaſſen wollte, aus formloſen mündlichen 
Abreden oder ſchlüſſigen Handlungen einen Zwang zum Beitritt 
herzuleiten, (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 14 Nr. 23) trifft 
den gegebenen Fall nicht. Denn es handelt ſich hier nicht um 
eine blos mündliche oder um eine aus ſchlüſſigen Handlungen 
abzuleitende, mithin ſtillſchweigende Zuſage, ſondern um ein 
Verſprechen, das, wie ausgeführt, in einer zu Protokoll gegebenen 
Erklärung ſeinen Ausdruck finden ſollte und erkennbar gefunden 
hat, und das Protokoll iſt vom Bekl. mit unterzeichnet worden, 
die in der Schriftlichkeit beſtehende Form des § 15 Abſ. 1 
des Geſetzes iſt daher gewahrt. Wenn ſchließlich das B. G. 
unter Bezugnahme auf die SS 408, 409 Thl. I Tit. 5 und 
§ 878 Thl. J Tit. 11 des A. L. R. eine Erzwingung des 
Beitritts angeſichts der Widerrufserklärung des Bekl. vom 
1. April 1896 für ausgeſchloſſen erachtet, ſo iſt auch das hin⸗ 
fällig. Die angezogenen Geſetzesvorſchriften finden, wie ſich aus 
ihrrm Inhalt ergiebt, nur auf ſolche Verträge über Handlungen 
Anwendung, bei welchen für den Zurücktretenden die Möglichkeit 
beſteht, zu behaupten, daß der andere Theil die Erfüllung bis⸗ 
her nicht kontraktmäßig geleiſtet habe oder ſolchergeſtalt nicht 
leiſten könne. In dieſer Möglichkeit befindet ſich aber derjenige 
nicht, welcher, wie hier der Bekl., einer Genoſſenſchaft bei⸗ 
zutreten verſprochen hat. Der Verpflichtung zum Beitritt ſteht 
eine Gegenleiſtungspflicht, deren Nichterfüllung in Frage kommen 
könnte, nicht gegenüber. Die Widerrufserklärung des Bekl. war 
daher rechtlich bedeutungslos. I. C. S. i. S. Molkerei⸗Genoſſen⸗ 
ſchaft Golßen c. Nehlepp vom 3. November 1897, Nr. 222/97 J. 

Zum Militärpenſionsgeſetz. 

48. Der B. R. hat ausgeführt: Das Dienſtverhältniß des 
Kl. ſei durch die Annahmeverfügung vom 10. Mai 1892 be⸗ 


gründet worden, laut welcher Kl. die Stellung eines Diätars, 
der unter gewiffen Bedingungen entlaſſen werden könne, bekleide. 
Aus § 19 der vom Bundesrath erlaſſenen Grundſätze für 
die Beſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen vom 
7. und 21. März 1882 folge nicht, daß Kl. in die Stelle 
eines Sekretärs einberufen worden ſei und daß er alſo nach 
Beendigung ſeiner Probezeit in dieſer Stelle habe beſtätigt 
werden müſſen, denn wenn auch hier nur von „Stelle“ die Rede 
ſei und die den Grundſätzen beigefügte Ueberſicht der Stellen⸗ 
verzeichniſſe von Supernumerarftellen Nichts beſagten, fo 
ergebe ſich doch aus dem in $ 19 in Bezug genommenen 8 9, 
daß auch Stellen, mit denen nur eine diätariſche oder andere 
Remuneration verbunden ſei, den Militäranwärtern vorbehalten 
ſeien, und es ſei daher durchaus zuläſſig geweſen, den Kl. zunächſt 
zu einer ſolchen diätariſchen Supernumerarſtelle zur Probe ein⸗ 
zuberufen. Habe er ſich hier bewährt, fo fei er in den Civil⸗ 
dienſt übernommen, in eine höhere etatsmäßige Stelle habe er 
jedoch auch dann nur im Wege der Beförderung aufrücken 
können. Nach § 8 der Grundſätze ſeien die Verzeichniſſe der 
den Militäranwärtern im Staatsdienſt vorbehaltenen Stellen 
von den einzelnen Bundes regierungen aufzuſtellen, dem Reichs⸗ 
kanzler mitzutheilen und durch das Centralblatt für das Deutſche 
Reich zu veröffentlchen. Für den Kl. ſei das im Jahre 1887 
aufgeſtellte und im Centralblatte von 1887 S. 220 ff. ver⸗ 
öffentlichte Verzeichniß maßgebend. Dieſes führe als derartige 
Stellen bei der Verwaltung der direkten Steuern in Preußen 
die der Steuererheber, Vollziehungsbeamten, Sekretariats⸗ 
aſfiſtenten, Sekretäre und Buchhalter auf. Bei den letzten 
beiden Stellen ſeien Sternchen beigedruckt, und die Vorbemerkung 
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beſage, daß die ſo bezeichneten Stellen den Militäranwärtern 


nur im Wege „des Aufrückens bezw. der Beförderung 
zugänglich ſein ſollen. Somit ſei für den Kl., der als diätariſch 
beſchäftigter Militärſupernumerar übernommen worden, ein 
„Aufrücken“ oder eine „Beförderung“ in eine etatsmäßige 
Sekretärſtelle erforderlich, um den Klaganſpruch zu rechtfertigen. 
Dieſes Aufrücken könne indeß nur durch einen Akt der Ver⸗ 
waltungsbehoͤrde geſchehen und es ſtehe den ordentlichen Gerichten 
ein Befinden darüber nicht zu. Ueberdies ſei auch in den 
Motiven zu § 19 der Grundſätze ausdrücklich ausgeſprochen, 
daß „durch § 19 in keiner Weiſe in die Befugniſſe der Civil⸗ 
behörden habe eingegriffen werden ſollen, diejenigen Bedingungen 
vorzuſchreiben, welche die Diätarien behufs Erlangung der etats⸗ 
mäßigen Anſtellung zu erfüllen hätten, und daß namentlich der 
Befugniß der einzelnen Verwaltungen nicht präzudizirt werde, 
nach ihrem Ermeſſen feſtzuſetzen, daß die Annahme der Diätare xc. 
auf Kündigung oder unter der Bedingung jederzeitiger Ent⸗ 
laffung zu erfolgen habe“. Kl. ſei aber als Diätar angenommen 
unter Bedingungen, die mit dem Inhalte der Motive über- 
einſtimmten; gleichfalls im Rahmen der „Grundſätze“ liege dann 
aber auch das Examen, durch deſſen Einführung Kl. ſich vor 
Allem beſchwert glaube. Eine derartige Prüfung falle unter 
die Bedingungen, von deren Erfüllung die Behörde, wie in den 
Motiven angegeben ſei, die Erlangung einer etatsmäßigen An⸗ 
ſtellung abhängig machen könnten, und es folge auch nicht aus 
5 14 Abſ. 3 der Grundſätze, daß Behörden da „ wo bisher 
Prüfungen nicht vorgeſchrieben waren, ſolche nicht einführen 
dürften. Nach § 22 ſeien für das Aufrücken und die Be⸗ 


förderung lediglich die für die einzelnen Dienſtzweige erlaſſenen 
Beſtimmungen maßgebend, und ihnen habe ſich auch ein nur 
allgemein in den Civildienſt übernommener, aber nicht für die 
verwaltete Stelle beſtätigter Stellenanwärter zu unterwerfen. 
Dieſe Erwägungen ſind als zutreffende anzuerkennen und be⸗ 
ruhen auf einer bedenkenfreien Auslegung und Anwendung der 
betreffenden aus den „allgemeinen Grundſätzen“ hervorgehobenen 
Beſtimmungen und der in den Motiven zu denſelben aus⸗ 
geſprochenen Erläuterungen. Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. 
Laſch c. Fiskus vom 11. November 1897, Nr. 99/97 IV. 

Zum Patentgeſetz. 

49. Die Inſtanzgerichte find auf Grund der Beweis- 
aufnahme zu dem Ergebniß gelangt, daß G., als er auf die 
Möglichkeit eines ungünſtigen geſchäftlichen Ergebniſſes hin⸗ 
gewieſen wurde, zwar einige allgemein gehaltene Aeußerungen 
gemacht, eine ihn zur Gewährung eines Nachlaſſes verpflichtende 
Willenserklärung jedoch nicht abgegeben habe. Das reicht aus, 
um den Einwand des Bekl. zu widerlegen. Die Werthloſigkeit 
des Patents iſt ferner für ſich allein kein Grund, der zur Ab⸗ 
weiſung der Klage führen könnte, denn die gewerbliche Ver⸗ 
werthbarkeit des Patents iſt bei Licenzverträgen nicht inſofern 
Bedingung, daß der Käufer gegen die Folgen einer fehl⸗ 
geſchlagenen Spekulation geſchützt werden könnte. (Vergl. Entſch. 
des R. G. in C. S. Bd. 33 S. 103.) I. C. S. i. S. 
Stork c. Erben Grüne vom 3. November 1897, Nr. 261/97 J. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

50. Die vom B. G. der Kl. zugeſprochenen 5 194 Mark 
waren von dieſer unter Vorbehalt der Rückforderung an das 
Königlich Sächſiſche Hauptſteueramt zu Dresden gezahlt und 
find im vorliegenden Prozeſſe zurückgefordert worden. Die 
Behörde hatte dieſelben verlangt als Stempelabgabe von 1 520 
frühern Stammprioritätsaktien der Kl. zu 300 Mark und 317 
dergleichen zu 150 Mark, welche mit dem Stempelaufdrucke 
„auf Vorzugsrechte verzichtet“ verſehen und dadurch als in 
gewöhnliche Aktien umgewandelt kenntlich gemacht waren, auf 
Grund der Ziffer 1 Lit. a des Tarifes zum Reichsſtempelgeſetze 
vom 27. April 1894 in Verbindung mit $ 1 dieſes Geſetzes. 
Zur Rechtfertigung dieſes Verlangens hat ſich die Behörde 
insbeſondere geſtützt auf eine Entſcheidung dieſes Senates, die 
in den Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 36 S. 91 ff., 
abgedruckt und auch noch in einem ſpätern Urtheile des Senates, 
eben da, Bd. 37 S. 123, wieder angeführt iſt. Die jener Ent⸗ 
ſcheidung zu Grunde liegende Rechtsanſicht, welcher in der vor⸗ 
liegenden Sache das B. G. entgegengetreten iſt, hat jedoch bei 
nochmaliger Erwägung nicht aufrecht erhalten werden können. 
Den maßgebenden Grund für jene Entſcheidung bildete die 
Folgerung, welche aus dem § 6 Abſ. 2 des Reichsſtempelgeſetzes 
in der Faſſung von 1894 gezogen wurde. Da nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung der ſteuerfreie Umtauſch ſtempelpflichtiger Werthpapiere 
gegen neu ausgefertigte nur unter der Vorausſetzung ſtattfinden 
ſoll, daß keine Veränderung des Rechtsverhältniſſes ſich dabei 


vollzieht, ſo wurde hieraus entnommen, daß im Sinne des 


Stempelgeſetzes jedes Werthpapier, auf welchem irgend eine 
Aenderung des betreffenden Rechtsverhältniſſes zum Ausdrucke 
gebracht werde, dem urſprünglichen Werthpapiere gegenüber als 
ein neu ausgegebenes anzuſehen ſei, indem kein innerer Grund 
vorliege, mit einem Stempelaufdrucke ſolcher Art verſehene 


Werthpapiere in Beziehung auf die Steuerpflicht anders zu 
behandeln, als ſolche, die zum Zwecke des Umtauſches ganz neu 
ausgefertigt werden. Hiervon wird auch jetzt noch ſo viel als 
richtig feſtgehalten, daß ein innerer Grund zu ſolcher Unter⸗ 
ſcheidung nicht vorliegt; dagegen muß anerkannt werden, daß 
das Geſetz, wie es ſich nun einmal hiſtoriſch entwickelt hat, 
dennoch die Unterſcheidung macht. Der Stempel auf Aktien, 
Renten- und Schuldverſchreibungen, um welchen es ſich hier 
handelt, iſt grundſätzlich ein Urkundenſtempel: d. h. die 
Abgabe laſtet auf der Ausgabe jeder einzelnen neu ausgefertigten 
Urkunde von jenen Kategorien als eines Ganzen und iſt, wie 
im Tarife des Geſetzes zu den Ziffern 1 und 2 auch ausdrücklich 
bemerkt iſt, von jedem Stücke nur einmal zu entrichten; die 
Einzelheiten des Rechtsverhältniſſes kommen dabei an ſich gar 


nicht in Betracht. Daher iſt zunächſt nicht abzuſehen, weshalb 


eine ſtempelpflichtige und verſteuerte Urkunde, deren Inhalt nach⸗ 
träglich zu dem Zwecke, eine Veränderung irgend einer Einzelheit 
des Rechtsverhältniſſes zum Ausdrucke zu bringen, verändert 
wird, dadurch von Neuem ſtempelpflichtig werden ſollte. Andrer- 
ſeits würde an ſich das Prinzip des Urkundenſtempels dahin 
führen, ein völlig neu ausgefertigtes und ausgegebenes Werth⸗ 


papier von einer der ſteuerpflichtigen Kategorien auch nicht 


deshalb von der Abgabe frei zu laſſen, weil es nur im Wege 
des Umtauſches gegen eine auf dieſe Weiſe zu erneuernde ganz 
gleichlautende Urkunde ausgegeben würde. In dieſer Beziehung 
iſt jedoch aus Billigkeitsgründen der Grundſatz durchbrochen 
worden, und zwar ſchon ſogleich in der erſten Geſetzesfaſſung 
von 1881, wie ſodann in der ſpätern von 1885 bei inländiſchen 
Renten⸗ und Schuldverſchreibungen durch die Befreiung cc zu 
Ziffer 2 und die Befreiung b zu Ziffer 3 des Tarifes. Wenn 
dort nur von ſolchen Werthpapieren dieſer Art die Rede iſt, 
„welche nur zu dem Zweck des Umtauſches ausgeſtellt werden“, 
ſo mag übrigens dahin geſtellt bleiben, ob nicht dieſe Abgrenzung 
an ſich auch ſolche Urkunden mitumfaſſen würde, die gleichzeitig 
eine Aenderung des Rechtsverhältniſſes in einer für die Stempel⸗ 
pflicht an ſich unerheblichen Beziehung erkennen laſſen, inſofern 
nämlich dieſe Aenderung eben ſo gut auch durch einen bloßen 
Stempelaufdruck oder dergl. hätte zum Ausdrucke gebracht werden 
können, alſo die Neuausgabe als ſolche doch keinen anderen 
Zweck hat, als den Umtauſch. Jedenfalls hat der Bundesrath, 
dem das Geſetz die Befugniß übertragen hatte, dieſe Sache durch 
die von ihm zu erlaſſenden Kontrolvorſchriften näher zu regeln, 
das Erforderniß aufgeſtellt, daß mit der Neuausgabe zum 
Zwecke des Umtauſches keine Aenderung des Rechtsverhältniſſes 
verbunden ſein dürfe. In dem Reichsſtempelgeſetze von 1894 
iſt dann einerſeits die hier in Rede ſtehende ſinguläre Steuer⸗ 
befreiung aus dem Tarife in den § 6 Abſ. 2 des Geſetzes ſelbſt 
herübergenommen und dabei zugleich auf alle Arten der in dem 
Geſetze für abgabepflichtig erklärten Werthpapiere ausgedehnt, 
andererſeits jenes Erforderniß des Unterbleibens jeder Aenderung 
des Rechtsverhältniſſes aus einem blos vom Bundesrathe aus- 
drücklich aufgeſtellten zu einem unmittelbar geſetzlichen gemacht, 
durch Einſchiebung der Worte: „d. h. behufs Erneuerung der 
Urkunde ohne Veränderung des urſprünglichen Rechtsverhält⸗ 
niſſes“. Es läßt ſich nun allerdings jagen, daß, wenn man 


einmal davon ausgeht, daß nach dem Prinzip des Urkunden⸗ 


ſtempels nachträgliche rechtserhebliche Aenderungen des Inhaltes 
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des einmal ausgegebenen Werthpapieres in der Regel und als 
ſolche noch keine neue Stempelpflicht begründen, dann die frag⸗ 
liche Einſchränkung der Steuerfreiheit bei zum Zwecke des 
Umtauſches neu ausgeſtellten Urkunden, falls dieſe Freiheit 
einmal aus Billigkeitsrückſichten überhaupt bewilligt werden 
ſollte, eines innern Grundes entbehrt. Hierüber indeſſen hilſt 
hinweg die Erwägung, daß bei einer an ſich fingulären Steuer- 
befreiung auf Folgerichtigkeit in der geſetzgeberiſchen Durch⸗ 
führung weniger zu rechnen iſt. Nicht aufrecht aber erhalten 
werden kann die Verwerthung dieſer ganzen ſingulären Geſetzes⸗ 
beſtimmung in umgekehrter Richtung, zur Begründung der 
Steuerpflichtigkeit ſolcher Abſtempelungen von Werlhpapieren, 
bei welchen abgeſehen hiervon zur Annahme derſelben kein 
Grund gegeben ſein würde. Zur Beſtärkung der Richtigkeit 
dieſer Auffaſſung dient der Umſtand, daß ein bei der Bor- 
berathung des Geſetzes von 1894 in der Reichstagskommiſſion 
geſtellter Antrag, für den Fall einer auf der Urkunde vermerkten 
Zinsherabſetzung ausländiſche Renten- und Schuldverſchreibungen 
einer wiederholten Stempelpflicht zu unterwerfen, deshalb ab⸗ 
gelehnt wurde, weil man eine ſolche Stempelpflicht nicht 
wollte, während Niemand unter den bei der Berathung 
Betheiligten auf den Gedanken kam, daß dieſelbe etwa ſchon 
ohnehin aus dem Geſetze, wie es durch die Aufnahme des 
jetzigen § 6 Abſ. 2 ſich geſtalten werde, abgeleitet werden könnte. 
Vergl. Druckſachen des Reichstages, 9. Legislatur - Periode, 
II. Seſſion 1893/94, Bd. 5 Nr. 266 S. 7—8. War alſo 
darin dem B. G. beizutreten, daß es für die Aufſtellung eines 
Rechtsſatzes, wonach jede durch einen Stempelaufdruck oder 
andern Vermerk auf dem Werrhpapiere kenntlich gemachte Ver⸗ 
änderung des urſprünglichen Rechtsverhältniſſes eine neue Steuer- 
pflicht hervorriefe, auch noch nach dem Reichsſtempelgeſetze von 
1894 an der geſetzlichen Grundlage fehlt, ſo lagen auch ſonſt 
keine Gründe vor, die angefochtene Entfheidung zu mißbilligen. 
Es hat zwar der IV. C. S. des R. G. auf der Grundlage des 
Geſetzes in der Faſſung von 1885 laut der Entſch. des R. G. 
in Civilſachen, Bd. 21 S. 25 ff., nicht nur in einem Falle, 
wo die Umwandlung gewöhnlicher Stammaktien in Stamm- 
prioritätsaktien durch einen auf die Urkunden geſetzten Vermerk 
zum Ausdrucke gebracht war, dieſen Vorgang in Anfehung der 
Steuerpflicht einer Neuausgabe von Stammprioritätsaktien für 
gleichwerthig erachtet, ſondern auch dieſe Entſcheidung auf den 
allgemeinen Satz geſtützt, daß Stammaktien und Stamm- 
prioritätsaktien weſentlich verſchiedene Gegenſtände des Rechts- 
verkehres ſeien; woraus man ſchließen zu müſſen glauben 
möchte, daß dann auch die in gewöhnliche Aktien umgewandelten 
Vorzugsaktien einer neuen Stempelpflicht unterliegen müßten. 
Jedoch hat der IV. C. S. in einem ſpätern Urtheile vom 
7. Januar 1895 (Rep. IV. 197/94) gerade für einen Fall der 
letztern Art keine neue Stempelpflicht angenommen und ſo 
hindert jedenfalls nicht die Rückſicht auf den 8 137 des G. V. G. 
den jetzt erkennenden Senat, der Entſcheidung des O. L. G. ohne 
Weiteres beizutreten. Der jetzt erkennende Senat läßt nun dahin 
geſtellt, ob dem IV. C. S. darin beizuſtimmen fein würde, daß 
bei einer Umwandlung von Stammaktien in Stammprioritäts⸗ 
aktien eine neue Stempelpflichtigkeit eintrete, findet aber jeden ⸗ 
falls keinen Grund, wegen des auf den Urkunden ſelbſt durch 
Stempelaufdruck bezeugten Verzichtes der Inhaber der 
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Vorzugsaktien auf ihr Vorzugsrecht oder — wie ber 
Bekl. auch noch geltend gemacht hat — wegen des weiter daran 
geknüpften Wegfalles der Ausloosbarkeit der Aktien die neue 
Beſteuerung dieſer Aktien als gerechtfertigt zu betrachten. 
VI. C. S. i. S. Königl. Sächſ. Staatsfiskus c. A.⸗G. Dresdener 
Feldſchloͤßchen vom 18. Oktober 1897, Nr. 111/97 VI. Ebenſo 
VI. C. S. i. S. Bremiſcher Staat c. A.⸗G. Bremer ea 
bahn vom 18. Oktober 1897, Nr. 102/97 VI. 

Zu dem Geſetz betr. den Schutz der Waaren- 
bezeichnungen. 

51. Gegen die Verwerfung des prinzipalen, auf § 12 
des Geſetzes zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 geſtützten Klageantrages hat die Reviſion nichts 
erinnert. Ein Bedenken beſteht in dieſer Hinſicht auch nicht. 
In dem Urtheil des zweiten Strafſenats des R. G. vom 20. März 
1896 (Entſch. in Strafſachen Bd. 28 Nr. 87 S. 285) iſt 
eingehend dargelegt, daß ein Zeitungstitel kein Waarenzeichen 
iſt und auch durch die Eintragung in die Zeichenrolle die 
Eigenſchaft eines ſolchen nicht erlangt. Der jetzt erkennende 
Senat ſchließt ſich dieſer Rechtsauffaſſung an. In Betreff des 
zweiten aus § 8 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 entnommenen Klagegrundes 
wird in den Inſtanzurtheilen als feſtſtehend betrachtet, daß 
Bekl. bei Begründung ſeiner Unternehmungen in den Jahren 
1889 und 1892 die Bezeichnungen „Die kleine Modenwelt“ 
und „Die große Modenwelt“ gewählt hat, um Verwechſelungen 
mit der ſeit 1865 beſtehenden klägeriſchen Modenwelt hervor⸗ 
zurufen und hierdurch Abonnenten zu gewinnen, daß die vom 
Bekl. gewählten Bezeichnungen damals auch objektiv geeignet 
waren, dieſem Zwecke zu entſprechen. Die Inſtanzgerichte 
nehmen demnach an, daß, wenn das Geſetz vom 27. Mai 1896 
zur Zeit. als die Zeitſchriften des Bekl. begründet wurden, 
bereits in Geltung geweſen wäre, die Beſtimmung des § 8 
gegen den Bekl. zur Anwendung kommen müßte. Sie verneinen 
die Anwendbarkeit der gedachten Beſtimmung deswegen, weil in 
der Fortführung der angegebenen Titel ſeit dem Inkrafttreten 
des Geſetzes (1. Juli 1896) eine Verletzung des durch § 8 ge 
ſchützten Rechtes nicht erblickt werden könne, da ſeit dieſer Zeit 


der im § 8 vorausgeſetzte Thatbeſtand nicht mehr vorhanden 


ſei. Das L. G. ſtellt in dieſer Hinſicht auf Grund eigener 
Sachkenntniß feſt, daß gegenwärtig in der Damenwelt der 
Unterſchied zwiſchen dem Unternehmen des Kl. und den Zeit⸗ 
ſchriften des Bekl. genügend bekannt ſei. Auch das B. G. hält 
es für unzweifelhaft, daß gegenwärtig ſowohl die Zeitſchrift des 
Kl. wie die Unternehmungen des Bekl. ſich in den Kreiſen des 
betheiligten Publikums eines geſicherten Rufes und einer großen 
Verbreitung erfreuen und gelangt hiernach in Uebereinſtimmung 
mit dem L. G. zu dem Ergebniß, daß Bekl. bei der Fort⸗ 
führung der ſtreitigen Titel ſeit dem 1. Juli 1896 nicht von 
der Abſicht eines unlauteren Wettbewerbes im Sinne des § 8 
a. a. O. geleitet wird, ſondern daß er gegenwärtig hierbei nur 
den Zweck verfolgt, ſich die bereits erworbene Stellung ſeiner 
Unternehmungen im Publikum zu erhalten. Verwechſelungen, 
die vereinzelt noch jetzt vorkommen mögen, find nach der An- 
ſicht der Inſtanzgerichte nicht geeignet, dieſer Sachlage gegen- 
über die Anwendung des § 8 a. a. O. zu rechtfertigen. Dieſe 
Ausführungen laſſen eine Verletzung materieller Rechtsgrundſätze 


nicht erkennen. Unzutreffend iſt insbeſondere der Vorwurf der 
Reviſion, daß das B. G. das Geſetz vom 27. Mai 1896 un⸗ 
richtig ausgelegt habe. Das angefochtene Urtheil geht vielmehr 
von der richtigen Auffaſſung aus, daß Bekl. ſich durch die Wahl 
der ſtreitigen Titel und deren Führung bis zum 1. Juli 1896 
einer rechtlich unerlaubten Handlung nicht ſchuldig gemacht hat. 
Für die Anwendung des Geſetzes vom 27. Mai 1896 kann nur 
das Verhalten des Bekl. ſeit dem Inkrafttreten des Geſetzes 
in Betracht kommen. Es muß noch gegenwärtig, bezw. ſeit 
dem 1. Juli 1896 die Fortführung der Titel ſich als ein Miß⸗ 
brauch im Sinne des § 8 darſtellen. Liegt aber die Sache jo, 
wie die Inſtanzgerichte annehmen, daß zwar von vornherein eine 
Gefährdung des Kl. durch die Bezeichnung der vom Bekl. be⸗ 
gründeten Unternehmungen vorlag, daß dieſe Gefahr aber bei 
dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 27. Mai 1896 nicht mehr 
vorhanden war, weil die verſchiedenen einander ähnlichen Be⸗ 
zeichnungen ſich längſt eingebürgert hatten und das betheiligte 
Publikum ſie zu unterſcheiden gelernt hatte, ſo würde es eine 
unſtatthafte Rückanwendung des Geſetzes ſein, wenn man einen 
ſolchen in rechtlich zuläſſiger Weiſe begründeten Zuſtand nach 
den Beſtimmungen des neuen Geſetzes beurtheilen wollte. Auch 
in Bezug auf die Frage, ob Verwechſelungsgefahr vorhanden 
ſei, beruhen die Inſtanzurtheile auf richtiger Auslegung des 
Geſetzes. Zuzuſtimmen iſt ihnen darin, daß es in dieſer Hin⸗ 
ſicht auf die Anſchauungen des betheiligten Publikums im All⸗ 
gemeinen ankommt, und daß, wenn die Frage hiernach zu ver- 
neinen iſt, die Möglichkeit einzelner Verwechſelungen, die zum 
Nachtheil des einen oder des andern Unternehmens gereichen 
koͤnnen, nicht ins Gewicht fällt. I. C. S. i. S. Lipperheide 
c. Schwerin vom 27. Oktober 1897, Nr. 211/97 J. 

52. Die Kl. beſitzt keine Niederlaſſung in Deutſchland, ihre 
Niederlaſſung befindet ſich in England. Sie hat aber Anſpruch 
auf Schutz ihres Waarenzeichens, weil nach der Bekanntmachung 
im Reichsgeſetzblatt vom 22. September 1894 Großbritannien 
zu denjenigen Staaten gehört, für welche die im § 23 Abſ. 1 
des Geſetzes vom 12. Mai 1894 bezeichnete Vorausſetzung zu⸗ 
trifft. Das Bedenken, welches daraus entnommen werden 
konnte, daß die Kl. den gegenwärtigen Rechtsſtreit durch einen 
unmittelbar von ihr beauftragten Prozeßbevollmächtigten an⸗ 
hängig gemacht hat, iſt als beſeitigt anzuſehen. Ausweislich 
der Akten des Patentamts hat die Kl. am 30. September 1894 
einen Vertreter im Sinne des § 23 Abſ. 2 des angeführten 
Geſetzes beſtellt und zwar in der Perſon des Juſtizraths X. in 
Leipzig, und dieſer hat laut notariell beglaubigter Erklärung 
vom 28. Oktober 1897 die geſammte Prozeßführung der Kl. 
genehmigt und ſich damit einverſtanden erklärt, daß der Rechts⸗ 
ſtreit für ihn als Vertreter der Kl. weiter geführt wird. Be⸗ 
ſtimmt iſt das Zeichen der Kl. für „Ale und Stout“ (Weiß: 
und Doppelbraunbier), es kann daher keinem begründeten 
Zweifel unterliegen, daß die ſchlechthin für „Bier in Fäſſern und 
Flaſchen“ beſtimmten Zeichen des Bekl. für Waaren gleicher 
Art beſtimmt ſind. Zutreffend geht ferner das B. G. davon aus, 
daß es bei der Prüfung der Frage, ob zwiſchen den Zeichen des Bekl. 


und dem älteren Zeichen der Kl. eine ſolche Uebereinſtimmung 


beſtehe, daß die Gefahr einer Verwechſelung im Verkehr vor- 
liege, nicht auf die Einzelheiten, ſondern auf das Geſammtbild, 
den Geſammteindruck der Zeichen und zugleich darauf ankomme, 


ob auch für denjenigen, der das Zeichen der Kl. nicht vor ſich, 
ſondern nur dem Geſammtbilde nach in Erinnerung habe, 
genügende Unterſcheidungsmerkmale vorhanden ſeien. Die that⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen indeß, die das B. G. getroffen hat, 
können die ergangene Entſcheidung nicht rechtfertigen. Das 
B. G. beginnt mit der negativen Feſtſtellung, daß die Gefahr 
einer Verwechſelung der beiderſeitigen in Schwarzd ruck her⸗ 
geſtellten Waarenzeichen zu verneinen ſei. Es vergleicht ſodann 
mit dem angemeldeten Zeichen der Kl. die bei den patentamt⸗ 
lichen Akten O. 299 befindlichen Etiketten, die der Bekl. nach 
ſeiner zweiten Zeichenanmeldung als Muſter derjenigen Etiketten, 
die er im praktiſchen Gebrauch verwende, dem Patentamt auf 
deſſen Verlangen überreicht hatte, und gelangt zu dem Er— 
gebniß, daß die Gefahr einer Verwechſelung dieſer Etiketten mit 
dem Zeichen der Kl. vorliege. Dieſe Etiketten enthalten nun 
aber farbige Abbildungen nicht der für den Bekl. einge⸗ 
tragenen Waarenzeichen, wie das B. G. rechtsirriger Weife 
annimmt, ſondern von Waarenzeichen, die Kombinationen dieſer 
eingetragenen Zeichen mit anderen Merkmalen, und eben darum 
andere Waarenzeichen ſind, als die eingetragenen. Einge⸗ 
tragen iſt für den Bekl. zuerſt ein Zeichen, deſſen alleinige Be⸗ 
ſtandtheile folgende ſind: Ein gleichſchenkeliges mit der einen 
Winkelſpitze nach oben gerichtetes Dreieck, deſſen Fläche nicht 
ganz ausgefüllt iſt, ſondern im Innern einen Raum in 
korreſpondirender Dreiecksform freiläßt; nahe über der Baſis 
ſteht das Wort „Schutzmarke“, und umgeben iſt das Dreieck 
oben und unten von je einem eine halbe Ellipſe bildenden Bande, 
von denen das obere das Wort „Oettler's“, das untere das 
Wort „Lagerbier“ zeigt. Das zweite für den Bekl. eingetragene 
Zeichen hat dieſelben Beſtandtheile mit dem Unterſchiede, daß 
auf dem oberen Bande das Wort „Oettler“, auf dem unteren 
das Wort „Bräu“ angebracht iſt. Die vom Bekl. thatſächlich 
benutzten Etiketten dagegen ſtellen dar: Eine oval geformte, 
gemuſterte Grundfläche, umgeben von einem Rande, der dem 
äußeren Rande des Zeichens der Kl. inſofern gleicht, als auch 
er oben und unten mit einer Inſchrift und an den Seiten mit 
offenen Punkten verſehen iſt, und ſodann der Grundfläche auf⸗ 
liegend entweder das eine oder das andere der beiden für den 
Bekl. eingetragenen Waarenzeichen. Hiernach iſt es klar, daß 
das Vorhandenſein einer Verwechſelungen Vorſchub leiſtenden 
Aehnlichkeit der vom Bekl. benutzten Etiketten mit dem Waaren⸗ 
zeichen der Kl. zwar wohl die letztere berechtigen würde, der 
weiteren Benutzung dieſer Etiketten entgegenzutreten, aber 
nicht dahin führen kann, den Bekl. zur Einwilligung in die 
Löſchung und zur Unterlaſſung des Gebrauchs der für ihn 
eingetragenen Zeichen zu verurtheilen. Das dieſe Der- 
urtheilung ausſprechende B. U. iſt daher aufzuheben. I. C. S. 
i. S. Oettler c. A.⸗G. Baß Ratcliff u. Gretton vom 3. No⸗ 
vember 1897, Nr. 201/97 J. 

53. Der § 15 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 ſchützt 
den Gewerbetreibenden gegen illoyale Konkurrenz durch doloſe 
Verwendung von Kennzeichnungen ſeiner Waare, die in der 
Ausſtattung der Waare oder deren Verpackung, Umhüllung oder 
der die Waare betreffenden Ankündigungen, Preisliſten ꝛc. beſtehen. 
Gedacht iſt dabei vorwiegend an die Art der Verpackung, an 
die Aufmachung, an Verzierungen, Etikettirung und Aehnliches. 
Ausſtattung der Waare iſt danach und nach dem Begriff des 
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gewöhnlichen Lebens ſtets äußere Zuthat zu der Waare oder 
Kennzeichen äußerer Art, durch welche die Waare ſich dem 
Auge des Kunden als die eines beſtimmten Gewerbetreibenden 
präſentirt. Inſofern ſteht die Ausſtattung auf gleicher Stufe 
mit dem vom Geſetz geſchützten Waarenzeichen. Die Waare 
kann auch andere unterſcheidende Kennzeichen haben, in den 
Beſtandtheilen, der Konſtruktion, der Formgebung, in An⸗ 
ordnungen, Vorrichtungen, die dem Gebrauche oder zu dem 
techniſchen Zwecke der Waare dienen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß auch ſolche Kennzeichen in der Formgebung oder techniſchen 
Geſtaltung den Charakter der Ausſtattung tragen können, wenn 
fie als ſolche gewollt und durch ihre äußere Er- 
ſcheinung dazu geeignet ſind. Aber es iſt ausgeſchloſſen, 
die Geſtaltung zu techniſchem Zweck als Ausſtattung zu 
ſchützen, wenn ſie als Ausſtattung nicht gewollt iſt oder nicht 
gewollt werden kann, weil ſie im gemeinen Gebrauch iſt und 
ihre Verwendung deshalb Niemand verſagt werden kann. Ohne 
ſtrenge Feſthaltung dieſes Geſichtspunktes würde unter dem 
Schilde der Ausſtattung ein vom Geſetz nicht gewollter Schutz 
für Beſtandtheile und techniſche Geſtaltungen erreicht werden 
können, die durch Patent oder Muſterſchutz geſchützt waren, nach 
Fortfall deſſelben durch Ablauf der Zeit oder auf anderem Wege 
aber dem gemeinen Gebrauch anheimgefallen ſind. I. C. S. 
i. S. Zeiß c. Zumpe vom 20. November 1897, Nr. 200/97 J. 

54. Die Kl. hat ſelbſt vorgetragen, daß ihr der Schutz in 
der ausſchließlichen Benutzung des Namens Liebig, wie ſie ihn 
mit dem gegenwärtigen Prozeſſe im Deutſchen Reiche verfolgt, 
in England von den engliſchen Gerichten verſagt worden iſt. 
Die betreffenden Urtheile datiren vom 19. November 1867 
(Liebig Extract of Meat Co. c. Hanbury) und vom 
17. März 1884 (Andersons Trade Mark) und finden ſich 
abgedruckt in den Law Times Reports Vol. 17 N. S. S. 298 
und in den Law Reports Chancery Division Vol. 26 S. 409. 
Dieſe Urtheile beruhen — wie die Kl. in den Vorinſtanzen zu⸗ 
gegeben hat — auf folgenden Ausführungen. Trotz des Vertrages 
mit J. v. Liebig, worin dieſer ihr das Recht gewährt habe, 
allein ſeinen Namen für ihr Fabrikat zu gebrauchen, könne 
die Kl. ein ausſchließliches Recht zur Benutzung dieſes 
Namens zur Bezeichnung von Fleiſchextract nicht in Anſpruch 
nehmen. Denn in Folge der von Liebig ſelbſt herrührenden 
Veröffentlichungen ſeiner Vorſchläge für eine zweckentſprechende 
und vortheilhafte Herſtellung des Extracts ſei der Name Liebig 
auf dieſem Fabrikationsgebiete Gemeingut geworden. Es ſei 
aber publici juris, daß eine einzelne Perſon ein ausſchließliches 
Recht darauf nicht erwerben könne, was der Geſammtheit zum 
Gebrauche offen ſtehe. Steht hiernach feſt, daß die Kl. nach 
dem Rechte des Staates, wo ſich ihre Hauptniederlaſſung be⸗ 
findet, ein ausſchließliches Recht auf die gewerbliche Benutzung 
des Namens Liebig nicht hat, ſo kann ſie ein ſolches Recht auch 
nicht außerhalb ihres Heimathsſtaates, inſonderheit im Deutſchen 
Reiche, in Anſpruch nehmen. Der Grundſatz, daß für den 
Beſtand eines Individualrechtes an einer gewiſſen Waaren⸗ 
bezeichnung auf das Recht des Heimathsſtaates zurückgegriffen 
werden muß, daß alſo der Ausländer im Inlande nur einen 
acceſſoriſchen Schutz beanſpruchen kann, der ſeinem Heimaths⸗ 
rechte zuwächſt, das Heimathsrecht aber auch vorausſetzt, iſt im 
internationalen Rechte im Allgemeinen anerkannt. Vergl. v. Bar, 
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Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts Bd. 2 
Auflage II S. 272 flg. Auf dieſem Grundſatze beruht auch 
der § 23 des Geſetzes zum Schutze der Waarenbezeichnung vom 
12. Mai 1894, obſchon der Gedanke hier nicht mit derſelben 
Konſequenz bis in alle Einzelheiten feſtgehalten iſt, wie dies 
im § 20 des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 1874 
der Fall war. Jedenfalls iſt aber auch auf dem Boden der 
neueren Geſetzgebung daran nicht zu zweifeln, daß für die Frage, 
b einem Ausländer ein Namensrecht, für das er den Schutz 
er inländiſchen Geſetzgebung in Anſpruch nimmt, zuſteht, auf 
has Recht ſeines Heimathsſtaates zurückgegangen werden muß. 
Auf dem Gebiete der Waarenbezeichnungen aber gilt als Heimaths⸗ 
taat der Staat, in deſſen Gebiet ſich die gewerbliche Nieder⸗ 
aſſung des Anſprechenden befindet. Dieſe Erwägungen beſeitigen 
ie auf § 14 des Geſetzes zum Schutze der Waarenbezeichnungen 
ind die auf § 8 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Bettbewerbes gegründete Klage. I. C. S. i. S. Liebig Extract 
f Meat Comp. lim. c. Ohrtmann vom 13. November 1897, 
tr. 188/97 J. 
IV. Das Gemeine Recht. 
55. Das B. G. geht von den in der Rechtsſprechung des 
. G., wie auch in der Rechtswiſſenſchaft anerkannten richtigen 
zrundſätzen aus, daß der Eigenthümer eines Grundſtücks be- 
chtigt iſt auch mittelbaren Einwirkungen auf fein Grundſtück 
on benachbarten Grundſtücken aus mit der Eigenthumsfreiheits⸗ 
age dann entgegenzutreten, wenn dieſe Einwirkung das ge⸗ 
öhnliche, nach den konkreten Verhältniſſen gemeinübliche Maß 
8 Erträglichen überſteigt. Auf demſelben Boden ſteht aber 
ich der Kl. und hat Beweis durch Zeugen dafür angetreten, 
iß die Beläſtigung durch die beklagtiſche Kücheneinrichtung das 
daß des Erträglichen überſchreite, ſofern durch den aus der 
üche des Bekl. aufſteigenden Dunſt und Geruch beſonders 
ormittags zwiſchen 11 und 1 Uhr und Nachmittags zwiſchen 
und 7 Uhr die Zimmer im klägeriſchen Hauſe derart ver⸗ 
ſtet werden, daß dieſelben nicht zu bewohnen und dauernd an 
urgäſte zu vermiethen ſeien, zudem der beklagtiſche Küchen⸗ 
trieb ein ungewöhnlicher ſei, da u. a. in der Küche Knochen 
d fettige Subſtanzen verbrannt werden. Dieſen Beweisantritt 
iſt nun der B. R. mit der Ausführung zurück, daß wenn 
in dieſe Behauptungen der offenſichtlichen Uebertreibung ent⸗ 
ide, nur übrig bleibe, daß die Zimmer ſchwerer zu vermiethen 
en, wohl auch billiger abgegeben werden müſſen, auch nicht 
alle Kranken brauchbar ſeien, dieſe Beläſtigung aber nicht 
ein nach den örtlichen Verhältniſſen in Bad Nauheim das 
aß des Erträglichen überſchreitende anzuſehen ſei. Es kann 
hingeſtellt bleiben, ob die Schlußfolgerung des B. G., daß 
ſes Maß von Beläſtigung ſich ein Hausbeſitzer in Bad Nau⸗ 
m gefallen laſſen müſſe, richtig iſt, willkürlich und unzuläſſig 
er iſt es, wenn das B. G. die weitergehende und zum Beweis 
ſtellte Behauptung des Kl., ohne den angebotenen Beweis 
oben zu haben, als eine offenſichtliche Uebertreibung bezeichnet. 
ſt die Vernehmung der benannten Zeugen kann ergeben, ob 
klägeriſche Behauptung übertrieben tft und läßt fi unmöglich 
n Voraus feſtſtellen, welchen Einfluß die Zeugenausſagen auf 
Ueberzeugung des Gerichts ausüben werden. Der Beweis⸗ 
ritt iſt hiernach zu Unrecht verworfen. III. C. S. i. S. 
oll c. Fiſcher vom 16. November 1897, Nr. 185/97 III. 


56. Das B. G. läßt unerörtert, ob die jetzt angeſprochene 
Bauleiſtung mit der im Jahre 1846 angeſprochenen identiſch, 
ſowie ob die Baulaſt eine perſönliche Verpflichtung oder ein 
dingliches Recht bezw. eine Reallaſt ſei. Es geht hiebei davon 
aus, daß nicht nur die fällige Einzelleiſtung, ſondern das ge⸗ 
ſammte Recht (die Baulaſt), gleichgültig ob Reallaſt oder 
perſönliche Verpflichtung, in Folge der Klagverjährung dann 
erlöſche, wenn aus Anlaß einer fälligen und geltend gemachten 
Einzelleiſtung der Verpflichtete nicht nur dieſer widerſpricht, 
ſondern auch das Recht ſelbſt beſtreitet und ſeit dem Beſtreiten 
die für die Klagverjährung erforderliche Zeit von 30, bezw. wie 


im vorliegenden Fall von 40 Jahren abgelaufen iſt, ohne daß 


der Berechtigte Klage erhoben hat. Dieſe ſowohl von der 
Rechtswiſſenſchaft, als von der Praxis überwiegend getheilte 
Anſicht (vergl. die Nachweiſungen bei Stobbe, Handbuch des 
Deutſchen Privatrechts Bd. 2 8 103 Note 37 Abſ. 5, ſowie in 
Seuffert's Archiv Bd. 32 Nr. 330 S. 436 und im Württem⸗ 
bergiſchen Archiv Bd. 12 S. 229 Anm. 47) kann als rechts. 
irrthümlich nicht erkannt werden. Die Reviſion macht geltend, 
daß die Verjährung dann ausgeſchloſſen ſei, wenn das Recht 
aus dem Patronat abgeleitet werde, weil dieſes die Baulaſt 
gewiſſermaßen immer neu erzeuge. Allein die Baulaſt iſt auch, 
ſoweit fie aus dem Patronat entſpringt, eine privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtung, welche als ſolche der Verjährung entworfen iſt, un⸗ 
abhängig davon, ob das Patronat fortbeſteht oder nicht. Welche 
Wirkung die Nichterfüllung der Baupflicht ſeitens des Patrons 
auf das Patronat ſelbſt hat (vergl. Richter⸗Dove, Kirchenrecht 
§ 319 bei Anm. 16, Permaneder, kirchliche Baulaſt § 17), 
kann unerörtert bleiben, da nicht dieſes den Gegenſtand des 
Rechtsſtreits bildet. III. C. S. i. S. Pfarrgem. Oberkochen 
c. Württemb. Fiskus vom 5. November 1897, Nr. 163/97 III. 

57. Unzweifelhaft richtig iſt jedenfalls die Erwägung des 
B. G., daß der vom R. G. aufgeſtellte Rechtsgrundſatz, nach 
welchem in der Regel bezw. im Zweifel das Strafverſprechen 
nur auf den Fall freiwilligen Austritts des Gehülfen zu be⸗ 
ziehen und nicht auf den Fall auszudehnen iſt, daß der Dienſt⸗ 
herr ohne einen ihm vom Gehülfen gegebenen gerechten Anlaß 
das Dienſtverhältuiß einſeitig aufhebt oder kündigt, dann nicht 
Platz greifen kann, wenn ſich ein anderer Wille der Kontrahenten 
mit Sicherheit ermitteln läßt. Das B. G. hat nun ermittelt 
und feſtgeſtellt, daß bei dem vorliegenden Verſprechen die Abſicht 
beider Kontrahenten auf unbeſchränkte, auch die vom Geſchäfts— 
herrn ausgehende Aufhebung des Dienſtverhältniſſes einſchließende, 
Geltung des Verbots gerichtet geweſen iſt. III. C. S. i. S. 
Raab c. Hallmeyer vom 23. November 1897, Nr. 192/97 III. 

58. Richtig iſt, daß nach gemeinem Rechte nicht zurück⸗ 
gefordert werden kann, was auf Spielſchuld gezahlt iſt, weil 
der Spielvertrag zwar unklagbar, aber erfüllbar iſt. Darüber 
kann auf die ausführliche Begründung des R. G. in ſeinem 
Urtheil vom 24. April 1897 I. 446/1896 in Sachen Marquardt 
wider Petruſch und Genoſſen Bezug genommen werden. In 
demſelben Urtheil hat das R. G. aber auch dargelegt, daß Schuld 
aus reinen Differenzgeſchäften als Spielſchuld keinen wirkſamen 
Rechtsgrund für Sicherheitsbeſtellung abgiebt, durch ſolche 
Sicherheitsbeſtellung weder ein wirkſames Pfandrecht noch ein 
Zurückbehaltungsrecht begründet wird. Nun iſt unſtreitig, daß 
den Bekl. vom Kl. im eigenen Namen die Hypothek als Sicherheit 
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für die B. 'ſche Schuld beſtellt iſt. Iſt dieſe Schuld Spielſchuld, 
ſo können die Bekl. ſich dem Kl. gegenüber weder darauf be⸗ 
rufen, daß ihnen die Hypothek als Eigen zugeſchrieben, noch 
darauf, daß ſie dieſelbe inzwiſchen eingezogen, ſich von dem 
Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks habe zahlen laſſen. Im 
Verhältniß zum Kl. iſt die Hypothek nur Pfand, und die 
Zahlung durch den Pfandſchuldner, die nach der jetzt erhobenen 
Klage gegen den Widerſpruch des Kl. und nachdem derſelbe 
vergeblich verſucht, ſie durch den Antrag auf Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung zu verhindern, erfolgt iſt, iſt nicht Be⸗ 
friedigung durch den Kl., nicht freiwillige Zahlung, 
ſondern Beitreibung auf Grund Pfandrechts, die gegen den Kl. 
nicht wirkt, wenn das Pfandrecht rechtsunwirkſam. I. C. S. 
i. S. Burau c. Nachmann u. Magnus vom 20. November 1897, 
Nr. 369/97 I. 

59. Die Rechtsregel, daß bei einer ohne nähere Beſtimmung 
geleiſteten Zahlung, welche zur Deckung mehrerer Forderungen 
nicht ausreicht, auf die ältere Schuld abzurechnen ſei, gelangt 
nur dann zur Anwendung, wenn nicht aus anderen Gründen 
auf eine der mehreren Forderungen ohne Rückſicht auf das Alter 
zuerſt abzurechnen iſt. Maßgebend iſt in dieſer Richtung das 
Intereſſe des Schuldners, jo daß auf die läſtigere Schuld die 
Abrechnung der Zahlung an erſter Stelle zu erfolgen hat. Dieſer 
Geſichtspunkt trifft hier zu, denn läſtiger iſt die Schuld, in 
Bezug auf welche dem Schuldner ſelbſt liquide Kompenſations⸗ 
einreden verſagt ſind, wie diejenige, gegen welche er ſich aller 
allgemein zuläſſigen Rechtsbehelfe bedienen darf. Dazu kommt 
noch die Erwägung, daß aus dem Geſichtspunkt des Verzuges 
die Forderung aus dem Spolium mit Zinſen geltend gemacht 
werden konnte, während der Kl. Verzinſung der eingeklagten 
Vertragszinſen vom Verfalltage an nicht zu beanſpruchen hatte. 
Die geleiſtete Zahlung iſt daher ganz auf die Forderung aus 
dem Spolium abzurechnen, und müſſen gegenüber der noch 
ungetilgten Zinsforderung die Einreden des Bekl. zur Prüfung 
und Entſcheidung gelangen. III. C. S. i. S. Schmidt 
c. Heiden vom 23. November 1897, Nr. 194/97 III. 

60. Das angefochtene Urtheil geht, inſoweit es die Ab- 
weiſung der Klage gegen den Reichsmilitärfiskus rechtfertigt, in 
zutreffender Weiſe von den Grundſätzen aus, welche im gemeinen 
Rechte in Bezug auf die Haftung der juriſtiſchen Perſonen und 
des Fiskus insbeſondere für das außerkontraktliche Verſchulden 
ihrer Bedienſteten und Angeſtellten ſowie ihrer eigenen Willens⸗ 
organe gelten und in der Rechtſprechung des R. G. wiederholt 
zum Ausdruck gekommen ſind (Entſch. Bd. 17 S. 105, Bd. 19 
S. 348, Bd. 31 S. 246, vergl. auch Bd. 11 S. 206, Bd. 28 
S. 335). Ohne Rechtsverſtoß führt der B. R. ſodann aus, daß 
der Bekl. R. nicht als Willensorgan des Reichsmilitärfiskus 
gelten und im Uebrigen den wirklichen Repräſentanten des 
Letzteren nach Lage der Sache ein Verſchulden nicht beigemeſſen 
werden könne. Die Reviſion macht zwar hiergegen geltend, daß 
der Bekl. R. innerhalb ſeiner dienſtlichen Thätigkeit als Willens⸗ 
organ des Militärfiskus aufzufaſſen ſei. Allein eine Ordonnanz 
hat bei Ausführung ihres Dienſtes keinerlei ſelbſtändigen Willen 
zu äußern, ſondern nur den Willen ihrer Vorgeſetzten zu über⸗ 
mitteln. Die Reviſion rügt ferner unzureichende Würdigung 
der von der Kl. aufgeſtellten Behauptung, daß ſchon die Ein- 
richtung des Radfahrdienſtes bei Nacht und in den belebten 


und abſchuͤſſigen Straßen Stuttgarts ein Verſchulden der Organe 
des Fiskus enthalte; ſie vermißt insbeſondere ein näheres Ein⸗ 
gehen auf die Gemeingefährlichkeit einer derartigen Einrichtung. 
Zutreffend hat jedoch die Vorinſtanz angenommen, daß die Be⸗ 
nutzung eines allgemein üblichen und — unter gewiſſen Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln — zugelaſſenen Verkehrsmittels kein Verſchulden 
enthalte. III. C. S. i. S. Württemb. Baugew.⸗Berufsgen. 
c. Reichsfiskus vom 19. November 1897, Nr. 189/97 III. 

61. Das B. G. hat auf Grund der Beweisaufnahme 
feſtgeſtellt, daß zwiſchen dem Cedenten des Kl. und den Bekl. 
bei Abſchluß des Kaufvertrages vom 27. November 1893 beredet 
iſt, daß der Verkäufer die Hypothekenzinſen bis zum 
1. Dezember 1894 zu zahlen habe, und daß nach dem über⸗ 
einſtimmenden Willen der Kontrahenten die Tragung aller Laſten 
einſchließlich der Hypothekenzinſen die Gegenleiſtung des Ver⸗ 
käufers dafür enthielt, daß er bis zum gedachten Tage im Beſitz 
des verkauften Grundſtückes belaſſen wurde. Die Zahlung jener 
Hypothekenzinſen bildete daher einen Theil der kaufkontraktlichen 
Verpflichtungen des Verkäufers und enthielt es demnach nicht, 
wie die Reviſion ausgeführt hat, eine unzuläſſige Berückſichtigung 
mündlicher Beſprechungen, wenn das O. L. G. davon aus⸗ 
gegangen iſt, daß die Worte „Laſten und Abgaben gehen am 
1. Dezember 1894 an Käufer über“ in der Niederſchrift der 
Kontrahenten über den Kaufvertrag in dieſem Sinne auszulegen, 
oder aus dem Inhalt der getroffenen Vereinbarung zu ergänzen 
find. Geht man hiervon aus, jo iſt die von den Bekl. vor- 
geſchützte Kompenſationseinrede mit Recht für zuläffig erachtet. 
Wenn der Verkäufer ſeiner Verpflichtung, Zinsanſprüche der 
Hypothekengläubiger von den Käufern fern zu halten nicht 
nachkam, und dieſe als eingetragene Eigenthümer dadurch ge 
nöthigt wurden, jene Zinſen zu zahlen, ſo waren ſie auf Grund 
dieſer Sachlage berechtigt, den gezahlten Betrag gegen den noch 
nicht entrichteten Theil des Kaufpreiſes aufzurechnen. Hierin 
wurde auch dadurch keine Aenderung bewirkt, daß der eingeklagte 
Theil des Kaufpreiſes dem Kl. cedirt und hiervon die Bekl. 
benachrichtigt wurden, bevor ſie die fraglichen Hypothekenzinſen 
gezahlt haben. Beide Anſprüche, die Forderung auf das Kauf— 
geld wie der Anſpruch der Käufer an den Verkäufer auf Zahlung 
der Hypothekenzinſen bis zum 1. Dezember 1894 find gleid- 
zeitig durch den Kaufvertrag entſtanden. Der letztere Anſpruch 
iſt dadurch, daß die Käufer an Stelle des Verkäufers zur 
Zahlung gezwungen wurden, in feiner rechtlichen Grundlage 
nicht geändert, ſondern nur in den Erſatzanſpruch auf Erſtattung 
des gezahlten Betrages umgeſetzt. Es handelt ſich daher nicht 
um eine erſt nach der Ceſſion und Denunziation entſtandene 
Gegenforderung, ſondern um einen Anſpruch, welcher ſchon zu 
vor der Klagforderung gegenüberſtand, und in ſeiner jetzigen 
Geſtalt zur Aufrechnung geeignet iſt. III. C. S. i. S. Goſſi 
c. Roos vom 16. November 1897, Nr. 182/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

62. Was die vom I. R. bejahte, vom B. R. verneinte 
„Frage betrifft, ob die fragliche Vorſchrift der Police eine 
nach § 71 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. zu beurtheilende Vertrags- 
beſtimmung enthalte, ſo kann in der Ausführung des O. L. G., 
daß hier nicht reine Willkür auf Seiten der Kl. im Sinne des 
§ 71 a. a. O. vorliege, etwas Rechtsirrthümliches nicht gefunden 
werden. Die Gründe gehen zwar nicht näher auf die Würdigung 


des Umſtandes ein, daß allerdings die Kl., wie auch das 
O. L. G. annimmt, die Machtbefugniß hat, den ganzen Vertrag 
aufzuheben, wenn ihr der neue Erwerber der verſicherten Sache 
nicht zuſagt, in welcher Befugniß immerhin eine gewiſſe Willkür 
enthalten iſt. Aber auch hierbei handelt es ſich doch nur um 
eine bedingte Fortſetzung des einmal abgeſchloſſenen Vertrages 
mit Rückſicht auf ſpäter eintretende Ereigniſſe. Eine einſeitig 
einer Partei eingeräumte Befugniß, ein Vertragsverhältniß unter 
beſtimmten Bedingungen zu kündigen oder zu löſen, kommt bei 
vielen Verträgen in zuläſſiger Weiſe vor und fällt keineswegs 
zuſammen mit der Willkür in Bezug auf die Beſtimmung oder 
Erfüllung von Vertragspflichten, wovon der § 71 ſpricht. 
II. C. S. i. S. Juckuff c. Nat.⸗Verſ.⸗Geſ. vom 26. November 
1897, Nr. 227/97 II. 

63. Darüber, ob ein Schuldanerkenntniß ohne jede An⸗ 
gabe eines Schuldgrundes nach den Grundſätzen des Preußiſchen 
Landrechts Rechtswirkſamkeit beanſpruchen kann, ſind die 
Meinungen in Literatur und Praxis getheilt; insbeſondere hat 
ſich der IV. C. S. des R. G. in einer Entſcheidung vom 
1. Oktober 1896, Rep. IV Nr. 80/96, Juriſt. Wochenſchr. 1896, 
S. 675, Nr. 20, ablehnend hiergegen verhalten. (Vergl. 
Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, V. Auflage, 
S. 36, Nr. 7 und 9; Foerſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht, 
VI. Auflage, I. Bd., S. 437; Entſch. des III. C. S. des 
R. G. vom 26. April 1895, Rep. III. 15/95 in Rafjow- 
Küntzel, Beiträge, Bd. 39 S. 910.) Um ein abſtraktes An⸗ 
erkenntniß handelt es ſich aber hier nicht. Die Erklärung des 
Bekl. im Schreiben vom 10. Januar 1893 läßt vielmehr das 
urſprüngliche, der Anerkennungserklärung zu Grunde liegende 
Schuldverhältniß klar erkennen. Der Bekl. erklärt mit den 
Worten „für die Summe trete er ſelbſtredend ein“, er werde 
die durch ein Geſchäftsverſehen begründete Erſatzpflicht erfüllen, 
wenn der Schaden dargethan ſei, d. h. nach der Auslegung des 
B. G., wenn durch den Prozeß mit M. feſtgeſtellt ſei, daß die 
Zahlung an ihn trotz der Quittung nicht erfolgt ſei. In der 
Einlaſſung auf die Klage des M. in Verbindung mit der Streit⸗ 
verkündung an den Bekl. konnte unbedenklich die Annahme des 
Verſprechens gemäß § 80 Th. I Tit. 5 des A. L. R. ge 
funden werden. Durch dieſe, dem vertretungsberechtigten Theil 
haber der Firma, B., gegenüber abgegebene Willenserklärung 
und die Annahme derſelben von Seite der Firma iſt ſomit eine 
Vereinbarung zu Stande gekommen, deren konſtitutive Wirkung 
auch nach preußiſchem Rechte keinem Zweifel unterliegt. (Vergl. 
Entſch. des R. G., IV. C. S., vom 1. Oktober 1896, Juriſt. 
Wochenſchr. 1896, S. 675; Striethorft, Archiv, Bd. 67, S. 301.) 
Dieſem Anerkenntnißvertrage gegenüber kann ſich aber der Bekl. 
nicht einfach darauf berufen, daß ihn ein vertretbares Der- 
ſchulden nicht treffe. Er müßte vielmehr in der Lage ſein, die 
Willenserklärung ſelbſt anfechten zu können. Nach dieſer 
Richtung iſt ſeine Einwendung nicht begründet. (Striethorſt, 
Archiv, a. a. O.) VI. C. S. i. S. Hohendahl c. Gerde⸗ 
mann & Co. vom 15. November 1897, Nr. 209/97 VI. 

64. Beizutreten iſt der Reviſion, daß durch die zutreffende 
Würdigung des Vertragsinhaltes die Entſcheidung, zu der das 
B. G. gelangt iſt, dem Kl. den eingeklagten Theil der Vertrags⸗ 
ſtrafe zuzuſprechen, dagegen ſeinen Antrag auf Verurtheilung 
des Bekl. zur Unterlaſſung des Wettbewerbes abzuweiſen, nicht 
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gerechtfertigt wird. Denn nach § 312 fg. Thl. 1 Tit. 5 des 
A. L. R. beſteht das Weſen der Wandelpön darin, daß der 
Verpflichtete durch ſich Erlegung der Strafe von feiner Verbind⸗ 
lichkeit befreien kann. Der Verpflichtete hat, wenn eine Wandel⸗ 
pön vorliegt, die Wahl, ob er den Vertrag erfüllen oder die 
Strafe entrichten will. Die Verabredung einer Wandelpön 
entzieht alſo dem Berechtigten nicht die Befugniß, auf Vertrags- 
erfüllung zu klagen; er kann aber hierauf nur klagen, vor- 
behaltlich des dem Bekl. zuſtehenden Rechtes ſich durch Ent⸗ 
richtung der Vertragsſtrafe von der Gebundenheit an den Vertrag 
frei zu machen. Daß in Ermangelung einer abweichenden Ver⸗ 
einbarung dieſes Ergebniß ſachgemäß iſt, zeigt ſich namentlich 
dann, wenn — wie dies im vorliegenden Falle behauptet iſt — 
der zur Unterlaſſung des Wettbewerbes Verpflichtete zur Er⸗ 
legung der Vertragsſtrafe unvermögend iſt. I. C. S. i. S. 
Weber c. Weber vom 23. Oktober 1897, Nr. 216/97 J. 

65. Das B. G. ſtellt feſt, daß die Kl., um die Wäſche 
an der Leine befeſtigen zu können, auf das Fenſter getreten ſei. 
Bei dem Hin- und Herziehen der Wäſche habe fie das Gleich— 
gewicht verloren, und ſei ganz auf das Fenſter zu ſtehen ge⸗ 
kommen. In Folge der Schwere des Körpers ſei ſie ſodann 
durchgebrochen und durch den Schacht in den darunter befindlichen 
Lagerraum hinabgeſtürzt. Es ſtellt ferner feſt, daß das in dem 
Trockendach eingelaſſene Fenſter, durch das der Durchbruch er- 
folgte, gegen einen Bruch des Glaſes durch einen auffallenden 
Gegenſtand nicht geſchützt war, und daß der durch das Fenſter 
geſchloſſene Schacht einen ſolchen Durchmeſſer habe, daß ſelbſt 


ein erwachſener Menſch leicht hindurchfallen könne. Das B. G. 


erachtet demnach die Oberlichtfenſter des Trockendachs, insbeſondere 
das eingebrochene, als Oeffnungen im Sinne des § 367 
Ziffer 12 des Strafgeſetzbuches und begründet hiernach die Ent- 
ſchädigungspflicht des Bekl. gemäß $ 26 Thl. I Tit. 6 des 
A. L. R. auf die Vernachläſſigung eines auf Schadensverhütung ab- 
zielenden Polizeigeſetzes. Ein Verſehen des Bekl. findet das 
B. G. darin, daß er ſich nach der konkreten, ihm bekannten 
Sachlage habe ſagen müſſen, daß beim Aufhängen der Wäſche 
auch ohne beſondere Unvorſichtigkeit leicht jemand auf den 
Schacht fallen könnte, zumal bei dieſer Arbeit wenig auf den 
Boden, auf dem man ſtehe, geachtet werden könne. Der Ein⸗ 
wand des Bekl. daß die Kl. durch eigenes grobes Verſchulden 
bei der Entſtehung des Unfalls mitgewirkt habe, könne nicht 
gehört werden. Die Reviſion rügt die Anwendung des $ 367 


Ziffer 12 des Strafgeſetzbuchs und deſſen Beurtheilung als eines 


Polizeigeſetzes im Sinne des § 26 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R.; 
ſie macht ferner geltend, das B. G. finde das Verſchulden des 
Bekl. darin, daß er ſich habe jagen müſſen, daß bei dem Auf- 
hängen der Wäſche auch ohne beſondere Unvorſichtigkeit leicht 
jemand auf den Schacht habe fallen können. Die thatſächliche 
Grundlage dieſer Feſtſtellung des Verſchuldens ſtehe mit den 
feſtgeſtellten beſonderen Umſtänden des Falles in Widerſpruch. 
Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet werden. Fenſter 
ſind allerdings keine Oeffnungen, ſondern der Verſchluß von 
Oeffnungen. Die gefahrbringenden Oeffnungen find die un- 
genügend verwahrten Schachte, die nicht gegen den Bruch des 
Glaſes geſchützten Fenſter das ungenügende Verwahrungsmittel. 
Dieſe Ungenauigkeit des Ausdruckes im B. U. beeinträchtigt 
aber nicht den Sinn der Feſtſtellung und die Richtigkeit der 
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rechtlichen Würdigung. Die Eigenſchaft des § 367 Ziffer 12 
des Strafgeſetzbuches als eines „auf Schadensverhütungen ab- 
zielenden Polizeigeſetzes“ im Sinne des § 26 Thl. I Tit. 6 des 
A. L. R. iſt in der Rechtſprechung des R. G. anerkannt 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 25 S. 53). Dieſer 


entſpricht auch im Uebrigen die rechtliche Beurtheilung des B. G., 


inſoweit es das Erforderniß eines ſubjektiven Verſchuldens auf⸗ 
ſtellt (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 38 S. 272) und 
den Einwand des Bekl. ausſchließt, die Kl. habe durch eigenes 
grobes Verſchulden bei der Entſtehung des Unfalls mitgewirkt. 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 21 S. 210.) Das 
Erforderniß des Verſchuldens beruht aber darauf, daß das Geſetz 
die Vernachläſſigung des Polizeigeſetzes vorausſetzt. Die 
Vernachläſſigung und damit die Verſchuldung wird regelmäßig 
ſchon in der Nichtbeobachtung des Polizeigeſetzes zu finden ſein, 
kann aber doch durch den Nachweis beſonderer Umſtände aus⸗ 
geſchloſſen werden. Das Verſchulden wäre daher nicht ſchon 
deshalb ausgeſchloſſen, weil der Handelnde die ſchädlichen Folgen 
nicht vorausgeſehen oder nicht vorausſehen konnte. (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 38 S. 272.) Wenn nun das B. G. 
die Vorherſehbarkeit des Fallens einer Perſon auf den Schacht 
annimmt, ſo ſtellt es über das Verſchulden der Nichtbeobachtung, 
alſo der Vernachläſſigung des Polizeigeſetzes hinaus ein Ver⸗ 
ſehen in der Unterlaſſung einer gebotenen Handlung, eine Fahr⸗ 
läſſigkeit an ſich, feſt. Hat das B. G. unter dem Fallen 
auf den Schacht das Fallen auf das Fenſter, nicht ein Fallen 
in den Schacht gemeint, ſo würde auch dieſe Vorausſehbarkeit 
für die Feſtſtellung eines Verſehens genügen, da nie die Voraus⸗ 
ſehbarkeit der konkreten Geſtaltung der Folgen eines Verſehens, 
ſondern nur die Vorherſehbarkeit eines im Rahmen der all⸗ 
gemeinen menſchlichen Erfahrung ſtehenden ſchädigenden Er⸗ 
eigniſſes beſtimmter Gattung gefordert werden kann. (Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 19 S. 53 und Bd. 29 S. 220 ff.) 
Wäre daher die Feſtſtellung eines Verſehens überhaupt erforderlich, 
ſo erſchiene es für die Annahme der Fahrläſſigkeit gleichgültig, 
ob ſich dem Vorſtellungsvermögen des Bekl. die Möglichkeit des 
Durchbrechens einer Perſon als Folge unmittelbaren Falles auf 
die Glasſcheibe oder als Folge unvorſichtigen Tretens auf dieſelbe 
— dargeſtellt hat. VI. C. S. i. S. Reiſe c. Hönow vom 
28. Oktober 1897 Nr. 178/97 VI. 

66. Auch für das Gebiet des preußiſchen Landrechts hat 
der Grundſatz Anerkennung gefunden, juriſtiſche Perſonen ſeien 


für ſchuldhafte Handlungen ihrer Vertreter auch außerkontraktlich 


unter der Vorausſetzung verantwortlich, daß der Vertreter, aus 
deſſen Verſchulden die Verantwortlichkeit der juriſtiſchen Perſon 
begründet werde, ein die juriſtiſche Perſon repräſentirendes 
Willensorgan ſei und die ſchuldhafte Handlung oder Unterlaſſung 
innerhalb des dem Vertreter zugewieſenen Geſchäftskreiſes liege. 
(Vergl. Entſch. des Ober⸗Tribunals Bd. 61 S. 1, Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 246, Dernburg, Lehrbuch 
des Preußiſchen Privatrechts V. Auflage Bd. I S. 109.) Dieſer 
Grundſatz beruht auf der Anſchauung, daß der Wille der ju⸗ 
riſtiſchen Perſon in den Handlungen und Unterlaſſungen ihrer 
Vertreter zum Ausdrucke und zur Geltung gelange, und daß 
ſie im Rechtsleben die Willensakte ihrer Vertreter daher auch 
außerkontraktlich als eigene Willensakte anerkennen müſſe. Das 
unperſönliche Rechtsſubjekt haftet ſomit für die Willensakte ſeines 
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berufenen Vertreters. Die Inanſpruchnahme der juriſtiſchen 
Perſon für außerkontraktliches Verſchulden ſetzt alſo woraus, 
daß das Verſchulden eines berufenen Vertreters vorliegt und 
daß die ein Verſchulden begründende Handlung oder Unterlaſſung 
in den dieſem Vertreter zugewieſenen Geſchäftskreis falle. 
VI. C. S. i. S. Stadt Schwedt . Wienecke vom 
18. November 1897, Nr. 376/97 VI. 

67. Der Benefizialerbe haftet für die Koſten, welche durch 
die Prozeßführung über eine gegen ihn als Erben geltend ge- 
machte Forderung entſtehen, gegenüber dem Gericht und dem 
Prozeßgegner perſönlich mit ſeinem eigenen Vermögen, weil die 
Prozeßführung ſein eigenes Geſchäft iſt. (Entſch. des R. G., 
abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1894, S. 374 Nr. 44.) 
War bereits gegen den Erblaſſer über eine Forderung an ihn 
ein Prozeß anhängig geworden, und wird der Prozeß von 
dem Benifizielerben aufgenommen und weiter geführt, jo 
eignet ſich dieſer damit die vorausgegangene Prozeßführung 
an und es bezieht ſich daher ſeine uneingeſchränkte Haftung 
für die Koſten auf die Koſten des ganzen Prozeſſes, ohne 
daß zwiſchen den vor und den nach der Aufnahme er- 
wachſenen unterſchieden werden darf, ſofern nicht beſondere 
Umſtände eine ſolche Unterſcheidung rechtfertigen. (Vergl. Bolze, 
Praxis des R. G. Bd. 17 Nr. 708.) Daß im vorliegenden 
Falle etwas Abweichendes durch das die Bekl. mit den Koſten 
des Rechtsſtreits belaſtende Urtheil vom 9. März 1897 hat be⸗ 
ſtimmt werden ſollen, iſt nicht anzunehmen. Aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen ergiebt ſich dies nicht und der Wortlaut der 
Entſcheidung iſt nicht der Art, daß ihm nicht der den ange⸗ 
führten Grundſätzen über die Haftung entſprechende Sinn bei⸗ 
gelegt werden könnte. Mit Recht beſchwert ſich daher die 
Kl. darüber, daß in dem angefochtenen Beſchluß aus dem 
in dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 17. September 1897 
enthaltenen Hinweis auf das Urtheil vom 9. März 1897 eine 
eingeſchränkte Haftung der Bekl. für die feſtgeſetzten Koſten 
hergeleitet wird. I. C. S. i. S. Peukert u. Kühn c. Erben 
Berliner vom 10. November 1897, B Nr. 90/97 I. 

68. Die Reviſion beſchuldigt den B. R., den § 170 
Thl. I Tit. 9 des A. L. R. durch Nichtanwendung verletzt zu 
haben. Die Haltloſigkeit dieſes Vorwurfs ergiebt ſich ohne 
Weiteres aus dem Inhalt des § 170 und der damit in innerem 
Zuſammenhange ſtehenden $$ 171 — 175. Dieſe Beſtimmungen 
regeln den Umfang des Fiſchereirechtes lediglich in Anſehung 
der darunter fallenden Thiergattungen; über eine Abgrenzung 
des Umfanges der auf einer Dienſtbarkeit beruhenden Fiſcherei⸗ 
gerechtigkeit gegenüber dem Fiſchereirecht des Eigenthümers ent⸗ 
halten ſie Nichts. V. C. S. i. S. Ablöſung von Grzybowen 
c. Fiskus vom 6. November 1897, Nr. 127/97 V. 

69. Der Gläubiger braucht ſich eine ſeinem Intereſſe 
zuwiderlaufende Zahlung für den Schuldner von einem Dritten 
nicht aufdrängen zu laſſen. Der Gläubiger kann daher, ſelbſt 
wenn man annimmt, daß nach § 48 Thl. 1 Tit. 16 des A. L. R. 
der für den Schuldner zahlende Dritte auch noch nach der 
Zahlung Abtretung der für die Forderung beſtellten Sicherheit 
fordern kann, jedenfalls nicht verpflichtet ſein, nachträglich 
eine ſeinem Intereſſe zuwiderlaufende Abtretung dieſer Sicherheit 
vorzunehmen. Eine derartige Abtretung wird aber hier von der 
Bekl. verlangt. Da die Haftung des Pfandgrundſtücks für 


die fälligen, von dem Ehemann der Kl. bezahlten Zinſen im 
Falle der von dem Schuldner ſelbſt oder dem Zwangsverwalter 
bewirkten Zahlung völlig erloſchen wäre dergeſtalt, daß demnächſt 
an ihre Stelle die ſpäter fällig werdenden Zinſenforderungen der 
Bekl. rückten, ſo würde die Rechtslage der Bekl. demgegenüber 
weſentlich verſchlechtert werden, wenn ſie gezwungen ſein ſollte, 
die verlangte Abtretung jetzt nachträglich auszuführen; denn die 
Wirkung dieſer Abtretung würde materiell zu dem Ergebniß 
führen, daß die Bekl. die Zinsforderungen, welche der Ehemann 
der Kl. ihr bezahlt hat, um die Zinſenſchuld für den Schuldner 
ihr, der Gläubigerin, gegenüber zu tilgen, ſich trotzdem mit 
Vorrang vor ihren ſpäter fällig gewordenen Zinsforderungen 
entgegenſtellen laſſen müßte. Zu einer ſolchen Abtretung iſt die 
Bekl, jedenfalls nachträglich nicht verpflichtet. V. C. S. i. S. 
Hentſchel c. Preuß. Hyp.⸗A.⸗B. vom 30. Oktober 1897, 
Nr. 242/97 V. 
70. Der im Urtheil an zweite Stelle geſetzte, aber vom 
B. G. anſcheinend allein gebilligte Entſcheidungsgrund, auf 
welchem die Abweiſung der Klage beruht, iſt die Annahme, daß 
die Kl. durch Vernachläſſigung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns den Verkauf der Waare durch die Eiſenbahnver⸗ 
waltung und damit die Verſchleuderung ſelbſt herbeigeführt habe. 
Dieſem Entſcheidungsgrund liegt einerſeits die zutreffende Erwägung 
zu Grunde, daß durch die ungerechtfertigte Zurückweiſung der 
Waare ſeitens des Käufers der Verkäufer nicht jeder Sorge für 
dieſelbe enthoben werde, daß vielmehr aus § 98 Thl. 1 Tit. 11 
des A. L. R. das Gegentheil ſich ergebe; unrichtig iſt aber die 
veitere Erwägung, daß die Vorſchrift dieſes Paragraphen, nach 
velcher bei Annahmeverzug des Käufers der Verkäufer nur für 
inen durch ſeinen Vorſatz oder grobes Verſehen entſtandenen 
Schaden an der Sache haftet, im vorliegenden Falle nicht voll 
ur Anwendung kommen könne, weil nach Art. 282 des 
). G. B. die Kl. zur Anwendung der Sorgfalt eines ordent⸗ 
ichen Kaufmanns verpflichtet geweſen ſei; denn nach dem un⸗ 
weideutigen Wortlaut des Art. 282 gilt die in demſelben auf- 
eſtellte Regel nur von der Sorgfalt deſſen, auf deſſen Seite 
as zur Sorgfalt verpflichtende Geſchäft ein Handelsgeſchäft iſt; 
e Kl. aber iſt eine bergrechtliche Gewerkſchaft, welche als 
lche nur die Gewinnung und Veräußerung eigener Produkte 
treibt und demzufolge nicht die Eigenſchaft eines Kaufmannes 
it; auf fie findet der $ 98 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. 
ibeſchränkte Anwendung. Kann ſonach der vorerwähnte Ent⸗ 
ſeidungsgrund nicht beſtehen bleiben, fo iſt doch noch weiter 
erörtern, ob das Urtheil nicht durch die vom O. L. G. in 
ter Linie aufgeſtellte Erwägung getragen wird, daß, weil der 
n der Eiſenbahnverwaltung vorgenommene Verkauf nicht als 
dem Art. 343 des H. G. B. entſprechender Selbſthülfe⸗ 
kauf angeſehen werden könne, eine Klage der Verkäuferin auf 
hlung des Kaufpreiſes und Erſatz der durch die Zurück⸗ 
dung der Waare entſtandenen Koſten überhaupt nicht zu 
zründen ſei. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Art. 343 Abſ. 2 
H. G. B. regelt keineswegs allgemein die Rechte und 
lichten der Vertragsparteien für den Fall, daß der Käufer 
eines Annahmeverzugs ſchuldig macht, ſondern beſtimmt 
ter nichts, als daß der Verkäufer in dieſem Falle ſich der 
are durch Niederlegung oder Verkauf, und nur auf dieſe 
iſe, entledigen darf, eine Vorſchrift, die weſentlich durch 
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die im römiſchen Recht ihm zuerrannte Befugniß, ſich von der 
Waare in anderer Weiſe z. B. durch Auslaufenlaffen des ver⸗ 
kauften Weins, zu befreien, veranlaßt worden iſt. Im übrigen 
ändert das H. G. B. für den Fall des Annahmeverzugs des 
Käufers — von den allgemeinen Vorſchriften über Handels⸗ 
geſchäfte, z. B. Art. 282, abgeſehen — an den Grundfäßen 
des Bürgerlichen Rechts nichts. Ob nun die Kl., ohne von 
Neuem Lieferung der Waare anzubieten, Bezahlung derſelben 
lediglich deshalb verlangen kann, weil die in vertragsmäßigem 
Zuſtande der Bekl. zugeſandte Waare von dieſer zurückgewieſen 
worden iſt, und ob ſie Erſatz der ihr durch dieſe Zurückweiſung 
erwachſenen Aufwendungen beanſpruchen kann, richtet ſich lediglich 
nach den Grundſätzen des $ 271 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. 
in Verbindung mit § 98 Thl. I Tit. 11 und des § 102 
Thl. I Tit. 11, d. h. die Verurtheilung der Bekl. hängt davon 
ab, ob der Verluſt der Waare auf den ſchuldhaften Annahme⸗ 
verzug der Bekl. und nicht auf Vorſatz oder grobes Verſehen 
der Kl. zurückzuführen iſt. Die Ausführung der letzteren, daß 
ſie mit Abſendung der vertragsmäßigen Waare ihrerſeits den 
Vertrag erfüllt habe und deshalb Erfüllung ſeitens der Bekl. 
verlangen könne, iſt unzutreffend, da es zu einer Uebergabe der 
Waare nicht gekommen iſt und deshalb eben noch zu prüfen 
bleibt, ob die Kl. nicht durch Abſehen von jeder weiteren Sorge 
um die zurückgewieſene Waare ſelbſt ihre Vertragspflichten ver- 
letzt uud dadurch den eingetretenen Erfolg verurſacht hat. Das 
reichsgerichtliche Urtheil vom 18. Mai 1895 (abgedruckt in der 
Juriſt. Wochenſchr. 1895 S. 334), welches dem O. L. G. 
Veranlaſſung gegeben hat, an erſter Stelle die vorerwähnte 
Frage zu erörtern, ſpricht allerdings in einem ähnlich liegenden 
Falle den Satz aus: „darnach (d. h. nach Art. 343) hat aber 
der Verkäufer, wenn die Waare infolge des Annahmeverzugs 
des Käufers verkauft iſt, Anſprüche gegen letzteren nur, ſofern 
bei dem Verkaufe die Formvorſchriften dieſes Artikels beobachtet 
ſind“; in dieſen Worten ſoll aber — wie anzunehmen — keines⸗ 
wegs etwa der Satz des Art. 354 des H. G. B., nach dem 
bei Zahlungsverzug des Käufers, wenn die Waare noch 
nicht übergeben iſt, die Klage des Verkäufers auf „Schadens⸗— 
erſatz wegen Nichterfüllung“ von der Vornahme eines 
den Vorſchriften des Art. 343 entſprechenden Selbſthülfeverkaufs 
abhängig gemacht iſt, dahin erweitert werden, daß im Falle des 
Annahmeverzugs die Erfüllungsklage des Verkäufers 
und die Schadenserſatzklage deſſelben aus $ 102 Thl. I Tit. 11 
des A. L. R. an die Vornahme eines regelrechten Selbſthülfe⸗ 
verkaufs geknüpft ſein ſolle, ſondern es ſoll, wie der Zuſammen⸗ 
hang des Urtheils ergiebt, nur der durchaus zutreffende Satz 
ausgeſprochen ſein, daß im Falle des Annahmeverzugs auf 
Seiten des Käufers der Verkäufer einen Verkauf der Waare 
als Erfüllungsſurrogat nur dann geltend machen kann, 
wenn dieſer Verkauf den Vorſchriften des Art. 343 Abſ. 2 
entſpricht. II. C. S. i. S. Gewerkſchaft Lothringen o. A.⸗G. 
für Kohlendeſtillation zu Bulmke vom 9. November 1897, 
Nr. 207/97 II. 

71. Daß der Kl. ſeinem Käufer, dem Erblaſſer der jetzigen 
Bekl., die Belaſtung der verkauften Grundſtücke mit dem in 
Rede ſtehenden Kanon in ausdrücklichen Worten angezeigt hätte, 
iſt nicht erwieſen worden. Der B. R. ſtellt aber auf Grund 
der Beweiserhebung feſt, daß der Kl. eine Laudſchaftstaxe vom 
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3. März 1883 über Neuhof Nr. 1 einſchließlich der an den 
Erblaſſer der Bekl. verkauften Ländereien, worin der Kanon 
aufgeführt ſteht, zur Einſichtnahme des Käufers bereitgeſtellt, 
daß der Käufer dieſe Taxe eingeſehen, und daß ihm bei Beſchaffen⸗ 
heit derſelben der Kanon nicht habe entgehen können. Dadurch 
hat nach Anſicht des B. R. der Kl. ſeiner Anzeigepflicht Genüge 
geleiſtet, weil es genüge, die anzuzeigende Thatſache in ſolcher 
Weiſe in den Bereich der Kenntnißnahme des Käufers zu bringen, 
daß dieſer ſie bei nöthiger Aufmerkſamkeit wahrnehmen mußte 
und es lediglich am Käufer lag, wenn er gleichwohl die Kenntniß 
nicht gewann. Für dieſe Anſicht beruft ſich der B. R. auf 
Entſcheidungen des R. G., insbeſondere auf das in Gruchot 
Beiträge Bd. 35 S. 966 abgedruckte Urtheil vom 29. April 1891 
(V. 24/91), worin der Begriff der in Frage ſtehenden Anzeige⸗ 
pflicht des Verkäufers in derſelben Weiſe begrenzt worden iſt. 
Daran iſt auch jetzt feſtzuhalten. V. C. S. i. S. Krzyminski 
c. Zucker vom 13. November 1897, Nr. 133/97 V. 

72. Die Kl. macht geltend, daß angeſichts des in dem 
Schuldſcheine des Bekl. vom 1. Auguſt 1892 enthaltenen 
ſelbſtſtändigen Verpflichtungsgrundes vom B. G. zu Unrecht 
noch ein Eid bezüglich der Höhe der Darlehne erfordert ſei. 
Dieſe Beſchwerde erſcheint begründet. Das B. G. führt aus, 
der Behauptung der Kl., daß in dem Schuldſcheine ein ſelbſt⸗ 
ſtändiger Verpflichtungsgrund liege, ſtehe ſchon die Vorſchrift des 
8 867 Thl. I Tit. 11 des Pr. A. L. R. entgegen, wie nach 
dieſem denn überhaupt ein Anerkenntniß keinen Entſtehungs⸗ 
grund für Rechte abgebe. Dieſe Erwägung überſieht aber, daß 
bei dem vorliegenden Schuldſcheine es ſich überhaupt nicht um 
einen ſolchen im Sinne des 8 867 a. a. O. handelt, und daß 
derſelbe das Anerkenntniß des Bekl. enthält, der Kl. für ver⸗ 
ſchiedene Darlehne „laut heute ſtattgefundener Berechnung“ 
14 000 Mark zu ſchulden. In dieſer Urkunde läßt ſich rechtlich 
mit Bezug auf die allein noch ſtreitige Höhe der Darlehne auch 
für das Preußiſche Recht ein ſelbſtſtändiger rechtsgeſchäftlicher 
Verpflichtungsgrund erblicken (vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 4 S. 73, Bd. 16 S. 126, aus der Rechtſprechung des 
R. G., Entſch. in Civilſachen Bd. 2 S. 338 und bei Gruchot, 
Bd. 39 S. 912). IV. C. S. i. S. Korb c. v. Kriegsheim 
vom 15. November 1897, Nr. 108/97 IV. 

73. Der Widerruf wegen Undankes macht die Schenkung 
nicht nichtig, ſondern begründet bloß eine obligatoriſche Ver⸗ 
pflichtung des Beſchenkten zur Erſtattung des Empfangenen. 
Die Wiederrufsklage hat auch nicht die Natur einer Vindikation; 
es wird vielmehr vom Empfänger zurückgefordert, was der 
Geber giltig veräußert hatte ($ 1151 Thl. I Tit. 11 des 
A. L. R., Foerſter-Eccius, Preußiſches Privatrecht VII. Auflage, 
Bd. II S. 25). Hiernach richtet ſich der Anſpruch nur gegen 
den Beſchenkten, und es kommt nur auf den Undank des 
Beſchenkten, das iſt auf eine Handlung des Beſchenkten an, 
die den Thatbeſtand „des groben Undanks“ im Sinne des 
8 1151 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. begründet. Das All⸗ 
gemeine Preußiſche Landrecht unterſcheidet nun in den 88 1152 
bis 1154 a. a. O. drei grobe Kategorien des Undanks, „Tödtung 
des Schenkers aus Vorſatz oder grobem Verſehen, Mißhandlung 
und Geſundheitsbeſchädigung — § 1152, Ehrenkränkung — 
8 1153 und Beſchädigungen am Vermögen — § 1154.“ 
Nach dem Thatbeſtande der I. J. ſcheint der Kl. den Wider⸗ 


ruf lediglich auf die von der Ehefrau ihm zugefügte Ehren⸗ 
kränkung begründet zu haben. Das B. G. verwerthet aber 
zum Nachweiſe des groben Undanks die Ehrenkränkung durch 
die Bekl. und die Mißhandlung von Seite des beklagten 
Ehemannes. Ob dieſe Verbindung der Mißhandlung und 
der Ehrenkränkung der Begründung der Widerrufsklage gemäß 
dem Vortrage des Kl. entſpricht, iſt fraglich. Das B. G. 


ſpricht allerdings von einem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe und 


einem geplanten Vorgehen der beklagten Eheleute. Darunter 
könnte vielleicht eine Anſtiftungsthätigkeit der Ehefrau hinſichtlich 
der Mißhandlung verftanden fein, während eine thätige Mit- 
wirkung der Bekl., wenn auch nur durch Verhinderung der 
Vertheidigung, aus dem feſtgeſtellten Sachverhalte nicht zu ent⸗ 
nehmen iſt. Eine Theilnahme der Bekl. an der Mißhandlung 
in irgend einer Form wäre aber die Vorausſetzung der An⸗ 
wendung des § 1152 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. Könnte 
eine Theilnahme der beklagten Ehefrau an der Mißhandlung 
des Kl. für erwieſen erachtet werden, ſo würde ſich erſt fragen, 
ob die angeblichen vor dem Vorfalle vom 13. September 1895 
vom Kl. unternoumenen unſittlichen Angriffe die nicht zur Ab⸗ 
wehr, ſondern aus Rache verübte Mißhandlung fo zu ent⸗ 
ſchuldigen vermöchten, daß ſie nicht als „grober Undank“ im 
Sinne des $ 1152 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. zu erachten 
wären. Das B. G. ſcheint der Meinung zu ſein, daß, wenn 
die unſittlichen Angriffe erwieſen wären, die Berufung auf 
§ 1152 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. nicht zuläſſig erſchiene. 
Die Ausführung, „die übereinſtimmenden Ausſagen der Zeugen...” 
ergäben, daß das Vorgehen der Bekl., insbeſondere die That 
des beklagten Ehemannes nicht die Folge allein eines augen- 
blicklichen Affektes, ſondern „vorſätzlich“ (§ 1152 a. a. O.) 
„längſt geplant geweſen“, ſcheint auf dem Irrthum zu beruhen, 
„vorſätzlich“ ſei identiſch mit „Ueberlegung“ und das Handeln 
im Affekte ſelbſt ſchließe den Vorſatz aus. Erſcheint die Frage, 
ob ſich der Kl. unſittliche Angriffe auf die Bekl. erlaubt habe, 
für die Entſcheidung überhaupt von Bedeutung, ſo durfte auch 
der neuerliche Beweisantrag, die Eideszuſchiebung, nicht mit 
der Begründung abgelehnt werden, daß beſtimmte Thatſachen 
in der Verhandlung nicht angegeben worden ſeien. Ueber den 
Sinn des Beweisantrags konnte ein Zweifel wohl nicht beſtehen; 
jedenfalls wäre von § 130 der C. P. O. Gebrauch zu machen 
geweſen. Nach dem Standpunkte, den das B. G. der Bekl. 
gegenüber einnimmt (Blatt 135), würde der Nachweis der dem 
Kl. zur Laſt gelegten unſittlichen Handlungen jedenfalls für die 
Bemeſſung der Glaubwürdigkeit der Mittheilungen der beklagten 
Ehefrau von Bedeutung erſcheinen. Der Widerruf ſelbſt wäre 
jedenfalls durch die Klageerhebung richtig erfolgt. (Striethorſt, 
Archiv Bd. 9 S. 192.) VI. C. S. i. S. Franke c. Krauſe 
vom 8. November 1897, Nr. 192/97 VI. 

74. Die Auslegung des § 172 Thl. J Tit. 12 des A. L. R. 
durch den B. R. iſt keine rechtsirrthümliche, und die aus der 
Ausfage des Zeugen S. entnommenen Feſtſtellungen beruhen 
auf einer thatſächlichen, im Wege der Reviſion mit Erfolg 
nicht angreifbaren Würdigung des Beweisergebniſſes. Mit 
Recht nimmt der B. R. an, daß es des ausdrücklichen Gebrauches 
des Wortes „Auftrag“ zur Anwendung des § 172 a. a. O. 
nicht bedarf, daß vielmehr der klar ausgeſprochene Wille des 
Erblaſſers genügt, es ſolle der Erbe das Vermächtniß entrichten; 


und der B. R. hat ſodann ausdrücklich feftgeftellt, daß der 


Wille der Ehefrau dahin gegangen ſei, es ſolle aus ihrem 


Nachlaſſe die Kl. ein Vermächtniß von 3 000 Mark erhalten, 
ſowie daß die Ehefrau mit Ausführung dieſes ihres Willens 
den anweſenden Bekl. als Erbe beauftragt habe. Dernburg 
(Preußiſches Privatrecht 4 Auflage Bd. 3 § 117) bemerkt in 
Uebereinſtimmung mit Eccius (Preußiſches Privatrecht Bd. 4 
§ 249), daß wenn auch das Geſetz nur von mündlichem 
Auftrage ſpreche, doch das Weſentliche die unmittelbare perſönliche 
Mittheilung des Willens des Erblaſſers an den Belaſteten ſei, 
und das frühere Ober⸗Tribunal hat in dem Urtheile vom 
23. April 1866 (Entſch. Bd. 56 S. 108) ſich für eine freiere 
Auslegung des § 172 entſchieden, indem es ausführt, daß 
derſelbe auch dann Anwendung finde, wenn der Auftrag nicht 
an den Erben, ſondern einem gegenwärtigen Legatar mündlich 
gemacht ſei. Das Geſetz erfordert ferner nicht, daß der Auftrag 
erſt dann ertheilt werden darf, wenn das Teſtament durch 
Unterſchrift beziehungsweiſe gerichtliche Annahme perfekt geworden 
iſt, es genügt vielmehr, daß der Wille des Erblaſſers bei 
Gelegenheit der Teſtamentserrichtung demjenigen gegenüber 
mündlich ausgeſprochen wird, welcher im Teſtamente als Erbe 
eingeſetzt wird und der dann Erbe geworden iſt. Der Zeuge S. 
hat nach ſeiner Bekundung das Teſtament auf Grund der 
Angaben beider Eheleute entworfen und niedergeſchrieben; beide 
Cheleute haben ſchließlich übereingeſtimmt, daß die Nieder- 
ſchreibung des Vermächtniſſes an die Kl. im Teſtamente unter⸗ 
bleiben, die Zuwendung ſelbſt aber beſtehen bleiben ſolle. 
IV. C. S. i. S. Voigt c. Lange vom 1. November 1897, 
Nr. 81/97 IV. | | 
75. Die Annahme der Vorinſtanz, daß der Bekl. zur Ab⸗ 
wendung des hier eingeklagten Schadens verpflichtet geweſen ſei 
und ihn deshalb zu tragen habe, weil er ihn nicht — durch 
Ausbringung eines Arreſtes — rechtzeitig abgewendet habe, iſt 
rechtsirrthümlich. Das B. G. leitet dieſe Verpflichtung nicht 
inmittelbar aus dem Auftrage her, ſondern mittelbar aus der 
Annahme kollidirender Aufträge (§5§ 22 bis 25 A. L. R. Thl. J 
Tit. 13). Die Begründung mag, um nicht einen unlösbaren 
Widerſpruch darin zu finden, dahin aufzufaſſen ſein, daß zwar 
ie Annahme und Ausführung der kollidirenden Aufträge that- 
ichlich den hier geltend gemachten Schaden nicht verurſacht 
abe, daß aber der Bekl. die Möglichkeit eines aus ſeiner 
flichtwidrigen Handlungsweiſe entſtehenden Schadens hätte in 
zetracht ziehen und zur Abwendung deſſelben das Arreſtgeſuch 
ätte anbringen müſſen, durch welches der eingeklagte Schade 
rmieden worden wäre. Allein dies kann nicht als richtig 
terfannt werden. Das Gericht verſtößt dabei gegen die 
rundſätze vom Kauſalzuſammenhange. Die Schadenserſatz⸗ 
licht trifft den Urheber des Schadens, ſie beruht darauf, 
iß er den Schaden ſchuldbarer Weiſe verurſacht hat, nicht 
er darauf, daß er ihn nicht abgewendet hat. Von einer 
erpflichtung, den Schaden abzuwenden, läßt ſich im all» 
meinen nur inſofern ſprechen, als der Urheber des Schadens 
jen abzuwenden oder zu erftatten hat. Er muß ihn erſtatten, 
an er ihn nicht abwendet. Die Nichtabwendung eines Schadens 
det, von ſpeziellen Geſetzes⸗ oder Vertragsbeſtimmunngen ab- 
ſehen, kein ſelbſtſtändiges Verſchulden, aus welchem derjenige, 
den Schaden nicht verurſacht hat, haftbar gemacht werden 
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könnte. Demgemäß konnte es ſich nur darum handeln, ob die 
Annahme kollidirender Aufträge für den hier eingeklagten 
Schaden kauſal war, — was das B. G. ausdrücklich 
verneint. Iſt danach die gerügte Handlungsweiſe des Bekl. 
nicht als die Urſache des Schadens anzuſehen, wäre vielmehr 
der Schade auch bei pflichtmäßigem Verhalten des Bekl. 
eingetreten, ſo kann dieſer nicht deshalb verantwortlich gemacht 
werden, weil er es unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden. 
Es kommt ferner noch Folgendes in Betracht: Der Bekl. hat 
ſich auf die ihm als Notar obliegende Pflicht zur Verſchwiegen⸗ 
heit berufen, die ihn verhindert habe, die bei den Verhandlungen 
vom 6. Februar und 26. Februar 1894 gewonnene Kenntniß 
von der Vermögenslage des Schuldners P. im Intereſſe 
der Kl. zu verwerthen. Wäre in der Annahme der kollidirenden 
Aufträge die Urſache des Schadens zu erblicken, ſo würde dieſer 
Einwand dem Bekl. nichts nützen können, denn ſeine einmal 
beſtehende Schadenserſatzpflicht würde dadurch, daß er nicht in 
der Lage war, den Schaden abzuwenden, ſelbſtverſtändlich nicht 
beſeitigt worden ſein. Wie die Sache jedoch liegt, war der 
Einwand zutreffend. Das B. G. erkennt die Pflicht des Bekl. 
zur Verſchwiegenheit augenſcheinlich an und durfte daher um 
ſo weniger eine Verpflichtung deſſelben zur Abwendung des von 
ihm nicht verurſachten Schadens, zu der er gar nicht in der 
Lage war, annehmen. Der Satz, daß der Bekl., auch vor 
einem neuen Unrecht nicht hätte zurückſchrecken dürfen, um das 
gegen die Kl. verübte Unrecht gut zu machen, iſt unrichtig; es 
iſt vielmehr unbedingt anzuerkennen, daß der Bekl. den Schaden 
in der vom B. G. verlangten Art und Weiſe nicht abwenden 
konnte, weil er dadurch gegen ſeine Pflichten als Notar 
verſtoßen hätte. (§ 19 des Geſetzes vom 11. Juli 1845, 
§ 300 des Reichsſtrafgeſetzbuchs.) Daraus folgt nach dem 
Geſagten freilich keineswegs die Befreiung des Bekl. von der 
Entſchädigungspflicht; war dieſe vorhanden, ſo blieb ſie von 
jenem Umſtande unberührt. Sie war aber wegen des fehlenden 
Kauſalzuſammenhanges zwiſchen dem auftragswidrigen Verhalten 
des Bekl. und dem Schaden nicht vorhanden. VI. C. S. i. S. 
X. c. Kämpf vom 4. November 1897, Nr. 187/97 VI. 

76. Die Klage iſt auf den Auftrag und auf die Behauptung 
geſtützt, daß der Bekl. den auf den Einſatz beim Totaliſator 
gefallenen Gewinn erhoben hat. Die Klageſchrift könnte darüber 
Bedenken entſtehen laſſen, das Einverſtänduiß der Parteien in 
I. J. und die ausdrückliche Behauptung des Kl. in der Berufungs- 
inſtanz läßt aber keinen Zweifel darüber. Daß Auftrag vorliegt, 
für den Kl. bei dem Rennen in Auteuil auf das Pferd Perfidie 
500 Mark zu ſetzen, kein Wett⸗ oder Spielvertrag zwiſchen dem 
Kl. und dem Bekl., ſtellt der B. R. feſt. Dieſe Feſtſtellung 
greift die Revilion nicht an, fie unterliegt auch keinem rechtlichen 
Bedenken. Nach SS 26, 62, 63 Thl. J Tit. 13 des A. L. R. 
iſt der Bekl. verpflichtet, dem Kl. herauszugeben, was er durch 
die Ausführung des Auftrags erlangt hat. Die Klage iſt nicht 
die Klage aus dem Wett⸗ oder Spielvertrage gegen den Mit⸗ 
kontrahenten, und für den durch § 62 Thl. J Tit. 13 des A. L. R. 
begründeten Anſpruch auf Herausgabe des Gewinns, den der 
Bekl. mit den Mitteln des Kl. gemacht und eingezogen hat, 
kommt darauf nichts an, ob das Spielen oder Wetten am 
Totaliſator in Frankreich oder in Preußen verboten oder erlaubt, 
klagbar oder nicht klagbar iſt. Entſch. des Ober⸗Handelsgerichts 
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Bd. 14 S. 221. Striethorſt Archiv Bd. 85 S. 293... . Die 
ſogenannte Wette am Totaliſator iſt nach Inhalt und Zweck 
nichts als Spiel. Das R. G. hat dies in Uebereinſtimmung 
mit dem Ober⸗Verwaltungsgericht, Entſch. deſſelben Bd. 8 
S. 363, 367 ff., bereits in wiederholten Urtheilen dargelegt. 
Vergl. Entſch. in Strafſachen Bd. 6 S. 172, 421, Bd. 7 S. 21. 
Auf die Begründung dieſer Urtheile, der der erkennende Senat 
ſich anſchließt, iſt hier lediglich Bezug zu nehmen. Nach § 577 
SH. I Tit. 11 des A. L. R. find Spielſchulden unklagbar. 
Das Spiel begründet eine Verbindlichkeit nur mit der einzigen 
Wirkung, daß die Rückforderung des wirklich Gezahlten aus⸗ 
geſchloſſen iſt. A. L. R. Einl. § 86, 8 578 Thl. I Tit. 11, 
8 178 Thl. I Tit. 16. Nach § 581 Thl. 1 Tit. 11 des 
A. L. R. iſt ſelbſt Darlehen zu Spiel oder Wette oder zur 
Bezahlung des dabei gemachten Verluſtes unklagbar. Iſt der 
Spielvertrag unverbindlich, ſo iſt es mit rechtlicher Nothwendig⸗ 
keit ebenſo wie der Geſellſchaftsvertrag zum Spiel auch der 
Auftrag und die Vollmacht zum Spiel. Der Auftrag zum 
Spiel iſt erlaubt wie das nicht verbotene Spiel, aber ſo wenig 
das Geſetz eine Klage aus dem Spielvertrage giebt, ſo wenig 
kann es eine ſolche aus dem Auftrage zum Spiel auf die Aus⸗ 
führung des Spiels zulaſſen. Iſt aber Auftrag zum Spiel 
nicht verbindlich, fo giebt es nach SS 270, 285, 286, 310 
Thl. I Tit. 5 des A. L. R. auch keine Klage auf das Intereſſe 
aus der Nichterfüllung des Auftrags, die nichts wäre als die 
Klage auf den Gewinn, die das Geſetz nicht einmal gegen den 
Mitkontrahenten zuläßt. Giebt es keine Klage daraus, daß 
geſpielt iſt, ſo kann es keine Klage daraus geben, daß nicht 
geſpielt iſt. I. C. S. i. S. Fiedler o. Briefen vom 6. No⸗ 
vember 1897, Nr. 229/97 J. | 
77. Die Bekl. haben geltend gemacht: der Kl. habe in 
ſtehender Ehe für ſeine Wirthſchaft fortwährend Zuſendungen 
in Naturalien und baar von Seiten der Wittwe S. erhalten 
und ſei mit dieſer Art der Verwaltung des Nachlaſſes einver- 
ſtanden geweſen. Der B. R. hat den Einwand nicht für durch⸗ 
greifend erachtet, in dem er erwogen hat: aus der Annahme von 
Naturalien und Baarbeträgen ſeitens des Kl. könne zwar ein 
Einverſtändniß deſſelben mit der Art, wie die Wittwe S. den 
Nachlaß des Ehemanns verwaltet habe, niemals aber ein Verzicht 
auf Rechnungslegung über jene Verwaltung gefolgert werden; 
die Bekl. ſeien deshalb nicht berechtigt, ihre Verpflichtung zur 
Rechnungslegung abzulehnen, vielmehr ſtehe ihnen nur das Recht 
zu, bei dieſer alles dasjenige, was der Kl. aus den Nachlaß⸗ 
revenuen erhalten habe, in Anrechnung zu bringen. — Dieſe 
Annahme iſt von der Reviſion mit Recht bemängelt worden. 
Ob aus den behaupteten Thatſachen ein Verzicht auf Rechnungs⸗ 
legung zu folgern iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Der Einwand 
der Bekl. iſt dahin aufzufaſſen: der Kl. habe, indem er während 
des Beſtehens ſeiner Ehe fortgeſetzt aus dem Nachlaſſe von der 
Verwalterin deſſelben Naturalien und Baarzahlungen (darunter 
Jahre lang die Zinſen eines Kapitals von 4 800 Mark) in 
Empfang genommen habe, ohne einen Vorbehalt zu machen 
oder gegen die ihm gewährten Leiſtungen einen Einwand zu 
erheben, ſich mit der Verwaltung und mit der Vertheilung 
der Revenuen, wie beide von der Wittwe S. vorgenommen 
würden, in dem Sinne einverſtanden erklärt, daß die Ver⸗ 
waltung orduungsmäßig geführt und die Revenuen richtig 


unter die Erben vertheilt ſeien, ſodaß er wegen ſeiner Au⸗ 
ſprüche als Nießbraucher des Erbtheils ſeiner Ehefrau volle 
Befriedigung erlangt habe. Entſpricht dies aber der Sach- 
lage, ſo muß der jetzt erhobene Anſpruch auf Rechnungslegung 
hinfällig erſcheinen. Von dieſem Geſichtspunkte aus hat der 
B. K. den Einwand nicht geprüft. Ferner haben die Bekl. 
eingewendet, daß ihnen die Rechnungslegung unmöglich ſei, weil 
bei den einfachen ländlichen Verhältniſſen Bücher nicht geführt 
und Notizen über die Verwaltung nicht gemacht worden ſeien. 
Auch dieſen Einwand hat der B. R. verworfen. Nach ſeiner 
Ausführung kann es auf jene Thatſache im gegenwärtigen 
Rechtsſtreite, in dem es ſich lediglich um die Feſtſtellung der 
Pflicht der Bekl. zur Rechnungslegung handle, nicht ankommen, 
vielmehr iſt die Frage wegen der Möglichkeit der Rechnungs- 
legung erſt bei einer etwaigen Zwangsvollſtreckung in Erörterung 
zu ziehen. Auch dieſer Theil der Entſcheidung unterliegt der 
Anfechtung. Wenn eine an ſich zur Rechnungslegung ver⸗ 
pflichtete Perſon ohne ihr Verſchulden außer Stande iſt, 
Rechnung zu legen, ſo kann ſie auch nicht zur Rechnungslegung, 
als zu einer ihr unmöglichen Leiſtung, verurtheilt werden. In 
dieſem Sinne hat ſich das R. G. ſchon in dem Urtheile vom 
10. Februar 1894 in Sachen Biſchof wider Kommer und 
Genoſſen V. 353/93 (Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift, Jahr⸗ 
gang 1894 S. 133) ausgeſprochen. Da eine Unmöglichkeit zur 
Rechnungslegung vorliegt, iſt in jedem einzelnen Falle unter 
Berückſichtigung der obwaltenden Umſtände zu prüfen und zu 
entſcheiden. Einer ſolchen Prüfung und Entſcheidung hat ſich 
aber der B. R. nicht unterzogen. IV. C. S. i. S. Schneide⸗ 
wind und Gen. C. Dickhaut vom 25. Oktober 1897, Nr. 68/97 IV. 
78. In der Sache ſelbſt hängt die Entſcheidung über den 
noch ſtreitigen Anſpruch davon ab, ob die Verpflichtung des 
Bekl. zur Befreiung der vindizirten Grundſtücke von den den⸗ 
ſelben auferlegten Hypotheken als rechtliche Folge aus der An⸗ 
fechtung der Eintragung des Eigenthumsüberganges ($ 9 des 
E. E. G.) auf den Bekl. ſich ergiebt. Der I. R. verneint dies, 
indem er annimmt, daß die Klage gegen denjenigen, der die 
vindizirte Sache mit unanfechtbaren Rechten Dritter belaſtet hat, 
als Entſchädigungsklage zu richten ſei, mithin ein vertretbares 
Verſchulden des Bekl. vorausſetze, welches hier nicht vorliege, 
da der Bekl. bei Verpfändung der Grundſtücke gutgläubig 
geweſen ſei. Dieſe Auffaſſung iſt vom B. R. mit Recht ver⸗ 
worfen worden. Es mag ſein, daß aus der rein dinglichen 
Natur der Vindikation allein noch nicht die Verpflichtung des 
Vindikationsbeklagten folgt, die herauszugebende Sache in den 
früheren Stand zu verſetzen, oder den vindizirenden Eigenthümer 
anderweit ſchadlos zu halten, daß vielmehr noch ein perſönlicher 
Verpflichtungsgrund hinzutreten muß, welcher unter Umſtänden 
in einem Verſchulden des Vindikationsbeklagten d. h. desjenigen, 
der dem wahren Eigenthümer den Beſitz oder wie hier das 
Bucheigenthum vorenthält, liegen kann (88 15 ff. Tit. 15 
Thl. I A. L. R., vergl. Entſch. des R. G. Bd. 11 S. 300). 
Wo aber ein Verſchulden des mit der Vindikation Bekl. nicht 
vorliegt, da bieten die Grundſätze über die ungerechtfertigte 
Bereicherung die — wie der B. R. unter Hinweis auf $ 9 
Tit. 10 Thl. 1 des A. L. R. ſich zutreffend ausdrückt — geſetz⸗ 
liche Handhabe zur Ausgleichung der Nachtheile, die dem wahren 
Eigenthümer aus an ſich unanfechtbaren Dispofitionen des 


Bucheigenthuͤmers erwachſen. Auf dieſem Prinzip beruht die 
Vorſchrift des § 28 Tit. 15 Thl. I a. a. O., wonach, wenn der 
redliche Erwerber einer fremden Sache dieſelbe redlicher Weiſe 
wieder veräußert hat, er dem Eigenthümer, wenn dieſer auf 
andere Art nicht vollſtändig entſchädigt werden kann, den bei 
der Veräußerung gezogenen Vortheil zu verabfolgen gehalten iſt. 
Analog liegt der Fall einer gegen Entgelt zu Gunſten eines 
redlichen Dritten erfolgten und deshalb nach § 9 Abſ. 2 des 
E. E. G. nicht anfechtbaren Belaſtung des vindizirten Grund⸗ 
ſtückes. Auch hier muß der Bucheigenthümer den unrechtmäßig 
erlangten Vortheil herausgeben und dieſer beſteht im Fall einer 
Hypothekbeſtellung darin, daß er in der Lage war, dem Darlehns⸗ 
geber oder ſonſtigen Kreditgeber das Grundſtück zum Pfande zu 
bieten und zu gewähren. Speziell im vorliegenden Falle würde 
dem Bekl. aus der Fortdauer des Pfandnexus der vindizirten 
Parzellen der unrechtmäßig erlangte Vortheil einer relativen 
Minderbelaſtung der ihm gehörigen mitverpfändeten Grundſtücke 
verbleiben, und dieſem Vortheil ſteht der offenbare Nachtheil 
gegenüber, der den Kl. aus der Belaſtung der ihnen gehörigen 
Grundſtücke mit den von dem Bekl. aufgenommenen Hypotheken 
erwächſt. V. C. S. i. S. Schaefer c. Sohns vom 16. Oktober 
1897, Nr. 96/97 V. 

79. Es iſt davon auszugehen, daß beide Theile darin ein⸗ 
verſtanden ſind, nicht den urſprünglichen Miethsvertrag aus⸗ 
ſchließlich ihren gegenſeitigen Rechten und Verbindlichkeiten zu 
Grunde zu legen. Beide berufen ſich auf die Aenderungen, die 
derſelbe durch die fpäteren mündlichen Abreden erfahren hat; 
Bekl. will jedoch die Dauer des Miethsverhältniſſes nach dem 
urſprünglichen ſchriftlichen Vertrage beurtheilt wiſſen, weil in 
dieſem Punkte durch die mündlichen Abreden nichts geändert ſei. 
Das B. G. iſt ihm hierin mit Unrecht beigetreten. Das 
Miethsverhältniß, wie es ſich durch die mündlichen Abreden 
geſtaltet hat, entbehrt der Schriftform. Daß die Abmachungen 
zum Theil noch aus der urſprünglichen ſchriftlichen Form zu 
entnehmen ſind, genügt nicht, um daß Erforderniß der Schrift⸗ 
lichkeit als vorhanden anzuſehen. Ein nur theilweiſe in die 
Schriftform gebrachter Vertrag kann nur als mündlicher in 
Betracht kommen. Nun beſtimmt der § 269 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 21, daß mündliche Miethsverträge, wo es eines 
ſchriftlichen Vertrages bedarf, wenn ſie durch die Uebergabe ſchon 
vollzogen worden, auf ein Jahr gültig ſind. Die Voraus⸗ 
ſetzungen dieſer Beſtimmung liegen vor. Der § 156 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 5, auf den ſich das B. G. beruft, 
modifizirt ſich bei Miethsverträgen dadurch, daß dieſe, ſobald 
ſie durch die Uebergabe vollzogen ſind, wegen Mangels der 
Schriftform nicht unverbindlich, ſondern — jedoch nur auf ein 
Jahr — gültig ſind. Es kommt hier alſo nicht in Frage, 
was wegen der Unverbindlichkeit des Vertrages Rechtens 
ſei, wenn der Vertrag ſchon ganz oder theilweiſe erfüllt iſt. 
Die Rechtsfolge davon, daß der Vertrag, auf den beide Theile 
ſich ſtützen, als nur mündlich geſchloſſen erſcheint, iſt vielmehr 
der, daß er in der durch § 269 eit. beſchränkten Weiſe Geltung 
hatte. VI. C. S. i. S. Schurgaſt e. Jendritza vom 4. No⸗ 
dember 1897, Nr. 193/97 VI. 

80. Die Entſcheidung der Vorderrichter beruht auf An⸗ 
vendung des $ 378 Tit. 1 Thl. II des A. L. R. Nach dieſem 
Paragraphen kann der gütergemeinſchaftliche Ehemann Grund- 
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ſtücke und Gerechtigkeiten nicht ohne Einwilligung der Frau 
verpfänden oder veräußern; eine Vorſchrift die zur Folge hat, 
daß die Veräußerung nicht nur für die Frau unverbindlich, 
ſondern auch dem Ehemanne gegenüber unwirkſam iſt, dergeſtalt, 
daß dieſer, falls die Ehefrau ihre Eiwilligung verweigert, nicht 
auf Erfüllung belangt werden kann, ſondern nur im Fall eines 
Verſchuldens (dolus oder culpa in contrahendo) entſchädigungs⸗ 
pflichtig iſt. Das iſt jetzt in der Rechtſprechung ſowohl wie in 
der Theorie allgemein anerkannt. (Vergl. Rehbein Entſch. des 
Obertribunals Bd. IV S. 217 Anm. 4, Entſch. des R. G. 
Bd. I S. 396, Förſter⸗Eccius Preußiſches Privatrecht Bd. IV 
§ 209, Dernburg Preußiſches Privatrecht Bd. IV 8 37 Anm. 12.) 
Ebenſo herrſcht Uebereinſtimmung darin, daß die Einwilligung 
der Ehefrau ausdrücklich und ſchriftlich ſein muß. Eine derartige 
Einwilligung der Ehefrau des Kl. haben die Bekl. nicht be⸗ 
hauptet. Was dieſelben für die Rechtswirkſamkeit des Tauſch⸗ 
vertrages anführen, iſt nicht geeignet, die Anwendung des § 378 
a. a. O. auszuſchließen. Zunächſt kann es keinem Bedenken 
unterliegen, daß es ſich um eine Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken handelt. Es ergiebt ſich dies ſchon daraus, daß die 
Widerkläger die Auflaſſung begehren, alſo ihre Klage auf 
Uebertragung des Eigenthums gerichtet iſt. Ein bloßer Ver⸗ 
waltungsakt liegt nicht vor. Es kann auch ferner die Wirk⸗ 
ſamkeit des Tauſchvertrages nicht aus den Vorſchriften über die 
aus der einſeitigen Erfüllung formell ungültiger Verträge ſich 
ergebenden rechtlichen Folgen ($ 156 ff. Tit. 5 Thl. I A. L. R.) 
hergeleitet werden. Der in Rede ſtehende Vertrag leidet nicht 
an formeller, ſondern an materieller Ungültigkeit, und wenn 
wirklich, wie die Widerkläger behaupten, der Flächenaustauſch 
mit mündlicher oder doch ſtillſchweigender Genehmigung der 
Ehefrau geſchehen wäre, ſo würde daraus doch nicht folgen, daß 
ſie als Mitkontrahentin des Tauſchvertrages anzuſehen ſei. 
Die von der Reviſion gerügte Verletzung der 88 155 ff. a. a. O. 
liegt ſonach nicht vor. V. C. S. i. S. Engler c. Frehſee 
vom 22. Oktober 1897, Nr. 53/97 V. 

81. Das Erforderniß der Böslichkeit, welches im § 694 
Thl. II Tit. 1 A. L. R. aufgeſtellt iſt, fällt nicht ſchon deshalb 
ohne Weiteres fort, weil die Bekl. zur Zeit der Klageanſtellung 
bereits 61 Jahre alt war. Es iſt vielmehr im einzelnen Falle 
nach den konkreten Umſtänden zu prüfen, ob das höhere 
Alter des einen oder anderen Ehegatten als Entſchuldigung für 
die Verſagung des Beiſchlafes angeſehen werden kann. IV. C. S. 
i. S. Fiebelkorn c. Fiebelkorn vom 8. November 1897, Nr. 97/97 IV. 

82. Unbedenklich erſcheint zunächſt die Ausführung des 
B. R., daß eine Verzeihung im Sinne des § 720 Thl. II 
Tit. 1 A. L. R. auch nach Erhebung der Cheſcheidungsklage 
möglich ſei, und daß in ſolchem Falle die Rechtswirkſamkeit der 
Verzeihung nicht durch die Zurücknahme der Scheidungsklage 
bedingt werde. IV. C. S. i. S. Sebrandtke C. Sebrandtke vom 
1. November 1897, Nr. 174/97 IV. 

83. Der Kaufvertrag, bei deſſen Aufnahme der Bekl. das 
Verſehen begangen haben ſoll, wurde von ihm am 8. Januar 1890 
in Berlin über das bis dahin dem Rentier B. gehörige Grund⸗ 
ſtück Wichmannſtraße 6 als zwiſchen dem B. als Verkäufer und 


dem Magiſtratsſekretär H. als Käufer abgeſchloſſen in notarieller 


Form aufgenommen. Der Vereinbarung beider Theile entſprechend 
enthielt der Vertrag die Beſtimmung, daß der Käufer am 
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1. Juli 1890 abſchläglich auf den Kaufpreis 11 000 Mark zu 
zahlen habe. Nach der Vereinbarung beider Theile ſollte der 
Vertrag ferner die Beſtimmung enthalten, daß der Käufer, wenn 
er dieſe Zahlung nicht leiſte, ſich der ſofortigen Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ſein geſammtes Vermögen unterwerfe. Eine ſolche 
Beſtimmung, die nur inſofern beſchränkter war, als ſie, wie 
urſprünglich geplant war, allein die Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück feſtſetzte, war auch in dem von beiden Theilen privat⸗ 
ſchriftlich geſchloſſenen Vorvertrage über das Grundſtück enthalten 
und dieſen Vorvertrag hatte B. im Einverſtändniß des H. vor 
der Aufnahme des notariellen Vertrages dem Bekl., vertreten 
durch ſeinen Büreauvorſteher, mit dem Auftrage übergeben, hier⸗ 


nach die den Intereſſen des Verkäufers entſpiechende zur Zwangs⸗ 


vollſtreckung geeignete notarielle Vertragsurkunde aufzunehmen, 
und der Bekl. hatte auch dieſen Auftrag angenommen. In dem 
notariellen Vertrage gab jedoch der Bekl. der auf die Zwangs- 
vollſtreckung bezüglichen Beſtimmung folgende Faſſung: „Herr H. 
unterwirft ſich hiermit, für den Fall, daß er die vorbezeichnete 
Zahlung von Elftauſend Mark und von Dreißigtauſend Mark 
bis ſpäteſtens am 1. Januar 1891 nicht leiſten ſollte, der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung in fein geſammtes Vermögen.“ Als nun H. 
am 1. Juli 1890 die 11 000 Mark nicht zahlte, ertheilte der 
Bekl. dem B. auf deſſen Antrag vier vollſtreckbare Ausfertigungen 
über Theilbeträge jener Summe und B. ließ hieraus gegen H. 
Zwangsvollſtreckung vornehmen, auch, als dieſe fruchtlos ausfiel, 
den H. zur Leiſtung des Offenbarungseides laden. Inzwiſchen 
wurden jedoch durch Beſchluß des Amtsgerichts, da nach der 
Faſſung des Vertrages die Nichteinhaltung des Termins vom 
1. Juli 1890 nicht mit der Zwangsvollſtreckung bedroht war, 
die vollſtreckbaren Ausfertigungen aufgehoben und die Zwangs⸗ 
vollſtreckungen für unzuläſſig erklärt, dieſe Entſcheidung auch im 
Beſchwerdeverfahren vom L. G. aufrecht erhalten. Dem B. 
erwuchſen hierdurch für die Zwangsvollſtreckungen und den amts⸗ 
gerichtlichen Aufhebungabeſchluß 155 Mark 25 Pf. und für 
das Beſchwerdeverfahren einſchliehlich der Rechtsanwaltsgebühren 
55 Mark 33 Pf. Koſten; ferner hatte er für Konferenzen und 
Rathserkheilung über die Frage der Zuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach Ablauf des 1. Juli 1890 dem Bekl. 
50 Mark 90 Pf. zahlen müſſen. Bei dieſer von beiden Vorder⸗ 
richtern feſtgeſtellten Sachlage giebt weder die auf Auslegung 
des Vertrages geſtützte berufungsgerichtliche Ausführung, daß 
die von dem Bekl. vorgenommene Faſſung des Vermerks 
bezüglich der am 1. Juli 1890 in Höhe von 11000 Mark 
zuläffigen Zwangsvollſtreckung auf einem vertretbaren Verſehen 
des Bekl. beruhe, noch auch die weitere Entſcheidung des B. G., 
daß der Bekl. in Folge dieſes Verſehens dem B. in vollem 
Umfange für den Erſatz der vorbezeichneten Koſten und Aus⸗ 
lagen verantwortlich geworden ſei, zu rechtlichen Bedenken Anlaß. 
Wie das B. G. mit Recht hervorhebt, habe dem Bekl. als 
Rechtsverſtändigen obgelegen, die zur Erreichung des Zweckes, 
die Zahlung der am 1. Juli 1890 fälligen 11 000 Mark ſo⸗ 
fort vollſtreckbar zu machen, geeignete Faſſung zu wählen, da 
gerade deshalb der nicht rechtskundige B. ihm den Auftrag zum 
Entwurfe der Urkunde ertheilt habe, und es könne daher das 
Einverſtändniß der Laien mit der von dem Juriſten gewählten 
Faſſung den Bekl. nicht entſchuldigen. Gegen den vorerwähnten 
Theil der Begründung des B. U. hat die Reviſion auch keinen 


Angriff vorgebracht. Ihr Angriff richtet ſich, da die Klage erſt 
im April 1894 erhoben iſt, nach der Meinung der Reviſion 
aber dem Bekl. die dreijährige Verjährung aus $ 54 Thl. I 
Tit. 6 A. L. R. und Nr. 2 der Deklaration vom 31. März 1838 
zur Seite ſteht, gegen den Theil der Entſcheidungsgründe des 
B. G., der ſich auf die Verwerfung der Einrede jener Ver⸗ 
jährung bezieht. Der Angriff iſt jedoch nicht begründet. Das 
B. G. läßt die Frage, ob der Notar als ſolcher im Verhäͤltniſſe 
zu den Kontrahenten den Grundſätzen des Vollmachtsvertrages 
unterliege, (Dernburg Preußiſches Privatrecht 5 Auflage Bd. II. 
S. 920 Nr. 10 und Anm. 29) ganz dahin geſtellt, nimmt 
aber die Anwendbarkeit der Grundſätze des Vollmachtsvertrages 
dann an, wenn thatlächliche Verhältniſſe das Zuſtandekommen 
eines beſonderen Vollmachtsvertrages begründeten. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzung ſieht das B. G. im vorliegenden Falle in Beziehung 
auf B. als den Auftraggeber und den Bekl. als den Beauftragten 
bezüglich des Auftrags zur Aufnahme des Vermerks betreffend 
die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung wegen der am 1. Juli 1890 
fälligen 11 000 Mark als gegeben an. Rechtliche Bedenken 
ſtehen dieſer Annahme auf der Grundlage des obigen That⸗ 
beſtandes nicht entgegen, indem hieraus hervorgeht, daß wegen 
des Einverſtändniſſes des Käufers H. jener Auftrag des B. 
nicht den Intereſſen des H. widerſprach und daß ferner in⸗ 
haltlich jener Auftrag von einer bloßen Informationsertheilung 
ſich weſentlich unterſchied. Da wie das B. G. feſtſtellt, der 
Bekl. den Auftrag angenommen hat, ſo iſt in der Auffaſſung, 
daß der Bekl. aus einem Vollmachtsvertrage hafte, eine Rechts⸗ 
normverletzung nicht erkennbar und darum die Verwerfung der Cin ⸗ 
rede der dreijährigen Verjährung gerechtfertigt. IV. C. S. i. S. 
X. c. Lazarus vom 4. November 1897, Nr. 90/97 IV. 
VI. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 
Zu den Ablöſegeſetzen. | 
84. Die Anſchlußreviſion des Bekl. war als unzuläſſig zu 
verwerfen. Der Bekl. verfolgt mit ſeiner Reviſion den Zweck, 
einen Ausſpruch des R. G. darüber herbeizuführen, ob er oder 
der Litisdenunciat der zur Zahlung des Ablöſungskapitals Ver. 
pflichtete ſei. Zur Abgabe einer ſolchen Entſcheidung iſt das 
R. G. nicht berufen. Nach § 67 des Geſetzes vom 18. Februar 
1880 betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegen⸗ 
heiten iſt die Reviſion nur in Beziehung auf ſolche Rechts- 
verhältniſſe zuläffig, welche außerhalb eines Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahrens Gegenſtand eines Rechtsſtreits hätten werden können 
und dann zum ordentlichen Rechtswege gehört hätten. Es kann 
nun die Frage, wer im Ablöſungsverfahren zur Gewährung 
der Abfindung für das abzulöſende Recht verpflichtet iſt, jeden 
falls dem Berechtigten gegenüber nur in dieſem Ver⸗ 
fahren zum Austrag gebracht und unter keinen denkbaren Um⸗ 
ſtänden außerhalb dieſes Verfahrens der Entſcheidung der ordent⸗ 
lichen Gerichte unterworfen werden. Der gegenwärtige Fall it 
auch nicht mit denen in Vergleich zu ftellen, in denen im Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahren die Aktiv- oder Paſſiv- Legitimation 
aus dem Grunde ſtreitig wird, weil über das Eigenthum oder 
das Beſtehen und den Umfang von Servitutrechten Streit 
herrſcht. In der vorliegenden Sache beſtreitet der Fiskus weder, 
daß er Eigenthümer des Deyguhn⸗Sees ſei, noch daß er als 
ſolcher die Ausübung der Servitut des Kl. zu dulden habe. 
Nur darum handelt es ſich, ob aus dem unſtreitig feſtſtehenden 
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allgemeinen Rechtsberhältniß des Bekl. einerſeits zum Kl., 
andererseits zu dem Erbpächter der Fiſcherei der Schluß zu 
ziehen ſei, daß im Ablöſungsverfahren nicht der Bekl. als Eigen ⸗ 
thümer des Sees, ſondern der Litisdenunciat als Erbpächter 
der Fiſcherei das Ablöſungskapital zu zahlen verpflichtet ſei. 
Der Bekl. hat daher auch im Weſentlichen ſeine Anſchluß⸗ 
Reviſion nicht ſowohl auf allgemeine Geſetzesvorſchriften, als 
vielmehr auf die Beſtimmungen der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung vom 27. Juni 1821 und das '. vom 
2. März 1850 geſtützt. V. C. S. i. S. Ablöſung von 
n c. Fiskus vom 6. November 1807 Nr. 127/97 V. 
a Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 1817. 
Der Revifionsangriff bezeichnet als durch Nicht⸗ 
u. verlegt: den $ 17 Nr. 3 der Regierungsinſtruktion 
vom 23. Oktober 1817, welcher vorſchreibt, daß bei außer⸗ 
ordentlichen Vorfällen aller Art von Wichtigkeit, z. B. Seuchen, 
ſeitens der Regierungen zu berichten iſt und höhere Verhaltungs⸗ 
befehle einzuholen ſind. Es wird ausgeführt, daß nach dieſer 
Vorſchrift das hier in Frage ſtehende Abkommen wie überhaupt 
die ganze Einrichtung der Uebergabeſtation der Genehmigung 
oder vorherigen Ermächtigung des zuſtändigen Miniſters bedurft 
habe. Dieſer Angriff iſt ſchon deshalb hinfällig, weil die er⸗ 
wähnte Beſtimmung vorausſetzt, daß die Seuche ſchon aus⸗ 
gebrochen iſt, während es ſich bei der in Streit befangenen Ver⸗ 
einbarung um das Treffen von Vorkehrungen gegen eine 
drohende Seuche handelt. In dieſem letzteren Falle ſind aber 
die Regierungen, gegenwärtig der Regierungspräſident, jedenfalls 
befugt, frei und ſelbſtſtändig zu handeln, namentlich auch Ver⸗ 
träge einzugehen, wie die §8 2 (Nr. 3) und 13 der citirten 
Inſtruktion in Verbindung mit $ 18 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 ergeben. 
Zutreffend hat die angefochtene Entſcheidung angenommen, daß 
eine Beſchränkung dieſer Befugniß mit Wirkſamkeit gegen Dritte 
im vorliegenden Falle nicht dadurch herbeigeführt iſt, daß in 
dem Miniſterial⸗Erlaß vom 29. Juni 1893 vorgeſchrieben 
worden, es bedürfe zur Einrichtung von Krankenübergabe⸗ 
ſtationen der vorherigen Genehmigung des Miniſters der geiſt⸗ 
lichen ꝛc. Angelegenheiten. Eine wirkſame Bekämpfung der 
betreffenden Ausführungen der Vorinſtanz, auf welche Bezug 
genommen wird, durch die Reviſion, kann nicht als vorliegend 
erachtet werden. Namentlich iſt auch dem angegriffenen Urtheile 
beizutreten, wenn es ſagt, daß in den erwähnten geſetzlichen 
Beſtimmungen eine privatrechtliche Vollmacht des Regierungs⸗ 
präſidenten zu befinden, welche nach $ 93 Thl. I Tit. 13 des 
A. L. R. durch eine gar nicht bekannt gemachte, alſo rein 
interne Inſtruktion, wie fie hier in dem gedachten Minifterial- 
Erlaſſe vorliegt, mit Wirkſamkeit gegen Dritte nicht beſchränkt 
werden kann. Zutreffend wird auch dieſerhalb der § 147 a. a. O. 
n Bezug. genommen, indem ausgeführt ift, daß der dort ge⸗ 
achten, durch beſondere Mittheilung einem Dritten kundgegebenen 
Bollmachtsertheilung die durch öffentliche Bekanntmachung, ins⸗ 
eſondere durch Geſetz, jedem Dritten offenbarte Vollmachts⸗ 
rtheilung gleichſtehen müſſe. Es kann übrigens auch noch 
arauf hingewieſen werden, daß, wie v. Rönne, Staatsrecht der 
breußiſchen Monarchie, 4. Aufl. Bd. 3 S. 583, ſagt, der 
5iskus aus Verträgen, welche die Beamten des Staats für dieſen 
nit dritten Perſonen ſchließen, nach denſelben Grundſätzen ver⸗ 
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pflichtet wird, welche bezuglich der Verbindlichkeiten der Kor⸗ 
porationen aus den Verträgen ihrer Beamten gelten. Aus den 
danach anzuwendenden Beſtimmungen der §§ 120 ff. Thl. II 
Tit. 6 des A. L. R. ergiebt ſich auch, daß der Dritte, welcher 
ſich in Verhandlungen mit Repräſentanten der Korporation 
einläßt, an Einſchränkungen, welche den letzteren gemacht ſind, 
nur inſoweit gebunden iſt, als ihm dieſelben hätten bekannt ſein 
können oder ſollen. VI. C. S. i. S. Fiskus c. Berghaus 
vom 15. November 1897, Nr. 252/97 V. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

86. Es handelt ſich um die Frage, ob eine Unterſchrfte 


beglaubigung, welche durch den Gemeindevorſteher auf Grund 


des § 8 Abſ. 2 der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
11. Juli 1889, betreffend die Führung des Genoſſenſchafts⸗ 
regiſters und die Anmeldungen zu demſelben erfolgt iſt, der 
Stempelſteuer aus Nr. 77 des Tarifs zu dem Preußiſchen 
Stempelſteuergeſetze vom 31. Juli 1895 unterliegt. Dieſe Frage 
iſt zu bejahen. Näher begründet. III. C. S. i. S. Spar⸗ 
und Darlehnskaſſe zu Schwarme c. i vom 9. 1 
1897, Nr. 174/97 III. 
Zum Waſſergeſetz vom 28. see 1843. 

87. Nach § 16b des Geſetzes vom 28. Februar 1843 
ſteht den Beſitzern der bei Verkündung des Geſetzes rechtmäßig 
beſtehenden Mühlen gegen Anlagen, die der Uferbeſitzer zur 
Benutzung des Waſſers in Gemäßheit der ihm nach 58 1 und 13 
zuſtehenden Rechts unternimmt, ein Widerſpruchsrecht zu, wenn 
ihm dadurch das zum Betriebe im bisherigen Umfange noth⸗ 
wendige Waſſer entzogen wird. Außer Streit iſt, daß die 
Mühle des Kl. ſchon vor dem Jahre 1843 als Waſſermühle 
mit drei Mahlgängen in Betrieb war. Der B. R. hält für 
erwieſen, daß ſchon vor dem Jahre 1843 in waſſerarmer Zeit 
der Müller das geſammte Waſſer des Bachs zum Betriebe in 
Anſpruch genommen, und daß dies ſchon damals nicht hingereicht 
habe, den Betrieb der Mühle aufrecht zu erhalten. Ihm fällt 
kein Rechtsirrthum zur Laſt, wenn er daraus folgert, daß die 
vom Kl. jetzt beanſpruchte Waſſermenge ſchon im Jahre 1843, 
als das Geſetz in Kraft trat, bei dem damaligen Umfange der 
Mühle zu deren Betriebe nothwendig war. Der B. R. hält 
ferner für erwieſen, daß der Kl. in Folge der Anlagen der 
Bekl. einen Waſſerverluſt erleide, der ihn zur Klage berechtige. 
Er nimmt mit dem Sachverſtändigen B. an, daß die Bekl. 
nicht alles Waſſer, das ſie dem Bache entnehme, in den Bach 
zurückleite, daß vielmehr von dem Bachwaſſer während der 
Sommermonate täglich durchſchnittlich 5,76 Kubikmeter verloren 
gingen, ein Quantum, das ausreiche, einen Mahlgang zwei 
Minuten in Betrieb zu halten. Der hiergegen gerichtete Angriff 
der Reviflon kann nicht für begründet erachtet werden. Durch 
das Geſetz vom 28. Februar 1843 ſind die beſtehenden Mühlen⸗ 
anlagen inſofern beſonders begünſtigt, als ihnen unter den im 
§ 156 vorgeſehenen Vorausſetzungen das Betriebswaſſer in vollem 
Umfange geſichert werden ſoll. Der B. R. bewegt ſich auf dem 
Gebiete der Thatfrage, wenn er in der Entziehung von 
5,76 Kubikmeter Waſſer eine Beeinträchtigung des Mühlen⸗ 
betriebes erblickt, die der Bekl. nach § 16 des Geſetzes unterſagt 
iſt. Der Verminderung des Bachwaſſers ſteht aber eine Ver⸗ 
mehrung der Waſſermenge gegenüber, die dadurch bewirkt wird, 
daß die Bekl. dem Bache das von ihr benutzte Regenwaſſer und 
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das der Waſſerleitung entnommene Waſſer mit dem benutzten 
Bachwaſſer zugleich zuführt. Dieſe Zuleitung darf — was 
auch der B. R. nicht verkennt — bei Beurtheilung der vor⸗ 
liegenden Frage nicht außer Betracht bleiben. Der Sachver⸗ 
ſtändige B. hält die Zuleitung für ſo erheblich, daß dadurch 
alle Nachtheile ausgeglichen würden, die durch Entziehung des 
Bachwaſſers entſtünden. Der B. R. verwirft dieſe Anſicht mit 
folgender Begründung: Nach dem Gutachten von B. würden 
dem Bache infolge der bebauten Flächen der Bekl. durchſchnittlich 
124,4 Kubikmeter (im Monat) zugeführt. Eine Ausgleichung 
des dem Bache entzogenen Waſſers mit Regenwaſſer ſei aber 
unzuläſſig, da eine Waſſerzufuhr nur inſoweit in Betracht 
kommen könne, als fie eine regelmäßige ſei. In waſſerreichen 
Zeiten nütze dem Müller der Zufluß von 100 Kubikmeter Waſſer 
den Tag vielleicht nicht ſoviel, als ihm die Entziehung von 
5 Kubikmeter in waſſerarmer Zeit ſchade. Daſſelbe gelte für 
das Leitungswaſſer, das von der Fabrik der Bekl. in ſehr un⸗ 
regelmäßigen Quantitäten bezogen werde. Dieſe Ausführung 
iſt nicht frei von Rechtsnormverletzung. Richtig iſt, daß der 
Erſatz des Waſſers dem Verluſt an Bachwaſſer entſprechen muß, 
und daß das zugeleitete Waſſer darum nur inſoweit der Bekl. 
zugute kommen kann, als die Zuleitung regelmäßig geſchieht. 
Aber der Begriff der Regelmäßigkeit ſetzt keineswegs voraus, 
daß der Erſatz Tag für Tag gerade ſoviel betrage, wie das 
eutzogene Bachwaſſer (durchſchnittlich 5,76 Kubikmeter täglich), 
ſondern es genügt, daß dem Bache überhaupt ein entſprechendes 
Quantum zugeführt wird, das der Müller in derſelben Weiſe 
nutzbar machen kann, wie das entzogene Bachwaſſer, wenn dies 
nicht abgeleitet wäre. In der Natur der Sache liegt es, daß 
bei Beurtheilung der Frage unweſentliche, geringfügige 
Aenderungen im Betriebe der Mühle, die dem Müller wirth- 
ſchaftlich keinen Nachtheil bringen, nicht in Betracht kommen 
können. Dem Kl. würde ein Mißbrauch ſeines Rechts im Sinne 
der 88 26 ff. Thl. J Tit. 8 des A. L. R. zur Luft fallen, 
wenn er ſich darauf berufen wollte. Nach dieſer Richtung hin 
hat der B. R. das Sachverhältniß nicht geprüft. V. C. S. i. S. 
Werner u. Co. c. Cordesmeyer vom 24. November 1897, 
Nr. 148/97 V. 

Zum Notariatsgeſetz vom 11. Juli 1845. 

88. Nicht zu billigen iſt die Anſicht, daß der Bekl., wenn 
er ſeine Mitwirkung als Notar bei den Verhandlungen vom 
6. und 26. Februar 1894 abgelehnt hätte, keine Verpflichtung 
zur Geheimhaltung desjenigen, was ihm hierbei von den Be⸗ 
theiligten anvertraut war, gehabt haben würde. Die Anſicht 
ſtützt ſich auf den Wortlaut des § 19 des Notariatsgeſetzes 
vom 11. Juli 1845: „Die Notare ſind verpflichtet, über die 
Verhandlungen, bei denen ſie mitgewirkt haben, 
Verſchwiegenheit zu beobachten.“ Es iſt indeſſen nicht geboten, 
die hieraus ſich ergebende Pflicht zur Verſchwiegenheit nur auf 
den Fall zu beziehen, wenn es zu einem notariellen Akt wirk⸗ 
lich gekommen iſt. Auch dann, wenn der Notar wegen der 
Aufnahme oder Beglaubigung einer Urkunde angegangen wird, 
die er ſchließlich ablehnt, iſt er als Notar bei den vor ihm mit 
den Betheiligten ſtattgehabten Verhandlungen thätig geweſen. 
Auch in dieſem Falle iſt er in ſeiner Eigenſchaft als Notar 
der Vertrauensmann der Betheiligten geweſen, denen gegen- 
über die Pflicht zur Verſchwiegenheit beſteht. Demgemäß 
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hatte der $ 23 A. G. O. III, 7 den Notaren zur Pflicht ge⸗ 
macht, von den „bei ſolchen Gelegenheiten“ zu ihrer Kenntniß 
gelangenden Geheimniſſen der Familien und der Intereſſenten 
ſelbſt nichts zu verrathen, noch ſonſt einen üblen Gebrauch da⸗ 
von zu machen, vielmehr darüber die unverbrüchlichſte Ver⸗ 
ſchwiegenheit zu beobachten. Der § 19 des Notarlatsgeſetzes 
ſchränkt dies nicht ein, ſondern erweitert es, indem er die Ver⸗ 
pflichtung zur Verſchwiegenheit auf das vor dem Notar Ver⸗ 
handelte ſchlechthin erſtreckt, wobei zugegeben werden mag, daß 
eine Ausnahme bezüglich ſolcher Vorgänge und Mittheilungen 
immer noch beſteht, die ihrer Natur nach keinen vertraulichen 
Charakter haben. Daß der § 19 des Notariatsgeſetzes in dem 
vorſtehend erörterten Sinne zu verſtehen ſei, wird auch von den 
Schriftſtellern über das Notariatsrecht angenommen. (Vergl. 
Koch⸗Jaſtrow, Formularbuch und Notariatsrecht, 10. Auflage, 
zu § 19 des Geſetzes, Ziffer 2; Weißler, das Notariat, S. 184 
Ziffer 2, S. 185 Ziffer 3; Kühne und Sydow, die Preußiſchen 
Geſetze über das Notariat, S. 33, Anm. zu 8 19.) VI. C. S. 
i. S. X. c. Kämpf vom 4. November 1897, Nr. ABIT Vl. 

Zum Jagdpolizeigeſetz. 

89. Das B. G. hat mit Recht 1 daß der 
Jagdpachtvertrag vom 3. November 1896, auf welchen der 
Klageantrag gegründet iſt, wegen Formmangels nicht rechts⸗ 
verbindlich iſt. Der Kl. will durch den gedachten Vertrag die 
Jagdnutzung der Gemeinde Sterzendorf d. h. auf denjenigen im 
Gemeindebezirk Sterzendorf belegenen Grundſtücken gepachtet 
haben, welche nach § 4 des Preußiſchen Jagdpolizeigeſetzes vom 
7. März 1850 einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk bilden. Die 
Beſitzer dieſer Grundſtücke werden nach § 9 a. a. O. in allen 
Jagdangelegenheiten durch die Gemeindebehörde vertreten und 
fragt es ſich deshalb, welches Organ hierunter zu verſtehen iſt 
und welchen Formvorſchriften ein zwiſchen derſelben und einem 
Anderen abgeſchloſſener Jagdpachtvertrag unterliegt. Nach dem 
den Kammern im Jahre 1849 vorgelegten Entwurf des Jagd⸗ 
polizeigeſetzes ſollte die Vertretung der Beſitzer der zu einem 
Jagdbezirke gehörigen Grundſtücke dem Gemeindevorſteher ge⸗ 
bühren, weil, wie die Motive zu dem Entwurfe bemerken, der 
Gemeindevorſtand beſſer, als ein aus der Mitte der Betheiligten 
zu wählender Jagdvorſtand geeignet erſcheine, die Rechte der 
großen und kleinen Grundbeſitzer mit gleicher Sorgfalt zu 
ſchützen und dabei das öffentliche Wohl wahrzunehmen. Bei 
der Berathung des Geſetzes in der Erſten Kammer wurde es 
indeß für angezeigt erachtet, anſtatt des Ausdruckes Gemeinde ⸗ 
vorſtand „Gemeindebehörde“ zu ſagen, um nicht einer ſpäteren 
Gemeindeordnung zu präjudiziren und es dieſer zu überlaſſen, 
wem die Vertretung rückſichtlich der Verpachtung der Jagdbezirke 
obliegen ſolle. — Stenographiſche Berichte der Erſten Kammer, 
Bd. 2 S. 802 und 805, Bd. 3 S. 1387, 1401 ff. Nachdem 
ſodann die Zweite Kammer dem Geſetze in der abgeänderten 
Faſſung zugeſtimmt hatte, erſtattete das Staatsminiſterium einen 
Immediatbericht, in welchem es bezüglich der fraglichen Aenderung 
bemerkte, „die Jagdangelegenheiten auf gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirken ſollten als Kommunalſachen betrachtet und nach den Vor⸗ 
ſchriften der Gemeindeordnung beurtheilt werden“. efr. Entſch. 
des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 3 S. 172. Der Geſetzgeber 
wollte hiernach offenbar, daß die Jagdangelegenheiten, obwohl 
es ſich nicht um eigentliches Gemeindevermögen, ſondern um das 
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Vermögen eines beſtimmten Kreiſes von Grundbeſitzern handelt, 


in derſelben Weiſe verwaltet werden ſollen, wie das eigentliche 
Gemeindevermögen, alſo ſowohl von denſelben Organen, als 
auch unter Beobachtung der Formvorſchriften, welche für die 
Verwaltung des Gemeindevermögens gelten. Nach der für die 
Provinz Schleſien maßgebenden Landgemeinde⸗Ordnung vom 
3. Juli 1891 iſt der Gemeindevorſteher die Obrigkeit der Land⸗ 
gemeinde und führt deren Verwaltung, § 88 Abſ. 1. Er hat 
insbeſondere die Gemeinde nach außen zu vertreten und Namens 

derſelben mit Behörden und Privatperſonen zu verhandeln 
Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche die Gemeinde gegen Dritte 
verbinden ſollen, müſſen indeß außer von ihm auch noch von 
einem Schöffen unterſchrieben und mit dem Gemeindeſiegel ver- 


ſehen fein, $ 88 Abſ. 4 Nr. 7 a. a. O. Der Jagdpachtvertrag 


vom 3. November 1896 mußte, da der Gegenſtand mehr als 
150 Mark beträgt, ſchon nach § 131 des A. L. R. Thl. J Tit. 5 
ſchriftlich errichtet werden. Die über denſelben aufgenommene 
Urkunde mußte deshalb auch mit dem Gemeindeſiegel verſehen 
ſein. Da dies nicht geſchehen iſt, iſt er für die Intereſſenten 
des gemeinſchaftlichen Jagdbezirks nicht rechtsverbindlich. Gleicher 


Anſicht find das frühere Preußiſche Obertribunal, vergl. Entſch · 


Bd. 60 S. 302 ff., Bd. 68 S. 116; Striethorſt, Archiv Bd. 69 
S. 213 ff., und Goltdammer, Archiv Bd. 24 S. 600; das 
Preußiſche Oberverwaltungsgericht, Urth. vom 14. Januar 1878, 
Entſch. Bd. 3 S. 169 ff.; das Reichsgericht in den Urtheilen 
des IV. Strafſenats vom 18. Juni 1889 und des II. Straf⸗ 
ſenats vom 9. Oktober 1894, Entſch. in Strafſachen, Bd. 19 
S. 327 und Bd. 26 S. 144, ſowie des IV. C. S. vom 
12. März 1883, Gruchot, Beiträge Bd. 28 S. 982; Koch, 
Kommentar zum Allgemeinen Landrecht, Anm. 24 zu § 119 
Thl. J Tit. 5; Hinſchius, in der Zeitſchrift für Geſetzgebung 
und Rechtspflege, Bd. 3 S. 565; Wagner, Preußiſche Jagd⸗ 
geſetzgebung, Anm. 49 zum 89 des Geſetzes vom 7. März 1850, 
2. Ausgabe, S. 70. VI. C. S. i. S. Scholz e. Gemeinde 
Sterzendorf vom 8. November 1897, Nr. 305/97 VI. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

90. Es handelt ſich darum, ob die Bekl. verpflichtet ſind, 


die Decke des Stollens, der den hier fraglichen Waſſerlauf durch 
den Karrberg hindurchführt, an der eingeſtürzten Stelle wieder 


herzuſtellen. Die Klage behauptet dies, weil die Bekl. die Unter⸗ 
haltung des ganzen Waſſerlaufs in dem Drübecker Separations⸗ 
rezeß übernommen hätten, während die Bekl. beſtreiten, daß 
ſich dieſe Verpflichtung auch auf denjenigen Theil des Waſſer⸗ 
laufs beziehe, in welchem der Stollen liegt. Der I. R. hat 
dieſen Streitpunkt zu Ungunſten der Bekl. entſchieden, hat aber 
trotzdem ſowohl die Klage, wie die Widerklage abgewieſen, weil 


er annimmt, daß die rezeßmäßige Verpflichtung der Bekl. zur 


Unterhaltung auch bezüglich des Stollens „nichts anderes und 
nichts mehr als die Verpflichtung zur Räumung zwecks Ge- 
währung der Vorfluth“ ſei, und ſich hieraus die Zuſtändigkeit 
des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens ergebe. Der B. R. 
theilt dieſen Standpunkt nicht. Er führt zunächſt aus, wie der 
Umſtand, daß die Bekl. die Unterhaltungspflicht in einem 
Separationsrezeſſe übernommen haben, nicht entſcheidend dafür 
ſein könne, ob es ſich um eine öffentlich rechtliche, oder privat⸗ 
rechtliche Verpflichtung handle, da in Rezeſſen nicht blos öffentlich- 
rechtliche, ſondern auch privatrechtliche Rechtsverhältniſſe geregelt 


würden. Dies iſt auch vom R. G. wiederholt anerkannt worden 
(vergl. z. B. Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 453 Nr. 66). 
Es komme alſo, ſo führt der B. R. weiter aus, darauf an, ob 
die Unterhaltungspflicht bezüglich der Gräben an ſich dem öffent- 
lichen oder dem Privatrecht angehöre. Nur wenn erſteres der 
Fall wäre, würde man annehmen können, daß die im Rezeß 
getroffene Regelung öffentlich⸗rechtliche Verpflichtungen der Bekl. 
begründet habe. Dies ſei nun aber nicht der Fall, denn nicht 
die Unterhaltungspflicht, ſondern nur die Räumungs⸗ 
pflicht von Gräben, Bächen und Waſſerläufen ſei im öffent⸗ 
lichen Recht begründet und im § 66 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883 dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
überwieſen. Die Entſcheidung hänge alſo ſchließlich davon ab, 


ob anzunehmen ſei, daß die Wiederherſtellung der eingeftürzten 


Decke des Kanals zur Unterhaltung oder zur Räumung gehöre. 
Wolle man nun auch im Anſchluß an die Judikatur des 
O. V. G. den Begriff der Räumungspflicht ſoweit faſſen, daß 
darunter nicht blos die Beſeitigung bereits beſtehender Abfluß⸗ 
hinderniſſe, ſondern unter Umſtänden auch die Beſeitigung erſt 


drohender Abflußhinderniſſe falle, ſo könne doch das Erhalten des 


Waſſerlaufs in dem bisherigen Zuſtande und die zu dieſem 
Zwecke erforderlichen Arbeiten, insbeſondere die hier verlangte 


Neuherſtellung der Decke des Stollens, nur als ein Ausfluß der 


Unterhaltungspflicht aufgefaßt werden. Demnach ſei 
hierüber der Rechtsweg zuläſſig. Die gegen dieſe Ausführung 
von der Reviſion erhobenen Bedenken find unbegründet. Es iſt 
nicht richtig, daß fie ſich, wie die Reviſion meint, mit dem im 
Thatbeſtande erwähnten Urtheile des höchſten Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes vom 13. November 1893 in Widerſpruch ſetze. Denn 
dieſes Urtheil rechnet die Wiederherſtellung der eingeſtürzten 
Decke keineswegs ohne Weiteres zur Räumung, es ſpricht viel- 
mehr nur aus, daß unter Umſtänden auch dieſe Wieder⸗ 
herſtellung unter die Räumungspflicht fallen könne. Dies iſt 
nach der hierüber ergangenen Judikatur des genannten Gerichts⸗ 
hofes nicht zu bezweifeln. Denn danach (vergl. Entſch. des 
O. V. G. Bd. 5 S. 253; Bd. 8 S. 229; Preußiſches Ver⸗ 
waltungsblatt Bd. 8 S. 220; Bd. 10 S. 212; Bd. 15 
S. 195; Bd. 19 S. 29) ſoll zur Räumung eines Waſſerlaufs 
nicht blos die Entfernung deſſen gehören, was in ihn bereits 
hineingelangt iſt und den Abfluß hemmt, ſondern auch ſchon die 
Verhinderung, daß dergleichen in ihn hineingelange, letzteres aber 
nur dann und nur inſoweit, als eine ſolche Verhinderung zur 
Befriedigung des Vorfluthsbedürfniſſes erforderlich iſt. Gerade 
dies iſt der Punkt, bei welchem ſich der Unterſchied zu dem vom 


Kl. geltend gemachten Anſpruche zeigt. Der Kl. verlangt die 


Wiederherſtellung der eingeſtürzten Kanaldecke von den Bekl. 
lediglich deshalb, weil ſie im Rezeß die Unterhaltung des Waſſer⸗ 
laufs übernommen haben; er verlangt ſie alſo unabhängig von 
dem Vorfluthsbedürfniß und ſelbſt dann, wenn zur Sicherung 
der Vorfluth eine Wiederherſtellung der Stollendecke nicht ge⸗ 
fordert werden könnte. Dies wird von der Reviſion verkannt. 
Es mag richtig fein, daß vielleicht auch zugleich dem Vorfluths⸗ 
bedürfniſſe mit der vom Kl. verlangten Wiederherſtellung der 
Kanaldecke Genüge geſchieht; dies aber kann nicht entſcheidend 
ſein. Denn der Kl. verlangt die Wiederherſtellung nicht blos 
dann und nicht blos inſoweit, als etwa die Bekl. auch von der 
Polizeibehörde zur Wiederherſtellung angehalten werden könnten, 
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ſondern er verlangt ſie ſchlechthin als eine ihm gegenüber im 
Rezeſſe übernommene Verpflichtung, die ſich eben deshalb mit 
der öffentlich rechtlichen Räumungspflicht der Bekl. nicht deckt. 
Mit Recht hat daher der B. R. angenommen, daß über dieſen 
Anſpruch der Rechtsweg zuläſſig iſt. V. C. S. i. S. Separations⸗ 
interefſenten zu Drübeck c. Fürſt zu Stolberg vom 13. No- 
vember 1897, Nr. 410/96 V. 5 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

91. Die Unterſuchungen, welche das B. R. darüber anſtellt 
ob Kl. aus dem (angeblich) zwiſchen ſeinem Sohne und dem 
Bekl. geſchloſſenen Schuldübernahmevertrage Rechte gegen den 
Bekl. herleiten könne, betreffen nur die Frage, ob unter den 
Parteien eine obligatoriſche Rechtsbeziehung beſteht. Sie 
würden nur dann von Bedeutung fein, wenn die perf önliche. 
Klage angeſtellt wäre. Dies iſt aber nicht der Fall, vielmehr 
verlangt Kl. nur Befriedigung aus dem Grundftüd, klagt alſo nur 
dinglich. Zu dieſer Klage iſt er auf Grund der Bewilligung 
und Eintragung der Hypothek gemäß 88 18 und 37 des E. E. G. 
ſachlich legitimirt. Freilich kann der mit der hypothekariſchen 
Klage belangte Eigenthümer des verpfändeten Grundſtücks — 
beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 38 Abſ. 2 des 
E. E. G. — einredeweiſe darlegen, daß die Forderung, für 
welche die Hypothek beſtellt iſt, nicht beſtehe, daß alſo die 
Hypothek keinen materiellen Beſtand habe (vergl. Turnau, 
Grdb. O. 5. Aufl. Bd. 1. S. 749 Nr. 3); aber der klagende 
Hypothekengläubiger kann dann den Erfolg dieſer Einrede durch 
den Nachweis, daß eine andere Forderung beſtehe und daß für 
dieſe die Hypothek beſtellt ſei, vereiteln. Im vorliegenden Falle 
lauten Eintragungsbewilligung und Eintragungsvermerk auf 
5 000 Mark Darlehn für Kl. Bekl. wendet ein, daß er vom 
Kl. kein Darlehn empfangen habe. Dies iſt jetzt auch unſtreitig; 


ebenſo unſtreitig iſt es aber, daß der Sohn des Kl. dieſem 


5 000 Mark Darlehn verſchuldet und daß Bekl. für dieſe 
Schuld des Sohnes des Kl. auf deſſen Veranlaſſung dem Kl. 
Hypothek beſtellt hat. 
daß die Hypothek keinen materiellen Untergrund habe, hinfällig 
gleichviel, ob Bekl. in das perſönliche Schuldverhältniß des 


Sohnes des Kl. zum Kl. eingetreten iſt, oder ob er die Hypothek 


für fremde Schuld beſtellt hat (§§ 49 und 50 des A. L. R. 
Thl. J Tit. 20). Er haftet auch dem Gläubiger der fremden 
Schuld mit feinem Grundſtücke auf Grund der Eintragungs⸗ 
bewilligung und Eintragung, und zwar bedarf es nach § 18 
des E. E. G. zur Vermittelung dieſer Haftung nicht der Au⸗ 
nahme der Hypothekbeſtellung ſeitens des Gläubigers. Bekl. 
wendet noch ein, daß nach der zwiſchen ihm und dem Sohne 
des Kl. getroffenen Vereinbarung die Hypothek nur für den 
Ausfall habe haften ſollen. 
dieſe, Einrede der bloß dinglichen Klage entgegengeſtellt werden 
kann ohne den Nachweis, daß dem Kl. bei Erwerb der Hypothek 
dieſe Haftungsbeſchränkung bekannt geweſen ſei (vergl. Turnau 


a. a. O. S. 761); denn der vom Bekl. für dieſe Einredebehauptung 


als Zeuge vorgeſchlagene Sohn des Kl. hat deren Wahrheit 
ausdrücklich in Abrede geſtellt. Bekl. iſt alſo mindeſtens den 
Beweis für ſeine Behauptung ſchuldig geblieben; er hatte aber 
dieſen Beweis zu führen, weil Eintragungsbewilligung und 
Eintragungsvermerk eine Beſchränkung der Haftung nicht ergeben 


und weil nach der geſetzlichen Regel (58 49 ff. des A. L. R. 


Hiernach iſt der Einwand des Bekl., 


Es mag dahingeſtellt bleiben, ob 


Thl. J Tit. 20) auch dem für fremde Schuld nur dinglich 
Haftenden die Einrede der Vorausklage nicht zuſteht. (Vergl. 
Foerſter⸗Eccius Bd. 1 8.192 Anm. 20.) V. C. S. i. S. 
Clemens c. Freiſe vom 10. November 1897, Nr. 130/97 V. 
VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
92. Eine Verletzung des Art. 1121 des c. c. liegt 


nicht vor. Findet man auch in dem §.4 T der Verſ.⸗Bed. in der 


vom O. L. G. gegebenen Auslegung eine Stipulation zu 


Gunſten eines Dritten, nämlich zu Gunſten des neuen Eigen 


thümers der bisher bei der Societät verſicherten Gebäude, ſo 
folgt daraus doch nicht, daß, wenn die Verpflichtungen des 


Verſicherten erfüllt find, der Dritte als der Ankäufer der Ge. 


bäulichkeiten ohne Weiteres in die Lage geſetzt wäre, jederzeit 
ohne vorherige Erklärung ſeines Eintritts in den Vers 
trag die Rechte des Verſicherten geltend zu machen. Vielmehr. 
tritt nach Art. 1121 des c. e. erſt dadurch ein Vertragsver⸗ 
hältniß zwiſchen der Societät als Stipulantin und dem neuen 
Eigenthümer ein, daß letzterer der erſteren gegenüber die Er⸗ 
klärung abgiebt, daß er von der zu ſeinen Gunſten getroffenen 
Stipulation Gebrauch machen wolle; es muß eine ncceptirende- 
Erklärung des Dritten, und zwar der Feuerſocietät, gegen ⸗ 
über vorliegen, wodurch er in den Verſicherungsvertrag eintritt. 
Nun hat aber das O. L. G. thatſächlich feſtgeſtellt, daß eine 
ſolche Erklärung des Kl., ſei es eine ausdrückliche, ſei es eine 
ſtillſchweigende, nicht ſtattgefunden hat, und namentlich nicht 
der Kl., ſondern ſein Vorbeſitzer die Verſicherungsprämie für 
das Jahr 1894 an die Societät bezahlt hat. Daher kann eine 
ſolche acceptirende Erklärung auch nicht darin gefunden werden, 
daß nach der unter Beweis geſtellten Behauptung der Bell. 


der Kl. in dem Kaufoertrag vom 24. April 1894 dem Ver ⸗ 
käufer gegenüber in die bei der Societät beſtehende Ver⸗ 


ſicherung eingetreten ſei und die Verpflichtungen aus dieſem 
Vertrage übernommen haben ſoll. Denn nur das Eintreten 
des Kl. in die Verſicherung gegenüber der Societät könnte 
zur Herſtellung eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen Beiden von 
Bedeutung ſein. Es konnte daher das O. L. G. ohne Rechts⸗ 
verletzung das Beweiserbieten der Bekl. als unerheblich ablehnen. 


II. C. S. i. S. Berliner Feuerverſ.⸗G. c. ce vom 


12. November 1897, Nr. 216/97 II. 


93. Das O. L. G. geht von der Unterſtellung aus, daß 
die Einrede des Vergleiches dadurch beſeitigt werde, daß der 
Dieſes iſt jedoch rechtsirrig. Die 
Replik der Nichterfüllung des Vergleiches iſt von der Kl. nicht 
zu dem Zwecke vorgebracht, um eine Leiſtung zu retiniren, 
ſondern um den Vergleich zu beſeitigen, alſo um deſſen Auf⸗ 
löſung herbeizuführen: denn fo lange der Vergleich beſteht, ſteht 
er der Geltendmachung des Klageanſpruchs entgegen. Dieſe 


Vergleich nicht erfüllt ſei. 


Auflöſung eines zweiſeitigen Vertrages kann aber nach 
Art. 1184 C. c. nicht mittels Einrede oder Replik, ſondern 


nur im Wege einer Klage bezw. Widerkl. bewirkt werden. Das 
R. G. hat dieſes bereits wiederholt ausgeſprochen, vergl. Entſch. 
Bd. 17 S. 306, Rheiniſches Archiv 80, 3, 90, und genügt 
Eine Klage oder Widerklage auf Auf⸗ 


es hierauf zu verweiſen. 


löſung des Vergleiches iſt aber nicht erhoben. II. C. S. i. S. 


Erben Schmidt c. Schmidt vom 16. November 1897, Nr. 225/97 II. 


94. Im Einklang mit früheren Entſcheidungen des er⸗ 


kennenden Senats iſt hinſichtlich der Begründung des geltend 


gemachten Anſpruchs anzuerkennen, daß auch nach badiſch⸗ 
franzöſiſchem Rechte eine Klage auf Herausgabe einer unge⸗ 
rechtfertigten Bereicherung zugelaſſen werden kann. Eine 
ſolche Klage wird auch nach dem künftig geltenden Civilrecht 
(Vergl. $ 816 des B. G. B.) zuläſſig fein. Die von der 
Reviſton, welche im Uebrigen die Nachprüfung der rechtlichen 
Ausführungen des B. G. dem Ermeſſen des Reviſionsgerichts 
anheimgegeben hat, aufgeſtellte ſpecielle Rüge geht nun aber 
dahin, daß gerade im vorliegenden Falle eine ſolche Bereicherungs⸗ 
klage mit Unrecht zugelaſſen ſei, weil es ſich um einen aleatori- 


ſchen Vertrag handle. Der Bekl., welcher bei längerer Lebens ⸗ 


dauer des Verſicherten keinen Gewinn gemacht, aber auch keinen 
Anſpruch auf Erſatz der im guten Glauben an ſeine durch die 
Anſteigerung der Police erlangte Berechtigung, alſo im eigenen 


Jutereſſe gezahlten Prämien gegenüber dem Verſicherten bezw. 
deſſen Erben erlangt hätte, ſei durch die Einziehung der Ver⸗ 


ſicherungsſumme nicht bereichert, ſondern habe damit nur die 
Vergütung für das übernommene Rifito erhalten, und die 
Erben des Verſicherten wären, da die Verſicherungsurkunde in 
dem rechtmäßigen Beſitz des Bekl. übergegangen, nach $ 17 
der Allgemeinen Bedingungen gar nicht in der Lage geweſen, 
an die Verſicherungsſumme zu gelangen. Dieſer Ausführung 
kann Berechtigung nicht zuerkannt werden. Namentlich iſt auch 
aus der von dem Vertreter der Reviſion angezogenen reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung (Bd. XXI S. 329), wonach der Ver⸗ 
ſicherte eine gezahlte Prämie auch bei Aufhebung des Ver⸗ 
ſicherungsvertrags auf Grund einer auflöſenden Bedingung nicht 
ſchlechthin zurückfordern darf, wenn der Verſicherer immerhin 
während einer gewiſſen Zeit das Riſiko getragen hat, nichts zu 
Gunſten des Bekl. zu folgern. Der Bekl. hat kein Riſiko über⸗ 
nommen, für welches er eine Gegenleiſtung anſprechen könnte, 
und der Umſtand, daß es ungewiß war, ob die Fortentrichtung 
der Prämien bis zum Tode des Verſicherten zu einem Gewinne 
führen werde, bildet keinen rechtlichen Grund für das Behalten 


der Bereicherung. Der Bekl. iſt nicht etwa mit Zuſtimmung 


der Geſellſchaft in die. Verſicherung auf den Tod des K. S. 
eingetreten, ſondern hat ohne wirklichen Eintritt in den Vertrag 
und ohne Erwerbung des Verſicherungsanſpruchs die Prämien 
fortbezahlt und der von der Kl. geltend gemachte Anſpruch auf 
Herausgabe der Bereicherung wird nicht auf den Erwerb der 
Police durch den Bekl. geſtützt, ſondern darauf, daß dieſer eine 
Forderung für ſich eingezogen hat, welche er, wie das B. G. 


annimmt, durch den Verſteigerungsakt vom 7. Juli 1890 nicht 


erworben hatte, die vielmehr noch dem Verſicherten bezw. deſſen 
Erben zuſtand. Wenn auch der Bekl. durch den Beſitz der 
Police in die Lage geſetzt war, die Verſicherungsſumme zu er⸗ 
heben, fo ſteht dies doch der Klage auf Herausgabe der Be- 
reicherung nicht entgegen, die nicht gegen die Einziehung an 
ſich, ſondern gegen das Behalten des Eingezogenen gerichtet iſt. 
II. C. S. i. S. Eiſenhut o. Schweigert vom 9. November 1897, 
Nr. 215/07 III. 

95. Das O. L. G. ſtützt die civilrechtliche Verantwort- 
lichkeit des Vaters der Bekl. für die Folgen der von ſeinem 
großjährigen Sohne Wilhelm der Kl. zugefügten Kopfverletzung 
zunächſt auf Art. 1384 Abſ. 1 c. c. Es geht von der An- 
ſicht aus, daß der Kreis der Perfonen, für welche man nach 
biefer geſetzlichen Beſtimmung einſtehen muß, ſich nicht auf die 


— — 


in den Abſ. 2—4 beſonders genannten Perſonen beſchränke, 
vielmehr auch für andere Aufſichtsverhältniſſe Anwendung finde, 
ſo namentlich auf den Vater eines großjährigen geiſteskranken 
Kindes, welches bei ihm wohnt und ſeiner Obhut unterſteht. 
Mit Recht greifen die Rkl. dieſe Auslegung des erſten Abſatzes 
des Art. 1384 als unrichtig an. Nachdem die Art. 1382 
und 1383 c. c. diejenigen Fälle behandelt haben, in welchen 
man durch eigene Handlung bezw. Unterlaſſung Anderen einen 
Schaden verurſacht hat, und hierbei der letztere Artikel beſtimmt 
hat, daß man auch für denjenigen Schaden verantwortlich iſt, 
welchen man durch ſeine Nachläſſigkeit oder Unvorſichtigkeit herbei⸗ 
geführt hat, erweitert der Art. 1384 Abſ. 1 den Kreis der 
verantwortlichen Perſonen dahin, daß er beſtimmt, daß man 
nicht nur für den Schaden verantwortlich iſt, den man durch 
ſeine eigene Handlung verurſacht hat, ſondern auch für den⸗ 
jenigen, welcher durch die Handlung anderer Perſonen ver⸗ 
urſacht iſt, für welche man einftehen muß. Der Ausdruck 
„einſtehen muß (doit répondre“) kann nur ſo verſtanden 
werden, „für welche man nach dem Geſetze einſtehen muß.“ 
Denn an und für ſich, Mangels einer ausdrücklichen geſetzlichen 
Beſtimmung, haftet Niemand für die Folgen des Thuns einer 
anderen Perſon. Nun zählt das Geſetz in den Abſ. 2—4 des 
Art. 1384 im Einzelnen die Fälle auf, in denen man auch 
für die Folgen der Handlungen anderer Perſonen haften muß. 
Unter dieſen befindet ſich nicht der Vater eines großjährigen 
geiſteskranken Kindes bezüglich der von dieſem verübten ſchädi⸗ 
genden Handlungen. Ueberhaupt giebt es kein Geſetz, welches 
hierfür den Vater als ſolchen verantwortlich erklärt. Die 
Fälle unter 2— 4 des Art. 1384 dürfen aber als Ausnahme⸗ 
beſtimmungen nicht weiter ausgedehnt werden, auf ſie iſt die 
im erſten Abſatze ausgeſprochene Verantwortlichkeit für die 
Handlungen anderer Perſonen beſchränkt. Daß dieſes auch der 
Wille des Geſetzgebers war, ergeben die Motive und die Ver⸗ 
handlungen der geſetzgebenden Faktoren zu Art. 1384, Locré 15 
©. 31, 41 und 58. So auch Demolombe 31 S. 499, Hue: 
e. o. 8 S. 544, Sirey 91, 2, 10, Behaghel: Bürgerliches 
Recht 2 S. 113. II. C. S. i. S. Erben Schmidt c. Schmidt 
vom 16. November 1897, Nr. 225/97 II. 85 

96. Die Reviſion rügt, das O. L. G. habe mit Unrecht 
angenommen, daß dem Bekl. ſchon dann ein Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch wegen der Fenſter nicht zuſtehe, wenn ihm bei oder 
vor Abſchluß des Kaufvertrages Mittheilung über den 
ſchwebenden Streit bezüglich der Fenſter gemacht worden ſei. 
Um die Gewährleiſtungspflicht der Verkäufer auszuſchließen, ſei 
erforderlich geweſen, daß zwiſchen den Kontrahenten eine Ver⸗ 
einbarung über den Wegfall der geſetzlichen Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht der Verkäufer getroffen worden ſei. Eine ſolche Ver⸗ 
einbarung ſei aber nicht feſtgeſtellt. Dieſe Rüge iſt nicht ge⸗ 
rechtfertigt; vielmehr iſt mit dem O. L. G. davon auszugehen, 


daß die Mittheilung der Kl. über den ſchwebenden Prozeß im 


vorliegenden Falle genügte, um nach Art. 1626 des B. G. B. 
die Gewährleiſtungspflicht der Kl. wegen eines ungünſtigen 
Ausganges des Fenſterprozeſſes auszuſchließen. Der Schlußſatz 
des Art. 1626 bezieht ſich zwar dem Wortlaute nach nur 
auf Laſten, welche auf die verkaufte Sache geltend gemacht 
werden. Er iſt aber dem Sinne nach auch auf den vorliegenden 
Fall anzuwenden, bei dem es ſich um den Wegfall eines dem 
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verkauften Haufe dem Anſchein nach anklebenden Servitut⸗ 
rechts, des Rechts auf Ausfichts- oder Lichtfenſter nach des 
Nachbars Grundſtück zu, handelt. Daß der Bekl. das Beſtehen 
der Servitut unterſtellen durfte, iſt zu feinen Gunſten ange ⸗ 
nommen worden. Wurde ihm nun aber Mittheilung über den 
ſchwebenden Prozeß gemacht, ſo genügte das, um jene Unter⸗ 
ſtellung hinfällig zu machen, und die Gewährleiſtungspflicht der 
Kl. zu beſeitigen. II. C. S. i. S. Zons c. Peters und Gen. 
vom 5. November 1897, Nr. 201/97 II. M. 


—— mn nn 


Berjonal- Veränderungen: 
. Sulaffunden. | 
Rechtsanwalt Clemens Theodor Drache beim Amtsgericht 
und beim Landgericht Bautzen; — Rechtsanwalt Nathan 
Blumenthal beim Amtsgericht Kulm; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Auguſt Schmieder beim Landgericht Frankfurt a. M.; 
— Rechtspraktikant Joſef Merz beim Landgericht Kempten; — 
Rechtsanwalt Paul Eichhorn beim Landgericht Regensburg; — 
Rechtsanwalt Adam genannt Karl Sambaß beim Amtsgericht 
St. Ingbert; — Rechtsanwalt Paul Schulz beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Tilſit; — Referendar Heinrich Mol lwo 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg, beim Land⸗ 
gericht und beim Amtsgericht Lübeck; — Rechtsanwalt Karl 
Schraub beim Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Karl 
Heinrich Wittern beim Landgericht Kiel; — Rechtsanwalt 
Ludwig Oſterhaus beim Landgericht Mannheim; — Rechts- 
anwalt Felir Krauſe beim Amtsgericht Nakel; — Rechtsanwalt 
Johannes Emil Göllnitz beim Oberlandesgericht Dresden; — 
Gerichtsaſſeſſor Fenner beim Amtsgericht Neunkirchen; — 
Rechtsanwalt Franz Hahn beim Landgericht II Berlin; — 
Rechtsanwalt Georg Peiſer beim Landgericht Breslau; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Niedermayer beim Landgericht Paſſau; 
— Rechtsanwalt Jakob Karl Ludwig Schow beim Amtsgericht 
Plön; — Rechtsanwalt Dr. Otto Engel beim Amtsgericht 
Seelow; — Rechtsanwalt Clemens Theodor Drache in Bautzen 
bei der Kammer für Handelsſachen Zittau; — Rechtsanwalt 
von Schad beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Bohtz beim Amtsgericht Iburg; — Referendar 
Johann Emil Lehmann beim Landgericht und beim Amts- 
gericht Dresden; — Aſſeſſor Friedrich Hans Seyler beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Dr. Schwarz beim Landgericht Göppingen; — Rechts- 
praktitant Joſeph Schreyer beim Amtsgericht Kemnath; — 
Rechtsanwalt Konrad Giel beim Landgericht Neuburg a. D.; 
— Rechtspraktikant Dr. Andreas Bezold beim Landgericht 
Würzburg; — Rechtsanwalt Karl Friedrich Hermann 
Freigang beim Landgericht Chemnitz und bei der Kammer 
für Handelsſachen Annaberg; — Rechtsanwalt Dietrich 
Saling beim Amtsgericht Brüel; — Rechtsanwalt Julius 
Zenger beim Amtsgericht Burgau; — Rechtsanwalt Dr... 
Benedikt Theodor Wauer beim Landgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Julius Arno Kneſchke beim Amtsgericht 
Löbau i. S., bei der Kammer für Handelsſachen Zittau, und 
beim Landgericht Bautzen; — Rechtspraktikant Mar Marth 
beim Landgericht Würzburg; — Rechtsanwälte Dr. Ludwig 
Selig, Heinrich Schröder beim Landgericht Mannheim; — 
Referendar Ludwig Sternfeld beim Landgericht Offenburg 
und beim Amtsgericht Bühl; — Rechtanwalt Max Rudolf 
Schwabe beim Landgericht und Amtsgericht Chemnitz und bei 
der Kammer für Handelsſachen Annaberg; — Rechtsanwalt 
Max Frick beim Amtsgericht Fürſtenberg; — Rechtsanwalt 
Paul Martin Große beim Landgericht Leipzig; — Rechts 


praktikant Georg Preſtele beim Amtsgericht Vilshofen; — 


Rechtsanwalt Carl Weyrowitz beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Lübeck. „5 = 


Löfhungen nn 
Rechtsanwalt Clemens Theodor Zſchiedrich beim Land⸗ 
gericht Freiberg; — Rechtsanwalt Staudt beim Amts⸗ 
gericht Xanten; — Rechtsanwalt Ludwig Höhn beim Land⸗ 
gericht München II; — Rechtsanwalt Friedrich Chriſtian 
Schmidt beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Georg Zülch beim Amtsgericht Northeim; — 
Rechtsanwalt Rößlein beim Landgericht Würzburg; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Walter von Praun beim Oberlandesgericht und 
beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Emil Teutſch 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Karl Kreutzer: 
beim Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Wilhelm Nieder- 
mayer beim Amtsgericht Hengersberg; — Rechtsanwalt Eugen 
Collaſowitz beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt 
Franz Hahn beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Bohtz beim Amtsgericht Goslar; — Rechts⸗ 
anwalt Joſeph Heggenreißer beim Landgericht München II; 
— Rechtsanwalt Franz Weber beim Landgericht Neu⸗ 
burg a./ D.; — Rechtsanwalt German Schäzler beim Land⸗ 
gericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Joſef Baunach beim Land⸗ 
gericht Würzburg;. — Rechtsanwalt Karl Ibſcher beim Laänd⸗ 
gericht Landshut; — Rechtsanwalt Hugo Kaiſer beim Land- 
gericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt v. Schad beim Ober⸗ 
landesgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Julius Zenger beim 
Amtsgericht Friedberg i./ Bayern; — Rechtsanwalt Heinrich Plötz 
beim Landgericht Deggendorf; — Rechtsanwalt Dr. Friedrich 
Engelhard beim Landgericht Mannheim; — Juſtizrath Uhſe 
beim Amtsgericht Sagan. | 
Bekanntmachung. ir 
Das durch Ableben des bisherigen Inhabers erledigte Amt des 
Bürgermeiſters der Stadt Bergedorf ſoll baldthunlichſt wieder 
beſetzt werden. | | 
ve De Stelle wird nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen 
'eſetzt. | 8 Ä 
80 Bürgermeiſter, welcher auch ſtaatliche Funktionen im Auftrage 
des Landherrn zu übernehmen hat, muß Rechtsgelehrter ſein, er darf 
zur Zeit der Wahl nicht jünger als 27 Jahre und nicht älter als 
60 Jahre ſein. Der Bürgermeiſter wird mit einem Jahresgehalte 
von 5880 Mark angeſtellt, von welcher Summe 3 000 Mark aus 
der Stadtkaſſe, 2880 Mark ans Staatsmitteln gezahlt werden; für 
Wahrnehmung ſtaatlicher Funktionen iſt außerdem die ſtaatsſeitige 
Gewährung von jährlich 1120 Mark als beſondere Remuneration 
beantragt. Für Wahrnehmung der Geſchäfte eines Standesbeamten 
würde der Bürgermeiſter 300 Mark beziehen. Zr 
Gemäß Beſchluß von Magiſtrat und Bürgervertretung Bergedorfs 
vom 15. November 1897 erhöht ſich das aus der Stadtkaſſe zu zahlende 
Gehalt von 5 zu 5 Jahren um je 500 Mark bis zum Höchſtbetrage 
von 4 500 Mark. | 8 | Ä 
Die Wahl erfolgt auf Lebenszeit. Sie bedarf der Beſtätigung 
Eines Hohen Senats. | = | | \ 
Geeignete Bewerber wollen ihre . e unter Beifügung ihrer 
Zeugniſſe und einer Darſtellung ihrer bisherigen Wirkſamkeit bis 
zum 8. Januar 1898 an den Magiſtrat der Stadt Bergedorf. 
einſenden. Zu | 
Bergedorf, den 13. Dezember 1897. 
| Der Magiſtrat. 
5 . V.: 3. Soltau. ö 3 e 
Wir ſuchen zu fofort einen Büreaugehülfen mit guter Hand⸗ 
ſchrift. Bevorzugt werden ſolche, welche ſtenographiren und mit der 
Maſchine ſchreiben können. . 
Lübeck, den 6. Dezember 1897. 5 | | 
RG Dr. jur. Fleſſing, Arthur Anlenkamp 
Dr. jur. von Brocken, Zn 


Geſucht zum alsbaldigen Antritt ein mit dem Koſtenweſen ver 
trauter Kaſſirer und ein erfahrener, tüchtiger Regiſtrator. 
a Rechtsanwalt und Notar Dr. Kaehne, 
Halle, Saale.“ 


3 | — 
Büreauvorſteher, welcher durchaus ſelbſtſtändig arbeiten kann, 
zum e Eintritt. Zeugniſſe einſenden. 
üneburg. = Rechtsanwalt Heinemann. 
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Geſucht balomögtichft ein Büreaugehülfe, der ſelbſtſtändig 

korreſpondiren kaun. Meldungen unter Beifügung der Zeugniſſe. 

Gehalt 1000 Mark. BA, © | 
Rechtsanwälte Dres. Vermehren u. Wittern, Lübeck. 


Jüngerer Rechtsanwaltsbüreaubeamter, 
Stenograph, mit guter Schulbildung, wird 
von größerer Firma geſucht. Offerten mit 
Zeugnißabſchriften, Referenzen und Gehalts⸗ 
anſprüchen erbeten unter J. F. 5833 an 
Rudolf Moſſe, Berlin S. WMW. 


a für ſofort anderweit Stellung. Offerten bitte 
unter F. Stettin, Philippſtr. 2 1IIJ. ä 


—  n 


J. Büreauvorſteher e. Rhein. Anwaltsbüreaus, zuverl. u. ſelbſt. 
Stenogr., |. anderw. Stellung. Off. u. M. J. 429 d. d. Exp. d. Bl. 


Jung. Büreauvorſteher, 22 Jahr alt, militärfrei, ſucht 


Stellung. Offerten unter W. A. 21 an die Exped. d. Bl. erbeten. 


„Erfahrener, zuverläſſiger Büreauvorſteher, der umfangreich 
ſelbſtändig arbeiten kann, ſucht Stellung im Rheinland per 1. Februar 


1898. Prima⸗Zeugniſſe ſtehen zu Dienften. - 


Offerten unter E. S. 483 an die Expedition dieſes Blattes. | 
Erfahrener und ſelbſtſtändig arbeitender Büreauvorſteher 


(linksrheiniſch', auch in Grundbuchſachen bewandert, ſucht Stellung 
für ſofort. Off. unter A. G. 494 an die Exp. dieſes Blattes. 


Büreauvorſteher, 27 Jahre alt, in ungek. Stellung, 12 Jahre 
beim Fach, ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, veränderungshalber per 
1. Februar 1898 anderweit dauernde Stellung. 

GSGefl. Off. erb. unter P. G. 14 an die Exp. dieſes Blattes. 


Ein Rechtsanwalt bei einem Landgericht, vermögend, wünſcht 
ſich mit einem beſchäftigten Anwalt in Berlin zu aſſociiren. 
Offerten unter A. B. 29 an die Expedition dieſer Zeitſchrift. 
„Für Anwalt wird geeigneter Niederlaſſungsort gefucht. Suchender 
würde auch Aſſociirung mit beſchäftigtem Anwalt eingehen. Eventuell 


würde auch Anstauſch der Praxis erfolgen können. 
Offerten unter N. E. 21 an die Expedition dieſes Blattes. 


Aſſeſſor, der beide Examina mit Prädikat beſtanden hat, möchte ſich mit 

älterem Berliner Anwalt aſſociiren. Off. sub A. 32 an die Exp. d. Bl. 
Ldr. Aſſeſſor iſt zur Uebernahme einer Anwaltsvertretung bereit. 

Off. erbeten unter P. 281 an die Exp. d. Bl. 5 


Gerichtsaſſeſſor wünſcht nach Neujahr gemeinrechtl. Rechtsanwalt 
zu vertreten. Angebote unter F. 7 an die Juriſt. Wochenſchr., Berlin. 
Naa 42 MN er an einem Englischen 
Noch ein Theilnehmer Zirkel (C.) für Juristen 
gesucht. Schnellste Förderung. Off. sub L. 60 Postamt 76. 
„ Dr. jur. Paul C. N | 
Rechtsanwalt in New⸗Nork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg J. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
8 Nord ⸗ Amerikas. f 
55 die ſämmtlichen bis 1896 erſchienenen Bände der 
öochenſchrift einſchließlich der Regiſterbände zu kaufen. 
»els Ceusden 
Rechtsanwalt und Notar. a 


ir Gute billige Bücher f 

verzeichnet mein ſoeben erſcheinender Katalog Nr. 270: Rechts- 

wiſſenſchaft. Zuſendung koſtenlos. | 
Heinrich Leſſer. 


Breslau, Neue Taſchenſtr. 21. 
Pro Quartal. 


Monatsschrift für Deutsche Beamte. - 
Probehefte 0 Hauptgeschäftsstelle in Grünberg i, Schles. 
gratis von der Zweiggeschäftsstelle in Berlin W. Potsdamerstr. 42. 


＋ 


Ich ſu 
Seifen 
Lü denſcheid. 
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Ein junger, tüchtiger, zuverläſſiger Büreau⸗Vorſteher ſucht 


zu Nordhauſen. 1897. 
Schwarze. — Die deutſche Grundbuchordnung für die Praxis 
bearbeitet von W. Schwarze, e zn der 


W., Mohrenſtraße 18/14. 


| Neue Erscheinungen. 


g Beiträge zur Erläuterung des Deutſchen Rechts. Begründet 


von Dr. J. A. Gruchot. Herausgegeben von Dr. Raſſow, 
Reichsgerichtsrath, Dr. Küntzel, Oberlandesgerichtspräfident 
u. Wirkl. Geh. Oberjuſtizrath und Dr. Eccius, 


II. Jahrg. (1898). (Der ganzen Reihe XLII. Jahrg.) Heft 1 
pro 1-6. N 
Drewes). Revidirter Neudr. 


Hermann Daubenſpeck, Reichsgerichtsrath. 1897. Sechſte, 
von Neuem durchgeſehene Aufl. Geh. M. 5,—. Geb. M. 6,— 


. Finger. — Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. Auf Grund der amtlichen 
Materialien unter Berückſichtigung der Literatur und echt: 


ſprechung erläutert von Chr. Finger, Amtsrichter. 1897. 
| Geh. M. 6,—. 


die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 nebſt dem Ein⸗ 
führungsgeſetz. Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und 
Sachregiſter zum praktiſchen Gebrauch von Dr. Paul Jaeckel, 
Reichsgerichtsrath. 1897. f Kart. M. L—. 
Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts in Sachen 
der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit und in Strafſachen, heraus⸗ 
gegeben von Reinhold Johow, Geh. Ober⸗Juſtizrath. 
Sechzehnter Band. 1897. Geh. M. 7,—. Geb. M. 8,20. 


Joſef. — Rechtsfälle zum Bürgerlichen Geſetzbuch. Von Dr. 


zugen Joſef, Notar in Freiburg i. Br. 1897. Geh. M. 2,—. 


Meyer. — Auleitung zur Prozeßpraxis nach der Civilprozeß⸗ 


in: ; Subſkriptionspreis M. 15, —. 
| Preis nach vollſtändigem Erſcheinen M. 18,—. 
Bürgerliches Geſetzbuch für das Oeutſche Reich nebſt dem Ein⸗ 
führungsgeſetz. Vom 18. Auguſt 1896. Textausgabe mit aus⸗ 
führlichem Sachregiſter (Regiſter bearb. vom Gerichtsaſſeſſor Dr. 
Geh. M. 3,.—. Geb. M. 3,60. 
Daubenſpeck. — Referat, Votum und Urtheil. Eine Ans 
leitung für praktiſche Inriſten im Vorbereitungsdienſt. Von 


verlag von Franz vahlen in Berlin 


— — 1.) 


berlandes⸗ 
gerichts⸗Präſident u. Wirkl. Geh. Oberjuſtizrath. Sechſte Folge. 


Jaeckel. — Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und 


ordnung vom 30. Januar 1877 in Beiſpielen an Rechtsfällen ! 
9 | 


herausgegeben von Hermann Meyer, Oberlandesgerichtsrath. 

Vierte verbeſſerte Aufl. 1896. Geh. M. 6, —. Geb. M. 7,—. 
Mügel. — Die preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. Juni 1895. 
Preußiſches Gerichtsko un und Gebührenordnung für Notare. 


Mit Kommentar in Anmerkungen u. mit Koſtentabellen heraus: 
gegeben von Oskar Mügel, Geh. Juſtizrath ꝛc. Zweite Aufl. 
13897. Se 


Geh. M. 10,—. Geb. M. 12,—. 
Noelle. — Das Stempeljtenergefek vom 31. Juli 1895. 


Erläutert und mit Tabellen verſehen von O. Noelle, Länd⸗ 


richter, Mitglied des Hauſes der Abgeordneten. Nebſt Anhang, 
enthaltend die Ausführungsbeſtimmungen v. 13., 14. u. 29. Febr. 
1896, ſowie das Erbſchaftsſteuergeſetz und das Reichsſtempel⸗ 
geſetz. | Geh. M. 8,—. Geb. M. 10,— 
Olshanfen. — Kommentar zum Strafgeſetzbuch für das 
Deutſche Reich. Von Dr. Juſtus Olshauſen, Reichs⸗ 


gerichtsrath. 1897. Fünfte umgearbeitete Aufl. 2 Bände. 


Geh. M. 30,—. Geb. M. 35,—. 
eilz. — Geſetz über die Handelskammern vom 24. Februar 


E 
1870, 19. Auguſt 1897. Erläutert von Dr. jur. Reitz, 


Kaiferl. Generalkonſul a. D., Syndikus der Handelskammer! 


Geh. M. 3,—. Geb. M. 3,60,—. 


Reichstagskommiſſion. 1897. Geh. M. 2,60. Geb. M. 3,40. 


Stölzel (Präſident der Juſtizprüfungskommiſſion, Wirkl. Geh. 
Rath ꝛc. ꝛc.). Zweiter Theil. 1897. Geh. M. 6, —. Geb. M. 7,—. 


G. v. Wilmowski. — Deutſche Reichs⸗Konkursordnung 
erlautert von Dr. G. v. Wilmowski, Geh. Juſtizrath. 


Fünfte verbeſſerte Aufl. 1896. Geh. M. 12, —. Geb. M. 14,50. 
6. v. Wilmowski u. M. Leun. —. Civilprozeßordnung 


und Gerichtsverfaſſungsgeſetz für das Deutſche Reich nebſt den 
Einführungsgeſetzen. Dit 1 in Anmerkungen cs 


egeben von Geh. Juſtizrath Dr. G. v. Wilmowski und 
uſtizrath M. Levy. 1895. Stebente vermehrte u. ver. 


3 
“ . 


beſſerte Aufl. 2 Bände. Geh. M. 29,.—. Geb. M. 34,—. 


5 Stölzel. — Schulung für die civiliſtiſche Praxis von Adolf! 
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J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München. 
Special-Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut für Rechts- u. eee eee, 
Maximiliansplatz 44. 


Soeben erschienen und stehen kostenlos zu Diensten: 


‚Antiquariats-Katalog Nr. 28. Rechts- und Staats- Wissenschaften. (5000 Nummern.) \ u. k 
© enth. die wertvollen Bibliotheken der verstorb. Herren Rechtsanw. Dr. L. Hofr 
Antiquariats. Katalog Nr. 29, mam - Munchen u. Privatdoz. Dr. Rich. Schmidt. Kanonen (8600 Nummern), 


fast ausschliesslich neuere juridische und staatswissenschaftliche Litteratur. 2 


Wir offerieren und liefern franko, so lange der Vorrat: reicht: 0: : CCC 


Seuffert's Archiv für Entscheidungen der obersten Gerichte. Bd. 1—52 mit Ne er zu Bd. ec München 
1847/97. (Früherer Preis ungebunden Mk. 359.40.) Gut gebunden für Mk. 195.—. 


— Dass. — Bd. 831—52 (oder Neue Folge Bd. 1—22) mit Registern zu Bd. 81—50 GN. F. 1-20). dur 
ungebunden Mk. 210.80) in Ganzleinenbände gebunden nei für Mk. 135.—. 


des obersten Landesgerichts für Bayern \ in Civilsachen. Bd. 1— = Erlangen 
Sammlung von Entscheidungen 1871/95. Mit e zu Bd. 10. ae NEE ‚Mk. 198.—) In 


15 Ganzleinenbände gebunden neu für Mk. 100.—. 


| Wir offerieren ferner: Annalen d. Deutsch. Reichs. 1868/97. Gleichförm. Halbfr. Mk. 200. ; Archiv f. soz. 
Gesetzgebg. v. Braun. Jahrg. 1/10. 1888/97. Hfrz. Mk. 85.—; Archiv f. Handelsrecht v. Busch. Bd. 1/48. 1863/87. 
Hiwd. Mk. 90.—; Archiv f. bürgerl. Recht. Bd. 1/11. 1888/96. Mk. 40.—; Bl. f. Gefängnisskunde. Bd. 1/27 m. Beil. 
u. Reg. 1865/93. Mk. 90.—; Bl. f. Rechtsanwendung v. Seuffert. Bd. 1/62 m. Reg. u. Erg.-Bdn. 1836/97, geb. M. 150.—; 
Bolze, Praxis d. R.-G. Bd. 1/20. 1886/96, geb. Mk. 90.—; Entsch. d. 6er. u. Verw.-Beh. v. Reger. Bd. 1/17. 1881/97) 
geb. Mk. 100.—; Entsch. d. Reichs- Oberhandelsger. 25 Bde. m. Reg. cplt. geb. Mk. 100.— Fuchsberger, Entsch. 
Bd. 1/10 m. Supplm. 1882/96, geb. Mk. 90.— (Auch einzeln billigst); Jahrb. f. Giesetzgebg. v. " Schmoller. Jahrg. YRl: 
1877/97. Hfz. Mk. 270.—; Jahrb. f. Dogmatik v. Jhering. Bd. 1/32. 1857/93, gebd. Mk. 160.—; Notariatszeitung, 
deutsche, v. Weber. 1864/97, cplt. geb. Mk. 65.—; Rechtspr. d. R.-G. i. Strafs. m. Reg. 1/3 v. Zuerl, geb. Mk. 35.—; 
Wochensehr., jurist. Jahrg. 1/26. 1872/97, eplt. geb. Mk. 200.—; Zeitschr. f. deutsch. Civilpr. v. Busch. Bd. 1/20 | 
m. Reg. 1879/94, geb. Mk. 175.—; Zeitschr. f. franz. Civilr. v. Puchelt. Bd. 1/26 m. Reg. 1870/95, geb. Mk. 150.—; 
Zeitschr. f. d. ges. Handelsr. v. Goldschmidt. Bd. . 1858/96, cplt. eleg. geb. Mk. 380.—; Zeitschr. f. intern. Privat- 


u. Strafr. v. 8 Bd. 78 8 Mk. 40.—. REN 


Geſucht ahr's Bu offmann 
Zurißtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1875. 1876. & E} 5 I 0 08. $ ff es | . 
1878. 1880. 1882. 1883. 1893. 1896. Offerten mit Berlin W. 8, ulrenfirape. 
Preisangabe unter R. A. 9 durch die * bietet an: 


dieſes Blattes. | | Stoepel's a dentfcjen Geh: Code; 1806 95 
incl. Neuſte Aufl. in 9 eleg. Hfzbdn. (92 M.) für 
40 M. — Olshauſen, Komm. z. Strafgeſetzbuch. 4. (vorl.) 


J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. Aufl. 1892. Hfz. (35 M.) für 20 M. — Entſcheidgn. 
in Berlin SW. 48, * 119/120. d. Obertribunals. 83 Bde. u. Reg. Geb. (567 M.) 
| für 59 M. — Hahn, Materialien z. Koukursordnung. 
Soeben erſchien: | Geb. für 24 M. — Entſcheidgn. d. Reichsoberhandels⸗ 
E N f w ür fe 110 = . 5 Bde. Mr 2 5 1 10 
— Rönne, Ergänzgn. u. Erltrgn. z. Allg. Land⸗ 
eines Gefetzes, betreffend ' recht. Neuſte Aufl. 4 Bde. 188588. Hfz. 88 M.) 
b für 48 M. — Bolze, (Prazie 2 1 0 
1.— 21. Bd. 1886—9 rgbd ur 
te Sn = Bruders Beige, 130. b. m nm 
Beil. u. Reg. 1854—95. Geb. für — Juriſtiſche 
nd BEL 3 Ara ein ung | Wochenschrift. 1886 — 95. Geb. (210 M.) für 90 M. 


ſowie eines Geſetzes, betreffend 


Aenderungen der Civilprozeßordnung 


und eines 


Aci berliner Schneider. (Sriedrig Mobler 7 mn 


Berlin SW., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt ihre Spezialität von 


zugehörigen Einführungsgeſetzes 
DEREN, ? > ſez Amtstrachten für Juſtiz 
beamte und Prediger, 


nebſt Begründung. 

Reichstagsuorlage. l = Amtsroben und Barrets für 
u Richter: von M. 25-54, 

8. Geheftet. Preis 2 Mk. 50 Pf. 1 r 


Auch zur Auficht durch jede Ruchhandknng zu beziehen. 


OTERIETIENGTERGENGE D 


Otto Liebmann, Verlags buchhandlung, Berlin W. 35. 2 
| | 5 9 
Deutsche Juristen-Zeitung. 


Herausgegeben von 


Dr. P. Laband, Dr. M. Stenglein, Dr. H. Staub, 5 


Professor. f Reichsgerichtsrat a. D. Rechtsanwalt. D N 


Erscheint seit 1. Januar 1896 am 1. und 15. jeden Monats. M. 3.50 vierteljährlich. 95 
Bestellungen nehmen sämtliche Postanstalten (Liste 1819), Buchhandlungen sowie | 
| | direkt der Verlag entgegen. | 9 De 
Die beiden ersten Jahrgänge (1896 und 1897) stehen — soweit der Vorrat 
reicht — zum Preise von M. 3.50 vierteljährlich, sowie auch elegant gebunden De 
zu à M. 16.— noch zur Verfügung. — Einzelne Nrn. 70 Pfg. 
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a Am 1. Januar beginnt ein neuer Jahrgang. Probenummern gratis und franko, — 95 
a 
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Justizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht, Privatdozent Dr. Klöppel De 
sagt in der „Juristischen Wochenschrift“: 

„ Die Reichhaltigkeit des Inhalts giebt jedem Juristen auch bei beschränktester De 
Musse Gelegenheit, sich mit Allem vertraut zu halten, was die Rechtswelt bewegt.. 
Es ist ein grosses Verdienst, die DJZ. geschaffen zu haben. Möchten nun auch 
recht viele Juristen sich nicht daran genügen lassen, gelegentlich im Lesezirkel davon 55 
Einsicht zu nehmen. Den ganzen Wert wird das Blatt nur für den haben, der es 
sich für jede häusliche Mussestunde zugänglich hält.“ 5 57 


Die ersten Nummern des III. Jahrganges werden u. a. enthalten: 

Herrfurth, Staatsminister, Der Zeitpunkt der Neuwahl des Reichstags u. des 
Preuss. Abgeordnetenhauses. — Wa ch, Geh. Rat Prof., Die Zuständigkeit des Reichs- 
gerichts. — Peters en, Reichsgerichtsrat, Nochmals die Erhöhung der Revisionssumme. 
— v. Schulte, Geh. Justizrat Prof., Zur Frage der konfessionellen Eidesformel. — 
Eecius, Oberlandesgerichts präsident, Zum Gesetz betr. die freiwillige Gerichtsbarkeit. — 


III 


Eck, Geh. Justizrat Prof., Desgleichen. — Weissler, Rechtsanwalt, Desgleichen. — 
Hamm, Oberreichsanwalt, Dolus eventualis. — Litth auer, Justizrat, Das II. Buch des 95 
neuen Handelsgesetzbuches. — Förtsch, Reichsgerichtsrat, Das III. Buch des neuen 
Handelsgesetzbuches. — Stenglein, Reichsgerichtsrat a. D., Gegen den Militär- De 
strafprozessentwurf. — Plotke, Rechtsanwalt, Zur Revision der Civilprozessordnung. — 
Jastrow, Amtsgerichtsrat, Desgleichen. — Schultzenstein, Oberverwaltungsgerichts- | D+ 
rat, Arrest u. einstweilige Verfügung im Verwaltungsstreitverfahren. — Freund, Prof., 
Amerikanisches Rechtsleben. — Endemann, Prof., Der Einfluss des BGB. auf die landes- De 
rechtlichen Lotterieverbote. — Schachtel, Rechtsanwalt, Das Votum Frei! usw. usw. 
Ständige Rubriken: 5 
Staub, Rechtsanwalt, Juristische Rundschau. Vermischtes. Vereine und Gesell- 
N schaften. Neue Gesetze, Verordnungen u. dgl. Sprechsaal. Personalien. Kritiken. Di 
Litteratarbericht. Mitgeteilt von Schulz, Prof., Bibliothekar beim Reichsgericht. Beilage 
N (Spruchpraxis) bringt Entscheidungen der höchsten Gerichte des Reichs und der Einzelstaaten. > 


ORERERZTETEIET LETZT ET ETZT LT LT LT ETETETEITT 


Im Verlag des „Handelsgeſellſchafter“, Leipzig, Waldſtraße 52, erſcheint im V. Jahrgange die 


Zeitſchrift für Aktiengeſellſchaften und Der Handelsgeſellſchafter. 
Juriſtiſche Monatsſchriſt für Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchrünkter Haftung, 
offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und file Geſellſchaften. Preis halbjährig 5 M. 


Dieſe von Syndiens J. Bauer herausgegebene und in einem Umfange von 24 Seiten erſcheinende Zeitſchrift iſt ganz der Pflege 
des Handelsgeſellſchaftsrechtes gewidmet; ihr Inhalt bietet wirkliches Intereſſe. Probehefte gratis, ebenſo Preisverzeichnis 


Vertragsentwürfe betr. die erwähnten Geſellſchaften. Beiträge zur Zeitſchrift werden gut honoriert. 


Soeben erschienen: Antiquariatskatalog 87: 


BEE Rechtswissenschaft. WE 


An weiteren Katalogen sind erschienen: 
88: Französ. Belletristik, ital. u. span. Literatur; 
89: Englische Belletristik; 90: Geschichtswerke; 
91: Kunstwissenschaft; 92: Deutsche bessere 
Belletristik; 83: Saxonica; 84: Militaircostüme, 
Schlachtenbilder (unter der Presse); 82: Steno- 
graphie; 72—81: Pädagogik, sowie Kataloge 
über classische u. german. Philologie, Musik 
u. Theater, Occultismus etc. 


v. Zahn & Jaensch, Antiquariat, Dresden. 


Verlag von J. Bensheimer, Maunheim. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch 
für das Deutſche Reich. 


Vorträge gehalten in den Jahren 1896/97 


von Dr. Max Hachenburg, 
Rechtsanwalt in Mannheim. 


broſch. M. 9.60, gebunden M. 11.—. 
= Zum Studium des B. G. unentbehrlich. = 


Das dentſche Gerichtskoſtengeſetz. 


Bearbeitet von Otto Rittmann. 
broſch. M. 10.—, gebunden M. 12.—. 
= Byllfe in keiner juriſtiſchen Bibliothek fehlen. = 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 


Verlag von M. & B. Marcus in Breslau. 
Soeben erſchien und iſt durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


Das Recht der Schnldverhältniſſe. 


Kommentar 


zum 
zweiten Buche des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
von 
Dr. J. Meisner, Oberlandesgerichts⸗Rath. 
= Preis 5 Markl. = 


Der vornehmlich für den praktiſchen Gebrauch beſtimmte 
Kommentar giebt neben einer Erläuterung des neuen Rechts 
eine Vergleichung deſſelben mit den bezüglichen Vorſchriften 
namentlich des Preuß. Allg. Landrechts, ſowie des 
gemeinen und Franzöſiſchen Rechts und des Sächf. 
Bürgerl. Geſetzbuchs. 

Der Kommentar zum I. Buche des B. G. B. befindet ſich 
in Vorbereitung und erſcheint im April 1898. 

Die Bearbeitung der übrigen Bücher des B. G. B. iſt 
in Ausſicht genommen. 


über Bücher und 


— 


Paul Lehmann's Buchhandlung u. Antiquariat, 
Berlin, Franzöſiſcheſtr. 33 e, | 
offerirt in gut erhaltenen Exemplaren: 


Entſcheidungen d. Reichsger. in Civilſ. Bd. 1—38 und Reg., 
eleg. gebdn. 150 M. — Bundes⸗ u. Reichsgeſetzblatt, 1867-96, 
gebdn. 28 M. — Grotefend, Geſetze und Verordnungen, 1806—95, 
25 Bde., gebdn. (240 M.) 80 M., auch einzeln. — Rönne, Er⸗ 
dür ingen, 7. Aufl., 4 Bde., el. gebdn. 48 M. — Striethorſt's 
lrchiv f. Rechtsfälle, 100 Bde., gebdn. 60 M. — Juriſtiſche 
Wochenſchrift, 1886 — 95, 110 M., auch einzeln. — Ent⸗ 
ſcheidungen d. Ehrengerichtshofs f. deutſche Rechtsanw., 7 Bde., 
15 M., auch einzeln. — Preuß. Geſetzſammlung, 1806 — 96, 
gebdn. 48 M., auch kleinere Reihen. — Archiv f. bürgerl. Recht 
von Kohler, Bd. 1—12, 50 M. — Gruchot, Raſſow u. Küntzel, 
Beiträge, Bd. 1—40 m. Beil. u. Reg., eleg. gebdn. 225 M. — 
Entſcheidungen d. Oberhandelsgerichts, 25 Bde. u. 4 Reg., gebdn. 


85 M. — Borchardt, die gelt. Handelsgeſetze des Erdballs, 6 Bde. 
(108 M.) 50 M. 


Err 
Remington-Sholes 


— MARK 


, JH, 
,. 
! / 


die neueste und beste 


Schreibmaschine für Rechtsanwälte 


empfohlen von über 50 grossen Anwaltsbureaux 


A. P. Little 


Beste amerikanische Farbbänder 
für Schreibmaschinen aller Systeme 


Kohlenpapiere 
Schreibmaschinenpapiere 
| Registratoren 
Brieforöner 
Amerik. Schreibpulte für Rechtsanwälte 


Allein-Vertretung: 


Remington Sholes Co. 
Berlin W., Mohrenstr. 33. 


Breslau, Kätzel Ohle 3. Köln. 
Düsseldorf. 

Hamburg, Welskerstrase 6a. 
Leipzig, Grimmaische Strasse 17. I. 


Stettin, Bresina. Paradeplatz 18. 
Elbing, Alter Markt 11. 


Frankfurta.M.,Grosser Kornmarkt 16. 


Verlag von C. L. Hirſchfeld in Leipzig. 
Das Strafgeſetzbuch 


für das | | | 
Deulfce Reicht 
nebſt dem Einführungsgeſetze 
herausgegeben und erläutert | 
von. 


Dr. Reinhard Frank, 


Profeſſor der Rechte in Gießen. 
Preis M. 8.60, in Halbfranz-Einband M. 10.60. 


Das Reichspreßrecht. 
Nach Geſetz und Rechtſprechung 
für die Bedürfniſſe der Rechtsanwendung 
wiſſenſchaftlich dargeſtellt 
von 


Dr. P. Kloeppel, 
Rechtsanwalt beim Reichsgericht, 
Privarbozent an der Univerſität Leipzig. 


Preis M. 11.50, in elegantem Halbfranz-Einband M. 13.50. 


Guſtav Fock, Antiquariat, Leipzig, bietet in 
ſauberen ant. Exemplaren an: | 

Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1—37 m. 
Reg. Gbd. (Soweit erſchienen.) M. 135.— Entſcheidungen des 


Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 1—29 mit Reg. Gbd. ee 


erſchienen.) M. 110.— an des Reichsoberhandels⸗ 
16 75 25 Bde. u. Reg. Gbd. M. 100.— Bundes: u. 
eichsgeſetzblatt, Jahrg. 1867—96. Gbd. M. 30.— Zeitſchrift 
f. Handelsrecht. Hrsg. v. Goldſchmidt, Bd. 1—40. 1858—92. 
Gbd. (Sehr ſelten.) (680.40) M. 360. | 

Reichhaltiges Lager juriſtiſcher Werke. Kataloge gratis 
und franko. 


Hermann Weiß in Leipzig offerirt: 


1 Sächſiſch. Archiv f. bürgerl. Recht u. Prozeß v. Hoffmann u. 
Wulfert. 1.—5. Bd. 1891 —95. Hbluwd. Wie neu für 37 M. 

1 Archiv f. Strafrecht v. Goltdammer. 1.—42. Bd. 1853—94. 

Hyblnwd. für 130 M. 

1 Gerichtsſaal v. Schwarze u. Stenglein. 1.—52. Bd. Mit 
6 Beilaͤgeheften u. Regiſter z. Bd. 20—27. 1849 —96. Pp. m. T. 
Gleichmäßig gebundenes, hübſches Exemplar für 200 M. 

1 Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt für die preuß. Geſetzgebung ꝛc. 
1.—57. Jahrg. u. Regiſter f. 1839-89. 1839 —95. Pp. u. 
Hbluwd. für 38 M. 

1 Oppenhoff, Rechtſprechung d. Ober⸗Tribunals in Strafſachen. 
20 Bde. u. Regiſter z. Bd. 1—16. 1861 —79. Pp. u. Hbluwd. 


für 20 M. 
1 Zeitſchrift f. d. geſ. Handelsrecht v. Goldſchmidt u. A. 


1.—42. Bd. m. allen Beilageheften u. Regiſtern. 1858 —94. 


Hbluwd. Bd. 36—42 in Heften. Schönes Explr. d. Original⸗ 
Druckes ne 270 M. Strafrech ent | 

1 Zeitſchrift f. d. geſ. Strafrechtswiſſenſchaft v. Dochow 
v. Lißt u. A. 1.—16. Bd. u. Regiſter. Nebſt Mitthlgn. d. 
international. criminaliſt. Vereinigung. 1. —5. Bd. 1881-96. 
Hbluwd. Wie neu für 130 M. 


Für behördliche Zwecke Canzleipapier M. 8.50 1000 Bg., 
Conceptpapier M. 7.— 1000 Bg. netto. Eckert & Fink, 
Leipzig. Muſter verlangen. 5 | 

Zu verkaufen: 

Ztſchrft. f. d. geſ. Handelsrecht (Goldſchmidt) Bd. 1/46 mit 
en Beilagen u. Regiſtern, 50 Bde. gleichmäßig geb.; Reſt 
brochirt. 

Juriſt. Wochenſchrift 1877—1895 in 13 Bde. geb. mit Regiſterbd. 

Bolze, Praxis d. Reichsgerichts 22 Bde. Originalbd. 

Entſch. d. Reichsoberhandelsgerichts 25 Bde. mit Regiſtern, gleich⸗ 


mäßig geb. 
Entſch. d. Kgl. Oberverwaltungsgerichts 30 Bde., 2 Regiſter geb. 


Fuchsberger, Eutſch.: Handelsrecht 2. Aufl., Wechſelrecht 1880/91, 


Urheber⸗, Patent- ꝛc. Recht 1886/92, Civilprozeß 1889/93, Kranken⸗ 


verſ. 1896. 
Angebote unter N. H. 19 an die Expedition dieſ. Blattes. 


vom 10. Mai 1897 
unter Ausſchluß des Seerechts. 


Mit den ergänzenden Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und Erläuterungen 
herausgegeben 
von 


F. Titthauer, 


Juſtizrath, Rechtsanwalt am Kammergericht. 
Taſchenformat, Fartonnirt. Preis 2,25 M. 


In der vorliegenden Ausgabe ſind außer dem Text des neuen 
Handelsgeſetzbuchs diejenigen Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs abgedruckt, welche bisherige Vorſchriften des alten 
H. G. B. erſetzen. Dem Juriſten wird es den Uebergang erleichtern, 
wenn er vereinigt findet, was er im H. G. B. zu ſuchen gewöhnt 
iſt. In den Anmerkungen ſind die weſentlichen Abweichungen des 
neuen Rechts von dem jetzigen hervorgehoben. Die vom Reichs⸗ 
gericht und vom Reichs oberhandelsgericht angenommenen Rechts⸗ 
grundſätze ſind übernommen, ſoweit ſie auch unter der Geltung 


das Deutſche Reich 
nebſt 
dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den das Strafverfahren 
betreffenden Beſtimmungen der übrigen Reichsgeſeze. 


Mit Kommentar ' 
von 


Dr. E. Löwe, 


weil. Senats Präſident des Reichsgerichts. 
Neunte vermehrte und verbeſſerte Auflage 


bearbeitet von 
A. Hellweg, 
Reichsgerichtsrath. 
Lex. 8“. Lieferung 1 und 2. Preis 11 M. 


Inhalt: Gerichtsverfaſſungsgeſetz; Einführungsgeſetz zur Straf 
prozeßordnung; Strafprozeßordnung §§ 1—186. N 


des neuen H. G. B. und des B. G. B. zutreffen dürften. 
C d e 
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Garl Henmannz Verlag, Berlin W. 8. 


Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftliche 1 
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Dr. F. Endemann, 
ord. Profeſſor der Rechte in Halle. 


Einführung i in das Studium des Bürgerlichen Gefekbuds 


Sebrbuch Scs Bürgerlichen Rechts. 
Dritte und vierte völlig neubearbeitete Auflage. 
Erſter Band. 
Einleitung; Allgemeiner Theil; Recht hier Schuldverhältniſſe. 
Preis M. 12,50, in Halbleder geb. M. 15, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,50 mehr. 


„Der Verfaſſer glaubt, wie die Vorrede ergiebt, einen Anfang mit dem wiſſenſchaftlichen Eindringen in den Sefepesftof 
gemacht zu haben. Je beſcheidener dies iſt, um fo lebhafter kann die Anerkennung fein, daß dieſer Anfang vortrefflich gelungen iſt . 
daß überall echt wiſſenſchaftliches Streben, eingehende Arbeit, ein offener Blick für das Leben und klares Denken hervortritt und daß 
die Darſtellung eine durchaus verſtändliche iſt, die an das Faſſungsvermögen keine übermaßigen Anforderungen ſtellt.“ 

(Aus der Beſprechung des Oberlandesgerichts-Präſidenten Dr. Eccius in Gruchot's Beiträgen.) 


Dr. jur. Lndwig Kuhlenbeck, 


Rechtsanwalt in Jena. 


Von den pandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Eine dogmatiſche Einführung in das Studium des „ Rechts. 
Erſter Theil, erſte Hälfte. 
Preis M. 5, bei poſtfreier Zuſendung M. 5, 20. 
Die zweite Hälfte, mit der der Allgemeine Theil abgeſchloſſen wird, wird im Laufe des Januar erſcheinen. 


„Wir möchten behaupten, daß eine wiſſenſchaftliche Durchdringung des neuen Rechtoſtoffes vornehmlich auf Grund des Pandekten⸗ 
rechtes am leichteſten möglich iſt. Jedenfalls iſt das Werk des Verfaſſers hierzu hervorragend geeignet und wir empfehlen es daher 
allen Juriſten und namentlich auch den Praktikern, die nicht in der Lage ſind, etwa durch Vorträge von Rechtsletrern ſyſtematiſch 
eingeführt zu werden, auf das Wärmſte.“ (Leipziger Zeitung vom 28. Juli 1897.) 


Paul Lande, 


Landrichter in Schneidemühl. 


Das Würgerliche Geſetzbuch 


nebſt dem 
Einführungsgeſetze. 
Für die Praxis herausgegeben und erläutert. 
Preis M. 10, bei poſtfreier Zuſendung M. 10,30, eleg. geb. M. 12, bei poſtfreier Zuſendung M. 12,50. 
Das durchaus . gehaltene Werk iſt in jeder Hinſicht Pg d den Bedürfniſſen der Praxis angepaßt 
und wird als ein Hand⸗ und Nachſchlagebuch zu ſchneller Orientirung allerorts dieſelben guten Dieufte leiſten, wie des Ver⸗ 
faſſers beliebte und weitverbreitete Ausgabe des „Allgemeinen Landrechts für die Königl. Preußiſchen Staaten“, zu 


der es gleichzeitig eine wichtige Ergänzung bildet, e ez in der Kommentirung ſein Hauptaugenmerk auf die Beſchränkungen 
e mi das Allgem. Landrecht in — durch das Bürgerliche Geſetzbuch erfahren wird. 


Ernſt Barre, 


Landgerichtsdirektor. 


Würgerliches GBelehhurh 


CO DE "CIVIL. 
Vergleichende Darſtellung des deutſchen und franzöſiſchen Vürgerlichen Geſetzbuchs. 
Zbeite umgearbeitete Auflage. 
Preis M. 6, eleg. geb. M. 7, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,30 mehr. 
Das Werk ſtellt ſich die beſondere Aufgabe, den water über die neue Rechtslage zu orientiren, welche das Bürgerliche 
Geſetzbuch im Geltungsgebiete des Code eivil ſchafft. Es giebt zu dieſem Zwecke eine gemeinverſtändliche Darſtellung 
aller Abweichungen des erſteren von dem gegenwärtig in Kraft ſtehenden Rheiniſchen Rechte, in Anlehnung an Zachariä⸗Cromes 


Handbuch des franzöſiſchen Civilrechts und begleitet von einem ausführlichen Verzeichniſſe der Parallelſtellen zwiſchen 
dem Code eivil und dem Bürgerlichen Geſetzbuche. 
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{ Diefer Nummer liegt ein Proſpekt von J. Schweitzer Verlag (Joſ. Eichbichler) in München bei, betr.: 
| Dr. Georg Schmidt, Die Kirchenrechtlichen W des Reichsgerichts. 


M6 und 7. 


Juriſti 


Berlin, 11. Berlin, 11. Jannar. 


e Wochenſchriſt. 


1898. 


Herausgegeben von 
M. Rempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht J in Berlin. 
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| Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
— ͥ e ũ fn... ñð́ß . j¶ ... px 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Inhalt. N 
Hülfskaſse für deutſche Rechtsanwälte. S. 45. — Vom 
Reichsgericht. S. 45. — Perſonal⸗Veränderungen. S. 62. 


Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
Stettin, München und Frankfurt a. Main haben der Kaſſe 
abermals Beihülfen und zwar Stettin 1000 Mark, München 
1500 Mark und Frankfurt 2000 Mark gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Gaben 
der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 
Wir berichten über die weiter im Dezember 1897 aus⸗ 
gefertigten Erkenntniſſe. 
I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 
Zur Civilprozeßordnung. 

1. Mit Recht hat das O. L. G. die zur Erſtattung 
liquidirten Reiſekoſten des Rechtsanwalts N. im Betrage von 
30 Mark, als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht 
erforderlich, abgeſetzt. Bei der in Frage ſtehenden Reiſe am 
23. Mai 1897 handelte es ſich nicht um einen Beweistermin 
an Ort und Stelle, ſondern um eine bloße Beſichtigung des 
Bergwerks, die der vom Gericht beſtimmte Sachverſtändige zu 
ſeiner Information vornahm. Dazu bedurfte es nicht der 
Zuziehung eines Rechtsverſtändigen, ſondern es genügte die 
Anweſenheit der Partei, die dem Sachverſtändigen über die ört⸗ 
lichen Verhältniſſe und die thatſächlichen Grundlagen des Gut⸗ 
achtens beſſere Aufklärung zu geben im Stande war, als der 
Anwalt. V. C. S. i. S. Mohs c. Koch vom 4. Dezember 
1897, B Nr. 164/97 V. | 

2. Der Bekl. und Widerkl. hatte, um ſich zur Be⸗ 
gründung der Widerklage das erforderliche Material zu ver⸗ 
ſchaffen, über den Werth des enteigneten Grundſtücks ein 
Gutachten anfertigen laſſen, wofür er dem Sachverſtändigen, 
Baumeiſter R., 122 Mark bezahlt hat. Das Beſchwerdegericht 
hält dieſe Aufwendung nicht für gerechtfertigt, da der Bekl. die 


Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


zur Begründung der Widerklage erforderliche Sachkenntniß 
ſelber beſeſſen habe. Dieſe Anſicht kann nicht für zutreffend 
erachtet werden. Daß die Koſten einer Informationstaxe, wenn 
eine ſolche zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nothwendig 
war, von dem unterliegenden Gegner zu erſtatten ſind, hat das 
R. G. wiederholt ausgeſprochen. Im vorliegenden Falle war 
für den Bekl. die Zuziehung eines Sachverſtändigen erforderlich, 
da nichts dafür ſpricht, daß der Bekl., der das Fuhrmanns⸗ 
gewerbe betreibt, die Sachkenntniſſe beſitz, die erforderlich ſind, 
um eine eingehende, alle einſchlägigen Verhältniſſe berückſichtigende 
Werthſchätzung vorzunehmen. Auch der dazu aufgewendete 
Betrag läßt ſich nicht beanſtanden. Die dem Bekl. zu er⸗ 
ſtattenden Koſten waren deshalb um den abgeſetzten Betrag zu 
erhöhen. V. C. S. i. S. E.⸗Fiskus c. Pierau vom 1. De⸗ 
zember 1897, B Nr. 161/97 V. 

3. Die Beſchwerde iſt im Weſentlichen begründet. Das 
O. L. G. geht mit Recht davon aus, daß der Beſchwerdeführer, 
welcher aus eigenem Rechte nach $ 115 der C. P. O. die 
Koſtenfeſtſetzung begehrt hat, nur die Anſprüche geltend machen 
kann, welche der von ihm vertretenen Partei zuſtehen würden, 
falls die Feſtſetzung und Einziehung der Koſten in ihrem 


Intereſſe geſchähe. Der bezügliche Anſpruch der Partei würde 


ſich aber auf die Erſtattung der geſammten durch das Ver⸗ 
fahren wider ſie erwachſenen Koſten richten, nachdem die Klage 
gegen ſie zurückgenommen und Kl. demgemäß zur Koſtenerſtattung 
verurtheilt iſt. Dieſe Koſten umfaſſen die ganzen liquidirten 
Gebühren, da der Klaganſpruch ſich in solidum gegen jeden 
der mehreren Bekl. richtete, alſo das ganze Verfahren in vollem 
Umfange gegen den Mitbekl. H. anhängig geworden war. Wie 
er nach § 3 der R. A. G. O. verpflichtet war, feinem Ver⸗ 
treter die durch ſeinen Auftrag erwachſenen Koſten zu zahlen, 
ohne daß er ſich auf das Vorhandenſein von Streitgenoſſen 
berufen durfte, ſo erſcheint er berechtigt, die von ihm zu 
zahlenden Koſten vom erſatzpflichtigen Prozeßgegner wieder ein ⸗ 
zuziehen, und dies Recht übt der Beſchwerdeführer nach $ 115 
der C. P. O. für ſich aus. III. C. S. i. S. Berger c. Haupt 
vom 3. Dezember 1897, B Nr. 227/97 III. 

4. Der Sinn und die Bedeutung der in § 236 C. P. O. 
enthaltenen Vorſchriften iſt dahin feftzuftellen, daß der Cedent 
zu rein prozeſſualen Handlungen allein berechtitzt bleibt, dagegen 
durch die Ceſſion die Befugniß verliert, über das abgetretene 


Recht materiell zu verfügen. Eingehend begründet. IV. C. S. 
i. S. Cohnitz c. Dußler vom 7. Oktober 1897, Nr. 43/97 IV. 

5. Von der Reviſion wird mit Recht gerügt, daß der 
B. R. den erheblich ins Gewicht fallenden Schlußſatz unter 
Nr. III des Teſtaments ganz unberückſichtigt gelaſſen habe, 
worin ausdrücklich beſtimmt worden jet, daß dasjenige, was 
nach Berichtigung des Pflichttheils des Kl. übrig bleiben 
würde, unter die fünf Töchter gleichantheilig getheilt werden 
ſolle. Der Thatbeſtand der Urtheile der Vorinſtanzen ergiebt 
zwar nicht, daß die fragliche Beſtimmung des Teſtaments bei 
der mündlichen Verhandlung vollſtändig zum Vortrag gebracht 
worden iſt, da aber die im Urtheile I. J. enthaltene Wiedergabe 
des Wortlautes erkennen läßt, daß dieſelbe nicht vollſtändig, 
ſondern lückenhaft war, und da überdies eine den vollen Wort⸗ 
laut angeblich enthaltende Abſchrift des Teſtaments zu den 
Akten überreicht worden war, fo hätte dieſer Punkt — nöthigen- 
falls durch Ausübung des Fragerechts — zur Erörterung gebracht 
werden müſſen. IV. C. S. i. S. Müller c. Müller vom 
25. November 1897, Nr. 139/97 IV. 

6. Die Reviſion macht mit Recht dem B. R. zum Vor⸗ 
wurf, daß er ſeine Annahme, dem Zeugen L. ſei nicht mehr zu 
glauben als dem Zeugen W., nicht ausreichend begründet hat. 
Wenn der I. R., vor welchem die Vernehmung der Zeugen er⸗ 
folgt iſt, für die Abwägung der Glaubwürdigkeit der beiden 
Zeugen auf ihre Perſönlichkeit und ihr Verhalten bei der Ver⸗ 
nehmung ein erhebliches Gewicht gelegt hat, ſo konnte der 
II. R., ohne ſelbſt eine Vernehmung der Zeugen vorzunehmen, 
dieſen Entſcheidungsgrund des I. R. nicht ohne Weiteres bei 
Seite ſchieben. Die Erwägung, daß auch der Zeuge L. inſo⸗ 
fern betheiligt erſcheine, als ev. der klägeriſche Ehemann ihn 
wegen ſeiner unrichtigen Aeußerung in Anſpruch nehmen könne, 
kann deshalb nicht durchgreifen, weil fie ja erſt möglich iſt, 
wenn man dem Zeugen W. ebenſoviel Glauben ſchenkt als dem 
Zeugen L.; der B. R. ſetzt alſo mit ihr voraus, was er erſt 
mit ihr beweiſen will und bewegt ſich alſo inſofern in einem 
fehlerhaften Kreiſe. V. C. S. i. S. Neumann c. Zerneckel 
vom 27. November 1897, Nr. 150/97 V. 

7. Das Urtheil vom 11. Dezember 1895 ift ein wirk⸗ 
liches Zwiſchenurtheil ſoweit es den mit der Klage verfolgten 
Anſpruch betrifft. Es entſcheidet — mit alleiniger Ausnahme 
der einen Frage, ob Oskar B. Alleineigenthümer der Forderung 
iſt — endgültig für die Inſtanz den geſammten übrigen Streit⸗ 
ſtoff, alſo über alle einzelnen ſelbſtſtändigen Angriffs⸗ und 
Vertheidigungsmittel, die ſämmtlich zur Endentſcheidung reif 
waren. Das entſpricht der Vorſchrift des § 275 C. P. O., 
und es ſteht dieſer Auffaſſung bei der vorhandenen konkreten 
Sachlage auch das Urtheil des I. C. S. des R. G. vom 
24. Februar 1886 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 16 
S. 328) nicht entgegen. Nach § 289 C. P. O. iſt das Gericht 
au die im Zwiſchenurtheile erlaſſene Entſcheidung gebunden, 
ſo daß der B. R. ſich in dem Endurtheile auf dieſe Vorſchrift 
hätte berufen können. Ein Endurtheil im Sinne des § 276 
oder ein Theilurtheil nach 8 273 C. P. O. iſt das Urtheil 
zweifellos nicht; alsdann hätte auch ſchon gegen dieſes Urtheil 
die Reviſion eingelegt werden muͤſſen. Die Abſicht des B. R. 
iſt offenbar, wie er dies auch in dem jetzigen Endurtheile aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen hat, ohne freilich die ſich aus 8 289 
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C. P. O. ergebenden Konſequenzen zu ziehen, die geweſen, bis 
auf die eine, oben hervorgehobene Frage, alle übrigen Angriffs- 
und Vertheidigungsmittel, ſämmtlich zur Endentſcheidung reif, 
zu entſcheiden, und es war nicht erforderlich, alle einzelnen 
Punkte in der Urtheilsformel aufzuführen, vielmehr genügte es, 
daß dieſe ſämmtlich in den Entſcheidungsgründen dargeſtellt 
und erörtert find. Aus dieſer Sachlage folgt, daß in Betreff 
der durch das Zwiſchenurtheil entſchiedenen Streitpunkte dem⸗ 
nächſt vor Erlaß des Enturtheils neue thatſächliche Be⸗ 
hauptungen nicht mehr aufgeſtellt und in II. J. nicht mehr 
berückſichtigt werden durften; das Zwiſchenurtheil konnte, wie 
auch geſchehen, nur mit dem Endurtheil zuſammen angefochten 
werden. Andrerſeits war es aber den Bekl. unbenommen, 
rechtliche Ausführungen, um die Abweiſung der Klage zu be- 
wirken, auch noch nach Erlaß des Zwiſchenurtheils geltend zu 
machen, und der Prüfung ſolcher rechtlichen Einreden mußte 
ſich der B. R. unterziehen, wie ſeine hierauf ſich beziehenden 
Erwägungen denn auch der Nachprüfung des Reviſionsrichters 
unterliegen. IV. C. S. i. S. Stein u. Gen. 0. Bräuer u. Co. 
vom 8. November 1897, Nr. 45/97 IV. 

8. Mit der Reviſion iſt davon auszugehen, daß das an⸗ 
gefochtene Urtheil vom B. R. als ein Zwiſchenurtheil gemäß 
8 276 der C. P. O., das dem Rechtsmittel der Reviſion 
unterliegt, hat erlaſſen werden ſollen. Wie in dem Thatbeſtande 
des B. U. bezeugt wird, iſt die Verhandlung im Einverſtändniß 
mit den Parteien auf den Grund des Anſpruchs beſchränkt und 
von dieſen hierüber eine Vorabentſcheidung beantragt worden. 
Der Inhalt des Urtheils ergiebt, daß der B. R. dieſem An⸗ 
trage hat ftattgeben und über den Klageanſpruch, ſoweit der 
Grund in Betracht kommt, erſchöpfend hat erkennen wollen. 
Gegen ein ſolches Zwiſchenurtheil iſt die Reviſion ſelbſt dann 
zuläſſig, wenn es unter Verletzung des § 276 der C. P. O. 
ergangen ſein ſollte. Es kommt bei der Frage nach der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels nur darauf an, ob der erkennende 
Richter ein ſolches Zwiſchenurtheil hat erlaſſen wollen und er⸗ 
laſſen hat, mag er ſich auch über die Bedeutung des § 276 
der C. P. O. im Irrthum befunden haben (vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 13 S. 401). Stellt ſich heraus, 
daß das Urtheil gegen dieſe Geſetzesvorſchrift verſtößt, ſo iſt es 
nicht als ein Zwiſchenurtheil im Sinne des § 275 a. a. O. 
zu behandeln und die Reviſion als unzuläſſig zu verwerfen, 
ſondern es iſt aufzuheben und die Sache in die Vorinſtanz 
zurückzuverweiſen (vergl. Entſch. des R. G. in Givilfachen 
Bd. 31 S. 361). Die Reviſion rügt mit Recht Verletzung 
des § 276 der C. P. O. Hiernach kann das Gericht, wenn 
der Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig iſt, über den 
Grund des Anſpruchs vorab entſcheiden; das Gericht darf ſich 
aber, wenn es von dieſer Befugniß Gebrauch macht, nicht auf 
einzelne Elemente des Anſpruchs beſchränken, ſondern es hat, 
bis auf den Betrag, den Klageanſpruch gänzlich zu erledigen. 
Dem Nachverfahren darf nichts weiter vorbehalten werden, als 
der Betrag der Forderung. Dieſe Grundſätze werden vom B. R. 
verkannt: er überſieht, daß der Klageantrag nicht bloß auf 
Geldentſchädigung gerichtet iſt, ſondern hauptſächlich und in 
erſter Reihe auf Handlungen, nämlich Veranſtaltungen, wodurch 
dem Gute der Kl. die geforderte Mentze von Waſſer zuge⸗ 
führt werden ſoll, und Anlegung eines mindeſtens 30 ebm 


faſſenden Waſſerbehälters. Die Verpflichtung zur Herſtellung 
dieſer Anlagen gehört mit zum Grunde des erhobenen An⸗ 
ſpruchs, und ſie beeinflußt gleichzeitig die für die Vergangen⸗ 
heit geforderte Geldentſchädigung. Ueber eine derartige Ver⸗ 
pflichtung hat ſich der B. R. nicht, jedenfalls nicht, was noth⸗ 
wendig war, in der Urtheilsformel ausgeſprochen, ſondern ſich 
darauf beſchränkt, die durch Waſſerentziehung bewirkte Be⸗ 
ſchädigung des Grundſtücks und die daraus fließende Ver⸗ 
pflichtung des Bekl. zum Schadenerſatz feſtzuſtellen. Damit 
aber iſt der Grund des Klageanſpruchs nicht erſchöpft; das 
angefochtene Urtheil unterliegt deshalb der Aufhebung. V. C. S. 
i. S. Bergfiscus c. Kath. Kirchengemeinde in Chorzow u. Gen. 
vom 8. Dezember 1897, Nr. 170/97 V. 

9. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der Thatbeſtaud des 
B. U. den Vorſchriften der C. P. O. nicht entſpricht. Nach 
der Faſſung des § 284 kann es nicht zweifelhaft ſein, daß eine 
vollſtändige und überſichtliche Darſtellung des in der mündlichen 
Verhandlung Vorgetragenen die Regel ſein ſoll, innerhalb deren 
die Bezugnahme auf Schriftſätze nur die Ausnahme bilden 
darf, während im vorliegenden Falle der Thatbeſtand nur aus 
einer Verweiſung auf Schriftſätze und andere Urkunden beſteht. 
Dadurch, daß es im Thatbeſtande unbeſtimmt heißt, es ſei 
gemäß den Schriftſätzen verhandelt, wird ſogar zweifelhaft, ob 
der geſammte Inhalt der genannten ſehr umſangreichen 
Schriftſätze, und namentlich ob auch das, worauf in dieſen 
wiederum verwieſen war, vorgetragen worden iſt. Dennoch 
führt dieſer Angriff nicht zur Aufhebung. Ganz abgeſehen 
davon, daß der ſehr große Umfang des thatſächlichen Vor⸗ 
bringens eine überſichtliche Zuſammenſtellung im vorliegenden 
Falle ungewöhnlich erſchwerte, find in der Reviſionsverhandlung 
erhebliche Zweifel und Differenzen über die wirklich vorgetragenen 
und zu berückſichtigenden Thatſachen nicht hervorgetreten; das 
Urtheil beruht daher nicht auf dem prozeſſualen Mangel. 
III. C. S. i. S. Bendix c. Oppenheimer u. Gen. vom 26. No⸗ 
vember 1897, Nr. 198/97 III. 


10. Das R. G. ſieht ſich außer Stande, die Revifiond- 


beſchwerden des Bekl., die ſich auf die materielle Entſcheidung 
des B. G. beziehen, zu prüfen, weil es dem B. U. an einem 
ordnungsmäßigen Thatbeſtande fehlt. Was unter der Ueber⸗ 
ſchrift „Thatbeſtand“ gegeben wird, iſt keine „gedrängte Dar- 
ſtellung des Sach- und Streitſtandes“, ſondern ein protofoll- 
artiger Bericht, daß der Bekl. das Sach- und Streitverhältniß 
nach dem Thatbeſtande des landgerichtlichen Urtheils referirt und 
daß der Inhalt der in der II. J. gewechſelten Schriftſätze vor⸗ 
getragen ſei. Dann folgen noch einige die Schriftſätze er- 
gänzende weitere Erklärungen der Parteien. Nun iſt zwar nach 
$ 284 Abſ. 2 und § 505 C. P. O. bei der Darſtellung des 
Thatbeſtandes eine Bezugnahme auf den Inhalt der vor⸗ 
bereitenden Schriftſätze und auf das Urtheil der vorigen Inſtanz 
„nicht ausgeſchloſſen“. Es iſt aber vom R. G. bereits oft aus- 
geſprochen, daß beides nur in den Schranken geſtattet iſt, die 
durch den Zweck der Aufnahme des Thatbeſtandes in das Urtheil 
geſetzt ſind. Dieſer Zweck beſteht einerſeits darin, daß ſich das 
erkennende Gericht ſelbſt, ehe es zur Beurtheilung der Sache ſchreitet, 
in einer zuſammenfaſſenden Darſtellung über das von den 
Parteien Vorgebrachte Rechenſchrft giebt, und andererſeits darin, 
daß für ein weiteres Verfahren das ſich an das Urtheil anſchließen 


kann, inſonderheit alſo für das Verfahren in einer höheren 
Inſtanz, eine feſte und überſichtliche Grundlage für die Er⸗ 
mittelung des Parteivorbringens gegeben wird. Die Art, wie 
die Bezugnahme auf andere Aktenſtücke im angefochtenen Urtheile 
vorgenommen wird, verliert dieſe Zwecke aus dem Auge und 
nöthigt dazu, den Sach⸗ und Streitſtand erſt aus dem 
geſammten Akteninhalte zu ermitteln. Der vom B. G. in 
Bezug genommene Thatbeſtand des L. G. beſteht nämlich eben⸗ 
falls nur aus dem Berichte, daß der Inhalt der Klageſchrift 
und der Klagebeantwortung vorgetragen und gewiſſe Urkunden 
verleſen ſeien. Danach muß zur Ermittelung des Sach⸗ und 
Streitſtandes insgeſammt auf 6 Schriftſätze, die zuſammen 
58 Seiten umfaſſen, und auf 2 Protokollanlagen zurückgegriffen 
werden. In dieſen Schriftſätzen findet ſich das Zuſammen⸗ 
gehörige an den verſchiedenſten Orten zerſtreut. Manche An⸗ 
gaben ſind ſo unklar gefaßt, daß ſich ſofort die Nothwendigkeit 
einer Aufklärung ergeben haben würde, wenn das Gericht 
verſucht hätte, die Parteibehauptungen in eigener Darſtellung 
wiederzugeben. So hat das R. G. z. B. aus den Schrift⸗ 
ſätzen nicht ermitteln können, ob der Bekl. den von B. telegraphiſch 
nach Hamburg übermittelten Auftrag dieſem direkt oder durch 
Vermittelung von G. oder von K. ertheilt haben will. Auch 
beſchränken ſich die Schriftſätze keineswegs etwa auf eine kurze 
Angabe der Parteibehauptungen und der Beweisanträge, ſie 
enthalten vielmehr viele nur zur Ausmalung der Sache be⸗ 
ſtimmte Nebendinge und breite Rechtsausführungen. Nach alle⸗ 
dem fehlt es für die Nevifionsverhandlung an der unentbehr⸗ 
lichen prozeſſualen Unterlage einer gedrängten Darſtellung des 
Sach⸗ und Streitſtandes der Berufungsinſtanz. Das B. U. 
hat daher, weil es auf einer Verletzung des §S 284 C. P. O. 
beruht, nach $$ 511, 512, 527, 528 C. P. O. aufgehoben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das B. G. zurückverwieſen werden müſſen. I. C. S. i. S. 
Bratuſcheck o. Nauen u. Rée vom 27. November 1897, 
Nr. 264/97 J. 

11. Es ſteht die in dem Vorprozeß rechtskräftig erfolgte 
Zurückweiſung des Antrages der Kl. auf Feſtſtellung des 
Nichtbeſtehens dieſer Forderung nach den über die Rechts- 
kraft des Urtheils über eine negative Feſtſtellungsklage geltenden 
Grundſätzen dem gegenwärtigen Antrage der Bekl. auf Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtehens eben dieſer Forderung nicht entgegen. 
Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 386. Dieſe Feſtſtellung, nament⸗ 
lich die Erörterung des von der Kl. behaupteten Erlaſſes der 
Forderung durch die gemeinſame Erblaſſerin, war daher vom 
B. Rü zunächſt noch zu bewirken. III. C. S. i. S. Naundorf 
c. Kühn vom 23. November 1897, Nr. 193/97 III. 

12. Es iſt zuzugeben, daß die Auffaſſung des O. L. G. 
ſich auf den Wortlaut des $ 293 C. P. O. nicht ohne 
Weiteres ſtützen kann. Denn nach dem Wortlaut dieſes Para⸗ 
graphen ſind Urtheile „der Rechtskraft nur inſoweit fähig, als 
über den durch die Klage oder Widerklage erhobenen Anſpruch 
entſchieden iſt“, und im Vorprozeß iſt über den durch die Klage 
erhobenen Anſpruch überhaupt nicht entſchieden, dieſe Entſcheidung 
vielmehr, weil nur ein ſchiedsrichterliches Verfahren ſtatthaft ſei, 
abgelehnt. Aber der § 293 eit. betrifft zunächſt eben nur die 
Wirkſamkeit des Urtheils auf den materiellen Anſpruch; er hat, 
wie die Motive ergeben, feine Aufnahme und Fa ſſung deshalb 


erhalten, um die Savigny'ſche Theorie der Rechtskraft der 
Elemente des Urtheils zu beſeitigen und die Wirkſamkeit des 
Urtheils auf das zu beſchränken, was die Parteien zur Ent- 
ſcheidung geftellt wiſſen wollen. Im Uebrigen liegt es in der 
Natur der Sache, daß jedes unanfechtbar gewordene richter⸗ 
liche Urtheil das endgültig entſcheidet, was es entſchieden hat, 
und daher iſt auch allgemein unbeſtritten, daß auch diejenigen 
Urtheile, welche nicht über den Anſpruch ſelbſt, ſondern nur 
über Prozeßvorausſetzungen (z. B. in den Fällen des § 247 
C. P. O.) entſcheiden, inſoweit rechtskräftig werden, daß die 
Entſcheidung über die in Frage ſtehende Prozeßvorausſetzung 
auch gegenüber einer neuen unter den gleichen Verhältniſſen 
angeftellten Klage wirkt. Vergl. Struckmann und Koch, C. P. O. 
Note 3 zu § 293, Note 2 zu $ 248, Förſter⸗Eccius, Theorie 
und Praxis I § 55 Abſ. 7. Man könnte nun zwar im vor- 
liegenden Falle noch weiter einwerfen, mit der ausgeſprochenen 
Abweiſung der Klage ſei nur entſchieden, daß der Rechtsweg 
unzuläſſig, nicht aber poſitiv, daß das ſchiedsrichterliche Ver. 
fahren geboten ſei. Aber im Vorprozeß war die Abweiſung 
der Klage aus dem Grunde begehrt, weil der fragliche Anſpruch 
nur im ſchiedsrichterlichen Verfahren geltend gemacht werden 
könne. Eben dieſer Streit der Parteien, ob das ſchiedsrichter⸗ 
liche Verfahren nothwendig ſei, iſt in dem Vorprozeß der 
richterlichen Entſcheidung unterbreitet und ſodann geprüft und 
entſchieden; die Rechtskraft dieſes Urtheils für den vorliegenden 
Prozeß hält ſich inſoweit alſo auch ganz innerhalb des Rahmens 
des § 293 C. P. O. Cbenſo wie zur rechtskräftigen pofitiven 
Feſtſtellung eines Anſpruchs genügt, wenn die negative Feſt⸗ 
ſtellungsklage aus dem Grunde abgewieſen wird, weil der 
Anſpruch beſtehe (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 345 ff.), 
ſo iſt auch hier in der Abweiſung der Klage, weil ein ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren geboten ſei, die poſitive Feſtſtellung der 
Nothwendigkeit des letzteren zu finden. Endlich kann auch gegen⸗ 
über dem oben erwähnten Angriff der Reviſion kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß in beiden Prozeſſen Identität der Perſonen 
beſteht, da auch im Vorprozeß der Auffichtörath und der Vorſtand 
lediglich als Vertreter der jetzt klagenden Geſellſchaft in Betracht 
kommen konnten, wie ſchon daraus ſich ergiebt, daß die fragliche 
Klage auch von dem Vorſtand als ſolchem und den einzelnen 
Mitgliedern des Aufſichtsraths erhoben werden kann, in welchem 
Fall der beklagten Geſellſchaft im Nothfall ein beſonderer Ver⸗ 
treter beſtellt werden müßte; vergl. Behrend, Lehrbuch des 
Handelsrechts I S. 831. III. C. S. i. S. Ahſtedt⸗Schellerter 
Zuckerfabrik o. Brandes vom 30. November 1897, Nr. 204/97 III. 

13. Es giebt keine Prozeßvorſchrift, nach welcher, wenn es 
zum richterlichen Eide kommt, über alle im Prozeſſe vorgebrachten 
Thatſachen, auch die unweſentlichen, der Beweis erhoben werden 
müßte, um zu ermitteln, welche Partei in dem einen oder 
anderen Punkte die Unwahrheit geſagt und ſich dadurch eided- 
unwürdig gezeigt habe. VI. C. S. i. S. Cohnitz c. Loewy 
vom 22. November 1897, Nr. 214/97 VI. 

14. Das B. G. war, wenn es die Ergänzung des Klage ⸗ 
beweiſes durch einen Erfüllungseid für angezeigt erachtete, durch 
die Zuſchiebung des Eides, der im Grunde nur das Gegentheil 
von dem Inhalte des Erfüllungseides behauptet, nicht behindert, 
auf jenen Erfüllungseid als richterlichen Eid zu erkennen. 
(v. Wilmowski und Leoy, Kommentar zur C. P. O. 7. Auflage 
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§ 418 2. Art. letzter Abſatz und § 437 1. Art. letzter Abſatz. 
IV. C. S. i. S. Filß c. Günther vom 9. Dezember 1897, 
Nr. 251/97 IV. 

15. Die Reviſion rügt Verletzung des § 655 der C. P. O., 
weil nicht unbedingt auf Rückzahlung der beigetriebenen 
Summe erkannt worden ſei. Der Angriff iſt im Weſentlichen 
begründet. Der Revifion iſt darin beizutreten, daß dem B. G., 
wenn es das erſte Urtheil abändert und an deſſen Stelle ein 
bedingtes Urtheil erläßt, nicht geſtattet iſt, für den Fall der 
Leiſtung oder der Verweigerung des Eides auf Zurückweiſung 
des Rechtsmittels zu erkennen und nur für den andern Fall die 
Abänderung auszuſprechen. Iſt die Berufung begründet, ſo iſt 
das Urtheil I. J. gänzlich in Wegfall zu bringen und an ſeine 
Stelle das bedingte Urtheil zu ſetzen, das für jede Alternative, 
wie ein Urtheil I. J., materiell zu entſcheiden hat; vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 4 S. 421, Bd. 12 S. 358. 
Daſſelbe gilt folgerichtig, wenn der B. R. die Berufung durch 
Verſäumnißurtheil zurückgewieſen hat und auf Einſpruch ſodann 
ein bedingtes Endurtheil erläßt. In dieſem Fall hat er nicht 
bloß das Urtheil I. J., ſondern auch ſein eigenes Verſaͤumniß⸗ 
urtheil aufzuheben und an beider Stelle das bedingte Urtheil 
zu ſetzen. — Iſt das Urtheil I. J. für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt, ſo tritt mit der Verkündung des Urtheils, das die Ent» 
ſcheidung in der Hauptſache aufhebt oder abändert, die vor⸗ 
läufige Vollſtreckbarkeit inſoweit außer Kraft, als die Aufhebung 
oder Abänderung erfolgt, und der Kl. iſt auf Antrag des Bekl. 
zu verurtheilen, dieſem das, was er auf Grund des Urtheils 
gezahlt oder geleiftet hat, zurückzugewähren (C. P. O. § 655). 
Für den Fall, daß das abändernde Urtheil ein bedingtes iſt, 
ergiebt ſich hieraus, daß der B. R., wenn ſonſt die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 655 vorliegen, ohne daß das Läuterungsurtheil 
abzuwarten wäre, den Kl. ſofort zur Rückgewährung des Ge⸗ 
leiſteten zu verurtheilen hat; vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 12 S. 358, Bolze, Praxis des R. G. Bd. 12 
Nr. 761 b. und Bd. 22 Nr. 817. V. C. S. i. S. Geber 


e. Cohn vom 24. November 1897, Nr. 146/97 V. 


16. Der § 657 der C. P. O. ſetzt ein vorläufig voll⸗ 
ſtreckbares, aber noch nicht vollſtrecktes Urtheil voraus. Iſt das 
vorläufig vollſtreckbare Urtheil im Falle des 8 657 oder das 
rechtökräftige, definitio vollſtreckbare Urtheil im Falle des 8 647 
zur Vollſtreckung gebracht, ſo handelt es ſich nur noch um 
Rückforderung des Beigetriebenen, § 655 Abſ. 2, nicht um 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung. Entſch. des R. G. Bd. 23 
S. 336. Bei einer einſtweiligen Verfügung im Sinne des 
8 819 der C. P. O., wie fie hier vorliegt, kann von einer 
vorläufigen Vollſtreckbarkeit, die einſtweilen mit oder ohne 
Sicherheitsleiſtung einzuſtellen wäre, ohne das ergangene Ur- 
theil auf die einftweilige Verfügung ſelbſt zu berühren, nicht 
die Rede ſein. Die einſtweilige Verfügung ſoll zur Vermeidung 
von Gewalt oder anderer Nachtheile einen einſtweiligen Zuſtand 
herſtellen. Hier iſt dies in Bezug auf den Streit der Parteien, 
ob die Kl. die fraglichen Glühkörper herzustellen und zu ver“ 
treiben allein berechtigt iſt und ob die Bekl. durch Herſtellung 
und Vertrieb derſelben in das Recht der Kl. eingreift, dadurch 
geſchehen, daß der Bekl. Herſtellung und Vertrieb unterſagt iſt. 
Das Urtheil, welches dies Verbot ausſpricht, iſt die einſtweilige 
Verfügung, die als Verbot einer Vollſtreckung weder bedarf, 
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noch zugänglich ift, vielmehr mit der Verkündung des Verbots 
ſich ſelbſt vollſtreckt. Die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
aus ſolchem Urtheil iſt nur denkbar durch die Aufhebung des 
Verbots. Das bezweckt der Antrag der Bekl. auch; aber zu 
erreichen iſt die Aufhebung des Verbots nur durch die Auf⸗ 
hebung des Urtheils, durch welches es ausgeſprochen, im ordent⸗ 
lichen Wege Rechtens durch den Spruch des B. R., oder auf 
dem Wege des § 818, der C. P. O., den die Bekl. nicht ein⸗ 
geſchlagen hat, da der Antrag auf Aufhebung der einſtweiligen 
Verfügung nach SS 818, 807 nicht bei dem B. G., ſondern 
bei dem Gericht zu ſtellen iſt, das die einſtweilige Verfügung 
erlaſſen hat. Der § 808 der C. P. O. kommt fo wenig in 
Betracht wie der § 815 daſelbſt. Aus Vorſtehendem ergiebt 
ſich zugleich, daß der eventuelle Antrag, auf Grund des § 814 
oder $ 819 im Wege der einſtweiligen Verfügung das 
durch das Urtheil des L. G. ausgeſprochene Verbot zu beſeitigen 
und der Bekl. die weitere Herſtellung und den Vertrieb der 
Glühlichtkörper zu ermöglichen, völlig unſtatthaft iſt. I. C. S. 
i. S. Deutſche Gasglühlicht A.⸗G. c. Gasglühlichtgeſellſchaft 
Sirius vom 11. Dezember 1897, B Nr. 104/97 J. 

17. Der angefochtene Beſchluß des Kammergerichts, durch 
welchen die von dem Kl. beantragte und vom L. G. zu Neu⸗ 
Ruppin als dem Prozeßgericht vom 5. Oktober 1897 verfügte 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks Pirow 
Bd. 1 Bl. 53 Nr. 247 wieder beſeitigt worden tft, ruht auf der 
Annahme, daß die Einſtellung auf Grund des § 690 der 
C. P. O. verfügt worden ſei, und auf der daran geknüpften 
Ausführung, daß dem Kl. kein die Veräußerung des Grund- 
ſtücks hinderndes Recht im Sinne des § 690 zuſtehe. Jene 
Annahme findet aber weder in dem Antrage des Kl. auf 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung vom 4. Oktober, noch in 
dem Einſtellungsbeſchluſſe des L. G. vom 5. Oktober, noch in 
der Sachlage eine genügende Rechtfertigung, vielmehr iſt danach 
klar, daß der Kl. einen wirkſamen einſtweiligen Schutz 
ſeines klagend verfolgten Rechts erſtrebte, daß das L. G. ihm 
dieſen auch gewähren wollte, und daß ſich dafür ein Mittel bot 
in der Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung auf Grund 
des § 814 der C. P. O. Der Beſchluß des L. G. vom 
5. Oktober 1897 ſtellt demnach eine einſtweilige Verfügung 
nach § 814 der C. P. O. dar, die nur durch Widerſpruch im 
Wege der Klage (§§ 815, 804 C. P. O.), aber nicht durch 
Beſchwerde angefochten werden konnte. V. C. S. i. S. Friedrich 
c. Roſe vom 8. Dezember 1897, B Nr. 170/97 V. 

18. Die Rkl. werfen erſtens dem B. R. vor, daß er mit 
Unrecht in der am 19. Dezember 1895 an den Subhaſtations⸗ 
richter erfolgten Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes vom 
18. Dezember 1895 eine für die Bekl. wirkſame Nachpfändung 
im Sinne des § 744 Abſ. 2 der C. P. O. gefunden habe, 
und zweitens, daß er der für die Kl. zu 1 bis 3 am 16. De⸗ 
zember 1895 erfolgten Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes vom 
11. deſſelben Monats nicht eine das Pfaͤndungspfandrecht der 
Bekl. ausſchließende Wirkung beigelegt habe. Beide Beſchwerden 
ſind unbegründet. Was zunächſt die zweite Beſchwerde anlangt, ſo 
kann es dahingeſtellt bleiben, ob vor Entſtehung der Eigen ⸗ 
thümerhypothek ein wirkſamer Pfändungsbeſchluß am 11. De⸗ 
zember erlaſſen werden konnte, und ebenſo, ob er etwa rechtliche 
Wirkſamkeit dadurch erlangen konnte, daß er erſt nach Entſtehung 


der Eigenthümerhypothek zugeſtellt worden iſt. Wollte man auch 
beide Fragen bejahen, ſo würde das Ergebniß doch nur dieſes 
fein, daß zwar die Kl. zu 1 bis 3 durch Zuſtellung dieſes Be⸗ 
ſchluſſes am 16. Dezember 1895 ein Pfändungspfandrecht erlangt 
haben, daß aber gleichzeitig auch für die Bekl. eine Pfändungs⸗ 
ankündigung rechtswirkſam zugeſtellt worden iſt. Haben nun 
die Bekl. dieſer Pfändungsankündigung, was noch zu erörtern 
ſein wird, rechtzeitig und wirkſam die Pfändung nachfolgen 
laſſen, ſo erwarben ſie damit ein Pfändungspfandrecht, welches 
nach § 744 Abſ. 2 ſchon von der Zuſtellung der Pfändungs- 
ankündigung an die Wirkung eines Arreſtes hatte und daher 
mit dem für die Kl. begründeten Rechte als gleichzeitig entſtanden 
auch gleichberechtigt ſein muß. Die Reviſion verkennt dieſe 
Zurückbeziehung der rechtzeitig erfolgten Nachpfändung auf den 
Zeitpunkt der Vorpfändung (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 17 S. 329), wenn ſie geltend machen will, daß für die 
Kl. zu 1 bis 3 ein das Pfandrecht der Bekl. ausſchließendes 
oder ihm vorgehendes Pfandrecht begründet ſein würde. Die 
Entſcheidung hängt demnach lediglich davon ab, ob anzuerkennen 
iſt, daß die Rbkl. durch die am 16. Dezember 1895 an den 
Subhaſtaten erfolgte Zuſtellung der Pfändungsankündigung in 
Verbindung mit der am 19. Dezember 1895 erfolgten Zuſtellung 
des Pfändungsbeſchluſſes vom 18. Dezember 1895 ein gültiges 
Pfandrecht an der Streitmaſſe erlangt haben. Hierauf bezieht 
ſich die erſte Reviſionsbeſchwerde. In dieſer Beziehung iſt un⸗ 
bedenklich mit dem B. R. anzunehmen, daß ſich die Pfändungs⸗ 
ankündigung vom 16. Dezember 1895 auf die an dieſem Tage 
entſtandene Eigenthümerhypothek des Subhaſtaten bezog, und 
daß durch die Zuſtellung des Beſchluſſes vom 18. Dezember 
1895, welcher die Pfändung des auf die Eigenthümerhypothek 
zur Hebung gelangten Betrages betraf, der Pfändungsankündigung 
vom 16. Dezember 1895, welche ſich auf die Eigenthümerhypothek 
ſelbſt bezog, die im § 744 der C. P. O. bezeichnete Wirkung 
verliehen werden konnte. Erſteres iſt im Weſentlichen eine 
Auslegung des Wortlautes der Pfändungsankündigung und es 
iſt nicht erſichtlich, in wie fern hierbei der B. R. fehlgegangen 
ſein ſollte, und letzteres folgt ohne Weiteres daraus, daß der 
auf die Eigenthümerhypothek zur Hebung gelangte Betrag 
rechtlich an deren Stelle getreten war. Will man in Fällen, 
wie dem vorliegenden, eine Nachpfändung im Sinne des § 744 
der C. P. O. überhaupt ermöglichen, ſo kann ſie nur, nachdem 
die Eigenthümerhypothek durch Zahlung ſeitens des Erſtehers 
untergegangen iſt, in den für ſie zur Hebung gelangten Betrag 
ftattfinden. Zweifelhaft dagegen kann fein, ob der B. R. der 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes vom 18. Dezember 1895 
an den Subhaſtationsrichter eine entſcheidende Bedeutung bei- 
legen durfte. So lange die Eigenthümerhypothek des Sub⸗ 
haſtaten beſtand, d. h. ſo lange ſie nicht durch Zahlung der 


Kaufgelder ſeitens der Erſteherin an den Subhaſtationsrichter 


zur Hebung gekommen und damit realiſirt war, ſcheint der 
B. R. ſelbſt davon auszugehen, daß ein Drittſchuldner im Sinne 
des $ 730 der C. P. O. nicht vorhanden war. Denn er legt 
bezüglich der Pfändungsankündigung darauf Gewicht, daß 
dieſe dem Subhaſtaten am 16. Dezember 1895 zugeſtellt 
worden jet, obwohl ſich aus dem Thatbeſtande des erſten Urtheils 
ergiebt, daß fie am ſelben Tage auch dem Subhaſtattonsrichter 
zugeſtellt worden iſt. Gegen dieſe Auffaſſung, nach welcher mit 
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Zuſtellung der Pfändungsankündigung an den Subhaſtaten, 
weil ein Drittſchuldner nicht vorhanden ſei, die Pfändungs⸗ 


ankündigung als bewirkt anzuſehen iſt (8 754 Abſ. 2 der 


C. P. O.), laſſen ſich Bedenken nicht erheben. Sie wird auch 
in der Literatur getheilt (vergl. v. Wilmowski-Levy zu § 754 
und Reincke, Kommentar zur Civilprozeßordnung S. 774). Es 
frägt ſich nur, ob von dem Zeitpunkt ab, an welchem die Eigen⸗ 
thümerhypothek durch Zahlung ſeitens des Erſtehers an den 
Subhaſtationsrichter zur Hebung gekommen iſt, ein Dritt⸗ 
ſchuldner als vorhanden unterſtellt werden darf, oder ob man 
nicht auch dann noch anzunehmen hat, daß für die auf eine 
Eigenthümerhypothek entfallene Hebung ein Drittſchuldner nicht 
vorhanden ſei. Einer Entſcheidung dieſer Frage bedurfte es für 
den vorliegenden Fall um deshalb nicht, weil ſich aus dem 
unangefochtenen Thatbeſtande des erſten Urtheils ergiebt, daß 
der Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchluß vom 18. Dezember 
1895 nicht blos am 19. Dezember dem Subhaſtationsrichter, 
ſondern auch am 20. Dezember 1895 dem Subhaſtaten 
v. M. zugeſtellt worden iſt. Wäre daher anzunehmen, daß 
ein Drittſchuldner auch nach Zahlung der Kaufgelder an den 
Subhaſtationsrichter nicht vorhanden ſei, ſo würde durch dieſe 
Zuſtellung, die rechtzeitig innerhalb der in § 744 Abſ. 2 der 
C. P. O. vorgeſchriebenen Friſt erfolgt iſt, eine wirkſame Nach⸗ 
pfändung zu Stande gekommen ſein. Iſt aber, wie das B. G. 
angenommen hat, ein Drittſchuldner nach Zahlung der Kauf⸗ 
gelder an den Subhaſtationsrichter vorhanden, ſo muß mit dem 
B. R. der Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an letzteren die 
entſcheidende Bedeutung beigelegt werden, ſo lange der gezahlte 
Betrag nicht zur Hinterlegungsſtelle abgeführt iſt. Denn der 
Subhaſtationsrichter iſt es, welcher aus den an ihn gezahlten 
Kaufgeldern den Berechtigten das auf ſie entfallende Perzipiendum 
auszuzahlen hat und nur er kann, wenn überhaupt von einem 
Drittſchuldner hier die Rede ſein kann, als ſolcher in Betracht 
kommen. Daran würde ſich auch dann nichts ändern, wenn 
das Geld inzwiſchen in die vorläufige Verwahrung des Amts- 
gerichts abgeführt worden iſt, weil auch dann der Subhaſtations⸗ 
richter noch befugt bleibt, darüber zu beſtimmen, an wen es 
ausgezahlt werden ſoll. Einer Heranziehung des vom B. R. 
in Bezug genommenen § 23 des Ausführungsgeſetzes vom 
24. April 1878 zum G. V. G. bedarf es hiernach nicht, und 
damit entfallen die Angriffe, die von der Reviſion gegen die 
Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift auf den vorliegenden Fall erhoben 
worden ſind. V. C. S. i. S. Prov.⸗A.⸗B. des Großherzogthums 
Poſen c. von Niemojewski u. Gen. vom 24. November 1897, 
Nr. 337/97 V. | 

19. Die Beſtimmungen der C. P.. O. im Abſchnitt 5 
Buch VIII „§ 816: Für die Erlaſſung einſtweiliger Ver⸗ 
fügungen iſt das Gericht der Hauptſache zuſtändig. § 821: 
Als Gericht der Hauptſache im Sinne der Beſtimmungen dieſes 
Abſchnitts iſt das Gericht I. J. und, wenn die Hauptſache in 
der Berufungsinſtanz anhängig iſt, das B. G. anzuſehen“ er- 
geben, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, mit Noth- 
wendigkeit, daß dann, wenn, wie im vorliegenden Falle, die 
Hauptſache vor einem Gerichte I. J. anhängig iſt, dieſes 
Gericht darum auch für die Erlaſſung einſtweiliger Verfügungen 
zuſtändig iſt und zwar ſo lange zuſtändig iſt, bis in dem 
Prozeſſe wegen der Hauptſache die Unzuſtändigkeit rechtskräftig 
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ausgeſprochen iſt. Näher begründet. IV. C. S. i. S. Loeßer 
c. Loeßer vom 29. November 1897, Nr. 337/97 IV. | 
20. Die Reviſion des Bekl. hat auszuführen verſucht, daß 
der Kl. bei etwaiger Säumniß der anderen Partei nach § 855 
Abſ. 2 der C. P. O. habe verfahren müſſen; ſie nimmt an, daß 
durch die in § 855 Abſ. 2 getroffene Beſtimmung ein dem 
Nichtſäumigen wegen Säumniß des anderen Theils landesrechtlich 
etwa zuſtehendes Rücktrittsrecht erſetzt ſei. Scheint für dieſe 
Anfiht auch die Faſſung des § 855 inſofern zu ſprechen, als 
in dieſem Paragraphen im Falle der Ernennung des Schieds⸗ 
richters durch beide Theile geordnet iſt, wie die betreibende Partei 
die Bildung des Schiedsgerichts herbeizuführen und eine etwaige 
Säumniß der anderen Partei zu überwinden hat, ſo kommt 
doch andererſeits in Betracht, daß landesrechtliche Normen über 
den Schiedsvertrag durch die Beſtimmungen der C. P. O. über 
das ſchiedsrichterliche Verfahren nur dann als beſeitigt angeſehen 


werden können, wenn ſie mit Beſtimmungen der C. P. O. un⸗ 


vereinbar find oder eine erſchöpfende Regelung der betreffenden 
Materie durch die C. P. O. angenommen werden muß. Das 
gemeine Recht gewährt nun aus dem im Schiedsvertrage 
liegenden Verſprechen beider Theile, alles zur Bildung des 
Schiedsgerichts und zur Fällung des Spruchs ihrerſeits Er⸗ 
forderliche zu thun, dem Nichtſäumigen gegen den Säumigen 
nicht bloß eine Klage auf Erfüllung des Schiedsvertrags, 
ſondern auch das Rücktrittsrecht vom Vertrage durch Replik 
gegen die vom Bekl. nach Beſchreitung des Rechtswegs vor⸗ 
geſchützte Einrede des Schiedsvertrags, und es läßt ſich die 
Anſicht vertreten, daß dieſe alternative Befugniß des Nicht⸗ 
ſäumigen mit § 855 und den ſonſtigen Beſtimmungen der 
C. P. O. über das ſchiedsrichterliche Verfahren nicht im Wider⸗ 
ſpruch ſtehe. Die aufgeworfene Frage bedarf jedoch keiner 
Entſcheidung, weil die Entſcheidung des B. G. ſelbſt in dem 


Falle nicht zu billigen iſt, daß dem Nichtſäumigen noch jetzt 


bei Säumniß der anderen Partei das Rücktrittsrecht zuſtehen 
ſollte. Denn Vorausſetzung für dieſes Recht im Gebiete des 
gemeinen Rechts iſt jedenfalls ein die Erledigung des Streits 


durch Schiedsſpruch ungebührlich und mit Verletzung der Ver⸗ 


tragspflicht hinausziehendes Verhalten des anderen Theils. Ein 
ſolches Verhalten des Bekl. iſt aber aus dem Thatbeſtande nicht 
zu entnehmen. Wurde der Bekl. vom Kl. zur Zahlung auf 
gefordert und eventuell mit Klage bedroht, ſo durfte er ſich auf 
die Antwort beſchränken, daß er die Forderung nicht anerkenne 
und eventuell nach dem Bauvertrage ſchiedsrichterliche Ent⸗ 
ſcheidung erfolgen müſſe. Auch durch die Aufforderung des 
klägeriſchen Anwalts vom 14. Oktober gerieth der Bekl. nicht 
in Verzug; denn der Kl. hatte verſäumt, nach Maßgabe des 
§ 855 zugleich feine Schiedsrichter dem Bekl. zu bezeichnen, 
hatte auch von Einem Schiedsrichter geſprochen, während der 
Schiedsvertrag für jeden Theil zwei Schiedsrichter vorſieht; über⸗ 
dies war die Aufforderung noch mit dem Verlangen verbunden, 
daß der Bekl. den Bauvertrag vorlege und ſeine Ausſtellungen 
gegen die klägeriſche Forderung bezeichne; dieſes Begehren war 
aber unbegründet, weil der Kl. den Bauvertrag kennen mußte 
und der Bekl. nach der von ihm ſchon ausgeſprochenen Weigerung 
zur Zahlung des vom Kl. geforderten Betrags zur näheren 
Begründung ſeiner Weigerung nicht verpflichtet war. Das B. G. 
iſt bei ſeiner abweichenden Beurtheilung von der Annahme aus⸗ 
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gegangen, daß der Bekl. „die betreibende Partei“ geweſen ſei, 
mithin eine Aufforderung aus § 855 eit. an den Kl. habe 
richten müſſen. Dieſe Annahme iſt jedoch rechtsirrthümlich. 
Die „betreibende Partei“ im Sinne des $ 855 iſt die an Er⸗ 
langung des Schiedsſpruchs intereſſirte und deshalb die Bildung 
des Schiedsgerichts betreibende Partei. In dieſer Lage befindet 
ſich aber der Kl., nicht der Bekl.; dieſer hatte die Forderung 
des Kl. beſtimmt beſtritten und auf die im Bauvertrage vor- 
geſehene Austragung des Streits durch ſchiedsrichterliches Ver- 
fahren hingewieſen und nun war es Sache des Kl., die Bildung 
des Schiedsgerichts zu betreiben und einen Ausſpruch des 
Schiedsgerichts über ſeine Forderung herbeizuführen. Daß er 
aber nicht in der dem § 855 entſprechenden Art die Bildung 
des Schiedsgerichts betrieben hat, iſt oben dargelegt. Die der 
Einrede des Schiedsvertrags entgegengeſetzte Replik iſt mithin 
nicht begründet. Es war daher das angefochtene Theilurtheil 
aufzuheben und die Berufung des Kl., ſoweit das Theilurtheil 
reicht, zurückzuweiſen. Für den durch dieſes Urtheil nicht be⸗ 
troffenen Theil der klägeriſchen Forderung konnte eine Zurück⸗ 
weiſung der Berufung nicht erfolgen; auch war nach der Sach- 
lage eine Entſcheidung über die Koſten der Vorinſtanzen nicht 
zu treffen. III. C. S. i. S. Carſtenſen c. Nielſen vom 
19. November 1897, Nr. 178/97 III. 

Zur Konkursordnung. 

21. Die Kl. iſt die Mutter der Mündel der Bekl. und 
lebt mit dieſer im Beiſitzverhältniſſe des Bremiſchen Rechtes, 
ſeitdem das eheliche Sammtgut ihrem geſchiedenen Ehemanne, 
als dem ſchuldigen Theile, gerichtlich abgeſprochen und ihr 
zuerkannt worden iſt. Nachdem ſie in Konkurs verfallen iſt, 
hat ihr Konkursverwalter das ihr zuſtehende Recht, ihr Kind, 
die Mündel der Bekl., von der Beiſitzmaſſe abzuſchichten, in 
dieſem Prozeſſe zur Geltung bringen wollen. Das B. G. hat 
die Klage deshalb abgewieſen, weil zwar die Gemeinſchuldnerin 
perſönlich das Recht habe, die Abſchichtung nach ihrem Belieben 
vorzunehmen, dieſes Recht aber nicht zu ihrem einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterliegenden Vermögen im Sinne des § 1 der 
R. K. O., alſo nicht zur Konkursmaſſe gehöre, inſofern nämlich 
derjenige Wille, welcher die Bedingung für die Verpflichtung 
der Beiſitzkinder, ſich die Abſchichtung gefallen zu laſſen, bildet 
nur in dem eigenen, perſönlichen Willen der Beiſitzwittwe, nicht 
auch in demjenigen ihrer vollſtreckungsberechtigten Gläubiger 
oder ihres Konkursverwalters beſtehe. Dieſer Entſcheidungsgrund 
unterliegt, inſofern er ſich auf Bremiſches Partikularrecht bezieht, 
wegen Irreviſibilität der betreffenden Rechtsnormen nicht der 
Nachprüfung des R. G. Sollte man aber ſelbſt der Anſicht 
ſein, daß die Abſchichtung in irgend einem Sinne als ein 
Inſtitut des gemeinen Deutſchen Rechtes gelten, und daß im 
vorliegenden Falle darauf bezügliche gemeinrechtliche Normen mit 
in Betracht kommen könnten, ſo würde auch von dieſem Stand⸗ 
punkte aus inſoweit kein Bedenken gegen die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung obwalten. Denn es entſpricht der innigen Verbindung 
des Inſtitutes des Beiſitzes mit dem Familienverhältniſſe, daß 
man den Willen der mit vollſtreckbarem Titel verſehenen 
Gläubiger, bezw. des Konkurs verwalters der Beiſitzwittwe 
nicht für ausreichend erachtet, um den Kindern gegenüber den 
Anſpruch auf Vornahme der Abſchichtung zur Entſtehung zu 
bringen. Nun hat freilich das O. L. G. andrerſeits ausgeſprochen, 


daß der Konkursverwalter des Mittels der Abſchichtung auch gar 
nicht bedürfe, um auch den zur Beiſitzmaſſe gehörigen Hof zum 
Beſten der Konkursgläubiger zu verwerthen, daß vielmehr dieſer, 
obgleich er nach Bremiſchem Rechte formell im ausſchließlichen 
Eigenthume des Anerben, hier alſo der Mündel der Bekl., ſtehe, 
doch nach Bremiſchem Rechte auch zu dem einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterliegenden Vermögen der Gemeinſchuldnerin im 
Sinne des § 1 der R. K. O. gehöre. Hieran iſt von Seiten 
des Rkl. die Frage geknüpft worden, ob nicht dann das B. G. 
die vom L. G. ausgeſprochene Verurtheilung der Gegner deshalb 
hätte beſtehen laſſen müſſen, weil ihm damit im Verhältniſſe zu 
Dem, worauf ihm als Vertreter der Konkursmaſſe ein Recht 
zuſtehe, nur ein Minus zuerkannt geweſen wäre. Das kann 
jedoch nicht als zutreffend anerkannt werden. Der Antrag, ſich 
die Abſchichtung gefallen zu laſſen, und was Dem auhängt, war 
nicht auf ein Minus, ſondern auf etwas ganz Anderes gerichtet, 
als auf die Anerkennung der Zugehörigkeit des Hofes zur 
Konkursmaſſe und die Zuſtimmung zur Befriedigung der 
Konkursgläubiger aus demſelben. Daher kann es dahin geſtellt 
bleiben, ob nicht die Annahme, daß der Hof trotz des der 
Anerbin zuſtehenden Eigenthumsrechtes zu dem einer Zwangs- 
vollſtreckung unterliegenden Vermögen der Beiſitzwittwe im Sinne 
des § 1 der R. K. O. gehöre, gegen die Beſtimmungen der 
C. P. O. und der R. K. O. verſtößt. Der RE. hat nun aber 
hauptſächlich eine angebliche Verletzung des $ 14 der R. K. O. 
gerügt. Er hat in dieſem die beſtimmte Vorſchrift finden wollen, 
daß Derjenige, welcher mit dem Gemeinſchuldner in irgend einer 
Art von Rechtsgemeinſchaft ſtehe, ſich im Falle des Konkurſes 
eine außerhalb des Konkursverfahrens zu bewirkende Auseinander- 
ſetzung gefallen laſſen müſſe, ſo daß der Konkursverwalter auf 
ſolche ihm gegenüber ein Recht habe. Damit iſt aber dem $ 14 
eine zu weit reichende Bedeutung beigelegt. Der § 14 führt 
nicht irgend eine neue materielle Berechtigung des Konkurs- 
verwalters ein, den er überhaupt nicht nennt, wenn er ſagt, 
daß im Falle eines zwiſchen dem Gemeinſchuldner und einem 
Dritten beſtehenden Gemeinſchaftsverhältniſſes die Theilung oder 
ſonſtige Auseinanderſetzung außerhalb des Konkursverfahrens 
erfolge, fo hat das nur den negativen Sinn, daß konkurs⸗ 
rechtlich über die Theilung oder Auseinanderſetzung von Ge⸗ 
meinſchaften Nichts feſtgeſetzt werde, und daß in dieſer Be⸗ 
ziehung Alles genau ſo ſein ſolle, wie es ohne Konkurs ſein 
würde; ſelbſtverſtändlich abgeſehen von privatrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, die etwa gerade an den Konkurs die Auflöſung der 
betreffenden Gemeinſchaft knüpfen; aber eine ſolche exiſtirt für 
das Bremiſche Beiſitzverhältniß nicht, jo wenig wie für viele 
Arten der ehelichen Gütergemeinſchaft nach anderen Landes⸗ 
rechten. Der § 14 verweiſt nicht nur, wie häufig hervorgehoben 
wird, für die Form der Auseinanderſetzung auf das ſonſtige 
bürgerliche Recht, ſondern auch für die Vorausſetzungen 
derſelben; er ſelbſt führt keine neue Vorausſetzung in dieſer 
Beziehung ein. VI. C. S. i. S. Reinkelürs Konk. c. Reinkelürs 
vom 1. November 1897, Nr. 163/97 VI. 

22. Seitens der Reviſion wird in erſter Linie, wie auch 
in den Vorinſtanzen, die Unzuläſſigkeit der theilweiſen Au⸗ 
fechtung der Verträge vom 23. September und 27. November 
1891 nur bezüglich des verkauften Mobiliars nicht auch bezüglich 
des Immobiliars geltend gemacht, indem darauf verwieſen wird, 
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daß das O. L. G. die Möglichkeit der Auffaſſung der Ver⸗ 
träge als einheitlicher und untrennbarer anerkannt habe. 
Dieſer Angriff iſt indeſſen bei der rechtlichen Natur des An⸗ 
fechtungsanſpruchs nicht begründet. Wie das O. L. G. zutreffend 
ausführt, berührt die Anfechtung das Verhältniß unter den 
Kontrahenten überhaupt nicht. Dieſelbe giebt lediglich dem 
Gläubiger das Recht, die Rückgewähr der durch eine anfechtbare 
Handlung dem Vermögen des Schuldners entfremdeten Ver⸗ 
mögensobjekte zum Zwecke ſeiner Befriedigung zu verlangen; 
und es unterliegt daher keinem Bedenken, auch wenn durch 
einen unter den Kontrahenten einheitlichen Vertrag mehrere 
Vermögens objekte Seitens des Schuldners übertragen worden 
ſind, dieſen Anſpruch gegen den Erwerber auf Rückgewähr auf 
einzelne dieſer Gegenſtände zu beſchränken. Richtig iſt allerdings, 
was Seitens der Reviſion hervorgehoben wird, daß bei einem 
derartigen einheitlichen Vertrage die Frage der Benachtheiligung 
der Gläubiger nur nach dem Geſammtinhalt des Vertrages 
beurtheilt und beantwortet werden könne. Indeſſen betrifft 
dieſes nicht die Frage der Zuläſſigkeit der Anfechtungsklage 
ſondern des Vorhandenſeins der Vorausſetzungen derſelben. 
Weiterhin iſt der Reviſion zuzugeben, daß die Ausführungen 


des O. L. G. über die Frage der Benachtheiligung gemäß 


§ 24 Ziffer 2 der R. K. O. formell ſich darauf beſchränken, 
ob durch den Verkauf des Mobiliars eine ſolche eingetreten 
ſei. Indeſſen war in den Vorinſtanzen von dem Bekl. nicht 
behauptet worden, daß eine etwa durch den Uebertrag des 
Mobiliars im Falle der Annahme der Nichtzahlung des Kauf⸗ 
preisanſatzes von 19 000 Mark ꝛc. ſich ergebende Benach⸗ 
theiligung der Gläubiger als durch den gleichzeitigen Uebertrag 
des Immobiliars ausgeglichen zu erachten ſein würde, und es 
liegen hierfür erſichtlich auch irgend welche Anhaltspunkte nicht 
vor. Es erſcheint daher die weitere Annahme berechtigt, daß 
für die Frage der Benachtheiligung der Gläubiger der auf 
das Immobiliar bezügliche Theil der Verträge ohne Bedeutung 
iſt. Die Frage ob nach dem Geſammtinhalt des Vertrages 
eine Benachtheiligung der Gläubiger anzunehmen iſt, war hienach 
auch im Sinne der Ausführungen des O. L. G. lediglich von 
der von demſelben bejahten Frage abhängig, ob eine ſolche durch 
die Mobiliarübertragung eingetreten ſei. II. C. S. i. S. 
Puneßen c. Puneßen Konk. vom 7. Dezember 1897, Nr. 258/97 II. 

23. Wenn die Reviſion bezüglich der Feſtſtellung des 
O. L. G., daß auch durch die Uebertragung des Mobiliars im 
Akte vom 23. September 1891 eine Benachtheiligung der 
Gläubiger anzunehmen ſei, um deswillen einen Angriff erhoben 
hat, weil die angenommene Hingabe an Zahlungsſtatt lediglich 


eine Befriedigung des Bekl. für eine ihm zuſtehende und dadurch 


getilgte Forderung bewirkt habe, ſo kann auch dem nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Da dem Gläubiger ein Anſpruch auf Ueber⸗ 
gabe von Sachen an Zahlungsſtatt nicht zuſteht, ſo enthält 
eine ſolche die gewollte Verminderung des Vermögens des 
Schuldners zum Nachtheil der übrigen Gläubiger und folgeweiſe 
eine Benachtheiligung derſelben. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

24. Der Einwand, der Schuldner S. ſei vertragsmäßig 
berechtigt geweſen, ſeine Schuld vor dem Verfalltermin abzu⸗ 
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Abſ. 2 nicht der Umſtand entſcheidend, ob der Gläubiger an 
ſich zur Annahme der ihm angebotenen Zahlung verpflichtet 
war; vielmehr kommt es lediglich darauf an, ob er die Zahlung 
zur Zeit als ſie erfolgte beanſpruchen konnte und nöthigen⸗ 
falls erzwingen durfte. II. C. S. i. S. Borgholzhauſener 
Spar- und Darlehnskaſſenverein o. Schiel Konk. vom 10. De⸗ 
zember 1897, Nr. 261/97 II. 

25. Bei Geſchäften, welche außerhalb eines Konkurs- 
verfahrens, alſo zu einer Zeit, zu welcher den Gläubigern ein 
Anſpruch auf gleichmäßige Befriedigung nicht zuſteht, geſchloſſen 
ſind — im vorliegenden Fall iſt der Konkurs erſt mehrere 
Monate nach Abſchluß des fraglichen Geſchäfts ausgebrochen — 
iſt, wie das R. G. in jetzt ſtändiger Praxis angenommen 
hat, dann, wenn der Gläubiger durch das Geſchäft nur das, 
was er zu fordern ein Recht hatte, erhält, das bloße Bewußtſein 
des Schuldners, daß ſeinen übrigen Gläubigern die Erefutions- 
objekte entzogen und ſie dadurch geſchädigt werden, zur An⸗ 
fechtung nicht genügend; es müſſen vielmehr beſondere 
Umſtände, aus welchen eine fraudulöſe Abſicht ſich ergiebt, 
hinzutreten, um in ſolchem Falle eine Anfechtung aus § 24 
Nr. 1 R. K. O. oder § 3 Nr. 1 des Anf. G. gerechtfertigt er- 
ſcheinen zu laſſen. Dies gilt, wie das R. G. ferner in 
wiederholten Entſcheidungen angenommen hat (vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 23 S. 16 ff., Bd. 33 S. 124, Gruchot Bd. 36 
S. 1131 ff., S. 1138 ff.) nicht nur für reine Erfüllungs⸗ 
geſchäfte, ſondern für Deckungsgeſchäfte jeder Art, insbeſondere 
auch für Sicherung durch Hypothek oder ſonſtige Pfand⸗ 
beſtellung. Auch hier kann das bloße Bewußtſein, daß durch 
die Sicherung des einen Gläubigers den übrigen Gläubigern 
die Möglichkeit ihrer Befriedigung entzogen wird, zur Feſt⸗ 
ſtellung der Benachtheiligungsabſicht nicht genügen, da es auch 
hier an einer rechtswidrigen Benachtheiligung der übrigen 
Gläubiger ohne Hinzutritt weiterer Umſtände fehlt. Das an⸗ 
gefochtene Urtheil, welches die beiderſeitige Kenntniß der vor⸗ 
handenen Ueberſchuldung zur Anfechtung des erfolgten Deckungs⸗ 
geſchäftes für genügend erachtet, unterliegt daher der Auf- 
hebung. III. C. S. i. S. Falk u. Schütt c. Möller Konkurs 
vom 23. November 1897, Nr. 129/97 III. 

26. Nach § 24 Ziff. 2 der R. K. O. find die in dem 
letzten Jahre vor der Eröffnung des Konkursverfahrens ge- 
ſchloſſenen entgeltlichen Verträge des Gemeinſchuldners mit ſeinen 
Verwandten, auch denen in aufſteigender Linie, anfechtbar, ſo⸗ 
fern durch den Abſchluß des Vertrages die Gläubiger des Ge⸗ 
meinſchuldners benachtheiligt werden und der andere Theil nicht 
beweiſt, daß ihm zur Zeit des Vertragsabſchluſſes eine Abſicht 
des Gemeinſchuldners, die Gläubiger zu benachtheiligen, nicht 
bekannt war. Die mit der Klage angefochtene Beſtellung eines 
liegenſchaftlichen Unterpfandes ſeitens des Gemeinſchuldners zu 
Gunſten der Forderungen der Bekl., ſeiner Mutter, vom März 
1896 fällt in das letzte Jahr vor der am 4. April 1896 er- 
folgten Konkurseröffnung und es konnte ohne Rechtsirrthum an⸗ 
genommen werden, daß durch die Schaffung dieſes Abſonde⸗ 
rungsrechts eine Benachtheiligung der Gläubiger des Gemein- 
ſchuldners bewirkt wurde. Dieſes Unterpfandsrecht wurde zwar 
durch Erwirkung eines Anerkenntniß⸗Urtheils und deſſen Ein⸗ 


tragen, ändert daran nichts; denn ſoweit nicht §27 der R. K. O. 


„ tragung auf beſtimmte Liegenſchaften des Gemeinſchuldners zum 
u in Betracht kommt, ift bezüglich der Anwendbarkeit des § 23 


Pfandbuche hergeſtellt, weshalb zur Begründung der Reviſion 


— 


geltend gemacht wurde, daß nicht ein entgeltlicher Vertrag 
gemäß $ 24 Ziff. 2 der R. K. O. den Gegenſtand der An- 
echtung bilde. Allein das B. G. hat feſtgeſtellt, daß die Bekl. 
und der Gemeinſchuldner damals übereingekommen waren, der 
erſteren für ihre Anſpruͤche eine Hypothek an den Liegenſchaften 
des Schuldners zu beſtellen, und daß das amtsgerichtliche Ver⸗ 
fahren im Einverſtändniß beider Parteien nur zum Zweck der 
Hypothekbeſtellung eingeſchlagen wurde. Dieſe Art der Herbei⸗ 
führung eines richterlichen Pfandrechts konnte daher der Schaffung 
eines bedungenen Unterpfands gleichgeſtellt werden, auch konnte 
im Gegenſatze zu einer unentgeltlichen Verfügung dem Vertrage 
die Eigenſchaft eines entgeltlichen Vertrages im Sinne der an⸗ 
geführten Geſetzesſtelle beigelegt werden. Die Benachtheiligung 
der Gläubiger muß nach dieſer Vorſchrift durch den Abſchluß 
des Vertrags verurſacht ſein, nicht durch ſonſtige beſondere Um⸗ 
ſtände, allein da der Eintrag, welcher das Pfandrecht erſt 
wirkſam werden ließ, gerade den Zweck und Inhalt des feſt⸗ 
geſtellten Uebereinkommens zwiſchen Mutter und Sohn bildete 
und dieſem nach der Abſicht der Kontrahenten alsbald nach⸗ 
folgte, durfte auch dieſe geſetzliche Vorausſetzung als gegeben 
angeſehen werden. II. C. S. i. S. Siegel c. Siegel Konk. 
vom 7. Dezember 1897, Nr. 253/97 II. 

27. Das O. L. G. geht von der Anſchauung aus, daß 
bei Anwendung des § 23 Ziffer 2 der R. K. O., wenn die an⸗ 
zufechtende Handlung in die letzten 10 Tage vor der Zahlungs⸗ 
einſtellung fällt, der Aufechtungsbekl. zu feiner Entlaſtung nur 
zu beweiſen habe, daß ihm zur Zeit der Handlung die Zahlungs- 
einſtellung des Gemeinſchuldners nicht bekannt war. Das 
letztere betrachtet das O. L. G. aber als ſelbſtverſtändlich, weil 
damals die Zahlungseinſtellung wirklich noch nicht eingetreten 
geweſen ſei. Dieſe Auffaſſung, auf welcher das Urtheil des 
O. L. G. beruht, verletzt den § 23 Ziffer 2 a. a. O. Nach 
Inhalt deſſelben find die beiden Fälle zu unterſcheiden: 1. wenn 
die anzufechtende Handlung in die letzten 10 Tage vor der 
Zahlungseinſtellung, und 2. wenn Dieſelbe in die Zeit nach der 
Zahlungseinſtellung fällt. Im erſteren Falle iſt der Gegen⸗ 
beweis des Anfechtungsbekl. lediglich dahin zu führen, daß ihm 
zur Zeit der Handlung die Abſicht des Gemeinſchuldners, ihn 
vor den übrigen Gläubigern zu begünſtigen, nicht bekannt ge⸗ 
weſen ſei. Im zweiten Falle muß der Anfechtungsbekl. außer⸗ 
dem noch beweiſen, daß ihm die Thatſache der Zahlungs⸗ 
einftellung nicht bekannt war. Weiter ausgeführt. II. C. S. 
i. S. Häusler Konk. c. Bernard vom 7. Dezember 1897, 
Nr. 248/97 II. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Rechtsanwalts- 
gebühren ordnung. | | 

28. Die Vorſchrift des § 18 Ziffer 3 des G. K. G. be⸗ 


zieht ſich allerdings auf Entſcheidungen aller Art, insbeſondere, 


auch auf Beſchlüſſe. Auch ſind Entſcheidungen, welche ſich nicht 
auf die Sache ſelbſt, d. h. auf das Beſtehen des vom Kl. er⸗ 
hobenen Anſpruches, ſondern auf prozeſſuale Vorfragen beziehen 
nicht ohne Weiteres gebührenfrei. Für Entſcheidungen der 
letzteren Art ſind vielfach niedrigere Gebühren vorgeſehen 
(vergl. die 98 26 und 27 des G. K. G.); ſoweit dies nicht 
zeſchehen und nicht ausdrücklich im Geſetz beſtimmt worden it, 
daß Gebühren nicht zu erheben ſeien, muß § 18 des erwähnten 
Geſetzes Anwendung finden. Die Entſcheidung in der vor⸗ 


liegenden Sache hängt deshalb von Beantwortung der Frage 
ab, ob der Beſchluß, durch den der Antrag auf Erlaſſung eines 
Verſäumnißurtheiles auf Grund von § 300 der C. P. O. zu⸗ 
rückgewieſen wird, als eine Entſcheidung anzuſehen iſt, welche 
unter $ 47 Ziffer 1 des G. K. G. fällt. Dieſe Frage ift aber 
zu bejahen. Auf die Prozeß⸗ oder Sachleitung im Sinne der 
erwähnten Vorſchrift beziehen ſich alle Entſcheidungen, welche 
lediglich den Gang des Verfahrens betreffen, an dem Streit⸗ 
verhältniſſe ſelbſt dagegen nichts ändern. Hierher gehören 
außer den auf die Sachleitung bezüglichen Anordnungen, 
3. B. denjenigen, welche auf Grund der §§ 131, 132 der 
C. P. O. erfolgen, unzweifelhaft die Entſcheidungen über die 
Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens, über die Art 
der Zuſtellung ſowie die Verbindung mehrerer Prozeſſe und die 
Anordnung einer getrennten Verhandlung. Außer dieſen Ent- 
ſcheidungen, auf welche bereits in der Begründung zu S 47 
Ziffer 1 des G. K. G. verwieſen wurde, ſind auch ſolche Be⸗ 
ſchlüſſe hierher zu rechnen, durch welche lediglich eine von einer 
Partei beantragte ſachliche Entſcheidung abgelehnt wird, weil 
die Vorausſetzungen hierzu zur Zeit nicht gegeben ſeien, welche 
alſo darauf hinauslaufen, daß in der Sache weiter verhandelt 
werden muͤſſe, einer Wiederholung des geſtellten Antrages da- 
gegen nicht entgegenſtehen. In dieſer Richtung hat das R. G. 
bereits in einem Beſchluſſe vom 12. März 1887 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift Jahrgang 1887 S. 111 Nr. 3, Bolze, Praxis 
des R. G. Bd. 4 Nr. 418) ausgeſprochen, für den Beſchluß, 
durch den der Erlaß eines Theilurtheiles abgelehnt werde, ſei 
nach § 47 Ziffer 1 des G. K. G. keine Gebühr zu erheben, 
weil es ſich dabei um eine prozeßleitende Verfügung handle. 
Ebenſo liegt die Sache aber in Anſehung des Beſchluſſes, durch 
den der Antrag auf Erlaß eines Verſäumnißurtheiles zurück⸗ 
gewieſen wird, weil die erſchienene Partei die von dem Gerichte 
geforderten Nachweiſungen nicht zu beſchaffen vermag oder weil 
die ordnungsmäßige Ladung der nicht erſchienenen Partei oder 
die in $ 300 Ziffer 3 erwähnte Mittheilung verſäumt worden 
iſt. Durch dieſen Beſchluß, der ſtets in Mängeln des vorher⸗ 
gegangenen Verfahrens ſeinen Grund hat, wird an der vorher 
beſtehenden Sachlage nichts geändert, insbeſondere die Rechts⸗ 
hängigkeit des erhobenen Anſpruches nicht berührt (vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 15 S. 391, 392). Die erſchienene Partei 
kann ihren Anſpruch nach wie vor geltend machen, ja auch den 
Antrag auf Verſäumnißurtheil wiederholen, wenn ſie den geſetz⸗ 
lichen Anforderungen genügt hat. Sie wird durch den Be⸗ 
ſchluß nicht ſchlechter geſtellt, als wenn fie von ihrem in 8 300 
beſonders hervorgehobenen Rechte Gebrauch macht, die Ver⸗ 
tagung der mündlichen Verhandlung zu beantragen. Das 
O. L. G. hat hiernach mit Recht angenommen, daß für einen 
derartigen Beſchluß nach 847 Ziffer 1 des G. K. G. Gebühren 
nicht zu erheben ſeien. II. C. S. i. S. Rhein. Hyp.⸗Bank in 
Mannheim c. Mann vom 7. Dezember 1897, B Nr. 188/97 II. 

29. Der von den Parteien angeblich abgeſchloſſene Ver⸗ 
gleich, worin, wie der Bekl. behauptet, der Kl. die Koſten des 
Rechtsſtreits übernommen hat, iſt auf die Erhebung der Koſten 
und die Beſtimmung des Zahlungspflichtigen ohne Einfluß. 
Der Bekl. hatte die Berufung ſchon im Jahre 1892 eingelegt; 
das Gericht war daher, obwohl die Inſtanz noch nicht beendigt 
war, die bisher entſtandenen Koſten zu liquidiren berechtigt 
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(G. K. G. § 94 Nr. 1). Schuldner der entſtandenen Gebühren 
und Auslagen iſt dem Gericht gegenüber die Partei, der durch 
gerichtliche Entſcheidung die Koſten des Verfahrens auferlegt 
ſind, oder die ſie durch eine vor dem Gericht abgegebene 
oder dieſem mitgetheilte Erklärung übernommen hat 
($ 86 a. a. O.). Dieſe Vorausſetzungen treffen im vorliegenden 
Fall nicht zu, da nach der Angabe des Kl. nur ein außer- 
gerichtlicher Vergleich zu Stande gekommen iſt, der von den 
Parteien nicht zu den Gerichtsakten eingereicht iſt, und der Bekl. 
dem Gericht gegenüber keine Erklärung abgegeben hat, worin 
er die Koſten des Verfahrens übernommen hätte. Mit Recht 
hat deshalb das B. G. den § 89 des G. K. G. angewandt, 
wonach in Ermangelung eines andern Schuldners der, welcher 
das Verfahren beantragt hat, im vorliegenden Fall alſo der 
Berufungskläger, Schuldner der entſtandenen Gebühren und 
Auslagen iſt. Die Beſchwerde des Bekl. iſt hiernach unbegründet. 
Nach § 92 der C. P. O. fallen ihm die Koſten des Rechts⸗ 
mittels zur Laſt. V. C. S. i. S. v. Guttry c. Golski vom 
15. Dezember 1897, B Nr. 177/97 V. 

30. Mit Grund rügt die Beſchwerde, daß von den mit zwei⸗ 
mal 14 Mark in Anſatz gebrachten Prozeßgebühren der Berufungs⸗ 
inſtanz der Betrag von 11,20 Mark in Beihalt des § 51 
der R. A. G. O. geſtrichen iſt. Durch die Urtheile vom 
19. Oktober 1895 und 14. März 1896 war gegenüber jedem 
der beiden Bekl. geſondert über den Klaganſpruch entſchieden. 
Die Berufungen gegen dieſe Urtheile ſind geſondert zu ver⸗ 
ſchiedener Zeit eingelegt, und erforderten eine beſondere Inſtruktion 
des Sachwalts. Da beide Rechtsmittel ſelbſtſtändig erhoben 
und von einander unabhängig waren, konnte dem Vertreter der 
Bekl. die Prozeßgebühr für jedes derſelben nicht verſagt werden, 
und war der abgeſetzte Betrag wieder herzuſtellen. III. C. S. 
i. S. Vespermann c. Meyer vom 3. Dezember 1897, 
B Nr. 229/97 III. 

31. Mit Recht hat das Beſchwerdegericht den Antrag des 
Bekl., ſoweit er auf Erſtattung der Korreſpondenzgebühr ge⸗ 
richtet iſt, als unbegründet zurückgewieſen. Das R. G. hat in 
dem Beſchluſſe vom 4. April 1894 (Gruchots Beiträge, Bd. 38, 
S. 1167) bereits angenommen, daß ein Anwalt, der als Konkurs⸗ 
verwalter den Prozeßbevollmächtigten informirt, nicht eigene 
Angelegenheiten im Sinne des § 7 der R. A. G. O. beſorgt, 
ſondern in ſeiner Eigenſchaft als Konkursverwalter thätig iſt, 
und daß dieſe Thätigkeit durch die Vergütung, die er als 
Konkursverwalter bezieht, mit abgegolten wird. Von dieſem 
Grundſatze abzugehen, bieten die Ausführungen der Beſchwerde 
keine Veranlaſſung. Die angezogene Entſcheidung des R. G. 
(Entſch. in Civilſachen, Bd. 10 S. 374) handelt nicht von einer 
Korreſpondenzgebühr des Anwalts in eigener Sache, ſondern 
von einer Beweisgebühr, die für eine Eidesleiſtung in eigener 
Sache gefordert war. Für die bloße Korreſpondenz darf aber 
der Anwalt auch in eigener Sache auf Grund des § 7 a. a. O. 
keine Gebühren zum Anſatz bringen (vergl. den Beſchluß des 
R. G. vom 29. Januar 1890, Gruchot, Beiträge Bd. 4 
S. 1188). V. C. S. i. S. Eichelkraut c. Lehmann Konkurs 
vom 1. Dezember 1897, B Nr. 167/97 V. 

II. Das Handelsrecht. 

32. Die ſtreitige Frage der Aktivlegitimation des Kl. hat 
das Gericht I. J. dahin beantwortet, daß eine Bemängelung 
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der Rechtsſtellung des Kl. als Aktionär nicht mehr zuläſſig ſei, 
nachdem derſelbe als ſolcher im Aktienbuche eingetragen worden 
ſei. Das B. G. iſt dem beigetreten, hat aber außerdem noch 
ausgeführt, daß die Bekl. kein rechtliches Intereſſe an dem Be⸗ 
ſtreiten der Legitimation des Kl. als Aktionärs dargelegt habe 
und auch aus dieſem Grunde mit ihrem Einwande, die Ueber⸗ 
tragung der Aktie auf den Kl. ſei nur zum Scheine geſchehen, 
nicht gehört werden könne. Dieſer zweite Entſcheidungsgrund 
trifft zu. Wie das R. G. mit Bezug auf Inhaberaktien bereits 
ausgeſprochen hat (Urtheil vom 23. November 1892 I. 266/92, 
Entſch. Bd. 30 S. 51), ſteht der Einwand, daß der Inhaber 
von Aktien in Wahrheit nicht Eigenthümer derſelben ſei, von 
ſolchen Fallen abgeſehen, in denen dem Uebertragungsakte eine 
gejeß- oder ſtatutenwidrige Abſicht zu Grunde liegt, ſeiner 
Legitimation als Anfechtungskläger regelmäßig nicht entgegen. 
Ein innerer Grund, dieſe Frage anders zu beurtheilen, wenn 
es ſich um Namensaktien handelt, liegt nicht vor, denn der 
Umſtand, daß in dem einen Falle die Legitimation des Aktionärs 
durch bloße Inhabung der Aktie, in dem andern durch eine 
beurkundete Uebertragungserklärung des im Aktienbuche ein⸗ 
getragenen Eigenthümers geführt wird, giebt keinen Gefichtd- 
punkt für eine verſchiedene Beurtheilung des auf den Mangel 
des Eigenthumsüberganges geſtützten Simulationseinwandes an 
die Hand. Vielmehr iſt die Bemerkung von Staub ($ 1 zu 
Art. 183 H. G. B.): „Durch die Ceſſion oder das Indoſſament 
giebt der Cedent oder Indoſſant zu erkennen, daß nach ſeinem 
Willen der Geſellſchaft gegenüber der Ceſſionar oder 
Indoſſatar Aktionär ſein ſoll. Dieſe Abſicht aber muß der 
Geſellſchaft genügen“ in Ermangelung eines beſonderen 
rechtlichen Intereſſe der Geſellſchaft an der Bemängelung der 
Legitimation als zutreffend anzuerkennen. Aus dem erſten 
Abſatz des Art. 183 H. G. B. folgt nichts dieſer Meinung 
entgegenſtehendes, denn unter dem dort verlangten Nachweiſe 
des Eigenthumsüberganges kann ſachgemäß nichts anderes 
als die Vorlegung von Urkunden, aus deren Inhalt der Eigen⸗ 
thumsübergang hervorgeht, verſtanden werden. Da nun die 
Bekl. einen beſonderen Grund, aus dem ſie im vorliegenden 
Falle aus der behaupteten Simulation des Eigenthumsüberganges 
das Recht zum Beſtreiten der Legitimation des Kl. herzuleiten 
vermöchte, nicht angegeben hat, ſo iſt ihr Einwand hinfällig, 
ohne daß es noch darauf ankommt, zu unterſuchen, ob deſſen 
Erhebung nach erfolgter Eintragung des Kl. im Aktienbuche 
überhaupt noch zugelaſſen werden kann. Dem Kl., der unſtreitig 
alle formellen Vorbedingungen für die Anfechtungsklage (Er⸗ 
klärung des Widerſpruchs zum Protokoll der Generalverſammlung, 
Klageerhebung innerhalb eines Monats, Hinterlegung ſeiner Aktie 
und Sicherheitsleiſtung) erfüllt hat, kann auch nicht entgegen ⸗ 
geſetzt werden, daß der Bevollmächtigte S. gegen feine Nicht⸗ 
zulaſſung nicht proteſtirt und deſſen Machtgeberin, Frau R., 
durch Nichterhebung der Anfechtungsklage an den Tag gelegt 
habe, daß ſie ſich bei der Zurückweiſung ihres Bevollmächtigten 
beruhigen wolle. Der Kl. ficht die Beſchlüſſe der General- 
verſammlung nicht wegen der Verletzung der Rechte der Frau R., 
ſondern aus eigenem Rechte an, weil dieſelben unter Verletzung 
des Geſetzes und des Statuts zu Stande gekommen und deshalb 
ungültig ſeien (Art. 190 a Abſ. 1 H. G. B.). Da für die an⸗ 
gefochtenen Beſchlüſſe (Aenderung des Statuts und Erhöhung 


des Grundkapitals) vom Geſetz eine Mehrheit von drei Vier⸗ 
theilen des in der Generalverſammlung vertretenen Grund- 
kapitals erfordert wird (Art. 215, 215a H. G. B.), und das 
Statut eine abweichende Vorſchrift nicht enthält, ſo ſind die 
Beſchlüſſe unter Verletzung des Geſetzes gefaßt, wenn auch die 
19 Aktien der Frau R. dem in der Verſammlung vertretenen 
Grundkapital hinzugerechnet werden müſſen, denn unter Hinzu⸗ 
rechnung derſelben waren 48 Aktien vertreten, ſo daß die er⸗ 
forderliche Mehrheit 36 betragen hätte, während die Beſchlüͤſſe 
nur mit 28 Stimmen gefaßt find. Die von der Rll. verſuchte 
Ausführung, daß, da der Bevollmächtigte der Frau R. ſich nach 
der Zurückweiſung ſeiner Vollmacht entfernt habe, die 19 Aktien 
der Frau R. nicht vertreten geweſen ſeien, bedarf keiner Wider⸗ 
legung, da es ſich ja eben darum handelt, ob der Bevoll⸗ 
mächtigte, der als Vertreter der Frau R. in der General⸗ 
verſammlung erſchienen war, mit Recht oder widerrechtlich an 
deren Vertretung verhindert worden iſt. Daß er ohne dieſe 
Verhinderung an der Beſchlußfaſſung Theil genommen haben 
würde, iſt nicht mit irgend welchem Grunde zu bezweifeln. Mit 
Bezug auf die Frage, ob die Vollmacht des Kriminalkommiſſars S. 
wegen mangelnder Beglaubigung zurückgewieſen werden durſte, 
geht das B. G. zunächſt davon aus, daß wenn weder das Geſetz 
noch das Statut die Beglaubigung der Vollmacht vorſchreibe, 
der Aktionär, der ſich in der Generalverſammlung vertreten laſſen 
wolle, regelmäßig davon ausgehen dürfe, daß einfache ſchriftliche 
Vollmacht zur Legitimation ſeines Vertreters genüge. Im An⸗ 
ſchluß hieran wird dann ausgeführt, daß es zwar Fälle geben 
könne, in denen Beglaubigung der Vollmacht verlangt und eine 
bloße ſchriftliche Vollmacht zurückgewieſen werden könnte, daß 
jedoch ein ſolcher Fall nicht vorgelegen habe und deshalb die 
Zurückweiſung der Vollmacht ungerechtfertigt geweſen ſei, zum 
mindeſten aber dem Antrage des Kl., dem Bevollmächtigten 
zur Nachholung der verlangten Beglaubigung eine angemeſſene 
Friſt zu gewähren, hätte ſtattgegeben werden müſſen. Dieſe 
Rechtsauffaſſung gereicht der Bekl. nicht zur Beſchwerde, geht 
vielmehr zu deren Gunſten noch zu weit. Bei der Berathung 
des Geſetzes vom 18. Juli 1884, durch welches der Art. 190 
des H. G. B. ſeine jetzige Faſſung erhalten hat, wurde in der 
Kommiſſion des Reichstages vorgeſchlagen, nur beglaubigte Voll- 
machten zuzulaſſen, dieſer Vorſchlag aber abgelehnt (S. 17 des 
Kommiſſionsberichts). Da der Vorſchlag bei der weiteren Be⸗ 
rathung im Plenum nicht wiederholt wurde, ſo blieb es bei der 
Vorſchrift des Entwurfs, der für die Gültigkeit der Vollmachten 
nur die ſchriftliche Form erforderte. Wenn aber das Geſetz für 
die Vollmacht zur Vertretung eines abweſenden Aktionärs nur 
die einfache Schriftform verlangt, ſo kann dem Bevollmächtigten 
die Beibringung einer beglaubigten Vollmacht nicht auferlegt 
werden. Es muß vielmehr die einfache ſchriftliche Form der 
Vollmacht zur Legitimation des Bevollmächtigten genügen, wie 
dies im 8 252 Abſ. 2 des neuen H. G. B. ausdrücklich aus- 
geſprochen iſt. Das Geſetz, welches das Aktienrecht abſchließend 
regelt, bietet alſo keinen Anhalt dafür, daß unter Umſtänden 
die Beglaubigung der Vollmacht gefordert und der mit einfacher 
ſchriftlicher Vollmacht verſehene Bevollmächtigte wegen Mangels 
der Beglaubigung von der Theilnahme an der Generalverſammlung 
rechtswirkſam ausgeſchloſſen werden dürfte. Das Statut der 
beklagten Geſellſchaft enthält keine in dieſem Punkte das Geſetz 
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abändernde Beſtimmungen. Selbſtverſtändlich muß die Voll⸗ 
macht echt, d. h. wirklich von dem Machtgeber unterſchrieben 
ſein, wenn der Bevollmächtigte auf Grund derſelben mit Recht 
als Vertreter des Machtgebers an der Generalverſammlung 
theilnehmen will. Deshalb kann es, falls gegründete Bedenken 
gegen die Echtheit der vorgelegten Vollmacht beſtehen, rathſam 
ſein, der Gefahr der Mitwirkung eines Unberechtigten dadurch 
zu begegnen, daß entweder dem Bevollmächtigten ohne Weiteres 


die Zulaſſung verſagt oder ihm zunächſt eine Friſt zur Be⸗ 


hebung der obwaltenden Bedenken gewährt wird, um, falls er 
dieſe Friſt ungenutzt verſtreichen läßt, dann ſeine Nichtzulaſſung 
auszuſprechen. In jedem dieſer Fälle aber erfolgt die Zurück⸗ 
weiſung auf die Gefahr hin, daß die ohne Mitwirkung des 
Bevollmächtigten gefaßten Beſchlüſſe mit Erfolg angefochten 
werden können, wenn nicht dargethan wird, daß die Vollmacht 
in Wahrheit unecht, die Zurückweiſung des Bevollmächtigten 
alſo gerechtfertigt war, denn das Fehlen der Beglaubigung allein, 
zu deren Beſchaffung der Bevollmächtigte weder nach dem Geſetz 
noch nach dem Statut verpflichtet iſt, vermag ſeine Aus⸗ 
ſchließung nicht zu rechtfertigen. Da nun der vorliegenden 
Klage gegenüber gar nicht verſucht worden iſt, die Unechtheit 
der von dem Kriminalkommiſſar S. vorgelegten Vollmacht zu 
erweiſen, ſo iſt die ergangene Entſcheidung gerechtfertigt, ohne 
daß geprüft zu werden braucht, ob erhebliche Bedenken gegen 
die Echtheit der vorgelegten Vollmacht vorlagen. I. C. S. i. S. 
A.⸗G. Inn c. Henſchel vom 10. November 1897, Nr. 235/97 J. 

33. Differenzgeſchäft. In Bezug auf den Einwand des 
reinen Differenzgeſchäftes hat das B. G. die Behauptung des 
Bekl., daß zwiſchen ihm und dem klägeriſchen Vertreter L. eine 
ausdrückliche auf den Ausſchluß effektiver Lieferung gerichtete 
Vereinbarung getroffen ſei, durch die Ausſage des Zeugen L., 
der eine ſolche Vereinbarung beſtimmt in Abrede geſtellt hat, 
für widerlegt erachtet. Das B. G. hat dem genannten Zeugen 
vollen Glauben beigemeſſen, obwohl derſelbe wegen eines gegen- 
über dem Kl. übernommenen Delcredere an dem Ausgange des 
Prozeſſes intereſſirt ſein könne. Dabei iſt namentlich auf die 
objektive Unwahrſcheinlichkeit einer derartigen Verabredung hin⸗ 
gewieſen. Die in dieſen Erwägungen enthaltene Würdigung 
des Beweisergebniſſes würde in der Reviſionsinſtanz nur wegen 
prozeſſualer Verſtöße mit Erfolg beanſtandet werden können. 
Solche Bedenken liegen aber nicht vor. Wäre die allgemeine 
Wahrnehmung, auf die ſich das angefochtene Urtheil ſtützt, 
offenbar unzutreffend, ſo könnte hieraus möglicher Weiſe der 
Vorwurf mangelnder Begründung hergeleitet werden. Das iſt 
indeß nicht der Fall. Denn es iſt unzweifelhaft richtig, daß 
ausdrückliche Beredungen über den Aus ſchluß effektiver Er⸗ 
füllung bei Termingeſchäften über Werthpapiere oder ſonſtige 
Börſenwaaren ungewöhnlich ſind und mit Rüdfiht auf die 
Rechtſprechung des R. G. noch ſeltener vorkommen, als früher 
der Fall geweſen ſein mag. Im vorliegenden Fall hat das 
B. G. überdies in Betracht gezogen, daß die konkrete Sachlage, 
namentlich das vom Agenten übernommene Deleredere die Un⸗ 
wahrſcheinlichkeit der behaupteten Vereinbarung noch verſtärkt. 
Auf die weiteren Bemerkungen, die im angefochtenen Urtheil 
hieran geknüpft werden, iſt nicht einzugehen, da die hier zu 
entſcheidende Frage dazu keine Veranlaſſung giebt. Iſt hiernach 
die Annahme, daß das Gegentheil der vom Bekl. aufgeſtellten 
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Behauptung erwieſen ſei, prozeßgerecht begründet, ſo iſt es 
gemäß § 411 C. P. O. auch gerechtfertigt, daß das B. G. 
der Eideszuſchiebung über dieſe Behauptung keine Folge gegeben 
hat. Auch hinſichtlich der ſtillſchweigenden Vereinbarung, die 
ſich aus den ungünſtigen Vermögensumſtänden des Bekl. bei 
Abſchluß der ſtreitigen Geſchäfte und der Kenntniß dieſer Ver⸗ 
mögenslage ſeitens des Kl. oder ſeines Agenten L. ergeben ſoll, 
hat das B. G. die Behauptungen des Bekl. inſoweit durch die 
Beweisaufnahme für widerlegt erachtet, als ſie dahin gehen, 
daß zur kritiſchen Zeit die mißlichen Vermögensverhältniſſe des 
Bekl. dem Kl. oder ſeinem Agenten bekannt geweſen oder in 
einer für ſie erkennbaren Weiſe hervorgetreten ſeien. In dieſem 
Punkte iſt die angefochtene Entſcheidung ebenfalls auf eine 
prozeßgerechte Würdigung des Beweisergebniſſes geſtützt. Nicht 
zutreffend iſt allerdings die Erwägung, daß nicht abzuſehen ſei, 
wie ein verſtändiger Geſchäftsmann ſich mit einem Spekulanten 
einlaſſen ſollte, von dem er wiſſe, daß er beim Fehlſchlagen der 
Spekulation nicht im Stande ſein werde, ſeine Verpflichtungen 
zu erfüllen. Es tft dabei überſehen, daß es für den verſtändigen 
Geſchäftsmann, den das B. G. im Auge hat, doch regelmäßig 
nur darauf ankommt, ob ſein Gegenkontrahent in der Lage ſein 
werde, die vorausſichtlich auf den Geſchäften ruhenden Differenzen 
zu bezahlen, nicht aber darauf, ob er die Fahigkeit zur effektiven 
Erfüllung beſitzt. Die mangelnde Schlüſſigkeit dieſer Erwägung 
iſt indeß ohne Belang, da die Entſcheidung ſelbſt nicht hierauf, 
ſondern auf der Beurtheilung der konkreten von den vernommenen 
Zeugen bekundeten Thatſachen beruht. Aus der vom B. G. 
getroffenen Feſtſtellung ergiebt ſich auch hier die Unſtatthaftigkeit 
des vom Bekl. eventuell angetretenen Eidesbeweiſes. Es kann 
endlich nicht gemißbilligt werden, daß das B. G. die Eides⸗ 
zuſchiebung über das angebliche Anerkenntniß des Kl. mangels 
jeder näheren Angabe darüber, in welcher Art und unter welchen 
Umſtänden dieſe Anerkennung erfolgt ſei, für unzuläſſig erachtet 
hat. Der Ausübung des richterlichen Fragerechts, um dahin 
gehende Angaben zu veranlaſſen, bedurfte es in der Berufungs- 
inſtanz nicht mehr, da bereits das landgerichtliche Urtheil den 
Bekl. nachdrücklich auf die Unvollſtändigkeit ſeiner bezüglichen 
Anführungen hingewieſen hatte. I. C. S. i. S. Levy c. Cal⸗ 
mann vom 6. November 1897, Nr. 305/97 J. 

34. Das R. G. ſowohl, als das ehemalige R. O. H. G. 
haben in zahlreichen Entſcheidungen (vergl. Eutſch. des 
R. O. H. G. Bd. IX S. 411, Bd. XIV S. 395, Bd. XXIII 
S. 85, Entſch. des R. G. Bd. XXXII S. 64, Bolze Bd. VIII 
Nr. 350, Bd. XII Nr. 247) ausgeführt, daß zwar die Rechte 


des Verkäufers gegenüber dem ſäumigen Käufer aus Art. 354 


des H. G. B. und insbeſondere das hier in Frage kommende 
Recht, auf Erfüllung zu beſtehen, an ſich an keine Friſt ge⸗ 
bunden ſind, daß dies aber da ſeine Grenze findet, wo die 
Hinausſchiebung der Geltendmachung ein unbilliges, illoyales 
Verhalten involviren würde. Aus dieſem Geſichtspunkte müſſe 
angenommen werden: nach den Grundſätzen von Treu und 
Glauben könne, wenn der eine Theil die Erfüllung weigere, 
zwar nicht blos in dem Schweigen, wohl aber in der langen 
Dauer deſſelben ein Einverſtändni mit dem Willen des 
Käufers gefunden werden. Von dieſem Standpunkt aus kann 
die Entſcheidung des B. G. nur gebilligt werden. Denn da 
es ſich um Zuckerlieferungen handelt, die notoriſch den größten 


Preisſchwankungen unterworfen find, und da Kl. länger als 
Jahresfriſt gezögert, alſo zunächſt noch die Konjunkturen einer 
ferneren Rübenernte abgewartet hat, ſo kann in dieſem Hinaus⸗ 
ſchieben, das ſich hiernach als ein Spekuliren auf Koſten des 
Käufers darſtellt, mit Recht ein unbilliges, illoyales Verhalten 
gefunden werden, und konnte daher der Käufer, der davon aus⸗ 
gehen durfte, daß ihm gegenüber die im Handelsverkehr noth⸗ 
wendigen Grundſätze von Treu und Glauben beobachtet würden, 
in dem über Jahresfriſt dauernden Schweigen mit Recht die 
Erklärung der Kl. finden, daß dieſe mit der von ihr gewollten 
Aufhebung des Vertrages für den noch nicht erfüllten Theil 
deſſelben einverſtanden ſei. III. C. S. i. S. vom Rath u. Bredt 
c. Tjarks u. Lühring vom 23. November 1897, Nr. 197/97 III. 

35. Die Bekl. fordert Erſatz nicht für einen ihr in 
Hamburg, ſondern für einen dem China ⸗Hauſe in 
China entſtandenen, bei der Einlöſung der Wechſel in die Er⸗ 
ſcheinung getretenen Schaden, und den Erſatz eines ſolchen 
Schadens kann fie, auch wenn das China⸗-Haus nicht in dem 
Verhältniß einer bloßen Zweigniederlaſſung zu ihr ſteht, deshalb 
fordern, weil, wie das B. G. zutreffend bemerkt, der Kommiſſionär 
im Fall einer von feinen Gegenkontrahenten ausgehenden Ber- 
tragsverletzung befugt iſt, ſeiner Schadenserſatzforderung das 
Intereſſe ſeines Kommittenten zu Grunde zu legen. I. C. S. i. S. 
Bad. Uhrenfabrik A.⸗G. in Furtwangen c. Schellhaß u. Co. 
vom 13. November 1897, Nr. 237/97 I. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. | 

36. Mit Recht hat das B. G. den erſten Klagantrag für 
unbegründet erachtet. Wie bereits in dem kürzlich ergangenen 
Urtheil des erkennenden Senats in der Sache Gladenbeck 
c. Gladenbeck Rep. I. 241/97 ausgeführt iſt, kann man nach 
dem allgemeinen Sprachgebrauch nur annehmen, daß, wer ver⸗ 
ſpricht, ſich an den Unternehmen eines Dritten, „weder direkt 
noch indirekt zu betheiligen“, damit auch verſpricht, eine fort⸗ 
geſetzte perſönliche Thätigkeit für das Unternehmen des Dritten 
zu unterlaſſen. Daran iſt feſtzuhalten. I. C. S i. S. Michels 
c. Gugenheim vom 4. Dezember 1897, Nr. 392/97 J. 

37. Es entſpricht dem Weſen der die Erwerbsfreiheit ein⸗ 
ſchränkenden Strafſtipulationen, daß der Verpflichtete ſich von 
der ihm auferlegten Beſchränkung durch die feſtgeſetzte Straf⸗ 
leiſtung dann frei machen kann, wenn die Strafe ihrer Höhe 
nach dazu beſtimmt erſcheint, dem Berechtigten das volle 
Intereſſe an der Vertragserfüllung zu erſetzen. Dieſen Grundſatz 
hat der erkennende Senat bereits wiederholt zur Anwendung 
gebracht. Entſch. d. R. G. Bd. 33 Nr. 30; Bolze, Bd. 16 
Nr. 385, Bd. 19 Nr. 494, 495. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

IV. Das Gemeine Recht. 

38. Was den Anſpruch der Kl. anbetrifft, daß der Bekl. 
fie heirathen oder angemeſſen dotiren ſolle, fo tft davon aus ⸗ 
zugehen, daß nach dem maßgebenden kanoniſchen Rechte aus 
erheblichen Gründen der Rücktritt von dem Cheverſprechen ge⸗ 
ſtattet iſt. Richter Kirchenrecht, 8 Auflage S. 1200. Dernburg 
Pandekten, 5 Auflage, Bd. 3 S. 12. Als ein erheblicher 
Grund iſt der Bruch der Verlöbnißtreue zu betrachten. Wenn 
daher die Kl. nach dem von ihr behaupteten ECheverſprechen des 
Bekl. mit dem Arbeiter S. den Beiſchlaf vollzogen hat, ſo iſt 


dadurch der Bekl. berechtigt worden, von feinem Verſprechen 


zurückzutreten. Wenn dagegen der Beiſchlaf mit S. vor dem 


angeblichen Eheverſprechen erfolgt ſein ſollte, ſo wäre auf Grund 
der ſittlichen Anſchauungen, welche bei Männern von dem 
Stande und der Bildung des Bekl. (eines Lehrers) vorzuherrſchen 
pflegen, mit dem B. G. als zweifellos anzunehmen, daß der 
Bekl. ein Eheverſprechen nicht abgegeben haben würde, wenn er 
die Thatſache jenes Beiſchlafes gekannt hätte. Seine Unkenntniß 
hiervon iſt umſomehr vorauszuſetzen, als die Kl. ſtets beſtritten 
hat, mit S. in einem geſchlechtlichen Verkehre geſtanden zu 
haben. Es wäre ſomit die Annahme gerechtfertigt, daß der 
Bekl. ſich bei dem etwaigen Verſprechen der Ehe in einem 
Irrthum über den ſittlichen Charakter und das Vorleben der 
Kl. befunden haben würde. Dieſer Irrthum würde dem Bekl. 
das Recht gewähren, die Erfüllung des Eheverſprechens zu ver- 
weigern und alſo den Anſpruch der Kl. zurückzuweiſen. Die 
Wiſſenſchaft des Bekl. von ihrem Verkehre mit S. hätte die 
Kl. behaupten und beweiſen müſſen. Richter a. a. O. S. 1201. 
IV. C. S. i. S. Steinebach 6. Faubel vom 15. November 1897, 
Nr. 184/97 IV. 

39. Die Rechtsgrundſätze, von welchen das B. G. aus⸗ 
geht, daß bei getrennter Ehe das Recht des unſchuldigen Che- 
gatten auf die Erziehung der Kinder nicht jeden Verkehr des 
ſchuldigen Ehegatten mit den dem Erſteren zugewieſenen Kindern 
ausſchließe, daß vielmehr auch dem ſchuldigen das Recht zuſtehe, in 
angemeſſenen Zeiträumen durch eigene Wahrnehmung ſich von 
dem geiſtigen und leiblichen Wohl der Kinder zu überzeugen 
und einer völligen Entfremdung vorzubeugen, perſönlich mit 
den Kindern zu verkehren, beſchweren den Kl. nicht und ent⸗ 
ſprechen auch der diesſeitigen Rechtsſprechung. In welcher 
Weiſe der Verkehr zu regeln iſt, ſteht zum freien Ermeſſen des 
Gerichts, welches einerſeits die Intereſſen des Kindes im Auge 
zu behalten, andererſeits dafür Sorge zu tragen hat, daß das 
Erziehungsrecht des unſchuldigen Ehegatten nicht — oder wovon 
das B. G. ausgeht, nicht in unbilliger Weiſe — beeinträchtigt 
werde. III. C. S. i. S. Roſengart c. Roſengart vom 19. No⸗ 
vember 1897, Nr. 191/97 III. 

40. Die Klage iſt nicht gegen den Staat, ſondern gegen 
den Landesherrn in ſeiner Eigenſchaft als Eigenthümer der 
Plauer Mühle und Grundherr der klägeriſchen Mühlen erhoben 


und gerichtet gegen die den Landesherrn in dieſer Eigenſchaft 


vertretende Großherzogliche Kammer, jetzt gegen das Finanz⸗ 
miniſterium, Abtheilung für Domänen und Forſten. Soweit 
fie als interdictum ne quid in flumine publico fiat auf- 
gefaßt werden kann, haben ſich bei der Nachprüfung des B. U. 
Bedenken nicht ergeben, wie denn auch inſoweit beſondere An⸗ 
griffe von der Reviſion nicht erhoben worden ſind. Die ge⸗ 
troffene Aenderung des Waſſerabfluſſes beruht auf landes⸗ 
polizeilichen, im Intereſſe der Eldeſchifffahrt erfolgtem Ein⸗ 
ſchreiten der zuſtändigen Behörde. Gegenüber einer unter 
öffentlicher Autorität in einem flumen publicum errichteten 
Anlage iſt ſchon nach Römiſchem Recht aus dem interdictum 
ein Anſpruch auf Beſeitigung nicht zu begründen und vollends 
kann nach heutigem gemeinem Recht kein Zweifel darüber be⸗ 
ſtehen, daß aus dem Gemeingebrauche au öffentlichen Flüſſen 
ein Anspruch der Anlieger auf Beſeitigung einer im Intereſſe 
der Schifffahrt landespolizeilich erfolgten Regelung des Waſſer⸗ 


57 


abfluſſes im flumen publicum nicht herzuleiten iſt. Es kann 


aber auch die Forderung der Kl. auf Wiederherſtellung des 


früheren Zuſtandes nicht mit der Reviſion auf das zwiſchen den 
Kl. und dem Grundherrn beſtehende erbpachtkontraktliche Ver⸗ 
hältniß geſtützt werden. Die zur Frage ſtehende Regelung des 
Waſſerabfluſſes iſt auf landespolizeiliche Anordnung erfolgt und 


dieſer Anordnung, die in Ausübung des Staatshoheitsrechts 


zur Regelung des Gemeingebrauchs am Waſſer eines öffent⸗ 
lichen Fluſſes erging, hatte ſich auch die Kammer bei der Ver⸗ 
waltung landesherrlichen Eigenthums zu unterwerfen. Die 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes unter Außeracht⸗ 
laſſung der landespolizeilichen Anordnung iſt daher für den 
Bekl. unmöglich. III. C. S. i. S. Bollbrügge u. Gen. 
o. Großherzogl. Kammer in Schwerin vom 7. Dezember 1897, 
Nr. 211/97 III. 

41. Die Kl. macht geltend, daß die Ausübung des an⸗ 
geſprochenen Wafferleitungsrechts eine fehlerhafte ſei, ſofern fie 
dieſelbe nur in ſtets widerruflicher Weiſe geſtattet habe, und 
rügt in der Reviſion, daß das B. G. nicht der Bekl. den 
Beweis auferlegt habe, daß ſie auf Grund eines rechtsverbind⸗ 
lichen oder doch wenigſtens vermeintlichen Titels in gutem 
Glauben das Recht ausgeübt habe. Allein, wie auch der er⸗ 
kennende Senat ſchon ausgeſprochen hat, (Entſch. d. R. G. 
Bd. 4 S. 137) bedarf es bei der Servitutenerſitzung nach ge⸗ 
meinem Recht nicht des Nachweiſes eines Titels und iſt, ſoweit 
nicht die einzelnen Erwerbs⸗ oder Ausübungshandlungen ſich 
ſelbſt als gewaltthätig, heimlich oder bittweiſe vorgenommen 
darſtellen, der Gegner für die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes und 
nicht Derjenige, welcher ſich auf die Exſitzung beruft, dafür 
beweispflichtig, daß er das Recht nicht gewaltthätig, heimlich 
oder bittweiſe ausgeübt habe. (Entſch. d. R. G. Bd. 1 S. 103.) 
III. C. S. i. S. Stadt Großalmerode c. Ver. Großalmeroder 
Thonwerke vom 19. November 1897, Nr. 154/97 III. 

42. Im gemeinen Rechte hat nun derjenige, welcher in 
eigenem Namen aber für fremde Rechnung mit einem anderen 
kontrahirt, gegen letzteren aus dieſem Vertrage auch einen 
Anſpruch auf Erſatz des Schadens, welcher ſeinem Auftrag- 
geber durch die Kontraktwidrigkeit des anderen Kontrahenten 
entſteht. Dadurch, daß er im Intereſſe eines Dritten kontrahirt, 
macht er deſſen Intereſſe zu dem ſeinigen (ſ. 1. 28 D. de neg. 
gest. 3, 5; J. 8 § 3 D. mandati 17, 1; 1.81 § 1 D. de 
V. O. 45, 1; 1. 14 D. si quis. caut. 2, 11; Zimmermann, 
im neuen Archiv für Handelsrecht Bd. I S. 48 ff.; Windſcheid, 
Pandekten Bd. II § 258 Nr. 3, Note 19; Staub, Kommentar 
zum Handelsgeſetzbuch Artikel 360 § 9; Hahn, Kommentar zum 
Handelsgeſetzbuch 2. Auflage, Bd. II Note 1 zu Artikel 368). 
Dieſer, auch in der Praxis der Gerichte anerkannte und vielfach 
angewendete Rechtſatz (ſ. Seuffert's Archiv Bd. XI Nr. 36, 
Bd. XIV Nr. 23, Anmerkung, Bd. XXIII Nr. 19, 
Bd. XXXII Nr. 132; Entſch. des vormaligen R. O. H. G., 
Bd. XI S. 259 ff., Bd. XIV S. 400, Bd. XVII S. 78, 
Bd. XXII S. 253; Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. XII S. 112 vergl. Bd. XXVII S. 126) iſt allgemeiner 
Natur, für den Verkehr gar nicht zu entbehren und nach ihm 
kann der Beauftragte insbeſondere auch gegen den von ihm 
wieder Beauftragten, wenn dieſer den Auftrag kontraktswidrig 
nicht oder mangelhaft erfüllt hat, mit der Mandatsklage das 
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Intereſſe des urſprünglichen (erſten) Auftragsgebers verfolgen. 
Hierbei iſt ganz abzuſehen davon, ob den Beauftragten, der in 
ſolcher Weiſe klagt, vielleicht gegenüber ſeinem Auftraggeber der 
Vorwurf eines Verſchuldens trifft, und auch darauf möchte kein 
ausſchlaggebendes Gewicht gelegt werden dürfen, ob der Mit⸗ 
kontrahent wußte, daß der Andere für Rechnung im Intereſſe 
eines Dritten handle. Die hier für das gemeine Recht ent⸗ 
wickelten Grundſätze müſſen aber auch für das Geltungsgebiet 
des Preußiſchen Landrechtes zur Anwendung kommen. VI. C. S. 
i. S. Mitteldeutſche Kreditbank A. G. c. Schmidt u. Ziegler 
u. Gen. vom 25. November 1897, Nr. 182/97 VI. 

43. Wenn das O. L. G. annimmt, daß nach gemeinem 
Rechte regelmäßig für außerkontraktliche Beſchädigung außer dem 
Falle einer Argliſt nur inſoweit gehaftet werde, als eine ſchäd⸗ 
liche Einwirkung auf einen körperlichen Gegenſtand in 
Frage ſtehe, ſo entſpricht das der feſtſtehenden Rechtſprechung 
des R. G. VI. C. S. i. S. Hilmer c. Hamb. Polizeibehörde 
vom 18. November 1897, Nr. 203/97 VI. 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

44. Dem B. R. muß darin beigetreten werden, daß ſich 
zwiſchen den Parteien (Stadt u. Kirchengemeinde) eine 
Obſervanz des fraglichen Inhalts hat bilden können, indem 
dadurch bezüglich der Beſchaffung der Behauſung für den jeweilig 
ein Schul- und Kirchenamt gleichzeitig bekleidenden gemein⸗ 
ſchaftlichen Beamten eine für die Leiſtungen der dabei betheiligten 
korporativen Verbände generell maßgebende Norm geſchaffen 
wurde, welche beim Mangel einer das fragliche Rechtsverhältniß 
anderweit regelnden geſetzlichen Beſtimmung auch zuläſſig war. 
Vergl. Entſch. des Obertribunals Bd 45 S. 289, Bd. 51 
S. 67, Bd. 61 S. 227, Bd. 65 S. 196; Striethorſt, Archiv, 
Bd. 80 S. 179; Gruchot's Beiträge Bd. 31 S. 889 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1886 S. 361 Nr. 50), ſowie (bezüglich der 
Zuläſſigkeit der Obſervanzbildung praeter legem) Entſch. des 
Obertribunals Bd. 83 S. 59; Striethorſt, Archiv, Bd. 71 
S. 249, Bd. 97 S. 299. Hiernach würde die Kl. ſogar be⸗ 
rechtigt geweſen ſein, eine Feſtſtellung dahin zu verlangen, daß 
ihrem jeweiligen Küſter und Kantor, wenn er zugleich Lehrer 
der Stadtſchule iſt, eine Wohnung in dem jeweiligen Schul⸗ 
hauſe, alſo auch im Falle einer Verlegung des jetzigen Schul⸗ 
gebäudes, gewährt werden müſſe. IV. C. S. i. S. Stadt 
Glatz c. ev. Kirchengemeinde Glatz vom 29. November 1897, 
Nr. 125/97 IV. 8 

45. Der klägeriſche Ehemann hat ausdrücklich erklärt, daß 
er nur 4 Prozent Zinſen zahlen wolle, und bei höherer Ver⸗ 
zinſung den Vertrag nicht vollziehen werde. Sowohl nach 
dieſer Erklärung, als auch nach der übrigen Sachlage kann die 
Verzinſung der Schuld zu 4 Prozent im vorliegenden Falle 
nur als ein ausdrücklich vorausgeſetzter und nur inſofern als 
ein für den Abſchluß des Kaufvertrages weſentlicher That⸗ 
umſtand angeſehen werden. Alsdann muß aber dieſe Voraus- 
ſetzung entweder unmittelbar der anderen Vertragspartei gegen⸗ 
über zum Ausdruck gebracht oder mindeſtens doch zu ihrer 
Kenntniß gelangt ſein, damit ein Irrthum über dieſen Punkt 
die Kl. zum Rücktritt berechtigen kann (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 21 S. 311, Juriſtiſche Wochenſchrift 1891 S. 342 
Nr. 29). V. C. S. i. S. Neumann c. Zerneckel vom 27. No⸗ 
vember 1897, Nr. 150/97 V. 
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46. Es iſt nicht richtig, daß ein Anerkenntniß im 
Sinne der 88 185 und 186 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 einen 
Vertrag darſtellt, welcher der Annahme Seitens des Gegners 
bedarf. Nach § 1 a. a. O. wird die wechſelſeitige Einwilligung 
zur Erwerbung oder Veräußerung eines Rechts Vertrag genannt. 
Durch einen Vertrag ſoll die Begründung oder Aenderung eines 
Rechtsverhältniſſes herbeigeführt werden. Es iſt deshalb auf 
der einen Seite ein Angebot erforderlich, auf der anderen Seite 
die Annahme dieſes Angebotes. Das in den §§ 185, 186 
a. a. O. behandelte Anerkenntniß ſetzt dagegen einen Vertrag 
voraus und bezweckt nur, denſelben zu einem klagbaren und 
unanfechtbaren zu machen. Durch daſſelbe ſollen die vor⸗ 
handenen Rechtsverhältniſſe nicht geändert, vielmehr den bereits 
als beſtehend gedachten Anſprüchen eine feſte Grundlage gegeben 
werden. Der Anerkennende macht kein neues Angebot, ſondern 
wiederholt das früher Verſprochene. Dies iſt von dem anderen 
Theile aber bereits angenommen und eine nochmalige Annahme 
deshalb nicht erforderlich. Nach der konſtanten Rechtſprechung 
des früheren Preußiſchen Obertribunals und des R. G. kann ja 
auch derjenige, welcher eine ſchriftliche Urkunde unterſchrieben 
und dem anderen Theile ausgehändigt hat, den Mangel der 
Schriftform nicht vorſchützen. Ein ſchriftliches Anerkenntniß, 
welches die mündlichen Verabredungen der Parteien enthält, iſt 
aber eine ſich über den Vertrag verhaltende ſchriftliche Urkunde. 
Die Aushändigung des Anerkenntniſſes an den Gegner genügt 
deshalb, um dem Anerkennenden die Einrede der mangelnden 
Schriftlichkeit zu entziehen. Das Anuerkenntniß im Sinne des 
§ 186 ſetzt einen rechtsbeſtändigen Vertrag voraus, der durch 
die Anerkennung nicht geändert, vielmehr beſtätigt werden ſoll. 
Es kann hiernach dahingeſtellt bleiben, ob ſchon in dem Briefe 
vom 9. Dezember ein wirkſames Anerkenntniß zu finden iſt, da, 
wie die Reviſion auch anerkennt, der Brief vom 10. Dezember 
ein ſolches enthält, eine Annahme dieſes Anerkenntniſſes aber 
nicht erforderlich war. Gleicher Anſicht find Dernburg, Bd. I 
§ 81 und Anm. 3 $ 98 unter a und Anm. 4; Eccius, Bd. I 
§ 41 bei Note 30; das Ober⸗Tribunal in dem Urtheile vom 
30. Oktober 1863; Striethorſt, Archiv, 52 S. 55; Urtheil des 
R. O. H. G. vom 9. Dezember 1873, Entſch. 12, 54; ein in 
den Ergänzungen von Rönne Zuſ. 2 zu $ 189 des A. L. R. 
SH. 1 Tit. 5 citirtes Urtheil; Bornemann, Erörterungen im 
Gebiete des Preußiſchen Rechts S. 185 ff. und auch wohl 
Plathner, Geiſt des Preußiſchen Rechts Bd. I S. 167, Rehbein, 
Entſcheidungen des Obertribunals 2. Ausgabe, Bd. 1 S. 438 Anm. 
In den Gloſſen zum A. L. R. — Gruchot, Beiträge I, 485 — 
wird die Acceptation des im $ 185 a. a. O. behandelten An- 
erkenntniſſes für erforderlich erachtet, indeß das vorhergehende 
Begehren des Berechtigten ſchon für eine genügende Annahme 
angeſehen und eine dem Anerkenntniß folgende Annahme nicht 
nicht für nothwendig erklärt. Eine ſo beſchaffene Annahme 
würde im vorliegenden Falle in den Briefen des Kl. vom 
5. und 10. Dezember 1895 enthalten ſein. VI. C. S. i. S. 
Strube c. Dietze vom 11. November 1897, Nr. 202/97 VI. 

47. Richtig iſt, daß die Erklärung der Frau eine formloſe 
Genehmigung des notariellen Vertrages enthält, und daß daraus 
allein, daß ſie ſich auf die mangelnde Schriftform beruft, noch 
nicht die Replik der Argliſt hergeleitet werden kann. Aber das 
ſchließt nicht aus, daß die Handlungen, die als formloſe Ge⸗ 


nehmigung des Vertrages aufzufaſſen find, zugleich den That⸗ 
beſtand eines Delikts enthalten, das die Bekl. zum Schaden⸗ 
erſatz verpflichtet. Zur Begründung dieſes Anſpruchs gehört 
nur, daß der Kl. einen Vermoͤgensnachtheil erlitten hat, der 
durch das rechtswidrige, ſchuldhafte Verhalten der Bekl. ver⸗ 
anlaßt ft (A. L. R. Thl. I Tit. 6 SS ff.). Eine rechts⸗ 
widrige Handlung liegt aber nicht bloß dann vor, wenn jemand 
gegen ein Verbotsgeſetz handelt oder ein abſolutes Recht eines 
Anderen verletzt, ſondern auch dann, wenn er in einer gegen 
die guten Sitten verſtoßenden Weiſe einem Andern vorſätzlich 
Schaden zufügt (illoyale Handlungen). Einer ſolchen Hand⸗ 
lung hat die verklagte Ehefrau ſich ſchuldig gemacht, als ſie 
vom Vertrage zurücktrat, nachdem ſie dem Kl. die Erlaubniß 
zum Bauen ertheilt und ihn durch ihre Zuſicherungen wiſſentlich 
zum Bauen veranlaßt und zu Aufwendungen beſtimmt hatte, 
die nunmehr für ihn nutzlos ſind. Dem B. R. fällt kein 
Rechtsirrthum zur Laſt, wenn er in dieſer Handlungsweiſe der 
Bekl. eine unerlaubte Handlung erblickt, die ſie zum Schaden⸗ 
erſatze verpflichtet. V. C. S. i. S. Jurgans c. Kurſchus vom 
1. Dezember 1897, Nr. 156/97 V. 

48. Gemäß $ 25 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. hat, wer 
in der Ausübung einer unerlaubten Handlung ſich befunden, die 
Vermuthung wider ſich, daß ein bei ſolcher Gelegenheit ent⸗ 
ftandener Schade durch feine Schuld veranlaßt worden ſei. 
§ 25 Thl. 1 Tit. 6 bildet eine Ausnahme von dem in 8 24 
Thl. J Tit. 6 des A. L. R. anerkannten allgemeinen Grundfag, 
daß die Verſchuldung und den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen Verſchuldung und Schaden zu beweiſen hat, wer den 
Schadensanſpruch wegen Verſchuldung erhebt. § 25 be⸗ 
gründet nun eine Vermuthung für den Kauſalzuſammen⸗ 
hang und demgemäß für die Verſchuldung. Der Schade, der 
gemäß einem nahen zeitlichen und örtlichen Zuſammenhange 
nach den Umſtänden durch die unerlaubte Handlung bewirkt ſein 
kann, ſoll als durch ſie thatſächlich bewirkt angeſehen und des⸗ 
halb dem zugerechnet werden, der die unerlaubte Handlung be- 
gangen. (Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts 
IV. Aufl. Bd. 2 S. 910 ff., Foerſter⸗Eccius, Preußiſches Privat- 
recht VII. Aufl. Bd. 1 S. 547. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 20 
S. 171. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 S. 203. 
Entſch. des VI. C. S. des R. G. vom 15. März 1897, 
VI. 348/96, i. S. Fiskus c. Roeſeler.) Dieſe durch § 16 
Ziffer 1 des E. G. zur C. P. O. aufrecht erhaltene Vermuthung 
gilt bis zum Beweiſe des Gegentheils, alſo bis zum Nachweiſe, 
daß der angenommene urſächliche Zuſammenhang nicht beſtehe. 
Für die Führung des Gegenbeweiſes giebt es nach den Grund⸗ 
lügen der C. P. O. und der Beſtimmung des $ 16, Ziffer 1, 
Abs. 2 des E. G. keine Beſchränkung. Aber das Ergebniß des 
Gegenbeweiſes muß eine wirkliche Widerlegung der auf der 
geſetzlichen Vermuthung beruhenden Annahme enthalten und darf 
nicht die Möglichkeit offen laſſen, daß der Sachverhalt möglicher 
Weiſe doch der geſetzlichen Vermuthung entſprechen konne. 
Knüpft das Geſetz eine beſtimmte Folge an eine Vermuthung, 
ſo rechnet es ſelbſt mit der Möglichkeit, daß die Sache ſich doch 
anders verhalte, und ſtellt trotzdem die Beſtimmung auf. Durch 
dieſe andere Möglichkeit kann alſo die Beſtimmung nicht auf⸗ 
gehoben werden. (Vergl. Burkhard, die ckviliſtiſchen Präſumtionen 
S. 335, 336.) Mit dem Beweisergebniſſe, daß eine größere 
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Wahrſcheinlichkeit für eine andere Moͤglichkeit als die vom 
Geſetzgeber angenommene ſpreche, iſt alſo der Gegenbeweis gegen 
die geſetzliche Vermuthung nicht geführt. Denn die ſtärkere 
Vermuthung begründet keine Gewißheit, keine Ueberzeugung 
des Richters, vielmehr nur eine Wahrſcheinlichkeit, welche die 
der geſetzlichen Beſtimmung zu Grunde liegende Möglichkeit 
nicht ausſchließt. Das B. G. ſtellt nun der Behauptung 
des Kl., daß die Minderung der Erwerbsfähigkeit durch 
die Mißhandlungen des Bekl. bewirkt worden ſei, zwei 
weitere Möglichkeiten entgegen, die Verurſachung durch die Miß⸗ 
handlungen von Seiten feiner Ehefrau und die weitere Möglich⸗ 
keit, daß der Kl. ſchon vor der Mißhandlung Ohrenleiden gehabt 
habe. Indem es ſich für die letztere Möglichkeit als die wahr⸗ 
ſcheinlichere entſcheidet, läßt es die Möglichkeit beſtehen, daß 
der Schaden durch die Mißhandlungen bewirkt worden, welche 
der Bekl. dem Kl. zugefügt. Der Kauſalzuſammenhang iſt daher 
gerade nicht ausgeſchloſſen, weil nach dem angenommenen Er⸗ 
gebniſſe der Beweisführung die Möglichkeit der Schadens⸗ 
verurſachung durch die vom Bekl. dem Kl. zugefügte Miß⸗ 
handlung nicht beſeitigt, alſo ein wirklicher Gegenbeweis nicht 
geliefert erſcheint. Die Entſcheidung des B. G. beruht ſomit auf 
unrichtiger Anwendung des § 25 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. 
VI. C. S. i. S. Onderka c. Kremſer vom 2. Dezember 1897, 
Nr. 267/97 VI. 

49. Was den Erwerb eines Benutzungrechts anlangt, 
welches allerdings auch an öffentlichem Wegeterrain privatrecht⸗ 
lich begründet werden kann, ſo iſt der Vorwurf der Reviſion, 
daß der B. R. die 85 78, 79 Tit. 8 Thl. 1 des A. L. R. mit 
Unrecht auf den vorliegenden Fall angewendet habe, weil ſie, 
wie die Reviſion meint, einer Erſitzung nicht entgegenſtehen 
würden, unbegründet. Richtig iſt zwar, daß dieſe Vorſchriften 
nicht zum Schutze privatrechtlicher Verhältniſſe, ſondern im 
öffentlichen Intereſſe gegeben find; fie find aber gleichwohl mit 
den baupolizeilichen Vorſchriften, auf welche ſich das Urtheil 
des R. G. vom 27. März 1896 (Entſch. in Civilſachen Bd. 35 
S. 182) bezieht, nicht auf eine Stufe zu ſtellen. Denn ſie 
dienen zugleich zum Schutze und zur Erhaltung der öffentlichen 
Straßen und Plätze, indem ſie verhindern ſollen, daß an ihnen 
privatrechtliche Befugniſſe ohne Genehmigung der zuſtändigen 
Behörde begründet werden. Eine Erſitzung ſolcher Rechte iſt 
daher wie der B. R. unter Bezugnahme auf $ 664 Tit. 9 
Thl. J des A. L. R. zutreffend angenommen hat, ausgeſchloſſen, 
wenn die betreffende Anlage, durch deren langjähriges Beſtehen 
ſich der Rechtserwerb vollzogen haben ſoll, „ohne ausdrückliche 
Bewilligung der Obrigkeit“ (§ 79 a. a. O.) hergeſtellt worden 
iſt. Nun iſt der Reviſion zwar zuzugeben, daß die Ertheilung 
einer ſolchen ausdrücklichen Bewilligung unter Umſtänden auch 
daraus geſchloſſen werden kann, daß eine Anlage von der Be⸗ 
hörde, die ihre Beſeitigung hätte fordern können, viele Jahre 
lang geduldet worden iſt. Ob ein ſolcher Schluß gerechtfertigt 
iſt, iſt Sache der thatſächlichen Würdigung im einzelnen Falle. 
V. C. S. i. S. Haberkorn c. Stadt Myslowitz vom 1. Dezember 
1897, Nr. 158/97 V. 

50. Die Annahme einer rechtsgeſchäftlichen Stellvertretung 
ſeitens der Wittwe K. als auftragsloſer Geſchäftsführerin der 
Kl. im Sinne der §§ 228 flgde. Thl. I Tit. 13 des A. L. R., 
wie ſie der Entſcheidung des B. G. zu Grunde liegt, würde ſich 
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nur rechtfertigen, wenn die auf den Namen der Kl. erfolgte 
Belegung der Gelder bei der Sparkaſſe auch für Rechnung der 
Kl., im Intereſſe der Verwaltung des Vermögens derſelben, 
geſchehen wäre. Denn nur ſo könnte von einem von der Wittwe 
K. beſorgten fremden Geſchäfte, d. h. dem Geſchäfte eines 
Andern, der nächſten und nothwendigen Vorausſetzung jeder 
Stellvertretung, die Rede ſein. Etwas derartiges wird aber 
vom B. G. nicht angenommen. Das B. G. ſtellt nur feſt, 
daß die Belegung der Gelder zur Verwirklichung der Schenkung 
in der Abſicht ſeitens der Wittwe K. erfolgt iſt, um den Kl. 
alsbald das Eigenthum an dem Sparkaſſenguthaben zuzuwenden, 
ſo daß dieſe durch die Stellvertretung der Wittwe K. Gläubiger 
der Sparkaſſe wurden. Indeſſen das ſo beſorgte Geſchäft war 
für die Wittwe K. kein fremdes, ſondern in jeder Beziehung 
ihr eigenes Geſchäft, gerichtet auf die Ausführung der von ihr 
beabſichtigten Beſchenkung der Kl., und wenn dementſprechend 
das Geſchäft auch zu Gunſten derſelben beſorgt wurde, ſo können 
dieſe doch nicht im rechtlichen Sinne als die Geſchäftsherren 
angeſehen werden. Dieſe rechtliche Stellung würde nur in 
Frage kommen, wenn es ſich um die Annahme des etwa in der 
Belegung des Geldes auf den Namen der Kl. zu findenden 
Angebots der Schenkung handelte. Mit der rechtlichen Natur 
des Schenkungsvertrags iſt es aber unvereinbar, daß der Schenker 
als auftragsloſer Geſchäftsführer des zu Beſchenkenden für 
dieſen ſich ſelbſt die Schenkung anbiete und das Angebot an⸗ 
nehme. Dies verkennt augenſcheinlich auch das B. G. nicht, 
da es ſonſt der Feſtſtellung nicht bedurft hätte, daß Kl. die 
ihnen aus der auftragsloſen Geſchäftsführung der Wittwe K. 
erwachſenen Vortheile ſpäteſtens bei der Nachlaßregulirung und 
durch die Anſtellung der Klage angenı nen hätten. Vom 
Standpunkte des B. G. bedurfte es fol, ichtig einer ſolchen 
Annahme zur Begründung des geltend gemachten Anſpruchs 
freilich nicht. Denn wenn, wie das B. G. annimmt, das 
Eigenthum an den Sparkaſſenguthaben bereits bei Lebzeiten 
der Wittwe K. auf die Kl. übergegangen wäre, ſo daß daſſelbe 
überhaupt nicht zum Nachlaſſe der Wittwe K. gehört hätte, 
ſo erübrigte ſich eine beſondere Annahme der Vortheile aus der 
auftragloſen Geſchäftsführung als völlig gegenſtandslos; es 
hätte ohne weiteres aus dem Eigenthume geklagt werden können. 
Hiernach bleibt aus der Feſtſtellung des B. G. als rechts⸗ 
begründende Thatſache für den Erwerb des Eigenthums der 
Kl. an den Sparkaſſenguthaben nur der in Verwirklichung ihrer 
Schenkungsabſicht hierauf gerichtete und durch die Belegung der 
Gelder auf den Namen der Kl. erkennbar bethätigte Wille der 
Wittwe K. übrig. Bloße an ſich gültige Willenserklärungen 
ſind aber für ſich allein die Erwerbung, Uebertragung oder 
Aufhebung eines Rechts zu bewirken, in der Regel nicht hin⸗ 
reichend, vielmehr gehört dazu der vom Geſetz ſelbſt für die 
volle rechtliche Wirkung vorgeſehene Thatbeſtand (§§ 96, 97 
Thl. I Tit. 4 des A. L. R.). Für den Erwerb des Eigen- 
thums an beweglichen Sachen im Wege der mündlichen Schenkung 
wird aber, wie bereits hervorgehoben, im § 1065 Thl. 1 
Tit. 11 erfordert, daß durch die Uebergabe an den Beſchenkten, 
alſo durch vollſtändige Erfüllung, der Mangel der ſonſt zur 
Rechtswirkſamkeit der Schenkung erforderlichen gerichtlichen Form 
geheilt iſt. An dieſem Erforderniß fehlt es nach den bisherigen 
Feſtſtellungen. Daß die zur Schenkung beſtimmten Gelder 


vor der Belegung bei der Sparkaſſe den Kl. oder deren Ve 
tretern übergeben ſeien, erhellt nicht; es handelte ſich daher bei 
den Zahlungen an die Sparkaſſe um Geld, welches noch der 
Wittwe K. gehörte. Wenn nun auch die Guthaben und die 
Sparkaſſenbücher auf den Namen der Kl. geſchrieben wurden 
und dieſe ſomit nach außen hin und insbeſondere der Schuldnerin, 
der Sparkaſſe gegenüber als Gläubiger erſchienen, ſo war ihnen 
doch damit materiell das Gläubigerrecht keineswegs erwachſen. 
Denn auch in dem in § 671 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. 
vorgeſehenen — auch hier vorliegenden — Falle, wo Jemand 
ſein eigenes Geld unter dem Namen eines Andern zum Darlehn 
gegeben hat, erlangt dieſer daraus nur Rechte, wenn er dazu 
Auftrag ertheilt oder das Geſchäft genehmigt hat, während 
ſonſt der Geber des Geldes nicht gehindert iſt — vergl. § 673 
a. a. O. —, die Darlehnsforderung für ſich geltend zu machen 
(vergl. Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts Bd. II 
§ 176 Note 10, Foerſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. II 
§ 1375). Die Schenkung einer ſo begründeten aber im Ver⸗ 
mögen des Gebers des Geldes verbliebenen Darlehnsforderung 
an denjenigen, unter deſſen Namen das Geld ausgeliehen iſt, 
kann daher in der Regel in außergerichtlicher Form rechtsgültig 
nur durch formelle Ceſſion, welche bei Forderungen der im 
§ 1065 a. a. O. vorgeſehenen Uebergabe gleich zu achten iſt, 
erfolgen. Eine Ausnahme hiervon rechtfertigt ſich bei der 
Schenkung von Sparkaſſenguthaben, die bereits auf den Namen 
des Schenknehmers lauten, mit Rückſicht auf die Eigenſchaft 
der Sparkaſſenbücher als ſogenannter Legitimationspapiere, die 
es geſtattet, in einem ſolchen Falle in der Uebergabe des Spar⸗ 
kaſſenbuchs an den Beſchenkten die volle Uebertragung der 
Gläubigerrechte, wofür die Form nach außen hin von vornherein 
gegeben war, zu finden, und damit auch die Erfüllung der im 
§ 1065 a. a. O. vorgeſehenen Form (vergl. Urtheil des R. G. 
vom 27. September 1880, Gruchot's Beiträge Bd. 25) S. 731 
— vom 8. Juni 1885 und 28. April 1890 bei Bolze Praxis 
Bd. II Nr. 886 und Bd. X Nr. 393). IV. C. S. i. S. 
Kiele u. Gen. c. Schütze vom 8. November 1897, Nr. 98/97 IV. 

51. Das Uebereinkommen des Bekl. mit F. und B., 
wonach von dem Bekl. die Parzelle B direkt an B. aufgelaſſen 
und für ihn eine Kaufgelderforderung von 37 000 Mark ein⸗ 
getragen werden ſollte, enthält die Anweiſung des F. an den 
Bekl., das Kaufgeld von 31 360 Mark, welches Erſterer dem 
Letzteren verſchuldete, für eigene Rechnung von B. zu erheben. 
§§ 251, 252 TH. I Tit. 16 des A. L. R. Die mangelnde 
ſchriftliche Form iſt durch die Auflaſſung geheilt. § 10 des 
E. E. G. Daß der Bekl. den F. dabei der perſönlichen 
Schuldverbindlichkeit entlaſſen habe, iſt nicht zu vermuthen. 
§ 261 Thl. I Tit. 16 des A. L. R. Dieſe Entlaſſung wird 
auch durch den von dem Bekl. ausgeſtellten Revers vom 
29. November 1892 nicht bewieſen. Der Bekl. war daher 
vermöge des in der Anweiſung liegenden Auftrags verpflichtet, 
bei der Zwangsverſteigerung der Parzelle die Rechte des F. wie 
ein Bevollmächtigter deſſelben wahrzunehmen. Dieſe Pflichten 
hat der Bekl. vorſätzlich oder doch aus einem groben Verſehen 
dadurch verletzt, daß er ſeine Forderung von 31 360 Mark nicht 
herausbot, obwohl die Parzelle einen höheren Werth hatte. 
In Folge dieſes pflichtwidrigen Verhaltens iſt F. von feiner 
Schuldverbindlichkeit nicht befreit worden. Dieſen Nachtheil 


muß der Bekl. tragen. Striethorſt Archiv Bd. 14 S. 109, 
Entſch. des R. O. H. G. Bd. 3 Nr. 28, Cccius Privatrecht, 
Bd. 18 95 Anm. 20. IV. C. S. i. ©. u 0. „Temmel 
vom 22. November 1897, Nr. 119707 IV. 4 

52. Die Anſicht des B. G., daß der Cheftaun des Kl., 
nachdem dieſer in Konkurs gerathen, und erſtere auf Grund des 
8 421 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. von der unter ihnen be⸗ 
ſtandenen Gutergemeinſchaft zurückgetreten iſt, ſofort die freie 
Dispoſition wegen des in Streit befangenen Anſpruchs, welcher 
zu dem durch die Aufhebung der Güͤtergemeinſchaft abgetrennten 
Vermögen der Ehefrau gehörig iſt, gebührt, ſteht zwar in 
Uebereinſtimmung mit der von Dernburg, Preußiſches Privat- 
recht, Bd. III § 38 a. E., vertretenen Auffaſſung. Nach 
§ 432 a. a. O., wonach in ſolchem Falle die Rechte und 
Pflichten der Eheleute ſowohl unter ſich als gegen andere ſo zu 
beurtheilen ſind, als ob gar keine Gemeinſchaft unter ihnen 
entſtanden wäre, tritt jedoch bezüglich des erwähnten Vermögens 
der § 205 deſſelben Titels in Wirkſamkeit, welcher lautet: 
Durch die Vollziehung der Ehe geht das Vermögen der Frau 
in die Verwaltung des Mannes über, inſofern dieſe Verwaltung 
der Frau durch Geſetze oder Verträge nicht ausdrücklich vor⸗ 
behalten worden. Mit Rüdjicht nun aber auf den Konkurs des 
Kl. geſtaltet ſich hier die Sache nach § 1, Abſ. 2, der R. K. O. 
und den 88 261 fgde. Thl. II Tit. 1 des A. L. R. dahin, 


61 


daß für die Dauer des Konkurſes der Nießbrauch an dem ge⸗ 


dachten, nunmehr als Eingebrachtes anzuſehenden Vermögen zur 
Konkursmaſſe gehört, nach Beendigung des Konkurſes jedoch die 
Verwaltung und Nutzung jenes Eingebrachten, welches den 
ſtreitigen Anſpruch in ſich ſchließt, der Ehefrau des Kl. zuſteht. 
Hieraus iſt zu folgern, daß, mag, worüber nichts konſtirt, das 
Konkursverfahren ſchon beendigt ſein oder nicht, dem Kl. die 
Befugniß mangelt, die eingeklagte Forderung geltend zu machen. 
VI. C. S. i. S. Kallien e. Krüger vom 9. Dezember 1897, 
Nr. 239/97 VI. 

53. Es bedurfte keiner ausbräcdtigen Erörterung der 
Frage, ob die in Rede ſtehenden Poſtkarten von dritten Perſonen 
thatſächlich geleſen worden ſind, da dieſer Umſtand für die Be⸗ 
urtheilung der Anwendbarkeit des §S 700 Thl. II Tit. 1 des 
A. L. R. als unerheblich erſcheint. Auch wird die vom B. R. 
getroffene Feſtſtellung, daß die Bekl. die zum Thatbeſtande des 
8700 a. a. O. erforderliche böswillige Abſicht gehabt 
habe, nicht dadurch ausgeſchloſſen, wenn ſich die Bekl. in Folge 
der früher erlittenen Behandlung bei Abfaſſung der Poſtkarten 
noch in einem Zuſtande geiſtiger Erregung befunden haben 
mag. Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1889 S. 238 
Nr. 14, von 1895 S. 347 Nr. 66 und von 1896 S. 45 
Nr. 75; Gruchot's Beiträge Bd. 39 S. 989; ſowie das Urtheil 
des R. G. vom 8. November 1897 in Sachen Bratz wider 
Bratz Rep. IV. 93/97. Es kommt in ſolchen Fällen immer 
auf eine Prüfung der obwaltenden Umſtände an, und dieſem 
Geſichtspunkte iſt vom B. R. in genügender Weiſe Rechnung 
getragen worden. IV. C. S. i. S. Krauſe c. raue vom 
2. Dezember 1897, Nr. 255/97 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

54. Der B. R. läßt den Zweifel, ob die im § 206 

Abſ. 2 des Zwangsvollſtreckungs⸗Geſetzes vom 13. Juli 1883 


Kauf auf den Provokaten übergegangen. 


weiligen Verfügung habe wegſchaffen laſſen. 


durch die Bezugnahme auf $ 690 der C. P. O. gegen 
Mobiliarzwangsvollſtreckungen vorgeſehenen Maßregeln ($$ 688 
und 689 C. P. O.) auch auf dem Wege der einſtweiligen 
Verfügung (§ 814 C. P. O.) herbeigeführt werden können 
oder ob für ſie nur der Weg der einſtweiligen Anordnung 
nach Maßgabe des § 688 der C. P. O. eingeſchlagen werden 
kann, — wobei noch darauf aufmerkſam gemacht werden mag, 
daß nach § 688 der C. P. O. erfolgte Vollſtreckungsmaß⸗ 
regeln nur gegen Sicherheitsleiſtung aufgehoben werden 
können —, auf ſich beruhen, weil er den $ 50 des E. E. G. 
und § 814 der C. P. O. für anwendbar erachtet. § 50 a. a. O. 
beſtimmt, daß erhebliche Verſchlechterungen, durch welche die 
Sicherheit des Gläubigers gefährdet wird, dieſen berechtigen, bei 
dem Prozeßrichter Sicherheitsmaßregeln zu beantragen. Nicht 
jede erhebliche Verſchlechterung des Grundſtücks giebt alſo dem 
Hypothekengläubiger die Befugniß, Sicherheitsmaßregeln zu 
beantragen, ſondern nur eine ſolche, durch welche fein Hypotheken 
recht gefährdet wird. Offenbar um der nöthigen, dieſem Er⸗ 
forderniß entſprechenden, Feſtſtellung zu genügen, hat der B. R. 
angenommen, die Entfernung der Thüren und Fenſter habe den 
in Frage ſtehenden Neubau, — ein Wohnhaus —, unbenutzbar 
und ſo gut wie unverkäuflich gemacht. Unbenutzbar mag 
das Haus dadurch geworden ſein, aber die Annahme, daß es 
deshalb auch unverkäuflich geworden ſei — woraus die Gefährung 
des Hypothekenrechts der Provokantin folgen würde, — ermangelt 
der Begründung. Die allgemeine Erfahrung rechtfertigt dieſe 
Annahme reicht; ein Neubau mit dem Grundftüd auf dem es ſteht, 
ſtellt namentlich an einem Orte wie Schöneberg einen ſolchen 
Werth der, daß der mit dem Aufwande von einigen tauſend 
Mark zu beſeitigende Mangel der Thüren und Fenſter es unmöglich 
unverkäuflich machen kann. Daß aber im vorliegenden Fall 
beſondere Umſtände das Gegentheil annehmen ließen, hat der 
B. R. nicht dargelegt. Das B. U. mußte daher ſchon aus 
dem Grunde aufgehoben werden, weil nicht in genügender Weiſe 
feſtgeſtellt worden iſt, daß eine die Sicherheit des an erſter 
Stelle eingetragenen Hypothekenkapitals der Provokantin von 
32800 Mark gefährdende Verſchlechterung des Grundſtücks 
erfolgt iſt. Die angefochtene Entſcheidung verletzt aber auch 
noch in anderer Beziehung den § 50 a. a. O. durch unrichtige 
Anwendung. Als die einſtweilige Verfügung erlaſſen und zu⸗ 
geſtellt wurde (5. und 7. April 1897), war nach der Behauptung 
der Provakantin die Arreſtpfändung bereits wieder aufgehoben 
und das Eigenthum an den gepfändet geweſenen Sachen durch 
Der B. R. erachtet 
dieſes Rechtsgeſchäft unter Bezugnahme auf den § 50 des 
E. E. G. und § 35 SH. I Tit. 3 des A. L. R. für ein 
rechtswidriges. Dem kann nicht beigetreten werden. Eine ſolche 
Anwendung des $ 50 a. a. O. würde in einem weit über 
ſeinen Zweck und ſeine Tragweite hinausgreifendem Umfange 
die Verfügungsfreiheit des Grundeigenthümers unterbinden, wo⸗ 
bei auf Alles das, was dem Hypothekenrecht nach § 30 des 
E. E. G. haftet, hinzuweiſen iſt. Im vorliegenden Falle iſt, 
wenn man die Behauptung der Provokantin zu Grunde legt, 
die Sachlage ſo zu beurtheilen, wie wenn von vorn herein der 
Grundſtückseigenthümer die Fenſter und Thüren dem Provokaten 


verkauft, und fie von dem Grundſtück vor Erlaß der einft- 
Ein ſolches 
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Geſchäft iſt weder für den Eigenthümer noch für die andere 
Vertragspartei an ſich ein rechtswidriges. Höchſtens könnte in 
Frage kommen, ob es einen ſolchen Charakter dann hätte, wenn 
die Sicherheit der Proyokantin dadurch gefährdet wurde und die 
Abſicht beider Parteien hierauf gerichtet war. Dafür liegt 
bisher Nichts vor. Es kann ſich alſo nur fragen, ob die 
Behauptung der Provokantin, daß der vom 31. März 1897 
datirte Vertrag nur zum Schein und er auch nicht an dieſem 
Tage und vor Zuſtellung der einſtweiligen Verfügung, ſondern 
erſt nachher geſchloſſen und doloſer Weiſe vordatirt ſei, richtig 
iſt, da dieſer Umſtand allerdings die Rechtslage zu Ungunſten des 
Provokaten geſtalten würde. V. C. S. i. S. Schott c. Schöne⸗ 
berg⸗ Friedenauer Terraingeſellſchaft vom 24. November 1897, 
Nr. 317/97 V. 

VII. Das Franzöfifhe Recht (Badiſche Landrecht). 
55. Die gegen die frühere Entſcheidung des B. G. erhobene 
Rüge einer Verletzung des Art. 691 B. G. B. war nicht als gerecht⸗ 
fertigt anerkannt, in dieſer Beziehung vielmehr in den Gründen des 
reichsgerichtlichen Urtheils vom 12. Februar 1897 bemerkt worden: 
das O. L. G. habe nicht die Erwerbung einer nicht ſtändigen Wege⸗ 
gerechtigkeit mittelſt Erſitzung zugelaſſen, vielmehr beruhe die Zu⸗ 
erkennung des Nothwegs auf der Feſtſtellung der von der öffentlichen 
Straße abgeſchnittenen Lage des klägeriſchen Grundeigenthums und 
dem Geſetze (Art. 682 B. G. B.) »und werde aus der offenen und 
ungeftörten Benutzung des Weges während mehr als 30 Jahren 


nach ſeinem Umfange und ſeiner erkennbar abgegrenzten Richtung 


nur abgeleitet, daß außer dem Entſchädigungsanſpruche auch 
das Recht, eine andere den Beſtimmungen der Art. 683, 684 
B. G. B. mehr entſprechende Art der Ausübung des Weg⸗ 
rechts zu verlangen, verjährt ſei, was der in Doktrin und Recht⸗ 
ſprechung herrſchend gewordenen Rechtsanſicht entſpreche. Von 
der hiernach nicht mehr aufzuwerfenden Frage, welcher Weg nach 
Maßgabe der Art. 683, 684 B. G. B. richterlich anzuweiſen 
ſei, iſt die Frage zu unterſcheiden, ob nicht, wenn die durch 
Erſitzung feſtgelegte Wegrichtung dem Eigenthümer des belaſteten 
Grundſtücks beſchwerlicher geworden iſt oder ihn verhindert, daſelbſt 
vortheilhafte Ausbeſſerungen vorzunehmen, in analoger An- 
wendung des Art. 701 Abſ. 3 B. G. B. dem Berechtigten 
eine andere ebenſo bequeme Stelle für den Weg, welche er an⸗ 
nehmen müßte, angeboten werden dürfe. Einem in dieſem 
Sinne von der Bekl. gemachten Anerbieten hat das O. L. G. 
in ſeinem früheren Urtheile deshalb keine Folge gegeben, weil 
ſich das Anerbieten auf einen nicht über 1 Meter breiten Weg 
beſchränkte, während der bisherige Weg wenigſtens bis zum Raine 
eine Breite von 2 Meter gehabt habe. Deshalb war auch das 
Reviſtonsgericht in dem früheren Urtheile nicht veranlaßt, die 
Frage der Anwendbarkeit des Art. 701 Abi. 3 B. G. B. 
überhaupt zu prüfen und zu entſcheiden und hat dieſe Frage 
auch nicht berührt. Den erwähnten Mangel des Anerbietens 
hat nun die Bekl. bei der erneuten Verhandlung der Berufung 
dadurch beſeitigt, daß ſie ihren Eventualantrag: „dem Kl. einen 


nicht über 1 Meter breiten Weg am Ende der Plan Nr. 563, 


559, 558, 557 und 556 gegen Clemens B. hin anzu⸗ 
weiſen“ mit der Anderung ſtellte: „daß die Breite des Wegs 
vom Gericht beſtimmt werden möge.“ In dem jetzt angefochtenen 
Urtheil iſt aber auch dieſem Antrage keine Folge gegeben und 
dies iſt aus prozeſſualen Gründen zu billigen. Die Bekl. 


hat mit dieſem neben dem auf Klagabweiſung gerichteten Haupt- 
antrage geſtellten Eventualantrag jedenfalls nicht eine Widerklage 
erhoben, welche überdies nach §S 491 C. P. Q. in II. J. 
unzuläſſig geweſen wäre; fie verlangt nicht eine Verurtheilung 
oder Feſtſtellung einer Verpflichtung des Kl., ſondern eine Ab- 
änderung ihrer eigenen Verurtheilung, welche nicht ein bloßes 
Minus gegenüber dem Antrag der Klage wäre, ſondern einen 
neuen Anſpruch, welcher ein dem Kl. zur Annahme der 
Verlegung verpflichtendes Anerbieten vorausſetzt, enthält, ber 
mittelſt beſonderer Klage zu verfolgen iſt. II. C. S. i. S. 
Dollfus Köchlin ec. Trantzer vom 23. November 1897, 
Nr. 223/97 II. | M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Karl Friedrich Heymann Freigang beim 
Amtsgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Dr. Benedict Theodor 
Wauer beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Dr. Alfred 
Kuno Enderlein beim Landgericht Leipzig; — Referendar 
Ludwig Sternfeld beim Landgericht Offenburg; — Rechts⸗ 
anwalt Wize beim Landgericht Poſen; — Rechtsanwalt Aberle 
beim Landgericht Ravensburg; — Rechtsanwalt Friedrich Scheele 
beim Landgericht Stade; — Rechtanwalt Sigismund Otto 
Ludwig Wieſe beim Amtsgericht Bergheim; — Rechtsanwalt 
Guſtav Linhardt beim Amtsgericht Dinkelsbühl; — Rechts⸗ 
anwalt Max Scheidel beim Amtsgericht Kötzting; — Rechts⸗ 
anwalt Preiß beim Amtägeriht Namslau; — Rechtsanwalt 
Ludwig Landgraf beim Amtsgericht Amberg; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Eduard Noltenius beim Landgericht Bremen und bei 
der Kammer für Handelsſachen Bremerhaven; — Rechtsanwalt 
Carl Friedrich Auguſt Weyrowitz beim Hanſegtiſchen Ober⸗ 
landesgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Siehr beim Amts⸗ 
gericht Pleß; — Rechtsanwalt Sigmund Freiherr v. Junker 
und Bigato beim Amtsgericht Starnberg; — Rechtspraktikanten 
Dr. Rudolf Maier und Karl Albrecht beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Heinrich Schieder beim Land⸗ 
gericht München II; — Rechtsanwalt Johannetz Steger beim 
Amtsgericht Dachau; — Rechtsanwalt Dr. jur. Hans Grohe 
beim Amtsgericht Kalkberge Rüdersdorf; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. jur. Moritz Steinthal beim Oberlandesgericht Frank⸗ 
furt a. / M.; — Rechtspraktikant Joſeph Anwander beim 
Amtsgericht Hengersberg; — Rechtsanwalt Dr. jur. Karl Friedrich 
Heinrich Reeſe beim Amtsgericht Eckernförde; — Rechtsanwälte 
Guſtav Düſterwald und Paul Schwartz beim Land- 
gericht J Berlin. 


Löſchungen. 


Rechtsanwalt Otto Kapperer beim Amtsgericht Burgau; — 
Rechtsanwalt Preiß beim Amtsgericht Löwen; — Rechtsanwalt 
Joſef Graßmann beim Amtsgericht Starnberg; — Rechts- 
anwalt Dr. jur. Grohe beim Amtsgericht Eilenburg; — 
Rechtsanwalt Julius Zade beim Landgericht 1 Berlin; — 
Rechtsanwalt Robert Auguſt Friedrich Stapff beim Landgericht 
Eiſenach; — Rechtsanwalt Dr. Karl Paul Schmidt beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Auguſt Schindler beim 
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Landgericht Bayreuth; — Rechtsanwalt Dr. jur. Wilhelm 
Benedikt Lüders beim Landgericht Kiel; — Rechtsanwalt 


* 


Steinitz beim Amtsgericht II Berlin. 
| Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Wirth in 
Artern; — Rechtsanwalt Otto Hoffmann in Prskuls. 


Todesfälle. 
Rechtsanwalt Theodor Reiſchle in München; — Juſtiz: 
rath Jordan in Kaukehmen. 


Ferſicherungs-Geſellſchaft zu Greifswald. 

Bei der vorbezeichneten, auf Gegenſeitigkeit gegründeten und mit 
Korporationsrechten verſehenen Verſicherungegrſelſchaft, welche Ab⸗ 
theilungen für Brand und Hagel in ſich ſchließt, iſt die Syndikats⸗ 
ſtelle zum 2. März d. Is. feſt zu beſetzen. 

Die Anſtellung erfolgt unter Ausſchluß von Nebenämtern, und 
find mit derſelben Penſions⸗ und Relikten⸗Anſprüche verknüpft. 

Als Gehalt ſind 5000 Mark pro Jahr in Ausſicht genommen. 
Daſſelbe fol von 3 zu 3 Jahren um je 500 Mark bis zu 7000 Mark 
ſteigen. Außerdem wird freie Dienſtwohnung im Geſchäftshauſe der 
Geſellſchaft gewährt. 

Bewerber, welche die Qualifikation für den höheren Juſtizdienſt 
haben, wollen ihre Meldungen möglichſt unter Beifügung von Zeug⸗ 
niſſen und eines kurzen Lebenslaufes bis zum 1. Februar d. Is. bei 
dem vorſitzenden Hauptdirektor Herrn Graf Behr — Behrenhoff (Poſt⸗ 
ſtation) einreichen. | 
Greifswald, den 4. Jannar 1898. 


Die Hauptdirektion. 
Der ſtellvertretende Syndikus 
Dr. Newoldt, Rechtsanwalt. 


Ein durchaus tüchtiger Büreau-⸗Vorſteher zum baldigen 


Autritt geſucht. 
Magdeburg. Rechtsanwälte Gutſche und Dr. Böker. 


Suche zum 1. Februar tüchtigen 
Büreauvorſteher. 
Kenntuiß der polniſchen Sprache iſt erforderlich, Erfahrung in 
Notariatsgeſchäften erwünſcht. Gehaltsanſprüche und Atteſte erbeten. 
Benthen O / Schl. Freudenberg, Rechtsanwalt. 
Suche einen tüchtigen, in Anwalts- und Notariatspraxis durchaus 
erfahrenen Büreauvorſteher zum 1., ſpäteſtens 15. Febranar. 
Gehaltsanſprüche und Zengnißabſchriften erbeten. 
Salzwedel. G. Breefe, Rechtsanwalt. 


Geſucht ee ein Büreaugehülfe, der ſelbſtſtändig 
korreſpondiren kann. Meldungen unter Beifügung der Zeugniſſe. 
Gehalt 1000 Mark. 

Rechtsanwälte Dres. Vermehren u. Wittern, Lübeck. 


Ein erfahrener und zuverläſſiger Büreauvorſteher mit guten 
Zeugniſſen wird von einem Landgerichtsanwalt in der Provinz Poſen 
zu ſofortigem Antritt geſucht. 

Meldungen unter BB. Z. 46 an die Exped. dieſer Zeitſchrift. 

Büreaugehülfe, im Anwaltskoſtenweſen vollkommen firm, im 
Entwerfen einfacherer Schriftſätze geübt, wird ſofort geſucht. Gehalt 
monatlich 100 Mark. Meldungen sub Chiffre A. K. 42 ſind 
Original⸗Zeugniſſe beizulegen. 


Büreauvorſteher mit guten Zeugniſſen ſucht Stellung. 
Adreſſen an Wrobbel, Berlin, Joſephſtr. 8 II. 


Ein Büreauvorſteher mit guten Zeugniſſen, 33 Jahr alt, 

verheirathet, 19 Jahr beim Fach, ſucht zum 1. April 1898 anderweit 

Stellung. Gefl. Off. erbeten unter M. W. 64 an die Exp. dieſes Bl. 
2 Büreau⸗Vorſteher, 

lange Jahre im Fach, gute Zeugniſſe, ſucht per ſofort Stellung, möglichſt 

Berlin. Adreſſen an Gebrüder Goerifh, Brandenburg a. ©. 


8 Büreau⸗Vorſteher, 
av Jahr alt, unverheirathet, der polnifchen Sprache mächtig, in 
Prozeß⸗ wie Notariatsſachen firm, ſucht per 1. Februar ev. ſpäter 
anderweit dauernde Stellung. Gefl. Offerten unter A. R. 47 an 
die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


f Büreauvorſteher, 30 Jahre alt, ſucht ſich per 1. April cr. 
zu verändern. Off. erb. sub G. E. 65 an die Exped. dieſer Ztg. 
Ein tüchtiger Büreauvorſteher, in Prozeß⸗ u. Notariatspraxis 
erfahren, ſucht ſofort event. ſpäter Stellung, auch beim jungen Anwalt. 
Offerten unter W. Z. 18 an die Expedition dieſes Blattes. 
S. Eng. p. ſof. Bin m. Not. bek. Jaenſch, B.- V., Köpenicker⸗ 
ſtraße 102 (Hempe). | 
J. Büreauvorſteher e. Rhein. Anwaltsbüreaus, zuverl. u. ſelbſt. 
Stenogr., f. anderw. Stellung. Off. u. M. J. 479 a. d. Exp. d. Bl. 
Jung. Büreauvorſteher, 22 Jahr alt, militärfrei, ſucht 
Stellung. Offerten unter W. A. 21 an die Exped. d. Bl. erbeten. 
Gewandter Büreaugehilfe, 24 Jahr, im Rechtsanwaltsfach und 
Notariat gut ausgebildet, ſucht 1. März oder 1. April Stellung als 
Büreauvorſteher. Gefl. Off. erb. u. O. W. 63 a. d. Exp. d. Bl. 


Junger militärfreier Expedient, perfekter Stenograph ſucht 
anderweit Stellung bei Anwalt. 

Erb. Offerten u. J. K. 21 hauptpoſtlagernd Leipzig. 

Für Anwalt wird geeigneter Niederlaſſungsort geſucht. Suchender 
würde auch Aſſociirung mit beſchäftigtem Anwalt eingehen. Eventuell 
würde au ) Austauſch der Praxis erfolgen können. Ze 

Offerten unter N. E. 21 an die Expedition dieſes Blattes. 

Vorm. älterer Richter wünſcht Beſchäftigung. Offerten sub 
G. D. 2003 an Rudolf Moſſe, Berlin W. Friedrichſtr. 66 
erbeten. | 
Junger Anwalt, L. G. I, übernimmt ſtändige Termins⸗ 
vertretung. Offerten unter C. 1000 an die Expedition dieſer 
Zeitung. ARE 

Obr. Aſſeſſor iſt zur Uebernahme einer Anwaltsvertretung bereit. 
Off. erbeten unter P. 481 an die Exp. d. Bl. 


Societät oder Hülfsarbeiterſtelle bei Anwalt in mittlerer 
oder größerer Stadt oder Vertretung ſucht Gerichtsaſſeſſor (Land⸗ 
rechtler). Offerten unter M. 333 erbeten an die Exp. dieſes Blattes. 


Ein Gerichtsaſſeſſor iſt zur Vertretung eines Anwalts am 
liebſten in Berlin bereit. Derſelbe würde ſich auch als Hülfsarbeiter 
beſchäftigen laſſen. Off. u. L. S. 14 a. d. Exp. d. Ztg. erbeten. 


Gerichtsſekretär a. D., Anfangs Dreißiger, zur Zeit in 
einem Rechtsanwaltsbürcan beſchäftigt, ſucht anderweit Stellung im 
Rechtsauwaltsbüreau. Off. unter Sch. 53 an die Exp. d. Bl. erb. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗Nork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg J. Bentley, Notar. 

Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗ Amerikas. 

Den Herren Pflegern und Vormündern empfehle ich meine Heil— 
anftalt Weißenſee zur Aufnahme von Geiſtes- und Nervenkranken 
ſowie für diätetiſche und Eutziehungskuren. . 

Weißenſee bei Berlin, Berlinerſtr. 5. 

Dirigirender Arzt: Dr. Goldberg. 
Aſſiſtenzarzt: Dr. Kirſchfeld. 


Büreau- Räume 
zu vermiethen Hinderſtuſtr. 4 dicht am Reichs- 
tagsgebäude. 


Zu verkaufen: 
Ztſchrft. f. d. geſ. Haudelsrecht (Goldſchmidt) Bd. 1/46 mit 
an Beilagen u. Regiſtern, 50 Bde. gleichmäßig geb.; Reſt 
rochirt. | 


Juriſt. Wochenſchrift 1877—1895 in 13 Bde. geb. mit Negifterbd. 


Bolze, Praxis d. Reichsgerichts 22 Bde. Originalbd. | 

Entſch. d. eee 25 Bde. mit Regiſtern, gleich⸗ 
mäßig geb. 

Eutſch. d. Kgl. Oberverwaltungsgerichts 30 Bde., 2 Regiſter geb. 


Fuchsberger, Entſch.: Handelsrecht 2. Aufl., Wechſelrecht 1880/91, 


. ꝛc. Recht 1886/92, Civilprozeß 1889/93, Kranken- 
verſ. 1896. 
Angebote unter N. H. 19 an die Expedition dieſ. Blattes. 
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Schwann’'s Hand⸗Ausgaben 
deutſcher und preußiſcher Geſetze. 


Dieſen vorwiegend zum Handgebrauch beſtimmten Ausgaben 

iſt der Vorzug eigen, daß | 

genügender freier Raum zu handſchriftlichen W 
Bemerkungen auf jeder Seite neben den Texten 
vorhanden iſt, ſo daß der Beſitzer einer ſolchen Ausgabe ſelbſt 
nach und nach zu dem betreffenden Geſetze einen Kommentar 

herſtellen kann, der feinen beſonderen Bedürfniſſen entſpricht. 
In dieſer Weiſe wird auch die Möglichkeit geboten, etwaige 

ſpätere Anderungen aufzunehmen und auf die zugehörigen Er⸗ 
laſſe ꝛc. der Centralbehörden ſowie auf Entſcheidungen u. f. w. 


| an den betreffenden Stellen mit der wünſchenswerten Deutlichkeit 


zu verweiſen. 
5 Korrekter Druck, handliches, doch nicht zu kleines Format 
und anſprechende, ſaubere Ausſtattung dürfen als weitere Vor⸗ 
züge der Schwann'ſchen Hand⸗Ausgaben bezeichnet werden. 
a 5 Visher erſchienen: 
| Mn nebſt dem Einführungs⸗ 
Nr. 1. Bürgerliches Geſetzbuch geiz. v. 18. Mg 1696. 
m Text⸗Ausgabe mit ausführlichem Sachregiſter von G. A. Orote-⸗ 
f fend, Geheimem Reglerungsrat. Preis kart. M. 2.—. 
In Wortlant des Geſetzes, zu⸗ 
Nr. 2: Grundbuchordnung. ſammengeſtellt 8 8 5 
zelnen Abſchnltten der Denkſchriſt und des Kommiſſionsberichtes 
von 9. Arogſitler, Kgl. Amtsrichter. Preis kart. M. 1.—. 


Nr. 3. Geſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung. Di Cut 


und den einzelnen Abſchnitten der Denkſchrift und des Kommiſ⸗ 
ſionsberichtes zuſammengeſtellt von 9. Arogſitter, Kgl. Amts⸗ 
richter. Preis kart. M. 1.20. 


vom 10. Mai 1897 nebſt Ein⸗ 
Nr. 4. Handelsgeſetzbuch führungsgeſetz. Text: Ausgabe 
— mit ausführlichem Sachregiſter von G. A. Grotefend, Geheimem 
Regierungsrat. Preis kart. M. 1.50. 


| und deren Nebengeſetze nebſt den 
Nr. 5. Gewerbeordnung Ausführungserlaſſen und ſonſtigen 
H Erläuterungen ſowie einem ausführlichen Eachregifter heraus⸗ 


egeben von G. A. Grotefend, Geheimen Regierungsrat. 
Zwelte, ganz neu bearbeitete Auflage. Preis kart. M. 3.50. 


Verlag von J. Schwann, Kgl. Hofbuchhandlung in Düſſeldorf. | 


Guſtav Fock, Antiquariat, Leipzig, bietet in 
ſanberen ant. Exemplaren au: 

Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1—37 m. 
Reg. God. (Soweit erſchienen.) M. 135.— Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 1—29 mit Reg. Gbd. l 
erſchienen.) M. 110.— Entſcheidungen des Reichsoberhandels⸗ 
erichts. 25 Bde. u. Reg. Gbd. M. 100.— Bundes⸗ u. 
eichsgeſetzblatt, Jahrg. 1867—96. Gbd. M. 30.— Zeitſchrift 
f. Handelsrecht. Hrsg. v. Goldſchmidt, Bd. 1—40. 1858 —92. 
Gbd. (Sehr ſelten.) (680.40) M. 360. 

Reichhaltiges Lager juriſtiſcher Werke. Kataloge gratis 
und franko. 


Gustav Fischer, Verlag in Jena. 


Soeben erschien: 


K. Schneider, und Dr. Habicht, 
Landgerichtsrat, Landrichter, 
- Kassel. | 


Rechtsfälle zur Einführung 
Bürgerliche Gesetzbuch. 


Für Studierende und jüngere Juristen. 
Preis: 3 Mark. 
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Gauriſtiſche Perſon.) Stuttgart. (Staatsoberauſſicht.) 


Paftpflicht⸗Verſicherung. 


N Der Verein gewährt Verſicherung gegen diejenigen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, welche gegen Rechtsanwälte, Staats⸗ und 
Communalbeamte, Notare ꝛc. erhoben werden können, wenn 
ſie wegen fahrläſſiger Verletzung der ihnen obliegenden Amts⸗ 
oder BernfSpflichten haftbar find. Rilligſte Prämie. Günſtigſte 
J Bedingungen. Aller Gewinn wird den Verſicherten zurück⸗ 
vergütet. Seit Jahren beträgt die Dividende 20 F. Gegen⸗ 
A| wärtig find mehr als 3600 Rechtsanwälte, Beamte u. ſ. w. bei 
dem Verein verſichert. 

Proſpekte und Verſicherungsbedingungen werden von der 
Direktion und ſämtlichen Vertretern des Vereins gratis ab- 
gegeben. 


A Mtgemeiner Oerſher Serſherungs- Bertin 


| | Küſtrinerplatz 9 I. Etage, | 
8 Zimmer u. Zubehör, ſeither nur noch Geſchäftsräume der e 
Einnahme, beſonders für einen Anwalt geeignet, ab 1. April 
zu vermiethen. Näheres daſelbſt im Comptoir. 


tion Berliner Schneider. (Friedrich Modler & C.) 


Berlin SW., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt ihre Spezialität von 
Amts frachten für Juſtiz- 

beamte und Prediger. | 


Amtsroben und Varrets für 
Richter: von M. 25—54, 
75 Rechtsanwälte: von M. 25—45, 
Gerichtsſchreiber: von M. 15—30 
en bei freier Zuſendung. 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. 


55 72 


Eu 


4 1 
G 4 
e 
2 
2 


———— 


Car! Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts- und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Monmntsfrhrift 


für Handelsrecht und Vankweſen, Steuer- und Stempelfragen. 
N Herausgegeben von Juſtizrath Dr. Paul Holdheim in Frankfurt a. M. 
Preis halbjährlich M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,30. 

Inhalt von Nr. 1, Jahrgang 1898: Iſt Artikel 9 des Einführungsgeſetzes zum neuen Dentſchen Handelsgeſetzbuch bereits 
in Kraft getreten? Von Profeſſor Karl Lehmann in Nojtod. — Ueber den Entwurf eines Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Von Kammergerichtsrath Schulze⸗Görlitz in Berlin. — Ueber die Verpflichtung der Kursmakler ihre 
Firma ins Handelsregiſter eintragen zu laſſen? Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Rieſenfeld, Handelskammerſyndikus in Breslau. — Welche 
Wirkung hat der Fortfall des Art. 317 H. G. B. auf Verlags- und Verſicherungs-Verträge? Von Profeſſor Karl Lehmann in Roſtock. 
— Aenderungen im Handelsgeſetzbuch. Von Amtsgerichtsrath Wellſtein in Ehrenbreitſtein. — Stempelweſen: Stempelpflicht 
bei Umwandlung von Vorzugsaktien in Stammaktien durch Stempelaufdruck. — Conſortial-Vertrag. Bedingtes Anſchaffungsgeſchäft 
oder Gelegenheitsgeſchäft? — Rechtsquellen. Proſpektzwang in Fraukreich. Mitgetheilt von Dr. Holdheim. — Rechtsſprüche. 


Vom Reichsgericht. Mitgetheilt von Reichsgerichtsrath Förtſch. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempuer. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


— Aus den neneſten Zeitſchriften. 


Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des deutſchen Anwalt⸗Vereins bei: Angebot von Carl Heymanns Verlag 
betr. Lieferung von Reichstagsdruckſachen zu Vorzugspreiſen. 


— — — — — ' — — 


Ne bis 12. 


Berlin, 24. Januar. 


— ——— — äe d. — 


Juriſtiſche Wochen 


1898. 


rift. 


Herausgegeben von 


M. Rempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


5 Inhalt. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 65. — Geſchäfts⸗ 
vertheilung des Reichsgerichts vom 1. Januar bis 31. Dezember 
1898. S. 65. — Vom Reichsgericht. S. 68. — Perſonal⸗ 
Veränderungen. S. 102. ö 


Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
Bamberg, Kiel und Nürnberg haben der Kaſſe abermals 
Beihülfen und zwar Bamberg 500 Mark, Kiel 1000 Mark 
und Nürnberg 1500 Mark gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorſtänden iſt für die reichen Gaben der aufrichtigſte 


Dank ausgeſprochen. 


Geſchäftsvertheilung des Reichsgerichts vom 
1. Jannar bis 31. Dezember 1898. 
Abkürzungen: 


Ablöſungsſachen — Streitigkeiten, in denen in II. J. das 


Oberlandeskulturgericht zu Berlin zuſtändig iſt. 

Anfechtungsſachen — Anfechtungklagen nach der Konkursordnung 
und dem Anfechtungsgeſetz vom 14. Juli 1879. 

Bankſachen — Streitigkeiten aus § 50 des Bankgeſetzes vom 
14. März 1875. 

Binnenſchifffahrt und Flößerei = Reichsgeſetz vom 15. Juni 1895. 

Haftpflichtſachen — Streitigkeiten aus dem Reichsgeſetz vom 
7. Juni 1871 und 17. Juli 1878. — § 120 — 

Haudels⸗ und Wechſelſachen — Streitigkeiten ꝛc. aus Artikel 4, 
271—276 des Handelsgeſetzbuchs und im Sinne des $ 101 
Ziffer 1, 2, 3a, b, d, e, f des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 

Patentſachen = Streitigkeiten aus $$ 33 und 38 des Patent⸗ 
geſetzes vom 7. April 1891. 

Rechtshülfe — Streitigkeiten im Sinne des $ 160 des Gerichts- 
verfaſſungsgeſetzes. 

Seeſachen — Streitigkeiten im Sinne von § 101 Ziffer 3d 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und aus $ 44 der Strandungs⸗ 
ordnung vom 17. Mai 1874. 

Urheberrecht, Schutz von Photographien u. ſ. w. = Streitig ⸗ 
keiten aus den Reichsgeſetzen vom 11. Juni 1870, 
30. November 1874, 9. Januar 1876. 


Vorentſcheidung bei Civilanſprüchen gegen Beamte = Streitig⸗ 
keiten und Anträge im Sinne des § 11 des Einführungs- 
geſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz, in Verbindung mit 
§ 17 des Einführungsgeſetzes zur Gerichtsverfaſſung. 

Waarenzeichenſchutz — Reichsgeſetz vom 12. Mai 1894. Un⸗ 
lauterer Wettbewerb — Reichsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

Zuſtändigkeitsſachen — Streitigkeiten und Anträge aus § 36 
der Civilprozeßordnung und aus 5 9 des Einführungs⸗ 
geſetzes zur Civilprozeßordnung. 


Augsburg. 
a) Strafſachen 
b) Civilſachen: 

1. Binnenſchifffahrts⸗ und Flößereiſachen, Ber⸗ 
gungsſachen, Bankſachen, Seeſachen, Patent- 
ſachen, Urheberrecht, Schutz von Photo- 
graphien 

2. Waarenzeichenſchutz — Unlauterer Wett⸗ 
bewerb | 

3. Zuſtändigkeitsſachen, Vorentſcheidung bei 
Civilanſprüchen gegen Beamte, Rechtsweg, 
Rechtshülfe IV. C.⸗S. 

4. Alle übrigen Civilſachen VI. C.⸗S. 


Bamberg wie Augsburg. 
Berlin, Kammergericht und Geheimer Juſtizrath. 
a) Strafſachen: | 

1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. 
und II. Abſchnittes des erſten Buches der 
Str. P. O., Rechtshülfe 

2. Sonſtige Strafſachen 
b) Civilſachen: 

1. Binnenſchifffahrts⸗ und Flößereiſachen, Ber⸗ 
gungsſachen, Bankſachen, Seeſachen, Patent- 
ſachen, Urheberrecht, Schutz von Photo- 
graphien, Handels⸗ und Wechſelſachen, 
Streitigkeiten aus dem Geſchäftsbetriebe der 
Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit 
mit Ausnahme der Streitigkeiten aus Unfalls, 
Invaliditäts- und Krankenverſicherung, ſowie 
Viehverſicherung 


I. Str.⸗S. 


I. C.⸗S. 


II. C.⸗S. 


I. Str.⸗S. 
II. Str.⸗S. 


I. C.⸗S. 


Tem. — — 


— — m m en 


2. Waarenzeichenſchutz — Unlauterer Wett⸗ 


bewerb II. 


3. Unter Ausſchluß der Pacht- und Mieth⸗ 
ſachen ſowohl die ſachenrechtlichen Sachen 
wie die Streitigkeiten aus Verträgen 
über Immobilien, aus § 41 des Grund- 
eigenthumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 
1872, ferner die Streitigkeiten über Geld— 
anſprüche an Stelle nicht mehr gegebener 
Vindikationen (A. L. R. 1 15 88 14—16, 
2832) und aus Zwangsvollſtreckungen 
in unbewegliches Vermögen ſowie die auf ein 
Enteignungsverfahren ſich gründenden Rechts⸗ 


ſtreitigkeiten, Ablöſungsſachen, Bergrecht V. 


4 a. Haftpflichtſachen, die Streitigkeiten aus 
Unfall⸗, Invaliditäts- und Kranken⸗ 


verſicherung, ſowie Viehverſicherungen III. 


b. Streitigkeiten wegen Schadenserſatz aus 
unerlaubten Handlungen oder ſonſtigen 


außerkoutraktlichen Gründen VI. 


O 


die Anfechtungen von Rechtshandlungen 
eines Schuldners in oder außer dem 


Konkurs II. 


d. die auf Dienſtmiethe und Werkver⸗ 
dingungsverträge, auf Geſchäftsvermitte⸗ 
lungsverträge, auf Bauoerdingungsver⸗ 
träge und auf Verträge mit Bauhand⸗ 
werkern über Bauarbeiten, Pacht⸗ und 
Miethverträge ſowie auf Verträge über Mo⸗ 


bilien ſich gründenden Rechtsſtreitigkeiten VI. 
4. Die ſonſtigen Civilſachen IV. 


Braunſchweig. 
a) Strafſachen: 
1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. und 
II. Abſchuitts des erſten Buches der Straf- 


prozeßordnung, Rechtshülfe I. 
III. 


2. Sonſtige Strafſachen 
b) Civilſachen: 
1. Binnenſchifffahrts und Flößereiſachen, Ber⸗ 
gungsſachen, Bankſachen, Seeſachen, Patent⸗ 
ſachen, Urheberrecht, Schutz von Photo⸗ 


graphien, Marken u. ſ. w. I. 


2. Waarenzeichenſchutz — Unlauterer Wett⸗ 


bewerb, II. 


3. Zuſtändigkeitsſachen, Vorentſcheidung bei 
Civilanſprüchen gegen Beamte, Rechtsweg, 
Rechtshülfe 

4. Bergrecht 


5. Sonſtige Civilſachen III. 


Breslau. 
a) Strafſachen: 
1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. und 
II. Abſchnitts des erſten Buches der Straf⸗ 


prozeßorduung, Rechtshülfe I. 


2. Sonſtige Strafſachen IV 
b) Civilſachen wie Berlin. 


4 8 


C.⸗S. 


Str.⸗S. 
Str. ⸗S. 
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Caſſel. 
a) Strafſachen 2 
b) Civilſachen wie Braunſchweig. 


Celle. 


a) Strafſachen: 


1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. und 
II. Abſchnitts des erſten Buches der Straf— 


2. 


prozeßordnung, Rechtshülfe 
Sonſtige Strafſachen 


b) Civilſachen wie Braunſchweig. 


Cöln. 


a) Strafſachen 
b) Civilſachen: 


1. Binnenſchifffahrts⸗ und Flößereiſachen, Bank⸗ 


3. 


ſachen, Patentſachen, Seeſachen 


Sonſtige Civilſachen 


Colmar wie Cöln. 


Darmſtadt. 
I. Landgerichtsbezirk Mainz: 


a) 
b) 


II. Landgerichtsbezirke Darmſtadt und Gießen: 


a) 
b) 


Strafſachen 
Civilſachen: 
1. Bergrecht 
2. Im Uebrigen wie Cöln. 


Strafſachen 
Civilſachen wie Braunſchweig. 


Dresden. 
a) Strafſachen: 


1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. und 
II. Abſchnitts des erſten Buches der Straf- 


2. 


prozeßordnung, Rechtshülfe 
Sonſtige Strafſachen 


b) Civilſachen wie Augsburg. 


Frankfurt. 
a) Strafſachen 
b) Civilſachen: 


1. Zuſtändigkeitsſachen, Vorentſcheidung bei 
Civilanſprüchen gegen Beamte, Rechtsweg, 


2. 


3. 


4. 
5. 


Rechtshülfe 

Seeſachen, Binnenſchifffahrts⸗ und 
Flößereiſachen, Bergungsſachen, Bank⸗ 
ſachen, Patentſachen, Urheberrecht, Schutz 
von Photographien u. ſ. w. nebſt den 
Rechtsſtreitigkeiten aus dem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Verſicherungen auf 
Gegenſeitigkeit, mit Ausnahme der 
Rechtsſtreitigkeiten aus Unfalls⸗, In⸗ 
validitäts⸗ und Viehverſicherungen 
Handels und Wechſelſachen aus dem 
Bezirke des Stadtkreiſes Frankfurt 
Bergwerksſachen 

Sonſtige Civilſachen wie Braunſchweig. 


IV. 


I. 
III. 


J. 


2. Zuſtändigkeitsſachen, Rechtsweg, Rechtshülfe IV. 
II. 


1. 
IV. 


V. 


Str.⸗S. 


Str.⸗S. 
Str.⸗S. 


Str. ⸗S. 


aaa 


Str.⸗S. 


Str. ⸗S. 


Str.⸗S. 
Str.⸗S. 


Str.⸗S. 


C. d. 


Hamburg. 
a) Strafſachen: 


1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. und 


II. Abſchnitts des erſten Buches der Straf⸗ 
prozeßordnung, Rechtshülfe 

2. Sonſtige Strafſachen 

b) Civilſachen: 

1. Zuſtändigkeitsſachen, Vorentſcheidung bei 
Civilanſprüchen gegen Beamte, Rechtsweg, 
Rechtshülfe 

2. Handels. und Wechſelſachen, Binnenſchiff⸗ 
fahrts⸗ und Flößereiſachen, Bergungsſachen, 
Bankſachen, Patentſachen, Urheberrecht, 
Schutz von Photographien u. ſ. w. 
nebſt den Rechtsſtreitigkeiten aus dem Ge— 
ſchäftsbetrieb der Verſichernugen auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit, mit Ausnahme der Rechtsſtreitig⸗ 
keiten aus Unfalls⸗, Invaliditäts⸗ und Vieh⸗ 


verſicherungen 

3. Sonſtige Civilſachen aus dem Fürſtenthum 
Lübeck 

4. Waarenzeichenſchutz — Unlauterer Wett— 
bewerb 


5. Die übrigen Civilſachen 


Hamm. 
a) Strafſachen: 

1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. und 
II. Abſchnitts des erſten Buchs der Straf⸗ 
prozeßordnung, Rechtshülfe 

2. Sonſtige Strafſachen 
a) Landgerichtsbezirke Bochum, Dortmund, 

Eſſen und Hagen 
b) die übrigen Landgerichtsbezirke 
b) Civilſachen: 

1. Die Handels⸗ und Wechſelſachen, ſowie die 
Streitigkeiten aus dem Betrieb der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit, 
Waarenzeichenſchutz, Unlauterer Wettbewerb 

2. im Uebrigen wie Berlin. 


Jena. 
a) Strafſachen: 

1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. 
und II. Abſchnitts des erſten Buchs der 
Strafprozeßordnung, Rechtshülfe 

2. Sonſtige Strafſachen 

b) Civilſachen: 

1. Binnenſchifffahrts⸗ und Flößereiſachen, Ber- 
gungsſachen, Bankſachen, Seeſachen, Patent- 
ſachen, Urheberrecht, Schutz von Photo⸗ 
graphien u. ſ. w. 

2. Waarenzeichenſchutz, Unlauterer Wettbewerb 

3. Zuſtändigkeitsſachen, Vorentſcheidung bei 
Civilanſprüchen gegen Beamte, Rechtsweg, 
Rechtshülfe u 

4. alle übrigen Civilſachen 


I. Str.⸗S. 


III. Str.⸗S. 


IV. C.⸗S. 


I. C.⸗S. 
III. C.⸗S. 


II. C.⸗S. 
VI. C.⸗S. 


I. Str.⸗S. 
I. Str.⸗S. 


III. Str.⸗S. 
I. Str.⸗S. 


II. C.⸗S. 


I. Str.⸗S. 
III. Str.⸗S. 


IV. C.⸗S. 
III. C.⸗S. 


Karlsruhe wie Cöln. 

Kiel wie Braunſchweig. 
Königsberg wie Berlin. 
Marienwerder wie Berlin. 
München wie Augsburg. 


Naumburg. 
a) Strafſachen: 

1. Zuſtändigkeitsſachen in den Fällen des I. 
und II. Abſchnitts des erſten Buchs der 
Strafprozeßordnung, Rechtshülfe 

2. Sonſtige Strafſachen 

b) Civilſachen: 

J. Thüringiſche und Anhaltiſche Lan— 
destheile wie Braunſchweig. 

II. Preußiſche Landestheile wie Hamm. 


I. Str.⸗S. 
III. Str.⸗S. 


Nürnberg wie Augsburg. 


Oldenburg. 
a) Strafſachen wie Celle. 
b) Civilſachen wie Braunſchweig. 


Poſen. 
a) Strafſachen wie Breslau. 
b) Civilſachen wie Berlin. 


Noſtock. 
a) Strafſachen wie Caſſel. 
b) Civilſachen: 
1. Zuſtändigkeitsſachen, Vorabentſcheidung bei 
Civilanſprüchen gegen Beamte, Fälle der 
$5 17, 160 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes IV. C. 
2. Seeſachen I. C. 
3. die ſonſtigen Civilſachen wie Braunſchweig. 


Stettin. 

a) Strafſachen wie Caſſel. 

b) Civilſachen wie Berlin, jedoch ſind aus dem 
Landgerichtsbezirk Greifswald die „ſonſtigen 
Civilſachen“ (vergl. Berlin Nr. 4) zu ent: 
ſcheiden von dem 


III. C.⸗S. 


Stuttgart. b 
a) Strafſachen wie Cöln. | 
b) Civilſachen wie Braunſchweig. N 


Zweibrücken wie Cöln. | 
Konſularbezirke: | Ä | 
1 


a) Strafſachen I. Str. -S. Vu 
b) Civilſachen wie Berlin. 105 
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Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1.— 18. Januar 1898 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Der Klagantrag geht dahin, den Vertrag vom 16. No⸗ 
vember 1894 für aufgehoben zu erklären, und iſt darauf ge⸗ 
gründet, daß der Kl. vom Bekl. durch Betrug zum Abſchluß 
veranlaßt worden ſei. Auf die Beſtimmung des Werths des 
Streitgegenſtandes findet ſonach keine der beſonderen Vorſchriften 
der 88 6—9 der C. P. O. Anwendung, insbeſondere nicht die 
des § 6, da nicht eine Forderung, ſondern das Beſtehen eines 
Vertragsverhältniſſes als ſolches den Gegenſtand des Streits 
bildet, und nicht die für ein beſonderes Vertragsverhältniß ge⸗ 
gebene Vorſchrift des § 8; vielmehr ift 8 3 der C. P. O. allein 
maßgebend. Als Unterlage für das Ermeſſen des Gerichts muß 
das Intereſſe des Kl. an der Aufhebung des Vertrags dienen. 
Die Nachtheile aber, von denen der Kl. durch Aufhebung des 
Vertrags, nach welchem er noch auf 8 ½ Jahre dem Bekl. täglich 
3000 kg Celluloſe gegen eine Vergütung von 18 Mark für 
100 kg zu liefern hätte, loszukommen ſucht, beſtehen weder in 
dem Werthe der von ihm zu machenden Leiſtungen, denn er er⸗ 
hält eine Gegenleiſtung, noch in der Gegenleiſtung, denn dieſe 
kommt ihm zu Gute; ſondern ſie beſtehen nach Lage der Sache 
in dem Selbſtkoſtenpreiſe ſeiner Leiſtungen vermindert um den 
Betrag der Gegenleiſtung. Werden die Selbſtkoſten der vom 
Kl. zu liefernden Celluloſe nach dem Gutachten Bl. 184, 185 
der Akten auf 24 Mark für 100 kg geſchätzt, während als 
Gegenleiſtung nur 18 Mark gewährt werden, ſo würde der 
Nachtheil für den Tag (24—80) 30 — 180 Mark und für 
8½ Jahre 550 880 Mark betragen. Da das O. L. G. den 
Werth des Streitgegenſtandes auf 700 000 Mark feſtgeſetzt hat, 
ſo iſt dem Beſchwerdeführer kein Grund zur Beſchwerde ge⸗ 
geben. Der Beſchwerdeführer beruft ſich für ſeine Anſicht, daß 
bei Klagen auf Aufhebung eines Kauf- oder Lieferungsvertrags 
der Werth des Kauf⸗ oder Lieferungsgegenſtandes den Maßſtab 
für die Gebührenberechnung bilde, auf zwei Beichlüffe des R. G., 
II. C. S., vom 4. Februar und 1. November 1881 (erwähnt bei 
Pfafferoth, 6. Aufl. S. 42 unter c); dieſe Beſchlüſſe ſind aber 
nicht aufzufinden und jedenfalls könnte ein derartiger Ausſpruch, 
wenn er wirklich darin enthalten ſein ſollte, nicht aufrecht er⸗ 
halten werden. II. C. S. i. S. Grünewald c. Scheffer⸗ 
Hoppenhöfer vom 7. Januar 1898, B Nr. 208/97 II. 

2. Die Bekl. hat gegen die Erhöhung des in I. J. be⸗ 
ſtimmten Streitwerths von 14 500 Mark auf 57 200 Mark 
Beſchwerde erhoben und die Wiederherſtellung der früheren 
Streitwerthfeſtſetzung beantragt. Die Erhöhunz beruht 
darauf, daß nicht blos für weitere drei Jahre, ſondern für 
weitere 13 Jahre der von der Bekl. zu entrichtende Miethszins 
in Rechnung gebracht wurde. Es handelte ſich in der I. J. 
um die Frage, ob der zwiſchen den Parteien beſtehende Mieth⸗ 
vertrag am 1. April 1897 ſein Ende erreicht habe oder ob 
der Bekl. das Miethsrecht für drei weitere Jahre zuſtehe. Nach 
dem Thatbeſtand des landgerichtlichen Urtheils hat die Bekl. 
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der Klage entgegengehalten, daß auf zwei je dreijährige Perioden 
vermiethet ſei und hiernach rechtfertigte es ſich, wenn bei der 
Feſtſetzung des Streitwerths das Intereſſe nach einer weiteren 
dreijährigen Dauer der Miethe beſtimmt werde. Wenn nun 
die Bekl. als Berufungskl. der Annahme des L. G. in 
ſeinem Urtheil vom 13. Februar 1897, daß der Vertrag auf 
eine unbegrenzte Dauer abgeſchloſſen wäre und deshalb nur 
für die erſte dreijährige Periode als gültig abgeſchloſſen betrachtet 
werden könne, auch mit dem Verſuche einer Auslegung des 
Vertrags entgegengetreten iſt, nach welcher ihr auf 16 Jahre 
der Miethgenuß zuſtände, ohne indeſſen einen Antrag auf Feſt⸗ 
ſtellung dieſer Berechtigung zu ſtellen, ſo lag hierin kein 
genügender Anlaß zu einer Erhöhung des Streitwerths vor, 
vielmehr erſcheint auch für die II. J. nur eine weitere drei⸗ 
jährige Periode als Gegenſtand des Streits. Es iſt entſcheidend 
geblieben, daß die Klage nur einem Anſpruche der Bekl. auf 
die Benutzung der gemietheten Räume für weitere drei Jahre 
entgegenzutreten und die Feſtſtellung der Beendigung des 
Miethvertrages mit dem 1. April 1897 beabſichtigt hat. 
Hiernach mußte dem oben erwähnten Antrage der Beſchwerde 
der Bekl. ſtattgegeben werden. II. C. S. i. S. Rieth 
c. Schwetzinger A.⸗G. für Bierbrauerei und Hefefabrikation 
vom 7. Januar 1898, B Nr. 3/98 II. 

3. Dem L. G. und dem O. L. G. iſt darin beizutreten, daß 
die Bekl. mit den durch Zuziehung zweier Rechtsanwälte vom Kl. 
herbeigeführten Mehrkoſten nicht belaſtet werden darf. Die Bekl. 
kann nur in Höhe derjenigen Koſten in Anſpruch genommen 
werden, welche entſtanden ſein würden, wenn Kl. einem am 
Orte des Prozeßgerichts, Schwetz, wohnhaften Rechtsanwalt zu 
ſeinem Prozeßbevollmächtigten beſtellt hätte. Zur Annahme 
eines Korreſpondenz⸗Mandatars wäre kein Anlaß vorhanden ge⸗ 
weſen, da nicht bezweifelt werden kann, daß der Kl., ein 
Handlungsgehilfe im Alter von zwanzig Jahren, befähigt war, 
in einer ſo völlig einfachen Sache, wie der vorliegenden, ſchrift⸗ 
lich Inſtruktion zu ertheilen. Nur inſoweit, als eine Beweis- 
aufnahme durch ein erfuchtes Gericht erfolgte, iſt Kl. befugt, 
Erſtattung der durch feine Vertretung im Beweisaufnahme ⸗ 
termine entſtandenen nothwendigen Mehrkoſten zu verlangen. 
I. C. S. i. S. Moſes o. Bernſtein vom 15. Dezember 1897, 
B Nr. 96/97 J. 

4. § 139 C. P. O. ſchreibt für den darin vorgeſehenen 
Fall die Ausſetzung des Verfahrens nicht vor, ſondern giebt 
dem Gericht nur die Befugniß zu dieſer Maßnahme. Mit 
Rückſicht auf das praktiſche Bedürfniß, dem das Geſetz durch 
die Einführung und Geſtaltung des Urkundenprozeſſes hat 
Genüge leiſten wollen, kann nun aber nicht zweifelhaft ſein, 
daß in dieſer Prozeßart eine auf $ 139 der C. P. O. geſtützte 
Ausſetzung des Verfahrens wegen Einwendungen des Bekl., die 
dieſer nicht mit den in 8 558 der C. P. O. bezeichneten Beweis⸗ 
mitteln nachweiſen kann oder will, jedenfalls nur ausnahms⸗ 
weiſe und unter beſonderen Umſtänden angemeſſen erſcheinen 
könnte, weil ſonſt der Zweck des Geſetzes, „dem Kl. auf Grund 
der prima facie liquiden Klage eine ſchleunige, wenn auch nur 
proviſoriſche Rechtshilfe zu gewähren“, wie das O. L. G. 
mit Recht geltend macht, leicht vereitelt werden könne. Hin⸗ 
zukommt, daß einer der Hauptgründe, der im gewöhnlichen 
Prozeſſe dem Gerichte Anlaß zur Ausſetzung des Verfahrens 


bieten wird, nämlich zu vermeiden, daß zwiſchen den nämlichen 
Parteien über ein und daſſelbe Rechtsverhältniß verſchiedene 
Entſcheidungen ergehen, im Urkundenprozeſſe in Fällen der hier 
vorliegenden Art nicht in Frage kommt, da durch das im 
Urkundenprozeſſe ſelbſt ergehende Urtheil über die Einwendungen 
des Bekl., deren Beweis nicht durch die in 8558 der C. P. O. 
vorgeſehenen Beweismittel unternommen wird, überhaupt nicht 
endgiltig entſchieden wird. VI. C. S i. S. Maquet c. Mindak 
vom 3. Januar 1898, B Nr. 256/97 VI. 

5. Ohne Grund hat der Kl. zunächſt die Zuläſſigkeit der 
Widerklage in Zweifel gezogen. Selbſt wenn dieſelbe keine 
negative Incidentfeſtſtellungswiderklage im Sinne des § 253 
der C. P. O. ſein ſollte, ſo iſt ſie doch ſowohl als Feſtſtellungs⸗ 
klage nach § 231 der C. P. O. zuläſſig, weil das rechtliche 
Intereſſe der Bekl. an alsbaldige Feſtſtellung durch die Berühmung 
des Kl. mit weitern Anſprüchen gegen fie gegeben ift, als auch 
als Widerklage nach § 33 Abſ. 1 der C. P. O., weil ihr Gegen- 
ſtand mit demjenigen der Klage in rechtlichem Zuſammenhange 
ſteht. VI. C. S. i. S. Knobloch c. Rathjen vom 23. De⸗ 
zember 1897, Nr. 278/97 VI. 

6. Soweit es ſich um die Feſtſtellung der Verpflichtung 
zum Scha denserſatz handelt, konnte die Reviſion keinen 
Erfolg haben. Eine Feſtſtellungsklage iſt auch dann zuläſſig, 
wenn der Anſpruch, deſſen Beſtehen feſtgeſtellt werden ſoll, ein 
bedingter iſt. Das rechtliche Intereſſe des Kl. an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung ſeines Anſpruchs konnte aber ohne Rechts⸗ 
irrthum angenommen werden. Schon der Umſtand, daß ſonſt 
ein weiterer Prozeß bezüglich der Schadenserſatzpflicht hätte 
geführt werden müſſen, genügte, um dieſe Annahme zu recht⸗ 
fertigen. II. C. S. i. S. Leoy c. Vive vom 17. Dezember 1897, 
Nr. 256/97 II. 

7. Die Feſtſtellung, auf Grund deren das B. G. die 
Frage (der Heilung des Mangels der Schriftform) unerörtert 
gelafſen hat, giebt zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Dieſelbe iſt 
auf den Inhalt der von der Wittwe v. N. zur Berufungs⸗ 
verhandlung vom 17. März 1897 abgegebenen Erklärung und 
auf deren ſonſtiges Verhalten in Verbindung mit der Lebens⸗ 
erfahrung geſtützt. Dieſe Momente bieten indeß keine ſchlüſſige 
Unterlage für die Feſtſtellung. Die Erklärung der Wittwe 
v. N. vor dem B. G. iſt dahin gegangen, daß ſie ſchon vor 
der Abhebung der Verſicherungsſumme mit ihrem Vater, dem 
ſpäteren Gegenvormunde ihres Sohnes Günther, verabredet 
habe, der Sohn ſollte das Geld haben, indem ihr Vater be⸗ 
merkt habe, es wäre doch gut, wenn das Kind ſolches hätte, 
ſie würde ſich ſchon ſo weiter helfen. Mit dem ſonſtigen Ver⸗ 
halten der Wittwe hat das B. G. die Thatſache im Sinne, 
daß, nachdem die Wittwe zum Vormunde und ihr Vater zum 
Gegenvormunde des Günther v. N. beſtellt worden, ihr Vater, 
mit ihrem Einverſtändniß die erhobene Verſicherungsſumme für 
den Mündel bei der Sparkaſſe angelegt hat. Aus dieſen Um- 
ſtänden glaubt nun das B. G. an der Hand der Lebenserfahrung 
ſchließen zu dürfen, daß die Abſicht der Wittwe darauf gerichtet ge⸗ 
weſen jet, die Verſicherungsſumme nicht erſt für ſich als Beſchenkte, 
ondern unmittelbar für ihren Sohn zu erheben. Dieſer Schluß 
ft aber nicht zwingend. Durch die Natur der Verhältniſſe wird 
ielmehr, dem Einwande des Bekl. entſprechend, die Annahme 
tahe gelegt, daß zur Realiſtrung der zwiſchen der Mutter und 
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dem Großvater des Bekl. vereinbarten Abſicht, die Verſicherungs⸗ 
ſumme dem Kinde zuzuwenden, die Mutter zunächſt den Beſitz 
der ihr von ihrem Ehemanne ſchenkungsweiſe übergebenen Police 
als Rechtstitel für die Einziehung der Verſicherungsſumme ver⸗ 
werthet, und demnächſt die erhobene Summe dem Großvater 
zur Anlegung auf den Namen des Kindes übergeben habe. 
Sonach wird die Beurtheilung des B. G. dem Prozeßſtoffe 
nicht gerecht und läßt eine ausreichende Begründung vermiſſen. 
IV. C. S. i. S. v. Naſſau c. v. Naſſau Konk. vom 13. De⸗ 
zember 1897, Nr. 157/97 IV. 

8. Das B. G. findet in dem angeblichen Uebereinkommen 
den Abſchluß eines Vertrages zu Gunſten Dritter behauptet, 
hält aber den Anſpruch für gänzlich unſubſtanziirt, „weil keine 
Thatſachen angeführt ſind, aus denen ſich ergeben hätte, daß und 
in welcher Höhe der Bekl. durch das vertragswidrige Verhalten 
der Kl. einen Schaden erlitten habe.“ Nun iſt in der Bd. X 
S. 175 der Entſch. des R. G. abgedruckten Entſcheidung der 
Antrag „auf Zuſprechung einer Entſchädigung nach Feſtſtellung des 
Betrages durch Sachverſtändige“ nicht für unzuläſſig erachtet 
und in der entgegengeſetzten Auffaſſung des B. G. eine Verkennung 
der den Gerichten aus den 88 130 und 260 der C. P. O. 
erwachſenen Stellung geſehen. Der damals zur Frage ſtehende 
Fall unterſcheidet fi aber von dem vorliegenden dadurch, daß 
hier das B. G. nach dem Thatbeſtande des B. U. den Vertreter 
des Bekl. zur Subſtanziirung aufgefordert und dieſer erwidert 
hat, „daß er zur näheren Subſtanziirung ſeiner auf die Nicht⸗ 
belaſſung des Bekl. in der Nutzung der Subhaſtationsobjekte 
geſtützten Einrede nicht in der Lage ſei.“ Das B. G. hat alſo 
ſeine Aufgabe aus $ 130 der C. P. O. erfüllt. Daß es aber, 
wenn die Partei ſelbſt ſich zur Subſtanziirung eines Schadens⸗ 
anſpruchs außer Stande erklärt, ſeinerſeits die Subſtanziirung 
an Stelle der Partei durch Vernehmung von Sachverſtändigen 
zu beſchaffen habe, kann als Aufgabe des Gerichts aus § 260 
der C. P. O. nicht angeſehen werden. III. C. S. i. S. Jacobſen 
c. Erben Hagenah vom 28. Dezember 1897, Nr. 237/97 III. 

9. Das gerichtliche Geſtändniß erfordert ſeinem Begriffe 
nach die poſitive Erklärung, daß eine von dem Gegner be⸗ 
hauptete Thatſache eingeräumt werde (88 261, 262 C. P. O.); 
eine ſolche einräumende Erklärung kann in Verbindung mit 
etwaigen ſonſtigen Parteiäußerungen in der Erklärung, eine 
Thatſache nicht zu beſtreiten ($ 129 C. P. O.) gefunden 
werden. (Vergl. die Kommentare der C. P. O. von Gaupp 
$ 261 II 1b, $ 494; Seuffert $ 261 IIe; Struckmann u. 
Koch § 261 Anm. 3. Ferner Juriſt. Wochenſchr. 1886, S. 164 
Nr. 5; Gruchot, Beiträge, Bd. 27 S. 1095.) Demnach war 
der Bekl. nicht gehindert, in der Berufungsinſtanz — wie er 
es gethan hat — zu beſtreiten, daß die von den Kl. yore 
genommene Vertheilung der vermeintlichen Schadenserſatzforderung 
richtig ſei. (§ 491 C. P. O.) IV. C. S. i. S. Hanſche e. 
Lobeth I vom 9. Dezember 1897, Nr. 154/97 IV. 

10. Gegen prozeſſuale Vorſchriften verſtößt das an⸗ 
gefochtene Urtheil nicht. Eine Vorabentſcheidung nach § 276 
der C. P. O. ſetzt zwar voraus, daß der Streit über den 
Grund des Anſpruchs in vollem Umfange zur Entſcheidung reif 
iſt und daß es demnächſt ausſchließlich noch der Feſtſetzung der 
Höhe des Anſpruchs bedarf. Es müſſen deshalb nicht nur die 
den Anſpruch erzeugenden Thatſachen gegeben ſein, ſondern es 


ift, wie in der Rechtſprechung des R. G. ſtets angenommen, 
außerdem erforderlich, daß, wenn Einreden erhoben ſind, dieſe 
ſich als unbegründet darſtellen. Im vorliegenden Falle bildet 
aber die Gegenforderung des Bekl. ein Hinderniß für die Vor⸗ 
abentſcheidung nicht, weil Kl. dieſelbe anerkennt und von ſeinem 
in einem höheren Betrage geltend gemachten Klageanſpruche 
kürzt, zugleich aber der Bekl., welcher den Klageanſpruch be⸗ 
ſtreitet, wegen jener Widerklage erhoben hat. In einem ſolchen 
Falle iſt es ausreichend, daß der Prozeßrichter bei Erlaß des 
Zwiſchenurtheils nach § 176 davon überzeugt iſt, daß dem Kl. 
überhaupt ein Schaden entſtanden ſei; es iſt nicht erforderlich, 
daß jetzt auch ſchon feſtſteht, daß der Schaden die Summe 
der anerkannten Kompenſationseinreden überſteigt. I. C. S. 
i. S. Neumann 6. Guttmann vom 27. November 1897, 
Nr. 258/97 J. 

11. Das erſtinſtanzliche Gericht hat den Klaganſpruch, 
welcher auf Gewährung der fraglichen Haushälfte, eventuell auf 
Zahlung von 2 206 Mark 66 Pf. nebſt Zinſen gerichtet iſt, 
mit der Begründung zurückgewieſen, daß dem Kl. der Beweis 
ſeines Vorbringens, der Erblaſſer des Bekl. habe ihm bei ſeiner 
Verlobung mit der von ihm ſodann geheiratheten Tochter jenes 
Erblaſſers die gedachte Haushälfte zugeſichert, nicht gelungen 
ſei. Die eventuell geforderte Geldſumme ſetzt ſich zuſammen 
aus dem Werthe der angeblich verſprochenen Haushälfte in 
Höhe von 1800 Mark und dem auf 406 Mark 66 Pf. ſich be⸗ 
laufenden Anſpruch auf Erſatz von Verwendungen, welche der 
Kl. auf das Haus, das er ſeit der im Jahre 1861 ſtattgehabten 
Hochzeit bis zu feiner 1892 erfolgten Exmiſſion im Befit 
gehabt, gemacht haben ſoll. In eine Würdigung dieſer letzteren 
Forderung iſt das L. G. in den von ihm gegebenen Gründen 
nicht eingetreten. Der B. R. hat den vom Kl. gegen die Ab⸗ 
weiſung des Verwendungsanſpruchs gerichteten Angriff verworfen, 
indem er ausführt, der vorige Richter habe über dieſe Forderung 
nicht erkannt, und deshalb habe der Kl. dieſerhalb Abhülfe durch 
einen bei dem L. G. in Gemäßheit des §S 292 der C. P. O. 
zu ſtellenden Ergänzungsantrag ſuchen müſſen. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung iſt rechtsirrthümlich. Die gedachte Geſetzesvorſchrift greift 
nur Platz, worüber alle Kommentatoren einverſtanden (vergl. z. B. 
Struckmann⸗Koch, Note 1 zu § 292, Gaupp, Note 2 daſ.), 
wenn in der Urtheilsformel ein Haupt- oder Nebenanſpruch 
übergangen, was hier nicht Fall. Dieſerhalb mußte das vor⸗ 
inſtanzliche Urtheil in dieſem Punkte aufgehoben werden, und 
wegen des in Rede ſtehenden Anſpruchs Zurückverweiſung an 
das B. G. erfolgen. VI. C. S. i. S. Kempa c. Mikolaiczyck 
vom 23. Dezember 1897, Nr. 264/97 VI. 

12. Der Reviſionsangriff kann auf ſich beruhen bleiben, 
weil, wie das B. G. zutreffend in erſter Linie ange⸗ 
nommen hat, die Kl. ſich mit Recht in Betreff ihrer Schutz 
berechtigung und des objektiven Vorhandenſeins von Nach⸗ 
bildungen auf die Rechtskraft des in dem Vorprozeß der Parteien 
ergangenen Urtheils berufen hat, und es daher für die Ent⸗ 
ſcheidung des gegenwärtigen Prozeſſes nur noch darauf ankommt, 
ob der Bekl. die Nachbildungen vorſätzlich, d. h. wiſſend, daß es 
ſich um Nachbildungen des für die Kl. geſchützten Modells 
handelte, verbreitet hat. Der Anſpruch, auf deſſen Ver⸗ 
wirklichung die Klage des Vorprozeſſes gerichtet war, beſtand 
darin, daß die Kl. auf Grund der für ſie erfolgten Eintragung 
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eines Modells in das Muſterregiſter von dem Bekl. verlangte, 
davon abzulaſſen, Druckplatten für elektriſche Thürklingelzüge 
nach einem näher bezeichneten Muſter ſeines Muſterbuchs ge⸗ 
werbemäßig herzuſtellen, feilzuhalten und zu verbreiten, weil 
dieſe Druckplatten Nachbildungen ihres Modells ſeien, und darin 
einzuwilligen, daß mit den vorräthigen Nachbildungen nach 
Maßgabe der Beſtimmung im § 14 des Geſetzes vom 
11. Januar 1876 verfahren werde. Dementſprechend iſt der 
Bekl. durch das rechtskräftig gewordene Urtheil des Kammer- 
gerichts vom 25. Mai 1892 verurtheilt worden, und damit iſt 
das Rechtsverhältniß unter den Parteien dahin feſtgeſtellt, daß 
ein kunſtgewerbliches Urheberrecht der Kl. die Befugniß des 
Bekl. zum Verbreiten von Druckplatten, die dem bezeichneten 
Muſter entſprechen, ausſchließt, mit anderen Worten, daß ſolche 
Druckplatten unzuläſſige Nachbildungen eines für die Kl. ge⸗ 
ſchützten Modells find. Dieſen Inhalt des Urtheils muß der 
Bekl. gegen ſich gelten laſſen, und auch im gegenwärtigen 
Prozeß gegen ſich gelten laſſen, obwohl dieſer die Entſchädigungs⸗ 
pflicht des Bekl. zum Gegenſtande hat. Denn beſteht das 
Weſen der Rechtskraft des Urtheils darin, daß das, was durch 
das Urtheil entſchieden iſt, nicht mehr in Frage geſtellt werden 
kann, ſo muß ſie dieſe ihre Wirkung auch dann äußern, wenn 
das früher Entſchiedene als Vorausſetzung eines neuen Anſpruchs 
geltend gemacht wird. (Dernburg, Preußiſches Privatrecht, 
5. Aufl. Bd. 1 S. 303, Windſcheid, Pandekten, 6. Aufl. Bd. I 
S. 426 Note 16, Regelsberger, Pandekten, Bd. I S. 706, 
Mandry, der civilrechtliche Inhalt der Reichsgeſetze, S. 252 
Note 12, Bolze, Praxis des Reichsgerichts, Bd. 13 Nr. 704a, 
Band 17 Nr. 786.) Das vom Rkl. herangezogene Urtheil des 
R. G. Juriſtiſche Wochenſchrift 1893 S. 267 Nr. 7, ſteht nicht 
entgegen. Hier iſt nur ausgeſprochen, daß wenn eine lediglich 
auf Beſeitigung von Störungen gerichtete negatoriſche Klage auf 
Grund der Annahme, daß dem Bekl. das Eigenthum an der 
Sache zuſtehe, rechtskräftig abgewieſen ſei, damit nicht überhaupt 
die Eigenthumsfrage zu Gunſten des Bekl. ihre rechtskräftige 
Erledigung gefunden habe. I. C. S. i. S. Friedrich e. Stöcker 
u. Co. vom 11. Dezember 1897, Nr. 276/79 J. 

13. Zur Vertretung des Schulzen Karl T. in eigener 
Perſon war Rechtsanwalt N. bevollmächtigt. Der Einſpruch 
gegen das Verſäumnißurtheil des erkennenden Senats vom 
14. Juni l. J. war als form» und friſtgerecht eingelegt, — 
gleichwie die Reviſion, letztere, da das Kammergericht nicht ein 
Verſäumnißurtheil im Sinne des § 310 der C. P. O. erlaſſen, 
§ 474 Abſ. 2 der C. P. O. daher nicht anwendbar erſcheint, 
dagegen die Entſcheidung, durch welche der Einſpruch als un⸗ 
zuläſſig verworfen wird, als kontradiktoriſches Endurtheil mit 
der Reviſion angreifbar iſt, — (Wilmowski⸗ Levy, C. P. O. 
VII. Aufl. S. 547) als formell zuläſſig zu erachten. Dem⸗ 
gemäß war die materielle Begründung der von T. in eigener 
Perſon eingelegten Reviſion zu prüfen. T. in eigener Perſon 
iſt nun erſt in der Einlegung des Einſpruchs gegen das Ver⸗ 
ſäumnißurtheil des Kammergerichts vom 2. Juni 1896 auf⸗ 
getreten. Als Grund für dieſe Einſpruchseinlegung iſt ange⸗ 
geben, Schulze T. möchte feine Auffaſſung, die Klage ſei gegen 
die Mitglieder des Gemeindevorſtandes als Individuen gerichtet, 
der oberſtrichterlichen Kognition unterwerfen. Das Verſäumniß⸗ 
urtheil des Kammergerichts vom 2. Juni 1896 iſt aber aus - 
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ſchließlich gegen die Gemeindebehörde zu Bantikow er⸗ 
gangen. Der Einſpruch ſteht der Partei zu, gegen die ein 
Verſäumnißurtheil erlaſſen iſt. Gegen T. in ſeiner Perſon 
hat das Kammergericht kein Verſäumnißurtheil erlaſſen; er 
könnte ſomit auch für ſeine Perſon als Partei den Einſpruch 
nicht erheben. Als Nebenintervenient iſt er nicht aufgetreten. 
Demgemäß erſcheint die Verwerfung des Einſpruchs gegen das 
Berfäumnißurtheil des Kammergerichts vom 2. Juni 1896 
durch das Urtheil deſſelben Gerichts vom 8. Januar 1897 ge⸗ 
rechtfertigt, die gegen dieſes Urtheil eingelegte Reviſion ſo⸗ 
mit unbegründet. VI. C. S. i. S. Gemeindevorſtand zu Bantikow 
u. Gen. o. Vettin vom 9. Dezember 1897, Nr. 270/97 VI. 

14. Unbegründet iſt die Rüge, daß der Zeuge H. vor 
ſeiner Vernehmung nicht hätte beeidigt werden dürfen, weil ſich 
ſchon vor dieſer Vernehmung herausgeſtellt habe, daß die in 
Rede ſtehenden Geſchäfte nach getroffener Abrede zur Hälfte 
für ſeine Rechnung vom Bekl. geſchloſſen worden ſeien, und 
daher der Zeuge bei dem Ausgange des gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreits unmittelbar betheiligt ſei. Unmittelbar betheiligt bei 
dem Ausgange eines Rechtsſtreits ſind nur ſolche Perſonen, 
deren Rechtskreis oder Pflichtenkreis in rechtlichem Zuſammen⸗ 
hang mit dem Streitverhältniſſe fteht und durch den Ausgang 
des Prozeſſes beeinflußt wird. Dies trifft aber hier auf den 
Zeugen H. nicht zu, da, auch wenn das bezeichnete Gemeinſchafts⸗ 
verhältniß zwiſchen ihm und dem Bekl. beſteht, die in dem 
gegenwärtigen Rechtsſtreit ergehende Endentſcheidung ihm gegen⸗ 
über keine Rechtskraft begründet. (Vergl. Urtheil des R. G. 
in der Sache Kopp u. Co. c. Ebſtein, Rep. VI 271/97.) 
I. C. S. i. S. Clauder c. Arnthal u. Horſchitz vom 4. De⸗ 
zember 1897, Nr. 289/97 J. 

15. Bekl. hat in der Berufungsinſtanz beantragt, den Kl. 
in einem Krankenhauſe auf ſeinen jetzigen Zuſtand und 
„etwaige“ Simulation unterſuchen zu lafſen. Das B. G. 
iſt hierauf nicht eingegangen. Simulation des Kl. iſt nirgends 
angezeigt; im Uebrigen erachtet das B. G. den Beweis der 
Folgen der Mißhandlungen als durch die verſchiedenen ärzt⸗ 
lichen Zeugniſſe und Gutachten erbracht. Zur Veranlaſſung 
anderweiter Begutachtung war es nicht verpflichtet. (§ 377 
der C. P. O.) VI. C. S. i. S. von Schmeling c. Brockmann 
vom 23. Dezember 1897, Nr. 272/97 VI. 

16. Eine Verletzung des § 397 der C. P. O. bei Be⸗ 
handlung der Anträge des Kl. auf Vorlegung von Akten hat 
das B. G. ſich nicht zu Schulden kommen laſſen. Kl. hat be⸗ 
hauptet, Bekl. habe fi bei den Verhandlungen mit den Grund- 
befigern vor Anlage des Kanals das Eigenthum an der Kanal⸗ 
ſohle vorbehalten bezw. ſich das Eigenthum abtreten laſſen. 
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hat er nicht machen können. Zum Beweiſe der Abmachungen 
des Bekl. mit den Eigenthümern hat er die Vorlegung der 
Akten betreffend die Regulirung des Küddowfluſſes verlangt. 
Bekl. hat beftritten, zur Vorlegung ſolcher Akten verpflichtet zu 
ſein. Das B. G. hat die Anordnung der Vorlegung der 
Akten abgelehnt, weil jede Darlegung eines Rechtes des Kl. 
auf Vorlegung dieſer Akten fehle. Hierzu war das B. G. nach 
§ 390 der C. P. O. verpflichtet. Nach dieſer Vorſchrift hat 
das Gericht die Vorlegung der Urkunden nur dann anzuordnen, 
wenn es den Antrag für begründet hält. Das B. G. hat den 


Antrag nicht für begründet erklärt, weil es an den Voraus- 
feßungen der Verpflichtung des Bekl. zur Vorlegung der Ur⸗ 
kunde, die der § 387 enthält, fehle. Auf den § 397 darf der 
Kl. ſich nicht berufen, da er das in den §8 393—396 vorge⸗ 
ſchriebene Verfahren nicht eingeſchlagen hat, nachdem der Bekl. 
die Mittheilung der Urkunde verweigert hatte. V. C. S. i. S. 
Kaun c. Fiskus vom 20. Dezember 1897, Nr. 26/97 V. 

17. Es iſt nicht klar, was das B. G. mit dem Satze 
„den Inhalt jenes Schreibens — des R. an die Kl. vom 
14. April 1896 — muß der Bekl. gegen ſich gelten laſſen, ꝛc.“ 
gemeint hat. R. hat bei ſeiner Vernehmung als Zeuge nur 
ausgeſagt, daß er dem Bekl. den Koſtenanſchlag überreicht habe, 
nicht aber, daß er über die einzelnen zu liefernden Armatur⸗ 


und Garniturtheile mit dem Bekl. geſprochen habe. Sollte 


nun das B. G. von der Anſicht ausgegangen ſein, daß, weil 
Bekl. auf das Schreiben des R. vom 14. April 1896 trotz 
Aufforderung keine Erklärung abgegeben hat, der Inhalt 
deſſelben gegen den Bekl. für wahr zu erachten ſei, ſo würde 
dies rechtsirrig ſein. Auf Grund des § 404 der C. P. O. 
konnte vielmehr nur der Brief als anerkannt angeſehen werden 
und lieferte derſelbe nach 8 381 a. a. O. an ſich nur den Beweis, 
daß R. die in demſelben enthaltenen Erklärungen der Kl. gegen⸗ 
über abgegeben hat, nicht aber, daß dieſe Erklärungen auch der 
Wahrheit entſprechen. VI. C. S. i. S. Schwinning c. Zähne 
und Sohn vom 16. Dezember 1897, Nr. 254/97 VI. 

18. Daß der Bekl. das von ihr hergeſtellte und in den Handel 
gebrachte Phonendoſcop in Deutſchland thatſächlich patentirt iſt, 
ſteht unter den Parteien feſt; die weitere Behauptung aber, daß 
dies Patent von den Kl. durch das von ihnen unter gleichem 
Namen zum Verkaufe angebotene Inſtrument verletzt werde, iſt 
nicht thatſächlicher Natur ſondern enthält nur ein, unter Um⸗ 
ſtänden ſogar ſehr ſchwieriges Urtheil, wie ſchon ein über dieſe 
Frage zwiſchen den Parteien anhängiger anderer Rechtsſteit und 
ihre entgegengeſetzten Anſichten über die ſelbſtändige Bedeutung 
der Nr. 2 u. 3 der Patentſchrift ergeben. Ueber eine ſolche 
Behauptung würde ein Eid weder zugeſchoben noch auferlegt 
werden können. Thatſächlicher Art würde ſie z. B. erſt dadurch 
werden, daß die genaue, im vorliegenden Falle durchaus nicht 
vorhandene Uebereinſtimmung der einzelnen Beſtandtheile und 
ihrer Zuſammenſetzung behauptet, oder der Inhalt eines von 
Sachverſtändigen angeblich darüber abgegebenen Gutachtens 
mitgetheilt würde. III. C. S. i. S. Cvens u. Piſtor 
c. Wallach vom 14. Dezember 1897, Nr. 220/97 III. 

19. Es verbleibt, ſofern es ſich nicht um einen Werths⸗ 
oder Vertragsſtempel handelt, bei einem Werthe des Streit- 
gegenſtandes unter 300 Mark bei der allgemeinen ſachlichen 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte. Da nun nach § 509 Nr. 2 
der C. P. O. die Reviſion ohne Rückſicht auf den Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes in Rechtsſtreitigkeiten über ſolche An⸗ 
ſprüche ſtattfindet, für welche die L. G. ohne Rückſicht auf den 
Werth des Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtändig find, fo iſt 
die unbedingte Zulaſſung der Reviſton nur für diejenigen Stempel⸗ 
ſtreitſachen gegeben, für welche das Geſetz vom 24. Mai 1861 
den Rechtsweg eröffnet hat, während in Rechtsſtreitigkeiten 
über andere Stempelabgaben, als die in § 11 des genannten 
Geſetzes bezeichneten, die Reviſion bei einem den Betrag von 
1500 Mark nicht überſteigenden Werthe des Befchwerdegegen- 


ſtandes ſelbſt dann nicht ftattfindet, wenn, wie im Streitfalle, 
die Zuständigkeit des L. G. nur durch ſtillſchweigende Verein⸗ 
barung der Parteien begründet war. Eingehende Begründung. 
IV. C. S. i. S. Weiland c. Fiskus vom 16. Dezember 1897, 
Nr. 164/97 IV. 

20. Da mit der Klage nur ein Schadenserſatz in Höhe 
von 16,80 Mark nebſt Zinſen gefordert iſt, ſo blieb der Werth 
des mit dem anfänglichen Streitgegenſtande zuſammenfallenden 
Beſchwerdegegenſtandes hinter demjenigen Betrage weit zurück, 
von deſſen Vorliegen nach § 508 Abſ. 1 der C. P. O. in der 
Regel die Zuläſſigkeit der Reviſion abhängt. Es handelte ſich 
mithin darum, ob der Ausnahmefall des 8 509 Nr. 2 daſelbſt 
gegeben ſei, was nicht ganz unzweifelhaft war. Zwar ſind durch 
§ 75 des Hamburgiſchen Ausführungsgeſetzes zum G. V. G- 
alle in § 70 Abſ. 3 des letzteren Geſetzes aufgeführten Streitig⸗ 
keiten ohne Rückſicht auf den Werth des Streitgegenſtandes dem 
L. G. ausſchließlich zugewieſen, und zu dieſen gehören die An- 
ſprüche gegen Beamte „wegen Ueberſchreitung ihrer amtlichen 
Befugniſſe oder wegen pflichtwidriger Unterlaſſung von Amts⸗ 
handlungen;“ aber unter den Wortlaut dieſer letztern Beſtimmung 
läßt ſich ein Anſpruch, wie er hier erhoben iſt, nämlich ein 
Anſpruch gegen einen Richter wegen einer bei Ausübung der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit erlaſſenen rechts irrigen Entſcheidung, 
auch uur in gezwungener Weiſe bringen. Dennoch verdient aber 
die Auslegung den Vorzug, welche dem Wortlaute dieſe Gewalt 
anthut; denn ein innerer Grund, in Anſehung der ausſchließlichen 
Zuſtändigkeit der L. G. zwiſchen einzelnen Kategorien von pflicht⸗ 
widrigem Verhalten von Beamten zu unterſcheiden, wäre gar 
nicht zu entdecken, und ſo muß man dem Geſetze die Abſicht 
beimeſſen, mit jener nicht beſonders glücklich formulirten Gegen⸗ 
überſtellung poſitiver und negativer Pflichtwidrigkeit das ganze 
Gebiet des Verſchuldens im amtlichen Verhalten zu umfaſſen 
und damit einen Parallelismus herzuſtellen zu einem andern 
dort zugelaſſenen Falle ausſchließlicher Zuſtändigkeit der L. G., 
den Anſprüchen „gegen den Siaat wegen Verſchuldung von Staats⸗ 
beamten“. Die Wahl der Ausdrücke würde ſich dabei erklären 
aus der äußern Vorbildlichkeit des in Abſ. 2 Nr. 2 in Betreff 
der Reichsbeamten Geſagten, das ſeinerſeits wieder auf die in 
§ 154 Abf. 1 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 
gebrauchte Ausdrucksweiſe zurückzuführen iſt. VI. C. S. i. S. 
Schipmann c. Peine vom 6. Dezember 1897, Nr. 235/97 VI. 

21. Die in der Praxis und Literatur ſehr umſtrittene 
Frage, wem der Beſchluß, durch welchen der Anſpruch des Hypo⸗ 
thekengläubigers auf den Subhaſtationserlös nach Erlaß des 
Zuſchlagsurtheils gepfändet wird, zugeſtellt werden müſſe, ob in 
einem ſolchen Falle ein Drittſchuldner im Sinne des § 730 
der C. P. O. vorhanden und wer dies ſei, entſcheidet das R. G. 
dahin, daß ein Drittſchuldner in der Perſon des Sub— 
haſtaten vorhanden iſt und daß erſt mit der Zuftellung 
an dieſen die Pfändung als bewirkt anzuſehen iſt. Für 
maßgebend ſind folgende Erwägungen erachtet worden, welche 
den — nicht vorliegenden — Fall, daß die Hypothek dem 
Subhaſtaten ſelbſt (als Eigenthümerhypothek) zuſteht (vergl. 
darüber das Urtheil des erkennenden Senats vom 24. No⸗ 
vember 1897 V 337/97), außer Betracht laſſen. Nach der 
herrſchenden und für richtig zu erachtenden Meinung (welche im 
§ 15 Nr. 4 des Einführungsgeſetzes zur C. P. O. und in den 
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Motiven zur letzteren S. 349 eine weſentliche Stütze findet) 
hat nach. Preußiſchem Rechte der hypothekariſche Anſpruch eine 
Geld forderung zum Gegenſtande, deren Zahlung jedoch nur 
aus dem Pfandgrundſtücke gefordert werden kann (vergl. z. B. 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1887 S. 272 und Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 20 S. 307 ff. und S. 365 ff.). Nach 
§ 16 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zur C. P. O. vom 
24. März 1879 iſt zum Nachweiſe der Pfändung einer Hypo⸗ 
thekenforderung der Nachweis der Zuſtellung des Pfändungs- 
beſchluſſes an den Eigenthümer des Grundſtücks erforderlich 
und ausreichend. Damit iſt der Eigenthümer ausdrücklich für 
den Drittſchuldner des (hier nur in Rede ſtehenden) dinglichen 
Anſpruchs erklärt (vergl. v. Meibom im Archiv für civil. Praxis 
Bd. 72 S. 456 ff. und 476). Dadurch, daß die Subhaſtation 
des Pfandgrundſtücks eingeleitet wird, tritt in dieſer Beziehung 
eine Aenderung offenbar nicht ein. Der Eigenthümer bleibt 
nach, wie vor, Drittſchuldner. In Frage ſteht, ob er dieſe 
Eigenſchaft mit dem Zuſchlage verliert. Dieſe Frage muß 
verneint werden. Eingehend begründet. V. C. S. i. S. Neubarth 
c. Lachmann vom 22. Dezember 1897, Nr. 160/97 V. 

22. Der Antragſteller hat in dem Geſuche vom 26. Of. 
tober 1897 thatſächlich verlangt, daß auf Grund der einſt⸗ 
weiligen Verfügung vom 19. Oktober gewiſſe dem Antrags⸗ 
gegner zuſtehende Forderungen gepfändet werden. Er hat alſo 
eine Vollziehung der einſtweiligen Verfügung gewünſcht und 
hat das L. G. in dem Beſchluſſe vom 29. Oktober dieſem 
Antrage offenbar ſtattgeben wollen. Es hat zu dieſem Be⸗ 
ſchluſſe ein Formular betreffend die Pfändung einer Forderung 
behufs Vollziehung eines Arreſtes gewählt und dies nur inſoweit 
geändert, als es an Stelle der Worte „in Arreſt⸗Sachen“ die 
Worte „In Sachen betreffend eine einſtweilige Verfügung“ und 
an Stelle der Worte „auf Grund des Arreſtbefehls des ꝛc.“ 
die Worte „auf Grund der einſtweiligen Verfügung des dc.“ 
einrückte. Erſt nachdem das L. G. von dem Beſchluſſe des 
Kammergerichts vom 13. November Kenntniß erhalten hatte, 
hat es auf ein weiteres Geſuch des Antragſtellers, noch eine 
Forderung des Antragsgegners zu pfänden, abweichend von dem 
Beſchluſſe vom 29. Oktober und einem gleichen Beſchluſſe vom 
5. November unter dem 26. November 1896 den Beſchluß 
gefaßt, daß dieſe Forderung in Ergänzung der einſtweiligen 
Verfügung vom 19. Oktober gepfändet werde. Hieraus ergiebt 
ſich, daß das L. G. in den früheren Beſchlüſſen die einſtweilige 
Verfügung nicht hat ergänzen, ſondern vollziehen wollen. Eine 
Vollziehung einſtweiliger Verfügungen iſt auch nicht in allen 
Fällen ausgeſchloſſen, kommt im Gegentheil häufiger vor, 
namentlich wenn, wie im Falle des § 584 der C. P. O., 
dem Gegner die Zahlung einer Geldſumme aufgegeben iſt. 
VI. C. S. i. S. Ritter 0. Schultz vom 20. Dezember 1897, 
B Nr. 246/97 VI. 

23. Darin, daß das B. G. die fraglichen Umſtände nicht 
näher, als geſchehen, erörtert hat, kann ein Verſtoß gegen 
§ 259 C. P. O. nicht gefunden werden. In dieſer Hinſicht 
kommt in Betracht, daß es ſich in dem gegenwärtigen Verfahren 
gemäß SS 814, 819 C. P. O. nur um eine einſtweilige, wie 
das B. G. mit Recht bemerkt, dem endgiltigen, im Haupt⸗ 
prozeß klar zu ſtellenden Anſpruch der Kl. nicht vorgreifende 
Feſtſtellung handelt. Für dieſe nach 88 815, 800 C. P. O- 
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nicht auf vollgiltig bewieſene, ſondern nur auf glaubhaft ge- 
machte Thatſachen zu ſtützende Feſtſtellung genügt die Begrün⸗ 
dung des B. U. IV. C. S. i. S. Müller c. Müller vom 
16. Dezember 1897, Nr. 330/97 IV. 

24. Der Anſicht des B. G., es liege kein ſtreitiges Rechts⸗ 
verhältniß vor und es hätte deshalb eine einſtweilige Verfügung 
nicht erlaſſen werden ſollen, kann zwar nicht beigeſtimmt werden. 
Es handelt ſich nicht um den Vollzug einer Verwaltungsverfügung. 
In der Verfügung der Verwaltungsbehörde glaubt eben V. die 
Gründe des in § 2 des Vertrags vorgeſehenen Kündigungs- 
rechtes finden zu können, wie er denn auch, insbeſondere in der 
landgerichtlichen Verhandlung das Verlangen ſofortiger Räumung 
ausdrücklich auf die Zuwiderhandlung des S. gegen die Be⸗ 
ſtimmungen des § 2 des Vertrages geſtützt hat. Von einer 
Unzuläſſigkeit des Erlaſſes einer einſtweiligen Verfügung kann 
demnach keine Rede fein. VI. C. S. i. S. Vaerſt c. Spelberg 
vom 13. Dezember 1897, Nr. 402/97 VI. 

25. Der Reviſionsangriff kann ſchon deshalb keinen 
Erfolg haben, weil die Bekl. mit der Einrede der Unzuläſſigkeit 
des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens, ſoweit dieſelbe darauf geſtützt 
wird, daß der vom Kl. verfolgte Anſpruch nicht unter den 
Schiedsvertrag falle, in dem jetzigen Prozeſſe nicht mehr zu 
hören iſt, vorausgeſetzt, daß derſelbe Streit, der in dem Vor⸗ 
prozeß anhängig war, vor das Schiedsgericht gebracht und von 
dieſem entſchieden iſt. Die Bekl., die im Vorprozeſſe ſelbſt fich 
auf den die Entſcheidung des ordentlichen Gerichts ausſchließenden 
Schiedsvertrag berufen und mit Hülfe dieſer Einrede eine Ab⸗ 
weiſung der Klage erreicht, demnächſt bei der Konſtituirung des 
Schiedsgerichts mitgewirkt und ſich auf das Verfahren vor 
demſelben eingelaſſen hat, handelt argliſtig, wenn ſie, nachdem 
das Schiedsgericht zu ihren Ungunſten entſchieden hat, die Voll⸗ 
ſtreckung des Schiedsſpruchs damit abwehren will, daß ſie die 
Unzuläſſigkeit des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens aus dem oben 
erwähnten Grunde einwendet. Dieſes Verhalten der Bekl. ver- 
letzt die Rückſicht auf Treue und Glauben im Rechtsverkehr, 
welche der Kl. nach dem Auftreten der Bekl. im Vorprozeß 
und im ſchiedsgerichtlichen Verfahren von der Bekl. fordern darf. 
Die Bekl. hat deshalb den Anſpruch verwirkt, mit ihrer Einrede 
gehört zu werden, ſo daß es auf eine ſachliche Prüfung derſelben 
nicht weiter ankommt. Es iſt aber auch dem B. G. darin 
beizutreten, daß der Einrede der Bekl. die Replik der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache entgegenſteht. Hätte es ſich in dem 
Vorprozeſſe um die Entſcheidung gehandelt, ob für den an⸗ 
hängigen Rechtsſtreit ein beſtimmter Gerichtsſtand (z. B. der 
Gerichtsſtand des Vertrages oder des Vermögens aus § 29 oder 
§ 24 der C. P. O.) bei dem erkennenden Gericht begründet 
ſei, ſo würde man vielleicht ſagen können, daß durch das ergangene 
Urtheil nur Rechtskraft für das Nichtbeſtehen des behaupteten 
Gerichtsſtandes begründet ſei, nicht aber für die zu Grunde 
liegende Entſcheidung über die ſtreitige Rechtsbeziehung, aus der 
das Beſtehen des Gerichtsſtandes hergeleitet wurde (z. B. der 
Erfüllungsort einer Vertragsverpflichtung oder das Eigenthnm 
des Bekl. an einer Sache). So lag die Sache aber im vor⸗ 
liegenden Falle nicht. Um die Zuſtändigkeit des L. G. I. in 
Berlin haben die Parteien nicht geſtritten. Die Bekl. hatte nur 
den Einwand erhoben, daß die Entſcheidung des Streits durch 
das an ſich zuſtändige Gericht durch einen Akt der Privatwillkür, 


nämlich durch einen Schiedsvertrag, ausgeſchloſſen ſei. Der 
Streit der Parteien im Vorprozeß drehte ſich alſo nur darum, 
ob ein ſolcher Vertrag, der den Streit der Entſcheidung des 
ordentlichen Richters entziehe, mit Bezug auf den von den 
Kl. erhobenen Anſpruch unter ihnen beſtehe. War dies aber 
der unmittelbare Gegenſtand des Streites im Vorpropeß, ſo iſt 
es auch gerechtfertigt, die darüber getroffene Entſcheidung als 
der Rechtskraft fähig anzuſehen, und zwar in dem Sinne, daß 
durch dieſelbe feſtgeſtellt worden ſei, der im Vorprozeß anhängig 
gemachte Anſpruch könne nicht vor dem ordentlichen Richter, 
ſondern nur vor dem ſtatutariſch angeordneten Schiedsgericht 
verfolgt werden. In gleicher Weiſe, wie nach der Rechtſprechung 
des R. G. die Abweiſung der negativen Feſtſtellungsklage 
aus dem Grunde, daß das ſtreitige Rechtsverhältniß beſtehe, 
eine entſprechende, der Rechtskraft fähige poſttive Entſcheidung 
enthält, vergl. Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 345. Beiträge 
von Raſſow⸗Küntzel Bd. 40 S. 419. Bolze, Praxis des R. G. 
Bd. 22 Nr. 740, ſo iſt auch im vorliegenden Falle in der 
Abweiſung der Klage des Vorprozeſſes wegen der für durd- 
greifend erachteten Einrede des unter den Parteien beſtehenden 
Schiedsvertrages die poſitive Entſcheidung zu finden, daß der 
anhängig gemachte Rechtsſtreit dem Schiedsvertrage unterworfen 
ſei. Dieſe Entſcheidung iſt kein bloßer Grund für die Abweiſung 
der Klage, ſie ſtellt vielmehr den wahren Inhalt des ergangenen 
Urtheils dar, der in Rechtskraft übergegangen iſt. Nur durch 
dieſe Auffaſſung des Urtheils im Vorprozeſſe wird ein praktiſch 
befriedigendes Ergebniß erreicht. Wenn trotz jenes Urtheils die 
Einrede der Bekl. in dem jetzigen Prozeſſe zugelaſſen würde und 
durchdränge, ſo wäre damit feſtgeſtellt, daß die Verfolgung des 
klägeriſchen Anſpruchs im ſchiedsgerichtlichen Verfahren unzuläffig 
war und iſt. Da aber andererſeits einer nochmaligen Klage 
vor dem ordentlichen Gericht offenbar die Einrede der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache entgegenſtehen würde, ſo wäre der 
Kl. rechtlos geſtellt. I. C. S. i. S. Nationalbank für 
Deutſchland u. Gen. 6. von Rohr vom 8. Dezember 1897, 
Nr. 272/97 J. 

26. In der Rechtſprechung des R. G. iſt wiederholt an⸗ 
erkannt worden, daß Verſtöße gegen weſentliche Beſtimmungen 
des Verfahrens oder Grundlagen deſſelben, welche die Parteien 
ausdrücklich für das Schiedsgericht vereinbart haben, die An⸗ 
fechtung des Schiedsſpruchs wegen Unzuläſſigkeit des demſelben 
zu Grunde liegenden Verfahrens begründen können. (Vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 397 und Bolze, Praxis Bd. 13 
Nr. 744.) Haben die Parteien das Verfahren des vereinbarten 
Schiedsgerichts mit gewiſſen Rechtsgarantien behufs Erzielung 
eines ſachgemäßen Spruches umgeben, ſo iſt es gerechtfertigt, 
daß ſie einen unter Durchbrechung dieſer Garantien zu Stande 
gekommenen Spruch nicht anzuerkennen brauchen. Dieſer Fall 
liegt aber hier nicht vor. Der Schiedsvertrag enthält weiter 
keine Vorſchriften über das Verfahren des Schiedsgerichts, als 
daß daſſelbe kollegialiſch zu verhandeln habe, erklärt vielmehr 
das Schiedsgericht, außer der Anhörung der Parteien, an keinerlei 
Prozeßvorſchriften für gebunden. Bei ſolcher Sachlage aber iſt 
eine Anfechtung des Schiedsſpruches wegen vorgekommener 
Abweichungen von demjenigen Verfahren, welches das Schieds- 
gericht ſelbſt beſtimmt hat, (§ 860 Abſ. 2 C. P. O.) nur 
zuläſſig, wenn dieſe Abweichungen die Folge gehabt haben, daß 


F rr EEE W wr 


einer Partei das rechtliche Gehör überhaupt nicht oder nicht in 
vollem Umfange gewährt worden iſt (§ 867 Ziffer 4 C. P. O.). 
Die Beſtimmung des Verfahrens durch das Schiedsgericht hat 
nur die Bedeutung, die Parteien in die Lage zu ſetzen, ihre 
Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung dieſem Verfahren 
anpaſſen zu können. Im Uebrigen iſt das Schiedsgericht in 
der Handhabung des gewählten Verfahrens völlig frei geſtellt 
und jeden Augenblick befugt, von demſelben abzuweichen, ſoweit 
dadurch der Anſpruch der Parteien auf rechtliches Gehör nicht 
verkürzt wird. Daraus folgt, daß eine Verpflichtung des Schieds⸗ 
gerichts, von einer beabſichtigten Abweichung von dem beſtimmten 
Verfahren die Parteien vorher zu verſtändigen, nur dann beſteht, 
wenn daraus eine Verletzung des Rechts auf Gewährung des 
rechtlichen Gehörs zu beſorgen iſt. Die Entſcheidung das R. G. 
vom 27. Mai 1895 (Entſch. Bd. 35 S. 422) ſteht dieſer 
Auffaſſung nicht entgegen. Keiner der von der Bekl. dem 
Schiedsgericht vorgeworfenen Verſtöße gegen die C. P. O. läuft 
aber auf eine Beeinträchtigung des der Bekl. zu gewährenden 
rechtlichen Gehörs hinaus. Dieſelben betreffen ſämmtlich die 
Art und Weiſe, in der das Schiedsgericht ſeine Ueberzeugung 
von dem für feſtgeſtellt erachteten Sachverhalt gewonnen, hierbei 
die erhobenen Beweiſe gewürdigt und Anführungen der Bekl. 
unberückſichtigt bezw. angebotene Beweiſe unerhoben gelaſſen hat. 
Daß hierdurch die Bekl. in der Vertheidigung ihrer Rechte 
beſchränkt worden ſei, iſt nicht erſichtlich, auch von der Bekl. 
ſelbſt nicht behauptet worden. Die Anfechtung des Schiedsſpruchs 
aus dieſem Grunde iſt alſo nicht ſtatthaft. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. | 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungs- 
geſetz. 

27. Dem O. L. G. iſt darin beizutreten, daß dem Antrag⸗ 
ſteller der Nachweis ſicheren Erfolges der Anfechtungsprozeſſe 
nicht angeſonnen werden kann. Dem Gläubiger liegt nicht ob, 
mehr als ſeine Forderung und die Zahlungsunfähigkeit des 
Gemeinſchuldners glaubhaft zu machen (§ 97 der R. K. O.). 
Allerdings kann die Abweiſung des Antrages erfolgen, wenn 
nach dem Ermeſſen des Gerichts eine den Koſten des Verfahrens 
entſprechende Konkursmaſſe nicht vorhanden tft ($ 99). Dies 
muß aber klar vorliegen. Etwaige Unſicherheiten und Zweifel 
nach dieſer Richtung müſſen dem Gläubiger zu Gute kommen; 
zumal wenn er ſich erbietet, daß ein beſtimmt bezeichneter Verſuch 
zur Herbeiſchaffung von Maſſe auf feine Koſten unternommen 
werde. Ergiebt ſich ſpäter die Erfolgloſigkeit des Verſuches, ſo 
iſt das Gericht immer noch in der Lage, das Verfahren nach 
§ 190 der R. K. O. einzuſtellen. I. C. S. i. S. Kleinfeldt 
Konk. vom 5. Januar 1898, B Nr. 107/97 I. 

28. Der Befriedigungsanſpruch der Bekl., der durch das 
rechtskräftige Urtheil vom 8. Februar 1896 feſtgeſtellt iſt, be⸗ 
ſteht darin, daß die Eheleute G. ihnen gegen Zahlung eines 
Theils des Kaufgeldes das von ihnen gekaufte, jetzt auf die 
Namen der Kl. eingetragene Grundſtück aufzulaſſen haben. 
Mit Recht nimmt der B. R. an, daß ein ſolcher Anſpruch die 
Anfechtungsklage, wie fie das Geſetz vom 21. Juli 1879 vor- 
ſieht, nicht zu begründen vermag. Das R. G. hat wiederholt 
ausgeſprochen, daß der vollſtreckbare Schuldtitel, der nach $ 2 
des Geſetzes zu den Vorausſetzungen der Anfechtungsklage ge- 
hört, ſtets auf Zahlung einer Geldſumme gerichtet ſein muß, 
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und die Anfechtung deshalb ausgeſchloſſen iſt, wenn der Be⸗ 
friedigungsanſpruch, wie im vorliegenden Falle, eine individuell 
beſtimmte Sache zum Gegenſtande hat; vergl. Entſch. des 
R. G. in C. S. Bd. 18 S. 145. Bd. 19 S. 204. Von 
dieſen Grundſätzen abzugehen, bieten die Ausführungen der 
Bekl. und des I. R. keine Veranlaſſung. V. C. S. i. S. 
Andrzejewski . Michalak vom 22. Dezember 1897, 
Nr. 192/97 V. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Rechtsanwalts— 
gebührenordnung. 

29. Der II. C. S. des R. G. hat ſchon in einem Beſchluſſe 
vom 19. November 1891 (Juriſtiſche Zeitſchrift für Elſaß⸗ 
Lothringen Bd. 17 S. 136) ausgeſprochen, daß nach dem in 
Frankreich und Luxemburg bezüglich der Erhebung der 
Gerichtskoſten beſtehenden Syſtem ein Gebührenvorſchuß von 
den Parteien nicht erhoben werde und Deutſche nach den in 
dieſen Staaten geltenden Recht zu einer beſonderen Voraus- 
zahlung oder zu einer Sicherſtellung der Gerichtskoſten nicht 
verpflichtet ſeien. An dieſer Auffaſſung, die auch für Belgien 
gilt, wurde ſeither ſtets feſtgehalten. Insbeſondere wurde ſie 
wiederholt ausgeſprochen in einem Beſchluſſe vom 5. März 1897 
(Juriſtiſche Wochenſchrift S. 190 Nr. 17, Annalen der Badiſchen 
Gerichte Bd. 63 S. 40). Dort wurde noch weiter bemerkt, 
da in Frankreich zwiſchen Inländern und Ausländern kein Unter⸗ 
ſchied gemacht werde, könne nicht behauptet werden, daß ein 
Deutſcher, wenn er in Frankreich als Kläger auftrete, nach dem 
Rechte dieſes Staates zu einer beſonderen Vorauszahlung 
oder zu einer Sicherſtellung der Gerichtskoſten verpflichtet ſei. 
In dem letzten Sinne hat ſich neuerdings auch der VI. C. S. 
des R. G. in einem Beſchluſſe vom 24. Mai 1897 (Entſch. 
Bd. 39 S. 406 ff.) ausgeſprochen, indem er ausführte, nach 
§ 85 des G. K. G. ſolle die Befreiung des Ausländers von 
der ihm auferlegten Verpflichtung mit Rückſicht auf die beſtehende 
Gegenſeitigkeit nur dann nicht eintreten, wenn ein in dem 
fremden Staate klagender Deutſcher vermöge feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Ausländer oder ſpeziell als Deutſcher 
an Gerichtskoſten mehr vorauszahlen oder ſicherſtellen müſſe als 
der dort einheimiſche Kläger. Die hier dargelegte Auffaſſung iſt 
in der Rechtslehre gleichfalls zur Herrſchaft gelangt. (Vergl. 
Peterſen, C. P. O., Bemerkung 10 zu § 102 nebſt der in 
Anm. 2 mitgetheilten Literatur.) Auch in dem vorliegenden 
Falle war an der in den früheren Beſchlüſſen des II. C. S. 
dargelegten Auffaſſung feſtzuhalten. Sie führte aber zur Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Beſchluſſes. Die von dem O. L. G. 
angerufene — mit dieſen älteren und neueren Entſcheidungen 
anderer Senate allerdings nicht übereinſtimmende — Entſcheidung 
des I. C. S. des R. G. vom 5. Dezember 1896 (Entſch. Bd. 38 
S. 403) nöthigte nicht zur Einholung einer Entſcheidung durch 
die vereinigten Civilſenate, weil es ſich dabei um die Ver⸗ 
pflichtung der Engländer zur Leiſtung eines dreifachen Koſten⸗ 
vorſchuſſes handelte. Uebrigens wäre immerhin anzunehmen, 
daß in Frankreich, Belgien u. ſ. w. eine Vorauszahlung oder 
Sicherſtellung vom Gerichtskoſten überhaupt nicht ſtattfindet. 
II. C. S. i. S. Tack c. Klever vom 7. Januar 1898, 
B Nr. 2/98 II. 

30. Da die beiden von den Kl. angeſtellten Prozeſſe 
ſchon in I. J. mit einander verbunden waren und in II. J. 


nicht getrennt worden find, jo durfte der Rechtsanwalt X., 
der beide Kl. in II. J. vertreten hatte, nicht für jede von ihm 
vertretene Partei die Koſten nach dem Werthe der früheren 
Einzelprozeſſe geſondert berechnen, ſondern hatte der gemein⸗ 
ſchaftlichen Rechnung den durch Zuſammenrechnung gefundenen 
Werth des verbundenen Prozeſſes zu Grunde zu legen; vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 30 S. 335. Zwar 
haften beide Kl. ihm gegenüber nach § 3 der R. A. G. O. ſo⸗ 
lidariſch; aber untereinander ſind ſie — ſoweit nicht beſondere, 
hier nicht vorliegende Ausnahmen vorliegen — verpflichtet, die 
Laſt unter ſich verhältnißmäßig zu theilen; vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 409. Mit Recht nimmt 
hiernach der Beſchwerderichter an, daß die Gebühren des Rechts⸗ 
anwalts X. nach einem Werth von 2 100 bis 2 700 Mark 
zu berechnen waren, und hiervon die Beſchwerdeführerin nicht 
mehr als ½ erſtattet verlangen kann. Wegen der etwa mehr 
von ihr bezahlten Koſten ſteht ihr der Rückgriff gegen ihren 
Streitgenoſſen offen, dem gegenüber der Rechtsanwalt nach den⸗ 
ſelben Grundſätzen, wie ihr gegenüber, nicht aber, wie die Be⸗ 
ſchwerdeführerin meint, nach einem Objekt von 1 600 bis 
2100 Mark zu liquidiren hatte. V. C. S. i. S. Schultze 
c. Verband zur Regulirung der Notte vom 20. Dezember 1897, 
B Nr. 176% 7 V. 

31. Der Bekl. hat, nachdem das Verſäumnißurtheil vom 
27. November 1896 gegen ihn ergangen war, der ihm durch 
daſſelbe auferlegten Verpflichtung zur Legung und eidlichen Be⸗ 
ſtärkung des Nachlaßinventars genügt. Das O. L. G. geht 
davon aus, daß hiermit der Klaganſpruch erfüllt und ein Ver⸗ 
gleich über denſelben rechtlich unmöglich ſei, ſowie daß in keiner 
Weiſe glaubhaft gemacht worden ſei, daß vor Erfüllung des 
Klaganſpruches ein Vergleich über den letzteren geſchloſſen 
worden und das Anerkenntniß der Befriedigung ſich nur auf 
den im Vergleiche feſtgeſetzten Anſpruch bezogen habe. Weiter 
nimmt daſſelbe an, daß in der Erklärung des Bekl., er über⸗ 
nehme die Koſten des Rechtsſtreits, ein Vergleich nicht zu finden 
jet, weil es an der in § 405 Thl. J Tit. 16 des A. L. R. 
erforderten Vorausſetzung fehle, und führt ſodann aus, daß 
vielmehr nur ein Anerkenntniß des Bekl. hinſichts ſeiner Pflicht, 
die Koſten zu tragen, vorliege, auf Grund deſſen die Kl. be- 
rechtigt geweſen wären, ein Anerkenntnißurtheil zu beantragen, was 
ſie jedoch nicht gethan hätten. Dieſe Erwägungen ſind überall als 
zutreffend anzuerkennen, und mit Recht hat das O. L. G. die von 
den Kl. beanſpruchte Vergleichgebühr von deren Liquidation in 
Abzug gebracht. Bei der Frage, ob ein Vergleich vorliege, iſt 
lediglich der Umſtand maßgebend, daß unter gegenſeitigem Nach⸗ 
geben der Parteien eine zwiſchen ihnen beſtehende Streitigkeit 
durch Vertrag erledigt wurde (vergl. Beſchluß des VI. C. S. 
des R. G. vom 19. Januar 1888, Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 20 S. 414). Von einem ſolchen gegenſeitigen 
Nachgeben kann aber nach Inhalt des allein maßgebenden 
Protokolls vom 8. Oktober 1897 nicht die Rede ſein, da in dem⸗ 
ſelben beide Theile anerkannt haben, daß der Rechtsſtreit in der 
Hauptſache inzwiſchen nach Erlaß des Verſäumnißurtheils er- 
ledigt und Kl. wegen der Anſprüche aus demſelben befriedigt 
eien. Ebenſowenig tft in der weiteren Erklärung des Bell, 
daß er die ſämmtlichen Koſten des Rechtsſtreits trage, ein Ver⸗ 
gleich enthalten, in dieſer Erklärung vielmehr in Ueberein⸗ 


ſtimmung mit dem O. L. G. nur ein Anerkenntniß der Ver⸗ 
pflichtung zur Tragung der Koſten zu finden. Die Frage, ob 
die Gerichtskoſten richtig liquidirt worden, iſt nicht Gegenſtand 
der Beſchwerde und kann daher unerörtert bleiben. IV. C. S. 
i. S. Gladowski u. Gen. c. Müller vom 3. Januar 1898, 
B Nr. 224/97 IV. 

II. Das Handelsrecht. 

32. Das B. G. erachtet nach dem Ergebniſſe der Beweis 
aufnahme und der Verhandlung in der Berufungsinſtanz für 
erwieſen, daß der Bekl. den Dampfkeſſel bei dem Zeugen R. 
am 14. April 1896 feſt beſtellt hat. Es hält es für uner⸗ 
heblich, ob R. für die Kl. gegen Proviſion thätig geweſen iſt 
oder feſtes Gehalt bezogen hat. Denn es könne, ſo führt 
es weiter aus, mit Rückſicht auf das Handelsgewerbe der 
klagenden Firma und auf die kaufmänniſche Natur der Dienſte, 
welche R. der Kl. zu leiſten habe, nicht daran gezweifelt werden, 
daß derſelbe zum rechtsverbindlichen Abſchluß von Geſchäften 
für die Kl. und Namens derſelben an ſich ermächtigt ſei. Nun 
iſt aber nach den vom B. G. ſelbſt in Bezug genommenen 
Art. 47, 49, 52 des H. G. B. nicht Jeder, der in einem 
Handelsgewerbe Dienſte kaufmänniſcher Natur leiſtet, zum Ab⸗ 
ſchluß von Geſchäften und Rechtshandlungen für und Namens 
des Prinzipals befugt, ſondern nur derjenige, welcher von dem 
Prinzipal ſei es zum Betriebe des ganzen Handelsgewerbes 
oder zu einer beſtimmten Art von Geſchäften oder zu einzelnen 
Geſchäften beſtellt worden iſt. Aus dem angefochtenen Urtheile 
ergiebt ſich nur, daß R. in dem einen, hier vorliegenden Falle 
für die Kl. mit dem Bekl. verhandelt hat. Kl. hat zwar be⸗ 
hauptet, daß R. bei ihr als Reiſender angeſtellt und auch zu 
Vertragsabſchlüſſen befugt ſei. Das B. G. hat ſich aber nicht 
darüber ausgeſprochen, ob es dieſe vom Bekl. beſtrittene Be- 
hauptungen der Kl. für wahr erachtet, oder aus welchen Gründen 
es ſonſt zu der Ueberzeugung gelangt iſt, daß R. Handlungs- 
bevollmächtigter der Kl. im Sinne der Art. 47, 49 des 
H. G. B. ſei. Der Annahme, daß er in dieſer Eigenſchaft zum 
Abſchluß des der Klage zu Grunde liegenden Vertrages befugt 
geweſen ſei, fehlt demnach die gehörige Begründung. VI. C. S. 
i. S. Schwinning c. Zähne und Sohn vom 16. Dezember 1897, 
Nr. 254/97 VI. 

33. In der Ausführung des B. R. kann die Annahme, 
daß für die angebliche Schenkung ſeitens des Ehemannes v. N. 
an ſeine Frau die ſchriftliche Ceſſion geboten geweſen, nicht für 
rechtsverletzend gelten. Denn der Anſicht des Bekl., daß die 
Formfreiheit angeſichts der Kaufmannseigenſchaft des Erblaſſers 
aus Art. 274 und 317 des H. G. B. ſich ergebe, ſteht, wie das 
B. G. zutreffend erwägt, entgegen, daß es ſich um ein Rechts- 
geſchäft unter Eheleuten und zur Sicherung der Zukunft der 
Frau nach Art eines Vermächtniſſes handelt und deshalb die 
Anwendung des Art. 274 a. a. O. ausgeſchloſſen erſcheint 
(vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 18 S. 49, Bd. 26 
S. 15). Die Frage, ob der Mangel der Schriftform eine 
Heilung nicht darin gefunden habe, daß von der Wittwe v. N. 
auf Grund der ihr von dem Erblaſſer mit dem Schenkungs⸗ 
willen übergebenen Police die Verſicherungsſumme eingezogen 
worden, hat das B. G. offen gelaſſen. Die rechtliche Möglich⸗ 
keit einer ſolchen Heilung iſt auch im Hinblick auf die Vor⸗ 
ſchrift des $ 1065 Thl. I Tit. 11 Pr. A. L. R. anzunehmen 


(vergl. Striethorſt Archiv Bd. 89 S. 111, aus der Praxis 
des R. G. Entſch. in Civilſachen Bd. 9 S. 246 und Bd. 36 
S. 214, bei Gruchot Bd. 33 S. 716). IV. C. S. i. S. 
v. Naſſau c. v. Naſſau Konk. vom 13. Dezember 1897, 
Nr. 157/97 IV. 

34. In der Rechtſprechung iſt angenommen, daß ein Ver⸗ 
trag unmittelbar eine unbewegliche Sache betreffen muß, wenn 
ihm durch Art. 275 des H. G. B. die Eigenſchaft eines 
Handelsgeſchäfts entzogen ſein ſoll (vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 6 S. 41 und Staub, Kommentar zum H. G. B. 
Anm. § 2 zu Art. 275 und die dort angezogenen Urtheile). 
Ob dies der Fall iſt, kann unter Umſtänden zweifelhaft ſein. 
Hier betrifft allerdings die Verabredung in ihren Folgen die 
Befreiung eines Grundſtücks von einer Mehrbelaſtung, aber 
die Verabredung ſelbſt ſteht nicht in unmittelbarer Beziehung 
zu dem Grundſtücke. Das R. G. (Raſſow und Küntzel Bei⸗ 
träge Bd. 41 S. 1096) hat ausgeſprochen, daß die Verpflichtung 
zum Aufgeben einer Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf 
eine Hypothek ein Handelsgeſchaͤft enthalte, weil die Vormerkung 
gleich den Hypotheken zu den Mobilien zu rechnen ſei (All⸗ 
gemeines Landrecht §§ 7,8 Thl. I Tit. 2; Gruchot Beiträge 
Bd. 26 S. 1089, Bd. 28 S. 1032). Aehnlich liegt die 
Sache hier: die Bekl. 1 ſoll ihre Hypothek zum Theil auf⸗ 
geben. Nach jenem Vorgange kann dem Verſprechen der Bekl. 
1 ihre Hypothek auf die drei bebauten Parzellen zu vertheilen, 
wegen der Kaufmannseigenſchaft des Kl. unbedenklich die Eigen⸗ 
ſchaft eines Handelsgeſchäfts zugeſprochen werden, da nichts 
vorliegt, was zur Widerlegung der Präſumtion des Art. 274 
dienen könnte. In dem mit dem B. G. B. in Kraft tretenden 
H. G. B. vom 10. Mai 1897 iſt jeder Zweifel dadurch be⸗ 
ſeitigt, daß darin eine dem Art. 275 des jetzt geltenden H. G. B. 
entſprechende Beſtimmung nicht beibehalten iſt. V. C. S. i. S. 
Zeitz c. Kerſten vom 15. Dezember 1897, Nr. 180/97 V. 

35. Läge nichts weiter vor als der Orderbrief, ſo möchte die 
Ausführung der Reviſion nicht zu beanftanden fein. Denn wenn für 
eine gegentheilige Auffaſſung der Parteien keine Anhaltspunkte 
vorliegen, wird das Gericht davon ausgehen dürfen, daß der 
Begriff der Qualität einer Waare nach dem allgemeinen Sprach” 
gebrauche ihre ſämmtlichen Eigenſchaften, alſo auch die Eigenſchaft 
der Farbe, umfaßt. Liegen aber Umſtände vor, die im konkreten 
Falle für eine andere Auffaſſung ſprechen, ſo ſind ſie zu beachten. 
Denn bei der Beurtheillung und Auslegung von Handels- 
geſchäften ſoll der Richter den Willen des Kontrahenten erforſchen 
und nicht am buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks haften (H. GB. 
Art. 278). Der bloße Ausdruck „Qualität“ aber kann dem Kl. 
in dieſem Falle umſoweniger entgegenſtehen, als es jedenfalls 
nicht ſprachwidrig iſt, ihn auch ſo zu gebrauchen, daß er alle 
ſonſtigen Eigenſchaften des Artikels außer der Farbe begreife, 
zur Farbe alſo in Gegenſatz tritt. I. C. S. i. S. Pröſchold 
e. Meyenhof vom 15. Dezember 1897, Nr. 284/97 J. 

36. Die Rechtsſätze, von denen die Vorinſtanz aus⸗ 
gegangen iſt, ſind von der Reviſion nicht beanſtandet worden, 
laſſen auch jedenfalls keinen zum Nachtheil der Bekl. gereichenden 
Rechtsirrthum erkennen. Insbeſondere kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß ſich ein Kaufmann unwiderruflich ſo, wie es 
nach der Anſicht des B. G. im vorliegenden Falle geſchehen iſt, 
binden kann, alle Waaren, die er in einer gewiſſen Zeit von 
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einem Platze aus beziehen werde, einem Andern zur Spedition 


zu übertragen. Hiernach iſt allein entſcheidend, wie der zwifchen - 


den Parteien im Dezember 1895 abgeſchloſſene Vertrag aus⸗ 
zulegen if. VI. C. S. i. S. Richter c. Sebbes u. Kirchhoff 
vom 9. Dezember 1897, Nr. 241/97 VI. 

37. Differenzgeſchäft. Das B. G. erklärt es“ für nicht 
erwieſen, daß zwiſchen H. und dem Bekl. eine auf den Ausſchluß 
effektiver Erfüllung der vereinbarten Geſchäfte gerichtete Abrede 
getroffen ſei. Die Ausſage des Zeugen L., H. habe einmal 
auf die Frage des Bekl., er brauche doch nicht effektiv zu 
beziehen, erklärt, das ſei nicht nöthig, es ſtehe ihm frei effektiv 
zu beziehen oder nicht beſeitigt es mit der Erwägung, die 
Aeußerung des H. ſei ſo zu verſtehen und hätte auch von dem 
in Börſengeſchäften nicht unerfahrenen Bekl. nur ſo verſtanden 
werden können, daß er, wenn er die von ihm gekaufte Waare 
nicht abnehmen wolle, ſich von der ihm obliegenden Verpflichtung 
zur effektiven Erfüllung dadurch befreien könne, daß er die 
Waare mit der nämlichen Lieferungsfriſt, unter der er gekauft 
habe, an einen Dritten weiter verkaufe, der dann an ſeiner 
Statt zu beziehen habe. — Dieſe Erwägung leidet an einen 
inneren Widerſpruch. Um die Aeußerung des H. ſo zu ver⸗ 
ſtehen, wie er ſie nach der Annahme des B. G. verſtanden 
haben ſoll, mußte Bekl. wiſſen, daß es den bezeichneten Ausweg 
gebe, ſich von der Verpflichtung zur Abnahme der Waare zu 
befreien. Wenn er es aber wußte, ſo kann er mit der dem H. 
vorgelegten Frage nicht füglich beabſichtigt haben, ſich darüber 
von dieſem belehren zu laſſen. Und was den H. betrifft, ſo kann 


nur mit zwei Möglichkeiten gerechnet werden. Entweder er ſetzte 


voraus, daß dem Bekl. die Organiſation des Börſenhandels bekannt 
ſei; in dieſem Falle konnte er nicht der Meinung ſein, daß der 
Bekl. etwas außer Zweifel ſtellen wollte, was er ſchon wußte. 
Oder er ging von der bezeichneten Vorausſetzung nicht aus, dann 
konnte er nicht erwarten, daß der Bekl. der ihm gegebenen 
Antwort den Sinn beilegen würde, den ſie nach der Unter⸗ 
ſtellung des B. G. gehabt haben ſoll. — Es fehlt demnach an 
einer zureichenden Begründung dafür, das, was der Zeuge L. 
bekundet hat, als unerheblich hinzuſtellen. Bei unbefangener 
Prüfung kann vielmehr kein Zweifel darüber obwalten, daß, 
wenn die von L. bezeugte Unterredung zwiſchen H. und dem 
Bekl. ſtattgefunden hat, durch ſie das Einverſtändniß beider 
Theile darüber herbeigeführt worden iſt, daß aus den Geſchäften, 
die man im Auge hatte, für den Bekl. eine Verpflichtung zur 
effektiven Erfüllung nicht entſtehen ſollte. War dies aber der 
Fall, ſo waren nicht ernſtliche Kaufgeſchäfte, ſondern reine 
Differenzgeſchäfte beabſichtigt, aus denen auch der Bekl. keinen 
Anſpruch auf Erfüllung erwarb, — Bolze, Praxis des R. G. 
Bd. 18 Nr. 473 — und das, was zwiſchen dem Bekl. und H. 
verabredet iſt, muß die Kl. gegen ſich gelten laſſen, da, wie 
feſtſteht, H. als Agent der Kl. die Geſchäftsabſchlüſſe vermittelt 
hat. Das B. G. trifft überdies der Vorwurf, ganz außer 
Acht gelaſſen zu haben, daß nach der Ausſage des Zeugen L. 
der Bekl. bei Gelegenheit der mehrerwähnten Beſprechung zwiſchen 
ihm und H. es auch ausdrücklich abgelehnt haben ſoll, effektiv 
zu empfangen, und zwar mit dem Bemerken, er habe kein Geld, 
es werde ihm ſchon ſchwer, Differenzen zu zahlen, er verſtehe 


auch nichts von Kaffee. Dieſe Aeußerung würde zunächſt von 


unmittelbarer Bedeutung ſein für die Frage, ob ausdrücklich die 


effektive Erfüllung der Geſchäfte ausgeſchloſſen worden ift, ſodann 
aber auch in Betracht kommen für die vom B. G. zu Ungunſten 
des Bekl. beantwortete Beweisfrage, ob der Bekl. für den 
Abſchluß effektiver Geſchäfte nicht die nöthigen Mittel hatte, und 
dies dem H. erkennbar geworden iſt. I. C. S. i. S. Clauder 
c. Arnthal u. Horſchitz vom 4. December 1897, Nr. 289/97 J. 

38. Beide Vorinſtanzen gehen davon aus, daß die Firma 
L. Sch. u. Sohn in Anſehung der in Rede ſtehenden Verträge 
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auch dann, wenn die Behauptungen des Kl. ſelbſt zu Grunde 


gelegt würden, nicht als kaufmänniſcher Kommiſſionär, ſondern 
nur als Mandatar des Kl. zu betrachten ſei, und daß des⸗ 
halb Kl. aus dem von jener Firma erworbenen Forderungen, da 
dieſe ihm nicht abgetreten ſeien, keine Rechte geltend machen 
könne. Dieſe Entſcheidung beruht auf der als richtig an⸗ 
zuerkennenden Erwägung, daß nach dem hier maßgebenden ge⸗ 
meinen Rechte Forderungen, zu deren Abtretung der Mandatar 
verpflichtet iſt, vor der Abtretung auch im Verhältniß zu deſſen 
Gläubigern nicht als ſolche des Mandanten zu gelten haben. 
Anders würde es ſich dagegen verhalten, wenn Kommiſſions⸗ 
geſchäfte im Sinne des H. G. B. anzunehmen wären. Alsdann 
würde Art. 368 Abſ. 2. des H. G. Platz greifen. Bekl. hätte 
dann die, bei Eröffnung des Konkurſes noch nicht bezahlten 
Forderungen nicht einziehen dürfen, ſondern hätte ſie dem Kl., 
wie dieſer verlangte, nach § 35 der R. K. O. abtreten müſſen 
und müßte, da er fie doch eingezogen hat, nach § 38 der 
R. K. O. den Gegenwerth dem Kl. herauszahlen. Beide Vor⸗ 
inſtanzen haben verneint, daß das H. G. B. in Betracht komme. 
I. C. S. i. S. Schmidt c. Schlick Konk. vom 1. De 
zember 1897, Nr. 278/97 J. | 

39. Nach dem jetzt noch geltenden H. G. B. liegt ein 
Kommiſſionsgeſchäft freilich nur dann vor, wenn das in eigenem 
Namen für fremde Rechnung abgeſchloſſene Geſchäft ein Handels- 
geſchäft iſt, während das neue, durch das Geſetz vom 
10. Mai 1897 veröffentlichte H. G. B. in $$ 383 und 406 
das Erforderniß des Abſchluſſes von Handelsgeſchäften für die 
Begriffsbeſtimmung des Kommiſſionärs aufgegeben hat. Kämen 
deſſen Beſtimmungen ſchon jetzt in Betracht, ſo würde es nicht 
zweifelhaft ſein, daß der Klage (auf Grund des § 406 Abſ. 2 
in Verbindung mit § 406 Abſ. 1 und $ 392 Abſ. 2) für 
den Fall, daß die Gemeinſchuldnerin Kaufmann geweſen wäre, 
ſtattgegeben werden müßte. Die Anwendung des jetzt gel⸗ 
tenden, alſo allein maßgebenden H. G. B. führt jedoch für den 
vorliegenden Rechtsſtreit zu demſelben Ergebniß. Allerdings 
herrſcht über die Auslegung der Art. 360, 378 des H. G. B. 
Meinungsverſchiedenheit, da von angeſehenen Schriftſtellern die 
Anſicht vertreten wird, daß als ein kaufmänniſches Kommiſſions⸗ 
geſchäft nur dasjenige Geſchäft angeſehen werden dürfe, welches 
ein Handelsgeſchäft ſein würde, wenn es von den Kommittenten 
ſelbſt abgeſchloſſen wäre. Dieſe Anſicht kann jedoch nicht für 
richtig erachtet werden. Zuzugeben iſt, daß ein Kommilfiond- 
geſchäft im Sinne jener Artikel nur dann vorliegt, wenn bereits 
der Auftrag auf die Vornahme eines Handelsgeſchäfts ge- 
lautet hat; hieraus folgt jedoch nicht, daß für die Beant⸗ 


wortung der Frage, ob der Abſchluß eines Handelsgeſchäfts in 


Auftrag gegeben wurde, die Perſon des Kommittenten entſcheidend 
iſt. Denn der Art. 360 Abſ. 1 ſpricht von Handelsgeſchäften, 
die von dem Kommiſſionär abgeſchloſſen werden und dies führt 


darauf, daß hierunter ſolche Geſchäfte zu verſtehen find, die von 
dem Kommiſſionär als Handelsgeſchäfte geſchloſſen 
werden. Dies anlangend kommt in Betracht, daß von den für 
fremde Rechnung geſchloſſenen Geſchäften jedenfalls die wichtigſten, 
nämlich Einkauf und Verkauf niemals objektive Handels⸗ 
geſchäfte find und daß ferner kein Geſchaft darum allein 
Handelsgeſchäft iſt, weil es von Jemandem geſchloſſen wird, der 
gewerbsmäßig in fremdem Auftrage kontrahirt. Dagegen ſind 
„als Handelsgeſchäfte“ alle diejenigen in fremdem Auftrag ein⸗ 
gegangenen Verträge gefchloffen, die von einem Kaufmann im 
Betriebe ſeines Handelsgewerbes abgeſchloſſen werden und des⸗ 
halb alle derartigen Verträge, die ein gewerbsmäßiger Kom⸗ 
miſſionär oder ein anderer Kaufmann abſchließt, weil auf dieſe 
Verträge die Art. 273 und 274 des H. G. B. Anwendung 
finden. Durch die obige Begriffsbeſtimmung wird daher die 
von dem H. G. B. gewollte Begrenzung nicht inhaltlos gemacht, 
d. h. es werden keineswegs ſämmtliche in eigenem Namen für 
fremde Rechnung geſchloſſene Geſchäfte den Art. 360, 378 des 
H. G. B. unterſtellt. Dagegen führt nur dieſe Begriffs⸗ 
beſtimmung zu einem befriedigenden Ergebniß, weil ſie, wenigſtens 
im weſentlichen, die Anwendung der Art. 360 fg. auf die⸗ 
jenigen Fälle ermöglicht, die darunter gehören. Insbeſondere 
iſt hiernach die von einzelnen Schriftſtellern vertheidigte Fol- 
gerung abzulehnen, daß der für Rechnung von Produzenten 
vorgenommene Verkauf eigener Erzeugniſſe derſelben niemals 
ein kaufmänniſches Kommiſſtonsgeſchäft ſein könne; ein ſolcher 


Verkauf iſt vielmehr jedenfalls dann, wenn er von einem Kom⸗ 


miſſionär, deſſen Gewerbe im übrigen kaufmänniſche Kommiſſionen, 
d. h. den Abſchluß ſolcher Geſchäfte für Kaufleute zum Gegen⸗ 
ſtande hat, oder wenn er von einem Kaufmann anderer Art 
beſorgt wird, als Kommiſſion im Sinne des jetzt geltenden 
H. G. B. zu betrachten. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

40. In der Rechtſprechung des R. G. iſt vielfach aner⸗ 
kannt worden, daß die Berufung des Verſicherers auf die Ver⸗ 
wirkung des Entſchädigungsanſpruchs in Folge der Nichteinhal⸗ 
tung der zur Anſtellung der Klage gegebenen Ausſchlußfriſt 
dann nicht berechtigt iſt, wenn die Geltendmachung dieſer Ein⸗ 
rede nach Lage der Umſtände gegen Treu und Glauben ver- 
ſtößt, insbeſondere alſo dann, wenn der Verſicherte mit Bezug 
auf die Verſäumung der Friſt als entſchuldigt erſcheint. Dieſer 
Fall iſt namenlich dann als gegeben angeſehen worden, wenn 
der Verſicherer durch ſein Verhalten den Verſicherten dazu ver⸗ 
leitet hat, in der Erwartung einer gütlichen Erledigung ſeiner 
Anſprüche die Friſt verſtreichen zu laſſen. Gegen dieſe Rechts- 
auffaſſung hat aber das B. G. durch das angefochtene Urtheil 
nicht verſtoßen. I. C. S. i. S. Wolgemuth c. Londoner 
Phönix vom 15. Dezember 1897, Nr. 282/97 I. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

41. Bekl. greift das Urtheil deshalb an, weil daſſelbe den 
$ 1 der Gewerbeordnung dadurch verletzt habe, daß es das 
in dem vorerwähnten Vertrage für ihn enthaltene Verbot des 
Eintritts in ein Konkurrenzgeſchäft für gültig erachtet habe, 
obwohl daſſelbe weder räumlich noch zeitlich begrenzt ſei. Der 
§ 1 der Gewerbeordnung ſchreibt nun allerdings vor, daß vor⸗ 
behaltlich der in dem Geſetze ſelbſt enthaltenen Ausnahmen und 
Beſchraͤnkungen der Betrieb eines Gewerbes Jedermann ge⸗ 


ſtattet jet, und hat damit das Prinzip der perſönlichen Erwerbs⸗ 
freiheit des Einzelnen zur Geltung gebracht, und es folgt 
daraus, daß der Einzelne ſeine volle wirthſchaftliche Thätigkeit 
durch Vertrag nicht aufgeben oder der Willkür etnes Anderen 
preisgeben kann, ein ſolches Abkommen vielmehr gegen das 
Geſetz verſtoßen würde. Dagegen find mit dieſem Grundſatze, 
wie in ſtändiger Rechtsſprechung anerkannt iſt, wohl ſolche 
Verträge vereinbar, welche eine Beſchränkung der wirthſchaft⸗ 
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lichen Thätigkeit des Einzelnen enthalten, ſofern dieſe Beſchrän⸗ 


kung nicht dergeſtalt übermäßig iſt, daß durch dieſelbe die 
Erwerbsfreiheit des Einzelnen als aufgehoben anzuſehen iſt. 
Hierbei müſſen die thatſächlichen Verhältniſſe und Umſtände des 
in Frage ſtehenden Falles in Berückſichtigung gezogen werden. 
Wenn nun auch in der Regel eine zuläſſige Beſchränkung 
dann angenommen werden kann, wenn das Verbot angemeſſen 
räumlich oder zeitlich begrenzt iſt, ſo iſt doch kein triftiger 
Grund erſichtlich, warum nicht eine ſolche auch in anderen 
Fällen einer angemeſſenen Begrenzung angenommen werden 
darf, namentlich wenn die durch das Verbot betroffene Thätig⸗ 
keit nicht die eigentliche Berufsthätigkeit des Verpflichteten bildet 
und nur einen ſo kleinen Kreis wirthſchaftlicher Thätigkeit um⸗ 
faßt, daß dadurch die Erwerbsfreiheit nicht als aufgehoben, 
nicht einmal als weſentlich beeinträchtigt erachtet werden kann. 
II. C. S. i. S. Wenzel c. Groß⸗Almeroder⸗Thonwerke vom 
14. Dezember 1897, Nr. 282/97 II. 

42. Die Rechtsſätze, welche das B. G. bei der Beur⸗ 
theilung der Frage, ob die ſtreitige Konventionalſtrafbeſtimmung 
für rechtsgültig zu erachten iſt, zur Anwendung bringt, ent- 
ſprechen durchaus der diesſeitigen feſtſtehenden Rechtsſprechung. 
Daſſelbe verkennt nicht, daß in dem Vertrag vom 12. Ok⸗ 
tober 1885 das Konkurrenzverbot nicht ganz allgemein lautet, 
ſondern, wenn auch in geringem Umfange, zeitlich und räumlich, 
auf 10 Jahre und auf Europa, beſchränkt iſt. Mit Recht aber 
geht es davon aus, daß trotz dieſer Einſchränkung im Einzelfall 
zu unterſuchen iſt, ob daſſelbe nicht gleichwohl in der Geſammt⸗ 
heit ſeines Inhalts nach Zeit, Raum und Gegenſtand eine 
übermäßige Unterbindung der perſönlichen Freiheit, der wirth⸗ 
ſchaftlichen Erwerbsfähigkeit des vom Verbot Betroffenen enthält. 
(Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 31 S. 99). Es iſt dem 
B. G. auch darin beizutreten, daß bei der Auslegung, welche 
das B. G. dem Vertrag giebt, in der That eine ſolche über⸗ 
mäßige Beſchränkung der Erwerbsfreiheit des Bekl. durch das 
Konkurrenzverbot bewirkt wird, ſofern nicht nur die zeitliche 
Ausdehnung des Verbots eine ungewöhnlich große iſt und die 
räumliche, nach der gegebenen Sachlage einer uneingeſchränkten 
gleichkommt, ſondern auch der Kl. rückſichtlich des Gegen⸗ 
ſtandes durch den eventuellen Ausſchluß von der geſammten 
Holzwaarenbranche, in welcher er ſeit 11 Jahren ausſchließlich 
thätig war, in ſeinem Fortkommen, ſeiner wirthſchaftlichen 
Bewegungsfreiheit weſentlich gehemmt iſt. Hieran ändert auch 
nichts, daß das Verbot nur diejenigen Artikel umfaſſen ſollte, 
die während der Dauer der Dienſtleiſtungen des Kl. 
im beklagtiſchen Geſchäft fabrizirt u. ſ. w. werden würden, da 
ſich, wie das B. G. ausführt, eben dieſe Fabrikation, Handel 
u. ſ. w. auf das geſammte Gebiet der Holzwaarenmanufaktur⸗ 
branche erſtrecken konnte. III. C. S. i. S. Bayer & Leib⸗ 


fried c. Herriegel vom 17. Dezember 1897, Nr. 305/97 III. 


Zum Militärpenſionsgeſetz. 

43. Der Kl. iſt ſeiner Zeit aus dem preußiſchen Staats- 
dienſt in den Hamburgiſchen Zolldienſt übergetreten und gehörte 
zu denjenigen Beamten, auf welche der § 12 des Hamburgiſchen 
Geſetzes, betreffend die Organiſation der Zollverwaltung, vom 
11. Mai 1888 Anwendung findet, wonach den aus dem Dienſt 
eines andern Staates in den Hamburgiſchen Zolldienſt über⸗ 
tretenden Beamten bei der Penſionirung die auswärtige Dienſt⸗ 
zeit vom 25. Lebensjahre ab anzurechnen war. Das B. G. 
verſteht unter der auswärtigen Dienſtzeit die Civildienſtzeit nach 
Maßgabe deſſen, was in dem Staate, aus welchem der Beamte 
übernommen iſt, als Civildienſt gilt und bei der Penſionirung 
zur Anrechnung kommt. Dieſe Entſcheidung über den Inhalt 
des Hamburgiſchen Geſetzes muß hier, ohne daß ſie nachzu⸗ 
prüfen wäre, nach 88 511, 525 der C. P. O. zu Grunde ge- 
legt werden. Sie iſt auch von der Reviſion nicht angegriffen 
worden. Das B. G. folgert weiter, daß, weil nach dem Preu- 
ßiſchen Penſionsgeſetze bei der Berechnung der Penſion die vor 
der feſten Anſtellung im Preußiſchen Civildienſt verbrachte Zeit 
mit angerechnet wird, damit zugleich die Vorausſetzung für die 
Anwendbarkeit des § 107 des Militärpenſionsgeſetzes in der 
Faſſung des R. G. vom 22. Mai 1893, Art. 12, auf den 
Kl. gegeben ſei. Nach dieſer Beſtimmung wird den im Cioil⸗ 
dienſt angeſtellten Militäranwärtern (zu denen Kl. gehört) nach 
Maßgabe der Beſtimmungen in den SS 48 ff. des Reichsbeamten⸗ 
geſetzes vom 31. März 1873 die Militärdienſtzeit bei Er⸗ 
mittelung der Penſion als penſionsfähige Dienſtzeit in An- 
rechnung gebracht, „wenn und inſoweit nach Landesrecht eine 
Anrechnung der Zeit ſtattfindet, welche im Civildienſt vor Er⸗ 
langung einer feſten mit Anſpruch oder Ausſicht auf 
Penſion verbundenen Anſtellung verbracht wurde.“ 
Demgemäß hat das B. G. den Anſpruch des Kl. auf Anrechnung 
der von ihm nach vollendetem 25. Lebensjahre im Militärdienſt 
zugebrachten Zeit und auf entſprechende Erhöhung ſeiner Pen⸗ 
ſion für gerechtfertigt erachtet. Die Reviſion meint, unter dem 
„Landesrecht“ verſtehe der §S 107 des Militärpenſionsgeſetzes nur 
das Landesrecht „an ſich“, und es wäre feflzuftellen geweſen, ob 
das Hamburger Staatsrecht „an ſich“, die Anrechnung der vor 
Erlangung einer feſten Anſtellung im Civildienſt verbrachten 
Zeit bei der Penſionirung der Beamten vorſchreibe. Der § 12 
des Hamburgiſchen Geſetzes vom 11. Mai 1888 gehöre nicht 
zum Landesrecht in dieſem Sinne. Er verweiſe, wie er vom 
B. G. verſtanden werde, auf die Rechte der auswärtigen Staaten, 
auch ſolcher, wo die fragliche Anrechnung nicht ſtattſinde, und 
es erfolge die Anrechnung auf Grund eines fremden Rechts. 
Als Landesrecht könne nur gelten, was ohne Zuhilfenahme eines 
auswärtigen Geſetzes den einheimiſchen Geſetzen zu entnehmen 
ſei. Näher begründet. VI. C. S. i. S. Hamburger Staat c. 
Wendpap vom 20. Dezember 1897, Nr. 263/97 VI. 

Zum Reichsbeamtengeſetz. 

44. Der Anſpruch des Kl. hat, wie das B. G. zutreffend 
annimmt, zur Vorausſetzung, daß demſelben während ſeines 
Probedienſtjahres geſetzlich J des etatsmäßigen Stellen⸗ 
einkommens eines Telegraphenaſſiſtenten zugeſtanden hätten. 
Die Exiſtenz dieſer Vorausſetzung iſt vom B. G. aus der 
Erwägung verneint, daß die vom Bundesrath im Jahre 1882 
erlaſſenen Grundſätze für die Beſetzung der Subaltern ⸗ und 


Unterbeamtenftellen bei den Reichs⸗ und Staatsbehörden mit 
Militäranwärtern lediglich eine Inſtruktion für die Verwaltungs- 
behörden, nicht aber zugleich eine giltige Rechtsverordnung 
enthielten. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. 
Eingehend begründet. IV. C. S. i. S. Schmidt c. R.⸗Poſt⸗ 
Fiskus vom 25. November 1897, Nr. 46/97 IV. 

Zum Patentgeſetz. 

45. Die angefochtene Entſcheidung, durch welche der Bekl. 
ſchuldig erkannt iſt, dem Kl. das Eigenthum an einem Patente 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika und an einem 
Patente von Rußland auf eine Maſchine zum Herſtellen, 
Bedrucken und Verpacken von Cigarrettenhülſen „zu verſchaffen“, 
enthält eine Beſchwerde für den Bekl., da fie Raum für die 
Annahme gewährt, daß der Bekl. zu einer unmöglichen Leiſtung 
verurtheilt iſt. Beide Patente waren zur Zeit des Abſchluſſes 
des Vertrages vom 2.12. März 1894 und auch zu der Zeit, 
als das angefochtene Urtheil erging, noch nicht ertheilt. Ein 
Patent aber entſteht nicht ſchon mit Erfüllung aller für die 
Gewährung eines ſolchen erforderlichen Vorausſetzungen, ſo zwar, 
daß es nur einer Anerkennung derſelben Seitens der ſtaatlichen 
Organe bedürfte, ſondern es gelangt erſt durch den ſtaatlichen 
Ertheilungsakt, durch den ein Recht auf die ausſchließlich ge- 
werbliche Benutzung der Erfindung geſchaffen wird, zur Exiſtenz. 
Einen ſolchen Erfolg herbeizuführen, liegt nicht im Bereich der 
Macht des Bekl., der ſich vielmehr darauf beſchränkt ſieht, die 
nach den Geſetzen des Landes, für welches das Patent erwirkt 
werden ſoll, erforderlichen Anträge bei der zuſtändigen Behörde 
zu ſtellen und gegen ablehnende Beſchlüſſe Rechtsmittel einzu- 
legen, der aber eine entſcheidende Einwirkung unmittelbar auf 
den Eintritt des Erfolges auszuüben nicht vermag. Wenn nun 
die angefochtene Entſcheidung den Bekl. zur Uebertragung des 
Eigenthums an den Patenten, obwohl ſie nicht exiſtiren, ver- 
ırtheilen will, jo legt fie ihm etwas Unmögliches auf. Dieſe 
Auffaſſung derſelben aber läßt ſich nicht ausſchließen. Der 
B. R. erörtert die Tragweite der von ihm getroffenen Entſcheidung 
ind die Grenzen des aus dieſer zuläffigen Rechtszwanges nur 
nſoweit, als er bemerkt, daß der Bekl. ja ſeinerſeits mit dem 
tl. über das ruſſiſche und das amerikaniſche Patent paktirt und 
ch zu deren Beſchaffung verpflichtet und daß Kl. für den Fall, 
aß dem Bekl. die prinzipale Erfüllung unmöglich ſein ſollte, 
en eventuellen Antrag auf Rückzahlung eines entſprechenden 
heils des Kaufgeldes geſtellt habe. Zu dem erſteren Punkte 
t nicht nur überſehen, daß es zunächſt der Prüfung bedurft 
itte, eine wie beſchaffene Leiſtung nach dem wahren Willen 
er Kontrahenten den Inhalt der Verbindlichkeit bilden ſollte, 
ndern auch, daß, wenn die Parteien wirklich etwas Unmög⸗ 
ches gewollt haben, ein ſolcher Wille unmittelbar rechtliche 
erwirklichung nicht finden konnte und deshalb eine Verur⸗ 
eilung zu folder Leiſtung ausgeſchloſſen iſt. Die Verurthei⸗ 
ng zu einer unmöglichen Leiſtung wird auch nicht dadurch 
rechtfertigt, daß der Kl. für den Fall, daß ſich demnächſt 
e Unmöglichkeit herausſtellen follte, den eventuellen Klagantrag 
f Rückzahlung des antheiligen Preiſes geſtellt und daß ſich 
r B. R. die Entſcheidung über dieſen eventuellen Antrag 
rbehalten, indem er zunächſt auf den prinzipalen An⸗ 
ig durch Theilurtheil erkannt hat. Da die Patente zur Zeit 
Urtheilsfällung noch nicht ertheilt waren, fo ſtand feſt, daß 
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die Unmöglichkeit ihrer Uebertragung zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes, wie zur Zeit des Urtheils vorlag. Dieſer Sachlage 
entſprechend wäre alſo über den prinzipalen Antrag zu erkennen 
geweſen, wenn er den hier unterſtellten Sinn hatte, ſo daß 
dann der eventuelle Antrag an die Stelle des abzuweiſenden 
prinzipalen Antrages ſofort trat, und nicht als eventueller An⸗ 
trag, deſſen Eintritt als von einer nicht näher präzifirten 
Prüfung einer in Zukunft erſt eintretenden Unmöglichkeit ab⸗ 
hängig, in lite blieb. Die hier beliebte Fällung eines Theil⸗ 
urtheils erſcheint auch ſonſt in hohem Grade bedenklich. Wäre 
im Sinne des Kl. durch ein Urtheil erkannt, ſowohl auf 
den prinzipalen, als auf den eventuellen Antrag, ſo würde das⸗ 
ſelbe nicht anders zu verſtehen geweſen ſein, als daß die 
ſuſpenſiv bedingte Verurtheilung auf den eventuellen Antrag 
die zunächſt unbedingt erſcheinende, an erſter Stelle aus⸗ 
geſprochene Verurtheilung auf den Hauptantrag zu einer reſo⸗ 
lutiv bedingten Verurtheilung machte. Die Eventualität bezog 
ſich dann ſowohl auf den erſten wie auf den zweiten Theil der 
richterlichen Verurtheilung. Wird aber ſtatt deſſen auf den 
prinzipalen Antrag ſchlechthin durch Theilurtheil verurtheilt, ſo 
iſt der Richter bei Erlaß des Schlußurtheils nicht mehr in der 
Lage, die unbedingte Verurtheilung des Theilurtheils zurück⸗ 
zunehmen, um an ihre Stelle eine reſolutiv bedingte Verur⸗ 
theilung zu ſetzen. I. C. S. i. S. Nickels c. Leo vom 
24. November 1897, Nr. 266/97 J. 

46. Die Patentſchrift enthält keine näheren Angaben 
über das Verfahren zur Entfärbung von Glasmaſſe mittelſt 
Selen. Es geht jedoch aus dem Zuſammenhange der Patent⸗ 
beſchreibung hervor, daß das Selen, wie auch in dem Patent⸗ 
anſpruche ausgedrückt iſt, in irgend einer Geſtalt der ſchmelzen⸗ 
den Glasmaſſe zugeführt wird und daß die Menge des anzu- 
wendenden Selens von dem Grade der Färbung abhängt, welche 
der Glasmaſſe durch die dazu verwendeten ſonſtigen Materialien 
verliehen wird. Dadurch iſt das Verfahren in genügender 
Weiſe beſtimmt. Der Patentfähigkeit deſſelben ſteht nicht im 
Wege, daß die zur Herſtellung eines völlig weißen Glaſes aus 
beſtimmten Rohmaterialien erforderliche Menge von Selen erſt 
durch Probiren gefunden werden muß. Denn die Benutzung 
des Verfahrens durch andere Sachverſtändige iſt moglich, wenn 
der Anſtellung der erforderlichen Proben keine Schwierigkeiten 
entgegenſtehen, deren Beſeitigung ſelbſt wieder eine erfinderiſche 
Thätigkeit erforderte. Daß letzterer Fall vorliege, iſt nicht 
erſichtlich, auch von der Kl. nicht behauptet. Aus der genügenden 
Beſtimmtheit des angegebenen Verfahrens ergiebt ſich zugleich, 
daß es ſich um eine Erfindung, uicht um eine bloße Entdeckung 
handelt. Mag auch in der Erkenntniß, daß ein geringer Selen⸗ 
zuſatz zu grünlicher Glasmaſſe dieſe zu entfärben vermöge, eine 
Entdeckung liegen und mit dieſer Entdeckung ohne jede geiſtige 
Anſtrengung das patentirte Verfahren von ſelbſt gegeben geweſen 
ſein, jo wird dadurch die Patentfähigkeit des letzteren nicht aus⸗ 
geſchloſſen, denn dazu iſt nur erforderlich, daß die erkannte Eigen⸗ 
ſchaft des Selens in bis dahin nicht bekannter Weiſe zu 
gewerblicher Verwerthung, nämlich zur Herfteluug weißen 
Glaſes aus Materialien, die ohne Entfärbungszuſatz grünliches 
Glas ergeben, nutzbar gemacht wurde. Auf das Maß der zur 
Auffindung dieſes gewerblichen Ergebniſſes erforderlichen Geiſtes⸗ 
thätigkeit kommt es nicht an, da auch die zufällig gemachten 


Erfindungen immerhin Erfindungen bleiben. I. C. S. i. S. 
Ver. Radeberger Glashütten c. Sächſ. Glasfabrik A. G. vom 
11. Dezember 1897, Nr. 356/97 J. 

Zum Stempelgeſetz. 

47. Nach der in dem Plenarbeſchluſſe der vereinigten 
Civilſenate des R. G. vom 30. Juni 1892 (Entſch. des R. G. 
Bd. 31 S. 17 ff.) erfolgten Beſtimmung des Weſens eines 
Anſchaffungsgeſchäfts dahin: „die Anſchaffung ſei ein abge- 
leiteter entgeltlicher Erwerb beweglicher Sachen zum Eigenthum 
mittelſt Rechtsgeſchäfts unter Lebenden; unter einem Anſchaffungs⸗ 
geſchäft ſei mithin ein Rechtsgeſchäft zu verſtehen, welches dem 
Anſchaffenden das Eigenthum an fremden beweglichen Sachen 
verſchaffen ſolle, ein ſynallagmatiſcher Vertrag, bei dem die 
verſprochene Leiſtung des einen Theiles in der anzuſchaffenden 
Sache, die des andern in dem dafür zu gewährenden Entgelt 
beſtehe. Die Sache aber, welche Gegenſtand eines 
Anſchaffungsgeſchäfts ſein ſolle, müſſe ſich vorher 
in fremdem Eigenthum befunden haben, aus dem 
ſie in das des Anſchafenden übergehen ſolle, ſo daß 
jede Anſchaffung auf der einen Seite eine Ber- 
äußerung auf der andern Seite bedinge,“ kann ſo 
wenig, wie in der Uebernahme der Aktien durch die Gründer 
bei einer Simultangründung, ſo wenig in der Uebernahme der 
neuen Aktien bei einer Erhöhung des Grundkapitals ein An⸗ 
ſchaffungsgeſchäft gefunden werden. Denn wie in dem Urtheile 
des I. C. S. des R. G. vom 29. November 1893 (Entſch. des 
R. G. Bd. 32 S. 248) ausgeführt wird, „rechtlich ſteht die 
Uebernahme der neuen Aktien bei einer Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals einem neuen Gründungsakte inſoweit gleich, als die 
Aktien erſt aufgebracht und gezeichnet werden müſſen, die neuen 
Aktien werden nicht von der Geſellſchaft verkauft, ſondern ſie 
erweitert ihr Kapital durch neue Betheiligung der Zeichner von 
Aktien.“ „Auch in dieſem Falle erfolgt die Aushändigung der 
Aktien lediglich in Anerkennung und zur Beurkundung eines 
bereits beſtehenden Rechtsverhältniſſes.“ Von dieſer Auffaſſung 
abzugehen, liegt kein Grund vor, zumal das Reichs⸗Stempel⸗ 
geſetz vom 27. April 1894 Tarif Nr. 4a Nr. 2 Abſ. 2 die 
Frage, daß die Uebernahme der Aktien durch die Gründer einem 
Anſchaffungsgeſchäft gleichſtehe, jetzt endgültig entſchieden hat. 
Wenn die Reviſion auf Art. 21 5a des Geſetzes vom 18. Juli 1884 
betreffend die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien und die Aktien ⸗ 
geſellſchaften hinweiſt, wonach bei Erhöhung des Grundkapitals 
für die neu auszugebenden Aktien die Leiſtung eines höheren 
als des Nominalbetrages feſtgeſetzt werden könne, ſo iſt hieraus 
ein Anhalt für die Rechtfertigung des hier ſtreitigen auf Grund 
des Geſetzes vom 29. Mai 1885 eingeforderten Anſchaffungs⸗ 
geſchäftsſtempels nicht zu gewinnen, da die Ausgabe der Aktien 
für einen höheren als den Nominalbetrag, wie Art. 23 9b in 
Verbindung mit Art. 18 5b jenes Geſetzes ergiebt, auch bei der 
Errichtung der Geſellſchaft zuläſſig iſt. IV. C. S. i. S. Fiskus 
c. Deutſche Geſellſchaft für Bauunternehmungen i. L. vom 
16. Dezember 1897, Nr. 163/97 IV. | 

Zur Berner Konvention. 

48. Die Beſtimmung des Art. 3 der Konvention von 1886 
regelt den Schutz von Werken, deren Urheber wie bei dem hier 
in Rede ſtehenden einem Nichtverbandslande angehört. Während 
nach einem Entwurfe der Uebereinkunft der Schutz der Rechte 
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verbandsländiſcher Autoren auch ſolchen nicht verbandsländiſchen 
gewährt werden ſollte, welche in einem Verbandslande ihren 
Wohnſitz haben oder ihre Werke daſelbſt verlegen laſſen, wurde 
nach Geltendmachung der Erwägung, daß durch dieſe Beſtim⸗ 
mung das Intereſſe anderer Staaten am Beitritt zur Union 
zu ſehr abgeſchwächt würde, eine Abänderung dahin vereinbart, 
daß ein direkter Verlegerſchutz in der Faſſung des Art. 3 
der Konvention eingeführt wurde, worin ſich dieſelbe der Be⸗ 
ſtimmung des Art. 2 der Uebereinkunft zwiſchen Deutſchland 
und Frankreich, betr. den Schutz an Werken der Literatur und 
Kunſt, vom 19. April 1883 anſchloß. (Vergl. Renault's 
Archives diplomatiques II. Serie, t. XVI S. 23). Das 
von der Kl., die eine dauernde Handelsniederlaſſung in London 
hat, auf Grund des Art. 3 der Berner Konvention in Anſpruch 
genommene Schutzrecht ſetzt, wie das B. G. annimmt, voraus, 
daß die erſte Veröffentlichung des Werkes in England 
ſtattgefunden hat. Die Reviſion erhebt jedoch eine Rüge gegen 
die Entſcheidung deshalb, weil das B. G. mit Unrecht die 
gleichzeitige Veröffentlichung in dem Verbandslande England 
und in dem Nichtverbandslande, nämlich in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, einer erſtmaligen Veröffentlichung in 
erſterem Lande allein gleichgeſtellt hat. Dieſe Frage hat eine 
direkte Entſcheidung in der Konvention nicht gefunden und die 
in Art. 2 Abſ. 3 derſelben für den Fall in einer gleichzeitigen 
Veröffentlichung in mehreren Verbandsländern getroffene Be⸗ 
ſtimmung darüber, welches unter dieſen Ländern als das Ur⸗ 
ſprungsland, nach deſſen Geſetzgebung ſich die zu erfüllenden 
Bedingungen und Förmlichkeiten richten, anzuſehen ſei, läßt ſich 
für eine gleichzeitige Veröffentlichung innerhalb und außerhalb 
der Länder des Verbandes nicht verwerthen. Es iſt aber dem 
B. G. darin beizutreten, daß die Vorausſetzung des Art. 2 der 
Berner Konvention, beſtehend in der Veröffentlichung des zu 
ſchützenden Werks in einem der Verbandsländer, nicht minder 
vorhanden und wirkſam iſt, wenn in einem dem Verband nicht 
angehörigen Lande gleichzeitig, nur nicht früher eine Veröffeut⸗ 
lichung des Werkes ſtattgefunden hat. Eine Einſchränkung 
des Schutzes auf den Fall einer ausſchließlich in einem Ver⸗ 
bandslande geſchehenen Veröffentlichung läßt ſich aus der Kon⸗ 
vention nicht entnehmen und hätte eines beſonderen Ausdrucks 
bedurft. Daſſelbe muß aber auch für den Verlegerſchutz gelten, 
ſo daß bei dem nicht ſelten räumlich getheilten Verlage des 
Werks eines fremden Autors im Nichtverbandslande und in 
einem der Verbandsländer bei gleichzeitiger Veröffentlichung der 
Schutz der Konvention erworben wird. Daß man den Verleger 
ſchutz an der Stelle eines unter gewiſſen Vorausſetzungen ein⸗ 
tretenden Schutzes der verbandsfremden Autoren einführte, mag, 
wie oben bereits angeführt, durch die Erwägung beeinflußt 
worden ſein, daß dieſe Beſtimmung einen erhöhten Anreiz für 
den Beitritt zur Konvention enthalte, allein es iſt der Reviſion 
nicht zuzugeben, daß bei der oben gebilligten Auslegung dieſer 
Zweck völlig vereitelt werde, denn einer Veröffentlichung des 
Werkes durch die Kl. in England hätte es dann nicht bedurft, 
wenn ſich die Vereinigten Staaten von Amerika der Berner 
Konvention angeſchloſſen hätten. Das Werk konnte durch ſeine 
Veröffentlichung in New Vork nicht im Verbande ſchutzlos 
werden, weil es gleichzeitig in einem Verbandslande unter 
Beobachtung der nach der Geſetzgebung des letzteren zur Er- 


langung des Urheberrechtsſchutzes vorgeſchriebenen Bedingungen 
und Förmlichkeiten erſchienen iſt. Daß, wie die Reviſton her⸗ 
vorhebt, nach dieſer Auslegung der Konvention ein doppeltes 
Nachdrucksrecht geſchaffen wird, ſteht derſelben nicht entgegen, 
da überhaupt der Schutz, welchen die Angehörigen der 
Vereinigten Staaten von Amerika in Deutſchland nach Maß⸗ 
gabe des Vertrages vom 15. Januar 1892 genießen, neben 
dem durch die Berner Konventin gewährten Verlegerſchutze be⸗ 
ſteht. II. C. S. i. S. Fehſenfeld c. Osgood Me. Ilvaine u. Co. 
vom 3. Dezember 1897, Nr. 235/97 II. 

49. Eine Rüge des Vertreters der Reviſion richtete ſich 
auf denjenigen Punkt, welcher das L. G. zur Abweiſung der 
Klage veranlaßt hat, indem es annahm, daß Kl. das Werk in 
England nicht als Verleger veröffentlicht habe, daß vielmehr 
nur der buchhändleriſche Vertrieb des Werks in England von 
ihr als Verkaufskommiſſionär vermittelt worden ſei. Daß es 
auf die Eigenſchaft eines wirklichen Verlegers bei Geltendmachung 
des Schutzrechts aus Art. 3 der Berner Konvention ankommt, 
erſcheint nicht zweifelhaft. Auch konnten durch den Inhalt des 
das Vertragsverhältniß mit der Kl. einleitenden Briefes der 
Firma Harper & brothers vom 23. Mai 1893 Bedenken 
in dieſer Richtung entſtehen; allein gegenüber den Feſtſtellungen 
des B. G. über das geſammte Vertragsverhältniß konnte der 
Rüge doch keine Folge gegeben worden. Unbeſtritten war ſchon 
im erſten Verfahren, daß der Verfaſſer des Romans durch Ver⸗ 
trag vom 1. Februar 1893 deſſen Verlag der Firma 
Harper & brothers in New⸗Nork übertragen hat, und nach 
dem Thatbeſtande des Urtheils II. J. wird der Inhalt dieſes 
Vertrages nach einer von L. Wallace ausgeſtellten Beurkundung 
vom 17. Dezember 1894 unter den unbeſtrittenen Thatſachen 
aufgeführt. Hiernach iſt nicht zu bezweifeln, daß die genannte 
Firma das Verlagsrecht beſitzt und zugleich befugt war, den 
Verlag für England der Kl. zu übertragen. Letztere iſt der 
Auflage, in England Urheberrechts ſchutz zu erwirken, durch die 
Erfüllung der dort vorgeſchriebenen Bedingungen und Förmlich— 
lichkeiten nachgekommen und hat ſich gemäß Art. 3, 11 der 
Berner Konvention durch die Anbringung ihres Namens als 
Verleger anf dem Werke den Anſpruch erworben, bis zum Be⸗ 
weiſe des Gegentheils als ſolcher angeſehen zu werden. In⸗ 
deſſen kommt es auch hier auf die Frage der Beweislaſt nicht 
an, weil das O. L. G. für voll bewieſen erachtet, daß Kl. 
Verleger des Werkes für England ſei. Daſſelbe ſtellt 
mit ausreichender Begründung feſt, daß der Kl. von 
Harper & brothers das ausſchließliche und unwiderrufliche Recht 
übertragen wurde, das Werk kraft eigenen Rechts in England zu 
vertreiben, hiezu nach Bedürfniß Exemplare des Werks zu be⸗ 
ziehen, daſelbſt Urheberſchutzrecht zu erwirken und das Recht 
ſowie die Pflicht, das Urheberrecht in dem genannten Lande zu 
verwerthen, und nimmt hiernach an, daß genannte Firma damit 
ihre eigenen auf England bezüglichen Verlagsrechte mit den 
entſprechenden Pflichten auf die Kl. übertragen habe; die Ueber⸗ 
tragung begreife ein wirkliches, wenn auch getheiltes und die 
Modifikation erleidendes Verlagsrecht, daß die Vervielfältigung 
des Werks durch Harper & brothers beſorgt wurde, und Kl. 
habe von dieſem Verlagsrechte Gebrauch gemacht. Wenn auch 
der Verlagsvertrag das Recht und die Pflicht zur Vervielfältigung 
des Schriftwerkes umfaßt, fo iſt doch dem Umſtande, daß bei 
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einer Theilung des Verlags das Werk nur von einem Verleger 
zu vervielfältigen iſt und der andere nur die gedruckten Exem⸗ 
plare zu beziehen hat, nicht die Bedeutung beizulegen, dem 
letzteren deshalb die Eigenſchaft eines Verlegers im Sinne des 
Art. 3 der Berner Konvention abzuſprechen. Ebenſo konnte 
auf die Art der Belehnung und die Riſikoübernahme ohne 
Rechtsirrthum hier kein entſcheidendes Gewicht gelegt werden. 
Durch die in Uebereinſtimmung mit dem über die Verleger⸗ 
eigenſchaft der Kl. erhobenen Gutachten, welches der Direktor 
des Büreaus des internationalen Verbandes zum Schutze von 
Werken der Literatur und Kunſt in Bern abgegeben hat, ge⸗ 
wonnene Rechtsanſicht des B. G., daß die Kl. mit der ſich 
hieraus ergebenden Verantwortlichkeit gegenüber dem Publikum 
als Verleger das Werk in England herausgegeben oder ver⸗ 
öffentlicht habe, ſind daher Rechtsgrundſätze nicht als verletzt zu 
erachten. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

50. Um den Autoren, welche nicht einem Verbands⸗ 
lande angehören, indirekt Schutz zu gewähren, find ihren 
Verlegern, welche ihre Werke in einem Verbandslande ver⸗ 
öffentlichen, die Schutzrechte von dieſem Verbandslande an⸗ 
gehörigen Urhebern unter der Vorausſetzung der Beobachtung 
der für dieſe vorgeſchriebenen Bedingungen eingeräumt. Dazu 
gehört auch das ausſchließliche Recht der Ueberſetzung und 
das daraus abgeleitete Recht, gegen unbefugte Ueberſetzungen 
den Schutz der Gerichte in Anſpruch zu nehmen, ohne daß 
dieſes ihnen durch die Konvention verliehene Recht davon ab⸗ 
hängig gemacht iſt, ob der Verlagsvertrag das Recht der 
Ueberſetzung mit umfaſſe oder nicht. Iſt alſo das in London 
erſchienene Werk wie das Werk eines engliſchen Urhebers ge⸗ 
ſchützt, jo bedarf deſſen Verleger zur Verfolgung einer un- 
befugten Ueberſetzung in Deutſchland nicht einer beſonderen Er⸗ 
mächtigung des amerikaniſchen Urhebers, vielmehr genießt er 
das durch die Konvention von 1886 ihm verliehene Schutzrecht 
ſelbſtändig als Herausgeber des Werks. Der Kl. konnte aber 
die Eigenſchaft als Verleger des Werks für England zuerkannt 
werden, wenn ihr auch das Ueberſetzungsrecht nicht übertragen 
wurde, da dieſes keinen weſentlichen Beſtandtheil eines Verlags- 
vertrags bildet. Vergl. Entſch. bei Nr. 48. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

51. Die Klage iſt auf § 9 Abſ. 1 Nr. 3 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1894 geſtützt. Da der Kl. Cigaretten importirt, 
iſt ſein Klagerecht unbedenklich; es wird auch nicht mehr in 
Frage gezogen. Die Ausführung des Reviſionsbekl., die Klage 
ſei ohne Weiteres abzuweiſen, weil B. u. Co. ſelbſt, nachdem 
die im Abſ. 2 des § 9 a. a. O. beſtimmte Friſt abgelaufen, 
die Löſchung des Zeichens nicht mehr beantragen könnten und 
die Bekl. dadurch, daß fie das Zeichen für ſich ſelbſt habe ein- 
tragen laſſen, ein unanfechtbares Recht auf das Zeichen erworben 
habe, ſelbſt wenn es vor dem 1. Oktober 1895 im Verkehr als 
Kennzeichen des B.'ſchen Gefchäfts gegolten habe, iſt nicht zu- 
treffend. Die Klage iſt nicht darauf geſtützt, daß die Bekl. 
unbefugt das Zeichen eines Andern für ſich hat eintragen laſſen; 
zu ſolcher Klage wäre der Kl., der für B. u. Co. weder auf⸗ 
treten kann, noch auftritt, nicht legitimirt, ſondern nur der 
Verletzte 8$ 12, 14, 23 a. a. O. Die Klage verfolgt viel- 
mehr nach dem Inhalte der Klageſchrift und nach der Geſtalt, 
die ſie im Laufe des Rechtsſtreites in den Vorinſtanzen gewonnen 
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hat, das Recht des Dritten auf Löſchung eines ſ. g. deceptiven 
Zeichens. Dies Recht kann allerdings daraus nicht abgeleitet 
werden, daß jemand für ſich ein Zeichen hat eintragen laſſen, 
das vor dem 1. Oktober 1895 ein Anderer zur Unterſcheidung 
ſeiner Waare von der gleichartigen Waare eines anderen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes benutzt, aber weder vor dem 1. Oktober 1895 
noch nachher hat eintragen laſſen. § 4 Abſ. 2, § 9 Abi. 2 
a. a. O. So iſt das Klagerecht hier aber auch nicht fundirt. 
Aus der Klageſchrift und den Behauptungen des Kl. in den 
Vorinſtanzen in ihrem Zuſammenhange, ergiebt ſich das richtige 
Verſtändniß der Klage vielmehr dahin, daß im Laufe der Zeit 
das urſprünglich von B. u. Co. in Petersburg, für ein beſtimmtes 
Fabrikat von beſtimmter Qualität und Preislage ihres Betriebes 
benutzte Zeichen im Verkehr und in der Anſchauung der Kon⸗ 
ſumenten die Bedeutung eines Qualitätszeichens gewonnen habe 
und zur Zeit noch habe. Iſt dies als feſtgeſtellt anzuſehen, ſo 
it die Klage nicht zu verſagen. Die Nr. 389 Abſ. 1 
ſetzt voraus, daß der Inhalt des Zeichens den thatſächlichen 
Verhältniſſen nicht entſpricht und objektiv die Gefahr einer 
Täuſchung begründet. Das Zeichen muß eine Angabe that⸗ 
ſächlicher und täuſchender Art enthalten oder in ſich ſchließen. 
Die Ausſtattung bleibt außer Betracht oder könnte doch nur 
ſoweit in Betracht kommen, als ſie auf die Täuſchungsabſicht 
ein Licht werfen könnte, und die Täuſchungsabſicht iſt nicht 
erforderlich. Die Ausſtattung iſt nicht Inhalt des Waaren⸗ 
zeichens und Täuſchung durch die Ausſtattung kann nur nach 
§ 15 des Geſetzes und nur von dem verfolgt werden, deſſen 
Ausſtattung mißbraucht wird, auch nie zur Löſchung eines 
Zeichens führen. I. C. S. i. S. Nicolas c. Sultan vom 
8. Dezember 1897, Nr. 273/97 I. 


52. Verſteht das kaufende Publikum in Deutſchland unter 


Dyrektorskie eine Qualitätscigarette beſtimmter Provenienz, ſo 
kommt es auf die Anſchauung des Händlers nicht an. Zweck 
und Beſtimmung des Zeichens ſind auf das kaufende Publikum 
berechnet. Ihm erſetzt es in der Regel den Namen des Fabrikanten 
und wo in ſeinen Augen der als Zeichen gewählte Name eine 
Qualitätsbezeichnung iſt, die Prüfung der Waare auf die Qualität. 
Der Zwiſchenhändler und der Detailliſt kann regelmäßig über⸗ 
haupt nicht getäuſcht werden, und kommt deshalb an erſter 
Stelle nicht in Betracht. Bedeutet dem Publikum ein Zeichen 
eine Qualität nnd eine Provenienz, fo enthält das Zeichen für 
das Publikum die Angabe der Qualität und der Provenienz 
und die objektive Gefahr der Täuſchung beſteht, wenn die 
Qualitäts- und Provenienzbezeichnung als Waarenzeichen d. h. 
zur Unterſcheidung der Waaren eines Geſchäftsbetreibenden ver⸗ 
wendet wird, die nicht von dieſer Qualität und nicht von dieſer 
Provenienz ſind. Nun iſt feſtgeſtellt, daß das Publikum unter 
Dyrektorskie's regelmäßig importirte Waare beſtimmter Qualität 
und beſtimmter Provenienz verſteht und getäuſcht werden kann, 
wenn es nicht aufmerkſam und der Händler unreell iſt. 
Hinzuweiſen iſt darauf, daß nach den Bekundungen der Zeugen 
E. P. W. S. O. das deutſche Fabrikat eine Imitation des 
echten und billiger iſt, und daß nach der Ausſage des E. im 
Detailhandel trotzdem die Deutſche Dyrektorskie zu dem- 
ſelben Preiſe wie die importirte verkauft wird. Danach 
kann darauf nichts ankommen, daß das Publikum die Täuſchung 
durch Aufmerkſamkeit und die Reellität ſeiner Verkäufer ver⸗ 


meiden kann. Die objective Gefahr der Täuſchung beſteht und 
ſie reſultirt daraus, daß das Zeichen Dyrektorskie im Verkehr 
eine Angabe über die Qualität der Waare enthält, dieſe Angabe 
aber den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht, wenn die 
Bekl. es für ihr Fabrikat verwendet. Das angefochtene Urtheil 
hat deshalb aufgehoben werden müſſen. Da es weiterer that⸗ 
ſächlicher Ermittelungen nicht bedarf, war zugleich in der Sache 
ſelbſt das erſte Urtheil auf Löſchung des Zeichens wieder her⸗ 
zuſtellen. Dieſer Entſcheidung kann nicht entgegengehalten werden, 
daß ſie im Ergebniß nicht erreicht, was das Geſetz bezwecke, 
weil durch die Löſchung des Zeichens weder die Bekl. noch andere 
Fabrikanten gehindert würden, ihre Cigaretten weiterhin mit dem 
Worte Dyrektorskie zu bezeichnen und dadurch zu täuſchen. Die 
Wirkung der Löſchung des Zeichens iſt, daß die Bekl. nicht mehr 
iu der Lage iſt, ſich gegen den Vorwurf der Täuſchungsabſicht 
darauf zu berufen, daß ſie ein geſetzliches Recht habe, das Wort 
Dyrektorskie als Waarenzeichen zu gebrauchen. Bedeutet 
Dyrektorskie eine beſtimmte Qualität, ſo ſetzt ſich die Bekl., wie 
jeder Fabrikant der Beſtrafung wegen Betrugs aus, wenn ſie 
unter dieſer Bezeichnung ein Fabrikat verkauft, das nicht eine 
Dyrektorskie im Sinne des kaufenden Publikums iſt. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs. N 

53. Der Antrag auf Unterſagung des Gebrauchs der 
Firma Buſchmann u. Co. gründet ſich auf § 8 des Geſetzes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. 
Das B. G. führt aus, § 8 habe zur Vorausſetzung, daß der 
Kl. ſich befugterweiſe der Firma B. G. J. Buſchmann u. Co. 
bedient habe, auf Seite der Bekl. aber eine mißbräuchliche Art 
der Benutzung der Firma vorliege, die darauf berechnet und 
geeignet ſei, Verwechſelungen mit der klagenden Firma hervor⸗ 
zurufen. Das B. G. erkennt hierbei ausdrücklich an, daß das 
Geſetz grundſätzlich nicht zwiſchen befugt und unbefugt geführten 
Firmen unterſcheide. Im Falle einer unberechtigten Firma ſei 
ſchon die Führung der Firma an ſich ein Mißbrauch; im Falle 
der mißbräuchlichen Art der Führung einer berechtigten Firma 
könne aber die Unterſuchung nur die mißbräuchliche Art der 
Benutzung treffen, gegen die das Geſetz ſich richte. Bei der 
genügenden Deutlichkeit der Unterſcheidung hätten auch die 
Bekl. ſich befugter Weiſe ihrer nunmehrigen Firma bedient. 
Hinſichtlich der Art der Benutzung ſei nur der Umſtand erörtert, 
daß das Geſchäftslokal in der Nähe des Geſchäftslokales des 
Kl. errichtet ſei. Seit 1893 ſei es aber an die andere Seite 
der Alſter verlegt. Die Reviſion rügt, das B. G. gehe von 
einer unrichtigen Auffaſſung des § 8 des Geſetzes zur Be⸗ 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbes aus, verwerthe ein an⸗ 
gebliches Anerkenntniß des Kl. bezüglich der Berechtigung der 
Bekl. zur Führung der Firma, das nicht den Gegenſtand der 
Verhandlung gebildet habe, und laſſe eine ausreichende 
Würdigung des in den Gründen des landgerichtlichen Urtheils 
zutreffend beurtheilten Beweismateriales vermiſſen. Die Angriffe 
ſind unbegründet. Das B. G. erwähnt allerdings, der 1891 
von den gegenwärtigen Bekl. verklagte Kl. habe die Berechtigung 
der Bekl. zur Führung der Firma ausdrücklich anerkannt, ohne 
die Feſtſtellung dieſer Thatſache anders als durch Anführung 
des Aktenzeichens zu begründen. Die Annahme der Berechtigung 
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- Beil. zur Führung der Firma bedarf aber nicht dieſes An⸗ 
enntniſſes; ſie iſt ſchon durch die Beſtimmungen des H. G. B. 
echtfertigt. Die Annahme des B. G., daß die Initialen der 
genden Firma ein hinreichendes Unterſcheidungsmerkmal bilden, 
nit die Weglaſſung der von der klagenden Firma geführten 
fangsbuchſtaben die von den Bekl. geführte Firma von der 
nals bereits beſtandenen klagenden Firma deutlich und aus⸗ 
hend unterſcheide und daher der Annahme der gegenwaͤrtigen 
ma ein geſetzliches Hinderniß nicht entgegenſtehe, entſpricht 
1 Art. 20 des H. G. B., wie der Rechtſprechung des R. G. 
ti. des R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 71). Daß dieſer 
ſich berechtigte Gebrauch einer Firma ein unberechtigter, der 
ſcheidung auf Grund des § 8 des Geſetzes zur Bekämpfung 
unlauteren Wettbewerbes unterliegender werden könne, verkennt 
B. G. nicht; es erkennt vielmehr das Gegentheil an. Gerade 
in, daß das B. G. die Erörterungen des L. G. nach ihrer 
tung gegen die Benutzung an ſich und nach ihrer Richtung 
n die Art der Benutzung ſcheidet, läßt es erkennen, daß es 
Beweismaterial wohl geprüft, aber für die Feſtſtellung 
r mißbräuchlichen Art der Benutzung nicht für verwendbar 
nden. Abgeſehen hiervon gelangt es auf Grund eines Rück⸗ 
s auf die beiderſeitige Geſchäftsgebahrung zu dem Schluſſe, 
dieſe der Berechnung der Verwechſelung durch die Annahme 
Firma auf das entſchiedenſte widerſpreche. Dieſe Folgerung 
auf thatſächlichem, der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz 
ogenem Gebiet. VI. C. S. i. S. B. G. J. Buſchmann u. Co. 
zuſchmann u. Co. vom 13. Dezember 1897, Nr. 398/97 VI. 
IV. Das Gemeine Recht. 
54. Das Reichsgericht geht davon aus, daß, wenn auch 
von der Firma Peters hermanos mit ihren Gläubigern 
loſſene Accord im allgemeinen nach, argentiniſchem Rechte 
jeurtheilen ſein mag, doch das hier ſtreitige Nachzahlungs⸗ 
rechen, das die Inhaber der Firma perſönlich ihrem Bruder 
Hauptgläubiger ertheilten, deutſchem Rechte zu unterſtellen iſt. 
ir ſpricht der zu vermuthende vernünftige Wille der Parteien. 
Verſprechen war ſeinem Inhalte nach dazu beſtimmt, die 
ten der beiden Promittenten ihrem Bruder gegenüber für 
zeit ihres Lebens zu regeln; ja es enthielt darüber hinaus 
den Beſtimmungen über die Lebensverſicherungsgelder 
dnungen, die erſt nach dem Tode des Promittenten in 
ſamkeit treten ſollten. Es kann nicht angenommen werden, 
die Betheiligten, die ſämmtlich Hamburger waren, dieſe für 
dauer beſtimmten, ihre Familienbeziehungen beeinfluſſenden 
ichungen dem Rechte des ausländiſchen Staates unterſtellen 
n, mit dem der Gläubiger in gar keiner, die Schuldner 
nur in der Beziehung ſtanden, daß ſie dort des Erwerbes 
einen wenn auch auf Jahre berechneten, fo doch immerhin 
orübergehenden Aufenthalt genommen hatten. Vernünftiger 
können die Betheiligten ihr Augenmerk nur auf das Recht 
taated gerichtet haben, zu dem allein fie alle in dauernden 
jungen ſtanden. Das führt auf die Anwendung des in 
urg geltenden Rechts. I. C. S. i. S. Peters c. Peters 
11. Dezember 1897, Nr. 269/97 J. 
55. Auf die Reviſion der Kl. und Rkl. gegen das die 
auf Scheidung der Ehe vom Bande abweiſende B. U. iſt 
chtet des Nichtvertretenſeins des Bekl. und Rbkl. ein 
diktoriſches Urtheil gemäß § 578 Abſ. 4 der C. P. O. zu 


83. 


—.— 


erlaſſen (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 27 Nr. 91 
S. 362). — In der Sache ſelbſt erkennt das B. G. ohne 
Rechtsirrthum an, daß nach dem auf den vorliegenden Fall an⸗ 
zuwendenden gemeinen proteſtantiſchen Eheſcheidungsrechte lebens» 
und geſundheitsgefährliche Mißhandlungen, auf welche Kl. die 
Klage ſtützt, einen vollgültigen Eheſcheidungsgrund abgeben und 
daß unter geſundheitsgefährlichen Mißhandlungen ſolche zu ver⸗ 
ſtehen find, welche als Erfolg einen bleibenden Nachtheil für die 
Geſundheit herbeigeführt haben oder doch nach der gewöhnlichen 
Erfahrung des Lebens hätten herbeiführen müſſen oder können. 
Nach der Feſtſtellung des B. G. hat nun aber der Bekl. die Kl. 
in der Zeit vom Oktober 1894 bis Oktober 1895 einmal 
dadurch mißhandelt, daß er ihr einige tüchtige Ohrfeigen gab, 
und hat ferner der Bekl. die Kl. mehrfach, während fie hoch⸗ 
ſchwanger war, mit der Fauſt wiederholt in das Geſicht und 
ſonſt an den Kopf ſo geſchlagen, daß ſie ſchrie und weinte und 
daß ein Zeuge, um ſo etwas nicht länger mitanzuſehen, weg⸗ 
gegangen iſt. Wenn nun angeſichts dieſer thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung das B. G. nicht verkennt, daß gegen eine Hochſchwangere 
gerichtete Mißhandlungen unter Umſtänden einen bleibenden 
Nachtheil für die Geſundheit der Verletzten herbeizuführen im 
Stande ſind, und trotzdem die feſtgeſtellten Mißhandlungen als 
geſundheitsgefährliche nicht angeſehen hat, ſo ſteht dieſer letztere 
Entſcheidungsgrund mit den vorher entwickelten Rechtsſätzen in 
Widerſpruch. Denn wenn eine hochſchwangere Frau mehrfach 
mit der Fauſt wiederholt in das Geſicht und ſonſt auf den 
Kopf geſchlagen wird, ſo daß ſie ſchreit und weint, ſowie ein 
Zeuge es nicht länger mitanſehen kann und deshalb weggeht, 
fo liegt in Ermangelung entgegenſtehender concreter That⸗ 
umſtände, an denen es hier fehlt, eben eine Mißhandlung, 
welche als Erfolg einen bleibenden Nachtheil für die Geſundheit 
nach der gewöhnlichen Erfahrung des Lebens herbeiführen kann, 
vor. Es iſt daher der Anſpruch der Kl. auf Scheidung der 
Ehe vom Bande und demnach die Reviſion für begründet an⸗ 
zuſehen. III. C. S. i. S. Schultze c. Schultze vom 
26. November 1897, Nr. 41/97 III. 

56. Was den Hauptſtreit betrifft, ſo beruht die Verſchieden⸗ 
heit der Entſch. des L. G. und des O. L. G. auf der abweichenden 
Bedeutung, welche die beiden Gerichte einem Aufnahmebefehle, 
wie er hier vom L. G. an den Bekl. ergangen war, beilegen. 
Der Bekl. ſollte demgemäß die Kl. „zum Zwecke der Fortſetzung 
des ehelichen Lebens“ bei ſich aufnehmen, und meinte dann dieſer 
Auflage dadurch Genüge gethan zu haben, daß er die Kl. zwar 
dem Wortſinne nach in ſeine Wohnung aufnahm und ihr in 
derſelben ein Paar Zimmer zu ihrer beſondern Benutzung über⸗ 
ließ, auch ihr daſelbſt ſtandesgemäßen Unterhalt gewährte, aber 
im Uebrigen mit ihr keine Gemeinſamkeit des Lebens herſtellte, 
ja überhaupt nicht mit ihr unmittelbar verkehrte. Nach der 
Anſicht des L. G. war damit noch keine Wiederaufnahme der 
Kl. im Sinne des erlaſſenen Befehles vollzogen, während das 
B. G. die entgegengeſetzte Auffaſſung vertritt, darauf geſtützt, 
daß in einem ſolchen Verhalten des Ehemannes der Frau gegen- 
über niemals eine bösliche Verlaſſung derſelben würde gefunden 
werden können, und daß daſſelbe zwar dem Weſen der ehelichen 
Gemeinſchaft widerſtreite, aber nach dem in Hamburg geltenden 
Rechte keinen Grund zu einer Eheſcheidung vom Bande darſtelle. 
Gegen dieſe Begründung laſſen ſich triftige rechtliche Bedenken 
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nicht erheben. Der Begriff der böslichen Verlaſſung erſcheint 
dabei vom Standpunkte des gemeinen Deutſchen proteſtantiſchen 
Eherechtes aus, welches in Hamburg ohne Rückſicht auf 
koufeſſionelle Unterſchiede maßgebend iſt, als richtig erfaßt, und 
eben ſo kann nach demſelben Rechte auch wegen bloßer 
unwürdiger Behandlung u. dgl. ein Ehegatte die Scheidung 
vom Bande nicht verlangen. VI. C. S. i. S. Alexander 
c. Alexander vom 13. Dezember 1897, Nr. 250/97 VI. 

57. Es iſt nicht erſichtlich, daß bei der Feſtſtellung, die 
Kl. habe die ſtreitigen Sachen für ſich erworben, die Rechts⸗ 
vermuthung ungenügend berückſichtigt ſei, daß das, was ſich im 
Haufe des Ehemannes befand, als dieſem gehörig zu gelten hat, 
wenn nicht die Ehefrau den Erwerb auf andere Weiſe als durch 
Schenkung Seitens des Ehemannes nachweiſt. Dieſe Ver⸗ 
muthung wird aufgehoben durch den als geführt angenommenen 
Beweis, daß von vornherein der Ankauf der ſtreitigen Sachen 
nicht für den mittelloſen Ehemann, ſondern für die Ehefrau 
geſchehen ſei. Die getroffene Feſtſtellung iſt auch nicht um des⸗ 
willen unzureichend begründet, weil ausdrücklich nur als bewieſen 
angenommen iſt, daß fie die erſte Anzahlung von 2 300 Mark 
aus eigenen Mitteln geleiſtet hat, denn mit dem ſelbſtſtändigen 
Erwerb des publicianiſchen Beſitzes war der Klaggrund liquide 
geſtellt, und bedurfte es nicht der weiteren Nachweiſung darüber, 
aus welchen Quellen die Kl. die Mittel zu ſpäteren Zahlungen 
erlangt hat. III. C. S. i. S. Behn c. Ruſch vom 10. De⸗ 
zember 1897, Nr. 218/97 III. 

58. Die Ausführung des B. G., daß die Kl. durch ihren 
hierzu bevollmächtigten Ehemann die fraglichen Sachen gekauft 


und tradirt erhalten habe, beruht auf thatſächlichen Erwägungen, 


und ſteht die Annahme, daß dieſer Rechtserwerb auch ohne aus⸗ 
drückliche Erklärung des Vertretungswillens habe ſtattfinden 
können, im Einklang mit den in der Entſch. des R. G. Bd. 30 
S. 142 ausgeſprochenen Rechtsgrundſätzen. Es iſt zwar an⸗ 
zuerkennen, daß es dem Verkäufer nicht immer nur darauf an- 
kommt, von ſeiner Verbindlichkeit frei zu werden, und daß er 
unter Umſtänden ein Intereſſe daran haben kann, nur an eine 
beſtimmte Perſon das Kaufobjekt zu tradiren. Eine derartige 
Willenserklärung iſt jedoch nicht abgegeben, und durfte aus den 
Umſtänden gefolgert werden, daß der durch den Eigenthums⸗ 
vorbehalt geſicherte Verkäufer kein Gewicht darauf legte, ob er 
an die Kl. oder deren Ehemann verkaufte und tradirte. Die 
Reviſion mußte daher koſtenpflichtig zurückgewieſen werden. 
Vergl. Entſch. aus voriger Nummer. 

59. Im Gebiete des gemeinen Rechts, deſſen Anwendbar⸗ 
ſeit auf den vorliegenden Rechtsfall von keiner Seite in Zweifel 
gezogen iſt und auch keinem Bedenken unterliegt, gelten nach 
allgemein anerkanntem Gewohnheitsrechte die Rechtsſätze, daß 
der Vater eines unehelichen Kindes verpflichtet iſt, daſſelbe mit 
dem nothwendigen Unterhalte zu verſehen und der Mutter 
Tauf⸗, Entbindungs- und Wochenkoſten zu zahlen. Auf welchem 
Rechtsgrunde dieſe Verpflichtungen beruhen, iſt ſtreitig. Von 
den darüber aufgeſtellten Anſichten haben zwei das Uebergewicht 
erlangt. Die eine dieſer Anſichten, welche eine, in dem Bei⸗ 
ſchlafe liegende, unerlaubte Handlung des Vaters als den 
Rechtsgrund anſieht, iſt nicht haltbar. Denn der außereheliche 


Beiſchlaf iſt gegenüber dem Kinde, welches durch denſelben er- 


zeugt wird, kein Unrecht, das ihm Schaden zufügt. Der Mutter 


gegenüber aber fällt die Entſchädigungspflicht fort, weil dieſelbe, 
abgeſehen von den hier nicht gegebenen Fällen des Zwanges 
und des Irrthums, Theilnehmerin an der unſittlichen Handlung 
des Vaters geweſen iſt. Die andere Anſicht, nach welcher ſich 
der Anſpruch des Kindes auf die natürliche Verwandiſchaft mit 
feinem Erzeuger, und der Anſpruch der Mutter auf Rückſichten der 
Billigkeit gründer, iſt dagegen die richtige. Vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 7 S. 340. Motive zu dem Entwurfe eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. 4 S. 907, 909. Für den An⸗ 
ſpruch des Kindes iſt es daher von Erheblichkeit, die Perſon 
des Erzeugers feſtzuſtellen. Die Feſtſtellung kann mit genügen⸗ 
der Gewißheit dann nicht getroffen werden, wenn die Mutter 
in der Conceptionszeit des Kindes mit mehreren Männern den 
Beiſchlaf vollzogen hat. Die bloße Möglichkeit, daß der eine 
oder auch der andere Mann der Erzeuger ſein kann, reicht 
nicht aus, um die geſetzlich erforderliche gewiſſe Ueberzeugung 
zu gewähren, daß gerade der Bekl. der Erzeuger ſei. Eine 
Vermuthung, dahin gehend, daß Erzeuger des Kindes ſei, wenn 
nachgewieſen werde, daß er in der Conceptionszeit mit der 
Mutter den Beiſchlaf vollzogen habe, iſt nur inſoweit berechtigt, 
als nicht auch noch einem anderen Manne der Beiſchlaf während 
jener Zeit mit der Mutter des Kindes nachgewieſen werden 
kann. Im gegenwärtigen Prozeſſe hat das B. G. thatſächlich 
feſtgeſtellt, daß die Kl. innerhalb der Conceptionszeit des mit- 
klagenden Kindes mit dem Arbeiter S. den Beiſchlaf vollzogen 
habe. Die Feſtſtellung iſt durch keinen Rechtsirrthum beein⸗ 
flußt. Selbſt wenn daher der Bekl. in derſelben Zeit mit der 
Kl. geſchlechtlichen Verkehr gepflogen haben ſollte, würde gegen 
ihn der von dem Kinde erhobene Anſpruch auf Unterhalt nicht 
begründet ſein. Die Billigkeit verlangt es, daß der Mutter 
des unehelichen Kindes Erſatz für die Mehrausgaben geleiſtet 
werde, welche aus Veranlaſſung der Entbindung gewöhnlich zu 
entſtehen und unter der Bezeichnung „Tauf⸗, Entbindungs⸗ 
und Sechswochenkoſten“ zuſammengefaßt zu werden pflegen. 
Der Anſpruch hierauf kann nur gegen den Erzeuger gerichtet 
werden, und iſt alſo davon abhängig, daß die Perſon des 
Erzeugers feſtgeſtellt wird. Da dieſes im Falle des von der 
Mutter innerhalb der Conceptionszeit mit mehreren Männern 
vollzogenen Beiſchlafs mit genügender Gewißheit nicht geſchehen 
kann, wird durch jene Thatſache die Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs ausgeſchloſſen. Die Forderung der Kl. auf angemeſſene 
Vergütigung ſolcher Koſten iſt deshalb mit Recht zurückgewieſen. 
Ein Erbrecht an dem Nachlaſſe des Erzeugers ſteht dem un: 
ehelichen Kinde nach gemeinem Rechte nicht zu. Entſch. des 
R. G. Bd. 5 S. 169, Bd. 12 S. 227. IV. C. S. i. S. 
Steinebach c. Faubel vom 15. November 1897, Nr. 184/97 IV. 

60. Nach gemeinem Rechte wird ein Vertrag dadurch, daß 
der eine Kontrahent nicht erfüllt, nicht hinfällig, vielmehr hat 
der andere regelmäßig nur das Recht, die Erfüllung zu ver 
langen. Die Kl. blieben an ihre Verpflichtung gebunden, wohl 
aber erloſch zu Gunſten des Bekl. der Vertrag, wenn dieſem 
einer ſeiner Mitkontrahenten zuwiderhandelte. Die Kl. ſelbſt 
haben auch immer den Vertrag als fortbeſtehend angeſehen, und 
auf dieſem Fortbeſtehen des Vertrags und der beiderſeitigen Ver⸗ 
pflichtungen beruht die ganze Feſtſtellung des B. G., daß die 
neue Vereinbarung nicht eigentlich ein ganz neues Rechts 
verhältniß begründet, ſondern nur eine Neuregelung der be— 


enden Verpflichtungen und eine Wiederaufnahme der Zahlungen 
offen habe. Die Grundlage dieſer Feſtſtellung iſt erſchüttert, 
n durch Zuwiderhandeln feiner Mitkoutrahenten der Bekl. 
er Vertragspflichten ledig war, ohne dies zu wiſſen. Es 
ı fih daher nur darum handeln, ob nach dem ganzen Ver⸗— 
en des Bekl. anzunehmen iſt, daß dieſer auf ein bis dahin 
gloſes Zuwiderhandeln keinen entſcheidenden Werth legte 
ohne Rückſicht darauf, ob ſolches ihm bekannt war oder 
„ die neue Vereinbarung ſchließen wollte. III. C. S. 
>. Wilkening c. Billenkamp vom 10. Dezember 1897, 
217/97 III. | 
61. Die Auslegung des Beſſerungsſcheines, zu der das 
fochtene Urtheil gelangt, beruht auf einer Verkennung von 
tsgrundſätzen, die im gemeinen Rechte feſtſtehen. Es iſt in 
Quellen anerkannt, daß ein Vertrag, der die Verpflichtung 
Art oder ihrem Umfange nach in die nackte Willkür des 
ildners ſtellt, nichtig iſt und eine rechtliche Gebundenheit 
haupt nicht erzeugt. L. 8 D. de O. et A. 44,7. L. 17. 
08 § 1 D. de V. O. 45,1. L. 71 pr. D. de leg. Io 30. 
gen wird die Wirkſamkeit einer Uebereinkunft angenommen, 
den Beſtand oder das Maß der Obliegenheiten in das 
e Ermeſſen des Schuldners ſtellt. L. 6, L. 77 D. pro 
, 172. L. 69 84 D. de jure dot. 23,3. L. 30 
e oper. libert. 38,1. Auch ſoll im Zweifel angenommen 
n, daß die Leiſtung nicht auf die Willkür, ſondern auf 
billige Ermeſſen des Kontrahenten abgeſtellt ſei. L. 22 
D. de R. J. 50,17. L. 7 pr. de contr. emt. 18,1. 
billige Ermeſſen aber wird ſtets als arbitrium boni viri, 
als ein objektives, aufgefaßt und die getroffene Entſcheidung 
aher im Falle offenbarer Unbilligkeit einer Berichtigung 
das Gericht zugänglich. L. 79 D. pro socio 17,2. 
IL. 10 81 D. qui satisdore cog. 2,8. Hätte fi) das 
. dieſe Rechtsſätze vergegenwärtigt, jo hätte es nicht zu 
Ergebniſſe gelangen können, auf dem das Urtheil beruht. 
3 Ergebniß läuft thatſächlich darauf hinaus, daß die Ent- 
ing über den Zeitpunkt, wann Abzahlungen vorzunehmen 
in die reine Willkür des Bekl. geſtellt ſei. Nach dem 
imenhange der Sache iſt aber die Annahme auszuſchließen, 
ine Zuſage ohne allen rechtlichen Beſtand beabſichtigt wäre. 
indelte ſich, wie der Beſſerungsſchein ſelbſt zum Ausdruck 
und wie die vorhergegangene Korreſpondenz beſtätigt, 
darum, daß eine „formelle“ Verpflichtung eingegangen 
1m ſollte. Dabei wollten ſich dann die Ausſteller des 
ungsſcheines allerdings das Recht wahren, nach ihrem 
n ehrenhaften Ermeſſen den Zeitpunkt zu beſtimmen, wann 
Abzahlungen vorzunehmen hätten, das heißt, in erſter 
wollten fie ſelbſt darüber entſcheiden, ob ihre Vermögens: 
rwerböverhäftniffe ſich derart geftaltet haben würden, daß 
billiger Weiſe Abzahlungen angeſonnen werden durften. 
Ermeſſen, dem ſich der Kl. unterworfen hat, iſt aber, 
us den angeführten Quellenſtellen folgt, als arbitrium 
viri zu verſtehen und kann daher im Falle einer offen- 
Unbilligkeit im Rechtswege angefochten werden. Dem 
hatbeſtande hervorgehobenen Paſſus des Beſſerungs⸗ 
braucht bei dieſer Auffaſſung keineswegs jede Bedeutung 
rochen zu werden. Der Bekl. konnte und durfte ſich 
1 verwahren, daß er ohne weiteres durch gerichtliches Vor⸗ 
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gehen des Kl. zur Abtragung der Schuld gendthigt werde. Der 
bloße Nachweis, daß die im Eingange des Scheines erwähnte 
Bedingung erfüllt, das heißt, daß der Bekl. nunmehr in den 
Beſitz „genügender Mittel“ gelangt ſei, würde die Klage allein 
nicht ſtützen können. Iſt dieſe Bedingung eingetreten, ſo bleibt 
es immer noch Sache des Bekl., nunmehr das ihm vorbehaltene 
Ermeſſen auszuüben. Uebt er es aber in einer Weiſe aus, die 
nicht als billig gelten kann, in der vielmehr eine „manifesta 
iniquitas“ (L. 79 cit.) zu Tage tritt, ſo kann dem Kl. der 
Rechtsweg nicht verſchloſſen werden. Einem ſolchen Thatbeſtande 
gegenüber würde die Berufung des Bekl. auf die Abmachung 
des Ausſchluſſes gerichtlichen Vorgehens einer Vertheidigung mit 
dem eigenen Dolus gleichſtehen, womit Niemand gehört werden 
kann. I. C. S. i. S. Peters c. Peters vom 11. Dezember 1897, 
Nr. 269/97 I. 

62. Das B. G. geht davon aus, daß die erhobene Ju- 
terventionsklage dadurch begründet werde, daß die ſtreitigen 
Sachen von der Kl. gekauft und ihr tradirt ſeien. Die 
Reviſion rügt, es ſei hierbei unerwogen geblieben, daß der Der- 
käufer ſich bis zur völligen Zahlung des Kaufpreiſes das Eigen⸗ 
thum reſeroirt habe, und die Zahlung des Reſtkaufgeldes erſt 
nach erfolgter Pfändung geſchehen ſei. Dieſer Umſtand iſt jedoch 
unerheblich, da der publicianiſche Beſitz der Kl. zur Klage— 
begründung genügte und die hierauf gegründete Klage nach 1. 8 
Dig. de publiciana in rem actione 6,2 nicht von der zu- 
vorigen Zahlung des Kaufpreiſes abhängig iſt. III. C. S. 
i. S. Behn c. Ruſch vom 10. Dezember 1897, Nr. 218/97 III. 

63. Das B. G. geht von der auch von dem erkennenden 


Senat mehrfach ausgeſprochenen (Entſch. i. S. Seitter o. Rube 


vom 7. April 1896, Reg. III, 425/95, vergl. Bonnenberg 
c. Süddeutſche Eiſenbahngeſellſchaft vom 13. April 1897, 
Reg. III, 370/96) richtigen Anſicht aus, daß bei konkurrirendem 
Verſchulden das eigene Verſchulden des Beſchädigten dann die 
Haftung des an ſich aus ſeinem Verſchulden Verpflichteten aus- 
ſchließt, wenn das eigene Verſchulden urſächlich gewirkt hat. Es 
findet dieſer Satz auch, wie das B. G. zutreffend hervorgehoben 
hat, nicht nur bei einem Verſchulden außerhalb eines Vertrags— 
verhältniſſes, ſondern auch innerhalb eines Vertragsverhältniſſes 
Anwendung. III. C. S. i. S. Schäfer ce. Mohwinkel vom 
14. Dezember 1897, Nr. 219/97 III. 

64. Durchgreifend iſt der vom I. R. betonte und auch 
vom B. R. nicht abgelehnte Geſichtspunkt, daß der Bekl. über 
Sachen des Kl. ſo verfügt hat, daß ſie demſelben dadurch 
dauernd verloren gegangen ſind. Hat er dabei widerrechtlich 
und auch nur fahrläſſig gehandelt, ſo ſteht der Anwendung der 
Grundſätze des erweiterten Aquiliſchen Geſetzes gegen den Bekl. 
nichts entgegen, obwohl die Sachen körperlich weder be— 
ſchädigt, noch zerſtört find. J. 27 § 21, D. ad leg. Ad. 9,2. 
Die Feſtſtellung der Inſtanzrichter aber, daß der Bekl. wider: 
rechtlich und grob fahrläſſig gehandelt hat, unterliegt nicht dem 
geringſten rechtlichen Bedenken. I. C. S. i. S. Bernheim 
c. Breyer vom 15. Dezember 1897, Nr. 427/97 J. 

65. Obgleich den Streitzegeuſtand nur ein geforderter 
Schadenserſatz in Höhe von 10 Pf. bildet, war die Reviſion 


doch nach § 509, Nr. 2 der C. P. O. in Verbindung mit 


§ 70 Abſ. 3 des G. V. G. und § 75 des Hamburgiſchen 
Ausführungsgeſetzes zu dem letztern zuläſſig, weil die Haftung 
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des Hamburgiſchen Staates aus angeblichem Verſchulden eines 
Staatsbeamten (Polizeibeamten) in Frage ſteht. Das Rechts⸗ 
mittel erwies ſich aber als unbegründet. Die klagabweiſende 
Entſcheidung des B. G. beruht auf den beiden Annahmen, daß 
nach dem zwiſchen dem Kl. als Fahrgaſte und der Straßen⸗ 
eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Beförderungsvertrage jener 
kein Recht darauf gehabt habe, in dem Wagen der letztern 
weiter mitzufahren, wenn er nicht dem Kontroleur auf Ver⸗ 
langen den Fahrſchein vorzeigte, und daß der Schutzmann 
in berechtigter Ausübung polizeilicher Befugniſſe gehandelt 
habe, indem er den ſich weigernden Kl. zum Verlaſſen des 
Wagens nöthigte. In keiner von beiden Beziehungen 
fällt dem O. L. G. eine Verletzung reviſibler Rechtsnormen 
zur Laſt. Was das Einſchreiten der Polizei zur Be⸗ 
ſeitigung von Störungen des öffentlichen Verkehrs anlangt, ſo 
entſpricht das, was im B. U. darüber ausgeführt iſt, durch⸗ 
aus den Grundſätzen des gemeinen deutſchen Rechtes, und auch 
daran iſt nicht zu zweifeln, daß durch die Weigerung des Kl., 
falls ſie unberechtigt war, eine ſolche Störung hervorgerufen 
wurde. VI. C. S. i. S. Pelsc. Hamburgiſche Polizeibehörde 
vom 20. Dezember 1897, Nr. 261/97 VI. 
66. Nach den maßgebenden Beſtimmungen der Nov. 53 c. 
6. Nov. 117 c. 5 ſoll der Anſpruch der „armen Wittwe“ gegen 
den Nachlaß ihres „wohlhabenden Ehemannes“ zuſtehen. Als 
„arm“ im Sinne der Novellen gilt die Wittwe nicht bloß dann, 
wenn fie ohne eigenes Vermögen (inops et indotata) iſt, jon- 
dern auch dann, wenn ihr Vermögen nicht zureicht, um ihr den 
ihren ſeitherigen Lebensverhältniſſen und ihrem Stande ent⸗ 
ſprechenden Unterhalt zu gewähren. Dabei kommt aber für die 
Frage, ob eine derartige Unzulänglichkeit vorliege, nur das beim 
Tode des Ehemannes vorhandene Vermögen der Wittwe in Be⸗ 
tracht, nicht auch dasjenige Vermögen, welches ihr von dem 
Verſtorbenen teſtamentariſch zugewendet iſt (wie hier das Ver⸗ 
mächtniß von 5 000 Mark) oder ihr ſonſt aus deſſen Nachlaß 
etwa zufällt (wie hier der Wittwentheil aus dem amerikaniſchen 
Nachlaß). Iſt alſo das beim Tode des Ehemannes vorhandene 
Vermögen der Wittwe zur Gewährung ſtandesgemäßen Lebens⸗ 
unterhaltes nicht zureichend, dann iſt der Anſpruch auf die 
Quart begründet, eine ihr nach teſtamentariſcher Verfügung oder 
ſonſt aus dem Nachlaß anfallende Zuwendung aber, durch welche 
die Quart nicht erfüllt wird, in der Weiſe zu berückſichtigen, 
daß ſie auf die letztere angerechnet wird. Vergl. Nov. 53 c. 6: 
„Si tamen maritus legatum aliquod illi relinquat, quod 
minus sit quarta parte, id expleatur.“ III. C. S. i. S. 
Roſentreter c. Huſemeyer vom 7. Dezember 1897, Nr. 212/97 III. 
67. Der Betrag des der Widerklägerin hiernach zukommenden 
vierten Theiles iſt in Gemäßheit der Vorſchrift in Nov. 117, 
c. 5: „ita tamen, ne id quantitatem centum librarum auri 
excedat“ auf „hundert Pfund Goldes“ zu beſchränken. Zwar 
iſt die fortdauernde Giltigkeit dieſer Vorſchrift bezweifelt oder 
geradezu deren Beſeitigung durch deutſches Gewohnheitsrecht be- 
hauptet worden; allein eine übereinſtimmende Meinung iſt in 
dieſer Richtung nicht nachweisbar, vielmehr wird gerade in 
neuerer Zeit von angeſehenen Rechtslehrern jene Vorſchrift als 
fortbeſtehend angeführt. Das R. G. erachtet dieſe Anſicht für 
richtig und die mehrerwähnte Beſchränkung ſo wenig für be⸗ 
ſeitigt, wie die Beſchränkung der — mit der Quart der armen 


Wittwe in nahem Zuſammenhang ſtehenden — Cheſcheidungs⸗ 
ſtrafe auf den gleichen Betrag von 100 Pfund Gold. Entſch. 
des R. G. Bd. 26 S. 176. Im Anſchluß an dieſe letzt⸗ 
erwähnte Entſcheidung war ſodann die Umrechnung der 100 Pfund 
Gold in die heutige Währung in der Weiſe zu bewirken, daß 
1 Pfund zu 72 solidi oder Reichsdukaten (Goldgulden), der 
Dukaten aber zu 9½ Mark, die Summe von 100 Pfund alſo 
zu 67 200 Mark (7 200 x 9 Mark) angenommen wurde. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

68. Es kann nicht gebilligt werden, daß, wie das B. G. 
meint, der Rechtsirrthum als ſolcher kein grobes, ſondern 
höchſtens ein mäßiges Verſehen enthalte. Wenn der Rechts- 
irrthum ſich durch die Erkundigung nach den Geſetzen, zu der 
Jedermann verpflichtet iſt (§ 12 der Einleitung zum A. L. R.), 
leicht vermeiden ließ, iſt er ein grobes Verſehen, weil keine 
Anſtrengung der Aufmerkſamkeit dazu gehörte, ihn zu ver⸗ 
meiden ($ 18 des A. L. R. Thl. I. Tit. 3). Eine abweichende 
Beurtheilung mag bei zweifelhaften Rechtsfragen geſtattet ſein, 
die auch von Rechtsverſtändigen verſchieden beantwortet werden. 
Daß es ſich um eine ſolche Rechtsfrage handle, iſt jedoch nicht 
erſichtlich. VI. C. S. i. S. König⸗Thiel e. Krech vom 
25. November 1897, Nr. 217/97 VI. 

69. Mit Recht nimmt der B. R. zwar au, daß in der 
gemeinrechtlichen und der landrechtlichen Rechtſprechung die 
Gültigkeit des Verſprechens einer Belohnung für die Che 
vermittelung an ſich nie bezweifelt worden iſt und daß die 
Vorſchrift des 8 656 des B. G. B. auf den jetzigen Rechts 
ſtreit keine Anwendung finden könne, es iſt dem B. R. auch 
weiter zuzugeben, daß unter Umſtänden nach dem ſubjektiven 
Verhalten der Kontrahenten oder eines derſelben ein derartiges 
Verſprechen als ein unmoraliſches und verwerfliches erachtet 
werden kann; die aus der konkreten Sachlage entnommenen 
Erwägungen des B. R. rechtfertigen aber die getroffene Annahme 
nicht, daß im Streitfalle ein ſolches unerlaubtes Geſchäft vor⸗ 
liegt. Dasjenige, was von der Reviſion gegen dieſe Feſtſtellung 
und deren Begründung angeführt iſt, erſcheint völlig zutreffend. 
Durch die Aeußerung des Kl. zu der Frau G., ſie könne von 
dem Bekl. für die Heirathsvermittelung 10 000 Mark verdienen, 
hat Kl. die Frau G. noch nicht verleitet oder in verwerflicher 
Weiſe angeſtiftet, ihre Vermittelung von einer Belohnung ab- 
hängig zu machen. Die Erfahrung des täglichen Lebens zeigt, 
daß der Vermittler ſich ſehr oft eines Untervermittlers bedient; 
das iſt hier nicht einmal geſchehen, und Kl. hat, noch bevor er 
ſeinerſeits vom Bekl. eine Belohnung von 9 000 Mark forderte 
und zugeſichert erhielt, demſelben von der Forderung der Frau G. 
Mittheilung gemacht. Daß Frau G. „aus Geldgier und un⸗ 
bekümmert um die Zukunft ihrer Verwandten“ ihren Einfluß 
auf dieſe zu ſelbſtſüchtigen Zwecken mißbraucht habe, dafür fehlt 
es an jeder thatſächlichen Unterlage; eine derartige Annahme 
wird auch durch den Umſtand nicht gerechtfertigt, daß ſie noch 

vor der Trauung ihre Belohnung gefordert hat. Sie hat ſich 
wegen ihres Anſpruches jedenfalls ſichern wollen und mag viel⸗ 
leicht, was Bekl. aber nicht einmal behauptet hat, gedroht haben, 
den Sachverhalt ihrer Baſe mitzutheilen. Mit Recht weiſt die 
Reviſion auch auf die von dem B. R. garnicht berückſchtigte 
Erklärung der Frau G. hin, es müſſe eine Garantie vorhanden 


fein, daß die Ehe nicht unglücklich werde. Die Feſtſtellung des 
B. R., daß Frau G. ſich einer moraliſch verwerflichen Handlung 
ſchuldig gemacht habe, wird hienach durch die Erwägungen des 
B. R. nicht gerechtfertigt und entbehrt der genügenden Be⸗ 
gründung, kann ſomit nicht aufrecht erhalten werden. Damit 
fällt aber auch die weitere Annahme, daß Fran G. durch den 
Kl. zu einer verwerflichen Handlung verleitet worden iſt, über⸗ 
dies genügt auch dasjenige, woraus eine ſolche Verleitung her⸗ 
geleitet wird, nicht, um die gedachte Annahme begründet 
erſcheinen zu laſſen. Die Thatſache endlich, daß Kl. ſich eine 
Belohnung zuſichern ließ, wird dadurch, daß auch Frau G. ſich 
eine Belohnung hatte verſprechen laſſen, nicht zu einer moraliſch 
verwerflichen. IV. C. S. i. S. Frankenthal 6. Arndts vom 
25. November 1897, Nr. 135/97 IV. 

70. Der B. R. hat auf Grund des Ergebniſſes der 
Beweisaufnahme bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß die Heirath mit 
der Wittwe W. gegen die Wünſche des Kl. war, daß 
er ſich dagegen geſträubt und ſich zu dieſer Verbindung lediglich 
gegen das Verſprechen einer Zahlung von 2 000 Thalern ent⸗ 
ſchloſſen hat. Hieran knüpft der B. R. folgende Ausführung. 
Es ſei nicht zu verkennen, daß bei Eingehung der Ehe auch 
wichtige vermögensrechtliche Intereſſen in Frage ſtünden, welche 
dabei auch zu berückſichtigen ſeien; trotzdem könne und dürfe 
die Eingehung einer Ehe nicht ein bloßes Geldgeſchäft ſein. 
Im vorliegenden Falle ſei in der That die Ehe lediglich 
dadurch herbeigeführt worden, daß die Wittwe W. dem Kl. für 
die Eingehung dieſer Verbindung 2 000 Thaler bezahlen ſollte. 
Nur für Geld ſei ſo die Einwilligung des Kl. erkauft worden. 
Ein ſolches Geſchäft widerſpreche der ſittlichen Bedeutung und 
Würde des ehelichen Verhältniſſes; das Motiv zur Eheſchließung 
ſei für unwürdig und die Moral verletzend zu erachten; das 
behauptete Rechtsgeſchäft beleidige die guten Sitten, die Ehr⸗ 
barkeit. Aus dieſen Darlegungen erhellt, daß der B. R. keines⸗ 
wegs in allen Fällen, wo vermögensrechtliche Rückſichten bei 
der Eheſchließung mit beſtimmend waren, das Vorhandenſein 
einer Verletzung der Ehrbarkeit und der guten Sitten annimmt; 
vielmehr gipfeln ſeine Ausführungen darin, daß der Kl. ſich zu 
der Heirath, welche ſeinen Wünſchen zuwider lief, nur durch 
das Geldverſprechen habe bewegen laſſen, und daß deshalb das 
in Rede ſtehende Rechtsgeſchäft gegen die guten Sitten verſtoße. 
Dieſe Erwägungen, welche auf einer thatſächlichen Würdigung 
der beſonderen Umſtände des vorliegenden Falles beruhen, 
ſind nicht rechtsnormverletzend. IV. C. S. i. Gentzſch c. Kindler 
vom 6. Dezember 1897, Nr. 150/97 IV. 

71. Ein Verſtoß gegen die §8 127 ff., 116 ff. Thl. J Tit. 5 
A. L. R. liegt nicht vor. Die Vereinbarung einer aufſchiebenden 
Bedingung ſtellt eine mündliche Nebenabrede im Sinne des 
§ 128 a. a. O. nicht dar. Daß aber der ſtillſchweigend erklärte 
Wille beider Parteien, und zwar im bewußten Gegenſatz zum 
Wortlaut der Urkunde, nur auf einen bedingten Vertragsabſchluß 
gerichtet geweſen iſt, bildet eben den Inhalt der rechtlich nicht 
zu bemängelnden Feſtſtellung des B. R. I. C. S. i. S. 
Schubert u. Strocka c. Blumberg u. Schreiber vom 
8. Dezember 1897, Nr. 274/97 J. 

72. Der Vorwurf des Kl., das B. G. habe die Beweis⸗ 
laſt unrichtig vertheilt, iſt nicht berechtigt. Nach der Feſtſtellung 
des B. G. haben die Parteien den Kaufvertrag über das 


87 


Auftrags beweispflichtig. 


Grundſtück Nr. 43 abgeſchloſſen. Daraus entſtand für den 
Kl. die Verbindlichkeit, das Grundſtück dem Bekl. aufzulaſſen. 
Wenn nun Kl. das Grundſtück nicht dem Bekl., ſondern dem 
Z. aufgelaſſen hat, ſo ergiebt ſich daraus nicht ohne Weiteres, 
daß Kl. mit dieſer Auflaſſung ſeine Vertragspflicht gegenüber 
dem Bekl. erfüllt hat. Dazu bedarf es der weiteren Behaup⸗ 
tung, daß der Kl. auf Anweiſung oder im Auftrage des 
Bekl. die Auflaſſung an Z. vorgenommen habe. Dieſes zu 
beweiſen, liegt dem Kl. ob, da er, um Erfüllung des Ver⸗ 
trags vom Bekl. zu fordern, nachweiſen muß, daß er demſelben 
von feiner Seite ein Genüge geleiſtet habe. (A. L. R. Thl. J 
Tit. 5 8 271.) Dieſer Beweispflicht hat der Kl. genügt, in⸗ 
dem er dem Bekl. den Eid darüber angetragen hat, daß Bekl. 
ihn vor der Auflaſſung den Auftrag ertheilt habe, das Grund⸗ 
ſtück an Z. aufzulaſſen. Bekl. hat die hierin enthaltene 
Behauptung des Kl. ausdrücklich beſtritten und die Gegen⸗ 
behauptung aufgeſtellt, daß er den Kl. veranlaßt habe, 
nur für den Fall an Z. aufzulaſſen, daß dieſem die von P. 
zugeſagten 30000 Mark Baugeld durch Einräumung der 
Priorität ſeitens des Kl. geſichert ſeien. Indem Bekl. mit 
dieſer Maßgabe den Eid annahm, erhob er keinen von ihm 
zu beweiſenden ſelbſtſtändigen Einwand, ſondern leugnete den 
unbedingten Auftrag und Kl. blieb für die Behauptung ſolchen 


Nr. III; Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 2 S. 194, 
Bd. 3 S. 121, Raſſow u. Küntzel Beitr. Bd. 29 S. 727.) 
Daß vom B. G. der Eid dem Bekl. als angetragener auferlegt 
iſt, erſcheint daher gerechtfertigt. V. C. S. i. S. Gerſtung 
c. Hobuſa vom 15. Dezember 1897, Nr. 176/97 V. 

73. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages mit dem 
Recht zur Zurückbehaltung der ganzen Gegenleiſtung (§ 271 
SH. I Tit. 5 A. L. R.) iſt dann nicht gegeben, wenn der Kl. 
den Vertrag zur Hauptſache erfüllt hat und nur noch Neben⸗ 
leiſtungen im Rückſtande ſind. Daß dies hier der Fall iſt, hat 
der B. R. auf Grund der Sachlage und dieſer entſprechend an⸗ 
genommen. Der Bekl. mußte ſich deshalb auf die Zurück⸗ 
haltung eines verhältnißmäßigen Theils des Kaufgeldes be⸗ 
ſchränken, und der B. R. nimmt wiederum mit Recht an, daß 
die Summe von 980 Mark dem Intereſſe des Bekl. an der 
noch rückſtändigen Leiſtung der Kl., der Beſitzübergabe bei den 
3/ Morgen Wieſe, entſpreche. Der Bekl. behauptet freilich 
einen viel höheren Werth der Wieſe und will ſchon in einem 
Jahre durch die Vorenthaltung derſelben Verluſte an Heu und 
Milch im Betrage von 420 Mark und 53,20 Mark gehabt 
haben; aber der B. R. ſtellt den Werth der Wieſe auf 
980 Mark feſt und daraus folgt nach wirthſchaftlichen Grund⸗ 
ſätzen von ſelbſt, daß die Verluſtaugaben des Bekl. unrichtig 
ſind und daß ſein Intereſſe genügend gewahrt iſt, wenn ihm 
die Zurückhaltung eines dem vollen Werth der Wieſe ent⸗ 
ſprechenden Betrages geſtattet wird, zumal da er ſelbſt es in 
der Hand hat, als eingetragener Eigenthümer die Herausgabe 
der Wieſe von dem jetzigen Beſitzer Sch. zu erzwingen. 
V. C. S. i. S. Mocek c. Schmidt vom 18. Dezember 1897, 
Nr. 187/97 V. | 

74. Der B. R. ſtellt zunächſt feſt, daß dem Bekl. beim 
Abſchluſſe des Kaufvertrages das frühere Vorhandenſein von 


Schwamm in dem verkauften Hauſe bekannt war, und ferner, 


(Vergl. Förſter⸗Eccius Bd. IS 36 


88 


daß, wenn er auch den Schwamm durch die im Jahre 1890 
vorgenommenen Reparaturen für befeitigt gehalten und zur Zeit 
des Kaufabſchluſſes nicht gewußt habe, daß derſelbe ſchon wieder 
vorhanden war, er ſich doch der Möglichkeit ſeines Wiederauf⸗ 
tretens bewußt geweſen ſei. Dieſe Feſtſtellung, gegen die ſich 
begründende Bedenken nicht erheben laſſen, gründet ſich einerſeits 
auf die Ausſagen derjenigen Handwerker, die die Reparaturen 
zur Beſeitigung des Schwammes im Jahre 1890 vorgenommen 
haben und bei denen ſich der Bekl. über ihren nachhaltigen 
Erfolg erkundigt hat, und andererſeits auf den unſtreitigen 
Umſtand, daß der Bekl. beim Abſchluß des Kaufvertrages eine 
Beſtimmung in Vorſchlag brachte, durch welche ſeine Haftung 
für Schwammfreiheit ausgeſchloſſen werden ſollte. Rechtlich 
folgt aus dieſer Feſtſtellung, daß der Bekl. verpflichtet war, dem 
Kl. von dem früheren Vorhandenſein des Schwammes beim 
Abſchluß des Kaufvertrages Mittheilung zu machen, und daß, 
wenn er dieſe Pflicht vorſätzlich oder ſchuldhafterweiſe verletzt 
hat, er trotz der in den Vertrag aufgenommenen Beſtimmung 
vom Kl. gemäß §§ 285, 288 Tit. 5 TH. I des A. L. R. in 
Anſpruch genommen werden kann. Allerdings kann eine Ver⸗ 
pflichtung, das frühere Vorhandenſein von Schwamm dem 
Käufer anzuzeigen, nicht in jedem Falle, wenn vor Jahren 
einmal Schwamm in dem verkauften Hauſe vorhanden war, 
angenommen werden, vielmehr kommt es — wie das R. G. 
bereits früher ausgeſprochen hat, vergl. das in Sachen von 
Burchard wider von Wilke ergangene Urtheil vom 17. Sep⸗ 
tember 1887, V 131/87 — auf die Umſtände des beſonderen 
Falles an. Wenn aber, wie hier, zwiſchen der Beſeitigung des 
Schwammes und dem Abſchluß des Kaufvertrages kein längerer 
Zeitraum liegt, als etwa zwei Jahre, und wenn, wie dies der 
B. R. feſtgeſtellt hat, der Verkäufer ſich der Möglichkeit des 
Wiederauftretens des Schwammes bewußt geweſen iſt, ſo gehört 
es unbedenklich zu den Pflichten, die er nach dem den Verkehr 
beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben beim Abſchluß 
des Kaufvertrages zu erfüllen hatte, daß er dem Käufer von 
dem früheren Vorhandenſein des Schwammes Mittheilung 
machte. V. C. S. i. S. Narten Konk. e. Sachtleben vom 
18. Dezember 1897, Nr. 184/97 V. 

75. Es bedeutet der landespolizeiliche Erlaß des Re⸗ 
gierungs » Präfldenten zu Liegnitz, durch den den Kl. 
Grabungen unterſagt und das Stehenlaſſen eines Sicherheits⸗ 
pfeilers von je 35 Metern Breite zu beiden Seiten der Chauſſee 
geboten wird, einen Eingriff in die Privatrechte der Kl., der, 
weil er im Intereſſe der Bekl. erfolgt iſt, dieſe ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig macht (§ 75 Einl. des A. L. R.). Vorweg iſt darauf 
hinzuweiſen, daß nach dem in Betracht kommenden ſchleſiſchen 
Provinzialrecht das Eiſenerz im freien Eigenthum des Grund- 
eigenthümers ſteht. Es handelt ſich hier alſo nicht um Berg⸗ 
werkseigenthum und es können daher auch die gerichtlichen 
Entſcheidungen und Rechtsgrundſätze, welche der I. R. 
für ſeine den Kl. das vorbezeichnete Recht abſprechende Ent⸗ 
ſcheidung herangezogen hat, hier nicht in Betracht kommen, da 


fie ſich lediglich auf regale Foſſilien und das Bergwerkseigen⸗ 


thum beziehen und die hierfür geltenden beſonderen und eigen⸗ 
thümlichen Rechtsgrundſätze eine analoge Ausdehnung auf die 
im freien Eigenthum des Grundeigenthümers ſtehenden Foſſi⸗ 
lien nicht zulaſſen. Der § 909 des neuen B. G. B. unterſagt die 


Vertiefung eines Grundſtückes in der Weiſe, daß dadurch der 
Boden des Nachbargrundſtückes die erforderliche Stütze verliert. 
Die Aufſtellung dieſes Rechtsgrundſatzes mag in der Ent⸗ 
wickelung der heutigen Rechtsanſchauungen gelegen ſein. Es 
kann aber nicht anerkannt werden, daß er für das Gebiet des 
A. L. R. bereits Geltung hat. Weder läßt er ſich aus den all- 
gemeinen Beſtimmungen des A. L. R. insbeſondere dem § 96 
Einleitung und § 26 Thl. 1 Tit. 8 herleiten, noch auch in 
nähere Verbindung mit den Rechtsgrundſätzen über verbotene 
Immiſſion bringen, ſoweit auch die Rechtsentwickelung auf 
dieſem Gebiet vorgeſchritten ſein mag; namentlich muß daran 
feſtgehalten werden, daß nach dem geltenden Recht eine feſte 
Rechtsſchranke zwiſchen dem in Frage ſtehenden Recht des Eigen⸗ 
thümers und dem Verbot, keine Erſchütterungen auf das Nach» 
bargrundſtück dringen zu laſſen, beſteht. Das A. L. R. läßt in 
der Beſtimmung des $ 187 Thl. 1 Tit. 8, wonach Jemand, 
der ſeinen Grund und Boden durch Anlegung eines Grabens 
oder ſonſt erniedrigt, einen Wall von drei Fuß gegen die be⸗ 
nachbarte Verzäunung ſtehen laſſen muß, ſeinen Rechtsſtandpunkt 
klar erkennen, welcher dahin geht, daß, abgeſehen von dieſer 
einzigen Einſchränkung, der Grundſtückseigenthümer nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, ſein Grundſtück dem Nachbargrundſtück zur Stütze 
dienen zu laſſen und ſolche Handlungen, namentlich alſo Gra⸗ 
bungen, zu unterlaſſen, welche geeignet ſind, dem Nachbargrund⸗ 
ſtück dieſen Halt zu entziehen, ſelbſt wenn dadurch deſſen Eigen⸗ 
thümer einen Schaden erleidet (§ 94 Einl. des A. L. R.) 
Dieſe Auffaſſung von dem Standpunkte des A. L. R. hat ſowohl 
das frühere Ober⸗Tribunal vertreten, (vergl. Striethorſt Archiv 
Bd. 91 S. 154), als auch bereits der IV. C. S. des R. G. 
zur Geltung gebracht. (Vergl. Raſſow und Küntzel Beiträge 
Bd. 26 S. 100.) Der erkennende Senat, der dieſe Anſicht 
theilt, findet in den Ausführungen der Reviſion keine Erwägung, 
welche eine abweichende Rechtsanſchauung zu rechtfertigen ver- 
möchte. Durch R. Geſ. iſt in Bezug auf die Art des hier in 
Betracht kommenden Sachverhältniſſes keine Aenderung des 
Rechtszuſtandes herbeigeführt worden. Cbenſowenig kann hier 
die Thatſache einen Einfluß auf die Entſcheidung üben, daß 
durch das nach der Erhebung des gegenwärtigen Prozeſſes er⸗ 
laſſene Geſetz vom 8. April 1894 (Geſetz⸗Sammlung S. 41) 
gewiſſe Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 auf die nach ſchleſiſchem Provinzialrecht dem 
Verfügungsrechte des Grundeigenthümers unterliegenden Eiſen⸗ 
erze ausgedehnt find. Endlich kann es für die Rechtsbeur⸗ 
theilung keinen Unterſchied machen, daß im vorliegenden Falle 
nicht der Grundeigenthümer ſelbſt, ſondern die von ihm ihr 
Recht herleitenden ſervitutariſch und ſonſt Berechtigten die Erz⸗ 
gewinnung vornehmen wollen, und daß es ſich hier, ſoweit er- 
ſichtlich, nicht ſowohl um Grabungen auf und an der Erd⸗ 
oberfläche ſondern um ſolche unterhalb dieſer handelt. V. C. S. 
i. S. Provinzialverband von Schleſien c. Königs- und Laura⸗ 
hütte vom 11. Dezember 1897, Nr. 172/97 V. 

76. Aus welchem Grunde die Unterlaſſung des Antrags auf 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand den Klageanſpruch 
beſeitigen ſoll, iſt von dem B. G. nicht näher aufgeklärt. Daß 
in dieſer Unterlaſſung ein unter den § 19 Thl. I Tit. 6 
A. L. R. fallendes eigenes grobes Verſehen der Kl. zu finden 
ſei, wird dadurch widerlegt, daß für eine eigene Entſchließung 


der Kl. bezüglich der Unterlaſſung jenes Antrags jeder Anhalt 
fehlt. Es bleibt daher nur übrig, die genannte Unterlaſſung als 
eine Unterlaſſung des damaligen Prozeßvertreters der Kl. zu 
beurtheilen. Als ſolche aber iſt fie für den Klageanfprud) 
bedeutungslos und zwar ſowohl unter dem Geſichtspunkte des 
urſächlichen Zuſammenhangs, wie auch unter dem Geſichtspunkte 
des konkurrirenden Verſchuldens des Prozeßvertreters. Der Bekl. 
verurſachte durch ſein grobes Verſehen, daß er bei der Erfüllung 
des Zuſtellungsauftrags geſetzwidrig verfuhr, den Verluſt der 
Berufung. Und der Prozeßvertreter der Kl. verurſachte dadurch, 
daß er bei der Erfüllung des ihm ertheilten Auftrags zur 
Einlegung und Durchführung der Berufung das Verſehen beging, 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand nicht nachzuſuchen, 
gleichfalls den Verluſt der Berufung. Beide, Gerichtsvollzieher 
und Prozeßvertreter, haften daher, wenn das Verſehen des letzteren 
auch als ein grobes anzuſehen iſt, nach §S 29 Thl. I Tit. 6 
A. L. R. ſolidariſch und ein Grund für die Befreiung des 
Gerichtsvollziehers von ſeiner Verantwortlichkeit liegt nicht vor. 
Hiernach iſt die Aufhebung des B. U. und die Zurückverweiſung 
der Sache an das B. G. geboten, damit über den Schadens- 
anſpruch ſelbſt verhandelt und entſchieden werde. IV. C. Si. S. 
Ruhtiſch und Krollmann c. Schüßler vom 29. November 1897, 
Nr. 129/97 IV. 

77. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Der 
B. R. geht mit Recht davon aus, daß eine Abgabe nicht 
ſchon deshalb, weil ſie in irgend einer Beziehung zum Grund— 
beſitz ſteht, als gemeine Laſt, die auf dem Grundſtüͤcke ſelbſt 
ruhe, angeſehen werden kann, daß es hierzu vielmehr eines 
beſonderen Kriteriums bedarf, ſei es, daß dieſes aus der 
hiſtoriſchen Entwickelung der in Rede ſtehenden Abgabe, oder 
aus einer poſitiven Vorſchrift des Geſetzes, oder aus der recht⸗ 
lichen Natur der fraglichen Laſt entnommen werden kann. Nach 
keiner dieſer drei Richtungen hin, ſo führt der B. R. weiter 
aus, ſei ein Anhalt dafür gegeben, daß die von der beklagten 
Gemeinde zu erhebende Umſatzſteuer dinglichen Charakter habe. 
V. C. S. i. S. Stadt Spandau c. Frank u. Gen. vom 
8. Dezember 1897, Nr. 168/97 V. 

78. Es iſt anzuerkennen, daß § 230 Thl. J Tit. 11 des 
A. L. R. Zahlungsverzug vorausſetzt und es iſt dem B. R. und 
der Reviſion auch darin beizutreten, daß der Verzug, in welchem 
Bekl. ſich am 14. Januar 1895 befunden hat, vom Kl., voraus- 
geſetzt, daß er das behauptete Verſprechen abgegeben hat, nicht 
geltend gemacht werden kann, da ihm die Einrede der Argliſt 
entgegenſtehen würde. Bei den Unterhandlungen am 14. Januar 
1895 ſtellte ſich aber heraus, daß Bekl. die Zahlung aus eigenen 
Mitteln nicht leiſten konnte. Freilich mußte Kl. ihm nun eine 
angemeſſene Zeit zur Beſchaffung des Geldes gewähren, aber es 
bedurfte keiner Mahnung, vielmehr durfte Kl. erwarten, daß 
Bekl. ihm Anzeige machen würde, ſobald er ſich die Mittel 
anderweitig beſchafft haben würde. Die Mahnung würde auch 
gar nichts genutzt haben, weil Bekl., welcher nach dem in der 
Reviſionsinſtanz von ihm überreichten Armuthszeugniſſe ganz 
vermögenslos iſt, nicht behauptet hat, daß er nach dem 
14. Januar 1895 zur Leiſtung der Anzahlung im Stande ge⸗ 
weſen ſei. Dadurch daß er eine ſolche Anzeige unterließ, wurde 
ſein früher entſchuldbarer Verzug zu einem ſchuldbaren und Kl. war 
nach Ablauf einer angemeſſenen Friſt, als welche der Zeitraum von 
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7 Monaten unzweifelhaft zu erachten iſt, zum Rücktritte befugt. 


Dieſe Ausführungen ſtehen auch nicht im Widerſpruche mit dem 


in den Entſcheidungen des Obertribunals Bd. 76 S. 288 ff. 
mitgetheilten Urtheile, weil in dem dort entſchiedenen Falle der 
Verkäufer dem Käufer ſeine Bereitſchaft zur Ertheilung der 
Auflaſſung vor der Rücktrittserklärung überhaupt nicht zu er⸗ 
kennen gegeben hatte, während im vorliegenden Falle, als 
Parteien behufs der Auflaſſung und Uebergabe am 14. Januar 1895 
zuſammen gekommen waren, Kl. zur Auflaſſung unter den 
vertragsmäßigen Bedingungen bereit geweſen iſt. Unter dieſen 
Umſtänden war es Sache des Bekl. nach etwaiger Beſchaffung 
der zur Anzahlung erforderlichen Mittel dem Kl. eine ihm zur 
Entgegennahme der Auflaſſung genehme Zeit zu beſtimmen 
(vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1883 S. 244, Turnau Grdb. O. 
5. Auflage Bd. 1 S. 638 Anm. zu $ 2 des E. E. G.). 
Abgeſehen davon finden die in den Entſcheidungen des Ober⸗ 
tribunals Bd. 76 S. 288 ff. ausgeſprochenen, übrigens vom 
R. G. (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift a. a. O.) erheblich 
modifizirten Grundſätze auf den vorliegenden Fall keine An⸗ 
wendung. Hier wie dort war der Kaufpreis bei der Uebergabe 
zu entrichten. Dort war aber der Vertrag vor dem Inkraft⸗ 
treten des E. E. G. gefchlofjen, während die Uebergabe nach 
dem 1. Oktober 1872 ſtatthaben ſollte. Mit Rückſicht auf die 
inzwiſchen eingetretene Aenderung der Geſetzgebung nahm das 
Obertribunal an, daß die Parteien mit der Uebergabe, die nach 
Lage des Rechtszuſtandes zur Zeit des Vertragsſchluſſes den 
Eigenthumsübergang vermittelte, den Zeitpunkt der Eigenthums⸗ 
übertragung gemeint hätten, dies aber zur Zeit der Erfüllung 
der Zeitpunkt der Auflaſſung geweſen ſei. Hier dagegen iſt 
der Vertrag lange nach Inkrafttreten des E. E. G. geſchloſſen 
und nicht die Auflaſſung, ſondern die Uebergabe von Zug⸗ um 
Zug⸗Zahlung abhängig gemacht worden (vergl. Foerſter⸗Eccius 
7. Auflage $ 127 Bd. 2 S. 84 Anm. 9). Zur Uebergabe 
aber hatte Bekl. ſich unzweifelhaft beim Kl. einzufinden. Dies 
hat er nach dem 14. Januar 1895 nicht mehr gethan und daher 
befindet er ſich im Verzuge. ($ 27 Thl. I Tit. 16, § 93 
Thl. I Tit. 11, § 247 IH. I Tit. 5 des A. L. R. Vergl. 
Striethorſt Archiv Bd. 90 S. 367 ff.) V. C. S. i. S. 
Langner c. Stat vom 27. November 1897, Nr. 107/97 V. 
79. Der B. R. nimmt an, daß der Bekl. es ſowohl bei 
Konſtruktion der Maſchine als auch bei der Montage an der 
pflichtmäßigen Sorgfalt habe fehlen laſſen. Nach beiden 
Richtungen hin beruht die Entſcheidung auf einem Rechts⸗ 
irrthume. Der Bekl. hatte behauptet, er habe bei Beſtellung 
des Apparats und vorher dem Kl. ausdrücklich erklärt, er habe 
einen ſolchen Apparat noch nicht hergeſtellt, könne nur einen 
Verſuch mit der Herſtellung machen, wiſſe aber nicht, wie die 
Leiſtungen, die ſonſtige Funktionirung und alle Konſequenzen 
des Betriebes ſich geſtalten würden; er habe ſich bereit erklärt, 
den Apparat zu bauen und denſelben, falls er das Verſprechen 
nicht leiſte, zurückzunehmen. Eine Feſtſtellung über die Be⸗ 
gründetheit dieſer vom Kl. beſtrittenen Angaben in ihrem ganzen 
Umfange trifft der B. R. nicht, nimmt aber im Hinblick auf 
die Lage des Falls und ſpeziell den Inhalt des Beſtellungs⸗ 
ſchreibens an, es möge ſich ohne Weiteres ergeben, daß Bekl. 
erklärt habe, es handele ſich für ihn nur um einen Verſuch und 
er könne für die Leiſtungsfaͤhigkeit des Apparats nicht einſtehen 
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Unzutreffend aber iſt es, wenn der B. R. trotzdem ſchon in 
dem Irrthume des Bekl. über die dem Apparate zu gebenden 
Dimenſionen ein Verſehen erblickt, für welches der Bekl. nach 
§ 954 Thl. I Tit. 11 und § 23 SH. 1 Tit. 3 des A. L. R. 
aufkommen müſſe. Dieſe geſetzlichen Vorſchriften ſchließen nicht 
aus, daß ein ſachverſtändiger Unternehmer, der in Bezug auf 
eine ihm in Beſtellung gegebene ſpezielle Arbeit Erfahrungen 
noch nicht geſammelt hat, ſeine Verantwortlichkeit für den Aus⸗ 
fall der Arbeit, durch Vertrag in dem Umfange einſchränkt, 
daß er auch nicht für Fahrläffigkeit auf Schadenserſatz haftet, 
zumal wenn der hier angenommene Irrthum aus Fahrläſſigkeit 
mit den nicht zu vertretenden Folgen des Mangels an Er⸗ 
fahrung auf dem ſpeziellen Gebiet in Zuſammenhang ſteht. 
Zudem überſieht der B. R., daß ein Mangel der bezeichneten 
Art nur für das Maß der Leiſtungsfähigkeit des Apparats von 
Bedeutung war und einen Verluſt von Rohſpiritus nicht zur 
unmittelbaren Folge haben konnte, dieſer vielmehr erſt von einer 
unvorſichtigen Handhabung des Apparats zu beſorgen war. Der 
B. R. giebt nun aber den Pflichten des Bekl. in Bezug auf 
die Montirung eine weitere Ausdehnung, als ſich aus dem 
Inhalt des Vertrags rechtfertigen läßt. Der Bekl. mußte dem 
Beſtellungsſchreiben vom 11. April 1893 gemäß den Apparat 
vollſtändig fertig und betriebsfähig an Ort und Stelle mon⸗ 
tiren, war aber nicht verpflichtet, mit demſelben bis zum Nach⸗ 
weiſe der bedungenen Leiſtungsfähigkeit zu arbeiten. Dies er⸗ 
giebt ſich inzbeſondere auch aus dem zweiten Abſatz des ge⸗ 
nannten Schreibens, nach welchem die Zahlung der erſten 
Hälfte des Preiſes acht Tage nach Herſtellung des ordnungs⸗ 
mäßigen Betriebes, die Zahlung der zweiten Hälfte aber vier 
Wochen ſpäter, nachdem ſich die bedungene Leiſtungsfähigkeit er⸗ 
geben, erfolgen ſoll. Daß den Pflichten des Bekl. durch münd⸗ 
liche Uebereinkunft ein weiterer Umfang gegeben, iſt zwar be⸗ 
hauptet und auch Gegenſtand des Beweisbeſchluſſes vom 15. Juni 
1896 geworden, aber nicht als erwieſen feſtgeſtellt. Wollte 
man die Ausſage und das Verhalten des Monteurs Z. in 
dieſem Sinne verſtehen, ſo würde ſich aus der Sachlage er⸗ 
geben, daß dieſer die Verpflichtungen des Bekl. unrichtig auf⸗ 
gefaßt hat. Es war Sache des Kl., nachdem der Apparat be⸗ 
triebsfähig aufgeſtellt war, den Betrieb in die Hand zu nehmen, 
zumal die Leitung des Apparats, welcher ſeinen Platz in der 
Fabrik hatte und mit welchem der dem Kl. gehörige, dem 
Apparate in kontinuirlichem Betriebe zugeführte Rohſpiritus 
verarbeitet wurde, einen Theil der Leitung der Fabrik bildete. 
Wenn der vom Bekl. beauftragte Monteur, ſtatt ſich auf be⸗ 
triebsfähige Aufſtellung des Apparats zu beſchränken, thatſächlich 
mehrere Tage mit demſelben unter Anſchließung an die Vor⸗ 
richtungen gearbeitet hat, welche dem Apparat den in der Fabrik 
des Kl. vorräthigen Rohſpiritus zuführten, ſo berechtigte dies 
den Kl. nicht, ſich jeder Beaufſichtigung der Fabrikation über 
die Handhabung dieſer Anſchließung und ihrer möglichen Folgen 
zu entſchlagen. Die Annahme des B. R., daß Kl. zu einer 
Einmiſchung in den Betrieb, ſelbſt wenn ihm Zweifel an der 
Leiſtungsfähigkeit des Apparats aufſtiegen, nicht verpflichtet ge⸗ 
weſen ſei, iſt unzutreffend. Ihm als Eigenthümer und ſach— 
verſtändigen Leiter der Fabrik und als Eigenthümer des zu ver⸗ 
arbeitenden Materials lag es ob, ſein Intereſſe zu wahren. 
Selbſt bei geringer Aufmerkſamkeit hätte ihm ein Material⸗ 


verluſt von ſo außerordentlichem Umfange, wie er ihn behauptet 
und erſetzt verlangt, nicht entgehen können. Er iſt nicht be⸗ 
rechtigt, wenn der Monteur es an der erforderlichen Aufmerkſam⸗ 
keit hat fehlen laſſen, den Bekl. für den dem Kl. daraus ent⸗ 
ſtehenden Schaden verantwortlich zu machen, und noch weniger, 
wenn ſeinem eigenen Perſonal eine Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 
Nur wenn Kl. eine Vereinbarung, und zwar mit dem Bekl. 
ſelbſt, nicht mit deſſen Angeſtellten, dahin getroffen hätte, daß 
die Leitung der Fabrikation unter Benutzung des Apparats bis 
zum Erweiſe der bedungenen Leiſtungsfähigkeit derſelben ganz 
auf den Bekl. übergehen ſolle, würde eine Verantwortung des 
Bekl. für Verſehen des Monteurs bei dem Betriebe ſich be⸗ 
gründen laſſen. Wie die Sache aber liegt, hat der Kl. den 
entſtandenen Schaden lediglich ſeinem eigenen Verſchulden zu⸗ 
zuſchreiben. I. C. S. i. S. Neumann c. Guttmann vom 
27. November 1897, Nr. 258/97 J. 

80. Das B. G. will die Ausführung des Bekl. mit der 
Erwägung beſeitigen, daß das perfekte Funktioniren bei einer 
Präciſionshebelpreſſe, ebenſo wie bei jeder anderen Maſchine als 
eine gewöhnlich vorausgeſetzte Eigenſchaft anzuſehen ſei und 


auch dadurch dieſen Charakter nicht verliere, daß ſie in dem 


Vertrage ausdrücklich vorbedungen ſei. Dieſer Entſcheidungs⸗ 
grund iſt von der Reviſion mit Recht beanſtandet worden. 
Das perfekte Funktioniren, für welches die Kl. einſtehen ſoll, 
hat nach der von der Kl. angenommenen Beſtellung die 
Bedeutung, daß die Preſſe in Bezug auf Herſtellung und 
Montage den Anforderungen genügen ſoll, welche an die der 
Königlichen Geſchützgießerei in Spandau von der Kl. gelieferten 
Präciſionshebelpreſſe geſtellt werden. Das geht über eine 
gewöhnlich vorausgeſetzte Eigenſchaft weit hinaus. Wenn aber 


auch dem B. U. inſoweit nicht beizutreten iſt, ſo war der 


oder deſſen Erben zur Reſtitution. 


Reviſion doch der Erfolg zu verſagen. Der vorgedachte kleine 
Mangel der jederzeit mit geringem Zeitaufwand und kaum 
nennenswerthen Koſten zu beſeitigen war, iſt überhaupt kein 
ſolcher, der die bedungene Leiſtungsfähigkeit der Preſſe betrifft. 
Es handelt ſich nur um ein bei der Aufſtellung begangenes 
Verſehen. So lange Kl., der nach dem Vertrage die Montage 
oblag, dieſem Fehler nicht abgeholfen hatte, war die Aufftellung 
noch nicht ordnungsmäßig bewirkt, mithin der Vertrag ſelbſt 
noch nicht vollſtändig von der Kl. erfüllt. Bekl. brauchte daher, 
ſolange der Fehler nicht reparirt war, keine Zahlung zu leiſten 
und konnte dem auf Zahlung gerichteten Verlangen die Einrede 
des nicht gehörig erfüllten Vertrages entgegenſetzen. War aber 
die Kl. bereit und im Stande, Abhülfe zu ſchaffen und den 
Apparat in einem betriebsfähigen Zuſtand zu ſetzen, und iſt ſie 
von der Bekl. an der Vornahme der Reparatur gehindert worden, 
ſo war die Bekl. von dieſem Zeitpunkte an nicht mehr berechtigt, 
ihrerſeits die Vertragserfüllung zu weigern. I. C. S. i. S. 
Wallmann u. Co. c. Dopp vom 11. Dezember 1897, Nr. 277/971. 

81. Der Uebergang der fideikommiſſariſchen Erbſchaft 
von dem Fiduziar auf den Fideikommiſſar vollzieht ſich mit dem 
Eintritte des Subſtitutionsfalles. Mit ihm wird auch das 
Recht des Fideikommiſſars, von dem Fiduziar oder deſſen Erben 
die Reſtitution der Erbſchaft nach Maßgabe der Verfügung 
des Erblaſſers zu verlangen begründet, und dementſprechend 
entſteht mit demſelben Zeitpunkte die Verpflichtung des Fiduziars 
Es kann nun dahingeſtellt 
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bleiben, ob, was nicht unbeſtritten iſt, der Fiduziar, wenn er 
die Erbſchaft angetreten hat, dieſer ſich vor dem Eintritte des 
Subſtitutionsfalles wiederum entſchlagen und den Nachlaß auf 
den fideikommiſſariſchen Subſtituten mit voller Rechtswirkung 
übertragen kann. Dagegen ſteht dem kein rechtliches Bedenken 
entgegen, daß der Fiduziar und der Subſtitut ſchon vor dem 
Eintritte des Subſtitutionsfalles wegen der Reſtitution der 
Erbſchaft ſich vereinigen und ſolche als auch für den Fall des 
Eintritts der Subſtitution rechtswirkſam zum Vollzuge bringen. 
Dies iſt aber im vorliegenden Falle geſchehen. IV. C. S. i. S. 
Sponholz c. Glienicke vom 9. Dezember 1897, Nr. 155/97 IV. 

82. Die Annahme des B. R. iſt auf die Feſtſtellung ge⸗ 
gründet, daß der Gläubiger P. den Bekl. nicht, wie dieſer be⸗ 
hauptet, angewieſen habe, trotz der ſich aus den Beſitzverhält— 
niſſen des fraglichen Markthallenſtandes ergebenden Bedenken 
mit der Zwangsvollſtreckung dortſelbſt vorzugehen, vielmehr dem 
Bekl. ausdrücklich die Prüfung überlaſſen habe, ob er unter den 
obwaltenden Umſtänden die Pfändung vornehmen könne, und 
daß er auch nicht hinterher das Vorgehen des Bekl. genehmigt 
habe. Nach der Auffaſſung des B. R. kann bei dieſer Sach- 
lage P. wegen des entſtandenen Schadens nicht verantwortlich 
gemacht werden, ſodaß ein Rückgriff des Kl. gegen ihn aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Dieſe dem Kl. günſtige und rechtlich nicht zu 
beanſtandende Auffaſſung iſt der gegenwärtigen Entſcheidung 
zum Grunde zu legen. Ihr gegenüber kann aber, wie von der 
Revifion mit Recht gerügt iſt, die unbedingte Abweiſung der 
Klage in Höhe von 15,05 Mark, dem Betrage der Pfändungs- 
und Verſteigerungskoſten, die der Bekl. von dem Verkaufserlöſe 
vor der Abführung deſſelben an P. in Abzug gebracht hat, nicht 
gerechtfertigt erſcheinen. Der B. R. hat erwogen: der Gerichts- 
vollzieher habe, weil er Beauftragter des Gläubigers ſei, gegen 
dieſen als ſeinen Auftraggeber einen Anſpruch auf Zahlung der 
geſetzlichen Gebühren und Erſtattung der Auslagen, und wenn 
er ſich wegen dieſes Anſpruchs aus dem Verkaufserlöſe befriedige, 
ſo werde der Gläubiger dadurch von ſeiner Schuld befreit, alſo 
um den abgezogenen Betrag der Gebühren und Auslagen an 
ſeinem Vermögen bereichert. Bei Anwendung dieſer Grundſätze 
auf den vorliegenden Fall iſt jedoch überſehen, daß nach der ge⸗ 
troffenen Feſtſtellung der Bekl., wenn er unter Verletzung ſeiner 
Dienſtpflichten gehandelt, die Grenze des ihm ertheilten Auftrags 
überſchritten hat und daß, wenn dies nicht geſchehen wäre, 
Pfändungs⸗ und Verſteigerungskoſten nicht entſtanden ſein 
würden. P. würde daher in dieſem Falle aus dem Auftrage 
nicht verpflichtet geweſen ſein, dem Bekl. Gebühren zu zahlen 
und die entſtandenen Auslagen zu erſtatten, ſodaß nicht in Frage 
treten könnte, daß er in Folge der Entnahme der fraglichen 
Koſten aus dem Verkaufserlöſe von Seiten des Bekl. von einer 
Schuld befreit und inſofern an ſeinem Vermögen bereichert 
wäre. IV. C. S. i. S. Kamnitzer o. Krauſe vom 13. De⸗ 
zember 1897, Nr. 160/97 IV. 

83. Da das H. G. B. Vorſchriften über die Folgen 
einer Rathsertheilung nicht enthält, würde Bekl. nach §S 218 
A. L. R. Thl. J Tit. 13 auch nur für einen wiſſentlich falſchen 
Rath haften und zwar auch dann, wenn er ſelbſt Kaufmann 
war. Denn die Frage, ob M. B. trotz der Ceſſion ſeiner 
Anſprüche auf Zinſen und Gewinnantheil ſolche ſelbſt noch, 
ganz oder zum Theil, von der Geſellſchaft fordern konnte, 


hängt mit der beſonderen Einſicht, welche ein Kaufmann durch 
ſeinen Beruf und feine Beſchäftigung erwirbt, nicht zuſammen, 
betrifft alſo nicht die Wiſſenſchaft eines Kaufmanns, ſo daß 
der § 219 a. a. O. keine Anwendung finden kann. Haftet 
der Bekl. für den unrichtigen Inhalt des Schreibens vom 
21. Dezember 1892 aber nur, wenn er daſſelbe im Bewußtſein 
der Unrichtigkeit dem Kl. überſendet hat, ſo kann er für die 
Unterlaſſung der Berichtigung des falſchen Inhalts auch nur 
im Falle der Argliſt haften. Kl. hat nun nicht behauptet, daß 
Bekl. ihm den wirklichen Sachverhalt nach erlangter Kenntniß 
von demſelben argliſtiger Weiſe verſchwiegen habe, daß er ſich 
bewußt geweſen ſei, dem Kl. früher eine objektive unrichtige 
Mittheilung gemacht zu haben, und daß deren Berichtigung 
erforderlich ſei, um den Kl. vor Schaden zu bewahren. In 
dem von der Reviſion in Bezug genommenen Urtheils des 
I. C. S. vom 21. April 1888, Entſch. Bd. 20 S. 190 ff. 
iſt nur ausgeſprochen, daß, wenn von einem Geſellſchafter über 
die Kreditwürdigkeit einer Perſon auf eine Anfrage 
wiſſentlich eine falſche Auskunft ertheilt wird, die Geſellſchaft 
ebenfo haftet, wie der Einzelkaufmann für die von ihm ertheilte 
Auskunft, weil eine ſolche den Charakter einer zum kauf⸗ 
männiſchen Gewerbebetrieb gehörigen Rechtshandlung hat. Um 
die Kreditwürdigkeit einer Perſon handelt es ſich im vorliegenden 
Falle aber nicht. Im übrigen hat das R. G. mehrfach aus⸗ 
geſprochen, daß eine Haftung für grobes Verſehen bei Ertheilung 
einer Auskunft nur dann ſtattfindet, wenn derjenige, welcher 
die Auskunft ertheilt hat, bezüglich derſelben als Sachverſtändiger 
zu betrachten iſt, wie der Bankier bei der Aeußerung über den 
Werth der Aktien, oder wenn eine Geſchäftsverbindung zwiſchen 
den Parteien beſtanden hat. Vergl. die Urtheile des erkennenden 
Senats vom 9. März und 13. April 1896 Rep. VI 372 und 
413 de 1895, erſteres theilweiſe abgedruckt in der juriſtiſchen 
Wochenſchrift S. 2501 de 1896 und des I. C. S. vom 
11. Juli 1888, 31. Januar 1891 und 30. Januar 1892. 
Entſch. Bd. 23, 131; 27, 119 und Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 19122 de 1897. VI. C. S. i. S. Rücker c. Wolffram 
vom 20. Dezember 1897, Nr. 257/97 VI. 

84. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht verſagt zwar dem 
Eigenthümer die Vindikation der bei öffentlichen Verſteigerungen 
verkauften Sache, aber es giebt ihm dafür einen Anſpruch auf 
den Vortheil, welchen der pfändende Gläubiger durch den Ver⸗ 
kauf der Sache erzielt hat. Denn nach § 230 Thl. J Tit. 13 
darf ſich niemand die Vortheile fremder Sachen ohne beſonderes 
Recht zueignen und ſich alſo mit dem Schaden eines Anderen 
bereichern. Nach § 262 daſelbſt iſt derjenige, aus deſſen Ver⸗ 
mögen etwas in den Nutzen eines Anderen verwendet worden, 
dieſes in Natur zurück oder für den Werth Vergütung zu 
fordern berechtigt. Nach § 264 haftet der Andere, wenn die 
Sache nicht mehr vorhanden iſt, für deren in ſeinen Nutzen 
verwendeteten Werth. Nach § 265 endlich iſt, was jemand an 
Geld oder Geldeswerth übernommen hat, ohne ferneren Beweis 
für nützlich verwendet zu achten. Die Vorausſetzung zur An⸗ 
wendung dieſer Vorſchriften liegen vor. Der Bekl. hat durch 
die Pfändung zwar ohne Verſchulden, aber doch ohne Recht in 
das Eigenthum der Kl. eingegriffen. Eine wirkſame Pfändung 
ſetzt voraus, daß die gepfändeten Sachen zur Zeit der Pfändung 
zum Vermögen des Schuldners gehörten (vergl. Entſch. des 
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R. G. in Civilſachen Bd. 22 S. 270 und Bd. 26 S. 101 ff., 
104). Der uur formal beſtehenden Pfändung konnte Kl. bis 
zur Verſteigerung gemäß § 690 der C. P. O. mit dem Erfolge 
widerſprechen, daß die Pfändung aufgehoben und damit der vor 
der Pfändung beſtehende Zuſtand wieder hergeſtellt wurde. Von 
einer — dem § 80 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 20 entſprechenden 
— Einlöſungspflicht der Kl. konnte nicht die Rede ſein, da aus 
einem unberechtigten Eingriffe in das Eigenthum dem Ge- 
kränkten Pflichten gegenüber dem Eingreifenden ſelbſt 
nicht entſtehen können. § 80 a. a. O. ſetzt voraus, daß die 
Sache durch den Eingriff eines Dritten in den redlichen Be- 
ſitz des Pfandgläubigers gelangt iſt (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 22 S. 271). War das durch die Pfändung 
erlangte Pfandrecht materiell unwirkſam, ſo konnte aus ihm 
dem Bekl. ein Recht, die gepfändeten Sachen zu veräußern und 
den Erlös für ſich zu behalten (ein beſonderes Recht im Sinne 
des angeführten § 230), nicht erwachſen, vielmehr ſtellt ſich die 
Veräußerung als ein weiterer, unberechtigter Eingriff in das 
Eigenthum der Kl. dar und das Behalten des Erlöſes als eine 
ohne Recht erfolgte Zueignung des aus einer fremden Sache 
gezogenen Urtheils. Weiter ausgeführt. V. C. S. i. S. A. G. 
Eckert e. Jahnke vom 15. Dezember 1897, Nr. 139/97 V. 

85. Die Ausführung des B. R. iſt dahin richtig zu ſtellen, 
daß demjenigen, aus deſſen Vermögen etwas ohne Entgelt und 
auch nicht ſchenkungsweiſe in das Vermögen eines Andern 
übergegangen iſt — dem Vertenten —, die Klage aus der 
nützlichen Verwendung auch dann zufteht, wenn die Zuwendung 
nicht unmittelbar, ſondern durch eine Mittelsperſon erfolgt iſt, 
die das für die Zuwendung urſächlich gewordene Erwerbs⸗ 
geſchäft zwar im eigenem Namen, aber im Auftrage oder 
als Geſchäftsführer des Bekl. abgeſchloſſen hat. War F. 
— die Mittelsperſon — bei Ausführung der Bauten auf den 
Grundſtücken der Bekl. deren Beauftragter oder Geſchäftsführer, 
ſo wurde die Verſionsklage dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß 
ihm als ſolchem die Vertragspflicht oblag, den durch die 
Verträge mit dem Kl. erlangten Vortheil an die Bekl. als ſeine 
Geſchäftsherren herauszugeben. Der Verſionsklage würde ſich 
nicht entgegenſetzen laſſen, daß die Bekl. in ihrem Ver- 
hältniſſe zu F. nicht rechtsgrundlos bereichert ſeien, da die 
Bereicherung nicht aus deſſen Vermögen erfolgt iſt, und die 
Klage wäre zuzulaſſen, vorausgeſetzt, daß nicht etwa F. die Mittel 
zur Ausführung der Bauten von den Bekl. erhalten hat (in 
welchem Falle die Bereicherung fehlt), und daß der Kl. auch 
nicht mit der gegen F. ihm zuſtehenden Vertragsklage (wegen 
deffen Vermögensloſigkeit) Vergütung für feine Aufwendungen 
erlangen kann. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 21 
S. 236; Urtheil des R. G. vom 16. Februar 1888, abgedruckt 
bei Gruchot, Beiträge, Bd. 33 S. 109; Urtheil vom 2. Juli 1896 
in Sachen Neumann c. Labiſch VI. 77/96). VI. C. S. i. S. 
Jatzko c. Halpert vom 22. November 1897, Nr. 175/97 VI. 

86. Das B. U. greifen die Kl. mit der Ausführung an, daß es 
zu Unrecht auf den $ 147 des A. L. R. Thl. J Tit. 16 geſtützt 
ſei, weil dieſer Paragraph durch Art. 60 Nr. 3 des Pr. E. G. 
zum H. G. B. aufgehoben ſei; eventuell ſei aber auch die Trag— 
weite des § 147 zu weit ausgedehnt; das Geſetz ſchneide die 
Wirkung ſpäterer Anerkenntniſſe nicht ab. Die Reviſion erſcheint 
nicht begründet. Der erſte Angriff ſcheitert an dem auf den 


8 147 cit. unmittelbar folgenden 8 148. Denn da dieſer 
Paragraph die in $ 147 für Kaufleute gegebene Vorſchrift auf 
Jeden ausdehnt, der mit dem fraglichen Quittungsinhaber in 
einem Verhältniß alljährlicher Berechnung und Auseinanderſetzung 
ſteht, fo kann in der Vorſchrift des §S 147 nicht eine beſondere, 
von dem allgemeinen bürgerlichen Recht abweichende Beſtimmung 
über Handelsſachen gefunden werden, und iſt ſie daher durch 
Art. 60 Nr. 3 des Pr. E. G. zum H. G. B. nicht außer 
Kraft geſetzt. Zweifelhafter erſcheint allerdings der zweite Angriff, 
der mit der Streitfrage, ob die Beſtimmung des $ 147 nur 
eine einfache durch Gegenbeweis widerlegbare Vermuthung, oder 
eine ſogenannte praesumtio juris et de jure enthält, zuſammen- 
hängt. Aber auch in dieſer Beziehung iſt dem B. G. beizutreten. 
Näher begründet. III. C. S. i. S. Weinert c. Heinrichs vom 
14. Dezember 1897, Nr. 221/97 III. 

87. Der Verſuch des Kl. aus den Beſtimmungen über 
Erbpacht die geſetzliche Pflicht des Bekl. als Erbverpächters zur 
Räumung des Dolgefließes herzuleiten, iſt verfehlt. Nach § 199 
Thl. I Tit. 21 des A. L. R. hat der Erbpächter in Anſehung 
der erpachteteu Sache alle die Rechte und Pflichten, welche dem 
Nießbraucher beigelegt ſind. Von den Beſtimmungen über den 
Nießbrauch können nur die §§ 135, 138 in Betracht kommen. 
In der erſteren wird unter dem Mariginale „Rückgewähr der 
zum Nießbrauche eingeräumt geweſenen Sache“, beſtimmt: 
„Was von Gebäuden verordnet iſt, gilt auch von Dämmen, 
Teichen, Gräben, Brücken, Mühlen, Waſſerleitungen u. f. w.“ 
Und aus § 138 Thl. 1 Tit. 21 in Verbindung mit § 572 
Thl. 1 Tit. 18 ergiebt ſich, daß der Nießbraucher Vergütung zu 
leiſten hat, wenn wegen unterlaſſener wirthſchaftlicher Unter- 
haltung der Dämme und Waſſerbauten durch Ueberſchwemmungen 
und Verſandungen das Gut an feinem Ertrage auf mehrere 
Jahre hinaus einen erheblichen Abfall erlitten hat. Bezüglich 
der Gebäude wird im § 134 Thl. 1 Tit. 21 verordnet, daß 
der Nießbraucher die Koſten tragen muß, welche zur Wieder⸗ 
herſtellung und Ausbeſſerung der durch ſeine Schuld in Verfall 
gerathenen Gebäude, ſoweit ihm deren Unterhaltung oblag, er- 
forderlich ſind. Und § 47 beſtimmt, daß der Nießbraucher die 
zu ſeinem Nutzungsrechte gehörenden Gebäude in dem Stande 
wirthſchaftlich unterhalten muß, wie er ſie überkommen hat. 
Wie aus dieſen Vorſchriften die Verpflichtung des Erb⸗ 
verpächters einer Mühle, der dieſe mit dem erforderlichen 
Gefälle des Mühlenfließes dem Erbpächter übergeben hat, ſollte 
gelfolgert werden können, das Mühlenfließ während der Dauer 
der Erbpacht durch Räumung vor Verſandung und die Mühle 
vor Rückſtau zu bewahren, iſt nicht einzuſehen. Gerade das 
Gegentheil muß daraus entnommen werden: für den Erb— 
pächter entſtehen aus dem Erbpachtverhältniſſe jene Pflichten. 
Der § 534 Thl. I Tit. 21, welcher von der Remiſſionsforderung 
des Zeitpächters einer Mühle handelt, kann nicht auf die ſich 
dem Eigenthum nähernde Erbpacht angewendet werden. Welches 
Prinzip in dem § 99 Thl. 1 Tit. 8 des A. L. R. und im § 13 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843 für das Erbpachtverhältniß 
ſeinen Ausdruck finden ſoll, ſagt Kl. nicht, iſt auch nicht zu 
verſtehen. V. C. S. i. S. Kaun c. Fiskus vom 20. De⸗ 
zember 1897, Nr. 26/97 V. a 

88. Die Bezugnahme des B. R. auf § 1069 Thl. II 
Tit. 20 A. L. R., welcher „Sodomiterei und andere dergleichen 


unnatürliche Sünden“ mit Strafe bedroht, iſt infofern gerecht⸗ 
fertigt, als dieſelben Worte „Sodomiterei und andere unnatür⸗ 
liche Laſter dieſer Art“ in § 672 Thl. II Tit. 1 A. L. R. 
gebraucht ſind, das A. L. R. alſo offenbar in beiden Vorſchriften 
von gleicher Begriffsbeſtimmung ausgegangen iſt. Dieſe „un⸗ 
natürlichen Sünden“, „unnatürlichen Laſter“ werden in §175 
des deutſchen Strafgeſetzbuches — welcher abgeſehen vou dem 
Strafmaß mit § 143 des Preußiſchen Strafgeſetzbuches über- 
einſtimmt — als „widernatürliche Unzucht, welche zwiſchen Per: 
ſonen männlichen Geſchlechts oder von Menſchen mit Thieren 
begangen wird“, bezeichnet, und es iſt darunter „eine zum 
Zwecke der naturwidrigen Befriedigung des Geſchlechtstriebes 
(mindeſtens des einen Theiles) dem natürlichen Beiſchlafe ähn⸗ 
licher Handlung“ zu verſtehen. (Olshauſen: Strafgeſetzbuch, 
5. Auflage, Bd. 1 S. 670 Anm. 2 und die dort aufgeführten 
Urtheile des R. G.) Von einer wirklichen Geſchlechtsvereinigung 
oder einer Beiſchlafsvollziehung zwiſchen zwei Männern kann 
nun zwar keine Rede fein; eine wideruatütliche Unzucht, ein 
unnatürliches Laſter dieſer Art liegt aber dann vor, wenn eine 
dem natürlichen Beiſchlafe ähnliche Handlung zum Zwecke der 
naturwidrigen Befriedigung des Geſfchlechtstriebes zwiſchen Per- 
ſonen männlichen Geſchlechts vorgenommen wird. Mit der Feſt⸗ 
ſtellung, daß eine naturwidrige fleiſchliche Vereinigung des Bekl. 
mit dem Knechte Hermann K. nicht ſtattgefunden hat, iſt 
aber auch zugleich vom B. Rr. feſtgeſtellt worden, daß auch eine 
dem natürlichen Beiſchlafe ähnliche Handlung in dem Umſtande 
nicht zu finden ſei, daß der Bekl. mit den Worten „laß mich 
einmal“ den K. herumzudrehen verſucht habe in der Abſicht, 
mit ſeinem Geſchlechtstheile in den After des K. einzudringen, 
welche Aufforderungen der letztere ſtets abgelehnt hat. In 
dieſem Beginnen des Bekl. erblickt der B. R. nur den Verſuch 
zur Vornahme einer unzüchtigen Handlung, und dieſe Annahme 
iſt rechtlich ebenſowenig zu beanſtanden, als die fernere Aus- 
führung, daß, da der Verſuch des Ehebruchs keinen Eheſcheidungs⸗ 
grund abgebe, auch der Verſuch des „unnatürlichen Laſters“, 
welches letztere dem Ehebruche gleich ſtehe, einen Scheidungs- 
grund nicht gewähre. (Entſch. des Ober⸗Tribunals Bd. 60 
S. 164 und für das gemeine proteſtantiſche Kirchenrecht Urtheil 
des J. C. S. des R. G. vom 23. Juni 1881, Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 406.) Die weitere Thatſache, 
daß der Bekl. widerholt, unter Duldung des K., an deſſen Ge⸗ 
ſchlechtstheil gefaßt und ſo lange daran herumgerieben hat, bis 
Samenerguß erfolgte, iſt vom B. R. zwar nicht beſonders er⸗ 
wähnt und geprüft worden. Vom R. G. iſt aber wiederholt 
der Grundſatz ausgeſprochen worden, daß einſeitige oder gegen- 
ſeitige Onanie nicht als ein Analogon des Beiſchlafs zu er- 
achten ſei. (Olshauſen a. a. O., insbeſondere Urtheil des 
zweiten Strafſenats vom 25. April 1882, Entſch. des R. G. 
in Strafſachen Bd. 6 S. 211.) IV. C. S. i. S. Brehmer 
c. Brehmer vom 13. Dezember 1897, Nr. 153/97 IV. 

89. In Betreff der zeitlichen Freiheitsſtrafen als Ehe⸗ 
ſcheidungsgrund iſt für das gemeine proteſtantiſche Eherecht in 
den Urtheilen des III. C. S. des R. G. vom 2. März 1880 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 1 S. 324), vom 9. Fe⸗ 
bruar 1883 (Entſch. Bd. 8 S. 159) und vom 12. Dezember 
1884 (bei Bolze, Bd. 1 Nr. 1236) ausgeführt worden, daß 
das richterliche Ermeſſen zu befinden habe, ob nach Lage des 
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Falles dem unſchuldigen Ehegatten die Fortſetzung der Ehe zu⸗ 
zumuthen ſei und daß für die Entſcheidung hierbei hauptſächlich 
die Schwere des Verbrechens oder Vergehens an ſich, die Höhe 
der erkannten Strafe, die damit geſetzlich verbundenen, oder im 
Strafurtheile ausgeſprochenen Ehrenfolgen, die Bildungsſtufe 
und die Standes verhältniſſe der Ehegatten ſowie deren Vorleben 
maßgebend ſeien. Dieſelben Grundſätze hat auch der erkennende 
Senat für das preußiſche Recht in den Urtheilen vom 14. Januar 
1886 (bei Gruchot, Bd. 30 S. 985) und vom 25. Oktober 
1894 (Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 34 S. 234) aus⸗ 
geſprochen und gleichfalls angenommen, daß die Frage nicht 
generell, ſondern inviduell zu beurtheilen und daß die Prüfung 
auf die einzelnen hervorgehobenen Umſtände und insbeſondere 
darauf zu richten ſei, welchen Einfluß die Strafthat und die er⸗ 
littene Strafe auf das ſittliche, bürgerliche und ſoziale Ver. 
hältniß der Eheleute und damit auf das innere Weſen der Ehe 
auszuüben geeignet ſeien. Dieſe Grundſätze ſtellt nun der B. R. 
zwar an die Spitze feiner Erwägungen, ohne jedoch in ge- 
nügender Weiſe auf die einzelnen Geſichtspunkte einzugehen, 
namentlich ohne den Charakter der von dem Bekl. begangenen 
ſtrafbaren Handlung zu erörtern. Seine Annahme, daß weder 
ein grobes Verbrechen vorliege, noch daß die erkannte Strafe 
eine harte und ſchmähliche ſei, berückſichtigt nicht die näheren 
Umſtäude, unter denen die That begangen iſt und ebenſowenig 
die aus dieſen Umſtänden ſich ergebende ehrloſe Geſinnung des 
Bekl., und entbehrt ſomit nach beiden Richtungen der aus⸗ 
reichenden Begründung. Die Beurtheilung der Frage, ob im 
Sinne des § 704 a. a. O. ein grobes Verbrechen vorliegt und 
die Strafe als harte und ſchmähliche zu erachten iſt, ſteht dem 
Eheſcheidungsrichter zu, und dieſe Frage muß im Streitfalle 
nach der konkreten Sachlage in Uebereinſtimmung mit der An⸗ 
nahme des L. G. entſchieden werden. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

90. Die eigenmächtige Aufhebung der ehelichen Gemein- 
ſchaft ſeitens des einen Ehegatten wird zum geſetzlichen Scheidungs⸗ 
grunde der böslichen Verlaſſung, zur widerrechtlichen 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft im Sinne der §§ 677 
bis 686 A. L. R. Thl. II Tit. 1 erſt, wenn auch der auf 
Antrag des verlaſſenen Theils erlaſſene Befehl des zuſtändigen 
Gerichts zur Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft von 
dem andern Theile unbefolgt gelaſſen iſt. Und zwar darf nach 
§ 5 Abſ. 5 Ausführungsgeſetzes vom 24. März 1879 zur 
C. P. O., in Verbindung mit § 16 Nr. 8 E. G. zur C. P. O., 
nicht ſchon deshalb die bösliche Verlaſſung als feſtgeſtellt 


angenommen werden, weil der erlaſſene richterliche Befehl nicht 


befolgt iſt. Auch der Nichtbefolgung des Befehls gegenüber iſt 
daher zu prüfen, ob die fortgeſetzte Verweigerung der ehelichen 
Gemeinſchaft begründet und ſomit nicht widerrechtlich iſt. In 
dieſer Beziehung hat die Bekl. zur Rechtfertigung der Nicht⸗ 
befolgung des richterlichen Rückkehrbefehls allein geltend gemacht, 
daß Kl., als er dieſen Befehl veranlaßte, gar nicht die ernſtliche 


Abſicht gehabt habe, ſie bei ſich aufzunehmen, und kann es ſich 


daher nur fragen, ob mit dem B. G. dieſer Umſtand für aus⸗ 
reichend zu erachten iſt, die fortgeſetzte Weigerung der Bekl. 
zur Fortſetzung der ehelichen Gemeinſchaft zu rechtfertigen. 
Dieſe Frage muß aber bejaht werden. Dabei iſt vorweg zu 
bemerken, daß hier unter dem Mangel der ernſtlichen Abſicht 
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bei dem die Scheidung ſuchenden Theile zur Wiederherſtellung 
des ehelichen Lebens nicht etwa blos der Wunſch zu verſtehen 
iſt, es möchte der andere Theil den Befehl unbefolgt laſſen und 
ſo den Grund zur Scheidung geben. Ein ſolcher Wunſch würde 
mit der ernſtlichen Abſicht, das eheliche Zuſammenleben mit dem 
zurückkehrenden Theile fortzuſetzen, nicht ſchlechthin unvereinbar 


ſein. Der Mangel dieſer ernſtlichen Abſicht liegt vielmehr nur 


vor, falls anzunehmen iſt, daß der die Scheidung ſuchende Theil 
überhaupt nicht den Willen hat, mit dem Rückkehrenden das 
eheliche Zuſammenleben wieder aufzunehmen, ſei es, daß er die 
Abſicht hat von vornherein die Aufnahme auch nur in die 
häusliche Gemeinſchaft zu verweigern, oder zwar dieſe zuzulaſſen, 
jedoch mit dem Plane, durch ehewidriges Verhalten den Rück⸗ 
kehrenden von neuem zur Trennung zu veranlaſſen. Von dieſer 
Auffaſſung geht offenbar auch das B. G. nach ſeiner wieder⸗ 
gegebenen Feſtſtellung aus, nach welcher es dem Kl. mit ſeinen 
an die Bekl. gerichteten Aufforderungen zur Rückkehr nur um 
ein überlegtes Spiel, lediglich um die Eheſcheidung zu betreiben, 
zuthun geweſen iſt, während er gar nicht Willens war, das 
eheliche Zuſammleben wieder herzuſtellen. Daß aber der 
Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung die ernſtliche Abſicht 
des verlaſſenen Ehegatten, die eheliche Gemeinſchaft wieder her⸗ 
zuſtellen, zur Vorausſetzung hat, folgt ſchon daraus, daß andres⸗ 
falls, beim Mangel dieſer Abſicht, in Wahrheit von einer 
Trennung wider den Willen des Verlaſſenen nicht die Rede 
ſein kann. Nur dieſem Gedanken giebt das Geſetz Ausdruck, 
wenn in den 88 680, 684 bis 686 A. L. R. Thl. II Tit. 1 
die Geltendmachung des Scheidungsgrundes der böslichen Ver⸗ 
laſſung davon abhängig gemacht wird, daß zuvor der verlaſſene 
Theil die richterliche Vermittelung zur Wiederherſtellung der 
ehelichen Gemeinſchaft vergeblich in Anſpruch genommen hat. 
Weiter ausgeführt. IV. C. S. i. S. Falkenberg c. Falkenberg 
vom 15. November 1897, Nr. 214/97 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

91. Es kommt nur darauf an, ob die ausgeſtellte Urkunde 
nach Form und Inhalt denjenigen Anforderungen entſpricht, an 
welche das Geſetz die Steuerpflichtigkeit knüpft. Das iſt aber 
bei der in Rede ſtehenden Urkunde der Fall. Da lediglich die 
Urkunde als ſolche beſteuert wird, iſt es ohne Bedeutung, ob 
die durch die Urkunde ertheilte polizeiliche Genehmigung für den 
vorliegenden Fall erforderlich war oder nicht. Die Reviſion 
ſucht auszuführen, das O. L. G. habe für die Frage der Steuer⸗ 
pflichtigkeit der Urkunde prüfen müſſen, ob es ſich bei der nach⸗ 
geſuchten und ertheilten Genehmigung wirklich um eine „Luft- 
barkeit“ im Sinne der Nr. 39 des Tarifs gehandelt habe. 
Das ſei nicht geſchehen, obgleich ſachlich das O. L. G. ſelbſt 
anerkenne, daß nach der für Neuwied erlaſſenen Polizeiverord- 
nung vom 15. März 1895 die polizeiliche Erlaubniß zur Ver⸗ 
anſtaltung des fraglichen Konzertes nicht erforderlich geweſen 
ſei. Dieſe Ausführung iſt unzutreffend und ſteht im Wider⸗ 
ſpruch mit dem obigen Satze, daß lediglich der Inhalt der Ur- 
kunde maßgebend iſt. Nur dann könnte die Rüge Beachtung 
verdienen, wenn aus dem Inhalte der Genehmigungsurkunde 
ſelbſt hervorginge, daß es ſich nicht um eine ſteuerpflichtige 
Luſtbarkeit im Sinne der Nr. 39 des Tarifs handle. Nun iſt 
aber die Urkunde überſchrieben: „Genehmigung zur Veranſtaltung 
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einer Luſtbarkeit.“ In dem verfügenden Theile wird „Herrn L.“ 
die Erlaubniß zur Veranſtaltung eines Konzertes in dem Kirchen- 
ſaale der evangeliſchen Brüdergemeinde ertheilt. Aus dieſem 
Inhalte iſt keineswegs erſichtlich, daß nicht eine Luſtbarkeit im 
Sinne der Nr. 39 in Frage ſtand, zumal da die im Geſetze 
felbſt zu dem Begriffe „Luſtbarkeiten“ gegebenen Erläuterungen 
und Exemplifikation auch „die Veranſtaltung von Muſik⸗ 
aufführungen, Geſangs⸗ und deklamatoriſchen Vorträgen“ er⸗ 
wähnen. Es iſt auch ohne Belang für die Entſcheidung, in 
welcher Art und Form die Genehmigung zur Veranſtaltung des 
Konzertes nachgeſucht worden iſt; die Thatſache allein, daß die 
ausgeſtellte Urkunde als ſolche der Steuerpflicht unterliegt, iſt 
maßgebend für die Entſcheidung dem Fiskus gegenüber. II. C. S. 
i. S. Stadt Neuwied c. Fiskus vom 3. Dezember 1897, 
Nr. 233/97 II. | 

92. Zu einer Urkunde, welche über den Abſchluß eines 
Kaufvertrages mit der Vereinbarung eines Vorkaufsrechts auf⸗ 
genommen iſt, hat Kl. für die Einräumung des letzteren einen 
Stempel nicht verwendet, weil ſeiner Anſicht nach dem Verkäufer 
nur das ſubjektive Recht auf den Eintritt in einen etwaigen 
künftigen Kaufvertrag vorbehalten ſei. Die Steuerbehörde er⸗ 
achtet dagegen die Konſtituirung des Vorkaufsrechts nicht für 
eine bloße Nebenbeſtimmung, ſondern für ein mit 1,50 Mark 
ſelbſtändig zu verſteuerndes Rechtsgeſchäft. Beide Inſtanzrichter 
ſind auch hier der Anſicht der Steuerbehörde beigetreten. Das 
L. G. nimmt an, daß dieſelben Grundſätze, welche in dem Urtheile 
des zweiten Strafſenates des R. G. vom 20. April 1880 
(Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 1 S. 419) in Betreff 
des Wiederkaufsrechts ausgeſprochen find, auch für das Bor- 
kaufsrechts gelten müſſen, indem es ausführt, daß die Abrede 
eines Vorkaufsrechts in einem Kaufvertrage keine den Kauf ſelbſt 
berührende Bedingung enthalte, vielmehr ein neben dem Kauf⸗ 
vertrage abgeſchloſſener ſelbſtändiger Vertrag ſei, welcher dem 
Verkäufer das Recht gebe, in einen künftig etwa abzuſchließenden 
zweiten Kaufvertrag einzutreten, und dem Käufer die Pflicht 
auferlege, den Eintritt des Verkäufers in einen künftig von ihm 
abzuſchließenden Kaufvertrag zu dulden. Der B. R. hat unter 
Billigung dieſer Ausführungen noch bemerkt, daß die Konſtituirung 
des Vorkaufsrechts über die Natur einer acceſſoriſchen Vertrags⸗ 
beſtimmung hinausgehe, indem ein beſonderes Rechtsverhältniß 
begründet werde, durch welches dem Verkäufer die Berechtigung 
zum Wiedererwerb der Sache unter denjenigen Bedingungen 
entſtehe, welche der jetzige Käufer demnächſt mit einem Dritten 
vereinbaren ſollte (§ 568 Thl. I Tit. 20 des A. L. R.), daß 
die Verabredung des Vorkaufsrechts daher nicht eine bloße 
Nebenbeſtimmung, ſondern ein pactum adjectum ſei, welches 
die geſetzlichen Regeln des Kaufvertrages nicht modificire, ſondern 
aus Veranlaſſung des geſchloſſenen Vertrages ein Recht auf den 
Abſchluß eines neuen Vertrages begründe. Dieſe Erwägungen 
ſind nicht zu beanſtanden. Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
die Verabredung eines Vorkaufsrechts als ein ſelbſtändiger, 
beſonders zu verſteuernder Nebenvertrag anzuſehen iſt, und der 
B. R. hat weder den Begriff des Kaufvertrages, noch den des 
Vorkaufsrechts verkannt und mit Recht die Ziffer 1 der all- 
gemeinen Vorſchriften zum Stempeltarif angewendet. IV. C. S. 
i. S. Burgheim c. Fiskus vom 20. Dezember 1897, 
Nr. 175/97 IV. 


93. Das B. G. nimmt an, daß durch § 5 des Vertrages 
vom 21.26. Mai 1896 eine ſtempelpflichtige Schuldverſchreibung 
deshalb nicht beurkundet ſei, weil die den Gegenſtand des 
Paragraphen bildende Vereinbarung nicht die Verpflichtung zur 
Entrichtung einer in ſich oder dem Höchſtbetrage nach beſtimmten 
Schuldſumme begründe, ſondern nur die Möglichkeit gewähre, 
daß künftig eine Schuld eniftehen könne. Daß dieſe Erwägung 
rechtsirrthümlich ſei, kann der Reviſion nicht zugegeben werden. 
Denn die Kontrahenten des Vertrages haben ſich nach der nicht 
zu beanſtandenden Auslegung des B. G. unter einander ver⸗ 
pflichtet, der Aktiengeſellſchaft Oberſchleſiſche Kokswerke und 
Chemiſche Fabriken diejenige Geldſumme herzugeben, welche dieſe 
Aktiengeſellſchaft bei der Emiſſion von ca. nominell 5000 000 Mark 
Schuldverſchreibungen, unter Mitberückſichtigung aller Stempel 
und Koſten, weniger erlöſen würde, als ca. 5 000 000 Mark 
nebft den etwaigen Stückzinſen. Die Aktiengeſellſchaft Ober⸗ 
ſchleſiſche Kokswerke und Chemiſche Fabriken iſt dem Vertrage 
nicht beigetreten und hat daher ein klagbares Recht auf Entrichtung 
des etwaigen Fehlbetrages gegen die Vertragſchließenden nicht 
erworben. Ihr iſt nur, wie das B. G. zutreffend bemerkt, die 
Möglichkeit gewährt worden, durch Beitritt zu dem Vertrage 
unter beſtimmten Vorausſetzungen in ein Schuldverhältniß zu 
den Kontrahenten des Vertrages zu treten. Die Letzteren aber 
haben ſich nicht verpflichtet, an einander den etwaigen Fehl⸗ 
betrag zu zahlen; ſie ſind nicht ein Rechtsgeſchäft eingegangen, 
kraft deſſen der Eine Schuldner des Anderen mit einer 
gewiſſen Geldſumme geworden iſt, ſondern ſie haben nur 
gemeinſam die Verbindlichkeit übernommen, einem Dritten er⸗ 
forderlichen Falls einen Geldbetrag herzugeben, und alſo ein 
Rechtsverhältniß begründet, aus welchem ihnen untereinander 
ein Anſpruch auf eine Geldſumme nicht zuſteht. Zur Anwendung 
kommt das Preußiſche Stempelftenergejeß vom 31. Juli 1895. 
Unter den Begriff der „Schuldverſchreibungen“ im Sinne dieſes 
Geſetzes (Tarif⸗Poſition 58) fallen alle beurkundeten Verpflichtungen 
zur Entrichtung einer in einer Geldſumme beſtehenden Schuld, 
ſofern ſich aus der Urkunde eine der Verpflichtung entſprechende 
Forderung auf Zahlung eines in ſich oder doch dem Höchſtbetrage 
nach beſtimmten Kapitals begründen läßt und das Kapital die 
Natur einer für ſich beſtehenden, principalen Schuld hat. Entſch. 
des R. G. Bd. 8 S. 259, Gruchot Beiträge Bd. 34 S. 1070. 
Heinitz: Stempelſteuergeſetz, bei Tarif ⸗Poſition Schuld— 
verſchreibungen (Seite 371 ff.). Dieſer Begriffsbeſtimmung 
genügt die in § 5 des mehrgedachten Vertrages getroffene Verein⸗ 
barung nicht. Das B. G. hat daher mit Recht den Anſatz des 
Schuldverſchreibungsſtempels für nicht gerechtfertigt erachtet. 
IV. C. S. i. S. Fiskus c. Berliner Handelsgeſellſchaft vom 
23. Dezember 1897, Nr. 176/97 IV. 

94. Der § 4 Abſ. 1 des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 
19. ne 189175 beſtimmt: „Schenkungen unter Lebenden unter- 
liegen, wenn eine ſchriftliche Beurkundung derſelben ſtattfindet, 
einer Werthſtempelabgabe von dem Betrage der Schenkung. 
Als Beurkundung von Schenkungen im Sinne dieſer Beſtimmung 
find alle Schriftſtücke über ſolche Geſchäfte anzuſehen, bei 
welchen die Abſicht auf Bereicherung des einen Theils gerichtet 
war, auch wenn das Geſchäft in der Form eines läſtigen Vertrags 


abgeſchloſſen iſt. Bei Beurtheilung der Frage, ob die Abſicht 
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der Bereicherung des einen Theils anzunehmen iſt, ſind auch 
ſolche Umſtände in Betracht zu ziehen, welche aus der Urkunde 
nicht erſichtlich ſind.“ Das B. G. verkennt nicht, daß im Sinne 
dieſer Geſetzesbeſtimmung nicht bloß diejenigen Urkunden ſtempel⸗ 
pflichtig find, durch welche die Schenkung als gegenwärtig voll- 
zogen behandelt wird, ſondern auch diejenigen Urkunden, die 
lediglich die Beſtätigung oder Anerkennung einer früher erfolgten 
Schenkung enthalten. Es unterſtellt aber die notariellen Ver⸗ 
handlungen vom 26. und 30. November 1894 der Stempelpflicht 
aus § 4 a. a. O. um deshalb nicht, weil dieſelben nichts ent⸗ 
halten ſollen, was erkennen laſſe, daß eine Schenkung vollzogen 
oder eine ſchon vollzogene Schenkung anerkannt oder beſtätigt 
werde. Vielmehr ergeben die Urkunden, jo wird weiter aus⸗ 
geführt, daß die Erklärenden davon ausgegangen ſeien, daß 
durch die Sammlung aus Anlaß des Todes des W. ein Fonds 
— nach Art einer Familienſtiftung — geſchaffen worden und 
dieſer Fonds durch die Aushändigung an die Wittwe nur ſeinen 
Verwalter gewechſelt habe. Dies wird dann unter Würdigung 
des geſammten Inhalts der „Norm“ vom 18. Januar 1874 und 
der beiden notariellen Verhandlungen vom 26. und 30. November 1894 
in eingehender Weiſe begründet mit der Schlußfolge, daß dieſe 
Urkunden weiter nichts enthalten, als die notarielle Fixirung des 
Beſchluſſes, die Verwaltung aufzuheben, und das Kapital zur 
eigenen Verwaltung und Verfügung der Wittwe W. auszuhändigen, 
die Genehmigung dieſes Beſchluſſes, durch die Wittwe W. und 
die Geſchwiſter W., ferner die Ertheilung der Decharge ſeitens 
der Vorgenannten, die Aushändigung des Kapitalbetrags, die 
Quittung darüber und das Berſprechen der Wittwe W. der 
möglichſten Konſervirung des Kapitals. Alle dieſe Beurkundungen 
ließen erkennen, daß es den Intreſſenten nur darum zu thun 
geweſen, die Aufhebung der bisherigen Verwaltung und Ver⸗ 
fügungsbefugniß, ſowie den Uebergang dieſer Befugniſſe auf die 
Wittwe W. und die Sicherung beſtimmungsmäßiger Kapital- 
verwendung notariell zu fixiren. Dagegen deute nichts darauf 
hin, daß die Intereſſenten Willens geweſen ſeien, durch die ab- 
gegebenen Willensäußerungen oder durch die Konſtatirung der 
Kapitalsaushändigung eine Schenkung zur Vollziehung zu bringen, 
oder nachträglich eine frühere Schenkung zu beſtätigen oder 
anzuerkennen. Auch aus den außerhalb der Urkunden liegenden 
Umſtänden ſei eine ſolche Abſicht nicht zu entnehmen. Bei dem 
Mangel einer die Schenkungsabficht des Erklärenden zum Aus⸗ 
druck bringenden Erklärung in den notariellen Verhandlungen 
vom 26. und 30. November 1894 läßt das B. G. es auch 
dahin geſtellt, ob im Jahre 1873/74 oder erſt 1894 nach der 
Aushändigung des Kapitals das Eigenthum auf die Beſchenkten 
übergegangen ſei, denn es komme darauf an, was habe 
beurkundet werden ſollen und was beurkundet ſei. Mit dieſen 
Ausführungen bewegt ſich das B. G. im weſentlichen auf that⸗ 
ſächlichem Gebiete, indem ſie auf die Feſtſtellung des Willens 
und der Abſicht der bei den notariellen Verhandlungen vom 
26. und 30. November 1894 Betheiligten gerichtet ſind. 
IV. C. S. i. S. Fiskus c. Waltz vom 6. Dezember 1897, 
Nr. 149/97 IV. N | 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

95. Nach § 1 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 findet der 
Rechtsweg ſtatt „über vermögensrechtliche Anſprüche der Staats⸗ 
beamten aus ihrem Dienſtverhältniſſe, insbeſondere über An⸗ 
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ſprüche auf Beſoldung, Penſion oder Wartegeld“, und in den 
Motiven zu § 1 wird ausgeführt, daß dieſe Anſprüche den⸗ 
jenigen Theil des Staatsdienerverhältniſſes bilde, welcher gegen⸗ 
über der Ausübung der Dienſtfunktionen als des rein ſtaats⸗ 
rechtlichen Theiles, als die rein privatrechtliche Seite deſſelben 
angeſehen werden muß. Daß Kl. als Supernumerar Staats⸗ 
beamter iſt, unterliegt keinem Zweifel und wird auch vom Bekl. 
nicht beſtritten. Kl. behauptet nun, daß ihm aus dieſem Dienſt⸗ 
verhältniſſe ein Anſpruch nach der privatrechtlichen Seite, ein 
vermögensrechtlicher Anſpruch gegen den Bekl. zuſtehe und 
verlangt, daß Bekl. dieſem Anſpruche durch Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten Geldſumme an Kl. Genüge leiſte. Für die Erhebung 
eines ſolchen Anſpruches iſt aber nach der ganz allgemeinen 
Faſſung des § 1 a. a. O. der Rechtsweg zugelaſſen, und die 
beſchränkte Auslegung des Wortes „Dienſtverhältniß“, von 
welcher das B. G. ausgeht, findet in jener Faſſung keine Stütze. 
Der Rechtsweg wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß bei 
materieller Prüfung des Anſpruches ſich dieſer als unbegründet 
herausſtellt, vielmehr iſt alsdann durch richterliche Entſcheidung 
der Anſpruch ſelbſt zurückzuweiſen. Mag Kl. auch zur Be⸗ 
gründung ſeiner Klagforderung von der Auffaſſung ausgehen, 
daß er in eine Stelle als Sekretär habe heraufrücken müſſen, 
immerhin leitet er dieſelbe aus dem Dienftverhältniffe her, und 
die Forderung bleibt eine rein vermögensrechtliche. IV. C. S. 
i. S. Laſch c. Fiskus vom 11. November 1897, Nr. 99/97 IV. 

96. Der § 106 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 
1883 überweiſt die Streitigkeiten der Jagdbezirksinter⸗ 
eſſenten mit der Gemeindebehörde über die Vertheilung der 
Erträge der gemeinſchaftlichen Jagdnutzung den Verwaltungs- 
gerichten. Unter den „Erträgen“ im Sinne dieſer Beſtimmung 
find nicht nur die Pachtgelder im engeren Begriffe und die Ein⸗ 
nahmen von der durch einen angeſtellten Jäger beſchoſſenen 
Jagd (§ 5 des Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850) zu ver⸗ 
ſtehen, ſondern auch diejenigen Mehrbeträge, welche bei einer 
pflichtmäßigen Verpachtung der Jagd über die vereinbarten 
Pachtgelder hinaus hätten erzielt werden können. Denn dieſe 
Mehrbeträge bilden den Erſatz für das den Jagdbezirksinter⸗ 
eſſenten durch die pflichtwidrige Verpachtung der Jagd entgangene 
Pachtgeld, ſie ergänzen in wirthſchaftlicher Beziehung das Pacht⸗ 
geld, und ſie haben daher die Natur von wirthſchaftlichen Er⸗ 
trägen der gemeinſchafilichen Jagdnutzung. Nur dieſer wirth⸗ 
ſchaftliche Charakter aber kommt für die Anwendbarkeit des 
§ 106 a. a. O. in Betracht; die rechtsgeſchäftliche Grundlage 
der Erträge iſt ohne Erheblichkeit. (Vergl. Entſch. des R. G., 
Bd. 38 S. 253, 255.) Hiernach iſt dem B. G. darin bei⸗ 
zutreten, daß über den prinzipalen Klageanſpruch der Rechtsweg 
unzuläſſig iſt. Rechtsirrthümlich iſt dagegen die Anſicht des 
B. G., daß trotz dieſer Rechtslage das erſtinſtanzliche Urtheil 
nicht durch Abweiſung der Klage abgeändert werden könne. 
Allerdings darf nach den Grundſätzen über die relative Rechts⸗ 
kraft der Urtheile (§§ 487, 498 C. P. O.) der B. R. das 
erſtinſtanzliche Urtheil nicht zu Ungunſten des Berufungs- 
klägers abändern, wenn nicht im Wege der Anſchlußberufung 
von dem Berufungsbeklagten ein entſprechender Antrag geſtellt 
iſt. Aber dieſer Rechtsſatz findet eine Schranke in dem anderen 
Rechtsſatze, daß die ordentlichen Gerichte nur für diejenigen 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zuſtändig find, für welche nicht 


96 


— — 


die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs 
gerichten begründet iſt. ($ 13 des G. V. G.) Deshalb konnte 
das B. G., wenn es zu dem Ergebniſſe gelangte, daß der 
Rechtsweg unzuläſſig ſei, eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt 
überhaupt nicht treffen. Seine Entſcheidung konnte nur dahin 
gehen, daß wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges die Klage ab⸗ 
zuweiſen ſei. Dieſe Entſcheidung wäre die nothwendige Folge 
des Umſtandes geweſen, daß der Rechtsſtreit den ordentlichen 
Gerichten entzogen iſt, und fie hätte daher von dem B. G. 
ausgeſprochen werden müſſen, obgleich von dem Bekl. und Be⸗ 
rufungsbeklagten eine Abänderung des erſten Urtheils nicht be⸗ 
antragt war. (Entſch. des R. G. Bd. 22 S. 7, 8.) Das 
Reviſionsgericht iſt gleichfalls an die Grundſätze von der relativen 
Rechtskraft der Urtheile gebunden. (Entſch. des R. G., Bd. 12 
S. 410.) Aber dieſelben Gründe, welche das B. G. zur Ab⸗ 
weiſung der Klage hätten führen ſollen, ſind auch für das 
Reviſionsgericht maßgebend und zwingend. Deshalb iſt es geboten, 
das B. U., das in der Urtheilsformel nur über den prinzipalen 
Klageantrag entſcheidet, aufzuheben und das erſte Urtheil dahin 
abzuändern, daß die Klage abgewieſen wird. IV. C. S. i. S. 
Hanſche c. Lobeth I vom 9. Dezember 1897, Nr. 154/97 IV. 

Zum Geſetz vom 28. Februar 1843. 

97. Das Erforderniß, daß das Waſſer der Quelle, — 
damit dieſe als Theil des Baches (Privatfluſſes) gelten könne, 
— ſofort in geregeltem Laufe abfließe, iſt hier erfüllt; denn 
es kann nach dem Inhalt der Vorentſcheidung nicht bezweifelt 
werden, daß das Bett des Bullerbachs, bevor die in Frage 
ſtehenden Anlagen von der Bekl. hergeſtellt ſind, unmittelbar 
bis zu dem Punkte hinaufreichte, an welchem nach der Annahme 
des B. G. ſich die Quelle des Bachs befand. Was aber den 
zweiten Punkt der Reviſionsbeſchwerde anlangt, ſo iſt der B. R. 
zutreffend davon ausgegangen, daß als Quelle eines Privat- 
fluſſes im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 
deſſen ſichtbarer, oberirdiſcher Anfang anzuſehen ſei, daß es 
hierbei aber nicht weſentlich ſei, ob die Quelle in einem 
Strahle von meßbarem Durchſchnitt aus dem Erdboden hervor⸗ 
dringe oder ob ihr Waſſer in zahlreichen kleinen Tropfen aus 
der Erde hervorquelle und ſich hierbei ſo mit loſen Erdtheilen 
menge, daß die Quelle den Eindruck eines Tümpels oder 
Sumpfgeländes mache, ſofern nur die in dieſem Gelände vor⸗ 
handene Rinnſale das aus der Duelle entfließende Waſſer ab⸗ 
führen und ſich ſodann zum Bache vereinigen. Wenn auf 
Grund dieſer Anſchauung und der von ihm dargelegten eigen- 
thümlichen örtlichen Zuſtände der B. R. im gegenwärtigen 
Falle zu der Annahme gelangt, daß als Quelle im Sinne des 
§ 1 a. a. O. das von ihm bezeichnete Sumpfgelände oder 
waſſerhaltige Erdreich anzuſehen ſei, ſo bewegt er ſich damit 
auf thatſächlichem Boden, ohne in erkennbarer Weiſe gegen das 
beſtehende Recht zu verſtoßen. Kann hiernach zwar der von 
der Reviſion erhobene Angriff nicht zu einer Aufhebung des 
angefochtenen Urtheils führen, ſo erſcheint dieſes doch aus 
anderen Erwägungen als unhaltbar. Der B. R. ſtellt feſt, 
daß die Bekl. in das waſſerhaltige Erdreich, welches er als die 
Quelle ſelbſt anſieht, Saugröhren gelegt hat, durch die Waſſer, 
welches bisher der Quelle entfloß, abgefangen wird. Er ſtellt 
ferner feſt, daß die Bekl. den oberen, unmittelbar an die Quelle 
ſich anſchließenden Theil des Bettes des Bullerbaches zugeſchüttet 


hat. Auf Grund dieſer Feſtſtellungen hat der B. R. die Bekl. 
verurtheilt, den früheren Zuſtand im „Quellgebiet“ des Buller- 
baches — jedoch ohne die Verpflichtung zur Wiedereinlegung 
der früher dort vorhanden geweſenen Drain⸗Anlage, — und 
den früheren Zuſtand des Bullerbaches ſelbſt wieder herzuſtellen 
ſowie ſich jeder Ableitung von Waſſer aus dieſem Bache zu 
enthalten; dabei hat er aber der Bekl. freigeſtellt, ſich von der 
vorſtehenden Verpflichtung dadurch zu löſen, daß ſie das für 
ihr Waſſerwerk in Anſpruch genommene Waſſer in einer 
Stärke von fieben Litern in der Sekunde vor dem Mühlen⸗ 
grundſtücke des Kl. in das Bachbett zurückleitet. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung würde zunächſt inſoweit ungerechtfertigt ſein, als ſie 
etwa, was nicht ſicher zu erkennen iſt, mit der Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes auch die Beſeitigung der von der Bekl. 
auf dem Quellgrundſtück angelegten beiden Sammelbrunnen im 
Auge haben ſollte; denn dieſe Brunnen dienen nicht zum Ab⸗ 
fangen der Quelle, ſondern nehmen nur das ihnen zugeleitete, 
bereits abgefangene Waſſer auf und ſind auch nicht in dem 
früheren Bachbett gelegen. Die Entſcheidung würde ferner 
inſoweit nicht gerechtfertigt ſein, als ſie etwa unter der Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes des Bullerbachs unbedingt 
Beſeitigung des aufgeſchütteten Dammes und Wiederherſtellung 
des alten Bachbettes begreifen ſollte. Der Anlieger an einem 
Privatfluſſe hat keinen Anſpruch darauf, daß das oberhalb 
ſeines Grundſtücks gelegene Flußbett eine beſtimmte Lage habe, 
ſondern ſeine Berechtigung geht nur dahin, daß durch Verlegung 
des Flußbettes nicht ſein Anſpruch auf Weiterzuführung beein⸗ 
trächtigt werde. Im gegenwärtigen Falle kann daher der Kl. 
zwar verlangen, daß dem Waſſer, welches nach Beſeitigung der 
in die bisherige Quelle des Bullerbachs gelegten Rohre dort 
künftig von Neuem entſtrömen wird, von der Bekl. wieder ein 
geregelter Lauf bis zu dem Punkte, wo jetzt das alte Flußbett 
ſeinen Anfang nimmt (Punkt L der in der Verhandlung vom 
18. April 1895 aufgenommenen Handzeichnung), angewieſen 
werde, da der betreffende Theil des bisherigen Bachbettes von 
der Bekl. zugeſchüttet iſt. Dagegen muß es dem Belieben der 
Bekl. anheimgeſtellt bleiben, ob ſie dieſen Lauf genau dort, wo 
das alte Bett lag, herſtellen oder ihm eine andere Lage, etwa 
neben dem Damme, geben will. Sodann würde die Entſcheidung 
inſoweit ungerechtfertigt ſein, als ſie etwa auch auf Beſeitigung 
der außerhalb der Quelle von der Bekl. gelegten Saugrohre 
gerichtet fein ſollte, was bei der Wahl des Ausdrucks „Quell- 
gebiet“ in der Entſcheidung nicht zweifelsfrei iſt, auch wenn 
erwogen wird, daß der B. R. in den Entſcheidungsgründen 
Quellgebiet und Quelle anſcheinend indentifizirt. Dieſe Saug⸗ 
rohre ſind dazu beſtimmt, die die Bullerbachsquelle ſpeiſenden 
Waſſeradern abzufangen. Zu ſolchem Thun iſt die Bekl. 
berechtigt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 16 S. 229), und 
nur dazu war ſie nicht befugt, daß ſie in die Quelle ſelbſt ſolche 
Rohre legte, durch welche in der Quelle deren Waſſer abge⸗ 
fangen wird. In nahem Zuſammenhange hiermit ſteht nun 
dasjenige Bedenken, welches die Aufhebung der Vorentſcheidung 
als geboten erſcheinen ließ. Da die Duelle ſich aus ihren 
Waſſeradern bildet, ſo muß ſie verſiegen, wenn dieſe ſämmtlich 
abgefangen werden. Es entſteht daher im gegenwärtigen Falle 
in Anbetracht deſſen, daß die Bekl. eine größere Anzahl weit⸗ 
reichender zum Abfangen der Adern der Bullerbachsquelle 
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beſtimmter Saugrohre außerhalb der Quelle hat legen laſſen 
die Frage, ob nicht bereits durch dieſe Leitungen das Waſſer 
der Quelle ganz oder zu einem ſehr weſentlichen Theile abge⸗ 
fangen wird, ſo daß durch die in der Quelle ſelbſt befindlichen 
Rohre kein oder nur verhältnißmäßig wenig Waſſer mehr auf- 
geſammelt wird. Dieſe Frage hat der B. R. nicht geprüft. 
Er hat ſich ihr, da ſie nahe liegt, allerdings nicht ganz ver⸗ 
ſchließen können; denn er bemerkt, der Umſtand ſtehe freilich 
der Bekl. zur Seite, daß ihre Rohre über die Bullerbachsquelle 
hinausreichten und ein räumlich größeres Gebiet als dieſe um⸗ 
faßten. Er geht hierüber aber mit der Erwägung hinweg, daß 
das Waſſer, welches dieſe hinüberragenden Theile der Saug- 
röhren dem Sammelbecken zuführte, ſich von dem übrigen 
Waſſer nicht trennen und ſeiner Menge nach nicht angeben 
laſſe. Dieſe Annahme des B. R. iſt unbegründet und unrichtig. 
Es iſt nicht einzuſehen, weshalb es nicht möglich ſein ſollte, 
Vorkehrungen und Veranſtaltungen zu treffen, welche geeignet 
wären, zu ermitteln, ob und in welchem Umfange die Buller⸗ 
bachsquelle bereits durch die außerhalb der Quelle gelegenen 
Saugrohre abgefangen wird. Daß die Ausführung ſolcher 
Veranſtaltungen erhebliche Arbeit und erhebliche Geldauf⸗ 
wendungen verurſachen wird, kann nicht in Betracht kommen. 
V. C. S. i. S. Stadt Wittenberg c. Lehmann vom 8. De⸗ 
zember 1897, Nr. 169/97 V. | 

Zum Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850. 

98. Nach § 9 des Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850 
werden die Beſitzer der einen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke 
in allen Jagdangelegenheiten durch die Gemeindebehörde ver⸗ 
treten. Zu dieſen Angelegenheiten gehört auch die Geltend⸗ 
machung des dem Jagdbezirksintereſſenten durch zu niedrige Ver⸗ 
pachtung der Jagd entſtandenen Schadens mittels Leiſtungs⸗ 
klage oder mittels Feſtſtellungsklage. Mit dem von den Kl. 
erhobenen eventuellen Anſpruche bezwecken dieſelben die Feſt⸗ 
ſtellung der Verpflichtung des Bekl. zum Erſatze des den Jagd⸗ 
bezirksintereſſenten durch zu niedrige Verpachtung der Jagd 
erwachſenen Schadens in dem Umfange, iu welchem fie an 
demſelben betheiligt ſind. Sie machen daher ein der Geſammt⸗ 
heit der Jagdbezirksintereſſenten angeblich zuſtehendes, und 
nicht ein nur ihnen allein für ihre Perſon vermeintlich 
gebührendes, Recht geltend. Hierzu aber ſind ſie nicht befugt. 
Der Bekl. als Mitglied der Gemeindebehörde würde aller- 
dings ebenfalls nicht in der Lage ſein, den Anſpruch zu er⸗ 
heben, da dieſer gegen ihn ſelbſt zu richten wäre. Indeſſen 
dieſer Umſtand berührt nicht die Legitimation der Gemeinde⸗ 
behörde, ſondern würde nur den Anlaß geben, die Perſon des 
Bekl. von der Theilnahme an den Geſchäften der Gemeinde 
behörde, ſoweit dieſelben den Rechtsſtreit betreffen, auszuſchließen. 
($ 74 der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891.) (Entſch. 
des R. G. Bd. 38 S. 253, 257.) Außerdem aber kommt in 
Betracht, daß die erhobene Feſtſtellungsklage (Entſch. des R. G. 
Bd. 21 S. 382) den Zweck verfolgt, die in erſter Linie an⸗ 
geſtellte Leiſtungsklage vorzubereiten. Da jedoch die letztere dem 
ordentlichen Rechtswege entzogen iſt, muß auch die erſtere als 
unſtatthaft erachtet werden, und es bedarf daher keiner weiteren 
Erörterung darüber, ob die Vorausſetzungen der Feſtſtellungs⸗ 
klage im Uebrigen vorhanden ſind. IV. C. S. i. S. Hanſche 
c. Lobeth J vom 9. Dezember 1897, Nr. 154/97 IV. 
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99. Daß die Jagdintereſſenten eines Gemeindejagdbezirkes 
nach den Beſtimmungen des Preußiſchen Jagdpolizeigeſetzes vom 
7. Marz 1850 und der Preußiſchen Landgemeindeordnung vom 
3. Juli 1891 durch die Gemeindebehörde und dieſe durch den 
Gemeindevorſteher vertreten werden, hat der erkennende Senat 
erſt jüngſt in Sachen Scholz gegen Gemeinde Sterzendorf in 
ſeinem Urtheile vom 8. November l. J. B. VI 305/97 an- 
erkannt. Gemäß §8 88 Nr. 7 Abſ. 2 der Landgemeindeordnung 
müſſen Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche die Gemeinde 
gegen Dritte verbinden ſollen, insgleichen Vollmachten 
unter Anführung des betreffenden Gemeindebeſchluſſes und der 
dazu etwa erforderlichen Genehmigung oder Entſchließung der 
zuſtändigen Aufſichtsbehörde im Namen der Gemeinde von dem 
Gemeindevorſteher und einem der Schöffen unterſchrieben 
und mit dem Gemeindeſiegel verſehen ſein. Das B. G. erachtet 
in ſeinem Urtheile vom 2. Juni 1896 die Bezugnahme auf 
einen Gemeindebeſchluß nicht für erforderlich, da Jagdangelegen⸗ 
heiten nicht Gemeindeangelegenheiten im Sinne des § 102 der 
Landgemeindeordnung ſeien, dagegen die Mitunterſchrift eines 
Schöffen und die Beidrückung des Gemeindeſiegels für geboten. 
Dieſe Erforderniſſe find für Prozeßvollmachten im Anwalts- 
prozeſſe nicht zu beſtreiten. (Vergl. Keil, die Landgemeinde⸗ 
ordnung S. 246 L. a, S. 247 L. d.) Die vorgelegte, nur 
vom Gemeindevorſteher unterzeichnete und mit dem Gemeinde⸗ 
ſiegel verſehene Vollmacht genügt daher nicht. Rechtsanwalt W. 
konnte daher die Gemeindebehörde nicht vertreten. Demgemäß 
war auf Antrag des Kl. der Einſpruch der Gemeindebehörde 
gegen das Verſäumnißurtheil des erkennenden Senats vom 
14. Juni 1897 zu verwerfen. VI. C. S. i. S. Gemeinde⸗ 
vorſtand zu Bantikow . Vettin vom 9. Dezember 1897, 
Nr. 270/97 VI. 

Zum Straßengeſetz. 

100. Der B. R. prüft zunächſt, ob in der Verſagung der 
Bauerlaubniß — wie Kl. annahm — ein rechtswidriges Ver⸗ 
halten zu finden ſei. Er verneint die Frage in Anlehnung an 
die (bei Friedrichs 3. Auflage S. 76, 77 mitgetheilte) ſtändige 
Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts, nach welcher die 
Bauerlaubniß verſagt werden darf, wenn — wie hier ſchon 
vor Einreichung des Baugeſuches — das Verfahren über die 
Feſtſetzung einer beſtimmten Fluchtlinie ſchwebt und der beab⸗ 
ſichtigte Bau die Ausführung des Bebauungsplanes ſtören 
würde. Dieſer Rechtſprechung iſt lediglich beizutreten. Nach 
der neueren Rechtſprechung des R. G. (Entſch. in Civilſachen 
Bd. 21 S. 212, Bd. 28 S. 275, Bd. 34 S. 243) finden die 
den Vorſchriften des A. L. R. gegenüber die Entſchädigung für 
Beſchränkungen des Eigenthumes einſchränkenden Beſtimmungen 
des § 13 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 auch auf den Fall 
Anwendung, wenn nach der erſten Offenlegung des Bebauungs⸗ 
planes (§ 7 daſelbſt) eine Bauerlaubniß verſagt iſt, voraus⸗ 
geſetzt, daß der Plan definitive Giltigkeit erlangt (§ 8) und 
es zur zweiten Offenlegung kommt (§ 11). Im vorliegenden 
Falle entſprach der Bebauungsplan, welcher am 20. April 1889 
offengelegt war, nicht den abſoluten Vorſchriften des § 4 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875, weil er keine genauen, den §§ 3 
und 4 der gemäß § 20 des Geſetzes erlaſſenen miniſteriellen 
Anweiſung vom 28. Mai 1876 entſprechende Bezeichnung der 
von der Fluchtlinienfeſtſetzung betroffenen Grundſtücke enthielt. 
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Mit Recht iſt dieſe Fluchtlinienfeſtſetzung von dem Bezirks- 
ausſchuſſe zu Potsdam durch Entſcheidung vom 28. Mai 1891 
für unverbindlich erklärt worden (vergl. auch Friedrichs a. a. O. 
S. 40). Damit war dieſer Plan aus der Welt geſchafft und 
es kann ſelbſtverſtändlich ſeiner Offenlegung keine Wirkung bei⸗ 
gelegt werden, gleichviel ob der ſpätere definitive Bebauungsplan 
mit ihm“ übereinſtimmte oder nicht. Es kann der Revifion 
zugegeben werden, daß mit der Entſcheidung vom 28. Mai 1891 
nicht das ganze Fluchtlinienfeſtſetzungsverfahren beſeitigt wurde, 
aber es wurde in das Stadium zurückverſetzt, in welchem es 
ſich vor der erſten Offenlegung des Planes befand. Die Be⸗ 
ſtimmung des § 13 a. a. O. ſteht demnach dem vom Kl. 
geltend gemachten Entſchädigungsanſpruche, welcher in den 
§§ 75 und 76 Einleitung zum A. L. R., §§ 29 ff. des A. L. R. 
Thl. J Tit. 8, 8 4 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 und 
Art. 9 der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde ſeine Begründung 
findet, nicht entgegen, denn keinesfalls kann die Entſtehung der 
Servitut der Unbebaubarkeit auf einen früheren Zeitpunkt, als 
auf den der erſten, dem Geſetze entſprechenden Offenlegung zurück- 
verlegt werden. (Vergl. Gruchot, Beiträge, Bd. 38 S. 1099 ff.) 
V. C. S. i. S. Gemeinde Erkner c. ann vom 11. De⸗ 
zember 1897, Nr. 174/97 V. 

101. Der B. R. verfagt dem auf Grund des § 12 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 erlaſſenen Ortsſtatute vom 2. Fe⸗ 
bruar 1889 nicht die Rechtswirkſamkeit, im Gegentheile geht er 
von dieſer Rechtsbeſtändigkeit aus und nimmt nur in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Wortlaute des Geſetzes und mit der 
Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts (vergl. Friedrichs 
S. 86 ff. Anm. 5b und Entſch. Bd. 29 S. 377) und 
des R. G. (Entſch. in Civilſachen Bd. 23 S. 282) an, daß 
dergleichen Orisſtatuten auf Straßen, welche ſchon vor der Ein- 
leitung des Planfeſtſetzungsverfahrens beſtanden und dem öffent⸗ 
lichen Verkehr gedient haben, auf ſogenannte hiſtoriſche Straßen 
keine Anwendung finden. Er ſtellt auf Grund rein thatſächlicher 
Abwägung der Beweisergebniſſe feſt, daß die Straße, welche 
an dem Grundſtücke des Kl. vorbeiführt, eine ſolche hiſtoriſche 
Straße iſt, wobei er ſich an die Merkmale hält, welche die 
höchſtrichterliche Rechtſprechung (vergl. Friedrichs a. a. O. und 
Kunze u. Kautz, Rechtsgruadſätze, Bd. 2 S. 137 fl.) aufgeftellt 
hat. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

102. Der B. R. erkennt an, daß dem Kl. „als Anlieger 
einer ſtädtiſchen Straße ein privates Sonder⸗Nutzungsrecht an 
dem vor dem Hauſe des Bekl. vorhanden geweſenen Bürger⸗ 
ſteige, der einen Theil der öffentlichen Straße bildete, zuſtand.“ 
Er nimmt aber ferner an, daß durch die Baufluchtregulirung 
und die Bebauung die ſtreitige Fläche aus dem Straßennexus gelöſt 
worden, und dadurch die an der Straße (als ſolcher) beſtandene 
und noch fortbeſtehende Dienſtbarkeit — in Anſehung der 
ſtreitigen Fläche — untergegangen iſt. (Vergl. Loebell bei 
Gruchot Bd. 41 S. 45.) Dieſe Erwägung wird von der 
Reviſion nur in ihrem erſten Theile als rechtsirrthümlich ange⸗ 
griffen, die Annahme nämlich, daß durch die Feſtſetzung der 
Baufluchtlinie und die Ueberlaſſung der fraglichen Fläche an 
den Kl. zur Bebauung die letztere aus dem Straßenzuge rechts · 
wirkſam ausgeſchieden ſei. Der Angriff iſt nicht begründet. 
Nach dem Geſetz vom 2. Juli 1875 ſteht die Feſtſetzung der 
Fluchtlinie nicht bloß bei der Anlegung neuer, ſondern auch bei 


der Veränderung beftehender Straßen dem Gemeindevorſtand 
unter den im Geſetz angegebenen Modalitäten zu. Dieſe Feſt⸗ 
ſetzung iſt hier endgültig erfolgt. Dieſelbe iſt aber in Anſehung 
des Grundſtücks des Bekl. durch den von letzterem in der 
neuen Fluchtlinie errichteten Bau auch thatſächlich zur Aus⸗ 
führung gebracht, und zwar, wie der B. R. offenbar 
annimmt, nicht nur mit Zulaſſung Seitens der Ortspolizei⸗ 
behörde, welche den Baukonſens ertheilt hat, ſondern auch im 
Einverſtändniß mit der Stadtgemeinde als der Eigenthümerin 
des bisherigen Straßenterrains, ſodaß es einer Feſtſtellung, ob 
das dem Bekl. verkaufte und von ihm bebaute ehemalige 
Straßenland demſelben bereits aufgelaſſen, nicht bedurfte. Eine 
Einziehung oder Verlegung eines öffentlichen Weges kann 
in der aus dem Fluchtlinienplan ſich ergebenden Veränderung 
(Gradelegung) des früher im rechten Winkel verlaufenen Bürger⸗ 
ſteiges vor den Häuſern der Parteien nicht gefunden werden; 
daher bedurfte es, wie der B. R. in Uebereinſtimmung mit dem 
Oberverwaltungsgericht (Bd. 19 S. 259 der Entſch.) mit Recht 
annimmt, eines Beſchluſſes der Wegepolizeibehoͤrde zur Aus- 
ſcheidung der bebauten Fläche aus dem Straßenzuge gemäß 
§ 57 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 nicht. 
Ob der Kl. wegen der durch den Bau des Bekl. in der neuen 
Straßenflucht ſeinem Grundſtücke entſtandenen Nachtheile einen 
Entſchädigungsanſpruch gegen die Stadtgemeinde erheben könnte, 
läßt der B. R. dahingeſtellt, und iſt hier nicht zu entſcheiden. 
Jedenfalls iſt der Bekl., der ſich vollſtändig in den Schranken 
ſeines Rechts gehalten hat, ja ſogar durch die Fluchtlinien- 
feſtſetzung gezwungen war, ſo zu bauen, wie er gebaut hat, dem 
Kl. für den dieſen daraus erwachſenen Schaden nicht erſatz⸗ 
pflichtig, umſoweniger zur Wiederherſtellung des früheren Zu⸗ 
ſtandes durch Abbruch des auf dem früheren Straßenlande 
errichteten Gebäudetheils. V. C. S. i. S. Klodwig c. Niekau 
vom 8. Dezember 1897, Nr. 171/97 V. 

Zum Zwangsvollſtreckungsgeſetz vom 13. Juli 1883. 

103. Bei der jetzigen Sachlage ſteht die Rechtsbeſtändigkeit 
der vom Kl. in dem Subhaſtationsverfahren liquidirten 
Hypothekenforderung feſt. Andrerſeits ſteht, jedoch nur den 
beklagten Konkursmaſſen, nicht auf dem — an dem Prozeſſe 
des W. nicht betheiligten — Kl. gegenüber rechtskräftig feſt, 
daß W. aus der Konkursmaſſe und inbeſondere aus dem in 
dem Subhaſtationsverfahren hinterlegten Betrage Befriedigung 
des von ihm erhobenen Anſpruches nicht fordern darf. Streitig 
iſt nur, ob Kl. ſich zur Deckung des bei ſeiner Hypothek 
erlittenen Ausfalles an den auf die Hypothek des W. entfallenen 
Theil der hinterlegten Maſſe halten kann. Dieſe Frage iſt mit dem 
B. R. zu verneinen. Bei dem den Regeln der §88 762 bis 768 
der C. P. O. folgenden (vergl. $ 113 der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ordnung vom 13. Juli 1883) Kaufgelderbelegungsverfahren hat 
Kl., der im Termine nicht anweſend war, dem Liquidate des W. 
nicht widerſprochen; vielmehr iſt Widerſpruch nur ſeitens der 
drei Bekl. erhoben worden. Daher hat Kl. gemäß § 764 ff. 
der C. P. O. keinen Anſpruch darauf, bei Vertheilung der 
infolge des von Anderen erhobenen Widerſpruchs gebildeten 
Streitmaſſe berückſichtigt zu werden (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 26 S. 420 ff.) Eine ſolche Maſſe wird, wenn 
der Widerſpruch nicht rechtzeitig verfolgt oder wenn er im 
Prozeſſe ſiegreich beſeitigt wird, für den Liquidanten, andernfalls 
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für die widerſprechenden Gläubiger frei. Würde dem Kl. darin 
beizutreten ſein, daß im vorliegenden Falle die widerſprechenden 
Gläubiger ihren Widerſpruch nicht in der nach § 762 ff. der 
C. P. O. nur zuläſſigen Weiſe und Friſt verfolgt haben, ſo 
würde der auf das Liquidat des W. entfallende Antheil der 
Maſſe dieſem und nicht dem Kl. gebühren. Es iſt aber 
anzunehmen, daß der Widerſpruch ſeitens der Bekl. in einer 
Weiſe durchgeführt worden iſt, welche geeignet war, ihnen die 
Berückſichtigung bei der Vertheilung zu fihern. Vereinbarungen 
zwiſchen dem Gläubiger, deſſen Liquidate widerſprochen wird, 
und den widerſprechenden Gläubigern, durch welche die Gläubiger⸗ 
rolle und die Praäkluſivfriſt gegenüber den Vorſchriften des 
§ 764 der C. P. O. geändert werden, ſind zuläſſig (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 15 S. 221 ff. und Bd. 18 
S. 294) und bedürfen nicht der Zuſtimmung der nicht wider⸗ 
ſprechenden und daher bei dieſem Theilungsſtreite nicht betheiligten 
Gläubiger. Ebenſo muß es für zuläſſig erachtet werden, 
daß durch Vereinbarung der Intereſſenten einem über die 
Rechtsgültigkeit einer Forderung zur Zeit der Kaufgelderbelegung 
ſchwebenden Rechtsſtreite, vorausgeſetzt, daß er — wie vor⸗ 
liegend — bei dem für den Vertheilungsſtreit ausſchließlich zu⸗ 
ſtändigen Gerichte ($ 76 5 der C. P. O.) erhoben ift (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 37 S. 390), die Be⸗ 
deutung einer Klageerhebung im Sinne des § 764 der C. P. O. 
beigelegt wird. Dies iſt nach dem Inhalt der im Thatbeſtande 
aus dem Kaufgelderbelegungsprotokolle mitgetheilten Stelle ge⸗ 
ſchehen. Die beklagten Konkursmaſſen haben in dem Ver⸗ 
theilungsſtreite gegen W. obgeſiegt. Zuläſſigerweiſe war zwiſchen 
W. und den drei Bekl. vereinbart worden, daß der Aus- 
gang jenes Prozeſſes auch für und wider die ausgefallenen 
Hypothekengläubiger, alſo in erſter Reihe für den Bekl. V. 
maßgebend ſein ſollte. Demgemäß hat V. Anſpruch auf Be⸗ 
friedigung ſeiner Forderung aus der Streitmaſſe, ſoweit ſie auf 
das Liquidat des W. entfallen iſt, während Kl. ein Recht auf 
Berückſichtigung bei Vertheilung dieſer Maſſe nicht nachgewieſen 


hat. Da Kl. in dem Kaufgelderbelegungstermine nicht erſchienen 


war, iſt gemäß § 763 Abſ. 2 der C. P. O. anzunehmen, daß 
er mit der Ausführung des Planes, nach welchem W. auf 
ſein Liquidat den jetzt zur Streitmaſſe genommenen Betrag von 
20 027 Mark 91 Pf. erhalten ſollte, einverſtanden war. Im 
Vertheilungsverfahren kann er — wie ſchon angeführt — nicht 
berückſichtigt werden. Sein Verſuch, die Sache fo darzuſtellen, 
als ob er mit der vorliegenden Klage Befriedigung außerhalb 
des Vertheilungsverfahrens erſtrebe, muß als verfehlt bezeichnet 
werden. Das Vertheilungsverfahren ſchwebt noch und aus der 
unvertheilten Maſſe will er Deckung des auf ſeine Hypothek er⸗ 
littenen Ausfalles. Er will alſo recht eigentlich an dem Theilungs⸗ 
verfahren Theil nehmen. Dadurch, daß ein Theil des auf das 
Liquidat des W. entfallenen Antheils an der Streitmaſſe dem 
Bekl. V. zugeſprochen worden iſt, iſt der Kl. nicht beſchwert, da 
er keinen Anſpruch auf dieſen Antheil nachgewieſen hat. Uebrigens 
entſpricht die Entſcheidung aber auch dem § 766 der C. P. O. 
Der Antheil des W. war ſchon durch rechtskräftige Abweiſung 
ſeiner Klage zur Vertheilung an die nächſt ausgefallenen wider⸗ 
ſprechenden Gläubiger frei geworden. Kl. hat mit der Klage 
der Auszahlung in Höhe von 7904,54 Mark widerſprochen. 
Dieſer Widerſpruch, welcher, weil er nicht im Kaufgelderbelegungs⸗ 
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termin erhoben worden ift, nicht einmal geeignet war, die Aus⸗ 
zahlung aufzuhalten, iſt jetzt beſeitigt. V. C. S. i. S. Hirte 
c. Kirchhoff Konk. vom 5. Januar 1898, Nr. 195/97 V. 

Zum Kommunalabgabengeſetz. 

104. Die Reviſion geht fehl, wenn ſie unter Berufung 
auf Dernburg (Preußiſches Privatrecht Bd. 1 § 306 Note 7) 
geltend macht, daß der dingliche Charakter einer Abgabe nicht 
um deshalb verneint werden dürfe, weil fie nur bei gewiſſen 
Gelegenheiten zu erheben ſei und ſich nicht periodiſch in be⸗ 
ſtimmten Zeitabſchnitten erneuere. An ſich iſt dies richtig und 
auch bereits wiederholt vom R. G. anerkannt worden (vergl. 
Urtheil vom 23. Februar 1880 bei Gruchot, Beiträge Bd. 24 
S. 1017, und Urtheil vom 28. Oktober 1896 in Preußiſchen 


Verwaltungs⸗Blätt. Bd. 18 S. 188). Aber der B. R. hat 


es auch keineswegs verkannt. Er hat im Gegentheil ſelbſt 
darauf hingewieſen, daß auf den Mangel der periodiſchen 
Wiederkehr ein entſcheidenes Gewicht nicht zu legen ſei, und es 
trifft daher nicht zu, wenn die Reviſion meint, daß feine Aus⸗ 
führungen nach dieſer Richtung hin von einem Rechtsirrthum 
beeinflußt ſeien. Die Reviſion geht dann weiter auf den bereits 


vom I R. verwertheten Geſichtspunkt zurück, daß die Umſatz⸗ 


ſteuer in den Aufwendungen der Gemeinde ihre Rechtfertigung 
finde und daß dieſe Aufwendungen dazu dienten, den Werth des 
ſtädtiſchen Grundbeſitzes zu erhalten und zu erhöhen; ſie meint, 
daß dieſer Geſichtspunkt dazu führen müſſe, die Steuer als eine 
auf dem Grundbeſitz ruhende anzuerkennen. Aber in dieſer 
Allgemeinheit trifft der Grund nicht zu. Es iſt offenbar den 
Erwägungen entlehnt, die dafür maßgebend geweſen find, den 
nach dem Geſetze vom 2. Juli 1875 zu entrichtenden Anlieger⸗ 
beiträgen dinglichen Charakter zuzuſprechen; in ihnen iſt aller⸗ 


dings darauf Gewicht gelegt worden, daß die Vortheile des 


Straßenausbaues den anliegenden Grundſtücken dauernd zu gute 
kämen. Aber von einer ſolchen Werthserhöhung, deren unmittel⸗ 
bare Beziehung auf beſtimmte Grundſtücke erkennbar und für 
die es charakteriſtiſch iſt, daß nicht alle Grundſtücke des 
Gemeindebezirks an ihr partipiziren, iſt hier nicht die Rede. 
Es läßt ſich nicht einmal anerkennen, daß die Aufwendungen 
der Gemeinde gerade nur dem Grundbeſitz zu gute kämen, 
jedenfalls aber nicht, daß ſie als Verwendungen zu betrachten 
ſeien, die für beſtimmte Grundſtücke eine dauernde Werths⸗ 
erhöhung zur Folge hätten. Auch dieſen Punkt hat der B. R. 
in zutreffender Weiſe erwogen. Dagegen bedürfen allerdings 


ſeine Ausführungen inſoweit einer Einſchränkung, als ſie die 


§§ 24 bis 27 des Kommunalabgabengeſetzes betreffen. Der 
Reviſion iſt zuzugeben, daß in dieſen Vorſchriften eine Auf⸗ 
zählung der Realſteuern im Einzelnen nicht zu finden iſt, und 
daß daher daraus, daß in ihnen zwar die Bauplatzſteuer, nicht 
aber die Umſatzſteuer Erwähnung gefunden hat, ein entſcheidender 
Grund nicht hergeleitet werden darf. Aber die weiteren Aus⸗ 
führungen des B. R. ergeben, daß ihm auch hierbei der richtige 
Entſcheidungsgrund nicht entgangen iſt. Die §§ 24 bis 27 
geben allerdings nur Normativbeſtimmungen für die Real⸗ 
ſteuern, aber — wie 8 25 Abſ. 1 erkennen läßt — nach 
einem Maßſtabe, der durch objektive Geſichtspunkte geregelt ſein 
muß. Nicht dies ſpricht alſo gegen die Einbeziehung der 
Umſatzſteuer unter die Realſteuern des Kommunalabgabengeſetzes, 
daß dielelbe in den 88 24 bis 27 nicht erwähnt wird, ſondern 


dies, daß für fie ein Maßſtab, wie er dem § 25 Abſ. 2 
entſprechen würde, nicht aufgeſtellt werden kann. Hierauf 
iſt ſchließlich auch die Ausführung des B. R. hinausgekommen 
und damit erledigt ſich feine abwegige, den Inhalt der §§ 24 
bis 27 betreffende Erwägung. V. C. S. i. S. Stadt Spandau 
c. Frank und Gen. vom 8. Dezember 1897, Nr. 168/97 V. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

105. Das O. L. G. hat thatſächlich feſtgeſtellt, daß die iu 
Rede ſtehenden drei Fenſter im Erdgeſchoſſe kein netzförmiges 
Gitter haben, ſondern nur mit ſenkrecht ſtehenden eiſernen 
Stäben verſehen find, welche 1,86 Dezimeter von einander ab⸗ 
ſtehen, daß dieſelben ſchon mit 22,7 Dezimeter über dem 
Fußboden beginnen, daß ſie gegenwärtig mit Charnieren zum 
Oeffnen verſehen ſind, und daß die beiden äußeren Fenſter bis 
zu dieſer Einrichtung durch Zurückſchlagen der Rahmen geöffnet 
werden konnten, das mittlere Fenſter aber ſo loſe in der Fenſter⸗ 
öffnung ſaß, daß es zu jeder Zeit ganz herausgenommen werden 
konnte, daß endlich das Fenſter im erſten Stocke nur mit ſenk⸗ 
rechten, 1,6 Dezimeter von einander abſtehenden hölzernen Stäben 
verſehen iſt. Es erachtet ferner für erwieſen, daß dieſe Ab⸗ 
weichungen von den geſetzlichen Vorſchriften über Lichtöffnungen 
bereits über dreißig Jahre ununterbrochen beſtanden, und daß 
während dieſer Zeit die Fenſter, wenn auch nicht zur Ausſicht, 
doch dazu gedient haben, den Räumen in dem Gebäude der 
Kl. Licht zu verſchaffen, und was die drei Fenſter im Erd⸗ 
geſchoſſe betrifft, zugleich die ſchlechte Luft aus dem Gebäude 
der Kl. in den Luftraum über dem Grundſtücke des Bekl. 
abzuführen und von da aus friſche Luft einzuführen. Das 
O. L. G. hält dieſe Abweichungen von den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften und den dadurch hervorgerufenen Eingriff in das 
Eigenthum des Bekl. für ſo erheblich, daß es dieſelben nicht 
als auf nachbarlicher Duldung beruhend, ſondern als Aus- 
übung einer Dienſtbarkeit des Licht⸗ und Luftbezugs zu 
Gunſten des Hintergebäudes der Kl. und zu Laſten des Grund— 
ſtücks des Bekl. anſieht. Dieſe Auffaſſung läßt einen Rechts⸗ 
irrthum nicht erkennen, ſie entſpricht den in der franzöſiſchen 
Doktrin und in den Entſch. des R. O. H. G. und R. G. an⸗ 
erkannten Rechtsgrundſätzen über Fenſterrecht, und es liegt 
keine Veranlaſſung vor, in dem vorliegenden Falle von denſelben 
abzugehen. II. C. S. i. S. R.⸗Poſtfiskus e. Bachem vom 
10. Dezember 1897, Nr. 267/97 II. 

106. Wenn der Bekl. auszuführen verſucht hat, daß das 
Wort dormant in den Art. 675 und 676 c. e. nicht feſt⸗ 
ſtehend, ſondern matt (blind) bedeute, ſo kann dem nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Nach dem Dictionnaire de l'académie 
frangaise Bd. I S. 570 und Bd. II S. 930 find verre 
dormant, chässis à verre dormant Scheiben, Rahmen, 
die ſich niemals öffnen laſſen. Nach dem Wöͤrterbuche von 
Sachs bedeutet verre dormant Glas in einem nicht zu öffnen⸗ 
den Fenſter, jour à verre dormant Licht durch ein feſtſtehendes, 
unbewegliches Glasfenſter. Die Encyclopedie frangaise 
jagt bei dem Worte chässis: On appelle les chässis & 
de meure encore dormant. Jeder Zweifel ſchwindet aber 
dadurch, daß der Art. 201 der coutumes de Paris, welchem die 
Art. 675 ff. c. c. entnommen ſind, lautet: Verre dormant 
est verre attaché, scellé en plätre, qu'on ne peut ouvrir 


(ehe Puchelt, Zeitſchrift Bd. XXI S. 25). Hiernach iſt das 
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O. L. G. mit Recht davon ausgegangen, daß die beiden vor- 
angeführten Artikel nicht Fenſter mit mattem Glaſe, ſondern 
ſolche Fenſter vorſehen, die ſich in feſtſtehenden Rahmen be⸗ 
finden und nicht geöffnet werden können. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

107. Wenn auch Rechtſprechung und Doktrin (vergl. Laurent VIII 
Nr. 66) übereinſtimmend annehmen, daß in der Regel die in 
Art. 678 angegebene Entfernung auch bei der Erfitzung von 
Ausſichtsfenſtern anzuwenden ſei, ſo kann doch hieraus nicht 
entnommen werden, daß dies auch bei Licht- und Luftöffnungen 
zuläſſig ſei. Vielmehr hat, da es in dieſer Beziehung an einer 
ausdrücklichen geſetzlichen Vorſchrift fehlt, das Inſtanzgericht 


nach Lage des einzelnen Falles die Entfernung zu be⸗ 


beſtimmen, damit die Servitut ungehindert ausgeübt werden 
kann. Vergl. Entſch. bei Nr. 105. 

108. Das geſetzliche Erforderniß der Widerrechtlichkeit der 
Bedrohung ſchließt nicht aus, daß etwas an ſich Erlaubtes wie 
die Veranlaſſung der Einleitung einer ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
folgung angedroht werde, und war hier auch nicht durch die 
Annahme ausgeſchloſſen, daß H. M. zur Zeit, als er die 
Drohung gegenuber der Bekl. anwandte, an die Möglichkeit 
einer Beſtrafung ihres Ehemannes geglaubt habe. Die Kl. 
hatte kein Recht darauf, daß die Bekl. für die Wechſelverbind⸗ 
lichkeiten ihres Ehemannes, mit dem fie in Gütertrennung lebte 
und gegen den das Konkursverfahren eröffnet war, durch Unter⸗ 
zeichnung der ihr vorgelegten Urkunde die ſolidariſche Bürg⸗ 
ſchaft übernehme. Wenn daher H. M. die Bekl. durch die An⸗ 
drohung, daß er andernfalls gegen ihren Ehemann, welcher in 
Wirklichkeit durch ſeine Wechſelgeſchäfte keinerlei ftrafbare Hand» 
lung begangen hatte, wegen der von dieſem vorgenommenen 
ſtrafbaren Wechſelgeſchäfte Anzeige behufs ſtrafgerichtlicher Ver⸗ 
folgung machen werde, abſichtlich in Furcht verſetzt und dadurch 
zur Unterzeichnung der Bürgſchaftsurkunde beſtimmt hat, ſo 
konnte dieſe zur Erlangung eines der Kl. nicht gebührenden 
Vortheils ausgeübte Einſchüchterung der Bekl. durch Bedrohung 
mit einem ihrem Ehemanne zugedachten Uebel als eine wider⸗ 
rechtliche angeſehen werden. Ebenſo geſtattete Art. 1112 des 
B. „die auf den Grad der Beſonnenheit auch einer 
vernünftigen Frau einwirkenden beſonderen Umſtände des Falles 
in Rechnung zu ziehen. II. C. S. i. S. Geſchwiſter Metternich 
c. Piecq vom 17. Dezember 1897, Nr. 249/97 II. 

109. Die Revifion hält die Annahme des O. L. G., daß 
die Zuſicherung der Gemeinde Uelmen, der Gemeinde Daun 
einen Beitrag von 3 000 Mark für den Ausbau der im Kreiſe 
Daun belegenen Straßenſtrecke zu gewähren, auf einem läſtigen 
Vertrage zwiſchen den beiden genannten Gemeinden beruhe, für 
rechtsirrthümlich. Um einen ſolchen Vertrag zu konſtruiren, ſei 
erforderlich geweſen, daß auch die Gemeinde Daun die Ver⸗ 
pflichtung übernommen habe, die Straße wirklich zu bauen. 
Eine ſolche Verpflichtung ſei nicht feſtgeſtellt, nicht einmal von 
der Bekl. behauptet worden. Dieſe Rüge iſt nicht begründet. 
Das O. L. G. hat feſtgeſtellt, daß die Gemeinde Uelmen, um 
den Straßenbau im Kreiſe Daun thunlichſt ſicher zu ſtellen, 
beſchloſſen 0 der Gemeinde Daun den Zuſchuß von 
3000 Mark zu gewähren, falls dieſe die Ausführung des 
Straßenbaues im Kreiſe Daun bewirken würde. Dieſes Aner⸗ 
bieten habe die Gemeinde Daun angenommen. Darin findet 
das O. L. G. den zweiſeitigen Vertrag, weil eben die Gemeinde 
Uelmen ein lebhaftes Intereſſe an dem Ausbau der in Autficht 
genommenen Straße gehabt habe, und die Gegenleiſtung der 
Bekl. darin beſtehe, daß ſie thatſächlich den Bau unternommen 
und auch ausgeführt habe. In dieſer Annahme kann etwas 
Rechtsirrthümliches nicht gefunden werden. Die Uebernahme 
einer Verflichtung der Gemeinde Daun, die Straße auszubauen, 
war nicht erforderlich, um den Rechtsbegriff eines zweiſeitigen 
Vertrages herzuſtellen. II. C. S. i. S. Gemeinde Uelmen 
c. Gemeinde Daun vom 17. Dezember 1897, Nr. 251/97 II. 

110. Die Rüge der Rkl. wegen Verletzung der Art. 1166 
und 2093 c. c. und unrichtiger Anwendung des $ 162 des 


Preußiſchen G. K. G. vom 25. Juni 1895 iſt begründet. Das 
O. L. G. verkennt nicht, daß die letztere Beſtimmung, welche 
nach § 114 deſſelben Geſetzes auch in Angelegenheiten der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit Anwendung findet, ihrem Wortlaute 
nach ſich nur auf die Verſteigerungen im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren bezieht, da es ſich nach dem erſten 
Abſatze dieſes Paragraphen um die zwangsweiſe Einziehung 
der Gerichtskoſten handelt, welche im Wege des Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahrens geſchehen ſoll, daß es ſich dagegen im vor⸗ 
liegenden Falle nicht um eine Zwangsvollſtreckung behufs un⸗ 
mittelbarer Befriedigung der Gläubigerin, ſondern nur um den 
Verkauf einer untheilbaren Immobiliartheilungsmaſſe behufs 
Durchführung eines Theilungsverfahrens handelt. Aber es er⸗ 
achtet dennoch den angeführten § 16 für anwendbar, weil das 
Geſetz in demſelben den Grundſatz zum Ausdrucke gebracht 
habe, daß überhaupt der unfreiwillige Verkauf eines Grundſtüͤcks 
wegen einer Gerichtskoſtenſchuld zu unterbleiben habe, dieſes 
aber auch in einem Theilungsverfahren zutreffe, wenn das 
Grundſtück wegen Untheilbarkeit verkauft werden müſſe. Nun 
liegt aber Nichts dafür vor, daß das Geſetz einen ſolchen all- 
gemeinen Grundſatz in dem § 16 oder in dem früher geltenden, 
faft gleichlautenden § 29 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
zum deutſchen G. K. G. zum Ausdrucke bringen wollte. Wie 
bereits hervorgehoben, unterſagt es ſeinem Wortlaute nach den 
unfreiwilligen Verkauf nur im Zwangs vollſtreckungsver⸗ 
fahren, wie denn auch die in § 16 zugelaſſene Eintragung 
in das Grundbuch ſchon Zwangsvollſtreckung iſt (§ 2 des 
Preußiſchen Geſetzes betreffend die Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen vom 13. Juli 1883). Auch die Motive 
ergeben einen ſolchen Ausdehnungswillen des Geſetzes nicht, ſie 
ſprechen nur von dem Verbote wegen einer Koſtenforderung 
die Zwangs verſteigerung von Immobilien herbeizuführen. Das 
Verbot des § 16? iſt aber eine Ausnahme von dem in 
Art. 2093 c. c. aufgeſtellten Grundſatze, daß der Gläubiger 
ſich zu ſeiner Befriedigung an den ſämmtlichen Gütern ſeines 
Schuldners, Mobilien und Immobilien, erholen kann. Eine 
ſolche Ausnahme von dem gemeinen Rechte, auch wenn ſie auf 
ſozial⸗politiſchen Gründen beruht, darf aber nicht über den Fall 
hinaus ausgedehnt werden, für welchen das Geſetz die Be— 
ſtimmung ausdrücklich getroffen hat, namentlich nicht auf ſolche 
Fälle, welche eine ganz andere rechtliche Geſtaltung haben. 
Das Zwangsvollſtreckungsverfahren und in demſelben die Zwangs- 
verſteigerung betreibt der Gläubiger aus eigenem Rechte gegen 
ſeinen Schuldner auf Grund eines vollſtreckbaren Titels zur 
Eintreibung feiner Forderung. In dem vorliegenden, auf Grund 
des Art. 2205 beziehungsweiſe Art. 1166 c. c. eingeleiteten 
Theilungsverfahren übt aber die Staatskaſſe das Recht ihrer 
Schuldner aus und erwirkt nur die Zutheilung des denſelben 
zugehörigen Antheils an dem ihnen in ungetheilter Gemeinſchaft 
mit Anderen zuſtehenden Immobiliarvermögen an dieſelben; daß 
letzteres nicht in Natur unter die Miteigenthümer getheilt werden 
kann und verſteigert werden muß (Geſetz, betreffend das Theilungs⸗ 
verfahren ꝛc. im Geltungsbereiche des rheiniſchen Rechts vom 
22. Mai 1887, 88 9 flg.), macht rechtlich keinen Unterſchied; 
denn durch die Verſteigerung erlangt die Staatskaſſe keine Be⸗ 
friedigung, ſondern ſie muß, um ihre Forderung beizutreiben, 
noch mit Zwangsvollſtreckung in das ihren Schuldnern zu- 


getheilte Eigenthum vorgehen, und würde dann gegebenen Falls 


der $ 16 Anwendung finden können. Die Anſicht des O. L. G. 
würde endlich zu dem ſich widerſprechenden Reſultate führen, 
daß die Staatskaſſe wegen Gerichtskoſtenforderung bei un⸗ 
getheiltem, aber in Natur theilbarem Miteigenthum ihrer Schuldner 
ein Theilungsverfahren durchführen und dadurch die Möglichkeit 
einer hypothekariſchen Sicherheit erlangen könnte, während bei 
untheilbarem Miteigenthum im Gebiete des rheiniſchen Grund⸗ 
buchsrechts dieſe Sicherung. nicht ſtattfinden könnte, da nach 
§ 9 des Geſetzes über das Grundbuchweſen ꝛc. im Geltungs⸗ 
bereiche des rheiniſchen Rechts vom 12. April 1888 die Enn. 
tragung einer Hypothek auf den Antheil eines Miteigenthümers 
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ausgeſchloſſen iſt, und im Gebiete des rheiniſchen Hypotheken⸗ 
rechts ihre Wirkſamkeit davon abhängen würde, daß der Schuldner 
durch die Verſteigerung Alleineigenthümer des bisherigen Mit⸗ 
eigenthums würde. II. C. S. i. S. Preuß. Staatskaſſe c. Graul 
u. Gen. vom 3. Dezember 1897, Nr. 232/97 II. 

111. Der Bekl. befindet ſich ohne Rechtsgrund im Beſitze 
des ſtreitigen Looſes und iſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
verpflichtet, dieſes dem Kl., von dem er es erhalten hat, 
zurückzugeben. Das O. L. G. hat nun allerdings angenommen, 
der Kl. ſei deshalb nicht berechtigt, das Loos zurückzufordern, 
weil deſſen Ueberſendung eine ſtrafbare Handlung darſtelle und 
die Berufung auf eine ſolche zur Schaffung und gerichtlichen 
Geltendmachung von Rechten nicht geeignet ſei. Dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt aber rechtsirrthümlich. Der Kl. ſtützt ſich nicht auf 
den vom Bekl. behaupteten nichtigen Vertrag, überhaupt nicht 
auf eine unerlaubte Handlung, ſondern macht im Gegentheil 
geltend, der Bekl. ſei zur Herausgabe des Looſes verpflichtet, 
weil ein Vertrag nicht vorliege, er ſonach das Loos ohne jeden 
Rechtsgrund beſitze. Die Abweiſung der Klage wäre hiernach 
nur gerechtfertigt, wenn auch nach rheiniſch⸗franzöſiſchem, wie 
nach dem römiſchen Rechte der Satz Geltung hätte, „in pari 
turpitudine potior est conditio possidentis.“ In dieſer 
Richtung hat nun das R. G. bereits in zwei Urtheilen vom 
1. Dezember 1891 und vom 7. Februar 1893 (Puchelt's Zeit⸗ 
ſchrift Bd. 23 S. 39 und Bd. 24 S. 441) ausgeſprochen, 
daß der erwähnte Satz im rheiniſchen Rechte nicht gelte. Auch 
beſteht keine Veranlaſſung, von dieſer Auffaſſung abzugehen, die 
auch von den meiſten angeſehenen Schriftſtellern vertreten wird 
und der ſich in neuerer Zeit auch der franzöſiſche Kaſſationshof 
angeſchloſſen hat, der früher anderer Meinung war. II. C. S. 
i. S. Lewin c. Caspari vom 30. November 1897, Nr. 230/97 II. 

112. Das R. G. hat in mehreren Urtheilen vom 
19. Juni 1888, 20. Juni 1890 und vom 16. März 1894 
(Entſch. Bd. 22 S. 365 und Bd. 26 S. 363 ff., Puchelt's 
Zeitſchrift Bd. 25 S. 463 ff.) ausgeſprochen, der Verkauf einer 
Sache durch den Miteigenthümer fe inſoweit gültig, als das 
Miteigenthum reiche und inſoweit ſei der Verkäufer gebunden. 
Nur dem Käufer ſteht hiernach ein Rücktrittsrecht zu, wenn er 
bloß das Ganze kaufen wollte, nicht auch dem Verkäufer, der 
den Vertrag (ohne Weiteres) inſoweit erfüllen muß, als es ihm 
möglich iſt. An dieſer Auffaſſung war feſtzuhalten. II. C. S. 
i. S. Levy c. Vivé vom 17. Dezember 1897, Nr. 256/97 II. 

M. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Gerichtsaſſeſſor Glaſer 
in Köln; — Rechtsanwalt Bieten in Saarlouis; — Rechts- 
anwalt Welzel in Bolkenhain; — Rechtsanwälte Brühl, 
Eugen Kallmann, Pohle, Dr. Scheffler und Dr. Louis 
Wolff in Berlin; — Rechtsanwälte Kitzel und Boedner 


in Görlitz. 
Todesfälle. 

Rechtsanwalt Wilhelm Bechtold in Alzey; — Rechts⸗ 
anwalt Franz Emil Taffel in Dresden; — Rechtsanwalt 
Poleyn in Thorn; — Rechtsanwalt Theodor Reiſchle in 
München; — Juſtizrath Harſſewinkel in Wiedenbrück; — 
Juſtizrath Ernſt Auguſt Wilhelm Frank in Altenburg; — 
Juſtizrath Emil Arthur Hänel in Dresden; — Rechtsanwalt 
Dr. Michael Hermannſeder in Paſſau; — Rechtsanwalt 
Conrad Toeffling in Berlin. 


Erfahrener und umſichtiger 
Büreau⸗Vorſteher 
wird ſpäteſtens zum 1. April geſucht. | 
Jauer, in Schleſien. Kühn, Rechtsanwalt und Notar. 
Junger Anwalt, der ſein Büreau am 15. III. hier eröffnen will, 
ſucht nicht ganz unerfahrenen Büreauvorſteher mit beſch. An⸗ 
ſprüchen. Off. unter A. Z. 77 an die Expedition d. Blattes. 


Ein gewandter Expedient, der Schriftſätze ſelbſtändig fertigen 
ff 1 0 a ann, wird für ein größeres Anwaltsbüreau 
ofort geſucht. 

Offerten unter U. K. 82 an die Expedition d. Bl. 

Ein Secretair zur ſelbſtſtändigen Bearbeitung von Notariat 


wird von einem Notar in Berlin geſucht. Offerten unter Nr. S. 68 
an die Exped. d. Bl. 


Bewährter Notariatsbeamter in größerem Anwaltsbüreau 
zum 1. April geſucht; langjährige Thätigkeit im Notariat Bedingung. 

Meldungen mit Abſchrift der Zeugniſſe unter 8. 94 an die 
Expedition dieſ. Bl. 


. Büreau⸗Vorſteher, 27 J. alt, 12 Jahr beim Fach, im Beſitz 


von guten Zeugniſſen, z. Zt. in Stellung, ſucht per 1. 2. 98 oder 
ſpäter dauernde Stellung. 


Gefl. Off. erb. unter P. G. 93 an die Exped. dieſes Blattes. 

Büreauvorſteher aus Oſtpreußen, im Rechtsanwalts-, 
Notariats⸗ und Kaſſenweſen durch langjährige Dienſtzeit vollſtändig 
betraut, wünſcht anderweit, wenn auch in Berlin, Stellung. Gefl. 
Offerten unter O. L. 70 an die Exped. dieſes Blattes. 


Büreauvorſteher, langj. praktiſch, erfahren, auch Notariat, 
ſucht Engagement. Off. S. B. 71 a. d. Exped. d. Bl. 


Ein junger, tüchtiger, zuverläſſiger Büreau⸗Vorſteher ſucht 
veränderungshalber für ſofort anderweit Stellung. Offerten bitte 
unter F. Stettin, Philippſtr. 2 IL. 


Gew. Büreauvorſteher, 24 J. a., mit gut. Empfehl., auch des 
Poln. i. Wort u. Schrift mächtig, |. v. 1./4. er. Lebensſtellung. Gefl. 
Off. erb. unter K. H. 140 an die Exped. d. Ztg. 

In — landger. wie amtsger. — Rechts⸗ 
anwalts⸗Praxis und mit dem Notariat durchaus 
erfahrener gewiſſenhafter und völlig ſelbſtſtändig 
arbeitender Büreau-Vorſteher mit beſten Zeug⸗ 
niſſen, möchte gelegentlich Stellung wechſeln. Gefl. 
Off. erb. A. U. 205 Rudolf Moſſe, Magdeburg. 


Ein tüchtiger Büreauvorſteher, in Prozeß⸗ u. Notariatspraxis 
erfahren, ſucht ſofort event. ſpäter Stellung, auch beim jungen Anwalt. 
Offerten unter W. Z. 18 an die Expedition dieſes Blattes. 


Büreauvorſteher, 24 Jahre alt, durchaus ſelbſtſtändiger 
Arbeiter, 8 Jahre auf Anwalts-, 2 Jahre auf Gerichsvollzieher⸗ 
Bureaux thätig geweſen, z. Zt. noch in ungekündigter Stellung, ſucht 
ſich zu verändern. Offerten unter F. 83 a. d. Exped. dieſes Blattes. 


S. Eng. p. ſof. auch ausw. Bin m. Not. bek. Jaenſch, B. V., 
Köpenickerſtraße 102 (Hempe). 


Ein Büreauvorſteher mit guten Zeugnifie, 33 Jahr alt, 
verheirathet, 19 Jahr beim Fach, ſucht zum 1. April 1898 anderweit 
Stellung. Gefl. Off. erbeten unter M. W. 64 an die Exp. dieſes Bl. 


Büreauvorſteher, 30 Jahre alt, ſucht ſich per 1. April cr. 
zu verändern. Off. erb. sub G. P. 65 an die Exped. dieſer Ztg. 
Fw... ͤ c ( ee ee 


J. Mann, 31 Jahre alt, verh., ſ. p. 1./4. o. früher Stellg. als 
Büreauvorſteher od. Expedient. Selb. iſt tücht. Arb. 
Gefl. Offerten unter N. H. 81 a. d. Exped. d. Bl. 


Ein bisher als Büreauvorſteher thät. j. Mann, 19 J. alt, 
5 Jahre beim Rechtsanwalt u. begl. Notar thätig, Stenograph, ſucht 
veränderungshalber Stellung zum 15. Mai er., event. auch als 
IJ. Gehülfe am gr. Anw.⸗Büreau. 


Off. erb. an Hugo Müller, Saalfeld a. Saale, Brudergaſſe 15. 
TT! ee Nele d ̃ĩͤ . 


Tüchtiger junger Expedient, mit flotter ſchöner Handſchrift, 
ledig, im Liquidiren, Reihen, e 113 Klagen und An⸗ 
trägen bewandert, ſucht zum 1. Februar er. ev. ſpäter Stellung in 
Anwaltsbüreau. Gehalt nach Uebereinkunft. Gute Zeugniſſe. Sefl. 
Offerten bitte zu richten unter G. L. 79 an die Exped. d. Bl. 


— 


Jung. Mann, 17—20 J. alt, ſelbſtſt. Arbeit., Stenogr., auf 
ein. Anw.⸗Bür. in Düſſeldorf geſ. Gute Handſchr. erford. Angebote 
unter V. K. 69 an die Exped. dieſes Blattes. 


Aelter. Berl. Referendar, w. auch privatim b. prakt. Juriſten gearbeitet, 
ſ. Stellung als Hülfsarbeiter. Off. u. R. SO a. d. Exped. d. Bl. 


Ein Rechtsannwalt in einer größeren Provinzialſtadt ſucht einen 
der polniſchen Sprache völlig mächtigen Sozius. 
Offerten unter A. B. C. 78 an die Exped. d. Bl. erbeten. 


Nechtsanwalt 
bei einem Landger. wünſcht ſich gegen fixes Honorar mit einem 
Berliner Anwalt zu aſſociiren. Gefl. Off. u. M. B. 
an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Amtsgerichtsanwalt (8 jährige Praxis) ſucht Aſſociation mit 
einem Kollegen am Oberlandesgericht (am liebſten Kammergericht). 
Angebote unter R. N. 91 an die Expedition dieſes Blattes. 


Gerichtsaſſeſſor — Gemeinrechtler — wünſcht Anwalt zu 
vertreten, am liebſten in Hannover. Off. u. W. 90 a. d. Exp. d. Bl. 
Gerichts ⸗Aſſeſſor, der häufig Anwälte vertreten hat, ſucht 
wieder eine Vertretung oder Hülfsarbeiterſtelle. Gefl. Off. unter 
A. M. 89 an die Expedition d. Bl. erb. 


Wer liefert jur. Abholg. über das Reklameweſen. Off. 
sub N. 10122 an Haaſenſtein & Vogler A. G. Münden. 


cht 
Jahrgang 1875. 1876. 
3. 1896. Offerten mit 


durch die Expedition 


e ſu 
Auriſtiſche Wochenſchrift 
1878. 1880. 1882. 1883. 189 
Preisangabe unter R. A. 9 
dieſes Blattes. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗ York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg F. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗ Amerikas. 


Frankf. Allee 4 iſt eine Wohnung, worin ca. 3 Jahre ein 
Rechtsanwalt N vom 1. April er. anderweitig zu vermiethen. 
Jungen Anwälten betreff. Wohnung einige Monate unentgeltlich. 

Berlin O. | Hugo Gensler. 


Guſtav Fock, Antiquariat, Leipzig, bietet in 
ſauberen ant. Exemplaren an: 

Entſcheidungen d. A Le in Civilſachen, Bd. 1—37 m. 
Reg. Gbd. (Soweit erſchienen.) 135.— Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 1—29 mit Reg. Gbd. 12 
erſchienen.) M. 100.— Entſcheidungen des Reichsoberhandels⸗ 
1 25 Bde. u. Reg. Gb. M. 100.— Bundes: u. 
f 


eichsgeſetzblatt, Jahrg. 1867—96. Gbd. M. 30.— Zeitſchrift 
Handelsrecht. Hrsg. v. Goldſchmidt, Bd. 1—40. 1858 —92. 
Gbd. (Sehr ſelten.) (680.40) M. 360. 

Reichhaltiges Lager juriſtiſcher Werke. Kataloge gratis 
und franko. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 8. 
echts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 
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Schwann' s Hand⸗Ausgaben 
deutſcher und preußiſcher Geſetze. 


Dieſen vorwiegend zum Handgebrauch beſtimmten Ausgaben 
iſt der Vorzug eigen, daß 
genügender freier Raum zu handſchriftlichen 
Bemerkungen auf jeder Seite neben den Texten 
vorhanden iſt, ſo daß der Beſitzer einer ſolchen Ausgabe ſelbſt 
nach und nach zu dem betreffenden Geſetze einen Kommentar 
herſtellen kann, der ſeinen beſonderen Bedürfniſſen entſpricht. 
In dieſer Weiſe wird auch die Möglichkeit geboten, etwaige 
ſpätere Anderungen aufzunehmen und auf die zugehörigen Er⸗ 
laſſe ꝛc. der Centralbehörden ſowie auf Entſcheidungen u. ſ. w. 
an den betreffenden Stellen mit der wünſchenswerten Deutlichkeit 
zu verweiſen. | 
Korrekter Druck, handliches, doch nicht zu kleines Format 
und anſprechende, ſaubere Ausſtattung dürfen als weitere Vor⸗ 
züge der Schwann'ſchen Hand⸗Ausgaben bezeichnet werden. 
Visher erſchlenen: 
Nr. 1. Bürgerliches Geſetzbuch Shen See 
—ů— Text⸗Ausgabe mit ausführlichem Sachregiſter von G. A. rote; 
fend, Geheimem Reglerungsrat. Preis kart. M. 2.—. 
Nr. 2. Grundbuchordnung. aumengenen mit den ein 
zelnen Abſchnitten der Denkſchriſt und des Kommiſſionsberichtes 
von 9. Krogſitter, Kgl. Amtsrichter. Preis kart. M. 1.—. 


Nr. 3. Geſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung. ungegeſe 
und den einzelnen Abſchnitten der Denkſchrift und des tt 
ſionsberichtes zuſammengeſtellt von 9. Mrogfitter, Kgl. Amts⸗ 
richter. Preis kart. M. 1.20. | 


vom 10. Mai 1897 nebſt Ein 

Nr. 4. Handelsgeſetzbuch führungsgeſetz. Text⸗ Ausgabe 
— ·—ꝙG mit ausführlichem Sachregiſter von G. A. Irstefend, Geheimem 
Regierungsrat. Preis kart. M. 1.50. i 

und deren Nebengeſetze nebſt den 

5 N T. 5. Gewerbeordnung Ausführungserlaſſen und ſonſtigen 
— Eraäuterungen ſowie einem ausführlichen Sachregiſter heraus⸗ 
egeben von 6. A. Grotefend, Geheimen Regierungsrat. 

weite, ganz neu bearbeitete Auflage. Preis kart. M. 3.50. 


Herlag von J. Schwann, Kol. Hofbuchhandlung in Düfeldorf. 


Mit Eröffnung des Landtages begann in unſerem Verlage wieder 
zu erſcheinen: 
Amtliche Ausgabe 


Stenographischen Berichte 


die Verhandlungen des Preußiſchen Abgeordneten 
ö hauſes nebſt Actenſtücken 
18. Legislaturperiode, V. Seſſton (1898). 
Dieſelben können durch die Poſt ſowie durch alle Buchhandlungen 
bezogen werden. Der Preis hängt von dem Umfange der Seſſion ab 


und wird mit 5 Mark pro 100 Bogen berechnet. 
Das Abonnement auf die erſten 100 Bogen verpflichtet 


zur Abnahme der kompletten Seſſion. 
Berlin 8., Stallſchreiberſtr. 34/35. 
| W. Moeſer Hofbuchhandlung. 


Dr. F. Endemann, ord. Profeſſor der Rechte in Halle. 


Einführung in das Studium des Mürgerlichen Geſetzbuchs. 


Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. 
Dritte und vierte völlig neubearbeitete Auflage. 
Erſter Wand. Einleitung; Allgemeiner Theil; Recht der Schuldverhältniſſe. 
Preis M. 12,50, in Halbleder geb. M. 15, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,50 mehr. 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35, 


ützowſtr. 27. 


Vergleichende Darſtellung des 


Bürgerlichen Geſetzbuüches 


und der Landesrechte. 


Vor kurzem erſchien: 


Das Gemeine Recht. 


Dr. G. von Vuchlia, 


Oberlandesgerichtsrath und Mitglied der Reichstagskommiſſion. 
524 Seiten gr. 8%. Eleg. geb. 9 M. 


Vor kurzem erſchien: 


Der Code civil 


Förlſch, 


Reichsgerichtsrath. i 
380 Seiten gr. 80. Eleg. geb. 7 M. 


In 14 Tagen gelangt beſtimmt zur Ausgabe die erſte, 12 Bogen ſtarke Lieferung von: 


Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 


Von 
Dr. Franz Leske, 
Geh. Juſtizrath und vortragendem Rath im Juſtizminiſte rium zu Berlin. 
Ca. 550 Seiten gr. 8. Preis der erſten Lieferung — 12 Bogen ſtark — ca. M. 3.—, komplett gebd. ca. M. 10.—. 


Die Werke verfolgen den Zweck, die Einführung des BGB. in den größeren Landesgebieten für die Praxis zu erleichtern. Durch 
eine vergleichende ſyſtematiſche Gegenüberſtellung der geltenden Rechtsſyſteme und des BGB., durch welche die Abweichungen des letzteren 
von dem bisherigen Rechte unſchwer zu erkennen ſind, ſoll die Kenntniß und das Verſtändniß des neuen Rechtes gefördert werden. 


Jeder Band bildet ein für das betreffende Rechtsgebiet völlig abgeſchloſſenes Gauzes und iſt apart käuflich. 


Das neue Deutſche Bürgerfide Recht 
7 * on Prof. DT. Geor ohn Urich. 
in Sprüchen. 1. Allg. Teil. 1896. In originelle 
Ausſtattung, eleg. kart. M. 2.—. II. Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe. 1897. In gleicher Austattung. M. 3.—. 


Das Miet. und Pachtrecht nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch. deartetet von achte 
anwalt A. Eränkel. 1897. Kart. M. 3.—. 


Liliput-Ausgabe des Vürgerl. Geſetz⸗ 
6 es Nebſt Sachregiſter. 1897. 612 Seiten kleinſten 
uch » Formates. (7: 11 em). Dauerhaft in Leinen 
apart geb. M. 1.—. a NE 5 
Dieſe Miniaturausgabe in kleiner aber deutlicher Schrift iſt 
bequem in der kleinſten Taſche zu tragen und eignet ſich beſonders 
zum Mitnehmen in Vorleſungen. | 


1} Gedächtnisrede, gehalten in d. Juriſt. 
N. Goldſchmidt. Geſellſchaft zu Berlin am 13. Nov. 
1897 von Juſtizrat Dr. Nieſſer. 1897. M. 1.50. 


j 
N 


| Zu beziehen durch alle Buchhandlungen ſowie direkt vom Verlage. Proſpekte gratis und franko. 


Kommentar zum Preuß. Stempelſteuer⸗ 
efeß nebſt Tarif vom 31. Juli 1895. Mit Tabellen, den 
6 geſammten Ausführungsbeſtimmungen, dem Reichs⸗ 
1 dem Erbſchaftsſteuergeſetz und einem Anhange: Die 
en Notaren als Amtsſtellen der Steuerverwaltung zuſtehenden 
Befugniſſe und An Verpflichtungen. Von Rechtsanwalt 
Ernſt Heinitz. M. 12.—, elegant gebunden M. 14. — 
„. . Der Kommentar iſt feiner ganzen Anlage nach zum 
Gebrauch für die Notare, Gerichte und die mit der Verwaltung 
der Stempelſteuer betrauten Behörden beſtimmt und wird dieſen 
Amtsſtellen ein nur ſelten verſagender Führer ſein; er 
wird verhindern, daß in abſehbarer Zeit ein Buch in der Art 
des Hoyer⸗Gauppſchen ſich wieder unentbehrlich wird machen 
konnen.“ (Verwaltungsarchiv.) 


vom 5. Juli 1896. Aus der 

D as Wankdey otgeſetz Praxis und für die Praxis. 

Erläutert von Juſtizrat Dr. Rieſſer, Bankdirektor in Berlin. 
1897. Geb. M. 2.—. | 


Soeben erſchien: 


Die Strafgeſetze Elſaß Lothringens. 
Von Amtsrichter W. Coermann. Geb. M. 7.—. 

Enthält in XI Hauptabſchnitten ſämmtliche — 158 — Straf⸗ 

geſetze aus allen Rechts⸗ und Verwaltungsgebieten. 


Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des deutſchen Auwalt⸗Vereins das Ver 


zeichniß der Mitglieder des genannten 


Vereins vom 1. Jauuar 1898 bei. 


* 


N 13. 13. Berlin, 31. Berlin, 31. Jannar. 1 1898. 8. 


Furififche Wochenſchrift. 


Herausgegeben von 


M. Kempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
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Inhalt. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 105. — Eingabe 
an den Reichstag. S. 105. — Zur Erhöhung der Reviſtons⸗ 
ſumme. S. 106. — Vom Reichsgericht. S. 108. 


Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Breslau hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Der am 12. Januar 1898 verſtorbene Rechtsanwalt 
Herr Robert Mayr zu Neuburg a. D. hat der Kaſſe 
1000 Mark vermacht. Das Legat iſt von dem Vorſtande 
der Hülfskaſſe mit Dank angenommen. 

Mögen viele Collegen bei ihren letztwilligen Verfügungen 
in gleich hochherziger Weiſe unſerer Kaſſe gedenken! | 


Der Vereinsvorſtand hat folgende Eingabe an den 
Reichstag gerichtet: 


Hoher Reichstag! 


Der ehrerbietigſt unterzeichnete Vorſtand bittet, 
der Ziffer 31 des Geſetzesvorſchlags betreffend die 
Aenderungen der Civilprozeßordnung, nach welcher 
Rechtsagenten mit Genehmigung der Juſtizver⸗ 
waltung als Parteivertreter zugelaſſen werden ſollen, 
ohne den Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 des 8 143 
C. P. O. zu unterliegen, die Zuſtimmung zu ver⸗ 
ſagen. 

Der deutſche Anwaltſtand muß dieſem Geſetzes⸗ 
vorſchlag mit vollſter Entſchiedenheit entgegentreten. 
Zur Schaffung eines Rechtsanwaltſtandes zweiter 
Ordnung liegt kein Bedürfniß vor. Es kann ſich im 


Weſentlichen nur um die Vertretung in amtsgerichtlichen 
Prozeſſen handeln. An den meiſten Amtsgerichtsſitzen 
befinden ſich aber Rechtsanwälte, und wo ein Amts⸗ 
gerichtsſitz ſolcher entbehrt, werden die Vertretungen 
von den benachbarten Rechtsanwälten übernommen. 
Zu einer Vertretung an dem von dem Geſetzentwurf 
in Ausſicht genommenen Vortermin oder im Beweis⸗ 
verfahren durch Rechtsagenten fehlt erſt recht jede Ver⸗ 
anlaſſung. 

Die vorgeſchlagene Einrichtung wird auch ſchwere 
Nachtheile im Gefolge haben. Das Geſetz hat einen 
Anwaltſtand geſchaffen, der ſich die Befähigung zum 
Richteramt erwerben muß und der ehrengerichtlichen 
Aufſicht unterliegt. Mit dieſem Stande ſollen Rechts⸗ 


agenten ohne juriſtiſche Vorbildung und ohne Aufſichts⸗ 


organe in Wettbewerb treten. Es fehlt die Gewähr, 
daß die letzteren mit der erforderlichen Verſchwiegen⸗ 
heit, Rückſichtnahme und dem unerläßlichen Takt⸗ 
gefühl ihres Amtes walten. Die Rechtsanwälte ſind 
an ihre Gebührenordnung gebunden, die Rechtsagenten 
können den rechtſuchenden Parteien höhere Gebühren 
anrechnen oder auch zu niedrigeren Sätzen arbeiten 
und dadurch dem Rechtsanwalt einen von der bis⸗ 
herigen Geſetzgebung gewiß nicht gewollten Wett⸗ 
bewerb bereiten. Ganz gefährlich iſt die Möglichkeit, 
die Vertretung der Berufungsinſtanz, welche nach dem 
Geſetze durch Rechtsanwälte geſchehen muß, nach dem 
Ermeſſen der Rechtsagenten zu vergeben und dadurch 
ein Abhängigkeitsverhältniß der für die Berufungs⸗ 
inſtanz zugelaſſenen Rechtsanwälte zu ſchaffen. Durch 
die vorgeſchlagene Aenderung würde die Winkeladvokatur, 
deren Entſtehen und verderbliches Treiben die Be⸗ 
ſtimmung in $ 143 C. P. O. entgegentreten ſollte, 
geſetzlich legaliſirt. Mindeſtens aber ſollten der 
Juſtizverwaltung im Geſetz feſte Schranken gezogen 
und die ihr zu ertheilende Befugniß auf den Fall 
und die Dauer eines nachgewieſenen Bedürfniſſes 
beſchränkt werden. 
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Wir ſind der feſten Ueberzeugung, daß der 
Geſetzesvorſchlag ſchwere wirthſchaftliche und ſittliche 
Nachtheile zur Folge haben würde und glauben daher 
feine Ablehnung befürworten zu ſollen. 


Leipzig, München, Stuttgart, Roſtock, 
Gießen, Zweibrücken, Braunſchweig, Straß— 
burg im Elſaß, im Januar 1898. 


Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Mecke, Geheimer Juſtizrath, Vorſitzender. 
von Auer, Juſtizrath, Stellvertreter des Vorſitzenden. 
Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 

Dr. Sangbein, Juſtizrath, ſtellvertretender Schriftführer. 
Erythropel, Juſtizrath. Teipheimer, Juſtizrath. 
Eruf, Hofrath. Dr. Reatz, Juſtizrath. 
Gebhart, Rechtsanwalt. Haeußler, Geheimer Juſtizrath. 

| Ceiber, Juſtizrath. 


Zur Erhöhung der Reviſionsſumme. 

Von ſachkundiger Seite geht uns Folgendes zur Ver⸗ 
Effentlichung zn: 

In der vom Reichskanzler dem Reichstage vorgelegten Be⸗ 
gründung zu dem Geſetzentwurf über Aenderungen der Civil- 
prozeßordnung wird der tief einſchneidende Vorſchlag, die 
Reviſionsſumme auf 3 000 Mark zu erhöhen, im Weſentlichen 
mit der bevorſtehenden, durch die Einführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs herbeigeführten, erheblichen Erweiterung der Geſchäfte 
des Reichsgerichts motivirt. Zu ihrer Bewältigung würde — 
ſo wird ausgeführt — die Zahl der Civilſenate, wenn überhaupt 
die Beſetzung derſelben mit hervorragenden Juriſten noch gelingen 
ſollte, in einem Maße vermehrt werden müſſen, welches die 
Einheitlichkeit der Rechtſprechung ernſtlich gefährden würde. Um 
dieſe Gefahr zu beſeitigen, müſſe man die Zuläſſigkeit der 
Reviſion ſo weit einſchränken, daß vorausſichtlich die Zahl der 
Reviſionen ſich etwa um ein Dritttheil vermindern würde, und 
ſolche Verminderung könnte man nach den bisherigen Erfahrungen 
bei einer Erhöhung der Reviſionsſumme auf 3 000 Mark in 
Ausſicht nehmen. Dieſe Erhöhung ſelbſt aber werde, im Ver⸗ 
gleich mit anderen Vorſchlägen, mit denen eine Einſchränkung 
der Zuläſſigkeit der Reviſion bezweckt werde, keine entſcheidenden 
Bedenken hervorrufen können; die Aufgabe der Reviſionsinſtanz, 
eine einheitliche Rechtſprechung ſicherzuſtellen, werde durch die 
Erhöhung der Reviſionsſumme nicht beeinträchtigt werden, da 
die in den landgerichtlichen Prozeſſen auftauchenden Rechtsfragen 
mit der Zeit doch ſämmtlich Gelegenheit finden würden, durch 
das Reichsgericht entſchieden zu werden. 

SCs iſt nicht der Zweck dieſer Zeilen, zu unterſuchen, ob die 
Begründung des Geſetzentwurfs darin Recht hat, daß die Ein⸗ 
führung einer Reviſionsſumme von mehr als 3 000 Mark keine 
entſcheidenden Bedenken hervorrufen könne, zumal nicht nur 
der Deutſche Anwaltstag vom September 1896 bereits nahezu ein- 
ſtimmig erklärt hat, daß die geplante Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme eine ſchwere Schädigung der Rechtspflege enthalte, 


ſondern auch bei der erſten Leſung des Geſetzes im Reichstage 
ſeitens der Abgeordneten Stimmen zu Gunſten des Regierungs⸗ 
vorſchlages nicht laut geworden ſind. | 

Vielmehr ſollen hier nur die beiden Fragen behandelt 
werden 1, ob es wahr iſt, daß von einer Vermehrung der Civil. 
ſenate eine Gefahr für die Einheitlichkeit der Rechtſprechung zu 
befürchten ſei, und 2, ob einer Ueberlaſtung des Reichsgerichts 
nicht auf andere Weiſe als durch Erhöhung der Reviſionsſumme 
geſteuert werden kann. 


I. Die Einheitlichkeit der Rechtſprechung. 

Bei dieſem leicht mißzuverſtehenden Ausdruck kann es ſich 
hier ſelbſtverſtändlich nur um die Aufgabe handeln, daß im 
deutſchen Reiche dieſelbe Rechtsnorm von den Gerichten nicht 
verſchieden ausgelegt und gehandhabt werde. Dieſem Zwecke 
dient naturgemäß das Beſtehen eines höchſten Gerichtshofs, weil 
er eine einzige Spitze der geſammten Rechtspflege darſtellt. 
Aber, abgeſehen davon, daß an dieſen höchſten Gerichtshof un- 
möglich alle auch noch jo unbedeutenden Rechtsſtreitigkeiten ge⸗ 
langen können, — worüber wohl keine Meinungsverſchiedenheit 
beſteht —, ergiebt ſich eine natürliche Unvollkommenheit 
der Inſtitution ohne Weiteres daraus, daß auch der erheblicheren 
Prozeſſe im deutſchen Reiche zu viele ſind, bei denen es ſich um 
Anwendung derſelben Rechtsnorm handelt, als daß ſie alle von 
demſelben Kollegium des Reichsgerichts entſchieden werden 
könnten. Dieſe Unvollkommenheit bildet ein der Einheitlichkeit 
der Rechtſprechung einigermaßen ſchädliches Element, deſſen 
möglichſte Beſeitigung zu erſtreben iſt. Das einzige Mittel, 
welches in dieſer Richtung bisher zur Verwendung gekommen 
iſt, die Einrichtung ſog. Plenarentſcheidungen des Reichsgerichts, 
wie ſie das jetzt geltende Geſetz kennt, hat ſich dazu 
freilich als völlig ungeeignet erwieſen. Da das Reichsgericht 
aus 6 Civilſenaten beſteht, und an eine Verminderung dieſer 
Zahl nicht zu denken iſt, ſo tritt zu jeder gemeinſamen Berathung 
eine Anzahl von thatſächlich etwa 50, geſetzlich mindeſtens von 
etwa 33 Mitgliedern zuſammen, und ein ſo großes Kollegium 
iſt für den Zweck ſehr diffiziler Entſcheidungen ſchlechthin un⸗ 
brauchbar. Die Erfahrung hat denn auch beſtätigt, daß ſeit dem 
Beſtehen des Reichsgerichts nur in verſchwindend wenigen 
Fällen ſtreitige Rechtsfragen durch die Vereinigten 
Civilſenate entſchieden worden find.“) Und doch war ſchon 
bisher die Gefahr, daß dieſelbe Rechtsnorm von mehreren 
Senaten verſchieden verſtanden und gehandhabt wurde, eine 
ſehr große. Nicht blos unſer geſammtes Prozeßrecht 
und Konkursrecht war nach den bisherigen Geſchäftsvertheilungen 
in jedem der ſechs Senate zu handhaben, ſondern dies gilt auch 
vom Preuß. Allg. Landrecht, und zum größten Theil auch vom 
Handelsrecht. Daß bezüglich aller dieſer Rechtsnormen es nicht 
viel öfter zu Berathungen und Entſcheidungen der Vereinigten 
Civilſenate gekommen iſt, liegt gewiß nur zum geringſten Theil 
an der mangelnden Gelegenheit, iſt es doch z. B. bekannt, daß 


) Anm. In den faſt 20 Jahren des Beſtehens des Reichsgerichts 
ſind von den Vereinigten Civilſenaten überhaupt nur 28 offizielle 
Beſchlüſſe gefaßt. Davon erging faſt der dritte Theil auf das Rechts⸗ 
mittel der Beſchwerde. Nur 6 Beſchlüſſe betrafen das materielle 
Civilrecht, 7 das Prozeßrecht, 2 das Konkursrecht. 


107 


über die principielle und höchſt wichtige Frage, inwiefern die 
Urkundenauslegung als thatſächliche Feſtſtellung im Sinne des 
§ 524 C. Pr. O. anzuſehen fein, in den verſchiedenen Senaten 
des Reichsgerichts fortdauernd verſchiedene Auffaſſungen herrſchen, 
ohne das jemals hierüber eine Plenarentſcheidung ergangen wäre. 
Auch iſt gewiß nicht zu leugnen, daß mit der Einführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Meinungsverſchiedenheiten der 
einzelnen Senate über dieſelbe Rechtsnorm noch ſehr erheblich 
wachſen werden. Aber, wenn auch hiernach davon auszugehen 
iſt, daß die in der Vielheit der Senate beſtehende, vorausſichtlich 
noch wachſende Gefahr für die Einheitlichkeit der Rechtſprechung 
durch die Einrichtung der Plenarentſcheidungen, wie ſie jetzt ge⸗ 
ſetzlich beſteht, nicht zu beſeitigen iſt, ſo folgt doch daraus nicht, 
daß von der Geſetzgebung zu Mitteln gegriffen werden müßte, 
die, ohne auch nur eine Einheitlichkeit der jetzt beſtehenden ſechs 
Senate herbeizuführen, die ganze Idee der Einheitlichkeit 
der Rechtſprechung überhaupt gefährden würden, indem 
den Oberlandesgerichten Gelegenheit gegeben würde, künftig den 
dritten Theil aller bisher reviſibeln Rechtsſtreitigkeiten ohne jede 
Korrektur durch das Reichsgericht, alſo möglicherweiſr in direktem 
und fortdauerndem Gegenſatz gegen eine reichsgerichtliche Judikatur 
zu entſcheiden. Viel näher ſcheint es doch zu liegen, ein Uebel, 
welches mit der Geſchäftsvertheilung unter die Senate des 
Reichsgerichts zuſammenhängt, zunächſt dadurch zu mildern, wenn 
nicht zu heilen, daß die Veranlaſſung zu Konflikten möglichſt 
gemieden wird. Dies könnte z. B. bezüglich des Handelsrechts 
ſchon jetzt geſchehen, wenn daſſelbe nicht, wie es gegenwärtig der 
Fall iſt, dem 1., 2., 3. und 6. Civilſenat je nach Bezirken 
unterſtellt, ſondern lediglich etwa 2 Civilſenaten überwieſen 
würde. Wenn aber künftig das Bürgerliche Geſetzbuch zur 
Einführung gelangt, ſo wird ſich bis zu einem gewiſſen Grade 
unſchwer und gewiß zum Heile der Rechtsentwickelung eine 
Sonderung der Materien vollziehen laſſen, derart, daß etwa 
einem oder zwei Senaten das ganze Familien- und Erbrecht, 
einem oder zwei anderen das ganze Immobiliarrecht zugewieſen 
wird, während das Obligationenrecht vielleicht zwei oder drei 
Senate zu beſchäftigen hätte. Hauptſächlich aber wird eine 
Reform der Plenarentſcheidungen angezeigt erſcheinen. 
Es fehlt an jedem inneren Grunde, dieſelbe ſo zu geſtalten, wie 
es das jetzt geltende Geſetz vorſieht. Zunächſt haben doch nur 
die beiden, mit einander in Konflikt gerathenen Senate Ver⸗ 
anlaſſung, ſich mit einander zu verſtändigen, und dies, ſowie 
jede andere endgültige Beſeitigung des Konflikts wird in einer 
Verſammlung von höchſtens 16 Theilnehmern ſehr wohl möglich 
ſein, während andere Senate, deren Mitglieder oft gar kein ge⸗ 
nügendes Intereſſe an dem auszufechtenden Meinungskampfe 
haben, — namentlich wenn die Streitfrage nicht zu ihrem 
Reſſort gehört —, ohne Schaden für die Sache fern bleiben 
und den Streitenden das Feld überlaſſen können. Ein ſolches 
Doppelkollegium von etwa 14 bis 16 Mitgliedern wird aber 
unter allen Umſtänden zur Austragung von Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten, insbeſondere auch dann genügen, wenn dieſelben 
einmal Prozeßrechtsnormen, die zur Kompetenz eines jeden 
Siviljenats gehören, betreffen. Es würde als ein Ausſchuß 
ſämmtlicher, ‚Sivilfenate zu fungiren und feine Zuſammenſetzung 
für jeden einzelnen Fall eines Konflikts etwa durch Abordnung 
ſeitengs der Senatspräſidenten oder durch Wahl ſeitens der 


Senate ſelbſt zu erhalten haben. Solchen, praktikabel ge- 
ſtalteten Ausſchüſſen wird es unfehlbar gelingen, jeden 
Konflikt juriſtiſcher Meinungen zu beſeitigen, damit aber volles 
Vertrauen in eine wirkliche . der 8 
des Reichsgerichts zu erwecken. | 

Wieviel Senate im Uebrigen zur Bewältigung aller 
Reviſionen erforderlich ſein werden, wird dann kein Gegenſtand 
der Befürchtungen mehr zu ſein brauchen. Auch bei acht und 
mehr Civilſenaten wird zwar die amtliche Berührung aller 
einzelnen Mitglieder mit einander immer ſchwächer werden, falls 
nicht auch hier ſich fördernde Einrichtungen treffen laſſen: aber 
die Einheitlichkeit der Rechtſprechung wird durch das N 
treten der Ausſchüſſe immer gerettet bleiben. 


II. Die Ueberlaſtung des Reichsgerichts. 


Es kann nicht geleugnet werden, daß die Güte der Recht⸗ 
ſprechung unter einer übermäßigen Geſchäftsbelaſtung der Richter 
Schaden leiden muß, und daß auch andererſeits eine allzu große 
Anzahl von Senaten nicht förderlich auf die Leiſtungen des 
höchſten Gerichtshofs einwirken wird. Dagegen iſt in keiner 
Weiſe zuzugeben, daß einer etwa ſchon vorhandenen und jeden⸗ 
falls in Ausſicht ſtehenden übermäßigen Belaſtung nur durch 
eine Vermehrung des Perſonals, oder, um dieſe zu vermeiden, durch 
Erhöhung der Reviſionsſumme geſteuert werden könnte. Die 
Erfahrung hat vielmehr beſtätigt, daß die Geſetzgebung das 
Reichsgericht im Laufe der Zeit mit ſo vielem Ballaſt beladen 
hat, daß Nichts näher zu liegen ſcheint, als zunächſt dieſen über 
Bord zu werfen, ehe an ſo bedenkliche Unternehmungen heran⸗ 
getreten wird, wie es die im Geſetzentwurf vorgeſchlagene Er- 
höhung der Reviſionsſumme iſt. 

1. Zunächſt würde die Rechtspflege im Deutſchen Reiche 
in keiner Weiſe leiden, wenn das Reichsgericht von der großen 
Thätigkeit entlaſtet würde, die es jetzt, auffallenderweiſe ohne 
jede Beſchränkung in Bezug auf das Streitobjekt, als Be⸗ 
ſchwerde⸗Inſtanz zu üben hat. Etwa ein Viertel, in 
manchem Jahre bis nahe an ein Drittel aller vom Reichs⸗ 
gericht getroffenen Cutſcheidungen liegen außerhalb der Reviſions⸗ 
und fallen in die Beſchwerde⸗Inſtanz. Dabei werden die Be⸗ 
ſchlüſſe auf Beſchwerden aller Art mit ſolcher Sorgfalt be⸗ 
handelt, daß von 23 überhaupt bisher ergangenen Plenar- 
beſchlüſſen 7 allein auf Beſchwerden, zum Theil recht gering- 
fügiger Art, fallen. Nun ſieht zwar der Geſetzentwurf zu 
59 530 ff. C. Pr. O. vor, daß erſtens gegen die Entſcheidung 
auf eine weitere Beſchwerde eine weitere Beſchwerde an das 
Reichsgericht nicht ſtattfinden und daß zweitens das Reichs⸗ 
gericht mit Beſchwerden über Koſtenbeſchlüſſe nur dann noch 
befaßt bleiben ſoll, wenn die Beſchwerdeſumme mehr als 
100 Mark beträgt. Allein beide Vorſchläge — denen anderer⸗ 
ſeits wieder belaſtend gegenüberſteht, daß das Reichsgericht Be⸗ 


ſchwerden neu zugewieſen erhalten ſoll in Angelegenheiten der 
ſreiwilligen Gerichtsbarkeit, wie nach bereits beſchloſſenem Geſetz 


in Grundbuchſachen —, erſcheinen nicht ausreichend; ſie würden 
die Unmaſſe der Beſchwerden nur unbedeutend vermindern. Hier 
ſollte ein Mißgriff der Geſetzgebung gründlich verbeſſert 
werden, was einfach durch Aufhebung des § 135 Z. 2 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes geſchehen könnte. Wichtige, 
das Prozeßoerfahren betreffende Entſcheidungen der Oberlandes- 


108 


gerichte werden, falls das demnächſt erlaſſene Endurtheil reviſibel 
iſt, ſchon im Reviſionsverfahren meiſtens ihre Berückſichtigung 
finden; anderenfalls erſcheint es im Intereſſe der Rechtspflege 
genügend, wenn die Oberlandesgerichte über einzelne Punkte des 
gerichtlichen Verfahrens zunächſt in letzter Inſtanz entſcheiden; 
für die Anrufung des en dagegen fehlt es 8 an 
jedem Bedürfniß. 

2. Einen ganz erheblichen Theil aller Reviſtonsſachen 
bilden die nach Nr. 2 des § 509 C. Pr. O. ohne Rückſicht 
auf den Werth des Streitgegenſtandes revifibeln 
Sachen, und unter dieſen beſonders die Rechtsſtreitigkeiten über 
die Entrichtung von Reichs- und Landed-Stempeln 
und anderen öfſentlichen Abgaben. Der vierte Civilſenat 
hat ganze Sitzungstage ſolchen Sachen zu widmen, und auch 
der 2., 3. und 6. Senat werden vielfach des Segens von Pro- 
zeſſen theilhaftig, die mit ihren oft lächerlich niedrigen 
Objekten“) ſich eigenthümlich von den Prozeſſen bis zu 1 500 M. 
abheben, denen die Pforten des Reichsgerichts verſchloſſen 
bleiben. Geholfen könnte hier, alſo namentlich bei allen, im 
§ 70 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes erwähnten 
Sachen, wenn nicht weitergehende Reformen ins Auge zu faſſen 
find, ſchon dadurch werden, daß die Nr. 2 des $ 509 C. Pr. O 
geſtrichen wird. Dabei wird die Erwägung nicht zu umgehen 
ſein, ob und inwieweit eine Aufrechterhaltung auch nur der 
Nr. 1 des § 509 C. Pr. O. aus inneren Gründen gerechtfertigt 
erſcheint, und ob nicht beſſer auch dieſe Beſtimmung zu ſtreichen iſt. 

3. Seitdem die oberſten Reichsbehörden zu weiterer Ent⸗ 
wickelung gelangt ſind, wird es keinem Bedenken mehr unter⸗ 
liegen können, das Reichsgericht von den Berufungsſachen 
zu entlaſten, mit denen es von Anfang an wohl nur befaßt 
worden iſt, weil es an geeigneten Verwaltungs- und Gerichts- 
behörden des Reiches mangelte. Für eine zweite Inſtanz in 
Patentſachen wird ſich durch Bildung neuer, dem Kaiſerlichen 
Patentamt einzuverleibender oder ihm überzuordnender, immerhin 
auch mit juriſtiſchen Elementen zu verſetzender Reichsbehörden, 
und auch für die Konſularſachen wird ſich, etwa durch Ein- 
ſetzung des Oberlandesgerichts in Hamburg als Berufungsinſtanz 
(gegen deſſen Urtheile auch noch die Reviſion an das Reichs- 
gericht gehen könnte, wenn deren allgemeine Erforderniſſe vor⸗ 
handen wären), genügend Vorſorge treffen laſſen. 

Würden außer den Beſchwerdeſachen auch alle 
vermögensrechtlichen, die Reviſionsſumme von mehr 
als 1 500 M. nicht erreichenden Rechtsſtreitigkeiten, 
und ferner die Berufungsſachen aus der Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts herausfallen, ſo würde dem Zu— 
wachs, welchen die Reviſionen vorausſichtlich mit der 


Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs überhaupt 


und beſonders aus Bayern und Sachſen erfahren 
werden, getroſt entgegengeſehen werden können. Die 
Geſchäftsvermehrung würde durch die hier vorge⸗ 
ſchlagene Geſchäftsentlaſtung reichlich aufgewogen, 
und es würde kaum erforderlich werden, den jetzt vor⸗ 


) Anm. Es ſei hier an den Zehnpfennigprozeß erinnert, der 
gegen den Hamburger Staat geführt wurde, weil ein Polizeibeamter 
angeblich rechtswidrig einen Herrn aus einem Wagen der Straßenbahn 
herausgewieſen hatte. 


handenen, der Leiſtungsfähigkeit der Mitzlieder 
eigentlich lebermäßiges nicht zumuthenden Umfang 
des höchſten Gerichtshofs auch nur um einen . 
ee zu vermehren. 8 


Vom Reichsgericht) 


Wir berichten über die in der Zeit vom 18. —22 * 1898 
ausgefertigten Erkenntniſſe. | 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß die Beweis: 
erhebung darüber, ob B. u. Co. nach der mündlichen, in den 
ſchriftlichen Vertrag nicht aufgenommenen Abrede für den Preis 
von 126 000 Mark nicht bloß das Haus, ſondern auch das — 
nicht zum Zubehör des Hauſes gehörige — Wirihſchafts⸗ 
inventar erhalten ſollten, mit Unrecht unterblieben iſt. Dieſe 
Behauptung war erheblich, weil der Bekl., wenn ihm die Be⸗ 
dingungen des Kaufvertrages nicht vollſtändig oder unrichtig 
mitgetheilt waren, keine Verpflichtung hatte, ſich bei Verluſt 
ſeines Vorkaufsrechts zu erklären. Das B. G. ſcheint dies auch 
nicht zu bezweifeln. Die Gründe aber, die es für die Unglaub⸗ 
haftigkeit der Behauptung geltend macht, rechtfertigen die 
Nichterhebung des Beweiſes nicht (vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen, Bd. 4 S. 377; Bd. 15 S. 336; Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1895 S. 165%). Wie übrigens das Gericht 
ſich dafür, daß der Bekl. ſelbſt von der Ausſchließung des In⸗ 
ventars beim Verkaufe überzeugt geweſen ſei, auf den Inhalt 
des Schreibens vom 5. Februar 1897 berufen kann, iſt un⸗ 
erfindlich; denn in dieſem wird die Angabe, daß das Haus 
allein für 126 000 Mark verkauft ſei, als falſch bezeichnet. 
VI. C. S. i. S. Kappe c. Jacobi vom 30. e 1897, 
Nr. 405/97 VI. 

2. Die Reviſion führt aus, das B. U. entſpreche nicht 
dem § 276 der C. P. O., wonach nur über den Grund des 
erhobenen Anſpruchs vorab erkannt werden dürfe. Dieſer An⸗ 
griff verſagt. Daß der B. R. ein Zwiſchenurtheil im Sinne 
des § 276 hat erlaſſen wollen, ergiebt ſowohl die Faſſung der 
Urtheilsformel, wie der Inhalt der Begründung. Allerdings 
entſpricht die Faſſung des Tenors nicht dem Wortlaut des 
8 276; aber der B. R. hat in konkreter Weiſe die einzelnen 
Erforderniſſe des von der Kl. erhobenen Anſpruchs, ſoweit fie 
deſſen Grund betreffen, im Tenor feſtgeſtellt und damit der 
Vorſchrift des § 276 der C. P. O. genügt. Wenn die Re 
viſion ausführt, die Urtheilsformel biete der Auffaſſung Raum, 
daß darunter auch Schäden fielen, die von der Kl. nicht geltend 
gemacht ſeien: ſo überſieht ſie, daß bei Auslegung der Urtheils⸗ 
formel ſowohl die Begründung, wie der Thatbeſtand heranzu⸗ 
ziehen iſt, und beide keine Zweifel darüber aufkommen laſſen, 
daß der B. R. ſeine Entſcheidung auf die von der Bekl. in 
dieſem Prozeſſe verfolgten Schäden hat beſchränken wollen. 
Begründet iſt dagegen der zweite Angriff der Reviſton. Die 
Kl. fordert mit der Klage Erſatz für die ihr vor deren An- 
ſtellung entſtandenen Schäden, beſtehend in den Koſten für Re⸗ 
— ri 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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paraturen und Verankerung (715 Mark) und dem nach der 
Reparatur noch verbleibenden Minderwerth des Hauſes 
(900 Mark). Der B. R. geht daher, indem er die Bekl. auch 
für ſchuldig erachtet, für die Schäden aufzukommen, die der 
Kl. künftig noch erwachſen werden, über den Klageantrag 
hinaus. Zwar hat ſich die Kl. in der Klage vorbehalten, den 
geforderten Betrag zu erhöhen, wenn im Laufe des Prozeſſes 
eine weitere Beſchädigung des Gebäudes eintreten ſollte; aber 
fie iſt im ganzen Laufe des Prozeſſes hierauf nicht zurück— 
gekommen und hat niemals dementſprechend ihren Antrag er- 
weitert. Der B. R. verſtößt hiernach, ſoweit er die Bekl. für 
künftig eintretende Schäden verantwortlich macht, abgeſehen 
davon, daß es in dieſer Beziehung auch an jeder Feſtſtellung 
fehlt, gegen den §S 279 der. C. P. O. Das B. U. unterliegt 
deshalb inſoweit der Aufhebung. V. C. S. i. S. A.⸗G. 


unter den Parteien Streit; die Verfügung regele auch gar kein 
Rechtsverhältniß, ſondern der Sache nach werde ein Arreſt auf 
einen Theil des hinterlegten Geldes zur Sicherheit für eine 
Forderung der Bekl. gelegt, dies hätte aber nur auf Grund 
des § 796 der C. P. O. geſchehen können, vorausgeſetzt 
jedoch, daß die Bedingungen dieſes Paragraphen feſtgeſtellt 
wären, was nicht geſchehen ſei. In dieſen Ausführungen 
werden dem Rechtsverhältniſſe, welches die einſtweilige Ver⸗ 
fügung betrifft, zu enge Grenzen gezogen. Nach den Eingangs⸗ 
worten der Urkunde vom 16. März 1894 hat die Bekl. ſich zu 
zu dem Abſchluſſe der Vereinbarung, laut deren ein Theil der 
Konnoſſementsfracht als Sicherheit für die Forderungen der Kl. 
hinterlegt werden ſollte, zu dem Zwecke verſtanden, eine gericht⸗ 
liche Beſchlagnahme der Fracht zu vermeiden. Bekl. verlangt 
widerklagend Schadenserſatz mit der Begründung, daß die 
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1 Union in Dortmund c. Kuhn vom 5. Januar 1898, Forderungen der Kl., für welche Sicherheit zu beſtellen ſie durch 
a Nr. 198/97 V. d die Drohung mit Arreſt genöthigt ſei, wenigſtens zum Theil 6 
Dit 3. Die Klage geht auf Verurtheilung des Bekl. zur unbegründet ſeien und Kl. ihr daher den durch die Hinter⸗ 
. Zahlung von 400 Mark nebſt Zinſen. Eine Widerklage iſt legung herbeigeführten Zinsverluſt erſetzen müſſe. Dieſer An⸗ 0 
Ma nicht erhoben. Der I. R. hat durch Zwiſchenurtheil nach 8 276 ſpruch aber kommt nicht lediglich als eine für ſich beſtehende 
f C. P. O. den Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt Forderung, ſondern vermöge ſeiner individuellen Beziehung zu |. 
auf | erklart, und die vom Bekl. eingelegte Berufung iſt zurück. der Hinterlegung als ein Theil des durch dieſe verbundenen 1 
lb. gewieſen worden. Hiergegen richtet ſich die Reviſion. Der geſammten Rechtsverhältniſſes in Betracht. Standpunkt der | 5 
hi Werth des Beſchwerdegegenſtandes in der Reviſionsinſtanz ber Bekl. ift, daß Kl. ſich aus den hinterlegten Geldern nicht in N 
ii | trägt danach nicht über 400 Mark und erreicht nicht den für der ganzen Höhe des ihr zuerkannten Theils ihrer Forderung, 0 
ide die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels nach §S 508 C. P. O. er- ſondern nur inſowett befriedigen dürfe, als ſich nach Abzug der R 5 
i forderlichen Betrag. Der Umſtand, daß der Kl. im Fortgange Erſatzforderung der Bekl. etwa noch ein Ueberſchuß zu ihren ö 
ir des Rechtsſtreits über die Höhe des Anſpruchs den Klagantrag Gunſten ergeben würde. Bekl. verlangt dem entſprechend Er⸗ 1 | 
M erweitern kann ($ 2402 C. P. O.), — eine Möglichkeit, die haltung des Hinterlegungsverhältniſſes bis dahin, daß nach ö * 
I hier dadurch noch näher gerückt iſt, daß Kl. den erlittenen rechtskräftiger Entſcheidung über die beiderſeitigen Anfprüche, 0 ö 
1 Schaden auf mehr als 4.000 Mark angegeben und die einge- die der Kl., zu deren Sicherheit die Hinterlegung ſtattgefunden I: 5 
t. klagten 400 Mark nur als einen Theil deſſelben bezeichnet hat, und die der Bekl., welche in dem Zwange zur Beſtellung ur 
1 hat —, genügt nicht, um, fo lange der Klagantrag nicht ge. der Sicherheit ihre Grundlage haben ſollen, eine abſchließende 4 
ändert ift, den Streitwert) und damit auch den Werth des Liquidation und eine Feſtſtellung des im Endreſultate der Kl. | 
ft Beſchwerdegegenſtandes für dieſe Inſtanz höher anzunehmen, etwa zuſtehenden Guthabens möglich tft. Die Geſammtheit der | 
N als auf den zur Zeit eingeklagten Betrag (vergl. Urtheil des in der Sicherheitsbeſtellung ihren Vereinigungspunkt findenden | 
„ R. G. vom 28. März 1896, abgedruckt in der Juriſtiſchen rechtlichen Beziehungen der Parteien konnte als ein Rechts- ö 
t | Wochenſchrift von 1896 S. 24812). Der Bekl. macht nun verhältniß, und, da nach verſchiedenen Richtungen hin Streit ie: 
zwar geltend, daß im vorliegenden Falle nach § 509 Ziffer 2 hinſichtlich deſſelben herrſcht, als ein ſtreitiges Rechtsverhältniß 5 


C. P. O. und § 39 Ziffer 2 des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes vom 24. April 1878 zum G. V. G. die Revifion 
ohne Rückſicht auf den Werth des Beſchwerdegegenſtandes zu⸗ 
läſſig ſei. Dies kann jedoch nicht zugegeben werden. Ein⸗ 
gehend begründet. VI. C. S. i. S. Fiskus C. Hantel vom 
23. Dezember 1897, Nr. 268/97 VI. 

4. Nach § 819 der C. P. O. ſind einſtweilige Ver⸗ 
fügungen auch zum Zwecke der Regelung eines einſtweiligen 
Zuſtandes in Bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältuiß zuläſſig, 
wenn dieſe Regelung, insbeſondere bei dauernden Rechts⸗ 
verhältniſſen, zur Abwendung weſentlicher Nachtheile nöthig er- 
ſcheint. Die Annahme der Vorinſtanzen, daß die in dieſer 
Vorſchrift beſtimmten Vorausſetzungen im gegenwärtigen Falle 
zutreffen, kann für rechtsirrthümlich nicht erachtet werden. Von 
der Reviſion wird geltend gemacht, die Frage, ob die Bekl. einen 
Schadenserſatzanſpruch in Höhe des hinterlegten Betrages habe, 
ſei nicht das Rechtsverhältniß, welches der Regelung bedurfte 
oder durch die Verfügung geregelt ſei; nur darüber aber ſei 


angeſehen werden. Auch die Annahme, daß die Regelung eines 
einſtweiligen Zuſtandes in Bezug auf dieſes Rechtsverhältniß 
zur Abwendung weſentlicher Nachtheile erforderlich iſt, läßt 
einen Rechtsirrthum nicht erkennen. Kl. benutzt das ergangene 
rechtskräftige Theilurtheil, um ſich wegen des ihr zuerkannten 
Theilbetrages ihrer Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
aus den als Sicherheit hinterlegten Geldern Befriedigung zu 
verſchaffen. Für die Bekl. entſteht dadurch der Nachtheil, daß 
ihr die Möglichkeit entzogen wird, ihre Schadenserſatzforderung, 
welche bisher nicht hat feſtgeſtellt werden können, zur Auf⸗ 
rechnung zu verwenden und auf dieſe Weiſe den Betrag, zu 
welchem Kl. aus den zur Sicherheit deponirten Geldern Be⸗ 
friedigung ſuchen darf, auf ſein im Endreſultate begründetes 
Maß zurückzuführen. Der Nachtheil ſteigert ſich dadurch, daß 
die Bekl., wenn ihr als alleiniger Weg der Geltendmachung 
ihres Erſatzanſpruchs die Zwangsvollſtreckung gegen die Kl. 
übrig bleibt, dieſe im Auslande zu verſuchen genöthigt iſt. Die 
einftweilige Verfügung beugt dieſem Nachtheile vor, inden fie 
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einſtweilen den unverſchmälerten Fortbeſtand des Hinterlegungs- 
verhältniſſes ſoweit anordnet, als dies von der Bekl. beantragt 
iſt. Die Annahme der Reviſion, daß ausſchließlich für einen 
Arreſt Raum gegeben ſein würde, geht fehl. Von einem Arreſt 
unterſcheidet ſich die getroffene einſtweilige Verfügung ſowohl in 
ihren Vorausſetzungen als in ihrem Inhalt. Der Umſtand, 
daß die Schadenserſatzforderung der Bekl. gefährdet iſt, bildet 
nicht als ſolcher den Grund der Maßregel und dieſe beſteht 
nicht in der Sicherung der Zwangsvollſtreckung wegen derſelben 
gegen die Kl., ſondern ſie hat den Zweck, die hinterlegten 
Gelder vor einem die Bekl. benachtheiligenden Zugriff zu 
ſchützen und ſie beſteht demgemäß in der einſtweiligen Erhaltung 
des Hinterlegungsverhältniſſes. I. C. S. i. S. Wincott, 
Cooper u. Co. o. Baxter u. Co. vom 22. Dezember 1897, 
Nr. 436/97 I. 

5. Es ftand in dem Ermeſſen des Schiedsrichters, ob er 
mit der ſtattgehabten erſten Verhandlung ſich begnügen oder 
eine nochmalige Verhandlung anordnen wollte. Daß aber auch 
nicht eine bindende Uebereinkunft, welche als neue Grundlage 
für den zu erlaſſenden Schiedsſpruch anzuſehen wäre (§ 867 
Ziffer 1 der C. P. O.) getroffen wurde, hat das B. G. in zu⸗ 
läffiger Weiſe feſtgeſtellt. Aus dem eigenen Vorbringen des 
Bekl., der Schiedsrichter habe verſprochen, die Parteien noch⸗ 
mals zu laden, um ſich zu überzeugen, ob er Alles richtig auf⸗ 
gefaßt habe, und die Parteien ſeien mit ſeiner Erklärung, er 
halte eine nochmalige Prüfung unter ihrem Zuzug für nöthig, 
einverſtanden geweſen, war das B. G. berechtigt, eine nach⸗ 
trägliche Vereinbarung auf Abhaltung einer zweiten Verhand⸗ 
lung als nothwendige Grundlage des Schiedsſpruchs nicht zu 
entnehmen, demſelben vielmehr nur die Bedeutung beizumeſſen, 
daß die Parteien fi) damit einverſtanden erklärten, dem Schieds⸗ 
richter ſolle anheim gegeben werden, fie, wenn er es für nöthig 
halte, nochmals zu laden. Darnach lag eine Unzuläſſigkeit des 
Verfahrens nicht vor, wenn der Schiedsrichter nach weiterer 
Prüfung der Sache eine nochmalige Ladung nicht eintreten ließ. 
II. C. S. i. S. Striebinger o. Dohm vom 7. Januar 1898, 
Nr. 260/97 II. 

II. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. 

6. In einem früheren Urtheil des jetzt erkennenden Senats 
(Entſch. d. R. G. Bd. 33 Nr. 22) iſt allerdings ausgeführt, 
daß, wenn das dem Patentamt vorgelegte Modell ein ganz 
anderes ſei, als das in der Anmeldung charakteriſirte, nur das 
letztere als geſchützt anzuſehen ſei, zugleich wird jedoch anerkannt, 
daß regelmäßig nur die der Anmeldung beigefügte Ab- und 
Nachbildung des Modells erkennen laſſe, in welcher Geſtaltung 
der Schutz gewollt und durch die Eintragung bewirkt ſei, wie 
denn auch zweifellos der Zweck der im Gebrauchsmuſtergeſetz 
vorgeſchriebenen Beifügung einer Nach⸗ oder Abbildung des 
Modells gerade darin beſteht, daß durch ſie die Anmeldung ver⸗ 
deutlicht werden fol. I. C. S. i. S. Schuſter c. Eggert vom 
18. Dezember 1897, Nr. 292/97 I. 


III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 
7. Die Entſcheidung des B. G. beruht einmal auf der 


Annahme, daß in Ausführung des Vertrags vom 13. Juli 1893 
ſowohl Ludwig A. als die Bekl., und zwar dieſe durch den im 
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Vertrage von ihr beauftragten A. die Schankwirthſchaft be⸗ 
trieben haben, ohne hierzu die nach der Gewerbeordnung er- 
forderliche Erlaubniß zu beſitzen, und ſodann auf Anwendung 
des 8 36 A. L. R. Thl. J Tit. 3, aus welchem gefolgert wird, 
daß A. nicht befugt ſei, von der Bekl. die auf einſeitige Löſung 
des Vertragsverhältniſſes geſetzte Konventionalſtrafe zu fordern. 
Das B. G. ſpricht alſo nicht direkt aus, daß es den Vertrag 
ſelbſt als einen Vertrag über unerlaubte Handlungen und 
darum nach § 68 A. L. R. Thl. I Tit. 5 als ungültig an⸗ 
ſehe. In der That kann dahin geſtellt bleiben, ob es zur 
Rechtfertigung der Klagabweiſung der Anrufung der letzt- 
gedachten Vorſchrift bedurfte, denn auch aus § 36 A. L. R. 
Thl. I Tit. 3 durfte die Unzuläſſigkeit der klägeriſchen Forderung 
gefolgert werden, da die Bekl. die Vertragsſtrafe nur vermeiden 
konnte, wenn ſie dem A. die Hand dazu geboten hätte, den 
geſetzwidrigen Schankwirthſchaftsbetrieb gemeinſam mit ihm in 
der durch den Vertrag geregelten Weiſe fortzuſetzen. War das 
Verlangen einer ſolchen Fortſetzung der geſetzwidrigen Gemein⸗ 
ſchaft nach $ 36 unzuläſſig, fo muß dies auch von dem Ber- 
langen der auf die Nichtfortſetzung geſetzten Vertragsſtrafe 
gelten. Die Angriffe des Rkl. gegen dieſe Entſcheidung können 
nicht für durchſchlagend erachtet werden. Als rechtsirrthümlich 
wird zunächſt bezeichnet, daß das Urtheil Zuwiderhandlungen 
gegen die 8$ 33, 45, 147 Gewerbeordnung als geſetzwidrige 
Handlungen im Sinne des 8 36 A. L. R. Thl. I Tit. 3 an» 
ſehe, indem unter Anrufung des im Preußiſchen Juſtizminiſterial⸗ 
blatt 1882 S. 2 abgedruckten Urtheils des R. G. ausgeführt 
wird, daß § 36 unter geſetzwidrigen Handlungen nur ſolche 
verſtehe, welche vom gemeinen Strafrecht mit Strafe bedroht 
oder als unſtttlich anzuſehen ſind, nicht auch ſolche, die nur 
durch Polizeigeſetze verboten ſind. Für eine ſolche Unterſcheidung 
fehlt es aber gegenüber dem Wortlaute des § 36 an einem 
inneren Grund und jedenfalls können die Ausführungen in 
dem erwähnten reichsgerichtlichen Urtheile, welchem ein unter 
§ 36 fallender Thatbeſtand nicht zu Grunde liegt, hier nicht 
für maßgebend erachtet werden. Unzutreffend iſt ferner die 
Rüge, daß die Bekl. ſich auf andere Gründe als die bei der 
Kündigung geltend gemachten nicht berufen dürfe; denn der 
§ 36 enthält zwingendes Recht, welches vom Richter auch ohne 
ausdrückliche Berufung ſeitens der Parteien zur Geltung ge- 
bracht werden muß. Gleichgültig iſt auch, daß in der Ver⸗ 
tragsurkunde von einem ohne Erlaubniß zu bethätigenden 
Schankwirthſchaftsbetriebe nicht die Rede iſt; das Weſentliche, 
worauf es ankommt, daß der Wirthſchaftsbetrieb, wie er nach 
dem Vertrag geſchehen ſollte, thatſächlich ein geſetzwidriger war 
und daß A., indem er auf die Löſung dieſes Verhältniſſes nicht 
einging, die Fortſetzung des geſetzwidrigen Betriebes bean⸗ 
ſpruchte. Endlich kann dahin geſtellt bleiben, ob das B. G. 
den A., der nach außen hin allein als der das Schankgewerbe 
Betreibende auftrat, mit Recht als den Handlungsgehülfen der 
Bekl. bezeichnen durfte; denn jedenfalls — und darauf kam es 
allein an — nimmt das B. G. in thatſächlicher Beziehung an, 
daß A. beim Verſchänken von Wein, Sekt und Cognac für 
Rechnung der Bekl. wirthſchaftete und daß ſonach materiell in 
dieſer Beziehung die Bekl. die Prinzipalin war. II. C. S. 
i. S. Amtenbrink c. Pfeiffer vom 21. Dezember 1897, 
Nr. 257/97 II. 
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8. Der B. R. geht im Anſchluß an die Rechtſprechung 
des. R. G. (Bd. 16. S. 178 ff. der Entſcheidungen) davon 
aus, daß ein Privatfluß, ebenſo wie der öffentliche Fluß, inner⸗ 
halb ſeines Zuflußgebietes die von Natur gegebene Abflußrinne 
iſt, nicht bloß für das aus dem Boden und von 
deſſen Oberflache von ſelbſt abfließende Waſſer, ſondern 
auch für das vielfach mit fremden Stoffen vermengte 
Waſſer, welches wirthſchaftlichen Zwecken gedient hat und künſtlich 
weggeſchafft werden muß, daß jedoch die Zuleitung dieſes Waſſers 
nur ſoweit zuläſſig iſt, als fie das Maß des Gemeinüblichen 
und Regelmäßigen nicht überſchreitet, und daß jeder dieſes Maß 
überſchreitenden Zuleitung der unterliegende Uferbeſitzer zu wider⸗ 
ſprechen befugt iſt. Thatſächlich ſtellt ſodann der B. R. auf 
Grund des Geſammtergebniſſes der Beweisaufnahme beider In⸗ 
ſtanzen feſt, daß die Zuführung der Kanalwäſſer der Bekl. 
trotz der theilweiſen Klärung derſelben das Berne. Waſſer bei 
den Grundſtücken der Kl. zu häuslichen und ökonomiſchen 
Zwecken, abgeſehen von der Wieſenberieſelung ſtets und zur 
Wieſenberieſelung dann unbrauchbar macht, wenn die Menge 
des überſchüſſigen freien Kalkes in dem Berne⸗Waſſer einige 
Milligramm für das Liter überſteigt, und daß ferner dieſe 
Wirkung der Zuführung der Kanalwäſſer der Bekl. auch dann 
eintreten würde, wenn der Berne unterhalb der ſtädtiſchen Klär- 
anlage und oberhalb der Grundſtücke der Kl. anderweite Ab⸗ 
wäſſer nicht zugeführt würden. Eine Zuführung von Kanal⸗ 
wäſſern, welche derartige Uebelſtände erzeugt und das Flußwaſſer 
zu den Zwecken, denen es in erſter Linie dienen ſoll, unbrauch⸗ 
bar macht, erachtet der B. R. für eine ſolche, die das Maß 
des Gemeinüblichen und Regelmäßigen bei weitem überſchreitet 
und deshalb von den Kl. nicht geduldet zu werden braucht. 
Dieſe Anwendung der vom R. G. in der oben citirten Ent⸗ 
ſcheidung angenommen und feither feſtgehaltenen Grundſätze auf 
die feſtgeſtellten Thatſachen unterliegt keinem rechtlichen Bedenken; 
ein ſolches kann insbeſondere nicht daraus entnommen werden, 


daß die Wegſchaffung der Abwäſſer durch Kanaliſation in großen Urtheils har jedo 


Städten der Regel nach ſtattfindet. Mit Recht bemerkt der 
B. R., daß das Verfahren großer Städte bei Wegſchaffung der 
Abwäſſer noch nicht das bei dem Zuſammenleben der Menſchen 
Gemeinübliche darſtelle, und erwägt zutreffend, daß die Frage, 
ob die Art der künſtlichen Ableitung das Gemeinübliche über⸗ 
ſchreite, nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles, nach den 
örtlichen Verhältniſſen und den für Andere daraus entſtehenden 
Folgen zu beurtheilen ſei. Von ſolchen beſonderen Umſtänden 
hebt der B. R. hervor, daß das Leitungswaſſer einem anderen 
Niederſchlagsgebiet entnommen iſt, ſowie die Kleinheit des Rinn- 
ſals, welches die verunreinigten Waſſermengen aufzunehmen hat. 
V. C. S. i. S. Stadt Eſſen c. Kallenburg u. Gen. vom 
22. Dezember 1897, Nr. 101/97 V. 

9. Mit Unrecht wirft die Reviſion dem B. R. eine Ver⸗ 
letzung der 58 24 bis 26 Tit. 15 IH. I A. L. R. vor. In⸗ 
wiefern dieſe Vorſchriften verletzt ſein ſollen, iſt ohne Weiteres 
nicht zu erſehen. Anſcheinend nimmt die Reviſion an, daß Kl., 
weil er die ihm verkaufte Maſchine dem urſprünglichen Eigen⸗ 
thümer T. belaſſen hat, den Bekl. als Eigenthümer der Ma⸗ 
ſchine gelten laſſen müſſe, nachdem dieſer ſie von T. durch 
Vertrag vom 12. Mai 1893 für 500 Mark gekauft habe. Aber 
dieſe Rechtsauffaſſung der Reviſion iſt den Vorſchriften des 


— — 


A. L. R. gegenüber rechtsirrthümlich. Denn nach dieſen muß 
auch der gutgläubige Erwerber bei beweglichen Sachen dem 
wahren Eigenthümer weichen und hat nur einen Erſatzanſpruch 
für ſeine Aufwendungen mit der Maßgabe, daß er gegen Er⸗ 
ſtattung derſelben zur Herausgabe verpflichtet iſt. Die Aus⸗ 
nahme, welche die Reviſion — vielleicht ſchon im Hinblick auf 
§ 932 des B. G. B. — für den Fall ſtatuiren will, daß die 
Sache im Beſitz des Veräußerers belaſſen und von dieſem ander⸗ 
weitig verkauft und an einen gutgläubigen Erwerber übergeben 
worden iſt, findet in dem gegenwärtig geltenden Recht keinen 
Boden. V. C. S. i. S. Iker c. Hoettger vom 5. Januar 
1898, Nr. 194/97 V. 

10. Der Bekl. iſt in rechtsirrthümlicher Weiſe davon aus⸗ 
gangen, Voraueſetzung der Kündigungsbefugniß des Verpächters 
ſei, daß zur Zeit der Kündigung zwei volle Terminsraten 
noch rückſtändig ſeien, während es genügt, daß zwei volle Ter⸗ 


mine rückſtändig geworden ſind. Letzteres folgt daraus, daß 


die aus dem Verzuge — und um ſolchen handelt es ſich bei 
der angezogenen Iandrechtlichen Beſtimmung — bereits erworbenen 
Rechte ſich trotz ſpäterer Beſeitigung des Verzuges erhalten, in 
welcher Beziehung auf Dernburg, Preußiſches Privatrecht Bd. 2, 
§ 72, Schlußſatz, verwieſen wird. Speziell für den vorliegenden 
Fall ſpricht auch die im Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt von 
1887 Seite 254 mitgetheilte Entſcheidung des R. G. aus, daß 
die Empfangnahme des Miethszinſes für vergangene Zeit, und 
um ſolchen Zins handelt es ſich hier, allein die Rechtsfolgen der 
Unterlaſſung rechtzeitiger Zahlung nicht beſeitige. Darüber 
aber, daß vorliegend in der bloßen Empfangnahme der 
Theilzahlung etwa ein Verzicht auf die eingetretenen Verzugs⸗ 
wirkungen Seitens des Verpächters zu befinden, iſt in dem B. U. 
nichts feſtgeſtellt. Davon konnte auch um ſo weniger die Rede 
ſein, als die Zahlung nicht an den Kl., ſondern in der oben 
dargeſtellten Weiſe an die Gerichtskaſſe in Wiſchwill erfolgte. 
Die nach dem Vorſtehenden gebotene Aufhebung des angefochtenen 
hne Weiteres zur Folge, daß der 
Klagbitte entſprechend erkannt wird. Es kann nämlich in Frage 
kommen, ob nicht, nachdem am 1. April 1896 die Bekl. mit 
zwei vollen Pachtraten rückſtändig geworden, in Folge davon, 
daß bis zum 5. Mai der Kl. von ſeinem Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch gemacht, eine Fortſetzung des Pachtverhältniſſes 
eintrat, wonach der Kl. nicht mehr in der Lage war, von 
letzteren zu dem erwähnten Zeitpunkt ſich loszuſagen. Es iſt 
in der Judikatur vielfach ausgeſprochen, es erfordere Treu und 
Glauben, daß in einem ſolchen Falle, wie er hier in Frage 
ſteht, der Pächter nicht längere Zeit in Ungewißheit darüber 
gelaſſen werde, ob er räumen muͤſſe. So ſagt das vormalige 
Preußiſche Obertribunal einmal (Striethorſt, Archiv Bd. 62 
S. 187): „Annahme einer verfpätet erfolgten Zahlung ſchließt 
die Befugniß zum Rücktrit nicht aus. Dagegen geht mit der 
Fortſetzung des Miethvertrages das Recht zum Rücktritt ver⸗ 
loren“; ferner (a. a. O. Bd. 91, S. 8. 88): „Eine ſtill⸗ 
ſchweigende Erklärung, den Miethvertrag fortzuſetzen liegt vor, 
wenn der Wille, den Vertrag aufzuheben, nicht innerhalb eines 
Zeitraums geäußert wird, der nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge ausreicht, die Kündigung an den Miether zu über⸗ 
mitteln.“. Zu vergleichen find ferner die Urtheile a. a. O. 
Bd. 21 S. 164; Bd. 38 S. 125; Bd. 45 S. 14 und Bd. 85 
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S. 304, auch die Entſcheidung des R. G. bei Gruchot Bd. 24 
S. 473, endlich auch deſſelben Gerichts Rep. VI. 19/97. 
VI. C. S. i. S. Schimkus c. Koppenhagen vom 5. Januar 
1898, Nr. 244/97 VI. M. 
. In nn u een a a 

Erfahrener und umſichtiger 

ö Büreau⸗Vorſteher 

wird ſpäteſtens zum 1. April geſucht. 

Jauer, in Schleſien. Kühn, Rechtsanwalt und Notar. 


Wir ſuchen zum ſofortigen Antritt einen gewandten Steno⸗ 
graphen mit guter Handſchrift. 
Lübeck, den 22. Januar 1898. | 
PD.. jur. Pleſſing, Arthur Kulenkamp, 
Dr. jur. von rocken, 
Rechtsa: öälte und Notare. 
Zum 1. April d. J. ſuche ich einen tüchtigen, der Stenographie 
kundigen | 
Regiſtrator. 
Meldungen mit Zeugnißabſchriften und Gehaltsangabe an 
Magdeburg. Rechtsanwalt Landsberg. 


Rechtsanwalt ſucht für kleineres Büreau zum 1. 4. einen ge⸗ 
wandten Büreauvorſteher. Off. mit Zen er chr. u. Gehaltsanſpr. 
erbeten unter A. S. 302 an Rudolf Moſſe, Magdeburg. 


| Ein Büreauvorſteher, 
welcher in allen vorkommenden Anwalts⸗ und Notariatsſachen ſelbſt⸗ 
ſtändig zu arbeiten geübt iſt und die dazu erforderlichen Rechts⸗ 
kenntniſſe beſitzt, findet Ende März dieſes Jahres, event. auch ſchon 
früher, in einer größeren Provinzialſtadt bei einem älteren Anwalt 
mit kleiner, aber wichtiger Praxis angenehme und bequeme Stellung. 
Anfangsgehalt 2400 Mark. Vorzügliche Zeugniſſe über Führung und 
Befähigung unerläßlich. — Meldungen unter Chiffre O. 104 beſorgt 
die Annoucen⸗Expedition F. Crüwell, Dortmund. 
Bür.⸗Vorſt., 23½ Jahre alt, auch für Notariat, Stenograph, ſucht, 
geſtützt auf gute Zeugu., anderw. Stellg. Off. u. T. 102 ad. d. Exp. d. Bl. 
Büreauvorſteher, in den 30 er Jahren, firm im Prozeßrecht, 
in der ſelbſtſt. Anfertigung von Schriftſ., im Koſtenweſen und im 
Verkehr mit dem Publikum durchaus bewandert, ſucht zum 1. März, 
ev. früher, Stellung. Gefl. Off. sub G. 102 an die Exp. d. Bl. erb. 


Ein bisher als Büreauvorſteher thät. j. Mann, 19 J. alt, 


| | 5 Jahre beim Rechtsanwalt u. begl. Notar thätig, Stenograph, ſucht 
| veränderungshalber me zum 15. Mai cr., event. auch als 
| Gehülfe am gr. Anw.⸗Büreau. 
0 erb. an Hugo Müller, Saalfeld a. Saale, Brudergaſſe 15. 


Fr. Gerichtöfecretan U. lator, Gymn. Prim., durchaus ſelbſtſtänd. u. 
rechtskundiger Arbeiter, mit beſten Zeugn., ſucht anderweit Stellung als 
Büreauvorſteher. Off. an die Exp. d. Ztg. sub L. 108 erbeten. 


J. Mann, 31 Jahre alt, verh., ſ. p. 1./4. o. früher Stellg. als 
Büreauvorſteher od. Expedient. Selb. iſt tücht. Arb. 
Gefl. Offerten unter N. II. SL a. d. Exped. . Bl. 


Gerichtsſekretär a. D., Dreißiger, ſchon im Anwaltsbüreau 
beſchäftigt geweſen, ſucht bei beſcheidenen Anſprüchen Stellung in 
Amwaltsbüreau. Off. unter Sch. 101 an die Exped. dieſes Blattes. 

| | Rechtsanwalt 
bei einem Landger. 
Berliner Anwalt zu aſſociiren. 


Gefl. O 
an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


ff. u. M. B. 85 


wünſcht ſich gegen fixes Honorar mit einem 


Ein Rechtsannwalt in einer größeren Provinzialſtadt ſucht einen 
der polniſchen Sprache völlig mächtigen Sozius. | 
Offerten unter A. B. C. 28 an die Exped. d. Bl. erbeten. 


— — — ———ẽ — — 
Amtsgerichtsanwalt (8 jährige Praxis) ſucht Aſſociatton mit 


einem Kollegen am Oberlandesgericht (am liebſten Kammergericht). 


Angebote unter R. N. 91 an die Expedition dieſes Blattes. 


Gerichtsaſſeſſor — Gemeinrechtler — wünſcht Anwalt zu 
vertreten, am liebſten in Hannover. Off. u. W. 90 a. d. Exp. d. Bl. 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
| bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. | 

Georg FJ. Bentley, Notar. 1 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord ⸗ Amerikas. | 


22222 a a er ne ee see nn 
Wer liefert jur. Abholg. über das Reklameweſen. Off. 
sub N. 10122 an Haaſenſtein & Vogler A. G. München. 
Für behördliche Zwecke Canzleipapier M. 8.50 1000 Bg., 
Conceptpapier M. 7.— 1000 Bg. netto. Eckert & Finck, 
Leipzig. Muſter verlangen. Dez 


Neues Vismarckbild 
von A. v. Lenbach. 
Prachtvolle Heliogravüre 17 & 26 cm. 
Preis in Rahmen Mk. 2,50, in Eichen⸗Rahmen Mk. 3,00, 
| in engl. Leiſte Mk. 7,50. | 
Berlin SW. 19. Verlag von Schulte & Velhagen. 


Verlag von Franz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben iſt erſchienen: 
Dr. Adolf Stälzel: 

[Pr äfident der Zufi prüfungsconmuſſion, Wirklicher Geheimer Rath etc. etc.] 
Schnlung für die civiliſtiſche Praxis. 
Erſter Theil. 

Dritte Auflage. — 1898. 


Geheftet M. 8,—. Gebunden M. 9,—: 
(II. Theil. 1897. Geh. M. 6,—. Geb. M. 7,—.) 


— . | 
Guſtav Fock, Antiquariat, Leipzig, bietet in 


ſauberen ant. Exemplaren an: 

Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1—37 min. 
Reg. Gd. (Soweit erſchienen.) M. 135.— Entſcheidungen de⸗ 
en, Bd. 1—29 mit Reg. Gbd. Hendel 


Reichsgerichts in Strafſa 
erſchienen.) M. 100.— Entſcheidungen des Reichsoberhandels⸗ 


erichts. 25 Bde. u. Neg. Gbd. M. 100.— Bundes u. 
Reichsgeſetzblatt, Jahrg. 186796. Gbb. M. 30.— Zeitſchrift 
f. Handelsrecht. Hrsg. v. Goldſchmidt, Bd. 1—40. 1858 —92. 


Gbd. (Sehr ſelten.) (680.40) M. 360. 
Reichhaltiges Lager juriſtiſcher Werke. 
und franko. 


Antaloge gratis 


Carl Nen nn e Verlag, Berlin W. 8. 
echts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Dürgerliches Geſetzbuch 
CODE 


ID) 


CIVIL. | | 


Vergleichende Darftellung des deutſchen und franzöfiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Von Ernſt Barre, Landgerichtsdirektor. 
Zweite umgearbeitete Auflage. 
Preis M. 6, eleg. geb. M. 7, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,30 mehr. 


Für die Redaktion verantw. M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins bei: Ueberſicht über die Jahresberichte der 
Vorſtände der Anwaltskammern von 1897. 


Aeberſicht 


über 


die Jahresberichte der Vorſtände der Auwaltskammern. 


Dezember 1897. 


Die nachſtehende Geſammtüberſicht verbreitet ſich über die 
Zeit vom 16. September 1895 bis 1. Juni 1897. Inner⸗ 
halb dieſer Grenze umfaſſen jedoch die Angaben für den ein- 


München, 1. Oktober 1895/96 für Celle, Darmſtadt, Dresden, 
Frankfurt und Zweibrücken, 1. Dezember 1895/96 für Breslau 
und Nürnberg, 1. Mai 1896/97 für Kiel und 1. Juni 1896/97 


— . ͤ—y—ͤ—y— ——— 
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zelnen Bezirk immer nur den Zeitraum eines Jahres und zwar: für Jena. i 
des Kalenderjahres 1896 für die Bezirke Augsburg, Bamberg, 
Berlin, Braunſchweig, Caſſel, Cöln, Colmar, Hamburg, Hamm, 
Karlsruhe, Königsberg, Marienwerder, Naumburg, Oldenburg, 
Poſen, Roſtock, Stettin, Stuttgart und das Reichsgericht; des Bewegung innerhalb derſelben iſt aus nachſtehender tabella⸗ 
Zeitraums von Mitte September 1895 bis dahin 1896 für riſcher Zuſammenſtellung erſichtlich. | 
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Beſtand an Anwälten In der Lifte find gelöſcht 


I. Verſonalbeſtand der Anwaltskammern. 
1. Der Perſonalbeſtand der Anwaltskammern und die 


Neue in Folge 


Anwaltskammer— zu Zu- Uebertritts] Weber. er Bi 
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Beſtand an Anwälten 


In der Liſte ſind gelöſcht 
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Neue in F ol ge 
Anwaltsfammer- zu Zus ee Ueber⸗ aus 
bei in den 
zirk Anfang | Ende Zunahme Abnahme laſſungen] Todes us ae: ſonſtigen Summa 
; d Gründen 
des Berichtsjahres a Bezirk 

Transport . . 3446 3561 115 — 268 62 15 15 61 153 
Karlsrujhnßůhe 175 183 8 — 11 1 1 — 1 3 
. 135 134 — 1 1 — — — 2 2 
Königsberrg 193 191 — 2 8 6 — 2 2 10 
Marienwerder. 136 132 — 4 5 4 — 3 2 9 
München 281 321 40 — 60 4 — — 16 20 
Naumburg 290 | 295 5 — 11 2 — 2 2 6 
Nürnberg.. 125 134 9 = 19 4 = = 6 10 
Oldenburg. 12 15 3 — 3 — — — — 0 
Poſen 169 171 2 — 99 4 — 2 1 7 
Roſtoc gk... 138 132 ze 6 3 5 == 1 3 9 
Sein. 8 155 155 — 5 3 — 2 — 5 
Stuttgart t 194 206 N, 21 2 = 5 7 9 
Zweibrücken 61 62 Li = 4 = — . 3 3 
Reichsgericht. 20 | 22 | 2 ee 2 — ae 0 
5530 5714 | 55 13 430 97 16 27 106 246 

r 450 461 | FERN 

| 
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5980 6175 208 13 


Der Zugang zur Rechtsanwaltſchaft hat, wie eine Ver⸗ 
gleichung dieſer Aufſtellung mit der vorigen Ueberſicht ergiebt, 
den gleichen Umfang bewahrt wie im Vorjahre. Während in 
denjenigen 27 Kammerbezirken, für welche die erforderlichen 
Materialien vorliegen, die Geſammtzahl der neuen Zulaſſungen 
für das vorige Berichtsjahr 401 betrug, ſtellt ſich dieſelbe für 
dieſelben Bezirke gegenwärtig auf 422, alſo nur um 21 höher. 

Die vorſtehende Zahl der neuen Zulaſſungen macht 
79 Prozent der Geſammtzahl der in den betreffenden Be⸗ 
zirken am Beginn des Berichtsjahrs vorhanden geweſenen 
Rechtsanwälte aus, während ſich dieſes Verhältniß in den 
vorangegangenen Berichtsjahren auf 5,94, 6,47 und 7,8 Pro- 
zent ſtellte. 

Nach dieſen prozentualen Verhältnißzahlen rückſichtlich der 
neuen Zulaſſungen geordnet, gruppiren ſich die Kammerbezirke 
in . Reihenfolge: 


Reichsgericht 10 


pCt. (5,3 im vorigen Berichtsjahr) 


Augsburg 34 PCt. (34 im vorigen Berichtsjahr) 
Oldenburg 25 - (20) 

Bamberg 23,2 (43) 

Braunſchweig 22, (7.3) 

München 214 (12,7) 

Nürnberg 15 (23,9) 

Stuttgart 10,8 (5,2) 


Caſſel 74 63,6) 
Berlin 7,3 (5) 
Hamburg 7 — (5) 
Hamm 7 - (7,6) 
Breslau 67 - (10,8) 
Zweibrücken 66 — (20,4) 
Karlsruhe 63 - (6) 
Celle 6 (2, 7) 
Frankfurt 6 „ (5,5) 
Jena 55 - (4) 
Poſen 5,3) + (An) 
Dresden 52. (6,5) 
Darmſtadt 5,1 (5) 
Königsberg 4,2 — 
Naumburg 4 (6) 
Marienwerder 3,7 (6) 
Stettin 3,2 (9,4) 
Roſtock 22 (2,8) 
Colmar 152 (6,7) 
Kiel 1 - (5,4) 


Zu den Bezirken mit dem ſtärkſten Zugang gehören immer 
noch vornehmlich die bayeriſchen. 


Die Geſuche um neue Zulaffung find — abgeſehen von 
der ſpäter zu erwähnenden Simultanzulaſſung — bis auf wenige 
Ausnahmen durchweg von den Vorſtänden befürwortet und von 
den Landesjuſtizverwaltungen genehmigt worden. Abgelehnt 
wurden ſolche Geſuche nur im Bezirk Berlin in 5 Fällen (und 
zwar aus anderen Bundesſtaaten), in Jena in 3 Fällen (eines 
davon wiederholt), in Celle in 2 Fällen, in Naumburg und 
Roſtock in je einem Falle. 

In Colmar wurde nach feſtſtehendem Grundſatz ein Ge⸗ 
ſuch wiederum deshalb abgewieſen, weil der Betreffende die zum 
Richteramt befähigende Prüfung nicht in Elſaß⸗ Lothringen be- 
ſtanden hat. 

Vor mehreren Jahren ſuchte im Bezirk Marienwerder der 
Anwalt eines andern Bezirks die Zulaſſung nach, nachdem er 
kurz vorher durch Disziplinarurtheil aus dem Amte als Notar 
entlaffen war. Der Vorſtand in Marienwerder gab damals 
mit Rückſicht auf die im Disziplinar⸗Verfahren erwieſenen That- 
ſachen ein Gutachten im Sinne des § 5 Nr. 5 R.⸗A.⸗O. ab 
und die Zulaffung wurde verſagt. Demnächſt wurde gegen den 
Anwalt das ehrengerichtliche Verfahren eingeleitet, jedoch nicht 
auf Ausſchließung, ſondern, und zwar vor mehr als zwei 
Jahren, auf eine hohe Geldſtrafe erkannt. Dem nunmehr auf's 
Neue geſtellten Zulaſſungsantrag glaubte derſelbe Vorſtand nicht 
widerſprechen zu können, in der Annahme, daß ein neuer Zu⸗ 
laſſungsfall vorliege, und er bezüglich der Beurtheilung des 
zu bemängelnden Verhaltens an das Urtheil des zuſtändigen 
Ehrengerichts gebunden ſei. 

Ueber den früheren Stand der neu zugelaſſenen Rechts- 
anwälte ergeben die Berichte, daß ſolche in der Hauptſache 
direkt aus den Kreiſen der geprüften Rechtskundigen (Aſſeſſoren, 
Referendare u. dgl.) hervorgingen. Daneben traten Rechts- 
anwälte aus anderen Bezirken: je einer in den Bezirken Hamm, 
Marienwerder, Poſen und Stettin, je 2 im Bezirk Frank⸗ 
furt a. M., München, Naumburg und 10 im Kammergerichtsbezirk 
Berlin hinzu; ferner befanden ſich unter den Zugelaſſenen im 
Berliner Bezirk ein richterlicher Beamter und 3 in anderen 
Lebensſtellungen, im Bezirk Dresden ein Aſſeſſor im Ver⸗ 
waltungsdienſt und zwei Bürgermeiſter, im Bezirk Roſtock drei 
Bürgermeiſter, im Bezirk Hamm ein Amtsgerichtsrath, im Be⸗ 
zirk München und Naumburg ein richterlicher Beamter, im 
Bezirk Oldenburg ein Oberregierungsrath a. D. 

Die Zulaffung eines Bürgermeiſters im Dresdner Be⸗ 
zirk erfolgte mit der Beſchränkung, daß er nicht gegen 
Einwohner der betreffenden Stadt als Rechtsanwalt thätig 
werden dürfe. 

Der Geſammtabgang an Rechtsanwälten (abgeſehen 
vom Bezirk Cöln) in Höhe von 246 ſtellt 4,4 Prozent der am 
Beginn des Berichtsjahres vorhanden geweſenen Rechtsanwälte 
dar; nach der vorigen Ueberſicht waren es 4,5 Prozent. 


Als Anlaß für die erfolgte Löſchung wird erwähnt: 
bei 39,4 Prozent der Tod (in den vorangegangenen Jahren 
43,9, 41,67 und 42,7), 
bei 6,5 Prozent Uebertritt in den Staats- oder 
Gemeindedienſt (7,1, 4,7, 3,9), 
bei 11 Prozent Ueberſiedelung in einen andern Kammer⸗ 
bezirk (8,7, 9,3 10,3), 


bei 43,1 Prozent ſonſtige verſchiedene Urſachen (40,8, 
44,4, 43,1); darunter befinden ſich, ſoweit die 
Berichte darüber Auskunft geben, 6 Fälle der 
ehrengerichtlichen Ausſchließung von der Rechts- 
anwaltſchaft. 

In Folge Todes find von der Geſammtheit der An- 
wälte in den betreffenden Bezirken im Laufe des Jahres über⸗ 
haupt 1,75 Prozent ausgeſchieden, 
Vorjahre. 


Die Zunahme des geſammten Anwaltsperſonals im 


Deutſchen Reiche beläuft ſich auf 195 oder 3,3 Prozent, genau 
ſo viele Prozente wie im Vorjahre. 

Von den 29 Kammerbezirken (einſchließlich Reichsgericht) 
weiſen 23 eine Vermehrung, 4 eine Verminderung und 2 einen un⸗ 
veränderten Beſtand auf. Ein verhällnißmäßig ſtarker Zuwachs 
macht ſich beſonders in den bayeriſchen Bezirken, ferner auch 
im Stuttgarter und Braunſchweiger Bezirk bemerkbar. 


Ueber die Art der Zulaſſung liegen nur folgende An⸗ 
gaben vor, wonach zugelaſſen wurden: 


im Bezirk: beim Amtsgericht Landgericht Oberlandesgericht 
Augsburg. . 10 20 — 
Bamberg... 9 17 — 
Berlins . 14 41 7 
Braunſchweig 7 3 R — 
Caſſel. 5 1 22 
Celle 4 11 — 
Colmar i — 1 — 
Frankfurt a. M. 3 9 — 
Hamm 13 6 — 
Jena 3 4 1 
Karlsruhe. 2 8 — 
Kiel 1 — — 
Marienwerder 2 2 — 
Münden . 19 39 1 
Naumburg 5 6 — 
Oldenburg — 3 — 
Poſen 5 4 — 
Roſtock 3 2 — 
Stettin 4 1 — 
Stuttgart 3 16 2 

2 2 — 


Zweibrücken | 

In Folge der Verſagung der Zulaſſung kam es im Berliner 
Bezirk in 3 Fällen, im Bezirk Celle, Dresden und Jena in je 
einem Falle zum ehrengerichtlichen Verfahren, das bis auf den 
noch unerledigten Celler Fall durchweg zu Ungunſten der Antrag- 
ſteller auslief. Einen günſtigen Erfolg hatte dagegen ein aus 
dem Vorjahr übernommenes Verfahren des Kieler Bezirks. 

Geſuche um Simultanzulaſſung ſind nur in mäßiger Zahl 
geſtellt worden. Geſuche um gleichzeitige Zulaſſung beim Land⸗ 
gericht und Amtsgericht wurden in je einem Falle abgelehnt in den 
Bezirken Berlin, Caſſel und Marienwerder. Genehmigt wurden 
dagegen ſolche Geſuche in den Bezirken Caſſel, Frankfurt a. M., 
Karlsruhe und Stettin in je einem Falle, in Hamm in 2 Fällen, 
ferner in Stuttgart in allen 21 Zulaſſungsfällen. 

Geſuche von Amtsgerichtsanwälten um gleichzeitige 
Zulaſſung beim Landgericht wurden abgelehnt: in Augsburg 


etwas weniger als im 
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und Bamberg je 2, in Berlin 3, und Stettin 5; genehmigt 
wurden nur je eins in Augsburg, Frankfurt a. M. und Roſtock. 

In Hamburg erſtreckten ſich die Zulaſſungen wiederum zu⸗ 
gleich auf das Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht des 
Wohnſitzes, die in Bremen gleichzeitig auch auf die Kammer für 
Handelsſachen in Bremerhaven. | 

Die gleichzeitige Zulaffung eines Landgerichtsanwalts beim 
Oberlandesgericht wurde in den Bezirken Bamberg und Roſtock 
abgelehnt. In München wurde dagegen eine ſolche Simultan⸗ 
zulaſſung gebilligt; ferner fanden daſelbſt 8 Anwälte zugleich 
beim Oberſten Landesgericht Zulaſſung. 

2. Sonſtige Aenderungen in der Zulaſſung und ein 
Wechſel des Wohnſitzes innerhalb des Oberlandesgerichts⸗ 
bezirks ſind zu vermerken: aus Augsburg 1, Berlin 15, Celle 3, 
Darmſtadt 2, Dresden 9, Frankfurt a. M. 7, Hamm 3, Karls⸗ 
ruhe 2, Kiel 1, Marienwerder 2, München 5, Naumburg 1, 
Oldenburg 1, Pofen 3, Roſtock 1, Stettin 1, Stuttgart 3 Fälle. 

3. Ueber die Vertheilung der Rechtsanwälte auf 
die verſchiedenen Arten von Gerichten liegen nur folgende Mit⸗ 
theilungen vor, welche zu einer gleichartigen und überſichtlichen 
Anordnung noch immer nicht völlig genügen. 

Von den Anwälten waren zugelaſſen im Bezirk: 

Berlin: 71 beim Kammergericht, 550 beim Land⸗ 
gericht I Berlin, 122 im Bezirk des Landgerichts II 
Berlin und 168 in den übrigen Landgerichts⸗ 
bezirken; 

Braunſchweig: 17 beim Oberlandesgericht, 34 in 
Braunſchweig und 20 an den andern Orten; 

Caſſel: 4 beim Oberlandesgericht, 55 beim Land⸗ 
gericht, wovon 10 an Amtsgerichtsſitzen wohnend, 
und 22 nur bei Amtsgerichten; 

Cöln: 26 beim Oberlandesgericht, 256 beim Land⸗ 
gericht, 42 zugleich bei ſolchem und einem Amts⸗ 
gericht mit einer auswärtigen Kammer für Handels⸗ 
ſachen, 23 bei ſolcher Kammer und dem Amts⸗ 
gericht, die übrigen 114 nur beim Amtsgericht; 

Colmar: 6 beim Oberlandesgericht, 71 beim Land⸗ 
gericht und 3 zugleich beim Landgericht und Amts⸗ 
gericht; 

Dresden: 19 beim Oberlandesgericht; 


Frankfurt a. M.: 32 beim Oberlandesgericht, 1 bei 
dieſem und dem Landgericht, 146 beim Landgericht, 
13 beim Landgericht und Amtsgericht und 16 nur 
bei Amtsgerichten; | 

Hamburg: 234 bei dem Oberlandesgericht, Land⸗ 
gericht und Amtsgericht, einer beim Oberlandes⸗ 
gericht und Landgericht, einer beim Landgericht und 
Amtsgericht, 8 bei Amtsgerichten; zZ 

Hamm: 14 beim Oberlandesgericht, 167 beim Land— 
gericht und 131 nur bei Amtsgerichten; 

Jena: 11 am Sitze des Oberlandesgerichts, 91 an 
den Landgerichtsſitzen, 48 in den Amtsgerichts⸗ 
bezirken und 1 in Naumburg; | 

Münden: 35 bei ſämmtlichen Kollegialgerichten in 
München, 5 nur beim Oberſten Landesgericht, 


40 bei dem Oberlandesgericht und den Landgerichten 
Münden I und II, 1 beim Oberlandesgericht und 
dem Landgericht München I, 10 nur beim Ober⸗ 
landesgericht, 95 nur beim Landgericht München I, 
23 nur beim Landgericht München II, 58 bei den 
übrigen Landgerichten und 54 nur bei Amtsgerichten; 
Naumburg: 9 allein beim Oberlandesgericht, 14 bei 
dieſem und einem Landgericht, 133 bei den Land⸗ 
gerichten, einer bei 2 Landgerichten, 51 beim 
Landgericht und Amtsgericht und 102 nur bei 
Amtsgerichten; | 
Roſtock: einer allein beim Oberlandesgericht, 25 zu⸗ 
gleich bei dieſem und dem Landgericht, 84 bei 
Landgerichten und 22 bei Amtsgerichten; 
Stettin: 7 beim Oberlandesgericht, 91 beim Land- 
gericht, davon 23 zugleich beim auswärtigen Amts⸗ 
gerichts und 57 nur bei Amtsgerichten; 
Stuttgart: 18 beim Oberlandesgericht, 179 bei den 
Landgerichten, davon 61 mit Wohnſit außerhalb 
des Landgerichtsſitzes und 9 nur bei Amtsgerichten; 
Zweibrücken: 6 beim Oberlandesgericht und Land⸗ 
gericht, 43 bei den Landgerichten und 13 nur bei 
Amtsgerichten. | 
4. Zugleich Notare waren im Bezirk 
Berlin 280 von den 911 Anwälten 
Braunſchweig 29 - 54 . 
Naumburg 165 „ 295 . 
5. Zu erwähnen bleibt endlich noch, daß nach den Berichten 
fünfzigjährige Jubiläen im Bezirk Kiel in einem Falle, in 


Berlin, Hamburg, Poſen in zwei und in Dresden in vier 
Fällen gefeiert worden ſind. | 


Im Bezirk Bamberg wurde ein Anwalt zur Erreichung 
ſeines 90. Lebensjahres beglückwünſcht; im Berliner Bezirk ein 
anderer zum 80. Geburtstag. | | = 


II. Vorſtände der Anwaltskammern. 


Soweit die Berichte über die Zufammenf etzung der Vor⸗ 
ſtände der Anwaltskammern Aufſchluß geben, beſtehen dieſelben 


davon nicht. am Sitze 


im Bezirk: Aue: . des Oberlandesgerichts 
e de 1 0 = 
Augsburg 11 4 

Berlin 15 8 
Braunſchweig 9 1 
Breslau 15 8 

Caſſel 11. 4 

Cöln N 15 2 
Colmar 11 8 
Darmſtadt 8 5 

Dresden 15 9 
Frankfurt a. M. 9 — 
Hamburg 13 7 
Hamm 15 11 

Kiel 9 6 


davon nicht am Sitze 


E aus d f 
im a Mitgliedern es u 
Marienwerder 12 10 
München 15 5 
Naumburg 15 m 12 
Nürnberg 11 | | 5 
Polen 15 7 
Roſtock 9 6 
Stettin 15 | 7 
Stuttgart 15 7 
Zweibrücken 9 6 
Reichsgericht 9 — 


Das bisherige Verhältniß, wonach faſt genau die Hälfte 
der Vorſtandsmitglieder ihren Wohnort außerhalb des Sitzes 
des Oberlandesgerichtes hat, waltet durchſchnittlich auch jetzt 
noch ob. 

Ueber den Geſchäftsbetrieb der Vorſtände geben nach— 
ſtehende Daten Auskunft: 


| Zahl der 
Bezirk Eingänge Sitzungen 
Augsbug — 7 
Berlin 2614 11 (mit Beſchlußfaſſung in 
| 466 Sachen) 
Braunſchweig — 6 
Breslau 1209 5 (in welchen 96 Gegen— 
ſtände erledigt ſind) 
Caſſel 190 2 
Celle 678 3 a 
Cöln — 11 (auch über 138 Beſchwerden 
Colmar — 3 (mit 18 Beſchlüſſen) 
Darmſtadt — 6 
Dresden 870 9 (über 614 Gegenſtände) 
Frankfurt a. M. — 10 
Hamburg — 5 
Hamm 362 7 
Jena 399 6 (alle in Jena) 
Karlsruhe — 9 
Kiel — 2 
Königsberg — 8 
Marienwerder 726 1 
München — 8 | 
Naumburg — 2 (eine davon in Halle) 
Nürnberg — 3 
Oldenburg — 1 
Poſen 1140 . 
Roſtock 923 4 | 
Stettin . 611 4 (in welchen über 103 Sachen 
| Beſchluß gefaßt wurde) 
Stuttgart — 6 


Reichsgericht — 4 


Der Arbeitsumfang und die Zahl der abgehaltenen 
Vorſtandsſitzungen halten ſich im Allgemeinen in den gleichen 
Grenzen wie im Vorjahr. 

Die Erledigung der Sachen erfolgte theils durch Beſchluß⸗ 
faſſung in den Sitzungen, theils durch Umlaufſchreiben, theils 
auch allein durch die Vorſitzenden. 


UI. Norſtelungen und Anträge der Kammer- 
vorſtände. 


Von den in den Berichten mitgetheilten Vorſtellungen und 
Anträgen, welche im Intereſſe der Rechtspflege und der Rechts⸗ 
anwaltſchaft an die Landesjuſtizverwaltungen und an Gerichte 
gerichtet worden, ſind hier zu erwähnen: 

von Celle eine Vorſtellung zu dem Geſetzentwurfe 
betreffend die Ernennung der Gerichtsaſſeſſoren; 

von Frankfurt a. M. eine Vorſtellung wegen der 
geplanten Einſchränkung des Rechtsmittels der 
Reviſion durch Erhöhung der Reviſionsſumme, eine 
fernere betreffend die vom Landgerichts⸗Präſidenten 
beanſtandete Reſolution des Frankfurter Anwalt- 
vereins hinſichtlich der Winkelkonſulenten und der 
Vertretung gewerbsmäßiger Ceſſionare von For⸗ 
derungen; 

von München ein Bericht an das Juſtizminiſterium 
zu einer Vorſtellung des Münchner Anwaltvereins 
betreffend einige Mißſtände in der Gerichtspraxis. 


IV. Gutachten der Vorſtände. 
Auf Grund des § 49 Nr. 4 der Rechtsanwaltsorduung find 


von den Landesjuſtizverwaltungen keine Gutachten erfordert 


worden. | 
Auf Erfordern von Gerichten und anderen Behörden 
ſind über die Höhe von Gebührenforderungen gutacht— 
liche Aeußerungen abgegeben worden: 


vom Vorſtande in Berlin 5, in Frankfurt a. M., Poſen, 


Stettin, Stuttgart je zwei. 


Der Vorſtand in Naum burg hat beſchloſſen, grundſätzlich 
ſolche Gutachten über Gebührenforderungen nur im Falle des 


§ 93 der A. G. O. abzugeben. 

In Stettin iſt das Erſuchen eines Unterſuchungsrichters 
um Abgabe eines ſolchen Gutachtens in einer gegen einen An— 
walt anhängigen Unterſuchungsſache vom Vorſtande abgelehnt 
worden. | | 


V. Beſchwerden und Vermittelungsſachen. 


Ueber die eingegangenen Beſchwerden und Vermittelungs⸗ 
anträge und deren Erledigung giebt an der Hand der vor» 
liegenden Mittheilungen nachſtehende Ueberſicht Aufſchluß. 
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Zahl der Beſchwerden 
und 
Vermittelungsanträge 


Bezirk Fe 
davo gegen 
überhaupt  ... , wieviel 
g Anwälte 


Augsburg. 24 4 13 
Bamberg 1 8 33 9 — 
Beins 531 29 — 
Brannſchweig 7 — 6 
Bein 186 8 — 
Caſſe l 43 11 23 
leer 103 — — 
( ( 422 75 — 
Colmasuwṹ̃ᷓ. 49 10 — 
Darmſtade t. 78 15 — 
Dresden 262 17 152 
Frankfurt a MW. ee 102 7 57 
Hamburg 97 1 — 
Hamm 160 26 zus 
/ ee 57 — — 
Karlsrnggn ee 84 — — 
VT 44 6 34 
Königsberg 198 41 — 
Marienwerder Big 138 8 — 
Münchenen 92 13 — 
Naumburg 182 168 166 
Nürnberdrr gn al 3 — 
Oldenburg 7 = — 
Poſenn Tee 149 11 — 
Roe 41 2 36 
Sinn 81 6 — 
Stuttgart 104 6 55 
Zweibrücken 38 == — 
Reichsgericht. 5 8 — 


Vorſtehende Tabelle ſchließt auch die Fälle ein, in welchen 
die Vermittelung von Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältniß 
zwiſchen Rechtsanwälten und deren Auftraggebern von letzteren 
beantragt worden iſt. 

Die Zahl der Beſchwerden gleicht im Großen und Ganzen 
der des Vorjahrs. In den einzelnen Bezirken zeigt ſich theils 
eine geringere Zunahme, theils ein Zurückgehen. Bemerkens⸗ 
werthe Abweichungen treten aber nicht hervor. 

Den Beſchwerden liegen zumeiſt wieder Klagen über Ver⸗ 
zögerungen und Verſchleppungen, ordnungswidrige oder fehlerhafte 
Prozeßführung, Mandatsablehnung, Ertheilung falſchen Raths, 
unberechtigte Gebührenforderungen, Vorenthaltung von Urkunden 
und Handakten, Verweigerung der Abrechnung oder der Aus- 
zahlung vereinnahmter Gelder oder ſonſtiges unſtatthaftes oder 
ungebührliches Verhalten zu Grunde. 

Aus Anlaß von Beſchwerden ſind einigen Rechtsanwälten 
Rügen in Form von Mißbilligungen oder Mahnungen 


Auf den] Für 


. Als Erledigt 
An die unbegründet durch Ver⸗ 
Staats- oder wegen mittelung, 
Unzuſtändig⸗ Zurück⸗ 


Rechtsweg] begründet] anwalt. keit u. a. m. Unerledigt 
zurückgewieſen nahme 
verwieſen | erachtet [ ſchaft bezw. unge⸗ oder auf 
abgegeben] eignet zur [andere 
Behandlung 


Weiſe 
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ertheilt worden und zwar in Berlin 14, davon 8 ernſte, in Celle 14, 
in Cöln 8, Darmſtadt 1, in Dresden 30 (daneben 9 Vorhaltungen), 
Frankfurt a. M. 7, Hamburg 7, Hamm 12, Jena 8, Karlsruhe 7 
(daneben 8 Auflagen), Kiel 4, Marienwerder 4 (und 3 Eröffnungen), 
München 7, Naumburg 1, Nürnberg 1, Poſen 11, Stettin 8, 
Stuttgart 9, Zweibrücken 7. 
Eine Anfechtung ſolcher mißbilligenden Aeußerungen der 
Vorſtände hat nach den Berichten nicht ſtattgefunden. 
Streitigkeiten zwiſchen Rechtsanwälten, zu deren 
Vermittelung der Vorſtand angegangen iſt, werden aus folgenden 
Bezirken mitgetheilt: ö 
aus Berlin 28 Geſuche, von denen 1 zurückgezogen, 
6 zurückgewieſen, 12 für begründet erachtet, 6 durch 
Vermittelung erledigt wurden und 3 unerledigt blieben, 
aus Celle 2 durch Vermittelung erledigte Fälle, 
aus Darmſtadt mehrere mit Erfolg vermittelte Fälle, 
aus Dresden 4 Fälle, von dem 2 vermittelt wurden, 


aus Hamburg 3 Kalle, 

aus Marienwerder 2 vermittelte Fälle, 

aus München ein vermittelter Fall, 

aus Naumburg 2 Fälle, von denen nur einer mit 
Erfolg vermittelt wurde, 

aus Stuttgart 4 Fälle, wovon einer gütlich beigelegt 
wurde, die 3 anderen Anlaß zum Ausdruck der 
Mißbilligung des Verhaltens gaben. 


Beſchwerden und Anzeigen von Gerichten und 
anderen Behörden über Rechtsanwälte werden erwähnt: aus 
Celle 8, Hamburg 2 und Naumburg 10 Anzeigen, aus Berlin 
66 Mittheilungen über eingegangene Klagen gegen Rechts- 
anwälte. 


VI. Sonſtige Wirkfamkeit der Kammervorſtände. 


Ueber die ſonſtige Wirkſamkeit der Kammervorſtände, ins⸗ 
beſondere als Aufſichtsbehörde, verdient Folgendes erwähnt zu 
werden: 

1. Ordnungsſtrafen ſind gegen Kammermitglieder auf 
Grund des § 58 der Rechtsanwaltsordnung feſtgeſetzt worden: 

im Bezirk Augsburg in 2 Fällen; 

. Berlin gegen einen Anwalt zufammen 250 Mark; 

. „ Böln in 9 Fällen gegen 5 Anwälte; 

- - Naumburg in 9 Fällen gegen 5 Anwälte zu⸗ 

ſammen 205 Mark; 
- Poſen gegen 2 Anwälte 20 bzw. 30 Mark; 
Stettin in einigen Fällen; 
Stuttgart gegen 3 Anwälte 4 Strafen von 
zuſammen 120 Mark. 

2. Von Amtsgerichtsanwälten des Bezirks Breslau 
wurden Uebelſtände angeregt, welche ſich aus der Vorſchrift des 
8 29 der Rechtsanwalts⸗Ordnung in der Praxis ergeben. Die 
Beſtellung eines Stellvertreters mit der im § 25 vorgeſchriebenen 
Qualifikation ſei am Orte kleinerer Amtsgerichte durch Ein⸗ 
heimiſche ſchwer, oft gar nicht zu erlangen, die Beſtellung eines 
Aſſeſſors oder älteren Referendars aber mit ſo großen Koſten 
verknüpft, daß ſie nicht getragen werden können, am wenigſten 
in den Gerichtsferien, wenn der Prozeßverkehr ruht oder doch 
weſentlich geſchwächt iſt. Auf dieſe Weiſe werde ſolchen An⸗ 
wälten die Möglichkeit einer Erholung, welche die Abweſenheit 
von mehr als einer Woche verlangt, ganz entzogen, und es 
würde ſich empfehlen, wenigſtens für die Dauer der Gerichts— 
ferien eine Aenderung des Geſetzes herbeizuführen. 

3. Der Amtsanwalt eines Schöffengerihts im Bezirk 
Celle hatte einem Mitgliede der Kammer eine von dieſem ein⸗ 
gebrachte ſchriftliche Strafanzeige wieder zugeſchickt und um 
Erläuterung einer in der Schrift enthaltenen Bemerkung und 
Rückſendung der Schrift gebeten; der Anwalt hatte das 
Schriftſtück nicht zurückgegeben, obwohl er von dem Amtsanwalt 
wiederholt um die Rückgabe erſucht worden war. Die von ihm 
geäußerte Anſicht, daß er nicht verpflichtet geweſen ſei, das 
Schriftſtück zurückzuſchicken, und daß er im Intereſſe eines 
andern Clienten daſſelbe habe zurückhalten dürfen, iſt vom Vor⸗ 
ſtande nicht als zutreffend angeſehen, das Verhalten des Anwalts 
vielmehr gemißbilligt worden. 


4. Ein Mitglied der Dres dener Kammer, welches um 
Auskunft darüber bat, ob der Anwalt in Amtsgerichtsprozeſſen 
im Falle des Unterliegens ſeiner Partei dieſer die Koſten auch 
dann voll liquidiren dürfe, wenn die Termine lediglich durch den 
Referendar des Anwalts abgewartet worden ſeien, wurde be⸗ 
ſchieden, daß der Vorſtand Bedenken trage, in dieſer vielfach 
umſtrittenen, in der Praxis durchaus nicht übereinſtimmend 
entſchiedenen Frage eine ihn bindende Anſicht zu äußern, ſo 
lange er nicht von Amtswegen in einem gegebenen Falle dazu 
veranlaßt werde. 

5. Den Vorſtand deſſelben Bezirks erſuchte der Vorſtand 
der Anwaltskammer zu Stuttgart unter der Mittheilung, daß 
nachdem vor einiger Zeit dem dortigen Vorſitzenden und ſeinem 
Stellvertreter in dieſer ihrer Eigenſchaft der Juſtizraths⸗Titel 
verliehen worden ſei, im Kreiſe des Württembergiſchen Anwalt⸗ 
ſtandes die Frage erörtert werde, ob eine Ausdehnung des Titels 
auf weitere Anwälte, insbeſondere eine Einführung der in anderen 
deutſchen Staaten bezüglich der Verleihung dieſes Titels üblichen 
Normen wünſchenswerth erſcheine, um Auskunft zur Sache 
und es iſt ihm dieſe dahin ertheilt worden, daß in Sachſen der 
Titel „Juſtizrath“ zuerſt im Jahre 1868 bei der Feier eines 
50 jährigen Anwalts jubiläums, ſpäter auch ohne ſolche Ver⸗ 
aulaſſung an einzelne Anwälte verliehen worden, dies mit der 
Zeit häufiger geſchehen ſei und daß jetzt alljährlich die Ernennung 
einer Anzahl Rechtsanwälte zu Juſtizräthen zu erfolgen pflege, 
wobei Solche, welche eine längere Reihe von Jahren ihren 
Beruf tadellos ausgeübt haben, berückſichtigt würden, daß aber 
die Normen, nach welchen die Landes juſtizverwaltung verfahre, 
dem Vorſtande nicht bekannt ſeien. 

6. Im Hanſeatiſchen Bezirk wurde die Beſchwerde eines 
Schuldners darüber, daß der Anwalt des Gläubigers ihm nıit- 
getheilt hatte, er werde, wenn der Schuldner jetzt nicht den 
rechtskräftig zugeſprochenen Betrag zahle oder mindeſtens ge⸗ 
nügende Abzahlungen leiſte, ſich veranlaßt ſehen, die bisher nur 
civilrechtlich geltend gemachten Thatſachen auch im ſtrafrechtlichen 
Wege gegen den Beſchwerdeführer zu verfolgen, vom Vorſtande 
zurückgewieſen, weil aus der gerügten Mittheilung nach der Lage 
des Falles dem Anwalt kein Vorwurf gemacht werden konnte. 

7. In einem anderen Falle hatte ein Anwalt deſſelben Be⸗ 
zirks von einer Partei, für welche er das Armenrecht erwirkt 
hatte, ſich ein die geſetzmäßigen Gebühren weit überſteigendes 
Honorar verſprechen laſſen. Der Vorſtand hat in dem erbetenen 
Gutachten die bereits früher von ihm vertretene Auffaſſung zum 
Ausdrucke gebracht, daß ein Anwalt, welcher für eine Partei das 
Armenrecht erwirkt, auch wenn er ſich nicht für ſie zum Armen⸗ 
anwalt beſtellen läßt, bei deren fernerer Vertretung ſich in der 
Regel dem gerichtlich beigeordneten Anwalt völlig gleich zu 
achten hat und namentlich — abgeſehen von außergewöhnlichen 
Fällen — beſondere Honorarvereinbarungen mit der armen 
Partei nicht treffen darf. Es wurde deshalb im vorliegenden 
Falle dem Anwalt eine ernſte Rüge abſeiten des Vorſtandes 
ertheilt. 

8. Der Oberamtsrichter zu Hamburg hatte ferner in einem 
an den nämlichen Vorſtand gerichteten Schreiben das Bedenken 
geäußert, daß die auf Wunſch der Rechtsanwälte eingefuͤhrte 
Zuſtellung von Arreſtbefehlen, Pfändungsbeſchlüſſen u. ſ. w. an 
Anwaltsſchreiber in den Gerichtsgebäuden als geſetzlich unzuläſſig 
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angefochten werden könnte. Der Vorſtand hat erwidert, daß 
ſeiner Anſicht nach, wenn dem Schreiber eine Spezialvollmacht 
zur Entgegennahme einer derartigen Zuſtellung ausgeſtellt ſei, 
die Rechtmäßigkeit der Letzteren einem Bedenken nicht unter⸗ 
liege. N | 
9. Ein Hamburgiſcher Anwalt hatte beantragt, bei der 
Juſtizverwaltung dahin zu wirken, daß künftig die vom Gegner 
zu erſetzenden Anwaltskoſten nicht mehr ſeitens der Gerichts- 
kaſſen für deren Anſprüche gepfändet werden. Der Antrag iſt 
dem Chef der Juſtizverwaltung übermittelt, von dieſem jedoch 
die Erwiderung eingegangen, daß er — abgeſehen von anderen 
Gründen — ſchon deshalb nicht in der Lage ſei, den Gerichts. 
kaſſen eine dem Antrage entſprechende Anweiſung zugehen zu 
laſſen, weil kein Grund vorliege, den Gerichtskaſſen ein Be⸗ 
friedigungsmittel zu verſagen, daß jedem Gläubiger des in 


Frage kommenden Schuldners zuſteht. 


10. Vom Vorſtande in Stuttgart wurde auf die Be⸗ 
ſchwerde einer Bezirksſtelle über das von einem Rechtsanwalt 
als Mitglied einer öffentlichen Korporation und in der Preſſe 
an den Tag gelegte feindſelige Verhalten erwidert, daß die 
politiſche Thätigkeit des betreffenden Rechtsanwalts ſich der Be⸗ 
urtheilung des Vorſtandes der Anwaltskammer entziehe und für 
denſelben deshalb kein Grund zu einer Beſchlußfaſſung vorliege. 

11. Ein Amtsgericht deſſelben Bezirks legte zwei in ſeine 
Hände gelangte Schreiben eines Rechtsanwalts an ſeinen Klienten, 
in denen ein Urtheil des betreffenden Gerichts in verletzender 
Weiſe kritiſirt war, vor. Der Vorſtand beſchloß nach Prüfung 
des Falles, dem Rechtsanwalt die, wenn auch nicht die Perſon 
des Richters beleidigende, aber doch geringſchätzige Form ſeiner 
Kritik als unziemlich zu verweiſen, von einem weitergehenden 
Einſchreiten jedoch abzuſehen, in der Erwägung, daß das amts⸗ 


gerichtliche Urtheil auf einem offenſichtlich unhaltbaren Ent⸗ 
ſcheidungsgrund beruhe und geeignet ſei, den Anwalt, der die 
Prozeßführung ſeiner Partei gegenüber zu verantworten hat, 
in Aufregung zu bringen und daß die an ſich zu mißbilligenden 
Aeußerungen des Anwalts durch den damit verfolgten Zweck, 
die Partei zur Berufungseinlegung zu beſtimmen und ihr damit 
zur Beſeitigung des aus dem Urtheil reſultirenden Rechtsnachtheils 
zu verhelfen, nicht unweſentlich entſchuldigt werden. 

12. Im nämlichen Bezirk hat ferner ein ehrengerichtliches 
Verfahren, das infolge der hervorgetretenen Nothwendigkeit irren⸗ 
ärztlicher Beobachtung des Beſchuldigten eine Unterbrechung er⸗ 
litten hatte, ebenſo wie das gleichzeitig eingeleitete gerichtliche 
Strafverfahren wegen Geiſteskrankheit des Beſchuldigten ein⸗ 
geſtellt werden müſſen. Da in der Folge die vielfachen Be⸗ 
mühungen des Vorſtandes, den Rechtsanwalt zum freiwilligen 
Verzicht auf die Rechtsanwaltſchaft zu bewegen, verſagten, mußte 
der Vorſtand außer dem ſchon im Vorjahr beſprochenen Mangel 
eine weitere Lücke in der Rechtsanwaltsordnung darin erkennen, 
daß zur Entfernung eines geiſteskranken, zur Verwaltung ſeiner 
Privatangelegenheiten eines Vormundes nicht bedürftigen An⸗ 
walts von der Rechtsanwaltſchaft nur der Antrag auf Ent⸗ 
mündigung erübrigt. Die Stellung dieſes Antrages iſt denn 
auch vom Vorſtand veranlaßt worden; das Entmündigungs⸗ 
verfahren iſt noch im Gange. | 


VII. Ehrengerichte. 


1. Die Geſchäftsthätigkeit der Ehrengerichte und die bei 
ihnen anhängig geweſenen ehrengerichtlichen Unterſuchungen werden 
auf Grund der vorliegenden Materialien in uachſtehender 
tabellariſcher Ueberſicht zur Anſchauung gebracht. 


Zahl der beim Beendet ſind Von den ergangenen 
Ehrengericht anhängig F Urtheilen 
eweſenen Unterſuchungen Be CTT hl 
geweſ ſuchung Erlaß Un⸗ lauten auf d Zah 
eines 2 ſin Ben, 
Bezirk dar- davon urtheils durch erledigt durch N 
| RE in (dur Frei⸗ Ber Sitzun⸗ 
über⸗ unter 8 Ein⸗ Urtheil blieben 

Zulaſ⸗ | „ur Strafe | ſpre. rufung | gen 

haupt vor⸗ ſungs⸗ ſtellung, ange 
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Poſen ee ee 1 = — | 1 — — — 5 sa 
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Zweibrückeen 1 — — zu 1 8 1 en ER Ber: 
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2. Die Zahl der ehrengerichtlichen Unterſuchungen und 
Urtheile iſt, ſoweit die Berichte darüber Aufſchluß geben, 
wieder etwas gegen das Vorjahr geſtiegen. Im vorliegenden 
Berichtsjahre kommen auf 100 Rechtsanwälte durchſchnittlich 
1,12 Urtheile, während * Verhältniß im Vorjahre ſich auf 
1,04 ſtellte. 

Mit der Verſagung der Zulaſſung haben es ſieben Unter- 
ſuchungen zu thun; von denen eine noch nicht bis zum Urtheile ge⸗ 
diehen war. 

Von den Urtheilen lauten 93,4 Prozent (im Vorjahr 95) 
auf Beſtrafung und 6,6 Prozent auf Freiſprechung. Durch Be⸗ 
rufung find 49 Prozent (im Vorjahr 34) der ergangenen 
Urtheile angefochten worden. 

Bei der Freiſprechung des Bezirks Celle handelte es 
ſich um die Beleidigung eines Richters. 

Vom Vorſtande in Dresden iſt das Erſuchen eines 
Vormundſchaftsgerichts um Mittheilung ehrengerichtlicher Akten 
abgelehnt worden, da ſolche Akten grundſätzlich nicht mitgetheilt 
werden. Der Hanſeatiſche Vorſtand hat auch die Mittheilungen 
anderer Akten ſtets verweigert. 

Vom Juſtizminiſterium in München iſt dem Gutachten 
der Kammervorſtände in Bamberg und München entgegen ent⸗ 
ſchieden worden, daß bei Freiſprechung des Angeklagten die 
baaren Auslagen, welche durch Anträge der Gerichte und der 


Staatsanwaltſchaft entſtanden ſind, von der Kammerkaſſe zu 
tragen ſeien. 

3. Die erkannten Strafen und die Gegenſtände der be⸗ 
treffenden Unterſuchungen find, ſoweit die Berichte darüber Aus ⸗ 
kunft geben, nachſtehend in Kürze dargeſtellt: 

(über den Ausfall der eingelegten Berufungen vergl. 
noch den nächſten u VII.) 


Augsburg: 
1. Warnung. 
2. Geldſtrafe. 
3. Geldſtrafe. 


Bamberg: 
1. 150 Mark. 


Berlin: 

1. Warnung wegen Abtretung von Theilbetraͤgen ſeiner 
Gebührenforderungen an Dritte und demnächſtige Ein⸗ 
klagung Namens der Letzteren. 

2. Verweis und 1000 Mark wegen Zurückhaltung ab- 
zuführender Erbſchaftsgelder und Unterlaſſung der 
Abrechnung in einer von ihm geführten Nachlaßſache. 

3. Verweis wegen unangemeſſenen Verhaltens bei Straf⸗ 


anzeige gegen einen Mandanten. 
3 
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4. Verweis und 1 500 Mark wegen Verdächtigung der 
Juſtizbehörden in der Preſſe, ſorgloſer Erledigung 
von Geſchäften und Nichtbeachtung der Aufforderungen 
des Kammervorſtandes. 

5. Verweis wegen Uebertragung der Praxis an einen an⸗ 
deren Rechtsanwalt gegen Entgelt. 

— Zu 3, 4 und 5 iſt Berufung eingelegt. — 
Braunſchweig: 8 

1. 300 Mark wegen ſchuldhaſten Abhaltens des Gegners 
von rechtzeitigen Vollſtreckungsmaßregeln. 

2. Verweis und 100 Mark wegen Verzögerung der Ab⸗ 
lieferung eingenommener Gelder. 

Breslau: 

1. Verweis und 300 Mark wegen Prozeßverſchleppung. 

2. Warnung wegen nachläſſiger Geſchäftsführung. 

3. Warnung gegen 2 Anwälte wegen Beleidigung von 
Berufsgenoſſen bzw. irrthümlicher Vertheilung von 
Geldern in einer Zwangsverſteigerung. 

4. 200 Mark wegen unzuläſſiger Zurückbehaltung von 
Schriftſtücken und Nichtbefolgung der Aufforderungen 
des Kammervorſtandes. 

— Zu 1—4 iſt Berufung eingelegt. — 
Celle: 

1. Verweis wegen ungeſetzlichen Verkehrs mit einem 
Unterſuchungsgefangenen als Vertheidiger deſſelben. 

2. Verweis und 3 000 Mark wegen vielfacher Säumniſſe 
im Betriebe der ihm übertragenen Prozeßſachen. 

3. Warnung wegen unziemlichen Vorgehens in Gebühren⸗ 
angelegenheiten. 

— zu 1 und 2 iſt Berufung eingelegt. — 


1. Verweis und 3 000 Mark wegen Zurückbehaltung ver⸗ 
einnahmter Gelder, Verſchleppung von Aufträgen, 
Säumniſſen ıc. 

2. Verweis. 

3. Warnung. 

— Zu U iſt Berufung eingelegt. — 
Dresden: 

1. Warnung wegen Säumniß und auftragswidrigen 
Verhaltens. 

2. Verweis wegen Redewendungen in einem Briefe, die 
das Gericht und das Juſtizminiſterium zu verletzen 
geeignet waren. 

3. Verweis wegen wiederholter Vorſchußeinforderung von 
armen Parteien als deren beigeordneter Anwalt. 

4. Verweis und 100 Mark wegen mehrfacher Gebühren- 
überhebung und unzuläſſigen Zurückbehaltens erhobener 
Gelder. 

5. Verweis und 500 Mark wegen wiederholter Gebühren⸗ 
überhebung unter Vorbringung unwahrer Angaben. 
— Zu 2, 3 und 5 ift Berufung eingelegt, die zu 5 

aber alsbald zurückgezogen. — 
Hamburg: 

1. Verweis und 1 000 Mark. 

2. Verweis und 1 000 Mark. 

— Zu 1 und 2 iſt Berufung eingelegt. — 


Hamm: 

1. Verweis und 300 Mark. 

2. Ausſchließung. 

3. desgl. 

— Zu 2 iſt Berufung eingelegt. — 
Jena: | 
1. Verweis und 2000 Mark. 
2. Warnung. 
Karlsruhe: 

1. Verweis und 300 Mark wegen Vertretung wider. 
ſtreitender Intereſſen. u 

2. Verweis und 50 Mark wegen fahrläſſiger Rechts⸗ 
ertheilung und unzuläſſiger Einwirkung auf die Partei. 

— Zu 1 und 2 iſt Berufung eingelegt. — 
Königsberg: 

1. Verweis wegen ehrenrühriger Bemerkungen über einen 

andern Anwalt. 
Marienwerder: 

1. Verweis und 3000 Mark wegen unwürdigen Verhaltens 
bei Berathung von Perſonen. | 

2. Ausſchließung wegen wiederholter Veruntreuungen 
(nach ſtrafgerichtlicher Verurtheilung). 

3. Verweis und 150 Mark wegen Verletzung des § 31 
Nr. 2 R. A. O. 

— Zu 1 und 3 iſt Berufung eingelegt. — 
München: 
1. 100 Mark. 
2. 150 Mark. 
Naumburg: 

1. Verweis und Geldbuße wegen Erhebung unbegründeter 
Einreden und Einlegung von Rechtsmitteln, um das 
richterliche Urtheil zu verzögern. 

2. Warnung. 

3. Ausſchließung wegen unſittlichen und anſtandswidrigen 
Verhaltens. 

4. Warnung wegen verletzender Aeußerungen über die 
Gegenpartei und die Sachverſtändigen. 

5. Warnung wegen Verſchleppung und Nichtertheilung 
von Auskunft. 

— Zu 1 und 5 iſt Berufung eingelegt. — 
Nürnberg: 
1. 200 Mark. 
2. Verweis und 200 Mark. 
Oldenburg: 

1. Warnung. 

— Durch Berufung angefochten. — 
Roſtock: Ä 
1. Verweis und 300 Mark wegen Verunglimpfung und 
Verdächtigung von Gerichtsbeamten, ſowie Beleidigung. 

2. 100 Mark wegen Rechtfertigung durch unwahre Angaben. 

3. Verweis wegen nachläſſigen Sachbetriebs. . 

4. Verweis und 50 Mark wegen unterlaſſener Benachrichti⸗ 
gung des Auftraggebers. 

— Zu 1 ift Berufung eingelegt. — 
Stettin: | 
1. Warnung. 


2. Verweis und 500 Mark. 

— Zu 2 iſt Berufung eingelegt. — 
Stuttgart: 

1. Verweis und 300 Mark wegen Verſchleppungen des 
Prozeßbetriebs und beharrlicher Mißachtung der An- 
fragen und Erinnerungen der Partei ſowie der Auf: 
lagen des Vorſtandes. 

Zweibrücken: 
1. Geldſtrafe. 


4. Soweit aus vorſtehenden Angaben hervorgeht, ſind von 
den Ehrengerichten in erſter Inſtanz ausgeſprochen worden: 
11 Warnungen (21 Prozent der Urtheile), 8 Verweiſe (16 Prozent), 
9 Geldſtrafen (18 Prozent) und zwar in Höhe von 100 bis 
300 Mark, 19 Verweiſe nebſt Geldſtrafe im Betrage von 
100 bis 3 000 Mark (37 Prozent) und 4 Ausſchließungen 
(8 Prozent). 

Ueber die Fälle, in welchen gegen die Verſagung der Zu⸗ 
laſſung die Ehrengerichte angerufen find, findet ſich das Nähere 
oben unter Il. 

5. Ueber den Erfolg der gegen ehrengerichtliche Urtheile 
eingelegten Berufungen giebt die nachſtehende, die geſammte 
Thätigkeit des Ehrengerichtshofes darſtellende Ueberſicht Aufſchluß. 


— rr; 


VIII. Der Ehrengerichtshof. 


Bei dem Ehrengerichtshof find während des Kalenderjahres 
1894 33 Sachen — gegen 22 im Vorjahre — anhängig 
geworden. Davon erledigte ſich eine durch Zurücknahme der 
Berufung, eine durch Verwerfung in Folge verſpäteter Ein- 
legung und zwei durch den Tod der Angeſchuldigten. Die 


übrigen 29 Sachen, von denen eine zwei, eine andere drei 


Anwälte betraf, ſind ſämmtlich durch Urtheil erledigt worden. 
Davon waren 24 durch Berufung ſeitens des Angeklagten, 
2 durch Berufung der Staatsanwaltſchaft und 3 durch beider⸗ 
ſeitige Berufung vor den Ehrengerichtshof gebracht. Die 


lediglich von der Staatsanwaltſchaft und die beiderſeits ein⸗ 


gelegten Berufungen find durchweg erfolglos geweſen. Von 
Berufungen der Angeklagten führten nur 5 eine Strafmilderung 
herbei. Eine ſechſte hatte theilweiſen Erfolg. 

Das Schickſal der Berufungen war überhaupt folgendes: 
verworfen wurden ſolche in 84 Prozent der Fälle (nach der vorigen 
Ueberſicht in 81 Prozent), zu Gunſten der Angeklagten fielen 
16 Prozent aus (im Vorjahr keine.) Die Berufungen hatten 
alſo einen günſtigeren Erfolg als im Vorjahre. 

Von den 29 Kammerbezirken ſind nur 15 durch Berufungen 
vertreten. | 


Die Berufung ift 


Das Urtheil I. Inſtanz na en sen 
ſchnitt VIL3 IT Das Urtheil des N 
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Berlin vorjährig 1 Warnung 1 — Verwerfung 
do. 1 Ausſchließung 1 — Verweis und 3000 Mark 
— 1 Verſagung der Zulaſſung 1 — Verwerfung 
zu 1 Desgl. 1 — Verwerfung 
Breslanns — 1 Verweis und 300 Mark 1 — — Berufung 
als ver⸗ 
ſpätet ver⸗ 
worfen. 
— 1 Warnung 1 — Freiſprechung 
Verwerfung zu a 
= g Warnung z zu Freiſprechung zu b 
se 1 200 Mark 1 — Verwerfung 
= 1 Verweis und 3000 Mark! — 1 Verwerfung 
= 1 Freiſprechung — 1 Verwerfung 
Celle 2 1 Verweis und 3000 Mark 1 1 Ben Ange- 
ſchuldigter 
iſt ver⸗ 
ſtorben. 
Cõlnn 1 1 Verweis und 3000 Mark — 1 — desgl. 
Dresden 2 1 Verweis 1 — Verwerfung 
3 1 Verweis 1 — Verwerfung 
4 1 Verweis und 100 Mark 1 — Verwerfung 
— 1 Verſagung der Zulaſſung 1 — Verwerfung 
— 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 


mm 


a a en 


12 
0 
Nummer Die Berufung iſt 
der Ab⸗ Das Urtheil J. Inſtanz i 
ſchnz angelegt e Das Urtheil des 
ſchnitt VII 3 ee, ) Ber 
Bezirk der war der Ehrengerichtshofes lautet | 
Ueberſicht [gegen ee - en Staats⸗ aufe merkungen 
aufgeführten] wieviel e . — | anwalt: 
Straffälle | Anmälte agten ſchaft 
Frankfurt a. M. — 1 Verweis und 500 Mark 1 — Verwerfung 
— 1 Verweis und 3000 Mark 1 — Verwerfung 
Hamburg 1 1 Verweis und 1000 Mark 1 — Verweis 
Karlsruhe 1 1 Verweis und 300 Mark 1 — Verwerfung 
2 1 Verweis und 50 Mark 1 1 Verweis 
— 1 Verweis und 50 Mark 1 — Verwerfung 
. 8 a. 150 Mark 
Königsberg.. . . vorjährig 3 b. und c. je 50 Mark 1 — Verwerfung 
Marienwerder 1 1 Verweis und 3000 Mark 1 1 Verwerfung 
3 1 Verweis und 150 Mark 1 — — Berufung 
zurückge⸗ 
nommen. 
— 1 Verweis und 3000 Mark 1 1 Verwerfung 
Naumburg vorjährig 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
— 1 Warnung 1 — Verwerfung 
Oldenburg 1 1 Warnung 1 — Freiſprechung 
Poſen — 1 Verweis und 1000 Mark 1 — Verwerfung 
Ro ſto ck 1 1 Verweis und 300 Mark 1 — Verwerfung 
Stettin 2 1 Verweis und 500 Mark 1 — Verwerfung 


IX. Strafgerichttiche Anterſuchungen. 

Ueber ſtrafgerichtliche Unterſuchungen wird mitgetheilt: aus 
Dresden eine Verurtheilung zu einer Gefängnißſtrafe von 
1 Jahr 8 Monaten und Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
auf die Dauer von 3 Jahren wegen Erpreſſung; eine andere 
wegen Beleidigung richterlicher Beamten zu 8 Monaten Gefängniß; 
eine dritte wegen Unterſchlagung u. a. zu 2 Jahren 10 Monaten 
Gefängniß und 500 Mark Geldbuße; aus Kiel zwei demnächſt 
eingeſtellte Unterſuchungen auf Grund 8 356 St. G. B.; aus 
Marienwerder eine Verurtheilung zu 4 Monaten Gefaͤngniß 
wegen Veruntreuung; aus Naumburg eine Verurtheilung zu 
3 Monaten Gefängniß wegen Unterſchlagung. 


X. Armenſachen. 

Ueber die Zahl der Vertretungen in Armenſachen bringt 
wiederum nur der Darmſtädter Bericht nähere Angaben. 
Danach ſind in dieſem Bezirk zur Vertretung armer Parteien 
beim Oberlandesgericht in 30 und bei den Landgerichten in 
498 Fällen Rechtsanwälte beſtellt worden. 


XI. Hülfskaſſen und Auterſtützungsſachen. 

Der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, deren ſegensreiche 
Wirkſamkeit fortdauernd allgemeine Anerkennung findet, ſind, 
ſoweit die Berichte darüber Auskunft geben, überwieſen worden: 


von Augsburg 800 Mark, Bamberg 120 Mark, Berlin 
3 000 Mark, Caſſel 600 Mark, Celle 1 500 Mark, Cöln 
1000 Mark, Darmſtadt 1 200 Mark, Dresden 1 800 Mark, 
Frankfurt 2000 Mark, Jena 500 Mark, Kiel 1 000 Mark, 
Marienwerder 2 500 Mark, München 1 500 Mark, Naumburg 
500 Mark, Nürnberg 1000 Mark, Poſen 1 500 Mark, 
Roſtock 500 Mark, Stettin 1000 Mark, Stuttgart 1 200 Mark, 
Zweibrücken 100 Mark. 

Daneben hat es nicht an thätiger Fürſorge für die Kammer⸗ 
mitglieder und deren Hinterbliebenen gefehlt. 

Im Bezirk Bamberg erhielt die Wittwe eines verſtorbenen 
Rechtsanwalts eine Unterſtützung von 80 Mark. Aus der Bode⸗ 
Stiftung des Berliner Bezirks ſind zwei Unterſtützungen 
gezahlt worden. In Braunſchweig hat eine Anwaltswittwe 
weitere Unterſtützung erhalten. Dem Anwaltsunterſtützungsverein 
in Hannover find vom Vorſtand in Celle 300 Mark zu- 
gewieſen. Der Vorſtand in Frankfurt a. M. bewilligte aus 
den Erträgniſſen des Collegii graduatorum einer Advokaten⸗ 
wittwe 200 Mark; ferner einer anderen Advokatenwittwe eine 
jährliche Unterſtützung von 300 Mark. Aus dem Unterſtützungs⸗ 
fonds des Hanſeatiſchen Bezirks, dem ein Kammermitglied 
2000 Mark zugewendet hat, mit einem Kapitalbeſtand von 36 530 
Mark ſind 1 500 Mark Unterſtützungen an vier Anwaltswittwen 
verausgabt worden. Vom Kieler Vorſtand ſind an 2 Wittwen 
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verſtorbener Kammermitglieder je 300 Mark Unterſtützung gewährt. 
Das rentirliche Vermögen des Münchener Fonds zur Unter⸗ 
ſtützung in Noth gerathener bayeriſcher Anwälte belief ſich auf 
63 231 Mark. Demfelben floſſen aus dem Bezirk Nürnberg 
1000 Mark und aus Zweibrücken 100 Mark zu. Im 
Naum burger Bezirk ſind der Kaſſe des dort beſtehenden Pen⸗ 
ſionsvereins 500 Mark überwieſen. Aus dieſer Kaſſe, welche 197 
Mitglieder zählt und ein Stammvermögen von 160 978 Mark be⸗ 
ſitzt, erhielten 6 Penſionäre zuſammen 9 400 Mark und 47 
Wittwen je 320 Mark Unterſtützung. Außerdem wurde einer 
Anwaltswittwe eine Unterſtützung von 100 Mark bewilligt. 
Im Bezirk Poſen ſind an Kammermitglieder und an Ange⸗ 
hörige ſolcher zuſammen 1885 Mark Unterſtützungen gezahlt 
worden. Aus der Hülfskaſſe für Mecklenburgiſche Rechts⸗ 
anwälte, welcher 500 Mark zugewendet wurden und deren Ver⸗ 
mögen auf 30 758 Mark angewachſen iſt, ſind zuſammen 2 075 
Mark Unterſtützungen gezahlt worden. Im Bezirk Stettin be⸗ 
zogen Anwaltswittwen 600 Mark Unterſtützungen. Aus der 
Kaſſe der Stuttgarter Kammer wurde einem erkrankten Mit⸗ 
glied eine Unterſtützung von 300 Mark bewilligt. 


XII. Kaſſen verwaltung. 


Aus den früher bereits dargelegten Gründen iſt eine gleich: 
mäßige Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben herzuſtellen, 
fortdauernd nicht möglich. Der Vermögensbeſtand der Anwalts⸗ 
kammern betrug weniger als 1 000 Mark in Braunſchweig, 
zwiſchen 1000 und 5 000 Mark in Augsburg, Colmar, Darm⸗ 
ſtadt, Jena, München, Naumburg, Nürnberg, Roſtock und 
Zweibrücken, zwiſchen 5000 und 50000 Mark in Dresden, 
Hamm, Kiel, Marienwerder, Poſen, Stettin und Stuttgart, über 
50 000 Mark in Berlin. 

Die Höhe der Beiträge belief ſich im Berichtsjahr für die 
Reichsgerichtskammer auf 75 Mark, für Marienwerder und Nürn- 
berg auf 20 Mark, für Jena und Roſtock auf 15 Mark, für 
Dresden auf 12 Mark, für Augsburg, Celle, Frankfurt, Kiel, 
München, Naumburg und Stuttgart auf 10 Mark. 


XIII. Kammerverhandlungen. 


Während des Berichts jahres haben beim Reichsgericht zwei 
ordentliche und eine außerordentliche, im Bezirk Roſtock und 
Stuttgart ebenfalls drei, im Bezirk Berlin, Cöln, Frankfurt a. M., 
Marienwerder, Stettin zwei Kammerverſammlungen ſtattgefunden. 
Im Uebrigen haben ſich die Kammermitglieder nur einmal 
verſammelt. Die Verſammlung des Bezirks Colmar wurde in 
Straßburg, die von Kiel in Flensburg, die eine von Marien— 
werder in Danzig abgehalten. 

Die Zahl der theilnehmenden Mitglieder betrug bei der 
Verſammlung des Bezirks Berlin 227 und bei der außer⸗ 
ordentlichen 66, Colmar 22, Darmſtadt 39, Dresden 100, 
Hamm 36, Jena 24, Kiel 34, Marienwerder 27, München 109, 
Naumburg 54, Oldenburg 8, Poſen 54 und Stettin 31 bezw. 30. 


Die außerordentliche Sitzung von Berlin, Cöln und 
Frankfurt a. M. betraf den Geſetzentwurf über die Regelung 
der Rechtsverhältniſſe und die Anſtellung der Gerichtsaſſeſſoren, 
ebenſo die Sitzung von Hamm und Poſen. 

In der Verſammlung des reichsländiſchen Bezirks wurde 
folgender Beſchluß gefaßt: 

„Den Vorſtand zu beauftragen, durch Umfrage bei 
andern deutſchen Anwaltskammern Material zu ſammeln 
und dann durch Eingabe an die Landes juſtizverwaltung 
auf eine genaue Beobachtung der Beſtimmungen des 8 148 
St. P. O. Seitens der Unterſuchungsrichter und der 
Gefängnißverwaltung hinzuwirken; 

dabei in erſter Linie die Auffaſſung zu vertreten, daß es 
einer beſonderen Legitimation eines Rechtsanwalts als 
Vertheidigers nicht bedürfe; daß jeder Rechtsanwalt auf 
Grund ſeiner Erklärung, daß er Vertheidiger, ohne Weiteres 
als ſolcher zu behandeln ſei; 

eventuell darauf hinzuwirken, daß eine einheitliche Form 
der Legitimation des Vertheidigers, welche die Gerichte und 
die Gefängnißverwaltung als ausreichend anerkennten, 
gefunden werde.“ 

In der Darmſtädter Verſammlung wurde bezüglich des im 
Geſchäftskalender beliebten reklamehaften Auftretens der Namen 


einzelner Rechtsanwälte beſchloſſen, ſolches Anſinnen von Seiten 


der Unternehmer dieſer Kalender, als der Würde des Standes 
nicht entſprechend, zurückzuweiſen und jede Unterſtützung hierfür 
insbeſondere durch Beiträge oder Abonnements grundſätzlich zu 
verweigern. 

In der Roſtocker Verſammlung ſprach ſich die Majorität 
für die Bejahung der Frage aus, 

ob es im Intereſſe der Rechtspflege liege, Geſuche von 

Rechtsanwälten auf gleichzeitige Zulaſſung bei dem Land⸗ 

gericht und dem Oberlandesgericht zu befürworten. 

Die eine der drei Stuttgarter Verſammlungen hatte 
zum Berathungsgegenſtand: 

Die Belaſſung der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Württem⸗ 

bergiſchen Gemeindebehörden nach Einführung des Bürger⸗ 

lichen Geſetzbuchs; | 
in einer anderen gelangte der Antrag: 

„Die Kammer wolle fih dahin ausſprechen: die fernere 

Verleihung des Juſtizrathstitels und anderer ähnlicher 

Titel an Rechtsanwälte iſt nicht im Intereſſe des Anwalt⸗ 

ſtandes gelegen“ 
zur Annahme. 

In einer der Sitzungen der Anwaltskammer bei dem 
Reichsgericht wurde der Antrag eines Mitgliedes wegen 
Aufſtellung einer Taxe für Vertretungen abgelehnt. 

In verſchiedenen Bezirken beſchäftigte ſich auch die Kammer⸗ 
verſammlung mit der reichsgeſetzlichen Einführung der Zwangs⸗ 
verſicherung der deutſchen Rechtsanwälte gegen die Folgen von 
Dienſtunfähigkeit und Tod ſowie mit der Gründung einer 
Unterſtützungskaſſe mit Zwangsbeitritt. 


— . —— — ——-—— 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Königreiche Sachſen hat der 
Hülfskaſſe auf jedes der beiden Geſchüftsjahre 1897/98 
und 1898/99 einen Betrag von 2200 Mark bewilligt. Der 
Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die reiche Gabe der 
aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. | 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 23.—31. Januar 1898 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die bei dem L. G. Bonn, in deſſen Bezirk die Fabrik 
der Kl. ſich befindet, gegen die zu Dortmund domizilirte Bekl. 
erhobene Klage wurde jedenfalls in erſter Reihe auf Vertrag, 
nämlich auf einen Werkoerdingungsvertrag geſtützt, nach welchem 
die Bekl. einen Fabrikſchornſtein der Kl. behufs Verſtärkung der 
Zugkraft zu erhöhen übernommen hatte. Nach ihrem auf 
Schadenserſatz gerichteten Antrage wie nach ihrer Begründung, 
welche dahin geht, daß die Bekl. durch ſachwidrige Ausführung 
der Arbeit den Einſturz des Schornſteins verſchuldet habe, iſt 
ſie eine Entſchädigungsklage wegen nicht gehöriger 
Vertragserfüllung. Da der Ort, wo die Bekl. den Vertrag 
zu erfüllen hatte, im Bezirke des L. G. Bonn gelegen iſt, hat 
daher das L. G. den Gerichtsſtand des § 29 der C. P. O. 
als vorhanden anerkannt und die von der Bekl. erhobene prozeß⸗ 
hindernde Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts ver⸗ 
worfen. Dagegen hat das B. G. angenommen, daß der Gr- 
füllungsort nicht nach der nicht mehr ſtreitigen urſprüng ⸗ 
lichen Verpflihtung der Bekl., den Kamin vertrags⸗ und ord⸗ 
mäßig zu erhöhen, zu beſtimmen ſei, ſondern nach dem Orte, 
wo die Bekl. die geforderte Entſchädigungsſumme zu zahlen 
hätte, und als ſolcher müſſe nach der Regel des Art. 1247 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Abſ. 2 des B. G. B. der Wohnſitz des Schuldners angenommen 
werden. Für letztere Anſicht hat das B. G. auf zwei Ent⸗ 
ſcheidungen des R. G. (abgedruckt in Bd. 27 S. 397 und 
Bd. 31 S. 383) Bezug genommen. — Der Inhalt wird mit⸗ 
getheilt. — Die beiden Entſcheidungen ſind für die vorliegende 
Klage, welche nicht eine Aufhebungsklage, ſondern eine reine 
Entſchädigungsklage iſt, für welche auch nicht der Wohnſitz der 
Kl. als Ort, wo der Werkpreis zu bezahlen war, zur Be⸗ 
gründung der Zuſtändigkeit des L. G. Bonn geltend gemacht 
wurde, nicht maßgebend. Weiter ausgeführt. II. C. S. i. S. 
Schmitz. Dumont c. Jenicke und Co. vom 11. Januar 1898, 
Nr. 323/97 II. 

2. Nach der Erklärung des Rechtsanwalts Dr. B. iſt ihm 
die Vollmacht zur Vertretung der Firma N. und H. in Liqui⸗ 
dation nur von N., nicht auch von dem Mitliquidator H. er⸗ 
theilt. Da, wie bereits in den Gründen des B. U. ausgeführt 
iſt, die Liquidatoren N. und H. nur gemeinſam für die Firma 
eine Vollmacht zur Prozeßführung ausſtellen können, fo genügt 
dieſe Vollmacht zur Reviſionseinlegung Namens der Firma N. 
und H. nicht. Dagegen iſt die Firma auf Grund des 8 59 
der C. P. O. durch den Bekl. N. als vertreten anzuſehen. Es 
handelt ſich nämlich um eine von der Geſellſchaft eingegangene 
Verbindlichkeit, für welche die Geſellſchafter als ſolche nach 
Art. 112 des H. G. B. haften. Die von N. der Geltend⸗ 
machung dieſer Verbindlichkeit entgegengeſetzten Einwendungen 
betreffen den Beſtand und den Umfang der Verbindlichkeit an 
ſich, nicht dagegen nur das perſönliche Verhältniß des N. zu 
derſelben; letzterer haftet daher dem Kl. nur dann und nur in⸗ 
ſoweit, als auch eine Verpflichtung der Geſellſchaft vorliegt. 
Unter dieſen Umſtänden iſt anzunehmen, daß das ſtreitige Rechts⸗ 
verhältniß dieſen beiden Streitgenoſſen gegenüber nur ein⸗ 
heitlich entſchieden werden kann. II. C. S. i. S. Nelles und 
Hoßfeld c. Lautner vom 4. Januar 1898, Nr. 265/97 II. 

3. Das entgegen der in I. J. ergangenen Entſcheidung 
den Kl. mit ſeiner Klage abweiſende B. U. würde ohne 


Weiteres für gerechtfertigt zu erachten ſein, wenn nicht der Um 


ſtand, daß gegen das die ſämmtlichen Bekl. nach dem Klageantrage 
verurtheilende Erkenntniß I. J. nur von den Mitbekl. 
L. ſchen Eheleuten die Berufung erhoben worden iſt, die Prüfung 
der Entſcheidung des B. G. erforderte, daß auf Seiten der 
Bekl. nothwendige Streitgenoſſenſchaft vorliege, und daher die 
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Berufung der Mitbekl. L. ſchen Eheleute gemäß 85 59, 60 
der C. P. O. auch für die übrigen Bekl. wirke. Die Reviſion 
verneint das Vorliegen nothwendiger Streitgenoſſenſchaft über⸗ 
haupt, weil ein Erbentſagungsvertrag auch von einzelnen 
Miterben abgeſchloſſen werden könne und daher auch die Klage 
aus einem ſolchen Vertrage gegen den einzelnen Miterben zu⸗ 


läſſig ſei. Indeſſen dieſe an ſich zutreffende Erwägung iſt ohne 


Bedeutung für die hier zu entſcheidende Frage, da die Moͤg⸗ 
lichkeit, ſtatt im Wege der Klagenhäufung mittelſt geſonderter 
Klagen den ſtreitigen Anſpruch geltend zu machen, die Begrün⸗ 
dung nothwendiger Streitgenoſſenſchaft im Sinne der erſten 
Alternative des § 59 a. a. O. keineswegs ausſchließt. In 
dieſer Beziehung iſt allein entſcheidend, ob das ſtreitige Rechts⸗ 
verhältniß allen Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich feſt⸗ 
geſtellt werden kann, ohne daß es darauf ankommt, ob zur 
Sachlegitimation die Bildung der Streitgenoſſenſchaft erfor- 
derlich war. Im vorliegenden Rechtsſtreit iſt klagebegründend 
allen Bekl. gegenüber das notarielle Abkommen vom 20. März 
1890 und ebenſo iſt allen Bekl. gegenüber die Rechtsgültigkeit 
dieſes Abkommens davon abhängig, ob dazu der Beitritt der 
Ehefrau des Kl. erforderlich war oder nicht. Dieſe Frage aber 
konnte bei gleicher Sachlage allen Bekl. gegenüber nur gleich⸗ 
mäßig entſchieden werden, denn es liegt in der Natur der Sache, 
daß in demſelben Prozeßverfahren ein ſtreitiges Rechtsverhältniß 
unter gleichen Vorausſetzungen allen Streitgenoſſen gegenüber 
nur einheitlich rechtlich beurtheilt werden kann und es unzuläſſig 
iſt, gleichzeitig das Rechtsverhältniß als beſtehend und als nicht 
beſtehend anzuſehen (vgl. v. Wilmowski und Levy C. P. O. zu § 59 
Note 1, Begründung des Entwurfs der C. P. O. S. 81, 83). 
Die Streitgenoſſenſchaft der Bekl. iſt aber auch noch aus einem 
anderen Grunde als nothwendige anzuſehen. Der Klageantrag 
zu Ia, mit welchem von dem Bekl. das Anerkenntniß verlangt 
wird, daß ſie an dem Nachlaſſe ihrer Mutter keinen Anſpruch 
haben, läßt ſich allerdings dahin auffaſſen, daß von einem jeden 
der Bekl. das Anerkenntniß bezüglich ſeines individuellen Mit⸗ 


erbenrechts, nicht bezüglich des gemeinſchaftlichen Erbrechts ge⸗ 


fordert wird (§ 4 Thl. I Tit. 17 des A. L. R.) Dagegen 
geht der Klageantrag zu 1b auf Verurtheilung der Bekl., dem 
Kl. das Grundſtück Jedwabno Nr. 19 zum Alleineigenthum 
aufzulaſſen, Gegenſtand dieſes Antrages iſt alſo nicht das indi⸗ 
viduelle Miteigenthumsrecht jedes einzelnen Bekl., ſondern das 
gemeinſchaftliche Eigenthum der ſämmtlichen Bekl. an dem 
Grundſtücke. Zur Verfügung über die gemeinſchaftliche Sache 
iſt aber der einzelne Miteigenthümer nicht berechtigt (§ 18 
Tit. 8, 88 10, 115 Tit. 17 Thl. I des A. L. R.) und muß 
deshalb auch die Klage auf Ueberlaſſung des Eigenthums an 
einer ſolchen Sache gegen alle Miteigenthümer gerichtet werden. 
Unter den Bekl. iſt daher auch aus materiellem Rechtsgrunde, 
im Sinne der zweiten Alternative des § 59 der C. P. O., die 
Streitgenoſſenſchaft eine nothwendige. Der Umſtand, daß außer 
den alle Bekl. betreffenden Anträgen betreffs der Mitbekl. 
P. noch deren Legitimation als Rechtsnachfolger der Katharina N. 
und betreffs der Mitbekl. L.'ſchen Eheleute zu II die Zurüd- 
ziehung ihres Zwangsverſteigerungsantrages verlangt wird, ſteht 
der Annahme nothwendiger Streitgenoſſenſchaft im Uebrigen 
nicht entgegen, und bei dem untrennbaren Zuſammenhange, in 
welchem der die Mitbekl. P. betreffende Sonderantrag mit 


dem gegen alle Bekl. gerichteten Antrag auf Auflaſſung ſteht, 
erſcheint es auch unbedenklich, die Wirkung der nothwendigen 
Streitgenoſſenſchaft auf dieſen Sonderantrag, der in dem vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreit überhaupt keine ſelbſtſtändige Bedeutung 
hat, auszudehnen. Die Vertretung der ſaͤumigen Streitgenoſſen 
bei nothwendiger Streitgenoſſenſchaft durch die nicht ſäumigen 
gemäß § 59 a. a. O. im Fall der Verſäumung eines Termins 
oder einer Friſt erſtreckt ſich auch auf die Nothfriſten für Rechts⸗ 
mittel und die Termine in den Rechtsmittelinſtanzen und hat 
daher das B. G. mit Recht angenommen, daß durch die von 
den Mitbekl. L. ſchen Eheleuten eingelegte Berufung die 
Berufungsfriſt auch für die übrigen Bekl. gewahrt und letztere 
bei der Verhandlung des Rechtsſtreits vor dem B. G. ebenfalls 
von den Mitbekl. L. ſchen Eheleuten vertreten ſind. Daß von dieſen 
die Berufung nur in eigenem Namen erhoben iſt, ſchließt die 
Fortdauer der Streitgenoſſenſchaft nicht aus, da die Wirkſamkeit 
der Vertretung gemäß § 59 a. a. O. allein an die Wahrung 
der Friſt oder des Termins durch den nicht ſäumigen Streit⸗ 
genoſſen geknüpft iſt, ohne daß es dabei auf deſſen Abſicht, 
zugleich in Vertretung der anderen Streitgenoſſen zu handeln, 
ankommt. IV. C. S. i. S. Nikutta c. Lumma u. Gen. vom 
23. Dezember 1897, Nr. 169/97 IV. f 

4. Die Vorinſtanz hat ausgeführt, daß der Bekl. auch 
ohne das Gutachten, welches der Mühlenbaumeiſter Z. in Stolp 
im Auftrage des Bevollmächtigten des Bekl., T., im Maͤrz 
1893 angefertigt hat, und um deſſen Koſten es ſich gegenwärtig 
handelt, im Stande geweſen ſei, ſeine Rechte dem Kl. gegen⸗ 
über wahrzunehmen, und hat deshalb die fraglichen Koſten, 
welche nicht als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung auf⸗ 
gewandt zu erachten, für nicht erſtattungsfähig erkannt. Dem 
gegenüber iſt in der Beſchwerde vom Bekl. geltend gemacht, es 
ſei in dem Gutachten der Zuſtand der Roggower Mühle, aus 
dem der Bekl. Forderungen in dem Rechtsſtreit abgeleitet und 
durchgeſetzt habe, für die Zeit vom März 1893 deshalb auf 
Veranlaſſung des Bekl. feſtgeſtellt, weil letzterer die Mühle zum 
1. April 1893 habe räumen müſſen, und Veränderungen in der 
Muhle zu beſorgen geweſen wären, wie ſolche denn auch that⸗ 
ſächlich eingetreten. Es hat ſich der Beſchwerdeführer wegen 
Nachweiſes dieſes Vorbringens auf den Inhalt der Prozeßakten 
bezogen. Aus dieſen iſt denn auch das Vorgetragene im Weſent⸗ 
lichen zu entnehmen, und geht daraus auch hervor, daß 3., der 
Verfaſſer des Gutachtens, als Sachverſtändiger über den Zuſtand 
der Mühle zu der fraglichen Zeit vernommen iſt und ſich 
dieſerhalb auf das Gutachten bezogen hat. Danach muß dafür 
gehalten werden, daß letzteres für die Wahrnehmung der Rechte 
des Bekl. dienlich geweſen, und liegt ſonach die Erſtattungs⸗ 
fähigkeit der desfalls aufgewandten Koſten in der Höhe, wie ſie 
vom L. G. feſtgeſetzt, im Hinblick auf 8 87 C. P. O. vor. 
VI. C. S. i. S. Melms c. Siewezinski vom 13. Sanur 1898, 
B Nr. 7/98 VI. 

5. Zutreffend geht das Vordergericht davon aus, daß die 
Bekl. nach dem Tenor des Zwiſchenurtheils nur diejenigen Koſten 
zu tragen haben, welche ausſchließlich durch die Einrede der 
Rechtshängigkeit verurſacht worden ſind, d. h. nicht entſtanden 
wären, wenn dieſe Einrede nicht erhoben worden wäre. Ebenſo 
iſt demſelben darin beizuſtimmen, daß die geltend gemachten 
Gebühren (Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr) nicht durch die 
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erhobene Einrede verurſacht wurden. Die Prozeßgebühr ift ſchon 
durch die Erhebung der Klage, die Verhandlungsgebühr durch 
die Verhandlungen vom 1. Februar 1897, in welcher zunächſt 
die contradiktoriſchen Geſuche vorgetragen wurden, und jedenfalls 
durch die Verhandlung vom 21. Juni, in welcher zur Hauptſache 
verhandelt und Beweisbeſchluß erlaſſen wurde, entſtanden. Da 
nun aber gemäß § 25 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
jede Gebühr in jeder Inſtanz nur einmal verlangt werden kann, 
und die Verhandlung über prozeßhindernde Einreden jedenfalls 
ruͤckſichtlich der Gebührenerhebung nur eine Inſtanz und nicht 
wie die Beſchwerde anzunehmen ſcheint, ein beſonderes Zwiſchen⸗ 
verfahren bilden, ſo iſt die Erhebung beſonderer Gebühren für 
die Verhandlung über die Einrede der Rechtshängigkeit ausge⸗ 
ſchloſſen. Ob durch die Erhebung der Einrede beſondere Infor⸗ 
mation erforderlich wurde und für den Anwalt eine Mehrarbeit 
entſtand, iſt unerheblich, da dieſe Mühewaltung eben durch die 
nur einmal zu gewährenden Gebühren abgegolten erſcheinen. 
(Vergl. Entſch. des R. G. in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 
1886 S. 318 Nr. 14 und von 1889 S. 307 Nr. 16.) Die 
Entſcheidung des Vordergerichts in Betreff der Gebühren er- 
ſcheint ſonach begründet. Auch die verfügte Theilung der Koſten 
des Feſtſetzungsverfahrens für die I. J. iſt zutreffend. Für die 
Theilung der Koſten nach Verhältniß (§ 88 Abſ. 1 der C. P. O.) 
iſt nicht entſcheidend, ob durch die unbegründete Zuvielforderung 
weitere Koſten entſtanden ſind, ſondern das Verhältniß, in 
welchem dieſe, mit welcher der Antragſteller unterliegt, zu der 
begründeten Forderung, mit welcher er obſiegt, ſteht (im vor- 
liegenden Fall alſo 67 Mark 40 Pf.: 7 Mark 60 Pf.). Beide 
Beſchwerden des Kl. ſind mithin zurückzuweiſen. Dagegen er⸗ 
ſcheint die Beſchwerde der Bekl. begründet. Die Feſtſetzung der 
Gebuͤhren und Auslagen des klägeriſchen Anwalts für den Koſten⸗ 
feſtſetzungsantrag in dem vollen liquidirten Betrag widerſpricht 
der Entſcheidung im Koſtenpunkt für das Feſtſetzungsverfahren, 
wonach die Bekl. nur ½ dieſer Koſten zu tragen haben und 
iſt auch richtig, daß dieſer Umſtand einen neuen ſtelbſtſtändigen 
Beſchwerdegrund ($ 531 Abſ. 2 der C. P. O.) bildet, ſofern 
die Benachrheiligung der Bekl. nicht ſchon durch die Entſcheidung 
I. J., ſondern erſt durch die Abänderung dieſer Entſcheidung in 
II. J. neu verurſacht worden iſt. Es ſind ſonach dieſe Ge⸗ 
bühren abzusetzen. III. C. S. i. S. Kühn e. Naundorf vom 
11. Januar 1898, B Nr. 251/97 III. 

6. Die Revifion iſt zuläſſig, inſoweit damit geltend ge⸗ 
macht wird, daß die Anſchlußberufung, obwohl ſie nur wegen 
der Koſtenentſcheidung des I. R. eingelegt war, zuge⸗ 
laſſen worden iſt. Sie iſt aber unbegründet, da, wie bisher 
niemals bezweifelt worden, der Gegner ſich auch lediglich 
wegen des Koſtenpunktes der von anderen Seite eingelegten 
Reviſion anſchließen kann. Nach § 94 der C. P. O. iſt die 
Anfechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt nur dann 
unzuläſſig, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Haupt- 
ſache ein Rechtsmittel eingelegt iſt. Sie iſt hiernach dann 
zuläſſig, wenn überhaupt — einerlei von welcher Seite — das 
Rechtsmittel in der Hauptſache eingelegt iſt. Die Anſchluß⸗ 
berufung des Bekl. war alſo durch die Einlegung der Be⸗ 
rufung in der Hauptſache Seitens des Kl. zuläffig geworden. 
V. C. S. i. S. Sternberg c. Heppe vom 12. Januar 1898, 
Nr. 212/97 V. 


7. Die Beſchwerde des Kl. mußte für begründet erachtet 
werden. In der Zuſtellungsurkunde vom 20. September 1897 
hat der Gerichtvvollzieher L. nicht eine Zuſtellung von Anwalt zu 
Anwalt, ſondern eine förmliche Zuſtellung, und zwar, da er den An⸗ 
walt nicht perſönlich angetroffen hat, eine Erſatzzuſtellung nach Vor⸗ 
ſchrift der SS 168 Abſ. 2, 173, 174 C. P. O. beurkundet. 
Danach hatte der Gerichtsvollzieher von ſeinem Auftraggeber die 
volle Gebühr des § 2 der Gebührenordnung für Gerichtsvoll⸗ 
zieher mit 80 Pf. zu beanſpruchen und letzterem kann der An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung nach näherer Beſtimmung des Urtheils 
des O. L. G. Hamm vom 18. Juni 1897 und nach Maßgabe 
der SS 87, 98 der C. P. O. nicht verſagt werden. Wenn 
das O. L. G. in dem angefochtenen Beſchluſſe dem Kl. nur 
geſtatten will, die Hälfte dieſer Gebühr mit 40 Pf. in Anſatz 
zu bringen, ſo kann dies nur entweder auf der Anſchauung be⸗ 
ruhen, daß, wenn ſowohl der Auftraggeber des Gerichtsvollziehers 
als die Perſon, welcher zugeſtellt werden ſoll, ein Anwalt iſt, 
die Zuſtellung nur in der Form der Zuſtellung von Anwalt zu 
Anwalt geſchehen dürfe, oder auf der, daß, wenn in dem geſetzten 
Falle eine gewöhnliche Zuſtellung bewirkt wird, wenigſtens immer 
nur die Gebühr von 40 Pf. erſtattungsfähig ſei. Beides kann 
nicht für richtig erachtet werden; die Unrichtigkeit des erſten 
Satzes folgt nicht nur aus dem Wortlaute des § 181 Abſ. 1 
der C. P. O., ſondern auch aus der Erwägung, daß, weil die 
Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt nicht ausführbar iſt, wenn 
der Empfänger die Beſcheinigung des Empfanges verweigert 
oder nicht angetroffen wird, dem Gegenanwalt, ſchon um eine 
etwaige Friſt nicht zu verſäumen, die Wahl der Zuſtellungsart 
freiſtehen muß (vergl. den Beſchluß des R. G. III. C. S., vom 
11. Februar 1896 bei Gruchot Bd. 41 S. 162). Anlangend 
aber den zweiten Satz, ſo beſteht eine Vorſchrift des Inhalts, 
daß die in dem geſetzten Falle dem Gerichtsvollzieher zuſtehende 
volle Gebühr niemals gemäß § 87 der C. P. O. erſtattungs⸗ 
fähig ſei, nicht, insbeſondere wiederholt das Geſetz hinter 8 181 
der C. P. O. nicht eine Vorſchrift, wie fie ſich im $ 180 be⸗ 
züglich der durch Nichtbenutzung der Poſt entſtandenen Mehr⸗ 
koſten findet; andererſeits enthält das Geſetz freilich auch nicht 
die poſitive Vorſchrift, daß die volle Gebühr unter allen Um⸗ 
ſtänden erſtattungsfähig ſei. Es bewendet in dieſer Beziehung 
vielmehr bei der Regel des § 87, wonach nur diejenigen Koſten 
zu erſtatten ſind, welche zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
erforderlich find. Sollte alſo der Auftraggeber des Gerichts⸗ 
vollziehers, oder in Ermangelung eines beſtimmten Auftrags 
letzterer nach eigenem Ermeſſen, die förmliche Zuftellung lediglich 
wählen, um die Koſten zu vermehren, oder die höheren Gebühren zu 
gewinnen, oder auch aus reiner Bequemlichkeit, ſo würde aller⸗ 
dings nur die halbe Gebühr der erſtattungspflichtigen Partei 
zur Laſt gelegt werden können; immer aber würde, wenn nicht 
die obwaltenden Umſtände ſelbſt es ergeben ſollten, von der 
erſtattungspflichtigen Partei das Vorliegen eines ſolchen Aus- 
nahmefalls beſonders darzuthun ſein. Im gegenwärtigen Falle 
iſt in dieſer Beziehung aber nichts Beſonderes erſichtlich oder 
vorgebracht. Der landgerichtliche Beſchluß war deshalb wieder 
herzuſtellen. Die Beſchwerde des Gerichtsvollziehers L. iſt da⸗ 
gegen im gegenwärtigen Koſtenerſtattungsverfahren unzuläffig, 
da es ſich in dieſem nur um die Anſprüche der Prozeßparteien 
unter einander, nicht um ſolche des Gerichtsvollziehers an eine 
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der Parteien handelt. Es war deshalb auch von Erörterung 
der Frage, ob der von einem Anwalt mit der Zuſtellung eines 
Schriftſtücks an einen anderen Anwalt beauftragte Gerichts⸗ 
vollzieher, welcher eine förmliche Zuſtellung vorgenommen hat, 
von. ſeinem Auftraggeber unter allen Umſtänden die volle Ge⸗ 
bühr beanſpruchen darf, hier abzuſehen. II. C. S. i. S. Becher 
c. Kraemer und Breidenbach vom 14. Januar 1898 
B Nr. 202/97 II. | 

8. Die Reviſion hat die Frage aufgeworfen, ob. es für 
zuläſſig zu erachten ſei, daß der Kl. erſt nachträglich die Klage 
gegen den verklagten Ehemann mit gerichtet habe. Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob die Erklärung des I. R., daß darin 
nur eine zuläſſige Berichtigung, nicht eine unzuläſſige Aenderung 
der Klage gefunden werden könne, als die Verneinung einer 
unzuläſſigen Klagänderung im Sinne der §§ 240, 242 der 
C. P. O. behandelt werden dürfe; ebenſo, ob der B. R. dieſer 
Erklärung des I. R. gegenüber annehmen durfte, daß eine Ver⸗ 
bindung zweier Klagen angeordnet worden ſei (§ 138 der 
C. P. O.). Denn es kann nach dem Inhalt der Klagſchrift 
nicht bezweifelt werden, wie auch der B. R. in erſter Linie an⸗ 
zunehmen ſcheint, daß die Klage gegen die Ehefrau W. zu- 
gleich in deren Eigenſchaft als Bevollmächtigte ihres Mannes, 
alſo von vornherein mit gegen den Ehemann gerichtet worden 
iſt. V. C. S. i. S. Wunder c. Utech vom 15. Januar 1898, 
Nr. 215/97 V. | 

9. Die Erwägungen und Feſtſtellungen des B. R. ſtützen 
ſich allerdings lediglich auf eine Würdigung der ſtattgehabten 
Beweisaufnahme und der aus der Sachlage ſich ſonſt ergebenden 
Umſtände, würden ſich alſo, als auf weſentlich thatſächlicher 
Grundlage beruhend, einem erfolgreichen Angriffe im Wege der 
Reviſion entziehen. Mit Recht wird aber von der Reviſion 
darauf hingewieſen, daß der B. R. es unterlaſſen hat, die 
Frage zu prüfen, ob Kl. etwa den Beweis bis zu einem ſolchen 
Grade geführt habe, daß die Auferlegung eines richterlichen 
Eides angezeigt erſcheine. Iſt das Ergebniß der Verhandlungen 
und der Beweisaufnahme nicht ausreichend, um die Ueberzeugung 
des Gerichts von der Wahrheit oder Unwahrheit der zu er⸗ 
weiſenden Thatſache zu begründen, ſo kann das Gericht nach 


5 437 der C. P. O. der einen oder der anderen Partei über 


die ſtreitige Thatſache einen Eid auferlegen. Mit der Annahme, 
daß die Behauptung des Kl. nicht für erwieſen erachtet werden 
könne, hat der B. R. nur ausgeſprochen, daß Kl. den ihm ob⸗ 
liegenden Beweis nicht geführt habe; daraus folgt aber noch 
nicht, daß die Behauptung überhaupt als eine nicht wahre 
ſich herausgeſtellt habe, und noch weniger, daß etwa das Gegen⸗ 
theil derſelben ermittelt ſei. Der richterliche Eid aus § 437 


a. a. O. ſtellt ſich als eine Zwiſchenſtufe in dem Ergebniſſe der. 


Beweiswürdigung dar, und hieraus ergiebt ſich, daß der B. R., 
bevor er, wie geſchehen, die Beweisführung des Kl. als 
ergebnißlos annehmen durfte, prüfen mußte, ob nicht Anlaß zur 
Auferlegung eines richterlichen Eides vorhanden war, ſowie 
andererſeits, daß er ſeine desfallſige Entſcheidung im Sinne des 
§ 259 der C. P. O. zu begründen hatte. Dieſe Grundſätze 
ſind vom R. G. (vergl. namentlich die Urtheile des I. C. S. 
deſſelben vom 14. Januar 1885 und 21. November 1883, 
Entſch. d. R. G. in Civilſachen Bd. 15 S. 340 und Bd. 14 


S. 327) wiederholt ausgeſprochen und feſtgehalten worden. Der 


B. R. hat dieſelben unbeachtet gelaſſen und es iſt aus ſeinen 
Ausführungen nicht zu erſehen, daß er ſich der ihm zuſtehenden 
Befugniß bewußt geweſen iſt; er hat die gedachte Frage über⸗ 
haupt nicht geprüft und insbeſondere nicht zum Ausdruck ge 
gebracht, daß die Sachlage nicht dazu angethan ſei, um auf 
einen richterlichen Eid zu erkennen. IV. C. S. i. S. Rauſchen⸗ 
buſch c. Wallbaum u. Co. vom 7. Januar 1898, Nr. 183/97 IV. 

10. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Satz des 
Römiſchen Rechts, daß gegen Zahlungen auf Grund rechts⸗ 
kräftigen Urtheils die condictio indebiti überhaupt ſchlechthin 
ausgeſchloſſen iſt (L. 74 § 2 D. de judiciis ubi quisque 
agere vel conveniri debeat 5, I., L. 29 $5 D. mandati vel 


contra 17, 1, L. 1 Cod. de condictione indebiti 4, 5) heute 


noch praktiſches Recht iſt. Denn jedenfalls verſtößt die erhobene 
Klage gegen die Beſtimmungen der C. P. O. über die Un⸗ 
anfechtbarkeit rechtskräftiger Urtheile. Nach § 640 der C. P. O. 
ſteht der Vollſtreckungsbefehl einem für vorläufig vollſtreckbar 
erklärten, auf Verſäumniß erlaſſenen Endurtheile gleich und 
findet gegen denſelben der Einſpruch nach den Vorſchriften der 
§§ 303-311 der C. P. O. ſtatt. Hieraus ergiebt ſich, daß 
auch betreffs der Rechtskraft im Falle der Verſäumung des Ein⸗ 
ſpruchs gegen einen Vollſtreckungsbefehl dieſelben Folgen, wie 
bei einem Verſäumnißendurtheile, welches der Rechtskraft in 
demſelben Umfange wie ein auf kontradiktoriſche Verhandlung 
erlaſſenes Endurtheil fähig iſt, eintreten. Demgemäß erſcheint 
auch eine weitere gerichtliche Erörterung und Entſcheidung des 
durch den rechtskräftigen Vollſtreckungsbefehl vom 20. April 1894 
feſtgeſtellten Anſpruchs nur unter den Vorausſetzungen, welche 
die C. P. O. betreffs rechtskräftiger Endurtheile aufgeſtellt, 
ſtatthaft. Zu dieſen Vorausſetzungen gehören aber die That⸗ 
ſachen, welche die condictio causa data causa non secutu 
(von dieſem Geſichtspunkte aus will Kl. die angeſtellte Klage 
beurtheilt wiſſen) zu begründen geeignet ſind, nicht. III. C. S. 
i. S. Remmert c. Stadt Detmold vom 7. Januar 1898, 
Nr. 247/97 III. | 

11. Die Rüge ift unbegründet, daß das B. G. zu Unrecht 
die Beeidigung der zum Beweis eines Chebruchs mit dem 
Bekl. benannten und vernommenen Zeugin F. abgelehnt habe. 
Ganz abgeſehen davon, daß eine ſtrafgerichtliche Verfolgung der 
Zeugin auf Grund des § 172 Strafgeſetzbuchs inſolange 
nicht ausgeſchloſſen war, als das B. U. die Rechtskraft 
nicht beſchritten hatte, war die Ablehnung auch darum 


begründet, weil die unter Beweis geſtellte Ehebruchshandlung 
der F. zur Unehre gereichte, denn es kann nicht zugegeben 


werden, daß, weil eine Perſon ſich einem unſittlichen und 
unehrbaren Lebenswandel ergeben hat, nun die einzelnen Hand⸗ 
lungen, aus welchen ſich dieſer Lebenswandel zuſammenſetzt, der⸗ 


ſelben nicht mehr zur Unehre gereichen. Die Vorſchriften des 


Römiſchen Rechts über die Beſtrafung öffentlicher Dirnen 


wegen Unzuchtshandlungen (vergl. Wächter Deutſches Strafrecht. 


S. 508, derſ. Abhandlungen aus dem Strafrecht S. 162 ff.), 


auf welche ſich die Reviſion beruft, ſind außer Geltung und 


für die Frage, in wie weit dieſe Handlungen nach heutiger An⸗ 


ſchauung zu Unehre gereichen, belanglos. Es laſſen ſich auch 


nicht einzelne Aeußerungen der F. ausſcheiden, über welche fie 
hätte beeidigt werden können, denn ihre ſämmtlichen Angaben, 
insbeſondere auch die von der Reviſion hervorgehobenen, daß ſie 


117 


nicht vom Bekl. veranlaßt worden ſei, zeitweiſe Hannover zu 
verlaſſen, erſcheinen für den behaupteten Ehebruch beweis⸗ 
erheblich. Eine Verletzung der 85 358 No. 3 und 349 No. 2 
C. P. O. liegt ſomit nicht vor. III. C. S. i. S. Spiel c. 
Spiel vom 7. Januar 1898, Nr. 328/97 III. | 

12. Nach § 433 der C. P. O. hat ſich, wenn die Partei 
vor Leiſtung des ihr in einem rechtskräftigen bedingten End⸗ 
urtheile auferlegten Eides geſtorben iſt, die Thätigkeit des 
Gerichts zwar auf die Frage zu beſchränken, ob nach Maßgabe 
des Ergebniſſes der Verhandlung die Thatſache, bezüglich deren 
in dem früheren Urtheile der Eid auferlegt war, nunmehr für 
wahr oder für nicht wahr zu erachten oder ob und welcher 
Partei über dieſe Thatſache ein Eid aufzulegen iſt. Daraus 
folgt aber nicht, daß, wenn der urſprüngliche Bekl. bei Erlaß 
des neuen Urtheils nicht mehr am Leben iſt, doch nur ſeine 
Verurtheilung erfolgen kann. Denn er iſt in Folge ſeines 
Todes nicht mehr Prozeßpartei. Es ſind dies vielmehr die⸗ 
jenigen, welche als feine Rechtsnachfolger das Verfahren auf- 
genommen haben, und können deshalb auch nur dieſe verurtheilt 
werden. Dies darf indeß nur dann geſchehen, wenn von dem 
Kl. ein dahin gehender Antrag geſtellt iſt. Im vorliegenden 
Fall haben Kl. dies nicht gethan. Der damalige Kl. N. hatte 
vor Erlaß des früheren Urtheils die Verurtheilung des urſprüng⸗ 
lichen Bekl. verlangt. Nach Erlaß des darauf ergangenen be⸗ 
dingten Endurtheils haben Kl. in der letzten mündlichen Ver⸗ 
handlung nur beantragt, unter Aufhebung dieſes Urtheils auf 
denſelben Eid in der Ueberzeugungsform für die Wittwe N. zu 
erkennen. Das B. G. mußte die Kl. deshalb darauf aufmerkſam 
machen, ob ſie ihren Antrag auf Zahlung nunmehr nicht gegen 
die jetzigen Bekl., als Erben des Schlächtermeiſters K., richten 
wollten, und hatten Bekl. erſt, wenn ein ſolcher Antrag geſtellt 
war, Anlaß, die Einrede der Rechtswohlthat des Inventars zu 
erheben. Bei der Zwangsvollſtreckung kann dieſe Einrede von 
dem als Erben des Schuldners verurtheilten Bekl. nach 8 695 
der C. P. O. nur geltend gemacht werden, wie ſie ihm in dem 
Urtheile vorbehalten iſt. Die Bekl. ſind durch das angefochtene 
Urtheil demnach in unzuläſſiger Weiſe beſchwert, da ſie für den 
Fall der Leiſtung des Eides ohne Vorbehalt zur Zahlung des 
eingeklagten Betrages verurtheilt find, ohne daß Kl. ihre Ver⸗ 
urtheilung beantragt hatten und ohne daß über ihre Haftung 
für die Schuld des urſprünglichen Bekl. verhandelt iſt. 
Sie haben. das Recht, die Einrede der Rechtswohlthat des 
Inventars zu erheben, auch durch die unterlaſſene Geltend- 
machung derſelben in der Vorinſtanz nicht verloren, da ſie 
damals keinen Anlaß hatten, ſich auf die erwähnte Rechts⸗ 
wohlthat zu berufen. Das angefochtene Urtheil war deshalb 
aufzuheben. Eine Zurücverweifung der Sache an das B. G. 
war nicht geboten. Denn in dem gegenwärtigen Rechtsſtreit 
braucht nicht entſchieden zu werden, ob die Bekl. für die ein⸗ 
geklagte Forderung nur als Benefizialerben oder unbedingt 
haften. Der Satz im § 695 a. a. O. „wenn lhm dieſelbe 
vorbehalten iſt“, umfaßt, wie die Motive auch ausdrücklich aus⸗ 
ſprechen, ſowohl die Fälle, in denen die Benefizialerbenqualität 
des Schuldners ſchon im Urtheile anerkannt iſt, als auch die- 
jenigen, in welchen ihm die Geltendmachung derſelben für die 
Zukunft nur vorbehalten iſt. — Vergl. die Kommentare zur 
C. P. O. von Wilmowski und Levy, Anm. 1; Förſter, Anm. 303 


Gaupp, Note II; Reincke, Note 2a; Seuffert, Anm. 1; 
Strudmann und Koch, Anm. 2; Peterſen, Note 1, zu 
8695. — Bei der Zwangsvollſtreckung bleibt nach § 696 
a. a. O. die Rechtswohlthat ſtets unberückſichtigt, bis der 
Schuldner auf Grund derſelben einen Einwand gegen die 
Zwangsvollſtreckung erhebt und dieſem im Wege der Klage bei 
dem Prozeßgericht I. J. geltend macht. In dieſem Rechtsſtreite 
iſt, wenn dem Schuldner die Rechtswohlthat nur vorbehalten 
war, alsdann darüber zu entſcheiden, ob er wirklich als 
Benefizialerbe anzuſehen und aus dieſem Grunde die Zwangs- 
vollſtreckung aufzuheben oder zu beſchränken iſt. VI. C. S. i. S. 
Kühn c. Naſſe vom 5. Januar 1898, Nr. 397/97 VI. 

13. Zur Glaubhaftmachung des Vorhandenſeins der Re⸗ 
viſionsſumme hat Rkl. ein Gutachten überreicht und vorgetragen, 
nach welchem der Werth der Streitfläche 1 700 Mark beträgt. 
Dieſes Gutachten iſt zur Erreichung ſeines Zweckes nicht ge⸗ 
eignet, weil die Unterſchriften der Sachverſtändigen nicht be⸗ 
glaubigt ſind. Aber auch ſachlich iſt das Gutachten zu der nach 
§ 508 C. P. O. erforderlichen Glaubhaftmachung nicht geeignet, 
weil es den Verkaufs werth der Streitfläche ſchätzt, während 
der Bekl. nur die Benutzung beanſprucht, und weil es außer 
Betracht läßt, daß dem Bekl. das Recht, über dieſelbe ſein Vieh 
zur Tränke zu treiben, rechtskräftig zuerkannt iſt, ſodaß für die 
Reviſionsinſtanz nur der Werth der übrigen Nutzungen in 
Betracht kommt. V. C. S. i. S. Siwka c. Gruszczynski 
vom 12. Januar 1898, Nr. 211/97 V. | 

14. Der beklagte Ehemann hat gegenüber dem Scheidungs⸗ 
begehren feiner Ehefrau Abweiſung der Klage, fürſorglich aber 
d. i. für den Fall, daß dem Scheidungsantrag der Kl. ftatt- 
gegeben würde, mittelſt Widerklage beantragt, die von den 
Parteien am 23. April 1891 geſchloſſene Ehe auch auf Grund 
grober Verunglimpfung und harter Mißhandlung des Bekl. 
durch die Kl. zu ſcheiden. Nach den Entſcheidungsgründen zum 
Urtheil I. J. hat das L. G. die Klage als begründet erklärt, 
dagegen nicht die für dieſen Fall erhobene Widerklage, da es 
die hiermit geltend gemachten Thatſachen nicht als geeignet und 
ſchwerwiegend genug erachtete, um das auf die Scheidungsgründe 
des L. R. S. 231 geſtützte Scheidungsbegehren des be⸗ 
klagten Chemanns zu rechtfertigen. Hiernach hatte das L. G. 
auf die Klage die Ehe wegen harter Mißhandlung und grober 
Verunglimpfung des Bekl. gegen ſeine Ehefrau zu ſcheiden, da⸗ 
gegen den beklagten Ehemann mit ſeiner Widerklage abzuweiſen. 
Dies iſt auch als der Inhalt des ergangenen Urtheils vom 
11. Februar 1897 anzuſehen, wenngleich die gewählte Form: 
„Die am 23. April 1891 zwiſchen beiden Theilen abgeſchloſſene 
Ehe wird für geſchieden und der Bekl. für den ſchuldigen Theil 
erklärt. Das Begehren der Widerklage, die Kl. für den ſchuldigen 
Theil zu erklären, wird abgewieſen“ keine ganz entſprechende iſt. 
Mit der gegen dieſes Urtheil eingelegten Berufung bezweckte der 
Bekl. nicht die Abweiſung der Klage, ſondern nur eine Ab- 
änderung der die Scheidung wegen alleinigen Verſchuldens 
des Bekl. ausſprechenden Entſcheidung dahin, daß zugleich auch 
ſeinem Scheidungsantrage wegen Verſchuldens der Kl. ftatt- 
gegeben werde. Er erachtete ſich für beſchwert, weil das L. G. 
mit der Zuſprechung der Klage nicht auch zugleich nach Antrag 
der Widerklage erkannte und iſt ſonach ſein Berufungsantrag, daß 
die Ehe auch wegen grober Verunglimpfungen und harter 
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Mißhandlung, welche die Kl. gegen ihn verübte, geſchieden 
werden möge, als gegen das Urtheil im Ganzen gerichtet an⸗ 
zuſehen, ſo daß die ausgeſprochene Scheidung wegen Ver⸗ 
ſchuldungen des Bekl. nicht rechtskräftig werden konnte und 
die Erwägung, daß eine bereits geſchiedene Ehe nicht nochmals 
geſchieden werden könne, der Berufung des Bekl. nicht entgegen⸗ 
ſtand. Mit Unrecht hat daher das O. L. G. dieſe Berufung 
als gegenſtandslos und unzuläſſig erklärt und nur dann deren 
Zuläſſigkeit annehmen zu können geglaubt, wenn der Bekl. zu⸗ 
gleich die zu Gunſten der Kl. ausgeſprochene Scheidung an⸗ 
gefochten hätte. Wenn wie im vorliegenden Falle durch Klage 
und eventuelle Widerklage zwei Scheidungsanträge in ein em 
Rechtsſtreite rechtshängig geworden ſind, muß dem Bekl. ermög⸗ 
licht ſein, ſeinem Widerklagebegehren, ohne den die Vorausſetzung 
für die eventuelle Widerklage bildenden Ausſpruch der Scheidung 
auf die Klage als ſolchen anzugreifen, durch Einlegung der Be- 
rufung Erfolg zu verſchaffen und damit ſtatt einer nur wegen 
ſeines Verſchuldens erfolgenden Scheidung ein beiden 
Scheidungsanträgen zugleich entſprechendes Urtheil zu erlangen. 
Die von dem O. L. G. zur Unterſtützung ſeiner Rechtsanſicht 
angezogenen Entſcheidungen des R. G. (Bd. V S. 335, 
Bd. XXVII S. 195, Bd. XXXIII S. 202), welche zum 
Theil auf dem Boden des Gemeinen Rechts und des Pr. A. L. R. 
ergangen ſind, betreffen Fälle, in welchen eine Widerklage auf 
Cheſcheidung nicht erhoben und nur abgeſondert von der Che⸗ 
trennung die Entſcheidung über die Schuldfrage zum Gegen⸗ 
ſtand der Berufung gemacht war. II. C. S. i. S. Mutter 
c. Mutter vom 14. Januar 1898, Nr. 276/97 II. 

15. Es würde bedenklich ſein, der Entſcheidung der 
Vorinſtanzen beizutreten, wenn der § 202 der C. P. O. 
Anwendung fände; denn dort iſt allgemein poſitiv beſtimmt, 
daß Friſten, mit Ausnahme der Nothfriſten, durch Vereinbarung 
der Parteien verlängert werden können, und nur im § 211 
für die Wiedereinſetzungsfriſt eine Ausnahme gemacht. Aber die 
Friſt des $ 605 kann überhaupt nicht als eine unter den 8202 
fallende Prozeßfriſt angeſehen werden, ſondern nur als eine 
Präkluſiofriſt für die Erhebung des Rechtsſtreits gegenüber dem 
erlaſſenen Entmündigungsbeſchluſſe. Für das mit dieſem Beſchluſſe 
beendete Verfahren ſind zwar in der C. P. O. einige allgemeine 
Vorſchriften gegeben; nach ſeiner ganzen Geſtaltung aber erſcheint 
es nicht als ein prozeſſualiſches, ſondern ähnlich wie im gemeinen 
Recht, aus dem es herübergenommen wurde, als ein Offizial⸗ 
verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. In dieſem giebt es 
noch keine Prozeßparteien, und das ſpricht ebenfalls für die 
Richtigkeit dieſer Auffaſſung. Fällt ſchon aus dieſem Grunde 
die Friſt des § 605 nicht unter die Beſtimmung des § 202 
der C. P. O., ſo bedarf es keiner Prüfung und Entſcheidung, 
ob hier unter den Worten „der Parteien“ künftige Parteien 
verſtanden werden können. III. C. S. i. S. Schnur c. Staats⸗ 
anwaltſchaft Hannover vom 21. Dezember 1897, Nr. 232/97 III. 

16. Der Klageanſpruch wird in erſter Reihe darauf 
geſtützt, daß die Mitbekl. ein gültiges Pfändungspfandrecht, wie 
daſſelbe ihrer vorzugsweiſen Befriedigung nach dem Vertheilungs⸗ 
plane zu Grunde liegt, überhaupt nicht erworben habe. Wäre 
dies richtig, ſo würde die Klage, da andrerſeits das Pfändungs⸗ 
pfandrecht der Kl. nicht ſtreitig iſt, bei der dinglichen Natur 
des Pfändungspfandrechts, auch an Forderungen, ohne Weiteres 


für begründet anzunehmen ſein. Die Entſtehung eines jeden 
Pfändungspfandrechts hat eine doppelte Vorausſetzung: einen zur 
Zwangsvollſtreckung geeigneten Schuldtitel und die ordnungs⸗ 
mäßige Vollziehung der Pfändung auf Grund dieſes Titels. 
Dazu tritt bei dem Arreſtpfändungspfandrecht, um welches es 
ſich im gegenwärtigen Rechtsſtreit handelt, als weiteres Erforderniß, 
daß, falls die Pfändung vor der Zuſtellung des Arreſtbefehls 
an den Schuldner erfolgt iſt, dieſe Zuſtellung innerhalb der im 
§ 809 Abſ. 3 C. P. O. vorgeſehenen Friſt nachträglich erfolgt, 
da ſonſt die Vollziehung ohne Wirkung iſt. Durch den vom 
Amtsgericht in Bitterfeld auf Antrag der Mitbekl. erlaſſeuen 
Arreſtbefehl, in deſſen Vollziehung für dieſe die Pfändung 
bewirkt wurde, iſt der dingliche Arreſt gegen den Schuldner 
H. allgemein und ohne Einſchränkung auf gewiſſe, im 
Bezirke des Amtsgerichts ſich befindende Gegenſtände angeordnet. 
Es iſt richtig, was Kl. geltend machen, daß bei der die amts⸗ 
gerichtliche Zuſtändigkeit — 8 231 G. V. G. — überſteigenden 
Höhe der Arreſtforderung der Mitbekl. angeſichts des § 799 
C. P. O. das Amtsgericht zur Anordnung des allgemeinen 
dinglichen Arreſts nicht zuſtändig war, vielmehr ſich auf die 
Verſtrickung der in dem Bezirke des Gerichts befindlichen, zur 
Begründung des Arreſtgeſuchs näher zu bezeichnenden Vermögens- 
objekte des Arreſtſchuldners hätte beſchränken müſſen, während 
die Anordnung des allgemeinen dinglichen Arreſt zur Zu 
ſtändigkeit des L. G., als des Gerichts der Hauptſache, gehörte. 
Indeſſen die von den Prozeßgerichten unter Ueberſchreitung ihrer 
ſachlichen oder örtlichen Zuſtändigkeit erlaſſenen Entſcheidungen 
ſind nicht ſchon aus dieſem Grunde rechtsunwirkſam, ſondern 
unterliegen nur der Anfechtung (vergl. $ 10 C. P. O.). Somit 
war auch der vom Amtsgericht in Bitterfeld auf Antrag der 
Mitbekl. erlaſſene Arreſtbefehl ſo lange mit Rechtswirkſamkeit 
ausgeſtattet und demgemäß zur Vollziehung nach Maßgabe der 
55 808 flgde. C. P. O. geeignet, als er nicht in dem hierfür 
in den $$ 804 flgde. u. a. O. vorgeſehenen Verfahren mit 
Erfolg angefochten wurde. Eine ſolche Anfechtung iſt aber 
bisher überhaupt nicht erfolgt. Dieſelbe ſteht, wovon auch das 
B. G. ausgeht, nur dem Arreſtſchuldner zu, durch Erhebung 
des Widerſpruchs unter Ladung des Gegners zur mündlichen 
Verhandlung vor das Arreſtgericht, von welchem darauf über 
die Rechtmäßigkeit des Arreſt durch Endurtheil zu entſcheiden 
iſt (§§ 804, 805 a. a. O.). Die Kl. find daher zur Erhebung 
des Widerſpruchs nicht beſugt (vergl. Urtheil des II. C. S. des 
R. G. vom 17. Oktober 1884, Entſch. Bd. 16 S. 401), ganz 
abgeſehen davon, daß die vorliegende, von ihnen beim L. G. 
gemäß $ 765 C. P. O. erhobene Klage, den nach §§ 804, 
805 a. a. O. beim Amtsgericht in Bitterfeld, als dem Arreſt⸗ 
gericht, zu erhebenden Widerſpruch zu erſetzen nicht würde geeignet 
ſein. Hiernach hat das B. G. die Anfechtung des auf Antrag 
der Mitbekl. erlaſſenen Arreſtbefehls von Seiten der Kl. mit 
Recht zurückgewieſen, auch iſt von der Reviſton nach dieſer 
Richtung hin ein Angriff nicht erhoben. IV. C. S. i. S. 
Johannes u. Gen. c. Schmidt vom 16. Dezember 1897, 
Nr. 170/97 IV. 

17. Zeitlich beſchränkte, d. h. befriſtete Rechte beſtehen 
allerdings nur innerhalb der ihnen gezogenen zeitlichen Grenzen, 
verſchieden aber geſtaltet fi die Beſtimmung des Anfangs- und 
des Endpunktes ſolcher Rechte. Der Endpunkt knüpft ſich 
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nothwendig an den Endpunkt der Friſt. Dagegen braucht der 
Beginn des Rechts nicht nothwendig auch mit dem Beginn der 
Friſt zuſammen zu fallen, das befriſtete Recht kann ſchon vorher 
erwachſen ſein, ſo daß der Anfangspunkt der Friſt in ſolchem 
Falle nur die Bedeutung hat, den Endpunkt der Friſt zu be⸗ 
ſtimmen. Es kommt daher auf die beſondere Sachlage an, ob 
auch die Ausübung des Rechts nur nach Beginn der feſt⸗ 
geſetzten Friſt oder ſchon vorher zuläſſig iſt. Dieſe aus der 
rechtlichen Natur der befriſteten Rechte ſich ergebende Folge 
trifft in gleicher Weiſe auch bei den prozeßrechtlichen Friſten zu, 
und entſpricht dem auch die Beſtimmung der C. P. O. bezug ⸗ 
lich der Berufungs⸗ und Reviſtonsfriſt in den SS 477 und 
514 dahin, daß die Einlegung dieſer Rechtsmittel vor der Zu⸗ 
ſtellung des Urtheils wirkungslos iſt. Indem dieſe beſondere 
Beſtimmung für erforderlich erachtet wurde, iſt zugleich zum 
Ausdrucke gebracht, daß in Ermangelung einer ſolchen bei an⸗ 
deren Rechtsbehelfen, wie dem Einſpruch und der ſofortigen 
Beſchwerde, für welche die gegebene Nothfriſt ebenfalls mit der 
Zuſtellung der Entſcheidung beginnt — 88 304, 540 C. P. O. 
— die Einlegung des Einſpruchs oder der ſofortigen Beſchwerde 
vor der Zuſtellung der Entſcheidung, alſo vor dem Beginne der 
Friſt, nicht wirkungslos iſt (vergl. Urtheile des R. G. vom 
25. Januar 1881, vom 17. Januar 1883 und 1. Februar 1892, 
Entſch. Bd. 3 S. 408, Bd. 9 S. 429, Bd. 29 S. 340). 
Hiernach kommt für die Anwendbarkeit des § 190 C. P. O. 
im vorliegenden Falle nur in Frage, ob die in § 809 Abſ. 3 
a. a. O. vorgeſchriebene Zuſtellung des Arreſtbefehls vom 
9. Juli 1895 bereits an dieſem Tage bei Ueberreichung des 
Geſuchs um öffentliche Zuſtellung zuläſſig war. Nach dieſer 
Richtung kann aber ein Zweifel nicht obwalten, da nicht ver⸗ 
kündete Beſchlüſſe den Parteien zuzuſtellen find — $ 294 
Abſ. 3 C. P. O. — und zwar, ſofern es ſich um die Zu⸗ 
ſtellung des Arreſtbefehls an den Schuldner handelt, gemäß 
§ 802 Abſ. 2 a. a. O. auf Veranlaſſung des Arreſtgläubigers. 
Der Umſtand, daß infolge der geſetzlichen Vermuthung aus 
§ 190 C. P. O. die Wirkungen der Zuſtellung bereits am 
9. Juli 1895 eingetreten find, während die Vollziehung des 
Arreſtbefehls durch Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den 
Drittſchuldner L. erſt am 13. deſſelben Monats erfolgt iſt, 
ſo daß bei einer wirklichen Zuſtellung des Arreſtbefehls am 
9. Juli 1895 die in § 809 Abſ. 3 beſtimmte Zuſtellungsfriſt, 
deren Entſtehung durch die vorherige Vollziehung deſſelben be⸗ 
dingt iſt, überhaupt nicht erwachſen wäre, iſt ohne Bedeutung, 
da andererſeits die Vollziehung vor der Zuſtellung — $ 189 
Abi. 2 a. a. O. — bewirkt, alſo die Friſt aus § 809 Abſ. 3 
a. a. O. in Lauf geſetzt wurde. Die Wahrung dieſer Friſt 
infolge der vorgedachten Rechtsvermuthung kann aber nicht 
dadurch beeinträchtigt werden, daß die Wirkungen der Zuſtellung 
noch in die Zeit vor den Beginn der Friſt verlegt werden. 
Die von der Reviſion vertretene Auffaſſung müßte zu der wider⸗ 
ſpruchsvollen Folge führen, einem behufs Wahrung der in 
§ 809 Abſ. 3 a. a. O. beſtimmten Zuſtellungsfriſt zeitiger 
geſtellten Geſuche um Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung 
eine geringere Wirkung als dem gleichen ſpäter geſtellten Ge⸗ 
ſuche allein aus dem Grunde beizulegen, weil es zeitiger aber 
eineswegs vorzeitig geſtellt iſt. 
Zeitſchrift für Deutſchen Civilprozeß“ bezeichnen dasz Ergebniß, 
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zu welchem Peterſen a. a. O. gelangt, als ein höchſt befremd⸗ 
liches und entſcheiden ſich dabei gleichzeitig für die Anwendbar⸗ 
keit des 8 190 C. P. O. auf Fälle der vorliegenden Art. In 
gleichem Sinne ſprechen ſich auch von Wilmowski und Levy 
C. P. O. zu § 809 Abſ. 3 Anm. 5 Abſ. 3 und die dort be⸗ 
nannten Kommentatoren der C. P. O. aus. Iſt aber nach 
Vollziehung des Arreſtbefehls vom 9. Juli 1895 die für deſſen 
Zuſtellung in § 809 Abſ. 3 a. a. O. vorgeſehene Friſt als 
gewahrt anzuſehen, jo ergiebt ſich damit zugleich auch die un- 
unterbrochene Wirkſamkeit des für die Mitbekl. durch die 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes von demſelben Tage am 
13. deſſelben Monats erworbenen Pfändungspfandrechts, mit 
dem Vorrechte vor den erſt am 15. deſſelben Monats erfolgten 
Pfändungen für die RE. gemäß § 709 Abſ. 3 C. P. O., 
wonach das durch eine frühere Pfändung begründete Pfandrecht 
demjenigen vorgeht, welches durch eine ſpätere Pfändung be- 
gründet wird. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zur Konkurs ordnung. 

18. Das durch die Vereinbarungen vom 19. März 1890 
geſchaffene Rechtsverhältniß iſt nur als ein Vertrag aufzufaſſen, 
wonach die Pachtzinsraten an deren Fälligkeitstermine durch 
Aufrechnung mit der Forderung des Bekl. von Darlehns- 
zinſen bezw. einer entſprechenden Rate des Darlehnskapitals 
berichtigt werden ſollten. Dies führt aber zu einem 
anderen, der Klage entſprechenden rechtlichen Ergebniſſe. Nach 
§ 48 Ziffer 1 der R. K. O. iſt eine Aufrechnung im Konkurs⸗ 
verfahren unzuläffig, wenn Jemand vor oder nach der Eröffnung 
des Verfahrens eine Forderung an den Gemeinſchuldner er- 
worben hat und nach der Eröffnung etwas zur Maſſe ſchuldig 
geworden iſt. Die hier in Frage ſtehenden Pachtzinsraten iſt 
der Bekl. nach der Eröffnung des Konkursverfahrens zur Maſſe 
ſchuldig geworden. Das B. G. bemerkt zwar am Schluſſe 
ſeiner Entſcheidungsgründe: Die Gläubigerſchaft habe dem Bekl. 
das Pachtgrundſtück ſeit der Konkurseröffnung nicht gewährt; 
Bekl. beſitze daſſelbe vielmehr nach wie vor der Eröffnung des 
Konkurſes kraft ſeines eigenen, vom Grundeigenthümer er⸗ 
worbenen, vertragsmäßigen Pachtrechtes, an welches die 
Gläubigerſchaft in allen Beziehungen gebunden bleibe, ſo lange 
fie reſp. der Konkursverwalter nicht das Pachtgrundſtück ver- 
äußere und die Pachtung dem Bekl. kündige. Hiermit will das 
B. G. keine thatſächliche Feſtſtellung treffen. Die Sätze ſcheinen 
mehr (vielleicht im Anſchluß an Oetker in der Zeitſchrift für 
Deutſchen Civilprozeß Bd. 14 S. 42 f.) dazu beſtimmt zu 
fein, eine von der herrſchenden, auch in der Reichsgerichts⸗ 
Judikatur (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. J S. 347 f., 
Bd. XXXIII S. 45 f.) anerkannten Auffaſſung abweichende 
Anſicht über die Bedeutung des § 17 Nr. 2 der R. K. O. 
anzudeuten, wie andere Ausführungen des B. G. augenſcheinlich 
der Oppoſition gegen dieſe Judikatur (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. VI S. 109 f.) zu. dienen ſcheinen. Der er⸗ 
kennende Senat hält jedoch an der herrſchenden Auffaſſung feſt, 
wonach das vor der Konkurseröffnung vereinbarte Pachtverhältniß 
nach derſelben von dem Konkursverwalter (der Gläubigerſchaft) 
mit dem Pächter fortgeſetzt wird, die fernere Gewährung der 
Pachtnutzung als von ihm ausgehend zu erachten iſt und des⸗ 
halb auch der Konkursverwalter für die Maſſe den Anſpruch 
auf die in der Zeit nach der Konkurseröffnung verfallenden 
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Pachtraten hat. Das B. G. ſpricht auch ſchließlich aus, daß 
der Konkursverwalter den Pachtzins beanſpruchen könnte, wenn 
er noch rückſtändig, d. h. nicht durch Vorauszahlung getilgt 
wäre. Daß auch nach dem Preußiſchen Landrechte die Forderung 
auf die Pachtzinsraten erſt mit der Fälligkeit entſteht, iſt nicht 
zu bezweifeln (ſiehe Striethorſt, Archiv Bd. 71 S. 329 ff., 
Rehbein, Entſch. des vormaligen Preußiſchen Obertribunals 
Bd. III S. 169 bis 173, Anm. zu §8 317 bis 327 Thl. J 
Tit. 16 A. L. R., Cccius I § 94 Nr. III beſ. A. 90). All⸗ 
gemein anerkannt ift, daß die Vorſchrift des § 48 Ziffer 1 der 
R. K. O. (wie ſchon die entſprechende der Preußiſchen Konkurs- 
ordnung von 1855 § 97 Nr. 1) als lex publica auch die auf 
Vertrag beruhende Kompenſation trifft, wonach auch ein ſolcher 
Vertrag, zumal wenn, wie hier, die jedesmal wiederkehrende 
Aufrechnung der künftig entſtehenden Pachtzinsraten mit einer 
Forderung des Pachtzinsſchuldners vereinbart iſt, für die Zeit 
nach der Konkurseröffnung im Konkursverfahren nicht geltend 
gemacht werden kann. Hieraus folgt zugleich, daß der Bekl. 
ſeine Forderung aus dem Dahrlehnsgeſchäfte auf Zinſen und 
Rückzahlung, ſoweit ſie nicht in der Zeit vor der Konkurs⸗ 
eröffnung durch Aufrechnung getilgt bezw. nach dem im Vor⸗ 
prozeſſe ergangenen rechtskräftigen Urtheile als getilgt anzuſehen 
iſt, im Konkurſe nur als Konkursforderung geltend machen 
kann. Eine ſolche (§ 2 R. K. O.) iſt ſie, ſoweit ſie noch be⸗ 
ſteht, jedenfalls. VI. C. S. i. S. von Dücker Konk. c. Schweer 
vom 5. Januar 1898, Nr. 288/97 VI. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

19. Als nicht vermögensrechtliche Streitigkeiten im Sinne 
des § 10 des G. K. ©. find nach feſtſtehender Rechtfprechung 
des R. G. nur ſolche Anſprüche anzuſehen, welche dem Familien⸗ 
rechte angehören und nicht auf eine Leiſtung von Geld oder 
Geldeswerth hinauslaufen. Der gedachte § 10 kann deshalb 
auf Klagen, welche, wie die vorliegende, auf $ 6 des R. Gel. 


zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs gegründet ſind, 


keine Anwendung finden, wie dies der Senat bezüglich der 
Klage aus § 1 dieſes Geſetzes bereits durch Urtheil vom 
11. Juni 1897 in Sachen Joachim wider Tifchler - Snnung 
Berlin II 109/97 ausgeſprochen hat. II. C. S. i. S. Rüger 
c. Kieſelich vom 18. Januar 1898, B Nr. 10/98 II. 

II. Das Handelsrecht. 

20. Die auf Grund der Art. 190 a und 222 des H. G. B. 
erhobene Klage war gegen die beklagte Geſellſchaft, vertreten 
durch den Vorſtand und den Aufſichtsrath, zu richten, und 
beiden Organen, welche in dieſem Falle die geſetzliche Vertretung 
der Bekl. bildeten, zuzuſtellen — Entſch. d. R. G. Bd. 14 
S. 142. — Bei dem durch die angefochtenen Beſchlüſſe der 
Generalverſammlung vom 29. Juni 1896 herbeigeführten 
Wechſel im Perſonalbeſtande des Aufſichtsraths war die Klage 
nicht gegen den alten, ſondern gegen den neuen, zur Zeit der 


Klagerhebung fungirenden, Aufſichtsrunth als Mitvertreter der 


Geſellſchaft zu erheben, da auch ein anfechtbarer Beſchluß über 
die Mitgliedſchaft im Aufſichtsrath ſo lange in Wirkſamkeit 
ſteht, bis derſelbe durch rechtskräftiges Urtheil für ungültig er- 
klärt iſt, wie dies bereits in der im B. U. in Bezug ge 
nommenen Entſcheidung des R. G. vom 24. Oktober 1896, 
Rep. I. 203/96 ausgeführt if. III. C. S. i. S. Woldegker 
Zuckerfabrik e. Schmidt vom 4. Januar 1898, Nr. 242/97 III. 


21. Differenzgeſchäft. Das B. G. hat ebenſo, wie das 
L. G., die Behauptung des Kl., daß die von der Bekl. für 
B. beſorgten Geſchäfte Differenzgeſchäfte geweſen ſeien, für un⸗ 
erwieſen und widerlegt erachtet. Von der Reviſion wird geltend 
gemacht, daß die Begründung mit der Rechtſprechung des R. G. 
in Widerſpruch ſtehe; dieſe Rüge iſt indeß unzutreffend. Beide 
Inſtanzgerichte ſind davon ausgegangen, daß klagloſe Differenz⸗ 
geſchäfte ſchon dann vorliegen, wenn auch nur Einer der beiden 
Kontrahenten nicht kaufen oder verkaufen, ſondern nur um die 
Differenz ſpielen wollte und dem Andern dies erkennbar war; 
beide Gerichte ſind jedoch in dem vorliegenden Falle zu dem 
Ergebniß gelangt, daß weder eine ausdrückliche Vereinbarung 
über den Ausſchluß der effektiven Lieferung und Abnahme, noch 
ein dahin gehendes ſtillſchweigendes Einverſtändniß dargethan 
ſei, auch nichts dafür ſpreche, daß Bekl. von einer etwaigen 
Abſicht des B., die Geſchäfte nur durch Differenzausgleichung 
zu reguliren, Kenntniß gehabt habe. In dieſen Erwägungen 
iſt ebenſowenig wie in der thatſächlichen Begründung, auf die 
jene Annahmen ſich ſtützen, ein Rechtsirrthum zu erkennen. 
Kl. hat zwar behauptet, daß B. bei Eingehung ſeiner Geſchäfts⸗ 
verbindung mit der Bekl. ſich ausbedungen habe, ſeine 
Engagements ſollten ſo lange prolongirt werden, bis er ohne 
jeden oder doch nur mit einem geringen Verluſt herauskommen 
würde. Hierfür hat er den B., ſowie den Direktor K. und den 
Verſicherungsbeamten R. als Zeugen benannt. B. iſt, un⸗ 
eidlich, vernommen worden und hat jene Behauptung beſtätigt; 
die Vernehmung der anderen Zeugen iſt vom B. G. abgelehnt 
worden. Hierin iſt ein prozeſſualer Verſtoß nicht zu finden, 
da die unter Beweis geſtellte Behauptung mit Recht für un⸗ 
erheblich erachtet worden iſt. Wäre nämlich die von B. be⸗ 
zeugte Bedingung wirklich geſtellt und von der Bekl. an⸗ 
genommen worden, ſo würde hieraus nur folgen, daß Bekl. 
bereit geweſen iſt, von dem B. in dem Falle eines Fehlſchlages 
einer einzelnen Spekulation nicht ſofort Lieferung oder Ab⸗ 
nahme zu verlangen, ſondern ihm — ſelbſtverſtändlich ſo lange 
und ſo weit er Sicherheit gewährte — die Möglichkeit einer 
Fortſetzung offen zu laſſen. Dagegen würde verſtändigerweiſe 
nicht angenommen werden können, daß Bekl. ſich verpflichtet 
habe, etwaige Engagements des B. immer ſo lange zu prolon⸗ 
giren, daß er keine Verluſte erleiden könne. Und ebenfowenig 
würde aus der angeblichen Abrede entnommen werden können, 
daß Parteien den Ausſchluß effektiver Lieferung vereinbart 
hätten. Eine derartige Vereinbarung iſt ferner bei den Um⸗ 
ſtänden des vorliegenden Falles auch im übrigen ohne Rechts- 
irrthum verneint worden. Allerdings find die Ultimogeſchäfte 
des B. recht umfangreich geweſen und haben ſich im Verlauf 
ſeiner, den Zeitraum von fünf Jahren umfaſſenden, Geſchäfts⸗ 
verbindung auf annähernd 4 000 000 Mark beziffert. Die 
Engagements haben in einzelnen Monaten den Betrag von 
450 000 Mark überſtiegen und haben vielfach auch Spiel⸗ 
papiere, wie Türkenlooſe, Lombarden, Harpener und Gotthard⸗ 
bahn⸗Aktien betroffeu. Die Ausgleichung iſt der Regel nach 
durch Differenzzahlung erfolgt. Endlich iſt B. nicht Kaufmann 
und hat nicht fo viel Vermögen beſeſſen, als erforderlich ge- 
weſen wäre, um die von einem der bedeutenderen Engagements 
betroffenen Papiere voll zu bezahlen. Alles dies iſt indeß nicht 
verkannt, jedoch für nicht entſcheidend erachtet worden. Hierin 
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liegt keine unrichtige Würdigung, denn jene Umſtände mußten 
zwar, — was auch geſchehen iſt — als Anzeichen für die 
Spielabſicht betrachtet werden, waren indeß nicht zwingend. 
Es kam immer darauf an, ob mindeſtens B. eſſektive Lieferung 
nicht wollte und Bekl. hiermit einverſtanden war. Dieſer 
Beweis iſt für nicht geführt erachtet und zwar in Anbetracht 
thatſächlicher Verhältniſſe, durch die nach dem Erachten der 
Inſtanzgerichte die Behauptung des Kl. widerlegt wird. Nach 
den in I. J. getroffenen, von dem B. G. gebilligten 
Feſtſtellungen handelt es ſich im vorliegenden Fall nicht um ein 
Bankgeſchäft, das darauf ausgeht, Andere zum Börſenſpiel zu 
veranlaſſen, auch nicht um einen unerfahrenen und mittelloſen 
Mann. B. iſt ein Mann von jetzt 66 Jahren, der als er die 
Geſchäfte anfing, ein Vermögen von 180 000 Mark beſaß und 
der gleich anfangs ein Depot von 102 600 Mark gab und von 
der Bekl. für wohlhabend gehalten werden konnte. Endlich 
find thatſächlich die Ultimogeſchäfte nicht ſämmtlich durch 
Differenzziehung, ſondern jedenfalls in den in dem angefochtenen 
Urtheil feſtgeſtellten Fällen durch effektive Lieferung erledigt 
worden. In Anbetracht aller dieſer Umſtände hat das B. G. 
die Spielabſicht verneint und zwar insbeſondere in der Er⸗ 
wägung, daß ſämmtliche Ultimogeſchäfte unter den nämlichen 
Bedingungen geſchloſſen worden ſeien, und daß, da einzelne 
effektiv erfüllt worden ſeien, für die anderen der Ausſchluß der 
effektiven Erfüllung nicht angenommen werden könne. Dies 
iſt bei dem vorliegenden Sachverhalt und da nicht zu. 
gegeben werden kann, daß weſentliche Umſtände überſehen worden 
ſeien, rechtlich nicht zu beanſtanden. Alsdann aber iſt die 
Klage mit Recht abgewieſen, da B., und Kl. als ſein Ceſſſonar, 
die Rückgabe der zur Sicherung der Bekl. gegebenen Werthe 
erſt verlangen darf, wenn von ihnen der Nachweis geführt wird, 
daß die aus den — nicht beſtrittenen — Engagements des B. 
herrührenden Forderungen der Bekl. getilgt ſeien und ſolcher 
Nachweis nicht einmal verſucht worden iſt. I. C. S. i. S. Kuhrt 
c. Berliner Spar- und Depoſitenbank vom 5. Januar 1898, 
Nr. 300/97 J. | 

22. Der Schiffer ift nach Art. 593 Abſ. 1 des H. G. B., 
abgeſehen von den in Abf. 2 bezeichneten Ausnahmefällen, an 
die Anweiſung des Empfängers gebunden und er muß u. A. 
nur, wenn die Sicherheit des Schiffes die Befolgung der An⸗ 
weiſung nicht geſtattet, an dem ortsüblichen Löſchungsplatz an- 
legen. Das B. G. geht mit Grund davon ab, daß im vor⸗ 
liegenden Falle der Kl. ſich darauf verlaſſen durfte und ver- 
laſſen hat, daß die von der Bekl. ihm angewieſene Anlegeſtelle 
ſowie das anſchließende Strombett für ſein Schiff keinerlei Ge⸗ 
fahr in ſich ſchließe, insbeſondere die Bekl. nach Maßgabe der 
ihr zu Gebot ſtehenden und von ihr anzuwendenden Mitteln 
die Anlegeſtelle auf die Sicherheit unterſucht habe. Anderer- 
ſeits folgt aus ſolcher Anweiſung an den Schiffer ſeitens des 
Empfängers auch dann, wenn dieſer Eigenthümer des Anlege⸗ 
platzes iſt, nicht, daß der Empfänger für die Sicherheit der 
Anlegeſtelle Garantie zu leiſten hätte. Vielmehr ſetzt, wie auch 
das B. G. annimmt, die Inanſpruchnahme der Bekl. wegen 
des dem Kl. an der Anlegeſtelle zugeſtoßenen Unfalles auch hier 
ein von der Bekl. zu vertretendes Verſchulden voraus. Das 
B. G. ſcheint aber davon auszugehen, daß die Bekl., bevor ſie 
dem Kl. die Anlegeſtelle anwies, feſtzuſtellen verpflichtet geweſen 
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ſei, ob der Platz, d. h. das Flußbett an demſelben dem Schiffe 
des Kl. nicht gefährlich werden könnte. Dies iſt aber rechts⸗ 
irrig. Nach Lage der Sache kann an die Fürſorge⸗ und Unter⸗ 
haltungspflicht auch hier kein ſtrengerer Maßſtab angelegt 
werden als in dem Falle, wo die Bekl. aus dem Vertrage vom 
Jahre 1875 in Anſpruch genommen werden könnte. VI. C. S. 
i. S. Stadt Königsberg e. Haaſe vom 20. Dezember 1897, 
Nr. 262/97 VI. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Genoſſenſchaftsgeſetz. 

23. Der Zweck der Genoſſenſchaft beſteht, wie die Reviſton 
zutreffend bemerkt, nach § 1 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 in 
der Förderung des Erwerbers oder der Wirthſchaft ihrer Mit⸗ 
glieder mittelſt gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes. Daraus 
folgt aber nicht, daß die Genoſſenſchaft nur mit ihren Mit⸗ 
gliedern in geſchäftliche Beziehungen treten darf. Die Genoſſen⸗ 
ſchaften müſſen im Gegentheil in der Regel, um ihren Mit⸗ 
gliedern den beabſichtigten Nutzen gewähren zu können, auch 
mit Nichtmitgliedern Geſchäfte machen. So müſſen Rohſtoff⸗ 
vereine die an die Mitglieder abzugebenden Waaren zunächſt 
von Anderen einkaufen, die Produktivgenoſſenſchaften die her⸗ 
geſtellten Waaren an Andere verkaufen, die Vorſchuß⸗ und 
Kreditvereine das ihren Mitgliedern zu leihende Geld ſich ver⸗ 
ſchaffen. Das Geſetz geſtattet ſogar, wie ſich aus § 8 Ziffer 5 
ergiebt, die Ausdehnung des beabſichtigten regelmäßigen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes auf Nichtmitglieder. Nur bei Konſumvereinen 
und Genoſſenſchaften, bei welchen die Gewährung von Dar⸗ 
lehnen Zweck des Unternehmens iſt, darf der Verkauf von 
Waaren bezw. die Gewährung von Darlehnen im regelmäßigen 
Geſchaͤftsverkehr lediglich an Mitglieder erfolgen. Dagegen ift 
auch im letzteren Falle die Gewährung von Darlehnen an 
Nichtmitglieder zum Zwecke der Anlegung von Geldern erlaubt. 
Art. 1 Nr. 1 der Novelle vom 12. Auguſt 1896; 8 8 Abf. 2 
des Geſetzes vom 1. Mai 1889. Der Vertreter der Genoſſen⸗ 
ſchaft iſt nach § 26 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 der 
Vorſtand. Er kann hiernach auch mit Nichtmitgliedern Ge⸗ 
ſchäfte abſchließen, ſoweit er es im Intereſſe der Genoſſenſchaft 
für erforderlich erachtet — $ 27 Abſ. 2 a. a. O. — und ſoweit 
die Vornahme derartiger Geſchäfte nach Vorſtehendem erlaubt 
iſt. Nach der Feſtſtellung des B. G. iſt Gegenſtand des 
Unternehmens des Bekl. der Betrieb von Bankgeſchäften zum 
Zwecke der Förderung ihrer Mitglieder. Die Bekl. iſt 
hiernach nicht darauf beſchränkt, nur mit ihren Mitgliedern 
Bankgeſchäfte zu machen, die abzuſchließenden Geſchäfte müſſen 
vielmehr nur zu dem Zwecke, den Realkredit der Mitglieder zu 
fördern, vorgenommen werden. Dieſem Zwecke kann die An- 
nahme fremder Gelder, der An- und Verkauf von Wechſeln und 
Werthpapieren, überhaupt Alles dienen, was zur Anlage dis- 
ponibeler Mittel zweckmäßig und mit dem Betriebe eines Bank⸗ 
geſchäftes verbunden iſt. Soweit der Vorſtand ſolche Geſchäfte 
macht, bewegt er ſich innerhalb des ihm zugewieſenen Geſchäfts⸗ 
kreiſes. Nichtmitgliedern dürfen nur nicht in ihrem Intereſſe 
Darlehne gewährt werden, ſondern nur, wenn die Ausleihung 
des Geldes im Intereſſe der Genoſſenſchaft liegt. Das B. G. 
konnte deshalb ohne Rechtsirrthum annehmen, daß Bekl. nicht 
nur nach § 17 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 als Kaufmann 
zu gelten hat, daß vielmehr der Gegenſtand ihres Unternehmens 
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feiner Natur nach ein kaufmänniſcher ift und für ihren Gefchäfts- 
betrieb daſſelbe maßgebend iſt, wie für den eines Einzel⸗ 
kaufmanns. Der Geſchäftsbetrieb eines Kaufmanns, wie er ſich 
in der Gegenwart geſtaltet hat, iſt nun ohne Kreditgewährung 
nicht möglich. Um ſich hierbei vor Verluſten möglichſt zu 
ſchützen, muß der Kaufmann ſich über die Verhältniſſe des- 
jenigen, mit dem er in geſchäftliche Beziehungen treten will, 
möglichſt genaue Kenntniß verſchaffen, was üblicher Weiſe 
durch Erbitten einer Auskunft bei anderen Kaufleuten, welche 
die fraglichen Verhältniſſe kennen, geſchieht. Die Einholung 
und als Gegenleiſtung Ertheilung derartiger Auskünfte werden 
ſehr häufig im Geſchäftsbetriebe eines Kaufmanns, ſpeziell auch 
beim Betriebe eines Bankgeſchäftes vorkommen. Sie bilden 
einen integrirenden Theil des Betriebes, ſo daß auch der Ver⸗ 
treter einer kaufmänniſche Geſchäfte betreibenden Geſellſchaft ſich 
innerhalb des ihm zugewieſenen Geſchäftskreiſes bewegt, wenn 
er eine ſolche Auskunft einholt oder ertheilt (cfr. Urtheil des 
1. C. S. vom 21. April 1888, Eutſch. Bd. 20 S. 190 ff.). Es 
erſcheint deshalb die Annahme nicht rechtsirrthümlich, daß die 
von dem Vorſtande der Bekl. dem Kl. unter dem 11. Sep⸗ 
tember 1893 ertheilte Auskunft über T. zu den Geſchäften ge- 
hörte, welche dem Vorſtande der Bekl. oblagen und zwar im 
vorliegenden Falle um ſo mehr, als die Bekl. nach den ferneren 
Feſtſtellungen des B. G. nach dem zwiſchen ihr und der Aktien⸗ 
geſellſchaft für Bauausführungen abgeſchloſſenen Vertrage vom 
21. Juli 1893 dieſer gegenüber verpflichtet war, die Hypothek, 
auf welche ſich die Anfrage des Kl. bezog, ſelbſt zu erwerben, 
falls auf den Antrag eines der der genannten Geſellſchaft vor- 
gehenden Hypothekengläubiger vor dem 1. Juli 1895 die 
Zwangsverſteigerung des verpfändeten Gutes C. ſtattfinden ſollte. 
Für den Schaden, welcher durch eine ſchuldhafte Handlung der 
Vertreter innerhalb des ihnen zugewieſenen Geſchäftskreiſes ver- 
urſacht iſt, haftet aber die Geſellſchaft, wie das R. G. wieder⸗ 
holt ausgeſprochen (cfr. insbeſondere Entſch. Bd. 31 S. 246; 
Urtheil des VI. Senats vom 18. November 1897, Rep. 376/97). 
Dem von der Reviſion in Bezug genommenen Urtheile vom 
24. Januar 1895 — Entſch. Bd. 34 S. 294 — liegt ein 
anderer Sachverhalt zu Grunde. Denn dort hatte die ſtädtiſche 
Baudeputation nicht als Vertreterin oder als Willensorgan der 
beklagten Stadtgemeinde gehandelt, ſondern als ſachverſtändiges 
Kollegium ein Gutachten abgegeben. VI. C. S. i. S. National- 
Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft e. G. m. u. H. c. Müller vom 


10. Januar 1898, Nr. 290/97 VI. 


Zum Stempelgeſetz. 

24. Was zunächſt die wegen der vermerkten Zinsherab⸗ 
ſetzung erhobenen 2 Mark anlangt, ſo iſt von dem erkennenden 
Senate erſt kürzlich in einem ganz entſprechend liegenden Falle 
die Stempelpflichtigkeit verneint worden, nämlich am 18. Oktober 
1897 in Sachen des Bremiſchen Staates wider die Bremer 
Straßenbahn, Rep. VI. 102/97; auf die dort gegebenen 
Gründe wird hier Bezug genommen. Ihnen gegenüber fällt 
auch der in der gegenwärtigen Sache für die Steuerpflicht vom 
Landgericht geltend gemachte Grund, daß nach der Auffaſſung 
des geſchäftlichen Verkehrs die Schuldverſchreibung mit herab- 
geſetztem Zinsfuße ein anderes Werthpapier ſei, als die höher 
verzinsliche war, nicht ins Gewicht, denn dieſer Geſichtspunkt 


‚it dabei ohne geſetzlichen Anhalt ganz willkürlicher Weiſe als 


erheblich behandelt. In Anſehung des die Einſchreibung auf 
einen benannten Inhaber betreffenden Vermerkes iſt die be⸗ 
hauptete Steuerpflicht auf den Umſtand geſtützt worden, daß 
dadurch das Inhaberpapier in ein Namenpapier umgewandelt 
worden ſei, deſſen Stempelpflichtigkeit durch die nach Maßgabe 
von Nr. 3b des Tarifes erfolgte Verſteuerung nicht mitgedeckt 
werde, weil als deren Gegenſtand im Geſetze auf den Inhaber 
lautende Verſchreibungen genannt ſeien. Wäre aber auch wirklich 
der Hypothekenbrief durch jenen Vermerk zu einem Namenpapier 
gemacht geweſen, ſo würde doch nicht abzuſehen ſein, woraus 
dann eine neue Steuerpflicht hergeleitet werden könnte; denn 
unter Nr. 2a des Tarifes find ja nicht alle nicht unter Nr. 3 
fallenden inländiſchen Schuld- und Rentenverſchreibungen für 
ſtempelpflichtig erklärt, ſondern nur die „für den Handelsverkehr 
beſtimmten“ Verſchreibungen dieſer Art, zu welchen ein auf 
Namen umgeſchriebenes Juhaberpapier, das auch nicht indoſſabel 
iſt, zu rechnen kein Grund erſichtlich iſt; vergl. Entſcheidungen 
des R. G. in Civilſachen, Bd. 16 S. 85ff. VI. C. S. i. S. 
Hamburgiſche Steuerdeputation 6. Hypothekenbank in Hamburg 
vom 13. Januar 1898, Nr. 420/97 VI. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

25. Der B. R. weiſt in Uebereinſtimmung mit dem I. R. 
die Klage ab, weil das von dem Bekl. verwendete Etikett nur 
das Dreigeſtirn des für die Kl. eingetragenen Zeichens ent⸗ 
halte, dies Sternbild nicht als das charakteriſtiſche Merkmal des 
Zeichens anzuſehen ſei. Es wird ausgeführt, daß ſich mit dem 
Sternbild die achteckige Form, die Umrahmung und die zum 
Aufdruck der Firma benutzte Schrift zu einem Geſammteindruck 
vereinigen, der eine beſondere Wirkung der einzelnen Beſtand— 
theile nicht leicht aufkommen laſſe. Es wird ferner erwogen, 
daß das Sternbild nach der Anſchauung und Gewohnheit der 
in Betracht kommenden Konſumentenkreiſe nicht geeignet ſei, die 
beſondere Aufmerkſamkeit auf ſich zu ziehen. Das in Betracht 
kommende Publikum richte ſeine Aufmerkſamkeit auf Provenienz, 
Jahrgang und Firma, zumal für die Cognacbranche das Stern- 
bild als Freizeichen bekannt ſei. Deshalb und weil das 
Geſammtbild des Etiketts des Bekl. wegen der vorhandenen Ab⸗ 
weichungen ſich völlig anders darſtelle und die Firma der Kl. 
nicht enthalte, wird die Gefahr der Verwechſelung verneint. 
Dieſe Entſcheidung beruht, wie die Reviſion mit Recht rügt, 
auf einer ungenügenden Würdigung der Ergebniſſe der Ver⸗ 
handlungen, §S 259 der C. P. O. Sie würde begründet fein, 


wenn das Sternbild im Verkehr als Freizeichen gälte, wie vom 


Bekl. behauptet und unter Beweis geſtellt, aber nicht feſtgeſtellt 
iſt. Dann würde das Zeichen ein ſolches erſt durch die übrigen 
Beſtandtheile neben dem Sternbild werden und Aenderungen in 
dieſen würden das Zeichen ändern. Unbedenklich wäre die Ent⸗ 
ſcheidung auch, wenn die Sachlage keinen Zweifel darüber ließe, 
daß das Sternbild, auch wenn es nicht Freizeichen, als weſent⸗ 
licher Beſtandtheil des Zeichens nicht anzuſehen ſei. Davon 
geht der B. N. aus, aber dieſe Feſtſtellung giebt in zweifacher 
Beziehung zu weſentlichen Bedenken Anlaß. Ueberſehen und 
ganz ungewürdigt geblieben iſt die Thatſache, daß der Bekl. in 
dem Schreiben an die Kl. vom 18. Februar 1892 (5) unzwei⸗ 
deutig anerkannt hat, daß er ein Etikett, auf dem ſich die drei 
Sterne mit einer anderen Bordeaur-Firma befanden, (4) 
nicht verwenden dürfe, die Verwendung als ein Verſehen be⸗ 
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zeichnet und um Entſchuldigung bittet. Danach iſt der Bekl. 
ſelbſt noch 1892 davon ausgegangen, daß das Sternbild der 
weſentliche Beſtandtheil des eingetragenen Zeichens und geeignet 
ſei, Verwechslungen herbeizuführen, ſelbſt wenn eine andere 
Firma als die der Kl. hinzugefügt. Damit iſt die Annahme des 
B. R. unvereinbar, daß das Sternbild im Verkehr nicht in 
Betracht gezogen werde und keine Bedeutung habe. Ueberſehen 
iſt noch ein weiterer Umſtand. Die Kl. exportirt mit dem 
Zeichen ſeit 1884 ihre Bordeaux⸗Weine nach Deutſchland, der 
Bekl. vertreibt Bordeaux⸗Weine. Der Exporteur hat zunächſt 
das Intereſſe, das von ihm gewählte Zeichen als Zeichen ſeiner 
Waare zum Unterſchiede der Waare anderer Exporteure bekannt 
zu machen. Nach dem Stande der deutſchen Geſetzgebung zur 
Zeit der erſten Anmeldung im Jahre 1884 konnte die Hinzu⸗ 
fügung der Firma zu dem Bildzeichen nur den Zweck haben, 
das Bildzeichen als das der Firma der Kl. zu kennzeichnen, da 
die Firma als ſolche nicht als Zeichen eingetragen werden konnte. 
Die Firma war danach Zuſatz zu dem Bildzeichen, nicht der 
weſentliche Beſtandtheil, immer vorausgeſetzt, daß das Bild⸗ 
zeichen kein Freizeichen iſt. Sit das Sternbild kein Freizeichen, 
ſo kann dem Bekl. nicht geſtattet werden, Etiketts für die von 
ihm vertriebenen Weine zu verwenden, auf denen ſich, wie 
Anlage 2 (3) ergiebt, das Sternbild ohne Angabe der Borbeaur- 
firma, von der der Wein bezogen ift, und feine eigene Firma 
befindet. Es liegt auf der Hand, daß dadurch der Anſchein er- 
weckt werden kann, wenn nicht ſoll, daß der Wein nicht nur 
aus Bordeaur ſtammt, ſondern von der Bordeauxfirma bezogen 
iſt, die das Sternbild als Zeichen führt, auch wenn der Wein 
nicht von derſelben bezogen iſt. Die allgemeinen Erwägungen 
des B. R., daß in dem Konſumentenkreiſe der in Rede ſtehenden 
Weine nicht auf das Zeichen, ſondern auf Provenienz, Jahr- 
gang und Firma geſehen werde, beſagt im vorliegenden Falle 
nichts, wo der inländiſche Zwiſchenhändler Exportwaare unter 
ſeinem Namen vertreibt und zugleich den weſentlichen Beſtand⸗ 
theil des Zeichens einer Exportfirma verwendet, ohne ihre Waare 
zu beziehen. Dazu hat der Zwifchenhändler kein Recht, auch 
wenn der Konſument nicht auf das Zeichen, ſondern nur auf 
ſeine, des Zwiſchenhändlers, Firma ſieht. Darüber iſt der Bekl. 
nach dem Inhalt ſeines Schreibens vom 18. Februar 1892 ſelbſt 
gar nicht in Zweifel geweſen. I. C. S. i. S. Dubos fräres 
c. Tesdorpf vom 22. Dezember 1897, Nr. 309/97 I. 

26. In der Sache ſelbſt iſt die Entſcheidung nicht aus⸗ 
ſchließlich von der Beantwortung der Frage abhängig, ob das 
von der Kl. in Anſpruch genommene kunſtgewerbliche Urheber⸗ 
recht zur Entſtehung gelangt iſt. Auch wenn es nicht ent⸗ 
ſtanden iſt, kann die Kl. ihre Etiketten beſtimmungsgemäß ver⸗ 
wenden, ſofern nicht die Bekl. auf Grund eines ihr zuſtehenden 
Waarenzeichenrechts befugt iſt, ihr dies zu verwehren. Eine 
ſolche Befugniß hat die Bekl. ſich beigelegt, und das iſt die 
Veranlaſſung zu der Erhebung der gegenwärtigen Klage ge⸗ 
weſen. Es iſt daher anzunehmen, daß mit der letzteren auch 
bezweckt wird, mindeſtens die Feſtſtellung herbeizuführen, daß 
die Bekl. die Befugniß, die ſie zu haben behaupte, nicht habe. 
Ein kunſtgewerbliches Urheberrecht an einem Muſter gewährt 
dem Berechtigten die ausſchließliche Befugniß, das Muſter nach⸗ 
zubilden, ſowie die ausſchließliche Befugniß der gewerbemäßigen 
Verbreitung der Nachbildungen (Gierke, Deutſches Privatrecht, 


Bd. 1 S. 837 Anm. 33, Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 38 Nr. 35), mithin auch, wenn es ſich um ein Muſter 
für Waarenetiketten handelt, die Befugniß, Waaren oder deren 
Verpackung oder Umhüllung mit den dem Muſter nachgebildeten 
Etiketten zu verſehen, und fie, mit dieſen verſehen, in den Ver⸗ 


kehr zu bringen. Ein Zeichenrecht andererſeits gewährt die 


ausſchließliche Befugniß zum Gebrauch des eingetragenen 


Waarenzeichens. Jenes wie dieſes Recht findet aber hinſichtlich 
der Befugniß, die es dem Berechtigten verleiht, ſeine noth. 


wendige Schranke an dem zur Zeit ſeiner Entſtehung bereits 
begründeten Rechte eines Anderen. Hieraus ergiebt ſich für den 
vorliegenden Fall: Waren, als am 16. Mai 1888 für die 
Kl. die Vorbilder ihrer drei Etiketten in das Muſterregiſter des 
Amtsgerichts Hannover eingetragen wurden, die materiellen 
Vorausſetzungen für den Erwerb eines kunſtgewerblichen Ur⸗ 
heberrechts gegeben, dann kann die Bekl. der Benutzung der 
Etiketten nicht ſchon auf Grund ihres erſt ſeit dem 8. Oktober 
1894 beſtehenden Zeichenrechts an der Wortmarke „Kaiſer— 
hölzer“ entgegentreten, ſondern nur in Frage kommen, ob fie 
hierzu auf Grund eines ihrer beiden anderen Zeichenrechte befugt 
iſt, welche letzteren zwar als durch das Geſetz vom 12. Mai 
1894 geſchützte, erſt ſeit der Eintragung der Zeichen in die 
Zeichenrolle des Patentamts beſtehen, aber, weil die Eintragung 
nach § 24 dieſes Geſetzes unter dem Zeitpunkt der erſten An⸗ 
meldung (zum Zeichenregiſter) zu erfolgen hatte und auch that⸗ 
ſächlich erfolgt iſt, als bereits von dieſem Zeitpunkt au be⸗ 
ſtehende gelten. Fehlte es dagegen an einer der bezeichneten 
Vorausſetzungen, dann kann allerdings die Bekl. ſchon vermöge 
ihres erſt im Jahre 1894 erworbenen Wortzeichenrechts der Kl. 
die beſtimmungsgemäße Verwendung ihrer Etiketten verbieten, 
wenn durch dieſe Verwendung in jenes Zeichenrecht eingegriffen 
wird. Denn dieſer Eingriff würde ein rechtswidriger ſein, weil 
die bloße Thatſache, daß die Kl. ihre Etiketten ſeit dem 
16. Mai 1888 zur Bezeichnung ihrer Waaren benutzt hat, kein 
Recht für fie begründen konnte. In Frage ſteht demnach zu⸗ 
nächſt, ob die für die Kl. eingetragenen Muſter als Muſter im 
Sinne des Geſetzes vom 11. Januae 1876 anzuſehen ſind. 
Das B. G. führt aus, die Kl. möge im Uebrigen für ihre 
Muſter den Schutz des Geſetzes erworben haben, die Worte 
„Deutſche Kaiſerhölzer“ als ſolche könnten durch das Muſter⸗ 
geſetz nicht geſchützt werden, da ſie weder den Farben⸗ noch den 
Formenſinn zu erwecken oder zu befriedigen geeignet ſeien. Das 
iſt verfehlt. Die Kl. beanſprucht nicht den Schutz jener Worte 
als ſolcher, ſondern den Schutz ihrer Muſter. Genügt daher 
die auf ihnen ſich findende Darſtellung als Ganzes genommen 
den Anforderungen des Geſetzes, iſt ſie in ihrer Geſammt⸗ 
erſcheinung geeignet, den Geſchmacks⸗ und Formenſinn zu 
erwecken, und in dieſer Hinſicht auch neu und eigenthümlich, 
dann iſt jedes der drei Muſter in allen ſeinen Beſtandtheilen, 
auch inſoweit als dieſe nur in Worten beſtehen, d. h. in der 
Zuſammenfaſſung und Vereinigung aller ſeiner Beſtandtheile 
ein an ſich unter dem Schutz des Geſetzes ſtehendes Muſter. 
Auch das L. G. trifft das, worauf es hier zunächſt ankommt, 
nicht, wenn es den drei Muſtern der Kl. die Neuheit und Eigen⸗ 
thümlichkeit lediglich mit Rückſicht auf die beiden älteren 
Waarenzeichen der Bekl. abſpricht, weil in allen fünf Dar⸗ 
ſtellungen das Wort „Kaiſerhölzer“ in den Vordergrund trete, 
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die Aufmerkſamkeit von den übrigen Beſtandtheilen ablenke, und 
daher der Geſammteindruck bei allen im Weſentlichen der näm⸗ 
liche ſei. — Vergleicht man die Etiketten der Kl. in ihrer Eigen ⸗ 
ſchaft als Mittel zur Bezeichnung der Gegenſtände, an denen 
ſie angebracht ſind, mit den beiden älteren Waarenzeichen der 
Bekl., ſo mag das zutreffend ſein, was das L. G. angenommen 
hat. Das würde aber nur von Bedeutung ſein für die Frage, 
ob durch die Benutzung der Etiketten die älteren Zeichenrechte 
der Bekl. verletzt werden (§ 20 des Geſetzes zum Schutz der 
Waarenbezeichnungen). Wird dagegen die Vergleichung von 
dem Geſichtspunkt aus vorgenommen, in welcher Weiſe die drei 
Etiketten der Kl. einerſeits und die beiden älteren Waarenzeichen 
der Bekl. auf das äſthetiſche Gefühl einwirken, ſo wird, inſoweit 
von einer ſolchen Einwirkung überhaupt die Rede ſein kann, 
eine weſentliche Verſchiedenheit des Eindrucks nicht in Abrede 
zu ſtellen ſein. Das Richtige iſt vielmehr, daß die drei Muſter 
der Kl. ſchon an und für ſich keine dem Geſetz entſprechende 
Muſter ſind. Es handelt ſich um Muſter für Etiketten, und 
unter einer Etikette iſt zu verſtehen die an Behältniſſen oder 
Hüllen angebrachte Angabe über ihren äußerlich nicht erkenn⸗ 
baren Inhalt (Entſch. des R. G. Bd. 1 S. 75). Gewiß 
aber kann eine Etikette zugleich den Zweck haben, dem Gegen⸗ 


ſtande, an dem ſie angebracht wird, ein gefälliges Aeußere zu 


verleihen. Das Muſter für eine Etikette kann daher ein ſchutz⸗ 
fähiges Muſter ſein. Von den drei Muſtern der Kl. iſt es 
jedoch ſchon zweifelhaft, ob ihre Darſtellungen der äußeren Er⸗ 
ſcheinung nach — denn dies und nicht die ſubjektive Abſicht 
des Anmelders iſt entſcheidend — die Beſtimmung offenbaren, 
auf den Geſchmacks⸗ und Formenſinn einzuwirken. Aber man 
mag ſie als dazu beſtimmt und als neu geweſen gelten laſſen. 
Nicht anzuerkennen iſt, daß ſie auch eigenthümlich ſind. 
Sie ſind nicht Erzeugniſſe „originaler formenſchöpferiſcher Kraft“ 
(Gierke a. a. O. S. 832). Die figürlichen Beſtaͤndtheile find 
unfreie Nachbildungen bekannter Gegenſtände, insbeſondere die 

Pferdefiguren auf den Muſtern Nr. 47 und 65, wie die Kl. 
ſelbſt angeführt hat, Nachbildungen der plaſtiſchen Darſtellung 
des niederſächſiſchen Pferdes vor dem Polytechnikum in Hannover. 
Daneben zeigt das Muſter Nr. 65 noch die Abbildungen des 
Averſes und des Reverſes einer belgiſchen Medaille. Auf dem 
Muſter Nr. 66 iſt hervortretend eine einfache Abzeichnung des 
eiſernen Kreuzes. Im Uebrigen enthalten alle drei Muſter nur 
Wörter, und auch deren Anordnung und Kombination mit den 
erwähnten figürlichen Beſtandtheilen, ſowie die Verſchiedenheit 
der Farbengebung, kann auf keine Weiſe Anſpruch darauf 
machen, als aus urſprünglicher geiſtig-produktiver Thätigkeit 
hervorgegangen angeſehen zu werden. I. C. S. i. S. Ver. 
Zündwaarenfabriken Zanow⸗Hannover c. A.⸗G. Union in Augs⸗ 
burg vom 18. Dezember 1897, Nr. 288/97 J. 

IV. Das Gemeine Recht. 

27. Das B. G. hat gegenüber dem feſtgeſtellten Ehebruch 
des Bekl. mit Recht deſſen Behauptungen für unerheblich er⸗ 
achtet, daß die Kl. ihm die Verletzung der ehelichen Treue all» 
gemein geſtattet, und die Erfüllung der ehelichen Pflicht an⸗ 
dauernd verweigert habe. Nach feſtſtehender Rechtſprechung iſt 
ein allgemeiner Verzicht auf eheliche Treue mit dem Weſen der 
Ehe unvereinbar, und kann aus einer Erklärung ſolchen Inhalts 
keine Einrede gegen die auf Ehebruch gegründete Scheidungs⸗ 


klage entnommen werden. Die Weigerung der ehelichen Pflicht 
enthält aber keine dem Ehebruch gleichartige Verfehlung, und 
kann daher die Einrede der Kompenſation gegen den Klage⸗ 


anſpruch nicht begründen. Aus den gedachten Schutzbehauptungen 


kann auch nicht ein Verzicht der Kl. in dem Sinne hergeleitet 
werden, daß ſie den Ausſpruch, der Bekl. ſei der ſchuldige Theil, 
nicht begehren dürfte. Dieſer Ausſpruch iſt nach dem hier in 
Betracht kommenden Gemeinen Recht die nothwendige Folge 
der Feſtſtellung des Ehebruchs des Bekl., wegen deſſen die Ehe 
geſchieden iſt, und bedarf es der Prüfung nicht, ob das Ver⸗ 
halten der Kl. frei von Verſchulden geweſen iſt. Vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 33 S. 203. III. C. S. i. S. B. c. B. 
vom 11. Januar 1898, Nr. 308/97 III. 5 

28. Es giebt keinen gemeinrechtlichen Satz — und 


Hamburgiſche Partikularrechtsnormen exiſtiren für dieſe Frage 


nicht — wonach ein Inhaberpapier dadurch zu einem Namen⸗ 
papiere würde, daß es in einem Buche des Schuldners für 


einen benannten Gläubiger eingeſchrieben, und dieſer Vorgang 


vom Schuldner auf der Urkunde, insbeſondere auf der Rückſeite 
derſelben, bezeugt wird. Die Urkunde bleibt vielmehr nach wie 
vor ein Inhaberpapier; nur iſt ſie allerdings jetzt ein ſolches, 
auf welchem man leſen kann, daß es auf den Namen eines be⸗ 
ſtimmten Gläubigers irgendwo eingeſchrieben ſei, was ja unter 
Umſtänden ſeine beſonderen Rechtswirkungen äußern kann; in⸗ 
deſſen dem Stempelgeſetz gegenüber iſt dieſer Umſtand völlig 
unerheblich. VI. C. S. i. S. Hamburgiſche Steuerdeputation 
c. Hypothekenbank in Hamburg vom 13. Januar 1898, 
Nr. 420/97 VI. 

29. Der rechtliche Ansgangepunt des B. U., daß Ber- 
zoͤgerung der Erfüllung der Nichterfüllung nur dann gleichſtehe, 
wenn die nachträgliche Erfüllung für den Gläubiger werthlos 
und daher thatſächlich keine Erfüllung ſei, und daß nur in 
ſolchen Fällen des Verzuges das volle Erfüllungsintereſſe ge⸗ 
fordert werden könne, entſpricht dem geltenden Recht und wird 
auch von der Reviſion nicht beanſtandet. Dieſelbe ſucht nur 
auszuführen, daß im vorliegenden Falle die nachträgliche Er- 
füllung für den Kl. in der That werthlos, die nachträgliche 


Annahme ihm nicht zuzumuthen geweſen wäre. Dies aber hat 


das B. G. aus thatſächlichen, der konkreten Sachlage ent⸗ 
nommenen Gründen, die einen Rechtsirrthum nicht erkennen 
laſſen und daher mit der Reviſion nicht anfechtbar find, ver⸗ 
neint. III. C. S. i. S. Koch c. e vom 14. Januar 
1898, Nr. 244/97 III. 

. 30. Das B. G. geht ee wie das Gericht I. J. von 
dem richtigen, in ſtändiger Rechtſprechung von den höchſten 
Gerichtshoͤfen feſtgehaltenen Grundſatze aus, daß das in Fahrt 
befindliche Schiff, welches ein vor Anker liegendes Schiff an- 
gerannt hat, ſich exkulpiren muß, weil es den äußeren Anſchein 
des Zuwiderhandelns gegen die beſtehenden Vorſchriften gegen 
ſich hat. Das B. G. findet jedoch eine genügende Entſchuldigung 
des Führers des Dampfers Oscar ſchon darin, daß dieſer das 
unſtreitig hellbrennende Ankerlicht der Schute unter den ob- 
waltenden Umſtänden für eine der am Ufer brennenden Laternen 
habe anſehen können und in Folge dieſer entſchuldbaren Ver⸗ 


wechslung die Schute nicht ſo zeitig wahrgenommen habe, um 


derſelben noch ausweichen zu können. Wegen dieſer dem Führer 
des Dampfers zu Statten kommenden Entſchuldigung buͤrdet 
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das B. G. dem Kl. den Beweis dafür auf, daß der Dampfer 
Oscar nicht in ſeinem richtigen Kurſe geweſen, als er die Schute 
anrannte, und gelangt zur Abweiſung der Klage, weil es dieſen 
Beweis nicht für geführt erachtet. Die dieſer Entſcheidung zu 
Grunde liegende Regelung der Beweislaſt wird von dem Rll. 
mit Recht als unrichtig angegriffen. Das B. G. hält es für 
gerechtfertigt und mit. der beſtehenden, die Dampferkurſe 
regelnden Polizeivorſchrift für verträglich, wenn die von der 
Rabenſtraße nach dem Fährhauſe fahrenden Dampfer bei dunkler 
Tageszeit von der geraden Verbindungslinie beider Endpunkte 
in der Art abweichen, daß ſie zunächſt auf eine Laternengruppe 


zwiſchen der Feenteichsbrücke und der Karlſtraße abhalten, um 


auf ½ der Alſterbreite nach Backbord zur Brücke des Fähr⸗ 
hauſes hin abzubiegen. Das B. G. nimmt ferner an, daß das 
Ankerlicht der Schute in der Richtung von der Rabenſtraße 
aus in jene Laternengruppe fiel und deshalb von dem auf die 
Laternengruppe abhaltenden Dampfer aus in ſeiner Eigenſchaft 
als Ankerlicht ſchwer und nur bei ganz beſonderer Aufmerkſamkeit 
habe erkannt werden können. Stellt man ſich auf dieſen, an 
ſich nicht bedenklichen Standpunkt des B. G. und läßt man 
demgemäß das Nichterkennen des Ankerlichts von dem in der 
Richtung auf die Laternengruppe ſteuernden Dampfer aus als 
entſchuldbar gelten, ſo kann damit das Anrennen der Schute 
nur unter der Vorausſetzung entſchuldigt werden, daß die Schute 
in demjenigen Theile des regelmäßigen Dampferkurſes lag, der 
auf die Laternengruppe hinführte. Mußte der Dampfer in der 
Gegend, wo die Schute lag, einen andern Kurs einhalten, von 
welchem aus das Ankerlicht nicht mehr mit einer jener Ufer⸗ 
laternen zu verwechſeln war, vielmehr als Ankerlicht erkennbar 
wurde, ſo fällt damit der Entſchuldigungsgrund für den Führer 
des Dampfers weg. Dieſer Fall lag vor, wenn der Dampfer, 
bevor er die Schute erreichte, auf ſeinem regelmäßigen Kurſe 
die Fahrtrichtung auf die Laternengruppe bereits hätte verlaſſen 
und nach dem Fährhauſe hin hätte abbiegen müſſen. Der Zu⸗ 
ſammenſtoß würde dann vermieden ſein, obgleich das Ankerlicht 
der Schute, ſolange der Kurs des Dampfers auf die Laternen⸗ 
gruppe hinführte, entſchuldbar unerkannt blieb. Es liegt mithin 


in dieſem Falle in der Abweichung des Dampfers von dem 


richtigen Kurſe der erſte Grund des Zuſammenſtoßes und das 
Nichterkennen des Ankerlichts iſt erſt in zweiter Linie von ur⸗ 
fachlicher Bedeutung für deſſen Entſtehung. Hieraus folgt, daß 
der Bekl., um den Führer des Dampfers zu entſchuldigen, nicht 
nur die nahe liegende Möglichkeit einer Verwechslung des 
Ankerlichts mit einer Laterne der mehrerwähnten Laternengruppe, 
ſondern vor Allem auch zu beweiſen hat, daß die Schute in 
dem auf die Laternengruppe gerichteten Theile des richtigen, 
Dampferkurſes lag, oder daß der Dampfer mit Recht noch auf, 
die Laternengruppe abhielt, als er die Schute anrannte. Daß. 
dies der Fall geweſen, iſt aus den bisherigen Verhandlungen 
keineswegs erſichtlich. Es bleibt vielmehr die Möglichkeit offen, 
daß der Dampfer in der Richtung auf die Laternengruppe zu 
weit (über ½ der Alſterbreite hinaus) gefahren iſt und in Folge 
deſſen die zu ſpät erkannte Schute angerannt hat. In dieſer 
Inſtanz ift nicht zu unterſuchen, inwieweit das Beweisergebniß 
für dieſe Möglichkeit ſpricht. Jedenfalls aber hat das B. G. 
eine pofitive Feſtſtellung in dieſem Punkte nicht getroffen, 
ſondern nur den vom Kl. verlangten Beweis, daß der Dampfer 


Oscar von dem regelmäßigen Dampferkurſe abgewichen ſei, für 
nicht geführt erachtet. I. C. S. i. S. Schlichting e. Wichmann 
vom 5. Januar 1898, Nr. 319/97 J. | 

31. Das B. G. hat die Klage als Klage aus argliſtigem 
Verhalten des Bekl. (actio doli) für begründet und erwiejen 
erachtet, die dagegen vorgeſchützte Einrede der Verjährung aber 
verworfen. Mag auch bezüglich der Beurtheilung der Klage 
dem vorigen Richter beizutreten ſein, ſo kann doch nicht ein 
Gleiches bezüglich der Beurtheilung der Verjährungseinrede 
gelten. Die zweijährige Verjährungsfriſt für die actio doli 
beginnt, wie das O. L. G. mit Recht angenommen hat, ſobald 
die Argliſt verübt und der Schaden entſtanden, der Benach⸗ 
theiligte alſo in der Lage iſt, die Klage (actio nata) anzu⸗ 
ſtellen. Es fragt ſich aber weiter, ob in gegenwärtiger Sache 
die Benachtheiligung der Kl. mit dem Zuſchlagsurtheil vom 
10. Februar 1894 — welchen Falles die Verjährungsfriſt bis 
zu der am 17. Februar 1896 erfolgten Zuſtellung der vor⸗ 
liegenden Klage abgelaufen ſein würde — oder ob ſie erſt mit 
dem Vertheilungstermin vom 19. März 1894 eingetreten iſt, 
in welchem Falle eine Verjährung nicht ſtattgefunden haben 
würde. Das B. G. hat ſich für die letztere Annahme ent⸗ 
ſchieden, weil der Ausfall der Kl. mit ihrer Hypothek bei der 
Verſteigerung der D.'ſchen Mühle, worauf ſich der Klageanſpruch 
ſtütze, erſt im Vertheilungstermine, wo die erwähnte Hypothek 
fällig geworden, feſtgeſtellt worden ſei, bis dahin aber höchſtens 
feſtgeſtanden habe, daß im Vertheilungstermin ein Ausfall ſtatt⸗ 
finden würde. Dieſer Auffafſung kann indeſſen nicht beigetreten 
werden. Denn bereits durch das Zuſchlagsurtheil vom 
10. Februar 1894 war außer Zweifel geſtellt, daß der Erlös 
aus dem verſteigerten Beſitzthum des D. mehr als 52 100 Mark 
nicht betrage. Näher dargelegt. III. C. S. i. S. Nagel 
c. Hottendorf vom 7. Januar 1898, Nr. 249/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

32. Die Aufhebung des angefochtenen Urtheils muß er⸗ 
folgen wegen der Behandlung, welche das B. G. der Einrede 
der Unmöglichkeit der geforderten Leiſtung hat zu Theil werden 
laſſen. Sind die verkauften Schafe geſchlachtet, ſo können ſie 
dem Kl. nicht mehr geliefert werden. Die Bereitwilligkeit 
des Kl., an Stelle der individuell beſtimmten Schafe, welche 
Gegenſtand des Kaufvertrages geweſen ſind, andere von gleicher 
Art anzunehmen, kann eine Verpflichtung der Bekl. zur Lieferung 
anderer Schafe nicht begründen. Die verurtheilende Ent- 
ſcheidung des B. G. kann alſo nicht zur Ausführung gebracht 
werden, wenn die verkauften Schafe geſchlachtet ſind und iſt 
deshalb bei dieſer Vorausſetzung unzuläſſig. An die Stelle des 
Anſpruchs auf Lieferung der Schafe tritt dann der Intereſſe⸗ 
anſpruch, der ohne Aenderung der Klage noch in dem jetzigen 
Prozeſſe erhoben werden kann, wenn der Kl. erſt nach der 
Klageerhebung in Erfahrung gebracht hat, daß die Schafe nicht 
mehr exiſtiren (§ 2 40 Ziſſer 3 C. P. O., Urtheil des R. G. vom 
16. Mai 1890, Entſch. Bd. 26 S. 387). Das B. G. hat dieſe 
Einrede verworfen, weil die Bekl. nur behauptet habe, daß die 
Schafe wahrſcheinlich geſchlachtet ſeien, nicht, daß ſie 
wirklich geſchlachtet ſeien. Dieſe Erwägung beruht auf einer 
mißverſtändlichen Auffaſſung des Vorbringens der Bekl. 
I. C. S. i. S. Magner c. Krekeler vom 8. Januar 1898, 
Nr. 304/97 J. E 
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33. Das im 8 649 Thl. I Tit. 12 des A. L. R. dreimal 
gebrauchte Wort „Erbſchaft“ und die daneben vorkommenden 
Worte „geſetzliche Miterben“ ſind in der Ausdrucksweiſe des 
A. L. R. von ganz beſtimmter, rechtsbegrifflicher Bedeutung, 
wie fie in den 88 34, 35 Tit. 2, S$ 350, 367, 370 Tit. 9 
und § 4 Tit. 12 Thl. I des A. L. R. näher angegeben iſt. 
Danach bezeichnet „Erbſchaft“ den Inbegriff der Sachen und 
Rechte eines Verſtorbenen, und „Erbe“ denjenigen, dem das 
Recht auf dieſen Inbegriff nach der Willenserklärung des Erb⸗ 


laſſers oder in deren Ermangelung nach dem Geſetze zuſteht. 


Die Worte „Erbſchaft“ und „geſetzliche Miterben“ in § 649 
Thl. I Tit. 12 des A. L. R. bringen ſomit einander ent⸗ 
ſprechende rechtliche Begriffe zum Ausdruck. Hiervon aus⸗ 
gegangen iſt der Inhalt dieſer Geſetzesvorſchrift ein doppelter. 
Einmal werden Verträge zwiſchen geſetzlichen Miterben zu einer 
künftigen beſtimmten Erbſchaft über Entſagung oder Vertheilung 
derſelben für gültig erklärt. Dieſe Beſtimmung iſt unzweifel- 
haft veranlaßt worden durch die entgegenſtehende Vorſchrift des 
römiſchen Rechts, nach welcher Verträge über die künftige Erb⸗ 
ſchaft nach einem noch lebenden Dritten ohne deſſen Genehmi⸗ 
gung als unſittlich erachtet und ſchlechthin nichtig waren (vergl. 
Dernburg, Lehrbuch Bd. III § 180 II?, Förſter⸗Eccius, Preußi⸗ 
ſches Privatrecht Bd. IV § 265 Note 13 flgde.). Indem aber 
in § 649 a. a. O. ausdrücklich beſtimmt wird, daß derartige 
Verträge „nur“ unter denjenigen gelten, welche zu einer ſolchen 
Erbſchaft als „geſetzliche Miterben“ berufen ſind, wird damit 
zugleich weiter ausgeſprochen, daß ſolche Verträge zwiſchen allen 
Anderen, die nicht zu den geſetzlichen Miterben gehören, alſo 
auch die zwiſchen einem oder mehreren geſetzlichen Miterben und 
Dritten, die nicht zu den geſetzlichen Miterben gehören, ungültig 
ſind. Der überlebende gütergemeinſchaftliche Ehegatte aber hat, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, unabgefundene Kinder vor⸗ 
handen ſind, kein geſetzliches Erbrecht an dem Nachlaſſe des 
Erſtverſtorbenen, vielmehr muß er ſich, wie in § 639 Thl. II 
Tit. 1 des A. L. R. beſtimmt iſt, mit der Hälfte von dem 
gemeinſchaftlichen Vermögen begnügen, die er davon nach 
8 637 a. a. O. als fein Eigenthum zurücknimmt. Angeſichts 
dieſer unzweideutigen Geſetzesvorſchriften kann daher Kl. als 
geſetzlicher Erbe oder Miterbe nach ſeiner verſtorbenen Ehefrau 
nicht angeſehen werden. Die nahen Beziehungen zur Nachlaß⸗ 
maſſe — § 661 a. a. O. — ſowie das Voraus gemäß § 640 
a. a. O. und das Wahlrecht des Ueberlebenden aus § 648 
a. a. O., worauf die Reviſion Gewicht legt, haben ihren Grund 
in der bis dahin beſtandenen ehelichen Gütergemeinſchaft und 
ergeben nichts für die Erbeneigenſchaft des überlebenden Ehe⸗ 
gatten. Ebenſowenig iſt aus den von der Reviſion hervor⸗ 
gehobenen Beſtimmungen in den §§ 648, 651, 652, 657 
a. a. O., die den überlebenden Ehegatten ſchlechthin und ohne 
Beſchränkung auf die Fälle, in denen keine oder nur abgefundene 
Kinder vorhanden find, den „übrigen Erben“ oder den „Mit⸗ 
erben“ gegenüber ſtellen, zu folgern, daß der überlebende Ehe⸗ 
gatte bei beſtandener Gütergemeinſchaft als geſetzlicher Miterbe 
auch dann angeſehen werden ſolle, wenn unabgefundene Kinder 
vorhanden find. Einer ſolchen Folgerung ſteht der ausdrückliche 
Ausſchluß des überlebenden Ehegatten von dem Nachlaſſe — 
§§ 637—639 — unbedingt entgegen, während die allerdings 
ungenaue, aber den in Betracht kommenden Verhältniſſen gegen⸗ 


über gleichwohl nicht mißverſtändliche Ausdrucksweiſe darin ihre 
Erklärung findet, daß, worauf das B. G. zutreffend hinweiſt, 
bei jenen Vorſchriften zugleich die Fälle mitgetroffen werden 
ſollten, daß der überlebende Ehegatte mit anderen Verwandten 
als unabgefundenen Kindern des Verſtorbenen, alſo als wirf- 


licher Miterbe bei dem Nachlaſſe betheiligt iſt. Auch die Be 


rufung der Reviſion für ihre Auffaſſung auf das in § 650 


Thl. I Tit. 12 des A. L. R. gebrauchte Wort „Fremde“ iſt 


verfehlt. Bei dem ſelbſtſtändigen Inhalte des § 649 a. a. O., 
wie er oben dargelegt iſt, kann dies Wort in der ſich anſchließen⸗ 
den Vorſchrift des § 650 nicht für ſich, ſondern nur im Zu⸗ 
ſammenhange mit der vorhergehenden Beſtimmung im § 649, 
zu welcher der $ 650 ſich als Ausnahme darſtellt, aufgefaßt 
werden. Wenn aber der § 649 Verträge des in demſelben 
vorgeſehenen Inhalts „nur“ unter den „geſetzlichen Miterben“ 
zuläßt und dann der § 650 beſtimmt, daß Verträge ſolchen 
Inhalts zu Gunſten „eines Fremden“ nur alsdann gelten, wenn 
derjenige, über deſſen Nachlaß verfügt werden ſoll, dem Ver⸗ 
trage als Mitkontrahent beitritt, jo müſſen unter „Fremden“ 
hier Alle verſtanden werden, die nicht zu den im § 649 er- 
wähnten „geſetzlichen Miterben“ gehören, wovon auch das 
B. G. unter Hinweis auf Foörſter⸗Eccius a. a. O. Bd. IV 
§ 265 Abſ. 5 ausgeht. Die gleiche Auffaſſung findet fi 
ebenfalls vertreten in den Urtheilen des früheren Preußiſchen 
Obertribunals vom 25. Februar 1861 — Striethorſt, Archiv 
Bd. 40 S. 297 — und vom 2. November 1866 — Ertſch. 
Bd. 57 S. 45 —. Auch der gütergemeinſchaftliche Ehemann 
iſt daher im Sinne des § 650 a. a. O. in Anſehung des 
künftigen Nachlaſſes feiner Ehefrau aus der Güuͤtergemeinſchaft 
jo lange als „Fremder“ anzuſehen, als unabgefundene Ab- 
kömmlinge der Ehefrau vorhanden ſind. Für die von der Re⸗ 
viſion verlangte analoge Anwendung der Vorſchrift in § 649 
auf den vorliegenden Fall iſt um deshalb kein Raum, weil es 
gerade Zweck dieſer Beſtimmung iſt, die Gültigkeit derartiger 
Verträge auf den Kreis der geſetzlichen Miterben zu der be⸗ 
treffenden Erbſchaft zu beſchränken, ſodaß eine ausdehnende Aus⸗ 
legung der Abſicht und dem Zwecke des Geſetzes widerſprechen 
würde (SS 46 flgde. Einleitung zum A. L. R.). Nach alledem 
würde das notarielle Abkommen vom 20. März 1890 auch als 
Erbenentſagungsvertrag im Sinne der §§ 649 flgde. Thl. I 
Tit. 12 des A. L. R. nur gültig ſein, wenn demſelben auch 
die Ehefrau des Kl. und Mutter der ihrem Erbrechte an dem 
Nachlaſſe der letzteren entſagenden Stieftöchter des Kl. gemäß 
5 650 a. a. O. beigetreten wäre. Hierzu reicht aber das 
bloße Einverſtändniß der Ehefrau des Kl. mit dieſem Ab⸗ 
kommen, wie daſſelbe nach der oben bereits hervorgehobenen 
klägeriſchen Behauptung erfolgt ſein ſoll, nicht aus; vielmehr 
hätte der Beitritt in rechtsverbindlicher Form, alſo mit Rückſicht 
auf den Werth des Vertragsgegenſtandes wenigſtens ſchriftlich 
erklärt werden müſſen, da ein Beitritt als Mitkontrahent und 
mit der Rechtsfolge erfordert wird — 88 651, 652 a. a. O., 
daß der Beitretende wie an ſeinen eigenen Erbvertrag ge⸗ 
bunden wird. IV. C. S. i. S. Nikutta c. Lumma u. Gen. 
vom 23. Dezember 1897, Nr. 169/97 IV. 

34. Da es ſich hier um eine Geldzahlung handelt, alſo 
um eine Verpflichtung, welche in der Wohnung des Kl. zu er⸗ 
füllen war, jo genügte allerdings das bloße wörtliche Zahlungs ⸗ 
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angebot nicht. Vergl. Foerſter⸗Eccius Bd. 1 8 105 II (S. 717, 
7. Auflage); Dernburg, Bd. II S 73 (I 2a), (S. 178, 
4. Auflage). Der B. R. wird aber dem Einwande der Bekl. 
nicht gerecht, wenn er auf dieſen Grund ſeine Entſcheidung ab⸗ 
ſtellt. Es handelt ſich hier um die Frage, ob die Bekl. von 
der Verpflichtung zum Anbieten des baaren Zinſeubetrages und 
von den Folgen der Unterlaſſung eines ſolchen Angebots durch 
die Erklärung des Kl., er werde die Zinſen allein nicht an⸗ 
nehmen, befreit worden iſt, und ob Kl. argliſtig handelt, wenn 
er trotz jener Erklärung aus der durch ſie herbeigeführten Unter⸗ 
laſſung des Baarangebots ſeitens des Schuldners die Folgen 
einer ſchuldvollen Unterlaſſung der Zahlung gegen die Bekl. 
herleiten will. Beide Fragen find zu bejahen. War die Er⸗ 
klärung des Kl. beſtimmt abgegeben, ſo konnte der Bekl. aller⸗ 
dings nicht zugemuthet werden, trotzdem die vergebliche Hand⸗ 
lung des Baarangebots vorzunehmen oder vornehmen zu laſſen. 
Vergl. Foerſter⸗Eccius und Dernburg (Note 6) a. a. O. 
V. C. S. i. S. v. Makomaski c. Buchholz vom 8. Januar 
1898, Nr. 370/97 V. | 

35. Das A. L. R. enthält über den Endpunkt vertrags- 
mäßiger Friſten keine ausdrückliche Beſtimmung. Der 8 48 
Thl. J Tit. 3 kann für die Annahme der Bekl., ſolche Friſten 
endigten, wenn ihr letzter Tag auf einen Sonntag fallen würde, 
erſt am folgenden Werktag, nicht verwerthet werden; denn ab— 
geſehen davon, daß dieſe Vorſchrift von Leiſtungen an be— 
ſtimmten Tagen ſpricht, verſchiebt ſie auch keineswegs ſchlecht⸗ 
weg deren Fälligkeit von Sonn- und Feiertagen auf den 
folgenden Werktag, ſondern nur dann, wenn „dergleichen“ 
Handlungen durch Polizeiverordnungen oder durch die Religions⸗ 
grundſätze des Verpflichteten verboten ſind. Die Leiſtung von 
Zahlungen, um welche es ſich hier handelt, unterliegt jedenfalls 
im Allgemeinen Verboten ſolcher Art nicht; eine allgemeine Ver⸗ 
ſchiebung der Zahlungspflicht von Sonn- und Feiertagen auf 
die folgenden Werktage greift daher gemäß § 48 a. a. O. auch 
für Leiſtungen an feſt beſtimmten Tagen nicht Platz. Der 
$ 48 a. a. O. kann mithin für den von der Bekl. aufgeſtellten 
Grundſatz auch nicht in analoger Anwendung herangezogen 
werden. Mangels ausdrücklicher abweichender Anordnungen kann 
hiernach eine vertragsmäßige Friſt nicht dadurch eine Ver— 
längerung erfahren, daß ihr Endpunkt auf einen Sonntag fällt. 
Vergl. die Anführungen bei Koch, Landrecht, Anm. zu 8 48 
Thl. J Tit. 3 A. L. R.; Foerſter⸗Eccius Bd. 1 S. 212 Note 4 
(7. Auflage); Dernburg Bd. I S. 144 Note 13 u. f. (4. Auf⸗ 
lage). Andererſeits kann auch die Anſicht des Kl., daß er am 
Sonntag zur Annahme der Zahlung nicht verbunden geweſen 
ſei und daß die Bekl. dieſe deshalb ſpäteſtens ſchon am vorher⸗ 
gehenden Werktag hätte leiſten müſſen, nicht für gerechtfertigt 
erachtet werden. Nach der heutigen Verkehrsſitte gilt jedenfalls 
die Leiſtung und die Annahme ſolcher Geldbeträge, wie ſie hier 
bei den Zinſen in Frage ſtehen, nicht als ein ſolches werktäg⸗ 
liches Geſchäft, daß der Gläubiger an Sonntagen ſeine Mit⸗ 
wirkung hierbei ablehnen dürfte. Zudem iſt hier der Glaͤubiger 
ſogar bereit geweſen, die Zinſen mit dem Kapital an dem 
fraglichen Sonntage anzunehmen. Es kann daher nicht an⸗ 
erkannt werden, daß das Angebot ſolcher Zahlungen an Sonn— 
kagen als ein zu ungehöriger Zeit erfolgtes Angebot anzuſehen 
iſt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. z 


36. Wäre die Ceſſion an den Kl. ohne Genehmigung der 
Bekl. erfolgt und die Klage nichts als die Klage aus dem Recht 
des H. auf Zahlung der Baugelder, ſo würde der Rechtsgrund⸗ 
ſatz durchgreifen, daß der Geffionar nicht mehr Recht erwerben 
kann, als der Cedent gehabt hat, und die Klage hinfällig ſein. 
Denn nach dem Baugeldervertrage waren die eingetragenen und 
gezahlten Baugelder am 1. Oktober 1896 zurückzuzahlen. In 
Folge der Einleitung der Subhaſtation wurden ſie zur Be⸗ 
richtigung aus den Kaufgeldern fällig, ſoweit fie nicht zu über⸗ 
nehmen waren oder übernommen wurden, ein Fall, der hier un⸗ 
ſtreitig nicht vorlag und nicht eingetreten iſt. Die Bekl. würden 
der Klage auf Zahlung der cedirten Baugelder mit Recht ent⸗ 
gegenſetzen, daß ſie zu einer Zahlung nicht verpflichtet, die ſie 
ſofort zurückzufordern berechtigt. Für den Ceſſionar beſteht in 
ſolchem Falle kein Anſpruch auf Baugelder. Im vorliegenden 
Falle kommt aber zweierlei in Betracht: Die Rohbaugeldrate 
iſt, wie feſtgeſtellt und nicht mehr ſtreitig, mit der Ertheilung des 
Rohbauabnahmeatteſtes vom 5. Oktober 1891 mit 87 500 Mark 
fällig geworden. Nach dem Vertrage war ſie bis zu dieſem 
Tage zu zahlen. Daß den Bekl. die Ertheilung des Atteſtes 
und der Betrag der Rate bekannt war, iſt nicht ſtreitig. Nach 


den §§ 15, 67, 68 Thl. 1 Tit. 16 A. L. R. geriethen ſie in 


Verzug, als ſie nicht zahlten. Daran wird dadurch nichts ge⸗ 
ändert, daß nachher am 30. Oktober die Subhaſtation des 
Grundſtücks beantragt und am 16. November eingeleitet iſt. 
Daß die Subhaſtation, durch welche die Bekl. allerdings ihre 
Befriedigung wegen der gezahlten Baugelder aus dem ver- 
pfändeten Grundſtück für gefährdet erachten konnten, ſchon 
drohte, als die Rohbaugeldrate fällig wurde, iſt nicht aus⸗ 
reichend feſtgeſtellt. Dazu genügt die Erwägung des B. R. 
nicht, „den Bekl. könne kein Vorwurf gemacht werden, wenn 
ſie mit Rückſicht auf die trotz der polizeilichen Abnahme des 
Rohbaus noch fehlenden Rohbauarbeiten von der Meinung aus⸗ 
gehend, ihre Hypothek ſei, ſoweit ſie exiſtent geworden, viel- 
leicht gefährdet, weitere Zahlungen einſtellten.“ Waren die 
Bekl. vor Einleitung der Subhaſtation in Verzug gerathen, fo 
können fie ſich, wie die Reviſton mit Recht geltend macht, darauf 
nicht berufen, daß fie die dem Kl. cedirten 4 000 Mark, weil 
ſie nicht gezahlt, in der Subhaſtation nicht haben liquidiren 
können und daß mit der Löſchung der Hypothek die ihnen zu⸗ 
ſtehende Sicherheit ihnen nicht mehr gewährt werden könne. Viel⸗ 
mehr haben ſie dann durch die Nichtzahlung ſelbſt verſchuldet, 
daß fie die 4000 Mark nicht haben liquidiren können, und 
wenn ſie, wie behauptet und unter Beweis geſtellt, bei Zahlung 
und Liquidation ihre Befriedigung aus der Hypothek wegen der 
4000 Mark erhalten hätten, haben ſie ſelbſt verſchuldet, daß 
ſie ihre, und damit der Kl. ſeine Befriedigung nicht erhalten 
hat. I. C. S. i. S. Jacoby c. Blumberg u. Schreiber vom 
11. Dezember 1897, Nr. 280/97 J. | 

37. Es find die rechtlichen Kriterien eines Mieth, oder 
Pachtvertrages im Gegenſatze zum Verwaltungsvertrage vom 
B. G. feftgeftellt (88 258 folg. des A. L. R. Thl. I Tit. 21, 
5 109 daſelbſt Thl. J Tit. 14). Mit der Annahme eines Ver- 
waltungsvertrages verträgt es ſich nicht, daß der Kl. die 
Nutzungen erhalten ſollte und für die Ueberlaſſung derſelben ein 
beſtimmtes Entgelt zu zahlen hatte. Der wirthſchaftliche Zweck 
des Eigenthümers, die ihm gehörige Sache durch einen 
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Anderen für ſich nutzbar zu machen, kann freilich ebenſowohl 


durch Einſetzung eines Verwalters, wie durch Abſchließung eines 


Pacht⸗ oder Miethsvertrages erreicht werden. Aber zum Ver⸗ 
walter iſt hier der Kl. nicht eingeſetzt worden, da er nicht 
fremde Geſchäſte führen, ſondern die Gaſt⸗ und Schankwirth⸗ 
ſchaft als ſein eigenes Geſchäft betreiben ſollte. VI. C. S. 
i. S. Obenhaus e. Groke vom 3. Januar 1898, 
Nr. 282/97 VI. 

38. Das fragliche Abkommen ſtellt, wie das B. G. in 
Uebereinſtimmung mit dem Gericht I. J. zutreffend annimmt, 
einen Erbentſagungsvertrag dar des Inhalts, daß die Stief⸗ 
töchter des Kl. zu ſeinen Gunſten gegen die vereinbarte und 
gewährte Abfindung dem Erbrechte nach ihrer Mutter entſagen. 
Den in ehelicher Gütergemeinfchaft lebenden Eltern ſteht es frei 
— 88 368, 369 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. — ſchon bei 
ihrer Lebenszeit durch förmlichen Erbvertrag die Kinder wegen 
des Erbrechts an den künftigen Nachlaß abzufinden. Die An⸗ 
wendbarkeit dieſer Beſtimmung auch dann, wenn es ſich, wie 
im vorliegenden Falle, um die Abfindung von Kindern nur des 
einen der gütergemeinſchaftlichen Chegatten aus deſſen früherer 
Ehe handelt, unterliegt an ſich keinem Bedenken, wenngleich die 


weiteren betreffs der Abfindung in den folgenden §8 370 — 377. 


gegebenen Vorſchriften davon ausgehen, daß die Eheleute auch 
die leiblichen Eltern der abzufindenden Kinder ſind. Aber ſelbſt, 
wenn der gütergemeinichaftliche Ehemann als Haupt der Ehe 
vermöge der alleinigen Verfügungsgewalt über das güter⸗ 
gemeinſchaftliche Vermögen — §§ 377 flgde Th. II Tit. 1 
des A. L. R. — ohne Zuziehung der Ehefrau zum ſelbſtändigen 
Abſchluß von Abfindungsverträgen ſowohl mit den aus der Che 
hervorgegangenen als auch mit den zugebrachten Kindern be⸗ 
rechtigt wäre, ſo würde das notarielle Abkommen vom 
20. März 1890 als Abfindungsvertrag gleichwohl der Rechts⸗ 
gültigkeit ermangeln. Denn durch daſſelbe ſollten die Stief⸗ 
töchter des Kl. zu ſeinen Gunſten von dem Nachlaſſe ihrer leiblichen 
Mutter gänzlich ausgeſchloſſen werden; ein ſolcher Vertrag hätte 
aber zu- feiner Rechtsbeſtändigkeit nach § 377 in Verbindung 
mit § 484 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. den Abſchluß vor 
den ordentlichen Gerichten der Kinder erfordert. Indeſſen es 
fehlt dem gütergemeinſchaftlichen Ehemanne als ſolchen überhaupt 
die rechtliche Befugniß zum ſelbſtändigen Abſchluß ſolcher Ab⸗ 
findungsverträge inſoweit, als dadurch zugleich der künftige 
Nachlaß der Ehefrau betroffen wird. Dieſer gehört als ſolcher 
nicht zum gütergemeinſchaftlichen Vermögen und unterliegt ſomit 


auch nicht der Verfügungsgewalt des Ehemannes. Das zwiſchen 


den Kl. und ſeinen Stieftöchtern getroffene Abkommen als 
Vertrag über die Abfindung und Ausſchließung der letzteren von 
dem dereinſtigen Nachlaſſe ihrer Mutter hätte daher zu ſeiner 
Rechtswirkſamkeit den Beitritt der letztern verlangt, und zwar 
in der für den ganzen Vertrag in § 484 a. a. O. vorgeſehenen 
gerichtlichen Form, ſodaß es unerheblich iſt, worauf auch das 
B. G. hinweiſt, ob, wie Kl. behauptet, ſeine Ehefrau bei der 
notariellen Verhandlung vom 20. März 1890 zugegen und mit 
dem getroffenen Abkommen einverſtanden geweſen iſt. IV. C. S. 
i. S. Nikutta c. Lumma u. Gen. vom 23. Dezember 1897, 
Nr. 169/97 IV. 

39. Das B. G. beſeitigt den Einwand der Bekl., Kl. 
könne ſich mit ſeinem Schadenserſatzanſpruch nur an den Staat 


halten, mit der Erwägung, die Bekl. habe durch den Vertrag 


vom Jahre 1875 von dem Staate deſſen in § 79 Thi. II 
Tit. 15 A. L. R. näher beſtimmte Verpflichtung als ſolche 
übernommen. Die daſelbſt dem Staate auferlegte Verpflichtung 
für die zur Sicherheit und Bequemlichkeit der Schifffahrt auf 
den ſchiffbaren Strömen nöthigen Anſtalten zu ſorgen, iſt aller⸗ 
dings eine öffentlichrechtliche. Es beſtimmt aber der in § 79 
allegirte § 12 Thl. II, Tit. 15 des A. L. R. im Anſchluſſe 
an die in § 11 ſtatuirte Verpflichtung des Staates, für die 
Unterhaltung der Sicherheit und Bequemlichkeit der Landſtraßen 
zu ſorgen, daß für den aus der Unterlaſſung dieſer Pflicht ent⸗ 
ſtandenen Schaden diejenigen, welche bei der vom Staate ihnen 
aufgetragenen Sorge dafür ſich eines groben oder mäßigen 
Verſehens ſchuldig gemacht haben, verantwortlich ſind. Es be⸗ 
ſteht Einverſtändniß darüber, daß ein privatrechtlicher Anſpruch 
gegen den Staat ſelbſt auf Erfüllung der in § 11 ſtatuirten 
Pflicht nicht beſteht, ſowie daß wegen eines durch Vernach⸗ 


läſſigung der Unterhaltungspflicht entſtandenen Schadens nur 


die nach § 12 mit der Beſorgung der Unterhaltung betrauten 
Perſonen in Anſpruch genommen werden können. VI. C. S. 
i. S. Stadt Königsberg i. Pr. c. Haaſe vom 20. Dezember 
1897, Nr. 262/97 VI. Dee 
40. Was in $$ 11, 12 in Anſehung der Unterhaltung 
der Landſtraßen ausgeſprochen iſt, muß auch hinſichtlich der in 
§ 79 Thl. II Tit. 5 A. L. R. getroffenen Beſtimmung 
gelten (ſ. Urtheil des erkennenden Senates vom 8. Juni 1893 
in Sachen des Königlich Preußiſchen Fiskus wider Kumm, 
Rep. Nr. VI 80/93). Das B. G. geht aber fehl mit der 
Annahme, daß durch den Vertrag vom Jahre 1875 die in 
§ 79 cit. ſtatuirte öffentlichrechtliche Verpflichtung des Staates 
von dieſem auf die beklagte Stadtgemeinde übertragen worden 
ſei. Eine öffentlichrechtliche Verpflichtung kann durch Vertrag 
zwiſchen den Verpflichteten und einem Anderen auf letzteren 
überhaupt nicht überwälzt werden, weder mit der Wirkung, daß 
der Mitkontrahent an Stelle des kraft Geſetzes Verpflichteten 
die (öffentlichrechtliche) Verpflichtung überkäme, noch auch ſo, 
daß der Mitkontrahent neben dem öffentlichrechtlich Verpflichteten 
dem Publikum gegenüber haftete. Hätten der Staat und die 
beklagte Stadtgemeinde bei Abſchluß des Vertrages vom Jahre 
1875 wirklich beabſichtigt, daß letztere von dem Staate die 
öffentlichrechtliche Verpflichtung übernehme, jo wäre inſoweit 
der Vertrag nichtig; d. h. Dritte könnten aus dieſem Vertrage 
gegen die Stadtgemeinde weder auf Erfüllung noch auf Schadens 
erſatz wegen Nichterfüllung klagen. Es iſt jedoch kaum an⸗ 
zunehmen, daß der Vertrag im Sinne der Kontrahenten dieſe 
Bedeutung haben ſollte. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 
VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 8 
Zum Berggeſetz. ! 
41. Die Revifion vertritt eine Auslegung der §8 148, 
150 Abſ. 2 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865, 
die bereits in dem Urtheile des erkennenden Senats vom 
21. Dezember 1892 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 30 
S. 250) als unhaltbar nachgewieſen worden iſt. Es iſt dort 
ausführlich und in eingehender Begründung dargethan, daß die 
bloße Gefahr einer Beſchädigung des Grundſtücks einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch auch dann begründet, wenn nicht gerade 
der in § 150 Abſ. 2 hervorgehobene Fall vorliegt. Es iſt 
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dies aus dem Begriffe der vollſtändigen Entſchädigung im 


Sinne des § 148 hergeleitet und dabei hervorgehoben worden, 
wie ein geſetzgeberiſcher Grund dafür, daß der Intereſſeanſpruch 
des Grundbeſitzers wegen entzogener Bauplatzqualität gerade 
auf den Fall der eigenen Bebauung beſchränkt bleiben müſſe, 
nicht aufzufinden und daß nicht abzuſehen ſei, weshalb der 
Grundbeſitzer nicht auch dann eine Vergütung erhalten follte, 
wenn ihm in Folge der durch den Bergbau drohenden Gefahr 
die Gelegenheit entzogen wird, das Grundſtück als Bauſtelle 
günſtig zu verkaufen. V. C. S. i. S. A.-G. Dannenbaum 
c. Vierhaus vom 8. Januar 1898, Nr. 225/97 V. 

Zum Geſetz vom 23. Februar 1870. 

42. Die in dem Teſtamente der Maria Eliſabeth St. 
verordnete Erbeinſetzung der Bekl. bedurfte nach §§ 1, 2 des 
Preußiſchen Geſetzes vom 23. Februar 1870 zu ihrer Gültigkeit 
im Intereſſe des Gemeinwohles der Königlichen Genehmigung. 
Der König hat ausweislich des Inhalts der Sitzungsprotokolle 
des beklagtiſchen Vorſtandes vom 9. Oktober 1890 und 
21. Oktober 1891, wie des Allerhöchſten Erlaſſes vom 
14. Dezember 1891 die Ertheilung der Genehmigung davon 
abhängig gemacht, daß die Bekl. zuvor in bindender Form ſich 
bereit erkläre, gewiſſen hülfsbedürftigen Verwandten der Erb⸗ 
laſſerin zuſammen mindeſtens 20 000 Mark (urſprünglich 


7500 Mark) aus der Erbſchaft zu zahlen. Die Bekl. hat 


ſich zu dieſer Zahlung durch die formell nicht bemängelten Be⸗ 
ſchlüſſe ihres Vorſtandes vom 9. Oktober 1890 und 
21. Oktober 1891 gegenüber den zuſtändigen Staatsbehörden 
bereit erklärt. Danach handelt es ſich bei dieſer Erklärung nicht 
um ein privatrechtliches Vertragsverhältniß und insbeſondere 
nicht um ein Schenkungsverſprechen der Bekl. zu Gunſten ge⸗ 
wiſſer Verwandten der Erblaſſerin, fondern um einen öffentlich⸗ 
rechtlichen Akt, und zwar um die Ertheilung der aus Gründen 
des öffentlichen Wohles gebotenen landesherrlichen Genehmigung 
zu der Erbeinſetzung der Bekl. und um eine zwingende und er⸗ 
zwingbare Auflage, an welche das Staatsoberhaupt kraft ſeines 
Hoheitsrechts und in Wahrnehmung der ſtaatlichen Fürſorge 
für hülfsbedürftige Verwandte der Erblaſſerin die Ertheilung 
jener Genehmigung geknüpft, und zu welcher die Bekl. dem- 
gemäß ſich bereit erklärt hat. Bei dieſer Rechtslage iſt für die 
Folgerungen, welche das B. G. aus dem Mangel der gericht⸗ 
lichen Form des angeblichen Schenkungsverſprechens, wie aus 
dem Mangel des Beitritts der Verwandten gezogen hat, kein 
Raum (vergl. das Urtheil des R. G. vom 25. September 1883 
in den Entſch. für Civilſachen, Bd. 10 S. 242). IV. C. S. 
i. S. Kloſtermann c. Kath. Pfarrkirche zu Ahlen vom 
3. Januar 1898, Nr. 181/97 IV. 

Zum Geſetz vom 20. April 1893. 

43. Der $ 1 des mit dem 1. April 1893 in Kraft ge⸗ 
tretenen Geſetzes vom 20. April 1892, betreffend die Koſten 
Königlicher Polizeiverwaltungen in Stadtgemeinden, welcher, 
ſoweit er hier in Betracht kommt, lautet: „In denjenigen 
Stadtgemeinden, in welchen die örtliche Polizeiverwaltung ganz 
oder theilweiſe von einer Königlichen Behörde geführt wird, 
beſtreitet der Staat alle durch dieſe Verwaltung entſtehenden 
Ausgaben, einſchließlich der Koſten für das Nachtwachtweſen 
und erhebt — alle mit dieſer Verwaltung verbundenen Ein⸗ 
nahmen. Zu den Ausgaben tragen nach Maßgabe der Kopf⸗ 


zahl der Civilbevölkerung jährlich bei: — —“ iſt bei gramma⸗ 
tiſcher und logiſcher Auslegung dahin zu verſtehen und im 
Wortlaute zu ergänzen: „In denjenigen Stadtgemeinden, in 
welchen die örtliche Polizeiverwaltung ganz oder theilweiſe von 
einer Königlichen Behörde geführt wird, beſtreitet der Staat 
alle durch dieſe Verwaltung entſtehenden Ausgaben, einſchließlich 
der „durch dieſe Verwaltung entſtehenden“ Koſten für das Nacht⸗ 
wachtweſen und erhebt alle mit dieſer Verwaltung verbundenen 
Einnahmen. Zu den „durch dieſe Verwaltung entſtehenden“ 
Ausgaben tragen nach Maßgabe der Kopfzahl der Civilbevölke⸗ 
rung jährlich bei: — —“ Dieſe Auslegung wird auch durch 
die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes beſtätigt. Es genügt, in 
dieſer Beziehung auf das Urtheil des jetzt erkennenden Senats 
des R. G. vom 30. März 1896, abgedruckt in den Entſch. in 
Civilſachen Bd. 37 S. 257, hinzuweiſen. In dieſem Urtheil 
iſt auch bereits ausgeführt, daß die Verwaltung des Nacht⸗ 
wachtweſens nicht ohne Weiteres mit dem 1. April 1893 auf 
den Staat übergegangen iſt, ſondern daß es dazu in jedem ein⸗ 
zelnen Falle einer Entſcheidung des Miniſters des Innern gemäß 
§ 2 des Geſetzes vom 11. März 1850 bedurft hat. IV. C. S. 
i. S. Stadt Königsberg i. Pr. c. Fiskus vom 20. Dezember 
1897, Nr. 166/97 IV. | 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

44. Von der Revifion wird geltend gemacht, daß das O. L. G. 
den Art. 302 des B. G. B. verletzt habe, indem es davon 


ausgehe, daß die in dieſem Artikel aufgeſtellte Regel, wonach 


die Kinder dem unſchuldigen Ehegatten anvertraut werden 
ſollen, auch dann noch zu gelten habe, wenn, wie der Artikel 
ſich ausdrückt, von der Familie oder der Staatsanwaltſchaft 
ein anderer Antrag geſtellt werde. In dieſem Falle trete nach 
der Meinung des Geſetzes die aufgeſtellte Regel nicht ein, ſon⸗ 
dern das Gericht habe frei zu beſtimmen, ob im Intereſſe des 
Kindes eine andere Anordnung zu treffen ſei. Dieſe Rüge iſt 
unbegründet. Das O. L. G. geht mit Recht davon aus, daß 
die vom Geſetze aufgeſtellte Regel nur dann durchbrochen 
werden könne, wenn ſich nach Anhörung des Familienrathes be⸗ 
ſondere Gründe ergeben, welche mit Rückſicht auf das Wohl 
des Kindes es rechtfertigen, daß daſſelbe dem anderen Ehe⸗ 
gatten anvertraut werde. Bei Prüfung der in dieſer Hinſicht 
von beiden Parteien vorgebrachten Argumente iſt das Gericht 
zu dem Reſultate gelangt, daß es nicht angemeſſen erſcheine, 
die vom Bekl. begehrte Ausnahme von der Regel eintreten zu 
laſſen. Eine unrichtige Auffaſſung des Art. 302 iſt hierbei 
nicht erkennbar. Insbeſondere iſt es nicht richtig, daß das Ge⸗ 
richt bei Prüfung, ob der Ausnahmefall gegeben ſei, wiederum 
jene Regel zu Grunde gelegt, ſonach nur eine beſchränkte Prü- 
fung vorgenommen habe, ſtatt ſein freies Ermeſſen bei Erörte⸗ 
rung der ganzen Frage walten zu Affen II. C. S. i. S. 
Keller c. Keller vom 7. Januar 1898, Nr. 292/97 II. | 

45. In den Vorinſtanzen wurde hauptſächlich darüber ge 
ſtritten, ob dem Bekl. an dem ſtreitigen Koffer ein Pfandrecht 
oder Zurückbehaltungsrecht zuſtehe. Auch ſind die Angriffe des 
Rkl. in erſter Linie gegen die Annahme des O. L. G. gerichtet 
worden, daß dem Gaſtwirthe nach der in Heſſen geltenden 
Geſetzgebung ein Vorzugsrecht an den von dem Gaſte ein⸗ 
gebrachten, aber einem Dritten gehörenden, Sachen nicht zuſtehe. 
Die in dieſer Richtung erhobenen Angriffe konnten aber nicht 
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durchſchlagen. Art. 2102 des B. G. B., der dem Gaſtwirthe 
ein ſolches Vorzugsrecht einräumt, iſt durch Art. 100 des 
Heſſiſchen Ausführungsgeſetzes zur Civilprozeßordnung und zur 
Konkursordnung vom 4. Juni 1879 vollſtändig aufgehoben 
worden. In Art. 102 dieſes Geſetzes iſt ſodann beſtimmt, daß 
außerhalb des Konkursverfahrens den in den 88 40 und 41 
Nr. 1 bis 8 der R. K. O. bezeichneten Forderungen in Anſehung 
der dort angegebenen Gegenſtände ein Vorzugsrecht zukommt. 
Aus dieſen Vorſchriften hat das O. L. G. den Schluß gezogen, 
das außerhalb des Konkursverfahrens in Rheinheſſen wie in 
den übrigen Heſſiſchen Provinzen das Vorzugsrecht des Gaſt⸗ 
wirthes, wie dasjenige des Vermiethers, ſich nicht auf ſolche 
Gegenſtände erſtrecke, welche nicht dem Gaſt oder Miether 
ſondern einem Dritten gehören. Soweit dieſe Auffaſſung auf 
die Vorſchriften des Heſſiſchen Ausführungsgeſetzes geſtützt 
wird, kann der Rkl. mit ſeinen dagegen gerichteten An⸗ 
griffen ſchon deshalb nicht durchdringen, weil die Verletzung 
dieſes Geſetzes nach 8 511 der C. P. O. und den ihn er⸗ 
gänzenden Kaiſerlichen Verordnungen nicht begründen würde. 
Auch kann bei der gegebenen Sachlage nicht davon die Rede 
ſein, daß das O. L. G. diejenigen Beſtimmungen des c. c. ver⸗ 
letzt habe, welche dazu beigetragen haben, daß die Anwendung 
von Art. 2102 dieſes Geſetzbuches auch auf ſolche Gegenſtände 
erſtreckt wurde, welche zwar von dem Gaſte oder Miether ein⸗ 
gebracht wurden, aber nicht ihm ſondern einem Dritten gehören. 
Da Art. 2102 in Rheinheſſen überhaupt keine Geltung mehr 
hat, kommt bezüglich der erwähnten Streitfrage auch nicht mehr 
ſeine Auslegung ſondern nur diejenige der an ſeine Stelle ge⸗ 
tretenen Heſſiſchen Geſetze in Betracht. Uebrigens hat das O. L. G. 
auch ohne Rechtsirrthum angenommen, daß das in den §§ 40 
und 41 der R. K. O. vorgeſehene Recht auf abgeſonderte Be⸗ 
friedigung ſich nur auf ſolche Gegenſtände bezieht, welche zur 
Konkursmaſſe d. h. zur Zeit der Konkurseröffnung zum Ver⸗ 
mögen des Gemeinſchuldners gehören. Das ergiebt ſich un⸗ 
zweifelhaft aus § 3 der R. K. O. und aus der Natur des Ab⸗ 
ſonderungsrechts, das lediglich die Befugniß gewährt, aus ein⸗ 
zelnen Beſtandtheilen der Konkursmaſſe eine abgeſonderte Be⸗ 
friedigung zu beanſpruchen. Hat der Gemeinſchuldner als 
Miether oder Gaſt in die Miethwohnung oder das Gaſthaus 
Gegenſtände eingebracht, welche einem Dritten gehören, ſo ſind 
dieſe nicht als Beſtandtheile der Konkursmaſſe anzuſehen. Der 
Eigenthümer kann, wenn ſie ſich im Beſitz des Konkursver⸗ 
walters befinden ſollten, nach 8 35 der R. K. O. deren Aus⸗ 
ſonderung fordern; er hat auch, wenn der Vermiether oder 
Gaſtwirth ein Vorzugsrecht an dieſen Gegenſtänden behauptet 
und deshalb deren Herausgabe verweigert, ſeinen Anſpruch dem 
Vermiether oder Gaſtwirth, nicht dem Konkursverwalter gegen⸗ 
über geltend zu machen. Von einer abgeſonderten Be⸗ 
friedigung kann in derartigen Fällen (begrifflich) nicht die Rede 
ſein. Ueberhaupt iſt bezüglich der Frage, ob an einer nicht zur 
Konkursmaſſe gehörigen Sache ein Pfandrecht beſteht, nicht die 
R. K. O. ſondern das gewöhnliche bürgerliche Recht maßgebend. 
Dieſes kann aber in Rheinheſſen ſehr wohl etwas anderes beſtimmen, 
als in anderen Gebieten des rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechts z. B. 
in Rheinpreußen und in Elſaß⸗Lothringen, wo die vom B. G. 
in Anſehung von Heſſen für unrichtig erklärte Auffaſſung auf 
Grund der dort geltenden Ausführungsgeſetze die Herrſchaft er⸗ 


langt hat. II. C. S. i. S. Kölle c. Teichmann vom 21. De⸗ 
zember 1897, Nr. 272/97 II. 

46. Daraus, daß dem Bekl. ein Vorzugsrecht nicht zuſteht, 
ergiebt ſich aber keineswegs, daß die Klage, ſoweit es ſich um 
Herausgabe des Koffers handelt, als begründet erſcheint, Das 
Eigenthumsrecht des Kl. reicht zu deren Begründung für 
ſich allein nicht aus, da nach Art. 2279 des B. G. B. eine 
Vindikation beweglicher Sachen in der Regel nicht zuläſſig iſt. 
(Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 380 ff.) Der Kl. 
mußte ſonach, um ſeinen Anſpruch auf Herausgabe des Koffers 
zu begründen entweder darlegen, daß einer der Fälle vorliege, 
in denen nach Art. 2279 die Vindikation beweglicher Sachen 
ausnahmsweiſe zuläſſig iſt oder er mußte darthun, daß ihm 
eine perſönliche Klage zuſtehe, mittels deren er, z. B. weil ſich 
der Bekl. einer unerlaubten Handlung ſchuldig gemacht habe, 
die Herausgabe des Koffers, auf Grund einer perſönlichen Ver⸗ 
pflichtung hierzu fordern dürfe. In keiner dieſer Richtungen 
reichen aber die Behauptungen des Kl. und die Feſtſtellungen 
des O. L. G. aus, um die Verurtheilung des Bekl. zur Heraus⸗ 
gabe des Koffers zu rechtfertigen. Es iſt nicht ausdrücklich 
behauptet und nicht feſtgeſtellt worden, daß der Bekl. dem 
früheren Reiſenden des Kl. den Koffer wider deſſen Willen 
weggenommen habe, der Kl. ſonach unfreiwillig gegen den 
Willen des Reiſenden den (mittelbaren) Beſitz des Koffers ver⸗ 
loren habe. Deshalb braucht nicht unterſucht zu werden, ob 
ſich daraus die Zuläſſigkeit einer Vindikation ergeben würde. 
Ebenſo fehlt es an einer Klagbehauptung und einer ge⸗ 
nügenden Feſtſtellung in der Richtung, daß ſich der Bekl. einer 
unerlaubten Handlung ſchuldig gemacht habe, indem er ſich den 
Koffer vom Reiſenden aushändigen ließ. Daß der Reiſende 
den ſtreitigen Koffer dem Bekl. verpfändet habe, hat der Kl. 


überhaupt nicht behauptet, ſondern wurde nur vom Bekl. 


geltend gemacht, der daraus ein Zurückbehaltungsrecht ableiten 
wollte. Das O. L. G. hat aber lediglich dieſe Einwendung 
zurückgewieſen indem es ausführte, wenn eine Verpfändung er⸗ 
folgt ſei, müſſe darin eine unerlaubte Handlung des Reiſenden 
gefunden werden, bei welcher der Bekl. mitgewirkt habe. Das 
angefochtene Urtheil mußte deshalb inſoweit aufgehoben werden, 
als es ſich um die Verurtheilung zur Herausgabe des Koffers 
handelt. Jedoch war die Sache an das B. G. zurückzuver⸗ 
weiſen, weil eine Feſtſtellung von Thatſachen, welche die Klage 
als begründet erſcheinen laſſen, nicht ausgeſchloſſen iſt. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. M. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Heidemann beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Köslin; — Rechtsanwälte Otto Beyer, Simon 
Herbolsheimer beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt 
Walter Dunſt beim Amtsgericht Strasburg i. / Weſtpr. — 
Rechtsanwälte Carl Reeps, Guſtav Steffen beim Amtsgericht 
Doberan; — Rechtsanwalt Ludwig Schreyer beim Landgericht 
Memmingen; — Rechtsanwalt Grünberg beim Amtsgericht 
Inowrazlaw; — Rechtsanwalt Paul Steinitz beim Amts⸗ 
gericht Zabrze; — Rechtsanwalt Jakob Meſſenzehl beim 


131 


Amtegrrigt Burghauſen; — Rechtsanwalt Scriba beim 
Amtsgericht Groß⸗Umſtadt; — Rechtsanwalt Ernſt Borchert 
beim Amtsgericht Mühlhauſen i. / Th.; — Rechtsanwalt Guſtav 
Steffen in Doberan beim Landgericht Roſtock i. / M.; — Rechts⸗ 
anwalt Ludwig Oechs ler beim Amtsgericht Kulmbach; — Rechts⸗ 
praktikant Carl Drechſel beim Landgericht Fürth; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Otto Fraaß beim Landgericht München I; — 
Rechtsanwälte Dr. Friedrich Arthur Goldner, Ernſt Adolf 
Schulze beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Johann Will beim Amtsgericht Kitzingen; — 
Referendar Dr. Eugen Friedrich Wilhelm Frederking beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwälte 
Dr. Heinrich Bernhard Louis Armin Welcker, William 
Hirſchfeld beim Landgericht Leipzig; — Gerichts⸗Aſſeſſor 
Dr. phil. Chriſtoph Karl Krüger beim Amtsgericht Schöne⸗ 
beck a. / E.; — Rechtsanwalt Carl Hall beim Landgericht Neuſtrelitz 
und beim Amtsgericht Schönberg i./ M.; — Rechtsanwalt Grimm 
beim Landgericht Heilbronn; — Rechtsanwalt Eduard Staedel 
bei der Kammer für Handelsſachen Offenbach; — Rechtsanwalt 
Dr. Karl Paul Schmidt beim Landgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Karl Alfred Napoleon Andreas 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — Dr. jur. 
Wilhelm Lüders beim Ober⸗Landesgericht Kiel; — Rechts⸗ 
anwälte Max Levy, Berthold Kemperer, Dr. Theodor 
Abraham beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwälte 
Dr. Friedrich Henneberg, Johann Kujot beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Moritz Pfälzer beim Landgericht 
Mannheim; — Rechtsanwalt Max Böhſe beim Amtsgericht 
Weißenfels; — Rechtsanwalt Dr. jur. Wilhelm Goudron 
beim Landgericht Eſſen; — Rechtsanwalt Ernſt Arthur Jeſchky 
beim Landgericht Freiberg; — Rechtsanwalt Karl Grimm 
beim Amtsgericht Neckarſulm. 


Löſchungen. 

Rechtspraktikant Chriſtian Heckel beim Landgericht Fürth; 
Rechtsanwalt Schoppen beim Landgericht Greifswald; — 
Juſtizrath Braun beim Amtsgericht Fiſchhauſen; — Rechts⸗ 
anwalt Fellmann beim Amtsgericht Inowrazlaw; — Rechts⸗ 
anwalt Conrad Wundermann beim Amtsgericht Wolmirſtedt; 
— Rechtsanwalt Vieten beim Amtsgericht Saarlouis; — 
Rechtsanwalt Dr. Otto Fraaß beim Landgericht München II; 
— Rechtsanwalt Dr. Sigeriſt beim Landgericht Stuttgart; — 
Juſtizrath Carl Franz Sertürner beim Landgericht Hannover; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Sarrazin beim Amtsgericht Emden; 
— Rechtsanwalt Dr. Leon Leipziger beim Landgericht 1 
Berlin; — Rechtsanwalt Hein beim Amtsgericht Toſt; — 
Rechtsanwalt Ernſt Schmidt beim Amtsgericht Zinten; — 
Juſtizrath Scheuch beim Amtsgericht Salmünſter; — Rechts⸗ 
anwalt Malorny beim Landgericht Beuthen O./ S.; — Rechts- 
anwalt Robert Schoen beim Amtsgericht Uffenheim; — Rechts- 
anwalt Wallenſteiner beim Landgericht Heilbronn; — Juſtiz⸗ 
rath Carl Friedrich Lütkemüller beim Landgericht I Berlin. 


Zum 1. April d. J. ſuche ich einen tüchtigen, der Stenographie 
kundigen 
. NRegiſtrator. 
Meldungen mit Zeugnißabſchriften und Gehaltsangabe an 
Magdeburg. Rechtsanwalt Landsberg. 


, Ein Büreauvorſteher, 
welcher in allen vorkommenden Anwalts⸗ und Notariatsſachen ſelbſt⸗ 
ſtändig zu arbeiten geübt iſt und die dazu erforderlichen Rechts⸗ 
kenntniſſe beſitzt, findet Ende März dieſes Jahres, event. auch ſchon 
früher, in einer größeren Provinzialſtadt bei einem älteren Anwalt 
7 50 aber wichtiger Praxis zangenehme und bequeme Stellung. 
a sgehalt 2400 Mark. Vorzügliche Zeugniſſe über Führung und 
h efähigung unerläßlich. — Meldungen unter hiffre O. 104 beſorgt 
ie Annoncen⸗Expeditlon F. Crüwell. Dortmund. 


Rechtsanwalt beim Landgericht ſucht ſorfort einen landrechtlichen 
Aſſeſſor chriſtlicher Konfeſſion als ſtändigen Hülfs arbeiter. 
Offerten unter H. D. 110 an die Expedition dieſes Blattes erb. 


Büreauvorſteher, 
auch für Notariat, der poln. Sprache mächtig, zum 1. März geſucht. 
Meldungen mit Gehaltsanſprüchen und Zeugniſſen unter P. R. 98 
an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


. ſelbſtändiger Arbeit 

jüngerer, mit langjährigen guten Zeugniſſen, ſelbſtändiger Arbeiter 
in Prozeßſachen und ne ſucht dauernde Beſchäftigung. Auch 
evtl. in der Provinz. Gefl. Off. u. G. 118 an die Exp. d. Ztg. 


Junger Büreauvorſteher, 8 Jahr beim Fach, ſucht anderweit 
Stellung beim Berliner Anwalt. Eventl. auch bei ſich neu nieder⸗ 
laſſenden Anwalt. Off. erb. u. A. Z. 116 an die Exp. d. Zeitſchr. 


Tüchtiger Büreaugehülfe ſucht per ſofork 
Stellung als Bür.⸗Vorſt. in kleinem Anwaltsbüreau. 

Gefällige Offerten unter T. S. hauptpoſtlagernd 
Görlitz. 

Gewandter Büreaugehülfe, 24 Jahr alt, im Notariat und 


Rechtsanwaltsfach gut ausgebildet, ſucht Stellung als Büreau— 
vorſteher zum 1. März. Gefl. Off. u. A. 119 an die Exp. d. Bl. 


Sofort oder ſpäter ſuche Stelle als Kanzliſt, Regiſtrator 
oder Vorſteher bei 75 M. Gehalt. . 
Dorf, Chauſſeeſtr. 26, 4 Tr. bei Nitſche. 


Referendar mit g. Zeugn., faft 3 J. i. D., Sohn e. Anw., i. Anf. von 
Klagen u. Schriftf. ꝛc. erf., ſchöne Schrift, Sten., ſucht f. 3—4 Std. tägl. 
Beſch. b. Berl. Auw. g. mäß. Berg. Off. erb. u. O. 120 a. d. Exp. d. Bl. 


Rechtsanwalt 
bei einem Landger. wünſcht ſich gegen fixes Honorar mit einem 
Berliner Anwalt zu aſſociiren. Gefl. Off. u. M. B. 85 
an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Ein Rechtsanwalt in einer größeren Provinzialſtadt ſucht einen 
der polniſchen Sprache völlig mächtigen Sozius. 
Offerten unter A. B. ©. 28 an die Exped. d. Bl. erbeten. 


Rechtsanwalt ſucht unter beſcheidenen Anſprüchen Aſſociation 
mit älterem Kollegen, am liebſten in Wiesbaden oder Frankfurt a. M. 
Off. unter J. S. 113 an die Exped. d. Bl. 


Amtsgerichtsanwalt (S jährige Praxis) ſucht Aſſociation mit 
einem Kollegen am Oberlandesgericht (am 8 Kammergericht). 
Angebote unter R. N. 91 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein Rechtsanwalt ſucht einen geeigneten Niederlaſſungsort. 
Derſelbe würde einer Aſſociation mit einem beſchäftigten Anwalt 
den Vorzug geben. Off. u. E. B. 111 an die Exp. d. Bl. erb. 


Gerichtsaſſeſſor geſucht zur Vertretung eines Rechtsanwalts 
und Notars. Landrecht. Vertretungszeit Monat März eventuell Mitte 
März bis Mitte April. Offerten unter X. 122 a. d. Exp. d. Bl. 

Zu beſetzen iſt die Stelle des Richters I. Inſtanz und Sekretär 
der Landesverwaltung im Schutzgebiet der Neu Guinea 
Compagnie. Aſſeſſoren oder ältere Referendare wollen ihre Be⸗ 
werbungen an die Neu Guinea Compagnie, Berlin, Unter 
den Linden 35, einreichen. 

nitzler, 


Dr. jur. Paul C. $ 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg F. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 


Nord⸗Amerikas. 
Für behördliche Zwecke Canzleipapier M. 8.50 ; 
Lonceptpapier M. 7.— 1000 Bg. netto. Eckert & Find 


Leipzig. Muſter verlangen. 


Neues Vismarckbitd 


von A. v. Lenbach. 


Prachtvolle Heliagravüre 17 x 26 cm. 
Preis in Rahmen Mk. 2,50, in Eichen⸗Rahmen Mk. 3,00 
in engl. Leiſte Mk. 7,50. N 6 
Berlin SW. 19. ni 


Verlag von Schultze & Velyagen. 
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Verkaufe aus der Bibliothek meines verſtorbenen Ehemannes J E 
Pau Werke ' 


utſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen, gebd: 


m F = 5 N ; 
Bd. 1—37 mit Regiſtern für 80 M. u Remington-Sholes = 
Bundes- und Reichsgeſetzblatt Bd. 1868—1896, geb., 1897 N ö | | u 
ungeb. für 15 M. DE a „ / | Br 
Juſtiz⸗Miniſterialblatt 1831—97 geb. für 10 M. Geſetz⸗ Rn SONÄNNLILLIYZ 7 ae I 
ſammlung 1851—97 geb. für 10 M. | 8 N | / 8 


Koch: Recht der Forderungen für 5 M. 
Fünf Männer Werk für 5 M. A: 
Jäkel: Zwangsvollſtreckung in Immobilien 1885 für 2 M. 5 S VAEE 5 
Werner: Grundbuch, Geſetze mit Motiven für 2 M. Arndt: IN vn — 
Pr. Berggeſetz fur 1 M. N : 


Frau Geheimrath Paeſchke, I | See p 
| Breslau, Brüderſtr. 3f. GT £ | 


Soeben iſt erſchienen: | | rn 105 N nA 
7 | . DD 
Aeberſicht ZN | 
über die an 
.. 3 dnetenſchen Bauſes ehe 1 ee | 
| | er Abgeordneten | 0 2 n enn 
w. Selon ver 1 krgtslinp z Ichlreibmaschine für Rechtsanwälte 
vom 20. November 1896 bis zum 24. Juli 1897. empfohlen von über 50 grossen Anwaltsbureaux 
Auf Grund der ſtenographiſchen Berichte und der Druckſachen des A. P. Little 
| Hauſes der Abgeordneten angefertigt 8 


Beste amerikanische Farbbänder 


on 
dem Burcau-Direktor des Pauſes der Abgeordneten, . > 8 
e ö für Schreibmaschinen aller Systeme 


Geheimen Regierungsrath 


A. Aleinſchmidt. 


| | | Kohlenpapiere 
ee UREISUE 1 "Schreibmaschinenpapiere 
5 | Reyistratoren 
1. Die Ueberſicht über die Verhandlungen im Hauſe der Ab- 9 : 
geordneten in Bezug auf den Staatshaushalts-Etat für Brieforöner 
1897/98 und einen Nachtrag dazu, ſowie auf einen Nachtrag 


zum Staatshaushalts-Etat für 1896,97. Folio; 188 Begen. Amerik. Schreibpulte für Rechtsanwälte 
2. Die Rednerliſte des Hauſes der Abgeordneten. (Vom 


20. November 1896 bis zum 24. Juli 1897.) Folio; 45 Bogen. 1 Allein Vertretung: | 
Berlin 8. 14. 33. Moeſer Hofbuchhandlung. 


Remington Sholes Co- 


Aſſotiation Berliner Schneider. (Friedrich Modler & Co.) Berlin W., Mohrenstr. 33. 
25 N Berlin SW., Sohanuiterftr. 16 Breslau, Kätzel Ohle 3. | Köln. 


Düsseldorf. 
Hamburg, Welskerstrase 6 a. 
Leipzig, Grimmaische Strasse 17, I. 


empfiehlt ihre Spezialität von 
Amtstrachten für Juſtiz- 
beamte und Prediger. 


Amtsroben und Barrets für 

Richter: von M. 25—54, ü 

| Rechtsanwälte: von M. 25—45, 

Gerichtsſchreiber: von M. 15—30 

N bei freier Zuſendung. 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 

Kopfweite. ; a 


Frankfurt a. M., Grosser Kornmarkt 15. 
Stettin, Bresina, Paradeplatz 18. 
Elbing, Alter Markt 11. 


Büreau Räume 
zu vermiethen Binderſinſtr. 4 dicht am Reichs⸗ 
tags gebäude. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 8. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. . 


Dr. F. Endemann, 
ord. Profeſſor der Rechte in Halle. 


Einführung in das Sindium des Bürgerlichen Geſehbuchs. . Bu 


Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts. 
| Dritte und vierte völlig neubearbeitete Auflage. 
e . | Erſter Band. | 
8 Einleitung; Allgemeiner Theil; Recht der Schuldverhältniſſe. 
Preis M. 12,50, in Halbleder geb. M. 15, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,50 mehr. 1 

„Der Verfaſſer glaubt, wie die Vorrede ergiebt, einen Anfang mit dem wiſſenſchaftlichen Eindringen in den Geſetzesſtoff 
gemacht zu haben. Je beſcheidener dies iſt, um ſo lebhafter kann die Anerkennung ſein, daß dieſer Anfang vortrefflich gelungen iſt .. 
daß überall echt wiſſenſchaftliches Streben, eingehende Arbeit, ein offener Blick für das Leben und klares Denken hervortritt und daß 
die Darſtellung eine durchaus verſtändliche iſt, die an das Faſſungsvermögen keine übermäßigen Anforderungen ſtellt.“ 1 

| Aus der Beſprechung des Oberlandesgerichts⸗Präſidenten Dr. Eccius in Gruchot's Beiträgen.) 
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M16 und 17. 


Juriſtiſche Wochenschrift. 


Verlin, 17. Februar. 


1898. 


Herausgegeben von 


M. Kempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereius. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Inhalt. 

Vereinsnachrichten. S. 133. — Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. S. 133. — Die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts in Beziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
des Civilrechts. S. 133. — Vom Reichsgericht. S. 138. — 
Perſonal⸗Veränderungen. S. 150. 


Vereinsnachrichten. 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat in 
Erwägung, daß im September 1898 der Juriſtentag ſich ver⸗ 
ſammeln wird, beſchloſſen, den Anwaltstag in das Jahr 1899 
zu verlegen. Als Ort der Tagung bleibt Mainz beſtehen. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Augsburg hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 
ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
des Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober 

| landesgericht Jena. | 


XLII. 
Unmöglichkeit der Leiſtung. 
B. G. B. 89 275, 280, 281, 282, 306, 307, 308. 


Impossibilium nulla obligatio. Wenn dieſer Satz 
juriſtiſch bedeuten ſoll, daß die Unmöglichkeit einer übernom⸗ 
menen Verpflichtung, ſei ſie nun von Anfang an vorhanden 
geweſen oder erſt nach dem Vertragſchluß eingetreten, den 
Schuldner von jeder Verbindlichkeit entbinde, ſo iſt er in dieſer 
Allgemeinheit zweifellos falſch. Soll er nur ſoviel beſagen als, 
daß ſie von der Verpflichtung zur unmöglichen Leiſtung ſelbſt 
entbinde, ſo iſt er eine zwar wahre, aber nicht ſehr tiefſinnige 
Redensart, die praktiſch gewiß oft angebracht iſt, aber keinen 


beſonderen juriſtiſchen Werth hat. Gleichwohl hat leider die 
juriſtiſche Scholaſtik bislang faſt immer dieſen Satz zum Aus⸗ 
gangspunkte einer Behandlung der vielfach ſchwierigen Fragen 
genommen, die ſich für die obligatoriſchen Beziehungen aus einem 
Vertrage an eine thatſächliche Unmöglichkeit der Leiſtung knüpfen, 
und die Folge davon iſt geweſen, daß man ſehr zum Nachtheil 
der Klarheit dieſe Lehre, anſtatt ſie einheitlich unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte des Einfluſſes von casus (Zufall) bezw. der culpa 
d. h. des Verſchuldens in Anſehung des Obligationsgegen⸗ 
ſtandes zu erledigen, auseinandergeriſſen hat. Schon in den 
Pandektenlehrbüchern finden wir daher vielfach unter Wieder⸗ 
holungen, ſtellenweiſe ſelbſt unter Widerſprüchen, die eben in 
Folge des Auseinanderzerrens zuſammengehöriger Begriffe ver⸗ 
ſteckt blieben, hierher gehörige Fragen theils im allgemeinen 
Theile des Obligationenrechts, theils unter der Lehre vom 
casus, theils im ſpeziellen Theile behandelt. 

Leider hat ſich auch das B. G. B. zu keiner überſichtlichen 
Regelung der einſchlägigen Fragen aufgeſchwungen, wie ſchon 
die Aufſuchung der oben angeführten Paragraphen ergiebt. 
Es behandelt getrennt die Unmöglichkeit der Leiſtung im 
Allgemeinen, 88 275, 280, 281, 282, und die Unmöglichkeit 
bei Schuldverhältniſſen, 88 306, 307, 308, und wiederum da⸗ 
von getrennt finden ſich die Normen über den Einfluß der 
Unmöglichkeit auf die vertragsmäßige Gegenleiſtung, die ſog. 
Lehre von der Gefahr in 88 323 —325. Vielleicht würde die 
geſetzliche Regelung ſelber entſchieden an Klarheit und Ver⸗ 
ſtändlichkeit gewonnen haben, wenn ſie im Zuſammenhange 
vorgenommen wäre. Wenn wir im vorliegenden Aufſatze den 
Einfluß der Unmöglichkeit auf die Gegenleiſtung noch nicht mit 
behandeln, ſo geſchieht dies lediglich aus Rückſicht auf den 
Raum; die Lehre von der Gefahr werden wir im folgen⸗ 
den Aufſatze daher unmittelbar an die gegenwärtig zu be⸗ 
ſprechenden Fragen anſchließen. 

Die herrſchende Lehre unterſchied bislang in erſter Linie 
objektive und ſubjektive Unmöglichkeit. Nur erſtere, lehrte man, 
befreie den Schuldner unbedingt; ob und wieweit der 
Schuldner durch eine in ſeiner Perſon oder jeinen Ber: 
hältniſſen liegende Unmöglichkeit befreit werde, laſſe 
ſich nicht für alle Obligationen gleichmäßig beantworten. 
Dernburg, Band. II 8 68. Auch das B. G. B. hat dieſe 


Unterſcheidung für erheblich erachtet; es nennt die objektive 


— — — 


— 
55 
9 


Sn 


—— 


2 — 
A 
— 


nn —B 4444 m m nn en en on 


134 


Unmöglichkeit ſchlechthin Unmöglichkeit und bezeichnet die ſub⸗ 
jektive als Unvermögen. An ſich ſcheint dieſer Gegenſatz 
micht ſchwer zu beſtimmen zu fein. Objektiv unmöglich iſt 
‚eine Leiſtung, die von Niemandem bewirkt werden kann. Sub⸗ 
jektiv unmöglich dagegen wird eine Leiſtung durch ſolche 


Hinderniſſe, die zwar nicht allen übrigen Menſchen, wohl aber 


der gegebenen Perſon des Schuldners die Leiſtung unmöglich 


machen. Dennoch glaube ich, daß ſchon Ubbelohde, Archiv f. 


civiliſtiſche Praxis Bd. 85 S. 120 die Unterſcheidung mit 
Recht für eine ſcholaſtiſche erklärt. Denn eine entſcheidende 
Rolle für die Frage der Haftung des Schuldners ſpielt ſie 
nicht; zum mindeſten nicht mehr nach 8 275 B. G. B., der aus⸗ 
drücklich wenigſtens das nachträglich eintretende „Unvermögen“ 
der nachträglich eintretenden Unmöglichkeit gleichſtellt: 

8 275: „Der Schuldner wird von der Verpflichtung 
zur Leiſtung frei, ſoweit die Leiſtung in Folge eines 
nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes eintreten⸗ 
den Umſtandes, den er nicht zu vertreten hat, unmög⸗ 
lich wird. 

Einer nach der Entſtehung des Schuldver— 
hältniſſes eintretenden Unmöglichkeit ſteht 
das nachträglich eintretende Unvermögen des 
Schuldners zur Leiſtung gleich.“ 

Mit Recht hat Übbelohde meines Erachtens ſchon darauf 
hingewieſen, daß nicht ſein thatſächliches Unvermögen 
zur Leiſtung den Schuldner befreit, ſondern die Thatſache, daß 
er alles zwecks Erbringung der Leiſtung ihm Obliegende 
gethan hat. Übbelohde ſchlug daher folgenden Paragraph 
ſtatt des jetzigen 8 275 vor: 

„Soweit der Schuldner alles im gegebenen Falle 
zwecks Erbringung der geſchuldeten Leiſtung ihm Ob⸗ 
liegende gethan hat, wird er von ſeiner Verpflichtung 
auch dann befreit, wenn deren Zweck nicht erreicht 
wird, es ſei denn, daß er aus einem anderen 
Grunde für deſſen Vereitelung einzuſtehen hat.“ 

In der That glaube ich, daß dieſe Worte den Sinn 
deſſen, was der Geſetzgeber vernünftiger Weiſe gewollt haben 
kann, was aber jetzt im B. G. B. durch eine abſtrakte und nicht 
leicht auf den erſten Blick verſtändliche Caſuiſtik geregelt iſt, 
am beſten anſchaulich machen. Daß ſowohl bei objektiver wie bei 


ſubjektiver Unmöglichkeit einzig die Unterſcheidung den Ausſchlag 


giebt, ob, abgeſehen von beſonderen Haftungsgründen, Ver⸗ 
ſchulden oder Zufall (casus) vorliegt, beweiſt das B. G. B. 
ſelber dadurch, daß es unmittelbar hinter § 275 zunächſt den 
allgemeinen Verſchuldungsmaßſtab definirt, den Schuldner „zu 
vertreten hat“, und ſodann in allen anderen citirten Para⸗ 
graphen ſtets unterſcheidet, ob die Leiſtung unmöglich wird „in 
Folge eines vom Schuldner zu vertretenden Umſtandes“ 
(S 280) oder eines Umſtandes, den „weder er noch der andere 
Theil zu vertreten hat“ (§ 323) bezw. „den der andere Theil 
zu vertreten hat“ (8 324) „den er zu vertreten hat“ (8 325). 

Bei der jetzigen abſtrakten Ausdrucksweiſe, die zumal noch 
durch die im B. G. B. übliche farbloſe Bezeichnung der 
Intereſſenten als „der eine oder andere Theil“, „er“, bezw. 
„der andere“ vermehrt wird, iſt in der That das Verſtändniß 
der einſchlägigen Beſtimmungen ſehr erſchwert. Bei Annahme 
der von Übbelohde vorgeſchlagenen Faſſung wäre auch eine 


Sonderbeſtimmung überflüſſig geworden, wie ſie jetzt als 


umſtändliche Einkleidung bezw. negative Umſchreibung des 
alten Satzes species perit cui debetur bezw. genus perire 
non censetur, eines übrigens auch an und für ſich nicht viel 
beſagenden Satzes, das B. G. B. in § 279 giebt: N 

8 279: „Iſt der geſchuldete Gegenſtand nur der 
Gattung nach beſtimmt, ſo hat der Schuldner, ſolange 
die Leiſtung aus der Gattung möglich iſt, ſein 
Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, wenn 
ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt.“ 

Ich verweiſe bezüglich dieſer Regel auf meine Ausführung 
in Aufſatz XXXIX S. 438, Jahrgang 1897, insbeſondere die 
dort erörterten Entſcheidungen, R. G. XXVIII Nr. 50 und 
XXII Nr. 19. Klar und einfach iſt das Hauptprinzip bei 
Unmöglichkeit der Leiſtung zum Ausdruck gebracht in dem 
Urtheil des Oberſten Landesgerichts für Bayern (Seuffert 
XXXVI Nr. 111): 

„Das gemeine Recht gewährt eine Klage auf Erſatz 
des vollen Intereſſe gegen denjenigen, welcher eine ihm 
obliegende Verbindlichkeit auf imputable Weiſe nicht 
erfüllt oder nicht erfüllen kann, und zwar ohne 
Unterſchied des Grades der culpa und ohne das Er⸗ 
forderniß der Argliſt auf Seiten des Verpflichteten 
(1.81 pr. vel verb. obl. 45, 1). Nur wenn die Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung eine zufällige iſt, gilt 
der Grundſatz: casus a nullo praestantur 
(1.18 pr. commod. vel contra 13, 6), und es entfällt 
unter dieſer Vorausſetzung des zufälligen Untergangs 
einer geſchuldeten beſtimmten Sache und der hierdurch 
herbeigeführten Unmöglichkeit der Herausgabe derſelben 
die außerdem auftretende Verbindlichkeit zur Ent⸗ 
ſchädigung wegen Nichtleiſtung, nach dem Grundſatze: 
species debita casu perit ei, cui debetur. 

1. 92 de sol. et liber. 46, 3. 1.38 § 3, 1. 47 8 1, 

1. 48 pr. de aed. ed. 21, 1. Seuffert Pand. 8 235, 

Nr. 9. Puchta Pand. $ 302. Holzſchuher Cal. 

Bd. 3, S. 75, 249 (2. Aufl.).“ 

Längſt iſt andererſeits auch der verhängnißvolle Irrthum 
widerlegt, daß eine generiſche Verpflichtung, welche nach Treu 
und Glauben beurtheilt wird, in Folge eines Hinderniſſes der 
Leiſtung erſt dann erliſcht, wenn der geſchuldete genus völlig 
zu exiſtiren aufhört oder völlig dem Rechtsverkehr entzogen iſt. 
Vergl. G. Hartmann, die Obligation S. 254 ff. Vielmehr 
muß nach Treu und Glauben der Schuldner ſchon dann als 
befreit gelten, wenn er z. B. durch eine andauernde allgemeine 
Unterbrechung des Frachtbetriebes außer Stand geſetzt worden 
iſt, einen Lieferungsvertrag innerhalb der Zeit zu erfüllen, 
innerhalb deren er gemäß verſtändiger Willens⸗ 
auslegung erfüllt werden ſollte. Dieſe Beurtheilung 
nach Treu und Glauben ſcheint mir auch das einzige durch⸗ 
ſchlagende Kriterium zu ſein, um die bislang ſo oft kontroverſe 
Frage, was in zeitlicher Hinſicht dazu gehöre, um eine 
Leiſtung als objektiv unmöglich erſcheinen zu laſſen, bezw. 
welchen Einfluß die Wiederbeſeitigung einer momentanen ob⸗ 
jektiven Unmöglichkeit auf die Verpflichtung hat, zu entſcheiden. 
Aus der bisherigen Praxis des Reichsgerichts gehört hier zu⸗ 
nächſt folgender Fall aus Seuffert, Archiv Bd. 45, S. 282. 
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(Urtheil des Reichsgerichts (3. Senat) vom 12. Juli 1889 in 
der preuß. (hannov.) Sache Meyer w. Friedberger. III. 129/89): 
Die Klage iſt gerichtet auf Lieferung von 100 Sack 
Weizenmehl von beſtimmter Qualität zu einem näher 
angegebenen Preiſe, ſowie auf Schadenserſatz wegen 
verſpäteter Lieferung. Die vom Beklagten vorgeſchützte 
Einrede, daß ihm die Lieferung unmöglich geworden 
ſei, iſt in 1. und 2. Inſtanz verworfen worden, während 
auf Grund derſelben das Reichsgericht die Klage abwies: 
„Die Parteien ſind darüber einverſtanden, daß der 
abgeſchloſſene Lieferungsvertrag ſich lediglich auf das in 
der Mühle des Beklagten hergeſtellte Weizenmehl 
bezog. Die Lieferung ſolchen Mehls wurde dem Be⸗ 
klagten dadurch unmöglich, daß innerhalb der ſtipulirten 
Lieferungsfriſt ſeine Weizenmühle durch Exploſion und 
Brandſchaden zerſtört wurde. Später, nach Ablauf 
von 7 bis 8 Monaten, iſt die Mühle wieder hergeſtellt 
und Beklagter in die Lage gekommen, ſeinen früheren 
Betrieb wieder aufnehmen zu können. Streitig iſt 
unter den Parteien allein die Frage, ob der Beklagte 
durch dieſe Unmöglichkeit der Leiſtung von der über⸗ 
nommenen Lieferungsverbindlichkeit frei geworden iſt 
oder dieſelbe noch jetzt zu erfüllen hat. | 

Das Berufungsgericht iſt davon ausgegangen, daß 
hier nicht eine dauernde, die Obligation aufhebende, 
Unmöglichkeit der Erfüllung vorliege, ſondern nur eine 
zeitweilige mit aufſchiebender Wirkung, weil der Beklagte 
von vornherein die Abſicht gehabt habe, die Mühle ſo 

ſchnell wie möglich wieder herzuſtellen, und dieſe Abſicht 
auch in 7 bis 8 Monaten verwirklicht habe. Demgemäß 
iſt der Beklagte zur Erfüllung verurtheilt ohne Rückſicht 
auf den Schaden, welchen er durch eine inzwiſchen 
etwa eingetretene Preisſteigerung erleiden würde. Es 
iſt anzuerkennen, daß nicht jedes vorübergehende 
Hinderniß der Vertragserfüllung eine die Obligation 
aufhebende Unmöglichkeit herbeiführt, ſondern dieſe 
Wirkung nur einer derart dauernden Behinderung bei⸗ 
gemeſſen werden darf, daß durch dieſelbe der Zweck des 
Vertrages und der Inhalt der kontraktlichen Leiſtung 
weſentlich beeinträchtigt wird (vgl. auch Entſch. d. R. G. 
Bd. 5, S. 279). 

Hierfür iſt aber nicht unbedingt erforderlich, da ß 
die Unmöglichkeit der Erfüllung von unbe— 
grenzter Dauer oder völlig unabſehbar iſt, 
ſondern es iſt je nach den Umſtänden und dem 
Inhalt des einzelnen Vertrages auch einer 
zeitweiligen Behinderung rechtlich der Cha⸗ 
rakter einer dauernden dann zuzuſchreiben, 
wenn dieſelbe nach ihrer Art und Dauer den 
zuvor erwähnten Einfluß auf den Vertrag 
und deſſen Erfüllung ausübt. Eine derartige 
Sachlage war hier anzunehmen. Es handelt ſich nicht 
um eine Beſchädigung der beklagtiſchen Mühle, welche 
in mäßiger Friſt gehoben werden konnte und nur eine 
augenblickliche Betriebsſtörung zur Folge hatte, ſondern 
um eine ſo vollſtändige Zerſtörung der Weizenmühle 
nebſt Einrichtung infolge Exploſion und Brandſchadens, 


daß der Beklagte dieſen Theil ſeines Betriebes ganz 

einſtellen mußte und deſſen Wiederaufnahme erſt nach 
Beſchaffung eines Neubaus, der 7 bis 8 Monate er⸗ 
fordert hat, in Ausſicht nehmen konnte. Es liegt auf 
der Hand, daß in einem Geſchäftsbetriebe dieſer Art 
die von Seiten beider Kontrahenten auf die Konjunk⸗ 
turen berechneten Geſchäfte auf Lieferung von Weizen⸗ 
mehl zum Vortheil des einen oder andern der Vertrags⸗ 
intereſſenten in ihrem Zweck und ihren Ergebniſſen 
ganz weſentlich geändert werden konnten, wenn der 
Beklagte für verpflichtet zu achten wäre, nach Ablauf 
einer ſo erheblichen Zeit aus neu anzukaufendem Material 
die kontraktlich früher zu liefernde Waare noch jetzt 
herzuſtellen und zu den kontraktlichen Bedingungen zur 
Verfügung des Lieferungsberechtigten zu ſtellen. Unter 
ſolchen Umſtänden war daher der Beklagte berechtigt, 
wie er alsbald nach dem Unglücksfall gethan hat, die 
Erfüllung des in der Klage bezielten Vertrages abzu⸗ 
lehnen, und mußte dem begründeten Reviſionsantrage 
gemäß unter Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung 
die Abweiſung der Klage verfügt werden.“ 

Subjektive Unmöglichkeit fällt jedenfalls bei höchſt⸗ 
perſönlichen Leiſtungen mit objektiver zuſammen. Auch in 
dieſem Falle wird der Schuldner frei, wenn ſelbſt eine Be⸗ 
ſeitigung des Hinderniſſes in Zukunft nicht gänzlich aus⸗ 
geſchloſſen iſt, ſofern ſie nur nicht abſehbar iſt. Ein dieſe 
Sätze ſowohl für das preußiſche A. L. R. als auch für 
das gemeine Recht beſtätigendes Erkenntniß des Reichs⸗ 
gerichts findet ſich R. G. V. Nr. 75. Ein Lehrer, der 
thatſächlich ſeit Januar 1877 an einer Privatſchule Unter⸗ 


richt nicht mehr ertheilt hat, da zu dieſem Termine die Er⸗ 


laubniß dazu durch eine Verfügung der Regierung entzogen 
war, klagt auf die Gehaltsrate vom “. Januar bis 1. April, 
weil er gleichwohl bis dahin zur Ertheilung von Unterricht 
bereit und im Stande geweſen ſei: Das abweiſende Urtheil 
der unteren Inſtanzen wurde vom R. G. beſtätigt (I. Hilfs⸗ 
ſenat. v. 27. Sept. 1881, Rep. IV. a 760/80. Paderborn⸗ 
Hamm): 

„Bei der Beurtheilung des zwiſchen den Parteien 
beſtandenen Betrages war, in weſentlicher Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Appellationsrichter, davon auszu⸗ 
gehen, daß derſelbe den Kläger zu einer höchſt per⸗ 
ſönlichen und, mit Rückſicht auf die allgemeinen Zwecke 
des Elementarunterrichts, zu einer ununterbrochenen 
Thätigkeit verpflichtete. Hinderniſſe, welche ſich der 
Erfüllung dieſer Verbindlichkeit in der Perſon des 
Klägers entgegenſtellten, begründeten daher nicht bloß 
eine ſubjektive, ſondern zugleich eine objektive Unmöglich⸗ 
keit der Vertragserfüllung. Nun iſt zwar anzuerkennen, 
daß nicht jedes vorübergehende Hinderniß in der Ver⸗ 
tragserfüllung deren Unmöglichkeit herbeigeführt, dieſe 
Wirkung regelmäßig vielmehr nur dann eintritt, wenn 
das Hinderniß nach ſeiner Art ein dauerndes iſt. Der 
Charakter der Dauer iſt aber nicht bloß in dem Fall 
anzunehmen, wenn die Beſeitigung des Hinderniſſes 
erkennbar gänzlich ansgeſchloſſen ift, ſondern ſchon dann 
als vorhanden anzuerkennen, wenn der Wegfall des 
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Hinderniſſes aus thaſächlichen Gründen oder deshalb, 
weil demſelben rechtlich die Eigenſchaft der Kontinuität 
zukommt, nicht abſehbar iſt und dadurch der konkrete 
Vertragszweck vereitelt wird. 
Vergl. L. 83 § 5 Dig. de verb. obl. 45, 1,1. 98 
8 8 Dig. de solut. 46, 3; Mommſen, Beiträge 
zum Obligationsrecht I. S. 290. 292. 295; 
Förſter, preuß. Privatrecht 4. Aufl. Bd. 1 
S. 596; Entſch. des R. O. H. G's. Bd. 8 
S. 153 flg. | 
Dieſer letzte Geſichtspunkt trifft im vorliegenden Falle 
zu, ſofern durch den Erlaß der Regierung vom Ok⸗ 
tober 1877 dem Kläger die nach den 88 3.4 A. L. R. II. 12, 


der Kabinetsordre vom 10. Juni 1834 (G. S. S. 135) 


und den 88 4. 5 der Miniſterial⸗Inſtruction vom 
31. December 1839 (Min.⸗Blatt für die innere Verw. 
1840 S. 94 flg.) geſetzlich erforderliche Erlaubniß zur 
Haltung der Privatſchule nur bis zum 1. Januar 1878 
gewährt blieb, und dadurch einerſeits ihm die per⸗ 
ſönliche Befähigung zur Fortſetzung ſeiner örtlichen 
Lehrfähigkeit über jenen Termin hinaus von der kom⸗ 
petenten Aufſichtsbehörde bedingungslos entzogen wurde, 
andererſeits den davon in Kenntniß geſetzten Vorſtands⸗ 
mitgliedern des Altkatholikenvereines nach Maßgabe 
der 88 43 flg. A. L. R. II. 12 und des $ 24 der 
allegirten Inſtruction die Pflicht entſtand, für ander⸗ 
weite Beſchaffung des ſchulmäßigen Unterrichts der 
Kinder vom 1. Januar 1878 ab die alsbald noth⸗ 
wendige Fürſorge zu treffen. Die Thatſache, daß 
die Regierung ihre vorerwähnte Verfügung, 
welcher an ſich, wie es bei Anordnungen der 


Verwaltungsbehörden die Regel bildet, de— 


finitive und Fontinuirlide Wirkſamkeit bei⸗ 
wohnte, ſpäter und zwar noch vor dem 
1. Januar 1878 durch Weitererſtreckung der 
Konzeſſion des Klägers änderte, konnte auf 
die Vertragsſtellung des letztern zu dem Be⸗ 
klagten und deſſen Mitkontrahenten keinen 
modifizirenden Einfluß äußern, da nicht 
behauptet iſt, daß dieſe von der getroffenen 
Aenderung rechtzeitig oder auch nur vor Ab— 
lauf des Jahres 1877 benachrichtigt ſeien, 
ihnen gegenüber mithin die Verlängerung der 
Konzeſſion keine andere Bedeutung haben 
konnte, als lediglich die einer neu eingetretenen 
Befähigung des Klägers zur anderweiten Ein⸗ 
gehung eines Lehrvertrages. Blieb daher für 
den Beklagten die erſte Verfügung der Regierung die 
maßgebende, ſo mußte auch in Uebereinſtimmung mit 
dem Appellationsrichter angenommen werden, daß der 
Vertrag zwiſchen den Parteien wegen eingetretener zu⸗ 
fälliger Unmöglichkeit ſeiner Erfüllung von Seiten des 
Klägers nach 8 364 A. L. R. I. 5 mit dem 1. Januar 
1898 aufgehoben war und von da an nicht mehr 
exiſtirte. 

Dieſer Wegfall des vorliegenden Vertrages bedingte 
zugleich die Unmöglichkeit eines Wiederaufhebend des⸗ 


ſelben nach Wegfall des Hinderniſſes, wie die eitirte 
1. 98 8 8 mit den Worten beſtätigt: in perpetuum 
enim sublata obligatio restitui non potest, auch 
in der Doktrin überwiegend anerkannt wird. 
Vgl. Mommſen a. a. O. S. 294; Windſcheid 
Pand. 5. Aufl. Bd. 2 S. 209. 372; Dernburg 
preuß. Privatrecht 2. Aufl. Bd. 2 S. 239; 
Förſter a. a. O. und Anmerkung 24 daſelbſt. 

Die ſcheinbar entgegenſtehende Anſicht von Bornemann, 
Rechtsgeſchäfte S. 398 (vgl. S. 400 Nr. 3, 1a da⸗ 
ſelbſt) und Koch, Recht der Forderungen Bd. 1 S. 219, 
Bd. 2 S. 505, ſetzt naturgemäß vorübergehende 
Hinderniſſe der Erfüllung einer Obligation voraus, 
welche unter Umſtänden je nach dem Inhalte 
der Obligation allerdings ein bloßes Ruhen 
der Verpflichtung zur Folge haben können.“ 

Eine dem oben gedachten Vorſchlage Ubbelohde's nahe: 
kommende und daher formell weit klarere und verſtändlichere, 
ſomit auch wohl verſtändigere Regelung des Einfluſſes und 
der Bedeutung der Unmöglichkeit einer Leiſtung gewährt der 
Code civil 1147: 

Le debiteur est condamne, s’il y a lieu, au paie- 
ment de dommages et interets, soit à raison de 
l'inexécution de l' obligation soit à raison du retard 
dans l'exécution, toutes les fois qu'il ne 
justifie pas que l’inex&cution provient 
d'une cause étrangère qui ne peut lui étre 
imputde, encore qu'il n'y ait aucune mauvaise 
fois de sa part. 

| Eine hierher gehörige Entſcheidung des Reichsgerichts 
findet ſich bei Bolze, IX. Nr. 119: 

„Eine mit der Ausführung von Feſtungsbauten be⸗ 
traute Baugeſellſchaft hatte den Kläger ermächtigt und 
verpflichtet, eine Kantinenwirthſchaft zu erbauen und 
zu betreiben, auch dem Kläger die Stelle an der 
Lünette II angewieſen. Die Kantine iſt ausgeführt 
und betrieben. Vor Vollendung der Feſtungsbauten 
ging die Lünette II in das Eigenthum der Stadt über. 
Auf Klage der Stadt wurde die Baugeſellſchaft zur 
Räumung verurtheilt und die Kantine abgebrochen. 
Die Entſchädigungsklage des Kantinenwirths iſt abge⸗ 
wieſen. 

Die Abweiſung konnte nicht auf Code 1147 geſtützt 
werden; denn der Uebergang des Eigenthums der 
Lünette II auf die Stadt iſt nicht eine cause etran- 
gere im Sinne des Art. 1147. Dazu hätte es 
weiterer Feſtſtellungen bedurft, ob etwa ſchon bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages die Befugniß der Beklagten, die 
Kantinenwirthſchaft während des Baues zu geſtatten 
und zu übertragen, eine beſchränkte war oder nicht, ob 
damals die Beklagte die eingetretene Stö— 
rung. als möglich vorausſehen konnte. — Tau 

rent 16, 225.“ 

In Anſehung des Einfluſſes der Unmöglichkeit auf die 
Vertragsverpflichtungen iſt vor allem der Zeitpunkt ihres 
Eintritts erheblich. War die Unmöglichkeit ſchon zur Zeit der 
Eingehung des Vertrages vorhanden, ſo iſt der Vertrag 
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nichtig, wie auch $ 306 B. G. B. ausdrücklich hervorhebt. 
Aber aus dieſer Nichtigkeit folgt keineswegs, daß keinerlei An⸗ 
ſprüche aus dem Vertragsabſchluſſe erwachſen. Für das ge⸗ 
meine Recht iſt vielmehr bereits von v. Ihering (Dogmat. 
Jahrb. IV Nr. 1) nachgewieſen (vergl. auch Mommſen, Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung I. S. 100 ff.), daß trotz der Nichtigkeit des Kon⸗ 
traktes bei culpa in contrahendo die Kontraktsklage auf 
das negative Vertragsintereſſe gegeben werden muß. Dieſe 
freilich in der gemeinrechtlichen Praxis nicht unbeſtrittene 
Theorie, für die ich keine Entſcheidung des Reichsgerichts an⸗ 
führen kann, iſt vom B. G. B. in 8 307 angenommen 
worden: 
| „Wer bei der Schließung eines Vertrages, der auf 
eine unmögliche Leiſtung gerichtet iſt, die Unmöglichkeit 
der Leiſtung kennt oder kennen muß, iſt zum Erſatze 
des Schadens verpflichtet, den der andere Theil 
dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit 
des Vertrages vertraut, jedoch nicht über den Be⸗ 
trag des Intereſſes hinaus, welches der andere Theil 
an der Gültigkeit des Vertrags hat. Die Erſatzpflicht 
tritt nicht ein, wenn der andere Theil die Unmöglich⸗ 
keit kennt oder kennen muß. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, 
wenn die Leiſtung nur theilweiſe unmöglich und der 
Vertrag in Anſehung des möglichen Theiles gültig iſt, 
oder wenn eine von mehreren wahlweiſe verſprochene 
Leiſtung unmöglich iſt.“ 

Wenn dagegen die Unmöglichkeit erſt nach Eingehung des 
Vertrages eintritt, ſo bewirkt ſie lediglich eine Umwandlung 
des Anſpruchs auf Naturalleiſtung in die eine Intereſſen⸗ 
forderung und zwar eine ſolche auf das poſitive Intereſſe an 
der Erfüllung, ſofern nicht eben ein wirklicher Zufall (casus) 
den Verpflichteten freimacht. Dies gilt ſowohl für das gemeine 
Recht, wie für das Pr. A. L. R., als auch nach dem citirten 
Art. 1147 für das franzöſiſche Recht. Keineswegs folgt aber 
daraus, daß nicht zunächſt auf wirkliche Vertragserfüllung 
geklagt werden könnte. Vielmehr bleibt dieſe Klage durchaus 
zuläſſig, um die Grundlage für etwaige beim Ausbleiben der 
Leiſtung eintretende Entſchädigungsanſprüche feſtzuſtellen. 

Daß wenigſtens bei ſubjektiver Unmöglichkeit der Er⸗ 
füllung die Klage auf die urſprüngliche Vertragsleiſtung zuläſſig 
bleibt, beſtätigt auch R. G. XXXII Nr. 33 (III. Civilſenat. 
Urth. v. 3. Oktober 1893. Rep. III. 126/93. L. G. Weimar. 
O. L. G. Jena): 

„Sofern ein Pachtvertrag zwiſchen dem Kläger und 
dem Erblaſſer der Beklagten in der vom erſteren be⸗ 
haupteten Weiſe zu Stande gekommen iſt, ſind gegen⸗ 
wärtig an Stelle des Verſtorbenen deſſen Erben, darunter 
alſo die drei Geſchwiſter S. zur Aushaltung dieſes 
Vertrages verpflichtet. Allerdings ſind ſie wegen des 
ausſchließlichen Verfügungsrechtes der Wittwe S. nicht 
in der Lage, dem Pächter unmittelbar aus ihrem eigenen 
Rechte die Benutzung der Pachtgrundſtücke zu gewähren. 
Allein hiermit iſt ihre erwähnte Verpflichtung noch nicht 
aufgehoben. Denn die erwähnte Sachlage beruht nicht 
etwa auf einem zufälligen Ereigniſſe, ſondern auf Ver⸗ 
fügungen des Erblaſſers, inſofern derſelbe einmal die 


in ſeinem Nießbrauche befindlichen Grundſtücke ſeiner 
Ehefrau über die Dauer dieſes mit ſeinem Tode 
endigenden Rechtes hinaus und ohne Rückſicht auf das⸗ 
ſelbe verpachtete und ſodann das ihm ſelbſt gehörige 
Pachtgrundſtück ohne Rückſicht auf den Pachtvertrag 
ſeiner Ehefrau allein zum lebenslänglichen Nießbrauche 
hinterließ. Für die Folgen dieſer Verfügungen aber 
iſt von ihm und nach ſeinem Tode an ſeiner Stelle 
von ſeinen Erben einzuſtehen, ebenſo wie in dem Falle, 
wenn er bei ſeinen Lebzeiten die Pachtgrundſtücke an 
einen Dritten veräußert hätte (J. 9 pr. D. locati 19, 2). 
Iſt hiernach an ſich eine fortdauernde Verbindlichkeit 
der Beklagten aus dem Vertrage anzunehmen, ſo wird 
ferner durch eine auf ihrer Seite beſtehende 
Unmöglichkeit, dieſe Verpflichtung in ihrer 
urſprünglichen Geſtalt zu erfüllen, die Klage 
auf die eigentliche Vertragsleiſtung (das uti 
frui licere) nicht unzuläſſig. Denn der urſprüng⸗ 
liche Gegenſtand der vertragsmäßigen Verpflichtung 
wird in ſolchem Falle nicht ohne weiteres verändert; 
es erſcheint nicht unſtatthaft, die Verurtheilung zunächſt 
auf Leiſtung derſelben zu richten und hierdurch zugleich 
die Grundlage für etwaige beim Ausbleihen dieſer 
Leiſtung eintretende Entſchädigungsanſprüche feſtzuſtellen. 
Vergl. Windſcheid, Pand. Bd. 2. § 264. Anm. 7. 
Mommſen, Beiträge zum Obligationenrecht, Bd. 1 

S. 229 ff. Bd. 3 S. 413. 

Allerdings wird dann, wenn der Verpflichtete (oder, 
wie hier, deſſen Erblaſſer) die Erfüllung der betreffenden 
Verbindlichkeit durch eine von ihm zu vertretende 
Handlung unmöglich gemacht hat, auch die Klage auf 
das Intereſſe zugelaſſen. Hierdurch wird jedoch der 
Anſpruch auf die vereinbarte Leiſtung nicht ohne Weiteres, 
namentlich, ſo lange nicht eine objektive Unmöglichkeit 
vorliegt, ausgeſchloſſen, und demgemäß eine hierauf 
gerichtete Klage nicht beanſtandet.“ 

Vergl. die Urtheile des R. O. H. G. in Seufferts 
Archiv XXIV Nr. 28, XXX Nr. 29, 247, 

EXIXXIV Nr. 196. 

Man vergleiche damit noch die Entſcheidung bei Seuffert, 
Archiv Bd. 34, S. 291. Erkenntniß des R. O. H. G. zu 
u vom 27. Februar 1897. Heuſer, Annalen, Bd. 23, 

38 ff.: 

„Wenn das gemeine Recht dem Gläubiger das Recht 
zugeſteht, von dem Schuldner, der ſich nach Abſchluß 
des Vertrags zur Erfüllung deſſelben außer Stand 
geſetzt hat, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des 
Vertrags zu fordern, ſo folgt hieraus nicht, daß der 

Schuldner berechtigt ſei, ſich in dem gedachten Falle 

der Klage auf Erfüllung des Vertrags zu entziehen. 
Wie er ſich ſeiner Verbindlichkeit nicht dadurch ent⸗ 
ledigen kann, daß er dem Gläubiger anſtatt der Er⸗ 
füllung Schadenserſatz anbietet (§ 2 Just. quib. mod. 
toll. 3. 29), ſo kann er ſich von derſelben auch nicht 
auf mittelbare Weiſe dadurch befreien, daß er ſich zur 
Erfüllung außer Stande ſetzt. Vielmehr dauert in 
dieſem Falle, abgeſehen von den weiteren Wirkungen 
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welche das vertragswidrige Verhalten des Schuldners 
erzeugt, die urſprüngliche Verbindlichkeit deſſelben, mithin 
auch der Anſpruch des Gläubigers auf Erfüllung, un⸗ 
verändert fort. 
Mommſen, Beiträge zum Obligationenrecht Bd. 1 
S. 229, vgl. Bd. 3 S. 413; Windſcheid, Pan⸗ 

dekten 4. Aufl. 8 264 Not. 7. 

Wählt der Gläubiger, obwohl er weiß, daß die Er⸗ 
füllung des Vertrags nicht mehr ausführbar iſt, dennoch 
die Klage auf Erfüllung, etwa in der Abſicht, die Feſt⸗ 
ſtellung des Geldäquivalents für die Erfüllung dem 
Exekutionsverfahren vorzubehalten, oder weil es ihm 
mehr auf die Feſtſtellung der Verbindlichkeit zur Er⸗ 
füllung, als auf die Erzwingung der letzteren ankommt, 
ſo hat der Beklagte weder ein Recht, noch auch nur 
ein Intereſſe, die Zurückweiſung der Klage aus dem 
Grunde zu fordern, weil ein gemäß dem Klagantrage 
verurtheilendes Erkenntniß unvollſtreckbar ſein würde. 
Der als verletzt behauptete Rechtsſatz, daß der 
Gläubiger wegen eingetretener Unmöglichkeit 
der Erfüllung nur eine Klage auf das In— 
tereſſe, keine Klage auf Erfüllung habe, kann 
demnach für den Fall einer blos ſubjektiven 
Unmöglichkeit der Erfüllung nach gemeinem 
Recht nicht anerkannt werden.“ 

Aus dem Gebiete des Pr. A. L. R. gehört hierher 
Bolze, Praxis Bd. XVIII Nr. 128: 

„Der Kläger hatte von dem Beklagten S. ein 
Grundſtück ertauſcht, ohne daß Auflaſſung oder Ueber⸗ 
gabe erfolgt wären. Kläger hat dem S. in Erfüllung 
des Vertrages eine Hypothek von 7 000 Mark cedirt. 
Das Grundſtück iſt gegen S. ſubhaſtirt. Durch die 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks iſt der Be⸗ 
klagte S. außer Stand geſetzt worden, über den 
Vertragsgegenſtand zu verfügen und der Klägerin das 
Eigenthum und den Beſitz davon zu übertragen. Da⸗ 
mit iſt der Fall ber Unmöglichkeit der Erfüllung ge⸗ 
geben, wenn nicht die Ausſicht beſtehen ſollte, daß S. 
die ihm entzogene Dispoſition wiedererlange.“) — Die 
Unmöglichkeit der Erfüllung bewirkt die Aufhebung des 
Vertrages, wenn ſie durch einen Zufall oder 
durch unabwendbare Gewalt und Uebermacht 
entſtanden iſt (8 364 I 5 A. L. R.). Beruht 
die Unmöglichkeit auf einem Verſchulden der 
verpflichteten Partei, ſo bleibt zwar der Ver— 
trag in Kraft, aber der Anſpruch auf Natural⸗ 
leiſtung wandelt ſich in eine Intereſſenforderung um. 
(85 360 ff.) 

Mag nun im vorliegenden Fall das eine oder das 
andere zutreffen, immer iſt der Anſpruch des Klägers 


*) Man vergl. hierzu § 308 Abſ. 1 B. G. B.: 

„Die Unmöglichkeit der Leiſtung ſteht der Gültigkeit des 
Vertrages nicht entgegen, wenn die Unmöglichkeit gehoben 
werden kann und der Vertag für den Fall geſchloſſen iſt, 
daß die Leiſtung möglich wird.“ 

Ferner vergl. 8 853 B. G. B. 


auf Rückceſſion begründet, in dem erſteren Fall ergiebt 
er ſich aus der Aufhebung des Vertrags; in dem 
anderen bildet die Rückgewähr des Geleiſteten 
den Erſatz eines Theils der Nachtheile, die 
dem Kläger durch Nichterfüllung des Ver— 
trages von Seiten des anderen Kontrahenten 
erwachſen ſind.“ 

Aus dieſem Beſtehenbleiben des Rechtsgrundes des Ver⸗ 
trages und der materiellen Identität des Anſpruchs auf Er⸗ 
füllung oder Erfüllungsintereſſe — die actio bleibt dieſelbe — 
ergiebt ſich auch die richtige Regelung der Beweislaſt. Auch 
wenn Kläger von vornherein auf das Intereſſe klagt, hat er 
nicht den Beweis des Verſchuldens der Unmöglichkeit zu 
führen. Richtig iſt dies anerkannt in der ſchon zu Anfang 
citirten Entſcheidung des Oberſten L. G. für Bayern (Seuffert, 
XXXVI Nr. 111): 

„Die ausdrückliche Anführung eines dem Beklagten 
zur Laſt fallenden beſonderen Verſchuldens iſt für die 
Begründung der auf Entſchädigung wegen Nicht⸗ 
erfüllung der Verbindlichkeit zur Auslieferung eines be⸗ 


ſtimmmten Objekts gerichteten Klage nicht erforderlich; 


es gehört vielmehr in ſolchen Fällen zum Grunde der 

Einrede, daß der dem Berechtigten zugegangene Schaden 

dem Verpflichteten nicht zugerechnet werden könne, 

weshalb der Letztere darzuthun hat, daß er 

frei vom Verſchulden an der Unmöglichkeit 

der Erfüllung der Obligation und deshalb 

nicht verantwortlich für den eingetretenen 
Nachtheil ſei.“ 

Das B. G. B. hat dieſen Grundſatz ſanktionirt in 

8 282: 

„Iſt ſtreitig, ob die Unmöglichkeit der Leiſtung die 

Folge eines von dem Schuldner zu vertretenden Um⸗ 
ſtandes iſt, ſo trifft die Beweislaſt den Schuldner.“ 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1.— 12. Februar 1898 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Reviſion der Nebenintervenienten iſt zuläſſig und 
rechtzeitig eingelegt. Als gütergemeinſchaftliche Ehefrau haftet 
ſie den Gläubigern des Ehemannes ohne Weiteres mit dem 
gütergemeinſchaftlichen Vermögen, und ein gegen den Ehemann 
ergehendes Urtheil iſt in dieſes Vermögen vollſtreckbar 
(88 377, 380, 389, 391 des A. L. R. Thl. II Tit. 1; 
Striethorſt, Archiv, Bd. 97 S. 175). Die Ehefrau gilt daher 
nach § 66 der C. P. O als Streitgenoſſin des Bekl., wogegen 
auch nicht geltend gemacht werden kann, daß zur Vollſtreckung 
des gegen den Ehemann ergehenden Urtheils in die zum 
gemeinſchaftlichen Vermögen gehörigen beweglichen körper- 
lichen Sachen inſoweit, als dieſelben ſich nicht im Gewahrſam 
des Ehemannes, ſondern der Ehefrau befinden, eine beſondere 
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gegen die Frau gerichtete Klage erforderlich werden könnte. Die 
Exiſtenz der Schuld und deren Eigenſchaft als einer güter⸗ 
gemeinſchaftlichen, für die Frau inſoweit verbindlichen Schuld 
würde von der Frau nicht mehr in Frage geſtellt werden können. 
Als Streitgenoſſin ihres Ehemannes im Sinne des § 58 


der C. P. O. hat die Nebenintervenientin ein jelbftändiges - 


Recht zur Einlegung der Reviſion, und die Friſt dazu lief erſt 
von der Zuſtellung des B. U. an ſie, alſo vom 17. Juli 1897 
ab. Die Revifionsfchrift tft dem Kl. innerhalb der im § 514 
der C. P. O. beſtimmten Friſt zugeſtellt worden. VI. C. S. 
i. S. Kluſchkewitz 6. Sendzick vom 24. Januar 1898, 
Nr. 318/97 VI. | 

2. Das O. L. G. hat angenommen, daß die Berufung 
nach § 94 der C. P. O. unzuläſſig ſei. Durch den Brief vom 
16. März 1897 habe der Kl. das ihm nach Art. 355 des 
H. G. B. zuſtehende Wahlrecht ausgeübt, hierzu ſei er berechtigt 
geweſen, obwohl er zunächſt auf Erfüllung des zwiſchen ihm 
und dem Bekl. abgeſchloſſenen Kaufvertrags geklagt habe. (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 15 S. 68.) Nach dieſer Er⸗ 
klärung könne für das B. G. nur noch die Entſcheidung im 
Koſtenpunkte in Frage kommen, und deshalb ſtehe die Be⸗ 
ſtimmung in § 94 der C. P. O. der Zuläſſigkeit der Berufung 
entgegen. Die Vorſchrift in $ 277 der C. P. O. greife hier 
nicht Platz, weil es ſich nicht um einen eigentlichen Verzicht, 
ſondern um die Ausübung eines Wahlrechts des Kl. handele, 
welches durch eine Klagabweiſung nach § 277 ausgeſchloſſen 
werden würde. Gegen einen Mißbrauch des erſtinſtanzlichen 
Urtheils ſei der Bekl. durch § 686 der C. P. O. geſchützt. 
Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrthümlich. Gegen den Bekl. 
liegt eine verurtheilende Entſcheidung der I. J. vor; er fühlt 
ſich durch dieſelbe beſchwert und begehrt deren Beſeitigung. 
Sein Recht, daß hierüber von dem B. G. entſchieden werde, 
wird dadurch, daß der Kl. nachträglich erklärt hat, er gehe von 
dem Vertrage ſo, als wenn dieſer nicht abgeſchloſſen worden wäre, ab, 
verlange alſo das, wozu der Bekl. verurtheilt worden iſt, nicht 
mehr, nicht berührt, im Gegentheil bildet dieſe Erklärung einen 
ſelbſtſtändigen Grund für die Beſeitigung der im erſten Urtheil 
ausgeſprochene Verurtheilung des Bekl. Es iſt inſoweit den 
Darlegungen des V. C. S. des R. G. in dem Urtheile vom 
11. März 1891 — (Entſch. Bd. 27 S. 407 flg.) — durchaus 
beizutreten; insbeſondere erſcheint die Meinung der Vorinſtanz, 
daß der Bekl. auf den in § 686 der C. P. O. bezeichneten 
Weg beſchränkt ſei, unzutreffend. Vergleiche den Kommentar 
zur C. P. O. von v. Wilmowski und Levy, VII. Auflage, 
Anm. 1 zu § 686. Die Annahme des B. G., in dem vor- 
liegendem Falle könne das Recht des Bekl. auf Beſeitigung der 
gegen ihn ergangenen Verurtheilung nicht aus §8 277 der 
C. P. O. hergeleitet werden, weil kein eigentlicher Wrzicht des 
Kl. auf ein Recht, ſondern die Ausübung eines Wahlrechts vor⸗ 
liege, iſt nach jeder Richtung unhaltbar. Der Bekl. hat in den 
Vorinſtanzen beſtritten, daß zwiſchen ihm und dem Kl. der von 
dieſem behauptete Kaufvertrag, auf den der Klagantrag geſtützt 
war, zu Stande gekommen ſei, und die Frage, ob dies der Fall 
geweſen ſei, hat den Hauptſtreitpunkt zwiſchen den Parteien ge- 
bildet. Bei der Erwägung, der Kl. habe nur ein ihm zuſtehendes 
Wahlrecht ausgeübt, unterſtellt aber die Vorinſtanz, um nad» 
zuweiſen, daß die Berufung unzuläſſig ſei, ohne Weiteres, daß 


dem Kl. die behaupteten Rechte aus dem Kaufvertrage wirklich 
zugeſtanden haben, entſcheidet alſo mittelbar über eine Frage, 
über die fle nur entſcheiden kann, wenn die Berufung zuläſſig 
iſt. Die Argumentation des B. G. enthält alſo einen offen⸗ 
baren inneren Widerſpruch. Allein auch wenn feſtſtände, daß 
nur die Ausübung eines dem Kl. erwachſenen Wahlrechts vor⸗ 
liege, würde damit gegen die Anwendbarkeit von § 277 der 
C. P. O. nichts bewieſen. Der Kl. hat in I. J. Erfüllung 
des angeblich zwiſchen ihm und dem Bekl. abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trags gefordert, dieſe Erfüllung will er nach ſeiner Erklärung 
vom 16. März 1897 nicht mehr beanſpruchen. Aus welchem 
Grunde er das thut und ob er zu der ſpäteren Erklärung in 
Folge eines ihm zuſtehenden Wahlrechts befugt geweſen iſt, iſt 
für die Frage, welche prozeſſuale Folgen ſich an ſeine Erklärung 
knüpfen, mindeſtens in der Hauptſache ohne Bedeutung, weil 
hierdurch die Thatſache, daß er das, was er in der Klage ver- 
langt hat und worauf die Verurtheilung des Bekl. gerichtet iſt, 
nicht mehr fordert, garnicht berührt wird, dieſe Thatſache aber 
für die Frage, ob die von der I. J. ausgeſprochene Entſcheidung 
aufrecht erhalten bleiben darf oder nicht, allein entſcheidend iſt. 
Die Vorinſtanz ſpricht auch ſelbſt aus, die durch den Brief vom 
16. März 1897 erkärte Ausübung des Wahlrechts des Kl. 
„ſetze den Wegfall des Vertragserfüllungsanſpruchs noth⸗ 
wendig voraus“, und will damit offenbar ſagen, mit jener Aus⸗ 
übung des Wahlrechts falle der Erfüllungsanſpruch weg, ſie 
nimmt alſo ſelbſt an, daß der Kl. ſich dieſes Anſpruchs, 
den er bis dahin allein geltend gemacht hatte und der 
den ausſchließlichen Gegenſtand des erſten Urtheils bildet, begeben 
habe. Wenn aber in dem angefochtenen Urtheile noch bemerkt wird, 
durch eine Klagabweiſung gemäß § 277 der C. P. O. würde 
das dem Kl. zuſtehende Wahlrecht ausgeſchloſſen, fo iſt dies 
unverſtändlich. Durch eine ſolche Entſcheidung würde dieſes 
Wahlrecht nicht ausgeſchloſſen, ſondern im Gegentheil in Ge— 
mäßheit der vom Kl. zuletzt getroffenen Wahl erkannt werden, 
indem die aus dieſer ſich ergebende prozeſſuale Konſequenz ge⸗ 
zogen würde. VI. C. S. i. S. Kohn c. Treichl vom 17. Januar 
1898, Nr. 386/97 VI. 

3. Nachdem die Berufungsbekl. den ihr durch den 
Beweisbeſchluß des O. L. G. für die beantragte Zeugen⸗ 
vernehmung aufgegebenen Koſtenvorſchuß von 200 Mark am 
23. November 1897 eingezahlt hatte, wurde durch Beſchluß des- 
ſelben Gerichts vom 18. Dezember 1897 der Berufungskl. 
das Armenrecht für die Berufungsinſtanz ertheilt. Die Be⸗ 
rufungsbekl. beantragte hierauf unter Bezugnahme auf § 111 
der C. P. O. die Zurückzahlung des von ihr erlegten Vor— 
ſchuſſes, wurde aber mit dieſem Antrag durch den jetzt ange⸗ 
fochtenen Beſchluß unter Hinweis auf Pfafferoth, das deutſche 
Gerichtskoſtenweſen, 6. Aufl. S. 233, 234, zurückgewieſen. 
Die von ihr gegen dieſen Beſchluß eingelegte Beſchwerde erſcheint 
nach 4 des G. K. G. ſtatthaft, aber nicht begründet. Durch 
die Bewilligung des Armenrechts erlangt zunächſt die arme 
Partei nach § 107 Ziffer 1 der C. P. O. wohl die einſt⸗ 
weilige Befreiung von der Berichtigung der rückſtändigen und 
künftig erwachſenden Gerichtskoſten und Auslagen, aber kein 
Recht auf Rückforderung der von ihr bereits berichtigten 
Vorſchüſſe. In dieſem Sinne hat ſich der jetzt erkennende 
Senat unter Hinweis auf § 87 Abſ. 2 des G. K. G. bereits 
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in dem Beſchluſſe vom 22. April 1887 in Sachen Theis gegen 
Kinkels Erben, welchen auch Pfafferoth a. a. O. S. 233 zitirt, 
bei Zurückweiſung eines Antrages der armen Partei auf Zurück- 
zahlung des von ihr nach § 81 des G. K. G. für die Reviſions⸗ 
inſtanz vor Erlangung des Armenrechts eingezahlten Gebühren⸗ 
vorſchuſſes ausgeſprochen. Im vorliegenden Falle verlangt 
allerdings nicht die arme Partei, ſondern deren Gegner nach 
§ 111 der C. P. O. die Zurückzahlung des erlegten Auslagen⸗ 
vorſchuſſes. Allein der Gegner erlangt nach § 111 die Be⸗ 
freiung von den im § 107 Ziffer 1 der C. P. O. bezeichneten 
Koſten in demſelben Umfange wie die arme Partei. Auch für 
die ihm obliegende Koſten⸗ und Vorſchußzahlung wird alſo das 
der armen Partei gewährte Armenrecht erſt von der Zeit der 
Bewilligung ab wirkſam und giebt ihm kein Recht auf Rück⸗ 
forderung der zu dieſer Zeit von ihm bereits berichtigten Be⸗ 
träge. Vergl. auch den Beſchluß des I. C. S. des R. G. in 
den Entſch. Bd. 23 S. 353. III. C. S. i. S. Benndorf c. 
Schweizeriſche Unfall » Berf. - Gef. vom 25. Januar 1898, 
B Nr. 14/98 III. " 

4. § 196 der C. P. O. geſtattet eine Ausnahme von 
der Vorſchrift der Abhaltung der Termine an der Gerichtsſtelle, 
wenn eine Handlung erforderlich iſt, die an der Gerichtsſtelle 
nicht vorgenommen werden kann. Iſt die Zahl der zu einer 
Verhandlung berufenen Perſonen jo groß, daß fie in einer 
Räumlichkeit des Gerichtsgebäudes nicht untergebracht werden 
kann, ſo iſt die Ausnahme ſelbſtverſtändlich gegeben. Die 
Raumverhältniſſe der Gerichtsgebäude find für das Gericht felbit- 
verſtändlich notoriſch. VI. C. S. i. S. Rahm u. Gen. c. Kredit⸗ 
verein Haßfurt Konk. vom 5. Januar 1898, Nr. 251/97 VI. 

5. Zum Theil mußte die angefochtene Entſcheidung jeden⸗ 
falls ſchon aus dem Grunde aufrecht erhalten werden, weil der 
Berufungsantrag des Kl. ſich über die Grenzen des zum Gegen⸗ 
ſtande des Theilurtheiles I. J. Gemachten hinaus erſtreckt hatte, 
ohne daß etwa von einer Erweiterung des Klageantrages im 
Sinne des 8 240 Nr. 2, beziehungsweiſe des § 491 Abi. 2 
der C. P. O. hätte die Rede ſein können. Dies gilt haupt⸗ 
ſächlich von dem den Bekl. zu 1 und 2 gegenübergeſtellten 
Berufungsantrage. Das L. G. hatte dieſen gegenüber die Klage 
in Höhe von 6 180 Mark abgewieſen und fie andererſeits zur 
Zahlung von 2 301 Mark verurtheilt, über die übrigen gegen 
ſie eingeklagten 2 387,40 Mark aber noch garnicht entſchieden; 
wie der Kl. in der Berufungsinſtanz zu dem Verlangen kam, 
ſie im Ganzen nicht nur zur Zahlung von 7481 Mark, 
ſondern von 1 850,30 Mark mehr, nämlich von 8 030,30 Mark 
außer den ihm damals ſchon zugeſprochenen 1 301 Mark zu 
verurtheilen, war daher überhaupt nicht zu verſtehen. Das 
Gleiche gilt dem Bekl. zu 4 gegenüber von dem Antrage, ihn 
zur Herausgabe aller klagend geforderten Gegenſtände (natür⸗ 
lich mit Ausnahme der Konſerven, in Beziehung auf welche 
die Klage ſchon in I. J. aufgegeben war) zu verurtheilen, da 
doch das L. G. in Anſehung dieſes Bekl. die Klage noch wegen 


keiner der geforderten Sachen abgewieſen, ſondern nur die Ent⸗ 


ſcheidung wegen einzelner derſelben dem ſpäteren Schlußurtheile 
vorhehalten hatte. Vollends unzuläſſig iſt der poſitive Theil 
des jetzigen Reviſionsantrages. den Bekl. zu 1, 2 und 4 
gegenüber inſoweit, als dabei nicht beachtet iſt, daß auch das 
jetzt angefochtene B. U. ſelbſt wieder nur ein Theilurtheil iſt 


und über einen Theil der Berufung der Bekl. zu 1 und 2, 
ſowie über die Anſchlußberufung des Bekl. zu 4 noch gar keine 
Entſcheidung getroffen hat. VI. C. S. i. S. Lübbert o. Schwanck 
und Gen. vom 16. Dezember 1897, Nr. 220/97 VI. 

6. Der Bekl.-hat behauptet und darüber einen Eid zu⸗ 
geſchoben, daß der Kl. etwa 2 Wochen vor dem Abſchluſſe des 
Kaufvertrags auf die Aeußerung des Bekl., die hier fraglichen 
Pflanzen ſollten nach ihrer Ausrodung und vor ihrer Ver⸗ 
bringung in den Einſchlag Nachts unbedeckt im Freien gelegen 
haben und dabei dem Froſte ausgeſetzt geweſen ſein, erwidert 
habe, das ſei unrichtig, das ſeinen wilde Kirſchbäume geweſen. 
Das B. G. ſtellt nun zwar feſt, daß dieſe Erwiderung, wenn 
wirklich erfolgt, vom Kl. wiſſentlich unwahr abgegeben ſein 
würde, hält ſie jedoch deshalb nicht für erheblich, weil der Um⸗ 
ſtand, daß thatſächlich infolge dieſes Umſtandes ein Theil der 
Pflanzen erfroren ſei, und insbeſondere die Zahl der aus dieſem 
Grunde abgeſtorbenen Pflanzen nicht nachgewieſen ſeien, auch 
dieſe nöthige Grundlage durch eine weitere Beweisaufnahme 
nicht zu beſchaffen ſei. Selbſt wenn bewieſen wäre, daß dem 
Bekl. 50 000 Pflanzen verkauft, und davon 42 000 erfroren 
geweſen, würde der Preisminderungsanſpruch des Bekl. an der 
Unmöglichkeit der Bemeſſung des Umfangs der mit der Argliſt 
des Kl. in urſächlichem Zuſammenhange ſtehenden Schädigung 
ſcheitern müſſen. Trotz der wiederholten Betonung, die Zahl 
der infolge des Freiliegens erfrorenen Pflanzen, der Umfang 
des dadurch herbeigeführten Schadens ſei nicht nachzuweiſen, 
würde es bedenklich ſein, eine Verletzung des § 260 der 
C. P. O. anzunehmen, weil das B. G. daneben ganz all⸗ 
gemein die Feſtſtellung für unmöglich erklärt, ob überhaupt ein 
Theil der Pflanzen infolge des Freiliegens erfroren ſei. Dieſer 


Grund ſelbſt iſt aber nicht ohne Bedenken. Richtig iſt zwar, 
daß ein direkter unmittelbarer Nachweis nach dieſer Richtung 


nicht wird erbracht werden können. Wenn aber das Gutachten 
des Sachverſtändigen S., es ſtehe nach eingehendem Studium 
der Akten für ihn zweifellos feſt, daß der größte Theil der im 
Einſchlag geweſenen Bäume ſowohl ſchon beim Ausroden (alſo 
Freiliegen während der Nacht) als ſpäter im Einſchlag er- 
frieren mußten, gebilligt werden ſollte, ſo würde je nach 
der noch nicht erfolgten Beurtheilung der Beweisaufnahme über 
die Nachts dem Froſt ausgeſetzt geweſenen Mengen unter An⸗ 
wendung des im § 260 der C. P. O. dem Gerichte, auch hin⸗ 


ſichtlich des urſächlichen Zuſammenhangs eingeräumten freien 


Ermeſſens die Möglichkeit, den durch das Freiliegen entſtandenen 
Schaden nach Billigkeit feſtzuſetzen, nicht ausgeſchloſſen ſein. 
Denn nach dem Wortlaut „ſowohl .. .. als“ ſcheint der Sach⸗ 
verſtändige anzunehmen, daß jeder der beiden Gründe allein das 
Erfrieren des größten Theils der ihm ausgeſetzten Menge herbei⸗ 
führen mußte, ſo daß alſo der an erſter Stelle durch Freiliegen 
dem Froſte ausgeſetzt geweſene Theil der Bäume größtentheils 
ſchon vor dem Einſchlagen erfroren geweſen ſein würde. Dabei 


wird es ohne Erheblichkeit ſein, ob die Bäume, als. ſie ein⸗ 
geſchlagen wurden, ſchon völlig abgeſtorben oder durch den Froſt 


an den Wurzeln nur ſo beſchädigt waren, daß ihr Abſterben 
erwartet werden durfte. Sollte aber der Sinn des Gutachtens 


zweifelhaft erſcheinen, ſo würde er durch wiederholte Vernehmung 


des Sachverſtändigen leicht klargeſtellt werden können. Da nun 
das B. G. nach dieſer Richtung, ſoweit erkennbar, eine Prüfung 
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nicht vorgenommen, in feiner Begründung das Gutachten nicht 
einmal erwähnt, ſo mußte das Urtheil aufgehoben werden. 
III. C. S. i. S. Pritzel e. Meyer vom 14. Januar 1898, 
Nr. 257/97 III. | | | 

7. Die Entſcheidung über den acceſſoriſch vom Kl. ge⸗ 
forderten Schadenserſatz konnte aus prozeſſualiſchen Gründen 
nicht aufrecht erhalten werden. Die vom O. L. G. ſtill. 
ſchweigend gebilligten Gründe des I. R. führen zwar 
den § 276 der C. P. O. an. Allein im Uebrigen ergiebt 
ſich aus dem Urtheile des I. R., daß er bezüglich des 
Schadenserſatzes nicht ein Zwiſchenurtheil nach 8 276 a. a. O., 
ſondern ein Endurtheil über den Grund des Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs hat erlaſſen wollen und erlaſſen hat, ſo daß Kl., 
wenn es bei dem Urtheile des O. L. G. verbleibt, genöthigt 
ſein würde, wegen des Betrages des Schadens einen neuen 
Prozeß zu beginnen. Das ergiebt ſich insbeſondere daraus, daß 
der I. R. den Kl. zur Geltendmachung des Schadens im 
Einzelnen auf ein weiteres Verfahren verweiſt, und daß 
er über die ſämmtlichen Koſten des Rechtsſtreits erkannt hat. 
Nun hat aber Kl. nach dem Thatbeſtande und dem Inhalte 
der Klage ausdrücklich beantragt, auch den Schaden feſtzuſetzen 
oder ſeine Feſtſetzung vorzubehalten, was nur dahin verſtanden 
werden kann, daß Kl. im gegenwärtigen Rechtsſtreite eine Ent⸗⸗ 
ſcheidung über den ganzen Schadenserſatzanſpruch, wenn auch 
unter Trennung der Entſcheidung über den Grund und über 
den Betrag des Anſpruchs begehrt hat. Hiernach war aber 
das Gericht nicht befugt, durch Endurtheil lediglich über den 
Grund des Schadenserſatzanſpruchs zu erkennen und die Parteien 
wegen des Betrages auf einen neuen Prozeß zu verweiſen. 
II. C. C. i. S. Dahl c. Holzrichter vom 25. Januar 1898, 
Nr. 289/97 II. 

8. Die Reviſion macht geltend, daß die Exiſtenz eines 
dem Kl. erwachſenen Schadens beſtritten ſei, und daß deshalb 
ein Zwiſchenurtheil nach § 276 der C. P. O. nicht, wie ge⸗ 
ſchehen, ohne eine Ermittelung und Feſtſtellung, daß ein Schade 
entſtanden ſei, habe ergehen dürfen. Der Angriff kann keinen 
Erfolg haben. Allerdings iſt die Exiſtenz eines Schadens die 
Vorausſetzung zum Erlaſſe eines Zwiſchenurtheils nach 8 276 
der C. P. O. Das B. G. geht aber von der Annahme eines 
Schadens aus, indem es ausdrücklich nur die Feſtſtellung der 
Höhe deſſelben vorbehält. Dabei bleibt die Möglichkeit offen, 
daß ſich bei der Beweisaufnahme dennoch das Nichtvorhandenſein 
eines Schadens ergiebt und der Kl. aus dieſem Grunde ab⸗ 
gewieſen wird. Die unumſtößliche Gewißheit, daß ein Schade 
entſtanden ſei, iſt aber zum Erlaſſe des Zwiſchenurtheils nicht 
erforderlich. Es muß genügen, daß das Sachverhältniß mit 
Grund auf die Exiſtenz eines Schadens ſchließen läßt, wie dies 
hier zweifellos der Fall iſt, wo der Pächter Erſatz der ihm ent⸗ 
zogenen Pachtnutzungen verlangt. Daß dieſe Nutzungen die 
Gegenleiſtung des Pächters und die Wirthſchaftsausgaben über⸗ 
eigen, iſt die Regel (vergl. übrigens Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1893 S. 757). VI. C. S. i. S. Kluſchkewitz c. Sendzick 
vom 24. Januar 1898, Nr. 318/97 VI. 

9. Die Auslegung als Feſtſtellung des Willens der 


Kontrahenten unterliegt der Anfechtung mit der Reviſion nur 


dann, wenn rechtsgrundſätzliche Auslegungsregeln verletzt ſind 
oder wenn die erforderliche Begründung fehlt. V. C. S. i. S. 


1 


Raffloer c. Märk.⸗Weſtf. Bergwerksverein vom 26. Januar 1898, 
B Nr. 236/97 V. f 

10. Was die Zuläſſgkeit der Revifton betrifft, fo kann 
der Ausführung der Rbkl. (Kl.), daß die Reviſion deshalb un⸗ 
zuläſſig ſei, weil die zu ſtellende Sicherheit den Betrag von 
1 500 Mark nicht überſteige, nicht beigetreten werden. Der 
Antrag des Bekl. in der Berufungsinſtanz, die Berufungskl. 
(Kl.) für verpflichtet zu erklären, Sicherheit für die Prozeß⸗ 
koſten zu leiſten, ſtellt nicht einen ſelbſtſtändigen Anſpruch, 
ſondern vielmehr die, vertheidigend vorgebrachte, Einrede der 
mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten, 9 247“ der C. P. O., 
dar, über welche abgeſondert verhandelt und entſchieden worden 
iſt ($$ 248, 490°: der C. P. O.). Dieſe Einrede gewährt 
dem Bekl. die Möglichkeit, die Einlaſſung auf die Klage für 
ſo lange zu verweigern, bis über ſie entſchieden bezw. die von 
ihm verlangte Sicherheit geſtellt iſt, ſie iſt alſo ein Vertheidi⸗ 
gungsmittel gegen die Klage ſelbſt, woraus folgt, daß in einem 
Zwiſchenſtreit über die Verpflichtung zur Stellung einer Sicher⸗ 
heit der Streitwerth dem Werthe des Streitgegenſtandes für 
die Klage entſpricht. Demgemäß beſtimmt auch der § 26 des 
Deutſchen G. K. G., daß fünf Zehntheile der Gebühr (§§ 18 
bis 24) erhoben werden, wenn der Akt ausſchließlich prozeß⸗ 
hindernde Einreden betrifft und daß, wenn in ſolchen Fällen 
der Kl. abgewieſen wird, auch für eine Verhandlung zur Haupt⸗ 
ſache nur fünf Zehntheile der Gebühr erhoben werden. Iſt 
aber für den Streitwerth des Zwiſchenſtreites der Werth des 
Streitgegenſtandes der Hauptſache maßgebend, ſo muß dieſes 
auch für die Bemeſſung des Werthes des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes der Fall ſein, wenn gegen ein in der Berufungsinſtanz 
erlaſſenes, die Einrede der mangelnden Sicherheitsleiſtung für 
die Prozeßkoſten zurückweiſendes Zwiſchenurtheil Reviſion ein⸗ 
gelegt iſt. Denn der Bekl. iſt durch ein ſolches Urtheil in- 
ſofern beſchwert, als daſſelbe dem Kl. die Führung des 
Rechtsſtreites ohne Kautionsleiſtung geſtattet, und er ſich 
nun auf die Klage einlaſſen muß. Es deckt ſich daher der 
Beſchwerdewerth mit dem Streitwerthe der Hauptſache. Im vor⸗ 
liegenden Falle beträgt aber der Streitwerth der Hauptſache 
9 904 Mark und iſt damit die Reviſionsſumme gegeben. 
II. C. S. i. S. Waxweiler c. Drießen vom 11. Januar 1898, 
Nr. 332/97 II. 

11. Der Kl. hatte eine einſtweilige Verfügung nachgeſucht, 
durch die dem Bekl. unterſagt werden ſollte, Cigarretten mit 
einer gewiſſen Ausſtattung zu vertreiben. Das mit dieſem Ge⸗ 
ſuche befaßte, für die Hauptſache zuſtändige Gericht, das L. G. J 
in Berlin, hatte mündliche Verhandlung angeordnet. In dem 
hierzu beſtimmten Termine vom 15. März 1897 haben die 
Parteien zu gerichtlichem Protokoll einen Vergleich geſchloſſen, 


inhalts deſſen ſich der Bekl. „bei Vermeidung einer fiskaliſchen 


Strafe von 100 Mark, an deren Stelle im Falle der Nicht⸗ 
Beitreibung für je 10 Mark ein Tag Haft treten ſoll, für jeden 
Fall der Zuwiderhandlung“ verpflichtete, die Verwendung gewiſſer 
näher bezeichneter Ausſtattungen von Cigarretten zu unterlaſſen. 
Wegen der Einzelheiten des Vergleichs genügt hier eine Ver⸗ 


weiſung auf das Protokoll. Mit Eingabe vom 31. März 1897 


ſtellte der Kl. dem Gerichte vor, daß der Bekl. zweimal, am 
19. und am 23. März, durch näher angegebene Verkäufe von 
je 1000 Stück Cigarretten der übernommenen Verpflichtung 
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zuwider gehandelt habe, und beantragte, gegen den Bekl. auf 
die vorgeſehene Strafe von 200 Mark, eventuell 20 Tage Haft 
zu erkennen. Das L. G. I zu Berlin ordnete mündliche Ver⸗ 
handlung an, erhob einen angebotenen Zeugenbeweis und ver⸗ 
kündete demnächſt im Termine vom 21. Juni 1897 folgende 
Entſcheidung: Der Bekl. wird wegen Zuwiderhandlung gegen 
den Vergleich vom 15. März 1897 in zwei Fällen zu einer 
ſiskaliſchen Strafe von 200 Mark, an deren Stelle im Falle 
der Nicht⸗Beitreibung für je 10 Mark ein Tag Haft tritt und 
zur Tragung der Koſten des Verfahrens verurtheilt. Auf ſo⸗ 
fortige Beichwerde des Bekl. hat das Kammergericht — nachdem 
es ebenfalls mündliche Verhandlung angeordnet hatte — dieſe 
Entſcheidung aufgehoben und den Antrag des Kl. vom 31. März 
1897 zurückgewieſen, dem Kl. auch die Koſten des Verfahrens 
auferlegt. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde des Kl., die 
jetzt zur Beurtheilung ſteht, erſcheint zwar zuläſſig, aber un⸗ 
begründet. Zunächſt iſt den Ansführungen des Kammergerichts 
darin unbedenklich beizutreten, daß das L. G. unter Anwendung 
des 8 775 Abſ. 1 der C. P. O. eine „Entſcheidung im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren“ im Sinne des 8 701 der C. P. O. hat 
treffen wollen, und daß daher die ſofortige Beſchwerde das allein 
zuläſſige Rechtsmittel zur Anfechtung dieſer Entſcheidung war. 
Auch darin aber iſt dem Kammergericht beizupflichten, daß die 
vom Kl. nachgeſuchte Zwangsvollſtreckung aus dem Vergleiche 
vom 15. März 1897 nach C. P. O. 88 703, 662, 671 
jedenfalls nur zugelaſſen werden könnte, wenn der Vergleich 
dem Bekl. zugeſtellt und mit der Vollſtreckungsklauſel verſehen 
iſt, und daß auf beide Erforderniſſe — von denen das zweite 
zu der Zeit, als das Kammergericht ſeine Entſcheidung abgab, 
unſtreitig nicht erfüllt war — in allen Vollſtreckungsfällen von 
Amtswegen geachtet werden muß. Fraglich kann daher nur 


fein, ob es dem Kl. nützen kann, daß er nachträglich mit der 


gegenwärtigen Beſchwerde eine Ausfertigung des Vergleichs vor⸗ 
gelegt hat, die unterm 29. Dezember 1897 vom Gerichtsſchreiber 
des L. G. mit der Vollſtreckungsklauſel verſehen worden iſt. 
Dieſe Frage bedarf indeß keiner Entſcheidung, weil der vorliegende 
Vollſtreckungsantrag des Kl., den das Kammergericht zurück⸗ 
gewieſen hat, aus einem anderen Grunde jedenfalls unzuläſſig 
iſt. Im Falle des § 775 der C. P. O. „muß“ — nach der 
ausdrücklichen Vorſchrift des Geſetzes — der Verurtheilung zu 
einer Strafe „eine Strafandrohung vorausgehen, welche 
wenn ſie in dem die Verpflichtung ausſprechenden Urtheile 
nicht enkhalten iſt, auf Antrag von dem Prozeßgericht I. J. 
erlaſſen wird.“ An einer ſolchen Strafandrohung fehlt es hier. 
Die Verpflichtung, die der Bekl. in dem Vergleiche übernommen 
hat, beſteht darin, gewiſſe Handlungen zu unterlaſſen. Will 


„per Kl. auf Grund des $ 702 der C. P. O. aus dieſem Ver⸗ 
gleiche die Zwangsvollſtreckung betreiben, jo muß er nach § 775 


zuvor auf eine richterliche Strafandrohung hinwirken, die allein 
die Unterlage für die demnächſt eventuell auszuſprechende fis⸗ 
kaliſche Geldſtrafe oder Haftſtrafe abgeben kann. Daß der 
Vergleich ſelbſt ſchon eine ſolche Strafe nennt („bei Ver⸗ 
meidung u. ſ. w.“), kann das Erforderniß der vorherigen An⸗ 
drohung der Strafe durch das Gericht — wenn es ſich um ein 
Verfahren nach § 775 der C. P. O. handelt, nicht erſetzen. 
Welche rechtliche Bedeutung dieſer Klauſel im Uebrigen inne 
wohnen mag, bedarf keiner Erörterung. Hiernach ſtellt ſich der 


vorliegende Antrag des Kl., den Bekl. ſofort zu einer Geld⸗ 
und Haftſtrafe zu verurtheilen, als rechtlich unzuläſſig heraus. 
I. C. S. i. S. Garbaty⸗Roſenthal c. Königsberger vom 
19. Januar 1898, B Nr. 3/98 J. 5 * 

12. Kl. hat bei dem L. G. I zu Berlin Klage erhoben 
auf Verurtheilung der Bekl. zur Unterlaſſung von ſtörenden 
Eingriffen in das der Kl. als Inhaberin des Patents Nr. 69 045 
zuſtehende Schutzrecht. Nach Zuſtellung der Klage hat Kl. bei 
dem Prozeßgericht den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung 
dahin beantragt, daß der Bekl. unterfagt werde, bis zur rechts ⸗ 
kräftigen Entſcheidung des anhängigen Rechtsſtreites gewiſſe 
näher bezeichnete Filter wie die zur Herſtellung ſolcher Filter 
dienenden Preſſen gewerbmäßig herzuſtellen, feilzubieten, zu ver⸗ 
kaufen und zu benutzen. Das Prozeßgericht hat ohne vor- 
gängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß vom 18. No- 
vember 1897 den Erlaß der einſtweiligen Verfügung abgelehnt. 
Gegen dieſen Beſchluß hat Kl. durch Schriftſatz vom 13. No⸗ 
vember 1897 Beſchwerde eingelegt. Das Beſchwerdegericht hat 
durch Beſchluß vom 24. November 1897 mündliche Verhandlung 
vor dem Beſchwerdegericht über den Antrag der Kl. auf Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung angeordnet. In dem am 
12. Januar 1898 anſtehenden Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung hat der Vertreter der Kl. einen Vertagungsantrag 
geſtellt, weil er auf einen Schriftſatz der Bekl. vom 8. Januar 
1898 keine Erklärungen abgeben könne, und nachdem dieſer Antrag 
abgelehnt worden, erklärt, daß er nicht verhandeln könne. Hierauf 
hat der Vertreter der Bekl. den Antrag verleſen, eventuell im 
Wege des Verſäumnißverfahrens, die gegen den Beſchluß des 
L. G. eingelegte Beſchwerde koſtenpflichtig zurückzuweiſen, indem 
er ausführte, daß in erſter Linie die materielle Zurück⸗ 
weiſung der Beſchwerde geboten ſei und erbeten werde. Das 
Beſchwerdegericht hat durch Verſäumnißurtheil vom 12. Januar 
1898 die Beſchwerde der Kl. zurückgewieſen. Gegen dieſes 
Urtheil richtet ſich die weitere Beſchwerde der Bekl. mit dem 
Antrage, unter Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung durch 
materielle Entſcheidung die Beſchwerde als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. Die Beſchwerdeführerin ſucht auszuführen, daß die 
Auffaſſung, von der das Kammergericht bei der Behandlung der 
Sache ausgegangen ſei, nicht gerechtfertigt erſcheine. Die 
Beſchwerde über einen Beſchluß, durch den der Antrag auf 
Erlaß einer einſtweiligen Verfügung abgelehnt iſt, ſei im 


Beſchwerdewege zu erledigen. Das Verfahren bleibe ein Be⸗ 


ſchwerdeverfahren auch dann, wenn das Beſchwerdegericht münd⸗ 
liche Verhandlung anordne. Das Beſchwerdeverfahren aber ſei 
ein dem Parteibetriebe entzogenes Offizialverfahren, in welchem 
ein Verſäumnißurtheil nicht ergehen könne. Die Entſcheidung 
des Kammergerichts ſei demnach, ungeachtet ihrer Bezeichnung, 
ein Beſchluß und daher durch weitere Beſchwerde anfechtbar. 
Dieſe Ausführungen können nicht für zutreffend erachtet werden. 
Wenn das gemäß § 799 der C. P. O. für den Erlaß der 
einſtweiligen Verfügung zuſtändige Gericht vorgängige mündliche 
Verhandlung anordnet, ſo finden für das weitere Verfahren die 
Grundsätze des Civilprozeſſes, insbeſondere auch die Vorſchriften 
über das Verſäumnißverfahren Anwendung. Das ergiebt ſich 
aus der Beſtimmung des $ 802 Abſ. 1 der C. P. O., nach 
welcher in einem ſolchen Falle die Entſcheidung durch Endurtheil 
ergehen ſoll. Mit dieſer in der Doktrin vorherrſchenden An⸗ 


\ 
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ſchauung will ſich anſcheinend auch die Beſchwerdeführerin nicht 
in Widerſpruch ſetzen. Unſtatthaft erſcheint ihr nur, daß nach 
dem Standpunkt des Kammergerichts das Beſchwerdegericht 
über einen im Wege der Beſchwerde angefochtenen Beſchluß 
durch Urtheil entſcheidet, ſowie ferner, daß hiernach ein Urtheil 
II. J. von einem Gerichte ergeht, welches mit der Hauptſache 
gar nicht befaßt iſt. Es iſt anzuerkennen, daß die Auffaſſung 
des Kammergerichts derartige Anomalien im Gefolge hat. Zu⸗ 
zuſtimmen iſt aber dem Kammergericht darin, daß die Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde gegen den die Erlaſſung einer 
einſtweiligen Verfügung ablehnenden Beſchluß, auch eine Ent⸗ 
ſcheidung über das Geſuch auf Erlaß der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung ſelbſt iſt, und daß daher die beſtimmte, allgemein 
lautende Vorſchrift des § 802 Abſ. 1 a. a. O. auch in dieſem 
Falle Platz greifen muß. Uebrigens führt die von der Be⸗ 
ſchwerdeführerin vertretene Anſicht keineswegs zu befriedigenderen 
Ergebniſſen. Das R. G. hat die Auffaſſung des Kammergerichts 
bereits in dem in der angefochtenen Entſcheidung zitirten Urtheil 
vom 21. April 1892 gebilligt (Entſch. Bd. 29 Nr. 106 
S. 402) und hält dieſelbe auch bei erneuter Prüfung für 
gerechtfertigt. Iſt es hiernach korrekt, daß das Kammergericht 
über die Beſchwerde der Kl. durch Endurtheil entſchieden hat, ſo 
iſt die weitere Beſchwerde der Bekl. unzuläſſig, und es bedarf 
keiner Erörterung, ob die Statthaftigkeit der weiteren Beſchwerde 
nicht ſchon deswegen zu verneinen iſt, weil die angefochtene 
Entſcheidung vom Kammergericht, gleichviel ob mit Recht oder 
mit Unrecht als Endurtheil erlaſſen iſt. I. C. S. i. S. 
Sellenſcheidt e. Enzinger vom 29. Januar 1898, B Nr. 6/98 J. 

13. Der B. R. gründet die Aufhebung der einſtweiligen 
Verfügung auf folgende Ausführung: Die einſtweilige Ver⸗ 
fügung ſei aufzuheben, ſobald ihre Vorausſetzungen nicht mehr 
vorlägen. Sie bezwecke nach § 819 C. P. O. ein Proviſorium 
und zwar bis zur rechtskräftigen Entſcheidung in der Haupt⸗ 
lade. Von da an habe der Antragfteller einen vollſtreckbaren 
Titel; daß er davon keinen Gebrauch mache oder wegen 
mangelnder Mittel keinen Gebrauch machen könne, rechtfertige 
nicht die Verlängerung des Proviſoriums. Die Behauptung des 
Bekl., daß das Haus noch reparaturbedürftig ſei, belaſte nicht 
die Kl., ſondern den Zwangsverwalter; und ſeine Befürchtung, 
aß die Kl. das Haus zur Subhaſtation bringen würden, wenn 
ie es beſäßen, ſei eine nicht glaubhaft gemachte Muthmaßung 
ind könne auch von ihm ſelber jederzeit durch Erzwingung der 
luflaſſung beſeitigt werden. Dieſe Begründung der angefochtenen 
Entſcheidung iſt ſchon inſofern unzureichend, als ſie lediglich auf 
819 C. P. O. geſtützt worden ift. Allerdings heißt es im 


hatbeſtand des Urtheils I. J., daß die hier in Frage ftehende . 


inſtweilige Verfügung auf Grund des § 819 C. P. O. erlaſſen 
i; aber dem widerſpricht die weitere Bemerkung, daß ſie vom 
ekl. erwirkt worden ſei zur Sicherung ſeines Anſpruchs, weil 
ie begründete Beſorgniß beſtanden habe, daß C. die Heraus- 
abe des Hauſes vereiteln oder das Haus erheblich ſchädigen 
erde. Hiernach muß angenommen werden, daß die einſtweilige 
erfügung auf Grund des § 814 C. P. O. erlaſſen iſt, wie 
is auch in dem Urtheil des R. G. vom 23. November 1895 
einem Vorprozeſſe ausgeſprochen iſt. Wäre indeſſen auch für 
e Erlaſſung zunächſt der § 819 maßgebend geweſen, jo würde 
eichwohl der begehrten Wiederaufhebung derſelben dann nicht 


ſtattzugeben ſein, wenn ſie ſich nach wie vor aus dem Grunde 
des § 814 als berechtigt erwieſe, wie dies vom R. G. bereits 
in dem in Seufferts Archiv Bd. 46 Nr. 158 zur Sache V 
349/89 abgedruckten Urtheil vom 19. April 1890 für den um⸗ 
gekehrten Fall ausgeführt worden iſt. Wenn nun auch nicht 
anerkannt werden kann, daß die einſtweiligen Verfügungen aus 
§ 814 und die aus $ 819 in dem hier zur Frage ſtehenden 
Punkt weſentlich verſchieden zu beurtheilen wären, ſo würde der 
B. R. doch ſchwerlich bei Zugrundelegung des § 814 zu dem 
Ausſpruch gelangt ſein, daß die einſtweilige Verfügung nur den 
Zweck habe, für den Zeitraum bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache eine proviſoriſche Regelung vor⸗ 
zunehmen. Denn der § 814 iſt dazu beſtimmt, die Zwangs ⸗ 
vollſtreckung wegen einer ſtreitigen Individualleiſtung zu 
ſichern, kann alſo unmöglich ſchon mit dem Augenblick der 
Rechtskraft des, dann noch unvollſtreckten, Urtheils ſeine An⸗ 
wendbarkeit entſagen. In ſolcher Schärfe hat der B. R. den 
hervorgehobenen Satz wohl auch nicht verſtanden wiſſen wollen, 
denn er fügt hinzu: der einſtweiligen Verfügung ſei der Boden 
entzogen geweſen von dem Zeitpunkt ab, wo der Bekl. in die 
Lage gekommen ſei, im Wege der Zwangsvollſtreckung die Auf- 
laſſung an ihn zu erzwingen. Soll unter dieſem Zeitpunkt der 
verſtanden ſein, in welchem die Zwangsvollſtreckung durd- 
geführt ſein konnte, fo iſt das grundſätzlich für richtig zu er» 
achten. Ueber den Zeitpunkt hinaus, in welchem das durch die 
einſtweilige Verfügung geſchützte Recht verwirklicht werden kann, 
wird eine Gefährdung dieſes Rechts nicht glaubhaft erſcheinen, 
weil vorausgeſetzt werden darf, daß Jeder ſich ſelbſt ſchützt ſoweit 
er kann, inſoweit alſo keine weitere Schutzbedürftigkeit anerkannt 
werden kann. Dabei iſt aber immer zu unterſtellen, daß die 
Zwangsvollſtreckung durchgeführt werden kann. Der Bekl. hat 
beſtritten, daß er das Urtheil im Hauptprozeſſe habe vollſtrecken 
laſſen können. In dieſer Beziehung hat er geltend gemacht, 
daß die Kl. ihn durch Vergleichsverhandlungen von der Voll- 
ſtreckung abgehalten hätten, und weiter, daß die Vollſtreckung 
nicht ohne großen Zeitverluſt, nämlich nicht ohne neue Prozeſſe 
mit den Kl. hätte zu Ende geführt werden können. Darüber 
hat ſich der B. R. nicht ausgeſprochen, vermuthlich, weil er dieſe 
Einwendungen des Bekl. dadurch für erledigt erachtet haben mag, 
daß dieſer wegen mangelnder Geldmittel außer Stande | 
geweſen iſt, von dem Recht der Zwangdoollitrednng Gebrauch 

zu machen — wie der B. R. angenommen hat —. Nun läßt 
ſich nicht verkennen, daß eine einſtweilige Verfügung nicht um 
deswillen auf unbegrenzte Zeit aufrecht erhalten werden 
darf, weil der, zu deſſen Schutz ſie erlaſſen iſt, das geſchützte 
Recht trotz vorhandenen Vollſtreckungstitels wegen fehlender 
Geldmittel nicht zur Vollſtreckung bringen kann. Im vorliegenden 
Fall konnte der Bekl. nach dem im Hauptprozeſſe erſtrittenen 
Urtheil die Auflaſſung des Grundſtücks nur erzwingen Zug um 
Zug gegen erhebliche ſeinerſeitige Gegenleiſtungen, die ſich noch 
durch Pfändungen des Auflaſfungsanſpruchs ſeitens der Kl. 
erhöht haben. Iſt er nicht im Beſitz der dazu erforder⸗ 
lichen Mittel, fo läge zwar die oben hervorgehobene Voraus- 
ſetzung für eine weitere Aufrechterhaltung der einſtweiligen 
Verfügung vor: daß er die Zwangsvollſtreckung noch nicht 
durchführen kann. Andrerſelts aber könnte von einer, den 
einftweiligen Schutz nach § 814 C. P. O. rechtfertigenden 
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glaubhaften Gefährdung des Anſpruchs durch die Kl. doch dann 
keine Rede ſein, wenn der Bekl. den Anſpruch ohnehin nicht zu 
verwirklichen vermochte, ſei es überhaupt nicht, oder ſei es doch 
nicht in abſehbarer — durch richterliches Ermeſſen nach den 
Umſtänden und in Gemäßheit des einſtweiligen Charakters 
der Maßregel zu beſtimmender Zeit. Ob indeß die Sache für 
den Bekl. ſo hoffnungslos lag, hat der B. R. nicht näher er⸗ 
örtert, er ſcheint angenommen zu haben, daß der Bekl. ſeine 
Mittelloſigkeit überhaupt nicht vorſchützen dürfe, um ſich gegen 


den auf Unterlaſſung der Zwangssvollſtreckung geſtützten Antrag 


der Kl. auf Beſeitigung der einſtweiligen Verfügung zu ver⸗ 
theidigen. Dieſe Auffaſſung iſt jedoch nicht richtig; aus einer 
vorübergehenden Inſolvenz, von der nicht einmal behauptet 
worden iſt, daß ſie eine ſelbſtverſchuldete ſei, ließe ſich nicht ohne 
Weiteres ſchließen, daß der Bekl. das Urtheil ohnehin nicht voll- 


ſtrecken laſſen könne und darum keines vorläufigen Schutzes 


mehr bedürfe. Der Bekl. hatte allerdings die nach dieſer 
Richtung dienlichen Behauptungen aufzuſtellen; er hat aber auch 
eine hierfür in Betracht kommende Anführung gemacht, inſofern 
als ſich aus den vorgetragenen Briefen ſeines Anwalts vom 
22. und 30. Oktober 1896 ergiebt, daß er in Unterhandlungen 
mit einem Käufer des aufzulaſſenden Grundſtücks ſtand, mit 
welchem inzwiſchen auch der Kauf abgeſchloſſen worden ſein 
ſoll — wie eine Mitklägerin hier zur Anzeige gebracht hat. Dieſe 
Frage bedarf demnach noch einer weiteren thaſächlichen Prüfung, 
wobei bezüglich der Zeitdauer, auf die etwa noch ein fernerer 
Schutz des Bekl. zu gewähren ſein möchte, auch der Umſtand 
von Erheblichkeit werden kann, daß nach Behauptung des Bekl. 
eine Durchführung der Zwangsvollſtreckung zu weiteren Prozeſſen 
und erheblichem Zeitverluſt führen müßte. Daß die Umſtände 
ſich noch in anderer Weiſe zu Gunſten einer Aufhebung der 
einſtweiligen Verfügung verändert hätten, hat der B. R. nicht 
feſtgeſtellt. Er weiſt zwar die Behauptung des Bekl., daß die 
Kl. durch Nichtzahlung der Hypothekenzinſen das Grundſtück 
zur Subhaſtation bringen könnten, als eine in keiner Weiſe 
glaubhaft gemachte Muthmaßung zurück, aber es handelt ſich 
nicht um eine erſt neu zu beſchließende einſtweilige Verfügung, 
ſondern um die Aufhebung einer ſchou beſtehenden, nur einſt⸗ 


weilen in Folge des Urtheils I. J außer Kraft geſetzten, 


einſtweiligen Verfügung. V. C. S. i. S. v. Zſcherlitzki e. Erben 
Cohn vom 19. Januar 1898, Nr. 222/97 V. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Rechtsanwalts- 
gebührenordnung. . = 

14. Die gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des L. G. 
eingelegte ſofortige Beſchwerde des Kl. und ſeiner beiden An⸗ 
wälte aus I. und II. J. iſt vom O. L. G., ſoweit ſie die 
Erhöhung des Streitwerths und der davon abhängigen Ge— 
bührenſätze des § 13 der R. A. G. O. betrifft, als von 
Seiten der beiden Anwälte in zuläſſiger Weiſe eingelegt, an⸗ 
geſehen, inſoweit ſie dagegen die Abſtreichung der Korreſpon⸗ 
denzgebühr betrifft, als vom Kl. ſelbſt eingelegt erachtet, in 
beiderlei Hinſicht aber unter Verurtheilung der Beſchwerdeführer 
je zu ihrem Antheile an den Koſten als unbegründet zurück— 
gewieſen worden. Hiergegen hat, wie ſich aus der Ueberſchrift 
und dem Eingang der Beſchwerdeſchrift ergiebt, der zweitinſtanz⸗ 
liche Prozeßbevollmächtigte des Kl., Rechtsanwalt N., für ſeine 
Perſon weitere Beſchwerde eingelegt. Dieſelbe erſcheint in- 


deſſen in den beiden angegebenen Richtungen unzuläſſig. Denn 
im Koſtenfeſtſetzungs verfahren, in welchem lediglich die Parteien 
einander gegenüber ſtehen, ſind deren Anwälte nicht befugt, die 
ergehenden Beſchlüſſe in eigenem Namen durch eine Beſchwerde 


anzufechten. Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 390. Juriſtiſche 


Wochenſchrift 1893 S. 37, 1894 S. 9. Hieran kann auch 
im vorliegenden Falle, wie abweichend von der Vorinſtanz an⸗ 
zunehmen iſt, der Umſtand nichts ändern, daß die von der I. J. 
ausgeſprochene und von der Vorinſtanz beſtätigte Ermäßigung 
der Gebührenſätze des § 13 der R. A. G. O. (Prozeßgebühr, 
Verhandlungsgebühr, Beweisgebühr, weitere Verhandlungs- 
gebühr) auf der Feſtſtellung des Streitwerths beruht; denn 
immerhin richtet ſich die ſofortige Beſchwerde in dem vor- 
liegenden Verfahren nur gegen die Feſtſetzung der Gebühren⸗ 
poſten; die Feſtſtellung des Streitwerths dient nur zur Be⸗ 
gründung derſelben, ſtellt ſich aber nicht als ein ſelbſtſtändiger 
Beſchluß im Sinne des 8 16 G. K. G. dar, welcher allein 
nach § 12 R. A. G. O. von dem Anwalt mit der Beſchwerde 
angefochten werden könnte. Nur die Verurtheilung der beiden 
Anwälte in einen Theil der Koſten der Vorinſtanz könnte 
einen Beſchwerdegrund für dieſelben abgeben, iſt aber nach 
§ 94 C. P. O. für ſich allein nicht anfechtbar. Inſoweit es 
fi) um den Abſtrich der Korreſpondenzgebühr handelt, ift, wie 
auch die Vorinſtanz zutreffend annimmt, ebenfalls lediglich das 
Intereſſe der Partei, des Kl., in Frage, dem Anwalt alſo nach 
dem oben erwähnten Grundſatze eine Beſchwerde offenbar nicht 
gegeben. III. C. S. i. S. Heintz e. Enſinger vom 25. Januar 
1898, B Nr. 9/98 III. 

15. Mit Recht nimmt das B. G. an, daß bei Ein⸗ 
forderung des Koſtenvorſchuſſes für die Berufungsinſtanz, ohne 
Rückſicht auf die ſpätere Einſchränkung der Anträge des Be⸗ 
rufungskl., der volle Streitwerth (44 000 Mark) der Rechnung 
zu Grunde zu legen if. Der Bekl. hat das Rechtsmittel ein- 
gelegt, ohne einen beſtimmten Berufungsantrag zu ſtellen; für 
die Beſtimmung des Werthes des Beſchwerdegegenſtandes, nach 
dem der Vorſchuß zu berechnen, iſt daher das Intereſſe be⸗ 
ſtimmend, das der Berufungskl. an Abänderung der angefochtenen 
Entſcheidung haben kann. Es entſcheiden darüber ſeine Anträge 
in der Vorinſtanz, ſoweit fie nicht dort erledigt find. Dem⸗ 
entſprechend iſt der Vorſchuß richtig nach einem Objekt von 
44 000 Mark berechnet worden. — Mit Einlegung des Rechts- 
mittels erwächſt der Gerichtskaſſe nach § 81 Abſ. 1 des G. K. G. 
gegen den Rechtsmittelkl. der Anſpruch auf Zahlung des Vor⸗ 
ſchuſſes, und dieſer Anſpruch wird durch ſpätere Anträge des 
Rechtsmittelkl. nur inſoweit berührt, als ſie eine Erweiterung 
der frühergeſtellten Anträge enthalten (8 81 Abſ. 3, § 90 a. a. O.). 
Die Einſchränkung der Anträge iſt nicht geeignet, eine Herab- 
ſetzung des Koſtenvorſchuſſes herbeizuführen. V. C. S. i. S. 
Juſt c. Hanig vom 22. Januar 1898, B Nr. 5/98 V. 

II. Das Handelsrecht. | 

16. Es entſpricht allgemeinen Grundſätzen, daß der ſich 
Dritten gegenüber Erklärende den Inhalt ſeiner Erklärung 
gegen ſich gelten laſſen muß, und daß, wenn eine Erklärung 
allgemein und öffentlich abgegeben worden, die Kraft derſelben 
eine allgemeine iſt, ſo daß ſich jeder darauf berufen kann. Daß 
eine öffentliche Erklärung ohne Rückſicht auf ihre thatſächliche 
Richtigkeit ſolche Wirkung äußert, wird auch von Staub, 
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zum Handelsgeſetzbuch für analog liegende Fälle 
(Vergl. a. a. O. zu Art. 110 § 2a und § 6.) 
. S. Cordes c. Hinzpeter vom 17. Januar 1898, 
VI. 
fferenzgeſchäft. Zu beanftanden iſt die in dem 
eil getroffene Entſcheidung, durch welche der Klage⸗ 
rfen wird, daß die Forderung des Bekl. an den 
35,80 Mark auf reinen Differenzgeſchäften beruhe. 
geht in der Begründung ſeiner Entſcheidung davon 
enn auch bei dem Kl. die Abſicht beſtanden haben 
zuſchließenden Geſchäfte lediglich durch Begleichung 
renzen abzuwickeln, damit doch der Charakter der 
reiner Differenzgeſchäfte mit feſtgeſtellt ſein würde 


deswegen nicht, weil nicht nachgewieſen oder auch 


t ſei, daß Bekl. die gleiche Abficht gehabt oder 
ficht des Kl. gekannt habe, — wie auch deswegen 
5 die bloße Abſicht der Parteien, die Geſchäfte 
chung der Kursdifferenzen zu erledigen, das 
ktiver Erfüllung zu beſtehen, nicht ausgeſchloſſen 
e Erwägung kann nicht für zutreffend erachtet 
R. G. hat wiederholt ausgeſprochen, daß ein 


ntrahenten der Wille vorhanden iſt, das Geſchäft 
eferung oder Abnahme zu erfüllen, ſondern nur 
g des Unterſchiedes zwiſchen dem Vertragspreiſe 
enpreiſe des Lieferungstermines eintreten zu laſſen, 
Wille bei Abſchluß des Geſchäfts dem Gegen⸗ 
bekannt war oder doch in einer für ihn erkenn⸗ 
hervorgetreten iſt. An dieſem Grundſatz, der im 


deutſchen B. G. B. geſetzliche Anerkennung ge⸗ 


d der nach der Anſichts des R. G. dem bereits 
t entſpricht, iſt auch bei der Beurtheilung des 
Rechtsſtreites feſtzuhalten. Im Hinblick auf den 
er obigen Erwägung mag hierbei bemerkt werden, 
gende Fall für eine Unterſcheidung zwiſchen der 
ß als Beweggrund des Vertragsſchluſſes wirk⸗ 
> dem ein Thatbeſtandsmerkmal des Geſchäfts 
1 Vertragswillen keinen Anhalt darbietet. 
m zunächſt als richtig zu unterſtellenden Vor⸗ 
l. beſtand Einverſtändniß der Parteien darüber, 
des Kl. eine Verpflichtung zur Lieferung oder 
Baare nicht entſtehen ſollte. Danach war dieſes 
ſowie die Willenseinigung darüber, daß die 
er Kursdifferenz an die Stelle der wirklichen 
n folle, zu einem Beſtandtheil des Vertrags- 
t. Das B. G. nimmt freilich auch an, daß 
ertragswille des Kl., beziehungsweiſe ein aus⸗ 
ſtillſchweigendes Einverſtändniß des Bekl. nicht 
Dieſe Annahme begegnet aber prozeſſualen Be⸗ 
nn vor Allem nicht gebilligt werden, daß das 
vom Kl. angetretenen Zeugenbeweis, daß Bekl. 
eſenheit in Bremen im Jahre 1894 den Kl. 
Differenzgeſchäfte mit ihm zu ſchließen, nicht 
Der Grund der Ablehnung, daß die Be- 
ſich auf eine, wie das B. G. meint, unrichtige 
das Weſen des reinen Differenzgeſchäftes ſtütze, 
n nicht zutreffend, weil dieſer Grund auf einer 


ifgeſchäft nicht vorliegt, wenn auch nur auf Seite 


willkürlichen Vorausſetzung beruht. Thatbeſtandsmäßig hat Kl. 
die Zeugen lediglich über die vorſtehende Behauptung benannt. 
Hielt das B. G. eine weitere Spezialiſirung der klägeriſchen 
Behauptung für wünſchenswerth, jo würde es ihm obgelegen 
haben, gemäß § 130 der C. P. O. hierauf hinzuwirken. Es 
iſt indeß ſchon jetzt hervorzuheben, daß die Beweisantretung 
auch ohne ſolche Spezialiſirung für hinlänglich beſtimmt zu 
erachten iſt. Es ſteht nichts im Wege, die Zeugen darüber zu 
befragen, ob Bekl. den Kl. zu Börſengeſchäften beredet hat, bei 
denen die effektive Erfüllung ausgeſchloſſen ſein ſollte. Ueber 
die Beweiskraft und Erheblichkeit der Zeugenausſagen wird erſt 
nach ihrer Vernehmung befunden werden können. Iſt ſchon 
wegen dieſes Bedenkens die Aufhebung des in der Berufungs- 
inſtanz ergangenen Zwiſchenurtheiles, ſowie des auf ihm be⸗ 
ruhenden Endurtheiles geboten, jo werde bei der zu treffenden 
anderweiten Entſcheidung auch die ſonſtigen Umſtände, die als 
Anzeigen für das Vorhandenſein reiner Differenzgeſchäfte geltend 
gemacht ſind, nochmals zu würdigen und namentlich darauf hin 
zu prüfen ſein, ob nicht, wenn dieſe Umſtände im Zuſammenhange 
ins Auge gefaßt werden, der Schluß gerechtfertigt erſcheint, daß 
die ſtreitigen Geſchäfte Spielgeſchäfte geweſen find. I. C. S. 
i. S. Schumacher c. Schickler vom 5. Januar 1898, Nr. 301/97 J. 

18. Die von dem B. G. in durchaus bedenkenfreier Weiſe 
getroffenen Feſtſtellungen gehen dahin, daß die vertragsmäßige 
Feſtſetzung der Friſt für Abholzung und Abräumung die Be⸗ 
deutung habe, der Kl. dürfe mit Fortſchaffung des Waldbeſtandes 
nicht zu einem ſolchen Zeitpunkt beginnen, der die Beendigung 
dieſer Thätigkeit bis zum 1. Juni 1896 ausſchließe; der Zuſatz 
„auf 8—14 Tage komme es nicht an“ habe nur die Be⸗ 
deutung, daß eine trotz rechtzeitigen, alſo zu einem vor dem 
1. Juni 1896 liegenden Zeitpunkte ſtattfindenden Beginnend 
der Abholzung ſich ergebenden Friſtüberſchreitung nicht gerügt 
werden könne. Dieſemnach ſtellt ſich die fragliche Vereinbarung 
als eine derart weſentliche dar, daß der Bekl. nicht verpflichtet 
war, dem Kl., wenn er, wie dies der Fall, bis zu dem mehr- 
erwähnten Tage noch nicht mit der Abholzung des Waldes 
begonnen hatte, dies noch zu geſtatten, indem Verbindlichkeiten 
auf Seiten des Bekl. zu Gunſten des Kl., der es unterlaſſen 
hatte, ſeinerſeits dasjenige zu thun, was zur ordnungsmäßigen 
ſeinerſeitigen Erfüllung des Vertrages gehörte, nicht mehr 
beſtanden. Dieſe Folge ergiebt ſich, ohne daß man zu der 
Annahme genöthigt ift, es liege hier ein ſogenanntes Fixgeſchäft 
im Sinne des Art. 357 H. G. B. oder ein bedingter Vertrag 
im engeren Sinne vor. In gleicher Weiſe iſt ein ähnlicher 
Fall vom R. G. beurtheilt. (Vergl. Rep. I 145/97, mitgetheilt 
in Juriſtiſche Wochenſchrift von 1897 S. 471 Nr. 37.) VI. C. S. 
i. S. Stratman c. Forſt vom 30. Dezember 1897, Nr. 277/97 VI. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Genoſſenſchaftsgeſetz. 

19. Die Anfechtungsklage des Georg U. wurde nach der 
Feſtſtellung des B. G. früheſtens am 3. Januar 1893 zu⸗ 
geſtellt. Georg U. hat ſomit die Nothſchrift des § 104 des 
Gen. Geſ. verſäumt. Erſt in der Berufungsinſtanz iſt der 
Antrag geſtellt, die Klage auch als Wiedereinſetzungsgeſuch 
gelten zu laſſen. Wiedereinſetzung könnte nur unter den Voraus- 
ſetzungen des $ 211 der C. P. O. ſtattfinden. (Pröbſt, 
Gen. Geſ. — Motive S. 304.) Dieſe ſind um ſo weniger 


ee — 


— — — 1 mo ee 
ar a Rn: & 


— 2 


——ͤ—u— — — 


—.— = 5 = e eeer 0 ——— — — — F „ e 1 
aan ee ae a = 8 7 y dvd . „ 2 e 
ar EEE es Miete hsengge re . . — ee N — 2322 ee en R Zen . 5 
22 — — r- . — - a e — . — —e— 1 
en . nn — 2 . — — = = 
* 2 — — r ken} = 8 


r 
8 5 ur En 


r EN 


Den — 
55 F = = 
Tan me 


146 


gegeben, als U. ſchon am 9. Dezember 1892 durch Zuſtellung 
des Pfändungsbeſchluſſes des Königlichen Amtsgerichts Schwabach 
Kenntniß von der Entſcheidung des Amtsgerichts Haßfurt vom 
27. Juni 1892 erhalten hatte. Die Reviſion des Georg U. 
iſt daher ſchon wegen Verſäumniß der Klagenothſchrift un⸗ 
begründet. VI. C. S. i. S. Rahm u. Gen. c. Kreditverein 
Haßfurt Konk. vom 5. Januar 1898, Nr. 251/97 VI. 

20. § 69 der R. K. O. geſtattet, wenn neben der 
öffentlichen Bekanntmachung eine beſondere Zuſtellung vor⸗ 
geſchrieben iſt, die Bewirkung derſelben durch Aufgabe zur 
Poſt. Dieſelbe iſt ſomit für die Ladung auf Grund des § 100 
des Gen. Geſ. zuläſſig. Iſt dieſe Form der Zuſtellung zuläſſig, 
ſo iſt die Einwendung, die Ladung ſei nicht behändigt worden, 
ausgeſchloſſen. (Vergl. $ 161 Abſ. 1 Satz 3 der C. P. O.) 
Die Behauptung, es habe aus der Form der Ladung deren 
Eigenſchaft als Vorladung des Gerichts zum Zweck des Handelns 
in einem gerichtlichen Termine nicht erkannt werden können, 
widerlegt ſich durch deren Inhalt. Die Aufnahme der in der 
Genoſſenliſte enthaltenen Namen in die allgemeine öffentliche 
Bekanntmachung des Gerichts iſt in §S 165 des Gen. Gef. nicht 
vorgeſchrieben. Die hierauf gerichtete Beſtimmung des Entwurfs 
wurde fallen gelaſſen. (Proebſt, das Reichsgeſetz vom 1. Mai 
1889 über die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, S. 396 
Note 2.) Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

21. Die gerichtliche Aufforderung nach § 165 des Gen. Geſ. 
enthält lediglich die Hinweiſung auf die im $ 168 Abſ. 2 des 
Gen. Geſ. vom 1. Mai 1889 ohne Angabe des Inhaltes der 
angeführten Geſetzesſtelle. Dem B. G. iſt zugegeben, daß dieſe 
Art der Hinweiſung der Abſicht des Geſetzes nicht entſpricht, 
ebenſo aber auch, daß keiner der Reviſionskl. hieraus einen 
ſtichhaltigen Einwand gegen feine Haftung entnehmen kann. 
Vergl. Entſch. bei Nr. 19. 

Zum Rayongeſetz. 

22. Es kann nicht bezweifelt werden daß das in der 
Perſon des urſprünglich Beſchädigten zur Entftehung gelangte 
Recht auf Entſchädigung und auf Durchführung des Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruchs ſpäter im gewöhnlichen rechtsgeſchäftlichen 
Wege auf eine andere Perſon übergehen kann. Der verklagte 
Fiskus hat nun dem Kl. nur entgegengehalten, daß er das 
Grundſtück erſt nach dem Eintritt der Rayonbeſchränkungen 
erworben habe. Dieſer Einwand reicht nicht aus, die Legiti⸗ 
mation des Kl. zur Erhebung des Entſchädigungsanſpruchs zu 


erſchüttern. Nach dem B. U. muß als feſtgeſtellt angeſehen 


werden, daß in dem Rayonkataſter nur der Kl. als Eigen⸗ 
thümer des in Frage ſtehenden Grundſtücks eingetragen ſteht, 
ſeine Mutter und Rechtsvorgängerin alſo trotz der Vorſchrift in 
§ 9 Abſ. 1 des Rayongeſetzes nicht als Beſitzerin eingetragen 
worden iſt. Wird nun erwogen, daß die Mutter des Kl., nicht 
bloß keine Veranlaſſung genommen hat, in dem dafür ge- 
ordneten Verfahren ($ 11) die Berichtigung des Kataſters zu 
beantragen, ſondern daß ſie auch keinen Entſchädigungsanſpruch 
angemeldet hat und mit ſolchen nunmehr nach § 39 ausge⸗ 
ſchloſſen tft, jo läßt ſich dies bei fernerer Berückſichtigung des 
Umſtandes, daß der Kl. das Grundſtück noch vor der Auslegung 
des Rayonkataſters erworben hat, und ganz abgeſehen noch 
davon, daß die das Kataſter aufſtellende Behörde, die Komman⸗ 
dantur, die Eintragung der Mutter unterlaſſen und daß der 


* 


Bekl. allererſt im letzten Verhandlungstermine der I. J. den 
Fehler gerügt hat, nur daraus erklären, daß der Kl. das Grund- 
ſtück thatſächlich einſchließlich des Entſchädigungsanſpruchs von 
ſeiner Mutter übernommen hatte. Dieſe aus den vorliegenden 
Umſtänden ſich ergebende Vermuthung wird dadurch nicht er- 
ſchüttert, daß der Bekl. auf den erſt nach Eintritt der Be⸗ 
ſchädigung erfolgten Ankauf des Grundſtücks durch den Kl. hin⸗ 
weiſt, ſondern der Bekl. hätte mindeſtens behaupten müſſen — 
was nicht geſchehen iſt —, daß trotz alledem der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch bei der Mutter des Kl. verblieben ſei. V. C. S. i. S. 
Reichsfiskus e. Walter vom 20. Dezember 1897, Nr. 429/96 V. 

Zum Muſterſchutzgeſetz. 

23. In § 6 Abſ. 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 iſt 
als Grund für den Antrag auf Löſchung eines eingetragenen 
Muſters der Mangel der Erforderniſſe des § 1 bezeichnet. Der 
§ 1 erklärt Modelle von Arbeitsgeräthſchaften oder Gebrauchs⸗ 
gegenſtänden für ſchutzfähig, inſoweit fie dem Arbeits- oder 
Gebrauchszwecke durch eine neue Geſtaltung, Anordnung oder 
Vorrichtung dienen ſollen. Der Schutz für das Muſter wird 
erlangt durch die Eintragung (8 4 des Geſetzes), welche auf 
Grund der Anmeldung erfolgt (§ 3). Die Anmeldung muß 
angeben, unter welcher Bezeichnung das Modell eingetragen 
werden und welche neue Geſtaltung oder Vorrichtung dem 
Arbeits- oder Gebrauchszweck dienen ſoll. (§ 2 Abſ. 2.) Aus 
dieſem Zuſammenhange der geſetzlichen Vorſchriften geht hervor, 
daß die Schutzfähigkeit eines Muſters durch die Angabe der ſich 
daran findenden neuen Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung 
bei der Anmeldung zur Eintragung bedingt wird, weil nur 
geſchützt wird, was eingetragen iſt, die den Schutz bewirkende 
Eintragung aber auf der Anmeldung beruht. Ein ſchutzfähiges 
Muſter beſteht alſo nicht, wenn die vom Geſetz erforderte Angabe 
in der Anmeldung nicht enthalten iſt. Deshalb muß zu den 
Erforderniſſen des § 1 des Geſetzes, deren Fehlen die Löſchungs— 
klage zu begründen geeignet iſt, die Angabe der neuen Ge⸗ 
ſtaltung oder Vorrichtung für den Arbeits oder Gebrauchszweck 
bei der Anmeldung aus § 2 ergänzend herangezogen werden. 
Die Entſcheidung des B. G. geht jedoch inſofern fehl, als ſie 
die erforderliche Angabe in der Anmeldung des angefochtenen 
Muſters vermißt. Die Anmeldung lautet: „In der Anlage 
überreichen wir eine Zeichnung mit dem ergebenſten Antrage, 
das in derſelben dargeſtellte und nachſtehend beſchriebene Modell 
unter der Bezeichnung: Dilatator mit vier an Querſtäbchen 
beweglichen und durch eine Spitze geſchloſſenen Branchen, deren 
Mittelſtütze aus einem glatten, mit Schlitzen verſehenen Metall- 
ſtab beſteht, für uns in die Gebrauchsmuſterrolle eintragen zu 
laſſen. Auf der überreichten Zeichnung iſt der Dilatator unter 
Figur 1 in der Vorderanſicht, und in Figur 2 und 3 im 
Querſchnitt dargeſtellt“. (Es folgt dann noch eine Beſchreibung 
der Handhabung des Inſtruments.) Vergleicht man dieſe An⸗ 
meldung mit der Vorſchrift in § 2 des Geſetzes, daß die An- 
meldung angeben muß, unter welcher Bezeichnung das Modell 
eingetragen werden und welche neue Geſtaltung oder Vorrichtung 
dem Arbeits- oder Gebrauchszwecke dienen ſoll, fo wird ohne 
weiteres erſichtlich, daß darin ſprachlich getrennte Angaben der 
Bezeichnung des Modells einerſeits und der neuen Geſtaltung 
oder Vorrichtung andererſeits nicht enthalten ſind. Eine ſolche 
ſprachliche Trennung beider Angaben mag ſehr empfehlenswerth 


ifeln vorzubeugen, iſt aber im Geſetze nicht vor⸗ 
die Faſſung des Geſetzes vom 1. Juni 1891 
h in dieſem Punkte erſichtlich von dem § 20 des 
7. April 1891, welcher ausdrücklich eine beſondere 
was als patentfähig unter Schutz geſtellt werden 
tanſpruchs, verlangt. Es kann deshalb nicht als 
äſſig angeſehen werden, die Bezeichnung des 
en Schutzanſpruch ſprachlich derart zuſammenzu⸗ 
Bezeichnung zugleich den Schutzanſpruch angiebt 
Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Die von den 
zählte Bezeichnung giebt gleichzeitig diejenigen 
welche den Apparat charakteriſiren, ihn von den 
n Apparaten ſeiner Gattung unterſcheiden ſollen. 
die vom Geſetz geforderte Angabe der neuen 
Vorrichtung zu finden. Hiernach iſt der Haupt⸗ 
nd des B. G. unhaltbar. I. C. S. i. S. 
A.⸗G. für Feinmechanik zu Tuttlingen vom 
„ Nr. 303/97 J. 
gemeine Recht. 
nnahme des angefochtenen Urtheils, es ſei die 


auf Eingehung der Ehe gerichtet, durch die 


rung des Bekl., ſolchem Verlangen Folge zu 
wird mit Recht von der Reviſion bekämpft. 
res nicht verwehrt, dieſerhalb auch jetzt noch 
erheben. Denn der RE. hatte keine Veran⸗ 
nſtanzliche Entſcheidung, von der es übrigens, 
ſagte ergiebt, auch garnicht mal feſtſteht, ob 
as die Vorinſtanz glaubt, auf der in Rede 
ie des B. G. fußt, anzufechten, da das L. G. 
rung des Eides für den Rkl. den Ausgang 
en Hand gelegt hatte. Jener Annahme gegen- 
endes anzuführen. Der Anſpruch aus einem 
ch nach heutigen Recht, welches allerdings einen 
ſirung ſolchen Anſpruchs ausſchließt (8 774 
), an ſich ausſchließlich auf Vollziehung der 
halb auch dem in vorliegender Sache alter⸗ 
oder auf Entſchädigung gerichteten Petitum 
Auslegung zu geben. Nach ſolcher Auffaſſung 
ſchloſſen, aus der Weigerung des Bekl. die 
Intſchädigungsanſpruchs als eines in erſter 
t kommenden abzuleiten. Auch im reinen 
modificirt ſich der Grundſatz, daß die 
nen Kontrahenten zunächſt immer bloß eine 
ag des Vertrages begründet, nur in beſonders 
Der Anſpruch aus einem Verlöbniß hindert 
teres noch das ſittliche Element gegenſeitiger 
eßt, in noch höherem Maße, daß durch die 
eren ſofort eine reine Geldforderung hervor⸗ 
uch dieſe Auffaſſung in Praxis und Wiſſen⸗ 
(vergl. Erkenntniß des Appellationsgerichts 
ts Archiv, Bd. 27 Nr. 37, Bartels, Ehe 
. 197, und Mot. zum 1. Entwurfe des 
5. 1), während gegentheilige Stimmen nicht 
VI. C. S. i. S. Schultz c. Nebel vom 
Nr. 291/97 VI. 
jetzt erkennende Senat bereits unterm 
dem Reviſionsurtheile in Sachen Schuppert 


. 


gegen Schuppert Rep. III 326/96, (abgedruckt in den Entſch. 
des R. G. Bd. 39 S. 157), ausgeſprochen hat, iſt nach ge⸗ 
meinem Recht bei Mißbrauch oder Vernachläſſigung des väter- 
lichen Erziehungsrechtes das Vormundſchaftsgericht zur 
Entziehung dieſes Rechts berechtigt und perpflichtet, eine Klage 
auf deſſen Aberkennung aber nur dann gegeben, wenn letztere 
von einem Dritten wegen eines ihm zuſtehenden, vorgehenden 
Erziehungsrechts, insbeſondere von der Mutter wegen Unfähigkeit 
oder Unwürdigkeit des Vaters, begehrt wird, dagegen nicht dann, 
wenn ein Pfleger der Kinder in deren Intereſſe gegen den 
Vater auftritt. Dieſe Grundſätze, von welchen abzugehen kein 
Anlaß vorliegt, müſſen auch im vorliegenden Falle Anwendung 
finden, wo die Pflegſchaft des Kindes Namens und im Intereſſe 
deſſelben wegen Unfähigkeit der Mutter die Aberkennung des 
Erziehungsrechts derſelben verlangt. Auch hier handelt es ſich 
um das elterliche Erziehungsrecht, auf deſſen ordnungsmäßige 
Ausübung das Kind wohl einen ſittlichen, aber keinen rechtlichen, 
auf dem Prozeßwege zu verfolgenden Anſpruch hat, wie ind» 
beſondere auch der von den Motiven zum B. G. B. a. a. O. 
angezogene Windſcheid an einer anderen Stelle ſeines Pandekten⸗ 
rechts, Bd. II S 514 Ziffer 3 a. E., ausdrücklich anerkannt. 
Dieſen Grundſätzen gegenüber können auch die von der klagenden 
Pflegſchaft gegen die Reviſion erhobenen Einwendungen keine 
Beachtung finden. So insbeſondere nicht die Bemerkung, daß 
das Waiſengericht ſelbſt den Pfleger (Vormund) zur Klag⸗ 
erhebung gegen die Mutter ſeines Mündels angewieſen habe. 
Denn durch dieſe Anweiſung, welche ohnehin noch keine Ab- 
lehnung eigener Beſchlußfaſſung über die Entziehung des 
mütterlichen Erziehungsrechts enthält, wird die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges ſo wenig begründet, wie in dem erwähnten früheren 
Falle, Entſch. Bd. 39 S. 157, wo das Vormundſchaftsgericht 
ſogar den Antrag des Pflegers auf Entziehung des Erziehungs⸗ 
rechtes wegen Unzuſtändigkeit ausdrücklich abgelehnt hatte. 
Ebenſo unerheblich iſt — gegenüber den das gemeine Recht für 
anwendbar erklärenden Ausführungen des B. G. — das weitere 
Vorbringen, daß eine Wuͤrttembergiſche Verordnung, welche 
derartige Anträge der Vormundſchaftsbehörde überweiſe, nicht 
exiſtire. Da ſonach im vorliegenden wie im früheren Falle nur 
für ein Einſchreiten der Vormundſchaftsbehoͤrde im Intereſſe des 
ſchutzbedürftigen Kindes Raum und Anlaß gegeben war, erſchien 
die Aufhebung des angefochtenen Urtheils, inſoweit daſſelbe die 
erſtinſtanzliche Entſcheidung abändert, und die Aufrechthaltung 
der letzteren in vollem Umfange geboten. III. C. S. i. S. 
Pfinder c. Leyrer vom 11. Januar 1898, Nr. 250/97 III. 

26. Das B. U. iſt von der Reviſion inſoweit angefochten, 
als die Einrede der Konfuflon gegenüber den vier Forderungen 
von je 1000 Mark zurückgewieſen tft, bezüglich deren Robert S. 
feinem Vater, dem Oekonomierath S., Ceſſionsakten ertheilt 
hat. Die gedachten Forderungen waren Theilbeträge eines 
Anſpruchs, welcher dem Robert S. als Miterben ſeiner ver⸗ 
ſtorbenen Mutter gegen ſeinen Vater zuſtand, und hat derſelbe 
dem Letzteren über dieſe Beträge von je 1 000 Mark notariell 
beglaubigte Ceſſionsurkunden behändigt, in denen am Ende 
ausgeſprochen iſt, daß ſein Vater dieſe Ceſſion anderweitig 
beleihen oder hinterlegen könne. Das L. G. hat nun auf 
Grund der Beweisnahme und nach dem Inhalt der Urkunden 
feftgeftellt, daß die Abſicht der Kontrahenten lediglich dahin 
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ging, ein Werthpapier zu ſchaffen, durch deſſen Umſatz Geld⸗ 
mittel für den in Noth befindlichen Robert S. beſchafft werden 
ſollten, und daß durch die Ceſſionsurkunden der Oekonomie⸗ 
rath S. nur bevollmächtigt werden ſollte, zu dieſem Zwecke über 
die Forderungen des Robert S. an ihn zu disponiren, daß aber 
eine weitere Uebertragung des Gläubigerrechts außerhalb der 
Parteiabſicht lag, und ein Erlöſchen der Forderungsrechte ihren 
beiderſeitigen Vertragswillen direkt widerſprach. Auf Grund 
dieſer vom O. L. G. gebilligten Willensfeſtſtellung iſt die Ein- 
rede der Konfuſion in den Vorentſcheidungen mit Recht zurüd- 
gewieſen. Wenn die Kontrahenten eine wahre Ceſſion im vollen 
Rechtsſinne gewollt und erklärt hätten, ſo würde freilich die 
Uebertragung des Gläubigerrechts an den Schuldner ſelbſt das 
ſofortige Erlöſchen der Forderungen herbeigeführt haben. Dieſe 
Rechtswirkung konnte jedoch nicht eintreten, wenn wie hier die 
Form der abgegebenen Erklärung mit dem übereinſtimmenden 
Kontraktwillen der Paciszenten nicht in Einklang ſteht, ſondern 
ſich nur als ein rechtlich unzutreffender Ausdruck für die allein 
gewollte Vollmachtsertheilung darſtellt. Bei ſolcher Sachlage 
mußte, wie geſchehen, der „wahre und erkennbare Wille der 
Kontrahenten gegen den anſcheinend widerſprechenden Ausdruck 
ihrer Willenserklärung zur Geltung gebracht werden. III. C. S. 
i. S. Schumacher Konk. c. Schumacher Konk. vom 18. Januar 
1898, Nr., 259/97 III. 

27. Das B. G. hat die Klage nicht etwa deshalb ab⸗ 
gewieſen, weil die Anzahlung den Vertragsbeſtimmungen gemäß 
gewiſſermaßen als Konventionalſtrafe verfallen ſei, ſondern des⸗ 
halb, weil der Vertrag noch bindend exiſtire und deshalb von 
einer Rückzahlung der Anzahlung keine Rede ſein könne. Nun 
aber laſſen die Erklärungen der Parteien, ſowohl die vor, als 
die im Prozeß abgegebenen, darüber gar keinen Zweifel, daß 
beide Parteien die Erfüllung des Vertrages nicht mehr wollen, 
daß fie den Vertrag: labgeſehen davon, daß er bei ſeiner Auf⸗ 
hebung im Uebrigen; unter Umſtänden die Grundlage für den 
erhobenen Konventionalſtrafenanſpruch bildet) als aufgehoben 
anſehen, und daß ſich ihr Streit lediglich darauf bezieht, ob der 
mit der Aufhebungserklärung der Bekl. verbundene Anſpruch auf 
die angeblich verwirkte Konventionalſtrafe begründet iſt. Darin, 
daß der Vertrag hinſichtlich ſeiner Erfüllung aufgehoben ſein 
ſoll, ſind beide Parteien einig, und haben ſie dies durch die oben 
mitgetheilten Schreiben und durch die Erklärungen im gegen⸗ 
wärtigen Prozeß auch ausdrücklich erklärt, und daß ſie bei ihren 

Aufhebungserklärungen in ihren Motiven auseinandergehen, kann 
dieſe Aufhebung ſelbſt, die ſie beide gewollt haben und noch 
wollen, nicht in Frage ſtellen. Wenn das B. G. ausführt, daß 
die Kl. den von den Verkäufern ausgeſprochenen Rücktritt 
nicht unabhängig von der gleichzeitigen Inanſpruchnahme der 
7 200 Mark für ſich verwerthen könne, jo würde das richtig 
ſein, wenn die Bekl. ihre Aufhebungserklärung von der Zubilligung 
der Konventionalſtrafe abhängig gemacht, ſie die Aufhebung nur 
unter der Bedingung, daß ſie die Konventionalſtrafe bekämen, 
gewollt hätten. Daß dies aber nicht der Fall, ergiebt ſich un⸗ 
widerleglich daraus, daß ſie, obwohl ſie nach den vorausgegangenen 
Erklärungen des Käufers wußten, daß ihr Anſpruch nicht an⸗ 
erkannt wurde, ſofort die Konſequenz der definitiven Vertrags⸗ 
aufhebung zogen, indem ſie den Wald anderweit verkauften und 
aufließen und damit ihrerſeits die Unmöglichkeit der Vertrags⸗ 


erfüllung herſtellten. Hiernach iſt der Vertrag nicht deshalb, 
weil, wie das B. G. mit Recht vermeint, ein vertragswidriges 
Verhalten des einen Theiles dem andern Theile ein Rücktritts⸗ 
recht gebe, aufgehoben, ſondern weil die Parteien übereinſtimmend 
ihren Willen erklärt haben, daß der Vertrag nicht erfüllt werden 
ſoll. Damit ergiebt ſich von ſelbſt, daß dasjenige, was bereits 
zur Erfüllung gegeben iſt, zurückzugewähren iſt, falls es nicht 
aus einem andern Grunde, vorliegend alſo deshalb, weil es nach 
den Behauptungen der Bekl. als Konventionalſtrafe verwirkt 
ſein ſoll, zurückbehalten werden darf. III. C. S. i. S. Krekeler 
c. Schmey vom 14. Januar 1898, Nr. 254/97 III. 

28. Sowohl nach gemeinem deutſchen Rechte, als auch 
nach § 19 Abſ. 1 des Hamburgiſchen Geſetzes vom 23. April 
1879, betreffend das Verhältniß der Verwaltung zur Rechts⸗ 
pflege, ſteht es feſt, daß die Polizei nur im öffentlichen 
Intereſſe durch Gebote oder Verbote in die Freiheit des 


Verhaltens der Einzelnen einzugreiſen berechtigt iſt; was bei 


Verboten darauf hinausläuft, daß fie nur ein gemein- 
gefährliches Verhalten dem Einzelnen zu unterſagen die Be⸗ 
fugniß hat; vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 9 
S. 205 f. und Bd. 38 S. 213. Sollte nun im vorliegenden 
Falle das B. G. — was dahin geſtellt bleiben kann — die 
Meinung haben ausdrücken wollen, daß, was auch immer nach 
gemeinem Rechte gelten möge, jedenfalls nach dem angeführten 
Hamburgiſchen § 19 Abſ. 1 der Begriff des „öffentlichen Intereſſes“ 
ſo eng zu faſſen ſei, daß das fragliche Verbot der Polizeibehörde 
daraus nicht gerechtfertigt werden könne, ſo würde inſoweit die 
Nachprüfung des R. G. überhaupt ausgeſchloſſen fein. Hätte 
aber — was allerdings näher zu liegen ſcheint — das O. L. G. 
einfach den gemeinrechtlichen Begriff des öffentlichen Intereſſes 
zur Anwendung bringen wollen, ſo könnte die Nachprüfung des 
R. G. doch eben ſo wenig zu Gunſten der Bekl. ausfallen. 
Jedenfalls iſt der Grundſatz, daß es ſich um ein unmittel⸗ 
bares Intereſſe der Geſammtheit handeln müſſe, der den Aus- 
gangspunkt der Erörterungen des O. L. G. bildet, zutreffend 
- formulirt. Allerdings darf der Begriff „Geſammtheit“ dabei 
nicht bloß von der organiſirten Geſammtheit, dem Staate 
beziehungsweiſe der Gemeinde als ſolchen, verſtanden werden, 
und von dieſem Standpunkte aus ſind die Ausführungen des 
B. U. nicht durchweg zu billigen, nämlich nicht darin, wenn 
angenommen wird, daß ein öffentliches Intereſſe hier nur dann 
in Frage ſtehen würde, falls der Kl. ſeine gewerblichen Leiſtungen 
nicht für den Einzelnen, ſondern für die Geſammtheit vollführte. 
Es würde vielmehr ein öffentliches Intereſſe auch dann vor- 
liegen, wenn durch das fragliche Verhalten des Kl. eine un⸗ 
beſtimmte Menge von ſich an ihn wendenden Einzelnen, alſo 
das bei der Sache intereſſirte Publikum als Geſammtheit, 
in weſentlichen Lebensgütern gefährdet würde. Indeſſen an 
einer ſolchen Gefährdung weſentlicher Lebensgüter, an einer 
Gemeingefährlichkeit des Verhaltens des Kl., fehlt es hier nun 
gerade. Weder hat die Bekl. behauptet, daß eine ſolche ſtatt⸗ 
finde, noch iſt abzuſehen, inwiefern eine unberechtigte Reklame, 
(Bezeichnung als vereideter Gerichtschemiker) wie ſie hier in 
Frage ſteht, ohne Weiteres für gemeingefährlich gelten könnte. 
Im Ergebniſſe würde alſo doch immer dem B. G. beizutreten 
fein. VI. C. S. i. S. Hamburgiſche Polizeibehörde 6. Nieder- 
ſtadt vom 17. Januar 1898, Nr. 301/97 VI. 
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Y. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 
9. Nach § 266 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 fol nur 
ein Vertrag gegen den, der ſich in ſeiner Willensäußerung 
utiger Ausdrücke bedient hat, ausgelegt werden, wenn 
ertrag nach den vorhergehenden Regeln nicht erklärt 
ı Tann. Dieſer Fall liegt nicht vor, da das B. G. den 
ig aus ſeinem Zuſammenhange auszulegen vermocht hat. 
tte deshalb auch den § 266 a. a. O. nicht zur An⸗ 
ng zu bringen. VI. C. S. i. S. Kaiſer c. Lerche vom 
anuar 1898, Nr. 300/97 VI. 
0. Das B. G. geht von der Unterſcheidung der in § 3 
s vom 28. Juli 1892 über Kleinbahnen vorgeſehenen 
fentlich rechtlicher Wirkung zu ertheilenden Genehmigung 
iſtändigen Behörden und der in § 6 vorbehaltenen Ge⸗ 
zung des Wegeunterhaltungspflichtigen, bezw. des Eigen⸗ 
rs der Straße aus. Eine über den gemeinen Gebrauch 
gehende Benutzung erfordere, ſo wird ausgeſührt, auch wenn 
enehmigung der zuſtändigen Behörde gemäß § 3 erfolgt 
: Zuſtimmung des Eigenthümers der Straße, in deſſen 
niſſe fie eingreife. Wenn daher der Eigenthümer dem 
ahnunternehmer die Benutzung gegen einen Geldpreis 
ne beſtimmte Zeit geſtatte, ſo falle dieſer Vertrag unter 
egriff des Miethsvertrages im Sinne des § 258 A. L. R. 
Tit. 21. Von einer Grundgerechtigkeit könne im vor⸗ 
en Falle ſchon deshalb nicht die Rede ſein, weil kein 
iv dingliches Recht vorliege. Die Auffaſſung des Ab⸗ 
ns vom 17.2. Juni 1892 als Miethsvertrag wird von 
eviſion als rechtsirrthümlich bekämpft. Bei dem Ab⸗ 
n habe es ſich, jo führt die Reviſion aus, lediglich um 
gelung der Verhältniſſe gehandelt, betreffs deren in § 6 
einbahngeſetzes in erſter Reihe die Vereinbarung zwiſchen 
Zegeunterhaltungspflichtigen und dem Unternehmer vor- 
ſei: um die Ertheilung der Zuſtimmung des erſteren 
nutzung der Chauſſee und um die Feſtſetzung der von 
n dafür zu gewährenden Entſchädigung. Ganz abgeſehen 
r öffentlich rechtlichen Natur eines ſolchen Abkommens 
daſſelbe aber auch als Miethsvertrag im privatrechtlichen 
ſchon um deshalb nicht angeſehen werden, weil es von 
Zegeunterhaltungspflichtigen als ſolchem und nicht in der 
haft als Eigenthümer des Wegekörpers, wie dies die 
idung eines Miethsverhältniſſes zur Vorausſetzung habe, 
ſen werde. Der Angriff der Reviſion iſt nicht begründet. 
end dargelegt. IV. C. S. i. S. Neue Berliner Pferde⸗ 
-G. c. Fiskus vom 13. Dezember 1897, Nr. 159/97 IV. 
I. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 
um Berggeſetz. 
1. Es iſt die Anſicht abzuweiſen, daß der Bergwerks- 
nach § 148 Allgemeinen Berggeſetzes nur für ſolche 
n aufzukommen habe, welche eine unmittelbare Folge 
rgbaubetriebes wären. Wie das R. G. in gleichmäßiger 
rechung bisher angenommen hat, iſt der Bergwerksbeſitzer, 
onſt die Vorausſetzungen jener Geſetzesbeſtimmung gegen 
liegen, verpflichtet, dem Grundeigenthümer allen Schaden 
zen, der auf den Betrieb des Bergwerks zurückzuführen 
ichviel ob dieſer dabei mittelbar oder unmittelbar wirkſam 
; der Bergwerksbeſitzer iſt erſatzpflichtig, ſobald zwiſchen 
Betriebe und der Beſchädigung des Grundſtücks ein ur⸗ 


ſächlicher Zuſammenhang beſteht (vergl. die Urtheile des R. G. 
vom 9. Oktober 1882 und 24. Juni 1885, Daubenſpeck berg⸗ 
rechtliche Entſcheidungen S. 242 und 287). Verfehlt iſt die 
Bezugnahme der Bekl. auf das Urtheil vom 8. Februar 1890 
(a. a. O. S. 221). Darin iſt nur der Begriff des Berg⸗ 
baubetriebes klargeſtellt und ausgeſprochen, daß darunter nach 
§ 148 Allgemeinen Berggeſetzes nur der Bergwerksbetrieb im 
engeren Sinne, d. h. die Anſtalten und Einrichtungen zu ver⸗ 
ſtehen ſeien, die der Förderung des Minerals dienten, nicht aber 
Anlagen, die lediglich zu dem Zwecke errichtet wären, einen durch 
den Bergbau entſtandenen Schaden zu beſeitigen. — Daß ein 
Naturereigniß, wofür das Zuſammenbrechen der Schlotten 
zweifellos zu erachten iſt, bei der Entſtehung des Schadens mit⸗ 
gewirkt hat, ändert nichts in der Beurtheilung der Sache. Der 
urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Trockenlegung des Salzke⸗ 
baches und dem Betriebe des Bergwerks wird durch dieſe That⸗ 
ſache nicht ausgeſchloſſen; dies würde nur dann der Fall ſein, 
wenn der Zuſammenbruch der Schlotten die Abtrocknung auch 
dann herrorgerufen haben würde, wenn der Grubenbau nicht 
vorhanden geweſen wäre. Wie der B. R. feſtſtellt, iſt dies 
Naturereigniß erſt dadurch ſchädlich geworden, daß die in die 
Tiefe fließenden Waſſer den Weg in die Grubenbaue der Bekl. 
fanden und hier entfernt werden mußten, um den ferneren 
Betrieb des Bergwerks zu ermöglichen. Das Zuſammenbrechen 
der Schlotten iſt hiernach nur ein Faktor, der bei Entſtehung 
des Schadens mitgewirkt hat; doch die wirkliche Urſache iſt die 
Hebung der in das Bergwerk eingedrungenen Waſſer, eine 
Handlung, ohne die das Mineral nicht gewonnen werden kann, 
die ſonach einen weſentlichen Theil des Bergwerksbetriebes bildet. 
V. C. S. i. S. Mansfelder Gewerkſchaft c. Wentzel vom 
15. Januar 1898, Nr. 217/97 V. 

32. Nach § 148 des Allgemeinen Berggeſetzes iſt die Bekl. 
verpflichtet, für den durch den Betrieb ihres Bergwerks dem 
Grundſtück des Kl. entſtandenen Schaden, (wozu auch der im 
gegenwärtigen Prozeſſe verfolgte Schaden gehört,) Entſchädigung 
zu leiſten, gleichviel ob ein Verſchulden der Bekl. vorliegt, oder 
nicht. Dieſer Verpflichtung konnte die Bekl. durch Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes (§ 74 Tit. 6 Thl. I A. L. R.) 
Genüge leiſten. Solange dies nicht geſchah, blieb ſie für jeden 
weiteren auf den Betrieb des Bergbaus zurückzuführenden Schaden 
aus § 148 des Allgemeinen Berggeſetzes verantwortlich, ſofern 
nicht ein eignes Verſchulden des Kl. dazwiſchen trat, was ins⸗ 
beſondere dann der Fall geweſen ſein würde, wenn die Bekt. 
die Naturalwiederherſtellung der, wie in dem Vorprozeß feſt⸗ 
geſtellt iſt, nur durch Einfügung eines eiſernen Behälters ge⸗ 
ſchehen konnte, angeboten und Kl. die Annahme derſelben 
grundlos verweigert hätte. Davon iſt hier nicht die Rede. 
V. C. S. i. S. Ver. Bonifacius c. Schulte⸗Grimberg vom 
19. Januar 1898, Nr. 219/97 V. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

33. Das B. G. erachtet für feſtgeſtellt, daß das Unter⸗ 
nehmen, für welches die Bekl. die Enteignung betreibt, nicht 
nur darin beſteht, die Anlage einer Kleinbahn durchzuführen, 
ſondern im vertragsmäßigen Einverſtändniß mit der Gemeinde 
Godesberg auch zugleich darin, dieſer Gemeinde das zur Er⸗ 
breiterung der Viktoria⸗Auguſtaſtraße erforderliche Gelände zu 
verſchaffen. Unter dieſen Umſtänden kann es nicht, wie die 


11 
t 
— — g 
a re 5 . J. 
— — 5 ee mer „5 S 2.8 8 
5 ; - —— en ee 5 - — — — . - h 
a ur . = ———— — 4 2 Dre - — get 1 8 BE a: FCC 9 FED . . . a Erd E Ben ee en DA Eh 8 8 i 
ER es re ag S — De art wir re 8 — 8 N J ee e gie ml 4 „ S 5 — 2 2 — — — e 5 8 8 
= en RE EN nme vE = nie ER NE — 2 en 2 . — — nr: 5; ER CCC ͤ —y—ꝗ — r er 8 . . 2 — S See = - — FFF 
— nm en ee RT 8 2 e F SSS ĩ c ine ba 2 5 IM mut — ... = — Ins een ni = RE Er 3 eee De Re men oe ne 5 
— — — ——— — e . aa, — o „ / a ĩ˙1——2T——e] nn ar ö ä . = ö — — >= j ne re en ee an ee Se E 
— — ut — — —u . — — = — a az ER r ee TEEN en rennen. — nn — — — end — 2222 ͤͤ EEE 2 =: e 
ae NZ > mer er WERTEN SENAT en er m en ne en one 5 Ss 1 = :! BT — — — 28 — nn AT r . € = 3 — — za — — EIN en — * . 
. En — „ ——— 2 n REN u 3 e per = we 5 8 3 win = EEE — _——— 3 2 ee ua „ — 5 = * 8 — 


ET Zn —— — x — 


eh — — — — —— 2 — ® . 


re 
.> — 


— — — — — — 
i r Re Ir Res en ans 


in; Heat 


150 


Bekl. darzuthun verſucht, für rechtsirrig erachtet werden, wenn 
das B. G. die Kl. für befugt erachtet, zu verlangen, daß die 
Entſchädigung für das ihnen neben jener Straße enteignete 
Gelände ohne Rückſicht auf das durch den Baufluchtenplan nach 
§ 11 und 12 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 geſchaffene Be⸗ 
bauungsverbot geſchätzt werde. Richtig iſt allerdings und vom 
B. G. nicht verkannt, daß die Bekl. ihr Enteignungsrecht aus 
der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 26. Juli 1893 herleitet; 
dies hindert aber nicht, den § 13 Nr. 1 des Geſetzes vom 
2. Juli 1875 mit der aus § 10 Abſatz 2 des Enteignungs⸗ 
geſetzes ſich ergebenden Folgerung, wonach die Gemeinde das 
Bauverbot nicht als werthmindernd anrufen kann, hier zur An⸗ 
wendung zu bringen. Denn die nach dieſen Geſetzesbeſtimmungen 
den Anliegern zuſtehende Entſchädigung enthält zugleich eine 
Milderung der ihnen durch § 12 auferlegten Laſt und es iſt 
nur eine Forderung der Gerechtigkeit, daß den Angrenzern dieſe 
Abfindungsart nicht lediglich deshalb verſagt werden darf, weil 
die Gemeinde die Erbreiterung der Straße nicht ſelbſt im Ent⸗ 
eignungswege durchführt, ſondern das Verlangen nach Ab⸗ 
tretung des erforderlichen Geländes durch eine Zwiſchenperſon 
geltend macht, welche das Enteignungsrecht zwar zur Anlegun 
einer Kleinbahn beſonders erworben, aber der Gemeinde ſch 
zugleich zur Abtretung jenes zur Erbreiterung der Straße und 
Anlegung der Bahn dienenden Geländes verpflichtet hat. Es 
können die Kl. auch nicht, wie Bekl. will, darauf verwieſen 
werden, einen beſonderen Anſpruch auf Entſchädigung wegen der 
ihrem Grundeigenthum entzogenen Eigenſchaft als Bauland 
gegen die Gemeinde geltend machen, da die von der Bekl. 
betriebene Enteignung, wie bemerkt, gerade auch zum Zwecke 
der Straßenerbreiterung und Beſchaffung des dazu erforderlichen 
Grund und Bodens für die Gemeinde geſchieht und es ſich im 
Grunde trotz der prozeſſualen Stellung der Kl. nicht um 
Geltendmachung einer beſonderen Forderung gegen die Bekl., 
ſondern lediglich darum handelt, ob es bei der Abſchätzung des 
enteigneten Geländes die erwähnte Baubeſchränkung als werth⸗ 
mindernd in Betracht kommen kann oder nicht. Demzufolge 
durfte das O. L. G. auch bei Schätzung des verminderten 
Werths des Reſtgrundſtückes mit Recht die Eigenſchaft des⸗ 
ſelben als Bauland zu Grunde legen. II. C. S. i. S. Bonner 
Straßenbahn c. Schwann u. Gen. vom 18. Januar 1898, 
Nr. 299/97 II. 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. | 

34. Das B. G. erachtet die Vorschrift des § 25 Abi. 1 
des Geſetzes vom 14. Juli 1893, entgegen der vom Kl. zwiſchen 
freiwilligen und Veräußerungen im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung gemachten Unterſcheidung auf beide Fälle des 
Eigenthumswechſels gleichmäßig für anwendbar, da das Geſetz 
einen dahingehenden Unterſchied bei der ganz allgemein feſt⸗ 
geſtellten dinglichen Pflicht zur Rückerſtattung nicht macht. 
Dieſe Auffaſſung bekämpft die Reviſion als rechtsirrthümlich. 
Mit den Worten im § 25 Abſ. 1: daß die Erſtattungspflicht 
auf den betreffenden Grundſtücken als eine auf jeden Beſitzer 
übergehende Laſt ruhe, ſei nur zum Ausdruck gebracht, daß die 
Laſt eine dingliche im Sinne der 88 126, 127 des A. L. R. 
Thl. 1 Tit. 2 fein ſolle, wogegen nicht erſichtlich ſei, daß der 
§ 25 etwas darüber hinausgehendes habe beſtimmen wollen. 
Soweit alſo öffentliche, objektiv dingliche Laſten wegen unter⸗ 
laſſener Geltendmachung bei der Zwangssverſteigerung des be- 
laſteten Grundſtücks gegen den Erſteher und die Hypotheken⸗ 
gläubiger des Grundſtücks nicht mehr verfolgt werden können, 
weil ſie aus den Kaufgeldern hätten liquidirt werden können 
und müſſen, werde das Gleiche auch bezüglich des Erſtattungs⸗ 
anſpruchs des Fiskus platzzugreifen haben. Der Angriff der 
Reviſion erſcheint nicht begründet. Eingehend dargelegt. 
IV. C. S. i. S. Ottmann c. Fiskus vom 13. Januar 1898, 
Nr. 196/97 IV. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

35. Das O. L. G. hat den Abſchluß des Kaufvertrages, 
deſſen notarielle Verbriefung mit der Klage verlangt wird, nach 
dem Ergebniß der erſtinſtanzlichen Beweisaufnahme nicht für 


erwieſen erachtet. Gegenüber der, weiterhin vom Kl. für 
ſeine Behauptungen angezogenen, Seitens des Bekl. vor der 
Klage, nämlich am 10. Mai 1895, zugeſtellten Sommation, 
durch welche Bekl. ſelbſt bei Androhung einer Schadensforderung 
von 1 200 Mark den Kl. zur Verbriefung des Vertrages auf⸗ 
fordert, und gegenüber der Einlaſſung des Bekl. insbeſondere 
in der Klagebeantwortung, dahin gehend, der behauptete Kauf 
jet neben den gewöhnlichen auch noch unter zwei weiteren „Be⸗ 
dingungen“ hinſichtlich der Hypotheken⸗ und Servitutenfreiheit 
eines auf den Grundſtücken befindlichen Brunnens zu Stande 
gekommen, Bekl. ſei auch ſtets zur Verbriefung des Aktes bereit 
geweſen, Kl. habe zwar den Hypothekenauszug beigebracht, ſei 
aber nicht bereit geweſen, die zweite „Bedingung“ in den 
Kaufakt aufzunehmen, erwägt das O. L. G., daß hiermit ein 
„unbedingter“ Vertragsabſchluß nicht zugegeben ſei, daß 
vielmehr die Behauptung der „Bedingtheit“ des Vertrages als 
negative Litiskonteſtation gelten müſſe, ſo daß der Kl. auch trotz 
der fraglichen Erklärungen des Bekl. nach wie vor für den be⸗ 
haupteten Vertragsabſchluß beweispflichtig bleibe, und, da ein 
ſolcher Beweis nicht erbracht ſei, die Abweiſung der Klage ſich 
rechtfertige. Abgeſehen indeſſen davon, daß das O. L. G. in 
ſeinen bezüglichen Erwägungen den Vertragsabſchluß unter einer 
Bedingung (conditio Art. 1168 und 1181 des B. G. B.) 
und die Behauptung einer weiteren Nebenklauſel des 
unbedingt abgeſchloſſenen Vertrages nicht auseinander hält, und 
wenn man auch der Beurtheilung hinſichtlich der Beweislaſt 
dahin beipflichten mag, daß der Kl., ſofern er auf Thätigung 
des Kaufaktes ohne die vom Bekl. behauptete Nebenklauſel 
beſteht, ſeinerſeits zn beweiſen haben würde, daß der Vertrag 
ohne eine ſolche Klauſel zu Stande gekommen ſei, ſo hat das 
O. L. G. doch nicht genügend berückſichtigt, daß der Kl. nicht 
nur während des ganzen Prozeſſes ſich bereit erklärt hatte, den 
Vertrag unter Hinzufügung jener Klauſel zu verbriefen, 
ſondern auch den Beweis erboten hatte, daß er hierzu bereits 
vor Anſtellung des Prozeſſes bereit geweſen ſei, und die Auf⸗ 
nahme des Aktes an anderen nichtigen Weigerungsgründen des 
Bekl. geſcheitert ſei, ferner daß in der That die vom Bekl. 
geforderte Servitutenfreiheit hinſichtlich des Brunnens beſtehe. 
Daß dieſe Beweiserbieten nicht durch die einzige Bemerkung des 
O. L. G. beſeitigt werden konnten, daß dieſelben einen ab- 
geſchloſſenen Vertrag vorausſetzen, liegt nach den erwähnten 
eigenen Erklärungen des Bekl. zu Tage. Wenn nun auch der 
Kl. einen ausdrücklichen eventuellen Antrag, die vom Bekl. be⸗ 
hauptete Nebenklauſel in den zu verbriefenden Akt aufzunehmen, 
nicht geſtellt hatte, ſo kann doch nach den Beurkundungen der 
Thatbeſtände insbeſondere auch der I. J. darüber kein 
Zweifel ſein, daß das Klagebegehren des Kl. eventuell auf die 
Verbriefung auch mit jener Klauſel gerichtet war, und wenn 
das O. L. G. in dieſer Hinſicht entſcheidende Bedeutung auf 
das Nichtvorhandenſein eines formellen Antrags legte — was 
in den Gründen nicht zum Ausdruck gekommen iſt — ſo hätte 
mindeſtens vom Fragerecht gemäß 8 130 der C. P. O. 
Gebrauch gemacht werden müſſen. II. C. S. i. S. Serſch 
c. Mönsdorf vom 11. Januar 1898, Nr. 293/97 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtspraktikant Karl Veith beim Amtsgericht Lauingen; 
— Rechtsanwalt Guſtav Otto Landmann beim Amtsgericht 
Zeitz; — Rechtsanwalt Guſtav Fels beim Amtsgericht Ballen 
ſtedt; — Rechtsanwalt Schultz beim Amtsgericht Lage; — 
Rechtsanwalt Hein beim Amtsgericht Neuſtadt O./ S.; — 
Rechtsanwalt Wallenſteiner beim Landgericht Stuttgart; — 
Gerichtsaſſeſſor Theodor Voß beim Amtsgericht Weſſelburen; — 
Rechtsanwalt Dr. Schauer beim Landgericht Mainz; — Rechts⸗ 
anwälte Conrad Wundermann, Arthur Hadra beim Land- 
gericht I Berlin; — Juſtizrath Lütkemüller beim Landgericht II 
Berlin; — Juſtizrath Konrad Wilhelm Krug und Rechtsanwalt 
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bh Eduard Hermann Müller beim Oberlandesgericht 
den; — Rechtsanwalt Dr. jur. Sarrazin beim Land⸗ 
t und beim Amtsgericht Hildesheim; — Rechtsanwalt 

Guſtav Thomſen beim Amtsgericht Wandsbek; — 
praktikant Dr. Anton Heurung beim Landgericht 
hen I; — Rechtsanwalt Ernſt Arthur Jeſchky beim 
gericht Freiberg; — Rechtsanwalt Max Hirſchberger 
Amtsgericht Tegernſee; — Rechtsanwalt Robert Schön 
Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Malorny beim 
gericht Zabrze; — Rechtsanwalt Dr. Albert Volquard 
e beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Land- 
und beim Amtsgericht Hamburg; — Gerichtsaſſeſſor 
lm Schneider beim Amtsgericht Rheinbach; — Rechts. 
t Jaeger beim Landgericht Tübingen; — Rechtsanwalt 
F Speth beim Amtsgericht Höchſtädt a. D.; — Rechts- 
Heinrich Haßfürther beim Landgericht Nürnberg; — 
ath Uhſe beim Amtsgericht Sagan; — Rechtsanwalt 
zalter Müller beim Landgericht Leipzig. 


Löſchungen. 

echtsanwalt Michael Amber ger beim Amtsgericht Waſſer⸗ 
— Rechtsanwalt Leo Lachmann beim Amtsgericht 
; — Rechtsanwälte Otto Lutz, Anton Bolkart beim 
richt Augsburg; — Rechtsanwalt Dr. Hermann 
inger beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt 
ins Chriſtian Dietrich beim Landgericht Neuburg a. D.; 
htsanwalt Dr. Georg Grimm beim Landgericht Nürn- 
— Rechtsanwalt Carl Salzmann beim Landgericht 
) — Rechtsanwalt Sendler beim Landgericht Halle 
— Juſtizrath Konrad Wilhelm Krug beim Landgericht 
; — Rechtsanwalt Ludwig Aſchka beim Landgericht 
n; — Rechtsanwälte Adolf Spaeth, Martin Hahn 
indgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Auguſt Schedel 
andgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Wilhelm 
wald beim Amtsgericht Kaukehmen; — Rechtsanwalt 
Holzapfel beim Landgericht Gießen; — Rechtsanwalt 
beim Amtsgericht Lennep; — Rechtsanwalt Johann 
beim Amtsgericht Aibling; — Rechtsanwalt Max 

beim Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Leo 
er beim Landgericht Bamberg; — Rechtsanwalt Johann 
er beim Amtsgericht Landau; — Juſtizrath Willert 
ndgericht Neu⸗Ruppin; — Rechtsanwalt Kantorowicz 
Imtögericht Czarnikau; — Rechtsanwalt Philipp 
r beim Landgericht München II; — Juſtizrath Euler 
ndgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Max Conrad 
idgericht I Berlin. 


Ernennungen. 


Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Arthur 
in Barmen; — Rechtsanwalt Neiß in Tilſit; — 
walt Salomon in Magdeburg; — Rechtsanwalt 
in Berlin; — Rechtsanwalt Reimers in Pinneberg. 


Todesfälle. 
tsanwalt Friedrich Otto Machold in Dresden; — 
valt Robert Mayr in Neuburg a. D.; — Juſtizrath 


in Neuwied; — Rechtsanwalt Dr. Siegfried 
dt beim Kammergericht Berlin. 


uche zum 1. April d. J. einen gewandten, der polniſchen 
ächtigen Büreauvorſteher. Antritt eventl. ſchon 1. Marz. 
ſind Zeugniſſe beizufügen. 
witz, den 8. Februar 1898. 


Schwartz, Rechtsanwalt und Notar. 
uverläffiger 5 


baldi e Dorfteher 

igen Antritt geſucht. erten mit Zeugnißabſchriften 
Hanfprüchen erbeten. 0 f Zeugnißabſchrif 
iebu 


8. Rechtsanwalt Silberſtein. 


durchaus erfahrener ſelbſtſtäudig arbeitender Büreau 
‚sum 9 Eintritt eſucht 
urg. 


Rechtsanwalt Heinemann. 


Anwaltsgehülfe zum 1. April cr. geſucht. Gewandtes ſelbſt⸗ 
ſtändiges Arbeiten, ſowie flotte Schrift erforderlich. Meldungen mit 
Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüchen an 

Rechtsanwalt Dr. Schnitzler, Krefeld. 


Rhein. Anwalt ſucht zum 1. April zur ſelbſt. korrekten Leitung 
des größeren Büreaus eine durchaus erſte Kraft, welche Buchf., 
Koſtenw., Konkursſ., Subh.⸗ u. Grundbuchſachen, Zwangsv., beherrſcht 
und im 8 5 mit dem Publ. gewandt iſt. Nur erſte Kräfte w. ſich 
m. Zeugn., Lebensl. u. Angabe des Salairanſpr. melden u. K. G. 125 
a. d. Exp. d. Ztg; Kautionsleiſtung erwünſcht, nicht Bedingung. 


Büreauvorſteher, 
auch für Notariat, der poln. Sprache mächtig, zum 1. März geſucht. 
Meldungen mit Gehaltsanſprüchen und Zeugniſſen unter P. R. 98 
an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Für ein größeres Anwaltsbüreau in Breslau wird ein zu⸗ 
verläſſiger und gewandter Negiftrator, welcher als ſolcher bereits 
thätig war, geſucht. Off. mit Gehaltsauſprüchen unter F. B. 141 
an die Expedition dieſes Blatttes. 


5 ee ar tn a en eig 
Tüchtiger Büreauvorſteher — erfahren und mit guten Zeug⸗ 
niſſen verſehen — möchte ſich verändern, größeres Rechtsanwalts- und 
Notariatsbüreau erwünſcht. Rechtsanwalt am Landgericht bevorzugt. 
Offerten unter T. E. 129 an die Exped. dieſes Blattes erbeten. 


Büreauvorſteher, 
13 Jahre beim Fach, 28 Jahre alt, im Beſitz von guten Zeugniſſen, 
ſucht ſofort oder a dauernde Stellung. 
Gefl. Off. erb. unter P. G. 130 an die Exp. dieſer Zeitung. 


Büreauvorſteher, 30 Jahre alt, ſucht ſich per 1. April cr. 
zu verändern. Off. erb. sub G. P. 124 an die Exped. dieſer Ztg. 


Rechtsanwalt⸗Büreauvorſteher, verh., ſucht Stelle zum 
1. Mai ev. auch früher. Off. unter K. L. 130 an die Exped. dieſes Bl. 


Erf. Bür.⸗Vorſt. (Stenogr.) |. Beſchaftigung auf mittl. Büreau 
per 1. März oder ſpäter. Off. u. L. W. 149 an die Exp. d. Bl. 


Büreau⸗Vorſteher 
eines Rechtsanwalts, in 7 jähriger Stellung, ſucht zum 1. April cr. 
in einem größeren Büreau Stellung. 

Gefl. Offerten unter O. K. 682 an Haaſenſtein u. Vogler 
A.⸗G., Berlin SW. 19. 


3377 et m 
S. Eng. p. ſof., auch n. K leinſtädten. Bin 31 J., m. Not. u. Terminsvertr. 
bek. Salair n. Uebereink. Jaenſch, B.⸗V., Köpenickerſtr. 102 (Hempe). 


Junger Mann, 
30 Jahre alt, verh., ſucht per ſofort Stellung als Büreauvorſteher 
oder erſter Gehülfe. In allen Fächern bewandert. Zeugniſſe ſtehen 
zur Verfügung. Gefl. Off. an die Exp. dieſer Zeitung unter K. 50. 


Erſter, auch ſchon als Büreauvorſteher thätig geweſener 
Büreaugehülfe, 23 Jahre alt, in Anwalts⸗ und Notariatsſachen voll⸗ 
ſtändig vertraut, in ungekündigter Stellung, ſucht Stellung als Büreau⸗ 
vorſteher od. erſter Geh. Gefl. Off. erb. u. M. 145 an die Exp. d. Ztg. 


— — — 


Junger Mann, 27 Jahre alt, zuletzt Concipient in großem 
Büreau, ſucht Stellung als Bür.⸗Vorſt., Expedient od. I. Bür.⸗Geh. 
Werthe Off. erb. unter P. 135 an die Exped. dieſer Zeitung. 


Büreaugehülfe eines größeren Anwalts: und Notariatsbüreaus 
in ungek. Stellung, 23 Jahre alt, wünſcht ſich zu verändern. 
Gefl. Off. unter X. O. 143 an die Expedition dieſes Blattes. 


Büreaugehülfe, 19 J. alt, noch ungekündigt, ſucht anderweit 
Stellung. Gefl. Off. erbeten unter Z. 144 an die Exp. dieſer Stg. 


Gerichtsaſſeſſor geſucht zur Vertretung eines Rechtsanwalts 
und Notars. Landrecht. Vertretungszeit Monat März eventuell Mitte 
März bis Mitte April. Offerten unter X. 122 a. d. Exp. d. Bl. 


Junger Aſſeſſor wünſcht zum Sommer a unf l beim Rechts⸗ 
anwalt auf mehrere Jahre. Off. u. N. 133 an die xp. dieſes Bl. 


Aſſeſſor vertritt gemeinrechtl. R. A. Angebote an die Juriſt. 
Wochenſchrift unter F. O. 142 Berlin. 


| Affeffor 
jucht Vertretung eines Anwalts oder Hülfsarbeiterſtelle. Gefl. Off. 
unter M. 151 an die Expedition dieſes Blattes. | 


Junger Berliner Anwalt ſucht Terminsvertretung. Offerten 
unter D. B. 120 an die Expedition dieſer Wochenſchrift. 


S SR ER CCC 9 


erbeten. Verzeichniß auf Wunſch. 
. Für behördliche Zwecke Canzleipapier M. 8.50 1000 Bg., 
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a Amtsgerichtsanwalt (8 jährige Praxis) ſucht Aſſociation mit 
einem Kollegen am Oberlandesgericht (am liebſten Kammergericht). 
Angebote unter N. N. 91 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein Rechtsanwalt ſucht einen geeigneten Niederlaſſungsort. 
Derſelbe würde einer Aſſociation mit einem beſchäftigten Anwalt 
den Vorzug geben. Off. u. E. B. 111 an die Exp. d. Bl. erb. 


J. Guttentag, Verlags buchhandlung 
in Berlin SW. 48, Wilhelmſtraße 119/120. 


Soeben erſchien: 
Entwürfe eines Geſetzes 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, betreffend 
. er U. S., 15 nn Street, 4 N N nk N 
i erichts⸗Aſſeſſor i ; 
3, Geräts Wjcher In Bader enderungen er Ke ursordnnng 


eines zugehörigen Einführungsgeſetzes 
nebſt Begründung. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗ Amerikas. 


Zu verkaufen: 
Rechtsanwalts⸗Bibliothek, im Ganzen oder einzeln, enth. u. A. 
Entſch. d. Reichsgerichts in Civil⸗ u. Strafſachen, Entſch. d. 
Oberhandelsgerichts, Obertribunals, Kammergerichts, 
Gruchot⸗Küntzel Beiträge, Juriſt. Wochenſchrift, Geſetz⸗ 
ſammlungen. Angebote sub M. W 28 poſtlagernd Halle a. S. 


— nn 


Keichstagsvorlnge. 


Conceptpapier M. 7.— 1000 Bg. netto. Eckert & Link, 
Leipzig. Muſter verlangen. a 


BVüreau- Räume 
zu vermiethen Hinderſinſtr. 4 dicht am Reichs⸗ 
tagsgebäude. 


Heinrich Lesser in Breslau, 21 Neue Taschenstrasse, bietet an: 
Gruchot, Beiträge. Bd. 1-40 m. allen Beil. u. Reg. (ausser Entscheid. zu Bd. 40). 185796. Hlwbd. [40 u. 6 Beil. br.] 
(M. 601.10) M. 190.—. Ztschrft. f. deutschen Civilprozess. Bd. 1-21 u. Reg. 1879—95. Hlwbd. [21 br.] (X. ar er 
aft. .1—1⁰ 


Justiz-Ministerial-Blatt. Jahrg. 1—57 u. Reg. 1839—76. Geb. M. 30 tschrft. f. ges. Strafrechtswissense 
ff, Rechtsprechung. 1861—79. 20 Bde. Geb. M. 25.—. 


u. Reg. 1881—96. HIwbd. [15 br.] (M. 255.—) M. 127.50. Oppenho 
Archiv f. Strafrecht. Bd. 1—22 u. Reg. 1—12. 1853—74. Ppbd. M. 80.—. Blum, Annalen des R. G. 188086. 18 Bde. 
Hfrzbd. (M. 123.—) M. 20.—. Stenglein, Ztschrft. f. Gerichtspraxis. 1872—79. 5 Bde. Hlwbd. (M. 69.—) M. 10.—. Das 
Tribunal, Jahrg. 1—4 Heft 3 (vollständig). 188588. Hfrzbd. [4 br.] (M. 39.—) M.10.—. Wallmapn, Deutsche Juristen- 
zeitung, 10 Jahrg. u. Ztschrft. f. preuss. Recht, Jahrg. 1—4 Nr. 47 (vollständig). 1877—86. Hiwbd. M. %0.—. Entscheid. 
d. Ehrengerichtshofs f. deutsche R. A. 1—7. 1885—96. Hiwbd. (M. 36.—) M. 10.—. Grotefend, Kommentar. 1887. 3 Bde. 
Hfrzbd. (M. 56.—) M. 24.—. Hälschner, Gem. deutsches Strafrecht. 188187. k 
Preuss. Staatsrecht. 1881—84. 4 Bde. Hfrzbd. 


Preuss. Staatsrecht. 1888—90. 8 Bde. Hfrzbd. (M. 32.—) M. 16.—. Roenne, 
Hfrzbd. (M. 78.40) M. 88.—. Btoepen Preuss. Gesetz-Codex. 


(M. 46.—) M. 25.—. Roenne, Ergänzungen 188588. 4 Bde. 
180685. 10 Bde. Hfrzbd. (M. 47.—) M. 10.—. Eger, Eisenbahnrecht. 1889—96. 2 Bde. Bd. 1 Hfrzbd. (M. 29.—) M. 18.—. 


Holtzendorff, Rechtslexikon. 1880—81. 4 Bde. Hfrzbd. (M. 63.20) M. 34.—. Foerster, Civilprozess- Ordnung. 188688. 
2 Bde. Hfrzbd. (M. 24.—) M. 12.—. Goldschmidt, Handelsrecht. Bd. 1—2 Lief. 1 (vollständig). 1868 83. Bd. 1 Hfrabd. 
M. 15.—. Puchelt; Handelsgesetzbuch. 1882—90. 3 Bde. Hfrzbd. (M. 34.—) M. 15.— Hahn, Handelsgesetzbuch. 


187577. 2 Bde. Hfrzbd. (M. 30.—) M. 10.—. 
Katalog Nr. 270: Rechtswissenschaft; kostenlos. 


80. Preis 1 Mark. 


—— 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung ſowie direkt von 
der Verlagsbuchhandlung. 


—— — 


Car! . Verlag, Berlin W. 8. 
echts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Monaksſchrift 


Dundelsrecht und Duankmeſen 
Steuer- und Stempelfragen. 


Herausgegeben von 

Juſtizrath Dr. Paul Holdheim in Frankfurt a. M. 

Preis halbjährlich M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,30. 
Inhalt von Nr. 2 Jahrgang 1898: Vollſtreckung und Anerkennung ausländiſcher Urtheile nach 
zur Civilprozeßordnung. Von Profeſſor L. v. Bar in Göttingen. — Ueberſicht über die Bewegung des de 
1. Juli 1895 bis 30. Juni 1897. Von Profeſſor Dr. van der Borght in Aachen. — Die Haftpflicht der f 
Sendungen. Von Dr. Franz Scholz. — Steuerweſen: Der Agiogewinn iſt nicht ſteuerpflichtig in Ungarn. — Stempelwe ſen: 
Erklärungen von Verwaltungsorganen im internen Verkehr ſind keine Vertragsurkunden und daher nicht ſtempelpflichtig. — Polize⸗ 
Das Züricher Geſetz betreffend den Verkehr mit Werthpapieren. Von Dr. Bermann in 


tempel in Preußen. — Rechtsquellen: . 1 
ürich. — Rechtsſprüche. Vom Reichsgericht. Mitgetheilt von Reichsgerichtsrath Förtſch. — Literatur. — Kleine Mittheilungen. 


dem Entwurfe der Novelle 
utſchen Aktienweſens vom 
Poſt für rekommandirte 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 
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M 18 bis 22. 


Zuriſi 


Berlin, 12. März. 


e Wochen 


Herausgegeben von 
M. Kempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
| — Bi  — 


| Organ des deutſchen Antvalt- Vereins, 
Preis für den Jahrgang 20 — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Inhalt. 5 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 153. — Vom 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Cöln hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 14. Februar bis 
3. März 1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

J. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. In der Hauptſache handelt es ſich um die Feſtſetzung 
des Werthes des Streitgegenſtandes in Anſehung des erſten 
klagantrages, der auf Unterlaſſung der Immiſſion von verwehtem 
Sande aus dem Grundſtücke des Bekl. auf die Grundſtücke des 
dl. gerichtet war. Mit Recht hat das O. L. G. dieſen Werth⸗ 
nſatz auf die Beſchwerde eines der Anwälte des Kl., des Rechts⸗ 
nwalts Dr. O. zu Bremen, von 500 Mark, welche vom L. G. 
ür angemeſſen gehalten worden waren, auf 7500 Mark erhöht, 
idem es, unter Benutzung brauchbarer Anhaltspunkte, die Werth. 
erminderung, welche die Grundſtücke des Kl. im Falle der Zu- 
fung ſolcher Immiſſionen auf unbeſtimmte Zeit erleiden würden, 
hoch ſchätzte. Denn wenn auch der § 7 der C. P. O. hier 
icht unmittelbar zur Anwendung kommen konnte, weil der Bekl. 
ne Grund dienſtbarkeit von entſprechendem Inhalt für ſein 
rundſtück gar nicht in Anſpruch nahm, ſo war es doch ſach⸗ 
mäß, ſich bei Ausübung des nach § 3 der C. P. O. maß⸗ 
benden richterlichen Ermeſſens in dieſer einen Beziehung an 
s in § 7 gegebene Vorbild zu halten. Wenn aber der Bekl. 
zt dagegen eingewandt hat, daß die fraglichen Immiſſionen 
n Sand keinenfalls für immer fortgedauert, ſondern unter 
en Umſtänden in wenigen Jahren aufgehört haben würden, 


— 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


weil es ſchon ſeit längerer Zeit im Werke ſei, den Sandlager⸗ 
platz anderswohin zu verlegen, ſo iſt dieſes, übrigens unbeſcheinigte, 
Vorbringen unerheblich, weil es ſich in dieſem Prozeſſe um den 
ſtreitigen Rechtspunkt handelte, ob der Kl. ſich die Immiſſion 
von Sand nach dem Belieben des Bekl. für immer gefallen 
laſſen müſſe. War alſo inſoweit die Beſchwerde zurückzuweiſen, 
ſo mußte doch in einem Nebenpunkte der angefochtene Beſchluß 
zu Gunſten des Bekl. abgeändert werden. Das O. L. G. hat 
nämlich dieſem ohne Grund die Koſten der vorigen Beſchwerde⸗ 
inſtanz auferlegt; denn für die von dem gegneriſchen Anwalte 
wegen der von ihm begehrten Erhöhung der Werthfeſtſetzung 
erhobene Beſchwerde konnte der Bekl. nicht als Prozeßgegner 
gelten; vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 12 S. 362, 
ſowie die Hamburgiſchen Beſchwerdeſachen VI. 12/94 und 100/94. 
VI. C. S. i. S. Sanders c. Bremiſchen Staat vom 10. Fe⸗ 
bruar 1898, B Nr. 26/98 VI. 

2. Zunächſt iſt zu bemerken, daß die Zuſtändigkeit des 
L. G. Elberfeld an und für ſich nicht begründet war, wenn 
auch die Grundſtücke, um welche es ſich bei dem in Rede 
ſtehenden Vertrage handelt, in der. Stadtgemeinde Elberfeld 
liegen. Es iſt nicht etwa eine dingliche Klage nach § 25 der 
C. P. O. angeſtellt, ſondern es wird nur die Feſtſtellung eines 
rein perſönlichen Vertragsverhältniſſes unter den Parteien begehrt, 
welches ſich allerdings auf den Erwerb jener Grundſtücke bezieht. 
Da der Bekl. in Weſtfalen wohnt, hätte er bei dem Gerichte 
ſeines Wohnſitzes belangt werden müſſen. Derſelbe hat ſich 


aber ohne Widerſpruch bei dem L. G. Elberfeld eingelaſſen; und 


dieſes iſt daher zufolge ſtillſchweigender Vereinbarung der 
Parteien zuſtändig geworden (88 38, 39 der C. P. O.). 
II. C. S. i. S. Deutſche Volksbau A.⸗G. c. Winkhaus vom 
15. Februar 1898, Nr. 326/97 II. 

3. Gegenüber der Verurtheilung des Bekl. unter 1, 
nämlich des „Theaters“, wurde von dem Vertreter der 
Reviſion zunächſt gerügt, daß Unklarheit über die Perſönlichkeit 
dieſer Partei beſtehe und daß in Betreff ihres geſetzlichen Ver. 
treters eine Verletzung der Vorſchrift des § 54 der C. P. O. 
vorliege. Dieſe Rüge mußte als gerechtfertigt erachtet werden. 
Das angefochtene Urtheil erklärt unter II, unter Aufhebung des 
landgerichtlichen Urtheils vom 29. Januar 1896, „die dort 
bezeichneten Bekl., jeden für das Ganze haftend, fuͤr ſchuldig“, 
dem Kl. den durch ſeinen Sturz erlittenen Schaden zu erſetzen. 
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In dem erwähnten landgerichtlichen Urtheile ift unter 1, wie in 
der Klage als Bekl. „das Großherzogliche Hof⸗ und National- 
Theater in Mannheim, vertreten durch die Intendanz“ auf⸗ 
geführt und von der Intendanz wurde auch die Prozeßvollmacht 
des Rechtsanwalts N., welcher den Bekl. unter 1 vertreten hat, 
unterzeichnet. In den Entſcheidungsgründen zu dem zunächſt 
ergangenen landgerichtlichen Urtheile vom 29. Mai 1895, auf 


welche in dem Thatbeſtande des landgerichtlichen Urtheils vom 


29. Januar 1896 Bezug genommen iſt, wird das Hoftheater 
als eine juriſtiſche Perſönlichkeit charakteriſirt. In der II. J. hat der 
Vertreter des Bekl., Berufungsbekl. unter 1, als welcher auch 
jetzt das Großherzogliche Hof- und National⸗Theater in Mann⸗ 
heim, vertreten durch die Intendanz, im Rubrum aufgeführt 
wurde, eine auch von der Theater⸗Kommiſſion unterzeichnete 
Prozeß⸗Vollmacht übergeben. In dem Urtheil des O. L. G. 
vom 13. Juli 1897 iſt jedoch der Zuſatz „vertreten durch die 
Intendanz“ im Rubrum ohne Erſatz durch Beifügung einer 
anderen geſetzlichen Vertretung hinweggeblieben. Im That⸗ 
beſtande wird das Hof- und National⸗Theater als „eine für 
Rechnung der Stadt Mannheim unter Leitung einer Intendanz 
betriebene Kunſtanſtalt“ bezeichnet und die Klage als gegen 
„das Hoftheater (die Stadtgemeinde Mannheim)“ gerichtet an⸗ 
geſehen, auch iſt der Prozeßbevollmächtigte als „Namens des 
verklagten Hoftheatars (der Stadt Mannheim)“ auftretend ein⸗ 
geführt. Ebenſo wird in den Entſcheidungsgründen geradezu 
die Stadt Mannheim als Bekl. bezeichnet und als die Gegen⸗ 
kontrahentin des Kl. bei Abſchluß des Gaſtſpielvertrages be⸗ 
handelt, als welche ſie für den Schaden, welchen der Kl. durch 
die Nachläſſigkeit des Vertreters der Stadt, ihres Intendanten N., 
erlitten habe, haſtbar erklärt wird. Nach dem Angeführten 
entſtehen nicht nur Zweifel darüber, welche Perſönlichkeit die 
hier hier Verurtheilte iſt, wodurch die Vollſtreckung des Urtheils 
behindert wäre, ſondern es iſt auch ungewiß, ob der unter 1 
aufgeführte und verurtheilte jedenfalls prozeßunfähige Bekl. 
durch ſeinen geſetzlichen Vertreter richtig vertreten war. Das 
angefochtene Urtheil, welches nach § 284 Ziffer 1 der C. P. O. 
den geſetzlichen Vertreter anzugeben hatte, enthält im Rubrum 
einen ſolchen nicht, verurtheilt aber das in dem landgericht⸗ 
lichen Urtheile vom 29. Januar 1896 als Bekl. bezeichnete 
„Großherzogliche Hof⸗ und National⸗Theater in Mannheim, 
vertreten durch die Intendanz“ und verſteht darunter die Stadt 
Mannheim, deren geſetzlicher Vertreter alſo die Intendanz wäre, 


was eines näheren Nachweiſes und der Aufklärung um ſo mehr 


bedarf, als die Prozeßvollmacht des Anwalts II. J. auch von 
der Theater⸗Kommiſſion unterzeichnet wurde. Der Vertreter 
des Kl. und Rbkl. hat zwar geltend gemacht, die Stadt Mann⸗ 
heim ſei verklagt mit Bezug auf das Theater, dieſes ſei eine 
ſtädtiſche Anſtalt und die Theater⸗Kommiſſion, welche die 
Prozeßvollmacht des Vertreters in der Berufungsinſtanz aus⸗ 
geſtellt habe, führe deren Geſchäfte, auch ſei die Gegenpartei 
in I. J. nach einer Beſprechung über die Legitimationsfrage 
damit einverſtanden geweſen, daß die Intendanz genannt werde, 
die Stadt aber gemeint ſei. Eine auch nur ſtillſchweigende An⸗ 
erkennung dieſes Rechtsverhältniſſes von Seiten des B. G. kann 
aber nach dem oben angeführten Prozeßinhalte nicht unterſtellt 
werden, da die Theater⸗Kommiſſion nirgends als die geſetzliche 
Vertreterin der Stadt in Beziehung auf das Theater aufgeführt 


und behandelt wurde, auch der Vertreter der Reviſion ſich nicht 


veranlaßt geſehen hat, eine andere Erklärung über die Perſon 


des von ihm vertretenen im Rubrum unter 1 genannten und 
zum Schadenserſatze verurtheilten Bekl. abzugeben als die, daß 
er die verurtheilte Partei vertrete. Das Urtheil mußte daher 
wegen der angeführten zu Bedenken bezüglich feiner Rechts. 
beſtändigkeit (vergl. 8 542 Ziffer 4 der C. P. O.) veranlaffen- 
den Unklarheit, ſoweit es gegen den Bekl. ad 1 ergangen iſt, 
aufgehoben und die Sache an das B. G. zurückverwieſen werden, 
welchem auch die Entſcheidung über die Hälfte der Koſten der 
Reviſionsinſtanz vorbehalten wurde. II. C. S. i. S. Hoſ⸗ 
und Nationaltheater in Mannheim u. Gen. c. Alvary Achen⸗ 
bach vom 8. Februar 1898, Nr. 283/97 II. | 

4. Soweit von den Rkl. geltend gemacht wird, die Richtig. 
keit der von ihnen aufgeftellten Berechnung hätte in der Be- 
rufungsinſtanz gar nicht mehr geprüft werden dürfen, weil ſie 
in der I. J. von den Kl. ausdrücklich anerkannt worden ſei, 
war der Auffaſſung des O. L. G. beizutreten. In der I. J. 


war die Richtigkeit der von den Bekl. vorgelegten Rechnung 


von den Kl. allerdings nicht ausdrücklich beſtritten worden; 
vielmehr hatten ſie ſich darauf beſchränkt, auf Grund ihrer 
Auslegung des ſtreitigen Vertrages den von den Bekl. gemachten 
Abzug am Kaufpreiſe für ungerechtfertigt zu erklären. Das 
L. G. konnte deshalb in den Entſcheidungsgründen hervorheben, 
daß die Richtigkeit der Berechnung nicht beanſtandet ſei, der 
Streit unter den Parteien ſich vielmehr lediglich um die Aus⸗ 
legung des Vertrages in Anſehung des Umfanges der Garantie 
eines Preiſes von 190 Fr. drehe. Die Richtigkeit der erwähnten 
Berechnung war nach § 129 der C. P. O. als zugeſtanden 
angeſehen. Die in der I. J. unterlaſſene Beſtreitung dürften 
aber die Kl. nach 8493 der C. P. O. in der Berufungsinſtanz 
nachholen. Ein gerichtliches Geſtändniß im Sinne des § 261 
der C. P. O., das nach § 494 dieſes Geſetzbuches ſeine Wirk⸗ 
ſamkeit auch für die Berufungsinſtanz behalten hätte, iſt vom 
L. G. nicht feſtgeſtellt worden. Im Sitzungsprotokoll und im 
Thatbeſtande des Urtheils I. J. iſt von einem ſolchen Ge⸗ 
ſtändniß nirgends die Rede. Aber auch in den Entſcheidungs⸗ 
gründen wird nicht eine von den Kl. abgegebene Erklärung 
beurkundet, ſondern nur dargelegt, daß die Richtigkeit der von 
den Bekl. aufgeſtellten Berechnung nicht beſtritten worden ſei. 
Das O. L. G. war hiernach berechtigt und verpflichtet, die von 
den Kl. als unrichtig bezeichnete Berechnung nachzuprüfen. 


II. C. S. i. S. Rosbach c. Delapchier vom 21. Januar 1898, 


Nr. 286/97 II. 

5. Die Rkl. Erben N. beſchweren ſich darüber, daß das 
O. L. G. auf ihren Antrag, die beiden mit einander ver⸗ 
bundenen Klageſachen Vrancken c. Königſtein und Vrancken 
c. Neuß wieder zu trennen, um den Erben N. die Vernehmung 
des Königſtein als Zeugen in ihrem Intereſſe zu ermöglichen, 
nicht eingegangen iſt. Aber nach 88 138, 141 der C. P. O. 
ſteht dem Gerichte ein freies Ermeſſen darüber zu, ob es 
mehrere Prozeſſe zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung 
und Entſcheidung unter der im § 138 angegebenen Voraus- 
ſetzung miteinander verbinden, und ob es die einmal erfolgte 
Verbindung wieder aufheben will. Hat das O. L. G. wie im 
vorliegenden Falle Gründe für die Ablehnung der Trennung 
gegeben, ſo würde dieſe Ablehnung nur dann zum Gegenſtand 


in der Revifionsinftanz gemacht werden können, 
inde auf Rechtsirrthum beruhten. Das kann aber 
reffend anerkannt werden. Hiermit erledigt ſich 
egen Ablehnung der Vernehmung des Königſtein 
rhobene Rüge, da dieſer Prozeßpartei iſt und 
euge nicht vernommen werden konnte. II. C. S. 
n und Genoſſen c. Vrancken vom 4. Februar 1898, 
U 


formale Rüge, die von der Reviſion gegen die 
r Berufung erhoben, iſt unbegründet. Die Be⸗ 
ſt von dem Rechtsanwalt A. gezeichnet, der beim 
elaſſen iſt. Zugeſtellt iſt ſie dem Prozeßbevoll⸗ 
Kl. in I. J. Wenn dieſer die Zuſtellung durch 
3., der beim L. G. zugelaſſen, bekennt, ſo iſt 
181 der C. P. O. ein Verſtoß, der die Zu⸗ 
jam machte, nicht zu finden. Entſcheidend iſt 
bj. 2 der Nachweis der Zuſtellung durch das 
bfangsbekenntniß des Anwalts, dem zugeſtellt 
Durch wen er das zuzuſtellende Schriftſtück er⸗ 
gleichgültig, wenn er es angenommen und der 
alt das Empfangsbekenntniß erhalten und an⸗ 
Daraus, daß der Prozeßbevollmächtigte des 
erufungsinſtanz die Berufungsſchrift gezeichnet, 
mächtigte der Ki. über den Empfang quittirt 
bevollmächtigte des Bekl. das Empfangsobekennt⸗ 
ı bat, folgt im Zuſammenhalt mit dem Inhalt 
kenntniſſes, daß B. im Auftrage des A. ge⸗ 
r Prozeß bevollmächtigte der Kl. dagegen nichts 
unden hat. Von derſelben Auffaſſung geht das 
, Bd. 14 Nr. 591 f. mitgetheilte Urtheil des 
Dezember 1892 aus. I. C. S. i. S. Reiſchel 
h⸗Amerik. Maſchinengeſellſchaft vom 9. Februar 
97 J. 
eſchwerde konnte nicht für begründet erachtet 
war der Auffaſſung des O. L. G. in jeder 
eten. Nach § 211 der C. P. O. darf die 
in den vorigen Stand nicht ſchon dann ver⸗ 
n die Partei durch einen Zufall verhindert 
Nothfriſt einzuhalten. Vielmehr wird auch 
der Zufall unabwendbar war. Dieſer Fall 
ebenen Falle nicht vor. Daß die Beſchwerde 
Nothfriſt in die Hände des O. L. G. ge⸗ 
n bei dieſem Gerichte wie bei anderen Heſſiſchen 
den Einrichtungen ſeinen Grund, daß die Briefe 
ı bed Gerichts auf der Poſt abgeholt werden 
zeßbevollmächtigte des Bekl. dieſe Einrichtung 
) wenn man nicht annimmt, daß dem Prozeß⸗ 
efe Unkenntniß zum Verſchulden gereicht, können 
ſtände nicht als unabwendbar angeſehen werden, 
r vorliegenden Verſäumung wäre ſowohl dann 
reiht worden, wenn die Beſchwerde etwas 
vorden wäre, wie auch dann, wenn der Prozeß- 
was nach den $$ 532 und 540 der C. P. O. 
dem L. G. Mainz eingereicht hätte. Eine 
war aber auch geboten, da die Partei nicht in 
daß Alles ſeinen regelmäßigen Lauf gehen 
Zeitpunkt, in dem die Einhaltung der Noth⸗ 


felt überhaupt noch möglich iſt, die Beſchwerde auf die Poſt 


geben darf, ſondern auch darauf gefaßt ſein muß, daß eine Un. 
regelmäßigkeit ftattfinden kann. II. C. S. i. S. Heitz u. Gen. 
o. Arens vom 8. Februar 1898, B Nr. 28/98 II. 

8. Dem O. L. G. iſt in rechtlicher Hinſicht inſoweit bei⸗ 
zupflichten, als daſſelbe die vom L. G. verneinte Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit der von den Parteien, welche von der Gemeinde M. 
Gladbach ⸗Land die Jagd in demſelben Jagdbezirk für dieſelbe 
Zeit gepachtet haben, angeſtellte Klage und Widerklage auf 
Feſtſtellung, daß der Gegenpartei das von derſelben beanſpruchte 
Jagdrecht nicht zuſtehe, gemäß § 231 der C. P. O. in be⸗ 
jahendem Sinne entſchieden hat. Die Feſtſtellungsklage ſetzt 
allerdings nach § 231 cit. ein Rechtsverhältniß voraus; es iſt 
aber nicht richtig, wenn das L. G. das Vorhandenſein eines 
ſolchen um deswillen verneint, weil keine direkten rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Parteien beſtänden, dieſe vielmehr nur 
jede ihren obligatoriſchen Anſpruch auf Einräumung der Jagd⸗ 
ausübung gegen die Gemeinde geltend machen könnten. Ein 
Rechtsverhältniß im Sinne des § 231 eit. kann auch ohne 
ſolche direkte rechtliche Beziehungen gegeben ſein, wenn, wie im 
vorliegenden Falle, die Parteien Anſpruch auf Nutzungsrechte an 
derſelben Sache geltend machen, welche mit einander kollidiren. 
Sodann iſt aber auch dem O. L. G. dahin beizupflichten, daß 
der Jagdberechtigte, insbeſondere derjenige, welcher von der Ge⸗ 
meindebehörde als geſetzlicher Vertreterin der betheiligten Grund⸗ 
beſitzer die Jagd gepachtet hat, befugt iſt, ſein Jagdrecht — auf 
deſſen rechtliche Natur noch bei der Beurtheilung zur Sache 
zurückzukommen ſein wird — gegenüber jedem Dritten, der 
ſtörend in daſſelbe eingreift, zur Geltung zu bringen. Daß 
ſolche gegenſeitige Störungen ſeitens der Parteien als Prätendenten 
erfolgt ſind, hat das O. L. G. thatſächlich feſtgeſtellt. Daraus 
ergiebt ſich einerſeits ein direktes zwiſchen den Parteien ſtreitiges 
Rechtsverhältniß, andererſeits das vom O. L. G. feſtgeſtellte als⸗ 
baldige Intereſſe an der beantragten Feſtſtellung. Der erkennende 
Senat hat denn auch in einem früheren Falle die Zuläſſigkeit 
einer derartigen Feſtſtellungsklage ſeitens eines Jagdpächters 
gegen einen anderen, welche die Jagd in demſelben Jagdbezirk von 
verſchiedenen Gemeinden angepachtet hatten, unbedenklich zu⸗ 
gelaſſen. Zu vergleichen die Entſch. II. 273/90, 174/91, auch 
Rheiniſches Archiv 91. 1. 234. ff. II. C. S. i. S. Brandts 
0. Langerfeld vom 8. Februar 1898, Nr. 327/97 II. 

9. Die Ausführungen des B. R. find, wie auch die 
Reviſion rügt, inſoweit unzutreffend, als das B. G. in der 
Forderung der angemeſſenen Vergütung für die wirklich ge⸗ 
leiſteten Dienſte eine Klageänderung findet. Die Kl. hat zwar 
in I. J. zur Begründung des Klageantrages erklärt, von den 
Eheleuten M. als Wirthſchafterin engagirt und bei ihnen bis 
zu ihrem Tode in dieſer Stellung geweſen zu ſein. Sie hat 
aber auch angegeben, welche Dienſte ſie den Eheleuten M. ge⸗ 
leiſtet, und behauptet, daß ihr für dieſe Dienſte die eingeklagte 
Entſchädigung gebühre. Das Gericht mußte deshalb prüfen, 
ob, wenn der Engagementsvertrag nicht nachgewieſen wurde, 
Kl. nicht auf Grund der weiter vorgetragenen Thatſachen einen 
Anſpruch auf Entſchädigung habe. Denn die Parteien haben 
nur die Thatſachen anzugeben, auf welche ſie die eingeklagte 
Forderung ſtützen, während der Richter zu prüfen hat, ob dieſe 
Thatſachen den Klageantrag ganz oder zum Theil unter irgend 
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einem rechtlichen Geſichtspunkte rechtfertigen. Das B. G. ſpricht 
ſelbſt auch garnicht aus, daß Kl. zur Begründung ihres An- 
ſpruchs andere Thatſachen in der Berufungsinſtanz vorgebracht 
habe, woraus ſchon folgt, daß eine Klageänderung nicht vor- 
liegt. VI. C. S. i. S. Getſchmann c. Senftner u. Gen. vom 
17. Februar 1898, Nr. 340/97 VI. 

10. Für beide beklagte Parteien wird geltend gemacht, 
daß das vom O. L. G. erlaſſene Zwiſchenurtheil vom 15. De⸗ 
zember 1896 auf Rechtsirrthum beruhe. Die durch dieſes 
Urtheil zurückgewieſenen Einwendungen der Bekl. gegen die 
Zuläſſigkeit der von den Kl. angeſtellten Leiſtungsklage und 
folgeweiſe auch der Ineidentfeſtſtellungsklage ſeien begründet. 
Bei dieſer Rüge iſt jedoch überſehen, daß es ſich ſchon bei der 
Berufung lediglich um die Entſcheidung über den gemäß § 253 
der C. P. O. erhobenen Incidentfeſtſtellungsanſpruch handelte, 
welcher auch jetzt allein in Frage ſteht. Nach § 253 hat jede 
Partei die Befugniß, ein im Laufe des Rechtsſtreits ſtreitig 
gewordenes Rechtsverhältniß, von deſſen Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen die Entſcheidung des Rechtsſtreits ganz oder zum Theil 
abhängt, durch richterliche Entſcheidung feſtſtellen zu laſſen. 
Dieſer Fall iſt gegeben. Jede Partei hat das Recht auf dieſe 
Feſtſtellung unbeſchadet aller Einwendungen, welche gegen die 
Hauptklage ſelbſt erhoben werden könnten. Sollten auch die 
Einwendungen der Bekl. gegen die Statthaftigkeit der erhobenen 
Leiſtungsklage an und für ſich für begründet erachtet werden 
können, ſo würde doch der von den Kl. erhobene Anſpruch auf 
Feſtſtellung des in Rede ſtehenden Rechtsverhältniſſes in dem 
einmal anhängig gewordenen Prozeſſe für zuläſſig erachtet 
werden müſſen. Erſt wenn über dieſen Feſtſtellungsanſpruch, 
welcher offenbar präjudicirlich für die erhobene Leiſtungsklage 
iſt, rechtskräftig entſchieden ſein wird, werden die der Leiſtungs⸗ 
klage ſelbſt entgegengeſetzten Einwendungen der Prüfung zu 
unterziehen ſein. Aus dieſem Grunde erſcheint die Rüge, daß 
der jetzt in Frage ſtehende klägeriſche Antrag unzuläſſig ſei, 
ungerechtfertigt. II. C. S. i. S. Königſtein und Genoſſen 
c. Vrancken vom 4. Februar 1898, Nr. 300/97 II. 

11. Allerdings gelten für den Beweis der ſchädigenden 
Handlung die Grundſätze des § 259 der C. P. O., allein dieſes 
Beweiſes bedarf es im vorliegenden Falle uicht mehr, da von 
der Bekl. nicht beſtritten wird, daß in dem Geſchäft ihres Che- 
mannes die geſchützten Klappmützen des Kl. wiederholt nach⸗ 
gebildet worden ſind. Die Beſtimmung des Umfanges, den 
dieſe Nachbildungen angenommen haben und die Ermittelung der 
hierdurch bedingten Höhe des dem Kl. erwachſenen Schadens aber 
unterfällt, wie das R. G. in einer Reihe ähnlicher Fälle bereits 
ausgeſprochen hat, dem gerade zu dieſem Zwecke in § 260 der 
C. P. O. dem Richter eingeräumten freien Ermeſſen. Vergl. 
die Urtheile des R. G. vom 29. April 1893 (Entſch. Bd. 31 
S. 88 ff.) und vom 23. Juni 1894 (Beiträge von Raſſow⸗ 
Küntzel Bd. 38 S. 1217). Das Prozeßgericht iſt, wenn es ſein 
Ermeſſen nach der vorbezeichneten Richtung Platz greifen läßt, 
an die Beweisanträge der Parteien nicht gebunden (Satz 2 des 
8 260), bleibt jedoch verpflichtet, dieſe Anträge zu würdigen und 
ihre Ablehnung zu begründen. Dieſer Verpflichtung hat das B. G. 
genügt, indem es die vom Kl. vorgebrachten Indizien für einen 
größeren Umfang der Nachbildungen, insbeſondere auch die 
größere rückgängig gemachte Beſtellung aus dem Januar 1893, 


auf welche der Rkl. beſonders Gewicht legt, geprüft und für 
ſein, auf das Ergebniß der erhobenen Beweiſe geſtütztes Ermeſſen 
einflußlos befunden hat. In dieſer Beziehung trifft alſo das 
B. G. kein Vorwurf. Ebenſowenig enthält die Ablehnung des 
der Bekl. zugeſchobenen Eides eine Geſetzesverletzung. Bleibt es 
nach 8 260 C. P. O. dem Gerichte überlaſſen, inwieweit es 
den auf Ermittlung des Schadensumfanges abzielenden Beweis⸗ 
anträgen ſtattgeben will, ſo muß dies auch von der Eides⸗ 
zuſchiebung gelten. Auch hier natürlich unter der Vorausſetzung, 
daß dieſelbe nach ihrer Bedeutung für das richterliche Ermeſſen 
gewürdigt wird. Dieſe Würdigung wird, wenn es ſich um die 
Feſtſtellung beſtimmter Handlungen des Beſchädigers durch einen 
dieſem ſelbſt zugeſchobenen Eid handelt, der Regel nach dahin 
führen, einen ſolchen Eid für erheblich zu erachten. Ein ſolcher 
Fall liegt hier jedoch nicht vor. Zutreffend erwägt das B. G., 
daß die Bekl. über die Zahl der im Geſchäfte ihres verſtorbenen 
Ehemannes vorgekommenen Nachbildungen der geſchützten Klapp⸗ 
mütze nur einen Ueberzeugunggseid leiſten könne, und es iſt nicht 
zu mißbilligen, wenn einem ſolchen Eide gegenüber der auf 
umfaſſender Würdigung des geſammten feſtgeſtellten Sachmaterials 
gegründeten richterlichen Ueberzeugung keine Bedeutung beigelegt 
wird. I. C. S. i. S. Küpper c. Zöltſch vom 26. Januar 1898, 
Nr. 444/97 J. | 

12. Das Gericht I. J. hat die vielfach gebräuchliche Aus- 
drucksweiſe gewählt: „Der Bekl. hat nicht beſtritten.“ Dieſe 
Ausdrucksweiſe iſt darum in hohem Grade unerwünſcht, weil ſie 
neben der zunächſt liegenden Auslegung, daß ein Beſtreiten 
unterblieben, eine beſtreitende Erklärung nicht erfolgt ſei, auch die 
Annahme zuläßt, daß der Bekl. ausdrücklich erklärt hat, daß er 
die gegneriſche Behauptung nicht beſtreiten wolle. Während im 
letzteren Falle ein Geſtändniß im Sinne des § 261 der C. P. O. 
vorläge, welches den Erklärenden gemäß $ 494 der C. P. O. 
auch für die II. J., ſoweit nicht die Vorausſetzungen des 98263 
der C. P. O. gegeben ſind, bindet, iſt im erſteren Fall gemäß 
§ 493 1. c. die Nachholung einer Erklärung ohne Weiteres zu⸗ 
gelaſſen. Es iſt nun, wie erwähnt, allerdings nicht ausgeſchloſſen, 
daß ſelbſt bei der gewählten Ausdrucksweiſe aus der Lage des 
Einzelfalls ſich ergiebt, daß ein ausdrückliches Geſtändniß hat 
abgelegt werden wollen, allein im vorliegenden Fall fehlt es, da 
das Sitzungsprotokoll keine Feſtſtellung gemäß § 146 Abſ. 2 
Nr. 1 der C. P. O. enthält, der Bekl. ausweislich des That⸗ 
beſtands zum Zwiſchenurtheil und demjenigen zum Endurtheil 
in II. J. ſelbſt nicht ein Geſtändniß behauptet, vielmehr über 
die beſtrittene Behauptung den Eid zugeſchoben hat, an jeglichen 
Anhaltspunkten dafür, daß in I. J. mehr als eine bloße Unter- 
laſſung einer beftreitenden Erklärung vorgelegen hat. Auch der 
Gegenſatz, in welchen im Thatbeſtand I. J. die beſtrittenen Be⸗ 
hauptungen zu den nicht beſtrittenen geftellt find, ſchließt nicht 
aus, daß eben nur bezüglich der letzteren eine ausdrückliche Er⸗ 
klärung erfolgt iſt und ebenſowenig kann der Umſtand ausſchlag⸗ 
gebend ſein, daß in einem vorbereitenden Schriftſatz in I. J. 
die einſchlägige klägeriſche Behauptung unter den beſtrittenen 
aufgeführt iſt, da auch hieraus ſich nicht ergiebt, daß in der 
mündlichen Verhandlung eine dispoſitive gegentheilige Erklärung 
erfolgt iſt. Es kann daher unerörtert bleiben, ob der Bekl. be- 
rechtigt iſt, auf den erwähnten in der II. J. nicht zur Erörterung 
gebrachten Schriftſatz in dieſer Inſtanz zurückzukommen. Iſt nun 
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r nach dem Ausgeführten der Kl. nicht in der Lage, darzuthun, 
ein dispoſitives Geſtändniß im Sinne des § 261 der 
P. O, vorlag, ſo kann das B. U. nicht als rechtsirrthümlich 
htet worden (vergl. Entſch. des R. G. bei Gruchot, Beiträge 
27 S. 1095). III. C. S. i. S. Steinfeld c. Fricke vom 
Januar 1898, Nr. 270/97 III. 
13. Durch den angefochtenen Beſchluß vom 21. Dezember 1897 
das O. L. G. auf Beſchwerde der mitbeklagten Gewerkſchaft 
Zeche Herkules einen vom L. G. zu Eſſen unter dem 
November 1897 erlaffenen Berichtigungsbeſchluß aufgehoben. 
erer war dahin ergangen, daß ſämmtliche Koſten des Rechts⸗ 
s den beiden Bekl. auferlegt werden, während in dem vom 
3. verkündeten Urtheil vom 19. November 1897 bezüglich 
brozeßkoſten dahin entſchieden iſt, daß die gerichtlichen Koſten 
Rechtsſtreits zur Hälfte dem Kl. und zur anderen Hälfte 
u Bekl. auferlegt werden und die außergerichtlichen gegen 
ider aufgerechnet werden ſollen. Die dem Berichtigungs⸗ 
luß beigegebene Begründung ergiebt, daß das L. G. beim 
3 der im Urtheilstenor ausgeſprochenen Koſtenentſcheidung 
der irrthümlichen, durch eine Notiz auf dem Aktendeckel ver- 
‚ten Annahme ausgegangen war, das Objekt des Rechtsſtreits 
ge 1 500 Mark, während es in Wahrheit, wie der Klage- 
g ergiebt, nur 790 Mark beträgt. Das L. G. hielt ſich 
erechtigt, nachdem es dieſen Irrthum entdeckt hatte, dem⸗ 
echend die Koſtenentſcheidung zu „berichtigen.“ Dieſer Auf⸗ 
g iſt das O. L. G. entgegengetreten. Es führt aus, daß 
all des 8 290 der C. P. O. hier überhaupt nicht vorliege, 
die Entſcheidung über den Koſtenpunkt, wie ſie in dem Ur⸗ 
vom 19. November 1897 getroffen iſt, dem damaligen 
en des erkennenden Gerichts durchaus entſpreche, und der 
im nicht ſowohl im Ausdruck, als vielmehr in einer für 
Zillen maßgebenden Prämiſſe liege. Die hiergegen vom 
ngelegte weitere Beſchwerde iſt unbegründet. Das O. L. G. 
t ſich in Uebereinſtimmung mit den vom R. G. in dem 
uſſe des III. C. S. vom 26. März 1889 (Entſch. des R. G. 
hilſachen Bd. 23 S. 399) ausgeſprochenen und auch vom 
S. wiederholt zur Anwendung gebrachten Grundſätzen, 
es eine Berichtigung des Urtheils im Sinne des § 290 
P. O. nur in denjenigen Fällen für zuläſſig erachtet, in 
der erkennbare, insbeſondere aus den Urtheilsgründen her⸗ 
ende Wille des erkennenden Gerichts in der nieder⸗ 
benen Faſſung des Urtheils nicht ſeinen Ausdruck gefunden 
ad wenn es in Gegenſatz hierzu diejenigen Fälle ſtellt, in 
ſich die Faſſung mit der damals vom Richter gewollten 
idung zwar deckt, letztere ſelbſt aber anders ausgefallen 
wenn ſich der Richter nicht in einer für ſie maßgebenden 
ſetzung geirrt hätte. Daß ein Fall dieſer letzteren Art 
orliegt, kann nicht zweifelhaft fein. Denn das L. G. 
als es das Urtheil vom 19. November 1897 verkündete, 
zeßkoſlen fo, wie in ihm geſchehen, vertheilen, und es be» 
h nur damals in dem für dieſe Entſcheidung maßgebenden 
lichen Irrthume, daß das Prozeßobjekt 1 500 Mark be⸗ 
Mit Recht hat das O. L. G. angenommen, daß in 
ſolchen Falle von einer „Berichtigung“ der getroffenen 
ntſcheidung im Sinne des § 290 der C. P. O. keine 
in kann. V. C. S. i. S. Ruhr c. Zeche Herkules vom 
uar 1898, B Nr. 16/98 V. 


14. Die Ausführung des Rkl., daß das angefochtene 
Urtheil in Verbindung mit dem Beſchluſſe des O. L. G. vom 
26. Mai 1897 die Grundſätze über die formale Rechtskraft der 
Urtheile verletze, indem es die in dem rechtskräftig gewordenen 
bedingten Endurtheile für den Fall der Eides leiſtung aufgeſtellten 
Folgen ausgeſprochen habe, obwohl ſich aus der Erklärung des 
Bekl. in ſeinem eventuellen Eideserbieten ergebe, daß er das 
Vermögen des Kl. nach deſſen Großjährigkeit nicht geſondert 
von ſeinem eigenen Vermögen gehalten habe, kann nicht als 
zutreffend erachtet werden. 
noch in dem Eidesleiſtungstermine bereit erklärt, den Eid ſo 
auszuſchwören, wie er ihm in dem bedingten Endurtheile vom 
12. Dezember 1896 aufgegeben worden war, und nur 
eventuell eine andere Faſſung des Eides beantragt. Da das 
Urtheil damals bereits rechtskräftig war, ſo würde eine Aende⸗ 
rung der Eidesfaſſung nur nach Maßgabe des § 431 der 
C. P. O. möglich geweſen fein. Das O. L. G. hat aber eine 
Aenderung nicht vorgenommen, vielmehr beſchloſſen, daß der 
Bekl. den Eid ſo leiſten ſolle, wie er ihm in dem Urtheile 
aufgegeben war. Ob es zu billigen iſt, daß hierbei das O. L. G. 
ſich darüber ausgelaſſen hat, in welchem Sinne der Bekl. den 
Eid leiſten dürfe, kann dahin geſtellt bleiben; denn der Bekl. 
hat den Eid genau in dem Wortlaute, wie er ihm durch 
das Urtheil aufgegeben war, ausgeſchworen; es mußte daher 
das O. L. G. gemäß § 427°? der C. P. O. die vorgeſehenen 
Folgen dieſer Eidesleiſtung ausſprechen. Sollte der Bekl. den 
Eid unerlaubter Weiſe in einem anderen Sinne, als er ihm 
aufgegeben war, ausgeſchworen haben, ſo würde nur mit einer 
Reſtitutionsklage, falls deren Vorausſetzungen vorhanden wären, 
Abhülfe geſchafft werden können, SS 428 und 543 der C. P. O. 
II. C. S. i. S. Möltgen c. Möltgen vom 14. Januar 1898, 
Nr. 314/97 II. 

15. Die Rkl. beruft ſich auf den von dem erkennenden 
Senat in dem Urtheil vom 4. Juli 1882 (Entſch. Bd. 7 S. 351) 
ausgeſprochenen Rechtsſatz, daß, wenn der Einwand der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache erhoben iſt, das Reviſionsgericht an die 
Auslegung, welche das B. G. dem früheren Urtheile gegeben hat, 
nicht gebunden ſei. Es können jedoch die Gründe, welche zur An⸗ 
nahme dieſes Satzes geführt haben, bei Beantwortung der jetzt 
vorliegenden Frage nicht für maßgebend erachtet werden, wie 
dies auch ſchon der dritte Senat des R. G. in einem Urtheile 
vom 26. Januar 1883 (Entſch. Bd. 8 S. 377) bei Ab- 
urtheilung eines Falles angenommen hat, in welchem ein 
Schiedsſpruch wegen materieller Unvollſtändigkeit angefochten 
worden war. — Die Anwendung iſt abgelehnt in Bezug auf 
ſchiedsrichterliches Urtheil. II. C. S. i. S. Stadt Eſſen c. 
Rudloff-Grübs u. Co. vom 25. Januar 1898, Nr. 340/97 II. 

16. Soweit es ſich um die Einrede der rechtskräftig 
entſchiedenen Sache handelt, mußte die Auffaſſung des 
O. L. G. gebilligt werden, daß dieſe Einrede deshalb nicht 
durchgreife, weil es ſich in dem früheren zwiſchen den Parteien 
anhängigen Anfechtungsprozeſſe um die Befriedigung des Kl. 
wegen einer ganz anderen Forderung gehandelt habe. Die 
Ausführung des B. G., daß nicht der in § 3 des Anf. G. 
vorgeſehene Anfechtungsgrund, ſondern lediglich der Be⸗ 
friedigungsanſpruch des Gläubigers bei der Anfechtungsklage den 
Grund des erhobenen Anſpruches bilde, iſt zwar nicht zutreffend; 
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auch das Vorhandenſein des erwähnten Anfechtungsgrundes ja 
ſogar die Einhaltung der in § 3 des erwähnten Geſetzes vor- 
geſehenen Friſten bildet vielmehr einen Beſtandtheil des Klage⸗ 
grundes. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 70 ff. und 
Bd. 39 S. 5.) Aber damit ein Anfechtungsanſpruch beſtehen 
ſoll, muß auch die Gläubigereigenſchaft des Kl. feſtſtehen und 
bei dem von dieſem geſtellten Begehren der Rückgewähr gewiſſer, 
aus dem Vermögen des Schuldners veräußerten oder in anderer 
Weiſe herausgelangten, Gegenſtände handelt es ſich immer nur 
um die Befriedigung des Gläubigers wegen einer beſtimmten 
Forderung, welche den Umfang der Rückgewähr beſtimmt. 
Dieſe Forderung muß in der Klageſchrift angegeben werden 
und ihre Vertauſchung mit einer anderen, nicht in dieſer er⸗ 
wähnten, würde eine Klageänderung enthalten. (Vergl. Urtheil 
des R. G. vom 24. Februar 1897, Entſch. Bd. 39 S. 1 ff. 
beſonders S. 3 und 4.) Wenn ein Gläubiger wegen einer 
ihm zuſtehenden Forderung eine beſtimmte Rechtshandlung mittels 
Klage angefochten hat, darf er deshalb unzweifelhaft, wenn er 
ſpäter eine andere Forderung gegen den Schuldner erwirbt, oder 
bezüglich dieſer Forderung erſt nachträglich den Anforderungen 
von § 2 des Anf. G. genügt werden kann, auch wegen dieſer 
Forderung Anfechtungsklage erheben, um auch für ſie eine Be⸗ 
friedigung zu erlangen, die er auf Grund des im erſten Prozeſſe 
ergangenen Urtheiles nicht beanſpruchen könnte. Die Einrede 
der Rechtshängigkeit darf ihn in einem ſolchen Prozeſſe nicht 
entgegengehalten werden, weil es ſich in den beiden Prozeſſen 
nicht um denſelben Anſpruch handelt. Aus dem nämlichen 
Grunde verſagt aber auch die Einrede der rechtskräftig ent- 
ſchiedenen Sache, wenn die Anfechtung durch eine wegen der 
zweiten Forderung erhobene Klage erfolgt, nachdem der erſte 
Anfechtungsprozeß zu Ungunſten des Kl. entſchieden worden und 
die Entſcheidung in Rechtskraft erwachſen iſt. Der Umſtand, 
daß in den Entſcheidungsgründen des im Vorprozeſſe erlaſſenen 
Urtheiles bezüglich der Anfechtbarkeit der angefochtenen Rechts- 
handlung z. B. bezüglich der Kenntniß der Benachtheiligungs— 
abſicht gewiſſe Feſtſtellungen getroffen worden ſind, kann die 
erwähnte Einrede nicht begründen, weil nach § 293 der C. P. O. 
das Urtheil nur inſoweit der Rechtskraft fähig iſt, als darin 
über den durch die Klage oder durch die Widerklage erhobenen 
An ſpruch entſchieden wurde und es ſich in den angeführten 
Fällen in beiden Prozeſſen nicht um den nämlichen Anſpruch 
handelte. II. C. S. i. S. Wozniak c. Wozniak vom 
4. Februar 1898, Nr. 319/97 II. 

17. Die Kl. hat gegen die Wittwe und Erben des zu 
Koblenz verlebten Bäckers W. B. Klage erhoben und, nachdem 
ihre Klage vom L. G. Koblenz zurückgewieſen worden war, allen 
Bekl. gegenüber Berufung eingelegt. Die zu dieſen Bekl. ge⸗ 
hörenden Eheleute K. haben in der Berufungsinſtanz einen 
Prozeßbevollmächtigten nicht aufgeſtellt; dagegen iſt dies ſeitens 
der übrigen Berufungsbekl. geſchehen. In den Gründen des 
angefochtenen Beſchluſſes iſt geſagt, die Kl. habe die Eheleute K. 
zu dem für die Verhandlung über die Berufung beſtimmten 
Termine vom 11. Juli 1896 vorladen laſſen, dieſe ſeien 
jedoch weder in dieſem noch in einem der ſpäteren Termine, 
auf welche die Sache vertagt worden ſei, erſchienen. Ein 
Protokoll vom 11. Juli liegt aber nicht vor; vielmehr iſt in 
einem Protokolle vom 9. Juli 1896 geſagt, der Termin ſei 
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auf dieſen Tag verlegt worden. Ein Gerichtsbeſchluß dieſes 
Inhaltes befindet ſich nicht bei den Akten; ebenſowenig ein Nach⸗ 
weis über die Zuſtellung eines ſolchen an die Parteien. In 
dem ſpäteren Protokolle vom 30. Dezember 1897 iſt nur er⸗ 
wähnt, daß klägeriſcherſeits die Zuſtellung „der Berufungsſchrift“ 
an die Bekl. nachgewieſen worden ſei. Ferner iſt hier nur be⸗ 
kundet, daß der klägeriſche Anwalt „den Antrag aus der Be- 
rufungsſchrift“ verleſen habe, während in den Gründen des 
angefochtenen Beſchluſſes geſagt iſt, gegen die Eheleute K. ſei 
der Erlaß eines Verſäumnißurtheils (nach 8 504 der C. P. O.) 
beantragt worden. Dieſer Antrag wurde vom O. L. G. zurück⸗ 
gewieſen, weil nach § 300 Abſ. 2 der C. P. O. die Berufungskl. 
die Bekl. nach jeder Verlegung zu dem verkündeten neuen 
Termine hätte laden müſſen und ohne eine ſolche Ladung ein 
Verſäumnißurtheil nicht erlaſſen werden dürfe. Die dieſer Ent⸗ 
ſcheidung zu Grunde liegende Auffaſſung wird zwar von an⸗ 
geſehenen Schriftſtellern vertreten; ſie iſt aber nicht für zu⸗ 
treffend zu erachten. Der 8 195 der C. P. O. ſchreibt ganz 
allgemein vor, daß zu Terminen, die in verkündeten Ent⸗ 
ſcheidungen beſtimmt worden ſind, eine Ladung der Parteien 
nicht erforderlich iſt. Dieſe Vorſchrift gilt unzweifelhaft auch 
dann, wenn in dem Termine, in dem die Entſcheidung verkündet 
wurde, nur eine Partei erſchienen war. Das iſt auch in der 
Begründung der 88 184, 186 des Entwurfs zur C. P. O. 
hervorgehoben und bei den Verhandlungen der Juſtizkommiſſion 
des Reichstages (Protokolle S. 74) als richtig anerkannt worden. 
Hier wurde zwar ein Antrag geſtellt, nach welchem die Ver⸗ 
kündung nur für die im Termine anweſenden Perſonen als 
Ladung gelten ſollte. Dieſer Antrag wurde aber abgelehnt, 
nachdem hervorgehoben worden war, die Aenderung würde zu 
großen Weitläufigkeiten führen und unnöthige Koſten verurſachen. 
Von einem Vertreter der verbündeten Regierungen wie auch 
von einem Mitgliede der Kommiſſion wurde ohne Widerſpruch 
hervorgehoben, es ſei Sache der nicht erſchienenen Partei, ſich 
zu erkundigen, ob durch die in ihrer Abweſenheit verkündeten 
Entſcheidungen ein Termin angeſetzt worden ſei. Von der in 
§ 195 aufgeſtellten Regel giebt es nun zwar in der C. P. O. 
verſchiedene Ausnahmen. Es iſt mehrfach z. B. in den $$ 300 
und 302 ausdrücklich vorgeſchrieben, daß die nicht erſchienene 
Partei zu dem neuen Termine trotz deſſen Verkündung zu laden 
ſei. Dieſe Vorſchriften, die ſchon in der Begründung des Ent⸗ 
wurfs (a. a. O.) als Abweichungen von dem in § 195 auf- 
geſtellten Grundſatze, auf dem auch § 283 Abſ. 1 der C. P. O. 
beruht, bezeichnet wurden, dürfen aber nicht auf andere Fälle 
ausgedehnt werden. Der Schlußſatz des § 302 findet un- 
zweifelhaft nur dann Anwendung, wenn das Gericht auf Grund 
der vorhergehenden Vorſchriften die Verhandlung über den 
Antrag auf Erlaſſung des Verſäumnißurtheils von Amtswegen 
verlegt hat. Nicht anders verhält es ſich aber in Anſehung 
des § 300. Auch hier kann der Abſ. 2 nur auf diejenigen 
Fälle bezogen werden, in welchen dieſer Paragraph überhaupt 
zur Anwendung kam, d. h. das Gericht den Antrag auf Er- 
laſſung eines Verſäumnißurtheiles zurückgewieſen hat und dann 
auf Antrag der erſchienenen Partei die Verhandlung vertagt 
wurde. Wenn, obgleich die Anwendung des § 300 nicht er⸗ 
folgte, ja nicht einmal in Frage kam, die Verhandlung auf 
Antrag des Kl. vertagt wurde, ohne daß dieſer ein Verſäumniß⸗ 
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urtheil beantragt hatte, trifft auch der Grund, der die erwähnten 
Ausnahmebeſtimmungen herbeiführte, nicht zu. Eine nochmalige 
Ladung der nicht erſchienenen Partei wurde in den §§ 300 
und 302 vorgeſchrieben, weil ſie, wenn ein Verſäumnißurtheil 
von der erſchienenen Partei nicht verlangt werden darf, jeden⸗ 
falls als zweckmäßig erſcheint, ja für diejenigen Fälle, in denen 
eine rechtzeitige Ladung nicht vorliegt, unbedingt gefordert werden 
mußte. Für dieſe Fälle greifen die praktiſchen Erwägungen, 
welche die in § 195 enthaltenen Beſtimmungen veranlaßten, 
allerdings nicht durch. Dagegen beſteht kein Grund, dieſer 
Vorſchrift bezüglich aller Fälle ihre Wirkſamkeit für die nicht 
erſchienenen Parteien zu entziehen, in denen es ſpäter zu einem 
Verſäumnißurtheil kommen kann. Der § 195 würde ſonſt im 
Weſentlichen nur für ſolche Fälle praktiſche Bedeutung haben, 
in denen bei der mündlichen Verhandlung beide Parteien ver⸗ 
treten waren. Es würden nicht blos viele unnöthige Koſten 
entſtehen, welche durch $ 195 vermieden werden ſollten, ſondern 
es würde auch der erſchienenen Partei erſchwert, etwaigen auf 
eine Terminsverlegung gerichteten Wünſchen der zur Zeit nicht 
durch einen Prozeßbevollmächtigten vertretenen Gegenpartei zu 
entſprechen, obgleich die Verlezung auch in ihrem eigenen 
Intereſſe liegen kann. Das war nicht die Abſicht des Geſetzes. 
Es wird zwar vielfach auf die allgemeine Faſſung von 8 300 
Abſ. 2 verwieſen. Dieſer Grund ſchlägt aber nicht durch. 
Wenn zwei Vorſchriften nicht in beſonderen Paragraphen gegeben, 
ſondern in denſelben Paragraphen aufgenommen find, iſt regel⸗ 
mäßig anzunehmen, daß alle darin enthaltenen Vorſchriften 
für den nämlichen Fall gelten ſollen. Abſ. 2 darf daher nicht 
auf ſolche Fälle angewendet werden, in welchen Abſ. 1 nicht zur 
Anwendung kommt. Dies iſt um ſo weniger geſtattet, als dem 
$ 195 durch eine derartige Auslegung im Weſentlichen feine 
Wirkſamkeit für Fälle entzogen würde, in denen eine Partei 
nicht bei der mündlichen Verhandlung erſchienen war. Nach 
der vom O. L. G. gebilligten Auffaſſung wäre auch der Schlußſatz 
des § 302 ganz überflüffig geweſen. Daß in § 300 Abſ. 1 
das Recht der erſchienenen Partei auf Vertagung erwähnt wird, 
ſteht der Beſchränkung des Abſ. 2 auf die dargelegten Fälle 
nicht im Wege; denn dadurch ſollte nur das erwähnte Recht 
für alle Fälle außer Zweifel geſtellt werden. Auch ändert der 
Umſtand, daß im Falle der Vertagung ungewiß ſein kann, ob 
nicht § 300 Abf. 1 Ziffer 2 trotzdem zutreffe, an der Be⸗ 
urtheilung der Sache nichts. Dieſe Vorſchrift kommt hinſichtlich 
der Ladung zum erſten Termine auch in den ſpäteren Terminen 
ſtets zur Anwendung, wenn auf Grund dieſer Ladung ein 
Verſäumnißurtheil beantragt wird. Der Bekl. wird alſo dadurch, 
daß bei einer einfachen Vertagung eine nochmalige Ladung nicht 
erforderlich iſt, nicht ſchlechter geſtellt als wenn ſchon im erſten 
Termine das Verſäumnißurtheil beantragt worden wäre. II. C. S. 
i. S. Leyſieffer und Cie. c. Knörzer vom 8. Februar 1898, 
Nr. 26/98 II. 

18. Seitens der Reviſion wird in erſter Linie geltend 
gemacht, der von den Kl. in der Berufungsinſtanz wiederholt 
geſtellte Antrag, den Notar X. in Düren um Zuſendung der 
ſämmtlichen in feinem Beſitze befindlichen, im Nachlaß des 
Johann G. vorgefundenen Aktenſtücke zu erſuchen, ſei zu Unrecht 
vom O. L. G. abgelehnt worden, und gegenüber der Ausführung 
des O. L. G., daß dem Antrag, abgeſehen von dem Mangel 


eines Editionsanſpruchs, ſchon deshalb nicht entſprochen werden 
könne, weil Kl. beſtimmte Urkunden, aus welchen der Nachweis 
ihrer die Erbberechtigung begründenden Verwandtſchaft mit dem 
Erblaſſer hergeleitet werden könne, nicht angegeben hätten, 
darauf hingewieſen, daß der Antrag ſich insbeſondere auch auf 
das Theilungsloos vom 17. März 1784 bezogen habe. 
Zunächſt durfte der Antrag wegen Mangels eines Editions⸗ 
anſpruchs nicht abgelehnt werden. Es handelt ſich um Urkunden, 
die im Beſitze eines offentlichen Beamten, des Notars K. ſich 
befinden, bei welchem dieſelben, durch den vom Königlichen 
Amtsgericht zu Düren beſtellten Nachlaßpfleger, den Ackerer 
Hubert Z., als mit der Inventariſation beauftragt, hinter⸗ 
legt worden find. In einem ſolchen Falle erfolgt nach $ 397 
Abſatz 1 der C. P. O. die Antretung des Urkundenbeweiſes 
durch den Antrag — wie er hier geſtellt worden war —, den 
Beamten um Mittheilung der Urkunden zu erſuchen. Wenn 
der Beamte die Mittheilung einer Urkunde, bezüglich welcher 
eine Editionspflicht nach §S 387 1. c. behauptet wird, ver⸗ 
weigert, finden die Beſtimmungen der 85 393 — 396 An⸗ 
wendung; erſt in dieſem Falle alſo iſt im Wege der Klage und 
zwar nicht gegen die Prozeßpartei, ſondern gegen den die Urkunde 
beſitzenden Beamten über den Editionsanſpruch bezw. die Editions⸗ 
pflicht zu erkennen. Sofern dem Antrag daher keine anderen 
Bedenken entgegenſtanden, mußte das O. L. G. den Notar K. 
um die Zuſendung der Akten erſuchen, und war dann abzuwarten, 
ob dieſer dem Antrag entſprach bezw. ob im Weigerungsfalle 
die. Kl. gegen dieſen ihren Editionsanſpruch im Wege der 
Klage geltend machten. II. C. S. i. S. Dahmen u. Gen. 
c. Blum u. Gen. vom 4. Februar 1898, Nr. 304/97 II. 

19. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß die Vorſchrift in 
§ 418 Abſ. 2 der C. P. O. das öffentliche Intereſſe berührt 
und als ſolche der Parteiwillkür entzogen iſt. Sie bezweckt die 
Sicherung der Erforſchung der materiellen Wahrheit durch alle 
an ſich zuläſſigen Beweismittel. Aber wenn der § 418 Abſ. 2, 
im Anſchluß an die Vorſchrift in Abſ. 1 wegen Zulaſſung 
anderer Beweismittel neben dem Schiedseide, beſtimmt: Werden 
andere Beweismittel geltend gemacht, ſo gilt der Eid nur für 
den Fall als zugeſchoben, daß die Antretung des Beweiſes durch 
die anderen Beweismittel erfolglos bleibt —, ſo ergiebt ſich als 
Vorausſetzung der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift, daß die eine oder 
die andere Partei ſich zunächſt auf die anderen Beweismittel 
ſtatt des Schiedseides beruft mit dem Verlangen, dieſe Beweiſe 
zuvor zu erheben. Die Vorausſetzung trifft im vorliegenden 
Falle nicht zu, wo der Kl. den ihm zugeſchobenen Eid vor⸗ 
behaltlos angenommen und den Zeugenbeweis für ſeine den, 
unter Eid geſtellten Anführungen der Bekl., entgegenſtehenden 
Behauptungen nur unter der Bedingung angetreten hat, daß 
ihm der angenommene Eid, den die Bekl. ausdrücklich für un⸗ 
erheblich erklärt hatten, nicht auferlegt werden ſollte. Dieſer 
Fall iſt aber überhaupt nicht eingetreten und kann daher auch der 
vom Kl. angebotene Zeugenbeweis als geltend gemacht im Sinne 
der vorgedachten Prozeßvorſchrift nicht angeſehen werden. Den 
Grundſätzen der die C. P. O. beherrſchenden Verhandlungs- 
maxime ſteht eine ſolche bedingte Bezeichnung von Beweismitteln 
nicht entgegen. Danach war das B. G., wie daſſelbe zutreffend, 
hervorhebt, nicht in der Lage, auf den eventuell angebotenen 
Zeugenbeweis des Kl. einzugehen. Daran konnte auch der Um⸗ 
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ſtand nichts ändern, daß der angenommene Eid gemäß § 424 
Abſ. 2 der C. P. O. in der Ueberzeugungsform zu faſſen war; 
denn bei der vorbehaltloſen Annahme des Eides ſeitens des Kl. 
und da das B. G. ſich für die Erheblichkeit des Eides und 
damit für deſſen Auferlegung an den Kl. entſchied, war nach den 
obigen Darlegungen die Sachlage die gleiche, als ob Kl. den 
Zeugenbeweis überhaupt nicht angeboten hätte. IV. C. S. i. S. 
Herzogin von Croy Konk. c. Herzog von Croy vom 10. Januar 1898, 
Nr. 189/97 IV. 

20. In welcher Weiſe eine Partei ſich zur Ableiſtung eines 
Eides erboten hat, iſt für die Frage, in welcher Form derſelben 
ein richterlicher Eid aufzuerlegen ſei, vollſtändig gleichgültig. 
Das letztere hängt vom freien Ermeſſen und der thatſächlichen 
Beurtheilung des Gerichts ab. Wenn das Gericht ausſpricht, 
daß ein der Wittwe N. aufzuerlegender Eid nur ein Ueber⸗ 
zeugungseid ſein könnte, ſo kann hierin ein Verſtoß gegen 
§ 439 Abſ. 1 nebſt §S 424 der C. P. O. nicht gefunden 
werden, da es ſich der Hauptſache nach — nämlich hinſichtlich 
der Vereinbarung zwiſchen V. und N. — um Thatſachen 
handelte, welche nicht Gegenſtand der Wahrnehmung der Wittwe 
N. geweſen waren. II. C. S. i. S. Königſtein und Genoſſen 
c. Vrancken vom 4. Februar 1898, Nr. 300/97 II. 


21. Der Reviſton iſt darin beizutreten, daß, wenn 


Kl. zum Widerrufe feiner in I. J. abgegebenen Erklärung be⸗ 
rechtigt wäre, Bekl. die erwähnte Forderung auf Zurückzahlung 
der Kaution noch in der Berufungsinſtanz auf die eingeklagte 
Forderung in Anrechnung bringen konnte. Denn Bekl. war 
nicht in der Lage, die Kompenſation in I. J. geltend zu machen, 
da Kl. ſelbſt dieſen Anſpruch des Bekl. von der eingeklagten 
Forderung abgerechnet hatte. § 491 Abſ. 2 der C. P. O. 
VI. C. S. i. S. Klopitzke e. Abendroth vom 7. Februar 1898, 
Nr. 417/97 VI. | 

22. Durch die gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig 
vollſtreckbar erklärte Entſcheidung des L. G. zu Gotha vom 
12. April 1897 ſind dem Kl. 1 250 Mark mit 6 Prozent Zinſen 
ſeit dem 1. April 1893 zugeſprochen, und iſt dieſe Forderung dem 
Beſchwerdeführer durch den Pfändungs- und Ueberweiſungs⸗ 
beſchluß des Amtsgerichts zu Charlottenburg vom 11. Auguſt 
1897 zur Einziehung überwieſen. Der Antrag des Beſcherde⸗ 
führers, ihm eine vollſtreckbare Ausfertigung des gedachten Urtheils 
auf ſeinen Namen zu ertheilen, iſt durch die Gerichtsſchreiberei 
des O. L. G. zu Jena zurückgewieſen, und dieſe Entſcheidung im 
angefochtenen Beſchluſſe aufrecht erhalten. Die dagegen er⸗ 
hobene Beſchwerde war zurückzuweiſen, denn dem O. L. G. 
war aus den dem Beſchluſſe vom 2. Dezember 1897 angefügten 
und im Weſentlichen für zutreffend zu achtenden Gründen darin 
beizuſtimmen, daß dem Antragſteller als Ueberweiſungsgläubiger 
auf Grund eines nur vorläufig vollſtreckbaren Urtheils ohne 
Zuſtimmung des Gegners kein Anſpruch auf Ertheilung einer 
vollſtreckbaren Ausfertigung zuſteht, welche auch einem Gefflonar 
in der Entſcheidung des R. G. Bd. 35 S. 386 ff. verſagt iſt. 
III. C. S. i. S. Schleſinger c. Thüringer Brauhaus vom 
4. Februar 1898, B Nr. 5/98 III. 

23. Auf Antrag des Kl. hat nach vorgängiger mündlicher 
Verhandlung das B. G. gemäß § 821 der C. P. O. durch 
ein Verſäumnißurtheil vom 1. September 1897 eine einſtweilige 
Verfügung erlaſſen und dem Bekl. die durch dieſes Verfahren 


erwachſenen Koſten auferlegt. Laut Geſuch vom 22. Oktober 1897 
hat Kl. bei dem B. G. beantragt, dieſe Koſten, ſoweit ihm 
erwachſen, feſtzuſetzen. Dieſer Antrag wurde durch den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß koſtenfällig zurückgewieſen, indem das B. G. 
von der Erwägung ausging, daß die Koſten gemäß § 98 der 
C. P. O. von dem Gerichte I. J. (dem Königlich Preußiſchen 
L. G. Wiesbaden) feſtzuſetzen ſeien. Die gegen jenen 
Beſchluß erhobene Beſchwerde kann für begründet nicht erachtet 
werden. Denn wenn auch nach $ 821 der C. P. O. als 
Gericht der Hauptſache im Sinne der Beſtimmungen von Buch 8 
Abſchnitt 4 der C. P. O. das B. G., wenn die Hauptſache 
in der Berufungsinſtanz anhängig iſt, anzuſehen iſt, ſo wird 
doch in Folge deſſen das B. G. nicht Gericht I. J. im Sinne 
von § 98 der C. P. O. Die einſtweilige Verfügung wird 
vielmehr in der Berufungsinſtanz erlaſſen und zwar nach den 
Motiven aus dem Grunde, damit eine abweichende Beurtheilung 
der Hauptſache vermieden werde (Hahn, Materialien zur C. P. O. 
Bd. 2 S. 478). Es erſcheinen daher auch die Koſten einer 
ſolchen einſtweiligen Verfügung als in der Berufungsinſtanz 
erwachſene Koſten und iſt das Geſuch um deren Feſtſetzung 
(wie bei ſonſtigen Berufungskoſten) lediglich bei dem Gericht 
I. J. (dem L. G. zu Wiesbaden) nach § 98 der C. P. O. 
anzubringen. (Bolze, Praxis des R. G. in Civilſachen Bd. 7 
Nr. 907). III. C. S. i. S. Landau c. Landau vom 1. Februar 
1898, B Nr. 18/98 III. | 

Zur Konturdordnung. | 

24. Durch den Leihvertrag erwarb die Gläubigerin, wie 
auch das B. G. annimmt, ein Forderungsrecht auf Rückgabe 
der zum Gebrauche hingegebenen Werthpapiere; damit war ein 
ſchon zur Zeit der Konkurseröffnung beſtehender Vermögeuns⸗ 
anſpruch gegeben. Dieſe Forderung iſt nach § 62 der R. K. O., 
wie jede andere Konkursforderuug, nach ihrem Schätzungswerthe 
in Gelde geltend zu machen. Daß nach der Feſtſtellung des 
B. G. die Rückgabe nicht ſofort, ſondern ſpäteſtens erſt beim 
Tode des Kommodatars zu erfolgen brauchte, ändert daran 
nichts; die Forderung wurde dadurch nicht einmal bedingt — 
auch das würde nach § 59 der R. K. O. nicht hinderlich fein —, 
ſondern nur betagt (dies certus an incertus quando), konnte 
daher nach § 58 daſ. als fällig, ſogar, da der Kl. die Zinſen 
gebührten, ohne Abzug von Zwiſchenzinſen geltend gemacht 
werden. Zweifel könnten gegen dieſe Sätze nur etwa daraus 
entnommen werden, daß der Kommodant Eigenthümer der ihm 
gehörigen Sachen bleibt, jedenfalls aber auch nach § 35 der 
R. K. O. mit der perſönlichen Kommodatsklage die Ausſonde⸗ 
rung der in der Maſſe befindlichen geliehenen Sachen verlangen 
kann. Es kann jedoch dahingeſtellt bleiben, ob er dadurch ver⸗ 
hindert wird, ſtatt deſſen den perſönlichen Anſpruch auf Rück⸗ 
gabe als Konkursforderung geltend zu machen und abzuwarten, 
ob der Konkursverwalter dieſen durch Rückgabe der Sachen be- 
ſeitigen werde; es bedarf auch keiner Prüfung, ob nicht dem 
Ausſonderungsanſpruch, auf den der §S 58 der R. K. O. nicht 
anwendbar iſt, ein wirkſamer Einwand entgegenſtehen würde. 
Denn jedenfalls war eine Ausſonderung dadurch ausgeſchloſſen, 
daß die Werthpapiere ſich nicht in der Verfügungsgewalt des 
Konkursverwalters befanden, vielmehr im Pfandbeſitze der Bank⸗ 
inſtitute und zu deren Gunſten ſogar über ihren Werth mit 
Pfandrechten belaſtet waren. Es blieb daher für die Kl. nur 
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ig, den Werth ihres Forderungsrechts als Konkursforderung 
umelden, der bei dieſer Sachlage ein zuſtehendes Ausſonde⸗ 
gsrecht keinesfalls entgegengehalten werden kann. III. C. S. 
5. Ev. Kirchengemeinde Ulm c. Haußer vom 21. Januar 
8, Nr. 264/97 III. 
25. Nach den SS 35, 38 der R. K. O. kann die Kl. 
ſonderung der Checks aus der Maſſe verlangen, wenn ſie 
Eigenthum und in der Maſſe vorhanden, die Ausſonderung 
Erlöſes, wenn er nach der Konkurseröffnung zur Maſſe 
ezogen worden iſt. Die Checks find nicht in der Maſſe 
find vor der Konkurseröffnung veräußert. Nach dem That⸗ 
nde des B. U. ſind die Parteien aber damals dahin über⸗ 
kommen, daß die Checks, um Zeitverluſt zu vermeiden, ver⸗ 
werden, der Erlös an Stelle der Checks treten ſolle und 
damalige Adminiſtrator, jetzige Verwalter der Maſſe hat 
Erlös fo in die Hände erhalten. Unter dieſen Umftänden 
hen keine rechtlichen Bedenken gegen die Zuläſſigkeit der 
e. Der Ausführung des B. R., der beklagte Konkurs⸗ 
ılter habe auf die Einrede aus den $$ 38, 52 Nr. 3 der 
„O. verzichtet, er ſei nach §8 5 der R. K. O. dazu befugt, 
es ſei ſeine Sache, ob er damit ſeine Pflicht erfülle oder 
erſönlich verantwortlich mache, iſt zwar nicht beizutreten. 
Vorſchriften der R. K. O. über das Ausſonderungsrecht 
nicht dispoſitiver, ſondern öffentlich rechtlicher Natur, da 
ı Intereſſe der Gläubiger und der Ordnung des Verfahrens 
en find. Die Parteien konnen über die geſetzlichen Voraus⸗ 
gen der Ausſonderung nicht paktiren. Aber die feſtgeſtellte 
chung brachte den Adminiſtrator M. rechtlich in die Lage 
zequeſters, der eine Sache, deren Eigenthum ſtreitig, zu 
Händen mit der Verpflichtung erhält, fie demjenigen aus⸗ 
digen, deſſen Eigenthum an der Sache feſtgeſtellt werden 
Mit dieſer Verpflichtung brachte er den Erlös bei Er⸗ 
g des Konkurſes in die Maſſe, und wenn die Kl. zur 
es Verkaufs der Checks Eigenthümerin der Checks war, 
ls ſolche rechtlich zu behandeln iſt, macht ſie ihren An⸗ 
auf den Erlös als Ausſonderungsanſpruch geltend, wenn 
rlös der Checks noch individuell vorhanden iſt, oder als 
chuld gemäß § 52 Nr. 1, 3 der R. K. O., wenn der 
mit der Maſſe vermiſcht if. I. C. S. i. S. Krauſe 
c. Rhedin, Goldkuhl u. Co. vom 26. Januar 1898, 
17/97 J. 
um Gerichtskoſtengeſetz und der Gebühren— 
ng für Rechtsanwälte. 
3. Das Kammergericht hat auf die Beſchwerde der Bekl. 
ie vom L. G. auf 234,22 Mark feſtgeſetzten Koſten der 
f 164,22 Mark herabgeſetzt. In Betreff der Gebühren 
ıölagen der Rechtsanwälte J. und R. J. und der vom 
nwalt G. liquidirten Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr 
Kammergericht, welches dieſe Gebühren und Auslagen 
t erſtattungsfähig erachtet hat, aus den von ihm an⸗ 
n Gründen und mit Rückſicht auf § 87 Abſ. 3 der 
O. lediglich beizutreten. Das Kammergericht ſtellt feſt, 
Rechtsanwalt Dr. S. nicht das Mandat niedergelegt 
te die Kl. behauptete, ſondern, daß die Kl. ihm das 
e gekündigt hat, woraus ſich ergiebt, daß der Wechſel in 
tretung der Kl. von dieſer ohne Nothwendigkeit ver⸗ 
iſt. Daran ändert ſich nichts, wenn etwa das gekündigte 


Mandat dem Rechtsanwalt Dr. S. von Neuem angeboten und 
von ihm abgelehnt ſein ſollte. Die vom Rechtsanwalt Dr. S. 
nach einem Objekt von 2000 Mark mit 36 Mark liquidirte 
Verhandlungsgebühr iſt vom Kammergericht auf 14 Mark 
herabgeſetzt worden, weil nur über die Koſten verhandelt worden 


und daher nur ein Streitwerth von 300 bis 450 Mark zu - 


Grunde zu legen ſei. Dies iſt indeſſen nicht richtig, da es ſich 
in der mündlichen Verhandlung vom 4. September 1896, in 
welcher Dr. S. für die Kl. auftrat, nicht blos um die Koſten 
handelte. Denn damals war die Klage in der Hauptſache noch 
nicht — durch den Schluß der Ausſtellung — gegenſtandslos 
geworden. Andererſeits war dieſe Verhandlung, wie das Pro— 
tokoll ergiebt, keine kontradiktoriſche im Sinne des § 19 des 
G. K. G., und es konnte daher nach § 16 des Gebühren- 
geſetzes für Rechtsanwälte nur die halbe Verhandlungsgebühr 
mit 18 Mark liquidirt werden. VI. C. S. i. S. Koy 
c. Schreiner u. Gen. vom 10. Februar 1898, B Nr. 24/98 VI. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

27. Das Ergebniß, zu dem das B. G. gelangt, kann nicht 
als zutreffend anerkannt werden. Der Domizilvermerk, der den 
Wechſeln eingefügt worden iſt, muß für vertragswidrig gelten. 
Iſt über die Art der Ausfüllung eines Blanketts keine be⸗ 
ſondere Vereinbarung zwiſchen dem Geber und Nehmer getroffen, 
ſo hat ſich jener darum doch nicht völlig der Willkür des 
Anderen preisgegeben. Vielmehr erſcheint der Nehmer nur als 
ermächtigt, den Wechſel mit einem den Gepflogenheiten des 
Verkehrslebens entſprechenden Inhalte zu verſehen. Es folgt, 
daß die Befugniß zur Domizilirung nicht gegeben iſt, wenn fie 
nicht, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, ertheilt worden 
fein ſollte. Denn der Domizilwechſel iſt, insbeſondere im 
kleineren Geſchäftsverkehr, nicht die normale und typiſche Form 
des Wechſels; und es entſpricht der Regel, daß der Acceptant 
an ſeinem Wohnort die Zahlung bereit ſtellt. Hier ſind aber 
beſtimmte Thatſachen, aus denen ſich das Recht des Ausſtellers 
zu beliebiger Beſtimmung des Zahlungsorts ergäbe, nicht dar⸗ 
gelegt worden. Daß der Bezogene kein Intereſſe daran gehabt 
habe, wo die Wechſel präfentirt und eingelegt würden, iſt von 
keiner Seite behauptet worden und aus dem vorgetragenen 
Prozeßmaterial nicht zu entnehmen. Die Abredewidrigkeit der 
Ausfüllung führt aber nicht zur Verneinung jeder wechſelrecht⸗ 
lichen Verpflichtung. Sie iſt nur für deren Umfang und Inhalt 
erheblich. Der Bezogene wird dem Nehmer nicht anders ver- 
haftet, als er ihm verhaftet ſein wollte, bei unerlaubter Do⸗ 
mizilirung mithin ebenſo, wie aus einem Wechſel, der nicht 
domizilirt worden iſt. Er kann mit dem Vertrauens mißbrauch, 
deſſen ſein Kontrahent ſich ſchuldig gemacht hat, die Einrede 
der Argliſt begründen. Und das Gleiche gilt auch gegenüber 
demjenigen ſpäteren Erwerber, der zur Zeit des Erwerbes um 
die Vertragswidrigkeit wußte oder ſonſt an ihr Theil hat. In 
Bezug auf gutgläubige Inhaber greift der Einwand aber nicht 
durch, daß die Ausfüllung anders als beſprochen geſchehen ſei. 
Der Vertrauensbruch erzeugt die Einrede der Argliſt gegen den 
Argliſtigen, nicht aber die Einrede der Falſchheit gegen jeden 
Erwerber. Die Sicherheit des Wechſelverkehrs und die ihm 
eigenen praktiſchen Zwecke machen es zu einer Nothwendigkeit, 
daß der Blankounterzeichner uneingeſchränkt zu ſeiner Unterſchrift 
ſteht; es ſei denn, daß er feinem Gläubiger ſelber ein wider⸗ 
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rechtliches Verhalten vorzuwerfen vermöchte. Wenn der erſte 
Wechſelnehmer ſein Ausfüllungsrecht mißbraucht hat, ſo fallen 
die Folgen naturgemäß auf den, der ihm ohne Nöthigung dazu 
die Gelegenheit gab, und nicht auf den, der gutgläubig ein 
formgerechtes, ſeinem äußeren Anſcheine nach untadelhaftes 
Papier erwarb. Hieraus hat man nun die Folgerung gezogen, 
daß der Wechſel in der ihm einmal gegebenen Geſtalt für das 
Verhältniß des Acceptanten zum redlichen Eigenthümer ſchlechthin 
und zwar auch inſoweit entſcheidend ſei, als jenem daraus ein 
beſonderer Vortheil erwächſt. Weil die wechſelrechtliche Ver⸗ 
pflichtung durch die Wechſelurkunde ſelber vollſtändig abgegrenzt 
werde, könne ſie über das damit geſetzte Maß an keinem Punkte 
hinausgreifen. Gelte der Wechſel in der That rückſichtlich der 
Bezeichnungen zweier Perſonen zu einander als Domizilwechſel, 
ſo müßten auch alle für einen Wechſel dieſer Art maßgebenden 
Grundſätze zur Geltung kommen. Daraus würde ſich denn die 


Möglichkeit ergeben, daß der Acceptant dem des Vertrauens- 


mißbrauchs ſchuldigen Nehmer noch haftet, während deſſen gut⸗ 
gläubiger Nachmann keine wechſelrechtliche Forderung mehr zu 
erheben vermag: eine Rechtskonſequenz, die namentlich dann 
unabweislich wäre, wenn jener einen Domizilvermerk eingefügt 
hat, und die Erhebung des Proteſtes verabſäumt iſt. Daran 
könnte auch eine nachträgliche Durchſtreichung des zu Unrecht 
aufgenommenen Vermerks nichts ändern, obwohl der Wechſel 
hierdurch gerade in diejenige Geſtalt umgeprägt wird, die er 
nach dem urſprünglichen Vertragswillen des Acceptanten von 
vornherein hätte erhalten ſollen. Denn iſt der Inhalt des 
wechſelrechtlichen Verhältniſſes einmal kraft des Geſetzes feſt⸗ 
geſtellt worden, jo charakteriſirt ſich jede ſpätere einſeitige Ver⸗ 
ſchiebung als Fälſchung. Das R. G. läßt nun dahin geſtellt, 
ob hier nicht mit Grund der Vorwurf einer lebensfeindlichen 
Formaljurisprudenz zu erheben iſt, und ob die angedeutete Lehre 
nicht um ihrer ſonderbaren oder auch haltloſen Ergebniſſe willen 
abgelehnt werden muß. Insbeſondere ſoll unbeſprochen bleiben, 
ob für die Verpflichtung des Blankoacceptanten nicht grund⸗ 
ſätzlich ein Wechſelinhalt beſtimmend iſt, wie er ſich bei der 
gewollten und rechtmäßigen Ausfüllung des Blanketts geſtaltet 
haben würde, der Acceptant aber nur der Befugniß entbehrt, 
zum Nachtheil des redlichen Erwerbers die Unrechtmäßigkeit der 
Ausfüllung geltend zu machen; ob der Bösgläubigkeit, die ihrer 
Natur nach nicht eine rechtsbegründende, ſondern eine rechte» 
hindernde Thatſache iſt, überhaupt jemals die Fähigkeit eigen 
ſein kann, eine Rechtserhaltung oder Rechtsſicherung zu bewirken, 
ob alſo die Bösgläubigkeit und Gutgläubigkeit wirklich in der 
Art die Wechſelhaftung des Acceptanten beeinfluſſen, daß 
ihm dieſer gegenüber ein Einwand erwächſt, der ihm jener 
gegenüber verſagt wird; oder ob er nicht vielmehr darauf 
beſchränkt iſt, mit der Berufung auf die begangene Rechts- 
widrigkeit den auf fie geſtützten Angriff des unredlichen Wechſel⸗ 
inhabers zurückzuſchlagen; ob endlich nicht der Erwerber, dem 
die Unrechtmäßigkeit der Ausfüllung bekannt wird, jederzeit, 
namentlich aber unter Zuſtimmung des Thäters, berechtigt iſt, 
eine Korrektur eintreten zu laſſen und den abredewidrigen Theil 
des Inhalts aus dem Wege zu räumen. Denn ſelbſt, wenn 
man davon ausgeht, daß der in Blanko acceplirte und unbefugt 
mit einem Domizilvermerk ausgeſtattete Wechſel für das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen dem Acceptanten und ſpäteren redlichen Nach⸗ 


2 
männern in jeder Beziehung die Natur eines Domizilwechſels 
hat, ſo würde doch immer nur, wie bereits dargelegt iſt, die 
Folge ſein, daß der redliche Nachmann ſein Wechſelrecht ein⸗ 
büßt, wenn die Proteſtirung beim Domiziliaten nicht ſtattgehabt 
hat. Den unredlichen Nachmann träfe der gleiche Rechts- 
nachtheil nicht, weil der Wechſel ihm gegenüber um feiner Un. 
redlichkeit willen ein reiner, nicht domizilirter Wechſel bleibt 
oder geblieben iſt. Der Kl. hat ſich aber zur Zeit der Ueber⸗ 
tragung des Wechſels auf ihn nicht im guten Glauben befunden. 
Das Reviſionsgericht kann ſeine Entſcheidung nur auf einen 
Sachverhalt gründen, wie er ſich aus dem in den Inſtanz⸗ 
urtheilen feſtgeſtellten Thatbeſtande ergiebt, und von dem Bekl. 
ſelbſt vorgetragen iſt. Danach hat der Traſſant das Blankett, 
das bereits das Accept des Bekl. trug, ausgefüllt nnd bei der 
Begebung an den Kl. auf deſſen Wunſch mit dem Domizil- 
vermerke verſehen. Es iſt weder geltend gemacht, daß man 
hierzu die Genehmigung des Acceptanten eingeholt habe, noch 
auch nur die Behauptung aufgeſtellt, daß zwiſchen dem Geber 
und Nehmer des Wechſels darüber verhandelt ſei, ob der 
Acceptant Vollmacht zur Domizilirung ertheilt habe oder 
wenigſtens dem Nachtrage zuſtimmen werde. Der Kl. hatte 
ſomit gar keinen Anlaß zu glauben, daß der Ausſteller das 
Recht habe, die Wechſelverpflichtung des Bekl. durch die Ein⸗ 
ſchiebung des Domizilvermerks einſeitig zu verändern. An und 
für ſich mußte er vielmehr vorausſetzen, daß der Wechſel, war 
er ſchon fertig, in ſeiner gegebenen Form der Vereinbarung der 
Beiheiligten entſpreche, oder aber, wurde das Blankett erſt in 
ſeiner Gegenwart ausgefüllt, daß der Ausſteller lediglich zur 
Aufnahme des regelmäßigen Wechſelinhalts berufen ſei. Das 
um ſo mehr, als die Domizilirung erſt auf ſeinen Wunſch er⸗ 
folgt iſt, während doch anzunehmen war, daß fie. der Ausſteller, 
hatte er wirklich eine entſprechende Vollmacht, aus eigener 
Initiative vorgenommen haben würde. Danach iſt aber der 
Schluß unabweislich, daß ſich der Kl. ſchon zur Zeit des Er⸗ 
werbs des Wechſels über die Unrechtmäßigkeit des Domizil⸗ 
vermerks nicht im Unklaren war. Er kann deshalb nicht als 
redlicher Wechſelnehmer angeſehen werden. Und das bewirkt 
wiederum, daß für ſein Verhältniß zum Acceptanten die Do⸗ 
mizilirung als nicht erfolgt gilt, ſein Wechſelrecht alſo auch 
nicht durch die rechtzeitige Proteſtirung beim Domiziliaten bedingt 
iſt. I. C. S. i. S. Geiſendorf c. Choſchzick vom 22. Januar 1898, 
Nr. 424/97 J. 

28. Die Uebernahme eines Geſchäfts mit Aktiven und 
Paſſiven hat, auch wenn ſie in der erforderlichen Weiſe kund⸗ 
gegeben worden iſt, nur die Wirkung, daß die Geſchäfts⸗ 
ſchulden der früheren Firma auf den Erwerber übergehen, 
daß aber die dem Kl. S. gegenüber beſtehende Verbindlichkeit 
eine ſolche Geſchäftsſchuld ſchon vor Gründung der neuen 
Geſellſchaft geweſen ſei, hat das O. L. G. auch in ſeinem zweiten 
Urtheile nicht feſtgeſtellt, vielmehr ausdrücklich unerörtert ge⸗ 
laſſen. II. C. S. i. S. Clauſſen u. Gen. c. Steinborn vom 
15. Februar 1898, Nr. 346/97 II. 

209. Den Ausführungen des B. G. iſt dahin bepedeeleh 
daß, wenn auch die „Schlußſcheine“ keine Schlußnoten im 
Sinne des Art. 73 des H. G. B. ſind, ſie doch dazu beſtimmt 
waren, als Beſtätigungsbriefe den Inhalt des abgeſchloſſenen 
Geſchäfts zu fixiren und daß ſomit, ſoweit ihr Inhalt unzwei⸗ 


auch den vorangegangenen Abmachungen nicht wider⸗ 
e durch ſie zum formellen Abſchluß gelangten Verträge 
r ſchriftlichen Fixirung zu beurtheilen find. (Vergl. 
ng des erkennenden Senats vom 15. Dezember 1896 
Bähr & Kramer wider Karlshütte Rep. III. 85/96.) 
el „Erfüllungsort Caſſel“, welche ſich in den Schluß— 
t 11. April 1892 findet und deren Auslegung vom 
angefochten iſt, bindet hiernach den Bekl. und kann 
cht etwa ein Ueberſehen geltend machen, da die Klauſel 
mtlihen Schlußſcheinen ſeit April 1892 befindet und 
zeſchäftsverbindung gleichwohl bis 1894 unbeanſtandet 
hat. III. C. S. i. S. Hartmann ec. A.⸗G. für 
nung in Caſſel vom 18. Januar 1898, Nr. 362/96 III. 
Der Grundſatz, von dem das B. G. ausgeht, daß, 
ehreren Geſellſchafter dem Kl. gegenüber als Theil- 
beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft ſich kund ge⸗ 
als für eine ſolche handelnd aufgetreten ſeien, die 
es Art. 112 H. G. B. betreffend die ſolidariſche 
eit Anwendung finde, wird von der Reviſion nicht 
und iſt jedenfalls für den Handelsverkehr als 
erkennen. Wo in dieſer Weiſe Geſellſchafter gegen 
- Umſtänden auftreten, welche die Annahme erwecken 
ſie Theilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft ſeien 
e ſolche kontrahiren, find fie den Dritten, welche im 
uf ſolche ausdrückliche oder konkludente Erklärung 
ı Rechtsbeziehungen getreten find, eben kraft dieſer 
leich Theilhabern einer offenen Handelsgeſellſchaft 
e Nothwendigkeit dieſes Satzes tritt ganz klar 
entſprechenden öffentlichen oder ſonſt für einen 
ſonenkreis beſtimmten Erklärungen, iſt aber auch 
kennen, wenn die entſprechende Kundgebung nur 
jonen oder einer Perſon gegenüber, mit welcher 
ren will, unter Umſtänden erfolgt, welche einen 
er Ernſtlichkeit der Erklärung des Willens, als 
iner beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft und 
- folchen zu handeln, ausſchließen (Staub, Kom⸗ 
rt. 110 H. G. B. 5 6, Behrend, Lehrbuch des 
8 71 beſonders Abſ. 2 und Zuſatz I; Entſch. 
G. Bd. XIII S. 375 flg., Bd. XV S. 20 flg., 
S. 284, Bd. XXIV S. 320, vergl. Entſch. des 
ilſachen Bd. XXXI S. 39). Der Dritte, welcher 
auf eine derartige Erklärung ſich mit den Er⸗ 
elaſſen hat, iſt berechtigt, ſie an ihrer Erklärung 
Es handelt ſich alſo nicht, wie die Reviſion meint, 
ung wegen betrüglicher Vorſpiegelungen. Das 
nicht an, daß die Bekl. wegen einer in der frag⸗ 
ung enthaltenen Argliſt ihres Rechtsvorgängers 
Summe von 25 000 Mark aufzukommen hätten. 
en von ſelbſt die Reviſionsangriffe, die von 
en Mangel der Begründung einer Argliſt, 
en Vorſpiegelung ſeitens der drei Geſellſchafter 
Die Reviſion meint, Kl. habe ſelbſtverſtändlich 
achverhalt, daß nämlich die drei Geſellſchafter 
ndelsgeſellſchaft bildeten, beſonders kein Handels⸗ 
en, gekannt. Wenn Kl. den wahren Sachverhalt 
ſo wäre allerdings die Anwendung des erwähnten 
sgeſchloſſen. Allein die Bekl. haben im Verlaufe 
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der Verhandlungen dieſes Prozeſſes nie die Behauptung auf⸗ 
geſtellt, daß Kl. jene Kenntniß gehabt oder bis zum Abſchluſſe 
des Uebereinkommens vom 27. Januar 1893 erlangt habe und 
auch ſonſt ſind keine Umſtände hervorgetreten, welche auf eine 
derartige Kenntniß des Kl. ſchließen ließen. VI. C. S. i. S. 
v. Alemann u. Gen. o. Quellmalz vom 26. Januar 1898, 
Nr. 313/97 VI. 
31. Mit Recht geht das O. L. G. davon aus, daß der 
Art. 182 Abſ. 2 des H. G. B. zwingende Normen für die 
Rechtsbeſtändigkeit der Uebertragung von Aktien der fraglichen 
Art aufſtellt, und daß auch die Beſtimmung der Statuten, 
welche als Wirkung der Verletzung derſelben nur die Rechts- 
unwirkſamkeit der Uebertragung der Geſellſchaft gegenüber her⸗ 
vorhebt, die geſetzlichen Beſchränkungen des Art. 182 in Betreff 
der Veräußerung ſolcher Aktien nicht abändern kann. Darin 
aber, daß nach Art. 182 Abſ. 2 Satz 2 die Veräußerung 
derartiger Aktien ohne die geſetzlich erforderte Zuſtimmung des 
Aufſichtsraths und der Generalverſammlung nur die im Statut 
vorgeſehene Beſchränkung der Wirkſamkeit der Geſellſchaft gegen⸗ 
über habe, kann der Vorentſcheidung nicht beigepflichtet werden. 
Bei Erlaß des Geſetzes vom 18. Juli 1884 betreffend die 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und die Aktiengeſellſchaften 
iſt die Gefahr erwogen, welche im öffentlichen Intereſſe daraus 
entſtehen könnte, wenn bei Zulaſſung von Aktien über einen 
geringen Werthbetrag Unbemittelte zur Theilnahme an gewagten 
Geſchäften herangezogen werden. Es ſind daher Aktien über 
einen Betrag von weniger wie 1 000 Mark nur ausnahmsweiſe 
geſtattet, und unter beſonderen Kautelen. Inſoweit die hier 
fraglichen ſogenannten „vinkulirten Namensaktien“ in Betracht 
kommen, ſollte insbeſondere auch dem vorgebeugt werden, daß 
dieſelben durch Blankoceſſionen in Umlauf geſetzt würden, und 
ein Wechſel im Perſonalbeſtande der Aktionäre gegen die 
Intereſſen der Geſellſchaft ſtattfinden könne. Die Gültigkeit 
der Uebertragung ſolcher Aktien iſt daher an die doppelte Be⸗ 
ſchränkung geknüpft, daß dieſelbe nur in einer die Perſon des 
Erwerbers bezeichnenden gerichtlich oder notariell beglaubigten 
Erklärung erfolgen kann, und daß zu der im Geſellſchafts⸗ 
vertrage vorbehaltenen Einwilligung der Geſellſchaft die Zu⸗ 
ſtimmung des Aufſichtsraths und der Generalverſammlung er⸗ 
forderlich iſt. Dieſe Zuſtimmung der Geſellſchaft iſt nach 
Art. 207 a und Art. 182 Abſ. 2 Satz 2 in dem dort 
beſtimmten Umfange nicht minder ein geſetzliches Erforderniß 
der Gültigkeit der Uebertragung ſolcher Aktien, wie die Be⸗ 
obachtung der Form des Art. 182 Abſ. 2 Satz 3 in Betreff 
der Erklarung des Uebertragungswillens. Beide geſetzlichen Er⸗ 
forderniſſe ſtehen in dieſer Richtung gleich und müſſen zuſammen⸗ 
treffen, um das Ausſcheiden einer Aktie aus dem Vermögen 
des Aktionärs und deren Uebertragung auf einen Dritten zu 
bewirken. Das Geſetz unterfcheidet hierbei nicht zwiſchen den 
Kontrahenten einerſeits und der Geſellſchaft andererſeits. Zu 
einer ſolchen Unterſcheidung giebt auch die Faſſung des Art. 182 
keine genügende Veranlaſſung, inſofern die Zuſtimmung der 
Geſellſchaft für erforderlich erklärt, dagegen die gerichtliche oder 
notarielle Form zur Gültigkeit der Uebertragungserklärung 
vorſchrieben iſt. Beides iſt nach dem Sinn und Zweck des Geſetzes 
als gleichbedeutend anzuſehen und mag ſich die Verſchiedenheit 
des Ausdrucks aus den Abänderungen erklären, welche der 
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Geſetzentwurf im Laufe der Berathung erlitten hat. Diele 
Auslegung muß um ſo mehr angenommen werden, als der Zweck 
des Geſetzes, den Handel mit den fraglichen Aktien möglichſt 
zu beſchränken, offenbar nur unvollkommen erreicht werden würde, 
wenn die Nichtbeachtung der geſetzlich gezogenen Schranken die 
Rechtswirkſamkeit bezüglicher Verträge unter den Kontrahenten 
und Dritten gegenüber nicht berührte, und als die Abſicht der 
Kontrahenten bei ſolchen Verträgen auf die Uebertragung der 
Aktionärrechte, nicht auf ein der Geſellſchaft gegenüber wirkungs⸗ 
loſes Rechtsgeſchäft gerichtet iſt. In Ermangelung der Zuſtimmung 
der Geſellſchaft bis zu deren Auflöſung mußte daher die hier 
vereinbarte Uebertragung der G. ſchen Aktien auf den Bekl. 
wirkungslos bleiben, und wird der auf dieſelben bei der Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft entfallene Werthbetrag mit Recht vom 
Kl. als zur G.'ſchen Konkursmaſſe gehörig in Anſpruch ge⸗ 
nommen. Eine abweichende rechtliche Beurtheilung würden 
auch die im B. U. unentſchieden gelaſſenen Erwägungen nicht 
herbeiführen können, und bedurfte es daher nicht der Zurück⸗ 
verweiſung der Sache in die Inſtanz. Der Umſtand, daß die 
Generalverſammlung ihre Zuſtimmung nicht poſitiv verſagt hat, 
und daß der Bekl. von Geſellſchaftorganen thatſächlich wie ein 
Aktionär behandelt iſt, indem ſeine Eintragung in das nach 
der Konkurseröffnung angelegte Aktienbuch beſchafft, und dem 
Kl. Zahlung verweigert wurde, kann die nicht erfolgte und 
geſetzlich nöthige Zuſtimmung der Generalverſammlung nicht 
erſetzen. Auch der Umſtand, daß es ſich nicht mehr um die 
Aktien ſelbſt, ſondern um das gezahlte Geldäquivalent handelt, 
iſt nicht entſcheidend. Im Vertrage vom 12. November 1893 
iſt der Anſpruch auf dies Geldäquivalent nicht cedirt, und ſtand 
daſſelbe derzeit nicht in Frage, ſondern die Abſicht und der 
erklärte Vertragswille der Kontrahenteu richtete ſich allein auf 
die Abtretung der Aktionärrechte G.'s, welche dem Bekl. zur 
Sicherheit für Forderungen an G. übertragen werden ſollten. 
III. C. S. i. S. Grote Konk. c. Wegener vom 28. Januar 1898, 
Nr. 276/97 III. 

32. Die Behauptung der Einheitlichkeit der Genoſſenſchaft 
und der neu gebildeten Aktiengeſellſchaft wird ſchon dadurch 
widerlegt, daß die erſtere, wie im Thatbeſtande feſtgeſtellt iſt, 
ſich auſgelöſt hat und in Liquidation getreten iſt, während die 
letztere ſich als Aktiengeſellſchaft neu gebildet hat und als ſolche 
im Handelsregiſter eingetragen iſt. Ebenſowenig kann rechtlich 
von einer Univerſalſucceſſion der neuen Aktiengeſellſchaft gegen⸗ 
über der Genoſſenſchaft die Rede ſein. II. C. S. i. S. Deutſche 
Volksbau A.⸗G. c. Winkhaus vom 15. Februar 1898, 
Nr. 326/97 II. 

33. Die Reviſion meint, daß der Kl. von der Geſellſchaft 
des Theaters Alt⸗Berlin vorſchriftsmäßig gekündigt ſei, wenn, 
wie Bekl. behaupten, B. das Kündigungsſchreiben vom 6. Mai 
1896 im Auftrage beziehungsweiſe mit Zuſtimmung des E., 
des anderen Geſchäftsführers jener Geſellſchaft, an die Kl. ge⸗ 
richtet habe. Denn es komme nicht darauf an, ob die Kl. 
innerhalb der Probezeit von dieſer Zuſtimmung Kenntniß er⸗ 
halten habe, zumal ihr B. ausdrücklich im Namen der Gefell- 
ſchaft gekündigt habe. Ein ſchriftlicher Auftrag beziehungsweiſe 
eine ſchriftliche Zuſtimmung des E. ſei aber nicht erforderlich 
geweſen. Nach § 2e des zwiſchen der Geſellſchaft des Theaters 
Alt⸗Berlin und der Kl. abgeſchloſſenen Vertrages vom 23. Mai 


1895 ſollte nur eine ſchriftliche Kündigung gültig fein. 
Eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung wird durch ihre 
Geſchäftsführer vertreten. Die Willenserklärungen und Zeich⸗ 
nungen für die Geſellſchaft müſſen in Ermangelung beſonderer 
Beſtimmungen in dem Geſellſchaftsvertrage durch ſämmtliche 
Geſchäftsführer erfolgen. § 35 des Geſetzes vom 20. April 1892. 
Eine ſchriftliche Willenserklärung der Geſellſchaft erfordert des⸗ 
halb zu ihrer Rechtswirkſamkeit die Unterſchrift ſämmtlicher 
Geſchäftsführer. Die Kündigung iſt eine einſeitige Willens⸗ 
erklärung innerhalb eines zweiſeitigen Rechtsgeſchäfts. Sie 
muß deshalb auch, wenn ſie Namens der Geſellſchaft dem 
andern Theile ſchriftlich erklärt wird, von allen Geſchäftsführern 
unterzeichnet ſein. Ob ein Geſchäftsführer von den anderen 
beauftragt werden kann, eine Willenserklärung im Namen aller 
Geſchäftsführer abzugeben, bedarf im vorliegenden Falle keiner 
Entſcheidung. Denn ein ſolcher Auftrag iſt ebenſo, wie die 
nachträgliche Zuſtimmung als ein Internum der Geſchäfts⸗ 
führer dem Dritten gegenüber von keiner Bedeutung, wenn ihm 
der Auftrag oder die Zuſtimmung nicht mitgetheilt iſt, und muß 
dies, wenn die Erklärung ihm gegenüber in einer beſtimmten 
Friſt abgegeben werden muß, auch innerhalb dieſer Friſt ge⸗ 
ſchehen, da es ſonſt an einer rechtzeitigen gültigen Erklärung 
fehlt. Ob ein Geſchäftsführer die ſchriftliche Willenserklärung 
ausdrücklich im Namen der Geſellſchaft abgegeben hat, iſt uner⸗ 
heblich, da daraus nicht folgt, daß der andere Geſchäftsführer 
ſeine Zuſtimmung ertheilt hatte. In dem von der Reviſion in 
Bezug genommenen Urtheile des R. O. H. G. vom 10. November 
1874 — Entſch. Bd. 15 S. 260 — iſt nur ausgeſprochen, 
daß derjenige, welcher die Geſchäftsbeſorgung durch einen Dritten 
nach erlangter Kenntniß genehmigt, dem Dritten gegenüber 
verpflichtet wird. Daraus folgt aber nicht, daß auch eine 
ſchriftliche Erklärung eines nicht zur Vertretung beziehungsweiſe 
alleinigen Vertretung einer Geſellſchaft Befugten dem anderen 
Theile gegenüber rechtswirkſam iſt, wenn der, welcher die 
Erklärung abgegeben hat, Auftrag von dem berechtigten 
Vertreter hatte, dem anderen Theile dies aber nicht mit ⸗ 
getheilt war. In dem ferneren Urtheile vom 11. Februar 
1875 — Entſch. Bd. 16 S. 34 — führt das R. O. H. G. 
gerade aus, daß der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft verbind- 
liche Willenserklärungen nur gemeinſam abgeben kann. Hieran 
ſchließt ſich allerdings die Ausführung, daß der andere Theil, 
obwohl er nur mit einem Vorſtandsmitgliede kontrahirt hatte, 
Anſprüche gegen die Geſellſchaft erheben könne, wenn er die 
Genehmigung des anderen Vorſtandsmitgliedes nachwieſe. Dies 
betrifft aber nur die Frage, ob die Geſellſchaft durch nach⸗ 
trägliche Genehmigung verpflichtet werde. Auch das Urtheil 
des I. Senats vom 5. Juni 1889 bei Bolze, Bd. 8 Nr. 548, 
nach welchem eine mündliche Erklärung eines Vorſtandsmit⸗ 
gliedes, mit welcher das andere Mitglied des Vorſtandes ein⸗ 
verſtanden war, für die Geſellſchaft rechtsverbindlich ſei, ſelbſt 
wenn das Statut für ſchriftliche Willenserklärungen die Unter⸗ 
ſchrift zweier Vorſtandsmitglieder vorſchreibe, ſteht den Rkl. uicht 
zur Seite. In anderen Urtheilen des R. G. — cfr. Entſch. 
Bd. 8 S. 89 und Bd. 24 S. 27 — iſt denn auch ausgeſprochen, 
daß die Zeichnung beziehungsweiſe der Vertrag mit einem Vor⸗ 
ſtandsmitgliede unverbindlich ſei, wo Kollektiv⸗Vertretung vor⸗ 
geſchrieben war. (Vergl. im übrigen die Kommentare zum 
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von Staub 8 7 zu Art. 229, § 6 zu Art. 41 und 
Anm. 6 zu Art. 229; ferner Ring, Aktiengeſellſchaften 
u Art. 229.) Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, 
G. auch mit Recht einen ſchriftlichen Auftrag be- 
iſe ſchriftliche Zuſtimmung des E. für erforderlich 
t, da es die Rechtswirkſamkeit der Kündigung jeden⸗ 
lb zutreffend verneint hat, weil der Auftrag oder die 
g des E. der Kl. innerhalb der Probezeit nicht mit⸗ 
VI. C. S. i. S. Sehring und Gen. c. Kemnitz 
anuar 1898, Nr. 325/97 VI. 
zeizutreten iſt dem B. R. darin, daß der vom Bekl. 
Tit. 5 Thl. I des A. L. R. erhobene Einwand 
b unberückſichtigt bleiben kann, weil es ſich — wie 
geltend machen will — um ein Handelsgeſchäft 
enn das vertragsmäßige Verſprechen, für Löſchung 
ken bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe Sorge 
ollen, kann — wie der B. R. richtig erwogen hat 
zgelöſt von demjenigen Vertrage betrachtet werden, 
es abgegeben worden iſt. Es bildet einen Beſtand⸗ 
Vertrages und ſtellt ſich als eine in ihm von dem 
mmene Gegenleiſtung dar. Daß aber der Vertrag 
er über ein Grundſtück geſchloſſen, kein Handels⸗ 
bedarf keiner Ausführung. V. C. S. i. S. 
Metzing vom 29. Januar 1898, Nr. 237/97 V. 
if der zwiſchen den neuen Geſellſchaftern geſchloſſene 
Verfügung zu Gunſten des Kl. S. enthielt und 
m Vertrag mit Zuſtimmung der Vertragſchließenden 
nah dem § 75 Thl. J Tit. 5 des A. L. R. 
ehen ift, hat das O. L. G. ohne Rechtsirrthum feſt⸗ 
ne Bemerkung, daß bezüglich eines ſolchen Beitritts 
Form nicht erforderlich ſei, iſt zwar ungenau, 
53 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. der Beitritt zu 
n anderen Perſonen geſchloſſenen Vertrage, der 
etze ſchriftlich abgefaßt werden mußte, ebenſalls 
erklären iſt. Aber im vorliegenden Falle brauchte 
den Geſellſchaftern geſchloffene Vertrag, der un⸗ 
Handelsgeſchäft iſt, nach Art. 317 des H. G. B. 
abgefaßt zu werden. Deshalb war auch eine 
ärung des Kl. nicht erforderlich. II. C. S. i. S. 
Gen. c. Steinborn vom 15. Februar 1898, 
l. 
erenzgeſchäft. Die Geſchäfte, die den Gegenſtand 
en Prozeſſes bilden, ſind vom R. G. bereits in 
ter denſelben Parteien verhandelten, durch das 
vom 27. September 1897, entſchiedenen Sache 
ht gezogen. Das R. G. hat in letzterer Sache 
gegenwärtigen Prozeſſes bis zu dem damals noch 
den Zwiſchenurtheil II. J. herangezogen und iſt 
iner Würdigung der geſammten Geſchäftsver⸗ 
barteien zu dem Ergebniß gelangt, daß ſowohl 
Frage kommenden Abſchlüſſe über Zucker wie die 
Termingeſchäfte über Baumwolle reine Differenz⸗ 
en find. Dieſe Auffaſſung erſcheint auch bei der 
die gegenwärtige Reviſion veranlaßten Prüfung 
gerechtfertigt. Auf die Begründung der früheren 
n Entſcheidung, auf die in der mündlichen Ver⸗ 
Reviſionsinſtanz des gegenwärtigen Prozeſſes von 


den Parteivertretern Bezug genommen iſt, wird hiermit ver⸗ 
wieſen. Daneben bedarf es im Hinblick auf die Ausführungen 


des B. G. und des Vertreters der Rkl. nur noch folgender 


Bemerkungen; a) Das B. G. hebt in der Begründung ſeines 
Zwiſchenurtheils hervor, Bekl. ſei darauf, daß er nach öſter⸗ 
reichiſchem Rechte nicht in Baumwolle und Zucker habe handeln 
dürfen, im vorliegenden Prozeß nicht wieder zurückgekommen. 
Es iſt nicht deutlich, ob das B. G. hiermit auf ein prozeſſuales 
Bedenken gegen die Berückſichtigung des gedachten, vom Magiſtrat 
zu Prag beſcheinigten Umſtandes hinweiſen will. Wäre dies 
der Sinn der angeführten Bemerkung, ſo würde das Bedenken 
unzutreffend ſein, da der Vertreter des Bekl. die Beſcheinigung des 
Prager Magiſtrats im gegenwärtigen Rechtsſtreite zur münd⸗ 
lichen Verhandlung überreicht und ſich damit den ganzen Inhalt 
dieſes Schriftſtücks, ſoweit daſſelbe zu ſeinem Gunſten ver⸗ 
werthet werden kann, zu eigen gemacht hat. b) Das B. G. 
hat ferner darauf hingewieſen, daß nach der vorgedachten Be⸗ 
ſcheinigung der vom Bekl. gelöſte Gewerbeſchein ſich auch auf 
Zuckerrübenſamen beziehe und daß Bekl. geſtändlich auch dieſen 
Artikel vertrieben habe. Was das B. G. hiermit ſagen will, 
iſt ebenfalls nicht deutlich. Bekl. hat das Amtszeugniß des 
Prager Magiſtrats beigebracht, um darzuthun, daß Spekulationen 
in Baumwolle und Zucker außerhalb ſeines Gewerbebetriebes 
liegen. In dieſer Hinſicht aber wird die Bedeutung der vor⸗ 
erwähnten Beſcheinigung durch den vom B. G. hervorgehobenen 
Umſtand nicht beeinträchtigt. c) Der klägeriſche Vertreter in 
der Reviſionsinſtanz hat geltend gemacht, daß Kl. in ihrer im 
Thatbeſtand des erſtinſtanzlichen Urtheils, und mittelbar auch des 
gegenwärtig angefochtenen Zwiſchenurtheils in Bezug genommenen 


Replik behauptet und unter Beweis geſtellt haben, daß Bekl. 


wiederholt erklärt habe, er mache die Geſchäfte nicht für eigene 
Rechnung, ſondern für Rechnung von zur Branche gehörigen 
Hintermännern, die nicht genannt ſein wollen. Auf dieſe Be⸗ 
hauptung iſt in den Entſcheidungsgründen des angefochtenen 
Zwiſchenurtheils nicht eingegangen. Da in demſelben indes alle 
ſonſtigen Umſtände, die nach der Anſicht des B. G. den Einwand 
des Differenzgeſchäftes zu widerlegen geeignet ſind, ſorgfältige 
Berückſichtigung gefunden haben, ſo darf davon ausgegangen 
werden, daß das B. G. die vorſtehende Behauptung nicht für 
erheblich erachtet hat. Das entſpricht auch der Sachlage. 
Selbſt wenn die Behauptung der Kl. in Betreſſ der angeblichen 
Aeußerung des Bekl. in vollem Umfange für erwieſen erachtet 
werden ſollte, würden dadurch die für das Vorhandenſein von 
Differenzgeſchäften und gegen die Annahme von Effektivgeſchäften 
ſprechenden Anzeigen keineswegs beſeitigt werden, denn es iſt 
nach der ganzen Sachlage im höchſten Grade unwahrſcheinlich, 
daß Kaufleute, die ernſtliche Geſchafte in Baumwolle oder 
Zucker zu machen gewillt waren, ſich des Bekl. als einer 
Zwiſchenperſon bedient haben ſollten. In dieſem Sinne er⸗ 
ſcheint die Aeußerung des Bekl. wenn er ſie gethan haben ſollte, 
nicht glaublich und noch weniger glaublich iſt es, daß Kl. oder 
deren Prager Agenten ſie in einem ſolchen Sinne verſtanden 
haben ſollten. Wäre aber Bekl. nur eine vorgeſchobene Perſon 
für andere in der Weiſe geweſen, daß die nicht auf effektive 
Erfüllung ſondern lediglich auf Differenzausgleichung abzielenden 
Geſchäfte ganz oder theilweiſe für deren Rechnung abgeſchloſſen 
ſein ſollten, ſo würde dadurch der rechtliche Charakter der hier 
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ſtreitigen Geſchäfte nicht geändert werden. Sie würden auch 
in dieſem Falle als Spielgeſchäfte zu betrachten ſein, nur daß 


Bekl. ganz oder theilweiſe für fremde Rechnung geſpielt hätte. 


Da alle übrigen in dem B. U. und in den Parteianführungen 
hervorgetretenen Umſtände in dem früheren Reviſionsurtheil 
gewürdigt find, jo kann von weiteren Ausführungen abgeſehen 
werden. I. C. S. i. S. Jelen c. Joswich u. Cie. vom 
19. Januar 1898, Nr. 333/97 J. 

37. Differenzgeſchäft. Die Reviſionsangriffe richten ſich 
ausſchließlich gegen die Beurtheilung, welche das B. G. der 
Einrede des Bekl., daß lediglich reine Differenzgeſchäfte ab- 
geſchloſſen worden ſeien, hat zu Theil werden laſſen. Das 
B. G. hat den auf reines Differenzſpiel gerichteten Willen des 
Bekl. und des mit ihm verhandelnden Agenten M., den die 
Kl. gegen ſich gelten laſſen muß, aus folgenden Thatumſtänden 
hergeleitet, nämlich 1. daraus, daß der Bekl. Tuchhändler in 
Berlin ſei, alſo ein Mann, dem präſumtiv der wirkliche An⸗ 
und Verkauf von nur an der Londoner Börſe gehandelten Gold⸗ 
minenaktien vollſtändig fern gelegen habe, 2. aus dem aus⸗ 
nahmslos durch Differenzregulirung erledigten Geſchäftsverkehr, 
3. aus einem im Beginne des Geſchäftsverkehrs ſtattgehabten 
Geſpräch zwiſchen dem Bekl. und M., bei dem der Bekl. dem 
Zureden M.'s zur Erweiterung feiner Spekulationen das Bedenken 
entgegengeſetzt habe, er werde bei weichenden Kurſen die Differenzen 
nicht bezahlen können, M. aber beſchwichtigend entgegnet habe: 
„Dann werden Sie ein Paar Tauſend Mark bezahlen und das 
Andere werde ich Ihnen überbrücken“, was mit den eigenen 
Zeugenausjagen von M. im weſentlichen übereinſtimme. Außer⸗ 
dem hat das B. G. aus dieſem Geſpräch wenigſtens ſoviel über 
die Vermögensverhältniſſe des Bekl. und deren Kenntniß auf 
Seiten des M. entnehmen zu können geglaubt, daß der Bekl. 
jedenfalls zur Abnahme der gekauften Aktien außer Stande 
geweſen und dies dem M. bekannt geweſen ſei. Die gegen 
dieſe Begründung der Feſtſtellung des B. G. gerichteten An⸗ 
griffe der Reviſion ſind nicht begründet. Wenn auch die aus⸗ 
ſchließliche Abwicklung der Geſchäfte durch Differenzberechnung 
für ſich allein noch nicht zu dem Schluſſe nöthigt, daß effektive 
Erfüllung der Geſchäfte ausgeſchloſſen war, ſo kann daraus 
doch ein ergänzendes Beweismoment entnommen werden, wenn 
im übrigen die Sachlage auf bloßes Differenzſpiel hinweiſt. 
Die Bedeutung, welche das B. G. dem Geſpräch zwiſchen dem 
Bekl. und M. beilegt, wird von der Rkl. nicht richtig erkannt. 
Nicht in dem Verſprechen der Prolongation und Stundung 
findet das B. G. die Spielabſicht ausgedrückt, ſondern darin, 
daß Beide als ſelbſtverſtändlich davon ausgehen, daß nur die 
Ausgleichung der Differenzen in Frage komme. Dieſe Auf⸗ 
faſſung des Geſprächs iſt aber nicht zu beanſtanden. Wenn die 
Reviſion geltend macht, daß in der Korreſpondenz mit dem 
Bekl. von Prolougation und Abnahme geſprochen werde, jo 
kann damit die Feſtſtellung des B. G. nicht entkräftet werden, 
denn bei Spielgeſchäften, die in der äußern Form von Kauf- und 
Verkaufgeſchäften betrieben werden, iſt es natürlich, daß in der 
Korreſpondenz dieſer Geſchäftsform entſprechende Ausdrücke ge⸗ 
braucht werden, ohne daß hieraus durchgreifende Schlüſſe auf 
einen andern Inhalt der Geſchäfte gezogen werden können. 
Auch der Hinweis der Reviſion auf die Gründe des Urtheils 
J. J., in denen hervorgehoben iſt, daß der Bekl. als wohlhabend 


gegolten habe und daß M. Spielgeſchäfte nicht abgeſchloſſen 
haben würde, da er in Höhe von einem Drittel delcrederepflichtig 
geweſen ſei, kommt dem angefochtenen Urtheil gegenüber nicht 
in Betracht. Ob die Annahme des B. G., daß der Bekl. ein 
zur Abnahme der gekauften Aktien hinreichendes Vermögen nicht · 
beſeſſen und M. dies gewußt habe, durch die Bezugnahme auf 
das bereits erwähnte Geſpräch beider hinreichend begründet iſt, 
namentlich gegenüber der klägeriſchen Behauptung, daß das 
Vermögen des Bekl. nach eingezogener Auskunft auf mehr als 
100 000 Mark geſchätzt worden ſei, könnte in Zweifel gezogen 
werden. Allein das B. U. beruht nicht auf dieſer Annahme. 
Der Zuſammenhang der Gründe des B. U. ergiebt zur Evidenz, 
daß das B. G. ſchon aus den vorausgeſchickten Thatumſtänden, 
insbeſondere aus dem Inhalt des Geſprächs zwiſchen M. und 
dem Bekl. die volle Ueberzeugung davon gewonnen hat, daß 
es ſich um reine Differenzgeſchäfte gehandelt habe, und in der 
angenommenen Vermögenslage des Bekl. nur noch eine Be⸗ 
ſtärkung dieſer Ueberzeugung findet, ſo daß, auch wenn dieſe 
Beſtärkung wegfällt, die auf den ſonſtigen Sachverhalt geſtützte 
Ueberzeugung des B. G. beſtehen bleibt. Nun iſt zwar eine 
Vermögenslage des Spekulanten, welche die wirkliche Lieferung 
und Abnahme der gehandelten Waare ausſchließt, eine der 
wichtigſten Anzeigen dafür, daß der Spekulant nicht wirkliche 
Kaufgeſchäfte, ſondern bloße Differenzgeſchäfte ſchließen will und 
für den übereinſtimmenden Willen des Gegenkontrahenten, der 
dieſe Vermögenslage kennt, allein ſie iſt nicht einzige Anzeige 
für einen ſolchen Vertragswillen und es iſt ſehr wohl möglich, 
aus andern Thatumſtänden den Schluß zu ziehen, daß ſtill⸗ 
ſchweigend reine Differenzgeſchäfte geſchloſſen worden ſeien, ſelbſt 
wenn die Vermögenslage des Spekulanten dazu nicht nöthigt. 
Im vorliegenden Falle hat das B. G. ſeine Ueberzeugung in 
unbedenklicher Weiſe auf ſolche andere Thatumſtände geſtützt, ſo 
daß auch dann, wenn die Annahme des B. G. von der Ver⸗ 
mögenslage des Bekl. ungenügend begründet iſt, ſeine Ent⸗ 
ſcheidung dadurch nicht anfechtbar wird. Daß der Agent M. 
für die von ihm zugeführten Kunden das deleredere bis zu 
einem Drittel übernommen hatte, ſchließt die Annahme, daß 
er ſich auf bloße Spielgeſchäfte eingelaſſen habe, nicht aus, da 
er, ſolange er ohne Anhalt für das Gegentheil war, ſehr wohl 
annehmen durfte, daß der Bekl. ſich auf die Klagloſigkeit dieſer 
Geſchäfte nicht berufen werde. Die Rkl. hat endlich gerügt, 
das B. G. habe ihre unter das Zeugniß von W. und M. ge⸗ 
ſtellte Behauptung unberückſichtigt gelaſſen, daß im Geſchäfts⸗ 
verkehr mit dem Bekl. ſtets von feſter Lieferung und Abnahme 
geſprochen worden ſei. Auch dieſe Rüge kann keinen Erfolg 
haben, denn ganz abgeſehen davon, daß M. in I. J. bereits 
als Zeuge über den Abſchluß der Geſchäfte vernommen worden 
iſt, würde den behaupteten Erklärungen gegenüber dem feſt⸗ 
geſtellten ſonſtigen Sachverhalte ebenſowenig Bedeutung bei⸗ 
zulegen ſein, wie dies oben bezüglich des Inhalts der gepflogenen 
Korreſpondenz bereits ausgeführt iſt, fo daß aus der Nicht- 
berückſichtigung der gedachten Behauptung ſich ein Mangel des 
Urtheils wegen unterlaſſener Würdigung eines erheblichen Vor⸗ 
bringens ($ 259 C. P. O.) nicht ergiebt. J. C. S. i. S. 
A. c. B. vom 29. Januar 1898, Nr. 429/97 J. 

38. Die Reviſion der Kl. hält den Begriff der Ab⸗ 
lieferung im Sinne des Art. 347 H. G. B. für verkannt. 
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auf die Entſcheidung des R. G. in Bd. V 
t fie, daß die erſte Vorausſetzung für die Ab⸗ 
be der Gewahrſam ſeitens des Verkäufers ſei; 
Mittheilung von der Ankunft der Waare ſei 
klärung der Bereitwilligkeit zum künftigen Auf⸗ 
hrſam durch Aushändigung an den Empfänger, 
ſchon die thatſächliche Aufgabe der Gewahrſam; 
htung der Bahn zur Aushändigung der Waare 
en Empfänger mache die Mittheilung der An⸗ 
dem thatſächlichen Akte des Aufgebens der Ge⸗ 
Rüge kann jedoch nicht für begründet erachtet 
en Begriff der Ablieferung im Sinne des 
der Rechtſprechung des R. O. H. G. wie des 
zugehen, daß Ablieferung derjenige Akt des 
der dem Käufer die thatſächliche Möglichkeit 
Waare zu verfügen und ſie zu unterſuchen. 
Akt vor und verweigert der Käufer nicht von 
Annahme, ſo iſt die Waare als abgeliefert an⸗ 
un der Käufer von der ihm gewährten Mög⸗ 
brauch macht. (cfr. Entſch. des R. O. H. G. 
und Bd. VI S. 167.) Nun hat die Eiſen⸗ 
iach Ankunft der Waare, deren Abfuhr durch 
lte Rollfuhrleute nicht erfolgt, der Kl. die 
lt, auch der Kl. die Beſichtigung geſtattet. 
die Kl. nicht ſofort auf die Benachrichtigung 
weigert, die Waare vielmehr einer gewiſſen 
rzögen und daun erſt zurückgewieſen. Bei 
uß die Waare ſchon mit der Benachrichtigung 
fert und damit die Rügepflicht aus Art. 347 
ejehen werden; denn mit der Benachrichtigung 
er Kl. zur Verfügung geſtellt und die Kl. 
der Bahn nicht zurückgewieſen. Jedenfalls 
e abgeliefert, als die Kl. ſie unter Geſtattung 
g einer Beſichtigung unterwarf, ſich auch in 
Unterſuchung eingehender, als geſchehen, vor⸗ 
blieferung der Waare nur vorliege, wenn der 
elben entäußert, die Gewahrſam aufgegeben 
iſion nicht zugegeben werden. Nur in dem 
der Gewahrſam ſeitens des Verkäufers als 
Ablieferung zu bezeichnen, und in dieſem 
dem Zuſammenhange der Gründe die von 
gene Entſcheidung des R. G. aufzufaſſen, 
urch ſeinen Akt dem Käufer die Möglichkeit 
tigen Akt ſelbſt die Gewahrſam der Waare 
ber ſie zu verfügen. III. C. S. i. S. 
uſch . von Janſen vom 21. Januar 1898, 


Inſtanzgerichte gemäß § 276 C. P. O. die 
n Grund der Sache von derjenigen über 

ſo konnte die erſtere zum Gegenſtand nur 
die Vorausſetzungen des Art. 355 H. G. B. 
ieſen Vorausſetzungen gehört aber die Vor⸗ 
skäufen nicht. Der Deckungskauf ſteht 
Linie mit dem Selbſthülfeverkauf, welchen 
rausſetzung für die Klage des Verkäufers 
egen Nichterfüllung aufſtellt, ſondern bleibt 
ifers überlaſſen, als ein Mittel, den durch 


den Lieferungsverzug entſtehenden Schaden zu mindern. Die 
Berufung auf Deckungskäufe iſt alſo nur eine Art der Schadens- 
berechnung und hat mit dem Grund der Schadenserſatzklage 
nichts zu thun. II. C. S. i. S. Weſtphal c. Centralgenoſſen⸗ 
ſchaft zu Halle A.-G. vom 4. Februar 1898, Nr. 245/97 II. 
40. Die Revifion. meint, die angefochtene Entſcheidung 
beruhe auf einer rechtsirrthümlichen Auslegung des Art. 359 
des H. G. B. Das B. G. ſehe mit Rückſicht auf dieſe 
Geſetzesvorſchrift den Kl. nicht für berechtigt an, von dem 
Vertrage bezüglich der angeblich verſpätet vervollſtändigten 
90 Exemplare des Ortslexikons abzugehen. Eine dieſe Annahme 
rechtfertigende Beſtimmung enthalte aber Art. 359 nicht, er 
ſpreche nur aus, daß bei einem Vertrage, bei dem die Vertrags- 
erfüllung auf beiden Theilen trennbar ſei, der nicht ſäumige 
Theil nur wegen des nicht erfüllten Theiles des Vertrags von 
dieſem abgehen könne, gebe aber für andere Fälle überhaupt 
keine Vorſchrift. Auch dieſer Angriff iſt nicht begründet. Es 
iſt richtig, daß Art. 359 nur die von der Reviſton bezeichnete 

Beſtimmung enthält und auch mittelbar — durch einen ſogenannten 

Schluß e contrario — nur die Folgerung ergiebt, daß der 

Käufer nach Empfang eines Theil der Geſammtleiſtung von 

dem ganzen Vertrage zurücktreten darf, wenn der Verkäufer mit 

der weiteren Erfüllung in Verzug gerathen iſt, und nach Lage 
der Sache die Erfüllung des Vertrags auf beiden Seiten oder 
mindeſtens für den Käufer als untrennbar erſcheint. (Vergl. 
die Anm. zu Art. 359 des H. G. B. in den Kommentaren 
von Staub, V. Auflage Supplementheft S. 165 flg. und 

Hauptwerk 88 8, 12, von Hahn § 3, Förtſch⸗Puchelt Anm. 11.) 

Etwas hiervon Abweichendes hat aber auch das B. G. nicht 

angenommen. Seine Verweiſung auf Art. 359 ſoll nur beſagen, 

daß nach den dort angegebenen Richtungen die Frage, ob 

Trennbarkeit der Vertragserfüllung vorliege, zu prüfen und zu 

entſcheiden ſei; im Uebrigen verweiſt die Vorinſtanz nur auf 

Art. 355, fie nimmt an, daß das dort bei Verzug des Ver⸗ 
käufers dem Käufer eingeräumte Recht vom „Vertrage“ abzu- 
gehen, ihn dann, wenn ſich der Vertrag als ein einheitliches 
untrennbares Ganzes darſtelle, nur berechtige, von dem ganzen 
Vertrage ſo, als wenn er nicht geſchloſſen wäre, abzugehen. 
Dieſer allerdings nicht unbeſtrittenen (vergl. Dreyer in Gruchots 
Beiträgen Bd. 37 S. 206, 207) Auffaſſung iſt beizuſtimmen, 
ſie enſpricht der Natur der Sache und dem Prinzip, das für 
den entgegengeſetzten Fall in Art. 359 Ausdruck gefunden hat. 
(Vergl. auch Förtſch⸗Puchelt a. a. O., Endemann, Handelsrecht, 
IV. Auflage $ 136 S. 494.) VI. C. S. i. S. Kaleſſe 
c. v. Grumbkow vom 31. Januar 1898, Nr. 310/97 VI. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 
Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. 

41. Gegenüber dem Anfechtungsgrunde beruft ſich der Bekl. 
auf die in § 168 Abſ. 1 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 ausge⸗ 
ſprochene Wirkſamkeit der gemäß 88 164— 167 entſtandenen und 
bekannt gemachten Mitgliedſchaftsliſte, welche der Kl., als eine der in 
§ 165 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen, nunmehr gemäß 98168 
Abſ. 2 angreift. Der Kl. behauptet zwar nicht, daß er ſeinen 
Widerſpruch gegen die Lifte gemäß § 165 Abſ. 2 in der dort 
beſtimmten Ausſchlußfriſt von einem Monate erklärt habe, wohl 
aber, daß er hieran ohne ſein Verſchulden, nämlich in Folge 
mangelnder Kenntniß von der Aufnahme ſeines Namens in die 
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Lifte, verhindert worden fei, aber binnen einem Monate nach 
der durch den Empfang der Vorſchußberechnung des Konkurs- 
verwalters erlangten Kenntniß den Widerſpruch bei dem Gerichts- 


ſchreiber des Amtsgerichts erklärt habe; die Aufnahme eines 


Protokolls habe der Gerichtsſchreiber unterlaſſen, indem er den 
Widerſpruch für verſpätet erklärt habe. Dem B. R. iſt nun 
zwar darin beizutreten, daß die Unkenntniß von dem Inhalt 
der Lifte als ein Hinderniß im Sinne des § 168 Abſ. 2 an⸗ 


zuſehen iſt, da das Geſetz von unerträglicher Härte wäre und 


weit über das geſteckte Ziel ſchießen würde, wenn es bewirken 
wollte, daß Perſonen, die niemals einer Genoſſenſchaft angehört 
haben, durch Nichtbekümmern um die irgendwo im Deutſchen 
Reiche erſcheinenden Bekanntmachungen von Genoſſenſchaftsliſten 
die Folge auf ſich nehmen müßten, als Mitglieder einer vor 
dem Geſetze von 1889 gegründeten Genoſſenſchaft zu gelten, 
wie denn auch die Motive zu den §88 149 — 155 des Ent⸗ 
wurfs keinen Zweifel darüber laſſen, daß ſie die mangelnde 
Kenntniß der Liſte als ein Hinderniß für Geltendmachung des 
Widerſpruchs betrachten. Dagegen beruht die Annahme des 


B. G., daß der Kl. nach Beſeitigung dieſes Hinderniſſes recht⸗ 


zeitig und gehörig ſeinen Widerſpruch erklärt habe, 
auf einem Rechtsirrthum. Das Geſetz verlangt, daß der Wider⸗ 
ſpruch binnen einem Monate nach Beſeitigung des Hinderniſſes 
ſchriftlich oder zum Protokoll des Gerichtsſchreibers 
erklärt ſei. Obwohl nun der Kl. ſeinen Widerſpruch weder 
ſchriftlich eingereicht noch zu Protokoll erklärt hat, iſt das 
O. L. G. dennoch der Anſicht, daß dem Geſetze genügt ſei, weil 
„der Umſtand, daß der zuſtändige Gerichtsſchreiber den ihm 
amtlich erklärten Widerſpruch zu Protokoll zu nehmen ſich 
weigerte,. ... dem Kl. nicht zum Nachtheil gereichen dürfe.” 
Inwieweit der Satz, daß die Weigerung des Gerichtsſchreibers 


dem Kl. nicht zum Nachtheile gereichen dürfe, gerechtfertigt ſei, 


ob insbeſondere der Gerichtsſchreiber durch die Weigerung ſich 


dem Kl. ſchadenserſatzpflichtig gemacht und eine disziplinäre 


Ahndung verdient habe, darf unerörtert bleiben; jedenfalls kann 
der vom O. L. G. ſtillſchweigend ausgeſprochene weitere Satz, 


daß, weil durch die Ablehnung der Amtshandlung dem Kl. ein 


Nachtheil erwächſt, die Amtshandlung als geſchehen zu gelten 
habe, nicht anerkannt werden. Ein ſolcher Satz iſt weder 
allgemein noch etwa von den Amtshandlungen des Gerichts- 
ſchreibers insbeſondere in den Geſetzen ausgeſprochen und kann 
auch nicht aus anderen Rechtsgrundſätzen gefolgert werden. 
Weiter ausgeführt. II. C. S. i. S. Elberfelder Gewerbebank 
Konk. c. Hahn vom 21. Januar 1898, Nr. 291/97 II. 

Zum Rayongeſetz. 

42. Der B. R. geht davon aus, daß das Urtheil auf 
Grund der zur Zeit ſeines Erlaſſes vorhandenen Sachlage zu fällen 
ſei; demgemäß können, ſo führt er weiter aus, da nach dem 
Beſchluſſe der Reichsrayonkommiſſion vom 11. April 1895 das 
Grundſtück des Kl. ſeitdem nicht mehr den Beſchränkungen des 
erſten Rayons ſondern nur den eine Entſchädigungspflicht des 
Reichsfiskus nicht begründenden Beſchränkungen des dritten 
Rayons unterliege, von ihm dem Kl. nicht Erſatz eines fortan 
nicht mehr vorhandenen Schadens ſondern nur Entſchädigung für 
die Zeit von der Rayonabſteckung bis zur Zuſtellung jenes 
Beſchluſſes zuerkannt werden. Der an die Spitze dieſer Aus- 
führung geſtellte Satz entſpricht dem geltenden Recht, vergl. 


Dernburg Bd. I S. 290 (5. Auflage), Wilmowski und Levy 
Note 3 a. E. zu § 251 der C. P. O. (7. Auflage S. 444), 
Gaupp Note II zu § 239, Motive zu § 190 des erſten 
Entwurfs des B. G. B. Bd. I. S. 364, Entſch. des R. G. 


Bd. 27 S. 426/7, und die Anſicht der Reviſion, daß der B. R. 


für ſeine Entſcheidung den Zuſtand zur Zeit der Klageerhebung 


hätte zu Grunde legen müſſen, iſt rechtsirrig. Mit Unrecht 


macht fie ferner geltend, die Werthverminderung des Grund⸗ 
ſtücks ſei es, für welche eine Abgeltung unter dem Namen Ent- 
ſchädigung geleiſtet werden ſolle, nicht der Schade, den der 
Grundſtücksbeſitzer erleide, und daraus folge, daß, wenn ein⸗ 
mal die Werthverminderung eingetreten ſei, auch unter allen 
Umſtänden die dafür angeordnete Entſchädigung geleiſtet werden 
müſſe. Weder iſt der Vorderſatz richtig noch folgt daraus der 


Nachſatz. Der Geſetzgeber hat die Rechtslage fo angeſehen, 


daß er in der Belaſtung eines Grundſtückes mit den Rayon ⸗ 
beſchränkungen einen Schaden erblickt, den deſſen bisheriger 
Eigenthümer erleidet, und der ſich in der Werthsverminderung 
darſtellt, den das Grundſtück durch die Rayonbeſchränkungen 
grade für dieſen Eigenthümer erfährt. Das ergiebt ſich mit 
Sicherheit aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Im 
§ 16 der Regierungsvorlage (Nr. 16 der Druckſachen des 
Reichstages 1871 S. 29) war beſtimmt worden, daß behufs 
Feſtſtellung der Entſchädigungsrente der gemeine Kaufwerth 
des Grundſtücks ſowie derjenige Kaufwerth ermittelt werden 
ſolle, welchen es nach Auferlegung der Rayonbeſchränkungen 
vorausſichtlich behalten werde, und daß die Beſtimmung des 
gemeinen Kaufwerthes nach den für Grundſtücke von äbnlicher 
Lage und Beſchaffenheit ortsüblich allgemein bezahlten Preiſen 
ſich richten ſolle. In der Begründung des § 16 (a. a. O. 
S. 34) war geſagt, dem Eigenthümer ſei Erſatz für diejenigen 
Nachtheile zu leiſten, welche ihm durch die Anlage der Feſtung⸗ 
rayons und die in Folge deſſen eintretenden Beſchränkungen in 
der Benutzung beziehungsweiſe Verwerthung ſeines Grundſtücks 
an feinem Vermögen zugefügt würden. — Das Geld- 
äquivalent für dieſe Nachtheile drücke ſich am einfachſten in 
dem Unterſchied des vor Auferlegung der Rayonbeſchränkungen 
vorhandenen und des verbleibenden gemeinen Kaufwerths aus. 
In der Kommiſſion wurde der Vorlage die jetzige Faſſung 
(§ 35) gegeben, wonach die Entſchädigung im Erſatz derjenigen 
Verminderung des Werthes des Grundſtücks beſteht, welche für 
den Beſitzer dadurch entſteht, daß das Grundſtück fortan Be⸗ 
ſchränkungen in der Benutzung unterliegt, denen es bisher nicht 
unterworfen war. Dieſe Aenderung, insbeſondere die Erfetzung 
des Ausdrucks „Kaufwerthes“ durch „Werth“ und Weglaſſung 
der Beſtimmung des Werthes nach den ortsüblichen allgemeinen 
Preiſen iſt in der Kommiſſionsberathung (Nr. 93 der Druck⸗ 
ſachen des Reichstages 1871, S. 227) mit der Erwägung be⸗ 
gründet worden, daß es ſich um den Kaufwerth an und für 
ſich ſchon deswegen nicht handeln könne, weil ein Verkauf 
(Zwangs verkauf, Expropriation) überhaupt nicht in Rede ſtehe, 
daß es ſich vielmehr um Erſatz des Schadens handle, welcher 
dadurch entſtehe, daß das Grundſtück fortan Beſchränkungen 


in der Benutzung unterliege, denen es bis dahin nicht unter⸗ 


worfen geweſen. Hieraus folge, daß, wenn für dieſe Beſchädigung 
Entſchädigung gegeben, alſo der entſtandene Schaden gut 
gemacht werden ſolle, es nicht auf den Werth ankomme, den 
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ſtück ortsüblich allgemein für eine beliebige Perſon 
rn auf denjenigen, den es für den Beſchädigten habe. 
nn nicht bezweifelt werden, daß, wie der B. R. mit 
amt, im Sinne des § 35 des Rapyongeſetzes vom 
er 1871 und des Tit. 6 Thl. I des A. L. R. ein 
erſetzen iſt, vergl. auch Feldhahn in Raſſow und 
träge Bd. 41 S. 327/28 und daß von einem 
idenerſatze nicht mehr die Rede fein kann, wenn 
bei der Urheilsfällung ein Schaden nicht mehr 
einem abweichenden Ergebniſſe kann auch nicht die 
der Revifion führen, daß der Kl. mit dem Eintritt 
ſchränkung ein Recht auf Kapitalentſchädigung er⸗ 
und daß Bekl. nicht durch Säumniß und Verzug 
üllung ſeiner entſprechenden Verbindlichkeit ſeine 
ern dürfe. Der Kl. beſaß, ſo lange das Ent⸗ 
fahren ſchwebte und alſo während deſſen gewiſſe 
h ruch beeinfluſſende Thatſachen eintreten konnten, 
inentziehbares Recht auf Kapitalentſchädigung. 


es auf ſich beruhen bleiben, wie die Sachlage zu 


äre, wenn Kl. vor dem Beſchluſſe der Reichsrayon⸗ 
om 11. April 1895 das Grundſtück für einen 
thsverminderung erniedrigten Preis verkauft hätte. 
dein des Grundſtücks geblieben iſt, kann er, da 
mehr den Beſchränkungen des erſten Rayons 
es alſo inſoweit wieder frei nutzen kann, jedenfalls 
chlage nicht zugleich noch Entſchädigung für dieſe 
eſtehende Belaſtung beanſpruchen. Vergl. 88 36 
des Reichsrayongeſetzes vom 21. Februar 1871. 
war hiernach in der Hauptſache zurückzuweiſen. 
hwerde über die Koſtenvertheilung in der II. J. 
u einem gewiſſen Grade gerechtfertigt. Ihr iſt 
ſchehen, bei der Entſcheidung im Koſtenpunkte 
agen. V. C. S. i. S. Simeon . Reichsfiskus 
ar 1898, Nr. 233/97 V. 
tentgeſetz. 
reitig waren die beiden Patente, auf welche die 
tzte, bereits geraume Zeit vor Erlaß des land⸗ 
rtheils, nämlich mit dem 9. Januar 1896, in 
Hung der Gebühren erloſchen. Von dieſem 
war demnach ein Verbot an den Bekl., ſeine 
den patentirten übereinſtimmenden Maſchinen zu 
yt mehr möglich, und da die Klage lediglich auf 
s ſolchen Verbots gerichtet war, jo wäre ſchon 
der objektiv richtige Ausſpruch der geweſen, die 
igt zu erklären. Mit ihren in der Berufungs⸗ 
n Anträgen konnte die Kl. nicht gehört werden, 
age auf Verurtheilung des Bekl. zum Schadens⸗ 
icht, weil damit, wie das B. G. mit Recht an⸗ 
entgegen der Vorſchrift des § 491 der C. P. O. 
pruch geltend gemacht wurde, mit dem Feſt⸗ 
aber aus dem Grunde nicht, weil es an einem 
fehlt, vor der Erhebung des Schadenserſatz⸗ 
ders feſtſtellen zu laſſen, daß Bekl. zum Gebrauch 
zaſchine nicht befugt geweſen ſei. Anſtatt dieſem 
e zu entſprechen, hätte das B. G. nunmehr 
rund der feſtgeſtellten Thatſache des Erloſchen⸗ 
e Nr. 19 182 und Nr. 32 413 die Sache für 


erledigt erklaren müſſen, und es war daher jetzt durch einen 
dahingehenden Ausſpruch die Entſcheidung des B. U. zu erſetzen. 
Die Entſcheidung des B. G. über den Schadenserſatzanſpruch 
bleibt beſtehen, ſie hat aber nur die Bedeutung, daß dieſer 
Anſpruch als im gegenwärtigen Prozeß unzuläſſiger Weiſe er⸗ 
hoben zurückgewieſen iſt. Die Koſten des Rechtsſtreites ſind 
insgeſammt der Kl. aufzuerlegen. Erloſchen ſind die Patente 
Nr. 19182 und Nr. 32413 in Folge Nichtzahlung der Ge⸗ 
bühren. Es liegt zwar nichts darüber vor, ob die Kl. es über⸗ 
nommen hatte, dieſe Gebühren ganz oder zum Theil zu ent⸗ 
richten. War das nicht der Fall, ſo war es doch nach Er⸗ 
hebung der Klage Sache der Kl., ſich rechtzeitig und zuverläffig 
darüber zu unterrichten, ob Moſes H. die Gebühren bezahlt 
hatte, und ſie hatte es dann in der Hand, ſelbſt die Zahlung 
zu bewirken. Da ſie entweder ſchon das erſte oder jedenfalls 
das zweite nicht gethan hat, ſo liegt es lediglich an ihr, daß 
ein völlig zweck⸗ und ergebnißloſer Prozeß geführt worden iſt. 
I. C. S. i. S. Krotoſchiner o. Hagelberg vom 22. Januar 1898, 
Nr. 346/97 1. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

44. Die Kl. befand ſich im Befite einer Aktie der Aktien⸗ 
geſellſchaft „Norddeutſcher Lloyd“ zu Bremen Nr. 14 493, 
welche ſeiner Zeit ordnungsmäßig verſtempelt worden iſt. Dieſe 
urſprünglich auf den Inhaber lautende Aktie iſt am 2. Januar 
1886 auf den Namen Eduard H., Hannover, und demnächſt 
am 21. Mai 1896 durch Stempelaufdruck wieder auf den In⸗ 
haber umgeſchrieben worden. Letztere Umwandlung hat die 
Steuerbehörde von Neuem für ſtempelpflichtig erachtet und einen 
Stempel von 10 Mark erfordert. Kl. hält die Neuanſetzung 
des Stempels nicht für gerechtfertigt und verlangt Erſtattung 
des von ihr unter Vorbehalt gezahlten Betrages. Das L. G. 
hat, dieſem Antrage entſprechend, den Bekl. zur Rückzahlung 
verurtheilt, indem es ausführt, daß eine Aenderung des 
materiellen Inhalts der Aktie, worauf allein es ankomme, 
durch jene Umwandlung nicht bewirkt ſei. Das B. G. dagegen 
hat auf Abweiſung der Klage erkannt; daſſelbe ſchließt ſich 
denjenigen Erwägungen an, welche in dem Urtheil des VI. C. S. 
des R. G. vom 16. Dezember 1895 (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 36 S. 91) ausgeſprochen ſind, und führt aus, 
daß in der Umwandlung einer Namensaktie in eine Inhaber⸗ 
aktie die Schaffung eines neuen Rechtsverhältniſſes enthalten 
ſei, die Inhaberaktie alſo, als eine neue, der Stempelpflicht 
untertiegende Urkunde zu erachten ſei. In dem erwähnten 
Urtheil vom 16. Dezember 1895 iſt allerdings ausgeführt, daß 
nach $ 6 des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 jedes 
Werthpapier, auf welchem irgend eine Aenderung des betreffenden 
Rechtsverhältniſſes zum Ausdruck gebracht werde, dem urſprüng⸗ 
lichen Werthpapiere gegenüber als ein neu ausgegebenes anzu⸗ 
ſehen ſei und ſomit von Neuem der Stempelabgabenpflicht 
unterliege. Dieſe Rechtsanſicht iſt jedoch in den fpäteren beiden 
Urtheilen deſſelben Senats vom 20. September 1897 (in 
Sachen des Bremiſchen Staates wider die Bremer Straßen- 
bahn VI. 102/97 und des Sächſiſchen Staatsfiskus wider 
Konſolidirtes Feldſchlößchen VI. 111/97) nicht mehr aufrecht 
erhalten, in den letzteren iſt vielmehr angenommen worden, es 
ſei aus § 6 a. a. O. nicht zu folgern, daß Aktien oder 
ſtempelpflichtige Partialobligationen, wenn fie zum Zwecke der 
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Bekundung einer Veränderung des urſprünglichen Rechtsver⸗ 
hältniſſes einen Stempelaufdruck erhalten, dadurch von Neuem 
urkundenſtempelpflichtig werden. Der jetzt erkennende Senat 
giebt dieſer letzteren Anſicht den Vorzug und geht ſeinerſeits 
davon aus, daß in jedem Einzelfalle nach der konkreten Sach⸗ 
lage zu prüfen iſt, ob durch den Stempelaufdruck eine neue 
Aktie geſchaffen wird. Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. 
Bank des Berliner Kaſſenvereins e. Fiskus vom 7. Januar 1898, 
Nr. 210/97 IV. 

45. Nach einem Abkommen vom 29. März 1896 ſind die 
Schuldverſchreibungen der kaliforniſchen Central⸗Pacific⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, welche am 1. Juli 1896 fällig waren und mit 
6 Prozent verzinſt wurden, in ihrer Fälligkeit auf den 1. Januar 
1898 hinausgeſchoben und iſt der Zinsſatz auf 5 Prozent herab⸗ 
geſetzt, auch der Geſellſchaft jederzeitige Zurückzahlung geſtattet. 
Dieſes Abkommen iſt jeder ausgefertigten Schuldverſchreibung 
angehängt und zugleich durch einen quer durch den Kontext der 
Schuldverſchreibung gemachten Stempelaufdruck die Verlängerung 
kenntlich gemacht und auf den Anhang hingewieſen. In Folge 
dieſes Aufdrucks und Anhangs hat der beklagte Fiskus von 
den früher ordnungsmäßig verſteuerten Schuldverſchreibungen 
nochmals den Reichsſtempel für Schuldverſchreibungen gemäß 
Nr. 2 b des Tarifs des Geſetzes vom 27. April 1894 erfordert. 
Die Kl. hat den von ihr erforderten Stempel unter Proteſt 
gezahlt und fordert nunmehr die von ihr gezahlten Beträge im 
Wege der Klage zurück. Während der I. R. nach dem Klage⸗ 
antrage erkannt hat, hat das B. G. die Klage abgewieſen. Die 
gegen dieſe Entſcheidung eingelegte Reviſion erſcheint begründet, 
da in den geſetzlichen Beſtimmungen eine Unterlage für den 
erforderten Stempel nicht zu finden. Eingehend begründet. 
III. C. S. i. S. Speyer⸗Elliſſen o. Fiskus vom 25. Januar 
1898, Nr. 238/97 III. 

Zum Unfallverſicherungsgeſetz. 

46. Der B. R. hält die Bezugnahme des Kl. auf die 
Vorſchriften des ſechſten Tit. I. Thl. A. L. R. für hinfällig, 
indem er ausführt: Kl. habe, auch wenn er nur auf Kündigung 
angeſtellt worden, zu den Beamten des Reichsheeres gehört. 
Sein Dienſt ſei ein Theil des Kaſernenbetriebes geweſen; der 
Kafernenbetrieb gehöre aber zu den „ſämmtlichen Betrieben der 
Heeresverwaltungen“, welche durch §S 1 Nr. 1 des R. Gel. vom 
28. Mai 1885 der Unfallverſicherung unterworfen worden ſeien. 
Da nun der Unfall, den Kl. erlitten zu haben behaupte, als 
ein „Betriebsunfall“ anzuſehen ſei, jo ergebe ſich aus 88 1 
und 8 des Reichsfürſorgegeſetzes vom 15. März 1886, daß Kl. 
einen Schadenserſatzanſpruch gegen den Bekl. überhaupt nicht, 
vielmehr nur einen Penſionsanſpruch geltend machen könne. Der 


letztere, vom Kl. in zweiter Linie auch erhoben, ſei aber gleich- 


falls unbegründet, weil der urſächliche Zuſammenhang der an⸗ 
geblichen Dienſtunfähigkeit oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 
mit dem Betriebsunfalle nach dem überzeugenden Gutachten des 
als Obergutachter vernommenen Profeſſors Dr. v. B. als aus⸗ 
geſchloſſen zu erachten ſei. Der B. R. geht näher auf den In⸗ 
halt dieſes Gutachtens ein, hebt hervor, daß die an einer Stelle 
deſſelben als für die Simulation des Kl. „entſcheidend“ bezeich⸗ 
nete Annahme bezüglich der Ausſagen der beiden Aerzte Dr. J. 
und Dr. K. auf einem Verſehen zu beruhen ſcheine, führt dann 


aber aus, daß die weitere Begründung des Gutachtens die Feſt⸗ 


ſtellung der Simulation hinreichend ſtütze und zweifellos mache, 
und erklärt ſchließlich, daß er aus allen einzelnen Umſtänden 
in Verbindung mit einander die Ueberzeugung erlangt habe, 
daß die Feſtſtellung der Simulation durchaus der Wahrheit 
entſpreche und daß alſo beim Kl. eine Venenverſtopfung oder 
Venenentzündung mit dadurch hervorgerufenen, periodiſch auf. 
tretenden ödematöſen Anſchwellungen des linken Beines that⸗ 
ſächlich nicht vorhanden ſei. Der B. R. erörtert weiter die 
Angriffe, welche Kl. bezüglich der ihm in der Klinik angeblich 
widerfahrenen Behandlung und bezüglich einer oberflächlichen 
und unzulänglichen Unterſuchung gegen Profeſſor v. B. erhoben 
hatte, und weiſt dieſelben zurück, indem er bemerkt, es liege 
nicht der geringſte Grund vor, daran zu zweifeln, daß die Unter- 
ſuchung in der nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Sach⸗ 
verſtändigen erforderlichen Art ſtattgefunden habe, und es ſei zu 
einer erneuten Unterſuchung und Beobachtung des Kl. durch den 
Dr. P. im ſtädtiſchen Krankenhauſe zu Poſen und zur Erforde⸗ 
rung eines Gutachtens von dieſem ein Anlaß nicht gegeben. 
Die ſchließlich vom Kl. beantragte Vernehmung des Dr. D. 
darüber, daß ſein Hauptleiden garnicht in der Venenentzündung, 
ſondern in einer auf den Unfall zurückzuführenden Erkrankung 
des Kniegelenkes beſtehe, hat der B. R. unter der Erwägung 
abgelehnt, daß eine ſolche Erkrankung, wenn ſie vorhanden wäre, 
einem Chirurgen von der Bedeutung des Profeſſors v. B. ſicher 
nicht entgangen ſein würde und daß, ſelbſt wenn Dr. D. ihr 
Vorhandenſein und ihren urſächlichen Zuſammenhang mit dem 
Unfall begutachten würde, dieſem Gutachten gegenüber der ab⸗ 
weichenden Bekundung eines Arztes von der anerkannten wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bedeutung des Profeſſors v. B. ein entſcheidender 
Werth nicht beigelegt werden könne. Die Reviſion hat ſich 
darauf beſchränkt, bezüglich des Gutachtens des Profeſſors v. B. 
alle Rechtsbehelfe der Vorinſtanz zu wiederholen, und darauf 
hinzuweiſen, daß Kl. eidliche Vernehmung einer Reihe von 
Aerzten und das Erfordern eines Gutachtens von dem Dr. D. 
beantragt habe. Eine unrichtige Anwendung der beiden Reichs⸗ 
geſetze vom 28. Mai 1885 und 15. März 1886 oder eine Ver⸗ 
letzung der in $ 1 Nr. 1 des erſteren und der in den SS 1 
und 8 des letzteren enthaltenen Vorſchriften fällt dem B. R. 
nicht zur Laſt, vielmehr ſind ſeine Ausführungen hinſichts beider 
Geſetze als zutreffend anzuerkennen. IV. C. S. i. S. v. Holk 
c. Reichsfiskus vom 17. Januar 1898, Nr. 201/97 IV. 
47. Die Rkl. rügen an erſter Stelle, daß in dem B. U. 


der rechtliche Begriff des Betriebsunfalles verkannt ſei, 


indem in demſelben zwar als erwieſen angenommen werde, daß 
der Kl. dadurch vergiftet worden ſei, daß er in kurzer Zeit, ſo 
zu ſagen mit einem Male, verhältnißmäßig große Mengen 
Bleies in ſich aufgenommen habe, aber dennoch verneint ſei, 
daß dieſe plötzlich und unmittelbar eingetretene Vergiftung einen 
Unfall im Sinne des Unfallverſicherungsgeſetzes darſtelle. Dieſe 
Rüge iſt jedoch nicht begründet. Das O. L. G. hat jenen 
aus dem Gutachten des Sachverſtändigen Dr. S. entnommenen 
Satz über die Entſtehung der Vergiftung des Kl. nur deshalb 
angeführt, um feſtzuſtellen, daß die Vergiftung nicht bereits 
während der Beſchäftigung des Kl. bei ſeiner früheren Arbeit⸗ 


geberin, der Firma Johann K., ſondern erſt während er in der 


Härterei der Bekl. beſchäftigt war, entſtanden ſei und in ihrem 
Fortgange zu der bei dem Kl. jetzt nachgewieſenen chroniſchen 
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t der Krankheit geführt habe, es wollte aber nicht 
daß die Vergiftung des Kl. durch ein plotzlich 
Ereigniß hervorgerufen worden, oder ſelbſt ein 
igniß ſei. Vielmehr iſt das O. L. G. bei der 
j der Frage, ob ein Unfall oder eine ſogenannte 
inkheit vorliegt, davon ausgegangen, daß es als 
mmt, daß der Kl. entweder während des. Probe- 
während des dreitägigen Härtens in der Fabrik 
er auch nur während des letzteren Zeitraumes die 
ämpfe, welche ſeine Erkrankung herbeiführten, in 
nen habe, und erblickt hierin eine Gewerbekrankheit 
en Unfall, weil die Erkrankung des Kl. ſich aus 
ch nur wenige Tage währenden Betriebe ſelbſt 
mund zwar als die gewöhnliche vorausſehbare 
ngeſunden Betriebes. Dieſe Auffaſſung des 
Gewerbekrankheit giebt zu rechtlichen Bedenken 
ſſung. Sie iſt in Uebereinſtimmung mit den 
des R. G. (Entſch. Bd. 21 S. 77 und Bd. 29 
8 Reichsverſicherungsamtes (Handbuch der Unfall⸗ 
Aufl. S. 28), ſowie mit der Doktrin (Woedtke, 
ngsgeſetz S. 89 flg., Roſin im Archiv für öffent⸗ 
5d. III S. 305 fig. u. A. m.), und ſchließt die 
Unfalles als eines plötzlich eintretenden, 
mmten Ereigniſſes aus. Auch die weitere 
„daß der B. R. den Umſtand nicht richtig ge⸗ 
daß dem ſachkundigen Kl. die Einrichtung der 
n Bekl. übertragen worden ſei, iſt nicht zutreffend. 
hat als erwieſen angenommen, daß die Arbeit 
e für die Geſundheit der Arbeiter gefahrbringend 
während zur Verhütung der Schädigung der 
den gleichartigen Fabriken Remſcheids und der 
egeln, namentlich durch Einrichtung von Abzugs⸗ 
n werden, welche die Bleidämpfe beſeitigen, ſolche 
gen in der Härterei der Bekl. zur Zeit der in 
Beſchäftigung des Kl. fehlten, in Folge deſſen 
des Kl. entſtanden ſei. In dieſer Unterlaſſung 
s mit Recht einen Verſtoß gegen § 120 a der 
welcher dem Gewerbeunternehmer die Ver⸗ 
egt, alle diejenigen Einrichtungen herzuſtellen, 
kſicht auf die Beſchaffenheit ſeines Gewerbe⸗ 
nlichſter Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr 
othwendig find; es iſt daher die Verpflichtung 
Schadenserſatze begründet, ſei es, daß man 
Dienſtvertrage oder aus Art. 1383 des c. c. 
ſodann in den Urtheilsgründen weiter aus⸗ 
ß die Bekl. von dieſer Verantwortlichkeit auch 
freit werden könnten, daß nach ihrer unter 
Behauptung ſie dem ſachkundigen Kl. die Ein⸗ 
erei übertragen hätten, dieſer aber durch Nicht⸗ 
Schutzmaßregeln ſeine Erkrankung ſelbſt ver⸗ 
iſt hierbei das O. L. G. von der Erwägung 
der Kl. nur gewöhnlicher Arbeiter war, daß 
dadurch, daß ſie ihm die Einrichtung ihrer 
ragen haben, ohne ſich weiter darum zu 
ien als Gewerbeunternehmern nach dem 
a obliegende Sorgfalt verletzt haben. Dieſe 
nen Rechtsirrthum nicht erſehen, ſie widerlegt 


die Behauptung, daß der Kl. ſeine Erkrankung ſelbſt verſchuldet 
habe. II. C. S. i. S. Krumm c. Schulte vom 8. Februar 
1898, Nr. 310/97 II. 

Zu den Geſetzen über Muſterſchutz und Waaren- 
zeichen. 

48. Gebrauchsmuſterſchutz kann nur für ein Geiſtes⸗ 
erzeugniß erworben werden, welches darin beſteht, daß für ein 
Arbeitsgeräth oder einen Gebrauchsgegenſtand, ſei es auch nur 
hinſichtlich eines Theils des einen oder anderen, eine dem 
Arbeits⸗ oder Gebrauchszweck dienende neue Geſtaltung, An⸗ 
ordnung oder Vorrichtung geſchaffen worden iſt. — Es iſt 
zuzugeben, daß an ſich die exaktere und beſſere Ausführung einer 
ſchon bekannten Form, mag nun dieſe beſſere Ausführung auf 
der größeren perſönlichen Geſchicklichkeit des Herſtellers oder auf 
einer Vervollkommnung der Herſtellungsmittel beruhen, noch 
keine neue Form iſt. Auf der anderen Seite iſt indeß zu be⸗ 
achten, daß, falls es ſich, wie hier, um ein Erzeugniß der 
Feinmechanik handelt, ſchon eine anſcheinend geringfügige Ab- 
weichung von der bisherigen Geſtaltung in Hinſicht auf den 
Verwendungszweck bedeutſam und daher eine neue Form ſein 
kann, vor Allem aber, daß, ſofern bisher nur Anläufe und 
Verſuche gemacht worden ſind, in beſtimmter neuer Form einen 
für ſeinen Zweck verwendbaren Gegenſtand herzuſtellen, dies 
dem Erwerb eines Gebrauchsmuſterrechts für die endlich ge⸗ 
lungene Ausführung nicht im Wege ſtehen, und zwar auch 
dann nicht im Wege ſtehen kann, wenn das Gelingen in einem 
bisher nicht bekannt geweſenen Herſtellungsverfahren ſeinen 
Grund hat; nur daß in einem ſolchen Fall lediglich das Er- 
zeugniß des neuen Verfahrens, nicht auch dies Verfahren ſelbſt 
dem Muſterſchutz zugänglich iſt. I. C. S. i. S. Haertel 
c. Handelsgeſellſchaft Haertel vom 15. Januar 1898, 
Nr. 324/97 J. 

49. Der Bekl. iſt am 4. März 1897 verurtheilt worden, 
bei Vermeidung einer fiskaliſchen Strafe von 150 Mark, für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung ſich der gewerbsmäßigen Her⸗ 
ſtellung, des Inverkehrbringens, der Feilhaltung und des 
Gebrauchs der in die Rolle für Gebrauchsmuſter unter 
Nr. 37 326 eingetragenen Stellſpange zu enthalten. Dies 
Urtheil hat die Rechtskraft beſchritten. Demnächſt hat der 
Bekl. eine ſogenannte Friktionsſtellſpange hergeſtellt und unter 
Nr. 77 292 in die Rolle für Gebrauchsmuſter eintragen laſſen, 
die ſich nach der Anſicht des Kl. nur in ganz gleichgültigen 
Punkten von der Stellſpange unterſcheidet, deren Benutzung 
durch jenes Urtheil verboten worden iſt. Er hat deshalb be⸗ 
antragt, den Bekl., der ſeine neue Stellſpange feilhält, in die 
augedrohte Strafe von 150 Mark zu verurtheilen. Das L. G. 
hat dieſem Antrage entſprochen; das Beſchwerdegericht hat ihn 
aber zurückgewieſen, weil der böſe Glauben des Bekl. oder die 
Thatſache, daß er in wiſſentlicher Kenntniß des Unrechts 
gehandelt habe, nicht feſtgeſtellt werden könne. Hiergegen iſt 
ſofortige Beſchwerde erhoben worden. Dieſelbe erſcheint jedoch 
nicht als begründet. Freilich laſſen ſich gegen die Erwägung, 
auf die die angefochtene Entſcheidung geſtützt wird, Bedenken 
nicht unterdrücken. Gehört die begangene Handlung objektiv zu 
den durch das Urtheil verbotenen Handlungen, fo würde die 
Ueberzeugung des Schuldners, mit ihrer Begehung kein Unrecht 
zu thun, die Verhängung der Strafe nicht hindern konnen. 
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Zwar geht die Beſtrafung aus $ 775 der C. P. O. über die 
Anwendung einer bloßen prozeſſualen Vollſtreckungsmaßregel 
hinaus. Die ſubjektive Verſchuldung mag als eine Voraus- 
ſetzung der Strafbarkeit angeſehen werden müſſen. (Vergl. den 
Beſchluß des VI. C. S. des R. G. vom 23. Januar 1896, 
Bd. 36 S. 417 der Sammlung.) Andererſeits kann ſolche 
Verſchuldung aber nicht ſchon um deswillen für beſeitigt gelten, 
weil ſich der Schuldner über den Inhalt und die Tragweite des 
erlaſſenen Verbots geirrt hat. Ein ſolcher Irrthum läge auf 
dem Gebiete unentſchuldigten Rechtsirrthums oder ſtände 
wenigſtens rechtlich dem unentſchuldigten Rechtsirrthum gleich. 
Die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt aber aus einem anderen 
Grunde gerechtfertigt. Was dem Bekl. verboten iſt, muß aus 
dem Urtheil entnommen werden. Denn etwas anderes iſt eben 
nicht unter Androhung der Strafe, deren Vollſtreckung verlangt 
wird, verboten. Danach iſt aber nicht jede Verletzung des dem 
Kl. ertheilten Patents, ſondern eine Verletzung, die durch Be⸗ 
nutzung einer beſtimmten Konſtruktion oder durch Verwendung 
eines beſtimmten Modells herbeigeführt wird, mit Strafe be⸗ 
droht. Setzt der Vollzug der in Ausſicht geſtellten Zwangs⸗ 
maßregel nun vielleicht auch nicht eine vollkommene Identität 
des thatſächlich in Gebrauch genommenen mit dem verbotenen 
Modell voraus, ſo wird doch immer neben der Gleichheit des 
techniſchen Zwecks auch eine Uebereinſtimmung in allen weſent⸗ 
lichen Beſtandtheilen des Mittels verlangt werden müſſen. Sonſt 
mag rechtswidrig gehandelt ſein: Das Verbot, deſſen Ueber⸗ 
tretung geahndet werden ſoll, iſt aber nicht übertreten. Es 
kann nun dahingeſtellt bleiben, ob der Bekl. aufs Neue einer 
Patentverletzung ſchuldig iſt. Denn ſollte dieſes der Fall ſein, 
ſo würde er doch auf andere Weiſe, als ihm gerichtlich unter⸗ 
ſagt iſt, in die Rechtsſphäre des Kl. hinübergegriffen haben. 
Während er ſich nur des Gebrauchs der in die Rolle für Ge⸗ 
brauchsmuſter unter Nr. 37 326 eingetragenen Stellſpange ent⸗ 
halten ſoll, hat er jetzt nach dem unter Nr. 77 292 für ihn 
eingetragenen Modell gearbeitet. Während bei jenem Muſter 
die Gelenkſtange durch eine Klemmſchraube feſtgeſtellt werden 
kann, wird hier deren Beweglichkeit durch die Anbringung einer 
Schleppfeder freilich vermindert, aber niemals unmöglich ge 
macht. Während ſich das eine Mal eine feſte, unverrückbare 
Verkuppelung der beiden zu verbindenden Fenſterflügel ergiebt, 
handelt es ſich das andere Mal um eine Vorrichtung, durch die 
eine bewegliche, eine Verſchiebung in der Stellung der Fenſter⸗ 
flügel zu einander geſtattende Verbindung herbeigeführt wird. 
Während endlich die Anbringung des früheren Modells ein 
Zuſchlagen der geöffneten Fenſterflügel vollſtändig ausſchloß, 
wird durch den neuen Apparat nur die Wucht des Stoßes beim 
Zuſchlagen gemildert. Nun iſt freilich anzuerkennen, daß auch 
die jetzt fragliche Scheerenſtange, auf dieſe oder jene Art unbeweg⸗ 
lich gemacht oder feſtgeſtellt werden kann. Dazu bedarf es aber 
einer Veränderung des Modells. Und dann iſt eben nicht mehr 
nach dem vom Bekl. benutzten, ſondern nach einem anderen 
Modell gearbeitet. Es braucht daher nicht beſprochen zu werden, 
ob für ſolchen Fall die angedrohte Strafe verwirkt ſein würde. 
Danach iſt feſtzuhalten, daß, ſelbſt wenn die Vorrichtung des 
Bekl. keine ſchutzfähige Neuerung enthalten ſollte, doch niemals 
zwiſchen ihr und derjenigen Vorrichtung, deren Benutzung das 
Urtheil verbietet, Weſensgleichheit beſtände. Ihr Gebrauch kann 


daher auch die Verhängung der angedrohten Strafe nicht nach 
ſich ziehen. I. C. S. i. S. Schutzer c. Spengler vom 5. Fe⸗ 
bruar 1898, B Nr. 8/98 I. | 

50. Ein Urheberrecht des Kl. kann nicht anerkannt werden, 
da ſein Muſter ſich weder als ein ſchutzfähiges Originalwerk 
darſtellt noch die Eigenſchaft der Neuheit beſitzt. Zwar hat es 
der Kl. auf ſeinen Namen eintragen laſſen. Die Eintragung 
entbehrt aber der Rechtswirkſamkeit, wenn die Vorausſetzungen 
nicht erfüllt ſind, an die das Geſetz den Erwerb des kunſt⸗ 
gewerblichen Urheberrechts gebunden hat. Der Kl. iſt nicht 
Urheber des Muſters. Daſſelbe iſt nach ſeinen eigenen Angaben 
im Weſentlichen identiſch mit einer alten wohlbekannten Marke, 
die feit vielen Jahren von der Münchener Spatenbrauerei ge⸗ 
führt wird. Er hat ſeinerſeits nur unweſentliche Abänderungen 
damit vorgenommen. Der Schöpfungsakt iſt alſo die That 
eines Anderen, während die weitere Ausgeſtaltung, die das ſchon 
geſchaffene Produkt unter ſeinen Händen erfahren hat, keine 
neue und ſelbſtſtändige Schöpfung bedeutet. Das Ergebniß 
einer Thätigkeit, die ſich im Großen und Ganzen als Repro⸗ 
duktion ſchon vorhandener Gedanken und Gegenſtände charakteriſirt, 
kann aber niemals Grundlage eines Urheberrechts ſein. Die 
weſentliche Identität mit ſeinem Vorbild verweiſt das Muſter 
des Kl. in die Kategorie bloßer Nachbildungen. Es erſcheint 
nicht mehr als die Verkörperung einer originalen Idee. Aber 
auch abgeſehen hiervon iſt es ſchon an und für ſich nach ſeinem 
Inhalt nicht ſchutzberechtigt. Es iſt gar kein Geſchmacksmuſter. 
Denn wenn zwar unter Umſtänden ſchon ſehr einfache Striche 
und Zeichen zur Befriedigung des Farben- und Formenſinns 
ausreichen können, ſo wendet ſich doch das Gebilde des Kl. 
überhaupt nicht an das äſthetiſche Gefühl oder gar an das 


künſtleriſche Empfindungsvermögen des Anſchauenden. Ihm 


fehlt daher eine der objektiven Vorausſetzungen, von denen die 
Entſtehung des Urheberrechts abhängig iſt. Endlich iſt das 
Muſter auch inſofern nicht neu, als der Kl. es bereits mehrere 
Jahre vor ſeiner Eintragung benutzt und verbreitet hat. Da⸗ 
mit hat es aber den Anſpruch auf Schutz verwirkt. Es iſt 
kraft des Geſetzes nicht länger fähig, ein Urheberrecht zu be⸗ 
gründen. Hierbei braucht nun nicht noch erörtert zu werden, ob 
der Urheber nicht ſelbſt dann, wenn ihm um ſolcher Verbreitung 
willen der beſondere Schutz des Geſetzes verſagt bleibt, doch 
Andere an der Ausbeutung ſeines Werks durch den Erwerb 
eines ihn ſelber ausſchließenden Schutzrechts zu hindern ver- 
mag. Denn dieſe Möglichkeit ſtünde dem Kl. nicht offen, weil 
er nicht der Urheber eines Muſters iſt, rückſichtlich deſſen Urheber: 


rechte überhaupt denkbar ſind. Damit iſt der Klage der Boden 


entzogen. Sie gewinnt nicht etwa einen neuen Stützpunkt in 
der Thatſache, daß der Kl. das Muſter bereits ſeit einer Reihe 
von Jahren zur Kennzeichnung ſeiner Waare benutzt und die 
Bekl. es angeblich in unlauterer Abſicht nachgeahmt hat. Hier 
ſteht das formale Recht, daß durch die Anmeldung und Ein⸗ 
tragung begründet wird, ihr entgegen. Auch die Aneignung 
eines Zeichens, das Andere, ohne es eintragen zu laſſen, bereits 
zu geſchäftlichen Zwecken gebrauchten, iſt rechtlich geſtattet. 
Das Eintragungsprinzip iſt eben mit voller Schärfe durchgeführt 
worden. Es kann auf ſich beruhen bleiben, ob die Eintragung 
mit konſtitutiver oder blos deklaratoriſcher Kraft ausgerüſtet iſt. 
Das geſetzliche Schutzrecht entſteht jedenfalls erſt durch ſie und 
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t aber ſchon mit der Bildung und praktiſchen Ver⸗ 


8 Zeichens. Nur in Bezug auf ſolche Zeichen, die 
laß des Reichsgeſetzes vom 12. Mai 1894 nicht 
ihig waren, iſt unter gewiſſen Beſchränkungen der 
ſitzſtand vorübergehend geſichert worden (§ 9 Abſ. 2 
Auch die andere Frage bedarf der Erörterung 
ner Eintragung die rechtliche Wirkung aberkannt 
die auf bloßer Chikane und auf der Abſicht be⸗ 
Beſitzer einen ferneren Gebrauch unmöglich zu 
nn dieſe Vorausſetzung iſt thatſächlich nicht gegeben, 
l. das Zeichen in ihrem Gewerbebetriebe benutzt 
nicht lediglich zum Zwecke der Schädigung des Kl. 
gen hat. So wenig dieſem danach ein privat⸗ 
ſpruch auf Löſchung des Zeichens zur Seite ſteht, 
kkupation ihm gegenüber als eine Rechtswidrigkeit 
ſowenig iſt aus der beſonderen geſetzlichen Ordnung 
hts ſelber ein Rechtstitel der Art zu entlehnen. 
ie auf den § 9 Nr. 3 des Geſetzes geſtützt wird, 
det, wenn der Inhalt des Zeichens den thatſäch⸗ 
tniſſen nicht entſpricht und die Gefahr einer 
rbeiführt. Daß aber das Zeichen der Bekl. in 
trügeriſchen Charakters ſei, iſt nicht zu erſehen. 

t des § 9 Nr. 3 bildet eine Ergänzung der Vor⸗ 
Nr. 3. Zeichen, die gegen die öffentliche Ordnung 

„ weil fie mit den thatſächlichen Verhältniſſen 
lange ſtehen, eine Täuſchung des Publikums be⸗ 
„ ſollen von der Eintragung ausgeſchloſſen ſein. 
die hier erforderlich wird, iſt naturgemäß zunächſt 
te übertragen. Seine Prüfung wird aber nicht 
d angeſehen. Vielmehr wird, wo es ſich um die 
s öffentlichen Intereſſe handelt, Jedermann das 
nt, die Sache nochmals zur gerichtlichen Erörterung 
Dabei gilt es denn in erſter Linie die Ermittelung, 
er Rechtsgültigkeit angegriffene Zeichen inhaltlich 
chlichen Verhältniſſen in Widerſpruch ſteht. Es 
; gegen die deceptive Marke. Aber deceptiv im 
techtönorm iſt fie nur dann, wenn ihr aus dem 
neten Grunde deceptive Kraft eigen iſt. Nicht 
it der Irreführung, ſondern nur die in der 
eife bewirkte Möglichkeit der Irreführung hat 
s Zeichens zur Folge. Dieſes muß an und für 
ner inneren Unwahrheit willen geeignet ſein, eine 
orzurufen. Seine bloße Uebereinſtimmung oder 
t dem nicht eingetragenen Zeichen eines Andern 
e den Hinzutritt weiterer beſonderer Momente 
loch nicht als objektiv unrichtig erſcheinen. Sie 
vendig die Folge, daß die Auskunft, die das 
ihm gewinnt, den thatſächlichen Verhältniſſen 
nthielte ſchon die Uebereinſtimmung mit einem 
n Dritter als Kennzeichen ſeiner Waare benutzt, 
eine irreführende Angabe nach der Auffaſſung 
würde damit die Vorſchrift des § 9 Abſ. 2 
ftellt fein. Der ältere Beſitzſtand wäre nicht 
ſondern dauernd geſichert. Und nicht ein Zeichen, 
em Rechte der Eintragungsfähigkeit ermangelte, 
ichen, das, ohne eingetragen zu ſein, als Kenn⸗ 
Vaaren eines beſtimmten Geſchäftsbetriebes galt, 


würde den Anſpruch auf Löſchung erzeugen. Danach wird in 
der Benutzung eines beſtimmten Zeichens nur dann eine Angabe 
thatſächlicher und irreführender Art erblickt werden können, 
wenn ſich daſſelbe als eine eigentliche Qualitätsbezeichnung dar⸗ 
ſtellt und in Folge deſſen der damit verſehenen, anders be⸗ 
ſchaffenen Waare eine Qualität beigelegt wird, die ſie in Wirk⸗ 
lichkeit nicht hat. (Vergl. auch die Entſch. des erkennenden 
Senats des R. G. vom 8. Dezember 1897 in Sachen des 
Kaufmanns E. Nicolas wider die Firma Türkiſche Cigaretten⸗ 
und Tabakfabrik Sultan, F. Przedecki, I. 273/97.) Die be⸗ 
zeichnete Vorausſetzung trifft hier nicht zu. Jedenfalls iſt 
weder beſonders geltend gemacht noch ſonſt aus dem Prozeß⸗ 
material zu entnehmen, daß das Wort „Spatenbier“ eine 
Qualitätsbezeichuung geworden ſei. Wenn die Bekl. ihr Bier 
„Staatenbier“ nennt, ſo ruft ſie damit auch nicht den Eindruck 
hervor, als ob es ſich um Bier handele, das ganz beſtimmte 
und zwar diejenigen Eigenſchaften hat, die man bei dem als 
Spatenbier vertriebenen Biere ſucht. Die benutzte Etiquette 
enthält überhaupt keine thatſächliche Angabe hinſichtlich der 
Eigenart und Beſchaffenheit der Waare. Ebenſowenig wird 
durch ſie der irrige Glauben erweckt, daß ein Erzeugniß 
amerikaniſchen Gewerbefleißes in Frage ſtehe. Das würde 
freilich der Fall ſein, wenn gleichzeitig die engliſche Sprache 
gewählt worden wäre. Wer ſeine Waare für ein Produkt aus- 
geben will, das einem dem engliſchen Sprachgebiet angehörigen 
Lande entſtammt, der legt ihr aber keine deutſche Benennung 
bei. So kann die Klage denn auf die Vorſchrift des § 9 Nr. 3 
nicht gegründet werden, weil der Inhalt des Zeichens nicht 
ſachlich unrichtig iſt. Nicht minder hat das B. G. mit gutem 
Grunde dem § 15 des Geſetzes die Anwendbarkeit verſagt. 
Die Bekl. iſt rechtmäßige Inhaberin des Zeichens geworden 
und kann ſich daher durch deſſen Gebrauch keine Geſetzesver⸗ 
letzung mehr ſchuldig machen. Ihr Recht greift auch gegen⸗ 
über dem nach § 15 erworbenen und geſchützten Beſitzſtande 
durch. Ob fie um dieſen Beſitzſtand wußte, als fie zur An⸗ 
meldung ſchritt, und ob ſie ſie vornahm, um durch den Erwerb 
eines eigenen Vorzugsrechts den Anderen im Genuß ſeiner 
Rechtsbefugniſſe zu ſtören, iſt rechtlich ohne Bedeutung. Das 
Zeichenrecht, das auf der amtlichen Eintragung ruht, hebt das 
Ausſtattungsrecht des $ 15 auf. Andererſeits bleibt allerdings 
zu erwägen, daß die Eintragung keine rückwirkende Kraft hat, 
das Zeichen der Bekl. aber erſt am 23. Juli 1896 eingetragen 
iſt. Sollte dieſe alſo ſchon vorher ihre Waare zum Zwecke der 
Täuſchung mit einer Ausſtattung — und ihr Zeichen konnte 
als Ausſtattung dienen — verſehen haben, die innerhalb be⸗ 
theiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleichartiger Waaren 
des Kl. galt, ſo würde ſie auch für den Schaden verant⸗ 
wortlich ſein, der ihm dadurch bis zum 23. Juli 1896 zugefügt 
iſt. Der B. R. hat dieſen Geſichtspunkt freilich verkannt. 
Gleichwohl braucht ſeine Entſcheidung nicht aufgehoben zu 
werden. Denn der Kl. hat ſich zwar auf den $ 15 berufen, 
aber nicht dargelegt, daß und warum ſein Thatbeſtand hier 
erfüllt ſei. Da nicht erhellt, daß ſich ſein Zeichen zu einer 
wirklichen Qualitätsbezeichnung entwickelt hat und da die Bekl. 
mit der Benutzung ihres Zeichens ihrem Bier keine beſtimmte, 


ihm nicht zukommende Eigenſchaft beilegt, ſo würde ſie ſich 


immer nur eines Mittels bedient haben, das zum Zwecke der 
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Täuſchung nicht tauglich iſt. Sie würde alſo auch zur Leiſtung 


irgend welchen Schadenserſatzes nicht herangezogen werden 


können. Wenn die Reviſion ſchließlich noch geglaubt hat, die 
Beſtimmungen des Reichsgeſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 


Wettbewerbes für ſich anrufen zu können, ſo iſt ihr darin nicht 
zuzuſtimmen. Wer nach dem Waarenzeichengeſetze in unanfecht⸗ 
baren Beſitz eines Zeichens iſt, der kann nicht auf Grund jenes 
anderen Geſetzes an deſſen Führung behindert ſein. Das ver⸗ 
bietet ſich ohne Weiteres. Die Vorausſetzungen des § 8, den 
die Reviſion anführt und an den bei der Lage der Sache allein 
gedacht werden könnte, find denn erſichtlich auch nicht gegeben. 
Die Bekl. benutzt nicht die Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts 
oder eines gewerblichen Unternehmens in einer Weiſe, die darauf 
berechnet und geeignet iſt, Verwechſelungen mit der Bezeichnung 
hervorzurufen, deren ſich der Kl. befugterweiſe bedient. Danach 
muß die Reviſion zurückgewieſen und der Kl. in die Koſten der 
Reviſionsinſtanz verurtheilt werden. I. C. S. i. S. Zieſeniß 
c. Hanſa⸗ Brauerei in Hamburg vom 22. Januar 1898, 
Nr. 330/97 L 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

51. Das B. G. iſt zutreffend davon ausgegangen, daß 
die Klage nach § 8 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 nur dann 
begründet ſei, wenn der Bekl. für die von ihm herausgegebene 
Druckſchrift eine Bezeichnung gewählt hat, welche darauf berechnet 
und geeignet war, Verwechſelungen hervorzurufen. Wenn nun 
auch, wie die Reviſion ausgeführt hat, im Regierungsbezirk 
Wiesbaden allgemein mit der Bezeichung Kreisblatt der Begriff 
des amtlichen Blattes des Landraths und des Kreisausſchuſſes 
verbunden werden ſollte, ſo konnte doch dies in Beihalt der 
weiter erwogenen Thatumſtände für nicht entſcheidend erachtet 
werden. Das B. G. hält die Abſicht des Bekl. Verwechſelungen 
herbeizuführen für ausgeſchloſſen, da er nur eine ſeit Jahren 
herausgegebene Zeitung unter dem gleichen Titel weiter erſcheinen 
ließ, und nach Entziehung der amtlichen Inſerate der Kreis- 
behörden dem Haupttitel ſeiner Zeitung einen Zuſatz in großem 
Druck angefügt hat, durch welchen dieſelbe als amtliches Blatt 
für die Bekanntmachungen des Magiſtrats und der Polizeiver⸗ 
waltung der Stadt Diez bezeichnet iſt. III. C. S. i. S. 
Sommer c. Günther vom 4. Februar 1898, Nr. 288/97 III. 

52. Der Rkl. ſucht das Rechtsmittel durch die Ausführung 
zu rechtfertigen, daß die Verneinung des Thatbeſtandes des 
§ 8 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
ſowohl in dem angefochtenen Urtheil ſelbſt als in den darin 
gebilligten Entſcheidungsgründen des erſtinſtanzlichen Urtheils 
in widerſpruchsvoller Weiſe begründet ſei, indem er beſonders 
hervorhebt, daß das ſubjektive Moment des „Berechnetſeins“ 
nicht habe geleugnet werden dürfen, da anerkannt werde, einmal 
daß der Bekl. durch den Hinweis auf den Weiterbetrieb eines 
Weinhandels in den früheren W. ſchen Räumen beabſichtigt 
habe, diejenigen Kunden heranzuziehen, denen das alte Lokal lieb 
und werth geweſen ſei, und anderſeits, daß unaufmerkſame Leſer 
der Anzeigen des Bekl. in den Irrthum verſetzt werden könnten, 
dieſer ſei der Rechtsnachfolger des W. Dieſer Vorwurf iſt nicht 
zutreffend. Das B. G. ſowohl als das L. G. gehen von der 
Annahme aus, daß es dem Bekl. bei Anfügung der Worte 
„früher W. ſche Räume“ nur darauf angekommen ſei, ſolche 
Kunden zu gewinnen, welche auf die Thatſache Werth legen, 


daß er feine Weinhandlung in denſelben Räumen der. 


Meſſergaſſe Nr. 9 betreibe, die früher W. inne hatte. Hier iſt 
von einer Spekulation auf Verwechſelungen nicht die Rede, 
vielmehr rechnet der Bekl. auf Erfolg nur von Erkenntniß der 
wahren Thatſache, daß ihm die früher W. ſchen Räume zur 
Verfügung ſtehen, indem er ſucht, durch Bekanntmachung dieſer 
Thatſachen Kunden zu gewinnen, welche auf das Lokal Werth 
legen. Wenn nun das B. G. an anderer Stelle anerkennt, 


daß ganz unaufmerkſame Leſer der Anzeige des Bekl. aller. 


dings in den Irrthum verſetzt werden könnten, der Bekl. ſei 
Rechtsnachfolger von W., ſo will es doch damit keineswegs. 
ausſprechen, daß der Bekl. ſeine Anzeigen etwa auch darauf 
berechnet habe, die Verwechſelung ſeines Geſchäfts mit dem 
des Kl. bei unaufmerkſamen Leſern herbeizuführen, vielmehr 
finden ſich jene Worte in einem das objektive Moment des 
„Geeignetſeins“ betreffenden Zuſammenhange, indem nach Anſicht 
des B. G. die Anzeigen des Bekl. auch nicht geeignet ſind, 
Verwechſelungen der gedachten Art herbeizuführen, da kein un⸗ 
befangener Leſer durch dieſelben in einen Irrthum über den 
Geſchäftsinhaber verſetzt werden könne, wenn dies auch bei ganz 
unerfahrenen Leuten möglich ſei. In dieſer Ausführung kann 
ſonach die gerügte widerſpruchsvolle Begründung der Verneinung 
des ſubjektiven Momentes, welche Verneinung allein ſchon das 
Urtheil trägt, nicht gefunden werden, ebenſowenig aber auch 
eine rechtsirrthümliche Verneinung des objektiven Momentes. 
II. C. S. i. S. Bartelmus c. Ganz vom 11. Februar 1898, 
Nr. 321/97 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

53. Das L. G. zu Caſſel iſt im Urtheil vom 9. De⸗ 
zember 1896 davon ausgegangen, daß die Beſtimmungen des 
Kurheſſiſchen Geſetzes vom 28. Oktober 1834 für die Ent⸗ 
ſcheidung über den Klaganſpruch nicht maßgebend ſeien, weil 
nicht angenommen werden könne, daß der Kurheſſiſche 
Geſetzgeber bei der Anordnung der Beſchränkung der Oberlieger 
zu Gunſten von Mühlen auch auswärtige Müller hätte bevor⸗ 
zugen wollen. Das O. L. G. hat hierüber keinen beftimmien 
Ausſpruch gegeben, ſondern nach Hinweis auf die Vorſchriften 
des Gemeinen, Kurheſſiſchen und Waldeckſchen Rechtes ausgefüht, 
daß nach dem Ergebniß der Beweisaufnahme die Bekl. in dem 
Gebrauche des Elbewaſſers über das Maß hinausgegangen 
ſeien, welches durch das Gemeine Recht und die in Bezug 
genommenen Partikulargeſetze beſtimmt ſei. Das B. U. iſt 
daher dahin zu verſtehen, daß es keiner Entſcheidung darüber 
bedürfe, welches der genannten drei Rechte Anwendung zu finden 
habe, weil nach jedem derſelben ſo, wie geſchehen, zu urtheilen 
ſein würde. Mit Unrecht macht hiergegen die Reviſion geltend, 
daß nur das Gemeine Recht in Frage kommen könne, weil die 
Grundſtücke der Bekl. im Heſſiſchen Gebiet, die Mühlen der 
Kl. im Fürſtenthum Waldeck belegen find. Die Frage, welches 
Recht maßgebend iſt, hängt zunächſt von der Auslegung des in 
den Vorentſcheidungen erwähnten Kurheſſiſchen Geſetzes vom 
28. Oktober 1834 ab, und nur wenn dieſes Geſetz in dem vom 
J. R. angenommenen Sinne zu verſtehen fein ſollte, würde 
das Gemeine Recht in Betracht kommen können. Hierüber 
bedurfte es aber der Entſcheidung ſeitens des B. G., denn der 
Reviſion iſt darin beizuſtimmen, daß die ergangene Sach⸗ 
entſcheidung nach Gemeinem Recht nicht begründet ſein würde. 
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ar feſtgeſtellt, daß die Bekl. im Sommer 1893 ihre 
rartig bewäſſert haben, daß den Kl. das zum Betriebe 
len erforderliche Waſſer gefehlt hat, dagegen nicht, 
l. das von ihnen in Anſpruch genommene prävalirende 
eht. Bei dieſer Sachlage würde es nach Gemeinem 
blich ſein, daß die Bekl. ſich nach dem Thatbeſtand 
unter Beantragung der Augenſcheinseinnahme darauf 
ben, daß das Waſſer der Elbe, ſoweit es nicht zur 
ig ihrer Wieſen verbraucht worden, ſtets dem Fluſſe 
eführt ſei, und dorthin ſeinen natürlichen Abfluß 
[8 dies richtig iſt, würden dle Bekl. nach Gemeinem 
rhalb der ihnen als Adjazenten zuſtehenden Gebrauchs⸗ 
ndelt haben, — vergl. Entſch. des R. G. Bd. 8 
Bd. 15 S. 184 — und daher nach dem bisherigen 
n Feſtſtellungen ihre Verurtheilung nach dem Klag⸗ 
yt gerechtfertigt fein. III. C. S. i. S. Sauer 
vom 1. Februar 1898, Nr. 284/97 III. 
das B. G. geht in feinen Ausführungen davon aus, 
larrechtliche Normen, insbeſondere die vom Richter 
zogenen Art. 19 und 27 des württembergijchen 
treffend die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen 
n vom 5. September 1839 die Anwendung der 
des gemeinen Rechts auf den vorliegenden Fall nicht 
und iſt die Reviſionsinſtanz hieran gebunden. Die 
ben an die Spitze ſeiner Entſcheidung geſtellten 
ſätze entſprechen ſodann durchaus der feſtſtehenden 
chen Wiſſenſchaft und Rechtſprechung. Das B. G. 
Recht (vergl. die Entſch. des erkennenden Senats 
vember 1897 in Sachen Roſengart wider Roſengart 
) aus, daß auch nach Trennung der Ehe dem 
nd darum von der Erziehung der Kinder ausge— 
Iterntheil kraft feines Elternrechts das Recht zuſteht, 
nen Zeiträumen mit ſeinem Kinde zu verkehren und 
en körperlichem und geiſtigem Wohl zu überzeugen. 
auch nicht, daß die Eltern in dieſer Beziehung 
zen treffen können (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 21 
Bd. 37 S. 190), geht aber andererſeits auch von 
Anſicht aus, daß ſoweit das überwiegende Intereſſe, 
es Kindes es gebietet, weder das elterliche Recht 
och ein zwiſchen den Eltern abgeſchloſſener Vertrag 
yerden darf (Entſch. des R. G. Bd. 37 S. 191). 
S. von Simolin⸗Bathory c. von Simolin⸗Bathory 
nuar 1898, Nr. 262/97 III. 
Kl. hat die Erfuͤllung des unter den Parteien 
n Kaufvertrages begehrt und ſeinen Klagantrag 
t, daß das verkaufte Grundſtück gegen Zahlung 
re und Uebernahme von 6 000 Mark Hypotheken 
laſſen und übergeben werde. Die im Klagantrage 
mme von 653 Mark beruht darauf, daß der Kl. 
hält, vom Kaufpreis, ſoweit derſelbe nicht durch 
te Zahlungen und die Uebernahme von Hypotheken 
einen weiteren Betrag von 800 Mark abzuſetzen, 
kl. ihm ein Inventar und Waarenlager, welches 
gehabt habe, mitverkauft aber nicht übergeben habe, 
tande ſei, dieſe Gegenſtände noch zu liefern. Das 
un ausgeführt, daß für den Werth jener Sachen 
yorliege, und daher nicht erhelle, daß der Kl. be⸗ 


rechtigt ſei, 800 Mark vom Kaufpreiſe zu kürzen, und die 
Vertragserfüllung gegen die von ihm offerirte Zahlung zu 
fordern. Die Klage iſt aus dieſem Grunde, und weil der Kl. 
ſich bis zum Schluß der Verhandlung nicht zur Zuzahlung der 
800 Mark eventuell erboten habe, zurückgewieſen. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung würde nur dann begründet ſein, wenn der Klagantrag 
dahin zu verſtehen wäre, daß die Verlaſſung des Grundſtücks 
nur dann gefordert werde, wenn die Gegenleiſtung genau in 
der im Antrage bezeichneten Höhe feſtgeſtellt werde. Dieſen 
Sinn hat der Klagantrag offenbar nicht. Schon in der Klage 
war geſagt, daß der Kl. ſich bereit erkläre, die am Kaufpreis 
noch fehlende Summe zu zahlen, welche uach ſeiner Anſicht 
653 Mark betrage und nach dem Thatbeſtand des erſten Urtheils 
hat er ſich erboten, den rückſtändigen Kaufpreis zu berichtigen. 
Wenn nun über die Höhe der als Reſtkaufgeld vom Kl. zu 
zahlenden Summe Streit beſtand, ſo war hierüber vom 
Inſtanzgericht zu entjcheiden, und zu beſtimmen, gegen welche 
Gegenleiſtung die Verlaſſung und Uebergabe des verkauften 
Grundſtücks zu erfolgen habe. Von dieſem Standpunkt bedarf 
der Anſpruch des Kl. auf einen Abzug von 800 Mark vom 
Kaufpreiſe der erneuten Prüfung. Es wird insbeſondere zur 
Erwägung kommen müſſen, ob der ſtreitige Mitverkauf des 
Waarenlagers und Inventars durch Eidesauflage feſtgeſtellt 
werden kann, und ob ſich der bezügliche Werth aus dem Inhalt 
der Beweisaufnahme oder nach Maßgabe des $ 260 C. P. O. 
ganz oder theilweiſe beſtimmen läßt. III. C. S. i. S. Bahr 
c. Oberfrank vom 21. Januar 1898, Nr. 267/97 III. 

56. Einigung über Kaufſache und den Preis bedingt den 
Abſchluß des Kaufvertrages; mit ihr gilt auch der Kauf als 
abgeſchloſſen, vorausgeſetzt, daß die Parteien ihr Uebereinkommen 
nicht noch von anderen Punkten abhängig gemacht haben. 
(Windſcheid, Pandekten VII. Aufl. Bd. II S. 406; Dernburg, 
Pandekten V. Aufl. II. Bd. S. 256; Seuffert, Archiv Bd. 33 
Nr. 210). Von der Erwägung des muthmaßlichen Willens der 
Parteien aus erſcheint es demnach völlig zuläffig, auf Grund 
gemeiner Erfahrung anzunehmen, daß bei dem Ankauf eines 
ſtädtiſchen, mit Hypotheken beſchwerten Grundſtücks aus der 
Uebereinſtimmung über Objekt und Preis allein nur in aus⸗ 
nahmsweiſen Fällen auf den bindenden Abſchluß eines Kauf- 
vertrags geſchloſſen werden könne, weil regelmäßig noch eine 
große Auzahl anderer Punkte bei einem ſolchen Kontrakte mit 
ins Gewicht fielen. Der Erſatz nicht getroſſener Beſtimmungen 
durch Uſancen iſt aber ſelbſtverſtändlich dann ausgeſchloſſen, 
wenn nach der Willensmeinung der Parteien die betreffenden 
Punkte ihrer Wichtigkeit und individuellen Geſtaltung halber 
den Gegenſtand beſonderer Regelung und Einigung bilden ſollten. 
VI. C. S. i. S. Janke c. Pohls u. Gen. vom 3. Januar 1898, 
Nr. 283/97 VI. 

57. In dem Falle, wenn mehrere Sachen als zuſammen⸗ 
gehörig verkauft oder vertauſcht werden und Eine derſelben 
mangelhaft iſt, nicht nur der Käufer (Ertauſcher) ſondern ebenſo 
auch der Verkäufer (Vertauſcher) berechtigt die Wandlung in 
Anſehung aller Stücke zu verlangen. 1. 38 $ 14 eit.: „in 
qua re tam emtori, quam venditori consulitur, dum jumenta 
non separantur.“ Weiter irrt aber auch die Reviſion in der 
Annahme, daß gerade die von der Kl. beantragte Redhibition 
eine für W. vortheilhafte und ordnungsmäßige geweſen ſei. 


176 


Denn, anftatt ſeine beiden Zugochſen zurückzunehmen und dafür 
die beiden Stiere und die baare Summe von 220 Mark zurück⸗ 
zugeben, ſollte er nach dem Verlangen der Kl. den einen kranken 
Ochſen zurücknehmen, die beiden Stiere behalten und nicht 220, 
ſondern 440 Mark zurückzahlen — eine willkürliche, dem Geſetz 
keinenfalls entſprechende Art der Wandlung. III. C. S. i. S. 
Rothſchild o. Kunz vom 1. Februar 1898, Nr. 381/97 III. 

58. Der für das Aquiliſche Verſchulden angelegte Maß⸗ 
ſtab der „Bedachtſamkeit eines ordentlichen Mannes“ (vergl. Wind⸗ 
ſcheid, Pandekten VII. Aufl. Bd. II S. 642 Note 12) ent⸗ 
ſpricht den Grundſätzen des gemeinen Rechts. Die Annahme, 
daß die Handlungsweiſe der Bekl. dieſer Bedachtſamkeit nicht 
entſprochen, beruht auf der Erwägung der beſonderen thatſäch⸗ 
lichen Geſtaltung des Falles, der Erwägung der Nähe von 
Strohdächern, der Warnung des Wirthes. Welche Anforde⸗ 
rungen an die Bedachtſamkeit des ordentlichen Mannes zu 
machen ſind, bemißt ſich nach der konkreten Sachlage. Die 
Entſcheidung hierüber beruht ſomit weſentlich auf thatſächlicher 
Würdigung der Sachlage. Darunter fällt auch die nicht un⸗ 
gerechtfertigte Zumuthung, daß auch Städter die Feuergefähr⸗ 
lichkeit von Strohdächern kennen müſſen. Von der Pflicht des 
eigenen Denkens und Erwägens iſt Niemand dadurch enthoben, 
daß nicht vor jedem Thun und Unterlaſſen eine polizeiliche 
Warnungstafel ſteht. Die Zuläſſigkeit des Verkaufs von Gegen⸗ 
ſtänden, die je nach dem Gebrauche gefahrbringend wirken 
können, entbindet Niemanden von der Pflicht der Vorſicht im 
Gebrauch. Ob die Unterlaſſung polizeilichen Einſchreitens gegen 
Veranſtaltungen, die unter Umſtänden Gefahr bringen könne, 
eine ſolche Meinung von der unbedingten Ungefährlichkeit be⸗ 
gründen können, daß die Außerachtlaffung jeglicher Vorſicht mit 
„der Bedachtſamkeit eines ordentlichen Mannes“ verträglich er⸗ 
ſcheint, fällt wiederum in das Gebiet der thatſaͤchlichen 
Würdigung der konkreten Sachlage. VI. C. S. i. S. Martin 
u. Gen. c. North British and Mercantile Insurance Com- 
pagny vom 20. Januar 1898, Nr. 309/97 VI. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

59. Die Reviſion konnte nicht als begründet erachtet werden. 
Das B. G. ſtellt zwar die Uebereinſtimmung des nicht näher 
bezeichneten „Bayeriſchen Rechtes“ mit dem Preußiſchen Rechte 
feſt, ohne ſich darüber auszuſprechen, welches der in Bayern 
geltenden Civilrechte überhaupt in Frage kommen könnte. 
Der Kl. hatte in der Berufungsbegründung geltend gemacht, der 
Sitz des Rechtsgeſchäftes ſei Augsburg, wo ſich das Trambahn⸗ 
unternehmen, deſſen Verkauf dem Kl. vom Bekl. übertragen 
geweſen, befinde. Gemäß § 32 der Einleitung zum Allgemeinen 
Preußiſchen Landrecht ſei daher das Augsburger Recht anzu⸗ 
wenden. Dies wäre, da das Augsburger Stadtrecht keine ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen enthält, das gemeine Recht (Völdern⸗ 
dorff, Civilgeſetzſtatiſtik des Königreichs Bayern, S. 283). Da 
es ſich aber in dem Streite zwiſchen dem Kl. und dem Bekl. 
nicht um dem Kauf einer unweglichen Sache, ſondern um den 
zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Maklervertrag handelt, ſo kann 
von einer Anwendung des § 32 der Einleitung zum A. L. R. 
keine Rede ſein. In Frage käme nur, ob nicht gemäß § 248 
Thl. I Tit. 5 des A. L. R. der Wohnort des Kl. als Er⸗ 
füllungsort zu erachten wäre und demgemäß das Recht dieſes 
Ortes Platz griffe. (Vergl. Rehbein, Reincke, A. L. R. V. Auf- 


lage Bd. 1 S. 200 Note 117.) Da aber die Roſenauerſtraße 
an der Kl. nach Angabe der Klageſchrift wohnt, außerhalb der 
Ringmauer Nürnbergs liegt und außerhalb dieſer Nürnberger 
Obſervanz, außerdem Ansbacher und Preußiſches Landrecht 
gilt (Völderndorff a. a. O. S. 238), ſo kommt von jedem 
Geſichtspunkte aus nur das A. L. R. zur Anwendung. Die 
Unzuläſſigkeit der Annahme kollidirender Aufträge, ſowie der 
Entwicklung einer die Intereſſen des Auftraggebers verletzenden 
Thätigkeit zu Gunſten des andern Kontrahenten ergiebt ſich 
ſchon aus der Natur des Auftrages und der hierdurch begründeten 
Pflicht der Treue. § 22 IH. I Tit. 13 des A. L. R. ſpricht 
ein ausdrückliches Verbot der Uebernahme kollidirender Aufträge 
aus. Daß die Verletzung dieſer Treuepflicht den Verluſt des 
Proviſionsanſpruchs zur Folge habe, iſt in der Rechtſprechung 
des R. G. anerkannt. (Vergl. Entſch. des erkennenden Senats vom 
18. März l. J. in Sachen Wolff wider Joſeph, Rep. VI. 353/1896.) 
VI. C. S. i. S. Landmann c. Sternberg vom 10. Januar 


1898, Nr. 416/97 VI. 


60. Der B. R. geht davon aus, daß, wenn durch die 
zum Zwecke der Verbeſſerung der Schifffahrt hergeſtellten An⸗ 
lagen in öffentlichen Flüſſen, die nicht auf Privatrechtötiteln 
ſondern lediglich auf dem Gemeingebrauche am öffentlichen Fluſſe 
beruhenden Intereſſen der Flußanlieger verletzt werden, hieraus 
eine Entſchädigungspflicht für den Staat nicht erwachſe. Dem⸗ 
gemäß hat er den von ihm ernannten Sachverſtändigen Dr. G. 
dahin Anweiſung ertheilt, daß die Vortheile, deren Entziehung 
lediglich auf der Errichtung des Schützenwehrs und der neuen 
Eisbrecher, alſo auf Veränderungen im Strombette, beruhten, 
nicht in Betracht zu ziehen ſeien. Auf das in Gemäßheit dieſer 
Anweiſung von dem Sachverſtändigen abgegebene Gutachten 
hat der B. R. ſeine Entſcheidung gegründet. Mit Recht macht 
nun die Reviſion dem B. R. zum Vorwurfe, daß er den obigen 
richtigen Grundſatz (vergl. Gruchot, Beiträge Bd. 26 S. 714, 
Bd. 29 S. 676, Bd. 38 S. 1042) hier ohne weitere Unter- 
ſcheidung zur Anwendung gebracht habe. Der B. R. hat die 
Einwirkung überſehen, welche auf die hier in Betracht kommenden 
Verhältniſſe die Thatſache der Enteignung üben kann. In 
gleichmäßiger Rechtſprechung (vergl. Entſch. Bd. 7 S. 262, 
Bd. 13 S. 244, Gruchot, Bd. 32 S. 718, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1888 S. 333 Nr. 28, S. 433 Nr. 26, 1890 S. 421 
Nr. 35) hat das R. G. die Anſicht zur Geltung gebracht, daß 
unter der vollen Entſchädigung im Sinne des $ 8 des Ent⸗ 


eignungsgeſetzes auch die Abgeltung derjenigen Nachtheile be⸗ 


griffen ſei, welche dem enteigneten nicht nur aus der Ausführung 
der Enteignung ſelbſt, ſondern auch aus der Ausführung des 
Unternehmens, zu deſſen Zweck die Enteignung erfolgt iſt, er⸗ 
wachſen, vorausgeſetzt, daß ein urſächlicher Zuſammenhang dieſer 
Nachtheile mit der Enteignung beſteht. (Vergl. beſonders 
Entſch. Bd. 7 S. 265, Juriſtiſche Wochenſchrift 1888 S. 434 
Nr. 26). Wenn dieſer Zuſammenhang als vorhanden erſcheint, 
ſo kann nicht die bloße Möglichkeit, daß auch ohne die Ent⸗ 
eignung jene Nachtheile eingetreten ſein würden, ſondern nur 
der dem Unternehmer obliegende Nachweis, daß auch ohne 
dem der Eintritt der Nachtheile gewiß erfolgt wäre, die Er⸗ 
ſatzpflicht des Unternehmers beſeitigen. (Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1883 S. 245 Nr. 68, 1888 S. 434 Nr. 26.) Im 
gegenwärtigen Falle läßt ſich vor der Hand die Annahme 
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beiſen, daß ohne den Landpfeiler, zu deſſen Herſtellung 
te Grundfläche von 35 Ouadratmeter enteignet iſt, das 
ht erbaut ſein würde, und daß, da wenigſtens nach der 
ing der Kl., die neuen drei Eisbrecher zum Schutze 
ehres errichtet find, auch deren Vorhandenſein inſoweit 
inen urſächlichen Zuſammenhang mit der Enteignung 
aſſe. Beſteht aber ſolcher Zuſammenhang, dann kann 
uch Erſatz der Nachtheile fordern, die ihr durch die 
g des Wehrs und der neuen Eisbrecher verurſacht ſind. 
3. R. dies verkannt hat, muß feine Entſcheidung auf. 
ind die Sache zur Prüfung der vorſtehenden Frage in 
nftanz zurückverwieſen werden. V. C. S. i. S. 
Oppelner Portland⸗Cementfabriken c. Fiskus vom 
ar 1898, Nr. 208/97 V. 
Nicht für gerechtfertigt kann der Angriff der Reviſion 
erden, welcher dahin geht, daß der Gutachter unzu⸗ 
zeiſe die künftigen Vortheile, die aus dem Unternehmen 
regulirung der Kl. erwachſen könnten, mit den Nach⸗ 
e ihr durch die Enteignung verurſacht ſind, aufgerechnet 
tte der Gutachter ſolches gethan und wäre der B. R. 
gefolgt, jo würde allerdings die Rüge zutreffen, 
ſolche Aufrechnung iſt in der That unſtatthaft (vergl. 
Bd. 28 S. 1118, Bd. 32 S. 716; Juriſtiſche 
ift 1884 S. 227 Nr. 40; 1888 S. 46 Nr. 104, 
ſtr. 25, 1890 S. 212 Nr. 40, 1893 S. 109 Nr. 51, 
162 Nr. 88). Die Rkl. hat aber hier den Gut⸗ 
verſtanden. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 
Es iſt feſtſtehende und durch die Vorſchriften der 
. des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 wohlbegründete höchſt⸗ 
Praxis, daß von mündlichen Verträgen über ein 
ſelbſt wenn ſie vollſtändig erfüllt find, der Rücktritt 
„ſofern die empfangene Sache in dem Stande, in 
ſich zur Zeit der Uebergabe befunden hat, zurüͤck⸗ 
rden kann. Dafür, daß letztere Vorausſetzung für 
ing des Rücktrittrechtes nicht vorliegt, fehlt es an 
ſächlichen Anhalte; es kommt aber hinzu, daß Kl., 
as Vorkaufsrecht zuſteht, zur Rückgabe der ihm zu⸗ 
flächen des Grundſtücks in die Gemeinſchaft über⸗ 
verpflichtet ſein würde. Er braucht dann nicht 
n, da er aus einem außerhalb des formungiltigen 
liegenden Grunde die Uebereignung des ganzen 
s verlangen kann. Seinen Rücktritt hat Kl. dadurch, 
vorliegende Klage angeſtellt hat, deutlich zu erkennen 
Venn der B. R. meint, der Rücktritt von einem 
rechten, aber theilweiſe erfüllten Vertrage verſtoße 
mund Glauben und begründe den Einwand der 
überſieht er, daß das bis jetzt in Preußen geltende 
die Beobachtung der vorgeſchriebenen Form die 
t der Verträge knüpft, und auch bei ſchon erfolgter 
en Rücktritt ausdrücklich geſtattet. Eine vom Geſetz⸗ 
igte Handlungsweiſe darf nicht als argliſtig be- 
den. Wie die Zurücknahme des Subhaſtations⸗ 
n Rücktrittsrechte im Wege ſtehen könnte, iſt um fo 
eiflich, als der Bekl., wenn dem Kl. das Vorkaufs⸗ 
und dieſer es ausübt, das Recht, die Subhaſtation 
halber zu verlangen, nicht hat. Abgeſehen davon 
Anſicht des B. R. im § 159 des A. L. R. Thl. I 


Tit. 5 keinen Anhalt. V. C. S. i. S. Mateczok o. Wro⸗ 
blewski vom 2. Februar 1898, Nr. 244/97 V. 

63. Das B. U. beruht auf einer Verletzung des 8 167 
I. Thl. 5. Tit. A. L. R. Iſt, wie Kl. behauptet, vor unter⸗ 
ſchriftlicher Vollziehung des Schriftſtückes vom 12. September 
1888 ausdrücklich vereinbart, daß Kl. berechtigt ſein ſolle, bis 
zu 200 Meter Tiefe zu bohren, falls nicht früher brauchbares 
Waſſer gefunden würde, fo würde ein weſentlicher Theil des 
zwiſchen den Parteien Vereinbarten in dem bezeichneten Schrift⸗ 
ſtück nicht enthalten ſein, ein ſchriftlicher Vertrag alſo überhaupt 
nicht vorliegen. Kl. würde deshalb, wie auch das B. G. an⸗ 
nimmt, für den Fall, daß Bekl. die Vornahme weiterer Arbeiten 
verhindert hat, auf Grund des § 167 cit. den Werth der ge⸗ 
leiſteten Handlungen vergütet verlangen können. Unrichtig iſt 
aber die Annahme, daß, weil auch die angebliche mündliche Ab⸗ 
rede eine abweichende Preisvereinbarung nicht enthalten habe, 
dieſe Vergütung lediglich nach der ſchriftlichen Preisvereinbarung 
vom 12. September 1888 zu bemeſſen ſei. Das A. L. R. be⸗ 
ſtimmt in den $$ 165 — 168 Thl. I Tit. 5, welche Rechte 
und Pflichten die Kontrahenten bei Verträgen über Handlungen, 
die der an ſich erforderlichen Schriftform entbehren, in Folge 
gänzlicher oder theilweiſer Leiſtung der übernommenen Hand⸗ 
lungen haben. Nach vollſtändiger Ausführung der Handlungen 
ſoll die Vergütung nach der mündlichen Abrede erfolgen. 
§ 165. Tritt dagegen nach theilweiſer Leiſtung der Handlungen 
der Beſteller vom Vertrage zurück, ſo ſoll der Werth der ſchon 
wirklich geleiſteten Handlungen nach den Geſetzen ausgemittelt 
und vergütet werden. $ 167. Im Gegenſatz zu § 165 ſoll 
alſo bei theilweiſer Leiſtung nicht die verabredete Vergütung 
als Maßſtab dienen und ein dem Geleiſteten entſprechender 
Theil dem Leiſtenden gezahlt werden, ſondern der auszumittelnde 
Werth der Handlung. Es iſt dieſe Beſtimmung offenbar des⸗ 
halb getroffen, weil aus der Preisvereinbarung ſich häufig nicht 
wird entnehmen laſſen, welcher Betrag derſelben auf den Theil 
des Geleiſteten zu rechnen iſt, aber auch bei einer Preisbeſtimmung 
nach Maß, wie z. B. auch bei einer Bohrung die einzelnen 
Theilleiſtungen nicht immer gleichwerthig find. Es hätte des⸗ 
halb der Werth des vom Kl. Geleiſteten feſtgeſtellt werden 
müſſen, da derſelbe behauptet hat, daß der Werth den ihm in 
I. Inſtanz zugeſprochenen Betrag erheblich überfteige. VI. C. S. 
i. S. Beyer c. Hugger vom 24. Januar 1898, Nr. 306/97 VI. 

64. Der Angriff der Reviſion iſt nicht begründet. Mag 
auch mit ihr und dem I. R. die Erklärung der Frau Herzogin 
als ein constitutum debiti proprii, als das Verſprechen der 
Zahlung einer eigenen Schuld, d. i. ein Erfüllungsverſprechen, 
anzuſehen ſein, ſo iſt es doch unzutreffend, daß daſſelbe, wie 
die Reviſion meint, den einzigen Rechtsgrund für die geltend 
gemachte Verpflichtung der Frau Herzogin bilde. Davon könnte 
nur die Rede ſein, wenn die Schaffung einer von dem urſprüng⸗ 
lichen Schuldgrunde losgelöſten Verbindlichkeit beabſichtigt worden 
wäre. Zu einer ſolchen Annahme bietet aber die Urkunde vom 
13. Januar 1889 keinen Anhalt, auch iſt eine abſtrakte Ver⸗ 
pflichtung der Frau Herzogin weder zur Begründung der Klage 
geltend gemacht, noch von den Vorderrichtern als vorliegend 
angenommen. Vielmehr wird der Klageanſpruch ſeinem Grunde 
nach hergeleitet aus der auf Bitten der Frau Herzogin erfolgten 
Bezahlung von Schulden derſelben, während das in der Er⸗ 
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klärung vom 13. Januar 1889 enthaltene Anerkenntniß lediglich 
als zur Klarſtellung des bereits beſtehenden Schuldverhältniſſes 
abgegeben verwerthet wird. Dies entſpricht der rechtlichen Natur 
des Anerkenntniſſes als Verſtärkungsmittel bereits beſtehender 
Anſprüche, wie es vom Geſetz ſelbſt — §§ 185 folg. Thl. I 
Tit. 5 des A. L. R. und Marginale dazu — verwendet wird. 
Bei der nur deklaratoriſchen Wirkung des Anerkenntniſſes erleidet 
durch daſſelbe der anerkannte Anſpruch materiell keine Aenderung, 
wovon die Folge iſt, daß, falls der Anſpruch in Wirklichkeit 
nicht beſtand, aus dem Anerkenniniß eine Verbindlichkeit dem 
Anerkennenden nicht erwächſt (vergl. Förſter⸗Eccius, Preußiſches 
Privatrecht, Bd. I § 41, vorletzter Abſatz a. E., Dernburg, 
Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, Bd. I § 81 Abſ. 1). 
Darin liegt der Unterſchied von dem, auf Schaffung einer von 
dem urſprünglichen Schuldgrunde abſehenden Verbindlichkeit ge⸗ 
richteten Anerkennungsvertrage, die nicht ſchon mit dem Nach⸗ 
weiſe des Nichtbeſtehens der als beſtehend angenommenen Schuld 
hinfällig wird. Auf Fälle der letzteren Art beziehen ſich die von 
der Reviſion in Bezug genommenen reichsgerichtlichen Urtheile, 
die alſo hier nicht eingreifen, wo es ſich um das Anerkenntniß 
einer beſtehenden Schuld und das Verſprechen der Zahlung der⸗ 
ſelben handelt. Nun iſt nicht zu verkennen, daß auch das bloße 
Anerkenntniß einer Schuld die Rechtslage des Schuldners nach 
verſchiedenen Richtungen hin zu feinen Ungunſten geſtaltet, ins. 
beſondere bezüglich der Verjährung — § 562 Thl. I Tit. 9 des 
A. L. R. — und der Beweislaſt; es fragt ſich daher, ob nicht 
aus dieſem Grunde auf derartige Anerkenntniſſe die 88 198, 
200 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. ebenfalls Anwendung finden. 
Nach § 198 a. a. O. muß in allen Fällen, wo die Frau in 
ſtehender Ehe zu etwas, wozu ſie die Geſetze nicht verpflichten, 
dem Manne oder zu deſſen Vortheile verbindlich gemacht werden 
ſoll, der Vertrag oder die Verhandlung gerichtlich vollzogen 
werden. Es unterliegt keinem Zweifel, daß unter den hier ge⸗ 
dachten geſetzlichen und vertraglichen Verbindlichkeiten ver⸗ 
mögensrechtliche Verpflichtungen gemeint ſind, deren übereilter, 
zu Gunſten des Mannes beabſichtigter Uebernahme ſeitens der 
Frau durch die gerichtliche Form und die in § 200 a. a. O. 
weiter vorgeſehene Beſtellung eines Beiſtandes für die Frau vor⸗ 
gebeugt werden ſoll. Aus der Gegenüberſtellung der geſetzlichen 
und der vertraglichen Verbindlichkeiten ergiebt ſich aber un⸗ 
zweideutig, daß die gerichtliche Form nur erfordert wird für die 
ihrem Grunde nach auf der Willenserklärung der Frau be⸗ 
ruhenden Verbindlichkeiten, nicht für ſolche, die zwar den Gegen⸗ 
ſtand einer Erklärung der Frau bilden, ihren Entſtehungsgrund 
aber in einer von dieſer Erklärung unabhängigen anderweiten 
juriſtiſchen Thatſache haben. In Fällen der letzteren Art, in 
denen durch die Willenserklärung der Frau deren Verbindlichkeit 
ſelbſt eine Veränderung nicht erleidet, auch nicht, wie oben dar⸗ 
gelegt, wenn es ſich um ein Schuldanerkenntniß handelt, iſt, 
bei der ſonſtigen Handlungsfähigkeit der Frau, zu einer gleichen 
Fürſorge überhaupt kein Raum. Müßte der Reviſiou gefolgt 
und die Anwendbarkeit der SS 198 folg. a. a. O. auf die 
Schuldanerkenntniſſe der Frau dem Manne gegenüber nur ver⸗ 
neint werden, wenn beſtimmte Schulden der Fran an den Mann 
feſtſtänden und die Frau erklärte, dieſe einzeln aufgeführten 
Schulden dem Manne bezahlen zu wollen, ſo würde das im 
Erfolge gleichbedeutend ſein mit der Verneinung der Rechts⸗ 


beſtändigkeit jedes nicht unter Beobachtung der §§ 198, 200 
a. a. O. abgegebenen Schuldanerkenntniſſes, da letzteres ſich er⸗ 
übrigt, wenn die anerkannten Schulden bereits vorher feſtſtanden. 
Die Aufzählung der einzelnen zur Bezahlung der Schulden 
verwendeten Geldbeträge, aus denen ſich der anerkannte Geſammt⸗ 
betrag zuſammenſetzt, iſt zur Rechtsbeſtändigkeit des Anerkennt⸗ 
niſſes nicht erforderlich, da die Feſtſtellung der dem Anerkenntniſſe 
zu Grunde liegenden Verhältniſſe Sache des Anerkennenden iſt. 
Auf gleichen Erwägungen beruht auch das, von der Reviſton zu 
Unrecht für ihre Ausführungen in Bezug genommene Urtheil 
des Preußiſchen Obertribunals vom 20. September 1861 — 
Striethorſt Archiv Bd. 43 S. 94 —, in welchem die An⸗ 
wendbarkeit der 88 198 folg. Thl. II Tit. 1 des A. L. R. auf 
Realverträge und ſolche Konſenſualverträge, welche zunächſt nur 
ein Recht für die Frau begründen, z. B. Mandat, verneint wird, 
weil ſolche Verträge nicht den Vortheil des Mannes ohne geſetz⸗ 
liche Verpflichtung begründen oder bezwecken. Die damit 
übereinſtimmende Auffaſſung findet ſich auch in dem Urtheile 
des jetzt erkennenden Senats vom 11. Februar 1895 — Entſch. 
Bd. 35 S. 173 — vertreten. Hiernach war zur Rechtsgültigkeit 
der in der Urkunde vom 13. Januar 1889 niedergelegten Er⸗ 
klärung der Frau Herzogin die in den 88 198 folg. a. a. O. 
vorgeſehene Form nicht erforderlich, vielmehr die ſchriftliche Form 
ausreichend. Letztere aber iſt gewahrt, ſodaß es dahingeſtellt 
bleiben kann, ob, wie die Bekl. behaupten, die Urkunde nicht den 
Formvorſchriften des ſpaniſchen Rechts entſpricht. IV. C. S. 
i. S. Herzogin von Croy Konk. c. Herzog von Croy vom 
10. 8 1898, Nr. 189/97 IV. 

Für die Reviſionsinſtanz ſteht feſt, daß es ſich be- 
Pen ber noch auszuführenden Arbeiten nur um einen Punkt 
von nebenſächlicher Bedeutung handelt und daß im Uebrigen 
der Vertrag in der Hauptſache erfüllt iſt. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden iſt aber der Vorwurf, daß der B. R. den § 271 
Thl. J Tit. 5 A. L. R. verletzt habe, unbegründet. Denn auch 
nach preußiſchem Recht hat die Einrede des nicht vollſtändig 
erfüllten Vertrages — ebenſo wie nach gemeinem Recht, vergl. 
Erkenntniß des R. G. vom 11. Juni 1881, Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 4 S. 197 — nur dann die Wirkung, daß 
die vertragsmäßige Gegenleiſtung überhaupt nicht beanſprucht 
werden kann, wenn die nicht vollſtändige Erfüllung der Nicht- 
erfüllung gleichſteht. Wenn aber — wie hier — der Vertrag 
in der Hauptſache erfüllt iſt und es ſich nur noch um Er 


füllung in einem für nebenſächlich zu erachtenden Punkte handelt, 


kann nicht die Gegenleiſtung überhaupt verweigert, ſondern an 
ihr nur ſoviel gekürzt werden, als zur Nacherfüllung erforderlich 
oder mit Bezug auf ſie als Abzug angemeſſen iſt. Dies iſt die 
in der Judikatur des früheren Königlichen Obertribunals dauernd 
feſtgehaltene Rechtsauffaſſung (vergl. die Nachweiſungen bei 
Eecius, Preußiſches Privatrecht Bd. 1 § 83 Note 14), der ſich 
das R. O. H. G. (Entſch. Bd. 21 S. 204) angeſchloſſen hatte 
und die auch bereits in der Rechtſprechung des R. G. (vergl. 
das Urtheil des erkennenden Senats vom 15. Dezember 1888 
bei Gruchot Beiträge Bd. 33 S. 929, insbeſondere S. 931) 
Anerkennung gefunden hat. Sie wird auch in der Literatur 
von namhafter Seite vertreten (vergl. außer Eccius a. a. O. 
Rehbein, Entſch. des Obertribunals Bd. 1 S. 429) und bildet 
die Grundlage, auf welcher die Vorſchrift des künftigen B. G. B. 
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Abſ. 2 beruht (vergl. Motive zu demſelben Bd. 2 
V. C. S. i. S. Marx c. Melioriationsgenoſſen⸗ 
Regulirung der Lippe vom 2. Februar 1898, 
7 V. 8 
tach der Feſtſtellung des B. G., deren Richtigkeit 
weifeln iſt, hat der Bekl. durch ſein während mehrerer 
ortgeſetztes vertragswidriges Verhalten ſchuldhafter 
Kl. Veranlaſſung gegeben, die ihr vom Bekl. an⸗ 
ntaugliche Wohnung zu verlaſſen. Indem der Bekl. 
ie Kl. in die Lage gebracht hat, die ihr angebotene 
je Erfüllung des Vertrages zurückzuweiſen, hat er 
ie Erfüllung des Vertrages in der darin feſtgeſetzten 
lich gemacht. Die Kl. iſt deshalb berechtigt, eine 
illungsart zu verlangen. (Vergl. Koch's Kommentar 
‚369 Th. I. Tit. 5 des A. L. R. Noten 70 und 
dem die Kl. einmal vom Bekl. aus dem Altſitz ver⸗ 

darf ihr nicht zugemuthet werden, dahin zurückzu⸗ 

ſich weiteren Unbilden auszuſetzen. Es kommt in 
aß der Bekl., wie feſtgeſtellt worden, aus böfen 

Kl. lieblos behandelt und wie erwieſen iſt, die Kl. 
cht hat bei ſich haben wollen. Es iſt daher die 
begründet, daß die Kl., wenn ſie ſich wieder in 
id Pflege des Bekl. giebt, dem bisherigen vertrags⸗ 
rhalten deſſelben anheimfallen wird. Dem B. G. 
eſem Grunde darin beigetreten werden, wenn es für 
erachtet, daß Bekl. jetzt zur kontraktmäßigen Ver⸗ 

Kl. bereit und im Stande ſein will. V. C. S. 
rc. Stratmann vom 12. Februar 1898, Nr. 261/97 V. 
erſcheint rechtsirrthümlich, wenn das B. G., deſſen 
n eine andere Auffaſſung nicht zulaſſen, annimmt, 
ſelche an der eigenen Wahrnehmung der in Rede 
hätigkeit behindert iſt, und daher einen Vertreter 
'n des S. zur Vornahme des fraglichen Geſchäfts 
ſei unter allen Umſtänden verpflichtet geweſen, 
ter in Rückſicht auf die ihm übertragenen Arbeiten 
ung eines Aufſehers zu überwachen. Es iſt viel- 

auch das R. G. in ſeinen bisherigen, dieſe Frage 

Intſcheidungen (vergl. Gruchot Bd. 36 S. 448 und 
1009, ferner Rep. VI. 425/1896 und 321/1897) 

en ausgegangen iſt, die Lage des einzelnen 

r maßgebend, ob eine ſolche Kontrollepflicht exiſtirt. 

konkrete Sachlage, daß bei dem Vertreter Unregel⸗ 

in der Wahrnehmung der von ihm übernommenen 
funden, oder daß in der Perſon deſſelben Umſtände 
belche das Vorkommen ſolcher Unregelmäßigkeiten 

n, jo muß die Verbindlichkeit dazu, eine Ueber⸗ 

zunehmen, als an ſich gegeben erachtet werden. 

Richtung ſind vorliegend Anhaltspunkte aus den 

erhandlungen nicht zu entnehmen. Dagegen darf, 

ten Punkt betrifft, neben dem ärztlichen Gutachten 

W. das in den Vorentſcheidungen unberückſichtigt 

izeiatteſt nicht außer Acht gelaſſen werden, wonach 

er, alſo gerade in der Jahreszeit, welche bezüglich 
ens des Glatteiſes von Erheblichkeit, meiſt krank 
ſeine Fähigkeit, regelmäßig ſeinem Dienſte vorzu⸗ 
einigen Zweifel geſtellt erſcheint. Andererſeits 
tracht, ob die auswärts wohnende Bekl., von der 


nicht behauptet iſt, daß ihr ſolche geſundheitliche Verhältniſſe 
des anſcheinend ſchon ſeit lange von ihr in der fraglichen Weiſe 
beſchäftigten S., welche dieſen an der regelmäßigen Wahr⸗ 
nehmung ſeines Dienſtes hindern, bekannt geworden, annehmen 
durfte, daß ſie in jenem eine völlig geeignete Perſönlichkeit für 
die Ausübung der fraglichen Thätigkeit gefunden und in der 
Folgezeit beſeſſen habe, in welchem Falle eine Kontrollepflicht 
bei ihr nicht als vorhanden anzunehmen. Jene Annahme kann, 
wie zu beachten, bei der Bekl. als vorhanden beſonders auch 
dann nicht in Betracht kommen, wenn ſie es in ſchuldhafter 
Weiſe etwa unterlaſſen hat, in der Richtung, ob S. fortdauernd 
die in Rede ſtehenden Arbeiten regelmäßig beſorge, oder ob 
rückſichtlich ſolcher Beſorgung Hinderungsgründe eingetreten, 
Erkundigungen anzuſtellen. Es kann in Frage kommen, ob 
nicht für ſolche Nachforſchungen namentlich dadurch Veran⸗ 
laſſung vorlag, daß S. nicht in dem betreffenden Haufe, viel- 
mehr, wenigſtens nach dem Vorbringen der Kl., ſehr entfernt 
wohnt, und daß ferner derſelbe eine bejahrte Perſönlichkeit iſt. 
VI. C. S. i. S. Heilbronn c. Zielinska vom 10. Februar 1898, 
Nr. 332/97 VI. 

68. Nach den 88 300, 301 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 
bewirkt die gegenſeitige Anrechnung deſſen, was Einer dem 
Andern ſchuldig iſt, die Aufhebung der beiderſeitigen Forderungen. 
Dieſe Anrechnung erfordert aber nicht einen Vertrag zwiſchen 
beiden Theilen, ſondern die einſeitige Erklärung Eines der Inter⸗ 
eſſenten, welche, wenn die übrigen Erforderniſſe der Kompen⸗ 
ſation vorliegen, auf den Zeitpunkt zurückwirkt, in welchem die 
jüngere Forderung der älteren gegenübertrat. — Of. Entſch. 
des R. G. Bd. 11 S. 120 und die dortigen zahlreichen Citate; 
Eccius, Privatrecht § 94 bei Not. 68 — 70. Der Kl. hat nun 
in I. J. erklärt, daß von der eingeklagten Forderung 1 000 Mark 
auf die von ihm geſchuldete Kaution verrechnet werden ſollen. 
Durch dieſe Erklärung wurden die gegenſeitigen Anſprüche, ſo⸗ 
weit fie ſich gegenüberſtanden, getilgt, da Kl. nicht blos Gläubiger, 
ſondern zugleich Schuldner iſt, jo daß, da die Fälligkeit des 
Anſpruches des Bekl. auf Zurückzahlung der Kaution nicht be- 
ſtritten iſt, die eingeklagte Forderung in Höhe von 1000 Mark 
erloſch und deshalb in dieſer Höhe nicht mehr geltend gemacht 
werden kann. VI. C. S. i. S. Klopitzke e. Abendroth vom 
7. Februar 1898, Nr. 417/98 VI. 

69. Die Reviſion ſucht geltend zu machen, daß, wie auch 
in der preußiſchen Rechtſprechung anerkannt ſei, ein ſogenanntes 
pactum de contrahendo der Regel nach zuſammenfalle mit 
dem Abſchluſſe des wirklichen Vertrages, alſo rechtlich vom 
Hauptvertrage nicht unterſchieden werden könne. Allein von 
einem Zuſammenfallen eines Vorvertrages mit dem Hauptvertrage 
kann doch nur da Rede ſein, wo der Vorvertrag ſchon die 
ſämmtlichen Eſſentialien auch des Hauptvertrages enthält. Das 
trifft aber im vorliegenden Falle keineswegs zu, da, wie das 
O. L. G. mit Recht hervorhebt, das fragliche Abkommen nur 
eine einſeitige Verpflichtung des Bekl. erzeugte, wogegen ein 
Kaufvertrag begrifflich eine gegenſeitige Verpflichtung beider 
Vertragstheile zur Vorausſetzung hat. Demnach geht das 
O. L. G. mit Grund davon aus, daß der in Rede ſtehende 
Vertrag nur einen Vorvertrag, ein pactum de contrahendo 
(de vendendo) darſtelle. Daß die Rechte aus einem ſolchen 
Vertrage nach preußiſchem Recht nicht übertragbar ſind, beruht 
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auf der durch Doktrin und Praxis gebilligten Anſchauung, daß 
dieſe Rechte nach der Willensmeinung der Vertragſchließenden 
an die Perſon des Inhabers gebunden ſein ſollen, 8 382 Thl. 1 
Tit. 11 des A. L. R. II. C. S. i. S. Deutſche Volksbau A.⸗G. 
c. Winkhaus vom 15. Februar 1898, Nr. 326/97 II. 
70. Der erkennende Senat hat bereits mehrfach, ins⸗ 
beſondere in dem Urtheile vom 8. April 1895 in Sachen Knuſt 
wider Knuſt IV. 363/94 ausgeſprochen, daß, wenngleich die 
Ausmittelung und Konftituirung der Nachlaßmaſſe ſchon an ſich 
zum Amte und zur Kompetenz des Teſtamentsvollſtreckers gehöre, 
es doch auch im Verhältniß des Erben zum Teſtamentsvollſtrecker 
ſtatthaft erſcheinen müſſe, daß der Erbe von dem letzteren Ein⸗ 
ſicht derjenigen Urkunden und Papiere verlange, welche eine 
Grundlage für dieſe Konſtituirung gewähren, daß die Ernennung 
eines Teſtamentsvollſtreckers ſomit an ſich dem Erben das Recht 
auf Einſichtnahme nicht nehme, daß daſſelbe ihm aber allerdings 
entzogen werden könne, wenn der Teſtator dahin gehende Be⸗ 
ſtimmungen getroffen habe. Von dieſem Grundſatze geht auch 
der B. R. aus, und es iſt hiernach, vorausgeſetzt, daß der 
Teſtator keine einſchränkenden Beſtimmungen getroffen hat, der 
Anſpruch auf Einſicht der Handelsbücher jedenfalls gerechtfertigt, 
da es nicht zweifelhaft ſein kann, daß dieſelbe eine Grundlage 
für die Konſtituirung der Nachlaßmaſſe gewährt. Die weiteren 
Ausführungen des B. R. ergeben aber ſerner, daß er, von dem⸗ 
ſelben Grundſatze ausgehend, auch die übrigen Bücher, Papiere 
und Schriftſtücke für geeignet angenommen hat, die erwähnte 
Grundlage zu ſchaffen; die desfallſigen Erwägungen ſind ge⸗ 
nügend begründet und laſſen eine Rechtsnormverletzung nicht 
erkennen. Zutreffend und ohne Rechtsirrthum hat der B. R. 
weiter ausgeführt, daß den Kl., um den Beſtand und die Höhe 
des Nachlaſſes zu ermitteln, neben dem Anſpruche auf eidliche 
Erhärtung des Inventars auch ein ſolcher auf Einſicht der 
Bücher und Schriftſtücke zuſteht, und dieſer letztere Anſpruch 
wird auch durch den von der Reviſton in Bezug genommenen 
§ 124 Thl. 1 Tit. 17 A. L. R. nicht berührt, da die genannte 
Vorſchrift nur die Art der Theilung betrifft. IV. C. S. i. S. 
Lehfeld und Gen. e. Heß vom 10. Januar 1898, Nr. 192/97 IV. 
71. Die Ausführungen des B. R., ſoweit fie ſich auf den 
Einwand des Bekl. beziehen, daß er mit rechtzeitiger Herbei⸗ 
führung der Löſchung den Notar X. beauftragt habe und des⸗ 
halb für ein Verſehen, welches dieſem zur Laſt falle, nicht ein⸗ 
zuſtehen brauche, ſind nicht frei von Rechtsirrthum. Der 
Ausgangspunkt, von welchem hierbei der B. R. ausgeht, iſt 
allerdings richtig. Es iſt anerkannten Rechtens — nicht blos 
im gemeinen, ſondern auch im Pr. A. L. R. —, daß derjenige, 
der ſich vertragsmäßig für einen beſtimmten Erfolg einzustehen 
verpflichtet hat, das Verſehen eines Gehülfen oder Bevollmäch⸗ 
tigten, deſſen er ſich zur Erfüllung des Vertrages bedient, 
ſchlechthin der Gegenpartei gegenüber vertreten muß. Mit Rück⸗ 
ſicht hierauf kam es allerdings zunächſt darauf an, durch Aus- 
legung des Vertrages, aus welchem die Konventionalſtrafe 
gefordert wird, feſtzuſtellen, ob der Bekl. für den Erfolg ein⸗ 
zuſtehen übernommen habe. Dies hat der B. R. verneint, und 
gegen dieſe Feſtſtellung laſſen ſich, da ſie im Wege der Ver⸗ 
tragsauslegung und ohne erſichtlichen Rechtsirrthum getroffen 
iſt, begründete Bedenken in der Reviſionsinſtanz nicht erheben. 
Wenn aber der B. R. nun weiter ſchließt, daß der Bekl., weil 


er es nicht übernommen hat, für den Erfolg ein⸗ 
zuſtehen, nach Abſicht der Kontrahenten befugt 
geweſen ſei, ſich eines Gehülfen oder Bevollmächtigten zu 
bedienen, fo iſt dies rechtsirrthümlich. Denn der Umſtand, daß 
Jemand nicht für den Erfolg einer von ihm verſprochenen 
Thätigkeit einzuſtehen übernommen hat, ergiebt noch keineswegs, 
daß es in der Abſicht der Kontrahenten gelegen habe, ihm bei 
der Erfüllung des Vertrages die Annahme eines Gehülfen oder 
Bevollmächtigten zu geſtatten. Dieſe Abſicht muß vielmehr 
entweder aus der Natur des Geſchäfts hervorgehen, wie z. B. 
dann, wenn die übernommene Thätigkeit ohne Gehülfen oder 
Bevollmächtigten überhaupt nicht ausgeführt werden kann, oder 
ſie muß aus anderen Umſtänden erhellen. Iſt dies nicht der 
Fall, fo verbleibt es, ohne Rückſicht darauf, ob für den Erfolg 
einzuſtehen iſt oder nicht, bei der allgemeinen Regel, daß Jeder 
den Vertrag ſelbſt zu erfüllen hat. Der vom B. R. zur An⸗ 
wendung gebrachte Rechtsſatz, daß derjenige, der nach Abſicht 
der Kontrahenten als ermächtigt gelten muß, ſich der Beihülfe 
eines Dritten zur Erfüllung einer vertragsmäßigen Verpflich⸗ 
tung zu bedienen, für die Verſehen dieſes Dritten nicht ein⸗ 
zuſtehen habe, wofern ihm nur bei deſſen Auswahl kein Ver⸗ 
ſchulden (culpa in eligendo) treffe (vergl. hierzu Erkenntniß 
des R. R. vom 20. Juni 1891 Rep. V. 77/91; Erkenntniß 
vom 1. Juni 1889 in Raſſow⸗Küntzel Beiträge Bd. 33 S. 988; 
Motive zum B. G. B. Bd. II S. 29), findet daher hier keine 
Anwendung. Es fehlt für ihn die Vorausſetzung, unter der er 
Platz greifen könnte. V. C. S. i. S. Queisner c. Metzing 
vom 29. Januar 1898, Nr. 237/97 V. 

72. Da M. mit dem mündlich bevollmächtigten F. den 
Vertrag über die Aufhebung ſeines Miethrechtes in der gehörigen 
Form abgeſchloſſen hat, jo war er nach 8 10 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 13 bis zu der Erklärung der Bekl. an denſelben 
gebunden und konnte, ſo lange dieſelbe nicht erfolgt war, er 
der Bekl. zu dieſem Zwecke auch keine Friſt geſetzt hatte, vom 
Vertrage nicht zurücktreten. — Urtheil des Ober⸗Tribunals vom 
17. Dezember 1842, Präjudiz⸗ Sammlung S. 77; Bornemann, 
Erörterungen, S. 226; Eccius, Bd. 2 8 141 Note 131; 
Dernburg, Bd. I $ 116 Note 1. Der Umſtand, daß in der 
fraglichen Urkunde nicht angegeben iſt, bis zu welchem Zeitpunkt 
Kl. gebunden ſein ſolle, bewirkt nicht die Ungültigkeit des Ab⸗ 
kommens. Es muß vielmehr in einem derartigen Falle der 
Vertragswille der Parteien in dieſer Beziehung aus der Sach⸗ 
lage ermittelt und im Streitfalle vom Richter unter analoger 
Anwendung der 88 230, 231 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 die 
Zeit beſtimmt werden, innerhalb welcher der Verkauf des Grund⸗ 
ſtücks erfolgen mußte, um die Aufhebung des Miethrechts herbei⸗ 
zuführen. — Urtheil des Ober⸗Tribunals vom 20. Oktober 1870, 
Striethorſt, Archiv Bd. 78 S. 368. VI. C. S. i. S. Kolodziej 
c. Franke vom 7. Februar 1898, Nr. 454/97 VI. 

73. Die Revifion muß für begründet erachtet werden. 
Der B. R. geht zwar davon aus, daß der zwiſchen dem Bekl. 
und den Erben des Erzprieſters H. abgeſchloſſene Vertrag als 
ein Verwaltungsvertrag im Sinne der Vorſchriften des Tit. 14 
TH. I des A. L. R. ſich darſtelle, und daß der Bekl. als Ver⸗ 
walter auch dem einzelnen Miterben vermöge deſſen Individual ⸗ 
rechts Rechnung zu legen habe, — und dieſe Erwägungen geben 
zu rechtlichen Bedenken keine Veranlafſſung, — gelangt aber 
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Abweiſung der Klage deshalb, weil der dem Miterben 
. gegen den Bekl. zuſtehende Anſpruch auf Rechnungs⸗ 
rch die Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchlüſſe vom 
1895 und vom 11. Januar 1896 nicht auf den Kl. 
ſei. Dieſe Annahme wird lediglich auf folgende 
geſtützt: Der Wortlaut der Beſchlüſſe ergebe zwar, 
em Adolph H. gegen den Rechtsanwalt X. zuſtehende 
habe gepfändet werden ſollen, da X. als Dritt- 
ſezeichnet ſei; durch die Bezeichnung der Forderung 
Schuldner an der hinter dem Rechtsanwalt X. be⸗ 
Nachlaßmaſſe zuſtehende angebliche Forderung“ ſei 
ner Weiſe angedeutet, daß ein aus einem Verwal⸗ 
ge entſpringender Anſpruch habe gepfändet werden 
it Recht wird von der Reviſion hiergegen geltend ge⸗ 
dieſe Auslegung der genannten beiden Beſchlüſſe 
ze iſt und durch den Inhalt der letzteren und durch 
ende Sachverhältniß nicht gerechtfertigt wird. Richtig 
8, daß in beiden Beſchlüſſen ein Verwaltungsauftrag 
ders erwähnt wird, allein nach der Sachlage kann 
einen anderen Anſpruch als um den dem Adolph H. 
n Bekl. verwaltete Nachlaßmaſſe zuſtehenden nicht 
d jeder Zweifel an der Identität dieſes Anſpruches 
(offen. Bekl. ſelbſt hat auch einen Einwand nach 
ung garnicht erhoben, beide Theile find vielmehr 
daß ein anderer Anſpruch des Adolph H. an den 
beſtanden hat und nicht beſteht, und der B. R. 
lbſt davon aus, daß der Bekl. die Nachlaßmaſſe in 
ıltung habe. Das vom B. R. aufgeſtellte Bedenken 
nbegründet und der darauf allein geſtützte Ent⸗ 
und unzutreffend; alle übrigen Streitfragen hat der 
örtert gelaſſen. IV. C. S. i. S. Marek c. Hanke 
bruar 1898, Nr. 239/97 IV. 
er B. R. geht von der richtigen Anſicht aus, daß 
gelderbelegung nur die dinglichen Gläubiger des 
Theil nehmen (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
297) und verſagt dem aus den Zahlungen an W. 
Anſpruche des Bekl. die Berückſichtigung mit der 
Begründung, daß, weil Bekl. von dieſem Gläubiger 
erhalten hat, gemäß SS 46 und 48 Thl. 1 
A. L. R. das Pfandrecht auf ihn nicht übergegangen 
it iſt das B. U. auch nicht angefochten worden. 
zypothekengläubigern Landſchaft und v. B. hat 
en beigebracht. Dieſe ſind zwar erſt nach der 
gt, der B. R. hält fie aber für wirkſam, weil dem 
nach der Forderungsabtretung das Pfandrecht 
leibe, daß er es abtreten könne. Er folgt dabei 
ethorft’8 Archiv Bd. 40 S. 187 mitgetheilten 
Obertribunals, gegen welches in der Rechtslehre 
hier nicht zutreffende — Bedenken geltend gemacht 
b der Gläubiger gezwungen werden kann, nach 
Zahlung eine Ceſſion zu ertheilen, welche ſeinen 
widerläuft, oder ob nicht vielmehr der Dritte, 
n Schuldner zahlt und von welchem der Gläubiger 
nicht anzunehmen braucht (§ 50 Thl. I Tit. 16 
vor oder bei der Zahlung die Abtretung der 
vorbehalten muß (vergl. über dieſe Frage das 
erkennenden Senats vom 30. Oktober 1897 V. 


242/97). Ein weiteres Bedenken ift insbeſondere von Förfter- 
Eccius (Bd. 1 § 99 Anm. 32) nicht geltend gemacht worden 
und läßt ſich auch angeſichts der Beſtimmungen der 88 442 
und 443 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. mit Grund nicht er⸗ 
heben. Zweifel könnten nach der Richtung bin enlſtehen, ob 
auch die Abtretung gezahlter Hypotheken zinſen nach der 
Zahlung mit der Wirkung der Mitabtretung des Pfandrechtes 
noch angängig iſt, ob nicht durch die Zahlung das Pfandrecht 
erliſcht; jedoch dieſes Bedenken erweiſt ſich nicht als begründet. 
Können die Zinſen, was nicht bezweifelt wird, mit dinglicher 
Wirkung abgetreten werden (vergl. Entſch. des Obertribunals 
Bd. 73 S. 233 und Förſter⸗Eccius Bd. 3 $ 199 am Schluſſe), 
jo kann auch eine zunächſt ohne Ceſſion geleiſtete, aber mit der 
Wirkung des § 46 Thl. I Tit. 16 des A. L. R. bekleidete 
Zahlung das Erlöſchen des Pfandrechtes nicht zur Folge haben. 
So lange die Forderung nicht untergegangen iſt, beſteht auch 
das Pfandrecht. Dies gilt auch für die Zinsforderung, in⸗ 
ſoweit Zinſen bei der Kaufgelderbelegung an der Stelle des 
Kapitals gefordert werden dürfen (vergl. das Urtheil des 
zweiten Hilfsſenats des R. G. in Wallmann's Zeitſchrift für 
Preußiſches Recht Bd. 1 S. 690 ff.). Danach iſt bis zur 
Zahlung oder Vertheilung des an die Stelle des Grundſtückes 
tretenden Zwangsverſteigerungserlöſes freiwillige Abtretung des 
Zinsanſpruches mit dinglicher Wirkung zuläſſig. Zutreffend 
führt der B. R. ferner aus, daß gemäß § 46 Thl. I Tit. 16 
des A. L. R. zu vermuthen iſt, daß der Dritte nicht in der 
Abſicht, die Forderung zu tilgen, ſondern in der, ſie zu er⸗ 
werben, zahlt und daß, wer der Zahlung eine andere Wirkung 
beigelegt willen will, dies beweiſen muß (vergl. Gruchot, Bei- 
träge Bd. 24 S. 1007 und Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 38 S. 8), falls die Umſtände des Falles nicht ohnehin 
die Tilgungsabſicht ergeben. Der B. R. unterſcheidet zwiſchen 
den Zinſen, welche Bekl. für die Zeit vor ſeinem Beſitzantritte 
und für ſeine Beſitzzeit gezahlt hat. Für letztere nimmt er 
Tilgungsabſicht an und gegen dieſe Annahme richtet ſich die 
erfolgloſe Reviſion des Bekl. Der B. R. geht davon aus, daß 
dem Dritten, welcher auf Grund einer nur ihm obliegenden 
eigenen Verpflichtung zahlt, die Vermuthung des § 46 Thl. I 
Tit. 16 des A. L. R. nicht zur Seite ſteht. Dies iſt richtig, 
weil dann die Abſicht, die Forderung zu erwerben, ausgeſchloſſen 
iſt oder die etwa vorhandene Abſicht wirkungslos iſt. Der 
Zahlende iſt dann Schuldner und nicht ein Dritter im Sinne 
des 8 46 a. a. O. Der B. R. führt aus, daß dieſer Fall 
hier vorliege, denn, wie der Bekl. während feiner Befibzeit als 
redlicher Beſitzer die Früchte und Nutzungen des Grundſtückes 
gezogen habe, jo müſſe er gemäß SS 195 und 196 Thl. 1 
Tit. 7 des A. L. R. für dieſelbe Zeit auch die auf den Früchten 
ruhenden Abgaben und Laſten tragen, insbeſondere die Hypo- 
thekenzinſen zahlen. Dieſe Verpflichtung beruhe auf dem Ge⸗ 
ſetze und es ſei daher gleichgiltig, ob Bekl. dieſe Pflicht auch 
auf Grund des Vertrages gehabt habe oder nicht. Die Reviſion 
behauptet, daß dieſe ganze Ausführung in den Behauptungen 
des Kl. keinen Anhalt finde. Sie ſetzt ſich damit aber in 
Widerſpruch mit dem im zweiten Urtheile bezogenen That⸗ 
beſtande des erſten Urtheils, nach welchem Kl. geltend gemacht 
hat, daß Bekl. die Früchte und Nutzungen gezogen habe und 
daher auch verpflichtet geweſen ſei, die Hypothekenzinſen zu be⸗ 
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zahlen. Die fernere Rüge der Reviſion, daß dieſe Verpflichtung 
jedenfalls nur rein perſönlicher Natur ſei und dem in der Kauf⸗ 
gelderbelegung erhobenen dinglichen Anſpruche des Ceſſionars 
von Hypothekenforderungen gegenüber nur im Wege der ſub⸗ 
ſtantiirten Aufrechnungseinrede geltend gemacht werden könne, 
verkennt völlig die Bedeutung der Ausführung des B. R. Hat 
Bekl. auf Grund eigener Verpflichtung gezahlt, ſo iſt der 
Zinſenanſpruch und die dafür haftende Hypothek völlig er- 
loſchen und die Ceſſion iſt ganz gegenſtandslos. Deshalb 
kann das Liquidat des Bekl., ſoweit es ſich auf dieſe Zinſen 
bezieht, nicht berückſichtigt werden (vergl. Striethorſt Archiv 
Bd. 95 S. 269 ff.). Soweit die Zinſen für die vor dem Be⸗ 
ſitzantritte des Bekl. liegende Zeit gezahlt ſind, nimmt der B. R. 
für nachgewieſen an, daß Bekl. nicht in der Abſicht, die Forde⸗ 
rung zu beſeitigen, vielmehr in der nach § 46 Thl. I Tit. 16 
des A. L. R. zu vermuthenden Abſicht bezahlt hat. Hiergegen 
richtet ſich die erfolgloſe Reviſion des Kl. Der B. R. führt 
aus: Der Einwand des Kl., daß Bekl. nach dem Tauſch⸗ 
vertrage und einer angeblich mündlich getroffenen ergänzenden 
Vereinbarung zur Zahlung der Zinſen verpflichtet geweſen, ſei 
nach dem Stande der Dinge zur Zeit ſeiner Geltendmachung 
zu beurtheilen; zu dieſer Zeit habe aber eine ſolche Verpflich⸗ 
tung nicht mehr beſtanden, da inzwiſchen das Gut Arnhauſen 
zwangsverſteigert und dadurch der Tauſchvertrag, ſoweit er ſich 
auf dieſes Gut beziehe, hinfällig geworden jet. Die Reviſion 
vertritt die Anſicht, daß die auf Grund einer Verpflichtung ge⸗ 
leiſtete Zahlung das Erlöſchen der Forderung zur Folge habe 
und daß die Forderung nicht wieder aufleben könne, wenn die 
Verpflichtung ſich hinterher als hinfällig erweiſe. Die Rüge 
hat nur den Schein der Berechtigung für ſich. Der Gedanke, 
dem der B. R. hat Ausdruck geben wollen, iſt unzweifelhaft 
richtig und nur vielleicht die Form des Ausdruckes nicht ganz 
klar. Bekl. war zur Zahlung dieſer Zinſen nur unter der 
ſelbſtverſtändlichen und in dem Vertrage ſtillſchweigend ent⸗ 
haltenen Bedingung verpflichtet, daß Kl. ihm das Eigenthum 
am Gute Arnhauſen verſchaffe. Dieſe Bedingung iſt nicht ein⸗ 
getreten. Die Zinszahlungen können unter dieſen Umſtänden 
nicht als in der Abſicht, die Forderung zu tilgen, und dem Kl. 
gegenüber keine Gläubigerrechte zu erwerben, erfolgt angeſehen 
werden, vielmehr ſtellt ſich die Zahlung als eine für den Kl. 
geſchehene Verauslagung dar, welche nur dann zur objektiven 
Tilgung führen ſollte, wenn Kl. dem Bekl. die Auflaſſung er⸗ 
theilte (vergl. Blum, Annalen Bd. 10 S. 393 und Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1897 S. 484 Nr. 75). Es hat ſich gezeigt, 
daß die vorausgeſetzte künftige Pflicht nicht beſtand und daher 
tritt die Regel des § 46 Thl. I Tit. 16 des A. L. R. ein. 
V. C. S. i. S. Friedrich o. Guſe vom 29. Januar 1898, 
Nr. 239/97 V. 

75. Die Reviſion bekämpft die Annahme, daß der beklagte 
Verband eine ausſchließlich nach 85 169 folg. Thl. I Tit. 17 
des A. L. R. zu beurtheilende Erwerbsgeſellſchaft ſei. Der 
Verband diene, wie er zugegeben habe, in erſter Reihe künſtleriſchen 
Zwecken. Er vereinige eine Anzahl von Muſikern zur Pflege 
der Kunſt. Seine Eigenſchaft als erlaubter Privatgeſellſchaft 
nach 88 1, 11 folg. des A. L. R. Thl. II Tit. 6 werde dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß er neben einem immateriellen oder ge⸗ 
meinnützigen Zwecke auch einen gemeinſamen Erwerbszweck ver⸗ 


folge. Es hätten zur Erreichung des künſtleriſchen Zweckes auch 
Beſtimmungen vermögensrechtlicher Natur — über Gehalt, 
Krankengeld, Penſion — getroffen werden müſſen. Auch ſolche 
Einrichtungen ſeien Merkmale der erlaubten Privatgeſellſchaften; 
Kranken⸗ und Penſionskaſſen ſeien derartige Geſellſchaften, ihr 
Zweck ſei, die wirthſchaftliche Lage ihrer Mitglieder zu ſichern, 
und dieſer Zweck ſei nicht bloß privater Natur, ſondern berühre 
das öffentliche Wohl. Dieſe Ausführungen gehen fehl. Der 
beklagte Verband iſt eine Vereinigung von Muſikern, die ſich, 
wie es im Eingange des Statuts heißt, durch ihre Mitglied⸗ 
ſchaft verpflichten, „in allen von dieſem Verbande zu veran⸗ 
ſtaltenden Aufführungen und Proben, als auch in denjenigen, 
für welche die Mitwirkung des Orcheſters bedungen iſt, mit. 
zuwirken und die von ihnen übernommenen Inſtrumente zu 
ſpielen.“ Der Verein beſteht aus ausübenden Muſikern, die 
zu einem Orcheſter zuſammengetreten ſind, welches theils (gegen 
Eintrittsgeld) Konzerte veranſtaltet, theils (gegen Entgelt) 
in ſolchen mitwirkt. Für ihre Vereinsthätigkeit beziehen die 
Mitglieder Gehalt (§ 15 e des Statuts); fie haben einen 
Antheil am Garantiefonds, zu dem jedes Mitglied 300 Mark 
einzuzahlen hat ($ 15 b, f, g, b), erlangen ferner durch zehn- 
jährige Mitgliedſchaft oder bei eintretender Dienſtunfähigkeit in 
Folge hohen Alters Penſionsberechtigung (88 20, 17) und find 
eudlich am Kaſſenüberſchuß betheiligt, indem ſie 50 Prozent 
deſſelben, nach Umſtänden 75 Prozent oder den ganzen Ueber⸗ 
ſchuß des Geſchäftsjahrs zu gleichen Theilen erhalten (58 21, 22). 
Hinzugefügt mag noch werden, daß zur Mitwirkung im Orcheſter 
von der Generalverſammlung auch Muſiker engagirt werden 
können, die damit nicht in den Verband aufgenommen werden 
(§§ 9, 10), und daß nach § 15 b als neue Verbandsmitglieder 
nur ſolche Perſonen aufgenommen werden dürfen, die dem 
Orcheſter bereits ein Jahr angehört haben. Die Verbands⸗ 
mitglieder bilden danach das Orcheſter unter Hinzutritt engagirter 
Muſiker, die nicht im Verbande ſtehen. Nach alledem iſt der 
Verband eine Mehrzahl von Perſonen, die Vermögen, Arbeiten 
und Bemühungen zur Erlangung eines gemeinſchaftlichen Er⸗ 
werbes vereinigen. Dieſer Erwerbszweck ſchließt die An⸗ 


wendung der Vorſchriften des 6. Tit. Thl. II des A. L. R. 


aus (vergl. Entſch. des R. O. H. G., Bd. 18, S. 405, 408; 
Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 16, S. 189; Bd. 39, 
S. 291). Soviel bekannt, befriedigt allerdings der Verband 
durch die Art feiner Thätigkeit ein höheres künſtleriſches Intereſſe. 


Im Statut iſt dies nicht als Zweck der Vereinigung bezeichnet; 


es iſt dort überhaupt nichts darüber geſagt, von welcher Art 
die Konzerte ſein müſſen, die der Verein veranſtaltet, oder bei 
denen er mitwirkt. Davon abgeſehen aber iſt der Umſtand, 
daß die Thätigkeit des Vereins ſich auf dem Gebiete der höheren 
Kunſtleiſtungen bewegt, nicht maßgebend für die hier vor⸗ 
liegende Frage. Die Kunſt kann, wie jede andere ein all- 
gemeines Bedürfniß befriedigende Thätigkeit, zum Mittel des 
Erwerbes gemacht werden, und es iſt in dieſer Beziehung kein 
Unterſchied, ob der einzelne Künſtler ſie für ſich in der Abſicht, 
daraus ſeinen Erwerb zu ſuchen, ausübt oder ſich zu dieſem 
Zwecke mit andern Künſtlern verbindet. Die Reviſion verweiſt 
auf die zahlreichen Vereine, die die wirthſchaftliche Förderung 
ihrer Mitglieder bezwecken und doch nicht als bloße Erwerbs⸗ 
geſellſchaften angeſehen werden könnten. Dies mag zutreffen 
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eine mit nicht geſchloſſener Mitgliedſchaft. 
er Nutzen, den der Verein gewährt, nicht ausſchließlich 
n Perſonen, die zum Verein zuſammentreten oder ſpäter 
en nach freier Willkür in den Verein aufgenommen 
zu gute kommen ſoll, ſondern — in Folge des freien 
— Allen oder doch wenigſtens einer ganzen Klaſſe 
onen zugänglich gemacht iſt, jo läßt ſich das Unter- 
als ein ſeinem Weſen nach gemeinnütziges, dem 
n Wohle dienendes bezeichnen (vergl. Striethorſt 
3d. 69, Bd. 70, S. 57; Entſch. des Obertribunals 
Bd. 70, Seite 294). Hier liegt die Sache jedoch 
er Eintritt in den Verband hängt von dem Belieben 
alverſammlung ab, die über die Aufnahme in geheimer 
ng frei befindet ($ 15 a des Statut). Das B. G. 
mit Recht dem beklagten Verbande die Parteifähigkeit 
en. Da dieſer Mangel von Amtswegen zu rügen 
inn die Reviſion ſich auch nicht darauf ſtützen, daß der 
n Einwand in dieſer Richtung nicht erhoben, vielmehr 
h erklärt hat, ſeine Parteifähigkeit nicht beſtreiten zu 
Die Reviſion ſucht noch auszuführen, daß eventuell die 
Mitglieder des Vereins als die Bekl. anzuſehen ſeien. 
er auch allenfalls unter der Bezeichnung „Orcheſter⸗ 
jerliner Philharmoniſches Orcheſter“ im Rubrum der 
Geſammtheit der Mitglieder verſtanden werden könnte 
r nach § 6 des Status „der Verband als folder, 
inzelnen Mitglieder deſſelben in dieſer ihrer 
ift in allen Rechts angelegenheiten, aktiv und paſſiv, 
tten Perſonen und Behörden, als auch einzelnen 
zmitgliedern gegenüber“ vom Vorſtande des 
vertreten werden, ſo erübrigte ſich doch dadurch nicht 
ung ber Bekl. nach ihrem fie unterſcheidenden Namen; 
menfaſſung unter einem Kollektivnamen, kann hier, 
egel von Handelsgeſellſchaften und kaufmänniſchen 
t Platz greifen, dem Erforderniß des §S 2301 C. P. O. 
en. VI. C. S. i. S. Simon c. Orcheſterverband 
hilharmoniſches Orcheſter vom 26. Januar 1898, 
VI. | | 


n rechtlicher Beziehung ift dem B. ©. allerdings 
timmen, daß der $ 710 der C. P. O. hier außer 
bleiben muß, indem es ſich nicht um eine Ver⸗ 
cher Sachen, die im Wege der Zwangsvollſtreckung 
orden, handelt. In Folge deſſen müſſen die für den 
iaßgebenden Rechtsgrundſätze aus dem bürgerlichen 
mmen werden. Das Pr. A. L. R. gewährt in 
1 Tit. 21 dem Vermiether ein Pfandrecht an den 
Sachen des Miethers. In Bezug auf die nähere 
g dieſes Pfandrechts iſt für die vorliegende Rechts⸗ 
e allgemeinen pfandrechtlichen Normen der §§ 118, 
562 Thl. I Tit. 20 a. a. O. (vergl. auch $ 30 
I. E. G. vom 5. Mai 1872) zurückzugehen, und 
nach der Auslegung, die ſie in Theorie und Praxis 
en, zu dem Ergebniſſe, daß das Pfandrecht des Ver⸗ 
den eingebrachten Sachen des Miethers überhaupt 
berührt bleibt, als dieſe Sachen nicht von dem 
ſtücke fortgeſchafft ſind, aber auch im Falle der Fort⸗ 
h fortdauert, inſoweit dieſe heimlich oder gegen den 
des Vermiethers, d. h. ohne ſtillſchweigende Ein⸗ 


willigung deſſelben, erfolgt iſt. In dieſem Sinne ſprechen ſich 
die Motive zum erſten Entwurfe des Deutſchen B. G. B. 
Bd. II S. 407 (vergl. die Denkſchrift zum letzten Entwurf 
S. 110) und Rehbein Entſch. des Obertribunals Bd. III 
S. 879 Note aus; und auf dem gleichen Standpunkte ſtehen 
das vormalige Preußiſche Obertribunal in den Entſch. Bd. 72 
S. 215, das R. O. H. G. in den Entſch. Bd. 6 S. 289, Bd. 21 
S. 131, das R. G. in dem Civilurtheile bei Gruchot Bd. 25 
S. 1014 und in den Strafurtheilen Entſch. Bd. 3 S. 60, 
323, Bd. 4 S. 44, Bd. 14 S. 80. Nebenher mag auf die 
Vorſchrift des 8 560 des B. G. B. hingewieſen werden. — 
Von dieſer Grundlage aus erſcheinen für die Beurtheilung des 
jetzigen Streitfalles folgende rechtliche Geſichtspunkte maßgebend. 
Weſentlich in Betracht kommt dabei allein die Frage, ob und 
inwieweit das ältere Pfandrecht der Kl. erloſchen iſt oder nicht. 
Soweit deſſen Erlöſchung eingetreten iſt, bleibt ein ſonſtiger 
Rechtstitel für den Klageanſpruch nicht übrig. Soweit die Er⸗ 
löſchung nicht eingetreten iſt, wird der Kl. die rechtliche Möglich⸗ 
keit zur Begründung ihres Anſpruches gewahrt. Die Erlöſchung 
des klägeriſchen Pfandrechts hängt aber von zwei Umſtänden ab, 
nämlich einerſeits davon, ob und wann die verſteigerten Illaten 
des Bibliographiſchen Büreaus von dem Miethsgrundſtücke fort- 
geſchafft find, andererſeits davon, ob die Fortſchaffung heimlich 
oder unter Widerſpruch der Kl. erfolgt iſt. Danach läßt ſich 
der Rechtsſtandpunkt des B. G. im allgemeinen theilen, jedoch 
mit der Einſchränkung, daß neben dem Momente der Fortſchaffung 
der verſteigerten Sachen dem Momente der Auszahlung des 
Erlöſes, auf welches, ſoviel erſichtlich, das B. G. mit Gewicht 
legt, die rechtliche Bedeutung abgeſprochen werden muß. IV. C. S. 
i. S. Levy c. Freudenheim vom 24. Januar 1898, Nr. 186/97 IV. 

77. Unrichtig iſt die Ausführung der Reviſion, daß, weil 
Bekl. nach der Annahme des B. G. nicht Eigenthümer des Sn- 
ventars geworden ſei und den Fuchs noch beſitze, Kl. nicht Ent⸗ 
ſchädigung für denſelben verlangen, ihn vielmehr nur vindiciren 
könne. Dem Bekl. waren das Inventarium, insbeſondere auch 
die Pferde ohne Taxe übergeben. Er brauchte deshalb zwar 
nur die gleiche Anzahl von Pferden in brauchbarem Zuſtande 
zurückzugewähren, durfte aber vor beendeter Rückgewähr keine 
Inventarienſtücke entfernen. §8 605, 606 des A. L. R. Thl. 
Tit. 21. Da er dies dennoch gethan und die Zurückgabe des 
von ihm forigefchafften Pferdes verweigert hat, iſt er auf Grund 
des abgeſchloſſenen Pachtvertrages dem Verpächter zum Erſatz 


des Intereſſes verpflichtet. 85 285 ff. des A. L. R. Thl. 1 


Tit. 5. VI. C. S. i. S. Klopitzte e. Abendroth vom 7. Fe⸗ 
bruar 1898, Nr. 417/97 VI. 

78. Was die vom B. R. verneinte, für die Abmeſſung 
der Höhe des kläageriſchen Anſpruches wichtige Frage betrifft, 
ob der Erblaſſer berechtigt war, den Pflichttheil des Kl. um die 
Hälfte zu kürzen, ſo iſt der B. R. mit Recht davon ausge⸗ 
gangen, daß die 88 997 und 998 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. 
durch die Beſtimmungen der 88 29, 39 des R. Gef. vom 
6. Februar 1875 über die Beurkundung des Perſonenſtandes 
nicht aufgehoben worden ſind. Vergl. Gruchot, Beiträge 
Bd. 31 S. 945 (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886 S. 240 
Nr. 54). Unzutreffend iſt aber die Auffaſſung des B. R., daß 
das dem Vater durch jene Vorſchriften eingeräumte partielle 
Enterbungsrecht auf den Fall zu beſchränken ſei, wenn die 
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Verheirathung des Kindes gegen den Willen des Vaters ſtatt⸗ 
fand. Der B. R. folgert dies aus der Faſſung des vorher⸗ 
gehenden $ 996 a. a. O. Demſelben kann jedoch eine ſolche 
einſchränkende Bedeutung nicht beigelegt werden. Nachdem 
nämlich das A. L. R. in den SS 45 und 46 Thl. II Tit. 1 
vorgeſchrieben hatte: Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand 
können ſich ohne Einwilligung ihres leiblichen Vaters nicht 
gültig verheirathen. Auch ſolche Kinder, die ſchon verheirathet 
geweſen, ingleichen Söhne, die der väterlichen Gewalt entlaſſen, 
und Töchter, die über 24 Jahre alt ſind, ſowie Kinder aus 
einer Ehe zur linken Hand, müſſen die väterliche Einwilligung 
nachſuchen, und nachdem ferner im § 972 a. a. O. ver⸗ 
ordnet war, daß Ehen ungültig ſeien, bei welchen die Ein⸗ 
willigung derjenigen, deren Konſens die Geſetze zur Gültigkeit 
der Ehe erfordern, nicht beigebracht ſei, beſtimmten die 
85 994 bis 996 a. a. O.: Die Ungültigkeit einer Ehe, bei 
welcher es von der einen oder andern Seite an der Einwilligung 
des leiblichen Vaters ermangelt, muß von dieſem innerhalb 
ſechs Monaten nach erhaltener Nachricht von der Vollziehung 
der Ehe gerichtlich gerügt werden. Iſt dies nicht geſchehen, ſo 
behält zwar die Ehe ſelbſt ihre volle Wirkung: doch — (fo 
fährt der § 996 fort) — iſt der Vater alsdann das unge ⸗ 
horſame Kind bis auf die Hälfte des Pflichttheils zu enterben 
berechtigt. Da in den vorhergehenden Beſtimmungen kein 
Unterſchied gemacht wird zwiſchen dem Falle, wenn das Kind 
ohne Einholung der väterlichen Zuſtimmung zur Che 
ſchreitet und dem andern Falle, wenn das Kind gegen den 
kundgegebenen Willen des Vaters heirathet, ſo liegt auch kein 
Grund zu der Annahme vor, daß ein ſolcher Unterſchied im 
§ 996 habe gemacht werden ſollen; vielmehr hat offenbar mit 
dem Eigenſchaftsworte „ungehorſam“ — wie ſich aus dem 
Zuſammenhange ergiebt — überhaupt jedes Kind bezeichnet 
werden ſollen, welches ſich ohne den erforderlichen Konſens des 
Vaters verheirathet. Dementſprechend find auch die hier ſpeziell 
in Frage kommenden §§ 997 und 998 dahin formulirt: Hat 
ein Sohn, der nicht mehr unter väterlicher Gewalt ſich befindet, 
oder eine Tochter nach zurückgelegtem vierundzwanzigſten Jahre, 
ohne väterliche Einwilligung geheirathet: ſo bewirkt dieſer 
Mangel keine Ungültigleit der Ehe. Dem Vater bleibt aber, 
auch in dieſem Falle das Recht zur Enterbung, bis auf die 
Hälfte des Pflichttheils vorbehalten. Ebenſo beſtimmt der 
8 1000 a. a. O.: Die Mutter kann ein, nach des Vaters 
Tode, ohne ihre Einwilligung, heirathendes minder⸗ oder groß⸗ 
jähriges Kind, auf die Hälfte des Pflichttheils, gleich dem 
Vater, enterben. Desgleichen bemerkt der § 412 Thl. II 
Tit. 2 des A. L. R.: daß Eltern ein Kind, welches ohne ihre 
ertheilte, oder von dem Richter ergänzte Einwilligung heirathet, 
bis auf die Hälfte des Pflichttheils enterben können, iſt im 
erſten Titel $ 996, 998, 1000 verordnet. Endlich lauten 
die 88 249 und 250 Thl. II Tit. 2 des A. L. R.: Auch 
nach aufgehobener väterlicher Gewalt ſind die Kinder den Eltern 
kindliche Ehrerbietung ſchuldig. Die Pflicht, ihre Einwilligung 
zu einer Heirath nachzuſuchen, wird durch Endigung der 
väterlichen Gewalt nicht aufgehoben (Tit. IS 46. 997 ꝛc.). 
Dieſe Pflicht des Kindes, den Konſens des Vaters nachzu⸗ 
ſuchen, iſt auch in den Fällen, in welchen jetzt die rechtliche 
Nothwendigkeit der Konſenseinholung (nach den Beſtimmungen 


des R. Geſ. vom 6. Februar 1875) nicht mehr beſteht, doch 
noch als eine ſittliche Verpflichtung beſtehen geblieben, ſo daß 
deren Verletzung durch Anwendung des theilweiſen Enterbungs⸗ 
rechtes geahndet werden kann. Vergl. Hinſchius, Kommentar 
zum R. Geſ. vom 6. Februar 1875 S. 127, 128, derſelbe bei 
Koch zu § 996 a. a. O., Goldenring bei Gruchot, Bd. 21 
S. 706, Stölzel in der Zeitſchrift für Kirchenrecht von Dove 
und Friedberg S. 89 und S. 110, Dernburg, Preußiſches 
Privatrecht Bd. III §S 202 (S. 585), Cccius, Preußiſches 
Privatrecht Bd. IV § 203 bei Note 24. Einer ſolchen 
Pflichtverletzung — nicht bloß einer „gewiſſen Rückſichts⸗ 
loſigkeit“ wie ſich der B. R. ausdrückt — hat ſich der Kl. 
ſchuldig gemacht, wenn er, obwohl ihm die damalige Adreſſe 
ſeines Vaters bekannt geworden war, zur Ehe geſchritten iſt, 
ohne hierzu die väterliche Zuſtimmung einzuholen. Auch würde 
bei ſolcher Sachlage eine Konſensertheilung des Vaters aus 
deſſen Stillſchweigen allein noch nicht hergeleitet werden können. 
IV. C. S. i. S. Triepcke c. von Borke vom 13. Januar 1898, 
Nr. 278/97 IV. 

79. Dem Weſen und dem Zwecke der Geldunterſtützung, 
welche auf Grund des § 15 Thl. II Tit. 3 des A. L. R. zu 
gewähren iſt, entſpricht es, daß dieſelbe nicht für einzelne Lebens⸗ 
bedürfniſſe beſonders, ſondern für den geſammten Lebensunterhalt 
einer beſtimmten Zeitperiode in einer Geſammtſumme richterlich 
feſtgeſtellt werde. Dabei hat der Richter allerdings die Lebens ⸗ 
bedürfniſſe, deren Befriedigung zu dem nothdürftigen Lebens⸗ 
unterhalte erforderlich iſt, nach den konkreten Verhältniſſen zu 
berückſichtigen, aber er iſt nicht gezwungen, im Einzelnen die 
Faktoren anzugeben, mit deren Hülfe er im Reſultate den Betrag 
der Unterſtützung beſtimmt hat. Deshalb bietet der Umſtand, 
daß das B. G. die von der Kl. angeſtellte Berechnung ihrer 
Lebensbedürfniſſe nicht ausdrücklich nach den einzelnen Poſten 
gewürdigt hat, keinen Reviſionsgrund. IV. C. S. i. S. Eberling 
c. Dyck vom 3. Februar 1898, Nr. 226/97 IV. | 

80. Das B. G. prüft zuerſt die Klagebehauptung, daß der 
Kl. von der Bekl. bis zum 1. April 1896 hin als lebenslänglicher 
Gemeindebeamter im Sinne des § 56 Nr. 6 der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853 angeſtellt geweſen ſei. Es ſtellt feſt, daß 
der Kl. vom 1. Oktober 1890 ab bis in das Jahr 1896 hinein 
im Dienſte der Bekl. geſtanden habe und im Verlaufe dieſes 
Zeitraumes faſt durchweg mit Arbeiten etatsmäßiger Büreau⸗ 
beamten in Büreau und Regiſtratur beſchäftigt geweſen ſei. 
Danach gelangt es zu dem Schluſſe, daß die Dienſtſtellung des 
Kl., wenn ſie auch nicht von vorne herein die eines lebenslang 
angeſtellten Gemeindebeamten geweſen, doch mit der Zeit in eine 
ſolche umgewandelt ſei. Dieſe Ausführung beruht auf bedenken ⸗ 
freier thatſächlicher Erwägung. Der daraus gezogene Schluß 
hat erſichtlich eine durch konkludente Handlungen der Betheiligten 
bewirkte Umwandlung der klägeriſchen Dienſtſtellung im Auge, 
und läßt weder eine genügende Begründung vermiſſen, noch eine 
Verkennung des rechtlichen Begriffes eines Gemeindebeamten 
erhellen, hält ſich vielmehr im Einklange mit der Rechtſprechung 
des R. G. IV. C. S. i. S. Stadt Görlitz e. Wünſche vom 
28. Januar 1898, Nr. 221/97 IV. 


81. Da die Bekanntmachung der Augſchließung der Güter 


gemeinſchaft ſeitens des Amtsgerichts zu Lyck gleichfalls in dem 
Anzeiger des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Gum⸗ 
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lſo in demſelben Blatte, in welchem fie ſeitens des 
ts zu Proͤkuls erfolgt iſt, hätte erfolgen müſſen, fo 
t zu prüfen, ob ohne Rückſicht auf die Zuſtändigkeit 
entlichenden Gerichts die Veröffentlichung in dem 
latte ausreicht. Dieſe Frage ift von dem B. G. in 
an die Entſcheidungen des R. G. vom 19. Sep⸗ 
81 (Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 239) mit Recht 
ya der Beweis der Kenntniß Dritter von der gericht⸗ 
t gemachten Ausſchließung der Gütergemeinſchaft auf 
ichen Fiktion beruht und in dem Falle, wenn das 
die Bekanntmachung ein beſtimmtes Gericht für zu⸗ 
art, die Anwendung dieſer Fiktion auf die Bekannt⸗ 
eitens eines unzuſtändigen Gerichts eine geſetzlich 
ausdehnende Auslegung jener Fiktion enthalten 
ıltändig für die Bekanntmachung des hier vor- 
usſchließungsvertrages war, wie das B. G. ferner 
innimmt, geſetzlich allein das Amtsgericht Lyck und 
achte ſich dadurch, daß er ohne Kenntniß der hier 
ı geſetzlichen Vorſchriften ſich für zuſtändig erachtete, 
ı rechtlicher Beziehung unbedenklichen Begründung 
eines gemäß SS 88, 89 Thl. II Tit. 10 des 
u vertretenden mäßigen Verſehens ſchuldig. Das 
nämlich davon aus, daß aus der Beſtimmung des 
2 Thl. II Tit. 3 der Allgemeinen Gerichtsordnung, 
maßen lautet: „Wird die Kommunion (der Güter) 
Vertrag ausgeſchloſſen oder aufgehoben, ſo iſt der 
die vorſchrifts mäßige Bekanntmachung zu ſorgen 
58 422 bis 426 Thl. II Tit. 1 des A. L. R.), 
ung des Bekl., für die vorſchriftsmaßige Bekannt⸗ 
hier ausgeſchloſſenen Gütergemeinſchaft zu ſorgen, 
ſei und der Bekl. als Richter ſich habe ſagen müſſen, 
rige Bekanntmachung für das Verhältniß der Ehe⸗ 
ten allein entſcheidend jet und daher forgfältiger 
ürfe. Das B. G. erwägt dann weiter: Wenn 
der Ausſchließung der Gütergemeinſchaft handelnde 
II Tit. I des A. L. R. keine Beſtimmung bezüg- 
tändigkeit des Richters für die Bekanntmachung 
ung treffe und der eine Beſtimmung bezüglich der 
des Richters für die Bekanntmachung enthaltende 
Nauf den über die Entſtehung der Gütergemein⸗ 
rhaltenden $ 356 a. a. O. folge, fo könne doch 
ächlicher Betrachtung die Meinung entſtehen, als 
lnhang § 76 nur auf Gütergemeinſchafts⸗Ein⸗ 
träge ſich beziehe. Denn die ratio legis, das 
ufs ſeiner Information auf einen beſtimmten 
jeifen, mache eine Vorſchrift über die richterliche 
ir die Bekanntmachung der Gütergemeinfchafts- 
gs verträge unentbehrlich und die allgemeine 
lnhangs $ 76 („die Bekanntmachung des über 
inſchaft geſchloſſenen Vertrages gehört vor den 
gen Bezirks, innerhalb welchem die Verlobten 
er Ehe ihren Wohnſitz nehmen“) paſſe auch ſo 
chließungsverträge wie auf Einführungsverträge 
ergemeinſchaft. Auch ſei in dem Geſetze vom 
7 über die Errichtung und Bekanntmachung der 
Einführung oder Ausſchließung der ehelichen 
ift die Nothwendigkeit der Bekanntmachung der 


Verträge wegen Einführung der Gütergemeinſchaft, nicht aber 
der Anhang § 76 aufgehoben und damit deſſen fernere An⸗ 
wendbarkeit auf Verträge über die Gütergemeinſchaft, die keine 
Einführungs⸗ ſondern Ausſchließungsverträge ſeien, beſchränkt. 
Endlich ſei in demſelben Geſetze im § 4 Abſ. 2 die Bekannt ⸗ 
machung des Guͤtertrennungsvertrages durch den Richter des 
erſten Wohnſitzes der Eheleute als Legalfall ausdrücklich vor⸗ 
ausgeſetzt. Auf Grund dieſer geſetzlichen Vorſchriflen gewinnt 
das B. G. die Ueberzeugung, daß die abweichende Meinung 
des Bekl., die Bekanntmachung liege nicht dem Amtsgericht 
Lyck, ſondern dem Amtsgerichte Prökuls ob, nicht eine zuläſſige 
Auslegungsdifferenz, vielmehr ein Verſehen ſei, welches der Bekl. 
bei einem gewöhnlichen Grade von Aufmerkſamkeit nach den 
Kenntniſſen, die bei der Verwaltung ſeines Amtes erfordert 
werden, habe vermeiden können und ſollen. Zur Unterſtützung 
weiſt das B. G. auch noch darauf hin, daß der Bekl. durch 
Einſicht wiſſenſchaftlicher Hülfsmittel und durch Befragung 
anderer Praktiker alsbald zur richtigen Anſicht gelangt ſein 
würde. Auch verwirft es als geſetzlich unerheblich die Ent⸗ 
ſchuldigungen, die der Bekl. auf angebliche Amtsüberlaſtung, 
Mangelhaftigkeit der Gerichtsbibliothek in Prökuls und Selten- 
heit ſolcher Verträge zu ſtützen verſucht hat. Für die Nach⸗ 
prüfung der vorſtehenden Entſcheidungsgründe des B. U. kommt 
es allein darauf an, ob die Annahme des B. G., daß der 
Bekl. nach den für ſein Amt erforderlichen Kenntniſſen bei 
einem gewöhnlichen Grade von Aufmerkſamkeit aus den be⸗ 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften habe entnehmen können, daß 
nicht das Amtsgericht Prökuls, ſondern das Amtsgericht Lyck 
das für die Bekanntmachung des Gütertrennungdvertrages 
zuſtändige Gericht ſei, eine Rechtsnormverletzung enthält. Iſt 
dieſe Frage zu verneinen, dann bedarf es eines Eingehens auf 
die zur Unterſtützung herangezogenen Nebengründe des B. G. 
und auf die Entſchuldigungsgründe des Bekl. nicht. Jene 
Frage iſt aber zu verneinen. Die oben mitgetheilte Beſtimmung 
des § 19 Abſ. 2 Thl. II Tit. 3 der Allgemeinen Gerichts- 
ordnung, auf welche ſich die Reviſion beruft, ſteht dem Bekl. 
nicht zur Seite. Dieſe Beſtimmung ſpricht ſich über die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Richters, welcher die Bekanntmachung vorzu⸗ 
nehmen hat, nicht aus. Die für die Zeit, als in Betreff der 
Verträge über Einführung oder Ausſchließung der Gütergemein⸗ 
ſchaft allein die Allgemeine Gerichts ordnung maßgebend war, 
geltenden die Zuſtändigkeit für jene Verträge regelnden Vor⸗ 
ſchriften der Allgemeinen Gerichts ordnung find daſelbſt in dem 
8 6 Nr. 1 Thl. II Tit. 1 und in dem Anhange § 416 ent- 
halten. Damals war für Verträge, wodurch die Güter 
gemeinſchaft unter Eheleuten eingeführt oder ausgeſchloſſen 
werden ſollte, die gerichtliche Beſtätigung erforderlich und dieſe 
gehörte, wie der genannte Anhang § 416 beſtimmt, vor den 
Richter des Orts, wo die Verlobten nach geſchloſſener Ehe 
ihren Wohnſitz nahmen und im Zweifel vor den perſönlichen 
Richter des Bräutigams. Der für die Beſtätigung zuſtändige 
Richter war aber, wie der Anhang $ 76 zu $ 356 Thl. II 
Tit. 1 des A. L. R. ergiebt, auch der für die Be⸗ 
kanntmachung zuſtändige Richter. Aus den Vorſchriften der 
Allgemeinen Gerichtsordnung konnte daher der Bekl., da hier 
inhalts des Vertrages in dem Bezirke des Amtsgerichts Lyck ſo⸗ 
wohl der künftige erſte Wohnſitz der Kontrahenten nach Abſchluß 
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der Ehe, wie auch der damalige Wohnſitz des Bräutigams ſich 
befand, ſeine Zuſtändigkeit zur Vornahme der Bekanntmachung 
nicht folgern. Die geſetzlichen Vorſchriften bezüglich der gericht⸗ 
lichen Beſtätigung der Verträge über die Einführung oder 
Ausſchließung der Gütergemeinſchaft haben jedoch keine Geltung 
mehr. Das oben genannte Geſetz vom 20. März 1837 hat ſie 
aufgehoben und angeordnet, daß die Aufnahme oder Anerkennung 
eines ſolchen Vertrages vor jedem inländiſchen Richter erfolgen 
könne. Hieraus zu folgern, daß jetzt jeder inländiſche Richter, 
vor welchem ein Ausſchließungsvertrag aufgenommen oder an⸗ 
erkannt iſt, für die Bekanntmachung eines ſolchen Vertrages zu⸗ 
ſtändig ſei, würde dem Zwecke der Bekanntmachung wider⸗ 
ſprechen. Auch führt die weitere Beſtimmung jenes Geſetzes, 
daß in den Landestheilen, in welchen die Aufnahme der Hand⸗ 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit nur von Notarien geſchieht, 
die Aufnahme oder Anerkennung vor dieſen genüge, mit Noth⸗ 
wendigkeit dahin, daß für die geſetzlich erforderliche Bekannt⸗ 
machung eines Ausſchließungsvertrages nur ein beſtimmtes 
Gericht zuſtändig ſein kann, und das kann mit Rückſicht auf 
die Beſtimmung des Anhangs § 76 zu $ 356 Thl. II Tit. 1 
des A. L. R., des Anhangs § 416 zu § 6 Nr. 1 Thl. II Tit. 1 
der Allgemeinen Gerichtsordnung und des § 4 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 20. März 1837 nur das Gericht des erſten Wohnſitzes 
der Eheleute ſein. Da endlich auch, wie das B. U. zutreffend 
bemerkt, die Entſcheidung des R. O. H. G. (Bd. 21 S. 239) 
(die lediglich die Art der Veröffentlichung für einen Kaufmann, 
der die Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen hat, zum Gegenſtande 
hat und bei der Aenderung des Wohnorts die Wiederholung 
der Eintragung in dem Handelsregiſter des neuen Wohnorts 
für erforderlich erklärt) in keiner Weiſe für die Zuſtändigkeit 
des Bekl. ſpricht, ſo läßt ſich das Ergebniß, zu welchem das 
B. G. gelangt iſt, daß der Bekl. aus den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen nach den Kenntniſſen, die ſein Amt erfordere, bei 
einem gewöhnlichen Grade von Aufmerkſamkeit die Unzuſtändigkeit 
des Amtsgerichts Prökuls zur Vornahme der Veröffentlichung des 
Vertrages vom 17. Mai 1888 habe erkennen müſſen, rechtlich 
nicht beanſtanden. Das B. G. hat damit gehörig feſtgeſtellt, 
daß dem Bekl. ein mäßiges Verſehen zur Laſt falle (§S 20 Thl. 1 
Tit. 3 des A. L. R.). IV. C. S. i. S. Eiſelt e. Schenk vom 
31. Januar 1898, Nr. 225/97 IV. 

82. Das B. G. gelangt auf Grund des § 91 Thl. u 
Tit. 10 des A. L. R. zur Abweiſung der Klage, indem es er- 
wägt: Die eingeklagte Forderung ſei bei der Zwangsverſteigerung 
des verpfändeten Grundſtücks ausgefallen. Auch habe der 
Schuldner A. bezeugt, daß ſein Mobiliar im November 1894 
gepfändet und ſpäter verkauft ſei, ſo daß eine Mobiliar⸗Zwangs⸗ 
vollſtreckung der Kl. gegen ihn ergebnißlos geweſen wäre. Des⸗ 
gleichen ſei in der Strafſache gegen A. feſtgeſtellt, daß eine gegen 
denſelben auf Antrag des Schmiedemeiſters H. am 9. November 
1894 vorgenommene Zwangsvollſtreckung fruchtlos geblieben 
ſei. Aber A. habe darüber, ob er Vermoöͤgensſtücke bei Seite 


geſchafft habe, ſein Zeugniß verweigert und durch die vorgelegten 


Strafakten werde erwieſen, daß er in der That im Oktober 
1894 in der Abſicht, die Befriedigung ſeiner übrigen Gläubiger 
zu vereiteln, erhebliche Vermögensſtücke im Werthe von etwa 
550 Mark bei Seite gebracht habe. Bei dieſer Sachlage könne 
aus dem Ergebniſſe der Zwangsvollſtreckungen nicht gefolgert 


werden, daß A. kein Vermögen zur Befriedigung der Kl. beſitze 
und es wäre deshalb noch nothwendig geweſen, vor Anftellung, 
der gegenwärtigen Klage die Leiſtung des Offenbarungseides von 
A. zu erfordern. Dieſe Erwägung läßt ſich rechtlich nicht be⸗ 
anſtanden und iſt auch von der Reviſion nicht bemängelt worden. 
Die letztere greift vielmehr die Entſcheidung des B. G. um 
deshalb an, weil „die Anſtellung eines Anfechtungsprozeſſes zu 
den Vorausſetzungen der Syndikatsklage nicht gerechnet werden 
könne, wenn nicht ein beſtimmter Anhalt für die Annahme vor⸗ 
liege, daß die Bedingungen der Anfechtungsklage gegeben ſeien“. 
Damit unterſtellt die Reviſion dem B. G. einen Erwägungs⸗ 
grund, den dieſes Gericht gar nicht herangezogen hat. Denn 
in den Urtheilsgründen iſt einer Anfechtungsklage, welche die 
Kl. hätte erheben müſſen, nicht einmal andeutungsweiſe Er⸗ 
wähnung geſchehen. Der Angriff iſt daher verfehlt. IV. C. S. 
i. S. Gemeinde Peicherwitz e. Erben Mummert vom 10. Fe⸗ 
bruar 1898, Nr. 240/97 IV. 

33. Der RE. hatte in dem Vorprozeß die Anfict vertreten, 
daß die Fiſchereiberechtigungen an ſchiffbaren Gewäſſern ihrer 
Natur nach durch die Beſtimmung dieſer Gewäffer zur Schiff, 
fahrt in der Weiſe beſchränkt ſeien, daß ſie nur unbeſchadet der 
Erfüllung dieſer Beſtimmung ausgeübt werden dürften und daß 
inſoweit als die Ausübung der Schifffahrt und die in deren 
Intereſſe erforderlichen Anlagen den Ertrag der Fiſcherei beein⸗ 
trächtigten, es ſich nicht um einen Eingriff in die Fiſcherei⸗ 
berechtigungen ſondern um die Folgen der Beſchränkung handele, 
welcher die Berechtigungen von vornherein deshalb unterworfen 
ſeien, weil ihr Objekt ein für die Schifffahrt beſtimmtes Ge⸗ 
wäſſer ſei. Dieſe Rechtsanſicht iſt wie damals ſo auch ſchon 


öfter, und zwar neuerdings erſt in einem Urtheil vom 10. Juli 


1897 in der Sache V. 43/97, von dem R. G. 
unbegründet verworfen worden. Hiervon abzugehen iſt für das 
R. G. kein Anlaß gegeben. Wenn der Rkl. geltend macht, bei 
jedem Erwerb einer Fiſchereiberechtigung an einem ſchiffbaren 
Gewäſſer verſtehe ſich der ſtillſchweigende Vorbehalt von ſelbſt, 
daß die Berechtigten ſich die im Schifffahrtintereſſe erforderlichen 
Anlagen in dem Gewäſſer entſchädigungslos gefallen laſſen 
müßten, ſo iſt dies nur eine andere, ſachlich bedeutungsloſe 
Wendung der vorerwähnten Rechtsanſicht des Rkl. Es 
kann das Vorhandenſein eines derartigen allgemeinen ſtill⸗ 
ſchweigenden Vorbehalts bei dem Erwerbe von Fiſcherei⸗ 
berechtigungen an ſchiffbaren Gewäſſern nicht anerkannt werden. 
V. C. S. i. S. Fiskus c. Wurdel vom 12. Februar 1898, 
Nr. 263/97 V. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

84. Das B. G. hat ſich bei ſeiner Annahme, daß zur 
Entſcheidung des gegenwärtigen Rechtsſtreits die Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde zuſtändig ſei, von zwei Erwägungen leiten laſſen. 
Es hält erſtens dafür, daß, wenn, wie im vorliegenden Falle, 


als rechtlich 


die Gründung des Rentenguts in Gemäßheit des § 12 des 


Rentengutsgeſetzes vom 7. Juli 1891 durch Vermittelung der 
Generalkommiſſion bewirkt ſei, die Ablöſung der im Rentenguts⸗ 
vertrage vereinbarten Privatrente durch Kapitalzahlung einen 


Theil der Ausführung des Rentengutsvertrages bilde und aus 


dieſem Grunde zur Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde 
gehöre. Sodann macht das B. G. geltend, daß nach dem 
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a. a. O., 8 169 der Verordnung vom 20. Juni 1817 
Organiſation der Generalkommiſſionen, 85 706, 705, 
666 und 667 der C. P. O. und den §§ 84 und 93 
eſetzes vom 18. Februar 1880, betreffend das Verfahren 
iseinanderſetzungsangelegenheiten ein von der General⸗ 
ffion. beſtätigter Rentengutsvertrag gleich einem Rezeſſe 
irkung einer gerichtlich beſtätigten Urkunde habe, und daß 
die Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel ſowie die 
eckung des Rentengutsvertrages bei der General⸗ 
ſion nachzuſuchen ſei. Dieſe Ausführungen beruhen 
iner unrichtigen Auffafſung der Tragweite des § 12 
ıtengutögefege vom 7. Juli 1891. Eingehend begründet. 
S. i. S. Lehment c. Behling vom 12. Januar 1898, 
797 V. 
u den Geſetzen über den Rechtsweg. 
. Ob der von dem Bekl. in II. J. erhobene Einwand 
uläſſigkeit des Rechtsweges zutreffen würde, wenn das 
tengutsbildung betreffende Verfahren vor der Königlichen 
kommiſſion noch nicht beendet wäre, kann unerörtert 
Denn auch wenn dies der Fall ſein möchte, ſo iſt die 
ie des B. G., daß der ordentliche Rechtsweg auch dann 
loſſen ſei, wenn jenes Verfahren bereits feinen Abſchluß 
ı hat, rechtsirrthümlich. Die vom B. R. hierfür in 
jenommenen Entſcheidungen des R. G. vom 29. April 
Entſch. in Civilſachen Bd. 37 S. 393) und des Ge⸗ 
es zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte vom 10. No- 
1894 (Juſtizminiſterialblatt 1895 S. 343) vertreten 
standpunkt keineswegs; fie betreffen vielmehr, wie in 
gründung ausdrücklich hervorgehoben wird, Fälle, in 
s Verfahren vor der Generalkommiſſion noch ſchwebte. 
ze, um welche es ſich im vorliegenden Falle handelt, ob 
die Zuſtändigkeit der Generalkommiſſton auch dann noch 
nen ſei und deshalb der ordentliche Rechtsweg für aus⸗ 
n gelten müffe, wenn das die Rentengutsbildung be ⸗ 
Verfahren bereits ſeinen Abſchluß gefunden hat, iſt 
s in einem Urtheile des R. G. (Urtheil des III. C. S. 
Deterd c. Müggenburg vom 17. September 1897, 
96, auszugsweiſe mitgetheilt in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
97 S. 891, welches demnächſt in der Sammlung der 
es R. G. zur Veröffentlichung gelangen wird) aus⸗ 
rörtert und in verneinendem Sinne entſchieden werden. 
t hier, auf die dort für die grundſätzliche Verneinung 
entwickelten Gründe zu verweiſen, von denen ab» 
eine Veranlaſſung vorliegt. V. C. S. i. S Kundler 
vom 9. Februar 1898, Nr. 345/97 V. 
n Geſetz vom 31. März 1838. 
Das B. U. mußte aufgehoben werden, da auf An⸗ 
elche ſich nicht auf das Verhältniß eines Dienſtboten 
zoffizianten gründen, der $ 2 Nr. 3 des Geſetzes vom 
1838 keine Anwendung findet — vergl. Entſch. des 
d. 32 S. 182. Dagegen iſt demnächſt zu prüfen, 
wieweit die etwaigen Forderungen der Kl. nach $ 1 
citirten Geſetzes verjährt find, und iſt hierbei auch 
chtigen, daß die Verjährung derartiger Forderungen 
Nr. 3 a. a. O. mit dem auf dem feſtgeſetzten 
stag folgenden letzten Dezember beginnt, alſo, wenn 
N. und der Kl. in rechtsgültiger Weiſe vereinbart ſein 


ſollte, daß Kl. erſt nach ſeinem Tode Bezahlung erhalten ſolle, 
nicht vor dieſem Zeitpunkte ihren Anfang genommen haben 
würde. VI. C. S. i. S. Getſchmann c. Senftner u. Gen. 
vom 17. Februar 1898, Nr. 340/97 VI. 2 

Zum Notariatsgeſetz vom 15. Juli 1845. 

87. Dem notariellen Vertrage vom 28. Februar 1894 
fehlt nach 8 14 Nr. 3 in Verbindung mit den §§ 40, 41, 
42 des Notariatsgeſetzes vom 11. Juli 1845 die Kraft einer 
Notariatsurkunde, da in demſelben nicht angegeben iſt, weshalb 
der Verkäufer nicht eigenhändig unterzeichnet und ſtatt der 
Unterſchrift ein Handzeichen beigefügt hat. Die Vorſchrift des 
§ 14 Nr. 3 a. a. O. iſt durch das Geſetz vom 15. Juli 1890, 
Geſetzſamml. S. 229, nicht beſeitigt, vergl. Urtheil des V. C. S. 
vom 29. Februar 1896, Entſch. Bd. 37 S. 319, deſſen 
Gründen der erkennende Senat ſich anſchließt. I. C. S. i. S. 
Mob.⸗Feuer⸗Verſ.⸗Geſ. für die Bewohner des platten Landes 
der Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen c. Hiller vom 29. Januar 
1898, Nr. 497/97 J. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

88. Die Reviſion macht geltend, daß die Perſonen, die 
den Irrthum hervorgerufen hätten, nicht mehr Mitglieder des 
Knappſchaftsvorſtandes ſeien. Dieſer bilde — ſo führt ſie aus 
— eine ſtatutariſch als wandelbar vorgeſehene Körperſchaft, aus 
der alle zwei Jahre ein Drittel der Mitglieder ausſcheide, deren 
Mehrheit und Mehrheitsanſicht alſo wechſeln müſſe. Dazu 
komme, daß der Märkiſche, wie der Effener Knappſchaftsverein 
nicht mehr beſtünden. Auch dieſer Angriff geht fehl. Die An⸗ 
ſprüche, die von den Kl. erhoben werden, ſind gegen den All⸗ 
gemeinen Knappſchaftsverein gerichtet, und zwar, ſoweit ſie jetzt 
noch ſtreitig ſind, in deſſen Eigenſchaft als Rechtsnachfolger des 
Märkiſchen Knappſchaftsvereins. Der Vorſtand beider Vereine 
bildet keine ſelbſtſtändige Körperſchaft (juriſtiſche Perſon), ſondern 
kommt nur als Vertreter der juriſtiſchen Perſon (des Knapp⸗ 
ſchaftsvereins) in Betracht. Die juriſtiſche Perſon aber wird 
durch die Handlungen ihrer Vertreter berechtigt und verpflichtet; 
dieſe bilden das Organ, durch das fie ihren Willen im Rechts- 
verkehr zum Ausdruck bringt. Die Willensäußerung der Ver⸗ 
treter, die dieſe innerhalb des ihnen zugewieſenen Rechtskreiſes 
vornehmen, hat dieſelbe Bedeutung, wie die einer natürlichen 
Perſon, die dieſe für ſich abgiebt. Der B. R. handelt daher 
folgerichtig, wenn er es mit den Grundſätzen von Treu und 
Glauben nicht für vereinbar erachtet, daß ſich der jetzige Bekl. 
auf einen Irrthum beruft, der von den Vertretern ſeines Rechts- 
vorgängers hervorgerufen iſt. V. C. S. i. S. Allg. Knapp⸗ 
ſchaftsverein in Bochum e. Block u. Gen. vom 29. Januar 
1898, Nr. 311/97 V. | | 

89. Die Reviſion führt aus, daß die Vorausſetzungen 
einer zur Penſion berechtigenden Invalidität vorlägen, mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges ſtatutenmäßig der Entſcheidung des 
Knappſchaftsvorſtandes zugewieſen ſei, daß dieſer deshalb auch 
über das Selbſtverſchulden der Kl. allein zu entſcheiden habe. 
Der B. R. hat ſich über dieſe Frage nicht ausgelaſſen; doch 
kann ihm daraus kein Vorwurf gemacht werden. An ſich unter⸗ 
liegt der Anſpruch auf Zahlung des Invalidengeldes, wie auch 
der Reuten der Wittwen und Kinder dem ordentlichen Rechts- 
wege (vergl. die Urtheile des R. G. vom 25. September 1880 
und 11. Januar 1882. Daubenſpeck, Bergrechtl. Entſcheidungen 
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©. 419 und 428). Allerdings weiſen die Knappſchaftsſtatuten 
die Entſcheidung darüber, ob der Arbeiter für invalide zu er⸗ 
achten ſei, häufig dem Knappſchaftsvorſtande zu, deſſen Mit⸗ 
glieder dann als Arbitratoren zu entſcheiden haben; es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß dieſe Entſcheidung, wenn ſie 
nicht eine offenbare Unbilligkeit enthält, für den Richter bindend 
iſt. Ein Einwand, daß ein ſolcher Ausſpruch des Vorſtandes, 
namentlich auch hinſichtlich der Rechtsfrage, im Statut vor⸗ 
geſehen, und daß er demnächſt ſtatutenmäßig erfolgt ſei, hat 
der Bekl. nicht erhoben, um von Amtswegen die Statuten nach 
dieſer Richtung zu prüfen und den Bekl. zur Stellung ge⸗ 
eigneter Anträge zu veranlaſſen, dazu lag für den B. R. um 
ſo weniger Veranlaſſung vor, als die Statuten dem Vorſtande 
in der Regel nur arbiträre thatſächliche Feſtſtellungen, nicht aber 
die Entſcheidung von Rechtsfragen zu überweiſen pflegen 
(vergl. das Urtheil vom 4. Juni 1887, a. a. O. S. 430). 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850. 

90. Mit dem O. L. G. iſt davon auszugehen, daß durch 
den Jagdpachtvertrag der Anpächter nicht blos den obligatoriſchen 
Anſpruch erwirbt, daß die Verpächterin ihm die Ausübung der 
Jagd geſtatte. Es wird ihm vielmehr für die Pachtzeit das 
Jagdrecht, ein quasi dingliches Recht, beſtehend in der aus⸗ 
ſchließlichen Befugniß zur Verfolgung und Gewinnung des 
Wildes in dem ihm verpachteten Jagdbezirk, übertragen. Hat 
aber die Gemeindebehörde durch einen gültigen Vertrag dieſes 
Jagdrecht einem Anpächter übertragen, ſo kann ſie daſſelbe nicht 
durch einen ſpäteren Vertrag für dieſelbe Zeit und denſelben 
Bezirk mit Rechtswirkſamkeit einem Anderen übertragen, denn 
ſie hat ſich deſſelben Namens der, in Gemäßheit des § 3 des 
Jagdgeſetzes vom 31. Oktober 1848 an ſich berechtigten, Grund⸗ 
beſitzer ſelbſt begeben. Der zweite Anpächter erwirbt danach 
nur ein obligatoriſches Recht auf Einräumung der Jagd bezw. 
eventuell Anſpruch auf Schadenserſatz der Verpächterin gegen- 
über, nicht auch das Jagdrecht. Der Art. 1141 des B. G. B. 
findet auf das vorliegende Verhältniß ebenſowenig Anwendung 
wie Art. 2279, da beide nur für res corporales gelten. Auch 
aus der Beſtimmung des Art. 1690 des B. G. B., wonach 
bei der Ceſſion der Uebergang der Forderung im Verhältniß zu 
Dritten erſt durch die Zuſtellung an den Schuldner bewirkt 
wird, ſonach bei der Ceſſion einer Forderung an zwei Per 
ſonen derjenige vorgeht, deſſen Ceſſion zuerſt zugeſtellt iſt, auch 
wenn dieſelbe der Zeit nach die ſpätere iſt, läßt ſich nicht ein 
allgemeines Prinzip des franzöſiſchen Rechts herleiten, welches 
der vorerörterten Annahme bezüglich der rechtlichen Wirkungen 
des Pachtvertrages entgegenſtände. Ob im Falle der Ver⸗ 
miethung derſelben Sache an zwei verſchiedene Miether dem⸗ 
jenigen der Vorrang zuſteht, der im Beſitze des Miethsobjeks 
ſich befindet, auch wenn ſein Miethvertrag der Zeit nach der 
ſpätere iſt — eine auch unter den franzöſiſchen Autoren be⸗ 
ſtrittene Frage —, bedarf nicht der Entſcheidung, da dieſes für 
das vorliegende Verhältniß des Jagdpachtvertrages ſchon um 
deswillen nicht maßgebend ſein könnte, weil ein eigentlicher 
Beſitz des Jagdrechts mit Rückſicht auf deſſen rechtliche Natur 
nach den Grundſätzen des franzöſiſchen Rechts ausgeſchloſſen 
erſcheint. II. C. S. i. S. Brandts c. en vom 8. Fe⸗ 
bruar 1898, Nr. 327/97 II. 


* 


Zu den Grundbuchgeſetzen und dem Geſetz vom 
13. Juli 1883. 

91. Der Antrag der. Kl. enthält das Verlangen, daß der 
Bekl. verurtheilt werden ſoll, das Aufgebot der Kautionshypothek 
auf Koften der Kl. herbeizuführen, und mit dieſer Beſchränkung 
iſt der Anſpruch der Kl. begründet. Allerdings iſt es an ſich 
jedem Grundſtückseigenthümer überlaſſen, ob er das Aufgebot 
eingetragener Poſten, die er auf dieſem Wege beſeitigen könnte, 
betreiben will; daraus allein, daß für Dritte durch das Auf- 
gebot eine günſtigere Rechtslage geſchaffen werden würde, folgt 
für ihn noch keine Rechtspflicht, das Verfahren zu betreiben. 
Auch iſt es richtig, daß die Kl. ſelbſt die Ermächtigung zum 
Aufgebot ſich hätte verſchaffen können, wenn ſie gegen die 
Kautionshypothek im Vertheilungstermin Widerſpruch erhoben 
und dann Anträge gemäß § 137 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 
geſtellt hätte. Aber andererſeits darf daraus, daß Kl. dies unter⸗ 
laſſen hat, nicht geſchloſſen werden, daß es nun ganz im Belieben 
des Bekl. ſtünde, ob er ſeine Mitwirkung zur Beſeitigung der 
Kautionshypothek verſagen will oder nicht. Denn der Bekl. iſt 
der Kl. gegenüber nicht ein unbetheiligter Dritter. Er iſt der 
Käufer des Grundſtücks und ſteht in dieſer Eigenſchaft zu der 
Kl. in einer rechtlichen Beziehung, die ſich darauf gründet, daß 
der Kl. bedingungsweiſe ein Theil des Kaufgeldes überwieſen 
worden iſt. Hieraus folgt zwar ohne Weiteres nicht, daß der 
Erſteher verpflichtet wäre, dem Gläubiger zur Realiſtrung ſeiner 
Forderung behülflich zu ſein; wohl aber wird dies für ihn zur 
Rechtspflicht, wenn und ſoweit für den Gläubiger eine andere 
rechtliche Möglichkeit, die bedingungsweiſe Anweiſung in Wirk⸗ 
ſamkeit zu ſetzen, überhaupt nicht beſteht. Dieſe Rechtspflicht 
hat ihren letzten Grund in der Verpflichtung des Erſtehers, 
das Meiſtgebot voll zu entrichten, der er ſich entziehen würde, 
wenn es ihm geſtattet wäre, ſich abſichtlich ſo zu verhalten, daß 
es unmöglich wird, die bedingungsweiſe Ueberweiſung zu realiſtren. 
Mit Recht hat daher die Kl. ein ſolches ihre Rechte verletzendes 
Verhalten des Bekl. darin gefunden, daß er es unter den hier 
obwaltenden Umſtänden abgelehnt hat, das Aufgebot der Poſten 
auf ihre Koſten zu beantragen und zu betreiben. Der Bekl. 
kann auch nicht geltend machen, daß das Aufgebot ausſichtslos 
geweſen wäre. Denn es ſteht feſt, daß es bezüglich derſelben 
Poſten auf dem abgetrennten Grundſtück Dirſchel Nr. 493 mit 
Erfolg betrieben worden iſt und dort zu einem rechtskräftigen 
Ausſchlußurtheil geführt hat, auf Grund deſſen die Löſchung der 
Poſten auf dieſem Folium bewirkt worden iſt. Dies iſt dem 
Bekl. von den Kl. mitgetheilt worden. Der Bekl. giebt auch 
zu, daß ihm eine Abſchrift jenes Aufgebotsantrages, welchen der 
Gärtner L. angebracht hatte, von den Kl. mitgetheilt worden 
iſt, er will aber den Zweck dieſer Mittheilung nicht verſtanden 
haben. Selbſt wenn dies richtig ſein ſollte, ſo müßte ihm doch 
jedenfalls der Zweck der Mittheilung im Laufe des gegenwärtigen 
Prozeſſes vollſtändig klar geworden ſein. V. C. S. i. S. 
Krömer c. Krauſe vom 26. Januar 1898, Nr. 374/97 V. 

92. Das B. U. beruht auf der Annahme, daß durch ein 
von dem Bekl. als Notar bei Abfaſſung der Ceſſion vom 
15. Juni 1895 begangenes Verſehen ohne konkurrirendes Ver⸗ 
ſehen der Kl. dieſer ein Schade in Geſtalt der Steuerzahlung 
von 526 Mark verurſacht ſei. Die hiergegen erhobenen Reviſions⸗ 
angriffe können nicht für begründet gelten. Anlangend das Ver⸗ 
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zekl., geht das B. G. von der in der Natur der 
iden Erwägung aus, daß es am 15. Juni 1895 den 
darauf angekommen ſei, durch den Notar eine dem 
reußiſchen Geſetzes vom 13. Juli 1883 entſprechende 
bfaffen zu laſſen, und daß in dieſem Sinne die 
s Notars beanſprucht und geleiſtet ſei. — Mit Recht 
das O. L. G. an, der § 83 a. a. O. erfordere 
etung der Rechte aus dem Meiſtgebot, auf welche 
lagsertheilung zu Gunſten des Ceſſionars Rüdjicht 
erden ſolle, die Einreichung einer beglaubigten Ur⸗ 
cher der Meiſtbietende jene Rechte abtrete und zugleich 
08 Meiſtgebot übernehme. Daß die letztere Er⸗ 
weſentlichen Beſtandtheil der Urkunde bildet, ergiebt 
Wortlaut der Vorſchrift, ſondern auch die Natur 
hältniſſes in Verbindung mit den Motiven zu $ 83, 
den Inhalt der Urkunde das Intereſſe der Sub- 


jetligten in der doppelten Richtung gewahrt werden 


Meiſtbietende verhaftet bleibe und daneben der 
tbar werde. Zur Erzielung der letzteren Haftbarkeit 
eptirung der Abtretung nicht aus, muß vielmehr 
ne des Meiſtgebots ſeitens des Ceſſionars hinzu⸗ 
Krech und Fiſcher Note 11 zu $ 83). — Danach 
) die Folgerung des B. G., daß der Bekl. durch 
g der Uebernahmeerklärung in der von ihm ab⸗ 
nde vom 15. Juni 1895 ein an ſich vertretbares 
Amte begangen habe. Der Bekl. ſucht feine Ver ⸗ 

den Einwand abzuwehren, daß der Kl. ein 

Verſehen zur Laſt falle. Das B. G. hat den 
e Geſetzes verletzung verworfen. Gegenüber der 
hes Bekl., daß der Ehemann der Kl. im Termine 
895 die Ergänzung der Urkunde vom 15. deſſelben 
Erklärung der Uebernahme des Meiſtgebots zum 
rotokolle hätte herbeiführen können und ſollen, 
. G., zu einer ſolchen Beurkundung habe dem 
richter die Zuſtändigkeit gefehlt. Die Richtigkeit 
ig kann dahingeſtellt bleiben. Denn, ſelbſt an⸗ 
ß dem Chemanne der Kl. jene Möglichkeit zur 

Ceſſion ſich geboten hätte, könnte es der Kl. nicht 
ugerechnet werden, daß ihr Ehemann von der 
ien Gebrauch gemacht hätte. — Der fernere Vor⸗ 
daß die Kl. mit der Herbeiführung der Erganzung 

bis zum 25. Juni 1895 hätte zögern dürfen, 

G. zutreffend durch die Erwägung beſeitigt, daß 

den vom Subhaſtationsrichter bewilligten neuen 

3. Juni 1895 eine Säumniß der Kl. nicht vor⸗ 
führt der B. R. aus, ein wirklicher Schade ſei 
je von 526 Mark inſofern entſtanden, als fie 
n die Gemeinde Weißenſee als Umſatzſteuer habe 

Seitens der Reviſion iſt geltend gemacht, der 

der Gemeinde ſei in keiner Weiſe gerechtfertigt. 

Vorinſtanzen hat der Bekl. die Entſtehung des 
ht bemängelt. Ueberdies iſt es ſchon in I. J. 

n, daß die Kl. gegen die Erforderung der Steuer 

ruch beim Gemeindevorſtand und Klage beim 

hoben hat. Die Frage der Rechtmäßigkeit der 

n jetzigen Prozeſſe überhaupt nicht zu entſcheiden 

hat das B. G., ausgehend von dem Rechts- 


ſatze, daß der Bekl. als Notar jedes Verſehen zu vertreten und 
den wirklichen Schaden zu erſetzen habe, der in Folge ſeiner 
amtlichen Unachtſamkeit der Kl. erwachſen ſei, angenommen, daß 
es ſich bei dem feſtgeſtellten Schaden der Kl. um einen ſolchen 
handle, der durch die Mangelhaftigkeit der vom Bekl. abgefaßten 
Urkunde vom 15. Juni 1895 in Verbindung mit der zwiſchen 
dem 18. und 26. Juni 1895 erfolgten Einführung der neuen 
Steuerordnung in Weißenſee verurſacht ſei, und der ſich ſo als 
Ausfluß der nothwendig gewordenen Vertagung der Zuſchlags⸗ 
ertheilung darſtelle. Dem Einwande des Bekl., daß nur ein 
nicht vorherzuſehender, zufälliger Schade vorliege, begegnet das 
B. G. mit der Erwägung, daß der Bekl. bei Anwendung der 
ihm obliegenden Amtsſorgfalt wohl habe vorherſehen können, es 
möchten aus einem Verſehen ſeinerſeits Vermögensnachtheile für 
die Kl. erwachſen, daß aber keineswegs Erforderniß ſei, daß er 
die einzelnen möglichen Nachtheile habe vorherſehen müſſen. 
Die hiergegen von der Reviſion erhobenen rechtlichen Bedenken 
können nicht für durchgreifend gelten. Der Rechtsſtandpunkt, auf 
welchem der B. R. ſteht, läßt eine Geſetzesverletzung nicht er⸗ 
kennen. Im übrigen bewegt das B. G. ſich auf thatſächlichem 
Gebiete. IV. C. S. i. S. A. c. Loofmann vom 17. Januar 1898, 
Nr. 199/97 IV. | 
93. Da die Statuten der Schleſiſchen Provinzial-Tand- 
Feuerſozietät nicht beſtimmen, daß die Verſicherungsgelder wieder 
verbaut werden müßten, und da die ſtreitigen Verſicherungs⸗ 
gelder auch in der That nicht verbaut worden ſind, hafteten 
dieſe nach §S 30 des E. E. G. den eingetragenen Hypotheken 
gläubigern des Grundſtücks. Die Gefahr, daß ſie an den Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ausbezahlt wurden — wodurch eine Ver⸗ 
ſchmelzung der ausbezahlten Summe mit dem ſonſtigen Mobiliar- 
vermögen des Grundſtückeigenthümers und ihr Ausſcheiden aus 
der hypothekariſchen Haftung bewirkt worden wäre —, war 
dadurch abgewendet worden, daß ſie bei der Hinterlegungsſtelle 
der Regierung in Breslau von der Verſicherungsſozietät hinter- 
legt worden waren. Dadurch war aber — zunächſt abgeſehen 
von der Beſchränkung im § 31 des E. E. G. — die Ver⸗ 
fügungsbefugniß des Grundſtückseigenthümers über den in den 
Verſicherungsgeldern ſteckenden Theil ſeines Vermögens nicht 
ganz beſeitigt worden, insbeſondere blieb auch die rechtliche 
Möglichkeit einer Pfändung der hinterlegten Gelder durch 
Gläubiger, auch durch Perſonalgläubiger des Grundſtückseigen⸗ 
thümers beſtehen, ſolange noch keine Beſchlagnahme der Gelder 
im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen ſtattgefunden hatte. (§ 206 Abſ. I des Geſetzes vom 
13. Juli 1883 betreffend die Zwangsvollſtreckung in das un⸗ 
bewegliche Vermögen.) Die Bekl. hat nun in der That die 
Verſicherungsgelder ſchon vor einer ſolchen Beſchlagnahme 
pfänden laſſen, und es fragt ſich, ob das dadurch für ſie ent⸗ 
ſtandene Pfandrecht in der erſt hinterher eingeleiteten Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks als nicht beſtehend behandelt 
werden durfte. Die Reviſion beſtreitet freilich, daß dies über⸗ 
haupt geſchehen ſei, fie macht vielmehr geltend, daß die Ver⸗ 
ſicherungsgelder nur mit den etwaigen Beſchränkungen durch 
ihre Arreſtpfändung ausgeboten und zugeſchlagen worden ſeien; 
allein darüber kann kein Zweifel beſtehen, daß dadurch nicht ein 
Pfandrecht der Bekl. anerkannt, ſondern verneint, jedoch dem 
Erſteher die Austragung eines etwaigen Rechtsſtreits darüber 
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zugeſchoben werden ſollte. Es hat nun dem B. R. nicht bei⸗ 
getreten werden können, wenn er zunächſt ausführt, daß die 
Beſchlagnahme des Grundſtücks durch die beiden Hypotheken⸗ 
gläubiger, welche die Subhaſtation betrieben, da dieſe Beſchlag⸗ 
nahme ſich auch auf die hinterlegten Verſicherungsgelder erſtreckt 
habe (§ 1 Abſ. 2 und § 16 des Geſetzes vom 13. Juli 1883), 
dem Pfändungspfandrecht der Bekl. die Wirkſamkeit nehme. 
Der B. R. begründet das damit, daß das Pfandrecht jener 
Hypothekengläubiger älter geweſen ſei, als das Pfändungspfand⸗ 
recht der Bekl., und daß die Beſchlagnahme in der Subhaſtation 
nur das alte Pfandrecht feſtgehalten, nicht erſt ein Pfandrecht 
für jene Gläubiger neu begründet habe. Dies iſt aber deshalb 
eine abwegige Betrachtung, weil die Pfandhaftung der Ver⸗ 
ſicherungsgelder noch nicht ſchon an ſich die anderweitige Ver⸗ 
pfändung derſelben durch den Grundſtückseigenthümer (§ 31 
des E. E. G.), und, ſolange noch keine Beſchlagnahme im 
Wege der Immobiliarzwangsvollſtreckung erfolgt war, nicht eine 
Zwangsvollſtreckung in fie nach den Grundſätzen der Mobiliar⸗ 
pfändung ausſchloß (§ 206 Abſ. 1 des Geſetzes vom 13. Juli 
1883). Die Verſicherungsgelder waren in der That ſchon vor 
der Beſchlagnahme in der Subhaſtation durch die Arreſtpfändung 
der Bekl. ergriffen worden. Dagegen gründet der B. R. weiter⸗ 
hin ſeine Entſcheidung mit Recht auf die Beſtimmung des 
§ 31 des E. E. G.: daß die Abtretung und Verpfändung des 
Anſpruchs auf Verſicherungsgelder ohne Wirkſamkeit iſt, ſoweit 
ſie zum Nachtheil der eingetragenen Gläubiger gereicht. Dieſe 
Unwirkſamkeit kann allerdings nur von den benachtheiligten 
Gläubigern geltend gemacht werden; (Turnau, Grdb. O., 
5. Auflage S. 741 Anm. 3; Entſch. des R. G. Bd. 29 Nr. 59 
S. 240;) und es mag dahingeſtellt bleiben, ob der B. R 
ſchon darin eine Benachtheiligung aller eingetragenen Hypotheken⸗ 
gläubiger finden durfte, daß ihnen in den gepfändeten Ver⸗ 
ſicherungsgeldern ein parates Befriedigungsmittel entzogen worden 
ſei; allein es ſteht feſt, daß in der Subhaſtation eine Hypothek 
im Betrage von 10 665,23 Mark ausgefallen iſt und mit einer 
noch größeren Summe ausgefallen wäre, wenn nicht die Brand⸗ 
verſicherungsgelder mit dem Grundſtück hätten ausgeboten und 
dem Erſteher zugeſchlagen werden können. Vielleicht hätte dann, da 
der ausgefallene Gläubiger nur mit 1 334,77 Mark zur Hebung 
gelangt iſt, auch noch die vorhergehende Hypothek Schaden 
gelitten. Es ſteht weiter feſt, daß alle Hypothekengläubiger, 
alſo auch der Inhaber der zum Theil ausgefallenen Poſt, die 
hinterlegten Verſicherungsgelder mit zum Verkauf in der Sub⸗ 
haſtation zu ſtellen beſchloſſen haben, daß alſo der benachtheiligte 
Glaͤubiger von der ihm gegenüber beſtehenden Unwirkſamkeit 
der Pfändung der Bekl. Gebrauch gemacht hat, wozu es nicht 
erſt einer Beſchlagnahme von feiner Seite bedurfte; (vergl. 
Turnau, a. a. O. S. 741 Anm. 2; Rehbein, Entſch. des 
Obertribunals Bd. 3 S. 567 ff.; Rothenberg in Gruchot 
Beiträgen Bd. 35 S. 330.) Daß die ausgefallene Poſt erſt 
nach der Hinterlegung der Verſicherungsgelder eingetragen worden 
iſt, war unerheblich, da die Hinterlegung an dem rechtlichen 
Verhältniß der Verſicherungsgelder zu den an dem Grundſtück 
beſtehenden Pfandrechten nichts änderte, und nur entſcheidend iſt, 
daß die Poſt vor der Arreſtpfändung der Bekl. eingetragen worden 
war. V. C. S. i. S. Friedlaender c. Kabitz vom 5. Februar 
1898, Nr. 166/97 V. 


Zur Vormundſchaftsordnung. 

94. Während der Geltung des Pr. A. L. R. 685 85, 736 
Thl. II Tit. 18) hat das Obertribunal in dem Urthelle vom 
16. April 1872 (Striethörft, Archiv Bd. 84 S. 297) an⸗ 
genommen, daß bei einem Wechſel in der Staatsangehörigkeit 
der Pflegebefohlenen die Kompetenz des Vormundes und des 
vormundſchaftlichen Gerichts ſo lange fortdauert, bis das Gericht 
der neuen Heimath die Vormundſchaſt übernimmt. Unter Be⸗ 
rückſichtigung der von dem Preuß. Juſtizminiſterium erlaſſenen, 
zum Theil von einander abweichenden Reſkripte vom 10. März 
1826, 12. Januar 1837 und 25. Juni 1855 (vergl. Preuß. 
Miniſterialblatt von 1855 S. 299, woſelbſt auch der Inhalt 
der beiden erſtgenannten Reſkripte angegeben iſt) wird aus⸗ 
geführt: Der Altersvormund werde grundſätzlich für die ganze 
Dauer der Vormundſchaft beſtellt; es exiſtire kein Geſetz, wonach 
die Auswanderung des Pflegebefohlenen ein Aufhebungsgrund 
der Vormundſchaft wäre. Daraus folge aber die Fortdauer 
der Wirkſamkeit des Vormundes und des vormundſchaftlichen 
Gerichts, welche einmal in legaler Weiſe ihre Amtsthätigkelt 
begonnen hätten. Der Staat nehme Perſonen, welche für ſich 
ſelbſt zu ſorgen nicht im Stande ſeien, unter ſeine beſondere 
Aufſicht und Vorſorge. Es wäre aber auch ganz und gar gegen 
das Intereſſe der Pflegebefohlenen, wenn der Staat feine Fürs 
ſorge plötzlich einſtellen wollte, ſobald der Pflegebefohlene aus 
dem Staatsverbande ausſcheide; vielmehr entſpreche es dem 
Weſen der vormundſchaftlichen Fürſorge, daß die Vormund⸗ 
ſchaft ſo lange fortdauert, bis dieſelbe von der neuen Heimaths⸗ 
behörde übernommen werde. Dieſe als richtig anzuerkennenden 
Grundſätze find aber auch nach Einführung der Vormund— 


ſchaftsordnung vom 5. Juli 1875. weiter zur Anwendung zu 


bringen, und es nehmen denn auch die Kommentatoren der 
Vormundſchaftsordnung ſämmtlich an, daß mit Rückſicht auf 
jene Grundſätze die Vorſchrift des Abſ. 3 § 6 der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung: „Die Vormundſchaft über einen Nichtpreußen 
iſt auf Verlangen der Behörden des Heimathsſtaates an dieſe 
abzugeben“ auch dann gelte, wenn ein Bevormundeter nach 
Einleitung der Vormundſchaft die Eigenſchaft als Preuße verliert, 
indem hierdurch die dieſſeitige Bevormundung nicht aufhört und 
daß bei einem Wechſel in der Staatsangehörigkeit die Kompetenz 
des Vormundes und des Vormundſchaftsgerichts fo lange fort- 
dauert, bis das Gericht der neuen Heimath die Vormundſchaft 
übernimmt (vergl. Vormundſchaftsordnung von Schultzenſtein 
Anm. 4 zu § 6, von Heſſe S. 140 zu § 42 Nr. 1). Von 
gleicher Auffaſſung geht auch der B. R. aus, indem er noch 
darauf hinweiſt, daß unter den Aufhebungsgründen der Vormund⸗ 
ſchaft in § 61 V. O. die Entlaſſung aus der Preuß. Staats⸗ 
angehörigkeit nicht aufgeführt iſt. Eine Uebernahme der Vor⸗ 
mundſchaft durch das Gericht der neuen Heimath hat aber im 
Streitfalle überhaupt nicht ſtattgefunden, und aus dieſer Sachlage 
folgt, daß die Vormundſchaft beſtehen blieb bis zur Groß⸗ 
jährigkeit des Mündels, wie ſie thatſächlich auch ſo lange geführt 
worden iſt. Für den Zeitpunkt der Großjährigkeit kann aber 
nur das Preußiſche Recht, das Recht des Gerichtes, welches die 
Vormundſchaft weiter führt, maßgebend ſein, nicht aber das 
ausländiſche Recht. Die Rüge der Reviſion, es habe der B. R. 
die Feſtſtellung unterlaſſen, daß nach amerikaniſchem Rechte die 
Großjährigkeit des V. erſt im Jahre 1888 eingetreten ſei, geht 
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überdies hat Bekl. in den Vorinſtanzen nicht be⸗ 


V. nach amerikaniſchem Rechte ſchon früher bezw. 
ihrig geworden ſei. IV. C. S. i. S. Schatz e. Fiskus 
uar 1898, Nr. 229/97 IV. 
Beſetz vom 13. Mai 1879. | 
ich § 1 des Geſetzes vom 15. Februar 1840 über 
fie bei Familien⸗Fideikommiſſen, Familienſtiftungen 
iſt zur Belaſtung eines Fideikommißgutes mit einer 
1 Familienſchluß erforderlich. Dagegen beſtimmt 
s Geſetzes vom 13. Mai 1879, betreffend die Er⸗ 
Landes kultur⸗Rentenbanken: Soll ein Darlehn zu 
gen auf einem Lehn⸗ oder Fideikommißgute gewährt 
nden rückſichtlich der Lehn ⸗ oder Fideikommißfolger 
aten die 598 10 bis 16, 22 bis 31 entſprechende 
dahin, daß die Eintragung der Rente auf das Gut 
villigung der genannten Perſonen zu gewähren iſt. 
ruchsrecht ſteht den genannten Perſonen nicht zu. 
ing beruht auf einem Beſchluſſe der 15. Kommiſſion 
r Abgeordneten. In dem Berichte der Kommiſſion 
8 9 (jeßt § 32) iſt die Erwägung maßgebend 
die dort genannten Realberechtigten, Fideikommiß⸗ 
twärter, immerhin nur entferntere und eventuelle 
s Grundſtück haben, und daß in den allermeiſten 
ie Deſcendenz des jetzigen Beſitzers zugleich im 
folgt, dieſe Deſcendenz ohnehin in ihrer Eigenſchaft 
be die Dispoſitionen des Vorbeſitzers anerkennen 
kſachen des Hauſes der Abgeordneten aus der 
periode, 3. Seſſion, 1878/79, Bd. 2 Nr. 107 
Sinn der Beſtimmung iſt ſomit der, daß der 
itzer allein, und ohne daß es der Errichtung eines 
s oder der Zuziehung von Fideikommißanwärtern 
der Landeskultur⸗Rentenbank ein Darlehn zu 
n aufnehmen und dafür mit dem Fideikommißgute 
Men darf. Ueber die Tendenz des Geſetzes vom 
) ſprechen ſich die Motive folgendermaßen aus: 
unbedingt als feſtſtehend angenommen werden 
e Produkte der einheimiſchen Landwirthſchaft zur 
Bevölkerung nicht ausreichen und daß mithin 
Intereſſe ausgiebiger und wohlfeiler Ernährung 
Bevölkerung Maßregeln erfordert, welche geeignet 
nehrung der inländiſchen Produktion an den 
Nahrungsmitteln wirkſam zu dienen. Zu 
eln werden in erſter Linie Veranſtaltungen ge⸗ 
dahin zielen, unter angemeſſenen d. h. ſolchen 
velche der Natur des bodenwirthſchaftlichen Be⸗ 
hen, Kapitalien bereitzuſtellen, mit welchen 
oder indirekte Verbeſſerungen des Bodens ins 
nd folgeweiſe die Bodenerträge intenſiv und 
rt werden können. (Anlagen zu den ſteno⸗ 
ichten über die Verhandlungen des Hauſes der 
ihrend der 3. Seſſion der 13. Legislaturperiode, 
1 S. 219.) Das Geſetz verfolgt mithin den 
tswirthſchaftlichen Rückſichten und im unmittel- 
des Staates die Bodenkultur zu heben und 
Ben der Geſammtheit der Staatsangehörigen 
r Erreichung dieſes Zweckes zu dienen iſt auch 
zeſetzes beſtimmt. Derſelbe enthält daher eine 


Rechtsnorm des öffentlichen Rechts. (Vergl. Gareis Allgemeines 
Staatsrecht [in Marquardſen: Handbuch des öffentlichen Rechts, 
Bd. 1], Einleitung S. 7, 13. Rehm: Die rechtliche Natur 
des Staatsdienſtes, §S 35, in Hirth's Annalen des Deutſchen 
Reichs, Jahrgang 1885, S. 89 ff.) Vermöͤge dieſer ihrer 
öffentlichrechtlichen Natur iſt die Rechtsnorm dem Einfluſſe der 
Privatwillkür entzogen. Ihr gegenüber würde deshalb das 
nach der Behauptung des Klägers in der Stiftungsurkunde 
des Fideikommiſſes Wroblewo enthaltene ausdrückliche Verbot, 
das Fideikommißgut ohne vorangegangenen Familienſchluß mit 
Hypotheken zu belaſten, ſelbſt dann keine rechtliche Wirkſamkeit 
beanſpruchen können, wenn ed bejonderd. ſcharf betont und als 
der unahänderliche Wille des Stifters bezeichnet wäre. Immer⸗ 
hin würde vielmehr das Geſetz ausſchließlich entſcheidend bleiben. 
IV. C. S. i. S. Neukrantz c. N N vom 28. Januar 
1898, Nr. 385/97 IV, 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

96. Soweit es ſich um die Zuläſſigkeit des Rechts- 
weges handelt, hat das O. L. G. den Sinn und die Tragweite 
des reichsgerichtlichen Urtheiles vom 25. Juni 1897 nicht ver- 
kannt. Es hat zutreffend ausgeführt, daß nach dieſer Entſcheidung 
die Rechtmäßigkeit der von der Bekl. behaupteten Anordnung 
des Reichskanzlers vom Gericht nicht zu prüfen, ſonach nur 
feſtzuſtellen ſei, ob in der That eine Verfügung vorliege, durch 
welche der Reichskanzler die Unterdrückung der ſtreitigen Wege 
angeordnet habe. Das Beſtehen einer derartigen Anordnung 
wurde aber verneint. Gegen dieſe Feſtſtellung wird geltend 
gemacht, daß die Genehmigung eines Projekts, in dem die 
Beſeitigung beſtimmter Wege vorgeſehen ſei, nach der franzöſiſchen, 
das Eiſenbahnweſen betreffenden, Geſetzgebung ohne weiteres die 
Unterdrückung dieſer Wege zur Folge habe, das O. L. G. ſonach 
nur hätte prüfen dürfen, ob in dem unbeſtritten vom Reichs⸗ 
kanzler genehmigten Eiſenbahnprojekt vorgeſehen geweſen ſei, 
daß die ſtreitigen Wege in Wegfall kommen ſollten. Dieſer 
Angriff konnte keinen Erfolg haben. Die Verletzung der 
franzöſiſchen, auf die Eiſenbahnen bezüglichen, Geſetzgebung 
würde nach $ 511 der C. P. O. und den darauf beruhenden 
Katferlichen Verordnungen die Reviſion nicht begründen. Wenn 
man aber von dieſer Geſetzgebung, welche vom R. G. nicht zu 
prüfen iſt, abſieht, liegt eine Geſetzverletzung nicht vor. Das 
O. L. G. hatte, wenn es auch die Rechtmäßigkeit eines Ver⸗ 
waltungsaktes nicht prüfen durfte, doch zu unterſuchen, ob ein 
Akt, aus dem ſich der von der Bekl. erhobene Anſpruch ergeben 
würde, überhaupt vorliege und dieſe Unterſuchung hat es 
jetzt vorgenommen. Sie führte aber zu dem Ergebniß, daß die 
Unterdrückung der Wege unzweifelhaft vom Reichskanzler nicht 
angeordnet worden ſei. Bei ſeiner Prüfung iſt das B. G. 
nicht etwa, wie die Rkl. behauptet, von der Auffaſſung aus⸗ 
gegangen, die Unterdrückung der Wege hätte ausdrücklich er- 
folgen müſſen, damit ſie wirkſam ſei. Auch hat es nicht an⸗ 
genommen, der von der Bekl. behaupteten Anordnung ſei die 
Wirkſamkeit zu verſagen, weil ſich der Reichskanzler in einem 
von den unteren Behörden veranlaßten Irrthum befunden habe. 
Es hat vielmehr feſtgeſtellt, in den von der Bekl. angerufenen 
Erlaſſen ſei eine Unterdrückung der Wege nicht angeordnet worden. 
Dieſe Anſicht wurde hauptſächlich damit begründet, daß der 
Reichskanzler, weil er angenommen habe, die ſpatere Beſeitigung 
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jei in Folge der Zuſtimmung des Bezirfepräfidenten und der 
Stadtverwaltung oder durch beſondere Vereinbarung geſichert, 
gar keine Veranlaſſung gehabt habe, zwangsweiſe die Unter- 
drückung der Wege anzuordnen. In dieſer Ausführung iſt ein 
Rechtsirrthum ebenſowenig zu finden, wie in der weiteren Be⸗ 
merkung, wenn der Reichskanzler die Schließung der Wege 
hätte „anordnen“ wollen, würde er dies zweifellos aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen haben. Falls der Reichskanzler, in der 
Unterſtellung, die Schließung der Wege ſei bereits erfolgt oder 
werde auf keine Schwierigkeiten ſtoßen, das ihm vorgelegte 
Bahnprojekt genehmigte, brauchte in dieſer Genehmigung nicht 
eine auf die Unterdrückung der Wege bezügliche Anordnung 
enthalten zu ſein. Auch die weitere Rüge, das Gericht ſei 
verpflichtet geweſen, das Verfahren auszuſetzen und den Reichs⸗ 
kanzler um eine Auslegung der in Frage ſtehenden Erlaſſe zu 
erſuchen, konnte nicht durchſchlagen. Nach den in Elſaß⸗ 
Lothringen geltenden Vorſchriften muß das Gericht allerdings, 
wenn ein Verwaltungsakt mit zweifelhaftem Inhalt vorliegt, 
die Auslegung den Verwaltungsbehörden überlaſſen. Zu dieſer 
Maßregel iſt es aber nicht immer genöthigt, wenn eine Partei 
ſich auf einen Verwaltungsakt beruft, ſondern nur wenn Zweifel 
über deſſen Inhalt beſtehen. Im vorliegenden Falle iſt feſt⸗ 
geſtellt worden, daß der Inhalt klar und zweifellos ſei. Bei 
dieſer Sachlage brauchte nicht unterſucht zu werden, ob die 
Ausſetzung des Verfahrens nicht nach $ 139 der C. P. O. ſtets 
im Ermeſſen des Gerichts ſtehe. II. C. S. i. S. Reichs ⸗Eiſen⸗ 
bahnen c. Stadt Colmar vom 11. Februar 1898, Nr. 339/97 II. 

97. Dem Antrage des Bekl. und Rkl., die Kl. zur Fort⸗ 
ſetzung des Prozeſſes für nicht befugt zu erklären, weil ſie auf 
die ihr gewordene Aufforderung, nachzuweiſen, daß ſie in dem 
ihr beſtimmten Hauſe noch wohne, dieſen Nachweis nicht erbracht 
habe, war nicht ſtattzugeben. Dem Antrage ſteht ſeinem Wort⸗ 
laute nach ſchon der Umſtand entgegen, daß nicht die Kl. den 
Rechtsſtreit fortſetzt, ſondern vielmehr der Bekl., der Reviſion 
eingelegt hat, gegen welche die Kl. ſich nur vertheidigt. So⸗ 
dann handelt es ſich aber auch, wie der erkennende Senat in 
ſeinem Urtheile vom 13. Februar 1883, Entſch. Bd. VIII 
S. 311 in eingehender Begründung ausgeführt hat, bei 
Art. 269 c. c. nicht bloß um eine prozeſſuale Maßregel, ſondern 
weſentlich um eine dem materiellen Rechte angehörende 
Strafe der Ehefrau, deren Geltendmachung ſich als eine 
peremtoriſche, die Abweiſung der Klage bewirkende Einrede 
darſtellt. Dieſelbe könnte in der Reviſionsinſtanz nur geltend 
gemacht werden nach Maßgabe der Vorſchriften der C. P. O. 
über die Reviſion, alſo wenn behauptet würde, daß in dieſer 
Beziehung das B. G. das Geſetz verletzt habe (§ 511 der 
C. P. O.). Dieſes könnte jedoch nur dann in Frage ſtehen, 
wenn die Einrede ſchon vor dem O. L. G. vorgebracht worden 
wäre, da nur in dieſem Falle daſſelbe in der Lage geweſen wäre 
darüber zu entſcheiden. Nun hat aber der Bekl. ſie damals 
nicht nur nicht vorgebracht, ſondern ſogar ausdrücklich erklärt, 
von dem ihm nach Art. 269 c. c. zuſtehenden Rechte keinen 
Gebrauch machen zu wollen, obwohl ihm bekannt war, daß die 
Kl. die ihr angewieſene Wohnung verlaſſen hatte. Das O. L. G. 
hatte daher über eine Einwendung des Bekl. in dieſer Hinſicht 
gar nicht zu entſcheiden, ſonach iſt in dieſer Beziehung das 
Geſetz nicht verletzt. Bei dieſer prozeſſualen Sachlage iſt es 


nicht zuläſſig, erſt in der Reviſionsinſtanz die Einrede aus 


Art. 269 vorzuſchützen, da eine Abweiſung der Klage nur unter 
Aufhebung des B. U. erfolgen könnte, eine ſolche aber wegen 
mangelnder Geſetzesverletzung nicht zu erzielen iſt. II. C. S. 
i. S. Hanſen c. Hanſen vom 1. Februar 1898, Nr. 297/97 II. 

98. Das O. L. G. hat dahin geſtellt gelaſſen, ob die 
Verſteigerung des ganzen, zur Erbmaſſe gehörenden, Hauſes 
durch die Rbkl. und einige andere Miterben eine Verfügnng 
über den Nachlaß enthalten würde, wenn ſie vor dem Verzicht 
auf den Nachlaß erfolgt wäre, weil dieſer Verzicht durch die 
ſpäter erfolgte Verſteigerung ſeine Wirkſamkeit nicht verloren 
habe und es nicht angehe, die Verſteigerung zuſammen mit den 
früheren Handlungen als eine einheitlliche Rechtshandlung anzu⸗ 
ſehen. Es hat hienach anſcheinend angenommen, durch eine 
nach dem Verzicht auf die Erbſchaft erfolgte ſtillſchweigende 
Annahme derſelben werde dieſem Verzichte ſeine Wirkſamkeit 
nicht entzogen. Dieſe Auffaſſung würde aber rechtsirrig ſein. 
Nach Art. 790 des B. G. B. dürfen die Erben, welche auf 
die Erbſchaft verzichtet haben, ſolange das Recht der Annahme 
nicht verjährt und die Erbſchaft nicht ſchon (an ihrer Stelle) 
von anderen Erben angenommen worden iſt, die Erbſchaft immer 
noch annehmen. Auch kann dieſe Annahme, wie ſowohl in der 
Rechtſprechung als von den Schriftſtellern angenommen wird, 
nicht blos ausdrücklich, ſondern auch ſtillſchweigend geſchehen. 
Die auf Grund des Art. 790 in wirkſamer Weiſe erfolgte 
nachträgliche Annahme der Erbſchaft entzieht aber nothwendig 
dem vorhergegangenen Verzicht ſeine Wirkung. Das O. L. G. 
mußte deshalb, wenn es annahm, in der Vornahme der Ver⸗ 
ſteigerung könne an ſich eine Annahme der Erbſchaft liegen, 
prüfen, ob nicht die in Art. 790 vorgeſehenen Vorausſetzungen 
für die Wirkſamkeit der Annahme gegeben ſeien und ob die 
Verſteigerung des ganzen Hauſes, von dem nur 7 käuflich 
erworben waren, nicht als eine Handlung anzuſehen ſei, welche 
die Abſicht der Erbſchaftsannahme nothwendig vorausſetze. 
II. C. S. i. S. Schwalbach c. Abſchlag vom 1. Februar 1898, 
Nr. 303/97 II. 

99. Das O. L. G. hat in Uebereinſtimmung mit der in 
Rechtslehre und Rechtsſprechung herrſchenden, vom R. G. mehr⸗ 
fach gebilligten, Anſicht angenommen, die in dem Verſicherungs⸗ 
vertrage zu Gunſten der Kl. getroffene Beſtimmung ſei nach 
Art. 1121 des B. G. B. zu beurtheilen. Daraus hat es 
gefolgert, daß die Kl. durch den Abſchluß des Vertrages einen 
Anſpruch auf die Verſicherungsſumme erlangt habe, der nur durch 
einen vor ihrer Annahme der Zuwendung erfolgten Widerruf 
hätte beſeitigt werden können. Dieſe Auffaſſung mußte gebilligt 
werden. II. C. S. i. S. Rehfeld Konk. c. Rehfeld vom 
8. Februar 1898, Nr. 308/97 II. 

100. Die Konkurseröffnung hat nur inſofern die Wirkungen 
einer Beſchlagnahme, als der Gemeinſchuldner durch ſie die 
Befugniß, ſein zur Konkursmaſſe gehöriges Vermögen zu ver 
walten und darüber zu verfügen verliert und dieſes Verwaltungs ⸗ 
und Verfügungsrecht von da an durch einen Konkursverwalter 
aus geübt wird ($ 5 der R. K. O.). Daraus kann aber nur 
gefolgert werden, daß das dem Gemeinſchuldner zuſtehende 
Widerrufsrecht zufolge der Konkurseröffnung auf den Konkurs- 
verwalter übergeht. Dagegen iſt nicht einzuſehen, warum dem 
Dritten, der ſich auf Art. 1121 des B. G. B. beruft, das 
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zu ſeinen Gunſten getroffene Verfügung anzunehmen, 
tzogen werden ſoll, daß über das Vermögen desjenigen, 
ie Verfügung getroffen wurde, das Konkursverfahren 
ird. Dies iſt um ſo weniger anzunehmen, als nach 
1 des B. G. B. unter Umſtänden die Annahme der 
auch im Intereſſe des Verfügenden liegen kann oder 
ns möglich iſt, daß er an dem Widerruf kein Intereſſe 
Letztere kann ſogar bei der zu Gunſten eines Dritten 
ebensverſicherung der Fall ſein, zum Beiſpiel dann, 
Verſicherungsvertrag erſt kurz vor der Eröffnung des 
fahrens abgeſchloſſen wurde und der Konkursverwalter 
r Lage iſt, oder nicht die Abſicht hat, die zur Auf⸗ 
des Vertragsverhältniſſes erforderlichen Prämien zu 
Der $ 12 der R. K. O. bezieht ſich auf alle Fälle 
enden Art nicht. Vergl. Entſch. bei voriger AR 


Perſoual⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. nn 


tsaſſeſſor Albert Kiſſelſtein beim Oberlandesgericht ; 


M.; — Rechtsanwalt Johann Arneth beim Amts- 
erburg a. Inn.; — Referendare Rudolf Koch, Carl 
m Landgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Dr. 
edrich Hugo Jahn beim Amtsgericht Radeberg; — 
t Auguſt Fritze in Bremen beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
Hamburg, bei der Kammer für Handelsſachen Bremer⸗ 
Landgericht und beim Amtsgericht Bremen; — Juſtiz⸗ 
n beim Amtsgericht Charlottenburg; — Gerichts- 
Wilhelm Lieberz beim Landgericht und beim 
Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Dr. Otto Franz 
on Oldershauſen beim Hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
n Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; — 
t Dr. jur. Otto Woltereck beim Landgericht Han⸗ 
chtsanwalt Albert Som mer beim Landgericht Nürn- 
htsanwalt Alfred Schultz in Lemgo beim Landgericht 
Rechtsanwalt Johann Kitzinger beim Landgericht 
— Rechtsanwalt Dr. Otto Gerichten beim Amts- 
nberg; — Rechtsanwalt Philipp Pfahler beim 
Reichenhall; — Rechtsanwalt Karl Viktor Röhl 
richt und beim Amtsgericht Dresden; — Rechts⸗ 
1s Schmal beim Amtsgericht Ludwigsburg; — 
Ernſt Schmidt beim Amtsgericht Mehlſack; — 
Bruno Wieland beim Landgericht Ravensburg; — 
Otto Sendler beim Amtsgericht Wolmirſtedt; 
wälte Dr. Oskar Cohn, Benno Sachs, Leo 
beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt 
rz beim Landgericht Ulm; — Referendare Richard 
zilhelm Hallermann beim Landgericht Braun⸗ 
Rechtsanwalt Dr. Johann Friedrich Hugo Jahn 
icht Dresden. 


Löſchungen. 


walt Jungeblodt beim Landgericht Münſter; — 
Arthur König beim Landgericht Elberfeld und 
mer für Handelsſachen Barmen; — Rechtsanwalt 
anz Wulffleff beim Landgericht Roſtock; — 
Otto Oettle beim Amtsgericht Dillingen; — 
Heinrich Brehme beim Amtsgericht Trebnitz 
Rechtsanwalt Friedrich Richard Rohland beim 
zeißenfels; — Rechtsanwalt Dr. Joſef Schwering 
cht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Dr. jur. Richard 
m Landgericht II Berlin. 


Ernennungen. 


ren wurden ernannt: Rechtsanwalt Sendler in 
— gechtsanwalt Salomon Neumann in 
echtsanwalt Schmidt in Mehlſack. ö | 


Todesfälle. | | 
Jiuſtizrath Huck in Gleiwitz; — Rechtsanwalt Kundt in 
Habelſchwerdt; — Juſtizrath Meißner in Halberſtadt; — 
Rechtsanwalt H. Simonis in Roſtock; — Juſtizrath Johannes 
Robert Krippendorf in Dresden. 


| Berichtigung. 
Herr Rechtsanwalt A. Joachim in Berlin wohnt nicht, 
wie es im neueſten Verzeichniſſe heißt, W. Potsdamerſtraße 118, 
ſondern wie früher: SW. Königgrätzerſtraße 65. 


Für meinen I. Büreaugehülfen, den ich in jeder Hinſicht 
nur empfehlen kann, wird zu ſofort oder 1. April Stellung als 
I., evtl. II. Büreauvorſteher auf großem Büreau, geſucht. 


Auskunft ertheilt Hildebrand, 
Schönlanke. Rechtsanwalt und Notar. 


| Büreauvorſteher, 
der deutſchen und polniſchen Sprache mächtig und mit dem Büreau⸗ 
weſen vollſtändig vertraut, wird zum 1. April d. J. geſucht. 
Gehalt bis 150 Mark monatlich. Atteſte und Lebenslauf er⸗ 
forderlich. 5 
Gneſen, den 23. Februar 1898. 
Kloſſowski, Rechtsanwalt und Notar. 


Referendar 
für die Strafpraxis zur Ausbildungsſtation, eventl. als General⸗ 


ſubſtitut geſucht von 
Dr. Schwindt, Rechtsanwalt, 
DE Berlin, Münzſtraße 25. 


Ein zuverläſſiger 
Büreau⸗Vorſteher 
wird zum baldigen Antritt geſucht. Offerten mit Zeugnißabſchriften 


und Gehaltsanſprüchen erbeten. | 
Schwiebus. Rechtsanwalt Silberſtein. 


Ein zuverläſſiger Büreauvorſteher wird zum 1. April 1898 
geſucht, derſelbe kann auch ſofort eintreten. Offerten mit Zeugniß⸗ 
abſchriften und Gehaltsanſprüchen erbeten. ö 

Seelow. Rechtsanwalt Naalzow. 

Ein durchaus erfahrener, ſelbſtſtändig arbeitender Büreau⸗ 
vorſteher zum ſofortigen Eintritt N 

Lüneburg. echtsanwalt Heinemann. 

Suche einen mit dem Koſtenweſen und dem Notariate vertrauten, 
der polniſchen Sprache mächtigen Büreaugehülfen. Off. erb. 
unter W. 153 an die Expedition dieſes Blattes. 


Als Büreauvorſteher 
von einem Berliner Anwalt zum 1. April er. geſucht ein junger 
Mann, welcher bisher auch nur als erſter Büreaugehülfe beſchäftigt, 
aber lernwillig und ſtrebſam und im Anwalts-Büreaudienſt aus⸗ 
gebildet iſt. Ausſicht auf dauernde Stellung und ſteigende Beſoldung. 
Schlennigfte Zuſendung von Offerten und Zeugniſſen mit Gehalts⸗ 
anſpruch erb. unter J. 183 an die Exp. dieſ. Zeitſchr., Berlin 8. 14. 


Ein ſehr gewandter Regiſtrator, der ſchon in größerer Praxis 
thätig geweſen, wird bei gutem Gehalt ſofort oder zum 1. April er. 
von Rechtsanwalt und Notar geſucht. Adreſſen sub. H. H. 44 
an die Exped. d. Bl. 


Aelt., tücht. Bür.⸗Vorſt. f. anderw. Stellg. auf größ. Anwaltsbüreau in 
Berlin. Geh.⸗Anſpr. 180 Mk. Gefl. Off. u. G. G. 157 a. d. Exp. d. Bl. 


Bür.⸗Vorſt., ſelbſt. Arb., jetzt 6 Jahre in noch ungek. Stellg., 
polniſche Sprache, im Not. bew., im Koſtenweſen firm, ſucht von ſof. 
anderw. Stellung. Gefl. Off. an 3. Kloſſowski, Allenſtein O. Pr. 


Tücht. zuverl. Büreauvorſt., bereits 6 Jahre als ſolcher thätig, 
ſucht ſofort anderweite Stellg. Off. u. G. M. 158 an die Exp. d. Bl. 


Fr. Gerichtsſecretair u. Calculator, Gymn. Prim., durchaus ſelbſtſtänd. u. 
rechtskundiger Arbeiter, mit beſten Zeugn., ſucht anderweit Stellung als 
Büreauvorſteher. Off. an die Exp. d. Ztg. sub L. 160 erbeten. 


Jung. tücht. Bür.⸗Vorſt. ſucht geſtützt auf gute Zeugn., Stllg. am 
liebſten in kl. Stadt. Off. bitte unter M. 170 1 die Exp. dieſes Bl. 


— 


Nechtsanwalt⸗Büreauvorſteher, verh., ſucht Stelle zum 
1. Mai ev. auch früher. Off. unter K. L. 136 an die Exped. dieſes Bl. 
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Bür.⸗Vorſt., älterer, mit den Berl. Verhältniſſen vertraut und gut 
empfohlen, im Entw. von Schriftſ. wie auch im Not. geübt, ſ. ſelbſtänd. 
Stellung für April oder früher. Adr. erb. u. A. 162 an die Exp. d. Bl. 
— — .. . an die Exp. d. Bl. 


Büreau⸗Vorſteher, 27 Jahr, im Notariat bewandert, ſucht 
Stellung ev. als Liquidator. Gef. Offerten sub A. 5 durch die 
Buchhoͤlg. von Aug. Heinr. Puſch, Potsdam erbeten. 
en FUN, Potsdam erbeten. 


Büreaugehülfe, in der Aufnahme von Informationen und Klagen 
geübt, ſucht zum 15. März d. J. ev. ſpäter Stellung als Bür.⸗Vorſt. 
oder erſter Geh. Offerten unter W. 184 an die Exp. dieſer Ztg. 
— — 2 — — SIB: 


Junger Mann, 
30 Jahre alt, verh., ſucht per ſofort Stellung als Be feen 
oder erſter Gehülfe. In allen Fächern bewandert. Zeugniſſe ſtehen 
zur Verfügung. Gefl. Off. an die Exp. dieſer Zeitung unter K. 50. 
reelle Arb. dieler Zeitung unter K. 50. 
Gerichtsſekretär a. D., Dreißiger, im Anwaltsbüreau be⸗ 


ſchäftigt geweſen, ſucht Stellung als Büreauvorſteher oder andere 
Stelle im Anwaltsbüreau. Off. unter G. 12 an die Exp. d. Bl. erb. 


Büreaugehülſe, ſelbſtändiger Arb., Stenogr., ſucht Stellung. 
Offerten -sub J. J. 5926 an Rudolf Moſſe, Berlin SW. 


ae Expedient, ledig, welcher nur bei Gericht und Anwalt 
earbeitet, im Liquidiren, Expediren, Vorverfügen ꝛc. bewandert, ſucht 

tellung zum 15. März oder 1. April in Anwaltsbüreau. Saubere 
und flotte Handſchrift. Vorkenntniſſe im Notariat. Gefl. Offerten 
bitte zu richten unter E. L. 129 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein Rechtsanwalt in einer größeren Provinzialſtadt ſucht einen 
der polniſchen Sprache völlig mächtigen Sozius. 
Offerten unter A. B. ©. 180 an die Exped. d. Bl. erbeten. 


Rechtsanwalt ſucht unter beſcheidenen Anſprüchen Aſſociation, 
am liebſten in Wiesbaden oder Frankfurt a. M. Offerten unter 
J. S. 113 Frankfurt a. M. hauptpoſtlagernd. 


„ü ã ĩõVLVu bTTTT0TfT000 DI". -; 

Gerichtsaſſeſſor wünſcht ſich mit Anwalt zu 
aſſociiren. Offerten unter G. W. 2249 an Rudolf 
Moſſe, Berlin W. 8, erbeten. 


Aelterer Aſſeſſor wünſcht als Socius oder Hülfsarbeiter 
bei einem Anwalt in Breslau einzutreten. Gefl. Offerten sub 
B. Z. 1216 an Rudolf Moſſe, Breslau. 


Aſſeſſor N ſucht Aſſociation mit einem älteren 
Rechtsanwalt an einem Landgericht im O. L. G. Bez. Naumburg a. S. 
Gefl. Off. unter W. A. 100 an die Exped. dieſes Blattes erbeten. 
— _ — e. DIEB Olattes erbeten. 


Aſſeſſor (Landrechtler) ſucht Vertretung eines 
Rechtsanwalts. Offerten unter R. G. 4118 an 
Rudolf Moſſe, Berlin W., Potsdamerſtr. 59. 


Aſſeſſor vertritt gemeinrechtl. R. A. Angebote an die Juriſt. 
Wochenſchrift unter F. ©. 142 Berlin. 


7 ĩðZTudͥ ůdàòͤdln 
Candrechtl. Gerichts aſſeſſor übernimmt Vertretung, 
auch Hülfsarbeiterſchaft. 


an Rudolf Moſſe, Berlin W., Friedrichſtr. 66. 
een W., Friedrichſtr. 66 


Ein Rechtsanwalt ſucht einen geeigneten Niederlaſſungsort. 
Derſelbe würde einer Aſſociation mit einem beſchäftigten Anwalt 
den Vorzug geben. Off. u. E. B. 111 an die Exp. d. Bl. erb. 
—————ů——— 0 Dr = a Die Exp. d. Bl. erb. 


Juriſt, Verwaltungsbeamter oder Rechtsanwalt, der 
mit dem a über Einziehung und Verlegung von öffentlichen 
Wegen innerhalb der Königlichen Forſt genau vertraut iſt, wird 
gebeten, feine Adreſſe umgehend unter X. K. 161 an die Expedition 
dieſes Blattes, Berlin, Stallſchreiberſtr. 34/35, einzureichen. 


| Dr. jur. Paul C. 5 nitzler, 

Rechtsanwalt in 1 U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg F. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 

Nord⸗Amerikas. 
Paul Lehmann's Antiquariat in Berlin W. Fran⸗ 
öſiſche Straße 33 e offerirt zu billigen Preiſen die vollitändigen 
eihen und einzelne Jahrgänge von d. Juriſtiſchen Wocheuſchrift — 
d. Juſtizminiſterialblatt — d. Geſetzſammlungen — d. Ent⸗ 
ſcheidungen d. Reichsgerichts, ſowie aller anderen juriſt. Zeitſchriften. 


Offerten unter G. Z. 2250 


A r 
Allgemeiner Deuter Verſicherungs⸗Verein. 


Guriſtiſche Berfon) Bfuffgark, (Staatsoberauſſcht) 


Paftpflicht⸗Verſicherung. 


Der Verein gewährt Verſicherung gegen diejenigen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, welche gegen Re tsanwälte, Staats- und 
Communalbeamte, Notare ꝛc. erhoben werden können, wenn 
ſie wegen fahrläffiger Verletzung der ihnen obliegenden Amts⸗ 
oder Berufspflichten haftbar find. Billigſte Prämie. Günſtigſte 
Bedingungen. Aller Gewinn wird den Verſicherten zurück⸗ 
vergütet. Seit Jahren beträgt die Dividende 20 1. Gegen⸗ 
wärtig find mehr als 3600 Rechtsanwälte, Beamte u. ſ. w. bei 
dem Verein verſichert. 
Proſpekte und Verſicherungsbed ingungen werden von der 


Direktion und ſämtlichen Vertretern des Vereins gratis ab⸗ 
gegeben. N 


1 — 


Remington-Sholes 


a 


— 

N WE 
De 0 
n 


e 1 
Ai 


die neueste und beste 


Schreibmaschine für Rechtsanwälte 


empfohlen von über 50.grossen Anwaltsbureaux 


A. P. Little 


Beste amerikanische Farbbänder 
für Schreibmaschinen aller Systeme 
Kohlenpapiere | | 
Schreibmaschinenpapiere 
Registratoren 
| Brieforöner 
Amerik. Schreibpulte für Rechtsanwälte 


Allein Vertretung: 


Remington Sholes Co- 
Berlin W., Mohrenstr. 33. 


Breslau, Kätzel Ohle 3. Köln. 


Düsseldorf. Frankfurt a. M., Grosser Kornmarkt 16. 
Hamburg, Welskerstrase 6 a. Stettin, Bresina, Paradeplatz 18. 
Leipzig, Grimmaische Strasse 17. Elbing, Alter Markt 11, j 


CEILEIIEIIIENT 


Berlin, Beuthſtr. Nr. 9, 2 Tr., find die fett vielen Jahren 
von einem Rechtsanwalt benutzten Büreaus vom 1. April cr. zu ver⸗ 
miethen. Näheres daſelbſt 3 Tr. hoch. a 
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| | Die Nummern 34 und 35 der Juriſtiſchen Wochenſchrift pro 
Guttentag, Verlagsbuchhandlung . an 15 . e Band 1896 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
i li ö wird zu kaufen geſucht. 
n Berlin SW. 48, Wilhelmſtraße 119/120. 8 5 Rechtsanwalt Sippmann, 
Soeben erſchien: | Stettin, Berlinerthor 11 


andelsgeſetzbuch f; "== 


mit Kommentar herausgegeben von 


lage iſt erſchienen 


Das Recht 


H. Makower. es a 

Buch I-III Deutſchen Kaiſers. 
bearbeitet unter Zugrundelegung der Faſſung : 8 i a 
des Handelsgefesbuchs Preisgekrönte Studie a Verfaſſungsrechte i 

vom 10. Mai 1897 | Dr. jur. Richard Fiſcher. 
und des Bürgerlichen Geſetzbuchs b 12½ Bogen gr. 8%. Preis broſch. M. 4.—. ; 
| von DPi.ieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte & 
F Makower Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung f 
e 5 Jvorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Deutſchen 
e Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereſſanten & 
Zwölfte (der neuen Bearbeitung erſte) Auflage. A und ele Macht 9 0 en Kal 10 Frage: „Wie weit 
; reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers . 
ung 1 (Buch I S$ 1— 104.) Lex. 8%. Preis 3 Mark. f 1 beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie ß 


gegen Einſendung des Betrages auch direkt franco von der # 
unterzeichneten Verlagsbuchhandlung. 0 


Die I Veerdin S. 14. W. Moefer Hofbuchhandlung. 
für das Deutſche Reich Wohnung für Rechtsanwälte. 
nebſt Ganz nahe dem Spittelmarkt in ſehr belebter 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den das Straf⸗ | Stadtgegend, Alte Jakobſtraße 47 (Eckhaus) I. Etage 
ahren betreffenden Beſtimmungen der übrigen iſt ein Geſchäftslokal von 5 Fenſtern Front nebſt 
Reichsgeſetze. anſtoßender Wohnung von 4 Vorderzimmern, Küche, 

Mit Kommentar von Speiſekammer, Mädchengelaß, Badezimmer ꝛc. im 

Dr. E. Löme A 12 Fenſter Front, für eine Jahresmiethe von 

5 3 . 3500.— vom 1. April d. J. zu vermiethen. Näheres 


en 5 12 in der Expedition dieſes Blattes. | 
A gell Aſſociation Berliner Schneider. (Friedrich Modler & Co.) 
ee : 2 Berlin SW., Johanuiterſtr. 16 


2 empfiehlt ihre Spezialität von 
1 Amtstrachten für ZJuſtiz⸗ 
beamte und Prediger. 


Amtsroben und Barrets für 
25 Richter: von M. 25—54, a 
„ Rechtsanwälte: von M. 25—45, 
GEerichtsſchreiber: von M. 15—30 
N bei freier Zuſendung. 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. ö 


r. 80. Erſte bis dritte Lieferung. Preis 16 M. 


ung 4 Gchluß des Werkes) wird im Frühjahr zur 
usgabe gelangen. 


behördliche Zwecke Canzleipapier M. 8.50 1000 Bg., 
pier M. 7.— 1000 Bg. netto. Eckert & Link, 
Muſter verlangen. f > 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
| Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Dr. jur. Ludwig Kuhlenbeck, 


Rechtsanwalt in Jena. 


bon den Pandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Eine dogmatiſche Einführung in das Studium des Bürgerlichen Rechts. 
Evrſter Theil. 
12 M., bei poſtfreier Zuſendung 12,30 M., in Halbfranz geb. 15 M., bei poftfreier Zuſendung 15,50 M. 
Wir möchten behaupten, daß eine wiſſenſchaftliche Durchdringung des neuen Rechtsſtoffes vornehmlich auf Grund des Pandekten⸗ 
mm leichteſten möglich iſt. ae iſt das Werk des Verfaſſers hierzu hervorragend geeignet und wir empfehlen es daher 
riſten und namentlich auch den Praktikern, die nicht in der Lage ſind, etwa durch Vorträge von Rechtslehrern ſyſtematiſch 
t zu werden, auf das Wärmſte.“ (Leipziger Zeitung vom 28. Juli 1897.) 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 


Soeben erſchien nunmehr: 


Vergleichende Darfellung des 


Bürgerlichen Geſetzbuches 


und des 


Preußischen Allgemeinen Sandredts. 


f Dr. Franz Leske, 


Geheimem Juſtizrat, vortragendem Rat im Preuß. Juſtizminiſterium. 


Erſte Lieferung (S. 1—192). — Preis M. 3.—. 


. Vielfachen Wünſchen zu entſprechen, wird das Werk zur Erleichterung des Studiums 
in etwa 3 Lieferungen zum Geſamtpreiſe von etwa Mark 12.— erſcheinen. Nach Fertig⸗ 


ne ſtellung wird eine elegante Einbanddecke zu billigem Preiſe hergeftellt werden. Einzelne Lieferungen 
. | werden nicht abgegeben. Die einzelnen Lieferungen ſollen in möglichſt raſcher Folge erſcheinen, ſodaß 
e das Werk noch im Laufe des Jahres 1898 komplett vorliegen wird. 


Das Werk verfolgt den Zweck, die Einführung des BGB. für die Praxis zu erleichtern, 
und iſt ſowohl für Kenner des ALR. beſtimmt, welche ſich ſchnell darüber unterrichten wollen, 
wie das BGB. ſich im allgemeinen und beſondern hierzu verhält, wie auch als Anleitung für 
diejenigen, welche das bisherige ALR. und das neue Deutſche Recht gleichzeitig ſtudieren 
wollen. Durch eine vergleichende ſyſtematiſche Gegenüberſtellung des BGB. und des ALR. 
unter Erſtreckung auf alle Reichsgeſetze und unter eingehender Berückſichtigung von Litteratur 
und Rechtſprechung, nach dem Syſtem des Bürgerlichen Geſetzbuchs, wodurch die Ab⸗ 
weichungen desſelben von dem bisherigen Rechte unſchwer zu erkennen ſind, ſollen Kenntnis 
und Verſtändnis des neuen Rechtes gefördert werden. 


Das Buch bildet zugleich den dritten, ſachlich gänzlich unabhängigen Band der „Vergleichenden 
Darſtellung des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der Landesrechte,“ wovon der 


I. Band. Das Gemeine Recht. Von Dr. Gerhard von Buchka, Mitglied 
der Reichstagskommiſſion und Oberlandesgerichtsrat in Roſtock. Eleg. geb. M. 9.— 


II. Band. Der Code civil. Von R. Förtſch, Reichsgerichtsrat zu Leipzig. Eleg. 
geb. M. 7.— | 


bereits komplett erſchienen find. 
== Ausführliche Nee pekte Aber ider diefer Werke gratis and Hanke. 


e e e eee . 
vn ee. 0 1 & 


Zu beziehen (die erſte Lieferung des Leske“ ſchen Werkes auch zur Anſicht) durch alle 


Buchhandlungen ſowie direkt vom Verlage. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerel in Berlin. 
Dieſer Nummer liegt eine Preisliſte der Holländiſchen Cigarren⸗ und Tabak⸗Fabrik Grobben & Co. in Kaldenkirchen bei. 


23 23 und 24. 


uriſtiſche Wochenſchriſt. 


1898. 


Berlin Berlin, 22. Mürz. 22. März. 


Herausgegeben von 


M. Kempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 


cz 


Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Inhalt. 
skaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 197. — Vom 
ht. S. 197. — Perſonal⸗Veränderungen. S. 215. 


fskaſſe für deutſche Aechts anwälte. 
Borſtand hat beſchloſſen, die Frage der Umgeſtaltung 
rbildung der Kaffe bis zum Eintritt der Geſetzes⸗ 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu vertagen, weil es 
erſcheint, eine für einen langen Zeitraum ge⸗ 
trichtung den dann geltenden Geſetzen, wozu auch 
verſicherungsgeſetz zu zählen, anzupaſſen. Das 
des Innern hat anf die Bitte um Mittheilung 
züge eines Reichsverſicherungsgeſetzes zwar erklärt, 
ven noch zur Mittheilung nicht reif ſeien, aber 
empfohlen, die Beſchlußfaſſung über die Um⸗ 
noch einige Zeit zu vertagen. Der Vorſtand geht 
„ daß die Kaſſe in ihrer jetzigen Geſtalt den 
u Bedürfniſſen genügt und daß, wenn einmal die 
zt ausreichen ſollten, auf Grund eines ſatzungs⸗ 
Beneralverſammlungsbeſchluſſes die Jahreszinſen 
Igrundſtocks herangezogen werden können. 
erſchiedenen Anfragen und Anträge bezüglich der 
ug der Kaſſe ſind hierdurch erledigt. 


Vom Reichsgericht.) 

erichten über die in der Zeit vom 4. bis 12. März 
fertigten Erkenntniſſe. 

: Reichsjnſtizgeſetze. 

zivilprozeßordnung. 

r Anſatz des O. L. G. in dem angefochtenen Beſchluß 
Mark (12 ½ X 1 500 Mark), welcher erſichtlich auf 
§ 9 der C. P. O. für den Anſpruch der Widerklage 
nung der Verpflichtung des Kl. zur Rechnungs⸗ 
eingegangene Verſicherungsprämien und zur Zahlung 
ion von 4 Prozent auch für die Zukunft, ſo lange 
New Yorker Germania thätig ſei, erfolgt iſt, kann 
t erhalten werden. Abgeſehen davon, daß jener 


— 


druck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Antrag eine Beſchränkung enthält, die mit Rückſicht darauf, daß 
der Kl. unbeſtritten bereits ſeit 1. März 1897 ſeinen Wohnſitz 
nach Düſſeldorf verlegt hat, die Anwendbarkeit des § 9 eit. 
immerhin zweifelhaft erſcheinen läßt, handelt es ſich auch 
lediglich um einen Feſtſtellungsanſpruch, bei welchem nicht 
grundſätzlich und in allen Fällen der Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes ſich mit demjenigen Vermögenswerth deckt, welcher bei 
einer Leiſtungsklage in Betracht käme. Es kann vielmehr in 
ſolchen Fällen je nach Lage der Sache lediglich das Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe als Werthgegenſtand in Frage kommen, und Letzteres 
iſt nach den obwaltenden Verhältniſſen im vorliegenden Falle 
anzunehmen. Dieſes Intereſſe iſt in Gemäßheit des 8 3 der 
C. P. O. nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen, und danach der aus 
dem angefochtenen Beſchluſſe im übrigen ſich ergebende Streit⸗ 
gegenſtand unter Berückſichtigung des früheren Beſchluſſes des 
O. L. G. vom 20. Februar 1897 auf die Werthklaſſe von 
1600 — 2 100 Mark, wie geſchehen, zu beſtimmen. II. C. ©. 
i. S. Neuburger o. Simons vom 1. März 1898, B Nr. 40/98 II. 

2. Die Reviſion geht davon aus, daß die jetzige Bekl. 
mit ihrem Ehemann in allgemeiner Gütergemeinſchaft nach 
dem Weſtfäliſchen Provinzialgeſetz vom 16. April 1860 lebte 
und führt aus, daß in Prozeſſen über das gütergemeinſchaftliche 
Vermögen (Sammtvermögen) die Ehefrau als wirkliche Prozeß⸗ 
partei anzuſehen ſei, daher nicht als Zeugin vernommen werden 
dürfe. Der Angriff iſt nicht begründet. Partei ift die (natürliche 
oder juriſtiſche) Perſon, welche klagt oder belangt wird. Ver⸗ 
klagt iſt hier der Ehemann G. aus einem von ſeiner Ehefrau, 
aber für ihn auf Grund der ihr ertheilten Generalvollmacht 
abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäft. Die hierdurch entſtandene Kontrakts⸗ 
pflicht bildet den Klagegrund. Der gütergemeinſchaftliche Ehe⸗ 
mann, der aus einem von ihm geſchloſſenen Rechtsgeſchäft klagt 
oder verklagt wird, führt den Prozeß aus eigenem Recht und, 
wenn auch mit Wirkung für das gütergemeinſchaftliche Ver⸗ 
mögen, doch nicht als Vertreter des letzteren, da dieſes ein 
beſonderes Rechtsſubjekt nicht darſtellt, und auch nicht als Ver⸗ 
treter ſeiner Frau. Er allein iſt Partei. Das von der Reviſion 
in Bezug genommene Urtheil des R. G. (Bd. 12 S. 188 der 
Entſcheidungen) behandelt einen anderen Fall. Dort klagte ein 
Vater aus dem Recht ſeines minderjährigen Hausſohns; in dieſem 
Fall hat das R. G. angenommen, daß die Legitimation des 
klagenden Vaters lediglich in der Vertretungsgewalt des letzteren, 
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in dem väterlichen Mundium beruhe, der Prozeß alſo vom 
Vater nicht aus eigenem Recht, ſondern als Vertreter des Haus⸗ 
ſohnes geführt werde, mithin der letztere die eigentliche Partei 
ſei. Hier aber iſt die Klage gegen den Ehemann G. in eigner 
Perſon und nicht zugleich als Vertreter ſeiner Frau gerichtet. 
Daraus, daß die Chefrau das ergangene Urtheil gegen ſich 
gelten laſſen muß, folgt nur, daß ſie an dem Ausgange des 
Rechtsſtreits unmittelbar betheiligt, nicht aber, daß ſie Partei 
iſt. Vorſchriften, welche bezüglich der Weſtfäliſchen Güter⸗ 
gemeinſchaft zu einer andern Auffaſſung berechtigten, enthält 
das Geſetz vom 16. April 1860 nicht. V. C. S. i. S. Noß 
c. Giebeler vom 16. Februar 1898, Nr. 266/97 V. 

3. Den Gegenſtand der Beſchwerde bildet die Frage, ob 
im Anwaltsprozeſſe die obſiegende Partei von dem zur Tragung 
der Prozeßkoſten verurtheilten Gegner, der von drei Prozeß⸗ 
bevollmächtigten in I. J. vertreten war, die Erſtattung der 
dadurch erwachſenen Koſten, daß außer an einen der drei Prozeß⸗ 
bevollmächtigten auch noch an jeden der beiden anderen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten die Zuſtellung der Berufungsſchrift er⸗ 
folgte, beanſpruchen kann. Das L. G. hat die Frage bejaht, 
das O. L. G. hat ſie verneint. Die gegen deſſen Beſchluß ein⸗ 
gelegte Beſchwerde iſt nicht begründet. Da nämlich nach § 164 
Abſ. 1 in Verbindung mit § 80 der C. P. O. an einen 
einzelnen der drei Prozeßbevollmächtigten I. J. die Zuſtellung 
der Berufungsſchrift gültig erfolgen konnte, ſo ſind, wenn die 
Zuſtellung ſtatt an einen an jeden der drei Prozeßbevoll⸗ 


mächtigten erfolgte, zwei Zuſtellungen überflüſſigerweiſe geſchehen 


und die Koſten für dieſe zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
nicht erforderlich geweſen, § 87 Abſ. 1 der C. P. O. Ob die 
Gegenpartei aus Vorſicht, um ſich das Rechtsmittel zu wahren, 
dieſe mehrfache Zuſtellung veranlaßt hat, ändert hieran nichts, 
da in Uebereinſtimmung mit der Entſch. des VI. C. S. des 
R. G. vom 30. November 1893 (Entſch. des R. G. Bd. 32 
S. 387) davon auszugehen iſt, daß der Begriff „zweckent⸗ 
ſprechend“ in § 87 der C. P. O. objektiv zu verſtehen iſt. 
IV. C. S. i. S. Lange c. Voigt vom 28. Februar 1898, 
B Nr. 38/98 IV. 

4. Die Reviſion rügt, daß der B. R. es unterlaſſen habe, 
das Fragerecht bezüglich derjenigen Behauptung auszuüben, 
welche in dem vorbereitenden Schriftſatze des Rechtsanwalts Dr. X. 
dahin aufgeſtellt worden war, daß der Ehemann ſeine Erlaubniß 
zum Getrenntleben alsbald widerrufen habe. Dabei wird von 
der Reviſion angeführt: Der Rechtsanwalt Dr. X. habe bei 
jener Behauptung einen Schriftſatz des erſtinſtanzlichen Anwalts 
ſeines Mandanten vom 5. Juli 1897 im Auge gehabt, worin 
die ausdrückliche Erklärung bereits enthalten geweſen ſei, daß der 
Ehemann die Erklärung, wonach er das Getrenntleben geſtattet 
habe, widerrufen und das Getrenntleben ſeiner Ehefrau nicht 
mehr geſtatte, dabei ſei vom Rechtsanwalt Dr. X. irrthümlich 
angenommen worden, daß ſich jener Schriftſatz vom 5. Juli 1897 
bei den Gerichtsakten befinde; nachträglich habe ſich aber heraus⸗ 
geſtellt, daß jener Schriftſatz nicht zu den Akten des vorliegenden 
Prozeſſes ſondern verſehentlich zu den Eheſcheidungsakten ge⸗ 
kommen ſei. Soweit in dieſer Darlegung neue thatſächliche 
Anführungen enthalten ſind, können dieſelben in der Reviſions⸗ 
inſtanz nicht mehr berückſichtigt werden. Im Uebrigen aber 
muß der erhobene Angriff als unzutreffend bezeichnet werden. 


Sache des jetzigen Rkl., beziehungsweiſe ſeines damaligen Prozeß⸗ 
vertreters, würde es geweſen ſein, den Inhalt des Schriftſatzes 
vom 5. Juli 1897 zum Vortrag zu bringen. Der Vorſitzende 
des B. G., dem die Exiſtenz eines derartigen vorbereitenden 
Schriftſatzes bei der Durchſicht der Akten garnicht bekannt ge⸗ 
worden ſein konnte, hatte dagegen zu einer weiteren Frage- 
ſtellung keine Veranlaſſung. IV. C. S. i. S. Lippmann 
c. Lippmann vom 17. Februar 1898, Nr. 343/97 IV. 

5. Die Gewährleiſtungsklage wurde bereits am 13. Oktober 
1895 durch den Juſtizrath N. Namens des Kl. bei dem Amts⸗ 
gericht zu Münſter, unter Beifügung einer einfachen Abſchrift, 
mit dem Erſuchen eingereicht, die Zuſtellung alsbald zu veran⸗ 
laſſen. Daraufhin hat der Gerichtsſchreiber, nachdem der Termin 
zur mündlichen Verhandlung auf den 30. Oktober 1895 be⸗ 
ſtimmt worden war, dem Bekl., in deſſen Eigenſchaft als 
Gerichtsvollzieher, die Klagſchrift nebſt der noch nicht beglaubigten 
Abſchrift zum Zwecke der Zuſtellung übergeben. In der bei 
Ausführung dieſes Auftrages gefertigten Zuſtellungsurkunde iſt 
vom Bekl. beſcheinigt worden, daß er am 19. Oktober 1895 
— alſo an ſich noch rechtzeitig — eine „beglaubigte“ Ab- 
ſchrift einen erwachſenen Hausgenoſſen des damaligen Bekl. R. 
übergeben habe. In Wahrheit hatte aber der Bekl. nur die 
einfache Abſchrift der Klage, ohne Beglaubigungsvermerk dem 
bezeichneten Empfänger ausgehändigt gehabt. Die Zuſtellung 
war daher wegen eines weſentlichen Mangels unwirkſam. 
(Vergl. Entſch. des R. G. in Cioilſachen Bd. 6 S. 362, Bd. 8 
S. 347, Bd. 33 S. 400; Gruchot's Beiträge Bd. 36 S. 711; 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1891 S. 178 Nr. 2 und S. 467 
Nr. 9, von 1892 S. 160 Nr. 10, von 1894 S. 399 Nr. 9 
und von 1896 S. 187 Nr. 3.) Erſt im Laufe der mündlichen 
Verhandlung wurde dieſer Mangel entdeckt. Da die 42 tägige 
Friſt inzwiſchen verſtrichen war, erhob nunmehr der Vertreter 
des damaligen Bekl. den Einwand der Verjährung und in 
Folge deſſen wurde der Kl. koſtenpflichtig abgewieſen. Das 
B. G. nimmt mit Recht an, daß der Bekl. dieſen Abweiſungs⸗ 
grund verſchuldet hat, da er, entgegen den Beſtimmungen des 
8 156 der C. P. O. und des § 22 Abſ. 2 der Geſchäfts⸗ 
anweiſung für die Gerichtsvollzieher vom 24. Juli 1879 eine 
unbeglaubigte Abſchrift übergeben und überdies durch die 
wahrheitswidrige Beſcheinigung, daß er eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift ausgereicht habe, bei dem Vertreter des Kl. den irrigen 
Glauben erweckt hatte, daß eine ordnungsmäßige Zuſtellung 
erfolgt ſei, während es bei ſofortiger Aufdeckung des begangenen 
Fehlers möglich geweſen ſein würde, dem Mangel noch recht⸗ 
zeitig abzuhelfen. IV. C. S. i. S. Niggemeyer c. Ditges vom 
7. Februar 1898, Nr. 236/97 IV. 

6. Nach § 156 Abſ. 1 der C. P. O. beſteht die Zu⸗ 
ſtellung — abgeſehen von dem Falle, wenn eine Ausfertigung 
zugeſtellt werden ſoll — in der Uebergabe einer beglaubigten 
Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtückes. Handelt es 
ſich dabei, wie im Streitfalle, um die Zuſtellung einer nach 
§ 230 der C. P. O. die Ladung zur mündlichen Verhandlung 
nothwendigerweiſe mitenthaltenden Klage, ſo bildet die auf die 
Urſchrift der Klage geſetzte Terminsbeſtimmung einen weſentlichen 
Beſtandtheil des zuzuſtellenden Schriftſtückes und es hat ſich 
deshalb die Beglaubigung auch hierauf zu erſtrecken. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 13 S. 334, Juriſtiſche 
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t von 1884 S. 211 Nr. 4 und von 1886 S. 90 
ne Beglaubigung dieſes Theiles der zuzuſtellenden 
kann aber erſt dann erfolgen, wenn die Einrückung 
ſeitens des Vorſitzenden des Gerichts in Gemäß⸗ 
93 der C. P. O. ſtattgefunden hat. Falls ſodann 
g durch einen Rechtsanwalt in der Weiſe betrieben 
ſelbſt einen Gerichtsvollzieher unmittelbar be- 
iſt der die Zuſtellung in ſolcher Weiſe betreibende 
$ 156 Abſ. 2 a. a. O. allerdings in erſter Linie 
e der Beglaubigung berufen. (Vergl. Entſch. des 
vilſachen Bd. 8 S. 346, Juriſtiſche Wochenſchrift 
. 8 Nr. 5, von 1891 S. 467 Nr. 9, von 1894 
9.) Wenn dagegen der Rechtsanwalt die Zu- 
einem amtsgerichtlichen Prozeſſe auf Grund 
und 458 der C. P. O. unter Vermittelung 
sſchreibers bewirken läßt, fo hat der Gerichts⸗ 
dem die Beſtimmung des Termins zur mündlichen 
erfolgt iſt, in Gemäßheit des § 458 a. a. O. 
ung Sorge zu tragen. Der Anwalt, an welchen 
dem Gerichte zur Terminsbeſtimmung und zur 
nlaſſung eingereichte Klage erſt nach erfolgter Zu⸗ 
gelangt, kommt daher bei einem ſolchen Verfahren 
yt in die Lage, eine Beglaubigung der auszu⸗ 
lbſchrift des ganzen, die Terminsbeſtimmung 
n Klageſchriftſtückes vornehmen zu können, und 
ſich, daß in einem ſolchen Falle immer ſeitens 
vollziehers eine Beglaubigung bewirkt werden 
Entſch. in voriger Nummer. 
in den Entſcheidungsgründen getroffenen Feſt⸗ 
he das Ergebniß der nach § 259 der C. P. O. 
genommenen Würdigung des geſammten Inhalts 
g und der vorgelegten Urkunden (Korreſpondenzen) 
en den vom Geſetze vorgeſchriebenen, anderen 
en Thatbeſtand hier nicht zu erſetzen. Wenn in 
ingen auch Parteibehauptungen und Partei- 
nicht unerheblicher Zahl erwähnt werden, fo ge⸗ 
nur unter dem Geſichtspunkt der Begründung 
en und ermangelt der Vollſtändigkeit. Dieſem 
rniß will das Urtheil nur durch die im That⸗ 
prochene Hinweiſung auf die Schriftſätze ent⸗ 
aber dem vorhin Bemerkten nach als eine 
ellung des Sach- und Streitſtandes im Sinne 
3 nicht anerkannt werden kann. Der Mangel 
näßigen Thatbeſtandes macht ſich in Bezug auf 
ung in ihrer Geſammtheit geltend. Namentlich 
it Sicherheit zu erſehen, welche Behauptungen 
bei der Verhandlung vom 20. November 1895 
i Irrthum, durch den er zur Annahme des 
ſes von 65 Prozent Kern zu 35 Prozent Ab⸗ 
n will, aufgeſtellt hat. Nach dem Thatbeſtande 
F., in feinem Zuſammenhange mit der Klage⸗ 
ngaben des Kl. im Weſentlichen dahin gegangen: 
je nach dem Gewichtsverhältniß habe der Bekl. 
n) erklärt, von Havre aus ſeien 290 Ballen 
89 022 Pfund angekommen, von denen er 
hte Häute an den Bekl. L. zu Abfallpreiſen 
Kl. habe nun von dem angegebenen Gewicht 


wegen der großen Feuchtigkeit der Häute einen Gewichtsverluſt 


von 12 Prozent abgezogen, ſodaß 78 322 Pfund geblieben ſeien 


und die 65 Prozent Kern ungefähr das ihm fakturirte Gewicht 
von 53 100 Pfund ergeben hätten; in Wahrheit aber habe L. 
dieſe 43 Ballen ſchon als Abfall von B. & C. gekauft. Hätte 
Kl. dies gewußt, ſo hätte er eine andere Berechnung vorgenommen. 
Nach Abzug des Gewichts der 43 Ballen, die garnicht hätten in 
Betracht gezogen werden dürfen, mit 9 444 Pfund von den 
89 022 Pfund würde ſich ein Gewicht von 79 578 Pfund und 
nach Abzug von 12 Prozent .. 70000 Pfund ergeben haben, 
hiervon aber hätten 65 Prozent etwa 45 500 Pfund ergeben. 
Ob dieſe Behauptungen in ganz gleicher Geſtalt auch in der 
Verhandlung vor dem B. G. zum Vortrage gelangt ſind, bleibt 
zweifelhaft. Unterſtellt man, daß ſie im vollen Umfange vor⸗ 
getragen ſind, ſo würde die Würdigung, welche dieſer Theil des 
Klagvorbringens in den Entſcheidungsgründen gefunden hat, als 
erſchöpfend nicht betrachtet werden können. Eine Klarſtellung 
iſt daher insbeſondere in dieſem Punkte geboten. I. C. S. i. S. 
Schreiber c. Levy u. Gen. vom 2. Februar 1898, Nr. 352/97 J. 
8. Die Erklärungen der beiden Zeugen, auf die das 
B. G. ſeine Annahme gründet, ſind unzutreffend gewürdigt. 
Es wird als Thatſache unterſtellt, was irrige Schlußfolgerung 
der Zeugen iſt. Die Schilderung, die dieſe von dem wirklichen 
Verlaufe der Verhandlungen geben, läßt deutlich erkennen, daß 
die geſchuldete Kohlenmenge nicht auf eine beſtimmte Anzahl 
von Hektolitern beſchränkt worden iſt, ſondern daß man ſich 
nur einen annähernden Ueberſchlag gemacht und ein mehr oder 
minder genaues Bild von der Situation zu entwerfen verſucht 
hat. I. C. S. i. S. Krauſe & Co. c. Nürnberg vom 
12. Februar 1898, Nr. 495/97 J. | 
9. Nachdem die Klage in I. J. durch Urtheil vom 
22. Dezember 1896 abgewieſen worden, weil der Streit der 
Parteien durch Schiedsſpruch erledigt ſei, hat das O. L. G. 
durch Zwiſchenurtheil vom 17. Mai 1897 die Einrede des 
Schiedsſpruchs und des Schiedsvertrages und die Einrede ver- 
ſpäteter Abſendung der Waare, deren Kaufpreis gefordert wird, 
verworfen, und nach Beweisaufnahme über die vertragsmäßige 
Beſchaffenheit der Waare in der mündlichen Verhandlung vom 
3. Dezember 1897 die Verkündung der Entſcheidung auf den 
10. Dezember ausgeſetzt. In dieſem Termin iſt das Urtheil 
verkündet, deſſen Formel ſich aus dem Protokoll nicht ergiebt, 
nach dem bei den Akten befindlichen beglaubigten Urtheils⸗ 
exemplar aber auf Verurtheilung des Bekl. nach dem Klage⸗ 
antrage und in die Koſten lautet. In den Gründen iſt dagegen 
ausgeführt, daß der Kl. den ihm für die unter den Parteien 
allein noch ſtreitige vertragsmäßige Beſchaffenheit der Waare 
obliegenden Beweis nicht geführt habe, mit der unbegründeten 
Klage deshalb abzuweiſen ſei. Auf den Antrag des Bekl. iſt 
darauf durch den angefochtenen Beſchluß vom 17. Januar 1898 
auf Grund des § 290 der C. P. O. die Formel dahin 
berichtigt, daß die Berufung des Kl. gegen das Urtheil des 
L. G. zu Hamburg vom 22. Dezember 1896 zurückgewieſen 
iſt, und die Koſten des Berufungsverfahrens dem Kl. auferlegt 
ſind. Die gegen dieſen Beſchluß gerichtete Beſchwerde iſt an 
ſich ſtatthaft, auch in der geſetzlichen Friſt und Form eingelegt, 
aber nicht begründet. Die Gründe des Urtheils laſſen keinerlei 
Zweifel darüber, welches Urtheil das O. L. G. hat abgeben 
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wollen; fie ergeben mit voller Gewißheit, daß das B. G. 
die Klage hat abweiſen wollen, woraus folgte, daß die Berufung 
zurückgewieſen werden mußte. Der Widerſpruch zwiſchen den 
Gründen und der Formel, zwiſchen dem in den Gründen und 
dem in der Formel erklärten Willen, iſt ebenſo klar wie daß 
dieſer Widerſpruch nur auf einem Fehlgriff im Ausdruck, 
nicht aber darauf beruht, daß in den Gründen ein Irrthum 
hat berichtigt werden ſollen, der bei der materiellen 
Beurtheilung der Sache, wie ſie ſich aus der Formel 
allein ergeben würde, untergelaufen iſt, was unzuläſſig 
ſein würde. Die Bedenken, welche die Beſchwerde nach dieſer 
Richtung hin aufwirft, ſind Angeſichts des Berichtigungs⸗ 
beſchluſſes völlig ungerechtfertigt. Daß aber nach § 290 der 
C. P. O. auch ſolche, freilich bedauerliche und unter den von 
der Beſchwerde vorgebrachten Umſtänden die Partei möglicher 
weiſe ſchädigenden Verſehen ebenſo zu berichtigen ſind, wie ein⸗ 
fache Schreib⸗ und Rechenfehler, hat das R. G. nach dem von 
der Beſchwerde ſelbſt angerufenen Urtheil vom 26. März 1889, 
Entſch. Bd. 23 S. 399, zu wiederholten Malen ausgeſprochen. 
I. C. S. i. S. Benezra c. Brauer vom 9. Februar 1898, 
B Nr. 10/98 J. 

10. Die bereits in der Berufungsinſtanz geltend gemachte 
prozeſſuale Beſchwerde des Bekl., es ſei in I. J. auf etwas 
Anderes erkannt, als von der Kl. beantragt und es ſei über 
einen Theil des Klageanſpruches nicht erkannt, iſt unbegründet. 
Die Beſchwerde beruht in ihrem erſten Theile darauf, daß die Klage 
auf Feſtſtellung der Nichtigkeit der im Beſitz des Bekl. be⸗ 
findlichen Aktien gerichtet war, während erkannt ift auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß die dem Bekl. zum Pfand übergebenen Aktien keine 
Aktien ſeien und daß Bekl. ein Pfandrecht an Aktien und 
Dividendenſcheinen der Kl. nicht erworben habe. Der zweite 
Theil der Beſchwerde hat den Klageantrag zu 2 im Auge und 
findet die Beſchwerung des Bekl. darin, daß dieſer Antrag (den 
Bekl. zu verurtheilen, anzuerkennen, daß er aus den fraglichen 
Aktien nebſt Dividendenſcheinen keine Anſprüche gegen die Kl. 
geltend zu machen befugt ſei) nicht ausdrücklich abgewieſen iſt. 
Auch dieſe Beſchwerde, die von der Reviſion wieder aufgenommen 
iſt, iſt unbegründet. — Die Abweichung der Urtheilsformel von 
dem Klageantrage zu 1 liegt innerhalb der Grenzen der dem 
Richter zuſtehenden Faſſungsänderung. In Betreff des Antrages 
zu 2 hat das B. G. mit Recht darauf hingewieſen, daß, wenn 
Bekl. eine ausdrückliche Abweiſung dieſes Antrages hätte herbei⸗ 
führen wollen, es ſeine Sache geweſen wäre, nach der Vorſchrift 
des § 292 der C. P. O. die Ergänzung des erſten Urtheils 
zu beantragen. Zutreffend hat das B. G. aber auch an⸗ 
genommen, daß es ſich bei dem Klageantrage zu 2 nicht um 
etwaige Entſchädigungsanſprüche des Bekl. handelt. Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche würden dem Bekl. nicht „aus den frag⸗ 
lichen Aktien und Dividendenſcheinen“, ſondern gerade deswegen 
zuſtehen, weil ihm dieſe Urkunden keine Anſprüche gegen die 
Geſellſchaft gewähren. — Da Bekl. verſäumt hat, die Ent⸗ 
ſchädigungsfrage im Wege der Widerklage in den vorliegenden 
Prozeß hereinzuziehen, ſo iſt der Standpunkt der Inſtanzrichter 
ganz korrekt. I. C. S. i. S. Ollendorf c. A. G. Große Berliner 
Omnibus-Geſellſchaft i. L. vom 9. Februar 1898, Nr. 367/97 J. 

11. Die Reviſion iſt nicht begründet. Zur Hauptſache 
wird das Rechtsmittel auf die Ausführung geſtützt, daß die 


zweite Civilkammer des L. G. zu Stargard ſich nicht mehr 
hätte für örtlich unzuſtändig erklären dürfen, nachdem durch die 
rechtskräftig gewordene Entſcheidung der erſten Civilkammer 
deſſelben Gerichts die Sache an dieſes Gericht verwieſen ſei; 
denn in dieſer Entſcheidung ſei nicht nur rechtskräftig aus⸗ 
geſprochen, daß das L. G. ſachlich, ſondern auch daß es örtlich 
zuſtändig ſei, da die Grenzen der Amtsgerichte Callies und 
Neu⸗Wedell ſich mit den Grenzen der L. G. Stargard und 
Landsberg a. W. deckten, der Ausſpruch, daß das Amtsgericht 
Callies im Falle ſachlicher Zuſtändigkeit auch örtlich zuſtändig 
geweſen ſein würde, daher zugleich die Entſcheidung in ſich 
ſchließe, daß das ſachlich zuſtändige L. G. Stargard, auch 
örtlich zuſtändig ſei, und da ferner dieſe Entſcheidung in der 
Urtheilsformel nicht nur durch die Verweiſung der Sache an 
das L. G. Stargard ſondern auch durch die Aufhebung des 
amtsgerichtlichen, auf die örtliche Unzuſtändigkeit des Amts⸗ 
gerichts Callies gegründeten Urtheils Ausdruck gefunden habe. 
Dieſer Auffaſſung kann nicht beigepflichtet werden. Das rechts⸗ 
kräftig gewordene Urtheil der erſten Civilkammer des L. G. 
Stargard erkennt nur über die ſachliche Zuſtändigkeit dieſes 
Gerichts und verweiſt aus dieſem Grunde die Sache an das 
genannte Gericht. Allerdings ruht dieſes Urtheil auf der An⸗ 
nahme, daß das L. G. Stargard auch örtlich zuſtändig ſei; 
eine Entſcheidung im Sinne des § 293 der C. P. O., — mag 
man dieſe Beſtimmung unmittelbar oder deshalb, weil es ſich 
hier lediglich um das Vorhandenſein von Prozeßvorausſetzungen 
handelt, nur für ſinngemäß anwendbar erachten — über die 
örtliche Zuſtändigkeit des L. G. iſt aber in jenem Urtheil nicht 
getroffen. Auch die Aufhebung des amtsgerichtlichen Urtheils 
kann nicht als eine „Entſcheidung“ über die landgerichtliche 
örtliche Zuſtändigkeit angeſehen werden; denn dieſe Aufhebung 
ergab ſich ſchon allein aus dem Grunde, weil das Amtsgericht 
ſachlich unzuſtändig geweſen war. V. C. S. i. S. Dorfgemeinde 
Balſter e. Paech vom 16. Februar 1898, Nr. 267/97 V. 

12. Wenn bei Klagen, welche die Ernennung oder Ab⸗ 
lehnung eines Schiedsrichters oder ähnliche, zur Vorbereitung 
eines ſchiedsrichterlichen Verfahrens dienende Vorgänge betreffen, 
die der Entſcheidung des Schiedsgerichtes zu unterbreitenden 
Anſprüche für die Werthbeſtimmung unmittelbar maßgebend 
wären, ſo könnte im vorliegenden Falle die Zuläſſigkeit der 
Reviſion keinem Bedenken unterliegen. In einzelnen ähnlichen 
Fällen iſt früher vom I. C. S. des R. G. auch wirklich 
dieſe Art der Werthbeſtimmung grundjäglic für die richtige 
erklärt worden; vergl. die Beſchwerdeſachen I. 52/87 und 18/88. 
Später hat aber nicht nur der II. C. S. in entgegengeſetztem 
Sinne entſchieden, in der Beſchwerdeſache II. 13/91, ſondern 
auch der I. C. S. hat ſeine frühere Meinung aufgegeben und 
ſich für eine niedrigere, wenn auch unter Berückſichtigung des 
Streitwerthes des eventuellen ſchiedsgerichtlichen Verfahrens, 
doch nach freiem Ermeſſen vorzunehmende Werthſchätzung er⸗ 
klärt, in der Beſchwerdeſache I. 91/97. Dieſer Anſicht ſchließt 
ſich auch der jetzt erkennende Senat an, in der Erwägung, daß 
bei allen Streitigkeiten über die Bildung eines Schiedsgerichtes 
doch der dieſem eventuell zur Entſcheidung zu unterbreitende 
Anſpruch ſelbſt noch nicht endgültig auf dem Spiele ſteht, und 
daher das vermögensrechtliche Intereſſe der Parteien an dem 
Ausgange jener vorbereitenden Streitigkeiten ein erheblich ge⸗ 
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Hatte aber hiernach das R. G. eine freie Schätzung 
des § 3 der C. P. O. vorzunehmen, ſo fand es keinen 
bet über die vom O. L. G. für angemeſſen er⸗ 
00 Mark hinaus zu gehen, zumal da auch von 
betheiligten Anwälte eine Beſchwerde gegen dieſen 
3 B. G. erhoben worden war. VI. C. S. i. S. 
k. C. Bartſch vom 14. Februar 1898, Nr. 419/97 VI. 
as B. U. beruht auf der Auslegung des § 773 
O. dahin, daß durch die im Wege der Zwangs— 
erwirkte Ermächtigung des Gläubigers zur Vor⸗ 
ſchuldigen Handlung auf Koſten des Schuldners 
er eigenen Erfüllung nicht gehindert wird. Dieſe 
greift die Reviſion als rechtsirrthümlich an, unter 
if die Anſicht des I. R. und mit der weiteren Aus⸗ 
3 im Falle des § 773 der C. P. O. der Schuldner 
rderung der einmal beigetriebenen Beträge keines⸗ 
igt ſei, da inſoweit die Erfüllung im Wege des 
olgt ſei. Die Reviſion verkennt das Weſen der 
reckung. Dieſelbe hat die Aufgabe und iſt das 
alen Erfüllung, während fie auf den Inhalt der 
enden Schuldverbindlichkeit ohne Einfluß iſt. Der 
es 8 773 der C. P. O. zur Vornahme der ihm 
handlung ermächtigte Gläubiger wird daher lediglich 
ungsverfahren thätig zur Verwirklichung ſeines 
Rechts, wogegen bis zur Erfüllung, ungeachtet 
den Zwangsvollſtreckung, die Verbindlichkeit des 
ſo wie ſie feſtgeſtellt iſt, unverändert fortbeſteht. 
veränderten Fortbeſtande der Schuld ergiebt ſich 
on ſelbſt, der rechtlichen Natur der Schuld— 
entſprechend, für den Schuldner, wie die Pflicht, 
Recht der eigenen Erfüllung, ſelbſtverſtändlich nur 
nicht in Folge der dem Gläubiger ertheilten Er⸗ 
ie ſchuldige Handlung von dieſem oder in ſeinem 
ch einen Dritten vorgenommen und damit die 
t iſt. Wie bei der Zwangsvollſtreckung wegen 
en in bewegliche körperliche Sachen der Schuldner 
olgte Pfändung an der alsbaldigen Zahlung der 
gehindert wird, mit der Wirkung, daß dem Voll⸗ 
hren Einhalt zu geben und die Pfändung auf- 
o auch entſprechend bei der Zwangsvollſtreckung 
ngen nach Maßgabe des $ 773 der C. P. O. 
age iſt, welchen Einfluß der Verzug des Schuldners 
der ausgeurtheilten Schuld auf die Geſtaltung 
ei wahlweiſen Verpflichtungen und für die Be⸗ 
Gläubigers hat, das Intereſſe zu fordern. Dies 
nach dem materiellen Recht, das Zwangs⸗ 
rfahren ſelbſt iſt darauf ohne Einfluß (vergl. 
P. O., v. Wilmowski und Levy, C. P. O. zu 
3 Abſ. 2 a. E.). Hiernach hat das B. G., ent- 
B., mit Recht angenommen, daß ungeachtet der 
luß vom 13. September 1890 dem Kl. ertheilten 
der Bekl. zur Nachholung der ihm durch das 
Januar 1890 auferlegten Sicherſtellung behufs 
theilafhuld berechtigt geweſen iſt. Denn auch 
von dem Kl. auf Grund des Beſchluſſes vom 
1890 beigetriebenen Geldbeträge iſt eine Tilgung 
ld um deshalb nicht erfolgt, weil Kl. das Geld 
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hinter ſich behalten und nicht zur Beſchaffung der dem Bekl. 
obliegenden Sicherſtellung verwendet hat. Da auch die — von 
der Reviſion nicht bemängelte — Feſtſtellung des B. G., daß 
die beſtellte Sicherheit mit Rückſicht auf den ermittelten Werth 
des verpfändeten Grundſtücks den geſetzlichen Anforderungen 
entſpricht — § 188 Thl. J Tit. 14 des A. L. R. — nicht zu 
beanftanden iſt, fo hat der Bekl. dem Urtheile vom 8. Januar 
1890 bezüglich der ihm auferlegten Sicherſtellung genügt — wie 
dies auch von dem erkennenden Senat in der mit der vorliegenden 
im Zuſammenhange ſtehenden Sache Hänſch wider Arnhold — 
IV. 222/97 — in dem Urtheile vom 29. November v. Is. an⸗ 
genommen iſt — und daraus ergiebt ſich für den Kl. die Ver⸗ 
pflichtung zur Herauszahlung deſſen, was er auf Grund des 
Beſchluſſes vom 13. September 1890 beigetrieben hat, ohne es 
für den Zweck der Sicherſtellung des ihm zuſtehenden Zins⸗ 
genuſſes zu verwenden. Denn den überſchießenden Betrag hat 
Kl. nunmehr ohne jeden Rechtsgrund und zum Schaden des 
Bekl. hinter ſich. IV. C. S. i. S. Hänſch c. Arnhold vom 
3. Februar 1898, Nr. 233/97 IV. 

Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

14. Der Beſchwerde iſt darin beizutreten, daß der Anſpruch 
des Anwalts auf Beweisgebühr nicht davon abhängig iſt, daß 
das Beweisverfahren zu Ende geführt worden ſei; wie das 
R. G. wiederholt ausgeſprochen hat, genügt es, daß das Beweis⸗ 
aufnahmeverfahren begonnen hat. Aber andererſeits muß der 
Anwalt, um die Beweisgebühr beanſpruchen zu können, Ver⸗ 
tretungshandlungen vorgenommen haben, die auf die Beweis⸗ 
aufnahme gerichtet ſind; vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 12 S. 393, ſowie den Beſchluß vom 11. Mai 1887 
(Gruchot, Beiträge Bd. 31 S. 1134). Solche Handlungen 
hat der Anwalt der Kl. garnicht vorgenommen; er hat, wie die 
Kl. in der Beſchwerde angeben, nichts weiter gethan, als daß 
er die Partei von den beiden Beweisterminen benachrichtigt und 
im erſten Termin, der zugleich zur mündlichen Verhandlung 
beſtimmt war, zuſammen mit dem Anwalt des Gegners die 
Verlegung des Termins nachgeſucht hat. Das ſind Handlungen, 
die den Prozeßbetrieb betreffen und durch die Prozeßgebühr 
(§ 13 Nr. 1 R. A. G. O.) abgegolten werden. Mit Recht hat 
deshalb das O. L. G. die von dem Anwalt der Kl. angeſetzte 
Beweisgebühr als zur Erſtattung nicht geeignet den Kl. abgeſetzt. 
V. C. S. i. S. Albinger u. Gen. c. Heimann vom 26. Februar 
1898, B Nr. 24/98 V. 

Zum Geſetz betr. die Gebühren der Zeugen und 
Sachverſtändigen. 

15. Der Beſchwerdeführer, ein Beamter im Dienſte der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, iſt am 23. Juni 1897 vor dem 


Königlich Preußiſchen Landgerichte zu Kiel als Zeuge über 


Umſtände, von denen er in Ausübung ſeines Amtes Kenntniß 
erhalten hatte, vernommen worden und hat derſelbe gemäß 
55 7, 8 der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
vom 30. Juni 1878 den Betrag von 11,90 Mark an Zeugen⸗ 
gebühren erhalten. Der Beſchwerdeführer beanſpruchte jedoch 
in feiner Eingabe vom 24. Juni 1897 auf Grund des § 14 
Abſ. 1 Ziffer 1 der Gebührenordnung Tagegelder und Er⸗ 
ſtattung von Reiſekoſten nach Maßgabe der für Dienſtreiſen der 
Beamten der Provinz Schleswig⸗Holſtein geltenden Vorſchriften 
im Geſammtbetrage von 19,70 Mark und beantragte Nach⸗ 
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zahlung von 7,80 Mark. Das Königlich Preußiſche Landgericht 
zu Kiel hat in der Erwägung, daß ein Anſpruch auf Grund des 
9 14 Abſ. 1 Ziffer 1 der Gebührenordnung auch ſolchen mittel- 
baren Staatsbeamten zuzubilligen iſt, deren Anſpruch auf Tage⸗ 
gelder und Erſtattung von Reiſekoſten auf allgemeinen reglemen⸗ 
tariſchen Anordnungen beruht, durch Beſchluß vom 3. Juli 1897 ver⸗ 
fügt, daß dem Zeugen Tagegelder und Reiſekoſten nach Maßgabe 
der für ſeine Dienſtreiſen geltenden Vorſchriften zu zahlen ſind. 
Demgemäß erhielt der Zeuge den von ihm beanſpruchten Betrag 
ausbezahlt. Gegen den Beſchluß vom 3. Juli 1897 hat der 
Oberſtaatsanwalt zu Kiel am 20.24. Auguſt 1897 Beſchwerde 
eingelegt und mit der Begründung, daß § 14 der Gebühren⸗ 
ordnung nur auf ſolche Beamte, welche ex lege einen Anſpruch 
auf Tagegelder und Reiſekoſten bei Dienſtreiſen hätten, bezogen 
werden könne und daß dies lediglich die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, zu denen der Zeuge nicht gehöre, ſeien, den Antrag 
geſtellt: unter Aufhebung des Beſchluſſes vom 3. Juli 1897 
die Vergütung des Zeugen auf den urſprünglichen Betrag von 
11,90 Mark feſtzuſetzen und die Wiedereinziehung der zuviel 
gezahlten 7,80 Mark zu beſchließen. Das O. L. G. zu Kiel 
hat aus den in der Beſchwerde geltend gemachten Gründen durch 
Beſchluß vom 5. November 1897 unter Aufhebung des ange⸗ 
fochtenen Beſchluſſes die Erinnerung des Zeugen gegen die 
Gebührenfeſtſetzung zurückgewieſen und die Wiedereinziehung des 
zuviel bezahlten Betrags von 7,80 Mark angeordnet, Koſten 
der Beſchwerdeinſtanz jedoch außer Anſatz gelaſſen. Die gegen 
dieſen Beſchluß Seitens des Zeugen eingelegte weitere Beſchwerde 
iſt nach § 17 der Gebührenordnung in Verbindung mit 
88 531, 532 der C. P. O. zuläſſig und erſcheint auch be⸗ 
gründet. Nach § 14 der Gebührenordnung erhalten öffent⸗ 
liche Beamte Tagegelder und Erſtattung von Reiſekoſten nach 
Maßgabe der für Dienſtreiſen geltenden Vorſchriften. Es 
kann nun zunächſt keinem Zweifel unterliegen, daß der Be⸗ 
ſchwerdeführer, der als Schleswig⸗Holſteiniſcher Provinzialbeamter 
nach § 96 der Provinzialordnung für die Provinz Schleswig- 
Holſtein vom 27. Mai 1888 (vergl. das Preußiſche Geſetz von 
demſelben Tage betreffend die Einführung der Provinzialordnung 
vom 29. Juni 1875 in der Provinz Schleswig⸗Holſtein) die 
Rechte und Pflichten mittelbarer Staatsbeamten beſitzt, zu den 
Öffentlichen Beamten im Sinne des § 14 der Gebührenordnung 
gehört. Es kann ſich vielmehr nur fragen, ob für den Be⸗ 
ſchwerdeführer Vorſchriften über Tagegelder und Erſtattung von 
Reiſekoſten für Dienſtreiſen beſtehen. In dieſer Beziehung wird 
in dem angefochtenen Beſchluſſe offenbar im Gegenſatz zu dem 
erſtinſtanzlichen Beſchluſſe, von der Erwägung ausgegangen, 
daß unter dem Ausdrucke „Vorſchriften“ lediglich Geſetze im 
techniſchen Sinne zu verſtehen ſeien. Hierfür bietet aber weder 
der Wortlaut noch die Entſtehungsgeſchichte der Gebühren⸗ 
ordnung einen Anhaltspunkt. Der Erſtere kann doch nur dahin 
führen, unter dem Ausdruck „Vorſchriften“ die Bezeichnung 
einer objektiven Rechtsnorm zu verſtehen. Hinſichtlich der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte iſt zu erwähnen, daß die Motive auf S. 218 
(in Nr. 76 der Druckſachen des Deutſchen Reichstags 3. Legis⸗ 
laturperiode, II. Seſſion 1878) im Allgemeinen hervorheben, 
daß ſich der Entwurf genau an die Vorſchriften des Preußiſchen 
Geſetzes vom 1. Juli 1875 über die Gebühren der Zeugen und 
Sachverſtändigen anſchließt. Dieſes letztere Geſetz kennt aber 


eine Bevorzugung von öffentlichen Beamten betreffs der Zeugen⸗ 
und Sachverſtändigengebühren überhaupt nicht und geht aus 
den Motiven zu dieſem Geſetze (S. 15 in Nr. 156 der Druck⸗ 
ſachen des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes 12. Legislaturperiode 
2. Seſſion 1875) hervor, daß die Beſtimmung der Preußiſchen 
Verordnung vom 29. März 1844 ($ 2 Ziffer 6 und § 9 
Abſ. 2) über die Gebühren der Sachverſtändigen und Zeugen 
bei gerichtlichen Geſchäften, nach der die als Sachverſtändige 
oder Zeugen zugezogenen Staatsbeamten dieſelben Diäten und 
Reiſekoſten, wie reglementsmäßig bei Reifen in Dienſtangelegen⸗ 
heiten zu erhalten hatten (welche Beſtimmung nur auf un⸗ 
mittelbare Staatsbeamte angewendet wurde: Allgemeine Ver⸗ 
fügung des Königlich Preußiſchen Juſtizminiſters vom 10. Juli 
1855 in dem Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt von 1855 S. 218) 
durch das Geſetz vom 1. Jul 1875 aufgehoben worden iſt. 
Die vor dem 1. Oktober 1879 in Preußen geltenden Beſtim⸗ 
mungen, welche einen Unterſchied zwiſchen Privatperſonen und 
öffentlichen Beamten bezüglich der Zeugen- und Sachverſtändigen⸗ 
gebühren in der hier fraglichen Beziehung alſo nicht mehr 
kannten, können deshalb bei Auslegung des ein Privileg der 
öffentlichen Beamten normirenden und inſofern von dem er⸗ 
wähnten Preußiſchen Geſetz vom 1. Juli 1875 abweichenden 
§ 14 der Gebührenordnung überhaupt nicht herangezogen 
werden. Die Motive zu dieſem § 14 ſprechen ebenfalls ganz 
allgemein von den für Dienſtreiſen geltenden Vorſchriften (vergl. 
S. 219 in Nr. 76 der Druckſachen des Deutſchen Reichstags, 
3. Legislaturperiode II. Seſſion 1878). Gegen eine beſchränkte 
Auslegung des § 14 der Gebührenordnung ſpricht auch, daß 
in anderen deutſchen Staaten vor dem 1. Oktober. 1879 theil⸗ 
weiſe weiter gehende Beſtimmungen als der erwähnte § 14 
exiſtirten (vergl. z. B. § 8 der Württembergiſchen Verordnung 
vom 5. Juli 1873 betreffend die Gebühren der Zeugen und 
Sachverſtändigen in gerichtlichen Strafſachen und § 1 der 
Württembergiſchen Verordnung von demſelben Tage betreffend 
die Gebühren der Zeugen in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 
Iſt ſonach die Annahme der Vorinſtanz für eine unrichtige zu 
erachten, ſo fragt es ſich nur noch, ob für den Beſchwerdeführer 
ſolche Vorſchriften im Sinne des $ 14 der Gebührenordnung 
beſtehen? Dieſe Frage iſt aber zu bejahen. Denn nach den 
85 95, 96 der Provinzialordnung für Schleswig-Holſtein 
werden die Art der Anſtellung und die beſonderen dienſtlichen 
Verhältniſſe der (insbeſondere auch der in der Provinzialchauſſee⸗ 
und Wegeverwaltung angeſtellten) Provinzialbeamten durch zu 


erlaſſende Reglements geordnet und bleiben bis zum Erlaſſe neuer 


Reglements die beſtehenden Reglements in Geltung. Die hin⸗ 
ſichtlich der Tagegelder und Reiſekoſten für Dienſtreiſen des 
Beſchwerdeführers geltenden reglementariſchen Beſtimmungen 
beruhen daher auf geſetzlicher Grundlage und gehören als eine 
objektive Rechtsnorm zu den Vorſchriften im Sinne des § 14 
der Gebührenordnung. III. C. S. i. S. Maaßen c. Provinz 
Schleswig⸗Holſtein vom 15. Februar 1898, B Nr. 13/98 III. 

II. Das Handelsrecht. 

16. Die Frage, ob eine unzuläſſige Firma im Sinne des 
Geſetzes überhaupt nicht als Firma zu gelten hat, mag auf ſich 
beruhen bleiben. Und ebenſowenig braucht beſprochen zu werden, 
ob ein Wechſel, als deſſen Remittent eine unzuläſſige Firma 
aufgeführt wird, eines weſentlichen Erforderniſſes entbehrt, un 
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eſellſchaft, die ihr Handelsgewerbe unter einer unzu- 
rma betreibt, darum die Eigenſchaft einer offenen 
ellſchaft verliert. Hierauf kommt es nicht an, weil es 
eſonderen Lage der Dinge Sache der Bekl. geweſen 
t die Zuläſſigkeit der Firma zu beſtreiten, ſondern 
äſſigkeit zu behaupten und nachzuweiſen. Und das 
t gethan. Die rechtliche Möglichkeit der von der 
en Firma iſt keineswegs ausgeſchloſſen. Unter Um⸗ 
nn auch die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft 
m der reinen Sachfirma gekleidet oder ſonſt auf eine 
Itet ſein, daß fie weder die Namen ſämmtlicher Ge⸗ 
noch den Namen eines derſelben enthält. Dies trifft 
dann zu, wenn die Firma zur Zeit der Emanation 
B. bereits beſtand und als kaufmänniſcher Name 
n Handelsgeſellſchaft diente. Für ſolchen Fall be⸗ 
ihre rechtliche Zuläſſigkeit nach den Grundſätzen des 
ichts; wenigſtens überall da, wo nicht die Partikular⸗ 
die allgemeine Anwendung der durch das H. G. B. 
Rechtsordnung vorgeſchrieben hat. Im § 65 des 
E. G. wird aber ausdrücklich beſtimmt, daß die bis⸗ 
nen, ohne Rückſicht darauf, ob fie den Anforderungen 
Rechts entſprechen oder nicht, erhalten bleiben ſollen, 
tur innerhalb einer gewiſſen Friſt zur Eintragung 
regiſter angemeldet werden. Angeſichts des damals 
Prinzips der Firmenfreiheit (§ 617 fg. A. L. R. 
8 und Regierungsmotive zum E. G. zum H. G. B. 
n es ſomit auch gegenwärtig noch vorkommen, daß 
Handelsgeſellſchaft eine Firma führt, die nicht nach 
Bigen Grundſätzen des heutigen Rechts gebildet iſt. 
meine beſtehende Firma, welche für ein bis dahin 
eſchäft zuläſſig, aber nicht den vom H. G. B. für 
einer offenen Handelsgeſellſchaft aufgeſtellten Er⸗ 
entſprach, mit dem Handelsgeſchäft auf eine offene 
Schaft übergehen, und dann von dieſer weiter geführt 
It. 22, 24 des H. G. B. Die Prüfung, ob die 
llen erforderlichen Vorausſetzungen erfüllt ſind, iſt 
Regiſterrichters. Hat er die Eintragung vor⸗ 
t, jo wird die Rechtmäßigkeit feiner Handlungs⸗ 
uf Weiteres unterſtellt werden dürfen. Freilich 
zintragung in der Regel konſtitutive Wirkung nicht 
rakteriſirt ſich nicht als eine Entſcheidung, die in 
rwüchſe, und kann einen rechtlichen Mangel nicht 
munzuläſſige Firma wird alſo nicht zuläffig, weil 
jelöregifter angemeldet und darin aufgenommen tft. 
iſt die Eintragung aber auch nach dieſer Beziehung 
nter Akt. Liefert fie nicht den Beweis, daß die 
Angaben, auf denen ſie beruht, der Wahrheit eut⸗ 
erzeugt ſie doch die Vermuthung, daß ihr Inhalt 
tefe Vermuthung kann zwar durch Gegenbeweis 
den; aber deſſen Führung liegt denjenigen ob, der 
igkeit des Regiſtereintrags beſtreitet. I. C. S. i. S. 
erkſchaft o. Frankfurter Metallgewerbe⸗Fabrik vom 
398, Nr. 360/97 J. 
: vom B. G. ausgeſprochene Auflöſung der zwiſchen 
beſtehenden Kommanditgeſellſchaft Jakob B. Sohn 
lnwendung der Art. 157, 125 des H. G. B., 
ie vom RE. nicht angefochtene Feſtſtellung einer 


zwiſchen den Parteien beſtehenden erbitterten Feind ſchaft die 
Unterlage giebt. Ob dieſes feindſelige Verhältniß, wie der B. R. 
annimmt und der Rkl. bekämpft, als „ein äußerer Umſtand“ im 
Sinne des Art. 125 Abſ. 3 Nr. 1 anzuſehen ſei, kann dahin 
geſtellt bleiben, denn jedenfalls darf es als ein wichtiger Grund 
zur Auflöſung im Sinne der in Abſ. 1 des Art. 125 an die 
Spitze geſtellten Regel angeſehen werden, für welche der Abſ. 3 
nur eine Reihe beſonders charakteriſtiſcher Beiſpiele aufführt, und 
zwar durfte es insbeſondere auch als wichtiger Grund zur Auf⸗ 
löſung der zwiſchen den Parteien beſtehenden Kommandit⸗ 
geſellſchaft gelten, weil für dieſe Geſellſchaft die geſetzliche Regel 
über die Geſchäftsführnng (Art. 158 H. G. B.) durch die 
maßgebenden Verträge, insbeſondere § 25 des Vertrages vom 
5. November 1886 zu Gunſten des Kommanditiſten erheblich 
abgeändert worden iſt, nach welch' letzterem dem Bekl. das Recht 
zuſteht, über die Sicherheit ſeines Kapitals zu wachen, und alle 
Engagements, welche über 50 000 Mark hinausgehen oder 
länger als ein Jahr dauern, der ſchriftlichen Genehmigung des 
Bekl. bedürfen, Beſtimmungen, welche eine gedeihliche Geſchäfts⸗ 
führung durch den perſönlich haftenden Geſellſchafter unmöglich 
machen müſſen, wenn er mit dem Kommanditiſten ſo verfeindet 
iſt, wie es das B. G. feſtſtellt. Mit Unrecht macht der RE. 
dem B. U. den Vorwurf der Geſetzesverletzung deswegen, weil 
es nicht erwäge, ob das feindſelige Verhältniß durch Schuld des 
Kl. herbeigeführt worden ſei; denn der Kreis der wichtigen 
Gründe, aus welchen Art. 125 die ſofortige Auflöſung der 
Geſellſchafft geſtattet, ſchließt keineswegs ſolche Thatſachen un⸗ 
bedingt aus, die durch Schuld des die Auflöſung Begehrenden 
entſtanden ſind, wie er auch nicht auf ſolche beſchränkt iſt, die 
auf einem Verſchulden das anderen Theils beruhen. Daß aber 
der Kl. das feindſelige Verhältniß etwa argliſtiger Weiſe genährt 
habe, um die Auflöſung zu erreichen, erklärt das B. G. aus⸗ 
drücklich für nicht erwieſen. II. C. S. i. S. Schmidt c. Schmidt 
vom 22. Februar 1898, Nr. 334/97 II. 

18. Das H. G. B. ordnet an, daß ſowohl der Beſchluß 
der Generalverſammlung über die Erhöhung des Grundkapitals 
der Aktiengeſellſchaft, als auch demnächſt die ſtattgefundene Er⸗ 
höhung ins Handelsregiſter einzutragen iſt (Art. 215a Abſ. 3 
und Art. 215 b Abſ. 2). Im Zuſammenhange hiermit beftimmt 
Art. 215% Abſ. 3, daß bei einer Erhöhung des Grundkapitales 
Aktien oder Interimsſcheine vor der Eintragung der ſtattgefundenen 
Erhöhung ins Handelsregiſter nicht ausgegeben werden ſollen. 
Dem iſt im vorliegenden Falle unſtreitig zuwider gehandelt. 
Der Beſchluß der Generalverſammlung zwar, das Aktienkapital 
ſolle erhöht werden, iſt eingetragen. Die ſtreitigen drei Aktien 
aber ſind früher zur Ausgabe gelangt, als die ſtattgefundene 
Erhöhung — ſoweit ſie dieſe Aktien umfaßt — zur Eintragung 
gelangt war. Auch iſt im Prozeſſe nicht feſtgeſtellt, daß dieſe 
Eintragung inzwiſchen nachgeholt iſt. Trotzdem kann nicht 
angenommen werden, daß die Aktien nichtig ſind. Eingehend 
begründet. I. C. S. i. S. Kaufmann und Co. c. Meyer vom 
19. Januar 1898, Nr. 326/97 J. | 

19. Das B. G. folgert aus den Beſprechungen, die vor 
der Eingehung des Vertrages ſtattgefunden haben ſollen, in 
Verbindung mit der damaligen Lage der Brikettfabrikation und 
dem ſich bei einem normalen Betriebe ergebenden Kohlen⸗ 
verbrauche, daß nach dem Willen der Parteien die Lieferungs⸗ 
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pflicht der Berl. auf ein Jahresquantum von 1 500 000 hl 
Kohlen habe beſchränkt fein ſollen. Damit find aber beſtimmte, 
den Vertragsſchluß begleitende Umſtände, die ſich immer nur als 
einzelne Glieder in der ganzen Kette der heranzuziehenden Aus⸗ 
legungsmomente darſtellen, für ausſchließlich maßgebend erklärt 
worden. Es wird der Grundſatz verletzt, daß bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Vertragsinhalts in erſter Linie der Vertrag ſelber 
entſcheidend iſt. Auf den Wortſinn der ſtreitigen Beſtimmung, 
den Zuſammenhang der verſchiedenen Vertragsnormen und das 
Ergebniß, deſſen Herbeiführung verſtändiger Weiſe gewollt ſein 
wird, hat das B. G. ſeine Erörterungen nicht oder doch nur 
in ſehr unvollkommenem Maße erſtreckt. Das war aber durch⸗ 
aus nothwendig, ſollte anders die Abſicht der Parteien mit 
Sicherheit feſtgeſtellt werden. Es würde ſich dann alsbald 
gezeigt haben, daß die getroffene Entſcheidung dem wahren 
Vertragswillen nicht gerecht wird. I. C. S. i. S. Krauſe u. Co. 
c. Nürnberg vom 12. Februar 1898, Nr. 495/97 J. 

20. Was den Selbſthülfeverkauf anlangt, ſo iſt, wenn 
die Reviſion rügt, daß derſelbe der Bekl. von einer Firma 
D. S. Sevaſtopulo in London, mit der ſie nicht im Vertrags⸗ 
verhältniß ſtehe, angedroht worden, anzuerkennen, daß die 


Bemerkung des O. L. G., es ſei gleichgültig, auf weſſen 


Weiſung der Verkauf erfolgt ſei, wenn derſelbe nur die 
Waare zum Gegenſtand gehabt habe, mit deren Empfangnahme 
die Bekl. im Verzuge war, nicht gebilligt werden kann. Nur 


der Verkäufer iſt nach Art. 354 des H. G. B. zum Selbſt⸗ 


hülfeverkauf berechtigt, und es kann daher auch nur der auf ſeine 
Veranlaſſung erfolgte Verkauf für den ſäumigen Ankäufer maß⸗ 
gebend ſein. Andererſeits aber iſt den weiteren Ausführungen des 
O. L. G. zu entnehmen, daß daſſelbe darüber nicht in Zweifel 
war, daß in Wirklichkeit der Selbſthülfeverkauf, auf welchen die 
Kl. ihre Anſprüche ſtützt, wenn nicht im direkten Auftrag, ſo 
doch unter Einverſtändniß und Genehmigung des Kl. behufs 
Abwickelung des Geſchäftes mit der Bekl. erfolgt iſt, und Letzteres 
muß in der Hinſicht als genügend erachtet werden. II. C. S. 
i. S. Hirſchland und Frankenſtein o. Sevaſtopulo vom 22. Fe⸗ 
bruar 1898, Nr. 385/97 II. 

21. Das B. G. geht davon aus, daß der Kl. für den 
von ihm behaupteten Irrthum beweispflichtig ſei. Ihm liege 
der Beweis ob, daß er bei der Einlöſung der Police die be⸗ 
rechnete Prämie irrthümlich für die ſeinem Lebensalter ent⸗ 
ſprechende Prämie nach dem Tarif in der Tabelle A der Bekl. 
gehalten habe. Dieſen Beweis hat nach der Anſicht des B. G. 
der Kl. weder erbracht, noch auch nur in ausreichender Weiſe 
angetreten. Kl. habe dem Dr. D. als Zeugen dafür vor⸗ 
geſchlagen, daß dieſer ihm bei der zweiten ärztlichen Unterſuchung 
nichts über eine etwaige Prämienerhöhung geſagt habe und er 
habe der Bekl. den Eid darüber zugeſchoben, daß ihm der Agent 
der Bekl. M. auch bei Aushändigung der Police keine Mit⸗ 
theilung von der Prämienerhöhung gemacht habe. Dieſe Beweis- 
antretung ſei in ihrem erſten Theil durch das Ableben des Dr. D. 
hinweggefallen, ſie ſei aber auch nicht ſchlüſſig, denn es würde, 
auch wenn die gedachten Behauptungen erwieſen werden ſollten, 
nicht ausgeſchloſſen ſein, daß Kl. bei Einlöſung der Police in 
anderer Weiſe, namentlich durch Einſicht der Tabelle A, in 
Kenntniß davon geweſen ſei. Das B. G. hält es bei dieſer 
Sachlage nicht für erforderlich, auf die Vorgänge vom Jahre 


1879 einzugehen, wobei anerkannt wird, daß die Beweislaſt für 
dieſe Vorgänge und die hieraus zu entnehmende nachträgliche 


Genehmigung des Verſicherungsvertrages durch den Kl. die Bekl. 


treffen würde. Dieſe Ausführungen beruhen auf einer unrichtigen 
Beurtheilung der Beweislaſt. Allerdings liegt äußerlich der 
Thatbeſtand eines perfekten Vertrages vor und dieſem That⸗ 
beſtand gegenüber hat Kl. den Beweis zu erbringen, daß der 
Vertrag nicht zu Stande gekommen jet. Allein dieſer Beweis⸗ 
pflicht hat Kl. zunächſt genügt, indem er dargethan hat, daß er 
die Verſicherung ſeines Lebens nach Tabelle A, d. h., wie in 
Ermangelung beſonderer, für eine andere Auslegung ſprechender 
Umſtände anzunehmen iſt, nach dem aus dem Tarif der Tabelle A 
ſich ergebenden, ſeinem Lebensalter entſprechenden Prämienſatze 
beantragt hat, und daß die Bekl. auf Grund dieſes Antrages 
die Police ausgefertigt hat, ohne in derſelben zu erkennen zu 
geben, daß fie eine höhere als die tarifmäßige Prämie vom Kl. 
beanſpruche. Hieraus ergiebt ſich, daß der Verſicherungsantrag 
des Kl., wie er präſumtiv zu verſtehen iſt und die Annahme⸗ 
erklärung der Bekl. ſich nicht deckten, daß alſo die zum Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrages erforderliche Willensübereinſtimmung der 
Parteien von vornherein nicht vorhanden war. Dieſer Mangel 
würde beſeitigt ſein, wenn Kl. bei der Einlöſung der Police 
oder bei ſpäteren vorbehaltlos geleiſteten Prämienzahlungen 
Kenntniß von der Prämienerhöhung oder auch nur Grund zu 
der Annahme hatte, daß eine höhere als die tarifmäßige Prämie 
von ihm gefordert werde. Die Beweispflicht hierfür aber trifft 
die Bekl. und nicht den Kl. Der Unterſchied, den das B. G. 
in dieſer Hinſicht machen will zwiſchen dem Hergange bei Ein⸗ 
löſung der Police und den Vorgängen, die ſich angeblich im 
Jahre 1879 abgeſpielt haben, iſt nicht begründet. Der Grund, 
aus welchem das B. G. die Klage wiederum abgewieſen hat, 
iſt demnach nicht gerechtfertigt. I. C. S. i. S. Bellmer 
c. Providentia vom 31. Januar 1898, Nr. 383/97 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. 

22. Gegen die Zuläſſigkeit der von dem Kl. erhobenen 
Feſtſtellungsklage laſſen ſich keine Bedenken geltend machen. 
Die Bekl. beſtreitet die Rechtsgültigkeit des Vertrages, den ſie 
mit ihm abgeſchloſſen hat, und lehnt daher deſſen Ausführung 
ab. Dieſem Verhalten gegenüber iſt aber ein Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch umſomehr gegeben, als durch den Vertrag für eine 
längere Reihe von Jahren beſtimmte Verpflichtungen des Kl. 
begründet werden. Er hat deshalb ein rechtliches Intereſſe an 
einer alsbaldigen Beſeitigung der entſtandenen Rechtsunſtcherheit. 
Kann er freilich auch gegenwärtig ſchon einzelne Anſprüche aus 
dem Rechtsverhältniſſe im Wege der Erfüllungsklage verfolgen, 
jo iſt doch Klarheit über die ganze Rechtslage und eine Ent- 
ſcheidung über den Vertrag in ſeiner Totalität nur vermittelſt 
der Feſtſtellungsklage erreichbar. Die Klage iſt aber unbe⸗ 
gründet. Der Vertrag der Parteien ſetzt ſich nicht aus zwei 
ſelbſtſtändigen und von einander unabhängigen Verträgen zu⸗ 
ſammen, die nur zufällig in einer Urkunde vereinigt ſind. Seine 
einzelnen Beſtimmungen ſtehen vielmehr in unlöslicher Ver⸗ 
bindung und Wechſelwirkung. Das Abkommen über die Milch- 
lieferung hat die Mitgliedſchaft und die Mitgliedſchaft hat das 
Abkommen über die Milchlieferung zur Vorausſetzung. Der 
Kl. fand ſich zum Eintritt in die Genoſſenſchaft bereit, weil 


ne Vorbedingung für die Abnahme feiner Milch war. 
Bekl. fand ſich zum Abſchluß des Milchvertrages 
veil ſie nur dadurch den Eintritt des Kl. zu erlangen 
e. Dieſe Einheitlichkeit des Vertrages gelangt ſchon 
Faſſung zum Ausdruck. Die verſchiedenen Vertrags- 
d in einen innern Zuſammenhang mit einander gebracht. 
timmungen, die die Milchlieferung zum Inhalt haben, 
eden auf den Erwerb der Mitgliedſchaft und die 
des Genoſſenverhältniſſes gerichteten Beſtimmungen zu 
ntrennbaren Ganzen verwoben. Daß dies aber nicht 
ll, ſondern auf der wohlerwogenen Abficht der Kon- 
beruht, lehrt die Entſtehungsgeſchichte des Vertrages. 
Briefen der Bekl., die ſeinen Abſchluß vorbereiteten, 
Eintritt des Kl. von vornherein ins Auge gefaßt. Nur 
ibergehend hatte man an einen reinen Milchlieferungs⸗ 
edacht. Und nach den übereinſtimmenden Erklärungen 
eile hat die Bekl. bei der Beſprechung der Sache die 
ne der Milch, ohne daß der Kl. gleichzeitig die Mit⸗ 
erwerbe, ausdrücklich abgelehnt, dieſer ſich aber nach 
em Sträuben ihrem Verlangen gefügt. Deutlicher 
ie gegenſeitige Abhängigkeit der verſchiedenen Be⸗ 
en nicht zur Erſcheinung gebracht werden. Demgegen⸗ 
hlaͤgt es auch nichts, wenn der Vorſtand der Bekl. 
itt des Kl. in der That nur gewünſcht haben ſollte, 
rbeſteuer zu ſparen. Denn daß es den wirklichen 
er Mitgliedſchaft und nicht etwa die Verdeckung eines 
manderen Rechtsgeſchäfts durch ein Scheingeſchäft galt, 
ig. Der Kl. ſollte Genoſſe ſein und nicht nur als 
ſcheinen. Welche Beweggründe aber für den Abſchluß 
) geweſen find, hat für die Frage nach dem Rechts- 
s Geſchäfts keine Bedeutung. Die Auffaſſung des 
ers, daß es ſich um einen Aufnahmevertrag unter 
gearteten, mit Rückſicht auf die Perſönlichkeit und die 
des Kl. zurechtgelegten Bedingungen handle, erſcheint 
zutreffend. Nicht minder zutreffend iſt es aber, 
dieſer Grundlage aus der ganze Vertrag um eines 
ies Inhalts willen für unverbindlich erklärt wird. 
fälligkeit folgt ſchon aus der Geſetzwidrigkeit der 
„ die das B. G. mit Unrecht für ſtatthaft erklärt 
iſt mit der Zugehörigkeit des Kl. zu der verklagten 
aft unvereinbar. Nach der prinzipiellen Auffaſſung 
s ſoll die Rechtslage der Genoſſen in ihrem Verhält⸗ 
enoſſenſchaft die gleiche ſein. Rückſichtlich der Rechte, 
ls Genoſſen erwachſen, und rückſichtlich der Pflichten, 
Genoſſen treffen, dürfen daher Sonderabreden mit 
en Genoſſen, die hierin eine Verſchiedenheit herbei⸗ 
r inſoweit für zuläffig gelten, als fie im Statut 
Weiſe vorgeſehen find ($ 18 des Geſetzes). Durch 
igsvertrag mit dem Kl. wird aber die Rechtsgleichheit 
n verletzt, ohne daß ſich aus dem Statut ein Recht⸗ 
und dafür gewinnen ließe. Nach $ 3 iſt der Gegen- 
ternehmens die Milchverwerthung auf gemeinſchaft⸗ 
ung und Gefahr. Nach § 31 find alle Genoſſen 
die geſammte Milch, die ſie produziren — mit 
znahme — koſtenfrei einzuliefern. Die Vertheilung 

ı Erlöſes geſchieht nach §8 24 in der Weile, daß 
mahme ein Pfennig für jedes Kilo gelieferter Milch 


zurückbehalten, der weitere Erlös aus den geſammten Molkerei⸗ 
produkten aber allmonatlich nach Maßgabe des Fettgehalts und 
der Butterantheile an die Genoſſen vertheilt wird. Ein aus 
den einbehaltenen Pfennigen verbleibender Ueberſchuß wird zur 
Bildung eines Reſervefonds, zur Amortiſation von Anleihen 
ſowie — nach erfolgter Amortiſation — zur Verzinſung der 
Geſchäftsguthaben verwandt und in ſeinem unverbrauchten 
Betrage nach Verhältniß der Butterantheile an die Genoſſen 
abgeführt. Dem entgegen werden dem Kl. — neben wöchent- 
lichen Abſchlagszahlungen von 150 Mark — für das gelieferte 
Kilo Milch bis 400 Liter je 12 ½ Pfennig einſchließlich des 
genoſſenſchaftlichen Pfennigabzuges und für eine fpätere Zeit je 
11 7⁰ Pfennig verſprochen, während er nur hinſichtlich der über 
das bezeichnete Quantum hinausgehenden Lieferungen auf den 
— vorgeblich zwiſchen 5 und 9 Pfennig ſchwankenden — Ge- 
noſſenſchaftspreis angewieſen ſein ſoll. Es wird ihm alſo ein 
höherer Ertrag ſeiner Produkte als den anderen Genoſſen ge⸗ 
währleiſtet, damit aber der geſetzliche und ſtatutariſche Grund⸗ 
ſatz von der gleichmäßigen Betheiligung Aller am Geſammt⸗ 
ertrage inſoweit außer Geltung geſetzt. Ob einem Genoſſen 
eine derartige Begünſtigung überhaupt mit rechtlicher Wirkſam⸗ 
keit zugeſagt werden kann oder ob das Geſetz nicht vielmehr im 
Abſ. 2 des § 19 zwar die Aufſtellung eines von dem geſetz⸗ 
lichen abweichenden Maßſtabes für die Vertheilung von Gewinn 
und Verluſt, immer aber nur eines für alle Genoſſen gleich⸗ 
mäßig wirkenden Maßſtabes zulaſſen will, braucht nicht genauer 
erörtert zu werden. Denn unter keinen Umſtänden würde die 
Gewährung von Sondervortheilen an den Einzelnen anders 
als nach Vorſchrift des Statuts geſtattet ſein. Da aber im 
Statut der Bekl. nichts der Art vorgeſehen iſt, hätte die Gültig⸗ 
keit des mit dem Kl. getroffenen Preisabkommens deſſen vor⸗ 
gängige Ergänzung oder Abänderung zur Vorausſetzung. Nun 
meint dieſer zwar, daß der ihm bewilligte Preisaufſchlag um 
deswillen nicht zu beanſtanden ſei, weil er auch ſeinerſeits 
beſondere Verpflichtungen, namentlich die Beaufſichtigung des 
Milchverkaufs in der Stadt Perleberg, übernommen habe. 
Seine Auffaſſung iſt aber nicht haltbar. Allerdings hat er 
damit eine vertragliche Leiſtung verſprochen, die ſich als eine 
außergenoſſenſchaftliche charakteriſirt. Und es iſt anzuerkennen, 
daß ihm inſoweit eine Vergütung gewährt werden durfte. 
Dieſe Vergütung kann aber nicht in der Beſtimmung eines 
feſten, über den durchſchnittlichen Genoſſenſchaftspreis hinaus ⸗ 
gehenden Milchpreiſes ihren Ausdruck finden. Denn eine 
ungleichmäßige Behandlung der Genoſſen in Rückſicht auf den 
Erlös, den ſie aus den einzuliefernden Produkten erzielen, 
widerſpricht der Natur des Genoſſenſchaftsverhältniſſes. Und 
die Geſammtheit der Genoſſen hat ohne Zweifel das Recht, 
Widerſpruch zu erheben, wenn ihr Vorſtand ſich zu einer der⸗ 
artigen Verſchiebung unter dem Vorwande, daß ſie durch 
beſondere Nebenleiſtungen des begünſtigten Genoſſen gerecht⸗ 
fertigt ſei, herbeilaſſen ſollte. Es folgt, daß die vereinbarten 
Zahlungsbedingungen ungültig find. Freilich wird die Genoſſen⸗ 
ſchaft an und für ſich durch die von dem Vorſtande in ihrem 
Namen geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte verpflichtet. Und wenn 
demſelben auch obliegt, die Beſchränkungen einzuhalten, die für 
den Umfang ſeiner Vertretungsbefugniß durch das Statut 
oder Beſchlüſſe der Generalverſammlung feſtgeſetzt ſind: ſo 
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hat eine ſolche Beſchränkung doch gegen dritte Perſonen 
keine rechtliche Wirkung (88 26, 27 des Geſetzes). Dieſe 
Beſtimmung greift hier aber nicht Platz. Zwar haben die 
Genoſſen, ſofern fie mit der Genoſſenſchaft geſchäftlichen 
Verkehr unterhalten, als dritte Perſonen im Sinne des Geſetzes 
zu gelten. Sie ſind aber dritte Perſonen nur dann, wenn ſie 
der Genoſſenſchaft nicht in ihrer Eigenſchaft als Genoſſen gegen⸗ 
überſtehen. Die Regelung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen der 
Genoſſenſchaft und ihren Mitgliedern als ſolchen fällt überhaupt 
nicht in die Zuſtändigkeitsſphäre des Vorſtandes. Darüber 
entſcheiden Geſetz und Statut. Sie gehört zu den inneren 
Angelegenheiten der Genoſſenſchaft und nicht zu der Geſchäfts⸗ 
führung, die dem Vorſtande anvertraut iſt. Hier handelt es 
ſich aber um ein ſolches Verhältniß. Der Kl. iſt kraft ſeiner 
Genoſſeneigenſchaft gehalten, die Milch unter den ſtatutariſchen 
Bedingungen abzugeben. Die beſonderen darauf bezüglichen 
Abreden beſchäftigen ſich alſo mit einem Gegenſtande, der inner- 
halb des Kreiſes ſeiner genoſſenſchaftlichen Rechte und Pflichten 
liegt. Ueber die Milchlieferung konnte er nicht als Dritter mit 
dem Vorſtande kontrahiren. Daran ändert auch die Thatſache 
nichts, daß die Vereinbarung getroffen ward, ehe er thatſächlich 
die Mitgliedſchaft erworben hatte. Denn einerſeits ſind, wie 
bereits dargelegt iſt, die Abreden über die Milchlieferung und 
über die Mitgliedſchaft zu integrirenden Beſtandtheilen eines 
und deſſelben Vertrages erhoben, die zu gleicher Zeit in praktiſche 
Wirkſamkeit treten ſollten. Und andererſeits mußten mit dem 
Eintritt des Kl. die ihm gewährten beſonderen Begünſtigungen 
als damit unverträglich von ſelber zuſammenfallen. Wenn ſich 
die Reviſion demgegenüber nun darauf beruft, daß nach der 
reichsgerichtlichen Judikatur auch die Rechtswirkſamkeit der einem 
Aktionär vertragsmäßig obliegenden Rübenlieferungspflicht an⸗ 
erkannt worden ſei, fo läßt ſich doch hieraus für die Selbit- 
ſtändigkeit und Gültigkeit des Milchlieferungsvertrages Nichts 
folgern. Die Rechtslage iſt in dem einen und anderen Falle 
verſchieden. Während die Rübenlieferungspflicht auf ein 
beſonderes, nur an die Vorausſetzung der Aktionäreigenſchaft 
gebundenes Rechtsverhältniß zwiſchen der Aktiengeſellſchaft und 
ihrem Aktionär zurückgeführt werden kann, erſcheint bei Pro- 
duktivgenoſſenſchaften allgemein und ſo auch bei der verklagten 
Genoſſenſchaft die Verpflichtung zur Einlieferung der für gemein⸗ 
ſchaftliche Rechnung zu verwerthenden Produkte und ſo auch die 
Milchlieferungsverpflichtung als ein Theil des Genoſſenſchafts⸗ 
verhältniſſes ſelber. Sie iſt, ſoll anders die Erfüllung der der 
Genoſſenſchaft eigenen wirthſchaftlichen Funktionen überhaupt 
möglich ſein, mit deren Daſein ohne Weiteres und nothwendig 
gegeben. Der Genoſſe ſchuldet die von ſeinen Kühen gewonnene 
Milch als ſolcher und kann ſie darum nicht erſt oder nicht noch 
auf Grund eines beſondern Vertrages ſchulden. Wie die ver⸗ 
ſprochene Preisvereinbarung, ſo entbehrt auch der vertragliche 
zeitweilige Ausſchluß des Kündigungsrechts der Rechtsgültigkeit. 
Nach § 63 des Gen. Gef. hat jeder Genoſſe die Befugniß, 
mittelſt Aufkündigung ſeinen Austritt aus der Genoſſenſchaft 
zum Schluß des Geſchäftsjahres zu erklären. Für die Länge 
der Kündigungsfriſt iſt eine beſtimmte Minimal⸗ und Maximal- 
grenze feſtgeſetzt worden. Ein Abkommen, das dieſen Vor⸗ 
ſchriften zuwider läuft, ſoll ohne rechtliche Wirkung ſein. Das 
Geſetz bezweckt hiermit allerdings den Schutz des Genoſſen 


gegenüber der Genoſſenſchaft. 


worden. 


Es entzieht aber einer Verein. 
barung, durch die jener auf die Ausübung ſeines geſetzlichen 
und ſtatutariſchen Kündigungsrechts verzichtet, ſchlechthin die 
Wirkung. Sie iſt nicht blos der Anfechtung ausgeſetzt, ſondern 
nichtig. Sie gilt als nicht getroffen. Wenn daher durch den 


mit dem Kl. geſchloſſenen Vertrag die Kündigungsfreiheit be⸗ 


ſchränkt wird, jo kann nichts deſtoweniger jederzeit die Auflöſung 
des genoſſenſchaftlichen Verhältniſſes, wie ſie nach Geſetz und 
Statut vorgeſehen iſt, herbeigeführt werden. Der temporäre 
Verzicht auf das Kündigungsrecht bezieht ſich nun aber in der 
That auf den ganzen Vertrag und nicht nur auf denjenigen 
Theil, der die Milchlieferung zum Gegenſtande hat. Das folgt 
ſchon aus der Form der Klauſel, wonach „dieſer Kontrakt“ — 
und dieſer Kontrakt war, wie ſchon gezeigt iſt, ein einheit- 
licher — auf 10 Jahre geſchloſſen wird. Es folgt weiter 
daraus, daß dem Kl. die Rückgabe des genoſſenſchaftlichen Kuh⸗ 
geldes unter beſtimmten Umſtänden zugeſagt wird, alſo mit der 
nach 10 Jahren möglichen und geſchehenden Vertragskündigung 
das ganze genoſſenſchaftliche Verhältniß als gelöft angeſehen 
werden ſoll. Es entſpricht endlich auch nur dieſe Auffaſſung 
dem Vertragswillen, von dem die Parteien getragen waren. 
Hätte man nur für den Lieferungsvertrag eine zehnjährige 
Dauer beſchloſſen, ſo wäre der Kl. in der Lage geweſen, ſeine 
Mitgliedſchaft alsbald wieder aufzukündigen, übrigens aber den 
unveränderten Fortbeſtand des Vertrages zu fordern. Eine 
derartige Geſtaltung der Verhältniſſe war aber gerade abgelehnt 
Man wollte den Lieferungsvertrag nur, wenn und 
ſolange der Kl. Genoſſe war. Sonach kann weder die Preisabrede 
noch die Stipulation über die Zeitdauer — dieſe, ſoweit ſie eine 
Beſchränkung in der Freiheit, das genoſſenſchaftliche Band aufzu⸗ 
löſen, bedeutet — aufrecht erhalten werden. Damit fällt aber 
der Vertrag zuſammen. Welche Wirkung die Ungültigkeit einzelner 
Vertragsbeſtimmungen für den Beſtand des Vertrags ſelber hat, 
richtet ſich nach der rechtlichen und wirthſchaftlichen Bedeutung, 
die ihnen für das ganze Vertragsverhältniß zuerkannt werden 
muß. Dieſe Bedeutung iſt hier aber eine ſehr große. Es iſt 
nicht zweifelhaft, daß der Kl. nur mit Rückſicht auf die günſtige 
Preisnormirung der Genoſſenſchaft beigetreten und überhaupt 
zum Abſchluß bewogen iſt. Kommt ſie in Wegfall, ſo verliert 
daher auch der Vertrag für ihn ſeinen Werth. Er würde ohne 
ſie nicht zu Stande gekommen ſein. Nicht minder iſt auch die 
Zeitbeſtimmung für beide Theile von weſentlicher Bedeutung. 
Allerdings iſt eine Genoſſenſchaft — abgeſehen von dem Aus⸗ 
nahmefalle des § 65 des Geſetzes — rechtlich nicht in der Lage, 
ihrem Genoſſen die Mitgliedſchaft aufzukündigen. Derſelbe kann 
vielmehr nur aus den geſetzlichen und ſtatutariſchen Gründen 
aus der Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen werden. Wenn nun aber 
vertragämäßig feſtgeſetzt wurde, daß die Mitgliedſchaft ohne die 
Möglichkeit früherer Löſung 10 Jahre dauern ſolle, ſo war 
damit zugleich auf die Geltendmachung der an und für ſich der 
Genoſſenſchaft zuſtehenden Ausſchließungsgründe verzichtet. Und 
da ein ſolcher Verzicht nicht einmal durch das Statut, geſchweige 
denn durch Beſchluß vom Vorſtand und Aufſichtsrath aus⸗ 
geſprochen werden durfte, ſo hatte der Kl. auch die Sicherheit, 
auf die es ihm bei der Veränderung ſeines Geſchäftsbetriebs 
und der Aufgabe feiner Kundſchaft ankam, thatſächlich nicht ge 
wonnen. Die Genofſenſchaft blieb mit Rückſicht auf die Nichtigkeit 
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itbeſtimmung berechtigt, ihn gegebenen Falls ſchon früher 
rer Mitte auszuſchließen und damit den ganzen Vertrag 
g zu machen. Ebenſo ſah ſich auch die Bekl. in erheblicher 
gefährdet. Daß für ſie, machte der Kl. von ſeinem 
ungsrechte Gebrauch, die Fortſetzung des Milchlieferungs⸗ 
es nicht in Frage kam, liegt auf der Hand. Denn fie 
dieſen Vertrag eben nur, wenn er ihr Genoſſe war. 
lufhebung brachte aber wieder die Wahrſcheinlichkeit einer 
baren Vermögensſchädigung mit ſich. Einerſeits hatte 
Konkurrenz des Kl. dauernd beſeitigen, ſeine Intereſſen 
mit ihren Intereſſen verſchmelzen wollen und darum 
fer im Milchpreiſe gebracht. Andererſeits beſtimmt ſich 
e Ausdehnung ihrer Anlage nach dem Umfang ihres 
8. Trat daher ein fo bedeutender Milchproduzent wie 
vorzeitig aus, ſo lag die Beſorgniß nahe, daß ſie ihre 
llen und ſonſtigen Einrichtungen auch nicht mehr im 
Umfang werde ausnutzen können. Das B. G. hat auf 
nſtände zwar nicht ausdrücklich hingewieſen. Es darf 
gewiß angeſehen werden, daß es gerade mit Rückſicht 
nigen Verhältniſſe, die nach allgemeiner Lebenserfahrung 
eſtimmung als wichtig erſcheinen laſſen, deren Wichtigkeit 
ſetzt hat. Danach trifft die Ungültigkeit zwar nur 
Vertragsbeſtimmungen; ſie trifft aber ſolche, die als 
ile des Geſchäfts zu gelten haben. Es iſt nicht anzu⸗ 
daß die Parteien den Vertrag auch ohne ſie geſchloſſen 
ürden. Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen kann daher 
der Nichtigkeit nicht unmittelbar ergriffene Theil auch 
lein nicht in Kraft erhalten werden. Der Entſcheidung 
5., daß der ganze Vertrag hinfällig ſei, liegt alſo keine 
letzung zu Grunde. I. C. S. i. S. Werner c. Molkerei⸗ 
haft Perleberg vom 9. Februar 1898, Nr. 446/97 I. 
n Wuchergeſetz. 
Die Entſcheidung des B. R. iſt nicht frei von Rechts. 
n und kann daher nicht aufrecht erhalten werden. 
ird die Schlußfolgerung, daß fi der Kl. in einer 
befunden habe, durch die thatſächlichen Unterlagen, 
e geſtellt iſt, getragen. Wenn derſelbe ſich ohne die 
ig des erbetenen Darlehns außer Stande fah, das 
3 jein Vermögen ausmachte und in dem er fein Ge⸗ 
eiben wollte, zu halten, ſo war ſeine ganze wirth⸗ 
Exiſtenz gefährdet. Er befand ſich mithin in einer 
im Sinne des Geſetzes als Nothlage bezeichnet werden 
m hat der Bekl. zwar unter dem Widerſpruch feines 
eltend gemacht, daß ſich außer ihm noch andere Geld- 
eldet hätten, die zur Finanziirung des Grundſtücks 
weſen ſeien. Er hat aber nicht zu behaupten ver⸗ 
ſie günſtigere Bedingungen als er gewährt haben 
Die angebliche Möglichkeit ſonſtiger Hülfe beſeitigt 
ich die Nothlage nicht. Ebenſo mag — voraus- 
zwiſchen der Leiſtung des Bekl. und den ihm ein⸗ 
Vermögensvortheilen ein auffälliges Mißverhältniß 
die Annahme keine Bedenken erregen — daß der⸗ 
Ausbeutung der Nothlage ſeines Kontrahenten ſchuldig 
dieſe Feſtſtellung wird in der That von der Er⸗ 
halten, daß er ſich mit deſſen Vermögenslage vertraut 
d das Mißverhältniß der beiderſeitigen Leiſtungen 
annt habe. Somit fragt es ſich nur, ob das B. G. 


das Vorhandenſein ſolchen Mißverhältniſſes genügend feſtgeſtellt 
und mit der erforderlichen Sicherheit begründet hat. Das kann 
aber nicht zugegeben werden. Wenn ein Mißverhältniß vor⸗ 
liegt, läßt ſich nicht nach einer allgemein gültigen Formel be⸗ 
ſtimmen. Es hängt das von den Umſtänden des einzelnen 
Falles ab. Vermögensvortheile können das eine Mal im auf⸗ 
fälligen Mißverhältniß zu einer Leiſtung ſtehen, während das 
andere Mal die Gegenüberſtellung derſelben Vergleichungs⸗ 
faktoren zu dem entgegengeſetzten Ergebniſſe führt. Der B. R. 
iſt aber eben bei der Erörterung derjenigen Momente, mit 
denen er ſeine Annahme ſtützt, der konkreten Sachlage, wie ſie 
von ihm ſelber feſtgeſtellt wird, nicht gerecht geworden. Um 
das Verhältniß zwiſchen Leiſtung und Vermögensvortheil des 
Bekl. richtig zu beſtimmen, muß nothwendig zuvor der öko⸗ 
nomiſche Gehalt der einen und der andern klar geſtellt ſein. 


Dabei hat ſich das B. G. geirrt, ſofern es die Vergütung, 


die von dem Kl. für das Darlehn zugeſagt worden iſt, auf 
9½ Prozent oder — an anderer Stelle — auf annähernd 
9½ Prozent angenommen hat. Dieſe Berechnung trifft nur 
zu, wenn der verſprochene Mehrbetrag von 10 000 Mark auf 
den zehnjährigen Zeitraum, während deſſen keine Zahlung ver⸗ 
langt werden konnte, gleichmäßig vertheilt und die ſich daraus 
ergebende Jahresprämie als Zuſchlag zum Jahreszins angeſehen 
wird. Das entſpricht aber nicht der Vereinbarung der Parteien. 
Das Aufgeld ſollte nicht in zehn Jahresraten von je tauſend 
Mark, ſondern früheſtens nach Ablauf von zehn Jahren in un⸗ 
getrennter Summe entrichtet, inzwiſchen aber mit 5 Prozent 
jährlich verzinſt werden. Die Leiſtung, die das B. G. unter⸗ 
ſtellt, iſt demnach von der Leiſtung, die thatſächlich ausgemacht 
war, verſchieden. Bei der Ermittlung des Zinsſatzes und der 
Umſetzung des Zuſchlags von 10 000 Mark in Jahreszins iſt 
der Zwiſchenzins nicht berückſichtigt worden, während anderer⸗ 
ſeits die Zinſen, die der Kl. auf dieſe Summe zu leiſten hatte, 
für den ganzen Zeitraum in Anſatz gebracht ſind. Unter An⸗ 
wendung der üblichen und im § 58 der Konkursordnung be⸗ 
züglich unverzinslicher Forderungen geſetzlich anerkannten Rech- 
nungsmethode gelangt man zu dem Ergebniß, daß das Darlehn 
des Bekl. nicht mir 9⅛ Prozent, ſondern mit 8,76 Prozent zu 
verzinſen war. Selbſt hiermit iſt aber erſt der objektive Werth 
der Gegenleiſtung des Kl. bezeichnet worden. Für ihn ſelber 
und ſeine ſubjektive Werthſchätzung war ſie noch geringer, als 
in der Prozentzahl zum Ausdruck kommt. Denn wenn er das 
Kapital erſt nach Ablauf von zehn Jahren zu zahlen brauchte, 
inzwiſchen daher ſeinem Geſchäfte im ganzen Umfang erhalten 
konnte, ſo bedeutete das wirthſchaftlich für ihn eine mindere 
Belaſtung, als wenn ihn — ob zwar unter Abſatz des Zwiſchen⸗ 
zinſes — die Verpflichtung gleichmäßiger Ratenzahlungen traf. 
Auch darin irrt das B. G., wenn es ausführt, daß in der Ge- 


währung eines Aufgeldes oder in der Eintragung einer Hypothek 


für dieſes Aufgeld nach den Anſchauungen des Verkehrs kein 
Ausgleich des etwa von dem Bekl. übernommenen Riſikos ge⸗ 
legen ſein könne. Daß die Hypotheken, die ihm beſtellt wurden, 
keine abſolute Sicherheit boten, liegt auf der Hand und iſt 
durch den ſpäteren Verlauf der Dinge bethätigt worden. Ein 
Aecqutvalent für die Gefahr, in die er ſich begab, mochte der 
Bekl. aber allerdings, ſo gut wie es ſonſt in der Ausbedingung 
eines höheren Zinsſatzes gefunden wird, in der Beſtellung einer 
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weiteren Hypothek und in der Uebernahme einer weiteren Schuld⸗ 
verbindlichkeit ſeitens feines Kontrahrnten erblicken. Er ging 
eben ein Geſchäft aleatoriſchen Charakters ein, bei dem ſich 
neben der Möglichkeit, viel zu verlieren, auch die Ausſicht auf 
größeren Gewinn eröffnete. I. C. S. i. S. Berger c. Waga 
vom 12. Januar 1898, Nr. 441/97 J. 

Zu den Reichsſtempelgeſetzen. 

24. Die Stadtgemeinde Cannſtatt beabſichtigte mit Rückſicht 
auf den anhaltenden Rückgang des Zinsfußes auch den Zins 
ihrer 4 prozentigen Stadtobligationen auf 3 ½ Prozent herab» 
zuſetzen. Zu dieſem Zwecke iſt das Ausſchreiben vom 8. Oktober 
1896 erlaſſen, welches nach feiner Ueberſchrift die Umwand⸗ 
lung der 4 prozentigen Stadtobligationen in 3" prozentige 
betrifft, alſo die Konverfion derſelben im gewöhnlichen Sinne, 
nicht die Tilgung der Anleihe und die Neuausgabe einer geringer 
verzinslichen Anleihe. Dabei iſt, um die Annahme des ge⸗ 
ringeren Zinſes zu erzwingen, die Kündigung zwar aus ⸗ 
geſprochen, jedoch den Inhabern der Schuldverſchreibungen 
angeboten, „die Obligationen unverändert auf 3 ½ Prozent 
abſtempeln zu laſſen“, was nicht hätte angeboten werden können, 
wenn die alte Anleihe gänzlich getilgt, und nur Stücke einer 
neuen Anleihe ausgegeben reſp. in Zahlung gegeben werden 
ſollten. Die Einreichung der zu konvertirenden Stücke war für 
die Zeit vom 12. bis 31. Oktober 1896 vorgeſchrieben, mithin 
vor dem Termine der Rückzahlung am 1. Dezember 1896 und 
während des Beſtehens des alten Schuldverhältniſſes. Endlich 
iſt beſtimmt, daß die nicht konvertirten Obligationen 
am 1. Dezember 1896 im Nominalbetratze heimbezahlt 
werden ſollen, woraus ſich ergiebt, daß die Kündigung ſich 
auf die Obligationen, welche inzwiſchen konvertirt waren, nicht 
beziehen, oder daß inſoweit die Kündigung zurückgenommen ſein 
ſollte, als vor dem Rückzahlungstermine die Gläubiger in die 
verlangte Zinsherabſetzung eingewilligt hatten. Aus dieſen 
Erklärungen, welche durch ihren beſtimmten Inhalt eine ab» 
weichende Auslegung ausſchließen, ergiebt fi, daß es ſich bei 
der Abſtempelung der Schuldverſchreibungen ausſchließlich um eine 
vertragsmäßige Herabſetzung des Zinsfußes handelte, wodurch 
eine Novation des Schuldverhältniſſes nicht bewirkt wird. 
efr. Entſch. des R. G. Bd. 18 S. 9. Hiernach liegen aber 
keine ſtempelpflichtigen Urkunden vor. Die gegentheilige An⸗ 
nahme, welche nach § 6 Al. 2 des R. Geſ. vom 27. April 1894 
in den Entſch. des R. G. Bd. 36 S. 91 ff. ausgeſprochen war, 
iſt in mehrfachen neueren Entſcheidungen des R. G. reprobirt 
— in Sachen Rep. VI 102/97, VI 111/97, III 238/97 — und 
ausgeſprochen, daß es auch nach dem R. Geſ. von 1894 an der 
geſetzlichen Grundlage für die Aufſtellung eines Rechtsſatzes fehlt, 
wonach jede durch einen Stempelaufdruck oder anderen Vermerk 
auf dem Werthpapier kenntlich gemachte Veränderung eine neue 
Steuerpflicht begründet, und dieſelbe jedenfalls im Falle einer 
bloßen Zinsherabſetzung nicht gegeben iſt, jo daß die mit dem be⸗ 
treffenden Vermerk verſehenen, und wieder ausgehändigten Schuld⸗ 
verſchreibungen nicht als neu ausgegebene Urkunden im Sinne des 
Stempelgeſetzes anzuſehen ſind. III. C. S. i. S. Stadt Cannſtatt 
c. Würtemb. Fiskus vom 11. Februar 1898, Nr. 296/97 III. 

IV. Das Gemeine Recht. 

25. Die Kl. als Beſitzer ihrer Großköthnerſtellen zu 
Lauenbruch haben, und zwar jeder auf der ganzen Strecke, das 


Recht, am ſüdlichen Ufer der Elbe, ſoweit der Strom die 


Ortſchaft Lauenbruch berührt, innerhalb der Strecken zu fiſchen, 
mit welchen Netzen und Geräthſchaften ſie wollen. Dies Recht 
iſt nicht der Ausfluß eines an dem Fluſſe beſtehenden Gemein⸗ 
gebrauchs, ſondern ein beſonderes ſervitutiſches Privatrecht, auch 
als ſolches vom Fiskus in dem Vergleiche vom 23. September 
1861 anerkannt und wird vom Bekl. an ſich nicht beſtritten. 
Vielmehr iſt nur ftreitig, wie weit in den Strom hinein das 
Recht zuſteht, und ob neben den Kl. auch die Kleinköthner ein 
Fiſchereirecht haben. Nach dem Erlaſſe des Geſetzes vom 
20. Auguſt 1883 betreffend die Befugniſſe der Strombau⸗ 
verwaltung ꝛc. hat der Fiskus zwiſchen den Buhnen ſogenannte 
Parallelwerke, d. h. dem Ufer parallel laufende Steindämme 
errichtet, die zwiſchen dieſen und dem Feſtlande befindlichen 
Waſſerflächen nach und näch zuſchütten und dann mit Weiden 
bepflanzen laſſen. Die Bekl. behauptet, alle dieſe Arbeiten nur 
als zur Stromregulirung erforderliche vorgenommen zu haben, 
während die Kl. dies zwar für die Dämme zugeben, im übrigen 
aber den Landerwerb als den Zweck der Arbeiten anſehen. Die 
Kl. haben nun auf Entſchädigung geklagt, weil in Folge dieſer 
Anlagen ihr Fiſchereirecht faſt völlig beſeitigt und entwerthet 
ſei, und die Bekl. hat zugegeben, daß die Kl. zur Zeit der 
Klagerhebung die Fiſcherei nur noch an den Buhnenköpfen und 
an den Einfahrten erfolgreich haben ausüben können, auch daß 
dies Ergebniß, das übrigens im Laufe der Zeit doch eingetreten 
fein würde, durch ihre Arbeiten beſchleunigt ſei. Das L. G. 
hat die Schadensanſprüche der Kl. dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, das O. L. G. die Berufung verworfen. 
Auch die gegen das B. U. eingelegte Reviſion konnte keinen 
Erfolg haben. Eingehend begründet. III. C. S. i. S. 
Königl. Waſſerbauverwaltung e. Behrs vom 1. Februar 1898, 
Nr. 332/97 III. 

26. Nach dem anzuwendenden gemeinen Rechte wird 
durch den guten Glauben der Verfall der Vertragsſtrafe um jo 
weniger ausgeſchloſſen, als mit dieſer weſentlich das im voraus 
veranſchlagte Intereſſe vergütet wird. Die Vereinbarung der 
Vertragsſtrafe iſt regelmäßig eine Vertragsberedung wie jede 
andere; erfüllt der Verpflichtete nicht ordnungsmäßig, ohne daß 
eine ihn befreiende Unmöglichkeit der Leiſtung vorliegt, ſo muß 
er auch dann Schadenserſatz leiſten, wenn er etwa den Ver⸗ 
trag anders aufgefaßt haben oder ſonſt in gutem Glauben ge⸗ 
weſen fein follte. III. C. S. i. S. Bäuerle c. Kolb u. Schüle 
vom 8. Februar 1898, Nr. 291/97 III. 

27. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt handelt es ſich 
nicht, wie das L. G. angenommen hat, um einen Irrthum im 
Beweggrunde, etwa hervorgerufen durch falſche Kalkulation des 
Preiſes (wie in dem Falle der dem in Seufferts Archiv Bd. 44 
Nr. 171 mitgetheilten reichsgerichtlichen Urtheil zu Grunde liegt) 
oder durch Betrug des E. Hervorgerufen hat E. den Irrthum 
überhaupt nicht. Das, was vorliegt, iſt ein ſogenannter Ge⸗ 
ſchäftsirrthum: die Bekl. hat die Erklärung über Anerbieten 
und Preisbeſtimmung des Thees Nr. 32 abgegeben, weil ſie 
die Proben verwechſelt hatte. Sie glaubte, ordinären Moning- 
Congo anzubieten und bot hochfeinen Ringſchow⸗Congo an, der 
zwar auch zur Klaſſe der Moning⸗Congos gehört, aber drei bis 
vier Mal fo viel werth, alſo eine ganz andere Waare iſt. 
Durch dieſen Irrthum wurde die Uebereinſtimmung zwiſchen 
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und Erklärung ausgeſchloſſen. Fraglich kann nur jein, 
er Umſtand beachtet werden durfte, weil die Erklärung 
nderen Perſon gegenüber abgegeben war. In dem vor⸗ 
en Fall iſt die Bejahung indeß zweifelfrei, weil E., wie 
vieſen erachtet iſt, vor ſeiner Beſtellung den Irrthum der 
18 ſolchen erkannt hatte und deshalb nicht eine Erklärung 
machen darf, die, wie er wußte, nicht abgegeben werden 
und ſollte. I. C. S. i. S. Ernſt Konk. c. Hälſſen 
n vom 5. Februar 1898, Nr. 359/97 I. 

. Mit Recht geht das B. G. davon aus, daß die Frage, 
n, wenn ein Vertrag, auf welchen von einem oder von 
Betheiligten Leiſtungen gemacht ſind, hinterher im Wege 
zereinbarung der Vertragsſchließenden wieder aufgehoben 


ie gemachten Leiſtungen zurückzugewähren ſind, nach den 


den des Einzelfalls, vor allem nach dem Inhalt des 
8 und dem zu ermittelnden Willen der Vertragsſchließenden 
cheiden iſt. Ein Rechtsſatz, wie ihn die Reviſion be⸗ 


daß eine Rückgewähr nur dann ſtattfinde, wenn dies 


trage ausdrücklich vereinbart worden ſei, beſteht nicht. 
odann das B. G. weiterhin feſtſtellt, daß im vorliegenden 
e Abſicht der Parteien dahin gegangen iſt, daß zurück⸗ 
werden ſolle, ſo iſt dies Gegenſtand thatſächlicher 
ing. III. C. S. i. S. Hannemann c. Scharnweber 
Februar 1898, Nr. 345/97 III. 
Die Annahme des B. R., daß der Bekl. den vor⸗ 
n Randvermerk als Vertragsinhalt habe anſehen müſſen 
ch ſeine Unterſchrift genehmigt habe, überſieht die klare 
e des Falls. Die Klauſel kann nur dahin verſtanden 
daß ſie den Erfüllungsort für beide Kontrahenten be⸗ 
ſoll. So hat ſie aber nach der rechtlichen Natur 
rtrages keinen Sinn. Der Vertrag iſt ein Mieths⸗ 
Daß er als Lieferungsvertrag, nicht als Miethsvertrag 
behauptet die Kl. ſelbſt nicht. Er hat als Mieths⸗ 
uch einen guten Sinn. Die Kl. wollte ihr Eigenthum 
Maſchinen nicht aufgeben, erſichtlich, weil ſie dem Bekl. 
zute. Der Vertrag beſtimmt ausdrücklich, daß die 
n Eigenthum der Kl. bleiben. Die Kl. verlangt in 
atz unter dem Vertrage, daß der Hauswirth des Bekl. 
nthum ausdrücklich anerkennt, offenbar, um von vorn⸗ 
ie Geltendmachung des Pfandrechts deſſelben als Ver⸗ 
unmöglich zu machen und ihr Ausſonderungsrecht im 
zu wahren. Die nach dem Werth der Maſchinen be⸗ 
Miethe iſt vierteljährlich zu zahlen und die Kl. zum 
berechtigt, wenn die Miethe nicht pünktlich bezahlt 
her Miether iſt berechtigt, die Maſchinen jederzeit oder 
auf der bis zum erſten Juli 1900 beſtimmten Mieths⸗ 
ein Eigenthum gegen Zahlung des feſtgeſetzten Werthes 
ug der gezahlten Miethen und der Kaution zu er⸗ 
Die Kl. hatte die Maſchinen in Frankfurt a./O. 
en, und da ſie dort dem Gebrauch des Miethers 
en hatten, nach der Natur des Mieths vertrages 
brauch dort zu gewähren. Danach kann nicht 
e Rede ſein, daß für die Kl. Frankfurt a. / M. als. 
sort auch nur gemeint ſein kann. Inſoweit ſteht die 
in unlöslichem Widerſpruch mit der Natur des Ver⸗ 
Das, was ſie beſagt, kann nicht gewollt ſein und der 
r berechtigt, anzunehmen, daß der Vordruck, von dem 


mündlich nichts verabredet, aus Verſehen ſtehen geblieben ſei. 
Seine Unterſchrift hat deshalb nicht die Bedeutung der Ge⸗ 
nehmigung der Klauſel, auch wenn er fie geleſen hat, die Klauſel 
iſt vielmehr in ihrem ganzen Umfange bedeutungslos. Von 
gleichen Grundſätzen iſt das R. G. bereits in ſeinem Urtheil 
vom 1. Mai 1897, I. 454/1896, in einem Falle ausgegangen, 
wo eine Dampfanlage komplett betriebsfähig zu liefern und an 
einem Orte außerhalb Berlins zu montiren war, in dem vor⸗ 
gedruckten Kontext des Vertrages aber Berlin als Erfüllungs⸗ 
ort bezeichnet war. Dieſer Klauſel iſt die rechtliche Bedeutung 
abgeſprochen, weil ſie mit dem Inhalte des Vertrages in Wider⸗ 
ſpruch ſtehe, die in Berlin auf Erfüllung des Vertrages durch 
Zahlung des Preiſes erhobene Klage deshalb abgewieſen. I. C. S. 
i. S. Reiſchel o. A.⸗G. Deutſch⸗Amerik. Maſchinengeſellſchaft vom 
9. Februar 1898, Nr. 508/97 J. 

30. Was die Verurtheilung des Bekl. hinſichtlich der von 
demſelben als nicht geliefert bezeichneten Steine mit dem Kauf⸗ 
preiſe von 1 086,57 Mark betrifft, jo kann dem B. U. inſoweit 
nicht beigeſtimmt werden. Das B. G. erwägt in dieſer Be⸗ 
ziehung, daß, wenn auch die in der klägeriſchen Rechnung auf- 
geführten Maße der an den Bekl. gelieferten verſchiedenartigen 
Steine nicht genau mit denjenigen Maßen übereinſtimmen, 
welche in der amtlichen Beſcheinigung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahnbetriebsinſpektion vom 17. Juni 1897 angegeben ſeien, 
dies für unerheblich zu erachten ſei, weil die Vergütung, welche 
die Eiſenbahnverwaltung für die in ihrem Intereſſe von dem 
Bekl. verwendeten Steine bezahlt habe, den Betrag der klägeriſchen 
Rechnung überſteige. Dieſe Erwägung iſt für rechtsirrthümlich 
zu erachten. Denn abgeſehen davon, daß nicht feſtgeſtellt iſt, 
ob Kl. alle in der Beſcheinigung vom 17. Juni 1897 genannten 
Steinmengen dem Bekl. geliefert hat, ergiebt dieſe Beſcheinigung, 
daß einzelne der darin genannten Steinmengen den Betrag der 
entſprechenden Klagepoſten nicht erreichen und daß eine dieſer 
Steinmengen (Pflaſterſteine für Itzehoe) den Betrag der be⸗ 
züglichen Klagepoſten erheblich überſteigt. Nun kann aber Bekl. 
wegen dieſer gar nicht eingeklagten, an die Eiſenbahn er⸗ 
folgten Mehrlieferung zur Zahlung des Preiſes von Stein⸗ 
quantitäten, die er nach der von dem B. U. für maßgebend 
erachteten Beſcheinignng vom 17. Juni 1897 nicht erhalten 
hat, nicht verurtheilt werden, zumal weder Kl. einen bezüglichen 
Antrag geſtellt noch Bekl. ſein Einverſtändniß mit einem der⸗ 
artigen Verfahren erklärt hat. III. C. S. i. S. Läuter c. Gartzen 
vom 15. Februar 1898, Nr. 295/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

31. In der Uebereinſtimmung mit der Ausführung in 
dem Urtheile des I. C. S. des R. G. vom 30. November 1895 


„(Entſch. des R. G. Bd. 36 S. 249), wonach ein Verſäumniß⸗ 


urtheil, das auf eine zum Schein angeſtellte Klage in Folge 
Nichtverhandelns des Bekl. gegen dieſen erlaſſen iſt, keine Rechts⸗ 
wirkſamkeit hat, erachtet das B. G., wenn die Behauptung der 
Kl., daß der Zahlungsbefehl gegen ſie von dem Bekl. nur zum 
Schein erwirkt worden ſei, richtig iſt, den Klageantrag für 
begründet. Den Beweis für die Richtigkeit dieſer ihrer Be⸗ 
hauptung legt das B. G. mit Recht den Kl. auf und bei der 
Prüfung, ob dieſer Beweis von ihnen bereits erbracht worden 
ſei oder von ihnen noch erbracht werden könne, unterzieht es 
ſowohl die bisherigen Beweisergebniſſe, wie auch diejenigen 
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Beweisanträge, denen es keine Folge gegeben hat, einer ein» 


gehenden Prüfung. IV. C. S. i. S. Krojanker c. Müller vom 
17. Februar 1898. Nr. 254/97 IV. 

32. Die Reviſion hat geltend gemacht, daß Kl. mit der 
Wandelungsklage doch nur die Rückgabe des Kaufpreiſes und 
höchftens Erſatz derjenigen Koſten verlangen könne, die ihr durch 


die Rückgabe des Kaufobjektes entſtanden ſeien, nicht aber 


Scha denserſatz, wozu insbeſondere der Anſpruch bezüglich der 
10 404,43 Mark Fracht und Zoll gehöre. Der letztere Anſpruch 
würde nur dann begründet ſein, wenn der Bekl. ein Verſehen 
zur Laſt falle, was nicht feſtgeſtellt ſei. Dieſe Rüge geht von 
der Annahme aus, daß das O. L. G. in Betreff der rechtlichen 
Folgen der redhibitoriſchen Klage die Grundſätze des Pr. A. L. R. 
angewendet habe. Das O. L. G. ſpricht ſich hierüber nicht 
aus, obgleich dazu Veranlaſſung geweſen wäre, da der Kl., der 
Käufer der Waare, in Metz wohnt, und der Vertrag auch in 
Metz abgeſchloſſen iſt. Es iſt aber mit der Reviſion anzu⸗ 
nehmen, daß das O. L. G., ſoweit nicht die Vorſchriften des 
Deutſchen H. G. B. in Betracht kommen, auf die in Rede 
ſtehende Wandelungsklage die Beſtimmungen des A. L. R. hat 
anwenden wollen, in der ſtillſchweigenden Vorausſetzung, daß 
die Parteien, weil die Verkäuferin in Münſter wohnt, ſich dem 
A. L. R. haben unterwerfen wollen. Der Rechtsgrund der 
einzelnen Poſitionen der klägeriſchen Rechnung iſt nirgendwo 
erörtert. Die Bekl. ſelbſt hat ſich auch nach dem Thatbeſtande 
darauf beſchränkt, die Höhe der vom Kl. berechneten Unkoſten 
zu beſtreiten. Allein nach den Grundſätzen des A. L. R. muͤſſen 
auch diejenigen Poſitionen der klägeriſchen Rechnung für gerecht⸗ 
fertigt erachtet werden, welche zweifellos nur Schadenserſatz 
zum Gegenſtand haben, da nach §§ 320, 326 Thl. I Tit. 5 
und § 198 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. anzunehmen iſt, daß 
der wegen Fehlerhaftigkeit der Waare vom Vertrage zurück⸗ 
tretende Käufer von dem Gegenkontrahenten auch Schadenserſatz 
verlangen kann, ohne dieſem ein beſonderes Verſchulden nad- 
zuweiſen. Es würde vielmehr Sache dieſes Gegenkontrahenten 
ſein, ſeinerſeits nachzuweiſen, daß ihn kein Verſchulden treffe, 
ein Nachweis der Seitens der Bekl. gar nicht verſucht iſt. 
Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 22 S. 171. II. C. S. i. S. 
Flechtheim c. Lambert vom 11. Februar 1898, Nr. 317/97 II. 

33. Es iſt davon auszugehen, daß der vom Kl. erhobene 
Gewährleiſtungsanſpruch nur dann begründet iſt, wenn die zur 
Anleitung der Abwäſſer beſtimmte Anlage den beſtehenden 
polizeilichen Vorſchriften nicht entſpricht. Dies würde insbe⸗ 
ſondere der Fall ſein, wenn die Anſammlung der Abwäſſer in 
dem Waſſerloch ohne weitere Ableitung im geſundheitspolizeilichen 
Intereſſe nicht zu dulden wäre. Dabei kommt es nicht darauf 
an, ob die Anlage zur Zeit thatſächlich geduldet wird; denn ein 
Mangel, für den der Verkäufer aufzukommen hat, liegt ſchon 
in der bloßen Gefährdung des Fortbeſtehens der Anlage, da 
hierdurch allein ſchon der Werth des Grundſtücks gemindert 


wird. — Eine beſondere Anordnung, die Anlage zu beſeitigen, 


hat die Polizeibehörde bisher nicht erlaſſen; es ſind nur einzelne 
Verfügungen an den Vorbeſitzer des Kl. (den Bekl.) ergangen, 
die ſich auf die Ableitung des Waſſers beziehen, ohne die Be⸗ 
nutzung der Anlage ſonſt zu unterſagen. Der B. R. hebt 
zwei Verfügungen hervor. Die erſte, vom 11. Juni 1887, 
verbietet dem Bekl. unter Hinweiſung auf die Polizeiverordnung 


vom 15. Juli 1884, Schmutzwäſſer irgend welcher Art, 


jowie Fabrikwäſſer, Spülwäſſer in den Vorfluths⸗ 
graben zu leiten, der über das Grundſtück des Nachbars R. 
geht. Die zweite Verfügung vom 12. Mai 1891, weiſt auf 
jene Verfügung hin und unterſagt dem Bekl., Schmutzwaſſer 
in den bezeichneten Graben zu leiten. Der Reviſion kann zu⸗ 
gegeben werden, daß hierin ein polizeiliches Gebot, das die 


Benutzung der ganzen Anlage unmöglich mache, nicht gefunden 


werden kann. Es kann deshalb dahin geſtellt bleiben, ob jene 
Verfügungen rechtskräftig geworden, und ob ſie gegen den Kl., 
der nur Singularſucceſſor des Bekl. iſt, rechtswirkſam ſind, oder 
nicht. Dagegen ſtellt der B. R. am Schluß ſeiner Erwägungen 
in genügender Weiſe feſt, daß die ganze Anlage den beſtehenden 
geſundheitspolizeilichen Vorſchriften zuwiderlaufe. Man kann 
ſeine Ausführungen, worin er den Einwand des Bekl., 
durch die von ihm angelegte Thonrohrleitung den polizeilichen Ver⸗ 
fügungen genügt habe, verwirft, nur dahin verſtehen, daß er die 
Benutzung des Waſſerlochs, daß einen weiteren Abfluß des Waſſers 
nicht zuläßt, als eine Einrichtung anſieht, die weil geſundheits⸗ 
ſchädlich, polizeilich nicht hätte geduldet werden ſollen. V. C. S. 
i. S. Kober c. Kirſch vom 19. Februar 1898, Nr. 231/97 V. 

34. Die Reviſion erſcheint nicht begründet. Das B. G. 
hat in dem angefochtenen Urtheil die Berufung des Kl. gegen 
das erſte Urtheil deshalb zurückgewieſen, weil der Nachweis fehle, 
daß dem Kl. durch die Abtretung ſeines Gutsantheils ein 
Schade entſtanden ſei. Die Reviſion ſucht auszuführen, daß 
der Nachweis eines dem Kl. entſtandenen Schadens geführt ſei, 
wenn Kl., wie er behauptet hat, ſeinen Gutsantheil unter 
deſſen Werth weggegeben habe, und daß das B. G. mit 
Unrecht hierauf kein Gewicht gelegt habe. Der Reviſion kann 
jedoch darin nicht beigetreten werden, daß die Veräußerung einer 
Sache unter ihrem Werthe allemal einen Schaden, d. h. 
eine Verſchlimmerung des Vermögenszuſtandes des Ver⸗ 
äußernden ($ 1 des A. L. R. Thl. I Tit. 6), enthalte. Es 
iſt auf die geſammte Vermögenslage und die thatſächliche Ver⸗ 
anlaſſung zur Veräußerung zu ſehen. Bei bevorſtehender 
Zwangsverſteigerung verſchlimmert der Eigenthümer eines Grund⸗ 
ſtücks ſein Vermögen durch einen Verkauf unter dem Werthe 
jedenfalls dann nicht, wenn weder in der Zwangsverſteigerung, 
noch bei einem anderweiten freiwilligen Verkaufe ein beſſerer 
Preis zu erwarten war. Denn in ſolchem Falle, — wo dem 
Eigenthümer nicht die Wahl gelaſſen iſt, das Grundſtück zu 
behalten — kann ein Schade für ihn nur noch dadurch ein- 
treten, daß er nicht den nach den Umſtänden zu erwartenden 
Preis erhält. Derjenige Schade, der dem Grundſtückseigen⸗ 
thümer durch die Unabwendbarkeit der Veräußerung 


Jerwächſt, kommt hier nicht in Frage; es fragte ſich vielmehr, 


ob die unter dieſen Umſtänden vorgenommene freiwillige Ver⸗ 
äußerung dem Eigenthümer nachtheilig war. Dieſer Beweis 
wird vom B. G. vermißt. Das B. G. hat dabei allerdings, 
worauf die Reviſion weiter hinweiſt, nur geprüft, ob in der 
Zwangs verſteigerung ein beſſerer Preis zu erzielen geweſen 
wäre, nicht auch, ob der Kl. ſeinen Gutsantheil nicht anderweit 
unter beſſeren Bedingungen hätte verkaufen können. Dieſe 
letztere Prüfung erübrigte ſich aber unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden. VI. C. S. i. S. Pitſchke . Schulze und Gen. vom 
10. Februar 1898, Nr. 404/97 VI. 
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35. Das B. G. ſtellt feſt, daß der Bekl. bei Aufführung 
3 R. 'ſchen Neubaues ſchuldhafter Weiſe die Abſteifung des 
ägeriſchen Giebels unterlaſſen und dadurch gegen $ 3674 des 
eichsſtrafgeſetzbuchs verſtoßen, ferner aber auch dadurch ein zum 
chadenserſatz verpflichtendes Verſehen begangen habe, daß er 
n Neubau auf dem alten zu ſchwachen Fundament errichtet 
be. Daß das B. G. in dieſem letzteren Verſehen kein 
widerhandeln gegen § 367“ des Reichoſtrafgeſetzbuchs ge⸗ 
uden hat, iſt nicht, wie die Revifion meint, rechtsirrthumlich, 
§ 36714 nur von ſolchen Sicherungsmaßregeln ſpricht, die 
rch die Thätigkeit des Bauens nöthig werden, nicht aber von 
lerhafter Konſtruktion des Baues. Indeſſen iſt die Unter⸗ 
eidung ohne allen Einfluß auf das Ergebniß geweſen, zu dem 
3 B. G. gelangt. Denn das Gericht hat der Kl. denjenigen 
haden zugeſprochen, der nicht erwieſenermaßen durch die 
ngelhafte Fundamentirung und Konſtruktion des klägeriſchen 
uſes ſelbſt verurſacht iſt. Abgeſprochen iſt ihr nur der 
eil des Schadens, der auch dann hätte eintreten müſſen, 
in Bekl. kein Verſehen begangen hätte, und der daher durch 
korrektes Verhalten des Bekl. nicht hätte vermieden werden 
inen. Es iſt alfo der $ 26 des A. A. R. Thl. I Tit. 6 
zur Anwendung gebracht, als wenn auch das letztgedachte 
ſehen einen Verſtoß gegen ein auf Schadensverhütungen 
zielendes Polizeigeſetz enthielte. Der durch die mangelhafte 
damentirung und Konſtruktion des klägeriſchen Hauſes ver- 
ichte Schade iſt vom B. R. durch freie Schätzung nach 
60 der C. P. O. auf ſieben Zehntel des Geſammtſchadens, 
den Bekl. betreffende Theil dagegen auf drei Zehntel feſt⸗ 
lt worden. Die Reviſion meint, dies entſpreche nicht dem 
6 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 6, nach welchem der Bekl. 
ir beweispflichtig ſei, zu welchem Theile der Geſammtſchade 
die angegebenen Urſachen zurückzuführen ſei. Die Beweis⸗ 
ht kommt hier jedoch nicht in Frage. Der Kl. iſt mit 
n Zehnteln des Schadensanſpruchs nicht deshalb abgewieſen 
den, weil er den Beweis, daß dieſer Theil des Schadens 
Bekl. verurſacht ſei, nicht geführt habe, ſondern deshalb, 
zu dieſem Theile der Schade auch dann entſtanden ſein 
de, wenn der Bekl. kein Verſehen begangen hätte. Einer 
der Schätzung des Gerichts beruhenden Feſtſtellung der Höhe 
s Schadens, der vom Bekl. nicht zu vertreten iſt, ſtand der 
5 cit. nicht entgegen. Die Reviſion erachtet noch die Be⸗ 
nkung der Verurtheilung auf den bis zur Verkündigung 
Urtheils entſtandenen Schaden für ungerechtfertigt. 
B. G. hat jedoch nicht mit Unrecht den Antrag dahin 
faßt, daß er nur auf den ſchon entſtandenen Schaden ge- 
t ſei. Uebrigens erſcheint die Beſchränkung auch ſachlich 
tfertigt. Denn da dem Kl. nur eine Quote des Schadens 
prochen iſt, ſo ergiebt ſich, daß der Bekl. zu einer Wieder⸗ 
llung des Hauſes auf ſeine Koſten nicht verpflichtet iſt und 
u den Koſten der Wiederherſtellung in dem angegebenen 
iltniſſe herangezogen werden kann. Danach kann ihm aber 
eine Verzögerung der Wiederherſtellung und der dadurch 
gte Fortſchritt im Verfall des Hauſes nicht zur Laſt gelegt 
n: Daß die Wiederherſtellung — ſeit 1891 — längſt 
erfolgen können, iſt zweifellos. Es könnte ſich daher 
ens fragen, ob die Beſchränkung weit genug geht und nicht 
übere Zeitpunkt, in welchem die Wiederherſtellung hätte 


erfolgt ſein können, zu ermitteln war. VI. C. S. i. S. Joſeph 
c. Hintze vom 7. Februar 1898, Nr. 323/97 VI. 

36. Ganz unberechtigt iſt in Anſehung der Klage der 
W'ſchen Eheleute die Verurtheilung des Bekl. zur Zahlung von 
355 Mark 47 Pf. Dieſe Summe ſtellt einen Theil des in der 
Subhaſtation erzielten Kaufpreiſes dar, der von den Hypotheken- 
gläubigern in dieſer Höhe zur Deckung der Zinſen, die R. zu 
zahlen vertragsmäßig verpflichtet war, in Anſpruch genommen 
worden iſt. Die Kaufgelder, ſoweit ſie nicht zur Deckung der 
Glaͤubiger erforderlich waren, gebührten allerdings formell den 
W'ſchen Eheleuten als den Eigenthümern des ſubhaſtirten 
Grundſtücks. Der Anſpruch darauf kann aber nicht neben dem 
in erſter Linie gegen R. erhobenen Anſpruch auf Erſüllung des 
Vertrages durch Zahlung des rückſtändig gebliebenen bezw. 
kreditirten Kaufpreiſes beſtehen. Wurde der Vertrag von Seiten 
des R. durch Zahlung des Kaufpreiſes erfüllt, ſo waren die 
W's verpflichtet, ihm das Grundſtück aufzulaſſen. Wenn nun 
letzteres durch Schuld des Käufers nicht mehr möglich iſt, ſo 
find ſie freilich von dieſer Verpflichtung frei geworden, ſie würden 
aber das volle Aequivalent für das von ihnen verkaufte Grund⸗ 
ſtück in dem vollen Betrage des verabredeten Kaufpreiſes erhalten, 
und können daher neben dem Anſpruch auf dieſen Kaufpreis 
nicht noch einen Anſpruch auf das verkaufte Grundſtück und 
folglich auch nicht auf den den Betrag der Schulden über- 
ſteigenden Subhaſtationserlös erheben. Damit fällt der auf die 
ſchuldbare Entziehung eines Theiles dieſes Subhaſtationserlöſes 
gegründete Entſchädigungs⸗ oder Bereicherungsanſpruch. Anders 
freilich würde ſich in Betreff dieſes Anſpruchs die Sache ge⸗ 
ſtalten, wenn es im weiteren Verlauf des Rechtsstreits dem Kl. 
und Bekl. R. gelänge, die Aufhebung des Vertrages durchzuſetzen; 
aber auch bei fo veränderter Sachlage könnte eine Verurtheilung 
des R. zur Zahlung der fraglichen Summe nicht eintreten, da 
die in dieſem Fall an R. zurückzuzahlenden Kaufgelder weit mehr 
betragen. Die Folge könnte alſo in dieſem Falle nur eine 
Minderung der Ruckforderungs⸗ und Entſchädigungsanſprüche 
des R. ſein. V. C. S. i. S. Roſenke c. Wisniewski vom 
9. Februar 1898, Nr. 246/97 V. 

37. Die Vorſchrift des § 542 A. L. R. Thl. 1 Tit. 20 
kann nicht mit Erfolg herangezogen werden. Zwar darf danach 
„der Inhaber einer Kapitalsſumme wegen einer an den Eigen⸗ 
thümer derſelben ihm zuſtehenden Gegenforderung, ſelbſt alsdann, 
wenn ihm ſonſt das Kompenſationsrecht nicht zuſtehen würde, 
das Zurückbehaltungsrecht ausüben.“ Der Thatbeſtand des vor⸗ 


liegenden Falls läßt aber für die Anwendung dieſer Rechtsnorm 


nicht Raum. Mit dem IV. C. S. des R. G. (Entſch. Bd. 21 
Nr. 53) und in Uebereinſtimmung mit der Theorie des 
Preußiſchen Privatrechts ſowohl als auch mit der Rechtſprechung 
des früheren Preußiſchen Obertribunals (Förſter.Eccius, Preu- 
ßiſches Privatrecht Bd. I § 110 S. 748 fig. der 6. Auflage; 
Striethorſt, Archiv für Rechtsfälle Bd. 84 S. 240 flg., Entſch. 
Bd. 70 S. 180 flg.) iſt anzunehmen, daß nicht jede Geldſchuld 
zurückgehalten werden kann, ſondern in Beziehung auf ſie ein 
beſonders geartetes, fie erſt zum geeigneten Retentionsobjekt er⸗ 
hebendes Verhältniß der Parteien gegeben ſein muß. Obwohl 
die „Kapitalsſumme“ formell dem Vermögen des Schuldners 
angehört, ſo ſoll ſie doch dann retinirt werden dürfen, wenn 
kraft des beſtehenden Obligationsverhältniſſes eine Verpflichtung 
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zu deren Herausgabe begründet ift, fie alſo materiell bereits dem 
Vermögen des Gläubigers hinzugerechnet werden kann. Davon 
iſt hier aber nicht die Rede. I. C. S. i. S. Meſſing⸗Gewerk⸗ 
ſchaft o. Frankfurter Metallgewerbe⸗Fabrik vom 5. Februar 1898, 
Nr. 360/97 J. 

38. Die Aeußerungen der Bekl. ſind, wie das B. G. zu⸗ 
treffend annimmt, an und für ſich geeignet, dem Kl. in den 
Augen Anderer die ihm gebührende Achtung zu entziehen und 
ihm dadurch einen dauernden oder doch empfindlichen Nachtheil 
zuzufügen. Das B. G. nimmt weiter an, daß die Bekl. auch 
die überlegte Abſicht gehabt habe, einen ſolchen Erfolg herbei⸗ 
zuführen. Andererſeits ſtellt es aber feſt, daß der Kl. am Tage 
vorher der Bekl. das Verſprechen gegeben hatte, den Umgang 
mit der F. abzubrechen, und daß gegenüber dem ſchnellen Bruche 
dieſes Verſprechens die Bekl., „als ſie die Beſchimpfung aus⸗ 
ſtieß, ſich nicht ohne Grund in einem äußerſt erregten Zuſtand 
befand,“ ihre Vergehung daher „nur aus Uebereilung und 
Heftigkeit der Leidenſchaft“ hervorgegangen iſt. Das B. G. 
hebt ferner hervor, daß nach dem Gutachten des Sachver⸗ 
ſtändigen „die Bekl. eine hyſteriſche Perſon ſei, bei der die 
Affekte leichter eintreten und ſtürmiſcher verlaufen, als bei 
normalen Menſchen“; es ſieht aber die Vorausſetzungen des 
§ 700 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. dennoch als vorliegend 
an, „weil für die Annahme, daß die Erregung der Bekl. ſich 
bis zur Beeinträchtigung der Willensfreiheit geſteigert habe“, 
kein begründeter Anhalt gegeben ſei, man alſo nicht ſo weit 
gehen könne, „die Zurechnungsfähigkeit der Bekl. vollſtändig zu 
verneinen“. Die Erwägung iſt rechtsirrthümlich. Der § 700 
Thl. II Tit. 1 des A. L. R. erfordert zu ſeiner Anwendung 
die aus Bosheit entſprungene überlegte Abſicht, dem Ehegatten 
in den Augen Anderer die ihm gebührende Achtung zu entziehen 
und ihm dadurch einen dauernden oder doch empfindlichen Nach⸗ 
theil zuzufügen. Eine in der Erregung verübte Ehrenkränkung 
kann unter Umſtänden einen anderen Bewegungsgrund, als den⸗ 
jenigen der Bosheit, haben. Der Thatbeſtand des § 700 a. a. O. 
wird daher nicht lediglich durch die Unzurechnungsfähigkeit des 
Beleidigers beſeitigt. IV. C. S. i. S. Weſtphal c. Weſtphal 
vom 10. Februar 1898, Nr. 363/97 IV. | 

39. Die Entſcheidung des B. G. beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß die in dem Vertrage vom 6. Mai 1896 verein- 
barte Rente nichts weiter ſei, als die vergleichsweiſe Feſtſetzung 
der nach §8 798 A. L. R. Thl. II. Tit. 1 dem unſchuldigen 
Ehegatten von dem ſchuldigen zu gewährenden ſtandesgemäßen 


Verpflegung, neben welcher dann noch weitere Leiſtungen des 


Kl. in dem geſchloſſenen Vergleiche beſtimmt ſeien. Wenn 
ſodann, ſo wird weiter ausgeführt, die geſchiedene Ehefrau zu⸗ 
gleich auſ die ihr nach dem Geſetze zuſtehenden Anſprüche auf 
Abfindung verzichtet habe, ſo ſei darin nach dem Wortlaute des 
Vertrags und der vermuthlichen Abſicht der Kontrahenten nicht 
ein beſonderes vertragsmäßiges Entgelt als Gegenleiſtung gegen 
die Gewährung dieſer Rente zu finden, ſondern vielmehr inſo⸗ 
weit nur die ausdrückliche Hervorhebung der nach 8 804 a. a. O. 
eintretenden geſetzlichen Folge. Die Beurtheilung des Abkommens 
vom 6. Mai 1896 als eines Vergleichs greift die Reviſion als 
rechtsirrthümlich an. Die Urkunde ſtelle vielmehr einen Vertrag 
über die nach den eherechtlichen Beſtimmungen der geſchiedenen 
„Ehefrau unſtreitig zuſtehenden Verpflegungs⸗ oder Abfindungs⸗ 
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anſprüche dar, fo daß es ſich weder um ftreitige Rechte, noch 
um wechſelſeitiges Nachlaſſen oder Zugeben bezüglich des Um⸗ 
fangs ihrer Forderungen handle. Der in der Urkunde vom 
6. Mai 1896 enthaltene Rechtsakt beruhe bezüglich der Leib⸗ 
renten und Kapitalszahlungen, auf welche der geſchiedenen Ehe⸗ 
frau geſetzlich ein Anſpruch nicht zuſtehe, nicht auf geſetzlichem 
Zwange, ſondern auf der freiwilligen Vereinbarung der Parteien. 
Der Zweck dieſer Vereinbarung ſei zwar die Abfindung der 
geſchiedenen Ehefrau geweſen, der Zweck entſcheide aber nicht 
über die Stempelpflichtigkeit, dafür komme es allein auf den 
Inhalt der Urkunde an. Das Entgelt für die vom Kl. ver⸗ 
ſprochene Leibrente bilde der Verzicht ſeiner geſchiedenen Ehe⸗ 
frau auf ihre geſetzlichen Anſprüche, der als eine bedeutungs⸗ 
loſe Erklärung ſchon um deshalb nicht aufgefaßt werden könne, 
weil — nach dem allein in Betracht kommenden Urkundeninhalte — 
garnicht feſtſtehe, welche Anſprüche der Ehefrau zuſtanden. Wenn 
dieſe alſo auf ſolche verzichtete, ſo könnten dieſelben ſehr wohl 
weiter gegangen ſein, als das ihr von dem Ehemann Gewährte; 
mithin dürfe der Verzichtserklärung nicht jede Bedeutung ab- 
geſprochen werden. Den Ausführungen der Reviſton läßt ſich 
nicht beitreten. Eingehend begründet. IV. C. S. i. S. 
Fiskus c. Vogt vom 10. Februar 1898, Nr. 241/97 IV. 

40. Der B. R. führt aus, es ſei die Aufhebung der 
Univerſität Wittenberg und die Verfügung über ihr Vermögen 
vor der Herrſchaft des Pr. A. L. R. in den früher Sächſiſchen 
Landestheilen erfolgt. Damit ſei das Patronat über die klägeriſche 
Kirche erloſchen, aber auch die Heranziehung der 88 192, 201 
Thl. II Tit. 6 des Pr. A. L. R. ausgeſchloſſen, und dies umſomehr, 
als nach dem Sächſiſchen Rechte das Patronat der Univerſität 
Wittenberg ein laſtenfreies geweſen ſei. Eventuell ſei aber die 
Verpflichtung des Staates aus § 201 a. a. O. nur eine ſub⸗ 
ſidiäre, und die Kl. habe daher ſich zunächſt an die von der 
Staatsgewalt neu geſchaffenen Rechtsſubjekte, ſei es das Prediger⸗ 
Seminar oder die Wittenberger Fundation, zu halten. Dieſe 
Ausführung beruht auf einer nicht zu billigenden rechtlichen 
Grundlage. Die Annahme, daß die Aufhebung der Univerſität 
Wittenberg und die Verfügung über deren Vermögen vor Ein⸗ 
tritt der Geltung des Pr. A. L. R. in den früher Sächſichen 
Gebieten ftattgefunden habe, leitet das B. G. aus dem Erlaſſe 


des Königs von Preußen vom 6. März 1816 her. Es erwägt, 


daß nach Inhalt dieſes Erlaſſes die Aufhebung der Univerſität 
Wittenberg verordnet und über deren Vermögen inſofern Be⸗ 
ſtimmung getroffen ſei, als der größere Theil der Einkünfte 
als ſog. Wittenberger Fundation der zu vereinigenden Univerſität 
Halle-Wittenberg behufs ſelbſtſtändiger Verwaltung, der kleinere 
Theil der Einkünfte nebſt Feuerungsbedarf und Auguſteum dem 
neu zu errichtenden Wittenberger Prediger-Seminar überwieſen 
ſei, wobei der König ſich nur gewiſſe Ausführungsbeſtimmungen 
vorbehalten habe. Dagegen ſei die Einführung des Pr. A. L. R. 
in die ehemals Sächſiſchen Landestheile erſt durch Publikations⸗ 
patent vom 15. November 1816 angeordnet und am 1. März 
1817 in Kraft getreten. Nun iſt zwar die letztere Thatſache 
richtig. Dagegen liegt der auf den Königlichen Erlaß vom 
6. März 1816 geſtützten Feſtſtellung eine ungenügende Würdigung 
des Inhalts dieſes Erlaſſes, wie des vom Könige unterm 
12. April 1817 erlaſſenen Regulativs zu Grunde. Denn dem 
Erlaſſe vom 6. März 1816 iſt, wie das B. G. ſelbſt feſtſtellt, 
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der Schluß beigefügt, daß der König die gemachten vorläufigen 
Anträge genehmige, den vollſtändigen Fundationsplan nebſt 
Etat erwarte, und über die Vorſchläge wegen Erſatzes der für 
die Stadt Wittenberg durch die Aufhebung der Univerfität er⸗ 
wachſenden Verluſte zunächſt den Bericht des Finanzminiſters 
erfordert habe, übrigens bis zur Bekanntmachung der bezüglichen 
Entſchädigung auch die Bekanntmachung des Planes zur Auf⸗ 
hebung der Univerſität ausgeſetzt bleiben ſolle. In dem dann 
unterm 12. April 1817 vom Könige erlaſſenen Regulativ iſt 
verordnet, daß die Univerſitäten Wittenberg und Halle hinſichts 
ihrer Lehrer und wiſſenſchaftlichen Anſtalten zu einem Ganzen 
vereinigt würden ($ 1), das geſammte Vermoͤgen der erſteren 
Univerſität unter der Bezeichnung „Wittenberger Fundation“ in 
Wittenberg beſonders verwaltet und unter Aufſicht der Direktion 
des dortigen Prediger-Seminard (nach dem ſpäteren Königlichen 
Erlaſſe vom 19. Auguſt 1818 unter Aufſicht der Regierung zu 
Merſeburg), bez. des Miniſters des Innern geſtellt (§ 7), und 
daraus der Unterhalt für das Wittenberger Prediger⸗Seminar 
und Lyceum beſtritten und der Ueberſchuß an die Univerſitäts⸗ 
kaſſe in Halle abgeführt werden ſollte (§ 8), während nach 
8 16 das der Univerfität Wittenberg zuſtehende Kollaturrecht 
über mehrere Kirchen auf das Prediger- Seminar übergehen 
ſollte. Hält man dieſe landesherrlichen Akte zuſammen, ſo er- 
ſcheint die Folgerung geboten, daß durch den Erlaß vom 
6. März 1816 die Aufhebung der Univerſität Wittenberg und 
die Verfügung über deren Vermögen zwar im Prinzip an⸗ 
geordnet iſt, die rechtswirkſame Ausführung dieſer Maßregel 
aber erſt auf Grund des Regulativs vom 12. April 1817, alſo 
unter der Herrſchaft des Pr. A. L. R. ſtattgefunden hat. Geht 
man hiervon aus, ſo muß die weitere Annahme des B. G., 
daß mit der Aufhebung der Univerſität Wittenberg das Patronat 
über die klägeriſche Kirche überhaupt erloſchen, zugleich aber 
auch für die Anwendung der §§ 192, 201 Thl. II Tit. 6 
des Pr. A. L. R. kein Raum ſei, für hinfällig erachtet werden. 
Das B. G. folgert das Erlöſchen des Patronats daraus, daß 
die juriſtiſche Perſon, an welche daſſelbe gebunden geweſen, durch 
Akt der Staatsgewalt in Wegfall gebracht ſei. Es könnte zu⸗ 
nächſt in Frage kommen, ob jene Maßregel, da ſie ihrem 
konkreten Inhalte nach auf eine Vereinigung der Univerſität zu 
Wittenberg mit derjenigen zu Halle hinauslief, rechtlich über⸗ 
haupt ein Erlöſchen der Rechtsperſönlichkeit jener Anſtalt zur 
Folge gehabt hat. Abgeſehen hiervon muͤſſen für die Prüfung 
der Wirkungen, welche dem obigen Staatsakt entſprungen ſind, 
die Vorſchriften der SH 189 ff. Thl. II Tit. 6 des Pr. A. L. R. 
Anwendung finden; denn aus dieſen auf dem Hoheitsrechte des 
Staates beruhenden Normen hat der König den Rechtstitel für 
das von ihm geübte Eingreifen entnommen. Auf dieſer Grund- 
lage aber erſcheinen die rechtlichen Folgerungen, zu denen das 
B. G. gelangt iſt, mit den Beſtimmungen der 88 192, 201 
a. a. O. nicht vereinbar. Nach § 192 fällt, wenn der Staat 
eine öffentliche Geſellſchaft aufhebt, das Vermögen derſelben 
dem Staate zu anderweiter Verwendung für das gemeine Wohl 
anheim. In den 58 193 bis 200 iſt beſtimmt, in welcher 
Weiſe der Staat mit Geldern und Sachen, die zu einem ge- 
wiſſen Zwecke gewidmet ſind, mit dem durch außerordentliche 
und ordentliche Beiträge oder Zuwendungen von Mitgliedern 
aufgebrachten oder dem zum Nutzen derſelben beſtimmten Geſell⸗ 


ſchaftsvermögen zu verfahren hat. Nach § 201 tritt gegen 
diejenigen, welche an die erloſchene Geſellſchaft Anſprüche haben, 
der Staat an die Stelle der Geſellſchaſt. Aus dem Zufammen- 
hange dieſer Vorſchriften, insbeſondere der §8 192, 201 iſt 
grundſätzlich zu ſchließen, daß danach das Vermögen einer vom 
Staat aufgehobenen Geſellſchaft mangels anderweiter recht. 
gültiger Beſtimmungen an den Staat zu ſonſtiger Verwendung 


im offentlichen Intereſſe heimfallen und der Staat die der 


Geſellſchaft gegen Dritte obliegenden Verpflichtungen ſoweit, 
als das heimgefallene Vermögen reicht, erfüllen ſoll (vergl. 
Entſch. des Preußiſchen Obertribunals Bd. 16 S. 429, Dern- 
burg I § 56, Förſter-⸗Eccius IV § 282). Dieſer Grundſatz 
müßte in Anwendung auf den Fall der Aufhebung der Witten⸗ 
berger Univerſität durch den Preußiſchen Staat zu dem Er⸗ 
gebniſſe führen, daß der letztere die Verbindlichkeiten, welche 
dieſer Anſtalt obgelegen, und insbeſondere diejenigen, welche 
auf dem Patronate der Univerſität über die klägeriſche Kirche 
geruht, nach Kräften des an ihn heimgefallenen Univerfitäts- 
vermögens zu vertreten hätte. Nun iſt freilich vom B. G. 
eventuell geltend gemacht, daß die Verpflichtung des Staates 
aus § 201 a. a. O. nur eine ſubſidiäre ſei und im vorliegenden 
Falle dadurch vor der Hand ausgeſchloſſen werde, daß vom 
Preußiſchen Staate durch die Verfügung über das Vermögen 
der Univerſität Wittenberg neue Stiftungen mit ſelbſtſtändiger 
Rechtsperſönlichkeit, ſei es das Prediger- Seminar zu Wittenberg, 
ſei es die ſog. Wittenberger Fundation, geſchaffen ſeien. Allein 
für die letztere Annahme fehlt es an ausreichenden Unterlagen. 
Das B. G. ſtützt dieſelbe, ſoviel erſichtlich, auf den Königlichen 
Erlaß vom 6. März 1816. Es iſt aber bereits oben dargelegt, 
daß die endgültige Verfügung über die Univerfität Wittenberg 
und deren Vermögen nicht ſchon durch jenen Erlaß, ſondern 
erſt durch das Königliche Regulativ vom 12. April 1817 ge⸗ 
troffen iſt. Daher bleibt nach Maßgabe der Beſtimmungen 
dieſes Regulativs anderweit zu prüfen, ob mit dem Vermögen 
der Univerſität Wittenberg die vom B. G. bezeichneten ſelbſt⸗ 
ſtändigen Rechtsperſönlichkeiten begründet worden ſind. Bei 
dieſer Prüfung werden auch die zweitinſtanzlichen Anführungen 
der Kl. in Betreff der Behandlung der Wittenberger Fundation 
im Preußiſchen Staatshaushaltsetat Berückſichtigung finden 
müſſen. IV. C. S. i. S. Kirchengemeinde Schmiedeberg 
c. Fiskus vom 10. Februar 1898, Nr. 243/97 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

41. Die Reviſion hat die in den Vorinſtanzen nicht erörterte 
Frage angeregt, ob der Grundſtückseigenthümer, der eine Ge⸗ 
ſammthypothek auszahlt, auch dann die Hypothek in vollem 
Umfange, auch gegen mitverhaftete fremde Grundſtücke, erwerbe, 
wenn dieſe Zahlung nicht gegen Ceſſion der Hypothek erfolgt 
fei. Dieſe Frage wurde in der Praxis nach dem Recht vor der 
Grundbuchgeſetzgebung von 1872 verneint. Eine verſchiedene 
Behandlung der Frage, je nachdem gegen Ceſſion oder unter 
Quittung gezahlt worden iſt, läßt ſich jedoch ſeit dieſer Geſetz⸗ 
gebung nicht rechtfertigen; vergl. Turnau, Grdb. O. 5. Aufl. 
Bd. 1 S. 408 ff. mit Nachweiſungen. Nach § 63 des E. E. G. 
vom 5. Mai 1872 hat der zahlende Eigenthümer die freie 
Wahl, ob er Ceſſion oder löſchungsfähige Quittung verlangen 
will, und nach § 64 gewinnt er auch in letzerem Fall die volle 
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Verfügung über die Hypothek. In dieſer Beziehung find alfo 
die Wirkungen je der Ceſſion der Hypothek oder ihrer Quittung 
einander gleichgeſtellt. Auch die Geſammthypothek iſt nur eine 
einzige Hypothek, das Verfügungsrecht über ſie ergreift ſie daher 
naturgemäß in ganzem Umfange. Die Unterſcheidung, welche 
künftig das deutſche B. G. B. in $ 1173 macht, je nachdem 
der zahlende Eigenthümer einen Erſatzanſpruch gegen die Eigen⸗ 
thümer der mitverhafteten Grundſtücke hat oder nicht, iſt dem 
bisherigen Recht fremd. V. C. S. i. S. Brücke c. Lämmel 
vom 12. Februar 1898, Nr. 264/97 V. 

42. W. hat das Eigenthum an dem Platz nicht erworben; 
denn die rechtsbegründende Kraft der auf Grund einer Auf 
laſſung erfolgten Eintragung des Eigenthumsüberganges kann 
nicht weiter reichen als die Willensübereinſtimmung der Kontra⸗ 
henten der Auflaſſung. Entſpricht die wirkliche Auflaſſung dem 
überein ſtim menden Willen der Kontrahenten nicht, fo iſt 
dieſelbe inſoweit nichtig, was wiederum die Nichtigkeit der Eigen⸗ 
thumseintragung zur Folge hat (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 20 S. 228, Bd. 28 S. 310, Turnau, Grdb. O. S. 656%, 
5. Aufl.). V. C. S. i. S. Roſenke c. Wisniewski vom 9. Fe⸗ 
bruar 1898, Nr. 246/97 V. 

43. Ju Theorie und Praxis beſteht keine Meinungsver- 
ſchiedenheit darüber, daß dem Gläubiger einer Hypothekenforderung, 
wenn der Schuldner auf die Ausfertigung des Hypothekenbriefs 
verzichtet hat, nachträglich ein ſolcher nicht ohne Bewilligung des 
Schuldners ertheilt werden darf (vergl. Turnau Grdb. O. 5. Aufl. 
Bd. 1 S. 592 ff.). Auch die Parteien ſtreiten hierüber nicht. 
Gegenſtand ihres Streites iſt die Frage, ob der Bekl. nach Lage 
der Sache verpflichtet ſei, ſeine Einwilligung zu der vom Kl. 
begehrten Ertheilung des Hypothekenbriefs zu geben, und welcher 
Partei die Beweispflicht zuzuweiſen ſei. Das B. G. bejaht die 
erſtere Frage und halt den Bekl. für beweispflichtig bezüglich 
der Behauptung, daß die nachträgliche Ertheilung des Briefes 
nach der Abſicht der Kontrahenten des Kaufvertrags ausgeſchloſſen 
ſei. Dabei ſetzt es in thatſächlicher Beziehung voraus, daß eine 
Abrede über die nachträgliche Ertheilung des Hypothekenbriefs 
zwiſchen der Wittwe H. und dem Bekl. nicht getroffen iſt und 
daß nichts weiter vorliegt, als der vom Schuldner bei Beſtellung 
der Hypothek einſeitig erklärte Verzicht auf Bildung des 
Hypothekenbriefs. Ein Rechtsirrthum iſt in den Ausführungen 
des B. G. nicht enthalten. Sie werden vielmehr durch folgende 
Erwägung noch verſtärkt. In der Regel können alle Forderungs⸗ 
rechte, auch die aus zweiſeitigen Geſchäften entſpringenden, ab⸗ 
getreten werden, wenn ſie nicht durch Geſetz oder Vertrag an die 
Perſon des Inhabers gebunden find (A. L. R. Thl. I Tit. 11 
§ 382 mit den Anm. in Koch's Kommentar), alſo auch das 
Recht des Verkäufers auf Zahlung des Kaufpreiſes, wenn nicht 
deſſen Unabtretbarkeit von den Vertragſchließenden vereinbart 
worden, da durch Geſetz ſolche Forderung nicht an den Inhaber 
gebunden iſt. Aus der geſetzlichen Regel der Abtretbarkeit folgt, 
daß der, welcher eine Ausnahme davon behauptet, dieſe nach⸗ 
zuweiſen hat, daß alſo der Schuldner die Thatſache zu behaupten 
und im Beſtreitungsfalle nachzuweiſen hat, aus welchen ſich die 
Unabtretbarkeit ergeben ſoll. Hierin wird dadurch nichts ge— 
ändert, daß die Forderung mit Hypothek geſichert iſt. Der 
Bekl. hatte mithin zu beweiſen, daß er die Unabtretbarkeit der 
Kaufgelderreſtforderung mit der Wittwe H. bei Abſchluß des 


Kaufvertrags oder ſpäter verabredet habe oder daß ſich dies aus 
den Umſtänden ergebe. War eine Verabredung beim Abſchluß 
des Kaufvertrags nicht getroffen, ſo konnte der Bekl. nicht ein⸗ 
ſeitig, nicht ohne Verabredung mit der Wittwe H., deren 
Forderung unabtretbar machen. Dadurch, daß er beim Antrage 
auf Eintragung der Kaufgelderreſtforderung auf die Ertheilung 
des Hypothekenbriefs verzichtete, konnte er alſo der Forderung 
die Abtretbarkeit nicht entziehen, ſelbſt wenn er es mit der Ab⸗ 
ſicht that, dadurch die Forderung in der Hand der Wittwe H. 
feſtzulegen; denn dies lag außerhalb ſeiner Machtbefugniß. Der 
Bekl. hat ſeiner Beweispflicht nicht genügt. Er hat nur dafür 
Beweis angetreten, daß er bei Abſchluß des Kaufvertrags der 
Wittwe H. gegenüber nicht erklärt habe, er verzichte auf die Er⸗ 
theilung des Hypothekenbriefs nur der Koſtenerſparniß wegen. 
Mit dieſer Negative kann der Bekl. den Beweis der Poſitive 
nicht erſetzen, daß die Unabtretbarkeit der Kaufgelderforderung 
verabredet ſei. Hiernach konnte der Bekl. der Wittwe H. die 
Abtretung ihrer Forderung nicht verwehren und, da zu der 
grundbuchmäßigen Abtretung nach $ 129 Grdb. O. die nach⸗ 
trägliche Bildung des Hypothekenbriefs erforderlich iſt, durfte er 
ſeine hierzu erforderliche Einwilligung der Wittwe H. nicht vor⸗ 
enthalten und dieſe dadurch verhindern, von ihrem Rechte der 
Abtretung Gebrauch zu machen. Der Hinweis des Bekl. auf 
den Art. 11 der Inſtruktion vom 3. Auguſt 1853 zu dem 
Geſetze vom 24. Mai 1853, betreffend einige Abänderungen der 
Hypothekenordnung (Juſtizminiſterialblatt S. 275) iſt nicht 
geeignet, ſeiner Anſicht eine Stütze zu verleihen. Darin iſt zu 
der Beſtimmung § 17 Abſ. 1 Satz 2 des bezeichneten Geſetzes, 
nach welcher bei Eintragungen in der II. oder III. Hauptrubrik 
den Betheiligten frei ſteht, auf die Bildung und Ertheilung von 
Hypothekeninſtrumenten zu verzichten, bemerkt, daß ſolchem Ver⸗ 
zicht in der Regel die Vorausſetzung zu Grunde liege, der ein- 
getragene Anſpruch werde in erſter Hand bleiben und, ohne der 
Gegenſtand weiteren Verkehrs zu werden, zur Tilgung gelangen. 
Geſetz und Inſtruktion von 1853 find durch § 143 Abſ. 2 der 
Grdb. O. vom 5. Mai 1872 aufgehoben. Sieht man auch 
davon ab, ob jene thatſächliche Vorausſetzung gegenüber den ſeit 
1853 gänzlich veränderten Verkehrsverhältniſſen noch zutreffend 
iſt, ſo verliert ſie alle Bedeutung durch die thatſächliche Erwägung 
des B. G., daß nach der forenſiſchen Erfahrung in den aller- 
meiſten Fällen Gründe für den Verzicht überhaupt nicht zum 
Ausdruck kommen, vielmehr allein die Erſparung von Koſten 
und Arbeit den ſtillſchweigenden Grund des Verzichts bildet, und 
daß die künftige Inſtrumentenbildung ganz unverörtert bleibt. 
Wenn nun auch, wie es hier der Fall zu ſein ſcheint, der Bekl. 
in Gegenwart und ohne Widerſpruch der Wittwe H. nach er⸗ 
haltener Auflaſſung die Eintragung der Reſtkaufgelder ohne 
Bildung eines Hypothekenbriefs beantragt hat, ſo kann daraus 
nicht geſchloſſen werden, die Wittwe H. habe für alle Zeit auf 
die Ertheilung eines Hypothekenbriefs verzichten und dadurch ihre 
an ſich abtretbare Forderung unabtretbar machen wollen. 
V. C. S. i. S. Flaſcher e. Lucae vom! 16. Februar 1898, 
Nr. 269/97 V. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

44. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Soweit 
die erhobene Entſchädigungsklage auf Vertragsverletzung 
geſtützt und gegen den Bekl. W.⸗W. gerichtet iſt, konnte ſie 
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iach den von dem B. G. getroffenen thatſächlichen Feſtſtellungen 
hne Rechtsirrthum für begründet erachtet werden. Das B. G. 
indet in der den Kilometerheften auftzedruckten Beſtimmung, 
velche für deren Benutzung maßgebend iſt, auch nach ihrer 
rſprünglichen Faſſung, die keiner Auslegung bedürftige, weil 
ollkommen klare und deutliche Vorſchrift, daß der Inhaber 
ines Kilometerheftes, auf deſſen Namen daſſelbe ausgeſtellt iſt, 
ieſes lediglich an fein eigenes Geſchäftsperſonal abgeben 
ürfe, und nimmt ohne Rechtsirrthum an, daß das Geſchäfts⸗ 
erſonal einer Aktiengeſellſchaft nicht zugleich Geſchäftsperſonal 
es Direktors derſelben iſt, wenn dieſer es auch als Ver⸗ 
eter der Aktiengeſellſchaft für dieſe in Dienſt genommen hat. 
iernach konnte in der Ueberlaſſung der von dem genannten 
ekl. gelöſten Kilometerhefte an das Geſchäftsperſonal der 
ktiengeſellſchaft für Seilinduſtrie, deren Direktor er iſt, eine 
ertragsverletzung gefunden werden. Der Einwand der Re— 
ton, daß der Transportvertrag nur zur Zahlung des Preiſes 
cht zum ordnungsmäßigen Gebrauche, wie etwa bei einer 
mietheten oder geliehenen Sache verpflichte, iſt im vorliegenden 
lle nicht durchſchlagend. Die gegenüber der allgemeinen 
übertragbarkeit ſolcher auf den Namen einer beſtimmten 
rſon ausgeſtellten Fahrſcheine zugelaſſene Abgabe an einen 
chränkten Kreis anderer Perſonen rechtfertigte die Annahme 
er Vertragspflicht, die Kilometerhefte nur an die in der 
geriſchen Offerte bezeichneten Perſonen zur Benutzung zu 
rlaffen und an keine anderen. Die Zuwiderhandlung be- 
indet aber nach L. R. S. 1145 die Pflicht zur Entſchädigung. 
ß ein zur Entſchuldigung (L. R. S. 1147) des Bekl. W.⸗W. 
tigftend bei der anfänglichen Abgabe der Kilometerhefte zur 
nutzung durch das Geſchäftsperſonal der Aktiengeſellſchaft 
tender Irrthum dieſes Bekl. beſtanden habe, wird von dem 
G. aus thatſächlichen Erwägungen verneint. Dabei wird 
ohl die Thatſache berückſichtigt, daß W.⸗W. zunächſt Kilo- 
erhefte für die Aktiengeſellſchaft verlangt hatte, auf die Be⸗ 
kung des Stationsvorſtehers, daß nur phyſiſche Perſonen 
pruch auf Verabfolgung von Kilometerheften machen könnten, 
5 Hefte auf ſeinen Namen ausſtellen ließ, welche ihm 
Weiteres verabfolgt wurden, als auch die Möglichkeit, daß 
er Sprache des Alltagsverkehrs das Perſonal einer Geſellſchaft 
Perſonal des Direktors bezeichnet werde, und der unter 
eis geſtellte Umſtand, daß die von dem Bekl. vertheidigte 
aſſung der klägeriſchen Offerte auch von anderen Geſell⸗ 
ten und Einzelperſonen getheilt worden ſei. Gegenüber 
dieſen Umſtänden wird verneint, daß W.⸗W. annahm, es 
e rechtlich das Perſonal der Aktiengeſellſchaft als ſein 
onal in Betracht kommen, wobei weiter erwogen wird, daß 
serthum in dieſer Beziehung, wenn er vorgelegen hätte, im 
lick auf die Berufsſtellung und Bildung des Genannten 
ein ſelbſtverſchuldeter angeſehen werden müßte. II. C. S. 
Wenk Wolff und Gen. c. Bad. Fiskus vom 22. Februar 
„Nr. 341/97 II. 
45. Das O. L. G. hält durch den Vertrag vom 11. Sep⸗ 
r 1870 für erwieſen, daß dem Grundſtücke des Kl. über 
on dem Rechtsvorgänger der Parteien zwiſchen den beider- 
n Hofräumen erbaute Scheidemauer und über eine Ent⸗ 
ng von 6 Fuß hinaus in das Grundſtück des Bekl. in 
Höhe von 8 Fuß über dem Erdboden eine Ausſicht⸗ 
Lichtgerechtigkeit vertraglich eingeräumt iſt. Wenn es 
ungeachtet und obſchon der Neubau des Bekl., deſſen theil⸗ 
Beſeitigung der Kl. verlangt, nur wenig mehr als 6 Fuß 
ent Hintergebäude des Kl. entfernt und zum Theile faft 
telbar an die Scheidemauer angebaut iſt, die Klage ab⸗ 
en hat, weil der Kl. nicht den Umfang der von ihm 
ruchten Gerechtigkeit dargethan habe, ſo ſind die für dieſe 
me vorgebrachten Gründe nicht genügend. Die Aus- 
ig, daß die Abſicht der Kontrahenten bei Abſchluß des 
ges vom 11. September 1870 nicht ſo weit gegangen 
önne, daß der ganze damalige Hofraum des Rechts⸗ 
gers des Bekl. nicht über 8 Fuß hoch bebaut werden 
ſchließt nicht aus, daß der von dem gegenwärtigen 


Neubau eingenommene Theil des Hofes durch die Sersitut 
belaftet fein ſollte. In letzterer Beziehung mußte das O. L. G. 
gemäß Art. 1156 Cc. c. die gemeinſchaftliche Abſicht der Kon⸗ 
trahenten zu erforſchen ſuchen und zwar unter Berückſichtigung 
der Beſchaffenheit der in Betracht kommenden Oertlichkeit zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes und des Bedürfniſſes des an den 
Kl. verkauften Grundeigenthums, und durfte ſich nicht an der 
Feſtſtellung genügen laſſen, daß hierfür der Kaufakt keinerlei 
Anhalt gewähre. Auch erſcheint es nicht als ausgeſchloſſen, 
daß für die Ermittelung der Abſicht der Vertragſchließenden 
der vom Kl. erbotene Zeugenbeweis von Erheblichkeit ſein 
konnte. Erſt wenn auch dieſe Geſichtspunkte verſagten, durfte 
von dem Art. 1162 c. c. Gebrauch gemacht werden. Die 
Entſcheidung des O. L. G. war daher wegen Verletzung des 
Art. 1156 c. c. und des 8 259 der C. P. O. aufzuheben. 
II. C. S. i. S. Goerres c. Falnſen vom 15. Februar 1898, 
Nr. 349/97 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Guſtav Richard Häußler deim Landgericht, 
beim Amtsgericht und bei der Kammer für Handelsſachen Glauchau; 
— Rechtsanwalt Poplawski beim Amtsgericht Inowrazlaw; — 
Rechtsanwalt Joſef Prechtl beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Dr. Curt Spohr beim Landgericht Gießen; — 
Rechtsanwalt Auguſt Ludwig Wild beim Landgericht Leipzig 
und beim Amtsgericht Pegau; — Rechtsanwalt Otto Wendte 
beim Landgericht Hannover; — Rechtsanwalt Werner von Beuſt 
beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Max Conrad beim 
Amtsgericht Peitz; — Rechtsanwalt Carl Joſt beim Amts- 
gericht Alzey; — Rechtsanwalt Arthur Bruno Krumpelt 
beim Amtsgericht Pegau und beim Landgericht Leipzig; — 
Rechtsanwalt Isidor Graf beim Amtsgericht Münſingen; — 
Referendar Karl Knapp beim Amtsgericht Reutlingen; — 
Rechtsanwalt Julius Loewenberg beim Landgericht Stettin; — 
Rechtsanwalt Boroſchek beim Amtsgericht Loft; — 
Rechtsanwalt Max Schulze beim Amtsgericht Kirch- 
hain N. / L.; — Rechtsanwalt Adam Schrohe beim Ober- 
landesgericht Darmſtadt und beim Landgericht Mainz. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Dr. Julius Otto Rauch in Chemnitz; — 
Rechtsanwalt Karl Alfred Lehmann in Leipzig; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Beer in Ratzeburg; — Juſtizrath Emil Otto 
Martini in Bautzen; — Rechtsanwalt Zeidler in Greifen. 
hagen; — Rechtsanwalt Valentin Hofmann in Regen; — 
Rechtsanwalt Faul in Ellwangen. 


Bekanntmachung. | 

In der hieſigen Stadt⸗ und Polizeiverwaltung ſoll 
ſofort ein juriſtiſcher Hilfsarbeiter — Magiſtrats⸗ 
aſſeſſor — auf einige Jahre angeſtellt werden. | 

Aſſeſſoren, welche fich in den Kommunaldienſt ein⸗ 
zuarbeiten beabſichtigen, wollen ſich bis 10. April bei 
uns unter Einreichung eines Lebenslaufes und Abſchrift 
ihrer Zeugniſſe melden. 

Die Jahresremuneration beträgt 3000 Mark. 

Stendal, den 11. März 1898. 


Der Magiſtrat. 


Werner. 


Ein brauchbarer Büreau⸗Vorſteher kann ſich unter Ein: 
ſendung von Zeugnißabſchriften und Angabe des Lebensalters und des 
bisherigen Gehalts zum Eintritt melden. 8 

Gehalt je nach den Fähigkeiten und Leiſtungen bis zu 130 Mark 


monatlich. | | 
Brauusberg, Oſtpr. Rechtsanwalt Angrick. 
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Suche einen mit dem Koſtenweſen und dem Notariate vertrauten, 
der polniſchen Sprache mächtigen Büreaugehülfen. Off. erb. 
unter W. 153 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein ſehr gewandter Negiftrator, der ſchon in größerer Praxis 
thätig geweſen, wird bei gutem Gehalt ſofort oder zum 1. April er. 
von Rechtsanwalt und Notar geſucht. Adreſſen sub. II. H. 44 
an die Exped. d. Bl. 


Krankheitshalber meine Praxis aufgebend, ſuche für meinen mit 
ſäwmtlichen Büreauarbeiten, Stenographie, Schreibmaſchine vertrauten 
Sekretär Stellung. Derſelbe iſt 23 Jahre alt und qualifizirt ſich 
beſtens als Büreau⸗Vorſteher. ö 

: Lüders, Juſtizrath, Berlin, Burggrafenſtraße 4. 


Aelt., tücht. Bür.⸗Vorſt. ſ. anderw. Stellg. auf größ. Anwaltsbüreau in 
Berlin. Geh.⸗Anſpr. 180 Mk. Gefl. Off. u. G. G. 15 7 a. d. Exp. d. Bl. 


Rechtsanwalt⸗Büreauvorſteher, verh., ſucht Stelle zum 
1. Mai ev. auch früher. Off. unter K. L. 136 an die Exped. dieſes Bl. 


Büreauvorſteher, 28 Jahre alt, 13 Jahre beim Fach, ſucht, 
geſtützt auf gute Zeugniſſe, ſofort oder ſpäter, anderweit dauernde 
Stellung. Gefällige Offerten erbeten unter G. P. 188 au die 
Expedition dieſer Zeitung. 


J. Mann, bisher auf Büreau eines A.⸗G.⸗Anwalts beſchäftigt, in 
ſelbſt. Anfertigung von Schriftſ. u. Korreſpondenzen geübt, auch mit 
ſämmtl. ſonſt. vork. Arb. durchaus vertraut, ſucht, geſt. auf gute Zeugn., 
bei beſcheidenen Auſprüchen Stelle als Bür.⸗Vorſt., a. l. bei j. Anw., 
der Praxis beginnt. Off. sub R. S. 191 an die Exped. d. Bl. erb. 


Ein Rechtsanwalt in einer größeren Provinzialſtadt ſucht einen 
der polniſchen Sprache völlig mächtigen Sozius. 
Offerten unter A. B. ©. 180 an die Exped. d. Bl. erbeten. 


Rechtsanwalt ſucht unter beſcheidenen Anſprüchen Aſſociation, 
am liebſten in Wiesbaden oder Frankfurt a. M. Offerten unter 
J. S. 113 Frankfurt a. M. hauptpoſtlagernd. 


Aſſeſſor (Landrechtler) möglichſt bald als Hülfsarbeiter und 
vom 1. Juni ab auf 2—3 Monate als Vertreter in größerer An- 
waltspraxis (große Stadt Weſtfalens) geſucht. 

Offerten unter R. G. 189 an die Expedition dieſes Blattes. 


Aſſeſſor (Landrechtler) ſucht Aſſociation mit einem älteren 
Rechtsanwalt an einem Landgericht im O. L. G. Bez. Naumburg a. S. 
Gefl. Off. unter W. A. 100 an die Exped. dieſes Blattes erbeten. 


Aſſeſſor vertritt gemeinrechtl. R. A. Angebote an die Juriſt. 
Wochenſchrift unter F. ©. 142 Berlin. 


Die Nummern 34 und 35 der Juriſtiſchen Wochenſchrift pro 
1896, eventuell der ganze Band 1896 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
wird zu kaufen geſucht. 


Rechtsanwalt Lippmann, 
Stettin, Berlinerthor 11. 


| Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg J. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
| Nord: Amerikas, 1 
Berlin, Beuthſtr. Nr. 9, 2 Tr., ſind die ſeit vielen Jahren 
von einem Rechtsanwalt benutzten Büreaus vom 1. April cr. zu ver⸗ 
miethen. Näheres daſelbſt 3 Tr. hoch. | “ 
Für behördliche Zwecke Canzleipapier M. 8.50 1000 Bg., 
Conceptpapier M. 7.— 1000 Bg. netto. Eckert & Link, 
Leipzig. Muſter verlangen. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: | 


Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 7. Juli 1879 
nebſt Tandesgebührengeſetzen. 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 
Carl Pfafferoth, . 
Kanzleirath im Reichs⸗Juſtizam t. 
eis 13 ½ 05 8 o brochirt 4 Mark, in Original: 
ene 


Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 
Einſendung des Betrages auch direkt franko von unterzeichneter 
Verlags buchhandlung. 


Stalſchretberſer 34½/86. d. Moeſer Hofbuchhandlung. 
Wir kaufen 
zu jedem annehmbaren Preise: 


Nachrichten d. Reichs-Versicherungsamts. 
Entscheid. d. Oberverwaltungsgerichts. 
Zeitschrift f. deutschen Civilprozess. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 217. — Vom 
eichsgericht. S. 217. — Perſonal⸗Veränderungen. S. 235. 


Hülfsſaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
Stuttgart hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
00 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 14. bis 19. März 
8 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Mit Recht macht die Revifion geltend, daß das Ver⸗ 
ren in II. J. und das darauf beruhende Urtheil prozeſſuale 
ſtöße enthalte. Nach dem vorliegenden Thatbeſtand hat das 
G., nachdem die Parteien ihre Anträge geſtellt und den 
Eingang angegebenen Sachverhalt an der Hand des erft- 
anzlichen Urtheils mit einem Theile der erſtinſtanzlichen 
ſcheidungsgründe vorgetragen hatten, die Verhandlung zu⸗ 
ft auf die vom Bekl., als Berufungskl., angeregte Frage 
zränkt, ob der § 125 des Gothaiſchen Ehegeſetzes durch die 
P. O. aufgehoben worden ſei. Sodann aber hat daſſelbe 
ald, ohne die Verhandlung auf den thatſächlichen Inhalt 
vom Bekl. für die Berufungsinſtanz angekündigten Einrede⸗ 

Widerklagevorbringens zu erſtrecken, durch Endurtheil die 
ufung zurückgewieſen, bei welcher Entſcheidung auch der 
der Berufungsinſtanz neu geſtellte Widerklageantrag un⸗ 
ckſichtigt geblieben iſt. Schon die Beſchränkung der Ver⸗ 
lung auf die gedachte Rechtsfrage entſprach nicht dem 
37 C. P. O., wonach die Verhandlung nur auf „felbft- 
ige Angriffs⸗ und Vertheidigungsmittel“, nicht aber auf 
derartigen, nur einen Theil eines Angriffsmittels bildenden 
itpunkt beſchränkt werden kann. Auf Grund dieſer Ver⸗ 


) Nachdruck obne Angabe der Quelle verboten. 


handlung hätte daher nicht einmal ein Zwiſchenurtheil nach 
8 275 C. P. O. erlaſſen werden können. Noch weniger aber 
konnte darauf ein Endurtheil mit Zurückweiſung der Berufung 
ergehen. Dieſer Entſcheidung fehlte die nach §S 119 C. P. O. 
erforderliche Vorbereitung durch die mündliche Verhandlung des 
dabei in Betracht gezogenen, jedenfalls über jene Rechtsfrage 
hinausgehenden Streitſtoffes. Namentlich iſt in II. J., ſoviel 
aus dem Urtheil erſichtlich, über die ſonſtige thatſächliche und 
rechtliche Begründung der Einreden, vor Allem aber über die 
Begründung des erſt in jener Inſtanz geſtellten Widerklageantrages 
nicht mündlich verhandelt worden. Es kann auch nicht mit der 
Rbkl. angenommen werden, daß ſchon durch die vom B. G. 
ausgeſprochene Verneinung der Rechtsfrage, ob § 125 des 
Gothaiſchen Ehegeſetzes durch die C. P. O. aufgehoben ſei, das 
ganze Einrede⸗ und Widerklagevorbringen hinfällig und die weitere 
Verhandlung darüber erübrigt werde; denn einestheils kam für 
die zweitinſtanzliche Entſcheidung auch das fonftige thatfächliche 
und rechtliche Vorbringen des Bekl. in Betracht; anderntheils 
war, wenn der Bekl., wie er jetzt erklärt, die Widerklage in der 
mündlichen Verhandlung auf fernere Gründe, insbeſondere auf 
Ehebruch der Kl., zu ſtützen beabſichtigte, hiergegen die An⸗ 


wendbarkeit der vom vorigen Richter erörterten 88 124, 125 


des Gothaiſchen Ehegeſetzes überhaupt nicht gegeben, alſo auch 
durch letztere die Verhandlung über derartige Gründe nicht aus⸗ 
geſchloſſen und unnöthig gemacht. III. C. S. i. S. Ehrhardt 
c. Ehrhardt vom 1. März 1898, Nr. 340/97 III. 

2. Begründet erſcheint die Reviſion, ſoweit ſie die Ab⸗ 
weiſung der Widerklage zum Gegenſtande hat. Dieſe iſt natürlich 
ohne Weiteres inſofern unbegründet, als fie auch das Nicht- 
beſtehen des jetzt vom Kl. verfolgten Anſpruchs von 1 500 Mark 
ſammt Zinſen feſtgeſtellt wiſſen wollte. In Bezug auf weitere 
Anſprüche des Kl., deren Nichtexiſtenz der Bekl. feſtgeſtellt wiſſen 
will, nimmt die Vorinſtanz an, daß es für die Widerklage an 
einem Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung des Rechts- 
verhältniſſes mangele, es insbeſondere an dem Nachweiſe fehle, 
daß der Kl. ſich weiterer Anſprüche als der im früheren und 
jetzigen Prozeſſe verfolgten berühmt habe. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob im vorliegenden Falle nicht eine Incidentfeſtſtellungs⸗ 
klage im Sinne von § 253 der C. P. O. vorliege und es 
deshalb der Darlegung eines beſonderen Intereſſes des Bekl. 
gar nicht bedurft habe (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 


218 


KK nu —— 


Bd. 29 S. 361 ff.), denn auch wenn man die allgemeinen 
Vorſchriften des §S 231 der C. P. O. für anwendbar zu er. 
achten hätte, würde die Entſcheidung der Vorinſtanz nicht zu 
billigen ſein. Nachdem, was in dem angefochtenen Urtheile über 
den Inhalt des vom Bekl. mit der Firma Vickers, Sons & Co. 
abgeſchloſſenen Vertrags feſtgeſtellt iſt, ſind dem Bekl. außer den 
1250 &, von denen der Kl. im Vorprozeſſe und jetzt Proviſion 
gefordert hat, noch weitere Zahlungen zu leiſten, wenn auch nur 
bedingungsweiſe, insbeſondere hat er noch eine ſolche von 1250 8 
zu beanſpruchen. Der Kl. aber hat in ſeinem Briefe vom 
11. März 1895 beſtimmt erklärt, daß er unverkürzt 10 Prozent 
von allen Zahlungen fordere, die der Bekl. von Vickers, 
Sons & Co. erhalte. Es liegt kein Grund zu der Annahme 
vor, daß der Kl. damit nicht auch die ſpäteren Zahlungen, die 
der Bekl. eventuell noch von Vickers, Sons & Co. zu erwarten 
hat, gemeint habe. An einer Berühmung fehlt es alſo jeden⸗ 
falls nicht. Der Bekl. hat nun beſtritten, daß der Kl. den 
Vertrag mit Vickers, Sons & Co. überhaupt vermittelt habe, 
und daß dieſer Vertrag ein ſolcher ſei, für deſſen Vermittlung 
dem Kl. eine Proviſion zugeſagt ſei, er beſtreitet alſo auch die 
vom Kl. zwar behaupteten, bis jetzt aber noch nicht eingeklagten 
Anſprüche, es kann ihm auch ein Intereſſe daran, noch im 
gegenwärtigen Prozeſſe feſtgeſtellt zu ſehen, ob dieſe weiteren 
Anſprüche (bedingungsweife) begründet ſeien, nicht abgeſprochen 
werden. Da dasjenige, was die Vorinſtanz bisher in thatſäch— 
licher Beziehung, insbeſondere über den Inhalt der in Betracht 
kommenden Verträge feſtgeſtellt hat, nicht ausreicht, um nach 
jeder Richtung überſehen zu können, ob und inwieweit der Kl. 
von den künftigen Zahlungen, welche der Bekl. etwa noch von 
Vickers, Sons & Co. zu erhalten hat, Proviſion zu beanſpruchen 
habe, mußte die Sache in Bezug auf die Widerklage — ſoweit 
fie ſich nicht durch die Verurtheilung des Bekl. auf die Haupt⸗ 
klage erledigt hat — zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an das B. G. zurückoerwieſen werden. VI. C. S. 
i. S. Heſſe c. Wantzen vom 28. Februar 1898, Nr. 421/97 VI. 

3. Die perſönliche Verurtheilung der Bekl. wird, wie 
der Reviſton zuzugeben iſt, durch die Gründe des B. R. nicht 
gerechtfertigt. Die Verurtheilung der K. zur Rückzahlung des 
Beigetriebenen nebſt Zinſen wirkt nach der Annahme des B. R. 
gegen die Bekl. nur bezüglich der hinterlegten Sicherheit. Die 
perſönliche Haftuug der Bekl. wird aus der Bereicherung her⸗ 
geleitet (§ 262 des A. L. R. Thl. I Tit. 13), dabei aber 
überſehen, daß Zinſen aus dem bloßen Grunde der Bereicherung 
nicht gefordert werden können (Striethorſt, Archiv Bd. 84 
S. 125; Eutſch. des Obertribunals Bd. 55 S. 132 ff.; 
Foerſter-Eccius, Bd. 2 S 148 bei Anm. 39; Dernburg 
Preußiſches Privatrecht 5. Auflage Bd. 2 8 288 S. 883 
Anm. 24). Zur Deckung des beigetriebenen Kapitals reicht 
aber der Geldwerth der hinterlegten Papiere hin und nur für 
den etwaigen Fehlbetrag haben die Vorinſtanzen Bereicherung 
der Bekl. angenommen. Dennoch war das B. U. aufrecht zu 
erhalten. Bekl. hat durch die Ueberweiſung einen im Streite 
befangenen Anſpruch zur Einziehung erworben (Entſch. des R. G. 
Bd. 20 S. 420 ff. und Gruchot, Beiträge Bd. 32 S. 1180 ff.). 
Gemäß § 236 Abſ. 3 der C. P. O. gilt die gegen die K. 
ergangene Entſcheidung auch gegen ihn. Die Vorſchrift lautet 
ganz allgemein und läßt keine Ausnahme für den Fall des 
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§ 655 Abſ. 2 der C. P. O. zu. Bekl. hat auf eigene Gefahr 
den nicht rechtskräftig zugeſprochenen Betrag beigetrieben. Sie 
mußte wiſſen, daß die Gefahr der Rückzahlung beſtand und muß 
dieſelben Folgen tragen, welche die K. getroffen haben würden, 
wenn dieſe das noch nicht rechtskräftige Urtheil zur Vollſtreckung 
gebracht hätte, d. h. ſie haftet auch perſönlich für die dem Kl. 
im Vorprozeß zuerkannten Zinſen. V. C. S. i. S. Porth 
c. Alt vom 2. März 1898, Nr. 290/97 V. 

4. Der Revifion iſt darin beizutreten, daß die Feſtſtellung, 
die das B. G. hinſichtlich der Ausſichtsloſigkeit des Vorprozeſſes 
getroffen hat, zu Bedenken Veranlaſſung giebt. In der Be⸗ 
gründung des angefochtenen Urtheils wird bemerkt, es liege kein 
Grund vor, der Ausſage des v. W. den Glauben zu verſagen, 
die mit ſeinem ganzen früheren Prozeßvorbringen durchaus über⸗ 
einſtimme. Die Akten des Vorprozeſſes machen eine ſolche 
Uebereinſtimmung nicht erſichtlich. In der Klageſchrift des 
Vorprozeſſes findet ſich die Angabe, daß Bekl. eine Proviſion 
von 9 000 Mark zugeſichert und hierauf eine Theilzahlung von 
3000 Mark geleiſtet habe. In der Replik wird behauptet, 
daß die vom Bekl. geſchuldete Proviſion auf 4850 Mark oder 
einſchließlich gewiſſer vom Kl. zu beſtreitender Auslagen auf 
etwa 5 000 Mark und auf 6 000 Mark feſtgeſtellt und daß 


vereinbart worden ſei, daß die 4850 Mark ſofort berichtigt, 


die verbleibenden 6 000 Mark dagegen kreditirt und in einem 
beſondern Schriftſtück anerkannt werden ſollten. In einem 
ſpäteren Schriftſatz des damaligen Kl. vom 12. Februar 1891 
iſt die Bemerkung enthalten, Kl. wolle der mündlich vor⸗ 
getragenen Behauptung des Bekl., daß die klägeriſche Proviſion 
ih im Ganzen auf 12 000 Mark belaufen habe, nicht wider⸗ 
ſprechen. Dieſe Behauptung dürfte zutreffen oder doch an⸗ 
nähernd die Wahrheit treffen. Der in der Berufungsinſtanz 
des Vorprozeſſes hierüber als Zeuge vernommene Prozeßvertreter 
des damaligen Kl. hat nicht aufzuklären vermocht, worauf dieſe 
von ihm, dem Prozeßvertreter, herrührende Bemerkung beruhe. 
Nach dem Thatbeſtand des im Vorprozeß ergangenen erſtinſtanz⸗ 
lichen Urtheils ſind ſeitens des damaligen Kl. v. W. beſtimmte 
Angaben über die Höhe der verſprochenen Proviſion nicht vor⸗ 
getragen; in den Entſcheidungsgründen wird hervorgehoben, daß 
er es ausdrücklich abgelehnt habe, dahin gehende Angaben zu 
machen. Auch in der Berufungsinſtanz des Vorprozeſſes tft 
v. W., abgeſehen von einer Bezugnahme auf die vorerwähnte, 
dem Bekl. zugeſchriebene Aeußerung mit ſolchen Angaben zu⸗ 
nächſt nicht hervorgetreten; das Fehlen derſelben war der Grund, 
aus welchem das R. G. das B. U. aufgehoben hat. Erſt nach⸗ 
dem die Sache wiederum in die Berufungsinſtanz gelangt war, 
iſt klägeriſcherſeits behauptet und unter Beweis geſtellt worden, 
daß Bekl. ihm eine Proviſion von „etwa 12 000 Mark, zum 
mindeſten 11000 Mark“ zugeſichert habe. Die Anſicht des 
B. G., daß die Ausſagen des v. W. im gegenwärtigen Prozeß 
mit ſeinem geſammten früheren Prozeßvorbringen durchaus 
übereinſtimmen, entbehrt hiernach der erforderlichen Begründung. 
Da das B. G. bei der Würdigung der v. W. ſchen Ausſagen 
weſentliches Gewicht auf dieſe Uebereinſtimmung gelegt hat und 
da das Zeugniß des v. W. die hauptſächliche Grundlage des 
B. U. bildet, jo war es gemäß § 259 der C. P. O. unab⸗ 
weislich, das B. U., ſoweit daſſelbe von der Reviſion angefochten 
iſt, aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
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Entſcheidung an das B. G. zurückzuverweiſen. I. C. S. 
Daniel c. Blumenfeld vom 23. Februar 1898, Nr. 404/97 I. 
5. Nach § 260 der C. P. O. entſcheidet über die Höhe 
zu erſetzenden Intereſſes das Gericht unter Würdigung 
imſtände nach freier Ueberzeugung. Es braucht deshalb 
leberzeugung nicht ſpeziell zu begründen. Vielmehr konnte 
eſtſetzung des Intereſſes nur dann angefochten werden, 
aus dem Urtheil hervorgeht, daß das Gericht die vor- 
hen Thatſachen nicht ſämmtlich berückſichtigt hat. Nach 
Abſ. 2 a. a. O. iſt es ferner dem Ermeſſen des Gerichts 
ſſen, ob eine beantragte Beweisaufnahme anzuordnen ſei. 
blehnung einer ſolchen enthält demnach keine Verletzung 
Rechtsnorm. VI. C. S. i. S. Nowel c. Malin vom 
rz 1898, Nr. 358/97 VI. 

Das O. L. G. hat dem Grunde nach über den 
enserſatzanſpruch erkannt, alſo ein Zwiſchenurtheil nach 
der C. P. O. erlaſſen. Die Entſcheidung entſpricht 
in der Berufungsinſtanz von der Kl. mittelſt An⸗ 
ing an die Berufung geſtellten Antrage. Dieſer Antrag 
eswegs, wie die Reviſion behauptet, als ein nach § 491 
P. O. unzuläſſiger neuer Anſpruch anzuſehen, ſondern 


wie dies ſchon in dem Urtheile des R. G. vom 


ärz 1897 ausgeſprochen worden iſt, eine nach § 240 
der C. P. O. ſtatthafte Erweiterung des urſprünglichen 
itrages. Auch iſt dieſer Antrag und die erlaſſene Ent⸗ 
g beſtimmt genug, um den Erforderniſſen eines Zwifchen- 
im Sinne des § 276 der C. P. O. zu entſprechen, 
jenau ausgeſprochen iſt, wofür der Schadenserſatz ge- 
erden ſoll. Was im Einzelnen unter die „Erſchwerung 
Benutzung der Anſchlußvorrichtungen“ fällt, iſt bei der 
ſtigen Verhandlung über den Betrag des Anſpruchs 
len. Das Zwiſchenurtheil hat nicht die Aufgabe, alle 
Hinſicht möglicherweiſe entſtehenden Zweifel zu be⸗ 
Aus dieſem Grunde hat das O. L. G. auch mit Recht 
t, dem Antrage des Bekl. auf Einſchränkung des 
serſatzes mit Rückſicht auf einzelne beſtimmte Anlagen 
offene Einrichtungen zu entſprechen. II. C. S. i. S. 
8 c. Eſchweiler Bergwerks⸗Verein vom 8. März 1898, 
/97 II. : 
Der Plenarbeſchluß des R. G. vom 28. Juni 1888 
Bd. 21 S. 382), auf welchen der Rkl. Bezug ge⸗ 
hat, betrifft lediglich prinzipale Schadenserſatzklagen. 
inde dieſes Beſchluſſes paſſen ebenſowenig auf even⸗ 
Schadenserſatzklagen, wie auf acceſſoriſche, bezüglich 
s in mehrfachen Urtheilen des R. G. anerkannt iſt, 
ter Anderen Raſſow⸗Küntzel, Beiträge Bd. 36 S. 946; 
e Wochenſchrift 1892 S. 331 b. Für den in der 
Binftang von der Kl. geltend gemachten eventuellen 
erſatzanſpruch gilt dies um fo mehr, als hier durch 
achten des in der II. J. vernommenen Sachverſtändigen 
hierauf gegründeten Ausſpruch des B. R., daß Vor⸗ 
zur Herabminderung des Geräuſches auf das Gemein⸗ 
icht möglich ſeien und daß Kl. fi daher dieſe Eigen⸗ 
ung dauernd gefallen laſſen müſſe, die Grundlage für 
hadenserſatzanſpruch wegen dieſes dauernden Eingriffs 
genthum gewiſſermaßen erſt geſchaffen iſt. Die Kl. 
r dieſen Umſtänden nicht verbunden, ihren eventuellen 


Schadenserſatzanſpruch bereits im gegenwärtigen Verfahren dem 


Betrage nach geltend zu machen, und die Verweiſung dieſer 


Seite ihres Anſpruchs zur Entſcheidung in einem beſonderen 
Verfahren hat der B. R. daher zu Recht angeordnet. V. C. S. 
i. S. Krech c. Kraaz vom 26. Februar 1898, Nr. 285/97 V. 

8. Das B. U. unterliegt in ſeiner Entſcheidung über 
den von den Kl. geltend gemachten Schadenserſatzanſpruch 
begründeten Bedenken. Das L. G. hat den Bekl. zur Bezahlung 
einer im beſonderen Verfahren zu ermittelnden Ent- 
ſchädigung verurtheilt und dieſe Entſcheidung allein auf den 
unzutreffenden Grund geſtützt, daß eine Summe nicht aus⸗ 
geworfen werden könne, weil der Schaden noch nicht näher 
angegeben und berechnet ſei. Das O. L. G. hat die Ent⸗ 
ſcheidung beſtätigt und in der bezüglichen Begründung noch 
ausgeführt, daß die Schadenserſatzforderung acceſſoriſch 
geltend gemacht ſei, und daß der Bekl. ſich einer groben 
Fahrläſſigkeit gemäß § 14 des Waarenzeichengeſetzes vom 
12. Mai 1894 ſchuldig gemacht habe. Der Wortlaut der Ent⸗ 
ſcheidung, „im beſonderen Verfahren zu ermittelnde Ent⸗ 
ſchädigung“, ſowie der Umſtand, daß über die ſämmtlichen 
Koſten des Rechtsſtreites entſchieden iſt, ſchließt die Annahme 
einer Vorabentſcheidung nach 8 276 C. P. O. aus. Die Ent- 
ſcheidung geht vielmehr davon aus, daß zur Ermittelung der 
Entſchädigung ein neuer Rechtsſtreit ſtattzufinden habe. Da 
es ſich nicht um eine Feſtſtellungsklage (§ 231 C. P. O.) 
handelt, würde dieſes, ganz abgeſehen davon, daß nicht einmal 
die Wahrſcheinlichkeit eines entſtandenen Schadens feſtgeſtellt 
iſt, nur dann allenfalls als zuläſſig erachtet werden können, 
wenn die Aufſtellung des O. L. G. richtig wäre, daß der 
Schadenserſatzanſpruch als Nebenforderung geltend gemacht 
wäre. Dieſes iſt aber im vorliegenden Falle nicht anzunehmen. 
Die Klage enthält zwei ſelbſtändig nebeneinander 
ſtehende, von einander unabhängige Petita, zunächſt den 
Antrag, daß der Bekl. verurtheilt werde, die widerrechtlich 
gekennzeichneten Waaren aus dem Verkehr zurückzuziehen und 
in Zukunft den Gebrauch der Waarenbezeichnung zu unter⸗ 
laſſen, alſo den Antrag auf Verurtheilung zu einem künftigen 
Thun und Unterlaſſen, und ſodann den Antrag auf Erſatz des 
durch das in Verkehrbringen der widerrechtlich bezeichneten 
Waaren, alſo in der Vergangenheit, den Kl. verurſachten 
Schadens. Die den beiden Anträgen zu Grunde liegenden 
Thatſachen ſind verſchieden; bei dem zweiten iſt insbeſondere 
auch culpa darzuthun. Der Antrag auf Schadenserſatz könnte 
beſtehen bleiben, wenn auch der erſtere Antrag aus irgend 
einem Grunde, weil z. B. von den betreffenden Waaren keine 
mehr in dem Verkehre geweſen wären, oder weil die Kl. dem 
Bekl. für die Zukunft die Erlaubniß gegeben hätten, ihr 
Waarenzeichen zu benutzen, abgewieſen werden müßte. Iſt 
aber hiernach die Entſchädigungsforderung nicht acceſſoriſch, 
ſondern als ſelbſtändige Forderung geltend gemacht, fo mußte 
das Inſtanzgericht entweder in dem anhängigen Rechtsſtreite 
den verurſachten Schaden ſeiner Höhe nach feſtſtellen und zur 
Zahlung des ſich ergebenden Betrages den Bekl. verurtheilen, 
oder nach Feſtſtellung, daß ein Schaden entſtanden iſt, über 
den Grund des Schadenserſatzanſpruchs nach § 276 C. P. O. 
vorab erkennen unter Vorbehalt der Entſcheidung über deſſen 
Höhe, dagegen dürfte die Entſcheidung nicht dahin gehen, daß 
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der Bekl. zur Bezahlung einer im beſonderen Verfahren 
zu ermittelnden Entſchädigung verurtheilt wird. Es wird in 
dieſer Beziehung verwieſen auf die Entſch. der Vereinigten C. S. 
des R. G. vom 28. Juni 1888 in Bd. 21 S. 382 flg. der 
Entſch. in Civilſachen. Das angegriffene Urtheil beruht daher 
in ſeiner Entſcheidung über die Entſchädigungsforderung der 
Kl. auf einer prozeſſualen Rechtsverletzung, welche die 
Aufhebung des Urtheils in dieſem Punkte und auch in der 
Koſtenentſcheidung, inſofern dadurch mehr als die Hälfte der 
Koſten beider Inſtanzen dem Bekl. auferlegt iſt, zur Folge hat. 


II. C. S. i. S. Steneberg e. Brüggemeyer vom 1. März 1898, 
Nr. 379/97 II. 


9. Daß das B. G. mit dem angefochtenen Urtheil eine 


Vorabentſcheidung im Sinne des § 276 der C. P. O. hat er⸗ 
laſſen wollen, unterliegt nach Formel und Gründen des Urtheils 
keinem Bedenken. Für die Erlaſſung einer derartigen Vor⸗ 
abentſcheidung iſt, wie der Abſ. 2 a. a. O. und die Natur der 
Sache ergiebt, Vorausſetzung, daß der geklagte Anſpruch für 
begründet erklärt wird in der Richtung, daß der Rechtsgrund 
oder doch einer der Rechtsgründe deſſelben an ſich gebilligt und 
die dagegen erhobenen Einwendungen verworfen werden. Fehlt 
es einem gemäß § 276 a. a. O. erlaſſenen Zwiſchenurtheile an 
dieſer Vorausſetzung, ſo ſtellt daſſelbe ſich als inkorrekt dar, 
und der dadurch beſchwerten Partei muß es freiſtehen, im Wege 
des ordentlichen Rechtsmittels auf Beſeitigung des Urtheils zu 
dringen. Vergl. Motive zur C. P. O. S. 218; Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 6 S. 421, Bd. 8 S. 362, Bd. 10 
S. 427, Bd. 13 S. 403, Bd. 16 S. 311, Bd. 17 S. 349, 
Bd. 19 S. 247, Bd. 22 S. 392, Bd. 31 S. 361, Bd. 39 
S. 391. Die oben dargelegte Vorausſetzung trifft bei dem 
hier angefochtenen Zwiſchenurtheile aber nicht zu, oder ihr Vor⸗ 
handenſein iſt wenigſtens für das Intereſſe der Kl. nicht aus⸗ 
reichend klargeſtellt. In der Urtheilsformel iſt allerdings 
ſchlechthin der Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
achtet. Damit aber ſtimmen die Entſcheidungsgründe nicht 
überein. In dieſen iſt ausgeführt: Der Grund des Anſpruches 
ſei der Vertrag vom 23.26. Auguſt 1893. Dieſer Vertrag 
ſei für die Parteien rechtswirkſam. Aber nach demſelben habe 
die Bekl. nicht eine perſönliche Haftung für die 77 000 Mark, 
ſondern nur die dingliche Haftung mit dem zu erwerbenden 
Gute Coblenz übernehmen ſollen. Sonach erſcheine der An⸗ 
ſpruch nur in Höhe des Werthes der Grundſchuld zur Zeit der 
Zwangsverfteigerung des Gutes Coblenz begründet. Dieſer 
Werth ſei noch ſtreitig. Indeß ſei ſchon jetzt klar, daß die 
Kl. mindeſtens mit einem Theile ihrer Forderung durchdringen 
müſſe. Daher rechtfertige ſich die getroffene Entſcheidung gemäß 
8 276 der C. P. O. Nun hat die Kl. ihren Anſpruch darauf 
geſtützt, daß die Bekl. in dem Vertrage vom 23.26. Auguſt 1893 
eine perſönliche Haftung für den vollen Betrag der Grundſchuld 
übernommen habe. Das B. G. nimmt an, eine ſolche Haftung 
ſei nicht übernommen. Dies würde, für ſich betrachtet, auf 
eine Verwerfung des Rechtsgrundes der Klage hinauslaufen. 
Freilich nimmt das B. G. dann weiter an, die Bekl. habe die 
dingliche Haftung mit dem zu erwerbenden Gute Coblenz über⸗ 
nommen, und ſonach erſcheine der Anſpruch in Höhe des 
Werthes, den die Grundſchuld zur Zeit der Zwangsverſteigerung 
des Gutes gehabt, begründet. Allein die rechtliche Tragweite 


dieſer Annahme gegenüber der Klagebegründung iſt nicht be⸗ 
denkenfrei. Es erhellt nicht klar, ob der B. R. damit hat ſagen 
wollen, die Bekl. habe immerhin eine perſönliche Haftung über⸗ 


nommen, nur nicht über den Werth der Grundſchuld zur Zeit 


der Verſteigerung von Coblenz hinaus, und ob das B. G. auf 
dieſer Grundlage den Klageanſpruch in voller Höhe von 
20 000 Mark für rechtlich möglich erachtet. IV. C. S. i. S. 
Suffert c. Weiſe vom 3. März 1898, Nr. 336/97 IV. 

10. Das Kammergericht hat durch Beweisbeſchluß vom 
22. Januar 1898 die Vernehmung des Buchhalters Paul K. 
als Sachverſtändigen darüber angeordnet, ob die in der vom 
Sachverſtändigen E. aufgeſtellten Spezifikation der Fonds- und 


Prämiengeſchäfte — Anlage A Blatt 155 bis 176 Bd. II — 


erwähnten Proviſionsbeträge ( Prozent, Prozent, 1 Prozent) 
hinſichtlich der Geſchäfte, für welche ſie berechnet ſind, als üblich 
und angemeſſen zu betrachten ſind. Bekl. hat der Vernehmung 
des Sachverſtändigeu K. wegen mangelnder Qualifikation zur 
Abgabe eines Gutachtens widerſprochen und ihn zugleich wegen 
Beſorgniß der Befangenheit abgelehnt. Zur Begründung der 
Ablehnung iſt ausgeführt: der Kl. werde eine Uebervortheilung 
des Bekl. zur Laſt gelegt, die unter Umſtänden ſtrafbar, jeden⸗ 
falls aber moraliſch verwerflich ſei. Hierbei habe der Sach⸗ 
verſtändige als früherer Lehrling der Kl. mitgewirkt. Er ſolle 
alſo zugleich über ſeine eigenen Handlungen urtheilen und habe 
ein Intereſſe daran, dieſelben nicht in einem ungünſtigen Lichte 
erſcheinen zu laſſen. Das Kammergericht hat durch den gegen- 
wärtig angefochtenen Beſchluß die Ablehnung verworfen, weil 
aus der früheren Stellung des K. als Buchhalters im klägeriſchen 
Geſchäft eine Befangenheit deſſelben nicht entnommen werden 
könne. Bekl. erachtet ſich durch dieſen Beſchluß mit Recht für 
beſchwert. Der vom Kammergericht bezeichnete Sachverſtändige 
war in der fraglichen Zeit (1890 und 1891) Angeſtellter der 
Kl. und iſt als ſolcher, jedenfalls bei einem Theile der ſtreitigen 
Geſchäfte, für die Kl. thätig geweſen. Dies genügt, um das 
Mißtrauen des Bekl. in die Uuparteilichkeit des Sachverſtändigen 
zu rechtfertigen. Zufolge 88 371, 42 der C. P. O. erſcheint 
das Ablehnungsgeſuch des Bekl. hiernach begründet. Der an⸗ 
gefochtene Beſchluß war demgemäß aufzuheben. I. C. S. i. S. 
Kuntze u. Kemſies c. Schlierecke vom 26. Februar 1898, 
B Nr. 23/98 J. | 

11. Die Annahme des B. G., daß in dem auf das 
Schreiben vom 17. September 1896 geſtützten Vorbringen der 
Kl. in II. J. eine unzuläſſige Klageänderung (§ 489 der 
C. P. O.) liege, kann nicht gebilligt werden. In den beiden 
Vorinſtanzen iſt als Rechtsgrund der Klage ein der Bekl. 
gegebenes und durch Schuldſchein vom 1. Dezember 1895 ver⸗ 
brieftes Darlehn von 3 000 Mark hingeſtellt. Nach Inhalt 
des Schuldſcheines erkennt die Bekl. an, ein Darlehn von 
3 000 Mark von ihrem Onkel E. und deſſen Frau erhalten zu 
haben, und das B. G. ſieht dieſe Erklärung für maßgebend au. 
Aber von der Kl. iſt, nachdem ſie bereits in I. J. behauptet, 
daß die Chefrau E., der nach dem Teſtamente ihres Ehemannes 
der Nießbrauch an dem geſammten Vermögen eingeräumt war, 
nach dem Tode des Mannes mit der Kl. und deren Schweſter 
eine Vereinbarung getroffen habe, wonach fie auf ihre teſta⸗ 
mentariſchen Rechte gegen eine Abfindung von 40 000 Mark 
verzichtet, in II. J. hinzugefügt, daß dieſe Einigung nach 
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Maßgabe des derſelben zu Grunde liegenden Schreibens vom 
7. September 1896 auch dahin gegangen ſei, daß die Klage⸗ 
orderung den Erbinnen des Ehemannes E. allein zufallen 
ollte. In dieſem zweitinſtanzlichen Vorbringen kann nur eine 
uf die Aktivlegitimation der Kl. bezügliche Ergänzung der 
lage im Sinne des § 240 Nr. 1 der C. P. O. erblickt werden. 
ind gegenüber einer ſolchen findet die Vorſchrift des § 489 
. a. O. keine Anwendung. Nun nimmt das B. G. ſelbſt an, 
aß durch das Schreiben vom 17. September 1896 bewieſen 
erden möge, es habe die Wittwe E. ihren Antheil an der 
lageforderung der Kl. und deren Schweſter abgetreten. Es 
mmt dabei die Nr. III des Schreibens in Betracht, worin es 
ißt, daß die Forderungen des Nachlaffes oder der Wittwe E. 
t die Bekl., J. und Frau A. in den Nachlaß und den Erbinnen 
8 E. zufallen follten. IV. C. S. i. S. Brandt c. Müller 
nm 28. Februar 1898, Nr. 266/97 IV. 1 
12. Soweit der Klaganſpruch darauf geſtützt iſt, daß der 
i der Verſteigerung des den Parteien gemeinſchaftlich gehörigen 
rundbeſitzes erzielte Steigerlös zu Unrecht vertheilt ſei, iſt die 
egründung des B. G. ſo unzureichend, daß eine rechtliche 
ıhprüfung in der Reviſionsinſtanz nicht möglich iſt und daher 
s Urtheil auf Grund des $ 513 Nr. 7 der C. P. O. der 
ifhebung unterliegt. Während der Kl. in I. J. der über das 
itterliche Vermögen des Bekl. aufgeſtellten amtsgerichtlichen 
rechnung, welche von beiden Vorinſtanzen der Entſcheidung 
Grunde gelegt iſt, hauptſächlich zum Vorwurf gemacht hatte, 
3 von dem Werthantheil des Bekl. bez. feiner Mutter. nur 
Hälfte des baaren Kaufpreiſes und nicht auch der Werth 
anderen als Gegenleiſtung gewährten Präftationen in Abzug 
racht ſei, hat er in II. J. ausweislich des im Thatbeſtand 
Bezug genommenen Schriftſatzes vom 20. Oktober 1895 
r. 48 act.) eine Reihe neuer Geſichtspunkte hervorgehoben, 
che die amtsgerichtliche Berechnung als unrichtig erſcheinen 
en. Zunächſt führt er aus, daß doch nicht die Hälfte des 
ß nominellen Steigerlöſes als mütterliches Vermögen an⸗ 
brochen werden konne, ſondern nur die Hälfte des faktiſch 
Zahlung gelangenden Betrages, daß daher zunächſt die⸗ 
gen 255 Mark in Abzug zu bringen geweſen ſeien, welche 
) Ausweis des Theilungsplans von der Sparkaſſe zu Herb- 
ı zu ihrer Deckung bei der Unſicherheit des einen Käufers 
ickbehalten ſeien. Ferner müßten vorweg abgeſetzt werden 
durch die Verſteigerung ſelbſt entſtandenen Koſten im Betrage 
168,43 Mark, weiter der für Steuern reſervirte Betrag 
endlich eine Entſchädigungsforderung von 320,82 Mark. 
dem hiernach verbleibenden Erlöſe von 11 371,75 Mark 
 fodann die gemeinſchaftlichen dinglich geſicherten Forderungen 
tter und zwar 5 188,16 Mark des Joh. Sch., 419,73 Mark 
Joh. M. VIII (Nr. 2 und 3 des als Anlage 3 der Klage 
reichten Theilungsplans) und 958,56 Mark des Joh. Sch. 
16 des Theilungsplans) zu decken geweſen. Erſt der dann 
ergebende Reſtbetrag ſei der zu theilende Reinerlös geweſen, 
ei dann aber auch noch zu berückſichtigen, was von den 
igenthümern auf die gemeinſame Sache verwandt bez. auf⸗ 
fert ſei, alfo insbeſondere der von ihm, Kl., berichtigte Er⸗ 
spreis, jo daß ſich danach, wie im Einzelnen in dem 
iftſatz ausgeführt iſt, für den Bekl. ſchließlich noch ein 
is ergebe. Auf alle. dieſe Bemängelungen führt nun das 


B. G. nur Folgendes aus: Es ſei dem I. R. darin 
beizuſtimmen, daß die amtsgerichtliche Berechnung die Grund⸗ 
lage der Entſcheidung zu bilden habe, und dieſe ſei durch die 
weiter aufgeſtellten Berechnungen nicht erſchüttert. Nach dieſer 
Berechnung, die nunmehr wörtlich wiederholt wird, betrage das 
mütterliche Vermögen 4 740,74 Mark. „Nach den hier zur 
Anwendung kommenden Rechten, insbeſondere dem Heſſiſchen 
Partikularrecht könnte der Ehefrau bezüglich der Immobilien 
eine weitere Laſt nicht auferlegt werden, als der Betrag des 
auf ihre Hälfte fallenden Theils am Kaufſchilling, alſo eine 
Hälfte, die abgerechnet ſei. Damit habe ſie ihrer Verbindlichkeit 
ihrem Manne, auch (?) dem Gläubiger gegenüber erfüllt. 
Wenn weitere Gläubiger zu befriedigen, welche das gemein⸗ 
ſchaftliche Vermögen aufbrauchten (2), jo habe der Ehemann 
den Ausfall mit ſeinem Vermögen zu decken.“ Daß dies keine 
Begründung gegenüber den einzelnen oben mitgetheilten An⸗ 
griffen des Kl. auf die amtsgerichtliche Berechnung darſtellt, 
liegt auf der Hand. Der Satz, daß die amtsgerichtliche Be⸗ 
rechnung nicht erſchüttert ſei, iſt keine Begründung, ſondern die 
zu begründende Behauptung. Es bleibt alſo, abgeſehen von 
dem letzten nicht recht verſtändlichen Satz, als einzige Be⸗ 
gründung, daß „nach den zur Anwendung kommenden Rechten, 
insbeſondere dem Heſſiſchen Partikularrecht der Ehefrau bezüglich 
der Immobilien eine weitere Laſt nicht auferlegt werden könne, 
als die Hälfte des Kaufſchillings“. Dieſe Begründung kann 
ſchon inſoweit nicht genügen, als nicht erſichtlich iſt, inwieweit 
die Entſcheidung auf das der Reviſion entzogene Heſſiſche 
Partikularrecht, und inwieweit auf gemeines Recht geſtützt iſt. 
Vor Allem aber deshalb nicht, weil wenigſtens bei einzelnen 
Angriffspunkten von einer „Laſt, die der Ehefrau nicht auferlegt 
werden könne“, überhaupt keine Rede ſein kann. Denn wenn 
z. B. gleich an erſter Stelle von dem Kl. ausgeführt war, daß 


wenn nominell ein hoher Steigpreis erzielt, thatſächlich aber 


weniger gezahlt ſei, dann bei der Vertheilung nur letzterer Betrag 
in Frage kommen könne, ſo kann hier doch nicht von einer der 
Ehefrau aufzuerlegenden Laſt geſprochen werden. Ebenſo laſſen 
die Gründe in keiner Weiſe erkennen, weshalb nicht die Koſten 


der freiwilligen Verſteigerung, die doch zur Erzielung des Steig⸗ 


erlöſes nothwendig waren, nicht auch antheilig den Bekl. treffen 
ſollen. Daſſelbe gilt von der Entſchädigungsforderung von 
320,82 Mark, hinſichtlich deren es auch an jeder thatſächlichen 
Aufklärung ermangelt. Wenn ferner das B. G. ſagt, daß der 
Ehefrau keine andere Laſt, als die Hälfte des Kaufſchillings 
auferlegt werden könne, jo wird nach der für richtig erklärten 
amtsgerichtlichen Berechnung doch ferner noch der Betrag der 
nach § 8 des Uebertragsvertrages für den Bruder des Kl., 
Karl H., beſtimmten Ausſtattung zur Hälfte mit 300 Mark in 
Abzug gebracht, der identiſch zu ſein ſcheint mit der in Nr. 16 
des Theilungsplans für den Ceſſionar des Karl H. Joh. Sch. 
ausgeworfenen Forderung von 958,56 Mark. Wird aber die 
nach § 8 des Uebertragsvertrages für Karl H. ausgeſetzte Aus- 
ſtattung in Abzug gebracht, dann bleibt unaufgeklärt, warum 
nicht, von den anderen Prätaſtionen auch abgeſehen, die gleich⸗ 
liegende in § 13 deſſelben Vertrages für Paul H. beſtimmte 
Ausſtattung gleichfalls in Abzug gebracht wird, und ferner 
warum nicht die Ausſtattung des Karl H. zu dem vollen 
liquidirten Betrage, ſondern nur zu 600 Mark angeſetzt iſt, da 
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der Thatbeſtand über einen in der amtsgerichtlichen Berechnung 
erwähnten Vergleich nichts ergiebt, der Kl. aber ausdrücklich die 
höhere, thatſächlich liquidirte Summe in Anſatz gebracht wiſſen 
will. Da nach allen dieſen Richtungen das B. U. eine Be⸗ 
gründung und Aufklärung vermiſſen läßt, ſo blieb nichts übrig, 
als daſſelbe, wie geſchehen, aufzuheben und die Sache zu noch⸗ 
maliger Verhandlung und Entſcheidung an das B. G. zurück⸗ 
zuverweiſen. III. C. S. i. S. Hoffmann II. c. Greb vom 
15. Februar 1898, Nr. 301/97 III. 

13. Auf Antrag des jetzigen Beſchwerdeführers hat durch 
Beſchluß vom 12. Auguſt 1897 das Königlich Preußiſche Amts⸗ 
gericht zu Angerburg im Wege einſtweiliger Verfügung an⸗ 
geordnet, daß in das Grundbuch des dem Antragsgegner ge⸗ 
hörigen Grundſtückes Broſowken Nr. 4 ein Vermerk, daß dem 
Antragſteller die ganze Kies- und Sandausbeute überlaſſen ſei, 
einzutragen ſei; zugleich hat es beſtimmt, daß der Antragſteller 
innerhalb einer Friſt von vier Wochen (die nachher um zwei 
Wochen verlängert worden iſt) den Gegner zur Verhandlung 
über die Rechtmäßigkeit der Verfügung vor das Gericht der 
Hauptſache zu laden habe, und daß widrigenfalls die Verfügung 
auf Antrag aufgehoben werden ſolle. Der Antragſteller hat 


ſodann den Gegner zur Verhandlung über die Rechtmäßigkeit 


der Verfügung vor das Amtsgericht geladen, und dieſe mündliche 
Verhandlung hat dort ſtattgefunden; am Schluſſe derſelben hat 
das Amtsgericht am 12. November 1897 den „Beſchluß“ ver⸗ 
kündet: „das Amtsgericht erklärt ſich für unzuſtändig und über⸗ 
weiſt die Sache dem Königlichen Landgericht Lyck“. Hiergegen 
hat der Kl. eine, wie er ſie nannte, „ſofortige“ Beſchwerde ein⸗ 
gelegt und damit einen Beſchluß der zweiten Civilkammer des 
Königlich Preußiſchen Landgerichts zu Lyck vom 7. Dezember 
1897 erzielt, durch welchen der Beſchluß des Amtsgerichtes auf⸗ 
gehoben, und letzteres angewieſen wurde, über die Rechtmäßigkeit 


der einſtweiligen Verfügung vom 12. Auguſt 1897 zu entſcheiden, 


die Entſcheidung über die Koſten der Beſchwerdeinſtanz aber der 
Endentſcheidung des Amtsgerichts vorbehalten wurde. Auf eine 
dagegen vom Bekl. erhobene Beſchwerde hat aber der 1. C. S. 
des Königlich Preußiſchen O. L. G. zu Königsberg am 7. Januar 
1898 beſchloſſen, daß unter Aufhebung des Beſchluſſes des L. G. 
die Beſchwerde des Antragſtellers gegen die Entſcheidung des 
Amtsgerichtes als unzuläſſig verworfen werde, und die Koſten 
beider Beſchwerdeinſtanzen dem Antragſteller auferlegt werden. 
Nunmehr hat hiergegen wieder der Antragſteller Beſchwerde ein⸗ 
gelegt. Er nennt ſie wieder eine „ſofortige“; inwiefern es eine 
ſolche ſein ſollte, iſt zwar nicht abzuſehen; ihre Zuläſſigkeit ſteht 
aber im Uebrigen nach § 530 bezw. § 531 Abſ. 2 der C. P. O. 
außer Zweifel. Auch iſt ſie inſofern begründet, als die vorige 
Beſchwerde ihrerſeits gerade unzuläſſig war, und daher das 
O. L. G. es hätte bei dem Beſchluſſe des L. G. belaſſen ſollen. 
Die Zuläſſigkeit einer Beſchwerde beſtimmt ſich nämlich auch in 
den Fällen des §8 531 Abſ. 2 der C. P. O. in erſter Reihe 
immer nach dem & 530 der C. P. O.; vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen, Bd. 31 S. 411 und Bd. 35 S. 420 fg.; und 
hier hatte weder das L. G. ein das Verfahren betreffendes 
Geſuch zurückgewieſen, noch lag einer der in der C. P. O. 
„beſonders hervorgehobenen“ Beſchwerdefälle vor; denn in dieſer 
Beziehung konnte auch nicht etwa der § 701, nach welchem 
gegen die einer vorgängigen mündlichen Verhandlung nicht 
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bedürfenden Entſcheidungen des Zwangsvollſtreckungsverfahrens 
die ſofortige Beſchwerde ſtattfindet, in Frage kommen, weil eben 
das die Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung betreffende Ver⸗ 
fahren noch nicht zum Zwangsvollſtreckungsverfahren gehört. Es 
war alſo jetzt, unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes, 
die vorige Beſchwerde nach § 537 der C. P. O. als unzuläſſig 
zu verwerfen. VI. C. S. i. S. Rüdiger c. Reiß vom 3. März 
1898, B Nr. 36/98 VI. 

14. Durch den Beſchluß des Amtsgerichts zu Königshütte 
iſt der Antrag der F.'ſchen Eheleute und des Theodor S. auf 
Auszahlung des ihnen als Miteigenthümern des ſubhaſtirten 
Grundſtücks zufallenden Kaufgelderüberſchuſſes abgelehnt worden. 
Bei der Kaufgelderbelegung hatten nämlich die Gläubiger der 
Miteigenthümerin verwittwet geweſenen S. gegen die Anſprüche 
der anderen Miteigenthümer (Miterben), Geſchwiſter S. auf den 
Kaufgelderüberſchuß Widerſpruch erhoben, mit der Behauptung, 
daß die Geſchwiſter S. mit ihren Erbtheilen bereits abgefunden 


ſeien und die ganze Kaufgeldermaſſe ihrer Mutter, wieder- 


verehelichten K. zuſtehe. Die zur Durchführung dieſes Wider⸗ 
ſpruches erhobene Klage iſt nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt 
von einem Monat, ſondern erſt ſpäter erhoben worden, das 
Amtsgericht hat aber die Klageerhebung dennoch für rechtzeitig 
erfolgt erachtet, weil das Ende der Friſt in die Gerichtsferien 
fiel, und dadurch der Lauf der Friſt gehemmt worden ſei. Das 
L. G. hat in ſeinem erwähnten Beſchluß dieſen Grund ver⸗ 
worfen, dennoch aber die Beſchwerde der genannten Miteigen⸗ 
thümer zurückgewieſen, weil den einzelnen Miterben vor der 
Auseinanderſetzung ein beſtimmter Antheil an der einzelnen 
Erbſchaftsſache nicht zuſtehe, und die vom Subhaſtationsrichter 
bezüglich des Grundſtücks eingeleitete partielle Auseinanderſetzung 
der Erben durch übereinſtimmendes Anerkenntniß eines beſtimmten 
Eigenthumsantheiles (½½) in Ermangelung der wegen Be⸗ 
theiligung von Minorennen erforderlichen Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts noch nicht beendet ſei. Die weitere 
Beſchwerde der genannten beiden Miteigenthümer iſt durch den 
jetzt angefochtenen Beſchluß des O. L. G. unter Anwendung des 
§ 531 Abſ. 2 der C. P. O. als unzuläſſig verworfen worden. 
Die hiergegen erhobene Beſchwerde iſt begründet. Es handelte 
ſich bei der von S. und den F. ſchen Eheleuten gegen den 
Beſchluß des Amtsgerichts erhobenen Beſchwerde lediglich um 
die Wirkung des von den Gläubigern der verehelichten K. gegen 
den Theilungsplan erhobenen Widerſpruchs. (588 762, 764 
der C. P. O.) Fand das Beſchwerdegericht, daß dieſer Wider⸗ 
ſpruch hinfällig geworden ſei, daher der Ausführung des 
Theilungsplans nicht mehr entgegenſtehe, ſo mußte es entweder 
die Ausführung des Planes in dem betreffenden Punkte an- 
ordnen, oder bei dem Vorhandenſein eines von dem erhobenen 
Widerſpruch unabhängigen Anſtandes die weitere Anordnung 
dem Subhaſtationsrichter überlaſſen. Die Zurückweiſung der 
Beſchwerde aus einem außerhalb des Streit. und Rechts ⸗ 
verhältniſſes unter den Beſchwerdeparteien liegenden Grunde 
ſtellt einen neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrund dar, der den 
Beſchwerdeführern das Recht der weiteren Beſchwerde eröffnet. 
($ 531 Abſ. 2 der C. P. O.) War hiernach die Aufhebung 
des angefochtenen Beſchluſſes geboten, ſo bedurfte es doch einer 
Zurückverweiſung der Sache an das O. L. G. nicht, da die 
Sachlage eine materielle Entſcheidung auf die vorhergehenden 
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zeſchwerden geſtattet. Aus dem oben Geſagten ergiebt ſich nun 
unächſt, daß die weitere Beſchwerde gegen den Beſchluß des 
G. begründet iſt, da das L. G. die Beſchwerde gegen den 
zeſchluß des Amtsgerichts nicht aus einem Grunde zurückweiſen 
urfte, der aus dem Intereſſe Dritter bei dem Widerſpruch und 
er Beſchwerde nicht betheiligter Perſonen entnommen iſt. Da⸗ 
gen iſt ferner dem L. G. darin beizutreten, daß die Gerichts⸗ 
rien auf den Lauf der im § 764 der C. P. O. für die 
ziderſpruchsklage beſtimmten Friſt keinen Einfluß ausüben. 
war iſt dieſe Friſt keine Nothfriſt. Aber $ 201 Abſ. 2 ſchließt 
eſen Einfluß nicht blos für Nothfriſten, ſondern auch für 
iften in Ferienſachen aus, und nach § 204 des G. V. G. 
id die Ferien auf das Zwangsvollſtreckungsverfahren, wozu 
ich das Vertheilungsverfahren (§ 758 ff. der C. P. O.) gehört, 
ne Einfluß. Da nun die Klage der widerſprechenden Gläubiger 
t nach Ablauf der einmonatigen Friſt angeſtellt iſt, ſo ſtand 
ch § 764 a. a. O. der erhobene Widerſpruch der Ausführung 
3 Theilungsplanes nicht entgegen und es unterliegt daher 
ch der Beſchluß des Amtsgerichts, der lediglich wegen des 
obenen Widerſpruchs die Auszahlung des Kaufgelderüberſchuſſes 
gelehnt hat, der Aufhebung. Nach fruchtloſem Ablauf der 
ft iſt nach §S 764 a. a. O. die Ausführung des Planes ohne 
ickſicht auf den Widerſpruch anzuordnen. Ob im vorliegenden 
[ der Ausführung des Planes andere von dem erhobenen 
derſpruch unabhängige Gründe entgegenſtehen, iſt hier nicht 
entſcheiden, da der Subhaſtationsrichter darüber noch nicht 
unden hat. V. C. S. i. S. Schafflick Beſchwerde vom 
Februar 1898, B Nr. 23/98 V. 
15. Die dingliche Verurtheilung erſcheint begründet. Die 
Ermöglichung der vorläufigen Vollſtreckung hinterlegten 
biere haften dem Kl. als Pfand für feinen ſich aus § 655 
. 2 der C. P. O. ergebenden Anſpruch auf Erſtattung der 
jetriebenen Summe, gleichviel, ob die Hinterlegung vom 
zrünglichen Gläubiger oder von einem Dritten erfolgt iſt 
tſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 9 S. 428 ff., Bd. 12 
222 ff., Bd. 18 S. 286, Bd. 34 S. 356 ff., Bd. 39 
399 ff.). Die urſprüngliche Gläubigerin (K.) iſt zur 
ückzahlung der beigetriebenen Summe, nebſt Zinſen ſeit 
13. Juni 1884 rechtskräftig verurtheilt worden. Die 
erlegten Papiere haften alſo auch für dieſe Zinſen. Die 
ahme des B. R., daß die Bekl. paſſiv legitimirt ſei, wenn 
auch den Anſpruch auf Herausgabe der Papiere an eine 
te (Frau T.) abgetreten habe, erſcheint richtig. Das Eigen⸗ 
an den Inhaberpapieren konnte nicht durch Ceſſion, 
ern nur durch Uebergabe übertragen werden (§ 401 des 
b. R. Thl. I Tit. 11, Foerſter⸗Eccius Bd. 1 8 64 und 
9 Nr. II a. E.). Der Pfandgläubiger braucht ſich aber 
mit dem Eigenthümer der Pfandſache einzulaſſen, nicht mit 
ten, welche nur perſönliche Rechte zur Sache haben. Es 
nt hinzu, daß Frau T. die Bekl. zur Abhebung der Papiere 
chtigt hat. Demgemäß iſt die Rüge der Reviſton, daß der 
R. die Paſſivlegitimation der Bekl. zu Unrecht angenommen 
‚ unbegründet. V. C. S. i. S. Porth c. Alt vom 
Rärz 1898, Nr. 290/97 V. 
Zur Konkursordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 
16. Im Gegenſatz zu den Entſcheidungen der Vorinſtanzen 
die von dem Bekl. während des Konkursverfahrens 
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ausgeſprochene Kompenſation als ſtatthaft anzuerkennen. Bei 
der Beurtheilung dieſer Frage kommt der Art. 121 des H. G. B. 
nicht in Betracht. Der von dem erkennenden Senat mehrfach 
ausgeſprochene Grundſatz (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 10 S. 47, Bd. 31 S. 84), daß ein wegen Privat- 
ſchulden belangter Geſellſchafter nicht Geſellſchafts forderungen 
zur Aufrechnung bringen darf, iſt daher nicht zu berückſichtigen. 
Es handelt ſich im vorliegenden Falle vielmehr darum, ob der 
Privatſchuldner eines Geſellſchafters eine Forderung, die ihm 
gegen die Geſellſchaft zuſteht, alſo eine Geſellſchaftsſchuld zur 
Aufrechnung bringen darf. Dies iſt in dem Falle, daß 
über das Geſellſchaftsvermögen nicht Konkurs eröffnet 
iſt, zweifelfrei (vergl. Entſch. Bd. 31 auf S. 86). Das 
nämliche iſt jedoch auch für den Fall des Konkurſes über 
das Geſellſchaftsvermögen anzunehmen, vorausgeſetzt, daß 
beide Forderungen ſchon vor der Konkurseröffnung ſich als 
1 gegenüberſtanden. Eingehend begründet. I. C. S. 
i. S. Neumann c. Mittag vom 5. Februar 1898, 
Nr. 496/97 J. 

17. Der B. R. nimmt, abweichend vom L. G., an, daß 
die ſtreitige Hypothekenbeſtellung vom 22. März 1894, wenn 
ſie (wie Bekl. behauptet und unter Beweis geſtellt hat) auf 
Grund der am 3. Auguſt 1891 und 29. März 1893 ertheilten 
Zuſicherungen des Hypothekenbeſtellers J. erfolgt ſei, ſich als 
ein Erfüllungsgeſchäft darſtelle und daher nicht ohne weiteres 
nach § 3 Ziffer 2 des R. Gef. vom 21. Juli 1879 anfechtbar, 
vielmehr zur Erreichung dieſes Zweckes noch vom Kl. eine 
eigens auf Verkürzung ſeiner Gläubiger gerichtete Abſicht des 
Schuldners nachzuweiſen ſei. Der B. R. nimmt weiter an, 
daß ſich dieſe beſondere Abſicht aus der ganzen Sachlage, 
namentlich aus dem gänzlichen Vermöͤgensverfall des J. zur 
Zeit der Hypothekbeſtellung, aus der unaufgefordert bewirkten 
Erfüllung des vor längerer Zeit geleiſteten Verſprechens dieſer 
Pfandbeſtellung ſowie aus den gleichzeitig zu Gunſten ſeiner 
anderen beiden Verwandten C. und O. vorgenommenen Rechts⸗ 
handlungen ergebe, daß es hiernach Sache des Bekl. ſei, ſeine 
Unkenntniß von der Schädigungsabſicht des J. nachzuweiſen 
und zur Erbringung dieſes Nachweiſes die von ihm unter 
Beweis geſtellte Behauptung, er ſei bei der Hypothekbeſtellung 
nicht zugegen geweſen, nicht genüge; die Anfechtung nach § 3 
Ziffer 2 des Anf. G., deſſen Vorausſetzungen im Uebrigen ge 
geben ſeien, ſchlage daher durch. Die hiergegen eingelegte 


Reviſion des Bekl. erſcheint theilweiſe begründet. Zwar be⸗ 


ſtreitet derſelbe mit Unrecht die Anwendung des § 3 Ziffer 2 
des Anf. G. auf den vorliegenden Fall unter Hinweis darauf, 
daß die ohne Mitwirkung des Bekl. geſchehene Hypothekbeſtellung 
ſich als ein einſeitiger Akt des Schuldners darſtelle, alſo ein 
entgeltlicher Vertrag im Sinne obiger Geſetzesbeſtimmung 
nicht vorliege. Wie vom R. G. im Einklang mit den Kom- 
mentatoren der R. K. O. und des Anf. G. ſchon wiederholt 
ausgeſprochen worden iſt, bilden die „entgeltlichen Verträge“ 
den Gegenſatz zu den „unentgeltlichen Verfügungen“ des 
Schuldners und beſchränken ſich nicht auf rein obligatoriſche 
Vereinbarungen, ſondern begreifen auch andere, auf dem überein⸗ 
ſtimmenden Willen des Schuldners und des Empfängers be- 
ruhende Rechtshandlungen in ſich. Die in Frage ſtehende 
Pfandbeſtellung beruht aber, auch wenn der Bekl. derſelben 
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nicht beigewohnt hat, nach feinen weiteren Angaben auf feinem 
und des J. übereinſtimmenden Willen, da ſie ihm vorher zu⸗ 
geſichert und ihm hinterher mit den Worten, daß die Sache 
nun in Ordnung ſei, von deren Ausführung Kenntniß gegeben 
worden ſein ſoll. Ohne Grund macht die Reviſion ferner 
geltend, daß die Feſtſtellung der Vorinſtanz zur Begründung 
einer beſonderen, auf Verkürzung der Gläubiger gerichteten 
Abſicht des Schuldners, wie fie beim Erfüllungsgeſchäft zu er- 
fordern ſei, nicht genüge. Der B. R. verkennt nicht bei dieſem 
Geſchäft die Nothwendigkeit des beſonderen, dem Kl. obliegenden 
Beweiſes der Schädigungsabſicht des Schuldners. Wenn er 
aber aus den von ihm hervorgehobenen Thatſachen den Willen 
des J. für erwieſen erachtet, den Bekl. argliſtiger Weiſe vor 
den anderen Gläubigern zu begünſtigen und dieſen den letzten 
Befriedigungsgegenſtand zu entziehen, ſo iſt dies eine that⸗ 
ſächliche Feſtſtellung, die keinen Rechtsirrthum erkennen läßt. 
Dagegen irrt der B. R. inſofern, als er dem Bekl. den Beweis 
feiner Unkenntniß von der Schädigungsabſicht des J. auf⸗ 
erlegt. Wie das R. G. ſchon wiederholt ausgeſprochen (fiehe 
Entſch. Bd. 38 S. 103), gilt beim Erfüllungsgeſchäft die 
doppelte Präſumtion des § 24 Ziffer 2 der R. K. O. bezw. 
des § 3 Ziffer 2 des Anf. G. — einmal für die Schäͤdigungs 
abſicht des abtretenden Schuldners und ſodann für die Kenntniß 
des Empfängers von dieſer Abſicht — als widerlegt, und es 
hat daher der Anfechtungskl., um mit ſeiner Anfechtung 
durchzudringen, wie im Fall des § 3 Ziffer 1 Beides zu be⸗ 
weiſen. Es war daher ſchon wegen Verkennung dieſer Beweis⸗ 
laſt die angefochtene Entſcheidung aufzuheben und, da der B. R. 
weder auf den Beweis für die Zuſicherung der Hypothekbeſtellung 
im Jahre 1891 und 1893, noch auf den nach Blatt 33 vom 
Kl. durch Eidesantrag angetretenen Beweis für die Kenntniß 
des Bekl. von der Schädigungsabſicht des J. näher eingegangen 
iſt, die Sache in die Vorinſtanz zurück zu verweiſen. Zu dem 
gleichen Ergebniß führt auch die weitere Beſchwerde der Reviſion, 
daß die vom L. G. ausgeſprochene und vom B. G. aufrecht 
erhaltene Verurtheilung des Bekl. unter Ziffer 1, wonach derſelbe 
aus der hypothekariſch eingetragenen Forderung von 8 500 Mark 
einen Theilbetrag von 4 600 Mark an den Kl. abtreten 
ſoll, der Vorſchrift in §S 7 des Anf. G. nicht entſpreche. Denn 
nach dieſer Vorſchrift ſoll das in frauduloſer Abſicht veräußerte 
Vermöͤgensſtück des Schuldners in der Regel noch als zu deſſen 
Vermögen gehörig zurückgewährt, nicht aber unmittelbar dem 


Anfechtungskl. überlaſſen werden und auch der vom L. G. 


betonte Umſtand, daß der Bekl. gegen dieſe vom Kl. in erſter 
Linie begehrte Art der Rückgewähr keinen Einwand erhoben 
habe, kann nicht dazu führen, dem Kl. etwas zuzuſprechen, was 


er nach dem Geſetz nicht beanſpruchen kann. Auch aus dieſem 


Grunde war daher die angefochtene Entſcheidung aufzuheben 
und im Uebrigen dem B. G. zu überlaſſen, bei ſeiner ander⸗ 
weiten Entſcheidung zu prüfen, ob und inwieweit dem eventuellen, 
auf Zulaſſung der Zwangsvollſtreckung in die Hypotheken⸗ 
forderung von 8 500 Mark gerichteten, ebenfalls nicht 
bedenkenfreien Klageantrag ſtattzugeben und überhaupt die 
Rückgewähr in einer, deren geſetzlichem Zweck (Entſch. des R. G. 
Bd. 9 S. 71) entſprechenden Weiſe zur Durchführung zu 
bringen ſei. III. C. S. i. S. Jürgens c. Johannſen vom 
18. Februar 1898, Nr. 273/97 III. 


Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

18. Aus zutreffenden Gründen hat das Kammergericht 
abweichend vom L. G. die Prozeßgebühr des Anwalts des Bekl. 
nur zu ¼0 für erſtattungsfähig erachtet. Entſprechend dem 
eingereichten vorbereitenden Klagbeantwortungsſchriftſatz hat der 
Bekl. in der mündlichen Verhandlung die Einlaſſung zur Haupt- 
ſache verweigert und ſich darauf beſchränkt, der Klage die Ein⸗ 
rede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten entgegen- 
zuſetzen. Nur über dieſe Einrede iſt verhandelt und entſchieden 
worden. Die Thätigkeit des Anwalts des Bekl. hat danach 
ausſchließlich eine prozeßhindernde Einrede betroffen. Daraus, 
daß mit dieſer Einrede anſtatt eines dem § 105 der C. P. O. 
entſprechenden Antrages der Antrag auf Abweiſung der Klage 
verbunden worden iſt, und dieſer Antrag auch in dem vor⸗ 
bereitenden Schriftſatz angekündigt worden war, kann das 
Gegentheil nicht gefolgert werden und insbeſondere nicht ge⸗ 
folgert werden, daß ſich die Information des Anwalts auch auf 
die Hauptſache bezogen hat. Der § 20 der R. A. G. O. hatte 
ſomit Anwendung zu finden (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 19 S. 429, Bd. 20 S. 426). I. C. S. i. S. Defrennes 
Duplon freres c. Philipp vom 26. Februar 1898, B Nr. 21/981. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. | 

19. Der Kl. hat die Klage auf die Behauptung gegründet, 
daß die jetzt aufs neue zur Vollſtreckung gebrachten Wechſel⸗ 
urtheile durch eine Zahlung, die der Gutsbeſitzer K. im Auftrage 
des Kl. an den Vorſchußverein auf die den Urtheilen zu Grunde 
liegende Wechſelſchuld des Kl. im Frühjahre 1886 geleiſtet habe, 
hinfällig geworden ſeien. Einer Feſtſtellung dieſer beſtrittenen 
Klagebehauptung hat ſich das B. G. nicht unterzogen, weil es 
davon ausgeht, daß das Gläubigerrecht des Vorſchußvereins 
gegen den Kl. ſchon nach den eigenen Angaben der Bekl. zur 
Zeit der Ceſſion der Urtheilsanſprüche erloſchen geweſen ſei, 
nämlich dadurch, daß der aus den Wechſeln mit verpflichtete 
Kaufmann P. dem Vorſchußverein Zahlung geleiſtet habe. Das 
iſt rechtsirrthümlich. Denn nicht jede Zahlung tilgt objektiv 
den Wechſel. Es kommt darauf an, von wem und für wen 
gezahlt iſt. Die Zahlung des Bezogenen oder Acceptanten tilgt 
die Wechſelſchuld und verhindert die Entſtehung von Regreß⸗ 
verpflichtungen. Die Zahlung eines Regreßſchuldners aber 
bewirkt an und für ſich nur die Tilgung ſeiner eigenen Regreß⸗ 
verpflichtung und mittelbar die ſeiner Nachmänner. Die Vor⸗ 
männer aber und insbeſondere der Acceptant werden nicht 
befreit, falls nicht beſondere Umſtände vorliegen, aus denen eine 
weitergehende Abſicht der Betheiligten gefolgert werden muß. 
Auch wird durch die Zahlung des Ausſtellers oder Indoſſanten 
an den Inhaber des Wechſels deſſen Legitimation gegen den 
Acceptanten oder einen anderen Vormann des Zahlers nicht in 
Frage geſtellt. Dieſe Legitimation beſteht nach W. O. Art. 3 6, 
39, 49 und 54 fort, ſolange der Zahlungsempfänger den 
Wechſel nicht ausgehändigt hat. (Rehbein, 5. Aufl. S. 114, 115. 
Staub zu Art. 82 § 51 flg. Grünhut, Bd. II S. 136 flg. 
R. O. H. G. Bd. 9 S. 42, Bd. 16 S. 216. Entſch. des 
R. G. Bd. 9 S. 64, Bd. 11 S. 20, Bd. 23 S. 125. Seuffert, 
Archiv, Bd. 45 Nr. 208. Bolze, Bd. 8 Nr. 534, Bd. 16 Nr. 289.) 
Nach dem Thatbeſtande des angefochtenen Urtheils iſt P. Girant 
der Wechſel geweſen. In welchem wechſelrechtlichen Verbande 
aber der Kl. geſtanden hat, ergeben die Akten nicht. Eine 


eftftellung darüber wäre aber von entſcheidender Bedeutung 
eweſen. Denn nur wenn der Kl. Nachmann P.'s geweſen 
‚äre, würde ihn deſſen Zahlung befreien. War er aber P.'s 
zormann, insbeſondere etwa Acceptant der Wechſel, jo kann 
won zunächſt keine Rede fein. Die eigene Behauptung der 
zekl., die das angefochtene Urtheil zu Grunde legt, ging aus⸗ 
rücklich dahin, daß P. nur gezahlt habe, um ſich von ſeiner 
genen Wechſelverpflichtung dem Vorſchußverein gegenüber zu 
freien. Daß der Vorſchußverein die Wechſel an P. gegen 
ſſen Zahlung ausgehändigt habe, iſt nirgends behauptet, 
ürde auch mit der unſtreitigen Thatſache nicht zu reimen ſein, 
iß nachher noch im April 1886 auf Grund der Wechfelurtheile 
m Vorſchußvereine Vollſtreckungshandlungen gegen den Kl. 
ranlaßt find. Denn Wechſelurtheile — mögen ſie ausdrücklich 
if Zahlung gegen Aushändigung des quittirten Wechſels lauten 
er nicht — können gültig immer nur zur Vollſtreckung 
mmen, wenn mit ihnen auch der Wechſel vorgelegt wird 
entſch. des R. G. Bd. 36 S. 105, Bd. 37 Nr. 5; Bolze, 
d. 17 Nr. 131, 189). War der Kl. Acceptant der Wechſel 
der doch ein Vormann P.'s), fo wird aus dem Umſtande, 
iß der Vorſchußverein trotz der von P. erhaltenen Zahlung im 
eſitze der Wechſel blieb, der übereinſtimmende Wille leider zu 
tnehmen ſein, daß nicht P. ſondern der Vorſchußverein zur 
erfolgung der Wechſelanſprüche gegen den Acceptanten und 
gen ſonſtige Vormänner P.'s berechtigt bleiben ſollte, daß 
ſo der Vorſchußverein für Rechnung P.'s gegen den Kl. vor⸗ 
hen und jenem das Erſtrittene herausgeben ſolle. Darin 
gt nichts, was ſchon an ſich dem Acceptanten eine Einrede 
rſchaffen könnte. Denn er würde dem Indoſſanten auch dann 
ften, wenn dieſer den Wechſel eingelöſt hätte (W. O. Art. 232). 
ielmehr würde eine exceptio doli nur begründet werden 
nnen, wenn der Acceptant behaupten könnte, der Zahlungs- 
pfänger werde nur vorgeſchoben, um ihm Einreden, die ihm 
gen den Zahlenden zuſtänden, zu entziehen. Nach dieſer 
ichtung aber liegen bislang keine Behauptungen vor. Die 
Be abſtrakte Möglichkeit, daß ſolche Einreden beſtehen könnten 
ein Hinweis, mit dem ſich das B. G. begnügt — iſt 
erheblich. I. C. S. i. S. Vorſchußverein Inowrazlaw und 
en. c. Mittelſtaedt vom 12. Februar 1898, Nr. 501/97 I. 
20. Die Reviſionsinſtanz erhebt gegen die Ausführungen 
r Vorinſtanz den Einwand, es ſei darin mit Unrecht an- 
nommen, daß ein Kommanditiſt in dem in Art. 163 Abſ. 3 
H. G. B. vorgeſehenen Falle einem perſönlich haftenden 
ſellſchafter ganz gleich ſtehe; das ſchreibe das Geſetz nicht vor, 
beſtimme nur, daß er — abgeſehen von der in den Schluß— 
zen geregelten Ausnahme — „gleich einem perſönlich haftenden 
ſellſchafter“ für die Geſellſchaftsſchulden einzuſtehen habe, alſo 
ll für ſie aufzukommen habe, nicht aber, daß ſeine Haftpflicht 
ht nur bezüglich des Umfanges, ſondern auch ſonſt nach jeder 
chtung die nämliche ſein ſolle, wie die des perſönlich haftenden 
ſellſchafters, es ſei alſo nicht ſtatthaft, aus dem vom R. G. 
genommenen Satze, wonach ein ſolcher Geſellſchafter an dem 
te, wo die Geſellſchaft zu erfüllen gehabt hätte, für Gefell- 
aftsſchulden in Anſpruch genommen werden könne, die 
lgerung abzuleiten, daß auch der Kommanditiſt bei einem auf 
t. 163 Abſ. 3 geſtützten Anſpruche an dem Erfüllungsorte 
Geſellſchaft belangt werden könne. Es bedarf keines Ein⸗ 


gehens auf die Frage, ob die Unterſcheidung, welche die Reviflon 
hiernach gemacht wiſſen will, als berechtigt anzuerkennen wäre; 
wenn allein aus der Beſtimmung des Art. 163 Abſ. 3 die 
Gleichartigkeit der Haftung des Kommanditiſten mit der des 
offenen Geſellſchafters herzuleiten wäre. Denn dies iſt nicht der 
Fall. Die gewöhnliche Kommanditgeſellſchaft iſt, wie von dem 
R. G. ſchon mehrfach ausgeſprochen worden iſt, ihrer rechtlichen 
Natur nach von der offenen Handelsgeſellſchaft nicht grundſätzlich 
verſchieden, und auch die Stellung des Kommanditiſten nach 
Innen und nach Außen weicht von der des offenen Geſell⸗ 
ſchafters zwar in manchen Einzelheiten, aber nicht dem Weſen 
nach ab (Vergl. Juriſt. Wochenſchr. 1894 S. 65 Nr. 17), ins⸗ 
beſondere haftet der Kommanditiſt nach der richtigen, allerdings 
nicht unbeſtrittenen Anſicht auch nach dem gegenwärtig geltenden 
Rechte (über die künftige Geſtaltung vergl. die 88 161, 171 
des H. G. B. vom 10. Mai 1897) gleich dem offenen Gefell- 
ſchafter den Geſellſchaftsgläubigern für die Geſellſchaftsſchulden 
direkt — vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 
S. 37 fg. —, ſeine Haftung iſt nur dem Umfange, nicht dem 
Weſen nach von der des offenen Geſellſchafters verſchieden. 
Demnach greifen gegenüber dem auf Bezahlung von Geſellſchafts⸗ 
ſchulden verklagten Kommanditiſten die nämlichen Erwägungen 
Platz, welche nach dem Urtheile des gegenwärteg erkennenden 
Senats vom 13. November 1893 — Rep. VI, 208/93, an- 
gezogene Entſch. Bd. 32 S. 44 fg. — zu der Annahme geführt 
haben, daß für Anſprüche, welche gemäß Art. 112 des H. G. B. 
aus von einer offenen Handelsgeſellſchaft geſchloſſenen Verträgen 
gegen einen offenen Geſellſchafter erhoben werden, der in $ 29 
der C. P. O. geregelte Gerichtsſtand an demjenigen Orte be⸗ 
gründet ſei, welcher für die entſprechende Verbindlichkeit der 
Geſellſchaft Erfüllungsort iſt (vergl. Staub, Kommentar zum 
H. G. B. V. Auflage, Bemerkungen zu Art. 165, $ 9). 
Es bedarf daher, um den von der Kl. gewählten Gerichtsſtand 
als begründet erſcheinen zu laſſen, keiner Berückſichtigung der 
Sonderbeſtimmung in Art. 163 Abſ. 3 des H. G. B. 
VI. C. S. i. S. Ullmann c. Rhein. Gummi- und Celluloid⸗ 
fabrik vom 14. Februar 1898, Nr. 336/97 VI. 

21. Die Reviſion iſt der Meinung, daß auf das vor⸗ 
liegende Geſchäft der Art. 275 des H. G. B. Anwendung finde, 
ein Handelsgeſchäft daher nicht vorliege. Dies iſt unrichtig. 
Die in Rede ſtehenden Wechſel ſind allerdings vom Kl. über 
einen Theil des Preiſes ausgeſtellt worden, den Bekl. vom Kl. 
fur die Ausführung eines Saalbaus auf deſſen Grundſtück zu 
fordern hatte. Vergleichsweiſe hatte der Bekl. ſich wegen der 
vom Kl. gerügten Baumängel dem Schiedsſpruch des Kreis- 
bauinſpektors W. unterworfen und in die Verrechnung der vom 
Schiedsrichter feſtzuſtellenden Anſprüche mit dem für den Bau 
ihm vertragsmäßig zuſtehenden Preiſe gewilligt. Der Schieds⸗ 
ſpruch fiel dahin aus, daß der Kl. unter Zugrundelegung des⸗ 
ſelben und des Vergleichs dem Bekl. nicht blos nichts mehr zu 
ſchulden, ſondern bereits zuviel baar gezahlt zu haben glaubte. 
Deshalb forderte er die Wechſel zurück, zu deren Herausgabe 
auch, wie bemerkt, der Bekl. ſich bereit erklärte. Gegenſtand 
dieſes Anerkenntniſſes und Verſprechens ſind die in den Händen 
des Bekl. befindlichen Wechſel, nicht aber das Grundſtück. Daß 
der urſprüngliche Vertrag über die Ausführung des Saalbaus, 
wie zugegeben iſt, ein Vertrag über eine unbewegliche Sache 
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war, berechtigt nicht zu der Folgerung, daß auch die fpäteren, 
die Preisforderung für den ausgeführten Bau be— 
treffenden Verträge — Vergleiche, Anerkenntniſſe — derartige 
Verträge ſeien (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 29 
S. 11 ff.). Danach hat das B. G. mit Recht angenommen, 
daß es einer ſchriftlichen Vollmacht des Bekl. auf den Rechts⸗ 
anwalt X. zur Abgabe der Erklärung vom 5. Juli 1896 nicht 
bedurfte (Art. 274, 277, 298, 317 des H. G. B.). VI. C. S. 
i. S. Ballenſtedt c. Gawell vom 17. Februar 1898, Nr. 341/97 VI. 

22. Es kann auf ſich beruhen bleiben, ob und unter 
welchem rechtlichen Geſichtspunkt ſich der eine oder andere der 
beiden Klagevorträge als an und für ſich begründet darſtellt, 


ob die Bekl. das Eigenthum an den ſtreitigen Aktien erworben 


hat, und ob es ihr zum Verſchulden anzurechnen iſt, daß ſie 
die gekauften Aktien im Gewahrſam des F. gelaſſen hatte. In 
keinem Falle kann die Klage Erfolg haben, wenn der Kl. nicht 
redlicher Pfandnehmer war. Daß er es nicht war, hat das 
B. G. angenommen, und die thatſächlichen Feſtſtellungen ſowohl 
wie die rechtlichen Ausführungen, auf denen dieſe Annahme 
beruht, laſſen eine Geſetzes verletzung nicht erkennen. Einwands⸗ 
frei iſt feſtgeſtellt, daß der Kaufvertrag, durch den die Bekl. 
200 000 Mark neue Potsdamer Straßenbahngeſellſchaft⸗Aktien 
von F. zurückkaufte, die Aktien Nr. 4201 bis 4400 zum Gegen⸗ 
ſtande hatte, und andererſeits, daß W. vor der Verpfändung 
der in der Klage bezeichneten Aktien dieſe nicht durch Rechts- 
geſchäft von F. erworben, ſondern lediglich thatſächlich zum 
Zweck der Verpfändung von ihm eingehändigt erhalten hatte. 
Das B. G. verweiſt ferner auf den in der 2. Beilage der Nr. 123 des 
Berliner Börſen⸗Kouriers vom 14. März 1895 veröffentlichten 
Proſpekt der Bekl. Aus ihm war nach der Annahme des 
B. G. zu erſehen, daß die Bekl. mindeſtens einen Titel zum 
Eigenthumserwerb an den Aktien Nr. 4201 bis 4400 durch 
Rückkauf von F. erlangt hatte. Daß dies zutreffend iſt, kann 
auch keinem begründeten Zweifel unterliegen. Denn in dem 
Proſpekt wurde kundgegeben, daß die im Jahre 1893 neu aus- 
gegebenen 400 000 Mark Aktien Nr. 4001 bis 4400 an Her⸗ 
mann F. al pari begeben, und weiterhin, daß in Anlaß des 
Generalverſammlungsbeſchluſſes, das Grundkapital um 200 000 
Mark herabzuſetzen, der Geſellſchaft 200 000 Mark der zuletzt 
ausgegebenen Aktien al pari wieder zur Verfügung geſtellt, 
und die Aktien Nr. 4201 bis 4400 von der Geſellſchaft er⸗ 
worben worden ſeien. Das B. G. findet, daß durch die Nicht- 
beachtung dieſer einige Tage vor der erſten Verpfändung erfolgten 
Bekanntmachung der Kl. ſich einer groben Fahrläſſigkeit ſchuldig 
gemacht habe, und er deshalb als redlicher Pfandnehmer nicht 
anzuſehen ſei. Es führt aus: Nach dem Statut ſei der Zweck 
der klagenden Genoſſenſchaft Kreditgewährung, Beleihung der 
Fabrikate der Genoſſen in bankmäßiger Form, Ausführung von 
Kommiſſionen aller Art; die formularmäßig ausgefüllten, in 
dieſem Prozeß übergebenen gedruckten Pfandſcheine zeigten deutlich, 
daß Kl. Geſchäfte eines Bankiers betreibe; bei dieſem Geſchäfts⸗ 
betriebe träfen den Kl. auch die Verpflichtungen eines Bankiers, 
zu denen insbeſondere auch die Verpflichtung gehöre, die öffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen in den wichtigſten Börſenblättern zu 
leſen und zu beachten; der Berliner Börſen⸗Kourier gehöre ſeiner 
Bedeutung und Verbreitung nach zu dieſen Blättern, der Kl. 
habe ſomit dadurch eine grobe Fahrläſſigkeit begangen, daß er 


bei den Lombardirungen die am 14. März 1895 erſchlenene 


Bekanntmachung der Bekl. völlig außer Acht gelaſſen habe. Die 
hiergegen von der Reviſion erhobenen Bedenken können, wenn 
man die geſammte Sachlage berückſichtigt, nicht für begründet 
erachtet werden. Die klagende Genoſſenſchaft hat ihren Sitz in 
Berlin und ſteht ſomit den in Betracht kommenden Verhält⸗ 
niſſen ſehr nahe. Sie macht zwar geltend, daß ſie Lombard⸗ 
geſchäfte der hier fraglichen Art niemals geſchloſſen hätte. Aber 
gerade dann mußte es ſie befremden, daß ihr angeſonnen wurde, 
ſolche Geſchäfte einzugehen. Auffallend mußte es überdies auch 
an ſich erſcheinen, daß ihr kurz hinter einander in einer Hand 
befindlichen Aktien im Geſammtnominalbetrage von nicht weniger 
als 148 000 Mark zum Zweck der Beleihung angeboten 
wurden. Sie hatte daher dringende Veranlaſſung, ſich über die 
Verfügungsbefugniß des Inhabers oder ſeines Hintermannes zu 
vergewiſſern und zu dem Behuf die ihr zu Gebote ſtehenden 
Erkenntnißmittel zu benutzen, und es kann nicht füglich bezweifelt 
werden, daß, wenn ſie dies gethan hätte, ihre Aufmerkſamkeit 
auf das bekannt gemachte Rechtsverhältniß der Bekl. zu F. 
gelenkt worden wäre. Mit welchem Mangel an jeglicher Sorg⸗ 
falt die klagende Genoſſenſchaft zu Werke gegangen, iſt ins⸗ 
beſondere auch darin zu Tage getreten, daß es, wie ſich aus 
ihrem eigenen Schreiben an die Bekl. vom 8. Februar 1896 
ergiebt, dem F. gelungen iſt, durch denſelben W., der die 
148 000 Mark Aktien verpfändete, auch noch 260 Druck⸗ 
formulare von Aktien im Nominalbetrage von 260 000 Mark 
bei ihr zu lombardiren. Hiernach iſt die Annahme des B. G., 
daß die Unbekanntſchaft der klagenden Genoſſenſchaft mit dem 
Titel der Bekl. zur Zeit der Verpfändungen der Aktien auf ein 
ihr zur Laſt fallendes grobes Verſchulden zurückzuführen ſei, 
nicht zu beanſtanden. In dieſem Falle war aber die Genoſſen⸗ 
ſchaft nicht redliche Pfandnehmerin und iſt ſie nicht redliche 
Pfandbeſitzerin. Das ergiebt ſich aus den hier in Betracht 
kommenden, von den Art. 306, 307 H. G. B. unberührt 
gebliebenen und für die Rechtsverhältniſſe in Betreff beweglicher 
Sachen noch maßgebenden Vorſchriften des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 10 § 25; Thl. 1 Tit. 19 § 5 in Verbindung mit den 
Beſtimmungen daſelbſt Thl. 1 Tit. 2 §§ 124, 133; Thl. 1 
Tit. 7 88 11, 13 und 15. Denn wenn auf der einen Seite 
für den Erwerb eines dinglichen Rechts ein gültiger Titel 
weſentlich iſt, auf der anderen ſchon ein gültiger Titel ein 
Recht zur Sache gewährt, ſo folgt daraus, daß, wo es auf 
Redlichkeit des Erwerbs ankommt, die Redlichkeit auch die 
Berückſichtigung eines etwa vorhandenen Titels erfordert, der 
älter iſt, als der dem Erwerber zur Seite ſtehende, und daß 
daher unredlicher Erwerber nicht nur der iſt, dem das Vor⸗ 
handenſein eines ſolchen älteren Titels bekannt war, ſondern 
auch derjenige, dem das Nämliche in Folge grober Fahrläſſigkeit 
nicht bekannt war. I. C. S. i. S. Deutſcher Kreditverein 
E. G. m. b. H. c. Potsdamer Straßenbahn A.-G. vom 
9. Februar 1898, Nr. 361/97 J. 

23. Die rechtlichen Ausführungen des O. L. G. ſind 
überall als zutreffend zu erachten. Insbeſondere iſt demſelben 
dahin beizutreten, daß die von der Firma N. & N. auf Grund 
des Fauſtpfandvertrages vom 10. Auguſt 1893 und der Nach⸗ 
träge zu demſelben vom 25. September, 9., 19. und 24. Oktober 
1893 der beklagtiſchen Bank übergebenen, nicht an Ordre 
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lautenden Lagerſcheine nach den einſchlägigen Beſtimmungen 
des Niederlageregulativs vom 5. Juli 1888 keine Inhaber⸗ 
papiere find, indem danach eine Verpflichtung der Zollbehörde, 
die Waaren an den Inhaber der Lagerſcheine als ſolchen aus- 
zuantworten, nicht beſteht, daß dieſelben daher nicht als Re⸗ 
präſentanten der Waare gelten können, und ihr bloßer Beſitz 
die Rechtswirkſamkeit des Fauſtpfandes der Konkursmaſſe gegen⸗ 
über nach Art. 309 Abſ. 2 Ziffer 1 des H. G. B. und § 14 
Abſ. 2 Ziffer 1 des E. G. zur R. K. O. nicht begründen kann. 
Seitens der Reviſion wird zwar zur Begründung der Eigenſchaft 
der Lagerſcheine als Inhaberpapiere noch auf § 14 des Regu⸗ 
lativs verwieſen, wonach bei Verluſt derſelben eine Amortiſation 
vorgeſehen iſt, indeſſen ohne Erfolg. da eine ſolche Amortiſation 
nicht lediglich bei echten Inhaberpapieren ſondern auch bei 
anderen Papieren, deren Beſitz mit rechtlichen Folgen verbunden 
tft, zuläſſig und angezeigt erſcheinen kann. (C. P. O. § 837 
Abſ. 2.) Die weiteren Ausführungen des O. L. G., daß der 
Beſitzübergang hinſichtlich der Waaren zwar nicht ſchon durch 
die Aushändigung der Lagerſcheine, dagegen allerdings durch die 
Zuſtellung des Fauſtpfandvertrages und ſeiner Nachträge an die 
Zollbehörde vom 10. November 1893 bewirkt worden ſei, daß 
aber dieſe Zuſtellung von dem Konkursverwalter mit Recht auf 
Grund des § 231 Satz 2 der R. K. O. angefochten werde, daß 
endlich auch der Anſpruch der Bekl. weder auf ein geſetzliches 
noch auf ein vertragliches Retentionsrecht gegründet werden 
könne, entſprechen anerkannten Grundſätzen der Rechtſprechung 
(Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 302, Bd. 20 S. 136), von 
denen abzuweichen kein Grund vorliegt; dieſelben ſind denn auch 
von der Reviſion nicht bemängelt worden. II. C. S. i. S. 
Düſſeldorfer Bankverein o. Neuhaus & Neeſe Konk. vom 4. März 
1898, Nr. 344/97 II. 

24. Differenzgefhäft. Der B. R. ſtellt in Uebereinſtimmung 
mit dem I. R. feſt, daß der Bekl. nach ſeiner Abrede mit B. 
lediglich um die Differenzen hat ſpielen wollen. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung giebt zu weſentlichen Bedenken keinen Anlaß. Was die 
Reviſion dagegen vorbringt, ſtellt den Erwägungen des B. R. 
lediglich abweichende thatſächliche Erwägungen entgegen, die den 
gegen jene erhobenen Vorwurf der mangelnden Schlüffigkeit 
nicht rechtfertigen. Der B. R. geht auch richtig davon aus, 
daß die Kl. die von ihr mit dem Bekl. geſchloſſenen Geſchäfte 
fo nehmen muß, wie ſie zwiſchen dem Bekl. und B. verabredet 
find, wenn B. ihr Agent und ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
beauftragt war, ihr Kunden zuzuführen. Und der B. R. ſtellt 
feſt, daß B. Agent der Kl. war. Die Rüge der Reviſion, der 
B. R. entnehme dies lediglich daraus, daß B. die Aufträge des 
Bekl. der Kl. übermittelt und dieſe ſie ausgeführt habe, ohne 
zu prüfen und feſtzuſtellen, ob B. ſich dem Bekl. als Agent der 
Kl. zu erkennen gegeben habe, findet in den Gründen des B. U. 
in ihrem Zuſammenhange keinen Anhalt. Der B. R. ſtellt ſich 
ausdrücklich die Frage, ob B. Agent der Kl. war, und be⸗ 
jaht die Frage, indem er erwägt, daß B. ſelbſt ſich zu Andern 
als Geſchäftsvermittler der Kl. gegen Proviſion bezeichnet, that⸗ 
fachlich für die Kl. Geſchäfte mit Andern vermittelt habe, und 
durch O., einen Angeſtellten der Kl., aufgefordert ſei, Geſchäfte 
in Getreide und Spiritus mit Kunden zu entriren. Wenn der 
B. R. hieran die Feſtſtellung knüpft, B. habe auch die Geſchäfte 
des Bekl. mit der Kl. vermittelt und dafür das Telegramm des 


muß mit dieſer Rüge Gehör finden. 


B. an die Kl. vom 25. März „Kaufet für F. (den Bekl.) “ 
heranzieht, ſo iſt völlig klar, daß der B. R. annimmt, B. habe 
auch die Geſchäfte des Bekl. für die Kl. vermittelt. Den 
Gegenbeweis, den die Kl. durch Berufung auf das Zeugniß des 
O. und R. angetreten, hat der B. R. nicht überſehen. Er ſtellt 
vielmehr feſt, daß O. ſelbſt den B. beauftragt hat, der Kl. neue 
Kunden zuzuführen, und daß B. ſich des R. als Mittelsperſon 


bedient hat. Damit iſt zu erkennen gegeben, daß der B. R. 
auf die Bekundungen dieſer Zeugen kein Gewicht legen, und 
daß die Aufhebung des angefochtenen Urtheils zum Zwecke der 
Vernehmung dieſer Zeugen zu einem andern Ergebniß nicht 
führen würde. I. C. S. i. S. Katz Sohn c. Foellmer vom 
23. Februar 1898, Nr. 387/97 I. 

25. Differenzgeſchäft. Kl. hatte eine ſtillſchweigende Ab⸗ 
rede über den Abſchluß effektiver Lieferung gleichen Inhalts 
behauptet. Das B. G. iſt hierauf eingegangen, hat indeß den 
Beweis nicht für geführt erachtet. Die Reviſion rügt unzuläng⸗ 
liche Würdigung der in Betracht kommenden Thatſachen und 
Eingehend dargelegt. 
I. C. S. i. S. Kurtzig c. Kuczynski vom 12. Februar 1898, 
Nr. 373/97 J. 

III. Souſtige Reichsgeſetze. 

Zum Haftpflichtgeſetz. | 

26. Das B. G. hat in Gemäßheit des § 528 Abſ. 2 
der C. P. O. die rechtliche Beurtheilung, welche der Aufhebung 
des früheren B. U. zu Grunde gelegt iſt, ſeiner Entſcheidung 
zu Grunde gelegt. Dieſe rechtliche Beurtheilung geht aber dahin, 


daß bei konkurrirendem Verſchulden des Verletzten und der Leute 


des Betriebsunternehmers Letzterer nach § 1 des R. Geſ. vom 
7. Juni 1871 nur dann nicht haftet, wenn der Unfall gerade 
durch das eigene Verſchulden des Verletzten verurſacht iſt, das 
letztere Verſchulden (und nicht das der Leute des Betriebsunter⸗ 
nehmers) als die eigentliche Urſache des Unfalls erſcheint. Dem⸗ 
gemäß hat das B. G. nunmehr feſtgeſtellt, daß es zweifelhaft 
iſt, welches Verſchulden als die eigentliche Urſache des Unfalls 
anzuſehen iſt, und hat in Folge deſſen entſchieden, daß gerade 
das Verſchulden des Verletzten als die Urſache das Unfalls nicht 
feſtgeſtellt werden könne. Wenn mit Rückſicht hierauf die 
Haſtung der Bekl. auf Grund das § 1 des R. Geſ. vom 
7. Juni 1871 ausgeſprochen worden iſt, ſo iſt hierin ein Rechts⸗ 
irrthum nicht zu erkennen. III. C. S. i. S. Süddeutſche 
Eiſenbahngeſellſchaft o. Bonnenberg vom 25. Februar 1898, 
Nr. 22/98 III. 

Zur Kaiſerlichen Verordnung vom 7. Januar 1880. 
227. Das B. G. hat unterſucht, ob für die Schifffahrt auf 
den Friſchen Haff das „Regulativ vom 18. April 1844, ent⸗ 
haltend den durch den Betrieb der Dampfſchifffahrt auf dem 
Friſchen und Kuriſchen Haff und auf den ſchiffbaren Gewäſſern 
der Provinz Preußen für den Schiffsverkehr erforderlich ge⸗ 
wordenen Polizei ⸗Vorſchriften“ noch in Geltung ſtehe, nach 
deſſen Vorſchriften eventuell die Pflichten des Bekl. zu be⸗ 
urtheilen ſein würden, hat jedoch die Fortdauer der Geltung 
dieſes Regulativs verneint, ſoweit die Schifffahrt auf dem 
Friſchen Haff in Betracht kommt. Das B. G. argumentirt ſo, 
daß durch den Art. 25 der Kaiſerlichen Verordnung vom 
7. Januar 1880, welcher ſagt: „Keine dieſer (vorhergehenden) 
Vorſchriften ſoll die Wirkſamkeit von beſonderen Vorſchriften 


— — 
— nn 
a — u aan 


. 


— ́—ñ6——— GZ0ů4ä — 


——— 2 2 — 


— — — — 


8 2 = 1  - = ee 


\ 
| 


228 


beeinträchtigen, welche bezüglich der Schifffahrt in Häfen auf 
Flüſſen oder in Binnengewäſſern von den zuſtändigen örtlichen 
Behörden erlaſſen worden ſind“, die beſonderen Vorſchriften 
aufrecht erhalten werden ſollen, welche für beſtimmte Waſſer⸗ 
ſtraßen von den örtlichen Behörden gegeben ſind, und, 
den örtlichen Bedürfniſſen entſprechend, die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften ergänzen oder davon abweichen, nicht aber die für 
ganze Länder oder Provinzen gegebenen, ſchon vor der Kaiſer⸗ 
lichen Verordnung vom 7. Januar 1880 und deren Vorläufern 
(Verordnung vom 23. Dezember 1871 und Preußiſches Geſetz 
vom 22. Januar 1864) geltenden allgemeinen Vorſchriften für 
das Straßenrecht auf den Waſſerſtraßen. Hiervon ausgehend 
leitet nun das B. G. aus dem Inhalte des von dem Finanz⸗ 
miniſter und dem Miniſter des Innern mit Königlicher Ge⸗ 
nehmigung erlaſſenen Regulativs her, daß daſſelbe keineswegs 
die Zwecke einer, beſtimmten örtlichen Bedürfniſſen dienenden, 
Lokalverordnung verfolge, da es ſogar im § 24 die Er⸗ 
laſſung derartiger Verordnungen den Bezirks⸗Regierungen aus- 
drücklich vorbehalte, ſondern als eine allgemeine Vorſchrift 
für die Schifffahrt auf allen Waſſerſtraßen der Provinz Preußen 
gegeben ſei, als ſolche aber durch Art. 25 der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 7. Januar 1880 nicht aufrecht erhalten, viel⸗ 
mehr für die von Seeſchiffen befahrenen Gewäſſer 
ſchon durch das Preußiſche Geſetz vom 22. Februar 1864, an 
deſſen Stelle ſpäter die Kaiſerlichen Verordnungen vom 
23. Dezember 1871 und 7. Januar 1880 getreten ſind, auf⸗ 
gehoben ſei. Das iſt nicht zu beanſtanden. Das Regulativ 
rührt aus einer Zeit her, in welcher für Preußen allgemeine 
Vorſchriften über das Straßenrecht auf der See und den mit 
derſelben zuſammenhängenden, von Seeſchiffen befahrenen Ge- 
wäſſern noch nicht beſtanden. Zuerſt durch die Verordnung 
vom 23. Juni 1863, an deren Stelle das Geſetz vom 22. Fe⸗ 
bruar 1864 trat, wurden für Preußen, und ebenſo für die 
übrigen deutſchen Uferſtaaten, derartige allgemeine Vorſchriften 
erlaſſen, welche die von England mit Frankreich vereinbarten 
„regulations for preventing collisions at sea“ adoptirten 
und fpäter durch die auf internationalen Abmachungen be 
ruhenden Kaiſerlichen Verordnungen von 1871 und 1880 erſetzt 
worden ſind. Schon das Geſetz vom 22. Februar 1864 iſt 
ebenſo, wie die ſpäteren Verordnungen für die hohe See und 
die mit der hohen See im Zuſammenhange ſtehenden, 
von Seeſchiffen befahrenen Gewäſſer erlaſſen, ſoweit 
nicht für letztere Gewäſſer abweichende örtliche Vorſchriften be⸗ 
ſtehen. Damit waren nach dem Grundſatz, daß das jüngere 
Geſetz dem älteren vorgeht, für den Geltungsbereich dieſes Ge⸗ 
ſetzes die denſelben Gegenſtand betreffenden älteren Vorſchriften 
aufgehoben, ſoweit ſie nicht örtlicher Natur waren. Nun iſt 
dem B. G. unbedenklich darin beizutreten, daß das Regulativ 
vom 18. April 1844 ſich als eine örtliche Vorſchrift im Sinne 
des Art. 1 des Geſetzes vom 22. Februar 1864 nicht darſtellt, 
denn es regelt, ohne irgendwie auf beſtimmte örtliche Ver⸗ 
hältniſſe Bezug zu nehmen, die Lichterführung, das Straßenrecht 


und das Signalweſen allgemein für den Schiffsverkehr auf allen 


Waſſerſtraßen der Provinz Preußen und überläßt den Bezirks⸗ 
Regierungen, für beſtimmte örtliche Zwecke beſondere Verord⸗ 
nungen zu erlaſſen. Daraus folgt, daß für das Friſche Haff, 
welches zu den mit der hohen See im Zuſammenhange ſtehenden, 


von Seeſchiffen befahrenen Gewäſſern gehört, die Vorſchriften 
des Geſetzes vom 22. Februar 1864, bezw. der an deſſen Stelle 
getretenen Verordnungen den abweichenden Vorſchriften des 
Regulativs vom 18. April 1844 vorgehen, da die letzteren 
durch den zu Gunſten der örtlichen Vorſchriften gemachten 
Vorbehalt nicht aufrecht erhalten ſind. Mit Recht hat hierauf 
das B. G. das Verhalten des Bekl. nach den Vorſchriften der 
Kaiſerlichen Verordnung vom 7. Januar 1880 geprüft. Seine 
Erwägungen laſſen jedoch eine unrichtige Auffaſſung des Ver⸗ 
hältniſſes erkennen, in dem die einzelnen Vorſchriften dieſer 
Verordnung zu einander ſtehen. Das B. G. geht in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Seeamt davon aus, daß die ſogenannte 
Königsberger Rinne ein enges Fahrwaſſer im Sinne des 
Art. 21 der Kaiſerlichen Verordnung ſei. Dagegen walten 
keine Bedenken ob. Das B. G. meint nun, daß von der Vor⸗ 
ſchrift des Art. 17, welche dem Dampfſchiff, welches in Gefahr 
geräth, mit einem Segelſchiff zuſammenzuſtoßen, vorſchreibt, 


dem Segelſchiff aus dem Wege zu gehen, durch den Art. 21 


die Ausnahme ſtatuirt werde, daß in engen Fahrwäſſern das 
Dampfſchiff, wenn es ohne Gefahr ausführbar ſei, ſich an der 
nach Steuerbord liegenden Seite des Fahrwaſſers zu halten 
habe. Von dieſer Anſchauung ausgehend erwägt das B. G., 
daß der Bekl. vorſchriftsmäßig verfahren ſei, indem er, als er 
der Lichter der entgegenkommenden Segelfahrzeuge anſichtig 
wurde, Backbordruder habe geben laſſen, um die Südſeite der 
Fahrrinne zu gewinnen, und dieſes Manöver den entgegen- 
kommenden Seglern durch einen kurzen Ton mit der Dampf- 
pfeife ſignaliſirt habe. Es wird weiter erwogen, der Bekl. habe 
annehmen dürfen, daß die entgegenkommenden Kähne fein Signal 
verſtehen und auf ſeine Intention eingehen würden; unmöglich 
habe er damit rechnen können, daß der Kl., wie er vor dem 
Seeamt erklärt hat, zwar dem Dampfer rechts hätte ausweichen 
ſollen, diesmal aber links ausweichen wollte. Deshalb hält 
das B. G. es auch für gerechtfertigt, daß der Bekl., als ſich 
der Winkel, in dem die Schiffe ſich einander näherten, nicht 
änderte, den nach Steuerbord gerichteten Kurs des Dampfers 
beibehielt und das Signal wiederholte, in der Erwartung, daß 
die Kähne nach der nördlichen Seite der Fahrrinne abdrehen 
würden. Zunächſt kann nicht als richtig anerkannt werden, daß 
der Art. 21 der Verordnung eine Ausnahmevorſchrift gegenüber 
der Regel des Art. 17 enthält. Der Art. 21 giebt, indem er 
anordnet, daß in engen Fahrwaſſern, jeder Dampfer die rechte 
Seite zu halten hat, keine Ausweichvorſchrift, ſondern bezweckt, 
durch dieſe allgemeine, nicht durch die Nähe anderer Fahrzeuge 
bedingte Anordnung die Fälle der Nothwendigkeit des Aus- 
weichens zu beſchränken und dadurch der Gefahr des Zufammen- 
ſtoßes nach Möglichkeit vorzubeugen. Keineswegs ſchreibt er 
vor, daß in engen Fahrwaſſern jeder Dampfer, wenn es ohne 
Gefahr ausführbar ſei, nach der Steuerbordſeite auszuweichen 
habe, woraus ſich unter der gleichen Vorausſetzung die Ver⸗ 
pflichtung jedes in der Fahrrinne entgegenkommenden Schiffes 
ergeben würde, ſeinerſeits die andere Seite des Fahrwaſſers zu 
halten. Der entgegenkommende Dampfer iſt hierzu durch den 
Art. 21 unmittelbar verpflichtet, ſo daß zwei die Vorſchrift des 
§ 21 befolgende Dampfer einander auf parallelen Kurſen paſſiren 
müſſen. Im Uebrigen aber gelten auch für enge Fahrwäſſer die 
allgemeinen Vorſchriften über das Ausweichen der Schiffe, ind- 
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bejondere alſo für Dampfer auf der einen und Segelſchiffe auf 
der anderen Seite die Art. 17 und 22 der Verordnung, 
wonach das Dampfſchiff dem Segelſchiff aus dem Wege zu 
gehen und das letztere ſeinen Kurs beizubehalten hat, ſowie der 
Art. 18, welcher dem Dampfſchiff vorſchreibt, bei entſtehender 
Gefahr des Zuſammenſtoßes ſeine Fahrt zu mindern, oder, 
wenn nöthig, zu ſtoppen und rückwärts zu gehen. Dieſes 


Verhältniß der Vorſchrift des Art. 21 zu den in den Art. 16 


bis 19, 20 und 22 enthaltenen Ausweichregeln wird nicht nur 
in der Rechtſprechung der Hamburgiſchen Gerichtshöfe für den 
unteren Lauf der Elbe, ſondern insbeſondere auch in der 
engliſchen Rechtſprechung und Doktrin anerkannt. Vergl. 
Aspinal, Maritime Law Cases. Vol. VI. New Series, 
pag. 7, 8. Marsden, Collisions at sea, 4. Auflage S. 514. 


H. Stuart Moore, the new rules of the Road at Sea, 


S. 55. Hieraus ergiebt ſich für den vorliegenden Fall, daß 
der Bekl. den von ihm eingeſchlagenen Kurs des Dampfers 
nicht durch den Hinweis auf Art. 21 der Verordnung recht⸗ 
fertigen kann, ſondern daß geprüft werden muß, ob dieſer Kurs 
der richtige war, um den entgegenkommenden Segelfahrzeugen 
auszuweichen. Dies würde unbedenklich anzunehmen ſein, wenn 
der Bekl. zu der Annahme berechtigt war, die Segelfahrzeuge 
würden ihre Fahrt in der Weiſe fortſetzen, daß ſie ſich in der 
nördlichen Hälfte der Fahrrinne hielten. Das B. G. ſcheint 
davon auszugehen, daß der Beklagte dieſe Annahme hegen 
durfte, namentlich nachdem er ſeinerſeits fignalifirt hatte, daß 
der Dampfer ſeinen Kurs nach der Südſeite (Steuerbord) 
richten werde. Daß dieſes Signal an ſich die Segelfahrzeuge 
nicht verpflichtete, ihren Kurs nach dem Kurſe des Dampfers 
einzurichten, wenn ſonſt keine Pflicht der Segelfahrzeuge hierzu 
beſtand, iſt unbedenklich. Es iſt jedoch bisher nicht erſichtlich 
gemacht, daß die Segler verpflichtet geweſen wären, bei ihrer 
weiteren Fahrt die nördliche Seite der Fahrrinne zu halten. 
Art. 22 der Verordnung legte ihnen die Verpflichtung auf, 
gegenüber dem Dampfer, der ihnen aus dem Wege zu gehen 
hatte, ihren Kurs beizubehalten. Die Frage, was in einem 
engen Fahrwaſſer unter der Beibehaltung des Kurſes zu ver⸗ 
ſtehen iſt, kann unter verſchiedenen Umſtänden verſchieden be⸗ 
antwortet werden. So wird in einem ſich windenden Fluſſe 
darunter nicht verſtanden werden können, daß ein Fahrzeug die 
in einem beſtimmten Augenblicke verfolgte Fahrrichtung ohne 
Rückſicht auf das Fahrwaſſer und die Ufer des Fluſſes bei⸗ 
zubehalten hat, ſondern anzunehmen ſein, daß es den Kurs 
fortzuſetzen hat, den es befolgt haben würde, wenn das andere 
Fahrzeug nicht in Sicht gekommen wäre (vergl. Marsden, 
4. Auflage S. 477). Für den vorliegenden Fall iſt jedoch zu 
beachten, daß es ſich nicht um einen Fluß, ſondern um eine 
vertiefte Fahrrinne innerhalb eines größeren Gewäſſers handelte, 
das tiefer gehenden Schiffen zwar die erforderliche Waſſertlefe 
nur innerhalb der Fahrrinne darbot, flacher gehenden Fahr- 
zeugen aber auch das Verlaſſen dieſer Rinne geſtattete. Unter 
welchen Vorausſetzungen und in welcher räumlichen Ausdehnung 
dies letztere in der Gegend des Unfalls möglich war, iſt nicht 
feſtgeſtellt, jedoch geben die bisherigen Verhandlungen ſchon ge⸗ 
nügenden Anhalt dafür, daß die beiden Kähne nicht ſtreng an 
die Grenzen der Fahrrinne gebunden waren. Wenn der Bekl., 


ſei es, daß er die Beſchaffenheit der entgegenkommenden Fahr⸗ 


zeuge nicht erkennen konnte, oder ſei es, daß er ſie als Kähne 
erkannte, damit rechnen mußte, daß dieſelben möglicherweiſe nicht 
an die Fahrrinne gebunden, ſondern in der Lage waren, ohne 
Rückſicht auf dieſe ihren Kurs beizubehalten, wie ihnen dies 
der Art. 22 der Verordnung gebot, ſo mußte er auch erwägen, 
wie er mit Rückſicht auf dieſe Möglichkeit zu manöveriren habe, 
um den Segelfahrzeugen ſicher auszuweichen. Aber auch ab⸗ 
geſehen von dieſer Möglichkeit fehlt es, wenn daran feſtgehalten 
wird, daß es die Pflicht des Dampfers war, den Segelfahr⸗ 
zeugen auszuweichen, in dem B. U. an jeder Begründung dafür, 
daß der Bekl. hierzu den richtigen Weg eingeſchlagen habe. 
Zugegeben, daß der Bekl., als die Kähne zuerſt geſehen wurden 
und ſich noch in größerer Entfernung befanden, in dem Glauben, 
daß fie ſich an der nördlichen Seite der Fahrrinne befänden 
und dieſe auch ferner einhalten würden, zunächſt noch be- 
rechtigt war, den Verſuch zu machen, die Kähne auf der Suͤd⸗ 
ſeite zu paſſiren, ſo iſt doch nicht erkennbar, mit welchem Recht 
der Bekl. dieſen Verſuch fortſetzen durfte, nachdem er beobachtet 
hatte, daß die Kähne ungeachtet ſeines Signals unter Bei⸗ 
behaltung ihres ſüdweſtlichen Kurſes ſchräg über die Fahrrinne 
nach deren Südſeite hinüberſegelten, wo der Dampfer nothwendig 
mit ihnen zuſammentreffen mußte, wenn er eben ebenfalls fort- 
geſetzt nach der Südſeite der Fahrrinne abhielt. Dieſes Ver⸗ 
halten des Bekl. konnte nur dann als entſchuldigt gelten, wenn 
er erwarten durfte, daß die Kähne trotzdem noch rechtzeitig nach 
Steuerbord abfallen und ihm ſo die ſüdliche Seite der Fahr⸗ 
tinne freigeben würden, oder wenn er durch andere Umſtände 
genöthigt wurde, trotz der drohenden Gefahr des Zuſammen⸗ 
ſtoßes bei ſeinem Kurſe zu beharren. Für die erſtgedachte Er⸗ 
wartung fehlt es, da eine lokale Vorſchrift, die den Segel⸗ 
fahrzeugen die nördliche Fahrwaſſerhälfte anwies, nicht beſtand, 
Art. 22 der Verordnung aber ihnen die Beibehaltung ihres 
Kurſes vorſchrieb, ſo lange an einer Grundlage, als nicht dar⸗ 
gethan wird, daß und warum unter den obwaltenden Verhält⸗ 
niſſen etwa in der Innehaltung der nördlichen Seite der Fahr⸗ 
rinne die Beibehaltung ihres alten Kurſes zu finden wäre. Als 
Umſtände, welche den Dampfer verhinderten, nach Backbord 
auszuweichen, könnten möglicher Weiſe die Biegung des Fahr⸗ 
waſſers oder die bedrohliche Nähe anderer Fahrzeuge (ſo nament⸗ 
lich der Kahn des Schiffers C.) in Betracht kommen. Es 
bleibt jedoch, wenn durchſchlagende Hinderungsgründe dieſer Art 
vorlagen, eingehend zu erwägen, ob nicht, wenn ſowohl die 
Fortſetzung des auf die Südſeite der Fahrrinne gerichteten Kurſes, 
wie das Abdrehen nach der nördlichen Seite gleichermaßen ge⸗ 
fahrdrohend waren, dem Bekl. durch die ſeemänniſche Vorſicht 
geboten wurde, weder das eine noch das andere zu thun, 
ſondern zu ſtoppen und die Fahrt wieder aufzunehmen, ſobald 
die Situation ſich hinreichend geklärt hatte. Daß die Wieder⸗ 
holung des mit der Dampfpfeife gegebenen Signals die Kähne 
ebenſowenig zur Einſchlagung eines andern, für ſie nicht ge- 
botenen Kurſes verpflichten konnte, wie das erſte Signal, be⸗ 
darf keiner weiteren Begründung. I. C. S. i. S. Lange 
c. Meyer vom 12. Februar 1898, Nr. 374/97 I. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

28. Das O. L. G. hat zunächſt die Frage geprüft, ob 
nach dem Geſetze zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894, auf welches die Klage geſtützt iſt, daß durch 
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die Eintragung ihres Waarenzeichens für Tabake begründete 
ausſchließliche Recht der Kl., ſich in ihrem Geſchäftsbetriebe 
dieſes Waarenzeichens zur Unterſcheidung ihres Tabaks von dem 
Anderer zu bedienen, von dem Bekl. dadurch verletzt worden iſt 
und noch verletzt wird, daß er ebenfalls Tabak unter einem 
Waarenzeichen in den Verkehr bringt, welches durch Ein⸗ 
tragung nicht geſchützt iſt, und iſt bei der Vergleichung beider 
Zeichen zu der Feſtſtellung gelangt, daß das von dem Bekl. 
benutzte Zeichen zwar Abweichungen von dem klägeriſchen 
Zeichen enthalte, daß es aber dem ungeachtet dem Zeichen der 
Kl. ſo ähnlich ſei, daß die Gefahr einer Verwechſelung 
beider Zeichen im Verkehre vorliege ($ 20 des bezogenen Ge⸗ 
ſetzes). Das O. L. G. hat hierbei in Betracht gezogen, 1. daß 
es ſich um Tabak, einem Maſſenartikel, handele, der für weite 
Kreiſe und für die breiteren Schichten des Volkes beſtimmt ſei, 
2. daß in der Regel der Käufer des Tabaks beim Einkaufe nur 
die eine Marke vor Augen haben werde und verhindert ſei, 
dieſelbe durch den Augenſchein mit der anderen Marke zu ver⸗ 
gleichen, daher für ihn die Erinnerung maßgebend ſein werde, 
3. daß die Erinnerung an der dem Bilde zu Grunde liegenden 
Idee haften werde, dieſelbe, — im Walde ſitzender Jäger oder 
Förſter, der, das Gewehr zwiſchen den Beinen haltend, eine 
kurze Pfeife raucht und von einem oder zwei Hunden begleitet 
iſt, — aber in beiden Bildern und zwar ſowohl auf der ge⸗ 
wöhnlichen Verpackung als auch auf der Verpackung in größerem 
Formate ſo übereinſtimmend ſei, daß hierdurch die vorhandenen 


Abweichungen nur unweſentlich ſeien und in den Hintergrund 


träten. Dieſe Erwägungen laſſen keine Geſetzesverletzung er⸗ 
kennen und rechtfertigen die vom O. L. G. getroffene Feſt⸗ 
ſtellung. Mit Unrecht rügt der Rkl., daß das O. L. G. in 
ſeinen Ausführungen, betreffend die den beiden Zeichen zu 
Grunde liegende Idee, den Begriff des Waarenzeichens ver⸗ 
kannt und zu viel Gewicht auf den „Jäger“ und „Förſter“ als 
ſolchen und auf die Bezeichnungen Jäger⸗ und Förſtertabak 
gelegt habe, obwohl nach der Erklärung des Patentamtes in 
der ſein Eintragungsgeſuch zurückweiſenden Entſcheidung dieſe 
Bezeichnungen allgemein eingebürgert und im freien Gebrauche 
ſeien. Das O. L. G. iſt zutreffend davon ausgegangen, daß, 
wie in ſeinen Entſcheidungsgründen ausdrücklich hervorgehoben 
iſt, durch das Waarenzeichengeſetz nicht die Idee, ſondern das 


eingetragene Zeichen in ſeiner konkreten äußeren Erſcheinung, das 


Bild, geſchützt wird. Wenn es bei der Vergleichung der beiden, 


in Frage ſtehenden Zeichen hervorgehoben hat, daß bei dem 


Käufer die Erinnerung an der dem Bilde zu Grunde liegenden 
Idee haften werde, in der Idee aber beide Zeichen überein⸗ 
ſtimmten, ſo ergiebt die weitere Ausführung über den Gegen⸗ 
ſtand der Idee: ſitzender Jäger, der, das Gewehr zwiſchen den 
Beinen haltend, eine kurze Pfeife raucht und von einem oder 
zwei Hunden begleitet iſt, daß mit dem Ausdruck „Idee“ nur 
der weſentliche Inhalt der beiden Bilder bezeichnet werden 
ſoll, welcher ſich dem Gedächtniß des Konſumenten am leichteſten 
einprägt, weil er auf dem Bilde am meiſten hervortritt. Bei 


der Feſtſtellung der Möglichkeit der Verwechſelung der beiden 


Zeichen war für das O. L. G. dieſer weſentliche Inhalt ent⸗ 
ſcheidend. Dagegen hat es keine entſcheidende Bedeutung der 
Anbringung eines Jägers bezw. Forſtmannes an ſich, ſowie der 
Aufſchrift Jägertabak und Förſtertabak beigemeſſen, hat viel- 


mehr nur ausgeführt, daß die Hauptabweichungen in der 
Kleidung der Hauptfigur und in der gedachten Aufſchrift nicht 
derartige ſeien, daß dadurch das Waarenzeichen des Bekl. einen 
von dem der Kl. weſentlich verſchiedenen Eindruck hervorrufe. 
Für die Annahme des Rkl. ſpricht auch nicht der Umſtand, 
daß es in dem vom O. L. G. beitätigten Dispoſitio des land⸗ 
gerichtlichen Urtheils heißt, daß der Bekl. verurtheilt wird, die 
mit dem Waarenzeichen „Förſtertabak“ gekennzeichneten Waaren 
aus dem Verkehr zurückzuziehen; denn damit ſoll nur in kurzer 
Weiſe zum Ausdruck gebracht werden, welches Waarenzeichen 
Gegenſtand der Verurtheilung iſt. Bei der auf Grund des 


erwähnten § 20 getroffenen Feſtſtellung konnte das O. L. G. 
ohne prozeſſualen Verſtoß von dem von dem Bekl. noch er⸗ 
botenen Sachverſtändigenbeweis abſehen, ebenſo aber auch von 


dem durch Benennung des Zeugen M. angetretenen Zeugen ⸗ 


beweiſe, da, wenn auch der letztere erbracht werden könnte, doch 


dadurch die objektive Verletzung des den Kl. nach SS 1 
und 12 des Waarenzeichengeſetzes zuſtehenden Rechts durch den 
Bekl. nicht ausgeräumt werden würde, dieſe objektive Rechts⸗ 
verletzung aber die Verurtheilung des Bekl. zur Zurückziehung 


der von ihm widerrechtlich bezeichneten Waaren aus dem Ver⸗ 


kehr und zur Unterlaſſung des ferneren Gebrauches des fraglichen 


Zeichens rechtfertigt. Die Reviſion entbehrt alſo bezüglich dieſes 


Theiles der Entſcheidung der Begründung. II. C. S. i. S. 


Steneberg o. Brüggemeyer vom 1. März 1898, Nr. 379/97 II. 


Zum Geſetz vom 5. Juli 1896. 

29. Die Kl. glaubt die Gültigkeit des in der Nr. 19 des 
R. Gel. Bl. von 1896 verkündeten Geſetzes vom 5. Juli 1896 
deshalb bezweifeln zu können, weil in der Nr. 20 eine drei 
Richtigſtellungen des Geſetzestertes enthaltende, aber keine Unter- 


ſchrift aufweiſende „Berichtigung“ erſchienen iſt. Indeß mit 


Unrecht. Die drei Richtigſtellungen dieſer Berichtigung ſind von 
keiner ſachlichen Bedeutung. Die erfte bringt etwas zum Aus- 
druck, was ſich ohnehin von ſelbſt verſtehen würde, die zweite 


nimmt eine lediglich ſprachliche Aenderung vor, und die dritte, 
berichtigt einen offenbaren Schreib, oder Druckfehler. Wenn 
nun auch ausweislich der Druckſachen des Reichstages 9. Legis⸗ 


laturperiode IV. Seſſion 1895/96 allerdings der Geſetzestext, 


der die Zuſtimmung des Reichstages gefunden hat, in den drei 


von der „Berichtigung“ betroffenen Punkten ſo lautet, wie er 


nach der Berichtigung lauten ſoll, und ferner anzunehmen iſt, 


daß ein fo lautender Geſetzestexkt auch die Zuſtimmung und 


Sanktion des Bundesraths erhalten hat, ſo ſteht danach doch 


feſt, daß im Weſentlichen das Geſetz ſo verkündet iſt, wie es 


von den geſetzgebenden Organen beſchloſſen worden war. Seine 
Gültigkeit, und vollends die Gültigkeit ſeiner im vorliegenden 
Fall in Betracht kommenden Beſtimmungen kann daher mit 


Grund nicht in Zweifel gezogen werden. I. C. S. i. S. 


Norddeutſche Bank c. Diskontogeſellſchaft vom 16. Februar 1898, 


Nr. 376/97 J. 

30. Die Bekl. hat am 2. September 1896 die 2 000 Mark 
Preußiſche Konſols im Auftrage der Kl. gekauft, und dieſe 
hatte in ihrem Auftragsſchreiben mitgetheilt, daß die Anſchaffung 


für fremde Rechnung geſchehe. Es iſt daher zu unterſtellen, 
daß die Anſchaffung für Rechnung eines Dritten geſchehen iſt. 
Die Kl. hat nicht behauptet, daß das Rechtsverhältniß bezüglich 


der angeſchafften Papiere ſich inzwiſchen geändert, oder daß fie 
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die Anweiſung, die Papiere vom Depot B in das Depot A 
zu übertragen, mit Zuſtimmung ihres Auftraggebers ertheilt 
habe. Sie ſteht vielmehr auf dem Standpunkt, daß ſchon dieſe 
Anweiſung allein und ihre Befolgung die Wirkung habe, der 
Bekl. ein allgemeines Pfandrecht an jenen Papieren zu ver⸗ 
ſchaffen. Dieſen Standpunkt hat auch wieder die Reviſion zu 
vertreten verſucht, im Weſentlichen mit der Begründung, daß 


ein Lokalbankier, auch wenn von ihm mitgetheilt ſei, daß die 


in Auftrag gegebene Anſchaffung von Papieren für fremde 
Rechnung geſchehe, dennoch dem beauftragten Gentral- 
bankier gegenüber das volle Verfügungsrecht über die Papiere 


habe. Allein eben dieſer Satz, von welchem die Reviſion unter 


Verweiſung auf Rieſſer „Das Bankdepotgeſetz“ S. 48 ff. aus⸗ 
geht, kann in der Allgemeinheit, in der er aufgeſtellt wird, nicht 
für richtig erachtet werden. Auf Grund des zwiſchen beiden 
beſtehenden Vertragsverhältniſſes kann ohne Frage der Lokal- 
bankier von dem Centralbankier, ſobald dieſer für ſeine Forderungen 
aus dem die Anſchaffung der Papiere betreffenden Kommiſſions⸗ 
geſchäft befriedigt iſt, die Herausgabe der angeſchafften Papiere 
verlangen. Daneben mag mit Rückſicht auf das Vertrags- 
erhältniß, in welchem der Lokalbankier zu feinem Auftraggeber 
teht, anzuerkennen ſein, daß er auch zu ſolchen thatſächlichen 
ind rechtlichen Verfügungen über die Papiere befugt erſcheint, 
velche die Auffaſſung zulaſſen, daß ſie im Intereſſe dieſes Auf⸗ 
raggebers erfolgen. Aber weder aus dem einen noch aus dem 
mderen Vertragsverhältniß läßt ſich die Befugniß herleiten, auf 
ie es hier ankommt. Nach 8 8 Abſ. 2 des Geſetzes knüpft ſich 
n die Mittheilung, daß die Anſchaffung für fremde Rechnung 
eſchehe, unabhängig von dem Willen der Betheiligten die 
eſetzliche Folge, daß der zweite Kommiſſionär, der jene Mit⸗ 
heilung empfangen hat, an den angeſchafften Papieren ein 
fandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht nur wegen ſolcher 
orderungen an den erſten Kommiſſionär geltend machen kann, 
e mit Bezug auf dieſe Papiere entſtanden find. Damit iſt 
on ſelbſt gegeben, daß es, jo lange nichts weiter vorliegt, 
ls der Thatbeſtand, an welchen ſich die bezeichnete 
echtswirkung knüpfte, dem erſten Kommiſſionär nicht 
ſtehen kann, dieſe zu Gunſten feines Auftraggebers eingetretene 
echtswirkung wieder zu beſeitigen, mithin nicht zuſtehen kann, 
e angeſchafften Papiere einem uneingeſchränkten Pfandrecht 
s zweiten Kommiſſionärs zu unterwerfen. Nur dann alſo, 
nn die Befugniß hierzu anderweit begründet iſt, oder 
nigftend der zweite Kommiſſionär fi in der Lage befindet, 
licher Weiſe annehmen zu dürfen, daß dies der Fall iſt, kann 
zterer von ſeinem Auftraggeber ein erweitertes Pfandrecht an 
n angeſchafften Papieren erwerben, deſſen Gültigkeit entweder 
ch dem allgemeinen bürgerlichen Recht oder mit Rückſicht auf 
Beſtimmungen der Art. 306, 307 des H. G. B. anzu⸗ 
ennen ſein würde. Darüber, unter welchen Vorausſetzungen 
zweite Kommiſſionär ungeachtet der ihm gewordenen Mit⸗ 
ilung, daß die Anſchaffung für fremde Rechnung geſchehe, 
licher Weiſe annehmen kann, daß ſeinem Auftraggeber nun⸗ 
hr die freie Verfügung über die angeſchafften Papiere zuſtehe, 
t ſich ſelbſtoerſtändlich eine allgemeine Regel nicht aufftellen, 
hängt vielmehr von den Umſtänden des einzelnen Falls ab. 
d hervorzuheben iſt ferner, daß der Centralbankier ſich auf 
Prüfung der ihm etwa von feinem Auftraggeber vorgelegten 


Nachweiſungen nicht einzulaſſen braucht. Er kann die damit 
für ihn verbundene Gefahr von ſich ablehnen und ſeinem Auf⸗ 
traggeber überlaſſen, die Papiere nach Erledigung der Forderungen, 
für die fie nach § 8 Abſ. 2 des Geſetzes haften, aus dem 
Depot zurückzuziehen. Im vorliegenden Fall hat überdies die 
Kl. in nichts beigebracht, worauf die Bekl. einen redlichen 
Erwerb hätte ſtützen können. — Wenn Kl. auszuführen verſucht 
hat, daß ſie doch die Bekl. beauftragen könnte, die ſtreitigen 


Papiere zu veräußern und den Erlös ihr, der Kl. gutzufchreiben, 


ſo iſt das nicht zutreffend. Auch die Befugniß hierzu müßte 
nach dem gegebenen Thatbeſtande der Kl. abgeſprochen werden, 
denn jener Auftrag wäre gleichbedeutend mit der Anweiſung, 
die Papiere ſo zu behandeln, als ob ſie dem allgemeinen Pfand⸗ 
recht der Bekl. unterlägen. Zuzugeben iſt, daß die Beſtimmung 
des § 8 Abſ. 1 dadurch wirkungslos gemacht werden kann, 
daß der erſte Kommiſſionär ſich die angeſchafften Papiere heraus- 
geben läßt und ſie demnächſt ohne ſie als fremde zu bezeichnen, 
wiedereinliefert. Mindeſtens der Fall der Kolluſion zwiſchen 
ihm und dem zweiten Kommiſſionär wäre indeß auszunehmen. 
Und abgeſehen davon kann jene Möglichkeit keinen Grund dafür 
abgeben, die Wirkſamkeit des Geſetzes noch dadurch weiter ab⸗ 
zuſchwächen, daß man dem Erſt⸗Kommiſſionär auch die Befugniß 
einräumt, welche die Kl. für ſich in Anſpruch nimmt. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

IV. Das Gemeine Recht. 

31. Nach feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. iſt das 
im Bezirke des Prozeßgerichts geltende Eheſcheidungsrecht zur 
Anwendung zu bringen, im vorliegenden Falle alſo das Gemeine 
Recht. Zu dieſem gehören aber hinſichtlich der chriſtlichen 
Religion lediglich das proteſtantiſche und katholiſche Kirchen. 
recht, keineswegs aber das Recht der anglikaniſchen Kirche. 
Letzteres hat daher im vorliegenden Rechtsſtreite außer Betracht 
zu bleiben. Wenn Kl. das B. U., welches das proteſtantiſche 
Eheſcheidungsrecht zur Anwendung bringt, deshalb angreift, weil 
das katholiſche Kirchenrecht, nach welchem die Eheſcheidungsklage, 
wie Kl. meint, begründet fein würde, ſowohl mit Rückſicht auf 
die nähere Verwandtſchaft der Prinzipien des anglikaniſchen 
mit denen des katholiſchen Eherechts, als auch wegen des 
katholiſchen Glaubens der Bekl. maßgebend ſei, ſo kann die 
Anwendung des proteſtantiſchen oder des katholiſchen Eherechts 
dahin geſtellt bleiben. Denn Beide führen in conereto zu 
demſelben Reſultat. Daß nach katholiſchem Eherechte der Ehe⸗ 
bruch der Bekl. wegen des erwieſenen Ehebruchs des Kl. mit 
Rückſicht auf das auf dem Kanoniſchen Rechte beruhende Prinzip 
der Kompenſation eine separatio perpetua (an deren Stelle 
durch das R. Geſ. vom 6. Februar 1875 die Scheidung der 
Ehe vom Bande getreten iſt) nicht bewirkt, beſtreitet Kl. nicht. 
Hinſichtlich der übrigen aufgeſtellten Scheidungsgründe iſt aber, 
wie der erkennende Senat bereits entſchieden hat (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 27 Nr. 37), davon auszugehen, daß 
nach katholiſchem Eherechte als zureichender Grund zur immer⸗ 
währenden Scheidung der Ehegatten von Tiſch und Bett (be- 
ziehungsweiſe in Folge des R. Gef. vom 6. Februar 1875 zur 
Scheidung vom Bande) nur die wirklich vollzogene ehebrecheriſche 
fleiſchliche Vermiſchung, mag fie nun in naturgemäßer Ordnung 
(copula naturalis) oder naturwidrig (copula sodomitica vel 
bestialis) ſtattgefunden haben, gilt, daß aber unnatürliche Be⸗ 
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friedigung des Geſchlechtstriebes oder Fleiſchesſünden und 
Fleiſchesverbrechen überhaupt die dauernde Separation der Che ⸗ 
gatten zu begründen nicht geeignet ſind. Demnach wäre auch 
nach katholiſchem Eheſcheidungsrechte die Klage auf Scheidung 
der Ehe vom Bande unbegründet. III. C. S. i. S. Ruſch 
c. Ruſch vom 22. Februar 1898, Nr. 318/97 III. 

32. Ohne Erfolg wendet ſich die Reviſion gegen die Ver⸗ 
werfung des in der Berufungsinſtanz geltend gemachten Ein⸗ 
wandes der Bekl., daß fie ihrem Ehemanne 2 000 Mark als 
Mitgift (dos) zugebracht und deshalb nur zu deren Heraus- 
zahlung, nicht aber zur Herausgabe vom vierten Theile ihres 
Vermögens verurkheilt werden könne. Der vorige Richter hat 
die Verwerfung dieſer Einrede darauf geſtützt, daß nach dem 
für die Streittheile maßgebenden Recht der altheſſiſchen Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft das in die Ehe eingebrachte Vermögen 
der Frau nur dann als in das Eigenthum des Mannes über⸗ 
gegangen, mithin als römiſch⸗ rechtliche Dos, anzuſehen ſei, 
wenn dies unzweideutig zum Ausdruck gebracht ſei, daß aber 
eine derartige Kundgebung in der von Seiten des Vaters der 
Bekl. dem Kl. übermittelten Erklärung, die 2000 Mark bildeten 
die Ausſteuer der Bekl., nicht gefunden werden könne. Dieſe 
Ausführung erſcheint nicht rechtsirrthümlich. Auch bei An⸗ 
wendung gemeinrechtlicher Grundſätze, auf welche die Reviſion 
Bezug nimmt, kann darin, daß die Frau von ihrem Vater 
eine Geldſumme zur Anſchaffung von Hausmobiliar und zur 
Bezahlung des erſten Wirthſchaftsaufwandes erhält, noch nicht 
die Beſtellung einer Mitgift für den Mann gefunden und eine 
ſolche auch nicht aus dem Worte „Ausſteuer“ gefolgert werden, 
welches ebenſo gut zur Bezeichnung der dem Manne nur zur 
Verwaltung und Nutznießung zufallenden Illaten gebraucht wird. 
Der Anſpruch des Kl. auf den vierten Theil vom Vermögen der 
Bekl. iſt hiernach begründet. In Bezug auf die Höhe des 
letzteren hat die Bekl. eingewendet, daß ihr nach dem Teſtament 
ihrer Eltern zur Zeit nur der Pflichttheil, alſo der dritte Theil 
von deren Nachlaß, gehöre, der übrige Theil des elterlichen 
Vermögens aber ihr unter zwei, bis jetzt nicht eingetretenen 
Bedingungen hinterlaſſen ſei. Der B. R. ſieht indeſſen den 
geſammten elterlichen Nachlaß von 367 690 Mark als auf die 
Bekl. übergegangen an, weil das elterliche Teſtament keinerlei 
Beſtimmung darüber enthalte, wem bei Nichteintritt der Be⸗ 
dingungen der über den Pllichttheil hinausgehende Nachlaß 
zufallen ſolle. Die Reviſion ſucht dieſe Auffaſſung unter Hin⸗ 
weis darauf zu bekämpfen, daß der ihr zu Grunde liegende 
römiſch⸗ rechtliche Satz: „nemo pro parte testatus, pro parte 
intestatus decedere potest“ gegenwärtig nicht mehr gelte. 
Dies trifft jedoch für das Gebiet des hier maßgebenden gemeinen 
Rechts nicht zu. Jedenfalls entſpricht die zweitinſtanzliche Aus⸗ 
legung des Teſtamentes der mit jenem Satze zuſammen⸗ 
hängenden römiſch- rechtlichen Vorſchrift, daß der nur auf einen 
Theil des Nachlaſſes eingeſetzte Erbe dann den ganzen Nachlaß 
erhält, wenn das Teſtament keinerlei Anhalt dafür giebt, daß 
der übrige Theil des Nachlaſſes einem Andern, insbeſondere den 


Inteſtaterben, zufallen ſoll. § 5 J. de hered. inst. 2, 14. 


Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 143. Uebrigens würde im vor⸗ 


liegenden Falle auch ein etwaiges Fideikommiß zu Gunſten der 


Inteſtaterben nichts ändern, da die Bekl. auch die einzige und 
nächſte Inteſtaterbin ihrer Eltern iſt. Die Reviſion vermißt 


ferner den Erbſchaftsantritt der Bekl. bezüglich des über 
den Pflichttheil hinausgehenden Theiles des elterlichen Nach⸗ 
laſſes. Allein abgeſehen davon, daß ein dahin gehender Ein⸗ 
wand in den Vorinſtanzen nicht erhoben worden iſt, würde der 
vermißte Erbſchaftsantritt ſchon darin zu finden ſein, daß die 
Bekl. — wie nicht ſtreitig — die Erbſchaft bezüglich des 
Pflichttheils angetreten (I. 10, 80 pr. D. de acqu. v. om. 
her. 29, 2) und außerdem auch ſeither die Einkünfte vom 
ganzen Nachlaß bezogen hat. Ebenſo ſteht die über den Nachlaß 
teſtamentariſch angeordnete Pflegſchaft, auf welche ſich die 
Reviſion ſchließlich beruft, der ausgeſprochenen Verurtheilung 
der Bekl. nicht entgegen; denn durch dieſe, lediglich im Intereſſe 
der Letzteren angeordnete Einrichtung wird, wie die Vorinſtanz 
zutreffend ausführt, der geſetzliche Anſpruch eines Dritten auf 
das der Pflegſchaft unterworfene Vermögen nicht berührt; die 
Frage aber, wie dieſer Anſpruch dem Pfleger gegenüber durch⸗ 
zuführen ſei, wird erſt bei einer etwaigen ſpäteren Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu erörtern fein. III. C. S. i. S. Eskuche 
c. Eskuche vom 25. Februar 1898, Nr. 319/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. | 

33. Das O. L. G. hat angenommen, daß die Vorſchriſt 
des § 469 Thl. I Tit. 12 des A. L. R. auf den Fall einer 
belohnenden Schenkung nicht auszudehnen ſei. In dem gleichen 
Sinne hat das N. G. ſich bereits in einem Urtheile vom 
8. Februar 1892 (Entſch. in Civilſachen Bd. 29 S. 191) aus⸗ 
geſprochen und es liegt keine Veranlaſſung vor, von dem dort 
ausführlich begründeten Rechtsſtandpunkt abzugehen. IV. C. S. 
j. S. Rennok und Gen. c. Rennok vom 14. Februar 1898, 
Nr. 247/97 IV. | Ä 

34. In materieller Beziehung hat der Kl. eine Verletzung 
des § 381 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 darin gefunden, daß das 
B. G. aus ſeiner Aeußerung, wenn der Bekl. die Hypothek 
(d. h. das Darlehen gegen Hypothek) anderweitig bekommen 
könne, ſo ſolle er das Geld nur nehmen, einen Verzicht auf 
die vertragsmäßig bis zum 5. Juli 1896 dauernde Gebunden⸗ 
heit des Bekl. an ſeine, des Kl., Vermittelung entnommen habe. 
Es iſt richtig, daß nach jenem § 381 jeder Verzicht eine aus⸗ 
drückliche Willenserklärung dieſes Inhaltes erfordert, und daß 
man eine ſolche in jener Aeußerung ſchwerlich würde erblicken 


können. Aber wenn das Kammergericht hier auch das Wort 


„Verzicht“ gebraucht hat, ſo iſt das nicht in dem dem § 381 
zu Grunde liegenden techniſchen Sinne gemeint. Es handelt 
ſich hier nicht um einen einſeitigen Verzicht des Kl. auf eine 
ſchon erworbene Proviſionsforderung, ſondern um eine Auf⸗ 
hebung des ganzen zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertrags⸗ 
verhältniſſes durch wechſelſeitige Einwilligung unter der Be⸗ 
dingung, daß der Bekl. das Darlehen anderweitig bekommen 
könne. Das B. G. erklärt eine ſolche Uebereinkunft trotz des 
150 Mark überſteigenden Werthes des Gegenſtandes arg. 8 408 
des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 bei einem Vertrage über Hand · 
lungen, wie er hier in Frage ſteht, auch ohne Schriftform für 
gültig. Darin befindet es ſich in Uebereinſtimmung mit der 
Entſcheidung des jetzt erkennenden Senates, welche in den Entſch. 
des R. G. in Civilſachen, Bd. 26 S. 319 f., abgedruckt und 
vom I. C. S. in dem vom B. G. angeführten, in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1892, S. 342 Nr. 34, mitgetheilten Urtheil, 
ſowie von Eceius, Preußiſches Privatrecht, Bd. 1 (Auflage 7) 
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$ 87 Anm. 27, S. 534, Dernburg, Preußiſches Privatrecht, 
Bd. 2 (Auflage 5) $ 26 Anm. 9, S. 61, und Rehbein, 
Entſch. des Preußiſchen Obertribunals, Bd. 1 (Auflage 2) 
S. 567, gebilligt iſt. Auf die dortige Begründung wird auch 
jetzt Bezug genommen. VI. C. S. i. S. Fabian c. Papritz 
vom 28. Februar 1898, Nr. 353/97 VI. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Geſetz vom 4. Juni 1894. 

35. Nach § 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 4. Juni 1894, 
betreffend die Regelung der Verhältniſſe der bei der Umgeſtaltung 
der Eiſenbahnbehörden nicht zur Verwendung gelangenden Be⸗ 
amten, erhalten dieſe während eines Zeitraumes von 5 Jahren 
vom 1. April 1895 ab unverkürzt ihr bisheriges Dienft- 
einkommen, demnächſt drei Viertel ihres penſionsfähigen Dienft- 
einkommens. In § 3 a. a. O. iſt jedoch beſtimmt: „Denjenigen 
nicht zur Verwendung gelangenden Beamten, welche zu den 
im § 2 Abſ. 2 Geſetz vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) 
bezeichneten Beamten gehören, kann ein Wartegeld bis auf Höhe 
des geſetzmäßigen Penſionsbetrages gewährt werden.“ Der 982 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 27. März 1872 handelt von den 
unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung an⸗ 
geſtellten Beamten, welche eine in den Befoldungsetats auf⸗ 
geführte Stelle nicht bekleiden, und beſtimmt, daß denſelben bei 
ihrer Verſetzung in den Ruheſtand eine Penſion bis auf Höhe 
der durch das Geſetz beſtimmten Sätze bewilligt werden kann. 
Das Geſetz vom 4. Juni 1894 ſtellt ſomit bei Beſtimmung 
der Dienſtbezüge der nicht zur Verwendung gelangenden Be⸗ 
amten durch die Vorſchrift in § 3 die unter dem Vorbehalte 
des Widerrufs oder der Kündigung angeftellten Beamten, welche 
ine in den Beſoldungsetats aufgeführte Stelle nicht bekleiden, 
len übrigen Beamten gegenüber und zählt zu letzteren auch 
iejenigen, welche zwar unter dem Vorbehalte des Widerrufs 
der der Kündigung angeſtellt ſind, aber doch eine in den Be⸗ 
oldungsetats aufgeführte Stelle bekleiden. Kl. gründet den 
eltend gemachten Anſpruch darauf, daß er nicht zu den in 
3 a. a. O. bezeichneten Beamten gehöre, weil er dauernd 
ngeſtellt und überdies die zuletzt von ihm vor dem 1. April 1895 
ekleidete Stelle eine etatsmäßige Stelle geweſen ſei. Wäre auch 
ur das eine oder das andere der Fall, ſo würden die Dienſt⸗ 
züge des Kl. nach § 1 Abſ. 2 a. a. O. zu bemeſſen und der 
lageantrag gerechtfertigt ſein. Hiervon geht auch das B. G. 
18. Daſſelbe verneint aber beide Vorausſetzungen, indem es 
nmal bei bedenkfreier, auch von der Reviſion nicht bemängelter 
zuͤrdigung der dieſerhalb ſtattgehabten Beweisaufnahme feſt⸗ 
llt, daß die von dem Kl. zuletzt bekleidete Stelle eine etats⸗ 
äßige nicht geweſen iſt, und ſodann aber auch für dargethan 
achtet, daß die Anſtellung des Kl. nicht eine dauernde, ſondern 

ie widerrufliche geweſen iſt. In letzterer Beziehung wird 
r — näher begründete — richtige Satz an die Spitze geſtellt, 
B die Preußiſche Staatseiſenbahnverwaltung berechtigt iſt, die 
amtenklafje, welcher der Kl. angehört, auf Widerruf an- 
ſtellen, und in Anſehung der Dienſtverhältniſſe der „König⸗ 
hen Regierungsbaumeiſter“ der § 51 der Vorſchriften vom 
Juli 1886 für maßgebend angenommen und dahin aus⸗ 
egt, daß darin unzweideutig der Vorbehalt des Widerrufs im 
nne des § 2 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 ent- 
ten ſei. Dieſe Beſtimmung finde, ſo führt das B. G. weiter 


aus, auch auf den Kl., ungeachtet ſeiner bereits vorher erfolgten 
Ernennung zum „Regierungsbaumeiſter“ Anwendung, da er 
durch ſeinen gemäß dem veröffentlichten Miniſterialerlaſſe vom 
10. Oktober 1886 geſtellten Antrag um Ernennung zum „König⸗ 
lichen Regierungsbaumeiſter“ ſein Einverſtändniß zu erkennen 
gegeben habe, daß fein Dienſtoverhältniß nach dem § 51 der 
gedachten Vorſchriften geregelt werde. Daß der Vorbehalt des 
Widerrufs weder in dem Begleitſchreiben zu dem Patente noch 
bei den einzelnen Einberufungen ausdrücklich erklärt worden ſei, 
komme nicht in Betracht, weil Kl. nach ſeiner Ernennung zum 
„Königlichen Regierungsbaumeiſter“ unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs angeſtellt war. Aus gleichem Grunde ſei auch die 
Behauptung des Kl. unerheblich, daß die „Regierungsbaumeiſter“ 
bis zum 10. Oktober 1886 ſchon vor ihrer Ernennung zum 
Bauinſpektor feſt angeſtellt worden ſeien, denn durch die Unter⸗ 
werfung des Kl. unter die Beſtimmungen des § 51 der Vor⸗ 
ſchriften vom 6. Juli 1886 würden die früheren Anſtellungs⸗ 
bedingungen abgeändert worden ſein. Nach dem durch dieſe 
Beſtimmungen erklärten Vorbehalte des Widerrufs laſſe ſich 
auch aus der fortgeſetzten Beſchäftigung des Kl. nicht die Abſicht 
der Anſtellungsbehörde, den Kl. dauernd zu verwenden, folgern, 
ebenſowenig aus der Vorausbezahlung der Tagegelder, da dieſe 
nicht auf dem Staatsminiſterialbeſchluſſe vom 2. Juli 1859, 
ſondern auf einer beſonderen Miniſterialverfügung vom 22. De⸗ 
zember 1882 beruhe, welche geſtatte, bei zufriedenſtellenden 
Leiſtungen nach dreimonatlicher Dienſtzeit die Tagegelder im 
Voraus zu zahlen. Somit ſei Kl., ſo wird ſchließlich an⸗ 
genommen, auch nicht etwa nach ſeiner unter Vorbehalt des 
Widerrufs erfolgten Anſtellung ſpäter ausdrücklich oder ftill- 
ſchweigend dauernd übernommen. Diefer Begründung gegenüber 
rügt die Reviſion Verletzung des § 51 der Vorſchriften vom 
6. Juli 1886 durch unrichtige Anwendung. Der 8 51 ſchließe 
nicht aus, ſo wird ausgeführt, daß die anſtellende Behörde die 
Uebung haben konnte, Regierungsbaumeiſter auch für vor⸗ 
handene Arbeit endgültig anzuſtellen. Ungeachtet der Vor⸗ 
ſchriften im § 51 ſei daher die Anſtellungsbehörde verpflichtet 
geweſen, falls die Anſtellung des Kl. nur eine widerrufliche 
hätte ſein ſollen, dies bei der Uebertragung der Amtsgeſchäfte 
zum Ausdruck zu bringen, da in Ermangelung eines ſolchen 
Vorbehalts die Berufung als auf Lebenszeit erfolgt gelten 
müſſe. Abgeſehen hiervon würde aber jedenfalls von einer 
Unterwerfung des Kl. unter die Beſtimmungen des § 51 dann 
nicht die Rede ſein können, wenn die Behauptung deſſelben 
richtig ſei, daß die Regierungsbaumeiſter bis zum 10. Oktober 
1886 auch ſchon vor ihrer Ernennung zum Bauinſpektor feſt 
angeſtellt worden ſeien. Insbeſondere laſſe ſich aus dem bloßen 
Stillſchweigen des Kl. gegenüber dem Hinweiſe auf § 51 in 
dem Begleitſchreiben zu dem Patente vom 17. Dezember 1886 
die Unterwerfung nicht herleiten, da ihm unter den obwaltenden 
Umſtänden in ſeiner Stellung die Erklärung eines Widerſpruchs 
gegen eine Verfügung des Miniſters nicht zuzumuthen war. 
Das B. G. habe daher zu Unrecht die vorgedachte Behauptung 
des Kl. für unerheblich erachtet. Der Angriff der Reviſion iſt 
nach beiden Richtungen hin unbegründet. Zunächſt kann der 
Auslegung des § 51 a. a. O. ſeitens des B. G. nur beigetreten 
werden. Bei dieſer Vorſchrift handelt es ſich um eine von der 
Centralbehörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſene allgemeine 


234 


Verfügung, die den Geſetzen oder Königlichen Anordnungen 
nicht zuwider läuft und daher nach § 6 des Geſetzes vom 
24. Mai 1861, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs 
(Geſetzſamml. S. 241) der richterlichen Entſcheidung über die 
vermögensrechtlichen Anſprüche des Beamten zu Grunde zu 
legen iſt. Hiernach gilt die Dienſtſtellung der „Königlichen 
Regierungsbaumeiſter“ in Anſehung ihrer entgeltlichen Be⸗ 
ſchäftigung reglementariſch durch § 51 a. a. O. dahin geregelt, 
daß die im einzelnen Falle übertragene Beſchäftigung dem 
Widerrufe unterliegt. Bei ſolcher Sachlage läßt ſich aber aus 
der bloßen Beauftragung eines „Königlichen Regierungs- 
baumeiſters“ mit entgeltlicher Beſchäftigung nicht ein mehreres 
als die widerrufliche Beauftragung entnehmen und bedarf es 
deshalb auch nicht in dem einzelnen Falle des ausdrücklichen 
Vorbehalts des Widerrufs. Bedeutungslos iſt es auch, ob, wie 
Kl. behauptet, vor dem 10. Oktober 1886 die „Regierungs- 
baumeiſter“ feſt angeſtellt wurden. Denn mit dieſer Uebung, 
falls eine ſolche beſtanden hat, iſt nach dem unzweideutigen 
Inhalte der Beſtimmungen im § 51 a. a. O. gebrochen und die 
widerrufliche Anſtellung der „Königlichen Regierungsbaumeiſter“ 
bei Uebertragung entgeltlicher Beſchäftigung danach allgemein 
eingeführt. Weshalb ſodann das Beſtehen der behaupteten 
Uebung vor dem 10. Oktober 1886 der Annahme entgegen 
ſtehen ſollte, daß Kl. durch ſeine Bewerbung um Ernennung 
zum „Königlichen Regierungsbaumeiſter“ auf Grund des Er⸗ 
laſſes vom 10. Oktober 1886 ſich den Beſtimmungen des § 51 
der Vorſchriften vom 6. Juli 1886 unterworfen habe, iſt nicht 
erſichtlich. Kl. hat ſelbſt vorgetragen, daß er bis zum 16. März 
1888 eine ihm ſchon einen Monat vor ſeiner Ernennung zum 
„Regierungsbaumeiſter“ gegen Vorbehalt einer vier⸗ 
wöchentlichen Kündigung übertragene Bauführerſtelle bei 
dem Betriebsamte Allenſtein weiter verwaltet hat, war alſo 
jedenfalls ſelbſt zu den nach der von ihm behaupteten Uebung 
vor dem 10. Oktober 1886 feſt angeſtellten „Regierungs- 
baumeiſtern“ nicht zu rechnen. Er hat daher durch die Unter⸗ 
ſtellung unter den $ 51 a. a. O. weder eine feſte Anſtellung 
noch nach dieſer Richtung hin überhaupt Rechte eingebüßt, da 
ihm nach dem Aufhören der kündbaren Anſtellung in Allenſtein 
ein Anſpruch auf weiteres Dienſteinkommen ſo lange nicht 
zuſtand, als ihm nicht eine andere entgeltliche Beſchäftigung 
übertragen wurde, was allein von der Entſchließung der zu⸗ 
ſtändigen Amtsſtelle abhing. Der Kl. überfieht aber auch, daß 
ſeine Unterwerfung unter die Beſtimmungen des § 51 und fein 
Einverſtändniß mit der Regelung ſeines Dienſtverhältniſſes nach 
dieſen Beſtimmungen nicht darin, daß er gegen das Ueber⸗ 
ſendungsſchreiben vom 17. Dezember 1886 bezüglich des darin 
enthaltenen Hinweiſes auf den § 51 keinen Einwand erhoben 
hat, ſondern, wie das B. G. bedenkenfrei annimmt, darin zu 
finden tft, daß er auf Grund des Erlaſſes vom 10. Oktober 1886, 
der die Unterſtellung auch der früheren „Regierungsbaumeiſter“ 
nach ihrer Ernennung zum „Königlichen Regierungsbaumeiſter“ 
beſtimmte, ſeine Ernennung zum „Königlichen Regierungs- 
baumeiſter“ nachſuchte. Nach dem Erlaſſe vom 10. Oktober 1886 
kann nicht zweifelhaft ſein, daß Kl. ohne Ernennung zum 
„Königlichen Regierungsbaumeiſter“ Ausſicht auf Berückſichtigung 


bei Beſetzung etatsmäßiger Stellen nicht hatte; gegen die Ge⸗ 


währung dieſer Ausſicht mußte er fi) aber auch den Beſtim⸗ 
mungen des § 51 unterwerfen. Der mit dem Inhalte des 
Erlaſſes vom 10. Oktober 1886 bei Stellung ſeines Antrags 
vom 26. Oktober 1886 um Ernennung zum „Königlichen Re⸗ 
gierungsbaumeiſter“ bekannte Kl. hat daher, wie das B. G. 
folgerichtig annimmt, mit dieſem Antrage zugleich ſein Ein⸗ 
verſtändniß erklärt, daß der § 51 auch auf ihn zur Anwendung 
komme. Damit erübrigte ſich aber die Feſtſtellung, wie die 
entgeltliche Beſchäftigung der „Regierungsbaumeiſter“ vor dem 
10. Oktober 1886 ſich geſtaltete und die des Kl. danach 
ſich geſtaltet haben würde, falls er ſeine Ernennung zum 
„Königlichen Regierungsbaumeiſter“ nicht nachgeſucht hätte. 
IV. C. S. i. S. Rexilius c. E.⸗Fiskus vom 14. Februar 1898, 
Nr. 248/97 IV. 


VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

36. Die Ausführungen des O. L. G. können als rechtlich 
zutreffend nicht anerkannt werden. Daſſelbe hat den vom L. G. 
für die Abweiſung der Klage und die Ablehnung des von den 
Kl. angetretenen Zeugenbeweiſes angeführten Grund, daß felbit 
wenn A. als Zeuge bekunden ſollte, er würde eventuell die 
klägeriſche Forderung herausgeboten haben, eine ſolche bloße 
Möglichkeit keine Grundlage für einen wirklich ſondern nur 
für einen möglicher Weiſe entſtandenen Schaden bilden würde, 
welcher die Grundlage eines Anſpruchs gegen den Bekl. nicht 
bilden könne (§ 260 der C. P. O.), ſeiner Entſcheidung nicht 
zu Grunde gelegt, ſondern es erachtet jene Aufſtellung und den 
dafür angetretenen Beweis um deswillen für unerheblich, weil, 
ſelbſt wenn thatſächlich angenommen werden ſollte, daß A., im 
Falle er hinter den Kl. mit ſeiner Hypothek eingetragen worden 
wäre, die klägeriſche Forderung herausgeboten haben würde, 
nicht ein direkter und unmittelbarer Schaden im Sinne 
des Art. 1151 des B. G. B. in Frage ſtehen würde, indem 
die Kl. keinen Anſpruch darauf gehabt hätten, daß die A. ſche 
Hypothek nach der ihrigen eingetragen werde und bleibe. Dies 
iſt rechtlich unzutreffend. Beruht der Schaden darauf, daß 
thatſächlich A. als nachſtehender Hypothekargläubiger die 
Forderung der Kl. ausgeboten haben würde, ſo könnte derſelbe 
immerhin als direkte und unmittelbare Folge der Verſpätung 
der Eintragung gelten. Daß die Kl. keinen Anſpruch auf 
das Beſtehen der A. ſchen Eintragung nach der ihrigen hatten, 
iſt dabei nicht entſcheidend. II. C. S. i. S. Merges c. Hinder⸗ 


kotte vom 25. Februar 1898, Nr. 361/97 II. 


37. Bei der Begründung der Entſchädigungspflicht des 
Bekl. W.⸗W. aus L. R. S. 1383 und der mitbeklagten Aktien⸗ 
geſellſchaft aus L. R. S. 1384 Abſ. 3 traf den Kl. bezüglich 
der Verſchuldung des erſtgenannten Bekl. die Beweislaſt. Ob⸗ 
gleich nun der Vertrag zur Herſtellung dieſes Beweiſes nicht 
dienen kann, vielmehr von dem Vertrage abzuſehen iſt, ſind doch 
die Entſcheidungsgründe des B. G., welche unmittelbar zur 
Feſtſtellung der Entſchädigungspflicht aus Vertrag gehören, auch 
hier heranzuziehen, ſoweit ſie die bei der Erörterung der Haftung 
aus unrechter Handlung entſtehenden Fragen bereits berührt und 
beantwortet haben. Hiernach lag ein objektiv rechtswidriges, 
den Kl. beſchädigendes, Handeln vor, für welches ſich weder aus 
dem Vertrage, noch aus Irrthum oder gutem Glauben Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe ergaben. Das B. G. ſtellt aber auch Fahr⸗ 
läfſigkeit im Sinne des L. R. S. 1383 feſt und zwar nimmt 
es an, doß von Anfang an mindeſtens Fahrläſſigkeit vorgelegen 
habe, während in Folge der Erklärungen des Großherzoglichen 
Fiskus vom 24. Juni und 31. Juli 1895 ſich ſogar ein vor⸗ 
ſätzliches widerrechtliches Handeln recht wohl annehmen laſſe. 
Daß unter den feſtgeſtellten Verhältniſſen in der Abgabe der 
Kilometerhefte an das Perſonal der Aktiengeſellſchaft eine Außer⸗ 
achtlaſſung derjenigen Sorgfalt gefunden wurde, welche zur 
Vermeidung von Rechtswidrigkeiten anzuwenden iſt, und zwar 
eine „imprudence“ (Art. 1383 C. c.) oder „Unver⸗ 
ſtändigkeit“ (L. R. S. 1383), durch welche die Beſchädigung des 
Kl. herbeigeführt wurde, erſcheint nicht als rechtsirrthümlich. 
Hiernach und auf Grund der weiteren Feſtſtellung, daß der 
Bekl. W.⸗W. hierbei in Ausübung der ihm von der mitbeklagten 
Aktiengeſellſchaft „anvertrauten Verrichtungen“ bezw. in ſeiner 
Eigenſchaft als Direktor (Angeſtellter) dieſer Geſellſchaft und 
in deren Intereſſe gehandelt habe, konnte aber auch gemäß 
L. R. S. 1384 Abſ. 3 die Haftbarkeit der Geſellſchaft für den 
eingetretenen Schaden in der angenommenen Weiſe bejaht 
werden, womit ſich zugleich die auf entgegengeſetzten Voraus 
ſetzungen beruhende Widerklage erledigte. II. C. S. i. S. Wenk⸗ 
Wolff und Gen. c. Bad. Fiskus vom 22. Februar 1898, 
Nr. 341/97 II. M. 
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Berjonal- Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Kantorowicz beim Amtsgericht Schönlanke; 
„Rechtsanwalt Dr. Franz Oppenheimer beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim Amtsgericht 
Hamburg; — Rechtsanwalt Hellmuth Warda beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Thorn; — Rechtsanwalt Hans Heiliger II 
beim Landgericht Hannover; — Rechtsanwalt Carl Menzel 
beim Amtsgericht Dirſchau; — Rechtsanwalt Ewald Leopold 
Hofmann beim Landgericht Plauen; — Rechtsanwalt Guſtav 
Heinemann beim Landgericht Caſſel; — Rechtsanwalt Leo 
Pyttlik beim Amtsgericht Flatow; — Rechtsanwalt Felix 
Graf von Bredow beim Amtsgericht II Berlin; — Rechts⸗ 
anwalt Klaſing in Bielefeld beim Landgericht Bückeburg; 
— Rechtsanwalt Richard Martin beim Landgericht Eich⸗ 
ſtätt; — Rechtsanwalt Hans Ferdinand Karl Gerſtenfeldt 
beim Landgericht Flensburg; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. 
Gerhard Strohe beim Oberlandesgericht Frankfurt a. M.; — 
Rechtsanwalt Rudolf Vieten beim Amtsgericht Kanten; — 
Rechtsanwalt Brehme beim Amtsgericht Pleß; — Gerichts⸗ 
aſſeſſor a. D. Leopold Silberſtein beim Landgericht Brom⸗ 
berg; — Rechtsanwalt Adolf Köſtlin beim Amtsgericht 
Eßlingen; — Rechtspraktikant Joſef Auguſt Werner beim 
Landgericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt Joſef Keller beim 
Amtsgericht Friedberg; — Rechtsanwalt Joſef Niebler beim 
Amtsgericht Neuburg a. D.; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Raut- 
mann beim Landgericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Albert 
Leſer beim Landgericht Memmingen; — Rechtsanwalt Max 
Koch beim Kammergericht Berlin; — Rechtsanwalt Julius 
Magnus beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Dr. jur. 
Guſtav Mengel beim Landgericht Gera; — Rechtsanwalt 
Sigmund Gumbel beim Landgericht Heilbronn; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. jur. Theodor Feldhaus beim Landgericht und 
beim Amtsgericht Duisburg; — Rechtsanwälte Dr. jur. Hermann 
Günther, Guſtav Ohlenſchlager beim Landgericht Franf- 
furt a. M.; — Rechtsanwalt Dr. jur. Carl Rathgen beim 
Landgericht Hannover; — Gerichtsaſſeſſor Hugo Berent beim 
Amtsgericht und beim Landgericht Königsberg i. Pr.; — Rechts- 
anwalt Mengelkoch beim Amtsgericht Rhaunen; — Rechtsanwalt 
Emil Robert Erich Hoffmann beim Amtsgericht Sonnenburg; — 
Referendar Fridolin Eckert beim Landgericht Karlsruhe und beim 
Amtsgericht Baden; — Rechtsanwalt Windſcheid beim Amts- 
gericht Saarlouis; — Rechtsanwalt Theodor Otto Jänichen beim 
Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Lorenz beim Amts⸗ 
gericht Erfurt; — Rechtsanwalt Karl Rudolf Steyer beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Freiburg; — Rechtsanwalt 
Hugo Hoffmann beim Amtsgericht Culm; — Rechtsanwalt 

Dr. Gottfried Oskar Dähnert beim Landgericht Leipzig. 


Löſchungen. 
Rechtsanwalt Guſtav Emil Häntzſchel beim Landgericht 
Chemnitz; — Rechtspraktikant Hermann Friedrich beim 


Landgericht Fürth; — Rechtsanwalt Karl Lohmüller beim 
Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Wilhelm Bub beim 
Amtsgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Georg Neithardt 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Dr. Albert 
Haberſtumpf beim Amtsgericht Kulmbach; — Rechtsanwalt 
Gunzert beim Landgericht Straßburg i. E.; — Rechtsanwalt 
Schlinzigk beim Amtsgericht . Schl.; — Rechts⸗ 
anwalt Eugen Oertel beim Landgericht München I; — Rechts⸗ 
anwalt Huperz beim Amtsgerichts Warendorf. 


Ernennungen. 
Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Conrad 
n Peitz; — Rechtsanwalt Dr. Simony in Rheinsberg; — 
Herichtsaſſeſſor Dr. jur. Aloys Höller in Lindlar; — Rechts⸗ 
mwalt Gerbracht in Hameln; — Rechtsanwalt Kihn in 
Biſchofsburg; — Rechtsanwälte Dr. Schmits, Dr. Hegener 
n Duisburg. 


Ein brauchbarer Büreau⸗Vorſteher kann ſich unter Ein⸗ 
ſendung von Zeugnißabſchriften und Angabe des Lebensalters und des 
bisherigen Gehalts zum Eintritt melden. . 

Gehalt je nach den Fähigkeiten und Leiſtungen bis zu 130 Mark 


monatlich. 
Braunsberg, Oſtpr. Rechtsanwalt Angrick. 


Suche einen mit dem Koſtenweſen und dem Notariate vertrauten, 
der polniſchen Sprache mächtigen Vüreaugehülfen. Off. erb. 
unter W. 153 an die Expedition dieſes Blattes. 


Tüchtiger Büreauvorſteher, 27 Jahre alt, ſucht Stellung. 
Offert. unt. B. 203 an die Exp. d. Bl. erbeten. 


Büre auvorſteher, 
der polniſchen Sprache vollſtändig mächtig, gegenwärtig noch in un⸗ 
gekündigter Stellung, ſucht geſtützt auf gute Zeugniſſe, anderweite 
Stellung. Off. unter BB. 208 an die Exped. diefer Zeitung. 


Büreauvorſteher, 8 Jahre als ſolcher thätig, ſucht geſtützt 
auf gute Zeugniſſe, Stellung in Berlin. Offerten bitte unter F. 209 
in der Expedition dieſes Blattes abzugeben. 


Müreaugehülfe, 

ſelbſtſtändiger Arbeiter, ſpeziell in Koſten⸗ und Gebührenweſen erfahren, 
Stenograph (Syſtem Gabelsberger) gegenwärtig noch in ungekündigter 
Stellung, ſucht geſtützt auf gute Zeugniſſe, baldmöglichſt anderweit 
Stellung. Gefl. Off. unter K. W. 210 a. d. Exped. d. Zeitung. 

Bürcaugehülfe, in allen Zweigen der Anwaltspraxis erfahren, 
ſucht Stellung. Off. unt. C. 204 an die Exped. d. Bl. 

Büreaugehülfe, 23 J., Steuograph, Ja Zeugniſſe v. Berl. 
Anw. ſucht Stellung. Gefl. Off. sub W. 202 a. d. Exp. d. Bl. 

Ein Rechtsanwalt in einer größeren Provinzialſtadt ſucht einen 
der polniſchen Sprache völlig mächtigen Sozius. 

Offerten unter A. B. C. 180 an die Exped. d. Bl. erbeten. 

Junger Rechtsanwalt oder Aſſeſſor, welcher geneigt iſt, ſich 
unter günſtigen Bedingungen mit einem Juſtizrath in einer märkiſchen 
Kreis- und Gymnaſialſtadt zu aſſoziiren, wird gebeten feine Adreſſe 
unter Chiffre BB. K. in der Expedition d. Bl. niederzulegen. 

Rechtsanwalt 

beim Landgericht I, welcher an einem größeren auswärtigen Land— 
gerichte bereits 13 Jahre praktizirt hat, ſucht Terminsvertretung. 

Offerten sub A. B. 133 an die Exped. d. Bl. 

Juriſt, ehemal. langjährig. Richter, ſucht Stellung. 

Gefl. Offerten & R. 2353 Rudolf Mo ſſe, Berlin, 
Friedrichſtr. 66. 

Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New-York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg J. Bentley, Notar. 

Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord - Amerikas. 


Dernburg, Pand., 4. Aufl. M. 18.— 
Windſcheid, Pand. 7. Aufl 28.— 


Wilm.⸗Levy, C. P. O. Comm. 7. Aufl. 20.— 
gebd. gut erhalten, zu verkaufen. 
Briefe sub M. N. 1292 befördert Rudolf Moſſe, 


München. 


Soeben gelangte zur Ausgabe: 

Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Erweiterung 
und Vervollſtändigung des Staatseiſenbahnnetzes und 
die Betheiligung des Staates an dem Bau von 
Kleinbahnen, 
nebft Begründung. 


Druckſache des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes Nr. 116. 
Folio; 40 Seiten; 1 Mk. 
Gegen Einſendung von Mk. 1,10 erfolgt direkte portofreie 
Zuſendung. 


lin S. 14, 
Stalſchretberſt. 34. 35. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 


— 


— 
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Für behördliche Zwecke Canzleipapier M. 8.50 1000 Bg., 
Conceptpapier M. 7.— 1000 Bg. netto. Eckert 8 Tinck, 
Leipzig. Muſter verlangen. 

In Görlitz iſt die ſeit 16 Jahren von einem Rechts- 
anwalt und Notar innegehabte 
| Wohnung ! 
in der erften Etage, beftehend aus 9 Zimmern, darunter 5 große, 
dicht am Landgericht und Poſt, event. mit elektriſcher Beleuchtung, 
per 1. Oktober anderweitig zu vermiethen. 

Näheres bei C. Schoenwald, Annoncen⸗Expedition in Görlitz. 

Berlin, Beuthſtr. Nr. 9, 2 Tr., ſind die ſeit vielen Jahren 
von einem Rechtsanwalt benutzten Büreaus vom 1. April cr. zu ver⸗ 
miethen. Näheres daſelbſt 3 Tr. hoch. 


Wohnung für Rechtsanwälte. 

Ganz nahe dem Spittelmarkt in ſehr belebter 
Stadtgegend, Alte Jakobſtraße 47 (Eckhaus) I. Etage 
iſt ein Geſchäftslokal von 5 Fenſtern Front nebſt 
anſtoßender Wohnung von 4 Vorderzimmern, Küche, 
Speiſekammer, Mädchengelaß, Badezimmer ꝛc. im 
ee 12 Fenſter Front, für eine Jahresmiethe von 

. 3500.— vom 1. April d. J. zu vermiethen. Näheres 


Ju unſerem Verlage iſt erſchienen: 


Die Entscheidungen des Ehrengerichtshofs 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Herausgegeben von dem Schriftführeramte 
des Deutſchen Anwaltvereins. 


Wand VII. 1. Januar 1894 — 31. Dezember 1895 
nebſt Inhaltsverzeichniß ſämmtlicher ſieben Bände. 


80, Preis 4 M. 

Die früheren Bände koſten: I. Bd. = 4 Mk., II. Bd. = 
3 Mk., III., IV., V. und VI. Bd. à2 5 Mk. Bd. I- VII zuſammen 
bezogen 27 Mk. 

Das Porto beträgt für Bd. J und II a 10 Pf., Bd. III und IV 
a 20 Pf., Bd. V = 10 Pf., Bd. VI S 20 Pf., Bd. VII = 10 Pf., 
zuſammen als Poſtpacket = 50 Pf. 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat die Unter⸗ 
zeichnete ermächtigt, obiges Werk an Bezugsberechtigte — wie 
Rechtsanwälte, Richter und Behörden — zu liefern. Gegen Ein⸗ 
ſendung des Betrages und Glaubhaftmachung der Bezugsberechtigung 
erfolgt directe Zuſendung ſeitens der Verlagsbuchhandlung oder auf 
ſchriftliche Beſtellung, welche einzuſenden iſt, übernimmt jede Sorti— 
mentsbuchhaundlung die Beſorgung der Bände. 


Berlin 8. N 
Stallſchreiberſtr. 35. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 


in der Expedition dieſes Blattes. 


Den Herren 


bietet der ſoeben erſcheinende 


2 


Anwalts-Bureau-Voritehern 


Leitfaden durch das Bürgerliche Gesetzbuch für gericht- 
liche u. Verwallt.-Beamte von Fr. Rapp, Landgerichts-Sekretair, 


die Möglichkeit, ſich mit dem bürgerlichen Geſetzbuche und feinen Nebengeſetzen aufs leichteſte vertraut zu machen. Im Gegen- 
ſatze zu allen anderen Darſtellungen des neuen Rechts berückſichtigt das Rapp'ſche Buch vorzugsweiſe die Bedürfniſſe der 
Bureauvorſteher. Zahlreiche Gerichte haben es bereits augeſchafft und empfohlen. 

I Heft I (40 Pf.) iſt erſchienen, Heft II erſcheint kurz nach Oſtern. 
Preis des ganzen Werkes nur ca. 3 M. 


. J. Heines Verlag in Berlin W. 57, gülowſtr. 21. 


wenn es ihm um eine wahrhaft wiſſenſchaftliche Erfaſſung 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


Dr. jur. Ludwig Kuhlenbeck, 


Rechtsanwalt in Jena. 


Von den Pandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Eine dogmatiſche Einführung in das Studium des Bürgerlichen Rechts. 
Erſter Theil. 
Preis M. 12, bei poſtfreier Zuſendung M. 12,30, in Halbfranz geb. M. 14, bei poſtfreier Zuſendung M. 14,50. 
Der zweite Band wird das Recht der Schuldverhältniſſe, der dritte Band das Familien⸗ und Erbrecht enthalten. Der 
| Geſammtpreis des Werkes wird Mk. 40 beſtimmt nicht überſteigen, wahrſcheinlich aber billiger fein. 


. „Von dem „Werke, das wir bereits früher in dieſem Blatte beſprochen haben, iſt jetzt die zweite Hälfte des erſten Theils 
erſchienen. Die günſtige Meinung von dem Buche iſt durch ſie nur verſtärkt worden. Wir ſtehen nicht an, das Kuhlenbeck'ſche Werk 
als das beſte zu bezeichnen, was die neuere Literatur zur Einführung in das Bürgerliche Geſetzbuch enthält. Der Umſtand, daß der 
Verfaſſer überall auf das römiſche Recht zurückgeht, macht es dem gemeinrechtlichen Juriſten geradezu unentbehrlich bei ſeinem Studium 
des neuen Geſetzbuchs, vor Allem aber iſt es auch dem Studenten dringend zu empfehlen. Er wird daraus ebenſoviel für ſein 
Pandektenrecht als für das neue deutſche Recht lernen. Ba auch jedem ſächſiſchen Juriſten möchten wir das Werk ans Herz legen, 
5 eil des neuen Bürgerlichen Geſetzbuchs zu thun iſt, das in ſeiner abſtrakten 
Ausdrucksweiſe ſo überaus ſchwer zu verſtehen iſt. Der bisher erſchienene nunmehr abgeſchloſſene erſte Theil enthält: „Die Rechtsnormen 
des bürgerlichen Rechts“; „Allgemeine Theorie der Rechte“; „Juriſtiſche Perſonen“; „Sachen“; „Die Entſtehung und Endigung der 
Rechte“; Ausübung und Schutz der Rechte“. Wir bitten die Leſer des Buchs, auch die Vorrede ihrer Beachtung zu würdigen.“ 


(Leipziger Zeitung vom 25. März 1898.) 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegt ein Proſpekt von E. Morgenſtern, Verlagsbuchhandlung in Breslau bei, betr. Dr. Wilhelm Bernſtein, 
Allgemeine Deutſche und Allgemeine Oeſterreichiſche Wechſelordnung. 


N 27 und 27 und 28. Berlin, 5. _ Berlin, 5. April. 1898. 


Furififhe Wochenfarift 


Geransgegeben von 
| | Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


M. Rempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
680 
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Inhalt. deſſen ſchädigende Richtung auf ſich (2), auf fein Kontakts⸗ | 

Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung auf die verhältniß aber von dem Schuldner dolos oder kulpos herbei⸗ | 
wichtigſten Begriffe und Inſtitute des Civilrechts. S. 237. geführt fein kann“ (9. N 
— Vom Reichsgericht. S. 244. — Perſonal⸗ Veränderungen. | Das Reichsgericht hat insbeſondere auch einen Arbeiter: \ 
©. 255. ausſtand aus den vorhin geltend gemachten Gründen für | 


einen Zufall erachtet in der Entſch. R. G. XXVII Nr. 50. 
Die Rechtſprechung des Neichsgericts in Be⸗ (. Civilſenat, Urth. vom 15. Juni 1891 i. S. E. (Kl.) w. S. 
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(Bekl.) Rep. I 133/91) S. 222: 1 4 
ziehung auf * he PR: Juſtitnte | „In erſterer Beziehung kann nicht unterftellt werden, | 
daß jeder Arbeiterausſtand in dem betreffenden Kohlen: 66 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von reviere an ſich für das Verhältniß zwiſchen dem Kohlen⸗ ö 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ händler und ſeinem Abnehmer als Zufall“ zu erachten HN 
landesgericht Jena. | | jei, vielmehr darf einem Ausſtande dieſe rechtliche Be⸗ . ii 
XLIII. deutung nur beigemeſſen werden, wenn er derart un⸗ . 
| | | | vorhergeſehen und mit ſolcher Wirkung eintritt, daß er 0 . 
au an Tragung ee etwa einem Einſturze oder Inbrandgerathen der Zeche . N 
B. G. B. 88 323— 325, 446.—447, 587, 541, 542, 644, 645. oder ähnlichen Ereigniſſen gleich zu achten ſein würde. 0 N 1 
Der juriſtiſche Begriff des Zufalls deckt ſich nicht mit In letzterer Beziehung kommt dann weiter in Betracht, * 
demjenigen des gewöhnlichen Lebens oder auch mit demjenigen ob die im einzelnen Falle thatſächlich hervorgetretenen 0 . 
der Philoſophie, der übrigens auch nur ein myſtiſcher iſt. Folgen des Ausſtandes derart geweſen ſind, daß die 1 
Zufall (Caſus) im juriſtiſchen Sinne iſt ein rein negativer Nichterfüllung eines geſchloſfenen Vertrages 1 
Grenzbegriff, „Zufall iſt die Negation der Schuld, alſo hierauf und nicht auf eigene Nachläſſigkeit I 
jedes ſchadende Ereigniß, das im vorliegenden Falle dem | des Verpflichteten zurückzuführen iſt. N 5 
Subjekte, von dem die Rede iſt, nicht zur Schuld zu rechnen Demgemäß iſt im vorliegenden Falle zu er örtern, b — Pe 
iſt“ (Wächter, Band. 8 88 S. 459). „Caſus ift-ein-Greigniß, —— — der Beklagte behaupten und darthun kann, daß der im 0 5 
in Betreff deſſen dem Debitor kein von ihm zu vertretendes Jahre 1889 ausgebrochene Ausſtand als Zufall in | IH: 
Verſchulden zur Laſt fällt“ (Mommſen, Beitr. zum Obl. R. I, dem vorſtehend dargelegten Sinne erachtet ih 
©. 332). „Das Gebiet des Caſus ift mit Rückſicht auf die werden müſſe und die Unmöglichkeit, den ge⸗ I; 
von der Obligation ſelbſt hervorgerufenen Diligenzpflichten des ſchloſſenen Vertrag zu erfüllen, verurſacht 10 
Schuldners fo abgegrenzt, daß ein jedes Ereigniß, welches habe. In dieſer Beziehung könnte eine Berufung auf Ha 
vom Schuldner ſelbſt verurſacht und von ihm zu ver⸗ die in der Preſſe geſchilderten allgemeinen Ausſtands⸗ 1 5 
antworten iſt, oder welches von ihm hätte abgewendet verhältniſſe im Jahre 1889 keinesfalls genügen, es 1 
werden können und ſollen, dem Caſus gegenſätzlich gegenüber würde vielmehr allein der Nachweis erheblich ſein, 0 
ſteht, ſo daß erſt, wo die Verantwortlichkeit aufhört, das Reich daß der Ausbruch des thatſächlich ſtattgehabten ER 
des Caſus beginnt.“ (Wendt, Band. S. 518.) Dieſe an ſich u Ausſtandes auf der Zeche „Dannenbaum“ und 1 
klare relative Natur des juriftifchen Zufallbegriffs verſucht deſſen thatſächlich erfolgte Einwirkung auf 10 
neuerdings ein jüngerer Schriftſteller Dr. Fiſcher, Iherings das Vertragsverhältniß der Parteien für den 15 
Jahrb. f. Dogmatik Bd. 37 S. 266) m. E. vergeblich durch Beklagten als unvorhergeſehen und unab— 5 
die ſo unrichtige wie unklare Definition zu beſeitigen, daß wendbar erachtet werden müßten. Sollte dem 1 
Caſus ſei „ein ſchädigendes Ereigniß, deſſen Urſachen un⸗ Beklagten dieſer von ihm bisher nicht verſuchte Nach⸗ 1 
abhängig von dem Willen des Schuldners begründet liegen, weis gelingen, ſo würde noch der von der Klägerin er⸗ 17 
1 
11 * 
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| hobene Einwand zu prüfen ſein, daß der Beklagte die 


Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes im Sinne des 
Art. 282 H. G. B. außeracht gelaſſen habe, indem er 
es bei Abſchluß des Vertrages vom 30. Nov. 1888 
unterließ, die Möglichkeit, daß während der auf das 
ganze Jahr 1889 feſtgeſetzten Vertragsdauer ein Aus⸗ 
ſtand der demnächſt ſtattgehabten Art ſtörend in die 
von ihm getroffenen Vorkehrungen eingreifen könne, 
mit in Berechnung zu ziehen und auch für einen ſolchen 
Fall in geeigneter Weiſe Vorſorge zu. treffen. 

Der von der Klägerin zur Begründung ihres Ein⸗ 
wandes beiſpielsweiſe herangezogenen Geſichtspunkt, 
daß der Beklagte ſich durch Feſtſetzung hoher Kon⸗ 
ventionalſtrafen der Zeche gegenüber habe ſichern können, 
iſt, wie die Reviſion mit Recht ausgeführt hat, vom 
Berufungsrichter unzutreffend erledigt. Darauf, ob die 
Zeche auf eine entſprechende Verabredung eingegangen 
ſein würde oder nicht, kommt es nicht an. Falls der 


Beklagte erkannt haben ſollte, daß in der Verabredung 


einer Konventionalſtrafe ein geeignetes Mittel gelegen 
haben würde, der demnächſt eingetretenen Unterbrechung 
der Lieferungen vorzubeugen und falls es aus eigener 


Entſchließung oder auf eine ablehnende Erklärung der 


Zeche vor Anwendung dieſes Mittels abgeſehen, und 


den Vertrag mit der Klägerin vorbehaltlos abgeſchloſſen 


hätte, ſo würde er die demnächſt eingetretenen nach⸗ 
theiligen Folgen nur dann von ſich abwälzen können, 
wenn er nachzuweiſen vermöchte, daß auch die Feſt⸗ 


ſetzung einer Konventionalſtrafe nach Lage der Ver⸗ 


hältniſſe wirkungslos geweſen. wäre. Eine etwaige 


Erledigung dieſes einzelnen Geſichtspunktes zu Gunſten 


des Beklagten würde den Richter nicht der Pflicht über⸗ 
heben, nach dem geſammten Verhalten des Beklagten 
der Klägerin und der Zeche gegenüber zu prüfen, ob 


der von der Klägerin mit Rückſicht auf Art. 282 


H. G. B. erhobene Einwand als begründet anzuerkennen 
ſei oder nicht Namentlich die Ausführungen der 


| Klägerin, daß der Beklagte jedenfalls habe Vorkehrungen 


treffen müſſen, um auch beim Ausbleiben der Lieferungen 
ſeitens der Zeche feinen Vertragspflichten nachzukommen, 
bedürfen noch weiterer Erörterungen. Der Berufungs⸗ 
richter hat anſcheinend in dieſer Beziehung nur er⸗ 
wogen, ob es dem Beklagten habe zugemuthet werden 
können, den geſammten Bedarf der Klägerin vor⸗ 
räthig zu halten oder vorkommenden Falles ander⸗ 
weit zu beſchaffen. Nach den Umſtänden des feſt⸗ 
geſtellten Sachverhaltes ſteht das aber nicht in Frage, 
es iſt vielmehr zu prüfen, ob der Beklagte habe Vor⸗ 
ſorge treffen können und müſſen, um während eines 
Zeitraumes von 19 Tagen durch Lieferung von 
3000 Centnern Koks die thatſächlich ſtattgehabte Unter⸗ 
brechung der Lieferung zu vermeiden. Falls der Be⸗ 
klagte hierbei die Anſicht vertreten ſollte, daß die Er⸗ 
füllung des Vertrages nur unter Aufwendungen ſeiner⸗ 
ſeits möglich geweſen wäre, zu deren Uebernahme er 
der Klägerin gegenüber nach Lage der Sache nicht ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, ſo würde unter Darlegung der als 


erheblich zu erachtenden Umſtände zu erörtern ſein, 

ob von dieſem Geſichtspunkte aus an ſich Un⸗ 

möglichkeit der Erfüllung im Sinne des Ge⸗ 

ſetzes angenommen werden könnte, und 

eventuell ob der Beklagte die für eine ſolche 

Annahme erforderlichen Vorausſetzungen nach— 

gewieſen habe.“ — 

So auch Seuffert Arch. 50 Nr. 110 (O. L. G. Hamburg): 
Es war aus polizeilichen Gründen Frachtgut vernichtet. 

„Nach Art. 635 des H. G. B. endet der Fracht⸗ 

vertrag, ohne daß ein Theil zur Entſchädigung des 

anderen verpflichtet iſt, wenn die Güter nach Antritt 

der Reiſe durch einen Zufall verloren gehen. In⸗ 

ſofern im Geſetz nicht das Gegentheil beſtimmt wird, 

iſt insbeſondere auch die Fracht weder ganz noch theil⸗ 

weiſe zu bezahlen. Hier wird aber ein caſueller Unter⸗ 

gang des Frachtguts angenommen werden müſſen; denn 

da von der Polizeibehörde Cuxhavens ſeine Vernichtung 

angeordnet und ausgeführt worden iſt, hat es über⸗ 

haupt ſeine phyſiſche Exiſtenz eingebüßt und iſt ſomit 

verloren gegangen. Dieſer Verluſt iſt aber durch einen 

Zufall verurſacht worden; denn ein Zufall liegt für die 

Betheiligten jedenfalls dann vor, wenn der 

Eintritt und die Wirkungen eines beſtimmten 

Ereigniſſes unabhängig von ihrem Willen 

erfolgten und nicht von ihnen abgewendet 

werden konnten. Es mag ſein, daß die Verfügung 

der Polizei genauer als höhere Gewalt gekennzeichnet 

werden muß; damit iſt aber nicht ihre Eingliederung 

in die Rechtskategorie des Zufalls unmöglich geworden, 

ſondern nur der eingetretene Zufall in beſtimmter Weiſe 

und zwar als ein unabwendbarer Zufall ſpecialiſirt.“ 

Im vorhergehenden Aufſatz (XLII Nr. 16. 17) haben 

wir geſehen, daß ein wirklicher Zufall den Schuldner von 

ſeiner Verpflichtung befreit, ſofern ihn nicht aus beſonderen 

Gründen eine Haftung trifft. | | 

Es liegt uns jetzt ob, den Einfluß des Zufalls auf 


die Gegenleiſtung bei ſynallagmatiſchen Verträgen ins 


Auge zu faſſen, mit anderen Worten auf die Frage einzugehen: 
Wer trägt die Gefahr? nn 

Nach dem Princip der Gegenſeitigkeit ſollte man erwarten, 

daß mit dem Fortfall der Leiſtung auch die Verpflichtung zur 

Gegenleiſtung allgemein bei allen ſynallagmatiſchen Verträgen 

in Wegfall käme, ſo daß im Fall der Vorleiſtung ſogar der 

Anſpruch auf Rückgewähr wegen ungerechtfertigter Bereicherung 

gegeben wäre. In der That finden wir auch dieſes Princip 
zunächſt im § 323 der B. G. B. anerkannt. 5 

§ 323: „Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage 

dem einen Theile obliegende Leiſtung in Folge eines 

Umſtandes unmöglich, den weder er noch der andere 

Theil zu vertreten hat, ſo verliert er den Anſpruch auf 

die Gegenleiſtung; bei theilweiſer Unmöglichkeit mindert 

ſich die Gegenleiſtung nach Maßgabe der 88 472, 473.“ 

8 472: „Bei der Minderung tft der Kaufpreis in 

dem Verhältniſſe herabzuſetzen, in welchen zur Zeit des 

Verkaufs der Werth der Sache in mangelfreiem Zu⸗ 

ſtande zu dem wirklichen Werth geſtanden haben würde. 
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Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für 


Die Beſtimmung des Abſ. 2 des 8 446 betr. den Ueber⸗ 


einen Geſammtpreis die Minderung nur wegen ein⸗ gang der Gefahr beim Grundſtückserwerb entſpricht der preußiſch⸗ 
zelner Sachen ſtatt, ſo iſt bei der Herabſetzung des rechtlichen Entſch. des Reichsgerichts VII. Nr. 69 (V. Guvil⸗ 
Preiſes der Geſammtwerth aller Sachen zu Grunde zu ſenat. Urth. vom 13. Mai 1882 i. S. G. (Widerkl.) w. S. 


legen.“ 


(Widerbekl.) Rep. V. 881/81), der zufolge auch bei Grund⸗ 


5 473 „Sind neben dem in Geld feſtgeſetzten Kauf⸗ ſtücken für den Uebergang der Gefahr auf den Käufer die 
preiſe Leiſtungen bedungen, die nicht vertretbare Sachen Uebergabe genügt, und dieſer nicht durch die Auflaſſung bezw. 
zum Gegenſtande haben, ſo ſind dieſe Leiſtungen in Eintragung bedingt iſt: | 


ben Fällen der 88 471, 472 nach dem Werthe zur 
Zeit des Verkaufs in Geld zu veranſchlagen. Die 
Herabſetzung der Gegenleiſtung des Käufers erfolgt an 
dem in Geld feſtgeſetzten Preiſe; iſt dieſer geringer als 
der abzuſetzende Betrag, ſo hat der Verkäufer den über⸗ 
ſchießenden Betrag dem Käufer zu vergüten.“ E 

„Verlangt der andere Theil nach 8 281 Herausgabe 
des für den geſchuldeten Gegenſtand erlangten Erſatzes 
oder Abtretung des Erſatzanſpruchs, ſo bleibt er zur 
Gegenleiſtung verpflichtet; dieſe mindert ſich jedoch nach 
Maßgabe der SS 472, 473 inſoweit, als der Werth 
des Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs hinter dem Werthe 
der geſchuldeten Leiſtung zurückbleibt. 

Soweit die nach dieſen Vorſchriften nicht geſchuldete 
Gegenleiſtung bewirkt iſt, kann das Geleiſtete nach den 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 

Bereicherung zurückgefordert werden.“ 
Allein dieſes allgemeine Princip erlitt bekanntlich im ge⸗ 


„Es kann zugegeben werden, daß die Redaktoren des 


Allg. Landrechts bei Beſtimmung der Grundſätze von 
der Gefahr die Regel: casum sentit dominus als 
Prinzip anerkannt haben. Aber Suarez hat nicht 
bloß dieſes Prinzip als Grund für die von ihm ge⸗ 


wollte Abweichung vom römiſchen Rechte angeführt, 
ſondern noch drei andere Gründe: die dem Kaufvertrage 
inne wohnende ſtillſchweigende Vorausſetzung, es ſolle 


der Kaufpreis nur gezahlt werden, wenn der Verkäufer 


erfüllen könne, die Unbilligkeit, wenn der Käufer die 
Gefahr tragen ſolle ohne durch den Verwahr— 


ſam der Sache für deren Sicherheit ſorgen zu können; 


endlich die mit der römiſchen Theorie nothwendig ver⸗ 
bundenen Weitläufigkeiten und Schwierigkeiten. Alle 
dieſe Gründe behalten Gewicht, wenn auch der Eigen⸗ 
thumsübergang nicht mehr mit der Uebergabe zu⸗ 


ſammenfällt.“ | | 
Andrerſeits genügt aber auch die Eintragung, um die 


neinen römiſchen Recht zunächſt eine praftifch ſehr bedeutſame Gefahr auf den Eigenthümer zu übertragen, und iſt die Tra⸗ 
Ausnahme beim Kaufgeſchäft. Beim Specieskauf trägt dition keineswegs allein maßgebend. Denn es widerſtrebt der 
ſekanntlich vom Augenblicke der Perfektion des Kaufkontrakts Natur der Sache (casum sentit dominus) und dem Weſen 
aach römiſchem Recht die Gefahr der Käufer. Beim Gattungs⸗ des Kaufes als eines Veräußerungsvertrages, den Käufer, 
auf dagegen war die Frage des Gefahrüberganges in hohem nachdem er Eigenthümer der Sache geworden und die volle 
Brade controvers; es ſtanden ſich vor allem die ſog. Aus⸗ rechtliche Herrſchaft über dieſelbe erlangt hat, gleichwohl noch 
cheidungstheorie und die ſog. Lieferungstheorie gegen⸗ von dem Tragen der Gefahr zu befreien. „Unerheblich er⸗ 
ber. Nachdem das B. G. B. die. Lieferungtheorie nach dem ſcheint hierbei, daß vor der Uebergabe der Käufer zur Ueber⸗ 
Zorgange des alten Handelsgeſetzbuches adoptirt hat, dürfte wachung der Sache nicht im Stande iſt; es iſt ſeine Sache, 
ine Anführung von auf dieſe Controverſe bezüglicher Ent⸗ das Eigenthum des Grundſtücks ohne die Möglichkeit einer 


heidungen praktiſch werthlos erſcheinen: 


geht die Gefahr des zufälligen Unterganges und einer 


Ueberwachung nicht zu übernehmen.“ (Motive zum B. G. B. 


8 446: „Mit der Uebergabe der verkauften Sache II 322 ff.) e | 9 . 
Die 88 446,447 des B. G. B. entſprechen ferner dem Art. 345 


zufälligen Verſchlechterung auf den Käufer über. Von des alten H. G. B. Daher wird für ſeine Auslegung bezüglich 
der Uebergabe an gebühren dem Käufer die Nutzungen der Frage, wann bei Lieferung nach dem Erfüllungsort 


und trägt er die Laſten der Se 


5 2277 | 
Wird der Käufer eines Grundſtücks vor der Ueber⸗ R. G. XII Nr. 41 präjubiciell bleiben (II. Civilſenat Urth. 


gabe als Eigenthümer eingetragen, ſo treten dieſe 
Wirkungen mit der Eintragung ein.“ 
§ 447: „Verſendet der Verkäufer auf Verlangen des 
Käufers die verkaufte Sache nach einem andern Orte, 
als dem Erfüllungsorte, ſo geht die Gefahr auf den 
Käufer über, ſobald der Verkäufer die Sache dem 
Spediteur, dem Frachtführer oder der ſonſt zur Aus⸗ 
führung der Verſendung beſtimmten Perſon oder 
Anſtalt ausgeliefert har. 
Hat der Käufer eine beſondere Anweiſung über die 
Art der Verſendung ertheilt und weicht der Verkäufer 
ohne dringenden Grund von der Anweiſung ab, ſo iſt 
der Verkäufer dem Käufer für den daraus entſtehenden 
Schaden verantwortlich“ | 


vom 15. Mai 1885 i. S. H. (Beil) w. Dr. (Kl.) Rep. II 
329/84. L. G. Metz. O. L. G. Kolmar): N 


Der Kläger hatte dem Beklagten auf Beſtellung 
14 Fäſſer Wein geſendet; als die Sendung auf dem 
Bahnhof Dieuze eingetroffen war, wurde fie wegen 
Verdachtes, daß ſie geſundheitsſchädlichen Kunſtwein 
enthalte, mit Beſchlag belegt und einem Spediteur zur 
Aufbewahrung übergeben. Nachdem ſpäter auf Be⸗ 


treiben des Beklagten der Beſchlag aufgehoben worden 
war, erfolgte die Verſteigerung zur Deckung der 


Lagerungskoſten. Der Verkäufer klagte nun den Kauf⸗ 


preis ein. Der Beklagte wendete u. a. ein, daß den 
Kläger die Gefahr treffe, von welcher die Waare auf 


dem Transporte getroffen wurde, weil er vertragsmäßig 
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die Waare in Dieuze zu liefern hatte. Das Berufungs⸗ 


gericht hat dieſen Einwand für unerheblich erklärt, weil 
die Fäſſer richtig auf dem Bahnhofe angekommen ſeien, 
ohne während des Transportes einen Schaden erlitten 
zu haben; ſein Urtheil wurde jedoch aufgehoben aus 


Gründen: 

Der Beklagte behauptet, daß die fragliche Gefahr 
den Kläger aus zwei Gründen treffe: einmal, weil 
ausdrücklich verabredet worden ſei, daß der Verkäufer 
die Gefahr, bis zur Empfangnahme durch den Käufer 
zu tragen habe, ſodann, weil Dieuze als Erfüllungsort 
beſtimmt worden, daß alſo gemäß Art. 345 Abſ. 2 
H. G. B. die auf dem Transporte eingetretene Gefahr 
den Verkäufer treffe. 

Betreffs der erſteren Behauptung führt das Berufungs⸗ 
gericht aus, daß der hierüber erhobene Beweis miß⸗ 
lungen ſei. Hiergegen iſt ein Angriff nicht erhoben 
worden. Die zweite Behauptung und das Beweis⸗ 
erbieten hierüber erledigt das Berufungsgericht mit der 


Argumentation: Aus dem Sachverhalte, wie es ſich 


aus dem Briefe des Beklagten vom 19. September 
1880 ergiebt, ſei zu erſehen, daß zur Zeit der Beſchlag⸗ 
nahme der Transport beendigt geweſen ſei; es ſteht 
feſt, daß die 14 Fäſſer mit Weißwein auf dem Bahn⸗ 
hofe in Dieuze richtig angekommen ſeien, ohne während 
des Transportes einen Schaden erlitten zu haben, 
mithin komme es auf Art. 345 Abſ. 2 a. a. O. weiter 
nicht an. | SE | 
Demnach und, da nicht feſtgeſtellt ift, ſich auch aus 


dem angezogenen Briefe nicht ergiebt, daß dem Be⸗ 


klagten der Frachtbrief eingehändigt oder die Sendung 
zur Abnahme von der Eiſenbahn aviſirt war, oder daß 
die Eiſenbahnverwaltung durch einen anderen Vorgang 
ihre Verfügung über den Wein aufgegeben habe, iſt 
anzunehmen, daß das Berufungsgericht den Transport 
ſchon mit der Ankunft der Waare an der Station des 
Beſtimmungsortes für beendigt hält, ſodaß, wenn auch 
eine Vereinbarung gemäß Art. 345 Abſ. 2 H. G. B. 
bewieſen wäre, der Käufer jede Gefahr zu tragen hätte, 
von welcher die Waare nach ihrer Ankunft vom Bahnhof 
getroffen wird. | 

Hierin iſt aber eine Verletzung der Art. 345, 392 
Ziffer 4, 395, 401, 402, 403 a. a. O. zu erkennen. 
Der Transport kann nämlich auch im Sinne des 


Art. 345 nicht eher beendigt ſein, als in dem Zeit⸗ 


punkte, in welchem auch der Frachtführer den Fracht⸗ 
vertrag und damit zugleich auch die ihm vom Abſender 
übertragene Verpflichtung erfüllt hat, die Waare zur 
Verfügung der Adreſſaten zu ſtellen. Der Frachtvertrag 
hat aber nicht ſchon mit der Ankunft der Waare am 
Beſtimmungsorte ſeinen Abſchluß erreicht, ſondern dies 
iſt erſt dann der Fall und erſt dann der Frachtführer 
von ſeiner Haftung gemäß Art. 395 H. G. B. befreit, 
wenn er die Waare abgeliefert, d. h. durch eine 
ausdrückliche oder ſtillſchweigende Erklärung dem 
Deſtinatär gegenüber ſeine Verfügung aufgegeben und 


dadurch die Sendung zur Abnahme durch denſelben 
bereit geſtellt hat. 5 
Wie bis zu dieſem Zeitpunkte der Frachtführer für 
für den durch Verluſt oder Beſchädigungen des Fracht⸗ 
gutes entſtandenen Schaden gemäß Art. 395 H. G. B. 
haftet, ſo hat auch bis dahin der Verkäufer die von 
ihm gemäß Art. 345 Abſ. 2 a. a. O. übernommene 
Gefahr zu tragen. | 
Vergl. v. Hahn Kommentar zu Art. 345 $ 9 und 
S. 603, 633, 639; Entſch. des R. O. H. G. Bd. 2 
Nr. 58 S. 252, 253, Nr. 59 S. 261, 264; Bd. 8 
Nr. 6 S. 27; Bd. 24 Nr. 6 S. 29.“ 

Sodann erleidet der allgemeine Grundſatz aus Gründen, 
die in der Natur der Sache liegen, eine Beſchränkung bei der 
Sachmiethe. Hier wird das Aequivalent gewährt für eine Zeit⸗ 
dauer, während welcher dem Miether die Nutzung zuſteht. Es 


entſpricht daher jedem Zeittheil ein verhältnißmäßiger Theil des 


Miethzinſes. 
Betrifft nun der Zufall die Perſon des Vermiethers, ſo 


muß eine verhältnißmäßige Minderung des Mieth⸗ bezw. Pacht⸗ 


zinſes erfolgen. Inſofern trägt der Vermiether die Gefahr. 
Ferner wird auch der Miether, der durch einen nicht in ſeiner 
Perſon liegenden Grund an der Fortſetzung der Miethe ge⸗ 
hindert iſt, zum Rücktritt berechtigt. Vergl. Dernburg, 
Pandekten II § 111 L. 27 §, 1 D. h. t. 19, 2. Dieſer 
Rücktritt von der Miethe iſt auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, 


daß die Behinderung des Gebrauchs von vornherein als 


mögliches Ereigniß vorausgeſehen werden konnte. Vergl. 
R. G. IV Nr. 49. (I. Goilſenat. Urth. v. 13. April 1881 
i. S. H. (Kl.) w. Aktiengeſellſchaft Zollvereinsniederlage (Bekl. ) 


Rep. I 525/81. L. G. Hamburg. O. L. G. daſelbſt.) 


„Der Kläger hatte von der Bekl. auf eine Reihe von 
Jahren durch vier nach einander abgeſchloſſene Verträge 
vier Lokalitäten gemiethet, die er zur Betreibung einer 
Möbelfabrikation benutzte, bis ihm die Zollbehörde, 
deren beſondere Anordnungen dieſe, in der Hamburger 
Zollvereinsniederlage belegenen Räume geſetzlich unter⸗ 
worfen waren, unterſagte, vom 1. April 1881 an andere 
Möbel als Polſtermöbel dort anzufertigen. Er ver⸗ 
langte nun die Feſtſtellung feiner Berechtigung, ſich von 
den Miethverträgen los zu ſagen, indem er ſich darauf 
berief, daß ihm in dem erſten. Vertrage die betreffende 
Lokalität ausdrücklich „zur Betreibung einer Möbel⸗ 
fabrikation“ vermiethet ſei, und indem er behauptete, 
daß die Kontrahenten beim Abſchluſſe der übrigen 
Verträge darüber einverſtanden geweſen ſeien, daß dieſe 
nur als eine Erweiterung des erſten gelten, und daher 
die dadurch hinzugekommenen Räume ebenfalls zu jenem 
Zweck vermiethet ſein ſollten. Die Beklagte leugnete 
das letztere Einverſtändniß und behaupte in Anſehung 
des erſten Vertrages, daß unter der darin erwähnten 
„Möbelfabrikation“ von Anfang an nur die Fabrikation 
von Polſtermöbeln verſtanden geweſen ſei. Die Klage 
wurde in zwei Inſtanzen abgewieſen, die hiergegen ein⸗ 
gelegte Reviſion aber als begründet befunden, und die Sache 
zur anderweiten Entſcheidung an das Berufungsgericht 
zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 
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Nach den gemeinrechtlichen Grundſätzen vom Mieth⸗ 
vertrage braucht zweifellos der Miether für die Zeit, 
wo ihm, gleichviel aus welchem Grunde, vom Ver⸗ 
miether der vertragsmäßige Gebrauch der gemietheten 
Sache nicht gewährt werden kann, kein Miethgeld zu 
entrichten. 1 | 

1. 9 8 1.1. 19 8 1. 1. 30 8 1. Dig. loc. 19, 2, 
und ſobald während der Miethzeit die dauernde Un⸗ 
brauchbarkeit der Sache für den vertragsmäßigen Zweck 
ſich herausſtellt, kann der Miether die Aufhebung des 
Vertrages für den Reſt der Zeit verlangen, 

1. 25 8 2. Dig. loc. 19, 2. 

Es iſt nicht abzuſehen, warum, wie das Ober— 
landesgericht annimmt, die Anwendung dieſer 
Rechtsſätze deshalb ausgeſchloſſen ſein ſollte, 
weil der Eintritt einer ſolchen Unbrauchbarkeit 
von vornherein als ein mögliches Ereigniß 
vorausgeſehen werden konnte. Auch kommt die 
Beſtimmung des 8 5 der Miethverträge, wodurch ſich 
der Kläger den für die Zollvereins⸗Niederlage erlaſſenen 
und zu erlaſſenden Vorſchriften und Anordnungen unter⸗ 
worfen hat, bei der jetzt zur Entſcheidung ſtehenden 
Frage gar nicht in Betracht. Dort hat der Kl. nur 
verſprochen, daß er den erwähnten Vorſchriften und 
Anordnungen nicht zuwider handeln wolle dies berührt 
nicht die Frage, ob er an den Miethvertrag gebunden 
bleibe, obgleich dieſe Vorſchriften und Anordnungen den 
vertragsmäßigen Gebrauch des gemietheten Raumes 
dauernd verhindern. 

Dabei verſteht ſich allerdings von ſelbſt, 
daß, um den Miether zur Aufhebung des 
Miethverhältniſſes zu berechtigen, der Grund 
dieſer Hinderung nicht in ſeiner Perſon, ſondern 
in der gemietheten Sache ſelbſt gelegen ſein muß; 
dies würde aber auch hier unzweifelhaft der Fall ſein. 
Es kommt alſo nur darauf an, welchen Gebrauch die Kon⸗ 
trahenten in concreto als vertragsmäßig gewollt haben, 
und in welchem Maße dieſe vertragsmäßige Benutzung von 
der Beklagten dem Kläger nicht gewährt werden kann.“ 
(Es werden in der erſten Beziehung die Umſtände des 
vorliegenden Falles näher erörtert und heißt es ſodann:) 

„Soweit ſich nun aber herausſtellen ſollte, daß die 
vermietheten Räume wirklich vertragsmäßig dem Kläger 
zur Möbelfabrikation im allgemeinen ohne Einſchränkung 
auf Polſtermöbelfabrikation haben gewährt werden ſollen, 
iſt ferner die Annahme des Oberlandesgerichts als 
rechtsirrthümlich zu bezeichnen, daß der Kläger ſich 
dennoch nicht vom Vertrage losſagen könne, ſo lange 
ihm nur die Möglichkeit der Anfertigung von Polſter⸗ 
möbeln noch geblieben ſei. Denn hier liegt die An⸗ 
ſchauung zu Grunde, daß es, um den Miether beim 
Vertrage feſtzuhalten, genüge, wenn ihm der Vermiether 
den vertragsmäßigen Gebrauch nur zu irgend einem, 
obgleich noch ſo kleinen, Theile gewähre; nicht etwa 
iſt, wie es erforderlich geweſen wäre, erwogen worden, 
ob die Einſchränkung des vertragsmäßigen 
Gebrauchs in conereto eine weſentliche oder nur 


eine ganz unerhebliche ſein würde, eine Frage, die 
wohl kaum zu Gunſten der letzteren Alternative hätte 
beanwortet werden können.“ 

Das B. G. B. regelt die Frage des Einfluſſes eines Zufalls, 


der die Tauglichkeit des Miethobjekts zu dem vertragsmäßigen 
Gebrauch aufhebt oder mindert, in den 88 537, 541, 542. 


§ 537: „Iſt die vermiethete Sache zur Zeit der 
Ueberlaſſung an den Miether mit einem Fehler behaftet, 
der ihre Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch 
aufhebt oder mindert, oder entſteht im Laufe der 
Miethe ein ſolcher Fehler, ſo iſt der Miether 
für die Zeit, während deren die Tauglichkeit 
aufgehoben iſt, von der Entrichtung des 
Miethzinſes befreit, für die Zeit, während 
deren die Tauglichkeit gemindert iſt, nur zur 
Entrichtung eines nach den 88 472, 473 zu 
bemeſſenden Theiles des Miethzinſes ver— 
pflichtet. Das Gleiche gilt, wenn eine zugeſicherte 
Eigenſchaft fehlt oder ſpäter wegfällt. Bei der 
Vermiethung eines Grundſtücks ſteht die Zuſicherung 
einer beſtimmten Größe der Zuſicherung einer Eigen⸗ 
ſchaft gleich.“ 

§ 541: „Wird durch das Recht eines Dritten dem 

Miether der vertragsmäßige Gebrauch der gemietheten 
Sache ganz oder zum Theil entzogen, ſo finden die 
Vorſchriften der SS 537, 538, des 8 539 Abſ. 1 und 
des § 540 entſprechende Anwendung.“ 
8 542: „Wird dem Miether der vertragsmäßige 
Gebrauch der gemietheten Sache ganz oder zum Theil 
nicht rechtzeitig gewährt oder wieder entzogen, ſo 
kann der Miether ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt das Miethverhältniß kün⸗ 
digen. Die Kündigung iſt erſt zuläſſig, wenn der 
Vermiether eine ihm von dem Miether beſtimmte an⸗ 
gemeſſene Friſt hat verſtreichen laſſen, ohne Abhülfe zu 
ſchaffen. Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, 
wenn die Erfüllung des Vertrages in Folge des die 
Kündigung rechtfertigenden Umſtandes für den Miether 
kein Intereſſe hat. 

Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Vor⸗ 
enthaltung des Gebrauchs iſt die Kündigung nur zu⸗ 
la 10 DENE . . ir ner REITS un 
Miethers gerechtfertigt wird. | 

Beſtreitet der Vermiether die Zuläſſigkeit der erfolgten 
Kündigung, weil er den Gebrauch der Sache rechtzeitig 
gewährt oder vor dem Ablaufe der Friſt die Abhülfe 
bewirkt habe, ſo trifft ihn die Beweislaſt.“ 


Die Entſcheidung R. G. IV Nr. 49 eit. bleibt ſomit noch nach 
dem Inkrafttreten des B. G. B. von präjudicieller Bedeutung. 
Der § 539 des B. G. B. macht eine Ausnahme nur für den dieſer 
Entſcheidung nicht zu Grunde liegenden Fall des thatſächlichen 
Wiſſens oder der Unwiſſenheit in Folge grober Fahrläſſigkeit. 


5 539: „Kennt der Miether bei dem Abſchluſſe des 
Vertrages den Mangel der gemietheten Sache, ſo ſtehen 
ihm die in den 88 537, 538 beſtimmten Rechte nicht zu. 
Iſt dem Miether ein Mangel der im 8 537 Abſ. 1 
bezeichneten Art in Folge grober Fahrläſſigkeit un⸗ 
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bekannt geblieben oder nimmt er eine mangelhafte 

Sache an, obſchon er den Mangel kennt, ſo kann er 

dieſe Rechte nur unter den Vorausſetzungen geltend 

machen, unter welchen dem Käufer einer mangelhaften 

Sache nach den 88 460, 464 Gewähr zu leiſten iſt“ 

(d. h. nur wenn der Vermiether den Mangel argliſtig 

verſchwiegen hat (§ 460) oder Miether ſich ſeine Rechte 

wegen des Mangels bei der Annahme vorbehält (8 464). 

Ueber die Tragung der Gefahr bei der Dienſtmiethe 

verbreitet ſich ausführlich die auf gemeinrechtlichem Boden er⸗ 

gangene Entſcheidung R. G. E. III Nr. 51 (TU. Civilſenat Urtheil 

vom 7. Dezember 1890 in S. SEND. B. (Kl.) w. B. (Bell) 
Rep. III. 106/80): 

„Die Frage, welchen Einſluß die ohne Verſchulden 
der Kontrahenten eingetretene Unmöglichkeit die Dienſte 
zu leiſten, beziehungsweiſe dieſelben anzunehmen (die 
nachfolgende caſuelle Unmöglichkeit der Leiſtung) hat, 
insbeſondere, ob der Vermiether die Gegenleiſtung zu 
fordern berechtigt ſei, wird von den Rechtslehrern ver⸗ 
ſchieden beantwortet. Die Anſicht, daß bei den Obli- 
gationen auf ein Thun ſtets der Gläubiger die Gefahr 
zu tragen habe, ſofern nur ohne Schuld des Ver⸗ 
pflichteten die Erfüllung nicht geſchehen könne, daß 
insbeſondere bei der Dienſtmiethe die von dem Ver⸗ 
miether der Dienſte nicht verſchuldete Unmöglichkeit 
der Leiſtung ſelbſt gleichſtehe und daß daher der 
Miether der Dienſte die Gegenleiſtung zu zahlen habe, 
ſofern nur die Unmöglichkeit der Erfüllung nicht durch 
ein Verſchulden des Vermiethers herbeigeführt worden 
ſei, kann für richtig nicht erachtet werden. Sie ſteht 
mit dem Weſen der zweiſeitigen Obligationen, bei 
welchen die Verpflichtung zur Leiſtung und die Ver⸗ 
pflichtung zur Gegenleiſtung nicht als zwei beſondere 
Obligationen, ſondern als zwei Hälften eines und 
deſſelben Rechtsgeſchäftes anzuſehen ſind, ſowie mit dem 

Weſen der Dienſtmiethe, als einem auf eine gewiſſe 
Dauer berechneten Rechtsverhältniſſe, bei welchem die 
Vorleiſtung des Vermiethers die Vorausſetzung für die 
Gegenleiſtung des Miethers bildet, nicht in Einklang.“ 

„Bei der nahen Verwandtſchaft der Dienſtmiethe mit 
der Sachenmiethe und der weſentlichen Verſchiedenheit 
der Rechtsverhältniſſe beim perfekten Kanfkontrakte find 
bei Beantwortung der Frage über den Einfluß der 
caſuellen Unmöglichkeit der Leiſtung nicht die in den 
Rechtsquellen für den letzteren aufgeſtellten Grundſätze, 
wonach der Verkäufer durch dieſelbe nicht nur von jeder 
Haftung auf Leiſtung der Sache befreit wird, ſondern 
auch die Gegenleiſtung, den Kaufpreis, vom Käufer 
verlangen kann (. 5 Dig. de resc. vend. 18, 5; 
1. 14, 15 Dig. de jure dot. 23, 3), ſondern die für 
die Sachmiethe geltenden, nach denen der Vermiether 
das Miethgeld nur für die Zeit verlangen kann, während 
welcher er dem Miether die Benutzung der Sache ge⸗ 
währt hat (I. 9, §8 4, 6, 1. 19 $ 6, 1. 50 $1 Dig. 
locati 19, 2) analog anzuwenden. Darnach iſt als 
Regel davon auszugehen, daß der Miether der Dienſte 
zur Zahlung der Gegenleiſtung nur verpflichtet ſei, 


wenn und oweit die Leiſtung der Dienſte wirklich er⸗ 


folgt iſt und davon eine Ausnahme nur dann zu⸗ 
zulaſſen, wenn der Vermiether im Stande und bereit 


iſt, die Dienſte zu leiſten, der Miether aber durch ohne 
Verſchulden des Vermiethers eingetretene Hinderniſſe 
verhindert iſt, von den angebotenen Dienſten Gebrauch 


zu machen, oder keinen Gebrauch davon machen will, 


vorausgeſetzt, daß der Vermiether ſeine Dienſte nicht 
anderweitig vermiethet hat. 

Die Quellenſtellen, auf welche man zur Bekämpfung 
dieſer Anſicht und zur Begründung der Behauptung 
ſich berufen hat, daß für die Dienſtmiethe dieſelben 
Grundſätze gelten, wie für den perfekten Kauf, ſind 
nicht geeignet, dieſe letztere zu rechtfertigen. Insbeſondere 
kann die von dem Appellationsrichter angezogene 1. 19 


8 9 Dig. locati 19, 2 nicht auf alle Fälle einer 


caſuellen Unmöglichkeit bezogen werden, namentlich nicht 
auf die Fälle, wo der Grund der Unmöglichkeit der 
Leiſtung nicht auf die Perſon des Miethers zurück⸗ 
zuführen iſt. Die 1. 11 Cod. de cond. ob caus. 
dat. 4, 6, I. 1 8 13 Dig. de extr. cogn. 50, 13, 1.4 
Dig. off. ass. 1, 22, 1. 19 $ 10 Dig. locati 19 2, 
enthalten aus der beſonderen Stellung des Advokaten 
und des patronas fisci ſich ergebende ſinguläre Be⸗ 
ſtimmungen. Eher würde ein Bedenken gegen die hier 
vertretene Anſicht aus 1. 38 pr. Dig. locati 19, 2 
entnommen werden können, indem dort allgemein der 
Satz aufgeſtellt wird: qui operas suas locavit totius 
temporis mercedem accipere debet, si per eum 
non stetit, quo minus operas praestet. Allein es 
erſcheint gerechtfertigt, dieſen dem liber regularum des 


Paulus entnommenen Satz einſchränkend dahin zu inter⸗ 


pretiren, daß er wie die J. 19 8 9 a. a. O. nur von 
ſolchen Fällen zu verſtehen ſei, in welchen der Miether 
die ihm vom Vermiether zur Verfügung geſtellten 
Dienſte nicht annehmen will oder kann, weil derſelbe 
mit den in den übrigen Quellenſtellen enthaltenen Prin⸗ 
zipien und den ſonſtigen Grundſätzen des römiſchen 
Rechts nicht in Einklang ſtehen würde, wenn man ihn 
auf alle Fälle einer cafuellen Unmöglichkeit der Leiſtung 
beziehen wollte. 
Vgl. Mommſen, Beiträge zum Obligationenrecht I, 
§ 30 S. 352 flg., III, S. 415 flg., Windſcheid, 
Kritiſche Zeitſchrift für die geſammte Rechts⸗ 
wiſſenſchaft II, S. 106 flg.; Windſcheid, Pandekten 
88 321, 401; v. Vangerow, Pandekten III, 8 591, 
VII; Sintenis, Civilrecht II, 8 106, S. 471 flg. 
Es genügt alſo nicht, daß der Vermiether der Dienſte 
perſönlich fähig und bereit iſt, die vermietheten Dienſte 


zu leiſten, ſondern er muß auch objektiv im Stande ſein, ſie 


zu leiſten. Das iſt aber vorliegend nicht der Fall, und 
iſt es inſofern unrichtig, wenn der Appellationsrichter 
davon ausgeht, es ſeien die Vorausſetzungen für die 


Anwendbarkeit des von ihm aufgeſtellten allgemeinen 


Rechtsſatzes gegeben. Es handelt ſich keineswegs lediglich 
um eine caſuelle Unmöglichkeit der Annahme der 
von dem Beklagten zu leiſtenden Dienſte, ſondern es liegt 


auch eine Unmöglichkeit der Erfüllung auf Seiten 
des Beklagten vor. Derſelbe iſt nicht im Stande, die 
vermietheten Dienſte zu leiſten und dem Miether zur 
Verfügung zu ſtellen. Denn durch die veränderte Ge⸗ 
ſetzgebung ſind die von den Bauernvögten bisher 
geleiſteten Dienſte weggefallen, beziehungsweiſe anderen 
Organen und Beamten übertragen. Es liegt alſo der 
Fall einer caſuellen Unmöglichkeit der Erfüllung vor, 
bei welchem allerdings der Zufall nicht in der 
Perſon des Vermiethers ſich ereignet hat, ſondern 
die eine nothwendige Vorausſetzung der 
Möglichkeit der Erfüllung bildenden Ver⸗ 
hältniſſe betroffen hat. 
Der Einwand des Beklagten, daß er zur Zeit nicht 
verpflichtet ſei, die fraglichen Ländereien dem Kläger 
herauszugeben, iſt daher nicht begründet, und war viel⸗ 
mehr Beklagter in der Hauptſache dem Klageantrage 
gemäß zu verurtheilen, ohne daß es erforderlich wäre, 
auf den weiteren, aus der Beſtrafung des Beklagten 
entnommenen Einwand des Klägers einzugehen.“ 
Beſondere Schwierigkeiten hat bislang der Theorie und 
Praxis die Frage des Einfluſſes des Zufalls auf die gegen⸗ 
ſeitigen Verpflichtungen bei der locatio conductio operis oder 
der Werkverdingung bereitet. Man vergleiche darüber die 
Abhandlung von Profeſſor Dr. Oertmann, der Zufall bei 
der Werkverdingung in Grünhuts Zeitſchrift Bd. 24. 
S. 1—70. Oertmann findet zwei verſchiedene Grund⸗ 
anſchauungen und zwei mittlere Anſchauungen in der Theorie 
vertreten. Nach der erſten Grundanſchaung trägt der Werks 
meiſter (conductor operis) die Gefahr des opus a) bis zur 
Billigung des Werks (Goldſchmidt, Förſter⸗Eccius, Heiſe⸗Cropp, 
Puchta, Punſchart u. A.) oder b) bis zur Fertigſtellung 
(Brinz, Dernburg, Mommſen u. A.). Nach der zweiten Grund⸗ 
anſchauung trägt der Beſteller die Gefahr (Geſterding, 
Göſchen, Keller u. A.). Als mittlere Anſchauung nennt Oert⸗ 
mann a) die der quantitativen Gefahrtheilung (Arndts Pand. 
§ 315, Windſcheid 8 401 Nr. 9), b) die der qualitativen Ge⸗ 
fahrtheilung (Glück, Commentar Bd. 17 S. 436, Wenig⸗ 
Ingenheim 8 264, Jacubezki, Bemerkungen zum Entw. S. 139). 

Es hat angeſichts der dieſe Controverſen bald abſchneidenden 
Beſtimmungen des B. G. B. wenig praktiſchen Werth, 
hier des Näheren auf dieſelben einzugehen. Aus der Praxis 
des Reichsgerichts ſind nur einige bei- Bolz z berichtete 
Fälle anzuführen: 

Zunächſt Bolze IV Nr. 687: 

„Da der Beſteller ſich verpflichtet hatte, Steine und 
Sand zur Erbauung der Wegeſtrecke zur Verfügung zu 
ſtellen, ſo traf ihn die Gefahr, wenn zufolge einer 
polizeilichen Verfügung das Material nicht von 
der vereinbarten Stelle entnommen werden dürfte, 
alſo zu höheren Koſten von anderer Stelle herbeizu⸗ 
ſchaffen war.“ III. 229/86 v. 25. Januar 1887. 

Sodann Bolze XVIII. Nr. 411: 

„Wenn bei Ausführung des Werkes Schaden ent⸗ 


ſtand und ſich der Werkführer auf höhere Gewalt oder 


ein anderes ihn entlaſtendes Ereigniß beruft, 
jo muß er den Beweis führen.“ 


Von größerem Intereſſe iſt eine Entſcheidung des Reichs⸗ 

. vom 28. November 1871 (R. O. H. G. IV 

174 ff.): 

„Nur für das untheilbare opus gilt nach gemeinem 
Recht der Grundſatz, daß ein Zufall, welcher die 
Vollendung ausſchließt. den Anſpruch auf Vergütung 
der Theilleiſtungen entzieht, und ſelbſt dieſer Satz iſt 
dem erkennbaren Willen der Betheiligten untergeordnet. 
Nicht jedes opus aber iſt untheilbar, und für ein theil⸗ 
bares opus bleibt es bei der Regel der locatio.conductio 
(rei wie operarum), daß theilweiſe Leiſtung, ſofern 
ſie für ſich in Betracht kommen kann, mindeſtens theil⸗ 
weiſe zu vergüten iſt.“ 

Oertmann kommt zu folgendem Ergebniß: er unterſcheidet, 
ob der hindernde Zufall betrifft 

a) die Möglichkeit der Ausführung, 
b) das Ausgeführte ſelbſt. 

a) Für den Fall der Unmöglichkeit der Ausführung billigt 
er die eben mitgetheilte Entſcheidung und Unterſcheidung des 
Reichsoberhandelsgerichts, d. h. es kommt darauf an, ob ein 
theilbares oder untheilbares opus vorliegt, nur bei letzterem 
erliſcht jeder Anſpruch des Werkmeiſters (locator) auf den 
Lohn, bei erſterem hat er eine dem ausgeführten Theile ent⸗ 
ſprechende Quote zu fordern. Er unterſcheidet aber ferner, ob 
der Zufall „allein oder primär die Leiſtung des Werkmeiſters 
traf“, „in deſſen Bereich, in deſſen Sphäre eintrat“ oder ob 
er „nur oder doch zunächſt nur die Annahme unmöglich machte“. 
In erſterem Falle verliert der Werkmeiſter ſeinen Anſpruch auf 
die merces; als Beiſpiele aus der Praxis nennt er die cit. 
Entſcheidung bei Seuffert VI. 31 XXIX. 205. In letzterem 
Falle muß der locator (Beſteller) deſſen ungeachtet die ver⸗ 
einbarte Vergütung zahlen. Beiſpiele die oben eitirte Ent⸗ 
ſcheidung bei Bolze IV. 687, ferner Seuffert XVIII. 269. 

b) Handelt es ſich um einen das ausgeführte opus 
treffenden Zufall, ſo gehen „alle Unfälle, die in der Sphäre 
des Werkmeiſters eintreten, auf ſeine Gefahr, alle anderen da⸗ 
gegen, mögen ſie ihren Grund im Betriebskreiſe des Beſtellers 
oder in einem äußeren Ereigniß haben, belaſſen dem Werk⸗ 
meiſter ſeinen Anſpruch.“ 

„Des Werkmeiſters periculum kann aber nur ein provi⸗ 
ſoriſches ſein. Denn für den Beſteller iſt das opus beſtimmt; 
in 3 5 I es u ee übergehen. 


05 B. bei Nie bi darauf hingielen, bei Gläubiger 
einen äſthetiſchen oder wiſſenſchaftlichen Genuß zu verſchaffen, 
ihm eine Fertigkeit irgend welcher Art beizubringen oder doch 
zu fördern) nothwendig mit der Vollendung; der verſprochene 
Effekt iſt nun endgültig und unentziehbar hergeſtellt, von einer 
Unmöglichkeit der Leiſtung alſo nicht mehr die Rede. Dagegen 
bei einem materiellen Werk bleibt dieſes ſelbſt auch nach der 
Fertigſtellung noch Zufällen ausgeſetzt, die nach wie vor in 
des Unternehmers Sphäre fallen können. Das ändert ſich 
erſt mit der Abnahme des Werkes durch den Beſteller, da, 
wenn auch nicht immer, ſo doch in der Regel mit der in den 
Quellen ſo oft genannten probatio oder adprobatio verbunden 
ſein wird.“ (L. 36/7, 62 D. h. t. 19,2.) Das B. G. B. regelt 
die Gefahr bei der Werkverdingung in folgenden 88 644. 645. 
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§ 644: „Der Unternehmer trägt die Gefahr bis zur 
Abnahme des Werkes. Kommt der Beſteller in Verzug 
der Annahme, ſo geht die Gefahr auf ihn über. Für 
den zufälligen Untergang und eine zufällige Verſchlechte⸗ 
rung des von dem Beſteller gelieferten Stoffes iſt der 
Unternehmer nicht verantwortlich. 

Verſendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen 
des Beſtellers nach einem anderen Orte als dem Er⸗ 
füllungsorte, ſo finden die für den Kauf geltenden Vor⸗ 

ſchriften des § 447 entſprechende Anwendung.“ 
8 645: „Sit das Werk vor der Abnahme infolge 
eines Mangels des von dem Beſteller gelieferten Stoffes 
oder infolge einer von dem Beſteller für die Ausführung 
ertheilten Anweiſung untergegangen, verſchlechtert oder 
unausführbar geworden, ohne daß ein Umſtand mit⸗ 
gewirkt hat, den der Unternehmer zu vertreten hat, ſo 
kann der Unternehmer einen der geleiſteten Arbeit ent⸗ 
ſprechenden Theil der Vergütung und Erſatz der in der 
Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. 
Das Gleiche gilt, wenn der Vertrag in Gemäßheit des 
8 643 aufgehoben wird. (Bei Annahmeverzug.) 
Eine weitergehende Haftung des Beſtellers wegen. Ver⸗ 
ſchuldens bleibt unberührt.“ | 
Ueber den Fall der Unmöglichkeit der Ausführung enthält 
das. B. G. B. abgeſehen von § 645 keine ſpeziellen Sätze. 
Es gelten daher die allgemeinen Beſtimmungen, d. h. die ein⸗ 
tretende ſchuldloſe Unmöglichkeit der Leiſtung enthebt den 
Schuldner ſeiner Vertragspflicht (§ 275), wobei ihn die Beweis⸗ 
laſt trifft, daß er den betreffenden Umſtand nicht zu vertreten 
habe (5 282); aber dadurch verliert der Schuldner auch den 
Anſpruch auf Gegenleiſtung (8 323) und bei nur theilweiſe 
Unmöglichkeit mindert ſich ſein Anſpruch pro rata. 5 

Nicht beſonders behandelt das B. G. B. den Fall, daß 
die Unmöglichkeit der Leiſtung ihren Grund in einem die Perſon 
oder doch den Bereich des Beſtellers treffenden Zufall hat. 
Da nun Zufall nach dem Geſetz im allgemeinen nicht ver⸗ 
treten zu werden braucht, muß man auf Grund von S8 323 
bis 324 ſelbſt in dieſem Fall Auflöſung des Vertrages ohne 
Eintritt einer Entſchädigungspflicht annehmen. Das wird auch 
von den Motiven II S. 495 als Abſicht des Geſetzgebers 
bezeichnet, da es allgemeinen Grundſätzen entſpreche und von 
dieſen aus Billigkeitsrückſichten (2) abzuweichen nicht empfehlens⸗ 
werlh ſci.“ (Dertmann a. a. O. S. 69.) 

Oertmann (a. a. O.) bedauert dieſe letztere Konſequenz als 
eine „weder durch das Vorbild des römiſchen Rechtes noch 
eines modernen Geſetzbuchs geſtützte Begünſtigung des Beſtellers 
gegenüber dem Werkmeiſter, alſo eine gröbliche Benachtheiligung 
der produktiven Stände.“ Wie mir ſcheint, nicht mit Unrecht; 
auch Oertmanns Schlußbemerkung „den künftigen Fortſchritt 
der Wiſſenſchaft wird fie (bezw. die Regelung des B. G. B.) 
auch hier nicht aufhalten, und nach wie vor wird ſich dieſe 
aus dem ſchier nie verſagenden Schatzkammern des für ſie ewigen 


römiſchen Rechtes ihr beſtes Rüſtzeug holen dürfen,“ glaube. 


ich als eine mit meinem eigenen im Vorworte meines Buches 
„Vom Pandektenrecht zum B. G. B.“ dargelegten Standpunkte 
zum B. G. B. übereinſtimmende Aeußerung begrüßen zu dürfen. 


Vom Reichsgericht.) 
Wir berichten über die in der Zeit vom 21. bis 28. März 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. | 5 


I Die Reichsjuſtizgeſetze. 
Zur Civilprozeßordnung. 5 

1. Der Werth des Streitgegenſtandes beſtimmt ſich nach 
dem Klageanſpruch, wie er im Klageantrag ſeinen Ausdruck 
gefunden hat. Der Antrag des Kl. lautet dahin: den Bekl. 
zu verurtheilen, den Kl. die Grundſtücke Elbing 1 Nr. 285 
und 286 zu übergeben, ihnen die Schlüffel des Hauſes, ſowie 
die in Beziehung hierauf geſchloſſenen Verſicherungsverträge 
auszuhändigen, auch die vom Bekl. in der erſten Etage inne 
gehaltene Wohnung zu räumen. Hiernach verlangen die Kl. 
Erfüllung des von ihnen mit dem Bekl. geſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrages durch Uebergabe des erkauften Hauſes. Die geforderte 
Aushändigung der Schlüſſel, Räumung der Wohnung u. ſ. w. 
enthält keine Einſchränkung des Antrages, ſondern nur eine 
nähere Bezeichnung der zur Uebergabe erforderlichen Handlungen. 
Wenn auch die Kl. eine Wohnung ſchon vor dem Kaufe im 
Hauſe inne hatten, ſo konnte doch von einer Gewahrſam des 
Hauſes, von dem phyſiſchen Vermögen, mit Ausſchließung 
Anderer darüber zu verfügen, auf Seiten der Kl. ſolange nicht 
die Rede fein, als der Bekl. durch Zurückbehaltung der Schlüffel 
die Macht behielt, die Kl., wie jeden Anderen, von der Ver⸗ 
fügung über das Haus auszuſchließen. Dies überfieht dae 
O. L. G., wenn es die Eingangsworte des Antrags dahin 
auffaßt, daß damit keine ſelbſtändige Handlung gefordert werde, 


und nur die übrigen Handlungen es wären, die den Gegenſtand 
des Klageanſpruchs bildeten. Mit dem I. R. iſt hiernach an · 


zunehmen, daß die Kl. mit der Klage den Beſitz des erkauften 
Hauſes erſtreben, und daß daher deſſen Werth den Streitwerth 
beſtimmt ($ 6 der C. P. O.). Dieſer beträgt entſprechend dem 
Kaufpreiſe 67 000 Mark. V. C. S. i. S. Glang c. Joraelski 
vom 16. März 1898, Nr. 38/98 V. | 

2. Das B. G. führt zwei ſelbſtſtändige Gründe für die 
Verwerfung der Berufung an: einmal die geſetzliche Friſt für 
die Beantragung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
(C. P. O. §9 212, 214) ſei verſäumt, außerdem enthalte 
der am 14. Juni 1897 den Bekl. zugeſtellte Schriftſatz inſofern 
nicht die Angabe der ſämmtlichen die Wiedereinſetzung be⸗ 
gründenden Thatſachen (C. P. O. 8 214 Abſ. 1 Ziffer 1), als 
in ihm die Darlegung fehle, daß das der Einlegung der Be⸗ 
rufung entgegengeſtandene Hinderniß über die Berufungsnoth⸗ 
friſt hinaus fortgedauert habe und daß es fo ſpät gehoben ſei, 
daß die Wiedereinſetzung nach § 212 der C. P. O. nicht zu⸗ 
läſſig erſcheine. Zum erſten Grund führt das B. G. aus, nach 
Inhalt der Akten haben der Kl. den die Zuordnung eines 
Armenanwaltes betreffenden Beſchluß vom 25. Mai 1897 
ſpäteſtens am 30. Mai 1897 erhalten. Die Berufungsſchrift 
mit dem Wiedereinſetzungsgeſuch ſei aber dem Anwalt der Bekl. 
erſt am 14. Juni 1897 zugeſtellt worden. Die geſetzliche zwei⸗ 
wöchige Friſt ſei fomit verſäumt. Das B. G. berechnet bier- 
nach dieſe Friſt vom Tage der Zuſtellung des genannten Be⸗ 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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ſchluſſes an den Kl. ſelbſt ab und unterftellt zu ſeinen Gunſten, 
daß er den Beſchluß am 30. Mai erhalten habe. Bei Zu⸗ 
grundelegung dieſes Tages wäre die geſetzliche zweiwöchige Friſt 
für die Beantragung der Wiedereinſetzung allerdings am 
13. Juni 1897 abgelaufen, wenn dieſer Tag ein Werktag 
zeweſen wäre. Der 13. Juni fiel aber im Jahre 1897, was 
das B. G. überfehen hat, auf einen Sonntag. Die Friſt 
ndigte gemäß § 200 Abſ. 2 der C. P. O. erſt mit dem 
Ablauf des nächſtfolgenden Werktages, 14. Juni. Die Friſt 
nüßte deshalb, gerechnet vom 30. Mai ab, als gewahrt an⸗ 
ejehen werden. Allein die Friſt iſt in der That verfäumt 
orden. Das der Wahrung der Nothfriſt entgegengeſtandene 
binderniß beſtand in der Verſagung des Armenrechts und in 
er Nothwendigkeit der Beſchreitung des Beſchwerdeweges. 
Bird, wie hier, der Beſchwerde ſtattgegeben und in der Folge 
on dem für das Rechtsmittel zuſtändigen Gerichte die Bei⸗ 
rdnung eines Armenanwaltes an die Partei beſchloſſen, 


iſt mit der Bekanntgabe dieſes Beſchluſſes an den bei⸗ 


eordneten Rechtsanwalt das Hinderniß als gehoben an- 
iſehen. Nach der nicht beanſtandeten Feſtſtellung im That⸗ 
ſtande des B. U. erfolgte die Zuſtellung des Beſchluſſes vom 
5. Mai 1897 an den dem Kl. beigeordneten Rechtsanwalt K. 
n Freitag, 28. Mai. Von da ab konnte derſelbe im Inter⸗ 
e des Kl. thätig ſein und war hierzu veranlaßt. Der Beginn 
r zweiwöchigen Friſt muß vom 28. Mai ab gerechnet werden. 
'ernach lief fie ſchon am Freitag 11. Juni ab. Nur in be⸗ 
deren Fällen, wenn der beſtellte Armenanwalt nach der Be⸗ 
untgabe feiner Beiordnuug außer Stand wäre, im Intereſſe 
armen Partei thätig zu fein, könnte der Beginn der Friſt 
ht vom Tage dieſer Bekanntgabe an gerechnet werden. Es 
re dann Thatfrage, wann das Hinderniß als gehoben an⸗ 
ehen werden könnte. Solche beſondere Umſtände find nicht 
tend gemacht. Der Mangel einer Prozeßvollmacht kann für 
allein nicht als ein ſolcher Umſtand in Betracht kommen. 
ı vorliegenden Falle konnte und mußte der beigeordnete 
chtsanwalt ſofort die dem B. G. mit dem Armenrechtsgeſuche 
gelegenen Akten einſehen. Aus ihnen hätte er alsbald die 
zeſſuale Lage genau erſehen, insbeſondere aus dem Armen⸗ 
tsgeſuche, daß das Urtheil I. J. am 27. März 1897 zu⸗ 
ellt worden war, daß es ſich alſo um den Antrag auf 
edereinſetzung gegen den Ablauf der Berufungsfriſt handle. 
hat überdies nach der Feſtſtellung im Thatbeſtande des 
U. durch Brief. des.-Kl. vom 1. Suni di 
nation erhalten. Die zweiwöchige Friſt iſt eben auch dazu 
ben, um innerhalb derſelben das erforderliche Material für 
Wiedereinſetzungsantrag und die Nachholung der verſäumten 
zeßhandlung zu ſammeln. Sie iſt ſelbſtverſtändlich nicht 
n zu verſtehen, daß für alle Fälle der Beginn derſelben 
von da ab gerechnet werden dürfe, wo die Partei oder ihr 
alt das Material geſammelt hat. Es liegt auf der Hand, 
hierdurch für die meiſten Fälle die Berechnung der Friſt 
Ungewiſſe geſtellt würde. Demzufolge muß die Reviſion 
5 § 526 der C. P. O. zurückgewieſen werden, ohne daß 
ig wäre, auf den zweiten, ſich an das in den Entſch. des 
B. in Ciovilſachen Bd. XXXI S. 400 fig. veröffentlichte 
eil des IV. C. S. vom 6. April 1893 anlehnenden Ent⸗ 
dungsgrund des B. G. und auf die hiergegen erhobenen 


Reviſionsangriffe einzugehen. VI. C. S. i. S. Nachſel c. Ziegler 
vom 10. März 1898, Nr. 425/97 VI. — 
3. Die Begründung des B. R. fußt auf der rechtlichen 
Beurtheilung, welche zur Aufhebung des früheren B. U. geführt 
hat. Dort iſt ausgeführt: „Die einſeitige Mittheilung des 
Dritten, daß er das fragliche Recht beanſpruche, genügt an und 
für ſich noch nicht, den Anderen hinſichtlich der Exiſtenz dieſes 
Rechts in böſen Glauben zu verſetzen, wenn derſelbe nicht gleich⸗ 
zeitig in die Lage perſetzt wird, ſich von der Richtigkeit des 
erhobenen Anſpruchs zu überzeugen. Unterläßt aber der Em⸗ 
pfänger einer ſolchen Benachrichtigung jede Nachforſchung, ob⸗ 
wohl ihm Mittel dazu zu Gebote ſtehen, ſo wird, wenn an⸗ 
zunehmen, daß er bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit 
und Sorgfalt von der Richtigkeit des Anſpruchs ſich hätte über⸗ 
zeugen können, er allerdings demjenigen gleichgeſtellt werden 
müſſen, der das ſeinen Erwerb hindernde oder einſchränkende 
Recht thatſächlich gekannt hat. Im vorliegenden Falle 
hatte der Kl. zu geeigneter Nachforſchung um fo mehr 
Veranlaſſung, als es nach Lage der Sache nicht um 
den Grund des vom Bekl. erhobenen Anſpruchs, 
ſondern nur um deſſen etwaige Tilgung und allen- 
falls um die Legitimation des Bekl. ſich handeln 
konnte. V. C. S. i. S. Ebert c. Rücker vom 2. März 1898, 
Nr. 287/97 V. | | 
4. Die Reviſion ift inſofern begründet, als fie rügt, daß 
der B. R. die Vernehmung dreier von den Kl. benannten 
weiteren Zeugen darüber, daß der Kaufvertrag ohne jene Be⸗ 
dingung abgeſchloſſen fei, abgelehnt hat. Der B. R. begründet 
dieſe Ablehnung mit folgender Ausführung: Es liege kein 
Grund für die Annahme vor, daß die fraglichen drei Zeugen 
den Kaufverhandlungen fo genau gefolgt ſeien, daß ſie den 
Wortlaut und Sinn, in welchem damals der bevorſtehende Ver⸗ 
kauf des Grundſtücks des Bekl. erörtert worden jet, richtig ver⸗ 
ſtanden und behalten hätten. Außerdem ließe ihr natürliches 
Verhältniß (— es ſind Frau, Tochter und Sohn des Zeugen 
W. —) zu dem Zeugen W. den ſicheren Schluß zu, daß ſie 
deſſen Auffaſſungen ohne Kritik zu der ihrigen machen würden. 
Auch ſeien ſie wenigſtens mittelbar durch die Perſon des W. 
daran intereſſirt, ein den Kl. günſtiges Zeugniß abzulegen. 
Dieſe Gründe ſind nicht geeignet, die Berufungsentſcheidung zu, 
tragen. Die Erwägung, daß die genannten Zeugen den Wort⸗ 
laut und Sinn der fraglichen Verhandlungen nicht genau und 
t ‚Deymen haben werden, iſt eine that⸗ 
ſächliche Vermuthung; für die bis jetzt jeder Anhalt fehlt und 
über deren Richtigkeit nur die Vernehmung der Zeugen Gewiß⸗ 
heit geben kann. Ebenſo wenig kann die weitere Annahme, 
daß die Ausſage diefer Zeugen vorausſichtlich nicht glaubwürdig 
ſein würde, wie das R. G. ſchon oft ausgeſprochen hat (vergl. 
die bei Wilmowski und Levy Note 1 zu § 259 der C. P. O. 
angeführten Urtheile), die Ablehnung der Zeugen rechtfertigen. 
Dies gilt hier um ſo mehr, als der B. R. keineswegs ſchon 
eine feſte Ueberzeugung von dem Gegentheil deſſen, was die 
Zeugen ſollen bekunden können, gewonnen, ſondern die Aus⸗ 
ſchwörung eines richterlichen Eides noch für erforderlich erachtet 
hat, um zu einer beſtimmten Ueberzeugung zu gelangen. 
V. C. S. i. S. Roggenbach c. Affeldt vom 5. Marz 1898, 
Nr. 253/97 V. 
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5. Der Bekl. T. ſchuldete nach der zur Begründung der 
Klage vorgetragenen Behauptung des Kl. dem letzteren aus 
Darlehen 5 950 Mark, für welche dieſer ihm drei Wechſel aus⸗ 
geſtellt hatte. Dieſe Wechſel hatte er aber ſpäter der Ehefrau T. 
als der Generalbevollmächtigten ihres Mannes zurückgegeben, 


und zwar gegen Abtretung einer in einem Charlottenburger 


Grundſtück hypothekariſch verſicherten Forderung in gleicher Höhe. 
Er behauptete nun, zu dieſer Abmachung durch betrügeriſche An⸗ 
gaben der Ehefrau T. verleitet worden zu ſein, und nahm dieſe 
daher, nachdem er bei der Zwangsverſteigerung jenes Grund⸗ 
ſtückes mit ſeiner ganzen Hypothek ausgefallen war, auf den 
vollen Betrag von 5 950 Mark nebſt Zinſen in Anſpruch, indem 
er die Klage zugleich auch gegen den Ehemann T. richtete. 
In beiden vorigen Inſtanzen iſt der behauptete Betrug für nicht 
bewieſen, und daher der auf ihn geſtützte Klaganſpruch für hin⸗ 
fällig erklärt worden. Ob gegen den jetzigen Rbkl. die Klage 
überhaupt auf den Betrug ſeiner Ehefrau würde haben begründet 
werden können, wenn dieſer bewieſen worden wäre, kann unter 
dieſen Umſtänden dahingeſtellt bleiben. Der Kl. hat ſchon in 
voriger Inſtanz dieſe Art der Klagbegründung ſachlich fallen 
laſſen und den Bekl. T. nur noch als ſeinen Darlehusſchuldner 
in Anſpruch genommen. Das B. G. hat hierin eine unzuläſſige 
Klagänderung erblickt, damit aber den § 489 der C. P. O. 
unrichtig angewandt. Eine Klagänderung lag nicht vor, da die 
erheblichen Thatſachen ſchon in I. J. von vorn herein angeführt 
worden waren, und der Klagantrag unverändert geblieben war. 
Eine abweichende rechtliche Begründung aber iſt an ſich nie⸗ 
mals eine Klagänderung. Anders möchte vielleicht die Sache 
liegen, wenn der Kl. in I. J. poſitiv zu erkennen gegeben hätte, 
daß er eine Darlehnsklage nicht anſtellen wolle, oder wenn er 
dort vorgetragen hätte, daß ſeine Darlehnsforderung durch ſpätere 
Vorgänge aufgehoben worden ſei. Das hat er aber nicht ge⸗ 
than. Das B. G. irrt, wenn es das Vorbringen I. J. dahin 
auffaßt, daß die Hypothek an Zahlungsſtatt für die Darlehns⸗ 
ſchuld gegeben ſei. Es iſt dort nur vorgetragen, daß die 
Hypothek anſtatt der zurückgegebenen Wechſel gegeben ſei; was 
aber dieſe Wechſel ſelbſt betrifft, ſo weiß man bis jetzt nur, 
daß ſie über die Darlehnsſchuld ausgeſtellt ſind, womit im 
Zweifel nicht geſagt iſt, daß ſie an Zahlungsſtatt, zum Zwecke 
einer Novation gegeben, ſondern daß ſie zu beſſerer Sicherung 
des Darlehnsgläubigers ausgeſtellt ſeien. VI. C. S. i. S. 
Baehr c. Treuherz vom 7. März 1898, Nr. 427/97 VI. 

6. Das O. L. G. hat die Kl. zur Zurückzahlung der von 
ihr zufolge der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des landgerichtlichen 
Urtheils erhaltenen Beträge verurtheilt, ohne zunächſt, wie es 
hätte geſchehen ſollen, die Klage ausdrücklich abzuweiſen. Dem 
angefochtenen Urtheile iſt aber die nämliche Bedeutung beizulegen, 
wie wenn die Abweiſung der Klage ausdrücklich ausgeſprochen 
worden wäre. Daß dieſer Entſcheidung eine Geſetzesverletzung 
zu Grunde liege, iſt in keiner Richtung zu erkennen. Die An⸗ 
nahme des O. L. G., daß eine Ueberleitung des Urkunden⸗ 
prozeſſes in das ordentliche Verfahren in der Berufungsinſtanz 
nicht mehr erfolgen könne, entſpricht der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des R. G., von der abzugehen die Ausführungen der 
Rkl. keinen Anlaß geben. Aber auch abgeſehen davon erſcheint 
die Reviſion als unbegründet. Die Rkl. hatte nämlich in der 
Berufungsinſtanz keine weiteren Beweiſe erboten, ſondern ſich 


auf Vorlegung eines Privatgutachtens beſchränkt, deſſen Be⸗ 


deutung vom B. G. gewürdigt und durch welches der der Kl. 
obliegende Beweis nicht erbracht worden iſt. Ferner hat ſie 
bezüglich der Echtheit der Unterſchrift dem Bekl. einen Eid 
zugeſchoben, der von dieſem ausgeſchworen wurde. Nach § 428 
Abſ. 1 der C. P. O. ſtand hiernach feſt, daß die Unterſchrift 
auf dem ſtreitigen Wechſel nicht von dem Bekl. herrührte und 
mußte deshalb die Klage abgewieſen werden. II. C. S. i. S. 
Stroetmann c. Sudhus vom 4. März 1898, Nr. 23/98 II. 

7. Die Reviſion legt das Hauptgewicht darauf, daß der 
Bekl. auf Grund eines gerichtlichen Ueberweiſungsbeſchluſſes 
bezahlt habe, allein mit Recht wird dem entgegengehalten, daß 
das pfändende Gericht über die Rechtsbeſtändigkeit der gepfändeten 
Forderung nicht erkennt und nicht erkennen kann, daß es viel⸗ 
mehr nur das desfallſige Vorbringen des Pfändungsgläubigers 
wiedergiebt und insbeſondere den Drittſchuldner in keiner Weiſe 
zur Zahlung verpflichtet. Dieſem bleibt es vielmehr über⸗ 
laſſen zu prüfen, ob dem Schuldner des Pfändungsgläubigers 
eine Forderung gegen ihn (Drittſchuldner) thatſächlich zuſteht. 
Die Prüfung mag im Einzelfall Schwierigkeiten machen, allein 
wie auch vom B. G. hervorgehoben, ſteht es ihm ja frei, den 
geſchuldeten Betrag zu hinterlegen. Im vorliegenden Fall iſt 
dieſe Rechtslage für den Drittſchuldner auch dadurch erkenntlich 
gemacht, daß die Forderung des Ehemanns der Kl. als eine 
„angebliche“ bezeichnet if. Wenn die Reviſion geltend macht, 
daß die Kl. gegenüber dem gerichtlichen Pfändungsbeſchluß ihr 
Recht nur im Wege der Klage gemäß § 690 C. P. O. oder 
der Beſchwerde im Sinne des $ 685 daſ. habe verfolgen 
können, ſo kann dies als zutreffend nicht erachtet werden. Der 
Eigenthümer einer gepfändeten Sache oder der Forderungs⸗ 
berechtigte aus einer unrichtig bezeichneten und ſo gepfändeten 
Forderung iſt nicht auf dieſe Rechtsbehelfe beſchränkt. Dieſelben 
betreffen nur das Verhältniß des Widerſpruchsberechtigten zum 
Pfändungsgläubiger, das Verhältniß deſſelben zu ſeinem Schuldner 
oder einem Dritten wird hierdurch nicht berührt. Es kann die 
civilrechtliche Klage gegen den Schuldner oder den Dritten mit 
der Widerſpruchsklage gehäuft werden, ſie kann aber ebenſo 
auch neben oder ohne dieſe und die Beſchwerde ſelbſtändig ver⸗ 
folgt werden. Daß keine Pfändung gemäß § 754 C. P. O. 
vorliegt, iſt ſchon vom B. G. zutreffend ausgeführt, und hat 
auch die Reviſion einen Angriff desfalls nicht erhoben, hiernach 
kann unerörtert bleiben, ob nicht die Pfändung auf Grund des 
§ 754 als Pfändung eines höchſtperſönlichen Rechts unzuläſſig 
und wirkungslos geweſen wäre. III. C. S. i. S. Spohn 
c. Würich vom 25. Februar 1898, Nr. 311/97 III. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 

8. Die Anſicht des B. G., daß gemäß § 168 Satz 3 
der R. K. O. jedes ohne ausdrückliche Einwilligung der zurück⸗ 
geſetzten Gläubiger geſchloſſene Nebenabkommen, welches nur 
objektiv eine Bevorzugung enthält — ganz einerlei, ob die 
Abſicht der Vertragſchließenden auf eine Bevorzugung ging oder 
nicht — nichtig ſei, kann nicht gebilligt werden. Es iſt aller- 
dings eine Streitfrage, ob eine objektive Bevorzugung genügt 
oder ob nicht wenigſtens das Bewußtſein der Bevorzugung 
auf Seiten des Gemeinſchuldners (bezw. wie in conereto des 
dritten Contrahenten) oder des Bevorzugten zu erfordern iſt. 
Während von Peterſen und Kleinfeller R. K. O. 3. Auflage 
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S. 502 und von Mandry der civilrechtliche Inhalt der Reichs- 
gefege 3. Auflage $ 38 S. 360 die objektive Bevorzugung für 
genügend erachtet wird, wird von Endemann das deutſche 
Konkursverfahren S. 587/8, Fitting das Reichskonkursrecht 
847 Anm. 16 S. 360, Wilmowski Konkursordnung 5. Auflage 
Anm. 4 S. 449/50 und Sarwey⸗Boſſert Konkursordnung 
3. Auflage $ 168 Note 3 S. 787 das ſubjektive Bewußtſein 
der Bevorzugung erfordert. Der erkennende Senat ſchließt ſich 
der letzteren Anſicht an. Näher dargelegt. III. C. S. i. S. 
Sonntag u. Löſcher c. Scheidt vom 25. Februar 1898, 
Nr. 351/97 III. 

9. Die Auffaſſung des O. L. G., daß die in § 3 Ziffer 2 
des Anf. G. vorgeſehene Friſt nicht prozeſſualer Natur ſei, ihre 
Einhaltung vielmehr zur Begründung des Anfechtungsanſpruches 
gehöre, entſpricht der Rechtſprechung des R. G. und enthält 
einen Rechtsirrthum nicht. Die Annahme, bei der Berechnung 
dieſer Friſt komme der Umſtand, daß der letzte Tag ein Sonntag 
geweſen ſei, nicht in Betracht, und die Anfechtung der am 
5. März und am 10. Mai 1895 abgeſchloſſenen Verträge ſei 
nicht rechtzeitig erfolgt, war hiernach nicht zu beanſtanden. 
II. C. S. i. S. Pinkus c. v. Zelaſinski vom 11. März 1898, 
Nr. 355/97 II. | 

10. Das O. L. G. hat angenommen, daß dem Bekl. eine 
Forderung gegen ſeinen Bruder jedenfalls nicht in Höhe von 
10 000 Mark zugeſtanden habe. Daraus hat es den Schluß 
gezogen, die Hypothekbeſtellung ſei nicht lediglich in der 
Abſicht erfolgt, dem Bekl. für ſeine Forderung Sicherheit zu 
gewähren, ſondern es liege ein frandulöſer Akt vor, durch den 
nach der Abſicht des Schuldners die übrigen Gläubiger benach- 
theiligt werden ſollten. Zu dieſem Schluſſe konnte das O. L. G. 
ohne Rechtsirrthum gelangen, da die falſche Angabe, der Bekl. 
habe an feinen Bruder 10 000 Mark zu fordern und deren 
Bedeutung für die Abſicht der Betheiligten nach § 259 der 
C. P. O. von ihm frei zu würdigen war. Daraus, daß der 
Bekl. nach der Annahme des O. L. G. von ſeinem Bruder 
mmerhin eine geringere Summe zu fordern hatte, ergiebt ſich 
erner keineswegs, daß die Anfechtung nur inſoweit gerechtfertigt 
ei, als eine Forderung des Bekl. nicht beſtehe. Die mit Erfolg 
ingefochtene benachtheiligende Handlung der Hypothenbeſtellung 
ann der Kl. gegenüber keinerlei Wirkung haben. Daß der 
Beil. zur Zahlung der klägeriſchen Forderung verurtheilt wurde, 
rſcheint deshalb als gerechtfertigt, weil das verpfändete Grund⸗ 
tück im Laufe des! 
Beil. aus dem Erlös wegen feiner Hypothek befriedigt worden 
ſt. II. C. S. i. S. Walczuch e. Vulkan und Scharff vom 
. März 1898, Nr. 351/97 II. 

II. Das Handelsrecht. 

11. Richtig iſt, daß der Proviſtonsanſpruch des Maklers 
ur Vorausſetzung hat, daß der durch ihn vermittelte Vertrag 
ür die Kontrahenten rechtsverbindlich und gültig abgeſchloſſen 
orden iſt, Art. 82 H. G. B., daher ein nichtiger Vertrag 
en Proviſionsanſpruch nicht zu begründen vermag. Das O. L. G. 
at ſich aber mit dieſem Rechtsſatze nicht in Widerſpruch geſetzt. 
I. C. S. i. S. Kauſch und Zeitz c. Göbel vom 11. März 
898, Nr. 354/97 II. 

12. Das B. G. hält dafür, daß, — wenn Bekl. auch die 
zeſchäftsbedingungen der Kl. nicht erhalten haben ſollte, er doch 


0 


durch ſein Verhalten in der Kl. den Glauben erweckt habe, daß 
er ſie kenne, und den Willen bethätigt habe, dieſen Bedingungen 
ſich zu unterwerfen. Dieſe Anficht gründet ſich auf thatſächliche 
Würdigung des Verhaltens des Bekl. während der (kurzen) 
Geſchäftsverbindung, insbeſondere ſeiner ſtillſchweigenden Ent⸗ 
gegennahme der Briefe der Kl., in denen auf die Geſchäfts⸗ 
bedingungen als Grundlage der geſchloſſenen Geſchäfte verwieſen 
iſt. In den betreffenden Ausführungen iſt kein Rechtsirrthum 
enthalten. Nicht zuzugeben iſt, daß die Entſcheidung des B. G. 
vom Geſichtspunkte der bona fides aus ungerechtfertigt ſei. 
Mit Recht legt das B. G. auch Gewicht darauf, daß Bekl. auf 
den Brief der Kl. vom 5. Juni eine Antwort überhaupt nicht 
ertheilte, während er zuvor ſeinerſeits mit ihr immer telegraphiſch 
verkehrte. Von dem zu billigenden Standpunkte des B. G. 
aus kommt es ſelbſtverſtändlich darauf, ob Bekl. die Bedingungen 
der Kl. gekannt hat, nicht an. VI. C. S. i. S. Neubauer 
c. Kupz u. Co. vom 14. März 1898, Nr. 369/97 VI. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. 

13. Die beiden Bekl. bilden eine nothwendige Streit- 
genoſſenſchaft, da über die Frage, ob die Kl. Mitglieder des 
Vorſchußvereins geworden ſind, gegenüber dem Vorſtande und 
dem im Konkurſe über das Vermögen des Vereins beſtellten 
Verwalter nur einheitlich Entſcheidung getroffen werden kann. 
Durch die vom Vorſtande rechtzeitig und in geſetzlicher Form 
eingelegte Reviſion iſt die Reviſionsfriſt daher nach § 59 der 
C. P. O. auch zu Gunſten des Konkursverwalters gewahrt. 
Derſelben Vorſchrift entſprechend muß der zuletzt genannte Bekl., 
der vom mitbeklagten Vorſtande des Vereins zum Verhandlungs- 
termine geladen war, in dieſem aber nicht erſchienen iſt, als 
durch den Vorſtand des Vereins vertreten angeſehen werden. 
In der Sache ſelbſt bedarf es keines Eingehens auf die Frage, 
ob die in den §§ 164 bis 170 des Geſetzes betreffend die 
Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 
getroffenen Uebergangsvorſchriften, welche nach ihrem Inhalt 
und nach der ihnen gegebenen Begründung (vergl. die Motive 
zu 88 149 bis 155 des Entwurfs), die Beſtimmung haben, 
die Mitgliederliſte auch für den beim Inkrafttreten des Geſetzes 
vorhandenen Mitgliederbeſtand zu einer ähnlichen Bedeutung zu 
erheben, wie ſie derſelben für den ſpäteren Erwerb und den 
ſpäteren Verluſt der Mitgliedſchaft nach den SS 15 und 68 


des Geſetzes ut. au 
wendung erleiden, über deren Vermögen zu der Zeit, als das 


Geſetz in Geltung trat, das Konkursverfahren bereits eröffnet 
war. Wenn man nämlich auch die Frage bejaht und demgemäß 
insbeſondere auch die Klage auf Anerkennung des Widerſpruchs 
gegen die Aufnahme in die Liſte der Genoſſen als zuläſſig be⸗ 
trachtet, ſo muß die Klage doch im gegenwärtigen Falle zurück⸗ 
gewieſen werden, weil die Mitgliedſchaft der Kl. für das 
Konkursverfahren bereits rechtskräftig feſtſteht. Am 28. Februar 
1893 reichte der Konkursverwalter, nachdem die Maſſe erſchöpft 
war, gemäß §8 107, 154, 161 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 
dem Konkursgerichte eine Nachſchußberechnung mit dem Antrage 
auf Erklärung der Vollſtreckbarkeit ein, in welche die Kl. 1, 3, 
4, 5, 6, 8 und 9 als nachſchußverpflichtete Genoſſen aufgeführt 
waren. Das Amtsgericht beraumte Termin zur Erklärung über 
die Berechnung auf den 25. März 1893 an. Zu demſelben 
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wurden die in die Berechnung aufgenommenen Genoſſen beſonders 
geladen. In dem Termine wurden Einwendungen von den Kl. 
gegen die Nachſchußberechnung nicht erhoben; das Konkursgericht 
erklärte dieſelben durch Verfügung vom 25. März 1893 für 
vollſtreckbar. Eine Anfechtung durch Klage (§§ 104, 107 des 
Geſetzes vom 1. Mai 1889) iſt ſeitens der Kl. nicht erfolgt. 
Wie nun ſchon in mehrfachen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
ausgeſprochen iſt, hat der Termin den Zweck, feſtzuſtellen, ob 
und welche Einwendungen gegen die Nachſchußberechnung geltend 
gemacht werden ſollen. Zu den Einwendungen gehört auch das 
Beſtreiten der Mitgliedſchaft. Das Geſetz kann nicht dahin 
verſtanden werden, daß die Pflicht zur Nachſchußleiſtung nur 
mit Vorbehalt der Frage der Mitgliedſchaft feſtgeſtellt werden 
ſollte (vergl. auch die Motive zu den §8 97, 98 des Entwurfs 
S. 118). Demgemäß darf auch die in den §§ 104, 107 
jeden Genoſſen, falls er Anfechtungsgründe im Termine geltend 
gemacht hat oder geltend zu machen ohne ſein Verſchulden ver⸗ 
hindert geweſen iſt, gegebene Anfechtungsklage auch auf das 
Beſtreiten der Mitgliedſchaft geſtützt werden; jeder Genoſſe im 
Sinne des § 104 iſt jede in der Berechnung als Genoſſe in 
Anſpruch genommene Perſon. Die Kl. haben mithin ihre in 
dem Beſtreiten der Mitgliedſchaft beſtehenden Einwendungen 
entweder ſchon durch deren unterlaſſene Geltendmachung im Er⸗ 
klärungstermine oder, wenn die Unterlaſſung nicht durch ihr 
Verſchulden verurſacht iſt, durch Nichterhebung der Anfechtungs⸗ 
klage innerhalb der im § 104 des Geſetzes beſtimmten Noth- 
frift verloren. Dies wirkt aber nicht nur für die einzelne Nach⸗ 
laßberechnung, ſondern die Mitgliedſchaft muß als im Bereich 
des Konkursverfahrens in ſeiner Geſammtheit feſtgeſtellt an⸗ 
geſehen werden. Die Untheilbarkeit der Eigenſchaft als Genoſſe 
geſtattet nicht, daß eine und dieſelbe Perſon in demſelben 
Konkursverfahren, gegenüber dem Vorſtande der Genoſſenſchaft 
wie dem im Konkurſe beſtellten Verwalter, bald als Genoſſe 
gilt und bald wiederum nicht gilt. Es kann nicht der Wille 
des Geſetzes ſein, die bei der entgegengeſetzten Auffaſſung un⸗ 


vermeidlichen unlöslichen Widerſprüche entſtehen zu laſſen. — 


Wie die Verhältniſſe der in die Berechnung aufgenommenen 
Perſonen, welche ihre Einwendungen auf dem vorgeſchriebenen 
Wege geltend zu machen unterlaſſen haben, zu den den Einzel⸗ 
angriff verfolgenden Gläubigern ſich geſtalten, iſt hier nicht zu 
berühren. Jedenfalls dürfen ſie ſich im Konkursverfahren mit 
der dieſem geſchehenen Feſtſtellung ihrer Mitgliedſchaft nicht in 
Widerſpruch ſetzen. Eben dies verſuchen die Kl. aber durch die 
von ihnen gegen den Vorſtand und gegen den Konkursverwalter 
erhobene Klage, durch welche ſie die Berechtigung ihres Wider⸗ 
ſpruchs gegen ihre Aufnahme in die Liſte der Genoſſen zur 
Anerkennung bringen wollen. I. C. S. i. S. Baruther V. -V. 
c. Aſchenbrenner u. Gen. vom 12. Februar 1898, Nr. 1/98 I. 

Zu dem Waarenzeichengeſetz. 

14. Das B. G. hat den Eintrag des Waarenzeichens der 
Kl. und Rkl. in der Zeichenrolle, ungeachtet eines etwaigen 
Verſtoßes gegen die Vorſchrift des § 4 Nr. 1 des Geſetzes zum 
Schutz der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 und un⸗ 
geachtet der im Hinblick auf § 4 Nr. 1 mit Beſcheid des 
Patentamts vom 25. Juni 1897 in Anwendung des § 8 Nr. 2 
des Geſetzes ausgeſprochenen Löſchung ihres unter Nr. 21332 
eingetragenen Waarenzeichens „Styria“, feiner formalen Rechts⸗ 


— 


kraft gemäß als wirkſam und ſchutzberechtigt behandelt. Da⸗ 
gegen hat das B. G. das Ausſchließungsrecht des § 12 des 


Geſetzes der Kl. auf Grund des § 13 daſelbſt gegenüber den 


durch die einſtweiligen Verfügungen vom 17. und 20. März 1897 


den beiden Bekl. unterſagten Handlungen nicht zuerkannt. 


Darin findet die Reviſion eine Verletzung des § 13 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1894 durch ausdehnende Auslegung deſſelben 
und beruft ſich hierfür auf die Gründe des abändernden 
Beſcheids der Beſchwerde⸗Abtheilung des Patentamts vom 
18. Februar 1898, welche durchſchlagend ſeien. Allein nach 
der mit der Reviſton nicht angreifbaren thatſächlichen 
Beurtheilnng der Bedeutung des in den Ankündigungen der 
Bekl. gebrauchten Wortes „Styria“ und „Styrian“, nach 
welcher hiermit nur die Herkunft der angekündigten Meteor- 
Fahrräder aus Steiermark, wo dieſes Fabrikat des Inhabers 
der Meteor-Fahrradwerfe K. Franz hergeſtellt wird, kenntlich 
gemacht werden ſollte, enthält das Urtheil des B. G. eine ſolche 
Geſetzes verletzung nicht. Das B. G. erwägt, die Wahl der 
engliſchen Bezeichung für Steiermark erkläre ſich daraus, daß 
es ſich um Sportartikel handle, deren Intereſſenten zu be⸗ 
deutendem Theil Engländer und Amerikaner ſeien, ſodaß das 
Wort Styria für den Export eine geradezu unentbehrliche Her⸗ 
kunftsangabe ſei, daß zwar mit demſelben auch der Gedanke an 
eine Perſonifikation des Landes und Volkes von Steiermark 
verknüpft ſein könne, daß dieſer Gedanke aber den Deutſchen 
und dem übrigen Ausland fern liege. Wenn nun die Beſchwerde⸗ 
Abtheilung des Patentamts davon ausgeht, daß die allegoriſche 
Bedeutung des Wortes Styria in den Vordergrund zu ſtellen 
ſei, und auf die geographiſche Bedeutung nur etwa dann Werth 
gelegt haben würde, wenn die Herkunft des Fabrikats aus dem 
bezeichneten Lande wegen einer dort ſehr günſtigen Entwickelung 
dieſer Induſtrie beſonders empfehlend wäre, ſo ergiebt ſich hieraus 
nur eine verſchiedene Würdigung der in Betracht kommenden that⸗ 


ſächlichen Verhältniſſe. II. C. S. i. S. Puch u. Co. 6. Franz. 


u. Leinert vom 11. März 1898, Nr. 10/98 II. 

Zum Muſterſchutzgeſetz. 

15. Der Reviſion muß der Erfolg verſagt werden. Die 
Bekl. iſt einer Verletzung des für den Kl. begründeten Muſter⸗ 
ſchutzrechts ſchuldig, weil durch dieſelbe Vorrichtung oder Ge⸗ 
ſtaltung der von ihr und von dieſem vertriebenen Piſtole der- 
ſelbe Gebrauchszweck erreicht oder gefördert wird. Der einzige 


Unterſchied zwiſchen den beiden Fabrikaten liegt darin, daß nach 


dem Aufklappen des Kolbens die Kolbenhälften das eine Mal 
durch ein Scharnier zuſammengehalten werden, während ſie 
das andere Mal vollſtändig auseinander fallen. Dieſer Unter⸗ 
ſchied ſchützt die Bekl. aber nicht gegen den Vorwurf der rechts⸗ 
widrigen Nachbildung. Der Schutzanſpruch des Kl. hat eine 
Einrichtung der Spielpiſtole zum Gegenſtand, bei der „der 
hohle Kolben, in deſſen vorderem dem Laufe zugekehrten Ende 
das Schloß liegt, aus zwei Hälften hergeſtellt iſt, die mittelſt 


Scharniere gelenkig mit einander verbunden ſind, ſodaß die eine 


Kolbenhälfte aufgeklappt werden kann, behufs bequemen Ein⸗ 
ſetzens eines neuen Zündſtreifens reſp. Freilegung der Schloß⸗ 
theile.“ Und nach der Beſchreibung iſt der Zweck der Neuerung 
„die Herſtellung einer Spielpiſtole, bei welcher der ganze Kolben 
aufgeklappt und auseinander gelegt werden kann behufs leichter 
und bequemer Einlage eines neuen Zündſtreifens eventuell, 
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Herausnahme eines bereits eingeſetzten.“ Zugleich wird noch 
beſonders hervorgehoben, „daß durch dieſe Anordnung nach Auf⸗ 
klappen der Kolbenhälfte das ganze Schloß freiliegt, die 
Reinigung deſſelben oder eine Reparatur ſehr bequem vor- 
genommen ſowie das Einſetzen eines neuen Zündſtreifens leicht 
bewerkſtelligt werden kann.“ Dieſe Beſchreibung giebt über 
Inhalt und Tragweite des Schutzbegehrens vollen Aufſchluß. 
Sie muß aber auch als Mittel der Auslegung herangezogen 
werden. Denn verkörpert ſich freilich der Erfindungsgedanke 
im Muſter ſelber, ſo lehrt doch oft erſt die beigefügte Be⸗ 
ſchreibung, wie Gedanke und Muſter im Sinne des Erfinders 
aufgefaßt und angeſehen werden ſollen. Es wird daher an der 
Hand von Muſter und Beſchreibung feſtzuſtellen ſein, worin 
das eigentliche Weſen der Erfindung beſteht. Danach darf hier 
aber das chararkteriſtiſche Moment nicht in der Anbringung 
eines Scharniers gefunden werden. Nicht die Verbindung der 
Kolbenhälften, ſondern die in beſtimmter Weiſe und in be⸗ 
ſtimmtem Umfange erfolgende Zerlegung des Kolbens iſt unter 
den Schutz des Geſetzes gebracht. Die neue Geſtaltung liegt 
nicht in der Art, in der die beiden Theile zuſammengehalten, 
ondern in der Art, in der fie auseinander genommen werden. 
Der Gebrauchszweck, deſſen Förderung es gilt, iſt nicht auf die 
Verhütung der Verluſtgefahr rückſichtlich der abgetrennten Kolben⸗ 
jälfte, ſondern auf die leichtere Einführung des Zündbandes 
ind die bequemere Reinigung oder Ausbeſſerung des Schloſſes 
erichtet. Der Schutzanſpruch iſt alſo nach Inhalt und Zweck 
om Daſein und Nichtdaſein des Scharniers unabhängig. Und 
as hat ohne Weiteres zur Folge, daß die Bekl. mit ihrem 
ſabrikat die Rechte des Kl. verletzt. Es kommt hinzu, daß 
ie Scharnierverbindung immer nur einen einzelnen Beſtand⸗ 
zeil des geſchützten Muſters bilden könnte. Wäre fie daher 
uch wirklich ein weſentlicher Theil, ſo würde doch der erworbene 
ehtsfhug den Gegenſtand nicht allein in dieſem Theile, 
ndern in allen denjenigen Theilen ergreifen, die für die 
raktiſche Durchführung des Erfindungsgedankens bedeutungsvoll 
nd. Die Bekl. würde daher ihr Verhalten mit der Entfernung 
8 Scharniers nur dann rechtfertigen können, wenn ſich im 
tufter des Kl. die Scharnierverbindung als das einzige geſchützte 
oment darſtellte. Davon kann aber erſichtlich die Rede nicht 
n. Ebenſowenig erhellt, daß dieſem Muſter die Eigenſchaft 
r Neuheit fehlt. Zwar läßt ſich angeſichts der vorgelegten 
nerltanlſchen Pannfthuften niht ewe, daß der Gedanke, 
n Kolben der Piſtole zerlegbar zu machen, nicht auf den Kl. 
rückgeführt werden kann. Andrerſeits geſchieht aber eine ſolche 
rlegung bei feinem Muſter in größerem Umfange als bei den 
bildern. Während hier das Schloß, ſei es ganz, ſei es 
m überwiegenden Theile trotz der Auseinandernahme des 
bens bedeckt bleibt, wird es dort vollſtändig freigelegt. Da⸗ 
t iſt aber nicht eine gleichgültige Formveränderung, ſondern 
techniſcher Fortſchritt bezeichnet. Der Gebrauchszweck der 
ſtole tft gegenüber dem bisher Bekannten nach der Richtung 
öht, daß nunmehr die Reinigung und Ausbeſſerung des 
hloſſes ohne Schwierigkeit ausgeführt werden kann. Die 
weichung beruht daher nicht auf bloßer handwerksmäßiger 
ſchicklichkeit, ſondern trägt einen neuen ſelbſtändigen Gedanken 
ſich. I. C. S. i. S. George c. Gilliſchewski vom 
Februar 1898, Nr. 507/97 J. 


ſich vollziehende Arbe 


16. Durch das R. Geſ. vom 1. Juni 1891 ſollen Modelle 
von Arbeitsgeräthſchaften, Gebrauchsgegenſtänden oder Theilen 
derſelben geſchützt werden, welche einen neuen, bisher noch nicht 
gekannten gewerblichen Gebrauchsnutzen gewähren. Der Schutz 
kann mithin nur für Modelle verlangt werden, die einen 
techniſchen Fortſchritt enthalten und deren Herſtellung — ebenſo 
wie die durch das Patentgeſetz zu ſchützenden Erfindungen — 
nicht das Erzeugniß einer nur handwerks mäßigen Uebung, ſondern 
das Ergebniß einer geiſtigen Thätigkeit iſt. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen würden vorliegen, wenn die oben wiedergegebenen 
Behauptungen des Klägers über die Vorzüge der geſchützten 
Inſtrumente richtig ſein ſollten. Daß dies der Fall ſei, wird 
durch die von ihm dem B. G. überreichten, im Thatbeſtand 
des angefochtenen Urtheils erwähnten, Aeußerungen des Pro- 
feſſors Dr. C., des Dr. med. H. und des Fabrikanten M. 
beſcheinigt. Erörtert iſt indeß dieſe Frage noch nicht, auch ſind 
Sachverſtändige, denen die für die Beantwortung erforderliche 
Sachkunde innewohnt, noch nicht vernommen worden. Es wird 
deshalb hierüber zu befinden fein. Im Uebrigen find die Cr. 
forderniſſe des vom Kl. vertheidigten Schutzes unter der Vor⸗ 


ausſetzung, daß Celluloidmäntel — was anſcheinend freilich 


bisher noch zweifelhaft gelaſſen iſt — noch nicht bekannt waren, 
ſchon jetzt als vorliegend anzuerkennen. Die Urtheile der Vor⸗ 
inſtanzen beruhen auf der Erwägung, daß ſowohl Mutterſpiegel 
als Mutterrohre ſchon lange im Gebrauch geweſen ſeien, die 
Form der geſchützten Rohre aber die alte geblieben ſei; daß 
ferner auch Mäntel ſchon bekannt geweſen ſeien, Kl. alſo nur 
ein anderes Material für feine Mäntel gewählt habe und dies 
nicht ſchutzfähig ſei. Dieſe Erwägung wird indeß dem Geſetze 
vom 1. Juni 1891 nicht gerecht und findet auch in den Urtheilen 
des erkennenden Senats vom 8. Juli 1895 und vom 23. Oktober 
1895 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 35 S. 90, 
Bd. 36 S. 16) keine Stütze. Allerdings will das Geſetz vom 
1. Juni 1891 nur gewerbliche Formverbeſſerungen bekannter 
Gegenſtände ſchützen und geht davon aus, daß nur die in der 
neuen Formgebung beſtehende gewerbliche Leiſtung den Mufter- 
ſchutz genießen fol. Beides ift in dem letzterwähnten Urtheil 
ausgeſprochen. Es handelte ſich damals um die Frage, ob 
Maſchinen und ob der bei der Handhabung eines Arbeitsgeräthes 
itsvorgang gebrauchsmuſterſchutzfähig ſeien. 


ies wurde 
diejenige neue Anordnung muſterſchutzberechtigt ſei, welche ſich 
in einer neuen äußeren Form darſtelle. Ob jedoch eine neue 
Form auch durch Verwendung eines bisher nicht benutzten 
Materials hergeſtellt werden könne, kam damals nicht in Betracht. 
In dem Urtheil vom 8. Juli 1895 ſtand zur Frage, ob die 
Herſtellung von Korſettſtangen u. dergl. aus Celluloid, ſtatt 
aus Fiſchbein, ſchutzfahig ſei. Dies wurde verneint, denn die 
Befugniß zur Verwendung eines bekannten Stoffes für Zwecke, 
die Jedermann kennt, darf nicht ein Einzelner ausſchließlich 
beanſpruchen. In dem Urtheil wird indeß hervorgehoben „die 
Neuanwendung bekannten Materials entſpricht in dieſer Aus- 
dehnung dem Geſetze nicht“. Ferner wird geſagt: „Daß das 
Material . .. allein keine neue Geſtaltung, noch weniger 
eine neue Anordnung oder Vorrichtung“ und „ſo fehlt einer 
Anordnung doch die Neuheit, wenn ſie nichts thut, als die 
bekannten phyſikaliſchen Eigenſchaften eines bekannten Stoffes 
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für eine bekannte Form anwendet“. Am Schluſſe des Urtheils 


wird endlich bemerkt: „Die Frage, ob die Anwendung eines 
Stoffs für bekannte Geſtaltungen und in bekannten Formen, 
oder die Neuanwendung eines bekannten Stoffes unter Be 
nutzung nicht bekannter phyſikaliſcher Eigenſchaften deſſelben für 
bekannte Formen unter das Geſetz vom 1. Juni 1891 fallen 
kann, iſt nicht zu entſcheiden“. I. C. S. i. S. Bernhardt 
c. Wendt vom 19. Februar 1898, Nr. 377/97 J. 

Zum Geſetz vom 26. Mai 1896. 2 

17. Die vom B. R. ausgeſprochene Aufhebung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung vom 6. März 1897 beruht, ſoweit darin 
dem Bekl. aufgegeben war, weitere Annoncen zu unterlaſſen, 
welche geeignet ſind, im Publikum den Glauben zu erwecken, 
daß das Geſchäft und die Firma des Kl. nicht mehr beſtehe, 
auf der Annahme, daß der Bekl. durch den Zuſatz in der von 
ihm ausgegangenen Ankündigung ſeiner in der Krauſenſtraße 
Nr. 28 errichteten Packetannahmeſtelle des Inhalts „früher 


L. M. ſches Geſchäftslokal“ von der klägeriſchen Firma einen 


zur Herbeiführung von Verwechſelungen feiner Annahmeſtelle 
mit dem klägeriſchen Geſchäft geeigneten und darauf berechneten 
Gebrauch nicht gemacht, ſondern lediglich beabſichtigt habe, 
durch Mittheilung der wahren Thatſache, daß er ſein Geſchäft 
in den früher M.'ſchen Räumen betreibe, früher M. ' ſche Kunden 
zu gewinnen. Dieſer Annahme liegt eine Verletzung des vom 
Kl. angerufenen § 8 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 nicht zu 
Grunde, da nach der getroffenen Feſtſtellung der Bekl. gerade 
denjenigen Theil des Publikums zu gewinnen ſuchte, der die 
Ankündigung in dem gemeinten Sinne verſtehen würde, nicht 
etwa ſolche Perſonen, welche die Ankündigung mißverſtändlich 
in dem Sinne verſtehen würden, daß das M. ſche Geſchäft ein- 
gegangen ſei. Der Rkl. macht bei dieſem Theil des Urtheils 
dem B. R. auch nur den Vorwurf, daß er nicht erwogen habe, 
ob nicht mit dem Worte „früher“ auch habe geſagt ſein ſollen, 
daß das M.'ſche Geſchäft überhaupt eingegangen ſei. Eine 
derartige Erwägung ausdrücklich vorzunehmen, lag aber für 
den B. R. keine Veranlaſſung vor, da eine ſolche geſuchte Aus⸗ 
legung des erwähnten Wortes von dem Kl. gar nicht behauptet 
war. Im Uebrigen beruht die Aufhebung der einſtweiligen 
Verfügung theils auf der Erwägung, daß zum Erlaß derſelben 
eine Veranlaſſung deshalb nicht vorliege, weil der Bekl. ſchon 


vorber aus eigenem Antriebe feinen Lehrling und Vertreter Z.— 
wegen der ihm Schuld gegebenen Verſtoße gegen § 8 verwarnt 


habe, theils auf Würdigung der vorgelegten Beſcheinigungen 
dahin, daß durch ſie die behaupteten Thatſachen nicht glaubhaft 
gemacht ſeien. Mit den Erwägungen der erſteren Art bringt 
der B. R. das Ermeſſen zum Ausdruck, welches er nach § 819 
C. P. O. dahin zu bethätigen hatte, ob die Regelung eines 
einſtweiligen Zuſtandes überhaupt nöthig erſcheine. Daß das 
Gericht hierbei gegen einen Rechtsgrundſatz verſtoßen habe, iſt 
nicht erfichtlich, insbeſondere iſt auch nicht der vom Rkl. erhobene 
Vorwurf gerechtfertigt, daß das B. G. Thatſachen, die erſt 
Wirkungen der einſtweiligen Verfügung ſeien, als Grund zur 
Aufhebung derſelben heranziehe; denn die Verwarnung des Z. 
iſt, wie erwähnt, nach ausdrücklicher Feſtſtellung vor Erlaß der 
einſtweiligen Verfügung geſchehen und bezüglich des den Kutſchern 
zum Vorwurf gemachten Benehmens ſtellt der B. R. feſt, es ſei 
nicht erwieſen, daß dieſelben ſich ſtillſchweigend oder ausdrücklich 


für Kutſcher des Kl. ausgegeben haben. Auch die Würdigung 
des Beweisergebniſſes, d. h. der Glaubhaftmachung läßt eine 
Geſetzesverletzung nicht erkennen, insbeſondere liegt eine ſolche 
auch dem vom ME. beſonders angegriffenen Satze nicht zu 

Grunde, wonach die in der Beſcheinigung des V. erwähnte 


Aeußerung des Bekl. nicht für feſtgeſtellt erachtet werden könne, 


weil jene Beſcheinigung nicht eine eigene Wahrnehmung des 
V. ſondern nur unverbürgte Mittheilungen Dritter enthalte; 


denn aus dem Zuſammenhange ergiebt ſich, daß das Gericht 


hier nicht etwa den Rechtsſatz aussprechen will, die Glaubhaft⸗ 
machung könne nur durch Beſcheinigungen über eigene Wahr⸗ 
nehmungen des Beſcheinigenden bewirkt werden, ſondern daß es 
vielmehr die einzelne hier in Rede ſtehende Mittheilung, nämlich 
die einer Frau L. über die ihr ſelbſt erſt durch einen Boten 
überbrachte angebliche Aeußerung des Bekl. für ungeeignet er- 
achtet, ihren Inhalt, nämlich die Aeußerung des Bekl., als 
glaubhaft erſcheinen zu laſſen. II. C. S. i. S. Boas c. Günther 
vom 8. März 1898, Nr. 387/97 II. 

IV. Das Gemeine Recht. | 

18. Es ift zuzugeben, daß bei dem Verkaufe von Wohn- 
häuſern nicht ſtets der Miethsertrag für die Preisbeſtimmung 
maßgebend iſt, ſondern unter Umſtänden andere Faktoren mit⸗ 
beſtimmend oder ausſchlaggebend ſein können. Unter den konkreten 
Umſtänden iſt es jedoch unbedenklch, wenn das B. G. an⸗ 
genommen hat, daß der Preis nach dem Miethsertrage bemeſſen 
iſt, und daß dies auch die Bekl. gewußt haben, denn der 
klagende Ehemann, ein Kaufmann, hat die fraglichen Zinshäuſer 
Zwecks Kapitalanlage erworben, und es iſt ihm während der 
Verhandlungen über den Ankauf auf ſein Verlangen im Büreau 
des Bekl. ein genaues Verzeichniß der Miether und der einzelnen 
von dieſen zu zahlenden Miethbeträge ausgeſtellt. Wenn, wie 
das B. G. annimmt, die Kontrahenten dies Verzeichniß als 
eine Grundlage des Vertragsſchluſſes angeſehen haben, ſo bedurfte 
es auch keiner weiteren Berechnung und Feſtſtellung der begehrten 
Preisminderung von 2 500 Mark, da ſich ein höherer Betrag 
ergiebt, gleichviel ob der gezahlte Kaufpreis im Verhältniß des 
angegebenen zum wahren Miethsertrage reduzirt wird, oder ob 
man von einer Kapitaliſirung der Differenz zu entſprechendem 
Zinsfuß ausgeht. III. C. S. i. S. Blattner 6. Birner vom 
vom 8. März 1898, Nr. 331/97 III. | 

19. Die vom B. ©. angezogene 1. 33, womit die folgenden 
u. 34, 35 ſachlich völlig übereinſtimmen, ſpricht nicht für 
das B. G., ſondern gegen daſſelbe, indem ſie die Befreiung 
des Vermiethers von der Leiſtung des Intereſſe nicht auf die 
Fälle höherer Gewalt und des Eintritts der Staatsgewalt be- 
ſchränkt, ſondern allgemein die Haftung des Vermiethers ſcheidet 
je nachdem der Eingriff ausgeht von dem, quem tu prohibere 
possis, und dem, quem tu prohibere propior vim majorem 
aut potentiam ejus non poteris. Aus dieſen Stellen in Ber- 
bindung mit 1. 9 $ 3, 4, 1. 19 8 6, 1. 30 pr. $ 1 D., loc. 
cond. u. d. hat denn die Theorie auch einſtimmig gefolgert, 
daß im Fall nachträglicher Unmöglichkeit der Gewährung der 
vermietheten Sache der Vermiether dem Miether (abgeſehen von 
einem beſonderen Garantievertrage; vergl. I. 9 $ 2 D. loc. 
cond.) auf das Jutereſſe nur dann hafte, wenn der Vermiether 
an der Unmöglichkeit Schuld iſt. Im vorliegenden Fall liegt 
die Sache allerdings inſofern anders, als die nachträglich hervor 
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de Unmöglichkeit der Fortgewährung der Miethſache be⸗ 
uf einem bereits bei Abſchluß des Vertrages vorhanden 
ien Mangel an der Berechtigung des Vermiethers, und 
ı auf einer urſprünglichen ſubjektiven Unmöglichkeit der 
ing, in welchem Falle auch bei der Pacht und Miethe 
vie bei jeder anderen, urſprünglichen blos ſubjektiven Un⸗ 
keit die 1. 7, 1. 8, 1. 9 pr. den Vermiether auch ohne 
ulden aus dem Vertrage auf das Intereſſe haften 
Aber dieſe Haftung ſetzt wie in allen anderen derartigen 
ſo auch bei der Pacht und Miethe, wie die angezogenen 
iſtellen erkennen laſſen, voraus, daß dem Miether der 
der fraglichen Berechtigung, dieſe ſubjektive Unmöglich⸗ 
unbekannt war, weshalb denn auch nach J. 9 § 1 D. loc. 
wenn der Uſufruktuar als ſolcher auf eine beſtimmte 
von Jahren vermiethet hat und vor Ablauf derſelben 
trotz ſeiner mangelnden Berechtigung der Erbe auf das 
e nicht haftet. Im vorliegenden Falle ergiebt nun der 
den Parteien abgeſchloſſene Pachtvertrag ſelbſt, und iſt 
iichen den Parteien unſtreitig, daß den Kl. bekannt war, 
Bekl. ſelbſt nur ein Pachtrecht zuſtand, ſo daß auch 
ſem Geſichtspunkt aus die Entſcheidung des B. G., daß 
kl. auch ohne Verſchulden auf das Intereſſe hafte, nicht 
erſcheint. III. C. S. i. S. Paderborner Aktienbrauerei 
iltheiß vom 1. März 1898, Nr. 323/97 III. 
Nicht rechtsirrthümlich, vielmehr der andauernden 
rechung des R. G. entſprechend (vergl. Entſch. des R. G. 
S. 220, ferner Rep. III. 332/92 und III. 194/96) iſt 
n das B. G. davon ausgeht, daß der Staat als unter⸗ 
zpflichtiger Eigenthümer von Straßen, Brücken und dergl. 
aftet, daß dieſelben ſich nicht in einem ordnungs widrigen, 
hen Vorſchriften (insbeſondere $ 367 Nr. 12 des Straf⸗ 
hs) widerſprechenden, die Sicherheit des auf denſelben 
iden Publikums gefährdenden Zuſtand befinden. Ob 
venn ein ſolcher Zuſtand feſtgeſtellt iſt, der Staat zu 
hat, daß ihn an demſelben kein Verſchulden treffe oder 
hädigte, daß eine Nachläſſigkeit der ſtaatlichen Organe 
kann für den vorliegenden Fall unerörtert bleiben, da 
G. ausdrücklich die Unterlaffung der pflichtmäßigen 
ſamkeit ſeitens der mit der ordnungsmäßigen Inſtand⸗ 
der Staatsſtraßen betrauten Beamten des Fiskus feſt⸗ 
at. Ebenſowenig läßt es einen Rechtsirrthum erkennen 
5 B. G. davon ausgeht, daß die Vorausſetzungen einer 
ung im Sinne des § 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs 
ſind. Mit Recht nimmt daſſelbe an, daß „ein Ort, 
em Menſchen verkehren“, dann vorliegt, wenn derſelbe 
ch in öfterer Wiederkehr von Menſchen betreten wird, 
— übrigens dem Rechtsmittel der Reviſion entzogene — 
ng, daß an der Unfallſtelle thatſächlich öfter Perſonen 
haben, wird ſchon durch die Thatſache getragen, daß 
zwiſchen zwei nur 10,6 Meter von einander entfernten 
gelegen iſt, welche nicht nur den Zugang zum ſogen. 
hauſe vermitteln, ſondern auch — jedenfalls thatſächlich — 
nen, den Verkehr von der Straße bezw. dem jenſeits 
gelegenen Fußweg zu dem am Kammerhauſe vorbei 
Inlagen führenden Fußweg zu vermitteln. Unter dieſen 
en hat das B. G. mit Grund die Parteibehauptung, 
em Kammerhauſe in der Regel nur eine einzige Perſon 


rechtsirrthümlich nicht erachtet werden. 


wohne, für unerheblich erklärt. Auch die von der Revifion er⸗ 


hobene Rüge, daß das B. G. den Begriff des Abhangs im 
Sinne des § 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs verkannt habe, 
kann nicht für zutreffend erachtet werden. Die Reviſion beruft 
ſich desfalls auf die Entſcheidung in Sachen des beklagten 
Fiskus gegen Quaas (Rep. III. 194/96). Allein gerade im 
Gegenſatz zu jener Entſcheidung, in welcher das B. G. davon 
ausging, daß ſchon ein neben der Straße herlaufender un- 
verwahrter Straßengraben die Haftung des Fiskus begründe, 
hat im vorliegenden Fall das B. G. ausdrücklich feſtgeſtellt, 
daß der in Frage kommende Graben nach den vorhandenen 
örtlichen Verhältniſſen, „der Tiefe und Breite des Grabens, 
der Beſchaffenheit ſeiner Ränder und deren ſteilen Abfall“ den 
Charakter eines Abhangs habe, einem ſolchen gleichzuachten ſei. 
Es iſt alſo feſtgeſtellt, daß der Graben in Frage kein gewöhn⸗ 
licher Straßengraben, ſondern ein Abhang iſt und erſcheint dieſe 
thatſächliche Feſtſtellung mit der Reviſion nicht anfechtbar; es 
mag nur noch darauf hingewieſen werden, daß der im vor- 
liegenden Fall in Frage kommende Graben von dem Graben, 


in welchen Q. gefallen iſt, insbeſondere was Tiefe und Steil⸗ 


heit der Ränder anlangt, ſich auch in der That weſentlich unter- 
ſcheidet. Daß unter den gegebenen Umſtänden auch Gräben 
neben der Straße als Abhänge angeſehen werden können, iſt in 
dieſſeitigen Entſcheidungen (Bd. 25 S. 53, Bd. 34 S. 34) 
mehrfach anerkannt. III. C. S. i. S. Sachſen⸗Altenburgiſcher 
Staatsfiskus c. Voigt vom 4. März 1898, Nr. 399/97 III. 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

21. Mit der Reviſion wird das B. U. hauptſächlich deshalb 
angegriffen, weil die Pflicht der Beleuchtung der Straßen für 
kleine Orte, wo die Belegenheit den Einwohnern vertraut ſei, 


und ſie ſich vorſehen könnten, ohne das Vorliegen einer An⸗ 


ordnung der Aufſichtsbehörde oder einer geſetzlichen Beſtimmung 
als vorhanden angenommen worden. Dieſer Rüge iſt der Erfolg 
zu verſagen. Es können allerdings die an der Spitze der mit⸗ 
getheilten Ausführungen der Vorinſtanz ſich findenden allgemeinen 
Sätze aus den von der Reviſion geltend gemachten Gründen 
vielleicht für nicht unbedenklich erachtet werden. Indeß iſt, wenn 
beſonderer Umſtände halber die Sicherheit des Verkehrs 
auf der Straße ernſtlich in Frage geſtellt erſcheint, falls es an 


der Beleuchtung mangelt, anzuerkennen, daß letztere a des 


Straßenherrn, hier-alfo-der verkle sten Gemeinde. Ee Lm 
muß, To daß eine desfallſige Zwangspflicht im Sinne = 8 9 
Thl. J Tit. 6 A. L. R. vorliegt. In dem angefochtenen Urtheile 
find nun Umſtände der gedachten Art, namentlich, daß die 
Paſſanten auf der in Frage ſtehenden Straße einen dieſelbe 
ſchneidenden Rinnſtein paſſiren müſſen, für deſſen Ueberdeckung 
nicht geſorgt iſt, als vorhanden feſtgeſtellt, und kann daher die 
daraus gefolgerte Annahme, daß die Bekl. wegen der in Betracht 
kommenden Nichtbeleuchtung ein mäßiges Verſehen treffe, für 
VI. C. S. i. S. Stadt 
Fürſtenberg a./D. c. Wantke vom 3. März 1898, Nr. 426/97 VI. 
22. Verſehlt iſt die Idee des Rkl., die Schneeverwehungen 
als Immiſſionen im Sinne der §§ 26 ff. des A. L. R. Thl. J 
Tit 8 aufzufaſſen, alſo als ein Hinüberleiten vom klägeriſchen auf 
das Nachbargrundſtück. Dieſe Anſicht bedarf ebenſowenig einer 
weiteren Widerlegung, wie die von der Reviſion vertretene 


Meinung, daß jede Anlage, welche das Nachbargrundſtück be- 
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ſchädige, beſeitigt werden müſſe, gleichviel ob von ihr aus eine 


Immiſſion ausgehe oder nicht. Dieſe Meinung würde ſchließlich 
zur Beſeitigung aller in der Nähe von Grenzen liegenden Ge⸗ 
bäude führen. Bekl. würde nach Anſicht des Kl. nur 50 Meter 
von der Grenze entfernt bauen dürfen. In erſter Linie gründet 
Kl. feinen Anſpruch auf die 588 149 und 150 des A. L. R. 
TH. I Tit. 8, nach welchen in der Regel Jedermann ſeine 
Grundſtücke durch Zäune, Planken, Mauern oder andere Scheide⸗ 
wände von den Grundſtücken ſeines Nachbarn zu trennen, be- 
rechtigt iſt, jedoch nur ſo, daß die Scheidungen die Grenzen 
nicht überſchreiten oder dem Nachbarn im Gebrauche ſeines 
Eigenthumes nicht hinderlich werden. Dieſe Vorſchriften ſtehen 
dem Kl. jedoch nicht zur Seite, weil zwiſchen den beiderſeitigen 
Grundſtücken ein öffentlicher Weg liegt, während §8 149 und 
150 unmittelbar benachbarte Grundſtücke vorausſetzen (Striet⸗ 
horſt, Archiv Bd. 61 S. 26 ff.). Gleichgiltig iſt dabei ob 
früher der Weg und das jetzt der Bekl. gehörige Grundſtück in 
der Hand eines Dritten zu einem Grundſtücke vereinigt ge⸗ 
weſen ſind. Abgeſehen davon würde eine Scheidemauer, welche 
circa / Meter von der Grenze errichtet iſt, nicht als eine ſolche 
angeſehen werden können, welche dem Nachbarn im Gebrauche 
ſeines Eigenthumes hinderlich iſt. Steht eine ſolche Scheidung 
hart an der Grenze, ſo kann ſie den Nachbarn in der Bewirth⸗ 
ſchaftung des an der Grenze gelegenen Theiles ſeines Grund- 
ſtücks hindern. Bleibt der Eigenthümer mit der Mauer aber 
in nachbarlicher Rückſichtnahme mehrere Fuß von der Grenze ab, 
ſo kann von Hinderung ſelbſt dann keine Rede ſein, wenn 
darunter nicht blos mit Dernburg eine ungewöhnliche DBe- 
hinderung oder mit dem Obertribunal (Striethorſt, Archiv 
Bd. 58 S. 260) ein Unmöglichmachen zu verſtehen ſein ſollte. 


V. C. S. i. S. Schuſter e. Goerlitz vom 5. März 1898, 


Nr. 295/97 V. 

23. Durch die Erhebung der Klage im Vorprozeſſe, mit 
welcher bezüglich des Brunnens beantragt iſt, die Bekl. zu ver⸗ 
‚urtheilen, dem Kl. allen Schaden zu erſetzen, der ihm durch die 
Entziehung des Waſſers aus dem Brunnen ſeit dem Jahre 1885 
erwachſen iſt und bis dahin erwachſen wird, daß der Brunnen 
wieder gutes und ausreichendes Waſſer liefert, wurde die Ver⸗ 
jährung in Anſehung des ganzen Entſchädigungsanſpruchs unter⸗ 
brochen. Wenn auch mit dem Zeitpunkte, in welchem Kl. den 


-Magonntrng dahin einſchränkte, daß die Bekl. zur Vergütung Art der Ausg 


des ihm in den Jahren 1885, 1886, 1887 erwachſenen Schadens 
mit 268,50 Mark verurtheilt werde, eine neue Verjährung 
begann, ſo iſt dieſe Verjährung doch nicht vollendet. Denn die 
Bekl. hat dadurch, daß ſie dem Kl. durch Anſchluß an ihre 
Waſſerleitung das Waſſer verſchaffte, deſſen er damals bedurfte, 
den Anſpruch des Kl. in dem vollen Umfange, wie er damals 
beſtand und auch nur hätte geltend gemacht werden können, aner⸗ 
kannt, und es wurde dadurch die Verjährung wieder unter⸗ 
brochen. Wenn das B. G. aus dieſen Umſtänden die Abſicht 
der Bekl. als. zweifellos feſtſtellt, den Kl. wegen ſeines Anſpruchs 
auf volle Schadloshaltung zu befriedigen, und deshalb in der 
Lieferung des Waſſers eine Anerkennung des ganzen dem Kl. 
erwachſenen Anſpruchs findet, ſofern nicht die Bekl. eine andere 
beſchränktere Abſicht kundgegeben habe, fo kann das nicht ab- 
wegig erſcheinen. Und es iſt mit Rückſicht auf die Sachlage 


auch die Rüge der Bekl. nicht als berechtigt anzuſehen, mit 


Unrecht ſei vom B. G. auf den Eidesantrag darüber, daß Bekl. 
vor Anlegung der Waſſerleitung dem Kl. ausdrücklich erklärt 
habe, ſie wolle ihm durch die Waſſerleitung das zum Vieh⸗ 
tränken erforderliche Waſſer ſtellen, nicht eingegangen. Denn 
daraus allein kann nicht gefolgert werden, die Bekl. habe ihr 
Anerkenntniß dahin einſchränken wollen, daß ſie dem Kl. als 
Erſatz für das entzogene Waſſer nur die zur Zeit zum Vieh⸗ 
tränken erforderliche, nicht aber die entzogene Waſſermenge über⸗ 
haupt liefere. V. C. S. i. S. Zeche Dannenbaum c. Vierhaus 
vom 12. März 1898, Nr. 129/97 V. e 5 
24. Der Reviſion iſt zunächſt einzuräumen, daß das B. G. 
weder eine mündliche, noch eine ſchriftliche Aeußerung, noch eine 
beſtimmte Thatſache feſtſtellt, woraus das Zustandekommen einer 
Vereinbarung auf Grundlage der Preisbeſtimmung in der Offerte 
vom 21. März 1891 zu entnehmen wäre. Insbeſondere enthält 
das Schreiben der Firma H. & F. vom 24. April 1891 lediglich 
die Beſtätigung eines nach der Wahl des Marmors und der 
Art der Ausführung von dem Gegenſtande der Offerte vom 
21. März 1891 verſchiedenen Auftrags. Das Zwiſchenurtheil 
läßt überhaupt nicht erſehen, worauf es die Grundlage ſeiner 
Deduktionen, nämlich die Annahme einer Vereinbarung, zu dem 
beſtimmten Einheitspreiſe, aufbaut. Von der Annahme des 
Beſtehens einer Vereinbarung ausgehend, erachtet es die un⸗ 
bedingte Feſthaltung der Preisabrede für ausgeſchloſſen, eine 
Willenseinigung der Parteien dahin, daß der alte Preis durch⸗ 
gängig feſtgehalten werde, für nicht erwieſen. Aus der An⸗ 
nahme einer theilweiſen Befreiung von der Preisabrede folgert 
zes die Fortdauer theilweiſer Gebundenheit in dem Sinne einer 
Ergänzung des vereinbarten Preiſes durch dem höheren Werthe 
des Materials und der Mehrleiftung entſprechende Zuſchläge. 
Wäre die Annahme, daß die Preisabrede nicht mehr ſchlechthin 
maßgebend ſei, auf eine Willenseinigung der Parteien zurüd» 
zuführen, ſo würde fie in dieſer Beſchränkung die Folgerung 
des B. G. nicht zu begründen vermögen; denn die Willend- 
einigung müßte ſich auch darauf erſtrecken, was von der alten 
Preisabrede aufrecht erhalten bleiben ſolle. Die Willenseinigung 
müßte die vom B. G. ſeiner Entſcheidung zu Grunde gelegte 
Ausgleichung in ſich aufgenommen haben. Daß dies der Fall 
geweſen, hat das B. G. nicht feſtgeſtellt; im Gegentheil ſtellt 
es die gewählte Ausgleichung als Rechtsfolge hin. Kann dieſe 
leichung auch nach Umſtänden dem muthmaß⸗ 
lichen Willen der Parteien entſprechen, ſo ſtellt ſie ſich weder 
nach den Geſetzen des Denkens, noch nach einem beſtimmten 
Rechtsſatze als nothwendig dar. Gilt die Abrede nicht mehr, 
ſo muß eine neue Vereinbarung oder das Geſetz eintreten. 
Können die Parteien ſich über den Preis des bedungenen Werkes 
nicht einigen, fo muß er gemäß § 942 Thl. I Tit. 11 des 
A. L. R. nach Würdigung der Sachverſtändigen vom Richter 
beſtimmt werden. Beruhen ſonach die der Preis⸗ Ermittelung 
und Feſtſtellung unterſtellten Grundlagen auf irrthümlicher 
Rechtsanſchauung, ſo könnte dennoch in Frage kommen, ob die 
hierauf begründete Methode der richterlichen Preisbeſtimmung, 
d. i. die Ergänzung des vereinbarten Preiſes durch dem höheren 
Werthe des Materials entſprechende Zuſchläge, nicht als zweck⸗ 
entſprechend und zuläſſig erachtet werden könnte. Aber auch 
von dieſem Geſichtspunkte aus verſtößt ſie gegen Rechtsnormen, 
indem ſie den Inhalt der Verhandlungen und das Ergebniß der 
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weiserhebungen nicht genügend berückſichtigt. Für die Be» 
nmung der Höhe eines Einheitspreiſes find nicht immer die 
ichen Verhältniſſe maßgebend, wie für die Feſtſetzung ſpezi⸗ 
rter Anſätze. Die Kl. hat auch ausdrücklich erklärt, daß ein 
geringes Angebot für die Ausführung in Naſſauer Marmor 
deshalb habe geſtellt werden können, weil eine Firma der 
ldinſteiner Marmorwerke, um die Arbeit unter allen Um⸗ 
den zu erhalten, H. ganz ungewöhnliche Preiſe, ſogar mit 
luſt bewilligt habe. Auch wurde darauf hingewieſen, daß 
h die Wahl ſtärkerer Platten eine erhebliche Mehrung der 
eit eingetreten. So hat H. bei ſeiner Vernehmung vom 


Juni 1894 auch darauf hingewieſen, daß ſich durch Mehr 


endung an Material Arbeitslöhne und Fracht bedeutend 
iehrt hätten. Die Frachtkoſten für Tiroler Marmor ſtellen 
ſelbſtverſtändlich weit höher, wie für Naſſauer Marmor. 
itslohn und Unternehmergewinn ſcheint nach der vorgelegten 
nung in die Preisanſätze nach dem laufenden Meter ein- 
net zu fein. Umſoweniger könnte ohne weitere Prüfung 
zerechnung ein auf anderen Grundlagen aufgeſtellter Vertrags- 
zu Grunde gelegt werden. VI. C. S. i. S. Pfiſter c. Kyll⸗ 
u. Heyden vom. 24. Februar 1898, Nr. 348/97 VI. 
25. Die Reviſion greift die Ausführung des B. G., daß 
ie Verſtärkung der Giebelwände und das Anbringen einer 
rſchicht an derſelben von den Bekl. nicht verlangen können, 
uf unrichtiger Auslegung des 8 947 des A. L. R. Thl. J 
11 beruhend an, jedoch mit Unrecht. Nach den 88 943 ff. 
O. kann bei Ablieferung eines verdungenen Werks jeder 
beiden Theilen die Beſichtigung deſſelben durch Sachver- 
ge verlangen. Finden dieſe, daß das Werk vertragsmäßig 
rtigt ſei, fo muß es der Beſteller annehmen und bleibt 
nur die Ausführung ſeiner Einwendungen im Wege 
ns vorbehalten. Wird das Werk dagegen untüchtig be⸗ 
„ ſo hat der Beſteller die Wahl, ob er vom Vertrage 
n oder Schadloshaltung wegen der bemerkten Fehler 
ı wolle. Der Beſteller iſt nun allerdings nicht verpflichtet, 
zerk vor der Uebernahme durch Sachverſtändige beſichtigen 
ſen. Es iſt aber in Ermangelung gegentheiliger Be⸗ 
ingen nicht zweifelhaft, daß ihm in dieſem Falle nicht 
Rechte zuſtehen, als dem Beſteller, der das Werk hat 
zen laſſen. Der Beſteller kann mithin nach der Ueber⸗ 
des Werks, wenn die Parteien nicht etwas anderes ver⸗ 
haben, die Beſeitigung der Fehler vom Werkmeiſter in 
Falle verlangen. Dies iſt nicht nur von dem früheren 
chen Obertribunal, ſondern auch wiederholt vom R. G. 
rochen und wird auch in der Literatur als richtig an- 
; vergl. Striethorſt Archiv Bd. 36 S. 312, Bd. 37 
„ Bd. 51 S. 55 und Bd. 83 S. 15; die Urtheile des 
S. vom 13. Mai 1891 (Gruchot Beiträge Bd. 36 
uud des erkennenden Senats vom 28. Mai 1896 i. S. 
Stadtgemeinde Berlin Rep. VI 26/96; Eccius 8138 
89 und 91 a; Dernburg § 200 Not. 11 und Rocholl, 
lle Bd. II S. 46). Die Kl. verlangen nun eine 
ng der Giebelmauern durch Verſtärkung und Herſtellung 
lirſchicht, alſo nicht etwa die Lieferung fehlender Theile, 
die Beſeitigung von Fehlern. Sie haben nicht be⸗ 
daß der Erblaſſer der Bekl. ſich verpflichtet habe, 
Mängel ſelbſt abzuftellen, ſondern nur, daß er die 


Herſtellung der Giebelwände in der behaupteten Art und Weiſe 
auch nach Abſchluß des Bauvertrages wiederholt zugeſagt habe. 
Dies iſt aber unerheblich. Denn wenn der Beſteller nach 


Uebernahme des Werkes die Abſtellung von Fehlern überhaupt 
nicht verlangen kann, ſo kann es auch darauf nicht ankommen, 
ob der Werkmeiſter den in dem urſprünglichen Vertrage ent⸗ 


haltenen oder den ſpäter übernommenen Verpflichtungen zuwider 
gehandelt hat. Das B. G. hat hiernach den Antrag der Kl. 


auf Aenderung der Giebelmauern mit Recht für unbegründet 


erachtet. Die Revifion meint nun zwar, daß die Vorknſtanz, 
wenn ſie rechtlich dieſer Anſicht geweſen ſei, die Kl. darauf habe 


hinweiſen müſſen, ob ſie nicht auf Grund des § 947 des A. L. R. 
Thl. J Tit. 11 Schadenserſatz wegen nicht gehöriger Erfüllung 


fordern wollten. Dem iſt indeß nicht beizutreten. Denn das 
Gericht kann nicht für verpflichtet erachtet werden, die Kl. 
darauf aufmerkſam zu machen, daß ihnen vielleicht ein ganz 
anderer Anſpruch zuſtehe, als der eingeklagte, und bedarf es 
deshalb keiner Erörterung der Frage, ob nach den 88 489 


und 240 Nr. 3 der C. P. O. in der Berufungsinſtanz ein 


Anſpruch auf Schadens erſatz überhaupt noch geltend gemacht 
werden konnte. VI. C. S. i. S. Kampfenkel c. Magnus vom 
14. März 1898, Nr. 430/97 VI. 5 2 
26. Ein obligatoriſcher Anſpruch ift fo lange als fort- 
beſtehend anzuſehen, bis ſeine Aufhebung nachgewieſen iſt. Des⸗ 
halb muß derjenige, welcher die Aufhebung, eine rechtsvernichtende 
Thatſache, behauptet, dieſelbe beweiſen. Zweifellos würden 
gegenüber der Klage auf die fälligen Miethbeträge die Bekl. die 
Tilgung beweiſen müffen, wenn fie aus dieſem Grunde die Ab⸗ 
weiſung der Klage verlangten. Das Gleiche muß aber auch 
gelten, wenn der andere Anſpruch aus den Verträgen, der auf 
Rückgabe der Droſchken, geltend gemacht wird, da das Beſtehen 
der Zahlungsverbindlichkeit im Verhältniß der Parteien ganz 
allgemein ſo lange als vorhanden gilt, als nicht die Aufhebung 
derſelben dargethan iſt. Es müßte ja ſonſt, wenn beide An- 
ſprüche, der auf Zahlung und der auf Rückgabe der Droſchken 
wegen nicht rechtzeitiger Zahlung in einer Klage geltend gemacht 
werden, bezüglich des erſten Anſpruchs der Bekl. die Erfüllung 
und bezüglich des zweiten Anſpruchs der Kl. die Nichterfüllung 
nachweiſen. Gelänge nun beiden Theilen der ihnen obliegende 
Beweis nicht, ſo würde Bekl. zur Zahlung der eingeklagten 
Miethbeträge zu verurtheilen ſein, weil die Bezahlung der 
Miethbeträge als nicht wahr zu erachten ſein würde, Kl. da⸗ 
gegen mit dem Anſpruche auf Zurückgabe der Droſchken ab- 
zuweiſen ſein, weil die Nichtbezahlung der Miethbeträge als nicht 
wahr zu erachten ſein würde. Ein ſolches Reſultat kann un⸗ 
möglich für richtig erachtet werden. Das R. G., C. S. V, hat 
denn auch in dem Urtheile vom 13. Juli 1887, abgedruckt in 
Seuffert Archiv Bd. 43 Nr. 13, ausgeſprochen, daß, wenn der 
Pächter bei nicht pünktlicher Pachtzahlung zur ſofortigen 
Räumung verpflichtet iſt, ebenſo wenn einem Vertrage eine 
kaſſatoriſche Klauſel oder die Verabredung einer Konventional- 
ſtrafe hinzugefügt iſt, nicht derjenige, welcher die Räumung 
beziehungsweiſe die Konventionalſtrafe fordert oder Rechte aus 
der kaſſatoriſchen Klauſel geltend macht, die Nichterfüllung Seitens 
des Gegners zu beweiſen hat, letzterem vielmehr der Nachweis 
der Erfüllung obliegt, wenn er ſolche behauptet. Die Anſicht, 
daß, wenn ſich an die Nichterfüllung einer Verbindlichkeit eine 
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ungünſtige Folge knüpft, der Beweis der Erfüllung vom Ver⸗ 
pflichteten zu führen iſt, wird denn auch in der Literatur und 
Praxis überwiegend als der richtige anerkannt. — Vergl. die in 
dem Urtheile vom 13. Juli 1887 citirten Urtheile und Schrift⸗ 
ſteller. Insbeſondere iſt auch Eccius dieſer Anſicht — vergl. 
Bd. 1 § 54 Anm. 12, § 106 Nr. VI und § 107 bei Note 29 
und 50 — und ſtützt das B. G. auf denſelben mit Unrecht 
ſeine abweichende Anſicht. VI. C. S. i. S. Biſchof u. Gen. 
c. Henſchel vom 28. Februar 1898, Nr. 352/97 VI. 

27. Grundlegend für dte Entſcheidung des B. G. iſt 
weſentlich deſſen Auslegung des § 169 Thl. II, Tit. 2 des 
A. L. R. und dieſe Auslegung iſt unhaltbar. Schon der Wort. 
laut „Ausſtehende Kapitalien der Kinder kann der Vater nach 
Gutbefinden einziehen ..., inſofern nicht u. ſ. w.“ ſpricht 
dafür, daß mit dem Worte „einziehen“ das Inempfangnehmen 
bezeichnet iſt, da der auf den Empfang gerichteten Thätigkeit in 
demſelben Satze alsbald die Thätigkeiten angereiht werden, die 
ſich auf die Verausgabung beziehen, nämlich das anderweitige 
Belegen oder das ſich ſelbſt zum Schuldner Beſtellen. Auch 
ergiebt das A. L. R. Thl. II, Tit. 1 § 234 in Verbindung mit 
8 236, daß der Ausdruck „einziehen“ gerade auch für den Fall 
gebraucht iſt, wenn das Kapital von dem Schuldner ſelbſt auf- 
gekündigt wird. Iſt hiernach der § 169 a. a. O. dahin zu 
verſtehen, daß der Vater bei einem Kapitale, welches den Kindern 
zur Sicherheit beſonders vergeſchrieben iſt, in jedem Falle, ſei 
es, daß von ihm oder von dem Schuldner die Veranlaſſung zur 
Rückzahlung des Kapitals ausgeht, den geſetzlichen Beſchränkungen 
unterworfen iſt, ſo folgt hieraus, daß auch der Vater des Kl., 
da das von B. zurückzuzahlende Kapital, wie das B. G. feſt⸗ 
ſtellt, dem Kl. zur Sicherheit beſonders verſchrieben war, in 
Beziehung auf dieſes Kapital den Beſchränkungen des § 169 
unterlag. Ohne Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts 
konnte daher weder der Vater empfangen und quittiren, noch 
auch der Schuldner B. gültig zahlen. Bei Lebzeiten des 
Vaters iſt deſſen Annahme des Kapitals und deſſen Quittung 
obervormundſchaftlich nicht genehmigt, vielmehr dieſe Genehmigung 
mit Recht davon abhängig gemacht worden, daß die Hinter⸗ 
legung des Geldes oder deſſen ſichere Anlegung nachgewieſen 
werde. Ohne daß dieſer Nachweis geführt war, iſt der Vater 
geſtorben. Dem Bekl. gegenüber lag daher, als er die Vor⸗ 
mundſchaft übernahm, weder eine gültige Zahlung, noch eine 
gültige Annahme des Bien Kapitals vor. Leiſtete er nun 
mit dem Gegenvormunde die Quittung in der Weiſe, daß er 
die Quittung vom 6. Januar 1890 genehmigte, ſo genehmigte 
er damit nicht nur die Art der Zahlung und der Annahme, 
ſondern auch, da ihm aus den Verhandlungen des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts nach Abſchluß der Auseinanderſetzung bei 
Lebzeiten des Vaters bekannt geworden war, daß die Rechts- 
wirkſamkeit der Quittung entweder die Hinterlegung oder die 
fichere Anlegung des Geldes zur Vorausſetzung habe, die hier 
erfolgte Anlegung des Geldes auf dem Grundſtücke des P. 
Ohne daß es weiter ins Gewicht fällt, ob der Bekl. urſprünglich 
die Ausleihung an P. weder bewirkt, noch auch vermittelt hat, 
muß daher der Bekl. wegen ſeiner Ratihabition dieſe Ausleihung 
nach den Vorſchriften des § 39 der Vormundſchaftsordnung 
vertreten. IV. C. S. i. S. Peter o. Huch vom 21. Februar 
1898, Nr. 260/97 IV. 


VI. Sonſtige Preußziſche Landesgeſetze. 
Zum Grundſteuerentſchädigungsgeſetz. | 

28. Das B. G. geht zunächſt in Anlehnung an die Aus⸗ 
führungen des Preußiſchen Obertribunals in dem Urtheil des⸗ 
ſelben vom 28. Juni 1872 (Striethorſt Archiv Bd. 85 
S. 295 flg.) zutreffend davon aus, daß als berechtigt zum 
Empfange der in § 4 des Grundſteuerentſchädigungsgeſetzes be- 
ſtimmten Entſchädigung derjenige anzuſehen iſt, der am 1. Ja⸗ 
nuar 1865, von wo ab die Grundſteuer erhoben wurde, das 
Gut im Eigenthumsbeſitze gehabt hat, und daß daher bei Lehn⸗ 
gütern nicht der damalige Lehngutsbeſitzer, ſondern vermöge der 
den Agnaten und Mitbelehnten an dem nutzbaren Eigenthum 
des Lehngutes zuſtehenden wenn auch ruhenden Theilnahme⸗ 
rechte die ganze lehnberechtigte Familie den Anſpruch auf die 
geſetzliche Entſchädigung hatte, wenngleich der Lehngutsbeſitzer 
für ſeine Perſon der Staatskaſſe gegenüber zum Empfange des 
Entſchädigungskapitals legitimirt war. Iſt hiernach mit dem 
B. G. anzunehmen, daß im vorliegenden Falle berechtigte Ent⸗ 
ſchädigungsempfängerin der am 11. März 1868 zu Händen des 
Domdechanten v. T. ausgezahlten Summe die ganze v. T. ſche 
Lehnsfamilie war, ſo muß dem B. G. in Uebereinſtimmung mit 
der in dem reichsgerichtlichen Urtheil vom 15. Dezember 1888 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 22 S. 347 flg.) entwickelten Rechts⸗ 
anſchauung ferner auch darin beigetreten werden, daß die Rechts⸗ 
perſönlichkeit der Lehnsfamilie durch das die Auflöſung des 
Lehnsverbandes betreffende Geſetz vom 28. März 1877 nicht 
aufgehoben iſt, ſondern in der gegenwärtigen Fideikommißfamilie 
fortbeſteht. Denn nach den 88 5, 8, 23 dieſes Geſetzes hatte 
mit dem Eintritt der Geſetzeskraft deſſelben das Gut Schkopau 
zwar die Lehnseigenſchaft verloren, dadurch erwarben aber die 
Lehnsbeſitzer nicht ohne Weiteres das freie Eigenthum des 
Gutes. Vielmehr hatten fie nach den 88 9 — 12 und 23 des 
Geſetzes die Wahl, ob ſie das bisherige Lehn gegen Abfindung 
der Lehnberechtigten als freies Eigenthum behalten, oder ob ſie 
es in ein beſtändiges Fideikommiß für die zur Lehnsſucceſſion 
berufenen Familienmitglieder verwandeln wollten. Die Friſt 
zur Ausübung dieſes Wahlrechts wurde in § 9 Abi. 2 a. a. O. 
zunächſt auf vier Jahre feſtgeſetzt und ſpäter durch die Geſetze 
vom 10. März 1880 und 20. April 1883 jedesmal um weitere 
zwei Jahre verlängert. Innerhalb des in dieſer Weiſe geſetzlich 
feſtgeſetzten Zeitraums iſt, wie das B. G. feſtſtellt, die Aus⸗ 
übung des Wahlrechtes dahin erfolgt, daß die Lehngrundſtücke 
mit einigen Allodialgrundſtücken zu einem Familienfideikommiß 
beſtimmt wurden, und unter Beobachtung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften hat demnächſt der Kl., nachdem ihm der Generalmajor 
Thilo Alexander v. T. feine ideelle Hälfte an dem Lehngut ab- 
getreten hatte, das Familienfideikommiß errichtet. Das B. G. 
nimmt mit Recht an, daß der Eintritt der endgiltigen Eigen ⸗ 
ſchaft als Fideikommißgut auf den Zeitpunkt des Erlöſchens 
der Lehnseigenſchaft zurückzubeziehen ſei. Denn im Sinne des 
Geſetzes vom 28. März 1877 iſt bei der hier erfolgten recht⸗ 
zeitigen Ausübung des Wahlrechts eine unmittelbare Umwand⸗ 
lung des Lehns in ein Familienfideikommiß zu unterſtellen, und 
es hat ein Wechſel in der Perſon des Eigenthümers nicht ſtatt⸗ 
gefunden. Das Gut iſt in der Hand derſelben Familie ge⸗ 
blieben, und es iſt nur für daſſelbe Rechtsſubjekt, wie das 
B. G. zutreffend ausführt, eine veränderte Rechtsform geſchaffen 
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Hieraus ergiebt ſich aber, daß, wie die lehnberechtigte 
. T. die berechtigte Empfängerin der Grundſteuer⸗ 
ung war, ſo auch dieſe nach der Umwandlung des 
ein Familienfideikommiß als fideikommißberechtigt fort⸗ 
Familie nunmehr nach Maßgabe der §§ 18 flg. des 
om 14. Juli 1893 jedenfalls hinſichtlich des ſtreitigen 
der an den Domdechanten v. T. gezahlten Grund- 
Jädigung zur Rückerſtattung verpflichtet if. Mit 
von dem B. G. auch angenommen worden, daß das 
on der Fideikommißfamilie zu erſtattende Entſchädi⸗ 
tal von dem Kl. als dem derzeitigen Fideikommiß⸗ 
ie ſeitens des Bekl. geſchehen, zu erfordern war. Die 
ng des B. G. ſteht auch nicht, wie die Reviſion an- 
ſcheint, in Widerſpruch mit den in dem reichsgericht⸗ 
heil vom 10. Februar 1897 (Entſch. in Civilſachen 
5. 353) entwickelten Rechtsgrundſätzen. Denn wenn 
ögeführt wird, daß die geſetzliche Verpflichtung aus 
Geſetzes vom 14. Juli 1893 nur dann und inſoweit 
18 das Gut ſich noch im Beſitze des Empfängers 
Univerſalſucceſſors deſſelben befinde, ſo liegt gerade 
heil dieſer Alternative im Streitfalle deshalb vor, 
ge des Fortbeſtehens der Lehns⸗ in der Fideikommiß - 
Wechſel in der Perſon des Eigenthümers gar nicht 
en hat. Ohne rechtliche Bedeutung für den vor⸗ 
Fall iſt auch der von der Reviſion geltend gemachte 
aß, wie von dem B. G. feſtgeſtellt iſt, bei Errichtung 
enfideikommiſſes in daſſelbe auch Allodialgrundſtücke 
en worden find. Denn jedenfalls hat ſich inſoweit, 
ihere Lehngut in dem Familienfideikommiß enthalten 
ernach eingetretene Umwandlung auf Grund des 
m 28. März 1877 vollzogen, und dies genügt, um 
chtung des Fideikommißbeſitzers zur Rückerſtattung 
3 Lehngut gewährten Entſchädigung in dem geltend 
Imfange nach Maßgabe des Geſetzes vom 14. Juli 1893 
en. Hieran kann auch dadurch nichts geändert werden, 
f von der Reviſion ebenfalls hingewieſen wird, eine 
Regelung der Verſchuldung des Fideikommißgutes 
n hat. IV. C. S. i. S. v. Trotha c. Fiskus vom 
r 1898, Nr. 252/97 IV. 
en Grund buchgeſetzen. 
lllerdings haften dem Hypothekargläubiger auch die 
des verhypothezirten Hauſes. Allein nach § 31 
s vom 5. Mai 1872 iſt die Abtretung und Ver⸗ 
on Miethzinſen auf mehr als ein Vierteljahr nur 
ohne Wirkſamkeit, als fie zum Nachtheile der ein- 
Gläubiger gereicht. Das geltend zu machen, iſt 
ache dieſer Gläubiger. Solange die Hypothekar⸗ 
ne Verfügung des Eigenthümers über die laufenden 
nicht als ihnen zum Nachtheile gereichend mit Erfolg 
iſt dieſe Verfügung rechtsgültig und unter den 
irkſam. Ebenſo iſt es mit der Beſchlagnahme der 
durch den Gläubiger des Eigenthümers. Im vor⸗ 
alle ift gar nicht behauptet, daß die Hypothekar⸗ 
ie Ueberweiſung der Miethbeträge angefochten oder 
zwangsvollſtreckung des Hauſes ausgebracht hätten 
uszubringen geſonnen ſeien. Uebrigens würde ſelbſt 
nahme des Hauſes im Wege der Zwangsvollſtreckung 
Weiteres die Wirkung haben, daß dem Eigenthümer 
poſition über die laufenden Miethen entzogen würde. 
des Geſetzes über die Zwangsvollſtreckung in das 
Vermögen vom 13. Juli 1883. Hiernach konnte 
5. ohne Rechtsirrthum annehmen, daß in dem Ver⸗ 
auſes, welcher die Zahlung der laufenden Miethen 
herigen Miteigenthümer des Hauſes e T. 
uch an den Kl. inhibirte, eine Benachtheillgung des 
liege. II. C. S. i. S. Koors van Holland und 
pneider vom 1. März 1898, Nr. 342/97 II. 
M. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


AZJAJulaſſungen. € 
Rechtsanwalt Ludwig Maienthau beim Oberlandesgericht 
Nürnberg; — Aſſeſſor Theodor Otto Jänichen beim. Amts⸗ 
gericht Dresden; — Rechtsanwalt Holzer beim Landgericht 
Neuwied; — Rechtsanwalt Förſter beim Landgericht Caſſel; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Hans Herrmann beim Amtsgericht 
Lauterbach; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Dr. jur. Cl. Schreiber 
beim Landgericht Köln; — Rechtsanwalt Albert Thies beim 
Amtsgericht Stolzenau; — Rechtsanwalt Dr. jur. Guſtav 
Kallmann beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
Sigmund Lurz beim Amtsgericht Neukirchen hl. Blut; — 
Rechtsprakt. Johann Schülein beim Landgericht Münden J. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Salen bauch beim Landgericht Schw. Hall; 
— Rechtsanwalt Dr. Julius Otto Rauch bei der Kammer 
für Handelsſachen Chemnitz; — Juſtizrath Schütt beim Land- 
gericht Traunſtein; — Rechtsanwalt Henry Richter beim Amts⸗ 
gericht Dahme (Mark); — Rechtsanwalt Dr. Lehmkühler 
beim Landgericht Hagen; — Rechtsanwalt Dr. Emil Ulmann 
beim Landgericht München II. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Gerbracht 
in Hameln; — Rechtsanwalt Brehme in Pleß; — Rechts⸗ 
anwalt Winkelmann in Diepholz; — Rechtsanwalt Vogt 
in Neu⸗Ruppin. 

Todesfälle. 

Juſtizrath Arno Adalbert Pernitzſch in Oſchatz; — Juſtiz⸗ 
rath Dr. Scherlenzky in Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt 
Conrad Aſchenauer in Regensburg; — Rechtsanwalt Emil 
Lehmann in Dresden; — Juſtizrath Welter J in Aachen; 
— Juſtizrath Emil Otto Martini in Bautzen. 


Für ein größeres Anwaltsbüreau in Berlin wird ein gewandter 
zweiter Vorſteher zum 1. Mai geſucht. 

Adreſſen sub N. B. 212 an die Exped. dieſes Blattes. 

Für ein größeres Anwaltsbüreau wird ein tüchtiger Regiſtrator 
— welcher als ſolcher bereits thätig war — geſucht. Offerten mit 
Gehaltsanſpruch unter F. B. 213 g. d. Exped. d. Zeitung. 


Langjähriger tuchtiger Büreau⸗Vorſteher, ſelbſtſtändiger 
Arbeiter, Stenograph Syſtem Gabelsb., gegenwärtig noch in ungek. 
Stellung, ſucht, geſtützt auf gute Zeuguiſſe, baldmöglichſt anderweit 
Stellung. Gefl. Offerten unter W. R. 215 a. d. Exped. d. Ztg. 

Büreauvorſteher, 
der polniſchen Sprache vollſtändig mächtig, gegenwärtig noch in un⸗ 
ekündigter Stellung, ſucht geſtützt auf gute Zeugniſſe, anderweite 
Stellung. Off. unter B. 208 an die Exped. dieſer Zeitung. 


Büreauvorſteher, 30 Jahre, ledig, ſucht Stellung. Off. sub 
IL. G. 219 an die Exped. d. Blattes erbeten. 

Regiſtrator 
für Anwaltsbüreau ſucht ſofort Stellung. Gefl. Off. sub M. 214 
a. d. Exped. d. Ztg. erbeten. 

Gerichtsſekretär a. D., 35 Jahre alt, ſchon im Anwalts- 
büreau beſchäftigt geweſen, ſucht bei beſcheidenen Anſprüchen Stellung 
im Anwaltsbüreau. Off. unter 8. 218 au die Exped. d. Blattes. 

Rechtsanwalt, Landrechtler, ſeit 15 Jahren beim größeren 
Landgericht des weſtlichen Induſtriebezirks beate ſucht, um ſich zu 
verändern, Gelegenheit zur Niederlaſſung oder Aſſociation. Offerten 
unter M. 220 an die Geſchäftsſtelle dieſes Blattes. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg 3. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord Amerikas. 
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Gerichtsaſſeſſor (Gemeinrechtler), der eine Richterſtelle 2 Jahre 
lang kommiſſariſch verwaltet hat und derzeit noch verwaltet, möchte 
ſich mit einem älteren Rechtsanwalt aſſociiren. Offerten unter 
G. 216 an die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 
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A. P. Little 
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Schreibmaschinenpapiere 

| Registratoren 

Brieforöner 
Amerik. Schreibpulte für Rechtsanwälte 
Allein-Vertretung: 


Remington Sholes Co. 
Berlin W., Mohrenstr. 33. 


Breslau, Kätzel Ohle 3. Köln. 

Düsseldorf. Frankfurt a. M., Grosser Kornmarkt 15. 
Hamburg, Welskerstrase 6 a. Stettin, Bresina, Paradeplatz 18. 
Leipzig, Grimmaische Strasse 17, I. Elbing, Alter Markt 11. 
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Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. | 
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Das Recht 
Deutſchen Kaiſers. 


Preisgekrönte Studie zum deutſchen Verfaſſungsrechte 
5 von = Zn 
Pr. jur. Richard Fiſcher. 
12½ Bogen gr. 8%. Preis broſch. M. 4,—. N 
Dieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte 
Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung 
vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Deutfchen 
J Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereſſanten & 
und eingehenden Erörterungen über die Frage: „Wie weit 
reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers?“ | 
Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandfungen, ſowie 
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unterzeichneten Verlagsbuchhandlung. N 2 
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faienberftand und Rechtſprechung 


(8$ 157, 242 B. G. B.). 
Von 
Oberlandesgerichtsrath in Jena. 
Abdruck aus Ihering’s Jahrbüchern für die Dogmatik 
des bürgerl. Rechts. 2. Folge II. Hand. 
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Aſſociation Berliner Schneider. (Friedrich Modler & En.) 
8 Rn, Berlin SW., Johanuiterſtr. 16 
2 2 empfiehlt ihre Spezialität von 

„ Amistradfen für Iufiz- 

ee, beamte und Prediger. 

Amtsroben und Varrets für 

i = Richter: von M. 25—54, 

VWÜVö? !gechtsauwälte: von M. 25—45, 

„ LVcEcrichtsſchreiber: von M. 15—80 
55 bei freier Zuſendu 


ng. 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
Kopfweite. ö 


Dr. jur. Ludwig Kuhlenbeck, 


Rechtsanwalt in Jena. 


on den Pandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Eine dogmatiſche Einführung in das Studium des Lürgerlichen Rechts. g 


Erſter Theil. 
Preis M. 12, bei poſtfreier Zuſendung M. 12,30, in Halbfranz geb. M. 14, bei poſtfreier Zuſendung M. 14,50. 


Der zweite Band wird das Recht der Schuldverhältniſſe und das Sachenrecht, der 
Erbrecht enthalten. Der Geſammtpreis des Werkes wird Mk. 40 beſtimmt nicht überſteigen, 


dritte Band das Familien- und 
wahrſcheinlich aber billiger ſein. 


— ö D. k̃ RK——————— — 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegt ein Proſpekt von der Verlagsbuchhandlung H. Haeſſel in Leipzig bei, betr.: Die Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Civilſachen Band I bis XXXVIII, herausgegeben von Rechtsanwalt G. Schultze u. Aſſeſſor Dr. F. Schultze. 


29 und 30. 


uriſtiſche Wochen 


Berlin, 16. April. 


1898. 


— 


krift. 


Herausgegeben von 


M. Rempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
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Vom Reichsgericht.“ 

ir berichten über die in der Zeit vom 29. März bis 
1 1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

Die Reichsjnuſtizgeſetze. 
ir Civilprozeßordnung. 

Das O. L. G. hat auf Grund der feſtgeſtellten That⸗ 
daß der Bekl. ſeit Beginn des Jahres 1897 bei der 
. & W. in Gütersloh Stellung gehabt und dort vom 
war bis 1. Mai 1897 eine Wohnung gemiethet habe, 
gerung gezogen, daß der Bekl. zur Zeit der Klage⸗ 
g, 6. Februar 1897, feinen Wohnſitz in Gütersloh ge- 
abe. Dieſe Annahme genügt zur Begründung der 
dung, und es kann unerörtert bleiben, ob der Bekl. etwa 
n Zeit auch ſeinen Wohnſitz in Barmen gehabt habe, 
chtlich möglich iſt, einen doppelten Wohnſitz zu haben, 
dieſem Falle der allgemeine Gerichtsſtand des § 13 
). an jedem der beiden Wohnſitze begründet fein würde. 
5. i. S. Schaumann c. Herz vom 22. März 1898, 
97 II. | 

Die Inſtanzen haben entgegen den geſetzlichen Be⸗ 
zen (C. P. O. §§ 54, 284 Nr. 1) verſäumt, feſt⸗ 
wer die geſetzlichen Vertreter der nicht prozeßfaͤhigen 

Da der Vertreter der Reviſion aber dem R. G. eine 
gung der zuſtändigen Regiſterbehörde vorgelegt hat, aus 
Vertretung der Kl. ſo erhellt, wie es in der Ueberſchrift 
ı ift, kann dieſer Punkt als erledigt gelten. I. C. ©. 
ink für Sprit⸗ und Produktenhandel in Oſchersleben 
ann vom 26. Februar 1898, Nr. 3/98 J. 

Die Revifion rügt Verletzung des § 94 der C. P. O. 
griff verſagt. Nach der erwähnten Geſetzesvorſchrift 
Anfechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
„ wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Hauptſache 
zmittel eingelegt wird. Der Reviſion iſt zuzugeben, 

Einlegung eines unzuläſſigen Rechtsmittels die Ent- 

über den Koſtenpunkt nicht anfechtbar wird. Die 


achdruck obne Angabe der Quelle verboten. 


Frage, ob gegen die Entſcheidung in der Hauptſache das Rechts⸗ 
mittel zuläſſig iſt, beſtimmt ſich nach dem Zeitpunkt der Ein⸗ 
legung; war zu dieſer Zeit der Rechtsſtreit in der Hauptſache 
erledigt, das Rechtsmittel ſonach gegenſtandslos, ſo kann die 
Entſcheidung über den Koſtenpunkt nicht zum Gegenſtand der 
Beſchwerde gemacht werden. Aber die Reviſion verwechſelt das 
Beſtehen des Rechtsſtreites mit dem Beſtehen des erhobenen 
Anſpruchs, wenn ſie meint, der B. R. hätte unterſuchen 
müſſen, ob das Sparkaſſenbuch am 1. März, wie der Bekl. be⸗ 
hauptet, alſo vor Einlegung der Berufung, oder am 19. März, 
wie die Kl. behauptet, zurückgegeben worden. Für die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels genügt es, daß der erhobene Anſpruch 
bei der Einlegung noch ſtreitig war. Ob er in Wirklichkeit 
beſtand, iſt eine Frage, die der materiellen Entſcheidung angehört, 
und wenn ſie verneint wird, zur Zurückweiſung des Rechtsmittels 
führt. Von dieſen Grundſätzen geht auch der B. R. aus, und 
er befindet ſich dabei in Uebereinſtimmung mit der gleichmäßigen 
Rechtſprechung des R. G. Im vorliegenden Fall hat die Kl. 
die Berufung am 15. März 1897 eingelegt, ohne zunächſt einen 
Antrag anzukündigen. Der Schriftſatz vom 29. deſſelben Monats 
enthält dann den Antrag, unter Abänderung des angefochtenen 
Urtheils den Bekl. nach dem Klageantrage zu verurtheilen. 
Hieraus erhellt, daß zur Zeit der Einlegung des Rechtsmittels 
der Streit über den Klageanſpruch noch beſtand. Erſt im 
Schriftſatz vom 4. April zeigte ſie an, daß ihr am 19. Maͤrz 
das Sparkaſſenbuch ausgehändigt worden ſei, und beantragte 
nunmehr, die Klage in der Hauptſache für erledigt zu erklären 
und dem Bekl. die Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen. 
V. C. S. i. S. Röpke c. Krauſe vom 16. März 1898, 
Nr. 306/97 V. 

4. Das angefochtene Theilurtheil konnte nicht aufrecht 
erhalten werden. Die Klage gründet ſich auf ein Beholzungs⸗ 
recht, nach welchem die beklagte Standesherrſchaft gegenüber der 
klagenden Gemeinde verpflichtet iſt, den Gemeindebürgern nach 
deren Bedürfniß unentgeltlich Brenn⸗, Bau- und Nutzholz aus 
gewiſſen Waldungen zu verabfolgen, ſoweit und folange es die 
Regeln der Forſtwirthſchaft erlauben. Sie iſt durch ein für 
den Gemeindebürger Wilhelm B. geſtelltes Geſuch um Verab⸗ 
folgung des für deſſen Neubau erforderlichen Bauholzes und 
die Weigerung der Bekl. veranlaßt, dieſem Geſuche zu entſprechen, 
ehe nicht der Nachweis geliefert ſei, daß Wilhelm B. ſein Be⸗ 


rr 
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dürfniß weder durch Miethe noch durch Ankauf eines Hauſes 
befriedigen könne. Der erſte Antrag der Klage wurde hiernach 
auf Verurtheiluug der Bekl. zur Verabfolgung des nach einer 
aufgeſtellten Holzliſte für den Neubau des Wilhelm B. an⸗ 
geſprochenen Bauholzes gerichtet und hiermit unter Ziffer 2 der 
weitere Antrag auf Feſtſtellung verbunden, daß Bekl. nicht 
berechtigt ſei, von der Kl., wenn ſolche Holz zu einem Bau auf 
Grund ihres Beholzungsrechts verlange, den Nachweis zu 
fordern, daß das Bedürfniß nicht durch Kauf oder Miethe be⸗ 
friedigt werden könne. Das L. G. hat mit ſeinem die Klage 
abweiſenden Urtheil vom 21. April 1897 über beide Klage⸗ 
anträge erkannt. Gegenüber dem Feſtſtellungsbegehren beruht 
dieſe Entſcheidung darauf, daß das L. G. den Standpunkt der 
Bekl. hinſichtlich der Vorausſetzungen ihrer Holzabgabepflicht 
gebilligt hat, und da hiernach angenommen wurde, daß die 


Gemeinde mit Unrecht die Abgabe von Bauholz für Wilhelm B., 


ohne das Bedürfniß in der erwähnten Weiſe darlegen zu müſſen, 


fordere, iſt auch der Leiſtungsanſpruch unter Ziffer 1 des Klage ⸗ 


antrages abgewieſen worden. Die Frage der Statthaftigkeit 
des zweiten Antrags nach § 231 C. P. O. iſt in der I. J. 
unerörtert gelaſſen worden und der Thatbeſtand des Landgericht. 
lichen Urtheils ergiebt, daß auch die Bekl. auf dem prinzipiellen 
Austrag der ſtreitigen Frage beſtand. Das B. G., vor welchem 
mit Zuſtimmung der Parteien nur über den Feſtſtellungsantrag 
verhandelt wurde, hat nach den Gründen ſeines die Berufung 
der Kl., ſoweit ſolche gegen die Abweiſung des Begehrens 
Ziffer 2 der Klage gerichtet iſt, zurückweiſenden Theilurtheils 
von Amtswegen die Statthaftigkeit dieſes Antrags nach Maß⸗ 
gabe des 8 231 C. P. O., wie ihm dies zuſtand, geprüft und 
iſt hierbei zu dem Ergebniſſe gelangt, daß zwar ein Rechts⸗ 
verhältniß im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift beſtehe, daß aber 
das weitere Erforderniß des § 231 C. P. O., ein rechtliches 
Intereſſe der Kl. an der alsbaldigen Feſtſtellung nicht anzu⸗ 
erkennen und deshalb die erhobene Feſtſtellungsklage „ſchon 


aus dieſem Grunde“ zurückzuweiſen ſei. Dieſer Begründung 


hat es jedoch noch die weitere beigefügt, daß zudem die beantragte 
Feſtſtellung, indem damit der Ausſpruch, daß die Bekl. niemals 
die Abgabe von Bauholz von dem erwähnten Nachweiſe ab⸗ 
hängig machen dürfe, verlangt werde, materiell viel zu weit 
gehe, was durch auf die Sache ſelbſt eingehende Erwägungen 
nachzuweiſen geſucht wird. Dieſe beiden Gründe für die Ver⸗ 
werfung der Berufung ſind inſofern mit einander unvereinbar, 
als die materielle Entſcheidung über eine Feſtſtellungsklage vor⸗ 
ausſetzt, daß die Klage nicht für unſtatthaft erklärt werde. 
Wenn das Recht auf die verlangte richterliche Entſcheidung ver⸗ 
ſagt wird, kann nicht zugleich eine Entſcheidung über den Streit⸗ 
gegenſtand ſelbſt gegeben werden, da dieſe der prozeſſualen Vor⸗ 
ausſetzung für eine ſolche entbehren würde. Es muß hiernach 
als unbeſtimmt betrachtet werden, ob das angefochtene Urtheil 
auf der Verneinung der Vorausſetzungen des §S 231 C. P. O. 
beruhe oder eine ſachliche Entſcheidung über den Umfang der 
Berechtigung der Kl. enthalte. Die Tragweite eines auf die 
eine oder auf die andere Weiſe begründeten Urtheils iſt aber 
eine ganz verſchiedene. Das Urtheil, durch welches eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage wegen Mangels der Statthaftigkeit (angebrachter⸗ 
maßen) abgewieſen wird, begründet nicht die Einrede der Rechts ⸗ 
kraft gegenüber einer ſpäteren Leiſtungsklage, die klagende Ge⸗ 


meinde könnte daher bei künftigen Leiſtungsklagen die in Rede 
ſtehende Streitfrage wieder zur Entſcheidung vorſtellen und ſelbſt 
die Erhebung einer neuen Feſtſtellungsklage wäre nach Eintritt 
bisher fehlender Vorausſetzungen nicht ausgeſchloſſen. Da nun 
das B. G. in ſeinen Gründen nicht etwa bloße Bedenken 
gegenüber der formellen Seite der Klage angedeutet, ſondern 
den Anſpruch auf richterliche Entſcheidung auf die erhobene 
Feſtſtellungsklage wegen mangelnder Erforderniſſe des § 231 
C. P. O. beſtimmt verneint hat, kann das Reviſionsgericht das 
Urtheil II. J., um Kl. nicht in Nachtheil zu ſetzen, nur als 
eine über die formellen Vorausſetzungen der Feſtſtellungsklage 
ergangene Entſcheidung behandeln. Dies hat zur Aufhebung 
des angefochtenen Urtheils geführt, da die Verneinung der 
Statthaftigkeit der erhobenen Feſtſtellungsklage auf Verletzung 
der §§ 231, 253 C. P. O. beruht, wie ſich aus den folgenden 
Erwägungen ergiebt: Ueber den Umfang des Beholzungsrechts 
der Kl. in der von der Bekl. beſtrittenen Richtung mußte ſchon 
wegen des erhobenen Anſpruchs auf Leiſtung zu Gunſten des 
Wilhelm B. entſchieden werden und wäre daher Kl. nach 
§ 253 C. P. O. berechtigt geweſen, ſobald die Bekl. dem 
Leiſtungsbegehren gegenüber auf der Berechtigung zur Forderung 
des Nachweiſes, daß das Wohnungsbedürfniß nicht durch Miethe 
oder Kauf befriedigt werden könne, beharrte, die Feſtſtellung 
ihrer ohne das Erforderniß dieſes Nachweiſes behaupteten Holz⸗ 
berechtigung zu verlangen. Wenn nun auch Kl., da der 
prinzipielle Streitpunkt bereits bei den vorausgegangenen Ver⸗ 
handlungen der Parteien hervorgetreten war, ſchon mit der 
Leiſtungsklage den Feſtſtellungsantrag verband, ſo hat ſie damit 
doch nicht minder ein auch im Laufe des Verfahrens ſtreitig 
gewordenes Rechtsverhältniß geltend gemacht, von deſſen Be⸗ 
ſtehen oder Nichtbeſtehen die Entſcheidung des Rechtsſtreits ab⸗ 
hängig war und wegen deſſen Nichtbeſtehens das L. G. auch 
die Leiſtungsklage abgewieſen hat. Ueberdies iſt aber auch der 
Begriff des rechtlichen Intereſſe an einer alsbaldigen Ent⸗ 
ſcheidung im Sinne des $ 231 C. P. O. von dem B. G. zu 
eng gefaßt worden. Da eine beſtimmte Vorausſetzung des 
Beholzungsrechts den Gegenſtand des außergerichtlichen Streits 
der Parteien bildete und es ſich um wiederkehrende Leiſtungen 
handelt, für welche jeder Zeit ein Bedürfnißfall eintreten kann, 
in welchem die gleiche Frage wieder der Entſcheidung bebürfte, 
beſtand ein rechtliches Intereſſe an einer alsbaldigen einheitlichen 
Entſcheidung, durch welche weitere Prozeſſe abgeſchnitten werden 
konnten und wenn fie im Sinne der klagenden Gemeinde aus⸗ 
fiel, die Begründung der Holzabgabgeſuche erheblich vereinfacht 
und erleichtert worden wäre. Es handelt ſich nicht um bloße 
Auslegung eines Rechtstitels und um die bloße Möglichkeit 
eines künftigen Einwandes, ſondern um einen ganz beſtimmten 
ſchon jetzt vorliegenden Streitpunkt, alſo ein Intereſſe, welches 
ſich auf das beſtehende gegenſeitige Rechtsverhältniß der Parteien 
bezieht. Nach dem Angeführten war auf die beigefügten den 
Streitgegenſtand ſelbſt betreffenden Erwägungen des angefochtenen 
Urtheils, welches nicht als eine der Rechtskraft fähige Ent⸗ 
ſcheidung in der Sache ſelbſt angeſehen werden konnte, von 
Seiten des Reviſionsgerichts nicht einzugehen, das Urtheil viel⸗ 
mehr wegen Verletzung der §88 231, 253 C. P. O. aufzuheben 
und die Sache, um nunmehr vom Standpunkt der Zuläſſigkeit 
der erhobenen Feſtſtellungsklage über den Rechtsanſpruch ſelbſt 
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indeln und zu entſcheiden, an das B. G. zurüdzuver- 
II. C. S. i. S. Gemeinde Lenzkirch c. Fürftenbergfche 
herrſchaft vom 18. März 1898, Nr. 358/97 II. 
Die Reviſion greift die Feſtſtellung des B. R. inſofern 
das Zeugniß des K. für vollbeweiſend erachtet iſt. Es 
auf hingewieſen, daß der Bekl. in der Berufungsinſtanz 
t hat, K. habe ein unmittelbares Intereſſe an dem Aus⸗ 
es Prozeſſes und ſtehe ſelbſt mit dem Bekl. im Prozeſſe. 
G. hat die Behauptungen allerdings nicht ausdrücklich 
Aber es hat dieſelben im Thatbeſtande ſeines Urtheils 
und dadurch, daß es in den Entſcheidungsgründen nicht 
darauf zurückgekommen iſt, zu erkennen gegeben, daß 
für geeignet erachtet würden, die Ueberzeugung von der 
digkeit des Zeugen zu erſchüttern. Es liegt kein 
u der Annahme vor, daß das B. G. ſich bei der 
ſeiner Ueberzeugung jener behaupteten Thatſachen nicht 
eweſen iſt, und es kann daher die unterlaffene aus⸗ 
e Würdigung derſelben nicht als eine Verletzung des 
. P. O. angeſehen werden. IV. C. S. i. S. Brand- 
korn c. Bluemel vom 14. März 1898, Nr. 194/97 IV. 
Das O. L. G. hat die der Klage entgegengeſetzte 
der rechtskräftig entſchiedenen Sache um des⸗ 
unbegründet erachtet, weil Kl. in dem früheren Ver⸗ 
en Anſpruch auf Grund eines Vertrages erhoben 
be, während dieſelbe nunmehr einen ſolchen auf Grund 
354 des H. G. B. erhebe, ſodaß weder derſelbe 
enſtand noch derſelbe Rechtsgrund in Frage ſtehe. Dem 
nicht beigepflichtet werden. Das O. L. G. berück⸗ 
ht, daß es, nachdem der Vorprozeß rechtskräftig ent⸗ 
„für die Frage der res judicata auf den Inhalt der 
gen Entſcheidung ankommt, und zwar auch dann, 
weit eine Divergenz zwiſchen dem Urtheil und der 
hen ſollte. II. C. S. i. S. Hergel c. Schaer u. Co. 
März 1898, Nr. 13/98 II. 
a8 B. G. geht hinſichtlich des Adolf E. davon aus, 
e, ſoweit das ſtreitige Rechtsverhältniß beiden Bekl. 


nur einheitlich feſtgeſtellt werden kann, nach $ 59 


O. als durch den Mitbekl. Julius E. vertreten zu 
daß dagegen, ſoweit dies nicht der Fall iſt, die Ver⸗ 
ze des $ 296 der C. P. O. gegen ihn Platz greift. 
nzgericht erachtet hiernach das klägeriſche Vorbringen 
inden, daß § 2 des Vertrages vom 1. Mai 1895 
ergeſchrieben ſei als vereinbart und daß mündlich ver⸗ 
daß die in dieſem Paragraphen enthaltenen Ver⸗ 
von beiden Bekl. übernommen würden. Die Reviflon 
ie vom B. G. angenommene theilweiſe Verſäumniß 
die Annahme einer theilweiſen Vertretung deſſelben 
mmitbeklagten Bruder gegen das Prozeßgeſetz ver- 
Rüge iſt inſofern begründet, als die Anwendung, 
G. vom § 296 der C. P. O. gemacht hat, nicht 
iſt. Dieſe Beſtimmung iſt nur bei Erlaß eines 
urtheils anwendbar. Ein ſolches iſt hier nicht er⸗ 
nte auch nicht ergehen, da eine totale Verſäumniß 
dolf E. nach der Auffaffung des B. G. nicht vor- 
ſch. des R. G. Bd. 39 Nr. 110 S. 412.) Mit 
agegen das B. G. angenommen, daß Adolf E. be⸗ 
in I. J. aus 5 2 des Vertrages vom 1. Mai 1895 


a 


hergeleiteten Einwandes nicht durch den Mitbekl. Julius E. 
in der Berufungsinſtanz vertreten worden iſt, da dieſer Einwand 
ſich lediglich auf die perſönliche Haftung des Adolf E. bezog. 


Es ſteht hiernach nichts im Wege, auf das neue klägeriſche 


Vorbringen in Betreff dieſes Einwandes den Grundſatz des 
§ 129 Abſ. 2 der C. P. O. zur Anwendung zu bringen — 
zumal nach dem Thatbeſtand des B. U. auch Julius E. die 
vom Kl. behauptete mündliche Vereinbarung nicht in Abrede 
geſtellt hat. Hiernach muß das Ergebniß, zu dem das B. G. 
in dieſem Punkte gelangt iſt, für gerechtfertigt erachtet werden. 
I. C. S. i. S. Eckſtein e. Würbel vom 5. März 1898, 
Nr. 20/98 J. 


8. Mit Recht hat das O. L. G. angenommen, daß das 


Ablehnungsgeſuch nicht, wie der Kl. angenommen wiſſen will, 
auf die Beſtimmungen in $ 371 Abſ. 1 verbunden mit § 41 
Ziffer 6 der C. P. O. geſtützt werden könne. Wenn ein Sach⸗ 
verſtändiger in einem gerichtlichen Verfahren vernommen wird, 
ſo iſt ſeine Mitwirkung in dem Verfahren von derjenigen des 
Richters, der eine Entſcheidung erläßt, durchaus verſchieden, 
ſeine Vernehmung iſt lediglich eine Beweiserhebung, fein Aus- 
ſpruch für die zu fällende Entſcheidung nicht bindend. Die 
Abgabe des Gutachtens kann daher als eine Mitwirkung bei 
der Erlaſſung einer gerichtlichen Entſcheidung keineswegs an- 
geſehen werden. Ebenſo erſcheint es unſtatthaft, die Be⸗ 
ſtimmungen in $ 371 Abſ. 1 verbunden mit § 41 Ziffer 6 
und § 42 der C. P. O. dahin zu verſtehen, daß, wie der 
Richter, der an der angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat, 
bei der Entſcheidung über das gegen die erſtere gerichtete Rechts⸗ 
mittel nicht mitwirken dürfe, fo auch der Sachverſtändige, der 
in der einen Inſtanz ſein Gutachten erſtattet hat, ſchon mit 
Rückſicht hierauf als Sachverſtändiger in dem Verfahren der 
oberen Inſtanz abgelehnt werden dürfe. Eine ſolche Auslegung 
würde ebenſo dem Wortlaute des Geſetzes widerſprechen, als der 
Natur der Sache zuwiderlaufen. Mit Unrecht will der Be⸗ 
ſchwerdeführer weiter angenommen willen, es müſſe ein Sach⸗ 
verſtändiger, der in dem amtsgerichtlichen Entmündigungsver⸗ 
fahren befragt worden ſei, in dem nachfolgenden Prozeßverfahren 
über die Aufhebung der Entmündigung ebenſo als befangen 
gelten, wie dies bei einem Sachverſtändigen angenommen werde, 
der auf Anſuchen einer Partei vor einem Prozeſſe ein Gutachten 
über die Fragen abgegeben habe, über welche er in dem Prozeſſe 
als Sachverſtändiger gehört werden ſolle. Ganz abgeſehen davon, 
ob in Fällen der letzteren Art unbedingt eine die Ablehnung 
des Sachverſtändigen rechtfertigende Befangenheit unterſtellt 
werden könnte, iſt die Stellung, die ein Sachverſtändiger, wenn 
er auf Anſuchen einer Partei zu deren Gunſten ein Privat⸗ 
gutachten erſtattet hat, zu der Sache, um die es ſich handelt, 
genommen hat, weſentlich verſchieden von derjenigen eines Sach⸗ 
verſtändigen, der in einem gerichtlichen Vorverfahren auf An⸗ 
ordnung des Richters über die von dieſem bezeichneten Fragen 
ſich gutachtlich geäußert hat, da in dem letzteren Falle jeder 
Anhalt dafür, daß der Sachverſtändige einſeitig das Intereſſe 
einer Partei vertrete, fehlt. VI. C. S. i. S. Wollmar c. Staats⸗ 
anwaltſchaft zu Dresden vom 21. März 1898, B Nr. 51/98 VI. 

9. Die Aufhebung des Urtheils mußte wegen unrichtiger 
Anwendung des § 411 C. P. O. erfolgen. Nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung iſt die Eideszuſchiebung über eine Thatſache nur 
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dann unzuläffig, wenn das direkte Gegentheil derſelben für 
erwieſen erachtet wird. Das B. G. hat nicht das direkte Gegen⸗ 
theil der behaupteten Thatſache, — daß nämlich die angebliche 
Vereinbarung zwiſchen den Parteien nicht erfolgt ſei —, ſondern 
die Ernſtlichkeit der Verträge, durch welche Z. die Grundſtücke 
erwarb, für erwieſen erachtet, und zwar unter Abwägung der 
theils dafür, theils dagegen ſprechenden Indizien. Es erſcheint 
nicht richtig, wenn das Gericht eines von den dagegen ſprechenden 
Indizien, — die angebliche Erklärung des Bekl. vor der Auf⸗ 
laſſung an den Kl., er, der Bekl., wolle Eigenthümer bleiben —, 
um deshalb von vornherein von der Würdigung ausſchließt, 
weil darüber der Eid zugeſchoben iſt, und ſodann, nachdem ohne 
Berückſichtigung dieſer Thatſache das Ergebniß gewonnen worden, 
daß die Verträge ernſtlich ſeien, den Eid auf Grund des § 411 
C. P. O. für unzuläſſig erklärt (vergl. Urtheil des R. G. vom 
21. November 1885, bei Gruchot, Beiträge, Bd. 30 S. 738; 
Urtheil vom 30. Juni 1892, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1892 
S. 3938; Urtheil vom 9. November 1893, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift von 1893 S. 56013). VI. C. S. i. ©. Jatzko c. Munck 
vom 10. März 1898, Nr. 337/97 VI. 

10. Es iſt in der Rechtſprechung des R. G. zwar wieder⸗ 
holt anerkannt worden, daß der Grundſatz des § 411 der 
C. P. O. nur für die Eideszuſchiebung gelte, aber ebenſo iſt 
daran feſtgehalten worden, daß die Ablehnung von Zeugen dann 
erfolgen dürfe, wenn der Richter bereits auf Grund der ander⸗ 
weitigen Beweis- und Verhandlungsergebniſſe eine Ueberzeugung 
erlangt habe, welche durch die Ausſage der neu benannten, ab» 
gelehnten Zeugen nicht mehr erſchüttert werden könne (vergl. 
Jur. Wochenſchrift 1897 S. 604 Nr. 14 mit Nachweiſungen). 
Letzteres iſt hier offenbar der Fall. V. C. S. i. S. Zucker⸗ 
fabrik Grabski, Jeſchek & Co. c. Gawell vom 19. März 1898, 
Nr. 309/97 V. 

11. Die Frage, ob der Streit über das Jagdrecht auch 
in die Reviſionsinſtanz gediehen iſt, war bejahend zu beantworten. 
Nachdem der I. R. den Bekl. mit ſeinem auf Feſtſtellung dieſes 
Rechtes gerichteten Widerklageantrage abgewieſen hatte, hat der 
Bekl. in der Berufungsinſtanz in feinen unter Nr. I zuſammen⸗ 
gefaßten Widerklageanträgen allerdings des Jagdrechtes nicht 
gedacht, dagegen hat er unter Nr. II allgemein Abweiſung der 
Kl. mit ihrer Mehrforderung begehrt. Zu dieſer Mehrforderung 
gehörte aber auch das Verlangen der Kl., daß dem Bekl. das 
von ihm beanſpruchte Jagdrecht abgeſprochen werde. Mit Recht 
hat daher der B. R. angenommen, daß der Streit über das 
Jagdrecht durch die Anträge des Bekl. auch vor ihn gebracht 
ſei und hat auf die Klage der Kl. den Bekl. ſchuldig erkannt, 
anzuerkennen, daß ihm das beanſpruchte Jagdrecht nicht zuſtehe. 
Da der Bekl. in gegenwärtiger Inſtanz beantragt hat, im vollen 
Umfange nach ſeinen Berufungsanträgen zu erkennen, ſo war 
auch über das Jagdrecht zu erkennen. V. C. S. i. S. v. Rochow 
c. Stadtgemeinde Werder vom 12. März 1898, Nr. 299/97 V. 

12. Dem Antrage des Rbkl., die Reviſion des Bekl. durch 
Verſäumnißurtheil zurückzuweiſen, war nach 88 295 und 520 
der C. P. O. ſtattzugeben. Die Anſchlußreviſion konnte als 
ſelbſtſtändiges Rechtsmittel im Sinne des § 482 Abſ. 2 
der C. P. O. nicht in Betracht kommen, da der Kl., der in der 
Berufungsinſtanz in der Hauptſache obgeſiegt, einen den Betrag 
von 1 500 Mark überſteigenden Werth des Gegenſtandes ſeiner 


Beſchwerde nicht glaubhaft gemacht hat. Es kommt aber hierauf 
nicht an, da die von dem Rbkl. erklärte Anſchließung dadurch, 
daß der Rkl. im Verhandlungstermin nicht vertreten war und 
in Folge deſſen ſeine — an fi zuläſſige — Revifion durch 
Verſäumnißurtheil zurückgewieſen worden iſt, ihre Wirkung 
nicht verloren hat ($ 483 Abſ. 1 der C. P. O.; R. G. Entſch. 


Bd. 8. S. 380, Bd. 12 S. 334), die Anſchließung ſelbſt aber 


durch das Vorhandenſein des für die Reviſion vorgeſchriebenen 
Werths des Beſchwerdegegenſtandes nicht bedingt iſt. Die An⸗ 
ſchlußreviſion war hiernach zuzulaſſen, konnte aber für begründet 
nicht erachtet werden. V. C. S. i. S. Hillebrand c. Große⸗ 
Laxen vom 5. März 1898, Nr. 296/97 V. 

13. Von den Reviſionsangriffen war der für durchgreifend 
zu erachten, daß zu Unrecht eine unzuläſſige Klageänderung 
angenommen worden ſei. Wie bereits der ſechſte C. S. des 
R. G. in einem Urtheile vom 16. November 1896 in Sachen 
Nöske wider Hintze Rep. VI 124/96 und zwar in einem Fall 
entſchieden- hat, der dem gegenwärtigen in den maßgebenden 
Beziehungen gleich lag, iſt bei einer Klage auf Schadenserſatz 
die Nachbringung der Intereſſeforderung an Stelle der urſprünglich 
beantragten Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes nicht nach 
der Ziffer 3, ſondern nach der Ziffer 2 des § 240 der C. P. O. 
zu beurtheilen, nämlich nicht als die Einſchiebung eines neuen 
Gegenſtandes der Klage, ſondern als eine Erweiterung oder 
Beſchränkung des Klageantrages aufzufaſſen. Ein neuer Gegen⸗ 
ſtand wird nicht gefordert, denn den Gegenſtand der Klage 
bildet der verlangte Schadenserſatz, der zunächſt in Geſtalt einer 
Naturalleiſtung gefordert und dann in den allgemeinen Werth⸗ 
meſſer des Geldes umgeſetzt wurde. Dies iſt nur eine Aenderung 
und zwar der Regel nach keine Erweiterung, ſondern eine Be⸗ 
ſchränkung des Klageantrages, die nach § 240 Ziffer 2 geſtattet 
iſt, wenn der Klagegrund derſelbe bleibt, wie es hier der Fall 


iſt. V. C. S. i. S. Tzeutſchler c. Grothe vom 16. März 1898, 
Nr. 403/97 V. 


14. Der Reviſionsangriff mußte, dahingehend, das O. L. G. 


habe zu Unrecht die erſt in der Berufungsinſtanz erfolgte Bezug⸗ 
nahme der Kl. auf Art. 28 des Handelsvertrages zwiſchen dem 
Zollverein und Frankreich vom 2. Auguſt 1862, wieder in Kraft 
getreten zufolge Art. 11 der Zuſatzkonvention vom 12. Oktober 
1871 zum Frankfurter Frieden und der Deklaration vom 8. Ok⸗ 
tober 1873, für eine nach § 489 der C. P. O. unzuläſſige 
Klageänderung erachtet, als begründet anerkannt werden. 
Die Begründung des Klageanſpruchs auf Feſtſtellung, daß der 
Bekl. nicht berechtigt ſei, der Kl. den Vertrieb ihrer Waaren 
mit ihrer Centaurenmarke in Deutſchland zu verwehren, auf 
den Art. 28 des vorbezogenen Handelsvertrages beruht in that⸗ 
ſächlicher Hinſicht weſentlich auf derſelben Grundlage des Be 
ſtehens und Gebrauchs des ſtreitigen Zeichens der Kl., die bereits 
in der Klage enthalten war, mit der nach § 240 Ziffer 1 der 
C. P. O. unbedenklich zuläſſigen Ergänzung, dahin, daß das 
klägeriſche Zeichen bereits vor der Eintragung des beklagtiſchen 
Zeichens in Frankreich geſchützt und in Gebrauch geweſen fe. 
Die Annahme des O. L. G., der Klageanſpruch ſei in der ur 
ſprünglichen Begründung auf die Verſchiedenheit und nun 
mehr auf die Identität der Zeichen geſtützt worden, iſt nicht 
zutreffend. Die neuere Begründung ſtützt ſich nicht auf die 
Identität der Zeichen, ſondern ſie geht dahin, daß das 
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Zeichen unter allen Umſtänden erlaubt ſei, 
Zeichen verſchieden oder identiſch ſein. Die Heran⸗ 
iderweitiger rechtlicher Geſichtpunkte aber zur Be⸗ 
des materiellen Anſpruchs aus dem ſich ergebenden 


tniß für den Fall, daß die in erſter Linie behauptete 


heit der Zeichen nicht angenommen werden ſollte, 
unzuläſſige Klageänderung nicht. Da das O. L. G. 
ind zwar mit rechtlich zutreffender Begründung an⸗ 
„entgegen der desfallſigen Aufſtellung des Bekl. die 
Vorausſetzungen der Feſtſtellungsklage als vorliegend 
ſeien, jo kommt es zur Sache allerdings weiterhin 
ob die Begründung des Klageanſpruchs auf den 
rt. 28 des Handelsvertrages mit Frankreich als gerecht⸗ 
rachten iſt. II. C. S. i. S. Remy, Martin & Co. 
en vom 15. März 1898, Nr. 369/97 II. 
ie Zuläſſigkeit der Reviſion kann mit Erfolg nicht 
werden. Die Beſchwerdeſumme (C. P. O. § 508 
vorhanden, auch wenn der vom Bekl. ausweiſe des 
3 behauptete Sachverhalt als wahr unterſtellt wird. 
meſſung der Beſchwerdeſumme iſt der Gegenſtand 
über den in den Inſtanzen geſtritten und zum 
s Rkl. erkannt iſt. In den Inſtanzen aber tft nicht 
riten, von welcher Partei gewiſſe Unkoſten, die bei 
des Kaufgegenſtandes entſtehen, zu tragen ſeien, 
ber, ob der Bekl. verpflichtet ſei, das von der Kl. 
zeſchäft als abgeſchloſſen gelten zu laſſen und folge⸗ 
200 Tonnen Knochenaſche zum vereinbarten Preiſe 
n ſonſt vereinbarten Bedingungen zu liefern. Dieſer 
n die I. J. zugeſprochen hatte, iſt der Kl. durch 
efochtene Urtheil des B. G. aberkannt und der hier⸗ 
Streitwerth — der in den Inſtanzen nach den 
Parteien über den Fakturapreis der Knochenaſche 
kark bemeſſen iſt, ohne daß hiergegen an ſich Be⸗ 
den — iſt auch der für die Zulaſſung die Reviſion 
Werth des Beſchwerdegegenſtandes. Trafen die 
Laufe der Berufungsinſtanz das vom Bekl. be⸗ 
ymmen, fo hätten fie Anlaß nehmen können, dem 
n Mittheilung zu machen und ihre Schlußanträge 
zuſchränken, wodurch dann auch eine Herabſetzung 
thes herbeigeführt fein würde. Da dies aber bis 
der mündlichen Verhandlung in der Berufungs- 
von der Kl., noch vom Bekl. geſchehen iſt, kann 
Abkommen auch für die Reviſtonsinſtanz keine 
winnen. Weder in der Sache ſelbſt, noch für die 
Streitwerthes kann ſich der Bekl. jetzt darauf 
p. O. 88 485, 251, 686, 524. I. C. S. 
Bank für Sprit- und Produktenhandel in Oſchers⸗ 
nann vom 26. Februar 1898, Nr. 3/98 I. 
Reviſionen find prozeſſualiſch zuläſſig. Diejenige 
Rechtsſtreit abſchließende Urtheil des B. G. vom 
898 würde zwar, für ſich betrachtet, des die Zu⸗ 
Rechtsmittels nach § 508 der C. P. O. be⸗ 
rthes des Beſchwerdegegenſtandes ermangeln, denn 
Urtheil entſcheidet nur über einen Betrag von 
Pf. und über die Koſten des Rechtsſtreits. In 
das Abhängigkeitsverhältniß, in welchem das 
ı ihm vorhergegangenen Theilurtheil vom 10. No- 


vember 1897 ſteht, muß aber als ausreichend erſcheinen, daß 
für die Reviſion gegen dieſes letztere die Beſchwerdeſumme ge⸗ 
geben iſt. Durch das Theilurtheil, welches die Klage als un- 
begründet abweiſt und den Kl. nach dem Antrage der im Wege 
der Widerklage erhobenen Feſtſtellungsklage verurtheilt, iſt der 
Rechtsſtreit in der Hauptſache erledigt, vorbehalten bleiben mußte 
nur die Entſcheidung über den Antrag auf Rückzahlung der 
526 Mark 60 Pf., welche Kl. nach der von ihm damals be⸗ 
ſtrittenen Behauptung der Bekl. eingezogen haben ſollte, ſowie 
ferner die Entſcheidung über die Koſten des Rechtsſtreits. Ueber 
beide Punkte iſt dann, nachdem Kl. die Beitreibung der ge⸗ 
nannten Summe eingeräumt hatte, auf der durch das Theil- 
urtheil geſchaffenen Grundlage und in weiterer Ausführung der 
in demſelben angenommenen rechtlichen Konſequenzen durch das 
abſchießende Urtheil vom 12. Januar dieſes Jahres die weitere 
Entſcheidung ergangen. Bei dem nur acceſſoriſchen Charakter 
des letzteren Urtheils folgt die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels 
gegen daſſelbe, inſofern als“ fie den beſtimmten Werth des 
Streitgegenſtandes zur Vorausſetzung hat, aus dem Umſtande, 
daß dieſer Werth für die rechtzeitig eingelegte Revifion gegen 
das vorhergegangene grundlegende Theilurtheil vorhanden iſt. 
I. C. S. i. S. Hirſch c. Hein, Lehmann & Co. vom 26. Fe⸗ 
bruar 1898, Nr. 500/97 1. 

17. Die Reviſion vermißt eine genügende Feſtſtellung der 
rechtswidrigen Wegnahme des Sparkaſſenbuchs. Dieſer Angriff 
richtet ſich gegen die materielle Entſcheidung des B. G. und 
ſcheitert deshalb an dem Mangel der Reviſionsſumme, die, wie 
unſtreitig, noch nicht 500 Mark beträgt (C. P. O. § 508). 
Mit Unrecht macht der Bekl. hiergegen geltend, daß der Rechts- 
ſtreit einen Anſpruch betreffe, für den das L. G. ohne Rückſicht 
auf den Werth des Streitgegenſtandes ausſchließlich zuftändig 
ſei (§ 509 Nr. 2 der C. P. O.). Allerdings ſind nach § 39 
Nr. 3 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum G. V. G. die 
L. G. für Anſprüche gegen öffentliche Beamte wegen Ueber⸗ 
ſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe und wegen pflichtwidriger 
Unterlaffung von Amtshandlungen ohne Rückſicht auf den Werth 
des Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtändig. Aber ein ſolcher 


Anſpruch wird von der Kl. im gegenwärtigen Rechtsſtreite nicht 


verfolgt: die Kl. ſtützt ihren Anſpruch auf den redlichen Beſitz 
am Sparkaſſenbuch und findet die Rechtsverletzung darin, daß 
ihr der Bekl., der ſich im Beſitz des Buches befindet, die Heraus⸗ 
gabe verweigert. Daß der Bekl. durch eine Amtshandlung in 
den Beſitz des Sparkaſſenbuches gelangt ſei, hat ſie nicht be⸗ 
hauptet; auch der Bekl. hat ſich nicht auf eine ſolche berufen, 
ſondern nur behauptet, er habe, als er gelegentlich einer Amts⸗ 
handlung in der Wohnung der Kl. geweſen ſei, die mangelhafte 
Verwahrung des Sparkaſſenbuchs bemerkt und fie deshalb ver- 
anlaßt, das Buch dem Müllergeſellen F. in Verwahrung zu 
geben; als F. weggezogen ſei, habe er es dann auf deſſen 
Wunſch an ſich genommen. V. C. S. i. S. Röpke c. Krauſe 
vom 16. März 1898, Nr. 306/97 V. 

18. Die Parteivertreter haben zum Protokolle des L. G. 
vom 14. November 1897 erklärt, „daß fie ſich nach Maßgabe 
der anliegenden Schriftſtücke außergerichtlich verglichen hätten, 
und Einreichung ihrer Koſtenliquidationen vorbehalten. Die 
dem Protokolle anliegenden Schriftſtücke ſind ein Schreiben des 
klägeriſchen Anwalts, nach welchem der Kl. einen Vergleich nur 


2 —— : 
. zuvwe he AR, 
ATZE ⁵———— FTE 


= ner 


— 


1 5 . 
— — — — 


55 


- „CZ 


- 7 
5 Ma 


engen 


- 


8 
„CFC 1 
= en... 
— — u 


om — 2 
— — — — 
- — —̃ — — — 
® . + 


— —— 


an 


. S 


Tr 


—— — 


. 


— u 


BEER REES, ee . 
98A Tb RB. = Ei = ae = a — 
ee EIER I NEN 8 


u 


ee re ee 8 


— 


262 


annehmen will, wenn der Bekl. 300 Mark zahlt und die ganzen 
Koſten trägt, und die Antwort des Gegenanwalts, in welcher 
der Vergleichsvorſchlag angenommen wird. Der Kl. hat darauf 
um Feſtſetzuug einzelner bisher vom Bekl. nicht erſtatteter Ge⸗ 
bührenanſätze gebeten und das L. G. hat dem Antrage ent⸗ 
ſprochen. Auf die gegen Zubilligung der liquidirten Anſätze 
gerichtete Beſchwerde des Bekl. hat das O. L. G. den ange⸗ 
fochtenen Beſchluß aufgehoben und den Antrag des Kl. auf 
Feſtſetzung der Koſten zurückgewieſen. Es erwägt, daß der 
Anſpruch auf Erſtattung der Prozeßkoſten nach § 98 der C. P. O. 
nur auf Grund eines zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titels 
geltend gemacht werden kann und daß nach § 702 Nr. 1 der 
C. P. O. die Zwangsvollſtreckung auch aus Vergleichen ſtatt⸗ 
findet, die vor einem deutſchen Gerichte abgeſchloſſen ſind; der 
von den Parteien abgeſchloſſene Vergleich iſt aber nicht vor 
einem Gerichte, ſondern außergerichtlich abgeſchloſſen und die 
Parteien haben zu gerichtlichem Protokoll nur erklärt, daß ſie 
ſich nach Maßgabe der anliegenden Schriftſtücke außergerichtlich 
verglichen haben, haben noch nicht einmal den Inhalt dieſer 
Schriftſtücke im Protokolle angegeben. Eventuell vermißt das 
O. L. G. die Beobachtung der im § 148 der C. P. O. ent⸗ 
haltenen Vorſchrift: Vorleſung u. ſ. w. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob es ſchon aus letzterem Grunde an einem zur Zwangs- 
vollſtreckung geeigneten Titel fehlen würde; denn die vom Kl. 
erhobene Beſchwerde iſt ſchon aus der erſten Erwägung des 
O. L. G. für unbegründet zu erachten. §S 702 Nr. 1 giebt 
die Zwangsvollſtreckung nur aus einem nach Erhebung der 
Klage zur ganzen oder theilweiſen Beilegung des Rechtsſtreits 
vor einem deutſchen Gerichte abgeſchloſſenen Vergleiche. Ein 
außergerichtlicher Vergleich wird aber nicht dadurch zu einem 
gerichtlichen, daß die Parteien zu gerichtlichem Protokolle erklären, 
ſich nach Maßgabe überreichter Schriftſtücke außergerichtlich ver⸗ 
glichen zu haben. Damit iſt der Abſchluß eines gerichtlichen 
Vergleichs ſo wenig gewollt als erreicht. III. C. S. i. S. 
Hartmann c. Habermann vom 22. März 1898, B Nr. 48/98 III. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

19. Der von den Rkl. in erſter Linie geſtellte Antrag 
konnte nicht auf das Anf. G. geſtützt werden, da das von der 
Ehefrau W. erworbene Haus niemals zu dem Vermögen ihres 
Ehemannes gehörte, die Kl. ſonach kein Recht darauf hatten, 
gemäß § 7 des Anf. G. die Rückgewähr dieſes, von einem 
Dritten erworbenen Grundſtückes zu verlangen. Den darauf 
bezüglichen Ausführungen der Vorinſtanzen war in jeder Be⸗ 
ziehung beizutreten. Aber auch durch die Behauptung, die Bekl. 
habe als vorgeſchobene Perſon gehandelt und in Wirklichkeit 
das Haus für ihren Ehemann erwerben wollen, konnte der 
von den Kl. geſtellte Hauptantrag nicht gerechtfertigt werden. 
Zunächſt hat das O. L. G. im Anſchluß an die Ausführungen 
des I. R. feſtgeſtellt, dieſe Behauptung ſei nicht erwieſen, viel⸗ 
mehr ſprächen viele Umſtände dafür, daß die Bekl. die ernſtliche 
Abſicht gehabt habe, das Haus für ſich zu erwerben. Sodann 
würde das in Frage ſtehende Haus, das niemals zum Vermögen 
des Schuldners gehörte und nach dem Grundbuch Eigenthum 
der Ehefrau W. iſt, auch dann kein Exekutionsobjekt für die 
Kl. als Gläubiger des Ehemannes bilden, wenn die Abſicht der 
Bekl. dahin gegangen wäre, das Haus für ihren Ehemann zu 
erwerben. (Vergl. Urtheil des R. G. vom 15. Juni 1897 in 


Sachen Hafermann gegen Schlepps Rep. II Nr. 93/97.) Auch 
ſoweit das O. L. G. angenommen hat, der in II. J. eventuell 
geſtellte Antrag, die Bekl. zur Zahlung der von ihrem Ehemanne 
geſchuldeten Beträge zu verurtheilen, enthalte eine unzuläſſige 


Klageänderung, war deſſen Auffaſſung beizutreten. Dieſer Antrag 


enthielt weder eine Beſchränkung noch eine Erweiterung des ur- 
ſprünglich von den Kl. geſtellten, auf Rückgewähr des von der 
Bekl. erworbenen Hauſes gerichteten Antrages. Vielmehr wurde 
damit ein anderer Gegenſtand gefordert, nämlich ſtatt der 
in § 7 des Anf. G. vorgeſehenen Rückgewähr, welche aller- 
dings auch zur Befriedigung der Kl. hätte führen können, 
deren unmittelbare Befriedigung. Hiernach war für die 
Beurtheilung der Sache nicht Ziffer 2 ſondern Ziffer 3 von 
8 240 der C. P. O. maßgebend, wonach eine Klageänderung 
dann nicht vorliegt, wenn ſtatt des urſprünglich geforderten 
Gegenſtandes wegen einer ſpäter eingetretenen Ver⸗ 
änderung ein anderer Gegenſtand oder das Intereſſe ge⸗ 
fordert wird. Dieſe Vorſchrift trifft auch dann“ zu, wenn der 
Anfechtungskläger, weil der Anfechtungsbeklagte den zurückzu- 
gewährenden Gegenſtand veräußert hat, Erſatz des Werthes 
dieſes Gegenſtandes verlangt, alſo ſtatt wegen ſeiner gegen den 
Schuldner beſtehenden Forderung eine auf den zurückzuge⸗ 
währenden Gegenſtand ausgedehnte Zwangsvollſtreckung zu be- 
treiben, eine Geldforderung gegen den Anfechtungsbeklagten 
geltend macht. Sie kann aber im vorliegenden Falle keine 
Anwendung finden, weil die Veräußerung der angefochtenen 
Hypotheken bereits vor Erhebung der Klage erfolgt und auch 
den Kl. damals ſchon bekannt war. II. C. S. i. S. Juliusburger 
und Mittas c. Wagner vom 25. März 1898, Nr. 368/97 II. 

Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

20. Die Ausführung, die Zwangsvollſtreckungsgebühr recht ⸗ 
fertige ſich deshalb, weil mit der Hinterlegung die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ihren Anfang genommen habe, geht fehl. In dem 
Beſchluſſe des Senats vom 26. September 1883, Entſch. Bd. 11 
S. 364 iſt ſchon angenommen, daß eine Thätigkeit, durch 
welche erſt die Vorausſetzungen für die Zwangsvollſtreckung ge 
ſchaffen werden und ſpeziell die Beſtellung einer die Bedingung 
der Vollſtreckbarkeit bildenden Sicherheit die Gebühr des § 23 
Nr. 2 der R. A. G. O. nicht zu begründen vermag, ſondern 
durch die Prozeßgebühr vergütet wird. Daß aber der Prozeß- 
bevollmächtigte der Kl. eine dem Bereiche der Zwangsvollſtreckung 
ſelbſt angehörenden Handlung vorgenommen hätte, kann die 
Reviſton nicht behaupten. Mit Recht find die Gebühren und 
und Auslagen des Rechtsanwalts N. in München geſtrichen. 
Das ſtreitige Rechtsverhältniß war bezüglich des Klageanſpruchs 


an ſich wie der gegen ihn möglichen Einreden thatſächlich nicht 


verwickelt und bot auch rechtlich keine ungewöhnlichen Schwierig ⸗ 
keiten. Daß aber die Kl., welche ein Handelsgeſchäft von be 
deutendem Umfange betreibt, in Rechts angelegenheiten folder 
Art die Korreſpondenz ſelbſt zu führen vermochte und eines den 
Verkehr zwiſchen ihr und dem Prozeßbevollmächtigten ver⸗ 
mittelnden Rechtsanwalts nicht bedurfte, läßt ſich nicht be⸗ 
zweifeln. I. C. S. i. S. Tochtermann c. Büſche vom 
18. März 1898, B Nr. 30/98 I. ö 

II. Das Handelsrecht. 

21. Nach dem geſchilderten Gründungs⸗Hergange iſt dem 
B. G. darin beizutreten, daß die Aktiengeſellſchaft „Vorſchuß⸗ 
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chwabach“ im Wege der Simultangründung (H. G. B. 
d) errichtet worden iſt. In der notariellen Verhand⸗ 
30. September 1889 und der unmittelbar darauf 
ten Generalverſammlung der Gründer ſind in einem 
en Akte alle Vorausſetzungen für das Entſtehen einer 
llſchaft geſchaffen und damit iſt die Aktiengeſellſchaft 
vorden. Zugleich haben die als Gründer aufgetretenen 
ſonen erklärt, daß fie die ſämmtlichen Aktien, jeder zu 
mmten Anzahl übernehmen. Dieſe Auffaſſung bleibt 
obwohl die Gründer durch den Beſchluß der General- 
ing der Genoſſenſchaft vom 29. September mit der 
Verlautbarung des Statutes beauftragt waren bezw. 
n die Genehmigung des Mithandelns des von den 
wählten weiter Zugezogenen ſeitens der Genoſſenſchafter 
ellen iſt, und ſelbſt dann, wenn der in der erwähnten 
rſammlung genehmigte Entwurf des Statutes durch⸗ 
dem in der notariellen Verhandlung verlautbarten 


ereingeftimmt haben ſollte. Ohne Einfluß auf dieſe | 
vor der Fertigſtellung der Scheine die auf die Uebertragung 


ng der Errichtung der Aktiengeſellſchaft tft ſelbſtver⸗ 
er Umſtand, daß die in der notariellen Verhandlung 
und für ſich in eigenem Namen als Gründer und 
er ſämmtlicher Aktien aufgetretenen neun Perſonen 
ig an die Abſicht hatten, den weitaus größten Theil 
mmenen Aktien nicht zu behalten, ſondern an die 
Benoſſenſchafter abzugeben oder wenn die letzteren 
nüber das Recht auf ſolche Neberlaſſung inhaltlich der 
Generalverſammlungs-Beſchluß vom 29. September 
nen Vorverhandlungen erworben haben ſollten. Ins⸗ 
t auch der Verſuch, die vorausgegangene Subſfkription 
(fcheine der zu errichtenden Aktiengeſellſchaft gegen die 
einer Simultangründung zu verwerthen, nicht halt- 
Geſetz kennt nur zwei Rechtsformen der Gründung 
engeſellſchaft, die Simultan⸗ und die Succeffiv- 
Zeichnungen von Aktien (H. G. B. Art. 209 e) 
Einſchreibungen in die Subfkriptionsliſte nicht und 
icht fein. Die Lifte wurde nur zu dem Zwecke auf- 
eine vorläufige Ueberſicht über die Betheiligung der 
after an der neu zu gründenden Aktiengeſellſchaft zu 
ohne daß der Entwurf eines Statuts vorgelegen hat 
3 R. G. in Civilſachen Bd. XXX S. 95 f.). Die 
ngen erfolgten ſogar auf die Propoſition eines 
Betrages der etwa auszugebenden Aktien und ohne 
der Subſkribenten, ſich zu verpflichten, zu ſchweigen 
ß eine gerichtliche Verſammlung der Aktionäre 
Art. 210 a, Art. 210 Abſ. 2 Ziffer 2) nicht ftatt- 
at. Entſprechend dem in dem notariellen Geſammt⸗ 
). September Verhandelten erfolgte hierauf auch die 
des Geſellſchaftsvertrages durch die neun Gründer 
Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrathes 
fhin die Eintragung und die Veröffentlichung des 
vertrages. Mit der Eintragung in das Handeld- 
tand die Aktiengeſellſchaft als ſelbſtändiges Verkehrs⸗ 
allen Rechten aus der Gründung. Hiermit ent⸗ 
chzeitig für die Gründer als die einzigen Aktionäre 
henden Rechte und Pflichten für jeden nach der Zahl 
n übernommenen Aktien, und zwar unabhängig da⸗ 
die Interimsſcheine nicht ſofort ausgegeben werden 


konnten. Bis zur Fertigſtellung und Ausgabe der Scheine 
verſtreicht naturgemäß in der Regel eine gewiſſe Zeit und der 
Umſtand, daß im vorliegenden Falle die Interimsſcheine erſt 
im März 1890 fertiggeſtellt worden ſind, konnte weder die 
Entſtehung der Aktiengeſellſchaft noch jene Rechtsfolge dieſer 


Entſtehung hindern (ſ. Behrend, Lehrbuch des Handelsrechtes 


§ 117, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. XXXI ©. 21). 
Der Bekl. hat die acht Interimsſcheine ſeit März 1890 im 
Beſitze. Vier derſelben waren zunächſt auf den Ramen des 
Gründers P. Herr, drei auf den Namen des Gründers A. Schulze 
und einer auf den Namen des Gründers F. Sammetreuther 
ausgeſtellt. Auf ihnen ſteht je das Blanko. Indoſſament dieſer 
Gründer, auf dem Sammetreuther'ſchen und den Schulze'ſchen 
Scheinen überdies der Vermerk „In Folge Ceſſion iſt dieſe 
Aktie nunmehr in den Beſitz des Herrn Paul Hoppelt über⸗ 
gegangen. Vorſchußverein Schwabach Aktiengeſellſchaft“. Es 
iſt hiernach davon auszugehen, daß die acht Interimsſcheine, 
wenn auch zwiſchen den genannten Gründern und dem Bekl. 


der Aktionärrechte bezüglichen Willenserklärungen ausgetauſcht 
worden ſein ſollten, zunachſt dieſen Gründern ausgehändigt 
wurden und erſt von ihnen an den Bekl. gelangten. Dies 
entſpricht auch den beiderſeitigen Behauptungen. In Anſehung 
der Uebertragung der Interimsſcheine waren alſo (da es ſich 
um vinkulirte Kleinaktien handelte) an ſich nach Art. 220 des 
H. G. B. die Vorſchriften der Art. 182 Abſ. 2, 183 maß⸗ 
gebend. Die Verſuche der Kl. den Erwerb der Scheine ſeitens 
des Bekl. als einen originären darzuſtellen, müſſen eigentlich 
ſchon an der eben erwähnten Thatſache ſcheitern, welche auch 
das B. G., welches gleichfalls einen originären Erwerb des Bekl. 
unterſtellt, nicht genügend gewürdigt zu haben ſcheint. Soweit dieſe 
Verſuche auf die Auffaſſung ſich gründen, daß die Einzeichnungen 
in die erwähnte Subſkriptionsliſte als Aktienzeichnungen (H. G. B. 
Art. 209 e) anzuſehen ſeien, entbehren fie ſchon nach dem, 
was über den Inhalt und die Bedeutung dieſer Einzeichnungen 
angeführt iſt, der Begründung. Sie beruhen augenſcheinlich 
auf einer ungenügenden Kenntniß des Sachverhaltes. Auch für 
die Annahme, daß die Gründer hinſichtlich des Erwerbes der 
Aktienrechte mit den daran ſich knüpfenden Verpflichtungen als 
Stellvertreter der jpäteren Erwerber der Interimsſcheine, fo 
auch des Bekl. gehandelt hätten, fehlt jeder Anhaltspunkt. 
Ein ſolches Stellvertretungsverhältniß tritt nirgends hervor, 
weder im Generalverſammlungsbeſchluß vom 29. September 
1889, noch im Gründungsakt, wobei die Gründer nothwendig 
im eigenen Namen handelten, noch bei der Vertheilung der 
Interimsſcheine. Nach Lage der Sache iſt davon auszugehen, 
daß die Gründer (welche die Interimsſcheine zunächſt erhielten) 
vorerſt überhaupt nicht wußten, wieviele der Scheine ihnen 
von den früheren Mitgenoſſenſchaftern beziehungsweiſe von 
welchen derſelben ihnen ſolche abgenommen werden. Der 
Konſtruktion des Erwerbes auf Grund eines Stellvertretungs⸗ 
verhältniſſes ſtände außerdem der Umſtand entgegen, daß die 
Gründer als ſolche (kraft Geſetzes) die Aktionäre geworden ſind, 
woraus in Verbindung mit dem Grundſatze der Untheilbarkeit 
der Aktien (H. G. B. Art. 207 Abſ. 3) der Aktiengeſellſchaſt 
gegenüber die Nothwendigkeit der Uebertragung des in den 


Perſonen der Gründer einmal entſtandenen Rechtes ebenſo der 


rr N 
— — 


— — — 


—.— 


r 
— IH 


— 
—— 


—— 


Tr . 


— — 5 
= rr 8 
a = er 
u ET — 2 — 


— ——U—— „ — 


1 . — A 


— | —-̃ ͤ ͤ — 
1nꝙ— — — 1— — 8 — = — 5 e 


5 
f 
| 
| 
| 
i 


264 


korreſpondirenden Verpflichtung als Aktionäre ſich ergiebt. 
Wollte man die Gründer mit einem anderen Konſtruktions⸗ 
verſuche der Kl. (nur) als Beauftragte der durch den General⸗ 
verſammlungsbeſchluß vom 29. September 1889 gebundenen 
früheren Genoſſenſchafter, dieſe als Auftraggeber, betrachten, ſo 
würde hieraus folgen, daß, weil die Gründer in eigenem 


Namen handelten, die Aktionärrechte für ihre Perſon erwarben 


und damit die hieran ſich knüpfenden Pflichten in ihrer Perſon 
entſtanden find, die Gründeraktionäre aus dem Auftragsverhältniſſe 
verpflichtet waren, die Aktien auf die Auftraggeber zu über⸗ 
tragen, andererſeits die Auftraggeber verpflichtet waren, die Beauf⸗ 
tragten von der der Geſellſchaft gegenüber übernommenen Ver⸗ 
pflichtung als Aktionäre zu befreien, — ſowohl nach dem gemeinen 
Rechte, als nach dem hier maßgebenden Pr. A. L. R. Beides 
geſchah durch Uebertragung der Aktien. Uebrigens ſteht der 
Annahme eines beſtimmten Auftragsverhältniſſes mit konkreten 
Verpflichtungen der ſchon erwähnte Umſtand entgegen, daß die 
Gründer von vornherein offenbar nicht wußten, welche Genoſſen⸗ 
ſchafter und wie viele Aktien jeder derſelben ihnen abnehmen 
werde. Sie haben wohl im Vertrauen auf ſolche Abnahme 
des weitaus größten Theiles der Interimsſcheine gehandelt, 
immerhin aber zunächſt auf ihre Gefahr. Der Umſtand, daß 
ſie ſchließlich in dieſem Vertrauen nicht getäuſcht wurden, berechtigt 
nicht zur Unterſtellung eines beſtimmten Auftragsverhältniſſes. 
Endlich iſt verſucht, den Erwerb der Interimsſcheine ſeitens des 
Bekl. auf der Grundlage eines Vertrages zu Gunſten eines 
Dritten (88 74 ff. Thl. I Tit. 5 des A. L. R.) zu konſtruiren. 
Angeknüpft wird auch hier an die Einzeichnungen in die Sub- 
ſkriptionsliſte. In ihnen ſei ein an die Gründer gerichtetes 
bedingt verbindliches Anerbieten, Aktien zu übernehmen, ent⸗ 
halten. Durch die Acceptation der Vorſubſkription durch die 
Gründer ſei für die künftige Aktiengeſellſchaſt nach den Grund⸗ 
ſätzen über die Verträge zu Gunſten Dritter eine Berechtigung 
(gegen die Subſkribenten) begründet worden, welche ihren Inhalt 
aus den Statuten der zu errichtenden Geſellſchaft entnehme. 
Auch dieſer Verſuch beruht auf Unkenntniß der thatſächlichen 
Verhältniſſe und ſcheitert an der gekennzeichneten Bedeutung 
der Einträge in die Subſkriptionsliſte und dem beſchränkten 
Inhalt der Einzeichnung des Bekl., ganz abgeſehen davon, daß 
zur Zeit der Auflegung der Subſkriptionsliſte Gründer der Aktien⸗ 
geſellſchaft überhaupt nicht vorhanden waren. Nicht erklärt würde 
auch hierdurch, wie, nachdem doch einmal die Aktionärrechte und 
Pflichten in den Perſonen der Gründer entſtanden waren, die 
Loslöſung dieſer Rechte und Pflichten von ihrer Perſon ohne 
Uebertragung hätte bewerkſtelligt werden können. Für die recht⸗ 
liche Beurtheilung des Erwerbes der Interimsſcheine durch den 
Bekl. bleibt hiernach — in Uebereinſtimmung mit der urſprünglichen 
Klagbegründung — nur die Auffaſſung übrig, daß dieſer Erwerb 
durch Uebertragung ſeitens der drei Gründer Herr, Schulze und 
Sammetreuther auf den Bekl. vermittelt worden iſt. Dieſer Auf⸗ 
faſſung ſteht nicht entgegen der Umſtand, daß ſtatt dieſer Gründer 
und für ſie ein Organ der Aktiengeſellſchaft dem Bekl. die auf den 
Namen der Gründer geſtellten Scheine eingehändigt hat, auch 
der Umſtand nicht, daß die genannten Gründer im Aktien⸗ 
Empfangsbeſcheinigungsbuch nicht als Eigenthümer der Scheine 
eingetragen ſind. Die wirkliche Uebertragung der Scheine ſchloß 
ſich an die Fertigſtellung derſelben an. Dieſe Uebertragung 


war nun zweifellos, da es ſich um Interimsſcheine für Klein⸗ 
aktien (Art. 207 a Abſ. 3) handelt, nach den Vorſchriften der 
Art. 220, 182 des H. G. B. jedenfalls mangels einer gerichtlich 
oder notariell beglaubigten Erklärung ungültig, ſo daß nicht 
unterſucht zu werden braucht, ob die zur Einwilligung der 
Geſellſchaft in die Uebertragung erforderliche Zuſtimmung des 
Aufſichtsrathes und der Generalverſammlung im vorliegenden 
Falle, obwohl Beſchlüſſe hierüber nicht vorliegen, als erfolgt 
angenommen werden könnte und dürfte. Die Nichtigkeit des 
Uebertragungsaktes wirkt aber zunächſt doch nur unter den 
hierbei Betheiligten, zwiſchen den Gründern und dem Bell. 
Erſtere halten ſelbſtverſtändlich an der Thatſache der Ueber⸗ 
tragung feſt; Bekl. beruft ſich jetzt erſt auf die Ungültigkeit der 
Uebertragung, um von der Pflicht zur Leiſtung der geforderten 
Einzahlung befreit zu werden. Hiermit kann er jedoch der 
Geſellſchaft gegenüber, nachdem er auf ſeinen Antrag und 
mit ſeiner Zuſtimmung in das Aktienbuch als Eigenthümer der 
acht Interimsſcheine von dem betreffenden Organ der Geſellſchaft 
eingetragen worden iſt, nicht durchdringen. Es kann garnicht 
bezweifelt werden und iſt nicht beſtritten, daß dieſe Eintragung 
mit dem Willen ſowohl der genannten drei Gründer als des 
Bekl. ſelbſt erfolgt iſt. Er hat ſich ſelbſt ſogar im Aktien⸗ 
empfangsbeſcheinigungsbuche je bei den einzelnen Interimsſcheinen 
als Empfänger derſelben unterſchriftlich bekannt. Die Aktien⸗ 
geſellſchaft hat dieſe Erklärungen durch ihr berufenes Organ, 
das den Eintrag bewerkſtelligte, angenommen. Der Bekl. hat 
hiernach der Geſellſchaft gegenüber erklärt, er wolle von nun an 
die an den Beſitz der Scheine geknüpften Rechte erwerben und 
die hiermit verbundenen Verpflichtungen auf ſich nehmen, unter 
Abſehen vom ſeitherigen Beſitz der Gründer und von etwa dem 
Uebertragungsakt im Verhältniß zwiſchen den hierbei Betheiligten 
anhaftenden Mängeln, und die Geſellſchaft hat dieſe Erklärung 
acceptirt. Dieſer übereinſtimmenden Willenserklärung iſt nach 
Maßgabe der Vorſchrift des Art. 183 Abſ. 2 des H. G. B. 
ſelbſtſtändige rechtsbegründende Wirkung beizumeſſen im Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen der Geſellſchaft und dem Bekl. (ſ. Entſch. des 
vormaligen R. O. H. G. Bd. VI S. 149, des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. III S. 163, vergl. Bd. VII S. 87). Der Thatſache, 
daß im vorliegenden Falle die Aktiengeſellſchaft den Vorſchriften 
des Art. 183 Abſ. 1, 3, ſoweit ſie eine Prüfungspflicht hin⸗ 
ſichtlich des Uebertragungsaktes bezwecken, nicht genügt hat, 
kommt hiergegen keine Bedeutung zu. Dieſe Vorſchriften ſollen 
vornehmlich dem Schutze des rechtmäßigen Eigenthümers und 
der Verhütung von Streitigkeiten über die Legitimation dienen. 
Im vorliegenden Falle war man allerſeits darüber einverſtanden, 
daß der Beſitz der Scheine auf den Bekl. übergehen und er als 
Eigenthümer im Aktien⸗Empfangsbeſcheinigungsbuche eingetragen 
werden ſolle. Die Berechtigung der Bedeutung, welche hier der 
Eintragung des Bekl. in dieſem Buche beigelegt wird, würde 
noch augenfälliger ſein, wenn im H. G. B. Art. 183, wie im 
neuen H. G. B. vom 10. Mai 1897 8 223 Abſ. 3 gejagt 
wäre: Im Verhältniſſe zu der Geſellſchaft gilt nur derjenige 
als Aktionär, welcher als ſolcher im Aktienbuche verzeichnet 
iſt. Dieſe Aenderung der Faſſung iſt nur eine redaktionelle und 
iſt von der Reichstagskommiſſion vorgenommen ohne weitere 
Begründung. Auch ſonſt tritt weder in der Denkſchrift zu dem 
Entwurfe des neuen H. G. B. noch in den Reichstagsverhand⸗ 
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ngen etwas hervor, woraus auf die Abſicht einer ſachlichen 
nderung gegenüber der Vorſchrift des Art. 183 Abf. 2 des 
G. B. geſchloſſen werden könnte. Augenſcheinlich ſollte nur 
Bedeutung der Vorſchrift ſchärfer ausgedrückt und ins. 
ondere geſagt werden, daß der Eingetragene der Geſellſchaft 
jenüber für die Einzahlungen verpflichtet werde. Jedenfalls 
die Annahme ſelbſtſtändiger rechtsbegründender Wirkung der 
ıtragung des Bekl. im Aktienbuche im vorliegenden Falle 
h den maßgebenden Willenserklärungen geboten. Inſofern 
n man allerdings ſagen, daß der Bekl., obwohl ſein Beſitz 
Interimsſcheine auf einer Uebertragung ſeitens der Gründer 
ıht, Aktionär kraft ſelbſtſtändigen Rechtsaktes geworden iſt. 
ht in Frage ſteht hier, ob der Bekl., falls ihm von den 
janen der Geſellſchaft, insbeſondere von der Generalverſamm⸗ 
g trotz feiner Eintragung im Aktienbuche die Ausübung der 
ionärrechte beſtritten oder verkümmert worden wäre, feine 
pflichtung zur Leiſtung der geforderten Einzahlung beſtreiten 
te. Hiervon liegt Nichts vor. Der Bekl. hat vielmehr von 
er Eintragung an, wie das B. G. thatfächlich feſtſtellt, die 
ntlichen Aktionärrechte ausgeübt; er hat an allen General. 
immlungen und deren Beſchlüſſen Theil genommen und 
re hindurch die zur Vertheilung gelangten Dividenden be- 
n. Andererſeits war er als Mitglied des Aufſichtsrathes 
g und hat ſogar, wie er behauptet, die erſten 50 Prozente 
Einzahlung aus ſeinen Mitteln geleiſtet. Es mag dahin⸗ 
llt bleiben, ob, wie das B. G. ausſpricht, dieſem Verhalten 
Bekl. und der entſprechenden Zulaſſung der Geſellſchaft eine 
ende Wirkung hinſichtlich der Mängel des Uebertragungs⸗ 
beigemeſſen werden könnte. Soviel geht hieraus über⸗ 
nd hervor, daß der Bekl. thatſächlich fortdauernd ſeinen 
en, gemäß ſeinem Beſitze der Interimsſcheine und feiner 
tagung, Aktionär der Geſellſchaft zu fein, in prägnanter 
e bethätigt hat und die Organe der Geſellſchaft ihn der 
agung gemäß immer als Aktionär anerkannt haben. Das 
n-Empfangsbeſcheinigungsbuch muß endlich als Aktienbuch 
Sinne des H. G. B. anerkannt werden. Der Streit, ob 
Aktienbuch ein eigentliches Handelsbuch (Art. 28 H. G. B.) 
edarf im vorliegenden Falle keiner Erörterung. Nicht be⸗ 
n iſt, daß jenes Buch als Aktienbuch der Aktiengeſellſchaft 
hußverein Schwabach allein gedient hat. Auf den Namen 
t es nicht an. Den nothwendigen Inhalt des Aktienbuches 
net die Vorſchrift des Art. 182 des H. G. B. Den dort 
tellten Erforderniſſen entſpricht das Aktien⸗Empfangs⸗ 
nigungsbuch inhaltlich vollſtändig. Die Einträge find in 
eter Weiſe bewerkſtelligt, die Interimsſcheine nach ihren 
nern in der Reihenfolge und bei jedem der Inhaber nach 
1, Stand und Wohnort aufgeführt. Nicht in Betracht 
„daß die einzelnen Blätter oder Seiten des Buches nicht 
ahlen verſehen ſind. Der Umſtand, daß je bei den die 
en Interimsſcheine betreffenden Einträgen die als Inhaber 
ihrten Perſonen noch den Empfang der Scheine quittirt 
kann der Bedeutung des Buches keinen Eintrag thun. 
S. i. S. Goppelt c. V. V. Schwabach Konk. vom 
bruar 1898, Nr. 395/97 VI. 
2. Der Erblaſſer der Kl. hat nach der Feſtſtellung des 
deren Richtigkeit nicht angezweifelt werden kann, gewerbe⸗ 
Vieh gekauft und wieder verkauft. Er war daher Kauf⸗ 


mann. Art. 4, 271 Nr. 1 H. G. B. Dabei kann es dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob ſein Gewerbe über den Umfang des 
Handwerksbetriebes hinausgegangen iſt, oder nicht. Denn in 
jedem Falle wäre er Kaufmann geweſen und es würde ſich 
nur fragen können, ob er die Eigenſchaft eines Vollkaufmanns 
oder eines Minderkaufmanns gehabt hat. Art. 10 H. G. B. 
Dieſer Umſtand iſt aber für die zur Erörterung ſtehende Frage 
ohne Bedeutung. Denn mit Ausnahme der Vorſchriften über 
die Firmen, die Handelsbücher, die Prokura und die Handels- 
geſellſchaften finden die Rechtsnormen des H. G. B. auch auf 
die Minderkaufleute Anwendung. Staub, H. G. B. Art. 10, 
§ 6, 11. Die Darlehnsverträge, welche der Erblaſſer der Kl. 
eingegangen iſt, ſind daher als Handelsgeſchäfte zu erachten. 
Art. 273, 274 H. G. B. Demnach war eine Vollmacht des 
Bekl. zum Abſchluſſe ſolcher Verträge mit dem Erblaſſer der 
Kl. auch dann gültig, wenn ſie nur mündlich ertheilt wurde. 
Ebenſo war die Gültigkeit einer nachträglichen Genehmigung 
der ohne Auftrag abgeſchloſſenen Verträge von einer beſtimmten 
Form nicht abhängig, ſondern es genügte die mündliche oder 
ſtillſchweigende Willenserklärung. Art. 317, 277 H. G. B.; 
Staub, H. G. B. Art. 317 8 4, Art. 277 8 3. Durch die 
im mündlichen Auftrage und Namens des Bekl. v. K. mit dem 
Erblaſſer der Kl. eingegangenen Darlehnsverträge wurde daher 
der Bekl. dem Letzteren gegenüber berechtigt und verpflichtet. 
Art. 298, 277, 52 H. G. B.; Staub, H. G. B. Art. 298 
§ 1. Daſſelbe geſchah durch eine nachträgliche mündliche Ge⸗ 
nehmigung derjenigen Verträge, welche K. ohne Auftrag des 
Bekl., aber in deſſen Namen mit dem Erblaſſer der Kl. 
geſchloſſen hat. Denn dutch eine ſolche Genehmigung wurde 
daſſelbe Rechtsverhältniß hergeſtellt, welches bei dem Vertrags- 
ſchluſſe auf Grund einer Vollmacht entſtanden ſein würde. 
85 142, 143 Thl. J Tit. 13 A. L. R. IV. C. S. i. S. 
Brandhorſt⸗Satzkorn c. Bluemel vom 14. März 1898, 
Nr. 194/97 IV. 

23. Wie wiederholt vom R. O. H. G. ſowohl wie vom 
R. G. ausgeſprochen worden ift, handelt es ſich bei dem An- 
ſpruch aus der zweiten Alternative des Art. 354 des H. G. B. 
nicht um eigentlichen Schadenserſatz ſondern um den Anſpruch 
auf Erfüllung. Die Ausdrucksweiſe des Geſetzes iſt eine 
ungenaue. Der Verkäufer fordert von dem im Zahlungsverzuge 
befindlichen Käufer — was untergebens zutrifft — Zahlung 
des Kaufpreiſes und erlangt dieſelbe, indem er, ſeinerſeits 
leiſtend, die Waare für Rechnung des Käufers verkaufen 
läßt, mit dem Erlöſe bis zu deſſen Höhe den Kaufpreis deckt 
und die verbleibende Differenz von dem Käufer fordert. II. C. S. 
i. S. Hergel e. Schaer u. Co. vom 18. März 1898, 
Nr. 13/98 II. 

24. Allerdings haftet der Kommiſſtonär nach Art. 361 
des H. G. B. für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
und macht ſich verantwortlich, wenn er als Kommiſſtonär bei 
Ertheilung von Rath beim Ankauf von Werthpapieren dieſe 
Sorgfalt außer Acht läßt (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 19 S. 100). Hiervon iſt indeß auch das B. G. 
ausgegangen, welches überdies hervorhebt, daß Kl. auch für 
die Mittheilungen ſeines Agenten würde einzuſtehen haben. 
I. C. S. i. S. Reitzes c. Friedländer vom 2. März 1898, 
Nr. 510/97 I. 
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III. Sonftige Reichsgeſetze. | 

Zu den Genoſſenſchaftsgeſetzen. | 

25. Allerdings iſt die Beendigung der Mithliedſchaft in 
ihrer Wirkſamkeit gegen Dritte und gegen die Genoſſenſchaft 
an und für ſich durch die Eintragung des Endigungsgrundes 
in der Liſte der Genoſſen (§ 67 Abſ. 1 des Gen. Gel. vom 
1. Mai 1889) bedingt. Es kommt aber hier weiter in Frage, 
ob die Genoſſenſchaft ſich auf die Nichteintragung der Auf: 
kündigung berufen kann, wenn dieſe Unterlaſſung durch ein 
Verſchulden ihres eigenen Vorſtandes veranlaßt iſt. In letzterer 
Beziehung irrt die Vorinſtanz, wenn fie annimmt, daß § 67 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes nicht den Vorſtand, als ſolchen, 
ſondern nur deſſen einzelne Mitglieder zur Anmeldung der Auf⸗ 
kündigung verpflichte, nur dieſen alſo hier eine Säumniß zur 
Laſt falle. Nach § 24 des Gen. Geſ. (wie auch nach § 16 
des vorliegenden Statuts) vertritt der Vorſtand die Genoſſen⸗ 
ſchaft gerichtlich und außergerichtlich, iſt alſo deren berufenes 
Willensorgan in allen Angelegenheiten, deren Erledigung ihm 
durch Geſetz oder Statut überwieſen iſt. Insbeſondere aber 
hat nach $ 67 Abſ. 1 „der Vorſtand“ die Aufkündigung des 
Genoſſen dem Gerichte zur Liſte der Genoſſen einzureichen und 
zugleich die ſchriftliche Verſicherung abzugeben, daß die Auf- 
kündigung rechtzeitig erfolgt ſei, „weil es ſonſt“, wie die Motive 
zum Gen. Geſ. S. 230 bemerken, „an jeder Sicherheit fehlen 
würde, ob die Kündigung von der Genoſſenſchaft als gültig 
anerkannt wird.“ Offenbar handelt alſo hier der Vorſtand als 
Organ der Genoſſenſchaft. Dieſe Auffaſſung des § 67 kann 
auch durch die Bezugnahme auf den Zweck der Vorſchrift in 
8 68 Abſ. 2 — Offenlegung des Verhältniſſes des Genoſſen 
zu den Gläubigern der Genoſſenſchaft und zu dieſer ſelbſt — 


nicht beſeitigt werden. Denn abgeſehen davon, daß die fort⸗ 


dauernde Eintragung der Mitgliedſchaft Dritten gegenüber in 
jedem Falle und bei fehlendem Verſchulden des Vorſtandes auch 
der Genoſſenſchaft gegenüber immerhin wirkſam, der Zweck der 
gedachten Vorſchrift alſo inſoweit gewahrt bleiben würde, tritt 
bei vorliegendem Verſchulden des Vorſtandes der Zweck und das 
formale Eintragungsprinzip des § 68 Abſ. 2 zurück vor dem 
Satze des bürgerlichen Rechts, daß niemand aus dem von ihm 
ſelbſt verſchuldeten Rechtsverluſte eines Anderen Vortheil ziehen 
ſoll. (Entſch. des R. G. Bd. 32 S. 143.) Dieſer Satz ist 
hier ausſchlaggebend. Wenn der Vorſtand der klagenden 
Genoſſenſchaft die ihm nach Obigen obliegende Pflicht zur An⸗ 
meldung der Aufkündigung des Bekl. ſowie zur Herbeiführung 
der Löſchung deſſelben im Genoſſenſchaftsregiſter nicht recht⸗ 
zeitig erfüllte und in Folge deſſen der Bekl. nicht aufhörte, 
Mitglied der Genoſſenſchaft zu fein, ſo kann ſich doch die Kl. 
hierauf nicht berufen; denn ſie würde ſich den durch Verſchulden 
ihres Vorſtandes entſtandenen Vortheil aneignen, wenn ſie noch 
nach dem Zeitpunkte, zu welchem des Bekl. Name ordnungs- 
mäßig in der Liſte zu tilgen war, ihn als Genoſſenſchafter 
in Anſpruch nehmen wollte. Dieſem Verfahren ſteht, wie 
der I. R. und die Reviſion zutreffend bemerken, die Ein- 
rede der Argliſt im Sinne der 1. 2 8 5 D. de doli 
mali et met. exc. 44, 4 entgegen, deren Geltendmachung 
durch das Gen. Geſ. nicht ausgeſchloſſen wird. Wegen Nicht⸗ 
beachtung dieſer Grundſätze, welche der erkennende Senat 
bereits unterm 2. Oktober 1896 in dem gleichartigen 


Rechtsfalle der Molkereigenoſſenſchaft Sanitz wider F. Flügge 
Rep. III. 116/1896 ausgeſprochen hat, war die angefochtene 
Entſcheidung aufzuheben. III. C. S. i. S. Loöͤbbecke 
c. Molkereigenoſſenſchaft Neudietendorf Konk. vom 15. März 
1898, Nr. 338/97 III. 

Zur Gewerbeordnung. | 

26. Das B. G. hält den über die Konventionalſtrafe 
abgeſchloffenen Vertrag für nichtig, indem daſſelbe annimmt, 
daß durch dieſen Vertrag die Erwerbsfreiheit des Bekl. in 
dem Maße beſchränkt werde, daß ſie dauernd in einer 
Richtung thatſächlich vernichtet ſei. Das B. G. führt 
hierbei aus, daß dem Bekl. durch den Vertrag jede Er⸗ 
werbsthätigkeit in Chokolade⸗Fabriken verboten, alſo ein be⸗ 
ſtimmter Gewerbebetrieb in allen ſeinen Theilen verſchloſſen 
worden ſei, ohne daß dabei dem Konkurrenzverbote eine Be⸗ 
grenzung nach Zeit oder Ort hinzugefügt worden ſei, welche 
Begrenzung insbeſondere auch nicht in dem Worte „Konkurrenz⸗ 


unternehmen“ (zumal angeſichts⸗ des klägeriſchen Schreibens vom 


5. März 1896) zu finden ſei. Dieſe, Ausführungen ſtehen mit 
der Rechtſprechung des R. G. im Einklange. Denn nach dieſer 
Rechtſprechung (vergl. z. B. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 31 Nr. 18) ergiebt ſich eine abſolute Schranke bei ver⸗ 
tragsmäßigen Konkurrenzverboten daraus, daß durch ſolche Ver⸗ 
träge die Erwerbsfreiheit des einen Kontrahenten nur bes chränkt, 
nicht für immer im Ganzen oder in einzelnen Richtungen 
vernichtet werden darf, und folgt hieraus die Unzuläſſigkeit 
vertragsmäßiger Konkurrenzverbote ohne jede Beſchränkung und 
Begrenzung nach Zeit und Ort. Auch die thatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung des B. U. betreffs der Auslegung des Vertrages läßt 
einen Rechtsirrthum nicht erkennen. Insbeſondere iſt der 
Reviſionsangriff, daß das B. U. ohne zureichende Begründung 
eine Vernichtung der Exiſtenz des Bekl. angenommen habe, 
gegenſtandslos, da das B. U. nur eine Vernichtung der Er⸗ 
werbsfreiheit des Bekl. in einer beſtimmten Richtung 
(nämlich innerhalb der Chokoladefabrikation) feſtgeſtellt hat. 
Ebenſowenig kann ſich die Reviſion mit Grund auf das Reichs⸗ 
gerichtsurtheil vom 9. März 1887 in Sachen Mirus wider 


Gödke I. 10/87 berufen. Denn in letzterem Rechtsſtreite war 


eine örtliche Begrenzung des Konkurrenzverbotes als im Weſent⸗ 
lichen auf Deutſchland ſich erſtreckend thatſächlich feſtgeſtellt worden, 
während im vorliegenden Falle eben eine ſolche örtliche Be⸗ 
grenzung fehlt. Endlich kann es bei der Frage nach der Nichtig 
keit eines Konkurrenzverbotes wegen mangelnder Begrenzung 
nach Zeit und Ort auf die Frage, ob Bekl. durch Zahlung der 
Konventionalſtrafe von der Verpflichtung frei ſein würde und 
ob dieſe Strafe bei vorhandener Begrenzung nicht übermäßig 
hoch normirt ſein würde, nicht ankommen; abgeſehen hiervon 
iſt diefer in der mündlichen Verhandlung Seitens der RE. ver⸗ 
tretene Geſichtspunkt in den Vorinſtanzen nicht geltend gemacht 
worden. Iſt ſonach der Vertrag hinſichtlich des Konkurrenz 
verbot mit Recht für nichtig erachtet worden, fo ift weiter dem 
B. U. auch darin beizuſtimmen, daß durch die von Kl. in dem 
Briefe vom 5. März 1896 erfolgte einſeitige Begrenzung des 
örtlichen und zeitlichen Umfanges des vertragsmäßigen Kon⸗ 
kurrenzverbots die Nichtigkeit des Letzteren nicht gehoben werden 
kann. III. C. S. i. S. Gädke c. Hartnuß vom 18. März 1898, 
Nr. 361/97 III. f 
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Zum Haftpflichtgeſetz. 

27. Das B. U. erblickt in dem Stehenlaſſen der Arbeitswagen 
auf dem fertig geſtellten Schienengleiſe trotz der im Uebrigen 
erfolgten zeitweiſen Einſtellung der Arbeiten eine Betriebs. 
handlung im Sinne des R. Geſ. vom 7. Juni 1871, weil 
hiermit allein ſchon im Hinblick auf die Möglichkeit eines Fort⸗ 
bewegens der Wagen durch unbefugte Hand oder durch Natur⸗ 
kräfte eine Gefahr verbunden geweſen ſei, welche in den eigen⸗ 
thümlichen Verhältniſſen des Eiſenbahnbetriebes ihren Urſprung 
gehabt habe. Wenn dieſer Ausführung gegenüber der Rkl. 
leugnet, ſowohl daß der Kl. bei dem Betriebe einer Eiſenbahn 
körperlich verletzt worden ſei, als auch daß die Verletzung durch 
die dem Eiſenbahnbetriebe eingenthümlichen Gefahren verurſacht 
worden ſei, ſo kann dieſen Ausführungen nicht beigetreten werden. 
Es iſt zunächſt nicht zu beanſtanden, daß auf einer im Bau 
begriffenen Eiſenbahn die Beförderung von Materialzügen dem 
R. Geſ. vom 7. Juni 1871 unterworfen erachtet worden iſt. 


Mit der Beförderung eines derartigen Materialzuges ſtand aber 


die Körperverletzung des Kl. auch im Zuſammenhange. Denn 
das Hinſtellen der vierzehn Materialwagen auf dem Ladegleiſe 
des Bahnhofes zu Richnau bildete noch einen Beſtandtheil der 
Materialzugbeförderung. Dieſes Hinſtellen erfolgte aber nach 
den thatſächlichen Feſtſtellungen des B. G. in Folge des hierbei 
unterlaſſenen Verſchließens einer von dem Ladegleis in der 
Richtung auf das Hauptgleis führenden Weiche in einer Art 
und Weiſe, daß bei einem durch äußere Ereigniſſe bewirkten 
Inbewegungſetzen der vierzehn Wagen Letztere auf dem Haupt⸗ 
gleis fortlaufen konnten. Das Fortlaufen der Wagen auf 
Letzterem ſteht daher noch in Zuſammenhang mit dem Betriebe 
einer Eiſenbahn. Cbenſo iſt die Körperverletzung durch die dem 
Eiſenbahnbetriebe eigenthümlichen Gefahren verurſacht worden. 
Denn das Vorhandenſein der Schienen, die Exiſtenz der großen 
und ſchweren Materialwagen und die ungewöhnlich raſche Fort⸗ 
bewegung der Letzteren auf den Erſteren gehören zu den 
Faktoren, welche die dem Eiſenbahnbetriebe eigenthümlichen 
Gefahren verurſachen. Es iſt daher § 1 des R. Gef. vom 
7. Juni 1871 mit Recht für anwendbar erachtet worden. 
Ebenſo iſt dem B. G. in der weiteren Feſtſtellung, welche auch 
von der Reviſionsbegründung nicht bemängelt worden iſt, daß 
der Unfall nicht durch höhere Gewalt (da die Abwendung der 
Gefahr durch Schließen der erwähnten Weiche möglich war) 
oder durch eigenes Verſchulden des Verletzten verurſacht worden 
iſt, beizutreten. Es iſt daher die Klage gemäß dem R. G. 
vom 7. Juni 1871 mit Recht dem Grunde nach zugeſprochen 
worden. III. C. S. i. S. Fiskus c. Zielinski vom 11. März 
1898, Nr. 337/97 III. 

IV. Das Gemeine Recht. 

28. Das B. G. geht davon aus, es möge richtig ſein, 
daß auf dem Lande in dortiger Gegend häufig für Gewährung 
von Pflege und Wohnung auch unter Verwandten Bezahlung 
geleiſtet werde, und die Bekl. bei ihren Leiſtungen wohl in der 


Erwartung einer entſprechenden Gegenleiſtung gehandelt haben 


mögen. Unterſtellt man dieſen Sachverhalt, ſo würde nach all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen der Erſatzanſpruch nicht ohne Weiteres 
zurückgewieſen werden dürfen, denn derjenige, welcher Leiſtungen 
annimmt, welche nach beſtehender Ueblichkeit bezahlt werden, und 
ihm in der Erwartung entſprechender Entſchädigung geleiſtet 


ſind, verpflichtet ſich durch die Annahme ſolcher Leiſtungen zur 
Zahlung des angemeſſenen oder üblichen Preiſes. Es würde 
dagegen auch die Erwägung des B. G. nicht zutreffen, daß die 
Bekl., einen ihnen ohne ausdrückliche Vereinbarung zuſtehenden 
Erſatzanſpruch auch dann gegen die Kl. geltend machen dürften, 
wenn ſie gerade in Rückſicht auf die fraglichen Leiſtungen durch 
letztwillige Verfügung vor den Kl. ſo bevorzugt wären, daß 
letztere leer ausginge. Wenn eine Willenseinigung dahin vorlag, 
daß die Bekl. für die gewährte Pflege und Wohnung ent⸗ 
ſprechenden Erſatz durch letztwillige Zuwendung oder durch 
Zahlung aus dem Nachlaß empfangen ſollten, ſo würden ſie 
nur einmaligen Erſatz in dieſer oder jener Form beanſpruchen 
dürfen, und eine weitergehende Forderung zurückzuweiſen ſein. 
III. C. S. i. S. Baum c. Maurer u. Gen. vom 15. März 1898, 
Nr. 350/97 III. 

29. Urſprünglich waren allerdings bei den Prädialſervituten 
weder Zeitbeſtimmungen noch Befriſtungen zugelaſſen, weil die 
Servitut beſtimmt war, den Intereſſen eines anderen Grund⸗ 
ſtücks dauernd zu dienen; das ſpätere R. R. hat aber nach 
l. 4 pr. D. d. serv. 8. 1 ſolche Nebenbeſtimmungen, und 
ſelbſt die Klauſel quamdiu volam gelten laſſen. Iſt nun in 
der Doktrin einſtimmig anerkannt, daß superficies unter Be- 
friſtung und auflöſender Bedingung begründet werden kann, ſo 
fehlt es an einem zureichenden Grunde, der Nebenbeſtimmung 
quamdiu volam die Geltung zu verſagen oder wegen dieſer 
Beſtimmung dem Rechtsverhältniſſe die Dinglichkeit abzusprechen. 
Ein entſprechender Ausſpruch der Quellen iſt nicht vorhanden. 
Entſcheidend kann immer nur der Wille des Kontrahenten be⸗ 
ziehungsweiſe des Teſtators ſein. Iſt dieſer auf Begründung 
des dinglichen, vererblichen und veräußerlichen Rechts auf eigen ⸗ 
thumsgleiche Benutzung eines auf fremdem Boden ſtehenden 
Gebäudes gerichtet, ſo kann dem Umſtand, daß der Eigenthümer 
den Widerruf vorbehalten hat, nicht die Bedeutung beigemeſſen 
werden, daß dadurch das gewollte Recht nicht zu Stande kommt 
und die Verleihung trotz des entgegenſtehenden Willens der 
Kontrahenten beziehungsweiſe des Teſtators nur als Precarium 
beſteht. Wird von der Widerrufsklauſel Gebrauch gemacht, ſo 
wird dadurch die superficies in derſelben Weiſe beendigt, wie 
bei einer unter Befriſtung begründeten superficies durch Eintritt 
des dies. III. C. S. i. S. Schaar u. Schilling c. Petzold 
vom 8. März 1898, Nr. 358/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

30. Die Verpflichtungsurkunde vom 31. Dezember 1895, 
ſowie die Verpfändungserklärung vom 13. Januar 1896 ent⸗ 
halten lediglich einſeitige Erklärungen, können alſo für ſich 
allein keinen Vergleich darſtellen, ſondern höchſtens Theile eines 
ſolchen. Letzteres wäre der Fall, wenn die Behauptungen der 


Bekl. ſich bewahrheiten ſollten. Danach ſoll C. vor oder bei 


Ausſtellung der erſten Urkunde erklärt haben: „Wenn eine Ver⸗ 
einbarung über die Schadenerſatzforderung zu Stande kommt, 
ſollen die Familien nicht unglücklich gemacht werden.“ Dies 
Vergleichsanerbieten würden die Bekl. zu 1 und 3 angenommen 
und durch Ausſtellung der beiden Urkunden erfüllt haben. C. 
hat, wie die Bekl. behauptet haben und Kl. in dem im B. U. 
bezogenen Schriftſatze vom 24. März 1897 zugeſtanden hat, 
am 14. Februar 1896 Strafanzeige erftattet, welche zur Be⸗ 
ſtrafung der Bekl. zu 1 und 3 geführt hat. Dieſen erheblichen 
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Umftand hat der B. R. nicht gewürdigt. In der von den 
Bekl. behaupteten Erklärung des C., die Familien ſollten nicht 
unglücklich gemacht werden, liegt unzweifelhaft die Zuſage, es 
ſolle keine Strafanzeige erſtattet werden. Da die Vergleichs. 
ſumme mehr als 150 Mark beträgt, bedurfte der Vergleich der 
Schriftform ($ 131 des A. L. R. Thl. I Tit. 5). Dadurch, 
daß Bekl. einſeitige Schuld und Verpfändungsſcheine ausſtellten, 
wurde die Schriftform nicht gewahrt (Juriſtiſche Wochenſchrift 
1897 S. 26 Nr. 62). C. würde daher Erfüllung des Ver⸗ 
gleiches nur fordern können, wenn er denſelben erfüllt hätte 
oder zu erfüllen bereit und im Stande wäre (§§ 146, 156 ff. 
des A. L. R. Thl. I. Tit. 5). Hat er das behauptete Ver⸗ 
ſprechen abgegeben, dann würde er infolge der Erſtattung der 
Strafanzeige die ihm obliegende Vergleichspflicht nicht nur nicht 
erfüllt haben, ſondern auch außer Stande ſein, ſie noch zu 
erfüllen. V. C. S. i. S. Beiche und Gen. c. Darlehnskaſſen⸗ 
verein in Ballenſtaedt vom 12. März 1898, Nr. 298/97 V. 

31. Das B. G. findet in der von den Kl. behaupteten, 
dem Zinſenzahlungsverſprechen des Bekl. in dem Rezeſſe vom 
20. Januar 1875 zu Grunde liegenden mündlichen Ver⸗ 
einbarung zu Unrecht zugleich den Ausſpruch des Verzichts des 
Bekl. auf ſeinen väterlichen Nießbrauch an den Erbegeldern der 
Tochter. Der Inhalt dieſes Abkommens iſt unzweideutig der, 
daß der Bekl., ungeachtet ſeines väterlichen Nießbrauchs, der 
Tochter für die Zeit, wo ſie nicht in ſeinem Hauſe lebe, die 
Zinſen wirklich gewähren ſollte und nicht, wozu er ſonſt vermöge 
ſeines Nießbrauchs ohne weiteres berechtigt geweſen ſein würde, 
unberichtigt laſſen dürfe. Eine rechtliche Verpflichtung dieſes 
Inhalts entzog zwar dem Bekl. für die in Betracht kommende 
Zeit die wirthſchaftlichen Vortheile ſeines Nießbrauchsrechts, ließ 
aber das letztere an ſich und in ſeinem rechtlichen Beſtande, mit 
den daraus ſich ergebenden ſonſtigen Rechten und Pflichten, 
unberührt. Dies tritt beſonders zu Tage bei Berückſichtigung 
der der Zinszahlungspflicht zugefügten Beſchränkung, in deren 
Folge die Zinszahlungspflicht und damit jede Einſchränkung des 
Nießbrauchs entfiel für die Zeit, wo die Tochter wieder im 
„Haufe des Bekl. lebte.“ Davon könnte, wenn in der Er- 
klärung des Bekl. der Ausſpruch des Verzichts auf ſein väter⸗ 
liches Nießbrauchsrecht gefunden werden müßte, nicht die Rede 
ſein. Auf der hiernach rechtsirrthümlichen Beurtheilung des 
von den Kl. behaupteten mündlichen Abkommens als eines 
Verzichts des Bekl. auf ſeinen väterlichen Nießbrauch beruht 
aber die Entſcheidung des B. G., indem unter Hinweis auf 
die Beſtimmung in § 381 Thl. I Tit. 16 des A. L. R., wonach 
Erlaß und Verzichtleiſtungen allemal eine ausdrückliche Willens⸗ 
erklärung erfordern, das ſchriftliche Zinsverſprechen des Bekl. 
in dem Rezeſſe vom 20. Januar 1875 zur Wahrung der zur 
Rechtswirkſamkeit des Verzichts gemäß §§ 133 ff. Thl. J Tit. 5 
des A. L. R. nothwendigen ſchriftlichen Form nicht für geeignet 
erachtet wird, weil der Verzicht einen deutlicheren Ausdruck, als 
geſchehen, hätte finden müſſen. Dabei verkennt zugleich das 
B. G. auch, unter Verletzung des § 130 Thl. I Tit. 5 des 
A. L. R. die Bedeutung des behaupteten mündlichen Abkommens 
für die Auslegung des ſchriftlichen Zinszahlungsverſprechens des 
Bekl. in dem Rezeſſe vom 20. Januar 1875. Das B. G. 
gründet ſeine Auslegung nur auf das, was regelmäßig bei 
Erbauseinanderſetzungen der hier in Rede ſtehenden Art mit der 


Verzinſung der Erbegelder bezweckt wird. Hier iſt aber gerade 
von den Kl. behauptet, daß etwas Anderes als das ſonſt 
Uebliche mit dem Zinsverſprechen bezweckt ſei und daß daſſelbe 
auch nach der Abſicht der Betheiligten der mündlich bei Abſchluß 
des Rezeſſes getroffenen Vereinbarung habe Ausdruck geben 
ſollen. Die Bezugnahme auf das Zeugniß des Amtögerichts- 
raths U. deutet darauf hin, als ob Kl. behaupten wollen, daß 
auch dieſer als der den Rezeß aufnehmende Richter der Meinung 
geweſen ſei, daß mit dem in den Rezeß aufgenommenen Zins⸗ 
verſprechen des Bekl. der behaupteten Vereinbarung habe Ausdruck 
gegeben werden ſollen und Ausdruck gegeben werde. Nach 
§ 130 Thl. J Tit. 5 des A. L. R. fol aber dasjenige, was im 
Kontrakte unleſerlich geſchrieben oder undeutlich ausgedrückt 
worden und nicht aus dem Zuſammenhange klar erhellt, auf 
andere zuverläſſige Art ausgemittelt werden. Bei mangelhafter 
Faſſung der ſchriftlichen Uebereinkunft iſt es hiernach zuläffig 
(vergl. Bornemann, Syſtematiſche Darſtellung des Preußiſchen 
Civilrechts, 2. Auflage Bd. 2 S: 262 Anm. 3), eine nähere 
Ermittelung deſſen zu veranlaſſen, was die Intereſſenten bei 
der Niederſchreibung unter den gebrauchten Worten verſtanden 
haben. Hierbei ſind mündliche Abreden neben dem ſchriftlichen 
Vertrage, welche zur Auslegung einer in dem letzteren enthaltenen 
unklaren und undeutlichen Willenserklärung dienen, keine münd⸗ 
lichen Nebenabreden im Sinne des § 128 a. a. O. (vergl. Urtheil 
des Preußiſchen Obertribunals vom 3. Dezember 1858, Striet⸗ 
horſt Archiv Bd. 31 S. 301). Daß das ſchriftliche Zins- 
zahlungsverſprechen des Bekl. nicht ſchlechthin ungeeignet iſt, 
der von den Kl. behaupteten mündlichen Vereinbarung rechts⸗ 
wirkſam Ausdruck zu geben, erkennt das B. G. auch an; die 
Auslegung in dieſem Sinne wird nur abgelehnt mit Rückſicht 
auf den regelmäßigen Zweck ſolcher Zinsverſprechen. IV. C. S. 
i. S. Koj c. Pietruſchka vom 10. März 1898, Nr. 279/97 IV. 

32. Der Reviſion konnte Erfolg nicht gewährt werden. Un⸗ 
ſtreitig hat eine Erbtheilung unter den Erben der B'ſchen Eheleute 
ſtattgefunden und nur die hier eingeklagte Hypothekenforderung 
iſt ungetheilt geblieben. Hieraus folgt nach den in dem Urtheil 
vom 9. Mai 1888 (Entſch. Bd. 21 S. 252) entwickelten 
Grundſätzen, daß die zwiſchen den Erben und Erbeserben der 
B'ſchen Eheleute in Betreff der fraglichen Hypothek beſtehende 
Gemeinſchaft als (gewöhnliches) Miteigenthum (Tit. 17 
88 1 bis 114 Thl. I A. L. R.) anzuſehen und darnach die 
Sonderrechte der Betheiligten zu beurtheilen ſind. Zu dieſen 
Sonderrechten (Individualrechten) der einzelnen Miteigenthümer 
einer Forderung (Mitgläubiger) gehört, wie das R. G. im An⸗ 
ſchluß an die Praxis des vormaligen Obertribunals angenommen 
und ausführlich begründet hat (Entſch. Bd. 20 S. 315 ff.), 
auch die Befugniß, gegen den gemeinſchaftlichen Schuldner auf 
Zahlung zur Hinterlegungsſtelle zu klagen. Hiernach ſind die 
Kl. mit Recht als zur Klage legitimirt angeſehen worden. Ob 
nach vollzogener Erbesauseinanderſetzung noch von einer B'ſchen 
„Nachlaßmaſſe“ zu welcher die Zahlung erfolgen ſoll, zu reden 
iſt, kann dahingeſtellt bleiben, da die Bezeichnung der durch die 
Hinterlegung zu bildenden Theilungsmaſſe unweſentlich iſt. Die 
Frage, ob Kl. vermöge ihres Individualrechts als Mitgläubiger 
allein zur Klage auf Zahlung zur Hinterlegungeſtelle legitimirt 
find, wird von dem Umſtande, daß der Bekl. als Erbeserbe der 
B'ſchen Eheleute in Gemeinſchaft mit ſeiner Tochter ſelbſt Mit⸗ 
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gläubiger geworden iſt, unmittelbar nicht berührt. Verklagt 
und verurtheilt iſt der Bekl. lediglich in ſeiner Eigenſchaft als 
Schuldner der Hypothek. Es wäre feine Sache geweſen, ein- 
wandsweiſe die Rechte, die ihm durch Erbgang an der auf 
ſeinem Grundſtück haftenden Hypothek zugefallen ſind, gegenüber 
der an ſich begründeten Klage geltend zu machen. Das iſt nach 
Inhalt des Thatbeſtandes der vorinſtanzlichen Urtheile nicht 
geſchehen. Es iſt daher auch über die Quote nicht verhandelt 
worden, mit welcher der Bekl. an der Hypothek betheiligt iſt. 
Nur in Höhe dieſes Antheils aber hätte der Bekl. allenfalls dem 
Verlangen auf Zahlung zur Hinterlegungsſtelle widerſprechen, 
insbeſondere eine Tilgung durch Konfuſion geltend machen können 
(§ 65 des E. E. G.). Der Bekl. hat dies nicht gethan, viel⸗ 
mehr den Einwand der Tilgung lediglich auf den behaupteten 
Vergleich gegründet. V. C. S. i. S. Struwe c. Struwe u. Gen. 
vom 16. März 1898, Nr. 85/98 V. 

33. Der Reviſionsbeſchwerde konnte ein Erfolg nicht gegeben 
werden. Der Bekl. hat dem Klageanſpruche die Einrede ent 
gegengeſtellt, daß er die frühere Ehewohnung zu verlaſſen 
genöthigt geweſen ſei, weil die Kl. in derſelben liederlichen 
Frauenzimmern Aufnahme gewährt habe. Der B. R. hat den 
Einwand verworfen, da das gerügte Verhalten der Kl. dem 
Bekl. keinen ausreichenden Grund gegeben habe, die Ehegemein⸗ 
ſchaft aufzuheben, es ihm vielmehr als dem Haupte der ehelichen 
Geſellſchaft obgelegen hätte, dem Treiben der Kl. zu ſteuern. Dieſer 
Entſcheidungsgrund iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. IV. C. S. 
i. S. Rönſch c. Rönſch vom 24. Februar 1898, Nr. 263/97 IV. 

34. Wenn der Bekl. die Kl., wie feſtgeſtellt, mißhandelt 
hat, ſo iſt dieſe, ſo lange ihr nicht überzeugend dargethan iſt, 
daß ſie weiteren Mißhandlungen von Seiten des Bekl. nicht 
ausgeſetzt fein werde, — und daß dies geſchehen, iſt nicht be- 
hauptet, — berechtigt, von dem Bekl. getrennt zu leben, und 
folglich letzterer verpflichtet, ihr außerhalb ſeiner Wohnung den 
Unterhalt zu gewähren. Dazu tritt noch, daß der Bekl. in der 
Berufungsiſtanz zur Verhandlung vom 20. März 1897 auf 
das ausdrückliche Erbieten der Kl., zu ihm zurückzukehren, 
erklärt hat, daß er die Kl., nachdem ſie dem gerichtlichen Rück⸗ 
kehrbefehle nicht Folge gegeben habe, nicht mehr bei ſich auf⸗ 
nehmen wolle. Wie der B. R. zutreffend angenommen hat, 
begründet dieſe Weigerung jedenfalls vom 20. März 1897 ab 
die Verpflichtung des Bekl. zur Alimentirung der Kl. außerhalb 
des Hauſes. Die Reviſion hat unter Hinweis auf ein Urtheil 
des jetzt erkennenden Senats des R. G. in Sachen Winiaszewski 
wider Winiaszewski IV. 150/1894 vom 29. Oktober 1894 
(mitgetheilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahrgang 1894 
S. 582) geltend gemacht, die Nichtbefolgung des Rückkehrbefehls 
ſeitens der Kl. ſchließe die Verpflichtung des Bekl. zur Wieder⸗ 
aufnahme derſelben und folglich auch zur Gewährung des 
Unterhalts an ſie außerhalb der Ehewohnung aus, ſodaß der 
Weigerung des Bekl., die Kl. bei ſich aufzunehmen, eine rechtliche 
Bedeutung nicht beizulegen ſei. Der Angriff iſt nicht begründet. 
Die in jenem Urtheile aufgeſtellten Grundſätze finden hier keine 
Anwendung. Beiden Fällen liegt ein verſchiedener Sachverhalt 
zu Grunde, indem insbeſondere in jenem Falle, abweichend von 
dem hier vorliegenden, die Ehefrau ihre Weigerung zum Manne 
urückzukehren, fortgeſetzt aufrecht erhalten hatte. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 


35. Die in dem Urtheile des erkennenden Senats vom 
15. Dezember 1887 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 20 
S. 251) iſt des Näheren dargelegt worden, daß der gemäß 
§ 718a a. a. O. qualifizirte Widerwille zur Begründung einer 
Eheſcheidungsklage — wie ſolches bereits in dem Pleuarbeſchluſſe 
des früheren Obertribunals, Entſch. des Obertribunals Bd. 5 
S. 175 angenommen worden — alsdann hinreicht, ſobald 
derſelbe durch erhebliche Thatſachen unterſtützt wird, wenn dieſe 
auch keine geſetzmäßigen Gründe zur Ehetrennung enthalten, und 
daß darnach ſich die zur Unterſtützung dienenden Thatſachen nicht 
als bloße Erkenntnißmittel für das Vorhandenſein eines tief 
eingewurzelten Widerwillens, ſondern zugleich als objektive 
Rechtfertigungsgründe deſſelben darſtellen, ohne welche dem 
auch noch fo evidenten Widerwillen die Kraft eines Eheſcheidungs⸗ 
grundes nicht beigelegt werden darf. Dieſer Grundſatz iſt vom 
erkennenden Senate bisher ſtets feſtgehalten worden und die 
jetzige Prozeßlage bietet keine Veranlaſſung, von demſelben ab- 
zugehen. IV. C. S. i. S. Anders c. Anders vom 14. März 
1898, Nr. 344/97 IV. 

36. Der Bekl. hat eingewendet, daß die Kl. ihm den im 
Jahre 1894 begangenen Ehebruch ausdrücklich verziehen habe. 
Wie bereits erwähnt, können nach § 720 Thl. II Tit. 1 des 


A. L. R. Beleidigungen, welche einmal ausdrücklich verziehen 


worden, in der Folge nicht weiter als Eheſcheidungsurſachen 
gerügt werden. Den Begriff der „ausdrücklichen Verzeihung“ 
hat das Geſetz nicht definirt. Jedoch iſt im $ 722 a. a. O. 
beſtimmt, daß blos aus Leiſtung der ehelichen Pflicht, wozu 
beide Theile vor Anſtellung der Klage verbunden waren, kein 
Verzicht auf das Recht zur Scheidungsklage gefolgert werden 
ſolle. Nach der Judikatur der oberſten Gerichtshöfe, von welcher 
abzugehen kein Grund vorliegt, iſt zu einer ausdrücklichen Ver⸗ 
zeihung erforderlich, daß der Wille des beleidigten Ehegatten, 
auf den an ſich gegebenen Eheſcheidungsgrund zu verzichten, 
unmittelbar zum Ausdruck gelange. (Entſch. des Obertribunals 
Bd. 71 S. 220. Entſch. des R. G. Bd. 11 S. 310. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1890 S. 167 Nr. 40. Bolze, Praxis, Bd. 12 
Nr. 517, Bd. 17 Nr. 547.) Einer beſtimmten Formulirung 
der den Verzeihungswillen zum Ausdrucke bringenden Erklärung 
bedarf es nicht, vielmehr genügt es, wenn der an den Tag zu 
legende Wille beſtimmt und unzweideutig ausgeſprochen wird. 
(Striethorſt Archiv Bd. 26 S. 100, Bd. 60 S. 218, Bd. 97 
S. 161. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 6 S. 279. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1892 S. 248 Nr. 45. Gruchot, Beiträge, Bd. 14 
S. 288, Bd. 35 S. 978.) Dies kann nicht blos durch ge- 
ſprochene oder geſchriebene Worte, ſondern auch durch deutliche 
Zeichen geſchehen, z. B. durch Nicken oder Schütteln des Kopfes 
als Antwort auf eine geſtellte Frage. (Striethorſt Archiv, 
Bd. 30 S. 248, Bd. 70 S. 106, 107. Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. 71 S. 220. Gruchot, Beiträge Bd. 30 S. 132.) 
Auch eine Handlung, welche an ſich nicht zur gewöhnlichen 
Zeichenſprache benutzt zu werden pflegt, wird unter Umſtänden 
für ausreichend erachtet werden können, z. B. wenn in 
Erwiderung einer von dem Ehemanne ausgeſprochene Bitte 
um Verzeihung dieſe Seitens der Ehefrau dadurch be- 
thätigt wird, daß ſie den Ehemann umarmt oder küßt. 
(Gruchot Beiträge Bd. 30 S. 132.) Immer aber iſt hierbei 
erforderlich, daß die als Willensäußerung in Frage kommende 
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Handlung dazu beſtimmt und an ſich geeignet iſt, ohne Weiteres 
als Ausdruck des Gewollten zu dienen. Bedarf es zur Klar⸗ 
legung noch einer weiteren Schlußfolgerung, ſo kann in der 
betreffenden Handlung nicht eine ausdrückliche, ſondern nur eine 
ſtillſchweigende Willenserklärung erblickt werden, und die letztere 
genügt nicht, um die Scheidungsklage zu beſeitigen. Entſch. 
des Obertribunals Bd. 71 S. 220. Jur. Wochenſchr. 1891 
S. 36 Nr. 89. IV. C. S. i. S. Telſchow c. Telſchow vom 
3. März 1897, Nr. 361/97 IV. 

37. Die dem Klageanſpruche gegenüber vom Bekl. allein 
aufrecht erhaltene Einrede der Verjährung hat das B. G. 
aus zwei ſelbſtändigen Gründen verworfen, welche beide 
von der Reviſion als rechtsirrthümlich und auf Verletzung der 
88 610, 710 Thl. II Tit. 11 und §8 543, 544, 629 


Thl. 1 Tit. 9 des A. L. R. beruhend bekämpft werden. Der 


erſte Grund ftüßt ſich auf den 8 610 des A. L. R. Thl. II 
Tit. 11, welcher unter dem Marginale zu den SS 610 - 617 


„Wie das Patronatrecht aufhöre“ beſtimmt: Niemand kann, 


ohne ausdrückliche Einwilligung der Gemeinde, und ohne Ge⸗ 
nehmigung der geiſtlichen Oberen, des Patronatrechts und der 
damit verbundenen Obliegenheiten ſich begeben. Im Zuſammen⸗ 
hange mit der Vorſchrift im § 611: Dagegen verliert aber 
auch der Patron ſeine Rechte keineswegs durch den bloßen 
Nichtgebrauch —, und des § 612, nach welcher der Patron 


einzelne Befugniſſe durch deren Erſitzung ſeitens der Gemeinde 


oder Dritter allerdings verlieren kann, findet das B. G. im 
Anſchluß an das in gleichem Sinne ergangene Urtheil des jetzt 
erkennenden Senats vom 8. Februar 1892 — Entſch. Bd. 29 
S. 188 — im $ 610 den Satz ausgeſprochen, daß die Kirchen⸗ 
gemeinde ihre Anſprüche an den Patron nicht durch Nicht⸗ 
gebrauch, ſondern nur durch ihre ausdrückliche Einwilligung 
unter Genehmigung der geiſtlichen Oberen ſolle verlieren können, 
abgeſehen von dem in § 710 a. a. O. vorgeſehenen Verluſte 
durch Obſervanz. Demgegenüber macht die Reviſion geltend, 
daß die Vorſchriften in den SS 610 fg. a. a. O., wie ſchon das 
Marginale zu denſelben und auch deren Sinn ſelbſt beſage, 
nur über das Aufhören des Patronatrechts und über den 
Verluſt einzelner Beſtandtheile dieſes Rechts ſich verhalten, 
nicht aber sedes materiae ſeien für das Aufhören der Rechte 
der Gemeinde. Nur der einſeitigen Dereliktion des Patronats 
habe vorgebeugt werden ſollen und auch nur dieſem geſetz⸗ 
geberiſchen Gedanken gebe der § 610 Ausdruck. So ſpreche 
auch der § 611 blos den folgerichtigen Satz aus, daß der 
Patron aber auch ſeine Rechte durch den bloßen Nichtgebrauch 
nicht verliere. Die Reviſion wendet ſich hierbei zugleich gegen 
die Begründung des vorgedachten reichsgerichtlichen Urtheils mit 
der Ausführung, daß gleich deſſen erſte Folgerung aus § 610: 
der Patron werde von ſeinen Verpflichtungen nur befreit, wenn 
die Gemeinde ausdrücklich einwillige und dieſe Einwilligung 
die Genehmigung der Kirchenoberen finde —, auf die 
Patronatsbaulaſt um deshalb nicht paſſe, weil der Patron von 
dieſer Laſt nach § 710 a. a. O. auch durch ununterbrochene 
Gewohnheit, worunter nicht blos gewohnheitsrechtliche Obſervanz, 
ſondern alle thatſächlichen Uebungen während langer Zeit, auch 
Erſitzung zu verſtehen ſei, ſowie durch rechtskräftiges Erkenntniß 
frei werde. Die Rechtswirkſamkeit dieſer Titel ſei aber unab⸗ 
hängig von der Genehmigung oder Zuziehung der geiſtlichen 


Obern. Gerade durch § 710 a. a. O. und durch das Fehlen 
anderer zwingender Vorſchriften erkenne das A. L. R. an, daß 
die Kirchengemeinde durch Handlungen und Unterlaſſungen ihre 
Rechte dem Patron gegenüber bezüglich der Patronatslaſt 
ſchmälern und verwirken könne. Daraus folge aber auch die 
rechtliche Möglichkeit des Verluſts des Rechts der Gemeinde auf 
Patronatsbaubeiträge durch den Nichtgebrauch dieſes Rechts. — 
Wenn auch der Reviſton darin beizutreten iſt, daß den nächſten 
Gegenſtand der unter dem Marginale „Wie das Patronatrecht 
aufhöre“ ſtehenden § 610 - 617 des A. L. R. Thl. II Tit. 11 
die Regelung der Beendigung des Patronats bildet, und daß 
insbeſondere der §S 611, mit Bezug auf den im § 610 aus- 
geſprochenen Ausſchluß der Befugniß des Patrons zum ein⸗ 
ſeitigen Aufgeben des Patronats, dem Gedanken hat Ausdruck 
geben ſollen, wie dies auch bereits in dem mehrgedachten Ur⸗ 
theile vom 8. Februar 1892 hervorgehoben iſt: daß dagegen 
auch die Rechte des Patrons mittels Verjährung durch Nicht⸗ 
gebrauch nicht aufgehoben werden, ſo haben doch im übrigen 
die Ausführungen der Reviſion keinen ausreichenden Anlaß ge⸗ 
boten, um bei der erneuten Prüfung der Frage von der dem 
Urtheile vom 8. Februar 1892 zu Grunde liegenden Auffaſſung 
abzugehen dahin: daß die Kirchengemeinde ihrer Rechte gegen 
den Patron durch bloßen Nichtgebrauch, alſo durch paſſives 
Verhalten, nicht verluſtig gehen kann. Das Rechtsinſtitut der 
Verjährung iſt poſitiven Rechts — 8 500 des A. L. R. Thl. J 
Tit. 9 — und greift daher nicht Platz für Rechtsverhältniſſe, 
bezüglich deren es nicht ausdrücklich zugelaffen iſt (vergl. Förſter⸗ 
Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. I § 46 bei Note 12, 13). 
Wenn daher betreffs des Patronatrechts zwar nach $ 574 des 
A. L. R. Thl. II Tit. 11 die erwerbende Verjährung zugelaſſen, 
aber, wie die Reviſion auch anerkennt, die erlöſchende Ver⸗ 
jährung durch die Beſtimmungen in den 88 610 - 612 a. a. O. 
grundſätzlich ausgeſchloſſen und nur für einzelne darin enthaltene 
Befugniſſe bei gleichzeitiger entgegenſtehender Erſitzung zugelaſſen 


iſt, jo rechtfertigt ſich ſchon hieraus ohne Weiteres die Annahme, 


daß der erlöfchenden Verjährung eine über dieſe Ausnahme 
hinausgehende Wirkung bei dem Rechtsinſtitut des Patronats 
nicht hat eingeräumt werden ſollen. Um ſo unbedenklicher iſt 
dann aber die dem Wortlaute ſowohl wie dem Zuſammenhange des 
§ 610 mit den §8 611, 612 und dem Zwecke der Vorſchrift im 
§ 610 entſprechende Auslegung, daß dadurch der Verluſt der 
Rechte der Kirchengemeinde durch bloßen Nichtgebrauch, alſo durch 
erlöſchende Verjährung hat ausgeſchloſſen werden ſollen. Hiermit 
erledigt ſich zugleich die Ausführung der Reviſton, daß ſyſtem⸗ 
gemäß hier nicht der Ort geweſen ſei, das Aufhören der Rechte 
der Gemeinde zu regeln. Soweit es ſich um die Beendigung 
dieſer Rechte durch bloßen Nichtgebrauch handelt, war gerade 
hier, wo das Aufhören des Patronatrechts durch bloßen Nicht- 
gebrauch geordnet werden ſollte, für den Geſetzgeber der Aus- 
ſpruch geboten, unter welchen Vorausſetzungen der Patron von 
ſeinen Verpflichtungen frei werden könnte. Die Auffaſſung der 
Reviſion, als ob unter den im §8 710 a. a. O. für die 
Regelung der Patronatsbaulaſt als maßgebend bezeichneten 
„ununterbrochenen Gewohnheiten“ nicht blos die objektiv rechtliche 
Obſervanz, ſondern alle thatſächlichen Uebungen und Gewohn⸗ 
heiten zu verſtehen und damit die Zuläſſigkeit der Verjährung 
vom Geſetze ſelbſt anerkannt ſei, iſt verfehlt. Der Begriff der 
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„ununterbrochenen Gewohnheiten“ im $ 710 deckt ſich mit dem 
Begriffe der „Obſervanz“ in den 88 3 und 4 der Einleitung 
zum A. L. R., als Gewohnheitsrecht, welches örtliche oder 
korporative Verhältniſſe innerhalb einer engeren korporativen 
Gemeinſchaft regelt und ſich gerade dadurch von der Verjährung 
unterſcheidet, daß ſie nicht, wie dieſe, in Geſtaltung individueller 
Rechtsverhältniſſe, in Hervorbringung von Berechtigungen und 
Verpflichtungen zwiſchen beſtimmten Perſonen oder in der Auf⸗ 
hebung ſolcher Rechtsverhaͤltniſſe beſteht (vergl. Dernburg, Lehr⸗ 
buch des Preußiſchen Privatrechts, Bd. I § 21 Nr. 1, Förſter⸗ 
Cccius a. a. O. 8 16 Abi. 2, Urtheil des Preußiſchen Ober⸗ 
tribunals vom 11. Mai 1852, Striethorſt Archiv Bd. 7 S. 9). 
Auch im übrigen überſieht die Reviſion bei ihrem Hinweiſe auf 
§ 710 des A. L. R. Thl. II Tit. 11, daß die für den Patron 
befreiende Wirkung des rechtskräftigen Erkenntniſſes oder der 
Obſervanz ihrem entſcheidenden Grunde nach nicht in der Ein⸗ 
willigung der Kirchengemeinde, ſondern in der davon un- 


abhängigen ſelbſtſtändigen Rechtskraft dieſer Rechtstitel beruht, 


bei welchen deshalb auch von dem Vorbehalte der Einwilligung 
der Kirchenoberen ebenſowenig die Rede ſein kann, wie bei dem 
in $ 710 noch erwähnten Falle, daß die Regelung der 
Patronatsbaulaſt durch beſonderes Provinzialgeſetz erfolgt iſt. 
Gegenüber der mehrgedachten Entſcheidung des jetzt erkennenden 
Senats vom 8. Februar 1892 glaubt endlich die Reviſion für 
ihre Auffaſſung ſich auf das Urtheil deſſelben Senats vom 
12. Juni 1890 — IV 53/90 — in Sachen Fiskus wider 
Kirchengemeinde St. Annen zu Eisleben berufen zu dürfen, in 
welchem eine Verjährung der Patronatsbaulaſt keineswegs all⸗ 
gemein ausgeſchloſſen, ſondern unter Anerkennung der Zuläſſigkeit 
der Verjährung an ſich in eine Prüfung der Frage eingetreten 
ſei, ob die entſchuldbare Nichtkenntniß der Einführung des 
A. L. R. in den ehemaligen kurſächſiſchen Landestheilen den 
Beginn der Verjährung gehindert habe. Ein ſolches Anerkenntniß 
findet ſich aber in dem Urtheile ſelbſt nicht ausgeſprochen; zu 
einem ſolchen grundſätzlichen Ausſpruche lag damals auch keine 
Veranlaſſung vor, weil die Einrede der Verjährung aus einem 
beſtimmten Grunde vom B. G. verworfen war, und dieſer 
Grund vom Reviſionsgericht für zutreffend erachtet wurde. 
IV. C. S. i. S. Fiskus c. Gemeinde Eckmannsdorf vom 
28. Februar 1898, Nr. 265/97 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

38. Die Reviſion würde begründet ſein, wenn der Vertrag 
om 27. März 1895 als Kaufvertrag oder Punktation im Sinne 
er Tarifnummern 28 und 46 der Verordnung vom 7. Auguſt 1867 
ufzufaffen wäre. Mit Recht hat jedoch die Vorinſtanz an⸗ 
jenommen, daß beide Geſichtspunkte nicht zutreffen. Der Ver⸗ 
rag ſtatuirt nur einſeitige Rechte des einen oder anderen der 
tontrahenten auf den Abſchluß eines feinem Inhalt nach 
gegebenen Kaufvertrages, und hängt es daher auch von dem 
inſeitigen Willen der Kontrahenten ab, ob es demnächſt zur 
zingehung eines Kaufvertrages kommen wird. Die von der 
tevifion in Bezug genommene Entſcheidung des R. G. vom 
1. März 1893 beruht auf einem weſentlich abweichenden That- 
eſtande, inſofern dort ein beide Kontrahenten gleichmäßig 
indender und berechtigender Vertrag vorlag, aus welchem auf 
ſerbeiführung der geſetzlich erforderlichen Vertragsform geklagt 


werden konnte. III. C. S. i. S. Fiskus c. Poſſehl & Co. vom 
11. März 1898, Nr. 346/97 III. | 

39. Die Tarifpoſition 70c zu dem Stempelſteuergeſetze 
vom 31. Juli 1895 lautet: „Verſicherungsverträge, auch in 
der Form von Policen und deren Verlängerungen, wenn ſie 
betreffen: Verſicherungen gegen andere Gefahren (Feuer-, Hagel», 
Viehverſicherungen u. ſ. w.) für jedes Jahr der Verſicherungs⸗ 
dauer Yrooo vom Hundert d. i. 1 Pf. von 1000 Mark der 
verſicherten Summe in Abſtufungen von 10 Pf. für je 
10 000 Mark oder einen Bruchtheil dieſes Betrages“. Die 
Vorſchriſt bildet, wie das B. G. mit Recht annimmt, ein ein⸗ 
heitliches Ganzes und iſt von dieſem Geſichtspunkte aus zu 
interpretiren. Sie beſagt klar und unzweideutig, daß den 
Gegenſtand der Beſteuerung die verſicherte Summe, und alſo 
diejenige Summe ausmache, welche „der Verſicherer als Ver⸗ 
gütung des aus einer beſtimmten Gefahr die verſicherte Sache 
treffenden Schadens zu entrichten übernimmt“. (§ 1934, 


Thl. II Tit. 8 A. L. R.) Dieſe Verſicherungsſumme wird 


durch die Dauer der Verſicherung nicht geändert. Von ihr ſoll 
die Stempelabgabe zu dem Steuerſatze von "/ıooo vom Hundert, 
d. h. von 1 Pf. von 1000 Mark in Abſtufungen von 10 Pf. 
für je 10 000 Mark oder einen Bruchtheil dieſes Betrages, 
berechnet werden. Dieſe Stempelabgabe ſoll bei einjähriger 
oder kürzerer (Tarifpoſition 70 c Abſ. 2) Verſicherung ein Mal, 
bei mehrjähriger Verſicherung fo viele Male, als Verſicherungs⸗ 
jahre oder deren Bruchtheile in Betracht kommen, erhoben 
werden. Bei einem Verſicherungsvertrage alſo, welcher über 
12 000 Mark auf 4 Jahre geſchloſſen iſt, würde die Stempel⸗ 
abgabe in der Weiſe zu ermitteln fein, daß zunächſt Y/ıooo Prozent 
von 12 000 Mark berechnet wird. Der ſich ergebende Betrag 
von 12 Pf. wäre auf 20 Pf. abzurunden. Dieſe Summe 
würde die Jahresabgabe, — die Stempeleinheit, — bilden. 
Dieſelbe müßte bei der vierjährigen Verſicherung vier mal ge⸗ 
nommen werden, um ſo im Betrage von 80 Pf. die zu erhebende 
Stempelabgabe darzuſtellen. Unter Anwendung dieſer Grund⸗ 
ſätze hat die Steuerbehörde mit Recht von der Kl. einen 
Stempelbetrag von 15,60 Mark nachgefordert, und es iſt daher 
die auf Erſtattung dieſes Betrages gerichtete Klage unbegründet. 
Unter der Herrſchaft des Geſetzes vom 7. März 1822 (Tarif⸗ 
poſition „Aſſekuranz⸗Policen“) wurde die Verſicherungsprämie 
als der ſteuerpflichtige Gegenſtand des Verſicherungsvertrages 
betrachtet und bei mehrjährigen Verſicherungen die Geſammt⸗ 
ſumme der Jahresprämien der Verſteuerung zu Grunde gelegt. 
Striethorſt Archis Bd. 55 S. 258. In Uebereinſtimmung 
hiermit beſtimmt die Tarifpoſition 70b des Geſetzes vom 
31. Juli 1895, daß bei Unfall- und Haftpflichtverſicherungen 
die Stempelabgabe von dem Geſammtbetrage der verabredeten 
Prämien zu berechnen ſei. In der Tarifpoſition 706 dagegen 
iſt das Prinzip der Prämienbeſteuerung verlaſſen. Für dieſelbe 
iſt daher die auf dieſem Prinzipe beruhende Berechnung der 
Stempelabgabe weder unmittelbar noch analog anwendbar. 
IV. C. S. i. S. Feuerverſicherungsbank für Deutſchland 
c. Fiskus vom 14. März 1898, Nr. 286/97 IV. 

Zur Städteordnung vom 30. Mai 1853. 

40. Der Kl. gründet ſeine Behauptung, daß ihm die Eigen⸗ 
ſchaft eines gemäß § 56 Nr. 6 der Städteordnung vom 
30. Mai 1853 angeſtellten ſtädtiſchen Beamten zuſtehe, auf 
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das Schreiben des Kuratoriums des ſtädtiſchen Gentral- 
viehhofes, betreffend feine Wahl zum zweiten Vorſteher⸗ 
ſtellvertreter des Fleiſchſchauamts in Verbindung mit feiner 
Vereidigung und auf die langjährige Ausübung der ihm in 
dieſer Stellung obliegenden Thätigkeit in Verbindung mit dem 
dieſe ſeine Thätigkeit genehmigenden Verhalten des Magiſtrats 
der Bekl. Das B. G. hat die Frage, ob der Kl. als ein 
gemäß 8.56 Nr. 6 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
angeſtellter ſtädtiſcher Beamter anzuſehen ſei, aus verſchiedenen 
Gründen verneint. Von dieſen können diejenigen. Gründe, 
welche von der Auffaſſung ausgehen, daß dem Schreiben des 
Kuratoriums des ſtädtiſchen Centralviehhofes vom 14. No⸗ 
vember 1883 die Wirkung einer Amtsübertragung nicht bei⸗ 
zumeſſen ſei und inhaltlich die Thätigkeit des Kl. als Vorſteher⸗ 
ſtellvertreter ſich nicht von einer bei größeren gewerblichen Be⸗ 
trieben üblichen Beauſſichtigung durch damit betraute Aufſichts⸗ 
perſonen unterſcheide, auf ſich beruhen, da der weitere aus dem 


Regulativ für die Unterſuchung des Schlachtviehs vom 23. Fe- 


bruar 1883 entnommene Entſcheidungsgrund für zutreffend zu 
erachten iſt. Das Regulativ, welches kraft der in den Geſetzen 
vom 18. März 1868 und 9. März 1881 (Preußiſche Geſetz⸗ 
ſammlung für 1868 S. 277 ff. und für 1881 S. 273 ff.) 
den Gemeinden ertheilten Ermächtigung erlaſſen und deshalb 
einem Geſetz gleichzuſtellen iſt, hat einmal die Vorſteherſtell⸗ 
vertreter des Fleiſchſchauamts ausdrücklich nur als Sachverſtändige 
bezeichnet, dann aber auch die Anſtellung dieſer Sachverſtändigen 
derartig von der Genehmigung des Königlichen Polizeipräſidiums 
abhängig gemacht, daß der Widerruf ihrer Anſtellung erfolgen 
muß, wenn das Königliche Polizeipräſidium ſeine Zuſtimmung 
zur Anſtellung zurücknimmt. Dieſe in der Anſtellung liegende 
Beſchränkung würde unter allen Umftänden, auch wenn der 
Kl. als angeſtellter Beamter anzuſehen wäre, die Möglichkeit 
ausſchließen, daß er gemäß § 56 Nr. 6 der Städteordnung 
als lebenslänglich angeſtellter ſtädtiſcher Beamter angeſehen 
werden könne. Darauf, ob dem Kl. gegenüber eine Zurück⸗ 
nahme der polizeilichen Genehmigung nicht erfolgt und aus 
dieſem Grunde ſeine etwaige Stellung als Beamter nicht er⸗ 
loſchen iſt, wie in dem Falle des Urtheils des IV. C. S. des 
R. G. vom 29. März 1897 bezüglich eines Standesbeamten 
(Entſch. des R. G. Bd. 39 S. 261), kommt es im vorliegenden 
Falle nicht weiter an. IV. C. S. i. S. Naake c. Stadt 
Berlin vom 7. März 1898, Nr. 274/97 IV. 
Zum Grundſteuerentſchädigungsgeſetz. 

41. Dem Großvater des Kl. mütterlicherſeits find im 
Jahre 1869 auf Grund des Geſetzes vom 21. Mai 1861 als 
Entſchädigung für die Aufhebung der Grundſteuerfreiheit des 
ihm damals gehörig geweſenen Rittergutes Kelbra II 
6 718 Mark 30 Pf. vom Fiskus gezahlt worden. Die drei 
Erben dieſes Entſchädigungsempfängers, nämlich die Mutter des 
Kl. und zwei Brüder derſelben, ließen das gedachte Gut ſpäter 
im Wege der freiwilligen Subhaſtation erbtheilungshalber ver⸗ 
ſteigern. Dabei wurde daſſelbe von der Mutter des Kl. und von 
dem eineg ihrer Brüder gemeinſchaftlich erſtanden. Demnächſt 
hat der Kl. von ſeiner Mutter deren Antheil am Eigenthum 
des Gutes in Folge eines mit derſelben am 13. April 1888 ab» 
geſchloſſenen „Ueberlaſſungsvertrages“ für einen „Annahmepreis“ 
von 282 000 Mark erworben. Dabei verpflichtete ſich der Kl. 


ſeinen Eltern eine lebenslängliche Rente zu zahlen, während der 
Annahmepreis ihm im Uebrigen auf ſein künftiges Muttererbtheil 
überwieſen wurde. Wegen einer etwaigen Abfindung anderer 
geſetzlicher Erben iſt in dieſem Vertrage eine Beſtimmung nicht 
getroffen; auch herrſcht darüber kein Streit, daß der Kl. Ge⸗ 
ſchwiſter nicht beſitzt. Bei dieſer Sachlage iſt ſeitens der 
Königlichen Regierung zu Merſeburg angenommen worden, daß 
der Kl. — obwohl ſeine Mutter zur Zeit noch lebt — auf 
Grund des Geſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 119) 
verpflichtet ſei, von der ſeinem Großvater gezahlten Entſchädigungs⸗ 
ſumme den dritten Theil mit 2 239 Mark 43 Pf. zurückzuzahlen. 
Gegen den desfallſigen Feſtſetzungsbeſchluß hat der Kl. recht⸗ 
zeitig den Rechtsweg beſchritten und in II. J. iſt der Bekl. dem 
Klageantrage entſprechend verurtheilt, anzuerkennen, daß der Kl. 
nicht verpflichtet iſt, das gezahlte Entſchädigungskapital zum 
Theilbetrage von 2 239 Mark 43 Pf. an die Staatskaſſe zurüd- 
zuerſtatten. Die vom Bekl. gegen dieſe Entſcheidung eingelegte 
Reviſion konnte für begründet nicht erachtet werden. Eingehend 
dargelegt. IV. C. S. i. S. Fiskus e. Herrmann vom 24. Fe⸗ 
bruar 1898, Nr. 262/97 IV. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

42. Es beſteht nach den Grundſätzen des preußiſchen 
Hypothekenrechts kein Zweifel darüber, daß es für die Rechts⸗ 
beſtändigkeit einer Hypothek nicht ſowohl darauf ankommt, ob 
gerade derjenige Schuldgrund vorhanden iſt, den die Hypotheken⸗ 
urkunde als den der Hypothek zu Grunde liegenden bezeichnet, 
daß vielmehr die Hypothek auch gültig iſt, wenn der Schuld⸗ 
grund unrichtig bezeichnet wurde, wofern nur die Forderung, für 
welche die Hypothek in Wahrheit beſtellt worden iſt, exiſtirt und 
als zu Recht beſtehend anerkannt werden muß. In dieſem Sinn 
hat das R. G. wiederholt erkannt (vergl. Gruchot's Beiträge 
Bd. 26 S. 427, Bd. 27 S. 945, Bd. 31 S. 1048, Bd. 34 
S. 470 und S. 963). Der B. R. hat nun im vorliegenden 
Falle feſtgeſtellt, daß zwar der Bekl. ein Darlehn von 5 000 Mark 
nicht hergegeben hat und daß inſofern die Bezeichnung in der 
Schuldurkunde vom 18. November 1892 unrichtig iſt, daß aber 
nach Abſicht der Parteien die Hypothek für 5 000 Mark rüd- 
ſtändige Kaufgelder beſtellt werden ſollte und beſtellt worden iſt, 
die von den P.'ſchen Eheleuten am 1. Mai 1891 als Theil 
derjenigen 69 000 Mark zu zahlen waren, die ſie als Kauf⸗ 
gelderreſt für ein ihnen verkauftes Grundſtück in Elberfeld den 
H.'ſchen Erben ſchuldeten. Dieſe auf thatſächlichem Gebiete 
liegende Feſtſtellung, die von der Reviſion mit Erfolg nicht 
angefochten werden kann und gegen die ein Angriff auch nicht 
verſucht worden iſt, ergiebt, daß der Hypothek eine materiell 
begründete Forderung — nämlich eine Kaufgelderforderung der 
H.'ſchen Erben — zu Grunde liegt, und daß daher die Be⸗ 
ſchwerde der Reviſion inſoweit, als fie glaubt, aus der Nicht⸗ 
exiſtenz der in der Schuldurkunde vom 18. November 1892 
gedachten Darlehnsforderung die Ungültigkeit der Hypothek her⸗ 
leiten zu können, unbegründet iſt. Daſſelbe gilt bezüglich des 
zweiten Punktes. Richtig iſt allerdings, daß die Kaufgelder⸗ 
forderung nicht dem Bekl. zuſtand und daß daher die Schuld⸗ 
urkunde vom 18. November 1892 auch inſofern eine Unrichtig⸗ 
keit enthält, als fie den Bekl. als den Gläubiger bezeichnet. 
Aber nach der weiteren Feſtſtellung des B. R. waren der 
Grundſtückseigenthümer P. und der Bekl. bei Ausſtellung der 
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Hypothek darüber einig, daß der Bekl. als Bevollmächtigter 
der H. 'ſchen Erben die Hypothek entgegennehmen und daß fie 
nur, um Weitläufigkeiten zu vermeiden, auf feinen Namen aus- 
geſtellt werden ſollte. Der Kl. irrt, wenn er meint, daß durch 
dieſe unrichtige Bezeichnung des Gläubigers die Rechtsbeſtändig⸗ 
keit der Hypothek ſelbſt in Frage geſtellt werde; es mag ſein, 
daß nach Aufdeckung des wahren Sachoverhältniſſes nicht der 
Bekl. für ſich, ſondern nur für die H.'ſchen Erben befugt iſt, 
die Hypothek geltend zu machen, keinesfalls aber gewinnt hier⸗ 
durch der ſpätere Hypothekengläubiger die Befugniß, die ihm 
vorgehende Belaſtung des Grundſtücks als nicht beſtehend zu 
behandeln. Ihm gegenüber beſteht ſie mit derſelben ihn aus⸗ 
ſchließenden Wirkung, mag ſie dem Bekl. für ſeine Perſon oder 
den H.'ſchen Erben zuſtehen. Daß der nachſtehende Gläubiger 
nicht befugt iſt, ſeinen Widerſpruch auf den Mangel der Legiti⸗ 
mation des ihm vorgehenden Gläubigers zu gründen, iſt vom 
R. G. in Uebereinſtimmung mit der Judikatur des Obertribunals 
bereits früher ausgeſprochen worden. (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 15 S. 221.) V. C. S. i. S. Schlurmann 
c. Küppers vom 12. März 1898, Nr. 301/97 V. 

Zum Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874. 

43. Der B. R. führt aus, daß Bekl. gegen die Vor⸗ 
ſchrift des § 43 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 
verſtoßen habe, daß dieſe Vorſchrift ein Polizeigeſetz ſei und 
daß daher Bekl. gemäß § 26 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. 
für allen Schaden, der bei Beobachtung des Geſetzes hätte 
vermieden werden können, ebenſo hafte, als wenn der Schaden 
aus ihrer Handlung unmittelbar entſtanden wäre. Dieſe Aus⸗ 
führung. ſteht im Einklange mit dem Urtheile des VI. C. S. 
des R. G. vom 12. November 1896 (Entſch. Bd. 38 S. 266 ff.), 
welchem der jetzt erkennende Senat ſich anſchließt. Nach § 43 
a. a. O. iſt es verboten, in die Gewäſſer (auch in die ge- 
ſchloſſenen $ 1 daſelbſt) aus ... gewerblichen Betrieben Stoffe 
von ſolcher Beſchaffenheit und in ſolchen Mengen ... ein⸗ 
zuleiten oder einfließen zu laſſen, daß dadurch fremde Fiſcherei⸗ 
rechte geſchädigt werden können. Die Reviſion verweiſt auf 
einige Urtheile des R. G., in welchen ausgeſprochen ſein ſoll, 
daß als polizeiliche Geſetze nur ſolche angeſehen werden könnten, 
aus welchen klar erhelle, was geſchehen ſolle. Daß ein Satz in 
dieſer Allgemeinheit nicht ausgeſprochen worden iſt, hat der 
VI. C. S. in ſeinem erwähnten Urtheile (S. 271) bereits 
dargelegt. In dem Urtheile deſſelben Senats vom 17. Juni 
1897 (Jur. Wochenſchrift 1897 S. 426 Nr. 38) wird überdies 
überzeugend ausgeführt, daß es weſentlich auf den Inhalt des 
geſetzlichen Gebotes oder Verbotes ankomme; ſei dieſes der Art, 
daß Jedermann bei pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit erkennen könne, 
welche Maßregeln im Einzelfalle erforderlich ſeien, ſo ſei das 
Gefetz ein Polizeigeſetz im Sinne des § 26 Thl. I Tit. 6 des 
A. L. R., auch wenn beſondere Verhaltungsmaßregeln in ihm 
nicht enthalten ſeien. Dies trifft im Falle des § 43 Abſ. 1 
des Fiſchereigeſetzes zu. Findet danach § 26 Thl. I Tit. 6 des 
A. L. R. Anwendung, ſo haftet Bekl. für den durch die Zuleitung 
des Waſſers entſtandenen Schaden, weil § 26 die Vermuthung 
aufſtellt, es ſei der Schade unmittelbar aus der Handlung des 
Beſchädigers entſtanden. Freilich wird — wie die Reviſion 
hervorhebt — auch im Falle des § 26 Thl. 1 Tit. 6 des 
A. L. R. das Erforderniß eines ſubjektiven Verſchuldens auf⸗ 


geſtellt. Es muß ein Polizeigeſetz vernachläſſigt ſein. Die 
Vernachläſſigung und damit das Verſchulden iſt aber regelmäßig 
ſchon in der Nichtbefolgung des Polizeigeſetzes zu finden. Es 
müſſen beſondere Umſtände nachgewiefen ſein, um die Nicht⸗ 
befolgung als unverſchuldet erſcheinen zu laſſen (vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 38 S. 272 und Jur. Wochen⸗ 
ſchrift 1998 S. 25, 26 Nr. 65). Daß die Bekl. einen ſolchen 
Nachweis nicht geführt, vielmehr fahrläſſig gehandelt habe, hat 
der B. R. der Beweisaufnahme ohne Rechtsirrthum entnommen. 
V. C. S. i. S. Zuckerfabrik Grabski, Jeſchek & Co. e. Gawell 
vom 19. März 1898, Nr. 309/97 V. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

44. Zur Begründung der Reviſion wurde geltend gemacht, 
daß eine Verletzung des L. R. S. 918 vorliege. Dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift iſt auf den zu beurtheilenden Fall nicht anwendbar. 
Sie iſt zum Schutze der pflichttheilsberechtigten Miterben des 
Erwerbers gegeben, welche ſich, ſofern ſie nicht in die Ver⸗ 
äußerung eingewilligt haben, auf dieſe Vermuthung für eine 
freigebige Zuwendung berufen können. Ein Erbfall liegt aber 
überhaupt nicht vor und die Veräußerung entſpricht auch 
inſofern nicht den Vorausſetzungen des L. R. S. 918, als ſie 
nicht gegen die Verbindlichkeit zur Leiſtung eines Leibgedings 
oder einer Leibrente oder mit dem Vorbehalt einer Nutznießung 
erfolgt iſt, ſondern neben der Beſtimmung eines’ Uebergabs⸗ 
preiſes nur ein Wohnungsrecht vorbehält. Eine Ausdehnung 
dieſer Aufnahmebeſtimmung wäre nicht zuläſſig, deren Ver⸗ 
wendung zur Begründung der Schenkungsnatur der von der 
Kl. dem Widerruf wegen Undanks unterzogenen Veräußerung 
würde aber ohne Zweifel eine unzuläſſige Ausdehnung ent⸗ 
halten. II. C. S. i. S. Dorn c. Dorn vom 22. Marz 1898, 
Nr. 386/97 II. 

45. Die Reviſion richtet ſich lediglich gegen die Annahme 
des O. L. G., daß der Preußiſche Staat als commettant des 
Lehrers L. im Sinne des Art. 1384 B. G. B. anzuſehen und 
aus dieſem Grunde für die Folgen der ſchädigenden Handlung 
des Lehrers haftbar ſei. Die in dieſer Beziehung ſeitens der 
Reviſion erhobenen Angriffe gegen die Ausführungen des O. L. G. 
konnten jedoch nicht für begründet erachtet werden. Zunächſt 


geht das O. L. G. mit Recht davon aus, daß im Preußiſchen 


Staate die Aufſicht über die Schulen, insbeſondere auch die 
Volksſchulen allein dem Staate zukommt. Das ergiebt ſich 
ſchon aus dem auch für die Rheinprovinz erlaſſenen Geſetze vom 
11. März 1872, welches im § 1 dieſen Satz klar und un⸗ 
zweideutig unter Aufhebung aller in einzelnen Landestheilen 
entgegenſtehenden Beſtimmungen ausſpricht und hinzufügt, daß 
demgemäß alle mit dieſer Aufſicht betrauten Behörden und 
Beamten im Auftrage des Staates handeln. Im Einzelnen 
iſt dann auch die Art und Weiſe, wie die ſtaatliche Aufficht 
geführt werden ſoll, in Ausführung des Geſetzes vom 11. März 
1872 durch Miniſterialerlaſſe und Verfügungen der Königlichen 
Regierung zu Düſſeldorf, zu deren Bezirk die Stadt Remſcheid 
gehört, näher regulirt worden. Weiter iſt das O. L. G. in 
zutreffender Weiſe davon ausgegangen, daß die Volksſchullehrer 
vom Staate ernannt werden, und mit Unrecht ſtellt die Reviſion 
auf, daß die Ernennung derſelben durch die Gemeinde erfolge. 
Es bedarf für den vorliegenden Fall nur der Unterſuchung, wie 
es in dieſer Beziehung im Regierungsbezirk Düſſeldorf ſteht, ob 
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daſelbſt nach den beſtehenden Verordnungen die Volksſchullehrer 
lediglich von der Regierung ernannt werden. Das iſt aber 
nach der Circular⸗Verfügung der Königlichen Regierung zu 
Düſſeldorf vom 15. Juli 1872 (Giebe, Verordnungen, S. 90) 
unzweifelhaft der Fall, wie dies ſchon in dem Urtheile des 
erkennenden Senats vom 17. November 1896 in Sachen Stadt⸗ 
gemeinde Remſcheid c. Michel ausgeführt worden iſt. Nach 
franzöſiſcher Doktrin und Rechtſprechung, welche auch vom R. G. 
in früheren Entſcheidungen als richtig anerkannt worden iſt, 
findet der Art. 1384 B. G. B. auch dem Staate gegenüber 
Anwendung bezüglich der ſchädigenden Handlungen ſeiner 
Beamten und Angeſtellten, und es macht dabei keinen Unter⸗ 
ſchied, ob dieſelben in Ausübung eines dem Staate zuſtehenden 
Staatshoheitsrechtes handeln oder ob ſie den Staat nur als 
Inhaber von Privatrechten vertreten. Es kommt auch für die 
Fälle der erſteren Art lediglich darauf an, ob der Angeſtellte in 
einem ſolchen Abhängigkeitsverhältniß zum Staate d. h. den 
Behörden des Staats ſteht, daß dieſe ihm in Bezug auf ſeine 
einzelnen Handlungen Inſtruktionen zu ertheilen, ihn zu kon⸗ 
troliren und zu beaufſichtigen haben. Wenn die Reviſion geltend 
macht, daß nach den Grundſätzen des Preußiſchen Staatsrechts 
der Staat überhaupt nicht für ſchädigende Handlungen ſeiner 
Beamten in Anſpruch genommen werden könne, und ſich in 
dieſer Hinſicht u. A. auf verſchiedene Entſcheidungen des R. G. 
beruft, ſo iſt zu bemerken, daß die geſetzlichen Beſtimmungen 
des Pr. A. L. R. über Staatsrecht, da ſie nicht für die Rhein⸗ 
provinz publizirt ſind, überhaupt nicht als für dieſe Provinz 
geltend anerkannt werden können, wie dies der erkennende Senat 
ſchon in der Entſcheidung vom 10. Juli 1888, II Nr. 126/88, 
(mitgetheilt in der Zeitſchrift von Puchelt, Bd. 19 S. 649) 
ausgeſprochen und näher begründet hat. Die von der Reviſion 
angerufenen Entſcheidungen des R. G. und des früheren 
Preußiſchen Obertribunals beziehen ſich auf Fälle, die nach dem 
A. L. R. zu beurtheilen waren, und find alſo für ein Rechts- 
verhältniß, welches dem rheiniſchen Rechte unterworfen iſt, nicht 
von Bedeutung. Ebenſo iſt die von der Reviſion angeführte 
Allerhöchſte Kabinetsordre vom 4. Dezember 1831, welche ſich 
auf die Unterſcheidung zwiſchen landeshoheitlichen und fiskaliſchen 
Rechtsverhältniſſen bezieht, ihrem Inhalte nach nur auf das 
Rechtsgebiet des A. L. R. anwendbar. Es bleibt daher für die 
Entſcheidung des vorliegenden Falles lediglich die Beſtimmung 
des Art. 1384 Abſ. 3 B. G. B. maßgebend. Das Rechts⸗ 
verhältniß, in welchem der „prepose* zum „commettant“ 
ſtehen muß, um die Anwendung des Geſetzes zu ermöglichen, 
iſt in dem genannten Artikel nicht näher definirt. Es kann ein 
Dienſtverhältniß, kann auch ein bloßes Mandat, kann auch ein 
aus beiden rechtlichen Unterlagen gemiſchtes Verhältniß ſein. 
Weſentlich nur, aber auch erforderlich iſt: 1. daß der commettant 
den préposé frei und ungehindert wählen und mit der Aus⸗ 
führung deſſen, was er thun ſoll, beauftragen kann, 2. daß der 
préposé in dem bereits oben erwähnten Abhängigkeitsverhältniſſe 
vom commettant ſteht. Vergl. Sourdat, Responsabilite etc. 
IV. ed., II. p. 128. Beide Erforderniſſe müſſen im vor⸗ 
liegenden Falle als erfüllt angeſehen werden. Das erſtere iſt 
dadurch gegeben, daß die Regierung den Lehrer aus freier Ent- 
ſchließung anzuſtellen hat, um im Auftrage des Staates den 
Unterricht zu ertheilen. Hiernach kann es für die Entſcheidung 


nicht darauf ankommen, ob der Lehrer L. als mittelbarer oder 
unmittelbarer Staatsbeamter anzuſehen iſt, und ob die Gemeinde 
oder ein Anderer ſein Gehalt zu zahlen hat; ebenſowenig, ob 
theoretiſch das Volksſchulweſen als eine Gemeindeangelegenheit 
aufzufaſſen iſt. Das zweite Erforderniß der Anwendung des 
Geſetzes, die Abhängigkeit des Lehrers L. von der Staats⸗ 
behörde, welche ihn angeſtellt hat, iſt ebenfalls als nachgewieſen 
zu erachten. Dieſe Abhängigkeit ergiebt ſich ſchon aus der 
Inſtruktion der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf für die 
Kreisſchulinſpektoren vom 1. September 1874 (Giebe S. 593) 
wonach die letzteren, ſelbſt der Regierung untergeben, als die 
Vorgeſetzten der Lehrer die Aufſicht über ihre dienſtliche Thätigkeit 
zu führen und ihnen Anweiſungen im Einzelnen in Bezug auf 
dieſe Thätigkeit zu ertheilen haben. Weiter ſind gerade in 
Betreff der Schulzucht für die Lehrer. ganz ſpezielle, ihr Ver- 
halten regelnde Vorſchriften gegeben, in Bezug auf welche ſie 
ebenfalls der Ueberwachung ihrer Vorgeſetzten unterliegen. 
Schon die für den ganzen damaligen Umfang der Monarchie 
erlaſſene Allerhöchſte Kabinetsordre vom 14. Mai 1825 ſchrieb 
vor, daß die Schulzucht niemals bis zu Mißhandlungen, die 
der Geſundheit des Kindes auch nur auf entfernte Art ſchädlich 
werden können, ausgedehnt werden dürfe. In Ausführung 
dieſer Kabinetsordre haben dann die Preußiſchen Regierungen, 
insbeſondere auch die Regierung zu Düſſeldorf (Giebe 1. Nach⸗ 
trag S. 180) ausführliche Verfügungen erlaſſen, durch welche 
den Lehrern nähere Anweiſungen über die Ausübung des 
Züchtigungsrechtes gegeben und die Grenzen, innerhalb welcher 
dieſe Ausübung zuläſſig ſein ſoll, genau bezeichnet werden. 
Hiernach befindet ſich das O. L. G. in Uebereinſtimmung mit 
dem Geſetze, wenn es den Preußiſchen Staat als den commettant 
des Lehrers L. im Sinne des Art. 1384 B. G. B. angeſehen 
hat. Da auch ferner thatſächlich feſtgeſtellt iſt, daß L. bei der 
Mißhandlung des Knaben M. in. Ausübung ſeiner Funktionen 
als Lehrer gehandelt hat, ſowie auch, daß die körperliche 
Schädigung des Knaben eine Folge dieſer Mißhandlung geweſen 
ift, fo mußte der beklagte Fiskus wie geſchehen zum Schadens- 
erſatze verurtheilt werden. II. C. S. i. S. Fiskus c. Michel 
vom 18. März 1898, Nr. 393/97 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 

N Zulaſſungen. | 

Rechtsanwalt Karl Roth beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Stephan Rudolf Emil Metger beim Amtsgericht 
Emden; — Rechtsanwalt Lichtwitz beim Landgericht Magde 
burg; — Rechtsanwalt Dr. Lehmkühler beim Amtsgericht 
Charlottenburg; — Rechtzanwalt Gottfried Huperz beim Amts⸗ 
gericht Wiedenbrück; — Rechtsanwalt Hans Muus beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Lübeck und beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Karl Weber 
beim Amtsgericht Neuſtadt i. Holft.; — Rechtsanwalt Eugen 
Schlinzigk beim Amtsgericht Flatow; — Rechtsanwalt 
Dietrichs beim Amtsgericht Hattingen; — Gerichtsaſſeſſor 
Walther Müller beim Amtsgericht Stuhm; — Rechtsanwalt 
Friedrich Rottenhöfer beim Oberlandesgericht Augsburg; — 
Gerichtsaſſeſſor Hans Steinitz beim Landgericht Gleiwitz; — 
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Rechtsanwalt Wilhelm Max Krauſe beim Landgericht Leipzig; — 
Rechtsanwalt Matthäus Bernhard Theodor Chemnitz beim 
Amtsgericht Hadersleben; — Rechtsanwalt Dr. Gotthold 
Heinrich Feodor Wünſchmann beim Landgericht Leipzig; — 
Rechtsanwalt Oskar Ehrlich beim Amtsgericht Potsdam; — 
Rechtsanwalt Karl Auguſt Weller beim Amtsgericht Dresden; 
— Rechtsanwalt Wilhelm Dollacker beim Landgericht Neu⸗ 
burg a. D.; — Rechtsanwalt Cuntz beim Landgericht Straß⸗ 
burg i. E.; — Rechtsanwälte Dr. Adolph Heimann, Dr. Georg 
Jakob Roſenberg, Dr. Hugo Heymann beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Ernſt Lebin beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Karl Auguſt Weller beim Landgericht 
Dresden; — Gerichtsaſſeſſor Friedrich Wolters beim Amts⸗ 
gericht Mülheim a. Rh.; — Rechtsanwalt Dr. Ernſt Krieger 
beim Landgericht Kaiſerslautern; — Rechtsanwalt Joſef 
Galluſchke beim Amtsgericht Myslowitz; — Rechtsanwalt 
Oscar Ehrlich beim Landgericht Potsdam; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Fritz Berg beim Oberlandesgericht Frankfurt a. M.; — 
Rechtspraktikant Karl Herold beim Landgericht Traunſtein; — 
Juſtizrath Geißler beim Amtsgericht Habelſchwerdt; — Gerichts- 
aſſeſſor Franz Egger beim Amtsgericht Kroſſen a. O.; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Iſaak Harburger beim Landgericht II München. 


Löſchungen. 


Rechtsanwalt Karl Zeiß beim Landgericht Würzburg; — 
Rechtsanwalt Brementhal beim Amtsgericht Lennep; — 
Rechtsanwalt Metger beim Landgericht Aurich; — Rechts- 
anwalt Breucha beim Landgericht Rottweil; — Rechtsanwalt 
Waldemar Wolf. Hartwich beim Landgericht J Berlin; 
— Rechtsanwalt Weisweiler beim Amtsgericht Heinsberg; 
— Rechtsanwalt Goerke beim Amtsgerichts Kroſſen a. / O.; — 
Rechtsanwalt Bartels beim Amtsgericht Jüterbog; — Rechts⸗ 
anwalt Oskar Ehrlich beim Landgericht und beim Amtsgericht 
Erfurt; — Rechtsanwalt Karl Denkler beim Amtsgericht 
Erlangen; — Rechtsanwalt Georg Staimer beim Landgericht 


München I; — Rechtsanwalt Hinckel beim Landgericht 
Breslau; — Juſtizrath Geisler beim Landgericht Beuthen O. / S. 
Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Hoffmann 
in Kulm; — Rechtsanwalt Raffloer iſt Hohenlimburg; — 
Rechtsanwalt Segall in Königs⸗Wuſterhauſen; — Rechtsanwalt 
Reinarz in Remſcheid; — Gerichtsaſſeſſor Schwartz in Bonn; 
— Grrichtsaſſeſſor Cremer in Heinsberg; — Rechtsanwalt 
Woas in Brieg; — Rechtsanwalt Arthur Mayer in Geeſte⸗ 
münde; — Rechtsanwalt Matoni in Neuwied; — Rechts⸗ 
anwalt Schleſinger in Mittenwalde; — Rechtsanwalt Metger 
in Emden; — Rechtsanwalt Huperz in Wiedenbrück. 


Todesfälle. 


Rechtsanwalt Carl Eichholz in Allenſtein; — Juſtizrath 
Auguſt Roſenow in Stuhm; — Geheimer Juſtizrath Carl 
Linckelmann in Hannover; — Rechtsanwalt Dr. Paul Hugo 
Ledig in Leipzig; — Rechtsanwalt Karl Kolb in Münden; 
— Rechtsanwalt Otto Sehlmacher in Berlin; — Juſtizrath 
Naſchinski in Poſen; — Rechtsanwalt Dr. Sauer in 
St. Goarshauſen. 


Ich ſuche einen tüchtigen und erfahrenen Büreauvorſteher 


zum Antritt am 15. Mai d. J. evtl. auch Ale früher. 
Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüche erbeten. 
Salzwedel. H. Areeſe, Rechtsanwalt und Notar. 


Geſucht zur Beſorgung der eee und der Expedition 
eines techniſchen Büreaus ein gewandter Regiſtrator, welcher 
bereits ä nlichen Stellungen mit Erfolg vorgeſtanden hat. Eintritt 
ders Geh ſofort. Off. mit Lebenslauf, Zeugnlßabſchriften und Angabe 


der Gehaltsanſprüche unt. A. E. 225 an die Exped. dieſes Blattes. 


Büreauvorſteher, 23 Jahr alt, in Prozeß⸗ und Notariats⸗ 
ſachen bewandert, ſucht Stellung. Offerten unter P. 233 an die 
Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Büreauvorſteher, 30 Jahre, ledig, ſucht Stellung. Off. sub 
L. G. 219 an die Exped. d. Blattes erbeten. 

Ein gew. Gehülfe in ungekündigter Stellung, Schlesw.⸗Holſt. 
ſucht Stellung als Vorſteher ev. Gehülfe. Offerten unter 
R. 231 an die Expedition dieſer Zeitſchrift. 

Büreaugehülfe, flotter Stenograph, 6 Jahre im Anwaltfach 
beſchäftigt, erſte Stelle, ſucht anderweit Stellung. 

Off. hauptpoſtl. B. 20 Halle a. S. 

Gewandter Schreibgehülfe, 18 Jahre, Stenogr., 160 Silben, 
mit ſchöner Handſchrift und gutem Zeugniß, ſucht baldigſt Stellung. 
Gefl. Off. unter L. 228 an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein Gerichtsaſſeſſor auf ſofort für 3 Monate zur Vertretung 


eines Rechtsanwalts und Notars im landrechtlichen Gebiet geſucht. 


Offerten unter M. N. 223 an die Exped. dieſer Zeitung. 


Aſſeſſor (Landrechtler) geſucht zur Vertretung eines Rechts⸗ 
anwalts und Notars. Antritt wird baldmöglichſt gewünſcht. Offerten 
unter S. 230 an die Expedition dieſes Blattes. 


GSeerichtsaſſeſſor (Gemeinrechtler), der eine Richterſtelle 2 Jahre 
lang kommiſſariſch verwaltet hat und derzeit noch verwaltet, möchte 
ih mit einem älteren Rechtsanwalt aſſociiren. Offerten unter 
G. 216 an die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg J. Bentley, Notar. 

Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord» Amerikas. 


Billig zu verkaufen: 
Juriſtiſche Wochenſchrift; Enkſch. d. Reichsgerichts, Oberhandelsgerichts, 
Obertribunals, Kammergerichts; Bolze, Praxis d. Reichsger.; Gruchot, 
Beiträge; Striethorſt, Archiv u. viele andere juriſt. Werke. Verzeichniß 
u. nähere Auskunft auf Wunſch. Off. u. W. 232 an d. Exp. d. Bl. erb. 


Für behördliche Zwecke Canzleipapier M. 8.50 1000 Bg., 
Lonceptpapier M. 7.— 1000 Bg. netto. Eckert & Finck, 
Leipzig. Muſter verlangen. 


Emil Lange, Buchhandlung und Antiquariat in Leipzig, 
offerirt autiquariſch in neueſter Auflage gebunden: 
Coſack, Lehrbuch d. Handelsrechts (16,80 M.) f. 13,50 M.; 
Dernburg, Privatrecht (49,75 M.) f. 38 M.; Dernburg, Pandekten 
(34,50) f. 27 M.; Endemann, Lehrbuch d. Bürgerl. Rechts I (15 M.) 
f. 12 M.; Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſ. Bd. 1—39 
u. Gen. Reg. (207 M.) f. 160 M., in Strafſachen Bd. 1—28 
ls M.) f. 115 M.; Foerſter⸗Eccius, Privatrecht (58 M.) 
48 M.; Gaupp, Civilprozeßordnung (37 M.) f. 30 M.; Grote⸗ 
fend's Geſetzſammlung 1806—95 f. 55 M.; Haidlen, Bürgerl. 
Geſetzbuch Bd. 1—5 (52 M.) f. 40 M.; Laband, Staatsrecht 
47 M.) f. 38 M.; Landmann, Gewerbeordnung (20 M.) f. 16 M.; 
lshauſen, Strafgeſetzbuch (35 M.) f. 27 M.; (4. Aufl.) 15 M.; 
Oppenhoff, Strafgeſetzbuch (18 M.) f. 14,50 M.; Peterſen, Civil⸗ 
prozeßordnung (24,50 M.) f. 20 M.; Reincke, Civil rozeßordnung 
(20 M.) f. 16 M.; Staub, Handelsgeſetzbuch (23,50 M.) f. 19 M.; 
Stenglein, ſtrafrechtl. Nebengeſetze (27,50 M.) f. 21 M.; Wil⸗ 
mowski & Levy, Civilprozeßordnung (34 M.) f. 26 M. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: 


Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 7. Juli 1879 
nebſt Landesgebührengeſetzen. 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 
Carl Pfafferoth, 
Kanzleirath im Reichs⸗Juſtizamt. 
Preis 13% Bogen groß 8% brochirt 4 Mark, in Original⸗ 
Callico⸗Einband 5 Mark. 
Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 
nung des Betrages auch direkt frauko von unterzeichneter 
Verlags buchhandlung. 


Stullſcreilerſtr. 84,86, 3. NMoeſer Hofbuchhandlung. 
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- ENDEMANN 
Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts. 


. Band (Einleitung; Allgemeiner Teil; Recht der Schuldverhält- 
7 nisse) M. 12.50, gebunden M. 15.—. 


4 II. Band ist in Vorbereitung und dürfte gegen Schluss des Jahres 
fertig vorliegen. (Das Sachenrecht II 1 erscheint im Juni.) 


„Der Verfasser glaubt, einen Anfang mit dem: wissenschaftlichen Ein- 
dringen in den Gesetzesstoff gemacht zu haben. Je bescheidener dies ist, 
um so lebhafter kann die Anerkennung sein, dass dieser Anfang vor- 
trefflich gelungen ist... dass überall echt wissenschaftliches Streben, 
eingehende Arbeit, ein offener Blick für das Leben und klares Denken 
hervortritt und dass die Darstellung eine durchaus verständliche ist, die 
an dass Fassungsvermögen keine übermässigen Anforderungen stellt.“ 


(Oberlandesgerichts-Präsident Wirkl. Geh. Oberjustizrat 
Dr. Eccius in Gruchots Beiträgen.) 


Carl Heymanns Verlag, Berlin N. 
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I KUHLENBECK 
| Von den Pandekten 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 


Das Werk wird vollständig in 3 Bänden. 
Erster Band: Preis 12 M., geb. 14 M. (liegt vor). 
Zweiter Band: Obligationen und Sachenrecht (erscheint im Sommer). 
Dritter Band: Familien- und Erbrecht (erscheint im Herbst). 


Der Gesammtpreis der 3 Bände wird 36—40 M. nicht überschreiten. 


„Von dem Werke, das wir bereits früher in diesem Blatte besprochen 
haben, ist jetzt die zweite Hälfte des ersten Teils erschienen. Die günstige 
Meinung von dem Buche ist durch sie nur verstärkt worden. Wir stehen 
nicht an, das Kuhlenbeck’sche Werk als das beste zu bezeichnen, was 

die neuere Litteratur zur Einführung in das Bürgerliche Gesetzbuch 

enthält. Der Umstand, dass der Verfasser überall auf das römische Recht 
zurückgeht, macht es dem gemeinrechtlichen Juristen geradezu unentbehr- 
lich bei seinem Studium des neuen Gesetzbuches, vor allem aber ist es 
auch dem deutschen Studenten dringend’ zu empfehlen. Dr. A. L.“ 


(Leipziger Zeitung vom 25. März 1898.) 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
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M31 bis 35. 


Berlin, 9. Mai. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1898. 


Herausgegeben von 
M. Kempner, 


Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


| Inhalt. 

Vereinsnachrichten. S. 277. — Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. S. 277. — Vom Reichsgericht. S. 277. — 
Perſonal⸗Veränderungen. S. 317. 


Vereinsnachrichten. 

Aus Anlaß verſchiedener Anfragen wird mitgetheilt, 
daß der angekündigte Kommentar zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch in ſeinem erſten Theile erſt fertig geſtellt werden kann, 
wenn die jetzt dem Reichstag vorliegenden Geſetzentwürfe 
über die Civilprozeßorduung, die Konkursordnung und die 
freiwillige Gerichtsbarkeit genehmigt ſind. | 

Nach Verkündung der betreffenden Geſetze wird die 
Ausgabe des erſten Theiles alsbald erfolgen. | 


Sülfskafe für deutſche Rechtsanwälte. 


Der Jahresbeitrag von 20 Mark für das Geſchäftsjahr 
1. Juli 1897 bis 30. Juni 1898 iſt am 30. April 1898 fällig 
geweſen. Es werden daher die Mitglieder erſucht, ihn, ſoweit 
nicht Schon Zahlung an die Vertrauensmänuer geleiſtet iſt, bis 
zum 20. Mai an den nuterzeichneten Schatzmeiſter gelangen zu 
laſſen. Nach dieſem Tage wird ſatzungsgemäß mit der Ein⸗ 
ziehung der Beiträge durch Nachnahme verfahren werden. 

Leipzig, Schreberſtr. 13. Dr. Seelig. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 7. bis 30. April 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Gläubigerin hatte bei dem Großherzoglich Diden- 
burgiſchen Amtsgerichte zu Birkenfeld den Antrag geſtellt, für 
ſie im Grundbuche des in der Gemeinde Birkenfeld gelegenen 
Grundſtücks der Schuldner einer Hypothek in Höhe von 
6 000 Mark nebſt Zinfen und Koſten zwangsweiſe einzutragen. 
Von dem Amtsgerichte war der Antrag durch Beſchluß ab- 
gelehnt, weil die zur Erwirkung eine Zwangshypothek erforber- 
liche vollſtreckbare Ausfertigung des Schuldtitels nicht vorgelegt, 
auch der Nachweis ihrer Zuſtellung an die Schuldner nicht er- 
bracht ſei. Gegen dieſen Beſchluß erhob die Gläubigerin Be⸗ 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


ſchwerde, welche von dem Amtsgerichte dem Königlich Preußiſchen 
L. G. zu Saarbrücken, als dem für das Fuͤrſtenthum Birkenfeld 
beſtellten L. G. vorgelegt wurde. Dieſes erklärte ſich durch Be⸗ 
ſchluß vom 28. September 1897 zur Entſcheidung über die 
Beſchwerde für nicht zuſtändig, weil nach Art. 12 des Geſetzes 
für das Herzogthum Oldenburg und das Fürſtenthum Birkenfeld 
betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen, vom 23. März 1891 (Geſetzblatt für das Fürſtenthum 
Birkenfeld 1891 S. 135) über Anträge auf zwangsweiſe Ein⸗ 
tragung einer Hypothek das Amtsgericht nicht als Vollſtreckungs⸗ 
gericht, ſondern unmittelbar als Grundbuchamt zu entſcheiden 
habe, ſodaß ſich der angefochtene Beſchluß als eine in der 
Grundbuchſache ergangene Verfügung darſtelle und folglich gemäß 
§ 21 des Geſetzes für das Fürſtenthum Birkenfeld, betreffend 
die Grdb. O. vom 23. März 1891 (Geſetzblatt 1891 S. 78) 
das O. L. G. zu Oldenburg das zuſtändige Beſchwerdegericht 
ſei. Nachdem darauf die Beſchwerde dem letzteren vorgelegt 
war, erklärte ſich auch dieſes durch Beſchluß vom 6. Dezember 
1897 für unzuſtändig, indem es unter Hinweis auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 23. März 
1891 darlegte, daß über Anträge auf zwangsweiſe Eintragung 
einer Hypothek das Amtsgericht als Vollſtreckungsgericht, nicht 
aber als Grundbuchamt zu befinden habe und deshalb der den 
Antrag der Gläubigerin zurückweiſende Beſchluß des Amtsgerichts 
als eine Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts anzuſehen ſei. 
Nunmehr erhob die Gläubigerin über den landgerichtlichen Be⸗ 
ſchluß weitere Beſchwerde bei dem Königlich Preuß. O. L. G. 
zu Cöln, als dem für das Fürſtenthum Birkenfeld beſtellten 
O. L. G. Dieſes trat in ſeinem Beſchluſſe vom 4. Februar 1898 
der Annahme des O. L. G. zu Oldenburg, daß das L. G. zu 
Saarbrücken das ausſchließlich zuſtändige Gericht zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde gegen den amtsgerichtlichen Be⸗ 
ſchluß ſei, bei, verwarf aber die weitere Beſchwerde als unzu⸗ 
läſſig, da dieſelbe als ſofortige Beſchwerde (Art. 5 des Zwangs⸗ 
vollſtreckungsgeſetzes) an eine zweiwöchige Nothfriſt gebunden 
geweſen, dieſe aber vom Beſchwerdeführer nicht innegehalten 
ſei. Die Gläubigerin hat jetzt bei dem R. G. beantragt, auf 
Grund des § 36 Nr. 6 der C. P. O. das zuſtändige Be⸗ 
ſchwerdegericht zu beſtimmen. Die Vorausſetzungen der An⸗ 


wendung dieſer Geſetzesvorſchrift ſind gegeben, da das O. L. G. 


zu Oldenburg und das L. G. zu Saarbrücken — der Beſchluß 
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des O. L. G. zu Cöln ift der Gläubigerin am 18. Februar 1898 
zugeſtellt — ſich rechtskräftig für unzuſtändig erklärt haben. 
In der ſachlichen Beurtheilung, welches der beiden Gerichte zur 
Entſcheidung über die Beſchwerde gegen den Beſchluß des Amts⸗ 
gerichts zuſtändig ſei, iſt den Ausführungen des O. L. G. zu 
Cöln, die mit den Ausführungen des O. L. G. zu Oldenburg 
übereinſtimmen, beizutreten. Es war daher das L. G. zu Saar⸗ 


brücken als das zuſtändige Beſchwerdegericht zu beſtimmen. 


IV. C. S. i. S. Oberſtein⸗Birkenfelder Spar⸗ und Leihbank 
c. Lauth vom 14. März 1898, B Nr. 132/98 IV. 

2. Die weitere ſofortige Beſchwerde des Kl. erſcheint 
inſoweit begründet, als es ſich um die Koſten der erſten Reiſe 
zur Inſtruirung beim Klagauftrag handelt. Denn wenn auch 
der Kl. als akademiſch gebildeter Mann, an ſich zur ſchriftlichen 
Inſtruktion ſeines in X. wohnenden Anwalts befähigt war, ſo 
erſchien doch wenigſtens vor der Einleitung des Prozeſſes bei der 
nicht ganz einfachen Sachlage die mündliche Beſprechung der in 
Betracht kommenden Fragen von Seiten des Kl. mit deſſen 
Anwalt als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung angemeſſen 
und nothwendig. III. C. S. i. S. Achenbach e. Gemeinde 
Frohnhauſen vom 29. März 1898, B Nr. 41/8 III. 

3. Bekl. hat ſich in II. J. zweier Anwälte bedient und 
als Prozeßgebühr für jeden derſelben 48 Mark liquidirt. Das 
Beſchwerdegericht hat die zweite Gebühr mit 48 Mark abgeſetzt, 
weil Bekl. dem erſten Anwalt das Mandat gekündigt habe, ein 
Wechſel in der Perſon des Anwalts alſo nicht habe eintreten 
müſſen (C. P. O. § 87 Abſ. 2 Satz 2). Dem iſt beizutreten. 


Wenn eine Partei ſich gegen den ſie vertretenden Anwalt ſo 


benimmt, daß dieſer erklärt, fie nicht mehr vertreten zu wollen, 
demnächſt aber die Kündigung der Vertretung durch den Anwalt 
nicht abwartet, ſondern ſelbſt kündigt, ſo hat ſie den Wechſel 
in der Perſon des Anwalts verurſacht, ohne daß dieſer noth⸗ 
wendig eintreten mußte. V. C. S. i. S. Herrfarth c. Silber⸗ 
ſtein vom 23. März 1898, B Nr. 36/98 V. | 

4. Bekl. hat für feine Reifen an Aufwandskoſten pro Tag 
5 Mark, für 13 ½ Reiſetage 67,50 Mark gefordert. Das Be⸗ 
ſchwerdegericht hat ihm nur 2 Mark zugebilligt und 40,50 Mark 
geſtrichen. Nach der vorgelegten Steuerquittung hat der Bell. 
ein Einkommen, welches einen Reiſeaufwand von 5 Mark an- 
gemeſſen erſcheinen läßt. Hier war der weiteren Beſchwerde 
ſtattzugeben. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

5. Bekl. hat an Reiſekoſten nach Berlin und zurück 
zwecks erſter Information ſeines für die Berufungsinſtanz be⸗ 
ſtellten Anwalts 7,80 Mark, für Droſchken 2,30 Mark und an 
Aufwandskoſten 5 Mark liquidirt. Das Beſchwerdegericht hat 
dieſe Liquidation abgeſetzt, weil die Reiſe nicht erforderlich ge 
weſen ſei. Auch hier kann dem B. G. nicht beigetreten werden. 
Nachdem Bekl. in I. J. unterlegen war, mußte ihm vor Allem 
daran liegen, daß ſein Vertreter in II. J. auch über die ſtreitige 
Oertlichkeit richtig und ausreichend informirt war, da ein Miß⸗ 
verſtändniß in dieſer Hinſicht leicht zum Verluſt des Prozeſſes 
führen konnte. Deshalb muß die einmalige Anweſenheit des 
Bekl. bei ſeinem Vertreter in Berlin zur zweckentſprechenden 
Rechtsvertheidigung für nothwendig erachtet werden. Daß Bekl. 
ſich einer Droſchke bedient hat, erſcheint bei den weiten Ent⸗ 
fernungen in Berlin ohne Weiteres glaubhaft. Vergl. Entſch. 
bei Nr. 3. 


6. Die vom Bekl. für die Reife nach Berlin am 5. Oktober 
1896 liquidirten 15,10 Mark ſind zu Unrecht geſtrichen. Es 


muß zur zweckentſprechenden Rechtsvertheidigung des Bekl. für 
nothwendig erachtet werden, daß der Bekl. perſönlich der Ver⸗ 


nehmung des Zeugen P., von deſſen Ausſage die Entſcheidung 
des Prozeſſes abhing, beiwohnte, um erforderlichen Falls durch 
Fragen zur Aufklärung des Sachverhalts beizutragen, was ſeinem 
Vertreter nicht möglich war. Vergl. Entſch. bei Nr. 3. 

7. Die Feſtſetzung des Beſchwerdegerichts bedarf inſofern 
der Berichtigung als dem Bekl. für ſeine Eiſenbahnfahrten die 
Befugniß zur Benutzung der II. Wagenklaſſe abgeſprochen iſt, 
nachdem er durch Vorlegung auf ihn ausgeſtellter Monatskarten 
aus den letzten Jahren nachgewieſen hat, daß er in der II. Wagen⸗ 
klaſſe zu fahren pflegt. Vergl. Entſch. bei Nr. 3. 


8. Die übrigen Koſten mögen dem Rechtsanwalt X. 


gegen Bekl. zuſtehen. Dagegen kann dieſe einen Anſpruch auf 
Erſtattung gegen Kl. nicht geltend machen, denn wenn die An⸗ 
wälte der Bekl. nicht in der Lage waren, die Vertretung ohne 
die Inſtruktion des Rechtsanwalts X. zu führen, ſo fehlt 
es doch an einer geſetzlichen Grundlage, der Kl. die Ver⸗ 
pflichtung aufzuerlegen; die hierdurch erwachſenen Koſten neben 
dem Honorar der Prozeß bevollmächtigten der Bekl. zu bezahlen. 
Der § 87 Abſ. 1 C. P. O. kann hierauf keine Anwendung 
finden. I. C. S. i. S. Fahlberg, Lift u. Co. c. Lange vom 
30. März 1898, B Nr. 32/98 J. | 

9. Es handelt fih nur um die Frage, ob die Gebühren 
des Vertreters des Kl. im amtsgerichtllchen Verfahren zu den 


nach § 87 C. P. O. erſtattungsfähigen Koſten des Kl. gehören. 


Der Kl. hatte ſich vor dem Amtsgericht II zu Berlin, bei welchem 
er einen Theil ſeiner Forderung einklagte, durch den bei dem 
L. G. J daſelbſt zugelaſſenen Anwalt N. vertreten laſſen. Nachdem 
in Folge der Widerklage, die auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens 
der vom Kl. auf 440,82 Mark angegebenen Forderung abzüglich 


von 55,82 Mark gerichtet war, das Amtsgericht ſeine Un⸗ 


zuſtändigkeit ausgeſprochen und die Sache vor das L. G. II zu 
Berlin verwieſen hatte, wurde der Kl. vor dieſem durch einen 
bei dem L. G. II zugelaſſenen Anwalt weiter vertreten. Der 
Kl. hat neben den Gebühren des letzteren auch die Gebühren 
des N. zur Erſtattung liquidirt. Das L. G. ſetzte fie mit feſt, 
das Kammergericht hat jedoch auf die Beſchwerde des beklagten 
Ehemannes dieſe Gebühren für nicht erſtattungsfähig erachtet. 
Es verkennt nicht, daß ein Wechſel in der Perſon des Anwalts 
durch die Verweiſung der Sache an das L. G. II eintreten 
mußte ($ 87 Abſ. 2 C. P. O.), und daß der Kl. in der 
Auswahl ſeines Vertreters vor dem Amtsgericht unbeſchränkt 
und nicht verpflichtet war, mit Rückſicht anf die mögliche Er⸗ 
hebung einer Widerklage und Verweiſung der Sache an das 
L. G. II ſich ſchon vor dem Amtsgericht eines bei dieſem L. G. 
zugelaſſenen Anwalts zu bedienen, in welchem Falle allerdings 
doppelte Anwaltskoſten nicht entſtanden ſein würden. Gleich⸗ 
wohl hat es die Beſchwerde für begründet erachtet, weil der 
Kl. ein eigenes Intereſſe an der Geltendmachung nur eines 
Theiles feiner Forderung nicht dargethan und Mangels eines 
ſolchen das von ihm beliebte Verfahren zu einer unnöthigen 
Beläſtigung der Bekl. geführt habe. Dieſer Grund kann nicht 
für zutreffend erachtet werden. Eines beſonderen Nachweiſes 
des Intereſſes des Kl. bedurfte es nicht. Daſſelbe liegt in der 


— 
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an ſich begründeten Erwartung des Kl. durch die Einklagung 


eines Theiles ſeiner Forderung vor dem Amtsgerichte bezüglich 


dieſes Theiles ſchneller und billiger zum Ziele zu kommen. Das 
vom Kammergericht angezogene Urtheil des R. G., abgedruckt 
in Seufferts Archiv Bd. 47 S. 337, betrifft einen anders 
gearteten Fall. Der Kl. hatte dort nicht eine, auf einen Theil 
ſeiner Forderung gerichtete Klage, ſondern gleichzeitig mehrere 
Klagen vor dem Amtsgericht angeſtellt, und das Amtsgericht 
hatte ſich, nachdem es die Verbindung derſelben angeordnet hatte, 
für unzuſtändig erkärt. Für den hier vorliegenden Fall iſt in 
den Urtheilen des R. G. vom 2. Februar 1889 und 30. Juni 
1890 (Entſch. in Civilſachen Bd. 22 S. 432, Bd. 26 S. 416) 
die Erſtattungspflicht ohne Einſchränkung ausgeſprochen worden. 
VI. C. S. i. S. Pezold c. Mudrak vom 4. April 1898, 
B Nr. 63/98 VI. | | 

10. Die vorliegende weitere Beſchwerde, durch welche eine 
Erhöhung der vom Königlichen O. L. G. vorgenommenen 
Werthsfeſtſetzung des Streitgegenſtandes begehrt wird, erſcheint 
nach § 12 der R. A. G. O. als zuläſſig, inſofern dieſelbe — 
wie nach ihrer Faſſung angenommen werden muß — vom 
Juſtizrath N. in eigenem Namen erhoben worden iſt. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 S. 377 und Bd. 22 
S. 426, ſowie Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886 S. 42 Nr. 18, 
von 1887 S. 328 Nr. 8, von 1894 S. 514 Nr. 3.) Sachlich 
aber iſt dieſe Beſchwerde nur theilweis für begründet zu erachten. 
Die Bekl. hatten, nachdem ſie durch Verſäumnißurtheil des 
Königlichen L. G. zu Münſter vom 24. Juni 1897 dem Klage⸗ 
antrage gemäß zur Legung eines eidlich zu erhärtenden Inventars 
über den Nachlaß der am 22. Dezember 1896 verſtorbenen 
Wittwe W. verurtheilt worden waren, bei der Verhandlung 
äber ihren Einſpruch geltend gemacht, daß das L. G. ſachlich 
nicht zuſtändig ſei, weil der Werth des hinterlaſſenen Vermögens 
der Wittwe W. höchſtens 100 Mark betrage. Dieſe Einrede 
iſt ausweislich der Entſcheidungsgründe des rechtskräftig ge. 
wordenen, das frühere Verſäumnißurtheil aufrecht erhaltenden 
Urtheils vom 30. September 1897 verworfen worden, wobei 
das L. G. ausdrücklich hervorhob, daß zur Feſtſetzung, wie 
weit das Objekt 300 Mark überſteige, eventuell erſt noch 
eine Beweisaufnahme erforderlich ſein würde. Hiernach iſt zum 
Zwecke der Entſcheidung über die Zuſtändigkeit des Prozeß⸗ 
gerichts eine Feſtſetzung des Werths durch jenes Urtheil im 
Sinne des § 15 des G. K. G. und zwar dahin erfolgt, daß 
der Werth des Streitgegenſtandes den Betrag von 300 Mark 
überſteige und alſo mindeſtens die Stufe von 300 bis 450 Mark 
erreiche. Inſoweit muß dieſe Feſtſetzung nach den 88 15 und 16 
a. a. O. maßgebend bleiben. (Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1893 S. 236 Nr. 14.) Die in dem angegriffenen Be⸗ 
ſchluſſe des Beſchwerdegerichts vom 12. Februar 1898 aus- 
geſprochene Herabſetzung des Werthes auf die niedrigere Stufe 
von 120 bis 200 Mark war daher nicht zuläſſig. Als un- 
gerechtfertigt erweiſt ſich dagegen das Verlangen des Beſchwerde⸗ 
führers, wonach eine die Werthsſtufe von 300 bis 450 Mark 
überſteigende Werthsfeſtſetzung in Höhe von 650 bis 900 Mark 
angeſtrebt wird. Das für die Werthsberechnung maßgebende 
Intereſſe, welches die Kl. an der Aufſtellung und eidlichen Er⸗ 
härtung des Nachlaßinventars haben, iſt vielmehr mit 300 bis 
450 Mark bereits hoch bemeſſen, indem der Werth des ganzen 


Nachlaſſes, an welchem die beiden Kl. mit. je einem Sechstel 
partizipiren, ſich nach ihrer eigenen Angabe nur auf etwa 
1000 Mark belaufen ſoll. (Vergl. auch Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift von 1891 S. 509 Nr. 2 und Bolze, Praxis des R. G., 
Bd. 4 Nr. 1079.) Die Entſcheidung des Koſtenpunktes beruht 
auf Anwendung des 8 88 der C. P. O., wobei noch in Betracht 
kommt, daß der Juſtizrath N. die Koſten bezüglich des von ihm 
in eigenem Intereſſe eingelegten Rechtsmittels, ſoweit daſſelbe 
ohne Erfolg geblieben iſt, perſönlich zu tragen hat. (Vergl. 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886 S. 42 Nr. 18 und von 


1891 S. 311 Nr. 18.) IV. C. S. i. S. Walthes c. Knoechel 


vom 28. März 1898, B Nr. 55/98 IV. 

11. Verurtheilung eines Rechtsanwalts in die 
Koſten in E., daß der Rechtsanwalt K. die von ihm durch Beſchluß 
vom 24. März 1898 erforderte Erklärung abgegeben und zugleich 
im Namen des genannten Gläubigers die eingelegte ſofortige 
Beſchwerde zurückzunehmen erklärt hat, in E., daß der Rechts⸗ 
anwalt X. angegeben hat, er habe in dem Umſtande, daß das 
O. L. G. die in ſeiner jetzigen Beſchwerdeſchrift hervorgehobenen 
Geſichtspunkte nicht erörtert habe, den nach 8 531 Abſ. 2 der 
C. P. O. erforderlichen neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrund 
erblickt; daß nun ein f olcher in der Vernachläſſigung auch 
eines hoͤchſt bedeutſamen, von der Partei geltend gemachten 
Geſichtspunktes keinenfalls gefunden werden könnte, die Frage 
aber, ob eine rechtsirrige dieſen Punkt betreffende Auffaſſung 
bei einem Rechtsanwalte als entſchuldbar erſcheinen könnte, 
hier nicht in Betracht kommt, weil hier dergleichen nicht einmal 
vorliegt, ſondern nichts weiter, als daß die einfache Frage, ob 
im Konkursverfahren ein Glaͤubiger als Gegner eines andern 
im Sinne des 8 76 Abſ. 2 der C. P. O. in Verbindung mit 
§ 65 der R. K. O. gelten könne, vom Beſchwerdeführer jetzt 
etwas eingehender erörtert worden iſt, als bei ſeiner Beſchwerde 
gegen den entſprechenden Beſchluß des Amtsgerichts; daß daher 
in der Einlegung der hier fraglichen Beſchwerde ein grobes 
Verſchulden des Rechtsanwalts k. im Sinne des § 97 Abſ. 1 
der C. P. O. erblickt werden muß. VI. C. S. i. S. Haaſe 
c. Stuhr Konk. vom 6. April 1898, B Nr. 56/98 VI. 

12. Das B. U. hat aufgehoben werden müſſen, weil die 
$5 130, 142, 195 der C. P. O. verletzt ſind. Der Kl. hat 
in der Berufungsinſtanz in dem Schriftſatze vom 3. Juli 1897 
behauptet und unter Beweis geſtellt, daß er die Bekl. im 
Januar 1895 in ihrem Komptoir aufgeſucht und die ihr von 
ihr in dem Briefe vom 16. Januar geforderte Auskunft über 
den Preis ertheilt habe. Nach der Feſtſtellung des B. R. iſt 
dies in der mündlichen Verhandlung am 6. Juli 1897 nicht 
vorgetragen. Aber der B. R. ſagt in ſeinem Urtheil ſelbſt, daß 
er für erforderlich erachtet habe, durch Befragen feftzuftellen, ob 
der Vortrag dieſer Behauptung nur aus Verſehen unterblieben 
ſei und ob die Behauptung aufgeſtellt werden ſolle. In der 
mündlichen Verhandlung am 6. Juli 1897 iſt ausweislich des 
Protokolls deshalb nach Schließung der Verhandlung zur Sache 
beſchloſſen und verkündet, die mündliche Verhandlung 
wieder zu eröffnen, die Verhandlung über dieſen Punkt 
aber unterblieben, weil der Anwalt des Kl. ſich inzwiſchen ent- 
fernt hatte. Demnädft iſt das Urtheil ohne Berückſichtigung 
der Behauptung erlaſſen. Die Reviſion rügt dieſes Verfahren 
mit Recht. Die Wiedereröffnung der Verhandlung beſagte, daß 
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das Gericht gefunden hatte, die Erörterung der Sache ſei nicht 
erſchöpft, die im Schriftſatze behauptete, aber nicht vorgetragene 
Thatſache erheblich und deshalb die dem Vorſitzenden nach 
8 130 der C. P. O. obliegende Verpflichtung zu erfüllen. 
Dann hatte das Gericht aber für die Vervollſtändigung der 
Verhandlung zu ſorgen. Es durfte davon nicht abgeſehen 
werden, weil der Kl. nicht verhandeln konnte, da ſein Vertreter 
ſich entfernt hatte. Der Kl. war nicht in Verſäumniß, 
da die Verhandlung, in der er verhandelt hatte, ge- 
ſchloſſen war, und er die Verkündung der Entſcheidung er⸗ 
warten konnte, bei der es nach 88 261, 283 der C. P. O. 
ſeiner Anweſenheit nicht bedurfte. Hielt das Gericht weitere 
Verhandlung für erforderlich, ſo hatte es, da der Kl. nicht ver⸗ 
treten war, neuen Termin zur Verhandlung zu verkünden, durfte 
aber nicht ohne neue Verhandlung und ohne Gehör des Kl. 
auf Grund unvollſtändiger Verhandlung erkennen. I. C. S. 
i. S. Goldenring e. Friedmann vom 23. März 1898, 
Nr. 433/97 J. | 

13. Der Kl. hat durch Kauf und Auflaſſung das Rittergut 
Janowitz erworben. Er behauptet, daß eine Parzelle, welche 
ſich im Beſitze der Bekl. zu 1 befindet und von dieſer dem 
Pfarrer S. zur Nutzung überlaſſen war, kataſter⸗ und grund⸗ 
buchmäßig zu jenem Rittergute gehöre, und verlangt im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreite Anerkennung ſeines Eigenthums und 
Herausgabe der Parzelle. Bekl. haben Abweiſung und wider⸗ 
klagend Anerkennung des Eigenthums der Bekl. zu 1 verlangt. 
Im Laufe der II. J. iſt der Pfarrer S. geſtorben. Auf Antrag 
des Prozeßvertreters der Bekl. hat das O. L. G. beſchloſſen, 
wegen des Todes des S., welcher geſetzlicher Vertreter der Bekl. 
zu 1 und ſelbſt perſönlich in Anſpruch genommen ſei, das Ver⸗ 
fahren hinſichtlich beider Bekl. gemäß SS 217 und 223 der 
C. P. O. auszuſetzen. Der Kl. hatte der Ausfegung des Ver⸗ 
fahrens gegen die Bekl. zu 1 widerſprochen. Mit der vor⸗ 
liegenden Beſchwerde verlangt er Aufhebung jenes Beſchluſſes, 
ſoweit das Verfahren gegen die Bekl. zu 1 ausgeſetzt worden iſt. 
Die Beſchwerde iſt unbegründet. Geſetzlicher Vertreter der Bekl. 
zu 1 iſt der aus mehreren Perſonen beſtehende Kirchenvorſtand. 
Der Tod eines Vorſtandsmitgliedes hat nicht zur Folge, daß 
die geſetzliche Vertretung der Kirchengemeinde zeitweiſe aufhört, 
vielmehr bleibt der Vorſtand in ſeiner durch den Tod gemin⸗ 
derten Mitgliederzahl zur geſetzlichen Vertretung befugt. Inſofern 
erſcheint die Begründung des angefochtenen Beſchluſſes als ver⸗ 
fehlt. Dagegen iſt der zweite, ſelbſtändige Grund des Aus⸗ 
ſetzungsbeſchluſſes zutreffend. Es beſteht zwiſchen der Bekl. zu 1 
und den Erben des Pfarrers S. in der That eine nothwendige 
Streitgenoſſenſchaft, unzweifelhaft bezüglich der bisher entſtan⸗ 
denen Koſten, bei Zugrundelegung des Thatbeſtandes des erſten 
Urtheils aber auch bezüglich der Widerklage, da dieſe vom 
Pfarrer S. miterhoben worden iſt. Die beim Vorliegen einer 
nothwendigen Streitgenoſſenſchaft gebotene einheitliche Entſcheidung 
ſetzt auch eine einheitliche Verhandlung voraus. Demnach hat 
das B. G. mit Recht das ganze Verfahren ausgeſetzt. V. C. S. 
i. S. Fiskus c. Kath. Kirchengemeinde Janowitz vom 30. März 
1898, B Nr. 49/98 V. 

14. Hat der Kl. darin Recht, daß für das Verhältniß 
der Parteien zu einander der Vertrag vom 15. November 1895 
maßgebend war, und hatte die Bekl. keinen genügenden Grund, 


vom Vertrage zurückzutreten, dann hörte mit dem gleichwohl 
erfolgten Rücktritt dieſer Vertrag nicht überhaupt auf, rechts⸗ 
verbindlich für die Bekl. zu ſein. Richtig iſt nur, daß er nicht 
mehr eine Verbindlichkeit zur Erfüllung, ſondern nur noch eine 
ſolche zur Entſchädigung begründete. Es iſt daher in dem 
vorausgeſetzten Fall durchaus zuläſſig, dem geſtellten Klage⸗ 
antrage mit der Einſchränkung ſtattzugeben, daß die Bekl. zur 
Anerkennung ihrer Entſchädigungspflicht, oder, was auf daſſelbe 
hinausläuft, zur Schadenserſatzleiſtung (vorbehaltlich der Er⸗ 
mittelung des Schadensbetrages in einem beſonderen Verfahren) 
verurtheilt wird, ſofern nur ein rechtliches Intereſſe des Kl. an 
der alsbaldigen Feſtſtellung der Entſchädigungspflicht der Bell. 
anzuerkennen iſt. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 21 
Nr. 75 S. 388.) Die Annahme des B. G. aber, daß es an 
dieſem Intereſſe fehle, iſt nicht nur ohne jede Begründung ger 
laſſen, ſondern nach dem gegebenen Sachverhalt auch recht⸗ 
irrthümlich. Der Vertrag vom 15. November 1895 war für 
die Zeit vom 1. Januar 1896 bis 31. Dezember 1900 ge 
ſchloſſen. Den ihm durch die Nichterfüllung des Vertrages 
erwachſenden Schaden zu berechnen, war Kl. daher zur Zeit der 
einige Wochen nach der Entlaſſung erfolgten Klageerhebung 
nicht im Stande, und dazu iſt er ſelbſt jetzt nicht im Stande, 
insbeſondere deshalb nicht, weil die ihm nach dem Vertrage für 
feine Thätigkeit gebührende Gegenleiftung in Proviſionen und 
Reiſegeldern beſtand, und ihm bezüglich der Proviſionen nur 
ein Mindeſteinkommen gewährleiſtet war. Nach dem Rücktritt 
der Bekl. vom Vertrage handelt es ſich aber für den Kl. um 
die anderweitige Verwerthung ſeiner Arbeitskraft während der 
Vertragszeit, und in dieſer Hinſicht erſcheint es von entſcheidender 
Bedeutung, ob die Bekl. ihm entſchädigungspflichtig iſt oder 
nicht. Im erſteren Fall iſt die Rechtslage für ihn die, daß er 
zwar eine geeignete Gelegenheit zu anderweitiger Verwendung 
ſeiner Dienſte nicht von der Hand weiſen darf, aber eben auch 
nur eine ſeinen Verhältniſſen angemeſſene Stellung anzunehmen 
braucht. Im anderen Fall dagegen erleidet er einen Verluſt, 


ſoweit er ſich nicht auf irgend eine Weiſe Erſatz verſchafft. 


Iſt hiernach zwar mit Recht ein Anſpruch des Kl. auf Er⸗ 
füllung des Vertrages vom 15. November 1895 nicht anerkannt, 
mit Unrecht dagegen im Uebrigen die Zuläſſigkeit der Klage be⸗ 
anſtandet worden, ſo ergiebt ſich daraus die Nothwendigkeit der 
Aufhebung des angefochtenen Urtheils und die Zurückberweiſung 
der Sache an das B. G. I. C. S. i. S. Nerger e. Deter 
vom 16. März 1898, Nr. 450/97 I. | | 

15. Als nicht gerechtfertigt erſchien die Annahme des B. G., 
die bei der mündlichen Verhandlung in der I. J. erfolgte Be 
rufung der Kl. auf die Beſtimmungen des Geſetzes über den 
unlauteren Wettbewerb habe eine unzuläſſige Klageänderung 
enthalten. Daß die bloße Anführung eines anderen Rechtsſatzes 
unter Beibehaltung der thatſächlichen Grundlage für das geftellte 
Begehren eine Klageänderung nicht enthält, hat das R. G. ſchon 
öfters ausgeſprochen. Vergl. Peterſen, Gvilprozeßordnung 
(Auflage 3), Bemerkung 4 zu § 240 mit Nachträgen. Auch 
hat das B. G. nicht verkannt, daß die Klage die anzuwendenden 
Rechtsſätze in der Klageſchrift nicht anzugeben braucht, ſondern 
deren Auffindung dem Gericht überlaſſen darf. Cs hat aber 
mit Unrecht angenommen, die Kl. habe Thatſachen, welche die 
Anwendung des Geſetzes über den unlauteren Wettbewerb recht · 
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fertigen könnten, in der Klageſchrift nicht angegeben. Schon 


hier wurde ausdrücklich bemerkt, daß der Bekl. das Ehrenzeugniß 
des Preisgerichts, das eine Reklame für ſeine Waaren bilde, 
unter Ausbeutung des darin enthaltenen Irrthums fortwährend 
in den Zeitſchriften veröffentliche und daß die von dem Bekl. 
vertriebene Wellenpumpe die angebliche Verbeſſerung der von 
der Kl. erfundenen Mammuthpumpe in Wirklichkeit nicht enthalte. 
Wenn die Kl. auf Grund dieſer Behauptungen, zu deren Er⸗ 
gänzung ſie nach § 240 Ziffer 1 der C. P. O. berechtigt war, 
unter Beifügung der in der Klageſchrift übergangenen rechtlichen 
Geſichtspunkte, bei der mündlichen Verhandlung geltend machte, 
der von ihr in der Klageſchrift geſtellte Antrag ſei jedenfalls 
nach den Vorſchriften des Geſetzes über den unlauteren Wett⸗ 
bewerb gerechtfertigt, ſo hat ſie weder eine neue Klage erhoben, 
noch ihr Begehren auf einen neuen Klagegrund geſtützt. Sie 
hat vielmehr nur von der ihr nach § 240 Ziffer 1 der C. P. O. 
zuſtehenden Befugniß Gebrauch gemacht. Das B. G. durfte 
deshalb die Berufung nicht deshalb zurückweiſen, weil die Be⸗ 
zugnahme auf das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb als 
eine unſtatthafte Klageänderung anzuſehen ſei. Nun hat 
allerdings das Kammergericht auch den Ausſpruch des I. R. 
gebilligt, daß das angeführte Geſetz den Klageantrag nicht 
rechtfertige. Dieſe Ausführung kann aber nicht dazu führen, 
daß die Reviſion zurückzuweiſen iſt. Wie ein Gericht, das ſich 
für unzuſtändig oder die bei ihm eingelegte Berufung für un⸗ 
zuläſſig erklärt, nicht trotzdem über die Sache ſelbſt entſcheiden 
darf, ſo muß auch das Gericht, das annimmt, es liege eine 
unzuläſſige Klageänderung vor, ſich jeder Entſcheidung über die 
abgeänderte, nach ſeiner eigenen Auffaſſung unſtatthafte, Klage 
oder die darauf bezügliche neue Klagebegründung enthalten. 
Thut es dies nicht, ſo ſind die auf die abgeänderte Klage be⸗ 
züglichen Ausführungen als nicht vorhanden anzuſehen. Dem 
Kl. ſteht trotzdem das Recht zu, das für unzuläſſig erklärte 
Begehren mittels einer neuen Klage geltend zu machen oder 
dieſe auf den zurückgewieſenen neuen Klagegrund zu ftüßen. 
Deshalb wäre das Reviſionsgericht auch dann nicht in der Lage, 
die Reviſion auf Grund der eventuellen Ausführungen über den 
unlauteren Wettbewerb zurückzuweiſen, wenn es dieſe für ein- 
wandfrei hielte. Es würde ſonſt die Lage der Rkl. verſchlechtern, 
ſie ungünſtiger ſtellen, als vor Einlegung der Reviſion der Fall 
war. II. C. S. i. S. Borſig c. Serenyi vom 5. April 1898, 
Nr. 396/97 II. 

16. Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. 
Dem O. L. G. iſt darin beizutreten, daß das L. G. ein 
Zwiſchenurtheil im Sinne des § 248 Abſ. 2 der C. P. O., 
das bezüglich der Rechtsmittel einem Endurtheile gleichſteht, 
bei der gegebenen Sachlage nicht erlaſſen durfte, weil es an 
den geſetzlichen Vorausſetzungen hierzu fehlte. Der Umſtand, 
daß die von der Bekl. vorgeſchützte Einrede in Wirklichkeit nicht 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges im Sinne von § 247 der 
der C. P. O. betraf, würde zwar der Erlaſſung eines der⸗ 
artigen Urtheils nicht im Wege ſtehen, wenn die Bekl., wie das 
L. G. angenommen hat, irriger Weiſe geltend gemacht hätte, 
der Rechtsweg ſei unzuläſſig. Aber es fehlte unzweifelhaft an 
einer weiteren Vorausſetzung zur Anwendung des § 248 Abſ. 2, 
nämlich daran, daß einer der in Abſatz 1 dieſes Paragraphen 
erwähnten Fälle vorlag. (Vergl. Peterſen C. P. O. Auflage 3 


Bemerkung 4 ſowie dle dort in der Anmerkung 5 angeführten 
Entſcheidungen.) Die Bekl. hat nämlich, wie das O. L. G. 
zutreffend ausgeführt hat, die Einlaſſung zur Hauptſache nicht 
verweigert, vielmehr wurde darüber theilweiſe verhandelt und 
entſchieden. Dadurch, daß das L. G. ein Zwiſchenurtheil im 
Sinne des § 248 Abf. 2 der C. P. O. nicht hätte erlaſſen 
ſollen, wird aber nichts an der Thatſache geändert, daß es ein 
derartiges Urtheil und zwar lediglich ein ſolches erlaſſen wollte 
und in Wirklichkeit erlaſſen hat. Die Bekl. hatte ſonach 
ein Recht darauf, gegen dieſe Entſcheidung Berufung einzulegen. 
Ja fie mußte auf dieſen Wege vorgehen, wenn das Urtheil 
nicht in Rechtskraft erwachſen ſollte. Das O. L. G. durfte 
hiernach die Berufung nicht als unzuläſſig verwerfen, ſondern 
hätte das unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften erlaſſene 
Urtheil aufheben und die Sache in die I. J. zurückver⸗ 
weiſen ſollen. Dies mußte denn auch jetzt noch unter Auf- 
hebung der angefochtenen Entſcheidung geſchehen. Dieſe Auf⸗ 
hebung hatte ſich auch auf den ganzen Inhalt des landgericht⸗ 
lichen Urtheils zu erſtrecken, weil das L. G. nicht etwa zugleich 
ein Zwiſchenurtheil im Sinne des § 275 erlaſſen wollte, 
ſondern von der Auffaſſung ausging, die Annahme, daß der 
Rechtsweg zuläffig ſei, mache die Aufhebung des ſtreitigen Gut- 
achtens erforderlich. II. C. S. i. S. Transport- u. Unfall- 
Verſ.⸗Geſ. Zürich o. Germann vom 29. März 1898, Nr. 56/8 II. 

17. Von der Reviſion iſt die Entſcheidung des B. R. mit 
Recht angefochten. Die Annahme, daß die Feſtſtellung eines 
der Kl. entſtandenen Schadens überhaupt ausgeſchloſſen fei, ift 
nicht zutreffend. Nach der Klagebegründung iſt der Kl. die 
Aufnahme in das Armenhaus zur Unterweiſung und Verpflegung, 
die ſie als Großtochter einer Schweſter des Stifters ſtatuten⸗ 
mäßig zu beanſpruchen gehabt habe, ohne rechtlichen Grund ver⸗ 
weigert worden. Darnach hat ſie den Genuß dieſer Wohlthaten 
entbehren müſſen, und folglich iſt ihr inſofern jedenfalls ein 
Schaden erwachſen. Dieſer Schaden könnte nun, wovon der 
B. R. ausgegangen iſt, in Aufwendungen beſtehen, die die Kl. 
zum Zwecke ihrer Ausbildung gemacht, wenn ſie die Mittel dazu 
beſeſſen hätte. Die Aufwendung ſolcher Mittel iſt aber, wie die 
Reviſion zutreffend geltend gemacht hat, nicht die alleinige 
Vorausſetzung der Feſtſtellung eines Schadens. Vielmehr kann 
der Kl. auch dadurch ein Schaden erwachſen ſein, daß in Folge 
des Umſtandes, daß ſie die Ausbildung, wie ſie ſie bei Aufnahme 
in die Anſtalt gehabt haben würde, nicht genoſſen hat, ihre 
Erwerbsfähigkeit gemindert iſt, und dieſer Schaden äußert ſich 
gerade erſt im Lauſe der Jahre, ſodaß die Argumentation des 
B. R., es ſei ein gegenwärtiges Intereſſe der Kl. nicht erfindlich, 
weil ſie mit der Geltendmachung ihres Anſpruchs eine Reihe 
von Jahren gewartet hätten, verſagen muß. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus hat der B. R. die Sache nicht gewürdigt und 
deshalb trifft ihn der Vorwurf der Verletzung der Vorſchrift des 
$ 260 der C. P. O., nach welcher das Gericht, wenn unter 
den Parteien ſtreitig iſt, ob ein Schaden entſtanden ſei und wie 
hoch ſich der Schaden oder ein zu erſetzendes Intereſſe belaufe, 
hierüber unter Würdigung aller Umſtände nach freier Ueber- 
zeugung zu entſcheiden hat. Es hätte daher dem B. R. ob- 
gelegen, auch nach jener Richtung hin, geeigneten Falls unter 
Ausübung des Fragerechts nach § 130 der C. P. O., die Sach⸗ 
lage aufzuklären und demnächſt nach feiner freien Ueber: 
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zeugung, die von dem Vorbringen der Parteien, wie von dem 
Ergebniſſe einer Beweisaufnahme unabhängig ift, über den 
Eintritt und eventuell den Betrag des Schadens zu befinden. 
Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 357, Bd. 9 S. 418, 
Bd. 10 S. 78, 405, Bd. 25 S. 78. IV. C. S. i. S. Kegel 
c. Polednikſche Armenhausſtiftung vom 14. März 1898, 
Nr. 350/97 IV. 

18. Die Reviſion iſt unzuläſſig. Das angefochtene Urtheil 
iſt auf Grund des § 275 der C. P. O. erlaſſen und erſtreckt 
ſich nur auf den von dem Bekl. erhobenen Einwand; es bildet 
deshalb ein Element des künftigen Endurtheils, das nur mit 
dieſem zugleich auf dem Wege der Reviſion angefochten werden 
kann. Es mag richtig ſein, daß es bei Beurtheilung der recht⸗ 
lichen Natur der Entſcheidung nicht darauf ankommt, wie ſie 
der erkennende Richter bezeichnet; aber die Nevifion geht fehl, 
wenn ſie meint, daß der B. R. in Wirklichkeit nicht ein Zwiſchen⸗ 
urtheil im Sinne des $ 275 der C. P. O., das er hat erlaſſen 
wollen, ſondern eine Vorabentſcheidung, wie ſie der § 276 
a. a. O. vorſieht, erlaflen habe. Nach § 275 kann die Ent⸗ 
ſcheidung durch Zwiſchenurtheil erfolgen, wenn ein einzelnes 
Angriffs- oder Vertheidigungsmittel oder ein Zwiſchenſtreit zur 
Entſcheidung reif iſt. Ein bloßes Vertheidigungsmittel des Bekl. 
aber iſt es, worüber der B. R. in dem angefochtenen Urtheil 
entſchieden hat und auch nur hat entſcheiden wollen. Ueber den 
Grund des Anſpruchs, wie ihn der $ 276 vorausſetzt, enthält 
weder die Begründung eine Feſtſtellung, noch die Urtheilsformel 
einen Ausſpruch. Der Bekl. macht mit dem oben erwähnten 
Vorbringen nichts weiter geltend, als daß das Geſetz vom 
13. Februar 1875/21. Juni 1887, auf das er den Einwand 
der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges geſtützt hatte, dem Kl. auch 
inſofern entgegenſtehe, als die Geltungmachung des Schadens 
dadurch an eine Friſt geknüpft ſei, durch deren Ablauf der Kl. 
des erhobenen Anſpruchs verluſtig gegangen ſei. Der Bekl. beruft 
ſich hiernach auf eine rechtsvernichtende Thatſache, durch die er 
die Klage von ſich abwenden will. Es iſt dies keineswegs ein 
bloßes Beſtreiten des Anſpruchs aus Rechtsgründen, ſondern ein 
ſelbſtändiges Vertheidigungsmittel, wie es der § 27 5 zu feiner 
Anwendung vorausſetzt. Wenn auch im Tenor die Verſäumung 
der Friſt nicht beſonders hervorgehoben wird, ſo ergeben doch 
die Gründe und der Thatbeſtand, die zur Auslegung des Tenors 
heranzuziehen ſind, daß der B. R. den oben erwähnten Einwand 
in ſeinem ganzen Umfange hat verwerfen und nicht bloß einen 
Ausſpruch darüber hat erlaſſen wollen, daß das gedachte Geſetz 
auf das vorliegende Rechtsverhältniß nicht anzuwenden ſei. 
Völlig verfehlt ſind die hiergegen gerichteten Rechtsausführungen 
des Bekl. Richtig iſt, daß der Einwand nicht gegen den Betrag, 
ſondern gegen den Grund des Anſpruchs gerichtet iſt; aber 
daraus folgt nicht, daß der B. R. in Wirklichkeit nicht ein 
Zwiſchenurtheil im Sinne des § 275, ſondern eine Vorab⸗ 
entſcheidung im Sinne des § 276, erlaſſen hätte. Eine ſolche 
Vorabentſcheidung ſetzt voraus, daß der Richter darin, abgeſehen 
vom Betrage, alle geſetzlichen Erforderniſſe des erhobenen An⸗ 
ſpruchs als vorhanden anerkennt und die dagegen erhobenen 
Einwendungen als unbegründet verwirft. Nur der Betrag des 
Anſpruchs darf dem künftigen Endurtheil vorbehalten werden. 
Ein ſolches den Klageanſpruch bis auf den Betrag erſchöpfendes 
Urtheil hat der B. R. nicht erlaſſen, ſondern nur die Abweſen⸗ 


heit einer nach der Meinung des Bekl. rechtsvernichtenden That⸗ 


ſache feſtgeſtellt. Ueber die pofitiven Vorausſetzungen der Klage⸗ 
forderung fehlt jeder Ausſpruch. — Bedeutungslos iſt es, daß 
der Bekl. beantragt hat, über den Grund des Anſpruchs vorab⸗ 
zuentſcheiden; wie oben nachgewieſen iſt, hat der B. R. dieſem 


Antrag nicht entſprochen und, wie die Einleitung ſeiner Be⸗ 


gründung ergiebt, nicht entſprechen wollen. — Auch iſt der B. R. 
durch die vorliegende Entſcheidung ſo wenig, wie durch den 
Ausſpruch im Zwiſchenurtheil vom 11. Juni 1897, daß die 
Vorausſetzungen des § 75 der Einleitung zum A. L. R. vor⸗ 
handen ſeien, daran behindert, durch Vorabentſcheidung noch 
über den Grund des erhobenen Anſpruchs zu befinden. Es 
entſcheidet darüber allein das durch Zweckmäßigkeitsrückſichten 
geleitete Ermeſſen des erkennenden Richters. Wenn der B. R. 
von dieſem Ermeſſen nicht Gebrauch macht, und das, was er 
dem Kl. im Endurtheil zuſpricht, den Betrag von 1 500 Mark 
nicht überſteigt: ſo iſt freilich, wie die Reviſion richtig ausführt, 
dem Bekl. die Möglichkeit genommen, die vorliegende Rechts⸗ 
frage in dieſem Verfahren auf dem Wege der Reviſion zum 
Austrag zu bringen; aber dies iſt eine Folge der Vorſchrift des 
§ 508 der C. P. O., die bei vermöͤgensrechtlichen Streitig⸗ 
keiten die Zuläſſigkeit der Reviſion an das Vorhandenſein einer 
Reviſionsſumme knüpft, das dem Gericht nach § 276 der 
C. P. O. zuſtehende Ermeſſen wird dadurch nicht beſchränkt, 
und die Frage nach der rechtlichen Natur des angefochtenen 
Urtheils dadurch in keiner Weiſe beeinflußt. V. C. S. i. S. 
Reichsfiskus c. v. Thielmann vom 6. April 1898, Nr. 77/98 V. 

19. Begründet find die von der Reviſion in formeller 
Beziehung erhobenen Angriffe. In dem Schriftſatz vom 
27. September 1894, worin der Kl. ſeine Anſchließung an die 
Berufung ankündigte, führte er zunächſt aus, daß ſein Anſpruch 
durch die Aenderung des Bebauungsplans nicht berührt werde; 
dann heißt es darin wörtlich: „Der Kl. will jedoch die ihm 
durch die Bauerlaubniß erwachſenen Vortheile der Bekl. inſoweit 
zu Statten kommen laſſen, daß er den Klageanſpruch nur noch 
in Höhe von 4750 Mark aufrecht erhält und auf Mehr- 
forderung verzichtet.“ Hierin liegt unzweifelhaft ein Verzicht 
auf den geltend gemachten Anſpruch, aber, da er in einem vor- 
bereitenden Schriftſatz enthalten iſt, nur ein außergerichtlicher, 
der zu ſeiner Rechtswirkſamkeit der Annahme des Gegners 
bedarf. Daß dieſer Verzicht in einer der darauf folgenden 
mündlichen Verhandlungen vor Gericht wiederholt worden ſei, 
geht aus den Sitzungsprotokollen nicht hervor. Aber wenn der 
8 146 Nr. 1 der C. P. O. auch vorſchreibt, daß Verzicht⸗ 
leiſtungen, durch die der geltend gemachte Auſpruch ganz oder 
theilweiſe erledigt wird, durch Aufnahme in das Protokoll feſt⸗ 
zuſtellen find: fo iſt doch die Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift 
nicht dergeſtalt weſentlich, daß dadurch jeder andere Beweis 
ausgeſchloſſen wäre; vergl. Eutſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 10 S. 366. In vorliegender Sache hat nun der Kl. den 
in dem Schriftſatz vom 27. September 1894 angekündigten 
Antrag, der zugleich den weſentlichen Inhalt des Verzichtes 
wiederholt, nach Ausweis der Sitzungsprotokolle in den Ver⸗ 
handlungen vom 28. deſſelben Monats und vom 28. Juni 1895 
verleſen. Daraus rechtfertigt ſich der Schluß, daß er bei ſeinen 
weiteren den Antrag begründenden Ausführungen die in dem 
vorbereitenden Schriftſatz enthaltenen Erklärungen, ohne die der 
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Antrag nicht verftändlich geweſen wäre, vor Gericht mündlich 
wiederholt hat. Dies wird auch durch den Thatbeſtand des 
B. U. beſtätigt, worin aus der Prozeßgeſchichte Folgendes mit⸗ 
getheilt wird: „Der Kl. führt ſodann aus, daß ihm als 
Schadenerſatz die Differenz des Werths des Grundſtücks vor 
und nach Verſagung der Bauerlaubniß gebühre. Er hat dann 
erklärt, er wolle jedoch die ihm durch die Bauerlaubniß er⸗ 
wachſenen Vortheile der Bekl. in ſo weit zu Statten kommen 
laſſen, daß er den Klageanſpruch nur noch in Höhe von 
4750 Mark aufrecht erhalte und auf Mehrforderung verzichte. 
Dem entſprechend war auch der Antrag der Anſchlußberufung 
gefaßt. Eine Annahmeerklärung der Bekl. auf die Verzicht⸗ 
erklärung iſt nicht erfolgt. Der Kl. hat demnächſt die Ent⸗ 
ſagung zurückgezogen.“ Hiernach iſt davon auszugehen, daß 
der Kl. die erwähnte Verzichterklärung auch in der mündlichen 
Verhandlung abgegeben, ſpäter aber, ohne daß ſich die Bekl. 
ausdrücklich über die Annahme geäußert hätte, widerrufen hat. 
Der B. R. geht fehl, wenn er bei dieſer Sachlage dem Verzicht 
die Rechtswirkſamkeit verſagt, weil der Kl. die Entſagung, über 
deren Annahme die Bekl. ſich nicht erklärt gehabt, zurückgezogen 
und die Anſchlußberufung, ohne ſchließlich den Anſchließungs⸗ 
antrag zu verleſen, mit Einwilligung der Bekl. zurückgenommen 
habe. Der $ 277 der C. P. O. beſtimmt: „Verzichtet der 
Kl. bei der mündlichen Verhandlung auf den geltend gemachten 
Anſpruch, ſo iſt er auf Grund des Verzichts mit dem Anſpruche 
abzuweiſen, wenn der Bekl. die Abweiſung beantragt.“ Hiernach 
iſt der gerichtliche Verzicht, wie das gerichtliche Geſtändniß, 
eine einſeitige Erklärung, die rechtswirkſam wird, auch wenn 
der Gegner ſich darüber nicht erklärt haben ſollte. Die vor 
Gericht abgegebene Erklärung iſt ſofort verpflichtend und bringt, 
ſoweit ſie reicht, den davon betroffenen Anſpruch ſofort zum 
Erlöſchen. Da der Verzicht nicht blos ein prozeſſualiſcher Akt 
iſt, ſondern auch in das materielle Recht eingreift, ſo 
kann ein einſeitiger Widerruf nur dann Rechtswirkſamkeit 
äußern, wenn das materielle Recht einen ſolchen Widerruf 
geſtattet. Nach allgemeiner Rechtsregel bedarf es dazu der Zu- 
ſtimmung des Gegners; beſondere Anfechtungsgründe hat der 
Kl. nicht geltend gemacht. Allerdings hat der Kl. ſeine An⸗ 
ſchlußberufung mit Zuſtimmung der Bekl. zurückgenommen; 
aber dadurch wird die davon unabhängige Verzichterklärung 
nicht berührt, namentlich kann darin, daß die Bekl. in die 
Zurücknahme der Anſchließung willigte, da dieſes Rechtsmittel 
nur hinſichtlich der Koſtenvertheilung eine Aenderung des 
Urtheils zu ihrem Nachtheil bezweckte, dieſe ſonach allein den 
Gegenſtand der Anſchließung bildete, nicht ein Verzicht auf die 
Rechte gefunden werden, die ihr aus der Entſagung des Kl. 
entſtanden waren. V. C. S. i. S. Gemeinde Treptow c. Schulz 
vom 26. März 1898, Nr. 319/97 V. 

20. Maßgebend iſt der Inhalt des Urtheiles ſelbſt, ſoweit 
durch daſſelbe über den durch Klage oder Widerklage erhobenen 
Anſpruch entſchieden wird, $ 293 Abſ. 1 C. P. O. Durch das 
B. U. iſt aber der Klaganſpruch im Ganzen zurückgewieſen. 
Auf die Begründung des Urtheiles kann es bei dieſem Inhalt 
der in ihm enthaltenen Entſcheidung nicht ankommen. Bekl. 
hat an das Beſtreiten der klägeriſchen Forderung aus dem 
Grunde, weil die Dienſte des Kl. werthlos geweſen beziehungs⸗ 
weiſe überhaupt nicht geleiſtet ſeien, nicht die Erhebung einer 


Widerklage angeknüpft (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. IV S. 355 f.). Da die Klage im Ganzen abgewieſen iſt, 
ſo ſteht das B. U. auch nicht, wie Bekl. meint, einer etwaigen 
Rückforderung der 2513 Mark 70 Pf. im Wege, und daß 
Bekl. an der Rückforderung der angeblich von ihm an den 
Bruder des Kl. für die hier fraglichen Dienſte weiter gezahlten 
2810 Mark durch das B. U. nicht gehindert iſt, liegt vollends 
klar vor. Demgemäß iſt die Revifion als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen. VI. C. S. i. S. Könnecke o. Behm vom 24. März 
1898, Nr. 379/97 VI. | 

21. Das Amtsgericht zu Körlin hatte als erſuchtes Gericht 
eine vom O. L. G. zu Stettin als Prozeßgericht angeordnete 
Beweiserhebung durch Vernehmung eines von ihm zu ernennenden 
Sachverſtändigen vorzunehmen. Gegen den von ihm ernannten 
Sachverſtändigen, Kreisverordneten und Rittergutsbeſitzer H., 
richteten die Kl. ein Ablehnungsgeſuch, das vom Amtsgericht 
durch den Beſchluß vom 2. März 1898 als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen wurde. Darauf ſuchten die Kl. innerhalb der Friſt 
für die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde die Entſcheidung 
des Prozeßgerichts nach; letzteres hat das Geſuch dem R. G. 
als Beſchwerdegericht in Gemäßheit des § 540 Abſ. 4 der 
C. P. O. mit dem Bemerken vorgelegt, daß es die Beſchwerde 
nicht für begründet erachte. Die ſofortige Beſchwerde iſt nach 
$ 371 Abſ. 5 der C. P. O. zwar zuläſſig, aber unbegründet. 
Das Ablehnungsgeſuch gründet ſich darauf, daß der. Sach⸗ 
verſtändige mit der Kl. einen Rechtsſtreit gehabt habe, weshalb 
die Beſorgniß der Befangenheit gerechtfertigt ſei. Durch die 
eingereichte eidesſtattliche Verſicherung des Rentengutsbeſitzers B. 
iſt indeſſen nur beſcheinigt, daß die Kl. mit dem Sachverſtändigen 
wegen der Schweine des B. in Klage geſtanden habe. Näheres 
über die Zeit und den Gegenſtand der Klage iſt nicht angegeben. 
Die bloße Thatſache der Klage, deren ſich der Sachverſtändige 


nicht einmal mehr erinnern will, iſt mit Recht vom Amtsgericht 


nicht für geeignet erachtet worden, die Beſorgniß der Befangen⸗ 
heit zu begründen. Im Ablehnungsgeſuch iſt außerdem bemerkt, 
daß der Sachverſtändige mit dem Bekl. befreundet ſein ſolle. 
Sowohl der Sachverſtändige, als auch der Bekl. haben in 
Abrede geſtellt, daß zwiſchen ihnen ein freundſchaftlicher Verkehr 
ſtattfinde. Ein ſonſtiger Beweis ift nicht beigebracht. VI. C. S. 
i. S. Palm e. v. Gerlach vom 4. April 1898, B Nr. 69/98 VI. 

22. Es kann unerörtert bleiben, ob in jedem Falle ein 
ſachverſtändiger Zeuge ($ 379 der C. P. O.) außer dem 
Zeugeneide auch den Sachverſtändigeneid zu leiſten hat und ob 
in dieſem Sinne die in der angefochtenen Verfügung angezogenen 
Urtheile des R. G. zu verſtehen ſind. Selbſt wenn man dies 
mit der Beſchwerde zu verneinen hätte, müßte doch für den 
vorliegenden Fall in Berückſichtigung des von S. zu be- 
antwortenden Beweisthemas anerkannt werden, daß er ſich nicht 
blos als Zeuge, ſondern zugleich gutachtlich zu äußern hatte. 
Denn er ſoll nicht blos gewiſſe Wahrnehmungen bekunden, 
ſondern weiter auch, ob aus den Erſcheinungen, die er wahr⸗ 
genommen hat, zu entnehmen iſt, daß das Haus damals mit 
Schwamm behaftet und ob der Schwamm ſchon ſehr ſtark 
entwickelt war. Hierüber kann nur ein Sachverſtändiger, der 
im Stande iſt, den Hausſchwamm von anderen ähnlichen Er⸗ 


ſcheinungen zu unterſcheiden, Auskunft geben. Dem B. G. 


iſt daher darin beizutreten, daß bereits der auf Grund münd⸗ 
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licher Verhandlung ergangene Beweisbeſchluß vom 29. November 
1897 die Belegung des ſachverſtändigen Zeugen mit dem Zeugen⸗ 
und Sachverſtändigeneide vorausſetzt, ſo daß die angefochtene 
Verfügung nicht einen nachträglichen Beſchluß über Vernehmung 
eines Sachverſtändigen enthält, ſondern nur dasjenige nachholt, 
was zur vollſtändigen Erledigung des ordnungsmäßig ergangenen 
Beweisbeſchluſſes nothwendig iſt. Damit entfällt für den Bekl. 
jeder Grund zur Beſchwerde. Auch das Ablehnungsgeſuch kommt 
jetzt jenem Beweisbeſchluſſe gegenüber nicht mehr in Betracht, 
da S. ſeine Ausſage als Zeuge und Sachverſtändiger bereits 
abgegeben hat, und kein Grund erſichtlich iſt, weshalb der Ab⸗ 
lehnungsgrund nicht vor ſeiner Vernehmung hätte geltend 
gemacht werden können. ($ 371 der C. P. O.) V. C. S. 
i. S. Voß c. Neuſtein vom 2. April 1898, Nr. 53/98 V. 

23. Der Kl. hatte ſich innerhalb der Nothfriſt der Revifion 
der Bekl. angeſchloſſen; das von ihm eingelegte Rechtsmittel iſt 
daher als eine ſelbſtſtändige Reviſion anzuſehen, C. P. O. 
88 483, 518. Er hat fie vor Beginn der mündlichen Ver⸗ 
handlung zurückgenommen und iſt dadurch des Rechtsmittels 
verluſtig gegangen. Dem Antrag der Bekl. gemäß war dies 
durch Urtheil auszuſprechen, $ 476 Abſ. 3 a. a. O. V. C. S. 
i. S. Gemeinde Treptow c. Schulz vom 26. März 1898, 
Nr. 319/97 V. 

24. Nach den 88 482, 518 C. P. O. kann ſich der 
Berufungs- bezw. Rbkl. dem Rechtsmittel des Gegners ſtets 
anſchließen, wenn er eine Aenderung der Vorentſcheidung in 
irgend einem Punkte zu ſeinen Gunſten verlangt. Die An⸗ 
ſchließung verliert aber ihre Wirkung, wenn das Rechtsmittel 
des Gegners zurückgenommen oder als unzuläſſig verworfen 
wird, d. h. der Berufungs- bezw. Rbkl. kann in dieſem Falle 
nicht verlangen, daß über Anträge von ihm, die ſich nicht auf 
das Rechtsmittel des Gegners beziehen, verhandelt und die Vor⸗ 
entſcheidung zu ſeinen Gunſten verändert wird. § 483 Abſ. 1. 
Wenn im Anſchluß hieran in dem Abſ. 2 dieſes Paragraphen 
beſtimmt wird, daß, wenn Berufungsbekl. innerhalb der 
Berufungsfriſt ſich der erhobenen Berufung angeſchloſſen hat, 


es fo angeſehen werden ſoll, als habe er die Berufung ſelbſt⸗ 


ſtändig eingelegt, fo hat dies den Sinn, daß eine derartige 
Anſchließung nicht unbedingt wirkungslos wird, wenn die Be⸗ 
rufung des Gegners zurückgenommen oder als unzuläſſig ver- 
worfen wird, daß vielmehr der Berufungsbekl. ſelbſtſtändig 
durch feine Anſchließung eine Verhandlung in der Berufungs- 
inſtanz und eine Aenderung des Urtheils herbeiführen kann, 
vorausgeſetzt, daß eine ſelbſtſtändige Berufung von ihm über⸗ 
haupt eingelegt werden konnte. Für die vorſtehende Auslegung 
des § 483 Abſ. 2 ſpricht denn auch die Entſtehungsgeſchichte 
dieſer Vorſchrift. Näher dargelegt. VI. C. S. i. S. Balke 
c. Orenſtein vom 21. März 1898, Nr. 432/98 VI. 

25. Die Beſchwerde iſt zuläſſig, weil das O. L. G. die 
bei ihm eingelegte Beſchwerde nicht nach ſachlicher Prüfung als 
unbegründet zurückgewieſen, ſondern ohne dieſe als unzuläſſig 
verworfen hat, ſeine Entſcheidung alſo einen neuen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Beſchwerdegrund enthält. § 531 Abſ. 2 C. P. O. 
IV. C. S. i. S. Ruhmann c. Bilez vom 4. April 1898, 
B Nr. 65/98 IV. | 

26. Durch Beſchluß des Amtsgerichts zu Hamburg vom 
19. Januar l. J. wurde der von dieſem Gerichte unterm 9. De⸗ 


zember 1897 in der bezeichneten Sache erlaſſene Pfändungs- 
beſchluß inſoweit aufgehoben, als per Woche mehr als 5 Mark 
gepfändet ſind. Auf die Beſchwerde des Schuldners wurde 
jedoch der Beſchluß des Amtsgerichts vom 19. Januar l. J. durch 
Beſchluß des L. G. zu Hamburg vom 10. Februar l. J. unter 
Verurtheilung des Gläubigers in die Koſten des Verfahrens 
aufgehoben. Die gegen den letzteren Beſchluß von Seite des 
Gläubigers eingelegte Beſchwerde wurde wiederum durch Beſchluß 
des Hanſeatiſchen O. L. G. zu Hamburg vom 11. März l. J. 
unter Verurtheilung des Beſchwerdeführers in die Koſten als 
unbegründet abgewieſen. Gegen dieſen am 16. l. M. zugeſtellten 
Beſchluß hat der Gläubiger mittels Einreichung einer 
Beſchwerdeſchrift ſofortige Beſchwerde eingelegt. Die Ent⸗ 
ſcheidungen des L. G. und des O. L. G. ſtimmen in der 
Sache, der Aufhebung der Pfändung des Lohnes, überein. 
Dieſe Uebereinſtimmung wird durch die Verſchiedenartigkeit der 
Begründung in keiner Weiſe berührt. Der Beſchwerdeführer iſt 
durch die Entſcheidung des O. L. G. nicht ungünſtiger geſtellt, 
als nach dem beſtätigten Beſchluſſe. Ein ſelbſtändiger Beſchwerde⸗ 
grund kaun auch nicht darin gefunden werden, daß dem Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht vor der Entſcheidung die Ermittelungen der 
Polizei bekannt gegeben wurden, da gemäß § 536 die Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde die Einvernehmung des Gegners 
nicht nothwendig erfordert. Vergl. Wilmowski⸗Levy C. P. O. 
VII. Aufl. zu § 536 der C. P. O. VI. C. S. i. S. Sieck 
c. Carſtens vom 6. April 1898, B Nr. 74/98 VI. 

27. Durch Zwiſchenurtheil der 6. Civilkammer des L. G. 
in Hamburg vom 18. Dezember 1897 iſt auf Antrag der Kl. 
die Nebenintervention der in der Ueberſchrift genannten beiden 
Firmen als unzuläſſig zurückgewieſen. Auf erhobene Beſchwerde 


hat das O. L. G. dieſes Zwiſchenurtheil aufgehoben und die 


Nebenintervention zugelaſſen. Der betreffende Beſchluß iſt den 
Parteien von Amts wegen zugeſtellt, der Kl. am 24. Januar 1898. 
Am 12. März 1898 hat die Kl. eine weitere Beſchwerde gegen 
dieſen Beſchluß beim O. L. G. eingereicht. Dieſe Beſchwerde 
war als unzuläſſig zu verwerfen, weil fie nur als ſofortige 
Beſchwerde innerhalb der durch §S 540 C. P. O. beſtimmten 
Nothfriſt von 2 Wochen wirkſam hätte eingelegt werden können, 
dieſe Friſt aber nicht eingehalten iſt. Denn wo die erſte Be⸗ 
ſchwerde, wie im Falle des § 68 C. P. O., ihrem Gegenſtande 
nach eine ſofortige ſein ſoll, da muß ſich auch die weitere auf 
§ 531 Abſ. 2 gegründete Beſchwerde als ſofortige charakteriſiren. 
Darin ſteht die Rechtsſprechung des R. G. ſeit lange feſt. Vergl. 
Entſch. Bd. 15 S. 431. Seuffert, Archiv, Bd. 42 Nr. 72, 
Bolze, Praxis Bd. 19 Nr. 796. I. C. S. i. S. Bange 
c. A.⸗G. Winkler vom 26. März 1898, B Nr. 31/98 J. 

28. Auf die ſofortige Beſchwerde des Bekl. gegen den 
Beſchluß des Königlich Preußiſchen Kammergerichts, durch 
welchen auf Antrag des Kl. die Zwangsvollſtreckung aus dem 
gerichtlichen Vergleiche vom 14. Dezember 1897 bis zur Er⸗ 
laſſung des B. U. einſtweilen eingeſtellt iſt und die erfolgten 


Vollſtreckungsmaßregeln aufgehoben find, in Erwägung, daß die 


Beſchwerde ſich nur gegen die Anordnung richtet, daß die er- 
folgten Vollſtreckungsmaßregeln aufzuheben, daß die Beſchwerde 
in dieſer Richtung begründet erſcheint, inſofern nach den 58 657, 
647 der C. P. O., welche dem angefochtenen Beſchluſſe er 
ſichtlich zu Grunde liegen, die Aufhebung erfolgter Vollſtreckungs⸗ 
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maßregeln nur gegen Sicherheitsleiſtung angeordnet werden 
darf, daß demzufolge der Beſchluß des B. G., ſoweit angefochten, 
aufzuheben, wegen der Koſten der Beſchwerde aber der § 87 
der C. P. O. in Verbindung mit § 6 des G. K. G. zur An- 
wendung zu bringen iſt, beſchloſſen: Der Beſchluß des König- 
lichen Kammergerichts wird inſoweit, als dadurch die Aufhebung 
der erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln angeordnet iſt, aufgehoben. 
IV. C. S. i. S. Wichmann c. Michael vom 25. April 1898, 
B Nr. 81/98 IV. 

29. Aus dem Vertrage vom 23. Juli 1886 können weitere 
Forderungen auf Konventionalſtrafe entſtehen, ſobald der Kl. 
wiederum ein Konkurrenzgeſchäft außerhalb Frankfurt a. M. an 
einem Orte errichtet, wo der Bekl. ein gleiches Geſchäft betreibt. 
Daß die Vollſtreckungsklauſel wegen einer ſolchen zur Zeit ihrer 
Ertheilung noch nicht entſtandenen, von dem Eintritt einer 
künftigen ungewiſſen Thatſache abhängigen Forderung nicht er⸗ 
theilt werden durfte, iſt außer aller Frage. Aus der allgemeinen 
Faffung der SS 662, 663 der C. P. O. folgt nichts dagegen. 
Der rechtliche Inhalt der Vollſtreckungsklauſel iſt die Zulaſſung 
der Zwangsvollſtreckung. Zuläſſig iſt aber die Zwangsvollſtreckung, 
wie ſich aus den §§ 644 ff., 664 ff. der C. P. O. klar 
ergiebt, nur wegen exiſtenter Forderungen, wegen bedingter nur 
nach dem Eintritte der Thatſache, von der ihre Entſtehung ab- 
bängig iſt. Nur bezüglich ſolcher Forderung darf die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel ertheilt werden, und auch, nachdem die Be— 
dingung eingetreten iſt, nur wenn der Eintritt durch öffentliche 


Urkunden geführt iſt (§ 664). Der Bekl. beſteht auch der 


Klage gegenüber darauf, daß die Klauſel zu Recht ertheilt, und 
giebt dadurch zu erkennen, daß er ſie in dem obigen unzuläſſigen 
Umfange auffaßt, und er hat von der Vollſtreckungsklauſel bei 
Einziehung der 5 000 Mark Gebrauch gemacht, ohne daß die 
Vorausſetzungen des § 664 der C. P. O. vorlagen. Damit 
hat er, wie die Reviſion des Kl. mit Recht geltend macht, be⸗ 
gründeten Anlaß zur Klage gegeben. Der Kl. ſieht ſich mit 
Grund dadurch als gefährdet an, daß der Bekl. eine Vollſtreckungs⸗ 
klauſel hat und in Händen behalten will, die ihn in den Stand 
ſetzt, noch einmal, wie er es bereits gethan, eine Konventional⸗ 
ſtrafe beizutreiben, ohne den Beweis ihrer Verwirkung zu er⸗ 
bringen, und ohne daß der Kl. in der Lage, die Zwangs— 
vollſtreckung fo ſchleunig zu hindern, daß fie in feinen Gefchäfts- 
betrieb nicht eingreift. I. C. S. i. S. Sklarek o. Ittmann 
vom 21. März 1898, Nr. 432/97 J. 

30. Unrichtig beurtheilt iſt die Einrede der Klagenceſſion, 
inſofern das B. G. irrigerweiſe annimmt, daß dieſe Einrede 
nur auf dem Wege des § 686 der C. P. O. zur Geltung 
gebracht werden könne. Aus dem § 686 folgt nichts weiter, 
als daß wer auf Grund von Einwendungen gegen den durch 
das Urtheil feſtgeſtellten Anſpruch eine beginnende Zwangs- 
vollſtreckung von ſich abwehren will, den Weg der Klage be- 
ſchreiten muß. Darum handelt es ſich hier aber nicht. Gegen 
eine auf Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel gerichlete oder 
ſachlich das gleiche Ziel verfolgende Klage ſind alle dem Klage⸗ 
begehren entgegenſtehenden Einwendungen zuläſſig, ſoweit ſie 
nicht durch die Rechtskraft des Urtheils, deſſen Vollſtreckbarkeit 
in Frage ſteht, ausgeſchloſſen ſind (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 34 Nr. 88). I. C. S. i. S. Huesmann c. Martens 
vom 21. März 1898, Nr. 460/97 J. | 


31. Die Entſcheidung hängt von der Frage ab, ob die 
Zwangsvollſtreckung mit der Fortnahme und der Hinterlegung 
der 1800 Mark beendigt worden iſt. Iſt mit den Inſtanz⸗ 
richtern dieſe Frage zu verneinen, alſo anzunehmen, daß das 
Zwangsvollſtreckungsverfahren noch ſchwebt, ſo findet die Zu⸗ 
ſtändigkeitsbeſtimmung des § 690 der C. P. O. Anwendung. 


Nach dieſer Vorſchrift, die zur Vorausſetzung hat, daß die 


Zwangsvollſtreckung noch nicht beendigt iſt, hat der Dritte, 
welcher behauptet, daß ihm an dem Gegenſtande der Zwangs- 
vollſtreckung ein die Veräußerung hinderndes Recht zuſtehe, ſeinen 


Widerſpruch gegen die Zwangsvollſtreckung im Wege der Klage 
bei dem Gerichte geltend zu machen, in deſſen Bezirke die 


Zwangsvollſtreckung erfolgt, und dieſes Gericht würde im vor⸗ 
liegenden Falle das L. G. II zu Berlin ſein. Der bezeichnete 
Gerichtsſtand iſt nach §S 707 der C. P. O. ein ausſchließlicher 
und deshalb die Vereinbarung der Parteien über einen anderen 
Gerichtsſtand gemäß § 40 Abſ. 2 ebenda unzuläſſſig. Der 
Kl. hat jene Vorausſetzung des § 690 a. a. O. nicht für vor⸗ 
liegend erachtet, weil es ſich nur um die Vollſtreckung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung gehandelt habe, ſolche aber mit Wegnahme 
und Abführung des Geldes an die Hinterlegungsſtelle beendigt 
worden ſei. Dieſer Annahme iſt der B. R. mit Recht entgegen- 
treten. Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. Meyer c. Bock 
vom 24. März 1898, Nr. 303 / 97 IV. 

32. In der Sache ſelbſt kann dem Bekl. darin nicht bei- 
getreten werden, daß der Fall des $ 774 C. P. O. überhaupt 
nicht vorliege. Bekl. hat die ausſchließliche Verfügung über 
ſeine Geſchäftsbücher und kann Kl. ſie nicht einſehen, wenn 
Bekl. ſie ihm nicht zugänglich macht. Letzterer muß auch, wenn, 
wie er behauptet, die Bücher im Beſitze ſeines Buchhalters D. 
ſind, dieſen jedenfalls anweiſen, ſie dem Kl., ſoweit derſelbe 
deren Einſichtnahme verlangen fann, vorzulegen. Er muß alſo 
eine lediglich von ſeinem Willen abhängige Handlung vor⸗ 
nehmen. Richtig iſt aber, wie auch das L. G. annimmt, daß 
Kl. die Einſichtnahme der Bücher nur in Leipzig verlangen 
kann. Das Urtheil vom 11. Oktober 1895 trifft über dieſe 
Frage keine Entſcheidung, weil über den Ort, wo die Bücher 
vorzulegen ſeien, Erklärungen von den Parteien nicht abgegeben 
waren. Die Geſchäftsbücher find nun naturgemäß dort auf⸗ 
zubewahren, wo das Geſchäft betrieben wird, im vorliegenden 
Falle in Leipzig. Dem Kl. iſt die Einſichtnahme nach den 
Gründen des Urtheils geſtattet, um die Richtigkeit einer ihm 
vom Bekl. übergebenen Aufſtellung gewiſſer Einnahmen zu 
prüfen. Will er von dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo muß 
er ſich der Natur der Sache nach dort einfinden, wo die Bücher 
ordnungsmäßig aufbewahrt zu werden pflegen. Ob hiervon 
eine Ausnahme zu machen ſein würde, wenn das Geſchäft nach 
Erlaß des Urtheils an einen anderen entfernten Ort verlegt 
worden iſt, bedarf keiner Entſcheidung. Denn nach der nicht 
beſtrittenen Behauptung des Bekl. befand ſich ſein Geſchäft ſchon 
ſeit Anfang 1895 in Leipzig. Kl. hat nun zwar in dem An⸗ 
trage vom 25. November 1897 nicht angegeben, an welchem 
Orte er die Vorlegung der Bücher verlange. Er hat aber auf 
die Erklärung des Bekl., daß ſein Antrag unzuläſſig ſei, weil 
die Einſichtnahme der Bücher in Leipzig nie verweigert ſei und 
auch nicht verweigert werde, entgegnet, daß ihm, Kl., die Bücher 
in Radebeul oder Oberlößnitz vorgelegt werden müßten, weil 
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ſich dieſelben zur Zeit der Klagezuſtellung in Radebeul befunden 
haben, er ſich die Erſchwerunz ſeiner Rechte durch ſpäter vor⸗ 
genommene Handlungen nicht gefallen zu laſſen brauche und 
die Erſchwerung im vorliegenden Falle bei der Mittelloſigkeit 
des Kl. mit der Vereitelung der Durchführung ſeiner Rechte 
gleichbedeutend ſei. Kl. hat alſo die Vorlegung der Bücher in 
Leipzig nicht nur nicht verlangt, ſondern ausdrücklich abgelehnt. 
Das L. G. durfte hiernach auf die Beſchwerde des Bekl., wenn 
es die vom Amtsgerichte angeordnete Vorzeigung der Bücher 
in Radebeul oder Oberlößnitz für unberechtigt hielt, demſelben 
auf Grund des § 774 C. P. O. nicht etwas aufgeben, was Kl. 
nicht verlangt hatte. Es mußte vielmehr den unbegründeten 
Antrag des Kl. abweiſen, was nunmehr auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde des Bekl. unter Aufhebung der Beſchlüſſe des L. G. 
vom 2. Februar und des Amtsgerichts vom 22. Januar 1890 
auszuſprechen war. IV. C. S. i. S. Ruhmann c. Bilez vom 
4. April 1898, B Nr. 65/98 IV. 

33. Das B. G. hat zutreffend angenommen, daß der Kl. 
ein dingliches Recht an dem Grundſtück des B. bezw. einen 
Titel zu einem dinglichen Rechte nicht hatte, ſondern nur einen 
obligatoriſchen Anſpruch an den Eigenthümer und deshalb die 
Eintragung einer Vormerkung auf Grund des § 70 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1872 nicht zuläſſig war. Urtheil des früheren 
Obertribunals vom 29. Juni 1878 Gruchot's Beiträge Bd. 23 
S. 454. Für einen perſönlichen Anſpruch an den Eigenthümer 
kann auf Antrag des Gläubigers eine Vormerkung nur zur 
Vollziehung eines Arreſtbefehls eingetragen werden. § 10 des 
Geſetzes vom 13. Juli 1883 betreffend die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen. Der dingliche Arreſt findet 
nach § 797 C. P. O. ſtatt, wenn zu beſorgen iſt, daß ohne 
deſſen Verhängung die Vollſtreckung des Urtheils vereitelt oder 
weſentlich erſchwert werden würde. Vorausſetzung deſſelben iſt 
hiernach allerdings nicht die Vermögensunzulänglichkeit des 
Schuldners, aber die Gefährdung des Gläubigers durch Hand⸗ 
lungen, welche eine Vereitelung oder Erſchwerung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung befürchten laſſen. Kl. hat aber nicht behauptet, 
daß er dem Bekl. irgend welche Thatſachen angegeben und ſich 
zur Glaubhaftmachung bereit erklärt habe, aus denen habe 


entnommen werden können, daß B. damit umgehe, die Zwangs⸗ 


vollſtreckung wegen der Forderung des Kl. zu erſchweren oder 
zu vereiteln. Aus der Thatſache, daß er die Forderung zur Zeit 
der Fälligkeit nicht bezahlt hat, folgt dies nicht, ebenſowenig 
aus dem Umſtande, daß B., der dem Kl. zur Beſtellung einer 
Hypothek nicht verpflichtet war, ſich am 4. Juni 1887 zwar 
bereit erklärte, die Forderung des Kl. eintragen zu laſſen, dies 
aber vor Gericht an eine Bedingung knüpfte, die Kl. für 
unannehmbar hielt. Hierin liegt kein Hinhalten des Kl. Die 
Beſtellung einer Hypothek für einen Anderen beweiſt eine Ge⸗ 
fährdung des Kl. auch nicht, da der Schuldner hiergegen den 
Anſpruch auf die Valuta der Hypothek erwirbt. Daß aber B. 
dieſe dem Kl. habe entziehen wollen oder daß die Hypothek für 
R. zum Scheine aufgenommen ſei, hat Kl. ſeinen eigenen 
Angaben nach nicht glaubhaft machen können. Ohne den 
Arreſtgrund glaubhaft zu machen, konnte Kl. die Anordnung 
eines Arreſtes nicht erlangen, da er, wie das B. G. feftftellt, 
nicht in der Lage war, Sicherheit zu beſtellen. Daß ihm ein 
Anderer die hierzu erforderlichen Mittel geliehen haben würde, 


hat Kl. in der Vorinſtanz nicht behauptet und brauchte dieſe 
Möglichkeit deshalb vom B. G. nicht erörtert zu werden. Bekl. 
konnte hiernach ein Arreſtgeſuch nicht begründen. Ein etwa 
eingereichtes Geſuch würde keinen Erfolg gehabt haben. Dies 
läßt ſich aber auch jetzt noch beurtheilen, da der Richter Feines. 
wegs nach freiem Ermeſſen den Arreſt anordnen kann, dies 
vielmehr, abgeſehen von dem Falle einer Sicherheitsleiſtung, 
nur darf, wenn der Anſpruch und ein Arreſtgrund glaubhaft 
gemacht find. 8800 C. P. O. VI. C. S. i. S. Specht 
c. Erben Buhtz vom 31. März 1898, Nr. 238/97 VI. 

34. Das B. G. geht im Anſchluß an das in den Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. XXXVIII S. 338 ff. mitgetheilte 
Urtheil des IV. C. S. vom 18. Januar 1897 davon aus, daß 
der Spruchrichter nach preußiſchem Rechte von den Parteien 
nicht ſchon wegen eines bei der Urtheilsfällung begangenen Ver⸗ 
ſehens, ſondern nur im Falle ſeiner Argliſt in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden könne, und iſt der Anſicht, daß, obwohl das 
Verhältniß der Kompromittirenden zum Schiedsrichter auf einem 
Vertrage (receptum) beruhe, doch im Weſentlichen diejenigen 
Gründe, welche zu jener Begrenzung der Haftung des Spruch⸗ 
richters nöthigen, auch für die Stellung des Schiedsrichters und 
das Maß ſeiner Verantwortlichkeit als maßgebend zu erachten 
ſeien. Die Revifion hält dieſen Standpunkt für rechtsirrthümlich. 
Geltend gemacht wird: der zwiſchen den Parteien und dem 
Schiedsrichter geſchloſſene Vertrag ſei allein für den Umfang 
der Verantwortlichkeit des Schiedsrichters maßgebend. Denn 


nur auf Grund dieſes Vertrages, alſo freiwillig, werde der 


Schiedsrichter thätig. Demnach könne nach dem preußiſchen 
Rechte nicht daran gezweifelt werden, daß der Schiedsrichter 
wegen Fehler im Schiedsſpruch mindeſtens für grobes Verſehen 
einzuſtehen habe. Die Auffaſſung des B. G. iſt jedoch als die 
richtige anzuerkennen. Eingehend begründet. VI. C. S. i. S. 


Deutſche Volksbau⸗A.⸗G. c. Lüdke vom 24. a 1898, 
Nr. 350/97 VI. 


Zur Konkursordnung. 


35. Die Reviſion geht zunächſt davon aus, daß $ 213 
R. K. O. nur auf Abſtimmungen der Konkursgläubiger in der 
Gläubigerverſammlung Anwendung finde. Bezüglich der An⸗ 
nahme des B. R., daß das zwiſchen den Parteien getroffene 
Abkommen gegen die guten Sitten verſtoße, macht ſie ſodann 
geltend, es könne nur dasjenige Mitglied des Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes gegen die guten Sitten handeln, welches einen ſolchen 
Vertrag in dem Bewußtſein ſchließe, daß derſelbe ſicher oder 
auch nur möglicherweiſe dem Intereſſe der Konkursgläubiger 
zuwiderlaufe, und führt weiter aus, es ſei vom B. R. nicht 
berückſichtigt, daß Kl. dem freihändigen Verkauf des Grundſtücks 
unbedingt niemals zugeſtimmt habe, und es ſei ferner, inſofern 
dem Zuſtimmungsverſprechen das Verſprechen des Kl. gleich⸗ 
geſtellt ſei, feine Oppofition gegen den Grundſtücksverkauf fallen 
zu laſſen, vom B. R. überſehen, daß das Verſprechen bloßer 
Stimmenthaltung nicht unter 8 213 R. K. O. falle. Der 
Reviſion muß der Erfolg verſagt bleiben. Einer Erörterung 
der Frage, ob die Vorſchrift des 8 213 R. K. O. auch bei 
Abſtimmungen der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes an⸗ 
wendbar ſei, bedurfte es nicht, da jedenfalls der Entſcheidungs⸗ 
grund des B. R., daß der unter den Parteien geſchloſſene Ver⸗ 
trag wider die guten Sitten verſtoße und deshalb ungültig ſei, 


als zutreffend erachtet werden muß. Die rechtlichen Erwägungen, 
von denen der B. R. hierbei ausgegangen iſt, ſind nach keiner 
Richtung zu beanſtanden, und die getroffenen thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen beruhen auf einer eingehenden und richtigen Würdigung 
des Ergebniſſes der Beweisaufnahme, ſind alſo im Wege der 
Reviſion mit Erfolg nicht angreifbar. Es ſteht feſt, daß die 
Konkursdividende nicht volle 3 Prozent beträgt, und es unter⸗ 
liegt ſomit keinem Zweifel, daß dem Kl. durch den Kaufpreis 
von 5 000 Mark ein ganz beſonderer Vortheil zugeſichert iſt. 
Zuzugeben iſt der Reviſion, daß das Verſprechen der Stimm- 
enthaltung nicht unter die Vorſchrift des §S 213 a. a. O. 
fällt. Damit ſtehen aber auch die Ausführungen des B. R. 
nicht im Widerſpruche; derſelbe hat vielmehr ausdrücklich an⸗ 
genommen, daß das Verſprechen eines beſonderen Vortheils für 
die Abſtimmung in einem gewiſſen Sinne gegen die guten 
Sitten verſtoße, und er hat weiter gerade mit Rückſicht auf die 
konkrete Sachlage feſtgeſtellt, daß dem Kl. als Konkursgläubiger 
ein ſolches Verſprechen dafür gegeben und von ihm angenommen 
iſt, daß er für den freihändigen Verkauf des Grundſtücks an 
die Bekl. ſtimme. Das Verſprechen an ſich verſtößt aber 
gegen die guten Sitten, und es kommt nicht darauf an, ob der 
Konkursgläubiger dann auch wirklich ſeine Abſtimmung in der 
verlangten Weiſe abgegeben hat. Eine Rechtsnormverletzung 
fällt ſomit dem B. R. nicht zur Laſt. IV. C. S. i. S. 
Beermann c. Schreiber vom 28. März 1898, Nr. 304/97 IV. 

Zur Rechtsanwaltsordnung. 

36. Die Reviſion iſt der Anſicht, daß der urſprüngliche 
Bekliazwei Parteien vertreten habe, deren Intereſſen enigegen: 
geſetzte waren. Denn er habe, nachdem er den Auftrag des Kl., 
für die Sicherung ſeiner Forderung durch das Grundſtück des 
Schuldners zu ſorgen, angenommen habe, bewirkt, daß ein 
anderer Gläubiger durch dies Grundſtück ſicher geſtellt wurde. 
Hierdurch ſei Kl. geſchädigt und beſtehe nach 8 25 A. L. R. 
Thl. I Tit. 6 die Vermuthung, daß dieſer Schaden durch die 
Schuld des Bekl. entſtanden ſei. Der urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen der Handlung des Bekl. und dem Schaden werde nicht 
dadurch beſeitigt, daß letzterer möglicherweiſe auch ohne die 
Handlung des Bekl. habe eintreten können. Denn es ſei nicht 
mit Sicherheit zu beſtimmen, daß Kl. keinen beſſeren Erfolg 
erzielt haben würde, wenn Bekl. den Auftrag einer Partei ab- 
gelehnt hätte. Dieſer Angriff iſt nicht begründet. Der urſprüng⸗ 
liche Bekl. hatte zunächſt nicht die Verpflichtung, einen ihm vom 
Kl. angeblich am 4. Juni 1887 ertheilten Auftrag zur Anſtellung 
der Klage gegen B. abzulehnen. Denn er hatte auch nach den 
Behauptungen des Kl. feine Berufsthätigkeit in derſelben Rechts- 
ſache einer anderen Partei im entgegengeſetzten Intereſſe vorher 
noch nicht gewährt. Er ſoll nur von der Abſicht des B., ſein 
Grundſtück mit einer Hypothek zu belaſten, Kenntniß gehabt 
haben. Daraus folgt aber nicht, daß der Bekl. dem B., dem 
Schuldner des Kl., in einer dem Intereſſe des letzteren entgegen⸗ 
geſetzten Weiſe auch bereits gedient hat. Nach § 31 Nr. 2 der 
Rechtsanwaltsordnung würde er aber nur in dieſem Falle ver⸗ 
hindert geweſen ſein, den Auftrag des Kl. anzunehmen. Ob 
er dieſen Auftrag hätte ablehnen müſſen, wenn er bei 
Ertheilung deſſelben bereits die Schuldverſchreibung des B. 
zu Gunſten des R. aufgenommen hatte, kann dahingeſtellt 
bleiben, da Kl. feinen Anſpruch gerade darauf ſtützt, daß er 
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den Bekl. ſchon am 4. Juni mit der Prozeßführung beauf⸗ 
tragt habe, während die Schuldurkunde nach den Feſtſtellungen 
des B. G. am 30. Juni aufgenommen iſt. Es wird ſich 
deshalb fragen, ob die Aufnahme derſelben durch den Bekl. 
eine pflichtwidrige Handlung iſt. Nach § 6 des Geſetzes über 
das Verfahren bei Aufnahme von Notariatsinſtrumenten vom 
11. Juli 1845 darf ein Notar — in dieſer Eigenſchaft will 
der frühere Bekl. die Schuldurkunde aufgenommen haben — in 
prozeſſualiſchen Angelegenheiten, in welchen er einem der Be⸗ 
theiligten Dienſte geleiſtet hat, keine Handlung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit aufnehmen. Hatte nun der Kl. den Bekl. am 
4. Juni 1887 bereits beauftragt, für ſeine Forderung auf dem 
Grundſtücke des B. eine Vormerkung zu erwirken, ſo war auch 
das Pfandrecht an dieſem Grundſtücke Gegenſtand des Pro- 
zeſſes und durfte Bekl. in dieſem Falle keine Urkunde über die 
Verpfändung dieſes Grundſtücks aufnehmen. Der Bekl. würde 
alſo, wenn die Behauptungen des Kl. der Wahrheit entſprechen, 
pflichtwidrig gehandelt und eine unerlaubte Handlung begangen 
haben. Der dem Kl. angeblich erwachſene Schaden kann aber 
nicht als ein bei Gelegenheit dieſer Handlung des Bekl. ent⸗ 
ſtandener angeſehen werden. Der Kl. hat Befriedigung ſeiner 
Forderung nicht erlangen können, weil die Zwangsvollſtreckung 
gegen B. fruchtlos ausfiel. Dies wurde aber nicht durch die 
Aufnahme der Schuldurkunde bewirkt, ſondern dadurch, daß B. 
in den folgenden 5 Monaten bis zur Ausführung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſeine vorhandenen Mittel verlor oder fortgab. 
Durch die Schuld- und Pfandverſchreibung wurden dem Kl. 
Objekte zu ſeiner Befriedigung nicht entzogen, da B. entweder 
den Anſpruch auf Zahlung der Valuta erwarb, oder, wenn die 
Schuldurkunde ſimulirt war, gar keine Aenderung in ſeinem 
Vermögen eintrat. Dafür, daß zur Zeit der vom Kl. betriebenen 
Zwangsvollſtreckung B. ohne Mittel war, kaun aber Bekl. nicht 
verantwortlich gemacht werden, da nicht behauptet iſt, daß er 
bei Aufnahme der Schuldurkunde Kenntniß davon gehabt habe, 
daß B. dem Kl. die Mittel zu ſeiner Befriedigung entziehen 
wolle oder werde. Wollte man jede Handlung, welche es 
ermöglicht hat, daß Kl. den geltend gemachten Schaden erlitt, 
auch als kauſal für dieſen Schaden anſehen, ſo würde Kl. 
zunächſt ſelbſt ſeinen Schaden dadurch herbeigeführt haben, daß 
er das Eigenthum des Grundſtücks dem B. übertrug, ohne 
Zahlung oder Sicherheit für das Reſtkaufgeld erhalten zu haben. 
Es iſt aber auch die Annahme des B. G. zutreffend, daß Kl. 
den Schaden auch erlitten haben würde, wenn Bekl. die Schuld- 
urkunde nicht aufgenommen hätte. Zwar kann die bloße 
Möglichkeit des Eintritts des Schadens auf andere Art den 
urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Handlung und dem 
Schaden nicht ausſchließen. Würde der Schaden aber ohne die 
Handlung unbedingt oder wenigſtens aller Vorausſicht nach 
eingetreten ſein, ſo iſt die Handlung des Bekl., welche ihn 
jedenfalls nicht unmittelbar herbeigeführt hat, auch nicht Urſache 
deſſelben. Das B. G. ſtellt nun thatſächlich feſt, daß Kl. unter 
vorliegenden Umſtänden denſelben Schaden erlitten haben würde, 


auch wenn Bekl. ihm bezw. dem B. keine Dienſte geleiſtet hätte. 


Es hat deshalb auch mit Recht angenommen, daß Bekl. für 
den geltend gemachten Schaden wegen angeblicher Vertretung 
widerſtreitender Intereſſen nicht hafte. VI. C. S. i. S. Specht 
c. Erben Buhtz vom 31. März 1898, Nr. 288/97 VI. 
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Zum Gerichtskoſten geſetz und der Gebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte. | 

37. Die Beſchwerde erſcheint begründet. Da die Kl. ſich 
nur wegen Streichung von 20 Mark Auslagenvorſchuß be⸗ 
ſchwert, ſo kann dahin geſtellt bleiben, ob die Gründe des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes inſoweit zutreffend ſind, als darauf die 
Streichung des Gebühren v orſchuſſes von 32 Mark geſtützt 
iſt; jedenfalls vermögen dieſelben die bezüglich des Auslagen ⸗ 
vorſchuſſes getroffene Entſcheidung nicht zu rechtfertigen; denn 
die in § 4 Nr. 1 des Preußiſchen Geſetzes vom 10. Mai 1851 
und § 98 Abſ. 2 Gerichtskoſtengeſetzes dem Fiskus gewährte 
Gebührenfreiheit kann hier nicht angerufen werden, da es 
ſich nicht um einen Gebührenvorſchuß ſondern um einen Vor⸗ 
ſchuß zur Deckung von Auslagen handelt, welchen die Gerichts- 
kaſſe nicht, wie nach § 98 Abſ. 4 G. K. G. bezüglich des 
Gebührenvorſchuſſes geſchieht, im Falle der Verurtheilung des 
Fiskus zur Tragung der Prozeßkoſten an die Gegenpartei zurück⸗ 
zahlt. Der Grundſatz des 8 87 C. P. O., wonach die unter⸗ 
liegende Partei die dem Gegner erwachſenen Koſten zu erſtatten 
hat, kommt dem zufolge hier unbeſchränkt zur Anwendung. 
II. C. S. i. S. Berliner Speditions- und Lagerhaus, A.-G. 
0. E.⸗Fiskus vom 5. April 1898, B Nr. 53/98 II. | 

38. Nach Lage der Sache handelt es ſich bei der vor- 
liegenden Beſchwerde des Kl. nur um die Frage, ob von ſeiner 
Berechnung der ihm von der Bekl. zu erſtattenden Koſten die 
ihm vom Rechtsanwalt X. als Gebühr für den Antrag auf 
Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung angeſetzten 5,70 Mark 
durch den angefochtenen Beſchluß des Kammergerichts mit Recht 
abgeſetzt worden ſind. Letzteres iſt geſchehen auf Grund des 
§ 29 Abſ. 2 Nr. 4 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 
wonach zu der Inſtanz, für welche ſich der Rechtsanwalt nur 
die in § 13 bezeichneten Gebühren berechnen darf, auch ein 
Antrag auf Anordnung einer einftweiligen Verfügung dann 
gehört, wenn das denſelben betreffende Verfahren mit dem Ver⸗ 
fahren über die Hauptſache verbunden iſt. Ob dieſer Grund 
zutrifft, erſcheint ſchon deshalb als bedenklich, weil hier der 
Antrag wegen der einſtweiligen Verfügung bei dem Amtsgerichte 


erſt dann geſtellt, und die einſtweilige Verfügung vom Amts- 


gerichte erſt dann erlaſſen iſt, als letzteres durch das zwar 
damals noch nicht, wohl aber ſpäter rechtskräftig gewordene 
Urtheil vom 7. März 1896 ſich in dem Prozeſſe über die Haupt⸗ 
ſache ſchon für unzuftändig erklärt und dieſe ans L. G. ver⸗ 
wieſen hatte. Indeſſen möchte auch der Rechtsanwalt X. die 
fragliche Gebühr vom Kl. zu fordern haben, ſo würde dann ſich 
die Erſtattungspflicht der Bekl. aus dem B. U. des Kammer⸗ 
gerichts vom 1. Oktober 1897 doch keinenfalls hierauf erſtrecken. 
Denn zu demjenigen Rechtsſtreite, deſſen Koſten nach dieſem 
Urtheile die Bekl. tragen ſoll, würde ja, wenn, wie hierbei 
unterſtellt wird, das Verfahren wegen der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung mit dem Verfahren über die Hauptſache nicht ver⸗ 
bunden war, das erſtere Verfahren nicht gehört haben; in die 
Koſten eines abgejonderten Verfahrens wegen der einſtweiligen 
Verfügung iſt die Bekl. aber überhaupt nicht verurtheilt 
worden. VI. C. S. i. S. Becker c. Butry vom 4. April 1898 
B Nr. 71/98 VI. ö 

39. Die Beſchwerde iſt betreffs der 20 Mark für be⸗ 
gründet zu erachten. Zwar iſt dem angefochtenen Beſchluſſe 


darin beizuſtimmen, daß für eine Verhandlung, welche im Falle 
der Zulaſſung eines Einſpruchs erfolgt, neben der Verhandlungs⸗ 
gebühr aus § 13 Ziffer 2 R. A. G. O. eine weitere 
Verhandlungsgebühr gemäß 88 25. 29 R. A. G. O. nicht 
beanſprucht werden kann, die für die kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung vom 12. Januar 1897 in dem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſe vom 24. März 1897 angeſetzte volle Ver⸗ 
handlungsgebühr alſo auch die Vergütung für die Ver⸗ 
handlung, welche der Einlegung des Einſpruchs nachgefolgt iſt, 
d. i. die Verhandlung vom 9. Februar 1897, umfaßt. Dagegen 
iſt es nicht richtig, wenn in dem angefochtenen Beſchluſſe gejagt 
wird, daß der Fall des § 27 Abſ. 2 R. A. G. O. nicht ge⸗ 
geben ſei. Wenn zur Begründung dieſer Entſcheidung auf 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 9 S. 333 Bezug ge 
nommen wird, ſo iſt demgegenüber hervorzuheben, daß das 
Citat nicht den § 27 Abſ. 2 ſondern den § 13 Ziffer 2, 817 
und 8 13 Ziffer 4 R. A. ©. O. betrifft. Der § 27 Abſ. 2 
R. A. G. O. iſt vielmehr allerdings anzuwenden. Denn darnach 
fteht im Falle der Zulaſſung des Einſpruchs dem Rechtsauwalte 
des Gegners der den Einſpruch einlegenden Partei die Gebühr 
für die mündliche Verhandlung, auf welche das Verſäumniß⸗ 
urtheil erlaſſen iſt, beſonders zu. Demgemäß hat der Rechts⸗ 
anwalt des Kl. Anſpruch auf eine beſondere Verhandlungsgebühr 
für die Verhandlung vom 19. Januar 1897 und zwar gemäß 
816 R. A. G. O. mit "Yo, alſo mit 20 Mark. III. C. S. 
i. S. Große c. Kraus vom 1. April 1898, Nr. 61/8 III. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

40. Iſt in bedenkfreier Weiſe feſtgeſtellt, daß dem Wechſel 
Wuchergeſchäfte zu Grunde liegen und daß die Klage, ſoweit 
ſie noch aufrecht erhalten iſt, dem Betrage nach ſogar aus⸗ 
ſchließlich auf die Eintreibung der wucherlichen Vermögens⸗ 
vortheile gerichtet iſt, ſo ergiebt ſich auch weiter, daß ſie mit 
Recht abgewieſen iſt. Nach feſtſtehender Rechtſprechung (Entſch. 
des R. G. Bd. 8 S. 97, Bd. 36 S. 315, Bd. 39 S. 144) 
iſt der Wechſel, deſſen Hingabe auf einem wucherlichen Vertrage 
beruht, nicht ungültig, begründet vielmehr an ſich eine gültige 
und klagbare Forderung. Es kann jedoch unter den Voraus- 
ſetzungen des § 82 der Wechſelordnung der Wechſelklage die 
Einrede des Wuchers entgegengeſetzt werden, da nach Art. 3 des 
R. Geſ. betr. den Wucher die Rückgabe des Wechſels gefordert, 
mithin auch vor Rückgabe der auf den Wechſel geſtützten Klage 
durch Einrede begegnet werden kann. Freilich würde hiernach 
die Einrede zunächſt nur dem Wucherer ſelbſt opponirt werden 
können, im vorliegenden Falle alſo der Mutter der Kl., falls 
ſie ſelbſt den Wechſel einklagte. Auf Grund der eigenen Aus⸗ 
ſage der Kl. im Strafprozeſſe aber hat das B. G. in bedenken⸗ 
freier Weiſe feſtgeſtellt, daß dieſe den Wechſel nur als vor- 
geſchobene Perſon im Auftrage und für Rechnung ihrer Mutter 
geltend macht. Die Kl. klagt alſo lediglich auf Grund eines 
Inkaſſomandates und würde daher ihr formales Recht miß⸗ 
brauchen, wenn ſie dem Wechſelſchuldner Einreden abſchneiden 
wollte, die dieſem ihrer Auftraggeberin gegenüber zuſtehen. 
(Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 11 S. 9, Bd. 23 S. 125, 
Bd. 36 S. 55.) Aktiv aber ſteht die Einrede nicht nur dem 
bewucherten Acceptanten W., ſondern auch dem zweiten Bekl. X. 
zu. Wie die Kl. zugegeben, hat X. den Wechſel nur aus Ge“ 
fälligkeit für ſeinen Vetter W. unterſchrieben. Nach Art. 3 des 


Wuchergeſetzes, können aber nicht allein die von dem Schuldner, 
fondern auch die für ihn geleiſteten Vermögensvortheile von 
dem Leiſtenden zurückgefordert werden. I. C. S. i. S. Pfaul 
c. Witt vom 19. März 1898, Nr. 425/97 I. 

41. Das Anerkenntniß bezieht ſich ausſchließlich auf den 
Wechſel, der Satz, daß mit Anerkennung einer Schuld auf die 
dem Anerkennenden zuſtehende Einrede verzichtet werde, und 
der Schuldner in Folge deſſen nach dem Anerkenntniſſe ſeine 
Einrede mit Erfolg nicht mehr vorſchützen könne, iſt nicht aus⸗ 
nahmslos richtig. War eine römiſche Frauensperſon im Wege 
der Interceſſion eine Schuldverbindlichkeit eingegangen, ſo 
mochte an ſich und abgeſehen von dieſer causa die z. B. durch 
Stipulation begründete Obligation gültig fein, aber der Inter⸗ 
pedentin ſtand eine Einrede zu. Aber dieſe Einrede machte 
die Obligation in demſelben Grade zu einer wirkungsloſen 
(inanis obligatio) wie wenn fie ipso jure ungültig geweſen 
wäre. Savigny, Obligationenrecht Bd. 1 § 13 S. 113, 120. 
Eine einfache Anerkennung der durch Stipulation oder Skriptur 
begründeten Obligation würde die Frau nach römiſchem Recht 
nicht verpflichtet, und ihr die exceptio S. Cons. Vellejani 
nicht entzogen haben, wie dies ſchlagend dadurch beſtätigt wird, 
daß es Juſtinian für nothwendig gehalten hat zu verordnen, 
daß nur die Wiederholung einer früher erklärten Interceſſion 
der Einrede entgegenſtehen ſoll, wenn zwiſchen der früher ge- 
thätigten Interceſſion und der wiederholten ein Zeitraum von 
wenigſtens zwei Jahren liegt. L. 22 C. ad S. C. Vellej. 
(4. 29). Und weiter daraus, daß die Praxis nur der eidlichen 
Beſtärkung der Interceſſion Folge gegeben hat. In einem vom 
R. G. entſchiedenen Fall I 386/92 vom 16. November 1892 
bei Bolze Praxis Bd. 14 Nr. 323 b war für einen Theil des 
Kaufpreiſes ein Wechſel gegeben. Der Käufer hatte zum gericht⸗ 
lichen Protokoll erklärt, daß er dem Verkäufer eine Wechſel⸗ 
forderung genau bezeichneten Betrags verſchulde. Der Kauf- 
vertrag war aber ungültig, weil der Käufer Analphabet war, 
der Käufer war alſo berechtigt zurückzutreten und hatte ſeinen 
Rücktritt demnächſt erklärt. Das R. G. hat die vorinſtanzliche 
Verurtheilung des Ausſtellers und des Indoſſanten aus dem 
Wechſel aufgehoben. Die gegen die Wechſelklage zuſtehende 
Einrede wurde als durch das Anerkenntniß der Wechſelſchuld 
nicht ausgeſchloſſen angeſehen. Der Käufer habe ſeinen Willen 
bezüglich des Rücktritts vom Kaufvertrage nicht dadurch ge⸗ 
bunden, daß er feine damals beſtehende Wechſelverpflichtung 
anerkannte. Mit der ſpäteren Erklärung des Rücktritts fiel 
aber der Rechtsgrund der Wechſelſchuld weg. Ferner hat das 
R. G. in ganz gleichförmiger Rechtſprechung die einfache An⸗ 
erkennung einer Spielſchuld, ebenſo wie die wiederholte 
Ausſtellung von Wechſeln über dieſelbe dem Gewiner gegenüber 
für unverbindlich erklärt. Daſſelbe gilt natürlich, wenn der 
vom Spieler angenommene oder ausgeſtellte Wechſel eingeklagt, 
und demnächſt wie hier die Schuld aus dem Wechſel außer⸗ 
gerichtlich anerkannt wäre. Ebenſo ſind vom R. G. die über 
die Schuld aus einem wucherlichen Geſchäfte ausgeſtellten 
Prolongationswechſel für unverbindlich erklärt. Da der 
letztere die von dem Bewucherten früher ausgeſtellten Wechſel 
in ſich aufgenommen haben ſoll, fo konnte die geſetzlich aus⸗ 
geſprochene Ungültigkeit der wucherlichen, dem Klagewechſel zu 
Grunde liegenden Rechtsgeſchäfte nicht dadurch beſeitigt werden, 


daß der Wechſelausſteller einen Prolongationswechſel hingab, 
ſelbſt wenn hiebei kein Wucher untergelaufen iſt, der Ausſteller 
alſo ſich nicht gerade rückſichtlich des Prolongationswechſels auf 
den Rechtsbehelf des Art. 2 des R. Geſ. vom 24. Mai 1880 zu 
berufen vermochte. Urtheil III 245/89 vom 13. Dezember 1889. 
Ganz daſſelbe muß in dieſem Falle bezüglich des Anerkennt⸗ 
niſſes der eigenen Wechſelſchuld des X. gelten. Der Bewucherte 
war der Bekl. Hugo W., deſſen Leichtſinn von der Mutter 
der Kl. ausgebeutet war. Der Rechtsanwalt X. iſt nicht be⸗ 
wuchert. Aber er hat gegen die Wechſelregreßklage die Einrede 
aus dem Wucher auch dann, wenn er zur Zeit der Ausſtellung 
des Wechſels das volle Sachverhältniß kannte, und trotzdem 
für die Wucherſchuld ſeinen Namen unter den Wechſel ſetzte. 
Denn dem Wechſel lag ſo wenig eine erlaubte causa zu Grunde 
wie wenn derſelbe dem Gewinner über eine Spielſchuld hin⸗ 
gegeben wäre. Durch das Anerkenntniß änderte ſich die Sach⸗ 
lage nicht. Der Wechſel erhielt damit keine erlaubte causa, er 


blieb alſo, mochte der Ausſteller zu der formalen Wechſelverbind⸗ 


lichkeit eine neue formale Obligation aus dem Anerkenntniß 
hinzufügen, wenn ſich der Ausſteller, wie es hier geſchehen, der 
Kl. gegenüber auf dieſen Sachverhalt berief, ſo unverfolgbar 
wie er vorher geweſen war. Die Kl. hat keinen Anſpruch gegen 


den Bekl. aus dieſem Wechſel. Vergl. Entſch. bei voriger 


Nummer. 

42. Die Reviſion erſcheint begründet. Das B. G. geht 
bei Beurtheilung des Rechtsfalles von der Annahme aus, daß 
die vorliegende Klage „im Grunde“ nichts anderes ſei, als die 
Klage aus dem von Hermann G. mit der Kl. abgeſchloſſenen 
Kaufvertrage auf das Kaufgeld. Das ſteht zunächſt in 
Widerſpruch mit dem Inhalt der Klagſchriften, in denen jener 
Kaufvertrag überhaupt nicht erwähnt iſt und die Forderungen 
der Kl. vielmehr auf die vier in ihren Händen befindlichen, von 
der Kommanditgeſellſchaft Friedersdorfer Werke G. & Co. accep⸗ 
tirten Wechſel, ſowie auf deren Nichteinlöſung geſtützt find, 
wenn auch nicht im Wechſelprozeſſe geklagt iſt. Jener An⸗ 
nahme liegt aber auch ein Rechtsirrthum zu Grunde, da das 
Wechſelaccept nach Art. 23, 81 der W. O. eine ſelbſtſtändige 
Verbindlichkeit des Acceptanten zur Bezahlung der Wechſel⸗ 
ſumme an den Inhaber des Wechſels begründet. Auf der er⸗ 


wähnten, thatſächlich und rechtlich ganz unhaltbaren Annahme, 


daß es ſich um eine Klage auf Bezahlung des Kaufpreiſes 
handele, fußen nun auch die Entſcheidungsgründe des B. U. 
Indem das Urtheil die von den beklagten Kommanditiſten gegen 
die gültige Entſtehung ihrer wechſelmäßigen Verpflichtung (auf 
Grund des Art. 129 Abi. 5 des H. G. B.) erhobene Ein⸗ 
wendung vollſtändig bei Seite läßt und die Abweiſung der 
Klage lediglich damit begründet, daß die Kl. den erwähnten 
Kaufvertrag ihrerſeits nicht erfüllt habe und zur Erfüllung des⸗ 
ſelben auch nicht im Stande ſei, geſtattet es den Bekl. eine 
Einrede, welche ihnen nicht, wie dies Art. 82 der W. O. er⸗ 
fordert, gegen die Kl. unmittelbar zuſteht; denn der Kauf⸗ 
vertrag iſt ja mit der Kl. nicht von der Kommanditgeſellfchaft, 
ſondern von Hermann G. in eigenem Nomen abgeſchloſſen 
worden. Dieſe Einrede des nicht erfüllten Vertrags würde aber 
gegenüber der Wechſelklage nicht einmal ſtatthaft ſein, wenn 


die Kommanditgeſellſchaft ſelbſt als Mitkontrahentin angeſehen 


werden könnte, vielmehr könnten die Bekl. — ihre beſtrittene 
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wechſelmäßige Verpflichtung immer vorausgeſetzt — aus dem 


den Wechſeln zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäft eine Einrede 


mit Erfolg nur dann ableiten, wenn ſie, von dem Falle der 
Argliſt abgeſehen — einen Anſpruch gegen die Kl. auf Heraus- 
gabe der Wechſel wegen ungerechtfertigter Bereicherung (Kon⸗ 
diktion, Bereicherungsanſpruch) zu begründen vermöchten 
(vergl. Rehbein, W. O. Anm. 7a zu Art. 82). Daß ein 
ſolcher Anſpruch auf Herausgabe der Wechſel für die Bekl. be⸗ 
gründet ſei, iſt aber in dem B. U. nicht dargelegt worden. 
II. C. S. i. S. Voigt u. Behrens c. Gertzen vom 5. April 
1898, Nr. 19/98 II. 

43. Das B. G. hat angenommen, daß der aus der 
Geſchäftsverbindung mit 3. entſtandene Verluſt dem Bekl. aus- 
ſchließlich zur Laſt falle, weil er ſich, ohne im Beſitze 
genügender Sicherheit zu ſein, unter Haftbarmachung der 
Kommanditgeſellſchaft im Auftrage des 3. auf umfangreiche 
Ultimoſpekulationen eingelaſſen und ſo den aus der Bilanz er⸗ 
ſichtlichen, jetzt ſtreitigen Schaden herbeigeführt habe. Dieſe 
Auffafſung iſt nicht zu beanſtanden. Freilich muß zugegeben 
werden, daß der Komplementar nach Art. 157, 94 des H. G. B. 
in den Angelegenheiten der Geſellſchaft nur den Fleiß und die 
Sorgfalt anzuwenden hat, die er in ſeinen eigenen Angelegen⸗ 
heiten anzuwenden pflegt. Das B. G. hat aber ohne Geſetzes⸗ 
verletzung mit Rückſicht auf die große Ausdehnung der Geſchöfte, 
die geringen Mittel der Firma und die Vermögensloſigkeit ihres 
Kommittenten in der umfaſſenden Kreditgewährung eine außer⸗ 
gewöhnliche Leichtfertigkeit, ein grobes Verſchulden des Bekl. 
erblickt; und die Verantwortung für grobes Verſchulden iſt 
darum nicht ausgeſchloſſen, weil das Geſetz durch Anlegung des 
konkreten Maßſtabes an die Sorgfalt des Geſellſchafters feine 
regelmäßigen Anforderungen einigermaßen herabgemindert hat. 
Auf die kauſale Verbindung zwiſchen dem ſchuldhaften Vorgehen 
des Bekl. und dem eingetretenen Schaden iſt genügend begründet 
worden. Nach den vom B. G. feſtgeſtellten Thatumſtänden 
darf unbedenklich angenommen werden, daß Z., hätte der Bekl. 
einen entſprechenden Vorſchuß verlangt, außer Stande geweſen 
wäre, ihn zu geben. Dann würden aber die Geſchäfte über⸗ 
haupt nicht gemacht und folgeweiſe der Schaden vermieden 
worden fein. I. C. S. i. S. Krauſe e. Drews vom 28. Fe⸗ 
bruar 1898, Nr. 504/97 J. 

44. Die Entſch. des O. L. G. kann nicht etwa mit der 
Begründung aufrecht erhalten werden, daß, wenn auch der 
Geſichtspunkt des Auftrages ausſcheide, A. jr. immerhin nach 
der Feſtſtellurg auch des O. L. G. Theilhaber der offenen 
Handelsgeſellſchaft geweſen ſei, und da er für dieſelbe habe 
kontrahiren wollen, deren Haftbarkeit für das Darlehn, ent⸗ 
ſprechend der Annahme des L. G., nach Art. 114 des H. G. B. 
begründet ſei. Dem ſteht zunächſt entgegen, daß das O. L. G. 
ausdrücklich erwägt, A. habe nicht als Theilhaber der Firma 
bei Aufnahme des Darlehns gehandelt, weiterhin aber — ab⸗ 
geſehen von der Frage, ob etwaige Bedenken hiergegen aus 
Art. 115 des H. G. B. hergeleitet werden könnten — auch 
der Umſtand, daß das O. L. G. ausdrücklich erwägt, das Theil- 
haberverhältniß des A. habe wegen eines aus einer früheren 
Geſchäftsbeziehung herrührenden Konkurrenzverbots nach außen 


nicht kundbar gemacht werden ſollen. Danach muß es 


mindeſtens bedenklich erſcheinen, ob die Vorausſetzung des 


Art. 110 Abſ. 1 des H. G. B., daß die Geſellſchaft ihre 
Geſchäſte begonnen habe, — welche für den Eintritt der 
rechtlichen Wirkſamkeit der Geſellſchaft im Verhältniß zu Dritten 
nothwendig war, da eine Eintragung derſelben in das Handels⸗ 
regiſter nicht erfolgt iſt — vorgelegen hat, indem unter dem Be⸗ 
ginn der Geſchäfte der Gef ellſchaft im Sinne des Art. 110 eit. 
weſentlich die Kundgebung des Geſellſchaftsverhältniſſes durch 
eine auf Grund deſſelben erfolgte Thätigkeit der Theilhaber 
nach außen hin zu verſtehen iſt. Ob und welche Bedeutung 
zur Sache der oben erwähnten Beſcheinigung und deren Vor⸗ 
legung bei Aufnahme des Darlehns beizulegen ſein möchte, 
bedarf hier keiner Erörterung, da das O. L. G., wie bereits 
hervorgehoben, dieſes Schriftſtück überhaupt nicht in den Bereich 
ſeiner Erwägungen gezogen hat. II. C. S. i. S. Honsberg 
0. Thiel vom 15. April 1898, Nr. 390/97 TTT x ;. 

45. Zuzuſtimmen ift dem O. L. G. darin, daß, obwohl 
die Bürgſchaftsurkunde einen Gläubiger nicht nennt, der Wille 
der Bekl., ſich dem Kl. gegenüber zu verpflichten, in den 
Umſtänden, die die Ausſtellung und Aushändigung des 
Scheines begleiteten, ausreichend in die Erſcheinung getreten iſt. 
Ebenſo darin, daß für den Umfang der von der Bekl. über⸗ 
nommenen Verpflichtung auf den Inhalt der Urkunde ſelbſt 
zurückgegangen werden muß, da nichts dafür vorliegt, daß die 
Mittelsperſonen, denen die Bekl. die Urkunde aushändigte, 
berufen und ermächtigt waren, einen über den Inhalt des 
ſchriftlich Erklärten hinausgehenden Willen der Bekl. in ihrem 
Namen zu erklären. Daraus folgt aber nicht, daß man bei 
der Ermittelung des Sinnes der Urkunde von allen begleitenden 
Umſtänden abſehen und ſich ausſchließlich an den buchſtäblichen 
Sinn des gewählten Ausdrucks halten müſſe. Vielmehr hat 
auch hier die Auslegungsregel des Art. 278 des H. G. B. 
Platz zu greifen, der in Hamburg nach $ 36 des dortigen E. G. 
allgemeine, nicht blos auf Handelsgeſchäfte und Kaufleute be⸗ 
ſchränkte Geltung hat. Das B. G. geht davon aus, daß bei einer 
„korrekten“ Ausdruckzweiſe unter „bezogenen Waaren“ nur 
ſolche verſtanden werden könnten, die ſchon zu der Zeit bezogen 
waren, als die Urkunde ausgeſtellt wurde. Ob das richtig iſt, 
mag dahin geſtellt bleiben. Jedenfalls wird ſich nicht beſtreiten 
laſſen, daß ſowohl die Sprache des täglichen Lebens, als auch 
z. B. die Sprache der Reichsgeſetze des Partizipium der Vergangen⸗ 
heit keineswegs blos für das verwendet, was jetzt ſchon vergangen 
iſt, ſondern ebenſowohl auch für das, was erſt künftig ver⸗ 
gangen ſein wird. Es wird alſo immer zuzuſehen ſein, was 
denn im gegebenen Falle mit dem Ausdrucke verſtändiger Weiſe 
gemeint ſein konnte. In dieſer Beziehung aber hat das B. G. 
die Sachlage, wie ſie nach den eigenen Behauptungen der Bekl. 
vorlag, nicht genügend gewürdigt. I. & S. i. S. Bernhard 
c. Geerz vom 12. März 1898, Nr. 440/97 1. 

46. Nach der dem früheren Reviſionsurtheil zu Grunde 
liegenden rechtlichen Beurtheilung haben die Bekl. ſich bei dem 
Erwerbe des ſtreitigen Rententitels eine grobe Fahrläſſigkeit zu 
Schulden kommen laſſen, indem fie die ihnen ſeiner Zeit ge 
wordene polizeiliche Diebſtahlsanzeige unbeachtet gelaſſen haben. 
Art. 306, 307 des H. G. B. ſtehen ihnen daher nicht zur 
Seite. Das Verſchulden der Bekl. würde aber, wie das R. G. 
ausgeführt hat, unſchädlich für ſie ſein, wenn bereits einer ihrer 
Vormänner Eigenthum an dem Werthpapier erworben haben 
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ſollte, ſei es auf Grund der Art. 306 f. des H. G. B. oder 
ſofern der Erwerb ſich in Frankreich vollzogen hat, nach den 
Grundſätzen des franzöſiſchen Rechts. Durch die Zurückver⸗ 
weiſung der Sache ſollte der Bekl. und den Nebenintervenienten 
die Möglichkeit gewährt werden, dieſen Nachweis zu führen. 
In dem gegenwärtig vorliegenden Endurtheil ſtellt das B. G. 
feſt, daß ſeitens derjenigen Vormänner der Bekl., an die das 
Papier in Deutſchland veräußert iſt (Lion & Bacharach, 
Lewandowski, Bleichröder), der Nachweis eines von grobem 
Verſchulden freien Erwerbes nicht erbracht iſt. Dieſe Feſtſtellung 
unterliegt keinem Bedenken, iſt auch in der Reviſionsinſtanz 
nicht beanſtandet worden. Ueber den Erwerb des Papiers durch 
die Pariſer Bankfirma M. L. Sulzbach und über die Ver⸗ 
Außerung an deren Nachmann, das Berliner Bankhaus 
S. Kaufmann & Co. verhält ſich das vom B. G. erlaſſene 
Zwiſchenurtheil, gegen welches ſowohl die Reviſion wie die 
Abſchlußreviſion gerichtet ſind. Aus der Begründung deſſelben 
iſt Folgendes hervorzuheben. Das franzöſiſche Geſetz über 
Inhaberpapiere vom 15. Juni 1872 (vergl. den Text in 
Goldſchmidt Zeitſchrift für das Handelsrecht Bd. 19 S. 153), 
auf welches das frühere Reviſionsurtheil zunächſt hingewieſen 
hatte, iſt hier nicht anwendbar. Nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes können geſtohlene oder verlorene Inhaberpapiere dadurch 
geſperrt werden, daß eine opposition in dem täglich erſcheinenden 
bulletin officiel des oppositions veröffentlicht wird. Die 
Koſten der Veröffentlichung ſind auf die Dauer eines Jahres 
im Voraus zu entrichten. Die Veröffentlichung wird alsdann 
in jeder Nummer wiederholt und hat zur Folge, daß ein ſpäterer 
Erwerb des geſperrten Papiers dem Beſtohlenen oder Verlierer 
gegenüber wirkungslos iſt. Im vorliegenden Falle war zwar 
alsbald nach dem Diebſtahl (Juli 1892) die Einrückung einer 
opposition in das bulletin veranlaßt worden; zur Zeit als 
Sulzbach und Kaufmann & Co. das Papier erwarben (Dezember 
1893), beſtand aber unbeſtritten die Veröffentlichung und alſo 
auch die Sperre nicht mehr. Soweit das Geſetz vom 15. Juni 
1872 keine Anwendung findet, unterliegt der Erwerb von In⸗ 
haberpapieren denſelben Beſtimmungen wie der Erwerb beweg⸗ 
licher Sachen überhaupt, d. h. den Vorſchriften der Art. 2279, 
2280 des c. e. Nach Art. 2279 erleidet der Grundſatz: En 
fait de meubles la possession vaut titre eine Einſchränkung 
hinſichtlich geſtohlener oder verlorener Sachen. Dieſe kann der⸗ 
jenige, dem ſie abhanden gekommen ſind, binnen drei Jahren 
ſeit dem Verluſt vom Beſitzer abfordern (revendiquer), — indeß 
zufolge Art. 2280, wenn der Beſitzer die Sache dans une 
foire ou dans un marché ou dans une vente publique ou 
d'un marchand vendant des choses pareilles gekauft hat, 
nur gegen Erſtattung des dafür gezahlten Preiſes. Das B. G. 
faßt letztere Beſtimmung dahin auf, daß fie nur dem gut⸗ 
gläubigen Erwerber zu Statten komme, nimmt aber an, daß 
ſowohl Sulzbach wie Kaufmann & Co. ſich bei dem Erwerb 
des Papiers in gutem Glauben befunden haben, da ſie nach 
dem Stande der franzöſiſchen Geſetzgebung trotz der ihnen etwa 
gemachten Diebſtahlsanzeige vorausſetzen durften, daß das Papier 
zur Zeit ihres Erwerbes keinen Beſchränkungen in der Umlaufs⸗ 
fähigkeit unterworfen geweſen ſei. Hinſichtlich des Erwerbes 
durch Kaufmann & Co. geht das B. G. davon aus, daß der 
Vertrag dieſer Firma mit Sulzbach in Paris perfekt geworden, 


daher ſowohl bezüglich feiner obligatoriſchen wie bezüglich der 
dinglichen Wirkungen nach franzöſiſchem Recht zu beurtheilen ſei. 
Auf Grund dieſer Erwägungen iſt das B. G. zu nachſtehendem 
Ergebniß gelangt: Nach franzöſiſchem Recht habe weder Sulz⸗ 
bach noch Kaufmann & Co. Eigenthum an dem Inhaberpapier 
erlangt, da zur Zeit ihres Erwerbes die der Beſtohlenen zu⸗ 
ſtehende dreijährige Friſt für die revendication noch nicht ver- 
ſtrichen geweſen ſei. Kaufmann & Co. konnten daher auch 
nicht „kraft eigenen Rechts“ das Eigenthum auf ihre Nach⸗ 
männer übertragen. Wohl aber konnten nach franzoͤſiſchem 
Recht beide genannten Firmen ſich auf Art. 2280 berufen; ſie 
hätten daher, wenn die Abforderungsklage in Frankreich ange⸗ 
ſtellt worden wäre, nur gegen Erſtattung von 16 437 Fres. 
zur Herausgabe verurtheilt werden können. Nach der Auffaſſung 
des B. G. iſt dieſer Anſpruch auch vom inländiſchen Gericht 
anzuerkennen und er iſt mit dem Papier auf die Nachmänner 
von Kaufmann & Co. übergegangen. Die mitgetheilten Ent⸗ 
ſcheidungsgründe ſind irreviſibel, ſoweit ſie den Inhalt des 
franzöſiſchen Rechts feſtſtellen; ſie unterliegen dagegen der Nach⸗ 
prüfung des Reoiſionsgerichts, ſoweit fie auf Grundſätzen des 
internationalen Privatrechts beruhen. Letzteres trifft zu für die 
Frage, ob die Einrede aus Art. 2280 der vor dem Hamburger 
Gericht erhobenen Eigenthumsklage entgegengefeßt werden kaun 
und ob dieſe Einrede auch den Nachmännern von Kaufmann & Co. 
zuſteht, die das Papier außerhalb des franzöſiſchen Rechtsgebiets 
erworben haben. Das R. G. vermag ſich bezüglich beider 
Fragen dem B. G. nicht anſchließen. Muß man mit dem 
B. G. davon ausgehen, daß nach franzoͤſiſchem Recht weder 
Sulzbach noch Kaufmann & Co. Eigenthum an dem ſtreitigen 
Rententitel erworben haben, ſo fehlt es im vorliegenden Fall 
an einem Rechtsgrunde für die Anwendung des Art. 2280. 
Eine in der Deutſchen und Franzöſiſchen Rechtsliteratur von 
einzelnen Schriftſtellern vertretene Anſicht geht allerdings dahin, 
daß der Löſungsauſpruch, den das franzöſiſche und preußiſche 
Recht, wie auch einige andere deutſche Landesrechte dem gut⸗ 
gläubigen Erwerber einer beweglichen Sache einräumen, auch 
dann erhalten bleibt, wenn die Sache demnächſt in das Herr⸗ 
ſchaftsgebiet eines Rechtes übergeht, daß einen ſolchen Anſpruch 
nicht anerkennt. Dieſe Anſicht führt indeß weder zu einem 
juriſtiſch befriedigenden Ergebniß noch entſpricht fie der Verkehrs- 
natur der beweglichen Sachen. Der Anſpruch, um den es ſich 
hier handelt, entſteht nach allen Rechtsſyſtemen, die ihn zu⸗ 
laſſen, erſt dadurch, daß der Eigenthümer die Sache abfordert. 
Gutglaͤubigkeit beim Erwerbe iſt nur eine Vorausſetzung für 
die Geltendmachung des Anſpruchs. Schon hieraus folgt, daß 
daſſelbe örtliche Recht, daß für die Beurtheilung der Vindikation 
maßgebend iſt, auch darüber entſcheiden muß, ob und in welchem 
Umfange auf Grund des gedachten Anſpruches ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht zuſteht. Es würde auch der Verkehrsſicherheit 
keineswegs förderlich ſein, in dieſer Hinſicht eine Scheidung ein⸗ 
treten zu laſſen; ebenſowenig ſprechen Billigkeitsgründe hierfür. 
Muß der Beſtohlene ſich gefallen laſſen, daß in Bezug auf 
ſeine Vindikationsbefugniß, ſei es das Perſonalſtatut des Bekl. 
oder das Recht der belegenen Sache oder das örtliche Recht des 
Prozeßgerichts zu Grunde gelegt wird (im vorliegenden Falle 
führen alle drei Auffaſſungen zu demſelben Ergebniß), fo gebietet 
nicht nur die juriſtiſche Konſequenz, ſondern auch die Billigkeit, 
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in Bezug von Statthaftigkeit von Einreden gegen die Eigen ⸗ 
thumsklage den gleichen Maßſtab anzulegen. Derſelbe Senat 
des Hamburger O. L. G., von dem das jetzt angefochtene Urtheil 
herrührt, hat in einer, anſcheinend nur in hier unerheblichen 
Beziehungen anders gelagerten Sache, in der es ſich um eine 
im Gebiete des Preußiſchen Landrechts geſtohlene, demnächſt 
nach Hamburg verbrachte Brillantnadel handelte, den vorſtehend 
gebilligten Standpunkt eingenommen, Hanſeatiſche Gerichtszeitung 


13894, Beilageheft Nr. 163 S. 303; Seuffert Archiv, Bd. 49 


Nr. 229. In der Begründung des jetzt angefochtenen Urtheils 
wird zwar darauf Gewicht gelegt, daß im vorliegenden Falle 
ein Inhaberpapier den Gegenſtand des Rechtsſtreit bildet. Allein 
für die hier in Betracht kommende Frage macht dies keinen 
Unterſchied; im Gegentheil: der Umſtand, daß Inhaberpapiere 
in höherem Maße als andere bewegliche Sachen einem Orts- 
wechſel unterworfen ſind, iſt geeignet, die Bedenken gegen die 


gegenwärtig vom B. G. befolgte Auffaſſung zu verſtärken. 


Aus den dargelegten Gründen ergiebt ſich, daß Kaufmann & Co., 
wenn ſie am Orte ihrer Handelsniederlaſſung auf Herausgabe 
des geſtohlenen Inhaberpapiers verklagt worden wären, eine 
Einrede aus Art. 2280 des c. c. nicht hätten herleiten können. 
Noch weniger kann dieſe Einrede ſeitens ihrer Nachmänner zu⸗ 
gelaffen werden, die das Papier erſt in Deutſchland erworben 
haben. I. C. S. i. S. Maßmann c. Warburg & Co. vom 
19. März 1898, Nr. 421/98 J. 

47. Bei Abſchluß des Kaufvertrages vom 20. März 1896, 
des erſten der drei Verträge, aus denen der Preis mit der Klage 
gefordert wird, hat eine Vereinbarung über den Ort der Er⸗ 
füllung der Verbindlichkeit des Bekl. nicht ſtattgefunden. Da 
derſelbe ſich auch nicht aus der Natur des Geſchäfts ergiebt, ſo 
tritt die ergänzende Vorſchrift des zweiten Abſatzes des Art. 324 
des H. G. B. in Wirkſamkeit, nach welcher, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des erſten Abſatzes fehlen, der Verpflichtete an dem 
Orte zu erfüllen hat, an welchem er zur Zeit des Vertrags- 
abſchluſſes ſeine Handelsniederlaſſung oder in deren Ermangelung 
ſeinen Wohnort hatte. Erfüllungsort für den Bekl. war alſo 
Gleiwitz. Für dieſes erſte Geſchäft kann, gemäß den vom 
R. G. in konſtanter Rechtſprechung anerkannten Grundſätzen, 
ein Zweifel daran nicht entſtehen, daß, als dem Bekl. bei Ueber⸗ 
ſendung der Waare eine Faktura zuging, welche Brieg als Er⸗ 
füllungsort nannte, er dieſe Klauſel nicht zu beachten brauchte, 
da fie eine einſeitige unberechtigte Aenderung des bereits feſt⸗ 
ſtehenden Erfüllungsorts bezweckte, und daß in der Unterlaſſung 


eines Widerſpruchs eine Unterwerfung unter dieſelbe nicht er⸗ 


blickt werden konnte. I. C. S. i. S. Lorenz 6. Schwerdtner vom 
19. März 1898, Nr. 30/98 J. 

48. Differenzgeſchäft. Die Erwägungen des B. R. ſtehen 
mit den in der Rechtſprechung des R. G. anerkannten Grundſätzen 
über die Begriffsmerkmale des Differenzgeſchäfts nach mehrfacher 
Richtung hin ſachlich in Widerſpruch. Nach den vom B. R. in Bezug 
genommenen Mittheilungen der Polizeiverwaltung zu Dortmund 
und des Vorſitzenden der Kommiſſion für die Veranlagung der 
Einkommenſteuer daſelbſt hat der Beil, der ein Kohlengeſchäft 
en gros aber von ganz. geringem Umfange betreibt, ſchon ſeit 
dem Jahre 1891 in jedem Jahre mit Verluſt gearbeitet. Die 
Aktiven ſeines Geſchäfts werden von den Paſſiven um den 
Betrag von 14836 Mark 33 Pf. überſtiegen. In Folge des 


Umſtandes, daß er ein Haus im Werthe von 60 000 Mark 
beſitzt, auf welchem nur ein Schuldenbetrag vou 36 000 Mark 
ruht, iſt er im Ganzen nicht als überſchuldet anzuſehen, ſein 
Vermögen beläuft ſich aber nur auf 9 163 Mark 67 Pf. Zur 
Einkommenſteuer iſt er ſeit 1894 nicht mehr herangezogen. 
Trotzdem der Bekl. in ſolchen Verhältniſſen ſich befand, hat er 
Monate hindurch, oft tagtäglich, Aufträge zu Börſengeſchäften 
über Spekulationspapiere in großem Umfange ertheilt; im April 
beliefen die Umſätze ſich auf 347 132,10 Mark, im folgenden 
Monat ſogar auf 1 663 779,80 Mark; auch in den Monaten 
Juli bis Dezember handelte es ſich, wenn auch um minder hohe, 
ſo doch immer noch um ſehr bedeutende Objekte. Daß Bekl. 
außer Stande geweſen iſt, Verpflichtungen von ſolchem Umfange 
durch effektive Lieferung zu erfüllen und daß er ſich auch keiner 
Täuſchung darüber hat hingeben können, iſt ſelbſtverſtändlich. 
Der B. R. erachtet nun zwar nicht als erwieſen, daß Kl. 
Kenntniß von der Lage des Bekl. gehabt hat, die Feſtſtellungen 
ergeben aber, daß es für ſie auch an jedem poſitiven Anhalt 
für die Annahme einer beſſeren Geſtaltung der Vermögensver⸗ 
hältniſſe des Bekl. gefehlt hat. Der Agent der Kl., R., der 
eine günſtige Annahme über die Lage des Bekl. gewonnen haben 
will, vermag für dieſelbe nur die äußere Lebenshaltung des 
Bekl. und insbeſondere den Umſtand geltend zum machen, daß 
der Bekl. ein Haus mit großem Garten bewohnte und ein 
Comptoir hatte. Daß aus ſolchen Momenten nur Vermuthungen 
und dazu von höchſt unſicherer Art herzuleiten waren, konnte 
der Agent ſich nicht verhehlen; Erkundigungen hat er nicht ein- 
gezogen. Kl. aber fußte nur auf ſeinen Mittheilungen, be⸗ 
hauptet auch nicht, daß er ihr die Verhältniſſe des Bekl. etwa 
in täuſchender Weiſe günſtiger dargeſtellt hätte, als ſeiner 
Zeugenausſage im gegenwärtigen Rechtsſtreite entſpricht. Auch 
Kl. hat Erkundigungen einzuziehen unterlaſſen, obwohl ſie bei 
einer in den Verhältniſſen des Bekl. lebenden Perſönlichkeit ohne 
jede Schwierigkeit Auskunft hätte erlangen können. Sie iſt 
ſelbſt dann nicht dazu vorgeſchritten, als die Aufträge des Bekl. 
ſich auf außerordentlich hohe Werthe zu richten begannen, ſogar 
der Umſtand, daß der Bekl. der Verpflichtungen von ſolchem 
Umfange einging, bei Berichtigung einer Differenz von 
5 000 Mark Schwierigkeiten fand und einen Wechſel zu geben 
genöthigt war, hat ihr zu einer Aenderung ihres Verhaltens 
Anlaß nicht gegeben. Eine andere Folgerung als die, daß es 
ihr gleichgiltig war, ob der Bekl. effektiv lieferte oder nicht und 
daß ihr nur an den Differenzen gelegen war, ſo lange eben 
Bekl. dieſe decken konnte, iſt ausgeſchloſſen. Vergl. Bolze, die 
Praxis des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 15 Nr. 385, 
Bd. 20 Nr. 530, Bd. 21 Nr. 505. Zur Erfüllung gelangt 
iſt thatſächlich keines der zahlreichen Geſchäfte, ſtets ſind 
Differenzen gezahlt. Mit Unrecht bezieht Kl. ſich zum Beweiſe 
des Gegentheils auf die Geſchäfte mit dem Bankier M. Auch 
dieſem hatte der Bekl. Aufträge zu Börſengeſchäften ertheilt. 
Als M. auf Sicherheit drang mit der Drohung, andernfalls das 
Engagement zu löſen, erhielt er ſowohl von dem Bekl. als auch 
von der Kl. die Benachrichtigung, daß Kl. die Lieferungspflicht 
an Stelle des Bekl. übernehme. Die Verpflichtung iſt dann 
von der Kl. durch Vermittelung des Kaſſenvereins im Wege der 
Kompenſation gelöſt. Eine Uebergabe von Papieren hat nicht 
ſtattgefunden. Wie aus dieſem Vorgange auf die Abſicht 
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effektiver Erfüllung im Verkehr des Bekl. mit der Kl. follte 
geſchloſſen werden können, iſt unerfindlich. Derſelbe iſt ſogar 
als Beginn der Geſchäftsverbindung zwiſchen beiden eher 
charakteriſtiſch im entgegengeſetzten Sinne. Der B. R. legt 
Gewicht darauf, daß der Bekl. ein in Börſenangelegenheiten er- 
fahrener Geſchäftsmann und daß es ihm in Folge davon leicht 
geweſen ſei, auch bei großen Umſätzen diejenigen Maßregeln 
zu überblicken und zu ergreifen, welche es ihm ermöglichten, in 
börſenmäßiger Weiſe effektive Lieferung oder Abnahme der ge⸗ 
handelten Stücke herbeizuführen. Dieſe Erwägungen gehen fehl. 
Wenn der Bekl. angenommen haben ſollte, daß er zur Er⸗ 
ledigung der Geſchäfte im Wege des Deckungsgeſchäfts im 
Stande ſein würde, ſo rechtfertigt dies einen Schluß auf ſeine 
bei Ertheilung des Auftrages vorhanden geweſene Abſicht in 
keiner Weiſe. Da er nicht den Willen hatte, Papiere zu er⸗ 
werben und zu beſitzen, ſo lag für ihn doch kein beſtimmender 
Anlaß vor, ſich mit einer Pflicht zu einer effektiven Abnahme 
und Lieferung zu belaſten, mochte er auch glauben, zur Er- 
füllung einer ſolchen auf dem bezeichneten Wege im Stande zu 
ſein. Von feinem Standpunkte aus hatte es kaum einen Zweck, 
ein anders geartetes Rechtsgeſchäft, als mit Hülfe deſſen er feinen 
Spielzweck erreichen konnte, einzugehen und ſich, ſtatt unmittel- 
bar zur Differenzzahlung, vielmehr zur effektiven Erfüllung mit 
in Ausſicht genommener Erledigung durch Deckungsgeſchäfte, zu 
verpflichten. Schon in zahlreichen Entſcheidungen iſt ausge⸗ 
ſprochen, daß die bei allen Spekulationsgeſchäften vorhandene 
Möglichkeit der Deckung nur für den auf Gewinne durch Umſatz 
ſpekulirenden Kaufmann einen Sinn hat, nicht aber für den 
Spekulanten, der nicht umſetzen will und kann, weil er weder 
den Preis zahlen noch die Waare liefern kann. Vergl. Bolze 
Bd. 18 Nr. 474, Bd. 21 Nr. 499. Entſch. in Civilſachen 
Bd. 34 S. 82. Auch für die Kl. war über den Willen des 
Bekl. eine Täuſchung nicht möglich. Dadurch, daß ſie dem er⸗ 
kennbar hervortretenden Willen des Bekl., nicht effektio zu er⸗ 
füllen, ſtillſchweigend ihre Zuſtimmung ertheilte, wurde derſelbe 
zur Grundlage des Rechtsgeſchäfts. Endlich darf nicht unbe⸗ 
rückſichtigt bleiben, daß der bei den Verhandlungen zwiſchen dem 
Bekl. und dem Agenten R. zugegen geweſene Zeuge M. den 
Eindruck erhalten hat, daß es ſich nur um Differenzſpiel, nicht 
aber um Kauf und Verkauf handele und daß nach ſeiner Angabe 
nur von Differenzen die Rede geweſen iſt. Dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt entſprechend, muß hiernach ein klagloſes Differenz⸗ 
geſchäft angenommen werden. Das B. U. war daher, ſoweit 
es die Klage betrifft, aufzuheben und unter Aenderung des 
Urtheils der I. J. die Klage abzuweiſen. I. C. S. i. S. 
Tromp c. Zielenziger vom 28. Februar 1898, Nr. 505/97 J. 

49. Differenzgeſchaͤft. In dem Urtheil vom 16. Dezember 
1896 hatte das R. G., der damaligen Sachlage entſprechend, es für 
erforderlich erachtet, noch darauf einzugehen, ob zwiſchen den — auch 
anderweitig eingegangenen — Engagements der Bekl. und ihren 
Mitteln ein ſolches Mißverhältniß beſtanden habe, daß man 
hieraus entnehmen müſſe, ſie habe nicht effektiv erfüllen wollen, 
und ob Kl. ſich in Kenntniß dieſer Sachlage mit ihr eingelaſſen 
habe; ferner, ob Bekl. die hier in Rede ſtehenden Geſchäfte 
mit dem Agenten M. als Vertreter des Kl. geſchloſſen und 
dabei effektive Lieferung ausdrücklich ausgeſchloſſen habe. Das 
B. G. hat dementſprechend Beweis erhoben, iſt jedoch nach 


Vernehmung der benannten Zeugen nicht zu der Ueberzeugung 
gelangt, daß genügender Grund für die Annahme von Diffe⸗ 
renzgeſchäften vorliege. Es vermißt in Anſehung der von der 
Bekl. eingegangenen Engagements und hinſichtlich ihrer Ver⸗ 
mögenslage hinreichend genaue ziffermäßige Angaben, iſt jedoch 
auch des Erachtens, daß auf dieſe Fragen nichts ankomme, da 
jedenfalls nichts darüber vorliege, daß Kl. von einem Mißver⸗ 
hältniß zwiſchen den Engagements der Bekl. und ihrem Ver⸗ 
mögen etwas gewußt habe. Sodann iſt nunmehr durch die 
Zeugenausſagen ermittelt, daß M. vom Oktober 1893 bis De⸗ 
zember 1894 für den Kl. Geſchäfte mit der Bekl. abgeſchloſſen 
hat, insbeſondere die beiden hier fraglichen. Letzteres wird auch 
von dem B. G. angenommen, welches auf S. 6 ſeines Urtheils 
den M. als Agenten des Kl. bezeichnet. Ferner wird in dem 
Urtheil die Ausſage des M. wiedergegeben, daß dieſer an⸗ 
genommen habe, Bekl. wolle nicht effektiv liefern oder abnehmen. 
Das B. G. hält indeß auch dieſe neu ermittelten Thatſachen 
für unerheblich und legt namentlich auf die Anſicht des M. kein 
Gewicht, weil dieſe ohne alle Begründung geblieben und 
für Kl. unpräjudizirlich ſei. Letztere Erwägung iſt rechts⸗ 
irrthümlich. War M., wie feſtgeſtellt iſt, Agent des Kl., ſo 
hat dieſer die von ihm vermittelten Geſchäfte fo gelten zu laſſen, 
wie der Agent, alſo M., ſie nach Abſicht des Bekl. verſtehen 
ſollte und verſtanden hat (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 30 S. 217, Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 171). 
In Folge deſſen unterliegt das angefochtene Urtheil der Auf⸗ 
hebung und es kann ſich nur fragen, ob über die Abſchlüſſe 
zwiſchen M. und der Bekl. Feſtſtellungen getroffen worden ſind, 
die eine Entſcheidung über den Einwand des Spiels ſchon jetzt 
geſtatten. Hierbei darf nicht, wie es in dem angefochtenen 
Urtheil am Schluß anſcheinend für zuläſſig erachtet wird, in 
Betracht gezogen werden, ob Bekl. Schutz gegen die Folgen 
ihrer Spekulationen verdient oder nicht, denn die Gerichte ſind 
nicht dazu berufen, auf Grund derartiger Unterſcheidungen 
Schutz zu gewähren oder zu verſagen. Es handelt ſich viel⸗ 
mehr nur darum, ob in den fraglichen Geſchäften eine Be⸗ 
theiligung an dem wirklichen Handel zu finden iſt oder nur 
ein Haſardſpiel, dem die Rechtsordnung auch im Gebiete des 
B. G. aus wirthſchaftlichen und ſittlichen Gründen die Klag⸗ 
barkeit verſagt. Nach dem Inhalt der Entſcheidungsgründe des 
angefochtenen Urtheils ſind deſſen Feſtſtellungen ausreichend. 
Der Agent M. iſt nach den dort in Bezug genommenen Zeugen- 
ausſagen ein Mann, der Fachkenntniſſe nicht beſitzt und über⸗ 
haupt nur Differenzgeſchäfte vermittelt, während Bekl. ſich weit 
über ihre Kräfte in Differenzgeſchäfte eingelaſſen hat und dies 
in dem Kreiſe der Spieler in Bremen allgemein bekannt geweſen 
iſt. Dieſe Ausſagen werden ohne Bemängelung, alſo als that⸗ 
ſächlich richtige, wiedergegeben, führen aber mit Nothwendigkeit 
zu der Folgerung, daß Bekl. effektive Erfüllung der hier in 
Rede ſtehenden Geſchäfte nicht wollte. Sodann bedingt die 
oben bereits wiedergegebene Annahme M.'s mit gleicher Noth⸗ 
wendigkeit die Annahme, daß er einverſtanden geweſen ſei, ſo 
daß als beiderſeitiger Wille der Ausſchluß effektiver Lieferung 
feſtgeſtellt worden iſt. Bei dieſer Sachlage kann Kl. ſich auf 
den ergangenen Schiedsſpruch nicht berufen, da dieſer, wie das 
B. G. bereits in ſeinem früheren Urtheile vom 19. Mai 1896 


zutreffend ausgeführt hat, auf einer Vereinbarung beruht, die 
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mit dem Nachweis, daß ſie ſich auf ein Differenzgeſchäft bezogen 
hat, ihre Giltigkeit verliert. Es braucht deshalb auch nicht 
darauf eingegangen zu werden, ob der Klageantrag auf Er⸗ 
füllung des Schiedsſpruchs oder auf Erlaß eines Vollſtreckungs⸗ 
urtheils gerichtet geweſen iſt, da er ſich nach vorſtehenden Aus⸗ 
führungen auf jeden Fall als unbegründet darſtellt. I. C. S. 
i. S. Hey c. Straſſer vom 21. März 1898, Nr. 465/97 J. 
50. Differenzgeſchäft. Das B. U. beruht auf der Feſt⸗ 
ftellung, daß beide Theile ſtillſchweigend darüber einverſtanden 
geweſen ſind, daß Lieferung und Abnahme ausgeſchloſſen, 
Gegenſtand der Geſchäfte nur die Differenzen ſein ſollten. Die 
Feſtſtellung iſt darauf gegründet: daß die Geſchäfte nur Börſen⸗ 
ſpielpapiere betroffen, daß ſie im Jahre 1895 ſich monatlich 
auf 1 bis 4 Millionen Mark belaufen, die beklagte Bank 
daneben auch noch mit anderen Banken Ultimogeſchäfte gemacht, 
daß ihr Aktienkapital nur 1 700 000 Mark betragen, das in 
industriellen Unternehmungen angelegt geweſen ſei, daß ſie 
danach zur effektiven Erfüllung nicht im Stande geweſen, daß 
alles dies der Kl. bekannt geweſen ſei. Der B. R. führt aus, 
daß die Willensmeinung der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Bank nur 
dahin habe gehen können, um die Differenzen zu ſpielen, und 
daß die Kl. dieſe Willensmeinung erkannt und ſelbſt einen 
anderen Willen nicht gehabt habe. Er entnimmt dies auch 
daraus, daß unſtreitig keins der zahlreichen Geſchäfte effektiv 


erfüllt iſt und daß die Bücher beider Parteien ſo eingerichtet 


geweſen, daß Kauf und Verkauf auf einer Linie vermerkt und 
nur die Differenzen gebucht ſind. Dieſe Begründung verſtößt 
gegen das Geſetz nicht und rechtfertigt die getroffene Entſcheidung. 
Was die Reviſton dagegen vorbringt, kann zur Aufhebung des 
angefochtenen Urtheils nicht führen. Zuzugeben iſt, daß bei 
einer Bank, die Ultimogeſchäfte auch für fremde Rechnung zu 
machen pflegt, aus dem Aktienkapital allein nicht geſchloſſen 
werden kann, daß ſie ſolche Geſchäfte zu erfüllen außer Stande, 


wenn deren Nominalbetrag den Betrag des Aktienkapitals ſelbſt 


um das vielfache überſteigt. Aber der B. R. überſieht dies 
auch nicht. Er erwägt, daß die Kl. über den Kundenkreis der 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Bank keine beſtimmten Angaben habe 
machen können. Daraus iſt zu entnehmen, daß die Kl. durch 
die Verhandlung die Anregung erhalten hat, ſolche Angaben zu 
machen und dies unterlaſſen hat, obwohl die Berufung auf die 
in den Händen des beklagten Verwalters befindlichen Bücher 
der Bank leicht darüber hätte Aufklärung ſchaffen können. Nach 
dem Zuſammenhange ſeiner Gründe nimmt der B. R. an, es 
liege dafür, daß die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Bank die Geſchäfte 
für fremde Rechnung gemacht habe, überhaupt nichts vor. 
Bei dieſer Sachlage in Verbindung mit der charakteriſtiſchen 
Art der Buchung der Geſchäfte, der Thatſache, daß in der 
fraglichen Zeit nie geliefert oder abgenommen, daß es ſich um 
notoriſche Spielpapiere gehandelt, daß die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Bank Ultimogeſchäfte in einem Umfange betrieben, der ihr 
Geſchäftsgebahren unter allen Umſtänden als einen verwerflichen, 
gemeinſchädlichen, nach §S 210 Nr. 1 der R. K. O. ſtraſbaren 
Differenzhandel kennzeichnet, und daß der Kl., wie feſtgeſtellt, 
die Verhältniſſe der Bank bekannt waren, liegt keinerlei Anlaß 
vor, der Schlußfolgerung des B. R. entgegenzutreten. Denn die 
Berufung der Kl. auf die Regulirung der Geſchäfte durch das 
Liquidationsbüreau iſt offenfichtlich verfehlt. Die hier allein in 


Rede ſtehenden Geſchäfte vom Dezember 1895 und Januar 1896 
haben nach dem von der Kl. beigebrachten Kontokorrent darin 
beſtanden, daß die Kl. p. ult. Dezember 1895 und ult. Januar 
1896 Papiere von der Bekl. gekauft, und ihr dieſelben Papiere 
p. ult. Dezember 1895 und ult. Januar 1896 verkauft hat. 
Unter den beiden Parteien blieb nichts zu liefern oder abzu⸗ 
nehmen. Waren beide Parteien Mitglieder des Liquidations⸗ 
vereins, ſo hatten ſie nach dem Reglement des Liquidations⸗ 
vereins zwar ein Skonto (Saldoauszug) ihrer Geſchäfee ein- 
zureichen. Aber damit war die Thätigkeit des Vereins erſchöpft 
und es handelte ſich nur noch um das Bezahlen und Empfangen 
der Differenzen zwiſchen den Parteien. Für eine Thätigkeit des 
Vereins zwecks Lieferung oder Abnahme von Stücken blieb kein 
Raum. Danach iſt völlig unerfindlich, was aus der Ver⸗ 
mittlung des Liquidationsvereins folgen ſoll. I. C. S. i. S. 
Berliner Maklerverein o. Brinkmeyer vom 16. März 1898, 
Nr. 419/97 I. | 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zu den Geſetzen über Urheberrecht. 

51. An und für ſich iſt die Aufnahme der bezeichneten 
Briefe in das Buch keine widerrechtliche. Allerdings iſt 
aber noch die Frage aufzuwerfen, ob nicht das den Kl. etwa 
zuſtehende Urheberrecht dadurch verletzt worden iſt, daß in der 
deutſchen Ausgabe des Buchs die in deutſcher Sprache ge⸗ 
ſchriebenen Briefe nicht in derjenigen Faſſung abgedruckt ſind, 
die fie vom Verfaſſer erhalten hatten. In einem früheren 
Urtheil (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 12 Nr. 12) hat 
das R. G., II. C. S., ausgeſprochen, es könne keinen Zweifel 
erleiden, daß das R. Geſ. vom 11. Juni 1870 nicht etwa 
blos das Vermögensintereſſe, ſondern auch das geiſtige Intereſſe 
des Schriftſtellers, das Intereſſe, welches er daran habe oder 
haben könne, daß ſein Werk nicht oder daß es nur ſo, wie es 
verfaßt ſei, veröffentlicht werde, ſchützen wolle, ſowie daß das 
Urheberrecht in demſelben Sinne und Umfange, wie es in den 
Händen des Schriftftellers ſelbſt beſtanden habe, auf die Erben 
übergehe, und auch in einem Urtheil des jetzt erkennenden 
Senats (Entſch. Bd. 18 S. 17) iſt anerkannt, daß eine Rechts⸗ 
verletzung darin liegen könne, wenn jemand ohne Zuſtimmung 
des Urhebers oder Verlegers ein Schriftwerk nach Veränderung 
des Inhalts vertreibe. Allein dem einen wie dem anderen 
Urtheil liegt ein Sachverhalt zu Grunde, von dem der gegen⸗ 
wärtige ſich weſentlich unterſcheidet. In dem Falle des zuerſt 
erwähnten Urtheils hatte ein Buchhändler von einem litterariſchen 
Werke, an welchem ihm auf Grund eines mit dem Verfaſſer 
geſchloſſenen Vertrages das Verlagsrecht zuſtand, nach dem Tode 
des Verfaſſers ohne Zuſtimmung der Erben eine von einem 
Dritten bearbeitete neue Auflage, eine Ueberarbeitung des 
urſprünglichen Werks erſcheinen laſſen, und in dem Falle des 
zweiten Urtheils war mit dem Titelblatte eines Werks eine 
Aenderung vorgenommen, die ſachlich von Bedeutung war. 
Gegenwärtig dagegen handelt es ſich um theils auf geſchäftliche 
Angelegenheiten ſich beziehende, theils zur Uebermittelung von 
Nachrichten oder zum freundſchaftlichen Gedankenaustauſch be⸗ 
ſtimmte Briefe, von denen vorausgeſetzt werden darf, daß der 
Briefſchreiber ſelbſt bei ihrer Abfaſſung auf die Stilifirung und 
die Wahl des Ausdrucks keinen beſonderen Werth gelegt hat. 
Alsdann iſt aber nicht ersichtlich, welches Intereſſe die Kl. daran 
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haben könnten, ob die Nachwelt Richard Wagners annimmt, 
daß er die Briefe in dieſer oder daß er ſie in jener Faſſung 
geſchrieben hat, ſofern nur die Abweichungen, mit welchen fie 
in dem Prägerſchen Buche wiedergegeben ſind, den inneren Be⸗ 
ſtand und Gehalt der Briefe unberührt gelaſſen haben. In 
dieſem Sinne unbedeutend, aus der Entſtehungsart der deutſchen 
Ausgabe des Buchs ſich erklaͤrend und als unbeabſichtigt ſich 
darſtellend find aber alle vorliegenden Faſſungsabweichnngen mit 
Ausnahme derjenigen, welche die Wiedergabe des Briefes an 
Präger vom 8. Januar 1855 aufweiſt, inſofern dieſer in der 
That eine willkürliche Ueberarbeitung erfahren hat; von dieſer 
Ausnahme abgeſehen können ſie daher den Vorwurf einer Ver⸗ 
letzung des etwa beſtehenden Urheberrechts nicht begründen. 
Sonach iſt die Annahme des B. G., daß ein Urheberrecht an 
den veröffentlichten Briefen nicht anzuerkennen ſei, nur noch 
bezüglich des zuletzt erwähnten Briefes und des Briefes an 
Eduard Röckel einer Nachprüfung zu unterziehen. I. C. S. i. S. 
Erben Richard Wagner c. Carl of Dyſart vom 28. Februar 
1898, Nr. 4/98 J. | 

52. Die Frage des Urheberrechts an Briefen iſt vielfach 
erörtert worden. Siehe Gierke, deutſches Privatrecht, Bd. 1 
S. 772 Anm. 15 und 16 und die dort, ſowie die in dem 
Aufſatz in Goltdammers Archiv für Preußiſches Recht Bd. 9 
S. 533 angezogene Litteratur. Auf dem Boden des Geſetzes 
vom 11. Juni 1870 fällt ſie zuſammen mit der Frage, was 
unter einem Schriftwerk im Sinne dieſes Geſetzes zu verſtehen 
iſt. Die Reviſion rügt, daß das B. G. dieſen Begriff verkannt 
habe, und verweiſt auf die von Kloſtermann (bei Endemann, 
Handbuch des deutſchen Handelsrechts, Bd. 2 S. 248) vertretene 
Anſicht, wonach jede zur Mittheilung von Gedanken beſtimmte 
Schrift, welche die Möglichkeit vermögensrechtlicher Nutzung 
gewährt, gegen Nachdruck geſchützt, und das Erforderniß ver- 
mögensrechtlicher Verwerthbarkeit ſich lediglich danach beſtimmen 
ſoll, ob die Schrift entweder von dem Verfaſſer oder von einem 
Nachdrucker zum Gegenſtand vermögensrechtlicher Nutzung that⸗ 
ſächlich gemacht wird. Dieſe Anſicht, durch welche das ent- 
ſcheidende Merkmal in ein zufälliges, außerhalb des zu be⸗ 
urtheilenden Objekts liegendes Moment verlegt wird, kann indeß 
nicht für zutreffend erachtet werden. Näher ausgeführt. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

53. Das B. G. geht davon aus, das der nach ſeiner 
Anſchauung unter das Haftpflichtgeſetz fallende Unfall des Kl. 
durch höhere Gewalt herbeigeführt worden ſei. Daß es in 
ſeinen desfallſigen Ausführungen den Begriff der höheren 
Gewalt verkannt habe, wie die Reviſion rügt, iſt nicht zuzugeben. 
Es ſchließt ſich vielmehr im Weſentlichen der diesſeitigen Recht. 
ſprechung (ſ. insbeſondere Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 16) 
an, wonach unter höherer Gewalt äußere Ereigniſſe zu ver⸗ 
ſtehen ſind, deren Vermeidung ſeitens des Betriebsunternehmers 
oder ſeiner Leute bei den gegebenen Verhältniſſen trotz An⸗ 
wendung der Außerften Sorgfalt und Vorſicht nicht möglich iſt. 
Wenn es ſodann ein derartiges Ereigniß in dem vorſchrifts⸗ 
widrigen, übermäßig raſchen und allzunahen Vorbeifahren einer 
Equipage, wodurch der Kl. vom Laufbrett, das er mit einem 
Fuße erreicht hatte, herabgeriſſen wurde, erblickt und dies feſt⸗ 
ſtellt, ſo iſt auch hierin jedenfalls kein Rechtsirrthum zu er⸗ 


blicken. Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß das 
B. G. die in dem Antrage auf Thatbeſtandsberichtigung ent⸗ 
haltenen — übrigens ſchon aus dem unbeſtrittenen Thatbeſtand 
ſich ergebenden — Thatſachen, daß der Kl. auf der Fahrbahn 
eingeſtiegen und der von ihm beſtiegene Wagen ein Sommer⸗ 
wagen mit Laufbrettern war, nicht ausdrücklich erörtert hat. 
Denn dieſe Thatſachen ſind für das Ergebniß der Entſcheidung 
unerheblich. Das Betreten der Fahrbahn zum Zweck des Ein- 
ſteigens in die Straßenbahnen iſt nicht vermeidbar, da die 
Halteſtellen nicht alle an den Bürgerſteig gelegt werden können, 
daſſelbe bildet aber auch keine dem Straßenbahnbetrieb eigen⸗ 
thümliche Gefahr; die Verwendung von Wagen mit Laufbrettern 
ſteht aber mit dem Unfall in keinem urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang, da derſelbe ſich ebenſo ereignet hätte, wenn der Kl. das 
Trittbrett am Hinterperron eines Motor- oder geſchloſſenen 
Wagens mit einem Fuß betreten gehabt hätte, im Gegentheil 
iſt davon auszugehen, daß die Möglichkeit, auf das Laufbrett 
aufzuſpringen, den Kl. davor bewahrt hat, ſchon unter die 
Pferde der Equipage zu kommen. III. C. S. i. S. Danke 
c. elektriſche Straßenbahn in Breslau vom 1. April 1898, 
Nr. 377/97 III. 

Zum Geſetz vom 27. Dezember 1872. 

54. Unter den Parteien iſt nicht mehr ſtreitig, daß die 
Mannſchaft der Friſia auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 
27. Dezember 1872 und auf Anweiſung des Deutſchen Konſuls 
in Puerto Plata, § 4 der Seemannsordnung, durch die Dampfer 
der Kl. nach Hamburg zurückbefördert iſt, und daß die Bekl. 
als Rheder nach dem Heuervertrage und nach Art. 517 des 
H. G. B., 8$ 56, 65, 66 der Seemannsordnung verpflichtet 
geweſen wären, für die Rückbeförderung der Mannſchaft nach 
dem Ausreiſehafen auf ihre Koſten Sorge zu tragen. Es iſt 
auch nicht in Frage gezogen, daß die Mannſchaft im Sinne 
des 8 1 des Geſetzes hülfsbedürftig war. Die Ausführung der 
Kl., in den Inſtanzen, daß die Mannſchaft nicht hülfsbedürftig, 
wenn ein ſolventer Rheder für ſie zu ſorgen habe, iſt gegenüber 
dem 8 7 des Geſetzes unhaltbar und in dieſer Inſtanz auch 
nicht aufrecht erhalten. Streitig iſt, ob Hamburg der Ausreiſe⸗ 
hafen der Frifla war. In Betracht käme dies nur, wenn der 
von der Reviſion allein noch geltend gemachte Geſichtspunkt der 
Geſchäftsführung ohne Auftrag oder der nützlichen Verwendung 
durchgriffe. Die Kl. könnte, wenn Hamburg nicht der Aus- 
reiſehafen, ihre Paſſagepreiſe von den Bekl. jedenfalls nur bis 
zum Ausreiſehafen fordern. Es bedarf der Feſtſtellung, welches 
der Ausreiſehafen der Friſta war, aber nicht, weil mit dem 
B. R. anzunehmen iſt, daß der Geſichtspunkt der Geſchäfts⸗ 
führung oder nützlichen Verwendung überhaupt keine An 
wendung leidet. Zunächſt iſt die Klage aus beiden Geſichts⸗ 
punkten jedenfalls ſo wie ſie erhoben, nicht begründet. Der 
Geſchäftsführer ohne Auftrag hat von dem Geſchäftsherrn Erſatz 
deſſen zu verlangen, was er aufgewendet oder in Folge der 
Geſchäftsführung verloren hat, 1. 2 8 4, 1. 18 D. 3, 5. Die 
üblichen Paſſagepreiſe, die von der Kl. gefordert werden, ſtellen 
nicht ihre Aufwendungen dar, ſondern enthalten zugleich ihren 
Geſchäftsgewinn. Nach § 3 Nr. 1, § 4 des Geſetzes vom 
27. Dezember 1872 hatte die Kl. der Mannſchaft nichts als 
Koſt und angemeſſenes Logis zu gewähren. Den Betrag ihrer 
Aufwendungen dafür hat ſie nicht angegeben. Sie hat auch 
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nicht behauptet, daß fie in Folge der Mitnahme der Mannſchaft 
zahlende Paſſagiere nicht habe mitnehmen können und die 
Paſſagepreiſe für ſolche verloren habe. Daß die Kl. durch das 
Geſetz gezwungen die Mannſchaft mitgenommen hat, würde an 
und für ſich zwar nach J. 3 § 10 D. 3, 5 den Rechtsgrund der 
Geſchäftsführung ohne Auftrag nicht ausſchließen. Aber Auf⸗ 
wendungen, welche die Kl. über das Maß des ihr vom Geſetz 
Auferlegten gemacht, würden als Aufwendungen für die Bekl. 
nicht anzuſehen fein. Für den Anſpruch auf die Bereicherung 
aus der nützlichen Verwendung gilt nichts anderes. 1.3 § 2 
D. 15, 3. J. 7 § 3 C. 4, 26. Die Frage, ob die Klage nach 
dieſer Richtung hin einer Ergänzung gemäß § 130 der C. P. O. 
zugänglich wäre, kann auf ſich beruhen, weil angenommen 
werden muß, daß das Geſetz vom 27. Dezember 1872 einen 
andern Anſpruch als den auf die geſetzliche Entſchädigung aus 
§ 5 des Geſetzes nicht hat gewähren wollen. Das Geſetz iſt 
im Intereſſe hülfsbedürftiger deutſcher und ſolcher ausländiſcher 
Seeleute im Auslande erlaſſen, die unmittelbar vor dem Eintritt 
der Hülfsbedürftigkeit auf einem deutſchen Schiffe gedient haben. 
Es iſt öffentlich rechtlicher Natur. Es verpflichtet jedes deutſche 
Schiff im Auslande, ſolche Seeleute zum Zweck der Zurück⸗ 
beförderung nach Deutſchland bezw. dem Heimathslande des aus- 
ländiſchen Seemanns nach ſeinem Beſtimmungshafen 
mitzunehmen. Es beſchränkt dieſe Verpflichtung in den 88 2, 
3 durch die Vorſchrift, daß beim Vorhandenſein mehrerer Schiffe 
die mitzunehmenden Seeleute auf dieſelben zu vertheilen ſind, 
daß angemeſſener Platz vorhanden ſein muß und die Zahl der 
Mitzunehmenden ein Viertheil der Schiffsmannſchaft nicht über- 
ſteigen darf. Es verpflichtet den mitnehmenden Schiffer zur 
Gewährung von Koſt und Logis, ohne dieſe näher zu beſtimmen, 
und unterwirft die mitgenommenen Seeleute, ohne Unterſchied 
ihres Ranges und ihrer Dienſtſtellung der Disziplinargewalt 
des Schiffers. Es entſchädigt das Schiff aus öffentlichen 
Mitteln und behält im § 7 dem Reich den Regreß an den 
Mitgenommenen den Rheder und andere geſetzlich Verpflichtete 
vor. Das Maß der Entſchädigung beſtimmt der § 5 des Ge⸗ 
ſetzes vorbehaltlich der Vereinbarung über einen ge- 
ringeren Satz. Es iſt völlig klar, daß im Falle ſolcher 
Vereinbarung der Rechtsgrund der Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 


trag oder der nützlichen Verwendung für die Forderung höherer 


Sätze gegen den Rheder der mitgenommenen Mannſchaft ohne 
Weiteres fortfällt. Der Schiffer würde nicht vorbringen können, 
daß er die Vereinbarung in Angelegenheiten des Rheders und 
im Hinblick auf denſelben geſchloſſen und gleichzeitig höhere 
Sätze als angemeſſenen Aufwand und nützlich verwendet erſetzt 
verlangen können. Wo beim Mangel foldyer Vereinbarung die 
höheren Sätze des Geſetzes eintreten, liegt die Sache nicht 
anders. Die Sätze des Geſetzes treten an die Stelle verein⸗ 
barter Sätze. Im Sinne des Geſetzes tritt das Reich für 
die hülfsbedürſtige Mannſchaft und den Rheder ein, nicht das 
helfende Schiff. Das Beiſpiel, mit welchem die Reviſion 
argumentirt, trifft nicht zu. Der Großvater, der den hülfloſen 
Enkel an Stelle des Vaters alimentirt, iſt wie der Vater aus 
demſelben geſetzlichen Grunde der Verwandtſchaft und in dem⸗ 
ſelben Umfange verpflichtet, nur an zweiter Stelle. Die Pflicht 
die Rheders der hülfloſen Mannſchaft gegenüber erwächſt aus 
dem Heuervertrage und geht auf die Rückbeförderung, die Pflicht 


des helfenden Schiffers beruht auf dem Geſetz vom 27. De⸗ 
zember 1872 und geht nicht auf Rückbeförderung, ſondern auf 
Mitnahme nach dem eigenen Beſtimmungshafen. Das Geſetz 
vom 27. Dezember 1872 hat der deutſchen Rhederei bewußt 
eine Laſt im öffentlichen Intereſſe gegen eine beſtimmte Ent⸗ 
ſchädigung auferlegt, die man, wie die Motive des Geſetzes er⸗ 
geben, für angemeſſen, ſogar reichlich hielt. Dies mag zur Zeit 
nicht mehr zutreffen. Aber dadurch wird das Geſetz nicht ge- 
ändert. Die Laſt beſchränkt den Rheder in der freien Be⸗ 
ſtimmung über ſein Schiff und legt ihm zugleich Leiſtungen 
auf, nicht anders als ein Enteignungsgeſetz, das dem Grund⸗ 
beſitz im Intereſſe des Verkehrs oder eines gemeinſchaftlichen 
Unternehmens oder auch des Nachbars poſitive oder negative 
Leiſtungen auferlegt. Wird in ſolchen Fällen die Entſchädigung 
vom Geſetz ſelbſt beſtimmt, ſo bleibt für die Forderung einer 
höheren Entſchädigung aus den Geſichtspunkten, die die Re⸗ 
viſion geltend macht, kein Raum. I. C. S. i. S. Hamburg- 
Amerikaniſche Packetfahrt⸗Aktiengeſellſchaft e. Sweers und Gen. 
vom 19. März 1898, Nr. 420/97 J. 

Zum Patentgeſetz. | 

55. Die Auslegung der Patente giebt zu den von ber 
Reviſion angeregten rechtlichen Bedenken keinerlei Anlaß. Der 
B. R. faßt die Patente als Kombinationspatente auf. Sie 
ſelbſt geben als Gegenſtand der Erfindung an: „Neuerungen 
an Kondenſations⸗ und Kühlapparaten.“ Sie ſetzen ſolchen 
Apparat als bekannt voraus, und es iſt von den Sachverſtändigen 
bekundet, dem R. G. auch aus eigener Erfahrung bekannt, daß 
das Prinzip und die Methode ſolcher Apparate längſt bekannt 
und in zahlreichen Geſtalten ausgeführt iſt. Feſtgeſtellt iſt, daß 
auch die einzelnen Arbeitsmittel des patentirten Apparats be⸗ 
kannt waren. Das Weſen des patentirten Apparats findet der 
B. R. in dem Gedanken, das Kühlwaſſer nach feiner erſten 
Verwendung und vor der bekannten Wiederverwendung zum 
Zweck der Kühlung und Kondenſation vorzukühlen, und in 
der Kombination der zu dieſer Vorkühlung dienenden 
Arbeitsmittel. Dieſer Auslegung iſt durchaus beizutreten. Der 
B. R. hat gegenüber dem klaren Inhalt der Patentſchriften mit 
Recht abgelehnt, auf das Beweismaterial einzugehen, das die 
Kl. aus der Patentertheilungsgeſchichte dafür entnehmen will, 
daß ihr die allgemeine Idee der Kombination habe 
geſchützt werden ſollen. Die Idee iſt nicht ſchutzfähig, nur ihre 
Geſtaltung. In jedem einzelnen Falle iſt zu prüfen, ob dieſe 
Geſtaltung durch eine andere äquivalente Geſtaltung ohne 
neuen techniſchen Effekt erſetzt iſt. Die Geſtaltung iſt hier 
die Kombination der an ſich unſtreitig bekannten Arbeitsmittel 
der beiden Patente. Von Verletzung der Patente könnte danach 
nur die Rede ſein, wenn der Bekl. ſich den Gedanken des 
Patents und die zu feiner praktiſchen Geſtaltung dienende 
Kombination oder eins der für dieſe Kombination und deren 
Zwecke der Kl. geſchützten Arbeitsmittel angeeignet hätte. Der 
B. R. ſtellt das Gegentheil auf Grund der Gutachten der in 
beiden Inſtanzen vernommenen Sachverſtändigen feſt. Nach 
den §§ 369, 377 der C. P. O. durfte der B. R. dieſen Gut⸗ 
achten folgen, ſoweit ſich nicht aus ihnen ſelbſt Bedenken gegen 
die Schlußfolgerungen der Sachverſtändigen ergeben. Er war 
nicht gezwungen, auf den Antrag, noch andere Sachverſtändige 
zu hören, einzugehen. Die Gutachten rechtfertigen aber die 
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getroffene Entſcheidung. I. C. S. i. S. A.⸗G. Grevenbroich 
c. Schwager vom 26. März 1898, Nr. 463/97 J. 

56. Durch die Klage war 1. Unterſagung, ferner Ver⸗ 
letzung des Patents Nr. 19 026 und 2. Schadenserſatz wegen 
der begangenen Patentverletzung verlangt worden. Beide An- 
träge waren bei Erhebung der Klage und zur Zeit der DBer- 
kündung des landgerichtlichen Urtheils vom 28. November 1895 
zuläſſig, weil damals jenes Patent noch in Kraft war. Während 
der Rechtsſtreit in der Berufungsinſtanz ſchwebte, trat jedoch 
der Ablauf des Patents ein und von da an war der erſte 


Klagantrag gegenſtandslos geworden, da eine fernere Verletzung 


des Patents und eine Verbietung ſolcher Verletzung für die 
Zukunft nicht mehr möglich war. In Folge deſſen war über 
die Klage, ſoweit fie das beantragte Verbot zum Gegenſtande 
hatte, ſachlich nicht mehr zu entſcheiden. Ferner war auch über 
die Widerklage nicht mehr zu entſcheiden. Die Abweiſung der 
Widerklage war in der Berufungsinſtanz nicht ausdrücklich an⸗ 
gefochten. Abgeſehen davon gereichte ihre Abweiſung der Bekl. 
nicht mehr zur Beſchwerde, denn Kl. hatte die Befugniß, der 
Bekl. die Ausführung des Patents Nr. 80 420 zu verbieten, 
nur auf Grund des Patents Nr. 19 026 in Anſpruch genommen 
und hatte durch ihren in der Berufungsinſtanz geſtellten Antrag, 
den von dem Theilurtheil vom 28. November 1895 betroffenen 
Klage- und Widerklageanſpruch durch den am 8. Februar 1896 
erfolgten Ablauf des Patents Nr. 19 026 ſeit dieſem Zeitpunkte 
für erledigt zu erachten, zu erkennen gegeben, daß ihr ſolche 
Befugniß ſeit dem 8. Februar 1896 nicht mehr zuſtehe. Es 
fehlte deshalb für die mit der Widerklage verfolgte Feſtſtellung 
ein Intereſſe der Bekl. Konnte aber eine Entſcheidung über 
das beantragte Verbot und über die Widerklage nicht mehr er- 
folgen, ſo mußte das B. G. ſich auf den Ausſpruch beſchränken, 
daß dieſe beiden Anträge nunmehr wegen Ablaufs des Patents 
erledigt ſeien. Dagegen war nicht die Berufung der Bekl. gegen 
das über dieſe Anträge erkennende landgerichtliche Urtheil zurück 
zuweiſen und ebenſowenig war die Frage, ob Bekl. ſich bis 
dahin einer Verletzung des Patents Nr. 19 026 ſchuldig gemacht 
habe, ſelbſtſtändig durch Endurtheil zu entſcheiden. Denn dieſe 
Frage kam nach Lage der Sache nur noch fur die ſeitens der 
Kl. geforderte Entſchädigung in Betracht und ihre Beantwortung 
konnte nur noch in Verbindung mit der Entſcheidung über den 
Schadenserſatz, daher aber allenfalls durch Zwiſchenurtheil, nicht 
aber, wie geſchehen, durch Endurtheil, erfolgen. Demnach war 
dieſer Theil des B. U. aufzuheben, ſo daß das B. G. bei der 
demnächſt zu fällenden Entſcheidung über den Schadenserſatz in 
der Lage ſein wird, ſämmtliche in Betracht kommenden Fragen, 
auch die in dem Urtheil vom 17. Februar 1897 erörterten noch- 
mals zu beantworten. I. C. S. i. S. Akk!kumulatorenwerke 
Hirſchwald, Schäfer & Heinemann c. Akkumulatorenfabrik A.-G. 
zu Hagen u. Berlin vom 19. März 1898, Nr. 162/97 J. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

57. Die Frage, ob Schuldverſchreibungen von inländifchen 
Korporationen ländlicher oder ſtädtiſcher Grundbeſitzer, inlän⸗ 
diſchen Grundkredit⸗ und Hypothekenbanken und inländiſchen 
Transportgeſellſchaften nach 3b des Tarifs zu dem Reichs- 
ſtempelgeſetze vom 27. April 1894 mit 2 von Tauſend und 
Schuldverſchreibungen ausländiſcher Korporationen und 
Aktiengeſellſchaften nach 2b jenes Tarifs mit 6 von Tauſend 


in dem Falle zu verſteuern ſind, wenn auf ihnen durch Stempel⸗ 
aufdruck die Herabſetzung des Zinsfußes kenntlich gemacht iſt, 
hat bereits der VI. C. S. des R. G. in den Urtheilen vom 
20. September (18. Oktober) 1897 i. S. Bremiſcher Staat 
wider Aktiengeſellſchaft Bremer Straßenbahn VI. 102/97 und 
vom 16. Dezember 1897 (13. Januar 1898) i. S. Deputation 
für indirekte Steuern in Hamburg wider Hypothekenbank 
VI. 420/97, ferner der III. C. S. des R. G. in dem 
Urtheile vom 25. Januar 1898 i. S. Speyer Elliſſen in 
Frankfurt a. / M. wider Preußiſchen Fiskus III. 238/97 ver⸗ 
neinend entſchieden. Der jetzt erkennende IV. C. S. des R. G. 
trägt kein Bedenken, im vorliegenden Falle den genannten 
Urtheilen im Endergebniſſe ſich anzuſchließen. Näher begründet. 
Oſtpreußiſche Landſchaft e. Fiskus vom 28. März 1898, 
Nr. 308/97 IV. 

Zu dem Waarenzeichengeſetz. 

58. Daß Etiketten als Waarenzeichen dienen können, 
ſofern fie nur die Eigenſchaft beſitzen, die Waaren des An⸗ 
melders von den gleichartigen Waaren Anderer zur Unter⸗ 
ſcheidung zu bringen, kann nicht zweifelhaft ſein; denn ſie ſind 
dann in der That ein Waarenzeichen. Als ſolches iſt die 
Etikette der Kl. für ihre Spirituoſen in der Zeichenrolle des 
Patentamts eingetragen und genießt dieſelbe damit den Schutz 
des § 12 des Geſetzes (Kent, Reichsgeſetz zum Schutze der 
Waarenbezeichnungen, S. 23). Das O. L. G. geht nun aber 
von der thatſächlichen Annahme aus, daß die Bekl. nicht 
nur ihre Etiketten ihren Rum⸗Abnehmern in Italien zugeſandt, 
ſondern dieſelben auch wiſſentlich veranlaßt habe, dieſe 
Etiketten zur Bezeichnung des Rums bei deſſen Abſatz in 
Italien zu verwenden und daß die Bekl. wolle, daß der ſo 
gekennzeichnete Rum dort in den Verkehr gebracht werde. Dieſe 
Annahme des O. L. G. ergiebt die Feſtſtellung, daß der Rum 
der Bekl. von deren Kunden in Italien beim Weiterverkaufe 
mit der ſtreitigen Etikette verſehen worden iſt, was übrigens 
auch von der Bekl. in den Vorinſtanzen niemals beſtritten 
wurde, und daß die Bekl. es geweſen iſt, welche dieſen Ent⸗ 
ſchluß bei Ihren Abnehmern hervorgerufen und zu deſſen 
Verwirklichung ihnen die Etiketten zugeſchickt hat. Hiernach iſt 
die Bekl. die Urheberin des ftörenden Eingriffes in das Recht 
der Kl., alſo diejenige Perſon, welche widerrechtlich das Zeichen⸗ 
recht der Kl. verletzt hat (Entſch. des R. G. Bd. 33 S. 137, 
Bd. 18 S. 38). Es beruht demnach in dieſer Richtung die 
Entſcheidung des B. G. auf keiner Geſetzesverletzung. II. C. S. 
i. S. Schwarz u. Co. c. Heller vom 25. März 1898, 
Nr. 4/98 II. 

59, Unzutreffend führt die RE. aus, daß der B. R. ſich 
eines Rechtsirrthums darin ſchuldig gemacht habe, daß er ihrer 
Einrede, daß die Kl. ihr das ſtreitige Zeichen argliſtig entwendet 
habe, keine Bedeutung beigelegt habe. Denn die Bekl. behauptet 
in dieſer Beziehung nicht, daß die Kl. ſich ihr gegenüber durch 
die Erwirkung der Eintragung ihres Zeichens einer un⸗ 
erlaubten Handlung ſchuldig gemacht habe, ſondern nur, daß 
dieſelben die von ihr, der Bekl., als Waarenzeichen benutzte 
Etikette, wiſſend daß dieſelbe als Waarenzeichen von der Bekl. 
benutzt wurde, für ihre Spirituoſen habe als Waarenzeichen 
eintragen laſſen. Die Bekl. hatte aber durch die bloße Be⸗ 
nutzung der Etikette als Waarenzeichen für ihre Spirituoſen, 
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ohne daß ſie dafür einen geſetzlichen Schutz erwirkte, nicht ein 
Recht auf den ausſchließlichen Gebrauch derſelben als 
Waarenzeichen erworben; die Kl. konnte alſo ſich dieſelbe als 
Zeichen für ihre Waaren aneignen und durch Eintragung 
geſetzlich ſchützen laſſen, ohne damit eine unerlaubte Handlung 
gegenüber der Bekl. zu begehen. Hatte ſie aber, wie vorliegend 
der Fall, die Eintragung in der Zeichenrolle erwirkt, ſo hat ſie 
damit das Recht auf ausſchließliche Benutzung des Zeichens 
auch gegenüber der Bekl., und ohne daß ſie hierin durch den 
bisherigen Gebrauch der letzteren gehindert werden könnte, er⸗ 
worben; §8§ 1 und 12 des Zeichenſchutzgeſetzes. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

60. Der Ausführung der Rkl., daß der B. R. unter 
Verkennung des Weſens der Wortmarke zur Anwendung des 
§ 20 des Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 gelangt ſei, während ſchon an ſich die un⸗ 
veränderte Anwendung des ihr geſchützten Wortes Lanolin in 
der von der Bekl. benutzten Waarenbezeichnung Boroglycerin- 
lanolin einen Eingriff in ihr durch die Eintragung in die 
Zeichenrolle erworbenes Zeichenrecht und damit eine Verletzung 
des § 12 des Zeichenſchutzgeſetzes enthalte, kann nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Das Zeichenſchutzgeſetz hat keine ausdrückliche 
Vorſchrift darüber, ob eine Verletzung des Zeichenrechts dann 
vorliegt, wenn ein Dritter einem eingetragenen Wortzeichen 
noch andere Worte und Silben beifügt und das ſo gebildete 
Wort zur Bezeichnung gleichartiger Waaren benutzt. Dieſe 
Frage muß daher für jeden einzelnen Fall aus der Natur des 
Wortzeichens und dem vom Geſetze gewollten Zwecke deſſelben, 
als Unterſcheidungszeichen der Waaren des neuen Geſchäfts⸗ 
betriebes von den Waaren Anderer zu dienen, beantwortet 
werden. Die bloße Einreihung des geſchützten Wortzeichens in 
die neugebildete Wortbezeichnung kann an und für ſich nicht 
ausſchlaggebend ſein, da letztere in ihrer Geſammtbildung 
in Betracht gezogen werden muß. Das Wortzeichen hat für 
das kaufende, konſumirende Publikum Unterſcheidungskraft nicht 
nur in ſeiner graphiſchen Erſcheinung, ſondern ganz beſonders 
in feinem Klanglaute und in dem dadurch erzeugten begriff- 
lichen Eindrucke. Fügt Jemand einem für einen Anderen ein⸗ 
getragenen Wortzeichen andere Worte und Wortlaute in der 
Weiſe bei, daß dieſelben in ihrer äußeren Erſcheinung und in 
ihrem Klanglaute mit dem als Zeichen eingetragenen Worte in 
eine ſolche organiſche Verbindung treten, daß die Znſammen⸗ 
ſetzung nach außen hin nur als ein einheitliches Wort in 
die Erſcheinung tritt und zwar in der Art, daß das geſchützte 
Zeichen dabei in ſeiner Individualität, ſeiner charakteriſtiſchen 
Eigenthümlichkeit ſowohl in der figürlichen Erſcheinung als auch 
im Klanglaute vor den Zuthaten nicht hervortritt, ſomit ſeine 
Bedeutung als eigentliches Schlagwort für die Waaren⸗ 
bezeichnung verloren hat, ſo liegt ein neues Waarenzeichen 
vor, das mit dem geſchützten Zeichen nicht identiſch iſt, und 
bezüglich deſſen die Gefahr der Verwechſelung im Verkehre mit 
dem eingetragenen Zeichen verneint werden kann. Hat dagegen 
eine organiſche Verbindung des geſchützten Zeichens mit den 
zugefügten Worten nicht ſtattgefunden, oder hat ungeachtet 
einer ſolchen das erſtere ſeine Individualität und damit ſeine 
unterſcheidende Kraft in der Zuſammenſetzung, auch namentlich 
ſeinem Klanglaute nach, bewahrt, ſo daß die Zuthaten in dieſer 


Beziehung zurücktreten, ſo liegt im erſteren Falle kein neu 
geſchaffenes Zeichen vor, vielmehr enthält die Verwendung des 
eingetragenen Zeichens in der geſchehenen Zuſammenſtellung einen 
Eingriff in das Zeichenrecht des Eingetragenen, und kann im 
letzteren Falle die Gefahr der Verwechſelung im Verkehr zwiſchen 


beiden Zeichen ungeachtet der vorhandenen Abweichungen an⸗ 


genommen werden. Nach der Begründung in dem angegriffenen 
Urtheile iſt anzunehmen, daß das Kammergericht bei ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen iſt. 
Es folgt dieſes aus der Ausführung, daß das Wort Boro⸗ 
glycerinlanolin weder feiner äußeren Geſtalt noch feinem 
Klange nach daſſelbe Wort wie Lanolin ſei, und daß das 
erſtere Wort eine einheitliche Zuſammenſetzung mehrerer 
Worte ſei, in welcher, möge man ſie geſchrieben oder gedruckt 
ſehen oder ausgeſprochen hören, das geſchützte Wort Lanolin 
nur als einer ihrer Beſtandtheile erſcheine. Das Kammer⸗ 
gericht hat daher ohne Verſtoß gegen den rechtlichen Begriff 
des Wortzeichens die thatſächliche Feſtſtellung getroffen, daß 
das von der Bekl. benutzte Wort Boroglycerinlanolin ein 
anderes Wort iſt, als das der Kl. geſchützte Wort Lanolin, 
und daß auch die Gefahr einer Verwechſelung beider Zeichen 
im Verkehr ausgeſchloſſen iſt, und dieſe Feſtſtellung trägt die 
Entſcheidung. Unzutreffend iſt die Bezugnahme der Bekl. auf 
die Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen I. 240/96 und in 
Strafſachen II. 1252/97; denn in dieſen beiden Sachen fehlte 
es an einer organiſchen Verbindung der geſchützten Wortzeichen 
mit den zugefügten Worten. II. C. S. i. S. Jaffé u. Darm⸗ 
ſtädter c. Dr. Graf u. Co. vom 1. April 1898, Nr. 378/97 II. 

61. Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. Die Erwägungen, aus welchen das Kammergericht 
das von der Kl. behauptete vertragsmäßige Recht, auf die 
von ihr bei dem Patentamt zu Berlin nachgeſuchte Waaren⸗ 
zeicheneintragung verneint hat, ſind von dem Kammergericht 
derart begründet worden, daß ein Rechtsirrthum nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Es handelt ſich im vorliegenden Fall um die 
Tragweite eines Vertrags zwiſchen den ſtreitenden Parteien. 
In dieſer Hinſicht iſt aber vor Allem zu ermitteln, was nach 
dem Vertragswillen der den Vergleich Abſchließenden durch 
denſelben beſtimmt worden iſt. Nach dem Vertragswillen der 
Parteien kann nun durch den Vergleich vom 16.31. Januar 
1886 die Firma Adalbert V. & Cie. ſich verpflichtet haben, 
überhaupt — nicht etwa bloß für die Dauer des Geſetzes 
vom 30. November 1874 und in Beziehung auf die ſpeziellen 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes — gegenüber der in dem Ver⸗ 
gleich vom 16./31. Januar 1886 der Firma S. & F. ein⸗ 
geräumten Marke keinerlei Einwand irgend einer Art (ſei es 
hinſichtlich der Benützung im Allgemeinen oder der Eintragung in 
gewiſſe Regiſter) zu erheben, namentlich nicht jenen der Ver⸗ 
wechſelungsfähigkeit der der Firma S. & F. durch den Ver⸗ 
gleich eingeräumten Marke mit einer ſolchen der Firma Adalbert 
V. & Cie. Hatte der Vergleich einen ſolchen Sinn, ſo war 
der Bekl. auch unter der Herrſchaft des Geſetzes vom 12. Mai 1894 
zum Schutz der Waarenbezeichnungen nicht zu einem die Ein⸗ 
tragung in die Zeichenrolle des Patentamts hindernden Wider⸗ 
ſpruch berechtigt, weil er dann vertraglich ſich eines ſolchen 
Widerſpruchsrechts begeben hatte. Der bezeichneten Wirkung 
eines Vergleichs in dem angegebenen Sinn würde nicht etwa 
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der Umſtand entgegenſtehen, daß der Vergleich zeitlich unter der 
Herrſchaft des Geſetzes vom 30. November 1874 abgeſchloſſen 
iſt, noch jener, daß das Geſetz vom 12. Mai 1894 in Einzel⸗ 
heiten von dem Geſetz vom 30. November 1874 abweicht. Es 
war daher Aufgabe des B. G., den Vertragswillen der den 
Vergleich Abſchließenden zu ermitteln. II. C. S. i. S. Schmidt 
und Förderer c. Vogt vom 1. April 1898, Nr. 373/97 II. 
62. Das in $ 9 Abſ. 2 des Geſetzes bezeichnete Klagerecht 
iſt nicht gewährt gegenüber ſolchen Waarenzeichen, welche ſchon 
unter der Herrſchaft des Geſetzes über Markenſchutz vom 
30. November 1874 zur Eintragung in das Zeichenregiſter ge⸗ 
langt ſind und dann gemäß § 24 des Geſetzes zum Schutz der 
Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 auf die Zeichenrolle 
des Patentamts übertragen werden, ſondern nur gegenüber 
ſolchen Waarenzeichen, welche nach Eintritt des Geſetzes vom 
12. Mai 1894 zum erſten Male zur Eintragung gelangen. 
Für eine Unterſcheidung in der angegebenen Weiſe ſpricht die 
ganze Natur der Beſtimmung des $ 9 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
12. Mai 1894. Weiter ausgeführt. II. C. S. i. S. Sander 
c. Leonhard u. Ellis vom 25. März 1898, Nr. 370/97 II. 
63. Die Kl. beſitzt eine Hauptniederlaſſung in Oeſterreich 
(Jägerndorf), ihr Etabliſſement in Preußen (Mocker) iſt im 
Handelsregiſter von Leobſchütz als Zweigniederlaſſung eingetragen. 
Eine Zweigniederlaſſung im Sinne des Art. 21 des H. G. B. 
wurde unter dem Mark. Sch. G. vom 30. November 1874, 
deſſen § 20 den Beſitz einer Handelsniederlaſſung im Inlande 
zur unbeſchränkten Geltendmachung des Schutzrechts erfordert, 
nach einer in Bd. 21 unter Nr. 1 abgedruckten Entſcheidung 
des heute erkennenden Senats des R. G. vom 28. Februar 1888 
nicht als genügend angeſehen, vielmehr wurde angenommen, 
daß unter einer „Handelsniederlaſſung“ im Sinne des § 20 
nur eine Hauptniederlaſſung zu verſtehen ſei. Die Hauptgründe, 
welche für jene Anſicht ſprachen, treffen aber für den hier allein 
maßgebenden § 23 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 nicht zu, 
namentlich nicht die Rückſicht auf den Sprachgebrauch des 
H. G. B. in den Art. 19 und 21 und die Vorſchrift des 8 1 
des Mark. Sch. G., nach welcher nur ſolche Gewerbetreibende, 
deren Firma im Handelsregiſter eingetragen iſt, die Befugniß 
zur Eintragung ihrer Waarenzeichen beſitzen und ſolche zur Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter des Ortes ihrer „Hauptnieder⸗ 
laſſung“ bei dem zuſtändigen Gerichte anmelden können. Nach 
dem Geſetze vom 12. Mai 1894 iſt das Erforderniß der 
Führung einer Firma und deren Eintragung im Handelsregiſter 
für den Anmeldenden fortgefallen, damit auch die Verbindung 
der Zeichenrolle mit dem Handelsregiſter, es beſteht für ganz 
Deutſchland nur eine Zeichenrolle, welche bei dem Patentamt 
geführt wird. Das Geſetz knüpft den gewährten Schutz nicht 
an das Erforderniß der Staatsangehörigkeit, ſondern der 
Niederlaſſung im Inlande. Aehnlich beſtimmt § 12 des 
Pat. G. vom 7. April 1891, daß derjenige, welcher nicht im 
Inlande wohnt, den Anſpruch auf die Ertheilung eines Patents 
und die Rechte aus dem Patent nur geltend machen könne, 
wenn er im Inlande einen Vertreter beſtellt habe, und § 13 
des Geſetzes, betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern vom 
1. Juni 1891 macht Wohnfſitz oder Niederlaſſung im Inlande 
zur Vorausſetzung des unbeſchränkten Schutzanſpruchs. Von 
einer genauen Begriffsbeſtimmung der Niederlaſſung eines 


Gewerbetreibenden hat das Geſetz abgeſehen, jedenfalls liegt. 
aber kein genügender Grund für eine Beſchränkung des Worts 
auf Hauptniederlaffung vor. Daraus, daß das jetzige Geſetz 
dem Ausland die Eintragung von Waarenzeichen in die deutſche 
Zeichenrolle, wenn der Schutzſuchende eine Niederlaſſung im 
Inlande nicht beſitzt, einigermaßen erſchwert, läßt ſich gleichfalls 
nicht folgern, daß auch der Begriff der Niederlaſſung einzu⸗ 
ſchränken ſei und zwar in der Weiſe, daß er die Zweignieder⸗ 
laſſung eines Handelsgeſchäfts ausſchließt. Bei der großen 
Verſchiedenheit der Gewerbebetriebe iſt eine generelle Beſtimmung 
erſchwert und hat ſich auch die Gewerbeordnung in § 42 mit 
einer negativen Vorſchrift begnügt. Für den vorliegenden Fall 
handelt es ſich nur um die Frage, ob das B. G. berechtigt war, 
in dem von der Kl. in Mocker betriebenen Etabliſſement eine 
Niederlaſſung im Inlande nach den über deſſen Be⸗ 
ſchaffenheit getroffenen thatſächlichen Feſtſtellungen zu erblicken. 
Dieſe Frage mußte aber bejaht werden. Die Kl. beſitzt nach 
der Feſtſtellung des B. G. in Mocker eine Fabrik zur Herſtellung 
und zum Verſand von Spirituoſen in Deutſchland, die bis auf 
die ſogenannte todte Saiſon ſtets im Betriebe iſt, von dem 
Deſtillateur F. geleitet wird und deren jährliche Produktion 
einen Werth von 30 000 Mark erreicht. Die Kl. hat ihrem 
Willen, in Mocker eine ſelbſtſtändige Niederlaſſung zu haben, 


dadurch Ausdruck gegeben, daß fie das dortige Unternehmen als 


Zweigniederlaffung im Handelsregiſter bei dem Amtsgericht zu 
Leobſchütz eintragen ließ, daß ſie Gewerbeſteuer bezahlt und die 
Konzeſſion zum Kleinhandel mit geiſtigen Getränken erworben 
hat. Weiter iſt feſtgeſtellt, daß der Leiter der Zweigniederlaſſung 
in Mocker thatſächlich und in regelmäßiger Wiederkehr Geſchäfte, 
insbeſondere mit benachbarten Gaſtwirthen ſelbſtſtändig abſchließt 
und ausführt. Es beſteht daher in Mocker ein Nebenetgbliffe- 
ment mit ſelbſtſtändiger Exiſtenz, eine Produktionsſtätte, von 
welcher die Waaren an die Kunden in Deutſchland verſendet 
werden und in welcher auch ſelbſtſtändige Geſchäfte zum Abſchluß 
kommen. Hiernach konnte nicht nur angenommen werden, daß 
eine Zweigniederlaſſung nach Art. 21 des H. G. B. in Mocker 
beſtehe, ſondern auch daß dieſes Geſchäft eine gewerbliche Nieder⸗ 
laſſung im Sinne des § 23 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 
darſtelle und daß es deshalb auf die eventuelle weitere Frage, 
ob der nach Abſ. 2 des § 23 erforderlichen Geltendmachung 
des durch die Eintragung begründeten Rechts durch einen im 
Inlande beſtellten Vertreter genügt fei, nicht mehr ankomme. 
II. C. S. i. S. Hiller u. Gen. c. Geßler vom 1. April 1898, 
Nr. 372/97 II. 

64. Der Reviſion konnte ein Erfolg nicht verſagt werden. 
Soweit es ſich um die Anwendung des Geſetzes vom 12. Mai 
1894, betreffend den Schutz der Waarenbezeichnungen, handelt, 
war in den Ausführungen des B. G. ein Rechtsirrthum nicht 
zu finden. Deſſen Annahme, daß der Bekl. weder ſeine Waaren 
mit dem Zeichen „Mammuthpumpe“ verſehen, noch dieſes 
Zeichen auf Ankündigungen, Preisliſten u. ſ. w. angebracht 
habe, war nicht zu beanſtanden. Insbeſondere war nicht zu 
erkennen, daß ſich das B. G. mit dem vom I. C. S. des R. G. 
erlaſſenen Urtheile vom 2. Dezember 1896 (Blätter für Patent⸗ 
weſen vom Jahr 1897 S. 32 ff.) in Widerſpruch geſetzt habe. 
In dieſem Urtheile wurde allerdings ausgeführt, eine Verletzung 
des Zeichenrechts liege vor, wenn ein Anderer durch eine An⸗ 
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kündigung den Glauben erwecke, die von ihm in Verkehr ge- 
brachten Waaren ſollten mit dem geſchützten Worte bezeichnet 
werden. Das Kammergericht hat aber in einwandfreier Weiſe 
feſtgeſtellt, daß dies nicht geſchehen ſei, der Bekl. ſeine Pumpen 
vielmehr als Wellenpumpen bezeichne und ſie als ſolche ver⸗ 
kaufen wolle. Wenn er deren Abſatz dadurch zu vergrößern 
ſuchte, daß er ſeine Wellenpumpen als Verbeſſerung der von 
der Kl. erfundenen Mammuthpumpen bezeichnete, ſo kann darin 
unter Umſtänden ein unlauterer Wettbewerb zu finden ſein; das 
Recht der Kl. auf das Waarenzeichen „Mammuthpumpe“ wurde 
aber durch ein derartiges Anpreiſen der Wellenpumpen nicht 
verletzt. II. C. S. i. S. Borſig c. Serenyi vom 5. April 1898, 
Nr. 396/97 II. 

Zu dem Geſetz betr. die Bekämpfung des un- 
lauteren Wettbewerbes. 

65. Soweit die Reviſion gegen die in Anwendung der 
SS 1 und 13 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 ausgeſprochenen 
Verurtheilungen gerichtet iſt, mußte ſie für begründet erachtet 
werden. Es beruht nämlich zunächſt auf Verkennung des Be⸗ 
griffs der in § 1 erforderten Angaben thatſächlicher Art, 
welche geeignet ſind, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen, wenn das B. G. die an die Spitze 
des Proſpekts der Bekl. geſetzte Wendung „den bisherigen 
Methoden in jeder Weiſe überlegen“ als unter jenen 
Begriff fallend anſieht. Freilich wäre es unrichtig, von dem 
Begriffe der Angaben thatſächlicher Art jedes Ausſprechen von 
Urtheilen überhaupt auszuſchließen, denn es giebt Urtheile ſo 
einfacher und beſtimmter Art, wie ſie namentlich durch Bei⸗ 
fügung von Eigenſchaftsworten zu Perſonen oder Dingen aus⸗ 
geſprochen werden, daß in ihnen jedermann das Ausſprechen 
einer beſtimmten konkreten Thatſache findet; wohl aber ſtehen 
im Gegenſatz zu den Angaben thatſächlicher Art Aeußerungen, 
welche nicht ſowohl konkrete Umſtände hervorheben, als vielmehr 
mit Redensarten allgemeiner Natur Lobeserhebungen enthalten, 
und zwar werden hierher am ſicherſten ſolche Redewendungen zu 
rechnen ſein, die gerade durch das Hochtrabende der gewählten 
Ausdrücke bei dem verſtändigen Leſer die Anſicht hervorrufen, 
daß es ſich hier nicht um die Zuſage beſtimmter Thatſachen, 
ſondern um ein marktſchreieriſches Anpreiſen handelt. Beſtätigt 
wird dieſe Auffaſſung durch die Motive des Geſetzes, welche ſich 
zu SS 1—4 des Entwurfs wie folgt ausſprechen: „Den Ge⸗ 
wohnheiten und Bedürfniſſen des heimiſchen und des inter⸗ 
nationalen Verkehrs entſprechend muß, wie die Wahl der Form 
für geſchäftliche Angelegenheiten, ſo auch die lobende Beurtheilung 
der eigenen Waaren oder Leiſtungen jedem Gewerbetreibenden 
freiſtehen. Selbſt Uebertreibungen in dieſer Richtung können 
von der Rechtsordnung nicht gehindert werden. Der Verſuch, 
die Verwendung von Bezeichnungen wie „ausgezeichnete 
Qualität“, „reichſte Auswahl“, billige Preiſe“ und dergleichen 
im Wege einer geſetzlichen Zwangsvorſchrift auf diejenigen Fälle 
einzuſchränken, in denen dieſes Urtheil objektiv berechtigt iſt, 
müßte — von anderen Bedenken abgeſehen — an der Schwierig⸗ 
keit einer hierauf bezüglichen Feſtſtellung ſcheitern. Anders liegt 
die Sache, ſobald die Reklame zur Vorſpiegelung unwahrer 
Thatſachen greift u. ſ. w.“ Die oben erwähnten Worte „in 
jeder Weiſe überlegen“ enthalten aber die Angabe be⸗ 
ſtimmter Thatſachen nicht, ſondern haben vielmehr den Charakter 


der erwähnten marktſchreieriſchen Lobeserhebungen, die bei dem 
verſtändigen Leſer eher Zweifel als den Glauben an ihre Richtig⸗ 
keit begründen. Daſſelbe gilt ferner auch von der Zuſicherung 
der außerordentlichen Haltbarkeit, worin das B. G. 
ebenfalls eine Angabe thatſächlicher Art findet; denn das Eigen⸗ 
ſchaftswort „außerordentlich“ bezeichnet die Haltbarkeit der 
Teppiche in einer Weiſe welche die Auffaſſung des Leſers über 
die Ausdehnung dieſes angeblichen Vorzuges einen unbegrenzten 
Spielraum läßt und darum nicht als Angabe eines beſtimmten 
Umſtandes angeſehen werden kann. Wenn nun auch Bedenken 
von gleicher Stärke gegen die Annahme des B. G. nicht her⸗ 
vortreten, daß die Angaben des Proſpekts über die „Klarheit 
des Muſters“ und „Keinerlei Strich“ zu den Angaben 
thatſächlicher Art gehören, und wenn auch eine Nachprüfung 
der weiteren Annahme, daß dieſe Angaben unrichtige ſeien, in 
der Reviſtonsinſtanz nicht ſtattfinden kann, jo konnte doch das 
Urtheil auch bezüglich der Unterſagung dieſer Angaben nicht 
aufrecht erhalten werden, da nicht ohne Weiteres angenommen 
werden kann, daß das O. L. G. dieſe beiden Angaben allein 
ſchon für geeignet erachtet haben würde, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots hervorzubringen, und zwar um 
ſo weniger, als es bei Feſtſtellung dieſes Erforderniſſes des 
§1 ausdrücklich ſechs im Proſpekt hervorgehobene Vorzüge in 
Betracht zieht, obgleich es ſpäter drei von dieſen Angaben für 
nicht unrichtig erklärt, ſodaß es zweifelhaft erſcheinen köunte, 
ob nicht ſchon aus dieſem Grunde das Urtheil aufzuheben wäre. 
II. C. S. i. S. Francke u. Co. c. Beilich vom 18. März 1898, 
Nr. 392/97 II. 

66. Die Annahme des B. R., daß die Bekl. zur Zeit 
des Inkrafttretens des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs und in der ſpäteren Zeit bei Benutzung des Titels 
„Neue Gartenlaube“ nicht mehr auf Verwechſelung mit der 
„Gartenlaube“ der Kl. gerechnet habe, ſchließt die Anwendung 
des § 8 genannten Geſetzes aus. Daß, wie die Rll. geltend 
macht, dieſe Annahme mit der vorher ausgeſprochenen Annahme, 
die Spekulation auf Verwechſelungen ſei bei der zehn Jahre 
zurückliegenden Gründung der Neuen Gartenlaube vorhanden 
geweſen, in Widerſpruch ſtehe, kann nicht zugegeben werden, 
da die Abſicht der Bekl. ſich eben mit der Zeit ändern konnte; 
auch fehlt es der Feſtſtellung, daß eine ſolche Aenderung im 
Laufe der Zeit eingetreten ſei, keineswegs an Begründung; denn 
es wird der Umſtand in Berückſichtigung gezogen, das infolge 
des langjährigen Nebeneinanderbeſtehens beider Blätter Ver 
wechſelungen nur in ganz unbedeutendem Maße noch vorkommen 
könnten und die Bekl. daher durch Beibehaltung des Titels 
Neue Gartenlaube nun nicht mehr Verwechſelungen herbei» 
zuführen beſtrebt ſei, ſondern nur darauf ſpekulire, daß die» 
jenigen Abonnenten, denen die Neue Gartenlaube lieb geworden 
iſt, derſelben treu bleiben und daß neue Abonnenten, welche an 
ihr Gefallen finden, hinzutreten, ohne durch Verwechſelung mit 
der Gartenlaube dazu beſtimmt zu ſein. In dieſer Begründung 
iſt ein Rechtsirrthum nicht zu erkennen. Die Nichtanwendung 
des & 12 des Geſetzes zum Schutze der Waarenbezeichnungen 
iſt vom B. R. unter Bezugnahme auf die überzeugenden Aus- 
führungen in dem Bd. 28 S. 275 ff. der Entſch. abgedruckten 
Urtheile des R. G. in Strafſachen, wonach Zeitungskitel nicht 
als Waarenzeichen im Sinne des genannten Geſetzes anzuſehen 


find, begründet worden. Die entgegengeſetzte Anſicht der RE. 
iſt mit neuen Gründen nicht unterſtützt. II. C. S. i. S. 
Keils Nachfolger e. Schwerins Verlag vom 25. März 1898, 
Nr. 375/97 II. 

67. Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. 
Zwar iſt dem Rkl. nicht darin beizutreten, daß die Begründung, 
mit welcher das B. G. die Anwendung des § 6 des Geſetzes 
vom 27. Mai 1896 ablehnt, auf Geſetzesverletzung beruhe, 
denn die Ausführungen des B. G. ſind nicht dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß die Anwendung des erwähnten Paragraphen nur 
gerechtfertigt ſei, wenn „der Andere“, auf den ſich die unerweis⸗ 
lichen Behauptungen beziehen, in der Ankündigung namentlich 
bezeichnet ſei, vielmehr laſſen dieſelben nur die Auffaſſung zu, 
daß nach den Umſtänden des Falles in den Ankündigungen des 
Bekl. Behauptungen, welche ſich in einer für den Leſer erkenn⸗ 
baren Weiſe auf den Sirocco⸗Apparat des Kl. bezögen, nicht 
enthalten ſeien. Dieſer Würdigung der thatſächlichen Umſtände 
liegt alſo ein Rechtsirrthum nicht zu Grunde. Dagegen wird 
das B. U. durch die Art und Weiſe, wie die Nichtanwendung 
des § 1 des erwähnten Geſetzes begründet iſt, dieſem Geſetze 
nicht nach allen Richtungen hin gerecht. Das B. G. erkennt 
an, daß in den öffentlichen Ankündigungen der Bekl. Angaben 
thatſächlicher Art über geſchäftliche Verhältniſſe enthalten find, 
lehnt aber die Anwendung dieſes Paragraphen lediglich auf 
Grund der Erwägung ab, daß jene Einzelbehauptungen nur 
zur Begründung der in der Reklame enthaltenen Tendenz 
— die Herſtellung eines tadelloſen Kaffees als Folge der Ein⸗ 
führung des Salomon'ſchen Apparates darzuſtellen — dienen 
ſollten. Allein es kann nicht anerkannt werden, daß durch das 
Obwalten einer derartigen Tendenz die Anwendung des § 1 
auf die gemachten Angaben ausgeſchloſſen werde, wenn ſonſt 
die übrigen Vorausſetzungen dieſer Geſetzesvorſchrift vorliegen; 
denn jede dieſer Vorausſetzungen kann neben der erwähnten 
Tendenz beſtehen; die Angaben können ſowohl unrichtig als 
geeignet ſein, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
hervorzubringen, und der Charakter der Angaben ſelbſt als 
ſolcher thatſächlicher Art wird durch die Tendenz nicht geändert. 
Das Vorliegen der erwähnten anderweiten Vorausſetzungen 
würde nun zwar nach Satz 2 des § 1 Abſ. 1 die Kl. zur 
Klage nur dann berechtigen, wenn ſie gleichfalls geröſteten 
Kaffee in den Verkehr bringt, allein das Zutreffen dieſer nach 
dem erſtinſtanzlichen Thatbeſtande (Bl. 16) ſtreitigen Voraus- 
ſetzung für die Legitimation der Kl. zur Klage iſt vom B. G. 
nicht etwa verneint. II. C. S. i. S. Barth c. Remi & Schepeler 
vom 29. März 1898, Nr. 382/97 II. 

68. Die Ausführungen des O. L. G., daß die Bekl. durch 
die Anpreiſung ihres Cognac's, als mittels des „neueſten“ 
Patentverfahrens gealtert, nicht gegen den § 1 des Geſetzes über 
den unlauteren Wettbewerb vom 27. Mai 1896 verſtoßen habe, 
kann als rechtsirrthümlich nicht erachtet werden. Daß die Bekl. 
ſich unrichtiger Weiſe überhaupt auf ein Patent berufe, war 
von der Kl. in der mündlichen Verhandlung nicht behauptet 
worden; ſie hatte nur geltend gemacht, die Bekl. ſei nicht im 
Beſitze eines patentirten Verfahrens, ſie bediene ſich nur eines 
ihrem Autor patentirten Apparates. Daß aber darin eine 
unrichtige Angabe thatfächlicher Natur im Sinne des § 1 leg. 
cit. nicht zu finden ſei, hat das O. L. G., inſoweit in Ueber⸗ 


301 


einſtimmung mit dem L. G., ohne Rechtsirrthum feſtgeſtellt. 
Das Gleiche iſt auch der Fall bezüglich der Angabe des neueſten 
Patentverfahrens. Das O. L. G. erachtet mit Rüdficht auf die 
weiteren Angaben des geſchäftlichen Rundſchreibens der Bekl., 
in welchen die einſchlägigen Verhältniſſe den betheiligten Ge⸗ 
ſchäftskreiſen zutreffend und klar dargelegt werden, die Be⸗ 
zeichnung des Patentes als des neueſten vom Geſichtspunkte 
des Wettbewerbes als auch objektiv bedeutungslos, weil nicht 
geeignet, unrichtige Vorſtellungen über das durch die Erfindung 
Gebotene, insbeſondere aber den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen. Wenn von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus jener Zuſatz nur als eine allgemeine Anpreiſung, wie 
ſie im Geſchäftsverkehr allgemein üblich ſei, und als zu den⸗ 
jenigen Reklamemitteln gehörig erachtet worden iſt, die durch 
das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb nicht getroffen ſein 
ſollten, ſo erſcheint das rechtlich unbedenklich zutreffend. II. C. S. 
i. S. Beſſer c. Buchholz vom 29. März 1898, Nr. 2/98 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

69. Nach Lage der Sache kommt es nur auf die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage an, ob nach gemeinem Deutſchen Rechte, 
wie das O. L. G. annimmt, die Rechtsvermuthung, wonach die 
von einer Ehefrau nach dem 181. Tage nach Eingehung der 
Ehe geborenen Kinder als vom Ehemann erzeugt gelten („Pater 
is est, quem nuptiae demonstrant“, nach l. 5 D. de in jus 
voc. 2, 4), ſchon durch den Beweis, daß der Ehemann während 
der ganzen kritiſchen Zeit den Beiſchlaf mit ſeiner Frau that⸗ 
ſächlich nicht vollzogen habe, widerlegt wird, oder ob noch 
ein Weiteres erforderlich iſt, insbeſondere daß er dieſen Beiſchlaf 
unmöglich vollzogen haben könne. Maßgebend iſt in 
dieſer Frage noch für das heutige gemeine Recht lediglich das 
Römiſche Recht. Die herrſchende Auffaſſung von dieſem letzteren 
iſt nun freilich Jahrhunderte lang dahin gegangen, daß jener 
einfache Gegenbeweis nicht genüge, daß vielmehr noch beſondere 
Umſtände hinzukommen müſſen, wie körperliche Unfähigkeit oder 
ununterbrochene Abweſenheit des Mannes, welche die Mög⸗ 
lichkeit eines Beiſchlafes während der erheblichen Zeit ganz 
ausſchließen. Jedoch läßt ſich dieſe Anſicht ſchwerlich rechtfertigen. 
Näher begründet. VI. C. S. i. S. Müller c. Müller vom 
24. März 1898, Nr. 382/97 VI. 

70. Schon das römijche Recht erkennt in weitem Umfange 
an, daß Gültigkeit eines Vertrags nicht von der abſoluten 
Beſtimmtheit der verſprochenen Leiſtung abhängig iſt, ſondern 
daß es genügt, wenn Anhaltspunkte gegeben ſind, die dem 
richterlichen Ermeſſen, mindeſtens bei einſeitigen Verträgen, die 
Feſtſetzung einer angemeſſenen Leiſtung oder doch eines Minimal⸗ 
betrages ermöglichen; in noch weiterer Ausdehnung entſpricht 
dies der heutigen Anſchauung, wie ſchon der § 260 der C. P. O. 
zeigt. Insbeſondere erkennt das römiſche Recht die Gültigkeit 
des ohne nähere Beſtimmung erfolgten Verſprechens der Dos an, 
dem der vorliegende Fall nicht unähnlich iſt. Wie in jenem 
Falle die Standes⸗ und Vermögensverhältniſſe der Betheiligten 
die nöthigen Anhaltspunkte für das richterliche Ermeſſen bieten 
ſollen, ſo genügen hier die örtlichen Verhältniſſe und die An⸗ 
ſchauungen der bäuerlichen Kreiſe der dortigen Gegend. Gerade 
in dieſen pflegt — von ganz ungewöhnlichen Fällen abgeſehen — 
ſtreng darauf gehalten zu werden, daß die in einen Bauerhof 
einheirathende Frau nicht nur aus einem ſolchen ſtamme, ſondern 
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auch eine der betreffenden Klaſſe von Höfen entſprechende oder 
doch nicht ganz geringe Ausſteuer einbringe. Wenn aber vom 
B. G. das angeblich gebrauchte Wort „nöthige“ als zu 
unbeſtimmt betont wird, ſo wird darunter doch wohl eine ſolche 
Ausſteuer verſtanden werden können, die nicht unter den Mindeſt⸗ 
betrag einer für die betreffenden Bauerhöfe als paſſend und 
angemeſſen anzuſehenden herabſinkt. Nach Anhörung verſtändiger 
Leute aus der in Frage ſtehenden Gegend wird daher eine 
genügende Unterlage für das richterliche Ermeſſen ebenſogut 
wie in den Fällen des 8 260 der C. P. O. zu finden fein, 
zumal die der Kl. zukommende Abfindung von 139 Mark ohne 
weiteres als ungenügend erſcheint, und etwa nicht zu löſende 
Zweifel über die Höhe doch nur zur Feſtſetzung des geringeren 
Betrags führen könnten. Uebrigens ſcheint der Verſprechende 
ſelbſt einen erheblichen Betrag eventuell nicht als unangemeſſen 
angeſehen zu haben, da er der in gleicher Lage befindlichen 
Schweſter der Kl. 1 900 Mark als Vergleichsſumme gezahlt hat. 
III. C. S. i. S. Rehbeck c. Greibke vom 25. März 1898, 
Nr. 363/97 III. 

71. Das B. G. geht augenſcheinlich von der Anſicht aus, 
daß der Vertragswille der Parteien allein zur Schaffung eines 
dinglichen Rechts genüge. Zutreffend macht aber die Reviſion 
geltend, daß auch nach den gegenwärtig geltenden Rechtsgrund⸗ 
ſätzen eine ſoweit gehende Anſicht nicht anzuerkennen ſei. Iſt 
auch im Deutſchen Recht gegenüber dem Römiſchen Recht der 
Kreis der dinglichen Rechte erheblich erweitert, ſo erſcheint doch, 
da ſich der Vertragswille zunächſt nicht über die Perſon der 
Vertragsparteien und ihrer Univerſalſucceſſoren erſtreckt, die Er⸗ 
zeugung einer dinglichen Wirkung durch denſelben nur unter 
den Vorausſetzungen und in den Fällen zuläſſig, welche das 
Geſetz geſtattet. Im vorliegenden Falle alſo würde dem durch 
den Vertrag vom 10. April 1851 geſchaffenen Rechtsverhältniß, 
welches durch die Eintragung allein noch nicht zu einem ding⸗ 
lichen wird, nur dann Wirkſamkeit gegen Andere, als die ur⸗ 
ſprünglichen Vertragsparteien und deren Univerſalſucceſſoren 
beizumeſſen ſein, wenn daſſelbe nach Holſteiniſchem Landesrecht 
oder nach Gemeinem Recht als ein dingliches Rechtsverhältniß 
anzuerkennen wäre. In dieſer Beziehung aber läßt die oben 
mitgetheilte Begründung des B. G., welche ſichtlich durch die 
erwähnte irrige Anſicht von der unbedingten Wirkſamkeit des 
Vertragswillens beeinflußt iſt, eine nähere Angabe des Inhalts 
und der rechtlichen Natur des in Frage ſtehenden Rechts- 
verhältniſſes vermiſſen. III. C. S. i. S. Meyer c. Soltau 
vom 25. März 1898, Nr. 353/97 III. 

72. Wenn das erſtinſtanzliche Urtheil erwägt, daß der 
zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vertrag ein Hoffnungskauf 
geweſen iſt und daher als gewagtes Geſchäft, bei welchem der 
Rechtsbehelf der laesio enormis Anwendung nicht leidet, zu 
betrachten iſt, ſo iſt in dieſer Entſcheidung ein Rechtsirrthum 
nicht zu finden. Denn einmal ſteht in der Rechtſprechung des 
R. G. (vergl. deſſen Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 10 Nr. 36) 
feſt, daß bei einem gewagten Geſchäfte die Grundſätze über 
laesio enormis nicht Anwendung leiden, und ſodann liegt in 
der That ein gewagtes Geſchäft bei dem Vertrage vom 26. Juli 
1896 vor. Denn nicht nur kommt in dieſer Beziehung in 
Betracht, daß der Kaufpreis etwa das Doppelte des Werthes, 
den das Grundſtück bei der zur Zeit des Vertragsſchluſſes allein 


möglichen landwirthſchaftlichen Benutzung hatte, beträgt, ſondern 
es iſt weiter hervorzuheben, daß auch alle anderen in der frag⸗ 
lichen Gegend zu derſelben Zeit abgeſchloſſenen Grundſtücks⸗ 
verkäufe zu einem Preiſe erfolgt ſind, welcher deren ebenſo zu 
bemeſſenden Werth um das Mehrfache überſtiegen hat. Nicht 
minder laſſen die eigenen Angaben des Bekl., das ihm Ende 1896 
ein Preis von 46 000 Mark (alſo mehr als das Doppelte des 
mit den Kl. vereinbarten Preiſes) für das fragliche Grundſtück 
geboten worden iſt und daß in der Nähe liegende Grundſtücke 
ſogar zu 9 000 Mark für den Hannoverſchen Morgen verkauft 
worden ſeien, erkennen, daß lediglich Spekulationsgeſchäfte in 
Frage kommen können. Es iſt daher der von dem Bekl. der 
laesio enormis zu Grunde gelegte Werth von 1 800 Mark 
für den Hannoverſchen Morgen als ein lediglich bei gewagten 
Geſchäften in Betracht kommender anzuſehen. III. C. S. i. S. 
Köhnſen c. Glenewinkel vom 29. März 1898, Nr. 260/97 III. 

73. Der Entſcheidungsgrund des B. U., daß bei Berechnung 
der Verletzung über die Hälfte der wahre Werth der Sache zu 
Grunde zu legen und zur Ermittelung deſſelben bei einem 
Grundſtück nicht nur auf deſſen gegenwärtige Zweckbeſtimmung 
zu ſehen, ſondern weiter zu prüfen iſt, ob daſſelbe ſich nach 
Lage und Beſchaffenheit zu einer anderen, den Ertrag ſteigernden, 
Verwendung eignet, dabei aber ganz unſichere Faktoren, z. B. 
die nicht auf beſtimmten Thatſachen beruhende Hoffnung, daß 
das Grundſtück eine ganz außergewöhnliche Verwendung finden 
werde, außer Betracht zu laſſen ſind, führt zu einer Verneinung 
der Vorausſetzungen der laesio enormis. Denn wenn das B. G. 
das Reſultat der Schätzung des vernommenen Sachverſtändigen 
gebilligt hat, dieſer aber bei der Werthbemeſſung des verkauften 
Grundſtücks zu 1483 Mark für den Hannoverſchen Morgen 
(d. h. weniger als das Doppelte des Preiſes) auch die eventuelle 
Verwendbarkeit als Bauplatz mit Rückſicht auf die Vergrößerung 
der Stadt Hannover unter Inbetrachtnahme der Entfernung des 
Kaufobjekts von dieſer Stadt und dem nächſten Verkehrswege, 
ſowie unter Vergleichung der für benachbarte Grundſtücke ge⸗ 
zahlten Preiſe von Einfluß hat ſein laſſen, dagegen die zur Zeit 
des Verkaufs ganz unſichere Hoffnung auf Erbauung der Ring⸗ 
bahn und des Rhein⸗Weſer⸗Elbe⸗Kanals außer Acht gelaſſen hat, 
ſo beruht auch dieſe Entſcheidung nicht auf Rechtsverletzung. 
Insbeſondere iſt die Beweiserhebung über die von dem Bekl. 
aufgeſtellten neuen Behauptungen betreffs des Preisangebots 
von 46 000 Mark und betreffs des Verkaufs benachbarter 
Grundſtücke zu 9 000 Mark für den Morgen mit Recht ab⸗ 
gelehnt werden, da ein ſolcher Preis ſich nur bei Berückſichtigung 
der erwähnten unſicheren Hoffnungen gebildet haben kann. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

74. Der verſtorbene K., deſſen Nachlaß zu vertreten die 
Kl. befugt iſt, ſchuldete dem jetzt ebenfalls verſtorbenen B. ein 
Darlehn von 3 500 Mark. Nach des Gläubigers Tode forderte 
deſſen Haushälterin, die Bekl., unter Vorlegung des Schuld- 
ſcheins und mit der Begründung, daß ihr die Forderung bei 
Lebzeiten des B. von dieſem geſchenkt worden ſei, die Rück⸗ 
zahlung des Darlehns, und K., der ihren Angaben Glauben 
ſchenkte, zahlte, ohne daß ausdrücklich dabei etwas ausgemacht 
wurde. Nachher von den B.'ſchen Erben auf Zahlung belangt, 
iſt nach K.'s Tode deſſen Wittwe dazu verurtheilt, ohne mit der 
Einrede, daß der jetzigen Bekl. die Forderung geſchenkt und 
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abgetreten worden ſei, durchdringen zu können, obgleich die als 
Zeugin vernommene jetzige Bekl., der übrigens der Streit nicht 
verkündet war, die Abtretung beſtätigt hatte. Infolgedeſſen hat 
die jetzige Kl. nochmals zahlen müſſen und fordert in dem vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreite von der Bekl., die die frühere Prozeß⸗ 
führung nicht bemängelt, die dieſer geleiſteten Zahlung zurück. 
Abweichend vom L. G. hat das B. G. die angeſtellte Klage 
nicht als condictio indebiti, ſondern als condictio ob causam 
datorum angeſehen und die Bekl. in der Hauptſache verurtheilt. 
Die dagegen gerichtete Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 
Von entſcheidender Bedeutung iſt im vorliegenden Falle die 
Frage, welche Partei beweispflichtig iſt, und die Beweislaſt 
hängt wieder von der rechtlichen Natur der angeſtellten Klage ab. 
Auf den erſten Blick ſcheint allerdings die vom L. G. und von 
der Reviſion vertretene Anſicht richtig zu ſein, daß nur die 
condictio indebiti zuläſſig ſei, die die Kl. zum Beweiſe der 
Nichtſchuld, alſo des Umſtandes verpflichten würde, daß der 
Bekl. die Forderung von B. nicht geſchenkt ſei. Denn in 
mehreren Stellen des römiſchen Rechts wird auch das ein 
indebite solutum genannt, was bei beſtehender Schuld nicht 
an den wahren Gläubiger, ſondern an einen Dritten gezahlt 
iſt, den man für den Gläubiger hielt. Allein dieſe Anſicht 
wird in Fällen, wie der vorliegende iſt, der Sachlage nicht 
gerecht. Eingehend begründet. III. C. S. i. S. Sievers 
c. Kahlke vom 18. März 1898, Nr. 355/97 III. 

75. Es kann für den vorliegenden Fall dahin geſtellt 
bleiben, ob die Vorausſetzungen des §S 367 Nr. 12 Straf⸗ 
geſetzbuchs vorliegen, denn wie in mehrfachen diesſeitigen Ent⸗ 
ſcheidungen (Entſch. vom 7. April 1893 in Sachen Stadt 
Fulda wider Suntheim Rep. III 332/92, Entſch. vom 1. De⸗ 
zember 1896 in Sachen Altenburger Fiskus wider Quaas 
Rep. III 194/96; Entſch. vom 5. März 1897 in Sachen 
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des R. G. Bd. 38 S. 220) ansgeſprochen iſt, haftet der Staat 
als Unternehmer oder nuterhaltungspflichtiger Eigenthümer von 
Bauweſen, welche dem öffentlichen Verkehr dienen (Straßen, 
Brücken und dergl.), auch in den Fällen des § 367 Nr. 12 
Strafgeſetzbuchs nur dann, wenn ihn beziehungsweiſe feine 
Organe ein Verſchulden oder eine Nachläſſigkeit trifft. Es iſt 
dabei allerdings ſoweit dauernde fehlerhafte Zuſtände in Betracht 
kommen, nicht, wie die Reviſion will, feſtzuſtellen, welches 
einzelne Organ verantwortlich iſt, weil dem Staat beziehungs- 
weiſe feinen Willens organen nicht bloß die Ausführung, ſondern 
auch die Ueberwachung derſelben und das Erforſchen von Uebel⸗ 
ſtänden obliegt. Allein es kommt — und ſo auch im vor⸗ 
liegenden Fall immer darauf an, ob ein Verſchulden der ſtaat⸗ 
lichen Organe vorliegt. Wenn nun das B. G. dieſe — 
keineswegs rein thatſächliche, ſondern auch den Gegenſtand 
rechtlicher Beurtheilung bildende — Frage im vorliegenden Fall 
bejaht, ſo kann man demſelben hierin jedenfalls für den Fall 
nicht folgen, wenn die vom Bekl. behaupteten, in die Zeichnungen 
aufgenommenen Maße zutreffend ſind. Weiter ausgeführt. 
III. C. S. i. S. Württembergiſcher Fiskus c. Lay vom 
25. März 1898, Nr. 364/97 III. 

76. Wie ſchon in der diesſeitigen Entſcheidung vom 
7. April 1896 in der (Württembergiſchen) Rechtsſache Seitter 
wider Rube Rep. III 425/95 ausgeführt iſt, erſcheint bei kon⸗ 


kurrirendem Verſchulden entſcheidend, welches Verſchulden als die 
wirkliche Urſache des Unfalls anzuſehen iſt. Wenn nun das 
B. G. feſtſtellt, daß wenn das Treppengeländer die erforderliche 
Höhe gehabt hätte, der Bekl. trotz aller Betrunkenheit nicht in 
die Tiefe neben der Brücke hätte ſtürzen können, ſo iſt dieſe — 
thatſächliche — Feſtſtellung dahin aufzufaſſen, daß damit das 
— eventuelle — Verſchulden des Bekl. als wirkende Urſache 
hat feſtgeſtellt werden ſollen und liegt ſomit ein Rechtsirrthum 
nicht vor, wenn auch die vom B. G. angezogene Entſcheidung 
des erkennenden Senats (Entſch. des R. G. Bd. 14 S. 257) 
als ausſchließlich auf den Beſtimmungen des Pr. A. L. R. be⸗ 
ruhend, hierher keine Anwendung ſindet. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. | 

77. Der Anfang der 1.19 cod. de jure deliberandi 6,30 
ift dahin auszulegen, daß die transmissio Justinianea allgemein 
und ohne Rückſicht auf die Kenntniß oder Unkenntniß des Erben 
von der Delation gegeben ſein ſoll, wie dies u. A. v. Vangerow 
im civiliſtiſchen Archiv Bd. 24 S. 188 ff. mit zutreffenden 
Gründen ausgeführt hat. Eingehend begründet. III. C. S. i. S. 
Döbbel c. Lingener u. Gen. vom 25. März 1898, Nr. 408/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

78. Von dem jetzt erkennenden Senate iſt in dem Urtheile 
vom 27. Mai 1886 der Entſcheidungsgrund des B. R. gebilligt 
und ausgeführt worden: „Die Anwendung des Grundſatzes, 
daß auch nach Preußiſchem Rechte der über die Eheſcheidung 
angerufene und urtheilende Richter nur dasjenige Recht an⸗ 
wendet, welches in ſeinem Bezirke zur Zeit der verlangten Ehe⸗ 
trennung gilt, ſetzt doch bei ſtattgehabter Aenderung des Ehe⸗ 
domizils voraus, daß die in einem früheren Ehedomizile ver⸗ 
übte und in dem ſpäteren Ehedomizile als Eheſcheidungsgrund 
aufgeſtellte That bereits nach dem Geſetze des früheren Domizils 
einen zuläffigen Eheſcheidungsgrund bildet, und daß es daher 
nicht genügt, wenn die nach dem Rechte des früheren Domizils 
zur Eheſcheidung nicht berechtigende That nach dem Rechte 
des Klageortes einen Eheſcheidungsgrund abgiebt. Das beruht 
auf der konſervativen Tendenz in Eheſachen und auf der 
Lebenserfahrung, daß die Ethik in der Ehe beherrſcht wird 
von der Sitte, der Gewohnheit und der Kulturſtufe der Zeit 
des Landes, unter deren Rechte die Eheleute leben. Jener 
Grundſatz iſt daher in Anſehung der Zeit ſchon in § 14 des 
Publikationspatents von 1794 anerkannt, der nur von den 
vermögensrechtlichen Anſprüchen der Eheleute, nicht von den 
Eheſcheidungsgründen ſpricht, in den ſpäteren Publikations- 
patenten vom 9. September 1814 8 9 und vom 9. November 1816 
§ 11 aber ausdrücklich für die zeitliche Anwendung der Geſetze 
zur Geltung gebracht, indem es dort heißt: die Gründe einer 
nach dem 1. Januar 1815 bezw. 1817 nachgeſuchten Ehe⸗ 
ſcheidung werden dagegen — d. h. im Gegenſatze zu den ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüchen — nach den Vorſchriften des 
A. L. R. beurtheilt und können nicht auf Thatſachen gegründet 
werden, welche ſich früher ereigneten und die das damals geltende 
Geſetz nicht für einen Eheſcheidungsgrund geachtet hat. Dieſes, 
vom Geſetzgeber für die zeitliche Anwendung der Geſetze aus⸗ 
geſprochene, aus der Nothwendigkeit der Verhältniſſe entlehnte 
Prinzip gilt aber, bei der Gleichheit der Gründe, auch für die 
örtliche Anwendung kollidirender Geſetze“. Der erkennende 
Senat hält an den in dem letzteren Urtheil dargelegten Grund⸗ 
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ſätzen für das Preußiſche Recht auch jetzt feſt, wie dieſelben 
auch in der Preußiſch rechtlichen Literatur (vergl. Bornemann: 
Erörterungen im Gebiete des Preußiſchen Rechts S. 50, 51, 135; 
Eccius: Preußiſches Privatrecht 7. Auflage Bd. 1 § 11 S. 65; 
Dernburg: Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts 4. Auflage 
Bd. 3 § 4 S. 12; Erler: Cheſcheidungsrecht S. 65) allgemein 
als zutreffend anerkannt werden. IV. C. S. i. S. Führ c. Führ 
vom 28. Februar 1898, Nr. 347/97 IV. 

79. Soweit die Angriffe ſich auf die materielle Ent⸗ 
cheidung des B. R. beziehen, ſind ſie nicht gerechtfertigt. Die 
Reviſion geht insbeſondere fehl, wenn ſie auszuführen ſucht, 
die vom B. R. angeführten Verfügungen enthielten keine Ver⸗ 
ſagung der Bauerlaubniß, ſondern ſeien amtliche Erlaſſe, wie 
ſie ſich jeder Staatsbürger, ohne Entſchädigung beanſpruchen 
zu können, gefallen laſſen müſſe. Der B. R. geht von dem 
richtigen Grundſatz aus, daß der Grundeigenthümer, der durch 
die zuſtändige Behörde genöthigt wird, wohlerworbeue Rechte 
zum Wohle des gemeinen Weſens zu opfern, dafür von dem 
Entſchädigung zu fordern berechtigt iſt, in deſſen Intereſſe die 
Aufopferung geſchieht. Die Benachtheiligung des Kl. findet er 
darin, daß dieſer durch den Allerhöchſt genehmigten Bebauungs- 
plan vom Jahre 1862 behindert war, ſein ſonſt zur Bebauung 
geeignetes Grundſtück als Bauplatz zu benutzen, und daß dies 
auf dieſe Weiſe entwerthet war. Allerdings iſt der Bebauungs- 
plan nicht veröffentlicht worden, und es entſteht, wie das R. G. 
in gleichmäßiger Rechtſprechung annimmt, für das betheiligte 
Grundſtück erſt mit der Veröffentlichung des Plans der Regel 
nach die öffentlich ⸗rechtliche Belaſtung der Unbebaubarkeit. Bei 
unterbliebener Veröffentlichung tritt aber die Eigenthums⸗ 
beſchränkung und die damit verbundene Werthverminderung erſt 
dann ein, wenn die zuftändige Behörde die Bauerlaubniß ver⸗ 
ſagt und damit die bisher als innere Angelegenheit behandelte 
Anordnung zur Kenntniß der Betheiligten bringt. Eine ſolche 
Kundmachung findet der B. R. in drei Verfügungen des zu« 
ſtändigen Amtsvorſtehers vom 16. November 1888, 11. Februar 
1889 und vom 20. April 1891 und der Entſcheidung des 
Landraths vom 14. Auguſt 1891, wodurch dieſer die Beſchwerde 
des Kl. gegen die letzte Verfügung zurückweiſt. Er nimmt an, 
daß dem Kl., wenn auch nicht bedingungslos, ſo doch für die 
Zeit der Geltung des Bebauungsplans die Bauerlaubniß verſagt 
worden ſei, und die Behörde nur für den Fall, daß der Be⸗ 
bauungsplan die in Antrag gebrachten Aenderungen erleiden 
werde, die Bauerlaubniß in Ausſicht geſtellt habe. Der B. R. 
bewegt ſich auf dem Gebiete der der Reviſion entzogenen That⸗ 
frage, wenn er hieraus entnimmt, daß die Behörde dadurch dem 
Kl. gegenüber ihren Willen zum Ausdruck gebracht habe, hin⸗ 
ſichtlich des ſtreitigen Grundſtückes den im öffentlichen Intereſſe 
erlaſſenen Bebauungsplan zur Ausführung zu bringen. Damit 
war die Entwerthung des Grundſtücks eingetreten und der 
Thatbeſtand des § 75 der Einleitung zum A. L. R. erfüllt. 
V. C. S. i. S. Gemeinde Treptow c. Schulz vom 26. März 
1898, Nr. 319/97 V. 

80. Die vorinſtanzlichen Entſcheidungen ſind lediglich aus 
rechtlichen Gründen unter Vorausſetzung der Richtigkeit der von 
der Kl. aufgeſtellten, von dem Bekl. aber beſtrittenen Be⸗ 
hauptung erfolgt, daß der bei Gelegenheit des Brandes ver⸗ 
unglückte Ehemann der Kl. von dem Gensdarmen B. zur Hülfe⸗ 


leiſtung herangezogen worden ſei. Die Entſcheidung, zu welcher 
das B. G. auf dieſer Grundlage gelangt iſt, erweiſt ſich als 
gerechtfertigt. Den dagegen gerichteten Angriffen der Revifion 
war der Erfolg zu verſagen. Die Kl. hat ihren Entſchädigungs⸗ 
anſpruch zunächſt auf die §8§ 73 und 75 der Einleitung zum 
A. L. R. geſtützt. In weſentlicher Uebereinſtimmung mit dem 
L. G. hält das B. G. dieſe Vorſchriften nicht für anwendbar, 
weil dieſelben nur auf die Eingriffe des Staats in das Privat- 
eigenthum des einzelnen Bürgers zu beziehen ſeien, ein ſolcher 
Eingriff hier aber nicht vorliege. In dieſer Ausführung iſt 
die Verletzung einer Rechtsnorm nicht zu erblicken. Einen 
ſpeziellen Angriff gegen dieſelbe hat auch die Reviſion nicht 
erhoben. In II. J. hat die Kl. ihren Anſpruch auch noch aus 
den 88 224 flg., 80, 81 A. L. R. Thl. 1 Tit. 13 hergeleitet. 
Dem gegenüber führt das B. G. zunächſt aus, der § 224 
a. a. O. erfordere das dauernde Verhältniß eines Vorgeſetzten 
zu ſeinem Untergebenen, wie es beim Geſinde und der Herr- 
ſchaft der Fall ſei. Gegen dieſe Anſicht macht die Revifion 
geltend, daß dieſelbe im Geſetz keine Stütze finde. Es kann 
indeſſen dahingeſtellt bleiben, ob dieſer Angriff begründet iſt. 
Denn die Unanwendbarkeit des § 224 ergiebt ſich ſchon daraus, 
daß er ſich nach ſeinem klaren Wortlaut nur auf einen in 
Privatangelegenheiten ertheilten Auftrag bezieht. Mit Recht 
wird daher von dem B. G. auch auf dieſen Umſtand hin⸗ 
gewieſen, da von einer Privatangelegenheit im vorliegenden 
Falle nicht die Rede ſein kann. Damit erſcheint auch die An⸗ 
wendbarkeit der übrigen von der Kl. und von der Reviſion im 
Zuſammenhange mit § 224 a. a. O. in Bezug genommenen 
geſetzlichen Vorſchriften ausgeſchloſſen. Das B. G. zieht auch 
den § 360 Nr. 10 Strafgeſetzbuchs in Betracht, wonach be⸗ 
ſtraft wird, wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder 
Noth von der Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hülfe 
aufgefordert, keine Folge leiſtet, obgleich er der Aufforderung 
ohne erhebliche eigene Gefahr genügen konnte. In dieſer Be⸗ 
ziehung wird von dem B. G. erwogen, daß, wenn man auch 
zu Gunſten der Klage annehme, es ſei eine erhebliche eigene 
Gefahr für H. nicht erſichtlich geweſen und er habe deshalb bei 
Vermeidung ſtrafrechtlicher Ahndung der angeblichen Aufforderung 
des Gensdarmen Folge leiſten müſſen, H. allerdings das Opfer 
einer an ihn herangetretenen öffentlichen Pflicht geworden wäre, 
daß es aber alsdann doch noch an der einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch der Hinterbliebenen begründenden Geſetzesbeſtimmung 
fehlen würde, wie eine ſolche durch Spezialgeſetz zu Gunſten 
der Hinterbliebenen der im Kriege gebliebenen Soldaten ge⸗ 
ſchaffen ſei. Auch dieſe Erwägung iſt rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden, und auch von der Reviſion nicht bemängelt worden. 
IV. C. S. i. S. Hellmann c. Fiskus vom 17. März 1898, 
Nr. 293/97 IV. 

81. Die Beweisregeln der §§ 266, 267 Thl. I Tit. 5 
des A. L. R. hat der B. R. wohl berückſichtigt, ihre Anwendung 
aber iſt ausgeſchloſſen, wenn der Richter in der Willenserklärung 
den deutlichen Willen der Kontrahenten ausgedrückt findet. 
Ebenſo iſt ſich der B. R. der für die Freiheit des Eigenthums 
und folgerecht im zweifelhaften Falle für die geringere Be⸗ 
laſtung ſtreitenden Vermuthung (§ 14 ff. Thl. I Tit. 19 des 
A. L. R.) wohl bewußt. Aber auch hier wird die Anwendung 
dieſer geſetzlichen Vermuthung durch die Feſtſtellung des Vertrags ⸗ 
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willens der Kontrahenten ausgeſchloſſen. (§ 12 a. a. O.) Es 
ſteht auch der Auslegung, die der B. R. der ſtreitigen Vertrags- 
beſtimmung gegeben, nicht entgegen, wenn der Vorbeſitzer der 
Kl. ſich der Tragweite der von ihm eingegangenen Verpflichtung 
nicht bewußt geweſen, die möglichen Folgen derſelben nicht 
vorausgeſehen haben ſollte. Das von der Reviſion in Bezug 
genommene Urtheil des R. G. (Entſch. Bd. 29 S. 268) hat 
einen anderen Fall zum Gegenſtande. Dort iſt der Satz aus- 
geſprochen, daß, wer einen Theil ſeines Grundſtücks zu einem 
beſtimmten Unternehmen verkauft (ſchon dadurch allein) ſich den 
Nachtheilen unterwirft, die für ſein Reſtgrundſtück aus der 
Anlage und dem Betriebe jenes Unternehmens entſtehen; doch 
könne die hiernach anzunehmende Unterwerfung des Verkäufers 
unter die von dem abverkauften Trennſtücke ausgehenden 
Schädigungen nur von ſolchen Wirkungen des Unternehmens 
verſtanden werden, die zur Zeit des Verkaufs vorauszuſehen 
waren. Damals handelte es ſich alſo um eine ſtillſchweigende 
Unterwerfung unter gewiſſe nachtheilige Einflüſſe des Nachbar⸗ 
grundſtücks, während hier eine ausdrückliche Stipulation vor⸗ 
liegt, durch welche dem Reſtgrundſtück zu Gunſten des ab⸗ 
verkauften Theiles eine Servitut auferlegt ſein ſoll, und zwar 
nach der Auslegung des B. R. des Inhalts, daß der Eigen⸗ 
thümer ſich der Entnahme von Ziegelmaterial aus ſeinem 
Grundſtück inſoweit enthalten muß, als es zur Sicherheit 
und Erhaltung des Beſtandes des Bahnkörpers erforderlich iſt. 
Der Umfang der fraglichen Servitut iſt hiernach nur relativ 
beſtimmt, was augenſcheinlich ſeinen Grund darin hat, daß ſich 
nicht überſehen ließ, wieweit die Erhaltung des klägeriſchen 
Grundſtücks in dem bisherigen Zuſtande für die Sicherheit der 
Bahn erforderlich ſein würde. Die Nichtvorausſehbarkeit des 
Umfanges der dem Reſtgrundſtücke aus der Nachbarſchaft der 
Eiſenbahn erwachſenden Einſchränkungen bildet alſo gerade die 
Vorausſetzung der fraglichen Stipulation und kann daher nicht 
dazu dienen, eine reſtriktive Auslegung der letzteren zu begründen. 
V. C. S. i. S. Herzfeld u. Gen. c. E.⸗Fiskus vom 30. März 
1898, Nr. 85/97 V. 

82. Wenn das B. G. davon ausgeht, daß das ftreitige 
Zahlungsverſprechen nicht die Natur der Konventionalſtrafe 
habe, ſondern als bedingte Vertragsleiſtung aufzufaſſen ſei, ſo 
muß unbedenklich anerkannt werden, daß eine Stipulation ſolcher 
Art innerhalb des Bereiches der Möglichkeit liegt. Wird für 
den Fall der Nichterfüllung oder nicht rechtzeitiger Erfüllung 
einer Vertragspflicht eine beſondere Verbindlichkeit übernommen, 
ſo kann auch an ein bloßes Bedingungsverhältniß gedacht worden 
ſein, ohne daß die additionelle Leiſtung die der Konventional- 
ſtrafe eigenen Rechtsfunktionen auszuüben berufen wäre. Sie 
hat dann die mangelhafte Beſchaffenheit jener andern Leiſtung 
zur Vorausſetzung, ſteht aber nach ihrer Zweckbeſtimmung in 
keinem innern Zuſammenhange mit ihr. Man wird ſogar, 
ſo lange es ſich mit dem getroffenen Abkommen verträgt, die 
Einheitlichkeit des Geſchäfts vorauszuſetzen und die verſchiedenen 
Einzelbeſtimmungen als Theile des Hauptgeſchäfts in den von 
dieſem umſchriebenen Kreis einzureichen, nicht aber als ſelbſt⸗ 
ſtaͤndige Nebenberedungen anzuſehen und zu behandeln haben. 
Von dieſer Grundlage aus erſcheinen die Ausführungen des 
B. G. keineswegs als rechtsirrig. Es hat an der Hand der 
beſonderen obwaltenden Thatumſtände in eingehender und ein⸗ 


wandfreier Weiſe dargelegt, daß die Betheiligten die Feſtſetzung 
einer Konventionalſtrafe nicht im Auge gehabt hätten. I. C. S. 
i. S. Krone c. Lieſegang vom 16. März 1898, Nr. 415/97 J. 

83. Auf Grund des § 18 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. 
erachtet das B. G. den Bekl. durch das Verſchulden des Bekl. 
von der Vergütung des aus grobem Verſehen zugefügten un⸗ 
mittelbaren Schadens nicht für befreit. Zum wirklichen unmittel- 
baren Schaden rechnet es aber auch den entgangenen Gewinn 
im Sinne des § 13 Thl. J Tit. 6 des A. L. R., alſo den 
Gewinn, „den Albert St. durch den gewöhnlichen Gebrauch 
desjenigen, woran er gekränkt worden, erlangt haben würde, 
wenn ſeine Beſchädigung nicht erfolgt wäre“, das iſt den üblichen 
Arbeitslohn. Dieſe Stellung des entgangenen Gewinnes im 
Sinne des $ 13 Thl. I Tit. 6 unter den unmittelbaren 
Schaden entſpricht nicht den Beſtimmungen der $$ 2, 12, 13, 
15, 18, 111, 118 Thl. J Tit. 6 des A. L. R. Der Gegenſatz 
des unmittelbaren und mittelbaren Schadens führt zwar, wie 
der Gegenſatz zwiſchen den unmittelbaren und mittelbaren Folgen 
einer Handlung (§§ 4 und 5 Thl. 1 Tit. 3 des A. L. R.) auf 
die Urſache, der Gegenſatz des damnum emergens, der Ver⸗ 
mögenseinbuße, und des luerum cessans, der Vereitelung von 
Gewinn, auf die Wirkung zurück. Die Urſache, der zu⸗ 
reichende Grund einer Erſcheinung, der Wirkung, kann eine 
unmittelbare, die durch ſich ſelbſt und allein wirkt, oder eine 
mittelbare ſein, die durch andere Urſachen wirkt. Je nach dem 
Wirken einer einfachen oder zuſammengeſetzten Kauſalität liegt 
alſo ein unmittelbarer oder mittelbarer Schaden vor. Betrachtet 
man die Arbeitskraft und die durch ſie begründete Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Menſchen als den dem ſchädigenden Ereigniſſe 
ausgeſetzten Gegenſtand, ſo kann die Zerſtörung oder Schädigung 
der Arbeitskraft und der Erwerbsfähigkeit als poſitiver und je 
nach der die Schädigung bewirkenden Urſache als unmittelbarer 
Schaden erachtet werden. Die Verbrennung der Füße und die 
durch den pathologiſchen Verlauf des Heilungsprozeſſes ent- 
ſtandene Verſtümmelung der Füße und der dadurch bewirkte 
Verluſt der Erwerbsfähigkeit find durch ein und daſſelbe Er- 
eigniß verurſacht. Von dieſem Geſichtspunkte aus ließe ſich 
ſomit der Verluſt der Erwerbsfähigkeit unter den Begriff des 
unmittelbaren Schadens ſtellen. Der Anſchlag einer Rente, 
die dem Verdienſte entſpräche, den der Beſchädigte ohne den 
Eintritt des ſchädigenden Ereigniſſes gehabt haben würde, ließe 
ſich dann als eine Form der Bewerthung des Verluſtes auf⸗ 
faſſen. Das iſt aber nicht der Standpunkt des Pr. A. L. R. 
Es rechnet zwar gemäß § 1 Thl. 1 Tit. 6 jede Verſchlimmeruug 
des Zuſtandes eines Menſchen in Anſehung ſeines Körpers zum 
Schaden. Schon die Definition des § 2 Thl. I Tit. 6 des 
A. L. R. „wird ein ſolcher Nachtheil durch eine Handlung oder 
Unterlaſſung unmittelbar und zunächſt bewirkt“, läßt aber 
entnehmen, daß im Sinne des Landrechts ſich dem Begriffe der 
Unmittelbarkeit auch noch das Moment der ſofortigen Er⸗ 
kennbarkeit der Wirkung, der zeitlichen Nähe des Hervortretens 
derſelben beigeſellt hat. Indem das Landrecht ferner in den 
Beſtimmungen der $$ 115 — 122 Thl. J Tit. 6 als den zu⸗ 
gefügten Schaden nicht den gänzlichen oder theilweiſen Verluſt 
der Erwerbsfähigkeit als ſolchen, ſondern deren Folgen, den 
Entgang des Erwerbes, aufſtellt, reiht ſich dieſer Schaden unter 
den entgangenen Gewinn im Sinne des Landrechts. Gegen 
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bie in der Entſcheidung des erkennenden Senats vom 21. De⸗ 
zember 1893 Rep. VI 259/93 (Entſch. des R. G. in Civil. 
ſachen Bd. 32 S. 319) aue geſprochene Annahme, daß gemäß 
der eine Anwendung der allgemeinen Grundſätze über Schadens⸗ 
erſatz enthaltenden Beſtimmungen der 8$ 111, 118 Thl. 1 
Tit. 6 des A. L. R. bei Körperverletzungen die Kur⸗ und 
Heilungskoſten den unmittelbaren Schaden bilden, laſſen ſich 
demnach auch die allgemeinen Begriffe des Landrechts über 
Mittelbarkeit und Unmittelbarkeit nicht verwerthen. Drückt die 
mitwirkende Verſchuldung des Beſchädigten gemäß § 18 Thl. I 
Tit. 6 des A. L. R. die Haftung des „Beleidigers“ auf das 
Maß der Haftung für geringes Verſehen (§ 15 Thl. I Tit. 6) 
herab, jo muß ſich die Haftung auch auf den gemäß SS 118, 111 
Thl. I Tit. 6 für geringes Verſehen bei Körperverletzungen 
beſtimmten Umfang beſchränken. Hiernach konnte nur der vom 
Vater des Beſchädigten auf Erſatz der Kurkoſten erhobene und 
dem Grunde nach vom B. G. als gerechtfertigt erklärte An⸗ 
ſpruch für begründet erachtet werden. VI. C. S. i. S. Münt⸗ 
mann c. Sturm vom 14. März 1898, Nr. 342/97 VI. 

84. Dem Reviſionsangriffe konnte Erheblichkeit nicht ab⸗ 
geſprochen werden. Mit demſelben iſt geltend gemacht, das 
B. G. habe von ſeiner Annahme aus, daß dem Bekl. der L. 
gegenüber eine Kontrollpflicht obgelegen habe, den vom Bekl. 
angetretenen Beweis, daß eine Ueberwachung der L. ſtattgehabt, 
erheben müſſen. Es kommt in dieſer Richtung Folgendes in 
Betracht: In durchaus bedenkenfreier Weiſe iſt von der Vor⸗ 
inſtanz aus verſchiedenen Gründen, namentlich aber unter Be⸗ 
rückſichtigung deſſen, daß der in dem betreffenden Gebäude ſelbſt 
wohnende Bekl. der nicht etwa zur Verwalterin des Hauſes be⸗ 
ſtellten L., welche nur zur Hausreinigung gegen Gewährung 
freier Wohnung angenommen iſt, auch noch das in Rede ſtehende 
Streuen aufgetragen hat, dafür gehalten, daß der Bekl. in 
ſolchem Auftrage gegenüber der ihm zufolge der oben angezogenen 
polizeilichen Vorſchrift als eigene Pflicht obliegenden Ver⸗ 
bindlichkeit des Streuens nur dann eine genügende Entſchuldigung 
finden, wenn die Thätigkeit der L. von ihm kontrollirt worden. 
Die Vornahme ſolcher Ueberwachung iſt nun vom Bekl. mittels 
ſeines in Rede ſtehenden Vorbringens dahin behauptet, daß, wie 
die in dem gleichen Hauſe wohnende Frau M. bekunden werde, 
der Bekl. und deſſen Ehefrau regelmäßig und täglich die Frau 
L. beim Streuen kontrollirt und ſelbſt, falls es noth gethan, 
mit Hand angelegt hätten. Die Vorinſtanz hat dieſen Beweis- 
antrag abgelehnt, weil ſich gemäß dem Inhalte deſſelben nur 
ergeben würde, daß die Ueberwachung an allen anderen 
Tagen, mit Ausnahme alſo des Unfalltages, und ferner nach 
Meinung der Zeugen regelmäßig ſtattgefunden. Es liegt klar 
vor, daß damit das mitgetheilte Vorbringen des Bekl. zu eng 
aufgefaßt iſt. Nach demſelben liegt die Möglichkeit vor, daß 
durch die Vernehmung der Zeugin die Grundlage für eine Feſt⸗ 
ſtellung geboten wird, wonach der Bekl. ſeiner Kontrollepflicht, 
und zwar nicht bloß nach den Auffaſſung der Frau M., ſondern 
objektiv in der für erforderlich zu erachtenden Weiſe, die 
namentlich auch mit Rückſicht darauf, daß der Bekl. in dem 
Hauſe wohnt und zu ebener Erde einen Laden hat, umfaſſend 
zu beſtimmen, nachgekommen iſt, ſo daß die hierauf Seitens 
des Bekl. verwandte Mühe ſich als eine ſolche darſtellt, welche 
zu feiner Exkulpation gegenüber dem Umſtande, daß gerade zur 


Zeit des Unfalles nicht geſtreut geweſen, für ausreichend zu er⸗ 
achten. VI. C. S. i. S. Köllwing c. Meier vom 31. März 
1898, Nr. 439/97 VI. 

85. Der von dem Kl. zur Begründung ſeiner Schadens⸗ 
erſatzforderung angezogene §8 3671? des Strafgeſetzbuchs, wo⸗ 
nach derjenige mit Strafe bedroht wird, welcher in Häuſern 
Oeffnungen dergeſtalt unverdeckt oder unverwahrt läßt, daß 
daraus Gefahr für andere entſtehen kann, iſt, wie vom R. G. 
erſt kürzlich — vergl. Rep. VI. 372/1897 — ausgeſprochen, 
nicht dahin zu verſtehen, daß eine jede denkbare Gefahr aus- 
ſchließende Sicherheit hergeſtellt wird; vielmehr iſt nach den 
obwaltenden Umſtänden zu beurtheilen, ob nach vernünftigem 
Ermeſſen bei Anwendung der Sorgfalt, die ein ordentlicher und 
aufmerkſamer Menſch zu beobachten pflegt, ſich eine Gefahr er⸗ 
warten läßt oder nicht. Danach iſt ein Rechtsirrthum nicht als 
vorliegend anzunehmen, wenn die Vorinſtanz eine ausreichende 
Verwahrung der hier in Frage ſtehenden, durch die Kellertreppe 
hervorgerufenen Oeffnung als vorhanden anſieht, indem aus⸗ 
geführt wird: Dadurch, daß die nach der Kellertreppe führende 
Thür, wie unter den Parteien feſtſtehe, nach dem Billardzimmer 
zu aufſchlage, ſei für die dort verkehrenden Menſchen ein ſofortiges 
Hindurchfallen durch die Oeffnung ausgeſchoſſen, eine Gefahr 
alſo nicht zu beſorgen; wenn jemand nach Oeffnung der Thür 
ungeachtet eigener gehöriger Achtſamkeit dennoch zu Falle komme, 
ſo falle er nicht wegen mangelhafter Verwahrung, ſondern wegen 
mangelhafter Beleuchtung der Kellertreppe. In dieſer Beziehung 
liege aber ein Mangel nicht vor, weil beim Oeffnen der Thür 
das Tageslicht wenn auch in beſchränktem Maße auf die oberen 
Treppenſtufen falle, und ſo das Vorhandenſein einer Treppe 
für den Eintretenden genügend erkennbar ſei. VI. C. S. i. S. 
Mayer c. Kuhnke vom 4. April 1898, Nr. 441/97 VI. 

86. Der Vermögensſchaden, den ein Menſch in Folge einer 
von ihm erlittenen Körperverletzung in Anſehung feiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit erleidet, beſteht in dem Betrage, um welchen dasjenige, 
was er nach der Verletzung zu erwerben vermag, hinter dem⸗ 
jenigen zurückbleibt, was er nach ſeiner Beſchaffenheit, alſo ins⸗ 
beſondere auch nach den körperlichen Eigenſchaften, die er zur 
Zeit der Verletzung gehabt hat und annehmbar ohne die Ver⸗ 
letzung behalten hätte, zu erwerben in der Lage geweſen wäre, 
und dieſer Betrag iſt, wenn ein Anderer die Folgen der Ver⸗ 
letzung zu vertreten hat, der Höchſtbetrag des von dem Verletzten 
zu erhebenden Exſatzanſpruchs. A. L. R. Thl. 1 Tit. 6 $ 122 
verbunden mit §8§ 115, 116. Bei der hiernach vorzunehmenden 
Vergleichung müſſen alle beſonderen körperlichen Eigenſchaften 
des Verletzten in Betracht gezogen werden, nicht nur ſolche, 
durch die ſeine Erwerbsfähigkeit ſchon zur Zeit der von dem 
Andern zu vertretenen Verletzung aufgehoben oder geſchmälert 
wurde, ſondern auch diejenigen, welche zur Zeit der Verletzung 
die Erwerbsfähigkeit noch nicht beeinträchtigten, wohl aber ſie 
zeitlich begrenzen mußten. Denn ein Erwerb, der dem Ver⸗ 
letzten nach dem zur Zeit der Verletzung ſchon vorhandenen Zu⸗ 
ſtande ſeines Körpers von einem gewiſſen Zeitpunkte nicht mehr 
möglich geweſen ſein würde, kann ihm der Natur der Sache 
nach durch die Verletzung nicht entzogen werden (§ 115 a. a. O.) 
und iſt kein Vortheil, deſſen Erlangung er nach dem natürlichen 
Laufe der Dinge vernünftiger Weiſe erwarten konnte ($ 116 
a. a. O.). Das B. G. nimmt, wie die Reviſion mit Recht 


307 


geltend macht, dieſen Standpunkt ſelbſt inſofern ein, als es ver- 
fügt hat, die von der Bekl. der verwittweten G. zu zahlende 
Entſchädigung ſei von der Zeit an, wo dieſe das 65. Lebensjahr 
erfüllt haben werde, auf monatlich 20 Mark zu beichränfen. 
Wäre die Argumentation des angefochtenen Urtheils richtig, ſo 
hatte auch die durch das fortſchreitende Alter bedingte Verminderung 
der Erwerbsfähigkeit der G. außer Betracht bleiben müſſen, da 
dann auch hier zu ſagen wäre, daß die Erwerbsfähigkeit, ſoweit 
ſie ſchon durch den Unfall vom 19. Oktober 1892 aufgehoben 
geweſen ſei, durch die ſpäteren Folgen des höheren Alters nicht 
mehr habe berührt werden können. Nun muß allerdings, wenn 
ein Menſch durch eine von außen kommende Einwirkung auf 
ſeinen Körper verletzt und dadurch ſeine Erwerbsfähigkeit ver⸗ 
mindert worden iſt, regelmäßig davon ausgegangen werden, daß 
ſeine vor der Verletzung vorhanden geweſene Erwerbsfähigkeit 
ohne die Verletzung auch in Zukunft ſolange, als es erfahrungs⸗ 
mäßig gewöhnlich der Fall zu ſein pflegt, fortbeſtanden haben 
würde. Allein dies iſt nur eine Vermuthung, welche dem 
Gegenbeweiſe weichen muß. Ein ſolcher liegt vor, wenn zu der 
Zeit, wo für die Bemeſſung des von ihm aus der Verletzung 
hergeleiteten Schadenerſatzanſpruchs die Dauer feiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit zu ermitteln iſt, bereits feſtſteht, daß er in Folge einer 
mit der erlittenen Verletzung in keinem Zuſammenhange ſtehenden 
Erkrankung, insbeſondere in Folge einer in ihrem Beginne bis 
in die Zeit vor der Verletzung zurückreichenden Entartung innerer 
Organe vor dem Ablauf der Zeit, für welche die Fortdauer ſeiner 
Erwerbsfähigkeit an ſich zu vermuthen geweſen wäre, erwerbsunfähig 
geworden ſei. VI. C. S. i. S. Gräfin zu Stollberg c. Gebauer 
vom 28. März 1898, Nr. 144/97 VI. 

87. Die Polizeiverordnung vom 18. Dezember 1885, deren Ver⸗ 
letzung durch die Bekl. rechtskräftig feſtgeſtellt iſt, bezweckt zwar an 
ſich gewiß nicht die Verhütung von Schlaganfällen, wohl aber ganz 
im Allgemeinen die Verhütung der Gefahren, welche den in Breslauer 
Häuſern verkehrenden Menſchen durch mangelnde oder ungenügende 
Beleuchtung der Eingänge, Flure und Treppen erwachſen können, 
ſie will verhindern, daß Menſchen auf den unerleuchteten oder 
nur ungenügend erhellten Treppen ꝛc. fallen und hierdurch an 
ihrer Geſundheit geſchädigt werden. Mittelbar zielt alſo die 
Verordnung auf die Verhütung aller derjenigen ſchädlichen Folgen 
ab, welche ein Sturz auf der Treppe ꝛc. hervorrufen kann. Es 
iſt deshalb nicht rechtsirrthümlich, wenn die Vorinſtanz an⸗ 
genommen hat, es müſſe gemäß § 26 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. 
ein Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem Sturz, den die G. am 
19. Oktober 1892 erlitten hat, und dem Schlaganfalle, von dem 
ſie am 23. Oktober 1894 betroffen worden iſt, unterſtellt werden, 
dafern nur der Sturz unter den hier vorliegenden Verhältniſſen 
auch die Folge haben konnte, daß die geſtürzte Perſon nach 
längerer Zeit, wenn auch vermöge des Hinzutritts anderer Um⸗ 
ſtände, vom Schlage getroffen wurde, alſo ein Kauſalzuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Sturze und dem Schlage möglich erſcheint. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

88. Allerdings konnte während der Vererbpachtung gegen 
den Eigenthümer eine Erſitzung nicht beginnen, wohl aber war 
ſie an ſich gegen den Erbpächter möglich, wie das auch das 
frühere Obertribunal ſowohl hinſichtlich des Erbpächters (Entſch. 
Bd. 21 S. 373), als auch hinſichtlich des ähnlich liegenden 
Falles des erblichen laſſitiſchen Beſitzes angenommen hat (Zeit⸗ 


ſchrift für Landeskulturgeſetzgebung Bd. 6 S. 62, Striethorſt, 
Archiv, Bd. 37 S. 94). Hat jedoch der Erbpächter das Erb⸗ 
pachtgrundſtück wieder verpachtet, ſo iſt der gegen ihn gerichteten 
Erſitzung der §S 521 a. a. O. ebenfalls entgegenzuſtellen, mag 
man dieſe Beſtimmung, weil der Erbpächter nach § 201 Thl. J 
Tit. 21 des A. L. R. ein volles Eigenthum an der Erbpacht⸗ 
gerechtigkeit hatte, für die er ſogar ein eigenes Folium im 
Hypothekenbuch erhielt, für unmittelbar verwerthbar erachten 
oder deshalb, weil der $ 521 nur eine beſondere Anwendung 
der in den 88 81 Thl. J Tit. 7, 512 und 516 Thl. I Tit. 9 
des A. L. R. enthaltenen allgemeinen Grundſätze darſtellt, ihr 
nur ſinngemäße Geltung für dieſen Fall beimeſſen. V. C. S. 
i. S. v. Rochow c. Stadtgemeinde Werder vom 12. März 1898, 
Nr. 299/97 V. 

89. Wenn zwei Perſonen einen Tauſchvertrag ſchließen 
wollen, ſo können ſie dieſe Abſicht dadurch verwirklichen, daß ſie 
entweder einen einheitlichen, die Abtretung der beiderſeitigen 
Grundſtücke enthaltenden Tauſchvertrag ſchließen oder daß ſie 
über die Abtretung eines jeden der beiden Grundſtücke einen 
beſonderen Kaufvertrag errichten mit der Abſicht, daß beide 
Verträge zuſammen den Tauſchvertrag darſtellen ſollen. Wird, 
wie hier, letzterer Weg gewählt, ſo dienen beide Verträge der 
Ausführung des Tauſchwillens; es kommen dann die beiden 
Kaufverträge nicht geſondert in Betracht, ſondern bilden Theile 
eines einheitlichen Tauſchvertrages. Daß ſo verfahren werden 
kann, ergiebt ſich daraus, daß nach $ 364 Thl. I Tit. 11 des 
A. L. R. bei dem Tauſche jeder Kontrahent in Anſehung der 
Sache, die er giebt, als Verkäufer und in Anſehung derjenigen, 
die er dagegen empfängt, als Käufer zu betrachten iſt. Hier 
wird geradezu der Tauſchvertrag als ein aus zwei Kaufver- 
trägen ſich zuſammenſetzendes Geſchäft angeſehen. Dafür, daß 
nur dann die beiden Kaufverträge als einheitlicher Tauſchvertrag 
gelten ſollen, wenn in denſelben ausdrücklich die Abhängigkeit 
des einen Vertrages von dem anderen ausgeſprochen iſt, fehlt 
jeder Anhalt. Iſt ſolche Abhängigkeit vereinbart, ſo bilden die 
Kaufverträge ohne Weiteres den Tauſchvertrag. Es wäre eine 
Ueberſpannung der Anſprüche an die Schriftform, ſollten die 
beiden formgültigen Kaufverträge dann nicht einen formgültigen 
Tauſchvertrag darſtellen, wenn nicht auch die Vereinbarung der 
Kontrahenten, daß durch den Abſchluß der beiden Kaufverträge 
ein Tauſchvertrag hergeſtellt werden ſolle, durch die Schriftform 
gedeckt iſt. Allerdings können die Kontrahenten die Wirkſamkeit 
ihrer Vereinbarung an die Bedingung binden, daß dieſe in den 
Kaufverträgen zum Ausdruck gebracht werde; dann muß dieſem 
Erforderniß genügt werden. Iſt dies aber nicht der Fall, ſo 
ſind die beiden Kaufverträge ihrer Beſtimmung gemäß als 
Tauſchvertrag zu beurtheilen, auch wenn dieſe Beſtimmung in 
den Kaufverträgen nicht erwähnt iſt. In der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung iſt in dem Abſchluß der beiden Kaufverträge ein 
Tauſchvertrag gefunden, wenn ſie nach Vereinbarung der Kontra⸗ 
henten die Ausführung des Tauſchwillens darſtellen ſollten 
(vergl. z. B. Urtheil des R. G. in Sachen Mager c. v. Briefen 
vom 2. Februar 1898. V 247/97). V. C. S. i. S. Roh- 
kamm c. Müller vom 23. März 1898, Nr. 240/97 V. 

90. In der Sache ſelbſt iſt der angefochtenen Entſcheidung 
beizutreten. Zunächſt tft es nicht zweifelhaft, daß Wechſel⸗ 
forderungen auch durch Ceſſion übertragen werden können, und 
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daß die Ceſſion auf beſonderer Urkunde erklärt werden kann 


(vergl. u. A. Entſch. des R. G. in Civiſachen Bd. 3 S. 329, 


Bd. 12 S. 132). Die rechtliche Wirkſamkeit der beiden Ab⸗ 
tretungsurkunden vom 17. Juni 1895 und 16. September 1895 
unterliegt daher inſofern keinen Bedenken. Bekl. behauptet aber, 
daß er nur ſeine Anſprüche gegen B. und deſſen Maſſe abge⸗ 
treten, dagegen ſeine Anſprüche gegen F., den Acceptanten der 
3 erſten, und gegen L., Ausſteller der beiden letzten Wechſel, 
ſich vorbehalten habe. Die Abtretung einer Wechſelforderung 
kann indeß auch zum Theil erfolgen und zwar iſt nicht nur die 
Beſchränkung der Abtretung auf einen Theil der Summe 
möglich, ſondern es iſt, wie das R. O. H. G. bereits anerkannt 
hat (deſſen Entſch. Bd. 9 S. 64) auch für ſtatthaft zu erachten, 
daß bei dem Vorhandenſein mehrerer Wechſelverpflichteten der 
Anſpruch gegen einen derſelben abgetreten, gegen den andern 
vorbehalten wird. Die vorliegenden Abtretungen würden deshalb 
auch dann gültig ſein, wenn die erwähnte Behauptung des 
Bekl. die von der Kl. nicht beſtritten wurde, als wahr zu 
Grunde gelegt wird. Letzteres iſt offenbar von den Gerichten 
der Vorinſtanzen geſchehen, und demgemäß muß davon ausge⸗ 
gangen werden, daß der Kl. die auf den 5 Wechſeln beruhenden 
Rechte des Bekl. in dem von ihm behaupteten beſchränkten 
Umfange übertragen worden ſind. Aber auch dann iſt ihr An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe der Wechſel begründet. Die Reviſion 
meint zwar, daß Kl. nur ein Zweigdokument verlangen könnte, 
und rügt Verletzung des $ 399 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. 
Allein der § 399 gilt nicht für die Ceſſion einer Wechſel⸗ 
forderung, wie in § 400 ebendaſelbſt gejagt wird, und kann 
wegen der Bedeutung des Wechſels auf eine ſolche Ceſſion keine 
Anwendung finden. Der Wechſel iſt der Träger der Forderung, 
ſo daß dieſe ohne ſeinen Beſitz nicht geltend gemacht werden 
kann. In Folge deſſen kann das Recht aus einem Wechſel nicht 
ſchon durch die Ceſſionserklärung allein, der Beſtimmung in 
§ 393 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. entſprechend, übertragen 
werden, vielmehr gehört zur Uebertragung des Forderungsrechts 
neben der Ceſſionserklärung auch die Uebergabe des Wechſels 
ſelbſt, da ohne dieſen weder Zahlung noch Theilzahlung zu er⸗ 
langen iſt. (Vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 11 S. 250; 
des R. G. in Civilſachen Bd. 3 auf S. 329, Bd. 26 S. 99.) 
Es muß deshalb, wenn nur ein Theil einer Wechſelforderung 
abgetreten wird, der Ceſſtonar in gleicher Weiſe in den Stand 
geſetzt werden, das ihm abgetretene Recht geltend machen zu 
können. Nun iſt allerdings anzuerkennen, daß die theilweiſe 
Abtretung einer Wechſelforderung nicht unter allen Umſtänden 
die Verpflichtung des Cedenten begründet, den Wechſel dem 
Ceſſionar endgültig auszuhändigen. Denn der Cedent hat, wie 
die Reviſion zutreffend hervorhebt, in einem ſolchen Falle auch 
ein Intereſſe an dem Beſitz des Wechſels, ſo daß dieſer ihm 
zugänglich bleiben muß, und es kommt deshalb auf die etwa 
getroffenen Vereinbarungen oder den ſonſt aus der Sachlage 
zu entnehmenden Parteiwillen an, in weſſen Händen das Original 
des Wechſels zur Aufbewahrung verbleiben ſoll. In dem vor⸗ 
liegenden Falle handelt es ſich um Wechſel, die nach den oben 
mitgetheilten Parteibehauptungen an den Ceſſionar ſoweit bezahlt 
waren, daß nicht erſichtlich iſt, inwiefern Bekl. überhaupt noch 
Forderungen aus denſelben erheben könnte. Ferner ſind dieſe 
Wechſel von dem Bekl. ohne Vorbehalt abgetreten und, wie in 


I. J. geltend gemacht und nicht beſtritten wurde, demnächſt von 
ſeinem Bevollmächtigten, dem Rechtsanwalt N., dem E. und 
der Kl., ebenfalls ohne Vorbehalt, angeboten worden. Es kann 
deshalb nicht zweifelhaft ſein, daß Kl. unter dieſen Umſtänden 
die Herausgabe der Wechſel fordern darf, und daß Bekl. in der 
Lage iſt, dieſelben, wenn es wirklich der Fall ſein ſollte, daß er 
ſie zur Geltendmachung der von ihm vorbehaltenen Rechte 
brauchen müßte, von der Kl. zur Benutzung zurückfordern zu 
müſſen. I. C. S. i. S. Grebs c. Brandt vom 23. März 1898, 
Nr. 431/97 I. 

91. Das L. G. hat die Klage abgewieſen, weil Kl. den 
erwähnten Rechnungsauszug nicht innerhalb der in den Geſchäfts⸗ 
bedingung der Bekl. beſtimmten Friſt bemängelt, daher aber 
die Rechnung und die in dieſer enthaltene Verrechnung des 
Depots als genehmigt zu gelten habe und bei ſolcher Sachlage 
die Verrechnung auf die Forderung der Bekl., ſelbſt wenn dieſe 
aus Differenzgeſchäften entſtanden ſein ſollte, nach § 578 
Thl. J Tit. 11 A. L. R. gültig ſei. Das B. G. hat zwar am 
Schluß ſeiner Entſcheidungsgründe den Spieleinwand überhaupt 
für widerlegt erachtet, iſt jedoch in erſter Linie der Anſicht des 
L. G. beigetreten. Dieſe Entſcheidung iſt im Ergebniß zu⸗ 
treffend; die Begründung des L. G. iſt jedoch nicht haltbar. 
Allerdings ſteht in den, für das Verhältniß der Parteien maß⸗ 
gebenden Geſchäftsbedingungen der Bekl. unter Ziffer 3, daß 
die Rechnungsauszüge als genehmigt gelten ſollten, falls nicht 
binnen vier Wochen Erinnerungen erhoben würden; es iſt ferner 
richtig, daß Kl. ſolche nach Empfang des in Rede ſtehenden 
Rechnungsauszugs nicht erhoben hat. Hieraus folgt jedoch 
nicht, daß der Auszug und die Verrechnung des Depots auch 
dann als genehmigt zu gelten hätten, wenn die Geſchäfte 
Differenzgeſchäfte geweſen wären. Denn in dieſem Falle würden 
nicht nur die einzelnen Geſchäfte, ſondern auch die zu Grunde 
gelegten Bedingungen ungültig ſein. Aus den Bedingungen 
allein läßt ſich deshalb nichts ableiten. Dagegen ſind in dem 
angefochtenen Urtheil Thatſachen feſtgeſtellt, die aus anderen, 
von dem B. G. auch erwähnten, Gründen den Schluß be 
dingen, daß Kl. die Rechnung anerkannt hat. Eine Anerkennung 
darf zwar nicht aus dem Stillſchweigen des Kl. gefolgert werden; 
auch nicht daraus, daß für ihn nach Zuſtellung des Rechnungs⸗ 
auszuges noch 15 000 Mark Bochumer verkauft worden find, 
da hierin nicht eine Fortſetzung der Geſchäftsverbindung, ſondern 
nur eine zur Löſung des Engagements noch erforderliche Hand- 
lung zu finden iſt. Endlich würde an und für ſich noch nicht 


entſcheidend fein, daß Kl. auf Grund des Rechnungsauszugs 


am 23. Juli 1895 600 Mark und am 29. Juli 103 Mark 
80 Pfennig erhoben hat. Wohl aber iſt von Bedeutung, daß 
Kl. am 23. Juli nur 600 Mark hob, ohne Verwahrung, denn 
dies kann nur geſchehen ſein, weil das Engagement in den 
Bochumer Aktien mit noch 15 000 Mark ſchwebte und Kl. das 
Ergebniß abwarten wollte. Sodann iſt von Bedeutung, daß 
Kl. am 29. Juli den noch rückſtändigen Betrag von 103 Mark 
80 Pfennig zwar „u. V.“, d. h. „unter Vorbehalt“, abhob, 
aber, wie in dem angefochtenen Urtheil auf Grund der Zeugen⸗ 
ausſage des W. für bewieſen erachtet wird, ſich nur vorbehielt, 
die rechneriſche Richtigkeit zu prüfen. Dieſe Thatſachen führen 
zu dem, von dem B. G. neben feinen vorangeſchickten Er⸗ 
wägungen anerkannten, Ergebniß, daß Kl. die Rechnung ſtill⸗ 
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ſchweigend, alſo durch ſchlüſſige Handlungen anerkannt hat. 
Alsdann aber iſt auch die Verrechnung genehmigt und daher 
durfte Kl. ſeine Einlage ſelbſt dann nicht zurückfordern, wenn 
die Geſchäfte mit der Bekl. Differenzgeſchäfte geweſen wären, 
weil die Tilgung eines Spielverluſtes durch vertragsmäßige 
Aufrechnung der Zahlung gleichſteht. Dies iſt von dem R. G. 
wiederholt anerkannt worden (ſo vom III. C. S. durch das 
bei Bolze, Praxis Bd. 11 Nr. 289 mitgetheilte Urtheil, von 
dem erkennenden Senat in den Urtheilen vom 17. Februar und 
14. April 1897 I. 341 und 427 von 96). Das Urtheil des 
I. Hilfsſenats vom 19. Dezember 1879 (Entſch. in Civilſachen 
Bd. 1 S. 130) auf das die Reviſion ſich beruft, enthält keine 
abweichende Entſcheidung, ſondern ſpricht nur aus, daß die Auf⸗ 


rechnung auf Grund eines gültigen Vertrages, alſo, falls ein 


ſolcher die Schriftform erfordere, eines ſchriftlichen Vertrags 
erfolgen müſſe. Dies Erforderniß kommt im vorliegenden Fall 
nicht in Betracht, da Geſchäfte in Frage ſtehen, auf die 
Art. 317 H. G. B. Anwendung findet. I. C. S. i. S. 
Pfiſter c. Nationalbank für Deutſchland vom 12. März 1898, 
Nr. 422/97 I. | | 

92. Es iſt unſtreitig, daß auf Anweiſung des Kl. die 
Valuta des ihm von der Kreisſparkaſſe bewilligten Darlehns 
dadurch berichtigt worden iſt, daß ſein Konto mit 8 100 Mark 
belaſtet und dagegen das Konto des Fräulein S. in Höhe des 
gleichen Betrages entlaſtet wurde. In dieſer Anweifung liegt 
die Erklärung des Kl., die Schuld des Fräulein S. an deren 
Stelle übernehmen zu wollen. Die Kreisſparkaſſe hat, indem 
fie anſtatt der Valutazahlung die ihr aufgetragenen Kontirungen 
ausführte, ihr Einverſtändniß mit der Schuldübernahme und 
ihre Einwilligung in die Entlaſſung des Fräulein S. aus der 


beſtehenden Schuldverbindlichkeit unzweideutig und unmittelbar 


zu erkennen gegeben. Ohne Rechtsnormverletzung hat daher 
das B. G. in dem zwiſchen dem Kl. und der Kreisſparkaſſe 
eingegangenen Rechtsgeſchäfte dasjenige der Expromiſſion erblickt. 
55 399, 400 Thl. 1 Tit. 14 A. L. R., Rehbein, Entſcheidungen, 
Bd. 2 S. 725, Entſcheidungen des Obertribunals, Bd. 41 
S. 1, Eccius, Privatrecht, Bd. 1 8 101, Dernburg, Privat- 
recht, Bd. 2 8 64. Die Expromiſſion ſelbſt kommt im gegen- 
wärtigen Rechtsſtreite nicht weiter in Betracht. Zu ihrer Rechts- 
gültigkeit wäre ein ſchriftlicher Vertrag zwiſchen der Kreisſparkaſſe 
und dem Kl. über die Schuldübernahme und die ſchriftliche 
Einwilligung der Kreisſparkaſſe zur Entlaſſung des Fräulein S. 
erforderlich geweſen, Falls ſie nicht als Handelsgeſchäft betrachtet 
werden könnte. § 400 Thl. 1 Tit. 14 A. L. R., Entſcheidungen 
des Obertribunals, Bd. 41 S. 1, Art. 273,277 „317 H. G. B. 
Aber die Beobachtung der gehörigen Form wäre nur dann von 
Erheblichkeit geworden, wenn es ſich um das Rechtsverhältniß 
zwiſchen der Kreisſparkaſſe und dem Kl. (der Glaͤubigerin und 
dem neuen Schuldner) gehandelt hätte. Dieſes iſt indeſſen nicht 


der Fall, vielmehr handelt es ſich um das Rechtsverhältniß, in 


welches der Kl. zu dem Fräulein S. aus Veranlaſſung der 
Erpromiffion getreten if. IV. C. S. i. S. Schroeder c. Harder 
vom 24. März 1898, Nr. 302/97 IV. 5 | 

93. Begründet ift die Reviſion, ſoweit ſie ſich gegen die 
Verurtheilung der Bekl. zum Schadenerſatze richtet. Der B. R. 
gründet die Schadenerſatzpflicht der Bekl. auf deren ſchuldhaften 
Verzug in der Uebergabe und Auflaſſung der Grundſtücke. 


Bekl. befindet ſich jedoch nicht im Verzuge. Sowohl nach dem 
urſprünglichen Vertrage, als auch nach den ſpäter von den 
Parteien getroffenen abändernden Beſtimmungen hatte Kl. die 
eingetragenen Hypotheken im Betrage von 27 000 Mark zu 
übernehmen und 9 000 Mark zu zahlen. Im vorliegenden 
Rechtsſtreite verlangt er jedoch Minderung des Kaufpreiſes um 
2000 Mark, will alſo nach einer geleiſteten Anzahlung von 
3000 Mark nur noch 4 000 ſtatt 6 000 Mark zahlen. Da 
ſein Minderungsanſpruch, wie der B. R. zutreffend ausgeführt 
hat, unbegründet iſt, wurde die Bekl. durch die Aufforderung, 
die Grundſtücke unter gleichzeitiger Minderung des Kaufpreiſes 
um 2 000 Mark zu übergeben und aufzulaffen, nicht in. Verzug 
geſetzt, vielmehr bedurfte es hierzu des Anbietens der vollen 
vertragsmäßigen Gegenleiſtung. Daß Kl. ſein vertragswidriges 
Verhalten mit der Bezeichnung einer vorweg genommenen Replik 
belegt, kann hieran ſelbſtverſtändlich nichts ändern (8 22 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 16). Auch gegenwärtig hat Kl. unter 
Aufrechterhaltung ſeines Klageantrages ſich nur eventuell zur 
vollen Erfüllung des Vertrages erboten. Auch dadurch iſt die 
Bekl. noch nicht in Verzug geſetzt worden. Es fehlt ſonach an 
jeder Grundlage für eine Schadenerſatzpflicht der Bekl. V. C. S. 
i. S. Wagner c. Knopke vom 6. April 1898, Nr. 343/97 V. 

94. Auf Grund ſeiner Feſtſtellung bezüglich des von der 
Kl. gemachten Vorbehalts wegen ihrer eigenen Deckung in Höhe 
von 18 000 Mark gelangt das B. G. zu der Auffaſſung, daß 
der Kl. gemäß § 200 Thl. I Tit. 16 des A. L. R. gegen 
den Bekl. ein Kondiktionsanſpruch auf Rückgewähr der Hypothek 
in Höhe von 18 000 Mark oder Zahlung der 18 000 Mark 
erwachſen, und, da jene Rückgewähr in Folge der Löſchung der 
Hypothek ausgeſchloſſen erſcheine, nunmehr der Anſpruch auf 
Zahlung der 18 000 Mark begründet ſei. Ob, wenn ein 
Kondiktionsanſpruch der Kl. vorläge, der § 200 Thl. 1 Tit. 16 
des A. L. R. oder nicht vielmehr, da die Kl. in Andernach 
wohnt und dort ihre in Koblenz eingetragene Hypothek nach 
Abgabe des genannten Vorbehalts cedirt hat, das in der Rhein⸗ 
provinz geltende franzöſiſche Recht zur Anwendung zu bringen 
ſei, kann dahin geſtellt bleiben. Denn in Wirklichkeit handelt 
es ſich um einen vertraglichen Anſpruch der Kl. auf Erfüllung 
und dieſer Anſpruch iſt nicht nur nach Pr. A. L. R., wenn 
daſſelbe hier anzuwenden wäre, ſondern auch nach den Vor- 
ſchriften des o. o. begründet. Da nämlich die Kl. in ihrer 
Ceſſion, die dem von dem Notar X. im Auftrage des Bekl. 
verfaßten Ceſſionsentwurfe entſprach, wörtlich erklärt hatte: 
„Cedentin bekennt, den Ceſſionspreis mit 43 000 Mark von 
dem Ceſſionar bereits baar und richtig erhalten zu haben und 
ertheilt hiermit darüber Quittung,“ in Wirklichkeit aber dieſe 
Zahlung an die Kl. von dem Bekl. noch nicht geleiſtet war, 
ſo war der Bekl., da er eine abweichende Willenserklärung 
ſeinerſeits der Kl. gegenüber nicht zum Ausdruck gebracht hat, 
in Folge ſeiner Annahme der Ceſſion vertraglich verpflichtet, 
der Kl. den Ceſſionspreis von 43 000 Mark baar zu zahlen. 
Daß der Bekl. bei Anwendbarkeit der landrechtlichen Vorſchriften 
mit Rückſicht darauf, daß er zur Rückeeſſion nicht mehr im 
Stande iſt, für die Zahlung des Ceſſionspreiſes vertraglich 
haften würde, kann nach den 88 155 bis 159 Thl. I Tit. 5 
des A. L. R. nicht zweifelhaft ſein. Indeſſen iſt davon aus⸗ 
zugehen, da im vorliegenden Falle Andernach gemäß § 248 


310 


Thl. I Tit. 5 des A. L. R. der Erfüllungsort für die von 
dem Bekl. zu leiſtende Zahlung des Ceſſionspreiſes war, dort 
auch die Kl. wohnte und die Ceſſion erklärte, daß die Frage, 
ob der Bekl. zur Zahlung des Ceſſionspreiſes vertraglich ver- 
pflichtet worden ſei, nach den Beſtimmungen des c. c. zu be⸗ 
urtheilen iſt. Dieſe Beſtimmungen — Art. 1101 über das 
Weſen eines Vertrages, Art. 1108 über die Erforderniſſe eines 
Vertrages, Art. 1134 über Vertragserfüllung, Art. 1234 und 
1239 über Erlöſchen der vertraglichen Verbindlichkeit durch 
Zahlung und über die Perſon des Zahlungsnehmers, Art. 1689 
über den Uebertrag von Forderungen (Ceſſton), Art. 1692 und 
1693 über die Ceſſion auf Grund eines Verkaufes und 
Art. 1650 über die Verbindlichkeit des Käufers zur Zahlung 
des Kaufpreiſes — führen gleichfalls zu dem Ergebniſſe, daß 
der Geffionar zur Zahlung des vertraglichen Ceſſionspreiſes an 
den Cedenten verpflichtet iſt. IV. C. S. i. S. Foerſter 
c. Claſſen vom 14. März 1898, Nr. 346/97 IV. 

95. Die Retentionseinrede, die der Bekl. aus dem an⸗ 
geblich wiedergefundenen, aber noch nicht herausgegebenen 
Schuldtitel entlehnt, iſt ohne erkennbaren Rechtsirrthum ver⸗ 
worfen. Freilich entſpringt die von dem Kl. geltend gemachte 
Forderung aus dem nämlichen Rechtsverhältniſſe wie der An⸗ 
ſpruch des Bekl. Und es wäre unter Umſtänden die Einrede 
der Argliſt begründet, wenn jener Befriedigung verlangte und 
zugleich ſeinem Schuldner den Schuldtitel ohne Grund vor⸗ 
enthielte. Das B. G. hat aber mit Recht angenommen, daß 
der Bekl. angeſichts der geringen Erheblichkeit ſeines Gegen⸗ 
anſpruchs nicht berechtigt ſei, die Erfüllung des Klaganſpruchs 
zu verweigern. Er hat in der That, wenn überall, doch jeden⸗ 
falls nur ein ganz unbedeutendes Intereſſe an der Erlangung 
des Titels, ſofern er nämlich in der Lage iſt, einen Vollſtreckungs⸗ 
verſuch mit dem Vergleichsdokument und dem Reverſe, kraft deſſen 
der Titel ſeine Gültigkeit verloren hat, aus dem Felde zu 
ſchlagen. Unter dieſen Umſtänden wäre es ſeine Aufgabe ge⸗ 
weſen, fein Intereſſe ziffermäßig abzuſchätzen und dann bis zur 
Höhe des hierbei gewonnenen Betrages die Begleichung der 
Klagforderung abzulehnen, wogegen es als unzuläſſig erſcheint, 
dem Kl. die geſchuldete Zahlung ſchlechthin und im ganzen 
Umfange vorzuenthalten. Da er das unterlaſſen hat, ſich ſein 
minimales Intereſſe auch in Ermangelung jeglicher thatſächlicher 
Anhaltspunkte einer gerichtlichen Schätzung entzieht, ſo konnte 
das B. G. allerdings der Einrede überhaupt die Beachtung 
verſagen. I. C. S. i. S. Krone c. Lieſegang vom 16. März 
1898, Nr. 415/97 J. 

96. Die Reviſion macht geltend, das vom Miether an den 
Vermiether geſtellte Verlangen, vor Bezeichnung des Unter⸗ 
miethers eine Erklärung wegen der Untermiethe abzugeben, ſei 
ein unberechtigtes, jedenfalls aber verpflichte es den Vermiether 
nicht zu einer bindenden Erklärung. Rehbein ſpricht fh aller⸗ 
dings in den Entſch. des Obertribunals Bd. III S. 838 
Note c dahin aus, die Genehmigung der Untermiethe müſſe 
unter Angabe der Perſon des Untermiethers nachgeſucht werden, 
weil der Vermiether ohnedies ſein Prüfungsrecht nicht ausüben 
könne. Dies erkenne auch das Obertribunal Bd. 59 S. 161 
an, ziehe aber aus der beſonderen Sachlage doch eine andere 
Folge. Ein Recht zur Kündigung habe nur der Miether, der 
aftervermiethen wolle und eine Perſon habe, deren Aufnahme 


der Vermiether nicht verſagen dürfe. Der Reviſion iſt auch 
ferner einzuräumen, daß in dem durch das Urtheil des er⸗ 
kennenden Senats vom 17. Juni 1895 Rep. VI 89/95 (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 35 S. 314) entſchiedenen Falle 
der Miether zunächſt einen Untermiether geſtellt hatte. Dennoch 
iſt ſowohl in der Entſcheidung des Obertribunals vom 
14. Oktober 1867 (Entſch. des Obertribunals Bd. 59 S. 161) 
als in der Urtheile des R. G. vom 17. Juni 1895 (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 35 S. 314) anerkannt, daß die 
Kündigungsbefugniß des Miethers im Falle allgemeiner und 
unbedingter Verſagung der Untermiethe von der vorgängigen 
Stellung eines Untermiethers nicht bedingt ſei. Die Ent - 
ſcheidung des Obertribunals erkennt zwar an, daß der Ver⸗ 
miether vor der Bezeichnung einer beſtimmten Perſon als Unter 
miethers jede Erklärung über die Geſtattung der Untermiethe 
ablehnen dürfe, ohne ſich der Kündigungsbefugniß des Miethers 
auszuſetzen, erachtet aber ebenſo den Vermiether für berechtigt, 
ſeine Erklärung ſchon vor der Bezeichnung eines Untermiethers 
zur Vermeidung jeder ferneren Verhandlung hierüber abzugeben, 
— für den Fall allgemeiner Verſagung den Miether aber nicht 
für verpflichtet, einen etwaigen Untermiether namhaft zu machen. 
Das erwähnte Urtheil des erkennenden Senats beſchränkt ſich 
nicht auf die Prüfung der Zurückweiſung des geſtellten Unter- 
miethers, ſondern folgert aus der Erklärung des Vermiethers, 
er nehme nur altrenommirte Geſchäfte auf, eine zur Kündigung 
berechtigende Weigerung. Von den in den beiden Erkenntniſſen 
ausgeſprochenen Grundſatze abzugehen, erſchien kein Anlaß ge 
geben. Die auch in das B. G. B. übergegangene Beſtimmung 
($ 549 des B. G. B.) fol, abweichend von dem lediglich das 
Vertragsrecht berückſichtigenden gemeinen Recht, auch dem für 
das Miethverhältniß belangreichen gegenſeitigen perſönlichen 
Vertrauen Rechnung tragen. Dem Vermiether ſoll kein Unter ⸗ 
miether aufgedrängt werden. Anderſeits kann, wenn keine be⸗ 
gründeten Einwendungen gegen den Untermiether beſtehen, die 
Verweigerung der Untermiethe als Schikane erſcheinen. Dem 
Intereſſe des Miethers wird für dieſen Fall das Kündigungs- 
recht eingeräumt. Muß dem Vermiether ein Prüfungsrecht zu⸗ 
ſtehen, ſo würde das Erforderniß der Stellung eines Unter⸗ 
miethers ſich doch zu einem bloßen Formalismus geſtalten, wenn 
der Vermiether von vornherein erklärt, daß er das Prüfungs⸗ 
recht nicht ausüben wolle, da er ſich auf eine Untermiethe über⸗ 
haupt nicht einlaſſe. Stellt ſich der Vermiether ſofort auf den 
Standpunkt, der den Geſetzgeber beſtimmt, das Intereſſe des 
Miethers durch Gewährung des Kündigungsrechtes zu wahren, 
ſo iſt nicht abzuſehen, warum noch vor der Ausübung dieſes 
Rechtes ein Vorſtadium von Verhandlungen durchgemacht werden 
ſollte, deſſen Zweckloſigkeit von vornherein feſtſtünde. Zudem 
würde es dem Miether wohl nicht gelingen, einen Untermiether 
zum Zweck der bloßen Vorſtellung zu gewinnen. Ob die Ver⸗ 
weigerung der Untermiethe ſchlechthin oder durch Aufftellung ſie 


ausſchließender Bedingungen erfolgt, erſcheint gleichgültig. 


VI. C. S. i. ©. Ernſt e. Pinner vom 17. März 1898, 
Nr. 433/97 VI. 

97. In beiden Vorinſtanzen iſt entſprechend dem Klag⸗ 
antrage entſchieden, welcher auf Verurtheilung des Bekl. gerichtet 
iſt, in die Aufhebung des zwiſchen den Parteien bezüglich 
Reſtaurationslokalitäten, die in dem Haufe des Bekl. gelegen, 


auf die Zeit vom 1. Oktober 1896/97 abgeſchloſſenen Mieth- 
kontrakts zu willigen. Das B. G. hat dafür erachtet, daß das 
Hägerifche Begehren gerechtfertigt ſei, weil das gedachte Haus 
nicht die Eigenſchaft der Freiheit von Proſtituirten gehabt, 
ſolche Freiheit aber von dem Vertreter des Bekl., R., auf die 
desfalls an ihn bei den Verhandlungen vom Kl. gerichtete Frage, 
obwohl ihm, dem R., bekannt geweſen, daß ſich damals Dirnen 
in dem Hauſe eingemiethet gehabt, behauptet worden, mithin 
der Mangel einer ausdrücklich zugeficherten Eigenſchaft vorliege. 
Die in Rede ſtehende Qualität ſtelle ſich aber auch als eine 
gewöhnlich vorausgeſetzte dar. Denn für einen Wirth würden 


die Miethsräume entwerthet und zum Gebrauche ganz oder 


größtentheils ungeeignet, wenn Proſtituirte in dem Haufe 
wohnten, vorausgeſetzt, daß der Wirth daran Anſtoß nehme, 
was zu vermuthen hier aber durch die erwähnte, vom Kl. an 
den R. gerichtete Frage ausdrücklich ausgeſprochen ſei. Vom 
Rkl. iſt hiegegen geltend gemacht, daß von ihm dem R. ein 
Auftrag, dem Kl. die fragliche Mittheilung bezüglich Freiheit 
des Hauſes von Proftituirten zu machen, nicht gegeben worden, 
daß eventuell aber auch einem ſolchen Auftrage, da er ſich auf 
Ertheilung einer Zuſicherung wider beſſeres Wiſſen, mithin auf 
ein argliſtiges Verhalten gerichtet, jede rechtliche Wirkung ab⸗ 
zuſprechen ſei. Es braucht auf eine Würdigung dieſes Angriffs 
nicht eingegangen zu werden. Denn, wie die oben mitgetheilten 
Erwägungen der Vorinſtanz ergeben, findet die getroffene Ent⸗ 
ſcheidung eine ſelbſtſtändige Grundlage darin, daß die Freiheit 
des Hauſes als eine gewöhnlich vorausgeſetzte, hier auch, da, 
wie feſtgeſtellt, vom Kl. darauf Gewicht gelegt, gerade als 
ſolche angeſehene Eigenſchaft darſtelle, deren Mangel zur Auf- 
hebung des Miethverhältniſſes berechtige. Die diesbezüglichen 
Ausführungen, welche auch einem Angriffe Seitens der Reviſion 
nicht unterzogen, erſcheinen durchaus bedenkenfrei. VI. C. S. 
i. S. Knack c. Tſchörtner vom 6. April 1898, Nr. 95/98 VI. 

98. Es iſt zwar richtig, daß der Pächter die ihm nach 
dem Pachtvertrage obliegenden Verpflichtungen nur inſoweit zu 
erfüllen hat, als der Verpächter ihm den Gebrauch und die 
Nutzung des Pachtgegenſtandes überlaſſen hat. Daraus folgt 
aber nicht, daß der Pächter von allen ſeinen Vertragspflichten 
ſchon dann befreit iſt, wenn ihm die Pachtnutzung nicht für die 
ganze Vertragsdauer gewährt iſt. Vielmehr hat er, wenn das 
Pachtverhältniß vor Ablauf der Vertragszeit beendet wird, für 
die Zeit, während welcher daſſelbe beſtanden hat, die über⸗ 
nommenen Gegenleiſtungen zu erfüllen. Vergl. $5 384, 394 
A. L. R. Thl. I. Tit. 21. VI. C. S. i. S. Thiede Konk. 
c. Prinz Friedrich Leopold von Preußen vom 14. April 1898, 
Nr. 450/97 VI. 

99. Der 8 719 SH. II Tit. 1 des A. L. R. beſtimmt: 
„Wenn der auf die Scheidung dringende Ehegatte den Anderen, 
welcher die Ehe fortſetzen will, zu denjenigen Vergehungen, 
worauf die Klage gegründet wird, durch ſein unſittliches Betragen 
ſelbſt veranlaßt hat, ſo findet die Scheidungsklage nicht ſtatt.“ 
Nach der Rechtſprechung des IV. C. S. des R. G.: (Urtheil 
vom 22. September 1884 (Gruchot, Beiträge Bd. 29 S. 918); 
Urtheil vom 19. September 1889 in Sachen Schmidt wider 
Schmidt IV. 120. 89; Urtheil vom 26. Januar 1891 in Sachen 
Reimers wider Reimers IV. 250. 90; Urtheil vom 28. Sep⸗ 
tember 1891 in Sachen Brantjes wider Brantjes IV. 150. 91 
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und noch mehrere ſpätere Urtheile) ſetzt die Anwendbarkeit dieſer 
geſetzlichen Vorſchrift im Falle einer auf Ehebruch gegründeten 
Scheidungsklage voraus, daß ein urſächlicher Zuſammenhang be⸗ 
ſtehe zwiſchen dem unſittlichen Verhalten der klagenden Partei 
und dem der beklagten Partei zur Laſt gelegten Ehebruche, daß 
daher derjenige ehebrecheriſche Verkehr, auf welchen die Klage 
ſich gründet, durch das unſittliche Verhalten des klagenden Theils 
veranlaßt worden ſei. Das unſittliche Verhalten der Kl. ſoll 
theils in der Verweigerung der ehelichen Beiwohnung, theils in 
mündlichen oder ſchriftlichen Erklärungen, die der Thatbeſtand 
unter a bis g genauer mittheilt, beſtanden haben. Die Ver⸗ 
weigerung der ehelichen Beiwohnung hatte das L. G. deshalb 
für nicht erheblich erachtet, weil vom Bekl. nicht ſolche That⸗ 
ſachen angeführt worden ſeien, aus denen eine halsſtarrige und 
fortdauernde Verſagung der ehelichen Pflicht gefolgert werden 
könne. Das B. G. hat eine wiederholte ausdrückliche Be⸗ 
urtheilung jener Behauptung des Bekl. unterlaſſen, und hierin 
findet die Reviſion einen Mangel der Begründung, allein mit 
Unrecht. Denn einmal iſt davon auszugehen, daß auch das 
B. G. ſich der Auffaſſung des L. G. in dieſem Punkte lediglich 
angeſchloſſen hat, und dann kann auch die Verſagung der ehelichen 
Beiwohnung nicht als ein unſittliches den Ehebruch des Bekl. 
veranlaſſendes Verhalten der Kl. im Sinne des § 719 angeſehen 
werden. Die mündlichen und ſchriftlichen Erklärungen der Kl. 
unter a bis g des Thatbeſtandes hat das B. G. geprüft, eine 
Beweisaufnahme darüber aber abgelehnt, weil die Vorausſetzung 
für die Anwendbarkeit des § 719 die ſei, daß das unſtttliche 
Verhalten der Kl. mit dem dem Bekl. zur Laſt gelegten Ehe⸗ 
bruche in urſächlichem Zuſammenhange ſtehe, ein ſolches Kaufal- 
verhältniß jedoch zwiſchen den Willensäußerungen der Kl. oder 
einer derſelben und dem hier feſtſtehenden Ehebruche des Bell. 
mit der genannten Frauensperſon nicht angenommen werden 
könne. Dieſe Begründung ergiebt, daß fie auf richtiger Aus⸗ 
legung des § 719 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. und auf that⸗ 
ſaͤchlicher Würdigung der Anführungen des Bekl. unter a bis g 
des Thatbeſtandes beruht. Eine unzureichende Begründung fällt 
dem B. G. nicht zur Laſt, da es frei zu beurtheilen hatte, ob 
die angeblichen Aeußerungen der Kl. für die Bildung ſeiner 
Ueberzeugung von dem urſächlichen Zuſammenhange zwiſchen 


dieſen Aeußerungen und jenem Chebruche erheblich waren oder 
nicht. 


Der § 259 der C. P. O. iſt daher vom B. G. nicht 
verletzt. Wenn die Reviſion noch auf das Urtheil des IV. C. S. 
des R. G. vom 1. März 1888 in Sachen Fiſcher wider Fiſcher 
IV. 344. 87 Bezug nimmt, um den Nachweis zu führen, daß 
auch das R. G. nicht immer an dem Erforderniſſe jenes urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhanges zwiſchen unſittlichem Verhalten und 
Ehevergehen feſthalte, ſo iſt dieſer Beweis aus jenem Urtheile 
nicht zu entnehmen, da das unſittliche Betragen damals darin 
gefunden wurde, daß die Ehefrau den Ehemann aufgefordert 
hatte, ſich nach geſunden Frauenzimmern, beſonders nach dem 
Dienſtmädchen umzuſehen, mit welchem der Ehemann 
die Ehe gebrochen hatte. IV. C. S. i. S. Blumenthal 
c. Blumenthal vom 4. April 1898, Nr. 14/98 IV. 

100. Von den ſeitens der Kl. in ihrem Cheſcheidungs⸗ 
prozeſſe geltend gemachten Scheidungsgründen iſt freilich in dem 
landgerichtlichen Urtheile des Hauptprozeſſes nur der Ehebruch, 
nicht aber die ohne dringende Veranlaſſung muthwillig und 
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wiederholt vorgenommene Beſchimpfung der Kl. für feſtgeſtellt 
erachtet und nur der Bekl. hat gegen dieſes Urtheil im Haupt⸗ 
prozeſſe Berufung eingelegt. Darum ſcheidet aber nicht jener 
andere Cheſcheidungsgrund, der einmal einen Beſtandtheil des 
Thatbeſtandes bildet, aus, er ſcheidet auch nicht dadurch aus, 
daß ſeitens des B. G. durch das zur Zeit der Verkündung am 
26. November 1897 nicht rechtskräftige Urtheil im Hauptprozeſſe 
die Berufung des Bekl. zurückgewieſen iſt. Die Sachlage war 
daher, als das B. G. am 30. November 1897 das Urtheil 
bezüglich der einſtweiligen Verfügung wegen des Getrenntlebens 
für die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes erließ, unverändert 
die, daß die Scheidung auch wegen Beſchimpfungen der Kl., 
die von dem Bekl. ohne dringende Veranlaſſung muthwillig 


und wiederholt vorgenommen ſein ſollten, nachgeſucht wurde. 


Da nun der § 724 Thl. II Tit. 1 A. L. R. beſtimmt: „Wenn 
aber die Scheidung aus Gründen geſucht wird, die eine dem 
Leben oder der Geſundheit des klagenden Theils drohende 
Gefahr enthalten, und dieſe Gründe einigermaßen beſcheinigt 
ſind, ſo kann der Richter geſtatten, daß die Parteien während 


des Prozeſſes von einander getrennt leben; “ da ferner die An⸗ 


wendbarkeit des § 724 keineswegs den Thatbeſtand des § 699 


Thl. II Tit. 1 A. L. R. vorausſetzt, ſondern lediglich davon 


abhängt, daß die Gründe, aus welchen die Scheidung verlangt 
wird, objektiv eine dem Leben oder der Geſundheit des klagenden 
Theils drohende Gefahr enthalten (Urtheil des IV. C. S. des 
R. G. vom 29. Oktorer 1892 in Sachen v. Wartensleben wider 
v. Wartensleben IV. 1882, Juriſtiſche Wochenſchrift 1892, 
S. 513 Nr. 30); da endlich eine Gefahr für die Geſundheit 
des klagenden Theils an ſich auch in Beſchimpfungen, die ihm 
von dem anderen Theile ohne dringende Veranlaſſung muth⸗ 
willig und wiederholt zugefügt werden, enthalten ſein kann, ſo 
iſt damit in einem ſolchen Falle die rechtliche Grundlage für 
die Anwendbarkeit des § 724 gegeben. IV. C. S. i. S. 
Blumenthal c. Blumenthal vom 4. April 1898, Nr. 22/98 IV. 

101. Das angefochtene Urtheil beruht weſentlich auf der 
Annahme, daß der Magiſtrat der Bekl. die Abſicht, den als 
civilverſorgungsberechtigten Militäranwärter einberufenen Kl. nach 
Ablauf der Probedienſtzeit als Gemeindebeamten im Büreau⸗ 
dienſt anzuſtellen, in Uebereinſtimmung mit des Kl. eigener 
Abſicht durch ſchlüſſige Handlungen bethätigt habe. Der B. R. 


hat zunächſt das Magiſtratsſchreiben vom 30. Mai 1885, durch 


welches der noch in Reih und Glied ſtehende Kl. zur Probe 
beſchäftigung als Büreaudiätar einberufen worden iſt, und das 
Magiſtratsſchreiben vom 6. Oktober 1885, worin dem Kom⸗ 
mando des Regiments, dem der Kl. angehörte, angezeigt iſt, 
daß der Kl. den an ihn geſtellten Anforderungen entſprochen 
habe und übernommen werden würde, in Betracht gezogen. 
Hinſichts der Tragweite dieſer Schreiben iſt er auf Grundlage 
der öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen, die durch das Reglement 
vom 16.20. Juni 1867 über die Civilanſtellung der Militär- 
anwärter erlaſſen find, zu dem Ergebniſſe gelangt, daß die 
Einberufung des Kl. in dem erſteren Schreiben zur Erfüllung 
der reglementsgemäß den Gemeinden obliegenden Verpflichtung, 
ihre Büreaubeamten theilweiſe aus Militäranwärtern zu ent⸗ 


nehmen, erfolgt ſei, und daß mit der Anzeige in dem letzteren 
Schreiben der Militärbehörde als Vertreterin der klägeriſchen 


Intereſſen die Zuſicherung habe ertheilt werden ſollen, daß der 


Bekl. im Prozeß zu vertreten habe. 


Magiſtrat den Kl. nach Ablauf der reglementsmäßigen Probe. 
dienſtzeit anſtellen werde. Das B. G. hat dann aber auch eine 
Bethätigung dieſer Zuſicherung in dem weiteren Verhalten des 
Magiſtrats gefunden. In dieſer Beziehung iſt vom Kammer⸗ 
gericht Gewicht darauf gelegt, daß der Magiſtrat den Kl. im 
September 1885 vereidigt und denſelben nach Ablauf der Probe⸗ 
dienſtzeit mehrere Jahre hindurch ſtillſchweigend und unter mehr⸗ 
facher Erhöhung ſeiner Diäten als ſtädtiſchen Büreaubeamten 
weiter beſchäftigt hat, während es dem gegenüber der Thatſache, 
daß dem Kl. bei jedesmaliger Erhöhung ſeiner Diäten eröffnet 
iſt, in ſeinen ſonſtigen Beſchäftigungsbedingungen werde nichts 
geändert, und daß der Kl. die Ablegung der erſt durch die 
Magiſtratsverfügung vom 2. März 1886 angeordneten Prüfung 
geweigert hat, die Bedeutung abſpricht. Die Annahme ſchließlich, 
daß auch die Abſicht des Kl. darauf ergangen ſei, im Büreau⸗ 
dienſte der Bekl. angeſtellt zu werden, ſchöpft das B. G. ohne 
weiteres aus der Natur der dargelegten Verhältniſſe. In der 
vorſtehenden Begründung des B. U. kann eine Geſetzesverletzung 
nicht gefunden werden. IV. C. S. i. S. Stadt Berlin c. Korth 
vom 31. März 1898, Nr. 358/97 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zur Kabinetsordre vom 30. Auguſt 1843. 

102. Der Hofkammer der Königlichen Familiengüter iſt 
durch Kabinetsordre vom 30. Auguſt 1843 die Verwaltung der 
nach dem Tode des Prinzen Auguſt von Preußen der Krone 
heimgefallenen Hausfideikommißgüter, zu denen die hier ſtreitigen 
Güter gehören, übertragen worden. Juſtizminiſterialblatt 1843 
S. 232; v. Rönne Staatsrecht der preußiſchen Monarchie 
Bd. 3 § 191 (4. Auflage S. 84 Anm. 9); Schulze Haus⸗ 
geſetze S. 619, 620 unter a. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die Hofkammer, wie die beiden Vorinſtanzen annehmen, eine 
mit ſtaatlichen Aufgaben ausgeſtattete öffentliche Behörde ſei; 
jedenfalls gehört ſie zu den für die Vermögensverwaltung der 
deutſchen Landesherren und der Mitglieder der deutſchen landes⸗ 
herrlichen Familien beſtehenden Behörden, die nach § 3 des 
preußiſchen Ausführungsgeſetzes zur C. P. O. vom 24. März 
1879 im Sinn der Vorſchriften der C. P. O. als die geſetz⸗ 
lichen Vertreter derſelben für alle zu ihrem Geſchäftskreiſe 
gehörigen Gegenſtände gelten. Dies wird dadurch nicht aus⸗ 


geſchloſſen, daß die Hofkammer in der erwähnten Kabinets⸗ 


ordre der erſten Abtheilung des Miniſteriums des Koniglichen 


Hauſes unterſtellt worden iſt; jeder etwaige Zweifel daran wird 


übrigens dadurch beſeitigt, daß der Miniſter des Königlichen 
Hauſes in der bei den Akten befindlichen „Vollmacht“ vom 
23. Februar 1897 erklärt hat: die Hofkammer habe reſſortmäßig 
die Krone als Allerhöchſte Eigenthümerin der der Hofkammer 


unterſtellten Königlichen Hausfideikommißgüter zu vertreten und 


ſei demgemäß auch ermächtigt, dieſen Prozeß zu führen. Daß 
der Kl. erklärt hat, die Klage zurückzunehmen ſoweit ſie der 
Hofkammer zugeftellt worden ſei, hat keine Bedeutung, da die 
Klage gegen die Herren Bekl. aufrechterhalten worden iſt und 
der Kl. nichts darüber zu beſtimmen hat, wer die Herren 
IV. C. S. i. S. 
v. Arnim c. Kaiſer Wilhelm u. Gen. vom 26. März 1898, 
Nr. 321/97 IV. 

103. Auch die Frage nach der Buftänbigteit des angegangenen 
Geheimen Juſtizraths ift richtig, in verneinendem Sinn, ent- 
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ſchieden worden. Es iſt eine dingliche Klage angeftellt; 
für dingliche Klagen in Anſehung unbeweglicher Sachen iſt 
nach § 25 der C. P. O. das Gericht der belegenen Sache 
ausſchließlich zuſtändig, und in dieſer Beziehung enthalten weder 
die Hausverfaſſung der preußiſchen landesherrlichen Familie, 
noch die preußiſchen Landesgeſetze in Anſehung des Landesherrn 
und der Mitglieder der landesherrlichen Familie (§ 5 des E. G. 
zur C. P. O.) abweichende Beſtimmungen. Eingehend begründet. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zur Kabinetsordre vom 14. März 1850. 

104. Die Kabinetsordre vom 14. März 1850 hat nicht den 
Charakter eines Geſetzes, ſondern iſt eine Allerhöchſte Verfügung 
inſtruktionellen Inhalts an den Kriegsminiſter für die vor⸗ 
bereitende Behandlung der der Königlichen Entſcheidung gemäß 
§ 34 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. zu unterbreitenden Geſuche 
der Offiziere um die Erlaubniß zur Verheirathung. Entſcheidend 
für den Inhalt der Verpflichtung desjenigen, der zur Führung 
des durch die Kabinetsordre vorgeſehenen Nachweiſes die Ge⸗ 
währung des erforderlichen Zuſchuſſes verſpricht, iſt deshalb nicht 
blos was im Sinne der letzteren unter „Familie“ zu verſtehen 
iſt, ſondern vielmehr, wie die Vertragſchließenden den Begriff 
der „Familie“ aufgefaßt haben. In dieſer Beziehung ſtellt aber 
das B. G. feſt und bewegt ſich damit auf thatſächlichem Gebiet, 
daß es die Abſicht der Bekl. geweſen ſei, dem Vater der Kl. 
ein in ſeiner Lebensſtellung zur Erhaltung einer Familie aus⸗ 
reichendes ſicheres Einkommen zu gewähren, und folgert hieraus 
die Fortdauer der Zuſchußverpflichtung der Bekl. über den Tod 
ihrer Tochter hinaus um deshalb, weil bei dem Vorhandenſein 
von Kindern derſelben jedenfalls mit dem Tode der Tochter die 
Familie nicht aufgehört habe zu exiſtiren. IV. C. S. i. S. 
Pettig c. Buchholz vom 31. März 1898, Nr. 311/97 IV. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

105. Dem Immobiliarſtempel wäre der § 7e des Vertrages 
vom 18. Mai 1896 nur dann unterworfen, wenn die Vertrag⸗ 
ſchließenden den Willen gehabt hätten, durch die Summe von 
280 000 Mark oder einen Theil derſelben ein weiteres Aequivalent 
für die Veräußerung des Grundſtücks zu ſchaffen und alſo den 
Kaufpreis des letzteren über den Betrag von 210 000 Mark 
hinaus zu erhöhen (Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt 1892 S. 291; 
Centralblatt für die Abgaben⸗Geſetzgebung 1896 S. 360; 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 275), während der Im⸗ 
mobiliarſtempel keine Verwendung fände, wenn die Vertrag⸗ 
ſchließenden durch den § 7 des Vertrages eine beſondere, mit 
dem verkauften Grundſtücke in keiner Beziehung ſtehende, Ver⸗ 
einbarung einzugehen gewollt hätten. (Entſch. des Ober⸗ 
Tribunals Bd. 58 S. 396; Juriſtiſche Wochenſchrift 1893 
S. 371 Nr. 90; Zuftiz- Minifterial-Blatt 1896 S. 43.) 
IV. C. S. i. S. Fiskus c. Ziegel vom 31. März 1898, 
Nr. 813/97 IV. 

Zu dem ſog. Schlachthausgeſetz. 

106. Der Kl. fordert Schadenserſatz wegen Einführung des 
Schlachtzwanges und begründet ſeinen Anſpruch bezüglich der 
Höhe auf eine nach Anſicht des B. G. unzuläſſige Weiſe. Das⸗ 
ſelbe hat deshalb den dem Kl. erwachſenen Schaden unter 
Zugrundelegung anderer Grundſätze ermittelt. Dies iſt an ſich 
richtig. Das Gericht mußte dann aber auch nach § 260 der 
C. P. O. den ganzen bei Anwendung jener Grundſätze ſich er⸗ 


gebenden Schaden ſchätzen und ihn nicht theilweiſe deshalb 
unberückſichtigt laſſen, weil eine Poſition, welche erheblich ſein 
könnte, vom Kl. nicht liquidirt iſt. In dem Urtheile des R. G. 
vom 21. Januar 1897 iſt denn auch bereits ausgeſprochen, daß 
von dem Nutzungswerthe, welchen die ganze zum Schlachtbetriebe 
benutzte Anlage vor Einführung des Schlachtzwanges gehabt, 
der Ertrag abzuziehen ſei, welcher bei anderweiter Benutzung der 
Räume und Einrichtungen erzielt werden könne, ſelbſtverſtändlich 
aber die Koſten eines etwa erforderlichen Umbaus dem Kl. zu 
Gute zu rechnen ſeien. VI. C. S. i. S. Luft c Stadt 
Sprottau vom 31. März 1898, Nr. 436/97 VI. 

Zu den Geſetzen über Grundbuch und Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 

107. Die Nichtigkeit der Eintragung wird daraus abgeleitet, 
daß weder die Eintragungsbewilligung noch der Eintragungs- 
vermerk die Angabe eines beſtimmten Schuldgrundes enthalte. 
Die Frage kann unentſchieden bleiben, ob eine endgültige 
Hypothek oder die Vormerkung einer ſolchen aus dieſem Grunde 
der Anfechtung unterliegen kann, da dem B. G. darin bei⸗ 
zutreten iſt, daß die ſtreitige Vormerkung mit Rückſicht auf die 
unbeſtimmt gelaſſene Größe des Anſpruchs — „in Höhe bis 
zu 4800 Mark“ — nur die Vormerkung zur Erhaltung des 
Rechts auf Eintragung einer Kautionshypothek darſtellt. Dem 
Bekl. mag zugegeben werden, daß in der Bezeichnung der zu 
ſichernden Forderung, welche in der Eintragungsbewilligung 
vom 7. April 1884 dahin beliebt ift, daß der Ehemann der 
Kl. an den Ehemann L. „aus verſchiedenen Rechtsgründen 
verſchiedene Forderungen zur Geſammthöhe von ungefähr 
4 800 Mark habe“, eine Individualiſtrung der Forderungen 
nach ihrem Schuldgrunde nicht enthalten iſt. Es kann auch 
nicht bezweifelt werden, daß wenn auch in den 88 23, 24 des 
E. E. G. unter den Erforderniſſen, welchen die Eintragungs⸗ 
bewilligung einer Hypothek entſprechen muß, ſich die nähere 
Bezeichnung der Forderung nicht findet, doch die Angabe des 
Schuldgrundes nicht fehlen darf, wenn die Eintragung einer 
Hypothek in Frage ſteht; denn dies ergiebt ſich aus der Be⸗ 
ſtimmung des §8 19 Nr. 1 Abſ. 2 des E. E. G., nach welcher 
die Bewilligung der Eintragung einer Hypothek die Angabe 
eines Schuldgrundes erfordert. Daß dieſelbe Anforderung auch 
an die Bewilligung einer Kautionshypothek geſtellt werden 
muß, unterliegt keinem Bedenken, da die Kautionshypothek ſich 
von der endgültigen Hypothek in Bezug auf die Erforderniſſe 
der Eintragungsbewilligung nur dadurch unterſcheidet, daß die 
Größe des Anſpruchs zur Zeit der Eintragung noch unbeſtimmt 
iſt (E. E. G. § 24). Was die Kautionshypothek angeht, ſo 
hat die Praxis nicht auf der Angabe eines beſtimmten Schuld⸗ 
grundes beſtanden. Die Erklärung, daß die Hypothek dem 
Gläubiger „für Alles, was ihm der Grundſtückseigenthümer 
ſchuldig werden würde oder bereits ſchuldig geworden iſt“, haften 
ſolle und ähnliche unbeſtimmte Erklärungen ſind als ausreichend 
angeſehen (vergl. Turnau, Grundbuchordnung, Bd. 1 S. 382 ff. 
Anm. 3). Dieſer Praxis entgegenzutreten, liegt umſoweniger 
Veranlaſſung vor, als bei der Geltendmachung der Kautions- 
hypothek ſtets die ihr unterliegenden Forderungen nachgewieſen 
werden müſſen, und als die Rechtſprechung von jeher angenommen 
hat, daß ſelbſt die Beſtellung einer endgültigen Hypothek von 
rechtlicher Wirkſamkeit bleibt, wenn ihr nur überhaupt eine 
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rechtsgültige Forderung zu Grunde liegt, ohne Rückſicht darauf, 
daß der eigentliche Verpflichtungsgrund in der Urkunde nicht 
ſeinen richtigen Ausdruck gefunden hat (vergl. die Urtheile bei 
Turnau a. a. O. S. 759 ff. Anm. 15). Iſt hiernach die 
Wirkſamkeit einer Kautionshypothek, welche für verſchiedene 
Forderungen aus verſchiedenen Rechtsgründen unter Feſtſetzung 
ihres Höchſtbetrags beſtellt iſt, nicht zu beanſtanden, ſo kann 
auch die Vormerkung einer Kautionshypothek nicht an die Er⸗ 
füllung ſtrengerer Anſprüche gebunden werden. Freilich ergiebt 
ſich aus dem Mangel eines beſtimmten Schuldgrundes für die 
Kautionsberechtigten neben dem Nachweiſe der Forderungen die 
weitere Pflicht, darzuthun, daß die entſtandenen Forderungen zu 
denjenigen gehören, welche nach Abſicht der Parteien durch die 
Kautionshypothek geſichert werden ſollen. Dies verkennt das 
B. G. in ſeinem Endurtheil aber nicht, indem es bei jeder 
einzelnen Forderung prüft, ob jener weiteren Beweispflicht ge⸗ 
nügt if. V. C. S. i. S. Bruno c. Bergſchneider vom 
16. März 1898, Nr. 346/97 V. 

108. Die Reviſion glaubt, unter Bezugnahme auf die für 
Bürgen geltenden Vorſchriften ausführen zu können, daß der 
Bekl. von ſeiner perſönlichen Haftung für die Hypothek frei 
geworden ſei, weil die Kl. im Jahre 1889 ohne ſeine Zuziehung 
die Fälligkeit der Hypothek durch eine Abmachung mit dem 
Grundſtückseigenthümer bis zum 1. Oktober 1894 hinaus- 
geſchoben habe. Auch dies trifft nicht zu. Von einer (auch 
nur analogen) Anwendung der für Bürgen geltenden Vorſchriften 
kann keine Rede ſein, weil der Bekl. nicht als Bürge, ſondern 
als perſönlicher Korrealſchuldner haftet. Es handelt ſich alſo 
darum, ob, ſolange dieſes perſönliche Korrealſchuldverhältniß 
beſteht und dem Hypothekengläubiger die in § 41 des Geſetzes 
über den Eigenthumserwerb u. ſ. w. vorgeſchriebene Bekannt- 
machung ſeitens des Veräußerers nicht zugegangen iſt, der 
Hypothekengläubiger befugt iſt, die fällig gewordene Forderung 
zu ſtunden, ohne hierdurch ſeine perſönliche Forderung an den 
mithaftenden Veräußerer preiszugeben. Der B. R. hat ſich mit 
Recht für die Bejahung dieſer Frage entſchieden, wie denn 
auch §S 441 Tit. 5 Thl. J des A. L. R. eine andere Ent- 
ſcheidung nicht zuläßt. Wenn hierbei angenommen worden iſt, 
daß Turnau (Grdb. O. Note 27 zu § 41) die gegentheilige 
Meinung vertrete, ſo iſt dies ein Irrthum. Denn dort wird 
nur von dem Falle geſprochen, daß der Hypothekengläubiger 
das Hypothekenrecht aufgiebt oder die ihm grundbuchmäßig 
gewährte Sicherheit durch Veränderungen der Rangordnung 
ſchmälert. Ob unter dieſen Vorausſetzungen der Veräußerer 
von ſeiner perſönlichen Haftung frei wird, wie mit Turnau 
a. a. O. auch Dungs (Gruchots Beiträge Bd. 33 S. 43 ff.) 
und Eccius (daſelbſt Bd. 36 S. 653) annehmen, kann unent⸗ 
ſchieden bleiben. Denn die Kl. hat das Hypothekenrecht weder 
aufgegeben noch ſeinen Rang verſchlechtert. Wollte der Bekl. 
aus ſeiner perſönlichen Verhaftung herauskommen und verhüten, 
daß er in dieſer länger, als unbedingt nöthig, von der Kl. feſt⸗ 
gehalten werde, ſo bot ſich ihm hierzu das geſetzliche Mittel der 
Bekanntmachung der Schuldübernahme durch den Käufer. Nach 
dieſer Bekanntmachung wäre die Kl. nicht mehr befugt geweſen, die 
Fälligkeit der Hypothek durch eine Vereinbarung mit dem Grund⸗ 
ſtücksbeſitzer derartig hinauszuſchieben, daß dadurch auch die 
Fortdauer der perſönlichen Verbindlichkeit des Veräußerers 


bewirkt werden konnte. (Vergl. hierüber den Abſ. 2 und 3 
des § 41.) Hat aber der Bekl. von dieſem Mittel keinen 
Gebrauch gemacht, jo kann er nicht verlangen, daß fein Rechts- 
verhältniß zur Kl. ſo beurtheilt werde, als ob die im Geſetz 
gedachte Bekanntmachung erfolgt ſei. V. C. S. i. S. Brauer 
c. von der Borch vom 19. März 1898, Nr. 308/97 V. 

109. Der B. R. ſtellt in unangreifbarer Weiſe aus dem 
Inhalt des von der Kl. und ihrem erſten Manne mit den Er⸗ 
werbern des Nachbargrundſtücks geſchloſſenen Kaufvertrages feſt, 
daß die Abſicht beider Vertragsparteien dahin gegangen ſei, daß 
die fragliche Beſchränkung nicht nur für die Käufer ſondern für 
jeden ihrer Beſitznachfolger gelten ſolle. Wenn er hiernach in 
Uebereinſtimmung mit dem I. R. annimmt, daß das fragliche 
Recht als eine Grundgerechtigkeit anzuſehen ſei, ſo iſt ihm 
hierin lediglich beizutreten. Der durch den § 12 des E. E. G. 
nicht geänderte Begriff der Grundgerechtigkeit im Sinne des 
A. L. R. (§ 12 Thl. I Tit. 22) deckt ſich, abgeſehen von dem 
Erforderniß der causa perpetua, welches das Landrecht jedenfalls 
im Sinne des römiſchen Rechts nicht kennt, vergl. Foerſter⸗ 
Eccius III § 187 Nr. 2, Dernburg I 8292 Nr. 2 (5. Aufl. 
S. 724), Urtheil des R. G. (V. C. S.) vom 18. März 1893 
in Sachen Berlin c. Berliner Cichorienfabrik V 309/92, mit 
dem der römiſchen Prädialſervitut. Es iſt alſo zu ihrem Weſen 
nothwendig erforderlich, daß ſie ihrem Inhalte nach zum Vor⸗ 
theile des herrſchenden Grundſtücks gereicht und demnach der 
Nutzen oder die Annehmlichkeit, welche fie deſſen Beſitzer gewährt, 
lediglich durch den Beſitz des Grundſtücks vermittelt wird. Mit 
Recht nimmt der B. R. an, daß dieſes Erforderniß hier erfüllt 
ſei, weil der aus der fraglichen Berechtigung erwachſende Vor⸗ 
theil lediglich dem Beſitzer des Stammgrundſtücks zu Gute 
komme und mit dem Aufhören des Beſitzes an dieſem Grund⸗ 
ſtück von ſelbſt wegfalle. Wenn der B. R. ſich ſodann für den 
Satz, daß der Nutzen, den eine Gerechtigkeit dem herrſchenden 
Grundſtück biete, auch durch das auf dieſem betriebene Gewerbe 
vermittelt werden könne, auf die vom dritten C. S. des R. G. 
für das gemeine Recht getroffene Entſcheidung vom 21. Oktober 
1892 (Entſch. Bd. 30 S. 205) beruft, ſo iſt dieſes nicht, wie 
der Rkl. meint, fehlſam, da es ſich hier um eine für die beiden 


Rechtsgebiete des gemeinen und preußiſchen Rechts im Weſent⸗ 


lichen gleiche Frage handelt. Mit Recht hat der B. R. ſie auch 
für das preußiſche Recht bejaht, wobei darauf hingewieſen 
werden mag, daß das R. G. niemals Bedenken getragen hat, 
die dem Gewerbebetriebe eines Waſſermühlengrundſtücks dienen ⸗ 
den Gerechtigkeiten als Grundgerechtigkeiten anzuerkennen. 
(Vergl. Bolze, Praxis Bd. 9 Nr. 35, Bd. 10 Nr. 85, Bd. 13 
Nr. 69.) V. C. S. i. S. Plener c. Gloger vom 23. März 
1898, Nr. 49/98 V. | 
110. Nach der Anſicht der Reviſion ſoll ſich die Heilkraft 
der Auflaſſung auf mündliche Nebenabreden nicht beziehen. 
Dieſe Anſicht widerſpricht der gleichmäßigen Rechtſprechung des 
R. G., welche bezüglich der heilenden Wirkung der Auflaſſung 
zwiſchen Haupt- und Nebenabreden nicht unterſcheidet und fie 
insbeſondere in Bezug auf den mündlichen Ausſchluß der Ge⸗ 
währleiſtung ſchon öfters anerkannt hat (vergl. z. B. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1896 S. 72187). Hiervon abzugehen, bieten die 
Darlegungen der Reviſton keinen Anlaß. V. C. S. i. S. 
Heinze c. Leutiger vom 26. März 1898, Nr. 323/97 V. 
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111. Soweit die ftreitigen Gebäude nicht auf dem Grund⸗ 
ſtück der Kl., Grundbuchblatt Nr. 14 von Friedheim ſtehen — 
was allerdings mit einem kleinen Theil des Wohnhauſes der 
Fall iſt —, kann die Entſcheidung des B. R. keinem Bedenken 
unterliegen. Inſoweit ſtehen fie nämlich auf keinem im Grund- 
buch eingetragenen Grundſtück, die Grundbuchverfaſſung hinderte 
demnach den Eigenthumsübergang auf die Bekl. nicht, und dieſer 
ift durch den unſtreitigen Zuſchlag des Grundſtücks 3a ein- 
ſchließlich dieſer Gebäude in der Subhaſtation an die Bekl. 
erfolgt. (Entſch. des R. G. Bd. 15 Nr. 57 S. 249, Bd. 18 
Nr. 59 S. 275; Turnau, Grundbuchordnung, Bd. 2 S. 475, 
476 unter Ziffer 4.) Der zu Gunſten der Kl. gemachte Vor⸗ 
behalt im Zuſchlagsurtheil giebt ihr nach § 40 Ziffer 9 des 
Geſetzes vom 13. Juli 1883 nur einen eventuellen Anſpruch auf 
das Kaufgeld, berechtigt ſie alſo nicht zu dem Klagantrage auf 
Anerkennung ihres Eigenthums und Herausgabe der Gebäude 
dem jetzigen Beſitzer derſelben gegenüber. Anders verhält es ſich 
jedoch mit der auf das Grundſtück Nr. 14 überſpringenden Ecke 
des Wohnhauſes. Wenngleich das Wohnhaus ſeit der Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs vom 18. Mai 1894 nicht mehr als 
Beſtandtheil dieſes Grundſtücks auf deſſen Grundbuchblatt ein⸗ 
getragen ſteht, ſo ſteht es doch thatſächlich zum Theil auf dieſem 
Grundſtück, und inſoweit dies der Fall iſt, konnte es nicht von 
einem Zwangsverſteigerungsverfahren ergriffen werden, das über 
ein Grundſtück mit einem andern Grundbuchblatt eingeleitet 
worden war und deshalb Grundſtücke mit einem ſelbſtſtändigen 
Grundbuchblatt unberührt ließ. (Entſch. des R. G. Bd. 18 
S. 278, 279; Gruchot, Beiträge Bd. 34 S. 1102, Bd. 35 
S. 702; Turnau a. a. O. S. 476.) Dies ſcheint der B. R. 
auch nicht zu verkennen, er hält es aber für unerheblich, daß 
ein kleiner Theil des Wohnhauſes auf dem Grundſtück 14 fteht, 
weil dies eben nur ein kleiner Theil ſei. Der größere oder 
geringere Umfang dieſes Theils bleibt aber an ſich ohne Einfluß 
auf die rechtliche Folge, daß der Zuſchlag eines Gebäudetheils 
in der Subhaſtation ein Miteigenthumsverhältniß zwiſchen dem 
Erſteher und dem Eigenthümer des andern Gebäudetheils hervor⸗ 
bringt. (Entſch. des R. G. Bd. 15 Nr. 57 S. 249 ff.) Wenn 
auch der gegenwärtige Prozeß keinen Raum bieten mag für eine 
Auflöſung und Theilung dieſer Gemeinſchaft, ſo wäre doch auf 
den weitergehenden Antrag der Kl. feſtzuſtellen geweſen, daß und 
inwieweit ein Miteigenthumsverhältniß beſtehe. Wenn dies der 
B. R. unterlaſſen hat und zwar aus dem Grunde, weil der 
auf dem Grundſtück der Kl. ſtehende Gebäudetheil klein ſei, ſo 
könnte dies nur dann gerechtfertigt erſcheinen, wenn der Theil 
der Kl. fo klein fein ſollte, daß die Geltendmachung eines Mit- 
eigenthums daran kein Intereſſe für die Kl. hätte, alſo chikanös 
wäre. Zu einer ſolchen Annahme bieten jedoch die Entſcheidungs⸗ 
gründe des B. R. ſo wenig wie der ſonſtige Akteninhalt eine 
Handhabe. V. C. S. i. S. Corinth c. Döge vom 6. April 
1898, Nr. 328/97 V. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

112. Begründet iſt die Reviſion des Kl. Der B. R. iſt 
zu dem Ergebniß, die dem Kl. zuzuſprechende Entſchädigung 
auf nur 400 Mark 60 Pfennig feſtzuſetzen, obwohl er feſtſtellt, 
daß Kl. durch den Wegfall der Jagd einen jährlichen Ertrags⸗ 
verluſt von 71 Mark 20 Pfennig erleidet, von der Annahme 
ausgelangt, daß Kl. verpflichtet geweſen ſei, die ihm von der 


12 000 Mark in Anſatz bringt. 
iſt vom L. G. abgewieſen, indem dieſes zwar die Berechnung 


Bekl. zum Preiſe von 32 Mark pro Ar zum Kaufe angebotenen 
beiden Parzellen von zuſammen 515 Ar käuflich zu erwerben 
und hierdurch ſeinen Grundbeſitz wieder auf einen Flächenraum 
abzurunden, bei welchem er nach § 2 des Jagpdpolizeigeſetzes 
vom 7. März 1850 zur eigenen Ausübung des Jagdrechts be⸗ 
fugt ſein würde. Dieſe Annahme iſt, wie die Reviſion zutreffend 
rügt, rechtsirrthümlich. Ihre Unrichtigkeit ergiebt ſich ſofort, 
wenn man ſich den Fall ſo denkt, daß Fiskus bei einer Ent⸗ 
eignung dem Grundbeſitzer, um ihn nicht für den Verluſt des 
Jagdrechts nach § 8 Abſ. 2 des Enteignungsgeſetzes ent⸗ 
ſchädigen zu müſſen, eine der enteigneten Fläche entſprechende 
Morgenanzahl benachbarten Landes zum Erwerbe angeboten und 
dafür einen angemeſſenen Preis, der von der Enteignungsent⸗ 
ſchädigung in Abzug kommen ſoll, verlangt hätte. Auf ein 
ſolches Angebot einzugehen iſt der Expropriat nach den Vor⸗ 
ſchriften des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 nicht ver⸗ 
pflichtet. Denn nach § 7 daſelbſt „wird die Entſchädigung in 
Geld gewährt“ und es unterliegt nach dem Zuſammenhange, in 
welchem dieſe Vorſchrift mit dem unmittelbar darauf folgenden 
§ 8 ſteht, keinem Zweifel, daß dies grundſätzlich auch für die⸗ 
jenige Entſchädigung gelten muß, die nach § 8 Abſ. 2 für den 
Minderwerth des dem Enteigneten verbleibenden übrigen Grund⸗ 
beſitzes zu gewähren iſt. Die Geldentſchädigung aber darf nicht 
wieder dadurch verkürzt werden, daß der Grundbeſitzer genöthigt 
wird, einen Theil derſelben im Intereſſe des Exproprianten auf⸗ 
zuwenden. Dies käme ſchließlich darauf hinaus, daß die Ent- 
ſchädigung nicht in Geld, ſondern in Grund und Boden gewährt 
wird, während es hierbei, wie § 7 ausdrücklich vorſchreibt, nur 
da verbleiben ſoll, wo es in Spezialgeſetzen (vergl. z. B. A. L. R. 
Thl. I Tit. 9 $ 271; Thl. II Tit. 15 § 20) beſonders vor- 
geſchrieben iſt (vergl. auch Loebell, Enteignungsgeſetz zu 88 7 
und 10). Richtig iſt allerdings, daß bei Abmeſſung der Höhe 
der Entſchädigung darauf Bedacht genommen werden ſoll, dem 
Enteigneten in den Stand zu ſetzen, einen gleichwerthigen Grund⸗ 
beſitz wieder zu erwerben. Aber dieſe Erwägung kann nur für 
die Höhe der Entſchädigung einen angemeſſenen Anhalt ge- 
währen, ſie darf nicht dahin führen, den Enteigneten zu ſolchem 
Erwerb für verpflichtet zu erachten. V. C. S. i. S. Vennſchott 
c. Preuß. Staatsbauverwaltung vom 30. März 1898, 
Nr. 324/97 V. ö 

113. Der zuſtändige Bezirksausſchuß hat die von der Kl. 
zu zahlende Entſchädigung für den enteigneten Theil (787 Quadrat- 
meter) des Kohlenlagerplatzes der Bekl. auf 31 825 Mark feſt⸗ 
geſetzt, indem er neben einem Grundſtückswerthe von 25 Mark 
für den Quadratmeter einen Geſchäftsverluſt der Bekl. von 
Die dagegen gerichtete Klage 


des Bezirksausſchuſſes mißbilligt, aber nach Anhörung mehrerer 
Sachverſtändigen dem Grundſtückswerthe von 25 Mark für den 
Quadratmeter, außer zwei kleineren unſtreitigen Poſten, auch den 
ermittelten Mehrwerth in Folge eines thatſächlich beſtehenden 
Anſchlußgeleiſes an den Unterſtadtbahnhof und den kapitaliſirten 
Betrag hinzurechnet, den die Bekl. jährlich aufwenden müſſe, 
um auf dem ihr bleibenden Reſte des Grundſtücks ebenſoviel 
Kohlen lagern zu können, wie früher auf dem ganzen. Das 
B. G. hat nochmals neue Sachverſtändige vernommen, die, wie 
es in dem Protokolle des mit der Beweisaufnahme beauftragten 
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Richters heißt, von den einſchlägigen Beſtimmunngen des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes und von den zwiſchen der Kl., der Bekl. und dem 
Eiſenbahnfiskus bezüglich der Gleisanlage beſtehenden Rechts- 
verhältniſſen in Kenntniß geſetzt ſind. Die Sachverſtändigen 
haben dann den Werth der enteigneten Parzelle, der eine auf 
40 — 43, der andere auf 40 — 45 Mark für den Ouadratmeter 
geſchätzt und zur Begründung nur hinzufügt, daß ſie bei ihrer 
für die Zeit vom Oktober 1895 vorgenommenen Schätzung alle 
heranzuziehenden Geſichtspunkte, insbeſondere die Eigenſchaft als 
Lagerplatz berückſichtigt hätten. Das B. G. hat ſeine Ent⸗ 
ſcheidung auf dieſe Schätzung mit einem Werthe von 40 Mark 
für den Quadratmeter ohne nähere Begründung geſtützt und 
dabei nur bemerkt, daß die Sachverſtändigen den Werth der 
enteigneten Parzelle nach Maßgabe ſeiner Benutzungsfähigkeit 
als Lagerplatz und unter Mitberückſichtigung des weſentlichen 
Vortheils der Gleisverbindung mit dem Unterſtadtbahnhof ge⸗ 
ſchätzt und dabei die erſt durch die Anlage der Weſtringſtraße 
entſtehende Wertherhöhung außer Beachtung gelaſſen hätten. 
Letzteres aber ergiebt ſich aus dem — da die Sachverſtändigen 
nur vor dem beauftragten Richter vernommen ſind, allein maß⸗ 
gebenden — Vernehmungsprotokolle nicht; denn inſofern äußern 
ſie nur, daß ihrer Schätzung die Zeit von Oktober 1895 zu 
Grunde liege, und darin tritt an ſich nur der Gegenſatz zwiſchen 
dem Zeitpunkte der Enteignung und dem der Offenlegung des 
Fluchtlinienplans hervor, zumal es nahe liegt, daß ſchon im 
Oktober 1895 gerade wegen der nahe bevorſtehenden, die Bau- 
platzqualität herbeiführenden, aber nicht zu berückſichtigenden 
Straßenanlage der Verkaufswerth ein erheblich höherer war. 
Auch iſt aus der Schätzung nicht zu erſehen, in welchem Um— 
fange und auf welcher Grundlage die Sachverſtändigen die 
durch die Gleisanlage für die enteignete Parzelle eintretende 
Wertherhöhung berechnen, und was ſie etwa ſonſt noch unter 
„allen“ heranzuziehenden Geſichtspunkten verſtanden haben, die 
ſie berückſichtigt haben wollen. Dadurch, daß ihnen „die ein⸗ 
ſchlägigen Werthſchätzungsbeſtimmungen des Enteignungsgeſetzes“ 
mitgetheilt ſind, wird dieſer Mangel um ſo weniger geheilt, 


als gerade dieſe Sache zeigt, daß auch bei Anwendung der 


geſetzlichen Beſtimmungen auf den vorliegenden Fall ſehr 
verſchiedene und irrige Anſchauungen hervorgetreten ſind. 
III. C. S. i. S. Stadt Caſſel c. Reuſe vom 18. März 1898, 
Nr. 415/97 III. 


114. Rheiniſcher Rechtsfall. Das angegriffene Urtheil 


konnte nicht aufrecht erhalten werden. Zutreffend nimmt zwar 
das O. L. G. an, daß das Gericht und nicht die Verwaltungs- 


behörde darüber zu entſcheiden habe, ob der Unternehmer durch 
die Hinterlegung der Entſchädigungsſumme von ſeiner Schuld 
befreit werde, die Hinterlegung alſo die Stelle der Zahlung 
vertrete. Die Ausführungen der Reviſion, welche das Gegen⸗ 
theil darthun ſollen und aufſtellen, daß die allerdings auch von 
der Verwaltungsbehörde zum Zwecke der Vollziehung der 
Enteignung nach § 32 des Enteignungsgeſetzes vorzunehmende 
Prüfung der Rechtsgültigkeit der Hinterlegung für das Gericht 
bezüglich der Entſchädigungsfrage maßgebend ſei, ſind unrichtig, 
wie dies ſchon in dem Urtheile des R. G. vom 7. Juli 1893 
in Sachen Reichsfiskus gegen von Oppenheim II Nr. 109/93 
(mitgetheilt im Rheiniſchen Archiv Bd. 86 II. 81) dargelegt iſt. 
Unzutreffend iſt dagegen die Annahme des O. L. G., daß das 


Enteignungsgeſetz darüber, ob die Hinterlegung die Stelle der 
Zahlung vertrete, keine ſpeziellen Beſtimmungen enthalte und 
dieſerhalb in allen Fällen auf das Landesrecht, insbeſondere 
auf die Art. 1257 — 1262 des B. G. B. rekurrirt werden 
müſſe. Die fragliche Beſtimmung liegt in Abſ. 2 des § 36 
des Enteignungsgeſetzes, wonach die Entſchädigungsſumme vom 
Unternehmer mit 5 Prozent vom Tage der Enteignung zu 
verzinſen iſt, „ſoweit ſie zu dieſer Zeit nicht bezahlt oder in 
Gemäßheit des § 37 hinterlegt iſt.“ Die Hinterlegung in 
den Fällen des § 37 des Geſetzes wird alſo der Zahlung 
vollſtändig gleichgeſtellt, und wenn das ausdrücklich auch nur 
bezüglich der Verpflichtung zur Zinſenvergütung ausgeſprochen 
iſt, ſo wird doch hierbei als nothwendige Vorausſetzung die 
Tilgung der Kapitalſchuld auch bei der Hinterlegung unterſtellt, 
gerade wie dieſe Tilgung durch die Zahlung erfolgt. Darüber, 
daß der Unternehmer kraft der Beſtimmungen des Enteignungs⸗ 
geſetzes durch die in Gemäßheit des § 37 erfolgte Hinterlegung 
der Entſchädigungsſumme von ſeiner Schuld befreit wird, 
herrſcht auch in Doktrin und Rechtſprechung keine Meinungs- 
verſchiedenheit. (Vergl. Loebell, Enteignungsgeſetz S. 180; 
Eger, Enteignungsgeſetz Nr. 270 S. 413; Entſch. des R. G. 
Bd. 24 S. 323.) Uebrigens würden die vom O. L. G. an⸗ 
gerufenen Art. 1257 — 1262 des B. G. B. ſchon aus dem 
Grunde hier keine Anwendung finden können, weil ſie nach 
Art. 1257 nur für den Fall gegeben ſind, daß der Gläubiger 
ſich weigert, die Zahlung anzunehmen. Daß dies geſchehen 
ſei, iſt nirgendwo behauptet. In den Fällen des § 37 würde 
auch ein Anerbieten der Zahlung gar nicht erfolgen dürfen, 
weil der Unternehmer verpflichtet iſt, zu hinterlegen, und zwar 
im Intereſſe der dritten Perſonen, welche auf die Entſchädigungs⸗ 
ſumme Anſpruch machen können. Das vom O. L. G. angeführte 
Geſetz vom 24. Juni 1861 und § 18 der Hinterlegungsordnung 
ſind aber ſchon deshalb ohne Bedeutung für die in Rede 
ſtehende Streitfrage, weil ſie keine ſelbſtſtändige Beſtimmung 
über die materiell rechtliche Wirkung der Hinterlegung enthalten. 
Nach Vorſtehendem hätte das O. L. G. prüfen müſſen, ob 
einer der im § 37 Abſ. 1 des Enteignungsgeſetzes erwähnten 
drei Fälle zur Zeit der Enteignung vorlag oder nicht. Der 
am häufigſten vorkommende Grund der Hinterlegung bei Ent- 
eignungen beſteht darin, daß die enteigneten Grundſtücke mit 
Hypotheken belaſtet find (Nr. 3 des Abi. 1). War der ent- 
eignete Grundbeſitz des Kl. mit Hypotheken belaſtet, ſo iſt die 
Bekl. durch die Hinterlegung liberirt worden, und der Ausfall 
an Zinſen iſt vom Kl. zu tragen. Im entgegengeſetzten Falle 
muß die Bekl., ſofern fie nicht etwa, abgeſehen von den Fällen 


des § 37, einen rechtlichen Grund der Befreiung durch die 


Hinterlegung ſollte nachweiſen können, den Zinſenverluſt tragen. 
II. C. S. i. S. Stadt Bonn c. Hoffmann vom 29. März 1898, 
Nr. 14/98 II. | | 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. 

115. Die Abſätze 1 und 5 des § 19 des Geſetzes vom 
14. Juli 1893 lauten: Abſ. 1. Die Rückerſtattung (§ 18) 
bleibt ausgeſchloſſen bezüglich derjenigen Güter und Grundſtücke, 
welche nach erfolgter Entſchädigung durch läſtiges (entgeltliches) 
Rechtsgeſchäft veräußert worden ſind. Abſ. 5. Bezüglich der⸗ 
jenigen Güter und Grundſtücke, deren Eigenrhum nach erfolgter 
Entſchädigung durch Schenkung, Vermächtniß, in Folge von 
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Erbtheilungen oder Gutsüberlafjungsverträgen übergegangen iſt, 
bleibt die Rückerſtattung des Entſchädigungskapitals zu dem⸗ 
jenigen Bruchtheile ausgeſchloſſen, zu welchem der zeitige Eigen⸗ 


thümer weder unmittelbar noch mittelbar Erbe des Entſchädigten 
geworden iſt. Durch dieſe Beſtimmungen wird die Rück⸗ 
erſtattungspflicht für die Fälle geregelt, in denen nach erfolgter 
Entſchädigung ein Wechſel in dem Eigenthum des Grundſtuͤcks 
(Guts) eingetreten iſt. Dabei werden durch die Vorſchrift in 
Abſ. 1 die Fälle, in denen der Eigenthumswechſel auf einem 
läſtigen Rechtsgeſchäfte beruht, mag daſſelbe mit dem Empfänger 
der Entſchädigung ſelbſt oder mit ſeinem Rechtsnachfolger ge⸗ 
ſchloſſen ſein, allen übrigen Fällen des Eigenthumswechſels, 
ohne Unterſchied, ob ihnen ein Rechtsgeſchäft unter Lebendigen 
Ader von Todeswegen zu Grunde liegt, gegenübergeftellt und 
in Fällen der erſteren Art die Rückerſtattung ſchlechthin aus⸗ 
geſchloſſen. Nur ergiebt ſich dabei aus dem Zuſammenhange 
der Beſtimmungen in Abf. 1 und 5 in Sonderheit, daß Guts- 
überlaſſungsverträge und Erbtheilungen, die ungeachtet ihres 
eigenartigen rechtlichen Charakters an ſich zu den läſtigen Rechts⸗ 
geſchäften gehören, den läſtigen (entgeltlichen) Rechtsgeſchäften 
im Sinne des Abſ. 1 nicht zuzurechnen ſind. Auch in der 
Reviſionsinſtanz hat Kl. die Auffaſſung, mit der er von Anfang 
an in erſter Reihe den erhobenen Feſtſtellungsanſpruch begründet, 
aufrecht erhalten, daß der Vertrag vom 7. November 1890 nicht 
als Gutsüberlaſſungsvertrag anzuſehen ſei, ſondern als gewöhn⸗ 
licher läſtiger Vertrag im Sinne des 8 19 Abſ. 1 und ſchon 
danach die Rückerſtattungspflicht für ihn nicht beſtehe. Den 
Vorderrichtern kann aber in der Beurtheilung des Vertrags 
vom 7. November 1890 als Gutsüberlaſſungsvertrag nur bei⸗ 
getreten werden. Der Vertrag hatte den ausgeſprochenen Zweck 
2 —, den Kl. zugleich theilweiſe wegen feines künftigen 
Vatererbes durch die Ueberlaſſung zu befriedigen, weshalb auch 
ein beſonderer Ueberlaſſungspreis nicht verabredet wurde, und 
Kl. — § 4 — feine Abfindung in der Hauptſache anerkannte, 
auch zugleich auf ſein Miterbrecht an dem Nachlaſſe des von 
ſeinen Eltern zuerſt Verſterbenden verzichtete. Die Voraus⸗ 
gewährung des künftigen Erbtheils durch die Gutsüberlaſſun 

bildet gerade das Weſen des Gutsüberlaſſungsvertrages. J 

hiernach der Vertrag vom 7. November 1890 als Gutsüber⸗ 
laſſungsvertrag anzuſehen und ſomit durch denſelben der Aus⸗ 
ſchluß der Rückerſtattungspflicht auf Grund der Vorſchrift in 
$ 19 Abf. 1 a. a. O. nicht zu begründen, fo hangt die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits allein davon ab, ob die Rückerſtattungs⸗ 
pflicht des Gutsübernehmers aus § 19 Abſ. 5 a. a. O. zur 
Vorausſetzung hat, was Kl. in zweiter Reihe geltend macht, 
daß der Gutsübernehmer unmittelbar oder mittelbar Erbe, das 
heißt, wirklicher Erbe des Ueberlaſſers geworden iſt. Das B. G. 
hat die Frage in eingehender Begründung bejaht, indem es den 
dem Wortlaute des § 19 Abſ. 5 entſprechenden Sinn auch in 
der Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesvorſchrift beſtätigt und 
als geſetzgeberiſchen Grund der durch dieſelbe vorgeſehenen Rück⸗ 
erſtattungspflicht den findet, daß der Uebergang der Grund⸗ 
ſteuerentſchädigung als durch Erbfolge vermittelt angeſehen und 
gefordert wird. Demgegenüber rügt die Reviſton Verletzung 
des § 19 Abſ. 5 a. a. O. durch unrichtige 0 Ein- 
gehend dargelegt. IV. C. ©. i. S. Fiskus c. v. lankenſee 
vom 28. März 1898, Nr. 305/97 IV. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
416. Soweit der Klageanſpruch auf ein angebliches Delikt 
des Bürgermeiſters L., nämlich die Unterbringung der Leiche 
des mit einer tödtlichen Wunde im Walde gefundenen Mathias H. 
im Hauſe des Kl. wider den ausgeſprochenen Willen des Letzteren 
und Art. 1384 B. G. B. gegründet wird, hat das O. L. G. 
den Rechtsweg aus zutreffenden Gründen für unzuläſſig erklärt. 
Daß es ſich dabei um eine polizeiliche Anordnung handelte, 
kann nicht zweifelhaft ſein, da dieſe Unterbringung im polizei⸗ 
lichen Intereſſe nach verſchiedenen Richtungen unumgänglich met 
boten war. Nach den 8$ 1 und 6 des Geſetzes vom 11. Mai 
1842 (nebſt $ 131 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die 
allgemeine Landesverwaltung) kann aber in einem ſolchen Falle 


ein Entſchädigungsanſpruch gemäß den 1 geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Vertrekungsverbindlichkeit der Beamten 
nur dann erhoben werden, wenn die polizeiliche Verfügung zuvor 
im Wege der Beſchwerde als geſetzwidrig oder unzuläſſig auf- 
gehoben worden iſt. Letzteres iſt aber vom Kl. nicht behauptet 
worden. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 18 
S. 123 und Bd. 20 S. 295.) II. C. S. f. S. Kellershoͤhn 
c. Gemeinde Rößrath vom 5. April 1898, Nr. 15/98 II. 


Perſonal⸗Verändernngen. 

Zulaſſungen. er a 
Rechtsanwalt Felix Roſenb erg beim Amtsgericht Hameln; 
— Rechtsanwalt Jakob Friedmann beim Amtsgericht Arnſtorf; 
— Rechtsanwalt Dr. Alexander Bopp beim Landgericht Darm⸗ 
ſtadt; — Rechtsanwalt Dr. Moritz Gottfried Walter MIT. 
mann beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Richard Krüger beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Graudenz; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Brandus beim 
Landgericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Eduard Kiener beim 
Landgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Johann Martin 
beim Landgericht Regensburg; — echtsanwalt Langen beim 
Landgericht Wiesbaden; — Rechtsanwalt Eduard Lange beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Bartenſtein; — Rechtsanwalt 
Karl Berner beim Amtsgericht Bogen; — Rechtspraktikant 
Michael Mayer beim Amtsgericht Dorfen; — Rechtsanwalt 
Ludwig Mäller beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt 
Schmal beim Landgericht Stuttgart; — Referendar Dr. jur. 
Otto Bracke beim Landgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt 
Dr. Feiſt beim Amtsgericht Elberfeld; — Juſtizrath Max 
Geisler beim Landgericht Gleiwitz; — Rechtsanwalt Koeſtlin 
beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Edmund 
Jaenicke beim Amtsgericht Forchheim; — Rechtsanwalt Her⸗ 
mann Rudolf Fiſcher beim Landgericht Leipzig; — Rechts- 
anwalt Bernhard Dorien beim Amtsgericht Jauer; — Rechts⸗ 
anwalt Knapp beim Landgericht Tübingen; — Rechtsanwalt 

Johannes Chomſe beim Landgericht II Berlin. 1 


Löſchungen. 


Rechtsanwalt Joſef Galluſchke beim Amtsgericht Neu⸗ 
ſtadt O. S.; — Rechtsanwalt Karl Auguſt Weller beim 
Amtsgericht Hohenſtein-Ernſtthal; — Juſtizrath Gottfried 
Wilhelm Lindner beim Landgericht Danzig; — Rechtsanwälte 
Felix Roſenberg, Ludwig Köhler beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Dr. Ernſt Krieger beim Landgericht Franken⸗ 
thal; — Rechtsanwalt Albert Albus beim Landgericht Heil- 
bronn; — Rechtsanwalt Mattes beim Landgericht Tübingen; 
— Rechtsanwalt Benzinger beim Landgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwalt Dr. Fritz Berg beim Landgericht Frankfurt a. M.; 
— Juſtizrath Adolf Hugo Theodor Geißler beim Amtsgericht 
Koſel; — Rechtsanwalt Karl Berner beim Landgericht 
Straubing; — Rechtsanwalt Karl Auguſt Weller beim Land⸗ 
gericht Zwickau und bei der Kammer für Handelsſachen Glauchau; 
— Rechtsanwalt Wilhelm Dub elman beim Oberlandesgericht 
Köln; — Juſtizrath Heinrich Lüders beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Hans Martin beim Amtsgericht Arnſtorf; — 
Rechtsanwalt Eduard Kiener beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Sertürner beim Amtsgericht Hameln; — Rechts⸗ 
anwalt Ehmann beim Amtsgericht Kirchheim; — Rechtsanwalt 


Niche beim Amtsgericht Oeynhauſen; — Rechtsanwalt Dr. Edmund 
Jänicke beim Landgericht Bamberg; — Rechtsanwalt Berlein 


beim Landgericht Caſſel; — Rechtsanwalt Ludwig Müller 
beim Amtsgericht Erding; — air ae Hutmacher beim 
Landgericht Eſſen; — Rechtsanwalt Caefar beim Amtsgericht 
Hillesheim (Eifel); — Rechtsanwalt Dr. Eugen Collard beim 
Landgericht Landshut; — Juſtizrath Petiseus beim Landgericht. 
Oels; — Juſtizrath Petiskus beim Landgericht Breslau; — 
Rechtsanwalt Jacob Heinrich Schlecht beim Landgericht Alden- 
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hoven; — Rechtsanwalt Bernhard Dorien beim Landgericht 
Glogau; — Rechtsanwalt Franz Wagner beim Landgericht 
Graudenz; — Rechtzanwalt Grimm beim Landgericht Heilbronn 
und beim Amtsgericht Neckarsulm; — Rechtsanwalt Eberhard 
Zorn beim Landgericht Kempten;. — Rechtsanwalt Ferdinand 
Eisner beim Amtsgericht. Münnerſtadt; — Rechtsanwalt Johann 
Bachmeier beim Landgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt 
Karl Wildenauer beim Landgericht Paſſau; — Rechtsanwalt 
Reinarz beim Amtsgericht Remſcheid; — Rechtsanwalt Dr. zur. 
A. Borinski beim Amtsgericht Breslau; — Rechtsanwalt 
Oscar Motzel beim Amtsgericht Kötzting; — Rechtsanwalt 
Lützeler beim Amtsgericht Wiehl; — Rechtsanwalt Gaul 
beim Landgericht Bochum; — Rechtsanwalt Jakob Schachtel II 
beim Landgericht II Berlin. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Marbach 
in Ratzeburg; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Lützeler in Mül⸗ 
heim a./Rhn; — Rechtsanwalt Pitſch in Graudenz; — Rechts⸗ 
anwalt Lewinsky in Neumark i. Weſtpr.; — Rechtsanwalt 
Cappel in Hattingen. . De 


Todesfälle. 


| Rechtsanwalt Sonftantin Salon in Wongrowitz; — Rechts⸗ 
anwalt Dörmer in St. Johann. „ 5 


Ernennungen. 


Bekanntmachung. 


Die in Folge des Ausſcheidens der Stadt aus dem Landkreiſe 
neu geſchaffene Stelle eines 1 | | 
TE beſoldeten Stadtraths (Syndikus) 
iſt möglichſt bald zu befegen. Das penſionsfähige Gehalt iſt vor⸗ 
behaltlich der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes auf 3 600 Mark 
fteigend von 3 zu 3 Jahren um 300 Mark bis zu 6 000 Mark und 
540 Mark Wohnungageld feſtgeſetzt. Die Reliktenverſorgung iſt im 
Weſentlichen wie für Staatsbeamte geregelt. Polizeigeſchäfte ſind auf 
Erfordern zu übernehmen. | Ä 

Geeignete Bewerber, welche die Befähigung zum Richteramte 
beſitzen, wollen ihre Meldungen nebſt Lebenslauf und Zeugniſſen bis 
zum 25. Mai d. Is. an den Stadtverordnetenvorſteher Kaufmann 
Carl Frank gelangen laſſen. 

Stolp, den 5. Mai 1898. 


Der Magiſtrat. 


Zum 15. Mai dieſes Jahres oder auch zu ſofort ſuche ich einen 
jüngeren, unverheiratheten, tüchtigen Büreauvorſteher. Gehalts⸗ 
anſprüche ſind anzugeben und Zeugniſſe beizufügen. | 

Zehdenick, den 1. Mai 1898. 

| 5 Züht, Rechtsanwalt und Notar. 


JJ... ia ee een 
Zum 1. Juni ſuche einen tüchtigen Büreauvorſteher, der 
auch in Notariatsſachen bewandert iſt. Meldungen unter Angabe der 
Gehaltsauſprüche. | Rechtsanwalt Marcuſe, 
| | Staßfurt. 


| Büreauvorſteher, RR | 
ſelbſtſtändiger Arbeiter, auch mit Kalkulaturweſen etwas vertraut, 
Gehalt 150 Mark und darüber, zum ſofortigen Antritt, eventuell 
um 1. Juni cr. geſucht. Offerten mit Jengnißabſchriften und 
Angabe letzter Stellung erbeten. | ee . s 
Po Henſchel, Rechtsanwalt. 


Breslau. 
Amtsgerichts anwalt in größerem Vorort Berlins ſucht 
Büreauvorſteher, welcher Anwalts⸗ und Notariatspraxis voll⸗ 
kommen beherrſcht. Anfangsgehalt 150 Mark. Meldungen unter 


M. W. 265 an die Expedition dieſes Blattes. 


Cin Landgerichtsanwalt in einer Mittelſtadt ſucht einen juriſtiſch 
gebildeten Hülfsarbeiter. Kenntniß der Stolze ſchen. Stenographie 
erwünſcht. Off. unter W. W. 251 an den Verlag der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift. e „ 


1 & . = 5 
Büreauvorſteher für ein Rechtsanwalts ⸗B üreau in 
Magdeburg wird ge ſucht. Offerten mit Zeugnißabſchriften und 


»Gehaltsanſprüchen erbeten sub D. T. 936 durch Haaf enſtein 


& Vogler A.⸗G. Magdeburg. 


Eine große Bank in Berlin ſucht für ihr juriſtiſches Büreau 
einen namentlich im Koſten⸗ und Stempelweſen, Bau⸗ und Hypotheken⸗ 
ſachen u. ſ. w. gut bewanderten jüngeren Gerichtsfchreiber oder 
Mevifor, der a ſtenographiren kann. Offerten unter Beifügung 
des Lebenslaufs und Angabe von Referenzen unter H. 1010 an 
Invalidendank, Berlin W., Unter den Linden 24. 5 


Lioangfjähriger Nüreauvorſteher, ſucht, geſtützt auf 
gute Zeugniſſe, ſofort oder ſpäter anderweit dauernde 
Stellung. Gefl. Offerten sub A. U. 412 an Rudolf 
Moſſe, Magdeburg erbeten. eg 


Ein Büreau⸗Vorſteher, 6 Jahr lang als ſolcher ununter⸗ 
brochen thätig, ſucht, eſtützt auf gute Zeugniſſe, ſofort oder ſpäter 
anderweite Stellung. 


g = Büreauvorſteher, 
10 Jahre im Fach, ſelbſtſtändiger Arbeiter, im Notariat ſowie 
Prozeßweſen durchaus ausgebildet und erfahren, ſucht, geſtützt auf 
ute Zeugniſſe, ſofort Stellung. Gefällige Angebote bitte an die 
xpedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift unter F. 246. 


Ze 
Büreauvorſteher, 8 Jahre als ſolcher thätig, ſucht, geſtützt 
auf gute Zeugniſſe, Stellung in Berlin. Offerten bitte unter G. 249 


in der Expedition dieſes Blattes abzugeben. 


Vüreauvorſteher, langjährig erfahren ſucht ſofort Stellung. 
Offerten sub R. 32 Poſtamt 4 Berlin. e ) } 


BR T..... EEE) 

Büreauvorſteher, 23 Jahr alt, in Prozeß⸗ und Notariats⸗ 
ſachen bewandert, ſucht Stellung. Offerten unter F. 233 an die 
Expedition dieſes Blattes erbeten. | 
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Ein durchaus tüchtiger und erfahrener Büreauvorſteher, der 
in Notariats⸗ und Prozeßpraxis ſelöſtſtändig arbeiten kann, ſucht, 
geſtützt auf gute Zeugniſſe, Stellung als ſolcher per ſofort eventuell 
1. Juni cr. Offerten erbeten unter L. 263 an die Exp. d. Zeitg. 


Tüchtiger Regiſtrator, welcher im Koſtenweſen, Anfertigung von 
Klagen und Schriftſätzen . firm iſt, ſucht als 

5 | Büreau⸗Vorſte her 
in mittlerem Anwaltsbüreau Stellung. Gehalt 100 Mark. Offerten 
unter P. 234 an die Expedition dieſes Blattes. 


J! ⁵Ä-“s 
Suche ſofort zur Vertretung auf 4—6 Wochen einen Aſſeſſor. 


Kaehrn, 
Rechtsanwalt und Notar zu Salzwedel. 


-.. ð y ð m 
Suche für die Zeit vom 10. Juni bis zum 15. Juli einen 
Vertreter. Heß, Rechtsanwalt und Notar, 
Gelſenkirchen i. W. 


J 8 
Aſſeſſor (Landrechtler) als Vertreter für Rechtsanwaltſchaft und 
Notariat vom 15. Juli oder 1. Auguſt ab auf 2—3 Monate geſucht. 
Geilen, Rechtsanwalt, Schwelm. 

ET 

Ein tüchtiger 

Juriſt 

wird von einer bedeutenden ſüddeutſchen on 8 und 
Unfall⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft als juriſtiſcher Beirat 
anzuſtellen geſucht. Bewerber im Alter von 35 bis 
40 Jahren erhalten den Vorzug. Offerten sub Chiffre 


B. 237 bittet man zu richten an die Expedition dieſes 
Blattes. N N 


Blatts ĩ³]ĩ?oðͥſb 

Aſſeſſor (Landrechtler) geſucht zur Vertretung eines Rechts- 
anwalts und Notars. Antritt wird baldmöz lichſt gewünſcht. Offerten 
unter S. 230 an die Expedition dieſes lattes. 


En we Aſſeſſor | 

wird zur ſechs⸗ bis achtwöchentlichen Vertretung von Anfang Mai ab 
von einem Rechtsanwalt in Schleſien geſucht. Gef. Off. an 
Rudolf Moſſe, Berlin SW. unter J. F. 885 


Cin Gerichtsaſſeſſor — Landrechtler — wird zur Vertretung 
eines Rechtsanwalts in Oberſchleſien geſucht. Gefällige Offerten unter 
E. 244 an die Expedition dieſes Blattes. 3 


))) ee 
Ein Rechtsanwalt und Notar in der Nähe Berlins ſucht 
Aſſeſſor zur Vertretung während der Ferien auf 4—5 Wochen vom 
15. Juli cr. ab. Gefl. Offerten erbeten unter P. P. 254 an die 
Expedition dieſes Blattes. nn 


ff. unter D. 241 an die Exp. d. Bl. erb. 


Er 
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+ Zur -Bertretung eines Anwaltes mit großer Praxis in einer 
55 des gemeinen Rechts wird auf 4 Wochen vom 27. Juni 
898 ein gewandter Gerichtsaſſeſſor geſucht. Offerten unter 
S. K. 253 erbeten an die Expedition dieſer Zeitung. | 
ö Zur ÜUnwaltsvertretung | 

in Magdeburg für die Zeit vom 1. Juli bis 15. Auguſt wird ein 
Gerichtsaſſeſſor 0. 11 33 ö 
Angebote unter U. K. 264 an die Exped. d. Blattes erbeten. 


Ein Rechtsanwalt, welcher lange Jahre in der Provinz als 
Anwalt und Notar thätig geweſen iſt, wünſcht ſich mit einem viel 
beſchäftigten Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten 
unter K. 257 an die Expedition dieſes Blattes. 


Seit. 17 Jahren beim Landgericht I Berlin zugelaſſen, ſuche 
Aſſociation mit beſchäft. Berl. Kollegen. Off. unter J. 255 
an d. Exped. dieſes Blattes. n | 

Gerichtsaſſeſſor (Gemeinrechtler), der eine Richterſtelle 2 Jahre 
lang kommiſſariſch verwaltet 8 und derzeit noch verwaltet, möchte 


ſich mit einem älteren Rechtsanwalt aſſociiren. Offerten unter 
G. 216 an die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 


HGerichtsreferendar, 

zur Zeit in Berlin, welcher die Amtsgerichts⸗ und 
Landgerichtsſtation abſolvirt hat und wegen Mittel⸗ 
loſigkeit ſeine juriſtiſche Laufbahn hat aufgeben müſſen, 
in dem Beſitze eines guten Abgangszeugniſſes, ſucht 
ſofort Stellung als Hülfsarbeiter oder Büreauvorſteher 
bei einem Rechtsanwalt. Offerten sub J. N. 8819 
an Rudolf Moſſe, Berlin SW. 

Referendar d. frz. Rechtsg., der Rechtsanwalt ſchon vertrat, 


ſucht Vertretung e. Rechtsanw. od. Büreauvorſteher od. ſonſt. Beſchäftg.; 
ev. dauernder Eintritt. Off. u. ©. 238 an die Exp. dieſes Blattes. 


| Aelt. Referendar a. D., w. bereits als Hülfsarbeiter b. Rechts⸗ 
anwalt thätig war, |. ähnl. Stellung, oder 3—4 Std. täglich Beſch. b. 
Berl. Anw. gegen mäß. Verg. Off. u. A. 235 an die Exp. d. Bl. 


Büreau- Räume zum 1. Oktober zu vermiethen. 
Berlin, Leipzigerſtr. 74, neben dem Abgeordneten⸗ 
hauſe (vorn II. Etage). Näheres in der Elephanten⸗ 
Apotheke daſelbſt. 


J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung 
in Berlin SW. 48, Wilhelmſtraße 119/120. 


In neuer Auflage erſchien: 


Stempelſteuergeſeß. 
Vom 31. Juli 1895. 
N Nebſt 
den ergangenen Ausführungsbeſtimmungen, 
Entſcheidungen des Reichsgerichts und Erlaſſen 
der Perwaltungs behörden. 
Text⸗Ausgabe mit Anmerkungen, | 
ausführlichen Tabellen zur Berechnung der Stempel- 
abgaben und Sachregifter. | 
Bon er 
Geheimer Regierungsrath, — „9e a der 
Stempelfiskal a. D. N Kgl. Prov. ⸗Steuer⸗Direktion zu Berlin. 
FBierte vermehrte Auflage. 


Taſchenformat; cartonnirt: Preis 8 Mark 30 Pf. 


3. Gaupp, 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung, ſowie direkt von 
der Verlagsbuchhandlung. | 


— — 


re Banzleiaugeige: „„ 
Sandesadvokaf Dr. K. Schönberger 
Prag (Böhmen). 
II. Nr. 1039. 
Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, ve l Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
5 Georg FJ. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
. Nord⸗ Amerikas. a 
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die neueste und beste 


Schreibmaschine für Rechtsanwälte 


empfohlen von über 50 grossen Anwaltsbureaux 


A. P. Little 
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iſche Wochenſchriſt. 


Herausgegeben von 


M. Kempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. | 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Inhalt, 
Hülfskafſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 321. — Aus 
der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. S. 321. 


Sülfskafe für deutſche Rechtsanwälte. 

Der Jahresbeitrag von 20 Mark für das Geſchäftsjahr 
1. Juli 1897 bis 30. Juni 1898 iſt am 30. April 1898 fällig 
geweſen. Es werden daher die Mitglieder erſucht, ihn, ſoweit 
nicht ſchon Zahlung an die Vertrauensmänner geleiſtet iſt, bis 
zum 20. Mai an den unterzeichneten Schatzmeiſter gelangen zu 
laſſen. Nach dieſem Tage wird ſatzungsgemäß mit der Ein⸗ 
ziehung der Beiträge durch Nachnahme verfahren werden. 
Leipzig, Schreberſtr. 13. Dr. Seelig. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 


(Entſcheidungen vom Februar und März 1898.) 
I. Zum Reichsſtrafgeſetzbuche. 
1. 5 56 Abſ. 2 Str. G. B. | 

Die Revifion erſcheint, inſoweit fie gegen die Freiſprechung 
der H. fi) wendet, nicht begründet. Dagegen iſt vom Vorder- 
richter überſehen, daß Abſ. 2 des § 56 Str. G. B. für den 
Fall einer Freiſprechung in Gemäßheit des Abſ. 1 daſelbſt 
zwingend vorſchreibt, in dem Urtheile ſei zu beſtimmen, ob der 
freigeſprochene Angeklagte ſeiner Familie zu überweiſen oder in 
eine Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt gebracht werden ſolle. 
Dieſe Vorſchrift materiellrechtlicher Natur mußte auch im vor⸗ 
liegenden Falle zur Anwendung gebracht werden, weil die An⸗ 
geklagte H., wenn ſie auch zur Zeit der Hauptverhandlung das 
achtzehnte Lebensjahr bereits überſchritten, dennoch das zwanzigſte 
noch nicht vollendet hatte. Auf Grund einer anderweiten Ver⸗ 
handlung iſt der hervorgehobene Mangel zu ergänzen. Urth. 
des II. Sen. vom 8. März 1898. 529. 98. | | 

2. § 73 Str. G. B. 

Das angefochtene Urtheil beruht auf einer Verkennung des 
Begriffes der Einheitlichkeit (Selbſtſtändigkeit) einer Handlung. 
Nach der darin gegebenen Darſtellung des Vorganges wurden 
zunächſt Georg G., deſſen Ehefrau und deren Sohn Johann 
von dem Angeklagten Ludwig J. allein und Erſtere Beide 
ſodann unter Mitwirkung von Wilhelm J. mißhandelt. Darauf 


holte Johann G. ſeinen Bruder Ludwig zu Hülfe und wurden 
von den genannten Angeklagten und den inzwiſchen weiter hinzu⸗ 
gekommenen Karl J., Auguſt J. und Alexander B. in ver⸗ 
ſchiedenen Gruppen einzelne Glieder der Familie G. und zwar 
Ludwig G. von Karl J. und ſchließlich Georg G. von ſämmt⸗ 
lichen Angeklagten mißhandelt. Mit dieſer Sachlage, der 
Mißhandlung vier verſchiedener Perſonen in zeitlicher Folge 


nacheinander iſt die Annahme eines Einheitsaktes nicht vereinbar, 


da nach dem Abſchluß der Mißhandlung eines Einzelnen der 
Glieder der Familie G. es ſtets eines neuen Eutſchluſſes zur 
Vornahme der gegen ein anderes Familienglied gerichteten 
Handlungen bedurfte. Vergl. Rechtſprechung Bd. V S. 607. 
Am augenfälligſten tritt dies bei der Mißhandlung des Ludwig G. 
zu Tage, welcher auf Herbeirufen Seitens ſeines Bruders — 
alſo erſichtlich für die Angeklagten unerwartet — am Thatort 
erſchien. Wenn hierzu im Urtheil geſagt iſt, daß ein Theil der 
Angeklagten unter Anderen Karl J., als ſie ihn erblickten, von 
der Mißhandlung der Eheleute G. abließ und ſich gegen 
Ludwig G. wendete, ſo kann dies nur die Folge eines neuen 
Entſchluſſes geweſen ſein. Daß übrigens die Einheit des Ent⸗ 
ſchluſſes, mehrere an ſich ſelbſtſtändige Handlungen vorzunehmen, 
für ſich allein nicht genügt, um dieſen Handlungen ihre rechtliche 
Selbſtſtändigkeit zu nehmen, ſondern daß es regelmäßig auch 
auf die Einheit oder Mehrheit der angegriffenen Rechtsgüter 
ankommt, hat das Reichsgericht in zahlreichen Urtheilen aus⸗ 
geführt (vergl. z. B. Entſcheidungen Bd. IV S. 187, Bd. VII 
S. 60, Bd. X S. 53/55, Bd. IX S. 426 u. A.) Da die 
Angeklagten ausdrücklich die Anwendung des § 73 des Str. G. B. 
rügen und die Trennung der einzelnen in Frage ſtehenden 
ſelbſtſtändigen Mißhandlungen dazu führen kann, daß eine 
Gemeinſchaftlichkeit ſämmtlicher Angeklagter bezüglich der Miß⸗ 
handlung jedes Einzelnen der vier Verletzten nicht angenommen 
wird, ſo muß die Möglichkeit anerkannt werden, daß die An⸗ 


nahme eines Vergehens der Körperverletzung, ftatt mehrerer, 


die Angeklagten beſchwert und war der Reviſion deshalb ſtatt⸗ 
zugeben. Urth. des I. Sen. vom 3. März 1898. 375. 98. 
3. $ 113 Str. G. B. 8 266 Str. P. O. | 
Welcher Zwangsvollſtreckungstitel und ob ein folder über⸗ 
haupt im vorliegenden Falle gegeben war, geht aus dem Urtheile 
in keiner Weiſe hervor. Daſſelbe ſtellt in dieſer Beziehung im 
Eingang nur feſt, daß der Aktiengeſellſchaft „Rheiniſch⸗Weſt⸗ 
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fäliſche Kalkwerke in D.“ als Eigenthümerin der Parzelle Flur 2 
Nr. 49 der Steuergemeinde H. durch „rechtskräftiges Urtheil“ 
des Königlichen Amtsgerichts zu H. das Recht zuerkannt worden 
iſt, einen durch die Kalkwerke des Angeklagten führenden Weg 
zum Gehen und Fahren zu benutzen und daß Angeklagter in 
ſeinem Kalkwerke eine Bremsbahn angelegt hat, welche über 
dieſen Weg führt und ſein Befahren verhindert. Weiter ſtellt 
das Vorerkenntniß noch feſt, daß Angeklagter ſich geweigert hat, 
den Weg durch Entfernung der Bremsbahn freizumachen und 
deshalb der Gerichtsvollzieher B. von dem Prozeßbevollmächtigten 
der Klägerin den Auftrag erhalten hat, im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zwecks Freilegung des Weges das über denſelben 
hinwegführende Gleis der Bremsbahn zu entfernen. An einer 
ſpäteren Stelle des erſten Urtheils findet ſich dann noch die 
Ausführung, „es ſei zweifellos, daß der Gerichtsvollzieher B. 
ſich in der rechtmäßigen Ausübung ſeines Amtes befunden. 
Er habe auf Grund eines „rechtskräftigen“ Urtheils und infolge 
Auftrags des Prozeßvertreters der nach dem Urtheile zur freien 
und ungehinderten Benutzung des fraglichen Weges berechtigten 


Partei vollſtreckt.“ Auf Grund welchen Vollſtreckungstitels 
ſich der Gerichtsvollzieher zur Ausführung des ihm ertheilten 


Auftrages befugt erachten konnte, wird in dem angefochtenen 
Urtheile mit keinem Worte geſagt. Daſſelbe bemerkt wiederholt 
nur, daß dem Kläger die in Anſpruch genommene Servitut⸗ 
berechtigung durch „rechtskräftiges“ Urtheil zugeſprochen worden 
iſt; im Uebrigen läßt es aber ſogar darüber vollkommen in 
Unkenntniß, ob z. Z. der Klage die fragliche Bremsbahn bereits 
angelegt war und in dem Urtheile dem Beklagten auch die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt worden iſt, dieſelbe zu entfernen. Sollte, 
wie nicht ausgeſchloſſen, in dieſem Erkenntniſſe nur das dingliche 
Recht als beſtehend rechtskräftig feſtgeſtellt worden ſein, ſo würde 
hieraus eine Zwangssvollſtreckungsbefugniß, wie der Gerichts- 
vollzieher ſie in Anſpruch nimmt, in keiner Weiſe folgen. Welche 
„vollſtreckbare Ausfertigung“ ($ 662 der Civilprozeßordnung) 
aber der Gerichtsvollzieher erhalten, auch, ob eine ſolche über⸗ 
haupt ertheilt worden iſt, und ob aus dieſer die Befugniß zur 
zwangsweiſen Entfernung der Gleiſe durch den Gerichtsvollzieher 
ſich ergab, iſt in dem angefochtenen Urtheile garnicht erwähnt. 
Unbedingt wäre es aber Aufgabe des Vorderrichters geweſen, 
diejenigen Thatſachen anzugeben, aus welchen er die geſetzlichen 
Merkmale des Thatbeſtandserforderniſſes der „rechtmäßigen Aus- 
übung des Amtes“ im Sinne des $ 113 des Str. G. B. ge⸗ 
folgert hat ($ 266 der Str. P. O.), weil ſonſt dem Revifions- 
gericht die Möglichkeit entzogen wird, zu prüfen, ob der erfte 
Richter ohne Rechtsirrthum zur Annahme der geſetzlichen That- 
beſtandsmerkmale gelangt iſt. Daraus allein, daß, wie das 
Inſtanzgericht ferner noch bemerkt, „wohl ſchon über 20 Male 
die Zwangsvollſtreckung in gleicher Weiſe vorgenommen“, kann 
in keiner Weiſe entnommen werden, daß der Gerichtsvollzieher B. 
im konkreten Falle zur zwangsweiſen Entfernung des Gleiſes 
amtlich befugt geweſen iſt. Das erſte Urtheil konnte daher 
nicht aufrecht erhalten werden. Bei der erneuten Hauptver- 
handlung wird die Vorinſtanz aber auch zu ermitteln haben, 
— falls ſich für den Gerichtsvollzieher ein rechtsgiltiger Voll⸗ 
ſtreckungstitel ergiebt — ob dieſer ſich dem ihn nach ſeinem 
Auftrage fragenden Angeklagten K. gegenüber, welcher hierin, 
wie das Urtheil ausdrücklich bemerkt, auf Weiſung und mithin 


in Vertretung feines Arbeits herrn handelte, genügend aus⸗ 
gewieſen hat ($ 676 der Civilprozeßordnung); in der Urtheils⸗ 


begründung iſt nur bemerkt, daß B. das „Urtheil des König⸗ 


lichen Amtsgerichts H. vom 13. Juni 1894“ vorgewieſen hat. 
Urth. des III. Sen. vom 10. März 1898. 566. 998. 

4. 88 113, 114 Str. G. B. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft richtet ſich gegen das 
Urtheil, inſoweit durch daſſelbe der Angeklagte F. wegen Wider⸗ 
ſtands gegen einen Vollſtreckungsbeamten aus § 113 des 
Str. G. B. ſtatt aus § 114 wegen Nöthigung eines Beamten 
zur Strafe gezogen worden iſt. Sie iſt begründet. Schon im 
Begriffe eines Widerſtands als ſolchen liegt es, daß er ſich gegen 
die Durchführung einer bereits begonnenen oder unmittelbar 
bevorſtehenden Amtshandlung richten muß; demzufolge iſt die 


Anwendbarkeit des § 113 des Str. G. B. nach der ſtändigen 


Rechtſprechung des Reichsgerichts ausgeſchloſſen, wenn der Voll⸗ 
ſtreckungsbeamte mit der Amtshandlung, zu deren Unterlaſſung 
er genöthigt werden ſoll, noch nicht begonnen hat, und kann 
ſolchen Falls nur § 114 des Str. G. B. zur Anwendung 
kommen, der jeden Beamten gegen denjenigen ſchützt, welcher 
es unternimmt, ihn durch Gewalt oder Drohung zur Vornahm⸗ 
oder Unterlaſſung einer Amtshandlung zu nöthigen. Wie das 
urtheil feſtſtellt, wurde nach Ankunft der beiden Gendarmen 
und erfolgter Feſtnahme des M. der unterbrochene Termin 
wieder aufgenommen und M. an den Ort der Augenſcheins⸗ 
einnahme gebracht. Nunmehr wurde auch der Angeklagte F. 
erbittert, beleidigte die Gerichtsbeamten und rief dem Amts ⸗ 
richter, indem er ihm drohend mit erhobenem Arm entgegentrat, 
die Worte zu: „M. wird nicht mitgenommen, wegen ſolch einer 
Bagatelle kann er nicht mitgenommen werden“. Der Amts⸗ 
richter wies hierauf, nachdem er den Angeklagten vergeblich zur 
Ruhe aufgefordert hatte, den Gendarm G. an, ihn vom Platze 
zu entfernen. Der Angeklagte rief jedoch, indem er auf den⸗ 
Amtsrichter und jeden der beiden Gendarmen deutete: „Sie 
bringen mich nicht weg und der nicht und der da auch nicht“. 
Dann ſprang er auf Karl H. zu und verlangte deſſen Karſt, 
wobei er ſchrie: „Den Karſt her, die drei Kerle ſchlage ich 
kaput“. Der Amtsrichter bemerkte, daß auch das Publikum 
eine bedrohliche Haltung annehme; deswegen und wegen des 
Auftretens des Angeklagten befürchtete er, daß es noch zu er⸗ 
heblichen Ausſchreitungen kommen werde. Er nahm daher 
ſeinen Befehl an den Gendarm zurück, brach den Termin ab 
und verließ den Ort. Das Urtheil führt aus, daß unter Um- 
ſtänden auch ein Richter berufen ſein könne, die von ihm ger 
troffenen Verfügungen ſelbſt zu vollſtrecken, und daß dieſer Beruf 
insbeſondere dann vorliege, wenn ein Richter zur Vollſtreckung 
einer von ihm in Ausübung der Sitzungspolizei angeordneten 
Maßregel durch perſönliches Eingreifen mitwirke. Die Aus⸗ 
führung iſt zutreffend. Er kann ſich, wenn er dieſes bei Aus 
übung pflichtmäßigen Ermeſſens für erforderlich hält, nicht auf 
die bloße Anordnung der entsprechenden Maßregel beſchränken, 
ſondern, ſoweit im einzelnen Falle zur Erreichung des Zweckes 
ſeine perſönliche Mitwirkung nothwendig wird, auch an der 
Ausführung feiner Anordnung ſich perſönlich betheiligen. Im 
vorliegenden Falle ließ aber nach den Feſtſtellungen des Urtheils 
der Amtsrichter zwar die Anweiſung an den Gendarm ergehen, 
den Angeklagten vom Platze zu entfernen. Che aber, wenigſtens 
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nach den bisherigen Feſtſtellungen, mit der Ausführung be- 
gonnen wurde, hat er ſeinen Befehl zurückgenommen. Hat 
hiernach der Amtsrichter an der Ausführung ſeiner Anordnung 
ſich nicht betheiligt, iſt es vielmehr zum Beginn ihrer thatſäch⸗ 
lichen Durchführung anſcheinend überhaupt nicht gekommen, ſo 
konnte auch nicht die Vorſchrift des § 113 des Str. G. B. zur 
Anwendung gelangen, ſondern ſtand diejenige des § 114 in 
Frage. Der Annahme des Urtheils, daß die Vollſtreckungs⸗ 
handlung ſchon mit dem Befehl, den Angeklagten F. zu ent⸗ 
fernen, begonnen habe, kann nicht beigetreten werden. Denn 
nachdem dieſer der Aufforderung zur Ruhe keine Folge geleiſtet 
hatte, iſt nicht der Amtsrichter gegen ihn zur Ausführung ſeines 
Befehls, ſich ruhig zu verhalten, perſönlich vorgegangen, ſondern 
er beſchloß, ihn vom Platze entfernen zu laſſen und mit der 
Vollſtreckung dieſes Beſchluſſes den Gendarm G. zu beauftragen 
(Gerichtsverfafſungsgeſetz $ 178), und erließ zu dieſem Zwecke 
an letzteren die Anordnung ſeiner Entfernung. Wäre nunmehr 
der Gendarm zur Ausführung übergegangen und hätte er den 
Angeklagten aufgefordert, ſich zu entfernen, ſo wäre eine nur 
hiergegen gerichtete Bedrohung des Gendarm aus § 113 zu 
beſtrafen geweſen. Weil aber der Amtsrichter ſeine Anordnnng, 
ehe der Gendarm thätig wurde, zurücknahm, ſcheint es bis zu 
dieſer Grenze nicht gekommen zu ſein, und ſtand vielmehr ein 
Unternehmen der Nöthigung im Sinne des § 114 in Frage. 
Endlich konnte, ſoweit es ſich nur um die Anordnung des 
Amtsrichters handelte, auch die Nöthigung nur gegen ihn ge⸗ 
richtet ſein. Ob und inwieweit die Nöthigung gleichzeitig gegen 
die Gendarmen gerichtet ſein und dieſelben von einer Ausführung 
des amtsrichterlichen Befehls, ſolange derſelbe noch nicht zurüͤck⸗ 
genommen war, abhalten ſollte, wird gleichzeitig zu unterſuchen 
ſein. Urth. des I. Sen. vom 3. März 1898. 158. 98. 

5. 88 114, 359 Str. G. B. 

Das Landgericht nimmt an, Angeklagter habe den L. 
„vom nochmaligen Betreten ſeiner Jagd abzuſchrecken“ beab- 
ſichtigt. Es findet aber in der gerügten Aeußerung nicht den That⸗ 
beſtand des § 114 Str. G. B., den Anklage⸗ und Eröffnungs⸗ 
beſchluß als gegeben anſehen, ſondern nur den Thatbeſtand der 
85 240, 43 daſelbſt, weil einerſeits L. dem Angeklagten nicht 
als Beamter im Sinne des § 359 Str. G. B. gegenüber- 
geſtanden habe — Jener ſtehe nämlich als Fürſtlich Waldeck'ſcher 
Dom anialbeamter nicht im unmittelbaren oder mittelbaren 
Dienſte des Bundesſtaats Waldeck-Pyrmont, ſondern im perſön⸗ 
lichen Dienſte des Fürſten zu Waldeck und Pyrmont — und 
weil andererſeits Angeklagter nicht den Vorſatz gehabt habe, den 
L. zur Unterlaſſung einer Amtshandlung zu nöthigen. Die 
hiergegen gerichtete Reviſion der Staatsanwaltſchaft iſt be⸗ 
gründet. Der erſtere Entſcheidungsgrund beruht auf Rechts⸗ 
irrthum. Die Vorinſtanz unterläßt es, auf den Rechtszuſtand 
einzugehen, welcher für die Stellung der Fürſtlichen Domanial⸗ 
beamten vor Abſchluß der ſogenannten Aceeſſionsverträge mit 
Preußen maßgebend war. Sie ſcheint aber nicht zu beſtreiten, 
daß bis zu dieſem Zeitpunkte die mit der Verwaltung des 
— Staatszwecken dienenden und nicht etwa im Privateigenthum 
des Fürſtlichen Hauſes ſtehenden — Domanialvermögens be⸗ 
trauten Beamten unmittelbare Staatsbeamte waren. Dies iſt 
auch unbeſtreitbar. Nach der Verfaſſungsurkunde vom 17. Auguſt 
1852 und dem Rezeſſe vom 16. Juli 1853 war dieſe Verwal⸗ 


tung der Staatsregierung unter deren verfaſſungsmäßiger Ver⸗ 
antwortlichkeit und unter Mitwirkung der Landſtände übertragen, 
und ſie bildete einen beſonderen Theil der Staatsfinanzverwal⸗ 


tung. Die in dieſem Dienſtzweige angeftellten Beamten unter⸗ 


lagen den Beſtimmungen des Staatsdienſtgeſetzes vom 9. Juli 
1855. Durch den Abſchluß der ſogenannten Acceſſionsverträge 
mit Preußen iſt an dieſer Beamteneigenſchaft nichts geändert 
worden. Dieſe Verträge haben nur eine Theilung in der Aus⸗ 
übung der Staatsgewalt herbeigeführt. Die innere Verwaltung 
der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont iſt vom Königreich 
Preußen übernommen worden mit Ausnahme der Verwaltungs- 
geſchäfte, welche dem Fürſtlichen Konſiſtorinm in ſeiner Eigen ⸗ 
ſchaft als Oberkirchenbehörde zuſtanden, ſowie der Verwaltung 
des im Receſſe vom 16. Juli 1853 u. ſ. w. bezeichneten Do⸗ 
manialvermögens. Dieſe Verwaltungszweige ſind von der Ueber⸗ 
nahme auf die Preußiſche Staatsverwaltung ausgeſchloſſen und 
dem Fürſten von Waldeck und Pyrmont vorbehalten geblieben 
(Artikel 1, 10 des Vertrags vom 18. Juli 1867, Artikel 1, 9 
des Vertrags vom 24. November 1877, Artikel 1, 9 des Ver⸗ 
trags vom 2. März 1887). Der ſtaatsrechtliche Charakter dieſer 
„vorbehaltenen“ Verwaltungszweige, deren Eigenſchaft als Theil 
der Staatsverwaltung, iſt durch die Verträge ſo wenig 
geändert worden, als die rechtliche Stellung und die Zweck- 
beſtimmung des Domanialvermögens. Im erſten wie im dritten 
Acceſſionsvertrage (Artikel 10 bezw. 9) ift zwar auf die Zeit 
der Vertragsdauer, alſo gegenwärtig auf Kündigung, die nach 
dem erwähnten Rezeſſe vom 16. Juli 1853 beſtehende Beitrags- 
pflicht des Domaniums zu den „Landesausgaben“ zeitweilig 
in Wegfall gebracht worden. Im zweiten Acceſſionsvertrage 
(Artikel 9) ſind dagegen die Vereinbarungen des mehrerwähnten 
Rezeſſes wieder hergeſtellt und für die Vertragsdauer aufrecht 
erhalten worden. Schon dies zeigt, daß durch die Verträge 
eine prinzipielle Aenderung in der Zweckbeſtimmung des 
Domaniums nicht herbeigeführt worden iſt, wie denn auch im 
zweiten wie im dritten Acceſſionsvertrage (Artikel 10, 11 bezw. 
Artikel 9) ausgeſprochen iſt, daß die rezeßmäßigen Rechte der 
Landſtände hinſichtlich des Domanialvermögens unberührt bleiben. 
Das Domanium iſt daher gegenwärtig keineswegs in das 
Eigenthum des Fürſtlichen Hauſes übergegangen, ſondern nach 
wie vor beſtimmt, den Zwecken der Staatsverwaltung zu dienen; 
ſeine Verwaltung führt der Fürſt nach wie vor nicht als Privat- 
mann, ſondern als Landesherr. Aus alledem folgt aber, daß 
die in der Domänenverwaltung angeſtellten Beamten, weil und 
ſoweit das Domanium den öffentlichen Intereſſen des Staates 
dient, nicht perſönliche oder Privat⸗Diener des Fürſten, ſondern 
im unmittelbaren Staatsdienſte angeſtellte Beamte ſind. Für 
die Anerkennung der im § 359 Str. G. B. behandelten Be⸗ 
amteneigenſchaft iſt nicht mehr zu erfordern, als die Leiſtung 
ſtändiger Dienſte im mittelbaren oder unmittelbaren Intereſſe 


des Staates und Anſtellung zu dieſen Dienſten ſeitens der 


nach dem Landesrechte hierzu zuſtändigen Stelle. (Vergl. Ent⸗ 
ſcheidungen in Strafſachen Band 14 Seite 345, Band 16 
Seite 378.) Unabhängig iſt die Beamteneigenſchaft im Sinne 
des Str. G. B. von den ſonſtigen dienſtpragmatiſchen Be⸗ 
ſtimmungen der einzelſtaatlichen Geſetzgebung, von Gewährung 
beſtimmter Beamten ⸗Sonderrechte, Auferlegung der Beamten⸗ 
Sonderpflichten, Dauer der Anſtellung, eidlichen Verpflichtung, 
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Benennung der Beamtenkategorien u. ſ. w. Ohne Bedeutung 
für die Entſcheidung der vorliegenden Frage erſcheint daher 


namentlich, ob in den Acceſſionsverträgen oder in der dieſen 


zeitlich nachfolgenden Landesgeſetzgebung die der Preußiſchen 
Staatsregierung unterſtellten Beamten als „Staatsbeamte“ 
gegenüber den „Domanialbeamten“ geſondert aufgeführt oder 
in einen gewiſſen Gegenſatz gebracht werden, wie der Uebertritt 
aus der einen Beamtenkategorie in die andere geregelt, oder 
das Verhältniß der Domanialbeamten zur allgemeinen Staats- 
diener-⸗Wittwen⸗Kaſſe formulirt worden iſt. Daß aber die An⸗ 
ſtellung der Domanialbeamten nach dem, vor wie nach den 
Acceſſionsverträgen geltenden Rechte der Fürſtenthümer Waldeck 
und Pyrmont dem Fürſten zuſteht, unterliegt keinem Zweifel. 
Die Verordnung vom 18. Dezember 1867, die bei der Domanial⸗ 
verwaltung fungirenden Beamten und deren dienſtliche Stellung 
betreffend, ſpricht dies im Einklange mit § 4 des Staatsdienſt⸗ 
geſetzes vom 9. Juli 1855 aus. Letzteres Geſetz kennt, der 
Natur der Sache entſprechend, hierbei eine ſtändiſche Mit⸗ 
wirkung nicht. Wie die Bedingungen der Anſtellung geregelt 
ſind, intereſſirt für die Entſcheidung der Frage, ob der Angeſtellte 
im Sinne des § 359 Str. G. B. als Beamter zu betrachten 
iſt, ebenfalls nicht, ſodaß völlig außer Betracht zu bleiben hat, 
ob die beiden Verordnungen vom 18. Dezember 1867 der 
Gegenzeichnung eines Mitgliedes der Staatsregierung — wie 
die Vorinſtanz annimmt — oder gar angeſichts § 6 der Ver⸗ 
faſſungsurkunde der ſtändiſchen Mitwirkung bedurft hätten. Daß 
der Forſtaufſeher L. in dem erörterten Sinne einwandsfrei an⸗ 
geſtellt ſei, iſt nicht beſtritten; er muß daher ſchon kraft ſeiner 
allgemeinen Stellung als Fürſtlicher Domanialbeamter auch als 
Beamter im Sinne § 359 Str. G. B. gelten. Darüber hin⸗ 
aus ſind aber diejenigen Funktionen, die er im vorliegenden 
Falle ausgeübt hat, als ſtaatliche im Waldeckſchen Rechte 
beſonders anerkannt und als ſolche dem Domanialforſtperſonal 
beſonders übertragen. Nach Artikel 1 Kapitel I der Forſt⸗ 
Ordnung vom 21. November 1853 war mit der Handhabung 
der geſammten Forſtpolizei im Fürſtenthume (nicht nur im 
Domantalwalde) die landesherrliche Domanial⸗Forſtverwaltung 
betraut, als deren ſtändige Organe hierbei die Forſtinſpektoren, 
und unter deren Aufficht die Revierförſter mit dem ihnen zu⸗ 
getheilten Unterperſonale zu fungiren hatten. Daß zu letzterem 
auch die Forſtaufſeher zählen, iſt in der Verordnung vom 
12. Juni 1876, die Anſtellung und Beförderung der Domanial⸗ 
beamten betreffend, 88 1, 4 (vergl. mit dem Geſetze vom 
30. Juni 1862, betreffend die Aufnahme von Subalterndienft- 
ſtellen in die Staatsdiener⸗Wittwenkaſſe, und deſſen Anlage) 
beſonders zum Ausſpruche gelangt. Ferner iſt nach § 43 des 
Jagdpolizeigeſetzes vom 29. April 1854 „den im Staatsdienſte 
ſtehenden“ Forſt⸗ und Jagdbeamten — alſo den Domanial⸗ 
beamten — neben den „verpflichteten“ Privat⸗Forſt⸗ und Jagd» 
bedienten und allen dem exekutiven Polizeidienſt angehörenden 
Perſonen die Ausübung der Jagdpolizei übertragen worden. 
Bei oder nach Abſchluß der Acceſſionsverträge hat dieſer Zuſtand 
eine anderweite geſetzliche Regelung nicht erfahren. Ein ander ⸗ 
weiter ſtaatlicher Jagd- oder Forſtſchutz iſt in der Folge nicht 
organifirt worden. Wie die Vorinſtanz ſelbſt feſtſtellt, iſt ſogar 
vertragsmäßig zwiſchen dem Landesdirektor und der Domänen- 
kammer das thatſächliche Fortbeſtehen dieſes Zuſtandes in An⸗ 
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ſehung des Forſtſchutzes bezüglich der nicht zum Domanium 
gehörenden Waldungen (Artikel 51 der angezogenen Forſt⸗ 
ordnung) auch für die Zukunft vereinbart. Ueberdies ſind 
endlich in Ausübung der durch die Aceeſſionsverträge (Artikel 6) 
Preußen eingeräumten Befugniß zur Neuorganiſation der Ver⸗ 
waltungsbehörden laut Bekanntmachung des Landesdirektor 
vom 16. April 1883 die Fürſtlichen Forſt⸗ und Jagdſchutz⸗ 
beamten — darunter die Forſtaufſeher und Forſthilfsaufſeher —, 
in Beziehung auf ſolche ſtrafbare Handlungen, welche in Be⸗ 
ziehung zu ihrer amtlichen Thätigkeit ſtehen und in ihrem 
Schutzbezirke verübt ſind, ſo namentlich in Beziehung auf 
Zuwiderhandlungen gegen Forſt⸗ und Jagdſtrafgeſetze, zu 
Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft im Sinne des § 153 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes beſtellt und damit noch beſonders 
unter die ſtaatlichen Beamten des Polizei- und Sicherheits- 
dienſtes eingereiht worden. Nicht wohl verſtändlich iſt es, wenn 
die Vorinſtanz dieſe Eigenſchaft als ſtaatsanwaltſchaftlicher 
Hilfsbeamter dem L. zuerkennt, gleichwohl aber die Anwendung 
des § 114 Str. G. B. damit ablehnt, daß Jener hierdurch 
nicht hinſichtlich ſeiner übrigen Funktionen Staatsbeamter 
geworden ſei. Auf Letzteres kann doch hier nichts ankommen, 
wo L. ausgeſprochenermaßen in Ausübung der Jagpdpolizei, 
alfo in derjenigen Eigenſchaft thätig geworden iſt, in welcher 
ihm jene Hilfsbeamtenqualität zukommt. Hätte er die Jagd- 
polizei auf einem zu ſeinem Schutzbezirke nicht gehörigen, 
ſondern dieſem nur angrenzenden Reviere ausgeübt, ſo würde 
um deswillen wie Rechtſprechung Bd. 6 S. 478 gezeigt, nicht 
einmal ein Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit ſeiner Amts⸗ 
ausübung, geſchweige gegen ſeine Beamtenqualität erhoben 
werden können. Nach alldem beruht die angefochtene Nicht⸗ 
anwendung des § 114 Str. G. B. auf Rechtsirrthum. Denn 
auch die Verneinung des ſubjektiven Thatbeſtandes kann nicht 
unbeeinflußt von der Verneinung der Beamteneigenſchaft ge⸗ 
blieben ſein. Und zweifelhaft bleibt nach den Feſtſtellungen der 
Vorinſtanz hierüber immer, ob nicht Angeklagter, der dem L. 
anſtandslos ſeinen Waffenſchein vorgezeigt hat, nicht vermeint 
hat, L. benutze ſeine amtliche Stellung und die Ausübung 
ſeiner Amtspflichten dazu, den Gemeindejagdpächtern die Er⸗ 
langung von Wild zu erſchweren: eine Anſchauung, welche das 
Bewußtſein von dem amtlichen Vorgehen des L. einſchließen 
würde. Urth. des IV. Sen. vom 25. Februar 1898. 4409. 97. 

6. § 126 Str. G. B. | 

Die Reviſion des Angeklagten rügt mit Recht Verletzung 
des 8 126 des Str. G. B. Das angefochtene Urtheil ſtellt 
feſt, datz der Angeklagte die dort wiedergegebene Aeußerung der 
Suſanna B. gegenüber gethan hat, daß die genannte Zeugin 
und andere Perſonen, denen ſie die Aeußerung wiedererzählt, 
dieſe dahin, der Angeklagte beabſichtige, das Haus, in dem er 
wohne und die Kolonie B. in Brand zu ſtecken, verſtanden, 
daß die Bewohner der Kolonie ſich dadurch in ihrer Sicherheit 
bedroht gefühlt und deshalb längere Zeit Nachts Wachtpoſten 
aufgeſtellt haben, ferner, daß in der Aeußerung des Angeklagten 
eine Androhung und eine nahe liegende Gefährdung des öffent⸗ 
lichen Friedens gelegen habe und gelangt ſo zu der Schlußfeſt⸗ 
ſtellung, daß der Angeklagte durch Androhung eines gemein: 
gefährlichen Verbrechens — der Brandstiftung — den öffent 
lichen Frieden gefährdet habe. Der Vorderrichter hat hiernach 
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zwar ausgeſprochen, in welchem Sinne die B. und andere Per- 
ſonen die Aeußerung des Angeklagten aufgefaßt haben, er hat 
aber unterlaſſen zu prüfen und eine Feſtſtellung darüber zu 
treffen, wie der Angeklagte ſeine Worte gemeint hat, ob er 
nur einen von ihm geſammelten Haufen Aeſte, oder das von 
ihm bewohnte Haus, oder die Kolonie B. in Brand zu ſtecken 
in Ausſicht ſtellen wollte, eine Feſtſtellung, die für die An⸗ 
wendung des Begriffes „Androhung eines gemeingefährlichen 
Verbrechens“ unerläßlich iſt. Der § 126 des. Str. G. B. ſetzt 
ferner das Bewußtſein des Drohenden, daß die Drohung ge⸗ 
eignet ſei, den öffentlichen Frieden, alſo jenen der Geſammtheit, 
zu ſtören, zu ſeiner Anwendung voraus. Wenn nun auch in 
einer an einen Einzelnen gerichteten Kundgebung unter geeigneten 
Umſtänden die Bedrohung einer Geſammtheit gefunden werden 
kann, ſo muß doch für die Annahme, daß eine ſolche vorliege, 
das Vorhandenſein ſolcher Umſtände dargethan werden. Der 
erſte Richter mußte alſo weiter erörtern, ob Umſtände vorlagen, 
aus denen der Schluß zu ziehen war, daß der Angeklagte ge- 
wollt hat, daß ſeine zu der Zeugin B. allein gethane Aeußerung 
zur Kenntniß anderer Perſonen gebracht werde oder wenigſtens, 
daß er ſich bewußt geweſen iſt, daß dies geſchehen und dadurch 
die auf Schutz durch die ſtaatliche Rechtsordnung gegen Ver⸗ 
brechen gerichtete Zuverſicht einer Geſammtheit von Perſonen 
geſtört werden werde. Auch in dieſer Richtung läßt das an- 
gefochtene Urtheil jede Darlegung vermiſſen. Es fehlt mithin 
an der Feſtſtellung weſentlicher Thatbeſtandsmomente. Es mag 
endlich noch darauf hingewieſen werden, daß eine Störung 
nicht — wie das erſte Urtheil überall annimmt, — eine bloße 
Gefährdung des öffentlichen Friedens zum Thatbeſtande des 
§ 126 des Str. G. B. erfordert wird. Der Reviſion war 
daher Erfolg nicht zu verſagen und die Aufhebung des Urtheils 
ſammt den ihm zu Grunde liegenden Feſtſtellungen aus⸗ 
zuſprechen. Die Freiſprechung des Angeklagten konnte jedoch 
nicht erfolgen, da nicht abzuſehen iſt, ob nicht die Ergebniſſe 
der neuen Hauptverhandlung ermöglichen, in den bezeichneten 
Richtungen einwandfreie Feſtſtellungen zu treffen. Urth. des 
IV. Sen. vom 4. März 1898. 570. 98. | 

7. 8 168 Str. G. B. 

Grab im Sinne des § 168 des Str. G. B. iſt die der 
Ruhe und dem Andenken eines Verſtorbenen dienende Stätte 
mit allem was dazu gehört, alſo insbeſondere auch mit den in 
das Grab zu deſſen Schmuck eingepflanzten und in ihm 
wurzelnden Gewächſen. Der Umſtand, ob ſolche Pflanzen ſich 
langſamer oder ſchneller entwickeln und die herbeigeführte Be⸗ 
ſchädigung ſpäter oder früher wieder verſchwindet, kann keinen 
Unterſchied in der rechtlichen Beurtheilung, daß ſie einen Theil 
des Grabes bilden, begründen; er kann nur bei der Straf— 
bemeſſung zur Berückſichtigung gezogen werden. Da endlich 
feſtgeſtellt iſt, daß die Angeklagte zur Wegnahme der Pflanzen 
keine Befugniß beſaß und in ſubjektiver Hinſicht nicht, wie die 
Reviſion anzunehmen ſcheint, das Motiv, „die Weihe eines 
Grabes zu verletzen,“ erforderlich iſt, jo war die Reviſion zu 
verwerfen. Urth. des I. Sen. vom 3. März; 1898. 370. 98. 

8. 88 186, 200 Str. G. B., §§ 497, 498 Str. P. O. 

Zu Bedenken könnte nur der dritte Straffall, der zur 
Verurtheilung des Angeklagten geführt hat, Anlaß geben. Hier 
hat die Strafkammer feſtgeſtellt, daß der Angeklagte die herab⸗ 


würdigende Aeußerung in einem Eiſenbahnwagen⸗Abtheil, wo 
ſie von einer unbeſtimmten Mehrheit von Perſonen wahr⸗ 
genommen werden konnte, alſo öffentlich gemacht habe. Aus 
dem Urtheile kann Aufſchluß darüber nicht erholt werden, ob 
der Angeklagte die Aeußerung einem Dritten, und nicht etwa 
dem Beleidigten ſelbſt gegenüber gemacht habe, und ob in dem 
Wagenabtheil eine Mehrzahl von Perſonen wirklich anweſend 
geweſen ſei. Es wäre denkbar, daß die Strafkammer von der 
Anſicht ausgegangen ſei, auch die gegenüber dem Beleidigten 
allein gemachte Aeußerung falle unter $ 186 des Str. G. B., 
und die Oeffentlichkeit ſei ſchon durch den Ort der That gegeben, 
weil der Eiſenbahnwagen dem Publikum zugänglich und ſohin 
die abſtrakte Möglichkeit der Wahrnehmbarkeit der Aeußerung 
durch eine unbeſtimmte Mehrheit von Perſonen vorhanden ſei. 
Eine derartige Anſicht wäre allerdings rechtsirrthümlich. Es 
wurde jedoch erwogen, daß die Strafkammer in den Fällen zu 
1 und 2 ausdrücklich den Dritten, dem gegenüber die Aeußerung 
in Beziehung auf den Bürgermeiſter gemacht wurde, benannt 
und hierdurch ein richtiges Verſtändniß des § 186 des Str. G. B. 
bekundet hat, und daß ſich die Feſtſtellung der Strafkammer 
ungezwungen dahin auffaſſen läßt, der Angeklagte habe die 
Aeußerung in Gegenwart einer Mehrzahl von Mitreiſenden, an 
einen derſelben oder an mehrere oder an alle derart gerichtet, 
daß ſie unbeſtimmt von welchen und wievielen gehört werden 
konnte, und, ſelbſtverſtändlich, wenigſtens von einem wirklich 
gehört worden iſt. So verſtanden, läßt auch im Falle zu 3 
die Annahme einer öffentlich erfolgten Beleidigung einen Rechts⸗ 
irrthum nicht erkennen, es iſt deshalb die gemäß § 200 des 
Str. G. B. geſchehene Ermächtigung des Beleidigten zur Ver⸗ 
öͤffentlichung des Urtheils nicht zu beanſtanden. Was die Ent⸗ 
ſcheidung des Erſtrichters im Koſtenpunkte anbelangt, ſo hat 
derſelbe außer Acht gelaſſen, daß der Angeklagte noch zweier 
weiterer Vergehen der Beleidigung beſchuldigt war, bezüglich 
deren das Urtheil die Einſtellung des Verfahrens ausſpricht. 
Auf dieſe Anklagepunkte find beſondere Koſten erwachſen, ins⸗ 
beſondere ſind, wie das Sitzungsprotokoll ausweiſt, Zeugen über 
dieſen Theil der Anklage vernommen worden, von denen nicht 
erſichtlich iſt, daß ſie auf Gebühren verzichtet hätten. Im Koften- 
punkte war deshalb nicht blos § 497, ſondern auch § 498 der 
Str. P. O. anzuwenden, der Angeklagte hätte von der Tragung 
der auf die Straffälle, in denen das Verfahren eingeſtellt wurde, 
erwachſenen beſonderen Koſten entbunden werden ſollen. Die 
entſprechende Verbeſſerung des angegriffenen Urtheils in dieſem 
Punkte konnte durch das Reviſionsgericht vorgenommen werden; 
einer Zurückverweiſung an die vorige Inſtanz bedarf es nicht. 
Wegen der im Verhältniß zu der das geſammte Urtheil an- 
greifenden Beſchwerde geringen Bedeutung der getroffenen Ab⸗ 
aͤnderung wurde eine Vertheilung der Koſten des Rechtsmittels 
der Reviſion nicht für angemeſſen befunden. Urth. des III. Sen. 
vom 24. Februar 1898. 446. 98. 
9. § 239 Str. G. B. 

Als erwieſen wird in dem Urtheile bezeichnet, daß Dr. A. 
andere Stiefeln, als die ihm von der Angeklagten weg⸗ 
genommenen, nicht zur Verfügung hatte und er, wenn er ſeine 
Wohnung ohne die Stiefeln verlaſſen wollte, „barfuß“ gehen 
mußte, daß die Angeklagte dies wußte, darauf baute, daß 4. 
aus geſellſchaftlichen Rückſichten nicht barfuß die Straße betreten 
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werde, und ihm die unentbehrliche Fußbekleidung wegnahm, um 
ihn am Verlaſſen der Wohnung zu verhindern und ſo ſeiner 
Freiheit zu berauben. Hierdurch wird indeß nur dargelegt, daß 
die Angeklagte die Freiheit der Bewegung des Dr. A. beſchränkt 
und erſchwert hat, während der § 239 des Str. G. B. erfordert, 
daß die auf Freiheit der Bewegung gerichtete Willensbethätigung 
unmöglich gemacht wird. Das Urtheil unterliegt daher wegen 
rechtsirriger Anwendung des § 239 des Str. G. B. der Auf⸗ 
hebung und zwar, inſoweit es eine Verurtheilung der An⸗ 
geklagten ausſpricht, hinſichtlich der Verurtheilung aber in vollem 
Umfange, da die Schuldfrage einheitlich entſchieden werden muß 
und deshalb der Ausſpruch, daß die Angeklagte ſich in idealer 
Konkurrenz mit der Freiheitsberaubung der verſuchten Nöthigung 
ſchuldig gemacht habe, nebſt den dieſem Ausſpruche zu Grunde 
liegenden Feſtſtellungen gleichfalls nicht aufrecht zu erhalten iſt. 
In der erneuten Verhandlung wird zu erörtern und demnächſt 
in dem Urtheil zum Ausdruck zu bringen ſein, was bisher nicht 
genügend geſchehen iſt, ob die Angeklagte Gewalt angewendet hat, 
welche, wenn auch nur indirekt, gegen die Perſon des Dr. A. 
gerichtet war. Urth. des II. Sen. vom 1. März 1898. 361. 98. 

10. 88 240, 241, 73 Str. G. B. 

Der Revifion der angeklagten Ehefrau W. war Erfolg 
nicht zu verſagen. Der Vorderrichter hat in den Feſtſtellungen, 
daß der angeklagte Ehemann den Eiſendreher N. an dem Ver⸗ 
laffen der B. ſchen Wohnung durch öfteres Zurückſtoßen behindert 
und ihn durch die Drohung „Hund, kommſt du heraus, fo 
ſchlage ich dich todt, ich ſchlage dir den Brägen ein“ zum Ver⸗ 
bleiben in der Wohnung veranlaßt hat, ein nach § 240 in 
Idealkonkurrenz mit § 241 Str. G. B. zu ahndendes Ver⸗ 
gehen gefunden. Dieſe Annahme iſt verfehlt und rechtlich nicht 
haltbar. Vorausſetzung für das Vorliegen einer einheitlichen 
Handlung iſt, daß die durch dieſelbe That verletzten mehreren 
Strafgeſetze verſchiedene Thatbeſtände enthalten und ſich nicht 
in den Merkmalen der ihren Gegenſtand abgebenden Normen 
decken. Nimmt eine Rechtsnorm dagegen den Thatbeſtand einer 
anderen vollſtändig in ſich auf, ſo liegt, wie das Reichs⸗ 
gericht in ſtändiger Rechtſprechung ausgeführt hat, — vergl. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 25 
S. 147 u. v. a. — nicht Ideal», ſondern Geſetzes konkurrenz 
vor. Letztere ſchließt aber nothwendig die Anwendung des § 73 
Str. G. B. von ſelbſt aus, weil das die höhere Strafe an- 
drohende Geſetz als lex specialis der allgemeineren Vorſchrift 
gegenübertritt, ſoweit ſie deren Thatbeſtand in ſich aufnimmt. 
Hieraus ergiebt ſich aber, daß eine Idealkonkurrenz zwiſchen 
den §§ 240 und 241 Str. G. B. inſoweit nicht angenommen 
werden kann, als die Nöthigung durch die Bedrohung mit 
der Begehung eines Verbrechens verübt worden iſt. 
Hierin decken ſich die Thatbeſtandsmerkmale beider Normen 
derart, daß nur durch das Hinzutreten des Zwecks der Be⸗ 
drohung, der mit dieſer verbundenen widerrechtlichen Abſicht, 
der Begriff der Nöthigung, d. i. die lex specialis, ſich bildet. 
Es konnte demnach das angefochtene Urtheil inſoweit nicht auf⸗ 
recht erhalten werden, als es den Beſchwerdeführer wegen Ver⸗ 
gehend gegen 55 240 und 241, 73 Str. G. B. verurtheilt hat 
und folgte hieraus auch gemäß § 397 Str. P. O. die Auf⸗ 
hebung des erſten Erkenntniſſes gegen die Ehefrau W. Urth. 
des III. Sen. vom 21. Februar 1898. 120. 98. 


11. 8 258 Str. G. B. 
Der Schwerpunkt der Reviſion liegt in der Rüge, da 

8 258 Str. G. B. angewendet worden, obgleich der Begünſtigte, 
ſoviel hier von ſeinen mehrfachen Strafthaten in Betracht kommt, 
nicht vollendeter, ſondern nur verſuchter Verbrechen ſchuldig be⸗ 
funden worden iſt. Nur ſcheinbar ſteht ihr die Ausdrucksweiſe 
des § 258 zur Seite, weil dort für die Strafbarkeit nach Ziſſer 2 
vorausgeſetzt wird, daß der Begünſtigte einen ſchweren Diebſtahl 

begangen hat und im gewöhnlichen Leben von Einem, 
der in Ausführung eines Diebſtahls geſtört worden und nicht 
zur Wegnahme einer fremden Sache gelangt iſt, nicht geſagt 
wird, er habe einen Diebſtahl begangen. Allein der techniſche 
Sprachgebrauch des Strafgeſetzbuches läßt keinen Zweifel zu, 
daß unter dem Begriffe des Diebſtahls auch der Diebſtahls⸗ 
verſuch zu verſtehen iſt. So wird in § 244 auch derjenige 
Dieb, Räuber, Hehler, genannt, der wegen Verſuchs des Dieb- 
ſtahls, Raubes, des Verbrechens der Hehlerei, beſtraft worden 
iſt, (vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 8 S. 317, 
Rechtſprechung Bd. 4 S. 40, 223), und wenn derjenige, der 
nach der entſprechenden Vorbeſtrafung abermals einen Diebſtahl 
(§ 244) oder Betrug (264) begangen hat, für den nächiten 
Fall mit Rückfallsſtrafe bedroht iſt, ſo iſt unter dieſem be⸗ 
gangenen Diebſtahl oder begangenen Betruge auch der Dieb⸗ 
ſtahls⸗ und Betrugsverſuch verſtanden, (vergl. Entſcheidungen 
des Reichsgerichts Bd. 2 S. 42, Rechtſprechung Bd. 1 S. 715 
Abſatz IV), wie auch die Hülfeleiſtung und ſonſtige Theilnahme. 
(Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 2 S. 261, Rechtſprechung 
Bd. 4 1. c. Bd. 2 S. 275.) Ein Grund, warum der Geſetz⸗ 
geber in $ 258 von dieſem Sprachgebrauche abgegangen ſein 
ſollte, iſt nirgends erfindlich. Insbeſondere beſteht keine Gegen⸗ 
ſätzlichkeit zwiſchen 8 257 und § 258 in dieſer Beziehung, und 
iſt § 258 keine Ausnahme von § 257, wie die Reviſion weiter⸗ 
hin geltend gemacht. Es tritt vielmehr in § 258 nur noch die 
Rückſicht auf den Beweggrund des Begünſtigers und auf die 
That des Begünſtigten hinzu. Und ebenſo wenig kann bei 
Beobachtung der im Strafgeſetzbuche üblichen Ausdrucksweiſe 
von einer „extenſiven Interpretation“ die Rede ſein; das Urtheil 
des Reichsgerichts vom 21. Dezember 1881, auf das die Reviſion 
durch Bezugnahme auf Olshauſens Kommentar zum Strafgeſetz⸗ 
buch § 258 Nr. 1 Abſatz 2 abzielt, hat eine ganz andere 
Sachlage im Auge, indem es die Ausdehnung des Begriffes 
Diebſtahl auf Handlungen, auf deren Thatbeſtand § 242 des 
Str. G. B. nicht anwendbar iſt, für unzuläſſig erklärt. Der 
Diebſtahlsverſuch kann aber nur aus § 242 mit § 43 beſtraft 


werden. Urth. des I. Sen. vom 28. Februar 1898. 553. 98. 


12. § 263 Str. G. B. 

Wären ſelbſt die in den Polizen bekundeten Berſiherungz⸗ 
verträge an ſich betrachtet für die Verſicherungsnehmer 
pekuniär nicht nachtheilig geweſen, inſofern die von dieſen 
hiernach übernommenen Verpflichtungen nach mathematiſchen 
Grundſätzen und nach der Auffaſſung des wirthſchaftlichen 
Verkehrs die von der Verſicherungsgeſellſchaft zu erfüllende 
Leiſtung keinesfalls überſtiegen hätten, ſo konnte doch der Ab⸗ 
ſchluß dieſer Verſicherungsverträge als die Verſicherungsnehmer 
an ihrem Vermögen ſchädigend rechtsirrthumsfrei dann angeſehen 
werden, wenn die Verſicherungsnehmer nach ihren individuellen 
Vermögens- und Erwerbsverhältniſſen die von ihnen zu ent⸗ 
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richtenden Leiftungen regelmäßig und rechtzeitig zu bewirken 
außer Stande oder nur mit ganz bejonderen, kein Aequivalent 
findenden pekuniären Aufopferungen zu erfüllen vermögend waren, 
da ſie auf dieſe Weiſe mit den verſchiedenartigſten Vermögens⸗ 
nachtheilen, nach Befinden mit dem Verluſte aller Rechte aus 
dem Verſicherungsvertrage bedroht wurden. Von dieſen recht⸗ 
lichen Geſichtspunkten geht offenbar der erſte Richter aus, und 
er hat, wie ſeine Feſtſtellungen genügend ergeben, auch eine 
entſprechende individuelle Lage der drei Antragſteller als gegeben 
angenommen. Gegen den Ausſpruch des Urtheils, daß die 
letzteren durch die Täuſchungshandlung des Angeklagten an ihrem 
Vermögen geſchädigt worden ſeien, beſteht demnach ein recht⸗ 
liches Bedenken nicht. Entſcheidend für die Frage nach dem 
Zeitpunkt einer ſolchen Schädigung iſt aber allein der Moment 
des Vertragsſchluſſes. Es iſt daher unerheblich, ob ſpäter die 
Verträge wieder aufgehoben oder für ungültig erklärt worden 
ſind. Hierin liegt nur die civilrechtliche Ausgleichung oder 
Tilgung des an ſich bereits eingetretenen Schadens. Die An⸗ 
nahme des Urtheils, daß die Zuführung neuer Verficherungs- 
nehmer für die in Frage kommende Verſicherungsgeſellſchaft, auch 
wenn fie auf Gegenſeitigkeit beruht, einen Vermögens vortheil 
enthalte, kann nicht im Allgemeinen und namentlich, weil dem 
Weſen derartiger Geſellſchaften unbedingt widerſprechend, als 
rechtsirrthümlich bezeichnet werden. Demgemäß iſt auch der 
Ausſpruch des erſten Richters, daß der Angeklagte in der Ab⸗ 
ſicht gehandelt habe, der von ihm vertretenen Geſellſchaft einen 
widerrechtlichen Vermögensvortheil zu verſchaffen, rechtlich nicht 
zu beanftanden. Bei den vom Angeklagten verübten Täuſchungen 
handelt es ſich, wovon der erſte Richter offenbar ausgegangen 
iſt, nicht um allgemeine Anpreiſungen und Redensarten, die im 
Verkehre Glauben nicht beanſpruchen, noch finden, ſondern um 
konkrete Verſicherungen. Aus dieſen Erwägungen mußte die 
Reviſion verworfen werden. Urth. des III. Sen. vom 7. März 
1898. 532. 98. 

13. § 263 Str. G. B. 

Das Urtheil ſtellt feſt, daß der Angeklagte K. im 
April 1896 ein baares Darlehn von 122 Mark erhalten 
habe gegen einen von der Ehefrau des Angeklagten mitunter⸗ 


zeichneten Wechſel; daß das Darlehn nach 4 Wochen rückzahlbar 


war, vom Angeklagten nicht zurückbezahlt wurde, und daß 
K. auf daſſelbe aus der Konkursmaſſe des Angeklagten 
21,95 Mark, und im Dezember 1897 aus einer gegen die Ehe⸗ 
frau ausgebrachten Zwangsvollſtreckung nur 22 Mark und einige 
Pfennige erhalten habe. Danach nimmt die Vorinſtanz an, daß 
der Zeuge K. um diejenigen 78 Mark, welche er noch nicht 
zurückerhalten, geſchädigt ſei. Es war zu prüfen, ob das Ver⸗ 
mögen des K. in Folge der That des Angeklagten geſchädigt 
worden iſt. Dafür iſt es aber ohne Bedeutung, ob K. ſpäter 
bei der Ausſchüttung der Konkursmaſſe des Angeklagten und 
nach Beendigung. der Zwangsvollſtreckung gegen deſſen Ehefrau 
weniger zurückerhalten, als er hingegeben hatte. Nach den im 
Plenarbeſchluſſe des Reichsgerichts vom 20. April 1887 (Ent⸗ 
ſcheidungen Band 16 Seite 1) aufgeftellten Grundſätzen beſteht, 
wenn es ſich, wie im vorliegenden Falle, um einen Betrug bei 
Abſchluß eines Vertrages handelt, die Vermögensbeſchädigung 
im Sinne des § 263 des Str. G. B. in der dem Getäuſchten 
nachtheiligen Differenz m dem Geldwerthe, den ſein Ver⸗ 


mögen in Folge der durch die Täuſchung hervorgerufenen Ver⸗ 
fügung hatte, und dem Geldwerthe, den es gehabt hätte, wenn 
die Täuſchungshandlung nicht vorgekommen wäre. Der Zeuge 
K. gab in Folge der Täuſchung eine Summe baaren Geldes 
hin und erhielt dagegen eine Wechſelforderung in gleicher Höhe 
gegen den, wie feſtgeſtellt, damals ganz zahlungsunfähigen An⸗ 
geklagten und deſſen Ehefrau. Daß die Letztere zu jener Zeit 
ebenfalls zahlungsunfähig reſp. mittellos geweſen, hat die Vor⸗ 
inſtanz nicht feſtgeſtellt. Der Umſtand, daß K. im Dezember 
1897 aus der Zwangsvollſtreckung gegen ſeine Mitſchuldnerin 
nur 22 Mark erhalten hat, ſchließt die Möglichkeit nicht aus, 
daß dieſelbe im April 1896 ausreichende Deckungsmittel beſeſſen 
habe. In dieſem Falle würde aber K. nicht durch den Vertrag 
als geſchädigt angeſehen werden können. Bei dieſen Mängeln 
der thatſächlichen Feſtſtellungen war das Urtheil aufzuheben. 
Urth. des IV. Sen. vom 4. März 1898. 647. 98. 

14. 88 263. 47. 257 Str. G. B. 

Die Reviſion rügt mit Recht, daß die in dem ange⸗ 
fochtenen Urtheil feſtgeſtellten Thatſachen unzureichend ſeien, um 
die Annahme der Mitthäterſchaft bei dem von R. gegen den 
Fiſchhändler C. verübten Betruge zu rechtfertigen. Mitthäter 
ſind nach § 47 des Str. G. B. diejenigen, welche die ſtrafbare 
Handlung gemeinſam ausführen. Es mußte demnach feſtgeſtellt 
werden, daß der Wille des Angeklagten K. darauf gerichtet 
geweſen iſt, die That gemeinſchaftlich mit R. als eigene zu 
begehen, nicht bloß dieſem bei dem Betruge Hülfe zu leiſten, 
und es mußten Handlungen feſtgeſtellt werden, durch die K. ſich 
an der Ausführung der That betheiligt hat. Nach der erſteren 
ſubjektiven Seite fehlt es dem Urtheil an jeder Begründung. 
Allerdings findet ſich eine die Worte des Geſetzes wiedergebende 
Schlußfeſtſtellung; aber damit find nicht, wie der $ 266 der 
Str. P. O. fordert, die Thatſachen angegeben, in denen die 
geſetzlichen Merkmale der ſtrafbaren Handlung gefunden werden. 
Nun enthalten weiter die Gründe die allgemeine Bemerkung, 
K. habe mit R. gemeinſchaftliche Sache gemacht. Allein dadurch 
wird die Lücke nicht ausgefüllt, weil einerſeits dieſer Ausdruck 
mehrdeutig iſt, da er auch für den Gehülfen des Thäters zu⸗ 
treffen würde, und andererſeits uicht feſtgeſtellt iſt, daß die 
Verſtändigung zwiſchen den beiden Angeklagten der That vor- 
aufgegangen iſt. Die einzelnen Thatſachen, aus denen die 
Annahme der Verſtändigung abgeleitet wird, fallen, abgeſehen 
von der bloßen Bekanntſchaft zwiſchen beiden Angeklagten, ent⸗ 
weder in die Zeit nach der Vollendung des Betruges, wie die 
Hergabe des Platzes zur Lagerung der Fiſche und das Schreiben 
der Poſtkarte, daß die Fiſche als verdorben zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt würden; oder es iſt wenigſtens ungewiß gelaſſen, in welche 
Zeit ſie fallen, wie die Hergabe der Blankowechſel, bei denen 
auch ſonſt nicht ein Zuſammenhang mit dem Betruge gegen 
C. feſtgeſtellt worden iſt. Hiernach iſt der einzige Vorgang, 
der als Betheiligung des Angeklagten K. an der Ausführung 
des Betrugs möglicher Weiſe in Frage kommen könnte, der, 
daß er das Geld für die Bezahlung der Fracht der Fiſche her⸗ 
gegeben hat. Aber es fehlen jegliche Angaben über die näheren 
Umſtände, deswegen läßt ſich namentlich nicht erkennen, ob nicht 
zu der Zeit, wo die Fiſche in Köln ankamen und die Fracht 
zu bezahlen war, der gegen C. verübte Betrug ſchon vollendet 
war, weil deſſen Vermögen bereits durch die in der Abſendung 
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der Waare liegende Erfüllung des Kaufvertrages geſchädigt war 
(vergl. Art. 324, 342, 344 des Haudelsgeſetzbuchs). Das 
angefochtene Urtheil war hiernach aufzuheben. Die erneute 
Verhandlung wird für den Fall, daß eine Mitthäterſchaft des 
Angeklagten K. nicht feſtzuſtellen ſein ſollte, zu erörtern haben, 
ob nicht die That unter den auch vom Eröoffnungsbeſchluß für 
zutreffend angeſehenen Geſichtspunkt einer nach § 257 des 
Str. G. B. ſtrafbaren Begünſtigung fällt. Urth. des I. Sen. 
vom 28. Februar 1898. 340. 98. 

15. §§ 267, 268 Str. G. B. 

Wie bereits das diesſeitige Urtheil vom 8. November vor. 
Jahres hervorgehoben hat, ſteht der Umſtand, daß die vom An⸗ 
geklagten gefälſchte Eintragung in das Poſt⸗Einlieferungsbuch 
nicht die Eigenſchaft der öffentlichen Urkunde beſitzt, der 
rechtlichen Möglichkeit nicht entgegen, dieſe Eintragung als zum 
Beweiſe von Rechten und Rechtsverhältniſſen aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Privaturkunde erheblich anzuſehen. Daß es in dieſer 
Beziehung auf die vollbeweiſende Form der Urkunde nicht an⸗ 
kommt, insbeſondere auch das Vorhandenſein einer Namens- 
unterſchrift kein weſentliches Erforderniß der Beweiserheblichkeit 
bildet, iſt durch die Rechtſprechung des R. G. wiederholt aner⸗ 
kannt, ſo unter andern durch das Urtheil des jetzt erkennenden 
Senats vom 20. März 1884 (Entſcheiduugen des Reichsgerichts 
Bd. 10 S. 304), welches auch die Bedeutung der Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts Thl. I Tit. 16 § 87 würdigt. 
Ob eine Urkunde als erheblich für den Beweis von Rechten oder 
Rechtsverhältniſſen gelten könne, wird danach weſentlich Sache 
der Beweisprüfung des erkennenden Gerichts nach Maßgabe der 
Umſtände des einzelnen Falles ſein. Vorliegend iſt dieſe Frage 
von der Vorinſtanz bejaht und zwar aus Gründen und recht⸗ 
lichen Erwägungen, welche in keiner Weiſe eine rechtsirrthümliche 
Auffaffung des Urtheils hervortreten laſſen. Kam es für die 
Frage der Beweiserheblichkeit darauf an, ob die Urkunde in 
ihrer vor der Fälſchung vorhandenen Geſtalt als beweiserheblich 
zu erachten war, ſo durfte auch auf den Beidruck des Aufgabe⸗ 
ſtempels und den Umſtand, daß die Eintragung ſich in einem 
zur Ausſtellung von Empfangsbeſcheinigungen der Poſtanſtalt 
beſtimmten Buche befand, unbedenklich Rückſicht genommen und 
andererſeits mit Recht angenommen werden, es ſei gleichgültig 
ob der Text in Spalte 8 des Buchs von einem anderen Poſt⸗ 
beamten herrührt, als demjenigen, welcher den Stempelabdruck 
beigefügt, ſich dadurch den Inhalt jenes Textes angeeignet und 
der Quittung ihren äußeren Abſchluß gegeben hat. Sieht man 
ſelbſt davon ab, ob die Quittung nicht auch der Poſtanſtalt als 
ſolcher gegenüber zum Nachweiſe der erfolgten Einzahlung 
dienlich ſein konnte, ſo durfte das Fehlen des Namens des 
Ausſtellers als unweſentlich behandelt werden, zumal der Aus- 
ſteller feiner Perſönlichkeit nach, wie das Urtheil mit Rückſicht 
auf den Inhalt des Stempelaufdrucks annimmt, hinlänglich als 
derjenige Beamte des Poſtamts K. bezeichnet war, welcher am 
30. Dezember 1895 Nachmittags zwiſchen 5 und 6 Uhr den 
Dienſt am Schalter für anzunehmende Poſtanweiſungen verſah. 
Urth. des III. Sen. vom 7. März 1898. 531. 98. 

16. 88 267, 268 Str. G. B. 

Die Strafkammer ſtellt feſt, daß der Angeklagte die von 
dem zuſtändigen Revierſteiger H. in die Streckenzimmerung 
„geſchlagene Gedingſtufe“ (beſtehend in dem Zeichen V), „welche 


maßgebend war für die Feſtſtellung des Arbeitsverdienſtes des 
Angeklagten und ſeines Genoſſen dadurch verfälſcht“ hat, daß 
er das von H. dort angebrachte V unkenntlich machte und drei 
Meter rückwärts ein neues V einjchnitt, damit H. von letzterem 
Zeichen ab die Aufmeſſung der von dem Angeklagten und ſeinem 
Genoſſen aufgefahrenen Strecke beginnen ſollte und Letztere auf 
dieſe Weiſe für die drei Meter nochmals ihren Lohn berechnet 
bekämen. Es wird in dem Urtheil ferner für erwieſen erachtet, 
daß als H. demnächſt auf der Strecke erſchien, um den Arbeits⸗ 
verdienſt für den Monat April zu ermitteln, Angeklagter auf 
deſſen Aufforderung, „ihm die letzte Gedingſtufe zu zeigen“ auf 
das von ihm fälſchlich angefertigte Zeichen V „hingewieſen“ hat. 
Auf Grund dieſer Feſtſtellungen iſt die Annahme des Inſtanz⸗ 
gerichts, daß der Beſchwerdeführer von der durch ihn gefälichten 
Gedingſtufe als von einer Urkunde in Täuſchungsabſicht Gebrauch 
gemacht hat, rechtlich nicht zu beanſtanden. Das Gebrauch⸗ 
machen im Sinne des § 267 des Str. G. B. erfordert 
Seitens des Thäters ſubjektiv den Willen, die Urkunde als 
ſolche zur Kenntniß des zu Täuſchenden zu bringen und 
objektiv ein Handeln, wodurch dieſer gewollte Erfolg ermöglicht 
wird. In dem vorliegenden Falle treffen beide Vorausſetzungen 
nach den Entſcheidungsgründen des Vorderrichters zu. Es ſteht 
feſt, daß der Angeklagte wußte, der Revierſteiger H. müſſe bei 
ſeiner Vermeſſuug die von ihm zuletzt eingeſchlagene Gedingſtufe 
zum Ausgangspunkt nehmen und zu dieſem Behufe von ihrem 
Vorhandenſein ſich überzeugen. Indem nun Angeklagter dieſe 
alte, echte, Gedingſtufe durch Unkenntlichmachung beſeitigte und 
die neue, gefälſchte, drei Meter rückwärts an deren Stelle ſetzte, 
ging ſein Wille feſtgeſtelltermaßen dahin, dem H. dieſes Zeichen 
als das vermeintlich echte, als die für die Vermeſſung maß⸗ 
gebende Gedingſtufe, darzubieten. Dieſem Willen entſprach auch 
ſein ausführendes Handeln, ſofern er das Zeichen an einer 
Stelle anbrachte und beließ, welche dem Revierſteiger bei Aus⸗ 
übung ſeines Vermeſſungsgeſchäftes ohne weiteres zugänglich 
war und wo dieſer, wie das Urtheil ergiebt, ſie ohne Mühe 
finden mußte. Schon dieſen alleinigen Umſtand hält die Vor⸗ 
inſtanz zur Feſtſtellung des Thatbeſtandsmerkmals des Gebrauch⸗ 
machens ohne Rechtsirrthum für ausreichend (Rechtſprechung 
des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 10 S. 234). Hierzu 
kommt aber noch, daß nach der ferneren obenmitgetheilten 
Urtheilsfeſtſtellung der Angeklagte die von ihm eingeſchnittene 
falſche Gedingſtufe dem Revierſteiger auch noch beſonders gezeigt 
und ſeine Aufmerkſamkeit ausdrücklich darauf hingelenkt hat. 
Ein Bedenken gegen die angefochtene Entſcheidung könnte 
höchſtens inſofern entſtehen, als ſeine khatſächliche Begründung 
Zweifel erwecken könnte, ob das Thun des Angeklagten, in 
welchem der Vorderrichter abgeſehen von dem im Idealzuſammen⸗ 
hang begangenen Betrugsverſuch, nur Verfälſchung einer 
Privaturkunde erblickt, in letzterer Hinſicht nicht richtiger als 
fälſchliche Anfertigung einer ſolchen, verübt, ſei es in 
idealem oder realem Zuſammentreffen, mit der Beſchaͤdigung 
oder Vernichtung einer Urkunde aus 8 274 Ziffer 1 des 
Str. G. B., aufgefaßt werden muß. Da jedoch nach dieſer 
Richtung die dem Urtheil zu Grunde liegende Rechtsanſicht dem 
Beſchwerdeführer keinesfalls zum Nachtheil gereicht, indem die 
fälſchliche Anfertigung einer Urkunde ihrer Verfälſchung nach 
der Norm des § 267 des Str. G. B. gleichſteht, im Uebrigen 
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aber das Hinzukommen eines Vergehens aus § 274 Ziffer 1 
a. a. O. nur ſtraferhöhend wirken könnte, jo darf eine Er⸗ 
örterung hierüber auf ſich beruhen bleiben. Urth. des III. Sen. 
vom 7. März 1898. 535. 98. 

17. 88 267, 268 Nr. 1 Str. G. B. 

In dem vorliegenden Falle mußte — ohne daß es eines 
Eingehens auf die vom erſten Richter angezogenen Spezial⸗ 
vorſchriften des Preußiſchen Landrechts, deren Verhältniß zum 
Handelsgeſetzbuche, deren ſpätere Aufhebung durch das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch Art. 676 bedurfte — nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen angenommen werden, daß die Aus künfte zum Beweiſe 
eines zwiſchen dem Juhaber des Auskunftsbüreaus und dem 
Anfragenden beſtehenden Vertragsverhältniſſes ebeuſo beſtimmt 
als geeignet find. Schon die aus der Vorderſeite der Schrift- 
ſtücke zu entnehmende Thatſache, daß die Auskunft von dem 
Inhaber eines gewerbsmäßig und mithin gegen Bezahlung 
arbeitenden Auskunftsbüreaus in Form der Unterſtempelung 
vollzogen iſt, kann in Verbindung mit der dem regelmäßigen 
Hergange entſprechenden Unterſtellung, daß eine Anfrage vor- 
ausgegangen iſt, nur als der bewußte Ausdruck eines Rechts⸗ 
geſchäfts aufgefaßt werden, deſſen ſonſtiger Inhalt erforderlichen- 
falls an der Hand geſchäftsüblicher Bedingungen unſchwer zu 
ergänzen iſt. Die Rückſeite aber ſteht durch die Worte „Um⸗ 
ſtehender Bericht“, durch den weiteren Inhalt des aufgedruckten 
Vermerks, durch die Unterſchrift „Auskunftsbüreau W. Sch.“ 
mit der auf der Vorderſeite niedergeſchriebenen Auskunft in 
einem derartigen Zuſammenhange, daß beide in der Verbindung 
mit einander eine Urkunde darſtellen, welche nach Bewandtniß 
für den Ausſteller, in jedem Falle aber gegen denſelben, 
beiſpielsweiſe im Fall eines die Bedingungen überſchreitenden 
Liquidats, nach § 381 der Civilprozeßordnung beweiſend iſt. 
Daraus, daß die auf der Rückſeite befindliche Unterſchrift nicht 
handſchriftlich, ſondern durch Druck hergeſtellt iſt, kann nach 
Bewandtniß des Falls gegen die Eigenſchaft des Schriftſtücks 
als einer Originalurkunde nichts gefolgert werden. Vergl. Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 29 S. 357. 
Das auf Verletzung der $$ 267, 2681 Str. G. B. beruhende 
Urtheil iſt hiernach aufgehoben und die Sache an die Vorinſtanz 
zurückberwieſen worden. Urth. des II. Sen. vom 1. März 1898. 
15. 98. 

18. §§ 267, 268 Str. G. B. 

Echt iſt die Urkunde, die vom Ausſteller wirklich 
herrührt. Für ihre Echtheit bleibt es deshalb ohne Bedeutung, 
ob die in der Urkunde beſtätigte Thatſache der Wahrheit zuwider⸗ 


läuft oder entſpricht. Unecht oder fälſchlich angefertigt iſt die 


Urkunde, die vom ſcheinbaren Ausſteller nicht herrührt, 
deren Angabe über den Ausſteller falſch iſt. Bei dieſer Art 
der Urkundenfälſchung wird ſtets eine Täuſchung über die 
Perſon des Ausſtellers bezweckt. Mit dieſen Rechtsſätzen, die 
das Reichsgericht mehrfach ausgeſprochen hat, ſteht das Urtheil 
im Einklang. Der Angeklagte hat die Depeſche mit dem 
Namen: „Metzger Jander“ unterzeichnet und aufgegeben, ob⸗ 
wohl er hiezu keine rechtliche Befugniß hatte. Die Angabe 
des Telegramms über den Ausſteller war falſch; die Depeſche 
ſomit fälſchlich angefertigt. Die Fälſchung bezweckte eine 
Täuſchung über die Perſon des Ausſtellers; die Täuſchung 
ſollte mittels des Telegramms als eines von Jander auf- 


gegebenen geſchehen, wie ſich das Urtheil ausdrückt. Daß 
der Inhalt des Telegramms im Uebrigen der Wahrheit ent⸗ 
ſpricht, iſt hiernach gleichgiltig. Das Delikt der Urkunden⸗ 
fälſchung ſtellt ſich als Formaldelikt dar, das in dem Mißbrauch 
der Form der Beurkundung im rechtlichen Verkehr ſein Weſen 
hat, nicht in der Verletzung eines konkreten materiellen Rechts. 
Das in Folge der Thätigkeit des Abſenders am Ankunftsort 
ausgefertigte, mit falſchem Namen unterzeichnete Telegramm 
mit rechtserheblichem Inhalt iſt als gefälſchte Urkunde zu be⸗ 
trachten — vergl. Entſcheidungen Bd. VIII S. 92 ff. —. Urth. 
des I. Sen. vom 10. März 1898. 487. 98. | 

19. § 269 Str. G. B. | | 

Aus der im Urtheil enthaltenen Darſtellung des erwieſenen 
Sachverhalts erhellt, daß R. mit einer Ausfüllung des mit 
ſeiner Unterſchrift verſehenen Papiers als Prozeßvollmacht ein⸗ 
verſtanden war, daß aber nach ſeiner dem Angeklagten erkennbar 
gewordenen Willensmeinung das Papier als eine auf den 
Angeklagten R. lautende Vollmacht, dem mündlichen Voll⸗ 
machtsauftrage entſprechend, ausgefüllt werden ſollte. Durch 
die demzuwider bewirkte Ausfüllung, vermöge deren das Papier 
nunmehr als eine auf den Buchhalter J. A. lautende Vollmacht 
ſich darſtellt, hat Angeklagter eine den Vorausſetzungen des 
§ 269 cit. entſprechende That vollführt. Die Bezugnahme der 
Reviſion auf den § 77 der Civilprozeßordnung iſt für verfehlt 
zu erachten. Denn, wenn auch anzunehmen wäre, daß in dem 
Verwaltungsſtreitverfahren, für welches die Vollmacht beſtimmt 
war, dieſe Geſetzesſtelle, ſoweit es um die Beſtellung eines 
Vertreters des Prozeßbevollmächtigten ſich gehandelt hätte, der 
Anwendbarkeit nicht ermangelte, — was gegenüber den SS 71 
Abſatz 1, 73 des Preußiſchen Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 fraglich ſein kann, hier 
indeß der Entſcheidung nicht bedarf — ſo geht doch aus dem 
von der Strafkammer feſtgeſtellten Sachverhalte klar hervor, 
daß Angeklagter in Wirklichkeit nicht eine dritte Perſon zu ſeiner 
Vertretung für die auf Grund der Vollmacht auszuübende 
Thätigkeit beſtellen, vielmehr ſelbſt, aber unter falſchem Namen, 
als Bevollmächtigter des Schankwirths N. vor dem Stadt⸗ 
ausſchuſſe auftreten wollte; aber auch hiervon abgeſehen lag der 
im 8 269 des Str. G. B. vorgeſehene Mißbrauch der Blankett⸗ 
Unterſchrift ſchon deshalb vor, weil N., wie dem Angeklagten 
bekannt war, das betreffende Papier eben nur als eine auf den 
Angeklagten R. lautende Vollmacht ausgefüllt wiſſen wollte, 
ſomit die Ausfüllung als Vollmacht für „J. A.“ den „An⸗ 
ordnungen“ des N. immerhin zuwiderlief. Bei dieſer Sachlage 
war auf Verwerfung der Reviſion zu erkennen. Urth. des 
II. Sen. vom 4. März 1898. 547. 98. Ä 

20. § 289 St. G. B. 

Soweit Sachen der angeklagten Ehefrau K. den Gegen. 
ſtand des gemeinſchaftlichen Delikts der Angeklagten gebildet 
haben, iſt die Strafkammer erſichtlich von der Annahme aus⸗ 
gegangen, daß dieſe Sachen Beſtandtheile des eingebrachten 
Vermögens der Ehefrau K. geweſen ſind. Von dieſer Grund⸗ 
lage aus konnte die Strafkammer, da die zum Eingebrachten 
gehörigen entbehrlichen beweglichen Sachen der Frau dem Pfand- 
und Zurückbehaltungsrechte des Vermiethers ebenſo unterlagen, 
wie diejenigen entbehrlichen Sachen, welche im Eigenthum des 
Mannes ſtanden und gleich jenen in die Miethswohnung gebracht 
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waren, und da auch ein hierauf bezügliches Bewußtſein der 
Angeklagten in Anſehung der beiderlei Gattungen der betreffenden 
Sachen als vorhanden geweſen feſtgeſtellt worden, einer näheren 


Erörterung und Feſtſtellung darüber, welche von den Delikts⸗ 


objekten dem Manne und welche der Frau gehörten, ohne 


Geſetzesverletzung ſich für überhoben erachten. Die Reviſionen 


der angeklagten Eheleute K. gegen ihre Verurtheilung wegen 
Pfandbruchs ſind verworfen. Urth. des II. Sen. vom 4. März 
1898. 469. 98. 
21. § 302 a Str. G. B. | 
Auf eine genauere Angabe der Vermögensverhältniſſe des 
M. kam es nicht an, weil Nothlage nicht gleichbedeutend iſt mit 
Vermögensloſigkeit oder Ueberſchuldung; genug daß M. nicht in 


der Lage war, das erhaltene Darlehn zurückzuzahlen und ſich 


den drückenden Bedingungen des Angeklagten unterwerfen mußte, 
um ſich bei häuslichen Ehren zu erhalten. Dies iſt zwar nicht 
ausdrücklich geſagt, geht aber als Ueberzeugung der Straf 
kammer aus den Entſcheidungsgründen hervor. Es wäre freilich 
unzuläſſig, ausſchließlich aus dem Umſtande, daß M. jahrelang 
unverhältnißmäßig hohe Zinſen bezahlt hat, zu folgern, er ſei 
in Nothlage geweſen. Aber dieſen Schluß zieht das angefochtene 
Urtheil nicht, ſondern es erwähnt dabei auch ſeine Bemühungen, 
den Angeklagten zur Bewilligeung eines mäßigeren Zinsfußes 
zu bewegen, und ſeine Verſuche, von anderer Seite das Geld 
zur Befreiung von dieſer läſtigen Schuld zu erlangen, ſowie 
ihre Erfolgloſigkeit. Wie weit ſolche Verſuche fortzuſetzen ſeien, 
bis ſie die Annahme begründen, es bleibe keine andere Wahl, 
als ſich den wucheriſchen Bedingungen zu unterwerfen oder der 
Zwangsvollſtreckung und dem wirthſchaftlichen Zuſammenbruche 
zu verfallen, läßt ſich lediglich nach den beſonderen Umſtänden 
des Falles beurtheilen und darum iſt das Reviſionsgericht nicht 
in der Lage, die Erklärung des Urtheils, weitere Verſuche ſeien 
dem M. nicht zuzumuthen geweſen, und die Annahme, er ſei 
nun in Nothlage geweſen, für irrig zu bezeichnen. Genauere 
Angabe aller feiner Bemühungen war prozeßrechtlich nicht 
geboten. Auch erſcheint dieſen Urtheilsgründen gegenüber die 
Behauptung, nur bäuerlicher Hochmuth habe den M. abgehalten, 
das Geld anderwärts aufzunehmen, als unzuläſſiger Widerſpruch 
gegen unanfechtbare Feſtſtellungen. Vergeblich beruft ſich die 
Reviſion auf die Zeugenausſagen über die Vermögens⸗ und 
Kreditverhältniſſe des M. Denn das Urtheil beweiſt, daß die 
Strafkammer dieſen Ausſagen, wenn ſie ſo, wie die Reviſion 
behauptet, gelautet haben, keinen Einfluß auf die Ueberzeugung 
beigemeſſen hat, daß M. gleichwohl auf andere Weiſe kein Geld 
zur Abſtoßung der Schuld aufgebracht hätte: eine Ueberzeugung, 
deren Richtigkeit das Reviſſonsgericht wegen ihrer thatſächlichen 


Natur auf ſich beruhen laſſen muß. Unter dieſen Umſtänden 


iſt die Verurtheilung, ſoweit fie ſich auf Ausbeutung der Noth⸗ 
lage gründet, nicht rechtsirrig. Urth. des I. Sen. vom 28. Fe⸗ 
bruar 1898. 201. 98. 

22. 8 316 Str. G. B. u 

Die Ausführungen, mit denen der Vorderrichter in den 
vorliegenden Urtheilsgründen die Nichtanwendung des § 316 
des Str. G. B. begründet hat, enthalten namentlich auch die 
in den Vordergrund gerückte Erwägung, daß der Angeklagte 
nicht verpflichtet geweſen ſei, einen Theilbetrag der im Ent⸗ 
eignungsverfahren als Entſchädigung für Wirthſchaftserſchwerniſſe 


empfangenen Summe zu einer Anlage im Intereſſe der Sicher⸗ 
heit des Eiſenbahnbetriebes zu verwenden. Dieſer Punkt iſt 
aber nicht von ausſchlaggebender Bedeutung für die ſtrafrecht⸗ 
rechtliche Beurtheilung des Falles. Unabhängig von der dem 
Beſchluſſe über die Eröffnung des Hauptverfahrens — wie auch 
ſchon der Anklage — zu Grunde liegenden Auffaſſung bezüglich 
des dem Angeklagten zur Laſt zu legenden Schuldmoments war 
von der Strafkammer zu prüfen, ob und inwiefern die Eiſen⸗ 
bahntransport⸗Gefährdung, falls ſolche ſtattgefunden hat, durch 
ein fahrläſſiges Verhalten des Angeklagten, und zwar durch 
fahrläſſiges Herbeiführen eines Zuſtandes der im § 315 des 
Str. G. B. vorgeſehenen Art — in welcher Hinſicht ſpeziell 
die Bereitung eines Hinderniſſes auf der Fahrbahn in Betracht 
kam — verurſacht worden iſt. In dieſer Hinſicht war zu er⸗ 
wägen, daß der Angeklagte ſein Verhalten den beſtehenden 
konkreten Verhältniſſen mit pflichtmäßiger Sorgfalt ſo anzupaſſen 
hatte, daß die Gefährdung eines Transports auf der in un⸗ 
mittelbarer Nähe ſeiner Grundſtücke befindlichen Eiſenbahn thun⸗ 
lichſt vermieden wurde. War die Wieſe, auf welcher der An⸗ 
geklagte das Pferd hat weiden laſſen, nicht durch einen Zaun 
oder in anderer Weiſe gegen den angrenzenden Bahnkörper 
abgeſchloſſen, ſo mußte der Angeklagte eben mit dieſer Thatſache 
rechnen. Eine Benutzung der Wieſe als Weidegrundſtück durfte 
er demnach nur unter Anwendung der durch den gegebenen 
Zuſtand gebotenen Vorſichtsmaßregeln bewirken oder zulaſſen. 
Die hieraus ſich ergebende Geſtaltung der Verhältniſſe nach der 
vermögensrechtlichen Seite, einſchließlich der Frage, ob An⸗ 
geklagter eine bezügliche Entſchädigung bereits im Enteignungs⸗ 
verfahren empfangen oder etwa noch zu beanſpruchen hatte, 
fällt für die ſtrafrechtliche Beurtheilung nicht ins Gewicht. 
Das Geſagte würde, da das öffentliche Intereſſe an der Sicher⸗ 
heit des Bahnbetriebes im Verhältniſſe zu den privaten wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen des Angeklagten unter allen Umſtänden 
eine überwiegende Bedeutung und entſprechende Berückſichtigung 
zu beanſpruchen hatte, ſelbſt dann gelten müſſen, wenn die 
Herſtellung einer Einfriedigung betreffenden Orts dem Eiſen⸗ 
bahnfiskus obgelegen hätte und ungeachtet einer Anordnung des 
zuſtändigen Bezirksausſchuſſes oder der Landes polizeibehörde 
(vergl. § 14 des Preußiſchen Geſetzes über die Enteignung von 
Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 in Verbindung mit 
§ 150 Abſatz 1 des Preußiſchen Geſetzes über die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 
1. Auguſt 1883, ferner § 14 des Preußiſchen Geſetzes über die 
Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838) unterblieben. 
wäre, in welcher Hinſicht übrigens im Urtheile der Vorinſtanz 
nichts feſtgeſtellt iſt. Iſt aber auch die im Vorſtehenden be⸗ 
ſprochene Erwägung des Vorderrichters fo, wie fie im an⸗ 
gefochtenen Urtheile verwerthet iſt, nicht zu billigen, ſo findet 
fi) doch in den Urtheilsgründen auch noch der generelle Aus⸗ 
ſpruch, daß überhaupt keine „die Fahrläſſigkeit des Angeklagten 
dokumentirende Thatſache“ erwieſen ſei. Daraufhin nimmt das 
Reviſionsgericht an, daß die Strafkammer auch abgeſehen von 
ihrer vorerwähnten — in den Vordergrund geſtellten — Er⸗ 
wägung den Sachverhalt auf das Vorliegen einer kauſalen 
Fahrläſſigkeit des Angeklagten geprüft hat und dabei — wie 
anzunehmen, unter beſonderer Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß ein Anbinden des Pferdes mittels Strickes an einen feſt 
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in der Erde ſteckenden Pfahl ftattgefunden hatte — zu einem 
negativen Ergebniſſe gelangt iſt. Daß ſie hierbei den Begriff 
der Fahrläſſigkeit im Sinne des § 316 des Str. G. B. ver⸗ 
kannt hätte oder überhaupt irgendwie von einer rechts irrthüm⸗ 
lichen Anſchauung ausgegangen wäre, iſt nicht erkennbar. In 
der beregten Hinſicht ſich ſpezieller auszuſprechen, dazu war, 
nachdem im Eröffnungsbeſchluſſe wie in der Anklageſchrift ledig⸗ 
lich die „mangelhafte Abſchließung des Grundſtücks“ betont 
und, ſoweit erſichtlich, auch im Laufe der Hauptverhandlung ein 
anderes Fahrläſſigkeitsmoment nicht beſonders geltend gemacht 
war, ein zwingender Anlaß nicht geboten. Die Reoiſion des 
Staatsanwalts iſt hiernach verworfen. Urth. des II. Sen. vom 
4. März 1898. 427. 98. 

23. § 316 Abſatz 2 Str. G. B. 

Die Reviſion vermißt in dem angefochtenen Urtheil die 
Feſtſtellung, daß vom Angeklagten ein Eiſenbahntransport 
in Gefahr geſetzt ſei. Nach dem Urtheil hat der Angeklagte 
durch ſein Verhalten veranlaßt, daß auf dem Bahnhofe zu St. 

s ein zu einem Rangirzuge gehöriger Wagen mit einem Arbeits. 
zuge zuſammenſtieß, indem der von einer Lokomotive geſchobene 
Rangirzug auf Anordnung des Angeklagten in Bewegung geſetzt 
wurde und der erſte Wagen deſſelben den in unmittelbarer Nähe 
der Weiche 212 ſtehenden vorderen Wagen des Arbeitszuges 
erfaßte. Der zur Beförderung von Erdmaſſen beſtimmte Arbeits⸗ 
zug wurde von einer Lokomotive geſchoben, befand ſich nach 
Entladung der Erdmaſſen auf dem Rüdwege von der Arbeits⸗ 
ſtelle, um noch eine weitere Strecke des Bahngleiſes zu durch⸗ 
laufen und war eben zum Stehen gebracht, weil der Führer 
deſſelben wahrgenommen hatte, daß die Weiche 212 unrichtig 
ſtand. Gefährdet waren nach dieſem Thatbeſtande nicht blos 


der Arbeitszug, ſondern auch der Rangirzug ſelbſt bezw. einzelne 


Wagen dieſer Züge, welche ſich unmittelbar im Eiſenbahnbetrlebe 
befanden. Daß aber auch die ihrer Beſtimmung nach auf 
einer Eiſenbahn verwandten Transportmittel, insbeſondere die 
Eiſenbahnfahrzeuge unter den Begriff des Transports im Sinne 
der $$ 315 und 316 des Str. G. B. fallen, ſteht außer Zweifel 
und iſt, wie durch die Faſſung des § 315 (verb. „Beförderungs- 
mittel“), ſo vielfach durch die Judikatur des Reichsgerichts an⸗ 
erkannt (vergl. unter andern Entſcheidungen des Reichsgerichts 
Bd. 3 S. 415, Bd. 11 S. 328; Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts Bd. 6 S. 74), ohne daß der Umſtand einen Unter⸗ 
ſchied begründen kann, ob die gefährdeten Wagen beladen oder 
zeitweilig zum Stehen gebracht find. Geht nun die Eigen⸗ 
ſchaft der »betreffenden Wagen als zum Eiſenbahntransport 
gehörig mit völliger Klarheit aus der Sachdarſtellung der 
Urtheilsgründe hervor, ſo bedurfte es keiner näheren Erörterung 
in dieſer Beziehung. Auch die Pflichtverſäumniß des Angeklagten 
ö erhellt mit Beſtimmtheit aus den Urtheilsgründen. Mit Recht 
konnte ein Verſchulden des Angeklagten ſelbſt im allgemeinen 
Sinne darln gefunden werden, daß er es unterlaſſen hat, im 
Augenblick, bevor er den Befehl zum Abſtoßen der Wagen des 
Rangirzuges gab, von dem Freiſein des Gleiſes ſich zu über⸗ 
zeugen, insbeſondere ſich über die Annäherung des Arbeitszuges 
zu vergewiſſern. Davon, daß der letztere übermäßig ſchnell 
gefahren ſei, enthalten die Urtheilsgründe nichts. Hiernach 
war die Reviſion zu verwerfen. Urth. des III. Sen. vom 
7. März 1898. 461. 98. | 


24. 8 330 Str. G. B. 

In dem Umſtande, daß, wie die Urtheilsbegründung her- 
vorhebt, der Beſchwerdeführer, obgleich er wußte, daß das von 
ihm auszuführende Mauerwerk dazu beſtimmt war, mit dem 
vom Angeklagten M. darauf zu errichtenden Gebälk belaſtet zu 


werden, es dennoch unterließ, die einzelnen Theile des Mauer⸗ 


werks, beſonders die Pfeiler, mit der nöthigen Genauigkeit und 
feſten Verbindung herzuſtellen ſowie in dem weiter hinzu⸗ 
kommenden Umſtande, daß er einen Außenpfeiler außerhalb der 
Fluchtlinie aufführte, konnte ohne Rechtsirrthum das That⸗ 
beſtandserforderniß eines wider die allgemein anerkannten Regeln 
der Baukunſt hergeſtellten Baues im Sinne des § 330 Str. 
G. B. gefunden werden. Hieran hinderte die Beweisannahme, 
daß das Mauerwerk für ſich allein anderen nicht gefährlich 
war, nicht, weil nach den Feſtſtellungen Beſchwerdeführer wußte, 
daß daſſelbe zum Tragen eines Oberbaues beſtimmt war und 
in dieſer Verbindung ſeine Arbeit den Anforderungen, wie 
ſie an einen nach anerkannten Regeln der Baukunſt auszuführenden 
Bau zu ſtellen ſind, nicht genügte und es nicht erforderlich iſt, 
daß der von dem Angeklagten und Beſchwerdeführer begangene 
Verſtoß gegen dieſe Regeln für ſich allein im Stande war, 
Gefahr für das Leben Anderer herbeizuführen. Das Zuſammen⸗ 
wirken von Verſehen mehrerer Perſonen hebt ihre Strafbarkeit 
nicht auf, macht vielmehr Jeden verantwortlich, welcher, wie 
im vorliegenden Falle feſtgeſtellt iſt, wußte, daß ſein Bau nicht 
dazu beſtimmt war, für ſich ein ſelbſtändiges Werk zu bilden 
und dadurch, daß er auf die weitere Beſtimmung des Baues 
keine genügende Rückſicht nahm, ſich einen auch nur mit⸗ 
wirkenden Verſtoß zu Schulden kommen läßt, weil auch dieſer 
ſich nothwendig im Kauſalnexus befinden muß. Die eingelegte 
Reviſion war demzufolge zu verwerfen. Urth. des III. Sen. 
vom 7. März 1898. 604. 98. 

25. § 340 Str. G. B. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Strafkammer auch 
ihrerſeits die mehrtägige Krankheit der 8. als Folge der Miß⸗ 
handlungen betrachtet hat. Jedenfalls hat ſie angenommen, 
daß die dem Kinde zugefügten Mißhandlungen deſſen Geſund⸗ 
heit geſchädigt haben. Und dieſe Feſtſtellung konnte ohne Rechts- 
irrthum ſchon auf die Thatſache geſtützt werden, daß die wieder⸗ 
holten Stockſchläge auf ſeinem Rücken zahlreiche, noch mehrere 
Tage ſichtbare, blutunterlaufene Striemen zurückgelaſſen haben. 
Der Reviſion tft zuzugeben, daß nicht aus jeder noch jo gering- 
fügigen Spur einer Züchtigung eine Beſchädigung der Geſund⸗ 
heit, und aus der Hervorrufung einer ſolchen Spur eine Ueber⸗ 
ſchreitung des Züchtigungsrechts abzuleiten iſt. Von ſolchen 
geringfügigen Spuren iſt aber hier nicht die Rede. Die 
Vorinſtanz hat keine falſche Auffaſſung des Geſetzes bekundet, 
wenn ſie aus den hier erwieſenen Thatſachen folgerte, daß der 
Angeklagte mit Verabreichung der die bezeichneten Spuren 
zurücklaſſenden Schläge vermittelſt eines, einen kleinen Finger 
ſtarken Rohrſtockes das Züchtigungsrecht überſchritten habe. 
Weim die Strafkammer als geſetzliche Grundlage für die Ent- 
ſcheidung neben § 50 des Allgemeinen Landrechts Theil II 
Titel 12 „die Kabinettsordre vom 14. Mai 1825“ anzieht, ſo 
erhellt, daß ſie ſich nicht auf die außer Kraft geſetzte Nr. 6 der 
letzteren, ſondern auf die, mit $ 50 cit. gleichlautende Nr. 4 daſ. 
ſtützt, deren fortdauernde Geltung anerkannt iſt. Hinreichend 
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und namentlich frei von Widerſpruch ift feftgeftellt, daß der 
Angeklagte wiſſentlich die Grenzen ſeines Züchtigungsrechtes 
überſchritten habe. Die Beurtheilung des Kreisſchulinſpektors G., 
daß der Angeklagte „ſinnlos“ — d. h. offenbar ohne Sinn und 
Verſtand — „und in heftiger Erregung“ die Schläge verab- 
folgt habe, macht ſich die Vorinſtanz nicht zu eigen, wie der 
Wortlaut der Entſcheidungsgründe ergiebt. Selbſt dieſe Be⸗ 
urtheilung aber würde die Annahme nicht ausſchließen, daß der 
Angeklagte trotz ſeiner Erregung ſich doch der Ueberſchreitung 
feines Rechts bewußt geworden ſei. Urth. des IV. Sen. vom 
4. März 1898. 578. 98. 

26. 8 348 Str. G. B. § 139 des Militärſtrafgeſetzbuches. 

Nach der Feſtſtellung der Urtheilsgründe hat der Angeklagte 
ein Formular für die Ausfertigung telegraphiſcher Depeſchen 
mit einem erdichteten Telegramm in der Form einer amtlichen 
Ausfertigung ausgefüllt und dem Unteroffizier L. in S. ver · 
ſchloſſen in der üblichen Beſtellungsform zugehen laſſen. Dies 
geſchah auf Grund einer Verabredung mit L., der ſich durch 
das, den Tod eines Onkels und die Zeit ſeiner Beerdigung 
ankündigende Telegramm Urlaub von ſeinem Vorgeſetzten ver⸗ 
ſchaffen wollte. Die Strafkammer hat verurtheilt wegen Hülfe⸗ 
leiſtung zu einem Vergehen gegen § 139 Militärſtrafgeſetzbuchs 
in einheitlichem Zuſammentreffen mit einem Vergehen gegen 
8 348 Str. G. B. Die Revifion greift beides als rechtsirrig 
an. Die Beſchwerde über die Verurtheilung wegen des erit- 
genannten Vergehens iſt nicht weiter begründet. Sie geht auch 
fehl, da das Vergehen des L. gegen § 139 des Militärſtraf⸗ 
geſetzbuchs mit ausreichender Begründung feſtgeſtellt iſt und 
eine ſtrafbare Beihülfe zu dieſem rein militäriſchen Vergehen 
der falſchen Meldung mit Recht angenommen iſt. Vergl. Ent⸗ 
ſcheidungen Bd. 27. S. 157. Die Ausführungen der ſchrift⸗ 
lichen Reviſion, welche ſich gegen die Anwendbarkeit des 8 348 
Str. G. B. richten, beruhen auf einer rechtsirrthümlichen Be⸗ 
urtheilung des Sachverhalts. Sie überſehen, daß die auf der 
Ankunftsſtation ausgefertigte telegraphiſche Depeſche in zwei 
Theile von verſchiedener rechtlicher Bedeutung zerfällt. Der 
eine beſteht aus der Wiedergabe der von der Aufgabeſtation 
übermittelten Depeſche des Abſenders. Inwiefern dieſer Theil 
die Eigenſchaft einer Urkunde im Rechtsſinne hat, hängt von 
dem Inhalt der Mittheilung des Abſenders an den Empfänger 
ab. Im vorliegenden Falle bedarf es jedoch keiner Unterſuchung, 
ob dieſer als eine rechtlich erhebliche Thatſache angeſehen werden 
kann, da es nach Lage der Sache auf dieſen erſten Theil nicht 
ankommt. Der zweite Theil iſt das durch die Ausfertigung 
von dem Telegraphenbeamten ausgeſtellte Zeugniß, daß der 
Station zu der in der Ausfertigung angegebenen Zeit ein 
Telegramm mit dem ebenda angegebenen Inhalt zugegangen 
iſt. Dieſes Zeugniß iſt — im Gegenſatz zu dem erſterwähnten 
Theil, der nur die Reproduktion einer Urkunde ſein kann — 
eine Originalurkunde, welche die Thatſache der Ankunft der 
Depeſche bezeugt. Dieſe Thatſache iſt für den Empfänger der 
letzteren von rechtlicher Erheblichkeit, denn ſie iſt die erſte 
Grundlage für die Beurtheilung der Aechtheit der ihm durch 
die Depeſche zugehenden Mittheilung. Der Telegraphenbeamte, 
welcher auf dem Amt, wo er angeftellt ift, eine ankommende 
Depeſche ausfertigt, beurkundet hiernach innerhalb ſeiner Zu⸗ 
ſtändigkeit eine rechtlich erhebliche Thatſache, und dieſe Urkunde 


iſt wegen ſeiner amtlichen Zuſtändigkeit für deren Aufnahme eine 
öffentliche. Daraus folgt, daß der Telegraphenbeamte, der ein 
fingirtes Telegramm als ſeiner Station zugegangen in der vor⸗ 
geſchriebenen Form ausfertigt, ein Vergehen gegen § 348 
Str. G. B. begeht. Vergl. Entſcheidungen Bd. 30 S. 239. 
Bei der mündlichen Begründung der Reviſion iſt noch der 
Einwand erhoben, der Angeklagte ſei bei der Anfertigung des 
erdichteten Telegramms gar nicht als Beamter thätig geweſen. 
Das iſt jedoch nicht zutreffend. Die Herſtellung eines erdichteten 
Telegramms gehörte allerdings nicht zu den Obliegenheiten des 
Angeklagten, aber darauf kommt es auch nicht an, vielmehr nur 
darauf, ob er, wenn die Depeſche wirklich angekommen war, 
für die amtliche Ausfertigung örtlich und ſachlich zuftändig war. 
Dieſe Frage ift unbedenklich von der Strafkammer bejaht worden. 
Die Reviſion war hiernach zu verwerfen. Urth. des I. Sen. 
vom 14./28. Februar 1898. 39. 98. 


II. Zur Reichsſtrafprozeßordnung. 

1. § 199 Abſ. 3 Str. P. 9. ä 

Der Angeklagte hat nach Zuſtellung der Anklageſchrift 
innerhalb der ihm gemäß § 199 der Str. P. O. vorgeſetzten 
Friſt die Vernehmung eines Zeugen beantragt, im Eröffnungs⸗ 
beſchluſſe iſt jedoch dieſer Antrag nicht erwähnt, es hat vielmehr 
den Anſchein, als ob der Beſchluß lediglich „nach Einſicht und 
Verleſung der wichtigeren Aktenſtücke des Ermittelungsverfahrens,“ 
wozu jener Antrag nicht gehörte, und „nach Anſicht der 
. . . Anklageſchrift“ gefaßt worden ſei. Auch ſonſt findet ih 
im Akte keine Erledigung des Antrages. § 199 Abſatz 3 der 
Str. P. O. iſt alſo verletzt, aber von dem Angeklagten laut 
des Sitzungsprotokolles in der Hauptverhandlung eine Erinnerung 
hiewegen nicht erhoben worden. Dies wäre um ſo nöthiger 
geweſen, als ihm wegen jener Geſetzesverletzung ein ſelbſtſtändiges 
Rechtsmittel nicht zuſtand, § 375 der Str. P. O. aber gleich 
falls nicht Abhülfe gewähren kann, weil — ſelbſt wenn man 
das Schweigen des Eröffnungsbeſchluſſes als eine ablehnende 
„Entſcheidung“ gelten laſſen könnte — das Urtheil nicht auf 
ihr, ſondern auf der Hauptverhandlung beruht, die von der 
Nichterledigung des Antrags nicht beeinflußt wird. Denn ſelbſt 
im Falle einer unbegründeten, beſchlußmäßig nach § 199 er 
folgten Ablehnung wäre es erſt noch darauf angekommen, ob 
der Antrag in der Hauptverhandlung wiederholt wurde. Es 
läßt ſich auch nicht annehmen, daß ſolche Wiederholung unter⸗ 
laſſen wurde, weil dem Angeklagten noch kein Beſchluß über den 
vorher geftellten Antrag eröffnet worden war. Denn er mußte 
aus dem ganzen Verlaufe der Verhandlung erſehen, daß zur 
urtheilsfällung geſchritten werde, ohne daß feinem Antrage ſtatt⸗ 
gegeben war; gleichwohl hat er nach Schluß der Beweisaufnahme 
lediglich ſeine Freiſprechung beantragt mit der Erklärung, er ſei 
ſich keiner Schuld bewußt. Er kann ſich alſo nicht mit Grund 
beſchweren, daß das Urtheil auf Verletzung ſeines Vertheidigungs⸗ 
rechtes beruhe und war ſeine hierauf allein geſtützte Reviſion zu 
verwerfen. Urth. des I. Sen. vom 10. März 1898. 419. 98. 

2. § 229 Abſ. 2 Str. P. O. 

Der § 229 Abſatz 2 der Str. P. O. giebt dem Gericht 
das Recht, die Vorführung des ohne genügende Entſchuldigung 
ausgebliebenen Angeklagten anzuordnen. Im vorliegenden Falle 
hatte der Angeklagte dem Gericht die Gründe vorgetragen, die 
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ſein Ausbleiben entſchuldigen ſollten, die Strafkammer hat ſie 
aber als ausreichend nicht gelten laſſen. Damit hat ſie eine Ent⸗ 
ſcheidung abgegeben, die weſentlich auf einer Würdigung that⸗ 
ſächlicher Verhältniſſe und des Ergebniſſes der angeſtellten 
Ermittelungen beruht. Ein Rechtsirrthum liegt ihr nicht zu 
Grunde. Haben aber die geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Vorführung des Angeklagten vorgelegen, ſo hatte daneben eine 
Ladung des Angeklagten nicht mehr zu erfolgen. (Rechtſprechung 
Bd. 3 S. 113.) Das Verfahren der Strafkammer iſt demnach 
dem Geſetz entſprechend geweſen. Gegenüber den Ausführungen 
der Reviſion mag aber auch noch darauf verwieſen werden, daß 
der Angeklagte in der nachfolgenden Hauptverhandlung voll 
Gelegenheit gehabt hat, die Anträge zu ſtellen, von denen er 
meint, daß ſie ihm durch die Vorführung genommen . 
Urth. des I. Sen. vom 7. März 1898. 372. 98. 

3. § 236 Str. P. O. 

Die Verbindung der Strafſache gegen die Angeklagte 8. 
mit derjenigen gegen den Angeklagten H. beruht nicht auf einem 
Beſchluſſe der erkennenden Strafkammer ſondern darauf, daß die 
Staatsanwaltſchaft die beiden Strafſachen in einer Anklage⸗ 
ſchrift zuſammengefaßt und daß die mit der Eröffnung des 
Hauptverfahrens befaßte Strafkammer demgemäß beſchloſſen hat, 
indem ſie gegen beide Angeklagte „das Hauptverfahren vor der 
Strafkammer des Königlichen Landgerichts I" zu Berlin eröffnete. 
Damit war, wenn auch nur ſtillſchweigend, ſo doch für die 
Prozeßbetheiligten hinreichend erkennbar, die Verbindung beider 
Strafſachen zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung angeordnet. 
Das Vorliegen eines Beſchluſſes im Sinne des § 236 der 
Str. P. O. wird demnach von der Reviſton der Angeklagten 8. 
mit Unrecht vermißt. Die erfolgte Verbindung aber ſtand nach 
§ 236 a. a. O. im Ermeſſen des Gerichts und mußte die VBer- 
handlung der verbundenen Strafſachen vor derſelben Strafkammer 
des Königlichen Landgerichts 1 zu Berlin zur Folge haben. 
Daraus, daß die Strafſache gegen die Angeklagte S. ohne die 
Verbindung mit derjenigen gegen H. nach der Geſchäfts⸗ 
eintheilung des Landgerichts J vor einer anderen Strafkammer 
des genannten Gerichts zur Verhandlung gelangt fein würde, 
kann deshalb ein Reviſtonsgrund nicht hergeleitet werden (vergl. 
auch Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 28 S. 215 ff). 
Urth. des II. Sen. vom 1. März 1898. 347. 98. 

4. 8 249 Str. P. O. 

Das Verhandlungsprotokoll enthält den Vermerk: „Aus den 
Privatakten des Rechtsanwalts E. wurde der weſentliche Inhalt 
des Protokolls vom 30. Dezember 1889, die Erklärung der An⸗ 


erkennung der Vaterſchaft zum erſten Kinde der Marie H. ſeitens 


des Angeklagten durch wörtliche Bekanntgebung vom Vorſitzenden 
im Wege des Vorhalts an den Angeklagten konſtatirt.“ Das in 
dieſem Vermerk erwähnte Protokoll vom 30. Dezember 1889 
iſt ein mit der Unterſchrift des Angeklagten nicht verſehenes, 
im allgemeinen den üblichen Formen des Protokolls oder der 
Regiſtratur entſprechendes Schriftſtück, inhalts deſſen der Kauf⸗ 
mann V. die Erklärung abgiebt, am 8. Auguſt 1889 habe die 
Tochter des Böttchermeiſters H., Marie, ein Kind außer der 
Ehe geboren, die Vaterſchaft zu dem Kinde nehme er an und 
wolle in Vergleichsverhandlungen treten, er bitte den H. fowie 
die Tochter zu beſtellen, um zunächſt mit denſelben zu ver⸗ 
handeln. Unterzeichnet iſt das Schriftſtück mit der Unterſchrift 


eines Dritten, 8. In dieſer Geſtaltung enthält das Schriftſtück 
die Aufzeichnung von Wahrnehmungen, welche ein Dritter, der 
Verfaſſer und Unterzeichner des Protokolls, über Aeußerungen 
und Willenserklärungen des Angeklagten gemacht hat, ohne daß 


daſſelbe einer der in den 8S 253 und 255 der Str. P. O. be⸗ 


zeichneten Kategorien verlesbarer Urkunden angehört. Die Be- 
kanntgebung des Inhalts, als deren weſentlichen Theil das 
Sitzungsprotokoll die Erklärung der Vaterſchaft zum erſten 
Kinde der Marie H. ſeitens des Angeklagten bezeichnet, konnte 
nur die Feſtſtellung der Thatſache eben dieſer Erklärung be- 
zwecken. Dieſe Art der Beweisfeſtſtellung aber erſcheint un⸗ 
zuläſſig, es mußte vielmehr der Unterzeichner, zu deſſen Protokoll 
die Erklärung des Angeklagten erfolgt iſt, als Zeuge über ſeine 
Wahrnehmung vernommen werden. Denn die Bekanntgebung 
des Protokollinhalts verſtößt gegen die Vorſchrift des § 249 
der Str. P. O., nach welcher, wenn der Beweis einer Thatſache 
auf der Wahrnehmung einer Perſon beruht, die letztere in der 
Hauptverhandlung zu vernehmen fft- und insbeſondere die Ver⸗ 
nehmung nicht durch Verleſung einer ſchriftlichen Erklärung er⸗ 


ſetzt werden darf. Das ſogenannte Protokoll vom 30. Dezember 


1889 ſtellt eben eine ſchriftliche Erklärung des Protokollführers 
über ſeine Wahrnehmungen in Betreff der Aeußerungen des 
Angeklagten dar. Nach der Faſſung des Sitzungsprotokolls 
vom 3. November v. J., welches die wörtliche Bekannt⸗ 
gebung des weſentlichen Theils des Protokolls vom 30. De⸗ 
zember 1889 hervorhebt, muß angenommen werden, daß der 
entſprechende Theil des letzteren verleſen iſt. Zwar erwähnt 
das Verhandlungsprotokoll zugleich, der Inhalt jenes Protokolls 
ſei vom Vorſitzenden im Wege des Vorhalts an den An- 
geklagten konſtatirt. Das würde aber einen Unterſchied nicht 
begründen können. Der Vorſitzende iſt zwar vermöge der ihm 
von der Strafprozeßordnung überwieſenen Leitung der Ver⸗ 
handlung unbedenklich wie berechtigt, ſo verpflichtet, auch ſolche 
Umſtände und Thatſachen, welche ihm die Kenntniß der ge- 
führten Unterſuchungsakten irgendwie an die Hand giebt und 
welche als Momente der Belaſtung oder Entlaſtung des An⸗ 
geklagten von Belang ſein können, zum Gegenſtande der Be⸗ 
fragung von Angeklagten und Zeugen zu machen, ihnen dieſe 
Thatſachen vorzuhalten, um dadurch eine Erklärung der An⸗ 
geklagten oder Zeugen über die betreffenden Punkte zu ver⸗ 
anlaſſen, welche das Gericht alsdann in der Lage iſt, ſeiner 
eigenen Beweiswürdigung des Sachverhalts zu Grunde zu legen. 
Auch hat der jetzt erkennende Senat es wiederholt in Bezug 
auf den Urkundenbeweis für zuläſſig erklärt, daß die förmliche 
Verleſung von Urkunden durch mündliche Mittheilung oder 
Konſtatirung des Inhalts im Einverſtändniß der Prozeß- 
betheiligten oder in Ermangelung entgegenſtehender Partei. 
anträge erſetzt werde. Dabei aber wurden Urkunden voraus- 
geſetzt, deren förmliche Verleſung an ſich zuläſſig war. Darin 
liegt auch allgemein die Grenze für das Verfahren des Vor⸗ 
ſitzenden in dieſer Richtung, welches nicht zu einſeitiger Feſt⸗ 
ſtellung von Thatſachen führen dars, denen die Unterlage ver⸗ 
lesbarer Urkunden fehlt. Andernfalls würde offenbar eine 
unzuläſſige Umgehung des in der Vorſchrift des § 249 der 
Str. P. O. anerkannten Prinzips der Unmittelbarkeit der Beweis⸗ 
erhebung vorliegen. So viel aus dem Inhalt des Sitzungs- 
protokolls erkennbar, hat es ſich in der hier fraglichen Beziehung 
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um einen ausſchließlich vom Gerichtsvorſitzenden vorgenommenen 
Akt, nämlich die einſeitige Konſtatirung der Thatſache des Ge⸗ 
ſtändniſſes des Angeklagten bezüglich ſeiner Vaterſchaft gehandelt, 
deren nähere Form dahin geſtellt bleiben kann, da nicht erſichtlich 
iſt, daß der Angeklagte ſeinerſeits die Thatſache eingeräumt hat. 
Das Verhandlungsprotokoll gewährt vielmehr einigen Anhalt 


für das Gegentheil, inſofern nach dem Protokoll der Angeklagte 


bei ſeiner Auslaſſung auf den Eröffnungsbeſchluß unter anderm 
daſſelbe erklärt hat, wie Blatt 87 der Akten, an dieſer Stelle 
der Akten, dem gerichtlichen Protokolle vom 27. Oktober 1896, 
aber ſich die Erklärung des Angeklagten findet, er habe die 
Vaterſchaſt zu den von der Marie H. am 30. Auguſt 1889 
und 29. Mai 1891 geborenen Kindern offiziell niemals an⸗ 
erkannt. Erforderte hiernach der Beweis über das Geſtändniß 
des Angeklagten nach Anleitung des Protokolls vom 30. De⸗ 
zember 1889 die Vernehmung des Protokollführers als Zeugen, 
welche indeß nicht ſtattgefunden hat, ſo wird das beobachtete 
Verfahren auch dadurch nicht gerechtfertigt, daß die Handakten 
des Rechtsanwalts E. in der Anklageſchrift als Beweismittel 
angeführt und in der Hauptverhandlung zur Stelle geweſen 
ſind. Denn durch die Bezugnahme der Anklageſchrift kann den 
Vorſchriften der Strafprozeßordnung über die Zuläſſigkeit der 
Verleſung von Schriſtſtücken in der Hauptverhandlung nicht 
präjudizirt werden. Ebenſo erſcheint es gleichgültig, daß be⸗ 
züglich des Vorhalts des Vorſitzenden ſeitens der Prozeß⸗ 
betheiligten kein Einſpruch erhoben iſt, da der Grundſatz des 
§ 249 im öffentlichen Intereſſe aufgeſtellt worden iſt, ſeine 
Anwendung alſo ſelbſt durch den Verzicht der Betheiligten nicht 
würde ausgeſchloſſen werden können. Wenn endlich nach Lage 


der Sache — zumal, wie bereits bemerkt iſt, ein Geſtändniß 


des Angeklagten bezüglich ſeiner Vaterſchaft zu dem erſten Kinde 
der Marie H. nicht erhellt — diesſeits nicht feſtgeſtellt werden 
kann, daß der Wahrſpruch der Geſchworenen und ſomit das 
Urtheil ſelbſt auf der unzuläſſigen Benutzung des Protokolls 
vom 30. Dezember 1889 nicht beruht, ſo mußte das Urtheil 
ſchon wegen Verletzung des § 249 der Str. P. O. der Auf⸗ 
hebung unterliegen, ohne daß es noch der Erörterung der 
übrigen Beſchwerdepunkte bedurfte. Urth. des III. Sen. vom 
7. März 1898. 57. 98. | 45 

5. 88 293, 294 Str. P. O. § 227 Str. G. B. 

Die Reviſion des Staatsanwaltes ſtützt ſich ausſchließlich 
auf die Behauptung, der Spruch der Geſchworenen ſei bezüglich 
der Fragen 25, 27, 28 widerſpruchsvoll und undeutlich. Dieſe 
drei Fragen betreffen die drei Angeklagten P., H. und M., und 
haben im Uebrigen gleichen Wortlaut. Sie lauten: Iſt der 
Angeklagte N. ſchuldig (folgt Zeit und Ort) an einem von 
mehreren gegen den verheiratheten Eiſenbahnarbeiter W. ge⸗ 
machten Angriffe, in welchen er nicht ohne ſein Verſchulden 
hineingezogen worden war, ſich betheiligt zu haben und iſt durch 
dieſen Angriff der Tod des genannten W. verurſacht worden? 
Dieſe Fragen entſprachen dem § 227 Str. G. B. und §§ 293, 
294 der Str. P. O. und wurden laut des Sitzungsprotokolles 
von keiner Seite beanſtanket, ſind auch von der Reviſion nicht 
angegriffen. Die nach einem hier nicht in Frage kommenden 
Berichtigungsverfahren abgegebenen Antworten der Geſchworenen 
lauteten zu jeder: Ja mit mehr als ſieben Stimmen, aber ohne 
ſein Verſchulden, worauf Freiſprechung der obengenannten An- 


geklagten von der Anklage je eines Vergehens nach § 227 
Str. G. B. erfolgte. Die Reviſion hält den Spruch für wider⸗ 


ſinnig, weil er die Angeklagten für ſchuldig erkläre, aber ohne 


ihr Verſchulden. Sie rügt ferner, es gehe aus der Antwort 
nicht hervor, ob die Geſchworenen der Meinung waren, es ſei 
der Tod des W. verurſacht worden ohne das Verſchulden der 
betreffenden Angeklagten, oder die betreffenden Angeklagten haben 
ſich an dem Angriffe ohne ihr Verſchulden betheiligt. Hierin 
kann ihr nicht beigepflichtet werden. Die Antwort der Ge⸗ 
ſchworenen enthält die Verneinung eines Theiles der Frage, 
nämlich der Worte: „nicht ohne ſein Verſchulden“, indem an 
Stelle der doppelten Verneinung die entſprechende behauptende 


Form geſetzt iſt. Daraus ergiebt ſich, daß die Antwort nur ſo 


verſtanden werden konnte, der Angeklagte ſei ſchuldig, an einem 
. . . . Angriffe, in welchen er „ohne fein Verſchulden“ hinein- 
gezogen worden war, ſich betheiligt zu haben ꝛe. Damit war 


allerdings ein Schuldig ausgeſprochen, aber das Schuldig einer 


That, die unter kein Strafgeſetz fiel, was weder widerfinnig 


noch undeutlich iſt. Urth. des I. Sen. vom 3. März 1898. 


294. 98. 

6. § 384 Abſ. 1 Str. P. O. = 

Bei der hier vorhandenen Sachlage konnte die Frage, ob 
und inwieweit ein dem § 384 Abſ. 1 Str. P. O. entſprechender 
Reviſionsantrag geſtellt iſt, für zweifelsfrei nicht erachtet werden. 
Wie die Motive S. 213 bemerken, ſollen die Reviſionsanträge 
„den Streitgegenſtand für die Reviſionsinſtanz feſtſtellen; ſie 
beziehen ſich lediglich auf die Urtheilsformel und müſſen 
erkennen laſſen, ob dieſe in ihrem ganzen Umfange oder nur 


zum Theil als unrichtig angegriffen wird; dies hat ſeine be⸗ 


ſondere Bedeutung in den Fällen, wenn das Urtheil mehrere 
ſtrafbare Handlungen zum Gegenſtande hat.“ Bei dieſem Aus⸗ 
ſpruche der Motive iſt nun allerdings vorausgeſetzt, daß in der 
Urtheilsſormel die Mehrheit der geſonderten Anklagepunkte ſowie 
die bei jedem einzelnen Punkte betheiligten Angeklagten erſichtlich 
gemacht werden; gerade der Umſtand aber, daß im vorliegenden 
Falle der Tenor des Urtheils, ſoweit derſelbe auf Freiſprechung 
lautet, die Anklagepunkte und Angeklagten unter der dem § 259 
Str. P. O. nicht entſprechenden Wendung „im Uebrigen“ uuter⸗ 
ſchiedslos zuſammenfaßt, hätte der Staatsanwaltſchaft umſomehr 
Veranlaſſung bieten müſſen, an der Hand der Urtheilsgründe 
diejenigen Fälle und diejenigen bei dem Einzelfalle betheiligten 
Angeklagten zu bezeichnen, bezüglich welcher Beſchwerde erhoben 
iſt. Dies iſt nicht geſchehen und der Anforderung des § 384 
hiernach nur inſoweit genügt, als der Reviſionsantrag durch die 
nachfolgende Begründung erläutert und begrenzt wird. Urth. 
des II. Sen. vom 1. März 1898. 15. 98. 


III. Zu verſchiedenen Geſetzen ſtrafrechtlichen und 
ſtrafprozeſſualen Inhalts. 

1. §§ 209 Nr. 1, 210 Nr. 2 der Reichskonkursordnung. 

Gegenüber derſelben Zahlungseinſtellung oder Konkurs- 
eröffnung kann das Delikt des ſtrafbaren Bankerutts nur einmal 
begangen werden, eine reale Konkurrenz zwiſchen betrüglichem 
und einfachem Bankerutte alſo nicht vorkommen. Vergl. Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 6 S. 94, 
Bd. 29 S. 346. Dieſer Geſichtspunkt iſt bei der Verhandlung 
der vorliegenden Strafſache verkannt, indem in den an die Ge⸗ 
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ſchworenen geftellten Fragen die dem Angeklagten in Bezug auf 
denſelben Konkurs zur Laſt gelegten Zuwiderhandlungen gegen 
§ 209 Nr. 1 und $ 210 Nr. 2 der Konkursordnung als ver- 
ſchiedene ſelbſtändige Strafthaten charakteriſirt worden find. 
Mit Grund erkennt die Reviſion hierin eine Geſetzesverletzung, 
welche zur Aufhebung des angefochtenen Urtheils führen muß. 
Der Aufhebung unterliegt nicht nur der Strafausſpruch, inſoweit 
dieſer auf der Annahme realer Konkurrenz zweier Strafthaten 
beruht, ſondern auch der Geſchworenenſpruch, weil es nicht 
ausgeſchloſſen iſt, daß die unrichtige Fragſtellung auf die Abgabe 
des Geſchworenenſpruchs im Ganzen einen dem Angeklagten 
nachtheiligen Einfluß geäußert hat. Urth. des IV. Sen. vom 
11. März 1898. 810. 98. 

2. § 211 der Reichskonkursordnung. 

Wie für erwieſen erachtet iſt, hat H. auf die Bitte des 8. 
„ihn fein Geld nicht verlieren zu laſſen“ ſich zur Hergabe eines 
Wagens und einer Brückenwage bereit erklärt. Es iſt dann ein 
Schriftſtück aufgeſetzt, Inhalts deſſen, wie es im Urtheil heißt, 
zwiſchen den beiden Angeklagten ein Kaufvertrag vereinbart 
wurde, mit der Auflage, daß H. jederzeit das Rückkaufsrecht 
haben, und bei einem Weiterverkauf der Sachen durch S. den 
das verabredete Kaufgeld von 75 Mark überſteigenden Betrag 
zurückerhalten ſollte. An die Stelle der Brückenwaage iſt nach⸗ 
träglich eine Windſeihe geſetzt. Den letzteren Gegenſtand und 
den Wagen hat S. darauf an ſich genommen und nach ſeinem 
Gehöft gebracht. Mit Bezug auf dieſen Vorgang wird nun 
ausgeſprochen, daß H. dem 8. durch die Uebergabe der Sachen 
eine Sicherung verſchafft habe. In welcher rechtlichen Geſtalt 
indeſſen dieſe Sicherung ſich nach der Abſicht der Betheiligten 
vollzogen habe, darüber giebt das Urtheil keinerlei Auskunft. 
Der in dem erwähnten Schriftſtück beurkundete Kaufvertrag 
wird als ein leeres Scheingeſchäft bezeichnet, und insbeſondere 
hervorgehoben, H. habe nicht daran gedacht, die Sachen dem 
S. zu verkaufen, der feſtgeſetzte Kaufpreis habe weder bezahlt 
noch gegen die Forderung des S. aufgerechnet werden ſollen. 
Hieraus wird nur erſichtlich, was die Betheiligten trotz der 
äußerlichen Kundgebung eines beſtimmten Vertragswillens that⸗ 
ſächlich nicht gewollt haben. Welcher rechtsgeſchäftliche Wille 
ihnen aber in Wirklichkeit beigewohnt und ſich hinter dem 
Scheingeſchäft verborgen hat, bleibt im Dunkeln. Es fehlt an 
jeder Feſtſtellung darüber, welche Rechte 8. bezüglich der Sachen 
erwerben ſollte, ob insbeſondere die Uebergabe mit dem über⸗ 
einſtimmenden Willen der Angeklagten geſchehen iſt, daß damit 
ein Pfandrecht für S., oder etwa wenigſtens die vertragsmäßige 
Befugniß zur Zurückbehaltung der Gegenſtände bis zu ſeiner 
Befriedigung begründet werden ſollte. Bei dieſem Mangel hat 
die angefochtene Feſtſtellung keinen Boden. Denn der Begriff 
der Gewährung einer Sicherung im Sinne des § 211 Konkurs- 
ordnung wird nicht ſchon dadurch erfüllt, daß der Schuldner 
dem Gläubiger durch bloße Beſitzeinräumung die thatf ächliche 
Verfügungsgewalt über Gegenſtände ſeines Vermögens verſchafft. 
Die Faſſung des § 211 Konkursordnung iſt, wie die Motive 
ergeben, derjenigen des § 23 Nr. 2 daſelbſt angepaßt. Daraus 
darf entnommen werden, daß unter dem im 8 211 eit. ge⸗ 
brauchten Ausdruck „Gewähren einer Sicherung oder Befriedigung“ 
daſſelbe zu verſtehen iſt, was der § 23 Nr. 2 als „Rechtshand⸗ 
lungen, welche eine Sicherung oder Befriedigung gewähren“ be⸗ 


zeichnet. (cfr. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen 
Bd. 20 S. 302.) Daß aber die Einräumung des Beſitzes an Ver⸗ 
mögensſtücken des Schuldners für ſich allein betrachtet noch 
keine „Rechtshandlung“ im Sinne der letzteren Vorſchrift dar⸗ 
ſtellt, erſcheint — namentlich bei Berückſichtigung der Be⸗ 
gründung, welche dieſe in den Motiven gefunden hat, — nicht 
zweifelhaft. Mit Recht wird daher von den beiden Angeklagten 
H. und S. die Feſtſtellung beanſtandet, daß H. dem 8. eine 
Sicherung gewährt habe, die dieſer in der Art nicht zu 
beanſpruchen hatte. Urth. des IV. Sen. vom 8. März 1898. 
449. 98. f 
3. § 153 des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1869. 

Die Beſchwerdeführerin rügt Verletzung des § 153 des Vereins⸗ 
zollgeſetzes vom 1. Juli 1869, weil angenommen worden einer- 
ſeits, daß die Angeklagten Heizer T. und S. ihre „Angeſtellten“ 
zeweſen ſeien, zum Andern, daß letztere „bei Ausführung“ der 
ihnen übertragenen Verrichtungen zollgeſetzliche Vorſchriften ver⸗ 
letzt hätten. In erſterer Richtung hat aber das Urtheil feſtgeſtellt, 
daß jene von der Beſchwerdeführerin auf beſtimmte Zeit engagirten 
Heizer „beſchäftigt geweſen ſeien, um das Schiff in den Stand 
zu ſetzen, die gewerbsmäßigen Transporte zu bewirken“ und daß 
ſie wegen ihrer dazu erforderlichen techniſchen Kenntniſſe nicht zu 
den gewöhnlichen Arbeitern gehörten. Damit waren ihnen in 
Uebereinſtimmung mit der im Urtheile dieſes Senats vom 1. Juli 
1895, Entſcheidungen Bd. 27 S. 326 (331), für den Begriff 
der „Angeſtellten“ niedergelegten und näher begründeten Rechts. 
auffaſſung Dienſtverrichtungen aufgetragen, die zum eigentlichen 
Betriebe des Gewerbes der Beſchwerdeführerin gehörten und 
mußten dieſelben ſomit als deren Angeſtellte erachtet werden. 
In der zweiten Richtung wäre es allerdings zu beanſtanden 
geweſen, wenn das Urtheil ſich darauf beſchränkt hätte, daß die 
beiden Heizer die Steuerhinterziehung „bei Gelegenheit der 
Ausführung“ ihres Dienſtes begangen haben. Es würde eine 
dahin gehende Auffaſſung dem Thatbeſtandsmerkmal „bei Aus. 
führung“ einen zu weiten Raum gewähren. Aber von der 
Beilegung einer zu engen Bedeutung geht die Reviſion aus, 
wenn ſie verlangt, daß die zollgeſetzliche Verletzung einen Theil 
der den Angeſtellten aufgetragenen Verrichtungen bilden, daß ſie 
vorliegend in der Verrichtung der Heizfunktion ſelbſt vor⸗ 
gekommen ſein, daß ſie alſo inhaltlich in den Kreis dieſer 
Funktion fallen müſſe. Die Unrichtigkeit dieſer Anſicht iſt in 
dem Urtheil des Reichsgerichts vom 29. Januar 1891 (Ent⸗ 
ſcheidungen Bd. 21 S. 332 (334) aus dem Wortlaute des Geſetzes 
„bei Ausführung“ und aus den nothwendig ſich ergebenden 
unhaltbaren Konſequenzen einer ſolchen Auffaſſung bereits nach⸗ 
gewieſen. Erforderlich, aber auch genügend iſt vielmehr, daß 
das Delikt in unmittelbarer Beziehung zu den Dienſtverrichtungen 
ſteht, jo daß ohne letztere daſſelbe in feiner konkreten Erſcheinung 
nicht hätte verübt werden können — citirteg Urtheil von 1895 
S. 332 —. Dieſem Erforderniſſe hat das Urtheil dadurch 
ausreichend Rechnung getragen, daß es feſtſtellt, die beiden 
Heizer hätten in Folge dieſer ihrer Stellung die zollpflichtigen 
Waaren in dem Heizraum zwiſchen Boden und Schiffswand 
verbergen können und ſie hätten auch während ihrer Beſchäftigung 
als Heizer bei der zollamtlichen Reviſion des Schiffes das Vor⸗ 
handenſein der zollpflichtigen Waare verſchwiegen. Hierdurch iſt 
die nothwendige Kauſalität des zollgeſetzwidrigen Handelns der 
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beiden Heizer und ihrer Dienſtverrichtungen unbedenklich zum 
Ausdruck gebracht. Daß dieſe Dienſtverrichtungen im Uebrigen 
nicht auschließlich, wie die Rzpiſton hervorhebt, im Heizen, 
ſondern insbeſondere auch in per Eftnahme der ihrer Obhut 
anvertrauten Kohlen aus dem Kohlenraume beſtanden, folgt aus 
der Natur des genannten Geſchäfts. .Der Hinweis der Reviſion 
auf die Möglichkeit, daß auch andere zum Schiffsperſonal 
gehörige Perſonen die zollpflichtigen Sachen unter den Kohlen 
hätten verbergen können, iſt gewichtlos, da es vorliegend nur 
darauf ankam, feſtzuſtellen, daß den beiden Heizern jene Mög⸗ 
lichkeit gegeben war, und daß dieſe während ihrer Beſchäftigung 
als Heizer die Möglichkeit der Verheimlichung der zollpflichtigen 
Waare in eine thatſächliche Ausführung umgeſetzt haben. In 
der Urtheilsbegründung iſt daher bei der Verwendung des 
§ 153 1. c. ein Rechtsirrthum nicht zu erblicken und mußte 
ſomit die Reviſion verworfen werden. Urth. des I. Sen. vom 
28. Februar 1898. 339. 98. BER Ä 
4. § 4 des Geſetzes betr. das Urheberrecht ꝛc. vom 
10. Januar 1876. 3 f 
Es iſt nicht zu beſtreiten, daß der Schutz, welcher den 
photographiſchen Werken durch das Geſetz vom 10. Januar 
1876 gewährt wird, ein eng begrenzter iſt. Nur mechaniſche 
Nachbildungen find durch die §8 1 und 3 des Geſetzes ver⸗ 
boten, aber auch ſie uur, wenn ſie in der Abſicht ihrer Ver⸗ 
breitung ohne Genehmigung des Berechtigten hergeſtellt werden; 
und ſelbſt eine in der Abſicht der Verbreitung vorgenommene 
mechaniſche Herſtellung der Nachbildung iſt gemäß § 4 ohne 
Zuſtimmung des Berechtigten geſtattet, wenn ſie ſich an einem 
Werke der Induſtrie, der Fabriken, Handwerke oder Manu- 
fakturen befindet. Keine an einem Werke der Induſtrie befind⸗ 
liche Photographie erſcheint hiernach als eine verbotene Nach⸗ 
bildung. Demzufolge iſt es erlaubt, mechaniſche Nachbildungen 
von Photographien als Etiketten auf Waaren, auf Tiſchplatten, 
Albumdeckeln, Briefbeſchwerern, Schulheften, zu Plakaten und 
Geſchäftsreklamen und dergleichen ohne Genehmigung des Ver⸗ 
fertigers der photographiſchen Aufnahme zu verwenden. Dies 
iſt ſelbſt dann geſtattet, wenn die Nachbildung den weſentlichen 
Beſtandtheil eines Werkes der Induſtrie bildet, wie z. B. bei 
einer Tiſchplatte mit einer photographiſchen Nachbildung, bei 
einem gläſernen Briefbeſchwerer, in welchen ſie eingeſchoben 
wird, es der Fall ſein kann. Will ſich der Verfertiger gegen 
Derartige an Werken der Induſtrie befindliche Nachbildungen 
deiner Photographie ſchützen, fo bleibt ihm nur der den Werken 
der Induſtrie eingeräumte Schutz, wie ſolchen in gleicher Weiſe 
das Geſetz vom 9. Januar 1876, betreffend das Urheberrecht 
an Werken der bildenden Künſte, in § 14 auch dem Urheber 
eines Werkes der bildenden Künſte einräumt, wenn er die Nach⸗ 
bildung ſeines Werkes an einem Werke der Induſtrie geſtattet, 
d. i. der Schutz nach Maßgabe des Geſetzes über das Urheber⸗ 
recht an gewerblichen Muſtern und Modellen vom 11. Januar 
1876 und der übrigen inzwiſchen zum Schutze induſtrieller 
Werke erlaſſenen Geſetze. Die Strafkammer führt zutreffend 
aus, daß die Anfertigung von Poſtkarten als ein Werk der 
Induſtrie, ſpeziell der Papierindustrie, zu betrachten ſei. Dem 
Verfertiger der hier vorliegenden Photographie kann daher gegen 
deren mechaniſche Nachbildung an Werken der Induſtrie ein 
weiterer Schutz auf Grund des Geſetzes vom 10. Januar 1876 
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nicht gewährt werden, als ihn der § 4 deſſelben einräumt. Die 
mechaniſche Nachbildung ſeines photographiſchen Werkes, der 
Photographie des Ausſichtsthurmes auf dem Kernen, iſt inſolang 
als eine verbotene nicht anzuſehen, als ſie ſich an einem Werke 
der Induſtrie, der Fabriken, Handwerke oder Manufakturen 
befindet. Verboten iſt ſie aber, wenn ihr Nachbildner nur als 
Kopiſt des photographiſchen Werkes erſcheint, der feine Kopieen 
als ſelbſtſtändiger Bilder zur Verbreitung bringt. Dagegen 
kann der Anſicht der Strafkammer nicht beigetreten werden, daß 
die Nachbildung eines Werkes der Photographie nur inſoweit 
geſtattet ſei, als die Photographie dem Werke der Induſtrie 
gegenüber einen blos dekorativen Charakter an ſich trage; denn 
eine derartige Einſchränkung, die im Geſetze einen Ausdruck 
nicht gefunden hat, würde zu der von den geſetzgebenden Faktoren 
ausdrücklich abgelehnten Unterſcheidung, ob die Nachbildung 
einen weſentlichen Beſtandtheil des Werkes der Induſtrie bilde 


oder nicht, zurückführen. Entſcheidend iſt vielmehr die Beant. 


wortung der Frage, ob die Nachbildung nach den thatſächlichen 
Umſtänden des einzelnen Falles als ein ſelbſtſtändiges Bild 
erſcheint und als ſolches zur Verbreitung gelangt, fo daß das 
Werk der Induſtrie nur als an ſich unſelbſtſtändiges Mittel zur 
Verbreitung des Bildes dient, oder ob das Werk der Induſtrie 
gegenüber der Nachbildung der Photographie ſeinen Charakter 
beibehält und die Nachbildung demzufolge an und mit dem 
Werke der Induſtrie verbreitet wird. Bleibt trotz der photo- 
graphiſchen Nachbildung der Zweck des industriellen Erzeugniſſes 
beſtehen, kann daſſelbe noch ſeiner Beſtimmung als ſolches 
dienen und iſt ihm durch die Photographie nicht die Tauglichkeit 
zu ſeiner beſtimmungsgemäßen Verwendung und Verwerthung 
als eines Erzeugniſſes der Induſtrie entzogen worden, ſo kann 
gemäß § 4 des Geſetzes vom 10. Januar 1876, betreffend den 
Schutz der Photographien, die Nachbildung eines photo⸗ 
graphiſchen Werkes als eine verbotene nicht angeſehen werden. 
Das Urtheil der Strafkammer geht davon aus, daß die vom 
Angeklagten gefertigte Poſtkarte die Verbindung eines Werkes 
der Induſtrie mit einem Werke der Photographie enthalte, an 
ſich alſo unter den § 4 falle. Indem es aber den, wie aus ⸗ 
geführt, rechtsirrthümlichen Grundſatz aufſtellt, daß dieſe Aus⸗ 
nahmsbeſtimmung nur Anwendung finden könne, wenn die 
photographiſche Nachbildung gegenüber dem an ſich ſelbſtſtändigen 
Werke der Induſtrie einen dekorativen Charakter habe, hat es 
eine Prüfung unterlaſſen, ob die Poſtkarte durch ihre Ver⸗ 
bindung mit der Photographie ihren ſelbſtſtändigen Charakter 
als Poſtkarte eingebüßt und aufgehört hat, den Zwecken einer 
Poſtkarte als eines Erzeugniſſes der Induſtrie zu dienen, ob 
alſo der objektive Charakter der Poſtkarte ſelbſt als ſolcher unter 
der photographiſchen Nachbildung verloren gegangen iſt oder 
nicht. Nur wenn erſteres der Fall wäre und die vorliegende 
Poſtkarte ihrem Zwecke nicht mehr dienen könnte, müßte, da die 
Poſtkarte an ſich ein induſtrielles Erzeugniß darſtellt, dem 
Angeklagten der Schutz des § 4 a. a. O. verſagt werden. Urth. 
des I. Sen. vom 24. Februar 1898. 209. 98. 

5. § 10 Nr. 1 und 2 des Nahrungsmittelgeſetzes vom 
14. Mai 1879. | | 

Nach den Feſtſtellungen der Urtheilsgründe haben die An⸗ 
geklagten, welche — jeder für ſich — in Berlin mit polizeilicher 
Genehmigung die Roßſchlächterei und den Verkauf von Fleiſch⸗ 
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waaren aus Pferdefleiſch betreiben, in den Jahren 1896 und 1897 
auch nach außerhalb umfangreiche Geſchäfte mit „Pferdewurſt“ 
gemacht, indem ſie insbeſondere an ſogenannte fliegende Wurſt⸗ 
händler in Halle a. / S. auf deren Beſtellung „Würſtchen“ lieferten, 
die nur aus Pferdefleiſch beſtanden. Den beſtellenden Händlern 
ſelbſt war letzteres bekannt; auch die Angeklagten wußten aber, 
daß die „Würſtchen“ zum Weiterverkauf beſtimmt waren, und 
auch ſie wollten in „den endgültigen Abnehmern, dem kon⸗ 
ſumirenden Publikum“, den Irrthum erregen, daß es ſich um 
Würſtchen aus Rind⸗ und Schweinefleiſch anſtatt aus Pferde⸗ 
fleiſch handelte. Von dieſen Thatſachen ausgehend legt der 
Vorderrichter den Angeklagten inſoweit, als die von ihnen an⸗ 
gefertigten Würſtchen für den Verſandt nach außerhalb beſtimmt 


waren, eine Verfälſchung von Nahrungsmitteln zum Zwecke 


der Täuſchung im Handel und Verkehr ($ 10 Ziffer 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 14. Mai 1879) zur Laſt. Die von der Reviflon des 
Angeklagten H. vermißte Feſtſtellung, daß der Täuſchungszweck 
ſchon bei der Fabrikation der Würſtchen obgewaltet habe, iſt in 
den Urtheilsgründen enthalten. Daß die Angeklagten die „Würſt⸗ 
chen“ als Nahrungsmittel zum Zwecke der Täuſchung im 
Handel und Verkehr hergeſtellt haben, konnte ſomit ohne 
Rechtsirrthum angenommen werden, auch wenn der Täuſchungs⸗ 
wille ſich nicht gegen die „unmittelbaren Käufer“ „Zwiſchen⸗ 
händler“ ſondern nur gegen die „endgültigen Abnehmer, das kon⸗ 
ſumirende Publikum“ richtete (vergl. Entſcheidungen des 
Reichsgerichts Bd. 3 S. 271 bis 273 und S. 275, Bd. 14 
S. 438). Die Feſtſtellung dieſes Täuſchungswillens aber 
lag auf thatſächlichem Gebiete. Für die weitere Frage, ob die 
mit jenem Täuſchungszweck erfolgte Herſtellung von Würſtchen 
aus Pferdefleiſch ein Nachmachen oder Verfälſchen im Sinne des 
Geſetzes enthielt, war die normale Beſchaffenheit des fraglichen 
Produkts und für dieſe wiederum nicht nur die am Orte der 
Herſtellung ſondern auch die im Abſatzgebiete herrſchende An⸗ 
ſchauung des kaufenden Publikums von maßgebender Bedeutung 
(vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 6 S. 53, 
Bd. 15 S. 161 bis 163, Bd. 16 S. 317 bis 318). 
Hieraus folgt, daß daſſelbe Produkt — je nach ſeiner örtlichen 
Beſtimmung — ſich für das eine von mehreren Abſatzgebieten 
als nachgemacht oder verfälſcht darſtellen kann, während dies für 
ein anderes Abſatzgebiet nicht zutrifft (vergl. auch Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 3 S. 235). Im vor- 
liegenden Falle haben aber die Angeklagten mit der Unkenntniß 
der auswärtigen Konſumenten von der Natur ihrer 
Berliner Geſchäfte als Pferdefleiſchgeſchäfte gerechnet, indem fie 
den Zwiſchenhändlern zum Zwecke des Vertriebes der Würftchen 
im Herzogthum Anhalt Beſcheinigungen dahin ertheilten, daß 
die Würſtchen ausſchließlich aus Rind⸗ und Schweinefleiſch be⸗ 
ſtänden. Sie wollten damit den den „fliegenden“ Wurſthändlern 
in der Regel entgegengebrachten Argwohn, daß fie „Roßwürſtchen“ 
feil böten, gefliſſentlich vorbeugen, da die überwiegende Maſſe 
des verzehrenden Publikums eine ſchwer zu überwindende Ab⸗ 
neigung gegen Pferdefleiſch hege und doppelt bereitwillig kaufe, 
wenn ihm eine gewiſſe Bürgſchaft gegen die Herſtellung der feil 
gebotenen Würſtchen aus Pferdefleiſch geleiſtet werde. Sowohl 
die Anſchauung des konſumirenden Publikums im Abſatzgebiet 
der Zwijchenhändler wie die Kenntniß der Angeklagten hiervon 
iſt damit hinreichend dargelegt. In dem Umfange, in welchem 


die Angeklagten ſich bei Herſtellung von Würſtchen für dieſes Abſatz⸗ 
gebiet von der dort herrſchenden Anſchauung entfernten, konnte 
ſonach ihre Thätigkeit als Nachmachen oder Verfälſchen von 
Nahrungsmitteln aufgefaßt werden. Die letztere dieſer beiden 
Begehungsformen des Delikts nimmt der Vorderrichter als vor⸗ 
liegend an, weil durch Verwendung geringer zu bewerthender 
Stoffe die Würſtchen verſchlechtert und ihnen der Anſchein einer 
beſſeren Beſchaffenheit gegeben ſei; im gegenwärtigen Falle 
handelt es ſich indeſſen nicht, wie in dem in Bezug genommenen 
Urtheil des Reichsgerichts vom 28. Februar 1887 (Entſcheidungen 
Bd. 15 S. 321 ff.) um die Veränderung der echten Qualität 
eines Nahrungsmittels durch Zuſatz minderwerthiger Stoffe mit 
dem Erfolge des Scheines einer beſſeren Beſchaffenheit als der 
wirklichen, ſondern um die Herſtellung eines zuſammengeſetzten 
Produktes in der Weiſe, daß daſſelbe die vom Publikum 
erwarteten Stoffe (Rindfleiſch und Schweinefleiſch) nicht ent⸗ 
hielt; aber den äußeren Schein einer aus dieſen Stoffen be⸗ 
ſtehenden Sache an ſich trug. Ob hiernach richtiger „Nachmachen“ 
ſtatt „Verfälſchen“ anzunehmen geweſen wäre (vergl. Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 4 S. 435, Bd. 19 S. 151 
bis 155, Bd. 21 S. 438 bis 439, Bd. 24 S. 241; Recht⸗ 
ſprechung Bd. 4 S. 485 bis 487), kaun jedoch dahingeſtellt 
bleiben, da das Geſetz beide Alternativen als gleichwerthig be⸗ 
handelt, eine etwaige unrichtige Auffaſſung des Begriffes der 
Verfälſchung, wie ſie von beiden Beſchwerdeführern gerügt wird, 
letzterem mithin nicht zum Nachtheil gereichen würde (vergl. Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 14 S. 432, Bd. 21. S. 439). 
Als rechtlich unhaltbar erweiſt ſich dagegen die Feſtſtellung des 
Thatbeſtandes der Ziffer 2 des § 10 des Geſetzes vom 
14. Mai 1879. Dieſe Feſtſtellung ſtützt ſich darauf, daß die 
Angeklagten die „verfälſchten“ Würſtchen „ſodann“ unter Ver⸗ 
ſchweigung des Umſtandes, daß ſie verfälſcht ſeien, und in der 
Abſicht, dadurch in dem konſumirenden Publikum einen Irrthum 
zu erregen, an die genannten Zwiſchenhändler verkauft haben. 
Als Handlung, durch welche der objektive Thatbeſtand des 
Delikls erfüllt wurde, iſt hiernach der Verkauf der Würſtchen 
an die Zwiſchenhändler angeſehen. Mit einem Verkaufe 
„unter“ Verſchweigung ſetzt aber § 10 Ziffer 2 a. a. O. ein 
Zuſammentreffen beider Momente, das heißt ein Verſchweigen 
dem Käufer gegenüber voraus, und daß ein ſolches Ver⸗ 
ſchweigen den Zwiſchenhänd lern gegenüber ſtattgefunden habe, 
widerlegt ſich durch die eigenen Feſtſtellungen des Vorderrichters, 
nach welchen die Zwiſchenhändler die Herſtellung der Würſtchen 
aus Pferdefleiſch gewußt und gewollt haben. Von einem be⸗ 
wußten Verſchweigen, wie es § 10 Ziffer 2 a. a. O. erfordert, 
konnte mithin im Verhältniß der Angeklagten zu den Zwiſchen⸗ 
händlern nicht die Rede fein. Erwägt man, daß die Urtheils⸗ 
gründe in Anſehung der zum Ausweis dem konſumirenden 
Publikum gegenüber beſtimmten Beſcheinigungen ein 
„gefliſſentliches Verſchweigen“ der Herſtellung der Würſtchen 
aus Pferdefleiſch feſtſtellen, ſo ergiebt ſich die Möglichkeit, daß 
der Vorderrichter ein den „endgültigen Abnehmern“ gegenüber 
erfolgtes Verſchweigen im Auge gehabt hat; allein ein ſolches 
Verſchweigen iſt als Thatſache nicht feſtgeſtellt und, wäre dies 
auch der Fall, ſo würde es den Angeklagten als eigene Hand⸗ 
lung nur dann angerechnet werden können, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen der Mitthäterſchaft (als eines bewußten und gewollten 
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Zuſammenwirkens der Angeklagten mit den Zwiſchenhändlern) 
oder der mittelbaren Thäterſchaft (vergl. Entſcheidungen des 
Reichsgerichts Bd. 1 S. 146 ff.) vorlägen. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen ſind jedoch aus dem Urtheil nicht zu entnehmen und 
dieſer Mangel wird auch nicht dadurch ausgeglichen, daß der 
Vorderrichter die als Zeugen vernommenen Zwiſchenhändler wegen 
Verdachts der „Mitthaͤterſchaft“ unbeeidigt gelaſſen hat. Bildete 
aber der Weiterverkauf der Würſtchen durch die Zwiſchenhändler 
keine eigene Handlung der Angeklagten, ſo konnte ihre Mit⸗ 
wirkung bei einem Vergehen gegen § 10 Ziffer 2 des Geſetzes 
auch nicht aus dem Geſichtspunkte der Thäterſchaft ſondern nur 
aus demjenigen der Beihülfe ſtrafbar erſcheinen. Die Anwendung 
des § 10 Ziffer 2 a. a. O. gegen die Angeklagten enthält ſonach 
eine Verletzung des Geſetzes, welche bei der angenommenen 
Einheit der That die Aufhebung des angefochtenen Urtheils im 
vollen Umfange zur Folge haben mußte. Urth. des II. Sen. 
vom 1. März 1898. 347. 98. 


6. § 10 des Nahrungsmittelgeſetzes vom 14. Mai 1879. 


§ 263 Str. G. B. 


Der Beſchwerdeführer behauptet, es ſei daß Geſetz, betreffend 
den Verkehr mit Wein, vom 20. April 1892 zu Unrecht nicht 
angewendet, das Geſetz, betreffend den Verkehr mit Nahrungs⸗ 
mitteln ꝛc. vom 14. Mai 1879 aber unrichtig angewendet. Dieſe 
Rügen gehen jedoch fehl. Die Meinung der Reviſion, daß das 
Geſetz vom 20. April 1892 als das ſpätere und ſpeziellere 
Geſetz habe Anwendung finden müſſen, iſt unzutreffend und be⸗ 
ruht einerſeits anſcheinend auf einer irrigen Auffaſſung von der 
Bedeutung des letzterwähnten Geſetzes, andererſeits auf einer 
Nichtbeachtung der im Urtheil getroffenen thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen. Das Geſetz vom 20. April 1892, betreffend den 
Verkehr mit Wein, weinhaltigen und weinähnlichen Getränken, iſt 
allerdings ein Spezialgeſetz für den Verkehr mit den genannten 
Getränken, aber nicht in dem Sinne, daß durch die in dem⸗ 
ſelben enthaltenen ſtrafgeſetzlichen Normen diejenigen des Geſetzes 
vom 14. Mai 1879 hier durchgängig erſetzt wären. Der Zweck 
des ſpäteren Geſetzes war, die Anwendung des Nahrungsmittel» 


geſetzes auf den Verkehr mit Wein klarzuſtellen und zu regeln, 


ſowohl auf dem Gebiete der Geſundheitspolizei als auch in 
wirthſchaftlicher und verkehrspolizeilicher Hinſicht die wichtigſten bei 
der Anwendung des Nahrungsmittelgeſetzes entſtandenen Zweifel 
zu heben und dem Weinbauer ſowie dem Weinhändler durch 
beſtimmte Vorſchriften einen ſicheren Anhalt dafür zu geben, wo 
die Grenzen zwiſchen der erlaubten Behandlung des Weins und 
der Verfälſchung in Sinne des Nahrungsmittelgeſetzes liegen. 
So find insbeſondere, um durch ergänzende und erläuternde Vor⸗ 
ſchriften über ſolche Punkte, in welchen bei Anwendung des 
Nahrungsmittelgeſetzes Zweifel entſtanden waren, einen klaren 
Rechtszuſtand zu ſchaffen, einzelne Behandlungsarten des Weines 
aufgeführt und zum Theil ausdrücklich als Verfälſchungen, zum 
Theil als Maßnahmen bezeichnet worden, welche den Thatbeſtand 
einer Verfälſchung oder Nachmachung nicht einſchließen ſollen, 
§§ 1—4, Motive. Druckſachen des Reichstags Nr. 766 S. 6, 
S. 8. Das Geſetz enthält in §§ 7—9 Strafbeſtimmungen 
für Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften in 88 1 und 2 
($ 7 Ziffer 1) ſowie für das unter täuſchenden Bezeichnungen 
erfolgende Feilhalten und Verkaufen von Wein, welcher einen 
Zuſatz der in § 3 Nr. 4 bezeichneten Art erhalten hat. Im 


übrigen ſind, wie auch in § 10 des Geſetzes ausgeſprochen iſt, 
die Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Mai 1879 unberührt ge⸗ 
blieben. Nach Maßgabe des letztgenannten Geſetzes beſtimmen 
ſich insbeſondere auch die ſtrafrechtlichen Wirkungen der Zuwider⸗ 
handlung gegen die Vorſchriften in § 3 § 4 des Geſetzes vom 
20. April 1892, wie dies ſchon aus der Faſſung dieſer Vor⸗ 
ſchriften hervorgeht (vergl. auch Motive Seite 13 Nr. 4), ab- 
geſehen von der ſchon erwähnten zuſätzlichen Strafandrohung in 
§ 7 Nr. 2 vergl. mit § 3 Nr. 4. Daß endlich diejenigen Fälle, 
in welchen eine Verfälſchung des Weines im Sinne von $ 10 
des Geſetzes vom 14. Mai 1879 zu finden iſt, in dem Geſetz 
von 1892 nicht ausſchließend und erſchöpfend aufgezählt werden 
wollen, ergiebt ſich aus dem Wortlaut des § 4 („insbeſondere“). 
Das Gericht hat alſo im vorliegenden Falle, wenn es den That⸗ 
beſtand einer nicht in dem Kreiſe der ſpeziellen Normen des 
neueren Geſetzes gelegenen unſtatthaften Behandlung von Wein 
als gegeben annahm, mit Recht nicht dieſes, ſondern das Nahrungs⸗ 
mittelgeſetz zur Anwendung gebracht. Zum Ausgangspunkt ihrer 
Angriffe gegen dieſe Geſetzesanwendung nimmt die Revifion die 
Erwägung der Entſcheidungsgründe: da im Verkehr des ge⸗ 
wöhnlichen Lebens wie im Handel unter „Wein“ ein Getränke 
zu verſtehen ſei, das lediglich aus Traubenſaft durch alkoholiſche 
Gährung bereitet wird ohne anderen Zuſatz als den durch die 
übliche Kellerbereitung bedingten, ſo ſei ſelbſtverſtändlich ein 
Produkt, welches in ganz erheblichem Maße durch Waſſerzuſatz 
vermehrt würde, als nachgemacht und verfälſcht anzuſehen. Die 
Reviſion hält jene Begriffsbeſtimmung von Wein für nicht ver⸗ 
einbar mit dem Geſetze vom 20. April 1892 und meint, dieſes 
Geſetz enthalte, was das Gericht überſehen habe, eine wenn 
auch negative Begriffsbeſtimmung, wonach auch außer der an⸗ 
erkannten Kellerbehandlung fremde Zuſätze, ausdrücklich auch 
in Ziffer 4 8 3 der Zuſatz von Zuckerwaſſer geſtattet ſeien. — 
Eine Beſtimmung des Begriffes „Wein“ nun enthält auch das 
neue Geſetz nicht; eine Erweiterung des Begriffes an ſich 
gegenüber demjenigen, welcher in den Materialien zur techniſchen 
Begründung des Geſetzentwurfs gegen die Verfälſchung von 
Nahrungs- und Genußmitteln fi ausgeſprochen findet (ein ohne 
jeden Zuſatz aus Traubenſaft durch alkoholiſche Gährung bereitetes 
Getränke), läge noch nicht nothwendig darin, daß in dem Geſetz 
vom 20. April 1892 beſtimmte Zuſätze — zu dem Wein — 
geſtattet ſind und daß hiernach die fraglichen Zuſätze nicht mehr 
als Verfälſchung des Weines im Sinne des Nahrungsmittel- 
geſetzes gelten. Wenn man aber auch davon ausgeht, daß — 
wenigſtens ſeit Erlaß des Geſetzes von 1892 unter den Begriff 
des Weins auch der in geſetzlich erlaubter Weiſe durch Zuſätze 
hergeſtellte beziehungsweiſe mit ſolchen vermengte Traubenſaft 
gelte — zu vergl. das ſchon unter dem früheren Rechtszuſtand 
ergangene Urtheil des Zweiten Strafſenats vom 2. November 1886 
Entſcheidungen Band XIV S. 428 ff. und wenn man der 
Reviſion zugeben will, daß inſofern der Begriff von dem 
Vorderrichter zu enge gefaßt ſei, ſo könnte gleichwohl die von 
dem Urtheil hieran angeknüpfte Folgerung auf den gegenwärtigen 
Fall nicht als rechtsirrthümlich bezeichnet werden. Denn unter 
die vom Geſetze zugelaſſenen, aus dem Kreiſe der Verfälſchungen 
ausſcheidenden Herſtellungsweiſen fällt eben die, wie feſtgeſtellt 
von dem Angeklagten angewendete auf keinen Fall. Daß dieſes 
letztere Verfahren unter die in § 3 Ziffer 1 des Geſetzes vom 
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20. April 1892 zugelaſſene „anerkannte Kellerbehandlung“ zu 
rechnen ſei, will die Reviſion doch wohl ſelbſt nicht behaupten; 
die von ihr angeführten geſetzlich erlaubten Zuſätze von Eiweiß, 
Gelatine, Schwefelfäure, wie ſolche vom Geſetz eben in Hinſicht 
auf jene Kellerbehandlung genannt werden, ſtehen hier nicht in 
Frage. Daß als Verfälſchung oder Nachmachung des Weins 
im Sinne von § 10 des Nahrungsmittelgeſetzes die Vermiſchung — 
(Verſchnitt) von Wein mit Wein nicht anzuſehen iſt (Geſetz 
vom 20. April 1892 § 3 Ziffer 2) hat die Strafkammer nicht 
verkannt; wenn dieſelbe die derartige Vermiſchung nur unter der 
Vorausſetzung für zuläſſig erachtet, daß in dem durch Verſchnitt 
entſtandenen Erzeugniß eine Quantität desjenigen Weines ent⸗ 
halten iſt, deſſen Charakter durch die dem Verſchnittwein beigelegte 
Bezeichnung zum Ausdruck gebracht wird, ſo iſt darin eine 
rechtsirrige Auffaſſung nicht zu finden. Ein Gemiſch von 
Weinen, „auch wenn ſie verſchiedener Art ſind“, ſtellt immer 
noch „Wein“ der Gattung nach dar und es ſoll nach der Abſicht 
des Geſetzes vom 20. April 1892 (Motive S. 9) in der Ver⸗ 
miſchung von Weinen verſchiedenen Charakters auch noch nicht 
die Verfälſchung oder Nachmachung einer beſtimmten Weinſorte 
gefunden werden. Hätte der Angeklagte, wie er behauptete, 
einen Verſchnittwein aus / Barletta und / Samos — Moskato 
hergeſtellt, ſo war damit weder die eine noch die andere der 
genannten Weinſorten nachgemacht oder verfälſcht; hat er jedoch 
ein ſolches Gemiſch als „Erlauer“ oder „Blume von Erlau“ 
in den Verkehr gebracht, während dasſelbe von einem Erlauer 
nichts enthielt noch auch von dem Charakter des letzteren Weines 
etwas an ſich hatte, ſo konnte hierin eine Nachmachung von 
Erlauer⸗Wein und das Feilhalten des Weines unter einer 
zur Täuſchung geeigneten Bezeichnung gelegen ſein. Allein das 
Gericht hat dem Vorbringen des Angeklagten, daß er nur jene 
beiden Weinſorten ohne weiteren Zuſatz mit einander verſchnitten 
habe, keinen Glauben geſchenkt und vielmehr thatſächlich, — 
alſo in einer für die Reviſionsinſtanz bindenden Weiſe, feſtgeſtellt, 
daß der Augeklagte bei jenem Verſchnittwein einen Waſſerzuſatz 
von mindeſtens 30% gemacht hat. Ein ſolches Produkt war 
aber nicht mehr Verſchnittwein der vom Geſetz für ſtatthaft 
erklärten Art. — Die Revifion hält nun freilich, unter Hinweis 
auf § 3 Ziffer 4 des Geſetzes vom 20. April 1892 den Zuſatz 
von Waſſer beziehungsweiſe von Zuckerwaſſer für allgemein 
ſtatthaft, während ſie gleichzeitig den Vorwurf erhebt, das Gericht 
habe nicht genügend feſtgeſtellt, ob durch den an und für ſich 
erlaubten Zuſatz von Waſſer der nothwendige Gehalt an Extrakt⸗ 
ſtoffen und Mineralbeſtandtheilen (Geſetz von 1892 8 3 Ziffer 4) 
vermindert worden ſei. Dieſe Deduktionen ſind jedoch verfehlt. 
Die angezogene Geſetzesbeſtimmung geſtattet in den hierbei näher 
angegebenen Grenzen, welche durch die Bekanntmachung des 
Bundesraths vom 29 April 1892, betreffend die Ausführung 
des Geſetzes, Reichsgeſetzblatt S. 600 für den dort bezeichneten 
Wein beſonders feſtgeſtellt ſind, den Zuſatz von Zucker und von 
wäſſeriger Zuckerlöſung und hat hierbei dasjenige Verfahren im 
Auge, welches die Erhöhung des Alkoholgehaltes und der Süße 
ſowie die Abſtumpfung eines zu großen Säuregehalts in un⸗ 
günſtigen Jahren und bei Weinen aus ſchlechten Lagen bezwecken — 
das Galliſieren (Motive S. 9, techniſche Erläuterungen 
S. 42). Um ein derartiges Verfahren aber hat es ſich im 
vorliegenden Fall nach den Feſtſtellungen des Urtheils nicht 
handeln können. Bei den von dem Angeklagten hergeſtellten 
Sorten Erlauer, Erlauer Blume und Moſel- Zeltinger iſt 
von einem Zuſatz von Zucker oder von Zuckerlöſung in der 
Beſchreibung ihrer Zuſammenſetzung nicht die Rede, es iſt 
allerdings erwähnt, daß der Erlauer und Erlauer Blume wegen 
ihres großen Gehalts an unvergohrenem Zucker nicht den Charakter 
eines Erlauer haben. Daß es ſich aber hier um ein Galliſieren 
gehandelt habe, konnte nicht in Frage kommen. [— Uebrigens 
wäre bei dem letztangeführten Wein der Gehalt an Extrakt⸗ 
ſtoffen — 1,17 Gramm unter die in der Bekanntmachung des 
Bundesraths feſtgeſetzte Grenze des Geſammtgehalts von Extrakt⸗ 
ſtoffen (1,5 Gramm) herabgeſetzt worden.) Der von dem 
Angeklagten produzirte „Tokayer“ wurde zwar mit Zucker und 


Waſſer hergeſtellt, aber daß ein Produkt vorzugsweiſe aus 
Zucker und Waſſer unter Beimengung von „etwas“ Wein 
bereitet nicht einen Wein darſtellt, wie er dem § 3 Ziffer 4 
des Geſetzes vom 20. April 1892 unterſtände, verſteht ſich nach 
jener Feſtſtelluug ohne Weiteres und es war hier das Gericht 
zu einer näheren Darlegung, ob die zuläſſigen Grenzen jenes 
Geſetzes eingehalten ſeien, nicht veranlaßt. Kaum einer ernſtlichen 
Würdigung bedarf die weitere Behauptung der Reviſion, es ſei 
irrthümlich, Waſſer als fremden Zuſatz zu bezeichnen, Waſſer 
ſei gerade derjenige natürliche Beſtandtheil, der prozentual am 
ſtärkſten im Wein vertreten ſei, — eine Auffaſſung, die in ihrer 
Konſequenz dahin führen könnte, die Verwäſſerung des Weines 
nach dem Verhältniß dieſes Zuſatzes als Verbeſſerung des Weines 
zu erklären. Jedes Waſſer, das nicht als natürlicher Beſtandtheil 
dem Wein innewohnt ſondern von außen, nachträglich demſelben 
beigemengt wird, iſt ein ihm fremder Körper. Der Vorderrichter 
durfte nach dem Ausgeführten ohne Rechtsirrthum in dem feſt⸗ 
geſtellten Thatbeſtand die Merkmale eines Vergehens gegen § 10 
des Geſetzes vom 1. Mai 1879 als gegeben finden — ein 
Nachmachen beziehungsweiſe Verfälſchen von Nahrungs- bezw. 
Genußmitteln, ſofern durch die bedeutenden Zuſätze von Waſſer, 
durch Herſtellung aus Waſſer und Zucker der als Naturwein in 
den Verkehr gebrachten Waare ein ihrem Weſen und Gehalt 
nicht entſprechender Schein verliehen war, und durch die erwähnten 
Stoffzuſätze eine ſubſtanzielle Verſchlechterung der fraglichen Weine, 
in der Abſicht der Täuſchung, bewirkt worden war. Demnächſt 
hat das Gericht einwandsfrei angenommen, daß der Angeklagte 
wiſſentlich die nachgemachten bezw. verfälſchten Weine unter 
Verſchweigung dieſes Umſtandes verkauft und unter zur Täuſchung 
geeigneten Bezeichnungen feilgehalten hat. Auch dadurch, daß 
die Beſtimmungen in Nr. 1 und 2 des § 10 genannten Geſetzes 
zugleich in Anwendung gebracht wurden, iſt das Geſetz im 
vorliegenden Falle nicht verletzt, ſofern das Gericht nur ein 
einheitliches Vergehen wider den § 10 zu Grunde legt, welches 
ſich aus der Fälſchung und dem Verkauf des gefälſchten Produkts 
zuſammenſetzte, aber den Thatbeſtand beider Ziffern erfüllen konnte. 
Weiter erſcheint auch der Vorwurf einer Verletzung des § 263 
des Strafgeſetzbuchs nicht begründet. Die Merkmale eines nach 
dieſem Geſetz ſtrafbaren Betrugs find in dem Urtheil mit aus» 
reichender Begründung nachgewieſen. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, inwieweit Angeklagter durch Rückſichten der Redlichkeit 
und der Moral zur Offenbarung ſeiner Weinfälſchungen verpflichtet 
geweſen wäre; denn hier handelt es ſich nicht um ein bloßes 
Verſchweigen, ſondern um ein aktives auf Täuſchung angelegtes 
Verhalten und insbeſondere hat Angeklagter auch durch die 
jedesmal erklärte ausdrückliche Garantie für Reinheit der Waare 
ſeinen Abnehmern gegenüber eine falſche Thatſache vorgeſpiegelt. 
Ebenſowenig iſt bei der weiteren Feſtſtellung, daß durch jene 
Garantieerklärungen, welche durch die ſonſtigen wiſſentlich unwahren 
Behauptungen über die Geſchäftsverhältniſſe des Angeklagten 
uud die entſprechende Etikettirung der Weine unterſtützt wurden, 
die Kunden des Angeklagten in Irrthum verſetzt und zur Abnahme 
der Weine beſtimmt worden ſeien, eine unrichtige Anwendung 
des Geſetzes zu erkennen. Ein Rechtsirrthum läßt ſich aber auch 
nicht in der, von der Reviſion beſonders angefochtenen Annahme 


einer von dem Angeklagten herbeigeführten Vermögens- 


beſchädigung ſeiner Abnehmer finden. Eine ſolche Beſchädigung 
lag ohne Frage in den Fällen vor, wo die Kunden einen im 
Verhältniſſe zu dem bezahlten Preiſe minderwerthigen Wein 
erhielten und ohne Erſatz des geleiſteten Entgelts behielten, zu⸗ 
mal wenn der Wein ganz oder zum Theil unbrauchbar wurde; 
weiter auch dann, wenn die Abnehmer das zum Weiterverkauf 
erworbene Getränke nur mit Verluſt abſetzen konnten. Aber 
ſelbſt in den Fällen wo es, den Abnehmern, ſpäter wie das 


Urtheil ſagt gelungen iſt, die bezogenen Weine zu den von ihnen 


bezahlten Preiſen oder mit dem üblichen Geſchäftsgewinn weiter 
abzuſetzen, durfte unbedenklich eine Vermögensbeſchädigung dieſer 
Kunden angenommen werden: bei der Art der von ihnen erworbenen 
Waare, nicht etwa eines preiswerthen Kunſtweins, ſondern 
eines nachgemachten, geringwerthigen und mit dem Mangel 
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leichtmöglichen Verderbs behafteten Produktes, war den Käufern 
die Möglichkeit, den Wein ſofort und ohne Schwierigkeit im 
reellen Handel zu verwerthen, weder thatſächlich noch rechtlich 
geboten; eine Verſchlechterung ihrer geſammten Vermögenslage — 
im Vergleich des jetzigen mit dem vor dem Ankauf beſtandenen 
Geldwerthe — war ſchon durch das eine Gefahr des Verluſtes 
in ſich ſchließende Erwerbsgeſchäft eingetreten und dieſe Be⸗ 
ſchädigung wurde durch den möglichen künftigen Ausgleich der 
Einbuße nicht ausgeſchloſſen. In dieſem Sinne iſt es auch zu 
verſtehen und alſo nicht unrichtig, wenn die Strafkammer eine 
auch nur „vorübergehende“ Vermögensbeſchädigung als den 
geſetzlichen Thatbeſtand erfüllend genügen läßt. Urth. des I. Sen. 
vom 7. März 1898. 295. 98. Schultze. 


Bekanntmachung. 


Die in Folge des Ausſcheidens der Stadt aus dem Landkreiſe 
neu geſchaffene Stelle eines N 
beſoldeten Stadtraths (Iyndikus) 

iſt möglichſt bald zu beſetzen. Das penſionsfähige Gehalt iſt vor⸗ 
behaltlich der G des Bezirksausſchuſſes auf 3 600 Mark 
ſteigend von 3 zu 3 Jahren um 300 Mark bis zu 6 000 Mark und 
540 Mark Wohnungsgeld Ktgeleßt, Die Reliktenverforgung iſt im 
Weſentlichen wie für Staatsbeamte geregelt. Polizeigefchäfte ſind auf 
Erfordern zu übernehmen. 

Geeignete Bewerber, welche die Befähigung zum Richteramte 
beſitzen, wollen ihre Meldungen nebſt Lebenslauf und Zeugniſſen bis 
zum 25. Mai d. 38. an den Stadtverordnetenvorſteher Kaufmann 
Carl Frank gelangen laſſen. 


Stolp, den 5. Mai 1898. 
Der Magiſtrat. 


Zum 1. Juni ſuche einen tüchtigen Büreauvorſteher, der 
Get in Notariatsſachen bewandert iſt. Meldungen unter Angabe der 
Gehaltsanſprüche. Rechtsanwalt Marcuſe, 

ta ßfurt. 

Tüchtigen Büreau⸗Gehülfen, welcher namentlich mit dem 

Koſten⸗Liquidiren vertraut fein muß, ſucht 
Klaerich, Rechtsanwalt und Notar, 
Frankfurt, Oder. 


Geſucht zuverläſſiger Büreaugehülfe mit beiten Zeugniſſen. 
Zeugnißabſchriften und Gehalteanſprüche erbeten. 
Oldenburg. Rechtsanwalt Dr. Cordes. 


Ein Landgerichtsanwalt in einer Mittelſtadt ſucht einen juriſtiſch 
gebildeten Hülfsarbeiter. Kenntniß der Stolze ſchen Stenographie 
erwünſcht. Off. unter W. W. 251 an den Verlag der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift. 

Büreauvorſteher, 30 Jahre alt, ledig, ſucht Stellung. 
Offerten sub P. S. an die Expedition dieſes Blattes erbeten. : 


Ein Büreau⸗Vorſteher, 6 Jahr lang als ſolcher ununter⸗ 
brochen thätig, ſucht, Leſtübt auf gute Zeugniſſe, ſofort oder ſpäter 
anderweite Stellung. Off. unter D. 241 an die Exp. d. Bl. erb. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts- und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 8 


Arrhiu für Bürgerliches Recht. 


Büreauvorſteher, 
10 Jahre im Fach, ſelbſtſtändiger Arbeiter, im Notariat ſowie 
Prozeßweſen durchaus ausgebildet und erfahren, ſucht, geſtützt auf 
gute Zeugniſſe, ſofort Stellung. Gefällige Angebote bitte an die 
Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift unter F. 246. 


Junger, tüchtiger Büreauvorſteher (Gerichtsſchr. Anw.), mit 
prima Zeugniſſen, Stenograph, ſucht per bald Stellung. Offerten 
erbittet Ernſt Appelſtiel, Apolda. 


Ig. Mann, 1 J. Vorſt., ſucht, geſtützt auf pr. Zeugn., p. 1. 6. 

od. 1. 7. anderw. Engag. Off a W. L. 275 a. d. Exped. d. Bl. 
Ein tüchtiger 

Juriſt 

wird von einer bedeutenden ſüddeutſchen Haftpflicht⸗ und 

Unfall⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft als juriſtiſcher Beirat 

anzuſtellen geſucht. Bewerber im Alter von 35 bis 

40 Jahren erhalten den Vorzug. Offerten sub Chiffre 


B. 237 bittet man zu richten an die Expedition dieſes 
Blattes. 


Aſſeſſor (Landrechtler) als Vertreter für Rechtsanwaltſchaft und 
Notariat vom 15. Juli oder 1. Auguſt ab auf 2—3 Monate geſucht. 
Seifen, Rechtsanwalt, Schwelm. 


Ein Rechtsanwalt und Notar in der Nähe Berlins ſucht 
Aſſeſſor zur Vertretung während der Ferien auf 4—5 Wochen vom 
15. Juli cr. ab. Gefl. Offerten erbeten unter P. P. 254 an die 
Expedition dieſes Blattes. 0 


Zur Auwaltsvertretung . 
in Magdeburg für die Zeit vom 1. Juli bis 15. Auguſt wird ein 
Gerichtsaſſeſſor geſucht. 

Angebote unter U. K. 264 an die Exped. d. Blattes erbeten. 


Ein Rechtsanwalt, welcher lange Jahre in der Provinz als 
Anwalt und Notar thätig geweſen iſt, wünſcht ſich mit einem viel 
beſchäftigten Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten 
unter K. 257 an die Expedition dieſes Blattes. | 


J. Rechtsanw., Gemeinr., ſucht Aſſociation mit e. Rechtsanw., 


am liebſten in größerer Stadt. Offerten unter E. B. 224 an die 
Expedition dieſes Blattes. | i 


Aſſeſſor (Landrechtler) ſucht Hülfsarbeiterſtelle oder Vertretung. 
Offerten sub R. 276 an die Expedition dieſes Blattes. 

Eine Verlagsbuchhandlung beabſichtigt, das Bürgerl. Geſetz⸗ 
buch mit Anmerkungen und Beiſpielen herauszugeben und wünſcht 
mit Juriſten, welche die ganze Arbeit oder einen Theil derſelben zu 


übernehmen geſonnen ſind, in Verbindung zu treten. Gefl. Angebote 
unter D. J. 812 an Rudolf Moſſe, Dresden. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg Ji. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord ⸗ Amerikas. | 
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ord. Profeſſor an der Univerſität Berlin. 


Ning, 
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ae Suhalt. 
| Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in 8 auf die 
wichtigſten Begriffe und Inſtitute des Civilrechts. S. 341. — 
Vom Reichsgericht. S. 348. — Perjonal- Veränderungen. S. 382. S. 382. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 
ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
des Civilrechts = 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, „ beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 
XIIV. 
Kontraktliches und außerkontraktliches Verſchulden. 
Haftung für fremdes Verſchulden. 
88 276, 277, 278 B. G. B. 

Der Schuldbegriff im weiteren Sinne umfaßt jegliches 
ſubjektiv und objektiv rechtswidrige Verhalten, wird aber 
in der Regel ausſchließlich auf die rein ſubjektive Seite eines 
Thatbeſtandes bezogen. Er bildet im Civilrecht ebenſo gut 
wie im Strafrecht einen der vitalſten Punkte ſowohl der Praxis 
wie der Wiſſenſchaft. Wiſſenſchaftlich läßt er ſich im Rahmen 
der poſitiven Jurisprudenz überall nicht genügend erſchöpfen 
und begründen; iſt vielmehr, da er zweifellos den Begriff einer 
wie auch immer gedachten „Willensfreiheit“ vorausſetzt, ohne 
philoſophiſche Digreſſionen und zwar nicht nur rechts⸗ 
philoſophiſche, ſondern ſogar metaphyſiſche Stellungnahme nicht 
zu erörtern. Die poſitive Jurisprudenz muß es, wenn ſie 
nicht, wie dies die neuere, beſonders von Liszt vertretene 
determiniſtiſche Schule in eine philoſophiſche Reviſion 
dieſes Grundbegriffes eintreten und damit eine Umwälzung 
von unüberſehbarer Tragweite befürworten will, ſich im Allge⸗ 
meinen mit der thatſächlich im ſittlichen Bewußtſein der 
Menſchheit gegebenen Annahme begnügen, daß dem zu⸗ 
rechnungsfähigen Rechtsſubjekt ein beſtimmtes Handeln oder 
Nichthandeln zum Vorwurf gemacht werden kann, weil er 
hätte anders, nämlich den rechtlichen . ent⸗ 


ſprechend, handeln können und ſollen. 


Die praktiſche Feſtſtellung eines konkreten Verſchuldens 
bedarf, da die Schuld ein Sollen vorausſetzt, beſtimmter Maß⸗ 
ſtäbe des Sollens voraus. Es fragt ſich, ob und wieweit 


ſolche Maffläbe 17 es chen laſen. Der Schuld 
begriff im weiteren Sinne verzweigt ſich als Vorſatz (dolus) 
und Fahrläſſigkeit (culpa im engeren Sinne). In Anſehung 
des dolus können wir auf unſere Auseinanderſetzungen im 
I. Theil, Nr. XVII, XVIII, XIX dieſer Aufſätze zurück⸗ 
verweiſen. Wenn wir damals noch nicht den Rechtsbegriff 
der Fahrläſſigkeit erörtert haben, ſo geſchah es, weil derſelbe 
in engerer Beziehung zum Obligationenrecht ſteht und deshalb 
zweckmäßiger, wenn dies auch vom rein ſyſtematiſchen Stand⸗ 
punkte aus beanſtandet werden mag, im allgemeinen Theil des 
Rechts der Schuldverhältniſſe abgehandelt wird, wo er auch 


im Syſtem des B. G. B, ſeine geſetzliche Samen sehen 


hat. :: (8 276.) 

Da der Begriff ber Fahrläſſigkeit ein Beniehungsbegrif 
iſt, der nur durch ſeinen Gegenbegriff, deſſen Negation er iſt, 
erklärt werden kann, ſo ergiebt ſich von vornherein die logiſche 
Möglichkeit zweier verſchiedener Maßſtäbe, nämlich eines 
abſtrakten, allgemeinen, und eines konkreten (individuellen). 
Der zur Feſtſtellung einer Fahrläſſigkeit unentbehrliche Gegenſatz 
iſt nämlich die Norm oder Sollvorſchrift, in deren Nicht⸗ 
beachtung oder (im Gegenſatz zum dolus) unbewußten, richtiger 
ungewollten Negation die Fahrläſſigkeit gefunden wird. Die 
Schwierigkeit liegt nun darin, eine allgemeine Vorſchrift, 
eine allgemeine Idee aufzuſtellen, die für jeden einzelnen 
Fall die Feſtſtellung der hinter ihren Anforderungen zurück⸗ 
bleibenden individuellen Leiſtung zu einem jede Meinungs⸗ 
differenz ausſchließenden Subtraktionsexempel ſtempeln könnte. 
Eine genaue Erwägung zeigt ſogar, daß dies eine Unmöglich⸗ 
keit iſt, und daß gerade die höchſte Gerechtigkeit und Billigkeit 
es ablehnen müßte, einen objektiven für alle Rechtsſubjekt 
gleichmäßigen ne für ck bezw. Pſtichtverketung an. 
zuwenden. 

„Für die Beurtheilung des Rechtes (bezw. Feſtſtellung 
eines Verſchuldens)“, ſagt ein Philoſoph (Beneke, Grundlinien 
der Sittenlehre I. S. 70) „werden an und für ſich ſo wenig 
allgemeine Urtheile erfordert, daß dieſe vielmehr kaum 
möglich ſind, ohne daß dadurch der Gerechtigkeit für einzelne 
Fälle mehr oder weniger Abbruch geſchieht. Für die voll⸗ 
kommene Gerechtigkeit wird die vollſtändige Abwägung aller 
Intereſſen (und ſubjektiver Vorausſetzungen) erfordert, wie ſie 
ſich ganz individuell an jeden einzelnen Fall geknüpft 
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finden, und es iſt keinem Zweifel unterworfen, daß ein allweiſer, 


durchaus unparteiiſcher und des allgemeinen Vertrauens ge⸗ 


nießender Richter, welcher durch kein Geſetz gebunden, jeden 


einzelnen Fall in völlig individueller Abwägung entſchiede, 
den Anforderungen der Gerechtigkeit vollkommener entſprechen 
würde, als es die vollkommenſten Geſetze zu thun im Stande 
ſind.“ Gewiß iſt dieſe Bemerkung richtig; allein in ihrer 


Konſequenz läge auch die Verwerfung aller allgemeinen 
Letztere 


Normen und damit der Rechtsvorſchriften überhaupt. 
werden aber, da ein ſo idealer Richter nicht exiſtirt, als 
eine äußerliche Gewähr für die Unparteilichkeit gefordert. 
Lediglich aus dieſem Grunde iſt auch die Geſetzgebung und 
poſitive Rechtswiſſenſchaft bemüht geweſen, allgemeine Maßſtäbe 
und Gradabmeſſungen für die culpa im engeren Sinne auf⸗ 
zuſtellen; daß ihr dies nur in ſehr unvollkommenem Maße 
und unter Verweiſung auf eine vorausſetzende kollektive Mehr⸗ 
heitsanſchauung von dem, was im einzelnen Falle pflichtgemäß 
iſt, gelingen konnte, liegt in der Natur der Sache. 

Das gemeine Recht unterſcheidet demgemäß abſtrakte und 
konkrete culpa, je nachdem der Richter eine Abweichung von 
der allgemeinen (kollektiven) Regel des Verhaltens oder von 
der individuellen Regel dieſes beſtimmten Individuums, ſo zu 
ſagen, von ſeiner „perſönlichen Gleichung“ feſtſtellen ſoll. 

Er unterſcheidet zwei Grade der abſtrakten culpa, nämlich 
Den erſteren Grad, die 
ſog. geringe Fahrläſſigkeit oder Fahrläſſigkeit ſchlechthin mißt 
es an derjenigen Sorgfalt, welche ein ordentlicher Haus⸗ 
vater in ſeinen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 
In dem ordentlichen Hausvater ſchwebt ihm dabei ein mit 
pſychologiſcher oder logiſcher Korrektheit natürlich nicht zu 
zeichnendes, rein gefühlsmäßiges Bild vor, das die Kollektiv⸗ 
anſchauung der Staatsbürger, wie ſie nun gerade in den in 
Frage kommenden Angelegenheiten und in den ausſchlag⸗ 
gebenden, örtlich und zeitlich bedingten Verhältniſſen von den 
normalen Pflichten denkt, ſich von einem Normal⸗Menſchen 
gebildet hat. 

Unter grober Fahrläſſigkeit (culpa lata) wird eine ſolche 
Fahrläſſigkeit verſtanden, bei welcher die Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Hausvaters in beſonders ſchwerer Weiſe vernachläſſigt 
worden iſt. „Eine ſchärfere Kennzeichnung“, bemerken mit Recht 
die Motive zum B. G. B. I. S. 280, „iſt nicht wohl möglich. 
Alle in dieſer Richtung gemachten Verſuche ſind fehlgeſchlagen. 
Insbeſondere kann nicht mit dem Dresdener Entwurfe Art. 228 
beſtimmt werden, daß die grobe Fahrläſſigkeit in der Außer⸗ 
achtlaſſung derjenigen Sorgfalt beſtehe, welche jeder gewöhn⸗ 
liche Menſch anzuwenden pflegt. Die Sorgfalt eines gewöhn⸗ 
lichen Menſchen iſt der Regel nach diejenige eines ordentlichen 
Hausvaters. Es erübrigt nichts, als darauf hinzuweiſen, daß 
der Richter im einzelnen Falle zu prüfen habe, ob mit 
ausnehmender Sorgloſigkeit verfahren worden ſei.“ 

Konkrete culpa iſt dagegen diejenige, welche eine Ab⸗ 
weichung von dem individuellen regelmäßigen Verhalten 
des Schuldners in feinen eigenen Angelegenheiten darſtellt. 
Das B. G. B. hat dieſe Unterſchiede vom gemeinen Recht 
übernommen und die vom Preußiſchen A. L. R. I. 3 8 22 
verſuchte Aufſtellung eines dritten abſtrakten Schuldgrades, des 
ſog. „geringen Verſehens“, im Sinne einer culpa levissima 


lich iſt. 
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der früheren gemeinrechtlichen Doktrin abgelehnt. Es hat aber 


zweifellos für die Definition der culpa levis in abstracto 
eine glücklichere Formel gefunden, indem es fie (8 276) definirt 


als diejenige eee welche im . erforder⸗ 


Der menſchliche Verkehr kann nicht ohne die Anforderung 


eines je nach der Art der in Frage kommenden Intereſſen 


und nach Ort und Zeit verſchiedenen Grades der Anſpannung 


„der Aufmerkſamkeit, der Achtſamkeit oder Sorgfalt beſtehen. 
Praktiſch wird dieſe Erwägung auch den gemeinrechtlichen 


Richter ſtets bei der gefühlsmäßigen Anſchauung des Ver⸗ 
haltens eines ordentlichen Hausvaters geleitet haben. Nach 


wie vor wird auch in Zukunft die Feſtſtellung einer culpa levis 


oder Fahrläſſigkeit ſchlechthin quaestio facti bleiben. 

Bei dieſer rein thatſächlichen Natur der Schuldfrage 
kann es nicht auffällig ſein, daß ſich ſo gut wie gar keine 
reichsgerichtlichen Entſcheidungen anführen laſſen, die zur allge⸗ 
meinen Kennzeichnung des Rechtsbegriffes der culpa levis 
oder culpa lata in abstracto oder auch der culpa in conereto 
verwerthet werden könnten. Die rein thatſächliche Natur der 
Subſumtion eines konkreten Verhaltens unter den einen oder 
anderen Grad der Fahrläſſigkeit wird anerkannt in R. G. VI 
Nr. 82 in einem preußiſch⸗landrechtlichen Falle (I. Hilfsſenat, 
Urth. vom 24. Januar 1882 i. S. W. (Kl.) w. K. (Bell.) 
Rep. IVa 467/81 (S. 301 ff): u 

„Die Nichtigkeitsbeſchwerde führt aus: Der Appella- 
tionsrichter habe überſehen, daß zur Zeit, als auf den 


Antrag des Beklagten die Sequeſtration verhängt 


wurde, das Pachtrecht des Klägers bereits im Grund⸗ 
buche eingetragen war; mit Unkenntniß dieſer Ein⸗ 
tragung könne Beklagter ſich nicht entſchuldigen; er 
habe in einem Verſehen verſirt, wenn er das Grund⸗ 
buch nicht eingeſehen habe; ſein Recht, die Sequeſtration 
nachzuſuchen, ſei beſchränkt geweſen und habe ſich durch 
das Pachtrecht des Klägers modifizirt, welches infolge 
der Eintragung ihm bekannt ſein mußte. Implorant 
rügt mit Rückſicht hierauf die Verletzung des § 19 J. 4 
A. L. R., welcher vorſchreibt, daß ſich Niemand mit der 
Unwiſſenheit einer in das Grundbuch eingetragenen 
Verfügung entſchuldigen könne. Doch auch dieſer 
Angriff iſt verfehlt. — Die Frage, inwieweit die 
Thatſache der geſchehenen Eintragung des 
Pachtrechtes zur Begründung der Feſtſtellung 
eines doloſen oder kulpoſen Verhaltens der 
Beklagten von Erheblichkeit war, unterlag 
ausſchließlich der faktiſchen Würdigung des 
Falles. Da der Appellationsrichter auf die fragliche 
Thatſache, welche er im Eingange der Entſcheidungs⸗ 
gründe mitgetheilt hat, bei ſeinen Erwägungen be⸗ 
züglich der Schadenserſatzforderung nicht ſpeziell zurück⸗ 
gekommen iſt, ſo muß daraus gefolgert werden, daß er 
ſie bei letzterer Beurtheilung für unerheblich erachtet 
hat, alſo weder aus der Eintragung einen Schluß auf 
die Kenntniß der Beklagten von der Exiſtenz des Pacht⸗ 
rechtes gezogen, noch in dem Umſtande, daß Beklagter 
das Grundbuch nicht eingeſehen hat, einen Mangel an 
Aufmerkſamkeit gefunden wiſſen will. Dieſe Annahmen 
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ſtehen mit dem Geſetze, deſſen Verletzung behauptet ift, 


nichk in Widerſpruch. Denn der 8 19 a. a. O. ſtellt 


nicht die — geſetzliche — Vermuthung auf, daß der Inhalt 
des Grundbuches jedermann bekannt ſei, und ebenſo⸗ 
wenig ſtatuirt er die Verpflichtung, von dem Inhalte des 
Grundbuches Kenntniß zu nehmen, ſodaß auch nicht von 
der unterlaſſenen Erfüllung einer geſetzlichen Pflicht 


und inſofern nicht von dem Mangel der Beobachtung 


der ſchuldigen Aufmerkſamkeit die Rede ſein kann. 
Das Geſetz fingirt vielmehr nur mit Rückſicht auf die 
Publizität des Grundbuches die Kenntniß von dem 
Inhalte deſſelben. Aus dieſer Fiktion kann aber ein 
Schluß auf die in Wirklichkeit beſtehende Wiſſenſchaft 
nicht gezogen werden- a 
Nur die Nichtbeachtung der objektiven Seite des 
Schuldbegriffes, nämlich die Frage des Kauſalzuſammenhangs 
bietet ſehr häufig die Veranlaſſung zu einer revisio in jure. 
Die Schwierigkeit des Begriffes der Fahrläſſigkeit liegt nämlich 


nicht nur in ſeiner Relativität zu dem im Allgemeinen voraus⸗ 


zuſetzenden pflichtmäßigen Handeln des ordentlichen Hausvaters 
bezw. zu der vom Verkehr erforderten Sorgfalt, ſondern viel⸗ 
mehr noch in der Relativität des juriſtiſchen Kauſal⸗ 
zuſammenhangs, welche ich in meiner Monographie vom 
„Schuldbegriff“ (Leipzig, C. L. Hirſchfeld 1892) S. 60 ff. 
einer eingehenden Erörterung unterzogen habe. Es kann 
danach ein Verhalten ſich ſehr wohl als ein pflichtwidriges 
und demnach auch fahrläſſiges kennzeichnen laſſen, und gleich⸗ 
wohl kann ungeachtet dieſer Fahrläſſigkeit die Verantwortlich⸗ 
keit des pflichtwidrig Handelnden für einen beſtimmten Erfolg 
verneint werden müſſen. Zweifellos iſt z. B. jegliche geſetz⸗ 
widrige Handlungsweiſe an ſich als pflichtwidrig, alſo als 
fahrläſſig zu bezeichnen. Dennoch kann dieſe Pflichtwidrigkeit 
im einzelnen Falle nicht genügen, um eine kontraktliche oder 
außerkontraktliche Schuld zu begründen. Als Beiſpiel läßt ſich 
die Entſcheidung R. G. XI Nr. 70 verwerthen, der folgender 
Thatbeſtand zu Grunde lag: Der 8 39 der Preuß. Vormund⸗ 
ſchaftsordnung ſchreibt vor, in welcher Weiſe der Vormund 
Mündelgelder, welche zu laufenden Ausgaben nicht erforderlich 
ſind, zinsbar anzulegen hat. Eine der darnach ſtatthaften 
Kapitalsanlagen iſt die auf ſichere Hypotheken. Eine Hypothek 
aber wird für ſicher erachtet, wenn ſie bei ſtädtiſchen Grund⸗ 
jtüden innerhalb der erſten Hälfte des durch Taxe einer öffent: 
lichen Feuerverſicherungsanſtalt oder durch gerichtliche Taxe zu 
ermittelnden Werthes des Grundſtücks zu ſtehen kommt. Dieſe 
Beſtimmung ſollte der beklagte A. dadurch verletzt haben, daß 
er als Vormund des Klägers und der Schweſter des letzteren 
vom Vermögen der genannten Mündel am 28. September 1876 
an die Wittwe C. gegen Verpfändung des Grundſtücks C. 
Nr. 109 ein Darlehn von 5000 Mark, welches bei der im 
Jahre 1882 erfolgten Subhaſtation des Pfandgrundſtückes nur 
in Höhe von 438 Mark zur Hebung gekommen, in Höhe des 
Reſtes ausgefallen iſt, gegeben hat, obgleich eine Er⸗ 
mittelung des Werthes des Grundſtückes, wie ſie in 
der gedachten Vorſchrift für erforderlich erachtet 
wird, nicht vorlag. | 

Das Berufungsgericht hatte auf Grund der Feſtſtellung, 
daß der Taxwerth des Grundftide zur Zeit der Beleihung 


9 500 Mark betragen habe, das Mündelkapital alſo nur in 
Höhe von 245 Mark über die Hälfte des Taxwerthes hinaus⸗ 
gehe, den Beklagten zur Zahlung von 245 Mark an den 
Kläger verurtheilt. Das Reichsgericht hob auf unter folgender 
Begründung (S. 308 ff.): | z 
| „Dem auf Erfah des Schadens angeſprochenen Vor⸗ 
miunde wird der Rechtsbehelf nicht zu verſagen fein, daß 
der Schade auch bei Beobachtung der in Rede ſtehenden 
Vorſchrift entſtanden ſein würde. Ein Grundſtück kann 
eine dargeſtellt zweifelloſe Sicherheit für den Mündel 
bieten, daß die Aufnahme einer Taxe in Wahrheit nur 
als eine überflüſſige Formalität erſcheinen würde. Tritt 
in einem ſolchen Falle infolge ungünſtiger Konjunkturen 
dennoch ein Ausfall am Kapitale ein, ſo wird ſich der 
Vormund von der Verantwortlichkeit dem Mündel 
gegenüber durch den Nachweis frei machen können, daß 
die Kapitalsanlage, wenn das Grundſtück zur Zeit der⸗ 
ſelben gerichtlich abgeſchätzt worden wäre, ſich als völlig 
ſicher ergeben haben würde. Solchenfalls müßte an⸗ 
genommen werden, daß es an einem urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhange zwiſchen der Zuwiderhandlung gegen 
den 8 39 und dem Schaden des Mündels gebräche. 
Von dem Geſichtspunkte des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges aus muß daher auch im vorliegenden Falle der 
Rechtsbehelf des Beklagten geprüft werden. Bei dieſer 
Prüfung aber ergiebt ſich, daß die Entſcheidungsgründe 
des Berufungsgerichtes dem in Rede ſtehenden Erforder⸗ 
niſſe für die Ausſchließung der Haftpflicht nicht gerecht 
werden. Statt einer der Vorſchrift des 8 39 entſprechen⸗ 
den Tate, durch deren Einſicht der Vormund vor der 
Ausleihung des Geldes von der Sicherheit des Grund⸗ 
ſtückes ſich zu überzeugen gehabt hätte, liegt hier eine 
im Jahre 1883 aufgenommene, auf Taſchenbuchnotizen 
aus dem Jahre 1875 oder 1876 beruhende Ausſage 
eines Sachverſtändigen vor, laut deren der Taxwerth 
des Grundſtückes nach den bei gerichtlichen Taxen üblichen 
SGrundſäͤtzen zur fraglichen Zeit 8 583 Mark betragen 
haben fol. Dieſe Werthsangabe hat das Berufungs⸗ 
gericht unter Verbeſſerung der Berechnung des Sach⸗ 
verſtändigen auf 9 500 Mark erhöht. Damit erachtet 
es den Nachweis für geführt, daß das Grundſtück bei 
der Ausleihung des Geldes am 28. September 1876 
in Höhe von 4 750 Mark pupillariſche Sicherheit geboten 
hat. Demgegenüber kommt jedoch in Betracht, daß, 
wenn auch das Berufungsgericht nach Maßgabe der 
auf den ſieben bis acht Jabre alten Taſchenbuchnotizen 
beruhenden Ausſagen des Sachverſtändigen den Taxwerth 
des Grundſtückes zur gedachten Zeit, wie angegeben, 
feſtgeſtellt hat, und dieſe Feſtſtellung einer Nachprüfung 
des Reviſionsgerichtes an ſich nicht unterliegen würde, 
in derſelben doch das gleichwerthige Surrogat einer 
unter öffentlicher Autorität aufgenommenen Taxe, wie 
fie der 9 39 vorſchreibt, nicht gefunden werden kann. 
Die Gewähr, welche eine gerichtliche Taxe für Richtig⸗ 
keit der Werthsermittelung bietet, kann durch die frag⸗ 
liche Feſtſtellung nicht wohl erſetzt werden. Die letztere 
beweiſt günſtigſten Falls, daß eine gerichtliche Taxe 
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zur entſcheidenden Zeit auf 9500 Mark hätte ausfallen 
können, aber nicht, daß fie auf den gedachten Betrag 


i ausgefallen wäre. Auch muß erwogen werden, daß 
die Ausleihung der 5 000 Mark ſich nicht in der Weiſe 


trennen läßt, daß dieſelbe nur zu einem Theile als 


plplichtwidrig angeſehen werden kann. Es liegt nur eine 

Kapitalsanlage vor. Hätte ſich der Vormund pflicht⸗ 

mäßig verhalten, ſo würde ſie, wie nicht anders an⸗ 
genommen werden kann, gänzlich unterblieben ſein. 

Aus dieſen Gründen iſt das Berufungserkenntniß, 

ſoweit es den Kläger mit ſeinem den Betrag von 245 Mark 

nebſt Zinſen überſteigenden Anſpruche gegen den Be⸗ 

klagten A. abweiſt, aufzuheben.“ 

. Der ſubjektive Begriff der Fahrläſſigkeit im Algemeinen 
ift durchaus identiſch für konkraktliches und außerkontraktliches 
Verſchulden. Was zwiſchen beiden einen Unterſchied begründet, 
iſt lediglich die Verſchiedenheit der Sorgfalts⸗Maßſtäbe, mit 
denen die Fahrläſſigkeit bezw. der Grad derſelben bemeſſen wird. 

Für das außerkontraktliche Verſchulden, die ſog. Aquiliſche 
enlpa hat man zunächſt von dem Grundſatze auszugehen, daß, 
ſoweit nicht etwa eine durch Geſetz oder durch amtliche (öffentlich⸗ 
rechtliche) Stellung beſonders auferlegte Pflicht dazu auferlegt 
iſt, Niemand zu poſitivem Thun für einen Anderen ver⸗ 
pflichtet iſt, daß demnach. außerkontraktliche Fahrläſſigkeit i immer 
einen poſitiven Eingriff in die Rechtsſphäre des Nächſten vor⸗ 
ausſetzt, — culpa in faci endo. Dagegen tritt bei der 
kontraktlichen culpa eben die kontraktlich übernommene 
Leiſtungspflicht generell an Stelle des außerkontraktlich nur 
ausnahmsweiſe gegebenen Zwanges zu einem poſitiven 
Thun, und erſcheint daher die kontraktliche culpa von vorn⸗ 
herein regelmäßig als culpa in ommittendo, als reine Unter⸗ 
laſſungsſchuld; wenn ſie von vornherein als poſitiver Eingriff 
auftritt, ſo konkurrirt ſie eben mit dem außerkontraktlichen 
Verſchulden und hat civilrechtlich der Verletzte die Wahl 
zwiſchen der betreffenden Kontraktsklage und der Deliktsklage, 
beiſpielsweiſe zwiſchen der actio locati und actio legis 
Aquiliae. (Vergl. z. B. J. 27. 8 11 D. ad leg. Aquiliam 9, 2.) 

Sm. Webrigen ftehen, außerkontraktliche und kontraktliche 
Fahrläſſigkeit ſich prinzipiell gleich. Auch haftet im außer⸗ 
kontraktlichen Verkehr hinſichtlich der poſitiven Handlungen 
in der Regel Jedermann ebenſo für Fahrläſſigkeit ſchlechthin 
(omnis culpa, culpa levis in ee wie in kontrakt⸗ 
lichen Verhältniſſen. 

Nur gewiſſe tontraktliche Verhältniſſe a einen ges 
milderten bezw. einen individuellen Haftungsmaßſtab, beiſpiels⸗ 
weiſe vergl. 8 521 B. G. B. (Schenker hat nur groben Vorſatz 


und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten), 8 680 (bezweckt die 


Geſchäftsführung die Abwendung einer drohenden dringenden 
Gefahr, ſo hat Geſchäftsführer nur Vorſatz und grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit zu vertreten), 5 691 (wird die Aufbewahrung un⸗ 
entgeltlich übernommen, ſo hat der Verwahrer nur für die⸗ 
jenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen Angelegen⸗ 
heiten aufzuwenden hat), vergl. ferner § 708 (Geſellſchafter), 
§ 1359 (Ehegatte), § 1664 (Vater bei Ausübung der elter- 
lichen Gewalt). Dabei iſt zu beachten, daß nach § 277 
B. G. B., entſprechend der berühmten L. 32 D. depositi 16, 3, 
„wer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen hat, welche er in 


eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, von der Haftung 
für grobe Fahrläſſigkeit nicht befreit. iſt “. 

Bei dieſer prinzipiellen Gleichartigkeit kontraktlicher und 
außerkontraktlicher Fahrläſſigkeit gilt Alles, was bereits über 
die Relativität der objektiven Seite des Begriffes d. h. über 
die Frage nach dem ſog. Kauſalzuſammenhange bereits bemerkt 
worden, auch für außerkontraktliches Verſchulden. Es laſſen 
ſich daher auch ſtrafrechtliche Entſcheidungen — und ſolche ſind 
zumal auf dem Gebiete der fahrläſſigen Körperverletzung beziv. 
Tödtung ziemlich zahlreich vorhanden — der eitirten R. G. IX 
Nr. 70 zur Seite ſtellen. Ich hebe in dieſer Hinſicht nur 
hervor R. G. in Straff. III. Nr. 78 (. Strafſenat, Urth. 
v. 22. Dezember 1880 g. W., Rep. 1990/80) S. 208: 

„Der Angeklagte hatte eine Göpeldreſchmaſchine be⸗ 
nützt, deren Transmiſſionswelle in Widerſpruch mit 
einer polizeilichen Verordnung nicht verkleidet war. 

Ein an der Maſchine beſchäftigtes Mädchen wurde von 
der Welle erfaßt und getödtet. Es erfolgte Ver⸗ 
urtheilung wegen Tödtung aus Fahrläſſigkeit (St. G. B. 
8 222, Abſ. 1). Auf die Reviſion des on 
wurde das Urtheil aufgehoben. | 
Aus den Gründen: 

Es muß zunächſt als rechtsirrthümlich bezeichnet 
werden, wenn das Landgericht ſchon in der Nicht⸗ 
beobachtung der Polizeiverordnung vom 29. Auguſt 
1872 an ſich eine Fahrläſſigkeit im Sinne des 8222 
St. G. B.3 gefunden hat. Denn aus jenem Umſtande, 

5 welcher nur die Verurtheilung zu einer etwa in der 
gedachten Verordnung angedrohten Strafe begründen 
Ekünnte, folgt keineswegs von ſelbſt, daß dem Angeklagten 
auch die durch die Nichtbeobachtung herbeigeführte 
Tödtung, als durch Fahrläſſigkeit verurſacht, zu⸗ 
zurechnen ſei. Es iſt vielmehr eine ſelbſtändige Prüfung 
und Feſtſtellung darüber erforderlich, ob der ein⸗ 
getretene Erfolg durch Fahrläſſigkeit verurſacht iſt.“ 
| Die Frage nach dem Kauſalzuſammenhange ſteht allerdings 
juriſtiſch in einer ſo engen Verbindung mit der geforderten 
ſubjektiven Willensbeſtimmung d. h. dem Maße der pflicht⸗ 
mäßigen Sorgfalt, die durch die Fahrläſſigkeit verletzt iſt, daß 
die eine Seite derſelben ohne die andere überall nicht gewürdigt 
werden kann. Dies iſt bislang von Theoretikern und Praktikern 
vielfach überſehen worden. Zur Klärung verweiſe ich abgeſehen 
von meiner eitirten Schrift über den Schuldbegriff vor Allem 
auf den kurzen, aber inhaltwwollen Aufſatz von Profeſſor J. Kries: 
„Weber die Begriffe der Wahrſcheinlichkeit und Möglichkeit und 
ihre Bedeutung im Strafrecht“, Zeitſchrift f. d. geſammte Straf⸗ 
rechtswiſſenſchaft IX. Nr. 21 S. 528—537, ferner auf die ein⸗ 
gehende Abhandlung von Carl Haß in den dogmat. Jahrb. Bd. 39 
S. 328 ff. über adäquaten „und inadäquaten Kauſal⸗ 
zuſammenhang. Nur der adäquate Kauſalzuſammenhang 
d. h. diejenigen Folgen, welche hervorzubringen das als Fahr⸗ 
läſſigkeit zu bezeichnende ſubjektive Verhalten im Allgemeinen 
geeignet erſcheint, indem es eine Tendenz beſitzt, Erfolge ſolcher 
Art hervorzubringen, ſind für die juriſtiſche Beurtheilung maß⸗ 
gebend, nicht dagegen der inadäquate d. h. nicht jedes Moment, 
das rein zufälliger Weiſe die Veranlaſſung des Erfolges ge⸗ 
worden. Die Praxis hat dies bislang in der Regel dadurch 


zur Geltung gebracht, daß fie in den Begriff des Verſchuldens 
die Vorausſehbarkeit des Erfolges aufgenommen hat, was 
jedoch theoretiſch inſofern unlogiſch erſcheint, als dieſe Voraus⸗ 
ſehbarkeit kein rein allgemeines ſubjektives, ſondern ein zwiſchen 
dem Subjekt und dem objektiven Erfolge aus den Umſtänden 
des Falles zu erſchließendes Beziehungsverhälmiß iſt. Dies 
tritt zunächſt auch in der Fortſetzung we eitirten R. G. III 
Nr. 78 S. 208 zu Tage: 
„Es hat nun zwar das Landgericht weiter ausgeführt, 
der Angeklagte habe ſich einer Fahrläſſigkeit auch durch 
die Unterlaſſung einer allgemein gebotenen Vor⸗ 
ſichtsmaßregel, nämlich der Verkleidung der Trans⸗ 
miſſionswelle ſchuldig gemacht, allein auch dieſe Feſt⸗ 
ſtellung rechtfertigt die Anwendung des § 222 St. G. B. s 
nicht. Eine fahrläſſige Tödtung liegt nicht ſchon dann 
vor, wenn der Thäter im allgemeinen unvorſichtig ge⸗ 
handelt, wenn er bei ſeiner Handlung die gewöhnliche 
Sorgfalt und Vorſicht außer Acht gelaſſen hat, und 
wenn hierdurch der Tod eines Menſchen verurſacht 
worden iſt, es iſt vielmehr zum Thatbeſtand jenes 
Vergehens erforderlich, daß der Thäter durch An⸗ 
wendung der gewöhnlichen Sorgfalt und 
Vorſicht den eingetretenen Erfolg als eine 
mögliche Folge N Handlung hätte e 
können.“ 
Eine lehrreiche und richtige Eng der fraglichen 
Relativität der objektiven Seite der Fahrläſſigkeit bietet ſodann 


die Entſcheidung R. G. in Strafſ. VI. Nr. 54 (III. Strafſenat, 


Urth. v. 29. März 1882 g. K., Rep. 615/82) S. 147: 


„Im abſoluten Sinne kann niemals eine menſchliche 


Handlung als die alleinige Urſache eines ſchädigenden 
Erfolges bezeichnet werden; immer wirken vorangehend, 


Erheblichkett wird, daß daraufhin die Kauſalitätsreihe 
überhaupt als abgeriſſen oder doch in ihrer Geſchloſſen⸗ 


heit nicht mehr herſtellbar erſcheint. 


Werden dieſe Grundſätze auf das Aber ende Urtheil 


angewendet, fo ergiebt ſich ohne weiteres, daß der 
Thatbeſtand eines durch Fahrläſſigkeit herbeigeführten 
Brandes vollſtändig vorlag, ſobald zu den vorhandenen 


Feſtſtellungen der objektiv durch das Herabfallen der 


Laterne geſchehenen Verurſachung des Brandes und der 


Unvorſichtigkeit des Angeklagten, welcher das „leichte“ 


Herabfallen der Laterne „in Folge irgend einer Er⸗ 


ſchütterung“, folglich wie dieſe Worte nur aufgefaßt 
werden können, auch das „leichte“ Eintreten einer ſolchen 
Erſchütterung und die dadurch unmittelbar bedingte 


Feuersgefahr vorausſehen mußte, auch nur der 


allgemeine Thatbeſtand als erwieſen hinzutrat, daß die 


CLaterne durch irgend eine Erſchütterung von ihrem 
Auunſicheren Standpunkte herabgeworfen worden ſei. Ob 


die fragliche Erſchütterung dann weiter auf das An⸗ 
ziehen der Pferde am Göpel, auf einen vorbeifahrenden 


Wagen, auf einen Windſtoß oder auf eine ſonſtige 


elementare Kraft mechaniſch oder dynamiſch zurück⸗ 
zuführen ſei, war in conereto von keinem rechtlichen 
Intereſſe mehr. Weſentlich war nur, daß die fragliche 
hier wirkſam geweſene Bewegungskraft wenigſtens 


im allgemeinen dahin erkannt und beſtimmt 


werden kann, daß ſie nicht ein ſchlechterdings 
unvorherſehbares Ereigniß dargeſtellt, daß ſie 
vielmehr in die Reihe derjenigen Erſcheinungen 


gehört hat, welche nach menſchlicher Erfahrung 


und dem gewöhnlichen Laufe der Dinge ſo 


häufig eintreten, daß ein vorſichtiger Menſch 


begleitend oder nachfolgend noch eine unabſehbare Reihe 
anderer urſachlicher Elemente mit. Auch darauf kommt 
es nicht an, ob die Handlung in unmittelbarer oder 
nur mittelbarer urſachlicher Beziehung zu dem Er⸗ 
folge ſteht. Auch dieſe Begriffe haben ſchließlich nur 
einen relativen Werth; je nach der Schärfe des menſch⸗ 
lichen Erkenntnißvermögens und der Fähigkeit begriff⸗ 
lichen Unterſcheidens läßt ſich jeder ſelbſt nach Anfang 
und Ende beſtimmter Kauſalitätsverlauf in eine un⸗ 
begrenzte Zahl immer feinerer und feinerer urſachlicher 
Zwiſchenglieder auflöſen. Deshalb kann weder objektiv 
noch ſubjektiv für die Frage kauſaler Zurechnung, ſei 
es zum Vorſatze, ſei es zur Fahrläſſigkeit gefordert 
werden, daß alle wirkſam gewordenen Zwiſchenglieder 
vollſtändig feſtzuſtellen ſind, und alle vom Thäter 
entweder bewußt gewollt oder doch vorherzuſehen 
waren. Es muß genügen, wenn der Zuſammenhang 
zwiſchen verurſachender Handlung und ſchädigendem 
Erfolge im weſentlichen, in ſeinen Hauptzügen ſoweit 
erkennbar iſt, daß an der geſchloſſenen Einheit der 
Kette ſich kauſal bedingender Ereigniſſe nicht gezweifelt 
zu werden braucht, und dieſer Zuſammenhang inſoweit 

auch zur Schuld zugerechnet werden kann. Im übrigen 
iſt es lediglich eine Thatfrage, ob die Unerkennbarkeit 
oder Unerweisbarkeit gewiſſer Zwiſchenglieder von ſolcher 


ſein Verhalten. . einzurichten ver: 
pflichtet iſt.“ f 
Endlich gehört hierher die auf dem Gebiete des Badiſchen 
Landrechts (Code civil) ergangene, die Gleichartigkeit außer⸗ 
kontraktlicher civilrechtlicher und ſtrafrechtlicher Fahrläſſigkeit 
richtig betonende civilrechtliche Entſcheidung, R. G. X Nr. 83 
S. 288 ff. II. Civilſenat, Urth. vom 6. November 1883 i. S. 
Sch. (Bekl.) w. F. (Kl.) Rep. II 319/83. I. Landgericht 
Mannheim, II. Oberlandesgericht N 
Aus den Gründen: N 
„Wie das Berufungsgericht als erwieſen feſtgeſtellt 
hat, iſt der Kläger F. als Arbeiter in der Fabrik der 
beklagten Firma am 9. Februar 1880 durch den Ein⸗ 
ſturz eines großen Haufens übereinander geſetzter, mit 
Cement gefüllter Säcke ſchwer verletzt worden, ſo daß 
er längere Zeit krank und ganz erwerbsunfähig war, 
auch. jetzt nur theilweiſe erwerbsfähig iſt. Die Ver⸗ 
urtheilung der beklagten Firma zur Entſchädigung des 
Klägers erfolgte weder aus § 2 des Reichshaftspflicht⸗ 
geſetzes, noch aus L. R. S. 1382, 1383 wegen eigenes 
Verſchuldens, ſondern auf Grund des L. R. S.'s 1384, 
welcher den Prinzipal (Geſchäftsgeber, commetant) 
verantwortlich erklärt für das Benehmen ſeines Geſchäfts⸗ 
trägers („du dommage cause par lours préposés)“ 
in den ihnen anvertrauten Verrichtungen. Von dem 
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Berufungsgerichte wird nämlich weiter für bewieſen er⸗ 
klärt, daß der Einſturz des Haufens Säcke, welcher die 
körperliche Beſchädigung des Klägers herbeiführte, ſeine 
Urſache habe in der fehlerhaften Lagerung der Säcke 
infolge der Unachtſamkeit der mit dieſem Geſchäfte von 
der Beklagten oder deren Vertretern betrauten Arbeiter, 
daß im Sinne des Art. 1384 unter den „Geſchäftsträgern“ 
(préposés) auch gewöhnliche Arbeiter und der durch 
ſie einem anderen Arbeiter verurſachten Schaden ver⸗ 
ſtanden werden darf, unterliegt nach Doktrin und Praxis 
keinem Bedenken, wie bereits das e Reichsober⸗ 
handelsgericht dargelegt hat. 
Vergl. Entſch. d. O. H. G. s Bd. 11 Mr. 33 S. 89. 
Die Haftbarkeit des Prinzipals für ſeine Arbeiter 
ſetzt ihrer Natur nach voraus, daß eine Handlung oder 
Unterlaſſung in Frage ſteht, für welche die Arbeiter 
ſelbſt nach Maßgabe von L. R. S. 1382, 1383 ver⸗ 
antwortlich ſein können. Dementſprechend hat das 
Berufungsgericht ein Verſchulden der betreffenden Arbeiter 
angenommen, aber gerade in dieſer Beziehung laſſen 
die Entſcheidungsgründe eine rechtsirrthümliche Auf⸗ 
faſſung der culpa erkennen. Wie das St. G. B. den 
Begriff Fahrläſſigkeit nicht definirt hat, iſt dies auch 
im Civilgeſetzbuche nicht geſchehen, indem der Satz 1383 
als Grund der Schadenserſatzpflicht „Nachläſſigkeit oder 
Unverſtändigkeit“ (négligence, imprudence) benennt, 
was nur Umſchreibungen der culpa ſind. Indeſſen 
folgt doch jedenfalls daraus, daß nicht etwa (wie bis⸗ 
weilen in der Praxis angenommen wird), jeder nicht 


gewollte Erfolg einer Handlung oder Unterlaſſung, 


welcher einen anderen beſchädigt, den Thäter kraft 
Satzes 1383 zum Schadenserſatze verpflichtet; zu dem 
Kauſalnexus zwiſchen Handlung und Beſchädigung muß 
vielmehr hinzutreten, daß das Thun oder Laſſen den 
Charakter einer Nachläſſigkeit . Unvorſichtigkeit an 
ſich trägt. 

In der Nachläſſigkeit liegt ein Mangel an der ge⸗ 
hörigen Geiſtesanſpannung eines ſorgfältigen Mannes. 

Unverſtändigkeit oder Unvorſichtigkeit (imprudence) 
drückt den Mangel der für den ſorgfältigen Mann er⸗ 
forderlichen Ueberlegung aus. 

Damit iſt es nun unvereinbar, wenn das Berufungs⸗ 
gericht des Princip aufſtellt, die Vorausſehbarkeit des 
Unfalles gehöre ebenſowenig, wie das Bewußtſein der 
Unachtſamkeit zu den Vorausſetzungen der außerkontrakt⸗ 
lichen Verſchuldung. Wenn jemand mit voller Sorg⸗ 
falt und Ueberlegung ſein Geſchäft beſorgt, und dabei 
des Bewußtſein eines unterlaufenen Verſehens nicht hat 
und nicht haben kann, ſo darf ihm der nicht gewollte 
Erfolg nicht als Verſchulden zugerechnet werden; denn 
die Zurechenbarkeit ſetzt voraus, daß der Betreffende 
das Geſchäft beſſer, als geſchehen, verrichten konnte, 
während die unbewußte Unachtſamkeit, bon, der das 
Berufungsgericht ſpricht, auf dem Gebiete des Zufalles 
liegen kann, da eine ſolche Unachtſamkeit keineswegs 
immer Folge von Nachläſſigkeit oder Unverſtändigkeit 
iſt, was doch zur culpa gehört. 


Auch iſt nicht zutreffend, wenn das Berufungsgericht 
den Mangel der Vorausſehbarkeit des Erfolges bei der 
culpa des Satzes 1383 als unerheblich erklärt. Wie 
es im Strafrechte zweifellos iſt, daß ein 
Erfolg, welcher auch für den ſorgfältigen 

Mann nicht vorausſehbar war, keine n 
Fahrläſſigkeit bildet, ns 

vergl. Entſch. d. R. G. in ena. 5. 3 S. 308, 

Bd. 6 S. 146, 249, 
ſo muß das gleiche Prinzip auch für das 
Ciuvilrecht gelten; denn der Erfolg, der ſelbſt für 
den Sorgfältigen nicht vorauszuſehen war, iſt ein 
Zufall, für welchen nicht gehaftet wird. Dies drückt 
auch aus 1. 31 Dig. ad. leg. Aq. 9, 7, wo es heißt: 

_ „eulpam autem esse, quod, cum a diligente 

5 Potuerit, non esset provisum.“ 

Für das badiſche Recht kommt noch hinzu, daß der 
Zuſatz 1383 a hinſichtlich des Umfanges der Ent⸗ 
ſchädigungspflicht aus Satz 1383 auf Satz 1150 ver⸗ 
weiſt, welcher beſtimmt, daß nur derjenige Verluſt oder 
entgangene Gewinn zu erſtatten iſt, welcher vorher⸗ 
geſehen wurde oder vorherzuſehen war. Danach befreit 
der Mangel der Vorausſehbarkeit von jeder Schadens⸗ 
erſatzpflicht. Da die Faſſung der Entſcheidungsgründe 
zeigt, daß das angefochtene Urtheil auf der, wie oben 

dargelegt, rechtsirrthümlichen Auffaſſung des Weſens 

der culpa im Sinne von L. R. S. 1383 und der 
Vorausſetzung einer Entſchädigungspflicht nach L. R. S. 
1383 a beruht, ſo war daſſelbe aufzuheben.“ 

Zum Schluß iſt noch die Haftung für das Ber: 
ſchulden dritter Perſonen (8 278) zu berühren; nach ge⸗ 
meinem Rechte war ſie bekanntlich eine der beſtrittenſten Fragen. 
(Vergl. Windſcheid, Pand. I. § 401 Note 5, 8 406 Note 6, 


5 410 Note 6.) Die herrſchende Anſicht ging dahin, daß der 
Schuldner für das Verſchulden Dritter, vorbehaltlich beſonderer 


geſetzlicher Ausnahmen (Haftpflichtgeſetz, H. G. B. Art. 395, 
400, 451) nur ſoweit hafte, als er ſelbſt bei der Auswahl 
oder Aufſicht gefehlt habe (culpa in eligendo und custodiendo). 
In Anſehung der conductor operis wurde jedoch unbedingte 
Haftung für das Verſchulden der Gehülfen angenommen. 

Reichsgerichtlich iſt letztere Anſicht mehrfach beſtätigt 
worden, ſo z. B. in der in 5 Archiv XXXIX. Nr. 11 
mitgetheilten Entſcheidung vom 21. Juni 1883 in einer Ham⸗ 
Burger Sache: 

„Es kam vor Allem Hara an, ob dem vom O. L. G. 
ſeinem Urtheil zu Grunde gelegten Rechtsſatz: daß ge⸗ 
meinrechtlich der conductor operis für ſchuldhafte 
Handlungen und Unterlaſſungen der von ihm zur Be⸗ 
wirkung der übernommenen Leiſtung verwandten Hülfs⸗ 

perſonen aufzukommen habe, beizuſtimmen ſei. Wie 
früher das R. O. H. G. in deſſen Entſch. Bd. 13 S. 76 
Seuffert, Archiv Bd. 30 Nr. 139) fo hat auch das 
R. G. dieſen Satz ſchon zur Anwendung gebracht, wenn 
auch ohne weitere Begründung, in ſeinem Urtheil vom 
14. Juni 1882 in der Hamburger Sache L. gegen 
J. & Co. Daſſelbe mußte auch jetzt an dieſer neuer⸗ 
dings auch von Brinz, Pand. Bd. 2 Aufl. 2) 8 270 
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vertretenen Anſicht feſthalten. Sie wird geſtützt durch 


ausdrückliche Entſcheidungen der Quellen, namentlich 


fr. 25 8 7 und fr. 41 loeati 19, 2. Wenn auch die 
Beweiskraft der erſten Stelle durch die handſchriftlich 


allein gerechtfertigte Lesart: „si qua ipsius eorumque, 
quorum opera uteretur, culpa acciderit“ (nicht etwa: 
„eorumve“) äußerlich etwas abgeſchwächt wird, ſo iſt 


doch den Ausführungen des R. O. H. G. darin bei⸗ 


zutreten, daß nach dem Zuſammenhange jenes 


„eorumque“ nur als ein ungenauer Ausdruck für das 


eigentlich gemeinte „eorumve“ angeſehen werden kann. 


Ganz unzweideutig aber redet das fr. 41 cit., welches 


von Anhängern der entgegengeſetzten Meinung, wie 


z. B. von Goldſchmidt in der Zeitſchrift für Handelsr. 


Bd. 16 S. 356 ff., nur durch höchſte künſtliche Aus⸗ 
legung aus dem Wege geſchafft worden iſt. Auch 
erklärt ſich die in dieſen Stellen enthaltene Ent⸗ 
ſcheidung vollſtändig aus der Natur der Sache. 
Der conductor operis verpflichtet ſich nicht etwa 
nur zu denjenigen auf Bewirkung der verdungenen 
Leiſtung abzielenden einzelnen Handlungen, welche 
nach den konkreten Umſtänden des Falles von ihm 
perſönlich als dem Unternehmer erwartet werden 


können, wozu etwa auch die ſorgfältige Auswahl und 


nach Umſtänden auch Beaufſichtigung der Hülfsperſonen 
gehören mag, ſondern er verpflichtet ſich unmittelbar 


zur Herſtellung des Endergebniſſes im Ganzen. Wer 


aber in dieſer Weiſe kontrahirt, der hat es lediglich 
mit ſich ſelbſt abzumachen, wenn er aus irgend einem 
Grunde nicht in der Lage iſt, das fragliche Ergebniß 
durch ſeine eigene, alleinige Thätigkeit herbeizuführen, 
er nimmt alle zur Ausführung etwa erforderlichen 


Hülfsperſonen nur auf ſeine eigene Gefahr an. Daher 
Stehen auch mit den angeführten Quellenſtellen keines⸗ 


wegs diejenigen Quellenentſcheidungen in Widerſpruch, 
welche für ganz anders beſchaffene Kontraktsverhältniſſe 
die Haftung in Anſehung des Verhaltens dritter Per⸗ 
ſonen auf fahrläſſige Auswahl beſchränken: ſo, wenn 
ein Kommodator die geliehene Sache durch einen 
Dritten zurücktragen läßt, da den Gegenſtand ſeiner 


Verbindlichkeit nicht dieſes Zurücktragen, ſondern nur 


die Reſtitution der Sache bildet; oder wenn Jemand, 
der die Verwaltung eines ganzen Vermögens oder 
eines ganzen Geſchäftskreiſes vertragsmäßig über⸗ 
nommen hat, zweckmäßigerweiſe einen Dritten mit 
einem einzelnen Geſchäft beauftragt, da inſoweit der 
Inhalt ſeiner Verbindlichkeit gerade nur in der Er⸗ 


theilung eines ſolchen Mandats an einen Dritten 


beſteht. Dafür, daß auch das H. G. B. von der hier 
gebilligten Rechtsauffaſſung ausgeht, läßt ſich ein, 
wenn nicht zwingendes, ſo doch nicht ganz un⸗ 
bedeutendes argum. a. contr. aus dem Art. 380 
Abſ. 1 daſelbſt entnehmen, indem dort nur die Fracht⸗ 
führer, Schiffer und Zwiſchenſpediteure, deren Auswahl 
gerade einen Theil des Inhalts der Verbindlichkeit des 


Spediteurs bildet, als ſolche dritte Perſonen genannt 


ſind, in Beziehung auf welche der Letztere nur für 


fahrläſſige Wahl haftet, nicht aber ſolche Hülfsperſonen, 
deren ſich der Spediteur innerhalb ſeines eigenen Ge⸗ 
iwerbebetriebes bei Ausführung der ihm obliegenden 
Geſchäfte bedient.“ 


Verallgemeinert wird das dieſer Haftung des conductor 
operis zu Grunde liegende Prinzip in der Entſcheidung 
R. G. XXXIII Nr. 36 (J. Civilſenat, Urth. vom 4. April 1894 
i. S. Ad. J. M. [Bell] w. A. u. G. [Kl.] Rep. I 487/93 
8 G. Hamburg, O. L. G. daſelbſt )): 


„Der Beklagte hatte im Auftrage der Klägerin 


| den Verkauf einer Schiffsladung Mais in Kopenhagen 
beſorgt und ſich dabei einer Firma in Kopenhagen be⸗ 


dient. Dieſe hatte dem Käufer Bedingungen aufgegeben, 
die mit den ihr, dem Auftrage der Klägerin gemäß, 
durch den Beklagten mitgetheilten nicht übereinſtimmten. 


Infolge hiervon hatte ſich das Geſchäft zerſchlagen, und 


die Klägerin fordert Erſatz ihres Schadens, über deſſen 
Betrag unter den Parteien kein Streit beſteht. Der 
Beklagte iſt zum Erſatze verurtheilt, und die gegen das 
Berufungsurtheil eingelegte Reviſion zurückgewieſen 
aus folgenden Gründen: 

Der Beklagte betreibt gewerbsmäßig die Vermittelung 
von Handelsgeſchäften. Aus dieſer Stellung des Be⸗ 


klagten und der übereinſtimmenden Darſtellung beider 


Theile, wonach dem Beklagten vom Kläger die Dampfer⸗ 


ladung von Mais zum Verkauf feſt an die Hand ge⸗ 


geben, und er darauf hin zum feſten Abſchluſſe berechtigt 
worden iſt, hat das Berufungsgericht ohne Geſetzes⸗ 
verletzung hergeleitet, daß das zwiſchen den Parteien be⸗ 
gründete Rechtsverhältniß nicht nach den Grundſätzen 


des Mandates zu beurtheilen ſei, da der Beklagte 


nicht beſtimmte Verrichtungen für den Kläger, ſondern 
die Herbeiführung eines Erfolges übernommen hat. 


Beurtheilt man dieſes Rechtsverhältniß nach den Grund⸗ 


ſätzen der locatio et conductio operis, fo iſt mit dem 
Berufungsgerichte der herrſchenden Anſicht beizutreten, 
daß der Uebernehmer des Werkes für ſeine Gehülfen 
zu haften hat. 
Vergl. Entſch. des R. O. H. 6.3 Bd. 13 S. 76, 
und das Urtheil des Reichsgerichts in Seufferts 
Archiv, Neue Folge, Bd. 9 Nr. 11 (das eben 
citirte). 
Die dieſem Urtheile beigefügten, der Natur der Sache 
entnommenen und entſprechenden Gründe, daß der 


Uebernehmer eines Werkes ſich nicht zu einzelnen Hand⸗ 


lungen verpflichte, die nach den konkreten Umſtänden 
des Falles von ihm perſönlich als Unternehmer erwartet 
werden können, und wozu etwa auch eine ſorgfältige 
Auswahl und nach Umſtänden auch Beaufſichtigung 
der Hilfsperſonen gehören mag, ſondern ſich unmittelbar 
zur Herſtellung des Ergebniſſes im ganzen verpflichte, 


daß aber der in ſolcher Weiſe Kontrahirende es mit 
ſich ſelbſt abzumachen habe, wenn er aus irgend einem 


Grunde nicht in der Lage iſt, das fragliche Ergebniß 


durch ſeine alleinige eigene Thätigkeit herbeizuführen, 


und daß er daher alle Hilfsperſonen auf ſeine eigene 
Gefahr annehme, — dieſe Gründe führen überhaupt 
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dazu, die Haftung für den Gehilfen nicht auf die eigent⸗ 
liche locatio et conductio operis zu beſchränken, 
ſondern für jede auf Herbeiführung eines Er⸗ 

folges gerichtete Verpflichtung anzuerkennen, 
wenn auch in anderen Beziehungen das Ver⸗ 

tragsverhältniß nicht nach den Grundſätzen 
der locatio et conductio operis beurtheilt 
werden könnte. Dieſer Grundſatz iſt auch in mehr⸗ 
fachen Entſcheidungen des Reichsgerichtes ohne Bezug⸗ 
nahme auf die locatio et conductio operis angewendet 
worden. So in einem Urtheile vom 10. Oktober 1885. 

(Bolze Bd. 6 Nr. 610, 920 und vom 20. Juni 1891. 
Bolze Bd. 12 Nr. 256). 
Entſcheidung vom 15. Februar 1887 (bei Bolze 
3d. 5 Nr. 647) ſteht nicht entgegen, weil nach dem 

ihr unterliegenden Sachverhalte es ſich nicht um die 
Haftung für einen Gehülfen handelte, welcher an Stelle 
des Vermittlers thätig war, ſondern um die Haftung 
für eine Perſon, welche ſich neben dem die Proviſion 
fordernden Kläger, an den Verhandlungen ſowohl über 
den Proviſionsvertrag als auch über den zu e 
Tauſchvertrag betheiligt hatte. 
Hiernach iſt ohne Geſetzesverletzung die Haftung des 
Beklagten für das Verſchulden feines Vertreters in 
Kopenhagen ausgeſprochen worden.“ 

Das B. G. B. hat dieſe Verallgemeinerung ſanktionirt, 
es geht überhaupt von dem im heutigen Verkehr herrſchenden 
Grundſatze aus, daß der Schuldner, welcher ſich der Hülfe 
Dritter bei der Bewirkung der Leiſtung bedient, im eigenen 
Intereſſe und folgeweiſe auch auf ſeine eigene Gefahr 
handelt. Er erblickt in dem Verſprechen der Leiſtung auch 
die Uebernahme einer Garantie für das ordnungs- 
mäßige Verhalten derjenigen, deren Mitwirkung 
bei der Leiſtung ſich zu bedienen dem Schuldner 
ausdrücklich oder e au iſt. In 
N Sinne ſagt 8 278: 

„Der Schuldner hat ein Verſchulden ſeines geſetzlichen 
Vertreters und der Perſonen, deren er ſich zur 

Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit bedient, in 
gleichem Umfange zu . wie eigenes 
Verſchulden.“ 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 21. Mai 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 
I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Geklagt iſt auf Räumung eines auf die Zeit vom 
1. Oktober 1894 bis 30. September 1903 um den Pachtzins 
von 576 Mark’ verpachteten Grundſtücks. Die Räumung wird 
auf Grund eines vertragsmäßig eingetretenen Kündigungsrechtes 
verlangt. In der Klage findet ſich zwar die Bemerkung, der 
Bekl. habe erklärt, das Grundſtück nach Ablauf eines Jahres 
räumen zu 8 In den Verhandlungen I. und II. J. iſt 


9 Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Zeit fallenden Zinſes zu bemeſſen. 


Die dagegen angeführte 


aber der Bekl. der Klage lediglich mit der Beſtreitung des Ein- 
tritts des geltend gemachten Kündigungsfalles entgegengetreten, 
ohne ſeine Bereitwilligkeit zu einer früheren Räumung zu er⸗ 
klären. Den Klagegrund hat ſomit die Beſtreitung des Beſtehens, 
den Gegenſtand des Streites die Frage gebildet, ob das Pacht⸗ 
verhältniß noch fortbeſtehe oder nicht. Demgemäß erſchien es 
gerechtfertigt, den Werth des Streitgegenſtandes gemäß § 8 der 
C. P. O. nach dem Betrage des auf die geſammte ſtreitige 
VI. C. S. i. S. Helbig 
c. Peukert vom 25. April 1898, B Nr. 88/98 VI. 

2. Was den Werth des Streitgegenſtandes für die I. J. 
betrifft, ſo geht das Gericht vorderer Inſtanz ausweislich der 
Entſcheidungsgründe des B. U. von der Anſicht aus, daß, weil 
der Anſpruch betreffs Löſchung der Hypothek von 6 600 Mark 
nicht die Frage, ob die Hypothek zu Recht beſtand, ſondern 
lediglich die Frage, ob Kl. zur Löſchungsbewilligung verpflichtet 
war, betroffen habe, der Werth des Streitgegenſtandes nicht 
gemäß § 6 C. P. O. nach dem Werth der Forderung von 
6 600 Mark, fondern eiwa nach der Höhe der Löſchungskoſten 
zu beſtimmen ſei. Allein dieſe Anſicht kann für richtig nicht 
erachtet werden. Denn auch bei der Klage auf Einwilligung 


zur Löſchung iſt ein Pfandrecht Gegenſtand des Streits im 


Sinne des § 6 C. P. O. Ebenſowenig kann es darauf an⸗ 
kommen, in welcher Weiſe ſich Widerbekl. gegenüber der Wider⸗ 
klage vertheidigt hat, vielmehr iſt lediglich der Inhalt des 
Widerklageantrags ſelbſt maßgebend (Eniſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 3 Nr. 110 S. 392). Demnach ergiebt ſich hinſichtlich 
des Werthes des Anſpruches auf Bewilligung der Löſchung an 
ſich ein Streitwerth zum Betrage der Forderung von 6 600 Mark. 
Indeſſen kommt hierbei noch § 6 Satz 2 C. P. O. in Betracht, 
wonach, wenn der Gegenſtand des Pfandrechts einen geringeren 
Werth hat, dieſer maßgebend iſt. Nun waren die Parteien 
ſchon in I. J. darüber einverſtanden, daß das fragliche Immobile 
jedenfalls nicht mehr als 6 600 Mark werth iſt. Außerdem iſt 
von dem Kl. eine Urkunde vorgelegt worden, wonach der Brand⸗ 
kaſſenwerth des in Rede ſtehenden Gebäudes (nur ein ſolches iſt 
das Immobile) ſogar lediglich 5 100 Mark beträgt. Nur der 
letztere Betrag kann daher für den Werth des bezüglichen 
Widerklageanſpruchs in Betracht kommen. Sonach beträgt der 
Werth des Streitgegenſtandes in I. J. 1 000 Mark für die 
Klageforderung, 579 Mark für die Widerklage auf Zahlung 
und 5 100 Mark für die Widerklage auf Löſchungsbewilligung 
oder im Ganzen 6 679 Mark (16. Werthklaſſe: mehr als 5 400 
bis 6 700 Mark einſchließlich). Inſoweit iſt der Beſchwerde 
des Rechtsanwalts X. ſtattzugeben. Für die II. J. iſt der 
Werth des Streitgegenſtandes dem Berufungsantrage entſprechend 
richtig auf 1 200 bis 1 600 Mark feſtgeſetzt worden. Allerdings 
hat (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 Nr. 93) 
der Rechtsanwalt Y. als Vertreter des Berufungsbekl., da der 
Antrag auf Zurückweiſung der unbeſchränkt eingelegten Berufung 
vor Einbringung der beſchränkten Berufungsanträge geſtellt 
wurde, Anſpruch auf eine Prozeßgebühr, welche ſich nach dem 
Werthe des durch das erſtinſtanzliche Urtheil zum Nachtheil des 
Kl. betroffenen Streitgegenſtandes richtet. Allein hieraus folgt 


noch nicht, daß die Beſchwerde begründet iſt. Denn wie das 


R. G. bereits entſchieden hat (vergl. Beſchluß des IV. C. S. 
vom 6. Dezember 1894 B. IV. 187/94, mitgetheilt bei Bolze, 
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Praxis des R. G. in Civilſachen Bd. 21 Nr. 705 S. 363) kann 
die Frage, ob den Parteivertretern für einzelne Akte ihrer 
Thätigkeit eine von einem höheren als dem feſtgeſetzten Streit⸗ 
werthe zu berechnende Gebühr zuſteht, bei der von dem Prozeß⸗ 
gerichte in Gemäßheit des § 16 G. K. G. zu treffenden Werths⸗ 
beſtimmung nicht zur Erörterung gezogen, ſondern zwiſchen den 
Betheiligten nur im Wege des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens oder 
im beſonderen Rechtsſtreite ausgetragen werden. III. C. S. 
i. S. Offel e. Klusmeier vom 10. Mai 1898, B Nr. 80/98 III. 

3. Das B. U. beruht auf der Erwägung, daß die Kl. 
die Rückzahlung der der Bekl. gezahlten Summe nur Zug um 
Zug gegen Ausantwortung der in Königsberg befindlichen 
Lumpen fordern könne und daß deswegen auch die geforderte 
Zahlung in Königsberg zu leiſten ſei. Das B. G. nimmt für 
ſeine Meinung Bezug auf das Bd. 20 S. 360 der Entſcheidungen 
in Civilſachen abgedruckte Urtheil des R. G. vem 5. Oktober 
1887. Die Erwägung des B. G. geht jedoch fehl und findet 
in dem herangezogenen Urtheil keine Unterſtützung. Zuzugeben 
iſt, daß der Klageanſpruch aus der mangelhaften Erfüllung 
einer von der Bekl. übernommenen Vertragspflicht hergeleitet 
wird, ſo daß der Rechtsgrund der geforderten Leiſtung in dem 
Vertragsverhältniß zwiſchen der Oſtdeutſchen Bank und der 
Bekl. zu finden iſt. An ſich iſt alſo der Gerichtsſtand des 
Erfüllungsortes aus § 29 der C. P. O. für die rechtliche Ver⸗ 
folgung dieſes Anſpruchs gegeben. Mit Recht nimmt nun das 
B. G. an, daß die Bekl. die Summe, welche ſie in Wilna, 
den Orte ihrer Handelsniederlaffung und des ihr aufgetragenen 
Geſchäfts, in Folge der Erfüllung des Auftrages von ihrer 
Auftraggeberin empfangen hatte, dort herauszugeben haben 
würde, wenn feſtgeſtellt würde, daß fie die Summe zu Unrecht 
empfangen habe. Deſſenungeachtet gelangt das B. G. dahin, 
Königsberg als den Erfüllungsort der ſtreitigen Verpflichtung 
anzuſehen, weil die Kl. das ganze Kaufgeſchäft rückgängig 
machen wolle, in dieſem Falle aber auch die gekauften Lumpen 


zurückgeben müſſe, ſo daß die Bekl. zur Rückzahlung der 


empfangenen 1650 Rubel nur Zug um Zug gegen Aus— 
antwortung der beiden Waggons Lumpen verbunden ſei. Dieſer 
Auffaſſung liegt eine Verkennung der rechtlichen Stellung der 
Bekl. zu Grunde. Nicht die Bekl. iſt der Verkäufer und Ab- 
jender der Lumpen, ſondern K. Wird das Kaufgeſchäft rück. 
gängig gemacht, ſo ſind die Lumpen an K. zurückzugeben. 
Muß die Bekl. die 1 650 Rubel zurückzahlen, weil ſie ſich 


ſchuldhafter Weiſe von K. hat täuſchen laſſen, ſo bleibt es ihre 


Sache, ſich an K. zu halten, der ſeinerſeits den Auſpruch auf 
Rückgabe der Lumpen erheben könnte. Die Bekl. kann alſo 
nur fordern, daß die Lumpen zur Rückgabe an K. bereit geſtellt 


werden. Das kann in der Weiſe geſchehen, daß die Lumpen 


der Bekl. ausgeantwortet werden, wenn die Parteien ſich über 


dieſen Modus einigen, aber es iſt keine Rede davon, daß der 


Kl. die Rückzahlung der 1 650 Rubel nur gegen Herausgabe 


der Lumpen an die Bekl. fordern oder daß die Bekl. dieſelbe 
als ihr Recht beanſpruchen könnte. Der Fall der Redhibition, 


der anſcheinend dem B. G. vorgeſchwebt hat und auf den ſich 
das angefochtene Urtheil des R. G. bezieht, liegt unter den 
Parteien nicht vor. Iſt aber die Klageforderung durch die 


Zug um Zug zu leiſtende Rückgabe der Lumpen nicht bedingt, 
fo tft auch der Ort, wo die Lumpen ſich befinden, für die Er⸗ 


füllung der ſtreitigen Verpflichtung ohne Bedeutung und es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß er eine ſolche Bedeutung nicht durch eine 
willkürliche, in der Natur des beſtehenden Rechtsverhältniſſes 
nicht begründete Aenderung des Klageantrages dahin, daß die 
Bekl. nur zur Zahlung der 1650 Rubel Zug um Zug gegen 
Herausgabe der Lumpen verurtheilt werden ſolle, erlangen kann. 
Beſteht auf der Seite des Kl. nicht die Pflicht zur Herausgabe 
der Lumpen an die Bekl., ſo enthält die veränderte Faſſung des 
Klageantrages nur eine freiwillige Offerte des Kl., welche eine 
Veränderung des Erfüllungsortes für die Verpflichtung der 
Bekl. nicht nach ſich zieht. I. C. S. i. S. Oreler Kommerz⸗ 
bank c. Zacharias vom 30. März 1898, Nr. 474/97 J. 

4. Wäre der Anſicht des B. R. über die fehlende 
Paſſivlegitimation der beklagten Ehefrau beizutreten, ſo würde 
an der Sache dadurch nichts geändert, daß die Berufung gegen 
den Ehemann als ehelichen Beiſtand mitgerichtet iſt. Die Klage 
iſt nur gegen die Ehefrau erhoben, das erſte Urtheil nur der 
Chefrau zugeſtellt. Die Berufungsſchrift iſt zwar auch dem 
Verwalter des inzwiſchen über das Vermögen des Ehemannes 
eröffneten Konkurſes zugeſtellt und dieſer hat, wie feſtgeſtellt, 
erklärt, daß die Ehefrau den Prozeß allein führen könne. Aber 
daraus ergiebt ſich nicht, daß der Ehemann die Prozeßführung 
der Ehefrau nachträglich auch für die I. J. genehmigt hat. Es 
folgt daraus nur, daß die Maſſe trotzdem, daß der Nießbrauch 
des Ehemanns am Eingebrachten der Frau nach § 1 Abſ. 2 
der R. K. O. in die Konkursmaſſe gefallen iſt, kein Intereſſe an 
dem Rechtsſtreit hat. I. C. S. i. S. Kronheim 6. Streblow 
vom 18. April 1898, Nr. 22,98 J. 

5. Ungeachtet der Vorſchrift im § 54 der C. P. O. u 
die Inſtanzgerichte die geſetzliche Vertretung der prozeßunfähigen 
Kl. nicht feſtgeſtellt. Auf Veranlaſſung des R. G. iſt das 
Verſäumte in der Reviſtonsinſtanz nachgeholt und beſcheinigt 
worden, daß die Kl. in Liquidation gegangen iſt und durch die 
in der Ueberſchrift namhaft gemachten Perſonen vertreten wird. 
Der Mangel kaun daher jetzt als geheilt gelten. I. C. S. 
i. S. Deutſche Kredit⸗ und Baubank zu Berlin c. Bauer und 
Gen. vom 6. April 1898, Nr. 461/97 J. 

6. Die gegen beide B.'ſche Eheleute auf Zahlung von 
400 Mark gerichtete Klage iſt vom L. G. der Ehefrau gegen 
über abgewieſen, während der Ehemann klagegemäß verurtheilt 


iſt. Bezüglich des Koſtenpunkts entſchied das L. G., daß die 


Koſten des Rechtsſtreits, ſoweit ſie durch das Verfahren 
gegen den beklagten Ehemann entſtanden ſind, von 
dieſem, — dagegen, ſoweit ſie durch das Verfahren 


gegen die beklagte Ehefrau entſtanden ſind, vom Kl. 


zu tragen ſeien. Der Kl. hat auf Grund dieſer Entſcheidung 


Erſtattung ſeiner Koſten vom beklagten Ehemann verlangt, und 


das L. G. hat die liquidirten Koſten mit Ausſchluß von 
1,85 Mark Schreibgebühren und Zuſtellungskoſten, welche nur 


die beklagte Ehefrau angehen, feſtgeſetzt. Auf die Beſchwerde 


des beklagten Ehemannes hat das Kammergericht die feſtgeſetzten 


Koſten auf die Hälfte herabgeſetzt. Hiergegen richtet ſich die 


weitere Beſchwerde. Dieſelbe erſcheint jedoch nicht begründet. 


Es handelt ſich darum, wie die oben wiedergegebene Koſten⸗ 


entſcheidung des L. G. zu verſtehen iſt. Die unſachgemäße 
Faſſung der Entſcheidung ſtellt, wie nicht zu verkennen iſt, dem 
Verſtändniß erhebliche Schwierigkeiten entgegen. Denn die 
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Vorausſetzung, daß durch das Verfahren gegen den Ehemann 
und durch dasjenige gegen die Ehefrau durchgängig getrennte 
Koſten entſtanden ſeien, trifft nicht zu; die hier in Rede ſtehen⸗ 
den Koſten des Kl. ſind zumeiſt ſolche, auf deren Höhe die 
Streitgenoſſenſchaft der beklagten Eheleute ohne allen Einfluß 
war, und die daher auch entſtänden wären, wenn nur einer 
oder der andere von den Cheleuten verklagt worden wäre. 
Es muß aber dem Kammergericht darin beigeſtimmt werden, 
daß aus der Entſcheidung des L. G. ſo viel hervorgeht, daß der 
Kl. ſeine außergerichtlichen Koſten vom beklagten Ehemanne nur 
theilweiſe erſtattet verlangen kann, und daß, da ein anderer 
„Maßſtab nicht angegeben und die Betheiligung der Bekl. am 
Rechtsſtreit die gleiche iſt, die Theilung der Koſten zur Hälfte 
als dem Urtheil entſprechend anzuſehen iſt. Die Auffaſſung des 
L. G. im Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe, nach welcher der Ehemann 
ſämmtliche Koſten des Kl. mit Ausnahme derjenigen — ganz 
unbeträchtlichen — Auslagen zu tragen haben ſoll, die aus⸗ 
ſchließlich die Ehefrau angehen, entſpricht dem Urtheile nicht. 
VI. C. S. i. S. Bang c. Böhme vom 25. April 1898, 
B Nr. 87/98 VI. 

7. Ueber den Antrag des Kl., dem Bekl. alle, alſo auch 
die im Beſchluſſe des L. G. anſcheinend zu Unrecht dem Kl. 
auferlegten, Koſten zur Laſt zu legen, iſt vom O. L. G. zwar 
durch Verwerfung der Beſchwerde erkannt, die Entſcheidung in⸗ 
ſoweit aber nicht mit Gründen verſehen. Soweit die durch 
das Beſchwerdeverfahren beim L. G. entſtandenen Koſten in 
Frage kommen, lagen dem O. L. G. allerdings zwei gleichlautende 
Vorentſcheidungen nicht vor und der für die Verwerfung der 
Beſchwerde in der Hauptſache aus §S 531 Abſ. 2 der C. P. O. 
entnommene Grund trifft alſo für dieſe Koſtenentſcheidung 
nicht zu. Dennoch iſt der jetzt angegriffene Beſchluß des O. L. G. 
auch in dieſer Hinſicht richtig, weil nach § 94 der C. P. O. 
die Anfechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt nur zu⸗ 
läſſig iſt, wenn gegen die Entſcheidung in der Hauptſache ein 
zuläſſiges Rechtsmittel eingelegt wird (vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 6 S. 339, Bd. 13 S. 390, Bd. 31 
S. 44 und Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 370 Nr. 2). 
V. C. S. i. S. Krüger c. Puhle vom 20. April 1898, 
B Nr. 67/98 V. | 


8. Die Behauptung, daß die grünen Streifen der von 


Kl. bezogenen Säcke, und zuerſt dieſe, das Mehl gefärbt hätten, 


findet ſich im Thatbeſtand. Wenn dieſe Behauptung für weſent⸗ 
lich erachtet werden muß, ſo unterliegt das Urtheil der Auf⸗ 
hebung, obwohl über die Antretung eines Beweiſes nichts vor⸗ 
liegt, da alsdann angenommen werden muß, daß § 130 der 
C. P. O. verletzt worden iſt. I. C. C. i. S. Humboldtmühle 
c. Bremer Jute⸗Spinnerei und Weberei vom 2. April 1898, 
Nr. 457/97 J. 

9. Die Zuläſſigkeit der Beſchwerde könnte, da es ſich hier 
um eine Anwendung des 8 139 der C. P. O. handelt, Be⸗ 
denken unterliegen (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 29 S. 340, Bd. 36 S. 403; Juriſtiſche Wochenſchriſt 
1889 S. 401). Dieſe können aber auf ſich beruhen bleiben, 
da die Beſchwerde, auch wenn ihre Zuläſſigkeit nicht zu bean⸗ 
ſtanden ſein möchte, ſachlich unbegründet iſt. Sie iſt dies des⸗ 
halb, weil § 139 der C. P. O. einen Fall vorausſetzt, in 
welchem die Entſcheidung des Rechtsſtreits ganz oder zum Theil 


von der in einem anderen anhängigen Verfahren zu treffenden 
Entſcheidung abhängt. Dies trifft hier, wie der B. R. richtig 
angenommen hat, nicht zu. V. C. S. i. S. Beckmann c. Ver. 
Weſtphalia vom 30. April 1898, B Nr. 73/8 V. 

10. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet 
werden. Daß die an den klägeriſchen Prozeß bevollmächtigten 
der I. J. bewirkte Zuſtellung der Berufungsſchrift den geſetzlichen 
Vorſchriften nicht entſpricht und deshalb an ſich keinen Anſpruch 
auf Gültigkeit hat, ergiebt ſich mit Beſtimmtheit aus den 
88 166 und 168 der C. P. O. Nur ſoweit es ſich um die in 
8 166 geregelte Zuſtellung in der Wohnung handelt, darf die 
Zuſtellung unter beſtimmten Vorausſetzungen an den Hauswirth 
oder Vermiether erfolgen, nicht aber auch, ſoweit die Zuſtellung 
an einen Gewerbetreibenden oder Rechtsanwalt gemäß § 168 
in deſſen Geſchäftslokale erfolgen ſoll. Kann eine derartige 
Zuſtellung nicht in der im Geſetze vorgeſehenen Weiſe aus⸗ 
geführt werden, ſo muß der Zuſtellungsbeamte die Zuſtellung 
in anderer Weiſe bewirken (88 166, 167 der C. P. O.). Zu 
einer Uebergabe des zuzuſtellenden Schriftſtückes an den Haus⸗ 
wirth oder Vermiether iſt er nicht befugt. (Vergl. Peterſen 
C. P. O. Bemerkung 9 zu den 88 166, 167 mit Anmerkung 
und Bemerkung 1 zu § 168 mit Anmerkung 8 ſowie die dort 
angeführten Urtheile des R. G.) Auch wenn der Rechtsanwalt, 
dem zugeſtellt werden ſollte, Eigenthümer des Hauſes wäre, in 
dem ſich fein Geſchäftslokal befand, würde ſich an der dargelegten 
Sachlage dadurch nichts ändern. Uebrigens iſt dieſe Behauptung 
der Rkl. beſtritten, während feſtſteht, daß der Rechtsanwalt in 
dieſem Hauſe nicht ſeine Wohnung hatte. Soweit es ſich um 
die Anwendung von § 267 der C. P. O. handelt, hat das 
Kammergericht im Anſchluß an die feſtſtehende Rechtſprechung 
des R. G. (vergl. Peterſen C. P. O. Bemerkung 9 zu $ 267 
Anmerkung 1) ausgeführt, daß der vorliegende Mangel, weil 
die Wahrung einer Nothfriſt in Frage ſtehe, nicht durch aus⸗ 
drücklichen Verzicht oder Unterlaſſung einer rechtzeitigen Rüge 
geheilt werden könne. Von dieſer Rechtſprechung abzugehen 
beſteht keine Veranlaſſung. Deshalb kann die Rkl. mit dem 
von ihr erhobenen Angriffe nicht durchdringen. Ob auch die 
weitere Ausführung des Kammergerichts, daß eine rechtzeitige 
Rüge erfolgt ſei, zu billigen wäre, kann bei dieſer Sachlage 
dahingeſtellt bleiben. II. C. S. i. S. Leppin c. Uckert vom 
6. Mai 1898, Nr. 53/98 II. 

11. Zur Begründung ihres Antrages auf Wiedereinſetzung 
iſt von der Kl. angeführt worden, daß ihr Anwalt für die 
Berufungsinſtanz trotz des ihm ertheilten Auftrages, feine Hand⸗ 
akten behufs ſchleuniger Einlegung der Reviſion an den 
von der Kl. für die Reviſionsinſtanz in Ausſicht genommenen 
Anwalt bei dem R. G. einzuſenden, ſich auf die Ueberſendung 
der Akten beſchränkt habe, ohne deren Zweck anzugeben, und 
daß der Anwalt bei dem R. G., da in den überſandten Akten 
weder das B. U., noch die Zuſtellungsurkunde zu demſelben 
enthalten geweſen, zunächſt auf weitere Mittheilung gewartet, 
daun aber bei der Kl. wegen des Zweckes der Aktenzuſendung 
angefragt und auf diefe Anfrage umgehend, jedoch erſt nach 
dem inzwiſchen eingetretenen Ablauf der Nothfriſt Kenntniß 
davon erhalten habe, daß Reviſion gegen das B. U. eingelegt 
werden ſollte. Die Kl. verſucht auszuführen, daß, da der $ 211 
der C. P. O. von der Verhinderung der Partei an der Ein⸗ 
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haltung der Nothfriſt rede, der vorgetragene Sachverhalt, un⸗ 
geachtet der Vorſchrift des § 210 Abſ. 2 der C. P. O., welche 
fie nur auf die Vertreter von Minderjährigen oder von dieſen 
gleich geſtellten Perſonen bezogen wiſſen will, ſich für ſie als 
ein unabwendbarer Zufall im Sinne des § 211 darſtelle, durch 
den fie verhindert worden ſei, die Reviſionsfriſt einzuhalten und 
daß eventuell in der dem Anwalt der Berufungsinſtanz zur 
Laſt fallenden Unterlaſſung eine unter die Vorſchrift des § 81 
der C. P. O. fallende Prozeßhandlung nicht zu finden ſei. 
Dieſe Ausführungen ſind nicht haltbar. Wie in den Motiven 
zu 5 210 der C. P. O. (Entwurf § 203) klar ausgeſprochen 
iſt, ſoll der zweite Abſatz dieſes Paragraphen den aus dem 
Prinzip des $ 81 (§ 79 des Entwurfs) ſich ergebenden Satz, 
daß die Handlungen und Unterlaſſungen des Vertreters als 
Handlungen und Unterlafſungen der Partei gelten und die pro⸗ 
zeffunlen Verbindlichkeiten Beider für alle Regelfälle ſolidariſch 
ſind, mit Bezug auf die Verſäumung von Prozeß— 
handlungen hervorheben, um den Mißbräuchen zu begegnen, 
welche aus der Zulaffung der Nachläſſigkeit des Vertreters als 
Reſtitutionsgrund nach älterem Prozeßrecht entſtanden waren 
(Motive S. 171). Schon hieraus ergiebt ſich, daß es ſich im 
§ 210 Abſ. 2 der C. P. O. nicht um eine Ausnahmevorſchrift 
für die Prozeſſe Minderjähriger oder denſelben gleichgeſtellter 
Perſonen handeln kann. Es iſt auch kein Grund vorhanden, 
anzunehmen, daß das Geſetz nur den Minderjährigen und gleich- 
geſtellten Perſonen die Folgen der Verſäumungen ihrer Vertreter 
habe aufbürden und gerade dieſe Perſonen dadurch ſchlechter 
ſtellen wollen, als andere. Die Zuſammenfaſſung der in den 
beiden Abſätzen des § 210 enthaltenen Beſtimmungen in einem 
Paragraphen beruht nicht auf einem inneren Zuſammenhange 
beider, ſondern lediglich auf dem äußeren Grunde, daß beide 
Beſtimmungen bezwecken, Reſtitutionsgründe des älteren Prozeß⸗ 
rechts, die restitutio ex capite minorennitatis und die 
restitutio propter culpam advocatorum zu beſeitigen (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 10 S. 363). Hieraus folgt, daß die 
Kl. die von ihrem Anwalt verſchuldete Verſäumung der Reviſions⸗ 
friſt nicht als einen die Reſtitution begründenden unabwendbaren 
Zufall geltend machen darf, ſondern die Folgen dieſer Verfäumung 
ebenſo tragen muß, wie wenn diefelbe von ihr ſelbſt verſchuldet 
wäre. I. C. S. i. S. Gebr. Reichſtein o. Tretbar vom 6. April 
1898, Nr. 73/98 J. | 

12. Verwerfung einer Beſchwerde in Erwägung: daß eine 
vollſtreckbare Ausfertigung unter Berückſichtigung der SS 236, 
238 der C. P. O. gegen denjenigen Rechtsnachfolger des im 
Urtheil bezeichneten Schuldners ertheilt werden kann, an welchen 
die im Streit befangene Sache während der Rechtshängigkeit 
oder nach Beendigung des Rechtsſtreits veräußert iſt, ſofern die 
Rechtsnachfolge bei dem Gerichte offenkundig iſt oder durch 
öffentliche Urkunden nachgewieſen wird (C. P. O. 8 665); daß 
aber die Entſcheidung in Anſehung der Sache ſelbſt inſoweit 
nicht gegen den Rechtsnachfolger wirkſam und vollſtreckbar if, 
als dem die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über den Er⸗ 
werb auf Grund des Grund» und Hypothekenbuchs und über 
den Erwerb in gutem Glauben entgegenſtehen (C. P. O. 8 236 
Abſ. 3, 238); und daß es ſich hier um einen ſolchen Erwerb 
bei der Ceſſion der ſtreitigen Hypothek ſeitens der Bekl. zu 1 
an den Agenten Oskar H. handelt (E. E. G. § 38 Abſ. 2), 


welcher dem Kl. nur dann nicht entgegenſtehen würde, wenn, 
wofür nichts vorliegt und eine Vermuthung nicht beſteht, H. die 
Hypothek unentgeltlich oder in Kenntuiß von der Rechtshängig⸗ 
keit des Streites darüber erworben. hätte. V. C. S. i. S. 
Kerſten c. Zeitz vom 16. April 1898, B Nr. 63/8 V. 

13. Für die Reviſionsinſtanz ſteht nur in Frage, ob die 
in der I. J. durch Beweisbeſchluß angeordnete Ableiſtung des 
den Kl. über die Einrede der Zahlung zugeſchobenen Eides von 


den Bekl. in der Berufungsinſtanz als ungeſetzlich angefochten 


werden konnte. Das iſt zu verneinen. Allerdings lag ein Fall 
des § 426 der C. P. O. nicht vor, und die Bekl. verloren das 
Rügerecht nicht [don dadurch, daß fie bei der Eidesleiſtung vor 
dem erſuchten Richter, obgleich anweſend, nicht proteſtirten. Aber 
fie verloren es nach $ 267 der C. P. O. dadurch, daß fie es 
in der darauf folgenden mündlichen Verhandlung vor dem 
Prozeßgerichte nicht ausübten. Denn darin allein, daß ſie in 
dieſem Termine einen neuen Zeugen benannten und deſſen Ver. 


nehmung dem Prozeßgerichte anheimſtellten, kann eine Rüge im 


Sinne des § 267 nicht gefunden werden. III. C. S. i. S. 
Löſſer c. Leſſer und Gen. vom 26. April 1898, Nr. 423/97 III. 
14. Es wird gerügt, das B. G. habe unter Verletzung 


der Vorſchrift in §S 319 Abſ. 2 C. P. O. die Zuläfſigkeit der 


im vorbereitenden Verfahren nicht vorgebrachten Eidesſchiebung 
angenommen. Nach § 313 ff. C. P. O. liegt bei dem vor⸗ 
bereitenden Verfahren allerdings in thatſächlicher Beziehung der 
Schwerpunkt in der ſchriftlich zu fixirenden Verhandlung vor 
dem beauftragten Richter, wonach der nach der thatſächlichen 
Seite völlig abgeſchloſſene Streit nnr noch zur Verhandlung 
über den Rechtspunkt und hiernach zur Entſcheidung, ob ein 
Beweisbeſchluß oder das Urtheil erlaſſen iſt, vor das erkennende 
Gericht zurückkehren fol und die Eventualmaxime inſofern An⸗ 
wendung findet, als das Ende des ſchriftlichen vorbereitenden 
Verfahrens die Grenze für die Möglichkeit der Vorbringung von 
Thatſachen und Beweismitteln in der Inſtanz bildet. Die 
Präkluſton tritt ein mit dem Abſchluſſe des Protokolles des be⸗ 
auftragten Richters. Die Prälkluſton ſetzt aber ſelbſtverſtändlich 
voraus, daß das angeordnete vorbereitende Verfahren auch ganz 
durchgeführt worden iſt. Iſt dies nicht der Fall, ſo kann das 
erkennende Gericht die Sache zur nöthigen Ergänzung des vor⸗ 
bereitenden Verfahrens an den beauftragten Richter zurückver⸗ 
weiſen, aber auch die Sache ſelbſt in der Hand behalten, wenn 
es dies für angemeſſen erachtet. Solchenfalls iſt ein ausdrück⸗ 
licher Beſchluß, welcher den anordnenden Beſchluß aufhebt oder 
modifizirt, nicht erforderlich; das Gericht kann dies auch ſtill⸗ 
ſchweigend thun. So liegt die Sache hier. In dem letzten 
Termine, der im vorbereitenden Verfahren ſtattfand, behielten 
ſich die Parteien vor, über den zweiten gleichfalls in dieſes Ver⸗ 
fahren verwieſenen Klaganſpruch Schriftſätze einzureichen und 
ſolchermaßen die Grundlage für die Fortſetzung des Verfahrens 
vor den beauftragten Richter zu ſchaffen. War hiernach aus⸗ 
drücklich auch nur dieſe Fortſetzung in Anſehung des zweiten 
Streitpunktes in Ausſicht genommen, ſo konnten die Parteien, 
zumal eine Erklärung des beauftragten Richters, daß das Ver⸗ 
fahren hinſichtlich des erſten Streitpunktes als beendigt anzuſehen 
ſei, nicht vorlag, doch damit rechnen, in der als nachfolgend in 
Ausſicht genommenen ferneren Verhandlung vor dem beauftragten 
Richter nachträglich noch weitere Thatſachen zu behaupten und 
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Beweismittel zu benennen, welche auf den erſten Streitpunkt 
allein ſich bezogen, und ſie hätten hiermit durch den beauftragten 
Richter nicht ausgeſchloſſen werden dürfen. Dafür, daß dies 
auch die Auffaſſung der Parteien und des beauftragten Richters 
war, ſpricht auch der Umſtand, daß in dem letzten Termine vor 
demſelben (vom 1. Mai 1894) die Bekl. bezüglich ihrer Be⸗ 
hauptung, Kl. habe in den Abrechnungen um 15 Prozent höhere 
Beträge für Zahlungen an die Handwerker angeſetzt als dieſe 
erhalten hätten, und ſich die Quittungen auf dieſen höheren 
Betrag ausſtellen laſſen, die vielen in den Abrechnungen aufgeführten 
Handwerker als Zeugen benannte und deren Adreſſen binnen 
14 Tagen anzugeben in Ausſicht ſtellte. Dieſe Zeugen mußte 
ſie erſt nicht blos nach ihrem Wohnort und der Wohnung, 
ſondern auch nach Namen und Beruf angeben, da die Ab⸗ 
rechnungen keine Anhaltspunkte für Feſtſtellung ihrer Perſönlich⸗ 
keit ergaben. Das hatte aber ordentlicher Weiſe in dem vor⸗ 
bereitenden Verfahren zu geſchehen, in dem Kl. ſodann auch 
ſeinerſeits etwaige Einwendungen gegen einzelne Zeugen vor⸗ 
bringen konnte. Dieſe nachträgliche Benennung der Zeugen 
ſeitens der Bekl. erfolgte ſodann aber erſt auf die diesfalls an 
ſie mit Zuſtellung des Beweisbeſchluſſes ergangene Aufforderung 
des B. G. Aus dieſer Aufforderung ergiebt ſich zugleich, daß 
das B. G. ſchon damals das vorbereitende Verfahren nicht ab⸗ 
geſchloſſen betrachtete, nunmehr aber die weitere Verhandlung 
ſelbſt in die Hand nahm. Dieſe erfolgte ſodann in dem 
Termine vom 13. Oktober 1894 und im Schlußtermine. Das 
B. G. verletzte ſomit die Vorſchrift des 8319 Abſ. 2 C. P. O. 
nicht, wenn es die Eideszuſchiebung der Bekl., von welcher dieſe 
im Schlußtermine Gebrauch machte, als zuläſſig erachtete. 
VI. C. S. i. S. Berg c. Dreßler vom 18. April 1898, 
Nr. 463/97 VI. | 
15. Die fofortige Beſchwerde des Kaufmanns Reinhold S. 
gegen den Beſchluß des Amtsgerichts zu Höchſt a. M. vom 
24. Oktober 1897 war im Beſchwerdebeſcheid des L. G. zu 
Wiesbaden vom 24. Januar 1898 rein zurückgewieſen. Es 
lagen mithin zwei gleichlautende Entſcheidungen vor, und durfte 
eine weitere Beſchwerde nur zugelaſſen werden, wenn gemäß 
§ 531 der C. P. O. ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund 
gegeben war. Dieſe Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der 
weiteren Beſchwerde trifft hier nicht zu; insbeſondere kaun ein 
neuer Beſchwerdegrund daraus nicht entnommen werden, daß 
das L. G. als Beſchwerdegericht bei der Anordnung der wieder⸗ 
holten Vernehmung eines Zeugen die Parteien von dem Termine 
zur Beweisaufnahme nicht in Kenntniß geſetzt habe. Das 
Beſchwerdegericht war als ſolches bei weiteren Erhebungen an 
die Vorſchrift des §S 322 der C. P. O. nicht gebunden, viel⸗ 
mehr ſtand die Art und Weiſe, in welcher es eine weitere Auf- 
klärung des Sachverhalts herbeiführte, zum freien richterlichen 
Ermeſſen, und kann aus deſſen Ausübung kein die weitere Be⸗ 
ſchwerde begründender Verſtoß entnommen werden. III. C. S. 
i. S. Sprengel c. Cahn vom 6. Mai 1898, B Nr. 91/98 III. 
16. Die Frage der Zuläſſigkeit der Reviſion iſt von Amts⸗ 
wegen zu prüfen. Wenn auch nach dem Berufungsſchriftſatze 
vom 25. Juni 1897 unklar erſcheinen mag, ob der Bekl. gegen 
das erſtinſtanzliche Urtheil auch in Anſehung der Widerklage 
Berufung einlegen wollte, ſofern auf dem Schriftſatze als 
Streitwerth der Betrag von 2700 —3 400 Mark angegeben, 


im Rubrum aber bei Angabe der Parteirollen Berufungskl. nur 
als Bekl. — der Berufungsbekl. als Kl. bezeichnet iſt, jo iſt 
doch aus dem in dem Verhandlungstermine verleſenen Antrage 
mit Nothwendigkeit zu entnehmen, daß Bekl. die Berufung nur 
ſoweit verfolgt hat, als in dem Urtheile I. J. über die Klage 
erkannt d. h. der Bekl. bedingt verurtheilt iſt. Hieran kann 
um ſo weniger gezweifelt werden, als in dem vorbereitenden 
Schriftſatze vom 11. Oktober 1897, aus dem nach dem Sitzungs⸗ 
protokolle vom 11. November 1897 der Antrag verleſen worden 
iſt, ausdrücklich erklärt iſt, das erſtinſtanzliche Urtheil werde in⸗ 
ſoweit angefochten, als es die Klage nicht unbedingt abweiſe. 
Auch das B. G. hat die Sache ſo aufgefaßt. Der Thatbeſtand 
und die Entſcheidungsgründe enthalten zwar nach Lage der 
Sache Nichts weiter über die Beſchränkung der Berufung, aber 
im Tenor und beziehungsweiſe Rubrum des Urtheiles werden 
Berufungskl. nur als Bekl., Berufungsbekl. nur als Kl. auf⸗ 
geführt. Dementſprechend hat die Gerichtsſchreiberei des B. G. 
in der Koſtenberechnung als Werth des Streitgegenſtandes in 
der Berufungsinſtanz nur den Betrag von 1 000 Mark an 
genommen und hieraus nach §§.8, 18, 49 des G. K. G. eine 
Verhandlungs⸗ und Entſcheidungsgebühr von je 40 Mark an- 
geſetzt, daneben für Zurücknahme der Berufung aus einem 
Objekt von 2 100 —2 700 Mark (nach § 46 des G. K. G.) 
eine Gebühr von 6 Mark 30 Pf. berechnet. Iſt hiernach davon 
auszugehen, daß der Bekl. die Berufung auf die Klage be⸗ 
ſchränkt hat, fo kann für die Werthung der Revifionsfumme 
nur der Werth des Streitgegenſtandes der Klage in Betracht 
kommen. Dieſer bemißt ſich aber nach dem mit der Klage er⸗ 
hobenen Anſpruch, welcher in dem Klageantrage zum Ausdruck 
gekommen iſt, beziehungsweiſe nach dem Gegenantrage des Bekl. 
Mit dem Klagantrage hat Kl. nicht mehr als Verurtheilung 
des Bekl. zur Bezahlung von 1 000 Mark verlangt. Daß er 
in der Klagbegründung die ihm gegen den Bekl. zuſtehende 
Forderung höher — nämlich auf einen an ſich die Reviſions⸗ 
ſumme überſteigenden Betrag angegeben und hierbei ausdrücklich 
erklärt hat, er beſchränke ſich zunächſt auf die klagweiſe Geltend⸗ 
machung eines Theilbetrages von 1 000 Mark, kommt nicht in 
Betracht. In einem Falle der vorliegenden Art, wo die Klage 
nur auf einen die Reviſionsſumme nicht erreichenden Theil der 
dem Kl. nach deſſen Behauptung zuſtehenden Forderung erhoben 
und im Laufe der Verhandlungen auch nicht auf einen weiteren 
Betrag erhöht worden iſt, kann eben für die Frage, ob die 
Reviſionsſumme vorhanden iſt, nach § 508 vergl. mit § 4 der 
C. P. O. nur der Klagantrag und der Inhalt des anzufechtenden 
Urtheiles maßgebend ſein. Der Bekl. hatte es durch die Er⸗ 
hebung der Incidentwiderklage in der Hand, ſofort eine rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des 
ganzen Anſpruches, deſſen Kl. ſich berühmt, herbeizuführen. Hat 
er dies gethan, in der Folge aber die Berufung nicht auch gegen 


das ihm ungünſtige Urtheil I. J. über dieſe Widerklage ein⸗ 


gelegt oder die eingelegte Berufung inſoweit fallen gelaſſen und 
auf das Urtheil I. J., ſoweit es über die Klage erkannt hat, 
beſchränkt, ſo hat er die hieraus ſich ergebende Folge zu tragen, 
daß nämlich die Reviſion nach § 508 der C. P. O. unzuläſſig 
iſt. Aus welchem Grunde Bekl. die Berufung auf die Klage 
beſchränkt hat, ob dies auf einem Verſehen ſeinerſeits oder ſeines 
Prozeßbevollmächtigten beruhte oder ob Bekl. Koſten erſparen 
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wollte, fteht dahin. Allerdings eutſtände, wenn ſchließlich auf 
feine Berufung zu ſeinen Guuſten hinſichtlich der Klage er⸗ 
kannt, dieſe abgewieſen worden wäre, während hinſichtlich der 
Widerklage das durch Eid bedingte Urtheil I. J. als rechts- 
kräftig fortbeftände, ein verzwicktes prozeſſualiſches Verhältniß. 
Die Rückſicht hierauf könnte aber nur in Betracht kommen als 
Moment für die Prüfung, ob die Berufung wirklich nur in 
Beziehung auf die Klage eingelegt worden iſt. Daran kann 
aber nach den beſtimmten in den Anträgen ſich ausſprechenden 
Erklärungen des Bekl. nicht gezweifelt werden. VI. C. S. 
i. S. Gentarra c. Rady vom 14. April 1898, Nr. 455/97 VI. 

17. Auf Grund der Annahme, daß der Klageanſpruch b 
nur einen als Nebenforderung geltend gemachten Schaden be⸗ 
treffe, wurde der Werth des Streitgegenſtandes durch Beſchluß 
des Kammergerichts vom 3. November 1897 auf 600 Mark 
feſtgeſetzt. Zur Zeit der Klageerhebung hatte die Forderung b 
noch keinen Betrag überſchritten, der bei Annahme ihrer Selbft- 
ſtändigkeit unter Zuſammenrechnung mit der Forderung a zur 
Bildung der Reviſionsſumme ausgereicht hätte. Da aber die 
Forderung b, ähnlich wie die Forderungen von Lagergeldern 
oder Futterkoſten (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 15 
S. 75, 407, Bd. 23 S. 363) den Grund des Wachſens in 
ſich ſelbſt trägt, (Wilmowski-Levy, Civilprozeß, VII. Auflage, 
Bd. II S. 771) ſo wäre, wenn die Fordernng b nicht als 
Nebenforderung zu erachten wäre, deren Betrag zur Zeit der 
Einlegung der Reviſion (Entſch. des R. G. Bd. 15 S. 407), 
früheſtens Januar 1898 maßgebend und ſodann die Reviſions⸗ 
ſumme gegeben. Der Begriff der Neben forderung im Sinne 
des $ 4 der C. P. O. ſetzt voraus, daß die betreffende Forde⸗ 
rung in einem Abhängigkeitsverhältniſſe zu der Hauptforderung 
ſteht und nicht allein und losgelöſt von der Hauptforderung, 
ſondern mit dieſer geltend gemacht wird. Der Kl. iſt durch die 
Pfändung und Verſteigerung der Droſchke des Beſttzes entſetzt 
und fordert zunächſt die Uebertragung von Beſitz und Eigen⸗ 


thum der Droſchke, eventuell den Erſatz des Werthes derſelben 


und hierzu den Erſatz des durch die Entziehung des Beſitzes 
entgangenen Geſchäftsgewinnes. Der Hauptanſpruch geht 
ſomit auf Erfüllung des Vertrags durch Uebergabe des Ver⸗ 
tragsgegenſtandes zu Beſitz und Eigenthum, eventuell auf Erſatz 
des Werthes des Vertragsgegenſtandes. Wird dieſer Anſpruch 
befriedigt, ſo fällt der Anſpruch auf Erſatz der nicht gezogenen 
Nutzung weg. Die Eigenſchaft der Forderung b als einer 
Nebenforderung im Sinne des § 4 der C. P. O. erſcheint 
demnach nicht zweifelhaft. (Vergl. Entſch. des R. G. VI. C. S. 
Rep. VI. 78/87 in Raſſow⸗Küntzel, Beiträge Bd. 33 S. 125). 
Die Berufung des Rkl. auf die Entſcheidung des II. C. S. 
in Sachen Kölle e. Teichmann vom 21. Dezember 1897, 
Rep. II 272/97 trifft nicht zu, da in dem der Entſcheidung 
unterſtellten Fall Klage auf Schadenserſatz wegen der wider⸗ 
rechtlichen Vorenthaltung eines Koffers und nur eventuell auf 
Herausgabe des Koffers geſtellt war. Daß der Kl. die erhobenen 
Anſprüche auch auf ein angebliches Sonderverſprechen des Bekl., 
Interventionsklage zu erheben, ſtützt, ändert an dem Verhält⸗ 
nifje nichts, in dem die geltend gemachten Anſprüche zu einander 
ſtehen. Als Nebenforderung bleibt die Forderung b gemäß 
55 4 und 508 der C. P. O. für die Werthsberechnung des 
Streitgegenſtandes, ſowie des Beſchwerdegegenſtandes außer Be⸗ 


tracht. Hiernach iſt aber die Reviſionsſumme nicht vorhanden. 
VI. C. S. i. S. Dröſe c. Cohn vom 25. April 1898 
Nr. 462/97 IV. oo a 

18. Der Rbkl. beanſtandet die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels, 
da der Geltungsbereich des Reglements der Pommerſchen Feuer- 
ſozietät vom 1. Juni 1885 ſich nicht über den Bezirk des 
B. G. hinaus erſtrecke, die Reviſion mithin nach § 511 der 
C. P. O. in Verbindung mit § 1 der Kaiſerlichen Verordnung, 


betreffend die Begründung der Reviſion in bürgerlichen Rechts- 


ſtreitigkeiten vom 28. September 1879 auf eine Verletzung des⸗ 
ſelben nicht geſtützt werden könne. Das von dem Provinzial⸗ 
landtage der Provinz Pommern beſchloſſene, von dem Miniſter 
des Innern, der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen ge⸗ 
nehmigte Reglement enthält aber privatrechtliche Normen nicht, 
ſeine auf die Verſicherungsverträge bezüglichen Vorſchriften ſtellen 
ſich dar als Verwaltungsvorſchriften über den dieſen Verträgen 
nothwendig zu gebenden und nicht willkürlich zu ändernden In⸗ 
halt derſelben. Ein Streit über die Bedeutung dieſer Vor⸗ 
ſchriften und der ihnen entſprechend geſchloſſenen Verſicherungs⸗ 
verträge, vermöge deren fie für den einzelnen Fall eine rechts- 


begründende Wirkſamkeit äußern, iſt nach den allgemeinen Rechts ⸗ 
grundſätzen über die Beurtheilung der Verträge zu entſcheiden. 


In einer Verletzung dieſer Grundſätze aber findet die Revifion 
eine zuläſſige Grundlage. In gleichem Sinne hat ſich das 
R. G. bereits hinſichtlich der mit Königlicher Genehmigung er⸗ 
gangenen und in der Geſetzſammlung publizirten Reglements 
verſchiedener provinzieller Feuerſozietäten ausgeſprochen, vergl. 
das Urtheil des V. C. S. vom 23. März 1881, Gruchots 
Beiträge zur Erläuterung des Deutſchen Rechts, Bd. 25 S. 1119 
und die Urtheile des erkennenden Senats in Sachen Reich gegen 
die Direktion der Oſtpreußiſchen Landfeuerſozietät vom 4. Januar 
1886, I. 341/1885 und in Sachen der Provinzialfeuerſozietät 
zu Poſen gegen Ritter vom 17. April 1886, I. 59/1886. 
I. C. S. i. S. Pommerſche Feuerſozietät e. Knitſchky vom 
2. April 1898, Nr. 79/98 I. a 
1359. Es kann allerdings die Revifion auf die Verletzung 
des Publikations-Patents zum Weſtpreußiſchen Landrecht, — 
eines Partikulargeſetzes, deſſen Geltungsbereich ſich über den 
Bezirk des O. L. G. zu Marienwerder und der Provinz Weſt⸗ 
preußen nicht hinauserſtreckt — nicht gegründet werden, ſondern 
es ſteht die Entſcheidung „über das Beſtehen und den Inhalt“ 
deſſelben lediglich dem B. G. zu. $$ 511, 525 der C. P. O., 
§ 1 der Verordnung vom 28. September 1879. Aber für die 
hier zu beantwortende Frage, ob vermöge des § 5 des Publi⸗ 
kations⸗Patents die Neubildung von Obſervanzen beſtimmter 
Art im Kirchſpiele Kaeſemark zuläſſig ſel, iſt nicht allein der 
§ 2b des Publikations⸗Patents, ſondern auch die revifibele 
Rechtsnorm des § 10 der Einleitung zum A. L. R. von Be⸗ 
deutung, wonach Geſetze, welche nicht gehörig bekannt gemacht 
ſind, keine rechtliche Verbindlichkeit haben. Dieſe Norm iſt 
anwendbar, weil der § 5 des Publikations⸗Patents im Kirch- 
ſpiele Kaeſemark niemals zum Geſetze hat erhoben werden ſollen 
und daher für dieſes Kirchſpiel zum Zwecke der geſetzlichen Ein- 
führung nicht publizirt worden iſt. Das B. G. hat jedoch die 
Norm nicht angewendet und demgemäß das Geſetz verletzt. Bei 
der hiernach vorliegenden gleichzeitigen Verletzung der irreviſibelen 
Beſtimmungen der $$ 2b und 5 des Publikations⸗Patents und 
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der reviſibelen Vorſchrift des § 10 der Einleitung zum A. L. R. 
iſt die Anfechtung des B. U. mittels der Reviſion ſtatthaft, 
(Entſch. des R. G. Bd. 2 S. 183/184, Bd. 5 S. 372, Bd. 10 
S. 124), und da die letztere auch begründet iſt, die Aufhebung 
der von dem B. G. getroffenen Entſcheidung, die weſentlich auf 
jenen Rechtznormverletzungen beruht, geboten. § 527 der 
C. P. O. In der Sache ſelbſt zu erkennen, erachtet das R. G. 
indeſſen nicht für angezeigt und es iſt deshalb die anderweite 
Verhandlung und Entſcheidung in der Berufungsinſtanz an⸗ 
geordnet. § 528 der C. P. O. Das B. G. wird zu prüfen 
haben, ob nicht das Geſetz vom 16. Februar 1857 (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 87) zur Anwendung kommt, und welche Aus⸗ 
legung demſelben, insbeſondere in den Art. 2 und 3, zu geben 
iſt. Doch ſoll nicht unerwähnt bleiben, daß die auf den § 5 
des Publikations⸗Patents geſtützte Anſicht des B. G. über die 
Zuläſſigkeit der Neubildung von Obſervanzen in den Entſcheidungen 
des Ober-⸗Verwaltungsgerichts Bd. 8 S. 355, des Ober⸗Tribunals 
Bd. 45 S. 188 und Bd. 63 S. 338 und des R. G. Bd. 33 
S. 240 (Juriſt. Wochenſchrift 1894 S. 247) keine Beſtätigung 
findet, daß aber die gegentheilige Meinung in den Urtheilen des 


R. G. in Sachen Fuerſtenau wider Dyck (Entſch. Bd. 25 S. 312) | 


und in Sachen Lichtenau wider Dyck (Juriſt. Wochenſchrift 1895 
S. 348 Nr. 68) ausgeſprochen zu ſein ſcheint. IV. C. S. 
i. S. Fiskus c. evang. Kirchengemeinde Kaeſemark vom 
18. April 1898, Nr. 352/97 IV. | 

20. Die auf den Inhalt des Lippe'ſchen Vergleichs vom 
22. und 24. Mai 1762 gegründeten Annahmen ſind von der 
Reviſion angefochten worden. Sie entziehen ſich der Nach⸗ 
prüfung in der Reviſionsinſtanz. Denn der Vergleich hat die 
Kraft eines Landesgeſetzes. Als Geſetz hat er aber im 
Bezirke des B. G. keine Geltung und deshalb kann die Revision 
auf die Verletzung ſeines Inhalts nicht geſtützt werden, vielmehr 
iſt die Entſcheidung des B. R. über dieſen Inhalt für die auf 
die Reviſion ergehende Entſcheidung maßgebend, — SS 511, 
525 der C. P. O.; § 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 
28. September 1879 (Reichsgeſetzblatt S. 299). Der Vergleich 
iſt als Geſetz nicht formell publizirt. Durch den Mangel der 
Publikation wird ihm jedoch die Giltigkeit als Geſetz nicht 
entzogen, da in jener Zeit die Verkündung der Landesgeſetze 
eine mangelhafte war und damals nicht, wie im Allgemeinen 
jetzt, bindende Vorſchriften über die Verkündung, deren Richt⸗ 
beobachtung die Giltigkeit des Geſetzes als ſolchen ausſchloß, 
beſtanden. Auch in die Sammlung der „Landesverordnungen 
der Grafſchaft Lippe“ hat der Vergleich keine Aufnahme ge⸗ 
funden. Mit der Veröffentlichung dieſer Sammlung iſt im 
Jahre 1779 begonnen. Die beiden erſten Theile enthalten 
Landesgeſetze, Ordnungen ꝛc. aus den Jahren 1571 bis 1781 
und unter dieſen iſt der Vergleich nicht mitgetheilt. Doch iſt 
auch hierauf kein Gewicht zu legen, da nach dem, dem erſten 
Theile vorgedruckten „Vorbericht“ nur die Veröffentlichung der⸗ 
jenigen Landesgeſetze und Ordnungen beabſichtigt worden iſt, die 


für die Unterthanen und für die Gerichte, vor welchen die. 


Unterthanen Recht zu nehmen haben, von Intereſſe ſind, während 
der Vergleich öffentlich- rechtlichen Inhalts iſt. Entſcheidend für 
die Frage, ob der Vergleich als ein Geſetz anzuſehen ſei, iſt die 
Thatſache, daß der Vergleich ſich ſelbſt als Landesgeſetz be⸗ 
zeichnet und er durch die Landſtände der Ritterſchaft und Städte, 


die ſchon damals bei der Geſetzgebung, insbeſondere bei Steuer. 
geſetzen oder ſonſtigen Geldbewilligungen, eine maßgebende 
Stimme zu üben pflegten, genehmigt und beſtätigt iſt. Der 
§ 7 Abſ. 2 des Vergleichs lautet dahin: „Damit nun beide 
kontrahirende Theile der Feſthaltung dieſes Vergleichs deſto mehr 
verſichert ſein mögen, ſo will der Regierende Graf Herr Simon 
Auguſt zur Lippe nicht nur ſolchen auf feine Koſten von Kaiſer⸗ 
licher Majeſtät konfirmiren laſſen, . ... ſondern auch dero 
getreue Landſtände von Ritterſchaft und Städten dahin ver⸗ 
mögen die Bürgſchaft und Garantie dieſes Vergleichs zu über⸗ 
nehmen, und dieſen Vergleich als ein fundamental Landes- 
und Hausgeſetz anzunehmen, zu korrobiren und zu beſtätigen.“ 
Dieſe Beſtätigung iſt darauf unterm 26. Mai 1762 dahin 
erfolgt: „Wir Landſtände ... urkunden und bekennen hiermit, 
daß .. . . wir ſelbigen (nämlich: den Vergleich) nicht weniger 
in vim legis patriae et sanctionis pragmaticae 
beftätigen und annehmen, als die darin ſtipulirte 
Garantie und Bürgſchaft ſowohl aus Liebe und Devotion 
für unſern .... Landesherrn, als in Betracht des dem Land 
ſehr vortraglichen Vergleichs und Stiftung Friede und Einigkeit 
unter den Hochgräflichen Anverwandten ganz gern und willig 
übernommen haben, thun das auch Kraft dieſes dergeſtalt 
und alſo, daß wir nicht allein die Feſt⸗ und Aufrechterhaltung 
dieſes Vergleichs .... angelegen fein laſſen wollen, ſondern 
auch, daß wir uns unter Verband und Verhypothecirung der 
gemeinen Landes⸗Mittel des Landes Kaſtens und aller dahin 
abfließenden Abgiſten .... hiermit anheiſchig machen und ver- 
pflichten, für die verglichenen Revenuen als Selbſt⸗Schuldner 
zu haften ....“ Dieſe Beurkundungen laſſen den Willen der 
entſcheidenden Faktoren erkennen, dem Vergleiche die Kraft eines 
Geſetzes beizulegen. Für die Geſetzeseigenſchaft ſpricht ſodann 
aber auch der Gegenſtand des Vergleichs. Es handelte ſich 
bei dem Vergleichsſchluſſe um die Wiederherſtellung der Ein⸗ 
heitlichkeit des ſtaatlichen Territoriums und die Aufrechterhaltung 


»der Souveränität in der Hand des regierenden Grafen durch 


Beſeitigung der zwiſchen dieſem und den erbherrlichen Familien 
beſtehenden Streitigkeiten. Die abzutretenden Aemter und Rechte 
bildeten Beſtandtheile des Kammerguts (Domaniums), ge 
hörten alſo zu demjenigen landesherrlichen Vermögen, aus dem 
nicht blos der Bedarf des regierenden Hauſes, ſondern auch der 
Bedarf für die Regierungsobliegenheiten beſtritten wurde und 
das mithin ſtaatlichen Zwecken diente. Die für die Abtretung 
zu gewährende Rente ſollte aus demſelben Vermögen gezahlt 
und es ſollte den abzufindenden erbherrlichen Linien für die 
Rente mit den abgetretenen Aemtern und Rechten Spezial: 
hypothek und mit der ganzen Grafſchaft Generalhypothel 
gewährt werden. Daß aber dem in Rede ſtehenden landes ⸗ 
herrlichen Vermögen die Eigenſchaft des Kammerguts, und 
nicht die des rein perſönlichen Vermögens des regierenden 
Grafen, des Chatullvermögens, zukam, ergiebt ſich aus 
den vorſtehend wiedergegebenen Beurkundungen und dem weiteren 
Inhalte des Vergleichs und iſt ferner aus dem Teſtamente des 
Grafen Simon VI von 1597 (vergl. Schulze, Hausgeſetze der 
regierenden Deutſchen Fürſtenhäuſer, Bd. 2 S. 155, 157) zu 
folgern, indem dort der teſtirende Graf ſeinem älteſten Sohn 
Bernhardt als präſumtivem Nachfolger in der Regierung einen 
Theil des Grundbeſitzes (ſoweit er dieſen nicht an ſeine anderen 
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Söhne vertheilt hatte) beſonders zugewendet hat, „damit er die 
Laft vund Bürde deſſ Regiements vund was denen Zu⸗ 
behörigh, deſto beſſer tragen vund auffrichtenn könne, zu 
ſeinem vund ſeiner im Regiment folgenden Unterhalt 
habenn“. Den Charakter als Domanium hat ſich das landes⸗ 
herrliche Vermögen auch in der Folgezeit erhalten. Dies erhellt 
aus der Verordnung vom 24. Inni 1868, betreffend die 
Trennung des Staatshaushalts vom Dominialhaushalte, (Geſetz⸗ 
Sammlung für das Fürſtenthum Lippe, 1868 S. 63) und dem 
ſich an dieſe Verordnung anſchließenden Geſetze vom 10. Februar 
1869 (vergl. Geſetz Sammlung 1869 S. 177). IV. C. S. i. S. 
Lippe e. Graf Lippe » Weißenfeld vom 31. März 1898, 
Nr. 273/97 IV. | 

21. Das Urtheil, gegen welches die Reoviſton gerichtet iſt, 
betrifft ausſchließlich die Rechtsbeſtändigkeit der einſtweiligen 
Verfügungen vom 17. und 24. Januar 1898. Es iſt ein 
ſelbſtſtändiges weder von der Enkſcheidung im Eheſcheidungs⸗ 
prozeß, noch von der Entſcheidung in dem Verfahren über eine 
anderweite einſtweilige Verfügung abhängiges. Für die Zu⸗ 
läſſigkeit der Reviſion gegen daſſelbe iſt ſomit, da es ſich um 
einen vermöͤgensrechtlichen Anſpruch der Kl. handelt, gemäß 
§ 508 der C. P. O. der Betrag maßgebend, durch welchen 
Bekl. in Folge des Urtheils beſchwert iſt. Daß dieſer 468 Mark 
20 Pf. nicht überſteigt, bedarf keiner Erörterung. Hiernach 
erſcheint die eingelegte Reviſion unzuläſſig. III. C. S. i. S. 
Gaden e. Gaden vom 26. April 1898, Nr. 85/98 III. 

22. Das jetzt angefochtene Urtheil verſtößt gegen den 
§ 528 Abſ. 2 der C. P. O. nicht nur, wie das zuletzt auf- 
gehobene B. U., dadurch, daß es die der Aufhebung des B. U. 
vom 26. Mai 1894 im Reviſionsurtheile vom 29. November 
1894 zu Grunde gelegte rechtliche Auffaſſung, ſondern vor 
Allem ſchon dadurch, daß es die der Aufhebung eben des letzt. 
vorhergegangenen B. U. vom 25. April 1896 im Revifions. 
urtheile vom 10. Dezember 1896 zu Grunde gelegte rechtliche 
Auffafſung. nicht zu feiner Grundlage genommen hat. Dieſe 
rechtliche Auffaſſung ging dahin, daß die Aeußerung des Re⸗ 
vifionsgerichtes darüber, welche Rechtsfolgen ſich aus der in 
Rede ſtehenden, im Thatbeſtaude des landgerichtlichen Urtheils 


berichteten Erklärung des Kl. bei ſeiner perſönlichen Vernehmung 


ergeben, die Kundgebung einer rechtlichen Auffaſſung ſei, der ſich 
das B. G. nach § 528 Abſ. 2 der C. P. O. zu fügen habe. 
Jener rechtlichen Auffaſſung hat ſich das B. G. im jetzt an» 
gefochtenen Urtheile nun aber wiederum nicht gefügt, ſondern 
die betreffende im Urtheile vom 29. November 1894 enthaltene 
Ausführung des R. G. als eine thatſächliche Feſtſtellung des 
letztern behandelt, zu welcher daſſelbe nicht berechtigt, und die 
für das B. G. daher nicht maßgebend ſei. Aus dieſem Grunde 
war das jetzt angefochtene Urtheil aufzuheben, ſo daß es auf 
die, übrigens ebenfalls unzutreffenden, Ausführungen des O. L. G. 
in der Sache ſelbſt nicht weiter ankam. VI. C. S. i. S. 
Neuber o. Meyer vom 14. April 1898, Nr. 447/97 VI. 

23. Wenn das L. G. in ſeinem Beſchluſſe ſagt, es ſei 
von dem Bekl. nicht behauptet worden, daß die amtsgerichtliche 
Meſſung damals, d. h. bei der Augenſcheinseinnahme, unrichtig 
vorgenommen worden wäre, ſo kann dieſe Annahme nach Vor⸗ 
ſtehendem nur auf einem Mißverſtändniſſe des Vorbringens des 
Bekl. beruhen. Dadurch aber wird dieſem ein neuer ſelbſt⸗ 


ſtändiger Grund zur Beſchwerde gegeben; denn indem das L. G. 
in Folge eines Mißverſtändniſſes annimmt, daß der Bekl. jene 
für ſeine Vertheidigung erhebliche Behauptung nicht aufgeſtellt 
babe, während er fie in Wirklichkeit doch aufgeſtellt hatte, ver⸗ 
ſagt es ihm in Bezug darauf thatſächlich das rechtliche Gehör 
und verſtößt damit gegen eine weſentliche Verfahrensvor⸗ 
ſchrift (vergl. Juriſt. Wochenſchrift 1893 S. 23410, 1894 
S. 181°, Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 373, Bd. 18 S. 427). 
Aus dieſem Grunde mußte ſo, wie geſchehen, über die Beſchwerde 
des Bekl. befunden werden. V. C. S. i. S. v. Wolff c. Weigt 
vom 22. April 1898, B Nr. 66/98 V. e 
24. Gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des L. G., durch 
welchen die Koſtenrechnung der Kl. Widerbekl. ſtatt auf den 
berechneten Betrag von 4123 Mark 57 Pf. nur auf den Betrag 
von 2833 Mark 56 Pf. gegen den Bekl. Widerkl. feſtgeſetzt 
worden iſt, haben beide Theile die ſofortige Beſchwerde erhoben. 
Das Königliche Kammergericht hat durch Beſchluß vom 17. März 
dieſes Jahres den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Entſcheidung auch über die Koſten der 
Beſchwerden an das Gericht I. J. zurückverwieſen. Es iſt der 
Anſicht, mit der durch den Reichsgerichtsbeſchluß vom 8. No⸗ 
vember v. Is., betreffend den Streitwerth der Widerklage Nr. 1 
geſchaffenen Sachlage, befände ſich die den Ausgangspunkt des 
Koſtenfeſtſetzungsverfahrens bildende Liquidation der Kl. nicht 
mehr durchweg im Einklang. Um die Sache in geordnete Wege 
zu leiten, müſſe die Kl. ihre Koſtenliquidation berichtigen und 
der jetzigen Sachlage anpaſſen, jo daß das Prozeßgericht I. J. 
von Neuem und unabhängig von ſeinem früheren Beſchluſſe 
über die Koſtenliquidation befinden könne. An der Zuläſſigkeit 
der hiergegen von der Kl., Widerbekl. form- und friſtgerecht ein- 
gelegten weiteren Beſchwerde kann nicht gezweifelt werden. Sie 
iſt auch begründet. Zunächſt war das Kammergericht, ſoweit 
der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß weder von der Kl. noch von dem 
Bekl. angefochten, dieſer Beſchluß alſo rechtskräftig iſt, pro⸗ 
zeſſualiſch verhindert, denſelben aufzuheben. Zu dieſer Aufhebung 
und zu der Zurückverweiſung an das L. G. iſt aber auch ſach⸗ 
lich kein Anlaß gegeben. Die ſofortige Beſchwerde der Kl. gegen 
den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß betrifft nämlich einmal in An⸗ 
ſehung verſchiedener Rechnungspoſttionen Entſcheidungen, welche 
mit dem Werthe des Streitgegenſtandes gar nichts zu thun 
haben, hinſichtlich deren die Beſchwerde demgemäß ganz felbft- 
ſtändig iſt. Dies gilt von den Entſcheidungen über die Beweis⸗ 
gebühr, die Nachverhandlungsgebühr, über die Koſten der Wahr⸗ 
nehmung der auswärtigen Beweiseinzugstermine, über die Ver⸗ 
gleichsgebühr ſowie über die Koſten der Korreſpondenz mit dem 
Amtsrichter S. Soweit es aber auf den Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes ankommt, iſt maßgebend, daß die Kl. in ihrer 
ſofortigen Beſchwerde gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß be⸗ 
hauptet hat, der Streitgegenſtand ſei mindeſtens ſo hoch, als 
Kl. in ihrer Koſtenrechnung angegeben habe. Dies trifft auch 
nach dem Reichsgerichtsbeſchluß vom 8. November v. Is., der 
dem Kammergerichte zur Zeit ſeiner Entſcheidung vorlag, zu. 
Die Koſtenrechnung der Kl. baſirt auf einem Streitwerthe von 
250 000 Mark für die Klage (Anträge a—e), von 50—52 000 
Mark für die Widerklage Ziffer 1, 2, und 4 300 —5 400 Mark 
für die Widerklage Ziffer 3, 4. Zufolge des Reichsgerichts⸗ 
beſchluſſes und des früheren Beſchluſſes des Kammergerichtes 
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vom 17. Juni 1897 (betreffend den Streitwerth) ergiebt ſich 
nun als Werth des Streitgegenſtandes für die Klage Anträge 
a und b der Betrag von 100 000 Mark, e und d von 50 000 
Mark, e von 100 000 Mark (zuſammen 250 000 Mark), für 
die Widerklage, Antrag Ziffer 1 von 50—52 000 Mark, 
Ziffer 2 = 0, Ziffer 3 und 4 von 4 300 —5 400 Mark. Es 
ergeben ſich alſo je zuſammen dieſelben Summen und es iſt 
nicht erſichtlich, daß der Umſtand, daß nunmehr für den Wider⸗ 
klagantrag Ziffer 1 allein ein Streitwert) von 50—52 000 
Mark feſtſteht, für den Widerklagantrag Ziffer 2 aber kein be⸗ 
ſonderer Streitwerth in Rechnung kommt, der Eutſcheidung über 
die ſofortige Beſchwerde der Kl. irgend ein Hinderniß bietet. 
Dies gilt, ſoviel erſichtlich, auch von der Poſition 7 „Einſpruchs⸗ 
gebühr.“ In Betracht kommt insbeſondere noch, daß das L. G. 
der Prozeß- und Verhandlungsgebühr den Geſammtſtreitwerth 
zu Grund legte und hiergegen von dem Bekl. Beſchwerde nicht 
erhoben iſt, dei ſen Beſchwerde überhaupt mit dem Werth des 
Streitgegenſtandes in keinem Zuſammenhange ſteht. VI. C. S. 
i. S. Schmidt c. Wuſterak vom 9. Mai 1898, B Nr. 76/98 VI. 

25. Der RE. bekämpft die auf die Altiolegitimation der 
Kl. bezüglichen Ausführungen in dem Zwiſchenurtheil vom 
4. Januar 1897, denen jedoch eine Geſetzes verletzung nicht zu 
Grunde liegt. Nach § 633 C. P. O. treten mit der Zuſtellung 
des Zahlungsbefehls an den Schuldner die Wirkungen der 
Rechtshängigkeit ein, wozu insbeſondere auch die in § 23 6 
bezeichneten gehören. Da nun der Zahlungsbefehl — wie dem⸗ 
nächſt auch der Vollſtreckungsbefehl (C. P. O. § 639) — auf 
Antrag der Kl. erlaſſen worden iſt, ſo folgt daraus, daß dieſe, 
trotz der ſpäter erklärten Abtretung ihrer Rechte an Friedrich 
Troſt, in dem infolge rechtzeitigen Einſpruchs des Bekl. (§ 640 
C. P. O.) eingetretenen Rechtsſtreite die Stellung der Kl. be⸗ 
halten hat, es ſei denn, daß der Ceſſionar mit Zuſtimmung des 
Bekl. an ihrer Stelle als Hauptpartei in den Prozeß eingetreten 
wäre. Wenn nun das B. G. ausführt, die Abgabe einer der- 
artigen Zuſtimmungserklärung ſeitens des Bekl. könne weder 
daraus entnommen werden, daß der Bekl. den Einſpruch außer 
der Kl. auch dem Ceſſionar Troſt hat zuftellen laſſen, noch 
daraus, daß im Rubrum des anf den Einſpruch ergangenen 
amtsgerichtlichen Urtheils die klagende Partei mit den Worten 
„J. Neuburger & Co., jetzt deren Rechtsnachfolger Kaufmann 
Friedrich Troſt“ bezeichnet worden iſt, jo kann darin ein Rechts- 
irrthum nicht gefunden werden, und ebenſowenig iſt es rechts⸗ 
irrig, wenn das B. G. die Anwendung der Regel des § 236 
Abſ. 2, wonach die Ceſſion auf den Prozeß keinen Einfluß hat, 
nicht ſchon deshalb für ausgeſchloſſen erachtet, weil die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel zu dem auf den Namen der Kl. erlaſſenen, 
damals noch dem Einſpruch ausgeſetzten Vollſtreckungsbefehle 
dem Ceſſionar ertheilt worden iſt; denn auch hierin liegt keine 
Uebernahme des Rechtsſtreits durch den Ceſſionar mit Zuſtimmung 
des Bekl. II. C. S. i. S. Frank c. Neuburger & Co. vom 
29. April 1898, Nr. 708 II. 

26. Zutreffend erachtet das B. G. es für unſtatthaft, in 
dem vom Richter erlaſſenen Zahlungsbefehl eine darin nicht 
enthaltene Maßgabe der Verurtheilung durch das Zurückgehen 
auf den vorgängigen Antrag der Partei bringen zu wollen. 
Ueberdies iſt dem B. G. darin beizutreten, daß die Rechts⸗ 
wohlthat des Inventars im Hinblick auf die Vorſchriften der 


88 695, 640 und 703 der C. P. O. von den Kl. nur unter 
der nicht gegebenen Vorausſetzung geltend gemacht werden könnte, 
daß fie ihnen auf erhobenen Widerſpruch gegen den Zahlungs⸗ 
befehl durch Urtheil vorbehalten worden wäre. Das B. G. 
hält ſich hierbei im Einklange mit dem bei Gruchot Bd. 29 
S. 1135 abgedruckten Urtheile des R. G., von dem abzugehen 
kein Anlaß vorliegt. Die Berufung. der Kl. auf den § 50 der 
Preußiſchen Vormundſchaftsordnung hat der B. R. mit Grund 
ſchon um deshalb nicht gelten laſſen, weil ſie nicht behaupten, 
daß fie auch jetzt nur gemäß § 423 Thl. 1 Tit. 9 des Pr. A. L. R. 
ein Inventar des Nachlaſſes ihres Vaters bei Gericht. nieder: 
gelegt hätten. IV. C. S. i. S. Lippick c. Fiſcher vom 14. wu 
1898, Nr. 326/97 IV. 5 

27. Es herrſcht über die Identität der ae Forde⸗ 
rung an ſich kein Streit. Es handelt ſich um eine zum Nach⸗ 
laſſe des Guſtav F. gehörige Forderung. Dieſer Erblaſſer iſt 
von Julius F. und von den Kl. beerbt worden, und ſein reiner 
Nachlaß iſt rezeßgemäß, abgeſehen von einem dem Julius F. 
herauszuzahlenden Betrage von 477,92 Mark, den Kl. über⸗ 
wieſen. Daß der Erbfall und die Erbtheilung erſt nach Erlaß 
des Pfändungsbeſchluſſes eingetreten iſt, hindert nach dem Kon. 
valeſcenzprinzipe des § 16 Thl. I Tit. 20 des A. L. R. nicht 
die Wirkſamkeit der Pfändung (vergl. das Urtheil des R. G. 
bei Gruchot Bd. 34 S. 767). Dem gegenüber iſt ein ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht darauf, daß der Pfändungsbeſchluß: gegen 
die Kl. als Erben ihres Vaters gerichtet iſt und. in allerdings 
unklarer Weiſe von einer Forderung aus einer Nachlaßmaſſe 
ſpricht, nicht zu legen. In dieſer Beziehung liegt nur eine un ⸗ 
genaue Beſchreibung im Sinne dez § 151 Thl. I Tit. 4 des 
A. L. R. vor (vergl. Striethorſt Archiv Bd. 20 S. 51). Bel. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

28. Der Beſchwerde der Kl. gegen die Beſchlüſſe des 
O. L. G. zu Karlsruhe, welche bezweckt, daß die durch Er⸗ 
ſuchen an das franzöſiſche Gericht erfolgende Abhör der in 
Paris wohnenden Zeugen nicht von einem vorgängigen Vor⸗ 
ſchuß der Kl. zur Deckung von Auslagen abhängig gemacht 
werde, war in der oben bezeichneten Weiſe ſtattzugeben, da 
nach Art. 6 des Staatsvertrags zwiſchen Baden und Frankreich 
vom 16. April 1846 (Badiſches Regierungsblatt von 1846 
Nr. 24) in Verbindung mit der aus der Bekanntmachung 
des Badiſchen Juſtizminiſteriums vom 23. November 1854 
(Badiſches Regierungsblatt von 1854 Nr. 52) erſichtlichen 
Erläuterung deſſelben das um die Abhör der in Paris 
wohnenden Zeugen zu erſuchende franzöſiſche Gericht einen Erſatz 
von Auslagen für die Erledigung dieſes Erſuchens, namentlich 
auch von Zeugengebühren, von dem requirirenden badiſchen 
Gericht nicht verlangen kann und daher durch eine von dem 
franzöſiſchen Gericht erfolgende Erledigung dieſes Erſuchens, eine 
Auslage für die badiſche Staatskaſſe nicht in Ausſicht ſteht. 
II. C. S. i. S. Ragoulleau et Cie. c. Bernheim Konk. vom 
26. April 1898, B Nr. 55/98 II. 

29. Die formelle Zuläſſigkeit der e d 
unterliegt keinem Bedenken. Da der Kl. Einwendungen erhebt, 
die ſich auf die Judikatsforderung beziehen und erſt nach Erlaß 
des Urtheils entſtanden find, fo iſt er auch berechtigt, in Gemäß ⸗ 
heit des § 686 der C. P. O. auf dem Prozeßwege gegen ſeinen 
Gläubiger vorzugehen. In der Sache ſelber trifft freilich der 
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rechtliche Ausgangspunkt des B. U. nicht zu. Daß der Ent⸗ 
ſcheidung, auf Grund deren die Pfändung erfolgt iſt, ſchlechthin 
die Fähigkeit der Vollſtreckbarkeit fehle, iſt keineswegs anzu⸗ 
erkennen. War die zwangsweiſe Verfolgung des Anſpruchs auch 
von dem Eintritt beſonderer Umſtände oder Ereigniſſe abhängig, 
ſo lag doch die Erfüllung der erforderlichen thatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen jederzeit innerhalb des Bereiches der Möglichkeit. 
Und überdies erſchien nicht als ausgeſchloſſen, daß ſich die 
Leiſtungspflicht des Schuldners aus dem einen oder dem anderen 
Grunde auf die zweite Urtheilsalternative, die Verurtheilung 
zur Baarzahlung, concentrirte. Dann ſtand aber der unmittel- 
baren Beitreibung der Schuld gewiß nicht das Geringſte im 
Wege. Dieſer Abweichung in der Rechtsauffaſſung ungeachtet 
muß aber die angefochtene Entſcheidung beſtätigt werden. Es 
iſt unſtreitig, daß das Wahlrecht zwiſchen der Geld⸗ und der 
Naturalerfüllung, von der in der Urtheilsformel die Rede iſt, 
dem Kl. eingeräumt ſein ſollte. Dies Wahlrecht hat er auch 
nicht an den Bekl. verloren, weil er es zur Exekution hat 
kommen laſſen. Denn es ſteht feſt, daß er alsbald nach der 
Verurtheilung mit der Erklärung, Hefe und Branntwein liefern 
zu wollen, ſeinen Gegner um die Beſtimmung der von der 
einen und andern Sorte gewünſchten Quantitäten erſucht hat. 
Damit war er zunächſt feinen Verpflichtungen gerecht geworden. 
Freilich geht an und für ſich das Recht des Gläubigers, die 
Zwangsvollſtreckung aus einer der Urtheilsalternativen zu be⸗ 
treiben, nur unter, wenn der Schuldner auf die Wahlerklärung 
auch die Erfüllung folgen läßt. Die Nothwendigkeit der Er⸗ 
füllung fiel hier aber weg, weil dieſe eine Unmöglichkeit war. 
I. C. S. i. S. Herrmann o. Herrmann vom 20. April 1898, 
Nr. 23/98 I. | Ä 

30. Vor dem gegenwärtigen Rechtsſtreit hat Kl. durch eine 
vom 11. Juli 1895 datirte Abrechnung dem Bekl. über die 
Abwickelung des in Rede ſtehenden Geſchäfts Aufklärung ge⸗ 
geben, welche dahin geht, daß 1. 200 000 Mark an Leop. 
Friedmann zu 47½, 2. 100 000 Mark an Rott & Schünemann 
zu 47½, 3. 75 000 Mark an dieſelben zu 49½, 4. von 
1375 000 Mark ½ an Gebr. Gradenwitz zu Einkaufspreiſen 
und das letzte Drittel mit anderen, zugekauften, Aktien theils 
an dieſelben zu den in der Abrechnung aufgeführten Preiſen, 
theils an S. & M. Simon zu 33 begeben worden ſind. Von 
dem B. G. iſt dieſe Abrechnung für erſchöpfend erachtet worden. 
Die Reviſion erkennt letzteres nicht als richtig an, weil in die 
Nachweiſung über die unter Ziffer 4 genannten Aktien auch 
hinzugekaufte aufgenommen ſeien, jedoch ohne Sonderung von 
den Aktien, die Kl. von der Vereinbank bezogen habe. Die 
Reviſion rügt deshalb, daß die Abrechnung ein ganz anderes 
Geſchäft zum Gegenſtande habe und dunkel ſei. Dieſe Be⸗ 
ſchwerden ſind nicht zutreffend, denn die Abrechnung verhält ſich 
über die für gemeinſchaftliche Rechnung der Parteien zu ver- 
werthenden Aktien und die Aufnahme der hinzugekauften iſt 
nur erfolgt, weil der Weiterverkauf, wie das B. G. feſtſtellt, 
anders nicht möglich war, als nach Hinzukauf einzelner ander⸗ 
weitiger Poſten. Bekl. hat mithin Auskunft darüber erhalten, 
wie das Geſchäft thatſächlich abgewickelt ſein ſoll. Die vermißte 
Sonderung iſt unterblieben, weil ſie dem Kl., da ihm buchmäßige 
Unterlagen fehlen, nach ſeiner Angabe thatſächlich unmöglich iſt. 
Die Reviſion will letzteres nicht zugeben, meint aber auch, daß 


Kl. ſich hierauf nicht berufen dürfe, und zwar theils wegen der 
Vorſchrift in § 686 der C. P. O., weil er die Unmöglichkeit 


im Hauptprozeß hätte geltend machen müſſen, theils weil die 


Unmöglichkeit von ihm verſchuldet ſei. Dieſe Rügen gehen jedoch 
fehl. Die Rechnungslegung iſt die Ertheilung einer Auskunft 
und dieſe kann nicht weiter gegeben werden, als der Verpflichtete 
im Stande iſt. Die Erörterung darüber, wie weit er im Stande 
iſt, gehört aber nicht in den Hauptprozeß, ſondern in die 
Exekutionsinſtanz. Ergiebt ſich in dieſer, daß der Verpflichtete 
jede Auskunft ertheilt hat, die ihm möglich iſt, ſo kann er zur 
ferneren Rechnungslegung nicht gezwungen werden, ohne 
daß es in dieſer Beziehung darauf ankommen könnte, ob ſein 
Unvermögen von ihm verſchuldet iſt oder nicht. Da nun Kl. 
geſagt hat, er habe alles angegeben, was er. wiſſe, ſo hätte 
Bekl. zwar nach 88 28, 29 Ziff. 2 Thl. J Tit. 22 und 8 25 
Thl. J Tit. 45 Allg. Gerichtsordnung in Verbindung mit 816 
Ziff. 3 des E. G. zur C. P. O. (vergl. Gruchot Beiträge Bd. 35 
S. 149) die eidliche Beſtärkung fordern dürfen; er hat jedoch 
nicht nur hierauf nicht angetragen, ſondern in I. J. dagegen 
Verwahrung eingelegt. Dann aber hat er keinen Grund zur 
Beſchwerde. I. C. S. i. S. Lindner c. Treitel vom 18. April 
1898, Nr. 453/97 I. | be a 
31. Der vom Schuldner zu Teiftende Offenbarungseid 
iſt in dem Urtheile vom 21. Oktober 1897 dahin normirt 
worden: Ich ſchwöre ꝛc., daß ich die von mir aus. dem 
Grundſtücke, Schöneeckſtraße Nr. 7 zu Magdeburg in der Zeit 
vom .... bis zum .... gezogenen Einnahmen in der 
von mir den Kl. zugeſtellten Rechnung vollſtändig und richtig 
angegeben und wiſſentlich davon nichts verſchwiegen, ſowie 
daß ich die in dieſer Rechnung angeſetzten Ausgaben in jener 
Zeit für das bezeichnete Grundſtück aufgewendet habe. So 
wahr ꝛc. Auf Antrag der Gläubiger vom 31. Januar 1898 
hat das Prozeßgericht ſodann durch Beſchluß vom 28. Februar 
1898 auf Grund des § 774 Abſ. 1 der C. P. O. ausgeſprochen, 
daß der Schuldner durch Androhung einer Haft von einer Woche 
angehalten werde, den bezeichneten Offenbarungseid innerhalb 
drei Wochen von Zuſtellung dieſes Beſchluſſes ab vor dem 
Königl. Amtsgerichte zu Magdeburg abzuleiſten. Eine 
nähere Angabe derjenigen Rechnung, auf welche der fo zu er⸗ 
zwingende Eid ſich beziehen ſollte, ift dabei in dem Beſchluſſe 
nicht enthalten, auch findet ſich darin keine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung darüber, vor welcher Abtheilung des Amtsgerichts der 
Eid zu leiſten ſei und ob ſich insbeſondere der Schuldner wegen 
Abnahme des Eides an den Vollſtreckungsrichter oder an den 
Nachlaßrichter zu wenden habe. Zur Begründung der getroffenen 
Entſcheidung iſt aber in dem Beſchluſſe hervorgehoben worden, 
daß der Schuldner trotz ordnungsmäßiger Ladung in dem 


auf den 5. Januar 1898 vor dem Königl. Amtsgerichte zu 


Magdeburg anberaumt geweſenen Termine nicht erſchienen ſei. 
Dieſer Termin hatte vor der achten Abtheilung. des Amtsgerichts 
angeſtanden und dieſe Abtheilung des Amtsgerichts hat ſich 
durch Beſchluß vom 5. Januar 1898 für unzuſtändig erklärt, 
weil die Abnahme eines ſolchen durch Urtheil auferlegten Eides 
zur Zuſtändigkeit des Vollſtreckungsgerichts nicht gehöre. Ueber⸗ 
dies wurde von derſelben Abtheilung des Amtsgerichts ein Geſuch 


des Schuldners um Anberaumung eines neuen Termins zur 


Leiſtung des Offenbarungzeides mittelſt Verfügung vom 25. Fe⸗ 
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bruar 1898 aus denſelben Gründen zurückgewieſen und hiervon 
hatte der Schuldner dem L. G. mittelſt einer bei demſelben 
am 26. Februar 1898 eingegangenen Eingabe vom 25. Februar 
1898 Anzeige gemacht. Bei ſolcher Sachlage muß die vom 
Königl. O. L. G. zu Namburg a. S. auf die Beſchwerde des 
Schuldners ausgeſprochene Aufhebung der Entſcheidung des 
Königl. L. G. zu Magdeburg vom 28. Februar 1898 als ge- 
rechtfertigt erſcheinen. So lange die unangefochten gebliebene 
Entſcheidung des Königl. Amtsgerichts beſteht, durch welche 
daſſelbe in feiner Eigenſchaft als Vollſtreckungsgericht jede 
Mitwirkung bei Abnahme des fraglichen Eides abgelehnt hat, 
kann jedenfalls gegen den Schuldner ein Zwang nicht zu dem 
Zwecke ausgeübt werden, um ihn anzuhalten, den Eid vor 
dieſer (achten) Abtheilung des Amtsgerichts abzuleiſten. Dafür 
aber, daß vom Königl. L. G. eiwa gemeint worden ſei, der 
Schuldner ſolle den in Rede ſtehenden Eid vor dem Nachlaß⸗ 
richter ableiſten, fehlt ein genügender Anhalt. Es bedarf 
deshalb für jetzt auch keiner Erörterung der Frage, wie der 
vorliegende Fall zu entſcheiden ſein würde, wenn der Prozeß; 
richter klar zum Ausdruck gebracht hätte, daß die Eides 
leiſtung vor dem Nachlaßrichter ſtattzufinden habe. IV. C. S. 
i. S. Hornung c. Hornung vom 9. Mai 1898, B Nr. 82/98 IV. 

32. Für die Frage der Zuläſſigkeit des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens nach Erlaß der beiden Sprüche vom 20. Januar 
und 24. Februar 1893 iſt mit dem B. R. davon auszugehen, 
daß grundsätzlich mit dem Erlaß des Schiedsſpruchs die Thätig⸗ 
keit des Schiedsgerichts erſchöpft iſt, und daß aus dem § 18 des 
Schiedsvertrages im vorliegenden Falle etwas Anderes nicht 
herzuleiten iſt. Durch den Schiedsſpruch vom 20. Januar 1893 
hatten die Schiedsrichter ihre Aufgabe allerdings nicht erſchöpft 
und der Schiedsvertrag und ſeine Wirkung war nicht erloſchen, 
weil der Spruch den Parteien nicht ordnungsmäßig zugeſtellt 
und nicht ordnnngsmäßig hinterlegt war. Dieſer Spruch 
hinderte die Schiedsrichter an der Fortſetzung des Verfahrens 
auf den Einſpruch des Kl. nicht. Aber mit dem Erlaß des 
Schiedsſpruchs vom 24. Februar 1893, der ordnungsmäßig 
zugeſtellt und hinterlegt iſt, erreichte das ſchieds richterliche Ver⸗ 
fahren ſein Ende und die Wirkung des Schiedsvertrages erloſch. 
Die Schiedsrichter haben mit dieſem Spruch eine endgültige 
Entſcheidung geben wollen und gegeben. Daran wird dadurch 
nichts geändert, daß dieſer Spruch gegen das Geſetz verſtieß 
und deshalb aufgehoben worden iſt. Damit wurde nicht, wie 
der B. R. annimmt, der Spruch vom 20. Januar 1893 wieder⸗ 
hergeſtellt und mit dem dagegen erhobenen Einſpruch von Neuem 
der Beurtheilung des Schiedsrichters unterworfen. Im Sinne des 
Geſetzes war der Spruch vom 20. Januar 1893, da er nicht ordnungs⸗ 
mäßig zugeftellt und hinterlegt, nicht erlaſſen und das Urtheil 
auf Aufhebung des Schiedsſpruchs hat nicht die Bedeutung, die 
im Verfahren vor den Gerichten das in der höheren Inſtanz 
ergehende, aufhebende, nicht in der Sache entſcheidende Urtheil 
hat. Das ſchiedsrichterliche Verfahren wird nicht von Neuem 
eröffnet. Vielmehr folgt aus der Aufhebung des ordnungsmäßig 
zugeftellten und hinterlegten Schiedsſpruchs, ſobald er den Streit 
vollſtändig erledigen ſollte und erledigte, wie das R. G. wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat, nichts, als daß das ſchiedsrichterliche 
Verfahren ohne haltbares Ergebniß verlaufen iſt, und daß der 
Streit der Parteien nunmehr allein der richterlichen Entſcheidung 


unterliegt. I. C. S. i. S. Eiſenberg e. A.⸗G. Ver. Schuh⸗ 
fabriken zu Caſſel vom 6. April 1898, Nr. 17/98 I. 

33. Die Reviſion iſt begründet. Bezüglich der Klage iſt 
die angefochtene Entſcheidung darauf geſtützt, daß der an Stelle 
des verſtorbenen Kaufmannes H. vom Bekl. zum Schiedsrichter 
ernannte Fabrikant G. die Ausführung des Schiedsrichteramts 
verweigert habe. Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß dieſe 
Annahme der erforderlichen Begründung ermangelt. In den 
Entſcheidungsgründen des angefochtenen Urtheils heißt es aller- 
dings: „Es fteht feſt, daß G. ſich im März 1895 geweigert 
hat, mit B. und L. zu einem Schiedsgericht zuſammenzu⸗ 
treten.“ Allein auch dieſe Feſtſtellung iſt nicht ausreichend be⸗ 
gründet. Von einer im März 1895 ſeitens des G. abgegebenen 
Erklärung ergeben die Prozeßverhandlungen nichts. Es iſt 
nicht erſichtlich, ob das B. G. bei der gedachten Feſtſtellung 
eine mündliche oder ſchriftliche Aeußerung des G. im Auge 
gehabt und in letzterem Falle, ob dieſelbe dem B. G. vorgelegen, 
bezw. welchen Inhalt ſie hatte. Die Reviſion weiſt ferner 
mit Recht darauf hin, daß in der ſchriftlichen Klagebeantwortung 
behauptet iſt, G. habe ſich nicht ſchlechthin geweigert, an einem 
Schiedsgerichte zur Entſcheidung des Streitfalles mitzuwirken, 
ſondern habe ſich bereit erklärt, an einem vom Bekl. an⸗ 
erkannten Schiedsgerichte mitzuwirken, und daß zum Beweiſe 
hierfür auf die Korreſpondenz der Parteien Bezug genommen iſt. 
Wenn auch aus dem Thatbeſtand der Inſtanzurtheile nicht 
hervorgeht, daß dieſer Schriftſatz in der mündlichen Verhand⸗ 
lung der Vorinſtanzen vorgetragen iſt, ſo hätte das B. G. 
doch jedenfalls aus der ganzen Sachlage auf Grund von § 130 
der C. P. O. Veranlaſſung nehmen ſollen, die Kl. zur Vor⸗ 
legung der betreffenden Korreſpondenz aufzufordern, um an der 
Hand derſelben zu prüfen, ob die Erklärung des G. als eine 
Weigerung der Uebernahme des Schiedsrichteramtes im Sinne 
des § 857 der C. P. O. anzuſehen iſt. Hieraus ergiebt ſich, 
daß in Betreff der Klage das B. U. aufzuheben und die Sache 
an das B. G. zurückzuverweiſen iſt. Die gleiche Entſcheidung 
iſt aber auch hinſichtlich der Widerklage geboten. Zwar geht 
das B. G. mit Recht davon aus, daß mit dem Wegfall der 
durch die Parteien ernannten Schiedsrichter nicht auch das 
Amt des von dieſen Schiedsrichtern gewählten Obmannes als 
erledigt zu betrachten iſt. Nach Inhalt des vorliegenden 
Schiedsvertrages ſoll der Obmann ebenſo wie die beiden anderen 
Schiedsrichter ein Mitglied des ſchiedsrichterlichen Kollegiums 
ſein; er ſteht, abgeſehen von der ihm zukommenden Geſchaͤfts⸗ 
leitung, den von den Parteien ernannten Schiedsrichtern gleich. 
Daß er nicht unmittelbar durch die Parteien, ſondern durch die 
von dieſen bezeichneten Schiedsrichter gewählt worden iſt, be⸗ 
gründet keinen Unterſchied in ſeiner Stellung. Daß nach der 
Abſicht der Parteien bei dem Wegfall der direkt von ihnen 
ernannten Schiedsrichter auch die Wahl eines neuen Obmannes 
ſtattfinden ſollte, iſt in Ermangelung eines dahin gehenden 
Willensausdruckes nicht anzunehmen. Auch darin iſt dem B. G. 
zuzuſtimmen, daß die Ablehnung des Obmannes L. aus 9858 
Abſ. 2 der C. P. O. nicht hergeleitet werden kann, da nicht 
dargethan iſt, daß er die Erfüllung ſeiner Pflichten ungebührlich 
verzögert hat. In dieſer Hinſicht ſind auch beſondere Angriffe 
nicht erhoben. Dagegen bedarf die Frage, ob die Ablehnung 
des L. nicht wegen Beſorgniß der Befangenheit gerechtfertigt 
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ift, einer anderweiten thatſächlichen Prüfung. I. C. S i. S. 
Huck c. Aktiengeſellſchaft für Schriftgießerei und Maſchinenbau 
in Offenbach vom 28. April 1898, Nr. 484/97 I. 

Zur Konkursordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 

34. Der nach der Eröffnung des Konkursverfahrens als 
Geſchäftsführer des Vereins in das Handelsregiſter eingetragene 
Kaufmann Paul F. in Berlin hat Namens des Gemeinſchuldners 
die Einſtellung des Verfahrens beantragt. Der Antrag iſt von 
dem Amtsgerichte I zu Berlin als Konkursgericht mittels Be- 
ſchluſſes vom 5. Januar 1898 bis zur näheren Darlegung der 
Legitimation des Kaufmanns F. als Geſchäftsführer des Gemein⸗ 
ſchuldners beanſtandet worden, welche Entſcheidung auf Be- 
ſchwerde durch den Beſchluß des L. G. J zu Berlin vom 8. Fe⸗ 
bruar 1898 unter der Anordnung aufgehoben iſt, daß das 
Amtsgericht unter Abſtandsnahme von dem erhobenen Bedenken 
anderweit über den Antrag auf Einſtellung des Verfahrens zu 
befinden habe. Gegen den letzteren Beſchluß hat der Konkurs- 
verwalter Kaufmann B., und zwar ſowohl in ſeiner Eigenſchaft 
als Verwalter wie als Maſſegläubiger, weitere Beſchwerde ein⸗ 
gelegt, indem er die materielle Entſcheidung angefochten, auch 
geltend gemacht hat, daß er als Verwalter über den Antrag, 
bevor auf dieſen eine Verfügung erging, hätte gehört werden 
müſſen. Das Kammergericht hat die Beſchwerde als unzuläſſig 
verworfen, und gegen dieſen oben bezeichneten Beſchluß iſt die 
jetzt erhobene weitere Beſchwerde gerichtet, die zwar, da die Ent⸗ 
ſcheidung einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund enthält, für 
ſtatthaft zu erachten, aber fachlich als unbegründet zurückzuweiſen 
iſt. Mit Recht hat das Kammergericht angenommen, daß dem 
Konkursverwalter im gegebenen Falle ein Beſchwerderecht nicht 
zuſtehe. Nach $ 189 der R. K. O. iſt der Antrag des Ge⸗ 
meinſchuldners auf Einſtellung des Verfahrens, wenn er nicht 
von dem Konkursgerichte von vornherein als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen wird, weil die Vorausſetzungen des $ 188 ebenda 
nicht vorliegen, öffentlich bekannt zu machen und mit den zu⸗ 
ſtimmenden Erklärungen auf der Gerichtsſchreiberei zur Einſicht 
der Konkursgläubiger niederzulegen. Die Konkursgläubiger 
können dann binnen einer beſtimmten Friſt Widerſpruch gegen 
den Antrag erheben und das Gericht hat erſt darauf nach An⸗ 
hörung des Gemeinſchuldners und des Verwalters, ſowie der 
widerſprechenden Gläubiger über die Einſtellung des Verfahrens 
zu beſchließen. Zutreffend hat das Kammergericht aus dieſen 
Beſtimmungen gefolgert, daß gegen die Verfügung des Gerichts, 
durch welche die öffentliche Bekanntmachung des Einſtellungs⸗ 
antrages angeordnet wird, weder einem Gläubiger noch dem 
Verwalter ein Beſchwerderecht gegeben iſt. Der Gläubiger kann 
nur nach Veröffentlichung des Antrags gegen dieſen Widerſpruch 
erheben und der Verwalter kann nur verlangen, daß er alsdann 
gehört wird. Wenn aber eine Beſchwerde gegen die Anordnung 
der öffentlichen Bekanntmachung des Einſtellungsantrages aus⸗ 
geſchloſſen iſt, ſo muß auch die Beſchwerde über eine Verfügung 
unzuläſſig erſcheinen, die, wie die in Rede ſtehende, die Vor⸗ 
bereitung der Anordnung der öffentlichen Bekanntmachung zum 
Gegenſtande hat. Der 8 66 der R. K. O., auf den der Be⸗ 
ſchwerdeführer ſich bezieht, ſteht ihm nicht zur Seite. Nach 
diefer Vorſchrift findet gegen die Entſcheidungen im Konkurs⸗ 
verfahren, ſoweit das Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, die 
ſofortige Beſchwerde ſtatt, und damit iſt auch dem Konkurs- 


verwalter das Recht zur Beſchwerdeführung gegeben. Die Aus⸗ 
übung dieſes Rechts ſetzt aber voraus, daß der Konkursverwalter 
in ſeinen oder in den von ihm vertretenen Intereſſen durch die 
ergangene Entſcheidung beſchwert worden iſt, und ſolches trifft 
hier nicht zu. Das Konkursgericht hat über die Anordnung 
der öffentlichen Bekanntmachung des Einſtellungsantrags ſelbſt⸗ 
ſtändig zu befinden, und iſt nicht verpflichtet, vorher den Ver⸗ 
walter gutachtlich zu hören. Ob, wovon das Kammergericht in 
Uebereinſtimmung mit der Mehrzahl der Schriftſteller aus- 
gegangen iſt, vergl. Wilmowski, R. K. O., Auflage 5 Anm. 2 
zu $ 189; Peterſen und Kleinfeller, R. K. O., Auflage 3, 
Anm. 2 a. E. zu $ 189; Sarwey, R. K. O., Auflage 3, 
Nr. 5 a. E. zu § 189; Stieglitz, R. K. O., Bemerkung II a. E. 
zu § 189; Fitting, Reichskonkursrecht, 8 51 Anm. 22, der 
Konkursverwalter in dem Verfahren über den Einſtellungsantrag 
keine Parteirolle einnimmt, und ihm in Folge deſſen auch keine 
Beſchwerde über den Einſtellungsbeſchluß zuſteht, kann hier un⸗ 
entſchieden bleiben. Auch als angeblichen Maſſegläubiger iſt 
dem Verwalter ein Beſchwerderecht nicht gegeben. Bei der Ver⸗ 
handlung über die Einſtellung des Verfahrens im Sinne der 
§§ 188, 189 der R. K. O. find, wie der klare Wortlaut 
des Geſetzes ergiebt, die Maſſegläubiger überhaupt nicht be⸗ 
theiligt. IV. C. S. i. S. Bauverein Kaiſer Wilhelm⸗Straße 
Konk. vom 18. April 1898, B Nr. 74/98 IV. 

35. Der RE. rügt Verletzung des § 7 Anf. G. und 
ſucht dies mit folgender Ausführung zu begründen: Als an- 
fechtbare Rechtshandlung kämen im vorliegenden Falle in Be⸗ 
tracht 1. die Auflöſung des Geſellſchaftsverhältniſſes, ſowie die 
damit im Zuſammenhang ſtehende Schaffung einer vollſtreckbaren 
Urkunde, und 2. die im Einverſtändniß mit der S. erfolgte 
Pfändung und Verſteigerung. Der Anfechtung entzogen ſei 
aber der Erwerb des Eigenthums an dem Waarenlager ſeitens 
des Bekl., der durch Ankauf in der Zwangsverſteigerung dieſes 
Eigenthum erlangt habe, wie es jeder andere durch das Meift- 
gebot hätte erwerben können. Darum könne die Anfechtung 
der unter 1 und 2 angeführten Rechtshandlungen nur zu dem 
Ergebniſſe führen, daß Bekl. den Werth der auf ſeinen Antrag 
verſteigerten Gegenſtände ſoweit zu reſtituiren habe, als derſelbe 
zur Befriedigung der Kl. erforderlich ſei. Dieſe Ausführungen 
können nicht für zutreffend erachtet werden. Die Anſteigerung 
des Waarenlagers konnte nämlich von den Vorinſtanzen mit 
Recht als das letzte Glied derjenigen Kette von Rechtshandlungen 
angeſehen werden, durch welche der Bekl. im Einverſtändniß 
mit der Minna S. das derſelben gehörige Waarenlager in ſeine 
Hände zu bringen beſtrebt war und thatſächlich an ſich brachte. 
Freilich würde der Anfechtungsanſpruch der Kl. gegen den Bekl. 
auf Grund der vom B. G. feſtgeſtellten Vorausſetzungen des 
§ 3 Nr. 1 Anf. G. auch dann ſchon begründet geweſen fein, 
wenn er die Waaren nicht ſelbſt angeſteigert, ſondern nur den 
Verſteigerungserlös in Empfang genommen hätte, in welchem 
Falle er zur Herauszahlung dieſes Erlöſes bis zur Befriedigung 
der Kl. verpflichtet geweſen ſein würde; daraus folgt aber nicht, 
daß, nachdem der Bekl. ſich ſelbſt zum Anſteigerer gemacht hat, 
ſeine Verpflichtung ſich nicht auf Herausgabe der Waare ſelbſt 
zum Zwecke der Zwangs vollſtreckung erſtrecke, vorausgeſetzt immer, 
daß dieſer Erwerb als die letzte Verwirklichung der von der 
Schuldnerin beabſichtigten Verbringung ihres Waarenlagers zum 
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Nachtheile der Gläubiger von den Betheiligten gewollt war, 
was das L. G. im Urtheilstenor dadurch ausdrückt, daß es 
von einem der Minna S. ab gekauften Waarenlager ſpricht. 
Aus der Thatſache aber, daß der Bekl. durch die Auſteigerung 
das Eigenthum an den Waaren erlangt hat, kann er einen 
Einwand gegen den perſönlichen Anſpruch der Kl., die Zwangs⸗ 
vollſtrekung in dieſes Waarenlager zu dulden, nicht entnehmen. 
Auch der ausgeſprochenen Verurtheilung des Bekl. zur Rechnungs- 
legung über die bereits verkauften Waaren ſteht ein Bedenken 
nicht entgegen, da der Bekl. einem Verwalter fremden Gutes 
gleichſteht und die Verpflichtung zur Rechnungslegung nicht 
weiter gehen ſoll, als es zur Befriedigung der Kl. erforderlich 
iſt. Nicht minder zuläſſig erſcheint die Verurtheilung zur 
Herausgabe des Erlöſes der verkauften Waaren, denn auch dieſe 
Verpflichtung hat die erwähnten Grenzen und kann nicht als 
eine Verurtheilung zur Herausgabe eines den Werth der Waare 
überſteigenden, durch ihre Weiterveräußerung gemachten Ge⸗ 
winnes angeſehen werden, widrigenfalls ſie allerdings mit den 
in Bd. 27 S. 21 ff. der Entſch. des R. G. entwickelten Grund- 
ſätzen in Widerſpruch ſtehen würde. Zu rügen iſt, daß die 
Forderungen der Kl., zu deren Berichtigung die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Waarenlager dienen ſoll, im Urtheilstenor 
nicht genau angegeben ſind, wie dies §9 des Anf. G. erfordert, 
doch iſt in dieſer Beziehung die erforderliche Ergänzung aus 
dem Thatbeſtande des landgerichtlichen Urtheils mit Sicherheit 
zu entnehmen. II. C. S. i. S. Eiſenhardt c. Mayer & Wolff 
vom 15. April 1898, Nr. 44/8 II. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

36. Der Wechſel iſt vom Chemann der Bekl. auf ſie 
gezogen. Damit hat er genehmigt, daß ſie ſich und ihr Ver⸗ 
mögen durch ihr Accept verpflichte, und fi ſelbſt dem Wechſel⸗ 
inhaber nach § 329 Thl. II Tit. 1 des A. L. R., auch ab⸗ 
geſehen von ſeiner Verpflichtung aus der Ausſtellung des Wechſels, 
civilrechtlich mit feinem Vermögen und dem dazu gehörigen 
Nießbrauch am Eingebrachten der Ehefrau haftbar gemacht. 
Damit iſt die Schranke beſeitigt, die aus ſeinen güterrechtlichen 
Befugniſſen dem Angriff des Gläubigers gegen das Eingebrachte 
und die Ehefrau allein gezogen werden könnte. Nach der 
konkreten Sachlage werden überdies dieſe Befugniſſe durch den 
Rechtsſtreit gegen die Ehefrau allein überhaupt nicht berührt. 
Die Bekl. hat den Wechſel unſtreitig acceptirt, um dem Wechſel⸗ 
inhaber für ein ihrem Ehemanne gegebenes Darlehn Sicherheit 
zu verſchaffen. Die Bekl. vertheidigt ſich und die In⸗ 
anſpruchnahme der Subſtanz ihres Vermögens aus 
der Acceptverpflichtung durch die Behauptung, daß 
ihre Verpflichtung erloſchen ſei. Damit trifft ſie keine 
dem Ehemann nachtheilige oder präjudicirliche Verfügung über 
das Eingebrachte. Dringt ſie mit ihrer Vertheidigung durch, 
ſo iſt auch das Recht des Ehemannes gewahrt; dringt ſie nicht 
durch, ſo präjudicirt dies dem Ehemann nicht, weil ſelbſt⸗ 
verſtändlich das gegen die Ehefrau allein ergangene Urtheil ſeine 
Rechte am Eingebrachten nicht beſeitigt. Weiter ausgeführt. 
I. C. S. i. S. Kronheim o. Streblow vom 18. April 1898, 
Nr. 22/98 I. | | | 

37. Es ift Rechtens, daß eine Kundmachung an die Ge⸗ 
ſchäftsgläubiger, der Erwerber übernehme die Paſſiva — einerlei 
ob dieſe Uebernahme wirklich, insbeſondere allgemein für alle 


Paſſiwa, verabredet iſt — den Erklärenden allen Gläubigern 
gegenüber bindet; — und daß in dieſer Beziehung einer öffent⸗ 
lichen Bekanntmachung gleichſteht eine Circularmittheilung an 
eine erhebliche Zahl von Gläubigern. Vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 38 S. 175. Daß das geſchehen iſt, iſt in bedenkenfreier 
Weiſe feſtgeſtellt und trägt die angefochtene Entſcheidung. Es 


kann daher dahingeſtellt bleiben, ob ſchon die Fortführung der 


Firma allein dieſelbe Wirkung haben mußte. I. C. S. i. S. 
Krüger o. Selter vom 20. April 1898, Nr. 475/97 J. 

38. Die Reviſion ift unbegründet, da der Auffaſſung des 
B. G. daß ein Jahresgewinn nur nach Schluß des Jahres feſt⸗ 
geſtellt werden könne, und daß daher, wenn innerhalb eines 
Jahres die Liquidation beginnt, dann nur die an ſich der Natur 
der Sache entſprechende Berechnung von Gewinn und Verluſt, 
wie fie nach völliger Auftöfung der Geſellſchaft durch Durch. 
führung der Liquidation ſich geftaltet, allein maßgebend fein 
könne, beizuſtimmen iſt. Denn das Ergebniß eines Theiles 
eines Geſchäftsjahres iſt, wie auch Staub in dem zu den Akten 
überreichten Gutachten zutreffend ausführt, auch wenn es 
rechnungsmäßig Gewinn ergiebt, nicht der dem Zeitraum ent- 
ſprechende Theil eines Jahres gewinns, da der anſcheinende Gewinn 
durch ſpätere Verluſte voll beſeitigt, namentlich auch die in 
jenem Jahrestheil getroffenen Dispoſitionen bereits den Grund 
der ſpäteren Verluſte bilden können. Aehnlich kann die Sache 
zwar auch beim Jahresgewinn liegen, und mit voller Sicherheit 
läßt ſich daher nur bei völliger Beendigung der Geſellſchaft 
Gewinn und Verluſt überſehen. Die Jahrestheilung hat aber 
das Geſetz und vorliegend das Statut zugelaſſen, nicht aber 
eine weitere Theilung innerhalb eines Jahres, und dies jeden ⸗ 
falls dann nicht, wenn nach eingetretener Liquidation die 
Möglichkeit geboten iſt, die thatſächlichen Ergebniſſe der 
Geſellſchaft, den wirklichen Gewinn oder Verluſt feſtzuſtellen. 
III. C. S. i. S. Grimm e. Grimm vom 22. April 1898, 
Nr. 398/97 III. 8 

39. Das B. U. kann nicht aufrecht erhalten werden, weil 
es außer Acht gelaſſen hat, daß bei einem durch Agenten ver⸗ 
mittelten Geſchäftsverkehr die Rechtsnatur der Geſchäfte weſent⸗ 
lich dadurch bedingt wird, in welchem Sinne dieſelben den 
Agenten angetragen und von denſelben entgegengenommen 
worden ſind, und daß hierbei nicht blos ausdrückliche Erklärungen 
in Betracht kommen, ſondern daß ſtillſchweigenden, aus den 
Umſtänden ſich konkludent ergebenden Willenserklärungen in 
dieſem Rechtsverhältniß nicht minder, wie auch ſonſt, die gleiche 
Rechtswirkung beizumeſſen iſt. Konnten die Agenten des Kl. 
nicht im Zweifel ſein, daß der Vertragswille des Bekl. bei den 
offerirten Geſchäften nur auf reine Differenzgeſchäfte gerichtet 
ſei, auch wenn dies nicht ausdrücklich ausgeſprochen wurde, und 
übernahmen ſie die Vermittelung der ſo angetragenen Geſchäfte, 
ſo muß der Kl., wenn er aus den vermittelten Geſchäften Rechte 
für ſich herleiten will, dieſelben in dem Sinne gelten laſſen, in 
dem ſie den Agenten angetragen waren. Vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 30 S. 30 und 216. Dies hat das B. G. ver⸗ 
kannt, indem es ſeine Entſcheidung darauf gründet, daß weder 
die Kenntniß des Kl. von einem Mißverhältniß der Vermögens 
lage der Bekl. mit dem Umfange ihrer Spekulationen, noch eine 
ausdrückliche, auf bloße Differenzgeſchäfte gerichtete Beredung 
mit dem klägeriſchen Agenten erwieſen ſei, ohne zu prüfen, ob 
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zwifchen den Bekl. und den klägeriſchen Agenten das ſtill⸗ 
ſchweigende Einverſtändniß beſtand, daß nur Differenzgejchäfte 
geſchloſſen werden, die effektive Erfüllung ausgeſchloſſen fein. 


ſollte. I. C. S. i. S. Hey c. Waller vom 26. W 1898, 
Nr. 455/97 I. 4 

40. Ob die Verbindlichkett des Ausſteliers eines In⸗ 
haberpapiers ſchon mit deffen Schöpfung oder erſt mit deſſen 
Begebung ins Leben tritt, iſt für den Streitfall ohne Be⸗ 
deutung. Denn es muß mit dem O. L. G. angenommen 
werden, daß die die Verpfändungserklärung begleitende Aus⸗ 
händigung der Prioritätsobligationen an die Rechtsvorgängerin 
des Kl. eine Begebung enthält. Die Begebung iſt kein ſolenner 
Akt, ſondern die Entlaffung des Papiers aus dem eigenen Beſitz, 
um einem neuen Beſitzer das Verfügungsrecht darüber und 
die Gläubigerſchaft daraus zu übertragen. Daran fehlt es hier 
nicht. Die Pfandſetzung eines Inhaberpapiers ſchließt die Ein⸗ 
räumung der Befugniß zu eigener Geltendmachung des For⸗ 
derungsrechts in ſich. Weil dieſes in dem Papiere verkörpert 
iſt, kann der Anſpruch, wenn auch vielleicht materiell, ſo doch 
nicht formell in dem Vermögen des bisherigen Berechtigten zurüd- 
bleiben, während der Empfänger ein Forderungspfandrecht in 
dem gewöhnlichen Sinne erwirbt. Aus dieſer Rechtslage ergiebt 
ſich aber, daß auch durch eine einzige Uebertragungshandlung 
das Forderungsrecht geſchaffen und einem Anderen pfandweiſe 
eingeräumt werden kann. Der Empfänger ſoll Inhaber der 
Forderung ſein; und darum liegt ein Begebungsvertrag vor. 
Die erworbene Forderung ſoll ſachlich blos zur Sicherung 
anderer Anſprüche dienen; und inſofern erſcheint das Begebungs⸗ 
geſchäft auch als Verpfändungsgeſchäft. Die Zuſammenziehung 
der beiden Geſchäfte in einen und denſelben Rechtsakt iſt weder 
begrifflich unmoglich noch geſetzlich verboten. Dabei ſoll dann 
nicht dem Pfandnehmer ein Pfandrecht an dem ſchon vor⸗ 
handenen oder als vorhanden vorausgeſetzten Gläubigerrecht 
eines Dritten, ſondern behufs Sicherung ſeiner Anſprüche ein 
unmittelbares formell vollkommenes und nur materiell durch den 
Verpfändungszweck beſchränktes Gläubigerrecht eingeräumt 
werden. Wenn die Reviſion glaubt, dieſe Auffaſſung um ihrer 


angeblich ſonderbaren Konſequenzen willen ablehnen zu können, 


ſo iſt ihr in der Behauptung, daß die Konſequenzen ſonderbar 
ſeien, nicht beizutreten. Vollkommen zutreffend hat das B. G. 
bereits darauf hingewieſen, daß ein Jeder, der einen Vermögens⸗ 
werth verpfändet der gleichen oder einer ähnlichen Gefahr wie 
die Bekl. ausgeſetzt iſt. Im Uebrigen beruht das angefochtene 
Urtheil lediglich auf thatſächlichen Erwägungen. Dies gilt ins- 
beſondere auch von der Feſtſtellung, daß der Vorſtand der Bekl. 
die vom Aufſichtsrath vorgenommene Verpfändung der Obliga- 
tionen genehmigt habe. Das R. G. findet nicht, daß 8 
irgend ein Rechtsirrthum untergelaufen iſt. I. C. S. i. S. 
Bürgerl. Brauhaus Segeberg Konk. c. Sa vom 30. B 
1898, Nr. 466/97 J. 

41. Als unberechtigt ſtellt ſich das im prozeſſ geltend 
gemachte Verlangen des Kl. dar, nur gegen Lieferung der zuvor 
vom Bekl. als vertragsmäßig zu erweiſenden Waare 
Zahlung leiſten zu müffen. Der Sachverhalt, welcher dem 
Urtheile des erkennenden Senats vom 22. April 1893 in 
Sachen Pulvermacher gegen Lehmann I. 18/1893 zu Grunde 
lag, ſtimmt mit dem hier gegebenen nicht überein. Dort war 


die verkaufte Waare, wenn nicht ſchon zur Zeit des Abſchluſſes 
des Kaufgeſchäfts, fo doch jedenfalls zu der Zeit, als die Ver⸗ 
ladungsdokumente der Käuferin von der Verkäuferin angeboten 
wurden, bereits in Hamburg, als dem Ablieferungsorte, ein⸗ 
getroffen. Dementſprechend wurde angenommen, daß der fuͤr 
die Auslegung der Klauſel „Zahlung gegen Verladungs⸗ 
dokumente“ erhebliche Geſichtspunkt, daß bei Waaren, die von 


einem auswärtigen Platze verſchifft find und ihren Beſtimmungs⸗ 


ort noch nicht erreicht haben, die Feſtſtellung der kontraktlichen 
Beſchaffenheit ohne mehr oder minder große Verzögerung nicht 
zu ermöglichen ſein werde, in dem zu entſcheidenden Falle nicht 


in Betracht komme. Im gegenwärtigen Falle befand die Waare 


ſich, als der Bekl. dem Kl. die Verladungsdokumente anbot, 
noch unterwegs. Daß die Dokumente dem Vertrage entſprachen, 
beſtreitet Kl. nicht. Er iſt mithin, als er unter Rücktritt vom 
Vertrage wegen angeblich verſpäteter Leiſtungen des Bekl. die 
Annahme der Dokumente und die Zahlungsleiſtung verweigerte, 
in Verzug gerathen. Auch nach dem inzwiſchen die Waare ein⸗ 
getroffen und gelöſcht war und ſelbſt jetzt noch, hält er den 
Rücktritt aufrecht. Er hat nicht zu erkennen gegeben, daß er 
die Waare zum Zweck der Abnahme zu beſichtigen wünſche und 
ſich nicht für den Fall, daß ſie ſich bei dieſer Beſichtigung als 


kontraktmäßig ergebe, zur Zahlung des Preiſes Zug um Zug 


bereit erklärt. Unter ſolchen Umſtänden trifft nicht den Bell. 
der Vorwurf der Argliſt, ſondern das Verhalten des Kl., der 
für den Fall, daß ſein Rücktritt für unbegründet erkannt 
wird, nunmehr vor der Zahlung den Beweis der Kontraft- 
mäßigkeit der Waare verlangt, erſcheint als unberechtigt. 
I. C. S. i. S. Zülzer o. Scagliotti vom 2. April 1898, 
Nr. 459/97 J. 

42. In der Sache ſelber iſt davon auszugehen, daß die 
Offerten der Bekl. inſofern einheitlicher Natur ſind, als ihre 
verſchiedenen Beſtimmungen in einer nothwendigen inneren Be⸗ 
ziehung zu einander ſtehen. Mögen ſie auch nicht ſämmtlich 
unter einen und denſelben rechtlichen Geſichtspunkt gebracht 
werden können, ſo darf doch keine aus dem Zuſammenhange 
des Ganzen gelöft und als in ſich ſelbſtſtändiger Antrags- 
beſtandtheil betrachtet werden. Die Ungültigkeit eines Theiles 
hat daher die Ungültigkeit der Offerte ſelber zur Folge, wenn 
nicht angenommen werden kann, daß dieſelbe auch ohne ihn 
gemacht worden wäre. Sollte durch einfache Acceptation ein 
bindender Vertrag zu Stande kommen, fo mußten die welent- 
lichen Abreden in ihrer Geſammtheit möglich und ausführbar 
ſein. Ließ aber die Ungültigkeit oder Unausführbarkeit eines 
Theiles des Antragsinhalts das Zuſtandekommen eines Vertrages 
als ausgeſchloſſen erſcheinen, ſo fiel die Strafbeſtimmung zu⸗ 
ſammen, in welchem Sinne ſie immer gemeint ſein mochte. 
I. C. S. i. S. Deutſche Kredit- und Baubank zu Berlin 
e. Bauer und Gen. vom 6. April 1898, Nr. 461/97 J. 

43. Der B. R. ſtellt zu Gunſten des Bekl. feſt, daß die 
Ordre vom 24. September 1894 vom Kl. acceptirt und das 
Geſchäft zu Stande gekommen iſt. Dieſe Feſtſtellung iſt weder 
angegriffen noch rechtlich bedenklich. Die Gegenforderung, um 
die es ſich in Klage und Widerklage allein handelt, iſt abgewieſen, 
weil dem Kl. nach dem Abſchluß des Geſchäfts in Bezug auf 
die Vermögensverhältniſſe und die Kreditwürdigkeit des Bekl. 
Umſtände bekannt geworden ſeien, die ihn berechtigt, die Aus- 
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führung des Geſchafts von feiner Sicherung gegen die ihm aus 
dem Kredit drohende Gefahr abhängig zu machen. Dieſe 
Sicherung hat der Bekl. unſtreitig abgelehnt. Der B. R. 
nimmt auch an, daß der Bekl. rechtswidrig dadurch gehandelt 
habe, daß er dem Kl. die Umſtände verſchwiegen habe, in denen 
der B. R. den Anhalt für die Berechtigung findet, die Kredit⸗ 
würdigkeit des Bekl. in Frage zu ziehen. Die Revifion richtet 
ſich gegen dieſe Ausführungen mit Recht. Die Annahme, daß 
in dem Verſchweigen des Standes ſeiner Geſchäfts⸗ und Ver⸗ 
mögenslage bei den Vertragsverhandlungen im September 1894 
ein rechtswidriges Verhalten des Bekl. enthalten ſei, iſt 
nicht näher begründet und unhaltbar. Weiter ausgeführt. 
I. C. S. i. S. Schwarzwald c. Fahr vom 13. April 1898, 
Nr. 19/98 J. f 

44. Das O. L. G. hält den von der Kl. vorgenommenen 
Selbſthülfe⸗Verkauf für unberechtigt, weil die Bekl. mit der 
Empfangnahme der Waare nicht im Verzuge geweſen ſei 
(H. G. B. Art. 343 Abſ. 2). Unterſtellt wird dabei zu Gunſten 
der Kl., daß Annahmeverzug im Sinne des Art. 343 des 
H. G. B. vorgelegen haben würde, wenn die Bekl. unberechtigter 
Weiſe unterlaſſen haben ſollte, die „Eintheilung“ zu geben, d. h. 
zu beſtimmen, in welcher Stärke die Baumwolle geſponnen 
werden ſollte. Es kommt daher entſcheidend darauf an, ob die 
Bekl. trotz der Mahnungen der Kl. vom 24. Juni und 1. Juli 
ſich weigern durfte, die Spezifikation für das Reſtquantum zu 
ertheilen. Die Bekl. hat in der Korreſpondenz die Weigerung 
damit begründet, daß ſie zuvor die Erſatzlieferung für das erſte 
in nicht vertragsmäßiger Beſchaffenheit gelieferte Quantum 
fordern müſſe. Das O. L. G. hat das für gerechtfertigt ge⸗ 


halten, und dem muß beigetreten werden. Zwar iſt richtig, 


daß im Vertrage die Friſten für die „Eintheilung“ und für 
die Lieferung der Art feſtgeſetzt waren, daß die Bekl. ſich darauf 
einrichten mußte, die Eintheilung für das folgende Quantum 
ſchon zu geben, ehe ſie das vorhergehende erhalten und auf ſeine 
Beſchaffenheit hätte prüfen können. Daraus kann aber nichts 
weiteres gefolgert werden, als daß die Kl. nach dem Vertrage 
vielleicht ſchon früher um die Spezifikation für das zweite 
Quantum hätte mahnen können, als ſie es thatſächlich gethan 
hat. Das aber iſt für die zu entſcheidende Frage gleichgültig. 
Denn die Parteien hatten ihre Beziehungen nicht derart geregelt, 
daß die Bekl. ſchon durch den Zeitablauf allein mit der Spezi⸗ 
fikation in Verzug kommen konnte. Es bedurfte dazu immer 
erſt der Mahnung. Thatſächlich aber hat die Kl. die Bekl. zur 
Spezifikation des Reſtquantums erſt aufgefordert, nachdem das 
erſte Quantum geliefert und von der Bekl. als mangelhaft 
beanſtandet war. Bei der Frage aber, ob dieſe Aufforderung 
berechtigt war oder ob ſie von der Bekl. zurückgewieſen werden 
durfte, kann nicht davon abgeſehen werden, ob das erſte 
Quantum in vertragsmäßiger Beſchaffenheit geliefert war oder 
nicht, oder mit anderen Worten, ob die Kl. bis dahin ihrerſeits 
den Vertrag erfüllt hatte oder nicht. War der Standpunkt der 
Kl., daß die erſte Lieferung vertragsmäßig ausgefallen et, 
berechtigt, ſo mußte die Bekl. auch der Aufforderung Folge 
leiſten, eine weitere Eintheilung zu geben. War aber das erſte 
Quantum nicht in vertragsmäßiger Beſchaffenheit geliefert und 
folgeweiſe die Forderung der Bekl. auf eine Erſatzlieferung 
hierfür berechtigt, ſo konnte ſich die Bekl. auch weigern, eine 


weitere Spezifikation zu geben. Denn zu liefern war nach und 
nach und auch die Eintheilung war nach und nach zu geben, 
nicht aber für das ganze Quantum auf einmal. War aber die 
Kl. mit der erſten Lieferung in Verzug gekommen und zwar 
derart, daß ſie von friſchem anfangen mußte, dieſes Quantum 
in der dafür vorgeſchriebenen Stärke herzuſtellen, ſo bedurfte es 
auch zur Zeit noch keiner Erklärung der Bekl., wie das folgende 
Quantum beſchaffen ſein ſollte. Es war eine Folge des der Kl. 
zur Laſt fallenden Verzuges, daß ſich nunmehr auch die weiteren 
Spezifikationsfriſten verſchoben. Denn es liegen nicht vier Ber- 
träge vor, wie die Reviſion annimmt, ſondern ein einheitlicher 
Vertrag mit vier zeitlich auf einander folgenden Lieferungsraten. 
Und wenn die Bekl. auch genöthigt werden konnte, die zweite 
Rate zu ſpezifiziren, ehe ſie die erſte hatte, fo konnte ſie doch 
nicht genöthigt werden, die zweite Rate, früher zu ſpezifiziren, 
als bis die Kl. an der erſten eine gewiſſe Anzahl von Wochen 
gearbeitet hatte und ſonach deren Lieferung in Ausſicht ſtand. 
In dem voraufgegangenen Prozeſſe aber iſt entſchieden worden, 
daß die Bekl. im Rechte war, wenn ſie die erſte Lieferung wegen 
mangelhafter Qualität zur Verfügung ſtellte und Erſatzlieferung 
begehrte. Das ſteht zwiſchen den Parteien rechtskräftig feſt, 
weil die auf das Gegentheil gerichtete Feſtſtellungsklage der Kl. 
aus materiellen Gründen abgewieſen iſt. Es kann daher jetzt 
nicht mehr in Zweifel gezogen werden und iſt auch während 
des gegenwärtigen Prozeſſes in den unteren Inſtanzen nicht in 
Zweifel gezogen worden. I. C. S. i. S. Schlikker u. Söhne 
c. Neugebauer Söhne vom 26. März 1898, Nr. 449/97 I. 
45. Nach den Art. 343, 354 H. G. B. hat der Ver⸗ 
käufer dem im Annahme- oder Zahlungsverzug befindlichen 
Käufer gegenüber keinen anderen Anſpruch, als auf Erfüllung 
durch Abnahme und Zahlung und Erſatz des Schadens aus 
der verſpäteten Erfüllung, oder auf Zahlung der Differenz 
zwiſchen dem Erlöſe der in den Formen des Art. 343 
H. G. B. verkauften Waare und dem Kaufpreiſe und Erſatz 
weiteren Schadens, oder im Falle des Zahlungsverzugs auf 
Rücktritt vom Vertrage ohne jeden weiteren Anſpruch. Aus 
dem Annahmeverzuge des Käufers als Gläubigers der Lieferung 
allein ſteht dem Verkäufer als Schuldner der Lieferung ein 
allgemeiner Anſpruch auf Schadenserſatz nicht zu. Das 
ändert ſich allerdings, wenn in Folge des Annahmeverzuges dem 
Verkäufer die Erfüllung unmöglich geworden iſt. Dann fordert 
der Verkäufer nach allgemeinen landesrechtlichen Grundſätzen 
die Gegenleiſtung nach Abzug des durch die Nichtlieferung Er⸗ 
ſparten. Dieſer Ausnahmefall liegt hier aber nicht vor. Klar 
iſt dies bezüglich der 126 Hektoliter, die der Kl. nach ſeinem 
eigenen Vortrage und nach der Feſtſtellung des I. R. vor dem 
Eintritt des Annahmeverzuges bezogen und in Händen hatte. 
Von dieſen 126 Hektolitern hat der Bekl. 13 abgenommen und 
bezahlt, die Abnahme weiterer Lieferungen abgelehnt. Damit 
kam er in Annahmeverzug. Von den nach Abnahme der 
13 Hektoliter übrig gebliebenen 113 Hektoliter ſind, wie der 
I. R. feſtgeſtellt hat und in der Berufungsinſtanz nicht mehr 
in Frage gezogen iſt, 12 verdorben und fortgegoſſen. Der 
Anſpruch des Kl. auf Erſatz des ihm dadurch entſtandenen 
poſitiven Schadens von 285 Mark iſt vom I. R. abgewieſen, 
weil der Kl. nach Art. 343 des H. G. B. dieſe 12 Hektoliter 
nicht habe verderben laſſen dürfen, ſondern in den 
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Formen des Abſ. 2 Art. 343 hätte verkaufen müſſen. Dieſe 
Entſcheidung iſt rechtskräftig geworden. Damit iſt, was ſchon 
der 1. R. überſehen hat, jeder Anſpruch auf Schadenserſatz 
ausgeſchloſſen, weil, wenn kein Anſpruch auf Erſatz des poſttiven 
Schadens beſteht, weil der Verkäufer den Untergang der Sache 
verſchuldet hat, ein Anſpruch auf entgangenen Gewinn nicht 
beſtehen kann. Der I. R. hat auch ganz richtig angenommen, 
daß, als der Bekl. im Mai 1896 mit der Abnahme der noch 
in den Händen des Kl. befindlichen 113 Hektoliter in Verzug 
gerieth, der Kl. nach der klaren Vorſchrift der Art. 343, 346 
H. G. B., $ 215 Thl. 1 Tit. 11 A. L. R., Entſch. des R. G. 
Bd. 26 S. 216, auf Erfüllung des Vertrages durch Abnahme 
und Zahlung zu klagen oder die in ſeinen Händen befindliche 
Waare in den Formen des Abſ. 2 Art. 343 H. G. B. zu ver⸗ 
kaufen und die Differenz zwiſchen dem Erlöſe und dem Verkaufs⸗ 
preiſe nebſt ſeinem ſonſtigen Schaden an Stelle des Kaufpreiſes 
zu fordern hatte. Von dem Vertrage zurückzutreten und abſtrakt 
Schadenserſatz zu fordern, war der Kl. nicht berechtigt. Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. 14 S. 292, Bd. 17 S. 423; des R. G. 
bei Bolze, Bd. 3 Nr. 696, Bd. 7 Nr. 596. Statt deſſen hat 
der Kl. die 101 Hektoliter, die er nach Abnahme der 13 und 
dem Fortgießen der 12 Hektoliter noch in Händen hatte, wie 
ſich aus dem Klagevertrage ergiebt, anderweit untergebracht. 
Damit ging er nach Art. 343, 354 H. G. B. des Anſpruchs 
auf Schadenserſatz auch wegen dieſer 101 Hektoliter verluſtig. 
Denn davon kann nicht die Rede ſein, daß ihm in Folge des 
Annahmeverzuges des Bekl. die Erfülluug bezüglich dieſer 
101 Hektoliter unmöglich gemacht worden ſei, wie der I. R. 
in Widerſpruch mit feinen eigenen Ausführungen und der B. R⸗ 
ohne jede nähere Begründung annimmt. Der Vertrag lief noch 
bis 15. Oktober, der Kl. hatte die Waare in Händen, konnte 
ihre Abnahme verlangen oder ſie in der vorgeſchriebenen Form 
verkaufen. Die Annahme der Vorderrichter führt zu dem völlig 
unhaltbaren Ergebniß, daß der Annahmeverzug allein die Er⸗ 
füllung unmöglich macht. In Höhe des entgangenen Gewinns 
für dieſe 113 Hektoliter im Betrage von 452 Mark iſt die 
Klage deshalb jedenfalls unbegründet. I. C. S. i. S. Zeller⸗ 
mayer c. Lotties vom 22. April 1898, Nr. 481/97 J. 

46. Die Einrede der Verjährung iſt von dem B. G. aus 
dem Grunde verworfen worden, daß der Art. 349 des H. G. B. 
ſich nur auf den Diſtanzkauf von Waaren, nicht aber auf Ge⸗ 
ſchäfte der hier vorliegenden Art beziehe, die, wenngleich fie ſo⸗ 
weit als thunlich nach der Analogie des Kaufes zu behandeln 
ſeien, doch die Anwendung der Vorſchriften der Art. 347, 349 
des H. G. B. nicht zuließen, daß aber die nach den Vorſchriften 
des bürgerlichen (Sächſiſchen) Rechtes eintretende dreißigjährige 
Verjährung noch nicht abgelaufen ſei. Dieſe Erwägungen er⸗ 


ſcheinen durchaus zutreffend. I. C. S. i. S. Cuypers & Stalling 


c. Propfe & Co. vom 30. April 1898, Nr. 29/98 J. 

47. Daß die freihändigen Verkäufe von Walzeiſen, welche 
die Kl. ihrer Schadenserſatzforderung zu Grunde legt, den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften der Art. 354, 343 des H. G. B. über 
den Selbſthülfeverkauf nicht entſprechen, kann nicht zweifelhaft 
ſein. Die Verkäufe ſind weder durch öffentliche Verſteigerung, 
noch durch Handelsmäkler zum laufenden Marktpreiſe bewirkt. 
Ob die ſonſtigen Verkaufsbedingungen denjenigen des Schluſſes 
vom 14. September 1893 entſprochen haben, iſt nicht erſichtlich. 


Als geſetzmäßige Selbſthülfeverkäufe können alſo die in der 
Zuſammenſtellung der Kl. angegebenen Verkäufe nicht gelten. 
Hiernach kann nur in Frage kommen, ob S. H. und Söhne 
vertragsmäßig berechtigt waren, in Folge des Verzuges 
der Bekl. das dieſer zu liefernde Walzeiſen freihändig zu 
verkaufen und das Ergebniß dieſer Verkäufe zur Grundlage 
ihrer Schadenserſatzforderung zu machen, was zuläſſigerweiſe 
vereinbart werden konnte (vergl. Urtheil des R. G. vom 
8. November 1890 I. 196/90, Bolze Praris Bd. 11 Nr. 390). 
I. C. S. i. S. Huldſchinskyſche Hüttenwerke c. Dreſcher u. Fuchs 
vom 21. März 1898, Nr. 462/97 I. 

48. Wenn die Reviſion auszuführen ſucht, daß beim 
Spezifikationskaufe der Verkäufer nicht genöthigt ſei, zum Selbſt⸗ 
hülfeverkaufe (nach vorgängiger Spezifikation) zu ſchreiten, wenn 
er Schadenserſatz wegen Nichterfüllung begehre, ſondern ſein 
Intereſſe in anderer Weiſe liquidiren könne, ſo iſt das vom 
Boden des geltenden Geſetzes aus als richtig nicht anzuerkennen. 
Im Art. 354 des H. G. B. find, wie in der höchftrichterlichen 
Rechtſprechung ſtets feſtgehalten worden iſt, die beim Handels- 
kauf dem Verkäufer im Falle des Verzuges des Käufers zu⸗ 
ſtehenden Rechte, unter Ausſchließung abweichender landesgeſetz⸗ 
licher Vorſchriften, erſchöpfend geregelt. Der Verkaͤufer iſt alſo, 
wenn er Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern will, aus⸗ 
ſchließlich auf den Weg des Selbſthülfeverkaufs angewieſen. 
Kann oder will er dieſen Weg nicht betreten, ſo iſt er darauf 
beſchränkt, Erfüllung und Schadenserſatz wegen Verſpätung oder 
Rücktritt vom Vertrage zu wählen. Eine in anderer Art be⸗ 
gründete Intereſſenklage iſt unzuläſſig. Die von der Reviſion 
für die gegentheilige Meinung in Bezug genommenen Aus⸗ 
führungen S. 27/28 in Bd. 37 der Entſch. des R. G. in 
Civilſachen ſtehen dem nicht entgegen, da fie die Frage vom 
Standpunkte des Geſetzgebers aus in dem Sinne erörtern, daß 
dem Verkäufer die Möglichkeit des Selbſthülfeverkaufs eröffnet 
werden müſſe, weil ihm die Intereſſenklage nicht in allen Fällen 
helfen könne. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

49. Ausnahmsweiſe iſt eine abſtrakte Berechnung des 
Schadens in ſolchen Fällen zuzulaſſen, in denen durch ſchuld⸗ 
hafte Säumniß des Käufers die Erfüllung des Vertrages über⸗ 
haupt unmöglich geworden iſt. Ein ſolcher Fall liegt aber hier 
nicht vor. Vergl. Entſch, bei Nr. 47. 

50. Der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag iſt 
ein einheitlicher Spezifikationskauf über mehrere Lieferungen, 
die nacheinander erfolgen ſollten. Der Vertrag iſt in Poſen 
geſchloſſen; in Poſen hat die Bekl. ihre Handelsniederlaſſung, 
und die Waare war frei Haus zu liefern. In Poſen hatte 
daher die Bekl. die Waare abzunehmen, und hier war der Er⸗ 
füllungsort für die Zahlung des Kaufpreiſes. Nach der deshalb 
neben dem H. G. B. zur Anwendung kommenden Vorſchrift 
des § 215 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 iſt ſomit die auf 
Spezifikation und Abnahme von 200 Centnern Zeitungsdruck⸗ 
papier gerichtete Klage für zuläſſig zu erachten (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 26 S. 216). Die Klage iſt aber 
auch im Uebrigen begründet. Um ſich das Recht auf Vertrags⸗ 
erfüllung (und Schadenserſatz wegen verſpäteter Erfüllung) zu 
erhalten, bedurfte es für die Kl. einer vorherigen Anzeige an 
die Bekl. nicht. Dies Recht ſtand ihr ohne weiteres zu. Nur 
wenn ſie ſtatt der Erfüllung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
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fordern oder von dem Vertrage abgehen wollte, war eine An⸗ 
zeige erforderlich (Art. 356 des H. G. B.). Andererſeits 
würde, wenn die Kl. ſich in gehöriger Weiſe für die eine oder 
andere dieſer beiden Alternativen in ihren Schreiben an die 
Bekl. bereits entſchieden hätte, das Recht, Vertragserfüllung zu 
fordern, ausgeſchloſſen ſein. Eine in dieſer Beziehung ihr ent⸗ 
gegenſtehende Entſchlußkundgebung der Kl. liegt aber nicht vor. 
Rechtswirkſam gegenüber dem ſäumigen Vertragstheil und zu⸗ 
gleich bindend für den nicht ſäumigen iſt zunächſt nur eine An⸗ 
zeige, die deutlich erkennen läßt, was der nicht ſäumige will. 
Und ferner muß eine Wahl getroffen ſein, die geſetzlich zuläſſig 
iſt. Eine unzuläſſige kann zurückgenommen werden (Bolze, 
Praxis, Bd. 18 Nr. 456). Der Revifion tft daher nicht zuzu⸗ 
geben, daß in. jedem Falle der Verkäufer durch die Anzeige, daß 
er über die Waare anderweitig verfügen und Schadenserſatz 
fordern werde, des Rechts, Vertragserfüllung zu verlangen, ver⸗ 
luſtig gehe. Ergiebt ſich aus der Anzeige, daß der Verkäufer 
ohne Selbſthülfeverkauf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
beanſpruchen will, ſo iſt damit, weil er nach Art. 354 des 
H. G. B. einen ſolchen Anſpruch nicht hat, eine unzuläſſige 
und deshalb unwirkſame Wahl getroffen. Die der unbefangenen 
Prüfung zunächſt ſich darbietende Auslegung der in dem Schreiben 
vom 22. Auguſt 1896 abgegebenen Erklärung, auf die in dem 
Schreiben vom 24. Februar 1897 zurückverwieſen wird, iſt aber 
— darin iſt dem B. G. beizutreten — die, daß die Kl. ihre 
Abſich ankündigte, Erſatz dafür zu fordern, daß ſie die abzu⸗ 
nehmende Waare freihändig zu billigeren als den mit der Bekl. 
vereinbarten Preiſen an Dritte zu verkaufen genöthigt geweſen 
ſei und genöthigt ſein werde. An eine in dieſem Sinne ab⸗ 
gegebene Erklärung war ſomit dem vorher Ausgeführten nach 
die Kl. nicht gebunden. Sie konnte, wie ſie gethan, noch Ver⸗ 
tragserfüllung fordern. I. C. S. i. S. Schmaedicke c. Rohleder 
u. Neteband vom 5. März 1898, Nr. 417/97 J. 

51. Kl. ſieht als den ihm entgangenen Gewinn den 
Mehrbetrag an, den er über den von ihm zu zahlenden Kauf⸗ 


preis hinaus von ſeiner Abnehmerin, der Firma B. & Co., 


erhalten haben würde. Dieſer Gewinn war aber durch die 
Lieferung vertragsmäßiger und daher vom Kl. an den Bekl. 
in voller Höhe des vereinbarten Kaufpreiſes zu bezahlender 
Waare bedingt. Mit der actio quanti minoris hat Kl. 
Minderung des Preiſes nach Maßgabe des geringeren Werthes 
der vertragswidrig gelieferten Waare begehrt und erreicht. Er 
kann mithin ſeinem Anſpruche auf den entgangenen Gewinn 
nicht die Vorausſetzung vertragsmäßiger Beſchaffenheit der 
Waare zu Grunde legen, auf welche er zwar nach dem Ver⸗ 
trage einen Anſpruch hatte, gegen welche er aber auch den 
vollen Preis zu zahlen verpflichtet geweſen wäre. Mit der 
Reduktion des Kaufpreiſes iſt es unvereinbar, daß Kl. trotzdem 
bei Berechnung ſeines Anſpruchs auf Vergütung des entgangenen 
Gewinnes eine dem vollen Preiſe der Waare entſprechende Be⸗ 
ſchaffenheit derſelben zur Grundlage nimmt. I. C. S. i. S. 
Zülzer c. Scagliotti vom 2. April 1898, Nr. 459/97 I. 

582. Nach § 75 der Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands vom 15. November 1892 haftet die Eiſenbahn 
in Uebereinſtimmung mit der allgemeinen Vorſchrift in Art. 39 5 
H. G. B. grundſätzlich für allen Schaden, den das Transport- 
gut erleidet, ſofern ſie nicht zu beweiſen vermag, daß der Schaden 


durch ein Verſchulden des Verfügungsberechtigten oder eine 
nicht von der Eiſenbahn verſchuldete Anweiſung deſſelben, durch 
die natürliche Beſchaffenheit des Gutes oder durch höhere 
Gewalt herbeigeführt worden iſt. Eine Umkehrung der Be⸗ 
weislaft tritt jedoch in den Fällen des § 77 der Verkehrs- 
ordnung ein, wo in geſetzlich zuläſſiger Weiſe (Art. 424 
H. G. B.) bedungen iſt, daß u. a. (Ziffer 1) die Eiſenbahn 
nicht hafte in Anſehung der Güter, welche nach der Beſtimmung 
des Tarifs oder nach Vereinbarung mit dem Abſender in offen 
gebauten Wagen transportirt werden, für den Schaden, welcher 
aus der mit dieſer Transportart verbundenen Gefahr verbunden 
iſt, denn nach Abſ. 2 des § 77 gilt, wenn ein eingetretener 
Schaden nach den Umſtänden des Falles aus der bezeichneten 
Gefahr entſtehen konnte, bis zum Nachweiſe des Gegentheils 
die Vermuthung, daß der Schaden aus der betreffenden Gefahr 
entſtanden iſt. Nun iſt unſtreitig Petroleum⸗Naphta nach 
Aulage B XXI Ziffer 3 der Verkehrsordnung nur auf offenen 
Wagen zu befördern. Der Bekl. haftet alſo nicht für den 
Schaden an den 58 Barrels, welcher aus der mit dieſer 
Transportart verbundenen Gefahr entſtanden iſt und es wird 
bis zur Führung des Gegenbeweiſes vermuthet, daß der ent⸗ 
ſtandene Brandſchaden auf dieſe Gefahr zurückzuführen iſt, wenn 
ſeine Entſtehung nach den Umſtänden des Falles daraus her⸗ 
geleitet werden kann. Daß dies hier der Fall geweſen ſei, hat 
das B. G. angenommen, indem es, ohne Werth darauf zu 
legen, ob die Barrels bei der Aufgabe zum Transport dicht 
und widerſtandsfähig waren, für möglich hält, daß aus einem 
oder mehreren Barrels Petroleum⸗Naphta ausgetreten ſein konnte, 
und daraus die Gefahr herleitet, daß das ausgetretene Naptha 
unmittelbar oder in vergaſtem Zuſtande auf dem offenen 
Wagen durch Funken aus einer Lokomotive entzündet und ſo 
die Ladung in Brand geſetzt werden konnte. Gegen die ſo be⸗ 
gründete Entſcheidung kann die Reviſion nicht durchdringen. 
Allerdings tritt die Gefahr, welche der Ladung des offenen 
Wagens durch Flugfeuer droht, erſt dann ein, wenn das Flug- 
feuer in den Wagen einen brennbaren Gegenſtand vorfinden 
kann. Wäre das Ausſickern von Naphta aus den eiſernen 
Barrels ausgeſchloſſen, fo beſtände eine derartige Gefahr 
nicht, weil die eiſerne Umhüllung des brennbaren Inhalts nicht 
brennbar iſt. Das B. G. nimmt jedoch an, daß das Aus⸗ 
ſickern des Naphta während des Transports ſelbſt dann ſtatt⸗ 
finden konnte, wenn die Barrels beim Beginn des Trausports 
dicht und zur Ertragung des Transports geeignet erſchienen. 
Dieſe Annahme iſt thatſächlicher Natur, alſo mit der Reviſion 
nicht anfechtbar. Bei ihrer Zugrundelegung iſt der von der Kl. 
angetretene Beweis für die Dichtheit und Transporttüchtigkeit 
der Barrels bei der Aufgabe zum Transport ohne Erheblichkeit, 
weil, auch wenn dieſer Beweis erbracht würde, mit der 
Möglichkeit des Austritts von Naphta aus einem oder mehreren 
der Gefäße und folgeweiſe mit der Gefahr der Entzündung des 
ausgetretenen, leicht brennbaren und auf dem offenen Wagen 
für Flugfeuer erreichbaren Stoffes gerechnet werden mußte. Es 
greift alſo die in $ 77 der Verkehrsordnung aufgeſtellte Ver⸗ 
muthung zu Gunſten des Bekl. Platz. Einen zur Widerlegung 
derſelben geeigneten Beweis aber hat die Kl. nicht erboten. 
1. C. S. i. S. Deutſch⸗Amerikaniſche Petroleumgeſellſchaft in 
Bremen c. E.⸗Fiskus vom 2. April 1898, Nr. 18/98 I. 
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III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. 

53. Unſtreitig iſt die Ueberlaſſung etwaiger Erfindungen 
zwiſchen den Parteien nicht ausdrücklich vereinbart worden. Es 
kommt deshalb nur in Frage, ob der Kl. wegen der dienſtlichen 
Stellung des Bekl. in ihrer Fabrik oder wegen, eines ihm er⸗ 
theilten Auftrags ein Recht an ſeiner Erfindung zuſteht, oder 
deswegen, weil er ſeine Erfindung ihren Einrichtungen entnommen 
hat. Den erſteren Grund anlangend, hat Kl. in der Berufungs- 
inſtanz noch hervorgehoben, daß Bekl. in ihrer Fabrik eine 
techniſche Stellung gehabt habe und Unterbeamter des Betriebs- 
leiters B. geweſen ſei, als ſolcher aber die Arbeiter und ihre 
Werkzeuge zu beaufſichtigen gehabt habe. Lediglich wegen der 
dienſtlichen Stellung eines Angeſtellten kann jedoch ein Recht 
des Dienſtherrn an einer von Erſterem gemachten Erfindung 
nur dann in Frage kommen, wenn der Angeſtellte zufolge ſeines 
Dienſtvertrages verpflichtet iſt, auf Erfindungen der in Rede 
ſtehenden Art, und zwar auf Erfindungen für den Dienſtherrn 
bedacht zu ſein. Hiervon kann jedoch im vorliegenden Falle 
auch nach den jetzt erfolgten Ergänzungen der von Kl. vor⸗ 
getragenen Behauptungen nicht die Rede ſein; dem Patentamt, 
das den erſten Klagegrund bei dem damals vorliegenden Sach⸗ 
verhalt für nicht gerechtfertigt erachtet hat, iſt vielmehr bei⸗ 
zuſtimmen. Daſſelbe gilt von dem zweiten Grunde. Kl. hat 
ihre hierauf bezügliche Behauptung jetzt dahin formulirt, daß 
demjenigen Beamten der Fabrik, der eine Verbeſſerung der Werk⸗ 
zeuge zur Herſtellung der Flaſchenmündungen erfinde, eine Be⸗ 
lohnung von 2 000 Mark ausgeſetzt und daß dies allen Beamten, 
beſonders dem Bekl. mitgetheilt worden ſei. Allein auch dieſe, 
von dem Bekl. in Abrede geſtellte, Behauptung iſt unerheblich, 
weil die patentirte Erfindung einen völlig anderen Zweck ver⸗ 
folgte, alſo ſelbſt dann, wenn jene angebliche Auslobung erfolgt 
wäre und als Ertheilung eines Auftrags, zu deſſen Uebernahme 
Bekl. verpflichtet war, anzuſehen wäre, doch nicht angenommen 
werden könnte, daß Bekl. ſeine Erfindung in Folge Auftrags 
gemacht habe. Die Behauptung endlich, daß Bekl. die von D. 
hergeſtellte Pfeife gekannt und benutzt habe, iſt ohne Bedeutung, 
da die D. 'ſche angebliche Erfindung der Kl. nicht gehörte. Es 
würde dann nur noch die Behauptung übrig bleiben, daß Bekl. 
Material und Beamte der Kl. benutzt habe, indeß würde hieraus, 
wie das Patentamt bereits ausgeſprochen hat, allenfalls ein 
Anſpruch auf Schadenserſatz aber nicht ein Recht an den 
Gegenſtand der Erfindung des Bekl. folgen. J. C. S. i. S. 
A.⸗G. der Gerresheimer Glashüttenwerke c. Söhnchen vom 
22. April 1898, Nr. 129/98 I. 

Zum Unfallverſicherungsgeſetz. 

54. Allerdings geht nach § 119 des Geſetzes vom 5. Mai 
1886 der Anſpruch des Verletzten gegen den verletzenden Dritten 
kraft Geſetzes auf die Berufsgenoſſenſchaft über, ſoweit die Verpflich⸗ 
tung der letzteren zur Gewährung der Rente „durch das Geſetz 
begründet“ iſt. Allein weder dieſer Wortlaut des $ 119, noch 
der Geiſt des Geſetzes läßt erkennen, daß eine Nachprüfung 
dieſer Vorausſetzung dem im Rechtsſtreit zwiſchen dem Haft⸗ 
pflichtigen und der Berufsgenoſſenſchaft erkennenden Richter ent⸗ 
zogen ſei, es iſt insbeſondere nicht zum Ausdruck gebracht, daß 
der Anſpruch übergehe, wenn und ſoweit die berufsgenoſſenſchaft⸗ 
lichen Organe eine Rente feſtgeſtellt haben, ſondern nur joweit 


dieſelbe im Geſetz begründet ſei, es iſt auch eine dahin gehend 
Abſicht des Geſetzgebers nicht zu unterſtellen, da der haftpflichtige 
Dritte ($ 119 cit.) bei der Feſtſtellung des Rentenanſpruchs 
in keiner Weiſe betheiligt iſt, weder zu dem derſelben voran⸗ 
gehenden Ermittlungs verfahren beigezogen wird, noch von der 
Entſcheidung Kenntniß erhält, noch gegen dieſelbe irgend ein 
Rechtsmittel hat. Aus dieſen Grunden hat auch das R. G. 
wiederholt bei den gleichlautenden Geſetzesbeſtimmungen des 
8.98 (auch § 96) des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 
1884 eine Bindung des Civilgerichts durch die Entſcheidung 
der berufsgenoſſenſchaftlichen Organe verneint. (Entſch. vom 
11. November 1890 in Sachen Königlich Preußiſche Eiſenbahn⸗ 
direktion Frankfurt c. Haas Rep. III 186/90, Entſch. vom 
7. Mat 1897, Entſch. des R. G. Bd. 39 S. 109 ff.) 
III. C. S. i. S. Michels c. Weſtf. landwirthſchaftliche Berufs⸗ 
genoſſenſchaft vom 19. April 1898, Nr. 396/97 III. 

55. Der Reviſtonsangriff, daß der Anſpruch der Kl. durch 
§ 231 Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs, wonach eine erkannte Buße 
die Geltendmachung eines weiteren Entſchädigungsanſpruchs aus⸗ 
ſchließt, angeſichts des Strafurtheils vom 20. Februar 1895 
ausgeſchloſſen ſei, tft verfehlt. Der § 231 des Strafgeſetzbuchs, 
welcher die Zuerkennung einer Buße an den Verletzten regelt, 
ſetzt voraus, daß zur Zeit der Erlaſſung des Strafurtheils dem 
Verletzten ein Schadenserſatzanſpruch noch zuſteht. Wenn und 
ſoweit alſo derſelbe ſchon erloſchen oder, wie im vorliegenden 
Fall im Wege des Geſetzes, auf einen andern als den Verletzten 
übergegangen war, kann auf eine Buße nicht erkannt werden 
(Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 9 S. 223, Bd. 24 
S. 398) und kann den Rechten des Dritten (Ceſſionars) durch 
das Strafurtheil kein Eintrag geſchehen. Allerdings wird der 
Beſchädigende trotz des Uebergangs der Rechte des Verletzten 
auf einen Dritten befreit, wenn er in gutem Glauben ohne 
Kenntniß des Uebergangs der Rechte an den urſprünglich be⸗ 
rechtigten Verletzten leiſtet oder ſich mit demſelben abgefunden 
hat, (Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 726, Bd. 31 S. 25; 
Entſch. vom 10. Mai 1894 in Sachen Württembergijcher 
Fiskus c. Raible Rep. VI. 30/94) und dieſem Fall iſt der 
gleich zu ſtellen, wenn der Beſchädigende ſich ohne Kenntniß 
des Uebergangs der Rechte auf den im Strafverfahren erhobenen 
Anſpruch des Verletzten eingelaſſen und das gegen ihn ergangene, 
auf Buße lautende Strafurtheil hat rechtskräftig werden laſſen 
(vergl. Entſch. des R. G. vom 22. Oktober 1895 in Sachen 
Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft Berlin e. Reupert Rep. III. 
170/95). Allein im vorliegenden Fall ſtellt das B. G. feſt, 
daß der Bekl. ſchon vor der Erlaſſung des Strafurtheils, und 
jedenfalls durch die Begründung deſſelben vor der Rechtskraft, 
Kenntniß davon erhalten hat, daß der M. auf Grund des 
landwirthſchaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes von der Kl. eine 
Rente bewilligt worden iſt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Muſterſchutzgeſetz. 

56. Die Annahme des B. G., daß die ſretige Vorrichtung 
dem Gebrauchsmuſterſchutz nicht zugänglich ſei, muß ungeachtet 
der dagegen gerichteten Reviſionsangriffe für zutreffend erachtet 
werden. Die Reviſion verweiſt zunächſt auf die Entſcheidungs⸗ 
gründe des landgerichtlichen Urtheils, in denen die Anſicht ver⸗ 
treten wird, daß unterſchiedslos alle Maſchinen und Betriebs⸗ 
vorrichtungen den „Arbeitsgeräthſchaften oder Gebrauchsgegen⸗ 
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ſtänden“ zuzurechnen ſei. Demgegenüber ift aber an dem vom 
erkennenden Senat bereits mehrfach ausgeſprochenen Grundſatz 
feſtzuhalten, daß nach dem allgemeinen Sprachgebrauch und im 
Sinne des Geſetzes vom 1. Juni 1891 unter Arbeitsgeräth⸗ 
ſchaften und Gebrauchsgegenſtänden nur relativ einfache Werk⸗ 
zeuge und Vorrichtungen zu verſtehen ſind, nicht aber künſtliche, 
aus vielen in einander greifenden Arbeitsmitteln zuſammen⸗ 
geſetzte, zur Bewegung durch Naturkräfte beſtimmte Maſchinen 
oder die Geſammtheit einer Reihe ſelbſtändiger, zum Zwecke 
eines auf einer Mehrheit von Arbeitsvorgängen aufgebauten 
Betriebes zuſammengefügten Vorrichtungen. Vergl. die in den 
Entſch. des R. G. in Civilſachen abgedruckten Urtheile vom 
23. Oktober 1895 und 8. Mai 1897. Die Anwendung dieſes 
Grundſatzes auf den vorliegenden Fall führt zur Beſtätigung 
der angefochtenen Entſcheidung. Allerdings wurde in dem 
zweiten der beiden angezogenen Urtheile anerkannt, daß ein 
Gegenſtand, der als Theil eines zuſammengeſetzten Apparates 
zu dienen beſtimmt ſei, auch dann, wenn letzterer ſelbſt der 
Muſterſchutzfähigkeit entbehren ſollte, ein Arbeitsgeräth oder Ge⸗ 
brauchsgegenſtand ſein könne, und auf Grund deſſen angenommen, 
daß dem Modell einer neu und zweckmäßiger geſtalteten Filter⸗ 
platte für Filterpreſſen der Muſterſchutz nicht zu verſagen ſei. 
Der Revifion iſt aber nicht zuzugeben, daß es ſich danach recht- 
fertigt, der hier in Frage ſtehenden Vorrichtung die gleiche Be⸗ 
handlung zu Theil werden zu laſſen. Für das Urtheil vom 
8. Mai 1897 handelte es ſich um einen einfachen Gegenſtand, 
der lediglich vermöge der ihm ſelbſt beiwohnenden Beſchaffenheit 
eine beſchränkte Aufgabe bei der Arbeitsverrichtung des Apparats 
erfüllt, von welchem er einen Theil bildet. Ganz anders liegt 
die Sache im gegenwärtigen Fall. In Anſpruch genommen 
wird der Gebrauchsmuſterſchutz für eine Schützenſchlagvorrich⸗ 
tung für mechaniſche Drahtwebſtühle. Aus der in der Modell- 
anmeldung gegebenen Beſchreibung iſt Folgendes hervorzuheben. 
Auf jeder Seite des Drahtwebſtuhls ſind zwei Hebelmechanismen, 
ein Spann- und ein Auslöſungs mechanismus, angebracht. Die 
Spannmechanismen dienen zum Spannen, die Auslöſungs⸗ 
mechanismen zur Auslöſung der an beiden Enden der Schützen⸗ 
bahn augeordneten Schlagfedern, welche letzteren, wenn ſie nach 
der Auslöſung vorſchnellen, den Schützen durch das Fach ſchießen. 
Jeder der beiden Spannmechanismen wird gebildet durch einen 
in einem Lager der Schützenkaſten⸗Grundplatte drehbaren Winkel⸗ 
hebel, deſſen nach oben gerichteter, durch eine Feder nach innen 
gezogener Arm hinter eine in Länggsſchlitzen der Grundplatte 
gleitende Naſe des Schlagbolzens greift, und deſſen anderer 
Arm durch eine eingelenkte Stange mit einem zweiten in einem 
Bock lagernden und in einer Führungsgabel gleitenden Hebel 
in Verbindung ſteht. Jeder der beiden Auslöſungsmechanismen 
beſteht aus einem in einem Geſtell drehbar gelagerten Winkel⸗ 
hebel, deſſen oberer Arm mit Gabeln hinter die Rolle eines 
noch zu erwähnenden Schiebers greift. In Thätigkeit geſetzt 
wird der Spannmechanismus durch den Aufwärtsgang, der Aus⸗ 
löſungsmechanismus durch den Abwärtsgang der Lade, indem 
diejenige Welle, welche vermittelſt Kurbeln und Pleuelſtangen 
die Lade auf- und abbewegt, durch Zahnräderüberſetzung eine 
zweite Welle antreibt und dieſe bei ihrer Drehung durch Kurbeln 
und Daumen auf die genannten Mechanismen einwirkt. Er⸗ 
forderlich iſt ſodann noch auf jeder der beiden Seiten des Draht⸗ 


webſtuhls eine Feſtſtellvorrichtung: Ein in einer Führung der 
Schützenkaſten⸗Grundplatte gleitender Schieber wird durch eine 
Feder gegen den Schlagbolzen gezogen und ſchnappt in einen 
Einſchnitt des letzteren ein, ſobald die Schlagfeder geſpannt iſt; 
das Auslöſen des Schlagbolzens und damit der Schlagfeder er⸗ 
folgt durch Zurückziehen des Schiebers. Hiermit iſt angedeutet, 
worin das Weſen der Schützenſchlagvorrichtung der Bekl. be⸗ 
ſteht. Wie erſichtlich, auf einer Kombination im einzelnen be⸗ 
kannter mechaniſcher Mittel beruhend, iſt ſie dazu beſtimmt, den 
Drahtwebſtuhl in Bezug auf den weſentlichſten Theil ſeiner 
Arbeit, die Inbetriebſetzung des Schützens, eine angeblich neue 
Einrichtung zu geben, und ſie iſt in dem Maße komplizirt, daß 
zur Klarſtellung ihrer Zuſammenſetzung und Wirkungsweiſe die 
Anmelder des Modells, und zwar mit Grund, eine mehr als 
fünf Seiten umfaſſende Beſchreibung und vier Abbildungen mit 
ſechsunddreißig verſchiedenen Buchſtabenbezeichnungen für nöthig 
erachtet haben. Eine derartige Vorrichtung iſt als ein Arbeits⸗ 
geräth oder Gebrauchsgegenſtand, wofür der Gebrauchsmuſter⸗ 
ſchutz erworben werden könnte, nicht anzuſehen. I. C. S. i. S. 
Schultz u. Kröckel e. Huſchke vom 6. April 1898, Nr. 64/98 J. 

57. Der Reviſion tft ſtattzugeben. Dem Kl. iſt darin 
beizutreten, daß die in Rede ſtehende Deckenkonſtruktion weder 
als eine Arbeitsgeräthſchaft, noch als ein Gebrauchsgegenſtand, 
noch als Theil einer Arbeitsgeräthſchaft oder eines Gebrauchs⸗ 
gegenſtandes im Sinne des Geſetzes vom 1. Juni 1891 be⸗ 
trachtet werden kann. Auf unbewegliche Sachen und integrirende 
Beſtandtheile von ſolchen erſtreckt ſich der Gebrauchsmuſterſchutz 
nicht. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. Knauer ce. Donath 
u. Deckers vom 26. März 1898, Nr. 472/97 I. 

58. Die Vorinſtanzen gehen davon aus, daß das R. Gel. 
vom 11. Januar 1876, betreffend das Urheberrecht an Muſtern 
und Modellen nach § 16 Abſ. 1 Anwendung findet „auf alle 
Muſter und Modelle inländiſcher Urheber, ſofern die nach den 
Muſtern oder Modellen hergeſtellten Erzeugniſſe im Inlande 
verfertigt ſind“, — während, abgeſehen von der hier nicht in 
Frage kommenden Beſtimmung im zweiten Abſatz, zufolge Abſ. 3 
des § 16 „im Uebrigen der Schutz der ausländiſchen Urheber 
ſich nach den beſtehenden Staatsverträgen richtet“. Das Ueber⸗ 
einkommen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Schweiz 
vom 13. April 1892 (R. Geſ. Bl. 1894 S. 511) beſchränkt 
ſich nach der Auffaſſung der Inſtanzgerichte darauf, die An⸗ 
gehörigen des einen vertragſchließenden Theiles im Gebiete des 
anderen in Bezug auf den Schutz von Muſtern und Modellen 
den eigenen Angehörigen gleichzuſtellen. Daraus folge aber 
nicht, daß hinſichtlich des Erforderniſſes der Fabrikation im 
Inlande, welches § 16 Abſ. 1 des Deutſchen Geſetzes für die 
Gewährung des Schutzes von Geſchmacksmuſtern aufſtellt, das 
Deutſche Reich und die Schweiz als Ein Gebiet zu betrachten 
ſei, wie dies z. B. im Art. 7 Abſ. 4 des Handels- und Schiff- 
fahrtsvertrages zwiſchen dem Deutſchen Reich und Spanien vom 
12. Juli 1883 (R. Geſ. Bl. S. 312) ausgeſprochen ſei. Mangels 
einer ähnlichen Beſtimmung im Deutſch⸗Schweizeriſchen Vertrage 
ſei für Schweizer wie für Deutſche die Anwendung des Deutſchen 
Geſetzes dadurch bedingt, daß die Anfertigung der Erzeugniſſe in 
Deutſchland ſtattfinde. Anderenfalls würden nach der Anſicht 
des B. G. die Schweizer im Deutſchen Reiche beſſer geſtellt 
ſein als die Reichsangehörigen. Nicht für durchgreifend erachtet 


367 


das B. G. das Bedenken, das nach feiner Auffaſſung das 
Uebereinkommen vom 13. April 1892 den Schweizern nur für 


einen praktiſch ziemlich bedeutungsloſen Fall einen über das 
Geſetz vom 11. Januar 1876 hinausgehenden Schutz gewähre, 
nämlich nur für den Fall, daß der Schweizer die Fabrikation 


der nach den Muſtern oder Modellen hergeſtellten Erzeugniſſe 


in Deutſchland nicht in eigener Niederlaſſung, ſondern bei einem 
Dritten betreibe. Denn das gedachte Uebereinkommen erſtrecke 
ſich nicht blos auf Geſchmacksmuſter, ſondern umfaſſe auch den 
Patent-, Gebrauchsmuſter⸗ und Markenſchutz. 
treffe das aus Art. 5 des Uebereinkommens hergeleitete Bedenken 
zu, da hier keiner der in dieſer Beſtimmung geregelten Fälle 
gegeben ſei. Das R. G. vermag ſich dieſer Auffaſſung nicht 
anzuſchließen. Eingehend begründet. I. C. S. i. S. Grauer 
& Frey c. Bacher & Leon vom 23. März 1898, Nr. 430/97 I. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

59. Das B. U. iſt nur inſofern angegriffen, als das für 
die Kl. eingetragene Zeichen (Creolin Guglielmo Pearſon 
Milano) in Betracht kommt, und als das O. L. G. die Klage, 
ſoweit ſie auf das Zeichenrecht geſtützt iſt, abgewieſen hat. Mit 
Recht rügt die Kl., daß das O. L. G. hierbei das rechtliche 
Weſen des Wortzeichens verkannt habe. Der B. R. geht davon 
aus, daß das Zeichen der Kl. ein Wortzeichen ſei und durch 
ſeine Uebertragung in die Zeichenrolle des Patentamtes weſentlich 
ſeinem Klanglaute nach Schutz erlangt habe. Dieſe Annahme 
iſt zutreffend. Näher begründet. Dann heißt es: Iſt auch das 
ganze Zeichen der Kl. feinem Klanglaute nach geſchützt, fo folgt 
doch hieraus noch nicht, daß bei der Beantwortung der Frage, 
ob die Bekl. dadurch ſtörend in das Zeichenrecht der Kl. ein⸗ 
gegriffen hat, daß ſie für ihr Desinfektionsmittel das Zeichen 
Creolin Wasmuth benutzt, und ob bezüglich beider Zeichen eine 
Verwechſelungsgefahr im Verkehr vorliegt, der Klanglaut ſämmt⸗ 
licher Worte in beiden Zeichen als entſcheidend in Betracht zu 
ziehen iſt. Das O. L. G. hat dieſes angenommen, weil das 
geſchützte Zeichen der Kl. nicht nur aus dem Worte Creolin, 
ſondern aus dieſem Worte und den weiteren Worten Guglielmo 
Pearſon Milano beſtehe, dieſe letzteren Worte daher einen Theil 
des Klanglautes bildeten und aus ihrer Verbindung mit dem 
Worte Creolin nicht losgelöſt werden könnten, und weil daſſelbe 
entſprechend bei der Bezeichnung Creolin Wasmuth der Fall jet. 
Dieſe Anſicht iſt aber zu beanſtanden. Eingehend begründet. 
II. C. S. i. S. William (Guillermo) Pearſon o. Wasmuth & Co. 
vom 15. April 1898, Nr. 12/98 II. | 

600. Durch die Seitens des O. L. G. durch Zurückweiſun 
der Berufung aufrecht erhaltene Entſcheidung des L. G. zu 1 
und II wird feſtgeſtellt, daß der Bekl. nicht berechtigt ſei, 
Fleiſchextrakttöpfe mit der bisher von ihm geführten Aus- 
ſtattung fernerhin zu führen und namentlich mit den auf 
dem Payſandu⸗Topfe befindlichen Topfetikette, Halsſtreifen, 
Kapſel und dem Einwickelpapier ferner in den Handel zu 
bringen. Das ſo ausgeſprochene Verbot erſtreckt ſich daher nicht 
nur auf die Verwendung der, den klägeriſchen durch Eintragung 
geſchützten Waarenzeichen gemäß § 20 des Waarenzeichengeſetzes 
ähnlichen Zeichen des Bekl., ſondern auch auf die ſonſtige 
Aus ſtattung der Waaren, wie fie denſelben im Uebrigen von 
dem Bekl. bisher gegeben worden iſt, ſodaß der Kl. ein über 
das Zeichenrecht derſelben hinausgehender Schutz gewährt worden 


Ebenſowenig 


iſt. Für dieſe Entſcheidung enthielt das Urtheil des L. G. 
eine hinreichende Begründung, indem daſſelbe nicht nur die Vor⸗ 
ausſetzungen der §8 12 und 20 des Waarenzeichengeſetzes, ſondern 
auch diejenigen des § 15 daſelbſt als vorliegend angenommen 
und feſtgeſtellt hat, dahingehend, daß der Bekl. zum Zwecke der 
Täuſchung ſeine Waaren mit der im Handelsverkehr 
als Kennzeichen der Fleiſchextrakte der Kl. geltenden 
Ausſtattung — in welchem Falle ein Schutz auch ohne Ein⸗ 
tragung vom Geſetze gewährt wird — verſehen habe. Das 
O. L. G., welches zu Ziffer I ſelbſtſtändige Gründe für feine 
Entſcheidung nicht gegeben hat, hat nun auf die Gründe des 
L. G. nur ſoweit der Anſpruch auf Grund des § 12 für be⸗ 
gründet erachtet worden iſt, insbeſondere was die Gefahr der 
Verwechſelung der Zeichen der Parteien betrifft, Bezug ge⸗ 
nommen, dagegen die Gründe der I. J., ſoweit dieſelben auf 
§ 15 ſich ſtützen, für ſeine Entſcheidung nicht angezogen und 
überhaupt nicht erwähnt. Die Entſcheidung deſſelben entbehrt 
daher, ſoweit dem Bekl. neben dem Gebrauch der Zeichen auch 
der Gebrauch der bisherigen Ausſtattung unterſagt iſt, der 
erforderlichen Begründung, und es iſt das um ſo weſentlicher, 
als zur Anwendung des § 15 eit. die Feſtſtellung der von dem 
Bekl. auch in der Berufungsinſtanz beſtrittenen Täuſchungs⸗ 
abſicht erforderlich war und der von demſelben erbotene Be⸗ 
weis, daß die von ihm gebrauchte Ausſtattung ſeiner Waaren 
in betheiligten Kreiſen als ſolcher die von ihm herrühren, ſeit 
längerer Zeit bekannt ſei, wie die Reviſion mit Recht hervor⸗ 
hebt, nach dieſer Richtung vom O. L. G. nicht gewürdigt 
worden iſt. II. C. S. i. S. Ellerbrock c. Liebig Extrakt 
of meat Company 1. vom 19. April 1898, Nr. 124/98 II. 
61. Anlangend die Entſcheidung zu III des landgericht⸗ 
lichen Urtheils, ſo begründet das O. L. G. die Zurückweiſung 
der Berufung bezüglich des dem Bekl. weiterhin allgemein auf⸗ 
erlegten Verbots, „Fleiſchertrakt unter der Marke und Be⸗ 
nennung Liebig's Fleiſchextrakt oder Liebig'ſches Fleiſchextrakt 
oder unter einer dieſer Benennung gleichkommenden Bezeichnung 
in den Verkehr zu bringen“, nicht, wie dieſes Seitens der Kl. 
ſelbſt ſowie in dem Urtheil des L. G. geſchehen iſt, auf den in 
§ 14 des Waarenzeichengeſetzes unter Strafe geſtellten wider⸗ 
rechtlichen Gebrauch eines fremden Namens, hier des Namens 
Liebig, ſondern auf die Eintragung der Zeichen, in welchem 
der Name Liebig einen weſentlichen Beſtandtheil bilde, alſo auf 
den Zeichenſchutz ($ 12 1. cit.). Dieſe Begründung tft rechtlich 
unhaltbar. Das Waarenzeichengeſetz enthält, was den Zeichen- 
ſchutz betrifft, keine Verbotsbeſtimmung bezüglich etwaiger 
künftiger noch unbeftimmter Zeichen; der inſoweit gewährte 
Schutz ſetzt eine Verletzung des Zeichenrechts durch den that⸗ 
ſächlichen Gebrauch eines gleichen oder eines ähnlichen, die 
Verwechſelungsgefahr begründenden Zeichens voraus, und das 
Unterſagungsrecht geht nur dahin, daß dieſes beſtimmte 
thatſächlich gebrauchte Zeichen, bezüglich deſſen die Wider⸗ 
rechtlichkeit in concreto feſtgeſtellt werden muß, fernerhin 
nicht benutzt werden darf. Dieſes Verbotsrecht hatte aber durch 
die Entſcheidung zu I und II des landgerichtlichen Urtheils 
ſeine volle Erledigung gefunden. Zudem iſt auch die der 
Entſcheidung des O. L. G. zu Grunde liegende Annahme, daß 
jedes Zeichen, in welchem die Worte „Liebig's Fleiſchextrakt“ 
oder eine dem gleichkommende Benennung vorkommen ſollte, 


368 


das Zeichenrecht der Kl. verletzen würde, materiell zu weit 
gehend und unzutreffend. Es würde bei etwaiger Abweichung 
immer darauf ankommen, ob im einzelnen Falle eine Ver⸗ 
wechſelungsgefahr gemäß § 20 des Waarenzeichengeſetzes anzu⸗ 
nehmen iſt, und im Verneinungsfalle wäre das Zeichenrecht der 
Kl. nicht verletzt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

62. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet 
werden. Wenn auch, was das B. G. dahin geſtellt ſein läßt, 
dem Kl. durch die Eintragung des Waarenzeichens „Roſen“ 
für „Gelatinekapſeln und Perlen, insbeſondere mit Santelholzöl 
gefüllte“ dieſes Wortzeichen nicht in einer beſtimmten figürlichen 
Geſtaltung, ſondern als Klangzeichen geſchützt ſein ſollte, und 
wenn auch der Bekl. dieſes Wort auf den Etiketten oder An⸗ 
kündigungen des in Verkehr geſetzten gleichen Präparats nicht 
blos irgendwie verwenden, ſondern in der Art als Zeichen 
anbringen ſollte, daß ein Eingriff in den dem Kl. gewährten 
Zeichenſchutz angenommen werden könnte, ſo erſcheint doch die 
zu Gunſten des Bekl. in Anwendung gekommene Vorſchrift des 
§ 13 des Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894, auf welcher die angegriffene Entſcheidung des 
B. G. beruht, nicht verletzt. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung 
war der Bekl. durch die Eintragung des erwähnten Waaren⸗ 
zeichens des Kl. nicht gehindert, das Wort „Roſen“ zu einer 
Beſchaffenheitsangabe für ſein Präparat zu gebrauchen. Das 
B. G. führt aber aus, daß nach dem ihm bekannten Sprach- 
gebrauche bei der Bezeichnung von Waaren das Wort „Roſen“ 
zum Hinweis darauf angewendet werde, daß in der Waare 
irgend ein zu Roſen in Beziehung ſtehender Stoff enthalten 
ſei. So ſage man im Handelsverkehr allgemein z. B. Roſen⸗ 
Seife, Roſen⸗Parfüm, Roſen⸗Waſſer, Roſen⸗Liqueur u. A., um 
damit anzudeuten, daß der Geruch oder der Geſchmack oder die 
Farbe von Roſen entnommen ſei. Auf Grund des erhobenen 
Zeugenbeweiſes wird ſodann feſtgeſtellt, daß der Bekl. mindeſtens 
ſeit Dezember 1894, alſo ſchon vor der erſt im März 1895 
ſtattgefundenen Eintragung des klägeriſchen Zeichens ſeinem 
Santelölpräparat eine pro Liter beſtimmte Menge von Roſenöl 
zuſetze, und darnach iſt angenommen, daß der Bekl. mit der 
Aufſchrift „Roſen⸗Santelöl⸗Kapſeln“ nur der Wahrheit gemäß 
darauf hinweiſe, daß zu ſeinem Santelölpräparate auch ein aus 
Roſen gewonnener Stoff verwendet ſei. Dieſen thatſächlichen 
Ausführungen, bei welchen die Anſchauung im Handelsverkehr 
berückſichtigt und wonach eine Beſchaffenheitsangabe mit realer 
Grundlage und von einer gewiſſen Bedeutung angenommen iſt, 
kann von Seiten des Reviſionsgerichts nicht entgegengetreten 
werden. Geht man aber von dieſer thatſächlichen Beurtheilung 
aus, ſo liegt eine Geſetzesverletzung, insbeſondere eine Verletzung 
des § 13 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 nicht vor, denn 
durch dieſe Vorſchrift iſt der durch die Eintragung gegebene 
Schutz auch gegenüber einfachen Wortzeichen beſchränkt, ein 
Anderer alſo nicht gehindert, eine Angabe über die Beſchaffenheit 
von Waaren auf dieſen ſowie auf deren Verpackung oder Um⸗ 
hüllung mittelſt Verwendung des gleichen Wortes anzubringen 
und im Geſchäftsverkehr zu gebrauchen. II. C. S. i. S. Lahr 
c. Zadek vom 6. Mai 1898, Nr. 18/98 II. 

Zum Geſetz gegen den unlautern Wettbewerb. 

63. Auch wenn der Bekl. zur Zeit der von ihm erfolgten 
Ankündigung des Erſcheinens eines Romans von Auguſt 


Streicher unter dem Titel „Das Märchen vom Glück“ ſich hinſicht⸗ 


lich dieſes Titels in gutem Glauben befand und man ſchon dieſe 
Ankündigung als eine Benutzung der beſonderen Bezeichnung 
einer Druckſchrift — nicht als eine bloße Vorbereitung hierzu 
— betrachtet, ſo kann gleichwohl eine unter jener nachher 
erlangten Kenntniß erfolgte weitere Benutzung unter § 8. 
des Geſetzes vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des un⸗ 
lauteren Wettbewerbes fallen. Der gute Glaube hinſichtlich 
der Bezeichnung einer Druckſchrift bei einem früheren Be⸗ 
nutzungsakt ſchließt rechtlich nicht aus, daß gleichwohl der 
ſpätere Benutzungsakt mit jener Bezeichnung die im § 8 am» 
geführte entgegengeſetzte Eigenſchaft (der Berechnung auf Her⸗ 
vorrufung von Verwechſelungen mit der beſonderen Bezeichnung, 
deren ſich ein Anderer befugterweiſe bedient) habe. Rechtlich. 
iſt daher nicht ausgeſchloſſen, daß, obgleich zur Zeit der An⸗ 
kündigung des Streicher'ſchen Romans unter dem Titel „Das 
Märchen vom Glück“ durch den Bekl. der gleichnamige Titel 
des im Verlag der Kl. erſchienenen v. Goldegg'ſchen Romans dem 
Bekl. noch nicht bekannt geweſen ſein mag, die nachher erlangte 
Kenntniß des Bekl. dazu führen kann, die unter dieſer nun⸗ 
mehrigen Kenntniß erfolgende Herausgabe des ohne jene 
Kenntniß von dem Bekl. angekündigten Romans unter dem 
gleichen Titel durch den Bekl. zu einer auf Hervorrufung von 
Verwechſelungen berechneten im Sinne des § 8 des Geſetzes 
vom 27. Mai 1896 zu machen. Ob im einzelnen Falle bei 
einer ſolchen Sachlage das erwähnte ſubjektive Erforderniß als 
vorhanden zu erachten ſei, fällt in das Gebiet der thatſäch⸗ 
lichen Würdigung. II. C. S. i. S. Friedrich 6. Bachem 
vom 22. April 1898, Nr. 389/97 II. 5 | 

64. Die Bekl. rügt an erfter Stelle, daß das O. L. G. 
inſofern den § 1 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 verletzt habe, als es bei 
der Feſtſtellung der Unrichtigkeit der in der Bekanntmachung 
enthaltenen Angabe, daß der Totalausverkauf der Konkurs⸗ 
maſſe S. H. ſtattfinde, nicht blos den Inhalt der Bekannt⸗ 
machung in Betracht gezogen, ſondern damit auch ihr ſonſtiges 
Geſchäftsgebahren ſowie die Wirkung der Bekanntmachung auf 
das Publikum in Verbindung gebracht habe. Es iſt allerdings 
zuzugeben, daß an ſich betrachtet einige Sätze in den Gründen 
des B. U. in dieſer Beziehung Bedenken erregen können. Die 
Ausführung, daß die Bekanntmachung mit dem ſonſtigen 
Geſchäftsgebahren des dieſelbe Erlaſſenden in Verbindung ge⸗ 
bracht werden müſſe, da erſt hierdurch der Inhalt der Bekannt⸗ 
machung ſeine genauere Begrenzung und Beſtimmung erhalte, 
ferner der Satz, daß zu prüfen ſei, welche Wirkung eine ſolche 
Bekanntmachung in dem ſonſtigen geſchäftlichen Zuſammenhang 
auf die Vorſtellung der, Käufer ausübe, und die Feſtſtellung, 
daß die Bekanntmachung unrichtige Angaben enthalte, indem 
durch ſie in Verbindung mit dem ſonſtigen Geſchäftsbetriebe 
der Bekl. eine unrichtige Vorſtellung bei dem Publikum erweckt 
worden ſei, gewähren den Anſchein, als ob das O. L. G. davon 
ausgegangen ſei, daß für die Feſtſtellung der Angaben in der 
Bekanntmachung der Bekl. nicht nur dasjenige, was in der 
Bekanntmachung ſelbſt zum Ausdrucke gekommen iſt, ſondern 
auch noch andere, außerhalb der Bekanntmachung befindliche 
Umſtände maßgebend ſeien. Eine ſolche Auffaſſung würde 
ſreilich, wie die Rkl. mit Recht hervorhebt, rechtsirrig ſein, da 
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fie mit dem klaren Wortlaute des § 1 des Wettbewerbgeſetzes, 
wonach die unrichtige Angabe in öffentlichen Bekanntmachungen 
oder in für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmten 
Mittheilungen gemacht ſein muß, im Widerſpruche ſtände. 
Allein der Zuſammenhang, in welchem jene Sätze mit der 
übrigen Urtheilsbegründung ſtehen, läßt eine ſolche Auffaſſung 
des O. L. G. nicht annehmen. Näher dargelegt. II. C. S. 
i. S. Halle c. Schutzverein für Handel und Gewerbe in 
Hagen vom 6. Mai 1898, Nr. 43/98 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

65. Iſt die Anſicht des B. G. richtig, daß für den umfang 
der Kirchenbaulaſt, deren Feſtſtellung gegen den beklagten Patron 
mit der Klage begehrt wird, das Preußiſche Landrecht entſcheidend 
jet, jo kann die Reviſion ſchon deshalb keinen Erfolg haben, 
weil das Preußiſche Landrecht und die Preußiſche Verordnung 
vom 11. November 1844 im Bezirke des B. G. nicht gelten, 
daher der Nachprüfung des Reviſionsgerichts nicht unterliegen. 
Würde das B. G. nach der von der Bekl. aufgeſtellten und 
ſtets feſtgehaltenen Ausführung, ihr Patronatsrecht ſei dinglicher 
Natur und nur an ihre, in Heroldishauſen, dem Orte der 
Kirche, belegenen früheren Beſitzungen, jetzt an die ihr hieran 
noch zuſtehenden dinglichen Rechte geknüpft, feſtgeſtellt haben, 
ſo würde, da Heroldishauſen im Gebiete der Preußiſchen Provinz 
Sachſen liegt, die Anwendbarkeit des Preußiſchen Landrechts 
zweifellos ſein. Aber auch wenn, was das B. G. nicht beſtimmt 
entſcheidet, das Patronatsrecht der Bekl. ein perſönliches ſein 
ſollte, iſt die Entſcheidung unbedenklich, da als der dann für 
die örtliche Anwendung des Rechts maßgebende Sitz des Rechts- 
verhältniſſes nicht der im Gebiete des gemeinen Rechts belegene 
Wohnſitz des Patrons, ſondern die örtliche Lage der Kirche an- 
zuſehen iſt. Daß an dieſem Orte die Patronatsrechte auszuüben 
und die Pflichten des Patrons zu erfüllen ſind, folgt ſchon aus 
der Natur und dem Inhalt des Patronatsrechts; jene Annahme 
wird aber auch dadurch weſentlich unterſtützt, daß ſonſt, während 
das Intereſſe der Kirche eine dauernde feſte Regelung ihres 
Verhältniſſes zum Patron dringend erfordert, der Umfang 
mindeſtens der Pflichten des Patrons von der, regelmäßig 
ſeinem freien Willen unterliegenden Wahl ſeines Wohnſitzes und 
deſſen Wechſel abhängig ſein würde. Daß im vorliegenden Falle 
zufällig eine Stiftung der Patron iſt, kann an dieſem Rechts 
grundſatze nichts ändern. III. C. S. i. S. Ritterſchaftliche 
Stiftungen Kaufungen u. Wetter c. ev. Kirchengemeinde 
Heroldishauſen vom 26. April 1898, Nr. 404/97 III. 

66. Der Bekl. findet ſich durch die Zurückweiſung ſeines 
im Wege der Widerklage verfolgten Anſpruchs auf Gewährung 
eines Nothweges beſchwert. Der B. R. hat dieſe Zurückweiſung 
darauf geſtützt, daß die Vorausſetzung für einen ſolchen Weg, 
der Mangel einer Verbindung des betreffenden Grundſtücks mit 
einem öffentlichen Weg, hier nicht vorliege, auch dem gemeinen 
Recht die Einräumung eines Nothweges zwiſchen zwei Privat- 
grundſtücken deſſelben Eigenthümers mittelſt Durchquerung der 
Luftſäule über dem Nachbargrundſtücke durch eine feſte dauernde 
Anlage nicht bekannt ſei. Die Reviſion macht hiergegen geltend, 
daß die gemeinrechtliche Vorſchrift hier analog anzuwenden ſei, 
da die ihr zu Grunde liegende Erwägung (ratio) im vor⸗ 
liegenden Falle zutreffe. Dem kann jedoch nicht beigetreten 
werden. Allerdings iſt die — zunächſt nur den Nothweg zu 


haupt nur von den Grenzen der Schadenserſatzpflicht. 


einer Grabſtätte zulaſſende — Vorſchrift der J. 12 pr. D. de 
relig. 11, 7 von der Praxis in billiger Berüdjichtigung des 
Umſtandes, daß ein Grundſtück ohne Zugang wirthſchaftlich 
werthlos iſt und ein derartiger Nothſtand ſelbſt einen Eingriff 
in das Eigenthumsrecht des Nachbarn rechtfertigt, dahin aus- 
gedehnt worden, daß einem Grundſtück, welches in Folge 
mangelnden Zugangs nicht ordnungsmäßig bewirth- 
ſchaftet werden kann, vom Richter gegen Entſchädigung 
ein Nothweg über das Nachbargrundſtück einzuräumen iſt. 
III. C. S. i. S. Mohr c. Meiningenſcher Domänenfiskus vom 
15. April 1898, Nr. 50/98 III. 

67. Es ift bei einem Auftragsverhältniß, bei welchem ſich 
Einnahmen und Ausgaben des Beauftragten für den Auftrag⸗ 
geber gegenüberſtehen, insbeſondere bei einer länger andauernden 
Geſchäftsführung und Verwaltung, wie im vorliegenden Fall, 
unzuläſſig, einzelne Auslagepoſten herauszugreifen, von der Ge⸗ 
ſammtabrechnung loszulöſen und von dieſer getrennt geltend zu 
machen. Denn der Beauftragte iſt zur Rechnungsſtellung ver- 
pflichtet und kann nur aus dieſer, ſoweit ſich ein Ueberſchuß zu 
feinen Gunſten ergiebt, feine Anſprüche aus dem Auftragsver⸗ 
hältniffe geltend machen (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 8 
S. 51, Bd. 10 S. 190; Bolze, Praxis des Reichsgerichts 
Bd. 1 Nr. 465, auch Seuffert, Archiv Bd. 36 Nr. 122). 
III. C. S. i. S. Multhaupt c. Becker u. Co. vom 29. April 
1898, Nr. 410/97 III. | 

68. Hätte das B. G. feſtgeſtellt, daß der Bell die brief⸗ 
lichen Angaben des Kl. über den Umſatz und das Erträgniß 
als unrichtig erkannt und trotzdem den Vertrag abgeſchloſſen 
hat, ſo würde allerdings die abgegebene Entſcheidung richtig 
fein, weil ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der Irrthums⸗ 
erregung und dem Vertragsſchluſſe fehlt. Das iſt aber nicht 
feſtgeſtellt. Es iſt nur angenommen, daß es dem Bekl. zum 
Verſchulden gereiche, wenn er die ihm vor dem Vertragſchluſſe 
gewährte Möglichkeit, die Unrichtigkeit der Angaben zu erkennen, 
nicht benutzte. Das iſt rechtsirrthümlich. Es giebt keinen 
Rechtsſatz, der den Betrogenen dem Betrüger gegenüber ver- 
pflichtete, Sorgfalt anzuwenden, damit er den erregten Irrthum 
durchſchaue. Im Rechtsſinne kann daher von einem Ver⸗ 
ſchulden im Nichterkennen eines vom andern abſichtlich hervor- 
gerufenen Irrthums überhaupt nicht die Rede ſein; vielmehr 
gilt der Satz, daß aus der Vermeidlichkeit des Irrthums ein 
Einwand gegen die Rechtsfolgen des Betruges nicht entnommen 
werden kann. Die Regel der L. 203 D. de R. J. (50, 17): 
„quod quis ex culpa sua damnum sentit, non intelligitur 
damnum sentire“ — die dem O. L. G. vorgeſchwebt haben 
mag — kann hier aus zwei Gründen nicht in Betracht kommen. 
Denn bei doloſen Rechtsverletzungen ſoll nach L. 45 $ 1 D. 
de act. emti (19, 1) auch derjenige Schade erſetzt werden, der 
von dem Beſchädigten durch Anwendung gehöriger Sorgfalt 
hätte vermieden werden können; jene Regel wird daher in dieſen 
Fällen darauf einzuſchränken ſein, daß ein Schade nur deswegen 
nicht vermieden iſt, weil der Beſchäͤdigte ſelbſt ſich eines dolus 
oder einer dem dolus gleichſtehenden ſchweren Nachläſſigkeit 
ſchuldig gemacht hat. Zweitens aber handelt L. 203 cit. über. 
Hier 
aber handelt es ſich nicht darum, daß der Bekl. den Kl. für 
die Folgen eines ihm argliſtig zugefügten Schadens verantwortlich 
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machte, fondern blos darum, daß der Bekl. die Unverbindlichkeit 
des geſchloſſenen Pachtvertrages geltend macht, weil er durch 
eine argliſtige Vorſpiegelung des Kl. zu deſſen Eingehung ver⸗ 
anlaßt ſei. Die weiteren Aufſtellungen des O. L. G. laſſen ſich 
mit dem Grundſatze, daß Treu und Glauben im Verkehre zu 
wahren ſind, nicht in Einklang bringen. Auszugehen iſt davon, 
daß der Bekl. den eingehenden und völlig poſitiv lautenden 
Angaben des Kl. über den Umſatz und über die Erträgniſſe 
des Geſchäfts vertrauen und ſie für wahr halten durfte. Daß 
dieſe ſehr günſtigen Angaben, zumal ſie ſich auf einen bereits 
mehrere Jahre hindurch fortgeſetzten Betrieb bezogen, für jeden, 
der das Geſchäft übernehmen wollte, von großer Bedeutung 
waren, iſt nicht zu bezweifeln und ſcheint auch vom O. L. G. 
unterſtellt zu werden. Daraus aber, daß ſich der Bekl. dem⸗ 
nächſt auch den Betrieb an Ort und Stelle näher angeſehen 
und Einſicht von den Geſchäftsbüchern genommen hat, läßt ſich 
nicht folgern, daß er den Angaben keinen Werth beigelegt oder 
ihnen von vornherein mißtraut hätte. Bislang iſt durch nichts 
dargethan, daß jenes erſte ausführliche Schreiben des Kl. bei 
allem folgenden nicht als Grundlage für den Vertrag bis zum 
Schluſſe feftgehalten ſei. Dafür ſpricht“auch die Thatſache, daß 
der Bekl. noch im Prozeſſe verſucht hat, ſeine damaligen An⸗ 
gaben als zutreffend aufrecht zu erhalten. Sodann aber über- 
ſieht das O. L. G. die feſtſtehende Thatſache, daß die Geſchäfts⸗ 
bücher, die dem Bekl. vorgelegt find, Eintragungen enthielten, 
die ſich ungetrennt auf das dem Bekl. verpachtete Geſchäft 
am Wall und auf das bis zum 1. Auguſt 1896 vom Kl. 
daneben betriebene gleichartige Geſchäft in der Bauernſtraße 
bezogen. Der Bekl. hat dies behauptet, der Kl. hat es ein» 
geräumt und der Zeuge W. hat es beſtätigt. Daraus ſcheint 
ſich zu ergeben, daß die Geſchäftsbücher über den Hauptinhalt 
der brieflichen Angaben des Bekl., nämlich über den täglichen 
Umſatz und über das jährliche Erträgniß des Gef chäfts am 
Wall für die Zeit bis zum 1. Auguſt 1896 überhaupt keine 
Auskunft gaben. Auf dies Geſchäft und auf dieſe Zeit aber 
erſtreckten ſich die Angaben des am 21. Auguſt geſchriebenen 
Briefes. Denn in Verbindung mit der dem Bekl. bekannt ge⸗ 
gebenen Thatſache, daß der Kl. das Geſchäft am Wall ſeit 
1893 betrieb, läßt der Brief keine andere Deutung zu, als 
daß ſich die Angaben über den durchſchnittlichen Umſatz, 
über den Preis im Sommer und im Winter und über das 
Jah reserträgniß auf dieſe ganze Periode erſtreckten. Was der 
Bekl. aus den Geſchäftsbüchern und Aufftellungen, die ihm ge⸗ 
zeigt ſind, zwar nicht unmittelbar ableſen, aber doch — nach 
der Annahme des O. L. G. — rechneriſch hätte ermitteln können, 
ſcheint ſich danach ausſchließlich auf die Wochen vom 1. Auguſt 
bis zu dem nicht genau feſtgeſtellten Tage der Büchereinſicht im 
September zu beziehen. Unterſtellt man, der Bekl. habe den 
geringeren Umſatz für dieſe kurze Periode wirklich erkannt, ſo 
fehlt es doch an einer Begründung dafür, warum er hieraus 
ſofort auf die Unwahrheit der geſammten klägeriſchen Angaben 
hätte ſchließen müſſen. Zunächſt würde ſich nur ergeben, daß 
die letzte Periode einen Rückgang gebracht hatte, auf den der 
Bekl. vielleicht gerade deswegen kein Gewicht zu legen brauchte, 
weil er für die vorausgegangene mehrjährige Friſt die günſtigeren 
Ziffern des Briefes vom 21. Auguſt kannte. I. C. S. i. S. 
Ziege o. Bimpage vom 18. April 1898, Nr. 52/98 J. 


69. Die Revifion des Kl. ſieht in der Nichtbewehrung det 
Oeffnung nach § 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs ein 
ſtrafbares Verſchulden, das ſich civilrechtlich nothwendig als 
ein grobes Verſchulden darſtelle; demgegenüber ſoll ein 
etwaiges eigenes Verſchulden des Kl., wenn ein ſolches nach 
Lage der Sache und dem vom Bekl. ſelbſt veranlaßten Aufſuchen 
des Förſters überall vorliegen ſollte, nicht derartig ins Gewicht 


fallen können, um die Haftung des Bekl. für den eingetretenen 


Schaden anszuſchließen. Der Angriff hat nicht für begründet 
erachtet werden können. Die eivilrechtliche Haftung des Bekl. 
wird nicht ſchon durch einen etwaigen Verſtoß gegen § 367 
Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs begründet, fo daß die Unterlaſſung 
der Sicherungsmaßregeln ohne Weiteres die privatrechtliche 
Haftung für den eingetretenen Nachtheil zur Folge hätte, be⸗ 
ſtimmt ſich vielmehr allein nach den Rechtsgrundſätzen der lex 
Aquilia. Nach dieſen Grundſätzen iſt aber ein etwaiges Ver⸗ 
ſchulden des Bekl. dann nicht verpflichtend, wenn es für den 
Schaden nicht kauſal geweſen iſt, die wirkliche Urſache des 
Schadens vielmehr in dem eigenen Verſchulden des Beſchädigten 
liegt. Letzteres hat das B. G. angenommen, wenn es die 
Haupturſache des vom Kl. erlittenen Schadens in der eigenen 
Unvorſichtigkeit des Kl. findet. In dieſer Annahme iſt auch 
nach der ihr gegebenen Begründung ein Rechtsirrthum nicht zu 
erkennen. Der Kl. hat in dem ihm nach ſeiner inneren Ein⸗ 
richtung unbekannten zweiten Stockwerk des Schloßflügels in 
der Dunkelheit die Förſterſtube aufgeſucht, obwohl er ſchon 
einmal aus Beſorgniß vor einem Unfall umgekehrt war und 
obwohl er ſich auch nach der ihm von F. ertheilten Weiſung 
ſagen mußte, daß er in der Dunkelheit leicht fehlgehen könne. 
Hat das B. G. dieſe Handlungsweiſe nicht nur für höchſt 
unvorſichtig gehalten, ſondern in ihr auch die Urſache des 
Schadens geſehen, ſo hat es keine Rechtsnorm verletzt. III. C. S. 
i. S. Ziemann c. Flotow vom 29. April 1898, Nr. 416/97 III. 

70. Das B. G. hat ohne Rechtsirrthum feſtgeſtellt, daß 
der Bekl. am 31. Juli 1893 der damals 13 Jahre alten ſchul⸗ 
pflichtigen Kl. Sophie S. bei Ausübung der Lehrthätigkeit einen 
Schlag ins Geſicht und zwar einen harten Schlag auf die rechte 
Geſichtshälfte verſetzt, ſowie daß dieſer Schlag eine Zerreißung 
des Trommelfells des rechten Ohrs des Kindes zur Folge gehabt 
hat. Es iſt aber auch die weitere Ausführung des B. G., daß 
hierbei der Bekl. das ihm als Lehrer zuſtehende Züchtigungsrecht 
überſchritten, ſomit rechtswidrig bezw. ſchuldhaft gehandelt hat 
und nach allgemeinen Grundſätzen (vergl. insbeſondere 1.5 § 3 
und 1.6 D. ad L. Aqu. 9,2) für den dadurch entſtandenen 
Schaden haftet, nicht rechtsirrig. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob das Züchtigungsrecht des Lehrers an einer öffentlichen Schule 
ein dem Lehrer kraft ſeines Amtes zuſtehendes oder nur ein von 
den Eltern auf ihn übertragenes Recht iſt, keinenfalls darf 
daſſelbe die Grenzen einer mäßigen elterlichen Zucht (vergl. Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 9 S. 305) überſchreiten und 
dürfen daher die vom Lehrer anzuwendenden Zuchtmittel nicht 
in ſich die Möglichkeit tragen, die Geſundheit des Kindes zu 
beeinträchtigen. Eine Fahrläſſigkeit liegt ſomit ſchon dann vor, 
wenn der Lehrer dieſen ſchädigenden Erfolg ſeiner Handlungs⸗ 
weiſe als einen möglichen erkennen konnte und mußte. Es muß 
dem B. G. aber auch darin beigepflichtet werden, daß ein 


Schlag ins Geſicht, jedenfalls ein harter Schlag ſtets die 
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Möglichkeit eines die Geſundheit des Kindes ſchädigenden Er⸗ 
folges, ſei es durch Verletzung des Ohrs, ſei es anderer der 
feineren und daher beſonders empfindlichen Organe des Geſichts 
in ſich ſchließt, ſowie daß dieſe Thatſache dem Bekl., als einem 
erfahrenen Lehrer bekannt war und bekannt ſein mußte. 
III. C. S. i. S. Ney c. Schreiner vom 22. April 1898, 
Nr. 402/97 III. 

71. Das B. U. beruht, was auch die Reviſionsbegründung 
anerkennt, nur auf der Auslegung des Gräflich v. P.-L. ſchen 
Familiengeſetzes. Die Reviſion wird auch nur damit zu be⸗ 
gründen verſucht, dies „Familiengeſetz“ ſei ein privatrechtlicher 
Vertrag, und die Parteien ſeien einig darüber, daß der darin 
angeordnete Familienrath nach dem erfolgten Ausſterben des 
Mannesſtammes des Grafen Friedrich nicht mehr gebildet werden 
könne; daraus wird dann gefolgert, daß das B. G. rechtsver⸗ 
letzend von dieſer übereinſtimmenden Auslegung der Parteien 
abgewichen ſei, indem es angenommen habe, daß der Familien⸗ 
rath auch fernerhin gebildet werden könne. Die Reviſion konnte 
jedoch keinen Erfolg haben. Es kann unentſchieden bleiben, ob 
eine ſolche Abweichung unzuläffig ſein würde, und ob überhaupt 
die von der Reviſion behauptete Uebereinſtimmung der Parteien, 
daß die Beſtimmungen über den Familienrath in vollem Um⸗ 
fange unanwendbar geworden ſeien, beſtehe; jedenfalls enthält 
— was beim Feſtſtehen der Thatſachen vom Reviſionsgerichte 
zu entſcheiden iſt — die auszulegende Urkunde eine Norm des 
objektiven Rechts, die der Dispoſition der Prozeßparteien nicht 
unterliegt und ohne Rückſicht auf ihre Anſicht vom B. G. aus⸗ 
zulegen war. III. C. S. i. S. Grafe Pückler⸗Limpurg o. Graf 
Pückler⸗Limpurg vom 19. April 1898, Nr. 394/97 III. 

72. Zweifelhaft iſt die Entſcheidung deshalb, weil nach 
einer noch gegenwärtig in Theorie und Praxis des gemeinen 
Rechts vertretenen, beſonders von Windſcheid Pandekten Bd. III 
§ 631 Nr. 3 im Anſchluß an Donellus, comment. in cod. 
ad J. 8 VI. 36 vertheidigten Anſicht die in der 1. 8 C. eit. 
angeordnete Unwiderruflichkeit der einmal getroffenen Wahl nach 
Inhalt dieſer lex nur für die im Prozeß abgegebene Erklärung 
gelten ſoll, danach dann alſo jene vor dem Prozeß von der 
Bekl. mit ihrem Antrage auf Umſchreibung der Hypotheken 
getroffenen Wahl unverbindlich und unerheblich ſein würde. 
Dieſer Auslegung der 1. 8 eit. kann jedoch nicht beigepflichtet 
werden. Näher dargelegt. Dann heißt es: „sciens, se unius 
electione alterius sibi aditum praeclusisse“. Iſt aber 
hiernach die Auslegung der 1. 8 C. eit. richtig, daß nicht nur 
die im Prozeß erklärte, ſondern jede einmal beſtimmt abgegebene 
Erklärung aus dem Teſtament oder dem Codizill erben zu 
wollen, unwiderruflich iſt, ſo iſt auch in der Ausführung des 
B. G., mit der es die Berufung der Bekl. auf die Codizillar⸗ 
klauſel zurückweiſt, ein Rechtsirrthum nicht zu finden. III. C. S. 
i. S. Meyer c. Wallis vom 12. April 1898, Nr. 379/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

73. Der Klaganſpruch gründet ſich auf die dem Deutſchen 
Recht unbekannte Vorſchrift im Art. 717 des H. G. B. für 
das Königreich der Niederlande, wonach der Verſicherer ver- 
pflichtet iſt, die volle Verſicherungsſumme unter Abzug des Werths 
von dem beſchädigten Schiff oder Wrack an den Verſicherten zu 
bezahlen, falls die Reparaturkoſten mehr als drei Viertel von 
dem Werth des Schiffes betragen. Dieſe Beſtimmung kann 


ſelbſtverſtändlich nur dann zur Geltung gelangen, wenn das 
ſtreitige Rechtsverhaͤltniß überhaupt den Normen des Nieder⸗ 
ländiſchen Rechts unterſteht. Das hat das B. G. aber in der 
That mit Grund angenommen. Denn, obwohl beide deutſcher 
Nationalität, haben die Parteien den Verſicherungsvertrag zu 
Rotterdam in holländiſcher Sprache und unter Benutzung eines 
holländiſchen Polizeiformulars abgeſchloſſen und dabei die 
Rotterdamer Verſicherungsbedingungen für anwendbar, einzelne 
Sätze des Niederländiſchen H. G. B. aber für unanwendbar 
erklärt. Daraus ergiebt ſich mit Sicherheit, daß ſie ihre recht⸗ 
lichen Beziehungen nach holländiſchem und nicht nach deutſchem 
Rechte geregelt wiſſen wollten. Und einer derartigen Partei- 
dispoſition wird die Anerkennung ſeitens der Rechtsordnung nicht 
verſagt. (Entſch. des R. G. Bd. 38 Nr. 1.) Nun hat ſich 
der Unfall aber in Deutſchland ereignet und auch die Schadens- 
berechnung und Schadensvergütung finden in Deutſchland ſtatt. 
Es iſt daher nicht ausgeſchloſſen, daß in einzelnen, auch für 
den gegenwärtigen Rechtsſtreit bedeutſamen Beziehungen gleich⸗ 
wohl das Deutſche Recht Platz greift. Und es wäre denkbar, 
daß der Art. 717 des holländiſchen H. G. B. hier überhaupt 
außer Betracht bleiben müßte. Das iſt aber doch nicht der 
Fall. Daß das Geſetzbuch einer ihm eigenthümlichen Satzung 
von ſo durchgreifender Bedeutung für Fälle, in denen die 
Schadenfeſtſtellung außer Landes erfolgt, die Wirkſamkeit habe 
entziehen wollen, iſt ſchon an ſich wenig wahrſcheinlich. Es 
nöthigen denn auch weder Regeln des internationalen Privat- 
rechts noch pofitive Vorſchriften des holländiſchen Rechts zu ihrer 
Ablehnung. Jenes nicht, weil das internationale Privatrecht 
keine Beſtimmung ausgebildet hat, wonach — abgeſehen höchſtens 
von der Schadensermittelung — die Rechtswirkungen, die die 
beſondere Havarie für die Erſatzpflicht des Verſicherers hat, nach 
einem anderen als dem überhaupt das Vertragsverhältniß be⸗ 
herrſchenden Rechte beurtheilt werden ſollen. Dieſes nicht, weil 
zwar nach dem auch für den Streitfall entſcheidenden Art. 111 
des Niederländiſchen H. G. B. (vergl. Art. 748, 749 daſelbſt) 
der rechtlichen Grundſätze und Geſichtspunkte für die Schadens⸗ 
berechnung aus dem Deutſchen Recht zu entlehnen ſind, die 
Vergütung ſelber aber, die in Gemäßheit ſolcher Berechnung 
geleiftet werden muß, im holländiſchen Geſetze ihre Rechtsunter⸗ 
lage findet. I. C. S. i. S. Blecher & Barlen c. Deutſcher 
Lloyd vom 13. April 1898, Nr. 478/97 J. 

74. Die Entiſcheidung hängt lediglich davon ab, ob die 
vindicirten Gegenſtände Subſtanztheile der Mühle geworden 
und insbeſondere zur Zeit der Auflaſſung des Mühlengrund- 
ſtücks an den Bekl. geweſen ſind. Der I. R. nahm dies an, 
weil dieſelben zur angegebenen Zeit in die Mühle eingefügt und 
nothwendig waren, um die Mühle nach modernen Begriffen 
konkurrenzfähig zu erhalten. Der B. R. verwirft mit Recht 
dieſe Anſchauung. Er konſtatirt, daß ein eigentliches Verbauen 
der fraglichen Maſchinen in das Mühlengebäude nicht ſtatt⸗ 
gefunden habe, daß vielmehr die Verbindung mit dem Grund⸗ 
ſtück bei ſämmtlichen Gegenſtänden eine ſo loſe war, daß die 
Trennung jederzeit ohne irgend welche Nachtheile ausgeführt 
werden konnte. Der B. R. wirft aber ferner die Frage auf, 
ob nicht darüber, was Subſtanz einer Sache ſei, grundſätzlich 
die Anſchauungen des Verkehrs maßgebend ſein müßten und 
erwägt vom Standpunkt der Bejahung dieſer Frage: es ſei 
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vom Bekl. nichts dafür erbracht und auch dem Gutachten des 
in I. J. vernommenen Sachverſtändigen nicht zu entnehmen, 
daß zu einer Mühle, wie ſie hier in Rede ſteht, nach allgemeiner 
Anſchauung begrifflich auch ſolche Geräthſchaften gehörten, 
wie der Pächter R. ſie angeſchafft hat, dergeſtalt, daß mit der 
Entfernung dieſer Geräthſchaften der bisherige Charakter der 
Mühle zerſtört werden, die Mühle nicht mehr das ſein würde, 
was ſie vorſtellen ſollte. Die Konkurrenzfähigkeit ſei kein 
weſentliches (begriffliches) Erforderniß (Merkmal) einer Mühle, 
und wenn die Mühle in der Verfaſſung, wie R. ſie übernommen, 
ſchließlich nicht mehr konkurrenzfähig war, aber doch noch be⸗ 
trieben werden konnte, ſo habe ſie doch nicht aufgehört, eine 
Mühle zu ſein. In dieſen Erwägungen findet die Annahme 
des B. R., daß die vindicirten Sachen nicht Beſtandtheile, 
ſondern Zubehörſtücke der Mühle waren, eine genügende 
Begründung (§ 4, § 46 Tit. 2 Thl. I des A. L. R.; vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 26 S. 343). Sind aber die vindicirten 
Maſchinen und Geräthſchaften nicht als Subſtanztheile, ſondern 


nur als Pertinenzſtücke des Mühlengrundſtücks anzuſehen, fo iſt 


zunächſt das Eigenthum der Kl. durch ihre Einfügung in das 
Mühlenwerk nicht untergegangen, und ebenſowenig hat der 
Bekl. durch die Auflaſſung des Grundſtücks das Eigenthum an 
den dem Veräußerer nicht gehörigen Pertinenzſtücken erwerben 
können, und zwar auch dann nicht, wenn dieſe Stücke mit 
Gegenſtand des der Auflaſſung zu Grunde liegenden Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts geweſen wären. Der Grundſatz, daß 
niemand mehr Rechte auf einen anderen übertragen kann, als 
ihm ſelbſt zuſtehen, gilt auch für den Erwerb durch Auflaſſung, 
ſoweit nicht der Glaube an die Richtigkeit des Grundbuchs in 
Betracht kommt (§S 9 des E. E. G.). V. C. S. i. S. 
Havemann c. Wiſcher vom 20. April 1898, Nr. 67/98 V. 

75. Es mag denkbar ſein, daß eine Partei, welche mit 
einer anderen ein Rechtsgeſchäft zum Scheine abgeſchloſſen hat, 
ſich auf den Einwand des Scheines nicht mehr berufen darf, 
wenn das Rechtsgeſchäft gegen fie rechtskräftig. zur Anerkennung 
gebracht iſt; aber, wenn — wie vorliegend — die Simulation 
erfolgt ſein ſoll, um Dritten den Zugriff der Gläubiger der 
einen Partei in deren Vermögen zu vereiteln, ſo wird einem 
Verſäumnißurtheile, welches zwiſchen den Scheinkontrahenten 
ergangen iſt, zumal wenn dieſe in nahen verwandtſchaftlichen 
Beziehungen zu einander ſtehen, nicht die Bedeutung beigelegt 
werden können, daß Dritten, welche ein Intereſſe darlegen, die 
Geltendmachung der Simulation entzogen wäre. Beim Vor⸗ 
liegen ſolcher Umſtände wird vielmehr der Regel nach die An⸗ 
nahme geboten ſein, daß wie das Rechtsgeſchäft ſelbſt, ſo auch 
die zur Geltendmachung deſſelben herbeigeführten prozeſſualen 
Maßnahmen auf Schein beruhen. V. C. S. i. S. Laurin 
c. Ninow vom 26. April 1898, Nr. 365/97 V. 1 

76. In ſachlicher Beziehung macht die Reviſion der Bekl. 
zunächſt geltend, daß das B. G. in der Urkunde vom 16. April 
1879 mit Unrecht eine endgültige Abrechnung und ein vertrags⸗ 
mäßiges Anerkenntniß des Schlußergebniſſes annehme. Dieſem 
Angriff muß der Erfolg verſagt werden. In der preußiſchen 
Theorie und Praxis wird die Abrechnung als Grundlage eines 
obligatoriſchen Anerkennungsvertrages ſeit lange konſtant an⸗ 


erkannt. VI. C. S. i. S. zn e. . vom 18. April 1898, 
Nr. 463/97 VI. | 


77. Das B. G. irrt allerdings, indem es davon ausgeht, der 
Anerkennungsvertrag könne nur aus Gründen angefochten werden, 
welche die Gültigkeit der vertragsmäßigen Feſtſtellung des Rechnungs⸗ 
verhältniſſes oder das Anerkenntniß ſelbſt betreffen, und auf Grund 
dieſer Auffaſſung die Berufung auf Irrthum nur zuläßt, ſoweit der 
Irrthum durch betrügliche Vorſpiegelungen des anderen Theiles 
veranlaßt wurde. Auch der Nachweis, daß die Anerkennung 
auf Irrthum für ſich beruhe, genügt (ſiehe Bähr, die Anerkennung, 
3. Auflage, S. 179, Eccius, Theorie und Praxis des preußiſchen 
Privatrechtes I 8 76, Striethorſt, Archiv Bd. 67 S. 358, 
Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. II S. 337, 339, 
H. G. B. Art. 294). Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

78. In der Sache ſelbſt muß die Reviſion der Kl. für 
begründet erachtet werden. Ueber den Bandbilde⸗ und Ueber⸗ 
tragungsapparat, den Pelzlegeapparat und die drei Zählapparate 
war ein einheitlicher Kaufvertrag abgeſchloſſen. Unbeſtritten hat 
die Bekl., obwohl ſie am 24. Oktober 1894 die Apparate zur 
Verfügung geſtellt hatte, den Bandbilde⸗ und Uebertragungs⸗ 
apparat und den Pelzlegeapparat ſeitdem in Gebrauch behalten. 
Dieſe mehrere Jahre hindurch fortgeſetzte Benutzung hat mit 
Nothwendigkeit eine Abnutzung und Werthverminderung der 
gebrauchten Apparate zur Folge gehabt, die Bekl. kann dieſe 
daher nicht in dem Stande, in welchem ſie ſie empfangen hat, 
zurückgeben, und deshalb hat fie, nach 88 327, 328 des 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 das Recht, von dem Vertrage abzugehen, 
eingebüßt. Was ſie dagegen vorbringt, iſt nicht ſtichhaltig. 
Sie beruft ſich darauf, daß die Apparate mit ihren ſonſtigen 
maſchinellen Einrichtungen verbunden worden ſeien, und es der 
Verkäuferin obgelegen hätte, ſie fortzunehmen und die Maſchinen 
der Bekl. in den alten Zuſtand zurückzuverſetzen. Aber 
auch angenommen, daß die Verkäuferin hierzu, wenn die Bekl. 
mit Grund die Apparate zur Verfügung geſtellt hatte, ver⸗ 
pflichtet war, ſo gab doch die Nichterfüllung dieſer Verpflichtung 
der Bekl. kein Recht, die ihren Maſchinen eingefügten Apparate 
in dauernden Gebrauch zu nehmen. Wollte und konnte ſie 
ihre Maſchinen nicht außer Betrieb ſetzen, ſo war der für ein 
redliches Verfahren von ihrer Seite gegebene Ausweg der, daß 
ſie auf Rechnung der Verkäuferin die Lostrennung der Apparate 
von den Maſchinen und die Zurückoerſetzung der letzteren in 
ihren früheren Zuſtand ſelbſt beſorgen ließ. I. C. S. i. S. 
Zimmermann c. Kallenbach vom 30. März 1898, Nr. 21/98 J. 

79. Das B. G. legt dem Heuboden die Eigenſchaft eines 
Ortes, „an dem Menſchen verkehren, § 36712 des Strafgeſetz⸗ 
buchs“, zunächſt aus dem Grunde bei, weil dort von den Be⸗ 
dienſteten Heu heraufgeſchafft und heruntergeworfen werde, 
nimmt aber zur weiteren Begründung dieſes Thatbeſtands⸗ 
merkmales des § 3672 des Strafgeſetzbuchs auch auf die 
Thatſache Bezug, daß die Bekl. den Heuboden dem Kl. und 
anderen Gäſten als Schlafſtätre angewieſen habe. Die Bekl. 
hat dagegen geltend gemacht, daß die Einrichtung der Bodenluke 
allgemein üblich und bekannt und auch nicht anders zu geflalten 
ſei, weil das Heu durch die Bodenluke hinaufgereicht und durch 
ſie auch wieder hinuntergeworfen werde. Das Bedürfniß und 
damit die Pflicht der Verwahrung einer Oeffnung hängt aller⸗ 
dings von der Gefahr ab, welche der unverwahrte Zuſtand für 
den Verkehr von Menſchen hervorbringt. Die Entſcheidung, ob 
eine Oeffnung unter den § 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs 


373 


zu ſtellen ſei, iſt ſomit von dem Bedürfniſſe der Sicherung, 
dieſes von der Beſchaffenheit der Oertlichkeit und des Verkehrs 
bedingt. Allerdings darf angenommen werden, daß die Her- 
ſtellung einer jede denkbare Gefahr ausſchließenden Sicherheit 
nicht im Sinne des Geſetzes liege; vielmehr wird nach den 
obwaltenden Umſtänden zu beurtheilen ſein, ob ſich nach ver⸗ 
nünftigem Ermeſſen und den gewöhnlichen Verhältniſſen eine 
Gefahr für Menſchen erwarten und bei gehöriger Aufmerkſam⸗ 
keit vorausſehen ließ. (Vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 65 
S. 46 ff., Entſch. des erkennenden Senats vom 13. Dezember 
1894 in Sachen Asbeck gegen Eiſenbahnfiskus Rep. VI 322/94.) 
Die Verdeckung oder Verwahrung von Oeffnungen oder Hohl⸗ 
räumen, die zur Verrichtung von Arbeiten, wie z. B. zum Auf⸗ 
ziehen von Waaren, dienen, kann ſomit nicht gefordert werden, 
wenn die Arbeitsverrichtung auch durch eine Einfriedung ge⸗ 
hindert wäre und die Arbeitsräume nur zum Zweck dieſer Ver⸗ 
richtung von den mit der Einrichtung vertrauten Arbeitern 
betreten werden. Die Feſtſtellung des B. G., daß dort von 
den Bedienſteten der Kl. Heu hinaufgeſchafft und herunter⸗ 
geworfen worden ſei, würde daher für die Begründung der 
Annahme eines Ortes, an dem Menſchen verkehren, im Sinne 
des $ 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs nicht ausreichen, da die 
Arbeit des Füllens und Leerens des Heubodens durch die offen⸗ 
ſtehende Luke hindurch je nach Umſtänden in einer jede Gefahr 
für die Arbeiter ausſchließenden Weiſe vollzogen werden kann. 
Eine ganz dringende Gefahr ſtellt ſich aber für Menſchen ein, 
denen auf dem Heuboden neben der offenſtehenden Luke eine 
Schlafſtätte angewieſen wird. Die Gefahr des Abſturzes liegt 
insbeſondere in der Dunkelheit für die den Heubodeu verlaſſenden 
Schlafgänger fo nahe, daß das Bedürfniß einer Sicherung ſich 
jedem aufdrängen muß. Die Annahme dieſes Bedürfniſſes und 
damit des Thatbeſtandes des § 367 Nr. 12 des Strafgeſetz⸗ 
buchs iſt daher durch die Feſtſtellung ausreichend begründet, daß 
der Heuboden als Schlafſtätte für Gäſte verwendet wurde. Das 
Bedürfniß der Sicherung und die Verpflichtung zur Herſtellung 
einer ſolchen entſteht aber ſchon damit, daß ein Verkehr von 
Menſchen eröffnet wird, und iſt nicht davon bedingt, daß ſich 
ein ſolcher wiederholt. Das unbeanſtandete Beſtehen einer Ein⸗ 
richtung, die gegen ein „auf Schadensverhütung abzielendes 
Polizeigeſetz“ verſtößt, befreit nicht von der Verantwortlichkeit 
für die Folgen der Vernachlaſſigung dieſes Geſetzes. Mit der 
Annahme des Thatbeſtandes des § 367 Nr. 12 des Straf- 
geſetzbuchs erſcheint auch die Anwendung des § 26 Thl. 1 
Tit. 6 des A. L. R. gerechtfertigt. Die Praſumtion des § 26 
Thl. J Tit. 6 würde die Berückſichtigung etwaigen konkurrirenden 
Verſchuldens des Beſchädigten ausſchließen. VI. C. S. i. S. 
Wagner o. Kurowski vom 18. April 1898, Nr. 456/97 VI. 
80. In Bezug auf die zwiſchen den Parteien ſtreitige 
Tragweite der Ceſſion des Bekl. an J. & G. vom 11. Oktober 
1889 nimmt das B. G. an, daß eine beſchränkte Ceſſion 
gewollt und erklärt ſei: beſchränkt in dem Sinne, daß der 
Ceſſionar die cedirte Forderung nur geltend machen kann, wenn 
er zugleich darlegt, daß ihm die Hauptforderung, deren Sicherung 
die Ceſſion bezweckte, zuſtehe — und beſchränkt in dem Sinne, 
daß der Ceſſionar zu einer Weiter ⸗Ceſſion nicht befugt war, es 
ſei denn, daß er zugleich die zu ſichernde Forderung mit ab» 
getreten hätte. Das wird aus dem Texte der Ceſſionsurkunde, 


insbeſondere aus den Worten: „ich cedire zum Zwecke der 
Pfandbeſtellung“, im Zuſammenhange mit dem voraufgegangenen 
Vertrage vom 27. März 1889, abgeleitet. Die erſte Be⸗ 
ſchränkung kann die vom Kammergerichte ausgeſprochene Ab⸗ 
weiſung der Klage nicht tragen. Das Kammergericht überſieht, 
daß der Kl. bereits in der Klagſchrift Beweis dafür angetreten 
hatte, daß die Schuldverpflichtung des Bekl. gegenüber J. & G., 
für welche die Pfandbeſtellung durch Ceſſion erfolgt war, noch 
in vollem Umfange in Kraft ſei. Dieſe Beweiſe ſind nicht er⸗ 
hoben, und es iſt auch ſonſt bezüglich der widerſtreitenden Be⸗ 
hauptungen der Parteien darüber, ob das zu ſichernde Schuld⸗ 
verhältniß noch beſtehe, oder ob es erloſchen iſt, nichts feſtgeſtellt. 
Die Aufſtellung dieſer erſten Beſchraͤnkung muß aber überhaupt 
als rechtsirrthümlich angeſehen werden. Sie beruht auf einer 
Verwechſelung zwiſchen der cessio in securitatem und dem 
pignus nominis. Eine Ceſſion haben die Betheiligten 
zweifellos gewollt: das ergiebt die Ueberſchrift und das ergiebt 
der Text der Urkunde. Bei der Ceſſion aber geht nach 
§§ 376, 393 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 durch die Er⸗ 
klärung des Cedenten das abgetretene Recht dem Eigenthum 
nach auf den neuen Inhaber über. Der Cedent hat aufgehört, 
Gläubiger zu ſein, der Ceſſionar iſt Gläubiger. Dieſe an die 
Ceſſion geknüpfte Rechtswirkung kann durch den Zweck, zu 
welchem ſie vorgenommen wird, nicht beeinträchtigt werden. 
Auch wenn der Zweck blos in einer Sicherſtellung des Ceſſionars 
beſteht und dieſer alſo bedingungsweiſe zu einer Rückeeſſion 
verpflichtet bleiben ſoll, tritt jene Wirkung ein. Daher kann 
nicht davon die Rede fein, daß die Geltendmachung der eedirten 
Forderung durch den Nachweis des Beſtandes und der Fälligkeit 
der zu ſichernden Forderung bedingt wäre. Hat eine bloße 
Verpfändung der Forderung ſtattgefunden, ſo ſoll allerdings 
nach 8 289 des A. L. R. Thl. I Tit. 20 „der Pfandgläubiger 
auf deren Einziehung nur unter eben den Umſtänden antragen, 
unter welchen er die Veräußerung des Pfandes zu ſuchen be⸗ 
rechtigt iſt“. Hier iſt aber keine Verpfändung, ſondern eine 
Uebertragung der Forderung zum Zwecke der Sicherſtellung ge⸗ 
wollt und erklärt. Anders die zweite Beſchränkung. Sie 
trägt die Abweiſung der Klage. Denn wenn J. & G. die 
ihnen cedirte Forderung ohne gleichzeitige Abtretung ihrer Rechte 
aus dem Vertrage vom 27. März 1889, zu deren Sicherſtellung 
die Ceſſion dienen ſollte, nicht cediren konnten, ſo würde der 
Kl., dem dieſe Rechte nicht mit übertragen ſind, zur Einklagung 
der cedirten Forderung nicht legitimirt ſein und folgeweiſe auch 
nicht verlangen können, daß der hinterlegte Betrag ihm zu⸗ 
geſprochen werde. Auch kann es nicht als rechtsirrig gelten, 
wenn das B. G. dieſe Einſchraͤnkung aus der vorliegenden 
Ceſſionsurkunde abgeleitet hat. Daß' der Ceſſionar dem Cedenten 
gegenüber vertragswidrig handelt, wenn er die ihm blos zur 
Sicherung übertragene Forderung ohne das zu ſichernde Recht 
weiter cedirt und ſich damit außer Stande ſetzt, nach dem Er⸗ 
löſchen des zu ſichernden Rechtes die übertragene Forderung an 
den Cedenten zurückzucediren, bedarf keiner weiteren Ausführung. 
Fraglich kann nur ſein, ob der zweite Ceſſtonar durch eine 
trotzdem erfolgende Weiterceſſion gleichwohl zur Einklagung der 
Forderung legitimirt wird, oder ob ihm der Einwand der 
mangelnden Befugniß des erſten Ceſſionars zur Weiterceſſion 
entgegengehalten werden kann. In dieſer Beziehung iſt aber 
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von entſcheidender Bedeutung, daß die Thatſache, daß die erfte 
Ceſſion nur zum Zwecke der Sicherung erfolgt iſt, in der 
Ceſſionsurkunde ſelbſt Ausdruck gefunden hat. Der vor⸗ 
liegende Fall liegt daher anders, wie der vom V. C. S. des 
R. G. am 4. November 1893 entſchiedene (Entſch. Bd. 32 
S. 216), wo die beſchränkenden Abreden in der Ceſſionsurkunde 
ſelbſt keine Erwähnung gefunden hatten. Hier liegt eine derartige 
unbeſchränkte Ceſſionserklärung, die das interne Verhältniß 
zwiſchen Cedenten und Ceſſionar verſchweigt, nicht vor. Auch 
nach außen hin iſt daher hier dem Ceſſionar keine Machtſtellung 
eingeräumt, die ihn zu einer unbeſchränkten Weiterceſſion legi⸗ 
timiren könnte. Die in dem angezogenen Urtheile mit Recht 
verwendete Analogie der Vollmacht führt im vorliegenden Falle 
gerade zu dem Ergebniſſe, daß über die kundbar gemachte Ein⸗ 
ſchränkung nicht hinausgegangen werden darf. I. C. S. i. S. 
Voigt c. v. Heyking vom 30. März 1898, Nr. 492/97 I. 
81. Sachlich muß die eingelegte Reviſion für begründet 
erachtet werden. Dabei kann die Beantwortung der Frage, 
welche Perſonen als die Erben des Bekl. Emil S. anzuſehen 
ſeien mögen, ganz dahingeſtellt bleiben, weil nach dem Inhalte 
der in Betracht kommenden letztwilligen Verfügung, namentlich 
im Hinblick auf die vom B. R. außer Acht gelaſſene Be⸗ 
ſtimmung des § 6 derſelben, angenommen werden muß, daß 
der Kaufmann Felix H. in ſeiner Eigenſchaft als Teſtaments⸗ 
exekutor in dem vorliegenden Rechtsſtreite, ohne Rückſicht auf 
die Individualität der betheiligten Erben, die paſſive Vertretung 
zu übernehmen hat. Bezüglich der den Teſtamentsexekutoren 
geſetzlich zuſtehenden Befugniſſe hat ſich das R. G. allerdings 
dahin entſchieden, daß nach Preußiſchem Recht den Legataren 
und Nachlaßgläubigern die Berechtigung, ſich wegen ihrer An⸗ 
ſprüche an den Teſtamentsvollſtrecker zu halten, grundſätzlich 
abzuſprechen ſei. (Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1892 
S. 379 Nr. 33 und von 1894 S. 150 Nr. 33.) Hierdurch 
wird aber nicht ausgeſchloſſen, daß durch eine Anordnung 
des Erblaſſers die Vertretung bezüglich aller oder einzelner 


Prozeſſe, welche über Aktiva oder Paſſiva des Nachlaſſes zu 
führen find, dem Teſtamentsvollſtrecker übertragen werden kann;. 


vielmehr muß der Wille des Erblaſſers auch in dieſer Beziehung 
für den Umfang der dem Teſtamentsvollſtrecker ertheilten Macht⸗ 
befugniſſe maßgebend ſein. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 25 S. 297 und Eccius, Preußiſches Privatrecht, 


Bd. 4 8 255 VII. Aufl. S. 464.) Der im Laufe der Be⸗ 


rufungsinſtanz verſtorbene Bekl. hat nun aber in ſeinem 
Teſtament ausdrücklich angeordnet, daß der vorliegende, zwiſchen 
ihm und der Kl. anhängig gewordene Prozeß bis in die höchſte 
Inſtanz durchgeführt werden ſolle. Für die Verwirklichung 
dieſer Anordnung hat der Vollſtrecker des Teſtamentes Sorge 
zu tragen und er muß deshalb für berechtigt erachtet werden, 
die desfalſige Beſtimmung des Erblaſſers ſogar gegen den 
Willen der Erben zur Geltung zu bringen. Dies iſt aber nur 
möglich, wenn ihm die Befugniß beigelegt wurde, ſelbſtſtändig 
in die Prozeßleitung einzugreifen. Kann ſomit dem Teſtaments⸗ 
exekutor H. die Berechtigung nicht abgeſprochen werden, den 
Prozeß bis zu Ende durchzuführen, ſo muß auch die Kl. für 
berechtigt erklärt werden, dem genannten Teſtamentsexekutor 
gegenüber das Verlangen zu ſtellen, daß dem Prozeſſe Fortgang 
gegeben werde. Ob der Teſtamentsvollſtrecker es demnächſt für 


rathſam erachten will, ſeinerſeits — zur Abſchneidung der 
Möglichkeit eines Regreſſes — die Erben mit hinzuzuziehen, 
muß ihm überlaſſen bleiben. IV. C. S. i. S. Möbus c. e 
vom 4. April 1898, Nr. 315/97 IV. 

82. Bekl. hat eingewendet, daß Kl. ihm die Zinſen für 
die Zeit bis zum 1. April 1896 mit 4 500 Mark trotz der im 
Vertrage vom 17. September 1896 übernommenen bürgſchaft⸗ 
lichen Verpflichtung nicht bezahlt habe. Er verlangt dieſen 
Betrag aus der Streitmaſſe. Der B. R. hat dieſes Verlangen 
für unbegründet erklärt, weil Bekl. ſeinen Anſpruch aus der 
Bürgſchaft dadurch verloren habe, daß er die Zinſen bei der 
Kaufgelderbelegung nicht liquidirt, alſo inſoweit ſeine Hypothek 
aufgegeben habe (8 33 1 des A. L. R. Thl. I Tit. 14). Hier- 
bei liegt die Auffaſſung zu Grunde, daß es ſich nicht um eine 
ſogenannte Theilbürgſchaft handle, daß vielmehr Kl. ſich nur 
dafür verbindlich gemache habe, daß Kl. wegen jener Zins⸗ 
forderung aus dem verpfändeten Grundſtücke Be 
friedigung erhalten werde. In dieſem Sinne verſtößt aber die 
Entſcheidung des B. R. nicht gegen den vom Rkl. im Anſchluſſe 
an § 774 des B. G. B. aufgeſtellten Rechtsgrundſatz, daß der 
Bürge den ſich im Falle der Zahlung auf ihn vermittelnden 
Uebergang der Forderung nicht zum Nachtheile des Gläubigers 
geltend machen könne. Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob 
ein ſolcher Grundſatz auch für das jetzt noch geltende preußiſche 
Recht anzuerkennen iſt. Bekl. würde die Zinſen für die an⸗ 
gegebene Zeit aus der Kaufgeldermaſſe erhalten haben, wenn er 
ſie daraus verlangt hätte, hat alſo kein Recht, den Kl. aus der 
Bürgſchaft in Anſpruch zu nehmen. V. C. S. i. S. eos 
c. Küfter vom 16. April 1898, Nr. 348/97 V. | | 

83. Nach der Vorſchrift der 88 86, 87 Thl. 1 Lit. 16 
des A. L. R. gehört zu einer vollſtändigen Quittung, die der 
Schuldner bei Leiſtung der Zahlung von dem Gläubiger zu 
fordern berechtigt iſt, die Unterſchrift des Gläubigers. 
Dieſe beſteht, wie hervorgehoben iſt, in der Unterzeichnung durch 
den Gläubiger mit ſeinem Familiennamen, welcher Name 
den Zweck hat, den Träger deſſelben als Einzelperſon von 
anderen Perſonen zu unterſcheiden und gleichzeitig als Mitglied 
einer beſtimmten Familie äußerlich zu kennzeichnen, und darnach 
würde die Unterſchrift an Bedeutung verlieren, wenn ſie anſtatt 
des richtigen Namens des Unterzeichnenden einen fremden oder 
auch nur einen gegen den richtigen veränderten Namen wieder⸗ 
gäbe. Wie auch ferner zutreffend angenommen iſt, würde eine 
Veränderung des Namens nicht weniger dann vorliegen, wenn 
eine Perſon des Bürgerſtandes ihrem Namen das — der Regel 
nach — die Zugehörigkeit zum Adelſtande kennzeichnende Wort 
„von“ vorſetzte. Ob nun eine ſolche in Anſehung der Unter⸗ 
ſchrift fehlerhafte Quittung überhaupt jeder Rechtswirkſamkeit 
entbehren würde oder ob ſie nicht in dem Falle, wenn ſchon 
Zahlung geleiſtet iſt, der Schuldner die Quittung angenommen 
hat und hinſichtlich der Identität des Ausſtellers mit dem 
empfangsberechtigten Gläubiger ein Zweifel nicht obwaltet, voll- 
wirkſam als Beweisurkunde für die geleiſtete Zahlung zu ver⸗ 
werthen wäre, kann dahingeſtellt bleiben, denn die Voraus- 
ſetzungen dieſes Falles find hier nicht gegeben. In dem gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreite handelt es ſich vielmehr nur um noch zu 
leiſtende Zahlungen. Zu ſolchen iſt aber der Schuldner un- 
bedingt nur gegen eine, allen geſetzlichen Vorausſetzungen ent 
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ſprechende, alſo auch mit dem richtigen Namen des Gläubigers 
unterſchriebene, mithin einwandsfreie Quittung verpflichtet. 
Der Bekl. würde deshalb, wenn der Kl. nicht dem Adelſtande 
angehören ſollte, die Zahlung der Penſionsraten gegen eine mit 
„von R.“ unterſchriebene Quittung mit Recht verweigert haben 
und folgeweiſe auch in Zukunft berechtigt ſein, die Zahlung 
gegen ſolche Quittung abzulehnen. — Wenn die Reviſion, ge⸗ 
ſtützt auf die anſcheinend nicht ſtreitige Thatſache, daß der Bekl. 
bis zum März 1896 ohne Widerſpruch gegen Quittungen der 
fraglichen Art Zahlung geleiſtet, unter Hinweis auf § 81 Thl. 1 
Tit. 7 des A. L. R. geltend gemacht hat, der Kl. habe den 
Beſitz des Rechts erlangt, von dem Bekl. zu fordern, daß der⸗ 
ſelbe ſich auch fortan mit derartigen Quittungen begnüge, ſo 
geht dieſer Angriff fehl, da ein negatives Recht im Sinne des 
bezeichneten Geſetzes, deſſen Beſitz der Kl. erworben haben könnte, 
nicht in Frage ſteht. Auch auf die §§ 91 und 92 Thl. J 
Tit. 16 des A. L. R., welche beſtimmen, daß, wenn bei Zinſes⸗ 
zahlungen oder anderen fortwährenden Präſtationen zwiſchen 
dem Zahler und Empfänger bisher eine gewiſſe, obſchon fehler⸗ 
hafte Form von Quittungen üblich geweſen, der Schuldner dem 
nicht am Orte gegenwärtigen Gläubiger die Zahlung gegen 
eine ſolche Quittung nicht verweigern könne, ſondern nur eine 
geſetzmäßige Quittung von ihm nachzufordern berechtigt ſei, 
kann ſich der Kl. mit Erfolg nicht berufen. Denn dieſe Vor⸗ 
ſchrift giebt dem Gläubiger nicht das Recht, fortgeſetzt die 
Zahlung gegen eine fehlerhafte Quittung von dem Schuldner 
zu verlangen, ſondern entzieht, wenn ſonſt ihre Vorausſetzungen 
zutreffen, — was hier nicht einmal feſtgeſtellt iſt —, dem 
Schuldner nur das Recht, aus dem Grunde der fehlerhaften 
Quittungsleiſtung die erſte nach der geſchehenen Rüge zu 
leiſtende Zahlung zu verweigern. IV. C. S. i. S. Rieſenthal 
c. R.⸗Fiskus vom 6. April 1898, Nr. 320/97 IV. 

84. Die Reviſion ſtellt zur Prüfung anheim, ob §§ 376, 
377 Thl. 1 Tit. 21 des A. L. R. auch auf einen Fall, wo das 
Miethsverhältniß noch gar nicht begonnen habe, Anwendung 
finde. Es kann jedoch nicht bezweifelt werden, daß der Miether 
dieſe Vorſchriften auch dann anrufen darf, wenn die betreffende 
Veränderung in der Zeit zwiſchen dem Abſchluß des Vertrages 
und dem Beginne der Miethzeit eintritt. VI. C. S. i. S. 
Sobotta c. Culp vom 18. April 1898, Nr. 17/98 VI. 

85. Das B. G. nimmt an, daß der Bekl. ſich zur Be⸗ 
ſeitigung des ihm nachgewieſenen Ehevergehens im Sinne des 
§ 673 A. L. R. Thl. II Tit. 1 nicht darauf berufen könne, 
daß ſeine verſtorbene Ehefrau ihm ſeit 1890 die Leiſtung der 
ehelichen Pflicht verſagt habe, noch darauf, daß ihm die Er⸗ 
laubniß zum außerehelichen Geſchlechtsverkehr von ihr ertheilt 
ſei, weil beides für den Bekl. nicht eine „Veranlaſſung“ ſeitens 
ſeiner verſtorbenen Ehefrau im Sinne des § 719 A. L. R. 
Thl. II Tit. 1 darſtelle. Rechtliche Bedenken ſind hiergegen 
nicht zu erheben. IV. C. ©. i. S. Vogel . Vogel vom 
6. April 1898, Nr. 390/97 IV. | 

86. Im gegebenen Falle mußte die Einſetzung einer Pfleg- 
ſchaft aus einem beſonderen Grunde geboten erſcheinen. Der 
Vater der Kl. war hinſichtlich der ſtreitigen, den Kindern zur 
Sicherheit beſonders verſchriebenen Erbgelderforderung der 
Schuldner ſeiner Kinder und er hatte dieſen zum Zwecke der 
Sicherſtellung wegen der Forderung gegen ihn mit dem von 


ihm damals beſeſſenen Grundſtücke Hypothek beſtellt. Wenn 
aber unter dieſen Verhältniſſen der Vater, wie geſchehen, vor⸗ 
ging, den Verkauf des Grundſtücks dazu benutzte, um ſich in 
den Beſitz desjenigen Theiles des Kaufgeldes zu ſetzen, der dem 
von dem Käufer nicht in Anrechnung auf das Kaufgeld über⸗ 
nommenen Theile der Erbgelderhypothek entſprach, und inſoweit 
Namens der Kinder in die Löſchung der Hypothek einwilligte, 
ſo ſtand bei dieſen Verfügungen ſein Intereſſe mit dem Intereſſe 
der Kinder im Widerſtreite. Er gab im eigenen Intereſſe — 
um die Baarzahlung des betreffenden Theiles des Kaufpreiſes 
von dem Käufer zu erlangen — die den Kindern beſtellte 
Sicherheit auf und ſchädigte damit das Intereſſe der Kinder. 
Im Falle eines Widerſtreits zwiſchen dem Intereſſe des Vaters 
und dem der Kinder iſt aber der Vater zur Vertretung der 
letzteren bei Rechtsgeſchäften nicht legitimirt. Der Vater der 
Kl. war daher nicht befugt, Namens der Kinder die Löſchung 
des Muttererbtheils auf dem Pfandgrundſtücke zu bewilligen. 
Die von ihm ertheilte Einwilligung konnte auch aus dem vor⸗ 
erwähnten Grunde durch den Hinzutritt der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts nicht rechtswirkſam werden, vielmehr 
hätte es der Beſtellung eines Pflegers für die Kl. bedurft, der 
Namens dieſer über die Löſchungsbewilligung zu befinden hatte. 
Abweichend hiervon geſtaltet ſich die Sache auch dann nicht, 
wenn es ſich um die Verfügung über einen anderen Ver⸗ 
mögensgegenſtand der Kinder, als über die im $ 169 Thl. II 
Tit. 2 A. L. R. gedachten Forderungen, handelt, ſofern zwiſchen dem 
Vater und den Kindern widerſtreitende Intereſſen ob walten. Daß 
in allen ſolchen Fällen den Kindern ein beſonderer Vertreter zu⸗ 
zuordnen iſt, hat das A. L. R. in den SS 28 ff. Thl. II Tit. 18 
ausdrücklich vorgeſchrieben, und wenn auch dieſe Vorſchriften 
durch die Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 § 102 
formell aufgehoben ſind, ſo haben ſie doch ihre Bedeutung für 
die Auslegung und insbeſondere auch für die Beurtheilung der 
Tragweite der Beſtimmungen der §§ 169 ff. Thl. II Tit. 2 
des A. L. R. behalten. Die Vormundſchaftsordnung vom 
5. Juli 1875 hat aber auch nach dieſer Richtung das bisher 
beſtandene Recht materiell nicht beſeitigt. Der § 86 beſtimmt, 
daß die in väterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft ſtehen⸗ 
den Perſonen einen Pfleger für Angelegenheiten erhalten, bei 
welchen die Ausübung der väterlichen oder vormundſchaftlichen 
Rechte erforderlich iſt, jedoch aus thatſächlichen oder rechtlichen 
Gründen nicht ſtattfinden kann. Ein ſolcher rechtlicher 
Hinderungsgrund waltet aber für den Vater dann ob, wenn 
ſein Intereſſe und das der Kinder im Widerſtreite ſtehen. Eine 
gleiche Auffaſſung liegt dem Urtheile des V. C. S. des R. G. 
vom 19. Dezember 1883 (mitgetheilt in Gruchots Beiträgen 
Bd. 28 S. 960) zu Grunde. Andererſeits hat ſolche Auf⸗ 
faſſung weder in der Praxis noch in der Theorie direkten 
Widerſpruch gefunden. Denn weungleich die Anſichten darüber 
auseinandergehen, ob die Rechtswirkſamkeit der Verfügung des 
Vaters über die im § 169 a. a. O. bezeichneten Kapitalien der 
Kinder nur durch den Hinzutritt der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts bedingt iſt, oder ob der Vater in dieſen 
Fällen von der Vertretung der Kinder überhaupt ausgeſchloſſen 
iſt, ſo daß es regelmäßig der Einſetzung einer Pflegſchaft bedarf, 
ſo iſt doch von keiner Seite ausdrücklich in Abrede genommen 
worden, daß der Vater in Fällen ſolcher Art zur Vertretung 
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der Kinder dann, wenn fein Intereſſe mit dem der Kinder 


kollidirt, nicht legitimirt und daß folglich unter dieſer Voraus⸗ 


ſetzung die Beſtellung eines Pflegers zum Zwecke der Wahr⸗ 
nehmung der Rechte der Kinder geboten iſt. IV. C. S. i. S. 
Wiesner c. Hayn vom 7. März 1898, Nr. 276/97 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

87. Die Entſcheidung des B. R. iſt von der Reviſion ohne 
Grund angegriffen, wenn ſie geltend gemacht hat, daß es für die Ver⸗ 
ſteuerung einer nach der ſtempelpflichtigen Auflaſſungserklärung 
aufgenommenen, die mündlichen Abreden über Kaufgelderbelegung 
und Inventarübergabe ſchriftlich beurkundenden Erklärung nach 
dem Satze von 1 Prozent des Immobiliarwerths an einer ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmung fehle, da der auf Eigenthumsübertragung 
gerichtete Vertragswille ſchon in der Auflaſſungserklärung zum 
urkundlichen Ausdrucke gelangt ſei, und daß eventuell die gemäß 
§ 3 des Stempelgeſetzes vom 5. Mai 1872 erfolgte Werths⸗ 
angabe nothwendigerweiſe für die denſelben Eigenthumsübergang 
betreffende ſpätere Beurkundung maßgebend und der nach den 
88 1 und 3 daſelbſt zur Hebung gekommene Werthſtempel nicht 
durch die ſpätere Urkunde noch eine Erhöhung erlangen könne. 
Die Angriffe beruhen auf einer Verkennung des Grundſatzes, daß 
für die Beurtheilung der Stempelpflichtigkeit einer Urkunde deren 
Inhalt maßgebend iſt. Dieſer Grundſatz hat auch durch das 
Stempelgeſetz vom 5. Mai 1872 in Anſehung der Verträge über 
die freiwillige Veräußerung von inländiſchen Grundſtücken und 
dieſen gleichſtehenden Vermögensgegenſtänden keine Aenderung 
erlitten. Der $ 12 dieſes Geſetzes beſtimmt, daß, wenn nach 
Entrichtung der im § 1 vorgeſchriebenen Abgabe, nämlich der 
Stempelabgabe von der Auflaſſungserklärung, die Urkunde über 
das der Auflaſſungserklärung zu Grunde liegende Veräußerungs⸗ 
geſchäft gerichtlich aufgenommen, oder der von dem Finanzminiſter 
beſtimmten Steuerſtelle behufs Verſteuerung binnen 14 Tagen 
nach der Errichtung der Urkunde vorgelegt wird, auf den zu 
dieſer Urkunde erforderlichen Werthſtempel der für die Auf⸗ 
laſſungserklärung erlegte Stempelbetrag auf Verlangen anzu⸗ 
rechnen iſt. Dieſe Beſtimmung giebt zu keinem Zweifel darüber 
Raum, daß die Stempelpflichtigkeit der nach der Auflaſſung 
über das der Auflaſſungserklärung zu Grunde liegende Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft aufgenommenen Urkunde nach ihrem Inhalte 
ſelbſtſtändig und unabhängig von dem Inhalte der Auflaſſungs⸗ 
erklärung und den bei Gelegenheit derſelben gemachten Angaben 
der Betheiligten zu beurtheilen iſt. Denn das Geſetz ſpricht von 
dem „zu dieſer Urkunde erforderlichen Werthſtempel“ und läßt 
es nur nach, daß unter den gegebenen Vorausſetzungen auf 
dieſen Werthſtempel der für die Auflaſſungserklärung erlegte 
Stempelbetrag auf Verlangen angerechnet werde. Es ſind daher 
die Ausführungen der Reviſion, die ein entſcheidendes Gewicht 
auf den Inhalt der Auflaſſungserklärung, die als ſolche nicht 
die Beurkundung des ihr zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts 
zum Gegenſtande hat, gelegt wiſſen wollen, verfehlt. Der 
B. R. hat nnn feſtgeſtellt, daß die Urkunde vom 27. Februar 
1892 ein von den Betheiligten abgegebenes Anerkenntniß des 
zwiſchen ihnen mündlich geſchloſſenen Kaufvertrages, und zwar 
in allen weſentlichen Beſtandtheilen deſſelben, enthält, und ferner 
hat er feſtgeſtellt, daß das Anerkenntniß von den Betheiligten 
mit der Abſicht erklärt iſt, ſich einen dauernden Beweis für das 


konſtituirte Rechtsverhältniß durch deſſen Beurkundung zu be⸗ 
ſchaffen. Urkunden aber, die das in ſolcher Abſicht von den 
Betheiligten erklärte Anerkenntniß eines mündlichen geſchloſſenen 
Vertrages enthalten, unterliegen nach den Grundſätzen des 
Stempelrechts, ebenſo wie formell errichtete Kaufverträge, dem 
Kaufwerthſtempel. Unerheblich iſt der Umſtand, ob zur Zeit der 
Aufnahme der Urkunde der Vertrag ſchon theilweiſe erfüllt war. 
Auch dies ergiebt ſich aus der Beſtimmung des § 12 des Ge⸗ 
ſetzes vom 5. Mai 1872, die gerade den Fall im Auge hat, 
daß die Urkunde über das Veräußerungsgeſchäft erſt nach der 
Auflaſſung errichtet wird. IV. C. S. i. S. Müller c. Fiskus 
vom 21. April 1898, Nr. 378/97 IV. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

88. Die Reviſion erſcheint inſoweit begründet, als ſie ſich 
gegen die Annahme des B. R. wendet, daß die Entſcheidung 
der Frage, ob der Kl. dem Adelſtande angehöre, in dieſem Falle 
dem Rechtswege verſchloſſen ſei. Darüber beſteht kein Zweifel, 
daß die allgemeine Frage, ob Jemand zum Adelſtande gehöre 
und berechtigt ſei, das mit der Zugehörigkeit zu einer der vor⸗ 
ſchiedenen Klaſſen dieſes Standes verbundene Prädikat zu führen, 
da ſie dem öffentlichen Rechte angehört und zwiſchen dem Be⸗ 
theiligten und dem Staate als dem Träger des Staatshoheits⸗ 
rechts zu entſcheiden iſt, der Erörterung im ordentlichen Rechts⸗ 
wege entzogen bleibt. Um eine ſolche Frage handelt es ſich 
jedoch hier nicht. Der Streit betrifft einen vermögensrechtlichen 
Anſpruch, den der Kl. gegen den Fiskus, den Staat als Sub⸗ 
jekt von Vermögensrechten, geltend gemacht hat. In einem 
ſolchen Rechtsſtreite iſt die Frage, ob ein Theil dem Adelſtande 
angehört, wenn die Feſtſtellung dieſer Thatſache für die Ent- 
ſcheidung von Erheblichkeit iſt, dem Rechtswege nicht verſchloſſen. 
Dies iſt vom Preußiſchen Obertribunale (vergl. Entſch. dieſes 
Gerichtshofs Bd. 46 S. 193, 197), ſowie von dem R. G. 
(vergl. Entſch. in Civilſachen Bd. 2 S. 145, Bd. 5 S. 171, 
Bd. 29 S. 124, Bd. 39 S. 302; Urtheil vom 5. April 1883, 
mitgetheilt im Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt 1884 S. 37; 
Urtheil vom 16. September 1889, mitgetheilt in Bolze, Praxis 
des R. G. Bd. 8 Nr. 33) und auch von dem preußiſchen Ge⸗ 
richtshofe zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte in dem von 
dem Bekl. in Bezug genommenen Urtheile vom 16. Februar 
1895 in Sachen des Vaters des Kl. gegen den Grafen Auguſt 
zu Eulenburg und den Miniſter des Königlichen Hauſes (mit- 
getheilt im Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt 1895 S. 426) 
grundſätzlich anerkannt. IV. C. S. i. S. Riefenthal c. R. e 
vom 6. April 1898, Nr. 320/97 IV. 

89. Die Kl. hatte beantragt, die Bekl. zu verurtheilen, 
auf ihre Koſten die auf ſtädtiſchem Terrain in Caſſel ſtehenden 
Anſchlagsſäulen zu entfernen. Die gegen dieſen Klaganſpruch 
erhobene Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges mußte, ent⸗ 
gegen den Entſcheidungen der Vorinſtanzen, für begründet er⸗ 
achtet werden. Wie in mehrfachen Entſch. des R. G. aus⸗ 
geſprochen iſt — Rep. III. 132/93, V. 187/94 — ſteht dem 
Begriffe einer polizeilichen Verfügung im Sinne des Geſetzes 
vom 11. Mai 1842 nicht entgegen, daß dieſelbe in der Form 
der Genehmigung eines Antrages oder der Gewährung des 
Schutzes ergangen iſt, wenn die Anordnung deshalb getroffen 
wird, weil die Polizeibehörde die Einrichtung oder Erhaltung 
einer Anlage als im öffentlichen Intereſſe nöthig oder wünſchens⸗ 
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werth erkannt und bezeichnet hat. Dieſe Vorausſetzungen treffen 
aber hier in Bezug auf die Polizeiverordnung vom 11. Oktober 
1870 und die Konzeſſion der Bekl. vom gleichen Tage zu. Die 
Polizeiverordnung vom 11. Oktober 1870 iſt erlaſſen nach zu⸗ 
voriger Mittheilung des Entwurfs an den Magiſtrat und mit 
Genehmigung der zuſtändigen Regierung. Dieſelbe bezweckte, 
einen unziemlichen öffentlichen Mißbrauch des Anſchlagsbetriebes 
zu beſeitigen, und hierin eine durchgreifende Ordnung herbei⸗ 
zuführen. Es iſt deshalb im Anfang der Verordnung hervor⸗ 
gehoben, das Folgende ſei beſtimmt, um den öffentlichen Zettel- 
anſchlag zu ordnen und deſſen allgemeine Benutzung zu ſichern. 
Es iſt für die Zukunft verboten, an anderen Stellen, wie an 
den beſtehenden Anſchlagsſäulen Anſchläge zu machen, und be- 
zieht ſich dies Verbot nicht nur auf die auf ſtädtiſchem Grund 
und Boden ſtehenden Säulen, ſondern auch auf diejenigen, 
welche nach dem Inhalt des eingereichten Verzeichniſſes zum 
Theil auf fiskaliſchem Gebiet errichtet ſind. In der ertheilten 
Konzeſſion iſt allein der Polizeibehörde die fernere Beſtimmung 
über die Zahl, den Aufſtellungsort und die Beſeitigung von 
Säulen vorbehalten, und der Stadtbehörde nur inſoweit ein 
Einfluß eingeräumt, als dieſelbe an einzelnen Stellen eine be⸗ 
ſondere Form und Einrichtung der Säulen beanſpruchen darf. 
Nach dieſem Inhalt der getroffenen Beſtimmungen handelt es 
ſich offenbar um polizeiliche Anordnungen im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe, deren Beſtand nicht von einer widerruflichen Ermächtigung 
der Stadtverwaltung an den Unternehmer zur Herſtellung von 
Anſchlagsſäulen auf ſtädtiſchem Boden abhängig iſt. Solange 
daher jene polizeilichen Vorſchriften beſtehen, und die Bekl. in 
Maßgabe derſelben konzeſſionirt ſind, kann die Beſeitigung der 
Anſchlagsſäulen von der Stadt Caſſel auf Grund ihres Eigen⸗ 
thumsrechtes vom Straßenterrain nicht gefordert werden, viel⸗ 
mehr iſt für ſolchen Anſpruch der Rechtsweg nach Maßgabe des 
Geſetzes vom 11. Mai 1842 ausgeſchloſſen. III. C. S. i. S. 
Gotthelft c. Stadt Caſſel vom 12. April 1898, Nr. 23/98 III. 

90. Das Kammergericht verneint, entgegen dem L. G., 
das Vorliegen der nach § 139 der C. P. O. für die Aus⸗ 
ſetzung der Verhandlung erforderlichen Vorausſetzungen um 
deshalb, weil das Recht des Bekl. auf den ihm von der klagenden 
Innung ertheilten und jetzt zurückverlangten Meiſterbrief als 
Zeugniß über die Aufnahme und die Zugehörigkeit zur Innung 


ſolange beſtehe, als der Bekl. nicht, was bisher nicht geſchehen, 


auf ſtatutenmäßigem Wege aus der Innung rechtskräftig aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Dieſe Annahme von dem Beſtande des Rechts 
des Bekl. auf ſeinen Meiſterbrief iſt zutreffend und findet ihre 
Stütze in den Innungsſtatuten, insbeſondere in der auch vom 
Kammergericht in Bezug genommenen Beſtimmung in § 5 
Abſ. 4, wonach „der Neuaufgenommene über die Aufnahme 


eine Ausfertigung (Meiſterbrief) empfängt.“ Wenn der Meiſter⸗ 


brief derjenigen — worauf die Kl. Gewicht legt — deren Auf⸗ 
nahme, wie auch die des Bekl., gemäß § 3 Nr. 3 der Statuten 
durch Ablegung der Meiſterprüfung bedingt iſt, nach § 4 Abſ. 4 
der Statuten zugleich über das Beſtehen der Prüfung ertheilt 
wird, ſo ändert dieſer Umſtand doch nichts an der Bedeutung 
des Meiſterbriefs als das gleichzeitige Zeugniß über die Auf⸗ 
nahme des Geprüften in die Innung gemäß § 5 Abſ. 4 der 
Statuten. Die Beſchwerdeführerin meint nun zwar, daß ſelbſt 
bei Abhängigkeit des erhobenen Anſpruchs von der Frage der 


Zugehörigkeit des Bekl. zur Innung die Entſcheidung in dem 
gegenwärtigen Prozeſſe von der Vorentſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörden mindeſtens in dem Falle abhängig ſei, daß dort auf 
Ausſchließung des Bekl. erkannt werden ſollte. Unter dieſer 
Vorausſetzung müßte — ſo folgert die Beſchwerdeführerin — 
auch hier dem Klageantrage entſprochen werden, gleichviel, ob 
ſie ſchon bei Erhebung der Klage vorgelegen oder erſt im Laufe 
des Prozeſſes eingetreten ſei, da die Ausſchließung des Bekl., 
weil derſelbe ſeine Zulaſſung zur Innung durch Betrug er⸗ 
ſchlichen, rückwirkende Kraft haben würde. Dieſen Ausführungen 
ſteht aber entſcheidend entgegen, daß während des Beſtandes 
des Rechts des Bekl. auf den Meiſterbrief das von der Kl. in 
Anſpruch genommene Recht auf denſelben ſchlechthin ausgeſchloſſen 
iſt. Damit entfällt der erhobenen Klage der Klagegrund, woraus 
ſich ohne Weiteres ihre Hinfälligkeit und die Nothwendigkeit 
ihrer Abweiſung auf Antrag des Bekl. ergiebt, da der klage⸗ 
begründende Thatbeſtand ſchon bei Erhebung der Klage, oder 
wenigſtens, ſoweit nicht eine Aenderung des Klagegrundes in 
Frage ſteht, beim Schluſſe der mündlichen Verhandlung, auf 
welche das Urtheil zu erlaſſen iſt, gegeben ſein muß. Hiervon 
macht es auch keine Ausnahme, wenn, wie im vorliegenden 
Falle, zum Klagegrunde ein Rechtsverhältniß gehört, welches 
durch die Verwaltungsbehörden feſtzuſtellen iſt, indem vor der 
erfolgten, der Nachprüfung der ordentlichen Gerichte entzogenen 
Feſtſtellung das aus dem feſtgeſtellten Rechtöverhältniffe abgeleitete 
Recht als ein im ordentlichen Rechtswege verfolgbares Recht 
nicht beſteht. Die bloße Möglichkeit, daß die demnächitige Feſt⸗ 
ſtellung in einer dem erhobenen Anſpruche günſtigen Richtung 
erfolgen werde, kann hier ebenſowenig in Betracht kommen, wie 
in anderen Fällen der mögliche künftige Eintritt von zur Er⸗ 
gänzung des Klagegrundes erforderlichen Thatſachen. Die er⸗ 
hobene Klage iſt daher jedenfalls verfrüht, und iſt es deshalb 
nur zutreffend, wenn das Kammergericht annimmt, daß die Ent⸗ 


ſcheidung des jetzigen Rechtsſtreits, d. h. die Entſcheidung des 


vorliegenden Rechtsſtreits nach dem dafür allein in Betracht 
kommenden gegenwärtigen, die Abweiſung bedingenden Sach⸗ 
und Streitſtande, von einer Vorentſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörden nicht abhängig iſt. Es wäre Sache der Kl. geweſen, 
vor Erhebung der Klage die für den erhobenen Anſpruch be⸗ 
dingende rechtskräftige Vorentſcheidung der zuſtändigen Ver⸗ 
waltungsbehörde über Ausſchließung des Bekl. aus der Innung 
abzuwarten (vergl. Reincke, C. P. O. zu § 139 Anm. 10 
Abſ. 2, von Wilmowski und Levy, C. P. O. zu § 139 
Anm. 2 JI Abſ. 3). IV. C. S. i. S. Tiſchlerinnung zu 
Berlin . David vom 2. Mai 1898, B Nr. 83/98 IV. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

91. Daß in der Kaufgelderbelegungsverhandlung vom 
30. Oktober 1893 das rückſtändige Kaufgeld den zur Hebung 
gelangten Gläubigern mit einer dem Geſetze nicht entſprechenden 
Rangordnung überwieſen tft, leidet im Hinblick auf § 32 des 
E. E. G. vom 5. Mai 1872 und § 117 des Geſetzes vom 
13. Juli 1883 keinen Zweifel und wird auch von der Reviſion 
nicht in Abrede geſtellt. Die Vorderrichter ſind der Meinung, 
daß der dem Kl. überwieſene Antheil am rückſtändigen Kaufgeld 
an erſter Stelle jedoch mit der Beſchränkung einzutragen war, 
daß dafür nur das Grundſtück Ruhendorf Nr. 13 haftete. 
Wenn ſo verfahren wurde, würde zwar der in der Wiederver- 
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ſteigerung erzielte Kaufpreis die Forderung des Kl. nur theil⸗ 
weiſe gedeckt haben. Allein das B. G. führt aus, daß bei 
einem ungetrennten Ausgebote der Grundſtücke in der von der 
Wittwe P. und Otto P. betriebenen Wiederverſteigerung die 
Forderung des Kl. in das geringſte Gebot aufzunehmen geweſen 
wäre und deshalb nicht hätte ausfallen können, und daß der 
Kl., wenn er ſelbſt wegen der Nichtzahlung ſeines Altentheils 
die Wiederverſteigerung betrieben hätte, die ſich dann auf 
Ruhendorf Nr. 13 beſchränkt hätte, in der Lage geweſen wäre, 
die Forderung herauszubieten, da ſie innerhalb des Werths 
eingetragen geweſen wäre und Kl. die ihm auf Ruhendorf 
Nr. 13 einzig vorgehenden 700 Mark nur zu übernehmen, 
nicht baar zu zahlen gehabt hätte. Die Schadenserſatzpflicht 
des Bekl. leitet das B. G. ſodann aus §§ 56, 57 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 13 her. Als Sachwalter des Kl. hätte er, jo wird 
ausgeführt, Widerſpruch gegen die unrichtige Beſtimmung der Rang⸗ 
ordnung erheben müſſen und könne ſich damit nicht entſchuldigen, 
daß er dieſem Theile der Verhandlung anderer Geſchäfte halber 
nicht mehr beigewohnt habe. Er habe den — mit anweſenden 
— Kl., der die Sachlage und die Rechtsfolgen ſeiner Erklärung 
nicht habe überſehen können, nicht bei dem wichtigſten Theile 
der Verhandlung ohne ſeinen Beiſtand laſſen dürfen, auch wenn 
Kl. gegen ſeine Entfernung keinen Widerſpruch erhob. Allen⸗ 
falls hätte er Aufſchub der Verhandlung begehren oder mindeſtens 
ſich und dem Kl. die Unterſchrift bis nach Kenntnißnahme der 
Verhandlung vorbehalten ſollen, ſtatt, wie geſchehen, die Ver⸗ 
handlung vor deren Beendigung zu unterſchreiben. Die vom 
Bekl. aufgeſtellte Vermuthung, es werde in ſeiner Abweſenheit 
auf Anregen des Richters mit den Betheiligten eine von der 
geſetzlichen bewußt abweichende Rangordnung vereinbart worden 
ſein, entbehre jeden Anhalts, da in dieſem Falle der Schluß 
der Verhandlung anders lauten würde; es würde aber auch 
darin keine Entſchuldigung für den Bekl. liegen, denn es würde 
ſeine Pflicht geweſen ſein, auf Beobachtung der geſetzlichen 
Normen zu dringen; von der Abänderung der geſetzlichen Rang⸗ 
ordnung ſei ein klarer Vortheil für den Kl. nicht erſichtlich 
geweſen, wohl aber ein offenbarer Nachtheil, nämlich der Verluſt 
des Vorrechts auf Ruhendorf Nr. 13. Es fet nicht anzunehmen, 
daß Kl., wenn er gehörig berathen geweſen wäre, der Ab- 
änderung zugeſtimmt haben würde. Die Reviſion iſt 1. der 
Meinung, daß das Verfahren, wie es von den Vorderrichtern 
für richtig gehalten werde, ebenſowenig dem Geſetze entſpreche, 
wie das in der Zwangsverſteigerung thatſächlich inne gehaltene 
Verfahren. Es ſei überſehen, daß das rückſtändige Kaufgeld 
auf allen verſteigerten Grundſtücken ungetheilt eingetragen 
werden mußte. Allerdings ſei es bei dem verſchiedenen Hypo⸗ 
thekenzuſtande der Grundſtücke, und um den Gläubigern das 
ihnen in Bezug auf die ihnen verhaftet geweſenen Grundſtücke 
zuſtehende Vorrecht zu ſichern, in vier Theile zu zerlegen geweſen, 
die jedoch ſämmtlich auf allen Grundſtücken, mit gleicher 
Priorität unter ſich, einzutragen waren. Der Anſicht der 
Vorderrichter liegen die 88 38, 112 des Geſetzes vom 13. Juli 
1883 zu Grunde, wonach, wenn mehrere Grundſtücke zuſammen 
zu einem Preiſe zugeſchlagen werden, eine Vertheilung des 
Preiſes auf die einzelnen Grundſtücke ſtattfinden muß. Es kann 
allerdings bezweifelt werden, ob dieſe Vertheilung auf die Art 
und den Umfang der Haftung des Erſtehers für den Kaufgelder⸗ 


rückſtand von Einfluß iſt. Der Abgabe des ungetheilten Ge⸗ 
botes für ſämmtliche Grundſtücke würde an ſich die Korrealhaft 
aller Grundſtücke für das rückſtändige Kaufgeld entſprechen. 
Allein hieraus wäre weiter nichts zu folgern, als daß das B. G. 
mit Unrecht die Haftung für den dem Kl. überwieſenen Antheil 
am Kaufgelderrückſtande auf das Grundſtück Ruhendorf Nr. 13 
beſchränkt hat, und daß ihm vielmehr zwar bezüglich dieſes 
Grundſtückes der Vorrang gewahrt, gleichzeitig jedoch ſein An⸗ 
theil am Kaufgelderrückſtand auch auf den übrigen Grundſtücken, 
nachſtehend den Antheilen der auf dieſen Grundſtücken ein⸗ 
getragen geweſenen Gläubiger, eingetragen werden mußte. Es 
gereicht höchſtens dem Kl. zu Ungunſten, daß das B. G. eine 
Mithaftung der übrigen Grundſtücke für den ihm überwieſenen 
Kaufgelderantheil nicht anerkennt. Die Reviſion verſucht zwar, 
darzulegen, daß die Korrealhaft aller vier Grundſtücke für den 
ganzen Kaufgelderrückſtand zu einer vom B. U. abweichenden 
Beurtheilung der in der Wiederverſteigerung eintretenden Rechts⸗ 
folgen führe. Sie meint, daß weder die Forderung des Kl. in 
das geringſte Gebot aufzunehmen geweſen wäre, noch daß Kl. 
berechtigt geweſen ſein würde, daß Grundſtück Ruhendorf Nr. 13 
für ſich allein zur Wiederverſteigerung zu bringen. Ju beiden 
Beziehungen kann der Reviſton jedoch nicht beigepflichtet werden. 
Die Korrealhaft der vier Grundſtücke würde nicht zur Folge 
gehabt haben, daß eine Vertheilung des in der Wiederver⸗ 
ſteigerung erzielten Kaufpreiſes auf die einzelnen Grundftüde 
ſich erübrigt hätte. Dieſe Vertheilung war nach den ſchon 
allegirten Geſetzesbeſtimmungen auch in der Wiederverſteigerung 
erforderlich; ohne ſie würde mit Rückſicht auf die bei den 
einzelnen Grundſtücken ſich verſchieden geſtaltende Rangordnung 
der Gläubiger eine ſachgemäße Vertheilung der Kaufgelder unter 
die Gläubiger nicht möglich geweſen ſein. Daraus iſt erſichtlich, 
daß es ſich in der Wiederverſteigerung immer noch um die 
Verſteigerung mehrerer Grundſtücke mit verſchiedenem Hypo⸗ 
thekenzuſtande handelte. Zu ſolchem Falle bleibt nichts übrig, 
als ſämmtliche, dem betreibenden Gläubiger vorgehenden 
Forderungen, wenn ſich dieſer Vorrang auch nur auf eines der 
mehreren Grundſtücke bezieht, in das geringſte Gebot aufzu⸗ 
nehmen (85 22, 54 des Geſetzes vom 13. Juli 1883). Dar- 
über herrſcht auch kein Streit. Fraglich iſt nur, ob das geringſte 
Gebot ſich einfach durch Zuſammenrech nung dieſer Forderungen 
beſtimmt, oder ob nicht vielmehr dasjenige Gebot zu ermitteln 
und als geringſtes Gebot feſtzuſtellen iſt, bei welchem auf jedes 
der einzelnen Grundſtücke ein ſolcher Antheil entfällt, daß dadurch 
die voreingetragenen Schulden dieſes Grundſtücks gedeckt werden. 
Bei einer bloßen Zuſammenrechnung der voreingetragenen 
Forderungen, kann es kommen, daß der auf ein Grundſtück 
entfallende Theil des Kaufgeldes die darauf eingetragenen, in 
das geringſte Gebot aufgenommenen Forderungen nicht deckt. 
(Vergl. darüber die Kommentare zum Geſetze vom 13. Juli 1883 
von Jaeckel, 3. Auflage, zu § 38 S. 209, 210, und von 
Krech⸗Fiſcher, 3. Auflage, S. 213, 214; Lotze bei Gruchot, 
Beiträge, Bd. 36 S. 285 folg.; Förſter⸗ECccius, Preußiſches 
Privatrecht, Bd. 3, 8 194 Anm. 64a.) Die Annahme der 
Reviſion, daß der Kl. das Grundſtück Ruhendorf Nr. 13 nicht 
für ſich allein habe zur Wiederverſteigerung bringen dürfen, 
entbehrt gleichfalls der geſetzlichen Grundlage. Auch wenn die 
übrigen Grundſtücke für den Kaufgelderantheil des Kl. mit 
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verhaftet waren, war er nicht gehindert, nur dieſes eine Grund- 
ſtück, das ihm nach der Feſtſtellung des B. G. genügende 
Deckung bot, verſteigern zu laſſen. Dadurch erledigt ſich zugleich 
das Bedenken, daß die Aufnahme der Forderung des Kl. in 
das geringſte Gebot zwar den Ausfall des Kl. in der Wieder⸗ 
verſteigerung der vier Grundſtücke verhindert, aber noch keines⸗ 
wegs zur Befriedigung des Kl. geführt haben würde, und daß 
der Kl. einen Schaden nicht oder doch nicht in der behaupteten 
Höhe erlitten hat, wenn ſeine Hypothek ganz oder zum Theil 


werthlos war. Letzteres wäre an ſich möglich, obwohl die 


Forderung in einem Theile des in der Subhaſtation erzielten 
Kaufpreiſes beſtand, denn dieſer Kaufpreis könnte den Werth 
der Grundſtücke überftiegen haben. Das B. G. hat aber feft- 
geſtellt, daß die Hypothek des Kl., wenn ihr der Vorrang in 
Bezug auf das Grundſtück Ruhendorf Nr. 13 eingeräumt 
worden wäre, durch deſſen Werth gedeckt wurde, und daß der 
Kl. durch die Wiederverſteigerung dieſes Grundſtücks zu ſeiner 
Befriedigung hätte gelangen können. 2. Bei dieſer Feſtſtellung 


geht das B. G. davon aus, daß der Kl. hätte mitbieten und 


feine Forderung hätte herausbieten können. Die Reviſion er⸗ 
innert, daß dazu Mittel erforderlich geweſen ſeien, und daß in 
dieſer Beziehung das Urtheil der erforderlichen Prüfung und 
Feſtſtellung entbehre. Der Angriff erſcheint jedoch mit 


Rückſicht darauf unbegründet, daß der Kl. nach dem That⸗ 


beſtande des B. U. (am Schluſſe) ohne Widerſpruch des 
Bekl. die Behauptung aufgeſtellt hat, daß er in der Lage 
geweſen ſei, beim Alleinverkauf des Grundſtücks Ruhendorf Nr. 13 
mitzubieten. Zudem ſteht feſt, daß der Kl., wenn ihm der 
Vorrang auf Ruhendorf Nr. 13 für ſeine Forderung gewahrt 
worden wäre, keineswegs mittellos war. Er beſaß alsdann eine 
ſichere und fällige Forderung von 395,43 Mark und von 
weiteren 577 Mark, die als Jahreswerth des Altentheils zu 
Martini 1893 fällig geworden waren. Der Reſt des Altentheils⸗ 
Kapitals (nach Abzug der ebengedachten 577 Mark) wäre zwar 
baar zu hinterlegen geweſen, und auch Kl., als Meiſtbietender 
und Erſteher, würde ſich dem nicht haben entziehen können, wenn 
diejenigen Gläubiger, die auf den beim Ableben des Kl. etwa 
noch übrigen Betrag angewieſen wurden, dies verlangten. Das 
B. G. hat aber nicht, im Widerſpruche hiermit, angenommen, 
daß der Kl. berechtigt geweſen wäre, das Altentheils⸗Kapital 
auf die Kaufgelder in Anrechnung zu bringen. Es ſtellt nur 
feſt, daß der Kl. hätte mitbieten und das Grundſtück 
ſchlimmſtenfalls hätte erſtehen können, und dies genügt in Ver⸗ 
bindung mit dem Werth des Grundſtücks zum Nachweiſe des 
dem Kl. durch die unrichtige Feſtſetzung der Rangordnung ent⸗ 
ſtandenen Schadens. Als Eigenthümer des Grundſtücks würde 
er Kredit gehabt haben, den er zur Beſchaffung des zu hinter⸗ 
legenden Kapitalsreſtes benutzen konnte. 3. Daß die Feſtſetzung. 
der dem Geſetze zuwiderlaufenden Rangordnung in der Ver⸗ 
handlung vom 30. Oktober 1893 auf ein Verſchulden des Bekl. 
zurückzuführen iſt, für welches er dem Kl. zum Schadenserſatz 
verpflichtet iſt, hat das B. G. mit zutreffenden Gründen dar⸗ 
gelegt. Die Revifion macht dagegen nur geltend, daß die 
richtigen Grundſätze über die Reihenfolge der Gläubiger nicht 
leicht zu finden geweſen ſeien, und daß die Behauptung des 
Bekl. nicht widerlegt ſei, er würde, wenn er zugegen geweſen 
wäre, die feſtgeſetzte Reihenfolge gut geheißen haben, weil er 


die Korrealhaft aller Grundſtücke für einen Vortheil des Kl. 
angeſehen haben würde. Dem gegenüber genügt es, darauf 
hinzuweiſen, daß die Abweichung der feſtgeſetzten Reihenfolge 
vom Geſetz dem Bekl. nicht hätte entgehen können, und daß 
dieſe Abweichung, wie das B. G. zutreffend hervorhebt, für 
den Kl. mit einem gewiſſen Nachtheil, dem Verluſte des 
Vorrechts auf Ruhendorf Nr. 13, verknüpft war, während 
ein Vortheil aus der Korrealverpflichtung ſämmtlicher Grund⸗ 
ſtücke, wenn dagegen jenes Vorrecht aufgegeben wurde, ſich 
überhaupt nicht erkennen ließ, jedenfalls nicht zu erwarten 
war. VI. C. S. i. S. X. c. Waßmus vom 31. März 1898, 
Nr. 440/97 I. 0 

92. Wenn anch im vorliegenden Falle, wo es ſich nicht 
um eine Prioritätseinräumung Seitens des einen Gläubigers 
an einen andern handelt, ſondern der Anſpruch der Kl. lediglich 
auf die vom Eigenthümer bewilligten Eintragungen geſtützt iſt, 
die Bezugnahme auf den $ 86 der Grdb. O. nicht recht ver⸗ 
ſtändlich und jedenfalls überflüffig iſt, fo iſt doch ſachlich die 
Entſcheidung des B. G., insbeſondere auch inſoweit der Kl. ein 
direktes ſelbſtſtändiges Recht zugeſprochen iſt, durchaus zutreffend. 
Denn die Bekl. haben die Hypothek nur ſo erworben, wie ſie 
vom Eigenthümer ihnen bewilligt und eingetragen iſt, alſo mit 
dem ihnen gewährten Range an erſter Stelle nur bis zu 
dem Zeitpunkt, in welchem durch die Taxe des Gebäudes 
feſtgeſtellt iſt, daß fie auch noch an fpäterer Stelle die von 
ihnen beanſpruchte Sicherheit haben. Da ferner nach dem 
Wortlaut der Eintragung die voreingetragenen Gläubiger nicht 
ihr Vorrecht an beſtimmte, erſt vom Eigenthümer zu bezeichnende 
andere Gläubiger abtreten, ſondern ohne Weiteres „im Range 
zurücktreten“ ſollen, ſo folgt, daß in dieſem Zeitpunkt auch 
ſämmtliche nachfolgenden Gläubiger ohne Weiteres bis zu der 
in der Verpflichtungsklauſel angegebenen Grenze vorrücken, und 
da durch dieſe Eintragung auf der einen Seite das dingliche 
Recht der Bekl. ſelbſt, wie angegeben, begrenzt iſt, und anderer⸗ 
ſeits die nacheingetragenen Gläubiger ihrerſeits ihre Rechte mit 
dieſer aus dem Grundbuch ſich ergebenden Chance, d. i. mit 
dieſem Nebenrecht des Vorrückens im Fall des Eintritts der 
Bedingung, daß die Taxe den entſprechenden Werth ergiebt, 
erworben haben, ſo folgt daraus weiter, daß ſie, alſo vorliegend 
die Kl., ihre Rechte auch direkt gegen die Bekl. geltend machen 
können. Der öffentliche Glaube des Grundbuchs bewirkt dann 
aber auch weiter, daß, von dem nicht behaupteten Fall ander⸗ 
weiter Kenntniß abgeſehen, auch allein maßgebend iſt, was im 
Grundbuch eingetragen ſteht, alſo Kl., die ihre Hypothek fo 
erworben hat, weil ſie nach dem Inhalt des Grundbuchs an⸗ 
nehmen durfte, nicht anzuerkennen braucht, was etwa zwiſchen 
dem Eigenthümer und den Bekl. über den Inhalt der Klauſel, 
ohne daß es eingetragen iſt, ſonſt noch beredet worden iſt. 
Daß aber der Inhalt der Klauſel nur dahin zu verſtehen iſt, 
daß fie nicht Vollendung des Gebäudes, ſondern nur eine Taxe 
des Gebäudes zwecks Verſicherung vorausſetzt, hat das B. G. 
durch feine mit der Reviſton nicht anfechtbare Auslegung der⸗ 


ſelben feſtgeſtellt. III. C. S. i. S. Jancke e. Möller vom 


29. März 1898, Nr. 370/97 III. 
Zum Enteignungsgeſetz. 


93. Die Reviſion iſt unbegründet. Es ſteht feſt, daß die 


dem Kl. enteignete Fläche bereits in dem ſtädtiſchen Bebauungs⸗ 
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plan von 1878 als Straßenland veranlagt worden iſt und es 


kommt daher nach der konſtanten Judikatur des R. G. (vergl. 
u. A. Entſch. in Civilſachen Bd. 17 S. 162 und Bd. 28 
S. 273) darauf an, ob für das enteignete Terrain bereits 
damals die Baulandseigenſchaft in Anſpruch genommen werden 
konnte. V. C. S. i. S. Boas c. Stadt Landsberg a. W. 
vom 20. April 1898, Nr. 355/97 V. 

Zur Vormundſchaftsordnung. 

94. Nur bezüglich der Aktivlegitimation des klagenden 
Pflegers, welche die Reviſion deshalb anzweifelt, weil geſetzliche 
Erben vorhanden ſeien, welche nach franzöſiſchem Rechte den 
Nachlaß zu vertreten hätten, ſei bemerkt, daß hier lediglich der 
8 809 der auch in der Rheinprovinz geltenden Vormundſchafts⸗ 
ordnung vom 5. Juli 1875 in Betracht kommt. Darnach iſt 
der Kl. in geſetzlicher Weiſe zum Pfleger beſtellt und hat als 
ſolcher die ihm zugewieſenen Befugniſſe auszuüben. Daß zu 
dieſen Befugniſſen auch das Recht gehört, ſich in den Beſitz des 
Nachlaſſes zu ſetzen, kann keinem Zweifel unterliegen. II. C. S. 
i. S. Buchmann c. v. d. Lippe Nachlaß vom 5. April 1898, 
Nr. 120/98 II. 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. 

95. Zur Rückerſtattung der Grundſteuerentſchädigung gemäß 
8 18 des Geſetzes vom 14. Juli 1893 iſt, da die Verpflichtung 
hierzu nach § 35 Abſ. 1 daſelbſt eine auf dem Grundſtücke 
ruhende öffentliche und auf jeden Beſitzer übergehende Laſt iſt, 
und nach § 30 Abſ. 1 daſelbſt die Beſtimmung des 8 25 
Abf. 1 mit dem Tage der Verkündung des Geſetzes, d. i. mit 
dem 28. Juli 1893, Geltung erlangt hat, der jedesmalige 
Eigenthümer des Grundſtücks, für welches die Grundſteuer⸗ 
entſchädigung gewährt worden war, inſofern verbunden, als er am 
28. Juli 1893 dazu verpflichtet geweſen wäre. (Entſch. des 
R. G. Bd. 38 S. 349, 377, Urtheil des R. G. vom 13. Januar 


1894, IV. 196/97.) Die Erſtattungspflicht tritt nach 819 


Abſ. 1 des Geſetzes überhaupt nicht ein, wenn das Grundſtück 
nach erfolgter Entſchädigung durch läſtiges (entgeltliches) Rechts⸗ 
geſchäft veräußert worden iſt. „Nach erfolgter Entſchädigung“ 
bedeutet: nach dem 1. Januar 1865, als dem Tage, an welchem 
die Verpflichtung des Fiskus zur Gewährung der Grundſteuer⸗ 
entſchädigung entſtand. Die Erſtattungspflicht iſt daher aus⸗ 
geſchloſſen, wenn zwiſchen dem 1. Januar 1865 und dem 
28. Juli 1893 eine entgeltliche Veräußerung des Grundſtücks 
ſtattgefunden hat. Dabei kommt es, wie aus dem Wortlaute 
des Geſetzes erhellt, nicht darauf an, von welchem Eigenthümer 
an welchen neuen Eigenthümer die Veräußerung erfolgt iſt, 
ſondern es genügt, daß in jener Zwiſchenzeit überhaupt einmal 
das Grundſtück durch läſtiges Rechtsgeſchäft veräußert worden 
iſt. Die Rückerſtattung bleibt ferner nach § 19 Abſ. 5 des 


Geſetzes „bezüglich derjenigen Grundſtücke ausgeſchloſſen, deren 
Eigenthum nach erfolgter Entſchädigung durch — Vermächt⸗ 


niß — übergegangen iſt“, jedoch nur „zu demjenigen Bruch⸗ 
theile, zu welchem der zeitige Eigenthümer weder unmittelbar 
noch mittelbar Erbe des Entſchädigten geworden iſt.“ Die 
Worte „nach erfolgter Entſchädigung“ haben dieſelbe Bedeutung 


wie im Abſ. 1, und ebenſo iſt es gleichgültig, zwiſchen welchen 


Perſonen ſich der Eigenthumsübergang vermöge Vermächtniſſes 
innerhalb der Zeit vom 1. Januar 1865 bis 28. Juli 1893 


vollzogen hat. Jusbeſondere iſt es nicht erforderlich, — wie 


die Revision vermeint, — daß der zeitige Eigenthümer das 
Grundſtück von dem Entſchädigten erworben habe. Der ganz 
allgemein gehaltene Wortlaut des Geſetzes, bietet für dieſe 
Anſicht keinen Anhalt. Unter dem „zeitigen Eigenthümer“ iſt 
in Folge der dinglichen Natur der Erſtattungsverbindlichkeit 
(8 25 Abſ. 1 des Geſetzes) derjenige zu verſtehen, welcher am 
28. Juli 1893 Eigenthümer des Grundſtückes war, Als der 
„Entſchädigte“ iſt diejenige Perſon anzuſehen, welche den An- 
ſpruch auf die Grundſteuerentſchädigung erworben hat, welche 
alſo am 1. Januar 1865 Eigenthümer des Grundſtücks geweſen 
iſt. Die Pflicht zur Rückerſtattung tritt daher nicht ein, wenn 
der Grundſtückseigenthümer vom 28. Juli 1893 überhaupt nicht 
Erbe oder Erbeserbe („weder unmittelbar noch mittelbar“) des 
Grundſtückseigenthümers vom 1. Januar 1865 geworden iſt; 
ſie tritt im vollen Umfange ein, wenn der erſtere Eigenthümer 
alleiniger Erbe oder Erbeserbe des letzteren geworden iſt; und 


ſie tritt theilweiſe nach der Quote (dem „Bruchtheil“) des Erb⸗ 


rechts ein, wenn der erſtere Eigenthümer den letzteren nur theil · 
weiſe unmittelbar oder mittelbar beerbt hat. (Entſch. des R. G. 
Bd. 38 S. 349, 353, 357, Bd. 39 S. 333, Urtheil des R. G. 
vom 21. Juni 1897 [IV 460/96], vom 13. Januar 1898 
[IV 196ſ%7] und vom 24. Februar 1898 [IV 262/97].) Das 
B. G. nimmt nun an, daß die Rüderftattung der für das 
Gut Retzowsfelde gewährten Grundſteuerentſchädigung auf Grund 
des § 19 Abſ. 1 des Geſetzes vom 14. Juli 1893 um deshalb 
ausgeſchloſſen ſei, weil das Gut im Jahre 1867 in nothwendiger 
Subhaſtation zum Zwecke der Auseinanderſetzung der Miteigen⸗ 
thümer verſteigert iſt, wobei es für unerheblich erklärt wird, 
daß einem der Miteigenthümer, nämlich dem Vater des Kl., der 
Zuſchlag ertheilt iſt. In dieſer Ausführung liegt eine Rechts ⸗ 
normverletzung. Das durchgeführte Subhaſtationsverfahren 
hatte nämlich unter der Herrſchaft der Verordnungen vom 
4. März 1834 und 11. Auguſt 1843 — ebenſo wie dieſes 
gegenwärtig unter der Geltung des Geſetzes vom 13. Juli 1883 
der Fall iſt — die Vorbereitung, den Abſchluß und die Er⸗ 
füllung eines Kaufvertrages zum Gegenſtande. (88 340 
Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R.; Entſch. des R. G. Bd. 19 
S. 325.) Der Kaufvertrag wurde mit dem Abſchluſſe 
der Verſteigerungsverhandlung durch die Willensüberein⸗ 
ſtimmung der Betheiligten über das abgegebene Meiſtgebot 
und die aufgeſtellten Verkaufsbedingungen perfekt. (Gruchot, 
Beiträge Bd. 24 S. 770; Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 271.) 
Bis zu dem — dem Vertragsſchluß deklarirenden — Zu⸗ 
ſchlagsbeſcheide verblieb das Eigenthum des Grundſtücks dem 
bisherigen Eigenthümer (§ 342 Thl. I Tit. 11 des A. L. R.). 
Niemand kann aber ſeine eigene Sache kaufen und alſo auch 
nicht einen ihm ſelbſt zuſtehenden Idealantheil an einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Sache. (Entſch. des Obertribunals Bd. 65 S. 301; 
Turnau, Grdb. O., Bd. 2 $ 14 S. 162.) Es iſt daher bei 
der Subhaſtation des Gutes Retzowsfelde durch die Ver⸗ 
ſteigerungsverhandlung materiell ein Kaufvertrag über den 
Idealantheil des Vaters des Kl. nicht geſchloſſen und es 
hat der Zuſchlag auf dieſen Antheil nur die Wirkung geübt, 
daß er im Eigenthume des Vaters des Kl. verblieben iſt. Der⸗ 
ſelbe iſt ſomit nicht „durch läſtiges Rechtsgeſchäft veräußert 
worden“. IV. C. S. i. S. Fiskus c. Zelter vom 14. April 
1898, Nr. 319/97 IV. Bu | 
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VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

96. Die Annahme des O. L. G., es ſei die zur Ent⸗ 
mündigung berechtigte bleibendende Geiſtesſchwäche zur Zeit 
des Vertragsabſchluſſes im Sinne des L. R. S. 503 kundbar 
geweſen, beruht nicht auf Geſetzes verletzung. Der Begriff der 
Kundbarkeit iſt nicht dadurch bedingt, daß alle Perſonen, mit 
welchen die Wittwe P. in Verkehr kam, ihren Zuſtand als 
jenen einer bleibenden Geiſtesſchwäche erkannten. Im Uebrigen 
hat aber das O. L. G. feſtgeſtellt, daß ihr Zuſtand als ein 
ſolcher der bezeichneten Art nach Außen zu Tage trat und 
einem gewiſſen größeren Kreis derjenigen, mit welchen ſie 
überhaupt in Verkehr trat, erkennbar wurde. II. C. S. i. S. 
Wurm c. Eiſele vom 5. April 1898, Nr. 3/98 II. 

97. Mit der Klage hat der klägeriſche Fiskus ausdrücklich 
nur die Einräumung eines Nothweges gegen Entſchädigung 
auf Grund des Art. 682 des B. G. B. beanſprucht und 
auch in der Berufungsinſtanz ebenſo wie bei der mündlichen 
Verhandlung vor dem L. G. nur den Antrag auf einen 
ſolchen geſetzlichen Nothweg gerichtet. Das O. L. G. 
erwägt zwar, der klägeriſche Fiskus habe auch den Geſichtspunkt 
eines vertraglichen Wegerechts bereits in I. J. nach dem hierfür 
bezogenen, inhaltlich mitgetheilten Schriftſatz vom 9. Dezember 1894 
geltend gemacht. Das iſt indeſſen nicht zutreffend. Der Kl. hat der 
Einrede der Bekl. gegenüber, daß der Anſpruch auf den geſetzlichen 
Nothweg im vorliegenden Falle nicht begründet ſei, weil Kl. durch 
den Verkauf des Gutes Grind an ihre Rechtsvorgänger die 
Enclavirung der Mündelheimer Ward ſelbſt herbeigeführt habe, 
replizirend ausgeführt, daß die Bekl. als Rechtsnachfolger 
der Ankäufer dieſes nicht geltend machen könnten. Dieſe Aus⸗ 
führung enthalt keine Begründung des Wegerechtes auf 
den Vertrag; zudem hat der klaͤgeriſche Fiskus einen An⸗ 
trag, ihm auf Grund jenes Vertrages ein vertragliches 
Wegerecht für das enclavirte Wardgrundſtück zuzuſprechen, keinen⸗ 
falls geſtellt. Das O. L. G. hat ihm aber, wie die Ent- 
ſcheidungsgründe, die für die Beurtheilung der Tragweite des 

verfügenden Theiles des Urtheils maßgebend find, unzweideutig 
ergeben, ein vertragliches Wegerecht zugeſprochen. Ein ſolches 
Recht iſt inhaltlich verſchieden von dem Nothwegerecht auf Grund 
des Art. 682 des B. G. B. Insbeſondere richtet ſich ein 
ſolches vertragliches Recht überall nach den anzunehmenden Be⸗ 
ſtimmungen des Vertrages, und auch abgeſehen hiervon, hebt 
das O. L. G. ſelbſt zutreffend hervor, daß, während das Noth- 
wegerecht bei einem Fortfall der Enclavirung von ſelbſt in 
Wegfall kommen würde, dieſes bei einem vertraglichen Recht 
an ſich nicht der Fall wäre, ſowie daß ohne eine bezügliche 
vertragliche Abmachung auch eine beſondere Entſchädigungs⸗ 
pflicht bei einem vertraglichen Rechte nicht ohne Weiteres be⸗ 
gründet iſt, vielmehr von dem Inhalte des Vertrages abhängt, 
während der geſetzliche Nothweg immer nur gegen Entſchädigung 
zu gewähren iſt. Wenn das O. L. G. im vorliegenden Falle, 
obſchon von einer vertraglichen Begründung der Entſchädigung 
überall nicht die Rede iſt, eine ſolche dem Bekl. dem Grunde 
nach zuerkannt hat, weil der Fiskus ſeine desfallſige Verbindlich 
keit anerkannt habe, ſo iſt das unzutreffend, weil der Fiskus 
nur ſeine geſetzliche Entſchädigungspflicht für die Noth- 


wegseinräumung zugegeben hatte, zu dem die Entſchädigung 


für Wegetheile zuerkannt wurde, für welche ſie beſtritten war. 


Inſoweit find die Bekl. zwar nicht beſchwert. Er ergiebt ſich 
aber auch hieraus die inhaltliche Verſchiedenheit der beiden 
Rechte, da nach der Begründung des Wegerechts Seitens des 
O. L. G. eine jetzt noch zu leiſtende Entſchädigung nicht hätte 
zugeſprochen werden können. II. C. S. i. S. Rißler u. Gen. 
c. Fiskus vom 29. April 1898, Nr. 38/98 II. 

98. Es iſt richtig, daß Art. 715 des c. c. ebenſowenig 
wie eine andere Vorſchrift dieſes Geſetzbuches die Beſtimmung 
enthält, daß das Jagdrecht den Grundeigenthümern zuſtehe, 
ſondern daß er bezüglich der Regelung dieſes Rechts ſowie der 
Art ſeiner Ausübung auf beſondere Geſetze verweiſt. Aber es 
kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß auch nach der in 
Rheinheſſen geltenden Geſetzgebung das Recht, auf einem be⸗ 
ſtimmten Grundſtücke zu jagen, an ſich deſſen Eigenthümer 
zuſteht und durch die Verordnung der öſterreichiſch⸗bayeriſchen 
Kommiſſion vom 21. September 1815, die im Weſentlichen 
jagdpolizeiliche Vorſchriften enthält, nur die Ausübung dieſes 
Rechis beſonders geregelt worden iſt. An ſich braucht ſich der 
Eigenthümer eines Grundſtückes nicht gefallen zu laſſen, daß 
ein Anderer auf dieſem jage, ſondern hat er ausſchließlich einen 
Anſpruch hierauf. Dieſer Grundſatz, der in Frankreich wie in 
anderen Ländern lange Zeit ſeine Geltung verloren hatte, wurde 
durch ein franzöſiſches Dekret vom 11. Auguſt 1789 ausdrücklich 
anerkannt. Von da an hat dort ſtets die in verſchiedenen Ge⸗ 
ſetzen ausgeſprochene Auffaſſung Geltung gehabt, daß ohne be- 
ſonderen Rechtstitel Niemand auf dem Grundſtücke eines Anderen 
jagen dürfe, vielmehr das Jagdrecht ein Ausfluß des Eigenthums 
an Grund und Boden ſei. Dieſer Grundſatz hat, ſo lange 
Rheinheſſen zu Frankreich gehörte, auch für dieſe Provinz 
Geltung gehabt. Durch die erwähnte Verordnung vom Jahr 
1815, deren Verletzung übrigens nach § 1 der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 28. September 1879 die Revifion nicht be⸗ 
gründen würde, wurde daran nichts geändert. Vielmehr liegt 
auch dieſer Jagdverordnung die Auffaſſung zu Grund, daß das 
Jagdrecht an ſich den Grundeigenthümern zuſtehe, ſie aber nur 
unter beſtimmten Vorausſetzungen dieſes Recht ſelbſt ausüben 
dürften, während im Uebrigen das Jagdrecht von der Forſt⸗ 
verwaltung oder den Gemeinden auszuüben ſei. Das O. L. G. 
hat deshalb ohne Rechtsirrthum angenommen, daß die Kl. zur 
Klage mit Rückſicht auf die dargelegten Verhältniſſe legitimirt 
ſeien. Uebrigens ergiebt ſich das Recht zu der von ihnen er⸗ 
hobenen negatoriſchen Klage, nach der feſtgeſtellt werden ſollte, 


daß die Gemeinde nicht befugt ſei, das Jagdrecht bezüglich 


ihrer Waldungen mit der Feldjagd zu verpachten, wie das 
O. L. G. zutreffend dargelegt hat, ſchon aus ihrem Eigenthums⸗ 
recht allein. Wenn die Gemeinde ohne Rechtsgrund die Be⸗ 
fugniß beanſprucht, auf dieſen Grundſtücken das Jagdrecht 
auszuüben, oder es mittels Verpachtung auf andere Perſonen 


zu übertragen, kann den Eigenthümern nicht das Recht verſagt 
werden, eine gerichtliche Feſtſtellung des Inhalts zu beantragen, 
daß eine ſolche Befugniß nicht beſtehe. II. C. S. i. S. Ge⸗ 
meinde Nieder⸗Wieſen e. Gaſtell und Gen. vom 28, April 1898, 


Nr. 5/98 II. 
99. Das O. L. G. hat die Einrede des nicht erfüllten 


Vertrags nicht direkt widerlegt. Daſſelbe erachtet die Klage, trotz 
dem daß in dem Steinbruche keine bauwürdigen Steine ge⸗ 
weſen ſeien, für begründet, weil die Bekl. bei Abſchluß des 
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Vertrages das Ausbeutungsverhältniß des Steinbruches 
gekannt hätten, und daher anzunehmen ſei, daß ſie aus 
anderen Gründen, als um den Steinbruch auszubeuten, das 
Verfügungsrecht über denſelben bis zur Erwirkung der Auf⸗ 
löſung des Vertrages ihrerſeits hätten erhalten wollen. In 
dieſer Hinſicht war nun offenſichtlich das nach der Beurkundung 
des Thatbeſtandes auch in der Berufungsinſtanz geſtellie, vom 
B. U. aber überhaupt nicht erwähnte Beweiserbieten, daß die 
Bekl. über 2 000 Mark für Schürfarbeiten und Unterſuchung 
des Terrains ausgegeben haben, erheblich. Denn wenn die 
Bekl. bei Abſchluß des Vertrages wußten, daß in dem Stein⸗ 
bruche keine bauwürdigen Steine waren, ſo iſt es nicht wohl 
erklärlich, daß fie eine Summe von 2000 Mark ſollten auf⸗ 
gewendet haben, um dieſes zu ermitteln. Sodann war aber 
dasjenige, was das O. L. G. als die Vertragsabmachung an⸗ 
nimmt, daß nämlich die Minimalpacht von 3 000 Mark auch 
dann von den Bekl. geſchuldet und gezahlt werden ſolle, wenn 
überhaupt kein bauwürdiges Material in dem verpachteten 
Steinbruch vorhanden ſei, obwohl zu dieſem Zwecke der Ver⸗ 
trag abgeſchloſſen war, ſo von der Kl. ſelbſt erſichtlich gar nicht 
behauptet. Vielmehr ging deren Aufſtellung weſentlich nur 
dahin, daß kein Kauf, ſondern eine Pacht in Frage ſtehe, und 
daß aus dem Pachtverhältniß rechtlich keinerlei Garantie für 
das Vorhandenſein irgend welcher bauwürdiger Steine herzu⸗ 
leiten ſei. Eine derartige Supplirung thatſächlicher Angaben 
über die eigenen Aufſtellungen der Parteien hinaus, wie fie hier 
Seitens des O. L. G. erfolgt iſt, iſt aber unzuläſſig. Soweit 
die Ausführungen des O. L. G. dahin zu verſtehen ſein ſollten, 
die Bekl. ſeien deshalb zur Zahlung der Minimalpacht ver⸗ 
pflichtet, weil dieſelben, da ſie nicht ſogleich mit der Mittheilung 
über das Nichtvorhandenſein der Steine, die ihnen vertraglich 
eingeräumte Kündigung erklärt hätten, das Verfügungsrecht 
über den Steinbruch aus einem anderen Grunde, als um den⸗ 
ſelben auszubeuten, ſich hätten erhalten wollen, wäre das recht⸗ 
lich verfehlt. Wenn jene Verpflichtung nicht nach dem Ver⸗ 
trage beſtand, ſo wurde ſie durch dieſe Nichtkündigung nicht 
geſchaffen. II. C. S. i. S. Ritterath und Gen. c. Gemeinde 
Cordel vom 26. April 1898, Nr. 63/98 II. vn 
100. Die Revifion mußte für begründet erachtet. werben. 
Das O. L. G. nimmt an, daß dem korreſpektiven Teſtamente 
eine Vereinbarung der Eheleute L. hinſichtlich der von ihnen 
getroffenen letztwilligen Verfügungen zu Grunde liege, und daß 
die Wittwe L. daher, nachdem ſie die Erbſchaft ihres Mannes 
angetreten hatte, nach gemeinem Rechte nicht mehr berechtigt 
geweſen ſei, eine anderweitige letztwillige Verfügung zu treffen. 
Dieſe Annahme ſteht in Uebereinſtimmung mit dem vom 
O. L. G. angezogenen Urtheile des III. Sen. des R. G., Entſch. 
Bd. 6 S. 174, welches ebenfalls einen Fall zu erörtern hatte, 
wo Eheleute durch ein gemeinſchaftliches Teſtament ſich gegen⸗ 
ſeitig und zugleich für den Todesfall des überlebenden Ehegatten 
dritte Perſonen, einen beiderſeitigen Neffen und die Geſchwiſter 
deſſelben, zu Erben eingeſetzt hatten. Die Annahme des 
O. L. G. beruht auf der Anwendung des gemeinen Rechts, 
welches für den Oberlandesgerichtsbezirk Cöln nicht reviſibel iſt 
§ 511 der C. P. P.). Das O. L. G. vertritt nun aber ferner 
die Auffaſſung, daß trotz des Eintritts der vorgedachten recht⸗ 
lichen Folgen des als Erbvertrag zu behandelnden gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtamentes durch die Verlegung des Domizils der 
Wittwe L. aus dem Bezirke des gemeinen Rechts nach Cöln 
der ganze Vertrag hinfällig geworden ſei und die Wittwe L. 
wieder die freie Teſtirfähigkeit über ihr Vermögen erlangt habe. 
Dieſe Auffaſſung iſt, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, 
nicht zu billigen und verletzt den Art. 1130 des B. G. B. 
Eingehend begründet. II. C. S. i. S. Moll c. Körsgen vom 
19. April 1898, Nr. 32/98 II. * 0 
101. Das O. L. G. hat mit genügender Begründung feſt⸗ 
gefteit, daß die Vertragſchließenden in Anſehung des ſtreitigen 
ertrages von. der Ablicht ausgegangen ſeien, einen Pacht ⸗ 
vertrag abzuſchließen. Es kann hiernach nur darauf an⸗ 
kommen, ob ein ſolcher Vertrag, ſoweit es ſich um die Ueber⸗ 


laſſung der Ausbeutung eines Bergwerks handelt, rechtlich 
möglich iſt. Dieſe Frage iſt zwar beſtritten und wird von den 
franzöſiſchen Gerichten, insbeſondere vom Kaſſationshofe verneint. 
Den Ausführungen des O. L. G., daß die Frage im Anſchluſſe 
an die Rechtſprechung des R. G. bejaht hat, mußte jedoch bei⸗ 
getreten werden. Für die Auffaſſung des O. L. G. ſprechen 
ſchon die Art. 598 und 1403 des B. G. B. Entſcheidend tft 
aber, daß § 94 des in Elſaß⸗Lothrigen geltenden Berggeſetzes 
im Anſchluß an §S 114 des Preußiſchen Berggeſetzes die Ver ⸗ 
pachtung von Bergwerken ausdrücklich zuläßt, indem er die 
auf deren Ausbeutung bezüglichen Verträge als Pachtverträge 
bezeichnet. Wie aus § 114 des Preußiſchen Berggeſetzes ge⸗ 
folgert wird, daß eine Verpachtung von Bergwerken möglich 
ſei, ſo muß dieſe Folgerung auch inſoweit gezogen werden, als 
es ſich um die Rechtsverhältniſſe von Elſaß⸗Lothringen handelt; 
denn die hier geltende Geſetzgebung ſtimmt in den entſcheidenden 
Punkten vollſtändig mit derjenigen überein, die in Rheinpreußen 
beſteht. (Vergl. Urtheil des R. G. vom 26. Februar 1892, 
Puchelt's Zeitſchrift Bd. 23 S. 453 ff., nebſt den dort an⸗ 
geführten weiteren Entſcheidungen.) II. C. S. i. S. Elſaß⸗ 
Lothr. Fiskus c. Hochöfengeſellſchaft von Rümelingen vom 
29. April 1898, Nr. 8/98 II. a Ml. 


— — 


Perſonal⸗Veränderungen. 


en Zulaſſungen. IE 
Rechtsanwalt Wilhelm Sönkſen beim Landgericht Flens⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Oskar Motzel beim Amtsgericht Regen; 
— Rechtsanwalt Dr. Feiſt beim Landgericht Elberfeld und 
bei der Kammer für Handelsſachen Barmen; — Rechtsanwalt 
Richard Strauß beim Amtsgericht Bingen; — Rechtsanwalt 
Hilmar Frank beim Amtsgericht Dt.⸗Eylau. — Rechtsanwalt 
Oskar Schubert beim Landgericht Stendal; — Rechtsanwalt 
Otto Krüger beim Landgericht und Amtsgericht Allenſtein; 
— Rechtspraktikant Johann Fiſcher beim Amtsgericht Hammel⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Naß beim Amtsgericht Aſchersleben; — 
Rechtsanwalt Dr. Johann Georg Hübner, Juſtizräthe Dr. Karl 
Dürck und Karl Pailler beim Oberlandesgericht München; 
— Rechtanwalt v. Wulffen beim Amtsgericht Seehauſen i. / A.; 
— Gerichtsaſſeſſor Frey beim Amtsgericht Siegen; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Curt Paul Seyferth beim Landgericht Leipzig; — 
Rechtspraktikant Franz Rigauer beim Amtsgericht Ludwigs⸗ 
hafen a. / Rh.; — Gerichtsaſſeſſor Felir Landsberger beim 
Landgericht Oels; — Rechtsanwalt Arthur Arno Pernitzſch 
beim Amtsgericht Oſchatz; — Rechtsanwälte Arthur Roſenfeld, 
Dr. Alfred Borinski, Franz Wagner, Julius Zade, 
Dr. Felix Pick beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwälte 
Dr. Emil Hirſchfeld, Franz Heiſig beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwälte Schachtel II in Friedrichsberg, 
Oskar Goerke in Tempelhof beim Amtsgericht II Berlin; 
— Rechtsanwalt Friedrich Georg Grohmann beim Ant?» 


gericht Döhlen und beim Landgericht Dresden; — Rechts- 


praktikant Georg Carlipp beim Amtsgericht Erlangen; — 
Rechtsanwalt Johannes Richard Uhlich bei der Kammer für 
Handelsſachen Annaberg und beim Landgericht Chemnitz; — 
Rechtsanwalt Jakob Skaller beim Amtsgericht Lauban; — 
Rechtsanwalt Emanuel Hruby beim Amtsgericht Ober⸗Glogau; 
— Gerichtsaſſeſſor Ludwig Chelius beim Amtsgericht Saar⸗ 
brücken; — Rechtsanwälte Heinrich Grieshammer, Chriſtian 
Bachmann beim Landgericht Hof; — Rechtsanwalt Siegfried 
Sommer beim Landgericht Görlitz; — Rechtsanwalt Felix 
Krauſe beim Amtgericht Charlottenburg; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Carl Detmar Stahlknecht beim Landgericht und 
beim Amtsgericht Bremen; — Rechtsanwalt Dr. Hans 
Ströhmer beim Landgericht Neuwied; — Rechtanwalt 
Johannes Künſtler beim Landgericht Tilſit; — Rechtsanwalt 
Bruno Grünfeld beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt 
Pinn beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt. Paul 


Knebel beim Amtsgericht II Berlin. 
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Löſchungen. 

Suftizraib Grieving beim Landgericht Düſſeldorf; — 
Rechtsanwalt Fritz Krauſe beim Landgericht Paſſau; — Rechts⸗ 
anwalt Otto Krüger beim Amtsgericht Sensburg; — Rechts⸗ 
anwalt Schubert beim Amtsgericht Freiburg i. Schl.; — Rechts⸗ 
anwalt Paul Naß beim Amtsgericht Hettſtedt; — Rechtsanwalt 
Alexander Stichling beim Landgericht Gotha; — Rechts- 
anwalt Friedrich Oßwald beim Amtsgericht Forchheim; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Sarrazin beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hildesheim; — Rechtsanwalt v. Wulffen beim 
Landgericht Stendal; — Rechtsanwalt Hans Steinert beim 
Amtsgericht Königshofen; — Rechtsanwalt Wilhelm Aſtecker 
beim Amtsgericht Körlin a. Perſ., — Rechtsanwalt Hruby 
beim Amtsgericht Krappitz; — Rechtsanwalt Adolf Miller 
beim Landgericht Traunſtein; — Rechtsanwalt Dr. Georg 
Mühfam beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt 
Dr. Hirſchfeld beim Amtsgericht II Berlin; — Rechts⸗ 
anwalt Richard Martin beim Landgericht Eichſtädt; — 
Rechtsanwalt Felix Krauſe beim Amtsgericht Nakel; — 
Rechtsanwalt Doermer beim Amtsgericht Saarbrücken; — 
Rechtsanwalt Falk beim Landgericht und beim Amtsgericht 
Elberfeld und bei der Kammer für Handelsſachen Barmen; — 
Rechtsanwalt Dr. Hermann Bruneck beim Landgericht Franken⸗ 
thal; — Rechtsanwalt Eugen Hertzberg beim Amtsgericht 
Opladen; — Rechtsanwalt Karl Martin Better beim Amts⸗ 
gericht Friedberg; — Juſtizrath Frommer beim Landgericht 
Kottbus; — Inſtizrath Karl Robert Baunacke beim Land⸗ 
gericht Leipzig; — Juſtizrath Auguſt Bleichrodt beim Amts⸗ 
gericht Rudolſtadt; — Rechtsanwalt Pinn beim Amtsgericht II 
Berlin. | 

Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Mehlhauſen 
in Braunsberg; — Rechtsanwalt Dorien in Jauer; — 
Gerichtsaſſeſſor Herhaus in Hillesheim; — Gerichtsaſſeſſor 
Zartmann in Wiehl; — Rechtsanwalt Rhode in Allenſtein; 
— Rechtsanwalt Dr. Leyde in Tiegenhof; — Rechtsanwälte 
Pauſe und Reißert in Erfurt; — Rechtsanwalt Dr. Lange 


in Quedlinburg. 

— To des fälle. oo. 
| Rechtsanwalt Pillmayr in Mühldorf; — Juſtizrath 
Albrecht B. Weißker in Gera; — Rechtsanwalt Dr. Freerick 
in Papenburg; — Juſtizrath Gallus in Glogau. ; 


Ich ſuche einen älteren, erfahrenen, zuverfäffigen 
Büreauvorſteher. 
Meldungen mit Gehaltsauſprüchen erbeten. 
Gardelegen. . Heyden, Rechtsanwalt und Notar. 


— 


Ich ſuche zum 1. Juli d. J. einen zuverläſſigen Büreau⸗ 
Vorſteher. Zeugnißabſchriften, Gehaltsanſprüche und eine kurze 
Darſtellung des Lebensganges bitte ich einzuſenden. n 
Trier. Dr. Görtz, Rechtsanwalt. 


— — 


Zum ſofortigen Eintritt perfekter Buchhalter geſucht, welcher 
ein größeres Büreau ſelbſtändig leiten kann. Stenograph bevorzugt. 
Zeugniſſe mit Gehaltsanſprüchen einſenden. 

Lüneburg. Rechtsanwalt Heinemann. 


is Büreau:Borftehber, 


(kautionsf.) für kleineres Berl. Rechtsanwaltsbüreau 


eſucht. Off. mit Gehaltsanſpr. an Rudolf Moſſe, 
Prinzenſtraßze 41 unter E. V. 1805. oo. 


| u Jlngerer e 8 
durchaus tüchtig, für ein größeres Berliner Rechtsanwalts⸗Büreau 
zum baldigen Antritt geſucht. Offerten mit Zeugniß⸗Abſchriften 
und Gehaltsanſprüchen unter Sch. 303 an die Exped. dieſes Blattes. 


Bhöreauvorſteher, 33 Jahr, erfahren und zuverläſſig, ſucht 
Stellung für Außerhalb. PB 5 
1 Droge, Friedenau b. Berlin, Lauterſtraße 19/20. 


Expedi 


an die Expedition d 


Tüchtiger Büreau⸗Vorſteher, 5 J. bei Rechtsanwalt und 
Notar beſch., perf. Stenograph, ſucht per ſofort Stellung event. als 
erſter Gehülfe auf gr. Anwalts⸗Büreau. Gefl. Offerten unter 
A. D. 1000 an Rudolf Moſſe, Saalfeld a. d. Saale. 


Büreauvorſteher, 26 Jahr alt, mit uten Atteſten, in un⸗ 


e ie: Stellung, ſelbſtändiger Arbeiter in Prozeß⸗ und Notariats⸗ 


achen, ſucht anderweit Beſchäftigung. Gefl. Offerten unter S. G. 304 
an die Expedition dieſer Zeitung. BZ 


Büreauvorſteher, 24 Jahre alt, 7 ununterbrochene Jahre 
i NEE Due, ſucht in Bayern, ſpeziell in München 
Stellung in gleicher Brauche per 1. Oktober 1898. Offerten sub 
S. T. 25 befördert die Expedition dieſes Blattes. 2 


Büreauvorftche 


ber, | 
der poln. Sprache vollſt. mächtig, fucht, geſtützt auf gute Zeugulſſe, 
Stellung. Gef. Offerten an BB. Bolz, if haufen O. Pr. 


Ein tüchtiger Büreauvorſteher, in Bearbeitung von Prozeß⸗ 
und Notariatsſachen bewandert, ſucht zum 1. Juli eventuell ſpäter 
Stellung. Offerten unter F. G. 302 an die Exp. d. Bl. erbeten. 

Büreauvorſteher, in Anwalts- und Notariatsſachen völlig 
vertraut, ſucht, geſtützt auf vorzügliche Zeugniſſe, ſofort anderweitige 
Stellung. Off. an die Exped. dieſes Blattes unter B. 297 erbeten. 


Bür.⸗Vorſt. (28 J.) ſeit 5½ J. Vorſt. des Büreaus einer Auwaltsfirma 
in großer Stadt, durchaus zuverläſſig und fleißig, m. allen vork. Arb., auch 
dopp. Buchf., vertraut, perf. Stenograph, in ungek. Stellg., wünſcht ſich 
zu verändern. Verſich.⸗Geſ. od. gewerbl. Etabl. bevorz. Vorzügl. Zeugn. 
vorhanden. Gefl. Off. erb. sub M. D. 285 an die Exp. d. Blattes. 


Fr. Gerichtsſecretair u. Calculator, Gymn. Prim., durchaus ſelbſtſtänd. u. 
rechtskundiger Arbeiter, mit beſten Zeugn., ſucht anderweit Stellung als 


Büreauvorſteher. Off. an die Exp. d. Ztg. sub L. 284 erbeten. 


Gew. Büreaugehülfe, militärfrei, Maſchinenſchr., Stenogr., 
im Koſtenweſen vertr., ungek. Stellung, ſucht für ſofort paſſende 
Stellung. Gefl. Off. unter E. J. 15 poſtl. Weimar. 


Für eine größere Geſellſchaft m. b. H. in Berlin W. wird ein 
Rechtsbeiſtand zur Bearbeitung der täglich vorkommenden juriſti⸗ 
ſchen Fragen geſucht. — Derſelbe hätte andererſeits die wichtigen 
Angelegenheiten mit den Rechtsanwälten der Geſellſchaft zu elbe en 
und reflektiren wir nur auf einen juriſtiſch gebildeten Herrn, welcher 
ſich täglich einige Stunden bei uns beſchäftigen könnte. Offerten 
unter genauer Darlegung des Bildungsganges und der bisherigen 


praktiſchen Thätigkeit sub T. B. 293 an die Exp. dieſes Bl. erbeten. 


Geſucht 
juriſtiſch gebildete Perſönlichkeit zur Leitung eines zu gründenden 
Rechtsſchuz⸗Verbandes. Aeußerſt angenehme Poſition. Gefällige 
Offerten mit Gehaltsanſprüchen unter M. ©. 283 an die 
Expedition dieſes Blattes. 


Für die Zeit vom 8. Juli bis 20. Auguſt cr. ſuche ich einen 
geeigneten Vertreter in Rechtsanwalts⸗ und Notariats⸗Geſchäften. 
Spandau, am 11. Mai 1898. 

2 oo Neumann, Suftizrath. 


Früherer Anwalt offerirt ſich zur Vertretung und als Hülfs⸗ 


5 | arbeiter. Gefl. Off. sub A. S. 295 an die Exp. dieſes Bl. erbeten. 


Rechtsanwalt (Berlin) erbietet ſich zur Anferti⸗ 
gung von Schriftſätzen. Offerten unter J. J. 2221 


an Rudolf Moffe, Berlin SW. 


J. Nechtsauw., Gemeinr., ſucht Aſſociation mit e. Rechtsanw., 
am 1 in größerer Stadt. Offerten unter E. B. 874 an die 
on dieſes Blattes. 87 Ä | 


Ein Rechtsanwalt, welcher längere Zeit in einem Berliner 
Vorort thätig geweſen iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten 
Anwalt in Berlin pi aſſociiren. Offerten erbeten unter Z. 288 
eſes Blattes. 
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Ein Anwalt, vermögend, will ſich mit einem beſchäftigten 
Anwalt in Berlin aſſociiren. Offerten unter R. R. 287 an die 
Expedition dieſes Blattes. 


— Aelterer Gerichtsaſſeſſor (Landrechtler) e die Ver⸗ 
tretung eines Rechtsanwalts und Notars. Offerten unter O. F. 307 
an die Expedition dieſes Blattes erbeten. 


Aſſeſſor ar, der 85 mehrfach Anwälte vertrat, 
u cht vom 1. Juni er. auf 6—8 Wochen Anwaltsvertretun (ohne 
totariat). Offerten unter L. G. 289 an die Exp. dieſes Blattes. 


Ich habe mich in n niedergelaſſen. 
ö Guttmann, Rechtsanwalt. 


Aanzleianzeige. 


Landesadvokat Dr. K. Schönberger 


Prag 1 
Nr. 1039. 


| jur. 5 C. 5 
Mechtzanwalt in New⸗ 35 Wall Street, 
bis 1893 Geri 18⸗Aſſefſor in Baden. 

Georg F. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord: Amerikas. we 


Für behördliche . „Kanpleipapier M. 8.50 22 9 7 
Conceptpapier M. 7.— 0 Bg. netto. Eckert & Finck, 
Leipzig. Muſter 5 


s u Franz Vahlen in Berlin. 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben 1 erſchienen: 


. 


Entſcheidungen des Kammergericht⸗ 
in Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit und 
f in Strafſachen 
herausgegeben von 
Reinhold Joho w, 
Geheimer Oberjuſtizrath. 
Biebenzehnter Band. | 
1898. X u. 567 S. gr. 8°. Geheftet M. 7, —. Gebunden M. 8,20. 


1 empfiehlt fein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 


Zu verk.: ene d. R. G. Civ. S. I- XXX; au: 
Kamm. G. I-X. Gefl. Off. an die 2 unter er S. 280. 6. 


In en Verlage it erschienen 


Das Recht | 
Deutſchen Kaiſers. 


i 
Preisgekrönte Studie zum ee Derfaffimgsrschte - 


von 
Dr. jur. Vichard gischer. 
12½ Bogen gr. 80. Preis broſch. M. 4, —. 


Dieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte 
Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung 
vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Deutſchen 
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Aehrbuch des Bürgerlichen Rechts. 
Dritte und vierte völlig neubearbeitete Auflage. 2 
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„Der Verfaſſer glaubt, einen Anfang mit dem wiſſenſchaftlichen Eindringen in den Geſetzesſtoff gemacht zu haben. Se be 
ſcheidener dies tft, um fo lebhafter kann die Anerkennung fein, daß dieſer Anfang vortrefflich gelungen iſt ... daß überall echt wiſſen⸗ 
ſchaftliches Streben, eingehende Arbeit, ein offener Blick für das Leben und klares Denken hervortritt und daß die Darſtellung eine 
durchaus verſtändliche iſt, die an das Faſſungsvermögen keine übermäßigen enge ſtellt.“ 


(Oberlandesgerichts⸗Präſident Wirkl. Geh. O 


erjuſtizrath Dr. Ectius in Gruchot's Beiträgen.) 
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Bereinsnahrißten. 


Der achte Band der Eutſcheidungen des Ehrengerichts⸗ 
hofes für deutſche Rechtsanwälte nebſt Inhaltsverzeichniß 
ſämmtlicher acht Bände iſt erſchienen und an die Vereins⸗ 
mitglieder verſandt. 

Erinnerungen wegen Nichtempfanges ſind bis zum 
25. Juni d. Is. an den unterzeichneten Schriftführer zu 
richten. 

deirzis nn. 2, den 7. Juni 1898. 


Juſtizrath Dr. Deiß. 


Süſsklaſſe für deutſche Rechtsanwälte. | 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Roſtock und Naumburg haben der Kaſſe abermals eine 
Beihülfe von je 500 Mark gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorſtänden iſt für die erfreulichen Zuwendungen der 


aufrichtigſte Dauk ausgeſprochen. 


Der verſtorbene 0 Herr N zu 
. a. M. hat der Kaſſe 100 Mark vermacht. Das 
Vermächtuiß wird hierdurch mit n e zur 
Keuntuniß der e gebracht. Ä 


Vom Reichsgericht.) | 
Wir berichten über die in der Zeit vom 23. Mai bis 


4. Juni 1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 


I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Kl. hat unter der Behauptung, daß er durch einen 
Schuß des Bekl. ſein rechtes Auge verloren habe, Klage er⸗ 


hoben mit dem Antrag: den Bekl. ſchuldig zu erkennen ihm zu 
zahlen 1. an Schmerzensgeld 250 Mark, 2. als Entſchädigung 
für die lebenslängliche Entſtellung 300 Mark, 3. als Ent ⸗ 
ea für bie durch den Verluſt des u verminderte 


5 Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Werth des Streitgegenſtandes maßgebend. 
Klageantrage „oder was fonft das Gericht für angemeſſen er- 


3 eine vom 27. Yagufl 1 1894 ab zu es 


in Quartglsraten pränumerando zu zahlende lebenslängliche 
Jahresrente von 500 Mark oder was ſonſt das Gericht für 
angemeſſen erachtet. Nach Beſchränkung der Verhandlung auf 
den Grund des Anſpruchs hat das Großherzoglich Heſſiſche 
Landgericht zu Gießen durch Urtheil vom 18. Dezember 1896 
den Bekl. verurtheilt, dem Kl. Entſchädigung wegen der ihm 
zugefügten Verletzung des rechten Auges zu leiſten. Bekl. hat 
Berufung eingelegt mit dem Antrage die Klage abzuweiſen. 


Die Gerichtsſchreiberei des Großherzoglich Heſſiſchen O. L. G. 


zu Darmſtadt hat am 1. April 1898 von dem Bekl. und 
Berufungskl. einen nach der 17. Werthsklaſſe berechneten 


Gebührenvorſchuß angefordert. Bekl. hat am 14. April 1898 


gegen die Höhe dieſes Vorſchuſſes Erinnerung erhoben, welche 
durch den angefochtenen Beſchluß als unbegründet zurückgewieſen 
wurde. Die mit dem Antrag: die Anforderung des Gebühren ⸗ 


vorſchuſſes nur aus Klaſſe 9 eventuell 11 zuläffig zu erklären, 


eingelegte Beſchwerde hat für begründet nicht erachtet werden 
können. Denn einmal ſteht es in der Rechtſprechung des R. G. 
feft, daß, wenn bei einem nach Grund und Betrag ſtreitigen 
Anſpruchs in I. J. nur über den Grund des Anſpruchs 
erkannt worden iſt, der Streitgegenſtand für die lediglich mit 


dem Grunde des Anſpruchs befaßte Berufungsinſtanz ſich eben⸗ 


falls nach dem geforderten Betrage des Anſpruchs (ohne Rück⸗ 
ſicht darauf inwieweit dieſer ſpäter zuerkannt werden wird) 
bemißt. Sodann aber iſt in einem Falle wie dem vorliegenden, 


in dem eine beſtimmte Schadensſumme eingeklagt wird, dieſe 


Bezifferung und nicht das freie Ermeſſen des Gerichts für den 
Der Zuſatz im 


achtet“ ſteht der Annahme einer ziffermäßig beſtimmten Klag⸗ 
ſumme nicht entgegen. III. C. S. i. S. Manike c. 2a 
vom 13. Mai 1898, B Nr. 101/98 II. 

2. Die Kl. haben von der Bekl. im Jahre 1891 Trennſtücke 
des Grundſtücks Neu-⸗Soeſt Nr. 6 gekauft und bei Abſchreibung 
derſelben von dem Stammgrundſtück iſt auf ſie ein auf dem 
Letzteren haftender Erb⸗Grund⸗ und Radewieſenzins von jähr- 


lich 189 Thalern 5 Groſchen 9 Pfennig zur Mithaft ungetheilt 


übertragen worden. Im gegenwärtigen Rechtsſtreit verlangen 


die Kl. Freiſtellung ihrer Parzellen von dieſem Zins und Er⸗ 
| ftattung der auf ihn bereits gezahlten Beträge. Der Werth 
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des Streitgegenſtandes iſt vom B. G., bei welchem der Rechts · 
ſtreit gegenwärtig anhängig iſt, durch Beſchluß vom 17. März 
1898 auf 13 926 Mark 75 Pfennig feſtgeſetzt worden. Hier ⸗ 


gegen beſchwert ſich die Bekl., indem ſie meint, daß der Zins 


für jedes Grundſtück nur zu dem auf ihn entfallenden Antheil 
in Betracht kommen könne, und daß daher der Werth des 
Streitgegenſtandes für den vorliegeuden Rechtsſtreit nur auf 
2000 bis 3 000 Mark feſtzuſetzen ſei. Die Beſchwerde iſt 
unbegründet. Der Zins iſt auf jedes Grundſtück zur vollen 
Höhe zur Mithaft übertragen. Wenn daher auch bisher die 
Parzellenbeſitzer nur antheilig zu ſeiner Entrichtung herangezogen 
worden ſind, ſo iſt doch jeder von ihnen mit ſeiner Parzelle 


zur vollen Höhe verhaftet, und der B. R. hat daher mit Recht 


den § 9 der C. P. O. bei Feſtſetzung des Werthes des Streit- 
gegenſtandes zur Anwendung gebracht. Eine Vertheilung des 
Zinſes auf die einzelnen Grundſtücke, wie ſie die Bekl. in ihrer 
Beſchwerdeſchrift vorſchlägt, hat bisher mit einer die Kl. von 
der Solidarhaft befreienden Wirkung nicht ſtattgefunden; ſie 
herbeizuführen muß der Bekl. überlaſſen bleiben. Der in der 
Feſtſetzung des B. R. unterlaufene Rechenfehler kann von 
letzterem berichtigt werden. V. C. S. i. S. Rabe c. Fried- 
länder & Gumpert vom 18. Mai 1898, B Nr. 79/98 V. 

3. In der vorliegenden Streitſache war bei dem König · 
lichen L. G. I zu Berlin die Gewährung des Armenrechts 
von dem Adolf Ferdinand K. erbeten, dieſem auch ertheilt 
worden; in der darauf erhobenen Klage wurde jedoch als Kl. 
die Kommanditgeſellſchaft in Firma K. & Co. zu Hamburg 
und Adolf Ferdinand K. als deren perſönlich haftender Geſell⸗ 
ſchafter bezeichnet. Die Klage ward durch Urtheil des genannten 
Gerichts vom 18. Februar 1898 abgewieſen und nunmehr be- 
antragte wiederum Adolf Ferdinand K. bei dem Königlichen 


Kammergericht zu Berlin die Gewährung des Armenrechts für 


die Berufungsinſtanz. Dies Geſuch wurde durch den angefochtenen 
Beſchluß vom 28. März 1898 abgewieſen, weil der Antrag- 
ſteller der geſetzliche Vertreter der Kl. ſei, das Armenrecht jedoch 
nicht dem geſetzlichen Vertreter, ſondern nur der Partei ſelbſt 
bewilligt und hierbei nur die Vermögenslage der Letzteren in 
Betracht gezogen werden dürfe, über die Verhältniſſe der Kom⸗ 
manditgeſellſchaft K. & Co. aber nichts dargelegt jet und ab- 
geſehen davon dem Antrag entgegenſtehe, daß das Armen⸗ 
recht nur phyſiſchen Perſonen bewilligt werden könne. In ſeiner 


Beſchwerdeſchrift behauptet der Antragſteller, daß er ſeit dem 


Januar 1895, nach dem damals erfolgten Ausſcheiden des — 
einzigen — Kommanditiſten, alleiniger Inhaber der Firma 
K. & Co. ſei. Die Akten ergeben hierüber nichts; wohl aber 
iſt ein Auszug aus dem Handelsregiſter des L. G. Hamburg 
eingereicht, der vom 26. Inli 1897 datirt iſt und demzufolge 
noch am letzteren Tage in dem Geſellſchaftsregiſter die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft K. & Co. mit dem Antragſteller als perſönlich 
haftenden Geſellſchafter und dem Kommiſſionär T. als Kom⸗ 
manditiſten mit einer Einlage von 10 000 Mark eingetragen 
war. Hiernach iſt bisher nicht aufgeklärt, welche Perſon klagende 
Partei iſt. Selbſtverſtändlich muß dies für den Fall, daß es 
in der Berufungsinſtanz zur Urtheilsfällung kommt, vorher feſt⸗ 
geſtellt werden; für die jetzt zu treffende Entſcheidung ſind jedoch 
weitere Ermittelungen noch nicht erforderlich, da in der Be⸗ 
richtigung der Angaben über die Perſon der klagenden Partei 


eine Klagänderung nicht liegt, es alſo nicht etwa angängig wäre, 
das vorliegende Geſuch abzuweiſen, weil der Antragſteller durch 
die Behauptung, daß er allein der Kl. ſei, die Klage ändere 
und deshalb die beabſichtigte weitere Rechtsverfolgung aus⸗ 
ſichtslos ſei. Sodann kann den Gründen des angefochtenen 
Beſchluſſes nicht zugeſtimmt werden. Cine Kommanditgeſellſchaft 
iſt keine juriſtiſche Perſon, ſondern eine Vereinigung phyſiſcher 
Perſonen, welche, ohne ein beſonderes Rechtsſubjekt zu bilden, 
Träger des Vermögens der Geſellſchaft ſind, wenn ſie auch 
(Art. 167 des H. G. B.) durch die perſönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafter berechtigt und verpflichtet und vor Gericht vertreten 
werden. Es ſteht deshalb nichts im Wege, auch ſolcher Gelell- 
ſchaft das Armenrecht zu gewähren. In Frage kommt freilich 
alsdann, wie das Unvermögen beſcheinigt werden muß (§ 106 
der C. P. O.), d. h. ob es genügt, wenn das Unvermögen des 
perſönlich haftenden Geſellſchafters, alſo falls mehrere vorhanden 
find, aller perſönlich haftenden Geſellſchafter, vorliegt, oder ob 
auch auf die Einlagen der Kommanditiſten Rückficht zu nehmen 
iſt. Im vorliegenden Fall kann dies jedoch unentſchieden 
bleiben, denn nach dem in I. J. überreichten Armenſchein iſt 
der Antragſteller — der nach ſeiner Angabe eine Gefängniß ⸗ 
ſtrafe vou vier Jahren zu verbüßen hat — zur Zeit Straf⸗ 
gefangener, hat keinen Verdienſt und im vorigen Jahr Steuern 
nicht bezahlt. Es würde deshalb, ſelbſt wenn das Kapital des 
Kommanditiſten von 10 000 Mark in Betracht zu ziehen wäre, 
das Unvermögen des Antragſtellers auch für den Fall, daß er 
als Vertreter der Kommanditgeſellſchaft klagen ſollte, genügend 
nachgewieſen fein. I. C. S. i. S. Kleiner & Co. e. Dr. Leh- 
mann & Mann vom 18. Mai 1898, B Nr. 37/97 I. 

4. Der Rbkl., dem als ſolchem auf Grund des 
8 110 Abſ. 2 Satz 2 der C. P. O. das Armenrecht 
bewilligt iſt, bedarf in allen Fällen noch einer be ⸗ 
ſonderen Bewilligung, wenn er ſich der Reviſion 
anſchließen will. Ver. C. S. i. S. Peters ce. Müggen- 
burg vom 27. April 1898, Nr. 403/96 III. | 

5. Die Vorinſtanz hat in einer nicht zu beanſtandenden 
thatſächlichen Beurtheilung dafür gehalten, daß die von den 
Bekl. erlaſſenen Anordnungen, wonach die Löcher und Gräben, 
über welche gefahren und gegangen wurde, beſonders gut zu 
überdecken waren, auch für ausreichende Beleuchtung der gefähr⸗ 
lichen Stellen Sorge zu tragen war, für eine vollſtändige Gr 
füllung der beſtehenden Pflichten nicht genügten, daß vielmehr 
die ertheilten Anweiſungen bezüglich ihrer Ausführung auch 
eingehend zu kontrolliren geweſen ſeien. Es iſt jedoch dem⸗ 


jenigen, was in dieſer Richtung durch die Beweisaufnahme dar⸗ 


gethan, nämlich den Bekundungen der als Zeugen vernommenen 
Schachtmeiſter J. und K., wonach Seitens beider Bekl. eine 
Kontrolle der an eben dieſe Perſonen erlaſſenen bezüglichen 
Sicherheitsmaßregeln ſtattgefunden, keine Bedeutung beigemeſſen, 


indem geſagt worden, daß nicht erhelle, in welcher Weiſe dieſe 


Kontrolle ausgeübt. Mit dieſer Begründung iſt der dem Gerichte 
obliegenden Pflicht zur Aufklärung der Sache nicht genügt. 
Abgeſehen davon, daß eine Reeramination der Zeugen näheres 
über den fraglichen Punkt ergeben konnte, hätte eine Befragung 
der Bekl. darüber, in welcher Weiſe von ihnen für Ueberwachung 
der Ausführung ihrer fraglichen Anordnungen Sorge getragen, 
geſchehen müßſen, und wären nach dem Ergebniſſe dieſer Frag · 
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ſtellungen die weiteren etwa als erforderlich ſich herausſtellenden 
Beichlüffe zu faffen geweſen. Ein näheres Eingehen auf dieſen 
Punkt war, was den Mitbekl. H. betrifft, um ſo mehr geboten, 
als ein perſönliches Kontrolliren Seitens deſſelben mit Rückſicht 
auf den Umſtand, daß derſelbe ſeinen Wohnſitz in Berlin hatte, 
wenn überhaupt, ſo doch nur in geringem Umfange zu verlangen 
geweſen ſein dürfte. Sodann erſcheinen nicht bedenkenfrei die 
Ausführungen des angefochtenen Urtheils, wonach bezüglich der 
Bedeckung der Grube, in welche der Kl. gefallen iſt, da ſolche 
längere Zeit habe beſtehen ſollen, beſondere Anordnungen zu 
treffen und deren Ausführung beſonders zu beaufſichtigen ge⸗ 
weſen wäre, in welcher Richtung jedoch nichts erwieſen worden, 
ja von den Bekl. nicht einmal Behauptungen aufgeſtellt ſeien. 
Es durfte auf dieſen Punkt, da nicht erhellt, daß derſelbe den 
Gegenſtand der Verhandlungen gebildet hat, und damit den 
Bekl. die Möglichkeit gegeben war, in Rückſicht auf das in 
Frage ftehende Sachverhältniß Bemerkungen zu machen, Gewicht 
nicht gelegt worden. Hinzu kommt, daß ein zwingender Grund 
für die Annahme, es ſeien die gedachten, beſonderen Maß⸗ 
nahmen erforderlich geweſen, aus der dafür angeführten Urſache 
nicht zu entnehmen ift. Es erſcheint daher auch eine eingehendere 
Begründung in dieſer Richtung erforderlich. VI. C. S. i. S. 
Siegert und Hempel c. Knappe vom 12. Mai 1898, Nr. 55/98 VI. 

6. Der Bekl. hatte ausdrücklich unter Zeugenbeweis geſtellt: 
daß Frau H. ſeit mehr als zehn Jahren vor ihrem Tode nur 
mühſam an der Hand eines Stockes in völlig gebückter Stellung 
ſich habe vorwärts bewegen und nicht Treppen habe ſteigen 
können, daß ſie vielmehr, wenn ſie einmal ausgefahren ſei, 
mittelſt eines Stuhles auf den Wagen gehoben und ebenſo von 
dem Wagen habe heruntergeſchafft werden müſſen. Warum aus 
dieſen Umſtänden für die Unmoͤglichkeit, daß Frau H. am 
19. April 1886 auf dem Gerichte zu Schwetz ihr Teſtament 
errichtet habe, nichts zu folgern ſei, wird vom B. G. nicht ge⸗ 
ſagt und iſt auch nicht einzuſehen. Dazu kommt aber ferner 
noch, daß der Bekl. den Amtsgerichtsrath von V. darüber als 
Zeugen benannt hatte: daß der Gerichtsſchreiber P., der nachher 
disziplinariſch aus dem Juſtizdienſt ſeine Entlaſſung erhalten 
und ſich ſelbſt entleibt habe, allein derjenige geweſen ſei, auf 
deſſen Mittheilung der Richter von V. ſeine Kenntniß geſtützt 
habe, daß Frau H. diejenige Perſon ſei, welche am 19. April 
1886 auf dem Gerichte in Schwetz ihr Teſtament errichtete. 
Welche Gründe zur Nichteingehung auf dieſen zweifellos erheb- 
lichen Beweisantrag geführt haben, iſt in dem B. U. mit Still⸗ 
ſchweigen übergangen. Falls etwa dieſer Beweisantrag nicht 
zum Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht ſein 
ſollte, ſo würde es geboten geweſen ſein, gemäß § 130 C. P. O. 
das Fragerecht nach dieſer Richtung auszuüben. Es erſcheint 
daher die Aufhebung des B. U. und die Zurückoerweiſung der 
Sache an das B. G. behufs anderweiter Verhandlung und 
Entſcheidung geboten. IV. C. S. i. S. Marx c. Liedtke vom 
25. April 1898, Nr. 356/97 IV. 

7. Dem B. G. kann zwar darin beigetreten werden, daß 
die Urtheilszuſtellung eine Prozeßhandlung zur Hauptſache iſt 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. XIII S. 317). Dagegen 
iſt die Anſchauung des B. G., daß in der Urtheilszuſtellung, 
wenn ſie von derjenigen Partei, welche die Aufnahme zu erklären 
hat, bewirkt werde, eine rechtswirkſame Aufnahme ⸗Erklärung 


gefunden . kann, rechtsirrig. Eingehend begründet. 


VI. C. S. 


S. Dreper c. Dreyer vom 9. Mal 1898, 
Nr. 52/98 vl. u 


8. Der Kl. verlangt im gegenwärtigen Be eine Nee 
ſtimmte Leiſtung: die Rückzahlung eines Kaufpreiſes oder 
eines Darlehns. Die Widerklage des Bekl. in dem andern 
Prozeß begehrt die Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes, 


nämlich daß kein Kauf vorliege und daß der Kl. keine Darlehns⸗ 
forderung mehr habe. Die in den beiden Prozeſſen geltend 
gemachten Anſprüche ſind alſo verſchieden. Allerdings würde 
der jetzigen Klage die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache entgegenſtehen, wenn bereits rechtskräftig auf die Wider⸗ 


klage des Bekl. in dem andern Prozeß nach den Anträgen des 


Bekl. entſchieden worden wäre, wenn alſo ſchon rechtskräftig 
feſtſtände, daß kein Kaufgeſchäft vorliegt und daß das Darlehn 
zurückgezahlt iſt. Ob aber in dem andern Prozeß ſo entſchieden 


wird, ſteht noch dahin, die Entſcheidung kann auch zu Ungunften 
des Bekl. ausfallen, und wenn dies geſchieht, ſelbſt wenn aus 


ſachlichen Gründen, alſo des Inhalts, daß die Feſtſtellung des 
Nichtbeſtehens des Kaufgeſchäfts oder des Nichtmehrbeſtehens der 
Darlehnsforderung des Kl. abgelehnt werde, ſo wäre damit erſt 
über ein Stück des jetzigen Leiſtungsanſpruchs des Kl., nämlich 
über die Vorausſetzung, daß ein Kaufgeſchäft oder eine Darlehns⸗ 
forderung vorliegen muß, nicht aber über den Anſpruch ſelbſt 
entſchieden, der Kl. müßte alſo auch dann noch die Leiſtung erſt 
einklagen. Da die Feſtſtellungs⸗ und die Leiſtungsklage über⸗ 
dies verſchiedene Vorausſetzungen haben, jene das Intereſſe an 
alsbaldiger Feſtſtellung, dieſe die Fälligkeit der Leiſtung, läßt 
ſich dem Vorſtehenden nach nicht ſagen, daß dieſelbe Streitſache 
anhängig gemacht werde (§ 235 Ziffer 1 der C. P. O.), wenn 
bei anhängiger Feſtſtellungsklage eine Leiſtungsklage des Gegners 
aus dem feſtzuſtellenden Rechtsverhältniß erhoben wird. Die 
entgegengeſetzte Auffaſſung würde den Gläubiger in die üble 
Lage bringen, mit ſeinem Leiſtungsanſpruch warten zu müſſen 
bis der vom Schuldner anhängig gemachte Feſtſtellungsprozeß 
entſchieden iſt, wenn er ſich nicht entſchließen will, Widerklage 
auf Leiſtung im Feſtſtellungsprozeß zu erheben, was für ihn 
mit Unzuträglichkeit verbunden und, wenn die Fälligkeit erſt in 
der Berufungsinſtanz eintritt, unmöglich fein kann. Die aller⸗ 
dings nicht zu leugnende Möglichkeit, daß in den beiden an⸗ 
hängigen Prozeſſen widerſprechende Entſcheidungen ergehen, läßt 
ſich dadurch abwenden, daß das Gericht von der in § 139 
der C. P. O. angeordneten Ausſetzungsbefugniß Gebrauch macht. 
Dies ſind im Weſentlichen auch die Gründe, aus denen bereits 
der VI. C. S. des R. G. in der Sache Stern wider Henckel 
27. September 

(VI. 265/97) in dem Urtheil vom 18. Sftober 1897 zu 
demſelben Ergebniß gelangt iſt, womit auch die große Mehrzahl 
der Schriftſteller über Prozeßrecht übereinſtimmt. V. C. S. 
i. S. Skowronski c. Bork vom 4. Mai 1898, Nr. 378/97 V. 

9. Die Reviſion hat zunächſt das prozeſſuale Bedenken 
angeregt, ob der B. R. das angefochtene Zwiſchenurtheil über 
den Grund des durch die Widerklage von dem Bekl. erhobenen 
Anſpruchs nach $ 276 C. P. O. habe erlaſſen dürfen, da doch 
der Bekl. mit ſeinen Gegenforderungen in erſter Linie bis zum 
Betrag der Klagforderung von 16 792 Mark aufrechnen wolle 
und nur wegen der übrigen 83 575,18 Mark Widerklage er⸗ 
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hoben habe, alſo nur zum Belauf dieſer Summe, nicht im 


ganzen Umfange der geltend gemachten Gegenforderungen des 
Bekl., ein Anſpruch im Sinne des § 276 erhoben ſei. Das 
Bedenken iſt nicht begründet. Der § 276 geſtattet, über den 
Grund eines Anſpruchs vorab zu entſcheiden und es kann nicht 
zweifelhaft ſein, daß, ſoweit die Widerklage reicht, ein „Anſpruch“ 
erhoben iſt. Ueber dieſen Anſpruch kann daher dem Grunde 
nach vorab entſchieden werden, denn die C. P. O. enthält keine 
Vorſchrift, die eine Vorabentſcheidung deshalb ausſchlöſſe, weil 
der erhobene Anſpruch mit einer gleichzeitig vorgeſchützten Auf⸗ 
rechnungseinrede durch daſſelbe Fundament verbunden iſt; vergl. 
urtheil des I. C. S. des R. G. vom 27. November 1895, 
1 239/95; mitgetheilt in Seuffert's Archiv Bd. 51 Nr. 226. 
v. C. S. i. S. Schlegel o. Schlief vom 14. Mai 1898, 
Nr. 396/97 V. I 

10. Jeder Zeuge hat nach $ 366 der C. P. O. regelmäßig 
einen nach Maßgabe der Gebührenordnung vom 30. Juni 1878 
(gg 711) zu bemeſſenden Anſpruch auf Erſatz derjenigen 
Koſten, die ihm durch die Reiſe zum Vernehmungsort erwachſen 
ſind. Im vorliegenden Falle befand ſich der Beſchwerdeführer 
zur Zeit der Vernehmung, in St. Goar. Von da aus fuhr er 
mit der Eiſenbahn nach Cöln, wo er nach der ihm zugegangenen 
Ladung als Zeuge vernommen werden ſollte. Die Gewährung 
der von ihm beanſpruchten Reiſeentſchädigung iſt ihm auch 
lediglich deshalb verſagt worden, weil er unterlaſſen habe, in 
Gemäßheit der in der Ladung enthaltenen Aufforderung dem 
mit ſeiner Vernehmung beauftragten Richter von der Veränderung 
ſeines Aufenthaltsortes Mittheilung zu machen und weil, wenn er 
dies gethan hätte, feine Vernehmung durch das Amtsgericht in 
St. Goar angeordnet wäre. Dieſer Umſtand könnte die Ver⸗ 
ſagung der Reiſeentſchädigung nur dann rechtfertigen, wenn dem 
Beſchwerdeführer die Unterlaſſung der erwähnten Mittheilung 
als Verſchulden anzurechnen wäre. Bei dem gegebenen Ver⸗ 
hältniß erſcheint aber deſſen Angabe, er habe lediglich infolge 
ſeiner Unerfahrenheit unterlaſſen, von ſeinem Aufenthalte in 
St. Goar Mittheilung zu machen, als glaubhaft. Es liegen 
weder Anhaltspunkte dafür vor, daß der Zeuge etwa die Mit⸗ 
theilung deshalb unterlaſſen hat, weil er gern eine Reiſe nach 
Cöln machen wollte; noch iſt anzunehmen, daß er ſich den Zweck 
der Aufforderung klar machen und daran denken mußte, wenn 
er die von ihm gewünſchte Mittheilung mache, werde ſeine 
Vernehmung vielleicht in St. Goar erfolgen. Außerdem ſteht 
nicht einmal feſt, ob nicht durch die Vernehmung des Zeugen 
in St. Goar, der die Parteien nach 8. 322 der C. P. O. hätten 
beiwohnen dürfen, in der That Koſten erſpart worden wären. 
II. C. S. i. S. Kames 6. Becker vom 27. Mai 1898, 
B Nr. 80/98 II. ö 2 

11. Begründet ift die Reviſion inſofern, als der B. R. 
unter Bezugnahme auf 8 49 1 Abſ. 2 der C. P. O. es ab» 
gelehnt hat, auf den in der Berufungsinſtanz eventuell geltend 
gemachten Minderungsanſpruch einzugehen. Nach 8 489 der 
C. P. O. iſt in der Berufungsinſtanz eine Aenderung der Klage 
ſelbſt mit Einwilligung des Gegners unſtatthaft, und nach 
§ 491 Abſ. 2 a. a. O. dürfen neue Anſprüche, abgeſehen von 
den Fällen des 8 240 Nr. 2 und 3, nur zum Zwecke der 
Kompenſation unter einer gewiſſen Vorausſetzung erhoben werden. 
Sie dürfen aber erhoben werden, wenn einer der Fälle der Nr. 2 


und 3 des citirten § 240 vorliegt. Nach dieſen Vorſchriſten 
iſt es als eine Aenderung der Klage nicht anzuſehen, wenn ohne 
Aenderung des Klagegrundes 2. der Klageantrag — erweitert 
oder beſchränkt wird, 3. ſtatt des urſprünglich geforderten Gegen⸗ 
ſtandes wegen einer ſpäter eingetretenen Veränderung ein anderer 
Gegenſtand oder das Jutereſſe gefordert wird. Es fällt alſo 
die Frage, ob ein in der Berufungsinſtanz neu erhobener An⸗ 
ſpruch zuzulaſſen, auf der Klageſeite weſentlich zuſammen mit 
der Frage, ob eine Aenderung der Klage vorliegt. Die Klage ⸗ 
änderung kann beſtehen in einer Aenderung des Klage rundes 
und in einer Aenderung des Gegenſtandes der Klage. (Vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 14 S. 428; Gaupp, C. P. O. zu 
8 240 Note IB; Wilmowski und Levy zu § 240 Nr. 3.) 
Eine Aenderung des Klagegrundes liegt hier nicht vor, da die 
Minderungs⸗ und die Wandlungsklage auf dem gleichen Grunde: 
der Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers beruhen. Dagegen 
dann hervortritt, wenn, wie hier, die von dem Wandlungs⸗ 
beklagten zu reſtitnirende Gegenleiſtung nicht in einer Geld⸗ 
ſumme beſteht. Der Uebergang von der Wandlungd- zur 
Minderungsklage iſt aber nach 8. 240 Nr. 3 dann zuläſſig, 
wenn er durch eine inzwiſchen eingetretene Veränderung gerecht ⸗ 
fertigt wird. Dieſer Fall liegt aber vor, wenn in Folge eines 
im Laufe des Prozeſſes eingetretenen Ereigniſſes die Bedingung, 
von welcher die Wandlung abhängig iſt, nämlich die Rückgabe 
der fehlerhaften Sache, nicht mehr erfüllt werden kann. In 
dieſem Fall tritt an die Stelle der Wandlung der Anſpruch 
auf Preisminderung ($ 328 Tit. 5 Thl. I des A. L. R.), und 
dieſer kann gemäß § 240 Nr. 3 der C. P. O. in dem näm⸗ 
lichen Prozeß anſtatt des Anſpruchs auf Wandlung, wenn dieſer 
ſich nicht mehr als durchführbar erweiſt, verfolgt werden. 
V. C. S. i. S. Nütz e. Bartſch vom 4. Mai 1898, 
Nr. 349/97 V. | h 

12. Den Klagegrund bilden diejenigen Thatſachen, welche 
an ſich geeignet ſind, den erhobenen Anſpruch als in der Perſon 
des Kl. entſtanden und zugleich als von: dem Bekl. verletzt er · 
ſcheinen zu laſſen. Es iſt alſo nicht blos der Nachweis er 
forderlich, daß der geltend gemachte Anſpruch bei Erhebung der 
Klage überhaupt zur Exiſtenz gelangt war, ſondern auch der 
Nachweis, daß er gerade der als Kl. auftretenden Perſon zu 
ſtand. Kl. hatte nun von der Proviſion, welche ihm Bell. 
ſchuldig geworden ſein ſoll, den Betrag von 7 800 Mark an den 
Apothekenbeſitzer H. abgetreten. Nach § 402 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 11 war dadurch inſoweit die Forderung auf H. 
übergegangen und Kl. nicht mehr Gläubiger. Er war deshalb 
auch nicht berechtigt, ſie einzuklagen. Auf die Rückceſſion dieser 
Forderung in Höhe von 1150 Mark kann ſich Kl. aber nicht 
berufen, weil ſie erſt längere Zeit nach der Klageerhebung 
während des Schwebens des Rechtsſtreits in der Berufungs⸗ 
inſtanz erfolgt iſt, mithin erweiſt, daß der Anſpruch bei Er 
hebung der Klage dem Kl. noch nicht gebührte. Die Berufung 
auf dieſe Ceſſion würde demnach eine Aenderung des Klage 
grundes oder die Erhebung eines neuen Anſpruches enthalten, 
was beides in der Berufungsinſtanz unzuläſſig if. 9 489, 
491 der C. P. O. Dies iſt vom R. G. auch bereits mehrfach 
ausgeſprochen, efr. die Urkheile des V. Senats vom 2. Oktober 
1895 und 22. September 1897, Juriſtiſche Wochenſchrift von 
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1895 S. 504“ und 1897 S. 55234; vergl. ferner Wilmowski 
und Levy, Anm. 1 zu § 240; Gaupp, Anm. I A 2 zu § 240. 
VI. C. S. i. S. Blumenthal c. Goerke vom 18. Mai 1898, 
Nr. 45/98 VI. 

13. Der Kl. hat zur Begründung des Sage nur 
die Thatſachen anzugeben, welche die Entſtehung des geltend 
gemachten Anſpruches in ſeiner Perſon darthun ſollen. Dagegen 
iſt die Prüfung der Frage, ob die vorgebrachten Thatſachen den 
geſtellten Antrag aus irgend einem rechtlichen Geſichtspunkte 
rechtfertigen, Sache des Gerichts. Eine Klageänderung liegt 
demnach nur dann vor, wenn Kl. ſpäter andere, von den Be⸗ 
hauptungen der Klage weſentlich verſchiedene Thatſachen behauptet, 
nicht aber, wenn er nur geltend macht, daß der von ihm ge⸗ 
ſtellte Antrag eventuell auch aus einem von ihm in der Klage 
nicht erwähnten Rechtsgrunde begründet ſei. Vergl. Urtheil des 
IV. Senats des R. G. vom 27. Februar 1890 in Gruchot's 
Beiträgen 34 S. 724, des V. Senats vom 4. Januar 1893, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1893 S. 945; des erkennenden Senats 
vom 17. Februar 1898 in. Sachen Getſchmann c. Senflner 
und Genoſſen Rep. VI. Nr. 340/97. VI. C. S. i. S. 
Eckerfeld o. Fohrmann vom 16. Mai 1898, Nr. 35/98 VI. 

14. Der mit der Anſchlußberufung geſtellte Antrag auf 
Feſtſtellung der Rechtswirkſamkeit des Vertrags war in der 
Berufungsinſtanz nicht zuläſſig und iſt deshalb mit Recht zurück⸗ 
gewieſen. Wie faſt alle Kommentatoren der C. P. O. annehmen 
und auch das R. G. bereits ausgeſprochen hat (Raſſow und 
Küntzel Beiträge Bd. 39 S. 310 Nr. 52), dürfen Präjudizial⸗ 
inzident⸗Klagen, da ſie den Charakter neuer Anſprüche in ſich 
tragen, in der Berufungsinſtanz nicht mehr neu erhoben werden. 
Mit dem Antrage auf Feſtſtellung macht der Kl. gegenüber 
ſeinem Antrage auf Leiſtung einen neuen Anſpruch geltend, da 
der erſte einen anderen Gegenſtand betrifft als der zweite und 
der andere Gegenſtand nicht wegen einer ſpäter eingetretenen 
Veränderung ſtatt des urſprünglich geforderten verlangt wird. 
(C. P. O. 88 491 Abſ. 2, 240 Nr. 3.) V. C. S. i. S. 
Boeſt c. Schulz vom 14. Mai 1898, Nr. 69/98 V. 

15. Der Bekl. iſt durch Urtheil des L. G. zu Greifswald 
vom 11. Februar 1897 verurtheilt, dem Kl. 1188,10 Mark 
nebſt Zinſen zu 5 Prozent ſeit dem 1. Februar 1895 zu zahlen. 
Seine Berufung iſt durch das am 4. März 1898 verkündete 
Urtheil des O. L. G. zu Stettin zurückgewieſen. Der Kl. hat 
darauf mit Schreiben vom 15. März, gerichtet an die Gerichts⸗ 
ſchreiberei des L. G., gebeten, das Urtheil vom 11. Februar 1897 
mit dem Atteſte der Rechtskraft zu verſehen. Dieſem Geſuche 
hat am 17. März die Gerichtsſchreiberei des O. L. G. ent⸗ 
ſprochen, der die Gerichtsſchreiberei des L. G. das Geſuch über- 
ſendet hatte. Der Bekl. hat darauf beantragt, die Entſcheidung 
des Gerichtsſchreibers aufzuheben, weil die Reviſtonsfriſt noch 
nicht abgelaufen ſei. Das O. L. G. hat jedoch durch den jetzt 
vom Bekl. mit ſofortiger Beſchwerde angefochtenen Beſchluß das 
Zeugniß des Gerichtsſchreibers vom 17. März aufrechterhalten. 
Die Beſchwerde hat nach $ 530 der C. P. O. nicht für zu- 
läffig erachtet werden können. § 701 der C. P. O. greift 
nicht Platz, weil es ſich nicht um eine im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren ergangene Entſcheidung handelt. Der angefochtene 
Beſchluß iſt auch keine Entſcheidung, durch welche ein das Ver⸗ 
fahren betreffendes Geſuch zurückgewieſen worden iſt. Es iſt 


vielmehr das Rechtskraftatteft des Gerichtsſchreibers gegen die 
Vorſtellung des Bekl. aufrechterhalten worden. Daß der 
Antrag des Bekl. auf Aufhebung des Atteſtes zurückgewieſen 
worden iſt, kann als Ablehnung eines das Verfahren be⸗ 
treffenden Geſuchs nicht aufgefaßt werden. III. C. S. 
i. S. Fürſt Putbus c. Langenſiepen vom 20. Mai 1898, 
B Nr. 109/98 III. 

16. In der Sache ſelbſt iſt zwar der in bel Urthellegründen 
von dem B. G. an die Spitze ſeiner Ausführung geſtellte Satz, 
daß die Frage, ob einer Partei das rechtliche Gehör gewährt 
worden ſei, nach den beſonderen Umſtänden der jedesmal vor⸗ 


liegenden Sachlage geprüft und entſchieden werden müſſe, nicht 


zu beanſtanden, allein die Anwendung, welche hiervon gemacht 
iſt, konnte nicht für zutreffend, mußte vielmehr als den Vor⸗ 
ſchriften der 58 860, 867 Ziffer 4 C. P. O. zuwiderlaufend 
erachtet werden. Nachdem der von dem Kl. veranlaßte Schiebs- 
ſpruch vom 21. Mai 1894, welcher dahin ausgefallen war, daß 
die Vorausſetzungen einer vorzeitigen Vertragsauflöſung nicht 
gegeben ſeien, durch Urtheil des L. G. zu Trier vom 18. Januar 
1895 aufgehoben war, weil der Schiedsrichter den Parteien kein 
rechtliches Gehör gewährt, auch den Schiedsſpruch nicht mit 
Gründen verſehen habe, wurde von der beklagten Gemeinde über 
die Frage, ob Kl. zur Zahlung der Minimalpacht fortan ver⸗ 
pflichtet ſei, die Abgabe eines neuen Schiedsſpruchs veranlaßt. 
Mit Schreiben vom 24. Juni 1895 machte der Schiedsrichter 
den Kl. mit dem Antrage der Gemeinde bekannt und erſuchte 
ihn, „auf Grund des § 860 C. P. O. ſich zur Sache binnen 
3 Wochen nach Zuſtellung dieſes Schreibens zu äußern,“ widrigen⸗ 
falls angenommen würde, daß er nichts Neues mehr vorzubringen 
habe. Hierdurch war dem Kl. Gelegenheit gegeben, alle Gründe 
für ſeinen Standpunkt, nach welchem er ſich zur Auflöſung des 
Pachtvertrags berechtigt hält, dem Schiedsrichter darzulegen und 
etwaige Beweiſe zu erbieten. Der Kl. ließ auch hierauf durch 
einen Rechtsanwalt eine Erklärung abgeben, welche wenigſtens 
eventuell eine Einlaſſung enthält, indem die Einnahme eines 
richterlichen Augenſcheins unter Zuziehung der Parteien und eines 
Sachverſtändigen zur Feſtſtellung der Thatſache beantragt wurde, 
daß die Gemeinde auch das nach dem ſchriftlichen Vertrage zu 
Leiſtende nicht mehr zu leiſten im Stande ſei, womit geſagt iſt, 
daß der gepachtete Steinbruch kein geeignetes Material, auch 
nicht gewöhnliche Mauerſteine mehr liefere. Das B. G. findet 
nun eine Verſagung des zu gewährenden rechtlichen Gehörs 
darin, daß der Schiedsrichter auf den Antrag eine Ortsbeſichtigung 
mit den Parteien vorzunehmen, nicht eingegangen ſei oder, wenn 
er ſolche ablehnen wollte, dies dem Kl. nicht mitgetheilt habe, 
damit letzterer Gelegenheit erhielt, ſeine Ausführungen überhaupt 
noch vorzubringen, ſondern ohne weitere Eröffnung zur Fällung 
des Schiedsſpruchs geſchritten iſt. Damit geht das B. G. zu 
weit und verletzt die Vorſchrift des 8 860 C. P. O. Dem 
Kl. war bereits Gelegenheit gegeben, alles ihm erforderlich 
Scheinende dem Schiedsrichter vorzutragen und der Schiedsrichter 
hatte ihm in der Aufforderung vom 24. Juni 1895 mitgetheilt, 
daß er ſelbſt eine eingehende Beſichtigung des Steinbruchs bereits 
vorgenommen habe und weitere Ermittelungen nicht für erforderlich 
erachte. Der Kl. konnte daher nicht erwarten, daß, wenn der 
Schiedsrichter auf die beautragte gemeinſchaftliche Ortsbeſichtigung 
nicht einging, eine nochmalige Aufforderung zur Geltendmachung 
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der feinen Anſpruch, den Vertrag aufzuheben, unterftüßenden 
Gründe erfolgen werde. Die Sachlage hatte ſich nicht geändert, 
ſo daß eine Mittheilung hierwegen geboten geweſen wäre, die 
Vornahme einer kontradiktoriſchen mündlichen Verhandlung iſt 
dem Schiedsgerichte nicht vorgeſchrieben und ebenſo wenig die 
Erhebung von beantragten Gutachten Sachverſtändiger, von 


welcher auch das ordentliche Gericht bei eigener Sachkunde Um- 


gang nehmen kann, oder die Erlaſſung beſonderer Beſcheide 
über die Ablehnung von Beweisanträgen vor Erlaſſung des 
Schiedsſpruchs. Daher durfte der Aufhebungsgrund des § 867 
Ziffer 4 C. P. O. nicht als vorliegend angenommen werden. 


II. C. S. i. S. Gemeinde Sefferweich o. Born vom 


10. Mai 1898, Nr. 42/98 I. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

17. Bei der Anfechtungsklage eines Gläubigers 
nach § 2 des Anf. G. vom 21. Juli 1879 darf auch ein 


erſt nach der Klageerhebung erlangter vollſtreckbarer. 


Titel berückſichtigt werden. Ver. C. S. i. S. der 
Farbewerke Friedrich und Karl Heſſel e. Behrend 
vom 27. April 1898, Nr. 150/97 II. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Gebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte. | 

| 18. Die Mitbekl. Frau G. und die drei Kinder ihrer 
Schweſter, der am 26. Mai 1895 verſtorbenen Frau K., ſind 
als Erben ihrer Mutter und Großmutter, der Witwe S., 
vom S.'ſchen Nachlaßpfleger wegen einer Antheilshypothek von 
3 000 Mark in Anſpruch genommen. Der Ehemann G. iſt 


mitverklagt, zwar nicht, wie er meint, als ehelicher Beiſtand, 


ſondern als Verwalter und Nießbraucher des Vermögens ſeiner 
Ehefrau. Sowohl im Rubrum der Klage, wie der Urtheile 
beider Vorinſtanzen und der Reviſionsſchrift iſt er unter 2 
beſonders als Bekl. aufgeführt. Der Koſtenvorſchuß von 
84 Mark, der für die Reviſtonsinſtanz zum Anſatz gebracht 
worden, iſt, entſprechend der Koſtenrechnung des B. G., unter 
die Bekl. in der Weiſe vertheilt, daß ½ der Ehefrau G., 
½ dem Ehemann G. und ½ den Geſchwiſtern K. zur Laſt 
geſetzt ſind. Mit Recht fühlt ſich der Chemann G. hierdurch 
beſchwert. Zwar irrt er, wenn er ausführt, daß er nur als 
Beiſtand ſeiner Frau deren Rechte vertheidige und ihn darum 
keine Koſten träfen; er iſt vielmehr, wie ſchon oben erwähnt 
worden, als maritaliſcher Nießbraucher mitverklagt worden und 
hat auch als ſolcher für ſich Reviſion eingelegt. Er iſt aus 
dieſem Grund perſönlich für den Vorſchuß mitverhaftet. Aber 
er vertritt zuſammen mit. feiner Frau nur die eine Hälfte des 
Nachlaſſes, während den 3 Geſchwiſtern K. die andere Hälfte 
zugefallen iſt. Zwar ſollen nach § 91 des G. K. G., wenn 
eine Partei aus mehreren Perſonen beſteht, die einzelnen Per⸗ 
ſonen in Ermangelung einer gerichtlichen Entſcheidung über die 
Koſtenvertheilung nach Kopftheilen haften, und das R. G. hat, 
ſich hierauf ſtützend, wiederholt angenommen, daß die gericht⸗ 
lichen Koſten, wenn in einer Entſcheidung mehrere eine Partei 
bildende Perſonen ohne nähere Beſtimmung der Quoten zur 
Tragung der Koſten verurtheilt worden find, unter Berück⸗ 
fichtigung der Ordnungsnummern auf jeden einzelnen von ihnen 
gleichmäßig zu vertheilen find. Anders liegt jedoch die Sache 
bei Einforderung eines Vorſchuſſes für die Rechtsmittelinſtanz. 
Hier können die Ordnungsnummern, unter denen die einzelnen 


Perſonen im Rubrum aufgeführt find, nicht entſcheiden, ſonde 
es iſt von den Zahlungspflichtigen der Vorſchuß entſpreche 
der Sachlage zu erfordern, wobei in erſter Reihe gemäß § 9 
des G. K. G. die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts ma 
gebend find. Im vorliegenden Falle find die Bekl. nur ı 
Erben an dem Rechtsſtreit betheiligt, und zwar jeder Erbſtra 
zur Hälfte. Darnach iſt auch der Koſtenvorſchuß von ihn 
einzufordern, alſo von den Eheleuten G. die eine, von d 
Geſchwiſtern K. die andere Hälfte. Einer Untervertheilu 
zwiſchen den Eheleuten G. bedarf es nicht, da der Ehemann 
42 Mark (die Hälfte des Vorſchuſſes) bereits zur Kaffe gezal 
hat. Von dieſen Grundſätzen iſt auch der III. C. S.! 
R. G. in dem Beſchluſſe vom 8. Dezember 1885, III 336,“ 
ausgegangen, indem er eine Wittwe, die neben ihren Kinde 
und Miterben mitverklagt und im Rubrum neben dieſen un 
beſonderer Nummer aufgeführt war, unter Abänderung 
Koſtenrechnung nur nach Verhältniß ihrer Erbquote für v 
pflichtet erklärte, zu dem für die Reviſtonsinſtanz geforder 
Koſtenvorſchuß beizutragen. V. C. S. i. S. Graber c. Stein 
vom 18. Mai 1898, B Nr. 95/98 V. 

19. Von den Vorinſtanzen iſt als notoriſch angeſeh 
daß der zuerſt beſtellte Prozeßbevollmächtigte des Bekl., Rech 
anwalt A. zu X., flüchtig geworden iſt. Dieſe Annahme w 
von der weiteren Beſchwerde nicht beanſtandet. Es iſt mit 
davon auszugehen, daß das dem Rechtsanwalt A. erthe 
Mandat in Folge eines Verſchuldens deſſelben nicht zur v 
ſtändigen Ausführung gelangt iſt. Gemäß 59 166, 4 
Thl. J Tit. 5 des A. L. R., welche kraft des Vorbehalts 
Schluſſe des § 50 der R. A. G. O. zur Anwendung komm 
muß der Rechtsanwalt A. ſich daher die durch Ertheilung 
Auftrags zur Fortführung des Prozeſſes an den Rechtsanwalt 
zu X. entſtandenen Mehrkoſten von den Gebühren, welche 
von ihm bereits entwickelten Anwaltsthätigkeit an ſich entiprei 
würden, kürzen laſſen. Unerheblich iſt, ob der Rechtsanwalt 
nachdem er flüchtig geworden war, aber noch vor Beendig 
der I. J. in der Liſte der bei dem L. G. zu X. zugelaſſe 
Rechtsanwälte gelöſcht iſt, denn auch ſeine hiernach vorliege 
rechtliche Unfähigkeit zur weiteren Erledigung des Auftr 
würde in feinem Verſchulden ihre Urſache haben. Wenn e 
der Bekl. dem A. für deſſen Gebühren nur nach Abzug 
durch Beſtellung des zweiten Prozeßbevollmächtigten verurſack 
Mehrkoſten verpflichtet iſt, fo entfällt nach $ 87 der C. P. 
das Recht des Bekl., den Kl. in einem höheren Maße 
Erſtattung in Anſpruch zu nehmen. Die Beſchwerde erman 
mithin in dieſem Punkte der Begründung. Erfolg muß 
aber inſofern haben, als die für den Rechtsanwalt A. liquid 
Beweisgebühr abgeſetzt iſt. Der genannte Rechtsanwalt hat 
Ladung zu dem Zeugenvernehmungstermine in Empfang 
nommen und den Bekl. von dem Termine benachrichtigt. 2 
Thätigkeit gehört dem Beweisaufnahmeverfahren an, de 
Zwecken ſie dadurch, daß der Partei Gelegenheit zum Erſche 
im Termine und zur Wahrnehmung ihrer Rechte gegeben wi 
zu dienen beſtimmt war. Sie rechtfertigt daher den Anſp 
auf die Beweisgebühr. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1 
S. 150 Nr. 29 und S. 321 Nr. 12. Mit Recht iſt dag 
wiederum die für den Rechtsanwalt B. liquidirte Beweisgel 
geſtrichen. Eine Mittheilung über das Ergebniß der Ben 


hi, Ic 
dais 
Naht r 
de m 
d G 
u 
t, 2 
female; 
Cher! 
aft 
GE: 
IE 
ta fir 
Nele v 
wenn! 
le hr: 
tue 
e. Ein 


MER 5 — Dal 2 2A rr N a 


391 


aufnahme fällt nicht mehr in den Bereich des Beweisaufnahme⸗ 
verfahrens, ſie wird durch die Prozeßgebühr abgegolten. — 
Dem Anſpruche auf Erſtattung der Gebühr gegen die Gegen⸗ 


partei würde aber auch entgegenſtehen, daß die gleiche Gebühr 
zauch ſchon für den Rechtsanwalt A., und zwar dem vorhin 


Bemerkten nach mit Recht, liquidirt iſt, die abermalige Gebühr 
alſo zu den durch die Beſtellung eines zweiten Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten verurſachten, der Gegenpartei nicht zur Laſt zu 
legenden Mehrkoſten gehören würde. I. C. S. i. S. Lippmann 
c. Kuſche vom 21. Mai 1898, B Nr. 51/98 J. 

II. Das Handelsrecht. 

20. Daß die Aktiengeſellſchaft in Liquidation ſolange besteht, 


bis jedes vermögensrechtliche Subſtrat beſeitigt iſt, alſo, wenn 


auch in der Auflöſung begriffen, fortbeſteht, ſo lange noch 


-Geſellſchaftsvermögen vorhanden tft, wird in der Rechtſprechung 


anerkannt. (Entſch. des R. O. H. G. Bd. 19 S. 160, 194; 


N Entſch. d. R. G. in Cävilſachen, Bd. 3 S. 55, Bd. 15, S. 102; 
Staub, Kommentar zum H. G. B. 3. und 4. Aufl. zu Art. 242, 
§ 1 Nr. 1 und zu Art. 245, § 8.) Die Thatſache, daß noch 


ſolches Vermögen und Mitglieder vorhanden, die an dieſem 
Vermögen antheilsberechtigt find, wird weder durch einen Be⸗ 
ſchluß der Generalverſammlung, noch durch einen Eintrag im 
Handelsregiſter beſeitigt, die der wirklichen Sachlage nicht ent⸗ 
ſprechen. Die Generalverſammlung kann keinen Zuſtand ſchaffen, 
der nicht vorhanden iſt, eine der Wahrheit nicht entſprechende 
Beurkundung kann die wirkliche Sachlage nicht ändern. Das 
B. G. hat daher mit Recht den Beſchluß der Generalverſammlung 
vom 4. März 1895, die Liquidation ſei als beendet zu erachten, 
ſowie den Eintrag der. Beendigung im Handelsregiſter für 
bedeutungslos erklärt. Beſteht die Geſellſchaft noch, ſo konnte 
auch die Klage gegen ſie erhoben werden. VI. C. S. i. S. 
Bayeriſche Landesbank i. L. c. Hauſer vom 5. Mai 1898, 
Nr. 20/98 VI. 

21. Die Reviſion iſt nicht begründet. Von dem L. G. 
find die Beſchlüſſe vom 30. Oktober 1896 für rechtsgültig 
erachtet worden, weil ihr Inhalt nicht gegen Art. 219 des 
H. G. B. verſtoße. Das B. G. hat dieſe Erwägung an und 
für ſich gebilligt. Es geht bei der Auslegung jener Beſchlüſſe 
davon aus, daß den Inhabern der Vorzugsaktien im Intereſſe 
der Fortführung der Geſellſchaft die Wahl geſtellt worden ſei, 
ob ſie für jede in ihrem Beſitz befindliche Vorzugsaktie einen 
Darlehnsbetrag von 200 Mark leiſten oder ſich gewiſſe Nach⸗ 
theile gefallen laſſen wollen und nimmt an, daß die Beſchlüſſe 
zuläffig, alſo auch für den Kl. verbindlich ſein würden, wenn 
fie nur dahin gegangen wären, den Vorzugsaktionären eine Zu- 
zahlung unter dem Präjudiz des Verluſtes ihrer Vorzugsrechte 
aufzuerlegen. Das B. G. hält jedoch die Beſchlüſſe für geſetz⸗ 
widrig, weil das geſtellte Präjudiz nicht nur in die den 
Prioritätsaktionären als ſolchen zuſtehenden Gattungsrechte ein- 
greife, ſondern auch in deren allgemeine Mitgliedsrechte, während 
letztere Rechte den Inhabern der Stammaktien ungeſchmälert 
verbleiben ſollten, ein derartiger Eingriff jedoch unzuläſſig ſei 
und ſich insbeſondere nicht durch die Vorſchrift in Art. 215 
Abſ. 6 des H. G. B. rechtfertigen laſſe. Dieſer Entſcheidung 
kann im Ergebniß nur zugeſtimmt werden. Näher begründet. 
I. C. S. i. S. A.⸗G. Wilhelmsburger chemiſche Fabrik c. Hirſt 
vom 7. Mai 1898, Nr. 33/98 I. 


III. Sonſtige Reichsgeſetze. 
Zum Reichsbeamtengeſetz. 
22. Die für die Beurtheilung maßgebenden agen 


Beſtimmungen geben keinen Anhalt dafür, daß es in der Abſicht 


des Geſetzes liegt, grundſätzlich diejenige Zeit, während welcher 
der Beamte ſeinen Dienſt thatſächlich nicht ausübt, er, wie hier 
geſchehen, beurlaubt wird, alſo eine Unterbrechung der Dienſt⸗ 
leiſtung eintritt, der Anrechnung auf die Dienſtzeit zu entziehen. 
Das Reichsbeamtengeſetz ſieht im § 50 den Fall eines Feſtungs⸗ 
arreſtes oder einer Kriegsgefangenſchaft beſonders vor und trifft 


unter Hinweis auf die für die Penfionirung der Militärperſonen 


geltenden geſetzlichen Beſtimmungen (§ 24 des Reichsmilitär⸗ 
penſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871, R. G. Bl. S. 275) eine 
einſchränkende Anordnung, inwieweit die Zeit einer ſolchen Haft 
bei Bemeſſung der Dienſtzeit anzurechnen ſei. Dieſe Vorſchrift 
iſt eine ſinguläre, die nur im gegebenen Falle Anwendung findet. 
Sie ſtellt ſich als eine Ausnahmevorſchriſt dar, die als ſolche 
die Annahme rechtfertigt, daß im Allgemeinen eine Unterbrechung 
der Dienſtleiſtung den Lauf der Dienſtzeit nicht aufhebt. Daß 
dies die Auffaſſung des Geſetzes iſt, läßt ſich auch aus dem 
Weſen des Beamtendienſtverhältniſſes folgern. Nach § 45 des 
Reichsbeamtengeſetzes wird die Dienſtzeit vom Tage der eidlichen 
Verpflichtung an gerechnet. Durch die Vereidigung wird alſo 
das Dienſtverhältniß als begründet angeſehen. Wenn dieſes 
aber rechtlich zur Exiſtenz gelangt iſt, ſo hat es auch einen 
dauernden Beſtand. Es kann, abgeſehen von dem Falle des 
freiwilligen Austritts des Beamten, nur nach Maßgabe der 
Anſtellungsbedingungen, wie dies bei Beamten, die auf Probe 
oder unter dem ausdrücklichen Vorbehalte des Widerrufs oder 
der Kündigung angeſtellt ſind, der Fall iſt, oder bei auf Lebens⸗ 
zeit angeſtellten Beamten unter Beobachtung der beſtehenden 
Geſetzesvorſchriften, alſo im Wege des Disziplinarverfahrens 
oder der Verſetzung in den Ruheſtand aufgehoben werden. 
Der Beamte bleibt, ſo lange nicht die Aufhebung in dieſer 
Weiſe ſtattgefunden hat, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob er 
thatſächlich ſeine Arbeitskraft dem Dienſte widmet oder nicht, 
dem durch die Anſtellung begründeten Gewaltverhältniſſe des 
Reichs oder des Staats unterworfen. Bei dem Fortbeſtande 
des Dienſtverhältniſſes muß aber auch, wenn nicht beſondere 
Ausnahmen ſtatuirt find, die Dienſtzeit als fortlaufend angeſehen 
werden. Weiter begründet. IV. C. S. i. S. Reichsfiskus 
c. Boethke vom 12. Mai 1898, Nr. 395/97 IV. 

Zum Patentgeſetz. 

23. Es kann dahin geſtellt bleiben, ob in der neuerlich 
von Dr. F. vorgenommenen Unterſuchung und dem auf Grund 
dieſer Unterſuchung erſtatteten Gutachten veränderte Umftände 
im Sinne des $ 807 der C. P. O. ſoweit gefunden werden 
könnten, als das Kaiſerliche Patentamt etwa auf Grund dieſer 
Vorgänge feine Anſicht über die Natur des von der Bekl. her⸗ 
geſtellten Riechſtoffes und das Verhältniß dieſes Riechſtoffes zum 
Jonon geändert hat. Denn ſoweit iſt die Sachlage nicht ge⸗ 
ändert, als das Kaiſerliche Patentamt die Herſtellung des 
Pſeudojonon und das Verfahren der Bekl. in feinem erſten 
Stadium noch jetzt für im Weſentlichen identiſch hält. Und 
dieſer Anſicht hat ſich auch das Hanſeatiſche O. L. G. angeſchloſſen. 
Es hat richtig angenommen, daß eine Patentverletzung vorliegt, 
wenn Bekl. auch nur bis zum Zwiſchenprodukt ſich des Ver⸗ 
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fahrens der Kl. bedient, und ed. hat dieſe Thatſache noch jetzt 
für glaubhaft erachtet und ſeine Anſicht durch die neuerlichen 
Vorgänge nicht erſchüttert angeſehen. Dadurch wird die Ent⸗ 
ſcheidung des B. G. getragen. I. C. S. i. S. Fritſche u. Co. 
c. Haarmann u. Reimer vom 14. Mai 1898, Nr. 140/98 J. 
Zu den Reichsſtempelgeſetzen. 3 

24. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Da im 
vorliegenden Falle in Ausführung des das Aktienkapital herab- 
ſetzenden. Geſellſchaftsbeſchluſſes die dem abgeſetzten Kapital- 
betrage entſprechenden Aktien erloſchen und die dem beſtehen 
gebliebenen Kapitalbetrage entſprechenden Aktien in ihrem 
Nennwerth nicht verändert ſind, da ferner die hier ſtreitige 
Frage der Steuerpflichtigkeit der letzt genannten als „konvertirt“ 
abgeſtempelten Aktien nach dem R. Geſ. vom 29. Mai 1885 
zu beurtheilen iſt, ſo iſt in dieſer Beziehung die Sach- und 
Rechtslage die gleiche, wie die dem Urtheile des IV. C. S. 
des R. G. vom 29. Mai 1896 (Entſch. des R. G. Bd. 37 
S. 123) zum Grunde liegende. In Uebereinſtimmung mit der 
in dieſem Urtheile vertretenen Anſicht hält der jetzt erkennende 
Senat daran feſt, daß eine nach erfolgter Verſteuerung mit 
einem durch Stempeldruck aufgetragenen Vermerk verſehene 
Aktie, wenn dieſer Vermerk eine weſentliche Veränderung der 
Aktie begründet, ſteuerpflichtig wird, er ſieht aber in Anſchluß 
an die Begründung jenes Urtheils die Vorausſetzung, daß der 
hier fragliche Vermerk „Konvertirt auf Grund des General- 
verſammlungsbeſchluſſes vom 17. Dezember 1892. Die Direktion“ 
eine weſentliche Veränderung der Aktie begründet habe, als nicht 
gegeben an, da der Nennwerth der Aktie und deren ſonſtiger 
Inhalt derſelbe geblieben iſt, wie vor dem Stempelaufdruck. 
Wenn die Resiflon zur Widerlegung dieſer Auffaſſung auf das 
Urtheil des III. C. S. des R. G. in Sachen Chromo Aktien⸗ 
geſellſchaft wider Sachſen⸗Altenburgiſchen Staatsfiskus vom 
7. Juni 1895 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 339. Nr. 34) 
Bezug nimmt, fo paßt dieſer Hinweis nicht. Denn hier waren 
nach dem Generalverſammlungsbeſchluſſe die nicht zur Ab⸗ 
ſtempelung eingereichten Aktien für den Fall der Auflöſung der 
Geſellſchaft den abgeſtempelten Aktien gegenüber inſoweit zurück 
geſetzt, daß letztere das Recht hatten, vor jenen mit ihren An⸗ 
ſprüchen auf den Kapitalbetrag ihrer abgeſtempelten Aktien aus 
dem Geſellſchaftsvermögen befriedigt zu werden. Wegen dieſes 
durch die Abſtempelung bekundeten Vorzugsrechts der. abge- 
ſtempelten Aktien vor den nicht abgeſtempelten würde auch der 
jetzt erkennende Senat in Uebereinſtimmung mit dem III. C. S. 
die Frage, ob der Stempelaufdruck eine weſentliche Veränderung 
der bisherigen Aktien begründet habe und deshalb die wiederholte 
Steuerpflichtigkeit eingetreten ſei, bejaht haben. Allein ſo liegt 
die Sache hier nicht. Hier haben die etwa nicht zur Ab⸗ 
ſtempelung eingereichten-Aktien ihr Stimmrecht und ihr Recht 
auf Dividende verloren und es iſt ihnen ein Recht auf das 
Geſellſchaftsvermögen im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft 
nicht vorbehalten, fie ſind. dadurch werthlos geworden und 
alleinige Aktien ſind nur noch die abgeſtempelten. Daß die 
abgeſtempelten Aktien ein erhöhtes Antheilsrecht kennzeichneten 
im Vergleich zu den Aktien vor der Abſtempelung, kann der 
Reviſion nicht zugegeben werden. Geht man von dem gewiß 
nicht zweifelhaften Satze aus, daß der Ankauf und die Ver ⸗ 
nichtung der einen Aktie über 1000 Mark ſeitens der Gejell- 


ſchaft nicht die Steuerpflichtigkeit aller übrigen Aktien nach 


Abzug dieſer einen Aktie begründet habe, ſo iſt, nachdem das 
Aktienkapital ſowohl wie auch die Anzahl der Aktien auf die 
Hälfte ermäßigt worden war, das Antheilsrecht jeder Aktie 
unverändert geblieben, früher ſtanden Aktien in voller Zahl dem 
vollen Kapitalbetrage, jetzt ſtehen Aktien in halber Zahl dem 


halben Kapitalbetrage gegenüber. IV. C. S. i. S. Fiskus 
c. Berliner Bockbrauerei A.-G. vom 12. Mai 1898, 


Nr. 399 / 97 IV. 1 Br er 
Zum Geſetz gegen den unlautern Wettbewerb. 
25. Gegenüber der auf § 1 des Geſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 beruhenden 


Entſcheidung iſt von dem Vertreter der Revifion 1. gerügt 


worden, daß das B. G. in den von der Bekl. bei Ankündi⸗ 
gung ihrer Firma und ihrer Fabrikate gebrauchten Beiſätzen: 
„Stammhaus gegründet 1781“, „Stammhaus Johann 
David Sch. gegründet in Erlangen 1781“, „Stammfirma ge⸗ 
gründet 1781“ mit Unrecht unrichtige Angaben über geſchäftliche 
Verhältniſſe gefunden habe. Durch dieſe Zuſätze werde nicht 
die Kontinuität des gewerblichen Betriebs der Bekl. mit dem⸗ 
jenigen des Stammhauses behauptet. Das B. G. habe un⸗ 
berückfichtigt gelaffen, daß in den fraglichen Ankündigungen 
gerade die Selbſtändigkeit des Betriebes der Bekl. durch die 
Kundmachung ihrer abweichenden gegenwärtigen und früheren 
Firma hervorgekehrt werde, die bloße Hinweiſung auf das ſchon 
im Jahre 1781 von dem Urgroßvater der Theilhaber der Bekl. 
gegründete Geſchäft enthalte aber nichts Unwahres. Damit 
wird die thatſächliche Beurtheilung des B. G. angegriffen, 
welches unter eingehender Prüfung der Auffaſſung der Bell. 
diejenige der Kl. gebilligt hat. Das B. G., welches fi dahin 
ausſpricht, daß über Sinn und Bedeutung der erwähnten 
Zuſätze kein Zweifel obwalten könne, nimmt an, daß die Bell. 
durch die Bezeichnung des im Jahre 1781 gegründeten Sch. ſchen 
Geſchäfts als ihr Stammhaus ſich ſelbſt als einen Zweig 
jenes im Jahre 1781 von Johann David Sch. gegründeten 
Stammhauſes zu erkennen gebe, behaupte, daß ihr eigenes 
Geſchäft aus jenem im Jahre 1781 gegründeten hervorgegangen, 
daß ſein Urſprung auf jene Geſchäftsgründung von 1781 zurück⸗ 
zuführen ſei. Nicht der perſönliche und verwandtſchaftliche Zu⸗ 
ſammenhang ſei es, der in den beanſtandeten Reklamen zum 
Ausdruck komme, ſondern die behauptete, aber in Wahrheit nicht 
beſtehende Kontinuität des von jenem Stammvater gegründeten 
und von. der Bekl. angeblich fortgeſetzten gewerblichen Be. 
triebes. Geht man aber davon aus, die Bekl. ſtelle durch 
die erwähnten Zuſätze ſich ſelbſt als aus dem im Jahre 1781 
gegründeten Stammhauſe hervorgegangen dar, eine Annahme, 
die keine Interpretationsregel verletzt, ſo erſcheint auch die 
weitere Annahme zuläſſig, daß eine unwahre thatſächliche An⸗ 
gabe über geſchäftliche Verhältniſſe vorliege, da das Geſchäft 
der Bekl. keinen früheren Urſprung hat als die im Jahre 1853 
gegründete Harmoniumfabrik. 2. Auch die Feſtſtellung, daß 
die erwähnten Angaben geeignet ſeien, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, läßt einen Rechts ⸗ 
irrthum nicht erkennen. Deren Beziehung auf die Fabrikate 
der Bekl. und auf den Verkehr mit dieſen wird von der Reviſion 
mit Unrecht vermißt. Das B. G. findet in den betreffenden 
Angaben gerade ein ſpezielles Moment, auf welches im Verkehr 
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ein erheblicher Werth gelegt werde und welches geeignet ſei, 
das Urtheil des kaufenden Publikums über die Güte und Preis⸗ 
würdigkeit der angebotenen Waaren zu beeinfluſſen, Das Alter 
einer Firma, ihr Urſprung und ihr organiſcher Zuſammenhang 
mit einem altbewährten, ſeit mehr als einem Jahrhundert 
beſtehenden und im Vertrauen ſeines Kundenkreiſes feſt⸗ 
gewurzelten Geſchäfte gelte, führt das B. G. aus, nach den 
im Verkehr herrſchenden Anſchauungen als eine Garantie der 
Reellität und Vertrauenswürdigkeit. In den Augen des Publi- 
kums werde dadurch die Vermuthung begründet, daß die be⸗ 
ſonderen Eigenſchaften und Vorzüge, welche das Fabrikat des 
alten Geſchäfts auszeichnen und ihm ſeither die Anerkennung 
ſeiner Kunden erworben haben, auch bei dem Angebot des 
Zweiggeſchäftes vermöge der auf dieſes übergegangenen geſchäft⸗ 
lichen Erfahrungen und Ueberlieferungen vorausgeſetzt werden 
dürfen. II. C. S. i. S. Se e. e vom 
13. Mai 1898, Nr. 68/98 II. 

26. Die Reviſion des Bekl. wurde damit begründet, daß 
die Entſcheidung des B. G. den $ 1 des Geſetzes zur Be⸗ 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 
inſofern verletze, als ſie von der Annahme ausgehe, der Bekl. 
habe über feine geſchäftlichen Verhältniſſe „unrichtige Angaben 
thatſächlicher Art“ gemacht. Da das ſogenannte German 
medical college in Chicago laut der von dem Kaiſerlich 
Deutſchen Konſulat in Chicago ertheilten Auskunft zur Ver⸗ 
leihung des Titels eines Doctor of dental surgery befugt 
geweſen ſei, habe in dem Gebrauche dieſes Titels eine unrichtige 
Angabe thatſächlicher Art nicht gefunden werden dürfen. Durch 
die Beifügung der Worte „dipl. Chicago, IIlinois, U. S. A.“ 
habe der Bekl. auf dieſen Urſprung ſeines Titels hingewieſen 
und darnach eine objektiv richtige Angabe gemacht. Dieſe Rüge 
konnte keinen Erfolg haben. Das O. L. G. hat den erwähnten 
Zuſatz ausdrücklich berückſichtigt, aber gleichwohl in der ganzen 
Angabe eine Unrichtigkeit erkannt. Daſſelbe führt zunächſt aus, 
daß, wer ſich hier zu Lande als Doktor bezeichne, damit be⸗ 
haupte, er ſei von der Fakultät einer inländiſchen oder aus⸗ 
ländiſchen Univerſität zum Doktor promovirt worden; der Zuſatz 
dental surgery und der weitere Zuſatz dipl. Chicago, IIlinois, 
U. S. A., welchen der Bekl. mache, bringe klar zum Ausdruck, 
daß der Doktortitel des Bekl. nicht deutſchen ſondern amerikaniſchen 
Urſprungs ſei; es würde alſo eine richtige Angabe vorliegen, 
wenn dem Bekl. von einer amerikaniſchen Korporation des 
öffentlichen Rechtes unter ſtaatlicher Autorität und Anerkennung 
der Doktortitel verliehen worden wäre. Der ſo feſtgeſtellten 
Bedeutung der fraglichen Angabe findet aber das B. G. den 
wahren Sachverhalt nicht entſprechend. Nach der von beiden 
Parteien angerufenen Auskunftsertheilung des Kaiſerlich Deutſchen 
Conſulats in Chicago vom 29. Januar 1897 ſoll das ſogenannte 
German medical college in der für Handelsgeſellſchaften vor⸗ 
geſchriebenen Form im Staate Illinois inkorporirt und zur 
Ertheilung von Prüfungszeugniſſen und Doktordiplomen — 
auch in absentia — in gleicher Weiſe zugelaſſen ſein, wie etwa 
einer anderen, die formellen Vorausſetzungen der Inkorporation 
erfüllenden Perſon oder Geſellſchaft die Herſtellung eines 
Handelsartikels geſtattet werden würde. Dieſe Inkorporation 
an und für ſich ſei aber für die Frage der Zulaſſung der Inhaber 
von ſolchen Diplomen zur Praxis im Staate Illinois ohne jede 


Bedeutung, das College werde direkt als ein Schwindelunternehmen 
bezeichnet, welches in dem Rufe ſtehe, ſeine Diplome gegen 
Zahlung eines gewiſſen Geldbetrages an irgend eine Perſönlichkelt 
im Auslande zu verkaufen. In Benutzung dieſer Auskunft hat 
das O. L. G. feſtgeſtellt, daß der Bekl. ſein Doktordiplom von 
einer Stelle erhalten habe, welche die Doktorwürde, den Doktor⸗ 
titel nicht verleihen könne. Darnach konnte aber das O. L. G. 
in der erwähnten Bezeichnung, die ſich der Bekl. beilegt, eine 
unrichtige Angabe thatſächlicher Art über den Befitz einer Aus- 
zeichnung finden, indem es nämlich der Bezeichnung die Be⸗ 
deutung beilegt, als behaupte der Bekl. damit, daß er den 
Doktortitel von einer amerikaniſchen Korporation des öffentlichen 
Rechtes unter ſtaatlicher Autorität und Anerkennung verliehen 
erhalten habe, was thatſächlich nicht der Fall iſt. Da in dieſem 
Sinne die Urtheilsgründe des B. G. zu verſtehen ſind, liegt die 
gerügte Verletzung des § 1 des angeführten Geſetzes nicht vor. 
II. C. S. i. S. Thal e. Schaumlöffel vom 17. Mal 1898, 
Nr. 93/98 II. 

27. Das O. L. G. geht nach ſeiner thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung davon aus, es habe der Bekl. eine unrichtige Angabe 


nicht etwa blos über die Herkunft des von ihm in Verkehr ge⸗ 


brachten Bieres im Allgemeinen (nämlich aus Pilſen in Böhmen), 
ſondern über eine beſtimmte Bezugsquelle (nämlich aus einer 
Franz Joſef Export⸗Brauerei in Pilſen in Böhmen) gemacht. 
Schon nach dem, dem Reichstage vorgelegten, Entwurfe des 
Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, in 
welchem die, die ſogenannte allgemeine Klauſel enthaltenden 
Worte „geichäftliche Verhältniſſe, insbeſondere“ fehlten, umfaßte 
der Ausdruck „Bezugsquelle“ — welcher nach den Motiven „fich 
auf Urſprungsangaben nicht geographiſchen Charakters erſtrecken 
ſoll“ — die unrichtige Angabe eines „beſtimmten Produzenten“ 
der Waare; eine ſolche liegt aber nach der thatſächlichen Zeft- 


ſtellung vor. Umſomehr muß aber die unrichtige Angabe eines 


beſtimmten Produzenten unter § 1 des Geſetzes vom 27. Mai 
1896 zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes fallen, 
nachdem von dem Reichstage die Worte „geſchäftliche Verhältniſſe, 
insbeſondere“ eingefügt worden find. II. C. S. i. S. Dabel⸗ 
ſtein o. Abeles vom 20. Mai 1898, Nr. 48/98 II. 

28. Ungerechtfertigt iſt die Rüge des Vertreters des Bell;, 
Rkl., es liege in der von dem O. L. G. feſtgeſtellten Verwendung 
der im landgerichtlichen Urtheil ſpeziell bezeichneten Etiketten 


auf den Flaſchen des von dem Bekl. in Verkehr gebrachten 


Bieres nicht eine „Mittheilung, welche für einen größeren Kreis 
von Perſonen beſtimmt iſt“ im Sinne des 8 1 des Geſetzes 
vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes. Es kann zugegeben werden, daß im Allgemeinen 
der Gebrauch von Etiketten auf Waaren nicht unter die letztere 
Beſtimmung fallen wird; allein es iſt durch den Wortlaut des 
9 1 des genannten Geſetzes, wie auch durch deſſen Zweck nicht 
ausgeſchloſſen, daß je nach den concreten Verhältniſſen 
auch der Gebrauch von Etiketten auf Waaren hierunter fallen 
kann. Im vorliegenden Falle hat aber das O. L. G. gerade 
die concrete Sachlage berückſichtigt und auf Grund dieſer that⸗ 


ſächlichen Würdigung der concreten Sachlage die von ihm feſt⸗ 


geſtellte Verwendung der erwähnten ſpeziell bezeichneten Etiketten 


für eine „Mittheilung, welche für einen größeren Kreis von 


Perſonen beſtimmt iſt“ im Sinne des § 1 des genannten 
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Geſetzes erachtet. Das O. L. G. hat dabei hervorgehoben, „es 
unterliege keinem Zweifel, daß derartige Bierſendungen ins 
Ausland von vornherein hauptſächlich dazu beſtimmt ſeien, 
Einzelverkäufer mit offenen Läden, Gaſthäuſer und Clubs zu 
verſorgen und daß in den Schaufenſtern der Läden wie bei 
Verabreichung in den Gaſtſtuben d. h. in öffentlichen Lokalen 
die Etiketten geradezu allgemein und öffentlich kenntliche Mit - 
theilungen über den Inhalt der Flaſchen enthielten, während 
ſolche in den zahlreichen Privatelubs in den Exportgebieten 
immerhin für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt 
ſeien.“ Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

IV. Das Gemeine Recht. 

29. Das B. G. verſtößt gegen das hier zur Anwendung 
zu bringende revifible materielle Recht. Es handelt ſich hier⸗ 
bei um das gemeine Deutſche proteſtantiſche Eherecht; denn auf 
irgend eine Beſtimmung des Hamburgiſchen Partikularrechtes 


iſt die angefochtene Entſcheidung nicht geſtützt. Auch weicht 


das Hamburgiſche Eheſcheidungsrecht nur darin von dem gemeinen 
proteſtantiſchen ab, daß es ſtrenger als dieſes iſt. Nach den 
Statuten 2, 11, 8 kennt das Hamburgiſche Recht als Ehe⸗ 
ſcheidungsgründe ſogar nur Ehebruch und bösliche Verlaſſung; 
allerdings iſt gewohnheits rechtlich, wie im gemeinen Rechte, auch 
die Verurtheilung zu mehrjähriger entehrender Freiheitsſtrafe 
als Eheſcheidungsgrund hinzugekommen. Aber weder nach 
gemeinem, noch nach Hamburgiſchem Rechte darf auf Grund 
der vom B. G. feſtgeſtellten Thatſachen eine Ehe vom Bande 
geſchieden werden, ſei es daß man dieſelben einzeln, oder in 


ihrer Verbindung in's Auge faßt. Nach gemeinem Rechte iſt 


freilich, wie das R. G. mehrfach ausgeſprochen hat, die wiſſent⸗ 
lich falſche Anſchuldigung ein möglicher Scheidungsgrund; aber 


was die hier feſtgeſtellte Anſchuldigung der Kl. durch den Bekl. 


bei der Polizei anlangt, ſo iſt nicht einmal feſtgeſtellt, daß ſie 


falſch, viel weniger, daß ſie wiſſentlich falſch war; zudem 
iſt übrigens dieſer Scheidungsgrund gerade im Hamburgiſchem 


Rechte nicht recipirt. Eine Ehe aber deshalb vom Bande zu 
ſcheiden, weil zu einer an ſich zum Scheidungsgrunde ungeeigneten 


ſtrafrichterlichen Verurtheilung noch eine ſchon eingetreten geweſene 


mehrjährige thatſächliche Trennung und die „vollſtändige Zer⸗ 
rüttung“ der Ehe hinzukommt, iſt dem geltenden Rechte gegen⸗ 
über ganz willkürlich und würde ſich nicht einmal nach dem, 
dem richterlichen Ermeſſen in dieſer Materie doch großen 
Spielraum verſtattenden, $ 1568 des neuen B. G. B. 
rechtfertigen, weil dieſer doch immer ein ſchweres Verſchulden 
des zu verklagenden Ehegatten vorausſetzt, wovon hier Nichts 
feſtgeſtellt iſt. Die Annahme aber, daß die hier feſtgeſtellte 
ſtrafrichterliche Verurtheilung für ſich allein keinen ausreichenden 


Scheidungsgrund abgebe, ſteht mit dem gemeinen proteſtantiſchen 


Eherechte in Einklang. VI. C. S. i. S. Brockmöller c. Brock⸗ 
möller vom 2. Mai 1898, Nr. 19/98 VI. 

30. Der dinglichen Klage auf Grund des Eigenthums⸗ 
vorbehalts ſteht die Feſtſtellung der Vorinſtanz entgegen, daß 
die fragliche Maſchine durch Inädification ein integrirender 
Beſtandtheil des Fabrikgrundſtücks geworden iſt. Eine Ver⸗ 
letzung von Rechtsgrundſätzen iſt bei dieſer Feſtſtellung nicht 
erſichtlich, das O. L. G. geht vielmehr im Einklang mit der 
Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 169 ff. davon aus, daß die 
Inädification eine feſte und dauernde Verbindung vorausſetzt, 


— 


ſo daß die verbundenen Sachen nicht ohne Verletzung der 
Integrität der einen oder anderen wieder getrennt werden können. 


Ob dieſe Vorausſetzung im einzelnen Falle gegeben iſt, hängt 


weſentlich von der thatſächlichen Beurtheilung der Sachlage ab. 
II. C. S. i. S. Hoffmann und Zinkeiſen C. Zarges vom 


13. Mai 1898, Nr. 31/98 III. 


31. Es erübrigt nur die Frage, ob nicht das Verſchweigen 
der Servitut bei der Auflaſſung den Anſpruch des Kl. gegen 
dieſe Mitbeklagten zu begründen vermöchte. Das B. G. geht 


davon aus, daß im Auflaſſungstermin der grundbuchführende 


Amtsrichter die Frage geſtellt hat, ob noch andere Laſten, als 
die im Grundbuch eingetragenen vorhanden ſeien und daß die 
Servitut trotzdem von den erwähnten Mitbeklagten, ſowenig wie 


von den Vormündern benannt worden ſei; es erachtet aber dieſes 


Verſchweigen nicht als urſächlich wirkend, weil der Vertrag 
theilbar erſcheine und ſonach für die vier volljährigen Mit⸗ 
beklagten und inf öweil auch für den Kl. ſchon vor dem Auf ⸗ 
laſſungstermin feſt abgeſchloſſen geweſen ſei. Es kann nun 
allerdings nicht anerkannt werden, daß der Vertrag ein theil- 
barer war; bei der Beſchaffenheit des Kaufsobjekts, eines ge- 
ſchloſſenen Hofanweſens, und den einheitlich durch R. geführten 


Kaufsverhandlungen iſt, was das B. G. nicht unberückſichtigt 


läßt, jedenfalls die Abſicht des Kl., nur ½ des Hofs zu er; 
werben ausgeſchloſſen, und iſt ſomit auch die Feſtſtellung des 
B. G. rechtsirrthümlich, daß bis zum Auflaſſungstermin der 
Kl. nur den vier volljährigen Mitbeklagten gegenüber gebunden 
war; vielmehr war der Kl., wenn er nicht ſämmtlichen Ge- 
ſchwiſtern gegenüber gebunden war, überhaupt nicht gebunden. 


Es iſt aber davon auszugehen, daß der Kl. ſchon vor dem 


Auflaſſungstermin ſämmtlichen Geſchwiſtern und nicht nur den 
vier volljährigen gegenüber gebunden war. Der Mitvormund 
R. hat nämlich, wovon auch das B. G. ausgeht, für ſämmt⸗ 
liche ſechs Geſchwiſter den Vertrag abgeſchloſſen. Allerdings 
waren die beiden Minderjährigen in ſo lange nicht an den 
Vertrag gebunden, als noch die Genehmigung des Mitvormunds 
und des Vormundſchaftsgerichts ausſtand. Allein der Kl. war 
durch den von R. für die Mündel abgeſchloſſenen Vertrag zum 
mindeſtens ebenſo gebunden, wie wenn dieſe ſelbſt den Vertrag 
abgeſchloſſen gehabt hätten. Er wurde alſo nach 8 4 des 
preußiſchen Geſetzes, betreffend die Geſchäftsfähigkeit Minder⸗ 
jähriger vom 12. Juli 1875 nur dann von ſeiner Verbindlich · 
keit frei, wenn die noch ausſtehende Genehmitzung verweigert 
oder dieſe trotz ergangener Aufforderung nicht ertheilt wurde, 
Fälle, die hier nicht in Frage kommen. Ein Rücktritt vom 
Vertrag ſtand ihm im Auflaffungstermin jo wenig mehr zu, 
als den volljährigen Geſchwiſtern und iſt ſomit vom B. G. 
zutreffend angenommen worden, daß die Frage des Amtsrichter 
und deren Beantwortung beziehungsweiſe deren Nichtbeantwortung 
mit der Rechtswirkſamkeit des Vertrags in keinen urſächlichem 
Zusammenhang ftand, ein etwaiges abſichtliches Verſchweigen 
des Servitut den Vertrag nicht mehr beeinträchtigen konnte. 
III. C. S. l. S. Wahlen o. Köper und Gen. vom 6. Mai 
1898, Nr. 384/97 III. 

32. Die Reviſton wendet ſich gegen die Ausführung der 
Vorinſtanz, daß die Vereinbarungen, welche der Bekl. mit dem 
Sohne der Kl., Peter Heinrich S., getroffen haben wolle, 
irrelevant und ohne Einfluß auf die der Kl. aus dem Vertrage 
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vom 28. April 1894 erworbenen Rechte ſeien. Sie macht in 
dieſer Beziehung geltend, daß das Recht aus der Konkurrenz⸗ 
klauſel nur in Verbindung mit dem dadurch zu ſchützenden 
Geſchäft gedacht werden könne und vorliegenden Falles mit dem 
Eiſenhandelsgeſchäfte, als untrennbares Zubehör deſſelben, auf 
den Sohn der Kl. übergegangen, hiernach aber dieſer befugt 
geweſen ſei, eine etwaige Konkurrenzklauſel weiteren Umfangs 
durch eine neue Vereinbarung mit dem Bekl. dahin zu be⸗ 
ſchränken, daß dieſer nur ſo lange der Sohn der Kl. das Ge⸗ 
ſchäft führe, keinen Eiſenwaarenhandel betreiben, dabei jedoch 
zum Handel mit landwirthſchaftlichen Maſchinen und Geräth- 
ſchaften berechtigt ſein ſollte — wie Bekl. in II. J. behauptet 
und unter Beweis geſtellt habe. Auch dieſer Angriff erſcheint 
nicht beachtlich. Der Anſpruch aus einer Konkurrenzklauſel iſt 
kein untrennbarer Beſtandtheil des dadurch zu ſchützenden 
Handelsgeſchäfts und geht nicht unter allen Umſtänden und mit 


— rechtlicher Nothwendigkeit auf den Erwerber deſſelben über. 


Wenn alſo im vorliegenden Falle, wo der Bekl. eine ausdrück⸗ 
liche Uebertragung bezüglich dieſes Anſpruchs auf den Sohn 
der Kl. nicht behauptet hat, das B. G. thatſächlich annimmt, 
daß der gedachte Anſpruch auf den Sohn der Kl. nicht mit 
übergegangen, ſondern von Letzterer, welche den Kaufpreis bezahlt 
und deshalb einen nahe liegenden Einfluß auf die Geſtaltung 
des Geſchäftsüberganges hatte, zurückbehalten worden ſei, jo 
kann hierin ein Rechtsverſtoß nicht gefunden werden. III. C. S. 
i. S. Voß c. Scharmer vom 17. Mai 1898, Nr. 17/98 III. 

33. Spielſchulden und die ihnen gleich ſtehenden Schulden 
aus Differenzgeſchäften find, wie das R. G. wiederholt aus⸗ 
geſprochen hat, nach gemeinem Recht zahlbar; rechtsgültig iſt 
auch eine in anderer, der Zahlung gleich zu achtenden Weiſe 
bewirkte Befriedigung des Gläubigers aus ſolchen Verbindlich⸗ 
keiten, z. B. durch Hingabe an Zahlungsſtatt oder durch eine 
nach eingetretener Fälligkeit der Spielſchuld vereinbarte Auf- 
rechnung. Dagegen kommen ihnen die weiter gehenden Wirkungen 
einer Naturalobligation nicht zu; es kann für fie mit rechtlicher 
Wirkung weder ein Pfand beſtellt noch eine Bürgſchaft über⸗ 
nommen werden; ſie bilden keine genügende Grundlage für 
ein constitutum oder für die Begründung einer neuen Ver⸗ 
bindlichkeit durch Novation. Mit Recht führt aber die Reviſion 
aus, daß es auf eine Novation hinausläuft, wenn im vor⸗ 
liegenden Falle vereinbart worden iſt, daß von dem dem Gemein⸗ 


„ ſchuldner zugeſagten Vorſchuß. von 15.000 Mark ein Betrag 
von 8 001,10 Mark auf die am 1. September 1894 fällig 


gewordenen Schulden aus Börfengefchäften verrechnet werden 
ſollte. Denn dieſe Verrechnung hat keine andere Bedeutung, 
als daß die Schuld des Gemeinſchuldners aus Börſengeſchäften 
fortan als eine Schuld ex causa mutui gelten ſolle. Der 
Einwurf, daß es leicht möglich ſein würde, den Erfolg der hier 
vorgenommenen Verrechnung durch Hin⸗ und Herzahlung der 
zu verrechnenden Summe zu erreichen, greift nicht durch, denn 
die Zahlung wäre, wenn ſie nur dazu dienen ſollte, auf einem 
Umwege die Klagbarkeit der Spielſchuld herbeizuführen, keine 
wirkliche Zahlung ſondern ein ſimulirtes Geſchäft. I. C. S. 
i. S. Zander Konk. c. Petruſch vom 30. April 1898, Nr. 473/97 J. 

34. Ob in Abſ. 5 des gemeinſamen Teſtaments mit Recht 
das O. L. G. zugleich einen Erbvertrag gefunden hat, be⸗ 
ziehungsweiſe welche Rechtswirkung überhaupt dieſer „vertrags⸗ 


mäßigen“ Verpflichtung als ſolcher zukommt, kann dahin geſtellt 
bleiben. Enthielte ſie den Abſchluß eines Erbvertrages, ſo würde 
allerdings um ſo ſicherer die Anfechtungsklage dann gegeben ſein, 
wenn die Wittwe S. die Schenkungen in der Abſicht, die andern 
eingeſetzten Erben außer der Schenknehmerin an den ihnen zu⸗ 
gedachten Erbtheilen zu verkürzen, vorgenommen haben ſollte; 
denn das vom R. G. laut der Entſcheidungen in Civilſachen, 
Bd. 28 S. 174 ff., anerkannte gemeine Deutſche Gewohnheits⸗ 
recht, kraft deſſen der ſelbſt im Erbvertrage zum Erben ein⸗ 
geſetzte Kontrahent deſſelben gegebenen Falles ſolche Schenkungen 
anfechten kann, kommt ohne Zweifel auch dem in einem zu 
ſeinen Gunſten abgeſchloſſenen Erbvertrage rechtsgültige eingeſetzten 
Dritten zu Gute. Indeſſen hiervon kann, wie geſagt, abgeſehen 
werden. Denn wie der jetzt erkennende Senat ſchon in der 
Bremiſchen Sache Petri Eheleute wider Kunoth und Genoſſen 
(Rep. VI. 125/95) ausgeſprochen hat, bringt es die Folge⸗ 
richtigkeit mit ſich, dann auch dem in einem unwiderruflich ge⸗ 
wordenen correſpektiven Teſtamente eingeſetzten Erben das Recht 
zuzuerkennen, die zur Vereitlung ſeines Erbrechtes von dem 
überlebenden Teſtator unter Lebenden abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfte anzufechten. Soweit die anzufechtenden Rechtsgeſchäfte 
Schenkungen ſind, kommt es ferner bei ſolchen Anfechtungen 
nach der Analogie des im Römiſchen Rechte für ähnliche Fälle 
Beſtimmten nicht darauf an, ob der andere Kontrahent, hier 
alſo der Schenknehmer, conscius fraudis war, ſondern genügt 
die fraudulöſe Abficht des ſchenkenden Erblaſſers; vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen, Bd. 28 S. 175 f. Und endlich liegt 
auch hier, wie entſprechend in der Regel bei den zur Benach⸗ 
theiligung der Gläubiger vorgenommenen Schenkungen, die 
fraudulöſe Abſicht im Rechtsſinne ſchon in dem Bewußtſein, 
daß durch die Schenkung der eingeſetzte Erbe an ſeinem Erb⸗ 
theile werde verkürzt werden. VI. C. S. i. S. Schmidt 
c. Segelken vom 5. Mai 1898, Nr. 69/98 VI. au 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

35. Das B. G. erachtet es für erwieſen, daß die Parteien 
im September 1894 einen ſchriftlichen ungedingten Kaufvertrag 
über das in Rede ſtehende Grundſtück zum Preiſe von 
1500 Mark abgeſchloſſen haben. Es ſtellt aber weiter feſt, daß 
der Kl. ſich vom Bekl. und deſſen Ehefrau habe verſprechen 
laſſen, in dem bevorſtehenden Strafprozeſſe gegen den Kl. wegen 


Majeſtätsbeleidigung zu deſſen Gunſten Zeugniß abzulegen, 


wobei nur an eine wiſſentliche Verletzung der Eidespflicht zu 
denken ſei, und daß der Kaufvertrag die vereinbarte Gegenleiſtung 
für dieſes Verſprechen geweſen ſei. Hieran knüpft ſich die 
Ausführung: das Abkommen über die Ablegung eines günſtigen 
Zeugniſſes für den Kl. gegen Abtretung des Grundſtücks ſei 
nach § 68 des A. L. R. Th. I. Tit. 5 nichtig, und die 
Nichtigkeit übertrage ſich auf das in Erfüllung des Abkommens 
geſchloſſene Kaufgeſchäft. Nach §§ 172 folg., 205 folg. des 
A. L. R. TH. I Tit. 16 dürfe derjenige, der eine Sache oder 
Summe als Gegenleiſtung für eine unerlaubte Handlung erhalte, 
nicht im Beſitz des Vortheils bleiben. Der hierin zu erkennende 
allgemeine Grundſatz müſſe auch da Anwendung finden, wo die 
Abſchließung eines Vertrages die Gegenleiſtung bilde. Danach 
ſei der Kaufvertrag unkräftig geweſen, die Punktation vom 
3. März 1894 alſo mit dem darin enthaltenden bedingten 
Pachtvertrag in Kraft geblieben, und der gegen die Klage er- 
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hobene Einwand des Bekl. ſei zu verwerfen. Diele Aus: 
führungen find freilich nicht unbedenklich. Kämen hier mit 
Bezug auf den Kaufvertrag die Grundſätze von der Zurück⸗ 
forderung des aus einem verbotenen Geſchäfte oder zu einem 
unerlaubten Zweck Gegebenen zur Anwendung, ſo würde der 
Kaufvertrag nicht ohne Weiteres nichtig, ſondern nur im Wege 
der Kondiktion rückgängig zu machen ſein; dieſe Kondiktion aber 
würde nicht dem Kl. zuſtehen (89 172, 173, 205 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 16). Das Ergebniß müßte alſo die Abweiſung der 
Klage ſein. Indeſſen iſt an der Nichtigkeit des Kaufvertrags 
nicht zu zweifeln. Er iſt nichtig, weil er auf Belohnung für 
eine in den Geſetzen gemißbilligte Handlung abzielte (§ 8 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 4). Der Kaufvertrag ſteht daher der 
Klage nicht entgegen. Wäre er bereits durch Uebereignung des 
Grundſtücks erfüllt, ſo würde es ſich freilich fragen, ob dieſe 
Erfüllung vom Kl. dadurch rückgängig gemacht werden kann, 
daß er ſie ignorirt und, gleich als wäre Kauf und Uebereignung 
nicht geſchehen, ſeine Rechte aus dem Pachtvertrage verfolgt. 
Allein der Kaufvertrag iſt nicht erfüllt, wenn auch der Bekl. 
das ſchon früher ihm übergebene Grundſtück ſeit dem Kauf⸗ 
vertrage als Käufer beſitzen mag. Denn die Auflaſſung iſt 
nicht erfolgt, jedenfalls vom Bekl. nicht behauptet; er ſtützt ſich 
überhaupt nur auf den Vertrag und hat für den Fall, daß er 
aus dem Kaufvertrage Rechte nicht herzuleiten vermag, gegen 
die vom Kl. ihm (bis zur Aufkündigung) eingeräumte Stellung 
als Pächter nichts weiter eingewendet, als daß die Rentenguts⸗ 
bildung noch nicht endgültig abgelehnt ſei, welcher Einwand 
vom B. G. aus nicht zu beanſtandenden Gründen verworfen 
iſt. Gegen die Entſcheidung des B. G. würde ſich danach 
hoͤchſtens erinnern laſſen, daß dem Kl. das Pachtgeld für drei 
Jahre — vom 1. April 1894 bis 1. April 1897 — zugebilligt 
iſt, während die Pacht durch die Kündigung des Kl. ſchon mit 
der Winterſaatbeſtellung 1896 ihr Ende erreicht hatte. Indeſſen 
hat der Bekl. einen Widerſpruch gegen den Anſpruch des Kl. 
auf die Pacht für das Winterhalbjahr 1896/97 ſpeziell nicht 
erhoben. Es ſteht auch feſt, daß er in dieſer Zeit Beſitz und 
Nutzung des Grundſtücks gehabt hat, und der Kl. verletzt an 
ſich die Rechte des Bekl. nicht, wenn er von der Befugniß aus 
§ 332 des A. L. R. Thl. I Tit. 21, den Bekl. von der 
Kündigung ab als unredlichen Beſitzer zu behandeln, keinen 
Gebrauch macht, ihm vielmehr die Rechte eines Pächters noch 
für die weitere Beſitzzeit zugeſteht. Daß das Winterhalbjahr 
nicht die Jahreszeit iſt, in welche bei ländlichen Grundſtücken 
die Hauptnutzungen fallen, iſt vom Bekl. nicht geltend gemacht 
und würde auch nicht mit Erfolg gegen den Anſpruch geltend 
gemacht werden können, weil der Bekl., wenn die Pacht im 
Herbſte 1896 geendigt hätte, keineswegs die ganze Ernte des 
Jahres 1896 hätte behalten dürfen; es hätte vielmehr eine 
Theilung der Nutzungen des letzten Wirthſchaftsjahres (vom 
1. April 1896 bis 1. April 1897) nach Verhältniß der Pacht⸗ 
zeit erfolgen müſſen (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 18 S. 314). 
VI. C. S. i. S. Maeding c. Döhring vom 2. Mai 1898, 
Nr. 18/98 VI. Zu 
36. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Zunächſt 
hat das O. L. G. mit genügender Begründung feſtgeſtellt, daß 
die drei Rkl. die erfolgte Umſchreibung der fraglichen Aktien 
im Aktienbuche auf ihren Namen anerkannt haben und dadurch 


Aktionäre geworden ſind. Dieſe Feſtſtellung wird auch von der 
Reviſton nicht angefochten. Dieſelbe ſucht dagegen auszuführen, 
daß die im Thatbeſtande näher angegebenen betrügeriſchen 
Manipulationen, welche vor und bei der Gründung und auch 
nach der Gründung der Aktiengeſellſchaft ſtattgefunden hätten, 
die Willenserklärung der Aktienübernahme anfechtbar mache. 
Der Betrug entkräfte jede Willenserklärung. Das werde vom 
O. L. G. verkannt, und dadurch ſeien die SS 85 ff. Thl. I 
Tit. 4 des A. L. R. verletzt. Der bei den Rkl. erregte Irrthum 
ſei auch an ſich geeignet, die Willenserklärung zu entkräften. 
Bei Würdigung dieſer Ausführung iſt feſtzuhalten, daß die 
Bekl. der Aktiengeſellſchaft als Partei gegenüberſtehen. 
Die von Seiten der Bekl. erfolgte Anerkennung der Umſchreibung 
der von ihnen erworbenen Aktien auf ihren Namen im Aktien- 
buche iſt ein Rechtsgeſchäft, welches fie, ſoweit es hier hinſichtlich 
der Uebernahme der Pflichten eines Aktionärs in Betracht kommt, 
mit der in Konkurs befindlichen Aktiengeſellſchaft abgeſchloſſen 
haben. Wenn die Bekl. im Stande wären, nachzuweiſen, daß 
dieſes Rechtsgeſchäft durch einen Betrug der Aktiengeſellſchaft 
zu Stande gekommen ſei, ſo könnten ſie nach allgemeinen 
Grundſätzen dieſes Geſchäft als für ſie unverbindlich anfechten 
(88 84, 85 a. a. O.). Bei dieſer Anfechtung wegen Betruges 
würde es auch nicht darauf ankommen, ob der durch den Betrug 
bei den Bekl. erregte Irrthum als ein weſentlicher anzusehen 
wäre oder nicht. Iſt jedoch der Betrug durch einen Dritten, 
nicht durch den Gegenkontrahenten begangen, ſo iſt die Anfechtung 
wegen Betruges nach Preußiſchen Recht ausgeſchloſſen, und kann 
es ſich dann nur um Ungültigkeit der Willenserklärung wegen 
Irrthums handeln, wobei aber der Irrthum ein weſentlicher 
ſein muß, um die Ungiltigkeit herbeizuführen. Vergl. Förſter⸗ 
Eccius, I § 31. II. C. S. i. S. Buſchhaus und Genoſſen 
c. Volksbank Halver Konk. vom 10. Mai 1898, Nr. 27/98 II. 
37. Der I. R. nimmt an, daß eine mit dem Zuſatze 
„geſehen“ geleiftete Unterſchrift unter einem Vertrage niemals 
eine Vollziehung des Vertrages bedeute, ſondern daß damit nur 
zum Ausdrucke gebracht werde, der Unterſchreibende habe 
Kenntniß von dem Inhalte des Vertrages genommen. Der 
B. R. nimmt dagegen an, daß auch eine fo..geletftete: Unter⸗ 
ſchrift je nach der thatſächlichen Lage des Einzelfalles die Be⸗ 
deutung der Bindung des Willens des Unterſchreibenden haben 
könne. Letzterer Anſicht iſt zwar beizutreten, doch entbehrt die 
Feſtſtellung des B. R., daß Bekl. ſich durch die mit jenem 
Zuſatze verſehene Unterſchrift unter dem Schriftſtücke vom 
25. Auguſt 1896 habe binden wollen, der ausreichenden 
prozeſſualen Unterlage. Der B. R. gründet ſeine Feſtſtellung 
darauf, daß der Bekl. vor der Unterſchrift ſein Einverſtändniß 
mit den zwiſchen ſeinem Bevollmächtigten (U.) und dem Kl. 
getroffenen Vereinbarungen erklärt und daß er in den Schreiben 
vom 12. September und 14. Oktober 1896 die Eriſtenz des 
Kaufvertrages anerkannt habe. Die Feſtſtellung, daß Bekl. den 
Kaufvertrag mündlich genehmigt und demnächſt das Schriftſtück 
vom 25. Auguſt 1896 nach erfolgter Durchſicht mit dem oben 
angegebenen Zuſatze unterſchrieben habe, entſpricht zwar dem 
urſprünglichen, aber nicht dem berſchtigten Thatbeſtande des 
B. U., nach welchem Bekl. gegen den Inhalt des Schriftſtückes 
nur keine Ausſtellungen erhoben hat. Entfällt damit aber das 
weſentlichſte Moment jener Feſtſtellung, fo entfteht der Zweifel, 


| 
| 


397 


ob der B. R. dieſelbe auch allein auf den Inhalt der beiden 
Schreiben des Bekl. (vom 12. September und 14. Oktober 
1896) hin getroffen haben würde, zumal nicht erhellt, ob der 
B. R. annimmt, daß in jenen Schreiben das Beſtehen eines 
ſchriftlichen Vertrages anerkannt ſei. V. C. S. i. S. Adels⸗ 
kamp c. Kleinſimlinghaus vom 14. Mai 1898, Nr. 395/97 V. 

38. Die Wandlungsklage und ebenſo der Anſpruch auf 
Reſtitution wegen Verletzung über die Hälfte (laesio enormis) 
iſt davon abhängig, daß die verkaufte Sache zurückgegeben 
werden kann (§ 327 Tit. 5, § 67 Tit. 11 Thl. 1 des A. L. R.). 
Dieſe Vorausſetzung war bei Erhebung der Klage vorhanden, 
im Laufe der I. J. aber find die verkauften Grundſtücke fub- 
haſtirt und dem Bekl. zugeſchlagen worden, hierdurch aber die 
Kl. außer Stand geſetzt, die Rückgabe zu leiſten. Durch eine 
im Laufe des Rechtsſtreits erfolgende Zwangsverſteigerung wird 
nun freilich der zur Zeit der Klageerhebung begründete 
Wandlungsanſpruch nicht ohne Weiteres, nämlich dann nicht, 
aüsgeſchloſſen, wenn die Zwangsverſteigerung von dem Bekl. 
vertreten werden muß, d. h. wenn dieſelbe mit dem die Red⸗ 
hibition begründenden Mangel in urſachlichem Zuſammenhange 
ſteht, oder wegen einer Forderung erfolgt, deren Bezahlung dem 
Verkäufer oblag (vergl. Urtheil des R. G. in Gruchot's Bei⸗ 
trägen Bd. 41 S. 675). V. C. S. i. S. Nütz oe. = 
vom 4. Mai 1898, Nr. 349/97 V. 

39. Es iſt zwar richtig, daß der Wardelungsanſpruch 
wegen Gewährsmängel der Regel nach nicht vor erfolgter Ueber⸗ 
gabe der verkauften Sache an den Käufer entſteht. Das R. G. 
hat aber ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß eine Vollziehung 
der Uebergabe dann nicht nothwendige Vorausſetzung der 
Wandelung iſt, wenn die Mängel der Sache ſchon bei deren 
Angebot von dem Käufer erkannt werden und letzterer deshalb 
die Abnahme verweigert. Iſt es nun im vorliegenden Falle 
auch nicht einmal bis zur Zuführung ausgeſchiedener Gegenſtände 
gekommen, ſo ſtellt doch das B. G. feſt, daß die Kl. in dem 
Briefe vom 2. September 1892, durch welchen fie ihre Bereit⸗ 
willigkeit zu liefern erklärte, Waare ihrer Lagerbeſtände 
als Gegenſtand der Lieferung im Auge und der Bekl. im Falle 
des Abrufs die Lieferung ſolcher Waare zu erwarten hatte. 
War hiernach am 14. September 1892, dem Tage der Rücktritts⸗ 
erklärung, die zu liefernde Waare auch noch nicht ausgeſchieden, 
jo ſtand doch feſt, welcherlei Waare die Kl., wenn Bekl. ab- 
gerufen hätte, geliefert haben würde, und es kann nicht für 
rechtsirrig erachtet werden, wenn unter dieſen Umſtänden das 
B. G. die Ausübung der Wandelung für gerechtfertigt erachtet, 
obwohl der Bekl. weder abgerufen noch das Anfahren von Waare 
abgewartet hatte. II. C. S. i. S. Grüneberg c. Becker vom 
13. Mai 1898, Nr. 57/98 II. 

40. Den Verluſt des Rücktrittsrechts hat die Benutzung 
auch nur unter der Vorausſetzung zur Folge, daß die Maſchine 
durch dieſelbe eine weſentliche Veränderung ihrer Beſchaffenheit 
erlitten hat. Dies konnte aus der Thatſache des Gebrauchs 
allein noch nicht gefolgert werden, auch dann nicht, wenn der 
Gebrauch mit Reparaturen verbunden war. Die Schlüſſe des 
B. R. unterliegen um ſo größeren Bedenken, als weder aus dem 
Thatbeſtande noch aus den Gründen des Urtheils erſichtlich iſt, 
welche Theile der Maſchine außer den Kapſeln überhaupt eine 
Veränderung erlitten haben ſollen. Die Kapſeln aber erſcheinen 


als verhältnißmäßig geringfügige und zugleich als leicht erſetzbare 
Theile der Maſchine; ob eine Abnutzung derſelben als eine 
weſentliche Veränderung der Maſchine angeſehen werden kann, 
würde noch der Prüfung bedürfen. Hier kommt aber außerdem 
in Betracht, daß gerade auf die Beſchaffenheit der Kapſeln auch 
die Bemängelungen des Bekl. als des Käufers ſich bezogen und 
daß, wenn die Abnutzung derſelben auf ihre ſchon beim Vertrags⸗ 
ſchluß vorhanden geweſenen und von der Kl. zu vertretenden 
Mängel zurückzuführen iſt, der $ 327 Thl. J Tit. 5 des A. L. R. 
außer Anwendung bleiben muß. Der Verkäufer kann auf eine 
Verſchlechterung der Sache, welche in feiner eigenen vertrags⸗ 
widrigen Leiſtung ihre Urſache hat, ſich nicht berufen. — Die 
Thatſache für ſich allein aber, daß überhaupt ein Gebrauch der 
Sache ſtattgefunden hat, ſchließt das Rücktrittsrecht nicht aus. 
I. C. S. i. S. Givens c. Bauch vom 28. April 1898, 
Nr. 34/8 J. 

41. Was den 8 8 des Betruges betrifft, ſo erachtet 
der B. R. durch die Beweisaufnahme beider Inſtanzen nicht für 
erwieſen, daß der Bekl. „gewußt habe, die von ihm bemerkten 
Pilze ſeien der ‚gefährliche‘ Hausſchwamm,“ oder, „daß er dies 
auch nur für wahrſcheinlich gehalten habe,“ und hat auch die 
Aufnahme des von den Kl. angetretenen weiteren Beweiſes als 
unerheblich abgelehnt. Dieſer Beweisantrag war veranlaßt 
dadurch, daß nach der Zeugenausſage des Dachdecker H. hinter 
einer Thürverkleidung der Schwamm von oben bis unten ſaß, 
und daß die ſchlechte Stelle mit einem Brett übernagelt war. 
Dieſes Brett ſoll nun der Bekl., worüber ihm der Eid zu⸗ 
geſchoben wird, ſelbſt angebracht haben, und es ſoll bei noch⸗ 
maliger Vernehmung der Zeuge H. bekunden, daß demjenigen, 
der das Breit dort angebracht, der dort befindliche Schwamm 
nicht entgangen ſein könne. Die Nichterhebung dieſes Beweiſes 
iſt damit begründet, daß, wenn auch der Bekl. die in dem 
Thürfutter durch den Schwamm angerichtete Verwüſtung wahr⸗ 
genommen hätte, der weitere Schluß, daß er in den vor⸗ 
gefundenen Pilzbildungen den „gefährlichen Hausſchwamm“ er⸗ 
kannt haben müßte, ſehr gewagt wäre, und daß, wenn H. auch 
ſeine Ueberzeugung dahin ausſprechen würde, dies doch nicht 
hinreichen könnte, den Bekl. der Kenntniß von der Exiſtenz des 
Hausſchwamms in ſeinem Hauſe zu überführen. Gegen dieſe 
Begründung wird von der Revifion mit Recht geltend gemacht, 
daß der angetretene Beweis ſchon dann erheblich iſt, wenn 
daraus ſich ergiebt, daß dem Bekl. ernſte Bedenken über das 
Vorhandenſein des Fehlers entſtehen mußten und entſtanden 
find. Denn mußten dem Bekl. aus ſeinen Wahrnehmungen 
ernſtliche Bedenken über die gefährliche Natur der wahr⸗ 
genommenen Pilzbildungen erwachſen, jo war er, auch wenn. er 
ſelbſt nicht in der Lage war, ſich ein eigenes Urtheil darüber 
zu bilden, doch verpflichtet, den Käufern hiervon Mittheilung zu 
machen, und hat ſich des Betruges ſchuldig gemacht, wenn er, 
um das Zuſtandekommen des Vertrages nicht zu gefährden, die 
jene Bedenken begründenden Thatſachen vorſätzlich verſchwieg 
(Vergl. Urtheil des R. G. vom 20. Februar 1892, Juriſtiſche 
Wochenſchrift Jahrgang 1892 S. 168 Nr. 40). V. C. S. 
i. S. Nütz c. Bartſch vom 4. Mai 1898, Nr. 349/97 V. 

42. Lediglich der $ 364 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. erſcheint 
anwendbar, der, nachdem in den SS 360 bis 363 die durch 
Schuld der Parteien eintretende Unmöglichkeit der Erfüllung 
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behandelt ift, den hier vorliegenden Fall der ohne Schuld der 
Parteien eintretenden Unmöglichkeit der Erfüllung regelt. 
Hieraus ergiebt ſich, daß die Verpflichtung des Bekl., das durch 
den fraglichen Vertrag erworbene Grundſtück zurückzugeben, nach 
Maßgabe der in den 88 365 bis 368 a. a. O. getroffenen 
Vorſchriften beſtimmt wird. Dies hat die Bedeutung, daß der 
Bekl., wenn er auch an ſich gemäß § 366 a. a. O. die Stellung 
eines redlichen Beſitzers hat, dennoch in Abweichung von den 
für den redlichen Beſitzer hinſichtlich der Herausgabe der 
Nutzungen und Früchte in den § § 189 bis 203 Thl. I 
Tit. 7 A. L. R. gegebenen Beſtimmungen alle ſeit der Uebergabe 
des Grundſtücks, alſo ſeit dem 1. Oktober 1893 aus dem Grund⸗ 
ſtück gezogenen Nutzungen und Früchte dem Kl. herauszugeben 
hat, ohne Unterſchied, ob dieſe in ihrer urſprünglichen Form 
noch vorhanden find oder nicht, ob er ſie ſelbſt verzehrt oder an 
Andere überlaſſen hat; denn da er den Kaufpreis nicht bezahlt 
hat, auch von ihm nicht behauptet iſt, daß er Zinſen davon an 
den Kl. gezahlt habe, und er ſich ſeit dem 1. Oktober 1893 in 
Befitz und Nutzung des gekauften Grundſtücks befunden hat, fo 
hat er zu gleicher Zeit den Kaufpreis und den gekauften Gegen⸗ 
ſtand genutzt. Er würde demnach, da von einer nachträglichen 
Verzinſung des Kaufpreiſes aus dem rechtlich nicht mehr be⸗ 
ſtehenden Kaufgeſchäft nicht die Rede ſein kann, der Vor⸗ 
ſchrift der 88 367, 368 Thl. I Tit. 5 A. L. R. zuwider ſich 
mit dem Schaden des Kl. bereichern, wenn er die gezogenen 
und genoſſenen und damit in ſeinen Nutzen verwendeten Früchte 
und Nutzungen behielte. Für die Früchte, die er nicht gezogen 
hat, die aber der Kl. wirthſchaftlich hätte ziehen können (§ 229 
Thl. J Tit. 7 A. L. R.) haftet er nicht, da inſoweit die §88 365 
bis 368 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. eine Abweichung von den für 
den redlichen Beſitzer geltenden Vorſchriften nicht in ſich ſchließen. 
Daſſelbe gilt von dem Erſatz der Verbeſſerungen, Aufwendungen 
u. ſ. w. bezüglich deren er daher als redlicher Beſitzer zu behandeln 
iſt. In dieſem Sinne iſt der im Tenor gebrauchte Ausdruck 
„Nach Maßgabe der Beſtimmungen in den § § 365 bis 368 
Thl. J Tit. 5 A. L. R.“ zu verſtehen. V. C. S. i. S. Boker⸗ 
mann c. Bieſterfeld vom 4. Mai 1898, Nr. 51/98 V. 
43. Die Ausführungen des B. R. ſind von der Reviſion 
mit Recht als nach mehrfacher Richtung rechtsirrthümlich ange⸗ 
fochten worden. Unrichtig iſt ſchon die für die Argumentation 
des B. G. grundlegende Annahme, daß der den Bekl. erwachſene 
Schade, ſoweit die von ihnen entrichtete Verbrauchsabgabe in 
Frage iſt, ein nur mittelbarer im Sinne von § 3 Thl. 1 Tit. 6 
des A. L. R. ſei. Das B. G. ſtützt dieſe Auffaſſung auf die 
Erwägung, inſoweit ſei der Schade durch das Verhalten des 
Kl. nicht unmittelbar und zunächſt bewirkt, ſondern nur durch 
daſſelbe in Verbindung mit der von der Handlung des Kl. ver- 
ſchiedenen Thatſache, daß das Geſetz auch den in Wirklichkeit nicht 
produzirten Reinſpiritus mit der Verbrauchsabgabe belege, dafern 
er bei gehöriger Ausnutzung des Rohſpiritus hätte gewonnen 
werden können. Dieſe Annahme würde auch dann unhaltbar 
erſcheinen, wenn wirklich, wie die Vorinſtanz unterſtellt, von den 
Bekl. zwei ſelbſtſtändig neben einander beſtehende Gegenforde⸗ 
rungen, eine in Höhe von 1046 Mark 40 Pf., die andere zum 
Betrage von 2 441 Mark 60 Pf. geltend gemacht worden 
wären und, was die letztere anlangt, für die Bekl. die Noth⸗ 
wendigkeit, 2 441 Mark 60 Pf. Verbrauchsabgabe für die Fehl⸗ 


menge zu entrichten, durch das — angebliche — rechtswidrige 
Verhalten des Kl. begründet worden wäre. Ein durch die Hand⸗ 
lungsweiſe eines Menſchen veranlaßter Schade iſt nach 88 2, 3 
Thl. I Tit. 6 Verbindung mit 88 4, 5 Thl. I Tit. 3 des 
A. L. R. ein unmittelbarer, wenn er aus der Handlung nach 
dem natürlichen oder gewöhnlichen Laufe der Dinge hervorging, 
ein mittelbarer, wenn er ſich nur aus der Verbindung der Hand- 
lung mit einem andern, von derſelben verſchiedenen Ereigniß, 
alſo durch das Zuſammenwirken mehrerer, nicht nothwendig und 
nicht gewöhnlich zuſammentreffender Vorgänge, oder aber durch 
eine nicht gewöhnliche Beſchaffenheit der beſchädigten Perſon oder 
Sache entwickelt hat. Vergl. Dernburg, Preußiſches Privatrecht, 
V. Aufl. Bd. 2 S. 181, § 76. Wäre nun wirklich durch das 
von den Bekl. dem Kl. beigemeſſene ſchuldhafte Verhalten 
deſſelben für die Bekl. die rechtliche Verpflichtung begründet 


worden, für 3 488 Liter Spiritus, die thatſächlich nicht gewonnen 


worden find, die durch das Geſetz vom 24. Juni 1887 geregelte 
Verbrauchsabgabe zu entrichten, 
dieſes Geſetzes niemals als ein beſonderes Ereigniß in dem 
vorſtehend bezeichneten Sinne aufgefaßt werden können, durch 
das in Verbindung mit der Handlungsweiſe des Kl. den Bekl. 
ein Vermögensſchade verurſacht wäre. Durch das angezogene 
Geſetz iſt für ſeinen Geltungsbereich ein allgemeiner Rechts⸗ 
zuſtand herbeigeführt worden, der es mit ſich bringt, daß nicht 
blos gewöhnlich, ſondern ſogar immer und mit rechtlicher Noth- 
wendigkeit jeder Spiritusproduzent, wenn er den aus dem 
ſteuerlichen Verſchluſſe herausgegebenen Rohſpiritus bei der Rekti⸗ 
fizirung nicht vollſtändig ausbeutet, die Verbrauchsabgabe auch 
für ein von ihm thatſächlich nicht gewonnenes Quantum von 
Reinſpiritus entrichten muß. Es iſt deshalb, wenn die mangel⸗ 
hafte Ausbeutung des Rohſpiritus auf dem ſchuldhaften Ver⸗ 
halten einer Perſon beruht, der entſtehende Schade eine und 
zwar nothwendige Folge allein dieſes Verhaltens; das Beſtehen 
der Rechtsordnung, vermöge deren dieſes Verhalten die ſchädigende 
Wirkung hervorruft, iſt kein neben der Handlungsweiſe der be⸗ 
treffenden Perſon eintretendes Ereigniß, ſondern, ganz ebenſo, 
wie das Vorhandenſein von Naturgeſetzen, nach denen ein ge 
wiſſes menſchliches Thun beſtimmte Folgen hervorruft, ein 
Faktor, durch den die unmittelbaren Wirkungen der in Frage 
ſtehenden menſchlichen Handlungen beſtimmt werden. Die Argu⸗ 
mentation der Vorinſtanz iſt im Grunde nicht weniger unrichtig, 
als es etwa die Annahme ſein würde: wenn in Folge der Ver⸗ 
ſchuldung eines Menſchen aus der Höhe ein ſchwerer Körper 
hinabfalle und von dieſem eine untenſtehende Perſon verletzt 
werde, ſo ſei der dieſer erwachſene Schade nur ein mittelbarer, 
weil neben der Handlung des Beſchädigers noch ein weiteres 
„Ereigniß“, nämlich das Vorhandenſein der Schwerkraft und 
der Fallgeſetze zur Herbeiführung des Schadens mitgewirkt habe. 
VI. C. S. i. S. Gamp u. Gen. c. Schöne vom 28. April 
1898, Nr. 9/98 VI. 

44. Wie mit der Reviſion in erſter Linie geltend gemacht 
worden, iſt der den ergangenen Entſcheidungen zu Grunde ge⸗ 
legte $ 73 Thl. J Tit. 6 des A. L. R. unrichtig zur An⸗ 
wendung gebracht, da danach nur die gar nicht beanſpruchten 
Kur- und Heilungskoſten hätten zugeſprochen werden dürfen. 
Dieſer Angriff iſt hinfällig. Nach der gedachten Beſtimmung 
ſoll bei von Natur unſchädlichen Thieren der Eigenthümer für 


ſo würde doch das Beſtehen 


eine ausreichende thatſächliche Grundlage. 


Nachtheil zugefügt ſei. 


den Schaden haften, welcher aus der verabſäumten Aufficht über 
dieſelben entſprungen iſt. Daraus wie aus dem vorhergehenden 
und dem nachfolgenden Paragraphen, welche bei andersartigen 
Fällen, in denen Verletzungen durch Thiere herbeigeführt find, 
die Höhe des zu erſetzenden Schadens in beſtimmter Weiſe feſt⸗ 
ſtellen, ergiebt ſich, daß in dem vorliegend in Frage ſtehenden, 
ſolcher Normirung entbehrenden Falle bei Abmeſſung des Um⸗ 
fangs der zu gewährenden Entſchädigung auf die allgemeinen 
Beſtimmungen ($$ 10. ff. a. a. O.) zu rekurriren, mithin, wie 
Seitens der Vorinſtanz geſchehen, der Schaden bezüglich ſeiner 
Höhe nach dem Grade des vorliegenden Verſchuldens feſtzuſetzen 
iſt. (Vergl. auch Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 32 
S. 329.) Wenn bei der dieſe Feſtſetzung betreffenden Aus⸗ 
führung des B. U. geſagt iſt, daß bei der hier in Frage 
ſtehenden, auf grobes Verſchulden zurückzuführenden Verletzung 
auch für den mittelbaren Schaden, zu dem der entgangene 
Gewinn zu rechnen, zu haften ſei, ſo iſt letztere Bemerkung 
allerdings mit den Geſetzesvorſchriften, welche den entgangenen 
Gewinn nicht in den mittelbaren Schaden einſchließen (vergl. 
§5 1 ff. Thl. I Tit. 6 des A. L. R., namentlich § 7), nicht 
zu vereinen, indeß kommt ſolches vorliegend, wo es ſich nach 
§ 10 a. a. O. um die Gewährung vollſtändiger Genugthuung 
handelt, nicht in Betracht, da die Letztere, wir der citirte $ 7 
ergiebt, den Erſatz des geſammten Schadens wie des entgangenen 
Gewinns umfaßt. VI. C. S. i. S. Wagner c. Nitz vom 
12. Mai 1898, Nr. 34/98 VI. 

45. Was den gegen den Bekl. zu 1 eingeklagten 1 
anſpruch anlangt, ſo nimmt der B. R. für erwieſen an, daß 
der Erblaſſer der Kl. den Kaufvertrag vom 6. November 1885 
vollſtändig, insbeſondere auch durch Uebergabe erfüllt habe. Mit 
Recht geht der B. R. davon aus, daß auch nach dem Inkraft⸗ 
treten der Geſetze vom 5. Mai 1872 die Leiſtung der Uebergabe 
zur vollſtändigen Erfüllung des Kaufvertrages ſeitens des Ver⸗ 
käufers gehöre (vergl. Förſter⸗Eccius Bd. 2 8 125 Anm. 3); 
ſeiner Feſtſtellung, daß die Uebergabe im vorliegenden Falle 
erfolgt ſei, fehlt jedoch — wie die Reviſion zutreffend rügt — 
Der Zeuge v. R., 
auf deſſen Ausſage jene Feſtſtellung allein gegründet iſt, hat in 
dieſer Beziehung nur als Einleitung eines Satzes geſagt: „Bei 
der Anfangs November erfolgten Uebergabe von K.“ Das reicht 
aber zur Feſtſtellung, daß eine Uebergabe erfolgt ſei, nicht aus. 
Die Uebergabe kann nach 88 58 ff. des A. L. R. Thl. J Tit. 7 
auf verſchiedene Weiſe erfolgen. Jede Art der Uebergabe hat 
ihre ganz beſtimmten thatſächlichen Vorausſetzungen, deren Vor⸗ 


liegen behauptet und nachgewieſen werden muß. Erſt dann iſt 
der Richter in der Lage eine Feſtſtellung zu treffen, ob eine 


Uebergabe ſtattgefunden hat oder nicht. So konnte, wie die 
Reviſion wiederum zutreffend hervorhebt, eine Uebergabe während 
ſchwebender Zwangsverwaltung nur durch ſchriftlich e Anweiſung 


erfolgen (vergl. z. B. Striethorſt Archiv Bd. 82 S. 349 und 


Entſch. des R. O. H. G. Bd. 21 S. 414 ff.). Es iſt aber 
nicht feſtgeſtellt, daß dies geſchehen ſei. V. C. S. i. S. 


v. Bonin und Gen. c. Köhler und Gen. vom 7. Mai 1898, 
Nr. 385/97 V. 


46. Der B. R. hat ſich darauf beſchränkt, feſtzuſtelle, 
daß objektiv dem Gute durch den Abbruch der Gebäude ein 
Dieſe Thatſache begründet aber für ſich 


allein nicht die Erſatzpflicht des gutgläubigen Beſitzers. Dieſem 
muß ein auf die Verſchlechterung der Sache gerichtetes vorſaͤtz⸗ 
liches Handeln oder ein Verſchulden in dem Sinne zur Laſt 
fallen, daß er in den Folgen ſeiner Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen, ſelbſt ohne Anſtrengung der Aufmerkſamkeit, eine 
Verſchlimmerung der Sache hätte erkennen müſſen ($ 18 Thl. I 
Tit. 3 des A. L. R.). Von dem Geſichtspunkte aus hat der 
B. R. die Sache nicht geprüft. Zu einer ſolchen Prüfung iſt 
aber ein ausreichender thatſächlicher Anhalt gegeben. Denn 
nach dieſer Richtung müſſen die wirthſchaftlichen Rückſichten, die 
den Rechtsvorgänger der Bekl. zum Abbruche der Gebäude ge⸗ 
führt haben, von weſentlicher Bedeutung erſcheinen. IV. C. S. 
i. S. v. Spiegel 0. v. Spiegelſcher Fideikommißkurator vom 
28. April 1898, Nr. 355/97 IV. 

47. Daß die Brunnen auf der Wieſe der Bekl. dort bereits 
zu Tage getretenes und abfließendes Waſſer unmittelbar oder 
mittelbar in ſich aufnähmen, wird nicht behauptet, ſondern ſie 
ſollen die dort vorhandenen Quellen zum Verſiegen gebracht 
haben, nämlich verhindern, daß das unterirdiſch in der Wieſe 
vorhandene Waſſer an die Oberfläche komme und abfließe. Bei 
dieſem Sachverhalt haben die Vorderrichter den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Kl. mit Recht als unbegründet bezeichnet und 
abgewieſen. Das Geſetz vom 18. Februar 1843, auf welches 
der Kl. ſich zunächſt beruft, regelt die Benutzung der Privatflüſſe 
und beſchränkt das Verfügungsrecht des Eigenthümers nur in 
Bezug auf das fließende Waſſer, nicht auch in Bezug auf 
das unterirdiſch in dem Grundſtück befindliche, noch nicht zu 
Tage getretene Waſſer. Dieſes iſt ein Theil des Grundſtücks 
und unterliegt wie letzteres der freien Verfügung des Eigen⸗ 
thümers, was in der Beſtimmung des A. L. R. in § 130 
Thl. I Tit. 8 über die Befugniß zum Abgraben des Waſſers 
eines benachbarten Brunnens noch eine beſondere Anerkennung 
gefunden hat. Darum kann der Kl. ſeinen Anſpruch auch nicht, 
wie er ferner verſucht hat, auf den § 75 der Einleitung zum 
A. L. R. ſtützen; das Waſſer, worüber der Eigenthümer frei 
verfügen darf, kann er auch zu einem gemeinnützigen Zweck, 
wie hier zur Waſſerverſorgung der Stadt Poſen, verwenden, 
der Kl. hat dieſem gemeinnützigen Zweck kein Opfer gebracht. 


Hierfür hat der B. R. ſich mit Recht auf die feſtſtehende Recht⸗ 


ſprechung der höchſten Gerichte berufen, vergl. z. B. Entſch. des 
Obertribunals Bd. 50 S. 426; Entſch. des R. G. Bd. 16 
Nr. 54 S. 229, Bd. 35 Nr. 41 S. 172, womit auch die Rechts- 
lehre übereinſtimmt. V. C. S. i. S. Heimann e. Stadt Polen 
vom 21. Mai 1898, Nr. 404/97 V. 

48. Die Begründung des B. R. ift unklar und erſcheint 
nicht frei von Rechtsirrthum. Das gilt zunächſt von der An⸗ 
wendung des Rechtsgrundſatzes tantum praescriptum quantum 
possessum ($ 266 Tit. 9 Thl. I A. L. R.), da es bei An⸗ 
wendung dieſes Grundſatzes nicht auf den möglicherweiſe 
wechſelnden Zweck der Rechtsausübung, ſondern nur auf deren 
Umfang ankommt, die Annahme des B. R. aber, daß ſeit 
der Bebauung des Grundſtücks eine gegen früher „erweiterte 


Benutzung des Blücherplatzes“ eingetreten ſei, einer genügenden 


thatſächlichen Grundlage entbehrt. Es kommt aber überhaupt 
jener Rechtsgrundſatz hier nicht entſcheidend in Betracht, da es 


ſich vielmehr darum handelt, ob der Bekl. von der im Jahr 


1874 für ſein Grundſtück durch Erſitzung erworbenen Fahr 
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gerechtigkeit auch nach Bebauung des letzteren zu demgemäß 
veränderten wirthſchaftlichen Zwecken Gebrauch machen kann. 
Nach § 71 Tit. 22 Thl. I. A. L. R. kann der Berechtigte, 
wenn fein Recht nicht auf einen gewiſſen beſtimmten Zweck ein⸗ 
geſchränkt iſt, ſich des Weges zu allen ſeinen Bedürfniſſen ohne 
Unterſchied, nicht aber zu ganz neuen Anlagen bedienen. Was 
unter „ganz neuen Anlagen“ im Sinne dieſes Paragraphen zu 
verſtehen, ergiebt der darin in Bezug genommene § 8 a. a. O., 
welcher beſtimmt, daß durch willkürliche Veränderungen in der 
Geſtalt, Hauptbeſtimmung oder Nutzungsart eines Grundſtücks 
Niemand den Andern zu dergleichen Einſchränkungen (nämlich 
zur Einräumung nothwendiger Servituten) verpflichten kann. 
Beide Vorſchriften verfolgen die gleiche Tendenz: nämlich den 
Grundeigenthümer dagegen zu ſchützen, daß in Folge willkür⸗ 
licher Veränderungen im Nachbargrundſtück ſeinem Grundſtück 
neue Laſten auferlegt, oder (im Fall des § 71) vorhandene 
erſchwert werden. Ob aber in dieſem Sinne eine neue An⸗ 


lage in der That vorliegt, iſt eine weſentliche thatſächliche Frage 


und es iſt Sache desjenigen, der die fortgeſetzte Ausübung eines 
dem Nachbarn erworbenen Klagerechts nicht dulden will, die⸗ 
jenigen Umſtände zu behaupten und darzuthun, aus denen das 
Vorhandenſein einer ganz neuen Anlage im Sinne des § 71 
a. a. O. und die unrechtmäßige Inanſpruchnahme des Klage⸗ 
rechts für die Zwecke derſelben fi ergeben ſoll. So hat ſich 
im vorliegenden Fall die Kl. gegenüber dem Einwand und der 
Widerklage des Bekl. nicht vertheidigt, auch nicht einmal be- 
hauptet, daß die Ausübung des Fahrrechts ſeit 1874 im Ver⸗ 
hältniß zu früher eine Erſchwerniß für das dienende Grundſtück 
ſei. Sie hat ſich vielmehr, was die allein noch ſtreitige Fahr ⸗ 
gerechtigkeit betrifft, darauf beſchränkt, das Recht dem Bekl. und 
die von ihm behaupteten Beſitzhandlungen zu beſtreiten, obwohl 
wie der B. R. das unſtreitig feſtſtellt, dem Bekl. kein anderer 


Zufahrtsweg als über den Streitplatz zu ſeinem Grundſtück 


offen ſteht. Nicht mit Unrecht wirft daher die Reviſion dem 


B. R. vor, daß er der Kl. einen von ihr nicht erhobenen Rechts⸗ 


behelf ſuppeditirt habe; deshalb und da das angefochtene Urtheil 


auch durch andere Gründe, namentlich durch den Grundſatz des 
8666 Tit. 9 Thl. 1 A. L R. (tantum praescriptum quantum 


possessum) nicht gehalten wird, war daſſelbe auf die Reviſion 

des Bekl. aufzuheben. V. C. S. i. S. Brandhagen c. Stadt 

Stargard i. P. vom 30. April 1898, Nr. 372/97 V. N 
49. Ob die von einem Vormunde für ſeinen Mündel 


ertheilte Vollmacht mit der Großjährigkeit des Mündels erliſcht, 


iſt im Gebiete des preußiſchen Rechts ſtreitig. Die Frage wird 
bejaht von Dernburg (Lehrbuch des preußiſchen Privatrechts 


Bd. 2 $ 183) und Koch (Kommentar zum Allgemeinen Land⸗ 
recht § 196 Thl. I Tit. 13 Anmerkung), ſowie vom preußiſchen 
„Kammergericht in dem Beſchluß vom 28. September 1885 


(Johow, Jahrbuch Bd. 6 S. 71); ſie wird verneint von 
Förſter⸗Eccius (Preußiſches Privatrecht Bd. 2 S. 350) und den 
Herausgebern des Koch'ſchen Kommentars. Wenn auch die 
letztere Anſicht im Weſentlichen für zutreffend zu erachten iſt, 
ſo kann ihr doch nur mit Einſchränkungen beigetreten werden. 
Die Vertreter der erſteren Anſicht berufen ſich vielfach auf den 
8196 Thl. 1 Tit. 13 des A. L. R., worin beſtimmt iſt: Was 
wegen der Aufhebung des (Vollmachts⸗) Vertrages durch den 
Tod des einen oder des andern Kontrahenten verordnet iſt, gilt 


auch in dem Falle, wenn einer derſelben ſeinen eigenen Ge- 
ſchäften vorzuſtehen unfähig wird. Dieſe Geſetzesbeſtimmung 
trifft jedoch nicht die vorliegende Frage; ſie ſpricht nur von der 
Unfähigkeit, ſeinen eigenen Angelegenheiten vorzuſtehen, nicht 
von dem Aufhören der Vertretungsbefugniß, insbeſondere des 
vormundſchaftlichen Amts. Die Reviſion beruft ſich, der Anſicht 
des Kammergerichts folgend, auf den § 101 der Einleitung 


zum A. L. R., wonach Niemand mehr Rechte auf einen Andern 


übertragen kann, als er ſelbſt beſitzt. Im Weſentlichen ſtimmt 
damit Dernburg überein, der die Grundſätze über Erlöſchen 
einer Subſtitution analog angewandt wiſſen will. Dies würde 
zutreffen, wenn der Vormund, der in dieſer Eigenſchaft eine 
Vollmacht ausſtellt, nur ſeine aus der Vormundſchaft fließenden 


Vertretungsbefugniſſe auf den Bevollmächtigten übertrüge. Aber 


bei Abſchließung des Vollmachtsvertrages handelt er, wie bei 
allen anderen Verträgen, die er für den Mündel eingeht, als 
deſſen Organ und verpflichtet und berechtigt dieſen dadurch 
unmittelbar; es entſtehen zwiſchen dem Mündek und dem Be⸗ 
vollmächtigten dieſelben rechtlichen Beziehungen, wie zwiſchen 
dieſem und einer völlig geſchäftsfähigen Perſon. Daraus folgt, 
daß auch der vom Vormunde geſchloſſene Vollmachtsvertrag der 
allgemeinen Rechtsregel unterliegt, wonach die vom Vormunde 
in dieſer Eigenſchaft eingegangenen Verträge den Mündel auch 
über die Dauer der Vormundſchaft hinaus verpflichten. Aber 
dieſe Regel erleidet hinſichtlich der Vollmacht erhebliche Ein⸗ 
ſchränkungen, die ſich aus dem Weſen der Vollmacht und der 
vormundſchaftlichen Verwaltung ergeben. Die Vollmacht iſt 
niemals Selbſtzweck; fie dient nur wirthſchaftlichen Zwecken, 
die in der Regel auf dem Gebiete der Vermögensverwaltung 
liegen. Der Vormund iſt zweifellos berechtigt, ſich bei Ver⸗ 
waltung des Mündelgutes fremder Hülfe zu bedienen und zu 
dieſem Behufe Vollmachtsverträge für den Mündel zu ſchließen. 
Selbſt einen Generalbevollmächtigten iſt er zu beſtellen befugt. 
Aber die Verwaltungsbefugniſſe des Vormundes ſtehen denen 
des Eigenthümers des Vermögens nicht gleich. Die vormund⸗ 
ſchaftliche Verwaltung iſt ein Ausfluß der Schutzbedürftigkeit 
des Mündels und ſoll dazu dienen, des Mündelgut zu erhalten 
und zu verbeſſern. Nur ſoweit reichen in vermögensrechtlicher 
Beziehung die Vertretungsbefugniſſe des Vormundes, und ihm 
ſteht deshalb das Recht, den Mündel durch Vollmachtsverträge 


zu verpflichten und ihm über die Dauer der Vormundſchaft 


hinaus einen Vertreter zu beſtellen, nur dann zu, wenn die 
Zwecke der vormundſchaftlichen Verwaltung dies als nothwendig 
erſcheinen laſſen. Der Regel nach wird hiernach der Vormund 
nur für befugt erachtet werden können, für die bereits 
ſchwebenden Angelegenheiten oder für ſolche, welche, wenn fie 
auch in die Großjährigkeit fallen werden, doch ſchon jetzt die 
Beftellung eines Vertreters als zweckmäßig erſcheinen laſſen, 
dem Mündel einen Bevollmächtigten zu beſtellen und ihn dabei 
über die Dauer der Vormundſchaft hinaus zu verpflichten Aber 
bei einer Generalvollmacht, die, wie die vorliegende, alle Ver ⸗ 


mögens angelegenheiten des Mündels bezüglich des Nachlaſſes 


des Großvaters umfaßt und dabei, abgeſehen vom Widerruf, 
zeitlich unbeſchränkt iſt, können dieſe Vorausſetzungen nur aus⸗ 
nahmsweiſe zutreffen. Der Vormund überſchreitet ſeine vor ' 
mundſchaftlichen Befugniſſe, wenn er für feinen Mündel Voll 
machtsverträge ſchließt, die dieſen über die Vormundschaft 
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hinaus auf unbeſtimmte Zeit in allen ſeinen Angelegenheiten 
binden würden, ohne daß die vormundſchaftliche Verwaltung 
dies erforderlich machte. V. C. S. i. S. Wernicke und Gen. 
c. Grafen Schaffgotſch vom 26. April 1898, Nr. 373/97 V. 

50. Es kann ſich nur fragen, ob Bekl. für den Schaden 
verantwortlich iſt, der dadurch entſtanden iſt, daß während ſeiner 
Beſitzzeit der rechtswidrige Zuſtand, der Anlaß zur Klage ge⸗ 
geben hat, beſtanden hat. Der I. R. hat dies ohne Weiteres 
bejaht. Es iſt hierbei aber überſehen, daß wie bei der Nega⸗ 
torienklage Gruchot, Bd. 32 S. 890 ſo auch bei der konfeſſo⸗ 
riſchen Klage Gruchot, Bd. 27 S. 893 der Anſpruch auf 
Schadenserſatz gemäß den allgemeinen Vorſchriften über Schadens⸗ 
erſatz durch eine Verſchuldung desjenigen, der einem fremden 
dinglichen Recht zuwider gehandelt hat, bedingt iſt. Die Frage 
iſt hiernach dahin zu ſtellen, ob der Bekl. dadurch ein vertret⸗ 
bares Verſchulden begangen hat, daß er die bei ſeinem Erwerb 
auf dem belaſteten Grundſtück vorgefundenen Baulichkeiten hat 
weiter beſtehen laſſen. Dieſe Frage iſt zu verneinen, da er 
nach Lage der Umſtände, namentlich da ſie ſchon ſeit 12 Jahren 
beſtanden hatten, wohl annehmen durfte, daß der Kl. ſeine Ge⸗ 
nehmigung hierzu ertheilt habe (vergl. Dernburg, (5. Aufl.) 
Bd. I S. 612/613 (Note 14). Seine Gutglaͤubigkeit iſt aber 
durch die Aufforderung des Kl. zur Entfernung der Gebäude 
beſeitigt. Es war nunmehr ſeine Pflicht, dieſe alsbald abzu⸗ 
brechen. V. C. S. i. S. Bienert c. Fiskus vom 11. Mai 
1898, Nr. 388/97 V. | | 

51. Der B. R. verkennt keineswegs, daß der Kl., nachdem 
der Vertreter beſtellt worden iſt, Rechte nicht mehr geltend 
machen kann, mit denen er ſich in Widerſpruch zu den von dem 
Vertreter für die Geſammtheit der Separationsintereſſenten ge⸗ 
thätigten Rechtsakten ſetzen würde, und ebenſowenig Rechte, die 
ausſchließlich von der Geſammtheit wahrgenommen werden 
müſſen. Er verneint aber mit Recht, daß ein ſolcher Fall vor⸗ 
liege. Die Unterſcheidung von Rechten, die nur der Geſammt⸗ 
heit zuſtehen, und von Individualrechten jedes Theilhabers, die 
den Rechten der Geſammtheit nicht zuwiderlaufen, iſt der Praxis 
geläufig, und auf ſie gründet ſich für das preußiſche Recht ſeit 
dem Plenarbeſchluſſe des vormaligen Obertribunals vom 1. De⸗ 
zember 1851 (Entſch. des Obertribunals Bd. 22 S. 136) in 
konſtanter Judikatur, der ſich auch das R. G. angeſchloſſen hat 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 318), die An- 
nahme, daß jeder Theilhaber befugt iſt, derartige Individual⸗ 


rechte im eigenen Namen mittels Klage zu verfolgen. Und um 


ein ſolches Individualrecht handelt es ſich hier nach der zu⸗ 


treffenden Annahme des B. G. Daß das Geſetz vom 2. April 


1887 von dieſer für das preußiſche Recht feſtſtehenden Praxis 
habe abweichen wollen, und daß nach ihm eine Bethätigung 
der Individualrechte in dem bisherigen Sinne nicht mehr habe 
zuläſſig fein ſollen, nachdem der Geſammtheit der Separations- 
intereſſenten ein Vertreter beſtellt worden, dafür geben ſeine 
Vorſchriften nirgends einen Anhalt. V. C. S. i. S. Weſt⸗ 
Schrader vom 
30. April 1898, Nr. 371/97 V. 

52. Der B. R. geht mit Recht und in Uebereinſtimmung 
mit der Rechtſprechung des R. G. davon aus, daß nach 
§ 43 Thl. J Tit 22 A. L. R. noch nicht die Verdunkelung der 


Fenſter, ſondern erſt die Wahrnehmung, daß die Fortſetzung des 


Baus das in § 142 Thl. I Tit. 8 A. L. R. gewährleiftete 
Lichtrecht unmöglich machen werde, dem Kl. einen Anlaß zum 
Einſchreiten gegeben habe. Der § 43 Thl. J Tit 22 verpflichtet 
den. Berechtigten nicht zu einer Warnung vor möglichen Be⸗ 
drohungen ſeines Rechts — dazu hatte der Geſetzgeber keine 
„Veranlaſſung, da ohnehin Jeder die Rechte Anderer beachten 
muß —; ſondern er ſtellt eine Regel dafür auf, wann ein 
ſtillſchweigendes Einverſtändniß des Berechtigten mit der Ver⸗ 
letzung ſeines Rechts angenommen werden muß, nämlich dann, 
wenn der Berechtigte wiſſentlich geſchehen läßt, daß Anſtalten 
und Einrichtungen getroffen werden, welche die Ausübung ſeines 
Rechts geradezu unmöglich machen. Bevor nicht feſtſtand, 
daß die Fortſetzung des Baus das Erblicken des Himmels aus 
den ungeöffneten Fenſtern des unteren Stockwerks im Haufe des 
Kl. unmöglich machen werde (§ 142 Thl. 1 Tit. 8), hatte dieſer 
weder das Recht noch die Pflicht, ſich in den Bau der Bekl. 
einzumiſchen. Mit Recht erachtet deshalb der B. R., die Be⸗ 
hauptungen der Bekl. für unerheblich, die darauf abzielen, aus 
angeblichen Geſprächen des Kl. mit den Bauhandwerkern T. und 
L. ſowie mit dem Rechtsanwalt X. nachzuweiſen, daß Kl. ſchon 
beim Beginn des Baus erfahren habe, wie hoch der Bau 
werden ſolle und daß eine Verbauung ſeines Lichtrechts ficher 
bevorſtehe. Da das in § 142 Thl. 1 Tit. 8 gewährleiſtete 
geringe Maß von Licht auch durch Einrichtung eines Lichtſchachtes 
erhalten bleiben kann, war die Entziehung dieſes Lichts erſt 
ſicher, als auch die Möglichkeit der Einrichtung eines Licht⸗ 
ſchachtes ausgeſchloſſen war und dies trat erſt in dem Zeitpunkt 
ein, als der Himmel nicht mehr in der in $ 142 Thl. J Tit. 8 
bezeichneten Weiſe erblickt werden konnte, denn bis dahin konnte 
der Kl. nicht wiſſen, ob nicht die Bekl. von einer Verletzung 
ſeines Rechts abſtehen würden. Ebenſo unerheblich iſt die Be⸗ 
hauptung der Bekl., daß der Kl. von Anfang an beabfichtigt 
habe, ſo lange mit ſeinem Einſpruch zu zögern, daß die Bekl. 
ſich zu einer hohen Entſchädigung entſchließen müßten. Dieſe 
Abficht käme nur dann in Betracht, wenn fie ausgeführt worden 
wäre, und das iſt gerade die Frage; überdies können die Bekl. 
ſie auch nicht mit einer Schlußfolgerung aus dem angeblichen 
Umſtande beweiſen, daß der Kl. ein Mann ſei, der ſein Recht 
zu wahren wiſſe. V. C. S. i. S. Faſt c. Pohnke vom 
11. Mai 1898, Nr. 392/97 V. 

53. Der Bekl. fußt allein auf der Beſtimmung des § 43 
Thl. I. Tit. 22 des A. L. R. Sein Verſuch durch das Zeug⸗ 
niß des Vorbeſitzers nachzuweiſen, daß die zur Vertretung des 
Kl. berufenen Organe während des Baues von deſſen Aus⸗ 
führung Kenntniß erhalten haben, iſt mißglückt. Auch von 
einem Wiſſen⸗Müſſen des Kl. und zwar, wie der B. R. mit 
Recht ſagt, in dem hier überhaupt allein möglichen Sinne, daß 
aus dem Wiſſen⸗Müſſen auf das Wiſſen zu ſchließen ſei, kann 
keine Rede ſein, da die Annahme des B. R., daß unter den 
von ihm erörterten Umſtänden es ſehr wohl möglich jet, daß 
die berufenen Vertreter der Charite von dem Bau während 
ſeiner Ausführung keine Kenntniß erlangt haben, keiner Be⸗ 
anſtandung unterliegt. Die Beſchwerde der Reviſion darüber, 


„daß die beantragte Augenſcheinseinnahme abgelehnt iſt, iſt 


unbegründet; denn daraus allein, daß man, wenn man damals 
aus den Fenſtern der Wohnung des Charite-Direltord hinaus- 
blickte, den Bau ſehen konnte und vielleicht ſehen mußte, folgt 
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nicht, daß der Charité⸗Direktor damals aus den Fenſtern ſeiner 
Wohnung hinausgeſehen hat. Hätte der Kl. durch ſeine be⸗ 


rufenen Organe erſt nach der Errichtung des Baues, wenn auch 


alsbald nachher, davon Kenntniß erlangt, fo wäre auch, wenn 
er ſich lange Zeit hierbei beruhigt hätte, dennoch der § 43 
a. a. O. nicht zur Anwendung zu bringen, wie das daß R. G. 
bereits in einer früheren Entſcheidung dargelegt hat (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1896 S. 7177). Ueberdies iſt hier kein Beweis 
dafür erbracht, daß die Vertreter des Kl. vor dem 15. Oktober 
1895 in der That von dem Vorhandenſein der Baulichkeiten 
Kunde gehabt haben, vielmehr läßt ihr Verhalten darauf 
ſchließen, daß dieſes nicht der Fall war. Mit Recht iſt hiernach 
die Entſcheidung auch von dem B. R. auf den dem Direktor 
der Charité darüber zugeſchobenen Eid abgeſtellt, daß er von 
dem Bau während der Errichtung keine Kenntniß erlangt oder 
gehabt habe. V. C. S. i. S. Bienert o. Fiskus vom 11. Mai 
1898, Nr. 388/97 öbV. „ 
54. Das R. G. hat zwar dem vom B. R. an die Spitze 


geſtellten Gedanken, daß nicht jede Beziehung zwiſchen den 
beiderſeitigen Vergehen ausgeſchloſſen ſein dürfe, in zwei Urtheilen 


vom 26. Februar 1894 und 16. März 1896 (in Sachen Ehren⸗ 
berg wider Ehrenberg, Rep. IV. 309/93, abgedruckt in den 
Entſch. des R. G. für Civilſachen Bd. 33 S. 215 und in 
Sachen Klumbies wider Klumbies, Rep. IV. 339/95, auszugs⸗ 


weiſe mitgetheilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1896 
S. 256 Nr. 55) Ausdruck gegeben; die Sachlage war aber 


damals eine weſentlich andere. In dem einen Falle hatte der 
Ehemann das jenige Ehevergehen, wegen deſſen auf Trennung 


der Ehe erkannt wurde, zu einem Zeitpunkte begangen, als über 


zwanzig Jahre ſeit dem verziehenen Ehevergehen der Frau ver⸗ 
floſſen waren. In dem anderen Falle hatte der Ehemann 
neuerdings einen Ehebruch verübt und in dem dieſerhalb von 
der Ehefrau angeſtrengten Scheidungsprozeſſe wurde angenommen, 
daß ein von der Ehefrau früher begangener Ehebruch nicht mehr 
zu berückſichtigen ſei, weil der Ehemann bereits in einem Vor⸗ 
prozeſſe dieſen Ehebruch der Frau gerügt und dadurch die Ab⸗ 
weiſung der damals von der Frau wegen eines derzeit vom 
Ehemann begangenen Chebruches angeſtrengten Klage herbei⸗ 
geführt hatte. Für den Begriff, welchen das R. G. mit der 
bei dieſen Entſcheidungen für nothwendig erklärten „Beziehung“ 


zwiſchen den beiderſeitigen Vergehen hat verbinden wollen, fallen 
namentlich folgende Sätze des Urtheils vom 26. Februar 1894 


ins Gewicht, welche im Anſchluſſe an eine Bemerkung, daß nicht 
jedes verziehene Vergehen bei der Entſcheidung der Schuldfrage 
ſchlechthin zu berückfichtigen ſei, dahin lauten: Es kommt auf 
das Verhalten der Eheleute während der Dauer der Ehe im 
Allgemeinen und auf die ſich daraus ergebende Feſtſtellung an, 
ob beiden Theilen oder nur einem Theile, ſei es allein oder 
überwiegend, die Schuld an der Zerrüttung des Ehebundes 


zur Laſt fällt. Haben ſich beide Eheleute eines Vergehens 


ſchuldig gemacht, ſo muß vorweg die Annahme Raum ge⸗ 


winnen, daß, wenngleich das Vergehen des einen Ehegatten 


verziehen iſt, und die Eheſcheidung nur wegen des Vergehens 
des andern Ehegatten erfolgt, beide Theile durch ihr Verhalten 


auf die Löſung des ehelichen Verhältniſſes hingewirkt 


haben. Erſt hieran ſchließt ſich der weitere Satz: Dies ſetzt 


aber voraus, daß zwiſchen dem verziehenen Vergehen des einen 


Theiles und dem die Scheidung begründenden Verſchulden des 


andern Theiles eine, wenn auch noch fo entfernte, Be⸗ 


ziehung beſteht. Um das Vorhandenſein einer ſolchen Be⸗ 
ziehung annehmen zu können, bedarf es nicht der Feſtſtellung, 


daß das Vergehen des einen Ehegatten durch das Chevergehen 


des andern Gatten unmittelbar veranlaßt worden iſt, ſondern 
es genügt, wenn zwiſchen den Vergehungen beider Theile zwar 
an ſich ein direkter urſächlicher Zuſammenhang nicht beſteht, 
aber die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes nicht allein 
durch das unmittelbar zur Scheidung führende Ehevergehen des 
beklagten Theiles, ſondern weſentlich auch durch das frühere 
Verhalten des andern Theiles mit verſchuldet worden iſt. 
IV. C. S. i. S. Kurek c. Kurek vom 6. April 1898, 
Nr. 377/97 IV. ' 

55. Das R. G. hat allerdings wiederholt anerkannt, daß 
das Uebergewicht der Schuld, in dem Falle, wenn glei 
werthige Vergehungen auf beiden Seiten vorliegen, fih nicht 
nach der Zahl der auf der einen oder der andern Seite ob⸗ 
waltenden Scheidungsgründe abwägen laſſe, ſondern daß für 


die Schuldfrage lediglich die objektive Schwere der Verſchuldungen 


und der Grad der Zurechnung des Handelnden entſcheidend fei. 
Vergl. Blum, Annalen Bd. 5 S. 550, Juriſtiſche Wochenſchriſt 
von 1895 S. 233 Nr. 36 und von 1896 S. 138 Nr. 50, 


ſowie das Urtheil vom 14. Februar 1895 in Sachen Matthias 


wider Matthias, Rep. IV. 268/94. Hieraus ergiebt ſich zu- 
gleich, daß in den Fällen, wo einerſeits beide Theile gleich 
artige Vergehen nur aus Leichtſinn, Uebereilung oder Heftigkeit 
der Leidenſchaft begangen haben, und wo andrerſeits von dem 
einen Theile außerdem ein nach § 748 Thl. II Tit 1 des 
A. L. R. an ſich gleichſchweres Ehedelikt verübt worden iſt, das 


Uebergewicht der Schuld dieſen letzteren Theil treffen muß, wenn 
das von ihm begangene andere Vergehen nicht ebenfalls nur 


aus Leichtſinn, Uebereilung oder Heftigkeit der Leidenichaft, 
ſondern aus überlegtem Vorſatz entſtanden iſt. Vergl. Urtheil 
des R. G. vom 5. Januar 1885 in Sachen Langner wider 
Langner, Rep. IV. 266/84 (Bolze, Praxis Bd. 1 Nr. 1250), 


und das vorſtehend erwähnte Urtheil in Sachen Matthias wider 
Matthias. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 


56. Der Klageanſpruch iſt auf die Behauptung geſtüzt, 


daß der Erbverträg vom 9. April 1883 für die Kl. unver 


bindlich ſei. Dieſe Unverbindlichkeit ſoll in erſter Linie aus 
den Rechten, welche der Kl. als unſchuldigem Ehegatten zuſtehen, 
ſich ergeben. Soweit die Kl. hierfür auf die 58 793 und 833 
Thl. II Tit. 1 des Preußiſchen A. L. R. ſich beruft, nimmt das 
B. G. mit Recht an, daß dieſe Vorſchriften ihr nicht zur Seite 
ſtehen. Für die Anwendbarkeit des § 793 — fo führt daſſelbe 
aus — fehle es an dem Erforderniß, daß die Ehe der D. ſchen 
Eheleute durch Richterſpruch getrennt ſei. Dies Erforderniß 
folge aus der Erwägung, daß die in $ 79 3 für den unſchuldigen 
Gatten worgeſehene Abfindung nach Abſicht des Geſetzgebers 
einen Erſatz für die demſelben infolge der Scheidung entgehende 
künftige Beerbung des anderen Gatten bilden ſolle. Im vor⸗ 
liegenden Falle, wo die Ehe durch den Tod des Ehemannes 
getrennt ſei, ſtänden der Kl. als unſchuldigem Gatten lediglich 
die Rechte aus dem Erbvertrage zu. Daran ändere es nichts, 
daß fie in dieſem auf ein wirkliches Erbtheil verzichtet habe. 
Nur gegen eine Verkümmerung ihrer erbvertragsmäßigen Rechte 
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durch einſeitige Verfügungen des verſtorbenen Ehemannes würde 
ihr der $ 833 a. a. O. Schutz gewähren. In vorſtehender 
Beurtheilung hält das B. G. ſich im Einklange mit der Recht⸗ 
ſprechung des vormaligen Preußiſchen Obertribunals und des 
R. G., von der abzugehen ein Anlaß nicht vorliegt. 


Vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 71 S. 66 und die 


Urtheile des R. G. bei Gruchot Bd. 24 S. 498 und in Civil⸗ 
Entſch. Bd. 24 S. 277 —. Die Kl. hat ſodann, unter Hin- 
weis auf den § 378 Thl. I Tit. 5 in Verbindung mit den 
§§ 447, 489, 793 Thl. II Tit. 1 des A. L. R., für ih als 
unſchuldigen Ehegatten das Recht in Anſpruch genommen, auf 


Grund veränderter Umſtände von dem Erbvertrage vom 
9. April 1883 abzugehen. Wenn das B. G. dieſen Rechts- 


titel ſchon deshalb abgelehnt hat, weil der § 378 a. a. O. ſich 
nur auf Verträge unter Lebenden beziehe, ſo kann die Richtigkeit 
dieſer Rechtsauffaſſung, welche von der Reviſion bekämpft iſt, 
dahingeſtellt bleiben. Will man ſelbſt den Grundſatz der 
veränderten Umſtände auf Erbverträge anwenden, ſo läßt ſich 
dem B. G. doch darin beitreten, daß die thatſächliche Unterlage 
für dieſen Rechtsbehelf zu vermiſſen iſt, indem die Kl. in keiner 
Weiſe dargelegt hat, daß fie zum Abſchluſſe des fraglichen Erb- 
vertrages, obſchon damals der von ihr anhängig gemachte 
Scheidungsprozeß ſchwebte, durch die Erwartung beſtimmt ſei, 
ihre Ehe werde durch den Tod getrennt werden. IV. C. S. i. S. 
Druhm c. Druhm und Gen. vom 5. Mai 1898, Nr. 370/97 IV. 

57. Nach § 207 Thl. II Tit. 4 des A. L. R. find zwar 
die Erben des letzten Fideikommißbeſitzers dem Nachfolger das 
Fideikommiß nur ſo auszuantworten verpflichtet, wie es vom 
Stifter auf die früheren Fideikommißbeſitzer gediehen iſt. 
Der § 211 ebenda verweiſt jedoch wegen der bei der Subſtanz 
des Fideikommiſſes ſich ereignenden Verbeſſerungen oder Ver⸗ 
ſchlimmerungen auf die Vorſchriften, die für die Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen dem Lehnsfolger und Allodialerben ertheilt ſind, 
588 527 ff. Thl. I Tit. 18 des A. L. R. Dieſe Vorſchriften 


ſehen aber den Fall der Vermehrung des Lehns ausdrücklich 


vor, und der §8 529 beſtimmt, daß wenn ein neu erworbenes 
Pertinenzſtück ſo beſchaffen iſt, daß es nicht als eine für ſich 
beſtehende Sache, ſondern nur mit einem anderen Gute zugleich 
benutzt werden kann, es zu deſſen Einverleibung weder einer 
ausdrücklichen Erklärung des Lehnsbeſitzers noch der Eintragung 
im Grundbuche bedarf. Wenn nun auch dieſe Beſtimmung 


unmittelbar nur den Erwerb von Grund und Boden oder von 


Grundgerechtigkeiten und ähnlichen Rechten im Auge hat, ſo iſt 
ſie doch analog auf Fälle der vorliegenden Art anzuwenden. 
Darnach würden aber, wie der B. R. angenommen hat, die 
nach der Begründung der Stiftung errichteten Gebäude unter 
den gegebenen Vorausſetzungen als dem Fideikommiß einverleibt 
anzuſehen ſein, und folglich würden ſie, was ihre Reſtitution 
anlangt, den allgemeinen Vorſchriften unterworfen ſein. Einer 
beſonderen Feſtſtellung, daß die Vorausſetzungen des § 529 
a. a. O. hier zutreffen, bedurfte es nicht, da ihr Vorhandenſein 
ſich aus der Sachlage von ſelbſt ergiebt. IV. C. S. i. S. 
v. Spiegel c. v. Spiegelſchen Fideikommiß⸗ Kurator vom 
28. April 1898, Nr. 355/97 IV. 

58. Der B. R. hat ſich auf den § 207 Tit. 4 Thl. 1 
des A. L. R., nach dem der Fideikommißbeſitzer die Integrität 
des Fidelkommiffes zu erhalten habe, und ferner auf die all⸗ 


gemeinen Vorſchriften vom nutzbaren Eigenthum in den §8 8 
bis 10 Thl. I Tit. 18 des A. L. R., die hier — gemäß § 74 
Thl. II Tit. 4 ebenda — in Ermangelung anderweiter Feſt⸗ 
ſetzungen des Stiftungsbriefs maßgebend ſeien, geſtützt. Nach 
den letzteren Vorſchriften dürfe, ſo iſt ausgeführt, der Beſitzer, 
wenn er das Ganze nicht verringere, einen Theil umändern, 
mit dieſer Aenderung dürfe er ſogar ſoweit gehen, daß der be⸗ 
treffende Theil verringert, d. h. geringwerthiger werde, aber die 
Verringerung dürfe er doch nur unter der Vorausſetzung vor⸗ 
nehmen, daß ohne dieſelbe der betreffende Theil gar keinen 
Genuß gewähren würde, eine Vorausſetzung, die hier nicht vor⸗ 
gelegen habe; die vom Rechtsvorgänger der Bekl. vorgenommene 
Veränderung ſtelle ſich aber als eine Verringerung, und 
zwar als eine erhebliche Verringerung des Guts Winterhof⸗ 
Bühne dar, da ein Landgut ohne Wirthſchaftsgebäude einen 
erheblich geringeren Werth habe, als ein ſolches mit den er⸗ 
forderlichen Wirthſchaftsgebäuden; eine ſolche Verringerung liege 
ſchon an ſich vor, im gegenwärtigen Falle aber um ſo mehr, 
als die nach der Succeſſionsordnung des von Sp. ' ſchen Familien⸗ 


fideikommiſſes zuläſſige Naturaltheilung dadurch beeinträchtigt 


werde, daß dem Gute Winterhof⸗Bühne die Möglichkeit genommen 
jet, als ſelbſtſtändiges Landgut bewirthſchaftet zu werden. Diele 
Annahmen und insbeſondere die Auslegung der bezeichneten 
Geſetzesvorſchriften ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. W 
Entſch. bei voriger Nummer. 

59. Das B. G. geht, entgegen 8 Behauptung der Kl. 
davon aus, daß die Kl. gleich von Hauſe aus als Staatsbeamte 
angeſtellt geweſen ſeien, und daß bei ihrer Anſtellung ein 
Kündigungsvorbehalt nicht dem Geſetze widerſprochen habe. 
Für die letztere Annahme beruft der Vorderrichter ſich auf die 
Vorſchriften des $ 102 Thl. II Tit. 10 des Pr. A. L. R. und 
des § 2 des Preußiſchen Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872. 
Die erſtere Annahme begründet der B. R. damit, daß die 
Polizeiverwaltung in Berlin infolge der Städteordnung von 
1808 vom Staate übernommen, und es hierbei in dem zwiſchen 
dem Staat und der Stadt Berlin am 31. Juli 1837 ge⸗ 
ſchloſſenen, durch Königliche Kabinetsordre vom 31. Dezember 
1838 beftätigten Abkommen belaſſen ſei, obſchon danach die 
Koſten des Nachtwachweſens (abgeſehen von einem ſtaatlichen 
Zuſchuſſe) von der. Stadt übernommen worden ſeien, daß 
in dieſer Rechtslage das Polizeikoſtengeſetz vom 20. April 
1892 keine Aenderung herbeigeführt habe, und daß dem⸗ 
entſprechend die Kl. auch vom Königlichen Polizeipräſidium ihre 
Anſtellung und aus der Königlichen Polizeihauptkaſſe ihre Ge⸗ 
hälter empfangen hätten. Die Reviſion ſucht die Annahme, daß 
bei der Anſtellung der Kl. der Vorbehalt der Kündigung zuläſſig 
geweſen ſei, durch den Hinweis auf die Natur des Staatsdienſtes 
als eines Lebensberufes, wie auf die Beſtimmungen in § 12 
Nr. 2 der Regierungs⸗Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 und 
in § 6 des Geſetzes über die Erweiterung des Rechtsweges 
vom 24. Mai 1861 zu bekämpfen. Dieſen Gegengründen kann 
aber ein entſcheidendes Gewicht nicht beigemeſſen werden. Aus 
dem § 102 Thl. II Tit. 10 (vergl. $ 171 Thl. II Tit. 6) 
A. L. R. in Verbindung mit § 2 des Beamten⸗Penſtonsgeſetzes 
vom 27. März 1872 (vergl. auch den § 2 des Reichsbeamten⸗ 
geſetzes vom 31. März 1873) ergiebt ſich, daß grundſätzlich und 
im Allgemeinen die Anſtellung öffentlicher Beamten auf Zeit 
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oder unter Vorbehalt der Kündigung geſetzlich ſtatthaft iſt. 
Allerdings iſt für gewiſſe Gemeindebeamte in $ 56 Nr. 6 der 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 eine rechtlich zwingende Aus⸗ 
nahme beſtimmt. Bezüglich unmittelbarer Staatsverwaltungs⸗ 
beamten, wie die Kl. es geweſen ſind, hätte es zu einer ſolchen 
Ausnahme ebenfalls beſonderer Vorſchrift bedurft. Dieſe läßt 
ſich in den von der Reviſion herangezogenen Beſtimmungen der 
Regierungs⸗Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 und des Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 nicht finden. Insbeſondere kann aus dem 
Abſ. 3 in § 12 Nr. 2 der Regierungs -Inſtruktion, wonach 
Unterbeamte, deren Dienſt keine Ausbildung erfordert, ſondern 
größtentheils nur mechaniſch iſt, möglichſt auf Kündigung an⸗ 
zuftellen find, nicht ein zwingendes Verbot betreffs der Anſtellung 
anderer Unterbeamten auf Kündigung hergeleitet werden. Die 
Annahme des B. G., daß die Kl. von vorne herein nicht als 
Gemeinde, ſondern als Staatsbeamte angeſtellt geweſen ſeien, 
beruht lediglich auf Erwägungen, die mit der Rechtſprechung 
des R. G. im Einklang ſtehen. Vergl. die Urtheile in den 
Gvilentſch. Bd. 37 Seite 318, 241, 257. IV. C. S. i. S. 
Hoffmann und Genoſſen c. Fiskus vom 28. April 1898, 
Nr. 328/97 IV. | 

60. Es könnte ſich fragen, ob mit der Reviſion daran zu 
zweifeln ſei, daß auch in 9 246 Thl. II Tit. 15 A. L. R. keine 
Einſchränkung des Eigenthumsrechts an dem unterirdiſchen Waſſer 
zu Gunſten von Waſſermühlen angeordnet werde. Dieſer § 246 
ſteht in dem Abſchnitt „Von der Mühlengerechtigkeit“ und lautet: 
Einer ſchon vorhandenen Mühle darf ein Nachbar, durch deſſen 
Grundſtücke das zu ihrem Betriebe nöthige Waſſer fließt, daſſelbe 
nicht entziehen (Thl. I Tit. 22 § 3). Hier iſt von Waſſer die 
Rede, das durch die Grundſtücke des Nachbars fließt, und 
ſchon dieſer Wortlaut ergiebt, daß die vorhandenen Mühlen nur 
gegen die Entziehung des fließenden Waſſers geſchützt und die 
Nachbarn in ihrem Eigenthumsrecht nur inſoweit beſchränkt 
werden ſollten, als ihnen die beliebige Verfügung über das 
fließende Waſſer in einer gewiſſen Beziehung genommen wurde. 
Dies folgt aber auch daraus, daß die Vorſchrift auf den Schutz 
der an einem Privatfluß ($ 233) angelegten Mühlen in ihrem 
Recht auf Waſſerbezug abzielt, ebenſo wie der § 238 einen 
neuen Mühlenbau inſofern für unzuläſſig erklärt, als dadurch 
den ſchon vorhandenen Mühlen das erforderliche Betriebswaſſer 
entzogen oder zu ihrem Nachtheil aufgeſtaut wird. Für die 
Annahme dagegen, daß das Eigenthumsrecht der Nachbarn im 
Intereſſe der Waſſermühlen in noch weitergehendem Umfange 
und insbeſondere ihr Verfügungsrecht über das in ihren Grund⸗ 
ſtücken unterirdiſch vorhandene Waſſer eingeſchränkt werden ſollte, 
bietet das Geſetz keine Handhabe. Vergl. auch Entſch. des 
Obertribunals Bd. 50 S. 426 ff. V. C. S. i. S. Heimann 
c. Stadt Poſen vom 21. Mai 1898, Nr. 404/97 V. 

VI Sonftige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

61. Die Reviſion wird mit der Behauptung zu begründen 
verſucht, daß auf die hier ftaglichen Kapitalverſicherungsverträge 
Nr. 7 des Tarifs zu der Verordnung vom 19. Juli 1867 über 
Aſſekuranzpolicen Anwendung zu erleiden habe. Dieſe Be⸗ 
hauptung iſt indeſſen von dem B. U. mit Recht durch die 
Begründung zurückgewieſen worden, daß für den Begriff des 
Verſicherungsvertrags der Erſatz des Schadens, den der Verſicherte 


in Folge des Eintritts einer beſtimmten Gefahr erleiden kann, 
durch den Verſicherer weſentlich iſt, daß aber für die vorliegenden 
Verträge von einer ſolchen Gefahrübernahme nicht die Rede ſein 
kann. Dieſe Erwägung ſtimmt betreffs des Begriffs des 
Verſicherungsvertrags mit den Rechtsgrundſätzen überein, welche 
der erkennende Senat in dem Urtheile vom 29. Februar 1884 
in Sachen des Königlich Preußiſchen Fiskus gegen den Preußiſchen 
Beamtenverein in Hannover III. 312/83 für das Gemeine 
Recht ausgeſprochen hat. Ebenſo iſt es richtig, daß die Ueber ⸗ 
nahme einer Gefahr auch im vorliegenden Falle fehlt. Denn 
das Kapital wird ausbezahlt nach Ablauf der beſtimmten Zeit 
ohne jede Rückſicht auf etwa mit der Erreichung eines be 
ſtimmten Lebensalters anzunehmende ſchlechtere Vermögens. 
verhältniſſe des Verſicherten, insbeſondere auch ohne Rückſicht 
darauf, ob der Verficherte noch lebt, indem im Falle deſſen vor- 
zeitigen Todes deſſen Erben — bei fortlaufenden Beiträgen 
unter Uebernahme der Letzteren — gleichermaßen an deſſen 
Stelle treten. Zwar hat die Reoiſion ſich auf das Urthell des 
IV. C. S. des R. G. vom 30. September 1889 in deſſen 
Entſch. in Civilſachen Bd. 24 Nr. 59 (auf den Principien 
welchen Urtheils der IV. C. S. in den weiteren Urtheilen 
vom 3. März 1890 in Sachen Preußiſcher Fiskus gegen Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft Anker IV. 259/89 und 27. Oktober 1890 
in Sachen Preußiſcher Fiskus gegen Viktoria IV. 189/90 ſtehen 
geblieben iſt) für eine entgegengeſetzte Rechtsauffaflung bezogen. 
Allein es kommt bei dieſen Urtheilen einmal nicht das Gemeine 
Recht ſondern das Preußiſche Allgemeine Landrecht in Frage 
und ſodann iſt in dem Urtheile vom 30. September 1889, nach 
deſſen Thatbeſtand die Auszahlung der Verſicherungsſumme von 
dem Erleben eines beſtimmten Tages abhing, die Entſcheidung 
damit begründet, daß die Gleichſtellung des in Frage ſtehenden 
Altersverſicherungsvertrags mit anderen Verſicherungsverträgen 
durch den Gedanken an den mit der Erreichung eines be 
ſtimmten Lebensalters möglicherweiſe erfolgenden Eintritt eines 
ungünſtigeren Verhältniſſes zwiſchen den Einnahmen und Aus- 
gaben deſſen, an den die Verſicherungsſumme gezahlt werden ſoll, 
vermittelt werde. Von einer derartigen Erwägung kann aber 
im vorliegenden Falle, wie ausgeführt, nicht die Rede ſein, es 
liegt vielmehr lediglich ein Kapitalanſammlungsvertrag vor. Die 
Revifion erſcheint daher unbegründet. III. C. ©. i. S. Fiskus 
c. Kapital⸗Verſicherungsanſtalt in Hannover vom 29. April 1898, 
Nr. 412/97 III. | 

62. Es kommt in Betracht, ob die Nr. 52 des Tarifs zu 
der Stempelſteuerverordnung vom 19. Juli 1867 betreffs des 
Stempels von Schuldverſchreibungen auf die ausgeſtellten 
Kapitalverſicherungspolicen Anwendung leidet. Wenn die 
Rbkl. in dieſer Hinſicht zunächſt die Anwendung des zweiten 
Abſatzes der Nr. 52 verlangt, wonach die Verſchreibungen der 
Sparkaſſen (Quittungsbücher, Sparkaſſenbücher) über Einlagen 
ſtempelfrei ſind, ſo hat das B. G. mit Recht die Anwendung 
dieſer Beſtimmungen verneint. Denn abgeſehen davon, daß die 
Statuten der Rbkl. in §8 4, 40 die Sparkaſſenverſicherung von 
der Kapitalverſicherung ſcheiden, iſt der Entſcheidungsgrund des 
B. U. durchſchlagend, daß eine Sparkaſſe begrifflich jederzeitige 
Vermehrung und Verminderung der Einlagen ihren Einlegern 
gewährleiſtet. Was ſodann die Stempelſteuer von den Ver⸗ 
ſicherungen mit einmaligem Einſchußkapitale angeht, ſo beſtreite 
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die Rbkl. (im Falle der Verneinung des Begriffs einer Spar⸗ 
kaffe) die Anwendung der Nr. 52 des Tarifs auf den Betrag 
der Einſchußkapitalien nicht und will nur die Stempelpflichtig⸗ 


keit von dem Betrag der Verſicherungskapitalien verneint wiſſen. 


Allein dieſer Angriff ſcheitert an der thatſächlichen Feſtſtellung 
des B. U. Denn darnach enthalten die bezüglichen Kapital- 
verſicherungspolicen das Anerkenntniß und die Uebernahme einer 
lediglich betagten Verpflichtung der Kl. eine beſtimmte Summe 
zu einer beſtimmten Zeit auszuzahlen. Dieſe Verpflichtung um⸗ 
faßt aber die Auszahlung des Verſicherungskapitals, nicht etwa 
blos die Zahlung des Einſchußkapitals nebſt aufgelaufenen 


Zinſen. Was endlich die Verſicherungspolicen mit laufenden 


Beiträgen betrifft, ſo iſt auch inſofern die Anwendung der 
Nr. 52 des Tarifs auf den Betrag der Verſicherungskapitalien 
gerechtfertigt. Denn das B. U. ſtellt feſt, daß in dieſer Be⸗ 
ziehung die Kapitalverſicherungspolicen eine bedingte Verpflichtung 


zur Auszahlung des Verſicherungskäpitäls enthalten. Ein 


Rechtsirrthum iſt in dieſer Feſtſtellung nicht zu finden, zumal 
nach den Statuten die Rbkl. nicht willkürlich ſondern nur unter 
der Vorausſetzung unterlaſſener Zahlung der fortlaufenden Bei⸗ 
träge durch den Verſicherten von ihrer Verpflichtung einſeitig 
zurücktreten kann. Es erſcheint daher auch die Verpflichtung 
zur Zahlung der in Nr. 52 des Tarifs normirten Stempelſteuer 
gerechtfertigt und die Anſchließung an die Revifion unbegründet. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

63. Das B. G. geht von der, der rechtlichen Natur des 
Urkundenſtempels entſprechenden Auffaſſung aus, daß die 
Stempelpflichtigkeit einer Urkunde ſich lediglich nach dem In⸗ 
halte der Urkunde beurtheile; aus derſelben nicht erſichtliche 
Umſtände kämen für die Frage der Stempelpflichtigkeit nicht in 
Betracht. Die Stempelpflichtigkeit beſtehe, wenn nach dem 
erkennbaren Inhalte der Schrift ein formell und materiell 
perfektes Geſchäft vorliege. Insbeſondere ſtehe der Umſtand, fo 
führt das B. G. weiter aus, daß ein Vertragskontrahent noch 
minderjährig geweſen iſt, nicht entgegen, die Urkunde als ſtempel⸗ 
pflichtig zu kennzeichnen, ſofern in derſelben ein Hinweis auf 
den Mangel der Geſchäftsfähigkeit fehle. In dieſem Sinne 
ſtelle aber der Kaufvertrag vom 13. April 1895 eine ftempel- 
pflichtige Urkunde dar, trotzdem der Kl. zur Zeit derſelben noch 
minderjährig geweſen. Hiergegen richtet ſich die Reviſion mit 
der Ausführung, daß die Stempelpflichtigkeit eines Schriftſtücks 


wenigſtens dann nicht begründet werden könne, wenn, wie im 


vorliegenden Falle, das nach dem Inhalte des Schriftſtücks 
allerdings als rechtsbeſtändig erſcheinende Rechtsgeſchäft gleich⸗ 
wohl wegen der Geſchäftsunfähigkeit der Betheiligten oder eines 
der Betheiligten überhaupt nicht zur rechtlichen Entſtehung 
gelangt ſei, da andresfalls man zu dem unannehmbaren Er- 
gebniſſe kommen müßte, auch die zwiſchen Kindern oder Wahn⸗ 
ſinnigen, alſo völlig unzurechnungsfähigen Perſonen, in der 
Form von Verträgen ſchriftlich abgegebenen Erklärungen mit 
dem Urkundenſtempel zu belegen, obwohl ſolchen Schriftſtücken 
die Eigenſchaft einer Urkunde überhaupt nicht beiwohne. Der 
Angriff der Reviſion muß ſchon daran ſcheitern, daß es ſich bei 
dem zwiſchen dem Kl. und dem L. abgeſchloſſenen und durch 
die Urkunde vom 13. April 1895 beurkundeten Kaufvertrage 
keineswegs um einen rechtlich bedeutungsloſen Vorgang handelt, 
wie dies bei gleichen Erklärungen zwiſchen Kindern oder Wahn⸗ 


ſinnigen der Fall ſein würde. Das B. G. weiſt zutreffend 
darauf hin, daß aus dem Vertrage ungeachtet der Minber- 
jährigkeit des Kl. doch gemäß § 4 des Geſetzes vom 12. Juli 
1875, betreffend die Geſchäftsfähigkeit Minderjähriger (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 518) der L. verpflichtet war und ſomit auch für 
den Kl. das entſprechende Recht erwuchs zur nachträglichen 
Genehmigung durch ſeinen geſetzlichen Vertreter oder nach 
erreichter Großjährigkeit. Danach kann dann aber die Stempel- 
pflichtigkeit der Urkunde vom 13. April 1895, nach deren Inhalt 
ein formell und materiell rechtsgültiger Kaufvertrag vorliegt, 
keinem Bedenken unterliegen. Zur Entſcheidung der von dem 
Rbkl. bejahten Frage, ob die Stempelpflichtigkeit auch in dem 
von der Reviſion unterſtellten Falle anzunehmen wäre, dazu 
bietet der vorliegende Sachverhalt keinen Anlaß. Auf die 
Stempelpflichtigkeit der Urkunde müßte die von dem Kl. be⸗ 
hauptete Wiederaufhebung des Vertrags vom 13. April 1895 


durch den Vergleich vom 16. September 1895 ohne allen 


Einfluß ſein, da die Stempelpflichtigkeit, wie auch das B. G. 
hervorhebt, mit der Vollziehung der Urkunde eintritt und daher 
durch Aenderungen des beurkundeten Rechtsgeſchäfts nicht mehr 
berührt wird. Nach der Beſtimmung unter Nr. 2 der zur Er- 
gänzung der 588 12, 21 und 22 des Stempelſteuergeſetzes vom 
7. März 1822 (Geſetzſammlung S. 57) ergangenen Kabinets⸗ 
ordre vom 19. Juni 1834 (Geſetzſammlung S. 81) haftet für 
den zu einem Vertrage oder einer Punktation zu verwendenden 
Stempel jeder Ausſteller oder Theilnehmer unter Vorbehalt 
ſeines Regreſſes gegen die Mitbetheiligten. Es fragt ſich, ob 
die hiernach begründete Zahlungspflicht auch denjenigen Aus⸗ 
ſteller oder Theilnehmer trifft, für welchen der Vertrag oder die 
Punktation wegen des Mangels oder der Beſchränkung der 
Geſchäftsfähigkeit, wie im vorliegenden Falle der Vertrag vom 
13. April 1895 für den Kl., rechtsunverbindlich iſt. Die 
Reviſion verneint dieſe Frage, weil der Geſchäftsunfähige ohne 
Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters Verbindlichkeiten über⸗ 
haupt nicht übernehmen könne. Demgegenüber kommt aber 
weſentlich in Betracht, daß ungeachtet der Rechtsunwirkſamkeit 
des beurkundeten Geſchäfts die Stempelpflichtigkeit der darüber 
errichteten, einen formell und materiell gültigen Vertrag be⸗ 
zeugenden Urkunde beſtehen bleibt, ſomit auch der Anſpruch 
des Fiskus auf Entrichtung der eutſprechenden Stempelſteuer. 
Daraus folgt dann aber auch die Zahlungspflicht der Ausſteller 
oder Theilnehmer, durch welche die Stempelpflicht begründet 
worden iſt, ohne daß es auf die Geſchäftsfähigkeit dieſer Per⸗ 
ſonen ankommen kann. Es handelt ſich eben um eine durch 
das Geſetz unmittelbar begründete, aus einem gewiſſen That⸗ 
beſtande hergeleitete Verbindlichkeit, die, wie alle geſetzlichen 
Verpflichtungen, nicht nur von dem Willen, ſondern auch, 
worauf das B. G. — in Anſchluß an Förfter-Eccius, Preußiſches 
Privatrecht Bd. 1 § 71 bei Note 3 und 4 — zutreffend hin⸗ 
weiſt, von der perſönlichen Fähigkeit oder Unfähigkeit des 
Schuldners, ſich zu verpflichten, unabhängig ſind. Hiernach 
war dem Fiskus gegenüber, neben dem Verkäufer L., auch der 
Kl. zur Zahlung des von der Vertragsurkunde vom 13. April 
1895 zu entrichtenden Kaufſtempels verpflichtet. Aus dieſer 
geſetzlichen Verpflichtung des Kl. ergiebt ſich ohne weiteres die 
Hinfälligkeit des erhobenen Rückforderungsanſpruchs, da die 
Minderjährigkeit des Kl. die rechtliche Wirkſamkeit der auf die 
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rechtsverbindliche Schuld von ihm geleiſteten Zahlung nach 
6. 41 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 und § 2 des vorgedachten 
Geſetzes vom 12. Juli 1875 nicht beeinträchtigt und damit die 
Rückforderung ausgeſchloſſen iſt. IV. C. S. i. S. Haupt 
0. Fiskus vom 5. Mai 1898, Nr. 383/97 V. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

64. Nach Preußiſchem Recht kann. der von einem 
Anderen, als einem öffentlichen Armenverbande er- 
hobene Anſpruch auf Erſtattung gewährter Armen ⸗ 
unterſtützung gegen einen Armenverband im Rechts⸗ 
wege verfolgt werden, bevor von der Verwaltungs- 
behörde entſchieden iſt, daß, in welcher Höhe und in 
welcher Weiſe eine Unterſtützung im Wege der öffent- 
lichen Armenpflege erforderlich geweſen ſei. Ver. C. S. 
i. S. Ortsarmen verband Marienwerder e. Orts- 
krankenkaſſe zu Heegermühle vom 27. April 1898, 
Nr. 186/97 III. en. FE TE 

65. Es bedarf hier keines Eingehens auf die Fratze nach 
den Grenzen, in welchen durch § 12 des Geſetzes, betreffend 
die Beförderung der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 
1891 (Geſetzſammlung S. 279) die Entſcheidung über die bei 
der Rentengutsbildung und aus Anlaß derſelben vorkommenden 
Rechtsſtreitigkeiten den Generalkommiſſionen zugewieſen iſt 
(vergl. darüber Urtheile des R. G. vom 29. April 1896, 
Entſch. Bd. 37 S. 392, vom 17. September 1897, mitgetheilt 
im Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt von 1898 S. 80, und vom 
12. Januar 1898, theilweiſe abgedruckt in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1898 S. 186 9). Im vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreit handelt es ſich überhaupt nicht um eine ein Rentengut 
betreffende Angelegenheit. Der Kl. klagt nicht aus dem Renten; 
gutsvertrage, ſondern aus dem mit dem Vertrage verbundenen, 
für den Fall der Nichtbeſtätigung des Rentengutsvertrages von 
den Parteien errichteten Pachtvertrag. Die Verbindung 
dieſes Vertrages mit dem Rentengutsvertrage iſt für die Zu⸗ 
ſtändigkeitsfrage ohne Belang. Daraus, daß auch der Pacht⸗ 
vertrag unter Vermittlung der Generalkommiſſion geſchloſſen iſt, 
folgt für deren Zuſtändigkeit nichts, da ſich letztere zweifellos 
nur auf Rentengüter bezieht. Ebenſowenig wird der Rechtsweg 
dadurch ausgeſchloſſen, daß das Beſtehen des Pachtvertrages von 
dem Nichtzuſtandekommen der Rentengutsbildung abhing, hier 
alſo darüber zu befinden iſt, ob das Verfahren zur Bildung 
des Rentenguts geführt habe oder nicht. Dies feſtzuſtellen iſt 
Sache des Gerichts, da der erhobene Anſpruch, der eine ſolche 
Feſtſtellung erforderlich macht, ſeinem Gegenſtande nach der 
Zuſtändigkeit der Gerichte unterliegt. VI. C. S. i. S. Maeding 
c. Döhring vom 2. Mai 1898, Nr. 18/98 VI. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. | 

66. Es ift zwar richtig, daß die Frage, wie eine zur 
Kompenſation geſtellte Gegenforderung zu verrechnen ſei, wenn 
der Kl. nur einen Theil ſeiner Forderung eingeklagt hat, in der 
Literatur ſtreitig und daß ſie vom R. G. für das gemeine und 
preußiſche Recht verſchieden beantwortet worden iſt; einer 
Stellungnahme hierzu bedarf es aber für den vorliegenden Fall 
nicht, weil es ſich hier um eine Kompenſation überhaupt nicht 
handelt. Wenn das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz in $ 130 
den Gewerken die Befugniß zuſpricht: „feine Verurtheilung und 
die Exekution dadurch abzuwenden, daß er unter Ueberreichung 


des Kurſcheins den Verkauf feines Antheils behufs Befriedigung 
der Gewerkſchaft anheimſtellt,“ jo läßt ſich dies nicht unter den 
rechtlichen Geſichtspunkt der Kompenſation mit einer Gegen⸗ 
forderung bringen. Der Gewerke joll vielmehr befugt ſein, 
feinen Antheil hinzugeben, damit ſich aus ihm die Gewerkſchaft 
wegen der eingeklagten Zubuße befriedige. Ob für die Aus⸗ 
geſtaltung dieſer dem Bergrecht eigenthümlichen Befugniß des 
Gewerken etwas zu gewinnen ſein möchte, wenn man für ſie in 
den Inſtitulen des gemeinen bürgerlichen Rechts eine zutreffende 
Analogie auffinden könnte, darf dahin geſtellt bleiben; denn 
hier kommt es nur darauf an, ob die Heranziehung der Rechts ⸗ 
grundſätze über die Kompenſation zutrifft, und daß dies nicht 
der Fall iſt, leuchtet ohne Weiteres ein, da derjenige, der ſein 
Antheilsrecht aufgiebt, um ſich von einer ihm als Theilhaber 
obliegenden Verbindlichkeit zu löſen, nicht eine ihm zuſtehende 
Gegenforderung zur Aufrechnung bringt. V. C. S. i. S. 
Gewerkſchaft Helenens Glück o. Lange vom 7. Mai 1898, 
Nr. 387/97 V. — | . 
67. Ob zur Erlangung des Bergeigenthums nach dem 
älteren kurheſſiſchen Recht die einfache Nachſuchung der Konzeſſion 
genügte, oder ob noch ſonſtige Vorbedingungen zu erfüllen waren, 
läßt der B. R. unerörtert; er iſt aber der Anſicht, daß der 
Inhaber der Standesherrſchaft ſeit Einführung des preußiſchen 
Allgemeinen Berggeſetzes in Kurheſſen die ihm aus dem Eiikt 
erwachſenen Rechte nur dann geltend machen könne, wenn er 
ſelber als Muther auftrete, und daß er dabei die Verleihung 
des Bergeigenthums für ſich in den Formen begehren müfle, 
die das Allgemeine Berggeſetz dafür vorſchreibt. Die Verletzung 
des § 250 des Allgemeinen Berggeſetzes kann hierin nicht ge⸗ 
funden werden. Dieſer beſtimmt: An den Rechten der früher 
reichsunmittelbaren Standes herren, ſowie derjenigen, welchen auf 
Grund beſonderer Rechtstitel das Bergregal in gewiſſen Bezirken 
allgemein oder für einzelne Mineralien zuſteht, wird durch das 
gegenwärtige Geſetz nichts geändert. Unbeſchadet dieſer Rechte 
unterliegt jedoch auch der Bergbau in dieſen Bezirken den Be⸗ 
ſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes. Mit Recht folgert der 
B. R. hieraus, daß auch die Standesherren das Bergeigenthum, 
ſoweit es auf Verleihung beruht, nur in den im Allgemeinen 
Berggeſetze vorgeſchriebenen Formen erlangen können. Zu dem⸗ 
ſelben Ergebniß gelangt man aber auch an der Hand der Grund⸗ 
füge von der zeitlichen Kolliſton der Geſetze. Wie der B. R. 
unanfechtbar annimmt, hat der Standes herr kraft ſeines Privileg 
nur das Recht, daß ihm das Berteigenthum vorzugsweiſe ver. 
liehen werde, und er muß dies Vorrecht in der Weiſe geltend 
machen, daß er in den bergrechtlichen Formen für ſich die Ver⸗ 
leihung des Bergeigenthums (Konzeſſion) bei der zuſtändigen 
Behörde nachſucht. Die Form, in der die Verleihung nach⸗ 
zuſuchen iſt, unterliegt aber nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
dem jeweilig geltenden Recht, alſo ſeit Einführung des All⸗ 
gemeinen Berggeſetzes im Kurfürſtenthum Heſſen den Vorſchriften 
der SS 12 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes. — Zu einer voll⸗ 
ſtändigen Muthung gehört nach § 18 a. a. O., daß das Feld 
innerhalb ſechs Wochen geſtreckt werde. Verſäumt der Muther 
dieſe Friſt, fo iſt die Muthung von Anfang an ungültig. Der 
Herr Kl. hat, wie der B. R. zutreffend ausführt, gegen dieſe 
Vorſchrift verſtoßen und iſt dadurch ſeiner Rechte aus der 
Muthung verluſtig gegangen. Damit iſt ihm auch der Weg 
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verſchloſſen, auf dem er ſeine ihm aus dem Edikt vom 29. Mai 
1833 zuſtehenden Vorzugsrechte gegen den Bekl. geltend machen 
könnte. Der Herr Kl. ſucht die Verſäumung der Friſt zur 
Feldes ſtreckung damit zu entſchuldigen, daß er, veranlaßt durch 
das Schreiben des Revierbeamten, angenommen habe, die Ver⸗ 
folgung der Rechte aus der Muthung ſei ſolange nicht nöthig, 
als ſeine Vorzugsrechte nicht rechtskräftig feſtgeſtellt ſeien. Mit 
Recht hat der B. R. dieſe Ausführung verworfen. Der Herr Kl. 
überfieht, daß die Feldesſtreckung nur eine Vervollſtändigung des 
Geſuches um Verleihung enthält, und daß die unvollſtändige 
Muthung niemals länger, als ſechs Wochen in der Schwebe 
gehalten werden fol. Aus welchen Gründen die Friſt nicht 
inne gehalten worden, iſt gleichgültig; namentlich unterſcheidet 
das Geſetz nicht zwiſchen verſchuldeter und unverſchuldeter Ver⸗ 
ſäumniß. Richtig iſt, daß das Recht des Herrn Kl. nicht an 
eine Friſt geknüpft iſt, und er deshalb, ſolange dem Muther 
auf Grund ſeines Fundes noch nicht das Bergeigenthum verliehen 
iſt, von Neuem Muthung einlegen darf. Deſſenüngeachtet kann 
die zweite Muthung, die er während des Prozeſſes eingelegt hat, 
in dieſem Verfahren nicht berückſichtigt werden, da über dieſe 
Muthung das Oberbergamt noch nicht entſchieden hat, es ſonach 
an einer weſentlichen Vorausſetzung fehlt, von der das Geſetz 


die Zuläſſigkeit des gerichtlichen Verfahrens abhängig macht 


(Allgemeines Berggeſetz § 31). V. C. S. i. S. Fürſt Yſenburg 


c. Petri II vom 7. Mai 1898, Nr. 379/97 V. 


Zum Penſionsgeſetz. 

68. Der Anſpruch auf die Penſion der unmittelbaren 
Staatsbeamten iſt nach § 1 des Penſiongeſetzes vom 27. März 1872 
(Geſetzſammlung S. 268) von mehreren Vorbedingungen ab⸗ 
hängig. In erſter Linie wird die Eigenſchaft „eines unmittel- 
baren Staatsbeamten“ erfordert. Dieſe Eigenſchaft muß zur 


Zeit des Ausſcheidens aus dem Dienſtverhältniſſe vorhanden 


ſein. Nicht unbedingt nothwendig iſt, daß die Anſtellung damals 
eine „lebenslängliche“ war. Auch „widerruflich oder auf 
Kündigung“ angeſtellte Beamte ſind nach § 2 des Geſetzes 
penſtonsberechtigt, wenn fie „eine in den Beſoldungsetats auf⸗ 
geführte Stelle bekleiden“. Die letztere Beſtimmung ($ 2 des 


Penfionsgeſetzes) findet auf ſtädtiſche Gemeindebeamte keine An⸗ 


wendung. Für dieſe iſt „lebenslängliche“ Anſtellung zur Zeit 
des Ausſcheidens aus dem Gemeindedienſte nothwendige Vor⸗ 
bedingung des Anſpruches auf Penfion § 65 Abſ. 2 der Städte⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1853. IV. C. S. i. S. Stadt 
Magdeburg c. Lüttge vom 18. April 1898, Nr. 381/97 IV. 

69. Ueber den Beginn der „Dienſtzeit“ enthält der $ 13 
des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 eine Beſtimmung, 
deren Sinn dahin geht: Die Dienſtzeit werde von dem Zeit⸗ 
punkte „des Eintritts in den Staatsdienſt“ gerechnet; könne 
der Beamte einen früheren Zeitpunkt des Eintritts nicht nach⸗ 
weiſen, ſo werde die Dienſtzeit vom Tage „der Ableiſtung des 
Dienſteides“ gerechnet. Bei analoger Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift würde alſo die anzurechnende Dienſtzeit der ſtädtiſchen 
Gemeindebeamten mit dem „Eintritt in den Gemeindedienſt“, 
oder, falls ein früherer Zeitpunkt des Eintritts nicht feſtgeſtellt 
werden konnte, mit dem Tage der „Ableiſtung des Dienſteides“ 


beginnen. Die Bekl. vertritt jedoch die Anſicht, daß, da nur 


die „lebendlängliche“ Anſtellung Penſionsberechtigung gewähre, 


auch der Beginn der „Dienſtzeit“ erſt auf den Tag geſetzt 


werden könne, mit welchem die Anſtellung eine „lebenslängliche“ 
geworden. Dieſe Argumentation trägt indeſſen das Element 
der „Lebenslänglichkeit“, welches weſentlich iſt bei dem Erforder⸗ 


niſſe der Eigenſchaft eines penſionsberechtigten Gemeindebeamten, 


mit Unrecht auch in das Erforderniß der maßgebenden Dienſt⸗ 
zeit hinein. Denn nach § 65 Abſ. 2 der Städteordnung ſollen 
die Grundſätze, nach welchen die Penſionsverhältniſſe „der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten“ geregelt werden, in gleicher Weiſe 
bei „den auf Lebenszeit angeſtellten Gemeindebeamten“ zur An⸗ 


wendung kommen. Zu dieſer Regelung bedarf es auch der Be⸗ 


rechnung der Dienſtzeit. Der hierüber verfügende § 13 des 
Penfionsgefeßes iſt daher für die Berechnung der Dienſtzeit der 
ſtädtiſchen Gemeindebeamten ebenfalls, und zwar in dem gleichen 
Sinne, maßgebend. Sein Sinn geht unbedenklich dahin, daß 
die ganze Dienſtzeit ſeit dem Eintritt in den Dienſt oder ſeit 
der Ableiſtung des Dienſteides angerechnet werden müſſe, ohne 
Rückſicht auf die Bedingungen, unter welchen, und die Zeit, 
auf welche der Beamte angeſtellt war. Von einer Beſchränkung 
der anzurechnenden Dienſtzeit auf die Zeitdauer der „lebens⸗ 
länglichen“ Anſtellung iſt keine Rede. Die Bekl. legt ferner 
zur Unterſtützung ihrer Anficht darauf Gewicht, daß der 
„Dienſteid“ für die nicht auf Lebenszeit angeſtellten Gemeinde⸗ 
beamten, insbeſondere für die ſtädtiſchen Feuerwehrleute, nicht 
unbedingt vorgeſchrieben ſei, ſo daß die von der „Ableiſtung 
des Dienſteides“ ausgehende Beſtimmung des § 13 des Penſtons⸗ 
geſetzes auf derartige Beamte nicht anwendbar ſein könne. Dabei 
iſt aber nicht genügend gewürdigt, daß die Dienſtzeit im § 13 
grundſätzlich von dem „Eintritt in den Dienſt“ an ge⸗ 
rechnet wird. Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob die 
Beeidigung gewiſſer Kategorien von Gemeindebeamten noth⸗ 
wendig iſt oder nicht. Im § 14 des Penſionsgeſetzes endlich 
werden beſtimmte Fälle aufgeführt, in welchen eine Anrechnung 
auf die Dienſtzeit erfolgen foll, obgleich dieſes nach der Regel 
des § 13 nicht ohne Weiteres zuläſſig wäre. Die Bekl. be⸗ 


hauptet, daß es überflüſſig geweſen fein würde, einen Theil 


dieſer Fälle ausdrücklich zu erwähnen, wenn der § 13 den 
Sinn hätte, welcher ihm von dem B. G., und nach der vor⸗ 


ſtehenden Ausführung auch von dem R. G., beigelegt iſt. Dieſes 


kann jedoch als richtig nicht anerkannt werden. Denn die Fälle 
des § 14 betreffen weſentlich eine Zeit, in welcher die aus dem 


Preußiſchen Staatsdienſte ausſcheidende und in den Ruheſtand 


tretende Perſon ſich nicht, wie es der § 13 in Verbindung mit 
§ 1 vorausſetzt, als Preußiſcher unmittelbarer Staatsbeamte im 
Preußiſchen Staatsdienſte befunden hat. Der von der Bekl. 
gerügte Widerſpruch iſt daher nicht erfindlich. Es ſteht nun 
aber feſt, daß der Kl. während der Zeit vom 18. Mai 1874 
bis zum 1. Januar 1894 ununterbrochen Beamter der beklagten 
Stadtgemeinde geweſen iſt. Ihm ſteht daher eine längere als 
zehnjährige Dienſtzeit zur Seite, obgleich er als Feuerwehrmann 
während des Zeitraums vom 18. Mai 1874 bis zum 14. De⸗ 
zember 1885 nur auf Kündigung angeſtellt war. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

Zu den Geſetzen über Grundbuch 100 Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 

70. Der von der Kl. gemäß 85 690, 688 der C. P. O. 
geſtellte Antrag auf Einſtellung der (Immobiliar-) Zwangs⸗ 
vollſtreckung in eine Anzahl dem Schuldner, Reſtaurateur S., 
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zum Betriebe feines Reſtaurationsgeſchäftes dienenden Gegen⸗ 
ſtände iſt durch den gedachten Beſchluß des L. G. I Berlin 
zurückgewieſen worden. Auf die Beſchwerde der Kl. hat das 
Kammergericht unter Abänderung des landgerichtlichen Beſchluſſes 
dem Antrage auf einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
ſtattgegeben, weil durch den von der Kl. eingereichten Vertrag 
vom 20. November 1896, in welchem dieſe das Reftaurationd- 
inventar von S. gekauft und letzterem wieder zur Leihe oder 
Miethe überlafien hat, das Eigenthum der Kl. an den ſtreitigen 
Sachen glaubhaft gemacht ſei. Die gegen dieſen Beſchluß von 
der mitbeklagten Handelsgeſellſchaft eingelegte Beſchwerde iſt 
begründet. Wie aus dem eingereichten Hypothekenbrief ſich 
ergiebt, iſt die Beſchwerdeführerin Hypothekengläubigerin, als 
ſolche hat fie die Zwangsvollſtreckung, gegen welche die Inter⸗ 
vention der Kl. ſich richtet, veranlaßt. Nach § 30 des 
C. E. G. haftet dem Hypothekengläubiger auch das bewegliche 
dem Eigenthümer gehörige Zubehör, ſolange bis daſſelbe ver⸗ 
äußert und von dem Grunzſtück räumlich getrennt worden iſt. 
Nach der Behauptung der Beſchwerdeführerin iſt das Grundſtück 
von vornherein als Reſtaurationsgrundſtück erbaut, eingerichtet, 
mit dem dazu erforderlichen Inventar ausgeſtattet und ſeither 
ſtets mit dem Reſtaurationsinventar, zuletzt an ꝛc. S., veräußert 
worden. Letzteres iſt von der Beſchwerdeführerin durch die 
Verträge vom 7. März 1894 (zwiſchen der Handelsgeſellſchaft 
Bl. & Sch. und dem Cafetier T.) und vom 14. November 1896 
(zwiſchen dem Kaufmann A. und S.) glaubhaft gemacht, und 
es iſt hierdurch auch die Eigenſchaft des Reſtaurationsinventars 
als Zubehör des Grundſtücks als glaubhaft gemacht angeſehen 
worden. Die Hypothek der Beſchwerdeführerin rührt aus dem 
Vertrage her, durch welchen S. das Grundſtück mit dem 
Reſtaurationsinventar erwarb. Wenn alſo auch die Kl. durch 
den Vertrag mit S. das Eigenthum der hierin verzeichneten 
Juventarienſtücke erworben haben ſollte, jo würde es damit 
doch — die Zubehöreigenſchaft der fraglichen Stücke voraus⸗ 
geſetzt, — in Ermangelung einer räumlichen Trennung dem 
Hypothekenrecht auch ferner unterworfen, und es kann aus 
dieſem Grunde der Kauf- und Leihvertrag zwiſchen der Kl. 
und S. nicht genügen, ein die Veräußerung der ſtreitigen 
Sache hinderndes Recht der Kl. gemäß $ 690 und 688 der 
C. P. O. glaubhaft zu machen. V. C. S. i. S. Aktien ⸗ 
brauerei Erlangen c. Protzen und Sohn und Gen. vom 
11. Mai 1898, B Nr. 72/98 V. 

71. Daß die am 25. Juli 1894 erfolgte Kündigung erſt 
am 29. Juli mit Ablauf der für die Zinszahlung feſtgeſetzten 
Friſt wirkſam werden konnte und daß in Folge deſſen die Fällig⸗ 
keit des Kapitals am 29. Oktober 1894 eingetreten iſt, nehmen 
beide Vorderrichter an. Dies entſpricht der Judikatur des R. G. 
Die beiden Vorderrichter weichen dagegen in der Frage von 
einander ab, ob dem Umſtande, daß beim Ablauf der Klagefriſt 
am 29. April 1895 das Pfandgrundſtück bereits am 26. April 
verſteigert war, aber die Verkündung des Zuſchlagsurtheils erſt 
am 1. Mai 1895 erfolgen follte, ein Einfluß auf die Entſcheidung 
beizumeſſen ſei. Während der I. R. dies verneint, weil bis zum 
29. April die Hypothek beſtanden habe und deshalb bis dahin 
noch habe eingeklagt werden können, bejaht es das B. G., weil 
durch die Verſteigerung am 26. April die Hypothek thatſächlich 
untergegangen ſei. Es ſoll nicht verkannt werden, daß für die 


Geſammtzweck übergeordnet wird. 


letztere Anſicht ſich Zweckmäßigkeitsgründe anführen laſſen; das 
Geſetz aber, welches gegenüber den ſonſtigen Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Rechtes die Bedeutung einer Ausnahmevor⸗ 
ſchrift hat, läßt eine freie Auslegung und Behandlung in Be⸗ 
zug auf den ſich aus ſeinem Wortlaut ergebenden Sinn nicht 
zu. Eingehend begründet. V. C. S. i. S. Schwabe und Gen. 
e. Reimann vom 18. Mai 1898, Nr. 400% V. 

72. Allerdings gehören alle drei Grundſtücke zum Fabrik- 
geſchäft, ein jedes dient ihm aber nur in einer beſtimmten, 
feiner eigenen wirthſchaftlichen Beſchaffenheit eniſprechenden 
Weiſe. Sie find nicht ein Grundſtück mit derſelben wirth⸗ 
ſchaftlichen Beſtimmung geworden, ſondern fie find geblieben, 
was ſie waren; das eine beſtimmt zum Wohnen und zur 
Geſchäftsleitung, das andere beſtimmt zur Herſtellung der 
Waaren, mit deren Anfertigung ſich die „Fabrik“ beichäftigt, 
das dritte beſtimmt zum Waarenlager und zur Aufbewahrung 
des Materials. Daraus folgt dann aber auch, daß die Zu⸗ 
behörſtücke des einen Grundſtücks nicht zugleich Zubehörſtücke 
des andern find. Denn die Zubehöreigenfchaft richtet ſich auch 
nach preußiſchem Recht — ebenſo wie nach dem künftigen Recht 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, § 97 des B. G. B. — nach dem 
wirthſchaftlichen Zwecke desjenigen Grundſtücks, zu welchem die 
Nebenſache in einem entsprechenden räumlichen Verhältniſſe ſteht, 
oder — wie das A. L. R. in § 42 Tit. 2 Thl. I ſagt — mit 
welchem fie in „fortwährende Verbindung“ gebracht iſt ($ 46 
a. a. O., vergl. Eccius, Preußiſches Privatrecht, Bd. 1 8 21 
Note 33 und Dernburg, Preußiſches Privatrecht, Bd. 1 § 62). 


Die Maſchinen dienten nur zur Herſtellung der Waaren auf 


dem Grundſtück Nr. 2, auf dem ſie ſich befanden; die Sach⸗ 


verſtändigen heben dies ausdrücklich hervor, und es beſteht kein 


Zweifel darüber, daß an dieſer produktiven, das eigentliche 
Fabrikgrundſtück kennzeichnenden Thätigkeit die Grundſtücke 
Nr. 1 und Nr. 3 keinen Theil hatten. Demzufolge dienten 
die Maſchinen auch nur dem wirthſchaftlichen Zwecke dieſes 
Grundſtücks, und dies darf nicht dadurch verwiſcht werden, daß 
über den jedem der drei Grundſtücke eigenthümlichen wirth⸗ 
ſchaftlichen Zweck noch ein aus dem Fabrikgeſchäft hergeleiteter 
Denn nicht ein Fabrik⸗ 
geſchäft iſt verſteigert worden, ſondern die Grundſtücke. Mögen 


daher auch in Anſehung der Fabrik die Maſchinen als zu dieſer 


gehörig betrachtet werden, ſo ſind ſie doch — was die Frage 
nach ihrer Zubehörigkeit zu einem Grundſtück anlanzt — nur 
Zubehörſtücke des Grundſtücks Nr. 2, weil ſie nur dem wirth · 
ſchaftlichen Zwecke dieſes Grundſtückes zu dienen beſtimmt waren. 
V. C. S. i. S. Epping c. Steinborn vom 7. Mai 1898, 
Nr. 289/97 V. e ze 

Zum Geſetz vom 14. Juli 1893. 

73. Das B. G. führt aus: Die Vertheilung nach Maß⸗ 
gabe der den Beſitzern auferlegten Gebäudeſteuer habe dem 8 18 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 nicht entſprochen. Die 
Stadt habe alſo von dem durch die Regierung genehmigten 
Beſchluß nur einen beſchränkten Gebrauch gemacht und nur 
einen Theil der Entſchädigungsſumme dementſprechend (nach 
Maßgabe der den Beſitzern auferlegten Grundſteuer) vertheilt. 
Den übrigen Theil habe fie in ungeſetzlicher Weiſe vertheilt⸗ 
Solche ungeſetzlich weggegebenen Theile der Entſchädigungs⸗ 
ſumme umfaſſe der 8 20 Abſ. 2 des Geſetzes vom 14. Juli 


en. 


1893 nicht. Denn der Sinn des allgemein gefaßten Wort⸗ 
lautes dieſer Beſtimmung werde durch das Allegat „§ 18 
Abſ. 2 a. a. O.“ dahin eingeſchränkt, daß das Rückforderungs⸗ 
recht nur bezüglich der nach Maßgabe der neu auferlegten 
Grundſteuer vertheilten Entſchädigungsſummen beſtehe. Auf 
die nach Verhältniß der Gebäudeſteuer vertheilten Beträge er- 
ſtrecke ſich alſo das Rückforderungsrecht des Bekl. nicht. So⸗ 
nach erachtet das B. G. den von den Kl. verfolgten Anſpruch, 
nicht mehr, als ihnen in den vorläufigen Aufforderungen auf⸗ 
erlegt iſt, zurückerſtatten zu müſſen, für begründet. Dieſer 
Entſcheidung iſt beizutreten. Die Annahme der Reviſion, daß 
es hinſichtlich der Rückerſtattungspflicht unerheblich ſei, ob die 
Vertheilung der geſetzlichen Beſtimmung gemäß nur nach Maß⸗ 
gabe der den Grundſtücken jeden Beſitzers auferlegten Grund⸗ 
ſteuer bewirkt ſei, oder ob die einzelnen Beſitzer mehr oder 
weniger erhalten haben, als ſie hiernach hätten erhalten ſollen, 
wird durch die vorſtehend erwähnten Ausführungen des B. G. 
unmittelbar widerlegt. Die Auffaſſung des B. G. wird auch durch 
die Begründung des Entwurfs zu dem Geſetz vom 14. Juli 1893 
als zutreffend beſtätigt. Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. Fiskus 


6. Thiem ünd Gen. vom 21. April 1898, Nr. 335/97 IV. 


74. Keinen Erfolg kann auch die Bezugnahme der Reviſion 
auf die öffentliche Bekanntmachung des Magiſtrats haben, wo⸗ 
noch der Vertheilungsplan des Grundfieuer Entſchädigungs⸗ 
kapitals im Magiſtratsbüreau zur Einſicht der Betheiligten 
auslag. Von dem B. G. wird in dieſer Hinſicht zutreffend 
ausgeführt: unter dem in der Bekanntmachung erwähnten 
Grundſteuer⸗Entſchädigungskapital ſei das an die Stadt gezahlte 
Kapital zu verſtehen. Die jedem einzelnen Zahlungsempfänger, 
alſo auch jedem der Kl. vorgelegte und von ihm mit Quittungs⸗ 
vermerk verſehene Nachweiſung a ſpreche dagegen ſchon in der 
Ueberſchrift von einer Entſchädigung: a. auf die Grundſteuer, 
b. auf die Gebäudeſteuer, und halte in der Kolonne 5 ganz 
deutlich die Beträge auseinander, die jeder Beſitzer auf jede 
der beiden Steuerarten zu erhalten habe. Dieſe Kolonne habe 
jedem Zahlungsempfänger bei der Quittungsleiſtung unmittelbar 
vor Augen gelegen, und nur ſo, wie die Zahlung angeboten, 
ſei ſie angenommen und beſcheinigt worden. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

75. Das O. L. G. hat allerdings nicht ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt, daß die Anordnung der Königlichen Regierung zu 
Düſſeldorf vom 7. September 1893 über die Beitragspflicht der 
beiden ſtreitenden Gemeinden zu den Schullaſten rechtskräftig 
geworden ſei, allein in den Gründen wird doch thatſaͤchlich 
hervorgehoben, daß die Gemeinde Gerresheim jene Anordnung 
im Verwaltungsſtreitverfahren nicht angefochten habe. Darnach 
dürfte kaum ein Zweifel beſtehen, daß die Anordnung für die 
ſtreitenden Gemeinden als eine definitive anzuſehen iſt. Es 
bedarf aber auch dieſes Definitivums nicht, um die Bereicherungs⸗ 
klage zu begründen. Die in geſetzlicher Weiſe ergangene An⸗ 
ordnung der Regierung iſt jedenfalls vorläufig vollſtreckbar, 
indem nach Abſ. 7 § 46 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 die etwa dagegen zu ergreifenden Rechtsmittel 
keine aufſchiebende Wirkung haben. Solange daher die einmal 
erlaſſene Anordnung nicht abgeändert iſt, beſteht die Zahlungs⸗ 
pflicht der beiden Gemeinden auf Grundlage derſelben zu Recht. 
Eine jede der beiden Gemeinden hat die ihr zur Laſt fallenden 
Beträge aus eigenen Mitteln aufzubringen, und wenn die eine, 
ſtatt dieſer Pflicht zu genügen, ſich die Zahlungsmittel der 
anderen aneignet und für ſich verwendet, ſo hat ſie ohne alle 
Berechtigung und ohne Rechtsgrund ſich fremdes Vermögen 
angeeignet und iſt verpflichtet, daſſelbe herauszugeben. Damit 
iſt die rechtliche Grundlage für die Bereicherungsklage gegeben, 
und das O. L. G. geht mit Grund von der Auffaſſung aus, daß 
nur dann die Bereicherungsklage ausgeſchloſſen erſcheinen könnte, 
wenn bereits eine rechtskräftige Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörde zu Gunſten der Bekl. vorläge, was aber von dieſer 
garnicht behauptet wird. II. C. S. i. S. Stadt Gerresheim 
c. Gemeinde Ludenberg vom 3. Mai 1898, Nr. 47/98 II. 


76. Der Anſpruch gegen den Bekl. aus Waarenbeſtellungen 
und Bezügen ſeiner Ehefrau beruht auf der Annahme eines 
derſelben ſtillſchweigend ertheilten Mandats des Ehemannes zur 
Beſchaffung der für die Zwecke der Ehe beſtimmten und erforder⸗ 
lichen Gegenſtände, im vorliegenden Falle der für die Ehefrau 
und das gemeinſchaftliche Kind beſtimmten Kleidungsgegenſtände. 
Der Bekl. hatte demgegenüber geltend gemacht, daß mit Rückſicht 


auf das nach Aufhebung der Entmündigung zwiſchen ihm und 


ſeiner Frau beſtandene Verhältniß, insbeſondere das getrennte 
Leben, die Erhebung der Klage auf Nichtigkeit und demnächſt 
auf Scheidung der Ehe, die Ueberweiſung einer Unterhalts- 
ſumme an feine Ehefrau für dieſe und das gemeinſchaftliche 
Kind die Vorausſetzungen eines ſtillſchweigenden Mandats bezw. 
Auftrags insbeſondere für ſo umfangreiche Anſchaffungen nicht 
vorgelegen hätten. Das O. L. G. geht in Uebereinſtimmung 
mit dem L. G. davon aus, es komme darauf an, ob der Kl. 
bei den in Frage ſtehenden Beſtellungen jene Verhältniſſe 
bekannt geweſen ſeien; in dieſem Falle aber, auch nur in 
dieſem Falle würde für ſie das die Haftbarkeit des Bekl. 
begründende ſtillſchweigende Mandat nicht anzunehmen ſein; 


-dementſprechend hat daſſelbe das Urtheil des L. G., welches die 


Entſcheidung bezüglich dieſes Theiles des Klageanſpruchs von 
dem über jene Kenntniß der Kl. zugeſchobenen Eid abhängig 
gemacht hat, aufrecht erhalten. Die dieſer Annahme zu Grunde 
liegende Auffaſſung des von der Rechtſprechung und Doktrin 
allerdings anerkannten ſtillſchweigenden Mandats der Ehefrau 
zur Beſchaffung der für die Zwecke der Ehe insbeſondere der 
gemeinſchaftlichen Haushaltung erforderlichen Sachen und 
Waaren iſt indeſſen rechtlich nicht zutreffend. Nach franzöſiſchem 
Recht erhält die Frau nicht etwa ſchon durch die Eingehung 
der Ehe ein ſolches ſtillſchweigendes Mandat bezw. eine ſtill⸗ 
ſchweigende Vollmacht zur Abſchließung der auf die gemein⸗ 
ſchaftliche Haushaltung und die perſönlichen Bedürfniſſe der 
Eheleute und der Kinder bezüglichen Geſchäfte. Wäre das 
der Fall, ſo würde im vorliegenden Falle der Annahme des 

„L. G., daß mit der Aufhebung der Entmündigung und der 
Beendigung der Vormundſchaft das Mandat bezw. die Voll⸗ 


macht von ſelbſt wieder aufgelebt ſei, allerdings beizupflichten 


ſein. Dann käme weſentlich in Frage, ob aus den mittlerweile 
eingetretenen Verhältniſſen nicht ein ſtillſchweigender Widerruf 
der Vollmacht der Ehefrau Seitens des Bekl. herzuleiten ſein 
würde, und ein ſolcher Widerruf würde der Kl. gegenüber 
nach Art. 2005 des B. G. B. allerdings nur wirken, wenn 
ihr m Verhältniſſe, die den Widerruf ergaben, bekannt 
geweſen wären. Die rechtliche Lage der Sache iſt aber für die 
vorliegende Frage eine andere. Der Art. 1420 des B. G. B. 
beſtimmt lediglich die Wirkungen einer vorhandenen Voll⸗ 
macht der Ehefrau RN, der Haftbarkeit der Gütergemein⸗ 
ſchaft und folgeweiſe des Ehemannes. Eine Beſtimmung, daß 
die Ehefrau ohne Autoriſation des Mannes in Ausübung der 
Schlüſſelgewalt berechtigt ſein ſoll, Anſchaffungen für die ge⸗ 
meinſchaftliche Haushalkung und die perſönlichen Bedürfniſſe 


der Eheleute und der Kinder zu bewirken, hat der c. c. nicht 


aufgenommen, und auch für eine geſetzliche Vermuthung für 
ein Mandat oder eine Vollmacht in der bezeichneten Richtung 
fehlt es nach dieſem Geſetz an jedem Anhaltspunkt. Wenn 
gleichwohl die Rechtſprechung, im Anſchluß an die Praxis der 
franzöſiſchen Gerichte vor Einführung des code, und ent- 
ſprechend den Bedürfniſſen des Lebens eine ſolche Berechtigung 
der Ehefrau durchgängig anerkannt hat, ſo beruht das auf der 
natürlichen und gewöhnlichen Geſtaltung der Verhältniſſe der 
Ehe, wonach die Sorge für den gemeinſchaftlichen Haushalt, 
für Kleider, Wäſche und dergleichen durchgängig Sache der 
Ehefrau iſt, und für den Fall, daß der Ehemann dieſe Sorge 
derſelben auch in Wirklichkeit überläßt, die thatſächliche Ver⸗ 
muthung Platz greifen muß, daß er derſelben dazu auch die 
rechtlich erforderliche Ermächtigung ertheilt habe. Iſt dies aber 
die Grundlage ſeiner Haftbarkeit in dieſer Hinſicht, ſo ändert 
ſich die rechtliche Lage von ſelbſt, wenn durch die anderweitige 
Geſtaltung der ehelichen Verhältniſſe die Annahme, daß der 
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Ehefrau fernerhin jene Aufgabe, im Intereſſe der Ehe nach 
außen hin thätig zu ſein, Seitens des Mannes übertragen ſei, 
ausgeſchloſſen iſt, und bei einer ſolchen Sachlage könnte im 
vorliegenden Falle nach Aufhebung der Entmündigung, durch 
welche die ſtillſchweigende Vollmacht nach Art. 2003 des 
B. G. B. erloſchen war, dieſelbe nicht als ohne Weiteres wieder 
neu ertheilt angeſehen werden. Es würde dann objektiv an der 
Vorausſetzung der Haftbarkeit der Gütergemeinſchaft und des 
Ehemannes für die eigenmächtig von der Ehefrau eingegangenen 
Verbindlichkeiten fehlen und es könnte eine ſolche auch dadurch 
nicht begründet werden, daß dem dritten Kontrahenten jene 
Verhältniſſe nicht bekannt geweſen ſind. II. C. S. i. S. Fürſt 
Sulkowski c. Breyer vom 13. Mai 1898, Nr. 59/98 II. 

77. Zurückweiſung eines Caſſationsrekurſes in Erwägung, 
daß das O. L. G. mit Recht den Art. 2277 des B. G. B. 
auf den vorliegenden Fall nicht für anwendbar erklärt hat; daß 
nämlich mit dem Tode der Erblaſſer die von ihnen hinter- 
laſſenen Erbſchaftsmaſſen unter allen Betheiligten gemeinſchaftlich 
wurden und bis zur definitiven Auseinanderſetzung gemein- 
ſchaftlich blieben; daß zu dieſer Gemeinſchaft auch diejenigen 
Geldbeträge gehörten, welche einzelne der Betheiligten aus, dieſen 
Maſſen entnahmen und erhielten oder während der Ungetheilt⸗ 
heit der Erbſchaft den Maſſen, ſei es durch Baarempfang, ſei 
es durch Verrechnung zu ihren Gunſten ſchuldig wurden; daß 
Keiner der Betheiligten vor Auflöſung der Gemeinſchaft berechtigt 
war, diejenigen Miterben, welche einzelne Beſtandtheile des 
gemeinſchaftlichen Vermögens in Empfang genommen hatten, 
auf Herausgabe ſeines Antheils an dieſen Vermögenstheilen 
gerichtlich zu belangen, weil vor der vollzogenen Theilung jeder 
der Betheiligten bezüglich der ganzen Maſſe gleichmäßig nach 
Verhältniß ſeiner Erbquote berechtigt und verpflichtet war und 
Niemand wiſſen konnte, welcher Antheil an den in Rede ſtehen⸗ 
den Kapitalſummen dem einzelnen Betheiligten zufallen würde; 
daß aus dieſem Grunde die Verjährung der Zinſen auf Grund 
des Art. 2277 des B. G. B. nicht Platz greifen kann, weil 
derſelbe nothwendig vorausſetzt, daß die Forderung, um deren 
Zinſen es ſich handelt, durch gerichtliche Klage verfolgbar iſt. 
(Vergl. Saurent t. X Nr. 221, 222, 642.) In Erwägung, 
daß mit der Entſcheidung des O. L. G. auch das Urtheil des R. G. 
vom 22. September 1896 in Sachen Gerards c. Hilger und Gen. 
nicht in Widerſpruch ſteht, indem es ſich in dieſer Sache um 
Anſprüche einer Gütergemeinſchaftsmaſſe gegen das Sondergut 
der verſtorbenen Ehefrau handelte, alſo zwei getrennte Ver⸗ 
mögensmaſſen vorlagen, wovon jede ihre beſonderen Repräſentanten 
hatte, ſo daß Anſprüche der einen Maſſe gegen die andere 
exiſtiren konnten, während im vorliegenden Rechtsſtreite nur 
eine Gemeinſchaft mit denſelben Repräſentanten in Frage ſteht, 
welche Repräſentanten, wie ausgeführt, gegenſeitig Anſprüche 
auf Herausgabe nicht erheben können, ſolange die Gemeinſchaft 
nicht aufgehoben iſt. II. C. S. i. S. Rieth c. Rieth vom 
17. Mai 1898, Nr. 311/97 II. M. 


Ergänzung zum neueſten Verzeichniß der Gerichts⸗ 
behörden u. ſ. w. 

1. Kammergericht Berlin S. 9 hinter Heinitz: Leonhard 
»Hirſch, W. Charlottenſtraße 70 II. | 

2. Landgericht Cottbus S. 21 hinter Ehrlich: 
* Hammerjchmidt. 

3. Landgericht Ulm, 7. Amtsgericht Münſingen S. 100: 
R. A. Graf. 


Perſonal⸗Veräuderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Strübe beim Amtsgericht Mülheim; — 
Rechtsanwalt Dr. Hermann Ollmann beim Landgericht Greifs⸗ 
wald; — Rechtsanwalt Richard Kantorowicz beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Bartenſtein; — Rechtsanwalt Curt 


Hennig beim Oberlandesgericht Breslau; — Rechtsanwalt 
Johannes Richard Uhlich beim Amtsgericht Chemnitz; — 
Rechtsanwalt Eichberg beim Landgericht Stuttgart; — Aſſeſſor 
Dr. Friedrich Otto Backofen beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Ludwig Römheld beim 
Landgericht Gießen; — Rechtsanwalt Friedrich Leikert beim 
Amtsgericht Münnerſtadt; — Rechtsanwalt Preiß beim Amts- 
gericht Tarnowitz; — Rechtsanwalt Karl Kreutzer beim Amts⸗ 
gericht Uffenheim; — Rechtsanwalt Robert Weſemann beim 
Amtsgericht Löwenberg i. Schl.; — Rechtsanwalt Singer beim 
Landgericht Rottweil; — Rechtsanwalt Pochat beim Amts⸗ 
gericht Greifenhagen; — Rechtsanwalt Dr. Karl Geiershoefer 
beim Oberlandesgericht Nürnberg; — Gerichtsaſſeſſor Eduard 
Schlichting beim Landgericht Potsdam; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Lohmeier beim Landgericht Wiesbaden; — Rechts⸗ 
anwalt Chriſtoph Wilhelm Hartrodt beim Amtsgericht 
Arnſtadt; — Rechtsanwälte Friedrich Bub, Dr. Johann 
Küfner, Georg Pfiſterer beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Alwin Schlier beim Landgericht Neuburg a. D.; 
— Referendar Johannes Hann emüller beim Landgericht 
Braunſchweig; — Rechtspraktikant Emil Lutz beim Amtsgericht 
Immenſtadt; — Rechtspraktikanten Dr. Hans Grimmeiß, 
Dr. Carl Haß, Dr. Franz Bamberger, Dr. Friedrich 
Goldſchmit beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt 
Xaver Gring beim Amtsgericht Neuſtadt a. A.; — Rechts⸗ 
anwalt Abraham Goldſchmidt beim Landgericht München I; 
— Rechtsanwalt Dr. Walter von Praun beim Landgericht 
Nürnberg; — Rechtsanwalt Iſidor Werner beim Amtsgericht 
Jarotſchin; — Rechtsanwalt Bernhard Falk beim Oberlandes⸗ 
gericht Köln; — Rechtsanwalt Arthur Arno Pernitzſch beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Aſtecker beim Amtsgericht 
Mohrungen; — Rechtsanwalt Dr. Julius Mayer beim Land- 
gericht Ellwangen; — Rechtspraktikant Auguſt Wenig beim 
Landgericht Landshut; — Rechtsanwalt Göhrum beim Land- 
gericht Tübingen; — Rechtsanwalt Adolf Trümmer beim 
Amtsgericht Kötzting; — Rechtsanwalt Eduard Guttmann 
beim Amtsgericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Dr. Gneiſt 
beim Amtsgericht Niesky; — Rechtspraktikant Otto Wiesl⸗ 
huber beim Landgericht Traunſtein; — Rechtspraktikanten Hugo 
Weil, Friedrich Reichhold beim Landgericht Landau i. Pf.; — 
Rechtspraktikanten Siegfried Schwab, Hans Riſch, Theodor 
Doerrer beim Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Otto 
Ecken weber beim Amtsgericht Lichtenfels; — Rechtsanwalt 
Karl Fiſcher beim Amtsgericht Nagold; — Rechtsanwalt 
Ernſt Czygan beim Amtsgericht Sensburg; — Rechtsanwalt 
Dr. Georg Mühſam beim Kammergericht Berlin; — Rechts⸗ 
anwalt Karl Sorof beim Landgericht I Berlin; — Rechts- 
anwalt Waldemar Hartwich beim Landgericht II Berlin; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Carl Detmar Stahlknecht bei der 
Kammer für Handelsſachen Bremerhaven und beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. Hans Paul 
Wilhelm Bintz beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg. 


Löſchungen. 


Rechtsanwalt Conſtantin Strübe beim Landgericht Frei⸗ 
burg i. B.; — Rechtsanwalt Preis beim Amtsgericht Namslau; 
— Rechtsanwalt Glock beim Amtsgericht Künzelsau; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Schnapper beim Landgericht Frank⸗ 
furt a. M.; — Rechtsanwalt Dr. jur. Ehrenfried Mirus beim 
Oberlandesgericht Jena; — Juſtizrath Carl Robert Baunacke 
beim Amtsgericht Pegau; — Rechtsanwalt Dr. Karl Adel ⸗ 
mann beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Pochat 
beim Amtsgericht Königsberg N. M.; — Rechtsanwalt Singer 
beim Amtsgericht Laupheim und beim Landgericht Ulm; — 
Rechtsanwalt zum Tobel II beim Landgericht Ulm; — Rechts. 
anwalt Auer beim Amtsgericht Schorndorf; — Rechtsanwalt 
Emil Lutz beim Landgericht Memmingen; — Rechtsanwalt 
Abraham Goldſchmidt beim Oberlandesgericht München; — 
Rechtsanwalt Heinrich Wimmer beim Amtsgericht Dorfen; — 
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Rechtsanwalt Ernſt Czygan beim Amtsgericht Rhein; — 
Rechtsanwälte Michael Theodor Hogrefe, Dr. jur. Albert 
Georg Schumacher, Carl Guſtav Auguſt Hobelmann, 
Dr. jur. Guſtav Friedrich Meyer beim Landgericht Bremen; 
— Rechtsanwalt Dr. Karl Fuhr beim Landgericht Gießen; — 
Rechtsanwalt Joſef Meiſinger beim Landgericht München I; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Gneiſt beim Amtsgericht Jüterbog; 
— Rechtsanwalt Hildebrand beim Amtsgericht Schoͤnlanke; 
— Rechtsanwalt Wilhelm Collatz beim Landgericht II Berlin. 


Zum 1. Juli ſuche einen tüchtigen, auch in Notariatsſachen 
bewanderten Büreauvorſteher. Meldungen mit Zeugnißabſchriften 
unter Angabe der Gehaltsanſprüche und der letzten Stellung erbeten. 

otsdam. Wolbert, Rechtsanwalt und Notar. 


Suu che 

vom 15. Juli od. 1. Aug. e. gewandt., zuverläff., militärfr. u. geſund. 

Büreauvorſteher, der ſelbſtſtänd. arbeiten kann. Bewerber wollen 

Lebens l., Zeugniſſe u. Angabe der Gehaltsanſpr. einfenden. 
Saalfeld, O.⸗Pr. Deegen, Rechtsanw. u. Notar. 


Ich ſuche einen erfahrenen und zuverläffigen Büreauvorſteher. 
Meldungen mit Gehaltsanſprüchen und Zeugnißabſchriften erbeten. 
Spremberg (Laufiß). Horn, Rechtsanwalt und Notar. 


Rechtsanwalt und Notar Dr. Heuſer in Hanno ver u zu 
1. Oktober tüchtigen, zuverläffigen Büreauvorſteher. elbſt⸗ 
geſchriebene Offerten mit Zeugnißabſchriften, Lebenslauf und Gehalts⸗ 
anſpruch erbeten. | 
Zum fofortigen Eintritt perfekter Buchhalter geſucht, welcher 
ein größeres Büreau ſelbſtändig leiten kann. Stenograph bevorzugt. 


Zeugniſſe mit Gehaltsanſprüchen einſenden. 
Lüneburg. Rechtsanwalt Heinemann. 


Für eine größere Geſellſchaft m. b. H. in Berlin W. wird ein 
Rechtsbeiſtand zur Bearbeitung der täglich vorkommenden juriſti⸗ 
ſchen Fragen geſucht. — Derſelbe hätte andererſeits die wichtigen 
Angelegenheiten mit den Rechtsanwälten der Geſellſchaft zu ee 
und reflektiren wir nur auf einen juriſtiſch gebildeten Herrn, welcher 
ſich täglich einige Stunden bei uns beſchäftigen könnte. Offerten 
unter genauer Darlegung des Bildungsganges und der bisherigen 
praktiſchen Thätigkeit sub T. WB. 293 an die Exp. dieſes Bl. erbeten. 


Büreauvorſteher, 33 Jahr, erfahren und zuverläſſig, ſucht 
Stellung für Außerhalb. 
Droge, Friedenau b. Berlin, Lauterſtraße 19/20. 


Ein tüchtiger Bürenuvorfteher, in Bearbeitung von Prozeß⸗ 
und Notariatsſachen bewandert, ſucht zum 1. Juli eventuell ſpäter 
Stellung. Offerten unter F. G. 302 an die Exp. d. Bl. erbeten. 


Erfahrener Büreauvorſteher, 

ledig, 36 Jahre, durchaus ſelbſtändiger Arbeiter, 
in Fertigung von Schriftſätzen und Notariats— 
Urkunden firm, mit glänzenden Zeugniſſen ver- 
ſehen, ſucht Engagement. 

Offerten unter J. B. 5275 an Rudolf Moſſe, 
Berlin SW. | 

Tüchtiger, erfahrener Büreau⸗Vorſteher ſucht per ſofort bez. 
1. Juli Stellung evtl. als 2. Vorſteher in einem größeren Büreau. 
Offerten unter M. M. 343 an die Exped. dieſes Blattes erbeten. 


Büreauvorſteher 
mit Gerichtsſchr.⸗Qualifikation, ſelbſtändiger Arbeiter in allen Rechts⸗ 
ſachen, im Büreau-, Kaſſen⸗ u. Rechnungsweſen vollſtändig firm, ſucht 
per 1. Oktober er. anderw. Stellung bei Privatverw., Verſ.-⸗Geſellſch, 
Hyp.⸗Bank ꝛc. Gef. Off. erb. sub L. 323 an die Exp. d. Bl. 


Büreau⸗Vorſteher, welcher als ſolcher ſowohl im Geb. des 
Allg. L. R. als des Rh. R. thätig gew. und dem die beſt. Empf. zur 
Seite ſtehen, ſucht, da ſein gegenw. Chef ſeine Praxis niederl., bald. 
anderw. Stellung. Off. unter W. 318 an die Exped. dieſes Bl. 

Junger Büreauvorſteher, auch in Notariatsſachen bewandert, 
ſucht anderweit Stellung. | 

Gefl. Off. erbeten unter A. 316 an die Exp. dieſes Blattes. 

Ein gew. Büreaugeh., 21 ½ Jahre alt, welcher mit dem 
Koſtenweſen und Notariat vollſtändig vertraut iſt, ſucht anderweitig 
Stellung, ev. als Büreau⸗Vorſteher in kl. Anwaltsbüreau. 

Off. unter L. S. 312 an die Expedition dieſer Zeitung. 


J. Mann, 21 J., mit guter Schulbildung (Gymnaſ. U.⸗Sek.), 
ſeit 5 J. in einem größeren Hamburger R. A. Bür. in ungek. 
Stellg., perfekt. Stenogr., mit dem Koſt. Weſ., Führg. der Correſp. 
Entwerfen von Schriftſätzen vertraut, ſucht um ſich zu verändern 
anderw. Stellung als Bür. Vorſt. oder 1. Gehülfe, ev. andere 
Stellung in einem Bankhauſe oder ähnlichem Unternehmen. Inſer. 
iſt mit dem Rechte des B. G. B. ſowie des neuen H. G. B. vertraut. 
Gefl. Off. unter M. C. 464 an Haaſenſtein & Vogler A.⸗G., 
Hamburg. 

Für Bredſtedt in Schleswig wird die Niederlaſſung 
eines Rechtsanwaltes dringend gewünſcht. Das Amt 
Bredſtedt umfaßt ca. 12 000 Einwohner. Nähere Aus⸗ 


kunft ertheilt 
Der Vorſtand des Bürgervereins Bredſtedt. 


Ich ſuche ſofort zur Vertretung auf 10 — 12 Wochen einen 


Aſſeſſor. 
Bad Polzin in Pommern, den 3. Juni 1898. 
Klein, Rechtsanwalt. 


Früherer Anwalt offerirt ſich zur Vertretung und als Hülfs⸗ 
arbeiter. Gefl. Off. sub A. S. 295 an die Exp. dieſes Bl. erbeten. 


J. Nechtsanw., Gemeinr., ſucht Aſſociation mit e. Rechtsanw., 


am liebſten in größerer Stadt. Offerten unter E. B. 224 an die 


Expedition dieſes Blattes. 

Ein Rechtsanwalt, welcher längere Zeit in einem Berliner 
Vorort thaͤtig geweſen iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten 
Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten unter Z. 288 
an die Expedition dieſes Blattes. 

Sämmtliche Reichsgerichtsentſcheidungen zu kaufen geſucht. 
Dr. jur. Sans Bintz, Rechtsanwalt. 
Hamburg, Hermannſtr. 46. 
Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street, 
| bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg F. Wentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord ⸗ Amerikas. 


Die allbeliebten Kommentare: 
Quednau, Stempelsteuergesetz v. 31. VII. 95. 
— — 10. Aufl. kart. Preis mit Beilage M. 2.70. 
— — Gebührenordnung f. Notare v. 
25. VI. 95. 3. Aufl. Leinwandband. 
Preis M. 2.50 
sind stets vorrätig bei 


Strupne & Winckler, 


Berlin N. W. 
Jurist. Specialbuchhandlung. 


Dorotheenstr. 82. 


In unſerem Verlage iſt ſoeben erſchienen: 


Die Entscheidungen des Ehrengerichtshofs 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Herausgegeben von dem Schriftführeramte 
des Deutſchen Anwaltvereins. 


Band VIII. 1. Januar 1896 — 31. Dezember 1897 
nebſt Inhaltsverzeichniß ſämmtlicher acht Bände. 
80, Preis 6 M. 

Die früheren Bände koſten: I. Bd. = 4 Mk., II. Bd. — 
3 Mk., III., IV., V. und VI. Bd. a5 Mk., VII. Bd. = 4 Mk. 
Bd. I- VIII zuſammen Degogen 82 ME. | 

Das Porto beträgt für Bd. J und II a 10 Pf., Bd. III und IV 
a 20 Pf., Bd. V = 10 Pf., Bd. VI — 20 Pf., Bd. VII 10 Pf., 
Bd. VIII = 20 Pf., zuſammen als Poſtpacket = 50 Pf. 

Der Vorſtand des beutſchen Anwaltvereins hat die Unter⸗ 
zeichnete ermächtigt, obiges Werk an Bezugsberechtigte — wie 
Rechtsanwälte, Richter und Behörden — zu liefern. Gegen Ein⸗ 
ſendung des Betrages und Glaubhaftmachung der Bezugsberechtigung 
erfolgt directe Zuſendung ſeitens der Verlagsbuchhandlung. 


Stullſcheiberſtr. 34/06. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 
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j . Wilh. Jacobſohn & Co., Buchhandl., Breslau, Schuh- 
Verlag von Franz Vahlen in Berlin brücke, offeriren gegen Barzahlun (Betragseinſendung): 

W., Mohrenſtraße 13/14. Archiv Striethorſt, 100 Bde. geb., ſchönes Exempl. 60 M. — 
Archiv (Buſch) Handelsrecht, 1—10, geb. 15 M. — Dernburg, 
Privatrecht, 1889/96, 5/4. Aufl. 3 Bde. 15 M. — Reichsger. 


Soeben iſt erſchienen: 
Entſcheid. i. Civilſachen, 39 Bde. u. Gen.⸗Regiſter 1/30, geh, (ſtatt 
70 M.) 


er andwörte 207 M.) 150 M. — dieſelben Bände 26— 389, eb. (ſta 
f | 9 2 rbuch b 8 für 50 M., General⸗Regiſter dazu 1/30 geb. (20 M.) 9 M. — 
zum in Oberverwalt.⸗Gerichts⸗Entſcheid. 1—14 (1877/87) geb. (ſtatt 
a fi | 6 110 M.) für 75 M. — Förſter⸗Eccins, Pr. Privatrecht, 1888, 
urger 1 en [4 E u 4 Bde. geb. nur 14 M. — Geſetzſammlung Preuß. 1806— 1888, 
„ 8 2 geb. nur 36 M. — Johow, Kammerger.⸗Entſcheid. Bde. 1—8, 


von | 1881/89, geb. (50 M) 30 M. — Pr. Yultiz-Minifl.- Blatt 
Heinrich gernhardi, 


1839.— 1888, geb. 50 Bde. nur 36 M. — Weiske, Rechtslexicon, 
Erſtem Staatsanwalt in Göttingen. dachte, 9 8 de i 9 9 7 25 = — . 1 ac 
echts, e. nur — Turnau, Grundbuchord. „geb. 

VI u. 866 S. 8%. Geheftet M. 6.—. Gebunden M. 7.—. (25 M.) nur 7 M. — Willenbücher, Handelsgeſesb. 1891 (ftatt 
„ 9 M.) für 3 M. — Pierer, Converſat.⸗Lexicon, neueſte VII. Aufl. 


Das Buch bietet ein eingehendes Sachregiſter, das dazu 1893/94, 12 Bde., elg. geb. (ftatt 90 M.) für nur 35 M. 


dient, aus ſfämmtlichen bisherigen Rechtsgebieten in 
das BGB. hinüberzuführen. Daſſelbe enthält deshalb alle 
Schlagwörter des . Rechts. | 

Se. Excellenz der zirkliche Geheime Rath und Präſident 
der Juſtizprüfungskommiſſton Herr Profeſſor Dr. Stölzel be⸗ 
gleitet dieſes Handwörterbuch mit einem einführenden Vorwort 
und giebt darin ſeiner Ueberzeugung Ausdruck „daß das mit 
vielem Fleiße und Geſchicke abgefaßte Buch ſich für 
das Einleben in das Bürgerliche Geſetzbuch als ſehr 
nützlich erweiſen wird.“ 


Mar Kornicker, Lindners Nachfolger. 
Formular-Magazin für Rechtsanwalte und Notare. 

: Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. 
empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 
ſämmtliche Druckſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei⸗, 
Concept⸗, Briefpapiere, Couverts in den gängigen Formaten, 
Actendeckel ꝛc. ꝛc. in bekannt beſter Ausführung zu billigſten Preiſen. 
Papierproben gratis u. franco, Formular⸗Collection gegen Ein⸗ 
ſendung von 75 Pfg. Verlag von Kremſer's Gebühren⸗Tabellen. 


J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München. 


Special-Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut für Rechts- u. Staatswissenschaften. 
Maximiliansplatz 4. 


-Wir offerieren und liefern franko, so lange der Vorrat reicht: 
7 zu für Entscheidungen der obersten Gerichte. Bd. 1—-52 mit Einzelregistern zu Bd. 1/52. München 
Seuffert 8 Archiv 1847/97. (Früherer Preis ungebunden Mk. 359.40.) Gut gebunden für Mk. 150.— 


ie Bd. 31—52 (oder Neue Folge Bd. 1—22) mit Einzelregistern zu Bd. 31—50 (N. F. 1—20). (Ladenpreis 
| Dass. ungebunden Mk. 210.80) in Ganzleinenbände gebunden neu für Mk. 10.— 
i des obersten Landesgerichts für Bayern in Civilsachen. Bd. 1—15. Erlangen 

Sammlung von Entscheidungen 1871/96. Mit Register zu Bd. 1— 10. (Ladenpr. ungebd. Mi B07 In 
r — 


15 Ganzleinenbände gebunden neu 
Die kürzlich erschienenen Antiquaria 
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Carl Heymanns Verlag, Lerlin W. 
Rgechts⸗ und Staatswiſſ enſchaftlicher Verlag. 


Monaksſchrift 


Dundelsrecht und Dan Rweſen 


Steuer⸗ und Stempelfragen. 
Herausgegeben von 
Juſtizrath Dr. Paul Holdheim in Frankfurt a. M. 
Preis halbjährlich M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,30. 8 
Inhaltzuon Ur. 6, Jahrgang 1898: Der 5 8 des deutſchen Bankdepotgeſetzes und die öſterreichiſche Bankpraxis. Von 
Dr. Karl A 5 ler in Wien = EM 5 8 des Bankdepotgeſetzes. Von Juſtizrath Dr. Oswalt in Frankfurt a. M. — Ueberſicht der 
Rechtsſprechung: Kaufmannseigenſchaft, Handelsregiſter, Firmenrecht. Mitgetheilt von Oberlandesgerichtsrath Düringer in Karlsruhe. — 
Der Mißerfolg des Börſenregiſters. Von Handelskammerſyndikus Dr. Rieſ enfeld in Breslau. — Civilgeſellſchaft der Obligeiare 
der franzöſiſchen Immobiliengeſellſchaft. Mitgetheilt von Dr. Holdheim. — Steuerweſen: Einkommen aus der Betheiligung als 
ſtiller Geſellſchafter bei Erwerbsge en un 505 = in ee hoftemnel A 11 9 e 
U tenten. — Stempelweſen: Zur Auslegung des 2 2 des Reichsſtempelgeſetzes. Von Rechtsanwalt LT. a 
. 15. 55 Profeſſor Stoerck: Ueber Ko iflkation im konſtitutionellen Syſtem der 


mann in Hannover. — Aus den juriſtiſchen Vereinen. 1 
Geſetzgebung. — Rechtsſprüche. Vom Reichsgericht. Mitgetheilt von Reichsgerichtsrath Förtſch. 


ts-Kataloge No. 28 u. 29. Rechts- und Staats wissenschaften (8600 Nrn.) 


Für die Redaktion verantw.: 
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M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 
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Berlin, 20. Junk. 20. Juni. 


1898. 


Juriſtiſche Wochenſchriſt. 


Herausgegeben von 


M. Kempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Inhalt. 
Vom e S. 413. — Perſonal⸗Veränderungen. 
S. 430. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 6. bis 16. Juni 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Beſchluß: in Erwägung, daß die Parteien ſich nach 
§ 79 C. P. O. vor den L. G. und allen Gerichten höherer 
Inſtanz durch einen bei dem Prozeßgericht zugelaſſenen 


Rechtsanwalt als Bevollmächtigten müſſen vertreten laſſen, von 


einem ſolchen alſo auch die bei den bezeichneten Gerichten ein- 
gereichten Beſchwerden unterzeichnet ſein müſſen, einer der im 
8 532 Abſ. 2 a. a. O. aufgeführten Ausnahmefälle hier nicht 
vorliegt, die Vorſchrift des § 98 Abſ. 2 a. a. O. nur beſagt, 
daß das Geſuch um Feſtſetzung des zu erſtattenden Betrages 
der Prozeßkoſten vor dem Gerichtsſchreiber zu Protokoll erklärt 
werden kann, daraus aber nicht folgt, daß die gegen den Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß erhobene Beſchwerde ebenfalls vom Anwalts- 
zwange befreit iſt, das R. G. das Gegentheil auch in konſtanter 
Praxis ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. Bd. 7 S. 403), daſſelbe 
auch Wilmowski und Levy, auf welche ſich der Bevollmächtigte 
des Beſchwerdeführers beruft, in der fünften Ausgabe ihres 
Kommentars annehmen, indem ſie in den Anmerkungen zu 898 
ausführen, daß für das Geſuch um Erſtattung der Prozeßkoſten 
kein Anwaltszwang ſtattfinde, dieſe Befreiung jedoch nicht weiter 
auszudehnen ſei, und dabei auf die Anm. 3 zu 8 99 hinweiſen, 
dort ſich aber der erwähnten Rechtſprechung des R. G. an⸗ 
ſchließen, die vorliegende, beim Kammergerichte eingereichte Be⸗ 
ſchwerde allein von dem Rechtsanwalt N. unterzeichnet iſt, welcher 
bei dieſem Gerichte nicht zugelaſſen iſt, die Nichtbeachtung des 
bezeichneten, ſeit vielen Jahren anerkannten Rechtsgrundſatzes 
auch als ein grobes Verſchulden des zum Bevollmächtigten des 
Beſchwerdeführers beſtellten Rechtsanwaltes zu erachten iſt auf 
Grund der 88 537, 92 und 97 C. P. O. beſchloſſen: Die 
weitere Beſchwerde wird als unzuläſſig verworfen; die Koſten 
dieſer Beſchwerdeinſtanz werden dem Rechtsanwalt N. auferlegt. 


9) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


VI. C. S. i. S. Krüger e. Malk vom 23. Mai 1898, 
B Nr. 96/98 VI. 

2. Es iſt ein unlösbarer Widerſpruch, wenn das B. G. 
das von der Kl. behauptete Gehaltsverſprechen für unerwieſen 
annimmt, gleichzeitig aber dieſe Behauptung gegen die Kl. 
gelten läßt, womit doch nur gemeint ſein kann, daß dieſe Be⸗ 
hauptung zu Ungunſten der Kl., obwohl fie von dem Bekl. 
beſtritten ſei, gleichwohl für erwieſen angenommen werden müſſe. 
Der Widerſpruch würde noch ſchroffer zu Tage treten, wenn 
das B. G. mit Rüdfiht auf die unverkennbare und von ihm 
mit Recht betonte Bedeutung des Gehaltsverſprechens für die 
Auslegung der Erklärung des S. vom 4. Februar 1889 und 
damit auch für die Entſcheidung über den Rentenanſpruch 
gemäß 8 273 Abſ. 2 C. P. O. von der Erlaſſung des Theil- 
urtheils über den letzteren abgeſehen hätte. Alsdann würde, 
falls das Gehaltsverſprechen unerwieſen blieb, gleichwohl aber 
die desfallſige Behauptung der Kl. zu ihren Ungunſten wie im 
jetzigen Theilurtheile verwerthet wäre, in ein und demſelben 
Urtheile eben dieſelbe Thatſache einmal als unerwieſen oder 
widerlegt und das andere Mal als erwieſen gelten. Ein ſolches 
Ergebniß, weil folgewidrig, iſt abzuweiſen und auch, obwohl 
thatſächlicher Natur, gegenüber dem Grundſatze der freien Be⸗ 
weiswürdigung ($ 259 C. P. O.) nicht aufrecht zu erhalten. 
Daß in Eheſachen in Folge der im Intereſſe der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ehe gegebenen Vorſchrift in $ 577 Abſ. 2 C. P. O. 
bei dem Beweiſe durch Schiedseid die Sachlage im einzelnen 
Falle ſich anders geſtalten kann (vergl. Urtheil des R. G. vom 
17. September 1894, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 545°), 
kommt für die grundſätzliche Entſcheidung der Frage nicht in 
Betracht. Auch bezüglich der Verwerthung einer Partei⸗ 
behauptung gegen den Behauptenden, — ſofern es ſich um den 
Beweis der behaupteten Thatſache, wie im vorliegenden Falle 
handelt, und nicht etwa blos um Folgerungen für fi aus der 
Thatſache, daß die Behauptung von dem Behauptenden über⸗ 
haupt aufgeſtellt worden iſt — findet der § 261 C. P. O. 
Anwendung, nach welcher die von einer Partei behaupteten 
Thatſachen nur inſoweit keines Beweiſes bedürfen, als ſie im 
Laufe des Rechtsſtreits von dem Gegner bei einer mündlichen 
Verhandlung oder zum Protokoll eines beauftragten oder er⸗ 
ſuchten Richters zugeſtanden find. Die von dem Gegner be⸗ 
ſtrittene Parteibehauptung hat daher keinesfalls die rechtliche Natur 
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eines gerichtlichen Geſtändniſſes im Sinne des § 261 a. a. O. 


ſich zum Vortheile des Gegners gelten zu laſſen (vergl. Urtheil 
des R. G. vom 4. Januar 1893 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 95°, 
v. Wilmowski und Levy, C. P. O. zu $ 261 Anm. 2 Abſ. 1). 
IV. C. S. i. S. Hadamla c. v. Müller vom 20. Mai 1898, 
Nr. 82/98 IV. 


3. Die Reviſion rügt Vetlczung des 8 147 der C P. O. 


In dem Protokolle über die letzte mündliche Verhandlung vor 
dem B. G. vom 7. Juli 1897, in welcher auch der Zeuge W. 
vernommen wurde, iſt deſſen Ausſage zur Sache wie folgt feſt⸗ 


geſtellt: „Ich halte die mir ſoeben vorgeleſene Ausſage, welche 


ich in der Verhandlung vom 26. April, 19. Juni 1896 und 
vom 11. März 1897 (Blatt 108, 127, 245 der Akten) gemacht 
habe, durchweg aufrecht. ....“ Nach dem Vermerke der Ver⸗ 
leſung und Genehmigung der Ausſage heißt es dann im Protokolle 
weiter: „Der Zeuge wurde hierauf außerdem noch über ſeinen 


geſchlechtlichen Verkehr mit der verehelichten T. eingehend ver⸗ 
nommen.“ Die Reviſton findet nun die Verletzung des § 147 


der C. P. O. darin, daß der Juhalt der diesfälligen Ausſage 
des Zeugen weder protokollir noch im Thatbeſtande des B. U. 
wiedergegeben ſei, gleichwohl aber die Gründe die oben wieder⸗ 
gegebenen nachtheiligen Schlüſſe aus dieſem Theile der Ausſage 
des Zeugen ergeben. — Von einer Verletzung des § 147 der 
C. P. O. kann keinesfalls die Rede ſein, da es gerade nach 
dieſer Vorſchrift der Feſtſtellung der Ausſage eines Zeugen im 
Sitzungsprotokolle dann nicht bedarf, wenn, wie im vorliegenden 
Falle, die Vernehmung vor dem Prozeßgericht erfolgt und das 
Endurtheil der Berufung nicht unterliegt. Dagegen würde der 
§ 284 Nr. 3 der C. P. O., wonach das urtheil eine gedrängte 
Darſtellung des Sach- und Streitstandes auf Grund der münd⸗ 
lichen Verträge der Parteien zu enthalten hat, verletzt ſein, falls 
angenommen werden müßte, daß die vor dem B. G. gemachte 
Ausſage des Zeugen W. nicht in dem erforderlichen Umfange 
in das Urtheil aufgenommen iſt, da die Vorſchrift des § 147 
a. a. O. zwar von der Feſtſtellung der Zeugenausſage zum 
Sitzungsprotokoll, nicht aber, ſoweit die Ausfage für die Ent- 
ſcheidung irgendwie in Betracht kommt — § 259 a. a. O. —. 
von deren Wiedergabe im Urtheil entbindet. Dabei kann es 
ſich aber immer nur um eine Wiedergabe des weſentlichen In⸗ 
halts der Ausſage, nicht des Wortlauts derſelben oder aller ihrer 
Einzelheiten handeln. Hiervon ausgegangen, konnte ſich das 
B. G., da das Nähere über den geſchlechtlichen Verkehr des W. 
mit der Bekl. bereits in den im Thatbeſtande des B. U. aus. 
drücklich in Bezug genommenen Protokollen über die Zeugen⸗ 
vernehmung des W. vom 23. April und 19. Juni 1896 ent- 
halten iſt, betreffs der Wiedergabe des Ergebniſſes der vor dem 
B. G. erfolgten Vernehmung des W. hierüber auf die für die 
Beurtheilung der Glaubwürdigkeit deſſelben weſentliche Hervor⸗ 
hebung beſchränken, daß „nach dem Eindruck des Zeugen und 
namentlich der Art und Weiſe der Schilderung der Vorgänge 
ihm Glauben geſchenkt ſei.“ Einer Darlegung der einzelnen 
für die Gewinnung des Eindrucks beſtimmenden Umſtände . 
der Einzelheiten der Schilderung bedurfte es dabei nicht, 

dieſe nicht für ſich ſondern in ihrer Geſammtheit und in Be 
bindung mit dem ganzen Auftreten des Zeugen vor dem 
erkennenden Gericht deſſen, inſoweit einer Nachprüfung durch 


1 28 das Reviſionsgericht nicht unterliegende Ueberzeugung von der 
und der Behauptende braucht dieſelbe als ſolches nicht gegen 


ee. 
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Glaubwürdigkeit des Zeugen begründet haben. Daß etwa bei 
der Vernehmung vor dem B. G. der Zeuge. W. über ſeinen 
geſchlechtlichen Verkehr mit der Bekl. weitere erhebliche Angaden, 
als die in den Protokollen vom 23. April und 19. Juni 1896 
enthaltenen, gemacht habe, dafür fehlt es an jedem Anhalt, 
ſodaß nur angenommen werden kann, daß es ſich überhaupt bei 
der „eingehenden“ Vernehmung bloß um die Ermittelung von 


für die Gewinnung des „Eindrucks“ von dem Zeugen in Betracht 


kommenden Einzelheiten des Verkehrs zwiſchen dieſem und der 
Bekl. gehandelt hat. IV. C. S. i. S. Thürmer c. Thürmer 
vom 18. April 1898, Nr. 325/97 IV. 

4. Die Vernehmung der Zeugin W. nach Maßgabe des 
Beweisbeſchluſſes vom 27. März 1896 hatte, da es ſich dabei 
um den geſchlechtlichen Verkehr ihres Ehemannes mit der Bekl. 
handelte, nach § 358 Nr. 3, in Verbindung mit § 349 Nr. 2 
und § 348 Nr. 2 der C. P. O., zunächſt, wie auch geſchehen, 


unbeeidigt zu erfolgen und unterſtand es ſodann dem ‚Ermeffen 


des erkennenden Gerichts — § 358 Abi. 2 a. a. O. — die 
nachträgliche Beeidigung anzuordnen. Aber wuch⸗ 1 1 
gebliebenen Ausſage durfte gemäß § 259 4. a. O. voller Glaube 
beigemeſſen werden (vergl. Urtheil des R. G. vom 28. Mai 1894, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 399 8), jo daß in dieſer Beziehung 
von einer Verletzung des § 577, bezw. § 356 der C. P. O. 
durch das B. G. nicht die Rede ſein kann. Dagegen mußte 
allerdings die Beeidigung der Zeugen W. bei ihrer anderweiten 
Vernehmung in Erledigung des Beweisbeſchluſſes vom 26. Juni 
1896 gemäß § 356 a. a. O, erfolgen, da hier der- Fall der 
Zuläſſigkeit der unbeeidigten Vernehmung nicht vorlag. Nun 
können zwar nach § 356 Abf. 2 der. C. P, O. die Parteien, 
auf die Beeidigung der Zeugen verzichten; dieſe Vorſchrift findet, 
jedoch, worauf die Reviſton ihre Rüge ſtützt, nach $ 57 7 a. a. O. 
in Eheſachen keine Anwendung, und damit iſt auch in dieſen 
Sachen der ſonſt aus § 267 der C. P. O. herzuleitende Verluſt 
des Rügerechts der Parteien bezüglich der vorſchriftswidrig unter⸗ 
bliebenen Beeidigung eines Zeugen ausgeſchloſſen. Das B. G. 
hat ſich daher, ebenſo wie das L. G., einer Verletzung der 
§§ 356, 577 der C. P. O. dadurch ſchuldig gemacht, daß die 
Ausſage der Zeugin W. zum Protokolle vom 1. Oktober 1896 
bei der Entſcheidung berückſichtigt iſt, ohne zuvor die vorſchrifts⸗ 
widrig unterbliebene Beeidigung nachzuholen. Gleichwohl läßt 
ſich nicht annehmen, daß das B. U. auf dieſer Geſetzes⸗ 
verletzung beruht. Darauf iſt freilich kein Gewicht zu legen, 
daß das B. G. der unbeeidigten Ausſage derſelben Zeugin 
über den geſchlechtlichen Verkehr ihres Ehemannes mit der Bekl. 
vollen Glauben beizulegen befugt war und auch in der That, 
beigelegt hat, da die unbeeidigte Vernehmung eines Zeugen auf 
Grund des § 358 Nr. 3 der C. P. O. nur ſoweit zuläſſig iſt, 
als das Recht des Zeugen zur Zeugnißverweigerung reicht (vergl. 
Urtheil des R. G. vom 11. Juli 1888, Entſch. Bd. 23 S. 134). 
Dagegen ergiebt der Zuſammenhang der Gründe des B. U., 
insbeſondere des oben wiedergegebenen Theils derſelben, un ; 
zweideutig, daß die Ueberzeugung des B. G. von der Glaub⸗ 
würdigkeit des Zeugen W. bezüglich ſeiner Ausſage über ben: 
geſchlechtlichen Verkehr zwiſchen ihm und der Bekl. auf dem 
Eindrucke beruht, den der Zeuge bei ſeiner Vernehmung vor 
dem B. G. gemacht hat. „Nach dem Eindruck des Zeugen und 
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namentlich der Art und Weiſe der Schilderung der Vor⸗ 
gänge iſt ihm Glauben geſchenkt“, ſo faßt das B. G. 
fein Urthefl über die Glaubwürdigkeit des Zeugen im Abſchluß 
ſeiner Erwägungen über den ſchroffen Widerſpruch zwiſchen den 
Ausſagen des W. und der Zeugin H. zuſammen, welche letztere 
an dem Tage, an welchem W. nach ſeiner Ausſage das erſte 
Mal mit der Bekl. den Beiſchlaf vollzogen hat, ununterbrochen 
mit dieſer zuſammen geweſen ſein wollte. Wenn ſodann das 
B. G. am Schluffe feiner Würdigung des Beweisergebniſſes im 
übrigen, unter Hinweis auf die ſonſt ermittelten, für einen 
geſchlechtlichen Verkehr zwiſchen dem W. und der Bekl. ſprechenden 
Thatſachen, unter denen ſich allerdings auch die von der Zeugin 
W. bekundete mehrgedachte Aeußerung der Bekl. befindet, ſich 
bezüglich der Glaubwürdigkeit des Zeugen W. wiederholt dahin 
ausſpricht: „Alle dieſe Thatſachen unterſtützen die Ausſage des 
W. ſo, daß ſeiner eidlichen Ausſage voller Glauben beigemeſſen 
ift," ſo läßt ſich dieſer Ausſpruch nur dahin verftehen, daß jene 
Thatſachen die aus dem perſönlichen Eindrucke des Zeugen bei 
ſeiner Vernehmung gewonnene Ueberzeugung des Gerichts von 
der Glaubwürdigkeit des Zeugen beſtätigen, nicht, daß dieſe 
Thatſachen für die Begründung der Ueberzeugung von maß⸗ 
gebender Bedeutung geweſen ſind. Damit entfällt aber der mit 
Unrecht für erwiefen angenommenen mehrgedachten Aeußerung 
der Bekl. jede Erheblichkeit für die in der Sache ſelbſt getroffene 
Entſcheidung und kann daher auch auf die dabei vorgekommene 
Geſetzesverletzung gemäß $ 526 der C. P. O. die Reviſton nicht 
gegründet werden. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

5. Wie nach § 410 der C. P. O. die Eidesz uſchiebung 
nur über Thatſachen zuläffig iſt, fo kann nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des $ 437 der C. P. O. das Gericht der einen oder 
anderen Partei auch den richterlichen Eid nur über eine 
ſtreitige Thatſache auferlegen. Damit iſt grundſätzlich die 
Zuläſſigkeit des Parteieneides über Urtheile, das iſt Schluß⸗ 
folgerungen rechtlicher oder thatſächlicher Natur aus gegebenen 
Thatſachen ausgeſchloſſen. Im vorliegenden Falle hat aber 
das L. G. der Kl. den richterlichen Eid dahin aufgegeben, daß 
die auf Betreiben des Bekl. gepfändeten Gegenſtände ihr alleiniges 
Eigenthum ſeien, und von der Leiſtung beziehungsweiſe 
Weigerung dieſes Eides die Zuſprechung beziehungsweiſe Ab⸗ 
weiſung der Klage abhängig gemacht. Indem das O. L. G. 
dieſe Entſcheidung durch Zurückweiſung der Berufung aufrecht 
erhielt, hat daſſelbe gegen jenen Grundſatz verſtoßen und den 
8 437 eit. verletzt. Der Eid über das Eigenthum enthält 
ein Urtheil und nicht eine Thatſache. Es handelt ſich auch 
nicht etwa lediglich um die Frage der Identität der gepfändeten 
Gegenſtände mit ſolchen, bezüglich deren das Eigenthumsrecht 
der Kl. aus der vorliegenden Sachlage hergeleitet wird. Das 
O. L. G. hat vielmehr ſelbſt hervorgehoben, daß die Beweis⸗ 
aufnahme, welche ſich unter andern auch auf die Frage bezog, 
ob ernſtliche oder Scheingeſchäfte vorlagen, immerhin nicht für 
voll ausreichend erachtet werden könne, weil dieſelbe hauptſächlich 
auf unbeeidigten Ausſagen der nächſten Verwandten der Kl. 
beruhe, deren nachträgliche Beeidigung nicht angezeigt erſcheine, 
ſich auch nicht ausnahmslos auf alle ſtreitigen Gegenſtände 
erſtrecke. Danach muß die Eidesauflage auch auf dieſe Fragen 
bezogen werden. Weiterhin glaubt das O. L. G. das hier 


erörterte, bereits in der Berufungsinſtanz gegen den Inhalt des 


Eides vom Bell. erhobene Bedenken mit der Erwägung be⸗ 
ſeitigen zu können, daß bei der Faſſung des Eides über deſſen 
Sinn und Tragweite kein Zweifel beſtehen könne, insbeſondere 
der Begriff des Eigenthums allgemein bekannt ſei, und 
giebt hiermit zu erkennen, daß es ſelbſt davon ausgegangen iſt, 
daß es ſich bei der der Kl. aufgegebenen eidlichen Erhärtung 
des Eigenthums nicht lediglich um die Identitätsfrage, ſondern 
die allgemeine Feſtſtellung der Eigenthumsfrage überhaupt handele. 
II. C. S. i. S. Uhlig c. Heymann vom 27. Mai 1898, 


Nr. 101/98 II. 


6. Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erholten 
werden. Wie in dem Thatbeſtand des B. U. ausgeführt iſt, 
war der Vormund der minderjährigen T. von dem Familienrathe 
angewieſen worden, gegen diejenigen Gläubiger, welche aus 
Mitteln der Minderjährigen befriedigt worden ſeien, Klage auf 
Rückerſtattung dieſer Beträge zu erheben, er hat demgemäß 
gegen M. die Klage auf Verurtheilung zur Zahlung von 
14 000 Mark nebſt Zinſen angeſtellt und dieſelbe damit be⸗ 
gründet, daß M. lediglich Gläubiger des Vormundes B. 
geweſen und ſonach zur Rückerſtattung der an ihn in jenem 
Betrage aus Mitteln der Minderjährigen gemachten Zahlungen 
verpflichtet ſei. Die Klage war nach dieſer Begründung eine 
conditio indebiti (Art. 1376 des B. G. B.). Nur von 
dieſem Geſichtspunkte aus hat auch der Bekl. M. in der 
I. J. die Klage bekämpft, indem er beſtritt, aus den von den 
Kl. angegebenen Rechtsgeſchäften irgend welche Gelder erhalten 
zu haben, und behauptete, daß der geſetzlich hierzu berechtigt 
geweſene Vormund B. die Zahlungen an U. und H. aus dem 
Darlehn des G. bezw. aus dieſem Erlöſe der Verſteigerung vom 
4. April 1893 veranlaßt habe. Ebenſo hatte das L. G. die 
Klage nur in dieſem Sinne aufgefaßt und darüber entſchieden; 
es hat dabei nach dem eigenen Thatbeſtande des O. L. G. er 
wogen, daß ein doloſes Handeln zum Nachtheile der Mündel 
Seitens M.⸗G. im Einverſtändniſſe mit dem Vormunde B. 
von den Kl. nicht einmal behauptet worden ſei, und daß 
ebenſowenig die für die Rückforderung der Zahlung einer 
Nichtſchuld nothwendigen Vorausſetzungen vorlägen. Der 
Klagegrund war demnach gemäß der eigenen Feſtſtellung des 
O. L. G. der, daß M. 14 000 Mark aus dem Vermögen der 
Minderjährigen erhalten habe, bezw. dieſer Betrag aus dieſem 
Vermögen zu ſeiner Verfügung geſtellt und auf ſeine Anweiſung 
hin au U. und H. bezahlt worden ſei, obwohl weder er noch 
dieſe Beiden Gläubiger der Minderjährigen geweſen ſeien. 
Anders iſt dagegen die Begründung, welche der Entſcheidung 
des O. L. G. zu Grunde liegt. Nach deſſen Thatbeſtand haben 
die Kl. erſt in der Berufungsinſtanz hervorgehoben, daß 
M. durch Argliſt bewirkt habe, daß aus den für ſie ein⸗ 
gegangenen Geldern 14 000 Mark zu ſeiner Verfügung geſtellt 
und infolge ſeiner Weiſung an die Gläubiger des Vormundes B. 
bezahlt und ſie hierdurch geſchädigt worden ſeien; ſie 
machten alſo nun ihre Klageforderung als eine Schadens⸗ 
erſatzforderung geltend unter Behauptung einer unerlaubten 
Handlung des M. Letztere iſt der nunmehrige Klagegrund. 
und das O. L. G. hat dieſe Begründung für zutreffend er⸗ 
achtet und aus Art. 1382 des c. c. die Klageforderung, deren 
Höhe nunmehr auch nach den Grundſätzen über Schadenserſatz 
geltend gemacht und feſtgeſtellt wurde, zugeſprochen. Während 
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alſo die Klage auf einen Quaſtkontrakt, Zahlung einer Nicht 
ſchuld, geſtützt war, trat an Stelle dieſer Begründung in der 
Berufungsinſtanz die Behauptung eines ſchadenverurſachenden 
Delikts, und wurde Schadenserſatz zugeſprochen, während ur⸗ 
ſprünglich in der Klage und in der I. J. die Rückerſtattung 
einer gezahlten Nichtſchuld verlangt worden war. Das iſt aber 
eine Klageänderung in der Berufungsinſtanz, welche, 
wenn ſie auch von dem Bekl. nicht gerügt worden iſt, doch nach 
§ 489 der C. P. O. unſtatthaft war. Das angegriffene 
Urtheil beruht daher auf einer Verletzung dieſes Paragraphen. 
Zur Aufrechterhaltung des Urtheils kann auch nicht der $ 242 
der C. P. O. (vergl. § 485 der C. P. O.) unter dem Geſichts⸗ 
punkte angezogen werden, daß das O. L. G. durch ſein Urtheil 
ſtillſchweigend angenommen habe, daß die in der II. J. vor- 
genommene Klagebegründung aus einem Delikte nicht eine 
Aenderung der urſprüglichen Klage enthalte. Denn der § 242 
ſetzt für ſeine Anwendbarkeit zum Mindeſten voraus, daß das 
Gericht in ſeinen Gründen zu erkennen giebt, das es eine Klage ⸗ 
änderung als nicht vorliegend anſehe. Das iſt aber im vor ⸗ 
liegendenden Falle nicht geſchehen, vielmehr hat das O. L. G. 
den Geſichtspunkt der Klageänderung ganz überſehen. II. C. S. 
i. S. Müller c. Thomas vom 24. Mai 1898, Nr. 17/98 II. 

7. Durch Zwiſchenurtheil hat das Kammergericht mehrere 
zwiſchen den Parteien ſtreitig gewordene Punkte vorab zur Er⸗ 
ledigung gebracht. Nr. 1 der Formel lautet: „Der Bekl. Moritz T. 
iſt auch als Nebenintervenient der als offene Handelsgeſellſchaft 
beklagten Lift Company of Heligoland, auf den die 58 66, 
58, 59 der C. P. O. Anwendung finden, zu erachten.“ Gegen 
dieſen Theil des Zwiſchenurtheils hat die Kl. ſofortige Be- 
ſchwerde eingelegt, in der fie auszuführen ſucht, daß die Prozeß⸗ 
partei ſelbſt niemals zugleich Nebenintervenient ſein könne, daß 
jedenfalls aber die Nebenintervention des T. nicht nach § 66 
der C. P. O. zu beurtheilen ſei. Die Beſchwerde war als un⸗ 
zuläſſig zu verwerfen, da ſich die angefochtene Entſcheidung als 
ein Zwiſchenurtheil im Sinne des § 275 der C. P. O. darſtellt, 
das nach 88 507 und 510 zuſammen mit dem Endurtheile 
allenfalls durch Reviſion angefochten werden könnte, dem Rechts⸗ 
mittel der Beſchwerde aber nach § 530 nicht unterliegt. An⸗ 
ſcheinend nimmt die Kl. an, daß ſich der hervorgehobene Theil 
des Urtheils als eine Entſcheidung nach § 68 der C. P. O. 
Abs. 1 darſtelle, und wenn dies richtig wäre, fo würde ihre 
Beſchwerde allerdings nach Abſ. 2 dieſes Paragraphen zuzulaſſen 
ſein. Es iſt aber nicht richtig. Ein „Antrag auf Zurüd- 
weiſung der Nebenintervention“ iſt in den Verhandlungen vor 
dem Kammergericht überhaupt nicht geſtellt worden. Das 
Kammergericht hat daher auch über einen ſolchen Antrag weder 
entſcheiden können, noch entſcheiden wollen. Vielmehr hat es 
ganz richtig nach Abſ. 3 des § 68 den Nebenintervenienten 
zugezogen, weil die Zurückweiſung der Nebenintervention von 
keiner Seite beantragt war. Was ſtreitig war zwiſchen den 
Parteien und was das Kammergericht durch den oben heraus 
gehobenen erſten Satz ſeines Zwiſchenurtheils auch allein hat 
entſcheiden wollen, war die Frage, ob die Nebenintervention des T. 
als eine f ogenannte ſelbſtändige Nebenintervention im Sinne 
des 8 66 der C. P. O. anzufehen ſei und T. daher als Streit 
genoſſe der Lift Company im Sinne des § 58 der C. P. O. 
zu gelten habe. Die Bejahung dieſer Frage, die das Kammer ⸗ 


gericht ausſpricht, bildet ein Element des Endurtheils, und zwar 
ein nothwendiges Element, weil T., wie der Thatbeſtand ergiebt, 


Behauptungen aufgeſtellt hatte, die ſich mit früheren Partei⸗ 
erklärungen der Lift Company in Widerſpruch ſetzten, mit 


denen ihn das Kammergericht aber gleichwohl gehört hat. 
I. C. S. i. S. Anhalt u. Wagner c. The Lift Company 
of Heligoland vom 28. Mai 1898, B Nr. 50/98 I. 

8. Die Bezeichnung der Partei gehört nicht zu den klage⸗ 
begründenden Thatſachen im Sinne der 85 555 und 556 der 
C. P. O. Keine Prozeßordnung hat einen Paßzwang für das 
Betreten der Gerichtsſchwelle begründet. Auch im Prozeßverkehr 
wird Betrug oder abſichtliche Täuſchung nicht vermuthet. Jeder 
gilt zunächſt als der, als den er ſich vorſtellt. Was vom Träger 
des bürgerlichen Namens gilt, muß auch vom Träger des Han⸗ 
delsnamens gelten. Daß der mit ſeinem bürgerlichen Namen 
und ſeinem Handelsnamen, der Firma, als Kl. im Urkunden⸗ 
prozeſſe auftretende Kaufmann für den Fall einer etwaigen Be⸗ 
ſtreitung feines Handelsnamens ſchon mit der Klage einen urkünd⸗ 
lichen Nachweis des letzteren vorlege, kann ſomit ebenſo wenig 
gefordert werden, als daß er vorſichtshalber ſeinen bürgerlichen 
Namen mit einem Taufſchein oder einem Auszug aus dem 
Geburtsregiſter ſchon in der Klageſchrift belege. Die Prüfung 
und Beſtreitung der Identität des Wechſelgläubigers muß aller⸗ 
dings auch dem Wechſelſchuldner zugeſtanden werden. (Vergl. 
Thoel, Wechſelrecht $ 150 S. 514, Staub, Kommentar zur 
allgemeinen deutſchen Wechſelorduung zu Anm. 36 § 17.) Die 
Annahme, daß durch die Firma eine zweifelloſe Identitätsfeſt⸗ 
ſtellung nicht erreicht werde, hat im Verein mit der Erwägung 
der Schwierigkeiten, die ſich durch einen Wechſel der Firmen 
inhaberſchaft innerhalb der verſchiedenen Stadien des Prozeſſes 
bis zur Exekution ergeben könnten, zu der Anſicht geführt, daß 
ein Einzelkaufmann unter feiner Firma nicht im Prozeſſe auf 
treten, vielmehr nur unter ſeinem bürgerlichen Namen klagen 
und verklagt werden dürfe. (Vergl. Staub, Kommentar zum 
Handelsgeſetzbuch 5. Auflage S. 33 § 6a.) Der erkennende 
Senat erachtet im Anſchluſſe an die Rechtſprechung des 
R. O. H. G. den gerade auch mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe 
des Wechſelprozeſſes in $ 17 des H. G. B. vom 10. Mai 1897 
anerkannten Grundſatz, daß der Kaufmann unter ſeiner Firma 
klagen und verklagt werden könne, auch für das beſtehende Recht 
als eine den Bedürfniffen des Handelsverkehrs entſprechende 
folgerichtige Entwickelung der civilrechtlichen und im Handels- 
verkehr anerkannten Bedeutung der Firma. (Vergl. Entſch. des 
R. O. H. G. Bd. 3 S. 411, Bd. 23 S. 101, Denkſchrift 
zu dem Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs S. 31.) Aus der 
Berechtigung des Auftretens unter der Firma folgt aber nicht 
nur, daß der dermalige Inhaber der Firma als Kl. oder 
Bekl. gilt, ſondern auch daß, ſelbſ, wenn ein etwaiger Wechſel 
der Firmeninhaberſchaft für die in Frage ſtehende Berechtigung 
oder Verpflichtung in Betracht kömmt, die Darlegung, daß 
ungeachtet des Wechſels der Inhaberſchaft der dermalige In⸗ 
haber berechtigt oder verpflichtet ſei, nicht zur Klagebegründung 
erforderlich iſt. (Vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 23 
S. 101.) VI. C. S. i. S. Pöhlmann c. Linz vom 16. Mai 
1898, Nr. 61/98 VI. 

9. Auf Antrag der Kl. hat das L. G. I in Berlin durch 
Beſchluß vom 11. Februar 1898 im Wege einſtweiliger Ver; 
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fügung angeordnet, daß die Bekl. die von den Kl. (als Mit- 
geſellſchaftern der unter der Firma: „The lift company of 


Heligoland“ errichteten Geſellſchaft, die außer den Kl. aus dem 
Kaufmann T. und dem Kaufmann Adolf L. beſtand) mitunter⸗ 
zeichnete Vollmacht der Geſellſchafter auf den Kaufmann Max B. 
vom 30. September 1884 und die Untervollmacht des letzteren 
auf den Rechtsanwalt U. vom 21. Juli 1896 an einen von 
den Kl. zu beauftragenden Gerichtsvollzieher herauszugeben haben. 


Auf den weiteren Antrag der Kl. vom 12. Februar 1898, in 


welchem dieſe behaupteten, daß die herauszugebenden Vollmachten 
ſich nach den von ihnen angeſtellten Ermittelungen in den Händen 
namentlich bezeichneter dritter Perſonen befänden, gegen welche 


den Bekl. ein Anſpruch auf Herausgabe der Vollmachten zuſtehe, 


hat die Dreizehnte Kammer für Handelsſachen durch Beſchluß 
vom 15. Februar dieſen Anſpruch der Bekl. auf Herausgabe der 
Vollmachten gegen die als Inhaber derſelben genannten Perſonen 
gepfändet, den Drittſchuldnern aufgegeben, die Vollmachten weder 
an die Bekl., noch an eine von dieſen beauftragte Perſon, 


ſondern nur an den von den Kl. zu beauftragenden Gerichts 


vollzieher herauszugeben und den Bekl. jede Verfügung über die 
Vollmachten unterſagt. Die Bekl. haben gegen die erlaſſene 
einſtweilige Verfügung Widerſpruch erhoben, über welchen bisher 
eine Entſcheidung noch nicht ergangen iſt. Von den als Dritt⸗ 
ſchuldner benannten Perſonen hat der Rechtsanwalt R. die Auf⸗ 
hebung des Pfändungsbeſchluſſes beantragt, weil derſelbe geſetzlich 
unzuläjfig und das L. G. zur Erlafſung deſſelben nicht zuſtändig 
geweſen ſei. Dieſen Antrag hat das L. G. durch Beſchluß vom 
23. März 1898 zurückgewieſen. Auf die ſofortige Beſchwerde 
des Rechtsanwalts R. hat jedoch das Kammergericht durch den 


jetzt angefochtenen Beſchluß abändernd den Pfändungsbeſchluß 


vom 15. Februar 1898 aufgehoben und den Pfändungsantrag 
der Kl. vom 12. Februar 1898 zurückgewieſen, den Kl. auch 
ſämmtliche Koſten auferlegt. Die gegen dieſe Entſcheidung in 


geſetzlicher Form und Friſt eingelegte weitere ſofortige Beſchwerde 


iſt zuläſſig und auch begründet. In den Gründen des an⸗ 


gefochtenen Beſchluſſes wird ausgeführt, daß zwar eine Er⸗ 


weiterung der erlaſſenen einſtweiligen Verfügung oder eine neue 


einſtweilige Verfügung zuläſſig geweſen wäre, wenn die erſte 


Anordnung ihrem Zwecke nicht genügte, daß aber der Pfändungs⸗ 
beſchluß ſich nicht als eine ſolche erweiternde oder neue An⸗ 


ordnung, ſondern als ein Akt der Vollziehung der einſtweiligen 
Verfügung vom 11. Februar 1898 darſtelle, für den dem L. G. 


die Zuſtändigkeit gefehlt habe, weil die Vorſchriften des § 810 


der C. P. O. auf die Vollziehung einſtweiliger Verfügungen 
keine Anwendung fänden. Dieſe Ausführungen find nicht zu⸗ 


treffend. Ob in dem Falle, wenn zur Regelung eines einſt⸗ 


weiligen Zuſtandes in Bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältniß 
durch einftweilige Verfügung die Herausgabe eines beweglichen 
Gegenſtandes, ſo z. B. einer Urkunde, zur amtlichen Verwahrung 


angeordnet iſt, eine Vollziehung dieſer Anordnung nach Analogie 
des § 772 der C. P. O. durch dasjenige Gericht, welches die 
einſtweilige Verfügung erlaſſen hat ($ 810 Abſ. 1, § 815 
der C. P. O.), ausgeſchloſſen iſt, kann dahingeſtellt bleiben, denn 
der vorliegende Sachverhalt nöthigt nicht dazu, den Beſchluß 


vom 15. Februar 1898 als einen Akt der Vollziehung der 
einſtweiligen Verfügung vom 11. Februar 1898 anzuſehen. Es 


erſcheint vielmehr der Sachlage beſſer entſprechend, dieſen Be⸗ 


ſchluß als eine Ergänzung der die Herausgabe der Vollmachten 
anordnenden einſtweiligen Verfügung für den Fall zu betrachten, 
daß die Vollmachten ſich nicht mehr in den Händen der Bekl., 

ſondern in den Händen einer der von den Kl. bezeichneten dritten 
Perſonen befänden, ein Fall, der bei Erlaſſung der einſtweiligen 
Verfügung vom 11. Februar 1898 weder von den Kl., noch 
von dem Gericht ins Auge gefaßt war, und wenn er ſchon 
damals ins Auge gefaßt worden wäre, zur Aufnahme der durch 
den Beſchluß vom 15. Februar 1898 getroffenen Anordnungen 
in die einſtweilige Verfügung ſelbſt geführt haben würde. Daß 
der Beſchluß vom 15. Februar 1898 ſeiner äußeren Form nach 
ſich als ein Pfändungsbeſchluß darſtellt, widerspricht biefer Auf- 

faſſung ebenfowenig, wie daß der Antrag der Kl., auf den der 
Beſchluß ergangen iſt, auf Pfändung und Ueberweiſung des 
Anſpruchs der Bekl. gegen die bezeichneten dritten Perſonen 
gerichtet war. Von einer Pfändung dieſes Anſpruchs in dem 
Sinne, daß für die Kl. ein Pfandrecht an demſelben begründet 
würde, kann nach der Natur des dieſem Anſpruche zu Grunde 
liegenden Rechtsverhältniſſes und dem rechtlichen Zwecke der 
einſtweiligen Verfügung keine Rede ſein. Die rechtliche Wirkſam⸗ 
keit des Beſchluſſes vom 15. Februar 1898 erſchöpft ſich in dem 


an die Bekl. gerichteten Verfügungsverbot und der dieſem ent⸗ 


ſprechenden Auflage an die dritten Inhaber der Vollmachten, 
wodurch die Beiſeiteſchaffung der Vollmachten verhütet werden 
ſoll. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Ergänzung einer einſtweiligen 
Verfügung iſt nicht bedenklich und wird auch von dem erſten 
Beſchwerdegericht nicht in Zweifel gezogen. Hieraus folgt aber, 
daß die Beſchwerde des Rechtsanwalts R. gegen den Beſchluß 
vom 15. Februar 1898 zurückzuweiſen geweſen wäre. Wenn 
derſelbe glaubt, daß durch die Anordnungen dieſes Beſchluſſes 
in ſeine Rechte eingegriffen werde (was bisher weder erſichtlich 
noch von ihm ſelbſt geltend gemacht worden iſt), ſo daß die 
einſtweilige Verfügung auch gegen ihn gerichtet ſei, ſo bleibt es 
ihm überlaſſen, durch Erhebung des Widerſpruchs ſeine Rechte 
zu vertheidigen. Das Recht der Beſchwerde ſteht ihm nicht zu. 
I. C. S. i. S. Sternheim u. Gen. o. Braun u. Gen. vom 
23. Mai 1898, B Nr. 46/98 J. 
Zur Konkursordnung. | 1 

1.0. Allerdings iſt die nach $ 134 der R. K. O. zur 
Durchführung der dort vorgeſehenen Klage erforderliche An⸗ 
meldung zur Tabelle hinſichtlich des hier allein in Frage ſtehenden 
auf den höheren Kurswerth entfallenden Betrages erſt erfolgt, 
als wegen dieſes Betrages (durch Erweiterung des Klagantrages) 
bereits Klage erhoben war. Da es ſich aber bei dieſem Er⸗ 
forderniß des § 134 cit. nur um eine Vorausſetzung der Klage 
und nicht um einen Theil des Klagfundaments handelt, fo ge. 
nügt es, daß die Vorausſetzung zur Zeit des Urtheils vorliegt. 
Nun iſt allerdings weiter dieſer erhöhte Betrag der Klagforderung 
im Prüfungstermin nicht beſtritten, vielmehr feſtgeſtellt, fo daß 
für ihn Anlaß zu ſeiner Durchführung im Prozeſſe nicht vorlag. 
Da aber die Erhebung einer materiell begründeten Klage, ohne 
daß Veranlaſſung dazu vorliegt, nur den Nachtheil hat, daß 
nach § 89 der C. P. O. der Kl. die Koſten zu tragen hat, 
wenn der Bekl. den Anſpruch anerkennt, ſo hätte auch im vor⸗ 
liegenden Falle die Kl. die durch die Erweiterung ihres Klag⸗ 
antrages entſtandenen Koſten tragen müſſen, wenn der Bekl. 
den Anſpruch anerkannt hätte. Das hat er aber nicht gethan, 


—— — —— — 


418 


im Gegentheil beantragt, daß nur der geringere Betrag als 
Konkursforderung zuzulaſſen ſei. Dieſer Antrag war materiell 
unbegründet; denn der urſprünglich geltend gemachte Betrag 


war im Prozeß, der Mehrbetrag durch die Eintragung in die 


Tabelle feſtgeſtellt. Wenn der Bekl., wie früher, fo auch jetzt 
den Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache für ſich 
geltend machen will, fo iſt, ſofern man gemäß § 133 der R. K. O. 
die Feſtſtellung zur Tabelle dem rechtskräftigen Urtheil gleich⸗ 
ſtellt, hier doch nur res judicata zu Gunſten der Kl., und 


nicht des Bekl. vorhanden. Sollte Bekl., wie es den Anſchein 
hat, die römiſch rechtliche ſogenannte negative Funktion der 


exceptio rei judicatae im Sinne haben, wonach das Daſein 


des früheren Urtheils jede Erneuerung des Prozeſſes ausſchloß, 


jo überſieht er, daß dieſe negative Funktion im gemeinen Recht 


(vergl. Dernburg, Pandekten $ 163 Nr. 4; Winſcheid, Pandekten 


8 130) erloſchen und durch die fogenannte pofitive Funktion 
erſetzt iſt, wonach heutzutage nur nicht mehr vorgebracht werden 
kann, wogegen, nicht worüber entſchieden iſt. III C. S. 


i. S. Aron u. Meyer Konk. u. Gen. c. Müller vom 17. Mai 
1898, Nr. 18/98 III. 


Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Gebühren 


ordnung für Rechtsanwälte. 


11. Durch den Beſchluß des Prozeßgerichts vom 22. Februar 


1898 wurde der Werth des Streitgegenſtandes auf 148 000 bis 
150 000 Mark feſtgeſetzt und auf die Beſchwerde der Kl. dieſe 
Entſcheidung vom O. L. G. durch Beſchluß vom 9. März d. J. 
aufrechterhalten. In der Berufungsinſtanz beantragte die Kl., 
den Streitwerth, den fie auf ungefähr 2 000 Mark bezifferte, 
unter Berückſichtigung des § 3 der C. P. O. anderweit feſtzu⸗ 
ſetzen. Das B. G. aber wies durch den angefochtenen Beſchluß 
den Antrag als unzuläſſig zurück, indem es annahm, daß durch 
den von ihm als Beſchwerdegericht erlaſſenen Beſchluß der Werth 
des Streitgegenſtandes unanfechtbar feſtgeſtellt worden ſei. Mit 
Recht fühlt die Bekl. ſich durch dieſen Beſchluß beſchwert. 
Soweit eine Entſcheidung nach § 15 des G. K. G. nicht ſtatt⸗ 


findet und die Feſtſetzung des Streitwerths nach der Natur des 
Streitgegenſtandes oder durch den Antrag einer Partei erforder⸗ 


lich wird, hat das Prozeßgericht hierüber gebührenfrei zu ent⸗ 
ſcheiden (§ 16 a. a. O.). Unter Prozeßgericht im Sinne dieſer 
Beſtimmung aber, wie das R. G. in dem Beſchluß vom 13. Mai 
1891 (Gruchot, Beiträge Bd. 35 S. 1168) bereits ausge⸗ 
ſprochen hat, iſt das Gericht der Inſtanz zu verſtehen, für die der 


Streitwerth feſtgeſetzt werden ſoll. Der Partei kann hiernach 
nicht verwehrt werden, die Feſtſetzung des Streitwerths in jeder 
Inſtanz von Neuem zu beantragen; vergl. den Beſchluß des 
R. G. vom 10. Juli 1895 (Bolze, Praxis des Reichsgerichts 
Bd. 21 Nr. 695). Hierin wird auch dadurch nichts geändert, 
daß das B. G. ſchon als Beſchwerdegericht in der Sache ent⸗ 


ſchieden hat. Als ſolches hat es nur für die I. J. an Stelle 
des damaligen Prozeßgerichts Beſtimmung getroffen, und ſeine 


Entſcheidung vermag über dieſe Inſtanz hinaus keine Wirkſam⸗ 
keit zu äußern; namentlich begründet ſeine frühere Entſcheidung 


nicht Rechtskraft, die ihn hinderte, als B. G. den Streitwerth 
für beide Inſtanzen abweichend zu beſtimmen. Für die Be⸗ 
rufungsinſtanz kommt hinzu, daß hier der Werth der Beſchwerde 
entſcheidet und dieſer häufig nach anderen Grundſätzen zu be⸗ 
meſſen iſt, als der Werth des Streitgegenſtandes erſter'Inſtanz. 


kontradiktoriſche mündliche Verhandlung eingeſtellt, wobei der 


bringen ſei. 


Mit Unrecht hat, hiernach das B. G. die Entſcheidung zur Sache 
abgelehnt. V. C. S. i. S. Gießmannsdorfer mn c Erber 
vom 4. Juni 1898, B Nr. 82/98 V. 


12. Der Kl., der im Galböl. des Bekl. gegen ein x Borat 


— 
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der Behauptung, im November 1897 ohne Grund entlaſſen zu 


ſein, beim Amtsgericht zu Berlin auf Bezahlung der am⸗ 


1. Dezember verfallenen Gehaltsrate von. 200 Mark geklagt. 


Der Bekl. hat gebeten, die Klage abzuweiſen und in der Wider⸗ 


klage „feſtzuſtellen, daß dem Kl. und Widerbekl. keinerlei An- 
ſprüche auf Gehalt und Proviſion für die Zeit vom 1. November 


1897 ab gegen den Bekl. und Widerkl. zuſtehen, auch das 


Amtsgericht für unzuſtändig zu erklären und den Rechtsſtreit an 
das Landgericht zu verweiſen.“ Dabei iſt das Objekt der 
Widerklage von ihm auf 5 000 Mark angegeben. Der Kl. hat 
demgegenüber in einem weiteren vorbereitenden Schriftſatze den 
Antrag angekündigt, „die Widerklage koſtenpflichtig abzuweiſen,“ 
und dieſen Antrag nach dem Thatbeſtande des amtsgerichtlichen 


Urtheils, durch das der Rechtsſtreit an das L. G. verwieſen 
worden iſt, in der mündlichen Verhandlung auch geſtellt. Dem⸗ 
nächſt ift der Rechtsſtreit, ohne daß weitere gerichtliche Hand⸗ 


lungen vorgenommen wären, verglichen. In die Koſtenrechnung 
hat der Gerichtsſchreiber nunmehr eine volle Gebühr für die 


Werth des Streitgegenſtandes der Widerklage mit 5 000. Mark 


zu Grunde gelegt iſt. Die Erinnerung, die der Bekl. hiergegen 


erhoben hat, iſt von dem . G. zurückgewieſen. Das Kammer; 


gericht hat jedoch ſeiner Beſchwerde entſprochen und angeordnet, 


daß die Verhandlungsgebühr nur nach dem Gegenſtande der 
Klage, d. i. nach einem Objekt von 200 Mark, in Anſatz zu 


die Beſchwerde des Bekl. gegen den Beſchluß des L. G. als 


unbegründet zurückzuweiſen. Das R. G. vermag der Auffaſſung 


des Kammergerichts nicht zuzuſtimmen. Obwohl der auf Ab⸗ 
weiſung der Widerklage gerichtete Antrag des Kl. in das 
Sitzungsprotokoll nicht aufgenommen iſt, wird feine Einbringung 
doch durch den entſprechenden Vermerk im Thatbeſtande des 


Urtheils ausreichend feſtgeſtellt. Die Anſicht, daß dieſelbe nur 


durch das Sitzungsprotokoll bewieſen werden könne, iſt irrig. 
Nach § 470 der C. P. O. ſteht es überhaupt im Ermeſſen 


des Amtsgerichts, ob es einen Antrag protokollariſch wieder 


geben will oder nicht. Und der Beweis, den der Thatbeſtand 
des Urtheils rückſichtlich des mündlichen Partelvorbringens 
liefert wird nicht dadurch entkräftet, daß das Sitzungsprotokoll 
über daſſelbe ſchweigt. Das hat das R. G. bereits zu wieder⸗ 
holten. Malen ausgeſprochen. Vergl. Entſch. Bd. 10 S. 367; 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 S. 315 Nr. 7. Steht danach 
feſt, daß der Kl. vor dem Amtsgericht auf die Erhebung der 
Widerklage um deren Abweiſung gebeten hat, ſo iſt es auch zu 
einer kontradiktoriſchen Verhandlung über die Widerklage im 


Sinne des G. K. G., § 19, gekommen. Freilich hat der Bekl. 


in Gemäßheit des § 467 der C. P. O. vor weiterer Verhand- 


lung zur Hauptſache verlangt, daß der Rechtsſtreit an. das 
L. G. verwieſen werde; und ſeinem Verlangen iſt demnächſt 


auch entſprochen worden. Ehe ſolches geſchah, war aber bereits 


Hiergegen hat die Oberſtnatsanwaltſchaft als 
Vertreterin der Staatskaſſe Beſchwerde eingelegt. Sie beantragt, 
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die Verwerfung der Widerklage beantragt. Und dieſer Umſtand 
kann nicht um deswillen als unbeachtlich bei Seite geſchoben 
werden, weil ihm angeſichts des Verweiſungsantrags der Gegen- 
ſeite keine rechtliche Folge gegeben werden durfte. Das Geſetz 
geht von der Zuſammengehörigkeit des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens mit dem vor dem L. G. fortzuſetzenden Verfahren aus. 
Mit der Verweiſung oder der Rechtskraft des Verweiſungs⸗ 
urtheils erliſcht nicht die Rechtshängigkeit, ſie wird vielmehr 
nur auf ein anderes Gericht übertragen. Ueber die erhobenen 
Anſprüche wird in einem Verfahren entſchieden, das ſich nach 
ſeiner rechtlichen Konſtruktion vom Anbeginn bis zum Schluß 
als ein einheitliches darſtellt. Vergl. auch § 30 des G. K. G. 
Die Anträge, die in irgend einem Stadium des Prozeſſes ge⸗ 
ſtellt worden ſind, wirken daher für den ganzen Prozeß und 
es iſt unſtatthaft, ſie als nicht geſtellt anzuſehen, weil ſie von 
dem Gerichte, bei dem ſie geſtellt worden ſind, ihrer Erledigung 
nicht mehr entgegengeführt werden. Entzog die Verweiſungs⸗ 
nothwendigkeit dem Amtsgericht die Befugniß, in der Sache 
ſelbſt zu entſcheiden, ſo wurde damit nicht auch die Thatſache, 
daß über die Widerklage kontradiktoriſch verhandelt war, aus 
der Welt geſchafft. Und dieſer Thatſache bleibt ihre Bedeutung 
auch für die Koſtenberechnung um jo gewiſſer erhalten, als es 
an der Rechtsvorſchrift fehlt, daß ſolchen Falls die allgemeinen 
koſtenrechtlichen Grundſätze durchbrochen ſein ſollen. I. C. S. 
i. S. Rothmann c. Krotoſchin vom 14. Mai 1898, B Nr. 44/98 J. 

13. Wenn der Werth des Streitgegenſtandes nicht durch 
einen beſonderen Beſchluß feſtgeſetzt worden iſt, hat das Be⸗ 
ſchwerdegericht allerdings auch aus Anlaß einer Beſchwerde 
gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß den Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes zu ermitteln und das Ergebniß dieſer Prüfung bei der 
Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten zu Grund zu legen. Iſt 
aber der Werth des Streitgegenſtandes, wie geſchehen ſoll, durch 
einen beſonderen Beſchluß feſtgeſetzt worden, ſo iſt dieſer auch 
für die Feſtſetzung der Prozeßkoſten, insbeſondere der Anwalts- 
gebühren ($ 11 der Anwalts ⸗ Gebührenordnung) maßgebend, 
die der ſiegreichen Partei vom Gegner zu erſtatten ſind. Auch 
darf das höhere Gericht, daß über eine den ergangenen Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß betreffende Beſchwerde zu entſcheiden hat, 
nicht aus Anlaß dieſer Beſchwerde die den Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes betreffende Feſtſetzung von Amtswegen abändern. 
Eine derartige Aenderung würde nach der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des R. G. nicht „im Laufe des Verfahrens“ erfolgen, 
ſonach nicht den Vorſchriften von $ 16 des G. K. ©. ent⸗ 
ſprechen. Die hier vorgeſehene Befugniß des höheren Gerichts 
zur Abänderung der von keiner Seite angefochtenen Feſtſetzung 
des Streitwerthes ſetzt nach dieſer Rechtſprechung voraus, daß 
die Sache ſelbſt in Folge eines Rechtsmittels an das Gericht 
der höheren Inſtanz gelangt iſt. (Vergl. das Urtheil des R. G. 
vom 14. März 1885, Entſch. Bd. 14 S. 352, ſowie die Be⸗ 
ſchlüſſe vom 30. September 1893 und vom 1. November 1897, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1893 S. 488 Nr. 11 und 1897 
Seite 608 Nr. 25.) Im vorliegenden Falle hatte nun das 
L. G. allerdings den Werth des Streitgegenſtandes am 
31. Januar 1898 auf 200—300 Mark feſtgeſetzt. Dieſe Feſt⸗ 


ſetzung hat es aber dann durch einen Beſchluß vom 25. März 
1898 abgeändert und den Werth des Streitgegenſtandes auf 


120—200 Mark herabgeſetzt. Bei diefer Sachlage konnte die 


Beschwerde des Kl. gegen den Beſchluß des O. L. G., daß die 
ihm zu erſtattenden 1 auf dieſer Grundlage berechnete, 
keinen Erfolg haben. Da die, nach § 16 des G. K. G. zu⸗ 
läſſige nachträgliche Feſtſetzung des L. G. von keiner Seite an⸗ 
gefochten war, mußte das O. L. G. bei ſeiner Entſcheidung 
von der Annahme ausgehen, daß der Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes nur 120—200 Mark betrage. Daſſelbe galt für 
das R. G. II. C. S. i. S. Ehteuberg c. Schultze vom 
27. Mai 1898, B. Nr. 92/98 II. 

Zur F De Segen und u 
verſtändige. | 
14. Nach dem Beweisbeſchluſſe des Königlichen Kammer⸗ 
gerichts vom 5. April d. J. ſollte dem Beſchwerdeführer als 
Zeugen nach einer Reihe von Fragen über den Zuſtand des 
x. S. nach dem Unfalle die Schlußfrage vorgelegt werden: 
„Machte S. überhaupt nach dem Unfalle den Eindruck eines 
in ſeinem Nervenſyſteme zerrütteten, aber niemals denjenigen 
eines betrunkenen Menſchen?“ Im Termine vom 18. Mai 
hat der Beſchwerdeführer nach Leiſtung des Zeugeneides über 
ſeine ärztlichen Beobachtungen bei den wiederholten Unter⸗ 
ſuchungen des ꝛc. S. eingehend ausgeſagt und bemerkt, daß 
er bei S. eine ausgebreitele Störung des Hauptgefühls feſt⸗ 
geſtellt habe. Die obergedachte Schlußfrage hat er am Schluſſe 
ſeiner Vernehmung dahin beantwortet: „So oft ich S. ge⸗ 
ſehen habe, habe ich ihn niemals für einen dem Trunke ergebenen 
Menſchen in dem Sinne gehalten, daß die äußeren Erſcheinungen 
ihn als einen ſolchen kennzeichneten; er machte vielmehr ſtets 
den Eindruck eines Nervenkranken“. Dem Zeugen iſt eine Ver⸗ 
gütung als Sachverſtändiger nicht bewilligt worden. In ſeiner 
Beſchwerde beanſprucht er die Zubilligung der Sachverſtändigen⸗ 
gebühren. Die Beſchwerde erſcheint nach der Sachlage als 
begründet. Es kann nicht angenommen werden, daß der Zeuge, 
nachdem er über feine als Sachverſtändiger gemachten Wahr ⸗ 
nehmungen ausgeſagt hatte, ſchließlich nur nach dem aͤußeren 
Eindrucke befragt worden iſt, den S. nach dem Unfalle in der 
zur Frage ſtehenden Richtung auf ihn gemacht hat. Nach dem 
Zuſammenhange der Vernehmung iſt vielmehr die Annahme 
geboten, daß der Zeuge ſich ſchließlich darüber hat äußern ſollen, 
ob er als Arzt auf Grund ſeiner ärztlichen, dem vernehmenden 
Richter vorgetragenen Beobachtungen den ꝛc. S. für nerven⸗ 
krank und niemals für betrunken gehalten hat. Damit iſt er 
aber darüber befragt, welchen techniſchen Schluß er aus ſeinen 
als Sachverſtändiger gemachten Wahrnehmungen gezogen hat. 
Inſoweit iſt er daher als Sachverſtändiger gehört. Iſt er nach 
der vorliegenden Erklärung des vernehmenden Richters bei Be- 
ginn der Vernehmung darauf hingewieſen, daß er nur über die 
von ihm als Arzt wahrgenommenen Krankheitserſcheinungen 
vernommen werden ſolle, ein Urtheil aber von ihm nicht be⸗ 
gehrt werde, ſo hat doch die Vernehmung thatſächlich mit der 
Schlußfrage einen weiteren Umfang angenommen, und es iſt 
in der Form einer Frage nach dem gewonnenen Eindrucke der 
Sache nach vom Zeugen ein ſachverſtändiges Urtheil auf Grund 
der als Sachverſtändiger gemachten Wahrnehmungen in der 
bezeichneten Richtung gefordert. Daß die Antwort des Zeugen 
nicht mit eingehenden Erwägungen verſehen worden iſt, entzieht 
ihr nicht die Bedeutung eines techniſchen Schluſſes und Urteils. 
Unerheblich iſt auch, daß der Beſchwerdeführer bisher nur als 
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Zeuge beeidigt worden iſt. Der Beſchwerdeführer hat daher 
Anſpruch auf die dem Sachverſtändigen zuſtehenden Gebühren. 
III. C. S. i. S. Schwarz und Gen. c. E.⸗Fiskus vom 
10. Juni 1898, B Nr. 129/98 III. 

II. Das Handelsrecht. | | 

15. Nach dem H. G. B. kann die offene Handelsgeſellſchaft 
unter ihrer Firma klagen und verklagt werden. Das Geſetz 
hat zugleich ihren ordentlichen Gerichtsſtand geregelt und be⸗ 
ſtimmt, daß die Geſellſchaft vor Gericht gültig von jedem 
Geſellſchafter vertreten wird, welcher von der Befugniß, die 
Geſellſchaft zu vertreten, nicht ausgeſchloſſen iſt. Folgt nun 
auch hieraus nicht nothwendig (R. O. H. G. Bd. 21 S. 343 
und 344), daß die von der Befugniß zur Vertretung der Ge⸗ 
ſellſchaft ausgeſchloſſenen Geſellſchafter auch von der Eidesleiſtung 
in Geſellſchaftsprozeſſen befreit ſind, ſo iſt dies doch auf Grund 
der 88 435 und 436 der C. P. O. in Verbindung mit 
den angezogenen Beſtimmungen des H. G. B. anzunehmen. 
Bei Prozeßunfähigkeit einer Partei iſt die Zuſchiebung und 
Zurückſchiebung des Eides nur an den geſetzlichen Vertreter zu⸗ 
läſſig, ſind mehrere geſetzliche Vertreter vorhanden, ſo finden 
die Vorſchriften des § 434 entſprechende Anwendung, ſoweit 
nicht §S 436 Satz 2 Platz greift. Die offene Handelsgeſellſchaft 
iſt nun zwar als ſolche parteifähig, nicht aber auch als ſolche 
prozeßfähig. Hat nun das H. G. B. ſelbſt geordnet, wer die 
Geſellſchaft gerichtlich zu vertreten befugt iſt, jo iſt es auch geboten, 
dieſe Perſonen in Geſellſchaftsprozeſſen als die geſetzlichen Vertreter 
der Partei aufzufaſſen, mithin nach den $$ 50 und 435 der 
C. P. O. die Eideszuſchiebung nur an dieſe Perſonen zu ge⸗ 
ſtatten. Von dieſer, auch S. 100 der Denkſchrift zum Ent⸗ 
wurfe eines neuen H. G. B. gebilligten Anſicht iſt der erkennende 
Senat bereits in feinem Bd. 16 S. 20 der Entſch. des R. G. 
abgedruckten Urtheile ausgegangen. Wenn die Revifion auf 
Grund des § 434 Abſ. 2 der C. P. O. behauptet, daß die 
Eideshandlung nur noch einen Beweisgrund liefere, ſo iſt ihr 
nicht beizutreten. Kann auch nicht verkannt werden, daß ein- 
zelnen Beſtimmungen der Prozeßordnung beim Beweiſe durch 
Eid der Geſichtspunkt des Beweisgrundes zu Grunde liegt, 
ſo iſt die Leiſtung eines Parteieides doch immer ein Akt der 
Prozeßführung; der Eid kann daher nur von den Perſonen 
geleiftet werden, welchen in Geſellſchaftsprozeſſen die Prozeß- 
führung in Vertretung der Geſellſchaft geſetzlich zugewieſen iſt. 
III. C. S. i. S. Adolphi c. Tuchmann vom 3. Mai 1898, 
Nr. 130/98 III. 

16. Differenzgeſchäft. Zur Begründung des Einwandes 
des Differenz Spieles hat Kl. zunächſt unter Vorlegung einer 
größeren Zahl von Schreiben des Bekl. vorgetragen: aus der 
Betrachtung der Verhältniſſe ſchon ergebe ſich, daß effektive 
Lieferung ausgeſchloſſen und bloßes Spiel intendirt geweſen 
ſei. Beweis hierfür ſei der Stand des Kl., die Höhe der Be⸗ 
träge der angeblich gekauften und verkauften Werthpapiere, der 
Handel auf ultimo, die monatliche Abrechnung und die fort⸗ 
währende Prolongationswiederholung. In der Berufungsinſtanz 
hat Kl. dem Bekl. den Eid noch darüber zugeſchoben, daß es 
nicht wahr ſei, daß er bei Beginn der Geſchäftsbeziehung zwiſchen 
den Parteien im Januar 1895 dem Kl. erklärt habe, die von 
ihm notirten Papiere würden nicht bezogen, ſondern es werde 
der Gewinn oder Verluſt des Kl. nur nach dem Steigen oder 


Fallen der Papiere berechnet, ſowie daß es nicht wahr ſei, daß 
er nie für den Kl. Berliner Handelsantheile (nämlich diejenigen 
Papiere, auf welche ſich der Geſchäftsverkehr nach der Korreſpondenz 
im Weſentlichen bezogen hat) gekauft oder verkauft habe. Bekl. 
hat dagegen als direkt unwahr bezeichnet, daß effektive Lieferung 
der Papiere ausgeſchloſſen und von vorn herein ein Spiel⸗ 
geſchäft intendirt geweſen ſei. Kl. habe vielmehr von Anfang 
an und ſpäter wiederholt effektive Lieferung ausdrücklich verlangt 
und zugeſagt. Nach der Feſtſtellung im Thatbeſtande des 
Urtheils I. J. behauptete Bekl. in Uebereinſtimmung mit 
ſeinem Schriftſatze vom 22. Mai 1897, Kl. habe bei ihm an⸗ 
fangs Januar bayriſche Vereinsbank⸗ Pfandbriefe im Betrag von 
1 500 Mark deponirt und ihn gleichzeitig zum Eingehen der 
Geſchäftsverbindung dadurch veranlaßt, daß er geſagt habe, er 
möchte das anſehnliche Vermögen ſeiner Frau in beſſer verzins⸗ 
lichen Papieren anlegen, ſeine Frau ſei eine Tochter des ſehr 
vermöglichen Hutfabrikanten S. in München. Daraufhin habe 
er, Bekl., zunächſt für den Kl. Mexikaner gekauft und ſei hier. 
bei für ihn mit 1 100 Mark in Vorſchuß gegangen. Das 
B. G. erwägt nun in Anſehung des Spiel⸗Einwandes: Auf 
die beklagterſeits widerſprochene, zum Gegenſtande der Eides⸗ 
zuſchiebung gemachte Bemerkung des Kl., daß unter den Streit⸗ 
theilen die effektive Leiſtung ausdrücklich ausgeſchloſſen worden 
ſei, wäre in dieſer Beziehung nur dann Gewicht zu legen, wenn 
ein ſtillſchweigender urſprünglicher Ausſchluß der effektiven 
Lieferung nicht feſtzuſtellen ſein würde. Solcher ſei aber feſt⸗ 
zuſtellen; in welcher Hinſicht das B. G. anführt: Kl. beſitze 
nur ein geringes Vermögen und befinde ſich in einer nur mit 
mäßigem Einkommen verſehenen dienſtlichen Stellung. Ein 
Nachweis dafür, daß derſelbe den Bekl. durch Vorſpiegelungen 
in den irrigen Glauben verſetzt habe, er habe einen vermöglichen 
Schwiegervater, ſei nicht erbracht. Die im Buchauszuge ver⸗ 
zeichneten Beträge, wonach Kl. z. B. ſchon Ende Januar 1895 
über Werthpapiere von 78 355 Mark 70 Pf., Ende Februar 
über ſolche von 60 502 Mark 62 Pf., Ende Mai 1895 über 
Papiere zu 50 233 Mark 50 Pf. und Ende Juni 1895 über 
ſolche zu 41 283 Mark verhandelt habe, ſtehe zu dem Ver⸗ 
mögen ſowie zu dem Depot des Kl. in gar keinem Verhältniß. 
Hinzu komme, daß lauter Ultimo ⸗Geſchäfte in Frage geſtanden 
hätten und daß die in der Zeit vom Januar 1895 bis Februar 
1897 vorgenommenen Ultimo Prolongationen in ununter⸗ 
brochener Reihenfolge allmonatlich ſtets wiederholt worden ſeien. 
Durch dieſe von dem Kl. früher bereits hervorgehobenen Merk 
male erſcheine der Einwand genügend thatjächlich begründet 
und auch erwieſen, wobei ſich das B. G. mit dem in Seuffert's 
Archiv, Bd. 50 Nr. 84 abgedruckten Urtheile des III. C. S. 
des R. G. vollſtändig im Einklang befinde. Aus dieſen Aus⸗ 
führungen geht nun zwar nicht (wie die Reviſion meint) hervor, 
daß das B. G. die Beweislaſt hinſichtlich des Spieleinwandes 
falſch beurtheilt hätte; das B. G. erachtet den Kl. für beweis⸗ 
pflichtig, glaubt aber, der ihm obliegende Beweis ſei durch die 
erwähnten Thatſachen erbracht. Dagegen erhebt die Reviſion 
prozeſſuale Angriffe, denen die Berechtigung nicht abgeſprochen 
werden kann. Die citirte Reichsgerichtsentſcheidung, an die ſich 
das B. G. anſchließt, beruht durchweg auf unbeſtrittenen oder 
feſtgeſtellten Thatumſtänden. Nur aus ſolchen iſt natürlich ein 
ſicherer Schluß möglich. Unter den von dem. B. G. ver⸗ 
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wertheten Thatſachen ſpielen die beſchränkten Vermögensverhält⸗ 
niſſe des Kl. eine wichtige Rolle; daneben iſt bemerkt, Bekl. 
habe über ſeine Behauptungen, betreffend die Vorſpiege⸗ 
lungen des Kl. über die Herkunft und das Vermögen ſeiner 
Frau keinen Beweis erbracht. Wären dieſe Behauptungen 


wahr, ſo würde hiermit ein wichtiges Glied aus der Reihe von 
Thatſachen, welche das B. G. würdigt, herausgenommen, wie 


keiner näheren Ausführung bedarf. Bekl. hat allerdings keinen 
Beweis hierfür, ſowie für ſeine Behauptung, er habe erſt nach 
dem Abſchluß der Geſchäftsverbindung erfahren, daß des Kl. 
Ehefrau nicht die Tochter des vermöͤglichen Hutfabrikanten S. 
ſei, angeboten. Allein bei der Wichtigkeit dieſer Behauptung, 
gegen deren Glaubwürdigkeit Nichts angeführt iſt, lag gemäß 


§ 130 der C. P. O. dringender Anlaß vor, den Bekl. nach feinen 


Beweismitteln zu fragen. Dieſer Fragepflicht iſt weder der 
Richter I. J. noch das B. G. nachgekommen. Dies ift ein 
prozeſſualer Fehler, der an ſich ſchon zur Aufhebung des B. U. 
nöthigt. Sodann kommt in Betracht, daß beide Theile be⸗ 
hauptet haben, es hätte ſofort bei Eingehung der Geſchäfts⸗ 
verbindung eine ausdrückliche Vereinbarung in Anſehung der 
effektiven Erfüllung der einzelnen Geſchäfte ſtattgefunden. 
Kl. hat über ſeine Behauptung, die effektive Erfüllung ſei aus⸗ 


geſchloſſen worden, dem Bekl. den Eid zugeſchoben, Bekl. aber 


hat ſich nach dem Schriftſatze vom 22. Mai 1897, welcher der 
Verhandlung I. J. zu Grunde lag, für ſeine gegentheilige Be⸗ 
hauptung zum richterlichen Eide erboten. Bei ſolcher Sachlage, 
wo beiderſeits hinſichtlich eines für die Beurtheilung des 
ganzen Verhältniſſes maßgebenden Punktes eine ausdrückliche 
Vereinbarung behauptet iſt, erſcheint es nicht zuläſſig, dieſe 
Behauptungen, zunächſt diejenige des Kl., für unweſentlich zu 
erklären und ohne Weiteres aus anderen Thatſachen zu deduciren, 
daß Parteien ſtillſchweigend von vornherein über den 


Ausſchluß des Effektiv⸗Handels und darüber, daß nur um die 


Differenzen geſpielt werden ſolle, einverſtanden geweſen ſeien. 


Es liegt auf der Hand, daß, falls die Behauptung des Kl. 


unerwieſen bliebe, beziehungsweiſe diejenige des Bekl. als er⸗ 
wieſen anzunehmen wäre, dies auf die Beurtheilung der that⸗ 
ſächlichen Indizien, von welchen das B. G. ausgeht, von weſent⸗ 
lichem Einfluß ſein mußte, zumal wenn noch hinzukäme, daß 


etwa die Behauptungen des Bekl. über die Vorſpiegelungen 
des Kl., betreffend das Vermögen ſeiner Frau, bewieſen würden. 


Der Umſtand, daß Kl. die Behauptung, es ſei ſofort urſprüng⸗ 
lich Ausſchluß der Effektivlieferung vereinbart worden, erſt in 


zweiter Linie aufſtellte, konnte, da beklagterſeits in dieſer 


Richtung gleichfalls der Abſchluß einer ausdrücklichen Verein⸗ 
barung behauptet iſt, das B. G. nicht davon entbinden, zu⸗ 


nächſt auf dieſe beiderſeitigen Behauptungen, von denen doch. 


diejenige des Kl. nicht minder ernſtlich iſt, als diejenige des 


Bekl., einzugehen und den Beweis über fie zu erheben. Die 


Art und Weiſe, wie das B. G. dieſe Behauptungen beſeitigt, 
enthält einen Verſtoß gegen $ 259 der C. P. O. VI. C. S. 
i. S. Kolb c. Huber vom 16. Mai 1898, Nr. 24/98 VI. 
17. Die Entſcheidung des B. G. wird durch ſeine that⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen nicht getragen. Der Begriff des Ladungs⸗ 
empfängers iſt verkannt, die formellen Erforderniſſe des Indoſſa⸗ 


ment ſind außer Acht gelaſſen und der materiellrechtliche Inhalt 


des als Indoſſament angeſehenen Connoſſementsvermerks iſt 


unzureichend gewürdigt worden. Nach der Sachdarſtellung des 
Kl., die bisher keine Widerlegung gefunden hat, muß davon 
ausgegangen werden, daß die Connoſſemente auf ihn als 
Empfänger ausgeſtellt waren, daß er ſie ſeinerſeits mit der 
Aufſchrift: „Nur zur Spedition durch Herrn Hugo W., Ham- 
burg, an A. S. in Magdeburg“ verſehen hat, und daß die 
Waare demnächſt auf Vorlage der Connoſſemente an W. aus⸗ 
gehändigt worden iſt. Aus dieſer Geſtaltung der Dinge hat 
das O. L. G. ohne Weiteres gefolgert, daß der Kl. nicht mehr 
zur Klage berechtigt ſei. Es mußte aber vor Allem die Frage 
aufgeworfen und beantwortet werden, ob er denn ſeine Connoſſe⸗ 
mentsrechte überhaupt abgetreten und dadurch die Eigenſchaft 
des Empfängers verloren hatte. Denn der Anſpruch wegen 
Minderempfangs, der nach dem bereits herausgehobenen Be⸗ 
ſchluſſe des Vereins der Getreidehändler der Hamburger Börſe 
dem benachtheiligten Connoſſementsinhaber gegen die übrigen 
Inhaber von Theileonnoſſementen zuſteht, iſt ein Anſpruch des 
Ladungsempfängers und kann dem Kl. mithin nicht verſagt 
werden, wenn er als ſolcher zu gelten hat. Empfänger im 
Rechtsſinne iſt nun derjenige, an den die Güter nach dem 
Connoſſement abzuliefern ſind und der zu ihrer Bezahlung ver⸗ 
bunden tft. Art. 593 Abſ. 1 und Art. 615 des H. G. B. 
Empfang und Zahlung find aber Recht und Pflicht des 
legitimirten Inhabers des Connoſſements, alſo der Perſon, die 
darin als Empfänger namhaft gemacht wird oder ihren Rechts- 
erwerb durch eine zuſammenhängende Reihe von Indoſſamenten 
nachzuweiſen vermag. Art. 647 des H. G. B. Empfänger iſt 
nicht jeder, dem die Güter thatſächlich eingehändigt werden, 
ſondern der, der im eigenem Namen empfängt oder in deſſen 
Namen empfangen wird. Wer dem Schiffer gegenüber als der 
aus der Connoſſementsobligation Berechtigte und Verpflichtete 
erſcheint, wird im Seefrachtrecht Empfaͤnger genannt. Handelt 
daher Jemand als Bevollmächtigter des im Connoſſement be⸗ 
zeichneten Empfängers oder ſeines legitimirten Indoſſatars, ſo 
nimmt er für ihn die Ladung entgegen, ohne dadurch ſelber in 
ſeine Rechtsſtellung einzurücken. Es wird dem Empfänger in 
ſeiner Perſon geleiſtet. Dies wird rechtlich auch dann nicht 
anders, wenn ſolche Vollmacht in die Form eines Prokura⸗ 
indoſſaments gekleidet iſt. Die Zuläſſigkeit eines derartigen 
Indoſſaments beim Connoſſement unterliegt keinem Bedenken. 
Auf die Art und Weiſe der Vollmachtsertheilung kommt es 
nicht an, wenn nur ein entſprechender Wille zur äußeren 
Erſcheinung gelangt iſt. Das Prokuraindoſſament begründet 
aber nach den Beſtimmungen der W. O. und der Anſchauung 
des Handelsverkehrs ein Vollmachtsverhältniß. Und es iſt nicht 
einzuſehen, warum es dieſes nur dann nicht thun ſollte, wenn 
es ſich auf einem Connoſſemente findet. Die Abgabe eines 
Prokuraindoſſaments hat ſomit zur Folge, daß eine Rechts⸗ 


übertragung nicht ſtatthaft und der Indoſſant Empfänger 


bleibt, während ſein Indoſſatar nur für ihn empfangen kann. 
Dieſer beſitzt das Connoſſement nicht aus eigenem und ſelbſt⸗ 


ſtändigem Rechte, ſondern aus dem Rechte ſeines Indoſſanten. 


Danach wird die rechtliche Bedeutung des fraglichen Connoſſe⸗ 
mentsvermerks feſtgeſtellt werden müſſen. Fehlt ihm, wie es 
bisher ſcheint, die Unterſchrift und iſt auch der Name des Kl. 
nicht in ſolcher Weiſe auf das Papier geſetzt, daß er als Unter⸗ 
ſchrift gelten kann, ſo trägt die Erklärung überhaupt nicht den 
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Rechtscharakter des Indoſſaments. Auch ohne eine ausdrückliche 


Beſtimmung des pofitiven Rechts muß grundſätzlich an der 


Nothwendigkeit einer derartigen Ausſtellung feſtgehalten werden. 
Denn das Indoſſament iſt ein wichtiger rechtsgeſchäftlicher Akt, 
der zu ſeiner Gültigkeit der ſchriftlichen Form bedarf. Es muß 


deshalb aus der Erklärung ſelber beſtimmt und deutlich hervor⸗ 


gehen, daß ſich der Erklärende zu ihr bekennt und mit ihr ſeinen 
Vertragswillen kundgethan und beurkundet haben will. Iſt der 


beſprochene Vermerk aber kein Indoſſament, dann entbehrt er. 


auch der rechtlichen Kraft, für ſich ſelber als Rechtsabtretung zu 


wirken. Er kann höchſtens Beweismoment für den Vollzug einer 


Handlung fein, als deren Inhalt ſich nach den Parteierklärungen 
keineswegs eine Uebertragung der Connoſſementsrechte, ſondern 
eine Bevollmächtigung darſtellt. Wenn ſich aber auch im weiteren 
Verlauf der Verhandlungen ergeben ſollte, daß ein formell gül⸗ 
tiges Indoſſament vorliegt, ſo würden deſſen Wirkungen doch 


über die Wirkungen eines bloßen Prokuraindoſſaments nicht 
hinausreichen können, falls es in der That mit dem angegebenen 


Inhalt verſehen ſein ſollte. Der Kl. hätte nicht etwa ein Voll⸗ 
indoſſament unter Einfügung der Zweckbeſtimmung vollzogen, 
ſondern eine Formel gewählt, aus der die Abſicht der Vollmachts⸗ 
ertheilung unzweideutig hervortritt. Dies nicht aus dem Grunde, 
weil man erſieht, daß der Indoſſatar Spediteur iſt und deßhalb 
vorausſetzlich als ſein Spediteur für ihn handeln ſoll. Damit würde 
zunächſt nur das innere Verhältniß zwiſchen den betheiligten Per⸗ 
ſonen gekennzeichnet ſein. Sobald dem Spediteur ein Bollindofja- 
ment ertheilt worden iſt, wird er, mag es auf den Eigenthums⸗ 


erwerb des Guts nicht abgeſehen ſein, nichts deſtoweniger zum 
legitimirten Connoſſementsempfänger. Die rechtliche Situation 


erfährt hier aber durch den Zuſatz „nur zur Spedition“ eine 
Verſchiebung. Damit wurde nicht dem Indoſſatar eine An⸗ 
weiſung ertheilt, deren er nicht bedurfte. Denn ihm war auch 
ſonſt bekannt, daß er nicht für ſich empfangen, ſondern die 
Waare an ſeinen Auftraggeber oder deſſen Abnehmer befördern 


ſolle. Vielmehr richtet ſich die Erklärung des Kl. an den 


Dritten, mit dem ſein Spediteur auf Grund des Connoſſements 


in Beziehungen treten werde. In einer für Jedermann erkenn ⸗ 


baren Weiſe wird auf die Beſchränktheit der dieſem ertheilten 
Befugniſſe hingewieſen. Es iſt klargeſtellt, daß keinerlei Rechts⸗ 
übergang ſtattgefunden hat und der Connoſſementsinhaber zwar 
zur Entgegennahme der Waare, das jedoch Namens des Empfangs⸗ 
berechtigten, ermächtigt ſein ſoll, um ſie an ihn überführen zu 


können. Inſoweit, als hierzu erforderlich iſt, aber auch nur 


inſoweit hat ſich der Empfänger nach Wortlaut und Sinn der 
Erklärung ſeiner Verfügungsgewalt entäußert und zu entäußern 
beabſichtigt. Dieſer Zweck wurde durch eine Vollmachtsertheilung 
in ſicherer und wirkſamer Weiſe erreicht. So iſt der Indoſſatar 


nicht Empfänger geworden, ſondern zum Bevollmächtigten des 
Empfängers beſtellt. Daraus ergiebt ſich, daß der Kl. im Sinne 
des Rechts der Empfänger der fraglichen Theilladungen geblieben 


iſt, wenn die thatſächlichen Verhältniſſe richtig von ihm wieder⸗ 


gegeben ſind. Und das hätte wiederum zur Folge, daß die 
Forderungen, die aus der Rechtsgemeinſchaft der Ladungs⸗ 


empfänger entſpringen, zwiſchen ihm und den Bekl. beſtehen, 
er alſo der Legitimation zur Klage nicht entbehren würde. 
I. C. S. i. S. 8 c. a u. * vom 23. Mai 
1898, Nr. 32/98 I. 8 | 


III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Poſtordnung. 

18. Dem B. R. kann darin beigepflichtet EN daß die 
Poſtanſtalt im Allgemeinen kein Intereſſe hat, den Abſender 
kennen zu lernen; dies gilt, ebenſo wie für den Poſtbeförderungs⸗ 
verkehr, auch für den Poſtanweiſungsverkehr. Der der: Poft- 
anweiſung oder der Poſtpacketadreſſe angefügte „Abſchnitt“, der, 
wie die dort vorgedruckten Worte ergeben, auch zur Angabe des 
Namens, des Wohnorts und der Wohnung des Abſenders dient, 
iſt zu Mittheilungen des Abſenders an den Empfänger und 
insbeſondere dazu beſtimmt, dieſen über die Perſon des Abſenders 
in Kenntniß zu ſetzen. Sein Inhalt betrifft daher vornehmlich 
das Verhältniß der Perſonen untereinander, zwiſchen denen die 
Geldſendung ſtattfindet. Für die Poftbehörde könnte die Be⸗ 
zeichnung des Abſenders auf dem Abſchnitte nur von Bedeutung 
ſein, wenn die Poſtanweiſung nicht beſtellbar iſt und deshalb 
die Rückzahlung des Geldes an den Abſender erfolgen müßte. 
In dieſem Falle würde, wenn der Abſender nach Namen und 
Wohnort auf dem Abſchnitte bezeichnet iſt, das in der Poſt⸗ 
ordnung — § 46 V — vorgeſchriebene Ermittelungsverfahren 
umgangen oder vereinfacht werden können. Auch inſoweit iſt 
dem B. R. beizuſtimmen, daß bei einer einzelnen Poſtanweiſung 
(deren Aufgabe ohne Poſteinlieferungsbuch erfolgt) der Einlieferer 
als Abſender und damit rechtlich als die Perſon anzuſehen iſt, 
die mit der Poſtanſtalt den Poſtanweiſungsvertrag ſchließt. Der 
Vertragsſchluß vollzieht ſich durch die Uebergabe der Poſt⸗ 
anweiſung und die Einzahlung des Geldes einerſeits und die 
Aushändigung des Poſteinlieferungsſcheins andererſeits, und der 
Beſitz des letzteren bildet für die Poſtanſtalt, ſofern ſie nicht ein 
Intereſſe hat, das Gegentheil darzuthun, den Ausweis für die 
Perſon des Einlieferers (vergl. § 46 II der Poſtordnung). — 
Anders verhält es ſich dagegen bei den unter Zugrundelegung 
eines von der Poſtanſtalt ausgegebenen Poſteinlieferungsbuches 
geſchloſſenen Poſtanweiſungsverträgen. Dieſe Bücher ſind von 
der Poſtanſtalt auf den Namen einer beſtimmten Perſon, 
hier der klagenden Handelsgeſellſchaft, aus geſtellt und dieſer 
zur Benutzung ausgehändigt. Die Bücher bezeichnen ſich 
auf dem Titelblatte als „Poſteinlieferungsbuch über. die von 
der Firma .. . . zur Poſt eingelieferten Werth⸗ und Ein⸗ 
ſchreibſendungen, ſowie Poſtanweiſungen und Poſtnachnahme⸗ 
ſendungen“, und darunter ſteht die Beſcheinigung der betreffenden 
Poſtanſtalt: „Dieſes Buch iſt der genannten Firma zur 
Benutzung ausgehändigt am .. . .. Daſſelbe beſteht aus 
mit laufenden Ziffern bezeichneten Seiten“. Darnach kann bei 
den auf Grund des Einlieferungsbuchs erfolgenden Einzahlungen 
für die Poſtbehörde ein Zweifel über die Perſon des Abſenders 
nicht beſtehen. Abſender iſt derjenige, auf deſſen Namen das 
Einlieferungsbuch von Seiten der Poſtanſtalt ausgefertigt und 


dem es durch dieſe zur Benutzung übergeben iſt. Dieſelbe Perſon 


ſchließt auch mit der Poſtanſtalt den Poſtanweiſungsvertrag ab. 
Dies iſt im gegenwärtigen Falle die Kl. und nicht S., der 
nur im Auftrage der Kl. die Einlieferung beſorgen ſollte, geweien. 
Der Vertragsſchluß vollzieht ſich auch in ſolchem Falle in anderer 
Weiſe, wie bei der Einlieferung einer einzelnen Poſtanweiſung. 
Der, auf deſſen Namen das Einlieferungsbuch ausgefertigt iſt, 
alſo der Abſender, trägt in das Buch unter laufender Nummer 
die Geldempfänger nach Namen und Wohnort und die zu 
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zahlenden Geldbeträge ein oder läßt dieſe Eintragungen bewirken; 
die von ihm mit der Einlieferung beauftragte Perſon legt das 
ſo ausgefüllte Buch mit den Poſtanweiſungen der Poſtanſtalt 
vor und zahlt die Geldbeträge ein, und der ihn abfertigende 
Poſtbeamte beſcheinigt in dem Buche den Eingang der der Ein⸗ 
tragung entſprechenden Poſtanweiſungen und den Empfang der 


Geſammtſumme der zu verſendenden Gelder. Wie von der 


Reviſion zutreffend ausgeführt wird, tft in der ſeitens des Ab⸗ 
ſenders bewirkten Eintragung in das Buch in klarer Weiſe der 
Wille des Abſenders zum Ausdrucke gelangt, an welche Perſonen 
die Abſendung des Geldes erfolgen ſolle. Dieſer Willensäußerung 
gegenüber beſteht die Verpflichtung der Poſtanſtalt, nur ſolche 
Poſtanweiſungen anzunehmen, die der Eintragung im Ein⸗ 
lieferungsbuche entſprechen, und wenn die Poſtanſtalt dieſer ihr 
als vertragſchließendem Theile obliegenden Pflicht nicht genügt, 
ſondern der von ihr ertheilten Beſcheinigung entgegen eine mit 


einer anderen als der in der Eintragung angegebenen Adreſſe 


verſehene Poſtanweiſung annimmt und in Folge deſſen die Aus⸗ 
zahlung des Geldes an eine unrichtige Perſon erfolgt, ſo iſt der 
dadurch dem Abſender erwachſende Schaden durch das Verſchulden 
der Poſtbehörde verurſacht. Dem ausdrücklich erklärten Willen 
des Abſenders gegenüber wird auch die Schadenserſatzpflicht der 


ſchuldigen Perſon dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, der Einlieferer in betrüglicher Abſicht unrichtige 
Poſtanweiſungen untergeſchoben und in dieſer Weiſe die an⸗ 


nehmenden Poſtbeamten getäuſcht hat. Unter den gegebenen 
Verhältniſſen unterliegt dieſer Fall, in dem ſich der Einlieferer, 
eines doloſen Verhaltens ſchuldig gemacht hat, keiner anderen 
Beurtheilung, wie der Fall, in welchem in Folge eines auch nur 
geringen Verſehens eine Verwechſelung der Poſtanweiſungen 
ftattgefunden hat oder in Folge eines Zufalls eine unrichtige Poft- 


anweiſung untergelaufen iſt. Die Verletzung der Vertragspflicht 


begründet für ſich die Verbindlichkeit zum Schadenserſatze. 
Ohne deren Eintritt würden die unrichtigen Poſtanweiſungen 
nicht angenommen worden ſein. IV. C. S. i. S. Gebr. Ban⸗ 
dekow c. Greim und Gen. vom 9. Mai 1898, Nr. 388/97 IV. 

19. Es muß ſich noch fragen, ob der Poſtfiskus für das 
Verſehen der Beamten verhaftet iſt. Wieweit die Haftpflicht 
der Poſtverwaltung in dieſer Hinſicht reicht, ob ſie ſich nur inner⸗ 
halb der durch das Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871 58 6 bis 12 
geſtellten Grenzen bewegt oder nach allgemeinen Geſetzen regelt, 
iſt ſtreitig. Einer Entſcheidung dieſer Frage bedarf es jedoch 
im gegebenen Falle nicht. Die Haftpflicht des Poſtfiskus ergiebt 


ſich hier aus § 6 Abſ. 4 des Poſtgeſetzes. Nach dieſer Vorſchrift 
„leiſtet die Poſtverwaltung für die auf Poſtanweiſungen ein ⸗ 


gezahlten Beträge Garantie.“ Die Beſtimmung tft dahin auf- 
zufaſſen, daß die Garantie ſich darauf erſtreckt, daß die eingezahlten 
Beträge an den richtigen Adreſſaten ausgezahlt werden. 
Vergl. Dambach, Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs, 
5. Aufl. Anm. 26 zu § 6, S. 65; Schott in Endemann, Hand⸗ 
buch des Handelsrechts, Bd. 3 S. 572. Wer aber der richtige 
Adreſſat iſt, ergiebt der Poſtanweiſungsvertrag, und nach dieſem 
waren die in dem Einlieferungsbuche als Empfänger eingetragenen 


Perſonen als die richtigen Adreſſaten anzuſehen. An dieſe ift. 


aber in den hier in Rede ſtehenden Fällen das Geld nicht ab⸗ 


geführt und daher iſt die Erſatzpflicht des ö . 


Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 


Zu den Stempelgeſetzen. f 

20. Die verſteuerten Anſchaffungsgeſchäfte bestanden in 
Umtäuſchen zweier Gattungen von Bankaktien gegen einander, 
welche in Ausführung eines zwiſchen den betreffenden beiden 
Banken geſchloſſenen ſogenannten Fuſtonsvertrages ſich vollzogen. 
haben, durch den die Bremer Bank von der Dresdner Bank in 
dieſe aufgenommen worden iſt. Die Filiale der Deutſchen Bank 
hat gegen eingereichte Bremer Bankaktien von der Dresdner 
Bank im Ganzen 114 Aktien der letztern im Nennwerthe von 


je 1000 Mark erhalten, nach deren jedesmaligem Kurswerthe 


die erhobene Anſchaffungsſtempelabgabe berechnet worden iſt. 
Das B. G. hat den Anſpruch der verklagten Behörde auf Ent⸗ 
richtung der fraglichen Abgaben deshalb für unbegründet erklärt. 
Das R. G. hat das B. U. aufgehoben und die Klage der 
Bank abgewieſen. Es kann ſich nur fragen, ob die einzelnen 


Umtäuſche von Aktien der Bremer Bank gegen ſolche der 


Dresdner Bank ſtempelpflichtig find, und ob im Bejahungsfalle 
dieſer Pflicht durch die Verſteuerung des Fuſionsgeſchäftes im 
Ganzen genügt ſein würde. Die erſtere Frage iſt unbedenklich 
zu bejahen, wie keiner weitern Ausführung bedarf. Die andere 


Frage iſt jedenfalls deshalb zu verneinen, weil in der auf das 


Fuſionsgeſchäft bezüglichen Schlußnote nicht die einzelnen Aktionäre 
der Bremer Bank, ſondern dieſe ſelbſt als Erwerberin der 
15 Millionen Mark Dresdner Bankaktien genannt iſt. Weiter 
ausgeführt. VI. C. S. i. S. Bremiſcher Staat o. Bremer 
Bank vom 25. April 1898, Nr. 423/97 VI. : 

Zum Krankenkaſſengeſetz. 


21. Von der Revifion iſt zunächſt ausgeführt, es ſei mit 


Unrecht angenommen, daß die beklagte Ortskrankenkaſſe zu Recht 


beſtehe und als ſolche verklagt werden könne, da dieſelbe im 


Widerſpruch mit den Vorſchriften des Krankenverſicherungsgeſetzes 
gebildet ſei. Dieſe Ausführung, durch welche nicht nur der 
Klageanſpruch betroffen wird, ſondern auch der von der Bekl. 
ſelbſt erhobenen Widerklage die rechtliche Grundlage entzogen 
werden würde, iſt jedoch auch dann unbegründet, wenn mit der 


in Bezug genommenen Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts 


vom 4. Februar 1897 davon auszugehen iſt, daß die Orts⸗ 
krankenkaſſe 12 zu Caſſel nicht mit der Beſchränkung auf die 
Handlungsgehilfen und Lehrlinge in Handelsgeſchäften und Ge⸗ 
werbebetrieben errichtet werden durfte. Eine dem Geſetze nicht 


entſprechende zu enge Beſchränkung des Kreiſes der verſicherten 
Perſonen mag zu einer Aenderung der Statuten oder zur Auf⸗ 


löſung der Kaſſe im Verwaltungswege Veranlaſſung geben. 


Hier iſt entſcheidend, daß die beklagte Ortskrankenkaſſe mit 
obrigkeitlicher Genehmigung errichtet und damit als organiſirter 


Perſonenverein ins Leben getreten iſt. Die während dieſer 


Exiſtenz von der Kaſſe durch ihre zur Vertretung berufenen 


Organe geſchloſſenen Verträge ſind rechtsgültig und verbindlich, 
und können von ihr, wie gegen ſie, im Rechtswege geltend 
gemacht werden. III. C. S. i. S. Ortskrankenkaſſe 12 in Caſſel 
c. Zierdt vom 17. Mai 1898, Nr. 19/98 III. 9 
Zum Unfallverſicherungsgeſetz. 
22. Für das Gebiet des gemeinen Rechts hal bereite in 
der vom B. G. erörterten Entſcheidung Bd. 31, S. 25 ff. das 


R. G. angenommen, daß gegenüber einem Erſatzanſpruche aus 
§ 98 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884, mit 
welchem der hier in Frage ſtehende $ 119 des Geſeßes vom 
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5. Mai 1886 wörtlich übereinſtimmt, der Dritte, welcher für 
den Unfall aufzukommen hat, ſich auf einen im guten Glauben, 
das heißt ohne Kenntniß der Thatſachen, an die das Geſetz den 
Uebergang der Rechte an die Berufsgenoſſenſchaft knüpft, mit 
dem Verletzten geſchloſſenen Vergleich berufen kann. Den hier 
gegebenen Ausführungen kann auch gegenüber der vom B. G. 
verſuchten Widerlegung derſelben nur beigeſtimmt werden. Denn 
wenn das B. G. ausführt, daß es ſich im Fall des $ 119 
nicht, wie das R. G. annehme, um einen Forderungsübergang 


durch Gefflon, das heißt eine Handlung des Gläubigers, ſondern 


um eine durch das Geſetz getroffene Ueberweiſung des Rechtes 
handle, und ferner, daß, wenn das R. G. ſich auf die Verkehrs- 
ſicherheit, welche eine Benachrichtigung von dem Rechtsübergang 
erfordere, berufe, dem entgegenzuhalten ſei, daß ſich in jenem 
Rechtsübergang gar kein Akt des Verkehrs vollziehe, ſomit auch 
im Verkehrsintereſſe kein Anlaß für den entſchädigungsberechtigten 


Gläubiger vorliege, den Schuldner von dem Rechtsübergang 


aus § 119 zu benachrichtigen, jo ſagt das R. G. in der frag⸗ 
lichen Entſcheidung gar nicht, daß eine Ceſſion vorliege und 
eine Benachrichtigung erforderlich ſei, ſondern, daß bei einem 
jeden Rechtsübergang einer Forderung, wie dies bei der Ceſſion 
und auch in anderen Fällen, insbeſondere auch beim Erbſchafts⸗ 
kauf und Fideikommiß in den Quellen ausdrücklich ausgeſprochen 


ſei, die Verkehrsſicherheit erfordere, daß eine in gutem Glauben 


an den urſprünglichen Gläubiger erfolgende Zahlung oder 
ſonſtige Befriedigung befreiend wirken müſſe. Und wenn das 
B. G. weiter ſagt, daß in dem Akte des Eigenthumsübergangs 


gemäß dem Geſetz ſich kein Akt des Verkehrs vollziehe, ſomit 


auch eine Sicherheit des Verkehrs nicht in Frage ſtehe, ſo ver⸗ 
kennt es, daß bei jener Ausführung nicht an den Uebergang der 
Forderung, ſondern an den Akt der Zahlung Seitens des Schuld⸗ 
ners gedacht iſt. Dieſe Zahlung iſt zweifellos ein Akt des Ver⸗ 
kehrs, und die Verkehrsſicherheit erfordert, daß der Schuldner 
gültig an den zahlen kann, der ſein Gläubiger war, ſo lange 
ihm ohne ſein Verſchulden unbekannt iſt, daß hierin eine Aende⸗ 
rung eingetreten iſt. Daß dies aber auch ganz allgemein der 


Standpunkt des gemeinen Rechts iſt, ergeben die zahlreichen, 


von Windſcheidt Pandekten zu § 342 Nr. 7 f. angeführten 
Quellenſtellen. Das einzige Bedenken, das ſich gegen die hieraus 
für den vorliegenden Fall gezogene Folgerung allenfalls erheben 
läßt, iſt das, daß, wenn man ſich, wie das B. G. ohne weitere 
Begründung thut, auf den Standpunkt ſtellt, daß die Forderung 
des Entſchädigungsberechtigten nicht erſt mit dem Augenblick der 
Zahlung oder dem Augenblick, in welchem die Verpflichtung der 
Berufsgenoſſenſchaft feſtgeſtellt iſt, ſondern ſofort mit der Ent- 
ſtehung auf die Berufsgenoſſenſchaft übergeht, man einwenden 
könnte, der Verletzte habe ſelbſt den Anſpruch an den Beſchädiger 
niemals gehabt, alle Rechtssätze, die ſich an einen Uebergang der 
Forderung von einem Gläubiger an einen anderen knüpfen, 
könnten daher keine Anwendung finden. Aber ganz abgeſehen 
davon, daß dieſer Standpunkt des B. G. ein nicht zweifelloſer 
iſt, indem das R. G. ſich bereits in mehreren Entſcheidungen 
(Bd. 24 S. 126 ff., Bd. 28 S. 92) entgegengeſetzt dahin aus⸗ 
geſprochen hat, daß die Forderung nicht mit der Entſtehung, 
ſondern erſt mit der Feſtſtellung der Verpflichtung der Berufs- 


genofſenſchaft auf dieſe übergehe, jo erledigt ſich jenes Bedenken 


doch auch dadurch, daß das Geſetz von einem Uebergange der 


Forderung ſpricht, daher nothwendig, wie dies auch in der Natur 
der Sache liegt, davon ausgeht, daß das Recht an ſich in der 
Perſon des Verletzten entſteht, an ſich deſſen Recht iſt, und 
daher nach dem Gedanken des Geſetzes nicht eine in der Perſon 
der Berufsgenoſſenſchaft entftehende, ſondern kraft cessio legis 
ihr gebührende Forderung in Frage ſteht. Für das preußiſche 
Recht, das im vorliegenden Falle zur Anwendung zu kommen 
hat, liegt aber die Sache nicht anders. Näher dargelegt. 
III. C. S. i. S. Senff u. Haesler c. Brandenb. landwirth⸗ 
ſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft vom 10. Mai 1898, Nr. 6/98 IT. 
Zum Waarenzeichengeſetz. | 
23. Dem O. L. G. iſt in rechtlicher Hinſicht dahin bei⸗ 
zupflichten, daß auch bezüglich ſolcher Waarenzeichen, welche bereits 
auf Grund des Mark. Sch. G. vom 30. November 1874 und 
unter deſſen Herrſchaft eingetragen waren, falls deren Ein- 
tragung in die Zeichenrolle nunmehr gemäß $ 24 des Geſetzes 
vom 12. März 1894 beantragt wird, das Patentamt, wenn 
daſſelbe das angemeldete Zeichen als mit einem andern, für 
dieſelben oder gleichartigen Waaren, früher angemeldeten Zeichen 
für übereinſtimmend erachtet, nach den 88 5 und 6 des be⸗ 
zogenen Geſetzes zu verfahren und eintretenden Falles die Ein ⸗ 
tragung zu verſagen hat. Die Aufſtellung des Kl., daß dieſes 
nur bezüglich der neu angemeldeten und nicht auch bezüglich 
der auf Grund des früheren Geſetzes bereits eingetragenen 
Zeichen zutreffe, daß vielmehr die Eintragung der letzteren 
auch dann nicht verſagt werden dürfe, wenn dieſelben gemäß 
§ 5 cit. für übereinſtimmend erachtet werden, iſt nach den vor⸗ 
bezogenen Beſtimmungen nicht zutreffend. Das Geſetz vom 
30. November 1894 hat, wie dieſes die Beſtimmungen in § 24 
in Verbindung mit $ 5 ergeben, den Grundſatz der Priorität 
im Falle der Uebereinſtimmung auch auf die bereits vor dem 
Inkrafttreten deſſelben eingetragenen Zeichen, ſofern ſie zur 
Eintragung nach Maßgabe des neuen Geſetzes angemeldet; 
werden, angewendet. Die Vorausſetzung eines älteren landes⸗ 
geſetzlichen Schutzes — in welchem Falle allein nach § 24 eit. 
die Eintragung nicht verſagt werden darf — liegt untergebens 
nicht vor. Wenn in § 5, worauf der Rkl. ſich beruft, von den 
auf Grund des Geſetzes von 1874 früher angemeldeten nicht 
auch früher eingetragenen Zeichen die Rede iſt, ſo beruht das 
lediglich darauf, daß nach § 8 dieſes Geſetzes die frühere An⸗ 
meldung und nicht die frühere Eintragung für das Vor⸗ 
zugsrecht gleicher Zeichen entſcheidend war. Da nun das Zeichen 
der Bekl. im Oktober 1888 alſo vor demjenigen des Kl. vom 
Juni 1889 angemeldet war, und die Uebereinſtimmung der 
Zeichen vom Patentamt nach Maßgabe des § 6 Abſ. 1 des 
neuen Waarenzeichengeſetzes durch Beſchluß feſtgeſtellt worden 
iſt, ſo iſt der Klageantrag, die Bekl. zu verurtheilen, das Recht 
des Kl. auf Eintragung ſeines Waarenzeichens in bie Zeichen 
rolle des Patentamts anzuerkennen, nicht begründet und mit 
Recht von den Vorinſtanzen abgewieſen worden. II. C. S. i. S. 
Schwabe c. Schwabe vom 24. Mai 1898, Nr. 33/177/98 II. 
24. Da der erkennende Senat in dem in Sachen Sander 
wider Leonard & Ellio am 25. März 1898 ergangenen reichs⸗ 
gerichtlichen Urtheil (Rep. II 370/7) die Anſicht gebilligt hat, 
daß die auf § 9 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutz der Waaren⸗ 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894 geſtützte Löſchungsklage nicht 
gegenüber ſolchen Waarenzeichen gewährt ſei, welche ſchon unter 
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der Herrſchaft des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 
1874 zur Eintragung in das Zeichenregiſter gelangt und in die 
Zeichenrolle des Patentamts gemäß § 24 des Geſetzes vom 
12. Mai 1894 unter Wahrung ihrer Priorität übertragen 
worden find, wurde die Reviſion auf die Rüge der Verletzung 
des § 9 Abſ. 1 Nr. 3 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 be⸗ 
ſchränkt. Der auf dieſe Geſetzesvorſchrift geſtützten Löfchungs- 
klage ſteht nun zwar weder der von der Bekl. unter der 
früheren Geſetzgebung erlangte Regiſtereintrag noch der Umſtand 
entgegen, daß die Kl. für ihr Waarenzeichen „Salvator“, weil 
daſſelbe mit den beiden Zeichen der Bekl. nicht übereinſtimmend 
befunden wurde, im Laufe des Rechtsſtreits gemäß Beſchluß des 
Kaiſerlichen Patentamts vom 8. März 1896 unterm 14. März 
1896 die Eintragung erlangt hat. Das B. G. hat aber die 
beiden thatſächlichen Vorausſetzungen dieſer Klage, nämlich daß 
Umſtände vorliegen, aus denen ſich ergiebt, daß der Inhalt der 
Waarenzeichen der Bekl. erſtens den thatſächlichen Verhältniſſen 


nicht entſpricht und zweitens die Gefahr einer Täuſchung be⸗ 


gründet, nicht als vorhanden auerkannt. Dieſe Entſcheidung 
beruht weſentlich auf thatſächlicher Beurtheilung, welche der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts entzogen iſt, und die auf 
beide Vorausſetzungen bezügliche Rüge, daß ihre Verneinung 
auf Rechtsirrthum beruhe, konnte nicht als gerechtfertigt erachtet 
werden. II. C. S. i. S. Schmederer c. Beck u. Co. vom 
24. Mai 1898, Nr. 371/97 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

25. Der Bekl. hat ſich darüber beſchwert, daß das O. L. G. 
ohne Weiteres die von ihm vorgeſchützte Einrede der Verzeihung 
bei Seite geſetzt habe. Dieſe Angriffe möchten vielleicht zutreffen, 
wenn eine Verzeihung bis auf Weiteres ſchon in der bloßen 
Vollziehung des Beiſchlafes zu finden wäre, ſo daß der Kl. nur 
die Replik offen bliebe, ſie habe damals von dem in Rede 
ſtehenden Ehebruche des Bekl. noch keine ſichere Kunde gehabt. 
Die Sache liegt jedoch gerade umgekehrt: die⸗ Vollziehung des 


Beiſchlafes gilt nur dann als Verzeihung, wenn der in Frage 


kommende Ehegatte damals die betreffenden Verfehlungen des 
andern gekannt hat. Das B. G. hat alſo mit Recht die in 
dieſer Beziehung beſtehende Ungewißheit zu Gunſten der Kl. 
ausſchlagen laſſen. VI. C. S. i. S. Wollſtein c. Wollſtein 
vom 9. Mai 1898, Nr. 28/98 VI. 

26. Das B. U. iſt durch die Reviſion inſoweit edc en 
als der Klaganſpruch auf Herausgabe des Nachlaſſes des Stell- 


beſitzers Berthold K. nebſt Früchten und Nutzungen abgewieſen 


iſt und den Kl. Prozeßkoſten auferlegt ſind. Dieſer Theil der 
Vorentſcheidung beruht auf der Annahme, daß der Bekl. der 
lebenslängliche Nießbrauch am ſtreitigen Nachlaß durch eine 
vertragsmäßige Verfügung zugewandt ſei, bezüglich deren un⸗ 
entſchieden gelaſſen iſt, ob dieſelbe rechtlich als Vermächtniß⸗ 
vertrag oder Schenkung auf den Todesfall zu beurtheilen iſt. 
Dieſe Ausführung erſcheint jedoch nicht genügend begründet. 
Für die Feſtſtellung eines derartigen Vertragsabſchluſſes war 
insbeſondere dort, wo nach dem maßgebenden Partikularrecht 
beſondere Formvorſchriften nicht beſtehen, ein deutlicher Ausdruck 
der Abſicht vertragsmäßig gebunden zu ſein, zu erfordern. Hier 
iſt zu erwägen, daß der Erblaſſer der Kl. ein Teſtament errichtet 
hatte, und daß kein Umſtand feſtgeſtellt iſt, welcher darauf 
ſchließen läßt, daß er an der Gültigkeit dieſes Teſtamentes 


zweifelte, und noch weitere Maßnahmen zur Sicherung der 
Durchführung der dort getroffenen Dispoſitionen für erforderlich 
hielt. Wenn er nun im Anſchluß an die erfolgte Teſtaments⸗ 
errichtung ſeiner Ehefrau, der Bekl., ſagte, daß er ihr den Nieß⸗ 
brauch auf Lebenszeit vermacht habe, und ſie erwiderte, es ſei 
ſo gut, ſo lag hierin zunächſt nur die Mittheilung, daß und 
wie er ihrer teſtamentariſch gedacht habe, und in ihrer Antwort 
nur ein Ausdruck der Zufriedenheit damit, daß ſie ſo bedacht 
ſei. Aus der Mittheilung des ſie intereſſirenden Inhalts des 
Teſtaments an die Bekl. folgt nicht die Abſicht und ein ſchlüſſiger 
Ausdruck des Willens des Erblaſſers, auf die Widerruflichkeit 
der getroffenen Dispoſition zu verzichten, und der Bekl. gegen⸗ 
über vertragsmäßig gebunden zu ſein, wie auch ihre feſtgeſtellte 
Antwort nicht erkennen läßt, daß ſie ſeine Erklarung im Sinne 
eines ihr angebotenen Vertragsrechtes verſtanden und angenommen 
hat. Der Umfland, daß der Inhalt des Teſtamentes die Abſicht 
des Erblaſſers in jeder nur möglichen Form über ſeinen Nachlaß 
zu verfügen erkennen läßt, konnte für die Auslegung ſpäterer 
Erklärungen deſſelben erheblich ſein, zur Feſtſtellung eines Ver⸗ 
trages zwiſchen ihm und der Bekl. bedurfte es aber der ge⸗ 
nügenden Feſtſtellung, daß er ihr gegenüber den Willen, ſich 
vertragsmäßig zu binden, erklärt hat, und daß ſie ſeine Er⸗ 
klärung in dieſem Sinne verſtanden und angenommen hat. 
III. C. S. i. S. Erben Kruſe c. Kruſe vom 24. Mai 1898, 
Nr. 60/98 III. ö 

27. Die Reviſion rügt zunächſt, das B. G. habe den 
auch für das gemeine Recht anzuerkennenden Satz nicht beachtet, 
daß der Cedent, der dem Ceſſionar gegenüber für die Güte der 
Forderung einſtehe, nur für die Güte der Forderung zur Zeit 
der Ceſſion oder höchſtens zur Zeit der Fälligkeit derſelben hafte. 
Ein abſoluter Rechtsſatz dieſer Art beſteht jedoch nicht. Man 
kann ihn nur als Interpretationsregel anerkennen. (S. auch 
deutſches B. G. B. § 438.) Die Bedeutung eines ſolchen 
Verſprechens iſt im Einzelfall thatſächlich feſtzuſtellen. Dies 
hat das B. G. hier auf Grund des eingezogenen Beweiſes 
gethan. Es hat hierbei auch die Behauptung des Bekl. ge- 
würdigt, ſein Verſprechen ſei nur dahin zu verſtehen, daß der 
Poſten zur Zeit nach den obwaltenden Umſtänden als gut an⸗ 
zuſehen ſei und es nach verſtändigem Ermeſſen auch eine Zeit 
lang bleiben werde. Das von dem RE. citirte. Urtheil des 
IV. C. S. IV 902/81 ſteht ihm nicht zur Seite. VI. C. S. 
i. S. Schunck c. Viereck vom 23. Mai 1898, Nr. 43/98 VI. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

28. Die ſogenannte exceptio doli generalis dient zum 
Schutz gegen ein Klagebegehren, welches an ſich in den Geſetzen 
begründet ſein, deſſen Erfüllung aber eine offenbare Unbilligkeit 
in ſich ſchließen würde. Die Argliſt liegt hier ſchon in der 
Geltendmachung eines ſolchen mit den Grundſätzen der 
Billigkeit (des bonum et aequum) unvereinbaren Anſpruchs, 
ohne daß es noch der Feſtſtellung einer Täuſchung des anderen 
Theils oder ſonſt eines außerhalb des Rechtsſtreits liegenden 
argliſtigen Verhaltens bedürfte. Es muß nun dem B. G. darin 
beigetreten werden, daß eine ſolche Unbilligkeit eintreten wurde, 
wenn der Bekl. zur Herausgabe des von der Kl. ihm über⸗ 
laſſenen Grundſtückes verurtheilt werden und dennoch aus dem 
früheren Urtheil verpflichtet bleiben ſollte, die nach ſeinem bis⸗ 
herigen Vermögensſtand feſtgeſetzten Alimente der Kl. zu zahlen. 
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Daraus folgt aber nicht, daß der Kl., weil ſie die Feſtſetzung 
der Alimente auf Grund des bisherigen Vermögenszuſtandes des 
Bekl. erwirkt, nunmehr die Geltendmachung des Widerrufs der 
angeblichen Schenkung verſagt bleiben müßte. Dieſe Folgerung 
wäre nur begründet, wenn angenommen werden müßte, daß die 
Kl., indem ſie im Vorprozeß die Feſtſetzung ihrer Alimente unter 
Einrechnung des in Rede ſtehenden Grundſtücks herbeiführte, 
hierdurch auf den Widerruf der Schenkung ſtillſchweigend ver⸗ 
zichtet habe, eine Annahme, die ſchon dadurch ausgeſchloſſen 
erſcheint, daß nach der unbeſtrittenen Behauptung der Kl. ſie 
ſchon vor Anſtellung und dann im Laufe des Alimentations⸗ 
prozeſſes dem Bekl. die Abſicht, das Grundſtück zurückzufordern, 
kundgegeben hat. Dolos gegenüber dem Bekl. würde die Kl. 
nur handeln, wenn ſie ſich das Nebeneinanderbeſtehen der beiden 
Urtheile zu Nutze machen und nach Rückempſang des Grund⸗ 
ſtücks oder der Differenz zwiſchen deſſen Werth und dem Kaufe 
preiſe die ihr zuerkannten Alimente in voller Höhe auch ferner 
fordern wollte. Daß ſie dieſes nicht will, hat ſie dadurch an 
den Tag gelegt, daß ſie für den Fall der Rückauflaſſung des 
Grundſtücks oder Zahlung der Werthsdifferenz einen Verzicht 
auf ihre Anſprüche aus dem Urtheil im Alimentationsprozeß 
urkundlich erklärt hat. Allerdings hat der Bekl. dieſen Verzicht 
nicht angenommen, das ift aber für die Fratze, ob die Kl. der 
Vorwurf einer argliſtigen Rechtsverfolgung trifft, gleichgültig. 
Iſt auch in Folge deſſen ein durch die Realiſirung des im 
gegenwärtigen Prozeß verfolgten Anſpruchs bedingtes Paktum, 
welches der Bekl. dem Anſpruche der Kl. aus dem Judikat des 
Vorprozeſſes entgegenſetzen könnte, nicht zu Stande gekommen, 
ſo würde doch der Bekl., ſobald er der etwaigen Verurtheilung 
im gegenwärtigen Prozeß gerecht geworden iſt, zweifellos in der 
Lage ſein, einer etwaigen Anforderung der Kl. aus dem Judikat 
des Vorprozeſſes mit der nach § 686 der C. P. O. im Wege 
der Klage geltend zu machenden Einrede der Argliſt entgegen ⸗ 
zutreten. Es kann daher nicht ſchon in dem formalen Neben⸗ 
einanderbeſtehen der beiden Urtheile ein mit den Grundſätzen der 
Billigkeit und dem allgemeinen Rechtsgefühl unvereinbarer 
Rechtszuſtand erblickt werden, da ja der Bekl. das Mittel in 
der Hand haben würde, ſich gegen eine argliſtige Ausbeutung 
der beiden gegen ihn ergangenen Urtheile durch die Kl. zu 
ſchützen. Selbſtverſtändlich würde in dem geſetzten Falle der 
gemäß § 686 der C. P. O. gegen das Judikat des Vorprozeſſes 
zu erhebende Einwand im Effekt nur zu einer Herabſetzung der 
zu zahlenden Alimente führen können, während die judikatmäßige 
Verpflichtung an ſich beſtehen bleiben würde. Der Rechts 
grund für dieſe Herabſetzung würde dabei nicht in der Ver⸗ 
minderung des Vermögens des Bekl. an ſich, ſondern lediglich 
darin zu finden ſein, daß die Kl. argliſtig verfahren würde, 
wenn ſie, nachdem ſie in den Beſitz des an den Bekl. ver⸗ 
äußerten Grundſtücks (oder eines Aequivalents dafür) zurüd- 
gelangt. wäre, dennoch die für fie unter Einrechnung des Grund⸗ 
ſtücks in das Vermögen des Bekl. feſtgeſetzten Alimente un⸗ 
verkürzt fordern wollte. Steht aber dem Bekl. für den Fall 
feiner. Verurtheilung im gegenwärtigen Prozeß (ſobald er der⸗ 
ſelben genügt hat), ein ſolcher Einwand (der ſich als die 
exceptio doli generalis charakteriftren würde) gegen die judikat⸗ 
mäßige Alimentenforderung der Kl. zu, ſo liegt in der Ver⸗ 

urtheilung des Bekl. auf die gegenwärtige Klage nicht die vom 


B. R. angenommene Unbilligkett, und es iſt damit der exceptio 
doli generalis für den gegenwärtigen Prozeß det Boden 
entzogen. V. C. S. i. S. Laßwitz e e. Laßwitz vom 25. Mai 
1898, Nr. 412/97 Vv. 

29. Die Kl. rügt Verletzung des 8 130 at. 1 Tit. 5 
des A. L. R. Sie meint, die feſtgeſtellten mündlichen Ab⸗ 
machungen der Parteien haben in dem Reverſe vom 19. Sep⸗ 


tember 1893 in ihren weſentlichen Theilen keinen Ausdruck | 


gefunden. Das B. G. habe daher durch ſeine Feſtſtellungen 
nicht unklare und undeutliche Feſtſetzungen des Reverſes äuf⸗ 
geklärt oder erläutert, ſondern in den für die Entſtehung eines 
Geſellſchaftsvertrages weſentlichen Punkten dem wegen feiner 
Unvollſtändigkeit rechtsunwirkſamen Vertrage fehlende Beſtand⸗ 
theile Hinzugefügt. Mit dieſem Angriffe wird die Unzuläſſigkeit 
der Auslegung des Reverſes, wie ſie das B. G. zur Feſtſtellung 
ſeines von den Parteien gewollten Inhalts gemacht hat, dar⸗ 
zuthun geſucht. Dieſer Verſuch erſcheint verfehlt. 
Thl. 1 Tit. 17 des A. L. R. müſſen der Zweck der Verbindung 
und das Verhältniß der Verbundenen bei und zur Erlangung 
deſſelben allemal durch einen ſchriftlichen Vertrag bei Strafe der 
Nichtigkeit feſtgeſetzt werden. — Iſt aber ein ſchriflicher Vertrag 
errichtet, fo muß die Ausmittelung des Inhalts des Vertrags 
unter Anwendung der Beſtimmung des $ 130 Thl. 1 Tit. 5 
des A. L. R. erfolgen. Danach muß auf andere zuverläſſige 
Art ausgemittelt werden, was im Kontrakte unleſerlich geſchrieben 
oder undeutlich ausgedrückt worden iſt und nicht aus dem Zu⸗ 
ſammenhange klar erhellet. Die Tragweite dieſer Vorſchrift, 
welche ſich aus der von Bornemann in ſeinem Syſteme bed 
Preußiſchen Civilrechts (Bd. 2 S. 262 Anm. 3 der 2. Auflage) 
mitgetheilten Entſtehungsgeſchichte erziebt, hat das B. G. nicht 
verkannt, indem es den Inhalt des über die feſtgeſtellten Ver. 
abredungen der Parteien in ihrem Schlußergebniſſen auf. 
genommenen ſchriftlichen Reverſes vom 19. September 1893, 
welcher wegen der ſchlechten Faſſung nur undeutlich ausgedrückt 
iſt und auch aus dem Zuſammenhange nicht klar erhellt, nicht 
nur aus dem Reverſe ſelbſt, ſondern auch durch Verwerthung 
der vorangegangenen mündlichen Verabredungen der Parteien, 
in denen ihre eigentlichen Intentionen deutlich hervortreten, im 
Wege der Auslegung feſtgeſtellt hat. Es hat damit nur von 
der ihm durch § 130 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. beigelegten 
Befugniß Gebrauch gemacht. V. C. S. i. S. Noack e. Kur 
haſe vom 21. Mai 1898, Nr. 408/97 V. | 

30. Die Verurtheilung der Widerbekl. zur eg von 
5 000 Mark Konventionalſtrafe für die fünf Keſſel, welche 
ſie dem Widerkl. mittelſt Anzeige vom 12. September und 
7. Oktober 1893 gemeldet hat, beruht auf Geſetzesverletzung 
Das R. G. vermag der Verabredung über den Eintritt einer 
Verwirkung der Strafe nicht die Bedeutung beizulegen, welche 
ihr der B. R. beimißt. Namens der Firma A. V. sen. zu 
Sarſtedt hatte der Fabrikant Friedrich V. in der notariellen 
Verhandlung vom 26. November 1891 ſich verpflichtet, dem 
Herrn D. von jeder Beſtellung eines Heerdes alsbald nach 
der Beſtellung Kenntniß zu geben. Es liegt kein zwingender 
Anlaß vor, den Ausdruck „alsbald“ dahin zu premiren, daß 
die Fitma verpflichtet erachtet werde, | ofort oder binnen 
wenigen Tagen nach ihrer Annahme einer Beſtellung die 
Anzeige zu erſtatten und danach anzunehmen, daß die Strafe 
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von 1 000- Mark, welcher ſich die Firma für den Fall unter 
warf, daß ſie jene Verpflichtung nicht erfülle, verwirkt ſei, wenn 
auch nur wenige Tage ſeit jenem Zeitpunkte verfloſſen waren, 
ohne daß die Anzeige erſtattet wurde. Der Anſpruch des Bekl. 
auf Zahlung der Proviſion wurde ja erſt mit dem Ablauf 


einer vierwöchentlichen Friſt nach der Ablieferung des 
Kochheerdes fällig. Und das Intereſſe des Bekl. an der Mit 


theilung blieb gewahrt, wenn er bis dahin beziehungsweiſe um 
die Zeit der Abnahme der Lieferung des Keſſels von der Sache 
erfuhr. Auf dieſen einer billigen Beurtheilung der Sache ent- 
sprechenden Standpunkt hat ſich der Bekl. ſelbſt in feinem 
Briefe vom 10. Oktober 1893 geſtellt. In ſeinen früheren 
Briefen vom 31. Juli, 4. Auguſt und 14. Auguſt hatte er 
allerdings auch die Konventionalſtrafe betont. Damals hatte 
aber die Kl. noch jede Mittheilung unterlaſſen und ſie hatte 
ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß ſie ſolche Mittheilungen 
unterlaſſen dürfe. Die Kl. ift aber unter dem 12. September 
1893 von dieſem Standpunkte zurückgetreten, ſie hat dem Bekl. 
erklart, um dem Bekl. betreffs des anderen Dampfkochheerdes 


eine Handhabe zu geben, wodurch dieſer eine Feſtſtellung 


herbeiführen könne, werde ſie ihm hinfort auch ſämmtliche 
Dampfkochheerde anzeigen, welche ihr beſtellt werden, eine 
Proviſion für dieſe Heerde werde ſie aber nicht eher bezahlen, 
bis durch richterliche Entſcheidung feſtgeſtellt ſei, daß Dampf⸗ 
kochherde und Waſſerkochheerde daſſelbe ſei. Zugleich theilte ſie 
nun mit, Ende September habe ſie eine Anlage für die Garniſon⸗ 
verwaltung Breslau zu liefern. Für Mitte Oktober eine ſolche 
für Altona, desgleichen für Bremen zwei; und am 7. Oktober 
theilte ſie dem Bekl. mit, daß bei ihr vor kurzem ein Menage⸗ 
heerd nach Hannover beſtellt ſei. Die Ablieferung deſſelben 
erfolge in circa 10—14 Tagen. Dieſe Mittheilung genügte 
dem Bekl. Denn er ſchrieb am 10. Oktober 1893 der Kl.: 
dieſe habe ihm bis jetzt 5 Heerde gemeldet. Er erwähnte be⸗ 
züglich dieſer Meldung der fünf Heerde nichts mehr 
von Konventionalſtrafe, obwohl er annahm, daß dieſelben bereits 
vor vier Wochen geliefert, alſo jedenfalls erheblich früher 
beſtellt waren. Er beſchränkte ſich vielmehr auf das Erſuchen, 
ihm die Provifion von 175 Mark pro Heerd für dieſe Heerde 
poſtwendend zu ſenden. Das kann bei der gegebenen Sachlage 
nur dahin verſtanden werden, daß der Bekl. ſelbſt ſich bezüglich 
der Anzeige jener fünf Heerde mit den Meldungen vom 
12. September und 7. Oktober 1893 befriedigt erklärte, ohne 
einen Anſpruch auf die Konventionalſtrafe erheben zu wollen, 
die er auch rechtlich nicht beanſpruchen konnte. Denn die Daten 
der Anlage zum Protokoll vom 3. Februar 1897 ergeben, daß 
bei Nr. 2, 3, 4, 6 die Anmeldung ſogar noch vor Lieferung 
der Heerde, bei fünf wenigſtens vor der Abnahme erfolgt iſt. 
I. C. S. i. S. Voß sen: c. Damke vom 25. Mai 1898, 
Nr. 143/98 J. 

31. Der Reviſton it zuzugeben, daß der Satz des B. U. 
„von einer Verjährung des Anſpruchs auf Vergütung aus 
§ 343 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. könne ſchon deshalb keine 
Rede ſein, weil der Lauf der Verjährung erſt mit dem Zeitpunkt 
für den Kl. habe beginnen können, in welchem er durch Auf⸗ 
deckung des Schwamms an einer neuen Stelle von ſeinem hie⸗ 
durch erweiterten Gewährleiſtunganſpruch Kenntniß erlangt 


habe (8 512 Thl. 1 Tit. 9 des A. L. R.)“ nicht richtig iſt, 


da durch die Beſtimmung des § 343 a. a. O., wonach die 
Verjährungsfriſt mit dem Empfang der Sache beginnt, 
eine Anwendung des § 512 Thl. I Tit. 9 des A. L. R. 
im Falle des § 343 a. a. O. ausgeſchloſſen iſt. Das 
B. G. hat indeſſen mit den weiter darauf folgenden Worten, 
daß der erweiterte Anſpruch auch in II. J. vollkommen 
zuläſſig ſei, bereits den Grund geſtreift, aus welchem dem 
Verjährungseinwand auf jeden Fall die Anerkennung zu verfagen 
iſt. Der Kl. hat nämlich bereits in der Klage ſein Recht aus 
dem Vorhandenſein des Schwammes geltend gemacht ($ 343 
a. a. O.). Wenn er die Höhe feines hierauf gegründeten 
Gewährleiſtungsanſpruchs in I. J. nur nach dem Umfange, in 
dem ſich bis dahin der Schwamm gezeigt hatte, bemaß, ſo be⸗ 
deutet es dem gegenüber keine neue ſelbſtſtändige Geltendmachung 
eines neuen Mangels, wenn er in der Berufungsinſtanz ſeinen 
Anſpruch erhöhte, weil der bereits bei der Klaganſtellung vor- 
handene Schwamm inzwiſchen noch an neuen Stellen zum 
Vorſchein gekommen war; vielmehr handelte es ſich hiebei um 
eine dem § 343 a. a. O. nicht unterliegende Erweiterung des 
einheitlichen Anſpruchs auf Gewährleiſtung wegen eines und 
deſſelben Mangels. Damit ſteht der bereits vom B. R. hervor⸗ 
gehobene prozeſſuale Geſichtspunkt in Zuſammenhang, wonach 
gegen dieſe Erweiterung auch in der Berufungsinſtanz gemäß 
§ 240 Nr. 2 der C. P. O. kein Anſtand zu erheben iſt. 
V. C. S. i. S. Cohn c. Friedländer vom 18. Mai 1898, 
Nr. 399/97. V. | 

32. Da der Fiskus feine Verpflichtung zur Beſtreitung 
der nöthigen Reparaturen und Verbeſſerungen der Quernheimer 
Schule zugfebt, feine Verpflichtung, auch die nothwendig 
werdenden Erweiterungs⸗Neu⸗ und Umbauten jener Schule 
auf ſeine Koſten aufzuführen, dagegen in Abrede ſtellt, ſo kann 
nicht, wie die Reviſton vermeint, jeder eine Reparatur oder eine 
Verbeſſerung der Schule auf Koſten des Fiskus betreffende 
Baufall als Beweis für die allgemeine Baupflicht, einſchließlich 
der Verpflichtung zur Ausführung der nothwendigen Erweiterungs-, 
Neu- und Umbauten, gelten. Es tft vielmehr, wie das B. U. 
richtig ausführt, auf Grund des Satzes „quantum possessum, 
tantum praescriptum“, zum Nachweiſe der Erſitzung die Bei⸗ 
bringung ſolcher Baufälle erforderlich, in welchen es ſich um 
die Ausführung von nothwendigen Erweiterungs⸗Neu- und Um: 
bauten gehandelt hat. VI. C. S. i. S. Schulgemeinde Stift 
Quernheim o. Fiskus vom 9. Mai 1898, Nr. 387/97 IV. 

83. Die Frage iſt die, ob dadurch, daß inzwiſchen durch 
das beſondere Geſetz vom 20. Auguſt 1883 (Geſetzſammlung 
S. 338) die ſchleſiſche Ufer⸗Ward⸗ und Hege-Ordnung vom 
12. September 1763 aufgehoben und in Folge deſſen an deren 
Stelle die Beſtimmung des § 63 Thl. II Tit. 15 A. L. R. 
für den bisherigen Geltungsbereich der Ufer⸗Ordnung in Wirk. 
ſamkeit getreten iſt, hier eine Aenderung herbeigeführt iſt. Dieſe 
Frage muß verneint werden. Der Bekl. hat, an dieſen Wechſel 
der geſetzlichen Vorſchriften anknüpfend, geltend gemacht, daß 
nach der Beſtimmung des § 63 a. a. O. der Uferbeſitzer nur 
zur Unterhaltung vorhandener, nicht zur Herſtellung und Anlage 
neuer Uferbefeſtigungen pflichtig ſei. Der B. R. hat dieſe 
Frage übrigens ohne weitere Begründung, in dem Sinne be⸗ 
antwortet, daß der Uferbeſitzer auch zu Arbeiten der letzteren 
Art verbunden ſei. Die ſehr ſtrittige Frage der Auslegung des 
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8 63 (vergl. einerſeits die Aeußerungen des Regierungskommiſſars 
bei den Berathungen des Herrenhaufes über den erſten Entwurf 
des Geſetzes über die Strombauverwaltung vom 20. Auguſt 
1883 (Stenographiſche Verhandlungen des Herrerhauſes 1880 
Thl. 1 S. 180) und bei den Berathungen des Abgeordneten⸗ 
hauſes über den zweiten Entwurf (Stenographiſche Berichte 
des Abgeordnetenhauſes 1882/83, Thl. III S. 1983) anderer- 
ſeits die Aeußerungen der damaligen Berichterſtatter a. a. O. 
und den miniſteriellen Erlaß vom 31. März 1837 (Kamptz 
Annalen 1837 S. 80) ſowie Nieberding Waſſerrecht (1866) 
S. 90, 215 und 217), — die auch nicht, wie der B. R. meint, 
in ſeinem Sinne durch das Obertribunal entſchieden iſt, da in 
den von ihm in Bezug genommenen Urtheilen Striethorſt, Archiv 
Bd. 12 S. 265, Entſch. Bd. 33 S. 147 ſowie auch in dem 
Urtheil Striethorſt, Bd. 95 S. 47 es ſich lediglich um Unter⸗ 
haltung vorhandener Befeſtigungen handelte, bedarf im gegen ⸗ 
wärtigen Fall nicht der Beantwortung. Denn ſelbſt wenn man 
der Auslegung der Bekl. folgte, ſo würde dies nicht zu einem 
ihm günſtigen Ergebniß führen. Einerſeits kommt in Betracht, 
daß, da jedenfalls bisher d. h. bis zum Inkraftreten des § 63 
in Schleſien die Pflicht des Ufereigenthümers zur Anlage von 
Uferbefeſtigungen beſtand, ſolche der einen oder anderen Art 
hier vorhanden ſein müſſen, ſo daß der § 63, ſelbſt wenn er nur 
in dem beſchränkteren Sinne verſtanden wird, zur Anwendung 
kommen müßte. Andererſeits hat der Bekl. weder dargelegt 
noch iſt es an ſich erſichtlich, in wiefern die ſtreitige Beitrags⸗ 
pflicht ſich gegenwärtig und thatſächlich zwar als eine Erfüllung 
der ihm angeblich nicht obliegenden Verbindlichkeit zur Her⸗ 
ſtellung von Uferbefeſtigungen, nicht aber als eine Erfüllung 
der ihm unzweifelhaft obliegenden Pflicht zur Unterhaltung 
vorhandener Uferbefeſtigungen darſtellen ſoll. V. C. S. 
i. S. Graf Fink von Finkenſtein c. Fiskus vom 14. Mai 1898, 
Nr. 393/97 V. 

34. Allerdings beſtimmen die 88 782, 783 Thl. 1 Di. 18 
A. L. R., daß für die Ehe eines Bewormundeten die Gütergemeinſchaft 
bis nach erfolgter Aufhebung der Vormundſchaft ausgeſetzt bleibt, 
wenn nicht der Vorm und dieſer Ausſetzung mit Genehmigung 
des vormundſchaftlichen Gerichts ſich begiebt. Da indeß auch 
die Einführung der Gütergemeinſchaft einen rechtsgeſchäftlichen 
Charakter trägt und als Subjekte dieſes Rechtsgeſchäfts doch 
nur die Eheleute angeſehen werden können, ſo wird man auch 
hinſichtlich der fraglichen, im Geſetze erforderten Erklärung des 
Vormundes, daß er ſich der Ausſetzung der Gütergemeinſchaft 
begebe, annehmen müſſen, daß er auch dieſe Erklärung in ſeiner 
Eigenſchaft als Vertreter ſeines Mündels abgiebt. Iſt dies 
aber der Fall, dann iſt nicht abzuſehen, da ſowohl nach dem 
heutigen Geſetz, betreffend die Geſchäftsfähigkeit Minderjähriger, 
vom 12. Juli 1875, als nach den Vorſchriften des A. L. R. 
88 21 ff. Thl. I Tit. 4, §§ 10 ff. Thl. J Tit. 5 bei allen 
ſonſtigen Rechtsgeſchäften es für deren Gültigkeit gleichſteht, ob 
die Erklärung von dem Vormunde allein, oder von dem Mündel 
mit Genehmigung des Vormundes abgegeben wird, warum nicht 
auch im vorliegenden Falle die fragliche Erklärung, anſtatt direkt 
vom Vormund, von dem Mündel mit Genehmigung des Vor⸗ 
mundes ſollte abgegeben werden können. Iſt dies aber richtig, 
dann handelt es ſich, da die Erklärung des Mündels in vor- 
geſchriebener Form vorliegt, lediglich, wie das B. G. mit Recht 


ausführt, darum, ob die vormundſchaftliche Genehmigung erfolgt 
iſt. Da nun weiter, wie gegenwärtig ziemlich allgemein an⸗ 
genommen wird und auch das R. G. wiederholt ausgeführt hat, 
die Genehmigung des Vormundes einer beſonderen Form nicht 
bedarf, ſomit auch eine ſtillſchweigende Genehmigung als rechtlich 


möglich anerkannt werden muß, ſo kann ein Rechtsirrthum darin, 
daß unter den obwaltenden thatſächlichen Verhältniſſen dieſe 


Genehmigung des Vormundes in dem Stillſchweigen der Mutter 
auf die Mittheilung der Eheleute von den Vorgängen in dem 
gerichtlichen Termin gefunden worden iſt, nicht erblickt werden, 
und in thatſächlicher Beziehung giebt auch dieſe Annahme einer 
ſtillſchweigenden Genehmigung, da die Mutter die Eheleute ſelbſt 
zu dem Schritte veranlaßt hatte, zu Bedenken keinen Anlaß. 
III. C. S. i. S. Schramm e. ä vom 20. au 1898, 
Nr. 13/98. III. | 
VI. Sonſtige Preußische Landesgeſetze. 

Zur Städteordnung vom 30. Mai 1853. 
35. Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. 
Bei der Prüfung der Frage, ob der Kl., wie er behauptet, ein 
auf Lebenszeit angeſtellter Gemeindebeamter der Bekl. ſei oder, 
wie die Bekl. behauptet, ein nur zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen 
beſtimmter Unterbeamter der Bekl. geweſen ſei, geht das B. G. 
in Uebereinſtimmung mit dem Urtheile des IV. C. S. des R. G. 
vom 6. Dezember 1888 (Gruchot, Beiträge Bd. 33 S. 1041) 
davon aus, daß die in dem § 56 Nr. 6 der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853, der als Regel die Anſtellung der Gemeinde⸗ 
beamten auf Lebenszeit vorſchreibt, zugelaſſene Ausnahme, Unter⸗ 
beamte, welche nur zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt 
ſeien, auf Kündigung annehmen zu können, nicht nur auf folche 
Dienſtleiſtungen, welche vermöge rein phyſiſcher Körperkraft aus⸗ 
führbar ſeien, ſondern auch auf ſolche Verrichtungen ſich beziehe, 
welche ein gewiſſes geringeres Maß geiſtiger Thätigkeit erfordern: 
In Anwendung dieſer richtigen Geſetzesauslegung nimmt das 
B. G. ohne erkennbaren Rechtsirrthum an, daß an ſich ein 
ſolcher Kanzliſt, deſſen Thätigkeit nur in der Herſtellung von 
Abſchriften beſtehe und deſſen geiſtige Thätigkeit ſich daher darauf 
beſchränke, die Uebereinſtimmung der Abſchrift mit der Urſchrift 
zu beachten, zu denjenigen Unterbeamten gehöre, die nur zu 
mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt ſeien. Nach Angabe des 
Kl. hat jedoch ſeine Thätigkeit im Dienſte der Bekl. nicht lediglich 
in der Herſtellung von Abſchriften beſtanden, er hat vielmehr, 
wie auch das B. G. mit dem I. R. feſtſtellt, nicht nur einige 
Zeit hindurch, insbeſondere als die Stadtſekretärſtelle unbeſetzt 
war, aushilfsweiſe Protokolle aufgenommen und 1 bis 1½ Monat 
hindurch die Portoliſte geführt, ſondern in mehreren Jahren 
die Stammrollen geführt, die Impf- und Geburtsliſten auf. 
geftellt, aus ſtandesamtlichen Regiſtern Auszüge gefertigt, Ver⸗ 
zeichniſſe von Beamten zum Zwecke der Beſteuerung derſelben 
aufgeftellt und Verzeichniſſe der evangeliſchen und der katholiſchen 
Einwohner angefertigt. Daß alle dieſe Verrichtungen, wie das 
B. G. ausführt, ein verhältnißmäßig geringes Maß eigener 
Denk- und Urtheilskraft und eine nur unbedeutende Geſetzes⸗ 
kenntniß erfordern, iſt weder Mangels jeder thatſächlichen Unter- 
lage anzunehmen, noch auch an ſich geeignet, ohne Weiteres den 
Schluß zu rechtfertigen, daß jene Verrichtungen als mechaniſche 
Dienſtleiſtungen im Sinne des § 56 Nr. 6 der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853 anzuſehen ſeien. Iſt hiernach bei der 
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jetzigen Sachlage die Auffaſſung geboten, daß ein Gemeinde⸗ 
beamter, zu deſſen amtlicher Thätigkeit jene Verrichtungen ge⸗ 


hörten, nicht als ein nur zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen an⸗ 


genommener Unterbeamter anzuſehen ſei, ſo kann es ſich nur 
noch weiter fragen, ob dem Kl. in ſeiner Stellung als Kanzliſt 
jene Verrichtungen amtlich oblagen. Daß dieſe Verrichtungen 
nur eine vorübergehende Thätigkeit erforderten, würde, wenn 
das Bedürfniß dieſer Verrichtungen im Laufe der ſtädtiſchen 
Verwaltung regelmäßig wiederkehrte, nicht ausreichen, um wie 
beide Vorderrichter annehmen, den Nachweis zu erbringen, daß 
es ſich nur um vorübergehende Dienſtleiſtungen gehandelt habe. 
Wäre freilich die Annahme des B. G. unbedenklich, daß der Kl. 
jene Verrichtungen nur im Intereſſe ſeiner eigenen Ausbildung 
vorgenommen habe, ſo wäre jeder Zweifel, ob ſie einen Theil 
ſeines Amtes als Kanzliſten gebildet hätten, beſeitigt und dieſe 
Frage zu verneinen. Allein die auf die außergerichtliche Er⸗ 
klärung des Kl. geſtützte Annahme des B. G. ſteht im Wider⸗ 
ſpruch nicht nur mit den eidlichen Ausſagen der Zeugen E., S. 
und H., ſondern auch mit der eigenen Ausführung des B. G., 
daß bei allen jenen Dienſtleiſtungen des Kl. die Schreibthätigkeit 
im Vordergrunde ſtehe, ſo daß dieſelben in Folge deſſen von 
dem Kämmerer a. D. B. als zu den Geſchäften eines Kanzliſten 
gehörig angeſehen würden. IV. C. S. i. S. Schienke c. Stadt 
Konitz vom 16. Mai 1898, Nr. 404/97 IV. . | 
236. Die Bekl. hat verneint, daß der Kl. als ein auf 
Lebenszeit angeſtellter ſtädtiſcher Beamter anzuſehen ſei, da das 
beſtehende Rechts verhältniß nach dem Anſtellungsvertrage zu 
beurtheilen, nach dieſem aber der Kl. nur zu mechaniſchen Dienſt⸗ 
leiſtungen berufen ſei, ſodaß er gemäß § 56 Nr. 6 der Städte⸗ 
ordnung für die öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 auf 
Kündigung habe angenommen werden können. Beide Inſtanz⸗ 
gerichte haben den Einwand verworfen, indem ſie unter Berück⸗ 
ſichtigung des Inhalts der „Dienſtordnung für die Nachtwächter 
in der Stadt Landsberg a. / W.“ — dargelegt haben, daß der 
Kl. bei. feiner. Dienſtleiſtung eigenes Urtheil und darauf ge⸗ 
gründete ſelbſtändige Thätigkeit im öffentlichen Sicherheitsdienſte 
zu entfalten gehabt habe. Dieſe Auffaſſung iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden und entſpricht auch der Judikatur des R. G., nach 
welcher ſich die Berufsthätigkeit der Sicherheitspolizei, zu der 
das Nachtwachtweſen gehört, nicht als mechaniſche Dienſtleiſtung 
darſtellt (vergl. Entſch. in Civilſachen Bd. 37 S. 246). Wenn 
aber jene Ausnahmebeſtimmung der Städteordnung auf den Kl. 
nicht Anwendung findet, ſo muß diefer nach dem weiteren In⸗ 
halte der bezeichneten Geſetzesvorſchrift, da es ſich bei ihm nicht 
um eine vorübergehende Dienſtleiſtung gehandelt hat, — er hat 
etwa zwanzig Jahre hindurch als Nachtwächter fungirt, — für 
ein auf Lebenszeit angeſtellter Gemeindebeamter gelten. Der 
ſtipulirten Kündigung iſt daher Rechtswirkſamkeit nicht beizu⸗ 
legen, wie gleichfalls vom R. G. in zahlreichen Entſcheidungen 
bei gleichliegender Sachlage ausgeführt worden iſt. Die Bekl. 
hat ferner geltend gemacht, daß dem Kl. die Eigenſchaft eines 
augeſtellten Beamten auch deshalb nicht beiwohne, weil er als 
Nachtwächter Polizeibeamter geweſen, als ſolcher aber entgegen 
der Vorſchrift des § 4 Abſ. 2 des Geſetzes über die Polizei. 
verwaltung vom 11. März 1850 nicht von der Staatsbehörde 
beſtätigt ſei. Auch dieſer Einwand iſt von beiden Inſtanz⸗ 
richtern als hinfällig verworfen, indem ſie angenommen haben, 
daß die — an ſich erforderliche — ſtaatliche Beſtätigung, die 
die Bekl. vermiſſe, ſtattgefunden habe. Wie feſtgeſtellt iſt, hat 
der Magiſtrat der beklagten Stadtgemeinde mittels Berichts vom 
21. Januar 1875 der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. / O. 
von der Anſtellung des Kl. als Nachtwächters Anzeige gemacht 
und die Königliche Regierung hat dieſe Anzeige „zu den Akten“ 
geſchrieben. Darnach iſt zwar eine ausdrückliche, formelle 
Beſtätigung des Kl. durch die Staatsbehörde nicht ausgeſprochen. 
Der B. R. hat jedoch dieſen Umſtand für unerheblich erachtet, 
weil es an einer Vorſchrift über die Form der Beſtätigung fehle 
und insbeſondere nicht angeordnet ſei, daß die Beſtätigung aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen werden müſſe, nach Lage der Sache aber 
kein Zweifel darüber obwalten könne, daß durch die bewußte 


Unterlaſſung der Beſcheidung des Magiſtrats auf ſeine Anzeige 
die Beſtätigung der Anſtellung habe erklärt werden ſollen. 
IV. C. S. i. S. Stadt Landsberg a. / W. c. Quade vom 
12. Mai 1898, Nr. 398/97 It. | | 8 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

37. Die Reviſion konnte nur inſofern für begründet er- 
achtet werden, als der Kl. 1 250 Mark an Konventionalſtrafe 
zugeſprochen find. Dieſer Anſpruch iſt aus dem Grunde un- 
gerechtfertigt, weil es an der nach Art. 1230, 1139 des 
B. G. B. erforderlichen Inverzugſetzung fehlt. Wegen dieſes 
Mangels iſt der ganze Anſpruch abzuweiſen. Das O. L. G. 
beſeitigt den vom Bekl. erhobenen Einwand der mangelnden 
Inverzugſetzung mit der Erwägung, daß die Strafe lediglich 
für die Terminsüberſchreitung ausbedungen ſei; es habe daher 
keiner Sommation bedurft, da der Bekl. durch den bloßen 
Ablauf der vertraglich beſtimmten Zeit in Verzug gerathen ſei. 
Auf welche ſpezielle Beſtimmung des B. G. B. das O. L. G 
dieſe Folgerung ſtützt, iſt nicht geſagt. Sofern dabei der 
Art. 1139 daſelbſt angewendet ſein ſollte, fehlt es an der Feſt⸗ 
ſtellung einer vertraglichen Vereinbarung unter den Parteien, 
daß durch den bloßen Ablauf der beſtimmten Zeit, ohne daß 
es einer weiteren Handlung bedürfe, der Schuldner im Verzuge 
ſein ſolle. Ju der Setzung einer beſtimmten Friſt allein kann 
eine ſolche Vereinbarung nicht gefunden werden. Jedenfalls 
muß der Wille der Parteien, daß von einer förmlichen In⸗ 
verzugſetzung abzuſehen ſei, in dem Vertrage klar zum Ausdruck 


gelangt ſein, wenn auch nicht erforderlich erſcheint, daß gerade 


die in Art. 1139 gebrauchten Worte wiedergegeben werden. 
Vergl. Urtheil des erkennenden Senats vom 27. November 1896 
i. S. Mühlenkamp und Bender gegen Hüllſtrung II Nr. 238/96. 
Das O. L. G. ſcheint aber nach ſeiner kurzen Begründung an⸗ 
zunehmen, daß lediglich die vertragliche Feſtſetzung der 
Vollendungsfriſt die Inverzugſetzung zur Folge habe. Das 
müßte als rechtsirrthümlich erachtet werden. Im vorliegenden 
Falle kommt nun weiter in Betracht, daß der urſprünglich im 
Vertrage beſtimmte Termin zur Vollendung des Bauwerks, der 
8. November 1890, nicht feſtgehalten, ſondern ſchon durch den 
Nachtrag vom 20. September 1890 von den Parteien ſelbſt 
aufgehoben und in unbeſtimmter Weiſe verſchoben wurde, ſo 
daß erſt durch das O. L. G. dieſer Termin nach den muth- 
maßlichen Abſichten der Parteien und mit Rückſicht auf die 
inzwiſchen eingetretenen Ereigniſſe gefunden und feſtgeſtellt 
werden mußte. Auf eine ſolche im Vertrage ſelbſt nicht genan 
beſtimmte Friſt kann überhaupt die fragliche Beſtimmung des 
Art. 1139 nicht angewendet werden, da dieſe Anwendung vor⸗ 
ausſetzt, daß jeder der Parteien die Friſt genau bekannt iſt, 
um ſich darnach richten zu können. Eine erſt nachträglich durch 
den Richter feſtgeſetzte Friſt kann nicht als eine ſolche angeſehen 
werden, welche als Unterlage für eine Vertragsvereinbarung im 
Sinne des Art. 1139 dienen könnte. Hiernach bleibt auch 
kein Raum für eine etwaige andere thatſächliche Auslegung des 
Vertragswillens der Parteien bezüglich des Ausſchluſſes der 
förmlichen Inverzugſetzung, fo daß eine Zurückverweiſung der 
Sache aus dieſem Grunde bezüglich der Konventionalſtrafe nicht 
zu erfolgen hat. — Sollte das O. L. G. den Art. 1146 
a. a. O. in Rückſicht gezogen haben, welcher beſtimmt, daß in 
dem Falle, wo die Verpflichtung des Schuldners nur in einer 
gewiſſen Zeit erfüllt werden kann, der Verzug des Schuldners 
ſchon durch den fruchtloſen Ablauf dieſer Zeit eintritt, ſo iſt zu 
bemerken, daß dieſe Beſtimmung ſich im allgemeinen überhaupt 
auf vertragliche Friſten nicht bezieht, ſondern auf außerhalb des 
Vertrages liegende Umſtände und Ereigniſſe, welche es noth- 
wendig mit ſich bringen, daß die Handlung des Schuldners in 
beſtimmter Zeit erfolgen muß, weil fie ſonſt den beabfichtigten 
Zweck nicht mehr erreichen kann. Auf vertragliche Friſten kann 
dieſer Artikel nur ausnahmsweiſe und nur dann angewendet 
werden, wenn die vertragliche Beſtimmung ſich anlehnt an 
außerhalb des Vertrages liegende Umſtände der vorgedachten 
Art. Vergl. Laurent, Bd. 16 S. 239. Von ſolchen iſt aber 
nach dem ganzen Thatbeſtande im gegenwärtigen Falle kein? 
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Rede. Es fehlt daher an einem rechtlichen Grunde, welcher die 
nothwendige Inverzugſetzung des Bekl. hätte erſetzen oder über · 
üſſig machen können. II C. S. i. S. Breuer 0. Lambert 


Mälhens vom 20. Mai 1898, Nr. 51/98 II. 


u Perſonal⸗Beränderungen. 


rn Zulaſſungen. er. 
Rechtsanwalt Haus Rinagel beim Landgericht Bamberg; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Johann David Hölzel beim Amts⸗ 
ericht Borna und beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt 
Theobald Speyer beim Landgericht Eiſenach; — Rechtspraktikant 
Dr. Alfred Oppenheimer beim Landgericht Würzburg 
Rechtsanwalt Dr. Emil Epſtein beim Oberlandesgericht Augs⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Eduard Guttmann beim Land- 
gericht Magdeburg; —. Referendar Franz Fiſcher beim Land⸗ 
gericht Gotha; — Rechtspraktikant Alois Grill beim Amts⸗ 
gericht Moosburg; — Gerichtsaſſeſſor Fritz Karl Deus beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Münſter; — Rechtsanwalt 
Walter Füld ner in Teterow beim Landgericht Güſtrow; 
— Rechtspraktikant Max Schropp heim Amtsgericht Weil ⸗ 
heim; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Meyer beim Landgericht Bielefeld; 
— Rechtsanwalt Siegfried Flamme beim Amtsgericht Hötens⸗ 
leben; — Rechtsanwälte Paul Emil Ronniger, Dr. Florens 
Franz Viktor Berger beim Landgericht Leipzig; — Rechts⸗ 
anwalt Franz Hoepfl beim Landgericht Regensburg; — Rechts ⸗ 
anwalt Heinrich Wim mer beim Landgericht Traunſtein; — 
Rechtspraktikant Theodor Bom hard beim Landgericht Traun⸗ 
ſtein; — Rechtsanwalt Dr. Mehl beim Landgericht Guben; 
— Rechtsanwalt Dr. Otto Lehner beim Landgericht Heilbronn; 
— Rechtspraktikant Lorenz Böhm beim Amtsgericht Kronach; 
— Rechtsanwalt Dr. Paul Richard Frenzel beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Dresden; — Rechtspraktikant Friedrich Fick 
beim Landgericht Fürth; — Gerichtsaſſeſſor Wilhelm Hamacher 
beim Amtsgericht Idſtein; — Rechtsanwalt Iwainski beim 
Amtsgericht Krappitz; — Rechtsanwalt Jüngſt beim Land⸗ 
Fange Nordhauſen; — Rechtsanwalt Theodor Hildebrand beim 
andgericht und beim Amtsgericht Ratibor; — Rechtspraktikant 
Adolf Reinheimmer beim Landgericht Zweibrücken; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Goeßler beim Landgericht Stuttgart; 
— Rechtsanwalt Wilhelm Nölke beim. Landgericht Hannover; 
— Rechtsanwalt Alfred Cbert beim Amtsgericht Hörde; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Johannes Hannemüller beim Amts⸗ 
gericht Blankenburg a./ H.; — Rechtspraktikant Ludwig Ehli 
beim Amtsgericht Dürkheim; — Rechtsanwalt Friedrich Heuner 
beim Landgericht Kempten; — Rechtspraktikant Michael Grüne - 
baum beim Landgericht Aſchaffenburg; — Rechtsanwalt Johann 
Will beim Amtsgericht e ./ Gr; — Rechtsanwalt 
egel beim Amtsgericht und 
beim Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Adolf Seeger beim 
Landgericht Colmar; — Rechtspraktikant Andreas Marthold 
beim Landgericht Fürth. „ 


| | Löſchungen. 

Rechtsanwalt Paul Schulz beim Amtsgericht II Berlin; 
— Rechtsanwalt Hermann Steengrafe beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg, beim Landgericht Bremen und 
bei der Kammer für Handelsſachen Bremerhaven; — 
Rechtsanwälte Michael Theodor Hogrefe, Dr. jur. Albert 
Georg Schumacher, Karl Guſtav Auguſt Hobelmann, 
Dr. jur Guſtav Friedrich Meier beim Hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
ericht Hamburg, bei der Kammer für Handelsſachen Bremer⸗ 
haven; — Rechtsanwalt Eduard Jüngst beim Amtsgericht 
Hötensleben; — Rechtsanwalt Iwainski beim Landgericht 
Oppeln; — Rechtsanwalt Karl Adolf Fiebiger beim Land⸗ 
gericht Bautzen; — Rechtsanwalt Hepp beim Landgericht Stutt⸗ 
gart; — Rechtsanwalt Johann Will beim Amtsgericht Kitzingen; 
— Juflizrath Guſtav Adolf Theodor Schlick beim Land- 


‚gericht Tilſtt. 


Ernennungen. 


Zu Nataren wurden ernannt: Rechtsanwalt Müller in 
Stuhm; — Rechtsanwalt Pochat in Greifenhagen; — Rechts⸗ 
anwälte Dr. Reichert und Lenzberg in Hannoverz — Rechts ⸗ 
anwalt Loſſen in Eltville; — Rechtsanwalt Biel in Anklam; — 
Rechtsanwalt Dr. phil. Peucker in Breslau; — Rechtsanwalt 
Iwainski in Krappitz; — Rechtsanwalt Kuhn in Hettſtedt; — 
Rechtsanwalt Gerlof in Northeim; — Rechtsanwalt Aſtecker 
in Mohrungen; — Rechtsanwalt Themal in Sensburg; — 
Rechtsanwalt Meyer in Brandenburg ./.; — Rechtsanwalt 
Karbe in Wongrowitz; — Rechtsanwalt Thie in Margonin; — 
Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Salm in Düſſeldorf; — Rechts 
anwalt Rimpler in Oels. | Be 

| En Todesfälle. . 
gechtsanwalt Joſef Ott in Kelheim; — Juſtizraih Joſeph 
Pape in Büren; — Juſtizrath Richard Wittchow in Char- 
ſottenburg; — Juſtizrath Pieper in Rybnick; — Rechtsanwalt 
Paul Sandmeyer in Berlin; — Rechtsanwalt Tietz in 


5 = Suche e 
vom 15. Juli od. 1. Aug. e. gero ndt., zuverläſſ., militärfr. u. geſund. 
Büreauvorſteher, der ſelbſtſtänd. arbeiten kann. Bewerber wollen 
Lebensl., Zeugniſſe u. Angabe der Gehaltsanſpr. einſenden. 
Saalfeld, O.⸗Pr. Deegen, Rechtsanw. u. Notar. 


— Tchtigen Büreauvorſteher ſucht | | | 
Salzwedel. Cange, Rechtsanwalt u. Notar. 


| Büreauvorſteher, 83 Jahr, erfahren und zuverläſſig, ſucht 
Stellung für Außerhalb. Ne | 
Droge, Friedenau b. Berlin, Lauterſtraße 19/20. 


Ein tüchtiger Büreauvorſteher, in Bearbeitung von Prozeß⸗ 
und Notariatsſachen bewandert, ſucht zum 1. Juli eventuell ſpäter 
Stellung, Offerten unter E. G. BOB an die En. b. Bi COS 


Ein 31 j. unverh. Büreauvorſteher u Stellung. Offerten 
unter Sch. 330 an die Expedition dieſer Zeitung in erlin. 


.. ͤ v 
Für Bredſtedt in Schleswig wird die Nieder ase 
eines Rechtsanwaltes dringend gewünſcht. Das Amt 
Bredſtedt umfaßt ca. 12 000 Einwohner. Nähere Aus⸗ 
kunft ertheilt l 

Der Vorſtand des Bürgervereins Bredſtedt. 


Zu Ende Juli bis Ende Auguſt ſuche ich einen Aſſeſſor als 
Vertreter im Notariate und der Rechts anwaltſchaft (Bezirk des 
Allgem. Landrecht). Dr. Schmits, Rechtsanwalt u. otar 

| zu Mülheim (Ruhr). 


J ⁰y 
Ich ſuche ſofort zur Vertretung auf 10 — 12 Wochen einen 
Aſſeſſor. | | 
ad Polzin in Pommern, den 3. Juni 1898. | 
ar Klein, Rechtsanwalt. 


Ich ſuche für die Zeit vom 5. Juli bis 25. Auguſt einen 
Ferienvertreter (Aſſeſſor oder älteren Referendar), der einigermaßen 
engliſß er Meldungen ſchriftlich oder perſönlich Nachmittags 5—7. 

erlin, Leipzigerſtraße 101. Rechtsanwalt Dr. Schneider. 


́ 777; ñ ꝗ ꝗ .., 7˙•—-G , 
Rechtsanwalt und Notar wünſcht vom September ab mehr⸗ 

monatliche Vertretung durch einen Gerichtsaſſeſſor (Landrechtler). 

Offerten an den Verlag dieſer Zeitung unter F. S. 334. N 


171771... v ͤ ee 
Gerichtsaſſeſſor (Landrechtler), welcher Luſt hat zur Rechts: 
anwaltſchaft überzugehen, findet zunächſt dauernde Beſchäftigung bei 
einem Rechtsanwalt und Notar; eventuell ſpäter Affoetirung. N 
Gef. Angebote mit Zeugnißabſchriften un Lebenslauf unter 
S. M. 335 an den Verlag dieſer Zeitung. = 


617 % T· 
„Früherer Anwalt offerirt ſich zur Vertretung und als Hülfs⸗ 


Ig. Rechtsanwalt ſucht zum 15. Sept. cr. unter beſch. Anſpr. 
Aſſoz. mit beſchäftigtem Rechtsanwalt im Bez. des Kammerget-, a 
liebſten Berlin. Off. unter A. B. 338 an die Exp. dieſes Blattes. 


an die Expedition dleſes 


empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 


H r Heutſcher Berſicherungs⸗Jerein. 
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Ein Rechtsanwalt, welcher ſeit längerer Zeit in einm ; Dr. jur. Paul E. . n 
Berliner Vorort thätig iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten f Nor 35 et 
Anwalt in Berlin ; fee. often erbeten 1 288 : Rechts 8 5 . ; 13.2 or - 5 Street, 

. | 5 | georg A. el) Notar. * 


lattes. u 
| Gorreſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
| Nord- Amerikas, 


Mar Kornicker, Lindners Nachfolger. = 
Formular-Magazin für Rechtsanwalte und Notare. 
Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. N 


Ä Die allbeliebten Kommentare: N . 
I Quednau, Stempelsteuergesetz v. 31. VII. 95. 
— 1.0. Aufl. kart. Preis mit Beilage M. 2.70. 
— „ — Gebührenordnung f. Notare v. 
25. VI. 95. 8. Aufl. Leinwandband. 
Preis M. 2.50 e e 
sind stets vorrätig bi | 
Berlin N. W. Struppe & Winckler, 
Dorotheenstr. 82. Jurist. Specialbuchhandlung. 


J ſämmtliche Druckſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei«, | 
Coucept⸗, Briefpapiere, Couverts in den gängigen Formaten, 
Actendeckel ıc. ꝛc. in bekannt beſter Ausführung zu billigſten Preiſen. 

J Papierpraben gratis u. franco, Formular⸗ Collection gegen Ein. 

endung von 75 Pfg. Verlag von Kremſer's Gebühren⸗Tabellen. 


v 


| Ae. Berfon,) | Lulkgark. Guede) | Matleinfscher Vertar von Genre Phieme in Leipzig, 


B ftpflicht Verſicherung | | Aergtliche 


Der Verein gewährt V | diejenigen Schaden 
| e 5 welche „ Rechts- und Gesetzkunde. 


4 Communalbeamte, Notare ꝛc. erhoben werden können, wenn 


1 fie wegen fahrläſſiger Verletzung der ihnen obliegenden Amts⸗ itwi Ä 8 1 f 
3 ee > 1 [on nn 0 be 0 4 rück Dr. O. Ranır 7 8 pe. E Diet h 
vergütet. Seit Jahren be e Dividende 20 5. Gegen ⸗ 0. m E. rie 

J wärtig find mehr als 3600 echtsanwälte, Beamte u. ſ. w. pe 25 x son. und. 5 . 
dem Verein verfichert. | | II 

. Proſpekte und Berſicherungsbedingungen werden von der a 9 1. 

„Direktion und ſämtlichen Vertretern des Vereins gratis ab⸗ M. 3,60. 


gegeben. Lieferung 2 (Schluss) erscheint noch im Laufe des Sommers. 


J. Schweitzer verla 


g (Joſ. Eichbichler), München. 
In unſerem Verlage erſchelnen: a GE | | = 

Kommentar zum Mürgerlichen Geſetzbuche für das deutsche Reich 

nebſt Einführungsgeſetz. In Gemeinſchaft mit Prof. Dr. Löwenfeld, k. Amtsrichter Kober, 


Rechtsanwalt Dr. Herzfelder, k. Ldger. Rat Mayring, k. Staatsanwalt Dr. Engelmann, 
k. Ob. Ldesger. Rat Wagner herausgegeben von Dr. Jul. von Staudinger, k. Senatspräſident a. D. 


a tändig in ca. 15 Lieferungen in gr. 80 à M. a Pin erſchienen die a beiden Lieferungen, enth. 


fi 3,—. 
Familienrecht ($ 12971362); Ehelihes Güterrecht 68 1868—1417) und Sachenrecht ($ 854— 086). 


Das b ürgerliche Recht in feiner neuen Geſtaltung. verſtandlich 
für Jedermann dargeſtellt von Dr. Jur. G. Müller und Rechtsanwalt G. Meikel. 


Dieſes Werk gelangt in ca. 15 Lieferungen à 80 Pf. ae in gage und wird bis Herbſt 1899 fertig vorliegen. Wegen der 
anerkannt klaren ſyſtemat. as Studium des neuen Rechts ſehr zu empfehlen. 


Darſtellung insbeſondere zur Einführung in 
: MWatsvinti zu den das Bürgerliche Geſetzbuch und ſeine 
Die jeſamm ten Materialien Nebengeſetze betreffenden bayeriſchen Geſetzen 
und Verordnungen nebſt den einſchlägigen Miniſterialerlaſſen ꝛc. herausgegeben von 
k. Staatsanwalt Dr. J. Becher. f | u 


Die zu den einzelnen Geſetzen gehörigen Materialien werden je zu einer Abteilun uſammenge aßt und mit Regiſtern ver⸗ 
ſehen. Näheres über Erſcheinungsweiſe ꝛc. enthalten Proſpekte und Probehefte, die gern zu. Dienften En N 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung. 
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=) Schweitzer ‘Sortiment (Arthur Sellier) München. 


Special- Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut für Rechts- u. Staats wissenschaften. 


Wir offerieren und liefern Franko, so lange der Vorrat reicht: 
Archiv für Entscheidungen der obersten Gerichte. : Bd. 1-52 mit 5 zu Ba. 1f 1/6. . München 


| nn 
— Dass. 


1847/97. (Früherer 


ungebunden Mk. 210. 80) 


Maxi miliansplatz 8 „ 


U * 


Preis ungebunden Mk. 359.40.) Gut gebunden Mk. 180.—. 


Bd. 31—52 (oder Neue Folge Bd. 1-22) mit Einzelregistern zu Bd: 81-80. N. F. 1-20) Na | 


in Ganzleinenbände gebunden neu 110.— 


Sammlung von Entscheidungen des obersten Landesgerichts für Bar yern in Girllsachen. 5 Er ie 
van Od. 


15 Ganzleinenbände gebunden neu 
Die kürzlich erschienenen Anti quari ia 


stehen kostenlos zu Diensten. 


580 Seiten. 6 M. 
“2. Gewerbesteuergesetz 
332 Seiten. 5 M. 
«3, Rentengütergesetze 
52 Seiten. 1 M. 


104 Seiten. 1 M. 60 PI 


5. Telegraphenwesen 
56 Seiten. 1 M. 
6. Welnverkehrsgesetz 
48 Seiten. 1 M. 
7. Gesellsch. m. besobr. Haflung 
i Seſten. 7 . 
8. Zwangsvollstreckung 
32 Sciten. 4 M. 
9. Reichs-Wuchergesetze 
54 Seiten. IM 
"0. Kommunalabgabenges. 
Be 411 Seiten. 3 M. 
11. Ergänzungssteuerges. ö 
30 Seiten. 3 M. 00 Pr 
12. Patentgesetz 
176 Seiten. 2 M. 
13. Gebrauchsmustergesetz 
110 Seiten. 1 M. 
14. Strafgesetzb. f. d. Reich 
270 Seiten. 1 M. 
15. Unterstützungswohnsitz 
182 Seiten. 2M. - 
16. Relohsstempelabgaben 
en 7 N. 0 Fr. 
17. Abꝛzahlungsgeschäft 
7170 Seiten. 1 M. 60 Pf. 
218. Anfhehneg direkter Steuern 
262 Selten: 3M. 


| Heymanns m Toner pres 


Zum praktisohen 20 beziehen. 
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Suhalt 
Vom Reifegeiht. S. 433. 


Vom Reichsgericht.“) 
Wir berichten über die in der Zeit vom 17. bis 24. Juni 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Der B. R. hat den Werth des Beſchwerdegegenſtandes 
auf 2100 bis 2700 Mark feſtgeſetzt. Die hiergegen gerichteten 
Ausſtellungen des Bekl. ſind unbegründet. Der Kl. hat von 
der für ihn auf dem Grundſtück des Bekl. haftenden Hypothek 
von 2850 Mark, auf die am 22. März 1882 600 Mark und 
ſpäter 1 350 Mark gezahlt waren, klagend geltend gemacht: 
a) den Reſtbetrag von 900 Mark nebſt Zinſen hiervon, 
b) Zinſen von 1350 Mark für die Zeit vom 1. Juli 1894 
bis 18. Dezember 1895 (98,75 Mark), wogegen der Bekl. 
widerklagend begehrt, daß ihm der Kl. über die ganze Poſt 
eine löſchungsfähige Quittung ertheile. Klage und Widerklage 
betreffen hiernach dieſelbe Hypothek, und da die Widerklage ſie 
vollſtändig umfaßt, fo iſt fie für die Feſtſetzung des Streitwerths 
allein entſcheidend (G. K. G. § 11). Bei der Klage auf Löſchung 
einer Hypothek iſt das Pfandrecht der Gegenſtand des Streits; 
nach § 6 der C. P. O. iſt deshalb der Betrag der dadurch ge⸗ 
ſicherten Forderung maßgebend, es wäre denn, daß der Gegen⸗ 
ſtand des Pfandrechts einen geringeren Werth habe. Da dieſer 
Fall nicht vorliegt, jo find in erſter Inſtanz die Koſten richtig 
nach einem Objekt von 2 850 Mark berechnet worden. In 
zweiter Inſtanz iſt nur inſofern eine Aenderung eingetreten, als 
der Bekl. mit Rückſicht darauf, daß über die erſte Zahlung von 
600 Mark ſchon löſchungsfähig qutttirt war, ſeine Widerklage 
auf den Reſtbetrag von 2 250 Mark beſchränkt hat. Dieſe 
Summe iſt ſonach, wie der B. R. mit Recht annimmt, für 
Beſtimmung des Streitwerths in der Berufungsinſtanz 
entſcheidend. Wenn die Beſchwerde dagegen ausführt, daß 
1350 Mark unſtreitig gezahlt ſeien, und deshalb der Werth des 

Pfandrechte nach 8 3 der C. P. O. vom Richter frei zu arbltriren 
ſei, ſo überſieht ſie, daß für die Beſtimmung des Streitwerths 
die mit dem tragt verfolgten Anſprüche maßgebend find, und 


9 Nachdruck er Angabe der Quelle verboten. 


der Anſpruch auf Löſchung der Hypothek auf Befreiung des 
Grundſtücks von einer Belaſtung abzielt, die erſt durch Löſchung 
im Grundbuch, nicht aber ſchon durch Zahlung der perſönlichen 
Schuld untergeht. Eine ſolche Zahlung iſt daher wohl geeignet, 
die Klage auf Löſchung der Hypothek zu begründen, beeinflußt 
aber ſonſt in keiner Weiſe den negatoriſchen Anſpruch auf Be⸗ 
ſeitigung der Hypothek, der allein den Gegenſtand der Widerklage 
bildet. V. C. S. i. S. Philippsberg c. Sachs vom 13. Juni 
1898, B Nr. 94/98 V. 

2. Abgeſehen von den Grenzſcheidungs⸗ ⸗Theilungs⸗ und 
Beſitzklagen bezieht ſich der § 25 der C. P. O. nur auf Klagen, 
durch die ein Recht am Gute ſelbſt geltend gemacht wird, die 
alſo das Eigenthum oder die Freiheit des Grundſtücks ſelbſt 
betreffen. Um eine ſolche Klage handelt es ſich im vorliegenden 
Falle nicht. Ebenſowenig kann die Klage als eine Theilungs⸗ 
klage im Sinne des § 25 aufgefaßt werden, da hierunter nur 
eine Klage zu verſtehen iſt, welche die Theilung eines Grund⸗ 
ſtücks zum unmitttelbaren Gegenſtande hat. Hierauf iſt jedoch 
die erhobene Klage nicht gerichtet. Die Parteien ſtehen that⸗ 
ſächlich in einem Geſellſchaftsverhältniß und die Klage iſt er⸗ 
hoben um die Löſung dieſes Verhältniſſes, ſowie die Liquidirung 
herbeizuführen. Die dieſem Zwecke entſprechend geſtellten Anträge 
find aber — mag nun Römifches Recht oder Pr. A. L. R. für 
maßgebend zu erachten ſein — nicht als actio communi divi- 
dundo, ſondern als actio pro socio aufzufaſſen. I. C. S. 
i. S. Krauſe c. Itzinger Nachlaß vom 7. Mai 1898, Nr. 490/97 J. 

3. Das B. G. weiſt den Antrag auf Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand aus zwei Gründen zurück. 1. Es giebt 
zu, daß die Kl. das Geſuch um Bewilligung des Armenrechts 
für die Berufungsinſtanz vor dem 28. April 1897, an welchem 
Tage ſie trotz rechtzeitiger Bemühung erſt das Armenatteſt er 
halten hat, nicht hat anbringen können, meint aber, daß, wenn 
die Kl. das Geſuch „alsbald nach dem 28. April oder bald 
darauf“ eingereicht hätte, die Wahrung der Nothfriſt — die 
Genehmigung des Geſuchs vorausgeſetzt — wohl noch möglich 
geweſen wäre. Die Nothfriſt lief am 4. Mai ab; das Geſuch 
um Bewilligung des Armenrechts iſt erſt am 3. Mai von der 
Kl. eingeſandt und am 4. Mai bei dem O. L. G. eingegangen. 
Eine nähere Begründung der Annahme, daß ohne die Säumniß 
der Kl. in der Anbringung des Armenrechtsgeſuchs die Inne⸗ 
haltung der Friſt an ſich noch möglich geweſen wäre, iſt vom 
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B. G. nicht gegeben, erſcheint aber mit Rückſicht auf die vor ⸗ 


liegenden Umſtände erforderlich. Die Vorinſtanz ſcheint nicht 
zu verkennen, daß der Kl., die offenbar ihre Anträge ſelbſt zu 
verfaffen außer Stande iſt und als Dorfbewohnerin die er⸗ 
forderliche Hülfe nicht ohne allen Zeitaufwand findet, nicht 
zuzumuthen war, ſchon am 28. April, ſofort nach Empfang 
des Armenatteſtes, das Armenrechtsgeſuch abzuſenden. Es war 
aber weiter die Entfernung von Petershain nach Breslau in 
Betracht zu ziehen und ferner zu erwägen, daß die Akten des 
L. G. behufs Prüfung des Geſuchs von Gorlitz einzuziehen 
waren, und daß der 2. Mai 1897 ein Sonntag war. Unter dieſen 
Umſtänden, muß bezweifelt werden, ob in der Zeit vom 
30. April, an welchem Tage das Armenrechtsgeſuch allenfalls 
hätte eingehen können, bis zum 4. Mai bei ordnungsmäßigem 
Geſchäfsgange alles dasjenige hätte geſchehen können, was zur 
Wahrung der Nothfriſt erforderlich war. Jedenfalls bedarf es 


in dieſer Beziehung einer eingehenderen Prüfung und Be 


gründung. 2. Derſelben wäre allerdings zu entrathen, wenn 
der zweite Grund, auf welchen die Vorinſtanz das Hauptgewicht 
legt, ſtichhaltig wäre. Das Wiedereinſetzungsgeſuch ſoll nach 
8 212 Abſ. 1, 2 der C. P. O. verſpätet ſein, weil die Kl. 
es zwar innerhalb zweier Wochen von Hebung des Hinderniſſes 
— nämlich von der Zuordnung eines Anwalts — an beantragt 
habe, aber inſofern ſäumig geweſen ſei, als ſie gegen den das 
Armenrecht verweigernden Beſchluß des O. L. G. vom 7. Mai 
1897 erſt am 16. Juli 1897 die Beſchwerde erhoben hat, 
worauf ihr vom R. G. das Armenrecht erſt am 26. Juli 1897 
bewilligt und ſodann vom O. L. G. am 6. Auguſt 1897 ein 
Anwalt zugeordnet iſt. Das B. G. führt aus: wenn die Kl. 
bald nach dem 7. Mai die Beſchwerde erhoben hätte, ſo wäre 
etwa drei Wochen fpäter, alſo etwa Ende Mai, das Hinderniß 
beſeitigt geweſen. „Ungefähr“ von dieſem Zeitpunkte an ſei 
die Friſt von zwei Wochen für das Wiedereinſetzungsgeſuch 
zu berechnen. Denn ein Hinderniß, das durch die Kl. gehoben 
werden konnte, ſei kein ſolches; es ſei höchſtens ein zeitweiſes 
Hinderniß und höre auf, ein ſolches zu ſein nach Ablauf eines 
angemefienen Zeitraums, in welchem das Hinderniß beſeitigt 
ſein konnte. Die Kl. habe auch nach Ablauf der Berufungs⸗ 
friſt alles zu thun gehabt, was ihr möglich war; ſie habe die 
Friſt nicht einſeitig durch Hinausſchiebung der Beſeitigung des 
Hinderniſſes verlängern dürfen. Dieſe Ausführungen ſind un⸗ 
zutreffend. Der § 212 Abſ. 2 der C. P. O. beſtimmt als 
Anfangspunkt für die zweiwöchige Friſt den Zeitpunkt, wo das 
Hinderniß gehoben iſt, nicht, wo es gehoben ſein konnte. 
Von einer willkürlichen Verlängerung der Friſt durch die 
Verzögerung der Beſchwerde der Kl. kann nicht die Rede ſein, 
ſondern nur von einer Hinausſchiebung des Beginnes der 
Friſt. Hieran wurde die Kl. aber weder durch die Vor⸗ 
ſchriften über die Beſchwerde, die an keine Friſt gebunden war, 
noch durch 8 212 Abſ. 2 der C. P. O. gehindert. Die 
erforderliche zeitliche Grenze, um die Rechtskraft der Urtheile 
nicht ins Ungemeſſene hinauszuschieben, iſt in § 212 Abſ. 3 
C. P. O. zu erblicken (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1895 
S. 518). VI. C. S. i. S. Engmann e. Kujau vom 26. Mai 
1898, Nr. 65/98 VI. 

4. Die I. J. hat als Kl. den Zimmermeiſter Richard B. 
aufgeführt und dieſen mit ſeiner Klage abgewieſen. Die That- 


ſache, daß der zuletzt geftellte Klagantrag nicht auf Zahlung der 
ſtreitigen 1 840 Mark 15 Pf. nebſt Zinſen an B. gerichtet war, 
iſt nicht nur in den Gründen, ſondern auch im Thatbeſtande 
völlig übergangen. Der letztere iſt alſo, wie durch das Sitzungs⸗ 
protokoll vom 11. Juni 1896 Bl. 53 dargethan wird (C. P. O. 
§ 285), bezüglich der Wiedergabe der Parteianträge unrichtig. 
Das B. G. hat dagegen aus dem Umſtande, daß die Klag- 


forderung an den Kaufmann Franz N. abgetreten worden und 


das Klaggeſuch auf Zahlung der ſtreitigen Summe an N. ge⸗ 


richtet iſt, die Folgerung abgeleitet, daß dieſer nun Prozeßpartei 


ſei; dementſprechend iſt er im Rubrum des zweiten Urtheils als 
jetziger Kl. und Berufungskl. aufgeführt, und auch in dem That⸗ 
beſtande und den Gründen iſt, wenn auch nicht allenthalben 
konſequent, dieſe Auffaſſung durch die gewählte Ausdrucksweise 
zur Geltung gebracht. Dieſes Verfahren, für das eine Begrün ; 
dung nicht verſucht worden iſt, kann nicht gebilligt werden. Die 
Frage, welcher Einfluß der während des Prozeſſes erfolgten 
Abtretung des Klaganſpruchs in prozeſſualer und materiellrecht 
licher Beziehung zukomme (C. P. O. § 236), iſt ſtreitig. 
Vergl. die Kommentare zur C. P. O. von Gaupp, III. Aufl. 
S. 514, Seuffert, V. Aufl. S. 304, Reincke, III. Aufl. S. 286, 
9. Wilmowöki und Levy, VII. Aufl. S. 406, Peterſen, III. Aufl. 
S. 502 fg. unter II, 8, Struckmann und Koch, VI. Aufl. 
S. 294, ferner Förſter-Eccius, Preußiſches Privatrecht VII. Aufl. 
Bd. 1 S. 671 fg., Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privat⸗ 
rechts, V. Aufl. Bd. 2 S. 199, Schollmeyer, Kompenſations. 
einrede S. 85, Kroll, Klage und Einrede S. 203 fg., Kohler 
in der Zeitſchrift für Deutſchen Civilprozeß Bd. 12 S. 105 fg. 
117 fg., Stegemann in derſelben Zeitſchrift Bd. 17 S. 326 fg., 
351, 376 fg., Wach in Gruchots Beiträgen Bd. 30 S. 779 fg., 
Behrend ebenda Bd. 31 S. 458, Meyer ebenda Bd. 33 S. 297, 


Zimmermann, ebenda Bd. 28 S. 808 fg.“ Reinhardt, ebenda 


Bd. 40 S. 71 fg. Eines näheren Eingehens auf die insoweit 
peſtehenden Streitfragen bedarf es jedoch im vorliegenden Falle 
nicht. Zweifellos iſt nach § 236 Abſatz 2 der C. P. O. und 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen jedenfalls ſoviel, daß der⸗ 
jenige, dem nach Angabe des urſprünglichen Kl. der Klag ⸗ 
anſpruch während des Prozeſſes abgetreten worden iſt, nicht hier ⸗ 
durch allein, ohne daß er ſelbſt irgendwie zu erkennen giebt, 
daß er als Partei in den Prozeß eintreten wolle, Prozeßpartei 
werden kann. Im vorliegenden Falle aber hat N. nicht das 
Geringſte gethan, was als Eintritt in den Prozeß aufgefaßt 
werden könnte, und die für die Klagpartei aufgetretenen Anwälte 
ſind in allen Inſtanzen nur als Vertreter des urſprünglichen Kl. 
thätig geworden; eine Behandlung N. als Kl. Berufungskl. und 
NEM. erſcheint daher ſchlechthin ausgeſchloſſen. Die Frage, ob 
der Kl., der im Prozeſſe den Klaganſpruch abgetreten hat, noch 
ferner berechtigt ſei, Zahlung des geforderten Betrages an ihn 
ſelbſt zu verlangen, iſt im vorliegenden Falle gegenſtandslos, 
weil der Kl. B., der geſchehenen Abtretung Rechnung tragend, 
Verurtheilung zur Zahlung an den Ceſſionar verlangt hat; die 
weitere Frage aber, ob hierin nicht eine unzuläſſige Klagänderung 
liege (vergl. Entſch. des R. G. in Guilſachen Bd. 25 S. 426 fg.), 
bedarf auch keiner Beantwortung, weil der Klagantrag bereits 
in I. J. abgeändert worden iſt und der Bekl. hiergegen keinen 
Widerſpruch erhoben hat. (C. P. O. § 241.) VI. C. S. i. S. 
Bartſch e. Baum vom 2. Mai 1898, Nr. 14/98 VI. 
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5. Die Auffaffung des B. G. giebt zu Bedenken Ver⸗ 
anlaſſung, daß nach Lage der Sache der Bekl. keine 
Veranlaſſung gehabt habe, dem Kl. unaufgefordert Mit⸗ 
theilungen über die Brauchbarkeit der veräußerten Maſchinen 
zu machen. Geht man davon aus, daß, wie Kl. behauptet, 
die Trocken⸗ und Entbitterungsanlage vollſtändig betriebsunfähig 
und für die Zwecke des Kl. unbrauchbar geweſen find, ſetzt man 
ferner voraus, daß dem Bekl. die Unbrauchbarkeit zur Zeit als 
er den Verkauf im Namen des Bernhard M. mit dem Kl. ab⸗ 
ſchloß, bekannt geweſen iſt, ſo würde in ſeinem Verhalten 
allerdings eine Argliſt gefunden werden müſſen. Denn dem 
Bekl. konnte nicht verborgen ſein, daß die fragliche Anlage in 
der demnächſt aufzumachenden Bilanz mit einem ſehr erheblichen 
Betrage erſcheinen würde, und er mußte ſich ſagen, daß der Kl. 
einen ſolchen Betrag für unbrauchbare Maſchinen nicht bewilligen 
würde. Zum Erweiſe der Kenniniß des Bekl. von der 
Mangelhaftigkeit der Maſchinen hat der Kl. ſich der Eides⸗ 
zuſchiebung bedient. Das B. G. hält dieſelbe für unſtatthaft, 
weil keine Thatſachen behauptet ſeien, aus denen ſich dem Bekl. 
die Ueberzeugung von der Unbrauchbarkeit aufdrängen mußte 
und der zugeſchobene Eid mithin auf ein rein ſubjektives Urtheil 
hinauskommen würde. Auch dieſe Erwägung iſt zu beanſtanden. 
Hielt das B. G. eine Spezialiſirung des Eidesantrages für 
erforderlich, ſo würde zufolge $ 130 der C. P. O. auf eine 
Ergänzung des Parteivorbringens in dieſer Richtung hinzuwirken 
geweſen fein. I. C. S. i. S. Sachs c. Zarek vom 23. Mai 
1898, Nr. 62/98 J. 

6. Dahingeſtellt bleiben kann, ob und inwieweit die Rüge 
des Kl. begründet iſt, daß im Schlußtermine I. J. vor zum 
Theil neu beſetztem Gericht eine vollſtändige Verhandlung der 
Sache nicht ſtattgefunden habe, denn da in der Berufungs- 
inſtanz eine neue Verhandlung der Sache in vollem Umfange 
ſtattfindet ($ 487 der C. P. O.) und auch ſtattgefunden hat, 
ſo iſt damit die in dem Verfahren I. J. etwa zu findende Be⸗ 
ſchränkung des Kl. in der Verfolgung feiner Rechte behoben. 
I. C. S. i. S. Karayanopoulo c. Norddeutſche Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft vom 21. Mai 1898, Nr. 57/98 J. 

7. Der B. R. gründet ſeine Entſcheidung auf die Annahme, 
daß nach dem Erwerb des Eigenthums an der Streitfläche durch 
den Kl., ganz unabhängig von der zwiſchen dieſem und ſeinen 
Verkäufern getroffenen Abrede, ein ſelbſtſtändiger, ſtillſchweigender 
Vertrag zwiſchen dem Kl. und der Bekl. geſchloſſen ſei und zwar 
des Inhalts und auf dem Wege, daß Bekl. durch die Herſtellung 
einer der Entwäſſerung dienenden Rohrleitung nebſt Senkbrunnen 
auf der Parzelle im Jahre 1883 von dem Kl. deren Ueberlafſung 


als Straßenland gegen das Angebot ihrer Herrichtung zur öffent⸗ 


lichen Straße ſtillſchweigend verlangt, und Kl. durch Unterlaſſung 
eines Widerſpruches gegen dieſe und die fpäteren von der Bekl. 
an der Parzelle vorgenommenen Maßnahmen bezw. durch deren 
Duldung ſtillſchweigend ſeine Zuſtimmung hiezu ertheilt, d. h. 
die Annahme dieſes Vertragsanerbietens ſtillſchweigend erklärt 
habe. Mit Recht rügt die Reviſion, daß der B. R. die Wider⸗ 
klage damit auf eine Grundlage geſtellt habe, die dem Vorbringen 
der Widerkl. ſelbſt völlig fremd iſt und über die der Widerbekl. 
gar nicht gehört iſt. Die ſämmtlichen Erklärungen der Widerkl. 
enthalten keine Andeutung von einem derartigen ſelbſtſtändigen, 
unmittelbar zwiſchen ihr und dem Kl. geſchloſſenen Vertrage; 


ſie laſſen vielmehr es als zweifellos erkennen, daß die Widerkl. 
die von ihr geltend gemachte Verpflichtung des Widerbekl. lediglich 
aus der von ihm mit ſeinen Verkäufern getroffenen Abrede her⸗ 
leitet und zwar entweder dergeſtalt, daß in unmittelbar für fie 
wirkſamer Weiſe ein Vertrag zwiſchen Kl. und ſeinen Verkäufern 
zu ihren Gunſten geſchloſſen bezw. die Uebernahme der 
Schuldverbindlichkeit der Verkäufer durch den Kl. erfolgt ſei oder 
ſo, daß die Rechte der Verkäufer und ihrer Rechtsnachfolger 
durch Abtretung auf ſie übergegangen ſeien. Erſcheint es hier⸗ 
nach ſchon unzuläſſig, daß der B. R. ſeine Entſcheidung auf 
einen von der Widerkl. ſelbſt gar nicht geltend gemachten ſelbſt⸗ 
ſtändigen Vertrag zwiſchen den Parteien gründet, ſo ergiebt auch 
weiter die Prüfung der Annahme, ob denn in der That ein 
ſolcher Vertrag geſchloſſen ſei, die ernſteſten Bedenken hiergegen. 
Bei der vorhandenen Sachlage liegt die Auffaſſung am Nächſten, 
daß die Widerkl. in der Ueberzeugung, der Widerbekl. ſei durch 
die mit ſeinen Verkäufern getroffene Vereinbarung unmittelbar 
auch ihr gegenüber gebunden, bei den von ihr an der Streit⸗ 
parzelle vorgenommenen Maßnahmen gehandelt hat. Dem 
B. R. lag es daher ob, wenn ſeine Annahme haltbar ſein ſoll, 
im Gegenſatz gegen jene Auffaſſung Umſtände dafür darzulegen, 
daß der Widerkl. die Abſicht beigewohnt habe, dem Widerbekl. 
ein ſelbſtſtändiges Vertragsanerbieten zu machen. Der 
Nachweis ſolcher Umſtände und einer ſolchen Willensrichtung 
der Widerkl. fehlt gänzlich. Ohne ſolchen aber erſcheint die 
Annahme jener Abſicht als eine willkürliche Unterſtellung. 
Außerdem muß der Reviſion auch darin beigepflichtet werden, 
die Angabe des Widerbekl., Widerkl. habe nach den Jahren 1883 
und 1890 mit ihm wegen der Parzelle Tauſchverhandlungen 
gepflogen das heißt ſie habe die Parzelle durch Tauſch von ihm 
erwerben wollen, mit der Annahme unvereinbar iſt, Widerkl. 
ſei ſich deſſen bewußt geweſen, daß vorher bereits zwiſchen 
ihr und dem Widerbekl. ein dieſen zur Abtretung der 
Parzelle an ſie verpflichtender ſtillſchweigender Vertrag 
abgeſchloſſen ſei. Es kommt hinzu, daß ſelbſt, wenn man die 
Annahme eines ſolchen ſtillſchweigenden Vertrages billigen wollte, 
die Bekl. aus ihm nicht klagen könnte, da den Hauptgegenſtand 
des Vertrages nicht, wie der B. R. meint, Handlungen im 
Sinne des § 165 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R., ſondern die Erlangung 
und Ueberlaſſung des Eigenthums an der ſtreitigen Parzelle 
gebildet haben würden, alſo Schriftlichkeit des Vertrages erforder⸗ 
lich geweſen wäre, um aus ihm Klagerechte herzuleiten. Fällt 
hiernach der Entſcheidungsgrund des B. R., ſo läßt ſich die 
Widerklage nicht halten; denn ihre in der Berufungsinſtanz unter- 
nommene Begründung mit der nach dem erſten Urtheil erfolgten 
Ceſſion erweiſt ſich als eine unzuläſſige Klageänderung (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1895 S. 504 Nr. 4). Die Widerkl. hat in I. J. 
ihre Widerklage nur auf ein angeblich damals vorhandenes, 
eigenes, ihr unmittelbar gegen den Kl. zuſtehendes Recht ge⸗ 
ſtützt; mit der Ceſſion macht ſie dagegen ein ihr bisher fremdes, 
nämlich ein den Verkäufern der Parzelle bezw. deren Erben dem 
Kl. gegenüber zuſtändig geweſenes Recht geltend. Der Klage 
gegenüber kann eine auf die Ceſſion geſtützte Einrede in Hinblick 
auf Abſ. 2 8 7 E. E. G. keine Berückſichtigung finden. V. C. S. 
i. S. Reiß c. Stadt Dirſchau vom 25. Mai 1898, Nr. 193/97 V. 

8. Das B. G. führt folgendes aus: In der J. J. hätten 
ſich die Bekl. zwar auf den Abſchluß des Vertrages vom 
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13. Oktober 1896, aus dem ihre Kaufpreisforderung hervor⸗ 
gehe, berufen, aber nur um daran die Behauptung zu knüpfen, 
der Betrag des Wechſels ſei auf die Kaufpreisforderung ver- 
rechnet worden, weil vereinbarungsgemäß zu den vom Kl. für 
das Gaſthofsunternehmen vorgeſtreckten Beträgen auch die 
Wechſelſumme zu zählen habe. Die Bekl. hätten alſo im erſten 
Rechtszuge nur die Tilgung der Klagforderung durch eine ver⸗ 
tragsmäßige Aufrechnung geltend gemacht; daß ihnen noch jetzt 
eine Reſtforderung auf den Kaufpreis zuſtehe, wegen deren ſie 
der Klageforderung die Einrede der Aufrechnung entgegenſtellen 
könnten, hätten ſie damals nicht behauptet. Indem ſie dies 
in der Berufungsinſtanz thäten, erhöben ſie einen neuen 
Anſpruch. Dies ſei aber, ſelbſt wenn mit einem ſolchen 
die Einrede der Aufrechnung begründet werden ſolle, nach 
C. P. O § 491 Abſ. 2 nur zuläſſig, wenn zugleich glaub- 
haft gemacht werde, daß die Partei ohne ihr Verſchulden 
außerſtande geweſen ſei, den neuen Anſpruch im erſten Rechts⸗ 
zuge geltend zu machen. Ein dementſprechendes Vorbringen 
aber hätten die Bekl. nicht einmal verſucht, geſchweige denn 
glaubhaft gemacht. Daher müſſe die auf dieſe Gegenforderung 
geſtützte Einrede der Bekl. unberückſichtigt bleiben, ohne daß es 
auf die Erörterung der Frage ankomme, ob die Gegenforderung 
ſachlich begründet ſei. Dieſe Ausführungen beruhen auf einer 
unrichtigen Anwendung des § 491 Abſ. 2 C. P. O. Die 
Kaufpreisforderung kann als ein „neuer Anſpruch“ im Sinne 
dieſer Geſetzesſtelle nicht angeſehen werden. Die Thatſache, daß 
den Bekl. dieſe Forderung aus dem Vertrage vom 13. Oktober 
1896 erwachſen ſei, war bereits in der I. J. behauptet. Aller⸗ 
dings mit dem Hinzufügen, daß ſie durch vertragsmäßige Ver⸗ 
rechnung auch des jetzt eingeklagten Wechſels getilgt ſei. Dieſe 


Verrechnung des Wechſels aber hatte der Kl. beſtritten und den 


ihm darüber zugeſchobenen Eid ausgeſchworen. Daraus ergab ſich 
ſchon für die I. J. nothwendiger Weiſe die Folgerung, daß den 
Bekl. nach den von ihnen aufgeſtellten Behauptungen die Kauf⸗ 
preisforderung mindeſtens bis zur Höhe des Wechſelbetrages noch 
zuſtehen müſſe. Der Anſpruch war erhoben, weil alle zu ſeiner 
Begründung erforderlichen Thatſachen behauptet waren. Nicht 
geltend gemacht war nur das weitere Vertheidigungsmittel, daß 
mit dem Anſpruche — für den Fall, daß die Aufrechnung durch 
Vertrag nicht bewieſen werden ſollte — nunmehr im Prozeſſe 


einſeitig aufgerechnet werden ſolle. Dieſes Vertheidigungsmittel 


aber konnten die Bekl. nach C. P. O. § 491 Abſ. 1 auch in 
der Berufungsinſtanz noch geltend machen. I. C. S. i. S. 
Kirſchberg e. Wolff vom 18. Mai 1898, Nr. 42/98 J. 

9. Die Reviſion des Kl. hat den Angriff erhoben, daß 
das B. G. nur über einen Theil des Prozeßſtoffs entſchieden 
habe, indem es von der rechtsirrthümlichen Annahme aus⸗ 
gegangen ſei, daß die thatſächlichen Feſtſtellungen des B. U. 
vom 25. Februar 1896, ſoweit ſie im Reviſionsurtheile vom 
30. Oktober 1896 nicht beanſtandet worden, in Rechtskraft ge⸗ 
treten ſeien. Wäre in ſolcher Annahme die Verhandlung und 
Entſcheidung der weiteren Rechtsbehelfe des Kl. unterblieben, 
ſo müßte allerdings das B. U. aufgehoben werden; denn es 
verſteht ſich von ſelbſt, daß nach Aufhebung des B. U. die 
Verhandlung über den geſammten Prozeßſtoff wieder eröffnet 
und das B. G. bis auf die Schranke aus § 528 Abſ. 2 der 
C. P. O. in der rechtlichen Beurtheilung der Sache frei war. 


Der Angriff iſt jedoch nach dem Inhalte des angefochtenen 


Urtheils unbegründet. Denn nach dem Thatbeſtande „iſt das 
Revifiondurtheil vom 30. Oktober 1896 nach vorgängiger Dar⸗ 


legung des Inhalts des oberlandesgerichtlichen Urtheils vom 


25. Februar 1896 und der früheren Verhandlungen, ſoweit 
dieſelben ihm zu Grunde liegen beziehungsweiſe für deſſen Ver⸗ 
ſtändniß in Betracht kommen, vorgetragen worden.“ Ez iſt 
alſo der geſammte Prozeßſtoff zur Kenntniß der erkennenden 
Richter gebracht. Hat nun auch das B. G. wegen der vor⸗ 
getragenen ſonſtigen Rechtsbehelfe des Kl. nicht ausdrücklich auf 
ſein früheres Urtheil Bezug genommen, ſo ſpricht doch nichts 
für die Annahme, daß es dieſe Rechtsbehelfe bereits für rechts⸗ 
kräftigt erledigt erachtet habe. Der aus dem Thatbeſtande 
erſichtliche Gang der Verhandlung läßt vielmehr erkennen, daß 


das B. G. jenen Rechtsbehelfen gegenüber nur deshalb von 


einer ausdrücklichen Bezugnahme auf ſein früheres Urtheil ab⸗ 
geſehen hat, weil der Kl. inſoweit nach dem Thatbeſtande 
beſondere Angriffe nicht erhoben, ſich vielmehr darauf beſchränkt 


hat, aus der dem Bekl. vorgeworfenen Entnahme von Ab⸗ 


ſchriften die Zurückweiſung des Anerbietens des Bekl. zu recht⸗ 
fertigen. Das B. U. kann daher nach dem Thatbeſtande 
und den Entſcheidungsgründen nur dahin verſtanden werden, 
daß das B. G. in Anſehung aller ſonſtigen Rechtsbehelfe des 
Kl. ſeine früheren, vom Reviſionsurtheile nicht beanſtandeten 
Erwägungen hat aufrecht erhalten wollen. III. C. S. 
i. S. Lipſius c. Marquardſen vom 3. Juni 1898, 
Nr. 41/98 III. 

10. Die weitere Beſchwerde erſcheint infofen als begründet 
als das O. L. G. mit Unrecht die gegen den landgerichtlichen 
Beſchluß eingelegte Beſchwerde für unzuläſſig erachtet hat. Die 
Feſtſetzung der Koſten hat zur nothwendigen Vorausſetzung das 
Vorhandenſein eines zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titels, 
nach welchem der Gegner des die Feſtſetzung Nachſuchenden zur 
Erſtattung der Koſten verpflichtet iſt; die Feſtſetzung ſelbſt er- 
folgt nur auf Grund einer Unterſuchung in der Richtung, ob 
die angeſetzten Koſten erwachſen find, und ob fie zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung noth 
wendig waren, insbeſondere die Anſätze von Gebühren mit den 
geſetzlichen Vorſchriften übereinſtimmen. Zutreffend iſt daher 
in früheren Entſcheidungen des R. G. (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 6 S. 390, Gruchot, Beiträge Bd. 29 S. 1030) 
angenommen worden, daß ein Beſchluß, durch welchen ein 
Koſtenfeſtſetzungsgeſuch wegen nicht vorliegender Verpflichtung 
des Gegners des Geſuchsſtellers zur Koſtenerſtattung zurück- 
gewieſen wird, kein Feſtſetzungsbeſchluß im Sinne des § 99 
der C. P. O. ſei, ſondern ein Beſchluß, gegen den nach § 530 
der C. P. O. die einfache Beſchwerde ſtattfinde. Folgerichtig 
kann auch der auf ein Koſtenfeſtſetzungsgeſuch ergehende Beſchluß, 
durch welchen von den angeſetzten Koſten mehrere Inſtanzen die 
Koſten der einen Inſtanz lediglich wegen Mangels eines die 
Koſtenerſtattungspflicht begründenden Titels „abgeſetzt“ und im 
Uebrigen die Koſten feſtgeſetzt werden, hinſichtlich jenes erſten 
Theils der Entſcheidung nicht als ein Feſtſetzungsbeſchluß, ſondern 
nur als ein die Feſtſetzung ablehnender Beſchluß angeſehen 
werden, der nicht der ſofortigen, ſondern der einfachen Beſchwerde 
unterliegt. I. C. S. i. S. Mönting e. ee u. Co. vom 
4. Juni 1898, B Nr. 54/98 I. 
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111. Prozeſſual kommt in Frage, ob der B. R. das, was 
er feſtgeſtellt hat, auf Grund des nach dem Thatbeſtande zum 
Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemachten Urtheils der 
Strafkammer zu Leipzig vom 10. Dezember 1896 feſtſtellen 
durfte. Nach § 558 der C. P. O. iſt im Wechſelprozeß der 
Beweis der Einreden nur durch Urkunden und Eideszuſchiebung 
zuläſſig. Daß das Strafurtheil eine öffentliche Urkunde im 
Sinne des § 380 der C. P. O. iſt, iſt rechtlich unbedenklich 
und wird von der Reviſion des Kl. auch nicht in Zweifel ge⸗ 
zogen. Inſoweit dies Urtheil Feſtſtellungen über die vor dem 
Strafgericht abgegebenen Erklärungen enthält, iſt es urkundliches 
Beweismittel für dieſe Erklärungen. Nach § 400 der C. P. O. 
durfte das B. G. ſich mit der vorgelegten beglaubigten Abſchrift 
begnügen und ihr volle Beweiskraft der Urſchrift gleich beilegen. 
I. C. S. i. S. Tromm c. Erben Luſtig vom 11. Mai 1898, 
Nr. 65/98 J. | a 

12. Der Antrag des Juſtizraths Dr. N., ihm eine Aus- 
fertigung des am 13. April 1898 vom Kammergericht erlaſſenen 
Urtheils zu ertheilen, iſt von dem Gerichtsſchreiber des Kammer⸗ 
gerichts abgelehnt, weil der Rechtsſtreit in der höheren Inſtanz 
nicht mehr anhängig ſei. Das Kammergericht hat durch den 
Beſchluß vom 4. Mai 1898 dieſe Ablehnung für gerechtfertigt 
erachtet, indem es darauf hinweiſt, daß die Prozeßakten bereits 
an die I. J. zurückgeſchickt ſeien und daß demnach in Gemäßheit 
des § 646 Abſ. 1 der C. P. O. der Gerichtsſchreiber der I. J. 
um Ertheilung der Ausfertigung zu erſuchen ſei. Der gegen 
dieſen Beſchluß erhobene Beſchwerde muß der Erfolg verſagt 
bleiben. Durch die Vorſchrift des § 646 a. a. O. wird aller- 
dings nur Beſtimmung darüber getroffen, von welchem Gerichts- 
ſchreiber Zeugniſſe über die Rechtskraft der Urtheile zu ertheilen 
ſind, während es ſich hier um die Ausfertigung des Urtheils 
zum Zwecke der Zuſtellung handelt. Die Ausführung der Be⸗ 
ſchwerde, daß eine ſolche Ausfertigung nur von dem Gerichts- 
ſchreiber desjenigen Gerichts ertheilt werden könne, deſſen Urtheil 
ausgefertigt werden ſoll, erſcheint aber nicht gerechtfertigt. Nach 


§ 271 der C. P. O. können die Parteien ſich aus den Prozeß. 


akten durch den Gerichtsſchreiber Ausfertigungen, Auszüge und 
Abſchriften ertheilen laſſen und nach $ 288 Abſ. 3 a. a. O. 
ſind die Ausfertigungen und Auszüge der Urtheile von dem 
Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben und mit dem Gerichtsſiegel 
zu verſehen. Weiter ordnet § 506 Abſ. 2 der C. P. O. an, 
daß nach Erledigung der Berufung die Akten dem Gerichts- 
ſchreiber des Gerichts I. J. nebſt einer beglaubigten Abſchrift 
des in der Berufungsinſtanz erlaffenen Urtheils zurückzuſenden 
ſind. Bei Berathung der letztgedachten Geſetzesbeſtimmung in 
der Juſtizkommiſſion des Reichstages war der Antrag geſtellt, 
bei Rückſendung der Akten auch die Urſchrift des in der höheren 
Inſtanz erlaſſenen Urtheils beizufügen, der Regierungskommiſſar 
widerſprach dieſem Antrage jedoch unter der Begründung, daß 
die von dem Gerichtsſchreiber des Gerichts I. J. zu ertheilende 
Ausfertigung des Urtheils II. J nach der beglaubigten Abſchrift 
erfolgen könne. (Kommiſſionsprotokolle S. 247.) Der Antrag 
wurde hierauf abgelehnt und § 506 Abſ. 2 demnächſt unverändert 
in der jetzigen Faſſung zum Geſetz erhoben. Hiernach unter⸗ 
liegt es keinem Bedenken, daß die erforderliche Ausfertigung des 
Urtheils II. J. auf Grund der überſendeten beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift von dem Gerichtsſchreiber der I. J. ertheilt werden kann. 


(Vergl. auch die von derſelben Auffaſſung ausgehenden 
Commentare zur C. P. O. § 506 von Wilmowski und Levy 
7. Auflage S. 767; Gaupp 3. Auflage S. 67; Struckmann 
6. Auflage S. 617 und Beſchluß des III. C. S. des R. G. 
vom 10. April 1883, Eutſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 11 
S. 412.) Der Antrag auf Ertheilung einer Ausfertigung des 
Urtheils vom 13. April 1898 iſt beim Kammergerichte am 
29. April 1898 eingegangen, während die Prozeßakten bereits 
am 27. April an das Gericht I. J. zurückgeſchickt waren. Nach 
§ 19 Abſ. 4 der Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien 
der O. L. G. erfolgt die Rückſendung der Akten an das L. G. 
nach Erledigung der Berufung. Dieſer Vorſchrift entſprechend 
hat der Gerichtsſchreiber des Kammergerichts verfahren, und nach 
Beendigung des Berufungsverfahrens die Akten zurückgeſandt. 
IV. C. S. i. S. Luck c. Luck vom 13. Juni 1898, Nr. 104/98 IV. 

Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

13. Die Kl. hat in ihrer Koſtenrechnung auf Grund des 
§ 23 der R. A. G. O. eine Gebühr von 12 Mark für den 
von ihrem Prozeßbevollmächtigten geſtellten Antrag auf Zurück⸗ 
zahlung der hinterlegten Arreſtkaution von 1 000 Mark und 
der zur Herbeiführung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des 
Urtheils als Sicherheit hinterlegten Summe von 1 450 Mark 
in Anſatz gebracht. Das Liquidat iſt durch den Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß des L. G. für begründet erachtet. Auf die 
Beſchwerde des Bekl. iſt es von der Koſtenrechnung abgeſetzt 
worden, weil die Thätigkeit des Anwalts, die ſich auf die Be⸗ 
ſtellung und Zurückforderung prozeſſualer Sicherheiten erſtreckt, 
zum Prozeßbetriebe gehört und deshalb gemäß § 29 der 
R. A. G. O. durch die im § 13 ebenda benannten Gebühren 
abgegolten wird. Dieſe Entſcheidung iſt von der weiteren Be⸗ 
ſchwerde der Kl. mit Unrecht angefochten worden. Es wird 
auf den Beſchluß des R. G. vom 26. September 1883 (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 11 S. 364) Bezug genommen, deſſen Be⸗ 
gründung, wenngleich es ſich dort um die Gebühren für den 
Antrag auf Hinterlegung der Sicherheit handelte, auch in dieſem 
Falle, in dem die Gebühr für den Antrag auf Zurückzahlung 
der Sicherheit in Frage ſteht, zutrifft. Wenn die Beſchwerde 
unter Hinweis auf Walter, Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 
Aufl. 3 S. 210 und 211, geltend gemacht hat, daß das Hinter- 
legungsverfahren nicht durch die C. P. O. geregelt ſei, ſondern 
nach den Landesgeſetzen, hier der Preußiſchen Hinterlegungs⸗ 
ordnung vom 14. März 1879, ſich beſtimme, ſodaß die Thätig⸗ 
keit des Rechtsanwalts nicht nach der R. A. G. O., ſondern in 
dieſem Falle nach dem Preußiſchen Ausführungsgeſetze zu der⸗ 
ſelben vom 2. Februar 1880, § 2 Abſ. 2, abzugelten ſei, ſo 
geht dieſe Ausführung fehl. Sie beruht auf einer unrichtigen 
Auslegung des § 1 der R. A. G. O., nach deren klaren Wort⸗ 
laute die Anwendung des Geſetzes nicht auf diejenige Thätigkeit 
des Rechtsanwalts beſchränkt iſt, die in den Prozeßord— 
nungen geregelt wird, das Geſetz vielmehr auf die Berufs- 
thätigkeit des Rechtsanwalts in einem Verfahren anwendbar 
iſt, auf das die Prozeßordnungen Anwendung finden (vergl. 
Beſchluß des R. G. vom 26. September 1891, mitgetheilt in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahrg. 1891 S. 485). Wäre 
aber auch der von der Beſchwerde vertretenen Auffaſſung bei⸗ 
zutreten, ſo müßte das Liquidat gleichfalls der Abſetzung von 
der Koſtenrechnung unterliegen, weil die fraglichen Gebühren 
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nicht zu den Koſten des Prozeßverfahrens zu rechnen fein würden, 


deren Feſtſetzung verlangt wird. IV. C. S. i. S. Preuß 


c. Behlau vom 9. Juni 1898, B Nr. 111/98 IV. 
II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 


14. Die für die Entſcheidung maßgebenden Rechtsnormen 


ſind der Art. 36 der W. O. und der 8 555 der C. P. O. 


Nach Art. 36 der W. O. wird der Inhaber eines indoffirten . 


Wechſels nur durch eine zuſammenhängende, bis auf ihn hin⸗ 
untergehende Reihe von Indoſſamenten als Eigenthümer des 
Wechſels legitimirt. Dabei ſind allerdings ausgeſtrichene In⸗ 
doſſamente als nicht geſchrieben anzuſehen. Auf dem vorliegenden 
Wechſel iſt aber ausgeſtrichen nicht ein ganzes Indoſſament, 
ſondern nur der über der Namensſchrift des Bekl. auf der Rück⸗ 
ſeite des Wechſels befindliche Uebertragungsvermerk, und ein 
allgemeinerer Rechtsſatz, nach welchem auch dieſer ausgeſtrichene 
Uebertragungsvermerk als nicht geſchrieben anzuſehen wäre, 
beſteht nicht. Nun iſt es freilich möglich, daß die Ausſtreichung 
bereits erfolgt war, als der Bekl. feine Namensſchrift 
auf die Rückſeite des Wechſels ſetzte, oder daß ſie zwar erſt 
nach der Vollziehung der Namensſchrift aber vom Bekl. ſelbſt 
oder doch mit deſſen Zuſtimmung vorgenommen worden iſt, 
und man kann zugeben, daß in jedem dieſer drei Fälle 
ein gültiges Blankoindoſſament, durch welches der Vormann 
des Kl. berechtigter Erwerber des Wechſels geworden wäre, 
vorliegen würde. Ebenſowohl möglich iſt es aber, daß der 
Uebertragungsvermerk, nachdem ihn der Bekl. unterſchrieben 
hatte, ohne deſſen Zuſtimmung ausgeſtrichen worden iſt, und in 
dieſem Falle würde dem Indoſſament des Hermann A. ein 
gültiges Blankoindoſſament des Bekl. nicht vorhergehen. Die 
hiernach beſtehenden thatſächlichen Zweifel zu beſeitigen, war die 
Aufgabe des Kl., und er konnte fie nach 8 555 der C. P. O. 
in prozeſſualiſch zuläſſiger Weile nur beſeitigen durch Urkunden⸗ 
beweis, da ſein Anſpruch ſich nur dann als begründet darſtellt, 
wenn er legitimirter Inhaber des Wechſels iſt, einen ſolchen 
Beweis hat er aber nicht anzubieten vermocht. Ob der Kl. in 
der Lage geweſen wäre, durch Ausſtreichung des Indoſſaments 
von Hermann A. äußerlich ſeine Legitimation herzuſtellen, kann 
auf ſich beruhen bleiben. Wo Art. 55 der W. O. zutrifft, 
braucht allerdings der Indoſſant diejenigen Indoſſamente, die 
er auszuſtreichen befugt iſt, nicht wirklich auszuſtreichen. Daraus 
folgt aber nicht, daß im gegebenen Fall die vorhanden geweſene 
thatſächliche Möglichkeit der Ausſtreichung der vorgenommenen 
Ausſtreichung gleichſteht. (Vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 22 S. 323; Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 1 S. 33.) 
I. C. S. i. S. Vorſchußverein Neuftettin o. Martin vom 23. Mai 
1898, Nr. 56/98 I. 

15. Steht feſt, daß dem Wechſel ein unſittliches Geſchäft 
zu Grunde liegt, ſo iſt für N. ein Recht aus dem Wechſel nicht 
entſtanden. Der Kl. iſt Nachindoſſatar nach Proteſt, ſteht nach 
Art. 16 Abſ. 2, Art. 98 Nr. 2 der W. O. zu feinem Vormann 
W. wie der Ceſſionar zum Cedenten und muß ſich deshalb alle 
Einreden gefallen laſſen, die den beklagten Erben gegen W. 
zuſtehen. W. hat den Wechſel durch Blankoindoſſament erhalten. 
Er hat damit das Eigenthum des Wechſels und die Rechte aus 
dem Wechſel, nicht nur die Rechte des N. aus dem Wechſel, 
erworben. Klagte er ſelbſt, ſo würden ihm nach Art. 10, 12, 
36, 74, 82 der W. O. die perſönlichen Einreden der beklagten 


Erben gegen N. nur entgegenſtehen, wenn er ſie bei Erwerb des 


Wechſels gekannt. Das iſt nicht behauptet. Anders würde ſich 


die Sache geſtalten, wenn W. den Wechſel unter der Form des 
Vollindoſſament erhalten hätte, um ihn im eigenen Namen, aber 


für Rechnung des N. einzuziehen. Materiell wäre W. dann 
nur Vertreter des N. und handelte argliſtig, wenn er eine 
Wechſelforderung einziehen wollte, die nach dem Recht ſeinem 


Auftraggeber nicht zuſteht. Und die Argliſt würde beſtehen, 
gleichgültig, ob dem W. die dem Recht aus dem Wechſel ent⸗ 
gegenſtehende Einrede beim Empfange des Wechſels oder bei 
Erhebung der Klage oder nachher bekannt geworden. Entſch. 
des R. G. Bd. 4 S. 100, Bd. 11 S. 10, Bd. 23 S. 125, 
Bd. 32 S. 129, Bd. 36 S. 56. I. C. S. i. S. Tromm 
c. Erben Luſtig vom 11. Mai 1898, Nr. 65/8 J. 

16. Die Revifion iſt begründet. Das B. G. geht davon 
aus, daß nach dem Geſellſchaftsvertrage vom 9. Mai 1889 die 
jährliche Bilanz auch für die Abfindung des ausſcheidenden 
Geſellſchafters maßgebend ſei, erachtet aber den ausſcheidenden 
Geſellſchafter zur Anerkennung der Bilanz als Grundlage ſeiner 
Abfindung nur dann für verpflichtet, wenn dieſelbe ordnungs⸗ 
mäßig aufgemacht und feſtgeſtellt ſei. Die vom Kl. im Laufe 
der Berufungsinſtanz vorgelegte Bilanz iſt nach der Anſicht des 
B. G. nicht als ordnungsmäßig feſtgeſtellt zu betrachten, weil 
ſie nicht gemäß der Vorſchrift des Art. 30 des H. G. B. unter 
ſchriftlich von den Geſellſchaftern vollzogen ſei. Die Revifion 
hat mit Recht gerügt, daß dieſe Erwägung, auf der das an⸗ 
gefochtene Urtheil beruht, der Vorſchrift des Art. 30 des H. G. B. 
eine zu große Bedeutung beilegt. Die Beſtimmung, daß In⸗ 
ventar und Bilanz vom Prinzipal des Geſchäfts und im Falle 
einer offenen Handelsgeſellſchaft von ſämmtlichen Geſellſchaftern 
zu unterſchreiben ſind, iſt ein weſentlich dem öffentlichen Rechte 
angehöriges Gebot, bewirkt aber nicht, daß eine Aufſtellung, die 
im Uebrigen den Erforderniſſen einer Bilanz entſpricht, deswegen 
allein nicht als eine ſolche anzuſehen iſt, weil dem betreffenden 
Schriftſtücke die Unterſchriften der Geſchäftsinhaber fehlen. An 
dieſem Grundſatz, der in der ſtrafrechtlichen Rechtſprechung des 
R. G. wiederholt Ausdruck gefunden hat, iſt auch da feſtzuhalten, 
wo es ſich, wie im vorliegenden Falle um civilrechtliche Folgen 
handelt, die an das Vorhandenſein einer Bilanz geknüpft ſind. 
Eine andere Auffaſſung könnte gerechtfertigt erſcheinen, wenn 
aus dem Geſellſchaftsvertrage zu entnehmen wäre, daß in Bezug 
auf die gegenſeitigen Anſprüche der Geſellſchafter gerade auf 
die unterſchriftliche Vollziehung der Bilanz Gewicht gelegt worden 
ſei. Für einen ſolchen Vertragswillen gewährt aber der hier in 
Frage kommende Geſellſchaftsvertrag keinen Anhalt. Das B. G. 
ſtützt ſeine Entſcheidung auch nicht auf einen derartigen konkreten 
Vertragswillen ſondern nur auf die allgemeine Vorſchrift des 
Geſetzes. Andererſeits ift aber auch bisher nicht feſtgeſtellt, daß 
überhaupt eine Bilanz der Geſellſchaft für das mit dem Aus⸗ 
ſcheiden des Kl., am 1. Oktober 1894 ablaufende Geſchäfts jahr, 
wenn auch ohne Unterſchriften, aufgeſtellt worden iſt. Dadurch 
daß im Prozeſſe ein Schriftſtück vorgelegt iſt, welches die gegen⸗ 
wärtigen Bekl. als die Bilanz der Geſellſchaft für das gedachte 
Geſchäftsjahr gelten laſſen wollen, wird dieſe Feſtſtellung nicht 
erübrigt. Von wem die überreichte Aufſtellung herrührt, iſt 
nicht aufgeklärt. Wenn ſie etwa von einem Buchhalter oder 
im Büreau der Geſellſchaft errichtet ſein ſollte, ſo würde dies 


darauf einlaſſen, Licenzen gegen Entgelt ertheilen. 
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nicht genügen, um ihr den Charakter einer Geſellſchaftsbilanz 
zu verleihen, wenn nicht zugleich feſtgeſtellt werden könnte, daß 
ſie von den nach dem Ausſcheiden des Kl. verbleibenden Geſell⸗ 
ſchaftern als Bilanz der Geſellſchaft angenommen 3 ſei. 
Beweispflichtig hierfür find die Bekl. I. C. S. i. S. 
Burchard und Cie. und Gen. c. Blab vom 28. Mai 1868 
Nr. 69/98 I. 

17. Der Kl. fordert Shadenserſab wegen Nichterfüllung 
des Vertrages durch Nichtabnahme des Kohlenbedarfs Seitens 
der Geſellſchaften. Da ein Handelsgeſchäft vorliegt, kommt der 
Art. 3 54 des H. G. B. zur Anwendung. Danach ſtand dem 
Kl. nur das Recht zu, entweder Erfüllung des Vertrages durch 
Abnahme der Kohle und Schadenserſatz wegen verſpäteter Er⸗ 
füllung zu fordern, oder die Kohlen auf dem durch die 
Art. 343, 354 des H. G. B. geordneten Wege zu verkaufen, 
und die Differenz zwiſchen dem Erlöſe und dem Vertragspreiſe 
als ſein Intereſſe aus der Nichterfüllung zu verlangen, oder vom 
Vertrage zurückzutreten, als ob er nicht geſchloſſen. Einen ab- 
ſtrakten Anſpruch auf Erſatz des entgangenen Gewinns giebt 
das Geſetz dem Verkäufer als Schuldner der Lieferung gegenüber 
dem im Annahmeverzug befindlichen Käufer als Gläubiger der 
Lieferung nicht. Eine Ausnahme von dieſem Grundſatze iſt da 
zuzulaſſen, wo dem Verkäufer durch den Annahmeverzug die 
Erfüllung des Vertrages ſelbſt unmöglich geworden 
iſt. Dann fordert der Verkäufer die Gegenleiſtung nach Abzug 
deſſen, was er dadurch erſpart hat, daß er nicht zu leiſten hat. 
Das würde hier das vertragsmäßige Plus von 1 Pfennig über 
den Selbſtkoſtenpreis pro Centner ſein. I. C. S. i. S. Engel⸗ 
hardt c. Feige vom 7. Mai 1898, Nr. 48/98 J. 

III. Sonftige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. 

18. Man wird davon auszugehen haben, daß ſich die 
Beſtimmung des § 4 des Pat. G., ſoweit dieſelbe dem Patent⸗ 
inhaber die ausſchließliche Befugniß zuſpricht, den Gegenſtand 
der Erfindung feilzuhalten, ſich auf erfundene und patentirte 
Gegenſtände aller Art bezieht, ſoweit ſolche überhaupt feilgehalten 
werden können. Auch wird ſich nicht beſtreiten laſſen, daß ein 
erfundenes Verfahren feilgehalten werden kann. Derjenige, 
welcher glaubt, ein gewerblich verwerthbares Verfahren aus⸗ 
ſchließlich benutzen zu dürfen, kann andern Perſonen, die ſich 
Und er 
kann, um ſolche Perſonen zu finden, die Geſtattung der Benutzung 
gegen Entgelt öffentlich ausbieten. Darin kann man ein Feil⸗ 
halten des Verfahrens finden. Auch kann das Recht des 
Patentinhabers auf ausſchließliche Benutzung und Verwerthung 
des von ihm erfundenen Verfahrens dadurch beeinträchtigt werden, 
daß ein Dritter, welchem dies Verfahren nicht patentirt iſt, der 
aber den Glauben zu erwecken ſucht, als ſtünde das Verfahren 
zu ſeiner Verfügung, daſſelbe zu eigenem Nutzen behufs Licenz⸗ 
ertheilung ausbietet. Denn er beſchränkt dadurch dem Patent- 
inhaber den Markt, auf welchen dieſer ein ausſchließliches Recht 
hat. I. C. S. i. S. Huch c. Bock vom 11. Mai 1898, 
Nr. 111/98 J. 

19. Daß Jemand öffentlich eine von der Anſicht des Patent- 
inhabers über die Tragweite des Patents abweichende Meinung 
ausſpricht, berechtigt für ſich allein den Patentinhaber noch nicht 
zu einer Klage wider jenen Dritten. a) Zunächſt nicht zu einer 


Feſtſtellungsklage nach § 231 der C. P. O. Denn dieſe Klage 
ſetzt voraus, daß Kl. ein rechtliches Intereſſe daran hat, 
daß das Rechtsverhältniß durch richterliche Entſcheidung alsbald 


feſtgeſtellt werde. Nun ſteht aber dem Patentinhaber eine Klage 


aus § 4 gegen diejenigen zu, welche den Gegenſtand der Er⸗ 
findung gewerbsmäßig herſtellen, in Verkehr bringen, feilhalten 
oder gebrauchen. Sind dies andere Perſonen, als jener Dritte, 
welcher die von der Anſicht des Patentinhabers abweichende 
Meinung öffentlich ausgeſprochen hat, fo präjudizirt ihnen das 
obſiegliche Urtheil, welches der Patentinhaber gegen jenen Dritten 
elwa erlangen könnte, nicht; vielmehr müßte der Patentinhaber, 
wenn dieſe Dritte mit der Benutzung der Erfindung fortfahren, 
doch immer gegen dieſe Perſonen eine neue Klage erheben. Aus 
dieſem Geſichtspunkt ergiebt ſich alſo ein Intereſſe des Kl., 
alsbald eine Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes gegenüber jenem 
Dritten zu erlangen, nicht. Ergiebt ſich aber aus dem weiteren 
Verhalten des Dritten, daß ſein Ausſpruch lediglich eine 
theoretiſche Bedeutung hatte, ſo iſt das Forum nicht der Ort, 
um akademiſche Streitigkeiten, ſelbſt wenn ſie konkrete Rechts⸗ 
verhältniſſe betreffen, durch einen richterlichen Ausſpruch zu 
ſchlichten oder den, welcher eine etwa irrige Rechtsanſicht aus⸗ 
geſprochen hat, für die Zukunft zum Schweigen zu bringen. 
b) Zu einem anderen Ergebniß gelangt man auch nicht, wenn 
man eine Klage auf Anerkennung des vom Patentinhaber in 
Anſpruch genommenen Umfang ſeines Rechts gegen den dieſen 
Umfang des Rechts Beſtreitenden in Analogie ſetzt zur 
Negatoria des Grundeigenthümers oder zur Confeſſoria des 
Servitutberechtigten. In der gemeinrechtlichen Litteratur und 
Praxis iſt allerdings der Satz ausgeſprochen und angewendet, 
daß die actio confessoria utitis von dem, welcher außer dem 
Fall einer römiſchen Servitut ein beſonderes ausſchließliches 
Recht zu haben behauptet, welches von der natürlichen Freiheit 
oder dem gemeinen Recht oder einem gleichen Recht abweicht, 
— z. B. dem Inhaber eines Bannrechts, — nicht blos dann 
erhoben werden könne, wenn er in deſſen Ausübung von einem 
Anderen thatſächlich gehindert, ſondern auch wenn ihm ſein Recht 
beſtritten wird. (Glück, Pandektenkommentar Bd. 10 § 685; 
Schmidt, Klagen und Einreden $ 471; Schmidt, Kommentar 
zu dieſem Werke Bd. 2 § 471 flgde) Allein dieſer Satz iſt 
doch mit der Einſchränkung zu verſtehen, welche ſchon vor der 
C. P. O. mit ihrem § 231 ausgeſprochen wurde, daß die Klage 
auf Anerkennung eines von dem Bekl. nur beſtrittenen Rechts 
zur Vorausſetzung hat, daß der Kl. im konkreten Falle ein ent⸗ 
ſchiedenes rechtliches Intereſſe daran habe, daß die Exiſtenz 
des beſtrittenen Rechts oder deſſen Umfang vorerſt gerichtlich 
feſtgeſtellt werde. (Wächter, Württembergiſches Privatrecht Bd. 2 
§ 62 ©. 413; Bähr, Anerkennung $ 69 S. 315 Anm. 2.) 
Dabei wird dann ganz zutreffend ausgeſprochen, daß das bloße 
Beſtreiten des Rechtsverhältniſſes ohne zugleich dem thatſächlichen 
Inhalt deſſelben hindernd in den Weg zu treten, in vielen Fällen 
ohne alles Intereſſe für den Berechtigten iſt. Dann enthalte 
es eben darum auch keine irgendwie erhebliche Rechtsſtörung. 
Es bleibe dann bei dem Grundſatze, daß im Recht die bloße, 
dem Rechte Dritter widerſtreitende Geſinnung, ſo lange ſie nicht 
in der That hervortritt, ſelbſt wenn fie ſich in Worten aͤußern 
ſollte, ohne Belang tft. (Neuner, Weſen und Arten der Privatrechtd- 
verhältniſſe S. 164.) Dieſem Geſichtspunkt iſt denn auch Folge 
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gegeben bei der Anwendung der vorſtehend entwickelten Rechts⸗ 
anſichten auf das Patentrecht. (Kohler, Patentrecht Nr. 215 
S. 249, Nr. 459 S. 436 und 437 und im Archiv für Theorie 
und Praris des Handelsrechts von Buſch Bd. 47 S. 335.) 
Namentlich iſt in einer Vorentſcheidung des R. G. I 137/89 
vom 24. Juni 1889 bei Bolze, Praxis Bd. 8 Nr. 146 zwar 
ausgeſprochen, daß der Inhaber eines Patents berechtigt ſei, 
gegen denjenigen, welcher objektiv zu Unrecht, wenn auch in dem 
guten Glauben, daß ſeine zu enge Auffaſſung der Tragweite des 
betreffenden Patents die richtige ſei, ſich berühmt, ein be⸗ 
ſtimmtes Verhalten ohne Verletzung letzteren Rechts einhalten 
zu dürfen, auf Verurtheilung zur Anerkennung der beſtrittenen 
Bedeutung des Patents und der Tragweite des Patentrechts zu 
klagen. Aber dieſes Urtheil erging gegen einen Bekl., welcher 
das dem Kl. patentirte Verfahren für ſich benutzen wollte; und 
das Klagerecht war in der Begründung der Entſcheidung an die 
weitere Vorausſetzung geknüpft, daß der Bekl. nach der konkreten 
Sachlage mit dieſem Berühmen den Willen verknüpft, dem⸗ 
entſprechend zu handeln. Damit iſt ausgeſprochen, daß das 
R. G. die bloße Berüh mung ſchlechthin nicht für aus- 
reichend erachtet hat, um das Klagerecht des Patentinhabers zu 
begründen. Es muß vielmehr ein beſonderes rechtliches 
Intereſſe des Kl. vorhanden ſein, ſowohl für die Feſtſtellungs⸗ 
klage wie für eine der actio confessoria analoge Klage. An⸗ 
ſcheinend hat das B. G. auch vorausgeſetzt, daß ein ſolches 
Intereſſe auf Seiten des Kl. vorhanden iſt, und die Sachlage 
ſcheint dem zu entſprechen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Muſterſchutzgeſetz. 

20. Das B. G. hat den Begriff der offenkundigen Be⸗ 
nutzung verkannt. Dieſer Begriff iſt, wie das R. G. bereits 
wiederholt ausgeſprochen hat, für das Gebrauchsmuſtergeſetz 
kein anderer, als für das Pat. G. Es kommt mithin darauf 
an, ob das Modell der Bekl. ſchon vor der Anmeldung fo 
offenkundig benutzt worden iſt, daß danach die Benutzung durch 
andere Sachverſtändige möglich erſchien. I. C. S. i. S. 
Gebr. Brehmer c. Preuße &. Co. vom 18. Mai 1898, 
Nr. 51/98 J. 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

21. Hinſichtlich der Erforderniſſe der Einzahlung ſtimmen 
die Vorſchriften des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung vom 20. April 1892 mit den im H. G. B. 
für die Aktiengeſellſchaften getroffenen Beſtimmungen allerdings 
nicht vollſtändig überein. Während der Art. 210 Abſatz 3 des 
H. G. B. beſtimmt, daß in der Anmeldung die Erklärung ab⸗ 
zugeben iſt, daß auf jede Aktie, ſoweit nicht andere als durch 
Baarzahlung zu leiſtende Einlagen gemacht ſind, der einge⸗ 
forderte Betrag baar eingezahlt und im Beſitze des Vorſtandes 
ſei und während dort ferner der Begriff der baaren Zahlung im 
Sinne des Geſetzes eine ausdrückliche Regelung gefunden hat, 
iſt in den entſprechenden Vorſchriften des Geſetzes vom 20. April 
1892 der Ausdruck „baar“ nicht angewendet, ſondern dieſelben 
(§§ 5, 7 Abſatz 2) handeln nur von den in Geld zu leiſtenden 
Einlagen und von der Einzahlung auf das Stammkapital. 
Bei dem Verhältniß der beiden Geſetze zu einander kann nur 
angenommen werden, daß die Abweichung eine gewollte iſt. 
Dies wird beſtätigt durch die ohne Widerſpruch gebliebene Be⸗ 
gründung zu den 59 7, 8 des Geſetzentwurfs, ſofern dieſe 


Folgendes enthält: „Was bei den in Geld zu leiſtenden Ein⸗ 
lagen als Einzahlung anzuſehen ift, wird im Entwurf nicht 
näher beſtimmt. Vorſchriften, wie ſie im Art. 210 Abſatz 2 
des Aktiengeſetzes über das Erforderniß der Baarzahlung und 
den Begriff derſelben gegeben ſind, können hier entbehrt werden. 
Die Gefahr von betrügeriſchen Manipulationen, gegen welche 
es nach den bei den Aktiengeſellſchaften gemachten Erfahrungen 
eines Schutzes durch derartige Vorſchriften bedurfte, liegt hier 
ſehr viel ferner. Es iſt daher nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles unter Berückſichtigung allgemeiner Verkehrsgewohnheiten 
zu entſcheiden, was als Einzahlung zu betrachten iſt. Jeden ⸗ 
falls muß dieſelbe eine derartige ſein, daß der eingezahlte Be⸗ 
trag zur freien Verfügung der Geſchäftsführer ſteht.“ Wenn 
hiernach auch das Geſetz von dem Erforderniſſe der baaren Ein⸗ 
zahlung abſieht, ſo hieße es doch die Tragweite der Abweichung 
von den für die Aktiengeſellſchaften gegebenen Vorſchriften völlig 
überſchätzen, wollte man annehmen, daß bei den Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung jede Leiſtung, welche erweislich einen 
dem Betrage der Einlage gleichen Werth hat, als Einzahlung 
zuläſſig wäre und von den Geſchäftsführern als ſolche wirkſam 
angenommen werden könnte. Als erforderlich muß vielmehr 
angeſehen werden, daß die Leiſtung, ohne den Begriff einer 
baaren Zahlung zu erfüllen, doch alle dieſer Leiſtungsart eigen 
thümlichen Vorzüge für die Geſellſchaft beſitzt. Dieſe Voraus ⸗ 
ſetzung trifft aber nur bei folchen Leiſtungen zu, welche jeden 
Augenblick mit zweifelloſer Sicherheit in baares Geld umgeſetzt 
werden können. Auch das Geſetz vom 20. April 1892 will, 
wie aus dem Zuſammenhange ſeiner Beſtimmungen ſich un⸗ 
zweideutig ergiebt, das Erforderniß aufftellen, daß die Geſell⸗ 
ſchaft bei ihrer Entſtehung nicht bloß in den Beſitz gewiſſer 
Werthe, ſondern in den Beſitz von Geldern gelangt, über welche 
ſie, deren Eigenſchaft eben als Geld entſprechend, verfügen und 
zwar frei verfügen kann. Es will ferner Vorkehrungen dagegen 
treffen, daß durch Einverſtändniß zwiſchen dem einzahlungs⸗ 
pflichtigen Geſellſchafter und dem Geſchäftsführer an Stelle der 
bedungenen Geldeinlagen Gegenſtände gegeben werden, von 
deren Uebernahme der Geſellſchaftsvertrag nichts enthält und 
für deren zutreffende Schätzung daher eine ausreichende Kontrole 
mangelt. Eine Erleichterung gewährt das Geſetz nur in dem 
bezeichneten einen Punkte, daß an Stelle der wirklichen Baar⸗ 
zahlung eine mit allen beſonderen Vortheilen einer ſolchen be⸗ 
kleidete anderweite Leiſtung genügen ſoll. Ob ein Check die An⸗ 
forderungen des Geſetzes zu erfüllen vermag, hängt von ſeiner 
Beſchaffenheit im einzelnen Falle ab. Es wird nur dann ange⸗ 
nommen werden können, wenn der Bankier oder das Bank⸗ 
inſtitut, auf welche er lautet, finanziell ſo geſtellt ſind, und 
zugleich der Betrag des Checks ſich in ſolchen Grenzen hält, 
daß nach allgemeiner Anſchauung der Einlöſung des Checks ſofort 
bei feiner Präſentation mit vollſtändiger Sicherheit entgegen ⸗ 
geſehen werden kann. I. C. S. i. S. Bauverein Kaiſer⸗ 
Wilhelmſtraße Konk. o. Schumann u. Gen. vom 25. Mai 1898, 
Nr. 60/98 J. 

Zum Geſetz gegen den unlautern Wettbewerb. 

22. Das B. G. hat mit Recht geprüft, ob die in der 
C. P. O. bezeichneten Vorausſetzungen hinſichtlich der Erlaſſung 
einer einſtweiligen Verfügung vorhanden ſind, da die beſonderen 
Beſtimmungen des § 3 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 zur 


eg 8 
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Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, wonach in den Fällen 


des § 1 Abſ. 1 deſſelben einſtweilige Verfügungen auch ohne 
die Vorausſetzungen der 88 814, 819 der C. P. O. zuläſſig 


ſind, nicht auf Ansprüche aus 8 6 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 
(um welche es ſich im vorliegenden Falle handelt) anwendbar 
ſind. Das Ergebniß der von dem B. G. vorgenommenen 
Prüfung ſelbſt aber, womit es zur Annahme gelangt, es liege 
das in § 819 der C. P. O. ‚aufgeftellte Erforderniß, daß die 


dort bezeichnete Regelung „nöthig“ erſcheine, 1 0 vor, be⸗ 


ruht nicht auf Geſetzes verletzung. II. C. S. i. S. Kreſſin 

c. Garbaty⸗ „Roſenthal vom 3. Juni 1898, Nr. 14708 II. 
IV. Das Gemeine Recht. 

23. Wenn die Reviſion den für das Preußiſche und das 

Franzöſiſche Recht angenommenen Rechtsgrundſatz, daß zwiſchen 


den an einer ſtädtiſchen oder an einer Dorfſtraße belegenen 


Hausgrundſtücken und der Straße ein auf ſtillſchweigenden Ver⸗ 
trag zurückzuführendes Dienſtbarkeitsverhältniß beſtehe (Entſch. 
des R. G. Bd. 25 S. 244) auch für das gemeine Recht be⸗ 
hauptet und um Nachprüfung der für das gemeine Recht ein 
Recht der Adjacenten verneinenden Anſicht (Entſch. des R. G. 
Bd. 3 S. 173) des erkennenden Senats bittet, ſo kommt zu⸗ 
nächſt in Betracht, daß die Corneliusſtraße überall noch nicht 
beſtanden hat, vielmehr nur projectirt geweſen iſt, vor Herſtellung 
der Straße aber kein Recht der Adjacenten auf Fortbeſtand der 
Straße begründet ſein kann; wollte man aber gleichwohl für 
die Berechtigung der Adjacenten eine nur projectirte Straße 
einer bereits hergeſtellten gleichſtellen, ſo würde ſich der erkennende 
Senat zu einer Aenderung ſeiner von der Reviſion angefochtenen 
Anſicht nicht veranlaßt ſehen. III. C. S. i. S. Kugler Konk. 
c. Stadt Frankfurt a./ M. vom 24. Mai 1898, Nr. 29/98 III. 

24. Die Entſcheidung des B. R. konnte nicht aufrecht 
erhalten werden, weil der Berechnung der Preisminderung eine 
unrichtige, den Kl. beſchwerende Grundlage gegeben iſt. Der 
Ingenieur K. ſchätzt den Werth der vorhandenen Eismaſchinen 
der Fabrik in Berückſichtigung der elf. bis zwölfjährigen Be⸗ 
triebsdauer derſelben auf etwa 29 000 Mark, während er ihren 
Werth, wenn ſie anſtatt 17,436 Tonnen Eis täglich 25 Tonnen 
geliefert hätten, auf etwa 32 000 Mark veranſchlagt. Die 
Differenz von 3 000 Mark nimmt der B. R. ohne weitere Aus- 
führung als für den Umfang der Preisminderung maßgebend 
an. Dabei iſt überſehen, daß den Gegenſtand des Kaufsgeſchäfts 
nicht die Maſchinen als ſolche bilden, ſondern daß dem Kl. ein 
Eisfabrikations⸗ und Eishandelsgeſchäft in feiner Totalität und 
zu einem Geſammtpreiſe verkauft iſt. An dem ſich ſo ergeben⸗ 
den Charakter des Kaufgegenſtandes wird dadurch nichts geändert, 
daß in dem Kontrakte Grundſtücke nebſt darauf befindlichen Ge⸗ 
bäuden, Eisvorräthe, Maſchinen, Keſſel, Brunnen, das geſammte 
zu dem Eisfabrikations⸗ und Eishandelsgeſchaͤft gehörige In⸗ 
ventar, erpachtete Grundſtücke, Anlagen und Schuppen als zum 
Kaufobjekt gehörend bezeichnet werden. Der Minderwerth des 
Geſchäfts als ſolchen hat die Grundlage der Preisminderung 
zu bilden. Er ſteht in dem Betrage, den das Geſchäft in 
Folge des Umſtandes weniger werth iſt, daß Theile deſſelben, 


hier ſpeziell die Maſchinen der zugeſagten Vorzüge ermangeln 
und Fehler haben. Das entſpricht auch ganz dem rechtskräftig 


gewordenen Zwiſchenurtheil des L. G. vom 6. November 1896. 
Daß aber der Minderwerth des Geſchäfts in Folge der ſchlechten 


Beſchaffenheit der Maſchinen mit dem Minderwerth der letzteren 
als ſolchen und abgeſehen von ihrer Eigenſchaft als Theile des 
Geſchäfts zuſammenfiele, ſtellt des B. R. nicht feſt, und muß 
auch von vornherein als ausgeſchloſſen erſcheinen. Für den 


Werth des Geſchäfts iſt vornehmlich deſſen Produktionsfähigkeit 


maßgebend, welche in Folge der geringeren Leiſtungsfähigkeit 


der Maſchinen eine bedeutende Einbuße erleidet. Der Werth 
der Maſchinen an und für fi, ohne Rückſicht auf ihre Ver- 
wendung in einem individuell beſtimmten Geſchäft und auf ihre 
Zugehörigkeit zu demſelben wird von anderen Faktoren beſtimmt, 


ihr Minderwerth iſt daher auch mit Nothwendigkeit ein anderer 


als der des Geſchäfts in ſeiner Geſammtheit. Berückſichtigt 
man aber die Möglichkeit des Erſatzes der mangelhaften 
Maſchinen, durch andere den Zuſagen des Verkäufers entſprechende, 
jo find auch die hierdurch entſprechenden Aufwendungen und die 
damit verbundenen Schäden, wie namentlich in Folge der 


Unterbrechung des Betriebes, mit dem Minderwerth der Maſchinen 


an ſich nicht identiſch. Das Urtheil war daher zur Klage auf⸗ 
zuheben und die Sache behufs Berechnung der Preisminderung 
auf zutreffender Grundlage in die Berufungsinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. I. C. S. i. S. Windmöller c. Schwoon vom 
11. Mai 1898, Nr. 41/98 I. 

25. Es unterliegt keinem Zweifel und wird auch von dem 
B. G. nicht verkannt, daß der Bekl. nach allgemeinen Rechts · 
grundſätzen für die Tauglichkeit der Maſchinen, die er dem Kl. 
überwieſen hatte, einſtehen muß. Die Annahme, daß er dieſer 
Verpflichtung hier überhoben ſei, beruht aber auf einer Auslegung 
des Vertrages, die nicht zu billigen iſt. Freilich heißt es im 
§ 5 daſelbſt: „Herr S. hat nur das von den Arbeitgebern zu 
fordern, was ſich unter Berechnung der vereinbarten Preiſe ergiebt. 
Sollte durch eine Maſchinenreparatur ein längerer Stillſtand 
wie acht Tage verurſacht werden, ſo verpflichten ſich Arbeitgeber 
nach Ablauf dieſer Zeit einen Theil der Leute zu beſchäftigen“. 
Durch dieſe Beſtimmung wird aber die Schadenshaftung des 
Bekl. unter den obwaltenden Umſtänden nicht beſeitigt. Die 
Umwandlung ſeiner geſetzmäßigen Erſatzpflicht in die vertrags⸗ 
mäßige Pflicht zur bloßen Herabminderung des dem Kl. er⸗ 
wachſenden Nachtheils hat zur Vorausſetzung, daß das gelieferte 
Arbeitsgeräth an ſich und nach ſeiner Beſchaffenheit zur Erfüllung 
ſeiner Beſtimmung geeignet war. Wenn dann zufolge der Ab- 
nutzung oder beſonderer, nicht vorhergeſehener Zufälligkeiten im 
Laufe der Vertragszeit Reparaturen erforderlich werden würden, 


ſollte der Bekl. für die hierdurch verurſachte Betriebsſtörung nur 


im beſchränkten Umfange verantwortlich ſein. Inſoweit, aber 
auch nur inſoweit iſt das Riſiko auf den Kl. abgewälzt worden. 
Daß der Bekl. außerdem auch der Pflicht ordnungsmäßiger 
Lieferung überhoben ſei, iſt nirgends zum Ausdruck gelangt. 
Dieſe Pflicht, die ihn kraft des Geſetzes traf, wurde durch den 
§ 5 gar nicht berührt. Die Folge iſt, daß er den Schaden 
erſtatten muß, der auf ihre unzulängliche Erfüllung zurück⸗ 
zuführen iſt. Dieſe natürliche und dem regelmäßigen Rechte 
entſprechende Auffaſſung ſteht auch mit der Billigkeit völlig im 
Einklang. Dem Bekl. waren die Einrichtungen ſeiner Ziegelei 
bekannt oder mußten es wenigſtens ſein, während bei dem Kl., 
einem einfachen Ziegelmeiſter, die gleiche Kenntniß ſowenig wie 
das erforderliche Maß techniſcher Einſicht erwartet werden konnten. 
Der Bekl. hatte ſeinen Kontrahenten in die Möglichkeil zu 
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bringen, in einem ſich aus der Größe der Anlage ergebenden 
Umfange und in ungeſtörtem Betriebe zu produziren; das um 


ſo mehr, als ſich hiernach zugleich die Menge der Arbeitskräfte 
beſtimmte, die der Kl. auf ſeine eigenen Koſten beſchaffen mußte. 
Dieſer konnte ſich auf das Geſchäft überhaupt nur unter der 
Vorausſetzung einlaſſen, daß die Fabrik rückſichtlich ihrer 
maſchinellen Einrichtungen der gehörigen Leiſtungsfähigkeit nicht 
entbehre. Hier iſt nun aber gewiß, daß eine Maſchine in Frage 
ſteht, die von vornherein den Anforderungen des Betriebes nicht 
gewachſen war. Würde das nicht ſchon durch die geradezu 
erſtaunliche Maſſenhaftigkeit der Kettenbrüche bewieſen, jo würde 
es doch auf Grund der eigenen Angaben des Bekl. feſtgeſtellt 
werden können. Er hat ſelbſt die Behauptung aufgeſtellt, daß 
es ſich um einen Fehler in der Anlage gehandelt habe. Daß 
er dieſen Fehler nicht gekannt oder erkannt hat, dient nicht zu 
ſeiner Entſchuldigung. Vielmehr wäre es ſeine Aufgabe geweſen, 
eine Prüfung durch geeignete Sachverſtändige zu veranlaſſen, 
ſobald ſich die Kettenbrüche in auffallender Weiſe zu wiederholen 
begannen. So gut wie ſpäter, würde ſich dann auch ſchon jener 
Zeit die Mangelhaftigkeit der Anlage herausgeſtellt haben. Daß 
er dieſe Unterſuchung nicht alsbald herbeigeführt hat, beruht auf 
Verſchulden. Für die Folgen, die die ſchuldhafte Nichterfüllung 
der ihm obliegenden Verbindlichkeiten nach ſich gezogen hat, 
wird er aber mit Recht in Anſpruch genommen. I. C. S. 
i. S. Schmidtmeyer c. Bockelmann vom 21. Mai 1898, 
Nr. 40/98 I. 

26. Es ift zwar die Ausführung der Rkl. zutreffend, daß 
nicht nur das Mandat jederzeit kündbar, ſondern auch der 
Mandant ohne ausdrückliche Kündigung nicht gehindert iſt, 
ſelbſt die in Ausſicht genommenen Geſchäfte zu beſorgen; aber 
ſie überſieht, daß es ſich hier nicht um ein unentgeltliches 
Mandat und nicht um ein Verlangen des Kl. handelt, die 
Verſendungen auszuführen, ſondern um die Vergütung, die die 
Bekl. für die vom Kl. übernommenen Dienſte zugeſichert hat. 
Dieſe muß ſie, ſolange der Vertrag beſteht, zahlen, auch wenn 
ſie ſich der zu ihrer Verfügung ſtehenden Thätigkeit des Kl. 
nicht bedient. Das iſt auch nicht unbillig, da ſich der Kl. in 
ſeiner ganzen geſchäftlichen Thätigkeit, namentlich ſeinen Geld⸗ 
angelegenheiten, auf die Ausführung der übernommenen Ge⸗ 
ſchäfte einrichten mußte, und es ſonſt im Belieben der Bekl. 
geſtanden hätte, an ſichere Kunden ſelbſt zu verſenden und nur 
die unſicheren dem Kl. zu überweiſen. Daß aber mit dem Auf⸗ 
rufen des ganzen Vertrags durch die Bekl. das Vertragsver⸗ 
hältniß aufhörte, hat das B. G. zu Gunſten der Bekl. ange- 
nommen. III. C. S. i. S. Klingenberg e. Aders vom 27. Mai 
1898, Nr. 34/98 III. 

27. Die Anweiſung iſt im Gemeinen Recht an keine Form 
gebunden, ſie kann mündlich oder ſchriftlich erfolgen und bedarf 
keiner beſtimmten Ausdrucksweise. Es iſt daher nicht ausgeſchloſſen, 
daß die Anweiſung ertheilt wird durch eine dem Anweiſungs⸗ 
empfänger mit dem Auftrag zur Einziehung ertheilte Vollmacht, 
an Stelle des Anweiſenden die angewieſene Summe für eigene 
Rechnung zu erheben. Auch der Umſtand, daß im vorliegenden 
Fall die Vollmacht beziehungsweiſe der damit zum Ausdruck 
gebrachte Zahlungsauftrag nicht unmittelbar vom Anweiſenden 
zur Kenntniß des Angewieſenen gebracht wurde, ſolche vielmehr 
durch den Anweiſungsempfänger vermittelt, überbracht wurde, 


ſteht der Annahme einer Anweiſung nicht im Wege, denn di 
Uebermittelung der Anweiſung durch den Anweiſungsempfänger 
kommt bei der ſchriftlichen Anweiſung häufig vor und iſt auch 
bei der mündlichen Anweiſung zuläſſig. III. C. S. i. S. 
Dilje u. Gen. c. Pfingſten und Brackebuſch vom 27. Mai 1898, 
Nr. 35/98 III. | GE 

28. Der erkennende Senat hält mit dem B. G. an ber 
Rechtſprechung (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 4 Nr. 36 
und Reichsgerichtsurtheil vom 17. Dezember 1895 in Sachen 
Schmidt gegen Gäde III 257/95) feſt, daß die Beſtimmung der 
1. 30° Cod. de pactis 2. 3., wonach ein Vertrag über den 
künftigen Nachlaß eines noch lebenden Dritten nur unter der 
Vorausſetzung, daß der Letztere dem Vertrage zugeſtimmt und dieſe 
Zuſtimmung nicht ſpäter zurückgenommen hat, rechtsbeſtändig iſt, 
noch heute geltendes Recht iſt. Allein die Anſicht des B. G., 
daß ein Kurator eines Geiſteskranken nach dem zur Anwendung 
kommenden Gemeinen Rechte befugt ſei, an Stelle des Letzteren 
dieſe Zuſtimmung zu ertheilen, kann nicht für richtig erachtet 
werden. Das B. G. erwägt, daß dieſe Zuſtimmung nicht ein 
derartig an die Perſon gebundenes Recht ſei, daß ſie nicht auch 
durch den die ganze Perſönlichkeit des Erblaſſers vertretenden Vor⸗ 
mund ausgeübt werden könne, und knüpft hieran die Bemerkung, 
daß der Vormund, dem in gleicher Weiſe die Sorge für das 
Vermögen wie für die Perſon des Mündels übertragen ſei, 
mit der Zuſtimmung, wenn er ſie im Intereſſe des Mündels 
erachte, eine ihm obliegende Verwaltungshandlung, die dem 
Mündel nur zum Vortheil und in keiner Weiſe zum Schaden 
gereichen könne, erfülle. Allein, einmal iſt es nicht richtig, daß 
der curator furiosi gemeinrechtlich die ganze Perſönlichkeit des 
Letzteren vertrete, wie jener z. B. eine Erbſchaft für denſelben 
durch Antretung nicht definitiv erwerben kann (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 3 Nr. 55). Sodann aber kann in der Zu- 
ſtimmung des Kurators zu einem Erbſchaftsvertrage eine dem⸗ 
ſelben zukommende Verwaltungshandlung nicht erblickt werden. 
Denn Letztere ſetzt begrifflich voraus, daß dieſelbe ſich auf das 
Vermögen des Kuranden bezieht. Hiervon iſt aber bei der Zu⸗ 
ſtimmung zu einem Erbſchaftsvertrage nicht die Rede. Vielmehr 
betrifft jene wie dieſer lediglich den künftigen Nachlaß des 
Kuranden, während das dem Kuranden während ſeines Lebens 
zuſtehende Vermögen in keiner Weiſe davon betroffen wird. 
Es iſt daher die dem Kurator zuſtehende Befugniß zur Ver⸗ 
mögensverwaltung nicht geeignet eine ſolche Zuſtimmung zu 
rechtfertigen. Im vorliegenden Falle kann zudem von Wahrung 
eines Intereſſes des Kuranden, deſſen Verpflegung der Bekl. 
bereits durch einen dem Erbſchaftsvertrage zeitlich vorgehenden 
Vertrag übernommen hatte, nicht die Rede ſein. Die von dem 
B. U. feſtgeſtellte Zuſtimmung des Kurators zu dem Vertrage 
vom 2. Dezember 1875 macht daher Letzteren nicht gültig. Es iſt 
vielmehr anzunehmen, daß die erforderliche Zuſtimmung zu einem 
Erbſchaftsvertrage ein an die Perſon des künftigen Erblaſſers 
geknüpftes höchſt perſönliches Recht iſt. III. C. S. i. S. 
Bagus c. Orth vom 10. Juni 1898, Nr. 282/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

29. Selbſt wenn S. nach dem mit dem Bekl. abgeſchloſſenen 
Kaufvertrage verpflichtet geweſen wäre, den Bau eines Hauſes 
auf dem erkauften Grundſtücke auszuführen, ſo folgt daraus 
doch nicht nothwendig, daß er dieſe Verpflichtung auch erfüllt 
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haben würde. Es lag vielmehr die Möglichkeit vor, daß er 
auch nach einer von dem Richter für die Herſtellung des Baues 
feſtgeſetzten Friſt, ſich weigerte, dem Verlangen des Bekl. auf 
Erfüllung nachzukommen, oder daß er aus Mangel an Mitteln 
an der Ausführung des Baues verhindert war. Wie das B. G. 
feſtſtellt, war S. nicht im Beſitz der zur Herſtellung des Baues 
bis zur 2. Balkenlage erforderlichen Mittel. Er hoffte allerdings, 
dieſelben beim Fortſchreiten des Baues ſtets rechtzeitig flüͤſſig 
machen zu können. Ob ihm dies aber gelingen würde, war 
indeß keineswegs ſicher. Es iſt hiernach das Ereigniß, von 
welchem die Zahlung der Proviſion abhängig gemacht war, kein 


ſolches, welches mit Nothwendigkeit eintreten mußte und bezüglich 


deſſen nur der Zeitpunkt ſeines Eintritts ungewiß war, ſondern 
ein ſolches, von dem nicht feſtſtand, ob es überhaupt verwirklicht 
werden würde. Eine derartige, einer Willenserklärung beigefügte 
ungewiſſe Zeit gilt aber nach §8 163 A. L. R. Thl. J Tit. 4 
als Bedingung. S. hat nun den Bau nicht in Angriff genommen, 
iſt vielmehr mit Einwilligung des Bekl. vom Vertrage zurück⸗ 
getreten. Die Forderung aus dem Provifiondverjprechen iſt daher 
auch nicht zur Entſtehung gelangt. §8 102 a. a. O. Die 
Bedingung kann auch nicht aus dem Grunde für erfüllt erachtet 
werden, weil der Bekl. dem S. entweder Anlaß zum Rücktritt 
von dem Kaufvertrage gegeben oder, wenn dies nicht der Fall 
ſein ſollte, durch die freiwillige Aufhebung des Kaufvertrages 
den Eintritt der Bedingung verhindert habe. Nach den 
§§ 103 ff a. a. O. ſoll zwar der bedingungsweiſe Verpflichtete 
zum Nachtheil des dem Anderen zugedachten Rechtes nichts vor⸗ 
nehmen und deshalb, wenn die Bedingung von einer freien 
Handlung des Berechtigten oder eines Dritten abhängt, nicht 
vorſätzlich hindern, daß die Bedingung zur Wirklichkeit gelangt, 
widrigenfalls fie in Anſehung ſeiner für erfüllt zu erachten iſt. 
Dieſe Vorſchriften beſagen indeß nur, daß der bedingt Ver⸗ 
pflichtete keine unmittelbar auf die Verhinderung des Eintritts 
der Bedingung gerichtete Handlung vornehmen darf. Wegen 
eines ſolchen doloſen Verhaltens ſoll ähnlich, wie im römiſchen 
Recht zur Strafe die Bedingung als erfüllt gelten. Für dieſe 
Auslegung der SS 103 ff. ſprechen auch die Beſtimmungen 
der 88 106 und 107 a. a. O. Denn nach dieſen ſoll daſſelbe, 
wie im § 105 ſtattfinden, wenn der Verpflichtete durch Betrug 
oder andere unerlaubte Mittel den Entſchluß bewirkt, nach 
welchem die Bedingung fehlſchlägt, wogegen es ihm geſtattet 
iſt, durch erlaubte Mittel auf den Entſchluß des Anderen ein- 
zuwirken. Verboten iſt alſo nur ein betrügliches, rechtswidriges 
Verhalten des bedingt Verpflichteten. Dies iſt auch angenommen 
in dem Urtheile des R. G. vom 30. September 1885 — 
Entſch. Bd. 14 S. 17. Bezüglich einer bedingt zugeſicherten 
Proviſionsforderung hat das Obertribunal ausgeſprochen, daß, 
wenn dieſelbe von der Bezahlung des Kaufpreiſes bezw. der 
Ceſſionsvaluta abhängig gemacht iſt, die Aufhebung des Kauf⸗ 
vertrages bezw. Rückgängigmachung der Ceſſion durch freiwillige 
Vereinbarung den Makler nicht berechtigt, die Proviſion zu 
verlangen. Cfr. die Urtheile vom 28. Januar 1858 und 
28. Juni 1877 in Striethorſt Archiv, Bd. 27 S. 255 und 
Bd. 97 S. 267. Auf denſelben Grundſätzen beruht auch das 
Urtheil des erkennenden Senats vom 3. Dezember 1896 in 
Sachen Hirſchberg c. Dabbert — Rep. VI Nr. 223/96. In 
dem dieſem Urtheile zu Grunde liegenden Falle hatte ſich der 


Bekl. zur Zahlung einer Proviſlon für die Beſchaffung von 
Hypotheken⸗Darlehnen verpflichtet und ſollte dieſelbe an dem 
Tage zahlbar ſein, an welchem die Darlehnsgeberin, eine 
Hypothekenbank, ein von dem Verpflichteten geſchuldetes Reſt⸗ 
kaufgeld berichtigt haben würde. Dies Reſtkaufgeld wurde nicht 
völlig bezahlt. Kl. verlangten die Provifion trotzdem, weil der 
Bekl. die der Bank gegenüber übernommene Verpflichtung zur 
Bebauung ſeines Grundſtücks nicht erfüllt und Letztere deshalb 
von ihrem Rechte zum Rücktritte vom Vertrage Gebrauch gemacht 
habe. Der Senat hat den Anſpruch nicht für begründet erachtet, 
weil es als eine vorſätzliche Verhinderung der Verwirklichung 
einer Bedingung im Sinne des § 105 cit. nicht angeſehen 
werden könne, wenn der Verpflichtete einen anderen Vertrag, 
von welchem der Eintritt der Bedingung abhängig war, ohne 
Rückſicht auf das bedingte Rechtsgeſchäft nicht erfüllt hat und 
dadurch der Eintritt der Bedingung vereitelt wird. Gleicher 
Anſicht iſt Dernburg Bd. I § 88 Not. 4. VI. C. S. i. S. 
Bamberger c. Goldmann vom 6. Juni 1898, Nr. 58/98 VI. 

30. Die Reviſion hat ausgeführt, daß das B. G., indem 
es der mündlichen Abrede neben dem Inhalt des ſchriftlichen 
Vertrages Geltung verſchaffe, die in § 127 Thl. 1 Tit. 5 des 
A. L. R. aufgeſtellte Präſumtion nicht genügend berüdfichtige 
und auf eine Reihe von Entſch. des R. O. H. G. verwieſen, in 
denen ausgeſprochen iſt, daß, um der nun mündlich getroffenen 
Abrede neben dem ſchriftlichen Vertrage zur Geltung zu verhelfen, 
beſonders erkennbar gemacht werden müſſe, daß nicht beabſichtigt 
worden ſei, durch den ſchriftlichen Vertrag die Geltung des nur 
mündlich vereinbarten zu beeinträchtigen. Dieſer Angriff kann 
jedoch nicht durchdringen. Die Frage, in welcher Weiſe zu be⸗ 
weiſen ſei, daß eine mündliche Vereinbarung, welche in den 
ſchriftlichen Vertrag nicht aufgenommen worden, trotzdem nach 
dem Willen der Kontrahenten aufrecht erhalten bleiben ſollte, 
hat ſowohl die Rechtſprechung der höchſten Gerichtshöfe, wie die 
Rechtsliteratur vielfach beſchäftigt (vergl. für das Pr. A. L. R. 
Rehbein, Entſch. des Obertribunals Bd. 1 Nr. 86 und die dort 
abgedruckten und citirten Entſch., dazu Urtheil des R. G. vom 
21. Oktober 1881 bei Gruchot, Bd. 26 S. 901, Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht 5. Aufl. Bd. 1 S. 208, Förfter-Eccius, 
5. Aufl. Bd. 1 S. 470). Alle dieſe Erörterungen laufen darauf 
hinaus, daß bewieſen werden müſſe, der ſchriftlich abgefaßte 
Vertragsinhalt entſpreche dem Vertragswillen der Kontrahenten 
entweder überhaupt nicht oder für ſich allein nicht, ſondern es 
ſolle anſtatt deſſelben oder neben demſelben das mündlich Ver⸗ 
einbarte gelten. Es iſt aber nicht erſichtlich, daß das B. G. 
die hier in Betracht kommende Frage anders beurtheilt habe, 
denn es mißt der feſtgeſtellten mündlichen Abrede nur darum 
rechtliche Wirkſamkeit bei, weil dieſelbe bis zum Schluſſe der 
Verhandlungen von den Kontrahenten feſtgehalten worden ſei 
und deshalb durch die Nichtaufnahme in die Vertragsurkunde 
ihre Wirkſamkeit nicht verloren habe, geht alſo von der richtigen 
Meinung aus, daß gegenüber dem Inhalt des ſchriftlichen Ver⸗ 
trages der Beweis unrichtiger oder unvollſtändiger Wiedergabe 
des wahren Vertragswillens der Kontrahenten in demſelben 
erbracht werden müſſe. I. C. S. i. S. Fleck Söhne c. A.⸗G. Ver⸗ 
einigte Holzinduſtrie vom 23. Mai 1898, Nr. 46/98 J. 

31. Der Kl. hat ſich zur Begründung der Reviſion auf 
das Urtheil des R. G. in Sachen Narten wider Sachtleben 
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vom 18. Dezember 1897 berufen. Dabei überſieht er, daß darin 
keineswegs aus dem früheren, dem Verkäufer bekannten Vor⸗ 
handenſein des Schwammes die Pflicht des Verkäufers hergeleitet 
iſt, dem Käufer beim Abſchluß des Kaufes von dem früheren 
Vorhandenſein des Schwammes Mittheilung zu machen. Aus⸗ 
drücklich iſt geſagt: „Allerdings kann eine Verpflichtung, das 
frühere Vorhandenſein von Schwamm dem Käufer anzuzeigen, 
nicht in jedem Falle, wenn vor Jahren einmal Schwamm in 
dem verkauften Hauſe vorhanden war, angenommen werden, 
vielmehr kommt es auf die Umſtände des beſonderen Falles an.“ 
Solche Umſtände ſind darin gefunden, daß zwiſchen der Beſeitigung 
des Schwammes und dem Abſchluß des Kaufvertrags kein 
längerer Zeitraum als etwa zwei Jahre gelegen hatte und daß 
der Verkäufer, wie thatſächlich feſtgeſtellt, ſich der Möglichkeit 
des Wiederauftretens des Schwammes bewußt geweſen war. 
Wenn nun auch die hier in Betracht kommende Sachlage mit 
jener früheren inſofern übereinftimnit als der Zeitraum zwiſchen 
der Beſeitigung des Schwammes und dem Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrages nur zwei Jahre betragen hat, ſo fehlt doch hier das 
gerade für die aus dem Grundſatze von Treu und Glauben 
entſpringende Mittheilungspflicht weſentliche Erforderniß, daß 
ſich die Bekl. bezw. deren Mandatar Schmidt beim Abſchluß 
des Kaufvertrags der Moͤglichkeit des Wiederauftretens des 
Schwammes bewußt geweſen ſind. Der vom Kl. für das 
argliſtige Verſchweigen der Schwammreparatur des Jahres 1892 
auf Seiten der Bekl. angetretene Beweis hat nichts ergeben. 
Im Uebrigen ſteht nur feſt, daß im Jahre 1892 ſich Schwamm 
im Haupthauſe gezeigt hat und daß dieſer ſachgemäß beſeitigt 
iſt. Hieraus folgern die Vorderrichter aber nicht etwa, daß die 
Bekl. beim Abſchluß des Kaufvertrags im Jahre 1894 ſich 
bewußt geweſen ſeien, der Schwamm könne wieder auftreten; 
im Gegentheil weiſen ſie dieſe Folgerung ausdrücklich ab, weil 
die Bekl. haben annehmen können, daß durch die Reparatur- 
arbeiten der Schwamm für die Folgezeit beſeitigt ſei, was ſich 
auch als richtig erwieſen habe. Das B. G. fügt noch hinzu, 
es liege nichts dafür vor, daß die Bekl. bezw. Schmidt nach 
Beſeitigung des nicht beträchtlichen Schwammes in zwei Vorder⸗ 
zimmern im Jahre 1892 doch noch mit dem ſpäter möglichen 
Auftreten von Schwamm in dem getrennt belegenen Laboratorium 
haben rechnen müſſen. Hiernach weicht der jetzt vorliegende 
Thatbeſtand weſentlich von dem früher beurtheilten Sachverhalte 
ab. V. C. S. i. S. Viering c. Erben Winkler vom 8. Juni 1898, 
Nr. 421/97 V. 

32. Die Ausführung der Bekl. beruht auf Verkennung 
des Weſens des Verſchuldens. In dem Urtheile vom 13. Januar 
1894 (Gruchot, Beiträge Bd. 38 S. 712) hat das R. G. 
folgende Sätze ausgeſprochen, an denen feſtzuhalten iſt: „Bei 
dem durch Immiſſion verurſachten Schaden iſt davon auszu- 
gehen, daß an ſich jeder Eingriff des einen Nachbars in die 
Rechtsſphäre des anderen rechtswidrig iſt. Nur die Rückſicht 
darauf, daß, abgeſehen von dem gleichen Recht des Nachbars, 
jeder Eigenthümer auf ſeinem Grund und Boden frei zu ſchalten 
befugt iſt, führt zu der durch Wiſſenſchaft und Rechtſprechung 
anerkannten Ausgleichung, daß der Nachbar Eingriffe, die nicht 
das Gemeinübliche überſchreiten, ſich gefallen laſſen muß. 
Immerhin handelt derjenige, der von ſeinem Grundſtücke in 
den Rechtskreis des Andern übergreift, auf eigene Gefahr. Sind 


die Vorkehrungen, die er dabei trifft, von dem Erfolge be⸗ 
gleitet, daß dem Nachbarn durch die an fi unzuläffige Im⸗ 
miſſion eine Störung überhaupt nicht, oder doch nicht in einem 
das Gemeinübliche überſteigenden Maße erwächſt, ſo wird dem 
Nachbarn weder der negatoriſche Anſpruch auf Abſtellung der 
Immiſſion gegeben, noch erwächſt ihm ein Schadensanſpruch. 
Erweiſen ſich die getroffenen Vorkehrungen aber ganz oder theil⸗ 
weiſe erfolglos, jo muß der eingreifende Nachbar, ſelbſt wenn 
er alles gethan hat, was in feinen Kräften ſtand, um den Ein ⸗ 
griff unſchädlich zu machen, ſich nicht bloß fernerer Eingriffe 
enthalten, ſondern auch den Schaden tragen, der durch die bis. 
herigen verurſacht iſt. Sein Verſchulden liegt darin, daß er in 
eine fremde Eigenthumsſphäre übergreift.“ Auf demſelben 
Rechtsſtandpunkt ſteht auch der Plenarbeſchluß des Obertribunals 
vom 7. Juni 1852 (Entſch. Bd. 23 S. 252). Geht man von 
dieſen Grundſätzen aus, ſo liegt ſchon darin ein vertretbares 
Verſehen der Bekl., daß fie ihre Abwäſſer dem Sülzebache zu⸗ 
leiteten, die, wie ihnen bei ihrer Sachkunde unter Anwendung 
gehöriger Aufmerkſamkeit nicht verborgen bleiben konnte, das 
Bachwaſſer in einer Weiſe verunreinigten, daß es die Anlieger zu 
wirthſchaftlichen Zwecken nicht mehr zu verwenden vermochten. 
Richtig iſt zwar, daß der Beſchädiger für die Schadenszufügung 
nur inſoweit verantwortlich wird, als er die ſchädlichen 
Wirkungen vorausgeſehen hat ober bei Anwendung gehöriger 
Aufmerkſamkeit hätte vorausſehen müſſen. Doch der B. R. 
geht zu weit, wenn er die Bekl. nur inſoweit zum Erſatze für 
verpflichtet erachtet, als der Schade die unmittelbare Folge der 
Zuleitung iſt, und deshalb vom Kl. den Nachweis fordert, daß 
die Bekl. gewußt hätten oder hätten wiſſen müſſen, wie der Kl. 
das Bachwaſſer auf ſeinem Grundſtück verwerthete, und welche 
Einrichtungen dazu getroffen waren. Nach § 10 Thl. J Tit. 3 
A. L. R. müſſen mittelbare Folgen, welche der Handelnde bei 
Anwendung der ſchuldigen Aufmerkſamkeit vorausſehen konnte, 
von ihm vertreten werden. Dabei iſt aber keineswegs erforder⸗ 
lich, daß der Handelnde imſtande ſei, bei Vornahme der 
ſchädigenden Handlung die dadurch hervorgerufenen Schäden im 
Einzelnen zu überſehen, ſondern es genügt, daß er ſich ſagen 
muß, daß die Beſchädigung nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge noch weiter ſchädlich wirken werde. Auf die Kenntniß 
der Art und des Umfangs der Schäden kommt es nicht an. 
Im vorliegenden Fall mußten die Bekl. wiſſen, daß jeder An⸗ 
lieger des Sülzebaches das an feinem Grundſtück fließende 
Waſſer nach den Beſtimmungen des Geſetzes zu ſeinem be⸗ 
ſondern Vortheile benutzen darf, und daß ſie dieſe Benutzung 
jedem Anlieger durch die Verunreinigung des Waſſers in der 
Weiſe, wie ſie ſolche bewirkten, unmöglich machten. Das Ver⸗ 
ſchulden der Bekl. liegt darin, daß ſie dieſe möglichen Folgen 
nicht in den Kreis ihrer Berechnung zogen, ſondern das Waſſer 
des Baches verunreinigten, unbekümmert um die Rechte der 
anliegenden Grundbeſitzer. Schon hieraus ergiebt ſich die Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. zum Schadenerſatz. V. C. S. i. S. Bohn⸗ 
dorf c. Wiersdorf u. Co. vom 21. Mai 1898, Nr. 97/98 V. 

33. Der B. R. geht darin fehl, daß er den Anſpruch des 
Kl., ſoweit er auf Ausbleiben des Fiſchertrages beruht, ſelbſt 
dann für unbegründet erachtet, wenn fonft die Vorausſetzungen 
des Anſpruchs auf Schadenerſatz vorliegen ſollten. Der B. R. 
iſt der Anſicht, das Ausbleiben des Fiſchertrages beruhe auf 


Verunreinigung des Fiſchteichs, und Sache des Kl. fei es, den 
Teich zu reinigen; die Furcht vor weiteren ſchädlichen Zu⸗ 
leitungen ſei kein Grund, von der Reinigung und der Wieder⸗ 
beſetzung mit Fiſchen Abſtand zu nehmen. Dieſe Ausführung 
beruht auf Verkennung der Grundſätze vom Schadenerſatz und 
vom eigenen Verſchulden. Der Beſchädiger hat die Pflicht, den 
Schaden auszugleichen, und dies geſchieht dadurch, daß er ent⸗ 
weder ſelbſt den früheren Zuſtand wiederherſtellt, oder dem 


Beſchädigten die Mittel dazu gewährt. Kommt er dieſer Pflicht 


nicht nach, ſo hat er auch für die Nachtheile einzuſtehen, die 


aus der weiteren Unbenutzbarkeit der Sache hervorgehen. Richtig 


iſt zwar, daß der Beſchädigte inſoweit nicht Erſatz verlangen 
darf, als er durch ſeine angemeſſene Thätigkeit den Schaden 
hätte abwenden können. Aber ſelbſt wenn man hieraus für 


den Kl. die Pflicht herleiten könnte, den Teich zu reinigen und 


dazu Vorſchüſſe zu machen: ſo würde doch eine ſolche Pflicht 
nur dann beſtehen, wenn durch die Reinigung ein Zuſtand her⸗ 
geſtellt würde, der Dauer verſpräche und die Fiſchzucht dauernd 


ermöglichte. Davon kann aber nicht die Rede ſein, ſolange die 


Bekl. das Recht beanſpruchen, ihre ſchädlichen Abwäſſer dem 
Bache zuzuführen. Der Kl. wäre täglich neuen ſchädlichen 
Immiſſionen ausgeſetzt und würde fahrläſſig handeln, wenn er 
bei dieſen Ausſichten den Teich von Neuem mit Fiſchen beſetzte. 
Anders liegt, wie oben bereits ausgeführt worden, die Sache, 
wenn die Behauptung der Bekl. richtig iſt, daß der Kl. unter 
Kenntniß oder wenigſtens verſchuldeter Unkenntniß ſelbſt den 
Zuſammenhang zwiſchen der ſchädlich wirkenden Urſache und 
dem Schaden hergeſtellt habe. Feſtſtellungen hat der B. R. 
nach dieſer Richtung hin ebenfalls nicht getroffen. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

34. Für die rechtliche Beurtheilung bleibt beſtehen, daß 
Kl. aus dem Beſitze der hier fraglichen Gegenſtände, den er auf 
Grund eines nicht zum Schein geſchloſſenen Vertrages erlangt 
hatte, bei Vollſtreckung eines nicht gegen ihn gerichteten Titels 
gefetzt worden iſt und daß er hiergegen Schutz ſeines Beſitzers 
und Freigabe der ihm weggenommenen Gegenſtände verlangt. 
Die Berechtigung einer derartigen Klage iſt in der Rechtſprechung 
des R. G. anerkannt (vergl. Entſch. in C. S. Bd. 34 S. 422; 
Bd. 38 S. 397); fie wird auch anſcheinend von der Reviſion 
nicht bezweifelt. V. C. S. i. S. Bank Wlosianski c. Schmidt 
vom 4. Juni 1898, Nr. 46/98 V. 

35. Unzutreffend ift die Rüge, daß dem Kl. feine Anſprüche 
an Gehalt und Repräſentationsgeldern nicht hätten aberkannt 
werden dürfen. Vom 19. Juli 1894 an hatte er eine Freiheits- 
ſtrafe zu verbüßen, konnte alſo die vertragsmäßig übernommenen 
Dienſte nicht leiſten und deshalb verſteht es ſich mit Rückſicht 
auf die hier analog anzuwendenden Vorſchriften in 88 920, 
913 Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R. von ſelbſt, daß er für dieſe 
Zeit weder Gehalt noch „Repräſentationsgelder“ beziehen durfte, 
auch wenn letztere, wie in II. J. behauptet wird und ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich iſt, nichts andres als Gehalt waren. Bis zum 
19. Juli 1894 aber hat Kl. erhalten, was ihm zukam, da ihm 
ſein Gehalt bis Ende dieſes Monats gezahlt worden iſt. Ob er 
beurlaubt war, um ſeine Strafe zu verbüßen, und ob ihm zu⸗ 
geſagt war, daß in Anlaß ſeiner Verurtheilung keine weiteren 
Schritte gegen ihn unternommen werden ſollten, iſt ohne Be⸗ 
deutung. Denn hieraus würde — was jedoch durchaus 


unentſchieden bleiben ſoll — höchſtens folgen, daß Kl. nicht 
hätte entlaſſen werden dürfen; dagegen könnte er nach § 916 
a. a. O. für die Zeit der Strafverbüßung niemals Gehalt fordern, 
und nur um ſolches handelt es ſich jetzt. I. C. S. i. S. 
Schlegel e. Pan vom 14. Mai 1898, Nr. 44/98 J. 

36. Das B. G. iſt zur Abweiſung der Klage gelangt; 
indem es erwägt, daß nach dem Ergebniß der Beweisaufnahme 
das hergeſtellte Werk den Zuſagen hinſichtlich der Leiſtung nicht 
genüge, daß deshalb der Bekl. die Abnahme des Werks mit 
Recht ablehne, daß auch in der fortgeſetzten Benutzung des 
Werks eine Abnahme nicht zu finden und daß hiernach der 


Anſpruch des Kl. auf Zahlung des Werklohns unbegründet ſei. 


Dieſe Erwägungen und die darauf geſtützte Entſcheidung er⸗ 
ledigen aber den ſchwebenden Rechtsſtreit nicht. Mit Recht hat 
der Kl. wiederholt darauf hingewieſen, daß der Bekl. ſich nicht 
darauf beſchränken dürfe, die Abnahme des Werks und die 
Zahlung des bedungenen Preiſes wegen der ungenügenden 
Leiſtungen des Mühlenwerks zu verweigern, wenn er daſſelbe 
in fortdauerndem Betriebe benutze, ſondern daß es dem Bekl. 
bei ſolchem Verhalten obliege, den Minderwerth des Werkes 
geltend zu machen und nachzuweiſen. Allerdings kann der Werk⸗ 
meiſter zunächſt die Zahlung des bedungenen Werklohns nur 
dann fordern, wenn er das Werk vertragsmäßig fertiggeſtellt 
und abgeliefert hat und wenn daſſelbe von dem Beſteller über- 
nommen worden iſt. Weigert der Beſteller die Abnahme, ſo iſt 
es Sache des Werkmeiſters, die Vertragsmäßigkeit des Werkes 
zu beweiſen. Mißlingt dieſer Beweis, ſo kann der Beſteller 
vom Vertrage abgehen oder Schadloshaltung wegen der Fehler 
fordern. Ein Anſpruch auf anderweite Vertragserfüllung, das 
heißt auf Herſtellung eines anderen fehlerfreien Werks ſteht ihm 
in Ermangelung beſonderer hierauf abzielender Vereinbarungen 
nicht zu. Daraus folgt, daß der Beſteller entweder das mangel- 
hafte Werk zurückgeben (redhibiren) oder den Minderwerth geltend 
machen muß. § 947 Thl. 1. Tit. 11 des A. L. R. Für die 
Redhibition gelten aber auch hier die allgemeinen Grundſätze. 
Die Rückgabe des Werks findet mithin nur ſtatt, wenn es ſich 
noch in weſentlich unverändertem Zuſtande befindet. § 325 
sh. I Tit. 5 des A. L. R. Hat alſo der Beſteller das Werk 
durch Abnutzung oder auf andere Weiſe weſentlich verſchlechtert, 
ſo kann er Redhibition nicht mehr verlangen, ſondern iſt darauf 
beſchränkt, von dem Werklohne den etwaigen Minderwerth des 
Werkes zu kürzen. Mit dieſen Rechtsgrundſätzen iſt das Ver⸗ 
halten des Bekl. nicht vereinbar. Der Bekl. meint, er brauche 
nicht zu bezahlen, weil die Mühle in ihren Leiſtungen die 
vertragsmäßigen Zuſagen nicht erfülle, dürfe aber die Mühle, 
ſo wie ſie ſei, fortdauernd benutzen, weil, wenn er dies nicht 
thue, ein großer Schade für ihn entſtehe, den Kl. zu erſetzen 
haben würde. Das B. G. ſcheint dieſen von dem Bekl. ein⸗ 
genommenen Standpunkt für berechtigt zu halten, indem es 
ausführt, daß dem Bekl. darin beigetreten werden müſſe, daß 
das Mahlen mit dem Muhlenwerk, fo wie der Kl. es hergeſtellt 
habe, zur Vermeidung des Stillſtandes der Mühle geboten ſei. 
So kann die Sache nicht entſchieden werden. Hat der Bekl., 
wie ohne weiteres wird angenommen werden können, durch mehr⸗ 
jährige gewerbliche Benutzung des Mühlenwerks daſſelbe ſoweit 
abgenutzt, daß eine Rückgabe des Werkes in weſentlich un- 
verändertem Zuſtande nicht mehr ſtattfinden kann, ſo muß er 
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das Werk behalten und dem Kl. den bedungenen Preis bezahlen, 
ſoweit es ihm nicht gelingt, ſein Recht zur Minderung deſſelben 
wegen Mangelhaftigkeit der Leiſtungen des Kl. darzuthun. 
Glaubt der Bekl. außerdem an den Kl. einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen mangelhafter Vertragserfüllung zu haben, 
ſo liegt es ihm ob, dieſen Auſpruch zu begründen und zu 
fiquidiren, um dieſe Gegenforderung entweder gegen die Klage 
forderung zur Aufrechnung zu ftellen, falls dies in dem vor⸗ 
liegenden Prozeſſe noch zuläſſig ſein ſollte oder ſie ſelbſtſtändig 
gegen den Kl. zu verfolgen. Es iſt möglich, daß auf dieſem 
Wege der Kl. von der eingeklagten Forderung nichts übrig 
behält, aber es iſt unzuläſſig, dieſes Endergebniß ſchon jetzt 
dadurch herbeizuführen, daß der Kl. ohne Feſtſtellung des Minder ⸗ 
werths bezw. des von ihm zu erſetzenden Schadens ſchlechthin 
abgewieſen wird. Die Meinung des Kl., daß der Bekl. den 
Minderwerth des Mühlenwerkes nicht mehr geltend machen könne, 
weil er es unterlaſſen habe, die gerügten Mängel alsbald nach 
der Ablieferung der Maſchinen gemäß den Vorſchriften des 
H. G. B. ihm anzuzeigen, iſt unrichtig. I. C. S. i. S. Siegl 
c. Katſchinsky vom 14. Mai 1898, Nr. 138/98 J. 

37. Es iſt vom B. R. nicht berückſichtigt, daß der Regel 
nach der Beſteller, auch wenn er ſich zunächſt (§ 947 Thl. I 
Tit. 11 des A. L. R.) für Annahme des Werks entſchieden hat, 
hierdurch allein noch nicht gehindert iſt, dann, wenn ſich ſpäter 
Mängel zeigen, wegen derſelben die in den §8 319 fig. Thl. 1 
Tit. 5 des A. L. R. geregelten Rechte auszuüben, alſo geeigneten 
Falls auch Aufhebung des Vertrags zu fordern. (Vergl. Förſter⸗ 
Eccius, Preußiſches Privatrecht, Bd. 2 S. 280, Dernburg, 
Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, Bd. 2 S. 587 Anm. 10, 
Koch, A. L. R. VIII. Aufl. Bd. 1 S. 969, Anm. 44, Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. 18 S. 83 flg., Gruchot's Beiträge Bd. 26 
S. 968.) Da es ſich nun hier bei der zu geringen Stärke der 
Sparren um das Fehlen einer ausdrücklich vorbedungenen 
Eigenſchaft des Werkes (§ 325 Thl. I Tit. 5) handelt und 
dafür, daß der Bekl. den nicht in die Augen fallenden Fehler 
alsbald im November 1895 erkannt habe, nichts vorliegt, ſo 
iſt die auf § 947 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. geſtützte Er⸗ 
wägung der Vorinſtanz nicht geeignet, die Zurückweiſung der 
Einrede zu rechtfertigen. Zweifelhaft kann es dagegen erſcheinen, 
ob dieſe nicht an einer andern allgemeinen Erwägung ſcheitern 
müßte. Es iſt in Theorie und Praxis die Meinung vertreten 
worden, daß, wenn die dem Werkmeiſter übertragene Leiſtung 
nur in einer Bearbeitung einer dem Beſteller bereits gehörenden 
Sache beſtehe, dieſer nicht redhibiren, ſondern nur Preisminderung 
beziehentlich Schadenerſatz verlangen könne (vergl. Dernburg 
a. a. O. S. 587 Anm. 14, Rocholl, Rechtsfälle Bd. 2 S. 49 flg., 
Entſch. des R. O. H. G. Bd. 12 S. 208 flg., Bd. 16 S. 386 flg.). 
Es könnte daher in Frage kommen, ob nicht im vorliegenden 
Falle, wo auf einem dem Bekl. gehörigen Grundſtücke ein 
Bauwerk aufgeführt worden iſt, der Bekl. Beſeitigung deſſelben 
nur dann beanſpruchen dürfte, wenn das Bauwerk dergeſtalt 
mangelhaft wäre, daß genügende Schadloshaltung nur durch 
die Wegreißung erreicht werden könnte, eine Annahme, für die es 
hier an jedem zureichenden Anhalte gebricht. Indeß bedarf es eines 
Eingehens auf dieſe Fragen nicht. Der Bekl. hat, wie zwiſchen 
den Parteien unſtreitig iſt, den Kl. zu einer Zeit, wo dieſer die 
ihm übertragenen Arbeiten noch nicht als vollendet anſah und 


an dem Werke weiter arbeiten laſſen wollte, hieran ſelbſt ge- 
hindert und zwar unter Berufung auf Gründe, die ſein Vor⸗ 
gehen nicht rechtfertigen konnten. Er hat auch im Prozeſſe 
nicht behauptet, daß die jetzt in Rede ſtehenden Mängel des 
Werks überhaupt nicht oder doch nicht innerhalb der Friſt, die 
dem Kl. nach dem früher Ausgeführten gemäß § 934 Thl. I 
Tit. 11 des A. L. R. zur Vollendung der beim Ablauf der 
urſprünglichan Lieferzeit rückſtändigen Arbeit noch offen ſtand, 
hätten beſeitigt werden können, es lag alſo auch ein Fall, wie, 
er in der Entſch. des II. C. S. des R. G. vom 19. April 1895 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 247 Nr. 30) behandelt iſt 
nicht vor. Bei dieſem Sachſtand kann er aus den damals 
vorhanden geweſenen Mängeln das Recht zum Rücktritt vom 
Vertrage nicht herleiten. Mag auch ein poſitiver Anhalt dafür, 
daß der Kl., wenn ihn der Bekl. an der Vollendung des Werkes 
nicht gehindert hätte, die bereits vorhandenen Mängel der Dach⸗ 
konſtruktion noch befeitigt hätte, nicht vorhanden fein, fo läßt ſich 
doch ebenſowenig poſitiv behaupten, daß es nicht geſchehen ſein 


würde. Die hiernach beſtehende Ungewißheit aber muß dem 


Bekl., der die Vollendung des Baues unter ungerechtfertigten 
Vorwänden gehindert hat, zum Nachtheil gereichen. VI. C. S. 
i. S. Bartſch e. Baum vom 2. Mai 1898, Nr. 14/98 VI. 
38. Das Eigenthum eines Privatfluſſes ſteht, wie das 
R. G. in gleichmäßiger Rechtſprechung annimmt, abgeſehen von 
den Einſchränkungen, die ſich aus der Natur des Gewäſſers und 
den poſttiven geſetzlichen Beſtimmungen ergeben, den Ufereigen⸗ 
thümern zu, ſoweit deren Uferſtrecke reicht, und der Anlieger iſt 
deshalb befugt, alle Eingriffe Dritter in dies Eigenthum mit 
der negatoriſchen Klage zurückzuweiſen. Ein rechtswidriger 
Eingriff in die Rechte des Anliegers liegt aber dann vor, wenn 
ein Dritter das Waſſer in einer das Maß des Gemeinüblichen 
und Regelmäßigen überſteigenden Weiſe derart verunreinigt, daß 
dadurch das Recht des Anliegers auf Benutzung des Waſſers 
vereitelt oder beeinträchtigt wird. Die Fabriken der Bekl. liegen, 
wie der B. R. feſtſtellt, nicht unmittelbar an dem Sülzebach, 
ſondern an Abzugskanälen, die in den Sülzebach einmünden 
und von den Anliegern geduldet werden. Durch dieſe Zuflüſſe 
gelangen die Abwäſſer oberhalb dss Grundſtücks des Kl. in den 
Sülzebach. Der B. R. erachtet die Bekl. zwar für befugt, ihre 
Abwäſſer in den Bach abzuleiten, aber nur unter der Voraus- 
ſetzung, daß die dadurch bewirkte Verunreinigung nicht das Maß 
des Regelmäßigen und Gemeinüblichen überſteige. Der B. R. 
ſtellt ſodann, indem er ſich dem Gutachten des Gewerbeinſpektors 
Schulz anſchließt, thatſächlich feſt, auf eine deutſche Meile hin 
werde das Waſſer des Baches durch die Zuleitung der Abwäſſer 
beider Fabriken fo verunreinigt, daß es einen üblen Geruch ver- 
breite, und ſo mit giftigen Stoffen durchſetzt, daß Fiſche darin 
nicht leben könnten. Der B. R. verkennt nicht den Begriff des 
Regelmäßigen und Gemeinüblichen, wenn er eine derartige 
Benutzung des Bachbettes als Abzugskanals für unzuläſſig 
erklärt und darin einen rechtswidrigen Eingriff in die Rechte 
der Uferbeſitzer erblickt. Die Feſtſtellungen find vom B. R. 
ausreichend begründet und ſtehen auch hinſichtlich der Bekl. zu 
2 überall mit den Ergebniſſen der Beweisaufnahme in Einklang. 
Die Reviſion geht fehl, wenn fie auszuführen ſucht, der B. R. 
habe ſich mit den Grundſätzen in Widerſpruch geſetzt, die das 
R. G. in dem Urtheil vom 12. November 1896 (Entſch. in 
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Civilſachen Bd. 38 S. 266) angenommen habe. Dort iſt 
ausgeſprochen, der Anlieger eines Fluſſes müſſe ſolche Zuleitungen 
dulden, welche das Maß des Regelmäßigen und Gemeinüblichen 
nicht überſchritten, ſelbſt wenn dadurch die abſolute Verwendbarkeit 
des zufließenden Waſſers zu jedem beliebigen Gebrauche irgend⸗ 
wie beeinträchtigt werde. Dabei müſſe zu Gunſten der Zuleitenden 
in Betracht kommen, ob das Waſſer zu einem beſtimmten nicht 
gerade gewöhnlichen Gebrauche vom Eigenthümer verwandt 
werde. Allerdings lag der damals zur Entſcheidung ſtehende 
Fall, abgeſehen davon, daß damals nur die Klage auf Schaden⸗ 
erſatz erhoben war, ähnlich dem jetzigen, indem es ſich auch 
damals um Benutzung des Waſſers zur Speiſung von Fiſchteichen 
handelte, und man könnte daraus folgern, daß das R. G. darin 
keinen gewöhnlichen Gebrauch des Grundſtücks erblickt habe. 
Es kann jedoch dahin geſtellt bleiben, ob bei der Negatorienklage 
zwiſchen gewöhnlicher und ungewöhnlicher Benutzung des 
Eigenthums zu unterſcheiden ſei; die Frage, ob das eine oder 
das andere anzunehmen, läßt ſich nur unter Berückſichtigung 
der zeitlichen und örtlichen Verhältniſſe beantworten und liegt 
im Weſentlichen auf dem Gebiete der Thatfrage. Der B. R. 
hat ſie von dieſem Standpunkt aus geprüft und iſt zu dem 
Ergebniß gelangt, daß die Benutzung des Bachwaſſers zur 
Fiſchzucht, insbeſondere zur Speiſung von Fiſchteichen, als ein 
gewöhnlicher Gebrauch des Grundſtücks anzuſehen ſei. Damit 
zerfällt der hieraus von der Reviſion entnommene Angriff. 
V. C. S. i. S. Bohndorf c. Wiers dorf & Co. und Gen. vom 
21. Mai 1898, Nr. 97/98 V. 

39. Unzutreffend iſt die Ausführung der Reviſion, daß 
der Kl. auf ſeinem Grundſtück Maßregeln hätte ergreifen können, 
die jede ſchadliche Einwirkung beſeitigt hätten, und daß ihm 
auch aus dieſem Grunde die Eigenthumsfreiheitsklage zu verſagen 
ſei. In dem Urtheil des R. G. vom 14. April 1888 (Gruchot 
Beiträge Bd. 32 S. 935) iſt dargelegt, daß eine derartige 
Verpflichtung des Eigenthümers geſetzlich nicht anzuerkennen iſt. 
Ebenſo geht die Reviſion fehl, wenn ſie daraus die Unzuläſſigkeit 
der negatoriſchen Klage herzuleiten ſucht, daß der Kl. von der 
Schädlichkeit des Waſſers Kenntniß gehabt habe oder bei 
gehöriger Aufmerkſamkeit hätte haben müſſen, und daß er ſich 
deshalb den Schaden ſelber zuzuſchreiben habe. Wenn auch ein 
derartiger Einwand geeignet fein könnte, den Anſpruch auf 
Erſatz des Schadens, ſoweit dieſer durch die ſchuldhafte Anlage 
herbeigeführt iſt, zu bejeitigeu, fo verliert die ſchädliche Zuleitung 
doch dadurch nicht den Charakter der Rechtsſtörung und hindert 
nicht den Anſpruch auf Beſeitigung derſelben durch Anſtellung 
der negatoriſchen Klage. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

40. Es kommt lediglich darauf an, ob eine Verpflichtung 
der Bekl. auf Grund der Annahme der von R. dem Kl. 
auf die Baugelder ertheilten Anweiſung zur Entſtehung ge⸗ 
langt iſt. In dieſer Beziehung kann die den Entſcheidungen 
der Vorinſtanzen zu Grunde liegende Sachbeurtheilung nicht 
gebilligt werden. Urſprünglicher Bauherr und Promiſſar der 
Baugelder war 5. Den durch den Verkauf des Grundſtücks 
Weinſtr. 20 a und die Abtretung des Anſpruchs auf Auszahlung 
der Baugelder an R. eingetretenen Wechſel des Bauherrn hatten 
die Bekl. ſich gefallen laſſen, wie ſich aus der Annahmeerklärung 
ergiebt, mit welcher die von R. ertheilte Anweiſung auf die 
Baugelder verſehen worden iſt. Die durch die Annahmeerklärung 


begründete Verpflichtung zur Zahlung beſtimmter Raten war 
für jede einzelne Rate dadurch bedingt, daß vorher gewiſſe Bau⸗ 
arbeiten beſchafft ſein mußten. Daß es gleichgültig war, von 
wem dieſe beſchafft wurden, läßt ſich nicht behaupten. Die 
Verpflichtung aus der Anweiſungsannahme war auch inſofern 
eine bedingte, als die Bekl. bei nochmaligem Wechſel des Bau⸗ 
herrn befugt waren, vom Baugeldexvertrage zurückzutreten 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 37 Nr. 89). Traten ſie 
aber in ſolchem Falle nicht zurück, ſo erkannten ſie damit auch 
dem Kl. gegenüber die Bauausführung durch den neuen Bau⸗ 
herrn als gleichbedeutend an mit einer Bauausführung durch R. 
Ob die Bekl. nach dem Wiedereintritt des urſprünglichen 
Bauherrn, H., hätten zurücktreten können, braucht nicht 
unterſucht zu werden. Sie ſind nicht zurückgetreten, und es 
kann daher keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß ſie, 
wenn nunmehr H. der Anweiſungsannahme gemäß den Bau 


förderte, zur Zahlung an den Kl. verpflichtet waren. H. hat 


aber nicht gebaut, es ſteht vielmehr feſt, daß die Bekl. dies 
gethan haben, nach vorhergegangener Vereinbarung zwiſchen 
ihnen und H. vom 30. Januar 1896. Die Bekl. ſelbſt machen 
geltend, daß ſie auf Grund dieſer Vereinbarung die Weiter⸗ 
führung des Baues in die Hand genommen haben. Alsdann 
haben ſie für Rechnung des H. gebaut und deshalb auch, was 
die Reviſion mit Unrecht beſtreitet, gegen ihn in Höhe ihrer 
Aufwendungen eine Auslagenforderung erworben, da die Verein⸗ 
barung vom 30. Januar 1896 ihnen für den darin bezeichneten 
Fall ausdrücklich das Recht einräumt, für Rechnung des H. den 
Bau fortzuführen, und nur daneben auch das Recht, ihre Auf- 
wendungen als Valuta auf die Baugelderhypothek in Rechnung 
zu ſtellen. Gleichwohl iſt es rechtsirrthümlich, wenn das B. G. 
in Uebereinſtimmung mit dem L. G. die Bauausführung durch 
die Bekl. ohne weiteres einer Bauausführung durch H. gleich⸗ 
ſtellt. Die Vorinſtanzen wären mit ihrer Auffaſſung im Recht, 
wenn zwiſchen H. und den Bell. ein einfaches Bevollmächtigungs⸗ 
verhältniß beſtanden hätte. Allem Anſchein nach lag aber die 
Sache ſo, daß H. weder die Mittel noch den Kredit hatte, um 
den Bau fortſetzen zu können, oder daß ihm der ernſtliche Wille 
zur Fortführung fehlte. Blieb in Folge deſſen der Bau liegen, 
ſo waren die Bekl. befugt, die Auszahlung der Baugelder ein⸗ 
zuſtellen, und eine Verpflichtung zu ferneren Zahlungen an den 
Kl. gelangte für ſie nicht zur Entſtehung. Wenn unter dieſen 
Umſtänden die Bekl., anſtatt mit der Erfüllung des Baugelder⸗ 


vertrages aufzuhören, von dem ihnen durch die Vereinbarung 


vom 30. Januar 1896 eingeräumten Rechte Gebrauch gemacht 
haben, und mithin nur dadurch die in der Anweiſungsannahme 
unter 4—8 bezeichneten Bauleiſtungen ermoglicht worden find, 
dann kann ihnen das Recht nicht abgeſprochen werden, die⸗ 
jenigen Geldaufwendungen, die ſie nachweislich für den Bau 
gemacht haben von den Baugeldern, die rückſtändig waren, in 
Abzug zu bringen, ſodaß ſie nichts mehr an den Kl. zu zahlen 
haben, falls, wie ſie behaupten, ihre Aufwendungen mindeſtens 
den Betrag der rückſtändig geweſenen Baugelder erreicht haben. 
Denn ihre Verpflichtung aus der Anweiſungsannahme kann 
nicht weiter gehen, als ihre Verpflichtung aus dem Baugelder⸗ 
vertrage, und dieſe letztere war davon abhängig, daß ihnen 
vom Bauherrn nach und nach die durch die Förderung des 
Baues bedingte hypothekariſche Sicherheit gewährt wurde. 
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‚Waren: fie genöthigt, durch eigene Aufwendungen ICH dieſe 
Sicherheit zu verſchaffen, ſo kam in Höhe der Aufwendungen 
ihre Verpflichtung zur Auszahlung der Baugelder in Wegfall. 


(Vergl. Bolze, Praris, Bd. 19 Nr. 397 und Entſch. des R. G. 


in Civilſachen Bd. 38 S. 311.) I. C. S. i. S. Dziegiecki 
u. Gen. c. Kipke vom 25. Mai 1898, Nr. 173/98 I. | 

41. Selbſt wenn in Konſequenz derjenigen Grundſätze, 
welche hinfichtlich der verbindlichen Kraft abſtrakter obligatoriſcher 
Verträge bisher in der Rechtſprechung des R. G. entwickelt 
worden ſind — vergl. insbeſondere die Urthelle vom 5. Oktober 
1880 Rep. IVa 600/79 (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 2 S. 337), vom 26. April 1895 i. S. Necker wider 
Tavernier Rep. III 15/95 (Gruchot's Beiträge Bd. 39 S. 910 
und Juriſtiſche Wochenſchrift von 1895 S. 304 Nr. 41), vom 
17. Januar 1896 i. S. Peeck & Gen. wider Lampe Rep. III 


148/95 (FJuriſtiſche Wochenſchrift von 1896 S. 113 Nr. 57) 
und vom 1. Oktober 1896 i. S. v. Petzold wider v. Nathuftus 
Rep. IV 80/6 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 39 


S. 202) — anzunehmen ſein mag, daß mehrere aus verſchiedenen 
Fundamenten (3. B. aus Darlehn und Dienſtmiethe) herrührende 
Forderungen in eine abſtrakte einheitliche Obligation in der 
Weiſe umgewandelt werden können, daß über den Geſammt⸗ 
betrag der mehreren Forderungen ein Schuldbekenntniß aus⸗ 
geſtellt wird, welches erkennen läßt, daß die verſchriebene Summe, 
unter Loslöſung von den urſprünglichen materiellen Ver⸗ 
pflichtungsgründen, nunmehr lediglich wie ein Darlehn ge⸗ 
ſchuldet werden ſolle, ſo würde doch eine ſolche Veränderung 
beſtehender Rechtsverhältniſſe nur mittelſt eines Vertrages 
herbeigeführt werden können. Im vorliegenden Falle iſt das 
Schriftſtück vom 1. Januar 1888, aus welchem vom B. R. 
die Konſtituirung einer abſtrakten Verbindlichkeit hergeleitet 
wird, ohne Mitunterſchrift der Kl., nur vom Erblaſſer Fritz S. 
unterzeichnet worden. Hierdurch würde allerdings die Möglich⸗ 
keit der Begründung einer kontraktlichen Verpflichtung des 
Ausſtellers noch nicht ausgeſchloſſen fein, wenn ſich das fragliche 
Schriftſtück inhaltlich als die ausreichende Beurkundung eines 
vorher mündlich vereinbarten Abkommens der in Rede ſtehenden 
Art darſtellte und wenn dieſe Urkunde der Kl. von dem Ausſteller 
mit der Abficht ſich zu verpflichten, ausgehändigt wäre. 
(Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886 S. 323 Nr. 28, 
von 1895 S. 245 Nr. 26 und von 1896 S. 401 Nr. 27, 
ſowie Gruchot's Beiträge Bd. 37 S. 988.) Daß das Letztere 
geſchehen ſei, haben die Bekl. mit der Behauptung beftritten, 


daß der fragliche Schuldſchein in die Hände der Kl. — wie 


dieſe eidlich nicht leugnen könne — erſt nach dem Tode des 
Erblaſſers Fritz S. in der von ihnen näher angegebenen Weiſe 
gelangt ſei. Nach dieſer Richtung hat aber eine Beweis⸗ 
aufnahme nicht ſtattgefunden. Abgeſehen hiervon erweiſt ſich 
die fragliche Urkunde auch inhaltlich als nicht ausreichend. 
Der § 127 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. ſchreibt vor: Iſt ein 
Vertrag ſchriftlich geſchloſſen worden, ſo muß alles, was auf 
die Verabredung der Parteien ankommt, bloß nach 
dem ſchriftlichen Kontrakte beurtheilt werden. Ebenſo be- 
ſtimmt der $ 185 ebenda: Derjenige, welcher ſich ſchriftlich 
oder zu Protokoll zu einem mündlich geſchloſſenen Vertrage be ⸗ 
kannt hat, kann, ſoweit als die Verabredungen aus 
dieſem Anerkenntniſſe erhellen, den Mangel der ſchrift⸗ 


lichen Abfaffung nicht vorſchͤtzen. Im 9 454 Thl. I Tit. 16 
des A. L. R. endlich iſt ſpeziell bezüglich der Novation an⸗ 


geordnet: Wird ... . eine neue Verbindlichkeit ausdrücklich 


an die Stelle der vorigen gelegt, ſo erliſcht dieſe letztere 


durch Umſchaffung. Hiernach müßten ſich jedenfalls alle 
weſentlichen Beſtandtheile des ſtreitigen Abkommens — durch 


welches eine neue abſtrakte Obligation an die Stelle der aus 
Darlehn und Dienſtmiethe hervorgegangenen urſprünglichen An⸗ 
ſprüche getreten fein ſoll — aus dem Inhalte des dabei in 
Betracht kommenden Schuldſcheins vom 1. Januar 1888 er⸗ 
geben. Dies iſt aber nicht der Fall; denn der Erblaſſer der 
Bekl. hat in dieſem Schriftſtücke nur bekannt, daß er die be⸗ 


zeichneten Beträge von der Kl. leihweiſe empfangen habe. 
Aus der in Rede ſtehenden Urkunde iſt daher überhaupt nichts 


dafür zu entnehmen, daß das Schuldbekenntniß auf Grund 
einer beiderſeitigen Abrechnung zur Feſtſtellung eines Saldo⸗ 
guthabens abgegeben ſei, oder daß dieſe Schuldverſchreibung 
ſich theilweis auf eine aus einem andern als dem angegebenen 
Rechtsgrunde herrührende Verbindlichkeit bezogen habe, ſowie 
daß eine Umwandlung der bis dahin vorhanden geweſenen 
Anſprüche in eine neue von den urſprünglichen Schuldgründen 
losgelöſte abſtrakte Obligation habe vorgenommen werden ſollen. 


IV. C. S. i. S. Erben Steger c. Radke vom 23. Mai 1898, 
Nr. 29/97 IV. 8 5 1 


42. Das B. G. geht zwar, unter Bezug auf das Urtheil 


des R. G. vom 15. Dezember 1887 — Entſch. Bd. 20 S. 251 — 


zutreffend davon aus, daß die unüberwindliche Abneigung des 
einen Ehegatten gegen den anderen den Thatbeſtand des im 
§ 718 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. vorgeſehenen Scheidungs⸗ 
grundes nur zu erfüllen vermag, wenn die Abneigung in 
erheblichen Thatſachen ihre Rechtfertigung findet. Das B. G. 
erachtet ſolche erheblichen Thatſachen auch vorliegend, findet 
dieselben aber allein in dem Schreiben der Bekl. vom 4. Januar 
1898, insbeſondere in den daraus hervorgehobenen, oben wieder⸗ 
gegebenen Aeußerungen, die für ſich genommen grobe Beleidigungen 
und Kränkungen des Kl. enthalten. In eine Erörterung über 
die Eignung dieſer Aeußerungen als Rechtfertigsgrund für die 
Abneigung des Kl. iſt das B. G. nicht eingetreten, in dieſer 
Beziehung findet ſich nur die thatjächliche Würdigung, daß der 
Brief vom 4. Januar 1898 nicht in der Aufrezung von der 
Bekl. geſchrieben iſt. Daraus ergiebt ſich die Auffaſſung des 
B. G., daß derartige kränkende Außerungen des einen Ehegatten, 


falls ſie nicht unter dem Einfluſſe der Aufregung gemacht ſind, 


als Rechtfertigungsgründe der unüberwindlichen Abneigung des 
andern Theils im Sinne des § 718 a a. a. O. auch dann 
gelten, wenn der letztere dazu durch ſein ſchuldhaftes Verhalten 
den Anlaß gegeben hat. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrthümlich. 
Hat das eigene Verhalten des die Scheidung wegen unüber⸗ 
windlicher Abneigung ſuchenden Ehegatten die derſelben zu 
Grunde liegende Handlungsweiſe des anderen Theils veranlaßt 
und erſcheint letztere damit entſchuldigt, ſo kann dieſe auch 
folgerichtig nicht als Rechtfertigungsgrund der Abneigung 
gelten, da ſie im letzten Grunde auf der eigenen Verſchuldung 
deſſen, der von ihr erfüllt ift, beruht. Es bedarf daher, wenn 
wie im vorliegenden Falle, die der Abneigung des auf Trennung 
der Ehe dringenden Theils zu Grunde liegenden Handlungen 
des anderen Ehegatten in urſächlichen Zuſammenhange ſtehen 
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mit dem ehewidrigen Verhalten des erfteren, der ra ob 
fie danach als entſchuldigt anzuſehen find. . C. S. i. S. 
Dieme c. Dieme vom 9. Juni 1898, Nr. 112/98 IV. 

43. Es iſt davon auszugehen, daß die Rechtsſtellung des 
beklagten Gerichtsvollziehers dem Kl. gegenüber lediglich nach 
der Eigenſchaft des erſteren als Staatsbeamter zu beurtheilen 
iſt. Da es ſich hiernach im Streitfalle nur um einen Anſpruch 
aus dem angeblich pflichtwidrigen Verhalten eines Beamten 
handeln kann, ſo mußte auch, unter Ablehnung der den Bekl. 
durch Nichtbeachtung der Subfidiarität feiner Haftbarkeit be⸗ 
ſchwerenden abweichenden Auffaſſung des B. G., und entgegen 
der gegen die Statthaftigkeit des Rechtsmittels gerichteten Be⸗ 
mängelung des Rbkl. die Reviſion nach § 509 Nr. 2 der 
C. P. O., § 70 Abſ. 3 des G. V. G. und § 39 Nr. 3 des 
Preuß. Ausführungsgeſetzes zum G. V. G. vom 24. April 1878 
für zuläſſig erachtet werden. Allerdings iſt das Rechtsverhältniß 
des Gerichtsvollziehers zu dem ihn mit der Vornahme einer 
Zwangsvollſtreckung beauftragenden Gläubiger nicht ausſchließlich 
nach der Beamteneigenſchaft des Gerichtsvollziehers zu be⸗ 
urtheilen, da der Gerichtsvollzieher ſeinem Auftraggeber gegen⸗ 
über die Stellung eines Mandatars hat und daher auch ſeine 
Vertretungspflicht nach den für das Mandat beſtehenden Rechts⸗ 
normen ſich richtet (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 16 S. 396). Damit übereinſtimmende oder ſonſtige die 
Anwendung der Grundſätze über die Haftbarkeit der Staats- 
beamten ausſchließende Vorausſetzungen treffen aber für das 


Verhältniß des Gerichtsvollziehers zu dem Gläubiger feines 


Auftraggebers, auch wenn er von dieſem Gläubiger als Dritt- 
ſchuldner in Anſpruch genommen wird, mindeſtens dann nicht 
zu, wenn, wie im vorliegenden Fall, nur der durch die Vor⸗ 
pfändung vor der wirklichen Pfändung geſchaffene Schwebe⸗ 
zuftand in Frage ſteht, in welchem von einer Succeffion des 
vorpfändenden Gläubigers in die Rechte des Auftraggebers aus 
dem dem Gerichtsvollzieher ertheilten Mandat nicht die Rede 
ſein kann. Es iſt daher anzunehmen, daß nach § 91 des 
A. L. R. Thl. II Tit. 10 dem Kl. gegenüber eine Vertretungs- 
verbindlichkeit des Bekl. nur dann begründet iſt, wenn kein 
anderes geſetzliches Mittel, wodurch den nachtheiligen Folgen 
des von dem Bekl. etwa begangenen Verſehens abgeholfen 
werden kann, mehr übrig iſt. C. S. i. S. Paech c. Stein- 
berg vom 20. Mai 1898, Nr. 408/97 IV. 
44. Wäre die von den Kl. geltend gemachte Auffaſſung 
zutreffend, daß die 88 1199 — 1201 Thl. II Tit. 11 des 
A. L. R. durch den Art. 10 der Verfaſſungsurkunde vom 
31. Januar 1850: „Der bürgerliche Tod und die Strafe der 
Vermögenseinziehung findet nicht ſtatt“ — für aufgehoben zu 
erachten ſeien, ſo wäre der Klageanſpruch und das demſelben 
ſtattgebende B. U. ohne weiteres gerechtfertigt, da unter den 
Parteien ſonſt kein Streit darüber obwaltet, daß die Kl. als 
die alleinigen vollbürtigen Geſchwiſter des Johann Peter W. 
defien nächſte geſetzliche Erben fein würden. Es muß aber dem 
B. G. darin beigetreten werden, daß die 88 1199 — 1201 
a. a. O. durch Art. 10 der Verfaſſung nicht beſeitigt ſind. 
Weiter ausgeführt. IV. C. S. i. S. Wolber Nachlaß c. Wolber 
und Gen. vom 5 Mai 1898, Nr. 367/97 IV. = 
45. Das B. G. befindet ſich im Ergebniß in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der Anſicht des Preußiſchen Obertribunals, wie 
ſie in dem Urtheile vom 27. November 1860 (Striethorſt 
Archiv Bd. 39 S. 231) näher begründet und in dem Urtheile 
vom 15. Dezember 1866 (a. a. O. Bd. 65 S. 191) aufrecht 
erhalten iſt, dahin, daß die Beſtimmungen der §§ 1199 bis 
1201 des A. L. R. Thl. II Tit. 11 nur auf die Mitglieder 
ſtaatlich genehmigter und mit Korporationsrechten verſehener 
Kloͤſter, welche ein feierliches Gelübde abgelegt haben, anwendbar 
ſind. Dieſelbe Auffaſſung liegt dem Erlaſſe des Miniſters des 
Innern vom 16. April 1862 (Archiv für katholiſches Kirchen⸗ 
recht Bd. 11 S. 259) zu Grunde, wird auch von C. F. Koch — 
Preußiſches Erbrecht S. 144 — ſowie von Friedberg, Lehrbuch 
des katholiſchen und evangeliſchen Kirchenrechts 4. Aufl. S. 231 
getheilt, und erſcheint auch begründet. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. | | 


46. Der Zuſammenhang der hier in Betracht kommenden 
Begründung des B. U., mit dem, an die in der entgegen⸗ 
geſetzten Richtung ſich bewegenden Erwägungen ſich anſchließen⸗ 
den, entſcheidenden Satze: „Da indeſſen das Obertribunal in 
der Entſch. vom 4. Februar 1861 und des R. G. Bd. 32 
S. 177/88, wie auch das Kammergericht (Johow, Jahrbuch — 
Bd. 6 S. 26 flgde, Bd. 8 S. 117 flade, Bd. 80 S. 70 flgde), 
das R. G. freilich nur beiläufig, die Vorſchriften SS 1199 
flade a. a. O. auch auf die im Auslande wohnenden Profeſſen 
für anwendbar erklärt hat, ſoll an dieſer Judikatur auch hier 
feſtgehalten werden“ — ergiebt deutlich, daß das B. G. bei 
ſelbſtſtändiger Prüfung und Abwägung der gegen und für die 
Anwendbarkeit der gedachten Vorſchriften ſprechenden Gründe 
den letzteren das Uebergewicht beigemeſſen hat. Bei ſolcher 
Sachlage durfte ſich das B. G. nach der Hervorhebung, daß die 
88 1199 flg. des A. L. R. Thl. II Tit. 11 allerdings im öffent⸗ 
lichen Intereſſe gegeben ſeien, einer weiteren Begründung der hier 
etroffenen Entſcheidung für überhoben erachten. Im übrigen 
And die von dem B. G. und von den Rbkl. gegen die zwingende 
Natur der vorgedachten Rechtsvorſchriften erhobenen Bedenken 
unbegründet. eiter ausgeführt. Vergl. Entſch. bei Nr. 44. 

47. Der B. R. erkennt an ſich den im § 23 Einleitung 
zum A. L. R. aufgeſtellten Grundſatz an, daß die Erbfähigkeit 
nach dem Rechte des Domizils des Berufenen zu beurtheilen 
ſei, macht von dieſer allgemeinen Regel aber eine Ausnahme 
bei den im öffentlichen Intereſſe gegebenen Vorſchriften zwingender 
Natur und rechnet zu den letzteren die in den 8$ 1199 flg. 
Thl. II Tit. 11 des A. L. R. getroffenen Beſtimmungen. In 
dieſer Auffaſſung befindet ſich der B. R. in Uebereinſtimmung 
mit dem in dem Urtheile des erkennenden Senats vom 13. Juli 
1893 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 32 S. 177) aus⸗ 
geſprochenen Grundſatze, daß die Vorſchriften der $$ 1199 fig. 
a. a. O. im öffentlichen Intereſſe erlaſſen find und ſelbſt dann 
Anwendung finden müſſen, ſofern das ausländiſche Recht eine 
entgegenſtehende Anordnung enthält. IV. C. S. i. S. Swierſen 
c. Diepenbrock vom 5. Mai 1898, Nr. 376/97 IV. 

48. Dem B. R. muß darin beigetreten werden, daß die 
hier in Betracht kommenden Vorſchriften der 88 1199 flg. 
Thl. II Tit. 11 des A. L. R. durch Art. 10 der Preußiſchen 
Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 nicht aufgehoben 
ſind, daß letztere Beſtimmung vielmehr nur den bürgerlichen 
Tod als Strafmittel beſeitigt, dagegen die Folgen des Klofter- 
gelübdes nicht berührt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

49. Mit Recht gehen beide Inſtanzrichter davon aus, daß 
8 1199 flg. Thl. II Tit. 11 des A. L. R. nur auf ſolche 
Perſonen anzuwenden ſei, die nach abgelegtem Kloſtergelübde 
in ein Kloſter eingetreten ſind, daß letztere Vorausſetzung aber 


bei den Mitgliedern der Geſellſchaft der Damen vom heiligen 


Herzen Jeſu fehle. Vergl. Entſch. bei Nr. 47. 

50. Die Erwägungen, auf welche der B. R. ſeine Annahme 
ſtützt, daß die 88 1199 — 1201 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. 
nur auf Mitglieder der Orden im eigentlichen Sinne, nicht aber auf 
die von Kongregationen Anwendung finden können, laſſen einen 
Rechtsirrthum oder eine Rechtsnormverletzung nicht erkennen. 
In dem Urtheile des Ober⸗Tribunals vom 27. November 1860 
(Striethorſt Archiv Bd. 39, S. 231) und ebenſo in dem 
ſpäteren vom 11. Dezember 1866 (Striethorſt Archiv Bd. 65 
S. 181) iſt des Näheren dargelegt, daß eine Geſellſchaft nur 
mit Genehmigung des Staats zu einer Kloſtergeſellſchaft gebildet 
und dadurch zu einer Korporation erhoben werden kann, von 
der Exiſtenz eines Kloſters im Sinne des A. L. R. ſomit nicht 
die Rede ſein kann, bevor daſſelbe die Genehmigung des Staats 
erhalten und damit zu einer Korporation erhoben iſt (A. L. R. 
Thl. II Tit. 11 88 939, 948 figde., 1057), ferner daß die 
Beſtimmungen der 88 1199 — 1201 a. a. O. die Ablegung 
eines wirklichen Kloſtergelübdes vorausſetzen, mithin in der 
Bedeutung, daß damit der Eintritt in ein Kloſter, alſo in eine 
geiſtliche Geſellſchaft bewirkt werden ſoll, welche nach den 
genannten Geſetzen die Genehmigung des Staats erhalten hat 
und dadurch zu einer Korporation erhoben iſt, und weiter, daß 
dadurch allein, daß eine Anſtalt zur Erziehung und zum Unterricht 
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der weiblichen Jugend unter die Leitung einer geiſtlichen Geſellſchaft 
geſtellt iſt, dieſelbe noch nicht den Charakter eines Kloſters erhält und 
die in eine ſolche Geſellſchaft Eintretende nicht die Disposition über 
ihr Vermögen verliert. Dieſen auf einer erſchöpfenden Erörterung 
des Zweckes und des Zuſammenhanges der gedachten geſetzlichen 
Beſtimmungen beruhenden und eingehend begründeten Grund⸗ 
ſätzen muß überall beigetreten werden. Vergl. Entſch. bei Nr. 47. 

VI. Syvuſtige Preufifche Laudesgeſetze. | 

Zum Waſſergeſetz vom 28. Februar 1843. 

51. Unbegründet iſt die Ausführung der Reviſion, daß 
die Entnahme des Waſſers im vorliegenden Falle keine Ableitung 
im Sinne des § 13 Nr. 2 des Privatflußgeſetzes vom 28. Februar 
1843 darſtelle. Kl. ſelbſt behauptet, daß er Waſſer aus dem 
Privatfluſſe bis zu ſeiner Waſſerſtation leite und daß er den 
nicht verbrauchten Theil des Waſſers in den Fluß zurückleite. 
Damit find die geſetzlichen Vorausſetzungen der Ableitung 
gegeben. Unrichtig iſt auch die Anſicht, daß § 13 Nr. 2 auf 
nur theilweiſe Waſſerableitungen nicht Anwendung finde. Das 
Geſetz ſelbſt unterſcheidet in dieſer Hinſicht nicht. Ob die ſonſt 
von der Reviſion erhobenen Rügen begründet ſind, ob namentlich 
die Vorinſtanzen die in ihren Urtheilen bezogenen Erkenntnifſe 
des Obertribunals richtig verſtanden haben, kann dahin geſtellt 
bleiben, weil das B. U. jedenfalls aus einem anderen Grunde 
im Endergebniſſe richtig iſt. Es mag der Reviſion zugegeben 
werden, daß der Uferbeſitzer das im natürlichen Flußbette vor⸗ 
überfließende, ſowie das abgeleitete Waſſer zum Nutzen ſeines 
Ufergrundſtückes und der darauf befindlichen gewerblichen und 
industriellen Anlagen gebrauchen und verbrauchen darf (vergl. 
Niebekding⸗ Frank, Waſſerrecht, S. 301 flg.). Sein Recht 
iſt aber ein ſubjektio⸗dingliches, deſſen Ausübung nur zum 
Nutzen des Ufergrundſtückes, nicht im Intereſſe der Grundſtücke 
Dritter und ebenſowenig im Intereſſe nicht am Privatfluſſe 
gelegener Grundſtücke des Uferbeſitzers ſtatthaft iſt. Der etwa 
ſtatthafte Verbrauch des Waſſers muß ſich auf dem Ufergrund⸗ 
ſtücke vollziehen. Erſtreckt ſich ein einheitlicher gewerblicher 
oder induſtrieller Betrieb weit über die Grenzen des Ufer: 
grundftüc hinaus, dann kann nicht mehr die Rede davon ſein, 
daß das in dieſem Betriebe verbrauchte Waſſer zum Nutzen des 
Ufergrundſtücks verbraucht iſt, insbeſondere dann nicht, wenn 
das abgeleitete Waſſer zum Zwecke des Verbrauches auf andere 
Grundſtücke geſchafft wird (vergl. Nieberding⸗Frank S. 257 flg. 
und 301 flg.). Dies iſt aber hier der Fall. Auf dem Ufer⸗ 
ur Ali werden im Weſentlichen nur die Lokomotiven mit 
Waſſer geſpeiſt; verbraucht wird das von den Lokomotiven fort⸗ 
geſchaffte Waſſer zum größten Theile auf weit abgelegenen 
Betriebsſtrecken. Zum Nutzen des Ufergrundſtücks dient auch 
kein Theil des verbrauchten Waſſers, ſondern lediglich zum 


Nutzen eines einheitlichen Betriebes, welcher ſich im Weſentlichen 


auf anderen Grundſtücken vollzieht. V. C. S. i. S. Eiſenbahn⸗ 
fiskus c. Schottler vom 25. Mai 1898, Nr. 127/98 V. 
Zum Allgemeinen Berggeſetz. | 

52. Mit dem B. R. ift davon auszugehen, daß der Kl. 
Entſchädigung in Kapital (den durch Entziehung der Bauplatz ⸗ 
eigenſchaft bewirkten Minderwerth des Grundſtücks) nur dann 
zu fordern berechtigt iſt, wenn das Grundſtück dieſe Eigenſchaft 
dauernd verloren hat. Iſt anzunehmen, daß der Grund und 
Boden in abſehbarer Zeit ſeine frühere Feſtigkeit und Trag ⸗ 
fähigkeit wieder erlangen werde: ſo kann der Kl., wenn ſich das 
Ende der Bodenbewegungen noch nicht mit Sicherheit überſehen 
läßt, nur Entſchädigung in Rente verlangen, die nach den 
Nachtheilen zu bemeſſen iſt, welche ihm daraus erwachſen, daß 
das Grundſtück vorübergehend zum Bau nicht verwendbar iſt. 
Bei ſich fortſetzenden Bodenbewegungen kann ein gänzlicher 
Verluſt der Bauplatzeigenſchaft, der die Erſtattung des Minder⸗ 
werths nach ſich zöge, erſt dann angenommen werden, wenn 
feſtſteht, daß der durch die Einwirkung des Bergbaues gelockerte 
und ſeiner Tragfähigkeit beraubte Grund und Boden in abſeh⸗ 
barer Zeit nicht die frühere Feſtigkeit wieder erlangen wird. 
Da ſich die Entwerthung des Grundſtücks als Bauplatz erſt mit 
dieſem Zeitpunkt vollendet, ſo iſt er auch für die Ermittelung 
des Minderwerths entſcheidend, und kommt nichts darauf an, 


ob ſchon früher Bodenbewegungen ſtattgefunden haben, ſelbſt 
wenn ſie mitwirkend geweſen ſein ſollten; vergl. Urtheil des 
R. G. vom 16. September 1885 (Daubenſpeck, b Wersten 
Entſch. Bd. I S. 304). V. C. S. i. S. Kriſch C. Bergfiskus 
vom 4. Juni 1898, Nr. 415/97 Vo . 
Zum Geſetz vom 13. Juli 1883. E 
53. Es wird die Bedeutung des § 24 des Geſetzes 
vom 13. Juli 1883 verkannt. 8 24 beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß ſich die in der Zwangsverſteigerung zur 
Hebung kommenden Realgläubiger mit dem Schaden des die 
Zwangsverwaltung betreibenden Gläubigers bereichern würden, 
wenn das Grundſtück durch Verwendung der von Dielen ge- 
leiſteten Verwaltungsvorſchüſſe erhalten oder mit den nöthigen 
Verbeſſerungen ausgeſtattet worden iſt und der hierdurch erzielte 
Kaufpreis lediglich den Realgläubigern nach der unter ihnen 
beſtehenden Rangordnung zu Gute käme. Daß dies die für 
den Geſetzgeber maßgebende Erwägung war, ergiebt ſich daraus, 
daß „ein ſolcher Zuſammenhang der Zwangsverwaltung mit 
der Zwangsverſteigerung vorausgeſetzt wird, welcher die Annahme 
rechtfertigt, daß die aufgewendenten Koſten das Grundſtück 
für die Zwangsverſteigerung erhalten oder wiederherftellt 
haben“ (Begründung des Regierungsentwurfs S. 76, bei Siege · 
mann, Materialien zum Geſetz vom 13. Juli 1883 S. 57). 
Hierauf beruht es, daß § 24 ausdrücklich eine bis zur Zwangs⸗ 
verſteigerung fortgeſetzte Zwangsverwaltung vorausſetzt. Dieſe 
dem Geſetz zu Grund liegende Erwägung muß nun aber auch 


dann Platz greifen, wenn in der Zwangsverwaltung durch Ver⸗ 


wendung der Vorſchüſſe Erntebeſtände erzielt worden ſind, die 
ſich zur Zeit der Zwangsverſteigerung noch unverkauft auf dem 
Grundſtück befunden und mit ihm zuſammen das Verſteigerungs⸗ 
objekt gebildet haben. Näher ausgeführt. V. C. S. i. S. National; 
Hypothekenkreditgeſellſchaft zu Stettin o. Chemiſche Fabrik A.⸗G. 
vorm. Milſch u. Co. vom 18. Mai 1898, Nr. 350/97 V. 
VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
Bea. Die Rüge des Rkl., daß der B. R. überſehen habe, 
daß die unrichtige Beurkundung objektiv keine unrechte That 
dem Kl. gegenüber ſei, iſt erfolglos. Denn eine unrechte That 
iſt jede Handlung eines Menſchen, durch welche derſelbe das 
Recht eines Anderen, ſei es wiſſentlich, ſei es aus Fahrläſſigkeit 
verletzt, Art. 1382, 1383 c. e. Nun hat aber das O. L. G. 
thatſächlich ausgeführt, daß, wenn auch anzunehmen ſei, daß 
der Bekl. bei Ausſtellung der unrichtigen Quittung zunächſt 
lediglich eigene Zwecke verfolgt habe, doch er ſich habe ſagen 
müßen, daß W. dieſe Quittung zu unredlichen Zwecken benutzen 
könne, und ſomit durch ſeine Handlungsweiſe, wenn auch nur 
indirekt, dritten Perſonen möglicherweiſe Schaden entſtehen 
könne, und daß er ſich ſolches habe umſomehr vergegenwärtigen 
müſſen, als er die Eheleute W. auf den in einer ſolchen 
Quittung liegenden Vortheil ausdrücklich aufmerkſam gemacht 
und ihnen vorgeſtellt habe, wie ſie ſich dieſelbe zu Nutzen machen 
könnten, daß auch die Möglichkeit, den ſchädigenden Erfolg 
vorauszuſehen, bei der ihm bekannten Mittellofigkeit der Ehe 
leute W. beſonders nahe gelegen habe. Hierdurch iſt eine 
objektiv unrechte That des Bekl. nach Art. 1383 c. e. in Bezug 
auf den Kl. feſtgeſtellt. Dieſe Ausführung enthält aber auch 
zugleich die Feſtſtellung eines Verſchuldens des Bekl., wie 
ſolches das Geſetz zur Begründung der Schadenserſatzpflicht 
wegen einer unerlaubten Handlung verlangt, nämlich die rechts⸗ 
irrthumsfreie Feſtſtellung einer Fahrläſſ igkeit und Unvor- 
ſichtigkeit deſſelben im Sinne des Art. 1 383 c. c. und wird 
hierdurch die Entſcheidung des O. L. G. getragen, wenn dieſelbe 
auch nach dem Wortlaute der Urtheilsgründe nur auf Art. 13826. 0. 
unter Konſtruktion eines Eventual-Dolus geſtützt iſt. Es 
bedarf daher im vorliegenden Falle einer Erörterung der von 
dem Rkl. angeregten Frage nicht, ob der in der neueren Straf⸗ 
rechtspraxis zur Anerkennung gelangte Eventual-Dolus für eine 
Klage aus Art. 1382 c. c. genügt, und mag nur bem 
werden, daß die von dem O. L. G. für die Bejahung bezogenen 
Urtheile nur Fälle betreffen, die nach dem Patentgeſetze und Zeichen 
ſchutzgeſetze zu entſcheiden waren. II. C. S. i. S. Schmülling 
c. Schwingeler vom 10. Juni 1898, Nr. 75/98 II. M. 
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 Büreanporiteher zun J. Dftober. gef A 

agan. Boehm, Rechtsanwalt u. Notar. 
„„Ein Landgerichtennwalt fucht einen juriftiſch gebildeten-Hülfs⸗ 
arbeiter zum möglichſt baldigen Antritt. Offerten unter L. G. 343 
an die Expedition dieſer Zeitung. 3 . 

Bei unſerer Gefellſchaft iſt die Stelle eines 
erſten Bürean⸗ und Kaſſenbeamten 
am 1. Oktober 1898 zu beſetzeee n. 
.. Das penſionsfähige Gehalt beträgt Mark 2400 jährlich und 
ſteigt von drei zu drei Jahren um je Mark 300, bis zum Höchſt⸗ 
betrage von Mark 3600. Bewerber, welche jüdiſcher Religion und 
im Verwaltungsdienſt praktiſch erfahren ſind, wollen ſich bis zum 
J. Auguſt 1898 unter Beifügung eines Lebenslaufes und der Zeugniſſe 
über die vorſtehend erforderte Befähigung bei dem Vorſitzenden Herrn 

Eduard Kachs, Hier, Salvatorplatz 5, ſchriftlich melden. 
Breslau, im Juni 1898. „ \ 

Der iſraelitiſchen Kranken-Verpflegungs-Anſtalt und 
5 | Beerdigungs-Geſellſchaft. * 


Ein tüchtiger Büreauvorſteher, in Bearbeitung von Prozeß⸗ 
und Notariatsſachen bewandert, ſucht zum 1. Juli eventuell ſpäter 
Stellung. Offerten unter F. G. 302 an die Exp. d. Bl. erbeten. 


Büreauvorſteher. 

Ein in der Prozeß⸗ und Notariatspraxis anerkannt tüchtiger 
Büreauvorſteher, als ſolcher 22 Jahre lang in gr. Büreau thätig, und 
der während dieſer Zeit mit ſeiner Stellung nur ein Mal gewechſelt 

at, wünſcht per 1. Oktober er. oder Neujahr 1899 möglichſt Lebens⸗ 
feng Gefl. Off. unter K. A. an die Exp. der Jur. Wochenſchr. 


Bürcauvorſteher, 31 Jahre, ſucht Stellung. Offerten sub 
S. F. 346 an die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 


Erfahr. Bür.⸗Vorſt., ff. Zeugniſſe, w. ſich 15. Juli ev. ſpäter 
verändern. M. 150 p. M. Gefl. Off. sub B. 357 an d. Exp. d. Bl. 


ö | Tüchtiger Büreauvorſteher 
fucht Stellung als ſolcher oder als 1. Büreaugehülfe. Anſprüche 
beſcheiden. Gefl. Off. sud W. 353 a. d. Exped. d. Bl. erbeten. 


Tüchtiger Hfenograph 


(200 Silben in der Min.) ſucht Stellung. Off. unter 
No. 2803 b an Haaſenſtein & Vogler A.⸗G. Lübeck. 

Zu Ende Juli bis Ende Auguſt ſuche ich einen Aſſeſſor als 
Vertreter im Notariate und der Rechtsanwaltſchaft (Bezirk des 


Allgem. Landrechts). Dr. Schmits, Rechtsanwalt u. Notar 
zu Mülheim (Ruhr). 


Für die Dauer der Gerichtsferien ſucht älteren Referendar 


oder Aſſeſſor als Vertreter 


Spandau. Faul Cöwe I, Rechtsanwalt. 

Ig. Rechtsanwalt ſucht zum 15. Sept. cr. unter beſch. Anſpr. 
Aſſoz. mit beſchäftigtem Rechtsanwalt im Bez. des Kammerger., am 
liebſten Berlin. Off. unter A. B. 338 an die Exp. dieſes Blattes. 

Ein Rechtsanwalt, welcher ſeit längerer Zeit in einem 
Berliner Vorort thätig iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten 
Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten unter Z. 288 
an die Expedition dieſes Blattes. 


Inriſt, evangeliſch, ſeit mehr als einem 
Jahr Gerichtsaſſeſſor, will ſich als Rechtsanwalt 
niederlaſſen, bevorzugt den Eintritt in eine bereits 
beſtehende Praxis als Mitarbeiter, war ſelbſt 
wiederholt als Vertreter größerer Berliner An⸗ 
wälte thätig, in Bankſachen bewandert, auch zur 
Uebernahme einer Syndicatsſtelle bereit. 

Anfragen unter T. K. 803 an Haaſenſtein 
& Vogler A.⸗G., Berlin SW. 19. 


Jerſcheint Ende Juni d. J. — Der Sub 


Ein junger, tüchtiger, ſächſiſcher Juriſt wünſcht ſich mit 
einem Rechtsanwalte zu afſociiren. Nachricht unter F. 356 erbeten 
in die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 1 
i Dr. jur. Vaul C. Sitzer, ze : 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Geri 8⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg F. Wentlen, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord ⸗ Amerikas. 


Dr. jur. Max Adler, 
Rechtsanwalt und Notar, 
Omaha, Nebraska, U, S. America. 
Praktizirt in allen Gerichten. Eruirung Ver⸗ 
ſchollener. Collectionen. Verbindung mit tüchtigen 
Rechtsanwälten, ſowie mit Conſulaten im ganzen 


Lande. Spezialität: Rechtsſachen im Weſten | 


der Ver. Staaten. | 
= 25 Jahre in der Rechtspraris. 


Mar Kornicker, Lindners Nachfolger, 
Formular-Magazin für Rechtsanwälte und Notare. 
Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. 
empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 
ſämmtliche Druckſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei⸗, Concept-, 
Brief⸗, Specialität⸗Schreibmaſ . Couverts in den 
gängigen Formaten, Actendeckel ꝛc. ꝛc. in bekannt beſter Ausführung 
zu billigſten Preiſen. Papierproben gratis u. franco, Formular⸗ 
Collection gegen Einſendung von 75 Dr. Verlag von Kremſer's 
Gebühren⸗ Tabellen. S | 


Verlag von Franz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben iſt erſchienen: 


Handausgabe 


5 5 n G de a er 
für das Deuffche Reich | 
nebſt Einführungsgeſetz 
unter ausführlicher Berückſichtigung der mit dem 
B. G. B. im Suſammenhang ſtehenden Reichsgeſetze 
für Studium und Praxis 
bearbeitet von | 
Dr. Hugo Heumann, 
Rechtsanwalt am Königl. Kammergericht zu Berlin. 
Erſte Lieferung. 
= Preis: Geheftet M. 1,50. 
u Die Handausgabe wird ca. 80 Bogen umfaffen und etwa 
bis Ende des Jahres Vollſtändig vorliegen. Die 2. Lieferung 
ſeriptionspreis für das 
rſteigen. 0 


vollſtändige Werk ſoll 18 Mark nicht übe 


Die allbeliebten Kommentare: 
Quednau, Stempelsteuergesetz v. 31. VII. 9. 
— — 1.0. Aufl. kart. Preis mit Beilage M. 2.70. 
— » — Gebührenordnung f. Notare v. 
25. VI. 95. 3. Aufl. Leinwandband. 
Preis M. 2.50 
sind stets vorrätig bei 
Berlin N. W. Struppe & Winckler, 
Dorotheenstr. 82. Jurist. Specialbuchhandlung. 
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on Franz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. f 


Anfang Sa erſcheinen: u | | a. 
Civilprozeßordnung 
und un Bin 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz 


nebſt den Einführungsgeleffſen 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 


Perlag von H. W. Müller in Berlin, Verlag v 
(S. W.) Luckenwalderſtraße 2. 

Soeben erſchien: | 
Bürgerliche Gel etzbuch 
mik Erläukerungen 
für das Studium und die Praxis 


von 
Dr. HB. Rehbein, unter Hervorhebung der Aenderungen. 
Reichsgerichtsrath. — —— — — 


Textausgabe 5 
mit Sachregiſter und einer vergleichenden Zuſammen⸗ 
ſtellung der alten und neuen Paragraphenzahlen. 
Preis: in Leinen gebunden 2 M. 


1. Lieferung. Preis M. 2,50. 


Dieſer Kommentar wird drei Bände umfaſſen, ca. 40 M. 
koſten und vorausſichtlich bis zum Inkrafttreten des B. G. B. 
vollſtändig erſchienen ſein. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 


Koukursordunng 
nebſt dem 8 | 
Einführungsgeſetze und dem Geſetze, 
betreffend die Anfechtung von Rechtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Konkurs verfahrens 
in der | | 


Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 
unter Hervorhebung der Aenderungen. | 


Textausgabe | ee 
mit Sachregiſter und einer vergleichenden Zuſammen⸗ 
ſtellung der alten und neuen Paragraphenzahlen. 

Preis: in Leinen gebunden 1 M. 

Durch Hervorhebung der Aenderungen mittels beſonderen 


Druckes werden dieſe Textausgaben das Einarbeiten in die ver⸗ 
änderten Geſetze weſentlich erleichtern. N 


m Yorınaspreiife "WE 
für Abnehmer der „Beiträge 3. Erläuterung des deutſchen 
Rechts“, des „Jahrbuchs für Eutſcheidungen des Kammer⸗ 
t | „Entſcheidungen des Bundesamtes f. d. 
1,50 bezw. M. 0,75. Be 


Soeben ist erschienen: 


Katalog No. 49. 


Rechts- u. Staatswissenschaft. 


Dieser sehr reichhaltige Katalog steht auf Wunsch gratis 
und franco zu Diensten. 
Ellwangen (Württemberg). | 
J. Hess, Buch- und Antiquarhandlung. 


griedrich wilhelm 


Preuß. Lebens- u. Garantie-Verſiherungs-Altien · 
| HOeſellſchaft zu Berlin. 


— 64. — 


Die neu eingeführte 


Societäts-Verſicherung 


wird unter Bezug auf den im Mai geſandten Proſpekt den 
Herren Anwälten für die von ihnen zu beratenden Societäts⸗ 
Verträge hierdurch nochmals empfohlen. 


Anger & Friedländer, 
Berlin W. Tel. I. 92. General⸗Agentur. Charlottenftr. 34. 


Bremfer’s Gebühren- Tabellen für Notare; 
ſehr zu empfehlen! Gegen 85 Pf. Marken franco. 
F. A. Echſtein, Neuſtettin. 


— — — — . — — 


Dr. jur. Ludwig Kuhlenbeck, 


Rechtsanwalt in Jena. 


Von den Pandekten 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 


Das Werk wird vollständig in 3 Bänden. 


Erster Band: Preis 12 Mk., geb. 14 Mk. (liegt vor). — Zweiter Band: Obligationen und Sachenrecht (erscheint im 
Sommer). — Dritter Band. Familien- und Erbrecht (erscheint im Herbst). 


Der Gesammtpreis der 8 Bände wird 36-40 M. nicht überschreiten. 


m „yon dem Werke, das wir bereits früher in diesem Blatte besprochen haben, ist jetzt die zweite Hälfte des ersten 
11 = enen. Die günstige Meinung von dem Buche ist durch sie nur verstärkt worden. Wir stehen nicht an, das 
ee 9 eck’sche Werk als das beste zu bezeichnen, was die neuere Litteratur zur Einführung in das Bürgerliche 

esetzbuch enthält. Der Umstand, dass der Verfasser überall auf das römische Recht zurückgeht, macht es dem gemein- 


rechtlichen Juristen geradezu unentbehrlich bei seinem St di d ; 1 
deutschen Studenten dringend zu empfehlen. Dr. A. L.“ udium des neuen Gesetzbuches, vor allem aber ist es auch dem 


| (Leipziger Zeitung vom 25. März 1898.) 
Carl Heymanns Verlag, Berlin W. BE Zu Ze 


4 8 2 — 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moef er Hofbuchdruckerei in Berlin. 


N 50 und 51. | 


Inrifi 


Berlin, 7. Juli. 1898. 


e Wochen 


Herausgegeben von 


9 


M. Kempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht J in Berlin. 


29 


Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 


| Anhalt. 

Vereinsnachrichten. S. 453. — Hüölfskaſſe für deutiſche 
Rechtsanwälte. S. 453. — Die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts in Beziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
des Civilrechts. S. 453. — Vom Reichsgericht. S. 459. — 
Berufsjubiläum. S. 470. — Perſonal⸗Veränderungen. S. 470. 


Vereinsnachrichten. 


Zur Erledigung der vielfachen Anfragen wegen Er⸗ 


ſcheinens des Inhaltsverzeichniſſes der Reichsgerichts 
eutſcheidungen im Jahrgang 1897 der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift wird hiermit bekannt gegeben, daß unſer Mitarbeiter 
glaubhaft verſichert, es werde das Verzeichniß in 8 Tagen 
zum Satz gegeben. Das Erſcheinen iſt daher bei Beginn 
der Ferien zu erhoffen. 


HGülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Herr Juſtizrath Dr. Fuld in Frankfurt a. Main hat 
aus Anlaß feines 50 jährigen Berufsjnbiläums der Kaſſe 
1000 Mark überwieſen. Für die reiche Gabe wird hiermit 
der herzlichſte Dank ausgeſprochen. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Poſen hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 
ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
| des Civilrechts | 
in ſyſtematiſcher Folge dargeftellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 

| XLV. 
Verzug: 1. des Schuldners, 2. des Gläubigers. 
3. Speziſikations-Verzug. 
B. G. B. 88 284 — 304. H. G. B. 8 375. 

1. Es unterliegt keinem Zweifel, daß nach heutigem Rechte 
allgemein der Verzug des Schuldners nur einen Sonderfall 
des kontraktlichen Verſchuldens bildet, daß eine ſog. objektive 
Mora als mora solvendi nur bei ausdrücklicher Vereinbarung 


Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
| | 


— denn ſelbſtverſtändlich find die Rechtsſätze über Verzug rein 
dispoſitiv — als Urſache beſonderer Nachtheile in Betracht 
kommt. Auch das B. G. B. hat dieſe ſubjektive (kulpoſe) Natur 
des Verzugs des Schuldners ausdrücklich in § 285 hervor⸗ 
gehoben: „Der Schuldner kommt nicht in Verzug, ſolange die 
Leiſtung in Folge eines Umſtandes unterbleibt, den er nicht zu 
vertreten hat.“ — Eine nähere Beſtimmung dieſer ſubjektiven 
Vorausſetzung des Schuldner⸗Verzugs giebt Windſcheid, Pand. II 
8 277 dahin: „der Schuldner muß gewußt haben, daß er 
leiſten und gerade jetzt und gerade ſo leiſten müſſe, wie von 
ihm verlangt wird.“ Ä 

a) Der Schuldner muß gewußt haben, daß er gerade 
jetzt leiſten muß. Berechtigte Zweifel exkulpiren ihn, nicht 
aber unberechtigte. Dies iſt in inſtruktiver Weiſe in dem Falle 
R. G. XXXVI Nr. 10 ausgeführt, in welchem es ſich um 
einen unbegründeten, auf behaupteten Lieferungs⸗Verzug des 
Klägers geſtützten Kompenſationseinwand des Beklagten handelt. 
Die Klägerin fordert für von ihr der Beklagten am 25. Sep⸗ 
tember 1893 gelieferte fünfzig Kiſten Uhren den Kaufpreis mit 
2535 Mark 45 Pf. nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit der am 
10. November 1893 erfolgten Mahnung. Beklagte macht im 
Wege der Kompenſation einen Schadenserſatzanſpruch in Höhe 
von 2334 Mark 17 Pf. geltend, weil unbeſtritten die Klägerin 
bei der Lieferung von Uhren die ausbedungenen Lieferungs⸗ 
friſten nicht innegehalten hat. Die Klägerin hat dagegen 
geltend gemacht, daß die Verſpätung der Lieferungen durch die 
Beklagte ſelbſt verſchuldet ſei. Für ſämmtliche Lieferungen ſei 
ausdrücklich Hamburg als Ablieferungs⸗ und Erfüllungsort ver⸗ 
einbart, Beklagte habe aber in einem Briefe vom 14. April 1893 
unter Bezugnahme auf ein Schreiben an den Agenten der 
Klägerin R. vom 16. II. deſſelben Jahres und ein angeblich 
dieſem Schreiben entſprechendes Abkommen mit R. den Stand⸗ 
punkt eingenommen, Hamburg ſei nur mit der Klauſel als 
Ablieferungs⸗ und Erfüllungsort anzuſehen, daß dadurch 
Reklamationen von China aus, wohin die Waaren von der 
Beklagten beſtimmt waren, nicht hinfällig, ſondern im be⸗ 
rechtigten Falle anzuerkennen ſeien. Klägerin habe dieſen 
Standpunkt wiederholt als ungerechtfertigt zurüd: 
gewieſen und von der Beklagten verlangt, zu beſtätigen, daß 
Hamburg als Ablieferungs⸗ und Erfüllungsort vereinbart ſei, 
und erklärt, daß, bis ſolche Beſtätigung erfolge, die Lieferungen 
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ſiſtirt würden. Die demgemäß auch in der That ge⸗ 
ſchehene Siftirung ſei daher eine berechtigte geweſen. 

Das Reichsgericht hat die Einrede der Beklagten für be⸗ 
gründet erkannt und einen Lieferungs Verzug der Klägerin 
feſtgeſtellt unter folgender Begründung. R. G. XXXVI S. 43 
(J. Civilſenat, Urth. v. 6. November 1895 i. S. Sch. (Bell.) 
w. B. (Kl.), Rep. I 211/95. 

„Hätte die Klägerin berechtigte Zweifel darüber 

haben können, ob die in Betracht kommenden Lieferungs⸗ 
verträge überhaupt zuſtande gekommen ſeien, dann 
war ſie entſchuldigt, wenn ſie bis zur Auf⸗ 
klärung der Sache die Lieferungen einſtellte. 
Nach den zwiſchen den Parteien gewechſelten Schreiben 
war aber außer Zweifel, und es beſtand auch keine 
Meinungsverſchiedenheit der Parteien darüber, daß feſt 
abgeſchloſſen war, daß Klägerin in Hamburg zu liefern 
und erſt dreißig Tage nach Ankunft der Waare in 
Hamburg Zahlung zu beanſpruchen hatte. Der Streit 
der Parteien bezog ſich lediglich darauf, ob Klägerin 
das von der Beklagten mit R. wegen ſpäterer Zu⸗ 
laſſung von Reclamationen getroffene Abkommen an⸗ 
zuerkennen hatte oder nicht, und dieſer Streit berührte 
die Frage der Perfection der Lieferungsverträge in 
keiner Weiſe. Es iſt daher nicht erfindlich, 
was die Klägerin berechtigen konnte, ihre 
Lieferungen einzuſtellen, wie ſie dann ja auch 
ſpäter geliefert hat, ohne daß eine Ber: 
ſtändigung der Parteien über die Verbindlich— 
keit des R'ſchen Abkommens herbeigeführt 
worden war. Iſt Retentionsrecht das Recht, eine 
geſchuldete Leiſtung bis zur Befriedigung eines fälligen 
Gegenanſpruches zurückzuhalten, ſo beſtand hier kein 
Retentionsrecht, weil Klägerin einen ſolchen Gegen⸗ 
anſpruch, deſſen Befriedigung von der Beklagten ver⸗ 
weigert worden wäre, nicht hatte. Dem prozeſſualen 
Klagerechte auf Feſtſtellung nach 8 231 C. P. O., das 
ſie haben mochte, entſprach kein civilrechtlicher Anſpruch. 
Die rechtsirrthümliche Meinung aber, retentionsberechtigt 
zu ſein, konnte die Klägerin nicht entſchuldigen. 

Hiernach muß angenommen werden, daß die 
Klägerin ſich im Lieferungsverzuge befunden 
hat. Die der Klägerin günſtige Entſcheidung des 
Berufungsgerichts beruht auf einer Verkennung der 

Reechtslage. Die Sache iſt indes noch nicht zur 
Entſcheidung reif, weil abgeſehen vom Verzuge über die 
thatſächlichen Grundlagen des von der Beklagten 
erhobenen Gegenanſpruches nichts feſtgeſtellt iſt.“ 
Auch ein Zweifel über die Höhe der Forderung ſchließt 
keineswegs unbedingt den Verzug des Schuldners aus. Dies 
bemerkt nebenbei R. G. IX Nr. 1 S. 141. (I. Civilſenat. 


Urth. vom 18. Okt. 1881 i. S. H. [Kl.] w. B. & Co. [Bell] 


Rep. I 9/799. En 
„Am meiſten Anſchein hatte noch diejenige Einwendung 
für ſich, welche von der Beklagten daraus hergenommen 
iſt, daß der Rhedereibeſchluß eben nicht dahin ging, die 
wirklich erforderlich gewordene Summe von 2286 Thaler 
8 Schilling ... ſondern nur dahin, eine zu circa 


1800 Thaler angenommene Schuld zu bezahlen. 
Außer Zweifel ſteht, daß dieſe Differenz zu beträchtlich 
war, um durch das „eirca“ in dem Beſchluſſe gedeckt 
zu ſein. Das Obergericht hat nun freilich angenommen, 
daß trotzdem die Beklagte durch den Beſchluß verpflichtet 
geweſen ſei, ihren Antheil den circa 1 800 Thalern 
einzuzahlen, und daß ſie, da ſie auf die Aufforderung, 
.. . ihren partenmäßigen Beitrag zu leiſten, nicht blos 
gegen die Zuvielforderung proteſtirt, ſondern aus 
unzutreffenden Gründen jede Zahlung verweigert habe, 
für den Belauf des partenmäßigen Beitrages zu 
circa 1 800 Thaler in Erfüllungsverzug gerathen 


ſei. Dieſer Ausführung des vorigen Richters konnte 


jedoch nicht beigepflichtet werden. Es iſt aller⸗ 
dings richtig, daß eine Zuvielforderung des 
Gläubigers den Eintritt des Verzuges in 
Anſehung des wirklich Geſchuldeten nicht 
unbedingt hindert, und namentlich dann 
nicht, wenn anzunehmen iſt, daß der Ge⸗ 
mahnte auch einer auf die geſchuldete Leiſtung 
beſchränkten Mahnung nicht Folge geleiſtet 
haben würde. e e ee 
Vgl. Entſch. des R. O. H. G. bei Seuffert, 
Archiv Bd. 32 Nr. 309 S. 400 und die dort 
citirten älteren Entſcheidungen. = 
Allein die Sache lag hier garnicht fo, daß die Be⸗ 
klagte damals irgend etwas, auch nur nach dem 
Verhältniſſe von 1 800 Thaler einzuſchießen ſchuldig 
geweſen wäre; es kommt daher auch nicht darauf 
an, ob ſie für ihre Zahlungsweigerung richtige 
oder unzutreffende Gründe angegeben hat. 
Das Obergericht hat nämlich überſehen, daß der 
Rhedereibeſchluß doch nicht behandelt werden darf, als 
ob er dahin gegangen wäre, circa 1 800 Thaler für 
beliebige Zwecke der Rhederei einzuſchießen. Der Sinn 
des Beſchluſſes war vielmehr, das Schiff durch Zahlung 
von circa 1 800 Thaler von der Antwerpener Schuld 
frei zu machen, damit es wieder in Fahrt geſetzt werden 
könne. Da ſich nun herausgeſtellt hatte, daß mittels 
der 1 800 Thaler der Zweck, nämlich die Liberation 
des Schiffes von der Schuld nicht ohne weiteres erreicht 
werden würde, ſo brauchten die einzelnen Rheder vor⸗ 
läufig keinesfalls einen Einſchuß dahin zu leiſten. 
Dennoch mußte angenommen werden, daß zur Zeit der 
Klaganſtellung der Anſpruch auf partenmäßigen Beitrag 
zu den circa 1 800 Thaler dem Kläger längſt erworben 
war. Denn der Beſchluß ging jedenfalls dahin, daß 
der Kläger mittels Zahlung dieſer Summe für Rechnung 
der Rhederei das Schiff von der Antwerpener Schuld 
liberiren ſolle, und dies hat der Kläger, vorausgeſetzt, 
daß er die ihm deshalb noch obliegenden Beweiſe er⸗ 
bringt, inzwiſchen gethan, nämlich indem er das an der 
vollen Schuldſumme Fehlende aus anderweitigen Mitteln 
dazu gelegt hat. Sobald das Schiff durch ſeine 
Zahlung wirklich liberirt war, hatte er auf Grund 
jenes Rhedereibeſchluſſes einen Erſatzanſpruch gegen die 
Mitrheder bis zum Belaufe von circa 1 800 Thaler.“ 
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Einen Fall, in dem trotz der Zuvielforderung der Klägerin 
ein Verzug des Beklagten angenommen wurde, berichtet auch 
Bolze, Praxis des R. G. X Nr. 198 d: 

„Das Berufungsgericht geht mit Recht davon aus, 
daß die Mahnung des Gläubigers den Schuldner in 
Verzug verſetzt, wenn ihm nicht Entſchuldigungsgründe 
dafür, daß er trotzdem ſeine Schuld nicht bezahlt, zur 
Site ſtehen, und daß ein folder Entſchuldigungsgrund 
darin nicht zu finden ſei, daß die Beklagte die 
Verwirkungsklauſel aus § 11 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen für anwendbar erachtete. Das Berufungs⸗ 
gericht iſt der Meinung geweſen, daß der Beklagte nach 
den vorliegenden thatſächlichen Verhältniſſen 
trotz der Zuvielforderung der Klägerin in der 
Lage geweſen ſei, ſich darüber eine Anſicht zu bilden, 
wie hoch ſich der Entſchädigungsanſpruch der Klägerin 
mindeſtens belaufen werde (III. 122/90 vom 7. Oktober). 

Es ergiebt ſich aus dieſen Fällen, daß die Feſtſtellung 
eines Schuldnerverzugs wie jede Schuldfrage in hohem Grade 
von den Umſtänden des Falls abhängt, wie bereits die 1. 91 
§ 3 D. de V. O. 45, 1 hervorhebt: 

„esse enim hanc quaestionem de bono et aequo, 
in quo genere plerumque sub auctoritate 
juris scientiae perniciose erratur.“ 

Der fubjektive Begriff des Verzuges fordert eine billige 
Erwägung aller Umſtände nach Treu und Glauben. 
In Veranlaſſung eines Falles aus dem ſächſiſchen Recht, aber 
mit ausdrücklicher Bezugnahme auf deſſen gemeinrechtliche 
Grundlage äußerte ſich hierüber bereits das R. O. H. G. in 
Seuffert Archiv XXXI Nr. 19 (S. 24) folgendermaßen: 

„Die Vorſchrift des 8 738 des ſächſ. bürgerl. Geſetz⸗ 
buches fpricht die Anerkennung eines Grundſatzes aus, 
welcher ſchon nach gemeinem Rechte als ein die Lehre 
von der Mora beherrſchender zu bezeichnen iſt, das 
Prinzip, daß nicht jede Hinausſchiebung der Erfüllung 

ohne Weiteres als Mora betrachtet werden darf, daß 
vielmehr dabei, der Billigkeit gemäß, ſtets alle ein⸗ 
ſchlagenden Umſtände des konkreten Falles, insbeſondere 
die Gründe zu berückſichtigen find, durch welche der 
Verpflichtete die Hinhaltung ſeiner Leiſtung vernünftiger 

Wieiſe für gerechtfertigt halten konnte. 

Fr. 21, 22, 24 pr., fr. 32 pr. $ 1: de usur. 
et fruet. 22, 1; fr. 5 de reb. cred. 12, 1% 
fr. 42, 63 de reg. jur. 50, 17. 

Im gegenwärtigen Falle durfte Beklagter die Forde⸗ 
rung der Klägerin, ihr die zur Dispoſition geſtellten 

100 Ballen Baumwolle ohne anderweite Sicherung 

herauszugeben oder durch den ſie aufbewahrenden 

Spediteur ausliefern zu laſſen, für unbegründet halten, 

fäalls ihm wirklich Schadenanſprüche gegen die Klägerin 
aus dem mit ihr durch ihren Agenten abgeſchloſſenen 
Kaufkontrakte zuſtanden. Ob das Letztere der Fall ſei, 
hing wiederum von der Rechtsbeſtändigkeit dieſes Ver⸗ 
trages ab, welche Seitens der Klägerin deshalb be⸗ 
ſtritten wurde, weil ſie E. (ihren Agenten) zu deſſen 
Abſchluſſe auf Grund eines andern, als das von Jenem 
dem Beklagten vorgelegten und überlaſſenen Qualitäts⸗ 


muſters beauftragt zu haben behauptete. Es liegt am 
Tage, daß Beklagter dieſe, mit dem Gebahren ihres 
Beauftragten in direktem Widerſpruch ſtehende Be⸗ 
hauptung der Klägerin in gutem Glauben bezweifeln und 
deren Feſtſtellung im Rechtswege erwarten konnte 

Judicium accipere paratus), ja mit Rückſicht auf den 

daraus wider E. eventuell abzuleitenden Regreßanſpruch 
behufs Wahrung ſeines rechtlichen Intereſſes nicht ohne 
Weiters als richtig anerkennen durfte. Erſt nachdem 
Klägerin in dem vom Beklagten vor dem Stadtgerichte 

zu Berlin wider ſie angeſtrengten Prozeſſe am 2. März 
1869 die Wahrheit ihrer Behauptung mittelſt Eides⸗ 
leiſtung in rechtliche Gewißheit geſetzt hatte, mußte 
Beklagter zu der Ueberzeugung gelangen, daß er mit 
ſeinen, auf die Identität des Kaufmuſters gegründeten 

Schadensanſprüchen, der Klägerin gegenüber, nicht 

durchdringen könne, und höchſtens von dem Tage der 

erlangten Kenntniß dieſes prozeſſualen Vorganges an 
war ein (unentſchuldbarer) Verzug des Beklagten in 
Erfüllung der klägeriſchen Forderung auf Auslieferung 
der Baumwolle anzunehmen / | 
Erk. des R. O. H. G. zu Leipzig (2. Sen.) vom 
30. Oktober 1874. Entſcheidungen Bd. 15 
S. 370 ff. 5 we: 

Die Auslegung und Ergänzung des Parteiwillens nach 
Treu und Glauben kommt beſonders auch für die vielfach 
üblichen Lieferungsverträge von Jahresquanten in Theil⸗ 
lieferungen ohne beſtimmte Fixirung der Einzellieferungsdaten 
in Betracht, wenn es ſich um die Frage des Lieferungsverzugs 
handelt. Ein ſehr gutes Präjudiz in dieſer Richtung bildet 
die Entſcheidung R. G. XXXIII. Nr. 13. (I. Civilſenat Urth. 
vom 4. April 1894 i. S. -v. H. (Kl.) w. P. (Bekl.) Rep. 
491/93, L. G. Breslau. O. L. G. daſelbſt S. 55 ff: 

„„Der Beklagte hat ſich verpflichtet, an die Klägerin 
vom 1. Juli 1891 in zwei Jahren 20 000 Centner 
Treber in regelmäßigen Zwiſchenräumen, erſtjährige 
Lieferung circa 10 000 Centner, zu liefern. Er lieferte 
vom 1. Juli bis Ende Dezember 1891 in acht un⸗ 
gleichen und unregelmäßigen Poſten 1 900 Centner und 
trotzdem, daß die Klägerin im Dezember, Februar und 

Mürz Nachlieferung von zweimal 3 100 Centnern, 

1 330 Centnern und 800 Centnern unter Androhung 

der Deckung und der Schadensforderung verlangte, bis 

Ende März nur noch 350 Centner. Mit Klage vom 

2. Februar 1892 forderte Klägerin aus Deckungskäufen 
und an entgangenem Gewinn Zahlung von 12 394,20 
Mark. Die Klage iſt in den Inſtanzen abgewieſen, 
auf die Reviſion der Klägerin aber das Berufungs⸗ 
urtheil aufgehoben aus nachfolgenden 
> Gründen: 

Der erſte Richter erklärt, dem Ausdrucke „in regel⸗ 
mäßigen Zwiſchenräumen“ in dem Vertrage ſei eine 
Bedeutung überhaupt nur beizumeſſen, wenn bei Treber⸗ 
lieferung eine Uſance beſtehe; was nicht behauptet ſei, 

oder im Geſchäftsverkehre der Parteien ſich eine beſtimmte 
Geeſchäftsubung herausgeſtellt habe, was unſtreitig nicht 
der Fall geweſen ſei. Das heißt nichts, als die Be⸗ 


1 ei 
- 


——— a Meg — — 


456 


ſtimmung des Vertrages einfach ſtreichen, womit gegen 
jede Auslegungsregel umſomehr verſtoßen wird, als die 
Parteien ſelbſt darüber gar nicht ſtreiten, daß der Zuſatz 
zu dem Schlußſcheine auf Verlangen der Klägerin 
hinzugefügt iſt, um ſie gegen Hinausſchiebung der An⸗ 
dienung und Lieferung bis zum Ende des Vertrages 


zu ſchützen. 


Der Berufungsrichter führt aus: „regelmäßig“ 
bedeute nicht „gleichmäßig“; der Beklagte ſei deshalb 
durch die Stipulation nur ſoweit gebunden, als er mit 
den Lieferungen nie ganz habe aufhören dürfen, ſondern 
nach und nach habe liefern müſſen, bis am Ende des 
erſten Vertragsjahres das Quantum von ca. 10 000 
Centnern erreicht worden ſei. Die Klägerin habe des⸗ 
halb das Ende des Vertragsjahres, und ob bis dahin 
die 10 000 Centner geliefert worden, abwarten müſſen, 
aber weder Lieferfriſten noch Quanta vorſchreiben dürfen. 

Das läuft ebenfalls darauf hinaus, der Vertrags⸗ 
beſtimmung, daß das Jahresquantum in regelmäßigen 
Zwiſchenräumen zu liefern ſei, jede Bedeutung zu nehmen 
und gegen den ausdrücklich erklärten und klar erkennbaren 
Vertragswillen die Klägerin für den Bezug des Jahres⸗ 
quantums innerhalb des Jahres ganz in die Hände 
des Beklagten und dieſem innerhalb des Jahres volle 
Freiheit in der Lieferung zu geben. Dadurch ſind die 
Art. 278, 279 H. G. B. ebenſo wie der § 259 C. P. O. 


verletzt. 


tz | | | 
In dem Geſchäftsverkehre der Parteien vom 1. Januar 
1888 bis zum Ende der damaligen Abſchlüſſe vom 
1. Juli 1891 handelte es ſich unſtreitig um Jahres⸗ 
lieferungen von 10 457, 8115 und 14 039 Centnern. 
Davon iſt unbeſtritten in allen drei Jahren in der Zeit 
vom 1. Juli bis 31. Dezember ſtets in unregelmäßigen 
Abſchnitten und Raten mehr als die Hälfte oder doch 


faſt die Hälfte geliefert worden. Daß die Klägerin 


durch die Stipulirung „regelmäßiger“ Zwiſchenräume 
habe ſchlechter geſtellt werden ſollen, iſt völlig aus⸗ 


geſchloſſen, vielmehr die Auslegung geboten, daß der 
Klägerin für den neuen Schluß die Lieferung in möglichſt 


gleichmäßigen Zeitabſchnitten und Raten habe geſichert 
werden ſollen. Die Klägerin hat vorgetragen, daß ſie 
die trockenen Treber als Futtermittel an Landwirthe 
abſetzt, in den Sommermonaten weniger braucht, als 
in den Wintermonaten, der Beklagte deshalb früher in 
den Sommermonaten nach Abrede die angedienten 


Quanta für ſie auf Verlangen auf Lager genommen 


habe, und daß dieſe Abrede durch die Beſtimmung am 
Ende des Zuſatzes zu dem Schlußſcheine vom 23. Juni 
1891 auch für die Dauer dieſes Vertrages aufrecht 
erhalten worden ſei. Alles das iſt anſcheinend garnicht 
ſtreitig, aber ebenſo unbeachtet geblieben wie die aus 
der Zuſammenſtellung in den Gründen des Berufungs⸗ 


urtheiles ſelbſt erſichtliche Thatſache, daß während der 


Dauer des früheren Abſchluſſes in den Sommermonaten 
faſt nichts, in den Wintermonaten Tauſende von 
Centnern geliefert ſind. Dazu tritt der folgende allgemeine 
Geſichtspunkt: 


Wenn ein Großhändler, wie die Klägerin, ſich durch 
einen Abſchluß ein Jahresquantum ſichert, ſo will er 
ſich dies Jahresquantum zur Deckung des Bedarfes 
ſeiner Kunden im Laufe des Jahres ſichern. Ihm 


wird natürlich nicht gedient, wenn er das Jahresquantum 


ganz oder zum größten Theile am Ende des Jahres 
erhält, wo der Bedarf vorüber iſt und gedeckt ſein 
muß. Solche Lieferung iſt keine Erfüllung für ihn. 
Wenn ein Großhändler ſich Lieferung des Jahres⸗ 
quantums in „regelmäßigen Zwiſchenräumen“ aus⸗ 
bedingt, ſo ſind die Bedeutung und der Sinn ſolcher 
Stipulation für beide Contrahenten völlig klar. Der 
Käufer ſoll die Waare weder am Anfange noch am 
Ende des Jahres auf einmal erhalten, weil er ſie io 
nicht gebrauchen Tann. Der Lieferant die Waare auch 


vielleicht ſo zu liefern nicht imſtande iſt. „Die Waare 


ſoll, eben weil ſie einem laufenden Bedarfe dient, in 
regelmäßigen Zwiſchenräumen, d. h. in möglichſt gleichen 
Raten geliefert werden. Darüber würde niemand in 


Zweifel fein, wenn der Vertrag beſagte, daß das Jahres⸗ 


quantum wöchentlich, monatlich oder vierteljährlich zu 
liefern ſei. Niemand würde dann auf den Gedanken 


kommen, daß in elf Monaten je ein Centner, im letzten 


Monate der Reſt von 9 990 Centner geliefert werden 
könne. Wenn der Vertrag hier von „regelmäßigen 
Zwiſchenräumen“ ſpricht, ohne die Zwiſchenräume zu 
bezeichnen, ſo kann das weder dahin führen, der Be⸗ 


ſtimmung jede Bedeutung abzusprechen, noch dahin, 


dem Belieben der Contrahenten die Beſtimmung von 
Zeit und Quantum zu überlaſſen, vielmehr iſt der 
Richter berufen, ex bona Ade und unter Berück⸗ 
ſichtigung aller Umſtände zu ermitteln, wie der Vertrag 
zu erfüllen iſt. Nun iſt unſtreitig, daß der Beklagte 
auf den in Rede ſtehenden Abſchluß von dem Jahres⸗ 
quantum von circa 10 000 Centnern in den erſten ſechs 
Monaten in ganz unregelmäßigen Zeitabſchnitten und 
Raten nur 1 900 Centner und in den erſten neun 
Monaten, d. h. gerade in der Hauptbedarfszeit, nur 
2 250 Centner geliefert hat, und zwar trotz wiederholter 
Mahnung und Drohung. | 

Es liegt auf der Hand, daß dies keine 


Vertragserfüllung iſt, daß der. Beklagte in 


Verzug gerieth, als er auf die Aufforderung 
vom 29. Dezember einfach jede Lieferung in 
der Nachfriſt bis zum Januar ablehnte, nicht 
einmal ſtatt des geforderten Quantums ein 


geringeres anbot, und auch in den folgenden 


drei Monaten trotz wiederholter Mahnungen 
nur unbedeutende Quanta, im März 20 Centner, 
lieferte, ſo daß er am 1. April, d. h. nach 
Ablauf der Hauptbedarfszeit, von den am 
30. April fälligen circa 10 000 Centner mit 
circa 7250 bis 7 500 Centnern im Rückſtande 
war. Das entſprach dem Vertrage ganz offenſichtlic 
nicht. Richtig iſt nur, daß aus dem Vertrage nicht zu 
begründen iſt, daß der Beklagte monatlich gleiche 
Quanta zu liefern hatte, und daß deshalb der Berechnung 
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des Rückſtandes im Januar, welche die Klägerin unter 
Zugrundelegung eines monatlichen Quantums von 

833 ¼ Centnern aufmacht, nicht ohne weiteres zu 
folgen iſt. ze en 

Über bie Klägerin hat bereits in der Berufungsſchrift 

ſelbſt nachgegeben, daß der Gerichtshof ein anderes 
Quantum arbitrire. Darüber und über die von dem 
Beklagten ſelbſt noch aufgeſtellten zahlreichen Be⸗ 
hauptungen, welche bisher noch nicht geprüft ſind, ſowie 
über die ſtreitige Höhe des verlangten Schadenserſatzes 
iſt zwiſchen den Parteien noch zu verhandlen und die 
Sache zu dieſem Zwecke und zur anderweiten Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückverwieſen.“ 

Die Wirkung des Schuldner⸗Verzugs iſt im Allgemeinen 
entſprechend feiner kulpoſen Natur Schadenserſatzpflicht. (8 286 
B. G. B: „Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den 
Verzug entſtehenden Schaden zu erſetzen.“) Nur ein geſetz⸗ 
liches Averſionalquantum eines Schadens, welcher keines Be⸗ 
weiſes bedarf, bildet die Verpflichtung zur Zahlung von Verzugs⸗ 
zinſen, welche das B. G. B. auf 4 Prozent feſtgeſetzt hat; 
dieſes geſetzliche Averſum ſchließt, wie auch bislang gemein⸗ 
rechtlich feſtſtand (Dernburg, Pand. II § 41) den Nachweis 
eines höheren Intereſſes nicht aus. (§ 289.) 

Eine weitere Wirkung iſt die Erhöhung der ſchuldneriſchen 
Haftung: „Der Schuldner hat während des Verzuges jede 
Fahrläſſigkeit zu vertreten.“ (8 287 S. 1.) Bedeutſam iſt 
dies nur für ſolche Obligationen, bei denen er nicht von vorn⸗ 
herein zur Leiſtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ver⸗ 
pflichtet iſt. (Beiſpielsweiſe 88 521, 599, 680, 968, 300, 
690, 708, 1359, 1664, 2131.) Außerdem haftet er für ſog. 
problematiſchen casus d. h. für die während des Verzugs durch 
Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung, wenn er nicht 
beweiſt, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung ein⸗ 
getreten wäre. | 

2. Gläubiger-Verzug. Im Gegenſatz zum Schuldner: 
Verzug iſt der Gläubiger⸗Verzug oder Annahme⸗Verzug (mora 
accipiendi) ein rein objektiver Begriff, der kein Verſchulden vor⸗ 
ausſetzt. Dies nachgewieſen zu haben gegenüber der gegentheiligen 
herrſchenden Anſicht des gemeinen Rechts iſt ein zweifelloſes Ver⸗ 
dienſt Kohlers. Vergl. deſſen Abhandlungen: 1. Annahme und 
Annahme⸗Verzug in Iherings dogmat. Jahrb. 17, Nr. 8; 2. der 
Gläubiger⸗Verzug im Arch. f. bürgerl. Recht XIII, S. 149 ff. 
Es folgt ſchon aus der Natur der Sache. Denn der Gläubiger 
hat als ſolcher nur Rechte, nicht Pflichten. Zweifellos iſt 


die Objektivität der mora accipiendi auch zur Anerkennung 
gelangt in 8 293 des B. G. B.: „Der Gläubiger kommt in 


Verzug, wenn er die ihm angebotene Leiſtung nicht annimmt.“ 
Die Schwierigkeit der Feſtſtellung eines Annahme⸗Verzugs 
liegt praktiſch weſentlich nur in Vorausſetzung einer genügenden 
Oblation ſeitens des Schuldners. Dieſe iſt nach Treu und 
Glauben zu beurtheilen. Vergl. Bolze, XIX Nr. 158: 
| „Die Kläger, welche ihr Quantum theils in dem 
werthvolleren Derbholze, theils in Wesholze und zwar 
nach dem Verhältniſſe dieſer beiden Holzarten bei der 
Hauung zu empfangen hatten, haben das ihnen an⸗ 
gebotene Holz abgelehnt, weil ihnen etwas zu viel 
Wesholz angerechnet werden ſollte, ſodaß fie dem Werth 


nach für 13 Mark 46 Pf. weniger erhielten. Zur Ab⸗ 
weiſung eines Annahme⸗ Verzugs genügt, daß die 
angebotene Leiſtung nicht vollſtändig ob— 
ligationsmäßig war. Unerheblich die Gering⸗ 
fügigkeit des Unterſchieds, daß die Gläubiger nicht 
durch den wirklichen Mangel des Angebots, ſondern 
durch einen Irrthum über den Umfang ihrer 
Anſprüche zu der Ablehnung beſtimmt worden ſind, und 
daß ſie das Angebotene nicht ſpeziell bemängelt haben.“ 

III. 190/94 vom 23. Novbr. | 
Das richterliche Ermeſſen der Vorausſetzung des Annahme: 
Verzugs betont auch mit Rückſicht auf Treu und Glauben 
R. G. XIV, Nr. 25 S. 106. (I. Civilſenat, Urth. vom 29. XII. 
1883. Rep. 1436/83.) Die Reviſion rügt, daß das O. L. G. 
nur feſtgeſtellt habe, daß G. im Namen des Beklagten dem H. 
die Wechſelſumme nebſt den Proteſtkoſten, nicht auch, daß er 
ihm Zinſen angeboten habe, während doch nach Art. 48 der 
W. O. dies erforderlich geweſen wäre. 

„Richtig iſt, daß freilich der Beklagte nach dem That⸗ 
beſtande des angefochtenen Urtheils das Erbieten auch 
in Betreff der Zinſen behauptet hat, daß aber die Feſt⸗ 
ſtellung ſich hierauf nicht erſtreckt. Richtig iſt auch, 
daß der Strenge nach H. nicht anders als unter 
Mitanbieten der, für die Zeit von dem Verfalltage, 
dem 7. Auguſt 1882, bis zu dem Tage des betreffenden 
Vorganges, dem 10. Auguſt 1882, von der Wechſel⸗ 
ſumme 6 000 Mark freilich nur 3 Mark betragenden 
Zinſen in Verzug geſetzt werden konnte, wie ebenſo⸗ 
wohl aus Art. 48 als auch aus Art. 50 Abſ. 1 Nr. 1 
der W. O. ſich ohne weiteres ergiebt. Uebrigens 
würde daſſelbe natürlich auch von anderen Koſten außer 
den Proteſtkoſten gelten, falls deren Erſatz nicht mit 
angeboten ſein ſollte, nicht minder aber auch von der 
Proviſion von ½ Prozent, im Betrage von 20 Mark, 
welche der Inhaber nach Art. 50 Abſ. 1 Nr. 3 W. O. 
zu fordern hatte. Dieſe letztere ſcheint zwar in Art. 48 


W. O. nicht mitgenannt zu ſein. Aber zuvörderſt iſt 


dieſe Beſtimmung der Wechſelordnung nicht die alleinige 
hier in Betracht kommende Rechtsnorm. Daß der 
Wechſelinhaber in Annahmeverzug geräth, wenn er dem 
ſich zur Einlöſung erbietenden Wechſelſchuldner das 
Eingehen auf dieſen Antrag verweigert, ergiebt ſich 
überhaupt nicht ſowohl aus jenem Art. 48, als aus 
den allgemeinen Grundſätzen des gemeinen Rechtes über 
den Annahmeverzug, aus denen aber gleichermaßen 
folgt, daß das Erbieten ſich auf die Berichtigung der 
ganzen Schuld erſtrecken muß. Der Art. 48 thut nur 
die weitere Beſtimmung hinzu, daß der Wechſelſchuldner 
ſeinerſeits ſogar einen klagbaren Anſpruch auf Aus⸗ 
lieferung des Wechſels und Proteſtes gegen Zahlung 
der Wechſelſchuld hat, ſodaß ſich hieraus allerdings 
auch ein Erfüllungsverzug des Inhabers ergiebt, welcher 
dem gehörigen Angebote gegenüber dieſe Auslieferung 
verweigert. Eben deshalb iſt es aber ferner nicht 
denkbar, daß nach der Meinung des Art. 48 vom 
Wechſelſchuldner nicht alles ſollte angeboten werden 
müſſen, was der Inhaber nach Art. 50 zu fordern hat. 
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Unter „Koſten“ ift daher im Art. 48 ohne Zweifel die 
Proviſion mitverſtanden. Hierfür bietet auch der, Art. 45 
in ſeinem letzten Satze eine vollkommene Analogie dar; 
denn wenn es dort heißt: 
„Auch verliert derſelbe gegen dieſe Perſonen den 
Anſpruch auf Zinſen und Koſten, ſo daß er nur die 
Wechſelſumme zu fordern berechtigt iſt,“ 
ſo erhellt ſchon aus der hervorgehobenen Gegenüber⸗ 


ſtellung innerhalb des Satzes ſelbſt, daß die „Koſten“ 8 


die Proviſion mitbegreifen ſollen. Es war nun aber 
unrichtig, wenn der Kläger die Feſtſtellung des Ober⸗ 
landesgerichtes dahin wiedergegeben hat, daß außer 
der Wechſelſumme von G. nur die Proteſtkoſten ange⸗ 
boten ſeien. Das Oberlandesgericht ſtellt vielmehr, in 
Uebereinſtimmung mit dem Zeugniſſe des G., feſt, daß 
dieſer „Wechſelſumme mit Koſten“ angeboten habe. Es 
liegt kein Grund vor, hier unter „Koſten“ nicht nach 
dem Vorbilde des Art. 48 W. O., die Proviſion mit⸗ 
zuverſtehen. Es bleibt alſo allein das Bedenken wegen 
der 3 Mark Zinſen. Jedoch wenn dieſe auch nicht 
mitangeboten ſein ſollten, ſo würde nichtsdeſtoweniger 
ein Verzug des G. mit Recht angenommen ſein. Die 
Frage nach den Vorausſetzungen des Vorzuges iſt 
nämlich eben nicht mit der äußerſten formaliſtiſchen 
Strenge zu beurtheilen. Wenn es in J. 91 88 3 
Dig. de U. O. 45, 1, zunächſt in Bezug a die 
purgatio morae, heißt: 

„esse enim hanc quaestionem de bono et aequo, 

in quo genere plerumque sub auctoritate juris 

scientiae perniciose erratur“, 
fo iſt damit das gemeinvechtliche Prinzip für die Lehre 
vom Verzuge überhaupt gegeben. Deshalb iſt hier 
die Erwägung ſachgemäß, daß die 3 Mark 
Zinſen nur einen verhältnißmäßig ganz unbe⸗ 
deutenden Nebenbetrag bildeten, und daß 
kein Grund für die Annahme vorliegt, daß 
G. nicht auch dieſen noch für den Beklagten 
zu zahlen bereit geweſen wäre, wenn nicht H., 
nach der eigenen Angabe des Klägers aus 
ganz anderen Gründen, von vornherein ſich 
überhaupt geweigert hätte, ſich auf die an⸗ 
gebotene Einlöſung des Wechſels einzulaſſen. 

Von der Regel des nothwendigen Angebots des Schuldners 

ſind folgende Ausnahmen zu machen: 

1. Ein Realangebot iſt nicht erforderlich, wenn der Schuldner 
im Stande iſt, die Leiſtung zu vollziehen, der Gläubiger 
aber erklärt hat, fie nicht annehmen zu wollen. (§ 295 
B. G. B.) (I. Civilſenat, Urth. vom 21. Mai 1881, 
Rep. I 539/81 S. 190): 

„Es iſt keineswegs richtig, wenn das oberlandes⸗ 
gerichtliche Urtheil annimmt, daß der Beklagte das 
Pachtgeld realiter offeriren mußte. 

Hat Beklagter ſich dem Verpachter, welchem er 
als Bürge haftete, gegenüber erboten, das Pachtgeld 
zu zahlen und Abtretung der Rechte des Verpachters 

aus dem Pachtvertrage gefordert, inſonderheit Ab⸗ 
tretung des dem Verpachter wegen der von dem 


Bürgen zu bezahlenden Pachtforderung zuſtändigen 
Pfandrechtes an dem zu Gunſten dritter Gläubiger 
gepfändeten Inventar, und der Verpachter eine 
ſolche Abtretung überhaupt abgelehnt, ſo 
braucht der Beklagte nicht noch realiter zu offeriren, 
um den Verpachter für den durch die verweigerte 
Abtretung ihm erwachſenden Schaden verantwortlich 
zu machen.“ R. G. IV S. 190. 8 
2. Weder ein Realangebot noch ein Verbalangebot iſt 
erforderlich, wenn die Annahme des Gläubigers un⸗ 
möglich iſt, z. B. wenn er abweſend iſt und niemand 
da iſt, der für ihn anzunehmen befugt iſt. 

3. Endlich iſt vor allem zu beachten, daß Annahme⸗Verzug 

auch dann vorliegt, wenn der Gläubiger nicht etwa im 
Empfang der Leiſtung, ſondern darin ſäumig iſt, die 
Bedingungen zu ſetzten, die erfüllt ſein müſſen, damit 
die Leiſtung in obligationsmäßiger Weiſe erfolgen kann. 

Ein Hauptfall dieſes Verzugs iſt der in 8 264 B. G. B. 

geregelte, daß der Leiſtung eine Wahl des Gläubigers 
vorhergehen muß. Zwei hierher gehörige Entſcheidungen 
des R. G. haben wir bereits in Nr. XXX bei Ge⸗ 
legenheit der alternativen bezw. Wahl⸗Obligationen 
mitgetheilt. (R. G. XXIX Nr. 6 S. 18 ff., XXX 
Nr. 29 S. 97 fl.) 

Wir könnten an dieſer Stelle noch eine Aw ahl weiterer 
Entſcheidungen, z. B. R. G. XXXV Nr. 1, R. G. XXXVII 
Nr. 8, wiedergeben, auch beſonders die zwiſchen letzterer 
und der Entſch. R. G. XXX Nr. 29 beſtehende Differenz 
erörtern, die nur deshalb zu keinem Plenarbeſchluß geführt hat, 
weil die letztere (XXXVII Nr. 8) auf preußiſch⸗ rechtlichem, 
erſtere (XXX Nr. 29) aber auf gemeinrechtlichem Boden erging, 
wenn wir nicht der Anſicht wären, daß inzwiſchen und zwar 
durch den § 375 des neuen H. G. B. die Streitfrage im Sinne 
der letzten Entſcheidung (R. G. XXXVII Nr. 8) wenigſtens 
für die praktiſch allein intereſſirenden Fälle des Kaufs geſetz⸗ 
lich entſchieden iſt. Der § 375 H. G. B. lautet: 

VIſt bei dem Kaufe einer beweglichen Sache dem 
Käufer die nähere Beſtimmung über Form, Maß oder 
ähnliche Verhältniſſe vorbehalten, ſo iſt der Käufer ver⸗ 

pflichtet, die vorbehaltene Beſtimmung zu treffen. Iſt 
der Käufer mit der Erfüllung dieſer Ber: 

pflichtung im Verzuge, ſo kann der Verkäufer die 

Beſtimmung ſtatt des Käufers vornehmen oder gemäß 

§ 326 des B. G. B. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
fordern oder vom Vertrage zurücktreten. Im erſteren 
Falle hat der Verkäufer die von ihm getroffene Be⸗ 
ſtimmung dem Käufer mitzutheilen und ihm eine 
angemeſſene Friſt zur Vornahme einer anderweitigen 
Beſtimmung zu ſetzen. Wird eine ſolche innerhalb der 
Friſt von dem Käufer nicht vorgenommen, ſo iſt die 
von dem Verkäufer getroffene Beſtimmung maßgebend.“ 

Zu dieſer durchaus nothwendig gewordenen geſetzlichen 
Regelung des Specifikationsverzugs bemerkt richtig Kohler 
a. a. O. S. 188, daß es zwar eine civiliſtiſche Unrichtigkeit ſei, 
davon zu ſprechen, daß der Käufer zur Vornahme der Wahl 
verpflichtet ſei, und eine ſolche civiliſtiſche Trübung um ſo 
mehr zu vermeiden geweſen ſei, als das B. G. B. in dieſer 
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Beziehung ein klares Bild gebe. Aber „ſchaden wird dieſe 
juriſtiſche Inkorrektheit nicht. Denn wer in aller Welt wird 
nach Eintritt dieſes Artikels dieſen Paſſus beim Wort nehmen 
und den Käufer auf Specifikation verklagen! um etwa nach 
einem langwierigen Prozeß glücklicherweiſe ſoweit zu ſein, daß 
dieſer für wohlverpflichtet erklärt und bei Nichterfüllung dieſer 
Pflicht ſodann die Wahl auf den Verkäufer abgewälzt wird, 
wo man doch dieſe Ueberwälzung ſchon ohne Prozeß und 
ohne Koſten Kraft Geſetzes haben kann — oder etwa um im 
Exekutionsverfahren die nicht erfüllte Wahlpflicht in eine 


Intereſſehaftung umwandeln zu laſſen, während ſich doch dieſe 


Umwandlung bereits ohne prozeſſuale Mittel auf dem Wege 
des Civilrechts, durch den civilrechtlichen Akt des 8 326 B. G. B. 
vollzieht.“ (Kohler a. a. O. S. 188.) 

§ 326 B. G. B. | 

„Iſt bei einem gegenfeitigen Vertrage der eine Theil 
mit der ihm obliegenden Leiſtung im Verzuge, ſo kann 
ihm der andere Theil zur Bewirkung der Leiſtung eine 
angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er 
die Annahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt 
ablehne. Nach dem Ablaufe der Friſt iſt er berechtigt, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen oder 
von dem Vertrage zurückzutreten, wenn nicht die 
Lieferung rechtzeitig erfolgt iſt; der Anſpruch auf Er⸗ 
füllung iſt ausgeſchloſſen. Wird die Leiſtung bis zum 
Ablaufe der Friſt theilweiſe nicht bewirkt, ſo findet die 
Vorſchrift des 5 325 Abſ. 1 S. 2 entſprechende An⸗ 
wendung. 

($ 325 Abſ. 2: wenn die theilweiſe Erfüllung des 
Vertrags für ihn kein Intereſſe hat, ſo iſt der 
andere Theil berechtigt, Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung der ganzen Verbindlichkeit zu verlangen oder 
von dem ganzen Vertrage zurückzutreten.) 

Hat die Erfüllung des Vertrages infolge des Verzugs 
für den anderen Theil kein Intereſſe, ſo ſtehen ihm die 
im Abſ. 1 bezeichneten Rechte zu, ohne daß es der 
Beſtimmung einer Friſt bedarf.“ 

Endlich iſt noch zu beachten, daß der Empfangsverzug 
beim Kauf in der Regel auch den Schuldnerverzug (mora 
solvendi) des Käufers einſchließt, fo daß bei Empfangsverzug 


auch ſofort die Rechtsfolgen des Schuldnerverzugs von ſelber 


gegeben werden. Dies erkennt richtig an R. G. I. Sen. vom 
22. April 1891 (Bremen) bei Seuffert, Archiv XXXXVII 
Nr. 139. 

„Es wird geltend gemacht, der Empfangsverzug 
des Käufers allein gewähre dem Verkäufer nicht das 
Recht, vom Vertrage abzugehen, und es ergebe ſich 
nicht, daß die Kläger auch mit der Zahlung im 
Verzug geweſen ſeien. Allein in der Erklärung, 
das offerirte Fett nicht als Gegenſtand der 
Vertragserfüllung anſehen zu wollen, iſt eine 
beſtimmte Weigerung, den Kaufpreis für das— 
ſelbe zahlen zu wollen, enthalten. War nun 
aber das offerirte Fett vertragsmäßige Waare, ſo war 
mit dieſer beſtimmten Erklärung die Vorausſetzung des 
Art. 354 H. G. B. gegeben, und der Berufungsrichter 
hat ohne Rechtsirrthum ausgeſprochen, daß die 


Beklagte zum Rücktritt vom Vertrage nach 

Art. 354 berechtigt geweſen, ſofern die Weigerung 

des Empfangs der Waare und folgeweiſe der 

Zahlung des Kaufpreiſes abſeiten der Kläger 

ungerechtfertigt war und ſomit ein Verzug der Letzteren 

vorlag.“ „ | DE 

Die allgemeinen Rechtsfolgen des Annahme⸗Verzugs ſind 

folgende: | | 

1. Er überwälzt die Gefahr auf den Gläubiger. (8 324 
Abſ. 2 B. G. B.) 

2. Vom Annahme⸗Verzug an haftet der Schuldner nur noch 
für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit. ( 300 B. G. B.) 

3. Mit dem Annahme⸗Verzug hört in Bezug auf Geld⸗ 
ſchulden die Zinspflicht auf. ($ 301 B. G. B.) 

4. Bei Obligationen, wo der eine Theil vorleiſten ſoll, 
wird der Beklagte zur Leiſtung gegen Gegenleiſtung 
verurtheilt. (8 322 B. G. B.) 

5. Dem Schuldner ſind alle durch den Annahme⸗Verzug 
erwachſenen Koſten und die auf die Sache gemachten 
Aufwendungen zu erſetzen. (8 304 B. G. B.) 


— — m 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 24. Juni bis 
2. Juli 1898 ausgefertigten Erkenntniffe. | | 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaffungsgeſetz. 

1. Zurückweiſung einer Beſchwerde in Erwägung, daß die 
vom Beſchwerdeführer für die Bezeichnung der Sache als Ferien- 
fache angegebenen Gründe — die bedrängte Lage des Kl. und 
die angebliche Abſicht der Bekl., den Prozeß hinzuziehen — den 
gegen die Behandlung der Sache als Ferienſache ſprechenden 
ſachlichen Gründen gegenüber nicht durchgreifend erſcheinen; in 
Erwägung nämlich, daß nach Lage der Sache deren Erledigung 
in einem Termine oder auch nur innerhalb der Ferien keines- 
falls zu erwarten ſteht und ein mehrfacher Wechſel in der 
Zuſammenſetzung des erkennenden Senats nach Möglichkeit zu 
vermeiden iſt. VI. C. S. i. S. Langen c. Holländer vom 
20. Juni 1898, B Nr. 125/98 VI. 5 

Zur Civilprozeßordnung. | 

2. Das Kammergericht hat überſehen, daß im Geſuche 
des Kl. der zu ſichernde Anſpruch ausdrücklich auch auf einen 
von der Bekl. begangenen Betrug gegründet worden iſt. Als 
Ort, wo die Betrugshandlung begangen iſt, kommt nach be⸗ 
kannten Rechtsgrundſätzen jedenfalls auch der Ort in Frage, 
wo ſich der beabſichtigte rechtswidrige Erfolg der Täuſchung 
des andern vollzogen hat, im vorliegenden Falle alſo Frank⸗ 
furt a. O. Inſoweit würde daher die Zuſtändigkeit des an⸗ 
gegangenen Gerichts ſchon aus § 32 der C. P. O. abgeleitet 
werden können. Aber auch wenn man nur auf die Kontrakts⸗ 
klage aus dem zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen zweiſeitigen 
Rechtsgeſchäfte ſieht, iſt die Zuſtändigkeit des L. G. in Frank⸗ 
furt a. O. nach § 29 der C. P. O. gegeben. Das Kammer⸗ 
gericht erwähnt ſelbſt den vom R. G. in wiederholten Ent⸗ 
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ſcheidungen für das preußiſche und für das gemeine Recht aus⸗ 
geſprochenen Rechtsſatz, daß der redhibirende Käufer den Verkäufer 
da auf Erſtattung des Kaufpreiſes belangen kann, wohin die 
zurückzugebende Waare in Erfüllung des Kaufvertrages geſchafft 
worden iſt, und wo folgeweiſe die Zug um Zug zu bewirkende 
Rückgewähr vor ſich zu gehen hat. Es will dieſem Satze aber 
für den vorliegenden Fall die Anwendung verſagen, weil es ſich 
nicht um Kauf, ſondern um Werkoerdingung handle, bei der 
Werkverdingung aber die 98 326, 327 des A. L. R. Th. 1 
Tit. 5 keine Anwendung finden könnten, Beſtimmungen, auf 
die allein jener Rechtsſatz vom R. G. gegründet worden ſei. 
(Entſch. Bd. 20 S. 360, Gruchot's Beiträge Bd. 37 S. 1208.) 
Es kann indeß nicht als richtig anerkannt werden, daß in dieſer 
Hinſicht nach preußiſchem Rechte ein Unterſchied beſteht zwiſchen 
dem Falle, wo die Sache, gegen deren Rückgabe der bezahlte 


Preis zurückgefordert wird, dem Rückfordernden auf Grund 


eines Kaufvertrages, und dem, wo ſie ihm auf Grund einer 
Werkverdingung geliefert worden iſt. I. C. S. i. S. Meier 
c. Dobriner vom 4. Juni 1898, Nr. 171/98 J. 

3. Es handelt ſich im vorliegenden Rechtsſtreite nicht um 
eine gegen die Geſammtheit der Erben erhobene und auf 
Zahlung aus der Nachlaßmaſſe gerichtete Leiſtungsklage. Ver⸗ 
klagt ſind vielmehr nur diejenigen einzelnen Miterben, welche 
die Vermächtnißanſprüche der Kl. beſtritten haben, und den 
Zweck der Klage bildet die Beſeitigung des Widerſtandes, welcher 
der Befriedigung der Kl. ſeitens dieſer Bekl. entgegengeſetzt 
wird. Das Klagebegehren iſt demgemäß dahin formulirt, daß 
die Bekl. verurtheilt würden, in die Auszahlung des ſtreitigen 
Vermächtnißbetrages zu willigen, und die Bekl. ſind in den 
Vorinſtanzen dieſem Antrage entſprechend verurtheilt worden. 
Bei dieſer Sachlage muß das Vorhandenſein einer nothwendigen 
Streitgenoſſenſchaft verneint werden. Es ſtand im Belieben 
jedes einzelnen Bekl., ob er die geforderte Einwilligung für 
ſeine Perſon ertheilen, bezw. ſich bei der ihn zur Abgabe einer 
ſolchen Willenserklärung verurtheilenden Entſcheidung beruhigen 
wollte. Die drei Bekl. zu 13, 14, 15 find deshalb auch nicht 
für befugt zu erachten, das von ihnen eingelegte Rechtsmittel 
für die übrigen Mitbekl. (auf Grund des § 59 der C. P. O.) 
durchzuführen. Hieraus ergiebt ſich zugleich, daß jetzt — nach⸗ 
dem die Bekl. zu 1, 2, 3, 8, 16, 17, 18, 19, 20 das von 
ihnen eingelegte Rechtsmittel zurückgenommen haben und nur 
noch die Reviſion der Bekl. zu 13, 14, 15 zur Entſcheidung 
übrig geblieben iſt — bei Beantwortung der Frage, ob der 
Werth des Beſchwerdegegenſtandes den Betrag von 1 500 Mark 
überſteigt und ob alſo die Reviſton dem Gegenſtande nach zu⸗ 
läſſig it, lediglich dasjenige Intereſſe als maßgebend in Be⸗ 
tracht kommen kann, welches die drei Rkl. zu 13, 14, 15 daran 
haben, daß eine Aenderung des B. U. herbeigeführt wird. 
(Vergl. Entſch. des R. G. in Goilſachen Bd. 16 S. 342 und 
Bd. 23 S. 361; Juriſtiſche Wochenſchrift von 1894 S. 542 
Nr. 1 und von 1896 S. 4 Nr. 10.) Dieſes Intereſſe iſt aber, 
entſprechend derjenigen Quote, mit welcher dieſe drei Rkl. an 
der geſammten Nachlaßmaſſe partizipiren, nur auf den 10. Theil 
von 3 600 Mark, alſo auf 360 Mark zu bemeſſen. IV. C. S. 
i. S. Blank und Gen. c. Jordan vom 6. Juni 1898, Nr. 5/8 IV. 

4. Der Kl. hatte das landwirthſchaftliche Inventar ſeines 
Ritterguts Slupia bis zum 25. September 1897 bei der Bekl. 


gegen Feuersgefahr verfichert. Am 21. September 1897 iſt durch 
einen Brand eine Reihe der verſicherten Gegenſtände zerſtört 
worden. Der Kl. verlangt deshalb von der Bekl. Schadenderſatz, 
den zu leiſten ſie ſich jedoch weigert, weil jener ſeit dem 
15. September 1897 gleichzeitig bei der Verſicherungsgeſellſchaft 
zu Schwedt verfichert geweſen ſei, während der Dauer der Doppel⸗ 
verſicherung ihre Verſicherungspflicht aber ruhe. Der Kl. hat im 
Verlaufe des Prozeſſes der Verſicherungsgeſellſchaft zu Schwedt, 
die er für den Fall ſeines Unterliegens in Anſpruch nehmen will, 
den Streit verkündet; und dieſe iſt auch dem Rechtsſtreite bei ⸗ 
getreten. Die vierte Civilkammer des Königl. L. G. zu Breslau 
hat die Nebenintervention jedoch einem Antrage der Bekl. ent 
ſprechend im Zwiſchenurtheil vom 13. April 1898 zurückgewieſen. 
Auf Grund der ſofortigen Beſchwerde der Nebenintervenientin 
hat dagegen der ſiebente Civilſenat des Königl. O. L. G. zu 
Breslau am 14. Mai 1898 das Zwiſchenurtheil aufgehoben und 
die Nebenintervention zugelaſſen. Hiergegen richtet ſich die 
weitere Beſchwerde der Bekl., mit der beantragt wird, „die von 
der Nebenintervenientin erhobene ſofortige Beſchwerde gegen das 
Zwiſchenurtheil des Königl. L. G. zu Breslau, vierte Civil 
kammer, vom 13. April cr. unter Abänderung der Entſcheidung 
des Königl. O. L. G. vom 20. Mai 1898 (richtiger: 14. Mai 
1898) zurückzuweiſen.“ Die Beſchwerde der Bekl. iſt zwar zu- 
läſſig, aber unbegründet. Der Sieg des Kl. im Rechtsſtreit 
wird die Befreiung der Nebenintervenientin von dem ihr drohenden 
Anſpruche zur Folge haben. Denn einerſeits würde die Klage 
auf Grund der Erwägung durchdringen, daß ein Verſicherungs⸗ 
vertrag zwiſchen dem Kl. und der Nebenintervenientin für den 
fraglichen Zeitpunkt nicht beſtanden hat. Und andererſeits kann 
gegen die Nebenintervenientin kein Rechtsanſpruch mehr erhoben 
werden, ſobald durch die Vollſtreckung des obſieglichen Erkennt 
niſſes die Befriedigung des Kl. herbeigeführt worden iſt. Um- 
gekehrt würde der Prozeßverluſt ganz weſentlich auf der Annahme 
beruhen, daß der Kl. am Tage des Brandes bei der Neben⸗ 
intervenientin verſichert geweſen ſei. Und auch das Intereſſe 
daran, daß dies nicht ausgeſprochen werde, iſt nicht bloß that⸗ 
ſächlicher, fondern zugleich rechtlicher Natur. Für die rechtlichen 
Beziehungen zwiſchen dem Kl. und der Nebenintervenientin bleibt 
es nicht gleichgültig, ob die Exiſtenz eines Vertragsverhältniſſes 
bereits gerichtliche Anerkennung gefunden hat oder nicht. Wenn 
auch das ergangene Urtheil in dieſer Beziehung keine Rechtskraft 
ſchafft und deshalb nicht mit unmittelbarer präjudizieller Wirkung 
eingreift, ſo werden die rechtlichen Intereſſen. der Neben ⸗ 
intervenientin doch mittelbar von ihm berührt und beeinflußt. 
Die Möglichkeit einer Rückwirkung des Urtheils auf ihr Rechts- 
verhältniß zum Kl. wird gewiß nicht verkannt werden können. 
I. C. S. i. S. Graf Szembek c. Schleſiſche Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaft vom 15. Juni 1898, B Nr. 60/8 J. 

5. Die Reviſion rügt Verletzung der 88 31, 32 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 6 und des § 260 der C. P. O. Die 
Rüge iſt begründet. Die Vorinſtanzen find der Vorſchriſt 
des 8 260 der C. P. O. nicht gerecht geworden und es iſt nicht 
einmal erſichtlich, ob ſie ſich der aus § 260 ſich ergebenden 
Pflicht bewußt geweſen ſind, die Höhe des Schadens nach freier 
Ueberzeugung feſtzuſetzen. Es mag zuzugeben ſein, daß unter 
Umftänden die Höhe eines Schadens ſich auch beim Walten- 
Iaffen freier Ueberzeugung nicht ermitteln läßt, allein der B. R. 
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hat feine Anſicht, daß eine ſolche Schätzung nach den Umſtänden 
des vorliegenden Falles unmöglich ſei, in keiner Weiſe be⸗ 
gründet. Iſt durch Sachverſtändige nur die prozentuale Be⸗ 
theiligung der Mehreren an der Schadenzufügung ermittelt, 


| ſo mag der Prozentſatz für den Antheil eines Jeden an dem 


Schaden betrage nicht unbedingt maßgebend ſein, aber daraus 
folgt nicht einmal, daß jene Ermittelung nicht für dieſe Feſt⸗ 
ſtellung mit verwerthet werden könne, geſchweige denn, daß die 
Feſtſtellung überhaupt unmöglich ſei. Hält der Richter die von 
einem Sachverſtändigen gelieferte Grundlage nicht für aus⸗ 
reichend oder nicht für maßgebend und glaubt er, auch für die 
ſelbſtſtändige Schätzung des den einzelnen Beſchädigern zur Laſt 
fallenden Antheils am Schadenbetrage nicht den erforderlichen 
Anhalt zu haben, ſo hat er zunächſt durch Ausübung des 
Fragerechtes ($ 130 der C. P. O.) und durch Vernehmung 
anderer Sachverſtändigen zu verſuchen, ſich die von ihm für 
erforderlich erachteten Grundlagen zu verſchaffen. Vermißten 
alſo die Vorinſtanzen den Nachweis dafür, daß die Be⸗ 
ſchädigungen des Grundſtücks der Kl. nicht auch ohne die Zu⸗ 
leitung ſchädlicher Abwäſſer von anderer Seite eingetreten ſein 
würden, ſo hatten ſie den vernommenen — oder einen anderen — 
Sachverſtändigen zu veranlaſſen, das vorhandene Gutachten 
nach dieſer Richtung hin zu vervollftändigen. Der vernommene 
Sachverſtändige hat übrigens den Antheil der Bekl. am Schaden⸗ 
betrage bereits geſchätzt, freilich wiederum nach Prozenten. An 
und für ſich widerſtrebt eine ſolche Schätzung dem Wortlaute 
des § 32 des A. L. R. Thl. J Tit. 6 nicht, doch kann den Vor⸗ 
inſtanzen zugegeben werden, daß ſie in den Fällen nicht maß⸗ 
gebend iſt, in denen die Handlung eines Jeden der mehreren 
Beſchädiger den Schaden ſeinem ganzen Betrage nach ver⸗ 
anlaßt haben kann. Daß ein ſolcher Fall vorliege, iſt aber 
von den Vorinſtanzen bisher in keiner Weiſe feſtgeſtellt. V. C. S. 
i. S. Stadt Dortmund c. evang. Kirchengemeinde zu Mengede 
vom 15. Juni 1898, Nr. 8/98 V. | 

6. Wenn der Zeuge in feiner Ausſage überflüſſigerweiſe 
ſeine früheren, übrigens beſchworenen, Angaben über die 
Art, wie die Hergabe des Geldes von Carl B. erfolgt iſt (daß 
nämlich nicht dieſer ſelbſt unmittelbar, ſondern durch ihn, den 
Zeugen, das Geld hergegeben hat, und wie dies gekommen iſt), 
im Weſentlichen wiederholt hat, ſo hatte doch dies mit dem 
Beweisthema nichts zu thun, und es kann aus der Erwähnung 
von Umſtänden, die nicht den Gegenſtand des Beweiſes bildeten, 
nicht die Verpflichtung des Zeugen hergeleitet werden, das⸗ 
jenige, was er über das Beweisthema ausgeſagt hat, und was 
nicht unter $ 350 Ziffer 4 C. P. O. fällt, zu beſchwören. 
VI. C. S. i. S. Bork c. Bork vom 13. Juni 1898, 
B Nr. 112/98 VI. 

7. Der § 379 der C. P. O. findet feinem Wortlaute nach 
nur Anwendung, wenn Zeugen Wahrnehmungen bekunden ſollen, 
die ohne beſondere Sachkunde nicht gemacht werden können, 
nicht aber dann, wenn die zu beweifenden früheren Thatſachen 
oder Zuſtände von den darüber benannten Perſonen nicht als 
eigene Wahrnehmungen bekundet, ſondern mit Hülfe ihrer 
Sachkunde aus dem gegenwärtigen Zuſtande gefolgert werden 
ſollen. Die Eigenſchaft eines bloßen Gutachtens verliert die 
Ausſage nicht dadurch, daß der Sachverſtändige zur Abgabe 
ſeines Gutachtens als Grundlage für daſſelbe der Keuntniß⸗ 


nahme von dem jetzigen Zuſtande bedarf, und einen Unterſchied 
kann es endlich auch nicht machen, wenn der Sachverſtändige 
dieſe Kenntniß nicht erſt auf Veranlaſſung des Gerichts im 
Prozeſſe ſich verſchafft, ſondern ſchon vorher diejenigen Unter⸗ 
ſuchungen anſtellt, die ihn zur Abgabe des Gutachtens in den 
Stand ſetzen (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 9 
S. 378, 379; Gruchot Beiträge, Bd. 34 S. 751, 752). 
VI. C. S. i. S. Wagner c. Noll vom 9. Juni 1898, 
Nr. 64/98 VI. | 

8. Der § 418 der C. P. O. geftattet den Parteien, 
auch noch nach der Zuſchiebung, Annahme oder Zurückſchiebung 
des Eides andere Beweismittel geltend zu machen. Der Zeit⸗ 
punkt, bis zu welchem dies geſtattet iſt, ergiebt ſich im 
Allgemeinen aus § 256, wonach Beweismittel bis zum Schluß 
der mündlichen Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht, 
geltend gemacht werden können. Für den Fall aber, daß, wie 
hier, die Eidesleiſtung durch Beſchluß angeordnet worden iſt 
($ 426), tritt dieſe Zeitgrenze früher ein; denn da nach $ 428 
durch Leiſtung des Eides voller Beweis der beſchworenen That⸗ 
ſache begründet wird, iſt jedenfalls nach der Eidesleiſtung die 
Geltendmachung anderer Beweismittel begrifflich ausgeſchloſſen, 
vergl. Entſch. des R. G. Bd. 17 Nr. 81 S. 335. Wenn es 
die C. P. O. nicht anders anordnet, muß aber auch bis zu 
dem Zeitpunkt, in welchem durch die Eidesleiſtung voller Beweis 
erbracht wird, alſo bis zur Vollendung der Eidesleiſtung, die 
Nachbringung anderer Beweismittel zuläſſig ſein, denn begrifflich 
ſchließt erſt die Erbringung des Beweiſes andere Beweismittel 
aus und erbracht iſt der Beweis erſt mit der vollendeten Eides⸗ 
leiſtung. V. C. S. i. S. Dürich c. Schindler vom 15. Juni 
1898, Nr. 6/98 V. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

9. Bei der gegenwärtigen Sachlage iſt davon auszugehen, 
daß Bekl. von G. auf die beiden hier intereſſirenden Wechſel 
einen verhältnißmäßigen Theil, alſo — was rechneriſch unbe⸗ 
ſtritten iſt — 2 787 Mark 60 Pf. erhalten hat. Dieſe An- 
nahme wird auch von der Reviſion vertreten. Alsdann fragt 
ſich, ob Kl. ſich als Acceptant hierauf berufen darf. Dies an⸗ 
langend iſt (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 7 S. 120, 
des R. G. in Civilſachen Bd. 11 S. 18) davon auszugehen, 
daß die Zahlung eines Indoſſanten den Wechſel nicht objektiv 
tilgt, wenn dies nicht beabſichtigt war und daß, wenn ein 
Regreßpflichtiger zahlt, die Vermuthung dafür ſpricht, er habe 


nur ſeine eigene Verbindlichkeit tilgen wollen. Andererſeits 


verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Wechſelgläubiger nicht ſo 
oft, als Wechſelſchuldner vorhanden ſind, die volle Wechſel⸗ 
ſumme erhalten, ſondern nur einmal bezahlt werden ſoll. Es 
iſt deshalb völlig Thatfrage im einzelnen Fall, ob eine von 
einem Indoſſanten geleiſtete Zahlung auch befreiend für den 
Acceptanten wirkt, da jene, oben erwähnte Vermuthung wider⸗ 
legbar iſt (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 9 S. 42, 
Bd. 11 S. 306, Bd. 16 S. 216). Dem entſprechend kann 
der Acceptant dem klagenden Wechjelgläubiger die exceptio 
doli entgegen ſetzen, wenn dieſer dolos handelt, d. h. wenn er, 
nachdem er Zahlung von einem Indoſſanten erhalten hat, den 
Acceptanten in Anſpruch nimmt, obwohl die Zahlung auch für 
den Acceptanten gelten ſollte, oder die Einziehung der Wechſel⸗ 
ſumme geſchehen iſt, um dem Acceptanten Einreden abzuſchneiden 
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(vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 7 S. 120, Bd. 23 S. 336, 
Bd. 25 S. 18). Dieſe rechtlichen Erwägungen liegen den 
Angriffen der Reviſion ebenfalls zu Grunde. Die Reviſion 
halt hierdurch die Sache zu Gunſten des Kl. für entſchieden 
und macht geltend, daß Kl. fchon deshalb im Rechte ſei, weil 
in Frage ſtehe, ob Bekl. die Judikatforderung aus dem Urtheile 
des L. G. vom 9. Oktober 1891 noch beitreiben könne, und 
auf dieſe Judikatforderung doch zweifellos die ſtreitigen 
2787 Mark 60 Pf. gezahlt ſeien. Dieſe Auſicht iſt jedoch 
nicht zutreffend. Es handelt ſich darum, ob Bekl. die Judikat⸗ 
forderung gegen den jetzigen Kl., alſo inſoweit, als dieſer 
verurtheilt worden iſt, geltend machen darf und es iſt eben 
ſtreitig und zu entſcheiden, ob erwähnter Betrag auf dieſe 
Judikatforderung anzurechnen if. I. C. S. i. S. Lipke 
e. Danielſohn vom 4. Juni 1898, Nr. 165/98 J. 

10. Wenn auch die Vollmachten der Handlungsbevoll⸗ 
mächtigten regelmäßig mit der Veräußerung des kaufmänniſchen 
Geſchäfts, in welchem ſie ertheilt war, zu Ende gehen werden, 
ſo iſt doch keineswegs ausgeſchloſſen, daß im einzelnen Falle 
nach dem Willen der Betheiligten die Vollmacht über dieſen 
Zeitpunkt hinaus fortdauert und ſich auf die Abwickelung der 
mit der Veräußerung verbundenen Geſchäfte, insbeſondere die 
Uebergabe und Regelung der ſich dabei ergebenden Differenzen 
erſtreckt. Angeſichts des erwähnten Vorbringens des Bekl. wäre 
es hiernach Aufgabe des B. G. geweſen, zunächſt durch Be⸗ 
fragung des Bekl. die ſachlichen und zeitlichen Grenzen der 
Vollmacht Kl. zu erörtern und eventuell den Bekl. zur Angabe 
ſeiner Beweismittel aufzufordern. II. C. S. i. S. Tiebe 
c. Hein vom 21. Juni 1898, Nr. 121/98 II. 

11. Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. Die Kl. hat mit der ihr als Aktionärin der beklagten 
Geſellſchaft nach Art. 222, 190 a H. G. B. zuſtehenden An- 
fechtungsklage die von der ordentlichen Generalverſammlung der 
Bekl., welche am 23. November 1895 zu Freiburg ſtattfand, 
gefaßten Beſchlüſſe in erſter Reihe aus dem Grunde als un⸗ 
gültig zu erklären beantragt, weil bei der Vorbereitung dieſer 
Generalverfammlung durch deren Berufung nach Freiburg anſtatt 
Dinglingen, welcher letztere Ort noch als Sitz der Geſellſchaft 
zu betrachten ſei, ordnungswidrig verfahren worden ſei, in 
zweiter Reihe wegen ungehöriger Beſchränkung der Redefreiheit 
gegenüber dem in der Generalverſammlung erſchienenen Direktor 
der klagenden Geſellſchaft. Das L. G. hat unter Verwerfung 
erſten Grundes der erhobenen Klage wegen Beſchränkung der 
Redefreiheit ſtattgegeben, welche Entſcheidung mit der von der 
Bekl. gegen das landgerichtliche Urtheil eingelegten Berufung 
bekämpft wurde. Der Vertreter der Kl., Berufungsbekl. hat 
Zurückweiſung der Berufung beantragt und nach Inhalt des 
Thatbeſtandes des oberlandesgerichtlichen Urtheils dieſen Antrag 
„nach Maßgabe ſeines hiermit in vollem Umfange in Bezug 
genommenen Schriftſatzes vom 2. Dezember 1897“ begründet. 
Dieſer Schriftſatz beginnt mit den Worten: „Ich werde auf 
Grund des in I. J. feſtgeſtellten Sachverhalts verhandeln und 
das geſammte Vorbringen der Kl. aufrecht halten.“ Darnach 
wäre anzunehmen, daß auch der oben angeführte erſte Klage⸗ 
grund ausdrücklich aufrecht erhalten werden ſollte, wenn auch 
die Faſſung „ich werde .... aufrecht halten“ Zweifel veran- 
laſſen kann. Allein nach Inhalt der Entſcheidungsgründe iſt 


das O. L. G. davon ausgegangen, daß die Kl. in der Berufungs- 
inſtanz die Anfechtung nicht mehr auf jenen erſten Klagegrund 
geſtützt habe. Dieſe Feſtſtellung erſcheint als eine prozeſſual nicht 
genügende, denn ſie begreift nicht ein wirkliches Aufgeben 
dieſer Anfechtung in ſich, und nach der erwähnten Beurkundung 
im Thatbeſtand über den Vortrag des klägeriſchen Vertreters 
wäre zum mindeſten Anlaß zur Ausübung des richterlichen Frage⸗ 
rechts darüber, ob der erſte Anfechtungsgrund aufgegeben werde, 
vorgelegen. II. C. S. i. S. Lothringer Brauerei c. Aktien⸗ 
brauerei Dinglingen vom 10. Juni 1898, Nr. 61/8 II. 

12. Das L. G. hat, davon ausgehend, daß Dinglingen 
noch immer als Sitz der beklagten Aktienbrauerei anzuſehen und 
daß dort die Generalverſammlung abzuhalten geweſen ſei, 
die Zurückweiſung dieſer Anfechtung damit begründet, daß, 
wenn ein Aktionär an den Verhandlungen einer nicht an den 
richtigen Ort berufenen Generalverſammlung, ohne dieſen Mangel 
zu rügen, ſich betheilige, darin ein Verzicht auf die Rüge des 
Mangels gefunden werden müſſe. Das L. G. ſtellt hiernach 
nicht etwa auf Grund von Erwägungen thatſächlicher Natur die 
Abſicht der Kl., im vorliegenden Falle auf dieſe Anfechtung zu 
verzichten, feſt, ſondern es ſieht als rechtliche Folge der Theil» 
nahme an einer Generalverſammlung, ohne deren ordnungs⸗ 
widrige Berufung zu rügen, den Verluſt der Befugniß zur An⸗ 
fechtung der gefaßten Beſchlüſſe wegen nicht gehöriger Berufung 
der Verſammlung an. Dieſer Anſchauung kann nicht beigetreten 
werden. Nach Art. 190 a, 222 H. G. B. iſt der nicht er⸗ 
ſchienene Aktionär zur Anfechtung befugt, ſofern er dieſe darauf 
gründet, daß die Berufung der Generalverſammlung oder die 
Ankündigung des Gegenſtandes der Beſchlußfaſſung nicht gehörig 
erfolgt war. Die Anfechtung ſeitens des erſchienenen Aktionärs, 
welche auch außer den genannten Fällen wegen Verletzung des 
Geſetzes oder des Geſellſchaftsvertrages ſtattfindet, erfordert, daß 
der Aktionär gegen den Beſchluß Widerſpruch zum Protokoll 
erklärt hat. Wenn nun auch als in genügender Weiſe thatſäͤch 
lich feſtgeſtellt zu betrachten wäre, daß von der Kl. gegen die 
Berufung der Generalverſammlung nach Freiburg nicht aus⸗ 
drücklich proteſtirt wurde, ſo hat doch das L. G. feſtgeſtellt, daß 
Direktor B., als ihm zu Punkt 1 der Tagesordnung das Wort 
entzogen wurde, alsbald gegen die ſämmtlichen von der General⸗ 
verſammlung zu faſſenden Beſchlüſſe Widerſpruch eingelegt hat 
und das B. G. hat dies nicht verneint, wenn es auch die That⸗ 
ſache dahin geſtellt ſein ließ. Damit wäre aber die gedachte 
Vorausſetzung für die Anfechtung der Beſchlüſſe gewahrt, da die 
Gründe für den Widerſpruch nicht ſofort angegeben werden 
müſſen. Einen Verzicht auf die Anfechtung wegen nicht ge⸗ 
höriger Berufung der Generalverſammlung lediglich aus der 
Theilnahme an derſelben ungeachtet des dabei erhobenen Wider⸗ 
ſpruchs gegen ſämmtliche Beſchlüſſe zu folgern, erſcheint nach 
dem Geſetze als unzuläſſig. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

13. Das B. G. geht zutreffend davon aus, daß die ſogen. 
Präkluſionsklauſel der Verficherungspolizen nicht im Sinne einer 
abſolut gebietenden Vorſchrift, nach welcher unter allen Um⸗ 
ſtänden die Nichteinhaltung der vorgeſchriebenen Klagefriſt den 
Verluſt des Anſpruchs zur Folge haben würde, ſondern dahin 
auszulegen iſt, daß dem Verſicherten nur eine ſolche Verſäumung 
der Friſt ſchaden ſoll, welche ihm zur Nachläſſigkeit anzurechnen 
iſt. Ebenſo iſt es richtig, daß in dieſer Hinſicht die Beweislaſt 


— 


der Entſchuldbarkeit der Verſäumung den Verſicherten trifft und 
daß es insbeſondere als Entſchuldigungsgrund dann zu gelten 
haben wird, wenn der Verſicherer oder ein Vertreter deſſelben, 
auch ohne daß dieſen Argliſt oder Verſchulden zur Laſt fällt, 
durch ſein Verhalten oder ſeine Erklärungen dem Verſicherten 
ausreichenden Grund gab, mit der Klagerhebung bis nach dem 
Ablauf der Friſt zu warten. Dagegen kann darin dem B. G. 
nicht beigeſtimmt werden, daß für den Kl. ein ſolcher Entſchul⸗ 


digungsgrund nicht vorliege. Denn wenn es auch richtig iſt, 


daß weder die Einleitung einer ſtrafrechtlichen Unterſuchung an 
ſich noch der Mangel der obrigkeitlichen Genehmigung zur Aus⸗ 
zahlung der Brandentſchädigungsſumme, noch die Einleitung 
von Vergleichsverhandlungen den Kl. an Erhebung einer Klage 
gegen die Bekl. rechtlich hinderten, ſo war doch Kl. eben mit 
Rückſicht auf dieſe noch nicht abgeſchloſſenen Unterhandlungen 
auch bei Beobachtung der ihm obliegenden Sorgfalt zur Klage⸗ 
erhebung nicht veranlaßt. Kl. hatte zunächſt durch Unterzeich⸗ 
nung der Urkunde vom 14. September 1896 alle Schritte zur 
Durchführung der zwiſchen den Streittheilen ſchwebenden Ver⸗ 
gleichsverhandlungen gethan. Sache der Bekl. war es nunmehr, 
jene Offerte des Kl. anzunehmen oder abzulehnen. Gerade weil 
Bekl. während des Schwebens der Strafunterſuchung, deren 
etwaiger ungünſtiger Ausgang für Kl. die ganze Sache erledigte, 
zu einer Entſchließung in dieſer Beziehung nicht verpflichtet war, 
war auch Kl. berechtigt, zunächſt den Abſchluß dieſer Unter⸗ 
ſuchung abzuwarten, ehe er weitere Schritte that. Kl. konnte 
deshalb auch, als ihm Ende Januar oder Anfangs Februar 
1897 die Einſtellung der Unterſuchung mitgetheilt wurde, an⸗ 
nehmen, daß er nunmehr eine Antwort der Bekl. auf ſeine 
Offerte vom 14. September 1896 erhalten werde. Es gereicht 
deshalb dem Kl. nicht zur Nachläſſigkeit, daß er zunächſt eine 
folche Antwort abwartete und erſt am 20. Februar 1897 bei 
dem Generalagenten der Bekl. ſolche in Erinnerung brachte. 
Daß in der Zwiſchenzeit die Präkluſivfriſt am 12. Februar 1897 
zu Ende ging, iſt hierbei unerheblich. Nach dem 20. Februar 
1897 aber hat ſich Kl., der am 5. März 1897 dem beklagtiſchen 
Verlangen vom 23. Februar 1897 nachkam, ebenſowenig einer 
Säumniß ſchuldig gemacht, wie die am 6. April 1897 erfolgte 
Klagerhebung auf die negative beklagtiſche Entſchließung vom 
14. März 1897 darthut. Demgemäß iſt der Ablauf der Prä⸗ 
kluſivfriſt für den Kl. als entſchuldigt anzuſehen. III. C. S. 
i. S. Deutſch o. Gladbacher Feuer⸗Verſ.⸗Geſ. vom 10. Juni 
1898, Nr. 51/8 III. 

III. Das Gemeine Recht. 


17 ! 


14. Das B. ©. geht von dem dieſſeits (vergl. Entſch. 


des R. G. Bd. 17 S. 130 und Bd. 18 S. 187) ausgeſprochenen 
Rechtsgrundſatz aus, daß auch ehe auf Scheidung oder auf 
zeitliche Trennung der Ehegatten erkannt iſt, auch ehe eine 
dahin gerichtete Klage erhoben iſt, trotz des an ſich vorwiegend 
dem Ehemann zuſtehenden Erziehungsrechtes, der von ihrem 
Ehemann getrennt lebenden Ehefrau aus beſonderen Gründen 
(ex justissima causa), wenn das Intereſſe der Kinder es 
erheiſcht, die Erziehung der gemeinſchaftlichen ehelichen Kinder 
überlaffen werden kann und daß dieſer ein Einrede ⸗ bezw. Klage⸗ 
recht hierauf zuſteht. Ob dieſes nur auf den Fall zu beſchränken 
iſt (vergl. Entſch. des R. G. vom 21. Dezember 1886 i. S. 
Lepper c. Lepper Rep. III 207/86) wenn der Ehefrau Gründe 
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zur Seite ſtehen, welche ihr zeitweiliges Getrenntleben recht⸗ 
fertigen, kann für den vorliegenden Fall dahingeſtellt bleiben, 
da angeſichts der vom B. G. als erwieſen angenommenen 
Drohungen des Kl. gegen Frau und Kind nach der Trennung, 
ſowie angeſichts der unten zu erwähnenden vorgetragenen und 
unter Beweis geſtellten, vom B. G. indeſſen nicht in Betracht 
gezogenen Thatſachen der Bekl. ein Recht, zeitweiſe von ihrem 
Manne getrennt zu leben, nicht hätte abgeſprochen werden 


können. Es kann weiter dem B. G. darin beigetreten werden, 


daß angeſichts des erwieſenen Verhältniſſes der Bekl. mit dem 


Rentner N., ſowie für den Fall, daß der behauptete und unter 


Beweis geſtellte Ehebruch derſelben mit einem gewiſſen X. er⸗ 


wieſen würde, die von dem B. G. als bewieſen angenommenen 


Thatſachen, daß der Kl. als Kolporteur vielfach vom Hauſe 
abweſend war, daß er ſich nach der Entfernung der Bekl. die 
in den Zeugenausſagen erwähnten Drohungen hat zu Schulden 
kommen laſſen, daß er den unſittlichen Angriff auf die ꝛc. A. 
unternommen hat (wobei übrigens zu bemerken iſt, daß, da das 
Intereſſe des Kindes in Frage kommt, der Verzeihung des Vor⸗ 
gangs ſeitens der Bekl. ein erhebliches Gewicht nicht beizumeſſen 
iſt), endlich daß er die von den Zeugen bekundeten unanſtändigen 
Aeußerungen, insbeſondere auch die Berühmungen mit Che- 
bruch, gethan hat, noch nicht ausreichen, um dem Kl. das ihm 
zuſtehende Erziehungsrecht ſeines Kindes, obgleich ſolches ein 


Madchen iſt und das ſiebente Lebensjahr kaum zurückgelegt hat, 


zu entziehen und daſſelbe der Bekl. zuzuſprechen. Die Bekl. hat 
aber weiter noch vorgetragen und unter Beweis geſtellt, daß 
der Kl. ſchon „vor drei Jahren, alſo vor der Entfernung der 
Bekl. ſich über die Laſt beſchwert hat, welche das Kind mache, 
und dieſer vorgeſchlagen habe, daſſelbe in die Ihme zu werfen, 
ferner, daß er ſeit 1895 die Bekl. beſtändig aufgefordert habe, 
ſie ſolle ſtatt durch Schneidern durch Unzucht Geld verdienen, 
daß er ihr insbeſondere auf der Straße Dirnen gezeigt und 
geſagt habe, ſie ſolle es ebenſo machen, das ſei lohnender, 
endlich, daß er mit anderen Frauensperſonen insbeſondere einem 
Mädchen aus B. die Ehe gebrochen haben. Werden aber dieſe 
Thatſachen erwieſen, ſo liegt auf der Hand, daß einem Manne, 
der ſich Derartiges hat zu Schulden kommen laſſen, die Er⸗ 
ziehung eines Kindes, vor allem eines Mädchens nicht über⸗ 
laſſen werden kann. Es ſind ſomit dieſe Thatſachen erheblich, 
das B. G. hat aber bisher dieſelben nicht in den Bereich ſeiner 
Erörterungen gezogen und den Beweisantritt für dieſelben nicht 
berückſichtigt. Das B. U. unterliegt aus dieſem Grunde der 
Aufhebung. III. C. S. i. S. Fiſcher c. Fiſcher vom 21. Juni 
1898, Nr. 30/98 III. 

15. Die Klage iſt geſtützt auf § 4 des zwiſchen dem Kl. 
und dem Bekl. abgeſchloſſenen Kaufvertrags vom 9. Juli 1896 
und nicht, wovon die Reviſion ausgeht, auf den nicht zwiſchen 
Kl. und Bekl., ſondern zwiſchen erfterem und dem Neben- 
intervenienten D. abgeſchloſſenen Miethvertrag vom 31. Juli 
1896. Die Klage iſt auch begründet, da zugegeben iſt, daß, 
was in dem Vertrag vom 9. Juli 1896 unter die den Streit- 
gegenſtand bildende Konventionalſtrafe von 5 000 Mark geſtellt 
ift, ꝛe. D. in den Oberämtern Cannſtatt und Eßlingen — und 
zwar, wie Kl. vorgetragen, in der Zeit nach dem 15. November 
1896 — Eyachſprudel vertrieben hat. Dieſer an ſich begrün- 
deten Klage hat der Bekl. die Einrede der Argliſt dahin ent- 
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gegengehalten, daß der Kl. jelbft dem ꝛc. D. vertragsmäßig — 
und zwar für die in Frage kommende Zeit nach dem 15. No- 
vember 1896 — den unter Verbot geſtellten Betrieb geſtattet 
habe. Zu dieſem Zweck hat er ſich darauf berufen, daß in dem, 
wie unbeſtritten zuläſſigerweiſe auf 15. November 1896 ge⸗ 
kündigten und von da ab aufgehobenen Miethvertrag vom 
31. Juli 1896 zwiſchen Kl. und D. vereinbart worden ſei, daß 
dem Letzteren die Berechtigung zum Vertrieb des Eyachſprudels 
in den genannten Oberämtern auch für die Zeit nach Auf⸗ 
hebung des Miethvertrags d. h. nach dem 15. November 1896 
eingeräumt worden ſei. Dieſe Behauptung bildet ſomit die Ein⸗ 
redebegründung und iſt daher mit Recht vom B. G. die Beweis⸗ 
laſt für dieſelbe dem Bekl. auferlegt worden. Wenn das B. G. 
weiter annimmt, daß der Beweis für die erwähnte Einrede⸗ 
behauptung weder aus dem Miethvertrag vom 31. Juli 1896, 
noch aus dem eingezogenen Zeugenbeweis, insbeſondere den An⸗ 
gaben des ꝛc. D. ſelbſt, zu entnehmen ſei, ſo beruht dies theils 
auf der Auslegung des genannten Miethvertrags, theils auf 
Beweiswürdigung, und ſind die Ausführungen des B. G., da 
weder Auslegungsregeln verletzt ſind, noch prozeſſuale Verſtöße 
vorliegen, der Reviſion entzogen. III. C. S. i. S. Laderer 
und Gen. c. Bög vom 17. Juni 1898, Nr. 57/98 III. 

16. Mit Recht wird den Ausführungen des B. R. der 
Vorwurf gemacht, daß ſie nicht nur unſchlüſſig, ſondern auch 
von Rechtsirrthum beeinflußt ſind. Die Sachlage iſt folgende: 
Auch das B. G. geht davon aus, daß bis zu dem fraglichen 
Zeitpunkt im Jahre 1884 der ꝛc. W. — ſei es nun ſeit ſeiner 
ſogenannten proviſoriſchen Anſtellung im Jahre 1874, ſei es 
ſeit ſeiner definitiven Anſtellung als Steueramtsaſſiſtent im 
Jahre 1882 — einen Anſpruch auf die Penſion des § 58 der 
Gemeindeordnung hatte; denn andernfalls hätte es zu dieſer 
Frage Stellung nehmen müſſen. Der ꝛc. W. hatte aber — an⸗ 
ſcheinend auch nach der Auffaſſung des B. G. — bis zu dieſem 
Zeitpunkt — zugleich Anſpruch auf die Stiftungspenſion. 
Denn er war mit Anfang 1882 der Stiftung beigetreten; 
damit hatte er, ſolange er ſeine Verpflichtungen gegen die 
Stiftung erfüllte, einen Anſpruch gegen die Stiftung erworben, 
der ihm nach § 3 der Statuten ſogar dann verblieb, wenn er 
den ſtädtiſchen Dienſt verließ. Wenn nun das B. G. ſagt: 
Nach Erlangung dieſer Kenntniß (von den Intentionen der 
Stadt) konnte W. das Wittwengeld von der Anſtalt (der 
Stiftung) nur mit der Beſtimmung erwerben, daß die Penſion 
aus § 58 wegfiel, weil die Stadt es nur jo gewähren wollte, 
ſo iſt das rechtsirrthümlich. Seine Anſprüche gegen die 
Stiftung erwarb er durch ſeinen Beitritt; ſie richteten ſich 
lediglich nach ſeinem Vertragsverhältniß zu dieſer und waren 
ganz unabhängig davon, was etwa die Stadt dachte oder that, 
was dieſe ihm gewähren wollte oder nicht. Auch iſt unerfindlich, 
wie einmal wohl erworbene Rechte dadurch nachträglich ſollen 
beſeitigt werden, daß der Berechtigte erfährt, man habe eigentlich 
ihm dieſe Rechte nicht gewähren wollen. Schon mit dem Fort⸗ 
fall dieſer Grundlage fällt die ganze Deduktion des B. G. 
Aber auch die weiter aufgeſtellten Sätze entbehren jeder Be⸗ 
gründung; zunächſt der Satz, daß mit der Fortſetzung der 
Verſicherung W. ſich dem Willen der Stadt unterworfen habe. 
Denn zu dieſer Fortſetzung war er, auch wenn er dem Willen 
der Stadt ſich nicht unterwerfen wollte, aus ſeinem einmal er⸗ 


Provinzialſtraße hätten Berückſichtigung finden müſſen. 


folgten Beitritt verpflichtet. Das B. G. ſagt weiter, er habe 
gegen dieſe aus der Fortſetzung zu ziehende Folgerung nicht 
proteſtirt. Eine ſolche Folgerung war ihm aber gänzlich 
unbekannt; dieſe Folgerung aus der Fortſetzung der Ver⸗ 
ſicherung macht jetzt zuerſt das B. G. und man kann daher 
unmöglich verlangen, daß damals W. dagegen proteſtirte. 


Dazu kommt noch, daß W. durch die Stadt gezwungen wurde, 


die Verſicherung fortzuſetzen, daß die Beiträge durch die Stadt 
von ſeinem Gehalt abgezogen und der Stiftung ausgezahlt 
wurden. Außerdem hatte er ſeiner Rechtsauffaſſung in der 
Eingabe vom 28. Mai 1884 klaren Ausdruck gegeben und 
ſchon damit eine andere Auffaſſung ſeines Willens ausgeſchloſſen. 
Daraus, daß dann zwangsweiſe der Vermerk auf das Anſtellungs⸗ 
reſcript geſetzt iſt, kann, wie auch das B. G. nicht verkennt, 
die Stadt ſelbſtverſtändlich als aus einem lediglich einſeitigen 
Akte keine Rechte herleiten. III. C. S. i. S. Weitzmann 
c. Stadt Caſſel vom 14. Juni 1898, Nr. 63/98 III. 

17. Das B. G. hat die dem Kl. für vermehrte Steigung 
zukommende Entſchädigung jetzt auf 10 000 Mark feſtgeſetzt. 
Die Erwägungen, die das B. G. zur Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchädigung in dieſer Höhe veranlaßt haben, laſſen einen Rechts⸗ 
irrthum nicht erkennen. Die Reviſion des Bekl. rügt auch nur 
die Zurückweiſung des vom Bekl. vorgeſchützten Einwandes, daß 
der Kl. gegen ſeinen Nachtheil den Vortheil aufzurechnen habe, 
der ihm dadurch erwachſen ſei, daß mit der Dammerhöhung 
die Provinzialſtraße verbeſſert, auch eine vom Kl. früher zu 
paſſirende Rampe mit Steigung beſeitigt ſei. Das B. G. 
weiſt dieſen Einwand zurück, weil es ſich nur um den Schaden 
handle, „der durch die Aenderung des Zufuhrweges von der 
Provinzialſtraße nach der Mühle entſtanden ſei, indem dem Kl. 
ein Privatrecht an dem früheren Bahnübergange zugeſtanden 
habe.“ Das B. G. würde, wenn dieſe Aenderung auch wieder 
Vortheile für den Kl. zur Folge gehabt hätte, dieſe bei Be⸗ 
meſſung der Höhe des Schadens berüdfichtigt haben, tft aber 
der Anſicht, daß der Bekl. ſich auf Vortheile, die an irgend 
einer anderen Stelle an der Provinzialſtraße oder am Bahnhofe 
durch die Dammerhöhung entſtanden ſind, nicht berufen könne, 
weil dieſe Vortheile eines bequemeren öffentlichen Weges jeder 
aus dem Publikum, alſo auch der Kl. genieße, ohne daß hier⸗ 


für dem Eiſenbahnfiskus ein Anſpruch auf Vergütung erwachſe. 
Demgegenüber führt die Reviſion aus, daß bei Ermittelung des 


lediglich auf die veränderte Steigung des Zufuhrweges be⸗ 
gründeten Schadens die auch früher zu überwindenden und erſt 
durch die Regulirung beſeitigten faſt gleichen Steigungen der 
Dieſe 
Anſicht iſt auch an ſich zutreffend. Hat der Kl. ſchon vor der 
Aenderung wegen der damaligen Steigungen auf der Provinzial⸗ 
ſtraße für ſeinen Transport dieſelbe Pferdekraft aufwenden 
müſſen, welche er jetzt aufzuwenden hat, ſo würde die Aenderung 
zu einem Schaden nicht geführt haben, und hat die mit der 
Aenderung erfolgte gleichzeitige Regulirung der Provinzialſtraße 
tie Schwierigkeiten des Transports erheblich vermindert, fo 
würde der Schade des Kl. nur in dem nach der Aenderung 
erforderlichen Mehraufwande an Transportkraft beſtehen. Der 
Einwand des Bekl. iſt aber aus dem Grunde zurückzuweiſen, 
weil nach den Erwägungen und Feſtſtellungen des B. G. an- 
genommen werden muß, daß die Regulirung der Provinzialſtraße 
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nicht die in Folge der Steigung des Zufuhrweges aufzuwendende 
Kraft ausgleicht, daß vielmehr die ſchnellere Abnutzung der 
Pferde eine Folge der Steigung des Zufuhrweges iſt, während 
früher trotz der ungünſtigen Verhältniſſe der Provinzialſtraße 
ein Abnutzung vor der regelmäßigen Zeit nicht ſtattgefunden hat. 
III. C. S. i. S. E.⸗Fiskus e. Cahn vom 7. Juni 1898, 
Nr. 43/98 III. 

18. In der Sache iſt das B. G. von der auch in he 
Entſcheidung des R. G. vom 23. Juni 1882 i. S. Kolbe 
wider Kolbe Rep. III. 235/82 gebilligten Annahme ausgegangen, 
daß der Anfechtung durch die querela inofficiosae donationis 
auch oneroſe Rechtsgeſchäfte inſoweit unterliegen, als dieſelben 
eine Schenkung enthalten, alſo als ſogenannte negotia nixta 
cum donatione anzuſehen ſind. Daß dieſer Geſichtspunkt auf 
die von den Kl. angefochtenen Kaufverträge zutrifft, und daß 
dieſelben in ihrem Pflichttheil in Höhe der ihnen zugeſprochenen 
Beträge verletzt find, iſt als bewieſen feſtgeſtellt. Die Reviſion 
rügt in dieſer Richtung, daß weder eine Schenkungsabſicht des 
Verkäufers noch das Bewußtein der Bekl., eine Schenkung zu 
empfangen feſtgeſtellt ſei, und daß das B. G. das objektive 
Mißverhältniß von Leiſtung und⸗Gegenleiſtung für entſcheidend 
gehalten habe. Es mag anzuerkennen ſein, daß in einzelnen 
Sätzen der Entſcheidungsgründe des B. U. dieſer objektive 


Geſichtspunkt einſeitig betont iſt, aus der geſammten Sachlage 


und dem Zuſammenhang der Entſcheidungsgründe, in welchen 
auch darauf hingewieſen iſt, daß eine freigebige Zuwendung 
vorliege, und daß der Vater der Bekl. ſein Vermögen auf 
Koſten der Pflichttheilsanſprüche der Kl. veräußert habe, muß 
jedoch angenommen werden, daß auch die Abſicht eine Schenkung 
zu geben und zu empfangen auf Seiten beider Kontrahenten 
feſtgeſtellt ſein fol. III. C. S. i. S. Ickinger c. Ickinger 
vom 10. Juni 1898, Nr. 374/97 III. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. | 

19. Die Revifion tritt der Ausführung des B. G. weſentlich 
mit Bezug auf die Anwendung des Pr. A. L. R. entgegen. 
Dieſe iſt vom B. G. indeß durch Hinweis auf den in der Recht⸗ 
ſprechung des R. G. feſtgehaltenen Grundſatz begründet, daß 
für den über Trennung einer Ehe erkennenden Richter das Geſetz 
ſeines eigenen Bezirkes die zwingende Norm bilde (vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 196, Bd. 16 S. 138, 
Bd. 19 S. 309, Bd. 23 S. 332, Bd. 38 S. 198). Von dieſem 
Grundſatze abzuwelchen bietet der vorliegende Rechtsfall keinen 
Anlaß. IV. C. S. i. S. Fiſcher c. Fiſcher vom 16. Juni 1898, 
Nr. 21/98 IV. 

20. Soweit es ſich bei der Auslegung einer Urkunde nicht 
um einen Dispoſitivakt der Parteien, ſondern nur um die 
Aeußerung ihrer Meinung handelt, iſt der Richter auch an die 
übereinſtimmende Auslegung der Parteien nicht unbedingt ge⸗ 
bunden, zumal wenn die Urkunde nicht von ihnen ſelbſt herrührt. 
Im vorliegenden Falle iſt nun zwar der Reviſion zuzugeben, 
daß nach den im Thatbeſtande des B. U. angezogenen Schrift- 
ſätzen II. J. beide Parteien, was das B. G. überſehen hat, 
und nicht blos die Kl., ſich dahin ausgeſprochen haben, daß 
der Schein die Publikation des Eheverſprechens im Auge gehabt 
habe. Die Schriftſätze ergeben aber zugleich, daß eine völlig 
übereinftimmende Auslegung beider Parteien auch nicht beſteht, 
und ferner, daß dieſe Auslegungen zur Stütze der Rechts⸗ 


ausführungen gemacht ſind und von einem Dispoſitivcharakter 
derſelben keine Rede ſein kann. Iſt aber hiernach das B. G. 


an dieſe Auslegung nicht gebunden, dann kann auch die von ihm 


getroffene Auslegung, da ſie als möglich jedenfalls anzuerkennen 
iſt und einen Rechtsirrthum nicht erkennen läßt, im Wege der 
Reviſion nicht angefochten werden. Von dieſem Standpunkt 
des B. G. aus ſind dann aber auch ſeine weiteren Ausführungen 
nicht zu beanſtanden. Denn, wenn die Reviſion ferner be⸗ 
ſtreitet, daß für die Vorverträge auf Abſchluß eines Vertrages 
die für den Hauptvertrag gegebenen Formvorſchriften anwendbar 
ſeien, ſo iſt dies, wenngleich ſich eine ausdrückliche Vorſchrift 
hierüber im A. L. R. nicht findet, wenigſtens für den Fall 
unzutreffend, wo die betreffenden Formvorſchriften, wie eben 
beim Verlöbniß, aus dem Grunde gegeben ſind, um Uebereilung 
und dergleichen zu verhüten, weil andernfalls der Wille des 
Geſetzes vereitelt werden würde. Wenn die, Reviflon dieſen für 
das gemeine Recht allgemein anerkannten Rechtsgrundſatz für 
das Gebiet des Pr. A. L. R. deshalb nicht gelten laſſen will, 
weil im A. L. R. für die Vorverträge in den 88 120 ff. 
Thl. I Tit. 5 beſondere Vorſchriften gegeben ſeien und der 
§ 120 eit. direkt das Gegentheil ausſpreche, ſo überſteht ſie, 
daß, wie in der preußiſchen Praxis längſt feſtſteht (vergl. Entſch. 
des Ober ⸗Tribunals Bd. 4 S. 123, Bd. 52 S. 15), die 
Punktation dem eigentlichen Vertrage nur dann gleichſteht, 
wenn nicht von Hauſe aus eine mehr als ſchriftliche Form, 
gerichtliche oder notarielle Aufnahme des Vertrages, geſetzlich 
gefordert iſt. Kann ſomit Mangels der notariellen oder 
gerichtlichen Form aus dem Scheine auf Abſchluß des Verlöbniß⸗ 
vertrages nicht geklagt werden, ſo kann auch gemäß § 310 
Thl. I Tit. 5 des A. L. R. die auf die Nichterfüllung geſetzte 
Konventionalſtrafe nicht gefordert werden. III. C. S. i. S. 
Schiftan c. Berg vom 21. Juni 1898, Nr. 44/98 III. 

21. Sowohl das Preußiſche Ober⸗Tribunal (Striethorſt 
Bd. 59 S. 166) als auch das R. O. H. G. (Bd. 18 S. 83) 
haben angenommen — und dieſer Anſicht iſt beizutreten —, 
daß die allgemeinen Sätze über Mängelhaftung bei Verträgen, 
§§ 319 flg. Thl. I Tit. 5 des A. L. R., auch auf die Werk⸗ 
verdingung Anwendung leiden. Auch der Beſteller eines Werkes, 
der vom Kontrakte abgehen und den gezahlten Preis zurück⸗ 
fordern will, muß daher die ihm gelieferte Sache zurückgeben. 
I. C. S. i. S. Meier c. Dobriner vom 4. Juni 1898, 
Nr. 171/98 I. 

22. Die Kl. verlangen nicht Aufhebung des Vertrags 
wegen Unmöglichkeit der Erfüllung, fie wollen nur von ihrer, 


fi namentlich aus dem Vergleich vom 11. April 1896 er- 


gebenden Verbindlichkeit, die Bekl. auf dem abgetretenen Beſitz⸗ 
thum zu dulden und mit ihnen eine gemeinſchaftliche Wirth⸗ 
ſchaft zu führen, frei werden, weil ihnen die Bekl. durch ihr 
Verhalten das Zuſammenleben unmöglich gemacht haben. Sie 
wollen an Stelle dieſer Verbindlichkeit die andere geſetzt wiſſen, 
daß die Bekl. die ihnen abgetretene Beſitzung verlaſſen und 
ſelbſtſtändig und geſondert ihre Wirthſchaft führen, ohne zur 


Mitarbeit in der Wirthſchaft der Kl. verpflichtet zu ſein. Daß 


die Kl. hierzu nicht auf Grund des ihnen durch Vertrag und 


Vergleich eingeräumten Verwaltungsrechts berechtigt ſind, nimmt 


das B. G. mit Grund an, da der den Kl. vorbehaltenen un⸗ 


eingeſchränkten und freien Verwaltung die den Bekl. zugeſtandenen 
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Befugniſſe gegenüberſtehen. Die hiergegen gerichteten Angriffe 
der Bekl. können keinen Erfolg haben. Wohl aber ſteht den 


Kl. die Beſtimmung des § 370 Thl. I Tit. 5 A. L. R. zur 
Seite, nach welcher die Wahl einer anderweitigen Erfüllungsart 


dem Verpflichteten zuſteht, wenn die beſtimmte Erfüllungsart 
durch die Schuld des Berechtigten nicht ſtattfinden kann. Wird 
feſtgeſtellt, daß die Bekl. den Kl. die Erfüllung der erwähnten 
Verbindlichkeit unmöglich gemacht haben, ſo können die Kl. 
eine andere Erfüllungsart wählen. Dies thun ſie, indem ſie 
von den Bekl. Räumung der ihnen abgetretenen Befigung und 
Herausgabe des Inventars fordern. Das B. G. verletzt die 
88 369 bis 371 Thl. J Tit. 5 A. L. R. durch Mißanwendung, 
indem es den Kl. zur Schadloshaltung nur eine Geldforderung 
zubilligen will. Der § 371 läßt ſich hierfür nicht verwerthen, 
denn dieſer ſpricht von einer Schadloshaltung des Verpflichteten 
für die Nachtheile, die ihm daraus entſtehen, daß er die ihm 
obliegende Erfüllung nicht in der vertragsmäßig beſtimmten 
Weiſe, ſondern in anderer Art zu leiſten hat, alſo von Schadlos⸗ 
haltung neben der anderweitigen Erfüllung. Kl. fordern nicht 
Schadloshaltung, ſondern wollen nur von der beſtimmten Er⸗ 
füllungsart durch Leiſtung einer anderen frei werden. Daß die 
anderweitige Erfüllungsart ſelbſt in einer Geldentſchädigung 
beſtehen müſſe, beſtimmt das Geſetz nicht. Die Kl. verlangen 
aber mehr, als ihnen das Geſetz zuſpricht, indem ſie von dem 
Bekl. die Räumung des feiner Ehefrau übertragenden Beſitz⸗ 
thums mit feiner Familie unter Zurücklaſſung des gefammten 
Inventars fordern. Hierdurch würden ſie von ihren dem Bekl. 
gegenüber vertraglich begründeten Verbindlichkeiten faſt gänzlich 
befreit, ohne daß eine andere Verbindlichkeit an deren Stelle 
träte. Das will das Geſetz nicht. 
Bekl. den Kl. das Zuſammenwohnen und Zuſammenwirthſchaften 
mit ihm unmöglich gemacht hat, ſo muß auf der Grundlage, 
daß der Bekl. das Zuſammenleben mit den Kl. aufgeben muß, 
eine Erfüllungdart gefunden werden, die auch den nach dem 
Uebertragsvertrage und deſſen Deklaration durch den Vergleich 
berechtigten Anſprüchen des Bekl. und ſeiner Familie gerecht 
wird. Dieſe andere Erfüllungsart wird nach beiden Seiten 
durch die Beſtimmung des § 372 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. 
begrenzt, daß kein Theil ſich durch die Verändernng mit dem 
Schaden des Andern einen Vortheil verſchaffen kaun, welchen 
er, wenn der Vertrag auf die beſtimmte Art erfüllt worden 
wäre, nicht erhalten haben würde. Darüber, in welcher Weiſe 
das Verhältniß der Parteien zu einander zu regeln ſei, muß 
mit den Parteien verhandelt werden. Bisher iſt in dieſer Be⸗ 
ziehung von keiner Seite etwas vorgebracht. Zunächſt bedürfen 
aber der Feſtſtellung durch das B. G. die Behauptungen der 
Kl., nach welchen ihnen das Zuſammenleben von dem Bekl. 
unmöglich gemacht ſein ſoll. V. C. S. i. S. Schmitz c. Janſen 
vom 15. Juni 1898, Nr. 10/98 V. 

23. § 366 Ziffer 5 des Strafgeſetzbuchs kommt nicht in 
Frage, da er freilaufende Thiere überhaupt nicht betrifft. Die 
Auslegung von Verordnungen des Regierungsbezirks Breslau 
würde nicht reviſible Rechtsnormen betreffen. § 74 Thl. I Tit. 6 
des A. L. R. und § 367 Ziffer 11 des Strafgeſetzbuchs ſtimmen 
inſofern überein, als fie „ſchädlichen“ oder „wilden“ oder „bös⸗ 
artigen Thieren“ gegenüber die Maßnahme der zur Verhütung 
von Schaden erforderlichen Vorfichtsmaßregeln fordern. Ein 


Wird feſtgeſtellt, daß der 


Thier, das jeden Menſchen anfällt und verletzt, darf überhaupt 
nicht unverwahrt gehalten werden. Wann, unter welchen Um⸗ 
ſtänden und welche Vorſichtsmaßregeln geboten find, wird ſich 
immer nur nach der konkreten Sachlage bemeſſen laſſen. Gemäß 
der Erfahrung, daß an ſich nicht bösartige Haushunde ſich an 
die Angehörigen des Hauſes und die regelmäßig im Hauſe 
verkehrenden Perſonen gewöhnen und nur fremde Perſonen 
ſtellen, kann für zuläſſig erachtet werden, daß ſolche Hunde zu 
einer Zeit, zu der vorausſichtlich kein Fremder das Gehöfte zu 
betreten hat, im geſchloſſenen Gehöfte von der Kette gelaſſen 
werden. Nur in dieſem beſchränkten Sinne läßt ſich davon 
reden, daß die zur Verhütung von Beſchädigungen durch Thiere 
getroffenen Beſtimmungen nur für Orte Geltung zu beanſpruchen 
hätten, die dem freien Verkehre der Menſchen zugänglich ſeien 
und zugänglich ſein ſollten, ein vereinzelt gelegenes, rings ab- 
geſchloſſenes Gehöfte zur Nachtzeit aber zu dieſen Orten nicht 
gehöre. Aber auch von dieſem Geſichtspunkte aus kann als die 
auch im Strafgeſetzbuche (§ 243 Ziffer 7) beſonders gefchüßte 
Nachtzeit nur die Nachtſchlafenszeit der Gegend, alſo diejenige 
Zeit der Dunkelheit verſtanden werden, in der die Bewohner 
der Gegend nach ihren Lebensgewohnheiten allgemein der 
nächtlichen Ruhe pflegen, alle Geſchäfte ruhen und die Annahme, 
daß ein Verkehr Fremder im Hauſe nicht mehr ſtattfinde, nach 
allgemeiner Lebensgewohnheit auch zutrifft. Ob nun dieſe 
Nachtzeit als eingetreten oder als noch beſtehend zu erachten, 
kann wieder nur nach den konkreten Umſtänden beurtheilt werden. 
In dieſer Beziehung erſcheinen aber die Feſtſtellungen des B. G. 
nicht ausreichend. VI. C. S. i. S. ee c. Krien vom 
26. Mai 1898, Nr. 57/98 VI. “x 

24. Mit feiner Begründung hat der B. R. den eue. 
denden Punkt nicht getroffen. Die Umſtände, aus denen die Kl. 
ihren Schaden herleitet, ſtehen feſt; ſie ruhen in der von einem 
Hypothekengläubiger im November 1892 beantragten und durch⸗ 
geführten Zwangsverſteigerung des Grundſtücks, bei welcher die 
Kl. leer ausgegangen und damit der von ihr auf das Kaufgeld 
gegebenen Anzahlung verluſtig geworden iſt. Soll alſo der 
Kauſalzuſammenhang zwiſchen dieſem Schaden und dem Ver⸗ 
halten des Bekl. verneint werden, ſo hätte es einer Feſtſtellung 
dahin bedurft, daß es auch zu dieſer Zwangsverſteigerung ge⸗ 
kommen wäre, wenngleich der Bekl. ſeine Verpflichtungen erfüllt 
hätte. Dieſe Feſtſtellung iſt weder getroffen, noch iſt ſie mit 
der Feſtſtellung, die der B. R. getroffen hat, identiſch. Denn 
letztere geht nicht dahin, daß die Kl. diejenigen Einnahmen, die 
ſie während ihrer Beſitzzeit aus dem Hauſe ohne Beſchlagnahme 
der Miethen hätte beziehen können, auch thatſächlich bezogen 
habe oder daß fie ihr, ſoweit der Bezug durch die Beſchlag⸗ 
nahme verhindert wurde, vom Bekl. ſofort erſetzt worden ſeien. 
Dies bleibt vielmehr der zwiſchen den Parteien ſtreitige und 
thatſächlich unaufgeklärte Punkt. Wäre er dahin feſtgeſtellt, daß 
trotz der Miethsbeſchlagnahmen Kl. die vollen Miethen verein 
nahmt oder erſetzt erhalten habe, dann könnte freilich davon, 
daß die Zwangsverſteigerung in einem urſächlichen Zujammen- 
hange mit der Nichterfüllung der vom Bekl. übernommenen 
Verpflichtung zur Beſeitigung der Miethsbeſchlagnahme ſtehe, 
nicht die Rede ſein. Aber das, was der B. R. feſtſtellt, iſt 
davon weſentlich verſchieden. Feſtgeſtellt iſt nur, daß die Ein- 
nahmen die nothwendigen Ausgaben nicht gedeckt haben würden: 


467 


Daraus mag mit Recht gefolgert werden, daß die Kl. auf die 
Dauer, wenn es ihr nämlich nicht gelungen wäre, die Ein⸗ 
nahmen zu erhöhen oder die Ausgaben zu vermindern, nicht im 
Stande geweſen ſein würde, das Haus zu halten; aber die 
Schlußfolgerung, daß es auch zu der Subhaſtation habe kom⸗ 
men müſſen, die hier in Frage ſteht und aus der die Kl. ihren 
Schaden herleitet, iſt damit nicht begründet. Der B. R. be⸗ 
rechnet ſelbſt den Miethsausfall, den die Kl. in Folge der Be⸗ 
ſchlagnahme der Gerichtskaſſe erlitten habe, auf 481 Mark 
30 Pf., indem er feſtſtellt, daß an. die Gerichtskaſſe an Miethen 
für die Zeit vom 1. Januar 1892 bis zum November 1892 
zuſammen 1 840 Mark 5 Pf. gezahlt, vom Bekl. der Kl. aber 
nur 1358 Mark 75 Pf. erſtattet worden ſeien. Schon hieraus 
ergiebt ſich, daß man der Kl. nicht entgegenhalten darf, fie 
hätte die Subhaſtation, die am 1. Dezember 1892 eingeleitet 
worden iſt, nicht abwenden können. Denn es fragt ſich doch, 
ob ſie hierzu nicht im Stande geweſen wäre, wenn ſie die ihr 
vorenthaltenen 481 Mark 30 Pf. in Händen gehabt hätte. Die 
Erwägung aber, daß es bei der Nichtrentabilität des Hauſes 
doch ſchließlich zur Subhaſtation habe kommen müſſen, kann 
nicht hinreichen, denn es fehlt an jedem Anhalt dafür, wie ſich 
dann das Ergebniß der Subhaſtation geſtellt und ob ſie einen 
für die Kl. ebenſo ungünſtigen Erfolg gehabt haben würde, wie 
die thatſächlich vollzogene. V. C. S. i. S. Geesdorf c. v. Weſtern⸗ 
hagen vom 13. Juni 1898, Nr. 1/98 V. 

25. Die Normirung der Entſchädigung verſtößt wie die 
Reviſion mit Recht geltend macht, gegen Rechtsgrundſätze. Es 
iſt nicht darauf zu ſehen zu welchem Theile die Kl. ihre Er⸗ 
werbsfähigkeit in abstracto verloren hat, ſondern es kommt 
nach 88 115, 122 des A. L. R. Thl. J Tit. 6 darauf an, 
ob oder in welchem Grade die Kl. zum Betriebe ihres 
bisherigen Gewerbes außer Stand geſetzt iſt. Der ihr 
entzogene Erwerb iſt ihr zu erſtatten, falls fie nicht (§ 119 
daſelbſt) zu einem anderweiten Erwerb gelangt, welchem Falle 
es gleichgeſtellt werden mag, wenn ihr Gelegenheit zu einem 
andern Erwerbe geboten iſt, den ſie ohne erſichtlichen Grund 
ausgeſchlagen hat (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1896 
S. 1352). Die Kl. hat nun ausdrücklich behauptet und unter 
Beweis geſtellt, daß in Erfurt eine Frau mit ſo geminderter 
Arbeitsfähigkeit einen Verdienſt als Waſchfrau nicht findet. 
Dieſer Beweis erſcheint unbedingt erheblich und iſt mit Unrecht 
nicht erhoben. Es wird auch dadurch nicht überflüſſig, daß 
Dr. Heydloff die Kl. nach ihrem Körperzuſtande für fähig erklärt, 
das Gewerbe als Waſchfrau auszuüben. Damit iſt über die 
Frage der Erwerbs gelegenheit nichts geſagt; es kann auch 
nicht angenommen werden, daß der Sachverſtändige meint die 
Kl. könne daſſelbe leiſten, wie andere Waſchfrauen, da er eine 
erhebliche Beeinträchtigung ihrer Erwerbsfähigkeit konſtatirt und 
ausdrücklich ſagt, die Schmerzen beim Bücken müßten ihre 
Arbeitsleiſtung vermindern. VI. C. S. j. S. Wagner c. Noll 
vom 9. Juni 1898, Nr. 64/98 VI. 

26. Grundſaͤtzlich genügt zum Kaufabſchluß die Einigung 
über Sache und Preis, § 12 Thl. I Tit. 11 A. L. R. 
Der I. R., die Kammer für Handelsſachen, verneint ſelbſt 
dieſe Einigung, weil bei Geſchäften der vorliegenden Art, wo 
der Preis pro Stück beſtimmt, im Geſchäftsverkehr die Zuzählung 
Stück für Stück für den Geſchaͤftsabſchluß vorausgeſetzt werde, 


die unſtreitig nur theilweiſe erfolgt iſt, weil vor der Beendigung 
der Zuzählung der Streit über die Conditionen entſtand. Aber 
auch abgeſehen von dieſem, vom B. R. nicht erörterten Punkt, 
fehlt es an der für den Vertragsabſchluß erforderlichen Willens⸗ 
einigung, wenn anzunehmen iſt, daß die Parteien oder auch nur 
eine derſelben die Einigung über noch andere Modalitäten des 
Geſchafts als Sache und Preis vorausgeſetzt haben und darüber 
nicht einig geworden ſind. Ob dies der Fall, iſt Sache der that⸗ 
ſaͤchlichen Prüfung des einzelnen Falls. I. C. S. i. S. Spiegel 
Söhne c. Nelken u. Perlberg vom 28. Mai 1898, Nr. 38/98 J. 

27. Der Hinweis auf § 234 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. 
geht fehl. Nach dieſer Vorſchrift können, wenn die Kinder 
Vermögen haben, die Koſten der Ausſtattung aus der Subſtanz 
deſſelben entnommen werden. Darnach iſt dem Vater die 
Befugniß gegeben, zur Ausſtattung das Vermögen der Kinder 
zu verwenden. Darüber aber, ob er von dieſer Befugniß Gebrauch 
machen will, muß er ſich vor oder bei der Gewährung der 
Ausſtattung erklären. Geſchieht dies nicht, verabreicht er dem 
Kinde die Ausſtattung ohne Vorbehalt, ſo iſt er nicht berechtigt, 
ſie auf das Vermögen des Kindes anzurechnen. Vielmehr greift 
die Vermuthung der Schenkung durch. Eine nachträgliche 
Erklärung des Vaters hat keine rechtliche Wirkung, ſodaß im 
vorliegenden Falle der Erklärung des Vaters des Kl. im 
Teſtamente eine Bedeutung nicht beizulegen iſt. In ſolchem 
Sinne hat ſich das R. G. in dem Urtheile vom 6. Dezember 
1879, mitgetheilt in Gruchot's Beiträgen Bd. 24 S. 1029, — 
im Gegenſatze zu dem Preußiſchen Obertribunale in der Entſch. 
Bd. 20 S. 284 (vergl. auch Entſch. Bd. 24 S. 133, Striet⸗ 
horſt's Archiv Bd. 6 S. 297) — ausgeſprochen. Von dieſer 
Rechtſprechung des R. G. abzuweichen, bietet der gegenwärtige 
Fall keinen Anlaß. Vergl. Dernburg, Preußiſches Privatrecht, 
Bd. 3, Auflage 4, § 46 IId und e und Anm. 10; Förfter- 
Eccius, Preußiſches Privatrecht, Auflage 7 Bd. 4 8 224 Anm. 32. 
IV. C. S. i. S. Hoffmann c. Hoffmann vom 23. Mai 1898, 
Nr. 411/97 IV. | 

V. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zur Städteordnung vom 30. Mai 1853. | 

28. Der Reviſionsbeſchwerde konnte ein Erfolg nicht ge. 
geben werden. Der B. R. iſt in Uebereinſtimmung mit dem 
I. R. im Anſchluſſe an die Rechtſprechung des R. G., geſtützt 
auf die Vorſchrift des § 56 Nr. 6 der Städteordnung vom 
30. Mai 1853, davon ausgegangen, daß der Kl. ein auf Lebens. 
zeit angeſtellter Beamter ſei, indem er weder als Unterbeamter 
nur zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt geweſen ſei, noch 
es ſich bei ſeiner Anſtellung um eine vorübergehende Dienft- 
thätigkeit gehandelt habe, ſodaß keiner der im Geſetze vor⸗ 
geſehenen Ausnahmefälle, in denen die Anſtellung auf Zeit er⸗ 
folgen dürfe, vorliege und deshalb die bei der Eingehung des 
Dienſtverhältniſſes und bei der Wiederaufnahme deſſelben 
ſtipulirte Kündigung keine rechtliche Wirkung habe. Nach der 
getroffenen Feſtſtellung haben die Dienſtfunktionen des Kl. in 


dem ſtädtiſchen Einwohnermeldeamte in der Auskunftsertheilung u 


aus dem Melderegiſter, der Wohnungsberichtigung auf den 
Steuerzetteln, der Aufnahme von Niederlaſſungsverhandlungen, der 
Aufſtellung der Bürgerrolle, der Schoͤffenliſte, der Geſinderolle 
und der Kirchenliſte, welche letztere als Unterlage für die Er⸗ 
hebung der Kirchenſteuer gedient habe, beſtanden. Das Melde⸗ 
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amt war, wie ferner feſtgeſtellt iſt, etatsmäßig mit einem 
Sekretär und drei Aſſiſtenten beſetzt; dieſe Beamten konnten 
jedoch die ſich mehr und mehr häufenden Arbeiten allein nicht 
bewältigen, ſodaß noch ein Hilfsarbeiter dauernde Beſchäftigung 
fand; dieſe Hilfsarbeiterſtelle verſah der Kl. während ſeiner 
ganzen Dienſtzeit, ſodaß ſeine Thätigkeit der Befriedigung eines 
dauernden Bedürfniſſes entſprach. Daß das Dienſtverhältniß, 
wie die Bekl. behauptet, im Jahre 1893 unterbrochen worden 
iſt, hat der B. R. für unerheblich erachtet, weil die Dienſt⸗ 
ftellung des Kl. eine ihrer Natur nach dauernde geweſen ſei 
und deshalb der Kl. mit Recht auf lebenslängliche Anſtellung 
ohne Rückſicht darauf, ob das Dienſtverhältniß im Jahre 1890 
oder im Jahre 1893 ſeinen Anfang genommen, erworben habe. 
Außerdem iſt darauf hingewieſen, daß der Magiſtrat der be⸗ 
klagten Stadtgemeinde dem Kl. unterm 23. Juli 1896, ohne 
die Unterbrechung des Dienſtverhältniſſes zu erwähnen, eine Beſchei⸗ 
nigung dahin ertheilt habe, daß er ſeit dem 1. Oktober 1890 
im Einwohnermeldeamte als Büreaudiätar beſchäftigt geweſen ſei. 
Darnach hat der B. R. den Anſpruch des Kl. auf Fortbezug 
feines Dienſteinkommens für gerechtfertigt erachtet und dieſe Ent⸗ 
ſcheidung giebt in ihrer Begründung zu rechtlichen Bedenken 
keinen Anlaß, wie. fie auch von der Revifion ſpeziell nicht an⸗ 
gefochten iſt. Unſtreitig iſt der Kl. nach ſeiner Entlaſſung aus 
dem ſtädiſchen Dienſte zeitweiſe als Stationsgehilfe bei der 
Staatseiſenbahn gegen einen Tagelohn von 3 Mark beſchäftigt 
geweſen. Nach der Ausführung der Bekl. iſt darnach der An- 
ſpruch des Kl. gegen ſie für die Zeit dieſer Beſchäftigung jedenfalls 
hinfällig. Der B. R. hat auch dieſen Einwand, gleichfalls in 
Uebereinſtimmung mit der Rechtſprechung des R. G. verworfen. 
(Vergl. Entſch. des R. G. in Ciovilſachen Bd. 37 S. 160 ff., 
Bd. 38 S. 320; Urtheil in Sachen Wernigerode wider Wein- 
gärtner IV 124/97 vom 11. Oktober 1897, mitgetheilt in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahrgang 1897 S. 645.) Das 
Gehalt, das der Beamte bezieht, bildet keine Gegenleiſtung für die 
von ihm geleiſteten amtlichen Dienſte, ſondern iſt eine ihm für 
die Dauer ſeines Amte gewährte Rente, die dazu beſtimmt iſt, 
ihm die Mittel zu ſeinem, dem Amte entſprechenden ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalt zu geben, und auf die er Anſpruch hat ohne 
Rückſicht darauf, ob ſeine Dienſte in Anſpruch genommen worden 
find oder nicht, und ob er im letzteren Falle in Folge ander- 
weiter Beſchäftigung ein Recht auf Gehaltsbezug gegen eine 


dritte Perſon erlangt hat. — Dieſen Annahmen gegenüber hat 


die Reviſion die Nichtbeachtung der Behauptung der Bekl. 
gerügt, nach der der Kl. einer Aufforderung, ſeine Thätigkeit in 
der ſtädtiſchen Verwaltung wieder zu übernehmen, wegen der der 
Eiſenbahn gegenüber beſtehenden Kündigungsfriſt nicht ohne 
Verzug hätte nachkommen können. Zur Darlegung der Erheb- 
lichkeit dieſer Behauptung iſt auf das vorbezeichnete Urtheil des 
R. G. vom 11. Oktober 1897 Bezug genommen, in dem die 
Anrechnung des vom entlaſſenen Beamten in anderer, als 
feiner amtlichen Stellung in der ſtädtiſchen Verwaltung er- 
zielten Verdienſtes abgelehnt ſei, weil es an der Behauptung 
fehle, daß er durch die Uebernahme der anderen Stellung ver⸗ 
hindert geweſen wäre, eine Aufforderung, feine amtliche Thätig⸗ 
keit wieder zu übernehmen, ohne Verzug Folge zu leiſten. — 
Der Angriff beruht auf einer unrichtigen Auffaſſung des reichs⸗ 
gerichtlichen Urtheils. Die dortigen Ausführungen haben, wie 


ſich aus dem Zuſammenhange der Begründung ergiebt, den Fall 
im Auge, daß die Stadtgemeinde zur Wiederaufnahme des 
Dienſtverhältniſſes ſich bereit erklärt und zu dem Zwecke den 
Beamten aufgefordert hat, ſeine amtliche Thätigkeit wiederum 
zu übernehmen. Dieſer Fall liegt hier nicht vor. Die beklagte 
Stadtgemeinde weigert ſich fortgeſetzt, den Kl. als Beamten 
wieder zu beſchäftigen. So lange aber dieſe Weigerung be⸗ 
ſteht und nicht etwa eine definitive Aufhebung des Dienft- 
verhältniſſes unter Zuſtimmung beider Theile ſtattgefunden hat, 
iſt der Kl., wie der B. R. zutreffend angenommen hat, be ⸗ 
rechtigt, die Zahlung ſeines Gehalts zu verlangen. IV. C. S. 
i. S. Stadt Erfurt c. Röthling vom 9. Juni 1898, Nr. 53/98 V. 

Zur Kirchengemeinde- und ne vom 
10. September 1873. 

29. Der B. R. gründet feine Entſcheidung lediglich auf. 
die Beſtimmungen der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung 
vom 10. September 1873 (§ 22 Abſ. 2), wonach es zu jeder 
die Gemeinde verpflichtenden Willenserklärung des Gemeinde⸗ 
kirchenraths der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stell⸗ 
vertreters und zweier Aelteſten, ſowie der Beidrückung des 
Kirchenſiegels bedarfs. Hiernach hätten die Kl. über den Erwerb 
der Oderberge einer mit dem Kirchenſiegel verſehenen Urkunde 
bedurft; da eine ſolche nicht ertheilt ſei, und auch die Unter⸗ 
ſchrift des geſammten Gemeinderaths unter das den Beſchluß 
über die Zuſchlagsertheilung enthaltende Protokoll vom 12. De⸗ 
zember 1893 die Beidrückung des Kirchenſiegels nicht erſetzen 
könne, fo ſei den Kl. weder ein Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung eines gültigen Vertrages noch ein ſolcher 
auf Erſatz des aus der Ungültigkeit des Veräußerungasvertrages 
erwachſenen Schadens — des negativen Vertragsintereſſe ent ⸗ 
ſtanden. Dieſe Begründung erſcheint, ſoweit es ſich um die 
Vertragsklage handelt, unbedenklich und wird inſoweit von der 
Reviſion ohne Grund angegriffen. Die Faſſung des citirten 
Geſetzes läßt keinen Zweifel darüber, daß eine von dem Ge⸗ 
meindekirchenrath für die Kirchengemeinde abgegebene Willend- 
erklärung die letztere nur dann verpflichtet, wenn ſie nicht blos, 
wie vorgeſchrieben, unterzeichnet, ſondern auch mit dem Kirchen⸗ 
ſiegel verſehen iſt. Für eine eingeſchränkte Auslegung in dem 
Sinne, daß damit die Berechtigte nur von der Beibringung 
des im dritten Abſatz des § 22 erwähnten Nachweiſes befreit 
werden ſollte, wie die Reviſion meint, bietet das Geſetz keinen 
Anhalt. Der die unrichtige Auslegung des § 22 a. a. O. 
rügende Angriff der Reviſton iſt hiernach unbegründet. Der in 
dem Ausgebot, der Verſteigerung und dem Zuſchlag enthaltene 
Kaufvertrag iſt aber auch deshalb für die Bekl. unverbindlich, 
weil es an der zur Veräußerung von Kirchengrundſtüͤcken er⸗ 
forderlichen Genehmigung des Patrons fehlt, da dem I. R. 
darin beigetreten werden muß, daß die generelle Zuſtimmung 
der Regierung als Patronatsbehörde zu dem beabſichtigten 
Verkauf durch Ausgebot die Genehmigung des ſpeziellen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts nicht erſetzen kann. Auch aus dieſem Grunde 
er den Kl. die 5 gegen die Kirchengemeinde nicht 

V. C. S. i. S. Köhnke und Gen. c. Kirchengemeinde 
Füdicho vom 15. Juni 1898, Nr. 73/98 V. 

VI. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

30. Die Revifion konnte nicht für begründet erachtet 
werden. Das O. L. G. iſt von der Annahme ausgegangen, 
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daß nach der richtigen Auslegung von Art. 778 des B. G. B. 
nicht blos die ſtillſchweigende Annahme der Erbſchaft eine 
Handlung vorausſetze, aus der die Abſicht, die Erbſchaft an⸗ 
zunehmen, nothwendig abgeleitet werden müſſe, ſondern auch 
eine ausdrückliche Annahme der Erbſchaft nur dann vorliege, 
wenn der Erbberechtigte in⸗ der Abſicht, von feinem Erb⸗ 
rechte Gebrauch zu machen oder ſich endgültig zu 
binden, in einer Urkunde den Namen oder die Eigenſchaft 


eines Erben annehme. Sodann hat es feſtgeſtellt, von einer 


derartigen Abſicht der Ehefrau des Bekl. könne keine Rede ſein, 
weil ihr zur Zeit der von ihr vorgenommenen Handlungen ſehr 
wohl bekannt geweſen ſei, daß der Vater ſich in vollſtändigem 
Vermöͤgensverfall befunden habe, die Annahme der Erbſchaft 
ſonach ihren vollſtändigen Ruin zur Folge haben müſſe. Im 
Anſchluß daran wurde ausgeführt, die Ehefrau des Bekl. habe 
ſich blos deshalb als Erbin bezeichnet und eine Quittung über 
den ihrer Mutter zuſtehenden Kaufpreis eines Grundſtückes 
ausgeſtellt, weil der Vater in dem dieſes Grundſtück betreffenden 
Kaufakt als Mitverkäufer aufgetreten geweſen ſei und der Käufer 
den Kaufpreis nicht bezahlt haben würde, wenn nicht die Erben 
des Vaters die Quittung unterzeichnet hätten. Insbeſondere 
wurde dargelegt, die formelle Mitwirkung der Kinder ſei für 
nothwendig gehalten worden, um aus der durch die unrichtige 
Bezeichnung des Vaters als Miteigenthümer und Mitverkäufer 
geſchaffenen, den wirklichen Verhältniſſen nicht entſprechenden 
Lage einen Ausweg zu finden und der Mutter die Möglichkeit 
zu verſchaffen, die ihr zuſtehende Kaufpreisforderung einzuziehen. 
Die rechtliche Auffaſſung des O. L. G., die, ſoweit es ſich um 
die ausdrückliche Erbſchaftsannahme handelt, allerdings nicht 
auf den Wortlaut von Art. 778 geſtützt werden kann, iſt als 
eine irrthümliche nicht anzuſehen. Näher dargelegt. II. C. S. 
i. S. Grimm c. Riſſe vom 17. Juni 1898, Nr. 81/98 II. 

31. Soweit der Klageanſpruch auf Ungültigkeitserklärung 
des Notarialaktes vom 24. März 1893, durch welchen die 
klägeriſche Ehefrau fi für die von dem mitklagenden Ehemanne 
dem Bekl. gegenüber in Höhe von 3 813 Mark 66 Pf. an⸗ 
erkannte Schuld verbürgt hat, auf die Behauptung des Zwanges 
(Art. 1109, 1111 des B. G. B.) gegründet wird, hat das 


O. L. G. angenommen, daß der Nachweis des urſächlichen 


Zuſammenhanges zwiſchen denjenigen Briefen und Aeuße⸗ 
rungen des Bekl., in welchen die Ausübung des Zwanges ge 
funden wird und an ſich allerdings gefunden werden könnte, 
und der Bürgſchaftsübernahme der Kl. nicht erbracht ſei, indem 
in dieſer Hinfſicht erhebliche andere Momente, die geeignet ge⸗ 
weſen ſeien, auf die Entſchließung derſelben einzuwirken, vor⸗ 
gelegen hätten. Wenn die Reviſion hiergegen geltend macht, 
nachdem durch die Drohungen ein dem Zwecke derſelben ent⸗ 
ſprechender Erfolg erzielt worden, ſei der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang ohne Weiteres anzunehmen, ſo iſt das rechtlich unzutreffend. 
Eine Rechtsvermuthung in dieſem Sinne giebt es nicht. 
Vorausſetzung der Ungültigkeit einer Rechtshandlung wegen 
Zwanges iſt die durch denſelben bewirkte Ausſchließung 
der freien Willensbeſtimmung. Wird Letzteres, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, nicht als erwieſen angenommen, ſo iſt die hierauf 
geſtützte Anfechtung unbegründet. Weiterhin iſt auch die An⸗ 
nahme des O. L. G., daß die Vorausſetzungen des in zweiter 
Linie von der Kl. geltend gemachten Betruges ſchon um des⸗ 


willen nicht gegeben ſeien, weil nicht erwieſen ſei, daß Bekl. 
bei Errichtung der Bürgſchaft beabſichtigt habe, ſeine Zuſiche⸗ 
rungen nicht zu halten, und in dieſer Richtung durch täuſchende 
Vorſpiegelungen die Kl. zur Uebernahme der Bürgſchaft beſtimmt 
habe, rechtlich nicht zu beanſtanden. Daß der Bekl. nach Lage 
der Sache ſich von der behaupteten Argliſt habe entlaſten 
müſſen, weil er ſeine Verſprechungen nicht erfüllt habe, und daß 
demſelben jedenfalls Gelegenheit habe gegeben werden müſſen, 
feine Beweiserbieten in der fraglichen Richtung zu ergänzen, 
kann als zutreffend nicht anerkannt werden. II. C. S. i. S. 
Stupin o. Schleidt vom 14. Juni 1898, Nr. 108/98 II. 

32. Die Entſcheidung des II. R. beruht darauf, daß das 
B. G. ſchon in dem durch Konventtonalſtrafen verſtärkten 
Hauptvertrage, alſo abgeſehen von der Höhe dieſer Strafen, 
ein wucherähnliches Rechtsgeſchäft, welches gegen die guten 
Sitten verſtoße, erblickt hat. Wenn man nun auch davon aus⸗ 
gehen will, daß die Beſtimmungen des Art. 3 des Wuchergeſetzes, 
wonach Verträge, welche gegen die Vorſchriften der 88 302 a, 
302b, 302e des Strafgeſetzbuchs verſtoßen, ungültig find, 
nicht verhindere, auch in anderen den Thatbeſtand des Wucher⸗ 
vergehens nicht völlig erſchöpfenden Fällen Ungültigkeit des 
Rechtsgeſchäfts wegen Verletzung der guten Sitten anzunehmen, 
wie dies auch in der Zeit vor Einführung der Wuchergeſetze 
zuläſſig war, ſo iſt doch in der Begründung des B. U. die Feſt⸗ 
haltung des richtigen Geſichtspunkts zu vermiſſen. Die Kl. hat 
das verlangte verzinsliche Darlehen von 3 000 Mark gewährt 
gegen die Verbindlichkeit der Bierabnahme auf drei Jahre nach 
den Bedürfniffen der Wirthſchaft der Bekl. Fällt auch die Frage, 
ob die ausbedungenen Vermögensvortheile in auffälligem Miß⸗ 
verhältniſſe zu der Leiſtung ſtehen, in das Gebiet der thatfäch- 
lichen Beurtheilung, jo kann doch bei dem dargeſtellten Vertrags ⸗ 
verhältniß ein beſonderer Wortheil, welcher neben der Zahlung 
der Zinſen und des gewöhnlichen Bierpreiſes der Kl. erwuchs, 
nur in der feſten Sicherung einer dreijährigen Dauer des Be⸗ 
zugs gelegen ſein. Zu unterſcheiden von der Ausbedingung über⸗ 
mäßiger Vortheile iſt aber die übermäßige Belaſtung des 
Verpflichteten. Dieſe beiden Geſichtspunkte werden in dem an⸗ 
gegriffenen Urtheile nicht auseinander gehalten, das Mißverhältniß 
in den gegenſeitigen Leiſtungen wird vielmehr hauptſächlich in 
der harten und übermäßigen Belaſtung der Bekl. durch die 
ihr auferlegte Verpflichtung, auch einen etwaigen Nachfolger in 
der Betreibung ihrer Wirthſchaft an die Zuſage des Bierbezugs 
aus der klägeriſchen Brauerei während der vertragsmäßigen drei 
Jahre zu binden, gefunden, während die dadurch bedingte Er⸗ 
ſchwerung des Verkaufs oder der Verpachtung des Bahnhof. 
hotels der Bekl. den von der Kl. durch Verkauf ihres Bieres 
nach dem Vertrage erzielten Vortheil nicht vermehrte. Gerade 
darin iſt aber die gegen die guten Sitten verſtoßende wucher⸗ 
ähnliche Natur des geſchloſſenen Vertrags gefunden worden, daß 
die Kl. in Kenntniß der Geldverlegenheit der Bekl. in auffälligem 
Mißverhältniſſe zur eigenen Leiſtung ſtehende Vermöͤgens⸗ 


vortheile von derſelben ſich zuſagen ließ. II. C. S. i. S. 
A.⸗G. Brauerei zum Zähringer Löwen 6. Ernſt vom 17. Juni 


1898, Nr. 97/98 II. 
33. Das O. L. G. geht von der Annahme aus, es ſei das 


Konkurrenzverbot an ſich gültig, es könne aber nicht die Er⸗ 


füllung deſſelben dahin, daß der Bekl. aus dem Geſchäft 
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F. & Cie. in Konſtanz ſofort auszutreten und ſich jeder Thätig- 
keit in Konſtanz und in Lindau zu enthalten habe, verlangt 
werden, weil im vorliegenden Falle als „Abſicht der Be⸗ 


theiligten“ anzuſehen ſei, „daß der Bekl. bei Uebertretung des 


Konkurrenzverbots der Konventlonalſtrafe, aber auch nur 
dieſer verfalle, im Uebrigen aber fortan des Konkurrenzverbots 
ledig ſein ſolle.“ Iſt nun letzteres der Fall (womit, wie auch 
das O. L. G. ſich an einer vorhergehenden Stelle ausdrückt, die 
Konventionalſtrafe die Bedeutung einer ſog. Wandelpön 
erhalten würde), ſo würde damit das Konkurrenzverbot und die 
Strafklauſel als nach dem Willen der Betheiligten in 
untrennbarer Verbindung ſtehend erſcheinen. Daraus 
würde ſich aber — da es im Weſen der Konventionalſtrafklauſel 
liegt, durch ſie vertragsmäßig eine beſtimmte Fixirung der 
Höhe des Intereſſes an der Erfüllung oder gehörigen Erfüllung 
einer vertraglichen Leiſtung oder Unterlaſſung eintreten zu laſſen 
und es daher ihrem Weſen nicht entſpricht, beim Mangel einer 
verkragsmäßigen Strirung der Höhe der Konventionalſtrafe die 
Konventionalſtrafklauſel gleichwohl für wirkſam und den Richter 
an ſich für befugt zu erachten, ſeinerſeits die Höhe der Kon⸗ 
ventionalſtrafe feſtzuſetzen — die Folgerung ergeben, daß wegen 
Nichtfeſtſetzung des Betrags der Konventionalſtrafe durch die 
Parteien die ganze, das Konkurrenzverbot und die Konventional⸗ 
ſtrafe betreffende, Beſtimmung für unwirkſam zu erachten 
und es rechtlich nicht thunlich wäre, der Vertragsbeſtimmung 
über Konkurrenzverbot und Konventionalſtrafe nun Wirkſamkeit 
dahin zu gewähren, daß an Stelle der nicht fixirten Kon ⸗ 
pentionalſtrafe ein vom Richter nach dem Maß des 
Schadens zu bemeſſender Betrag mit der Wirkung träte, 
hiermit den Anſpruch auf fernere Einhaltung des Konkurrenz⸗ 
verbots auszuſchließen. Hiernach beruht die Verurtheilung des 
Bekl. zur Zahlung von 2 000 Mark nebſt Zinſen auf ſich 
innerlich widerſprechenden und der rechtlichen Natur der Kon⸗ 
ventionalſtrafklauſel zuwiderlaufenden Erwägungen. II. C. S. 
i. S. Wohl c. Spiegel vom 14. Juni 1898, Nr. 70/98 II. 
234. Die Klage iſt von vornherein dahin angeſtellt worden, 
feftzuftellen, daß der Kl. den Kaufvertrag über das Haus mit 
beiden Eheleuten D. abgeſchloſſen habe, und dieſer Antrag iſt 
auch während des ganzen Rechtsſtreits vom Kl. feſtgehalten 
worden. In der Schlußverhandlung vor dem O. L. G. hat 
der Kl. auch noch ausdrücklich erklärt, daß er nur den Willen 
gehabt habe, an beide Eheleute zu verkaufen, und daß er an 


den Ehemann D. allein überhaupt nicht verkauft haben würde. 


Nun ſtellt das O. L. G. feſt, daß die Ehefrau D. für ihre 
Perſon eine Verpflichtung bezüglich des Ankaufs des Hauſes 
nicht übernommen, daß ſie alſo nicht mitgekauft habe. Daraus 
ergiebt ſich aber, wie das O. L. G. mit Recht annimmt, daß 
eine Willensübereinſtimmung der Parteien im Sinne des Klage ⸗ 
antrages nicht zu Stande gekommen iſt, weshalb die erhobene 
Klage abgewieſen werden mußte. Die ſeitens der Reviſion 
erhobenen Angriffe erſcheinen nicht begründet. Zunächſt kann 
es. prozefſualiſch nicht beanſtandet werden, daß das O. L. G. 
der vom Kl. bei der Schlußverhandlung abgegebenen Erklärung, 
daß er mit dem Chemanne allein den Vertrag nicht abgeſchloſſen 
haben würde, eine für den ganzen Rechtsſtreit wirkſame 
Bedeutung beigelegt hat. Es handelt ſich dabei um eine that; 
füchlishe in ſich klare Aufſtellung. des Kl., welche bei ber. Frage, 


wie der Klageantrag aufzufaſſen ſei, zu berückſichtigen war. 
Uebrigens würde auch ohne dieſe ausdrückliche Erklärung des 
Kl. die Entſcheidung keine andere haben ſein können. Ein 
Vertrag mit dem Ehemanne allein, der nach der Annahme 
dez O. L. G. allerdings für ſich bindende Erklärungen über den 
Abſchluß des Vertrages bezüglich des ganzen Hanied abgegeben 
hat, iſt ein anderer Vertrag, als ein mit beiden Eheleuten 
abgeſchloſſener, gleichviel ob die Frau dabei zur Hälfte oder in 
anderer Weiſe betheiligt ſein fol. Der Kl. hat aber den ſchon 
in der Klage allein von ihm behaupteten Pertragsabſchluß mit 
beiden Eheleuten D. nicht bewieſen, und deshalb muß die 
Klage, jo wie fie angeſtellt ist, abgewieſen werden. II. C. S. 
i. S. Rheinfeld o. Döll vom 21. Juni 1898, Nr. 127/98 II. 


Berufs jubiläum. 

Am 21. Juni 1898 feierte, der Rechtsanwalt Juſtizrath 
Dr. Fuld zu Frankfurt a. Main fein fünfzigjähriges Berufs ⸗ 
jubiläum. eee | 

Juſtizrath Fuld iſt am 18. Dezember 1825 zu Frank- 
furt a. Main geboren, er beſuchte die dortige Selektanſchule 
und das Gymnaſium, ſtudirte in Bonn, Tübingen und Heidel⸗ 
berg und promovirte in Heidelberg summa cum laude am 
21. Dezember 1847. Als Advokat wurde er vereidigt am 
21. Juni 1848. Bei der geſetzgebenden Verſammlung der 
Freien Stadt Frankfurt war er Suppleant in den Jahren 
18581860, 18621863; Mitglied 1860—1863 und bis 
zur Auflöſung im Jahre 1866. „ | 

Am 17. Oktober 1877 wurde dem Jubilar der Juſtizraths⸗ 
titel verliehen. een? 
An dem frohen Gedenktage, wie der Jubilar ihn ſelbſt 
bezeichnet, wurden ihm prachtvoll aüsgeſtattete Zuſchriften Seitens 
der Anwaltskammer und des Anwaltvereins zu Frankfurt a. Main 
überreicht. Juſtizrath Pr. Geiger überbrachte die Glückwünſche 
des deutſchen Anwaltvereins. Seitens der Staatsbehörde wurde 
der Jubilar duich Verleihung des rothen Adlerordens IV. Klaſſe 
mit der Schleife geehrte. | 


Berjonal-Beränderungen. 
Zulaſſungen. 


Rechtsanwalt Jöllenbeck beim Amtsgericht Oeynhausen; 
— Rechtsanwalt Arthur Herold beim Landgericht Rudol⸗ 


ſtadt; — Rechtsanwalt Erich Mertin beim Landgericht 
Oels; — Rechtsanwalt Friedrich Saar beim Amtsgericht 


Neuſtadt a.) Haardt; — Rechtspraktikant Karl Höhl beim 
Amtsgericht Dillingen; — Gerichtsaſſeſſor Weghmann beim 
Amtsgericht Kleve z. — Rechtsanwalt Guftan. Georg Otte 
Friedrich beim Amtsgericht Rieſa; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Felix 
Bie beim Landgericht Breslau; — Rechtspraktikant Jakob Laux 
beim Landgericht Frankenthal; — Rechtsanwalt Willy Degenkolb 
beim Landgericht Gera; — Rechtspraktikant. Karl Koll beim 
Laudgericht Paſſau; — Rechtsanwalt Melchior v. Wierzbickt 
beim Landgericht Bromberg;. — Rechtsanwalt Dr. phil. 
Joſef Schmid beim Amtsgericht Kirchheim U. /T.; — Rechts“ 
anwalt Gaefar; beim Amtsgericht Lennep; Rechtsanwalt 


8 
Walter Aßmann beim Amtsgericht Stendal; — Rechtsanwälte . Gerichtsaſſeſſor . 
Franz Niche, Dr. Alexander Leander, Erich Haack beim e I w 
Landgericht I Berlin; — Rechtsanwälte Dr. Felix Szkolny, l Duisburg, 2 . 2 . 
Große⸗Leege beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Dr. jur. Eilhoff, Rechtsanwalt und Notar. 
Karl Milner beim Landgericht Koblenz; — Rechtspraktikanten | 
Dr. Max Gänßler, Heinrich Kaſtor beim Landgericht 
Mönchen I; — gechtspraktikgnt Oskar Straub beim Land⸗ 


Zum 16. Juli bis 16. Auguſt ſuche ich einen Aſſeſſor als 
Vertreter in der Rechtsanwaltſchaft (Bezirk des Allgem. Landrechth 
„ Walther, Rechtsanwalt 


gericht Würzburg; — Rechtsanwalt Walther Aßmann beim 
Landgericht Stendal; — Rechtsanwalt Dr. Karl Eßlinger 
beim Landgericht Stuttgart; — Gerichtsaſſeſſor Stanislaus 
Schultz beim Landgericht und beim Amtsgericht Gneſen. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Rimpler 
in Oels; — Juſtizrath Dr. Neukirch in Frankfurt a./ M.; — 
Juſtizrath Albrecht in Berlin; — Rechtsanwalt Harten in 
Wilſter; — Juſtizrath Dr. Lorey in Frankfurt a. M. 


NAH π⏑ π⏑τ e Todesfälle. e n 
Juſtizrath Emft Militzer in Hof; — Juſtizrath 
Coſtenoble in Magdeburg; — Juſtizrath Johann Heinrich 


Theodor Wieck in Pinneberg. 
EMMòMekanntmachung. | 

Bei der hieſigen ſtädtiſchen Polizeibehörde, welche die Ortspolizei 
abgeſehen von der einer Königlichen Polizeidirektion übertragenen 
Affeſſor⸗ Stelle verwaltet, ſind zwei neu geſchaffene Polizei⸗ 
Aſſeſſor⸗Stellen zu beſetzen. 
Die Anſtellung iſt eine lebenslängliche und mit Penſions⸗ 
berechtigung und Wittwen⸗ und Waiſenverſorgung nach 000 abe 
des Ortsſtatuts verbunden. Das Anfangsgehalt beträgt 2 500 Mark 
und ſteigt bei befriedigender Dienſtführung von 3 zu 3 Jahren, 
einmal um 600 Mark, zweimal um je 500 Mark und einmal um 
400 Mark bis zum Höchitbetrage von 4 500 Mark. Die Forderung 


einer Probedienſtzeit bleibt vorbehalten. | u 
Bewerber müſſen das juriſtiſche Triennium abſolvirt haben und 
praktiſche Erfahrung im Gerichts⸗ oder Verwaltungsdienſte, ind 
beſondere auch im Büreaudienſt beſitzen. Bevorzugt werden Be⸗ 
werber, welche die erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden und bereits 
bei einer Königlichen oder größeren kommunalen Polizeiverwaltung 
gearbeitet haben. Zu | 
Meldungen find unter Beifügung der Zeugniſſe, insbeſondere 
auch eines amtsaͤrztlichen Gefundheitsatteſtes, und eines Lebenslaufs 
bis zum 20. Juli d. J. ſchriftlich hierher unter der Adreſſe „an den 
Magiſtrat in Kiel“ einzureichen. | | 
Kiel, den 22. Juni 1898. | 
Der Magiſtrat. 
Juſtizrath Viſchoff in Neiſſe ſucht zum 1. Oktober einen zu⸗ 
verläſſigen, im Notariat und in der Prozeßpraxis durchaus bewanderten 
Büreauvorftcher. Meldungen mit Gehaltsanſprüchen und Zeugniß⸗ 
abſchriften unter Angabe der perſönlichen Verhältniſſe baldigſt erbeten. 
Büreauvorſteher zum 1. Oktober geſucht. 8 
Sagan. | Z3Boehm, Rechtsanwalt u. Notar. 


Ein Landgerichtsanwalt ſucht einen juriſtiſch gebildeten ae 


arbeiter zum mäglichſt baldigen Antritt. Offerten unter L. G. 
an die Expedition dieſer Zeitung. on | | 


Büreauvorſte her. 


„ Ein in der Prozeß⸗ und Notariatspraxis anerkannt tüchtiger 
Büreauvorſteher, als ſolcher 22 Jahre lang in gr. Büreau thätig, und 


der während dteſer Zeit mit feiner Stellung nur ein Mal gewechſelt 
fel 1 er 1. Oktober er. oder Neujahr 1899 möglichft Lebens ⸗ 
ellung. Gefl. Off. unter K. A. an die Exp. der Jur. Wochenſchr. 


Erfahr. Bür.⸗Vorſt., ff. Zeugniſſe, w. ſich 15. Juli ep. ſpäter 
p. M. Gef. O . sub H. 357 an d. Exp. Pe ö 


verändern. M. 150 p. 
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| doppelte erweitert. So fteht zu hoffen, daß auch 


Stadium u. die Praxis da 


gefügt sind; durch ein 
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zu Granſee / Mark d. d. Nordbahn. 


€. 5. Jeck ſche Veclagobuchhandlung Oskar Beck in München. 
Soeben iſt in 2. neubearbeitete Auflage erſchienen: 5 
Bürgerliches Geſetzbuch 
vom 18. Augnuſt 1896. 
Handausgabe mit Erläuterungen 


“er Te Am verbindung mit 
Eugen Ebert, und Heinrich Schneider, 


AGR. u. Hilfsrichter am OLG. zu Breslau, Ob.⸗Reg.⸗Rat im k. b. Juſtizminiſterium. 


herausgegeben von 


Dr. Otto Fiſcher, und Wilhelm Henle, 

ord. Prof. der Rechte zu Breslau, Ob.⸗Reg.⸗Rat im k. b. Juſtizminiſterium. 
Zweite vollſtändig neu bearbeitete Auflage. 
77 Bog. 80. In eleg. Leinwandbande 6.4 50 NM 

Fiſcher⸗Henle's Handausgabe des BGB.“ hatte ſich 
einer ſo günſtigen Aufnahme zu erfreuen, daß die erſte in ſehr 
ſtarker Zahl gedruckte Auflage binnen 1½ Jahren vergriffen war. 
Die neue Auflage iſt einer ſorgfältigen Durcharbeitung 
unterzogen worden; kaum ein Paragraph iſt ganz 
unverändert geblieben. Civilprozeß⸗ und Konkurs⸗ 
ordnung ſind in neuer Paragraphierung citiert; ebenſo 
wurden die Verweiſungen auf die Grundbuchordnung, das 
Zwangsverſteigerungsgeſetz, das Geſ. üb. die freiw. 
Gerichtsbarkeit, das neue Handelsgeſetzbuch auf 
genommen. Das Sachregiſter wurde auf mehr als das 
die neue 
Auflage des bewährten Hilfsmittels des Lobes ſich würdig erweiſen 
wird, das der 1. Auflage ſo reichlich zu Teil wurde. 


Gleichzeitig gelangten zur Ausgabe: 


Oberregierungsrat Schneider’s erläuterte Aus- 


gabe des Gesetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit. Geb. 2 A 
DB” Seitenstück zu Geh.Rat Krech’s Ausgabe der 
Grundbuchordnung (1 ). und Ob.R.R. Henle’s Aus- 
gabe des Zwangsversteigerungsgesetzes (2 AM). 


Textausgabe der Civilprozessordnung und 
des Gerichtsverfassungsgesetzes in der 
Fassung der Novelle vom 17. Mai 1898 in 
neuer Paragraphierung. Mit Sachregister. 
Geb. 2 M. 


Teta usgabe der Konkursordnung in der 


Fassung der Novelle vom 17. Mai 1898 in 
neuer Paragraphierung. Mit Sachregister. 
Geb. 1 M 

Diese Textausgaben der CPO. u. KO. schliessen 
sich in der Ausstattung unseren beliebten Textausgaben 
des BGB. 's u. des HGB. 's Det an. Sie erhalten für das 
urch einen vermehrten Wert, 
dass den neuen 55-Ziffern die älteren in Klammern bei- 
* ist überdies jeweilig angedeutet, | 


ob ein $ verändert bezw. neu eingeschaltet ist. Von bes. 


‚praktischer Bedeutung ist die im Anhang gegebene ver- 


| leichende Zusammenstellung ‘der neuen mit der früheren 
umerierung. 
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Referendar, 3 Fahre i. V. im Bezirk Poſen, ſucht die Ver⸗ 
tretung eines Rechtsanwalts. „Offerten unter DP. K. 362 an die 
Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. . 


Ein Rechtsanwalt, welcher ſeit längerer Zeit in einem 
Berliner Vorort thätig iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten 
Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten unter 2. 288 
an die Expedition dieſes Blattes. oo. 

Ig. Rechtsanwalt, Landrechtler, Iſraelit, ſucht unter beſch. 


Auſprüchen Aſſoz. mit beſchäftigtem Anwalt. Off, unter E. K. 360 
an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. DE 


W. Murfer Bol buchhandlung, Berlin S. 14 


Scällſchreiberſtraße 34/85. 


E . a . 2 ; — ur ES 5 
Soeben wurde fertiggeſtellt. und iſt erſchienen: 


e 
Di Ä Ä 
„ 7 9 N 4 3 — vr 


‘ 
1 


Nechlſprechung des Reichsgerichts 


in Beziehung auf die wichkigſten Begriffe und 


Anſtikuke des Civilrechks 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch bef prochen- 
| von nz 


PDPDr. jur. Paul C. Säulen, u; 
Rechtsanwalt in ur 4.8 N 5 = a Street, 
| bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. , 2 
Georg F. Bentley, Notar. — Dr. Jur. L. Kuhlenbeck, ne 

Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena, 

Nord⸗ Amerikas. ze n)). nn BE 

— I. (Allgemeiner) Theil 
Kanzleianzeige. | nebſt 5 Saber att aus kei 1 1 
72 gerichtsentſcheidungen, itate aus dem B. G. B. und Register. 

Sandesadvokat Dr. K. Schönberger 27½ Basen, gr. 8 Pets 10 Mart 
„ | Prag (Böhmen). | Dias vorliegende Werk, welches der Verfaſſer auf Veranlaſſung 
II. Nr. 1039. des Vorſtandes des Deutſchen Anwalt⸗ Vereins bñearbeitet 
hat, iſt keineswegs ein bloßer Wiederabdruck, ſondern eine Ueber ⸗ 
arbeitung und Vervollſtändigung der in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift erſchienenen Aufſätze. Um dieſelben auch den außerhalb 
des Leſerkreiſes der Juriſtiſchen Wochenſchrift ftehenden Intereſſenten 
zu änglich zu machen, erſchien dieſe Sonderausgabe, die dem prak⸗ 


5 Soeben erſchien ergänzt bis auf die Gegenwart: 
. | Die Deutſche 


* Gewerbe: Ordnung 


DREH e . das Werk ſich gleichzeitig als eine Einfüßrung in das Studium 
Praxis in der Preußiſchen Monarchie des Vürgerkichen Geſetzbuchs kenn eichnet, ſofern der Verfaſſer dem 
2 | 9 Syſtem deſſelben folgend in jedem Aufſatz die Stellung des Bürger⸗ 
a Ä mit Kommentar | lichen Geſetzbuchs zu den behandelten Materien unter eingehender 
0 0 und 1 der verſchiedenen Leſungen, Motive und Protokolle 
nn j | lar ſtellt. | | ee a aa 
einem Anhange Das Werk. kann auch in Heften von 5 Bogen bezogen 
enthaltend werden. Bisher find 6 Hefte a 2 Mark erſchienen. . 


die Geſetze zur Ergänzung der Gewerbe⸗Ordnung leingeſchriebene 
Hülfskaſſen, Verkehr mit Nahrungsmitteln, Gebrauch von Spreng⸗ 
ſtoffen, Gewerbegerichte, Novelle zum Berggeſetz, Bekämpfung 
| des unlauteren Wettbewerbs) ſämmtlich mit Kommentar, ſowie 
| die Preußiſchen Gewerbeſteuergeſetze und das Geſetz betreffend 
die Einführung der Gewerbeordnung in Elſaß⸗Lothringen, endlich 
die Novelle zur Gewerbe⸗Ordnung vom 26. Juli 1897 mit 


Zu beziehen durch jede Sortimentsbuchhandlung, ſowie direkt 
vom Verlage. | Bey Be 
Mar Kornicker, Linduers Nachfolger. 
FCormular-Magazin für Rechtsanwälte und Notare. 
| Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. . 
empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 
ſämmtliche Druckſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei⸗, Concept⸗, 


Erläuterungen Brief⸗, Specialität⸗Schreibmaſchinenpapiere, Couverts in den 
von | gängigen Formaten, Actendeckel ꝛc. ꝛc. in bekannt beſter Ausführung 


zu billigſten Preiſen. Papierproben gratis u. franco, Formular⸗ 
Collection gegen Einſendung von 75 Pfg. Verlag von Kremſer's 
Gebühren⸗Tabellen. N e 


f Zu verkaufen: „ 
u er 1 0 7 5 a ar 9 
f f 3 ranzöſ. Civilre uche and 1/28 m. Reg. — Laurent, 
Preis broſchirt M. 18.—, halbfrz. geb. M. 20.—. zr ddr, de droit Civil, 33 Bde. = Aubry⸗Rau, on 0 
| „ ae droit civil francais, & Bde. — Zachariae⸗Dreyer, andb. d. 
2 Verlag von Georg Reimer in Berlin, franz. Ciwilrechts, 7. Aufl. — Mheiniſches Archiv; Band 1/93 mit 
1 | zu beziehen durch jede Buchhandlung. | allen Regiſtern. Gebote find unter H. 365 an die Exped. dieſes 

Blattes in Berlin S. 14 zu richten. | 


F. Marcinowski, 


Geheimem Ober⸗Finanzrath und vortragendem Rath im Finanzminiſterium. 
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1 Vervollſtändigte Ausgabe der BE 
ſechsten Auflage. WE 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 


u „Dr. F. Endemann, ord. Profeſſor der Rechte in Halle. er: N | = 
Einführung in das Studium des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. 


ö | Dritte und vierte völlig neubearbeitete Auflage. f 

N Frſter Band. Einleitung, Allgemeiner Theil, Recht der Schuldverhältniſſe. 

| Preis M. 12,50, in Halbleder gebunden M. 15, bei poſtfreier Zuſendung je M. 0,50 mehr. 

Das Sachenrecht befindet ſich im Druck, das Familien⸗ und Erbrecht wird Ende 1898 erſcheinen. 


—— . . j — m  — 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerei in Berlin. 


M52 und 53. 


Berlin, 19. — Berlin, 19. Jul. 


Juriſtiſche Woch Wochenſchriſt. 


1898. 


Herausgegeben von 


M. Kempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
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Fereinsnachrichten. 

Der erſte Theil des im Auftrage des Vereinsvorſtandes 
herausgegebenen Kuhlenbeckſchen Kommentars zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch für das Deutſche Reich iſt verſandt. 
Erinnerungen wegen Nichtempfangs können nur berückſichtigt 
werden, wenn ſie bis zum 1. Auguſt 1898 bei dem Unter⸗ 


zeichneten angebracht werden. 
Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 15. Juli 1898. 
Der Schriftführer. 
Dr. Deiß. 


Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die vierzehnte ordentliche Generalverſammlung wird 
auf den 25. September 1898 Mittags 12 Uhr nach Leipzig, 
Reichsgerichtsgebäude, Hauptzimmer der R 
bei dem Reichsgericht, berufen. 
Die Tagesordnung iſt: | | 
1. der vom Vorſtande zu erftattende Geſcäftsberich 
für das mit dem 30. Juni 1898 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, | 
2. die Juſtifikation der Jahresrechnung, 
3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemüäßheit 
des $ 9 der Satzungen, 
4. die Wahl von Rechnungsreviſoren, 
5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 10. Juli 1898. 


Hülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. | 
Dr. en Geheimer N Vorſitzender. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlundes⸗ 
gerichts zu Jena hat der Kaffe abermals eine Beihülfe von 


500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die erfreuliche Zuwendung der aufrichtigſte Dank 


ausgeſprochen. 


Die Rechtsanwaltſchaft im deutſchen Reichstag. 
Fiaur die nächſte fünfjährige Legislaturperiode find folgende 
23 Rechtsanwälte in den Reichstag gewählt worden. Von ihnen 
gehören 1 den Antiſemiten, 6 dem Centrum, 1 den Konſer⸗ 
vativen, 5 der freiſinnigen Volkspartei, 3 den Nationalliberalen, 
1 den Polen, 3 den Sozialdemokraten, 3 der ſüͤddeutſchen 
Volkspartei an. Die mit * . gehörten ſchon dem 


letzten Reichstag an. 


Name | Wohnort Wahlkreis Partei 
1. Dr. Bachem Köln Krefeld Centrum 
2. Baſſermann Mannheim Jena Nat.⸗Lib. 
3. Beckh⸗ Nürnberg Koburg Freiſ. Vp. 


4. Boltz, Juſtizrath Saarbrücken Saarbrücken Nat. ⸗Lib. 


5. Dietrich Prenzlau Neu⸗Ruppin Konſ. 
6. Dr. v. Dziembowski⸗ Pofen Wreſchen Pole 
Pomian | 

7. Fahle Schwiebus Züllichau Freiſ. Vp. 

8. Faltin Gr.⸗Strehlitz Pleß Centrum 

9. Franzius Norden Emden Nat.⸗Lib. 
10. Haaſe Königsberg Königsberg Sozd. 
11. C. Haußmann Stuttgart Balingen Südd. Vp. 
12. F. Haußmann Stuttgart Boblingen Suͤdd. Vp. 
13. Heine Berlin Berlin Sozd. 
14. Dr. Herzfeld Berlin Roſtock Sczd. 
15. Kauffmann Berlin Liegnitz Freiſ. Vp. 
16. Lenzmann Hagen Iſerlohn Freiſ. Vp. 
17. Marbe Freiburg i. B. Freiburg t. B. Centrum 
18. Mundel,* Juſtizrath Berlin Grünberg Freiſ. Vp. 
19. Payer Stuttgart Reutlingen Südd. Vp. 
20. Preiß; Colmar Colmar Centrum 
21. Dr. Stephan? Beuthen Beuthen Centrum 
22. Trimborn Koln Köln Centrum 
23. Vielhaben Homburg Antiſemit 


Homburg 
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| Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 3. bis 15. Juli 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. | 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. Für die Frage der Zuläſſigkeit der Reviſion kommt 
nur das Theilurtheil, nicht aber der davon nicht betroffene 
Ueberreſt der Klageanträge in Betracht (Entſch. des R. G. Bd. 13 
S. 354). Bei Klagen, die nach Preußiſchem Recht ein Miterbe 
auf Feſtſtellung der ungetheilten Nachlaßmaſſe erhoben hat, iſt 
ferner nicht der Betrag der geltend gemachten Forderung, ſondern, 
falls nicht etwa ein ſachlicher Anhalt für eine abweichende Be⸗ 
urtheilung gegeben iſt, der nach dem Erbantheile des Miterben 
zu bemeſſende Antheil deſſelben an der klagend geltend ge- 
machten Forderung für die Ermittelung des Streitwerthes maß⸗ 
gebend (Entſch. des R. G. Bd. 33 S. 427 und Bd. 38 S. 421). 
Ein ſachlicher Anhalt für eine abweichende Beurtheilung hat 
von den Rkl. nicht gegeben werden können, der Werth ihrer 
Reviſtonsbeſchwerde berechnet ſich daher, da ſie mit noch 
5 Miterben an der Nachlaßmaſſe betheiligt find, auf ½ von 
3 170 + 600 -+ 350 + 570 Mark = 781 Mail 66 Pf. 
Die nach § 508 der C. P. O. erforderliche Reviſionsſumme 
von mehr als 1 500 Mark iſt daher nicht vorhanden. IV. C. S. 
i. S. Schultz o. Erben Exner vom 27. Juni 1898, Nr. 28/98 IV. 

2. In Folge der von den Erben bei der Theilung des 
Nachlafſes vorbehaltenen Nachvertheilung des fraglichen Kapitals 
blieb daſſelbe im Miteigenthume der ſämmtlichen am Nachlaſſe 
betheiligt geweſenen Erben (Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 255). 
Wenn nun auch die Kl. kraft ihres Miteigenthums zu den auf 
Sicherung des gemeinſchaftlichen Kapitals und der Vertheilung 
deſſelben gerichteten Klageanträgen berechtigt war, ſo beſtimmt 
ſich doch der Streitwerth dieſer Anträge der Kl. nicht nach dem 
Nennwerthe des Kapitals, ſondern nach dem Intereſſe, welches 
die Kl. als Miteigenthümerin an der Durchführung ihrer 
Anträge hat. Daß dieſes ein höheres ſei, als das aus ihrer 
Betheiligung zu einem Kopftheile zu berechnende, und daß es 
ſogar den für die Zuläſſigkeit der Reviſion erforderlichen Betrag 
von mehr als 1 500 Mark ausmache, hätte die Kl. darthun 
müſſen. Dieſen Nachweis hat ſie nicht erbracht und darum war 
ihre Reviſion als unzuläſſig zu verwerfen. IV. C. S. i. S. 
v. Skotnicka 0. v. Zielinski vom 27. Juni 1898, Nr. 37/98 IV. 

3. Nach dem Thatbeſtand des B. U. iſt unter den Parteien 
unſtreitig, daß der Bekl. außer den gegenwärtig in Frage ſtehenden 
Lieferungen noch ein Anſpruch auf Lieferung von Gelantinekapſeln 
und Gelantineröhren für die Zukunft zuſteht. Hiernach hat das 
B. G. den Gerichtsſtand des Vermögens gemäß § 24 der C. P. O. 
der Bekl. gegenüber mit Recht für begründet erachtet. Die 
Anſprüche der Bekl. auf künftige Lieferungen enthalten einen 
Vermögenswerkh, der, wenngleich die Anſprüche zur Zeit noch 
nicht fällig ſind, doch ſchon gegenwärtig rechtliche Exiſtenz hat. 
Der Umſtand, daß die Forderung der Bekl., aus der die 
Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts hergeleitet wird, auf 
einem zweiſeitigen, hinſichtlich der künftigen Lieferungen noch 
von keiner Seite erfüllten Vertrage beruht, ſteht der Anwendung 


Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


des § 24 nicht entgegen. Denn, wie im B. U. zutreffend aus⸗ 
geführt iſt, erſcheint die gedachte Forderung auch in ihrer jetzigen 
Geſtalt als ein Beſtandtheil des Vermögens der Bekl., der durch 
Ceſſion übertragbar iſt, im Wege der Zwangs vollſtreckung 
pfändbar ſein würde und in einem Konkurſe der Bekl. als 
Aktivum der Maſſe in Betracht kommen könnte. Ob und welche 
öko nomiſchen Vortheile der Bekl. aus der Verwirklichung der 
fraglichen Forderung erwachſen, iſt für die hier zu entſcheidende 
Frage ohne Bedeutung; zur Begründung des Gerichtsſtandes 


des Vermögens genügt es, daß den Anſprüchen der Bekl. ein 
zweiſeitiger Vertrag zu Grunde liegt, an deſſen Erfüllung unter 
normalen Verhältniſſen jeder der beiden Kontrahenten ein ver- 


mögensrechtliches Intereſſe hat. Ein durchgreifendes Bedenken 
gegen die angefochtene Entſcheidung iſt auch daraus nicht zu 
entnehmen, daß die gegenwärtig eingeklagte Forderung und die 
Anſprüche der Kl., auf welche die Zuſtändigkeit des L. G. zu 
Danzig gegründet wird, aus demſelben Vertrage oder doch aus 
Abmachungen herrühren, die nach den übereinſtimmenden 
Erklärungen der Parteien als ein einheitliches Vertragsverhältniß 
zu betrachten ſind. Der im erſtinſtanzlichen Urtheil unterſtellte 
Fall, daß der Verkäufer einen Theil einer bereits fälligen Lieferung 
zurückhält, um gegen den Ausländer den Gerichtsſtand des 
Vermögens im Inlande zu begründen, liegt nicht vor. Die 
Anſprüche der Bekl., die ſich als im Inlande befindliches Ver⸗ 
mögen derſelben darſtellen, entſtammen zwar demſelben Rechts⸗ 
grunde wie die eingeklagte Forderung, ſtehen aber zu ihr nicht 
in dem Verhältniß von Leiſtung und Gegenleiſtung. Daher 
trifft auch der Grund nicht zu, aus welchem das R. G. in dem 
in den Entſch. Bd. 3 Nr. 107 S. 381 erörterten Fall die 
Anwendbarkeit des § 24 a. a. O. verneint hat. Denn es iſt 
keineswegs ein innerer Widerſpruch darin zu finden, daß die 
Kl. Bezahlung der bereits geleifteten Lieferungen fordert und 
zugleich das Recht der Bekl. auf die noch ausſtändigen Lieferungen 
zur Begründung der Gerichtszuſtändigkeit verwerthet. I. C. S. 
i. S. A. G. von Maggi's Nahrungsmitteln c. Boltzmann Nachf. 
vom 18. Juni 1898, Nr. 84/8 J. n zZ. 
4. In Uebereinſtimmung mit dem B. G. iſt anzunehmen, 
daß nach dem Klageantrage und der Klagebegründung nicht die 
Deliktsklage, ſondern die Vertragsklage erhoben iſt. Der Kl. 
verlangt nicht Entſchädigung, ſondern unter Vorbehalt aller 
Schadenserſatzanſprüche Aufhebung des Lieferungsvertrage und 
demgemäß die Rückzahlung des Kaufpreiſes. Nach ſeiner 
eigenen Darſtellung ſieht er ſich zur Rückforderung des Kauf 
preiſes durch die Nichterfüllung des Vertrages aus dem Grunde 
veranlaßt, weil die gelieferten Bilder dem Probedruck nicht ent: 
ſprachen. Der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung ($ 32 
der C. P. O.) erſcheint ſomit ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß 
die Vertragsklage erhoben iſt. Abgeſehen hiervon erſcheint auch 
die Annahme des B. G. gerechtfertigt, daß die Darſtellung des 
Kl. Anhaltspunkte für ein betrügeriſches Vergehen der Bekl 
nicht ergäben. Die Darſtellung der Verhandlungen läßt nur 
Anpreiſungen der Leiſtungsfähigkeit, keine bewußt wahrheits⸗ 
widrigen Vorſpiegelungen entnehmen. Ergiebt ſich aus dem 
Vertrage des Kl., daß die von ihm geſchilderten Vorgänge den 
Thatbeſtand einer eunerlaubten Handlung nicht begründen, ſo 
iſt dieſes Ergebniß der Prüfung auch für die Entſcheldung der 
Zuſtändigkeitsfrage maßgebend. Das B. G. erachtet ferner als 
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ſtreitige Verpflichtung im Sinne des § 29 der C. P. O. die 
Verpflichtung der Bekl. zur Zurückzahlung des Kaufpreiſes. 
Von der Annahme der Anwendbarkeit des Preußiſchen Land⸗ 
rechts ausgehend, ſtellt es auch für das Bayeriſche Landrecht 
den Grundſatz auf, daß der Käufer die Rückzahlung des Kauf⸗ 
preiſes nur gegen die Rückgabe der Waare verlangen könne. 
Da der Kl. aber nicht auf Abnahme der Waare geklagt habe, 
ſo bleibe als „ſtreitige Verpflichtung“ nur die Verpflichtung der 
Bekl., den Kaufpreis zurückzugewähren; dieſe ſei aber in Schöne⸗ 
berg zu erfüllen. Das B. G. ſtellt an die Spitze feiner Aus⸗ 
führungen den Satz, daß die Zurückzahlung des Kaufpreiſes 
verlangt ſei, alſo eine Verpflichtung der Bekl. in Frage ſei, 
die nach Art. 325 des H. G. B. in Schöneberg zu erfüllen 
ſei. In der im Anſchluſſe hieran auf Grund des Preußiſchen 
und des Bayeriſchen Landrechts angeſtellten Prüfung des In⸗ 
haltes der Verpflichtung gelangt es zu dem Ergebniſſe, daß der 
Kl. nur gegen Rückgabe der Waare die Rückzahlung des Kauf⸗ 
preiſes verlangen könne. Da aber nur die Rückzahlung des 
Kaufpreiſes als einzige Leiſtung gefordert ſei, die Bekl. vom Kl. 
aber nichts fordere, ſo könne die Thatſache, daß die Verpflich⸗ 
tung der Bekl. an ſich keine unbedingte ſei, eine Aenderung des 
Erfüllungsortes nicht bewirken. Daß als „ſtreitige Verpflich⸗ 
tung“ im Sinne des § 29 der C. P. O. die durch die Klage 
zur Geltung gebrachte Verpflichtung der Bekl. zu erachten ſei, 
entſpricht der Rechtſprechung des R. G. (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 29 Seite 395, Urtheile des erkennenden Senats 
vom 29. März 1893 Rep. VI 291/92 in den Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 31 S. 383 und vom 10. Dezember 1896 
in Seuffert Archiv Bd. 52 Nr. 148). Soweit die Ausfüh⸗ 
rungen des B. G. über den für dieſe „ſtreitige Verpflichtung“ 
begründeten Erfüllungsort auf landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
beruhen, liegt die Anwendung nicht reviſiblen Rechtes vor, da 
gemäß § 1 der Verordnung, betreffend die Begründung der 
Reviſion in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vom 28. September 
1879, das im Bezirk des B. G. nicht geltende Preußiſche Landrecht 
in dem vorliegenden Falle gleichfalls der Reviſion entzogen iſt. 
Art. 325 des H. G. B. beſtimmt nur den Zahlungsort für 
Geld zahlungen. Gemäß Abſ. 2 wird durch die Beſtimmung 
des Abſ. 1 der geſetzliche Erfüllungsort des Schuldners in 
Betreff des Gerichtsſtandes oder in ſonſtiger Beziehung nicht 
geändert. Geht man davon aus, daß alle rechtlichen Wirkungen 
obligatoriſcher Verträge durch das Recht des Erfüllungsortes 
normirt werden (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 15 
S. 134) und demnach die Beſtimmungen des Art. 324 des 
H. G. B. über den Erfüllungsort des Handelsgeſchäfts auch 
für die Anſprüche aus der Nichterfüllung Platz greifen, ſo würde 
gemäß Art. 324 Abſ. 1 für die Verpflichtung zur Rückzahlung 
des Kaufpreiſes an ſich wiederum Schöneberg als Ort der Er⸗ 
füllung erſcheinen. In den Entſch. des I. C. S. des R. G. 
vom 2. Mai 1883 (Entſch. des R. G. i. Civilſachen Bd. 10 
S. 350), vom 5. Oktober 1887 (Entſch. d. R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 20 S. 358), vom 18. September 1889 Rep. I. 
170/89 und vom 15. März 1895, Blätter für Rechtsanwendung 
Erg. Bd. 11 S. 303 iſt allerdings für die redhibitoriſche Klage 


des Käufers auf Rückzahlung des Kaufpreiſes gegen Rückgabe 


der Waare in Fällen, in welchen die beanſtandete Waare ſich 
am Wohnorte des Kl. befand, der Wohnort des Kl. als Er⸗ 


füllungsort und demgemäß das Gericht dieſes Ortes für zu- 
ſtändig erachtet. In einer Entſcheidung des erkennenden Senates 
vom 10. Dezember 1896 iſt endlich ausgeſprochen, daß nach 
Lage der Sache im Falle einer Wandlungsklage der Standort 
der Waare nach der Natur des Geſchäftes als Ort der Er⸗ 
füllung anzuſehen ſein könne. Allein in den durch die erwähnten 
Erkenntniſſe entſchiedenen Fällen war auf Rückgabe der Waare 
und Zurückzahlung des Kaufpreiſes gegen Rückgabe der Waare 
geklagt. Daß im vorliegenden Falle zunächſt auf Aufhebung 
des Vertrags geklagt iſt, ändert daran nichts, daß dem eigent⸗ 
lichen Gegenſtand der Forderung doch die Rückzahlung des 
Kaufpreiſes bildet. Die den Entſcheidungen des II. C. S. vom 
16. Dezember 1890 Rep. II 273/90 in Bd. 27 der Entſchei⸗ 
dungen des R. G. in Civilſachen S. 397 und der Entſcheidung 
des erkennenden Senats vom 29. März 1893 Rep. VI 291/92 
entſprechende Entſcheidung des B. G. war hiernach als gerecht 
fertigt zu erachten. VI. C. S. i. S. Hemmeter c. Meiſenbach, 
Riffarth und Co. vom 9. Juni 1898, Nr. 51/98 VI. 

5. Weder aus dem Urtheile des B. G. noch aus dem der 
I. J. iſt zu erſehen, welcher phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon 
Rechte haben zugeſprochen werden ſollen. In der Ueberſchrift 
beider Urtheile wird in der Rolle der klagenden Partei auf- 
geführt: „Der Schiffsmakler H. Vogemann in Hamburg in 
Vollmacht der Rhederei des engliſchen Dampfers Alton.“ Wer 
als Bevollmächtigter eines andern einen Prozeß führt, iſt nicht 
ſelbſt Partei. Partei iſt der von ihm Vertretene. Wo ſich die 
Parteien durch Rechtsanwälte vertreten laſſen müſſen, iſt die 
Namhaftmachung eines ſolchen Bevollmächtigten ſo lange über⸗ 
flüſſig, als bis etwa die Prozeßvollmacht des Anwalts beanſtandet 
wird und deswegen darauf zurückgegangen werden muß, ob der 
Mittelsmann, der ſie ertheilt hat, hierzu legitimirt war. Niemals 
aber kann die Namhaftmachung eines derartigen gewillkürten 
Vertreters die vom Geſetze (C. P. O. § 284 Nr. 1) für das 
richterliche Urtheil vorgeſchriebene Bezeichnung der Partei 
erſetzen. Nun geht zwar aus den Urtheilen der Inſtanzen her⸗ 
vor, daß die Vorderrichter trotz dieſer Ungenauigkeit und obwohl 
der Bevollmächtigte V. als „Kl.“ bezeichnet wird, nicht verkannt 
haben, daß es ſich im Prozeſſe nicht um eigene Rechte des V., 
ſondern um Rechte ſeiner Vollmachtgeberin, der Rhederei des 
englichen Dampfers A. handelt, und wenn daher zugleich dieſe 
Vollmachtgeberin in ausreichender Weiſe bezeichnet wäre, ſo 
würde die beſprochene Ungenauigkeit in der Ueberſchrift der 
Inſtanzurtheile als unſchädlich angeſehen und noch in der 
Reviſtonsinſtanz berichtigt werden können. Allein auch daran 
fehlt es. Das Geſetz fordert „die Bezeichnung der Parteien 
und ihrer geſetzlichen Vertreter nach Namen, Stand oder 
Gewerbe, Wohnort und Parteiſtellung.“ Hier iſt die Partei 
unbenannt geblieben. Daß es die Rhederei des engliſchen 
Dampfers Alton iſt, bildet ein Stück aus dem zur Klage⸗ 
begründung gehörigen Thatbeſtande, iſt aber keine Entſchuldigung 
für Anonymität. Bei der mündlichen Verhandlung vor dem 
R. G. hat der Prozeßvertreter des Rbkl. auf Befragen erklärt, 
daß er außer Stande ſei, die von ihm vertretene Partei mit 
Namen und Wohnort zu bezeichnen. Das R. G. hat daher 
in der Ueberſchrift des gegenwärtigen Urtheils zwar die von 
den Inſtanzen gewählte ungenaue und ungeſetzliche Partei- 
bezeichnung beibehalten, das Urtheil des B. G. aber ſchon 
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wegen dieſes Verftoßes gegen weſentliche Prozeßvorſchriften 
aufheben müſſen. I. C. S. i. S. Gärtner c. Vogemann vom 
10. Juni 1898, Nr. 172/98 1. 

6. Die Kl. ift gegen ihren Ehemann wegen Gewährung 
des Unterhalts außerhalb der Ehewohnung klagbar geworden 
und mit der Klage durch landgerichtliches Urtheil abgewieſen. 
Sie hat unter Vorlegung eines Zeugniſſes der Polizeiverwaltung 
zu Frankfurt a. O., nach dem ſie zur Beſtreitung der Prozeß⸗ 
koſten unvermögend ſei, die Bewilligung des Armenrechts für 
die Berufungsinſtanz nachgeſucht. Dieſes Geſuch iſt jedoch vom 
Kammergerichte — durch den oben bezeichneten Beſchlus — auf 
Grund des § 106 der C. P. O. abgelehnt, weil nach § 726 
Thl. II Tit. 1 des A. L. R. die Ehefrau verlangen könne, daß der 
Ehemann die Koſten des Rechtsſtreits vorſchieße, die Kl. aber 
nicht dargethan habe, daß ihr beklagter Ehemann hierzu nicht 
im Stande ſei und es deshalb an dem Nachweiſe fehle, daß 
die Kl. wegen Mangels an Mitteln zur Beſtreitung der Koſten 
den Rechtsſtreit nicht weiter verfolgen könne. Mit der hiergegen 
eingelegten Beſchwerde ift geltend gemacht, der 8 726 a. a. O. 
ſei, da es ſich nicht um einen Eheſcheidungsprozeß handle, mit 
Unrecht angewendet worden, und auch ſonſt ſtehe der Entſcheidung 
eine geſetzliche Vorſchrift nicht zur Seite, indem der §8 187 
ebenda bei Prozeſſen der Eheleute unter einander nicht Platz 
greife. Die Beſchwerde iſt nicht begründet. Der jetzt entſcheidende 
Senat hat zwar, worauf von der Beſchwerdeführerin hingewieſen 
iſt, in dem Beſchluſſe vom 6. Juli 1882 (gedruckt in Blum's 
Annalen des R. G. Bd. VI S. 264) ausgeſprochen, daß die 
Pflicht des § 187 durch das Recht und die Pflicht des Ehe⸗ 
mannes, die Frau zu vertreten, bedingt ſei und daher nicht in 
Prozeſſen eintrete, die die Frau gegen ihn führe. Dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt jedoch in ſpäteren Entſcheidungen des Senats nicht 
aufrecht erhalten; vielmehr iſt wiederholt angenommen (Beſchlüſſe 
vom 25. Oktober 1886, gedruckt in Gruchot's Beiträgen Bd. 33 
S. 1207, vom 5. März 1891, gedruckt in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1891 S. 213, vom 11. Juli 1895 B. IV. 140/95, 
vom 5. Auguſt 1897 B. IV. 146/97), daß der § 187 a. a. O. 
einen allgemeinen Grundſatz, der auch in Prozeſſen der Eheleute 
unter einander maßgebend ſei, aufſtelle und daß in der Vor⸗ 
ſchrift des § 726 ebenda nicht eine nur für Eheſcheidungsprozeſſe 
geltende Singularität, ſondern ein Ausfluß des im § 187 aus⸗ 
geſprochenen Grundſatzes zu finden ſei. Wenn in mehreren der 
vorbezeichneten Beſchlüſſe geſagt iſt, daß die Anwendbarkeit des 
5187 mindeſtens nicht in dem Falle bezweifelt werden könne, 
wenn die Frau durch den Mann zur Prozeßführung genöthigt 
ſei, ſo iſt dieſe Faſſung darauf zurückzuführen, daß die Ent⸗ 
ſcheidungen damals Fälle beſtrafen, in denen der Ehemann der 
klagende Theil war. Der 8 187 ſtellt aber, wie hervorgehoben, 
einen allgemeinen Grundſatz auf und findet daher auch in 
den Prozeſſen Anwendung, in denen die Frau gegen den Mann 
klagbar geworden iſt. Eine Ausnahme würde in dieſen Fällen 
nur wegen etwaiger Frivolität des von der Ehefrau erhobenen 
Anſpruchs eintreten können. — Wenn von der Beſchwerde noch 
geltend gemacht iſt, daß, da der Bekl. ſeine Alimentationspflicht 
und damit auch ſeine Verpflichtung zur Koſtenzahlung beſtreite, 
der Kl. thatſächlich die Inanſpruchnahme der ehemännlichen Hilfe 
verſagt ſei, ſo geht auch dieſer Behelf fehl. Die Kl. iſt in der 
Lage, durch Erwirkung einer einſtweiligen Verfügung den Bekl. 


zur Leiſtung des erforderlichen Vorſchuſſes zwangsweiſe anzuhalten. 
Zuſtändig für den Erlaß einer ſolchen einſtweiligen Verfügung 
iſt, ſolange die Hauptſache in der Berufungsinſtanz nicht an 
hängig iſt, das Gericht I. J. (vergl. § 821 der C. P. O.). 
Da ſonach das Geſuch der Kl. um Bewilligung des Armenrechts 
für die Berufungsinſtanz durch den angefochtenen Beſchluß mit 
Recht abgelehnt ift (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 19 S. 428), 
war die Beſchwerde zurückzuweiſen. IV. C. S. i. S. Cberth 
c. Eberth vom 30. Juni 1898, B Nr. 134/98 IV. 

7. Die Prozeßkoſten, welche die Bekl. den Kl. zu erſtatten 
haben, waren vom L. G. auf 225,80 Mark nebſt 1,70 Mark 
Beſchlußkoſten feſtgeſetzt worden. Auf Beſchwerde der Bekl. hat 
das O. L. G. ſie auf 183,40 Mark nebſt 1,40 Mark Beſchluß⸗ 
koſten ermäßigt; geſtrichen find 41,50 Mark Schreibgebühren 
und in Folge davon 0,90 Mark und 0,30 Mark als zuviel 
berechnete Anwaltsgebühr und Gerichtskoſten. Die von den Kl. 
darüber geführte Beſchwerde iſt nicht begründet. Die abgeſetzten 
Schreibgebühren waren für 13 Abſchriften der Klageanlagen in 
Rechnung geſtellt; das O. L. G. hält 1 Abſchrift für genügend 
und hat daher nicht für 14 Abſchriften, ſondern nur für Eine 
Schreibgebühren feſtgeſetzt. Die Kl. hatten 14 Abſchriften ein⸗ 
gereicht, weil 12 Bekl. vorhanden waren. Das O. L. G. ſtützt 
den Abſtrich auf § 122. Abs. 3 der C. P. O., wonach u. A. 
dann, wenn die Urkunden von bedeutendem Umfange ſind, ſtatt 
der im 1. Abſatz vorgeſchriebenen Beifügung der in dem Schriftſatz 
in Bezug genommenen Urkunden in Urſchrift oder Abſchrift, die 
genaue Bezeichnung derſelben mit dem Erbieten, Einſicht zu 
gewähren, genügt. Hier handelt es ſich um 9 Klageanlagen, 
deren Abſchrift 34 Seiten füllt. Das O. L. G. hält die Vor⸗ 
ſchrift in § 122 Abſ. 3 für anwendbar, obwohl nicht die 
einzelnen Urkunden, ſondern erſt alle zuſammengenommen von 
bedeutendem Umfange ſind. Es führt aus: Der Zweck der 
Vorſchrift, unverhältnißmäßige Schreibarbeit zu beſeitigen, treffe 
auch dann zu, wenn mehrere kleine Urkunden zuſammen von 
bedeutendem Umfange ſeien; dann „genüge“ die Einreichung 
Eines Exemplars, und deshalb bedürfe ſolchenfalls der Anſpruch 
auf Erſtattung von Schreibgebühren für mehrere Abſchriften 
einer beſonderen Rechtfertigung; da dieſe hier fehle und — wie 
näher dargelegt wird — aus den Umſtänden nicht entnommen 
werden könne, ſeien die Schreibgebühren für 13 Abſchriften zu 
ſtreichen. Die Entſcheidung des O. L. G. muß für richtig 
erachtet werden. Die Anwendung des § 122 Abſ. 3 auf den 
vorliegenden Fall iſt unbedenklich; es handelt ſich auch hier um 
die Vermeidung unnützer Schreibarbeit und Schreibkoſten, über ⸗ 
dies läßt ſich nicht einmal aus dem Wortlaut entnehmen, daß 
der Geſetzgeber nur oder doch zunächſt an den Fall gedacht hätte, 
daß eine einzelne Urkunde von großem Umfange iſt, denn es 
heißt: „Sind die Urkunden . . . von bedeutendem Umfange, 
fo ꝛc.“; eine Beſchränkung der Vorſchrift auf einzelne Urkunden 
gäbe auch keinen vernünftigen Sinn. Freilich bildet der Abſ. 3 
des § 122 eine Ausnahme von der Vorſchrift des Abſ. 1, daß 
die Urkunden dem Schriftſatz in urſchrift oder Abſchrift bei⸗ 
zufügen ſind, aber die Ausnahmevorſchrift lautet beſtimmt dahin, 
daß, wenn der Ausnahmefall vorliegt, die Bezeichnung der Ur⸗ 
kunde mit dem Erbieten zur Einſichtgewährung genügt. Dem 
O. L. G. iſt deshalb auch darin beizuſtimmen, daß es ſolchenfalls 
einer beſonderen Rechtfertigung bedarf, wenn eine Partei gleich⸗ 
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wohl Abſchriften einreicht und dafür Schreibgebühren in Rech⸗ 
nung ſtellt. An einer ſolchen Rechtfertigung fehlt es in vor- 
liegendem Fall; dazu kann auch nicht die Anführung der Be⸗ 
ſchwerde dienen: daß die Bekl. nicht alle an demſelben Ort 
wohnten, dies hinderte die einzelnen Bekl. nicht, von den Urkunden 
Einſicht zu nehmen. V. C. S. i. S. Trantow c. v. Wietzlow 
vom 2. Juli 1898, B Nr. 100/98 V. 

8. Nach der Annahme des B. G. hat der Antrag der Kl. 
auf Bezahlung von 30 Prozent ihrer Forderung die Anerkennung 
des Rechts, den Verkauf der ſtreitigen Hölzer zum Zwecke ihrer 
Befriedigung zu verlangen, zur Vorausſetzung. Es hat den 
Antrag daher zurückgewieſen, weil es dieſes Verkaufsrecht nicht 
anerkannt hat. Der Angriff, den die Reviſion hiergegen erhebt, 
erſcheint als begründet. Wenn die Kl. den Antrag ſtellte, den 
Bekl. zu verurtheilen, darin zu willigen, daß die Hölzer behufs 
Deckung ihrer Forderung öffentlich verſteigert würden, und ihr 
30 Prozent ihrer durch den Verſteigerungserlös nicht gedeckten 
Forderung abzüglich bereits bezahlter 750 Mark zu bezahlen: 
ſo ließ dieſer Antrag nach ſeiner Faſſung allerdings die Aus⸗ 
legung zu, die das B. G. als ſelbſtverſtändlich unterſtellt hat. 
Es war möglich, daß die Akkordquote nur unter der Bedingung 
verlangt ſein ſollte, daß die Forderung wenigſtens zu einem 
Theile durch die Verſteigerung der Hölzer beglichen werden 
würde. Denn durch die Verwerfung des Rechts, ſich aus dem 
Verſteigerungserlöſe zu decken, erlitten die Verhältniſſe eine 
durchgreifende Verſchiebung: und es war nicht von vornherein 
ſicher, daß die Kl. auch jetzt noch ihr Interreſſe in der Rück⸗ 
gabe der Hölzer gegen Bezahlung der Zwangsvergleichsquote 
erblicken werde. Andererſeits iſt aber auch die Auffaſſung der 
Kl. mit dem Wortlaute des Antrags vereinbar. Ihre Abſicht 
konnte ſein, für den Fall, daß ſie ſonſt keine Befriedigung er⸗ 
lange, — möchte die Verſteigerung nun keinen Reinerlös ergeben 
oder möchte fie überhaupt nicht geſtattet werden —, den konkurs⸗ 
mäßigen Prozentſatz der ganzen Forderung zu beanſpruchen. 
Der Antrag war ſonach einer zweifachen Deutung fähig. Und 
ebendeshalb traf den B. R. die Verpflichtung, ſich mit Hülfe 
des richterlichen Fragerechts über feinen Inhalt und feine Trag⸗ 
weite zu vergewiſſern. Hätte er das gethan, jo wuͤrde er er- 
fahren haben, daß ſeine Auslegung mit der Abſicht der Kl. im 
Widerſpruch ſtehe und daß fie auch abgeſehen von ihrem ver- 
meintlichen Zurückbehaltungsrechte die Bezahlung von 30 Prozent 
der Forderung einer Erfüllung des Kaufvertrags vorziehe. Das 
Urtheil muß darnach aufgehoben und die Sache zu anderweiter 
Verhandlung und Entſcheidung über den zweiten, richtig ver- 
ſtandenen Klageantrag in die Vorinſtanz zurückberwieſen werden. 
I. C. S. i. S. Freericks o. Propp und Winsberg vom 15. Juni 
1898, Nr. 105/98 J. 

9. Die Friſt für die Einlegung der in Rede ſtehenden 
Beſchwerde lief am 7. Juni 1898 ab. Die Einlegung iſt 
jedoch erſt am 14. des gedachten Monats erfolgt. Das Geſuch 
um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen dieſe Friſt⸗ 
verſäumung wird darauf geſtützt, daß, worüber eine eidesſtattliche 
Verſicherung des Büreauvorſtehers des Prozeßbevollmäͤchtigten 
des Beſchwerdeführers, des Rechtsanwalts S. in Elbing, vor- 
gelegt, die Handakten des Letzteren von dem Königlichen O. L. G. 
zu Marienwerder, welches dieſelben vor Abgabe der gegenwärtig 
angefochtenen Entſcheidung eingefordert hatte, erſt am 4. Junt 


1898 an jenen Anwalt zurückgeſendet worden, der nächſte Tag 
aber ein Sonntag geweſen ſei, danach aber erſt an dem 
folgenden Montag durch Einſicht der Gerichtsakten der Ungrund 
des in jener Entſcheidung als vorhanden erachteten Verſehens 
habe feſtgeſtellt und ſomit, da ferner noch die Information des 
oberlandesgerichtlichen Anwalts, von dem die Einlegung der 
Beſchwerde habe ausgehen müſſen, ftattzufinden gehabt habe, 
die Einlegung der Beſchwerde an dem weiterfolgenden Tage, 
dem letzten der Friſt, nicht mehr habe bewirkt werden können. 
Dieſe Darlegung läßt das Vorhandenſein eines unabwendbaren 
Zufalls, welches nach $ 211 der C. P. O hier die Vorausſetzung 
für die Gewährung des Wiedereinſetzungsgeſuchs bildet, nicht 
erkennen. War der erwähnte Prozeßbevollmächtigte des 
Beſchwerdeführers Behuf der Begründung der weiteren Beſchwerde 
der Einſicht der Handakten benöthigt, worüber das mitgetheilte 
Vorbringen nicht einmal etwas ergiebt, ſo hätte er dies ſchon 
gleich nach dem 24. Mai 1898, an welchem Tage die Beſchwerde⸗ 
friſt begann, erkennen und gleichzeitig die Akten zurückfordern, 
damit aber die Innehaltung der Friſt veranlaſſen können. 
VI. C. S. i. S. Fieguth o. Be- und Entwäſſerungsverband 
der Schwente vom 27. Juni 1898, Nr. 132/98 VI. 

10. Der Kl. und die Nebenintervenientin haben ſich in den 
Vorinſtanzen auf die in Frankreich ergangenen Urtheile nur zu 
dem Zwecke berufen, um eine Ausſetzung zu verlangen, zu 
deren Anordnung das Gericht nach $ 139 der C. P. O. nicht 
verpflichtet war und deren Anordnung es durch Beſchluß 
abgelehnt hat. Die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
haben ſie nicht geltend gemacht, ebenſowenig vorgebracht, daß 
einer Entſcheidung über die Einrede des Betrugs, die in Frankreich 
begründete Rechtshängigkeit entgegenſtehe. Da nur durch Klage 
nicht auch durch Einrede Rechtshaͤngigkeit eines Anſpruchs 
begründet wird ($ 235 der C. P. O.), fehlt es übrigens für 
die ſogenannte Replik der Rechtshängigkeit, die der Rkl. in der 
Berufungsinſtanz vorgebracht haben will, an einer rechtlichen 
Grundlage. Da der Kl. ungeachtet des in Frankreich anhängigen 
Prozeſſes vor deſſen Beendigung in Elſaß⸗Lothringen Klage er- 
hoben hat, mußten die Gerichte über dieſe Klage und über die 
ihr entgegengeſetzten Einwendungen entſcheiden. Daß der Bekl. 
Paul H. den ſtreitigen Vertrag nach erlangter Kenntniß von dem 
vorliegenden Betruge genehmigt habe, iſt in den Vorinſtanzen 
nicht behauptet worden. Auch ergiebt ſich eine ſolche Genehmigung 
nicht ohne Weiteres daraus, daß H. den Verſuch gemacht hat, die 
Rechte an dem Bade auf einen Dritten zu übertragen. Das O. L. G. 
hatte ſonach keine Veranlaſſung, zu prüfen, ob eine ſolche Ge- 
nehmigung vorliege und etwa Art. 1115 oder 1338 des B. G. B. 
Anwendung zu finden habe. II. C. S. i. S. Juget - Chouteau 
c. Heinrich und Gen. vom 24. Juni 1898, Nr. 71 / 98 II. 

11. Dem B. R. kann in der Beurtheilung des unter 
Ziffer 5 des § 661 der C. P. O. aufgeſtellten Erforderniſſes 
der verbürgten Gegenſeitigkeit nicht beigetreten werden. Dabei 
iſt davon auszugehen, daß das Vollſtreckungsurtheil nach § 661 
der C. P. O. nur erlaſſen werden kann, wenn die geſetzliche 
Vorausſetzung der verbürgten Gegenſeitigkeit zur Zeit des 
Erlaſſes des Vollſtreckungsurtheils vorhanden iſt. Es 
kommt deshalb darauf nichts an, daß die Gegenſeitigkeit in 
Oeſterreich bis zum Schluß des Jahres 1897 durch die that⸗ 
ſächliche Uebung der Gerichte verbürgt war, wie das R. G. 
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wiederholt angenommen hat. Da das B. U., welches das 
Vollſtreckungsurtheil enthält, am 4. Januar 1898 ergangen iſt, war 
zu prüfen, ob nach der am 1. Januar 1898 in Kraft getretenen 
öſterreichiſchen Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896 (R. Geſ. Bl. 
S. 269) die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Der B. R. hat die⸗ 
ſelbe nicht außer Acht gelaſſen, aber doch auf Grund derſelben 
keine ſolche Feſtſtellung getroffen, die nach § 511 der C. P. O. 
für den Reviſionsrichter bindend wäre. Der § 79 der 
Exekutionsordnung läßt die Exekution aus Urtheilen auswärtiger 
Gerichte nur zu, wenn die Gegenſeitigkeit durch Staats- 
verträge oder durch darüber erlaſſene, im R. Geſ. Bl. 
kundgegebene Regierungserklärungen verbürgt iſt. 
Außerdem fordert der § 8 der Exekutionsordnung neben der 
Zuſtändigkeit des auswärtigen Gerichts und der Rechtskraft 
des Urtheils unter 2, daß die Ladung, durch die das Verfahren 
vor dem auswärtigen Gericht eingeleitet worden, der Perſon, gegen 
die in Oeſterreich aus dem auswärtigen Urtheil die Exekution 
geführt werden ſoll, entweder in dem auswärtigen Gebiet, oder 
mittels Gewährung der Rechtshülfe in einem andern Staats⸗ 
gebiet, oder im Inlande zu eigenen Händen zugeſtellt worden 
iſt. Ladung durch Erſatzzuſtellung iſt, abweichend von § 661 
der C. P. O., Ziffer 4, nicht zugelaſſen. Danach kann ſeit dem 
1. Januar 1898 das Urtheil eines deutſchen Gerichts in 
Oeſterreich nur dann vollſtreckt werden, wenn dem Exequenden 
die Ladung in Perſon zugeſtellt iſt. Die nothwendige Folge iſt, 
daß ſeit dem 1. Januar 1898 auch ein in Oeſterreich gegen einen 
Deutſchen ergangenes Urtheil im Deutſchen Reich nur vollſtreckt, 
das Vollſtreckungsurtheil für ein ſolches Urtheil nur dann er⸗ 
laſſen werden darf, wenn die Ladung dem beklagten Deutſchen 
in Perſon zugeſtellt iſt. Die Urtheile der Oeſterreichiſchen 
Gerichte, für welche der Kl. das Vollſtreckungsurtheil verlangt, 
ſind aber auf Klagen ergangen, die dem Bekl., wie feſtgeſtellt, 
nicht in Perſon zugeſtellt ſind. Für dieſe Urtheile kann deshalb 
nach dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit die Vollſtreckung in 
Deutſchland nicht gefordert werden. Daran wird dadurch nichts 
geändert, daß durch Verordnung des Oeſterreichiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters vom 10. Dezember 1897 im R. Geſ. Bl. für die im 
Reichsrath vertretenen Königreiche und Länder (1897 S. 1477) 
bekannt gegeben iſt, die Gegenſeitigkeit ſei für die im § 1 der 
Exekutionsordnung Ziffer 1, 2, 3, 7, 11 angeführten Exekutions⸗ 
titel auch als verbürgt anzuſehen, wenn es ſich gemäß § 79 
der Exekutionsordnung um Exekutionen auf Grund von Akten 
und Urkunden handle, die im Deutſchen Reich errichtet werden. 
Denn der § 80 der Exekutionsordnung fordert „überdies“, 
d. h. außer der kundgemachten verbürgten Gegenſeitigkeit für 
die Exekution von Erkenntniſſen auswärtiger Gerichte die Er⸗ 
füllung der oben erörterten, hier fehlenden Vorausſetzungen 
unter 2. Für Urtheile deutſcher Gerichte, die gegen einen nicht 
perſönlich geladenen Oeſterreicher ergangen, iſt dadurch die 
Gegenſeitigkeit offenfichtlich nicht verbürgt. Und es kann nicht 
in Zweifel gezogen werden, daß damit die Gegenſeitigkeit, 
die § 661, Ziffer 5 fordert, in einem weſentlichen Punkte 
fehlt, wenn es auch richtig iſt, daß nach 8 80 Nr. 2 
der Exekutionsordnung die Exekution in Oeſterreich auch gegen 
einen Deutſchen und aus deutſchem Urtheil nur zuläffig iſt, 
wenn er im Prozeß persönlich geladen war. Darauf, daß der 
Bekl. in dem Verfahren vor den öſterreichiſchen Gerichten nach 


den damals geltenden Vorſchriften und auch dem § 661 
Nr. 4 der deutſchen C. P. O. entſprechend geſetzmäßig geladen 
war, kommt es nicht an. Weder die Exekutionsordnung vom 
27. Mai 1896 noch die Verordnung vom 10. Dezember 1897 
bieten irgend einen Anhalt dafür, daß die Exekutionsordnung 
entgegen ihrer rechtlichen Natur als Prozeßgeſetz und öffentliches 
Recht nicht ſofort unbeſchränkt Anwendung finden ſoll und die 
öſterreichiſchen Gerichte ermächtigt wären, für Urtheile, die vor 
dem 1. Januar 1898 ergangen, von dem Erforderniß der 
Ziffer 2 des § 80 abzuſehen. I. C. S. i. S. Quenſtedt 
c. Moſer vom 15. Juni 1898, Nr. 199/98 I. 

12. Der Kaufmann Siegmund L. in Zürich ſtarb in der 
Nacht vom 29.30. Juli 1896. Nach feinem Tode wurde auf 
Antrag der beiden Bekl. zur Sicherung ihrer Forderungen vom 
Amtsgericht Beſigheim der Arreſt in das in dieſem Gerichts- 
bezirke belegene Vermögen des Verſtorbenen verfügt, und zugleich 
eine angeblich dieſem gegen ſeinen in Freudenthal wohnhaften 
Bruder Jakob L. zuſtehende Erbſchaftsforderung gepfändet; die 
Beſchlüſſe ſind am 8. und 14. Auguſt 1896 dem Drittſchuldner 
zugeſtellt. Am 23. September 1896 iſt, nachdem die bis dahin 
deliberirenden Erben die Erbſchaft ausgeſchlagen hatten, von der 
zuſtändigen Behörde in Zürich beſchloſſen, den Nachlaßkonkurs 
zu liquidiren, und ſodann hat der beſtellte Vertreter der Konkurs⸗ 
maſſe in der beim L. G. Heilbronn erhobenen Klage die Arreſt⸗ 
pfändungen aus verſchiedenen Gründen angegriffen. Das B. G. 
hat wegen Unzuſtändigkeit des L. G., bei dem die Bekl. ihren 
allgemeinen Gerichtsſtand nicht haben, ſämmtliche Klagegründe 
mit alleiniger Ausnahme des auf § 690 der C. P. O. geſtützten 
abgewieſen. Die, inſoweit auch nicht ſpeziell angegriffene Ent⸗ 
ſcheidung iſt unbedenklich; ſoweit aber eine beſondere Feſtſtellungs⸗ 
klage auf § 690 geſtützt ſein ſollte, bedarf ſie, wenn überhaupt 
zuläſſig, einer geſonderten Beurtheilung nicht. Die Klage aus 
§ 690 der C. P. O. wird nun zunächſt damit zu begründen 
verſucht, daß eine Erbſchaftsforderung, wie ſie gepfändet ſei, 
gar nicht beſtehe, ſondern nur eine Darlehnsforderung von 
gleichem Betrage, die nicht gepfändet jet und vom Kl. zur Maſſe 
gezogen werden ſolle, und die Bekl. geben zu, daß in den Arreſt⸗ 
anträgen die Bezeichnung der Forderung als Erbſchaftsforderung 
ungenau geweſen ſei. Auch läßt ſich, wie der Reviſion zuzugeben 


iſt, die vom B. G. gemachte Unterſcheidung nicht halten, daß 


der Kl. nur für die Feſtſtellungsklage die Identität der ge- 
pfändeten und der beſtehenden Forderung habe beſtreiten wollen, 
dagegen für die Klage aus dem § 690 davon ausgehe, daß die 
allein beſtehende Darlehnsforderung gepfändet worden ſei; aber 
der aus dieſer Unterſcheidung einen Angriff entnehmende Kl. 
überſieht, daß fie allein geeignet fein würde, die Klage aufrecht⸗ 
zuerhalten. Mit Recht hebt das B. G. hervor, daß ohne ſie 
die Klage von vornherein unhaltbar iſt. Denn die Klage aus 
dem § 690 ſetzt voraus, daß der Kläger an dem Gegen- 
ſtande der Pfändung ein die Veräußerung hinderndes Recht 
geltend macht; es liegt alſo ein innerer Widerſpruch vor, wenn 
er an der wirklich gepfändeten Forderung, dem Gegenſtande der 
Zwangsvollſtreckung, kein Recht beanſprucht, ſondern die Klage 
darauf ſtützt, daß die Forderung, an der ihm ein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht zuſtehe, gar nicht gepfändet ſei. 
Damit fällt dieſer Klagegrund, ſei es als Leiftungs- oder als 
Feſtſtellungsklage, ſoweit dieſe aus § 690 gerechtfertigt werden 
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ſoll. Im übrigen mag fie zuläſſig und begründet ſein; das 
aber war wegen Unzuſtändigkeit des angegangenen Gerichts nicht 
zu prüfen. Der ſodann auf den zwiſchen Württemberg und den 
Schweizerkantonen abgeſchloſſenen Staatsvertrag vom 13. Mai 
1886 geſtützte Angriff mußte daran ſcheitern, daß dieſer Staats⸗ 
vertrag keine der Reviſion unterliegende Rechtsnorm iſt, ſeine 
Auslegung daher der Nachprüfung des Reviſtonsgerichts nicht 
unterliegt. Durch das Einführungsgeſetz zur R. K. O. ſind 
dieſe Normen, eben weil fie auf Staatsverträgen mit dem Aus⸗ 
lande beruhen, nicht berührt, auch nicht zu reichsgeſetzlichen 
Normen geworden, wie es auch ſonſt an einem Reichsgeſetze 
fehlt, durch das ſie zu reichs rechtlichen, wenngleich nur für den 
Bezirk des Königreichs Württemberg geltenden, gemacht ſind. 
Wie aber durch die Auslegung Normen des internationalen 
Privatrechts verletzt ſein ſollen, während doch das B. G. ſeine 
Auffaffung aus dem Willen der kontrahirenden Staaten her⸗ 
leitet, iſt nicht zu erkennen. Es bleibt alſo nur noch zu prüfen, 
ob nach den Beſtimmungen der R. K. O. über die Anfechtung 
von Rechtshandlungen des Gemeinſchuldners die Klage Erfolg 
haben kann. Dabei iſt es ohne Belang, ob — was das B. G. 
bezweifelt — der Konkursverwalter die Klage aus $ 690 der 
C. P. O. unmittelbar auf die Anfechtung ſtützen, oder ob er 
ſich auf dieſe nur im Wege der Replik berufen kann; jedenfalls 
hat das B. G. die Anfechtung zugelaſſen, verletzt alſo das 
Intereſſe des Kl. nicht. Aber die Feſtſtellung des B. G., daß 
vor der Konkurseröffnung eine Zahlungseinſtellung nicht erfolgt 
ſei, läßt einen Rechtsirrthum nicht erkennen, iſt vielmehr völlig 
unbedenklich und führt zu der ausgeſprochenen Abweiſung der 
Klage. Solange L. lebte, iſt gegen ihn keine Klage und kein 
Wechſelproteſt erhoben, auch keine Zwangsvollſtreckung eingeleitet 
worden; er hat gezahlt in gleicher Weiſe wie früher, war noch 
im Beſitze eines für die Fortſetzung ſeiner Zahlungen einſtweilen 
ausreichenden Bankguthabens und hat dieſes ſogar noch in den 
letzten Tagen vor ſeinem Tode durch eine Einzahlung vermehrt. 
Das Verfahren, ſeine Waarenſchulden nicht ſofort nach ihrer 
vertragsmäßigen Fälligkeit zu bezahlen, theilte er mit vielen 
andern Menſchen, ohne daß daraus allein mit einiger Sicherheit 
auf Zahlungseinſtellung geſchloſſen werden kann, und die Ueber⸗ 
ſchuldung iſt für die Anfechtung nicht gleichwerthig mit der 
Zahlungseinſtellung oder der Zahlungsunfähigkeit. Jedenfalls 
geht aber das B. G. bei der Beweiswürdigung von richtigen 
Rechtsgrundſätzen aus, für einen Reviſtonsangriff iſt daher kein 
Raum. Auch die Ablehnung der beantragten Beweisaufnahme 
iſt unbedenklich, da es nicht verſtändlich iſt, wie die Kenntniß 
der Bekl. von der Ueberſchuldung des Nachlaſſes für den Beweis 
der von ihrem Wiſſen völlig unabhängigen Zahlungseinſtellung 
von Werth ſein ſoll. Daß endlich nach dem Tode des Schuldners 
eine Zahlungseinftellung nicht erfolgt iſt, ergiebt ſich ſchon 
daraus, daß ſie bei Lage der Sache nicht möglich war. Denn 
wenn, wie das B. G. unanfechtbar feſtſtellt, nach dem an⸗ 
zuwendenden ausländiſchen Rechte die berufenen Erben nicht die 
Stellung von Benefizialerben hatten, ſondern, ohne das Aus⸗ 
ſchlagungsrecht zu verlieren, ſich nicht einmiſchen durften, ſo 
fehlte es, ſoviel die Verhandlungen erkennen laſſen, an einer 
Perſon, die die Zahlungen hätte leiſten oder einſtellen können. 
III. C. S. i. S. Konkursamt Zürich I c. Dreifus und Leh⸗ 
mann und Gen, vom 17. Juni 1898, Nr. 59/98 III. | 
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15. Der Bekl. hat ſich dem Kl. gegenüber vertrags⸗ 
mäßig verpflichtet, die von dieſem gekauften und dann in den 
Beſitz des Bekl. gelangten Gegenſtände mit Rückſicht darauf, 
daß der Kaufvertrag rückgängig gemacht worden war, wieder 
zurückzugeben. Er muß auch zugeben, daß er dieſer Verpflichtung 
nicht nachgekommen iſt. Er beruft ſich lediglich darauf, daß er 
mit Rückſicht auf die — wie er behauptet — vor dem Verkauf 
der Gegenſtände an den Kl. erfolgte Anſchlußpfändung verpflichtet 
geweſen ſei, die ſtreitigen Gegenſtände dem Gerichtsvollzieher 
zum Zweck der Verſteigerung herauszugeben. Dieſer Einwand 
wurde aber vom O. L. G. mit zutreffender Begründung für 
unhaltbar erklärt. Auch wenn der pfändende Gläubiger, wie 
es der herrſchenden Meinung entſpricht, durch die Pfändung an 
den gepfändeten Gegenftänden Pfandbeſitz erwirbt und Dritten 
gegenüber, die in den Beſitz dieſer Sachen gelangt ſind, die aus 
ſeinem Pfandrecht und Pfandbeſitz entſpringenden Klagen erheben 
darf, muß er ſich diejenigen Einwendungen gefallen laſſen, die 
dem Drittbeſitzer nach dem Bürgerlichen Recht gegenüber dem 
klagenden Eigenthümer oder Pfandgläubiger u. ſ. w. zuſtehen. 
Nach rheiniſchen Recht kann ſich aber der vom Gläubiger 
verklagte Dritte, wie das R. G. bereits in einem Urtheile vom 
14. Dezember 1894 (Entſch. Bd. 35 S. 333 ff. beſonders 
337, 338) ausgeſprochen hat, auf Art. 2279 des B. G. B. 
berufen, ſofern nicht eine unerlaubte Handlung in Frage ſteht, 
auf Grund deren der Gläubiger mit einer perſönlichen Klage 
gegen ihn vorgehen kann. Der Bekl. konnte hiernach nicht 
gezwungen werden, die in ſeinem Beſitze befindlichen, vom Kl. 
gekauften, Gegenſtände dem pfändenden Gläubiger herauszugeben 
und in derſelben Lage hätte ſich der Kl. befunden, wenn der 
Bekl. ihm in Erfüllung ſeiner vertragsmäßigen Verpflichtung 
die Sachen herausgegeben hätte. Der Einwand des Bekl. wurde 
ſomit vom O. L. G. mit Recht für unbegründet erklärt. II. C. S. 
i. S. Birwe c. Pütz vom 28. Juni 1898, Nr. 95/98 II. 
14. Nach § 739 Nr. 1 der C. P. O. hat der Drittſchuldner 
ſich auf Verlangen des Gläubigers darüber zu erklären, ob und 
in wie weit er die Forderung als begründet anerkennen und 
Zahlung zu leiſten bereit ſei. Den Gegenſtand der hier aufer- 
legten Pflicht bildet eine Erklärung, die nur ihren möglichen 
Richtungen nach bezeichnet iſt und deren Nichtabgabe keinen 
Nachtheil in der Sache, ſondern nur eine Verbindlichkeit zum 
Schadenserſatz zur Folge hat. Die von dem Gläubiger an den 
Drittſchuldner zu ſtellende Frage aber richtet ſich im Sinne des 
Geſetzes nicht dahin, ob und welche Mittheilungen er über die 
Forderung zu machen vermöge, ſondern ob er ſie als beſtehend 
gelten laſſen und bezahlen wolle. In einer Bejahung der Frage, 
ſo wie ſie hier nach dem Geſetze gemäß geſtellt worden iſt, liegt 
demnach auch keine bloße Auskunft über die Exiſtenz der Forderung 
und die zeitige Willensmeinung des Schuldners hinſichtlich 
ihrer Bezahlung, ſondern ſie charakteriſirt ſich als eine Willens. 
erklärung. Wer als Drittſchuldner zu einer Erklärung über die 
Exiſtenz des Anſpruchs aufgefordert, dieſe anerkennt, bringt 
damit zum Ausdruck, daß er das Erklarte, obwohl für ihn 
nachtheilig, gegen ſich gelten laſſen und zu demſelben ſtehen 
will, er gewährt dem Gläubiger eine Grundlage, deren Werth 
nicht in der Glaubhaftigkeit des Erklärten, ſondern in der 
Bedeutung der Erklärung als Willens⸗ und Dispoſitionsakt 
liegen ſoll. Und ebenſo enthält die auf Anfordern des Gläubigers 
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erklärte Bereitwilligkeit zur Zahlung die Zuſage, daß die Zahlung 
erfolgen werde und erfolgen ſolle, auch ihr Werth beſteht in 
ihrer Eigenſchaft als Willenserklärung. Ob Anerkenntniß und 
Zahlungsverſprechen eine rechtliche Wirkung haben und welche, 
iſt nicht in der C. P. O. beſtimmt, ſondern nach dem zur 
Anwendung kommenden materiellen Recht zu beurtheilen. Die 
C. P. O. ergiebt nur, welches die Bedeutung der an den Dritt- 
ſchuldner zu richtenden Frage und der ihr entſprechenden bejahenden 
Erwiderung iſt. I. C. S. i. S. Mahnkopf c. Weingärtner 
vom 15. Juni 1898, Nr. 132/98 J. 

15. Der B. R. ſtellt mit dem I. R. feſt, daß G. zum 
Abſchluß des Geſchäfts für die Bekl. nicht berechtigt war. Iſt 
dem beizutreten, ſo macht die Bekl. mit Recht geltend, daß das 
Schiedsgericht unzuſtändig und das ſchiedsrichterliche Verfahren 
unzuläſſig war. § 867 Nr. 1, $ 868 Abſ. 2 C. P. O. 
Die Bekl. hat ſich hierauf ſchon im ſchiedsrichterlichen Verfahren 
berufen, wie der Schiedsspruch ergiebt. Sie hat ſich dadurch 
dieſe Vertheidigung auch gegen die Klage auf Erlaß des Voll⸗ 
ſtreckungsurtheils erhalten. Entſch. des R. G. Bd. 27 
S. 379, 381. Davon ſind die Vorderrichter ſtillſchweigend mit 
Recht ausgegangen. I. C. S. i. S. Hamburger Dampfmühlen- 
Aktiengeſellſchaft o. Auerbach u. Benas vom 18. Juni 1898, 
Nr. 133/98 J. 

Zur Konkurs ordnung und dem Anfechtungsgeſetz. 

16. Das B. U. kann inſoweit, als die Klage auch Betreffs 
609,46 Mark bedingt zugeſprochen worden iſt, nicht aufrecht 
erhalten werden. Die Klage iſt infoweit in der Berufungs- 
inſtanz auf § 38 Satz 2 der R. K. O. geſtützt worden und 
Bekl. beſtreitet, daß die von ihm eingezogene Summe von 
1841 Mark als Gegenleiſtung im Sinne von $ 38 Satz 2 
der R. K. O. erſcheint, weil nicht etwa blos das der Ausſonderung 
unterliegende Petroleum von ihm verkauft worden iſt, ſondern 
er dem Käufer als Entgelt für den Kaufpreis von 1 841 Mark 
weiter die Benutzung des Petroleumſchuppens, der Tanks, der 
Petroleumwagen nebſt Pumpen und Schläuchen und der Pferde 
des Gemeinſchuldners gewährt hat. Kl. kann daher den Kauf⸗ 
preis nur inſoweit verlangen, als derſelbe die Gegenleiſtung für 
das Petroleum ſelbſt enthält. In dieſer Beziehung iſt aber, 
da die Ueberlaſſung der genannten Gegenſtände an den Käufer 
zur Benutzung nicht unter den Begriff der Verwendungen fällt, 
ſondern eine weitere Leiſtung des Konkursverwalters an den 
Käufer darſtellt, Kl. beweispflichtig. Es iſt daher eine Ver⸗ 
urtheilung nur inſoweit möglich, als Kl. beweiſt, daß ein 
Aequivalent für das Petroleum in die Konkursmaſſe gefloſſen iſt. 
Sache der Kl. iſt es zunächſt einen desfallſigen Beweis an⸗ 
zutreten und zu führen. Der von derſelben nach dem That⸗ 
beſtande des B. U. angetretene Beweis, daß ſie das Petroleum 
auch ohne Hülfe der Tankwagen und ſonſt dazu gehörigen Vor⸗ 
richtungen mit einem der beanſpruchten Summe gleichkommenden 
Reinerlös zu vertreiben im Stande geweſen ſein würde, würde 


allerdings nur für einen Schadenserſatzanſpruch, nicht aber für 


einen Anſpruch aus § 38 Satz 2 der R. K. O. von Bedeutung 
fein. Es iſt daher das B. U., welches den Bekl. für beweis⸗ 
pflichtig betreffs des Abzugs am Preiſe wegen der Ueberlaſſung 
der Benutzung des Petroleumſchuppens u. ſ. w. erachtet hatte, 
inſoweit aufzuheben, als Bekl. bedingt zur Zahlung von 
609,46 Mark ohne Rückſicht darauf, wieviel von der ein⸗ 
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genommenen Summe von 1841 Mark auf das verkaufte 
Petroleum und auf die zur Benutzung überlaſſenen Gegenſtände 
zu rechnen iſt, verurtheilt worden iſt. III. C. S. i. S. Neuber 
Konkurs c. Rieper vom 21. Juni 1898, Nr. 47/8 III. 

17. Soweit das B. G. ausgeführt hat, das von der Kl. 
in I. J. vorgelegte Urtheil vom 17. Juli 1895 ſei kein voll. 
ſtreckbarer Titel im Sinne von § 2 des Anf. G., weil der 
Schuldner dadurch nicht zur Zahlung ſondern lediglich zur 
Sicherſtellung der Kl. verurtheilt worden ſei, war feiner Auf- 
faſſung, die auch mit der Rechtſprechung des R. G. in Einklang 
ſteht, beizutreten. Dagegen konnte die Anſicht, daß die Klage 
ſchon deshalb abgewieſen werden müſſe, weil die Kl. zur Zeit 
der Klage weder einen vollſtreckbaren Titel noch eine fällige 
Forderung gehabt habe, nicht gebilligt werden. Die vereinigten 
Civilſenate des R. G. haben in dem angeführten Beſchluſſe im 
Gegenſatze zu dem vom Kammergerichte angerufenen Urtheile 
des III. C. S. vom 11. Dezember 1896 (Entſch. Bd. 38 S. 87 ff.) 
die zwiſchen dem II. und III. C. S. ſtreitig gewordene Rechts⸗ 
frage dahin beantwortet, daß bei der von einem Gläubiger 
erhobenen Anfechtungsklage auch ein erſt nach der Klageerhebung 
erlangten vollſtreckbaren Titel berückſichtigt werden dürfe. 
Dabei war im Weſentlichen die Annahme maßgebend, daß das 
Vorhandenſein des vollſtreckbaren Titels nicht einen Beſtandtheil 
des Klagegrundes ſondern lediglich eine Vorausſetzung für 
die Geltendmachung des Anfechtungsrechts bilde, be⸗ 
züglich der Frage, ob in dieſer Beziehung den geſetzlichen An⸗ 
forderungen genügt ſei, ſonach dieſelben Grundſätze maßgebend 
ſeien, wie in Anſehung der Einklagung betagter oder bedingter 
Forderungen. Hiernach iſt ein zur Zeit des Urtheils vorhandener 
Vollſtreckungstitel auch dann zu berückſichtigen, wenn er erſt 
nach der Klageerhebung erlangt worden iſt. Ueber die Frage 
ob es ſich ebenſo bezüglich des Eintritts der Fälligkeit der 
Forderung verhalte, hatten ſich die vereinigten Civilſenate des 
R. G. nicht ausdrücklich auszuſprechen, weil der III. C. S. in 
dem ihm vorliegenden Falle über dieſe Frage nicht zu entſcheiden 
hatte, ſie auch in den Entſcheidungsgründen nur beiläufig berührt 
hat. Die Gründe, auf denen die Entſcheidung der vereinigten 
Civilſenate beruht, führen jedoch mit Nothwendigkeit zu der 
Auffaſſung, daß auch die Fälligkeit der Forderung zur Zeit 
der Klage nicht einen Beſtandtheil des Klagegrundes ſondern 
nur eine der geſetzlichen Vorausſetzungen für die Geltendmachung 
des Anfechtungsrechts bilde. Wenn zur Zeit der Erlaſſung des 
Urtheils die Forderung des Kl. fällig geworden iſt, muß die 
nach der Klageerhebung eingetretene Fälligkeit deshalb ebenſo 
berückſichtigt werden, wie der nachträglich erlangte Vollſtreckungs⸗ 
titel. II. C. S. i. S. Farbwerke Heſſel c. Behrend vom 
24. Juni 1898, Nr. 150/98 II. 

18. Zur Begründung einer Anfechtungsklage auf Grund 
des § 3 Nr. 1 des Anf. G., um welche es ſich gegenwärtig 
handelt, hat der Kl. zu beweiſen a) daß der Schuldner die in 
Rede ſtehende Rechtshandlung in der Abſicht, ſeine Gläubiger 
zu benachtheiligen, vorgenommen habe, b) daß dem anderen 
Theile dieſe Abſicht bekannt geweſen ſei. Wird der Beweis 
zu a nicht geführt, ſo iſt die Klage unbegründet, ohne daß auf 
die Beweisfrage zu b einzugehen wäre. Die Kenntniß des 
anderen Theils von der Abſicht des Schuldners, ſeine Gläubiger 
zu benachtheiligen, hat zur nothwendigen Vorausſetzung, daß 
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dieſe Abſicht überhaupt beſtanden hat, und daß fie erwiejen ift. 
Nimmt der Richter dieſen Beweis nicht als geführt an, ſo iſt 
damit die Entſcheidung zu Ungunſten des Anfechtungskl. gegeben, 
und der Richter hat keine Veranlaſſung, die gegenſeitigen Be⸗ 
hauptungen und Beweisanträge der Parteien über die Kenntniß 
des anderen Theiles zur Erörterung zu ziehen. Im vorliegenden 
Falle muß nun angenommen werden, daß das O. L. G. aus⸗ 
geſprochen hat, der Beweis dafür, daß der Schuldner Hermann S. 
bei Beſtellung der Hypothek für die Darlehnsforderung von 
9 000 Mark zu Gunſten feiner Schwägerin in der Abſicht 
ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, gehandelt habe, ſei nicht 
erbracht. Der in den Gründen vorkommende Satz: „War der 
Schuldner Hermann S., wie er bezeugt, der Meinung, daß 
ſein Grundbeſitz der Forderung ſeines Gläubigers trotz der Be⸗ 
ſtellung der Hypothek für die beklagte Ehefrau hinreichende 
Sicherheit gewährte, jo fehlt es an einer Benachtheiligungs- 
abſicht“ lautet zwar nur hypothetiſch. Aber eine Feſtſtellung 
des Gerichtes, daß die Benachtheiligungsabſicht in Wirklichkeit 
nicht obgewaltet habe, war für das oben erwähnte Reſultat 
nicht erforderlich; es genügt für daſſelbe, daß Kl. den Beweis 
für die Benachtheiligungsabſicht nicht erbracht habe, und dieſer 
Ausſpruch iſt im vorſtehenden Paſſus in Verbindung mit den 
vorausgehenden Erwägungen des Urtheils zu finden und er- 
ſcheint auch genügend begründet. Insbeſondere iſt mit Recht 
ausgeführt, daß es auf ein vertragliches Recht des Kl. auf 
die Priorität ſeiner hypothekariſch zu ſichernden Forderung nicht 
ankomme, indem das Bewußtſein, die vorgenommene Rechts- 
handlung verletze ein Vertragsrecht des Gläubigers ſich nicht 
decke mit dem Bewußtſein, die vorgenommene Rechtshandlung 
verletze auch das Befriedigungsrecht des Gläubigers. Jener 
Ausſpruch würde alſo, ſofern ihm im Uebrigen nicht eine 
unrichtige Rechtsanſchauung zu Grunde liegen ſollte, hinreichen, 
um das vom O. L. G. gezogene Refultat, daß die ganze Klage 
unbegründet ſei, zu rechtfertigen, und es würde keiner Prüfung 
bedürfen, ob auch die weiteren Erörterungen des O. L. G. über 
die Kenntniß der Ehefrau S. von der Benachtheiligungsabſicht 
des Schuldners an und für ſich einwandfrei ſind oder nicht. 
Die Reviſion ſucht nun zwar auszuführen, daß die Erwägungen 
des O. L. G. bezüglich der Benachtheiligungsabſicht inſofern 
auf Rechtsirrthum beruhten, als es die in Rede ſtehende 
Hypothekenbeſtellung zu denjenigen auf Befriedigung, oder 
Sicherung eines Gläubigers gerichteten Solutionsakten rechne, 
bei welchen beſondere Umſtände nachgewieſen werden müßten, 
um die Benachtheiligungsabſicht annehmen zu können, 
während ſonſt ſchon das bloße Bewußtſein, daß andere 
Glaͤubiger geſchädigt würden, der Regel nach genüge, um die 
fraudulöſe Abſicht als vorhanden anzunehmen. Zu jener 
Klaſſe von Rechtsgeſchäften habe die Beſtellung der Hypothek 
nur dann gerechnet werden können, wenn die Ehefrau S. 
einen erzwingbaren Anſpruch auf Sicherſtellung für ihre Dar- 
lehnsforderung gehabt hätte. Das ſei aber nicht der Fall; 
jedenfalls ſei das nicht feſtgeſtellt. In Ermangelung dieſer 
Feſtſtellung aber habe das Geſchäft wie jedes andere Rechts⸗ 
geſchäft angeſehen werden müſſen, und das zweifellos vorhandene 
Bewußtſein des Schuldners, daß durch das Rechtsgeſchäft die 
übrigen Gläubiger zu Schaden kommen würden, ſei genügend 
geweſen, um die Benachtheiligungsabſicht anzunehmen. Dieſe 


Aufſtellung der Reviſion iſt unrichtig. Es handelt ſich vor⸗ 
liegend nicht um ein Erfüllungs- ſondern um ein ſogenauntes 
Deckungsgeſchäft, um die Beſtellung einer hypothekariſchen 
Sicherheit für die, wie Kl. ſelbſt anerkennt, wohlbegründete 
und längſt beſtehende Darlehnsforderung der Ehefrau S. Eine 
ſolche Sicherung kann, auch wenn der Schuldner weiß, daß 
dadurch anderen Gläubigern die Mittel zu ihrer Befriedigung 
entzogen werden, nicht an und für ſich als fraudulös angeſehen 
werden. Es ſind vielmehr, wie der B. R. mit Recht annimmt, 
beſondere Umſtände nachzuweiſen, wenn eine Benachtheiligungs⸗ 
abſicht im Sinne des § 3 Nr. 1 des Anf. G. angenommen 
werden ſoll. Daß es in einem Falle, wie der vorliegende, um die 
Frauduloſität verneinen zu können, nicht erforderlich iſt, daß 
für den Gläubiger ein erzwingbares Recht auf Sicherung beſteht, 
iſt bereits in dem vom Vertreter des Rkl. ſelbſt angerufenen 
Urtheile des erkennenden Senats, Entſch. des R. G. Bd. 23 
S. 16, ausgeführt, und wird hierauf Bezug genommen. Es 
kommt nur darauf an, daß die Forderung, wofür die Sicherheit 
beſtellt wird, zu Recht beſteht. Das O. L. G. iſt daher bei 
ſeiner Begründung im Ganzen von der richtigen und wiederholt 
vom R. G. gebilligten Rechtsauffaſſung ausgegangen, und ſeine 
Annahme, daß nicht erwieſen ſei, daß der Schuldner Hermann S. 
die Abſicht gehabt habe, ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. II. C. S. i. S. Tamaſchke 
c. Schulz vom 24. Juni 1898, Nr. 116/98 II. 

Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

19. Es handelt ſich um die von dem Kl. liquidirte 
Anwaltsgebühr für eine das Verfahren des Gerichtsvollziehers 
betreffende Erinnerung. Das L. G. hat die Gebühr abgeſetzt, 
das O. L. G. aber auf Beſchwerde des Kl. ſie bewilligt, weil 
nach § 23 der R. A. G. O. dem Anwalt drei Zehntel der in 
den §§ 13 bis 18 beſtimmten Gebühren auch in den im 
G. K. G. § 35 Nr. 4 bezeichneten Angelegenheiten zuſtänden 
und im § 35 Nr. 4 des G. K. G. in der Faſſung des 
Geſetzes vom 29. Juni 1881 die Erinnerungen gegen das 
Verfahren des Gerichtsvollziehers mit aufgeführt ſeien. Dieſer 
Grund kann nicht gebilligt werden. Das Citat im § 23 der 
R. A. G. O. bezieht ſich auf das G. K. G. in der früheren 
Faſſung. Mit dem Geſetze vom 29. Juni 1881 iſt eine 
Aenderung der R. A. G. O. nicht beabſichtigt worden (vergl. 
Walter, Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 3. Aufl. S. 12, 
13, 278). Demgemäß iſt auch in der neuen Redaktion der 
R. A. G. O. vom 29. Mai 1898 (R. Geſ. Bl. S. 369, 
ſpeziell 696) nicht die Nr. 4, ſondern Nr. 3 des G. K. G. citirt, 
welche, wie das G. K. G. in ſeiner urſprünglichen Faſſung, die 
Anträge auf Anordnung oder Aufhebung von Arreſten und 
einſtweiligen Verfügungen enthält. Für Erinnerungen gegen 
das Verfahren des Gerichtsvollziehers ſteht dem Anwalte eine 
beſondere Gebühr nicht zu. Danach iſt die Beſchwerde begründet 
und es mußte der Beſchluß des L. G. wieder hergeſtellt werden. 
Die Koſten beider Inſtanzen fallen dem Kl. zur Laſt. VI. C. S. 
i. S. Rahn c. Kluſen vom 27. Juni 1898, B Nr. 134/98 VI. 

II. Das Handelsrecht. 

20. Sofern die Klage auf Art. 27 des H. G. B. gestützt 
wird, ſetzt ſie voraus, daß der Bekl. unbefugt eine Firma 
gebrauche und daß dadurch die Kl. in ihren Rechten verletzt 
werde. Die Firma des Bekl. lautet „Salvatorbrauerei Gmünd, 
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L. Bantleon,“ die der Kl. hiervon völlig verſchieden „Gebrüder 
Schmederer, Aktienbrauerei in München.“ Die Kl. verlangt, 
daß der in der Firma des Bekl. enthaltene Zuſatz „Salvator“ 
gelöſcht werde, da dieſes Wort das Kennzeichen des Geſchäfts⸗ 
betriebs der im Beſitze der alten hiſtoriſchen Brauſtätte befindlichen 
Kl. und auf Beſchluß des Kaiſerlichen Patentamtes vom 
16. März 1896 als Waarenzeichen der Kl. für Bier in die 
Zeichenrolle eingetragen worden ſei. Mit Recht geht das B. G. 
davon aus, daß die Zuläſſigkeit des Zuſatzes der ſchon ſeit dem 
Jahre 1892 beſtehenden Firma des Bekl. nur nach den 
Beſtimmungen der Art. 16, 27 des H. G. B. zu entſcheiden 
ſei und daß es daher zunächſt nur darauf ankomme, ob der 
Zuſatz zur näheren Bezeichnung des Geſchäfts und nicht zur 
Zäufhung diene. Das B. G. ſtellt nun feſt, daß die Brauerei 
des Bekl. am Salvatorberge bei Gmünd gelegen ſei und daß 
die Bezeichnung „Salvatorbrauerei“ eine in der ganzen dortigen 
Gegend wohlverſtändliche Hindeutung auf dieſen Standort 
enthalte, ſich inſofern vorzüglich dazu eigne, ſie vor anderen in 
Gmünd und Umgebung belegenen Brauereien zu unterſcheiden. 
Habe man auch ſeiner Zeit, nämlich unter dem früheren Beſitzer 
L. H., den Namen zugleich deshalb gewählt, weil er durch die 
Hinweiſung auf das einen verbreiteten Ruf beſitzende Bier- 
erzeugniß der Kl. einen guten Klang habe, ſo ſei doch nicht 
anzunehmen, daß lediglich eine Reklame beabſichtigt geweſen und 
der Zuſatz nicht auch zur näheren Bezeichnung des Anweſens 
gewählt worden ſei und noch weniger, daß er zur Herbeiführung 
einer Täuſchung geeignet geweſen ſei. Höchſtens habe es ſich 
um die „harmloſe“ nicht widerrechtliche Ausnützung eines durch 
die Lage der Brauerei zufällig ermöglichten Wortſpiels gehandelt 
und der Bekl. habe ſich bei der Wahl ſeiner Firma lediglich 
an den älteren Vorgang unter L. H. angelehnt. Durch den 
weiteren Zuſatz „Gmünd“ ſei eine Verwechſelung des Biers der 
Bekl. mit dem von der Kl. hergeſtellten um ſo gewiſſer aus⸗ 
geſchloſſen, die Aufnahme des Wortes Saloatorbrauerei in die 
Firma mithin um ſo weniger unbefugt, als der auf ganz 
beſcheidenen Umfang beſchränkte Geſchäftsbetrieb des Bekl. einen 
Abſatz nur in der nächſten Umgebung von Gmünd geſtatte und 
die klägeriſche Unternehmung in keiner Weiſe zu gefährden 
vermocht habe. In dieſen Ausführungen, welche, ſoweit ſie auf 
thatſächlicher Beurtheilung beruhen, nicht der Nachprüfung des 
Reviſionsgerichts unterliegen, kann weder eine Verletzung der 
Vorſchriften der Art. 16, 27 des H. G. B. noch, wie gerügt 
wurde, eine Verkennung der Beweislaſt oder ein innerer Wider⸗ 
ſpruch gefunden werden. II. C. S. i. S. Gebr. Schmederer 
c. Bantleon vom 21. Juni 1898, Nr. 98/98 II. 

21. Die Kollektivprokura iſt keine Beſchränkung der Prokura, 
die dritten Perſonen gegenüber keine rechtliche Wirkung hätte. 
Sie iſt vielmehr eine eigene volle Prokura, die von einer 
Mehrheit von Perſonen getragen wird und nur unter Mitwirkung 
ſämmtlicher Kollektiv⸗Prokuriſten wirkſam wird. (Vergl. Staub, 
Kommentar zum Handelsgeſetzbuch § 6 zu Art. 41.) Der 
Bekl. hat nicht ſpezielle Rechtsgeſchäfte, ſondern eine Reihe von 
Arten von Rechtsgeſchäften angeführt, in welchen L. als Be⸗ 
vollmächtigter gehandelt haben ſoll. Würden nur die Arten der 
Rechtsgeſchäfte und nicht das einzelne Rechtsgeſchäft ſelbſt dar⸗ 
geſtellt, ſo läßt ſich ſehr wohl von einer Allgemeinheit reden, 
die nicht das Maß von Vertrauen erkennen läßt, das für die 


Annahme einer Bevollmächtigung zum Abſchluſſe eines Nachlaß⸗ 
übereinkommens nach Anſicht des B. G. erfordert wird. Das 
B. G. findet, auch die Wahrheit dieſer Behauptungen voraus⸗ 
geſetzt, dieſe Thatſachen nicht für ausreichend, um im Gegenſatze 
zur Ertheilung einer Kollektiv-⸗Prokura aus ihnen die Er⸗ 
theilung der Vollmacht zu dieſem Rechtsakte zu folgern. Dieſe 
thatſächliche Würdigung läßt weder einen Rechtsirrthum, noch 
einen Verſtoß gegen eine Prozeßvorſchrift erkennen. VI. C. S. 
i. S. Stanglmaier c. Weil u. Co. vom 16. Juni 1898, 
Nr. 49/98 VI. | | 

22. Die Reviſion rügt die Verletzung des § 279 des 
H. G. B. Schweigen gelte nicht als Einwilligung, wenn es 
ſich um Aenderung beſtehender Vertragsverhältniſſe handle, da 
der Empfänger einer darauf gerichteten Anzeige im Bewußtſein 
ſeines Vertragsrechtes die Antwort auf das unberechtigte An- 
ſinnen unterlaſſen dürfe, es ſei denn, daß eine Täuſchungsabſicht 
vorliege. Die Bekl. habe überdies ſchon vorher in der 
Korreſpondenz ihren Standpunkt geltend gemacht. Die Kl. 
habe ſich nur auf den Standpunkt des von ihr behaupteten 
Vertragsabſchluſſes geſtellt. Das B. G. habe ſich demnach über 
den Inhalt der urſprünglichen Vereinbarung ſchlüſſig machen 
müſſen, zumal der Beweis durch Eideszuſchiebung angetreten 
worden. Die Reviſion mußte als begründet erachtet werden. 
Die Bekl. hatte geltend gemacht, nach der getroffenen Verein⸗ 
barung ſei die Kl. zur Nachbeſtellung nicht verpflichtet, im 
Falle der Nachbeſtellung aber jede Reklamation ausgeſchloſſen 
geweſen, während die Erhebung einer Reklamation die Bekl. 
zum Rücktritt vom Vertrage berechtigt habe. Nach dem im 
Thatbeſtande des B. U. in Bezug genommenen Schriftſatz vom 
28. Oktober 1897 hat die Bekl. auch Beweis durch Eides⸗ 
zuſchiebung über den vereinbarten Ausſchluß der Reklamation 
angetreten. Die Richtigkeit der Darſtellung der Bekl. an⸗ 
genommen, würde die nachträglich ſtillſchweigend erfolgte 
Vereinbarung eine Abänderung der getroffenen Vereinbarung 
enthalten haben. Stillſchweigen gilt aber nicht immer als 
Zuſtimmung, insbeſondere dann nicht, wenn es ſich um 
Aenderung beſtehender Vertragsverhältniſſe handelt, zumal, 
wenn der Kontrahent, an den das Anſinnen geſtellt wird, dieſes 
Anſinnen nur als eine, feiner Auffaſſung nicht entſprechende, 
Auslegung der getroffenen Abrede anſehen kann. (Vergl. Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. 3 S. 65, Staub, Kommentar zum 
Handelsgeſetzbuch III. und IV. Auflage S. 707.) Zum aber⸗ 
maligen Reden tft aber Keiner verpflichtet, der auf ein Anſinnen 
oder einen Antrag ſeine Willensmeinung ſchon klar und deutlich 
ausgeſprochen hat. Nun hat die Kl. im Brief vom 29. Mai 
1896 unter gleichzeitiger Nachbeſtellung den Erſatz des 
Mindergewichts und der Nachnahme für Wäge- und Expeditions⸗ 
gebühren beanſprucht, die Bekl. aber mit Brief vom 30. Mai 1896 
mit aller nur wünſchenswerthen Beſtimmtheit erklärt, daß ſie 
ſich keinen Pfennig an ihrer Rechnung kürzen laſſe. Wäre die 
Kl. mit Brief vom 1. Juni mit dem gleichen Anſinnen an die 
Bekl. wiederholt herangetreten, ſo würde aus der Unterlaſſung 
einer wiederholten Verwahrung von Seite der Bekl. nicht auf ein 
Aufgeben ihres Standpunktes geſchloſſen werden können. Jeden⸗ 
falls könnte der Bekl. nicht der Vorwurf zur Laſt gelegt werden, 
daß fie durch die Unterlaſſung einer wiederholten Proteſtation 
die Kl. unter Verletzung von Treu und Glauben in die irrige 
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Meinung verſetzt habe, fie füge ſich der angeſonnenen Vertrags- 
änderung. Ueberdies ſtellt die Kl. nicht einmal unmittelbar die 
Bedingung, daß die Bekl. für ein 2 Prozent überſchreitendes Manko 
einzutreten habe, ſie erklärt vielmehr nur, die Bekl. ſolle ihren 
Lieferanten veranlaſſen, das Leimleder in Zukunft ſo zu verladen, 
daß kein größeres Manko als 2 Prozent entſtehe, das Mehr 
müſſe er (der Lieferant der Bekl.) tragen. Wenn die Bekl. 
hierauf eine Mahnung an den Lieferanten veranlaßt, für beſſeres 
Ablaufen und Abtropfen Sorge zu tragen, ſo folgt aus dieſer 
Obſorge für die Intereſſen der Kl. nicht mit Nothwendigkeit 
die Aufgabe der früheren Vereinbarung oder die Uebernahme 
einer nicht vereinbarten Haftung für das Mindergewicht. 
VI. C. S. i. S. Steinharter o. Steinhaeuſer u. Petri vom 
13. Juni 1898, Nr. 70/98 VI. | | 

23. Differenzgeſchaͤft. Die Reviſion konnte keinen Erfolg 
haben. Das B. G. hat den Einwand des Bekl., daß ſeine 
Geſchäfte mit der Kl. reine Differenzgeſchäfte geweſen ſeien, ver⸗ 
worfen. Es hält die Behauptung des Bekl., daß der Aus- 
ſchluß effektiver Erfüllung zwiſchen ihm und dem klägeriſchen 
Agenten G. ausdrücklich vereinbart worden ſei, durch die Aus- 
ſagen der Zeugen G. und S. für widerlegt und findet, daß die 
Sachlage die Annahme einer ſtillſchweigenden Vereinbarung dieſes 
Inhalts nicht rechtfertige. Soweit es ſich um den ausdrück⸗ 
lichen Ausſchluß der effektiven Erfüllung handelt, giebt die 
Entſcheidung des B. G. zu Bedenken keinen Anlaß. Inſoweit 
find auch von der Reviſion Angriffe nicht erhoben. Die Reviſion 
greift vielmehr nur den auf die ſtillſchweigende Vereinbarung 
reiner Differenzgeſchäfte bezügliche Negativ⸗Feſtſtellung des B. G. 
an. Jedoch mit Unrecht. Zwar iſt die Erwägung des B. G., 
welche ſich an den zwanzigjährigen Geſchäftsbetrieb des Bekl. 
an der Wiener Börſe knüpft, unhaltbar. Wenn nach der 
Oeſterreichiſchen Geſetzgebung Termingeſchäfte ſtets klagbar ſind, 
alſo auch dann, wenn ihre Effektiverfüllung vertragsmäßig 
ausgeſchloſſen war, ſo kann auf dieſe Lage der Geſetzgebung 
und Rechtſprechung nicht der Schluß gebaut werden, daß der 
Bekl. präſumtiv in Deutſchland nur ſolche Geſchäfte habe 
ſchließen wollen, bei denen die Effektiverfüllung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen war. Ebenſo iſt nicht zuzugeben, daß, wenn der Bekl. 
allmonatlich Termingeſchäfte im Umfange von ca. einer Million 
abgeſchloſſen hätte, obgleich er nur ein Vermögen von 30 000 
Mark beſaß, trotz dieſes der Bekl. bekannten Mißverhältniſſes 
ſich eine Anzeige für den Abſchluß reiner Difſerenzgeſchäfte nicht 
ergeben würde, weil dem Bekl. als langjährigem Börſenbeſucher 
die Mittel und Wege bekannt waren, ohne Aufwendung erheb⸗ 
licher eigener Mittel ſo umfangreiche Geſchäfte durch dritte 
Perſonen erfüllen zu laſſen. Auch erfahrenen Börſenſpekulanten 
gegenüber würde ein ſo großes Mißverhältniß zwiſchen den 
eigenen Mitteln und dem Umfange ihrer Geſchäfte, welches 
ihnen nur die Wahl läßt, die Geſchäfte durch Differenzziehung 
zu erledigen, ein gewichtiges Moment für den auf reine Diffe⸗ 
renzgeſchäfte gerichteten Willen darſtellen. Die Entſcheidung 
des B. G. wird jedoch durch die ſonſtigen, ihm zu Grunde 
liegenden Erwägungen gehalten. Das B. G. hat aus den 
vorgelegten Akten des Bezirksgerichts Wien — Alſergrund feſt⸗ 
geſtellt, daß der Bekl. ſelbſt in einer von ihm gegen dritte 
Perſonen im November 1895 angeſtellten Beleidigungsklage 
geltend gemacht habe, daß er ſeit 20 Jahren ſtändiger Beſucher 


der Wiener Börſe ſei und ein ſehr bedeutendes Vermögen beim 
Giro und Kaſſenverein liegen habe. Ferner nimmt das B. G. 
für erwieſen an, daß der Bekl. im Laufe der Geſchäftsverbindung 
mit der Kl. gegenüber einem damaligen Prokuriſten der Kl. 
erklärt habe, die ſinkenden Kurſe der gekauften Papiere ſeien 
ihm gleichgültig, da er in der Lage ſei, dieſelben gegen baar 
abzunehmen. Entſprechen aber dieſe Angaben des Bekl. der 
Wahrheit, was der Bekl. gegen ſich gelten laſſen muß und 
womit auch die Zeugenausſage des Agenten G. im weſentlichen 
übereinſtimmt, ſo fehlt es, wie das B. G. mit Recht ſagt, 
für die Annahme, daß der Bekl. mit der Kl. nicht wirkliche 
Kaufgeſchäfte, ſondern bloße Spielgeſchäfte habe ſchließen wollen, 
an jeder thatſächlichen Grundlage. Wie der vorgelegte, vom 
Bekl. ſeinem Inhalte nach nicht bemängelte Kontoauszug ergiebt, 
hatte der Bekl. im Februar 1895 Papiere im Nominalbetrage 
von 60 000 Mark gekauft, im März im Betrage von 120 000 
Mark, in den Monaten Mai und Juni wieder nur von je 
60 000 Mark. Im Auguft belief ſich fein Engagement auf 
120 000 Mark, ſtieg im September auf 360 000 Mark, und 
ging im Oktober und November wieder auf 120 000 Mark 
zurück. Das ſind für einen Mann von bedeutendem Vermögen, 
der ſeit einer Reihe von Jahren im Böͤrſenverkehr ſteht und 
demgemäß Verbindungen mit anderen kapitalkräftigen Perſonen 
oder Firmen unterhält, die ihm jederzeit die volle Ausnutzung 
ſeines Kredits ermöglichen, nicht ſo große Beträge, daß aus 
dem Verhältniß zwiſchen dem Umfang ſeiner Geſchäfte und 
ſeiner Vermögenslage auf den Willen, nur Differenzgeſchäfte 
ſchließen zu wollen, geſchloſſen werden müßte. Deshalb hatte 
auch die Kl. keine Veranlaſſung, einen ſolchen Vertragswillen 
des Bekl. anzunehmen. Nun hat allerdings der Bekl. unter 
Eideszuſchiebung behauptet, die Kl. habe Kenntniß davon gehabt, 
daß feine Engagements bei andern Bankhäuſern ſich monatlich 
auf ca. eine Million Mark belaufen hätten und daß ſein Ver⸗ 
mögen nicht mehr als 30 000 Mark betrage. Auf dieſe Eides⸗ 
zuſchiebung iſt das B. G. nicht eingegangen, und zwar unter 
anderem auch aus dem zutreffenden Grunde, weil nur die Wiſſen⸗ 
ſchaft der Kl. unter Eidesbeweis geſtellt, für die in ihre Wiſſen⸗ 
ſchaft geſtellten Thatſachen ſelbſt aber anderer Beweis nicht 
angetreten ſei. Da weder der Abſchluß von Geſchäften zwiſchen 
dem Bekl. und Andern noch der Umfang des Vermögens des 
Bekl. in den Kreis der eigenen Handlungen oder Wahrnehmungen 
der Kl. gehört, fo iſt es nach §S 410 der C. P. O. unzuläſſig, 
den Beweis dieſer Thatſachen durch Eideszuſchiebung an die 
Kl. zu führen. Daraus folgt aber, daß dieſe Art des Beweis⸗ 
antritts auch nicht mittelbar auf dem Wege zugelaſſen werden 
darf, daß der Kl. der Eid über ihr Wiſſen von jenen That⸗ 
ſachen zugeſchoben wird. Zuläſſig würde dieſe Eideszuſchiebung 
nur ſein, wenn die Thatſachen, welche den Gegenſtand der 
Wiſſenſchaft der Kl. bilden ſollen, unſtreitig oder mit Hülfe 
anderer Beweismittel bewieſen wären. Eine Veranlaſſung, durch 
Ausübung des Fragerechts auf einen andern Beweisantritt hin⸗ 
zuwirken, war nach Lage der Sache für des B. G. nicht ge⸗ 
geben. Durch die Feſtſtellung der eigenen Aeußerungen des 
Bekl. über feine Vermögensverhältniſſe und die Ausſage des 
Zeugen G. über den Geſchäftsbetrieb des Bekl. war dieſer 
dringend darauf hingewieſen, mit den ihm für den Gegenbeweis 
zu Gebote ſtehenden Beweismitteln hervorzutreten. Wenn er 
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ſich deſſen ungeachtet auf die unzuläſſige Eideszuſchiebung be- 
ſchränkte, durfte das B. G. annehmen, daß er andere Beweis- 
mittel nicht habe. Andere Umſtände, aus denen auf den beider⸗ 
ſeitigen Vertragswillen, nur um die Kursdifferenzen zu ſpielen, 
geſchloſſen werden könnte, liegen nicht vor. Daß es im Laufe 
von 10 Monaten nicht zu einer effektiven Abnahme oder Liefe⸗ 
rung gekommen iſt, vielmehr alle Geſchäfte durch den Abſchluß 
entſprechender Gegengeſchäfte abgewickelt ſind, kann bei der ver⸗ 
hältnißmäßig geringen Zahl der Geſchäfte für ſich allein den 


Beweis für ſolchen Vertragsinhalt nicht liefern, ebenſowenig die 


Art der Papiere, unter denen ſich zu nicht unbedeutendem Theile 
auch gute Anlagewerthe befinden. Daß die Kl., die als Selbſt⸗ 
kontrahentin eintreten durfte, nicht im Beſitze der verkauften 
Papiere geweſen ſein ſoll, wie der Bekl. behauptet, kann auch 
nicht beweiſen, daß die Geſchäfte reine Differenzgeſchäfte ge- 
weſen ſeien. Da es ſich um Ultimogeſchäfte in börſengängigen 
Werthpapieren handelte, hatte die Kl. nur dafür zu ſorgen, daß 
ihn am Ultimo die verkauften Effekten zur Verfügung ſtanden, 
und daß ſie dazu nicht im Stande geweſen wäre, hat der Bekl. 
nicht zu behaupten vermocht. I. C. S. i. S. Nelken c. Breeſt 
und Gelpke vom 10. Juni 1898, Nr. 96/98 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Wuchergeſetz. 

24. Das B. G. hat, ohne ſich im Uebrigen auf eine Er⸗ 
Örterung der Sache einzulaſſen, die Klage verworfen, weil der 
Beweis des Kl., daß ſeine Leiſtung zu derjenigen des Bekl. 
in einem auffälligen Mißverhältniſſe ſtehe, völlig mißlungen 
ſei. Es hat ſich jedoch von einem falſchen rechtlichen Gefichtd- 
punkte leiten laſſen, wenn es bei der Abmeſſung des Werths 
der dem Bekl. gewährten Gegenleiſtung ohne Weiteres den An- 
ſchaffungspreis, den der Kl. dafür bezahlt hat, zu Grunde legt 
und ſo zu dem Ergebniß gelangt, daß der Verkauf für ihn 
ein geradezu günſtiger geweſen ſei. Wäre dieſe Auffaſſung 
richtig, würde jede Bewucherung als unmöglich erſcheinen, wenn 
ſich der Wucherer geſchenkte oder legirte, alſo ohne Vermögens⸗ 
aufopferung erworbene Sachen oder Rechte abtreten läßt. That⸗ 
ſachlich iſt aber der Vermögenswerth der ihm bewilligten Gegen⸗ 
leiſtung entſcheidend. Als Vergleichungsfaktoren ſollen nach dem 
Geſetze einerſeits die Leiſtungen des Gläubigers und andererſeits 
die Vortheile, die er aus dem Geſchäfte gewinnt, herangezogen 
werden. Der objektive und ſubjektive Werth dieſer Vortheile 
iſt aber ſelbſtverſtändlich von dem Aufwande, mittelſt deſſen 
der Bewucherte den ſie tragenden und jetzt ſeinem Kontrahenten 
überlaſſenen Gegenſtand früher erworben hat, oft gänzlich ver- 
ſchieden. Wo die Abſchatzung des Vermögenswerths Schwierig 
keiten bietet, mag der Anſchaffungspreis als ein weſentliches 
Schätzungsmoment gelten können. Und auch ſonſt ſind beſondere 
Umſtände möglich, aus denen es ſich im Einzelfalle rechtfertigt, 
wenn gerade er zum Maßſtabe der Werthsbeſtimmung erhoben 
wird. In dieſer Beziehung hat aber das angefochtene Urtheil 
die nöthigen thatſächlichen Unterlagen nicht herbeigeſchafft. Die 
einfache Identifizirung des Anſchaffungspreiſes mit dem wirk⸗ 
lichen Vermögenswerthe widerſpricht daher dem Geſetz. Und 
der Standpunkt, auf den ſich der B. R. bei der Vergleichung 
der beiderſeitigen Zuwendungen geſtellt hat, iſt nicht korrekt. 
Daß aber die unzutreffende Rechtsauffaſſung, von der er ſich 
leiten läßt, auf ſeine Entſcheidung beſtimmend zurückgewirkt 


hat, iſt ſchon um deswillen anzunehmen, weil andere that⸗ 
ſächliche Momente, die auch abgeſehen hiervon zu einer Ver⸗ 
neinung des auffälligen Mißverhältniſſes zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung führen würden, nicht in genügender Weiſe feſt⸗ 
geſtellt worden find. I. C. S. i. S. Rieß c. Loew vom 
15. Juni 1898, Nr. 121/98 J. f 

Zum Geſetz vom 29. Juli 1890. 

25. Die Entſcheidung der Frage, ob im vorliegenden Falle 
das ordentliche Civilgericht oder unter Ausſchluß deſſelben das 
Gewerbegericht zuſtändig iſt, hängt davon ab, ob der Klag⸗ 
anſpruch als ein „Entſchädigungsanſpruch aus dem Arbeits- 
verhältniſſe“ im Sinne von § 3 Ziffer 2 des R. Gef. betreffend 
die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 anzuſehen iſt. Das 
B. G. hat dieſe letztere Frage bejaht; denn der Kl. ftüge feinen 
Anſpruch auf ſein Arbeitsverhältniß zu dem Bekl., ja ſogar auf 
den mit demſelben abgeſchloſſenen Lehrvertrag und könne ihn 
in der That darauf ſtützen, da der dem Anſpruch zu Grunde 
liegende Unfall während ſeiner Lehrzeit und im Gewerbebetriebe 
des Bekl. ſich ereignet habe und die Pflicht des Lehrherrn, 
ſeinen Lehrling vor Schaden an Leben und Geſundheit im Ge- 
werbebetrieb zu ſchützen, ſchon durch das Arbeitsverhältniß ge- 
geben ſei. Die angeführte Geſetzesvorſchrift unterſcheide auch 
nicht zwiſchen verſchiedenen Gründen der Entſtehung des Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruches. Mit der Reviſion iſt dieſe Beantwortung 
der erwähnten Frage zu beanſtanden. Die Einrede der Un⸗ 
zuſtändigkeit iſt mit eingehender Begründung verworfen. III. C. S. 
i. S. Gieſe c. Goetzler vom 1. Juli 1898, Nr. 86/98 III. 

Zum Waarenzeichengeſetz. | 

26. Anlangend die von der Klage angezogenen §§ 12 
und 14 des Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894, ſo erkennt das B. G. an, daß eine 
Verletzung des §S 12, ohne daß Bekl. ſich auf die Ausnahme⸗ 
vorſchrift des § 13 des Geſetzes berufen könnte, vorläge, wenn 
der Bekl. auf ſeinen Verſandfäſſern das Wort „Salvator“ 
anbringen würde, verneint aber, daß dies thatſächlich geſchehen 
ſei. Nicht verkannt iſt auch in der Begründung, daß es nach 
§ 20 des angeführten Geſetzes auf gewiſſe Abweichungen in der 
Bezeichnung nicht ankäme. Der Bekl. gebraucht weder für das 
von ihm erzeugte und in den Handel gebrachte Bier das Wort 
„Salvator“ noch wendet er daſſelbe auf den Fäſſern als Be⸗ 
zeichnung an, ſondern gebraucht die Bezeichnung „Salvator⸗ 
brauerei Gmünd“, wodurch nach der Auffaſſung des B. G. 
jede Gefahr einer Verwechſelung ausgeſchloſſen iſt. Dieſe auf 
thatſächlichem Gebiet ſich bewegende Beurtheilung iſt ausreichend 
begründet. Ob die Zuſammenſetzung „Salvatorbrauerei“ für 
ſich gebraucht als eine die Anwendung des Geſetzes nicht aus⸗ 
ſchließende, unweſentliche Abweichung im Sinne des auch für 
Wortzeichen geltenden § 20 erſcheinen würde, wird dahin geſtellt 
gelaſſen, weil nach dem Ergebniß der Beweisaufnahme der 
Bekl. auf Verſandfäſſern die Bezeichnung „Salvatorbrauerei“ 
nicht ſchlechthin, ſondern mit dem Beiſatze „Gmünd“ angebracht 
habe. Wenn auch der oben gedachte Firmenzuſatz des Bekl. 
kein unbefugter iſt und wenn auch der von der Kl. erlangte 
Schutz ihres Waarenzeichens den Bekl. nicht hindert, ſeine Firma 
und zwar ſelbſt in abgekürzter Geſtalt auf Waaren, auf deren 
Verpackung oder Umhüllung anzubringen, ſo wäre doch immer 
noch eine Verletzung des klägeriſchen Rechts im Sinne des § 8 
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des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
vom 27. Mai 1896 möglich, falls nämlich der Bekl. den 
gedachten Firmenzuſatz oder überhaupt ſeine Firma in einer 
Weiſe benützen würde, die darauf berechnet und geeignet wäre, 
Verwechſelungen mit der Firma oder der beſonderen Bezeichnung 
des gewerblichen Unternehmens der Kl. hervorzurufen. Allein 
das B. G. hat, wie bereits erwähnt, die Gefahr einer ſolchen 
Verwechſelung mit ausreichender Begründung verneint, ſelbſt als 
ganz widerlegt betrachtet. II. C. S. i. S. Gebr. Schmederer 
c. Bantleon vom 21. Juni 1898, Nr. 98/98 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

27. Die erhobene Klage richtet ſich gegen den Bekl. nicht 
in ſeiner Eigenſchaft als Betriebsunternehmer der Berlin⸗Ham⸗ 
burger Eiſenbahn, ſondern gegen den Staat als Inhaber der 
höchſten Staatsgewalt, welcher auf Grund ſeines Aufſichtsrechts 
über die Eiſenbahnen und den Bahnverkehr im öffentlichen 
Interreſſe in ein Privatrecht der klagenden Stadt ſchädigend 
eingegriffen hat. Die Reviſion hat nun ausgeführt, daß wenn 
dieſer Sachverhalt überall einen Schadenserſatzanſpruch begründen 
könnte, derſelbe gegen den Großherzoglich Mecklenburgiſchen 
Fiskus, nicht gegen den Preußiſchen Staat zu richten geweſen 
wäre, da die Landeshoheit über die bei Grabow belegene Bahn⸗ 
ſtrecke der Großherzoglich Mecklenburgiſchen Regierung zuſtehe. 
Dieſer Angriff iſt jedoch nicht begründet. Durch den Staats- 
vertrag vom 19. Dezember 1883 iſt die Ausübung der ſtaat⸗ 
lichen Auffihtsrechte über den Betrieb und die Verwaltung der 
Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn bezüglich der Mecklenburgiſchen 
Strecke von Mecklenburg auf den Preußiſchen Staat übertragen, 
und tft im Schlußprotokoll von demſelben Tage von Mecklen⸗ 
burgiſcher Seite die Befugniß des Preußiſchen Staats anerkannt, 
aus Gründen der Sicherheit des Betriebes und wegen wichtiger 
Intereſſen des allgemeinen Verkehrs in die Fahrpläne einzu⸗ 
greifen. Wie in den im erſten Urtheil angeführten Verfügungen 
des Königlich Preußiſchen Staatsminiſters für öffentliche Arbeiten 
hervorgehoben iſt, war für die Aufſtellung der die Stadt Grabow 
ſchädigenden Fahrpläne das überwiegende öffentliche Intereſſe 
des allgemeinen Verkehrs maßgebend. Hiernach iſt nicht zweifel- 
haft, daß von der zuſtändigen Preußiſchen Staatsbehörde eine 
Verfügung innerhalb des Gebietes derjenigen ſtaatlichen Auf⸗ 
ſichtsrechte getroffen iſt, deren Ausübung dem Preußiſchen Staate 
übertragen war. Der Stadt Grabow gegenüber übte alſo der 
Preußiſche Staat das ihm Kraft dieſer Uebertragung zuſtehende 
Aufſichtsrecht aus, und iſt es für die ſich daraus ergebenden 
Rechtsfolgen unerheblich, ob die bezüglichen Befugniſſe des 
Preußiſchen Staates auf originärem oder derivativem Rechts⸗ 
erwerb beruhten. III. C. S. i. S. Eiſenb.⸗Fiskus c. Stadt 
Grabow vom 28. Juni 1898, Nr. 27/98 III. 

28. In der beſtrittenen Rechtsfrage, inwieweit der Staat 
zur Entſchädigung verpflichtet iſt, wenn er im öffentlichen Intereſſe 
in Privatrechte verletzend eingreift, geht das B. G. davon aus, 
daß ſoweit aus Gründen des allgemeinen Wohls, insbeſondere 
auch im Intereſſe des Verkehrs Privatrechte geſchädigt und be⸗ 
ſeitigt werden, der eingreifende Staat Entſchädigung zu leiſten 
hat. Im vorliegenden Falle handelt es ſich um ein obliga⸗ 
toriſches Privatrecht der Stadt Grabow, welches dieſelbe durch 
den im Regierungsreſkript vom 12. Auguſt 1845 beſtätigten 
Vertrag mit der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft vom 


19. Juni 1845 erworben hat, und welches jetzt durch Verfügung 
der zuſtändigen oberſten Verwaltungsbehörde unter Schädigung 
der Stadt im öffentlichen Intereſſe des Verkehrs außer Kraft 
geſetzt iſt. In einem ſolchen Falle der unmittelbaren Beſeitigung 
eines auf einem ſpeziellen Rechtstitel beruhenden, wohlerworbenen 
Rechtes eines Einzelnen im öffentlichen Intereſſe durch die Staats⸗ 
gewalt muß auch nach den Grundſätzen des Gemeinen Rechtes 
der in der Klage verfolgte Erſatzanſpruch für begründet erkanut 
werden, inſoweit nicht aus der Geſetzgebung der Wille des 
Geſetzgebers erhellt, daß ein ſolcher Eingriff in das Privatrecht 
des Einzelnen ohne Anſpruch auf Erſatz des Schadens zuläſſig 
ſein ſoll. Wie es für den Erſatzanſpruch grundſätzlich keinen 
Unterſchied begründet, ob der Eingriff in wohlerworbene Rechte 
durch die Geſetzgebung oder durch Verwaltungsmaßregeln erfolgt 
iſt, ſo iſt auch die rechtliche Beſchaffenheit des aufgehobenen 
Rechtes nicht von maßgebender Bedeutung. Näher dargelegt. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

29. Es iſt nicht richtig, daß die indistincte erfolgte 
Zahlung vom 4. Mai 1895 nicht auf die durch den Schuld— 
ſchein verbriefte Forderung, ſondern auf die Wechſelforderung 
als die für den Bekl. läſtigere Schuld anzurechnen geweſen und 
deshalb die Klage wegen Tilgung der Wechſelforderung abzu- 
weiſen ſei. Denn hierbei iſt überſehen, daß die Forderung aus 
dem Schuldſchein bereits am 1. September 1889 fällig und 
die Forderung aus dem acht Tage nach Sicht zahlbaren, erſt 
am 18. Dezember 1896 zur Sicht vorgelegten Wechſel am 
4. Mai 1895 noch nicht fällig geweſen iſt. Nach geſetzlicher 
Vorſchrift (L. 3 § 1. L. 103 Dig. de solutionibus et libe- 
rationibus 46. 3) iſt aber bei Beſtehen mehrerer Forderungen 
eine zu deren Tilgung nicht ausreichende, ohne nähere Beſtim⸗ 
mung erfolgte Zahlung zunächſt auf die fällige Schuld anzu⸗ 
rechnen. Dieſer Satz würde auch dann Anwendung finden, wenn 
der Wechſel vom 29. April 1891 nur zur Prolongation eines bereits 
in 1890 ausgeſtellten Wechſels gedient hätte. III. C. S. i. S. 
Tiedemann c. Piening vom 21. Juni 1898, Nr. 69/98 III. 

30. Das B. G. befindet ſich mit ſeiner Annahme, daß 
nach Gemeinem Rechte der Stellvertreter bei einem ſich durch 
Tradition vollziehenden Eigenthumserwerbsgeſchäfte für den von 
ihm vertretenen Geſchäftsherrn Beſitz und Eigenthum erwerben 
kann, wenn nur der Stellvertreter im Einverſtändniſſe mit dem 
Geſchäftsherrn dieſen Willen hat, mag auch der Tradent den 
Stellvertreter zum Beſitzer und Eigenthümer zu machen be⸗ 
abſichtigen und mag es der Stellvertreter an einer Erklärung 
ſeines Stellvertreterwillens gegenüber dem Tradenten, mit dem 
er im eigenen Namen kontrahirt fehlen laſſen, in Uebereinſtimmung 
mit den Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen Bd. 30 Nr. 43. 
Auch der erkennende Senat ſchließt ſich dieſer Rechtsanſicht, 
wenn wie im vorliegenden Fall das Intereſſe des Tradenten 
dem nicht entgegenſteht, an. Wenn die Reviſion ſich zur Be⸗ 
kämpfung dieſer Anſicht auf L. 59 Dig. de adquirendo rerum 
dominio 41 1 (Res ex mandatu meo empta non prius mea 
fit, quam si mihi tradiderit qui emit) beruft, ſo iſt zu ent⸗ 
gegnen, daß dieſe Geſetzesſtelle nicht von der direkten Erwerbung 
des Beſitzes und Eigenthums für den Vertretenen durch den 
Vertreter ſondern von dem in concreto nicht vorliegenden Fall, 
in dem der Letztere zunächſt für ſich Beſitz und Eigenthum zu 
erwerben beabfichtigt, redet. Ebenſowig können die Entſcheidungen 
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des R. G. in Civilſachen Bd. 11 Nr. 14 und des R. O. H. G. 
Bd. 19 Nr. 24 in Betracht kommen, da dieſe Entſcheidungen 
auf Grund des Pr. A. L. R. erlaſſen worden ſind. Es iſt daher 
die Reviſion, ſoweit ſolche die Zurückweiſung der Anſchließung 
des Bekl. an die Berufung der Kl. betrifft, unbegründet. 
III. C. S. i. S. Neuber Konkurs c. Rieper vom 21. Juni 1898, 
Nr. 47/98 III. 

V. Das Preuß iſche Allgemeine Landrecht. 

31. Die Kl. hat dem Kaufmann M. P. F. zu Warſchau 
im Spätſommer 1896 85 Sack Kaffee — angeblich mit der 
Beſtimmung, daß Bremen Erfüllungsort ſein ſolle — verkauft 
und dieſe Waare in Partien von 38 und 47 Sack dem Spediteur 
Julius N. zu Danzig mit dem Auftrage überſandt, ſie zur 
Verfügung des Käufers zu halten. Am 5. Oktober hat F. den 
N. aufgefordert, die Partie von 38 Sack an J. H. und Co. 
in Warſchau zu verladen. Noch ehe dieſelbe aus Danzig ab⸗ 
gegangen war, hat die Kl. aber durch Telegramm und Brief 
vom 14. Oktober ihren Auftrag widerrufen, weil ſie erfahren 
hatte, daß F. ſeine Zahlungen eingeſtellt habe. Sie hat N. 
angewieſen, nach Anordnung ihres Agenten mit dem Kaffee zu 
verfahren. N. hat ihn deshalb auf Lager genommen und die 
Kl. hiervon am 15. Oktober verſtändigt. An dem gleichen Tage 
hat die Bekl. wegen einer angeblichen Forderung gegen F. in 
Höhe von 9 432 Mark einen Arreſtbefehl erwirkt und auf 
Grund deſſelben am 17. Oktober deſſen Anſpruch an N. auf 
Herausgabe der 85 Sack Kaffee gepfändet, nachdem ſie den 
Drittſchuldner bereits am 16. Oktober von der bevorſtehenden 
Pfändung brieflich benachrichtigt hatte. In Folge davon hat 
N. ſich anfangs geweigert, den weiteren Verfügungen der Kl. 
über den Kaffee zu entſprechen. Im Laufe des Rechtsſtreits 
und zwar noch vor Erlaß des erſtinſtanzlichen Urtheils hat er 
ihn ihr jedoch herausgegeben, nachdem ſie erklärt hatte, für alle 
Folgen aufkommen zu wollen. Die Kl. beſtreitet jedes Recht 
der Bekl. auf den Kaffee, weil fie ſelber das Eigenthumsrecht 
daran nie verloren habe und auch nach dem in Warſchau gelten⸗ 
den Rechte zur Ausübung des Verfolgungsrechts befugt geweſen 
ſei. Ihrer Klage iſt vom B. G. zugeſprochen und die eingelegte 
Reviſion zurückgewieſen, weil das Verfolgungsrecht der Kl. nach 
deutſchem und ruſſiſchem Recht begründet ſei. I. C. S. i. S. 
Kutznitzki und Co. o. Sammann und Griſtede vom 4. Juni 
1898, Nr. 59/98 J. 

32. Die Reviſion hat auszuführen verſucht, daß, entgegen 
der Meinung des B. G., mit der Verneinung der Klagänderung 
noch nicht die materiell⸗ rechtliche Frage entſchieden ſei, ob mit 
der Wandlungsklage zugleich auch die Minderungsklage erhoben 
ſei. Die Rkl. will dieſe Frage verneinend beantwortet ſehen 
und darauf die Folge gründen, daß die erſt in der Berufungs⸗ 


inſtanz erhobene Minderungsklage zur Zeit ihrer Erhebung 


verjährt geweſen ſei. § 343 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. Ob dieſer 
Angriff begründet iſt, kann dahin geſtellt bleiben, weil die Ver⸗ 
jährung des § 343 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R. auf den vom Kl. 
verfolgten Anſpruch keine Anwendung findet. Dieſer Anſpruch 
gründet ſich darauf, daß die Dampfmaſchine, deren Anfertigung 
nach einer beſtimmten Zeichnung und demnächſtige Aufſtellung 
die Bekl. unter gewiſſen Zuſagen übernommen hatte, nach 
Material und Ausführung mangelhaft ſei und den gegebenen 
Zuſagen nicht entſpreche. Für Mängel dieſer Art haftet die 


Bekl. nach den Grundſätzen der Werkverdingung, indem ſie für 
Verſtöße gegen die Regeln ihrer Kunſt und für die Verwendung 
untüchtiger Materialien ſchon bei geringem Verſehen einzuſtehen 
hat. (88 954, 956 Thl. I Tit. 11 A. L. R.) Mindeſtens 
ein ſolches, wenn nicht ein mäßiges, oder gar ein grobes Ver⸗ 
ſehen, wie der I. R. angenommen hat, muß vorliegen, wenn die 
Mängel der Maſchine ihren Grund in dem Material oder der 
Konſtruktion derſelben haben, da ſie alsdann durch gebührende 
Aufmerkſamkeit der Bekl., als ſachkundigen Werkmeiſters, bei 
Herſtellung des Werkes vermieden werden konnten. Die Bekl. 
haftet alſo dem Kl., wenn der von dieſem behauptete Grund 
der Mängel feſtgeſtellt wird, auf das volle Intereſſe ($ 289 
Thl. I Tit. 5 A. L. R.) und dieſes erſtreckt ſich vor Allem auf 
den Minderwerth, den die Maſchine wegen ihrer Mängel hat. 
Dieſer aus dem Verſchulden der Bekl. ſich ergebende Anſpruch 
unterliegt aber, wie in der Rechtſprechung und Literatur feſtſteht, 
nicht der kurzen Verjährung des § 343 Thl. 1 Tit. 5 A. L. R., 
welcher nur die Anſprüche aus der bloßen Pflicht zur Gewähr- 
leiſtung betrifft. (Vergl. Striethorſt Archiv, Bd. 32 S. 268 ff., 
Bd. 67 S. 20, Entſch. des R. O. H. G. Bd. 6 S. 36, Entſch. 
des R. G. Bd. 5 S. 210, Koch, Recht der Forderungen Thl. II 
§ 128, Förſter⸗Eccius, 5. Auflage, Bd. 1 S. 513, Dernburg, 
4. Auflage, Bd. 2 S. 396.) Daß die bedungene zweijährige 
Garantiefriſt einen früheren Ablauf der Verjährung nicht zur 
Folge hat, giebt die Rkl. ſelbſt zu. Dieſe Garantiefriſt hat die 
Bedeutung, daß der Zeitraum, innerhalb deſſen der Kl. Mängel 
der Maſchine rügen und deren Abſtellung verlangen durfte, auf 
zwei Jahre nach der Ablieferung ausgedehnt wurde, enthielt 
aber keine Feſtſetzung über den Ablauf der Verjährung für 
ſolche Anſprüche, die ſich auf rechtzeitig gerügte und nicht 
beſeitigte Mängel gründen. Auch auf die Vorſchrift des 
Art. 349 Abſ. 1 des H. G. B. kann der Ablauf der Ver⸗ 
jährung nicht geſtützt werden, denn dieſelbe bezieht ſich nur auf 
den Handelskauf, nicht auf die Werkoerdingung, auch wenn die 
letztere, wie hier, ein Handelsgeſchäft iſt. I. C. S. i. S. Horſt⸗ 
mann c. Milech vom 8. Juni 1898, Nr. 81/98 J. 

33. Unbegründet iſt der von der Reviſion angeregte Zweifel, 
ob eine den Bekl. zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung 
vorliege, da die Widerrechtlichkeit der Fundamentabſtemmung 
lediglich darin gefunden werde, daß fie eigenmächtig vor 
genommen worden ſei, was übrigens der Kl. nicht einmal 
geltend gemacht habe. Der Kl. hat freilich nicht hervorgehoben, 
daß die ſchadenbringende Handlung fi als unerlaubte Selbſt⸗ 
hülfe darſtelle, aber dies iſt eine rechtliche Beurtheilung, die der 
Richter von Amtswegen vorzunehmen hatte. Daß ſich Jemand 
durch eigene Gewalt Recht ſchaffe, iſt verboten (§ 77 Einleitung 
zum A. L. R.). Die Eigenmacht iſt demnach widerrechtlich, der 
eigenmächtige Eingriff in das zum Nachbarhauſe gehörige 
Fundament enthielt darum einen widerrechtlichen Eingriff 
in fremdes Eigenthum, mochte er auch innerhalb der Grenzen 
des fiskaliſchen Grundſtücks geſchehen. Dieſe widerrechtliche 
Verletzung fremden Eigenthums verpflichtet zum Schadenserſatz; 
daran vermag der Umſtand nichts zu ändern, daß das Verbot 
der Selbſthülfe hauptſächlich im öffentlichen Intereſſe erlaſſen 
iſt. Eine von der Reviſion gerügte unzureichende Begründung 
des Verſchuldens auf Seiten des Bekl. iſt nicht anzuerkennen. 
Die Reviſion wirft dem B. R. vor, überſehen zu haben, daß 
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die Standſicherheit des Nachbargebäudes ſchon vor dem Ab⸗ 
ſtemmen des Fundaments eine äußerſt geringe geweſen ſei, und 
keine Gründe dafür angegeben zu haben, weshalb die fiskaliſche 
Bauleitung eine jo leichtfertige Bauart hätte vorausſetzen 
müſſen. Der B. R. erkennt indeſſen ſelber an, daß die Stand⸗ 
ſicherheit eines Gebäudes nicht ſo bemeſſen ſein dürfe, daß es 
gerade noch ſtehe, ſondern daß ein gewiſſer Ueberſchuß von 
Standſicherheit vorhanden fein müſſe, der dem Nachbar die 
Möglichkeit belaſſe, ſein Grundſtück bis hart an die Grenze zu 
bebauen. Aber er nimmt auf Grund des Gutachtens der 
Mehrzahl der vernommenen Sachverſtändigen an, daß der 
Brandgiebel des Wohnhauſes des Kl. dieſes Maß von Stand» 
ſicherheit noch gerade gehabt und erſt durch die Abſtemmung 
verloren habe. Auf dieſer Grundlage erſcheint die weitere 
Folgerung des B. R. zureichend begründet: daß der fiskaliſche 
Baumeiſter R., der die ſchlechte Beſchaffenheit des Baugrundes 
kannte, die Möglichkeit einer Aufhebung der Standſicherheit 
durch die von ihm angeordnete Fundamentabſtemmung voraus- 
ſehen mußte. V. C. S. i. S. Reichsfiskus e. Meyer vom 
25. Juni 1898, Nr. 24/98 V. 

34. Das B. G. vermag allerdings den Moment des 
Kampfes nicht feſtzuſtellen, in dem der Bekl. dem Kl. den 
Biß verſetzt hat. Dieſe in der Raſchheit der Aufeinander⸗ 
folge der einzelnen Momente des Kampfes liegende Schwierig⸗ 
keit oder Unmöglichkeit ſteht aber dem Geſammtbilde nicht 
entgegen, daß während des ganzen Kampfes ein Wechſel 
der Rollen nicht eingetreten, der Kl. vielmehr Angreifer, der 
Bekl. der Angegriffene geblieben iſt. Die Aufgabe des Straf⸗ 
richters in der Prüfung der Frage der Nothwehr iſt von der 
des Civilrichters allerdings inſofern verſchieden, als auch ſchon 
die Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit des Standes der Noth- 
wehr die Verurtheilung des Angeklagten ausſchließt, während 
der Civilrichter den Beweis der Nothwehr fordern muß. (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 33 S. 352.) Hält aber das 
B. G. auf Grund der Beweisprüfung dieſen Beweis für voll⸗ 
kommen erbracht, und entſcheidet es auf Grund dieſes, ſeiner 
Anſicht nach jeden Zweifel ausſchließenden Ergebniſſes zu Gunſten 
des Bekl., ſo kann von einer Verkennung der Beweislaſt keine 
Rede ſein. Nach dem vom B. G. feſtgeſtellten Sachverhalte 
konnte es ſich blos um die Frage handeln, ob das angewendete 
Vertheidigungsmittel ſich noch innerhalb des zur Abwehr Er⸗ 
forderlichen gehalten. Muß, ſoweit nach Lage der Sache dem 
Angegriffenen eine Abwägung der etwa zu Gebote ſtehenden 
Mittel zugemuthet werden kann, an ihn auch die Anforderung 
geſtellt werden, daß er bei gleicher Wirkſamkeit verſchiedener 
Mittel das weniger gefährliche ergreife, ſo darf der Begriff des 
Erforderlichen nicht ſo eng begrenzt werden, daß das gewählte 
Vertheidigungsmittel ſich gerade als das einzig oder mindeſtens 
vornehmlich paſſende und zweckmäßige darſtellen müßte. Es 
genügt, daß der Angegriffene das angewendete Mittel nach 
Lage der Sache für geeignet erachten konnte. (Entſch. des 
R. G. in Strafſachen Bd. 21 S. 189 — 192.) Feiges Ver⸗ 
halten verlangt das Geſetz nicht. Nach der Darſtellung des 
B. G. iſt aber auch nicht erſichtlich, wie ſich der Bekl. dem 
fortgeſetzten Angriffe des Kl. hätte entziehen können. Gewinnt 
das B. G. aus der Erwägung der Sachlage die Ueberzeugung, 


daß der Biß ſich als ein nach Lage des Kl. zur Abwehr des 


Angriffs geeignetes und zu dieſem Zwecke angewendetes Mittel 
darſtelle, ſo liegt hierin keine Verkennung des Begriffes der 
Nothwehr. Liegt Nothwehr vor, ſo iſt auch für den Civil⸗ 
richter die Annahme einer widerrechtlichen Handlung ausgeſchloſſen. 
($ 36 TH. I Tit. 6 des A. L. R., Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 21 S. 296, Entſch. des VI. C. S. des R. G. 
vom 12. April 1894 R VI 414/93 und vom 21. November 
1895 R VI 330/95 in Blättern für Rechtsanwendung 14. Erg.- 
Bd. S. 118; vergl. auch B. G. B. § 227, Motive z. d. E. 
des B. G. B. Bd. I S. 348.) VI. C. S. i. S. Külpmann 
c. Neveling vom 16. Juni 1898, Nr. 84/98 VI. 

35. Nach den 88 954, 966 des A. L. R. Thl. I. Tit. 11 
haftet der Werkmeiſter für den Schaden, welcher durch einen 
von ihm begangenen Fehler verurſacht iſt, und wird vermuthet, 
daß ein vor der Uebergabe erfolgter Einſturz eines Baues durch 
einen Fehler des Werkmeiſters herbeigeführt iſt. Die geſetzliche 
Verpflichtung des Werkmeiſters zum Schadenserſatze in einem 
ſolchen Falle iſt alſo der Rechtsgrund, der dem Anerkenntniſſe 
des Bekl. in dem Reverſe vom 10. Februar 1896 zu Grunde 
liegt. Dies iſt hinreichend, um den Bekl. zum Schadenserſatze 
zu verpflichten und brauchte deshalb nicht feſtgeſtellt zu werden, 
ob und welches konkrete Verſchulden dem Bekl. zur Laſt fällt. 
VI. C. S. i. S. Mühmelt c. Lüdtke vom 20. Juni 1898, 
Nr. 87/98 VI. 

36. Das B. G. ſtützt ſeine Entſcheidung in erſter Linie 
auf den $ 147 des A. L. R. Thl. I Tit. 16. Dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift iſt nach Anſicht des Rkl. durch die C. P. O. beſeitigt, 
und es könnte ſich außerdem fragen, ob ſie etwa bereits durch 
den Art. 60 Nr. 3 des E. G. zum H. G. B. vom 24. Juni 
1861 aufgehoben iſt. Das Richtige iſt indeß, daß ſie noch 
heute Geltung hat. Näher dargelegt. I. C. S. i. S. Rönne⸗ 
farth c. Mix vom 18. Juni 1898, Nr. 116/98 I. 

37. Der Verpächter muß dem Pächter die verpachtete 
Sache während der ganzen Pachtzeit ſo gewähren, daß derſelbe 
die Sache dem Vertrage entſprechend nutzen kann. §§ 270 ff., 
418 des A. L. R. Thl. I, Tit. 21; § 318 a. a. O. Thl. I, 
Tit. 5. Daraus folgt allerdings nicht, daß der Verpächter, der 
ſich bei der Verpachtung eines Gutes die Ausübung der Jagd 
vorbehalten hat, jede Vermehrung des Wildſtandes verhüten 
muß. Dies hat das B. G. auch nicht ausgeſprochen. Es nimmt 
vielmehr nur an, daß aus dem Rechte des Kl., als Pächters, 
auf den Fruchtgenuß die Verpflichtung des Bekl., als Verpächters, 
folge, dies Recht nicht durch einen übermäßigen Wildſtand in 
ungewöhnlicher Weiſe zu beeinträchtigten, da, auch wenn ſich der 
Bekl. die Jagd vorbehalten habe, aus dem nach Treu und 
Glauben auszulegenden Pachtvertrage nicht zu entnehmen ſei, 
daß Kl. einen durch die Vermehrung des Wildes in ſo hohem 
Grade entſtehenden Wildſchaden habe übernehmen wollen. Nach 
dieſer rechtlich nicht zu beanſtandenden Auslegung des Vertrages 
war Bekl. nicht befugt, das vorbehaltene Jagdrecht ganz nach 
Belieben auszuüben. Er mußte vielmehr dafür ſorgen, daß Kl. 
in ſeinem Rechte auf den Fruchtgenuß nicht durch einen zu 

großen Wildſtand ungewöhnlich beeinträchtigt wurde, und muß, 
wenn er dieſer vertragsmäßigen Verpflichtung ſchuldhafter 
Weiſe nicht nachgekommen iſt, dem Kl. den dadurch herbei⸗ 
geführten Schaden erſetzen. VI. C. S. i. S. Fürſt Radolin 
c. von Obrapolski vom 20. Juni 1898, Nr. 76/98 VI. 
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38. Die Reviſion ſtellt mit Rückſicht auf das Urtheil des 
jetzt erkennenden Senats vom 22. November 1886 (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 17 S. 213) die Frage zur nachmaligen 
Erwägung, ob Kl. berechtigt ſei, während des anhängigen Ehe⸗ 


ſcheidungsprozeſſes ihren Anſpruch auf Verpflegung außer dem 


Haufe auf 88 185, 186 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. zu 
ſtützen, indem geltend gemacht wird, daß nach den für den 


ſchwebenden Eheſcheidungsprozeß maßgebenden Vorſchriften der 
§§ 723 flg. a. a. O. die Frau Verpflegung außer dem Haufe 


nur dann verlangen könne, wenn der Richter ihr im Wege der 
einſtweiligen Verfügung das Getrenntleben während des 
Scheidungsprozeſſes geſtattet habe. Die Reviſion legt jedoch 
den in dem genannten Urtheile ausgeſprochenen und bisher ſtets 
feſtgehaltenen Grundſätzen eine zu enge Bedeutung bei. Es iſt 
dort des Näheren ausgeführt, daß ein rechtmäßiger Grund für 
die Entfernung der Frau überall dann gegeben ſei, wenn auf 
Seiten der Frau ein zwingender Anlaß zur Trennung obwaltet, 


ſolche alſo unter Umſtänden vorgenommen wird, welche es nicht 


zweifelhaſt laſſen, daß der Frau nicht die bösliche Abſicht beiwohnt, 
ſich der Pflicht der ehelichen Gemeinſchaft rechtswidrig zu entziehen. 
Der B. R. hat auf Grund des Ergebniſſes der Beweisaufnahme 
feſtgeſtellt, daß ſolche Umſtände vorliegen und dieſe Feſtſtellung 
rechtfertigt ſeine weitere Annahme, daß das Getrenntleben der 
Frau von dem Bekl. ein berechtigtes ſei. Wenn die Revifion 
darauf hinweiſt, daß während das jetzt angefochtene Urtheil das 
Getrenntleben wegen Sävitien geſtatte, das allerdings nicht 
rechtskräftige Eheſcheidungsurtheil die Sävitien verneint und der 
Klage des Mannes wegen böslicher Verlaſſung ſtattgegeben habe, 
ſo iſt dieſer Hinweis für die hier vorliegende Frage ohne 
Bedeutung, da dieſelben Konſequenzen auch dann eintreten können, 
wenn eine einſtweilige Verfügung ergangen iſt. IV. C. S. i. S. 
Huck c. Huck vom 16. Juni 1898, Nr. 23/98 IV. 

39. Der B. R. hat auf Grund des Ergebniſſes der 
Beweisaufnahme den § 699 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. für 
anwendbar erachtet. Im Eingange ſeiner desfallſigen Aus⸗ 
führungen findet ſich folgender Paſſus: „Schon die ein Ausweichen 
oder Pariren jedenfalls erſchwerende, liegende Stellung der Kl. 
machte einen ſolchen Schlag für ihre Geſundheit gefährlich, 
wobei es auf den eingetretenen oder nicht eingetretenen Erfolg 
der That, und ob der Erfolg vom Bekl. gewollt, ſowie ob 
Vorſatz oder Fahrläſſigkeit vorliegt ... nicht ankommt ...“ 
Hätte hiermit zum Ausdruck gebracht werden ſollen, daß der 
Thatbeſtand des § 699 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. ſelbſt 
dann vorliegen könne, wenn ein vorsätzliches Handeln überhaupt 
zu verneinen und nur eine Fahrläſſigkeit anzunehmen ſei, 
ſo würde ſolche Auffaſſung allerdings als rechtsirrthümlich 
bezeichnet werden müſſen. In Wahrheit hat aber der B. R. — 
in Uebereinſtimmung mit dem von ihm an einer andern Stelle 
der Entſcheidungsgründe ausdrücklich citirten, in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1890 S. 262 Nr. 18 mitgetheilten Urtheile 
des R. G. vom 16. Juni 1890 — offenbar nur ausſprechen wollen, 
daß zur Anwendung des § 699 a. a. O. ein vorſätzliches Handeln 
genügt, welches der Natur der Sache nach an ſich geeignet 
war, Leben oder Geſundheit des andern Theiles zu ſchädigen, auch 
wenn dabei der Vorſatz nicht auf dieſe Schädigung als 
Wirkung des Handelns gerichtet war. IV. C. S. i. S. 
Möllmer c. Möllmer vom 23. Juni 1898, Nr. 30/98 IV. 


40. Das B. G. geht mit Recht davon aus, daß die Be⸗ 
ſtimmung des Vertrages vom 2. Oktober 1896, wonach der Kl. 
geſtattet iſt, getrennt von dem Bekl. zu leben, rechtlich un⸗ 
verbindlich iſt. Denn aus § 682 A. L. R. Thl. II Tit. 1 
ergiebt ſich, daß ein ſolcher Vertrag nur vor Eingehung der Ehe 
giltig geſchloſſen werden kann. Der nach Eingehung der Ehe 
errichtete hier in Rede ſtehende Vertrag ſteht, wie das B. G. 
zutreffend ausführt, im Widerſpruch mit der in §8 175 A. L. R. 
Thl. II Tit. 1 enthaltenen Vorſchrift, daß Eheleute vereint mit 
einander leben müſſen und ihre Verbindung eigenmächtig nicht 
aufheben dürfen, und ſtellt ſich als eine Vereinbarung dar, 
welche für keinen Theil erzwingbar, ſondern für jeden Theil 
widerruflich iſt. Dieſer Auffaſſung ſteht auch nicht der von der 
Reviſion geltend gemachte Umſtand entgegen, daß der Bekl. in 
Folge der fraglichen Vertragsbeſtimmung mit Rückſicht auf 
88 685, 723 A. L. R. Thl. II Tit. 1 der Kl. bis zum Wider⸗ 
rufe feiner vertraglich feſtgeſetzten Genehmigung aus ihrem 


Getrenntleben nicht den Vorwurf der böslichen Verlaſſung 


machen dürfe. Denn die aus dem. Vertrage herzuleitende Ent⸗ 
ſchuldbarkeit des Verhaltens der Kl. bis zu dem Widerruf 
des Bekl. ändert nichts an der Unverbindlichkeit des Vertrages, 
die vielmehr beide Theile berechtigt erſcheinen läßt, den Widerruf 
jederzeit zu erklären. Aus der Unverbindlichkeit der Beſtimmung 
des Vertrages, durch welche der Kl. geſtattet iſt, getrennt von 
dem Bekl. zu leben, entnimmt das B. G. aber ferner auch die 
Unverbindlichkeit der weiteren Beſtimmungen, laut welcher der 
Ehemann ſeinem Verwaltungs- und Nießbrauchsrechte entſagt, 
ſich verpflichtet hat, feiner Tochter 2000 Mark vorbeſchiedenes 
Vatererbe eintragen zu laſſen und die Ehefrau die Erziehung 
ihrer Tochter übertragen erhalten, ſowie auf Verpflegungsgelder 
für ſich und ihr Kind verzichtet hat. Das B. G. begründet 
dieſe Folgerung mit der Ausführung, daß der Vertrag, wie ſich 
aus deſſen Betrachtung ergebe, von der grundſätzlichen Annahme 
beherrſcht ſei, es könne von den Ehegatten giltig über ihr 
Getrenntleben paktirt werden, und daß die Beſtimmung, welche 
der Ehefrau geſtatte, getrennt von ihrem Chemanne zu leben, 
als derart weſentlich und ausſchlaggebend erſcheine, daß ihre 
Gültigkeit als die Vorausſetzung der Gültigkeit der übrigen 
vorſtehend erwähnten vertraglichen Feſtſetzungen anzuſehen ſei. 
Das R. G. tritt der Auffaſſung des B. R. bei. IV. C. S. 
i. S. Adler c. Adler vom 9. Juni 1898, Nr. 11/98 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zur Städteordnung vom 30, Mai 1853. u 

41. Kl. beanſpruchen, da fie, davon ausgehen, daß fie. als 
Nachtwächter keine nur zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen be⸗ 
ſtimmte Unterbeamte, ſondern Polizeibeamte geweſen ſeien und 
daß es ſich bei ihnen nicht um vorübergehende Dienſtleiſtungen 
gehandelt habe, gemäß 8 56 Nr. 6 der Städteordnung für die 
ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 die Rechte der 
auf Lebenszeit angeſtellten Gemeindebeamten. Mit ihrer gegen 
die Stadtgemeinde Stettin gerichteten Klage fordern ſie daher 
die Anerkennung ihrer Anſtellung als einer lebenslänglichen und 
die Weiterzahlung ihres monatlichen Gehalts von 36 Mark. 
Beide Vorderrichter haben, indem ſie aus zutreffenden Gründen 
nicht die Staatsregierung für paſſiv legitimirt und nicht die 
Zuſtimmung der Stadtverordneten zur Anſtellung der Kl. für 
weſentlich erachten, die Klage deshalb abgewieſen, weil die An⸗ 
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ſtellung der Kl. der Beſtätigung der Staatsregierung entbehrt 
hat und ſomit gegen den $ 4 Abſ. 2 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 verſtößt, der beſtimmt, daß 
die Ernennung aller Polizeibeamten, deren Anſtellung den Ge⸗ 
meindebehörden zuſteht, der Beſtätigung der Staatsregierung 
bedarf. Die Reviſion bekämpft dieſen Abweiſungsgrund mit 
Unrecht. Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. Laufer u. Gen. 
c. Stadt Stettin vom 13. Juni 1898, Nr. 15/98 IV. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

42. Das R. G. hat allerdings ausgeſprochen: „Es iſt 
unzuläffig, einen Theil der enteigneten Fläche herauszugreifen 
und für dleſen einen beſonderen Werth ohne Rückſicht auf den 
Werth des Ganzen zu berechnen. Die enteigneten Flächen ſind 
Theile eines im Zuſammenhange ſtehenden Grundbeſitzes deſſelben 
Eigenthümers. Die Berechnung der geleiſteten Entſchädigung 
mag ſich aus verſchiedenen Poſttionen zuſammenſetzen. Rechtlich 
aber erſcheint die Summe dieſer Pofitionen als eine einheitliche, 
nämlich als die Entſchädigung für das geſammte, dem zuſammen⸗ 
hängenden Grundbeſitz entzogene Areal. Iſt der Grundbeſitzer 
mit dieſer Geſammtentſchädigung nicht zufrieden, weil nach ſeiner 
Meinung einzelne weſentliche Rechnungsfaktoren unberückſichtigt 
geblieben oder falſch berechnet find, ſo hat er eine vollſtändig 
neue, der von ihm behaupteten Sachlage entſprechende Berechnung 
aufzuſtellen.“ (Entſch. in Civilſachen Bd. 2 S. 243.) Und 
hieraus iſt gefolgert: „Daß nach Beſchreitung des Rechtsweges 
nur von der einen Seite die einzelnen Anſätze, aus welchen die 
Entſchädigung ſich zuſammenſetzt, auch zum Vortheile derjenigen 
Partei, welche den Regierungsbeſchluß nicht angefochten hat, in 
der gerichtlichen Entſcheidung geändert werden können, ſofern 
nur die Geſammtentſchädigung keine Aenderung zum Vortheile 
derſelben erleidet.“ (Entſch. in Civilſachen Bd. 14 S. 268.) 
Vergl. auch Entſch. des R. G. in Bolze Bd. 1 Nr. 1384, 
Bd. 6 Nr. 763. Eine Entſcheidung dahin, daß die Gerichte 
auch in dem Falle, in welchem die Parteien nur einen ſtreitig 
gebliebenen Anſatz unter Uebergehung der übrigen durch Einigung 
feſtgeſtellten Anſätze zur gerichtlichen Entſcheidung gebracht haben, 
bei Feſtſtellung des ſtreitigen Anſatzes auch die feſtgeſtellten 
Anſätze zu erörtern habe, um möglicherweiſe durch Erhöhung 
dieſer zu einer Erhöhung der Geſammtentſchädigung bis zu 
deren zuläſſigem Betrage zu gelangen, iſt aber nicht ergangen. 
Vielmehr iſt in dem von Bolze in Bd. 9 unter Nr. 569 mit⸗ 
getheilten Urtheile angenommen, daß einzelne Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, die neben dem Anſpruche auf Erſatz des vollen 
Werthes von der Enteignungsbehörde anerkannt und in einem 
beſtimmten Betrage dem Expropriaten zugeſprochen ſind, bei 
Beſchreitung des Rechtswegs ausgeſchieden werden können mit 
dem Erfolge, daß dieſelben als außer Streit anzuſehen und bei 
Berechnung des Betrags für die ſtreitigen Anſätze außer Bettacht 
zu laſſen ſind. Auf Entſcheidungen des R. G. kann der Bekl. 
alſo ſeine Rüge nicht ſtützen. Es würde den Rechtsgrundſätzen 
von Verträgen widerſprechen, ſollte dem einen Vertragſchließenden 
geſtattet ſein, einſeitig von einer Einigung über eine ihm vom 
anderen Theile zu gewährende Entſchädigung wieder abzugehen 
und feinem vertraglichen Gebundenſein entgegen eine höhere 
Entſchädigung ohne beſonderen Grund zu verlangen. Solchen 
Grund deutet der Bekl. an, indem er bemerkt, daß die Ent⸗ 
ſchädigungen vergleichsweiſe nur bedingt feſtgeſetzt ſeien, nämlich 


unter der Bedingung, daß die durch den Enteignungsbeſchluß 
feſtgeſetzte Geſammtentſchädigung ihm ungekürzt verbleibe. Von 
ſolcher bedingten Verabredung ergeben aber weder die vom 
B. G. mitgetheilten Vorverhandlungen noch der Enteignungs⸗ 
beſchluß des Bezirksausſchuſſes etwas. Sie wird durch die 
Sachlage geradezu ausgeſchloſſen, da dem Bekl. der Betrag der 
ihm zufallenden Geſammtentſchädigung zur Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes nicht bekannt war, er alſo an deſſen Aufrecht⸗ 
erhaltung auch keine Bedingung knüpfen konnte. Daß ein 
Vertrag unter beſonderen Bedingungen geſchloſſen ſei, wird 
auch nicht vermuthet (A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 § 229). Das 
R. G. tritt dem B. G. darin bei, daß die Parteien an die 
durch Vergleich erfolgte Feſtſetzung der Entſchädigungsanſprüche 
gebunden ſind und daß dieſe bei der Entſcheidung über den 
ſtreitig gebliebenen Anſpruch außer Betracht bleiben mußten. 
V. C. S. i. S. Puder o. Eiſenbahnfiskus vom 22. Juni 1898, 
Nr. 19/98 V. 

Zum Geſetz vom 21. Juli 1892. | 

43. In Betreff der dem Kl. feit dem 1. April 1894 ver- 
liehenen Schuldienerſtelle, mit welcher die eines ſtädtiſchen 
Vollziehungsbeamten verbunden iſt, und bezüglich des hierauf 
geſtützten Eventualantrages hat der B. R. Folgendes ausgeführt: 
„Folge man dem Standpunkte des Kl., ſo falle dieſe Stelle nicht 
unter die Unterbeamtenſtellen des § 3 des Geſetzes vom 21. Juli 
1892, ſie brauche alſo nicht ausſchließlich mit Militäranwärtern 
beſetzt zu werden, weil ihre Obliegenheiten nicht im Weſentlichen 
in mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtünden. Eine Feſtſtellung, 
in welchem Umfange dieſe Stellen mit Militäranwärtern zu 
beſetzen ſeien, habe gemäß 88 5 und 14 des Geſetzes nicht 
ſtattgefunden. Alsdann hätten aber gemäß § 14, ſofern nicht 
Militäranwärter zur Anſtellung gelangten oder das im Geſetze 
bezüglich der Beſetzung der Stellen mit Militäranwärtern vor- 
geſchriebene Verfahren erledigt ſei, die Stellen bis zur erfolgten 
Feſtſtellung nur widerruflich beſetzt werden können. Es frage 
ſich alſo, ob das in § 11 des Geſetzes vorgeſchriebene Verfahren 
erledigt ſei. In der Nachweiſung der Bekl. an das Bezirks. 
kommando vom 26. Januar 1894 und in der daraufhin er- 
folgten Bekanntmachung in der Vakanzliſte für Militäranwärter 
vom 14. Februar 1894 ſei die Stelle mit 14 tägiger Kündigung 
ausgeſchrieben. Danach ſei die auf Lebenszeit zu beſetzende 
Stelle, die Kl. für ſich beanſpruche, nicht ausgeboten; die 
Anſtellung auf 14tägige Kündigung ſei von einer ſolchen auf 
Lebenszeit völlig verſchieden, und der Kreis der Bewerber natur- 
gemäß ein ganz anderer. Wenn alſo noch nicht von der Kom- 
munalaufſichtsbehörde feſtgeſtellt ſei, daß die Stelle den Militär⸗ 
anwärtern vorbehalten bleibe, fo habe fie dem Kl. nur wider- 
ruflich übertragen werden können, und es komme hiernach nicht 
in Frage, ob die Stelle zu denen gehöre, welche nach § 56 
Nr. 6 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 auf Kündigung 
übertragen werden könnten.“ Die Reviſion erachtet die Annahme 
des B. R., daß der Magiſtrat der Vorſchrift des § 11 des 
Geſetzes nicht genügt habe, für unzutreffend, indem ſie geltend 
macht: „Wenn die Stadtgemeinde nicht befugt geweſen ſei, mit 
Kündigungsbefugniß anzuſtellen, ſo ſei der Vorbehalt einer 
ſolchen bedeutungslos. Die Stelle ſei trotz der Kündigungs⸗ 
klauſel ausgeſchrieben geblieben, und ein Militäranwärter, der 
ſich gemeldet und angeſtellt wurde, hätte dieſelben Rechte gehabt, 
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ob die Kündigungsklauſel der Anſtellung beigefügt worden oder 
nicht. Auch habe die Militärbehörde ihrerſeits nicht proteſtirt. 
Der Magiſtrat habe ſeine Pflicht durch die Benennung der 
Stelle an die Militärbehörde erfüllt; hätte derſelbe aber auch 
eiwas verſäumt, ſo könne er ſelbſt dies dem Kl. gegenüber nicht 
einwenden, es liege alsdann verſchuldete Unmöglichkeit der Er⸗ 
füllung vor.“ Der Reviſion muß zugegeben werden, daß die 
Erwägungen des B. R. bei dieſem Punkte erheblichen rechtlichen 
Bedenken unterliegen. Fraglich könnte es zunächſt ſein, ob Kl. 
überhaupt einen Grund zur Klage hat, da er ſich noch gegen⸗ 
wärtig in der ihm übertragenen Stellung als Schuldiener und 
Vollziehungsbeamter befindet. Die Stellung ift ihm aber „vor ⸗ 
läufig und auf Widerruf“ übertragen, während Kl. behauptet, 
daß dieſelbe eine definitive und lebenslängliche ſei. Auch wenn 
man den Eventualantrag als auf einer Feſtſtellungsklage 
beruhend anſteht, hat Kl. ſchon jetzt ein rechtliches Intereſſe an 
der Entſcheidung, da Bekl. den Anſpruch des Kl. beſtreitet; 
Kl. braucht alſo nicht erſt ſo lange zu warten, bis die Bekl. 
ihm etwa die Stelle wieder entzieht. Die Annahme des B. R., 
daß das Feſtſetzungsverfahren aus 88 14 und 5 des Geſetzes 
noch nicht beendet ſei und die daraus gezogenen Folgerungen 
können als zutreffend nicht anerkannt werden. Denn die Bekl. 
hat den reglementariſchen Vorſchriften entſprechend die Nach⸗ 
weiſung der Vakanzen in den für Militäranwärter vorbehaltenen 
Stellen eingereicht und damit der ihr obliegenden Verpflichtung 
genügt; auf Grund dieſer Nachweiſung iſt demnächſt am 
14. Februar 1894 die Bekanntmachung erfolgt. Es hatten ſich 
fünf Militäranwärter gemeldet, die ſämmtlich nicht berückſichtigt 
wurden, vier derſelben, weil ſie körperlich untauglich waren, 
und einer, weil er inzwiſchen anderweit eine vorläufige An⸗ 
ſtellung erhalten hatte. Dem Kl. iſt ſodann die Stelle zum 
1. April 1894 übertragen, und Seitens der Militärbehörde iſt 
gegen dieſe Beſetzung der Stelle durch den Kl. Einſpruch nicht 
erhoben worden. Das Verfahren wegen Beſetzung der Stelle 
iſt alſo beendet und die Bekl. kann daraus, daß ſie in der 
betreffenden Rubrik der Nachweiſung „auf 14tägige Kündigung“ 
angegeben hat, Rechte für ſich nicht herleiten, wenn es richtig 
iſt, daß die Stelle auf Lebenszeit zu beſetzen war. Die Be⸗ 
ſtimmung, daß nur ſolche Unterbeamte, deren Dienſtleiſtungen 
lediglich mechaniſche ſind, auf Kündigung angeſtellt werden 
können, gehört, wie vom R. G. wiederholt ausgeſprochen worden 
iſt, (Urtheile des IV. C. S. vom 19. September 1892, Entſch. 
des R. G. in Givilfachen Bd. 30 S. 181; vom 10. Februar 
1896, Entſch. Bd. 37 S. 225 und vom 9. März 1896, Entſch. 
Bd. 37 S. 241) dem öffentlichen Rechte an und darf nach 
Willkür der Bekl. nicht geändert werden. 
allein noch auf die Prüfung der Frage an, ob die Voraus- 
ſetzungen vorhanden ſind, unter welchen nach § 56 Nr. 6 der 


ertheilt. Der Grund, aus welchem der B. R. die Prüfung 
dieſer Frage für unerheblich erachtet, iſt nach obiger Ausführung 
zu verwerfen. 
Frage mußte daher — unter Aufhebung des B. U., ſoweit 
daſſelbe die Abweiſung des Eventualantrages betrifft — die 
0 zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung an das 
B. G. zurückverwieſen werden. IV. C. S. 

c. Stadt Stettin vom 23. Mai 1898, Nr. 413/97 IVW. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. | . 4 
Gerichtsaſſeſſor Heinrich Weghmann beim Landgericht Kleve; 
— Referendar Benedict Schnopp beim Amtsgericht Biberach; 
— Rechtspraktikanten Bruno Kreuter, Dr. Max Prager beim 
Oberlandesgericht München; — Rechtspraktikant Georg Lomer 
beim Landgericht Paflau; — Rechtsanwalt Scheibner beim 


Amtsgericht Steinheim; — Rechtsanwalt Friedrich Schiffner 
beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt Otto Kuh fuß 
beim Landgericht Altenburg; — Rechtsanwalt Eſchweiler beim 
Amtsgericht Heinsberg; — Rechtsanwalt Fritz Ladewig beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Neu⸗Ruppin; — Rechts⸗ 
anwalt Max Weizmann beim Amtsgericht Winzig; — Rechts 


anwalt Lorenz Poſch beim Landgericht München II; — Rechts⸗ 


Dr. Max Ahles beim 


praktikanten Dr. Chriſtoph Schramm, 


Landgericht München I; — Rechtsanwalt Alfred Frohmader 


beim Oberlandesgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Paul 
Wulff beim Landgericht 1 Berlinz — Rechtsanwalt Guſtav 
Georg Otto Friedrich beim Landgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Kurt Pav elt beim Amtsgericht Grimmen; — 
Rechtsanwalt Georg Bauer beim Amtsgericht Haßfurt; — 
Rechtsanwalt Ludwig Freiherr von Schatte beim Landgericht 
— Rechtsanwalt Curt Guſtav Blüher beim 
Dresden; — Rechts- 


anwälte Dr. Hans Ludolf Große, Heinrich Leopold Martin, 
Dr. Martin Drucker, Dr. Karl Auguſt Ottomar Berges 
beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Joſef Graml beim 
Amtsgericht Schwandorf; — Rechtsanwalt Dr. Zenner beim 
Landgericht Straßburg. i./ E., — Rechtsanwalt Dr. Franz 
Robert Müller bei der Kammer für Handelsſachen Annaberg. 


Rechtsanwalt Jöllenbeck beim Amtsgericht Vlotho; — 


Chriſtian Johann Heinrich Arp beim Amtsgericht Apenrade; — 
Juſtizrath Thalmann beim 
Rechtsanwalt Dr. Hugo Cohn beim Landgericht I Berlin; — 


gericht Dresden; — Juſtizrath Wilhelm Kammerecker beim 
Oberſten Landgericht, beim Oberlandesgericht und beim Land⸗ 
gericht I und II München; — Rechtsanwalt Karl Hoehl beim 
Amtsgericht Kipfenberg; — 
beim Landgericht Bamberg; — Rechtsanwalt Emil Robert 
Erich Hoffmann beim Amtsgericht Sonnenburg. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Ehrlich in 
Kammin i. / P. — Rechtsanwalt Roß in Poſen; — Rechtsanwalt 
Brauer in Koſel; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Max Naſtelski in 


Gemünd. | | 
. Todesfälle. | | 
Juſtizrath Alſcher in Königsberg i. / Pr.) — Rechtsanwalt 
Richard Julius Härtel in Zwickau; — Rechtsanwalt Mar 
Hecht in Ludwigshafen a. / Rhn. — Rechtsanwalt Friedrich 
Raimund Sachße in Freiberg; — Juſtizrath Theinert in 
Lübben. „ „ | en ge 
Juſtizrath Riſchoff in Neiſſe ſucht zum I. Oktober einen zu. 
verläſſigen, im Notariat und in der Prozeßpraxis 1 bewanderten 


Büreauvorſteher. Meldungen mit Gehaltsanſprüchen und Zeugniß⸗ 
abſchriften unter Angabe der perſönlichen Verhältniſſe baldigſt erbeten. 
N Juſtizrath Bülzer in Ratibor I! per 1. oder 15. September 
einen gewandten Regiſtrator mit guten Zeugniſſen. 

— — — — — 

Wir ſuchen zum baldigen Antritt einen tüchtigen, nüchternen 
Büreauvorſteher. Kenntniß der polniſchen Sprache erwünſcht, 
Flatow, im Juli 1898. 1 

| E. Sinzig, 


ö Jnſtizrath. Rechtsanwalt. 

8 Ich ſuche zum 1. September einen Vüreauvorſteher, der 

im Koſtenweſen bewandert iſt. | 
Schneidemühl. 


Köpp, Rechtsanwalt EN otar. 


——̃ — 


“N 


491 


Bürcauvorſteher zu baldigem Antritt ſucht N 
AfAetchtszanwalt Range, Stettin. 
an Kange, Stettin. 


„Stellen- Geſuch. — 

Büreauvorſteher, 28 Jahre alt, beſte Zeugniſſe, Stenograph 
u. ſelbſtſtänd. Arbeiter, ſehr gewandt im Verkehr mit Mand., ſucht 
Stellung per 1. Okt. 1898. Gehalt nach Nebereinfunft. Gefl. Off. 
unter H. M. 10 Poſtamt 6, Marienſtraße, Berlin. 


Erfahrener Büreauvorſteher, 35 J. alt, (im nördl. Theile 
der Prov. Poſen), durchaus ſelbſtſtändiger Arbeiter, ſucht 
unter mäßigen Anſprüchen Stellung per September oder Oktober. 
Off. sub K. 385 an die Exped. d. Ztg., Berlin 8. 14, erbeten. 


Ein unverh. 31 jähr. Bür.⸗Vorſt. ſucht Stellung. Antritt ev. 
ſofort. Off. unter P. 383 an die Exp. dieſer Zeitung, Berlin S. 14. 


Büreau⸗Vorſteher, gewandt, zuverläſſig, polniſch, ſucht 
Stellung. Gefl. Off. sub A. Z. an die Exp. dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Gerichtsaſſeſſor 
zur . in den Anwalts- und Notariategefchäften für die 
zweite Ferien⸗Hälfte geſucht. 
Duisburg, 27. Juni 1898. | 
Dr. jur. Eickhoff, Rechtsanwalt und Notar. 


Ich ſuche von Anfang Auguſt bis Mitte oder Anfang September 
einen Aſſeſſor als Vertreter. Rechtsanwalt Pinkgraeve, 
beim Landgericht Aurich. 


Möglichſt bald beginnende Ferienvertretung auf 4 Wochen ſucht 
Juſtizrath Aſemiſſen in Detmold. 


Referendar in letzter Station des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes (Dr. jur.) wünſcht während der Ferien die 


Vertretung eines Nechtsanwalles 


in kleiner Seeſtadt zu übernehmen. Näheres sub 
„W. 2862 an Rudolf Moſſe, Berlin SW. 


Ein Rechtsanwalt, welcher ſeit längerer Zeit in einem 
Berliner Vorort thätig iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten 
Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten unter Z. 288 
an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein Rechtsanwalt ſucht einen geeigneten Niederlaſſungsort. 


1 


Aſſociation mit einem beſchäftigten Anwalt wird bevorzugt. Gefl. 


Off. unter G. L. 324 an die Exped. dieſes Blattes erbeten. 


Dr. jur. Paul C. e | 
Rechtsanwalt in Nem-Nork, U. ., 39 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

ö Georg J. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten | 


Nord» Amerikas, 


Mar Kornicker, Lindners Nachfolger. 
Formular-Magazin für Rechtsanwälte und Notare. 
Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17, 


empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formuldre, ſowie | 
ſaͤmmtliche Drudfachen für den Büreaubedarf, als Canzlei«, Concept⸗, 


Brief⸗, Specialität⸗Schreibmaſchinenpapiere, Couverts in den 
gängigen Formaten, Actendeckel ꝛc. ꝛc. in bekannt beſter Ausführung 


zu billigſten Preiſen. Papierproben gratis u. franco, Formular-⸗ 
Collection gegen Einſendung von 75 9 


Gebühren⸗Tabellen. 


va 


Aſſoriation Berliner Schneider. (Friedrich Modler & En.) | 


Berlin S W., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt ihre Spezialität von 
Amtstrachten für Juſtiz- 
beamte und Prediger. 

Amtsroben und Barrets für 
Richter: von M. 25—54, 

8 Rechtsanwälte: von M. 26—45, 

CEGerichtsſchreiber: von M. 18—30 

N bei freier Zuſendung. 
Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 

Kopfweite. a 


fg. Verlag von Kremfers - 


In unſerem Verlage iſt ſoeben erſchienen: 


Die Eutfheidungen des Ehrengzerichtshofz 


für deutſche Rechtsanwälte. 


Herausgegeben von dem Schriftführeramte 
des Deutſchen Anwaltvereins. 


Band VIII. 1. Januar 1896 — 31. Dezember 1897 
nebſt Inhaltsverzeichniß ſämmtlicher acht Bände. 
80, Preis 6 M. | 


Die früheren Bände koſten: J. Bd. = 4 Mk., II. Bd. = 
3 Mk., III., IV., V. und VI. Bd. à 5 Mk., VII. Bd. = 4 Mk. 
Bd. I- VIII zuſammen bezogen 32 Mk. „ 

„Das Porto beträgt für Bd. J und II à 10 Pf., Bd. III und IV 
à 20 Pf., Bd. V = 10 Pf., Bd. VI = 20 Pf., Bd. VII 10 Pf., 
Bd. VIII = 20 Pf., zuſammen als Poſtpacket = 50 Pf. 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat die Unter⸗ 
Rechtsan ermächtigt, obiges Werk an Bezugsberechtigte — wie 
echtsanwälte, Richter und Behörden — zu liefern. Gegen Ein⸗ 
ſendung des Betrages und Glaubhaftmachung der Bezugsberechtigung 
erfolgt directe Zuſendung ſeitens der Verlagsbuchhandlung. 


Stullſchreiberſte 34/5 W. Moefer Hofbuchhandlung. 


4 
Verlag von Franz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben iſt erſchienen: 


Handausgabe 


des 


Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für das Deukſche Reich 5 
nedft Einführungsgeſetz 


unter ausführlicher Berückſichtigung der mit dem 
B. G. B. im Sufammenhang ſtehenden Reichsgeſetze 
für Studium und Praxis 
bearbeitet von 
Dr. Hugo Neumann, 

Rechtsanwalt am Königl. Kammergericht zu Berlin. 

Zweite Lieferung. (§§ 205—595.) 

| Preis: Geheftet M. 2, —. | 
Die Handausgabe wird ca. 80 Bogen umfaſſen und etwa bis 
[Ende des Jahres vollſtändig vorliegen. — Der Subſeriptions⸗ 
preis für das vollſtändige Werk ſoll 18 Mark nicht überſteigen. 


Triedrich Wilhelm 
Preuß. Lebens- u. Garantie⸗Lerſicherungs-Arlien - 
H cſellſchaft zu Berlin. | 


I — 


Die nen eingeführte | 
Docietäts-Verſicherung | 
wird unter Bezug auf den im Mai geſandten Proſpekt den 


Herren Anwälten für die von ihnen zu beratenden Societäts⸗ 
Verträge hierdurch nochmals empfohlen. | 


Anger & Triedländer, 


Berlin W. Tel. I. 92. General-Agentur. Charlottenſtr. 34. 


- 3 


— — 


sind die beste Gelegenheit zur Einführung der Schreibmaschine in Anwaltsbureaux. Wir übernehmen kostenfrei die Aus- 
bildung der Schreiber und sorgen für richtige Einführung und Verwerthung. ar: u W. 
Zur Bequemlichkeit der ausserhalb unsrer Wohnorte sesshaften Anwälte haben wir Ferienkolonien errichtet. Wir 
besorgen die vollkommene Verpflegung und Ausbildung eines Schülers zum Preise von nur 15 Mk. per Woche. 
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1 Man verlange Stundenpläne und ProspekiS_—_ 


"= | Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
. | | Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. | 


WManalsſchrift 


1 | für 0 = | 

os Duandelsrecht und Dunkmelen 

n | Steuer⸗ und Stempelfragen. 1 

| | Herausgegeben vos * 

3 Juſtizrath Dr. Paul Holdheim in Frankfurt a. M. = | 

= Ä Preis halbjährlich M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,30. ” 
ö Inhalt. Dr. Carl Lehmann. Das Recht der Aktiengeſellſchaften. Beſprochen von Hofrath Profeſſor Dr. Grünhut in Wien. — 
I Das Reichshypothekenbankgeſetz. Von Geh. Hofrath Dr. F. Hecht in Mannheim. — Die Herabſetzung des Stammkapitals einer Geſell⸗ 


ſchaft m. b. H. bei gleichzeitiger Kapitalserhöhung. Von Rechtsanwalt Dr. Liebmann in Frankfurt a. M. — Der Begriff Organ im 
nr Von Dr. Kurt Wiedenfeld. — Fortbeſtand der Aktiengeſellſchaft in Liquidation ſolange Vermögen vorhanden iſt, trotz 


entgegenſtehenden Beſchluſſes der Geueralverſammlung und Eintrag der Beendigung ins Handelsregiſter. — Die geſonderte Beſchlußfaſſung 
des Art 215 Abſ. 6 bezieht ſich nur auf Abänderung der der betreffenden Aktiengattung zuſtehenden Vorrechte, nicht auf Verzicht auf allge⸗ 


meine Rechte der Aktionäre. — Aus den Handelskammern: Die Ueberproduktion von Geſetzen. — Stempelweſen: Stempelpflicht bei 
Herabſetzung des Grundkapitals durch Zuſammenlegung von Aktien. — Aus der Praxis der Regiſtergerichte: Die i in der Abrech⸗ 
Aung von Aktiengeſellſchaften. — Literatur. Selbſtanzeigen⸗— Rechts ſprüch e. Vom Neichsgericht-Mitgetheilt von Reichsger.⸗Rath Förtſch. 


„ ̃ ͤ fk; xxx ᷣͤ . 
Für die Redaktion verantw. M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruderei in Berlin. 


N 54 Me 54 bis 58. 


Iurifil 


Bern, 9. Bei, 9. unf. 5 | u | 1898 


e . chrif 


Herausgegeben von 


| M. Kempner, . 
. beim Landgericht I in Berlin 


— 22 — 
Organ d des deutſchen Anwalt-Vereins. 


Preis für den Ss, 20 Mark. — Inſerate die Zelle 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtall 
— . — ——— ̃ — 
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Inhalt: 0 


Hülfetaſe far baiſche Rechtsanwälte. S. 493. — Holten | 


dorff⸗Stiftung. S. 493. — Die Rechtsanwaltſchaft im deutſchen 
Reichstag. S. 494. — Ueber die Vorſchußpflicht der Ausländer 
aus $ 85 des Gerichtskoſtengeſetzes. S. 494. — Vom Reichs⸗ 
gericht. S. 500. — Perſonal- Veränderungen. S. 531. 


Sülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die vierzehnte ordentliche Generalverfammlung wird 


auf den 25. September 1898 Mittags 12 Uhr nach Leipzig, 
Reichsgerichtsgebäude, Hauptzimmer der Rechtsanwaltſchaft 
bei dem Reichsgericht, berufen. 
Die Tagesordnung iſt: | 
1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1898 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, 
2. die Juſtiſikation der Jahresrechnung, 
3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des § 9 der Satzungen, 
4. die Wahl von Rechnungsreviſoren, 
5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 10. Juli 1898. 


Hülfskaſſe für deutsche Rechtsanwälte. 
Dr. Buff ſenius, Geheimer Juſtizrath, Vorſitzender. 


Holtzendorff⸗Stiftung. 
Preis ausſchreiben. 


Die Holgendorff- Stiftung ſtellt als neue age 
folgendes Thema: 

Anwendungsgebiet und rationelle Geſtaltung der Privat- 
klage. 

Es wird eine Erörterung verlangt, in welchem Umfange 
in den hauptſächlichſten Kulturländern Europas zur Zeit das 
Privatklageverfahren in Anwendung iſt und welche prozeſſuale 
Geſtaltung daſſelbe hier erhalten hat; daran hat ſich die Er- 
Örterung der Frage anzuſchließen, welcher Umfang und welche 
prozeſſuale Geſtaltung dem Privatklageverfahren de nn ferenda 
zu geben jein dürfte. 


Die Preisarbeiten, welche in deutſcher, franzöſiſcher, 
engliſcher oder italieniſcher Sprache abgefaßt ſein können, aber 
mindeſtens mit lateiniſchen Lettern geſchrieben ſein ſollen, müſſen 
bis ſpäteſtens 1. April 1899 an den Schriftführer der Stiftung, 
Herrn Rechtsanwalt Dr. Halle zu Berlin W., Kronenſtraße 56, 


eingeſandt ſein. Dieſelben ſind mit einem Erkennungsworte zu 


verſehen, und es iſt ein verſiegeltes Couvert unter gleichem Er⸗ 
kennungsworte beizulegen, in welchem der Name und die Wohnung 
des Verfaſſers angegeben find. 
ueber die eingegangenen Arbeiten entſcheidet ein Preis: 
gericht, beſtehend aus drei Herren, nämlich: | | 
1. Profeſſor von Lilienthal, Heidelberg; 
2. Profeſſor Dr. Ladislaus Fayer, Budapeſt; 
3. Profeſſor Albsric Rolin, Gent. 
Im Falle, daß einer oder der andre dieſer zunächſt be 
ſtimmten Preisrichter fortfallen ſollte, treten dafür ein: 
Generalſtaatsanwalt Getz, Chriſtiania, 
Reichsgerichtsrath Dietz, Leipzig, | 
Kammergerichtsrath Dr. Kronecker, Berlin. 
Die Arbeit, welche von dem Preisgericht als beſte und 


zugleich des Preiſes würdige anerkannt wird, erhält die aus⸗ 


geſetzte Prämie von 1 600 Mark — 2 000 Franks. Die preis- 
gekrönte Arbeit wird mit der Auszahlung der Prämie aus⸗ 
ſchließliches litterariſches Eigenthum der Holtzendorff⸗Stiftung, 
deren Vorſtand auf Vorſchlag des geſchäftsführenden Ausſchuſſes 
über ihre Veröffentlichung und Ueberſetzung Beſtimmung trifft. 

Die nicht preisgekrönten Arbeiten werden den Verfaſſern 
zur freien Verfügung zurückgeſandt. 

Die Entſcheidung des Preisgerichts wird in den Mitt. 
der Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung veröffenlicht. 
Anfragen und Mittheilungen, welche dies Preisausſchreiben 
betreffen, ſind an den Schriftführer zu richten. 

Im Januar 1898. 

Der geſchäftsführende Ausſchuß der Holtzendorff⸗ Sie 
Dr. Aſchrott, Profeſſor von Liszt, 


Landrichter in Berlin. Halle a. S. 


Profeſſor A. Prins, 
Brüſſel. 
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Die Rechtsanwaltſchaft im deutſchen Reichstag. ) 


Für die nächſte fünfjährige Legislaturperiode ſind folgende 
24 Rechtsanwälte in den Reichstag gewählt worden. Von ihnen 
gehören 1 den Antiſemiten, 5 dem Centrum, 1 den Konſer⸗ 


vativen, 6 der freifinnigen Volkspartei, 3 den Nationalliberalen, 


1 den Polen, 3 den Sozialdemokraten, 3 der ſüddeutſchen 


Volkspartei, 1 keiner Partei an. Die mit bezeichneten ge⸗ 


hörten ſchon dem letzten Reichstag an. 


Name Wohnort Wahlkreis Partei 

1. Dr. Bachem Köln Krefeld Centrum 
2. Bajjermann* Mannheim Jena Nat. ⸗Lib. 
3. Beck); Nürnberg Koburg Freiſ. Vp. 
4. Boltz, Juſtizratch Saarbrücken Saarbrücken Nat.-Lib. 
5. Dietrich Prenzlau Neu⸗Ruppin Konf. 

6. Dr. v. Dziembowski⸗ Poſen Wreſchen Pole 
Pomian 

7. Fahle Schwiebus Züllichau Freiſ. Vp. 
8. Faltin Gr. -Strehlitz Pleß Centrum 
9. Franzins Norden Emden Nat.⸗Lib. 
10. Haaſe Königsberg Königsberg Sozd. 


11. C. Haußmann! Stuttgart Balingen Südd. Pp. 
12. F. Haußmann Stuttgart Boblingen Südd. Vp. 


13. Heine Berlin Berlin Sozd. 

14. Dr. Herzfeld Berlin Roſtock Sozd. 

15. Kauffmaun Berlin Liegnitz Freiſ. Vp. 
16. Lenzmann Hagen Iſerlohn Freiſ. Vp. 
17.Marbe* Freiburg i. B. Freiburg i. B. Centrum 
18. Munckel, Juſtizrath Berlin Grünberg Freiſ. Vp. 
19. Payer Stuttgart Reutlingen Süͤdd. Vp. 
20. Preiß Colmar Colmar bei k. Part. 


21. Dr. Stephan Beuthen Beuthen Centrum 
22. Traeger, Juſtizrath Berlin Varel ⸗Jever Freiſ. Vp. 
23. Trimborn Köln Köln Centrum 
24. Vielhaben Hamburg Rinteln Antifemit 


Ueber die Vorſchußpflicht der Ausländer aus 
S8 ö des Gerichtskoſteugeſetzes. 


Die Vorſchrift des § 102 der C. P. O., welche die 
Verpflichtung der Ausländer zur Sicherheitsleiſtung für die 
Prozeßkoſten regelt, hat bekanntlich eine verſchiedenartige Aus⸗ 
legung erfahren. 

Die Beſtimmung im Abſatz 2 Nr. 1, wonach dieſe Kautions⸗ 
pflicht nicht eintreten ſoll, 

„wenn nach den Geſetzen des Staates, welchem der 
Kläger angehört, ein Deutſcher in gleichem Falle zur 
Sicherheitsleiſtung nicht verpflichtet iſt“ 
iſt ſowohl im Sinne der materiellen wie auch der formellen 
Reziprozität gedeutet worden. 5 
Nach der erſteren, an den Wortlaut der Beſtimmung ſich 
anſchließenden Art der Auffaſſung ſoll ein Ausländer nur dann 
von der Kautionspflicht befreit fein, wenn in feinem Heimath⸗ 
ſtaate ein als Kläger auftretender Deutſcher ganz allgemein zur 


„) Wir bringen das Verzeichniß noch einmal, da ſich in der 
früheren Mittheilung einige Ungenauigkeiten eingeſchlichen hatten. 


Sicherheitsleiſtung nicht verbunden fein oder „dieſe Befreiung 
doch bei einer Sachgeſtaltung genießen würde, wie ſie bei dem 
im konkreten Falle von dem betreffenden Ausländer in Deutſchland 
angeſtrengten Prozeſſe vorliegt.“ 

Nach der letzteren, auf dem Prinzip der formellen Re⸗ 
ziprozität beruhenden Anſicht genügt es zur Befreiung des Aus⸗ 
länders von der Kautionspflicht, wenn in dieſer Beziehung in 


ſeinem Heimathsſtaat der Ausländer mit dem Inländer völlig 


gleichgeſtellt iſt. 

Auch an die Anwendung des $ 85 des deutſchen G. K. G., 
welcher die Gerichtskoſten⸗Vorſchußpflicht der Ausländer 
behandelt, hat ſich eine Meinungsverſchiedenheit gleicher Art ge⸗ 
knüpft, welche in zwei Entſcheidungen des Reichsgerichts von 
Neuem zu Tage getreten iſt. In einer Angelegenheit, bei welcher 


die Vorſchußpflicht eines engliſchen Staatsangehörigen in Frage 


ſtand, hat nämlich der Erſte Senat in ſeiner Entſcheidung vom 
5. Dezember 1896 (Entſch. Bd. 38 S. 403 ſowie Beſondere 
Beilage zum Reichsanzeiger Nr. 1 S. 47 von 1897) die be⸗ 
treffende Beſtimmung des § 85 G. K. G. im Sinne der 
materiellen Gegenſeitigkeit ausgelegt, während die Entſcheidung 
des Sechsten Civilſenats vom 24. Mai 1897 (Entſch. Bd. 39 
S. 406 und Juriſtiſche Wochenſchrift S. 407) zu der entgegen⸗ 
geſetzten Auffaſſung gelangt iſt. 

Für die Praxis find ſomit die beſtehenden Zweifel noch 
immer nicht gelöſt und es möge deshalb geſtattet ſein, mit 
einigen Worten auf die Sache näher einzugehen. 


1 


Die in Betracht kommende Vorſchrift des § 85 G. K. G. 
lautet: | | | 

Ausländer, welche als Kläger auftreten, haben das 

Dreifache des im § 81 beſtimmten Betrages als Vor⸗ 

ſchuß zu zahlen. | | | 

Dieſe Verpflichtung tritt nicht ein: | 

1. wenn nach den Geſetzen des Staates, welchem der 

Kläger angehört, ein Deutſcher in gleichem Falle 

zu einer beſonderen Vorauszahlung oder zu einer 

Sicherſtellung der Gerichtskoſten nicht verpflichtet iſt; 


2. ff. 

(Abſ. 5.) Vor Zahlung des von einem Ausländer 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen oder den Ber 
ſtimmungen der § 83 Abſ. 2, § 84 zu zahlenden Vor⸗ 
ſchuſſes iſt die Vornahme jeder gerichtlichen Handlung 
abzulehnen, ſofern nicht glaubhaft gemacht wird, daß 
die Verzögerung dem Ausländer einen nicht zu erſetzenden 
Nachtheil bringen würde. 

Ueber die Bedeutung dieſer Beſtimmung ſprechen ſich die 
oben bezeichneten Entſcheidungen folgendermaßen aus. 

a) Die genannte Entſcheidung des Erſten Guilſenats, 
welche für einen in Deutſchland klagenden Engländer den Aus⸗ 
nahmefall des § 85 Abſ. 2 Nr. 1 nicht für gegeben hält, be⸗ 
zeichnet es zunächſt gegenüber der Vorinſtanz, die das Wort 
„beſonderen“ in Nr. 1 ſowohl mit der „Vorauszahlung“, wie 
mit der „Sicherſtellung“ in Verbindung bringt, für ſprach · 
richtiger, das erwähnte Wort nur auf die Vorauszahlung zu 
beziehen, ſo daß der „beſonderen Vorauszahlung“ die „Sicher⸗ 
ſtellung“ der Prozeßkoſten gegenüberſtehe. 


Dieſe grammatikaliſch zunächſt ſich ergebende Auslegung 


entſpreche aber auch dem Sinn des Geſetzes. 


Der Vorſchuß, der zufolge § 85 Abſ. 1 von einem als 
Kläger auftretenden Ausländer regelmäßig zu erfordern ſei, 
unterſcheide ſich von dem einem deutſchen Kläger abzuverlangenden 
Gebührenvorſchuß nicht nur durch den höheren Betrag, ſondern 
auch dadurch, daß das Gericht erſt thätig werden ſolle, nachdem 
der Vorſchuß gezahlt ſei. 

Die Entſcheidung fährt dann fort: 

„Mit dem Zweck der gedachten Beſtimmung würde 
es nicht im Einklang ſtehen, wenn eine Ausnahme 
ſtatuirt wäre zu Gunſten der Angehörigen ſolcher Staaten, 
die zwar keinen Unterſchied zwiſchen Fremden und Ein⸗ 
heimiſchen machen, aber auch von den eigenen Staats- 
angehörigen eine Sicherſtellung der Prozeßkoſten im 
vorerwähnten Sinne verlangen. Erachtet ein Staat 
ſeitens ſeiner eigenen Angehörigen eine derartige Sicher⸗ 
ſtellung für erforderlich, ſo kann es nicht als ein Gebot 
des internationalen Rechtsverkehrs betrachtet werden, daß 
die deutſchen Gerichtskaſſen dem betreffenden Ausländer 
gegenüber auf die Sicherſtellung verzichten. Dagegen 
hat es einen guten Sinn, wenn das Geſetz von der 
Forderung des Ausländervorſchuſſes Abſtand nimmt, 
ſofern ein Deutſcher in dem Heimathsſtaat des klagenden 
Ausländers weder zu einer beſonderen, ihn lediglich in 
ſeiner Eigenſchaft als Ausländer treffenden Voraus- 
zahlung der Gerichtsgebühren, noch zu einer Sicher— 
ſtellung der Gerichtskoſten mit der Wirkung verpflichtet 
iſt, daß ohne dieſelbe ein Einſchreiten des Gerichts 
überhaupt nicht ſtattfindet, gleichviel, ob in letzterem 
Fall die ausländiſche Geſetzgebung eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung nur dem Ausländer oder auch den Einheimiſchen 
auferlegt. Auf dem gleichen Standpunkt ſtand hinſichtlich 
der Sicherſtellung der Gerichtskoſten auch das Preußiſche 
Geſetz vom 10. Mai 1851 8 8 Nr. 4, auf welches die 
Begründung des Entwurfs ausdrücklich Bezug nimmt. 

Daß England zu denjenigen Staaten gehört, die eine 
Sicherſtellung der Prozeßkoſten im obigen Sinne bean⸗ 
ſpruchen, iſt nach den Mittheilungen in dem Werk von 
Leske und Löwenfeld') nicht zu bezweifeln. Nach dem 
hier bezeugten engliſchen Recht wird zwar nicht vor 
Einleitung der Klage ein die geſammten Prozeßkoſten 
deckender Vorſchuß erfordert, aber, abgeſehen von ver- 
einzelten Ausnahmen iſt jeder gerichtliche Akt an die 
vorgängige Zahlung der Gerichtsgebühren für die be- 
treffende Prozeßhandlung geknüpft. Eine nachträgliche 
Einziehung der Gerichtskoſten iſt demnach regelmäßig 
ausgeſchloſſen; das Gericht wird nur thätig, wenn der 
Staat in Betreff ſeines Anſpruches auf die Gerichts⸗ 
koſten gedeckt iſt.“ 

b) Die obenerwähnte Entſcheidung des Sechsten Civil⸗ 
ſenats ſucht nachzuweiſen, daß dem § 85 Abſ. 2 Nr. 1 des 
G. K. G. das Prinzip der ſogenannten formellen Reziprozität 
zu Grunde liegt, um ſodann von der Annahme ausgehend, daß 


) Die Rechtsverfolgung im Internationalen Verkehr, Berlin, 
Carl Heymanns Verlag. 


495 


das Geſetz inſoweit von der Beſtimmung im $ 102 Abſ. 2 
Ziffer 1 der C. P. O. nicht abweichen ſoll, einen Rückſchluß auf 
die Auslegung der letzteren Vorſchrift — und zwar in Bezug 
auf einen öſterreichiſchen Kläger — zu ziehen. 

Die Entſcheidung nimmt an, daß bei der Feſtſtellung der 
jetzigen Faſſung des § 85 im Reichstage man nicht beabſichtigt 
habe, in Abweichung von dem Entwurf, der ſich enger an 
§ 102 C. P. O. anlehnte, die Befreiung des Ausländers von 
der Pflicht zur Erlegung eines erhöhten Gerichtskoſtenvorſchuſſes 
anders zu geſtalten, als die Befreiung deſſelben von der Leiſtung 
der Prozeßkoſtenkaution in §8 102, 103 der C. P. O. geregelt 
iſt. Eine wörtliche Uebereinſtimmung der bezüglihen Be⸗ 
ſtimmungen ſei unmöglich geweſen, weil es ſich beim Gerichts⸗ 
koſtengeſetz um eine Sicherung der Staatskaſſe, bei der Civil⸗ 
prozeßordnung um eine ſolche des Prozeßgegners handelt. Zur 
Hervorhebung dieſes Unterſchieds habe § 85 Abſ. 2 Ziffer 1 
einigermaßen abweichend von § 102 gefaßt werden müſſen. 
Dafür, daß man weiter gehen, insbeſondere den Ausländer für 
einzelne Fälle habe befreien wollen, in denen er nach der er⸗ 
wähnten Vorſchrift der Civilprozeßordnung dem Gegner kautions⸗ 
pflichtig ſei, liege nichts vor, insbeſondere ſei dafür auch kein 
innerer Grund erſichtlich. 

Der Gebrauch des Wortes „beſonderen“ im § 85 weiſe 
deutlich darauf hin, daß die Befreiung des Ausländers nur 
dann nicht eintreten ſolle, wenn ein in dem betreffenden fremden 
Staate klagender Deutſcher vermöge ſeiner Eigenſchaft 
als Ausländer oder ſpeziell als Deutſcher an Gerichts- 
koſten mehr vorauszuzahlen oder ſicherzuſtellen habe, als der 
dort einheimiſche Kläger. 


II. 

Es iſt nun zunächſt wichtig, den Unterſchied zwiſchen 
der prozeſſualiſchen Sicherheit für die Prozeßkoſten 
und dem Gerichtskoſtenvorſchuß zu beleuchten und feſt⸗ 
zuſtellen. 

Das Gerichtskoſtengeſetz hat ſich bei der Regelung der 
Vergütung, welche die Prozeßparteien für die Inanſpruchnahme 
der Gerichte in ihren Rechtsſtreitigkeiten der Staatskaſſe zu 
entrichten haben, im Allgemeinen an das durch die Civilprozeß⸗ 
ordnung beſtimmte Verfahren anlehnen müſſen und nur in 
einigen Fällen, wie z. B. bei der Abgrenzung der Inſtanzen 
hat das Geſetz aus Zweckmäßigkeitsgründen von der Civilprozeß⸗ 
ordnung abweichende Begriffsbeſtimmungen aufgeſtellt. Einer 
ſelbſtändigen Regelung bedurfte es jedoch, wie hinſichtlich der 
Gerichtskoſtenerhebung überhaupt, ſo insbeſondere bezüglich der 
Gerichtskoſtenvorſchüſſe. Dieſe zur Sicherung der Staatskaſſe 
getroffene Einrichtung unterſcheidet ſich denn auch in mehreren 
Punkten von der lediglich das Verhältniß der Parteien unter⸗ 
einander betreffenden Beſtellung einer Sicherheit für die Prozeß⸗ 
koſten. 

Während die betreibende Partei unter allen Umſtänden, 


gleichviel ob ſie aus Deutſchen oder Ausländern beſteht, ohne 


Weiteres ſchon kraft Geſetzes für die Gerichtskoſten vorſchuß⸗ 
pflichtig wird, kann die Beſtellung einer Prozeßkoſtenkaution 
nur dem Ausländer und in der Regel erſt auf Verlangen der 
Partei zur Pflicht gemacht werden. 

Bei der Prozeßkoſtenkaution handelt es Ad ferner im 
Weſentlichen um die Sicherheitsleiſtung für außergerichtliche 
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Aufwendungen, wie Koſten der Rechtsanwälte und Gerichtd- 
vollzieher, Auslagen für Gutachten, Reiſen u. a. m. Gerichts⸗ 
koſten kommen dabei nur ausnahmsweiſe inſoweit in Betracht, 
als der Beklagte etwa Vorſchüſſe im Falle der Widerklage oder 
für gerichtliche Auslagen zu entrichten hat. Die Sicherheits- 
leiſtung kann durch Hinterlegung von baarem Gelde oder von 
Werthpapieren, wie auch in anderer Weiſe, z. B. durch Bürg⸗ 
ſchaft, je nach dem Ermeſſen des Gerichts erfolgen. Die Höhe 
der Sicherheit iſt nach dem vollen Betrage der Prozeßkoſten, 
die der Beklagte wahrſcheinlich aufzuwenden haben wird, zu 
bemeſſen. Dem Kautionsbeſteller verbleibt zunächſt das Eigen⸗ 
thumsrecht an den hinterlegten Gegenſtänden. Er erhält ſie 
unter gewiſſen Umſtänden, z. B. wenn der Beklagte in die 
Prozeßkoſten verurtheilt wird, in ihrem ganzen Umfange zurück. 
Eine Befriedigung aus der Prozeßkoſtenkaution geſchieht anderen⸗ 
falls auf dem Wege der Zwangsvollſtreckung. 

Ganz anders verhält es ſich mit dem Gerichts gebühren⸗ 
vorſchuß. Dieſer Vorſchuß iſt beſtimmt, lediglich der Staats- 
kaſſe zur theilweiſen Deckung der ihr aus dem Verfahren 
erwachſenden Gebührenforderung zu dienen. Der Vorſchuß hat 
alſo nicht blos die Bedeutung einer Kaution, aus der ſich die 
Staatskaſſe erſt beim Eintritt gewiſſer Umſtände bezahlt machen 
kann, ſondern er gilt von vornherein als eine unbedingte, end⸗ 
gültige Vorauszahlung von Gebühren ohne Rückſicht darauf, 
wem die Koſten demnächſt zur Laſt fallen werden. Daß ſomit 
die Vorſchußpflicht als eine wirkliche Zahlungspflicht zu be- 
trachten iſt, beſtätigen auch die Geſetzesmotive, indem ſie aus⸗ 
ſprechen, daß die Staatskaſſe nicht auf eine Stundung des 
vollen Betrags der Gebühren verwieſen werden könne und daß 
außer der nothwendigen Sicherung der Staatskaſſe die Erhebung 
eines Vorſchuſſes zumeiſt auch den Vortheil gewähre, die Ge⸗ 
ſammtgebühr eines Prozeſſes zu theilen. Ferner geht dies 
deutlich aus der Vorſchrift des § 90 des G. K. G. hervor, 
wonach die Vorſchußpflicht beſtehen bleibt, wenn auch die Koſten 
des Verfahrens einem Anderen auferlegt werden oder von einem 
Anderen übernommen ſind, ſo daß alſo, ſelbſt wenn die andere 
Partei koſtenpflichtig wird, der Vorſchußzahler nicht etwa den 
Vorſchuß von der Staatskaſſe zurückoerlangen kann, ſondern nur 
einen Anſpruch an die andere Partei auf Erſtattung des Vor⸗ 
ſchuſſes erwirbt. Endlich wird der Charakter des Vorſchuſſes 
als eine wirkliche Gebührenzahlung durch die Vorſchrift im 
Abſatz 4 des § 98 G. K. G. beſtätigt. Nach dieſer Vorſchrift 
ſollen, wenn der koſtenpflichtigen Partei Gebührenfreiheit zuſteht, 
nicht blos Gebühren überhaupt nicht erhoben, ſondern auch 
bereits erhobene zurückgezahlt werden. Daß nun zu den „er⸗ 
hobenen Gebühren“ im Sinne des § 98 auch die gezahlten 
Gebührenvorſchüſſe gehören, geht ſowohl aus dem Zuſammen⸗ 
hange dieſer Vorſchrift mit den vorangehenden, als auch aus 
dem Inhalt der Geſetzesbegründung unzweifelhaft hervor. In 
gleichem Sinne ſpricht ſich außerdem die Entſcheidung des 
Sechſten Civilſenats des Reichsgerichts vom 18. Mai 1893 
(Juriſtiſche Wochenſchrift S. 309) aus. 

Der vom Antragſteller für jede Inſtanz zu zahlende 
gewöhnliche Gebührenvorſchuß beträgt ſoviel, wie die 
höchſte Gebühr, die für einen Akt der Inſtanz zum Anſatz 
kommen kann. In dem regelmäßig verlaufenden Verfahren, 
bei dem es nämlich nach kontradiktoriſcher Verhandlung und 


erfolgter Beweisaufnahme zur Entſcheidung kommt, tritt nun 
eine Beſteuerung des Prozeſſes durch die Erhebung der vollen 
Gebühr des § 8 G. K. G. für einen jeden dieſer drei Akte ein. 
Dieſer Satz — die höͤchſte Gebühr im Sinne des § 81 G. K. G. 
— ermäßigt ſich in Urkunden - und Wechſelprozeſſen auf 1, in 
gewiſſen anderen Streitigkeiten auf ½0 bezw. 10. Mit dem 
Vorſchuß wird alſo auch bei einem kürzeren, früher abſchließenden 
Verfahren jedenfalls die Gebühr für einen Akt — ſei es für 
die kontradiktoriſche Verhandlung oder beim Kontumazialverfahren 
für das Verſäumnißurtheil — gedeckt. 

Auf den dreifachen Betrag dieſes gewöhnlichen Vorſchuſſes 
iſt dagegen der Vorſchuß für als Kläger auftretende Ausländer 
feſtgeſetzt. Sie haben damit nach Vorſtehendem alſo den vollen 
Geſammtbetrag der bei regelmäßig ſich abwickelndem Ver⸗ 
fahren vermuthlich aufkommenden Gebühren von vornherein zu 
entrichten und dürfen auf eine Herauszahlung nur inſoweit 
rechnen, als die in der Inſtanz erwachſenden Gebühren — ab⸗ 
geſehen von gewiſſen beſonderen Gebühren, die hier außer 
Betracht bleiben können — insgeſammt hinter dem Vorſchuß 
zurückbleiben. | 

Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz kennt danach auch Aus⸗ 
ländern gegenüber nur eine einzige Art der Sicherung der 
Staatskaſſe und zwar mittelſt Vorauszahlung von Gebühren, 
dergeſtalt, daß dieſe vorweg gezahlten Beträge von der Kaſſe 
ſofort definitiv vereinnahmt werden und ſomit in das Staats⸗ 
eigenthum übergehen, vorbehaltlich der Zurückzahlung, ſoweit der 
demnächſt feſtzuſtellende Gebührenanſpruch der Kaſſe aus dem 
Verfahren geringer iſt. Ob dem Ausländer oder der anderen 
Partei demnächſt die Koſten des Verfahrens auferlegt werden, 
bleibt hierbei alſo gänzlich außer Betracht. Da Ausländer das 
Dreifache von dem zu entrichten haben, wozu der Inländer 
verpflichtet iſt, ſo liegt ihnen ſonach außer dem vom Inländer 
zu leiſtenden einfachen Vorſchuß noch die Pflicht einer weiteren 
„beſonderen Vorauszahlung“, nämlich in Höhe des doppelten 
Betrages des gewöhnlichen Vorſchuſſes ob. 


III. 

Sollte bezüglich der Koſtenvorſchußpflicht eine geſetz⸗ 
liche Gleichſtellung der Ausländer mit den deutſchen Reichs⸗ 
angehörigen unter Anwendung des Grundſatzes der Reziprozität 
herbeigeführt werden, ſo mußte man ſich bei der Regelung dieſer 
Frage in Folge der oben dargelegten durchgreifenden Verſchieden⸗ 
artigkeit von Prozeßkoſtenkaution und Gerichtskoſtenvorſchuß 
von anderen Geſichtspunkten leiten laſſen, als ſolche bei der 
Prozeßkoſtenkaution allein maßgebend waren und es konnte 
alſo nicht einfach die bezügliche Beſtimmung des § 102 C. P. O. 
für anwendbar erklärt werden, um ſo weniger, als es ſich bei 
der Vorſchußpflicht um eine Einrichtung handelte, von der nicht 
vorausgeſetzt werden durfte, daß ſie dem Inhalt und Umfang 
nach in gleicher Weiſe auch in den meiſten andern Ländern be⸗ 
ſtand, wie es vielleicht für die Prozeßkoſtenkaution zutraf. 

Auf den Gerichtsgebührenvorſchuß, wie er durch das Ge⸗ 
richtskoſtengeſetz geregelt und feſtgeſetzt iſt, hätte eine Vorſchrift 
in der Faſſung des § 102 C. P. O. ſchon deshalb nicht ge- 
paßt, weil die bei vorhandener Gegenſeitigkeit dem Ausländer 
zu gewährende Vergünſtigung eine Begrenzung immerhin dadurch 
erfahren mußte, daß die Vorſchußpflicht, wie oben ausgeführt, 
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nicht gänzlich hinwegfallen, ſondern nur auf das geringere 
Maß, welches für Einheimiſche gilt, beſchränkt werden durfte. 

Dieſem Umſtande zunächſt war unter Berückſichtigung der 
obenerwähnten, eigenartigen Ausgeſtaltung des Vorſchußweſens 
nur durch eine Beſtimmung Rechnung zu tragen, nach welcher 
Ausländer von einer Erweiterung der auch dem deutſchen Kläger 
obliegenden Vorſchußpflicht — d. h. der Pflicht, einen gewiſſen 
Gebührenbetrag als „Vorſchuß“ vorauszuzahlen — befreit bleiben 
ſollen, ſofern auch in dem Heimathſtaate des Ausländers der 
deutſche Kläger nicht vermöge ſeiner Staatsangehörigkeit mehr 
an Gebühren in gleichem Falle vorauszuzahlen hat, als jeder 
inländiſche Kläger. 

Dieſem Zwecke zu dienen, ſind offenbar die Worte „be⸗ 
ſondere Vorauszahlung“ im Abſ. 2 Nr. 1 des $ 85 G. K. G. 
beſtimmt. Denn mit dem Worte „beſondere“ kann doch nur 
der Gegenſatz ausgedrückt ſein zu der regelmäßigen, allgemein 
üblichen Vorauszahlung, d. h. einer ſolchen, wie fie §S 81 G. K. G. 
unterſchiedslos einem jeden Kläger auferlegt. Keinenfalls dürfte 
der Wortfaſſung nach damit etwa ſchon auf die weitere Be⸗ 
ſonderheit hingewieſen ſein, womit Abſ. 5 des § 85 den Aus- 
ländervorſchuß ausſtattet, indem er von deſſen Zahlung regel⸗ 
mäßig auch die gerichtliche Thätigkeit abhängig macht. 

Iſt dieſe Auffaſſung des Sinnes der Worte „beſondere 
Vorauszahlung“ im § 85 richtig, fo dürfte in denſelben der 
Grundſatz der formellen Reziprozität klar und deutlich aus⸗ 
geprägt ſein. Denn es wird in dieſem Theil der Vorſchrift 
nur verlangt, daß der Deutſche im Auslande bezüglich des Um⸗ 
fangs der Vorauszahlung nicht ungünſtiger als der Einheimiſche 
behandelt werde, falls Letzterer vor deutſchen Gerichten völlige 
Gleichſtellung mit dem Inländer in gleicher Beziehung genießen will. 

Auf die Höhe des im Auslande vorauszuzahlenden Betrags 
und darauf, ob dieſer Betrag zur Summe der überhaupt auf⸗ 
kommenden Gebühren in dem gleichen Verhältniß ſteht, wie in 
Deutſchland der gewöhnliche Vorſchuß des § 81 G. K. G. zu 
den Geſammtgebühren der Inſtanz, kommt es demzufolge an 
ſich nicht an, wie es weiter auch ohne Belang bleibt, in welcher 
Weiſe die Vorauszahlung zu erfolgen hat. 

Eine Vorſchrift der gedachten Art und Begrenzung konnte 
aber nur gegenüber denjenigen Staaten genügen, in welchen die 
Sicherung des Fiskus ebenfalls lediglich auf dem Wege der 
Vorauszahlung der Gerichtskoſten ſtattfindet. Hinſichtlich der⸗ 
jenigen Länder dagegen, welche andersartige Einrichtungen be⸗ 
ſitzen, bedurfte dieſe Vorſchrift des $ 85, wenn fie den Gegen⸗ 
ſtand erſchöpfend regeln wollte, noch einer alle ſonſtigen 
Verhältniſſe berückſichtigenden Ergänzung. Dies hat augen⸗ 
ſcheinlich durch die Hinzufügung des Wortes „Sicherſtellung“ 
erzielt werden ſollen; damit find wohl alle ſonſtigen Arten der 
Sicherheitsleiſtung für die Gerichtskoſten, welche etwa neben der 
Maßregel der Vorauszahlung vorkommen mögen, getroffen und 
umfaßt worden. 

IV. 

Die Worte „oder zu einer Sicherſtellung“ ſind allerdings 
geeignet, der Vorſchrift des § 85 Abſ. 2 Nr. 1 etwas Unſicheres 
und Widerſpruchsvolles zu verleihen. Es wird denn auch ihre 
Bedeutung im Anſchluß an die Worte „beſondere Vorauszahlung“ 
ſchon von den einzelnen Senaten des Reichsgerichts verſchiedent⸗ 
lich aufgefaßt. Während die obenerwähnte Entſcheidung des 


Erſten Senats vom 5. Dezember 1896 das Wort „beſonderen“ 
nur auf „Vorauszahlung“ nicht aber zugleich auf „Sicher⸗ 
ſtellung“ in Beziehung ſetzt, geht die Entſcheidung des 
Sechsten Senats vom 24. Mai 1897 anſcheinend von der 
entgegengeſetzten Anſicht aus, indem ſie den Sinn der be⸗ 
treffenden Geſetzesſtelle mit folgenden Worten wiedergiebt: wenn 
ein Deutſcher „an Gekichtskoſten mehr vorauszahlen Be ſicher⸗ 
ſtellen muß, als der dort einheimiſche Kläger“. 

Wäre anzunehmen, daß die letztere Auffaſſung, wonach ſich 
das Wort „beſondere“ auch auf „Sicherſtellung“ bezieht, die 
richtige iſt, ſo würde ja damit nach Obigem jeder Zweifel 
darüber, ob der Vorſchrift die formelle Gegenſeitigkeit zu Grunde 
gelegt iſt, behoben ſein. Gegen dieſe Annahme läßt ſich freilich 
geltend machen, daß, als bei der Berathung des Reichstags die 
Worte des Entwurfs „von der Sicherſtellung und Zahlung“ 
(vergl. auch G. K. G. § 3) in „zu einer beſonderen Voraus- 
zahlung oder zu einer Sicherſtellung“ umgeändert wurden, man 
jener Auffaſſung auf leichte Weiſe durch Weglaſſung der Worte 
„zu einer“ vor „Sicherſtellung“ einen klaren und beſtimmten 
Ausdruck hätte geben können und daß die anſcheinend mit Vor⸗ 
bedacht beſchloſſene Einrückung der bezeichneten beiden Worte 
geradezu auf das Gegentheil jener Lesart ſchließen läßt. In 
dieſer Beziehung mag indeſſen vielleicht folgende Erwägung 
Platz gegriffen haben. Die Erforderung einer „beſonderen“ 
Sicherheit würde zunächſt wohl nur als Gegenſatz zur Be⸗ 
ſtellung der im betreffenden Falle Jedermann obliegenden, all⸗ 
gemein üblichen Sicherheit, nicht aber etwa als Gegenſatz 
zum gänzlichen Befreitſein von einer Kautionspflicht, alſo 
nur im Sinne einer Erſchwerung der gewöhnlichen Sicher⸗ 
ſtellung der Gerichtskoſten, ſei es nach Umfang oder Art, auf⸗ 
gefaßt werden können. Wenn ſich nun auch der Ausdruck 
„beſondere Vorauszahlung“ der deutſchen Ausgeſtaltung des 
Koſtenvorſchußweſens genau anpaßt, ſo war doch für das Er⸗ 
fordern einer beſonderen Sicherſtellung in obigem Sinne 
weder in der deutſchen noch in der einſchlägigen ausländiſchen 
Geſetzgebung ſchwerlich ein entſprechender Vorgang zu finden 
und es war deshalb dieſer an ſich auch zu unbeſtimmte und 
unklare Ausdruck geſetzgeberiſch kaum verwendbar. Dabei iſt 
übrigens noch zu beachten, daß hier Sicherſtellung und Voraus⸗ 
zahlung begrifflich unterſchieden werden müſſen, ſei es, daß ihnen 
ein völlig verſchiedenartiger, von einander unabhängiger Inhalt 
beigemeſſen wird, ſei es, daß man Vorauszahlung lediglich als 
eins der mehreren Mittel der Sicherſtellung getrennt von den 
übrigen auffaßt, dergeſtalt, daß unter Sicherſtellung nur noch 
eine ſolche Sicherung künftiger Leiſtungen verftanden werden 
darf, welche auf andere Weiſe als gerade durch Vorauszahlung 
herbeizuführen iſt (vergl. hierzu C. P. O. § 101, Deutſches 
Bürgerliches Geſetzbuch 88 232 ff., Preußiſches Landrecht I 
Tit. 14 § 178). Eine ſolche begriffliche Abgrenzung dürfte auch 
durch das zwiſchen die beiden Ausdrücke geſtellte Wort „oder“ 
bedingt ſein, da dieſe disjunktive Partikel an gedachter Geſetzes⸗ 
ſtelle offenbar nicht etwa, wie es wohl bei Titeln dramatiſcher 
Erzeugniſſe vorkommt, etwas Gleichgeltendes unter verſchiedenen 
Namen, ſondern etwas an ſich n ee fol 
(vergl. auch G. K. G. §§ 15, 17, 88 u. a.). 

Die obenerwähnte Entſcheidung vom 5. Dezember 1896 
geht nun zwar, wie hier einſchaltend noch bemerkt werden mag, 
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unter Bezugnahme auf die Angaben des Werkes von Leske und 
Loewenfeld, davon aus, daß in England die Gerichtskoſten — 
von einzelnen Ausnahmen abgeſehen — ſtets vor der Vornahme 
jeder koſtenpflichtigen Prozeßhandlung von der dieſelbe betreibenden 
Partei, gleichviel ob ſie aus Inländern oder Ausländern beſteht, 
zu entrichten ſeien und daß eine nachträgliche Einziehung der 
Gerichtskoſten demnach regelmäßig ausgeſchloſſen ſei. Während 
hieraus nach den obigen Erörterungen zu folgern wäre, daß 
es ſich dabei nicht blos um eine Kaution zur Sicherung des 
richtigen Eingangs von Gerichtskoſten zur Zeit ihrer geſetzlich erſt 
ſpäter eintretenden Fälligkeit handelt, ſondern um die Erfüllung 
einer definitiven Pflicht zur Koſtenentrichtung, die verordnetermaßen 
ſtets vor den Prozeßhandlungen erledigt werden muß, und daß 
deshalb hier thatſächlich der die Gegenſeitigkeit des § 85 be⸗ 
gründende Fall der „Vorauszahlung“ im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung vorliegt, betrachtet dementgegen das Reichsgericht dieſe 
Art der Koſtenentrichtung als eine „Sicherſtellung“ im Sinne 
des § 85, was allerdings mit den vorangehenden Ausführungen 
nicht im Einklang ſteht. 

Folgt man nun der grammatikaliſchen Auslegung des 
Geſetzestextes im § 85 Abſ. 2 Nr. 1 und ſtellt alſo „beſondere 
Vorauszahlung“ der bloßen „Sicherſtellung“ gegenüber, ſo bleibt 
zu prüfen, ob in letzterer Beziehung eine formelle oder eine 
materielle Reziprozität Platz greifen ſoll. Der Erſte Civilſenat 
des Reichsgerichts hat ſich, wie oben dargelegt, für Letzteres, 
der Sechſte dagegen für Erſteres entſchieden. 

Allerdings knüpft der Erſte Civilſenat an die „Sicher⸗ 
ſtellung der. Gerichtskoſten“ im Auslande, ſofern ſie vor 
deutſchen Gerichten die Befreiung von der erhöhten Vorſchuß⸗ 
pflicht ausſchließen ſoll, noch die Bedingung, daß ohne dieſe 
Sicherſtellung ein Einſchreiten des ausländiſchen Gerichts über⸗ 
haupt nicht ſtattfindet.) Es läßt ſich jedoch die Frage auf- 
werfen, ob der Wortlaut des Geſetzes zu einer ſolchen Verbindung, 
die übrigens dem Ausländer nur zum Vortheil gereichen würde, 
nöthigt. Dieſe Bedingung würde ja dann, wie oben angedeutet 
iſt, für „beſondere Vorauszahlung“ gleichfalls gelten. Für die 
Anficht des Erſten Civilſenats, wonach der Vorſchrift die materielle 
Reziprozität zu unterſtellen ſei, ſpricht allerdings anſcheinend 
folgende Erwägung. Wenn nämlich hier für den Umfang der 
Vorſchußpflicht derſelbe Maßſtab angelegt wird, der ſich für die 
Prozeßkoſtenkaution aus dem § 104 Abſ. 2 der C. P. O. ergiebt, 
man alſo davon ausgehen will, daß die gedachte „Sicherſtellung“ 
aus § 85 G. K. G. ſich auf den Geſammtbetrag aller erwachſen⸗ 
den Koſten bezieht, ſo würde daraus nothwendigerweiſe zu folgern 
ſein, daß die Angehörigen eines fremden Staats, in welchem 
eine derartige, umfangreiche Verpflichtung dem deutſchen Kläger 
auferlegt wird, mag ſie dort auch den Inländer und Ausländer 
gleichmäßig treffen, in Deutſchland angeſichts des geringeren 
Maßes der hier dem Kläger obliegenden, einfachen Vorſchuß⸗ 
pflicht, mit vollem Recht der Befreiung von der Erlegung des 
höheren Ausländervorſchuſſes verluſtig gehen. Allein abgeſehen 
davon, daß der Ausdruck „Sicherſtellung der Gerichtskoſten“ 
im § 85 keineswegs unbedingt auf die ganze, demnächſt auf- 


) Das Preußiſche Geſetz von 1851, worauf ſich die Entſcheidung 
beruft, bezeichnet die vom Ausländer zu erlegende Sicherheit aus⸗ 
drücklich als „Kaution.“ | 


kommende Koſtenſumme ſich zu erſtrecken braucht — ebenſowenig 
wie es bezüglich der „Vorauszahlung der Koſten“ gemäß § 85 
zutrifft —, würde auch in dieſen beiden im engen Zuſammen⸗ 
hange ſtehenden Vorausſetzungen für die Begünſtigung der Aus- 
länder bei obiger Anſicht ein auffälliger, innerer Widerſpruch 
inſofern hervortreten, als dann zwar die Pflicht zur Voraus⸗ 
zahlung ſämmtlicher Gerichtskoſten, ſofern ſie nur Inländer 
und Ausländer gleichmäßig trifft, eine Befreiung des Ausländers 
von der erhöhten Vorſchußpflicht nicht hindern würde, während 
jede andere Art der Sicherſtellung dies bewirken müßte. 
Ein geſetzgeberiſcher Grund für eine ſolche Ungleichheit würde 
ſich wohl kaum finden laſſen. 

Dieſe Erwägung giebt ferner in ihrer weiteren Folgerung 
eine Rechtfertigung dafür, daß auch der auf die Sicherſtellung 
der Gerichtskoſten bezügliche Theil der in Rede ſtehenden Vor⸗ 
ſchrift des Gerichtskoſtengeſetzes, wenngleich aus dem Wortlaute 
das Gegentheil geſchloſſen werden kann, ſeiner inneren Bedeutung 
nach nur im Sinne der formellen Gegenſeitigkeit zu 
verſtehen iſt. Es würde nämlich, bei Zugrundelegung der 
materiellen Reziprozität, wenn die Sicherſtellung nicht auf die 
geſammten Koſten bezogen zu werden braucht, ſchon in dem 
Falle, daß eine ſolche Sicherung des fremden Fiskus nur für 
einen geringen, vielleicht noch hinter dem Betrag des einfachen 
deutſchen Vorſchuſſes aus § 81 zurückbleibenden Theil aller 
Koſten vorgeſchrieben iſt, doch den Ausländer in Deutſchland 
die ganze Erſchwerung der Vorſchußpflicht und des Rechtswegs 
treffen, wohingegen, wie ſchon erwähnt, eine Pflicht zur Voraus⸗ 
zahlung ſelbſt der geſammten Koſten unter den obenerwähnten 
Umſtänden für den Ausländer eine ſolche Wirkung nicht aus⸗ 
üben könnte. 

Dieſe Ungleichheit würde aber auch als eine mit dem 
Grundſatz der Gegenſeitigkeit nicht zu vereinbarende Unbilligkeit 
erſcheinen müſſen, inſofern als der Ausländer, welcher als 
Kläger vor deutſchen Gerichten ja in allen Fällen mindeſtens 
den Gebührenvorſchuß des § 81 zu erlegen hat, ſchon dadurch, 
daß eine innerhalb der Grenzen dieſes einfachen Vorſchuſſes ſich 
haltende Verpflichtung zur anderweiten Sicherſtellung der Koſten 
auch in ſeinem Heimathsſtaat beſteht, die gedachte Erſchwerung 
erleiden müßte. 

Vorſtehende, für die Anwendung der formellen Reziprozität 
ſprechende Momente fallen umſomehr in's Gewicht, als das 
Gerichtskoſtengeſetz behufs Gleichſtellung des Ausländers mit 
dem Einheimiſchen hinſichtlich des Gebühren vorſchuſſes eine 
entſprechende Erleichterung des Deutſchen im Auslande bezüglich 


der „Gerichtskoſten“ d. h. im Sinne des Gerichtskoſten⸗ 


geſetzes nicht blos wegen der Gerichtsgebühren, ſondern auch 
wegen der gerichtlichen Auslagen, wie z. B. Gerichtsvollzieher⸗ 
koſten, Zeugengebühren und dergleichen fordert, wohingegen zur 
Deckung ſolcher Auslagen vor deutſchen Gerichten von einem 
jeden Antragſteller, gleichviel welcher Nationalität er angehört, 
laut § 84 G. K. G. noch ein beſonderer Auslagen vorſchuß 
neben dem Gebührenvorſchuß abverlangt werden kann und 
zwar mit der Wirkung, daß die bezügliche Prozeßhandlung 
unterbleibt, bis der Vorſchuß dafür bezahlt iſt. Wenn alſo 
ſchon das bloße Beſtehen einer Verpflichtung zur Sicherſtellung 
gerichtlicher Auslagen (als Theiles der Gerichtskoſten) im Aus⸗ 
lande eine Begünſtigung des betreffenden Ausländers in Deutſch⸗ 
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land ausſchließen müßte, würde die Befreiungsvorſchrift des 
§ 85 wohl nur ſelten zur Anwendung kommen können, A in 
jeder Bedeutung ermangeln. 
V. | = 
Geht man nun davon aus, daß § 85 G. K. G. nach dem 
Grundſatz der formellen Reziprozität wirkſam werden ſoll, ſo 
bleibt noch kurz die Frage zu erörtern, in welchen fremden 
Staaten Deutſchland gegenüber eine ſolche Gegenſeitigkeit ver- 
bürgt iſt. In dieſer Hinſicht müſſen nach obiger Darſtellung 
die fremdländiſchen prozeſſualiſchen Vorſchriften, ſoweit ſie ſich 
ausſchließlich auf die Prozeßkoſtenkaution“), die der Kläger dem 
Beklagten zu beſtellen hat, beziehen, als hier nicht maßgeblich 
unberückſichtigt bleiben; vielmehr ſind nur die Beſtimmungen 
über die Entrichtung der Gerichtskoſten an die Staatskaſſe, 
die darin beſtehende Uebung und die bezüglichen, in ihrer 
Wirkſamkeit den Geſetzen gleichſtehenden, völkerrechtlichen Ab⸗ 
machungen ) in Betracht zu ziehen. 
Was die letzteren betrifft, fo wird angenommen werden 
können, daß die gebräuchliche Vereinbarung, wonach in Prozeſſen 
die Deutſchen „freien Zutritt zu den Gerichten haben und alle 
Rechte und Befreiungen der Inländer genießen ſollen“ den 
erforderlichen Nachweis enthalten. In dieſem Sinne hat ſich 
auch der Erſte Senat des Reichsgerichts in der Entſcheidung 
vom 5. Januar 1895 (Jur. W. S. 83) ausgeſprochen. Da 
von den europäiſchen Staaten Griechenland, Italien und 
Rußland“) in ihren Handelsverträgen mit dem Deutſchen 
Reiche eine derartige Klauſel enthalten, ſo iſt ihrerſeits die 
Gegenſeitigkeit als verbürgt anzuſehen. Daſſelbe wird für 
Serbien gelten, wo nach dem Handelsvertrage die Deutſchen 
in Prozeſſen „alle Rechte und Befreiungen der Inländer und 
der Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation genießen“. In 
Folge gleichartiger Vertragsbeſtimmungen ſind anzureihen: 
Columbien, Guatemala, Honduras, Japan, Mexiko, 
Nicaragua, Orange ⸗Freiſtaat, St. Salvador, das 
Königreich der Hawaiiſchen Inſeln, die Südafrikaniſche 
Republik, ſowie auch wohl Tonga, wo der Deutſche in 


) Auch das noch nicht publizirte, von Belgien, Spanien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, Portugal, der Schweiz und Schweden⸗ 
Norwegen mit den Niederlanden und unter einander zur gemeinſamen 
Regelung einiger Fragen des internationalen Privat- 
rechts abgeſchloſſene Abkommen vom 14. November 1896, dem das 
Deutſche Reich beigetreten iſt, — vergl. Reichstagsdruckſache Nr. 15, 
9. Legislaturperiode, V. Seſſion — und welches in den Art. 1113 
die Frage der Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten behandelt, 
bleibt hier außer Betracht, da daſſelbe, wie auch die der Reichstags⸗ 
vorlage beigegebene Denkſchrift, welche nur von der dem Beklagten 
zu leiſtenden Sicherheit und von der Vorſchrift des § 102 C. P. O. 
ſpricht, beſtätigt, ihre Wirkſamkeit nicht a den Gerichtskoſten⸗ 
vorſchuß erſtreckt. 

X Vergl. Pfafferoth, Das deutſche Gerichtötoftenwefen, 6. Aufl. 


8 Mit der ruſſiſchen Regierung iſt inzwiſchen eine beſondere 
Vereinbarung getroffen worden, wodurch die beiderſeitigen Angehörigen 
in Betreff der Verpflichtung, in Rechtsſtreitigkeiten Sicherheit zu 
leiſten, Koſtenvorſchuß zu zahlen oder Gebühren zu entrichten, völlig 
gleichgeſtellt ſind, Bekanntmachung des e vom 30. N 
tember 1897 (R. G. Bl. S. 775). 


Bezug auf Perſon und Eigenthum die gleichen Rechte und Vor⸗ 
theile genießt, wie die eigenen Angehörigen. Mit Madagaskar, 
Paraguay und Zanzibar iſt nur vereinbart, daß die Deutſchen 
dort dieſelben Rechte, Privilegien und Befreiungen genießen, 
wie die Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nationen. In 
Bulgarien ſollen gemäß Art. 8 des Berliner Vertrags vom 
13. Juli 1878 (R. G. Bl. S. 307) „die Angehörigen und der 
Handel aller Mächte auf dem ar n n 
behandelt werden“. 

In Bezug auf die Befteuerung der ae: würden ner 
wenn die betreffenden Angaben in dem obenbezeichneten Werke 
von Leske und Loewenfeld *) zutreffen, von den noch nicht genannten 
europäiſchen Staaten jedenfalls Belgien, England, Frank⸗ 
reich, Luxemburg, Oeſterreich, Portugal, Spanien 
und Bosnien ⸗Herzogowina als ſolche Länder gelten 
können, für welche die Gegenſeitigkeit in vorliegender Frage 
verbürgt iſt; denn in dieſen Staaten werden zwar die Gerichts- 
koſten ganz oder theilweiſe als Stempel, Einregiſtrirungsgebühren 
u. dgl. vorauserhoben, ein Unterſchied zwiſchen Einheimiſchen 
und Fremden wird dabei aber überall nicht gemacht. Daſſelbe 
gilt nach der Zeitſchrift für internationales Privat- und Straf⸗ 
recht Band I S. 104 und Jur. W. 1897 S. 123 auch für 
Dänemark, wo, ebenſo wie in Norwegen nach Leske und 
Loewenfeld (II S. 819) eine Sicherheitsleiſtung dem Gericht 
gegenüber nicht beſteht. In der Türkei wird ebenfalls ein 
Unterſchied zwiſchen Einheimiſchen und Fremden in gerichtlichen 
Koſtenſachen weder vom Geſet vorgeſehen noch in der Praxis 
gemacht. 

Eine Ausnahme nat die Schweiz. Denn nach Art. 213 
des Bundesgeſetzes über die Organiſation der Bundesrechtspflege 
vom 22. März 1893 müſſen im Verfahren vor dem Bundes⸗ 
gericht Parteien, welche in der Schweiz keinen feſten Wohnſtitz 
haben, für die Prozeßkoſten (Gerichtsgebühren, Baarauslagen, 
Kanzleigebühren) Sicherheit leiſten. Wie die SS 211, 214 
deutlicher ergeben, ſcheint es ſich hier nur um die Zahlung an 
das Bundesgericht, alſo nicht um die der Partei zu beſtellende 
Prozeßkoſtenkaution zu handeln. Die Verpflichtung betrifft in 
erſter Linie die Ausländer, ſo daß jedenfalls von einer völligen 
Gleichſtellung von Einheimiſchen und Ausländern in der ge⸗ 
dachten Hinſicht nicht mehr die Rede ſein kann. In den ein⸗ 
zelnen Kantonen ſind die desfallſigen Einrichtungen ſehr ver⸗ 
ſchiedenartig getroffen; eine beſondere Belaſtung der Ausländer 
ſcheint aber dort nicht vorgeſehen zu ſein. Da indeſſen die 
Gegenſeitigkeit für die ganze Schweiz einheitlich verbürgt ſein 
muß, (vergl. Entſcheidung des II. Civilſenats des Reichsgerichts 
vom 29. September 1891 — Jur. W. S. 474), ſo wird der 
Schweizeriſche Staatsangehörige ohne beſondern Nachweis vor 
deutſchen Gerichten nicht von der rn n 
Be . Pfrth. 


) Dieſes Werk nimmt im Band I S. 772 zur Beurtheilung 
der Frage zumeiſt auf das Pr ozeßrecht der anderen Staaten Bezug. 
Wenn daraus gefolgert wird, daß die Angehörigen ſämmtlicher 
europälſcher Staaten von der Gebührenvorſchußleiſtung gegenüber 
dem Fiskus von Deutſchen Gerichten befreit ſeien, ſo geht dies jeden⸗ 
falls inſofern über das Ziel hinaus, als die gewöhnliche Vorſchuß⸗ 
pflicht der Einheimiſchen auch den Ausländern immerhin verbleibt. 
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Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. bis 31. Juli 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. Die Reviſion iſt als zuläſſig anzuſehen geweſen. (Die 
Parteien ſtreiten über von der Bäckerinnung ausgeſchriebene 
Beiträge unter 1 500 Mark.) Der Staat Hamburg hat von 
dem in § 70 Abſ. 3 des G. V. G. das der Landesgeſetzgebung 
eingeräumten Rechte in § 75 des Ausführungsgeſetzes vom 
23. April 1879 in der Weiſe Gebrauch gemacht, daß das L. G. 
zu Hamburg für alle in § 70 Abi. 3 des G. V. G. bezeichneten 
Anſprüche als ausſchließlich zuſtändig erklärt worden iſt. Dem⸗ 
nach iſt nach § 509 Ziffer 2 der C. P. O. die Reviſion trotz 
des geringen Betrags der ſtreitigen Forderung dann als ſtatthaft 
anzuſehen, wenn der von der Bekl. gegen den Kl. geltend 
gemachte Anſpruch auf Zahlung der ſtreitigen 10 Mark 10 Pf. 
zu den „Anſprüchen in Betreff öffentlicher Abgaben“ zu rechnen 
iſt. Dies iſt der Fall. Das R. G. hat bereits wiederholt aus⸗ 
geſprochen, daß der Ausdruck „öffentliche Abgaben“ in § 70 
Abi. 3 des G. V. G. in einem weiteren Sinne zu verſtehen ſei 
und alle Leiſtungen von Geld oder andern Vermögenswerthen 
umfaſſe, zu denen die Angehörigen eines Staates oder einer 
Öffentlichen Körperſchaft dem Staate oder der Köͤrperſchaft auf 
Grund einer dem öffentlichen Rechte angehörenden Norm ver⸗ 
pflichtet ſeien. Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1890 S. 40 Nr. 1, 
S. 78 Nr. 1, auch Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen 
Bd. 21 S. 46 flg. Nun werden die gewerblichen Innungen 
oder doch mindeſtens die neuen Innungen im Sinne der 88 97 fig. 
der Gewerbeordnung, zu denen die Bekl. gehört, weil ſie unter 
der Auffiht der Verwaltungsbebörden nach verſchiedenen Rich⸗ 
tungen hin mit der Erfüllung dem öffentlichen Intereſſe dienender 
Aufgaben betraut und ihnen verſchiedene öffentlich rechtliche Be⸗ 
fugniſſe gegenüber ihren Mitgliedern und Dritten verliehen ſind, 
ſie auch dem Staate zur Erfüllung ihrer dem öffentlichen Intereſſe 
dienenden Aufgaben verpflichtet ſind, nach der in der Wiſſen⸗ 
ſchaft ganz überwiegend zur Herrſchaft gelangten Anſicht den 
Korporationen des öffentlichen Rechtes zugezählt. VI. C. S. 
i. S. Bäckerinnung Hamburg c. Müller vom 11. Juli 1898, 
Sir 115/98 VL 

Zur Civilprozeßordnung. 

2. Es kommt allein darauf an, ob der Gerichtsſtand des 
Erfüllungsortes (§ 29 der C. P. O.) in Berlin begründet iſt, 
d. h. ob der Bekl. den Kaufpreis für das Pferd in Berlin zu 
zahlen hatte. Da zweifellos ein Handelsgeſchäft vorliegt, ſo 
ſind für dieſe Frage die Vorſchriften des H. G. B. über den 
Erfüllungsort maßgebend, alſo die Art. 324, 325, 342 
deſſelben. Zutreffend nimmt das B. G. an, daß die Vorſchrift 
des Art. 342 Abſ. 3 auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar 
iſt, weil das Kaufgeld kreditirt worden iſt, alſo nicht bei der 
Uebergabe des Pferdes und am Orte derſelben (Zug um Zug) 
zahlbar war. Es kommen alſo nur die Vorſchriften des 
Art. 324 (in Verbindung mit Art. 325) in Frage. Eine 
ausdrückliche Vereinbarung über den Zahlungsort iſt nicht 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


behauptet. Daß durch die Natur des Geſchäfts Zahlung dez 
Kaufpreiſes in Berlin bedingt werde, iſt nicht erſichtlich und 
wird auch von dem B. G. nicht angenommen. Wohl aber 
nimmt daſſelbe an, daß nach der Abſicht der Contrahenten 
der Kaufpreis in Berlin gezahlt werden ſollte, und zwar wird 
dieſe Abſicht daraus hergeleitet, daß der Bekl. das Pferd in 
Berlin, wo er als Inhaber einer Handelsniederlaſſung (wenn 
auch nur einer Zweigniederlaſſung) geſchäftlich thätig war, von 
dem ebenfalls dort domizilirten Kl. perſönlich gekauft und über⸗ 
geben erhalten habe. — Dieſer Sachverhalt iſt jedoch nicht 
geeignet, die Annahme des B. G. zu begründen. Daß der 
Verkäufer des Pferdes (der Kl.) ſeinen Wohnſitz und ſeine 
Handelsniederlaſſung in Berlin hat, würde für den Zahlungs- 
ort des Kaufpreiſes nur in Betracht kommen, wenn die Kauf⸗ 
geldſchuld eine Bringſchuld wäre, was allgemein nicht der Fall 
iſt, für den vorliegenden Fall alſo erſt durch beſondere Um⸗ 
ſtände begründet werden müßte. Der Kaufabſchluß und die 
Uebergabe des Pferdes in Berlin ſind in dieſer Beziehung ohne 
Bedeutung, weil, wie bereits erwähnt, das Kaufgeld kreditirt, 
alſo nicht Zug um Zug bei der Uebergabe zu zahlen war. Es 
bleibt alſo nur übrig, daß der Bekl. den Kauf an einem Orte 
abgeſchloſſen hat, wo er eine Zweigniederlaſſung hatte. Dieſer 
Umſtand könnte aber nur dann ausſchlaggebend ſein, wenn eine 
thatſächliche Vermuthung beſtände, daß alle von dem Geſchäͤfts⸗ 
inhaber am Sitze der Zweigniederlaſſung abgeſchloſſenen Geſchäfte 
zum Geſchäfts betriebe dieſer Niederlaſſung gehörten und deshalb 
an deren Sitz zu erfüllen ſeien. Eine ſolche Vermuthung 
beſteht jedoch nicht, vielmehr iſt in jedem Einzelfalle zu prüfen, 
ob der Geſchäftsabſchluß von dieſer Niederlaſſung ausgeht, zu 
deren Geſchäftsbetrieb in Beziehung ſteht. Daß letzteres hier 
der Fall ſei, iſt vom Kl. nicht behauptet, auch ſonſt nicht 
erſichtlich, da über den Geſchäftsbetrieb der Zweigniederlaſſung 
außer der Anführung des Bekl., daß dieſelbe ſich eines Fuhr⸗ 
werks nicht bediene, nichts vorgebracht iſt. Da hiernach die 
Annahme des B. G. jeder Begründung entbehrt, kommt die 
Vorſchrift des Art. 324 Abſ. 2, welche nach Art. 325 Abi. 2 
auch für Geldzahlungen gilt, zur Anwendung, fo daß als 
Erfüllungsort für die Zahlung des Kaufgeldes Magdeburg als 
der Ort der Hauptniederlaſſung und Wohnſitz des Bekl., an 
geſehen werden muß. Dort iſt alſo auch der Gerichtsſtand 
des § 29 der C. P. O. I. C. S. i. S. Aae c. Heymann 
vom 13. Juli 1898, Nr. 212/98 J. 

3. Da es ſich um die Einrede der Unzuſtändigkeit 
des angerufenen L. G. handelt, fo unterliegt zwar die Zu⸗ 
läſſigkeit der Reviſion nach § 509 Ziff. 1 der C. P. O. 
keinem Bedenken, dagegen kann ſie nicht als begründet erachtet 
werden. Es iſt auf Auflöſung des zwiſchen den Parteien 
gethätigten Miethvertrages geklagt. Die Kl. hat nun in ihrer 
Klagebegründung behauptet, daß der Miethvertrag auf. un⸗ 
beſtimmte Zeit und gegen monatlich zahlbare Miethraten von 
166,67 Mark vereinbart ſei, womit, wie das O. L. G. feſt⸗ 
geſtellt hat, eine monatliche Kündigungsfriſt gegeben war. Sie 
verlangt daher mit der Auflöſungsklage nur die Befreiung von 
der Verpflichtung den Miethvertrag noch einen Monat 
länger, nämlich für die Dauer der Kündigungszeit, aufrecht 
erhalten zu müſſen, während der Bekl. beſtritten hat, daß ein 
Grund zu dieſer vorzeitigen Auflöſung des Miethvertrages vor⸗ 
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liege. Es beſteht alſo unter den Parteien über die weitere 
Dauer des fraglichen Miethverhältniſſes Streit, und hat das 
B. G. mit Recht den § 8 der C. P. O. für die Beſtimmung 
des für die Zuſtändigkeit des Gerichts maßgebenden Streit⸗ 
werthes in Anwendung gebracht und demgemäß einen Streit⸗ 
werth in Höhe von 166,67 Mark, als den auf die ſtreitige 
Zeit von einem Monate entfallenden Miethpreis, angenommen. 
Wenn die Kl. in der Reviſion auszuführen verſucht hat, daß 
fie die Auflöſung des Miethvertrages verlangt habe, gleichviel, 
ob derſelbe auf unbeſtimmte Zeit, oder, wie der Bekl. in dem 
damals zwiſchen den Parteien am Amtsgerichte anhängigen 
Prozeſſe behauptet habe, bis 1. April 1900 abgeſchloſſen ge⸗ 
weſen ſei, und daß daher ihr Klagepetitum auch die Auflöſung 
eines eventuell bis zum letztgenannten Zeitpunkte laufenden 
Miethvertrages zum Gegenſtand gehabt habe, fo überſieht ſie, 
daß nach dem von dem B. R. bezogenen unbeſtrittenen That⸗ 
beſtande des landgerichtlichen Urtheils ihre Behauptung in der 
Klage nur dahin ging, daß der Miethvertrag auf unbeſtimmte 
Zeit abgeſchloſſen ſei, daß alſo auch nur dieſer Miethvertrag 
Gegenſtand der Klage iſt, und daß ihre weitere Erklärung, daß 
ihr Auflöſungsanſpruch auch dann zutreffen würde, wenn der 
Miethvertrag in ſeiner Dauer bis zum 1. April 1900 vereinbart 
ſein ſollte, nur bezweckte, eine etwaige Behauptung des Bekl., 
welche dieſer übrigens, wie das O. L. G. feſtgeſtellt hat, in 
dieſem Rechtsſtreite gar nicht aufgeſtellt hatte, als unerheblich 
zu bezeichnen, nicht aber, wenn auch nur eventuell, ſelbſt einen 
anders gearteten Miethvertrag zu behaupten. Da der in der 
Klage geltend gemachte Anſpruch der Kl. nur auf Auflöfung 
und folgeweiſe Räumung, nicht aber auf Miethzinszahlung 
gerichtet war, jo kann auch, wie das O. L. G. mit Recht an- 
genommen hat, bei Anwendung des § 8 der C. P. O. für die 
Werthberechnung nicht in Betracht kommen, daß während der 
Dauer des gegenwärtigen Rechtsſtreits mehrere Miethraten von 
zuſammen über 300 Mark verfallen ſind. Hiernach kann un⸗ 
erörtert bleiben, ob die weitere Bezugnahme des O. L. G. 
auf § 4 und $ 235 Ziff. 2 der C. P. O. als zutreffend und 
unbedenklich zu betrachten wären. II. C. S. i. S. Kracht 
c. Schlinkmann vom 8. Juli 1898, Nr. 227/98 II. 

4. Der eingehend begründeten Feſtſtellung des B. R., 
daß der Kl. ſchon ſeit der Zeit vor der Erhebung der Klage 
das Vermögen, die Folgen ihrer Handlungen zu überlegen, 
ermangelt und ſie daher blödſinnig iſt, war beizutreten. Dieſe 
Feſtſtellung rechtfertigt die Annahme, daß die Kl. nicht prozeß⸗ 
fähig iſt und folglich nicht die rechtliche Fähigkeit beſitzt, für 
ihre Perſon und ohne Zuziehung eines ihr beigeordneten geſetz⸗ 
lichen Vertreters Prozeßhandlungen vorzunehmen (vergl. 88 50, 
51 Abſ. 1 der C. P. O.; 5§§ 21, 22, 26 Thl. I Tit. 4 des 
A. L. R.; § 2 des Preußiſchen Geſetzes vom 12. Juli 1875, 
Geſetzſamml. S. 518; Striethorſt Archis Bd. 75 S. 96). 
Daraus ergiebt ſich aber, daß die von der Kl. gegen das B. U. 
erhobene Reviſion keine rechtliche Wirkſamkeit hat und deshalb 
rechtlich als nicht eingelegt anzuſehen iſt. IV. C. S. i. S. 
Schweitzer e. Schweiger vom 4. Juli 1898, Nr. 69/98 IV. 

5. In dem fetzt angefochtenen Beſchluß des O. L. G. 


wird auf die ſofortige weitere Beſchwerde des Kl. der von dieſem 


angefochtene Beſchluß des L. G. aufgehoben, die gegen den 
Beſchluß des Amtsgerichts erhobene Beſchwerde des Bekl. zurück⸗ 


gewieſen und hinſichtlich der Koſten dahin entſchieden, daß die 
Koſten der landgerichtlichen Beſchwerde dem Bekl. auferlegt 
werden, die Koſten der weiteren Beſchwerde außer Anſatz bleiben. 
Jetzt beſchwert ſich der Kl. darüber, daß der Beſchluß über die 
außergerichtlichen Koſten der weiteren Beſchwerde nicht entſchieden 
hat. Dieſe Beſchwerde iſt ſowohl zuläſſig als begründet. Zu⸗ 
nächſt ſteht ihr die Vorſchrift des $ 94 der C. P. O., wonach 
die ſelbſtſtändige Anfechtung der Entſcheidung über den Koften- 
punkt unzuläſſig ift, nicht entgegen, da nicht die Richtigkeit der 
Entſcheidung angefochten wird, es vielmehr an einer Entſcheidung 
über eine beſtimmte Art der Koſten überhaupt fehlt. Denn die 
Beſtimmung, daß die Koſten der weiteren Beſchwerde außer 
Anſatz bleiben, hat erſichtlich nur die Gerichtskoſten zum Gegen⸗ 
ſtande und kann auf die außergerichtlichen Koſten nicht bezogen 
werden. Gegen Beſchlüſſe, in denen ein Streitpunkt und ins⸗ 
beſondere der Koſtenpunkt ganz oder theilweiſe übergangen iſt, 
findet nach feſtſtehender Praxis des R. G., von welcher abzugehen 
kein Grund vorliegt, ausſchließlich die Beſchwerde ſtatt. (Vergl. 
Beſchluß des R. G., abgedruckt in Gruchot Bd. 37 S. 1257.) 
Aus dem Geſagten ergiebt ſich zugleich, daß die Beſchwerde 
auch begründet iſt, weil das O. L. G. den Koſtenpunkt voll⸗ 
ſtändig, alſo auch in Betreff der der Partei durch die weitere 
Beſchwerde erwachſenen Koſten erledigen mußte. Die nach⸗ 
zuholende Entſcheidung ſelbſt ergiebt ſich aus § 87 der C. P. O., 
wonach die unterliegende Partei die Koſten des Rechtsſtreits zu 
tragen, insbeſondere die dem Gegner erwachſenen nothwendigen 
Koſten zu erſtatten hat. Inwieweit dieſe Koſten nothwendig 
waren, gehört nicht in die Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
ſelbſt. Die unterliegende Partei in dem Beſchwerdeverfahren 
vor dem O. L. G. war der Bekl., dieſem waren daher die 
außergerichtlichen Koſten der weiteren Beſchwerde aufzuerlegen. 
Daſſelbe gilt von den außergerichtlichen Koſten der gegenwärtigen 
Beſchwerde, während die gerichtlichen Koſten gemäß § 6 des 
G. K. G. auch für die gegenwärtige Inſtanz außer Anſatz zu 
laſſen ſind. V. C. S. i. S. Rummler co. Schloſſarek vom 
9. Juli 1898, B Nr. 102/98 V. 

6. Unbegründet iſt der auf die Ablehnung des Vertagungs . 
geſuches in der Verhandlung vom 22. November 1897 bezügliche 
Angriff. Derſelbe rügt Verletzung der 88 123, 481, 484 
der C. P. O. Von einer Verletzung der $$ 481, 484 kann 
aber überhaupt nicht die Rede ſein, da es ſich weder um eine 
Einlaſſungsfriſt ($ 481), noch um die Zuſtellung der Berufungs- 
beantwortung ($ 484) handelt, eine Verletzung des § 123 
würde aber nur in Frage kommen, wenn der B. R. auf ein in 
dem erſt im Laufe der letzten Woche vor dem Verhandlungs- 
termine zugeſtellten Schriftſatz des Kl. enthaltenes neues Vor⸗ 
bringen ſeine Entſcheidung geſtützt hätte. Dieſer Fall liegt 
nicht vor. Iſt aber die Entſcheidung nicht auf ein neues Vor⸗ 
bringen des Kl. geſtützt, ſo iſt es auch gleichgültig, daß der 
Bekl. ſich ſeine Gegenerklärung ausdrücklich vorbehalten, und 
ebenſo gleichgültig, ob Kl. durch eine Vertagung der Verhandlung 
in die Lage gekommen wäre, ſeinerſeits neue erhebliche That⸗ 
ſachen oder Beweiſe vorzubringen. Es kann ferner dem B. R. 
der Vorwurf nicht gemacht werden, daß er den Inhalt des als 
Protokollanlage bezeichneten Schriftſatzes des Bekl. vom 22. No- 
vember 1897 nicht berückſichtigt habe, da weder aus dem 
Protokoll noch aus dem Thatbeſtand des urtheils ſich ergiebt, 
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daß der Inhalt dieſes Schriftſatzes zum Vortrag gebracht iſt. 


Das Protokoll enthält am Schluß nur die Bemerkung: Rechts⸗ 


anwalt N. überreicht den Schriftſatz vom heutigen Tage. 
Es bedarf daher keiner Erörterung, inwieweit das in dem 
Schriftſatz Behauptete und unter Beweis Geſtellte für die 
Entſcheidung hätte von Erheblichkeit ſein können. Ebenſowenig 
kann darin, daß der B. R. es unterlaſſen, den Bekl. zur Bei⸗ 
bringung einer Quittung oder ſonſtiger Beweismittel über die 
von ihm angeblich (für das erſte Quartal 1893) gezahlten 
6prozentigen Zinſen der Hypothek von 49 000 Mark auf- 
zufordern, der gerügte Verſtoß gegen § 130 der C. P. O. ge⸗ 
funden werden. Nachdem der vom Bekl. über die Zahlung 
dieſer Zinſen durch Berufung auf das Zeugniß des Bankdirektors P. 
angetretene Beweis ohne Erfolg erhoben worden, war es 
lediglich Sache des Bekl., den ihm obliegenden Beweis ander: 
weit zu führen, ohne daß es dazu einer Anregung durch den 
Richter bedurfte. V. C. S. i. S. Johnke c. Stärker vom 
9. Juli 1898, Nr. 47/98 V. | 

7. Der Anſpruch aus der Enteignung kann von dem 
Kl. nur dann geltend gemacht werden, wenn ihm zur Zeit der 
Klagerhebung die Rechte des Eigenthümers aus der Enteignung 
übertragen waren; denn die Behauptung, daß der geltend ge⸗ 
machte Anſpruch gerade in der Perſon des Kl. erwachſen 
ſei, gehört zum Klaggrunde im engeren oder eigentlichen Sinne 
und die den Klaggrund in dieſem Sinne darſtellenden That⸗ 
ſachen müſſen nicht nur zur Zeit der Urtheilsfällung ſondern 
auch ſchon zur Zeit der Klagerhebung vorhanden ſein. Dieſen 
Standpunkt hat das R. G. in gleichmäßiger Rechtſprechung 
eingenommen; er liegt auch dem Beſchluſſe der vereinigten C. ©. 
vom 27. April 1898 (i. S. H. wider B. II. 150/97) zu 
Grunde, in welchem im Einklang mit zahlreichen früheren 
Urtheilen des R. G. (vergl. z. B. Entſch. des R. G. Bd. 1 
S. 426, Bd. 8 S. 416, Gruchot Beiträge, Bd. 31 S. 1050, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 S. 240) anerkannt iſt, daß 
Thatſachen, welche nur die Ausübung oder Verfolgbarkeit des 
Klaganſpruches betreffen, wie z. B. Eintritt der Bedingung 
und Fälligkeit, auch dann noch geltend gemacht werden dürfen, 
wenn fie erſt nach der Klagerhebung eingetreten ſind. Wenn 
in einem Urtheile des IV. C. S. des R. G. vom 13. Februar 
1893 (Seuffert's Archiv Bd. 47 Nr. 127, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1893 S. 199“) ſich der allgemeine Ausſpruch findet, 
daß es genüge, wenn die Begründung der Klage nur zur Zeit 
der Urrheilserlaſſung gegeben ſei, ſo erhellt ſowohl aus der 
Bezugnahme auf die in den Entſch. des R. G. Bd. 1 S. 426, 
Bd. 8 S. 416 veröffentlichten, oben erwähnten Urtheile, in 
denen es ſich um den Eintritt der Bedingung oder Fälligkeit 
bei bedingten und betagten Forderungen handelte, wie aus dem 
dieſem Urtheil zu Grunde liegenden Sachverhalt (nachträgliche 
im Laufe des Prozeßverfahrens bewirkte Zuſtellung des Schuld- 
ttels bei Pfändung und Ueberweiſung einer Forderung), daß 
hier unter der Klagbegründung nur der die Ausübung und 
Geltendmachung des erhobenen Anſpruchs betreffende Theil der 
Klagbehauptungen verſtanden iſt. Auch dem von der Revifion 
in Bezug genommenen Urtheile des I. C. S. des R. G. vom 
1. April 1896 (I 436/95 Bolze Praxis Bd. 22 Nr. 747) 
liegt inſofern ein anderer Thatbeſtand zu Grunde, als dort der 
Kl. in der Klage nicht behauptet hatte, daß ihm bereits Ceſſion 


erkheilt ſei, ſondern ſich vielmehr zur Beſchaffung derſelben er⸗ 
boten hatte, falls ſie nach Lage der Sache noch erforderlich ſein 
ſollte. Im gegenwärtigen Falle hat der Kl. in der Klagſchrift 
erklärt, er ſei Ceſſionar des Eigenthümers, des Dr. jur. 
Anton W., auch ſei der Bekl. von der Ceſſion bereits benach⸗ 
richtigt, mit anderen Worten alſo, die Uebertragung des geltend 
gemachten Anſpruchs auf ihn ſei bereits erfolgt. Dieſe Be⸗ 
hauptung hat ſich jedoch als unrichtig herausgeſtellt. Die 
Ceſſion, die nach der Angabe des Dr. jur. Anton W. im 
Jahre 1885 erfolgt ſein ſoll und durch die er ſeine ſämmtlichen 
Rechte aus dem ihm übertragenen Grundbeſitze ſeines Vaters 
an den Kl. abgetreten haben will, kommt, wie der B. R. mit 
Recht darlegt, hier nicht in Betracht, da an dem von dem R. G. 
(Gruchot Bd. 26 S. 956) früher ausgeſprochenen Grundſatze, 
daß Ceſſionen nur bereits vorhandene Rechte zum Gegen⸗ 
ſtand haben können, feſtzuhalten iſt, und die Ceſſion vom 
Jahre 1885 daher die erſt im Jahre 1893 durch die Enteignung 
entſtandenen Anſprüche und Rechte des Cedenten nicht mit⸗ 
ergreifen konnte. Die fälſchlich mit dem Datum des 13. De⸗ 
zember 1893 verſehene Ceſſion iſt aber in Wahrheit erſt im 
Anfang 1895, alſo nach der Klagzuſtellung, die zwiſchen dem 
17. Mai und 26. Juni 1894 liegen muß, ausgeſtellt worden. 
Der Klaganſpruch ſtand hiernach dem Kl. zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung nicht zu. Seine Zurückweiſung iſt daher mit Recht 
erfolgt. V. C. S. i. S. Wulff c. E.⸗Fiscus vom 9. Juli 
1898, Nr. 384/97 V. 

8. Der Angriff der Reviſion richtet ſich dagegen, daß 
der B. R. bei der Feſtſetzung des dem Kl. zu erſetzenden Intereſſes 
den für den Morgen berechneten durchſchnittlichen Kaufpreis zu 
Grunde gelegt hat. Sie hält dies für unzuläſſig, weil der 
Nachtheil, den Kl. durch den Kauf in Folge der unrichtigen 
Zuſicherung erlitten habe, nur darin gefunden werden könne, 
daß das Grundſtück die zugeficherten 36 (33) Morgen Unland 
nicht enthalten habe, und weil für die Berechnung dieſes Nach⸗ 
theils nicht der Durchſchnittspreis maßgebend ſein könne, den 
Kl. für das ganze Grundſtück in der irrthümlichen Voraus⸗ 
ſetzung bewilligt habe, daß er dafür ein Grundſtück erwerbe, 
das 270 Morgen groß ſei und 40 Morgen (aljo faft zu /) 
Unland enthalte, während er in Wirklichkeit ein Grundſtück 
erhalten habe, das zwar nur 234 (bezw. 237) Morgen groß ſei, 
das aber nur 5 bis 7 Morgen, alſo nur zu ½ bis ½ Unland 
enthalte, alſo für den Morgen, im Durchſchnitt gerechnet, er⸗ 
heblich werthvoller ſei, als es geweſen wäre, wenn es der Zu⸗ 
ſicherung des Bekl. entſprochen hätte. Dieſer Angriff ſcheitert 
daran, daß der B. R. bei der Beſtimmung des dem Kl. zu 
erſetzenden Intereſſes nach freiem Ermeſſen ($ 260 der C. P. O.) 
zu entſcheiden hatte, und der Reviſion nicht zugegeben werden 
kann, daß der B. R. von ſeinem Ermeſſen einen unſtatthaften 
Gebrauch gemacht hat. Er betont nachdrücklich, daß bei Kenntniß 
der wahren Sachlage jeder verſtändige Käufer nur einen 
Kaufpreis von 38 000 Mark gegeben haben würde, und berüd- 
ſichtigt auch nicht ausſchließlich den Durchſchnittspreis des 
Morgens, ſondern erblickt in dem ermittelten Werthe des Grund⸗ 
ſtücks eine Stütze für die Richtigkeit ſeiner Feſtſetzung. Ein 
Rechtsverſtoß kann in dieſer Begründung nicht gefunden 
werden. V. C. S. i. S. Demant ce. Schäfer vom 2. Juli 1898, 
Nr. 36/98 V. f „ E 
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9. Die über die Kompenſationsforderung von 1000 Mark 
getroffene Entſcheidung tft keinesfalls ein Endurtheil, ſondern nur 
ein Zwiſchenurtheil. Ein Endurtheil über die Kompenſations⸗ 
einrede, mindeſtens fo lange dieſe nicht nach $ 136 oder 274 
zu getrenntem Verfahren verwieſen iſt, kennt die C. P. O. über⸗ 
haupt nicht; ein Endurtheil, auch als Theilurtheil, liegt nur 
ſoweit vor, wie es mindeſtens einen Theil der Klage- oder 
Widerklageanträge für die Inſtanz endgültig erledigt; darüber, 
ob eine Einrede, ein Vertheidigungsmittel begründet ſei, wird 
nur durch Zwiſchenurtheil entſchieden. Auch im § 274 wird 
kein Theilurtheil über die Kompenſationseinrede vor der Ent⸗ 
ſcheidung über den Klaganſpruch geſtattet, ſondern nur beim 
Fehlen der Konnexilät eine Art Vorbehaltsurtheil über den 
Klaganſpruch unter gleichzeitiger Ausſcheidung der Kompen⸗ 
ſationsanſprüche zu getrenntem Verfahren. III. C. S. i. S. 
v. Bothmer⸗Bennemühlen . Weyhauſen vom 8. Juli 1898, 
Nr. 155/98 III. 

10. In den Entſcheidungsgründen des angefochtenen Ur- 
theils wird daſſelbe als ein auf Grund von § 275 der C. P. O. 
erlaſſenes Zwiſchenurtheil bezeichnet. Danach könnte die Zuläſſig⸗ 
keit der Reviſion beanftandet werden. Das R. G. nimmt indeß 
an, daß, ungeachtet dieſer Bezeichnung, hinſichtlich des hier in 
Frage kommenden Anſpruches eine der Reviſion zugängliche End⸗ 
entſcheidung vorliegt. Das B. G. hat die Schadensforderung 
des Kl. für unbegründet erklärt, ſoweit ſie darauf geftüßt iſt, 
daß der Erblaſſer der Bekl. Bettſophas nach der durch das 
H.ſche Gebrauchsmuſter 4929 geſchützten Konſtruktion hergeſtellt, 
in Verkehr gebracht oder feilgehalten habe. Die Entſcheidung beruht 
darauf, daß nach der Anſicht des B. G., das H. ſche Gebrauchs- 
muſter zwar objektio in das klägeriſche Patent eingreift, daß 
aber in Betreff deſſelben die ſubjektive Vorausſetzung der Ent⸗ 
ſchädigungsforderung (vorſätzliche oder grob fahrläſſige Rechts⸗ 
widrigkeit ſeitens des Erblaſſers der Bekl.) nicht vorhanden iſt. 
Es iſt mithin verneint, daß der betreffende Anſpruch dem Grunde 
nach beſtehe. Damit iſt der auf die Benutzung des H. ſchen 
Modelles gegründete Theil der Klageforderung abgewieſen; es 
iſt alſo über einen Theil dieſer Forderung endgültig entſchieden. 
Nicht bedenklich wird dieſe Auffaſſung deswegen, weil die Klage⸗ 
behauptung nur dahin geht, daß der Erblaſſer der Bekl. nach den 
drei in der Klage erwähnten Modellen insgeſammt mindeſtens 
150 Bettſophas hergeſtellt, in Verkehr gebracht und feil gehalten 
habe. Denn wenn auch bisher nicht ziffermäßig erhellt, in 
welchem Umfange Kl. ſeinen Anſpruch auf die Benutzung des 
H.ſchen Modells zurückführen will, jo iſt nach feinem Vorbringen 
doch jedenfalls ein Theil des Schadens, deſſen Erſtattung mit 
der Klage gefordert wird, durch die Verwerthung dieſes Muſters 
entſtanden. Demgemäß war das B. G. auch in der Lage, dieſen 
Theil des Klageanſpruches definitiv abzuerkennen und ſein Urtheil 
iſt daher inſoweit als ein mit dem zuſtändigen Rechtsmittel 
anfechtbares Endurtheil anzuſehen. I. C. S. i. S. Jaeckel 
c. Bundermann vom 22. Juni 1898, Nr. 126/98 J. 

11. Der Urtheilstenor des B. G. ſpricht aus, zu 1: 
daß die Behauptungen der Kl., die ſich nicht auf die Riſchen 
Räumlichkeiten beziehen, einen Schadenserſatzanſpruch nicht recht⸗ 
fertigen; zu 2: daß ein Schadenserſatzanſpruch der Kl. nur 
dann gerechtfertigt ſei, wenn ſie den ihr bezüglich der Mit⸗ 
theilung des M. — K. auferlegten Eid leiſte, im anderen Falle 


nicht. Faßt man dieſen Tenor der Entſcheidung mit ihrer 
Begründung zuſammen, wobei bemerkt werden mag, daß die 
Abſtellung eines aus § 276 der C. P. O. erlaſſenen Urtheils 
auf einen richterlichen Eid in der Rechtſprechung des R. G. 
nicht beanſtandet wird (vergl. Urtheil vom 3. Mai 1889 bei 
Gruchot, Beiträge Bd. 33 S. 1167), fo kann es nicht zweifel- 
haft ſein, daß das B. G. eine Vorabentſcheidung über den 
Grund des erhobenen Anſpruchs hat erlaſſen wollen und auch 
thatſächlich erlaſſen hat. Näher begründet. V. C. S. i. S. 
Meyer c. Cohn vom 6. Juli 1898, Nr. 40/98 V. 

12. Die von der Reviſion geltend gemachten prozeſſualen 
Angriffe gegen das Verfahren vor dem O. L. G. ſind zwar zum 
Theil als begründet anzuerkennen, jedoch nicht geeignet, eine 
Aufhebung des Urtheils herbeizuführen. Zunächſt war nach dem 
Sitzungsprotokoll vom 1. Dezember 1897 nach Schluß der 
mündlichen Verhandlung die Verkündung des Urtheils auf den 
18. Dezember 1897 auberaumt worden. In dieſem Termine iſt 
das Urtheil nicht verkündet worden, vielmehr erſt in der öffentlichen 
Sitzung vom 31. deſſelben Monats. In dem über dieſe Ver⸗ 
kündung aufgenommenen Sitzungsprotokoll iſt bemerkt, daß am 
18. der Verkündungstermin auf den 31. beſtimmt worden ſei. 
Dieſes Verfahren entſpricht in mehrfacher Hinſicht nicht den 
Beſtimmungen des $ 281 der C. P. O. Insbeſondere wäre 
zum Mindeſten, da es ſich um einen öffentlich verkündeten 
Vertagungsbeſchluß handelte, der danach der Zuſtellung nicht 
bedurfte ($ 294 der C. P. O.), gemäß § 146 Abſ. 2 Ziffer 5 
der C. P. O. in dem zunächſt zur Verkündung anberaumten 
Termin vom 18. Dezember ein Sitzungsprotokoll über die 
Vertagung der Verkündung aufzunehmen geweſen. Da indeſſen 
die weſentliche Form, die Verkündung des Urtheils in öffentlicher 
Sitzung, erfüllt iſt, und die Verkündung des Vertagungs⸗ 
beſchluſſes ſich immerhin aus dem Sitzungsprotokoll vom 
31. Dezember ergiebt, fernerhin die Vorſchriften des § 281 der 
C. P. O., ſoweit ſie nach Obigem nicht beobachtet wurden, 
inſtruktioneller Natur ſind, ſo hat wegen dieſer prozeſſualen 
Mängel die Aufhebung des Urtheils nicht zu erfolgen. II. C. S. 
i. S. Schlägel u. Eiſen c. Brinkmann vom 1. Juli 1898, 
Nr. 139/98 II. 

13. Die Kl. und Rkl. macht geltend, ihr Anwalt in der 
Berufungsinſtanz habe nach Schluß der mündlichen Verhandlung 
mit einem Schriftſatz vom 4. Dezember 1897 ein Heft mit 
Urkunden überreicht und thatſächliche Anführungen gemacht, 
welche, namentlich der Briefwechſel, ohne Wiedereröffnung der 
mündlichen Verhandlung zu ihren Ungunſten im Urtheil ver- 
werthet worden ſeien. Die Rüge kann indeſſen, ſoweit ſie die 
Verletzung des Grundſatzes der Mündlichkeit des Verfahrens 
behauptet, als zutreffend nicht erachtet werden. Nach dem 
Thatbeſtand des B. U. iſt die auf das ſtreitige Rechtsverhältniß 
bezügliche Korreſpondenz, auch ſoweit ſie im Beſitze der Kl. 
war, bei der mündlichen Verhandlung vorgelegt und zum Gegen- 
ſtand derſelben gemacht worden. Daß die mit dem Schriftſatz 
vom 4. Dezember eingereichten Schriftſtücke andere Briefe 
geweſen wären, als diejenigen, welche bereits bei der mündlichen 
Verhandlung vorlagen, wird nicht behauptet und iſt nicht er⸗ 
ſichtlich; jedenfalls liegen dafür keine Anhaltspunkte vor, daß 
das B. G. bei der Entſcheidung Werth auf Schriftſtücke und 
Parteibehauptungen gelegt habe, die nicht Gegenſtand der 
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mündlichen Verhandlung geweſen waren bezw. nicht bei derſelben 
vorgelegen haben. Wenn nun allerdings die thatſächlich erſt 
einige Tage nach Schluß der mündlichen Verhandlung erfolgende 
Uebergabe der zum Gegenſtand derſelben gemachten Urkunden 
den betreffenden Vorſchriften der Prozeßordnung (§§ 124 ff.) 
nicht entſpricht, ſo kann doch auch hierin ein die formelle Rechts- 
gültigkeit des Urtheils in Frage ſtellender Mangel nicht gefunden 
werden. Die fernere Aufſtellung der Reviſion, daß der That⸗ 
beſtand des B. U. geſetzlich nicht genügend ſei, iſt nicht zutreffend. 
Die Bezugnahme auf den zum Gegenſtand der mündlichen 
Verhandlung gemachten Inhalt der Akten anderer Prozeſſe 
unterliegt prozeſſualiſch keinem Bedenken. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

14. Die Reviſion macht die Rechtsunwirkſamkeit der 
Ceſſion vom 8. September 1896 und damit die Hinfälligkeit 
der nächſten Vorausſetzung der Aufrechnungsbefugniß der Bekl. 
geltend. Kl. hat in der Berufungsinſtanz — nach dem im 
Thatbeſtande des B. U. in Bezug genommenen vorbereitenden 
Schriftſatze vom 14. Oktober 1897 zu III. 3 — unter Beweis⸗ 
antritt behauptet, daß der Karl B. die Ceſſion vom 8. September 
1896 gar nicht in Abſicht einer Eigenthumsübertragung auf 
die Bekl., ſondern nur zu dem Zweck ausgeſtellt habe, um der 
beklagten Ehefrau in dem wider ſie eingeleiteten Strafverfahren 
zu nützen. Dementſprechend ſei die Ceſſion ausdrücklich mit der 
den Bekl. gegenüber ausgeſprochenen Erklärung erfolgt, daß das 
Eigenthum dadurch nicht auf die Bekl. übertragen werden ſollte, 
und ebenſo habe Karl B. nach dem 8. September 1896 
ſeinem Schwiegerſohne G. auf deſſen Vorſtellungen wegen der 
Ausſtellung der Ceſſion erklärt: Es iſt nicht meine Abſicht, 
eins meiner Kinder zu ſchädigen, ich will, daß eine Theilung 
vorgenommen wird, aber ich denke dadurch meine Tochter vor 
Strafe zu retten —. Das B. G. hat dies, von den Bekl. 
beſtrittene Vorbringen des Kl., obwohl derſelbe daraus die 
Folgerung zog, daß danach Bekl. aus der Ceſſion keinerlei Rechte 
herleiten könnten, neben der Erwähnung durch die Bezugnahme 
auf den vorbereitenden Schriftſatz vom 14. Oktober 1897 einer 
beſonderen Würdigung weder in thatſächlicher noch rechtlicher 
Beziehung unterworfen. Auch iſt aus dem Zuſammenhange 
der Begründung des B. U. kein Anhalt dafür zu entnehmen, 
daß das B. G. das Vorbringen nicht unberückſichtigt gelaſſen, 
jedoch überhaupt für unerheblich erachtet hat. Es iſt daher der 
hier zugleich erhobene prozeſſuale Angriff der Reviſion begründet, 
daß in Anſehung dieſes Vorbringens die Entſcheidung des B. G., 
unter Verletzung des § 284 Nr. 4 der C. P. O., der erforderlichen 
Begründung ermangele, da das Vorbringen ſich als ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Angriffsmittel des Kl., als deſſen auf Beſeitigung 
der Kompenſationseinrede der Bekl. gerichtete Replik, darſtellt. 
Das B. U. unterliegt deshalb, ſoweit es von der Reviſion über⸗ 
haupt angegriffen iſt, als auf dieſer Geſetzesverletzung beruhend 
— 8 513 Nr. 7 der C. P. O. — der Aufhebung. In der 
Sache ſelbſt ſtellt ſich, wie die Reviſion weiter zutreffend geltend 
macht, das mehrgedachte Vorbringen des Kl. ſeinem rechtlichen 
Inhalte nach dar als die gegen die Ceſſion vom 8. September 1896 
gerichtete Einrede der Simulation, indem danach, im Wider⸗ 
ſpruche mit der durch die Ceſſion erklärten Eigenthumsübertragung, 
nach der den Bekl. bei der Ceſſion erklärten Abſicht des Cedenten 
Karl B. dadurch das Eigenthum auf die Bekl. nicht über⸗ 


tragen werden, alſo nach wie vor dem Karl B. verbleiben ſollte. 
Daß bei Richtigkeit der Behauptung des Kl. das Eigenthum 
an den von der Ceſſion vom 8. September 1896 betroffenen 
Anſprüchen des Karl B. dieſem in der That verblieben und 
nicht auf die Bekl. übergegangen ſein würde, unterliegt keinem 
Bedenken, da die in bewußter Uebereinſtimmung der Betheiligten 
erklärten Scheingeſchäfte inſoweit der Rechtswirkſamkeit entbehren. 
Indeſſen bei der Eigenartigkeit des Gegenſtandes des Ceſſions⸗ 
geſchäfts, das die Uebertragung des Eigenthums an einem 
Forderungsrechte bezweckt, folgt nach den Grundſätzen des 
Preußiſchen Rechts aus dem Verbleiben des Eigenthums an der 
abgetretenen Forderung bei dem Cedenten nicht ohne weiteres 
das Recht des Schuldners der abgetretenen Forderung, daraus 
allein den Mangel der Berechtigung des ſonſt durch eine formelle 
Ceſſion legitimirten Ceſſionars zur Geltendmachung der ab⸗ 
getretenen Forderung herzuleiten. Es würde ſich das, da ein 
ſolcher Vorbehalt für ſich den Schuldner nicht hindert, ſich durch 
Erfüllung an den formell legitimirten Ceſſionar von ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit zu befreien, als eine unſtatthafte Einrede aus dem 
Rechte eines Dritten, des Cedenten, darſtellen. Es kann daher 
die Geltendmachung jenes Vorbehalts im Wege der Einrede 
ſeitens des Schuldners nur bei Darlegung eines eigenen Inter- 
eſſes oder dann zugelaſſen werden, wenn anzunehmen iſt, daß 
nach dem bei der Ceſſion dem Ceſſionar ebenfalls erklärten 
Willen des Cedenten auch dem Schuldner gegenüber der Ceſſionar 
als Gläubiger nicht angeſehen werden ſoll. In dieſem Sinne 
hat ſich das R. G., in Uebereinſtimmung mit Dernburg, Lehr⸗ 
buch des Preußiſchen Privatrechts Bd. II § 85 Nr. 7 und 
Rehbein, Entſch. des Preußiſchen Obertribunals, Bd. II S. 309 
in der Note, im Gegenſatz zu FörſterEccius, Preußiſches Privat- 
recht Bd. I § 90 bei Nr. 176, wiederholt ausgeſprochen, wofür 
auf das Urtheil vom 30. Oktober 1889 — Entſch. in Civil 
ſachen Bd. 25 S. 207 — verwieſen wird. IV. C. S. i. S. 
Beck 6. Wohlbrück vom 4. Juli 1898, Nr. 44/98 IV. 

15. Nach § 293 der C. P. O. wird durch das eine Klage 
abweiſende Urtheil Rechtskraft nur bezüglich desjenigen konkreten 
Klaganſpruchs geſchaffen, über den erkannt worden iſt. Die 
Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache würde deshalb nur 
dann begründet erſcheinen, wenn einmal dieſelben thatſächlichen 
und rechtlichen Umſtände, aus denen jetzt der Klageanſpruch 
hergeleitet wird, auch ſchon im Vorprozeſſe das Klagfundament 
gebildet hätten und wenn weiter der jetzt aus dieſen Umſtänden 
hergeleitete Anſpruch ſeiner Richtung und ſeinem Inhalte nach 
als derſelbe angeſehen werden müßte, der bereits im Vorprozeſſe 
geltend gemacht worden war. Dieſe letztere Vorausſetzung trifft 
aber keinesfalls zu. Zwar wird jetzt wie früher gefordert, daß 
die Bekl. dem Kl. monatlich eine beſtimmte Geldſumme zahle. 
Allein dieſe Summe wird im gegenwärtigen Prozeſſe als eine 
von der Bekl. unbedingt und ohne jede Gegenleiſtung des Kl. 
zu entrichtende Rente beanſprucht. Dagegen hat der Kl. im 
Vorprozeſſe der Bekl. nur die Verpflichtung angeſonnen, ihn bis 
an ſein Lebensende in ihrem Dienſte zu behalten und ihm für 
von ihr zu beſtimmende, ſeinem Körperzuſtande entſprechende 
Arbeiten, die er zu leiſten ſich erbot, Dienſtlohn zu bezahlen; 
nur für den Fall, wenn die Bekl. es ihrerſeits vorziehe, von 
dieſen Dienſten keinen Gebrauch zu machen, verlangte er den 
geforderten Betrag auch ohne ſeine Dienſtleiſtung. Daß der 
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Kl. bei der Klagerhebung nur ein Recht des vorſtehend an⸗ 
gegebenen Inhalts in Anſpruch genommen und nur eine dieſem 
Anſpruche entſprechende Verurtheilung der Bekl. angeſtrebt hat, 
kann nach dem Inhalt der Klagſchrift und der Faſſung der 
Klagbitte, in welcher ausdrücklich „Gehalt“, alſo Vergütung für 
Dienſte gefordert wird, nicht zweifelhaft ſein. Es liegt aber 
auch kein irgend zureichender Anhalt dafür vor, daß der Kl. 
während der mündlichen Verhandlung ſeine Klage bezüglich des 
Inhalts der von ihm geltend gemachten Forderung abgeändert 
habe. VI. C. S. i. S. Aktiengeſellſchaft, Aktienbrauerei zu 
Leipzig⸗Gohlis c. Dietrich vom 27. Juni 1898, Nr. 93/98 VI. 

16. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet 
werden. Daß in der Klage der nämliche Anſpruch erhoben worden 
iſt, der ſchon in einem früher zwiſchen den Parteien anhängigen 
Prozeſſe geltend gemacht worden war, iſt nicht beſtritten. Auch 


ſteht feſt, daß in jenem Prozeß die Klage durch ein formell in 


Rechtskraft erwachſenes Urtheil des L. G. I zu Berlin vom 
2. April 1886 abgewieſen worden iſt. Die Rkl. meint nun, 


dieſes Urtheil könne nicht, wie das O. L. G. in Uebereinſtimmung 


mit dem I. R. angenommen habe, die Einrede der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache begründen, weil das L. G. im Vor⸗ 
prozeſſe unentſchieden gelaſſen habe, ob der Kl. eine Forderung 
überhaupt zuſtehe, und in Ermangelung einer Feſtſtellung, daß 
die Forderung an ſich beſtanden habe, auch nicht habe feſtſtellen 
können, daß die Forderung durch Aufrechnung mit einer Gegen⸗ 
forderung des Bekl. getilgt worden ſei. Sie nimmt an, ein Urtheil, 
in dem dahingeſtellt bleibe, ob die klägeriſche Forderung an ſich 
begründet ſei, die Klage aber abgewieſen werde, weil in dieſem 
Falle die eventuell vorgebrachte Kompenſationseinrede 
durchgreife, könne überhaupt nicht in Rechtskraft erwachſen. 
Außerdem hat ſie ausgeführt, die Einrede der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache ſei ſchon deshalb unbegründet, weil im Vor⸗ 
prozeſſe das B. G. in ſeinen Entſcheidungsgründen die eventuell 
vorgebrachte Kompenſationseinrede einer Erörterung nicht unter⸗ 
zogen habe. Die Bedenken der Reviſion ſind mit näherer Be⸗ 
gründung zurückgewieſen. II. C. S. i. S. Fickert c. Paſch 
vom 12. Juli 1898, Nr. 85/98 II. 

17. Es kann, wie die Bekl. in der Reviſion mit Recht 
hervorhebt, das prozeſſuale Verfahren in der dem an— 
gegriffenen Urtheile zu Grund liegenden mündlichen Verhandlung 
nicht als dem Geſetze entſprechend erachtet werden. Durch 
Beſchluß vom 11. Juli 1896 war in der Berufungsinſtanz 
das vorbereitende Verfahren angeordnet worden, und hat 
daſſelbe in mehreren Terminen vor dem beauftragten Richter 
ſeine vorſchriftsmäßige Erledigung gefunden. Dieſes Verfahren 
ſtellt nach der ihm von der C. P. O. gegebenen Konſtruktion 
ein ſchriftliches Verfahren mit mündlicher Schlußverhandlung 
dar. Es ſoll durch daſſelbe, wie ſich aus den Beſtimmungen 
der 588 315, 316, 318 und 319 der C. P. O. ergiebt, und 
auch die Motive beſagen, für die Entſcheidung des Rechtsſtreites 
eine feſte und überſichtliche Grundlage geſchaffen und dieſes 
dadurch erreicht werden, daß Alles, was zum Angriffe und zur 
Vertheidigung dient, was zur Subftantiirung an Thatſachen 
und Beweismitteln aufgeſtellt wird, überhaupt als Unterlage 
für die künftige Entſcheidung berückſichtigt werden ſoll, abgeſehen 
von wenigen Ausnahmen ($ 3192 der C. P. O.) vor den be 


auftragten Richter vorgebracht werden muß. Es findet vor 


demſelben eine ſchriftliche und endgültige Fixirung des ge⸗ 
ſammten thatſächlichen Streitmaterials ſtatt, in welcher Geſtalt 
ſodann der Rechtsſtreit zur Verhandlung und Entſcheidung vor 
das erkennende Gericht gebracht wird. Wenn nun auch aus 
dem Inhalte des nach Beendigung des vorbereitenden Ver⸗ 
fahrens ergangenen Beweisbeſchluſſes vom 13. März 1897 
angenommen werden kann, daß, obſchon das über die betreffende 
mündliche Verhandlung aufgenommene Sitzungsprotokoll ſowie 
der Thatbeſtand des Urtheils darüber Nichts enthält, doch die 
Parteien das Ergebniß des vorbereitenden Verfahrens auf Grund 
des in demſelben aufgenommenen Protokolles nach § 318 der 
C. P. O. vorgetragen haben, ſo hat doch damit der Inhalt 
dieſes Protokolles für die ſpätere, nach Erledigung des Be⸗ 
weisbeſchluſſes erfolgte mündliche Verhandlung nicht ſeine Be⸗ 
deutung verloren, vielmehr hatte dieſe Schlußverhandlung 
wiederum auf Grundlage des durch das vorbereitende Ver⸗ 
fahren fixirten Streitmaterials unter Berückſichtigung des 
Reſultates der ſtattgefundenen Beweisaufnahme zu erfolgen. 
Daß hierbei die Parteien in dem Protokolle erhobene Anſprüche 
und Behauptungen fallen laſſen und von einem weiteren 
Beſtreiten abſehen können, verſteht ſich von ſelbſt, es muß 
dieſes aber in irgend einer Weiſe als zweifellos zu Tag treten. 
Das angegriffene Urtheil läßt jedoch jeden Anhalt darüber ver⸗ 
miſſen, ob hiernach vor dem O. L. G. verfahren worden iſt. 
Das Sitzungsprotokoll ſpricht nur von dem Vortrage des Sach⸗ 
und Streitverhältniſſes und in dem Thatbeſtande des Urtheils 
heißt es nur, daß die Parteien ihre früheren Anträge wiederholt 
und dieſelben in Gemäßheit der inhaltlich vorgetragenen Schrift. 
läge begründet und dabei auf den Inhalt der Zeugenverneh- 
mungeprotokolle ſowie näher bezeichneten Prozeßakten Bezug 
genommen haben. Die beiden Schriftſätze behandeln aber, ab- 
geſehen von der allgemeinen, in dem klägeriſchen Schriftſatze 
enthaltenen Bemerkung, daß die unerledigten Beweiserbieten und 
früheren Ausführungen wiederholt werden, nur den Streitpunkt 
wegen des Acceptes vom 26. Februar 1894. Wenn man hier⸗ 
nach annehmen könnte, daß die Bekl. nur noch dieſen Streit- 
punkt aufrecht erhalten habe, wozu allerdings der Antrag auf 
Klageabweiſung nicht paſſen würde, ſo wird doch wiederum in 
den Urtheilsgründen thatbeſtandlich geſagt, daß die Bekl. noch 
einen zweiten Poſten über 37,55 Francs beſtritten und im 
Uebrigen ſich darauf beſchränkt habe, die Richtigkeit des von 
der Kl. vorgelegten Kontokurrents zu beſtreiten, ohne dieſes 
Beſtreiten im Einzelnen zu ſubſtantiiren, geſchweige denn Be⸗ 
weiſe zu erbieten, und wird dieſes gegen Schluß der Gründe 
wiederholt mit dem Hinzufügen, daß die Bekl. die einzelnen 
Poſten des Kontokurrents „nicht ernſtlich“ beſtritten habe, 
und wird endlich bemerkt, daß die Richtigkeit des Konto- 
kurrents als bewieſen angeſehen werde, obwohl doch nach 
Inhalt des Protokolles in dem vorbereitenden Verfahren die 
Kl. ſelbſt eine Anzahl Sollpoſten fallen gelaſſen hat, und 
die Feſtſtellung der Beträge mehrerer Poſten für Proviſionen 
und Zinſen mit Zuſtimmung beider Parteien vorbehalten worden 
iſt. Außerdem enthält dieſes Protokoll noch mehrere, mit 
Gründen verſehene Einwendungen der Bekl. gegen die Richtig⸗ 
keit des Kontokurrents, namentlich iſt, wie auch in der Revifiong- 
begründung hervorgehoben wird, darin ausdrücklich erwähnt, 
daß die Bekl. die beiden Sollpoſten für Frachten vom 
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25. Juli 1894 über zuſammen 9 755,75 Francs deshalb be- 
ftreite, weil dieſelben nach dem 9. März 1894, dem Tage der 
Konkurseröffnung, entſtanden ſeien. Das angegriffene Urtheil 
beſagt hierüber Nichts. Bei dieſer Sachlage durfte aber das 
O. L. ©. fi nicht mit einem allgemeinen, nicht einmal „ernft- 
lichen“ Beſtreiten des Bekl. zufrieden geben, ſondern es mußte 
unter Berückſichtigung des durch das vorbereitende Verfahren 
feſtgeſtellten Streitſtandes, nöthigenfalls unter Anwendung des 
richterlichen Fragerechts, den Vertreter der Bekl. zu näheren, 
beſtimmten Erklärungen veranlaſſen. Dadurch, daß dieſes unter⸗ 
blieben ift, find die 88 318 und 130 der C. P. O. verletzt. 
II. C. S. i. S. Auner Konk. c. Wiener, Levy und Co. vom 
1. Juli 1898, Nr. 109/98 II. 

18. Die Nichtbeeidigung der Zeugin Eliſe F. würde in 
der Reviſionsinſtanz nur dann gerügt werden dürfen, wenn 
deren Beeidigung in der Vorinſtanz beantragt oder die Unter⸗ 
laſſung der Beeidigung bei der nächſten mündlichen Verhandlung 
gerügt wäre. Es war aber auch gerechtfertigt, daß dieſe mit 
den Parteien im zweiten Grade verwandte Zeugin unbeeidigt 
gehört iſt, da ſie in ihrer Eigenſchaft als Wirthſchafterin über 
den ihr aus dieſer Stellung bekannten Geſchäftsbetrieb vernommen 
wurde, und auf dieſe Sachlage der von der Reviſion angezogene 
§ 350 Nr. 3 der C. P. O. nicht zutrifft. III. C. S. i. S. 
Kook c. Frank vom 24. Juni 1898, Nr. 116/98 III. 

19. Die Reviſion betrifft allein den Einwand der Un⸗ 
zuſtändigkeit des Gerichts und iſt auch nur inſoweit zuläſſig. 
($ 509 Nr. 1 der C. P. O.). Der Einwand würde begründet 
ſein, wenn es ſich um einen nach § 686 Abſ. 1 der C. P. O. 
im Wege der Klage bei dem Prozeßgericht I. J. geltend zu 
machenden Einwand gegen den im Vorprozeß feſtgeſtellten An- 
ſpruch ſelbſt handelte. Um einen ſolchen Einwand in der 
Vollſtreckungsinſtanz handelt es ſich aber nicht. Kl. fordert eine 
Geldſumme zurück, die der Bekl., nach Wegfall des Grundes, 
aus welchem fie aus dem Vermögen des Kl. in ſeinen, des Bekl., 
Beſitz gelangt iſt, angeblich ohne Recht zurückhält. Dadurch, 
daß der Kl. zur Begründung ſeiner Rückforderungsklage (condictio 
sine causa) behauptet, daß dem Urtheil des Vorprozeſſes genügt 
ſei, gewinnt die Klage nicht den Charakter der Einwandsklage 
aus § 686 C. P. O. Wäre das Zwangsvollſtreckungsverfahren, 
in welchem die ſtreitige Summe vom Kl. eingezogen worden iſt, 
noch nicht als beendet anzuſehen, ſo würde hieraus doch nur 
folgen, daß der Rechtsgrund, aus welchem der Bekl. die Summe 
empfangen, noch nicht in Wegfall gekommen, der Anſpruch daher 
materiell unbegründet iſt. Die von dem Rkl. in Bezug 
genommenen Urtheile des R. G. (Bd. 21 S. 377, Bd. 27 S. 385) 
enthalten nichts, was die Reviſion zu ſtützen geeignet wäre. 
Daß der Bekl. gegen den gemäß § 773 der C. P. O. gegen 
ihn ergangenen Beſchluß den Einwand, daß dem Urtheile 
genügt ſei, auf dem in $ 686 a. a. O. angegebenen Wege 
hätte geltend machen müſſen, iſt für die rechtliche Natur der 
vorliegenden Klage ohne Bedeutung. V. C. S. i. S. Elkan 
e. Jacobeit vom 25. Juni 1898, Nr. 23/98 V. 

20. Der Thatſache gegenüber, daß der Rechtsanwalt P. als 
Vertreter der Kl. den Prozeß geführt und die Feſtſetzung der 
Koſten der Kl. beantragt hatte, lag keine genügende Veranlafſung 
vor, die Beſchwerde gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß als in 
ſeinem Namen und nicht im Namen ſeiner Auftraggeberin erhoben 


anzuſehen, wenn auch das Auftragsverhältniß in der Beſchwerde 
nicht beſonders hervorgehoben und die Beſchwerde als ſolche des 
Rechtsanwalts P. bezeichnet iſt. Dieſe Bezeichnung ſchließt die 
Annahme, daß er die Beſchwerde in ſeiner Eigenſchaft als Vertreter 
der Kl. für dieſe erhoben hat, nicht unbedingt aus, und es war 
nicht gerechtfertigt, dieſelbe wegen ihrer allerdings undeutlichen 
Faſfung in der Annahme, fie ſei vom Rechtsanwalt P. für feine 
Perſon erhoben worden, für unzuläſſig zu erachten. Die Angabe 
der Kl., daß der Rechtsanwalt P. dabei in ihrem Namen ge⸗ 
handelt habe, iſt nicht zu beanſtanden. Demgemäß war der 
Beſchluß vom 28. Mai, 1898 aufzuheben. VI. C. S. i. S. 
Kühne c. Wendt vom 30. Juni 1898, B Nr. 138/98 VI. 

21. Im Koſtenfeſtſetzungsverfahren iſt, wie das R. G. in 
konſtanter Praxis feſtgehalten hat (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. IV S. 360 fg., 365, Bd. XXVI S. 379 fg., 
Bd. XXXIII S. 404 und Beſchluß vom 19. September 1895 
in Sachen Kaufmann wider Hartmann B VI 118/95 fg.) 
nur die Summe im Ganzen als das Streitobjekt anzuſehen. 
Dieſer Grundſatz führt dahin, daß, falls der Partei im Ganzen 
in der Beſchwerdeinſtanz dieſelbe Summe oder, wie hier, eine 
noch höhere Summe als von dem Gegner zu erſtatten, zu⸗ 
gebilligt iſt, die weitere Beſchwerde der Partei unzuläſſig iſt. 
Denn es fehlt an einem neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrund 
im Sinne der 88 531 Abſ. 2, 530 der C. P. O. Aus der 
Unzuläſſigkeit der Beſchwerde in der Hauptſache ergiebt ſich 
weiter aber auch, wie das R. G. gleichfalls des Oefteren aus- 
geſprochen hat, die Unzuläſſigkeit der Beſchwerde im Koften- 
punkte (§ 94 der C. P. O.). VI. C. S. i. S. Schmidt 
c. Wuſterack vom 30. Juni 1898, B Nr. 131/98 VI. 

22. Einen neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrund enthält 
die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts dann, wenn ſie wegen 
Verletzung einer Rechtsnorm unrichtig ift, die nicht ſchon durch 
einen Beſchluß der Vorinſtanz oder der Vorinſtanzen verletzt 


worden war. Deun alsdann war dieſer Beſchwerdegrund in 


dem betreffenden Verfahren bisher noch nicht gegeben, iſt viel» 
mehr erſt durch die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts ent- 
ſtanden und iſt ein ſelbſtſtändiger, wenn die fragliche Rechts- 
verletzung allein die Unrichtigkeit dieſer Entſcheidung begründet. 
Ausführlich begründet. VI. C. S. i. S. v. Schmidt c. Schumacher 
vom 7. Juli 1898, B Nr. 122/98 VI. | 

23. Zur Begründung der Revifion gegenüber der auf Che 
ſcheidung zum Nachtheile der beklagten Chefrau lautenden 
Entſcheidung wurde geltend gemacht, daß die Feſtſtellung des 
Ehebruchs der Bekl. auf einer unter Verletzung der Vorſchrift 
des 8 356 Abſ. 1 C. P. O. in Verbindung mit § 577 C. P. O. 
erfolgten Beweisaufnahme beruhe. Dieſe Rüge mußte als 
gerechtfertigt anerkannt werden. Nach der Beweiswürdigung 
des B. G. wurde zur Feſtſtellung des der Bekl. vorgeworfenen 
Ehebruchs erfordert, daß die Identität der Bekl. mit der 
Dame, mit welcher der oben genannte Offizier die regelmäßigen 
Zuſammenkünfte im Hotel du Nord hatte, für nachgewieſen zu 
erachten jet, und dieſen Beweis findet das B. G. in der Aus- 
ſage des Wirths B., welcher angab, „er habe dann auch gehört, 
daß die betreffende Dame die Bekl. ſei“ und des als Zeuge 
vernommenen Droſchkenkutſchers. Für die Annahme, daß das 
B. G. hierbei etwa auf die Ausſage des Droſchkenkutſchers W., 
welcher das Paar neunmal gefahren zu haben erklärte, kein 
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Gewicht gelegt hätte, liegt ein Anhalt umſo weniger vor, als 
dieſer Zeuge für die Identitätsfrage mehr als Andere durch die 
Angabe bekundete, daß er bei ſchlechtem Wetter den Haupt⸗ 
mann B. mit der Dame bis vor das Haus des Kl. gefahren 
habe. Dieſes Beweismittel iſt nun aber nicht prozeßordnungs ⸗ 
gemäß erhoben worden, da Zeuge W. nach Inhalt des Protokolls 
vom 5. Juni 1897 nicht nach Maßgabe des $ 356 C. P. O. 


vor oder eventuell nach ſeiner Vernehmung beeidigt worden 


iſt. Vergl. R. G.⸗Entſcheid. in Civilſachen Bd. VIII S. 406 ff., 
Bd. X S. 416. Zwar können die Parteien nach § 356 
Abſ. 2 C. P. P. auf Beeidigung verzichten und, wenn dies 
wie im vorliegenden Falle nicht geſchehen iſt, kann ein ſtill⸗ 


ſchweigender Verzicht und Verluſt des Rüͤgerechts unter den 


Vorausſetzungen des $ 267 Abi. 1 C. P. O. angenommen 
werden; allein im Verfahren in Eheſachen kommen nach der 
ausdrücklichen Beſtimmung des $ 577 Abſ. 1 C. P. O. die 
Vorſchriften über den Verzicht der Parteien auf die Beeidigung 
der Zeugen nicht zur Anwendung und kann nach § 267 
Abſ. 2 C. P. O. auch ein Verluſt der Rüge wegen Unterlaſſung 
der Beeidigung nicht eintreten. Da auch nicht erſichtlich iſt, 
daß einer der Fälle des $ 358 C. P. O., in welchen ein Zeuge 
unbeeidigt zu vernehmen iſt, vorgelegen habe, eine etwaige 
Berechtigung zur Verweigerung des Zeugniſſes auf Grund der 
Vorſchrift des § 349 Ziffer 2 C. P. O. nach § 358 Ziffer 3 
C. P. O. im vorliegenden Falle auch nicht zur Unterlaſſung der 
Beeidigung hätte führen können, liegt daher eine Verletzung des 
Geſetzes in Bezug auf das Verfahren vor, auf welcher die 
angefochtene Entſcheidung, indem ſie ſich auf das in Rede 
ſtehende unbeeidigte Zeugniß ſtützt, beruht. Hiernach war die 
Aufhebung der erwähnten Entſcheidung geboten. II. C. S. i. S. 
v. Groote c. v. Groote vom 1. Juli 1898, Nr. 126/98 II. 
24. Das Kammergericht hat die Beſchwerde der Kl. gegen 
den landgerichtlichen Beſchluß mit Recht für unzuläſſig erachtet; 
denn dieſer Beſchluß enthält die fachliche Entſcheidung über 
einen Antrag der Bekl. auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
aus einem vorläufig vollſtreckbaren Verſäumnißurtheile, gegen 
welches Einſpruch eingelegt war, wonach alſo ein Fall vorlag, 
für welchen die Vorſchriften der §88 657 und 647 der C. P. O., 
insbeſondere auch die des $ 647 Abſ. 2 Satz 2 gegeben find. 
Die reichsgerichtlichen Entſcheidungen, auf welche ſich die Kl. 
beruft, um darzuthun, daß das Kammergericht eine Entſcheidung 
in der Sache ſelbſt habe treffen müſſen, berühren ebenſowenig, 
wie eine Reihe anderer (Gruchot Bd. 37 S. 401, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1896 S. 2 Nr. 12 und S. 606 Nr. 17, Entſch. 
des R. G. Bd. 32 S. 394) den vorliegenden Fall. Die durch 
den landgerichtlichen Beſchluß angeblich verletzte Vorſchrift des 
Geſetzes, wonach die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ohne 
Sicherheitsleiſtung nur zuläffig iſt, wenn glaubhaft gemacht 
wird, daß die Vollſtreckung einen nicht zu erſetzenden Nachtheil 
bringen würde, regelt die materiellen Vorausſetzungen, unter 
denen das Gericht einem an fi nach SS 657, 647 zuläſſigen 
Antrag auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung in beſtimmter 
Weiſe (ohne Sicherheitsleiſtung) ſtattgeben darf. Indem das 
L. G. dem Antrage ſtatt gab, machte es, ſei es in zutreffender 
oder unzutreffender Weiſe von dem ihm durch das Geſetz ein⸗ 
geräumten Ermeſſen in der Sache ſelbſt Gebrauch, und gegen 
dieſe Entſcheidung iſt nach § 647 Abſ. 2 Satz 2 eine Be⸗ 


ſchwerde nicht gegeben. Ferienſenat i. S. Mönke Konk. c. Benſe 
vom 21. Juli 1898, B Nr. 107/98 V. | 

25. Die Reviſion des Antragsgegners richtet ſich gegen 
ein B. U., durch welches außer der Berufung der Antragſtellerin 
auch ſeine Anſchließung zurückgewieſen worden iſt; und zwar 
wurde damit ein L. G.⸗Urtheil beſtätigt, durch welches eine 
einſtweilige Verfügung dahin getroffen war, daß der Antrags⸗ 
gegner für die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes der Antrag⸗ 
ſtellerin ſein Haus in Ottenſen zur alleinigen Benutzung zu 
überlaſſen und ein Wirthſchaftsgeld von 50 Mark wöchentlich 
zu gewähren habe. Der jetzt geſtellte Antrag, die vorläufige 
Einſtellung der Vollſtreckung dieſer einſtweiligen Verfügung an⸗ 
zuordnen, iſt nun aber auf etwas völlig Unſtatthaftes gerichtet. 
Der $ 657 der C. P. O. findet auf Urtheile, durch welche ein 
Arreſtbefehl oder eine einſtweilige Verfügung erlaſſen iſt, über⸗ 
haupt keine Anwendung; denn obgleich ſolche nach § 809 
Abſ. 1, bezw. $ 815 daſelbſt unmittelbar vollzogen werden 
können, ſo gehören fie doch nicht zu den vorläufig voll- 
ſtreckbaren Urtheilen im techniſchen Sinne, auf welche allein 
ſich der 8 657 bezieht. Die Vollſtreckung eines Arreſtes oder 
einer einſtweiligen Verfügung kann alſo durch eine vorläufige 
Anordnung der fraglichen Art überhaupt nie aufgehalten werden. 
Dies iſt auch ſchon mehrfach von verſchiedenen Senaten des 
R. G. ausgeſprochen worden, insbeſondere in den Beſchwerde⸗ 
ſachen III. 64/87 (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1887, S. 312 f. 
Nr. 6), I. 96/93 (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1893, S. 540 f. 
Nr. 19) und IV. 187/93 (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1894, 
S. 14 Nr. 27). VI. C. S. i. S. Behn c. Behn vom 
11. Juli 1898, Nr. 235/98 VI. 

26. Der Schuldner hat gegen eine Pfändung dem pfändenden 
Gläubiger gegenüber keine anderen Rechte, als die auf den 
88 685, 686 der C. P. O. beruhenden. Die auf § 690 zu 
ſtützenden Rechte Dritter können nur dieſe dritten Perſonen 
ſelbſt geltend machen. Der Konkursverwalter und die Konkurs- 
maſſe haben aber, abgeſehen von der weiter zu befprechenden 
Anfechtungsklage, bezüglich der Gültigkeit der Pfändung keine 
anderen Rechte, als ſie der Schuldner ſelbſt gehabt haben würde. 
Mit der Konkurseröffnung tritt das Vermögen des Gemein⸗ 
ſchuldners in dem Zuſtande, wie es ſich zur Zeit der Konkurs- 
eröffnung befindet, in die Verwaltung des Konkursverwalters 
(§ 5 der R. K. O.), und die gepfändeten Gegenſtände traten, 
behaftet mit dem von dem Pfandgläubiger erworbenen 
Abſonderungsrechte, in die Konkursmaſſe ein. Der Konkurs⸗ 
verwalter iſt für die Frage, ob eine rechtsgültige Pfändung 
vorliege, lediglich als der Rechtsnachfolger des Gemeinſchuldners 
anzuſehen. Ebenſowenig wie dieſer die an und für ſich gültig 
vollzogene Pfändung aus dem oben angegebenen Grunde würde 
aufheben laſſen können, kann es der Konkursverwalter. II. C. S. 
i. S. Schiffer 6. Schertel vom 28. Juni 1898, Nr. 118/98 II. 

27. Durch die Entſcheidung des B. G. ſteht feſt, daß 
nach dem irreviſibelen Frankfurter Rechte die Wittwe B. als 
Statutarerbin ihres Mannes nur einen Anſpruch auf die Hälfte 
der fahrenden Habe hat und daß der Anſpruch auf Rückgabe 
der Dienſtkaution nicht zu der Letzteren, ſondern zu der Im⸗ 
mobiliarerbmaſſe des B. gehört. In Folge deſſen ſteht weiter 
feſt, daß der beklagtiſche Cedent K. einen der Wittwe B. nicht 
zuſtehenden Anſpruch hat pfänden laſſen und daß der Konkurs- 
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verwalter zur Klage aus § 690 der C. P. O. (welche Klage auch 
der rechtmäßige Gläubiger einer Forderung gegen den, der 
Letztere zu Unrecht pfänden läßt, nach feſtſtehender Rechtſprechung 
des R. G. erheben kann), aktiv legitimirt iſt. Es iſt auch nicht 
richtig, daß, wie die Revifion geltend macht, in Folge der ſeitens 
des Drittſchuldners erfolgten Hinterlegung (mag nun dieſe 
richtig nach § 751 oder unrichtig nach § 750 der C. P. O. 
geſchehen ſein) ein Anſpruch auf Rückgabe der Kaution nur 
unter der Vorausſetzung des Eigenthums an den als Kaution 
gegebenen Werthpapieren erhoben werden könnte. Denn einmal 
ſind nicht die Werthpapiere ſelbſt, ſondern nur der Anſpruch auf 
deren Herausgabe gepfändet worden. Sodann aber iſt durch 
die Hinterlegung der Kaution der dem Verpfänder auf deren 
Rückgabe (unabhängig von der Frage des Eigenthums an den 
die Kaution bildenden Werthpapieren) zuſtehende Forderungs⸗ 
anſpruch nicht erloſchen und wird dieſer Anſpruch ſtatt gegen 
den Pfandgläubiger bei der Hinterlegungsſtelle geltend gemacht. 
Die Klage aus § 690 der C. P. O. aber kann bis zur Be⸗ 
endigung der Zwangsvollſtreckung, welche erſt mit der Be⸗ 
friedigung des Gläubigers und nicht ſchon durch die Hinter- 
legung oder durch die Einleitung des Vertheilungsverfahrens 
eintritt, erhoben werden. III. C. S. i. S. Müllerleile o. Bruck 
Konk. vom 8. Juli 1898, Nr. 94/98 III. 

28. Nach § 690 der C. P. O. ſetzt die dort zugelaſſene 
Widerſpruchsklage gegen eine erfolgte Zwangsvollſtreckung ein 
die Veräußerung hinderndes Recht an deren Gegenſtand voraus. 
Als ein ſolches Recht würde im vorliegenden Falle das Eigen⸗ 
thumsrecht der Ehefrau an den Pfandſtücken erſcheinen, welche, 
ſofern nicht beſondere, hier nicht nachgewieſene Geſetzesvorſchriften 
beſtehen (Entſch. des R. G. Bd. 16 S. 347), nicht wegen 
Schulden des Ehemannes von einem Gläubiger deſſelben in 
Anſpruch genommen werden können (ſiehe $ 182 Abi. 5 des 
B. G. B. des Kantons Luzern). Dieſe Wirkung des Eigen⸗ 
thumsrecht kann einem pfändenden Gläubiger des Ehemannes 
gegenüber auch nicht durch die Bezugnahme auf das Ver⸗ 
zußerungsrecht des Letzteren ausgeſchloſſen werden. Allerdings 
würde die Ehefrau, wenn der Ehemann in Ausübung feines 
Rechts ihr gehörige Vermögensſtücke veräußert, dem dritten Er⸗ 
werber gegenüber ihr Eigenthumsrecht nicht geltend machen 
können. Irrig iſt aber die Annahme, daß der Gläubiger 
des Ehemannes in Folge der Pfändung von Mobilien der Che 
frau in das Veräußerungsrecht des Ehemannes einrücke und 
daſſelbe an deſſen Stelle durch den — den Gläubiger ver⸗ 
tretenden — Vollſtreckungsbeamten ausüben könne. Denn der 
Pfändung ſind nur übertragbare Vermögensſtücke oder Ver⸗ 
mögensrechte des Ehemannes unterworfen. Dahin iſt aber die 
Befugniß zur Veräußerung des eheweiblichen Vermögens nicht 
zu rechnen. Denn dieſe Befugniß beruht auf der beſonderen 
Stellung des Ehemannes in der ehelichen Gemeinſchaft, in Folge 
welcher ihm auch beſondere Pflichten obliegen. Vergl. $ 181 
Abſ. 3 des angeführten Geſetzbuches. Nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen, deren Ausſchluß durch abweichende Beſtimmungen des 
Luzerner Rechts keinenfalls feſtgeſtellt iſt, erſcheint daher jene 
Befugniß als ein höchſt perſönliches Recht des Ehemannes, 
welches von einem Dritten nicht an ſeiner Stelle ausgeübt 
werden kann. Und wie die Ehefrau im Fall des Konkurſes des 
Ehemannes die Ausſonderung der ihr gehörigen, nicht mit 


deſſen Mitteln erworbenen Gegenſtände beanſpruchen kann 
($ 37 der R. K. O.), fo iſt fie auch im Falle der Pfändung 
einem einzelnen Gläubiger gegenüber zum Anſpruch auf Freie 
gabe derartiger Stücke befugt. III C. S. i. S. Wendelſtein 
e. Scholder vom 5. Juli 1898, Nr. 91/98 III. | 

29. In dem Verfahren über die einſtweilige Verfügung 
find etwaige Einreden, die der Forderung des Kl. entgegen - 
ſtehen, allerdings nur glaubhaft zu machen. Daraus folgt 
aber nicht, daß der Bekl. nur zu beſcheinigen hat, daß er über⸗ 
haupt Gegenanſprüche habe. Er muß vielmehr auch glaubhaft 
machen, in welcher Höhe ihm ſolche Anſprüche zuſtehen, da ſich 
nur dann beurtheilen läßt, inwieweit die Forderung des Kl. 
trotz derſelben für glaubhaft zu erachten iſt. Das B. G. hat 
die letztere in der geltend gemachten Höhe für genügend be. 
ſcheinigt angeſehen, weil die für die unſtreitig gelieferten Arbeiten 
in Anſatz gebrachten Preiſe im Allgemeinen dem dem Original ⸗ 
Werkoerdingungsvertrage beigefügten Koſtenanſchlage entſprechen. 
Dagegen erachtet es die Ausſage des M. und defien eidesſtatt⸗ 
liche Verſicherung nicht für geeignet, um glaubhaft zu machen, 
daß und namentlich in welchem Umfange Bekl. Gegenanſprüche 
an den Kl. habe, da M. nur bekundet habe, daß Kl. die 
Arbeiten wohl zu den beſtimmten Terminen habe fertig ftellen 
können, und in ſeiner eidesſtattlichen Verſicherung ohne jede 
nähere Angabe nur erklärt habe, daß dem Bekl. eine Forderung 
von mehr als 2 700 Mark an den Kl. zuſtehe. Dieſe An⸗ 
nahme unterliegt nicht der Anfechtung durch die Reviſion, da 
es lediglich von dem Ermeſſen des Gerichts abhängt, ob es eine 
Thatſache für glaubhaft erachtet oder nicht. VI. C. S. i. S. 
Schüler c. Körling vom 30. Juni 1898, Nr. 130/98 VI. 

Zur Konkursordnung. 

30. Das O. L. G. hat zwar mit genügender Begründung 
feſtgeſtellt, daß ſich der Bekl. am 12. Februar 1894 bereits im 
Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befunden habe. Der 
weiteren Feſtſtellung, daß er ſpäteſtens an dieſem Tage ſeine 
Zahlungen eingeſtellt habe, liegt aber anſcheinend ein Rechts- 
irrthum zu Grund. Jedenfalls fehlt es dafür an einer aus⸗ 
reichenden Begründung. Der Umſtand, daß am 12. Februar 1894 
etwa 16 200 Mark fällige Forderungen vorhanden waren und 
darauf bis zur Konkurseröffnung nur 750 Mark bezahlt wurden, 
geſtattet noch keinen ſicheren Schluß darauf, daß der Bekl. ſeine 
Zahlungen eingeſtellt hat, d. h. das von dem O. L. G. an · 
genommene Zahlungsunvermögen durch irgend einen auch Dritten 
erkennbaren Umſtand in die äußere Erſcheinung getreten iſt. 
Die bloße Nichtberichtigung fälliger Schulden genügt, wie das 
R. G. ſchon öfters ausgeſprochen hat, in dieſer Beziehung nicht. 
Daß aber die Zahlungsunfähigkeit irgend wie einen äußeren 
Ausdruck erlangt habe, z. B. von dem Bekl. wegen fälliger 
Verbindlichkeiten vergeblich Zahlung gefordert worden ſei, 
hat das O. L. G. nicht feſtgeſtellt. Schon dieſer Mangel 
nöthigt zur Aufhebung des angefochtenen Urtheils. Die Ent- 
ſcheidung erregt aber auch in anderer Richtung Bedenken. Ind 
beſondere iſt dies inſoweit der Fall, als angenommen wurde, 
obgleich der Bekl. für das von ihm bei Errichtung der an · 
gefochtenen Hypotheken noch nicht hingegebene Darlehen in Höhe 
von 6 000 Mark unzweifelhaft volle Sicherſtellung habe verlangen 
dürfen und in Wirklichkeit bei der Zwangsveräußerung nur ein 
Erlös von nicht ganz 3 000 Mark erzielt worden ſei, den er 
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beanſprucht, erſcheine die ihm gewährte Sicherheit in vollem 
Umfange als anfechtbar. Es muß befremden, daß der Bekl., 
der unzweifelhaft Anſpruch auf die hinterlegte Summe hätte, 
wenn ihm die Sicherheit nur für die fpäter entftandene Forderung 
von 6 000 Mark beſtellt worden wäre, dieſe deshalb verlieren 
ſoll, weil ihm dabei auch noch für eine andere Forderung Sicher⸗ 
heit gewährt wurde. In dieſer Richtung beſteht übrigens auch 
keine Klarheit und keine Uebereinſtimmung zwiſchen den auf die 
Schuld- und Pfandurkunden bezüglichen Feſtſtellungen im That⸗ 
beſtande und den Ausführungen in den Entſcheidungsgründen. 
Die im Thatbeſtande erwähnte „Schuldurkunde vom 
5. Februar 1894“ über 5 000 Mark ſcheint überhaupt nicht 
zu beſtehen und die in den Gründen erwähnte Urkunde über 
5 000 Mark vom 2. Februar 1894 enthält nur die Zuſage 
der Ceſſion eines Grundſchuldbriefes, während die 
weiter erwähnte Urkunde über 10 000 Mark vom 3. Februar 
1894 zwar die Zuſage einer Hypothekenbeſtellung ent- 
hält, aber eine Feſtſtellung darüber fehlt, daß und wie dieſe 
Hypothekenbeſtellung am 5. Februar wirklich erfolgt iſt, 
und welchen Inhalt bezüglich der zu fichernden Forderung die 
Hypothekeneinſchreibung hat. II. C. S. i. S. Walter c. Seiffert 
vom 5. Juli 1898, Nr. 153/98 II. 

31. Das angefochtene Urtheil beruht auf derſelben Rechts⸗ 
auffaſſung wie die in einer im Weſentlichen gleich gelagerten 
Sache gegebene Entſcheidung des V. C. S. des R. G. vom 
9. Juli 1892 in Sachen Genath wider Bartel (Rep. V 
Nr. 76/92, auszugsweiſe mitgetheilt in der Juriſt. Wochenſchrift 
von 1892 S. 371 Nr. 8 und bei Bolze, Bd. 15 Nr. 761). 
Die angeführte Entſcheidung kommt zu dem Ergebniß, daß 
durch $ 15 der R. K. O. für zweiſeitige zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung von dem Gemeinſchuldner und vom anderen Theile 
nicht oder nicht vollſtändig erfüllte Verträge dem Konkurs⸗ 
verwalter das Wahlrecht gewährt iſt, ob er das Geichäft aus 
der Maſſe erfüllen will oder nicht, daß aber, wenn er ſich aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend für letzteres entſchieden hat, dieſe 
Entſcheidung auch gegen den Gemeinſchuldner Geltung behält, 
ſo daß nun alſo auch der Gemeinſchuldner für ſeine Perſon 
nicht mehr auf der Erfüllung beſtehen kann. Der gegenwärtig 
erkennende Senat des Reviſtonsgerichts ſtimmt dieſem Grundſatz 
zu. Die von der Revifion hiergegen vorgebrachten Bedenken 
können nicht für gerechtfertigt erachtet werden. Näher dargelegt. 
I. C. S. i. S. Behrendt c. Ver. Ziegelwerke Töpchin u. Motzen 
vom 29. Juni 1898, Nr. 152/98 J. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

32. Mit Unrecht iſt der Kl. eine Proviſion von 71 Sn 
zent, in Höhe von 7,80 Mark, zuerkannt worden. Eine folde 
Proviſion kommt nämlich nach Art. 50 Abſ. 1 Nr. 3, bezw. 
Art. 98 Nr. 6 der W. O. zwar dem Regreßberechtigten zu, 
und zwar dieſem nach Art. 81 bezw. Art. 98 Nr. 10 daſelbſt 
auch dem Acceptanten, bezw. beim eigenen Wechſel dem Aus⸗ 
ſteller gegenüber, nicht dagegen dem Traſſanten, bezw. beim 
eigenen Wechſel dem ſogen. Remittenten; vergl. Rehbein, 
Allgemeine Deutſche Wechſelordnung (Auflage 5), Bemerkung 18 
zu Art. 41 — 55, S. 76 f., und Staub, Kommentar zur 
Wechſelordnung (Auflage 2), § 17 zu Art. 50 S. 125, und $13 
zu Art. 51, S. 127. Näher dargelegt. VI. C. S. i. S. Muggen⸗ 
thaler c. Schenker und Co. vom 16. Juni 1898, Nr. 73/98 VI. 


33. Das B. G. hat die aus dem Domizilwechſel von 
6 000 Mark geforderten 6 015 Mark abgeſetzt, weil der Wechſel 
nicht proteſtirt worden tft. In der vom Kl. in der Berufungs⸗ 
inſtanz verſuchten Begründung des Anſpruchs aus Art. 83 der 
W. O. ſieht es eine unzuläſſige Klageänderung. Die Reviſion 
hält dagegen die Hinweiſung auf die Haftung aus Art. 83 für 
zuläſſig. Es war jedoch dem B. G. beizutreten. In der Klage 
hat der Kl. dieſen Theil ſeiner Forderung an M. J. M. allein 
auf das Accept des letzteren geſtützt und für dieſe Schuld des 
M. J. M. die Bekl. aus ihrer Bürgſchaft in Anſpruch genommen. 
Dieſer Forderung gegenüber iſt der in der Berufungsinſtanz 
aus Art. 83 geltend. gemachte Anſpruch ein völlig verſchiedener. 
Dem Inhaber eines präjudizirten Wechſels iſt in Art. 83 ein 
Anſpruch gegen den Acceptanten oder den Ausſteller inſoweit ge⸗ 
geben, als dieſe ſich mit dem Schaden des Inhabers bereichern 
würden. Iſt aber die Grundlage dieſes Anſpruchs Bereicherung 
des Acceptanten oder des Ausſtellers mit dem Schaden des 
Inhabers nach eingetretener Präjudizirung des Wechſels, ſo beruht 


der Anſpruch auf anderen thatfächlichen und rechtlichen Voraus⸗ 


ſetzungen als der Wechſelanſpruch ſelbſt und iſt dieſem gegenüber 
ein ſelbſtſtändiger Anſpruch mit anderem Entſtehungsgrunde. 
III. C. S. i. S. Schiemann c. Mäckler vom 28. Juni 1898, 


Nr. 79/98 III. 


34. Das B. G. nimmt in uebereinſtimmung mit dem 
Gericht I. J. an, daß die in Art. 210 des H. G. B. vor- 
geſchriebene, gemäß Art. 215 b Abſ. 2 auch für Kapitals- 
erhöhungen beſtimmte Viertelsdeckung durch Baarzahlung eine 
der Vertragsfreiheit entzogene rechtspolizeiliche Vorſchrift ſei, 
und daß der Zeichnungsſchein die Grundlage der Verpflichtung 
des Zeichners bilde. Während aber das Gericht I. J. den 
Zuſatz zu der Zeichnung hinſichtlich der Ermächtigung, für die 
Einzahlung das Baarguthaben von 175 000 Mark zu ver⸗ 
wenden, nicht als einen die Zeichnung beſchränkenden Vorbehalt 
erachtet, einen ſolchen aber gemäß Art. 209 e Abſ. 4 in Folge 
der Ausübung von Aktionär⸗Rechten unwirkſam und gemäß 
Art. 210 Abſ. 3 für unzuläſſig und für die Viertelsdeckung 
auch einen Kompenſationsvertrag für ausgeſchloſſen hält, legt 
das B. G. den Ermächtigungszuſatz im Sinne eines Vorbehalts 
dahin aus, „daß die Hingabe der Forderung als die vom 
Zeichner angebotene Gegenleiſtung für die Ueberlaſſung der 
Prioritätsaktien gekennzeichnet und zugleich zum Ausdruck ge⸗ 


bracht werde, daß ein anderweitiger Entgelt nicht gewährt 


werden wolle.“ Das B. G. erachtet nun dieſe „Ermächtigung 


zur Verwendung der Forderung“ als eine durch die Zeichnung 


ausbedungene Sacheinlage im Sinne des Art. 209 b Abſ. 2 
des H. G. B. Sei ſie aber nicht als zuläſſige Sacheinlage 
zu erachten, ſo ſei keine der geſetzlich zuläſſigen Firmen der Ein⸗ 
lage, weder Sach⸗ noch Baareinlage geboten worden, die Zeich⸗ 
nung daher nichtig. Bei der Unanwendbarkeit des Art. 209 e 
ſei die nachfolgende Ausübung der Rechte eines Aktionärs von 
Seiten der Bekl. belanglos. Die Nachzahlung könne ſomit 


weder gefordert werden, wenn die Zeichnung gültig, noch wenn 


ſie ungültig ſei. — Die Reviſton iſt mit eingehender Begründung 
zurückgewieſen. VI. C. S. i. S. Unionsbrauerei München Konk. 
c. Münchener Bank i. L. vom 4. Juli 1898, Nr. 104/98 VI. 

35. Zuzugeben iſt der Reviſion, daß die Verpflichtung des 
Bekl. zur Verzinſung des von ihm geſchuldeten Kapitals aus 
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einem Vertrage herrührt, den er als Kaufmann mit einem 
Kaufmann im Betrieb des Handelsgewerbes geſchloſſen hat. 
Der Anſpruch der Kl. auf Gewährung der Revenüen beruht 
aber auf der teſtamentariſchen Beſtimmung ihres Ehemannes 
und ſteht an ſich in keiner Verbindung mit dem Betriebe des 
Handelsgewerbes des Bekl. Wenn Bekl. nun wegen Zahlung 
der gedachten Revenüen Abreden mit der Kl. getroffen hat, jo 
erſcheint die weſentlich auf thatſächlichen Erwägungen beruhende 
Annahme des B. R., daß die Regulirung von Erbauseinander⸗ 
ſetzungen, insbeſondere von Zinszahlungen bezüglich einer Nach⸗ 
laßforderung ſich zweifellos nicht auf das Handelsgewerbe bezieht, 
nicht rechtsirrthümlich und die weitere Feſtſtellung, daß ein 
Zweifel nicht beſtehe, auch genügend begründet. IV. C. S. i. S. 
Pietſchmann c. Pietſchmann vom 23. Juni 1898, Nr. 31/98 IV. 

36. Indem der I. R. den Geſellſchaftsvertrag, weil die 
Ausnutzung von Steinbrüchen, alſo Grundſtücken, bezweckend, 
unter Billigung des B. G. nicht als Handelsgeſchäft anſieht, 
folgt er der Rechtſprechung des R. O. H. G. und des R. G. 
(Entſch. des R. O. H. G. Bd. 13 S. 385; Bd. 15, S. 257; 
des R. G., Juriſtiſche Wochenſchrift 1891, S. 66 Nr. 5; vergl. 


auch Staub zu Art. 271 88 5, 8 und zu Art. 275 des 


H. G. B. § 5), die nicht verlaſſen werden fol. V. C. S. 
i. S. Lange c. Erben Oelsner vom 29. Juni 1898, Nr. 27/98 V. 

37. Der Reviſion iſt der Erfolg zu verſagen. Die Rechts- 
wirkſamkeit der in Frage ſtehenden, das Tags zuvor erfolgte 


Angebot mit der Maßgabe, daß die Bekl. drei Wochen daran 


gebunden ſein ſolle, wiederholenden Offerte, auf welche die Ver⸗ 
pflichtung der Beklagten, der in Gemäßheit jenes Vorſchlags 
am 4. Februar 1895 Seitens der Kl. geſchehenen Beſtellung 
eines beſtimmten Quantums Waare zu entſprechen, geſtützt 
wird, iſt ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil bei dieſer Offerte 


die Menge des zu verkaufenden Gegenſtandes nicht angegeben 


war, das Angebot ſich vielmehr darauf beſchränkte, die Qualität 
der Waare zu beſchreiben und den ſogenannten Grundpreis, 
nämlich den für je 100 Kilogramm des zu liefernden Papiers 
zu zahlenden Betrag, zu benennen. Daß in ſolchem Falle ein 
verbindlicher Antrag zum Kaufe nicht vorliegt, iſt im Art. 337 
des H. G. B. ausgeſprochen. VI. C. S. i. S. Schulze 
c. Teisnacher Papierfabrik Aktien⸗Geſellſch. vom 30. Juni 1898, 
Nr. 103/98 VI. u | | 
38. Differenzgeſchäft. Das B. G. hat den Geſchäften der 
Parteien den Charakter reiner Differenzgeſchäfte abgeſprochen. 


Dies wird von der Revifion beanſtandet. Und es muß auch 
in der That anerkannt werden, daß die ergangene Entſcheidung 
durch die thatſächlichen Unterlagen, auf denen ſie ruht, nicht 


gehalten wird. Allerdings hat das B. G. ausgeführt, daß nach 
der maßgebenden Rechtſprechung des R. G. die Abſicht des 
Differenzſpiels zu unterſtellen ſei, wenn die abgeſchloſſenen Ge⸗ 


ſchäfte nach ihrem Umfange im Mißverhältniſſe zu dem Ver⸗ 


mögen des Bekl. ſtänden und die Kl. oder ihr Vertreter hiervon 
gewußt habe oder doch bei einiger Nachforſchung habe wiſſen 
müſſen. Es hat aber für feſtgeſtellt angeſehen, daß der Bekl. 
neben feiner hoch belaſteten landwirthſchaftlichen Beſitzung noch 


ſonſtiges Vermögen gehabt habe, wenn deſſen Betrag auch nicht 
weiter ermittelt ſei. Und hieraus hat es den Schluß gezogen, 


daß Anhaltspunkte für feine Abficht, bloß auf die Differenz 
ſpekuliren zu wollen, oder gar für die Kenntniß der Kl. von 


ſolcher Abſicht nicht vorlägen, und daß deshalb der Einwand 
des Differenzſpiels als unbegründet verworfen werden müſſe. 
Mit dieſer Beweisführung hat ſich das B. G. freilich formell 
auf den Standpunkt des R. G. geſtellt, ſachlich aber doch ein 
Verfahren beobachtet, das mit den vom R. G. befolgten Grund⸗ 
ſätzen im Widerſpruch ſteht. Es drängt ſich eine ganze Reihe 


objektiver Thatbeſtandsmomente von Erheblichkeit auf, die das 


B. G. theils gar nicht theils unzureichend gewürdigt hat. Iſt 
die Vermögensloſigkeit des Bekl. nicht nachgewieſen oder iſt 
ſelbſt feſtgeſtellt worden, daß er ſich im Beſitze von Vermögen 
befand, ſo folgt hieraus noch nicht ohne Weiteres die Legitimität 
der Geſchäfte. Denn einerſeits iſt die Vermögensloſigkeit immer 


nur einer der Umſtände, die einen Rückſchluß auf die Vertrags⸗ 
abſicht möglich machen. Und es kann fein, daß andere That⸗ 
ſachen vorliegen, die allein oder in ihrem Zuſammenhange die 


gleiche Schlußfolgerung als geboten erſcheinen laſſen. Anderer⸗ 
ſeits iſt es auch nicht ſowohl die Vermöͤgensloſigkeit des 
Schuldners, als die Unzulänglichkeit ſeines Vermögens gegen⸗ 
über der Höhe ſeiner Börſenengagements, die ein Anzeichen für 
die Eingehung von Differenzgeſchäften bildet. Das B. G. hat 
aber von jeglicher Vergleichung in dieſer Beziehung Abſtand 
genommen und ſich an der allgemeinen Feſtſtellung genügen 
laſſen, daß der Bekl. von ſeinem Vater Vermögen ererbt und 
am Orte ſeines Wohnſitzes für wohlhabend gegolten habe. Wie 
hoch ſich ſolches Vermögen beläuft und wenn ſich der Erbfall 
ereignet hat, iſt ebenſowenig in den Kreis der Erwägung ge⸗ 


zogen worden, wie die Thatſache, daß Wohlhabenheit zu den 


relativen Begriffen gehört und daß Jemand, der in der Mitte 
ſeiner Bekannten Galiziens für wohlhabend gilt, darum noch 
nicht im Stande iſt, Effekten im Werthe von 160 000 Mark 
zu bezahlen. Es mußte nothwendig gefragt und erwogen werden, 
ob denn die Vermögenslage eines Mannes vorausſetzlich nicht 
eine beengte iſt, deſſen im Jahre 1890 um 69 000 Gulden 
erworbenes Beſitzthum noch Ende des Jahres 1895 mit Hypo⸗ 
theken in Höhe von mehr als 68 000 Gulden beſchwert war, 
der er alſo inzwiſchen nicht hatte ermöglichen können, die ohne 
Zweifel eine ſtarke Verzinſung erfordernde Kaufſchuld auch nur 
zu einem irgend nennenswerthen Theile abzutragen. Ob die 
Kl. ſich überhaupt nach den Verhältniſſen ihres Kontrahenten 
genauer erkundigt hat, erhellt nicht. Sie hatte aber den 
dringendſten Anlaß, in eine Unterſuchung nach dieſer Richtung 
einzutreten, und muß ſich, hat fie. das nicht für nöthig ge- 
halten, auch die Schlußfolgerung gefallen laſſen, daß ſie ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit überhaupt keine Bedeutung beigelegt und nur 
auf die Differenzzahlung gerechnet habe. Wenn ſie ſich mit 
einem in Galizien wohnhaften, ihr vollſtändig unbekannten 
Landwirthe auf umfangreiche Börſenſpekulationen einließ, ſo 
mußte unmittelbar der Verdacht in ihr rege werden, daß es 


nicht auf reguläre Effektenankäufe abgeſehen ſei. Es wäre 


nicht wohl verſtändlich, warum jener dieſelben nicht an der 
Wiener Börſe oder durch den Banquier der nächſten Provinzial ⸗ 
ſtadt zur Ausführung brächte. Und dieſer Verdacht konnte an 
Intenſität nur gewinnen, wenn fie die Höhe der gehandelten 
Werthe und die Thatſache ins Auge faßte, daß der Bell. 


Ultimogeſchäfte und zwar Ultimogeſchäfte in ſolchen Papieren 


einging, die in der vorderſten Reihe der gangbaren Spiel⸗ 
papiere ſteyen. Hinzu kommt, daß eines der erſten Geſchäfte 
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ein Nochgeſchäft war, d. h. ein Geſchäft, das als Spielgeſchäft 
im eminenten Sinne des Wortes erſcheint. Wenn ein dem 
Börſengetriebe nach ſeinem Berufe ganz fernſtehender Mann 
einen einfachen Effektenankauf in der Abſicht und unter der 
Verpflichtung thatſächlicher Erfüllung vollziehen will, ſei es 
zum Zwecke dauernder Kapitalanlage ſei es auch zum Zwecke 
der Spekulation, ſo bewilligt er unter normalen Umſtänden 
kein Ecart, um ſich die Möglichkeit einer Erhöhung der an⸗ 
gekauften Menge zu ſichern. Auch das in den Anfang der Ge⸗ 
ſchäftsverbindung fallende Schreiben des Bekl. vom 4. Juli, 
das das B. G. vollſtändig unberüdfichtigt gelaffen hat, ift für 
das Verhältniß der Parteien erheblich. Der Bekl. hat es freilich 
nicht ausdrücklich als echt anerkannt. Die Kl. wird aber ſeinen 
Inhalt gegen ſich gelten laſſen müſſen, da ſie es ſelbſt beigebracht 
und ſich zum Zwecke der Beweisführung darauf bezogen hat. Wenn 
ihr Kontrahent — der ihr unbekannte Landwirth Galiziens — 
ihr hierin mittheilte, daß er bereits eine halbe Million in 
italieniſcher Rente angekauft habe und daß er außerdem 
in Meridionalbahn⸗ und Mittelmeerbahnaktien, in Kreditaktien, 
Franzoſen und Elbethalbahnaktien ziemlich ſtark engagirt ſei: 
ſo lag der Gedanke, daß nur um die Differenz geſpielt werden 
ſolle, gewiß nicht ganz fern. Eben hierauf deutete zugleich auch 
die Anfrage nach den Prolongationsſätzen hin, die der Bekl. 
bereits im Juni an die Kl. gerichtet hatte. Es konnte daraus 
entnommen werden, daß er keine Kapitalanlage, ſondern 
Spekulationen bezwecke, bei denen Schiebungen in Ausſicht 
ſtänden. Thatſächlich hat denn die Sache dieſen Verlauf auch 
genommen. Keine Partei hat jemals an eine wirkliche Er⸗ 
füllung gedacht. Vielmehr find die Geſchäfte — und anſcheinend 
iſt dies als ganz ſelbſtverſtändlich angeſehen worden — bis zur 
ſchließlichen Zwangsrealiſation von Monat zu Monat durch 
Reportirung weitergeſchoben. Ergiebt ſich danach, daß das B. G. 
weſentliche Thatumſtände nicht herangezogen hat, ſo muß die 
Aufhebung des angefochtenen Urtheils erfolgen und der Vor⸗ 
inſtanz zu einer nochmaligen erſchöpfenden Würdigung des 
Sachverhalts, die möglicherweife zu abweichenden Ergebniſſen 
führt, Gelegenheit geboten werden. I. C. S. i. S. Schönfeld 
c. Guttentag vom 22. Juni 1898, Nr. 148/98 J. 

39. Differenzgeſchäft. Soweit das O. L. G. bezüglich der 
Forderung des Kl. Differenzgeſchäfte angenommen hat, liegt 
dieſer Annahme eine Geſetzesverletzung nicht zu Grunde. Ins⸗ 
beſondere bildete der Umſtand, daß unter den Papieren, bezüglich 
welcher das O. L. G. Differenzgeſchäfte angenommen hat, ſich 
auch ſogenannte Kaſſapapiere befanden, kein rechtliches 
Hinderniß gegen die Annahme, daß es ſich trotzdem im Ver⸗ 
hältniß zwiſchen dem Kl. und dem Bekl. auch hinſichtlich der⸗ 
artiger Papiere um Differenzgeſchafte gehandelt habe. Ebenſo⸗ 
wenig iſt bezüglich ſolcher Werthpapiere, bezüglich welcher 
anfänglich eine Erfüllung der Geſchäfte durch effektive 
Lieferung erfolgte, aus der Thatſache der anfänglichen Erfüllung 
der Geſchaͤfte durch effektive Lieferung ein rechtliches Hinderniß 
gegen die Annahme zu entnehmen, daß die ſpäteren Geſchäfte 
bezüglich dieſer Papiere Differenzgeſchäfte bildeten. Sofern das 
O. L. G. davon ausgeht, es hätten „von den effektiv erfüllten 
Geſchäften alle — mit Ausnahme derjenigen über die Banket 
Shares — mit Gewinnen zum Vortheile des Bekl. abge- 
ſchloſſen,“ will es feſtſtellen, daß ſoweit zu nächſt effektiv erfüllt 


wurde, ein Gewinn eingetreten ſei. Dieſe Annahme iſt that- 
ſächlich und ſteht nach dem eben erwähnten Sinne derſelben 
insbeſondere auch nicht im Widerſpruch mit dem Umſtand, daß 
das O. L. G. unter Ziffer 13 des Thatbeſtandes des oberlandes⸗ 
gerichtlichen Urtheils hinſichtlich des ſchließlichen Ergebniſſes 
der verſchiedenen, der anfänglichen effektiven Erfüllung nach⸗ 
gefolgten Operationen bezüglich der dort bezeichneten Werth⸗ 
papiere (Oceana Land Shares) einen Verluſt von 6 073 Mark 
75 Pf. annahm. II. C. S. i. S. Hertz c. Utz jun. vom 
1. Juli 1898, Nr. 96/98 II. e | | 

40. Bekl. hat gegen die Klage geltend gemacht, daß das 
in Rede ſtehende Geſchäft ein reines Differenzgeſchäft geweſen fei. 
Dieſe Einrede war von dem L. G. für widerlegt erachtet worden, 
und ebenſo von dem B. G. in deſſen Urtheil vom 27. Juni 1896; 
die Aufhebung und Zurückverweiſung erfolgte jedoch, weil die 
Gründe des B. G. der Sachlage nicht entſprachen. Unſtreitig 
iſt das Geſchäft dadurch zu Stande gekommen, daß der Auftrag 
des Bekl. durch einen Agenten des Kl., S., dem Kl. übermittelt 
wurde. Das B. G. hatte auf dieſen Umſtand kein Gewicht 
gelegt; von dem R. G. wurde dagegen ausgeſprochen, daß Kl., 
weil S. als ſein Agent thätig geweſen war, den Auftrag und 
die in demſelben enthaltene Vertragsofferte in dem Sinne gelten 
laſſen müſſe, in welchem ſie vom Bekl. an S. gerichtet war 
und vom Letzteren verſtanden wurde. Bei der erneuten Ver⸗ 
handlung iſt das B. G. dieſer rechtlichen Beurtheilung gefolgt 
und hat, einer ferneren Weiſung in dem Urtheile des R. G. 
entſprechend, geprüft, ob S. nach den mit Bekl. gepflogenen Unter⸗ 
redungen oder nach den ihm bekannten Vermögensumſtänden 
deſſelben die effektive Erfüllung des Geſchäfts durch den Bekl. 
für ausgeſchloſſen erachtet habe. Das B. G. iſt indeß nach 
nochmaliger Vernehmung des S. zur Verneinung dieſer Frage 
gelangt. Aber auch jetzt können ſeine Gründe nicht als einwands⸗ 
frei gelten. Das B. G. findet in S.'s Ausſage keinen Anhalt 
für die Annahme, daß effektive Lieferung ausdrücklich ausgeſchloſſen 
worden ſei, und dies mag nicht zu beanſtanden ſein. Es geht 
ſodann davon aus, daß nur die Anſicht des Zeugen maßgebend 
ſein dürfe, die Letzterer während der Verhandlung mit dem 
Bekl. gehegt, nicht die Meinung, die er ſich vielleicht ſpäter 
gebildet habe; und auch dies iſt zutreffend. Dagegen hat das 
B. G. bei Beurtheilung der Sache von vornherein einen un⸗ 
richtigen Standpunkt eingenommen. Zunächſt und vor allen 
Dingen war feſtzuſtellen, in welchem Sinne Bekl. das Geſchaft 
abſchließen wollte. Das B. G. iſt zwar auf dieſe Frage inſofern 
eingegangen, als es die Korreſpondenz berückſichtigt und den 
Schluß gezogen hat, daß ein Effektivgeſchäft vorzuliegen ſcheine. 
Hierbei find jedoch ſehr wichtige, in den Akten ſchon jetzt an⸗ 
gezeigte Umſtände außer Betracht geblieben. Bekl. iſt ein Mann, 
der nach ſeiner, in den Thatbeſtand des landgerichtlichen Urtheils 
aufgenommenen Angabe ganz mittellos iſt und den Offen⸗ 
barungseid geleiſtet hat, wofür auf Auskunft des Amtsgerichts 
Bremen Bezug genommen iſt. Er iſt ſodann nach S.“'s Aus- 
ſage Agent und hat einen am 27. Dezember 1895 ausgeſtellten 
Armenſchein vorgelegt, nach deſſen Inhalt er weder Vermögen 
noch Erſparniſſe beſitzt, und etwa 2 000 Mark im Jahre ver⸗ 
dient, während das von ihm bewohnte Haus feiner Ehefrau, 
mit der er nicht in Gütergemeinſchaft lebt, gehört. Schon auf 
Grund dieſer Umftände wäre nun zu prüfen geweſen, ob Bekl. 
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nach feinen Bermögensverhältnifien im Stande war, 30 000 Mark 
Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile — zum Werth von etwa 
68 000 Mark — abzunehmen, oder ob feine Lage nur den 
Schluß zuließ, daß er ſich nicht ain Effektenhandel betheilige, 
ſondern lediglich um die Differenz ſpielen wollte. Erſt von 
dieſer Grundlage aus wäre die Frage zu ſtellen und zu be⸗ 
antworten geweſen, ob S., der Agent des Kl., hierum wußte, 
und ob er, ſelbſt dann, wenn er den Bekl. für den Eigenthümer 
des, der Ehefrau deſſelben gehörigen, Hauſes hielt, glauben 
konnte, daß Bekl. effektiv erfüllen könne. Daß das B. G. bei 
einer derartigen Würdigung zu einer anderen Auffaſſung gelangt 
wäre, kann nicht als ausgeſchloſſen gelten. Hierzu kommt noch 
ein anderer Geſichtspunkt: nach der ganzen Sachlage kommt in 
Frage, ob nicht der Kl. von vornherein weiter nichts als ein 
reines Differenzgeſchäft beabſichtigt hat. Das B. G. hat jetzt 
zwar auf Grund des vom Kl. geleiſteten Eides feſtgeſtellt, daß 
dieſem im Oktober 1895 die Verhältniſſe des Bekl., insbeſondere 
dahin, daß Bekl. ganz mittellos ſei und den Offenbarungseid 
geleiſtet habe, nicht bekannt waren. Dies iſt jedoch nicht ge⸗ 
nügend. Ein Kaufmann, der mit anderen Perſonen Termin- 
geſchäfte ſchloß, wird ſich, falls es ihm um Geſchäfte mit effektiver 
Erfüllung zu thun war, über die Verhältniſſe des Gegen⸗ 
kontrahenten unterrichtet haben. Daß Kl. dies in Anſehung des 
Bekl. gethan habe, liegt jedoch nicht vor. Es ſcheint vielmehr, 
daß er den durch S. übermittelten Auftrag ohne Weiteres 
annahm und ſich allenfalls nur erkundigte, ob Bekl. eine Differenz 
werde zahlen können. Ueberdies liegt nach S.'s Ausſagen der 
Verdacht vor, daß er die Hand zum Hazardſpiel bot und ſogar 
den S. beauftragt hatte, ihm Kunden für dieſes Spiel zu⸗ 
zuführen, alſo ſich des S., wie das B. G. in ſeinem Urtheile 
vom 27. Juni 1896 ſagt, als ſogenannten Schleppers bediente. 
Dann aber iſt auf die Frage einzugehen, ob er nicht auch dem 
Bekl. gegenüber die Abſicht eines reinen Differenzgeſchäfts ver⸗ 
folgte, oder doch, für den Fall, daß Bekl. dies wollte, ohne 
Weiteres damit einverſtanden war. I. C. S. i. S. Knoop 
c. Schickler vom 13. Juli 1898, Nr. 169/98 J. | 

41. Es tft nicht als richtig anzuerkennen, daß, wie die 
Reviſion meint, die Bekl. ſich durch die Vorſchrift des §S 81a 
der Verfrachtungsbedingungen von der Haftung für grobes 
Verſchulden ihrer Leute rechtswirkſam nicht hätte befreien 
können. Eine Beſchänkung der Vertragsfreiheit nach dieſer Rich⸗ 
tung iſt zwar in der älteren Rechtſprechung vertreten worden, 
jedoch iſt die neuere Rechtſprechung davon zurückgekommen 
(vergl. Entſch. des R. G. Bd. 20 S. 117 Bd. 25 S. 107) 
und die bei der Berathung des Binnenſchifffahrtsgeſetzes hervor 
getretenen Beſtrebungen der Verſicherungsgeſellſchaften, die 
Normen des Art. 395 des H. G. B. der Vertragsfreiheit zu 
entziehen und zum zwingenden Recht zu erheben, ſind ohne Erfolg 
geblieben. Namentlich in dem vorliegenden Falle, in welchem 
die Bekl. dem Befrachter ſelbſt die Hand dazu bietet, ihn durch 
Uebernahme der Verſicherung für diejenigen Gefahren, für die 
ſie als Frachtführerin nicht haften will, zu ſichern, unterliegt die 
Rechtswirkſamkeit der ihre Haftung ausſchließenden Vertrags⸗ 
beſtimmung keinem Bedenken. Wenn die Reviſton auszuführen 
ſucht, daß der Gegenkontrahent der Bekl. die ſtreitige Beſtim⸗ 
mung des § 81a der Verfrachtungsbedingungen nicht fo ver⸗ 
ſtanden habe, wie ſie jetzt von dem B. G. ausgelegt worden ſei 


und ſie auch bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns nicht ſo habe verſtehen müſſen, da ſogar von Seiten 
der Gerichte dieſe Beſtimmung wiederholt in einem der Bekl. 
ungünſtigeren Sinne verſtanden worden ſei, ſo kann auch dieſer 
Angriff keinen Erfolg haben. Allerdings iſt in der Rechtſprechung 
des R. G. wiederholt betont worden, daß es bei Frachtbedin⸗ 
gungen, welche auf eine Beſchränkung der Haftung des Fracht⸗ 
führers abzielten, nicht ſowohl darauf ankomme, wohin die 
Abſicht des Frachtführers bei der Formulirung der Bedingungen 
gegangen ſei, ſondern darauf, wie der andere Kontrahent die 


Bedingungen verſtehen mußte, ſo daß, wenn die Bedingungen 


ein Verſtändniß zuließen, welches die Haftung des Frachtführers 
weniger einſchränkte, als möglicherweiſe von dieſem beabſichtigt 
war, dennoch nur dieſes Mindermaß der Einſchränkung in An⸗ 
ſpruch genommen werden darf. Für die Anwendung dieſes gewiß 
richtigen Satzes bietet aber die vorliegende Sache keine Ge⸗ 
legenheit. Die grammatiſche, wie die logiſche, aus dem innern 
Zuſammenhange der Verfrachtungsbedingungen der Bekl. ge⸗ 
ſchöpfte Auslegung des § 81a läßt einen dem Befrachter gün⸗ 
ſtigeren Sinn dieſer Beſtimmung, welcher auch der Bekl. gegen⸗ 
über als Vertragsinhalt zu gelten hätte, nicht zu. Abweichende 
ältere gerichtliche Entſcheidungen ſtehen dem nicht entgegen, weil 
ſie als irrthümlich und dem erſichtlichen Zwecke der Beſtimmung 
nicht gerecht werdend bezeichnet werden müſſen. Soweit dabei 
das Urtheil des R. G. vom 11. November 1893 in Sachen 
des Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Lloyd wider Kette in Betracht kommt, 
iſt zu bemerken, daß daſſelbe es mit der Entſcheidung der hier 
vorliegenden Streitfrage nicht zu thun hatte, ſondern nur in 
einem andern Gedankengange zu einer allerdings abweichenden 
Auffaſſung des § 81 der Verfrachtungsbedingungen gelangt iſt. 
Es iſt jedoch bereits in dem ſpäteren Urtheil vom 27. April 
1894 anerkannt, daß dieſe Auffaſſung auf einer nicht erſchöpfen⸗ 
den Beurtheilung des Zuſammenhanges der Verfrachtungs⸗ 
bedingungen beruhte. Hiernach kann auch auf der Seite des 
Befrachters ein von der gefundenen richtigen Auslegung des 
§ 81a abweichender Vertragswille nicht unterſtellt werden. 
Vielmehr muß derſelbe, wenn er ſich den Verfrachtungsbedin⸗ 
gungen der Bekl. ſchlechthin unterworfen hat, dieſe Auslegung 
als die allein zuläſſige auch gegen ſich gelten laſſen. I. C. S. 
i. S. Bayeriſcher Aoyd u. Gen. c. Kette vom 6. Juli 1898, 
Nr. 156/98 J. | Ä | 5 

42. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet 
werden. Die Rkl. hat der Klage in der Berufungsinftanz nur 
noch den Einwand entgegengeſetzt, nach § 6 Abſ. 2 der all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen ſei ein bindender Verſicherungs⸗ 
vertrag hinfällig, weil der Verſicherte vor der Aushändigung 
der Police erheblich erkrankt ſei. Sie hat geltend gemacht, die 
Vertreter der Geſellſchaft, zu denen ihre Agenten nicht gehörten, 
hätten davon weder zur Zeit der Aushändigung der Police 
noch zur Zeit der Empfangnahme der zweiten Prämie Kenntniß 
gehabt, ſonach ſei auf die Geltendmachung ihres Rechts die 
Vertragsſchließung zu beanſtanden, nicht, wie das O. L. G. 
annehme, verzichtet worden. Das O. L. G. hat nun die 
erwähnte Beſtimmung dahin ausgelegt, daß zwar mit der 
Genehmigung des Verſicherungsvertrages durch die Geſellſchafts⸗ 
organe der Vertragsabſchluß noch nicht als perfekt gelte, daß 
er aber, ſobald die Police dem Verſicherten ausgehändigt worden 
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jei, als abgeſchloſſen gelte und der Verſicherungsgeſellſchaft, wenn 
ſie nachträglich von einer inzwiſchen eingetretenen Krankheit 
Kenntniß erlange, nur noch das Recht zuſtehe, den Vertrag 
anzufechten. Weiter hat es ausgeführt, daß dem Verſicherten 
durch § 6 eine Anzeigepflicht nicht auferlegt worden ſei, es 
vielmehr Sache der Geſellſchaft ſei, ſich zu erkundigen, ob nach 
der Stellung des Antrages und der Beantwortung des Frage⸗ 
bogens eine Erkrankung eingetreten ſei. Ob die gegen die 
letztere Annahme des O. L. G. erhobenen rechtlichen Bedenken 
zutreffend wären, kann dahingeſtellt bleiben, weil feſtſteht, daß 
dem Agenten der Geſellſchaft vor Aushändigung der Police 


von der inzwiſchen eingetretenen Erkrankung Mittheilung gemacht 


worden iſt. Im Uebrigen iſt in der Auslegung des § 6, bei 
der es ſich im Weſentlichen um Erforſchung der dem Vertrage 
zu Grund liegenden Abſicht der Vertragsſchließenden handelt, 
ein Rechtsirrthum nicht zu finden. Es kann ſich ſonach nur 
darum handeln, ob die Kenntniß des Agenten von der nach⸗ 
träglich eingetretenen Erkrankung, wie das O. L. G. annahm, 
dieſelbe Wirkung hat, wie wenn die ihm gemachte Mittheilung 
an die Vertreter der Geſellſchaft gelangt wäre, ſonach auch ſie 
von der Erkrankung Kenntniß gehabt hätten. In dieſer Be⸗ 
ziehung braucht nun nicht unterſucht zu werden, ob die Kenntniß 
des Agenten, wie das O. L. G. ausgeführt hat und in der 
Rechtſprechung vielfach angenommen wurde, weil er als Organ 
und Vertrauensmann der Geſellſchaft deren Verkehr mit dem 
Publikum insbeſondere mit den Verſicherten vermittle, ſtets, 
alſo auch in Fällen anderer Art, dieſelbe Wirkung habe, wie 
die Kenntniß der Geſellſchaft ſelbſt. Wenn durch die Aus- 
händigung der Police, wie das O. L. G. feſtgeſtellt hat, 
erſt ein bindender Vertrag zu Stand kam und der mit der 
Aushändigung Beauftragte nicht lediglich deren Uebergabe 
vorzunehmen hatte, ſondern dieſe Uebergabe auch unterlaſſen 
durfte, falls er von einer nachträglichen Erkrankung Kenntniß 
erlangt hatte, iſt er nämlich in dieſer Richtung nicht als bloßer 
Bote ſondern als ein Bevollmächtigter anzuſehen, der nur 
nach Prüfung der beſtehenden thatſächlichen Verhältniſſe dem 
Verſicherten die Police auszuhändigen und dadurch den Vertrag 
zum Abſchluß zu bringen hatte. Bei dieſer Sachlage muß ſich 
aber die Geſellſchaft ſeine Kenntniß von der erfolgten Er⸗ 
krankung ebenſo anrechnen laſſen, wie wenn ihre allgemeinen 
Vertreter von der Erkrankung Mittheilung erhalten hätten. In 
Anſehung dieſer Kenntniß kommt auch nach rheiniſchem Recht 
(wie künftig nach $ 166 Abſ. 1 des B. G. B. für das deutſche 
Reich) nicht die Perſon des Vertretenen ſondern die des Vertreters 
in Betracht. II. C. S. i. S. Janus c. Sondinger vom 
12. Juli 1898, Nr. 115/98 II. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. 

43. Wenn auch nach Inhalt der ſchon in I. J. vorgelegten 
Korreſpondenz anzunehmen ſein mag, daß der Nichtigkeitskl. 
vom Bekl. bei Beſtellung des für G. & Co. beſtellten Hammers 
Geheimhaltung auferlegt iſt, ſo hat ſie doch ihrerſeits unter⸗ 
laſſen, ihre Beamten und Arbeiter in gleicher Art zu verpflichten, 
auch keine Einrichtungen getroffen, in Folge deren die Arbeit, 
abgeſehen von den unmittelbar mit derſelben betrauten Perſonen, 
dem Anblick der übrigen entzogen wurde. In den Gründen 
der Entſcheidung des Patentamtes wird die Offenkundigkeit des 


Patentes deshalb verneint, weil dem Fabrikperſonal die Wahrung 
der Fabrikgeheimniſſe ſchon kraft ſeiner Stellung obgelegen habe. 
Allein, wenn man eine derartige Verpflichtung unterſtellen will, 
ſo folgt daraus noch nicht, daß ſie von jedem einzelnen Arbeiter 
thatſächlich erfüllt wird. Namentlich läßt ſich bezweifeln, daß 
bei einer ſo großen Zahl von Arbeitern, wie ſie in der Fabrik 
der Kl. beſchäftigt wurden, ſchon in der Auferlegung der Ge⸗ 
heimhaltung nach Lage der Sache eine ausreichende Gewähr 
gegen eine weitere Verbreitung der Erfindung würde erblickt 
werden können. Es iſt überdies nichts dafür erbracht, daß das 
Fabrikperſonal um die Geheimhaltungspflicht der Kl. oder um 
die Abſicht des Bekl. ſich den Hammer als neue Erfindung 
patentiren zu laffen, gewußt und demgemäß in der Art der 
Einrichtung des Hammers ein zu wahrendes Geheimniß erblickt 
hat. Die Herſtellung des Hammers hat in dem allgemeinen, 
ſämmtlichen Arbeitern zugänglichen Fabrikraume ſtattgefunden. 
Geſehen iſt der Hammer insbeſondere von dem im Dienſte der 
Kl. ſtehenden Werkmeiſter K.; dieſem haben auch die Zeich⸗ 
nungen vorgelegen und er bekundet ferner, daß der Apparat in 
ſeiner Eigenthümlichkeit für jeden Sachverſtändigen erkennbar 
geweſen ſei. Die Arbeiter hält der Zeuge nach feiner proto⸗ 
kollariſchen Ausſage nicht für befähigt, ohne Zeichnung den 
Apparat nachzubilden, hat aber ſeine Ausſage durch nachträgliche 
ſchriftliche Erklärung dahin präziſirt, daß allerdings zur An- 
fertigung eines ſolchen Hammers eine Zeichnung gehöre, daß 
aber ein ſachkundiger Arbeiter, wie ſolche die Kl. in der Mehr⸗ 
zahl beſchäftige, nach Beſichtigung des Hammers wohl eine 
Zeichnung anzufertigen vermöge; ferner hat der gleichfalls im 
Dienſte der Kl. ſtehende Schloſſermeiſter P. den Hammer be⸗ 
ſichtigt. Er ſpricht ſich dahin aus, daß derſelbe in der Eigen⸗ 
thümlichkeit feiner Konſtruktion für jeden Arbeiter und Sach- 
verſtändigen erkennbar ſei. Aber auch von Dritten zu der Kl. 
in keinem Abhängigkeitsverhältniſſe ſtehenden Perſonen iſt der 
Hammer beſichtigt. Niemanden, der aus irgend einer Ver⸗ 
anlaſſung mit allgemeiner oder ſpezieller Zulaſſung die Fabrik⸗ 


räume betrat, iſt bei der Beſichtigung des Hammers etwas in 


den Weg gelegt. I. C. S. i. S. Eger u. Kleine c. Haſſel 
vom 23. Oktober 1897, Nr. 310/97 J. 

44. Was die Patentfähigkeit der durch das angegriffene 
Patent geſchützten Maſchine anlangt, ſo iſt die in einem der 
beigebrachten Gutachten (von Radinger) vertretene Auffaſſung, 
daß es ſich nicht ſowohl um eine Erfindung, als um eine des 
Patentſchutzes nicht fähige Entdeckung handle, zu verwerfen. Die 
Erkenntniß der Möglichkeit, bei Vier⸗ und Mehrkurbelmaſchinen 
lediglich durch zweckentſprechende Geſtaltung und Anordnung der 
bewegten Betriebstheile eine Ausgleichung der ſchädlichen freien 
Kräfte zu erzielen, könnte, wenn dieſe Erkenntniß neu war, eine 
Entdeckung genannt werden. Juſofern würde der Anmelder des 
vorliegenden Patents ein Entdecker fein, wenn er dieſe Möglich 
keit zuerſt erkannt hat. Derſelbe iſt aber bei dieſer Erkenntniß 
nicht ſtehen geblieben, ſondern dazu vorgeſchritten, dieſelbe zur 
Herſtellung von Maſchinen zu verwenden, welche die erkannte 
Möglichkeit verwirklichen und gewerblich verwerthen. Damit iſt 
der Uebergang von der Enideckung zur Erfindung vollzogen. 
Daß in der Patentſchrift eine ſolche gewerblich nutzbare Aus⸗ 
zeſtaltung des theoretiſch erkannten in geſetzmäßiger Weiſe bekannt 
gegeben iſt, muß anerkannt werden. Zwar bezeichnet der Patent ⸗ 
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anſpruch als Mittel zur Erreichung des Zweckes der Ausgleichung 
nur die „richtige“ Verhältnißbeſtimmung der Kurbel ⸗Winkel⸗ 
ſtellungen und Armlängen, der Cylindermittel und der Gewichte 
der Betriebstheile und etwaigen ſonſtigen Bewegungsmaſſen, ſo 
daß, wenn man nur den Patentanſpruch ins Auge faſſen wollte, 
die Meinung vertreten werden könnte, es ſei darin nur die 
theoretiſche Erkenntniß, das Prinzip, ausgeſprochen, daß durch 
geeignete Verhältnißbeſtimmung gewiſſer Maſchinentheile der 
Zweck der Ausgleichung erreicht werden könne. Allein die in 
dieſer Beziehung zur Erläuterung des Patentanſpruchs heran⸗ 
zuziehende Patentbeſchreibung enthält die Regeln, aus denen die 
Geſtaltung, Anordnung und Gewichtsbeſtimmung der in Betracht 
kommenden Maſchinentheile ſich ergiebt, in ſo beſtimmter und 
für Sachverſtändige verſtändlicher Weiſe, daß danach die Her⸗ 
ſtellung einer dem Patent entſprechenden Maſchine möglich iſt. 
Nach dieſer Richtung ſind im Laufe des Verfahrens Zweifel 
nicht hervorgetreten. In der Aufſtellung der Regeln für den 
Zweck, an ſich bekannte Maſchinentheile nach ihren Abmeſſungen 
und Stellungen zu einander ſo zu beſtimmen, daß ſich aus 
ihnen eine in ſich ausgeglichene Maſchine zuſammenſetzt, liegt 
aber eine genügende Darſtellung der erfundenen Maſchine. Es 
folgt aus der Natur einer derartigen Erfindung, welche nicht 
eine konkrete, ſtets in gleicher Geſtalt auftretende Maſchine, 
ſondern die Verhältnißbeſtimmung gewiſſer Theile an unter ſich 
verſchiedenen Maſchinen zum Gegenſtande hat, daß ihre Dar⸗ 
ſtellung ſich auf die Angabe der maßgebenden Konſtruktions⸗ 
regeln beſchränken darf, weil nur daraus, daß eine Maſchine 
dieſen Konſtruktionsregeln entſpricht, erkannt werden kann, ob 
ſie die Kennzeichen der Erfindung an ſich trägt. Ob die Auf⸗ 
ſtellung dieſer Regeln für den Erfinder mit Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden war, iſt für die Patentfähigkeit der Erfindung nicht von 


Bedeutung. Waren die Grundſätze der Mechanik und die Rech- 


nungsmethoden, deren der Erfinder ſich bei der praktiſchen Aus⸗ 
geſtaltung ſeiner in ſich ausgeglichenen Maſchine bedient hat, 
ſchon vorher Gemeingut der techniſchen Wiſſenſchaft, wie beider⸗ 


ſeits anerkannt, ſo folgt daraus nur, daß der Erfinder ſie auf 


feinem Wege von der theoretiſchen Erkenntniß der Möglichkeit, 
die Maſſenwirkungen einer Maſchine durch das Geſtänge allein 
auszugleichen, zur praktiſchen Darſtellung einer fo ausgeglichenen 
Maſchine als bereite Werkzeuge zur Hand hatte. Gegen die 
Patentfähigkeit der Erfindung, die durch deren Inhalt bedingt 
wird, iſt daraus nichts zu entnehmen. Dagegen würde die 
Patentfähigkeit ausgeſchloſſen ſein, wenn, wie das Patentamt 
zutreffend annimmt, ſowohl die Aufgabe, deren Löſung die Er⸗ 
findung verfolgt, nicht neu, wie das zur Löſung derſelben ange⸗ 
wandte Mittel als ſolches ſchon bekannt geweſen waren. 
I. C. S. i. S. Vulkan c. F. Schichau vom 20. Juni 1898, 
Nr. 367/96 J. 

45. Die Berufung der Kl. war für begründet zu erachten. 
Das angefochtene Urtheil führt aus, daß die einzelnen in dem 
urſprünglichen Patentanſpruche angegebenen Beſtandtheile der 
geſchützten Konſtruktion Mechanismen darſtellen, die an ſich in 
derſelben oder in ähnlicher Geſtalt bei Zählwerken längſt ge⸗ 
bräuchlich geweſen ſind. Nach dem Inhalte der Patentſchrift 
bildeten indeſſen nicht dieſe einzelnen Beſtandtheile als ſolche den 
Gegenſtand der patentirten Einrichtung, ſondern die Art ihrer 
Zuſammenſetzung. Die Neuheit des Apparates beſtehe darin, 


daß er von einfacher, verhältnißmäßig wohlfeiler Bauart ſei und 
ſich durch feine gedrungene, in ſich geſchloſſene Geſtaltung aus. 
zeichne. Dieſe Geſtaltung werde durch die Verwendung eines 
einzigen, das ganze Werk umfaſſenden Zahnringes ohne körper. 
liche Achſe erreicht. Daß dieſe Anordnung, die den eigentlichen 
Kern der Erfindung bilde, bereits bekannt geweſen ſei, habe die 
Kl. nicht dargethan, vielmehr anerkannt, daß dieſe Benutzung 
des Zahnringes das patentirte Zählwerk auch von dem der 
älteren Patentſchrift Nr. 40216 unterſcheide. Wenn aber die 
Kl. an dieſer unſtreitig neuen Einrichtung einen die Patent⸗ 
fähigkeit begründenden techniſchen Effekt vermiſſe, ſo könne das 
nicht für zutreffend angeſehen werden. Vielmehr müſſe in der 
beſonderen Anordnung jenes Zahnringes deshalb noch eine Er- 
findung erblickt werden, weil durch dieſe Anordnung in der That 
eine im Vergleich mit den älteren Zählwerken erheblich ge⸗ 
drungenere Geſtaltung der ganzen Einrichtung ermöglicht ſei. 
Auch in einem ſolchen Falle könne von einem techniſchen Effekte 
die Rede ſein, weil die neue Einrichtung eine die Brauchbarkeit 
beeinfluſſende neue Eigenſchaft des Gegenſtandes der Erfindung 
durch ein neues techniſches Mittel erreiche. Deswegen iſt das 
Patent unter entſprechender Einſchränkung des Anſpruches auf 
recht erhalten worden. Das R. G. hat ſich dem letzten Theile 
dieſer Ausführungen nicht anzuſchließen vermocht, vielmehr in 
der Verwendung des die übrigen Theile des Werkes umfaſſenden 
Zahnringes nur eine konſtruktive Abänderung einer bekannten 
Einrichtung erblickt, der ein Erfindungscharakter nicht inne wohnt. 
Daß die Neuerung Vortheile für die Gebrauchszwecke von Zähl. 
werken im Gefolge hat, ſoll nicht bezweifelt werden. Die Vor⸗ 
theile aber beſtehen nach der eigenen Annahme des Patentamts 
ausſchließlich in einer dem Gebrauchszwecke beſſer angepaßten 
Formgebung. Demnach möchte wohl anzuerkennen ſein, daß die 
Aenderung nach dem § 1 des Geſetzes, betreffend den Schutz 
von Gebrauchsmuſtern vom 1. Juni 1891, weil fie dem Ge⸗ 
brauchszwecke der Zählwerke durch eine neue Geſtaltung oder 
Anordnung dienen ſoll, ſchutzfähig ſein würde. An eine dem 
Patentſchutze zugängliche Erfindung aber ſind höhere Anforde⸗ 
rungen zu ſtellen. I. C. S. i. S. Geiſt u. Co. c. Walter Whiiney 
Haſtings vom 25. Juni 1898, Nr 149/98 I. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

46. Die Eutſcheidung des Rechtsſtreits hängt davon ab, 
ob man nach der Vertragsurkunde als Einlage des Kl. die 
in den Anlagen I und II aufgeführten Immobilien, Gegen⸗ 
ſtände und Werthe oder das bisher vom Kl. betriebene Handels- 
geſchäft zu dem für den 1. Oktober 1895 vermittelten Netto⸗ 
betrage von Mark 915 573 anzuſehen hat. Daß auch ein 
aus Aktiven und Paſſiven beſtehender Vermögenzinbegriff nach 
ſeinem reinen Werthe, insbeſondere auch ein Handelsgeſchäft mit 
Aktiven und Paſſiven nach ſeinem Nettobetrage, Einlage ſein 
kann und ein Kauf nicht vorliegt, ſoweit der eingelegte reine 
Werth oder Nettobetrag durch Aktien abgegolten wird, iſt nicht 
zu bezweifeln; ebenſowenig iſt zu bezweifeln, daß für die Frage 
der Stempelpflicht allein die Urkunde darüber entſcheiden kann, 
was als Einlage anzuſehen iſt. Nun hat das B. G. nach dem 
in $ 2 bezeichneten, auf den Fortbetrieb des klägeriſchen Handels⸗ 
geſchäfts gerichteten Zwecke der Geſellſchaft und in eingehender 
Würdigung der §8 6 und 7 die bisherigen Handelsgeſchäfte des 
Kl. in ihrem Geſammtbeſtande unter der — durch § 209 b 
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des H. G. B. veranlaßten — ſpeziellen Angabe der Aktiven und 
Paſſiven und des ſich danach ergebenden Nettobetrags derſelben 
für eingebracht erachtet, als Geſellſchaftseinlage des Kl. nur 
den reinen Werth des eingebrachten Vermögens angeſehen und 
die entgegengeſetzte Auffaſſung des L. G., nach welcher die Ueber⸗ 
nahme der Geſchäftspaſſiven Gegenleiſtung zu der auf die Aktiven 
beſchränkten Einlage iſt, nicht nur als dem Sinne, ſondern auch 
als dem Wortlaute der angezogenen ſtatutariſchen Beſtimmungen 
widerſtrebend bezeichnet. Die Entſcheidung beruht alſo auf Aus- 
legung der Vertragsurkunde. Daß ſie gegen den klaren Wort⸗ 
laut der Urkunde verſtoße, kann der Reviſion nicht zugegeben 
werden. In § 6 iſt der Geſammtübernahmepreis der Aktiven 
nur „an ſich“ als die Einlage des Kl. bezeichnet und in dem⸗ 
ſelben Paragraphen iſt die Uebernahme der Geſchäftspaſſiven 
vereinbart; in dem hierauf folgenden Paragraphen aber iſt 
„zur Ausgleichung der Einlagen abzüglich der übernommenen 
Geſchäftspaſſiven, demnach zur Ausgleichung des zu vergütenden 


Nettobetrags“ unter drei Nummern aufgeführt, was für dieſen 


Nettobetrag die Geſellſchaft durch Aktien, Intabulatsübernahme 
und Baarzahlung gewährt. Mit dem Wortlaute dieſer Be⸗ 
ſtimmungen tritt die Annahme des B. G., daß ein Vermögens- 
komplex unter vertragsmäßiger Feſtſtellung des reinen Werths 
eingelegt ſei, keineswegs in Widerſpruch. III. C. S. i. S. 
Fiskus c. Donner vom 5. Juli 1898, Nr. 84/98 III. 

47. Es handelt ſich darum, ob das Wort „angeſchafft“ 
hier und in dem ſich an dieſe Vorſchrift anſchließenden § 3 des 
Reichs ſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 in dem beſtimmten tech⸗ 
niſchen Sinne zu nehmen iſt, der nach allgemeiner Annahme dem 
Worte „Anſchaffung“ in Art. 271 Nr. 1 des H. G. B., und nach 
der Entſcheidung der vereinigten Civilſenate in den Entſch. des R. G. 
in Civilſachen, Bd. 31 S. 18 ff., dem Worte „Anſchaffungs⸗ 
geſchäft“ in Nr. 4 des Tarifes zum Reichsſtempelgeſetze vom 
3. Juni 1885, und dann natürlich auch in der entſprechenden 
Beſtimmung desjenigen vom 27. April 1894 beiwohnt, und 
nach welchem der Erwerb von Aktien durch Gründung der 
Aktiengeſellſchaft nicht unter dieſe Bezeichnung fallen würde, 
oder ob dem Worte „angeſchafft“ hier ein weiterer Sinn bei⸗ 
zulegen iſt, fo daß diejenigen Vorgänge, welche nach Nr. 4a 2 
Abſ. 2 des Tarifes zum Geſetze vom 27. April 1894 „den 
Anſchaffungsgeſchäften gleichſtehen“ ſollen, alſo u. a. die bei 
Errichtung einer Aktiengeſellſchaft ſtattfindende Uebernahme der 
Aktien durch die Gründer, mit darunter fallen. Das R. G. 
hat ſich für die zweite Auffaflung entſchieden. VI. C. S. i. S. 
Lachmann c. Hamburgiſche e vom 4. Juli 1898, 
Nr. 149/98 VI. 

Zu den Abele eng dee en 

48. Zutreffend führt das B. G. aus, daß nach dem 
Sachverhalt H. nur Angeſtellter der Stadtmiſſion iſt. Seine 
Thätigkeit ſtellt ſich nicht als ein von ihm unternommener 
Betrieb einer Gaſtwirthſchaft dar, ſondern er iſt nur in 
dem Gaſtwirthſchaftsbetriebe eines andern in deſſen Auftrag 
und für deſſen Rechnung thätig. Die Hotelbedienſteten find 
aber in der Gaſtwirthſchaft, alſo im Gewerbebetriebe der Stadt⸗ 
miſſion, und nicht im Gewerbe des H., das in der Hotelleitung 
beſteht, thaͤtig. Wenn nun das B. G. im Anſchluß an. Roftn, 
Arbeiterverſicherung Bd. I S. 178 ff. weiter darlegt, daß in 


ſolchen Fällen nach dem Grundgedanken des Krankenverſicherungs⸗ 


geſetzes, welches, von dem Gegenſatze des Unternehmers und 
des Lohnarbeiters ausgehend, nur den erſteren, nicht aber auch 
eine unſelbſtſtändige Mittelsperſon als den für die Leiſtungen 
des Geſetzes Verpflichteten auffaſſe, nicht diejenige Perſon, welche 
juriſtiſch den Arbeitsvertrag, wenn auch in eigenem Namen, 
ſchließe, der Arbeitgeber ſei, ſondern der Betriebs unternehmer, 
deſſen Arbeit und Lohn jener nur weiter gebe, ſo kann dem 
nur beigeſtimmt werden. Weiter ausgeführt. III. C. S. i. S. 
Berliner Stadtmiſſionshoſpize c. Berliner Ortskrankenkaſſe der 
Gaſtwirthe und verwandten Gewerbe vom 8. Jult 1898, 
Nr. 92/98 III. | 

Zum time bene: 

49. Die Kl. hat, wie ſich aus der Klageschrift und der 
Bezeichnung der Parteien in dem B. U. ergiebt, ihre Nieder⸗ 
laſſung in Frankreich; es iſt weder behauptet, noch feſtgeſtellt, 
daß ſie eine ſolche auch in Deutſchland habe. Es fragt ſich 
daher, ob, was die Vorinſtanzen zu erörtern unterlaſſen haben, 
die Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Klage nach § 23 
Abſ. 1 und 2 des Gefetzes zum Schutze der Waarenbezeich⸗ 
nungen vom 12. Mai 1894 vorliegen. Dieſes iſt jedoch unbe⸗ 
denklich zu bejahen, da nach der auf Grund dieſes Paragraphen 
erlaſſenen Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 22. Sep⸗ 
tember 1894, deren Richtigkeit nicht nachzuprüfen iſt, zwiſchen 
Frankreich und Deutſchland Gegenſeitigkeit des Schutzes 
der Waarenbezeichnungen beſteht, und da die Klage durch den 
Kaufmann H. in Hamburg als Vertreter der Kl. angeſtellt 
und die Richtigkeit dieſer Angabe vom Bekl. nicht beanſtandet 
worden iſt. Die Klage ſelbſt iſt, ſoweit ſie in gegenwärtiger 
Inſtanz noch in Betracht kommt, eine Verbotsklage aus §15 


des vorerwähnten Geſetzes; es ſoll den Bekl. unterſagt werden, 


den von O. Nachf. hergeſtellten Liqueur in der in der Klage 
näher angegebenen Ausſtattung in Verkehr zu bringen oder feil 
zu halten. Der § 15 ſieht eine ſolche Klage nicht ausdrücklich 
vor, er beſtimmt nur, daß derjenige, welcher zum Zwecke der 
Täuſchung in Handel und Verkehr Waaren in einer näher an⸗ 
gegebenen Ausſtattung widerrechtlich in Verkehr bringt, dem 
Verletzten zur Entſchädigung verpflichtet iſt und auf deſſen 
Antrag beſtraft wird. Mit Recht hat hieraus das O. L. G. 
die Zuläſſigkeit des ſtreitigen Klageantrags entnommen. Denn, 


wenn das Geſetz denjenigen, welcher das an der Ausſtattung 


einer Waare erworbene Recht eines Anderen unbefugt verletzt, 
zur Schadloshaltung des Verletzten verpflichtet und ihn ſogar 
für ſtrafbar erklärt, ſo folgt hieraus, daß er auch verpflichtet 
iſt, die Fortſetzung des Eingriffs in die Rechtsſphäre des Anderen 
zu unterlaſſen, woraus ſich ein Klagerecht des Verletzten zur 
Erzwingung dieſer Verpflichtung ergiebt. II. C. S. i. S. Jürs 
c. Benedictine vom 28. Juni 1898, Nr. 105/98 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

50. Wenn das B. G. auf die, wie feſtgeſtellt, verziehenen 
Vorgänge vom Jahre 1894 (die Schüffe auf den Bekl.) zu 
dem Zweck zurückgreift, um die Bedeutung des Vorganges vom 
Jahre 1895 (das. Werfen mit dem mehrere Pfund ſchweren 
Schlüſſelbund) und insbeſondere die dabei obwaltende Abſicht 
der Kl. feſtzuſtellen, jo befindet es ſich dabei in Uebereinſtimmung 
mit der dieſſeitigen Rechtſprechung (ſ. insbeſondere Entſch. des 
R. G. vom 2. Dezember 1884 in Sachen Schäfer 6. Schäfer, 
Rep. III 212/84, vergl. auch Bolze, Praxis, Bd. I S. 279). 
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Wenn es ſodann weiter unter Berückſichtigung der früheren 
Vorgänge feſtſtellt, daß bei dem Werfen des Schlüſſelbunds in 
das Geſicht des Bekl. die Kl. wenigſtens dann, wenn ſie der 
angreifende Theil war, die Abſicht gehabt habe, den Bekl. an 
ſeiner Geſundheit erheblich zu beſchädigen, gefährlich zu verletzen, 
daß ihr dieſer Erfolg mindeſtens recht geweſen wäre, ſowie daß 
dieſe gewollte gefährliche Geſundheitsbeſchädigung die Widerklage 
des Bekl. rechtfertige, fo iſt auch hierin ein Rechtzirrthum nicht 
enthalten. Es iſt weder nothwendig, daß die gefährliche 
Geſundheitsverletzung bewirkt worden iſt, noch daß ſie auch 
wirklich unmittelbar beabſichtigt war, es genügt vielmehr, wie 
dieſſeits mehrfach ausgeſprochen worden iſt (ſ. Entſch. vom 
26. November 1897 in Sachen Schultze c. Schultze, Rep. III 
41/7), daß die vorſätzlichen Mißhandlungen geeignet ſind, 
einen bleibenden Nachtheil für die Geſundheit des mißhandelten 
Ehegatten herbeizuführen und daß ſich der mißhandelnde dieſer 
Möglichkeit bewußt war oder bewußt ſein mußte, was für den 
vorliegenden Fall vom B. G. feſtgeſtellt iſt. Es iſt auch 
rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn daſſelbe annimmt, daß das 
Werfen mit dem ſchweren Schlüſſelbund in das Geſicht des 
Bekl. eine ſchwere bleibende Geſundheitsbeſchädigung des Bekl., 
insbeſondere an den Augen, in deren nächſter Umgebung er 
auch thatſächlich — wenn auch nicht mit bleibendem Nachtheil 
— verletzt wurde, zur Folge haben konnte und ſomit eine 
geſundheitsgefährliche Mißhandlung, welche nach gemeinem 
proteſtantiſchem Eherechte einen Scheidungsgrund bildet, enthielt. 
III. C. S. i. S. v. Ewald c. v. Ewald vom 28. Juni 1898, 
Nr. 75/98 III. 

51. Der ſpäter vom Kl. be Hof Mallies war 
durch Vertrag vom 26. Juli 1875 von der Großherzoglichen 
Kammer zu Schwerin der Malliſer Gewerkſchaft Schön⸗Horſchitz 
und Genoſſen zu freiem Eigenthum überlaſſen, und ſollten nach 
§ 3 dieſes Vertrages mitübertragen fein, die auf und unter 
den Ländereien befindlichen Holzbeſtände, Braunkohle, Thon 
und alle etwaigen Lager von Torf, Steinkohle, Kalk, Gyps, 
Salz, ſowie Salz und Mineralquellen und ſonſt nutzbar zu 
machenden Foſſilien und Mineralien. Durch die landesherrliche 
Verordnung vom 16. Mai 1879 wurden das Steinſalz nebſt 
den mit demſelben zuſammen vorkommenden Salzen, wie Kali, 
Magneſia und Borſalze und die in den in Betrieb zu nehmenden 
Salzlagern vorkommenden Soolquellen von dem Verfügungs⸗ 
rechte der Grundeigenthümer ausgeſchloſſen, und ausſchließlich 
der Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung vor⸗ 
behalten. Der Kl., welcher gegen den Fiskus auf Wieder⸗ 
verſchaffung des Salzgewinnungsrechtes, eventuell auf Zahlung von 
50 000 Mark Klage erhob, iſt mit dieſem Anſpruch durch die 
Vorentſcheidungen abgewieſen. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß inſoweit nach allgemeinen Grundſätzen auf Grund der Auf⸗ 
hebung wohlerworbener Rechte im öffentlichen Intereſſe der Ge⸗ 
ſchädigte Erſatz ſeines Schadens begehren dürfte, durch die 
Geſetzgebung ſolche Schadenserſatzanſprüche beſchränkt oder völlig 
ausgeſchloſſen werden können. Das O. L. G. hat nun das 
gedachte Landesgeſetz vom 16. Mai 1879 dahin ausgelegt, daß 
weitere Erſatzanſprüche, wie dort ausdrücklich genannt find, nicht 
zugelaſſen werden ſollen, und ein Anſpruch, wie er hier erhoben 
iſt, unſtatthaft ſein ſoll. Dieſe Auslegung der partikulären 


Rechtsnorm iſt in der Reviſtonsinſtanz nicht nachzuprüfen. 


ausgeſprochen iſt (z. B 


III. C. S. i. S. Lampert c. Großh. Mecklenb. Schwerinſchen 
Fiskus vom 1. Juli 1898, Nr. 81/98 III. 


52. Wie von dem erkennenden Senate ſchon wiederholt 
i. S. Großherzoglich Heſſiſchen 
Domänenfiskus wider Gemeinde Send und Genoſſen III 251/89 
durch Urtheil vom 3. Januar 1890 und i. S. Gölenkamp wider 
Fürſt v. Bentheim III 119/91 durch Urtheil vom 9. März 
1891), ſetzt der Rechtserwerb durch unvordenkliche Verjährung 
nicht nothwendig voraus, daß die Ausübungshandlungen bis 
zur Klagerhebung fortgedauert haben, wenn er nur innerhalb 
der Erinnerung der jetzt lebenden Generation vollendet wurde. 
Es iſt daher unbedenklich, wenn das B. G. ſeine Feſtſtellung 
nur für die vor dem Jahre 1874 liegende Zeit getroffen hat, 
und ſchon in dieſem Jahre die unvordenkliche Verjährung als 
vollendet anſieht. III. C. S. i. S. Höchſter Fiſchereigenoſſenſchaft 
c. Stadt Frankfurt vom 8. Juli 1898, Nr. 348/97 III. 

53. Daß nach dem anzuwendenden gemeinen Rechte die 
Söhne aus der Ehe eines dem niedern Adel angehörigen Mannes 
mit einer bürgerlichen Frau lehnsfolgefähig ſind, iſt nicht zu 
bezweifeln. III. C. S. i. S. v. Reden c. v. Reden vom 
5. Juli 1898, Nr. 90/98 III. 

54. Kl. klagt auf Grund eines ſchriftlchen Kaufvertrages 
im Urkundenprozeß den Reſtkaufpreis für ein Hausgrundſtück 
ein. Das Grundſtück iſt bereits auf den Namen des Bekl. um- 
geſchrieben; die Uebergabe ſollte ſpäter als die Zahlung des 
hier fraglichen Kaufgeldes erfolgen; Kl. iſt aber auch zur Ueber⸗ 
gabe bereit. Der Bekl. hat die Abweiſung der Klage aus dem 
Grunde beantragt, weil zwei ihm in Bezug auf das gekaufte 
Haus gemachte Zuſicherungen, nämlich: daß in dem Hauſe 
16 Wohnungen vermiethet und ferner, daß in der darin befind- 
lichen Reſtauration jährlich 200 Tonnen Bier umgeſetzt ſeien, 
ſich als unwahr herausgeſtellt hätten. Nachdem die Kl. die 
Abgabe dieſer zweiten Zuſicherung hinſichlich des Bierumſatzes, 
die aber der Wahrheit entſpreche, zugegeben hatte, hat das B. G. 
die Klage als in der gewählten Prozeßart unſtatthaft abge- 
wieſen, weil es annimmt, daß die Beweislaſt dafür, daß der 
zugeſicherte Bierumſatz ſtattgehabt habe, die Kl. treffe, ein zu⸗ 
läſſiger Beweis hierfür von ihr aber nicht angetreten ſei. Nach⸗ 
dem, ſo führt es aus, die Abgabe der Zuſicherung feſtſtehe, ſei 
es Sache der Kl., auch die Wahrheit derſelben darzuthun; ſie 
habe nachzuweiſen, daß der Bekl. durch die ihm angebotene Ver⸗ 
tragserfüllung auch in der That vollſtändig befriedigt werde. 
Da der Streit ſich lediglich auf dem Gebiete der Vertrags⸗ 
erfüllung bewege, ſo ſei es Aufgabe der Kl., zu beweiſen, daß 
ſie zu einer dem Vertrage entſprechenden Leiſtung bereit ſei. 
Unerörtert könne bleiben, ob die Beweislaſt ſich umkehren würde, 
wenn der Kaufgegenſtand bereits übergeben worden wäre, da 
dieſe Vorausſetzung nicht gegeben ſei. Die hiergegen erhobene 
Reviſion iſt begründet, da das B. U. auf eine Verkennung der 
Beweislaſt und dieſe auf einer unrichtigen rechtlichen Beurtheilung 
des erhobenen Einwandes beruht. Das B. G. nimmt an, es 
handele ſich um die exceptio non adimpleti bezw. non rite 
adimpleti contractus, mit welcher der Einwendende den Zweck 
verfolgt, auch ſeinerſeits die Gegenleiſtung zu erhalten, und bei 
welcher zweifellos, da bei ſynalagmatiſchen Verträgen eine Ver⸗ 


pflichtung zur Leiſtung nur bei Gewährung der Gegenleiſtung 
überhaupt beſteht, die Beweislaſt den Kl. trifft. Davon kann 
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aber hier keine Rede ſein. Es handelt ſich nicht um einen 
Genus, ſondern einen Spezieskauf. Die feſtſtehende Gegen- 
leiſtung, das verkaufte Haus, will Kl. leiſten; das Eigenthum 
derſelben iſt ſogar anſcheinend ſchon gewährt und die Beſitzüber⸗ 
gabe iſt angeboten. Der Bekl. will aber nicht die Erfüllung; 
eine der Zuſicherung entſprechende Erfüllung wäre ja auch, 
wenn die — eine Thatſache der Vergangenheit betreffende — 
Zuſicherung unwahr wäre, überhaupt unmöglich; was der Bekl. 
will, iſt die Aufhebung des Kaufvertrages, weil ihm ein für die 
Werthsbemeſſung des Hauſes erheblicher Umſtand unwahrer 
Weiſe vorgeſpiegelt ſei. Dieſer Einwand läßt eine doppelte 


rechtliche Auffaſſung zu: einmal die, daß Bekl. wegen Betruges 


Aufhebung des Kaufvertrages verlangt. Dann kann kein Zweifel 
ſein, daß Bekl. auch den Betrug beweiſen muß, und dazu gehört 
die Unwahrheit der Vorſpiegelung. Zweitens kann man den 
Einwand auch dahin auffaſſen, daß ein dictum des Verkäufers, 
eine Zuſage, für deren Richtigkeit er garantirt habe, ſich als 
unrichtig herausgeſtellt habe, welche Zuſagen, wie das R. G. 
bereits oft ausgeſprochen hat, auch wenn ſie Thatſachen der 
Vergangenheit betreffen, ſowohl mit der actio empti, als 
den ädiliciſchen Rechtsmitteln geltend gemacht werden können. 
Aber auch von dieſem Geſichtspunkte aus trifft die Beweislaſt 
den Bekl. Denn mit dem Einwand wird nicht Erfüllung ver⸗ 
langt; dieſe iſt ja nach der eigenen Darſtellung des Bekl. un⸗ 
möglich. Es wird vielmehr in ſolchen Fällen Aufhebung des 
Kaufvertrages, Preisminderung oder Entſchädigung verlangt, 
es werden alſo Forderungen geltend gemacht, die aus beſonderen 
Umſtänden entſpringen, hier daraus, daß für die Wahrheit einer 
früher angeblich vorhandenen Thatſache garantirt, und daß dieſe 
Thatſache nicht vorhanden geweſen iſt. Daß aber in ſolchen 
Fällen, in welchen nicht ſowohl ein Leugnen der Erfüllung, als 
vielmehr ein Behaupten von Thatſachen vorliegt, aus welchen 
neue Anſprüche erwachſen, die Beweislaſt den Bekl. trifft, iſt 
nicht nur dieſſeits bereits in früheren Urtheilen ausgeſprochen, 
ſondern auch in der Wiſſenſchaft faſt allſeitig anerkannt. Vergl. 
beſonders v. Vangerow § 607 IV. a. E., Windſcheid § 321 
Nr. 1 a. E., insbeſondere Anmerkung 7, Thöl, Handelsrecht 
(5. Aufl.) S. 344, 345, Hanauſek, Haftung des Verkäufers 
Abtheil. II. § 45 S. 176 ff., S. 186 ff. Anders liegt die 
Sache, wodurch das B. G., wie der letzte Satz ſeiner mitge⸗ 
theilten Gründe vermuthen läßt, anſcheinend irregeführt iſt, bei 
Genus⸗Käufen. Hier hat der Verkäufer bei Mangelhaftigkeit 
der gelieferten Waaren nicht geliefert, was er liefern mußte und 
hier ſpielt der Umſtand, daß die Waare als Erfüllung ange⸗ 
nommen iſt, eben weil dann die exceptio non adimpleti con- 
tractus als ſolche verſagt, die Rolle, daß die Beweislaſt ſich 
umkehrt. III. C. S. i. S. Haedicke o. Henze vom 1. Juli 
1898, Nr. 82/98 III. 

55. Der B. R. erkennt ſelbſt — was auch vom R. G. 
wiederholt ausgeſprochen iſt — als zuläſſig an, daß eine zu 
Gunſten eines noch unbeſtimmten Gläubigers ausgeſtellte Bürg⸗ 
ſchaftsurkunde dem die Aufnahme eines Darlehns Wünſchenden 
eingehändigt werde, damit dieſer erſt den Darlehnsgläubiger 
ſuche und durch dieſe Bürgſchaftsurkunde ſicherſtelle, überſieht 
aber, daß die Konſequenz dieſes Satzes zur Zuläſſigkeit auch 
einer mehreren Perſonen gegenüber, die nach einander die For⸗ 
derung erwerben, abgegebenen Bürgſchaftserklärung führt, wenn 


darauf der Wille des Bürgen gerichtet war. In beiden Fällen 
handelt es ſich nicht um eine durch einſeitige Erklärung zu 
Gunſten unbeſtimmter Perſonen bereits begründete Verpflichtung 
— die allerdings den Bedenken des B. G. unterliegen würde —, 
ſondern um eine Vertragsofferte, die erſt durch die Annahme 
deſſen, der die Hauptforderung erworben hat, zur Verpflichtung 
dieſem gegenüber führt. Es beſteht jedenfalls im gemeinen 
Rechte kein Rechtsſatz, der dies auch dann für unwirkſam erklärt, 
wenn, wie im vorliegenden Falle der Bürgſchaftwille auf eine 
beſtimmte Forderung beſchränkt und nur an die Perſonen ge⸗ 
richtet iſt, die im Rechtsverkehr Gläubiger dieſer Forderung 
werden. Iſt ein ſo weit gehender Wille des Bürgen, namentlich 
mit Rückſicht auf den Wechſelverkehr, als gewollt feſtzuſtellen, 
ſo ſteht kein rechtliches Bedenken dem entgegen, daß durch die 
Annahme dieſer ſchriftlichen Offerte, die bis dahin ſtets dieſen 
Charakter behalten würde, der Bürgſchaftsvertrag mit dem 
Wechſelinhaber nach dem Inhalte der Bürgſchaftsurkunde ab⸗ 
geſchloſſen wird. Aber auch die Ceſſion der Bürgſchaftsrechte 
durch den erſten Wechſelgläubiger — falls nur gegen dieſen der 
Bürgſchaftswille erklärt ſein ſollte — iſt nicht zu beanſtanden. 
Mag man die rechtliche Natur des Wechſels auffaſſen, wie man 
will, ſo folgt daraus wohl, daß die nicht auf dem Wechſel 
ſtehenden Bürgſchaftsrechte mit deſſen Indoſſirung nicht ohne 
Weiteres übergehen, aber nicht die Unmöglichkeit, fie neben dem 
Indoſſamente auf ihre Weiſe, alſo durch Ceſſion zu übertragen. 
Aus der accefjoriihen Natur der Bürgſchaftsrechte folgt zwar, 
daß dieſe einem Dritten, der nicht Gläubiger iſt, und es auch 
nicht werden ſoll, nicht abgetreten werden können; damit iſt 
aber wohl vereinbar, daß ſie, wenn der Wille darauf gerichtet 
iſt, auf den übergehen, der zugleich Inhaber der durch die 
Bürgſchaft geſicherten Wechſelordnung nach den für dieſe be⸗ 
ſtimmten wechſelrechtlichen Formen werden ſoll und wird. Wie⸗ 
weit gehende Rechte dann für den neuen Gläubiger gegen den 
Bürgen entſtehen, insbeſondere welche Einreden ihm gegenüber 
aus der Perſon des Cedenten geltend gemacht werden können, 
iſt davon unabhängig und nach den Grundſätzen über die 
Ceſſion und danach zu beſtimmen, ob etwa nach dem Burgſchafts⸗ 
vertrage der Bürge ſich verpflichtet hat, darüber hinaus ebenſo 
zu haften, wie der Schuldner aus ſeiner Wechſelverpflichtung. 
III. C. S. i. S. Marmaros⸗Szigeter Volksbank c. Fürſtin 
v. Iſenburg vom 3. Juni 1898, Nr. 40/98 III. 

56. Der Kl. hat den Defertenbeſchluß des Kreisausſchuſſes 
zu Hanau vom 10. Juli 1893 durch Klage angefochten, und 
ſeine Einwendungen dawider im Laufe des Verfahrens I. J. 
auf drei Rechnungspoſten beſchränkt. Das hierüber ergangene 
Urtheil des L. G. zu Hanau vom 15. April 1896 iſt von ihm 
in der Berufungsinſtanz nur bezüglich eines Poſtens von 
15 000 Mark angefochten. Dieſe Summe betrifft eine Ceſſions⸗ 
valuta, welche nicht zur Gemeindekaſſe gefloſſen, ſondern von 
einem Dritten für die Gemeinde in Empfang genommen und 
direkt, zur Tilgung einer Gemeindeſchuld bei der Landeskredit⸗ 
kaſſe, an die Steuerkaſſe in Hanau eingezahlt iſt. Der Kl. 
hat dieſen Betrag in der Gemeinderechnung pro 1884/85 als 
von ihm gezahlt in Ausgabe geſtellt, und zugeſtanden, daß die 
Zahlung nicht aus der Gemeindekaſſe geſchehen iſt, auch eine 
weitere Aufklärung dieſerhalb nicht zu geben vermocht. Aus 
dieſer Sachlage iſt mit Recht die Erſatzpflicht des Kl. gefolgert. 
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Wenn es ſich, wie feſtſteht, nicht um eine aus der Gemeinde⸗ 
kaſſe geleiſtete Zahlung handelte, ſo durfte dieſelbe in der 
Gemeinderechnung nur als Durchgangspoſten in dem Sinne 
aufgeführt werden, daß die Buchung gleichzeitig in Einnahme 
und Ausgabe geſchah. Wurde allein die nicht erfolgte Ausgabe 
gebucht, ſo ergab ſich aus derſelben ohne Weiteres ein Fehlbetrag, 
wegen deſſen der Kl. auf Erſatz haftet, da er die berechnete 
Ausgabe nicht in anderer Weiſe zu begründen und zu recht⸗ 
fertigen im Stande war. Für dieſe Haftung des Kl. iſt es 
auch unerheblich, wenn er wegen mangelnder eigener Kenntniß 
des Rechnungsweſens die Rechnungen durch einen Beauftragten 
formiren ließ, und wurde er von der Erſatzpflicht auch dadurch 
nicht befreit, daß der Fehlbetrag bei einer früheren Rechnungs⸗ 
reviſion unbemerkt geblieben iſt. Eine Abminderung des gedachten 
Fehlbetrages konnte in dieſem Verfahren auch nicht durch die 
in der Berufungsinſtanz neu aufgeſtellte Behauptung bewirkt 
werden, daß anderweite Poſten im Geſammtbetrage von 
1081,96 Mark mit Unrecht nicht in Ausgabe geſtellt, und daher 
dem Kl. gut zu ſchreiben ſeien. Dies neue Vorbringen enthält 
gegenüber der Begründung der Klage eine Klagänderung, und 
konnte daher in der Berufungsinſtanz nicht berückſichtigt werden. 
III. C. S. i. S. Maiſch VI c. Gemeinde Mittelbuchen vom 
28. Juni 1898, Nr. 77/98 III.] | 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

57. Die Reviſion greift das — zu Bedenken auch im 
Uebrigen keinen Anlaß gebende — B. U. nur inſoweit an, als 
die auf Grund der Vorſchrift in §S 3 Nr. 3 des Anf. G. vom 
21. Juli 1879 geſtützte Anfechtung der Ceſſion vom 25. Auguſt 
1895 gleichfalls verworfen iſt. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung 
find anfechtbar die in dem letzten Jahre von der Rechtshängig⸗ 
keit des Anfechtungsanſpruchs vorgenommenen unentgeltlichen 
Verfügungen des Schuldners, ſofern nicht dieſelben gebräuchliche 
Gelegenheitsgeſchenke zum Gegenſtande hatten. In dieſer Be⸗ 
ziehung war von der Kl. bereits in I. J. behauptet, daß Bekl. 
als Ceſſionsvaluta mehr als etwa 1 500 Mark nicht gewährt 
haben könne und daß daher in der Ceſſion der 9 000 Mark 
bezüglich des Mehrbetrags eine Schenkung zu erblicken ſei. In 
der Berufungsinſtanz iſt aber thatbeſtandsmäßig dieſe Anfechtung 
noch näher dahin begründet: „Endlich behauptet Kl., daß die 
Ceſſion, inſoweit mehr abgetreten worden, als die von Kl. in 
Höhe von 1 500 Mark zugegebene Bürgſchaftsforderung des 
Bekl. an L. sen. betragen habe, eine anfechtbare unentgelt⸗ 
liche Verfügung darſtelle, und es iſt dem Bekl. darüber der 
Eid zugeſchoben, daß laut Verabredung zwiſchen den Che⸗ 
leuten L. und dem Bekl. die Ceſſion nur in Höhe von 
1 500 Mark behufs Tilgung einer dem Bekl. gegen die Che- 
leute L. zuſtehenden Forderung, im Uebrigen aber unentgeltlich 
erfolgt ſei.“ Auch der fo begründeten Anfechtung verſagt 
das B. G. den Erfolg mit folgender Erwägung: „Kl. beſtreitet 
nicht, daß dem Bekl. thatſächlich eine Forderung gegen die Ehe⸗ 
leute L. zugeſtanden hat, ſie giebt ſie in Höhe von 1 500 Mark 
zu. Sie iſt der Meinung, daß die Ceſſion der Forderung von 
10 000 Mark, die allerdings die Befriedigung des Bekl. bezweckt 
habe, inſoweit als eine unentgeltliche Verfügung der Eheleute 
L. zu betrachten ſei, als der Betrag der L. ſchen Forderung den⸗ 
jenigen ihrer Schuld überſtiegen habe. Indeſſen, wenn die 
Ceſſion zum Zwecke der Tilgung der Forderung des Bekl. ge⸗ 
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thätigt iſt, dann kommt es nicht auf die Uebereinſtimmung der 
Beträge der beiden Forderungen an (vergl. § 390 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 11). Die Unentgeltlichkeit wird dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß ein Gegenwerth vom Bekl. gegeben iſt, es ſei 
denn, daß nachgewieſen werde, daß die Ceſſion der ganzen L.ſchen 


Forderung in der Abſicht der L.ſchen Eheleute, dem Bekl. eine 


unentgeltliche Zuwendung in Höhe des überſchießenden Theils 
zu machen, gethätigt ſei. Darauf aber iſt die klägeriſche Be⸗ 
hauptung nicht gerichtet. Es ſoll danach vielmehr aus der 


geringen Höhe der Forderung des Bekl. ſich ergeben, daß der 


höhere Betrag der cedirten Forderung eine unentgeltliche Zu⸗ 
wendung ſei. Bei Abweſenheit anderer auf eine Schenkungs⸗ 


abſicht hindeutender Umſtände (§ 1040 der A. L. R. Thl. 1 


Tit. 11) kann dies Mißverhältniß allein zur Feſtſtellung der 
Unentgeltlichkeit der Uebereignung nicht für ausreichend erachtet 
werden.“ Die hier von der Reviſion erhobene Rüge, mit welcher 
dem B. G. unrichtige, mit dem Wortlaute in Widerſpruch ſtehende 
Würdigung des Vorbringens der Kl. und infolge deſſen Ver⸗ 
letzung des §S 3 Nr. 3 des Anf. G. vom 21. Juli 1879 vor⸗ 
geworfen wird, iſt begründet. Die unter Eidesbeweis geſtellte 
Behauptung der Kl. läßt nach ihrem klaren Wortlaute nur die 


Auslegung zu, daß nach der getroffenen Abrede von der 


cedirten Forderung von 10000 Mark beziehungsweiſe 9 000 Mark 
allein der Betrag von 1 500 Mark zur Tilgung der Forderung 
des Bekl. an die L. ſchen Eheleute dienen, der überſchießende 
Betrag aber dem Bekl. unentgeltlich abgetreten werden ſollte. 
Es handelt ſich bei dieſer Behauptung keineswegs um eine Fol⸗ 
gerung der Kl. aus der geringen Höhe der Forderungen des 
Bekl. im Verhältniß zur Höhe der abgetretenen Forderung auf 
die Schenkungsabſicht der L.ſchen Eheleute, wie das B. G. die 
Behauptung auffaßt, ſondern es wird damit geradezu behauptet, 
dasjenige, was das B. G. zum Nachweiſe der Unentgeltlichkeit 
verlangt: daß nach der getroffenen Abrede, alſo nach der Abſicht 
der Vertragstheile, die Ceſſion der ganzen L.ſchen Forderung zu 
dem Zwecke gethätigt ſei, dem Bekl. in Höhe des überſchießenden 
Betrages eine unentgeltliche Zuwendung zu machen. An dieſer 
dem Wortlaute und dem Zwecke der klägeriſchen Behauptung 
allein entſprechenden Auslegung derſelben kann der Umſtand 
nichts ändern, daß Kl. zugleich auch mehr in der Form der 
Folgerung neben der unter Eideszuſchiebung aufgeſtellten Be⸗ 
hauptung, die Schenkung oder Unentgeltlichkeit des überſchießenden 
Betrags geltend gemacht hat. Eine ſolche Folgerung lag, worauf 
die Reviſion zutreffend hinweiſt, um ſo näher, als ungeachtet 
des Mißverhältniſſes zwiſchen der Höhe der cedirten und der 
durch die Ceſſion zu tilgenden Forderung die Unficherheit der 
erſteren nicht behauptet war und nähere verwandtſchaftsartige 
Beziehungen zwiſchen dem Bekl. und den L.ſchen Eheleuten 
unbeſtritten inſofern beſtanden, daß ein Sohn der letzteren der 
Schwiegerſohn des Bekl. iſt. Das B. U. beruht hiernach auf 
einer wort⸗ und ſinnwidrigen Auslegung des Parteivorbringens 
und damit auf einer Verletzung des $ 259 der C. P. O. und 
der 58 65 ff. des A. L. R. Thl. 1 Tit. 4 und unterliegt daher 
der Aufhebung. IV. C. S. i. S. Treitſchke e. Mörſtedt vom 
7. Juli 1898, Nr. 57/98 IV. 

58. Von der Reviſion gegen die auf die Höhe des Schadens 
bezüglichen Ausführungen des B. R. gerichteten Angriffe können 
nicht für begründet erachtet werden. Völlig zutreffend geht der 
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B. R. davon aus, daß nach den in den §8§ 350, 351, 286 
und 287 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätzen der Betrogene einen Anſpruch darauf hat, daß er ſo 
geſtellt werde, wie er ſtehen würde, wenn ihm die Wahrheit 
mitgetheilt worden wäre. Danach verlangen Kl. mit Recht 
Herabminderung des Kaufpreiſes auf den Betrag, den ſie bei 


voller Kenntniß der wahren Sachlage gezahlt haben würden. 
Sie brauchen ſich nicht — wie die Reviſion annimmt — damit 


abſpeiſen zu laſſen, daß Bekl. auch bei Mittheilung der wahren 
Sachlage einen gleichhohen Preis gefordert haben würde. V. C. S. 
i. S. Krüger c. Grude vom 6. Juli 1898, Nr. 72/98 V. 
59. Gewiß wird durch die Ceſſion eines Anſpruchs aus 
einem zweiſeitigen Vertrage der ſynallagmatiſche Zuſammenhang, 
die wechſelſeitige Bedingtheit der beiderſeitigen Leiſtungen nicht 
aufgehoben. Jeder der Kontrahenten — ſoweit er nicht Vor⸗ 
leiſtung beanſpruchen kann — kann Erfüllung nur verlangen, 
wenn oder ſoweit er ſeinerſeits erfüllt hat, oder zu erfüllen 
bereit iſt (§ 271 Tit. 5 SH. I A. L. R.), auch dann, wenn 
in Folge einer dazwiſchen getretenen Ceſſion der eine Kontrahent 


an einen Andern zu leiſten hat, als von dem er die Gegen⸗ 


leiſtung empfängt. Auch wird dem Käufer, der ſeine Rechte 
aus dem Kaufvertrage abgetreten hat, gegen die Klage auf 
Zahlung des Kaufpreiſes unter Umſtänden, namentlich wenn 
ihm Gewährsanſprüche feines Ceſſionars drohen, der Rechts⸗ 
behelf aus 8 222 Tit. 11 Thl. 1 des A. L. R. nicht zu ver 
ſagen ſein. Aber keiner dieſer Fälle liegt hier vor, da der Kl. 
unſtreitig den Kaufvertrag in der Hauptſache erfüllt, der Bekl. 
auch ein Recht auf Zurückbehaltung und Niederlegung eines 
Theils des Kaufpreiſes aus § 222 a. a. O. nicht geltend 
gemacht und im obigen Sinne näher begründet hat. 
V. C. S. i. S. Johnke c. Stärker vom 9. Juli 1898, 
Nr. 47/98 V. 

60. Die Beſtimmung im § 11 des Vertrages, daß die 
erlaſſenen 2 300 Mark zu zahlen, wenn die Wechſel nicht pünkt⸗ 
lich eingelöſt oder die Hypothek nicht bis zum 1. Auguſt 1896 
beſtellt, enthält keine Konventionalſtrafe, § 292 Thl. I Tit. 5 
des A. L. R., ſondern eine Reſolutivbedingung für den Erlaß. 
Der § 307 Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. iſt deshalb nicht an⸗ 
wendbar. Die erlaſſenen 2 300 Mark waren nicht als Strafe 
zu zahlen, ſondern die Forderung lebte wieder auf, ſobald die 
Hypothek nicht rechtzeitig beſtellt wurde. Iſt ſie wieder aufgelebt, 
ſo macht der Kl. von ſeinem vertragsmäßigen Recht Gebrauch 
und die Geltendmachung dieſes Rechts iſt keine Argliſt. Die 
Hypothek ſollte dem Kl. zur Sicherung der Forderung von 
5 500 Mark dienen und der Vertrag bietet keinerlei Anhalt für 
die Annahme, daß die Verpflichtung zur Beſtellung dieſer 
Sicherheit erlöſchen ſollte, falls die Sicherheit nicht rechtzeitig 
beſtellt. Selbſt wenn der Kl. die Beſtellung der Sicherheit 
dadurch angenommen haben ſollte, daß er nach Benachrichtigung 
von der Eintragung keinen Widerſpruch erhoben, würde daraus 
ein Verzicht auf die wiederaufgelebte Forderung der 2300 Mark 
nicht zu entnehmen ſein, und da die Klage auf Zahlung der 
2 300 Mark bereits im Juni 1897 erhoben iſt, kann aus der 
Annahme der ſpäter fällig gewordenen Ratenzahlungen gegen 
die Klage ſo wenig etwas entnommen werden, wie aus der 
Annahme der früher fällig gewordenen Zahlungen. I. C. S. 
i. S. Seefluth c. Hirſch vom 6. Juli 1898, Nr. 182/98 J. 


61. Muß die Zurückweiſung der Proviſionsforderung als 
gerechtfertigt erachtet werden, ſo erſcheinen die Ausführungen 
der Vorinſtanz, ſoweit ſie die mit der Klage zugleich erhobene 
Entſchädigungs forderung als unbegründet hinſtellen, nicht 
bedenkenfrei. Es iſt dieſerhalb in den Gründen geſagt, daß, 
wenn auch der Bekl., entgegen den von ihm übernommenen 
Verpflichtungen, die Tare dem Kl. nicht überſandt, ferner auch 
innerhalb der drei Monate, innerhalb welcher Zeit er ein ihm 
vom Kl. nachgewieſenes Darlehnsgeſchäft abſchließen mußte 
und den Auftrag nicht zurückziehen durfte, dieſe Zurückziehung 
vorgenommen hat, hierdurch dem Kl. das Verdienen der Proviſion 
nicht unmöglich gemacht ſei, da der Kl. ja auch ſelbſt die Taxe 
habe anfertigen laſſen können, auch nicht behindert geweſen ſei, 
ferner noch einen Kontrahenten für den Bekl. ausfindig zu 
machen und demſelchen zum Abſchluß des Darlehnsgeſchäfts 
vorzuführen. Dieſe Annahme verſtößt gegen die Grundſätze von 
Treu und Glauben, welche den Willen der Kontrahenten als 
ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, daß der Kl. noch thätig werden 
ſollte, nachdem ihm vom Bekl. erklärt, daß er von der Aufnahme 
des Darlehns abſehe, womit jedem ferneren Vorgehen des Kl. 
der Erfolg abgeſchnitten war. VI. C. S. i. S. Küſter c. Kolle 
vom 7. Juli 1898, Nr. 116/98 VI. 

62. Wenn die Annahme, von welcher beide Vorderrichter 
ausgehen, richtig iſt, daß nämlich das Abkommen vom 5. Sep⸗ 
tember 1895 einen Vertrag über Handlungen enthält, dann 
ſind die weiteren Ausführungen zutreffend, daß Bekl. befugt 
war, vom Vertrage zurückzutreten und daß dem Kl. nicht ein 
Anſpruch auf Erfüllung, ſondern im Falle des unbegründeten 
Rücktritts nur ein ſolcher auf Schadenserſatz zuſteht. Die 
gedachte Annahme unterliegt jedoch erheblichen rechtlichen Be⸗ 
denken. Darin iſt dem B. R. beizutreten, daß ein Bürgſchafts⸗ 
vertrag nicht vorliegt, denn es fehlt an dem weſentlichen Er⸗ 
forderniſſe des Vorhandenſeins eines Hauptſchuldners. Es fragt 
ſich nun zunächſt, welchen Inhalt das Abkommen vom 5. Sep⸗ 
tember 1895 hat. Der J. R. ſtellt denſelben im Wege der 
Auslegung und auf Grund der Beweisaufnahme dahin feſt, 
daß Bekl. dem Kl. gegenüber die Selbſthaftung für die voll⸗ 
ſtändige Herſtellung des Baues gegen Zahlung von 18000 Mark 
Seitens des Kl. an ihn derartig übernommen habe, daß Kl. 
berechtigt ſein ſollte, wegen Ausführung und Vollendung des 
Baues ſich direkt und ausſchließlich an den Bekl. zu halten. 
Der B. R. hat eine eigene ſelbſtſtändige Auslegung des 
Vertragsinhaltes nicht getroffen, ſich auch darüber nicht aus- 
geſprochen, ob er die Auslegung des L. G. billige. Er hat 
vielmehr ſeiner Annahme nur die Angaben des Kl. zu Grunde 
gelegt und lediglich auf dieſe geſtützt ſodann ausgeführt: „Nach 
der eigenen Darſtellung des Kl. hat Bekl. ſich verpflichtet, zwar 
nicht ſelbſt zu bauen, aber dafür zu ſorgen, daß gebaut werde, 
eventuell auf ſeine, des Bekl., Koſten. Nach dieſer Angabe des 
Kl. hatte Bekl. alſo dafür zu ſorgen, daß die W.'ſchen Eheleute 
bauten, Bekl. verſprach demnach die Handlungen Dritter und 
hat — falls er auch den Erfolg übernommen — dem Anderen 
vollſtändige Genugthuung zu leiſten.“ Der B. R. folgert 
hiernach, ohne Prüfung des Vertragsinhaltes ſelbſt, allein aus 
den Angaben des Kl., daß ein Vertrag über Handlungen dahin 
vorliege, daß Bekl. Bemühungen anzuwenden hatte, damit die 
W. ſchen Eheleute den Bau vollendeten. Dieſe Folgerung wird 
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aber durch die erwähnten Angaben des Kl. nicht gerechtfertigt, 
denn Kl. behauptet ausdrücklich, daß Bekl. erklärt habe, er werde 


perſönlich für die richtige Bebauung des W.'ſchen Bauplatzes 


aufkommen und für die rechtzeitige Vollendung des geſammten 
Baues Sorge tragen, und daß der Bekl. ſich in dem Abkommen 
verpflichtet habe, für die ordnungsmäßige Fertigſtellung des 
beabſichtigten Baues aufzukommen. Iſt dieſe Behauptung aber 
richtig, ſo hat der Bekl. nicht blos Aufwendung von Be⸗ 
mühungen in Bezug auf eine Thätigkeit der Eheleute W., 
vielmehr eine ſelbſtſtändige Verpflichtung hinſichts der Aus⸗ 
führung und Vollendung des Baues, alſo eine dahin gehende 
ganz beſtimmte Leiſtung übernommen, und ein derartiger Ver⸗ 
trag fällt weder unter die Begriffsbeſtimmung der 8$ 869 fg. 
Thl. J Tit. 11 noch unter die der SS 40 fg. Thl. I Tit. 5 des 
A. L. R., da weder Gelder oder Sachen für übernommene 
Handlungen oder Unterlaſſungen, noch Handlungen oder Unter⸗ 
lafjungen gegen einander verſprochen worden find und Bekl. 
ebenſowenig die Handlung eines Dritten, der W. ' ſchen Eheleute 
verſprochen hat. Der B. R. hätte daher auch den Inhalt des 
ſchriftlichen Abkommens einer Prüfung unterziehen und auf 
Grund derſelben feſtſtellen müſſen, wie dieſes Abkommen zu 
verſtehen ſei, ob nämlich der Bekl. durch daſſelbe, gegen Zahlung 
von 18 000 Mark Seitens des Kl. an ihn, die ſelbſtſtändige 
Verpflichtung übernommen hat, dafür zu haften, daß der Bau 
nach der Zeichnung ausgeführt wurde, — wobei der unſtreitige 
Umſtand zu berückſichtigen, daß für die genannte Summe der 
Bau nicht vollendet werden konnte und daß die Eheleute W. 
vermögenslos waren —, oder ob Bekl. nur die Haftung dafür 
übernommen hat, daß die vom Kl. hergegebenen Gelder auch 
richtig zum Bau verwendet, daß nämlich mit denſelben die 
Materialien zum Bau angeſchafft und die Arbeitslöhne bezahlt 
wurden. Zur Verhandlung hierüber und demnächſtigen weiteren 
Entſcheidung mußte hiernach, unter Aufhebung des B. U., die 
Sache in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. IV. C. S. i. S. 
Grünwald c. Rieſenfeld vom 20. Mai 1898, Nr. 26/98 IV. 
63. Mit Recht greift die Reviſion die Anſicht des B. G. 
an, daß der hier erhobene Schadensanſpruch unabhängig ſei 
vom Ergebniſſe des Konkurſes. Dieſer Anſicht, durch welche 
die Vorinſtanz ſich der Feſtſtellung überhoben geglaubt hat, 
wie weit der Kl. aus der Konkursmaſſe Befriedigung erhalten 
hat oder erhalten wird, ſteht entgegen, daß dem Kl. ein Schade 
überhaupt inſoweit gar nicht entſtanden iſt, als er ſeine For⸗ 
derung aus der Konkursmaſſe erlangt hat oder erlangen wird. 
Die vom B. G. angezogenenen Entſcheidungen des R. G. 
(Bd. 28 S. 241, 242, Bd. 30 S. 44 der Civilentſcheidungen) 
behandeln den Fall, wenn durch Handlungen eines Vertreters 
ein Schade entſteht, zu deſſen Erſatz der Prinzipal zufolge des 
Vertretungsverhältniſſes verpflichtet iſt. In ſolchem Falle kann, 
wie dort ausgeführt iſt, die Klage gegen den Vertreter aus 
deſſen Delikt nicht durch die Verweiſung an den Prinzipal 
abgewendet werden; beide haften vielmehr ſolidariſch für den 
Schaden. Der Fall iſt von dem vorliegenden Falle gänzlich 
verſchieden. Aus der Handlung des Bekl. als Prokuriſten ſeines 
Vaters entſprang kein Schadenserſatzanſpruch gegen T.; gegen 
T. ſen. beſtand nach wie vor nur eine Darlehnsforderung des 
Bekl., und ſoweit der Kl. das Darlehn zurückgezahlt erhielt, 
war auch ein Schade nicht vorhanden, für welchen der Bekl. 


verantwortlich gemacht werden konnte. Ob der Kl. berech tig 
geweſen wäre, ſchon vor Beendigung des Konkurſes und bevor 
der Betrag feines Ausfalls feſtſtand, einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen den Bekl. in der Weiſe geltend zu machen, daß 
er ſeine Darlehnsforderung vom Bekl. gegen Abtretung 
ſeiner Rechte an die Konkursmaſſe erſtattet verlangte, 
iſt hier nicht zu erörtern. Denn der Kl. hat dieſen Weg nicht 
eingeſchlagen; er fordert hier denjenigen Betrag, mit welchem 
er im Konkurſe jedenfalls ausfallen werde, — der verlangte 
Betrag ſoll ſogar noch unter dem zu erwartenden Ausfall 
bleiben —, und es würde dem Kl. zu nahe getreten werden, 
wenn man ihm dieſen Betrag nur gegen Abtretung ſeiner 
Rechte an die Konkursmaſſe zuſprechen wollte. VI. C. S. i. S. 
Thiel 6. Ernſt vom 23. Juni 1898, Nr. 90/98 VI. 

64. Da eine vorſätzliche „Beleidigung“ im Sinne des § 10 
Thl. J Tit. 6 des A. L. R. vorliegt, fo iſt der Bekl. zu voll⸗ 
ſtändiger Genugthuung, alſo auch zum Erſatz des entgangenen 
Gewinnes verpflichtet (58 10 und 7 Thl. I Tit. 6 des A. L. R.). 
Zum entgangenen Gewinn werden Vortheile gerechnet, welche 
Jemand erlangt haben würde, wenn eine gewiſſe Handlung oder 
Unterlaſſung nicht vorgefallen wäre. (§ 5 Thl. I Tit. 6 des 
A. L. R.) Der Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Abtretung 
und dem Entgange des Kaufpreiſes iſt nicht dadurch unterbrochen, 
daß die Kl. vielleicht geneigt geweſen wären, ihre Antheile um 
einen geringeren als den erzielten Kaufpreis zu cediren. Da ſie 
es eben nicht gethan, ſo blieb für ſie die Möglichkeit erhalten, 
an dem wirklich erzielten Gewinn nach dem Verhältniſſe ihrer 
Antheile theilzunehmen. Ob der erzielte Kaufpreis dem wirklichen 
Werthe zur Zeit der Abtretung entſprochen, erſcheint demnach 
gleichgültig. VI. C. S. i. S. Zernik e. Zernik vom 27. Juni 
1898, Nr. 72/98 VI. 

65. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Ihr iſt 
allerdings zuzugeben, daß ſich der B. R. durch die ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung gegebene Begründung mit den vom R. G. in dem 
Urtheil vom 27. November 1893 (Entſch. in Civilſachen Bd. 32 
S. 283) aufgeſtellten und in dem Urtheil vom 1. April 1896 
(daſelbſt Bd. 37 S. 270) wiederholt als richtig anerkannten 
Grundſätzen in Widerſpruch ſetzt. In dieſen Urtheilen iſt des 
Näheren ausgeführt, daß ſich in Fällen der vorliegenden Art 
eine Entſchädigungspflicht des Eiſenbahnfiskus aus allgemeinen 
geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere aus den Grundſätzen 
des Nachbarrechts nicht herleiten läßt. Es iſt namentlich dort 
bereits darauf hingewieſen, daß der Rückſtau, der auf benach⸗ 
barte Grundſtücke bei Hochwaſſer in Folge der Anlegung von 
Eiſenbahndämmen eintritt, nicht als Immiſſion im rechtlichen 
Sinne betrachtet werden kann, weil jenen Grundſtücken weder 
fremde Stoffe zugeführt werden, noch die Anlage eine Hin⸗ 
überleitung des Waſſers oder eine Anſtauung bezweckt, der 
Rückſtau vielmehr die unwillkürliche Folge der Abhaltung des 
Waſſers durch die Dammanlage iſt. Wenn demgegenüber der 
B. R. doch wieder den Geſichtspunkt einer „widerrechtlichen 
Immiſſion“ als den rechtlich entſcheidenden heranzieht, fo ver 
kennt er, daß derjenige, der ſein Grundſtück durch aufgeworfene 
Dämme oder Bauwerke anderer Art vor dem Eintritt von 
Ueberſchwemmungen ſchützt, doch nicht Waſſer aus ſeinem 
Grundſtück den Nachbargrundſtücken zuführt, daß er vielmehr 
im Gegentheil die Zuführung von Waſſermaſſen auf fein Grund⸗ 
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ſtück abwehrt, die andernfalls auf dieſes von den Nachbar- 
grundſtücken aus herüberkommen würden. Ebenſo wenig 
iſt erſichtlich, wenn man mit dem B. R. den § 14 des Eiſen⸗ 
bahngeſetzes vom 3. November 1838 außer Betracht läßt, aus 
welchen geſetzlichen Beſtimmungen ſich ergeben ſoll, daß das 
Verfahren des Bekl. ein „widerrechtliches“ geweſen ſei. In 
dieſer Beziehung genügt es, auf die Ausführungen in dem vor- 
erwähnten Urtheil vom 27. November 1893 zu verweiſen, in 
denen dargelegt iſt, daß der Eigenthümer eines Grundſtücks 
wohlerworbene Rechte Anderer, insbeſondere ſeiner Nachbarn, 
nicht verletzt, wenn er zum Schutze ſeines Eigenthums auf 
demſelben Anlagen errichtet, ohne darauf Bedacht zu nehmen, 
daß dadurch dem Nachbar keine Schade geſchehe. Eine Wider⸗ 
rechtlichkeit, die den Bekl. zum Schadenserſatz verpflichtet 
(88 10, 12 Tit. 6 Thl. 1 des A. L. R.), läßt ſich nur feſt⸗ 
ſtellen, wenn man die dem Bekl. obliegenden Pflichten nicht 
blos nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, ſondern auch nach 
den beſonderen Vorſchriften beurtheilt, die für Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen und deren Ausführung ergangen find. Der § 14 


des Geſetzes vom 3. November 1838 kann daher nicht, wie der 


B. R. will, außer Betracht bleiben, ſondern er bildet die Grund⸗ 
lage, von der aus die Frage, ob der Bekl. die ihm als Eigen⸗ 
thümer der Bahnanlage gegen die Eigenthümer benachbarter 
Grundſtücke obliegenden Pflichten verletzt hat, beurtheilt werden 
muß. Was nun die Auslegung dieſer geſetzlichen Vorſchrift 
anlangt, ſo hat der erkennende Senat kein Bedenken getragen, 
ſich den Ausführungen des VI. C. S. des R. G. in den beiden 
obenerwähnten Urtheilen anzuſchließen. Die in der Literatur 
dagegen vereinzelt erhobenen Angriffe (vergl. Gruchots Beiträge 
Bd. 41 S. 497 ff.) ſind nicht geeignet, ſie in Frage zu ſtellen 
und ihnen iſt auch bereits von anderer Seite widerſprochen 
worden (vergl. ebenda Bd. 42 S. 38). Die hiernach nicht halt⸗ 
bare Begründung des B. U. hätte zu ſeiner Aufhebung führen 
müſſen, wenn der B. R. nicht doch ſchließlich diejenige Feſt⸗ 
ſtellung getroffen hätte, auf die es ankommt, wenn man den 
§ 14 des Geſetzes vom 3. November 1838 in dem vom R. G. 
vertretenen Sinne verſteht. V. C. S. i. S. E.⸗Fiskus c. Schulte⸗ 
Sutum vom 2. Juli 1898, Nr. 34/98 V. 

66. Das B. G. ſtellt die Mitwirkung der Bekl. zu dem 
„kalten Abbrennen“ nach der Art der Theilnahme an der Ver⸗ 
ſchleuderung, ſowie nach dem Bewußtſein der Bekl. von der 
Abſicht S. feſt. Die geſetzliche Folge der Mitwirkung zur 
Schadenszufügung iſt demnach gemäß § 29 Thl. 1 Tit. 6 des 
A. L. R. die Solidarhaftung. Sie beſteht gerade darin, daß 
wegen des von einem gemeinſamen Willen getragenen, auf ein 
Ziel gerichteten Thuns, dem Beſchädigten gegenüber gegen jeden 
Einzelnen die Geſammtwirkung und nicht der Bruchtheil der 
Betheiligung des Einzelnen in Betracht kommt. Die Voraus⸗ 
ſetzungen der Solidarhaftung im Sinne des § 29 Thl. I. Tit. 6 
des A. L. R. ſind daher ohne Rechtsirrthum feſtgeſtellt (vergl. 
auch Striethorſt Archiv Bd. 88 S. 229). Insbeſondere iſt 
auch mit der Verfolgung des eigenen Vortheils das Bewußtſein, 
Andere zu ſchädigen und der Wille, trotzdem die Handlung zu 
begehen, völlig vereinbar. VI. C. S. i. S. Behnke und Gen. 
c. Michalski vom 27. Juni 1898, Nr. 147/98. VI. 

67. Die Klage iſt lediglich auf die Behauptung geſtützt, 
daß der verklagte Konkursverwalter die beiden ſtreitigen Urkunden 


nur bittweiſe von dem Kl. an fi gebracht habe (§ 147 
Thl. I Tit. 7 A. L. R.). Der B. R. nimmt an, daß die 
Vorausſetzungen dieſer Beſitzklage vorliegen, nämlich daß der 
Kl. ſich im ruhigen Beſitz der Urkunden befunden und ſie 
lediglich zum Zweck ihrer Einſichtnahme durch die Konkurs- 
verwaltung hergegeben, ſowie daß weder das Konkursgericht noch 
der Konkursverwalter, dem der Hergang bekannt geweſen ſei, an⸗ 
genommen hätten oder hätten annehmen können, daß der Kl. 
den Beſitz habe aufgeben wollen. Dies ſtellt der B. R. auf 
Grund der Beweisergebniſſe feſt, aus denen er weiter entnimmt, 
daß das Konkursgericht die Urkunden nicht amtlich als. Gegen- 
ſtände der Konkursmaſſe in Beſitz genommen, ſondern nur deren 
Einſichtnahme durch den Konkursverwalter vermittelt habe. 


Wenn die Reviſion dem B. G. vorwirft, überſehen zu haben, 


daß der Kl. ſelber die Urkunden fehlerhaft beſeſſen habe, ſo 
kann auf dieſen, erſt in der Reviſionsinſtanz neu erhobenen, 
Einwand mit Rückſicht auf die Vorſchrift des § 524 der 
C. P. O. nicht eingegangen werden. Auch der Angriff iſt 
unbegründet: daß der B. R. die amtliche Beſitzergreifung des 
Konkursgerichts unbeachtet gelaſſen und zu Unrecht einen Beſitz⸗ 
erwerb des Bekl. von dem Kl. durch Vermittelung des Konkurs⸗ 
gerichts angenommen habe. Eine amtliche Beſitzergreifung des 
Konkursgerichts für die Konkursmaſſe war ausgeſchloſſen, wenn 
die Urkunden, wie feſtgeſtellt iſt, dem Konkursgericht nur zum 
Zweck der Einſichtnahme zugeſtellt und auch nur zu dieſem 
Zweck vom Konkursgericht in Empfang genommen wurden. 
Wenn der Bekl. trotzdem, daß er dies wußte oder wiſſen mußte, 
die Urkunden behielt, fo war er erſt derjenige, der dem Kl. den 
Beſitz vorenthielt; darum auch iſt er der rechte Bekl. und nicht 
das Konkursgericht, wie die Reviſion geltend macht. Aber ge⸗ 
ſetzt ſelbſt, daß das Konkursgericht die Urkunden in der Abſicht 
angenommen und an den Bekl. weiter gegeben hätte, ſie dem 
Beſitz des Kl. zu entziehen, ſo wäre auch dann die Beſitzklage 
gegen den verklagten Konkursverwalter zu richten geweſen, weil 
das Konkursgericht ſolchenfalls den Beſitz nicht für ſich ſelber, 
ſondern für die Konkursmaſſe ergriffen haben, und der Konkurs⸗ 
verwalter als das zuſtändige Organ der Konkursmaſſe, der die 
Urkunden auch thatſächlich und in Kenntniß des Herganges 
hinter ſich hat, wegen der fehlerhaften Beſitzergreifung Rede zu 
ſtehen haben würde. Dadurch wird auch die ſchließliche Be⸗ 
ſchwerde gegenſtandslos: daß der B. R. es abgelehnt habe, den 
angebotenen Beweis einer amtlichen Inbeſitznahme der Urkunden 
ſeitens des Konkursgerichts zu erheben. V. C. S. i. S. 
Lehmann Konk. c. Reuter vom 2. Juli 1898, Nr. 33/98 V. 

68. Das B. U. erſcheint, ſoweit es den klägeriſchen Anſpruch 
auch in Bezug auf die Abführung des Regenwaſſers für gerecht⸗ 
fertigt erachtet, nicht haltbar und der dieſen Punkt berührende 
Reviſionsangriff begründet. Das Urtheil findet ein Verſchulden 
des Erblaſſers der Bekl. darin, daß er ſich vor dem Verkaufe 


nicht darüber unterrichtet habe, ob zu dieſer Waſſerableitung die 


Genehmigung des Magiſtrats eingeholt ſei, und daß er, ohne 
die Gewißheit zu haben, daß dem Grundſtückseigenthümer die 
Befugniß dazu beiwohne, dem Kl. dieſe Einrichtung als eine 
berechtigte ſtillſchweigend mit verkauft habe. Dieſer Auffafjung 
kann nicht beigetreten werden. Es handelt ſich hier allein um 


das Regenwaſſer, welches von dem Dach des Wohnhauſes ab- 


fließt und welches von dort durch Abfallrohre nach dem Hofe 
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geleitet und dann von hier weiter der Straße zugeführt wird. 
Dieſe Einrichtung iſt in den Städten Deutſchlands eine ſo 
allgemeine, daß man es dem Erblaſſer der Bekl. nicht zu einem 
Verſehen anrechnen kann, wenn er unterlaſſen hat, ſich danach 
zu erkundigen, ob hierzu eine beſondere Genehmigung eingeholt 
ſei. Der Kl. hat auch ſelbſt ein Verſchulden des Erblaſſers der 
Bekl. aus dieſer Unterlaſſung nicht herzuleiten verſucht, vielmehr 
feinen Vorwurf lediglich auf die Thätigkeit des Erblaſſers der 
Bekl. bei der Herſtellung der Kanaliſation geſtützt. V. C. S. 
i. S. Erben Pohl c. Roeder vom 25. Juni 1898, Nr. 22/98 V. 

69. Das B. G. nimmt an, die Ehefrau S. habe durch 
die ihrem Ehemanne ertheilte Ceſſion die Hypothek nicht erworben, 
auch wenn ſie ihrem Ehemanne das Geld zur Bezahlung der 
Hypothek mit dem Auftrage gegeben haben möchte, die Hypothek 
für ſie zu tilgen und ſich löſchungsfähige Quittung geben zu 
laſſen, weil der Ehemann S. die Zahlung nicht in ihrem 
Namen geleiſtet, dieſe auch jo von dem Reichen Konkursverwalter 
nicht angenommen und weil die Hypothek dem Ehemann S. 
cedirt worden ſei. Letzterer ſei auf Grund der Ceſſion Eigen⸗ 
thümer der Hypothek geworden. Der Ehefrau S. möge ein 
obligatoriſcher Anſpruch auf Schadenserſatz, vielleicht auch auf 
Abtretung der Hypothek gegen ihren Ehemann aus deſſen auf- 
tragswidrigen Verfahren erwachſen ſein, die Anerkennung ihres 
Eigenthums an der Hypothek könne ſie, weil ſie nicht Eigen⸗ 
thümerin der Hypothek geworden, nicht verlangen. Das B. G. 
führt dann weiter noch aus, daß den Bekl. ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht an dem Hypothekenbriefe nicht zuſtehe. Die Reviſion iſt 
begründet. Das B. G. faßt den mit der Widerklage geltend 
gemachten Anſpruch zu eng auf, indem es davon ausgeht, mit 
der Widerklage ſei nur der Eigenthumsanſpruch, nicht aber der 
obligatoriſche Anſpruch auf Abtretung der Hypothek erhoben. 
Der erſte Theil des Widerklageantrags: die Kl. zu verurtheilen, 
anzuerkennen, daß die Hypothek zum Nachlaß der Ehefrau S. 
gehöre, läßt allerdings keine Zweifel darüber aufkommen, daß 
die Bekl. damit ihr beſtehendes Eigenthum an der Hypothek 
anerkannt wiſſen wollen. Wenn aber weiter beantragt wird, 
die Kl. zu verurtheilen, darin zu willigen, daß die Hypothek 
auf den Namen der Bekl. umgeſchrieben werde, ſo wird dadurch 
nicht blos eine Folgerung aus dem Eigenthum der Bekl. gezogen, 
ſondern dieſer Theil des Antrags paßt auch auf Erfüllung des 
obligatoriſchen Anſpruchs auf Abtretung. Da nun die Bekl. 
ihre Widerklage von vornherein auf das auftragswidrige Verhalten 
des Ehemanns S. geſtützt und die hierzu erforderlichen Be⸗ 
hauptungen angeführt haben, ſo muß auch der obligatoriſche 
Anſpruch der Bekl., einerlei, ob ſie demſelben beſonderen Ausdruck 
gegeben haben oder nicht, zur Erörterung gezogen werden. In⸗ 
dem das B. G. ſich darauf beſchränkt, den Eigenthumsanſpruch 
der Bekl. zu beurtheilen, wird es dem in dem zweiten Theile 
des Widerklageantrags enthaltenen minderen obligatoriſchen 


Anſpruche nicht gerecht. Was dieſen Anſpruch anbelangt, jo 


wird allerdings nicht der Machtgeber, ſondern der Bevollmächtigte, 
der, einem erhaltenen Auftrage zuwider, eine Sache nicht für 
den Machtgeber, ſondern für ſich erwirbt, Eigenthümer der 
Sache, aber der Machtgeber erlangt nach § 62 Thl. 1 Tit. 13 
des A. L. R. das perſönliche Recht, von dem Bevollmächtigten 
die Uebergabe des Eigenthums an ſich zu fordern, (vergl. die 
Judikatur in Kochs Kommentar Note 42 zu § 62 Thl. I Tit. 13 


des A. L. R. Bd. 2 S. 163 f.). So liegt die Sache hier. 
Iſt der Ehemann S. von ſeiner Frau unter Aushändigkeit des 
Geldes beauftragt, die Hypothek der 3 000 Mark gegen Ertheilung 
löſchungsfähiger Quittung zu bezahlen, ſo würde, falls dieſer 
Auftrag zur Ausführung gekommen wäre, die Ehefrau S., 
welche damals Eigenthümerin des Pfandgrundſtücks war, nach 
§ 64 des E. E. G. berechtigt worden fein, die Hypothek auf 
ihren Namen umſchreiben zu laſſen oder darüber zu verfügen. 
Hat nun der Ehemann S. dieſen Auftrag dazu mißbraucht, die 
Hypothek gegen Bezahlung mit dem Gelde ſeiner Frau durch 


Ceſſion für ſich zu erwerben, jo entſtand für ihn die Verpflichtung, 


die Hypothek feiner Ehefrau herauszugeben und auf deren Ver. 
langen auf ihren Namen umſchreiben zu laſſen. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung iſt auf die klagende Nachlaßmaſſe und das ihr ent⸗ 
ſprechende Recht iſt auf die Bekl. durch Univerſalſucceſſion 
übergegangen. Werden die Behauptungen der Bekl., betreffend 
das auftragswidrige Verhalten des Ehemanns ©., feſtgeſtellt, 
ſo iſt die Widerklage, ſoweit damit die Bewilligung der Um⸗ 
ſchreibung der Hypothek auf den Namen der Bekl. gefordert 
wird, begründet. Wenn auch die Kl. noch Eigenthümerin der 
Hypothek iſt, ſo muß die Klage doch abgewieſen werden, weil 
damit eine Leiſtung begehrt wird, welche Kl. ſofort zurückzuge⸗ 
währen hat (exceptio doli). V. C. S. i. S. Graber u. Gen. 
c. Schlender Nachlaß vom 29. Juni 1898, Nr. 95/98 V. 
70. Am Schluſſe der Begründung des B. U. heißt es: 
„Das B. G. nimmt an, daß, wenn auch die Bekl. perſönlich 
von dem Vorwurfe einer Verzögerung nicht freizuſprechen ſind, 
erſt die Säumniß des Rechtsanwalts N. in der Behandlung 
des Schreibens der Bekl. die Vornahme der Verſteigerung vom 
4. Februar 1893 verſchuldet hat. Für dieſe Unterlaſſung ihres 
ohne Noth zugezogenen Subſtituten haften die Bekl. gemäß 
88 38, 48 A. L. R. Thl. I Tit. 13, wie für ihre eigene.“ 
Das B. G. ſtellt ſich damit auf den Standpunkt, daß die Bekl. 
ihren Auftraggebern, den Kl., für jedes, auch ein geringes 
Verſehen des Subſtituten hafteten. Dieſe Anſicht, die von der 
Reviſion bekämpft wird, iſt allerdings nicht ohne Bedenken, da 
der Beauftragte, der ohne Einwilligung des Machtgebers das 
Geſchäft einem andern überträgt, nach § 38 A. L. R. Thl. I 
Tit. 13 für die Handlungen und Verſehen des Subſtituten nur 
ſo haftet, wie für die eigenen, und wenn danach die 
Handlungen des Subſtituten ſo anzuſehen ſind, als wären ſie 
die eigenen des Beauftragten, zu einer Haftung des Beauftragten 
für ein geringes Verſehen des Subſtituten nur in den Fällen 
zu gelangen wäre, wo er ſelbſt — der Beauftragte — ein 
geringes eigenes Verſehen zu vertreten hat, was hier nicht 
der Fall war. Es braucht jedoch hierauf uicht näher ein- 
gangen zu werden. Denn der oben wiedergegebene Satz des 
B. U. iſt nicht dahin zu verſtehen, daß nur das Verſehen des 
Rechtsanwalts N. den Schaden verurſacht habe, ſondern dahin, 
daß die vorher feſtgeſtellte ſchuldbare Säumniß der Bekl. nicht 
für ſich allein, ſondern erſt durch den Hinzutritt des Verſehens 
des Rechtsanwalts N. ſchädigend gewirkt habe. Iſt danach der 
Schade durch das Zuſammenwirken mehrerer Verſehen ein 
getreten, von denen die Bekl. jedenfalls die von ihnen ſelbſt 
begangenen zu vertreten haben, ohne welche der Schade gleich 
falls nicht hätte eintreten können, ſo bedarf es zur Begründung 
der Entſchädigungspflicht der Bekl. nicht der Haftung derſelben 
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für die Verſehen des Subſtituten. VI. C. S. i. S. Gericke 
c. Thiem vom 27. Juni 1898, Nr. 100/98 VI. 

71. Was den Klageanſpruch betrifft, ſo geht das B. G. 
von der rechtlich nicht bedenklichen Feſtſtellung aus, daß der 
vom Kl. geltend gemachte Schaden in dem Verluſte des Wechſel⸗ 
anſpruchs gegen H. und G. beſtehe, daß dieſer Verluſt durch 
das Verſehen des Bekl., die Wechſelſumme in Buchſtaben mit 
neunhundert Mark ſtatt mit neuntauſend neunhundert Mark 
anzugeben, unmittelbar und zunächſt bewirkt ſei, daß das Ver⸗ 
ſehen des Bekl. ein grobes und der von ihm zu erſetzende 
Schaden ein unmittelbarer ſei, daß daher der Bekl. von dieſer 
Schadenserſatzpflicht durch angeblich eigenes ſchuldhaftes Ver⸗ 
halten des Kl. nicht befreit werden könne. Dieſen Ausführungen 
gegenüber, die den SS 2 und 18 Thl. I Tit. 6 und den SS 4, 
18 und 19 Thl. I Tit. 3 des A. L. R. entſprechen, kommt 
der Vortrag der Reviſion, der darauf abzielt, ein eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Kl. darzuthun, nicht in Betracht. In Betreff des 
von dem Bekl. erhobenen Einwands der erfolgten Duittungs- 
leiſtung hat der Kl. nicht die Thatſache der Quittungsleiſtung, 
ſondern die Rechtswirkſamkeit derſelben beſtritten. In dieſer 
Beziehung erwägt das B. G., da weder ein unredliches 
Verhalten des Bekl., noch auch ein ſpäter entdeckter Rechnungs⸗ 
fehler vorliegt, der §8 146 Thl. I Tit. 14 des A. L. R. 
daher keine Anwendung findet, mit Recht, daß es ſich nur darum 
handeln könne, ob die Vorausſetzungen des § 148 a. a. O. 
gegeben ſeien. Der § 148 lautet: „Auch wegen ſolcher An⸗ 
gelegenheiten und Geſchäfte, die in der Rechnung nicht mit vor⸗ 
gekommen ſind, kann der Verwalter der erhaltenen Quittung 
ungeachtet zur Verantwortung gezogen werden.“ Das B. G. 
hält dieſe Vorausſetzungen hier für vorliegend. So weit die 
Protokolle der Generalverſammlungen vom 22. Februar 1886, 
20. Februar 1888, 6. März 1889 und 24. Februar 1890 in 
Frage kommen, läßt ſich dieſe Annahme auch nicht beanſtanden. 
Denn nach der Feſtſtellung des B. G. iſt in dieſen Protokollen 
freilich Decharge ertheilt, nachdem der Jahresabſchluß vorgetragen 
worden war, in den Jahresabſchlüſſen find aber nur die Wechſel⸗ 
beſtände in einer Summe aufgeführt und die Wechſel nur mit 
derjenigen Summe enthalten, auf die ſie gültig lauten mußten. 
Die Generalverſammlung war deshalb, wie das B. G. ohne 
erkennbaren Rechtsirrthum ausführt, gar nicht in der Lage, die 
Richtigkeit des vom Bekl. ausgefüllten Wechſels prüfen zu 
können, und die von ihr ertheilte Decharche deckte nicht das vom 


Bekl. begangene Verſehen. Anders iſt aber die Sachlage bezüglich 


des von dem B. G. ferner mitgetheilten Protokolls vom 1. April 
1889. Inhalts dieſes Protokolls wurden in der Sitzung des 
Vorſtandes zur Uebergabe der Kaffe durch den Ren- 
danten Herrn B. an den Vorſtand die Wechſel mit dem 
Konto verglichen und richtig befunden. Auf den Inhalt 
dieſes Protokolls geht das B. G. gar nicht weiter ein, obſchon die 


Bedeutung des Protokolls, da es gerade durch den Abgang des 


Bekl. aus ſeiner Stellung als Rendant und durch die Abgabe 
der Kaſſe von ihm an den Vorſtand veranlaßt wurde, augen⸗ 
ſcheinlich iſt. Das B. G. wird deshalb, allenfalls unter Aus⸗ 


übung des Fragerechts näher zu prüfen haben, ob durch dieſes 
Protokoll dem Bekl. eine ihn befreiende Quittung ertheilt worden 
iſt oder nicht. IV. C. S. i. S. Brandenburg c. eee 
zu Zachan vom 7. Juli 1898, Nr. 56/98 IV. 


72. Der Kl. hat ſeinen Anſpruch auf die Vorſchrift des 
§ 15 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 17 geſtützt. Danach iſt, wenn 
die Gemeinſchaft entweder garnicht oder innerhalb einer gewiſſen 
noch nicht zu Ende gelaufenen Zeit nicht aufgehoben werden 
kann, derjenige Theilnehmer der Gemeinſchaft, welcher einer von 
der Mehrheit der Theilnehmer beſchloſſenen Verfügung über die 
Subſtanz der gemeinſchaftlichen Sache oder die Art ihrer Ver⸗ 
waltung oder Benutzung widerſpricht, befugt, auf richterliche 
Unterſuchung darüber anzutragen, ob die beſchloſſene Verfügung 
zum gemeinſchaftlichen Beſten gereiche. Das B. G. nimmt an, 
daß die Vorausſetzungen für die Anwendung dieſer Vorſchrift 
nicht vorliegen, indem es den Bekl. darin beitritt, daß das 
fragliche Kapital der in dem Teſtamente angeordneten Ver⸗ 
waltung unterliege, während der Kl. dem mit der Behauptung 
widerſprochen hat, daß die Erbtheilung bereits ftaitgefunden 
habe. Mit dem B. G. iſt nun davon auszugehen, daß mit 
der wirklich erfolgten Erbtheilung auch die den Teſtaments⸗ 
vollſtreckern übertragene Verwaltungsbefugniß ihr Ende erreicht 
haben würde, und daß dies auch bezüglich des der Wittwe vor- 
behaltenen Kapitals von 400 000 Mark gelten müßte, obgleich 
dies ungetheilt geblieben war. Denn, wie in dem von dem 
B. G. erwähnten, in Bd. 21 S. 252 flg. der Entſcheidungen 
des R. G. in Civilſachen mitgetheilten Urtheil ausgeführt ift, 
verbleiben die bei der Auseinanderſetzung über eine Erbſchaft 
ungetheilt gelaſſenen einzelnen Vermögensſtücke zwar im Mit⸗ 
eigenthum der Theilenden. Sie befinden ſich aber fortan in 
dieſem Miteigenthum als Einzelſtücke, nicht, wie bis dahin, als 
unausgeſonderte Theile des Sachen, Rechte, Aktiven und Paſſiven 
umfaſſenden Inbegriffs. Es hätte daher auch nicht die für 
dieſen Inbegriff teſtamentariſch angeordnete Verwaltung über 
die bei der von dem Kl. behaupteten Erbtheilung ungetheilt 
gebliebenen einzelnen Vermögensſtücke ausgeübt werden können, 
da dieſe Vermögensſtücke, zu welchen das hier fragliche Kapital 
gehört, rechtlich nicht mehr als Beſtandtheile des der Verwaltung 
unterworfenen Inbegriffs in Betracht gekommen wären. Dem⸗ 
nach war von entſcheidender Bedeutung die Beantwortung der 
Frage, ob der Nachlaß des Kommerzienraths Kuznitzky bei 
Erhebung der Klage getheilt war, oder nicht. IV. C. S. i. S. 
Kuznitzky c. Kuznitzky und Gen. vom 7. Juli 1898, Nr. 55/98 IV. 

73. Wenn in der That die Auflaſſung des W. ſchen 
Eigenthumsantheils nicht auf Grund eines neuen, ſondern auf 
Grund des Vertrages vom 18. Dezember 1872 und in deſſen 
Erfüllung an den Bekl. erfolgt ſein ſollte, dann läßt ſich die 
Schlußfolgerung des Kl., daß der Bekl. verpflichtet geweſen ſei, 
an ihn die Hälfte dieſes Miteigenthums abzutreten, nicht be⸗ 
anſtanden. Der B. R. verneint dies mit Unrecht um deshalb, 
weil zwiſchen den Parteien ein Vertragsverhältniß nicht beftanden 


habe, ſie vielmehr in ein ſolches nur zu den Verkäuferinnen 


(von O. und W.) getreten ſeien. Dies wäre zutreffend, wenn 
jeder von ihnen eine beſtimmte Eigenthumshälfte, Kl. die der 
von O. und Bekl. die der W., gekauft hätte; ſo aber wird der 
Vertrag vom B. R. ſelbſt nicht ausgelegt und er iſt auch ſo 


von den Parteien nicht verſtanden worden. Dies ergiebt ſich 


daraus, daß beide die Auflaſſuug der von O.'ſchen Hälfte ent- 
gegennahmen und auf Grund derſelben als Miteigenthümer 
dieſer ideellen Hälfte eingetragen wurden, ſowie daß ſie beide 


demnächſt auf Auflaſſung des W. ſchen Antheils gemeinſchaftlich 
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klagten. Wenn nun auch, wie dem B. R. zugegeben werden 
kann, zwiſchen den Parteien ein rechtsgültiges Abkommen, welches 
ihre Gemeinſchaft hinsichtlich des Grundſtücks regeln ſollte, nicht 
beſtand, da ein ſolches der Schriftform bedurft hätte, ſo folgt 
doch aus § 172 Tit. 17 Thl. 1 A. L. R., daß, ſoweit der 
Erwerb des Grundſtücks in Frage kam, die Parteien in einer 
ſie gegenſeitig verpflichtenden Rechtsgemeinſchaft ſtanden. Denn 
nach dieſer Vorſchrift ſoll, wenn mehrere Perſonen gemein ⸗ 
ſchaftlich mit einem Dritten einen Vertrag geſchloſſen haben, in 
Ermangelung eines beſonderen rechtsgiltigen Abkommens unter 
ihnen ſelbſt, ihr Verhältniß gegen einander nach den in dem 
Vertrage mit dem Dritten vorkommenden Beſtimmungen be⸗ 
urtheilt werden. Da nun die Parteien das Grundſtück nach 8 1 
des Vertrages „zuſammen“ gekauft haben, ſo waren ſie gegen⸗ 
ſeitig verpflichtet, ſich als Miteigenthümer deſſelben zu gleichen 
Antheilen anzuerkennen, ſoweit ſie die Auflaſſung auf Grund 
jenes Vertrages erlangten. Dies entſpricht — was die Größe 
des Antheils anlangt — der geſetzlichen Vermuthung (88 2,173 
Tit. 17 Thl. I A. L. R.), wird im vorliegenden Falle auch 
durch die faſt genau in gleicher Theilhöhe erfolgte Bezahlung 
des Kaufpreiſes gerechtfertigt und iſt von den Parteien ſelbſt 
dadurch gebilligt worden, daß ſie ſich an dem von O.'ſchen An» 
theil zu gleichem Rechte betheiligt erachteten. V. C. S. i. S. 
Cherk c. v. Jutrzenka⸗Trzebiatowski vom 25. Juni 1898, 
Nr. 21/8 V. 

74. Es iſt eine in der Theorie (vergl. Eccius bei Gruchot 
Bd. 36 S. 642 ff., Dernburg, Preußiſches Privatrecht Bd. I 
$ 314 unter 8, Preußiſches Hypothekenrecht II. Abtheilung 
S. 65) ſtreitige Rechtsfrage, ob der Hypothekengläubiger 
unbeſchadet ſeiner perſönlichen Forderung auf ſein Pfandrecht 
ganz verzichten, auch daſſelbe durch Vorrechtseinräumungen 
ſchmälern kann, oder ob vielmehr der perſönliche Schuldner in 
Folge der Aufgabe des Pfandrechts von ſeiner Schuld ganz oder 
(im Falle der Vorrechtseinräumung) inſoweit befreit wird, als 
dadurch der Ausfall der Hypothek herbeigeführt worden iſt. 
Dieſer Kontroverſe gegenüber iſt von der Rechtſprechung des 
R. G. daran feſtgehalten worden, daß der Hypothekengläubiger 
durch Verzicht auf die Hypothek oder auf das derſelben bei⸗ 
wohnende Vorrecht ſeine persönliche Forderung nicht verliert. 
(Vergl. u. A. Entſch. des R. G. Bd. 16 S. 244, Gruchot 
Bd. 35 S. 1022.) Von dieſer konſtanten Rechtſprechung ab⸗ 
zugehen, liegt kein Grund vor. Auch aus dem Vertrage kann 
der Bekl. ſeinen Einwand nicht begründen. V. C. S. i. S. 
Johnke c. Stärker vom 9. Juli 1898, Nr. 47/98 V. 

75. Wie die Annahme eines Geſellſchaftsbertrags an der 
überall bedenkenfreien thatſächlichen und rechtlichen Würdigung 


5 23. Juli BR 
des Betriebsvertrags vom 36. Auguſt 1895 ſeitens des B. G. 


dahin: daß durch denſelben der Kl. die Eiſenbahn als Trans- 
portgewerbe gegen Entgelt zum Gebrauch und zur Nutzung 
überlaſſen ſei, unter Uebertragung des Beſitzes, des Betriebes 
und der Verwaltung — ſcheitern muß, ſo auch die weitere 
Folgerung der Reviſion, daß darin wenigſtens ein Vertrag über 
Handlungen, eventuell ein Werkverdingungsvertrag in Verbindung 
mit einem Verwaltungsvertrage zu finden ſei. Bei einem Ver⸗ 
trage des feſtgeſtellten Inhalts iſt die Annahme eines Ver⸗ 
waltungsvertrags ſchon um deshalb ausgeſchloſſen, weil die der 
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Kl. obliegenden Geſchäfte in der Hauptſache nicht für fie fremde, 
ſondern eigene ſind, und ebenſowenig kann dabei von einem 
Vertrag über Handlungen, oder einer Werkverdingung die Rede 
ſein, weil die Handlungen — der Perſonen⸗ und Güter- 
transport —, die von der Kl. nach Maßgabe des Vertrags 
bewirkt werden, nicht der Eiſenbahngeſellſchaft geleiſtet, ſondern 
von der Kl. in eigenem Intereſſe für ſich behufs wirthſchaftlicher 
Ausnützung des ihr überlaſſenen Bahnbetriebes vorgenommen 
werden. Daß an ſich die entgeltliche Ueberlaſſung des Betriebs 
einer Eiſenbahn als Pachtvertrag im Sinne des § 259 des 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 21, aufgefaßt werden kann, iſt von dem 
R. G. bereits mehrfach ausgeſprochen (vergl. Urtheil vom 
27. Oktober 1881, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 214, vom 
17. September 1885 und 15. März 1888, bei Bolze Praxis 
Bd. II Nr. 924 und Band V Nr. 915 b), insbeſondere auch in 
dem von der Reviſion ſelbſt in Bezug genommenen Urtheile 
vom 9. November 1885. Verfehlt iſt es, wenn die Reviſion 
gegen die Annahme eines Pachtvertrags den Umſtand verwerthet 
wiſſen will, daß zur Zeit des Abſchluſſes des „Betriebsvertrags“ 
die Eiſenbahngeſellſchaft das Transportgewerbe noch gar nicht 
beſeſſen habe. Ganz abgeſehen davon, daß der, für den Ver⸗ 
pächter rechts verbindlichen Verpachtung einer von ihm erſt noch 
zu erwerbenden Sache nichts entgegen ſteht, lag es gerade in 
dem vorliegenden Falle, wegen der koſtſpieligen, umfangreichen 
Betriebseinrichtungen, in der Natur der Sache und dem Intereſſe 
der Eiſenbahngeſellſchaft, behufs Ermöglichung der Eröffnung 
des Betriebs alsbald bei Fertigſtellung der Bahn, den das 
Transportgewerbe betreffenden Pachtvertrag entſprechend zeitig 
abzuſchließen. Unhaltbar iſt auch die Auffaſſung der Reviſion, 
daß folgerichtig beim Vorliegen eines Pachtvertrags in dem 
Betriebsvertrage, die Geſellſchaft während der Dauer des Ver 
trags das „Transportgewerbe“ nicht inne haben würde. Das 
„Transportgewerbe“ umfaßt die geſammte Anlage, einſchließlich 
der Betriebsmittel; mit dem Beſitze der Anlage iſt daher auch 
der Beſitz des „Transportgewerbes“ ohne Weiteres verbunden, 
während daneben der Beſitz des Pächters des „Transport⸗ 
gewerbes“ als unvollſtändiger Beſitz — 88 6 fg. Tit. 7, 9 2 
Tit. 21 Tyl. 1 des A. L. R. ſich darſtellt. Auch die der Eijen- 
bahngeſellſchaft nach den 88 5 und 7 des „Betriebsvertrags“ 
zuſtehende Mitwirkung bei der Anſtellung der Bahnbeamten hat 
das B. G. zutreffend, entgegen der Auffaſſung der Reviſion, 
mit der Annahme eines Pachtvertrags für vereinbar gehalten, 
und der weiteren Annahme der Reviſion, daß einer ungezwungenen 
Auslegung des § 9 dieſes Vertrags dahin führe, daß die Ein⸗ 
nahme als Ganzes als Erwerb der Geſellſchaft anzuſehen ſei, 
ſteht die bedenkenfreie, dem Wortlaute wie dem Zwecke des 
Vertrags entſprechende Auslegung des Vertrags ſeitens des B. G. 
entgegen: daß die Kl. alle Betriebseinnahmen beziehen und 
Eigenthümerin derſelben werden ſoll, während der davon an die 
Geſellſchaft zu zahlende Betrag den Pachtzins bildet. Die Vor⸗ 
ſchrift in § 9 des „Betriebsvertrages“ dient, wovon auch das 
B. G. ausgeht, in Ermangelung eines ein für alle mal feſt⸗ 
geſetzten Betrages des Pachtzinſes, der Beſtimmbarkeit des 
Pachtzinſes, wie ſie nach § 262 fig. Tit. 21, in Verbindung 
mit den 88 46 fig. Tit. 11 Thl. 1 des A. L. R. zur Rechts · 
beſtändigkeit des Vertrags als Pachtvertrags nothwendig, aber 
auch ausreichend war. Der Hinweis der Reoiſion endlich für 
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ihre Auffaſſung auf das bereits erwähnte Urtheil des jetzt er- 
kennenden Senats vom 9. November 1885 iſt deshalb un⸗ 
zutreffend, weil in dem damals vorliegenden Falle dem Betriebs⸗ 
unternehmer weder der Beſitz, noch der Betrieb und die Ver⸗ 
waltung der Bahn übertragen, ſondern nur die geſammten 
Einnahmen aus dem Betriebe überwieſen waren, ſodaß von 
einem Pachtvertrage nicht die Rede ſein konnte. Hiernach er⸗ 
ſcheint die Beurtheilung des „Betriebsvertrags“ vom 30. an 
1895 als Pachtvertrags, wie ſie der Entſcheidung des B. G. zu 
Grunde liegt, gerechtfertigt, und damit auch die Stempel⸗ 
pflichtigkeit des Vertrags nach den Vorſchriften der 88 6 und 4 
des Stempelgeſetzes vom 22. März 1822 und des § 1 des 
Geſetzes vom 19. Mai 1889, betreffend Abänderungen mehrerer 
Beſtimmungen der Geſetzgebung über die Stempelſteuer (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 115) begründet. IV. C. S. i. S. Lenz u. Co. 
c. Fiskus vom 30. Juni 1898, Nr. 41/98 IV. 

76. Die Urtheile der Vorinſtanzen beruhen auf der &- 
wägung, daß nach Preußiſchem Rechte der Spruchrichter für 
ein bei der Urtheilsfällung begangenes Verſehen, abgeſehen von 
dem Falle vorſätzlicher Rechtsbeugung, nicht hafte, ein ſolcher 
Ausnahmefall hier aber nicht behauptet ſei. Die Revifion 
bekämpft den obigen Rechtsgrundſatz. Derſelbe ſteht indeß mit 
der Rechtſprechung des vormaligen Preußiſchen Obertribunals 
und des R. G. in Einklang (vergl. Entſch. des Obertribunals 
Bd. 3 S. 253, Bd. 62 S. 366, Entſch. des R. G. in Cuil⸗ 
ſachen Bd. 38 S. 340); und ſeitens der Reviſton iſt nichts 
vorgebracht, was Veranlaſſung geben könnte, von dieſem Rechts⸗ 
ſtandpunkte abzugehen. IV. C. S. i. S. Hermann c. Meyer u. 
Gen. vom 4. Juli 1898, Nr. 54/98 IV. 

77. Die Kl. hat dem inzwiſchen verſtorbenen Beſitzer des 
in den Kreiſen Stolp und Lauenburg belegenen v. B. 'ſchen 
Familienfideikommiſſes, Otto v. B. in den Jahren 1880 und 
1881 erhebliche Darlehnsbeträge gegeben. Der Darlehns- 
empfänger ſollte dafür eine auch die Fideikommißnachfolger 
bindende Hypothek auf die Revenüen des Fideikommiſſes ge⸗ 
währen. Zu dieſem Zwecke ſtellte er drei Schuldurkunden für 
die Kl. über Darlehne von insgeſammt 1 000 000 Mark, ſowie 
eine Schuldurkunde für das Fräulein Alma v. B. über 500 000 
Mark Darlehne aus, mit dem Bemerken, daß die Darlehne zur 
Wiederherſtellung von Gebäuden auf den Fideikommißgütern 
nothwendig ſeien, und unter Verpfaͤndung der Fideikommiß⸗ 
revenüen für die Darlehne. Die beiden nächſten Agnaten und 
Fideikommißanwärter gaben in beglaubigten Urkunden ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu der Aufnahme der Darlehne und zu der Ver⸗ 
pfändung der Fideikommißrevenüen. Auf Grund deſſen trugen 
die Bekl. zu 1 und 2 als damalige Amtsrichter zu Stolp und 
Lauenburg die vorgedachten Hypotheken in die Grundbücher des 
Fideikommiſſes ein. Das Fräulein Alma v. B. trat demnäͤchſt 
von ihrer Hypothek den Theilbetrag von 175 000 Mark an die 
Kl. ab. Nach dem Tode des Otto v. B. focht der Fidei⸗ 
kommißnachfolger Ernſt v. B. der Kl. gegenüber die ſämmt⸗ 


lichen Hypotheken als für ihn unverbindlich an, und durch 


Urtheil des V. C. S. des R. G. vom 6. Juni 1894 wurde die 
Kl. zur Löſchung der Hypotheken verurtheilt, indem das R. G. 
annahm, daß für die gerichtliche Regulirung der Hypotheken 
im Sinne der 85 101, 102 Thl. II Tit. 4 des A. L. R. 


zufolge des Geſetzes vom 5. März 1855 nicht mehr der Richter 
der belegenen Sache, ſondern das O. L. G. zu Stettin als 
Fideikommißbehörde zuſtändig. geweſen ſei, überdies zu der 
Regulirung der Frage, ob der Fall nothwendiger Darlehne 
vorliege, gemäß 55 80 — 100 a. a. O. die bloße Einſichtnahme 
von den Erklärungen des Darlehnsempfängers und, der zu⸗ 
gezogenen Fidekkommißanwärter nicht ausgereicht habe. Die 
Kl. behauptet nun, daß den Bekl. zu 1 und 2, da dieſe die 
Regulirung der Darlehne trotz ihrer Unzuſtändigkeit und 
eventuell in ungenügender Weiſe bewirkt hätten, ein vertretbares 
Verſehen zur Laſt falle, und daß ſie (Kl.) infolgedeſſen ihrer 
»Revenüenhypotheken verluſtig gegangen ſei und einen deren 
Nennwerthe gleichkommenden Schaden erlitten habe Die 
Vorderrichter ſind ohne weiteres zur Abweiſung der Klage auf 
Grund der Annahme gelangt, daß ein vertretbares Verſehen 
der Bekl. zu 1 und 2 um deshalb nicht vorliege, weil diefelben 
in einem entſchuldbaren Rechtsirrthume gehandelt hätten. Die 


Reviſion hat dieſe Annahme als rechtsverletzend bekämpft. 


Ihren Angriffen iſt jedoch der Erfolg zu verſagen. Das 
O. L. G. geht rechtlich davon aus, daß ein Verfehen gemäß 
59 16 ff. Thl. 1 Tit. 3 des A. L. R. allemal einen Mangel 
an Aufmerkſamkeit zur Vorausſetzung habe. Dieſer Rechts⸗ 
ſtandpunkt läßt ſich nicht beanſtanden. Dann nimmt das 


B. G. an, daß die Bekl. zu 1 und 2 bei der Erledigung des 


hier in Frage ſtehenden Regulirungsgeſchäfts in einem nach 


Lage der Umſtände verzeihlichen Rechtsirrthume ſich befunden 


hätten. Dieſe Annahme iſt, ſoweit es ſich um die Bedeutung 


des Geſetzes vom 5. März 1855 gegenüber der nach 8 102 


Thl. II Tit. 4 des A. L. R. dem Richter der belegenen Sache 
übertragenen Regulirungszuſtändigkeit handelt, damit begründet, 
daß dieſe Tragweite aus der Faſſung des Geſetzes vom 5. März 
1855 allein kaum zweifelsfrei zu erſehen ſei, wie denn auch die 
Literatur darüber bis in die neuere Zeit verſchiedene Anſichten 
der Schriftſteller aufgewieſen habe. Anlangend aber die nicht 


ausreichende Regulirung der Frage, ob hier ein Fall noth⸗ 


wendiger Darlehne vorgelegen habe, laſſe ſich doch darüber, auf 
welche Punkte der Richter gemäß 8102 Thl. II Tit. 4 des 
A. L. R. neben der Einficht der von dem Darlehnsſchuldner 
und den Fideikommißanwärtern abgegebenen Erklärungen noch 
zu ſehen habe, ein verſchiedenes Ermeſſen denken, wie auch 


hierüber in der Literatur die Meinungen auseinander gegangen 
ſeien. — Diefe Ausführung beruht lediglich auf der Würdigung 


konkreter, die Saflung und Litetatur der einſchlägigen Geſetze 
betreffender Verhältniſſe, und iſt deshalb der Reviſton nicht 


zugänglich. Hieran kann es auch nichts ändern, daß vom B. G. 


ſchließlich noch auf die Entlegenheit der fraglichen ⸗Rechtsmaterie 


und darauf, daß den Bekl. zu 1 und 2 an ihren Gerjchtsſitzen 


ſchwerlich jederzeit die neueſten Hülfsmittel zu Gebote! geſtanden 
hätten, hingewieſen iſt. Dieſe Erwägung kann auf ſich beruhen, 


da ſie augenſcheinlich nur eine: beiläufige iſt. Ebenſo läßt ſich 
ein prozeſſualer Verſtoß des B. G. nicht inſofern annehmen, 


als die Eideszuſchiebung darüber, daß die Bekl. zu 1 und 2, 


bevor fie. dem Antrage auf Eintragung, der Hypothek pon 
600 000 Mark ſtattgegeben, das Geſetz vom 5. März 1855 


garnicht eingeſehen und geprüft hätten, bei Seite gelaſſen iſt. 
Denn die Eidesthatſache entbehrt der rechtlichen Bedeutung. 


Eoentuell erhebt die Reviſion noch den Vorwurf, daß der § 46 
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der Grdb. O. vom B. G. verletzt ſei. Die Kl. will nämlich 
ein Verſehen der Bekl. zugleich darin finden, daß dieſelben nicht 
gemäß § 46 a. a. O. dem Antragſteller mitgetheilt hätten, daß 
und welche Umſtände der Eintragung entgegenſtänden. Das 
B. G. verwirft dieſen Rechtsbehelf, weil die Bekl. die Ein- 
tragung eben für zuläſſig erachtet hätten. Dieſe Erwägung 
kann nicht gemißbilligt werden. IV. C. S. i. S. Preuß. 
Hyp.⸗Aktien⸗Bank e. Krauſe und Gen. vom 30. Juni 1898, 
Nr. 43/98 IV. | 

VI. Sonftige Preuffiſche Landesgeſetze. 

Zu den Geſetzen über den. Rechtsweg. 

78. Nach Art. I § 31 des Geſetzes vom 11. Juli 1891 
find die Landarmenverbände verpflichtet, für Bewahrung, Kur 
und Pflege der hilfsbedürftigen Geiſteskranken, Idioten ꝛc., ſo⸗ 
weit dieſelben der Anſtaltspflege bedürfen, in geeigneten Anſtalten 
Fürſorge zu treffen. Nach § 31a ebenda hat die allgemeinen 
Verwaltungskoſten der Anſtalten und die Koſten der von der 
Anſtalt ſelbſt bewirkten Beerdigung der Landarmenverband zu 
tragen; dieſer iſt dagegen berechtigt, ſofern es ſich nicht um 
einen landarmen Hilfsbedürftigen handelt, vorbehaltlich ander ⸗ 
weiter Vereinbarung Erſatz der ſonſtigen Koſten von dem 
endgiltig unterſtützungspflichtigen Ortsarmenverbande zu ver⸗ 
langen; die Erſtattung erfolgt durch Vermittelung des Kreiſes, 
dem dieſer Ortsarmenverband angehört; der Kreis iſt verpflichtet, 
dem Ortsarmenverbande mindeſtens zwei Drittel der von letzterem 
aufzubringenden Koſten als Beihilfe zu gewähren. Nach 5 310 
unterliegen Streitigkeiten zwiſchen den Ortsarmenverbänden und 
den zur Beihilfe verpflichteten Kreiſen der Entſcheidung im 
Verwaltungsſtreitverfahren; zuſtändig in I. J. iſt der Bezirks⸗ 
ausſchuß, in II. J. das Oberverwaltungsgericht. Der Berufungs⸗ 
entſcheidung liegt die Auffaſſung zu Grunde, daß nach der letzteren 
Beftimmung das Verwaltungsſtreitverfahren in allen Streitig ⸗ 
keiten zwiſchen den Ortsarmenverbänden und dem Kreiſe, die 
die Erſtattungspflicht der Ortsarmenverbände zum Gegenſtande 
haben, eintrete und nicht auf den Fall beſchränkt ſei, wenn der 
Streit die vom Kreife dem Ortsarmenverbande in Höhe von 
zwei Dritteln der Koſten zu gewährende Beihilfe betreffen, und 
daß daher auch im vorliegenden Falle, in dem der Kreis, der 
die ganzen Koſten bezahlt habe, vom Ortsarmenverbande das 
auf dieſen entfallende Drittel erſtattet verlange, der Rechtsweg 
ausgeſchloſſen ſei. Dieſe Auffaſſung, der ſchon das Preußiſche 
Oberverwaltungsgericht in der Entſcheidung vom 14. Mai 1895 
(Entſch. diefes Gerichtshofes Bd. 28 S. 141 ff.) entgegengetreten 
iſt, kann als begründet nicht anerkannt werden. Der B. R. 
ſtützt ſich auf die Eutſtehungsgeſchichte des Geſetzes, jedoch mit 
unrecht. Dieſe ſteht ihm nicht zur Seite. Näher dargelegt. 
IV. C. S. i. S. Kreis Schlawe c. Ortsarmenverband Dörſenthin 
vom 23. Juni 1898, Nr. 32/98 IV. Ä 

Zu den Ablöſegeſetzen. | 

79. Die ſelbſtftändige gutsherrlich - bäuerliche Regulirung 
der Rechtsverhältniſſe an Seen und Teichen zum Zweck der 
Eigenthumsverleihung, die ſelbſtſtändige Regulirung, Fixirung 
und Ablöſung von Fiſchereirechten an Seen und Teichen ſowie 
die ſelbſtſtändige Theilung gemeinſamer Fiſchereien ſind nun 
ſowohl dem Regulirungzedikte vom 14. September 1811 und 
deſſen Deklaration vom 29. Mai 1816 als auch der Gemein⸗ 
heitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821 völlig fremd, liegen 


auch außerhalb des Rahmens derjenigen volkswirthſchaftlichen 
und ſozialpolitiſchen Zwecke, welche dieſe Geſetze verfolgen. 
Nirgends wird in ihnen der Seen und Teiche, überhaupt der 
Waſſergrundſtücke gedacht; überall iſt in ihnen nur von Aeckern, 
Wörthen, Wieſen, Hütungen (Weiden) und Holzungen (Forſten) 
die Rede. Es genügt zu dieſem Zwecke beſonders auf die SS 6, 
13, 15, 20, 40, 42, 51 des Regulirungsediktes, auf die 
Art. 17, 29—31 und 69 der Deklaration und § 1 der Ge⸗ 
meinheitstheilungsordnung zu verweiſen. Auch in dem Landes- 
kulturedikt vom 14. September 1811 (Geſetzſamml. S. 300), 


in welchem die der Landeskultur ſchädlichen Verhältniſſe und 


Zuſtände im Einzelnen behandelt und Beſtimmungen zu deren 
Abſtellung getroffen oder Maßnahmen zu dieſem Zwecke em⸗ 
pfohlen werden, wird im Art. 37 der Fiſcherei nur inſofern 
gedacht, als die beſſere Benutzung der kleineren Gewäſſer für 
die Fiſcherei angerathen wird und des ſchädlichen Hanf- und 
Flachsröthen Erwähnung geſchieht. Die Erkenntniß, daß die 
Beſeitigung der Ausübung von Fiſchereirechten in fremden Ge ⸗ 
wäſſern im volkswirthſchaftlichen Intereſſe gelegen iſt, iſt erſt 
ſpäter gewonnen und es ſind daher erſt im Geſetze vom 2. März 
1850 (Art. 1 Nr. 7, Geſetzſamml. S. 139) die auf Dienſt⸗ 
barkeiten beruhenden Fiſchereiberechtigungen für ablösbar erklärt 
ſowie Beſtimmungen über ihre Abgeltung (Art. 6) getroffen 
worden (Lette und Rönne, Landeskulturgeſetzgebung III S. 16, 
19, 24 ff.). Dieſem Rechtszuſtande entſprechend iſt in einem 
Erlaſſe des Miniſters des Innern, des damaligen Refjortminifterd 
für dieſe Angelegenheiten, vom 10. November 1821 die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Generalkommiſſionen zur Theilung gemeinſchaft⸗ 
licher Fiſchereien und zur Entſcheidung der dabei entſtehenden 
Streitigkeiten für die Regel verneint (Kretſchmer, Konkordanz 
der agrariſchen Geſetze [1840/41] II S. 151 [$ 142). In 
einem Erlaſſe deſſelben Miniſters vom 11. Januar 1839 iſt 


die Zuläſſigkeit der Fixirung oder Ablöſung von Fiſcherei⸗ 


berechtigungen durch die Auseinanderſetzungsbehörden von dem 
Vorhandenſein der Bedingungen des § 8 der Verordnung vom 
30. Juni 1834 (Geſetzſamml. S. 96) abhängig gemacht 
(Kamptz, Annalen Bd. 23 S. 96). Dieſe Beſtimmung, welche 
die Zuständigkeit der Auseinanderſetzungsbehörden auch für die 
mit dem Hauptgegenſtande der bei ihnen anhängigen Aus⸗ 
einanderſetzungen in keinem nothwendigen Zuſammenhange 
ſtehenden Geſchäfte begründet, war zur Zeit der hier in Frage 
ſtehenden Regulirung und Gemeinheitstheilung noch nicht in 
Geltung. Endlich iſt in einem Erlaſſe defſelben Miniſters vom 
30. Oktober 1842 ausgeſprochen, daß die Generalkommiſſionen 
zur Entſcheidung von Streitigkeiten über Fiſchereinutzungen 
nicht zuſtändig ſeien (Miniſterialblatt der inneren Verwaltung 
1842 S. 406). In Uebereinſtimmung hiermit wird auch in 
der damaligen Literatur der Agrargeſetzgebung allſeitig der Saß 
anerkannt, daß gemeinſame Fiſchereiberechtigungen Gegenſtand 
einer ſelbſtſtändigen Gemeinheitstheilung nach Maßgabe der 
Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821 nicht ſein 
konnten (vergl. Doenniges, Landes kulturgeſetzgebung [1843—49) 
Bd. II S. 399). Aus dem Vorſtehenden ergiebt ſich, daß die 
gutsherrlich - bäuerliche Regulirung der Eigenthumsverhältniſe 
an Seen und Teichen ſowie die Regulirung, Fixirung, Ablöſung 
und Theilung von Fiſchereiberechtigungen zur Zeit der hier in 
Rede ſtehenden Regulirung und Gemeinheitstheilung und ihrer 


| 
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Rezeſſirung im Jahre 1830 nur als Nebengeſchäft einer 
nach Maßgabe des Regulirungsediktes vom 14. September 1811 
und deſſen Deklaration vom 29. Mai 1816 ſowie nach den 
Grundſätzen der Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821 
ſich vollziehenden Auseinanderſetzung in Betracht kommen konnten 
und zwar auch dies nur unter der Vorausſetzung des Vor- 
handenſeins der im § 3 Nr. 3 der Verordnung vom 20. Juni 1817 
und im $ 142 der Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 
1821 angegebenen Bedingungen, alſo nur unter der Voraus- 
ſetzung, daß jene Rechtsverhältniſſe bei vorſchriftsmäßiger Aus- 
führung der den Hauptgegenſtand des Verfahrens bildenden 
Auseinanderſetzung in ihrer bisherigen Lage nicht verbleiben 
konnten und daher anderweitig geordnet werden mußten oder 
daß ihr unverändertes Weiterbeſtehen dem Zwecke der Aus⸗ 
einanderſetzung hinderlich war. Wenn im § 27 des für die 
Provinz Poſen erlaſſenen beſonderen Regulirungsgeſetzes vom 
8. April 1823 (Geſetzſamml. S. 49) angeordnet iſt, daß den 
Bauern auf Antrag die Fiſcherei auf den von ihren Ländereien 
umſchloſſenen Seen zu überlaſſen ſei, ſo ſtellt ſich dieſe Be⸗ 
ſtimmung als eine Anwendung der in dem § 3 Nr. 3 der Ver⸗ 
ordnung vom 20. Juni 1817 und in dem $ 142 der Ge⸗ 
meinheitstheilungsordnung enthaltenen allgemeinen Grundſaͤtze 
dar; denn es liegt auf der Hand, daß die Ausübung der 
Fiſcherei auf einem rings von fremden Grundſtücken umſchloſſenen 
Gewäſſer für alle Theile, insbeſondere aber für die Eigenthümer 
der das Gewäſſer einſchließenden Grundſtücke ſehr hinderlich 
und die Aenderung dieſes Zuſtandes daher für die Zwecke der 
Auseinanderſetzung erforderlich ſein kann, ein Geſichtspunkt, der 
auch in dem eben erwähnten Miniſterialerlaſſe vom 10. No- 
vember 1821 für ſolche Fälle ausnahmsweiſe zur Bejahung 
der Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörden geführt hat. 
Es iſt nun aus dem Berufungsurtheil nicht erſichtlich, daß es 
dieſen für die Auslegung des Rezeſſes weſentlichen Stand der 
Geſetzgebung im Jahre 1830 berückſichtigt hat. V. C. S. i. S. 
Freitag und Gen. c. Glahn vom 6. Juli 1898, Nr. EN 

Zu den Stempelgeſetzen. 

80. Das B. U. geht von der Erwägung aus, daß es 
dahin geſtellt bleiben könne, ob die Verpflichtungen der Kl. in 
Flensburg oder in Roſtock zu erfüllen ſeien, indem auch in 
erſterem Falle ein weſentlicher und gerade der für die Be⸗ 
ſteuerung charakteriſtiſche Theil des Geſchäfts, nämlich der Bau 
und die Lieferung der Schiffe, in Roſtock d. h. im Auslande 
im Sinne des Stempelſteuergeſetzes zu erfüllen ſeien. Das 
B. G. erwägt weiter, daß ſolche Verträge, die nicht etwa in 
nebenſächlichen Punkten ſondern zu einem weſentlichen Theile 
im Auslande zu erfüllen ſeien, nach § 2 des Stempelſteuergeſetzes 
vom 31. Juli 1895 der Stempelpflicht nicht unterliegen, indem 


die Worte des Geſetzes „im Inlande zu erfüllen“ nur dahin 


verſtanden werden könnten, daß die Geſchäfte im Inlande ganz 
oder doch von unweſentlichen Theilen abgeſehen hier überhaupt 
zu erfüllen ſeien. Die von Seiten des Bekl. eingelegte Revifion 
kann für begründet nicht erachtet werden. Näher dargelegt. 
III. C. S. i. S. Fiskus c. Flensburger Dampfer⸗Compagnie 
vom 5. Juli 1898, Nr. 87/98 III. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

81. Der B. R. befindet ſich im Einklang mit der Recht⸗ 
ſprechung des R. G., wenn er annimmt, daß eine Verpflichtung 


des Bauenden über die Gefahrloſigkeit der beabſichtigten Anlage 
Erkundigungen einzuziehen nur dann beſtehe, wenn Anzeichen 
einer durch den Bergbau drohenden Gefahr vorliegen, und, ſei 
es durch begründete Warnungen des Bergbautreibenden, ſei es 
auf andere Weiſe zu ſeiner Kenntniß gelangt ſind. Eine 
Warnung Seitens des Bergbautreibenden kann alſo ſehr wohl 
die Verpflichtung des Bauenden zu weiteren Nachforſchungen 
dergeſtalt begründen, daß in der Unterlaſſung ſolcher eine 
Fahrläſfigkeit im Sinne des § 150 des Allgemeinen Berggeſetzes 
gefunden werden muß. Dann muß aber die Warnung eine 
begründete ſein, d. h. ſie muß die konkrete Gefahr, welche dem 
zu errichtenden Gebäude durch den Bergbau erwächſt, deutlich 
erkennbar machen. Das iſt aber hier nach Annahme des B. R. 
nicht geſchehen, da die in der Warnung angedeutete Gefahr 
— der Abbau der unter dem fraglichen Terrain ſtreichenden 
Flötze — nicht diejenige iſt, die ſchließlich die Beſchädigung 
herbeigeführt hat. (Vergl. Daubenſpeck, Bergrechtliche Entſch. 
des R. G. Bd. I S. 194, 363, 364, Bd. II S. 193.) V. C. S. 
i. S. Schleſiſche Kohlen und Kokeswerke c. Krebs vom 13. Juli 
1 5 55/98 V. 

Der Angriff der Reviſion beruht in der Ausführung: 
ein =. des Warnenden über die fpezielle Art der Gefahr 
mache die Warnung nicht wirkungslos, wenn nur objektiv die 
Gefahr vorhanden geweſen ſei. Hierüber aber ſei Beweis an⸗ 
getreten, den der B. R. mit Unrecht nicht erhoben habe. Der 
Angriff iſt nicht begründet. Einer von dem Bergbautreibenden 
ausgehenden Warnung kommt eine ſelbſtſtändige Bedeutung 
im Sinne des § 150 Abſ. 1 des Allgemeinen Berggeſetzes 
nicht zu. (Vergl. Braſſert, Allgemeines Berggeſetz, Note 7 
zu § 150). Sie bewirkt nicht, daß der Eigenthümer, der fie 
nicht befolgt, nunmehr auf eigene Gefahr baut. Sie kann 
nur inſofern zur Feſtſtellung eines dem Bauenden im Sinne 
des § 150 Abſ. 1 zur Laſt fallenden Verſehens beitragen, als 
demſelben dadurch Anlaß und Anhalt zu weiteren Nachforſchungen 
gegeben wird. Das ſetzt aber nach der oben dargelegten Recht ⸗ 
ſprechung des R. G. eine begründete Warnung voraus. Eine 
Warnung aber, die auf einem Irrthum beruht, oder die blos 
wegen einer vorhandenen Möglichkeit, daß der in der Gegend 


betriebene Bergbau in Zukunft einmal ſich ſchädlich für die zu 


errichtenden Gebäude erweiſen könnte, erlaſſen wird, iſt als eine 
begründete im Sinne der bisherigen Rechtſprechung nicht an⸗ 
zuſehen. Ueberdies hat ja, wie der B. R. für erwieſen erachtet, 
die Frau H. in der That, wenn auch nur bei einem Feldmeſſer, 
Erkundigung eingezogen und befriedigende Auskunft erhalten, 
hat alſo die ihr zugegangene Warnung nicht unbeachtet gelaſſen. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

83. Das angefochtene Urtheil konnte, ſo wie daſſelbe 
begründet iſt, nicht aufrecht erhalten werden. Der beklagte 
Kuappſchafts⸗Verein hatte in beiden Inſtanzen neben der 
materiellen Beſtreitung des Klageanſpruchs auch eingewendet, 
derſelbe könne nur in dem in § 5 des Knappſchaftsſtatuts 
vorgeſehenen Wege feſtgeſtellt werden, und es habe daher hierauf 
die Klage gerichtet werden müſſen. Wenn das O. L. G. dieſen 
Einwand mit der Erwägung beſeitigt, daß, nachdem der beklagte 


Verein vor Anſtellung der Klage den Antrag des Kl. auf 
Mitwirkung zur Bildung der Kommiſſion zur Feſtſtellung der 
ferneren Dienſtunfähigkeit des Kl. gemäß dem bezogenen $ 5 
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abgelehnt habe, der Geltendmachung dieſes Einwands die replica 
doli entgegenſtehe, ſo kann dem nicht beigepflichtet werden. 
Durch die Weigerung des Bekl., ſeinerſeits das im § 5 eit. 
vorgeſehenen Verfahren einzuleiten, wurde an ſich die Beſtimmung 
deſſelben, welche einen Theil der für das Vertragsverhältniß der 
Parteien maßgebenden Normen bildet, nicht beſeitigt, und die 
bloße Weigerung könnte nur dann die Folge haben, daß der 
Kl. berechtigt wäre, von dem vertraglich für die Feſtſtellung des 
Penſionsanſpruchs vorgeſehenen Verfahren abzuſehen und direkt 
auf Zuſprechung deſſelben zu klagen, wenn der mehrerwähnten 
Beſtimmung des 5 5 die Auslegung zu geben wäre, daß fie nur 
für den Fall gelten ſolle, daß der Knappſchaftsverein auch bereit 
iſt, die ſeinerſeits zur Einleitung und Durchführung des Verfahrens 
gemäß 5 5 erforderlichen Schritte zu thun. Letzteres iſt vom 
O. L. G. nicht feſtgeſtellt. Die getroffene Entſcheidung war daher 
aufzuheben. Es mußte zur Sache aber die Zurückverweiſung 
erfolgen, da es einmal noch auf die Erörterung der Frage an⸗ 
kommt, ob der fraglichen Statutenbeſtimmung jene vorerwähnte 
Auslegung zu geben iſt, und ſodann nicht ausgeſchloſſen erſcheint, 
daß der Kl. in dem gegenwärtigen Verfahren einen eventuellen 
Antrag auf Verurtheilung des Bekl. zur Einleitung des 
Penſionirungsverfahrens nach § 5, mit welchem fachlich derſelbe 
Anſpruch verfolgt würde, ſtellt, über welchen dann zu erkennen 
ſein würde. II. C. S. i. S. Saarbrücker 5 
c. Kimpen vom 5. Juli 1898, Nr. 159/98 II. 
Zum Penſionsgeſetz vom 27. März 1872. 

84. Im 5 1 der Königlichen Verordnung vom 28. Mai 
1846 (Geſetzſamml. S. 214) war beſtimmt worden: „Alle 
Lehrer und Beamte an Gymnaſien und andern zur Univerſität 
entlaſſenden Lehranſtalten, desgleichen an Progymnaſien, Schul⸗ 
lehrerſeminarien, Taubſtummen⸗ und Blindenanſtalten, 
Kunft- und höheren Bürgerſchulen haben einen Anſpruch auf 
lebenslängliche Penſton, wenn ſie nach einer beſtimmten Dienft- 
zeit ohne ihre Schuld dienſtunfähig werden und beim Eintritt 
ihrer Dienſtunfähigkeit definitiv und nicht blos interimiſtiſch 
oder auf Kündigung angeſtellt find.” Ferner enthielt der $ 13 
dieſer Verordnung bezüglich der Berechnung der Dienſtzeit 
folgende Vorſchrift: „Denjenigen Lehrern und Beamten, welche 
aus Staats fonds zu penfloniven find, werden auch die im 
Auslande geleiſteten Dienſte angerechnet, wenn ihre Anſtellung 
im Inlande vorzugsweiſe im Intereſſe des öffentlichen Unter⸗ 
richts erfolgt iſt. Auch werden denſelben diejenigen Dienſte 
angerechnet, welche fie ſonſt im Staats dienſt oder an andern 
öffentlichen Unterrichts anſtalten geleiſtet haben.“ Dem⸗ 
gegenüber wurde in den 55 13 und folg. des Penſtonsgeſetzes 
vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) als Regel auf- 
geſtellt, daß die Dienſtzeit vom Tage der Ableiſtung des Dienſt⸗ 
eides, und in dem Falle, wenn der Beamte nachweiſen könne, 
daß ſeine Vereidigung erſt nach dem Zeitpunkte ſeines Eintritts 
in den Staats dienſt ſtattgefunden habe, von dieſem Zeitpunkte 
an zu rechnen ſei. Im Anſchluß hieran iſt außerdem im § 19 
ebenda beſtimmt: „Mit Königlicher Genehmigung kannn 
angerechnet werden: 1. die Zeit während welcher ein Beamter 
a) . .. im Gemeinde⸗Kirchen⸗ oder Schul dienſte .. . ſich 
befunden .. . hat.“ Endlich find durch § 38 daſelbſt „alle 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen“ 
für die Zeit vom 1. April 1872 ab ausdrücklich außer Kraft 


ſamml. S. 87) als unrichtig bezeichnet werden. 


28. Mai 1846 außer Wirkſamkeit geſetzt worden ſei, 


ſoll, allgemein den Grundſatz aufgeſtellt: 


geſetzt worden. Die Reviſion vertritt in erſter Linie die Anſicht, 
daß der § 13 der Verordnung vom 28. Mai 1846 durch die 
vorſtehend bezeichneten Beſtimmungen des Penſionsgeſetzes vom 
27. März 1872, in Verbindung mit § 6 ebenda, ſeit dem 
1. April 1872 außer Wirkſamkeit getreten ſei, und daß daher 
dem erſt ſpäter in den Staatsdienſt getretenen Kl. Rechte aus 
jener aufgehobenen Vorſchrift überhaupt nicht hätten erwachſen 
können. Dieſe Auffaſſung muß jedoch, in Hinblick auf die 
Entſtehungsgeſchichte des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 
und der dazu ergangenen Novelle vom 25. April 1896 (Geſetz⸗ 
Nach dem 
urſprünglichen, von der Regierung vorgelegten Entwurfe des 
Penſionsgeſetzes war im § 6 deſſelben folgende Beſtimmung 
vorgeſehen: „Auf die Lehrer an den Univerſitäten, ſowie an 
den höheren und niederen Unterrichtsanſtalten im Bereiche der 
Unterrichtsverwaltung iſt dieſes Geſetz nicht anwendbar.“ (Vergl. 
Druckſachen des Hauſes der Abgeordneten von 1871/72 Bd. III 
Nr. 189 S. 19, ſowie Bd. II Nr. 105 S. 15.) Bei der Kom⸗ 
miſſionsberathung, ſowie bei den darauf folgenden Verhand⸗ 
lungen im Abgeordnetenhauſe kam dagegen die Anſicht zur 
Geltung, daß es geboten ſei, die Wohlthaten dieſes Geſetzes 
allen Lehrern der höheren Unterrichtsanſtalten (mit Ausnahme 
der Lehrer an den Univerſitäten) zuzuwenden. In Folge deſſen 
erhielt ſchließlich der § 6 des Geſetzes die Faſſung: „Auf die 
Lehrer an den Univerſitäten iſt dieſes Geſetz nicht anwendbar. 
Dagegen ſind die Beſtimmungen deſſelben anzuwenden auf alle 
Lehrer und Beamten an Gymnaſien, Progymnaſien, Realſchulen, 
Schullehrerſeminarien, Taubſtummen⸗ und Blindenanſtalten, 
Kunſt⸗ und höheren Bürgerſchulen. Wegen Aufbringung 


der Penſion für diejenigen unter ihnen, deren Penſion nicht 


aus allgemeinen Staats fonds zu gewähren iſt, kommen die 
Vorſchriften der Verordnung vom 28. Mai 1846 zur An⸗ 
wendung.“ (Vergl. Druckſachen a. a. O. Bd. III Nr. 189 
S. 5, ſowie Stenographiſche Berichte Bd. II S. 1065.) Die 
Frage, ob damit auch die den betreffenden Lehrern und Beamten 
günſtigere Beſtimmung des § 13 der Verordnung vom 
hätte 


zweifelhaft erſcheinen können. Bereits in einem Erlaſſe vom 


10. Oktober 1872 wurde jedoch ſeitens des Miniſters der geiſt⸗ 


lichen ꝛc. Angelegenheiten im Einverſtändniſſe mit dem Finanz⸗ 


miniſter ausgeſprochen, daß der §8 13 der Verordnung vom 


28. Mai 1846 durch den § 38 des Penſtionsgeſetzes vom 
27. März 1872 nicht außer Kraft geſetzt ſei, und an dieſer 
Auffaſſung iſt auch ſpäter im Miniſterialerlaſſe vom 14. Juli 
1883 feſtgehalten worden. (Vergl. Centralblatt für die geſammte 
Unterrichtsverwaltung in Preußen von 1872 S. 687 Nr. 238 
und von 1883 S. 503 Nr. 126, ſowie Schneider und v. Bremen, 
das Volksſchulweſen, Bd. I S. 306, 308.) Die Novelle vom 
25. April 1896 (Geſetzſamml. S. 87) hat ſodann im Artikel III 
($ 19 a) für die Folgezeit, und zwar ohne daß fernerhin eine 
Unterſcheidung zwiſchen den an ſtaatlichen und nichtſtaatlichen 
höheren Unterrichtsanſtalten angeſtellten Lehrern gemacht werden 
„Bei der Berechnung 
der Dienſtzeit eines in den Ruheſtand zu verſetzenden Lehrers 
an einer im § 6 Abſ. 2 (des Geſetzes vom 27. März 1872) 
bezeichneten Unterrichtsanſtalt muß mit der in dem § 29 a 
beſtimmten Maßgabe die geſammte Zeit angerechnet werden, 
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während welcher der Lehrer innerhalb Preußens oder eines von 
Preußen erworbenen Landestheils im öffentlichen Schuldienſt 
geſtanden hat.“ Außerdem find nach Art. I daſelbſt an die 
Stelle des letzten Satzes des §8 6 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
27. März 1872 folgende Vorſchriften getreten: „Wegen Auf⸗ 
bringung der Penſion für die Lehrer und Beamten an den⸗ 
jenigen vorbezeichneten Schulen, welche nicht vom Staate 
allein zu unterhalten find, bleiben die beſtehenden Vorſchriften, 
insbeſondere die SS 4 bis 9 und 16 bis 18 der Verordnung 
vom 28. Mai 1846 . . .. in Kraft. Desgleichen finden die 
Vorſchriften des § 13 der Verordnung auf die zur Zeit des 
Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes an den vom Staate 
allein zu unterhaltenden Unterrichtsanſtalten angeſtellten Lehrer 
und Beamten auch ferner Anwendung. Im Uebrigen treten 
die Beſtimmungen der Verordnung mit der Maßgabe außer 
Kraft, daß Zufiherungen einer Anrechnung von Dienſtzeiten, 
ſoweit ſie für die Betreffenden günſtiger ſind in Geltung 
bleiben.“ Aus der Begründung des Entwurfes dieſes Geſetzes 
ergiebt ſich, daß ſeitens der Regierung die durch die Minifterial- 
erlaſſe vom 10. Oktober 1872 und 14. Juni 1883 zur Geltung 
gebrachte Auffaſſung zwar als anfechtbar angeſehen wurde, aber 
keineswegs aufgegeben werden ſollte. (Vergl. jene Begründung, 
welche auch im Centralblatt für die Unterrichtsverwaltung von 
1896 S. 456 folg. mitgetheilt worden iſt.) Auch die Faſſung 
des Geſetzes, wonach die Vorſchriften des § 13 der Ver⸗ 
ordnung vom 28. Mai 1846 auf die bereits angeſtellten Lehrer 
und Beamten „auch ferner“ Anwendung finden ſollen, läßt 
erkennen, daß der Geſetzgeber nicht etwa beabſichtigt hat, eine 
von ihm als beſeitigt angeſehene Beſtimmung von Neuem in 
Kraft treten zu laſſen, ſondern daß er die Gültigkeit jener 
Vorſchrift, mit der ſich aus Art. I und III für die Zukunft 
ergebenden Begrenzung, in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe hat beſtätigen wollen. Inſofern hat alſo die Novelle vom 
25. April 1896 zugleich die Bedeutung einer authentiſchen 
Deklaration der in Frage kommenden älteren Beſtimmungen. 
Hiernach würde der Kl., wenn er Seminarlehrer geblieben 
wäre, ſchon auf Grund des § 13 der Verordnung vom 28. Mai 
1846, alſo unabhängig von den Beſtimmungen der Novelle vom 
25. April 1896, einen Anſpruch darauf erlangt gehabt haben, 
daß ihm bei ſeiner Penſionirung als Seminarlehrer auch 
die von ihm vorher an anderen Unterrichtsanſtalten geleiſteten 
Dienſte anzurechnen ſeien. Zu weit geht aber der B. R., indem 
er annimmt, daß dieſer Anrechnungsanſpruch dem Kl., als ein 
wohlerworbenes Recht, auch bei feiner Anſtellung als Kreis- 
ſchulinſpektor für ſeine Penſionirung in dieſer Stellung 
erhalten geblieben ſei. Für die Beurtheilung der Penfions- 
anſprüche, welche einem in den Ruheſtand tretenden Beamten 
zuſtehen, iſt die Stellung in welcher er ſich zuletzt, alſo zur 
Zeit ſeiner Penſionirung befunden hat, von entſcheidender Be⸗ 
deutung (vergl. 85 1 und folg. des Penſtonsgeſetzes). Daß 
dieſer Grundſatz auch nach der Verordnung vom 28. Mai 1846 
für die dort bezeichneten Lehrer und Beamten Geltung haben 
ſollte, ergiebt ſich insbeſondere aus den Schlußworten des § 1 
daſelbſt, und des § 13 a. a. O., welcher von „Lehrern“ ſpricht, 
welche „zu penſtoniren“ find, läßt ebenfalls nur die Deutung 
zu, daß der dort vorgeſehene Anrechnungsanſpruch den an den 


bezeichneten Anſtalten angeſtellten Lehrern nur als ſolchen, alſo 


nur für den Fall hat zugeſichert werden ſollen, wenn ſie in der 
bezeichneten Stellung dereinſt penſionirt werden würden. Iſt 
aber in dem § 13 a. a. O. ſomit die Zuſicherung nicht zu 
finden, daß eine Anrechnung der früher im öffentlichen Schul⸗ 
dienſte verbrachten Zeit auch in dem Falle einzutreten habe, 
wenn der betreffende Lehrer ſpäter zur Zeit feiner Penſionirung 
irgend ein anderes Amt im Dienſte des Staates bekleiden 
würde, ſo kann ſich der Kl. auch nicht auf die vom B. R. 
angezogene Beſtimmung des § 36 des Penſtonsgeſetzes vom 
27. März 1872 berufen, welche lautet: „Zuficherungen, welche 
in Bezug auf dereinſtige Bewilligung von Penſionen an einzelne 
Beamte oder Kategorien von Beamten durch den König oder 
einen der Miniſter gemacht worden find, bleiben in Kraft.“ 
Ebenſowenig ſtehen dem Kl. die Vorſchriften der Art. I und III 
der Novelle vom 25. April 1896 zur Seite, zumal ſich aus den 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes, ſowie aus dem vorher 
erſtatteten Berichte der Kommiſſton ſogar ergiebt, daß ein Vor⸗ 
ſchlag, auch die Schulaufſichtsbeamten in das Geſetz mit hinein⸗ 
zuziehen, an dem Widerſtande der Regierung geſcheitert iſt. 
(Vergl. Druckſachen des Hauſes der Abgeordneten von 1896 
Bd. III Nr. 86 S. 2, 3, 6, 7, ſowie Stenographiſche Berichte 
Bd. II S. 1418, 1419.) Ein geſetzlicher Anſpruch auf An⸗ 
rechnung der Zeit, während welcher der Kl. als Volksſchullehrer 
thätig geweſen iſt, ſteht ihm daher überhaupt nicht zu. 
IV. C. S. i. S. Fiskus c. Jeron vom 27. Juni 1898, Nr. 35/98 IV. 
Z3u den Geſetzen über Grundbuch und Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 

85. Gemäß 5 30 des Preußiſchen Geſetzes über den 
Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke, 
Bergwerke und ſelbſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872 
haften dem Hypothekengläubiger auch die auf dem Grundftüd 
noch vorhandenen abgefonderten, dem Eigenthümer gehörigen 
Früchte und das bewegliche, dem Eigenthümer gehörige Zubehör, 
ſo lange, bis daſſelbe veräußert und von dem Grundſtück 
räumlich getrennt worden iſt. Die abgeſonderten Früchte ſcheiden 
ſomit durch Wegſchaffung oder Veräußerung, die abgeſonderten 
Früchte, die nach SS 49 ff. Thl. IJ Tit. 2 des A. L. R. Zubehör 
eines Landgutes ſind, ſowie die beweglichen Zubehörſtücke durch 
Verkauf und räumliche Trennung aus der Pfandhaftung aus, 
wenn der Hypothekengläubiger nicht vorher eine Beſchlagnahme 
erzielt hat (Achilles Strecker, die Preußiſchen Geſetze über 
Grundeigenthum und Hypothekenrecht IV. Auflage S. 184 
und 185 Nr. 4, S. 187 Nr. 7 J. b.) Endlich unterliegen 
gemäß § 206 des Preußiſchen Geſetzes betreffend die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen vom 13. Juli 1883 
bewegliche Gegenſtände, welche zur Immobiliarmaſſe gehören, 
ſolange ſie nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen in Beſchlag genommen find, der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen. Die Ausſcheidbarkeit 
dieſer Pfandgegenſtände aus dem Pfandverbande ſchließt aber 
nicht aus, daß durch die Herbeiführung der Ausſcheidung ein 
Unrecht gegen den Pfandgläubiger begangen werden kann, auch 
ohne daß die Vorausſetzungen des $ 288 des Strafgeſetzbuchs 
erſchöpft ſind. Eingehend mit dem Schluſſe begründet, daß den 
ausgefallenen Gläubigern ein Schadensanſpruch gegen den 
Thäter zuſteht. VI. C. S. i. S. Behnke und Gen. c. Michalski 
vom 27. Juni 1898, Nr. 147/98 N | 


— 


! 
\ 


B 


+ 
N 
2 
1 
1 U 
1 
5 4 
N + 
a 
5 „ 
7 * 
7 LEN 
1 
5 f 1 
1 k U 2 
f [un 
. „ 
0 
" 1 . 
h 
! ö 
* * 1 
* * 1 
„ 
ie a 
‘ h 
N i „ 
N 1 
ei 1 1 
5 
4 
8 f 
. vl» 
5 
2 5 5 
„ \ 
5 1 
5 
0 4 
\ N l 
* N 
„ 
* . „ 
F 
h ö en 
„ 7 
3 1 
e 
f \ 
| | 
„ 
9 * 
u 
ö 
4 


. 


= ul Be 


86. Die Reviſion iſt begründet. Der B. R. legt den 
Vertrag vom 23. April 1895 dahin aus, daß nach der Abſicht 
der Parteien ein Kauf nur über das Grundſtück Sadowa⸗ 
ſtraße Nr. 9 in Breslau habe abgeſchloſſen werden ſollen, bei 
welchem ein geringer Theil des vereinbarten Kaufpreiſes, nämlich 
2000 Mark von 105 000 Mark durch Hingabe an Zahlungs- 
ſtatt des Grundſtücks Oels, Ohläuerſtraße Nr. 29 habe getilgt 
werden ſollen, indem dieſes, bei Annahme eines Werthes von 
42 000 Mark und einer hypothekariſchen Belaſtung von 
40 000 Mark, mit 2000 Mark berechnet ſei. Sowohl hieraus 
wie aus der ganzen übrigen Sachlage und dem Zuſammenhange 
des Vertrages folgert der B. R., daß eine Uebernahme der 
perſönlichen Haftung für die auf dem Grundſtück in Oels 
ruhenden Hypotheken durch die Bekl. von den Parteien nicht 
gewollt ſei, und hält eine ſolche insbeſondere deshalb für aus⸗ 
geſchloſſen, weil dadurch die Vertragsleiſtung der Bekl. ſich 
unverhältnißmäßig erhöht haben würde. Dieſe Begründung 
reicht nicht aus, die Berufungsentſcheidung zu ſtützen. Der 
B. R. geht davon aus, daß hier der $ 41 des E. E. G. maß⸗ 
gebend ſei und daß die Entſcheidung davon abhänge, ob deſſen 
Vorausſetzungen vorhanden ſeien oder nicht. Das iſt rechts⸗ 


irrthümlich. Es handelt ſich im gegenwärtigen, wie in dem in 
den Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 255 behandelten Falle, um 
die Vertragsverpflichtung der Erwerberin gegenüber dem Ver⸗ 
äußerer, für welche Verpflichtung die Beſtimmung des 8 41 
des E. E. G. außer Betracht bleiben muß. Der B. R. gründet 
ſeine Entſcheidung weiter darauf, daß der Werth des in Oels 
belegenen Grundſtücks zu 42 000 Mark angenommen ſei. In 
dem Vertrage heißt es indeſſen, das gedachte Grundſtück werde 
zum Preiſe von 42000 Mark an Frau H. übergeben. Ohne 
nähere Begründung kann der B. R. nicht den Werth mit dem 
Preiſe identificiren oder feſtſtellen, daß die Parteien mit dem 
Ausdruck „Preis“ den Werth haben bezeichnen wollen. Iſt aber 
in Ermangelung einer ſolchen Feſtſtellung, dem Wortlaut des 
Vertrages entſprechend davon auszugehen, daß ein Preis von 
42000 Mark vereinbart ſei, fo iſt nicht zu erſehen, wie dieſer 
Preis anders belegt ſein könnte als dadurch, daß die Hypotheken 
zum Betrage von 40 000 Mark darauf angerechnet, die 
Hypothekenforderungen alſo perſönlich von der Erwerberin über- 
nommen wurden. Es iſt endlich nicht erkennbar, ob der B. R. 
ſich die Frage vorgelegt und beantwortet hat, wie es ſich denn 
mit der Uebernahme der perſönlichen Haftung für die auf dem 
Grundſtück Sadowaſtraße Nr. 9 in Breslau ruhenden Hypotheken 
verhält und ob, falls der Kl. dieſe Haftung übernommen hat, 
nicht alsdann ſeine Vertragsleiſtung unverhältnißmäßig oder 
doch entgegen dem Sinne des Vertrages weſentlich erhöht wird, 
wenn angenommen wird, daß er die perſönliche Haftung für 
die auf dem anderen Grundſtück ruhenden Hypotheken nach dem 
Vertrage allein behalten habe. V. C. S. i. S. Gutzmann 
c. Hanspach vom 9. Juli 1898, Nr. 48/98 V. n 

57. Gemeinrechtlicher Fall. Mit Recht geht das B. G. 
davon aus, daß nach gemeinem Rechte die vom Beſitzer eines 
Grundſtücks auf dieſem errichteten und mit dieſem feſt ver⸗ 
bundenen Gebäude zwar in Folge der eingetretenen Verbindung 
in das Eigenthum des Grundſtüͤckseigenthümers übergehen, daß 
aber der Beſitzer, wenn ihm der Eigenthümer die Verbeſſerung 
nicht erſetzen will, mindeſtens das Recht hat, ſie wegzunehmen 
und das Grundſtück nur in dem früheren Zuſtande heraus- 
zugeben; dies Recht hat er ſogar dann, wenn er wußte, daß 
das Grundſtück ein fremdes war. Dem ſtehen auch nicht die 
Grundſätze über das tignum junctum entgegen, die nur das 
Klagerecht gegen den dritten Beſitzer auf Geſtattung der Fort⸗ 
nahme verſagen, nicht aber den Fall betreffen, wenn der Bauende 
im Beſitze des Grundſtücks iſt, wie klar aus 1. 38 D. 6, 1 
ſich ergiebt. Ob dies jus tollendi dem Pächter verſagt ſein 
würde, wenn der Verpächter den Werth des Gebäudes erſetzen 
will, bedarf keiner Prüfung, da der Kl. weder ſich auf den 
Boden des von dem früheren Eigenthümet geſchloſſenen Pacht 
vertrages geſtellt hat, noch zu dieſem Erſatze bereit iſt. Es 
kann daher nicht zweifelhaft ſein, daß nach gemeinem Rechte 


Bereicherung des Erſtehers zu verhüten. 


Zins- und Zahlungsbedingungen zu zahlen. 


0 


der Bekl., der zur Zeit der Fortnahme des Schuppens unſtreitig 
das Grundſtück thatſächlich im Beſitze hatte, durch die Fort⸗ 
nahme nicht rechtswidrig in des Kl. Eigenthum eingriff. Aber 
auch die neuere Geſetzgebung läßt nicht erkennen, daß dies 
Recht hat beſeitigt werden ſollen. Zutreffend nimmt zunächſt 
das B. G. an, daß durch das E. E. G. vom 5. Mai 1872 
Aenderungen nicht herbeigeführt find; vielmehr zeigen die Faſſung 
und die Entſtehungsgeſchichte des § 30, daß für die Hypotheken 
nur die Gebäude haften, die nicht blos formell, ſondern auch 
materiell dem Eigenthümer zuſtehen. Vergl. Achilles, Grund⸗ 
buchrecht, 4. Aufl., Anm. zu § 30 S. 182 und Turnau, 
Grdb. O. Bd. I Anm. B II 1 zu 8 30 E. E. G. (5. Aufl. 
S. 719), wo ausdrücklich anerkannt wird, daß für das gemeine 
Recht das jus tollendi nicht beſeitigt ſei, und die dieſem unter⸗ 
liegenden Gebäude für die Hypotheken nicht haften. Im vor⸗ 
liegenden Falle iſt dies allerdings nicht entſcheidend, weil hier 
der Kl. nicht in ſeiner Eigenſchaft als Hypothekengläubiger, 
ſondern als Erſteher des Grundſtücks auftritt; aber es zeigt 


doch, daß der Geſetzgeber, wenn er in dem ferner in Betracht 


kommenden Zwangasvollſtreckungsgeſetze vom 13. Juli 1883 das 
gemeinrechtliche jus tollendi einſchränken wollte, dringenden 
Anlaß hatte, dies erkennbar zum Ausdrucke zu bringen. Das 
iſt aber nicht geſchehen. Die Zwangsvollſtreckung richtet ſich, 

B 


wie ſchon die allgemeinen Beſtimmungen der C. P. O., 


in § 671, ergeben, nur gegen den, gegen den ein vollſtreckbarer 
Titel vorliegt, und vom Kl. iſt zugegeben, daß zur Zeit der 
Wegnahme des Schuppens der Bekl. ſich im Beſitze des Grund- 
ſtücks befand. Es kann ſich alſo nur fragen, ob in dem gegen 
den Schuldner R. gerichteten Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren nach den Beſtimmungen des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
geſetzes von 1883 der Verluſt des jus tollendi des Bekl. durch 
Unterlaſſung feiner Geltendmachung eingetreten iſt. Die Ziffer 8 
des § 40 trifft ſchon deshalb nicht zu, weil fie ſich auf den 


Erſteher überhaupt nicht bezieht, aber auch ſonſt der Kl. nicht 


zu den in das geringſte Gebot aufgenommenen Berechtigten 
gehört. Das im § 40 Ziffer 9 angedrohte Präjudiz könnte 
zwar dem Bekl. entgegenſtehen, wenn das gemeine Recht ihn 
als Eigenthümer anſähe. Das iſt aber nicht der Fall, er hat 
weder Eigenthum noch ein dingliches noch überhaupt ein gegen 
den Eigenthümer klagbares Recht. Man kann zu einer andern 
Auffaſſung auch nicht durch die Erwägung gelangen, daß der 
Eigenthümer des Grundſtücks doch nur formell, nicht eigentlich 
fachlich Eigenthümer dez Schuppens geweſen ſei; denn auch 
wenn ein ſolcher Unterſchied in anderer Beziehung gemacht 
werden könnte, jedenfalls ſtand dem Bekl. nicht die Befugniß 
zu, in der Verſteigerung oder in einem beſonderen Verfahren 
Eigenthumsrechte geltend zu machen. Rechte aber, die er 
nicht hatte, kann er nicht durch Unterlafjung ihrer Geltendmachung 
verloren haben. Das in den Entſch. des R. G. Bd. 19 
S. 324 abgedruckte Urtheil bezieht ſich auf die zu entſcheidende 
Frage nicht, ſetzt vielmehr voraus, daß der Dritte wirklich 
Eigenthümer der betreffenden beweglichen Sachen iſt. III. C. ©. 
i. S. Mönkemeyer c. Klages vom 12. Juli 1898, Nr. 80/98 III. 

88. Der B. R. geht mit Recht davon aus, daß die Vor⸗ 
ſchriften, die das Geſetz vom 13. Juli 1883, betreffend die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, über die 
Erſatzübernahme aufſtellt, den Zweck haben, eine ungerechtfertigte 
Das Geſetz will den 
Erſteher nöthigen, das Meiftgebot, zu deſſen Zahlung er verpflichtet 
iſt, im vollen Betrage zu erlegen. Deshalb ſoll, wie § 59 
Abſ. 2 des genannten Geſetzes ausdrücklich vorſchreibt, eine 


Forderung, welche auch auf einem anderen Grundſtücke ungetheilt 


haftet, für die Erſatzübernahme wie eine Forderung unter auf. 
löſender Bedingung behandelt werden und der Erſteher verpflichtet 


fein, für den Fall, daß er auf Zahlung einer ſolchen von ihm 


übernommenen — bedingten — Hypothek weder perſönlich, noc 


mit dem Grundſtück in Anſpruch genommen werden kann, einen 


dem übernommenen Betrage gleich hohen Betrag unter denselben 
5 Dieſe Verpflichtung 
hat der Bekl. der geſetzlichen Vorſchrift entſprechend im vorliegenden 


5 
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Falle dahin übernommen, daß die Zahlung, wenn der im Geſetz 
vorgeſehene Fall eintreten würde, an die Kl. erfolgen ſoll. 
Hätten nun die Eigenthümer der mithaftenden Grundſtücke 
Koſſewen Nr. 160 und Nr. 65 (K. und S.) die Correalhypotheken 
bezahlt, und wären dann dieſe auf dem verſteigerten Grundſtück 
gelöſcht worden, auf den beiden mithaftenden Grundſtücken aber 
ſtehen geblieben, ſo würde unbedenklich der im Geſetz vorgeſehene 
Fall unter der Vorausſetzung eingetreten ſein, daß die zahlenden 
Eigenthümer auf ihr Regreßrecht an den Bekl. (88 443 ff Tit. 5 
Thl. I A. L R.) Verzicht geleiftet hätten. Denn alsdann würde 
der Bekl. weder perſönlich für die von ihm übernommene 
Correalhypothek haben in Anſpruch genommen werden können, 
da die Correalhypothekengläubiger befriedigt waren und eine 
Inanſpruchnahme des Bekl. im Wege des Regreſſes durch den 
Verzicht ausgeſchloſſen wurde, noch auch würde er mit dem 
Grundſtücke gehaftet haben, da auf dieſem die Correalhypotheken 
zur Löſchung gekommen waren. Daſſelbe Ergebniß hat nun 
aber der Bekl. nach der Feſtſtellung des B. R. durch den mit 
den Eigenthümern der mithaftenden Grundſtücke geſchloſſenen 
Vertrag vom 6. April 1895 herbeigeführt. Weiter ausgeführt. 
V. C. S. i. S. Schütz c. Baldig vom 29. Juni 1898, 
Nr. 26/908 V. 4 

Zur Vormundſchafts ordnung. 

89. Die Reviſion iſt nicht begründet. Das B. G. ftüßt 
ſeine Entſcheidung auf den § 28 der Vormundſchaftsordnung, 
der beſtimmt, daß der Mutter des Mündels deſſen Erziehung 
unter Aufſicht des Vormunds zuſtehe und daß ihr dieſe Er⸗ 
ziehung aus erheblichen Gründen nach Anhörung des Vormunds, 
ſo wie des Waiſenraths durch das Vormundſchaftsgericht ent⸗ 
zogen werden könne. Wie das B. G. feſtſtellt, hat die Mutter 
der Anna Marie B. innerhalb der ihr nach dem vorgenannten 
§ 28 zuſtehenden Befugniß dieſe ihre Tochter den Parteien zur 
Erziehung überlaffen und zwar iſt ſie lediglich durch die Perſön⸗ 
lichkeit der Bekl. dazu beſtimmt worden, gerade auch mit ihr 
jenen Vertrag abzuſchließen. Das B. G. weiſt hierbei darauf 
hin, daß die Bekl. auch aufs Beſte und Treueſte für das Kind 
zu ſorgen ſcheine und daß es bei ihr viel beſſer aufgehoben 
erſcheine, als bei dem Kl., bei deſſen nach Angabe des Waiſen⸗ 
raths leichtfertiger Lebensweiſe und in deſſen kleiner unbeauſſichtigter 
Wohnung. Da nun, ſo führt das B. G. aus, weder die Mutter 
des Kindes die kraft ihres geſetzlichen Rechts vorgenommene 
Ausübung der ihr zuſtehenden Erziehung widerrufen, noch auch 
das Vormundſchaftsgericht der Mutter ihr Erziehungsrecht ent⸗ 
zogen habe, ſo habe der Vormund kein eigenes im Wege der 
Klage verfolgbares Recht, den Erziehungsvertrag der Mutter 
aufzuheben und das Kind herauszuverlangen. In dieſer Be⸗ 
gründung iſt die Verletzung einer Rechtsnorm nicht zu erkennen, 
fie beruht auf richtiger Anwendung des § 28 der Vormund 
ſchaftsordnung und auf bedenkenfreier Auslegung der ſchriftlichen 
Erklärung der Mutter des Mündels vom 31. März 1891 einer⸗ 
ſeits und auf ſachlicher Würdigung thatſächlicher Verhältnifſe 
andererſeits. Das B. G. prüft dann weiter, ob die Klage etwa 
ihre Rechtfertigung aus der ſchriftlichen Erklärung der Mutter 
des Mündels vom 31. März 1891 entnehmen könne, es verwirft 
jedoch dieſen Klagegrund, weil der Kl. aus jener Erklärung kein 
ausſchließliches Recht, ſondern nur ein ihm mit der Bekl. ge⸗ 
meinſam zuſtehendes Recht zur Erziehung des Kindes herleiten 
könne, ein ſolches gemeinſames Recht von ihm aber nicht geltend 
gemacht werde. Auch dieſe Ausführung giebt zu rechtlichen Be⸗ 
denken keinen Anlaß, wenn von der durch das B. G. feſtge⸗ 
ſtellten thatſächlichen Grundlage ausgegangen wird, daß gerade 
die Perſönlichkeit der Bekl. für die Mutter des Kindes beſtim⸗ 
mend geweſen iſt, die ſchriftliche Erklärung vom 31. März 1891 
abzugeben und der Bekl. auszuhändigen, ſo daß ohne Theil⸗ 
nahme der Bekl. der Kl. ein Recht zur Erziehung nicht erhielt, 


während das Erziehungsrecht der Bekl. ein unbedingtes von der 


Theilnahme des Kl. unabhängiges Recht war. IV. C. S. i. S. 
Winskowski c. Winskowska vom 13. Juli 1898, Nr. 104/98. IV. 


U 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
| Zulaſſungen. En; 

Rechtsanwalt Dr. jur. Franz Günsburg beim Amtsgericht 
Dahme (Mark); — Rechtsauwalt Dr. Johann Bomm beim 
Amtsgericht Lobberich; — Rechtsanwalt Cajetan Sedlmeyer 
beim Amtsgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Karl Riffel 
beim Amtsgericht Neuſtadt a./ Haardt; — Rechtsanwalt Heinrich 
Simonis beim Amtsgericht Plau i. / M.; — Aſſeſſor Dr. Alfred 
Deſirs Maurice Houget beim Landgericht Leipzig; — Rechts⸗ 
anwalt Herbert Henniges beim Amtsgericht Ruhrort; — 
Rechtsanwalt Friedrich Conradi beim Landgericht Mainz; — 
Rechtsanwalt Dr. Robert Brüning beim Landgericht Trier; 
— Rechtsanwalt Heinrich Simonis beim Landgericht 
Güſtrow; — Rechtsanwalt Anton Fiſcher beim Amtsgericht 
Hernau; — Aſſeſſor Dr. Karl Z&phel beim Landgericht 
Leipzig; — Rechtsanwalt Zartmann beim Amtsgericht 
Wiehl; — Rechtsanwalt Karl Kunſtmann beim Landgericht 
Augsburg; — Rechtsanwalt Fritz Behrmann beim Landgericht 
Hannover; — Rechtspraktikant Heinrich Kiſtenfeger beim 
Amtsgericht Kipfenberg; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Guſtav 
Keßler beim Landgericht Köln; — Aſſeſſor Dr. Walther 
Benſcher beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Ernſt 
Steinfeld beim Amtsgericht Lublinitz; — Rechtsanwalt 
Theodor Krauß beim Landgericht Ravensburg; — Aſſeſſor 
Dr. Franz Robert Müller beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Dr. Friedrich Alexander 
Pagenſtecher beim Landgericht Mainz. | 

| Löſchungen. 5 

Rechtsanwalt Jaeniſch beim Amtsgericht Groß⸗Wartenberg; 
— Rechtsanwalt Erhard Gahn beim Amtsgericht Kronach; — 
Juſtizrath Wilhelm Jordan beim Landgericht. Tilſit; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Dollacker beim Landgericht Neu⸗ 
burg a. D.; — Rechtsanwalt Dr. Franz Günsburg beim 
Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Eugen Freiherr 
von Liebig beim Oberlandesgericht München; — Rechts- 
anwalt Guſtav Beck beim Landgericht Augsburg; — Rechts⸗ 
anwalt Klein beim Amtsgericht Polzin; — Rechtsanwalt 
Georg Baumann beim Landgericht N — Rechtsanwalt 
Franz Leiß beim Landgericht Landshut; — Rechtsanwalt Joſef 
Niebler beim Amtsgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Johann Diedrich Feldmann beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg, beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Bremen. e e | 

a Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Levyſohn 
in Liſſa; — Rechtsanwalt Goldſchmidt in Freiburg i. / Schl.; 
— Rechtsanwalt Dr. Günsburg in Dahme; — Rechtsanwalt 
Dr. Theodor Nindel in Rixdorf; — Rechtsanwalt Dick⸗ 


mann in Borbeck. Au 

Juſtizrath Wer in Gütersloh; — Rechtsanwalt Friedrich 
Raimund Sachße in Freiberg; — Rechtsanwalt Dr. Johann 
Diedrich Feldmann in Bremen. | | 


Juſtizrath Wiſchoff in Neiſſe ſucht zum 1. Oktober einen zu⸗ 
verläffigen, im Notariat und in der Prozeßpraxis durchaus bewanderten 
Büreauvorſteher. Meldungen mit Gehaltsanſprüchen und Zeugniß⸗ 
abſchriften unter Angabe der perſönlichen Verhaͤltniſſe baldigſt erbeten. 

Ein zuverläſſiger Büreauvorſteher wird geſucht. Mel⸗ 
dungen mit Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüchen erbeten. 


Schwiebus. N. Sitberſtein, Rechtsanwalt. 


Ich ſuche zum 15. September einen Büreau⸗Vorſteher. 
Berlin, werner, 

Müllerſtraße 179. | Rechtsanwalt. 

Wir ſuchen zum 15. September 1898 einen erfahrenen und 


durchaus gewandten, im Stenographiren firmen Büreaugehülfen. 
3 i 9 Die Rechtsanwälte J. und N. Joſeyhſohu, 
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Ich ſuche zum 1. Oktober einen Büreauvorſteher (Stenograph). 

Jena. Rechtsanwalt Stapff. 

Tüchtiger Büreauvorſteher zur Einrichtung eines neuen An⸗ 
waltsbüreaus für den 1. Oktober 1898 geſucht. 

Gefl. Offerten an Ar. Jedermann, Dresden, Zöllnerſtr. 13. 


Büreauvorſteher, 

in den i eee für Notariat und Anwaltspraxis vollſtändig 
erfahren und zuverläſſig, wird geſucht von einem Anwalt und Notar 
für eine größere Stadt Schleſiens. Antritt zum 1. Oktober. Offerten 
mit . Abſchrift der Zeugniſſe erbeten an die Expedition dieſes 
Blattes, Berlin 8. 14, unter J. A. 389. 


Ein Amtsgerichtsanwalt in einer größeren rheiniſchen Stadt im 
Gebiete des Landrechtes ſucht einen tüchtigen Büreaugehülfen, 
der beſonders auch im Notariat erfahren iſt. Eintritt ſofort. 

Offerten mit Lebenslauf, Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüchen 
sr ve unter F. R. 397 an die Expedition dieſer Zeitung, 

erlin 8. 14. Ä 


Erfahrener Büreauvorſteher, 35 J. alt, (im nördl. Theile 
der Prov. Poſen), durchaus ſelbſtſtändiger Arbeiter, ſucht 
unter mäßigen Anſprüchen Stellung per September oder Oktober. 
Off. sub K. 385 an die Exped. d. Ztg., Berlin S. 14, erbeten. 


Büreauvorſteher, beſte Zeugniſſe, im Notariat und in der 
Prozeßpraxis bewandert, ſucht Stellung zum 1. Okt. cr. oder auch 
ſpäter. Off. unter A. 392 an die Exp. dieſer Zeitung, Berlin S. 14. 


J. Mann, 21 J., militärfrei, mit gu Schulbildg. (Gymnaſ. 
U. Sek.), ſeit 5 Jahren bei einem R. A. in einer Großſtadt in 
ungek. Stellung, perfekt. Stenogr., ſelbſtändiger Arbeiter, gewandt im 
Verkehr mit Mand., ſucht, um ſich zu verändern, jetzt oder nach den 
Ferien Stellung als Büreau⸗Vorſteher. Gefl. Offerten mit 
Gehaltsangabe unter J. K. 976 an Haaſenſtein & Vogler 
A.⸗G., Hamburg erbeten. | 


Suche auf 3 Stellung als Bür.⸗Vorſt. in kl. Büreau, 
eventl. als Bür.⸗Geh., am liebſten in der Prov. Hann. 22 Jahr 
alt, militärfrei, Zeugn. zur Seite. Off. bitte zu richten unter T. 387 
an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Büreaugehülfe beim R. A. und Notar, 23 J., militärfrei, 
ſucht am 1. 10. oder ſpäter Stellung gegen 100 Mark Gehalt. 


Gefl. Off. unter H. 393 an die Exp. d. Zig, Berlin 8. 14, erbeten. 


Ich ſuche von Anfang Auguſt bis Mitte oder Anfang September 
einen Aſſeſſor als Vertreter. Rechtsanwalt Pinkgraeve, 
| beim Landgericht Aurich. 
Landrechtl. Aſſeſſor ſucht Anwalt event. Notar zu vertreten, 


möglichſt längere Zeit. Offerten unter G. N. 391 an die Expedition 
dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Aelterer Referendar, Landrechtler, ſucht die Vertretung eines 
Rechtsanwalts. Gefällige Offerten erbeten unter F. 386 an die 
Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Früherer Rechtsanwalt, 


Mitte 40, Familienvater, geſund, ſucht Anſtellung, 
am liebſten in größerem Büreau. Offerten unter 
J. Z. 6135 an Rudolf Moffe, Berlin SW. 

welcher ſeit längerer Zeit in einem 
Ba rer rn wünscht ſih mit sen Sefbefhäftinten 
Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten unter Z. 988 
an die Expedition dieſes Blattes. 


Ein Rechtsanwalt ſucht einen geeigneten Niederlaſſungsort. 
Aſſociation mit einem beſchäftigten Anwalt wird bevorzugt. Gefl. 
90. unter G. L. 374 an die Exped. dieſes Blattes erbeten. 


Dr. jur. Faul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg N. Bentley, Notar. 

Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord- Amerikas. 


— 


Am 9. Januar 1899 läuft die Wahlperiode des 
zweiten Bürgermeiſters hieſiger Stadt ab. Das 
Stellengehalt iſt mit Genehmigung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes auf 4000 Mark jährlich feſtgeſetzt worden. 

Für den Fall der Nichtwiederwahl des jetzigen 
Inhabers wird die Qualifikation als Gerichts⸗ oder 
Regierungs⸗Aſſeſſor verlangt. | 

Bewerber wollen bis 1. September er. ihre Mel⸗ 
dungen nebſt Abſchrift ihrer Zeugniſſe und eines 
Lebenslaufes, mit der Aufſchrift „Städtiſche Angelegen⸗ 
heiten“ auf dem Briefumſchlage, beim Unterzeichneten 
einreichen. 3 

Stendal, den 22. Juli 1898. 


Der Stadtverordnetenvorſteher. 
Staude, Rechtsanwalt. | Ä 


Hierdurch erlauben wir uns auf das in unſerem Verlage 
erſchienene illuſtrirte Prachtwerk: 


Bismarck's geflügelte Worte 
in Bild und Schrift 


gr. 4%; in illuſtr. Umſchlag geheftet M. 3.50, 
ä in eleg. Original-Einband M. 5 
aufmerkſam zu machen. 


Die Idee, die eigenartigen Schlagwörter des größten 
Staatsmannes, welche derſelbe bei verſchiedenen Gelegenheiten 
wie im Reichstage, im Preuß. Abgeordnetenhauſe und 
in engeren Kreiſen anwandte und welche viel dazu beitrugen, 
daß er bei der deutſchen Nation populär wurde, durch originelle 
Illuſtrationen zu e und zu erläutern, fand all- 
gemeine Anerkennung und iſt von allen Freunden und Verehrern 
Bismarck's mit Begeiſterung aufgenommen worden. 

Dieſe Aufgabe wurde von dem Künſtler auf eine ebenſo 
originelle wie meiſterhafte Weiſe gelöft, fo daß die Illuſtrationen 
durch ihre Auffaſſung die allgemeinſte Bewunderung erregt haben. 


Gegen Einſendung des Betrages von M. 3.80 
beziehungsweiſe M. 5.30 erfolgt Franco⸗Zuſendung. TU 


erlin 8. 14. | 
Stattfhreiberfträße 34. 35. W. Moeſer Waden, | 


Mar Kornicker, Lindners Nachfolger. 
Formular-⸗Magazin für Rechtsanwälte und Notare. 
Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. 
empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 
ſämmtliche Oruckſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei⸗, Concept“, 
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Richtern, höheren Verwaltungsbeamten und Gerichts- 
ſchreibern ſoll der Zutritt zu den Vorleſungen freiſtehen. Wir 
haben unter Berückſichtigung dieſer Verhältniſſe den Beitrag des 
Einzelnen zu den Koſten auf nur 30 Mark feſtgeſetzt. 

Der Herr Staatsſekretär der Juſtiz hat zugeſagt, eine 
angemeſſene Summe in den Reichshaushaltsplan für 1899 ein⸗ 


zuſtellen, aus der Honorar der Vortragenden und etwaiger Stell- 


Reichsgerichts in Beziehung auf die wichtigſten Begriffe und 
vertretungskoſten einzelner Hörer beſtritten werden können. Falls N. 


Inſtitute des Civilrechts. S. 548. — Literatur. S. 554. — 


Perſonal⸗Veränderungen. S. 556. der Reichstag dieſe Ausgabe genehmigt, könnten die Honorare I 
: : erhöht und die Beiträge herabgeſetzt werden. | 1 
Vereins nachrichten. haben ſich zu Vorleſungen bereit erklärt die | 


Die Herren Vereinsmitglieder, welche noch mit der Herren Rechtsanwälte, Juſtizrath Dr. Reatz in Gießen und 


Zahlung des Jahresbeitrages im Rückſtande ſind, werden 
um Einſendung des Betrages gebeten. Am 5. Oktober 
1898 ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme 

erhoben werden. 
Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 27. September 1898. 
Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Dr. Kuhlenbeck in Jena. Von den Hochſchullehrern haben 
zugeſagt die Herren DD. Profeſſor Burchard in Leipzig, 
Profeſſor Leiſt, Profeſſor Biermann, Privatdozent Jung in 
Gießen, Profeſſor Stampe in Greifswald, Profeſſoren Bernhöft, 
Matthiaß, Lehmann, Geffcken in Roſtock, Profeſſor Andre und 
Privatdozent Leonhard in Göttingen, Profeſſoren von Blume, 
Enneccerus und Lehmann in Marburg. Weitere Bereit- 
erklärungen ſind von einzelnen Univerſitäten angekündigt. 


Der Terminkalender für 1899 kommt Mitte Oktober 
d. Is. zur Verſendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene 
Exemplare ſind umgehend unter Einſendung von 60 Pf. 
in Briefmarken bei dem Unterzeichneten zu bewirken. 


Diejenigen Herren Vereinsmitglieder, welche geſonnen ſind, 
an den Vorleſungen Theil zu nehmen, bitten wir, ſolches auf 
der anliegenden Karte gefälligſt zu erklären. Von der Zahl der 
a ö Betheiligung wird es abhängen, ob die geplante Einrichtung 
Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 27. September 1898. zur . 1 Die Herren Kollegen werden um 
Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. gefällige ſchleunige Entſcheidung erſucht, da die Vorbereitung 
| | Zee des Unternehmens geraume Zeit erfordert. 
| Es hat ſich das Bedürfniß herausgeſtellt, die Einführung Ein Verzeichniß der in Ausſicht genommenen Vortragsorte 

derjenigen Rechtsanwälte in das Bürgerliche Geſetzbuch für das folgt hierunter. Aenderungen und Zuſammenlegung von ein⸗ 
Deutſche Reich in die Wege zu leiten, welche in Folge ihres zelnen Bezirken bleiben vorbehalten. Die N des en 
Wohnſitzes und ihrer geſchäftlichen Inanſpruchnahme verhindert ortes ſoll ganz freiſtehen. 

waren, an den in größeren Städten, namentlich Univerſitäts⸗ Vortragsorte. 


— 
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für den Vortragenden ſind 1 500 Mark. in Ausſicht genommen. 


ſtädten ſtattgefundenen Vorleſungen theilzunehmen. Wir haben A Augsburg) Partenkirchen oder Reichenhall ö 

deshalb beſchloſſen, Einrichtungen zu treffen, welche es ermög- s München oder Berchtesgaden. | 

| lichen, dem gedachten Bedürfniſſe zu genügen. Es jollen an . Bamberg | Erlangen | N 
| einem paſſend gelegenen Orte, der zugleich der Erholung dienen 2 Nürnberg \ 1 
| könnte, für einen Oberlandesgerichtsbezirk oder mehrere zufam- Kammergerichtsbezirk Berlin Freienwalde a/D. event. auch h 
men von Kollegen oder Hochſchullehrern Vorträge über das Oberlandelgerichtsbezirk Stettin Saßnitz. a. R. je 
Bürgerliche Geſetzbuch gehalten werden. Die Vorlefungen foln TEE Braunſchweig | ” | 
ftattfinden vom 20. Juli bis 3. September 1899. Als Honoraor - Celle bang 5 . 
Oldenburg w | 
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mn Breslau | Hirſchberg i / Schleſ. 


Poſen 
. Cäaſſel 
. Frankfurt a/M. ZUR 
f u | Bonn oder Rolandseck. 
. Hamm 
. Colmar 
, Karlsruhe Freiburg i. B. 
. Darmſtadt — Jagdſchloß Niederwald. 
- Dresden — Dresden. 
j a Warnemünde. 
. Kiel — Glücksburg. 
a Jena — Blankenburg. 
. Königsberg 
n Marienwerder Cranz oder Zoppott. 
. Naumburg — Friedrichroda. 
> Stuttgart — Freudenſtadt oder Frie⸗ 
drichshafen. 
. Zweibrücken — Neuſtadt a / H. 


Hülfslaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
Caſſel und Kiel haben der Kaſſe abermals Beihülfen und 
zwar Caſſel 500 Mark und Kiel 1000 Mark gewährt. 
Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen 
Gaben der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


In der am 25. September 1898 zu Leipzig ſtattgehabten 
vierzehnten ordentlichen Generalverſammlung wurde der Bericht des 
Vorſtandes über das Geſchäftsjahr 1897/98 vorgetragen. Nach 
dem Bericht zählt die Kaſſe am 30. Juni 1898 eine Gejammt- 
zahl von 4 147 Mitgliedern gegen 4183 im Vorjahre. Der 
Kapitalgrundſtock hat ſich von 593 287 Mark im Vorjahre auf 
630 513 Mark 38 Pf. erhöht. Der für das vierzehnte Unter⸗ 
ſtützungsjahr vorhandene Unterſtützungsfonds beläuft ſich auf 
den Betrag von 83 392 Mark 86 Pf., worüber am 1. Juli 1898 
ſchon über 66 118 Mark verfügt war. Der Geſchäftsbericht wurde 
genehmigt und dem Vorſtande Entlaſtung ertheilt. Die ſatzungs⸗ 
mäßig ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder wurden wiedergewählt. 
Für die nächſte ordentliche Generalverſammlung wurde Leipzig 
beſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, die Verſammlung auch 
nach einem auderen deutſchen Orte, wo ein Anwaltstag ſtattfindet, 
zu berufen. Als Rechnungsprüfer für das nächſte Geſchäftsjahr 
wurden beſtellt Juſtizrath Dr. Drucker und Rechtsanwalt 
Dr. Krantz in Leipzig. 


Der zu Leipzig in der vierzehnten ordentlichen General- 
verſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte am 25. Sep⸗ 
tember 1898 ſatzungsmäßig gebildete Vorſtand beſteht aus 
folgenden Perſonen: 

1. Dr. Theodor Buffenins, Geheimer Juſtizrath, Rechts- 

anwalt beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, 

2. Emmerich Anſchütz, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 

Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden, 


3. Hermann Mecke, Geheimer Juſtizrath, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht zu Leipzig, Schriftführer, | 

4. Gottfried Fenner, Geheimer Juſtizrath, Rechts- 
anwalt beim Reichsgericht zu Leipzig, Stellvertreter des 
Schriftführers, 

5. Dr. Louis Seelig, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Schatzmeiſter, 

6. Oscar Oehme, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Leipzig, Stelloertreter des Schatzmeiſters, 

7. Carl Steinbach, Geheimer Juſtizrath, Rechtsanwalt 
beim Landgericht zu Magdeburg, 

8. Julius Erythropel, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, 

9. Adolf von Auer, Juſtizrath, Rechtsanwalt bei dem 
Oberſten Landesgericht zu München, 

10. Leopold Löwenſtein, Rechtsanwalt bei dem Ober⸗ 
landesgericht zu Stuttgart, 

11. Mar Böckh, Rechtsanwalt bei dem Oberlandesgericht 
zu Karlsruhe, 


12. Max Jacobſohn, Rechtsanwalt bei dem Landgericht I 
zu Berlin. 


Leipzig, den 25. September 1898. 


Dr. Buſſenius, Mecke, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrath, Geheimer Juſtizrath, Juſtlzrath, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 
dem 30. Juni 1898 abgeſchloſſene vierzehnte Ver⸗ 


waltungsjahr der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 


anwälte. 
Genehmigt von der Generalberſammlung am 25. September 1898. 
I. 
Geſchäfts bericht. 
A. Die Verwaltung und ihre Ergebniſſe. 

Die Mitgliederliſte des vierzehnten Verwaltungsjahrs ergiebt 
für den 30. Juni 1898 eine Geſammtzahl von 4147 gegen 4163 
im Vorjahre. Ausweislich der nachfolgenden Darſtellung des 
Schatzmeiſters hat ſich der Kapitalgrundſtock von 593 287 Mark 
26 Pf. auf 630 513 Mark 38 Pf. erhöht. 

Die Anlagen erfolgten in 3 prozentiger preußiſcher kon⸗ 
ſolidirter Anleihe und 3 prozentiger königlich ſächſiſcher Rente 
unter Eintragung ins Staatsſchuldbuch. 

Der am 30. Juni 1898 zu Unterſtützungszwecken aus ⸗ 
geſchiedene Betrag beläuft ih auf 83 392 Mark 86 Pf. 

Bis zum 30. Juni 1898 iſt bereits 
verfügt über 66118 

Es hat nur eine Generalverſammlung und zwar am 
26. September 1897 in Leipzig ſtattgefunden. In dieſer 
wurden der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt 
und dem Vorſtande Entlaſtung ertheilt. Die ſatzungsmäßig aus- 
ſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt und 
als Rechnungsprüfer der Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Drucker 
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und der Rechtsanwalt beim Reichsgericht. Dr. Krantz in Leipzig 
beſtellt. Als nächſter Verſammlungsort wurde Leipzig beſtimmt, 
der Vorſtand jedoch ermächtigt, geeigneten Falles die Verſamm⸗ 
lung nach dem deutſchen Orte zu berufen, an welchem ein 
Anwaltstag abgehalten werden würde. 

Der Vorſtand hat ſämmtliche dean durch 
Rundſchreiben erledigt. | 

Die Anwaltskammern haben abermals vie Betalen 
zugeſagt. Eingezahlt ſind von: 


Augsburg. . 1 000 Mark, Transport 13 700 Mart, 
Bamberg 500 = Marienwerder. 1 500 
Breslauu 1 500 München 1500 
Celle. . 1500 - Naumburg. 500 
Cöln . . 1000 Nürnberg.. 1 500 
Darmſtadt . 1000 Poſen 1500 


Dresden 2200 Roſtock. 500 
Frankfurt aG. M. 2000 — Stettin. 1000 
Jena 500 Stuttgart.. 120 = 
Karlsruhe. 1500 - Zweibrücken 100 
Kiel. 1000 Geſammtſumme 23 000 Mark. 

Latus . 13 700 Mark, N 

Außerdem hat die Anwaltskammer im Bezirke des Kammer⸗ 
gerichts 3 000 Mark zu Unterſtützungszwecken bewilligt. 

An Geſchenken ſind eingegangen für den Kapitalgrundſtock 
4576 Mark 50 Pf. 

Dem Unterſtützungsfonds ſind zugefloſſen außer den eben 
gedachten 3 000 Mark von Berlin 1914 Mark 90 Pf. 

Das Geſchäftsjahr 1897/98 hat 9 neue im Ermittelungs⸗ 
verfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. Die Zahl 


der neu anhängig gemachten Geſuche beträgt 49, davon ſind 


abgelehnt 9, im Prüfungsverfahren befindlich 5, bewilligt 44. 
Die Summe der neuen Bewilligungen beträgt 11740 Mark. 


Es find im Geſchäftsjahr 1897/98 bewilligt: 
I. II. 
an in der Lifte noch nicht ge. an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
löſchte Rechtsanwälte und an Hinterlafjene von Rechts- 
| | anwälten 
zum erſten Male 8 540 M. 
„zweiten 10 060 
dritten 7050 


1. a eriten Male 3 200 M. 
2 zweiten 2200 5 
3. dritten 1000 3 
4. vierten 600 4 vierten 7500 
5. fünften - 300 5. „ fünften 4 600 
6 6. - ſechſten 3 910 
7 7. ſiebenten ⸗ 6 620 
8. achten 3 940 
9. » neunten » 3080 ⸗ 
10. zehnten - 1720 > 
11. elften 2850 - 
12. zwölften - 3040 - 
13. = breizehnten- 3860 - 
14. vierzehnten⸗ 2430. - 
zkuſammen 69 200 M. 
ee zu I. 8 9 000 Mark, 
2 11 20khſ. 69 200 . 
Geſammtſumme 78 200 Mark. 


ſechsten 900 - 
ſiebenten⸗ 800 
zuſammen 9 000 M. 


Es vertheilen ſich am 1. Juli 1897 die ſeit Gründung 
der Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen e 
nach Oberlandesgerichtöbezirken, wie folgt: | 
Augsbug . 13 Jena 14 
Bamberg.. 4 Karlsruhe 10 
Berlin 34 Kiel 5 
Braunſchweig. 2 Königsberg . 28 
Breslauuu . 45 Marienwerder. . 22 
Caſſel. 14 München . 16 
Celle 43 Naumburg 29 
Cöln. 9 Nürnberg. 15 
Colmar. . 1 Poſen . . 45 
Darmſtade . 9 Roſtock . . 17 
Dresden . 46 Stettin 12 
Frankfurt a. M. 3 Stuttgart 16 
Hamburg 3 Zöueibrücken . 1 
Hamm.. . 13 Reichsgericht. 1 
Für die im Geſchäftsjahr 1897/98 hinzugekommenen Unter⸗ 
ſtützungsfälle iſt das Verhältniß das Folgende: 


Bamberg 2 Königsberg 3 
Berlin 5 Münden. 1 
Breslau 4 Naumburg 3 
Celle. 6 Poſen. 1 
Cöln 3 Roſtock 3 
Dresden 4 Stettin 4 
Jena 2 Stuttgart 2 
Kiel 1 


Der Summe nach entfallen an Unterſtützungen im ab⸗ 


gelaufenen Geſchäftsjahr auf: 
1600 Mark 


Augsburg 1260 Mark Jena 
Bamberg 1550 Karlsruhe 1200 
Berlin 7510 - Kiel 1450 
Braunſchweig 200 - Königsberg 5760 - 
Breslau 7 420 Marienwerder 1800 
Caſſel 1380 München 2800 
Celle 6180 - Naumburg 2550 
Sl 2870 - Nürnberg 3210 
Colmar 400 Poſen 6 550 - 
Darmſtadt 860 Roſtock 3330 - 
Dresden 6800 Stettin 3860 - 
Frankfurt a. M. 400 Stuttgart 3 640 
Hamburg 700 Zweibrücken 500 
Hamm 2420 3 


Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts- 


kammer bei dem Reichsgericht haben keine e 
gehabt. 


Das Intereſſe der deutſchen Anwaltſchaft an der Kaſſe war 


A Allgemeinen ein recht reges. Gleichwohl iſt ein kleiner 
Rückgang der Mitgliederzahl feſtzuſtellen. Einzelne Fälle von 
Austrittserklärungen geben zu recht betrübenden Betrachtungen 


Anlaß. In einem Falle iſt ein ſehr vermögender Kollege aus ⸗ 


geſchleden und der Vorſtellung des Vertrauens mannes ungeachtet, 
bei feiner Austrittserklärung verblieben. In einem anderen Falle 
hat ein Kollege bei ſeiner Austrittserklärung tadelnd darauf ver⸗ 


wieſen, daß ein armer vom Schlage getroffener Kollege, der nicht 


Mitglied der Kaſſe war, unterſtützt wurde. Mögen dieſe Fälle, 
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welche einen gänzlichen Mangel von Standesbewußtſein be» 
kunden, ſich nicht wiederholen, und mögen diejenigen, welche 
eine ſolche Geſinnung zu Tage treten laſſen, nicht von dem 


Wechſel des Geſchicks, dem alle Menſchen unterworfen ſind, 

heimgeſucht werden! 

B. Die Vorbereitungen zur Gründung einer Ruhegehalts⸗, 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

In Folge des vorjährigen Berichts zu B. ſind verſchiedene 
Anfragen und Vorſchläge eingegangen. „ 

Der Vorſtand hat darauf beſchloſſen, die Frage der Um⸗ 
geſtaltung und Weiterbildung der Kaſſe bis zum Eintritt der. 
Geſetzeskraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu vertagen, weil es 
zweckmäßig erſcheint, eine für einen langen Zeitraum geplante 
Einrichtung den dann geltenden Geſetzen, wozu auch ein Reichs⸗ 
verſicherungsgeſetz zu zählen, anzupaſſen. Das Reichsamt des 
Innern hat auf die Bitte um Mittheilung der Grundzüge eines 
Reichsverſicherungsgeſetzes zwar erklärt, daß dieſelben noch zur 
Mittheilung nicht reif ſeien, aber ebenfalls empfohlen, die 
Beſchlußfaſſung über die Umgeſtaltung noch einige Zeit zu 
vertagen. Der Vorſtand geht davon aus, daß die Kaſſe in 
ihrer jetzigen Geſtalt den dringendſten Bedürfniſſen genügt und 
daß, wenn einmal die Mittel nicht ausreichen ſollten, auf 
Grund eines ſatzungsmäßigen Generalverſammlungsbeſchluſſes die 
Jahreszinſen des Kapitalgrundſtocks herangezogen werden können. 

Es ſind ferner Anregungen eingegangen, der Vorſtand ſolle 
mit leiſtungsfähigen Verſicherungsanſtalten in Verbindung treten, 
um günſtige Bedingungen für die Alters renten und Renten für 
Hinterbliebene kaufenden Rechtsanwälte zu erlangen. Der 
Vorſtand wird die Verhältniſſe der benannten Anſtalten durch 
Sachverſtändige prüfen laſſen und demnächſt weitere Mit⸗ 
theilungen machen. 

Schon jetzt kann den im Königreich Sachſen wohnenden 
Kollegen empfohlen werden, der Königlich Sächſiſchen Alters- 
rentenbank beizutreten, welche gegen mäßige Sötze Altersrenten 
bis zu 2000 Mark gewährt und mit Staatsgarantie aus⸗ 
geſtattet iſt. Es ſoll verſucht werden, für die Rechtsanwälte 
im Deutſchen Reich überhaupt die Befugniß zum Beitritt bei 
dem nach den Satzungen der Bank zuſtändigen Königlich 
Sächſiſchen Herrn Finanzminiſter zu erwirken. 

Der Vorſtand der Anwaltskammer zu Marienwerder hat 
dem Vorſtand der Hülfskaſſe von dem Vorhaben einer Anzahl 
Kammermitglieder Mittheilung gemacht, eine beſondere Unter⸗ 
ſtützungskaſſe für den Kammerbezirk zu gründen, weil die 
Gründung der allgemeinen Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſen ; 
kaſſe nicht zu ermöglichen jet. Es iſt darauf Folgendes erwidert: 

„Wir danken für das gefällige Schreiben vom 3. d. Mts. 
und erlauben uns auf den in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1898 
Nr. 23/24 Seite 197 bekannt gemachten Beſchluß zu verweiſen. 
Es iſt nach unſerer Anſicht nicht richtig, jetzt mit Einrichtungen 
vorzugehen, welche ſpäter doch umgeſtaltet werden müſſen. Es 
kommt hinzu, daß, wie unſere Erhebungen ergeben haben, der 
Plan einer allgemeinen Ruhegehalts⸗, Wittwen- und Waiſenkaſſe 
in der deutſchen Anwaltſchaft keinen Beifall findet und es ſich 
“nur darum handeln kann, die Hülfskaſſe auf dem in des Unter- 
zeichneten Bericht vom Juli 1897, Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 
S. 505 vorgezeichneten Plane weiter zu entwickeln. Ä 


Wenn für den Bezirk Marienwerder noch eine beſondere 


Unterſtützungskaſſe gegründet werden ſoll, fo tft dagegen Nichte 


zu erinnern. 


Sofern aber damit eine Abwendung von der 


allgemeinen deutſchen Kaffe verbunden fein ſoll, jo wäre dies 
auf das Aeußerſte zu beklagen. Vom praktiſchen Geſichtspunkte 
aus iſt das Zuſammenwirken der einzelnen Bezirke von Bedeutung, 
weil eine Uebertragung der dem einzelnen Bezirke erwachſenden 
Gefahr ſtattfindet. Darin liegt aber auch die ideale Seite der 
Sache. Der deutſche Anwalt unterſtützt den deutſchen Anwalt, 
gleichviel welchem Einzelſtaate oder Oberlandesgerichtsbezirke er 
angehört. Dieſes Zuſammenwirken hat dem Stande Achtung 
und Anſehen gebracht und es würde gewiß als der Beginn eines 
Zerfalls der Zuſammengehörigkeit der deutſchen Anwälte an⸗ 
geſehen, von mancher Seite vielleicht begrüßt werden, wenn 
Sonderbeſtrebungen zur Geltung kämen. 


Angeſichts der Ziffer 2 lit. b der Satzungen 


der Hülfskaſe 


iſt es übrigens ein Irrthum der Antragſteller, wenn fie die Unter⸗ 
ſtützung der Rechtsanwälte und ihrer Hinterbliebenen nicht ald 
einen mit der Gründung der Ruhegehalts⸗ u. ſ. w. Kaſſe 
gleichwerthigen Zweck anſehen. | 


Wir haben bisher in den einzelnen Unterſtützungsfällen 


auf die Wünſche des Vorſtandes der dortigen Anwaltskammer 
die peinlichste, den erheblichen Leiſtungen der Kammermitglieder 
entſprechende Rückſicht genommen und hoffen, daß die guten 
Beziehungen der Hülfskaſſe zum dortigen Bezirk nach wie vor 
aufrecht erhalten bleiben.“ | | 


II. 


Mecſde. 


XIV. Jahresrechnung der Hülfskaſſe für dentſche Rechts ⸗ 
anwülte auf die Beit vom 1. Juli 1897 bis 30. Juni 1898. 


10. 


2 Mm 


0 


. Mitgliederbeiträge . 


. Unterftügungen . 


„Ankauf von Werthpapieren . 


A. Caſſa⸗Conto. 


Einnahme: 


Baarbeſtand am 1. Juli 18977. 
„Von der Allgemeinen Deutſchen Credit⸗ 


anſtalt erhoben 


. Schenkungen an den Kapitalgrundſtock. 
Schenkungen an den Unterſtützungsfond 
. Beihülfen der Anwaltskammern N 

„Beihülfe der Anwaltskammer im Bezirke 


des Kammergerichts zum Unterſtützungs⸗ 
fond „ 


Zinſen 


Wegen Todesfalls u. ſ. w. zurück⸗ 


gekommene Unterſtützungen 
Verſchiedene Einnahmen 


Summa 


Ausgabe: 


An die Allgemeine 


Deutſche Credit⸗ 
anſtalt gezahlt „ 


Latus 


13 447 M 919 


30.000 - 


4.576 
1 914 
23 000 


3 000 
84 341 
21 300 


342 


72 932m 95 


33 


35 


—— 
. 181 922 4 99 


0 000 — 


.. 67 585 10 
170 518 4 059 
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| Transport 170 518 4 05 . 
4. Ausgaben für Druckſachen, Porto. 
Steuern u. ſ. w. 3627 58 
5. Rückzahlung mehrmals und im 
gezahlter Beiträge ; i 561 — - 
6. Beſtand am 30. Juni 1898 721636 


Summa Er 181 9224 99 AH 


B. Unterſtützungs⸗ Conto. 
Einnahme: 


1. Beſtand am 1. Juli 1897 . 
2. Schenkungen. 5 g 1914. 90 
3. Zinſen nach A II. der Verwaltungs 
grundſätze zu 4% von 76398 Mark 
40 Pf. a 3055. 93 
4. Satzungsgemäße ueberweiſung: 
Mitgliederbeiträge 84 341 . — M 
abzüglich Röͤck⸗ 
zahlungen 561. — 
83 780 4 — M 
ab Ausgaben (ab- 
züglich verſchiede⸗ 
ner Einnahmen) 3 627 23 
80 152 4 77 MR 
Hiervon erhält der Unterſtützungs⸗ 
fonds ¼, find gleich 60 114. 58 
und ferner ½ von den Beiträgen der 
Anwaltskammern 11500 — 
5. Beihülfe der Anwaltskammer Berlin. 3 000 — » 


6. Zurückgekommene Unterſtützungen 342 — - 


Summa . 156 325 4 81 & 

N Ausgabe: 
1. Für gezahlte Unterſtützungen 72 932 , 95 M 
2. Beſtand am 30. Juni 1898 83 392 ů 86 


Summa 156 325 4 81 N. 


(Anmerkung. Durch vor dem 1. Juli 1898 erfolgte Be⸗ 
willigung iſt bereits über 66118 Mark von dieſem Beſtande 
von 83 392 Mark 86 Pf. verfügt worden.) 


C. Kapitalgrundſtock⸗Conto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1897 . . 593 287 . 26 &. 


2. Schenkungen. 4 576-50 
3. Satzungs gemäße Ueberweiſungen: 
ı/ von 80 152 4. 
71 ů M. . 20 038 4 19 4 
½ von 23 000 4 | 
| = 1150. — | 
ee 31538 19 
4. Zinſen 21 300 4 33 M 
ab (vergl. B. 3) 3055 93 ö 
18 244. 40 
647 646 4 35 M 
ab Coursverluſt 17 132. 97 


630 513% 38 & 


76 398 4 40 


D. Werthpapier⸗Conto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1897 626 237 % 75 M 
2. Für angekaufte Werthpapiere 67 585 10 


693 822 4 85 N 


Summa 


Die am 30. Juni 1898 vorhandenen Werth⸗ 
papiere haben einen Werth von 


Der Verluſt von 8 
iſt auf Gewinn⸗ und Verluſt⸗ Conto 
übertragen worden. 


676 689 88 
17 132.4 97 &. 


An Werthpapieren find vorhanden: 

350 000 Mark koönigl. . 3% Rente 

a 93,50 Mark. ; . 327 250 
Stückzinſen von 178 500 Mark! vom 
1. April bis 30. Juni 1898 . 

77 000 Mark königl. preuß. 3 ½ % konſ. 
Anleihe à 102,60 Mark bis 1905 un⸗ 
kündbar 

Stüdzinfen von 11 500 Markt vom 
1. April bis 30. Juni 18998. 100 63 

174 000 Mark koönigl. preuß. 3 ½ % 

konſ. Anleihe a 102,60 Mark. 178 524 — 
Stückzinſen von 174 000 Mark vom 


1338 » 75 » 


79002 = — 


1. April bis 30. Juni 1898 . 1522. 50 
72 000 Mark königl. preuß. 3% Toni. 
Anleihe à 96,10 Mark 5 69 192. — 


Stückzinſen von 72 000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1898. 540 — 


20 000 Mark deutſche en 


à 95,50 Mark. 19 100 — 
Stückzinſen von 16 000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1898 . 120 — 


Summa . 676 689 4 88 N 


(Aumerkung. Saͤmmtliche Werthpapiere ſind in das königlich 
ſächſiſche, oder in das königlich preußiſche, bezw. in das Reichs- 
ſchuldbuch eingetragen und der außer dem Baarbeſtand von 
7216 Mark 36 Pf. vorhandene Betrag von 30 000 Mark 
iſt auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen Deutſchen Gredit- 
anſtalt zu Leipzig eingezahlt. Dieſes Buch lautete nach der 
XIII. Jahresrechnung über 

30 000 , 

eingezahlt wurden 30 000 

| 60 000 4, 
abgehoben wurden 30 000 


bleiben an Beſtand 30 000 &.) 


E. Gewinn- und Verluſt⸗Conto. 


Verluſt auf Werthpapiere 17 132,97 Mark übertragen auf 
Kapitalgrundſtock⸗Conto. 


Leipzig, den 30. Juni 1898. Dr. Seelig. | 
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Peergleichung mit dem porjahre. AR 


Mit . | Anwalts- 
glieder- | fammer- | Kapital- 


x ſtützun a ft tungen am Schluſſe des Geſchäfts⸗ 
1 beiträge grundſtocke fon 5 .. . I koſten Sch nes ſchaͤft 


“sl le ae ne 


1. dan 1896 bis 30, Juni | 
. ßu„ 84 050 —22 745 — 


1898 V 


Leipzig, den 30. Juni 1898. 


Schenkungen zum 


83 780 — 28 000 — 4 576 50] 4 914 90/21 300 38 3 627 2372 93295 630 513038 


Bestand des 


151 5 en Unter⸗ Kaptital⸗ Unter- 


Zinſen waltungs⸗ grundſtockes f ſtützungsfonds 


* 


6 860 360 5250 — 19 305 55 3 499 P27 62 224 25 593 28726 


* 


76 398 40 
83.392 86 
‚Dr. Seelitz. 


Die vorſtehende Rechnung ift von uns auf Grund der uns ee Bäder Atten und Bette bal und für 


richtig befunden worden. 
Leipzig, den 22. Juli 1898. 


Vom Reichsgericht.“ “) 

Wir berichten über die N der . ausgefertigten 
Erkenntniſſe. 

I. Die Reichs jnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung.“ 

1. Wechſelſache. Die Reviſionsangriffe mußten ſämmtlich 
erfolglos bleiben. Bekl. hatte verlangt, daß in dem durch 
Beweisbeſchluß vom 12. Juli 1897 für den Kl. feſtgeſtellten 
Eide hinter den Worten „für Rechnung“ die Worte „oder im 
Intereſſe“ eingeſchaltet werden. Vom B. R. iſt dies mit der 
Begründung abgelehnt, daß die Worte eines beſtimmten rechtlichen 
Inhalts entbehren. Eine Geſetzes verletzung kann hierin nicht 
erblickt werden. Bei dem weiten Umfange des Begriffs 
„Intereſſe“, der ſelbſt auf rein faktiſche Beziehungen zutreffen 
kann, wäre es Sache des Bekl. geweſen, die von ihm ge⸗ 
nannte Art und Beſchaffenheit deſſelben in einer die Würdigung 
der rechtlichen Erheblichkeit ermöglichenden Weiſe darzulegen und 
für den Zweck des Beweiſes durch Eid, ſeinen Behauptungen 
eine ſo beſtimmte und konkrete Geſtalt zu geben, daß ſie als zu⸗ 
läſſiger Gegenſtand einer Eideszuſchiebung nach Art. 410 der 
C. P. O. erſcheinen. Um ſo mehr wäre dies hier erforderlich 
geweſen, daß der Bekl., indem er durch die von ihm gewollte 
Alternative einen Gegenſatz zwiſchen „für Rechnung“ und „im 
Intereſſe“ aufftellt, gerade auch für ſolche Intereſſen der Deutſch⸗ 
Ruſſiſchen Handelsgeſellſchaft Bodſtein & Co. Berückſichtigung 
verlangt, welche, auch wenn er den Wechſel nicht für deren 
Rechnung geltend macht, dennoch würden beſtehen können. Ganz 
verfehlt iſt der Hinweis der Reviſion auf die Urtheile des R. G. 
vom 26. Februar 1881 1154/98 und vom 9. Februar 1884 
1494/98 (Entſch. Bd. 4 S. 100 und Bd. 11 S. 123). In 
dem durch das erſtere Urtheil entſchiedenen Falle hatte der 
Widerkl. behauptet und unter Beweis geſtellt, daß nach den 
zwiſchen dem Indoſſanten H. und dem Indoſſatar F. getroffenen 
Abreden der Indoſſant als der Eigenthümer und Inhaber 


) Hierin ſind 3 000 Mark Beihülfe der Anwaltskammer im 


Bezirk des Kammergerichts enthalten. 
*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Dr. Drucker. Dr. Sat 

des Wechſels betrachtet, der Wechſel a Gefahr und 
Koſten von H., wenn ſchon unter dem Namen von F. ein- 
gezogen und daß ihr gemeinſchaftlicher Anwalt ermächtigt 
werden ſolle, die auf den Wechſel zu erlangenden Zahlungen 
nicht an F., ſondern an H. abzugewähren. Abweichend von 
den in Rechtſprechung des R. O. H. G. vertretenen Anſchauungen 
iſt im genannten Urtheile angenommen, daß bei einem ſolchen 
Sachverhalte für die Frage, ob dem Indoſſatar die exceptio 
doli entgegenſtehe, nicht blos das Bewußtſein deſſelben zur 
Zeit der Indoſſirung des Wechſels für maßgebend angeſehen 
werden könne, ſondern daß, falls die Wechſelforderung durch 
Betrug des Indoſſanten entſtanden, der Indoſſatar, welcher den 
Wechſel lediglich im Inkereſſe und für Rechnung ſeines 
Indoſſanten geltend macht, ſich nicht blos dann zum Werkzeug 
der Argliſt des letzteren mache, wenn er den Wechſel, als er ſich 


denſelben giriren ließ, in dem Bewußtſein übernahm, daß ber. 


Wechſel eingezogen werden ſolle, um dem Indoſſanten die 
Früchte ſeiner rechtswidrigen Handlung zu ſichern und zuzuführen, 
ſondern auch dann, wenn er im Laufe des Prozeſſes erfährt, 
auf welche Weiſe der Indoſſant die Wechſelforderung erworben 
hat und nunmehr trotzdem im Intereſſe des eigentlichen 
Wechſelgläubigers und um dieſem die Vorkrheile ſeiner 
Argliſt zu ſichern, den im eigenen Namen geltend gemachten 
Wechſelanſpruch aufrecht erhalte und weiter durchzuführen ver- 
ſuche. Wenn das Indoſſament auch formell nicht in procura 
gefaßt ſei, ſondern dem Indoſſatar als ſelbſtſtändig Berechtigten 
erſcheinen laſſe, fo werde hierdurch die Thatſache nicht beſeitigt, 
daß der Indoſſator ſich zum Werkzeug fremder Argliſt made 
— An dieſen Grundſätzen tft ſeither feſtgehalten. Keineswegs 
aber findet ſich im genannten Urtheile ausgeſprochen oder iſt 
ſonſt in der Rechtſprechung des R. G. anerkannt, daß jedes 
gleichviel wie geartete Intereſſe Dritter ſchlechthin und ins⸗ 
beſondere das Intereſſe ſolcher Parteien, welche nicht als die 


eigentlichen Wechſelgläubiger erſcheinen und für deren Rechnung 


der Wechſel nicht geltend gemacht wird, geeignet ſei, eine 
Einrede der Argliſt aus ihrer Perſon zu begründen. Die 
Behauptungen des Widerbekl. in dem Falle jenes Urtheild 
richteten ſich gerade dahin, daß der Widerkl., wenn auch 
durch Vollindoſſament legitimirt, für Rechnung des nach der 
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Abrede als Eigenthümer anzuſehenden Indoſſanten den Wechſel 
geltend machen ſolle und in den Gründen iſt das Intereſſe des 
Indoſſanten in feiner Eigenſchaft als des eigentlichen Trägers 
der Wechſelforderung als die Grundlage für die Zulaſſung der 
Einreden aus ſeiner Perſon betrachtet. Auch in dem Urtheile 
vom 9. Februar 1884, welches den Fall betraf, daß zwar die 
formale Gläubigerſtellung in Bezug auf eine dem allgemeinen 
Civilrecht unterliegende Forderung dem Kl. zuzuſprechen war, daß 
Kl. aber, als er die Forderung auf ſich übertragen ließ, dabei im 
Auftrage und für Rechnung eines Anderen gehandelt hatte, 
um ſie für deſſen Rechnung geltend zu machen, alſo mit dieſer 
Geltendmachung lediglich das Intereſſe des Anderen verfolgte, iſt 
nach gleichen Grundſätzen erkannt, und zwar unter ausdrücklicher 
Bezugnahme auf das Urtheil vom 26. Februar 1881. Fer.⸗S. 
i. S. Lindner o. Samoje vom 26. Juli 1898, Nr. 246/98 I. 

2. Unter 5 und 6 des Beweisbeſchluſſes ſind für den Kl. 
Eide dahin normirt, daß er ꝛc. die Ueberzeugung nicht erlangt 
habe, daß der Dritte, für deſſen Rechnung er den Wechſel im 
vollen Umfange geltend mache, beim Erwerbe des Wechſels durch 
Mittheilung der Deutſch⸗Ruſſiſchen Handelsgeſellſchaft und daß 
die Zwiſchenperſon, die den Wechſel Namens des Dritten, für 
den er den Wechſel im vollen Umfange geltend mache, erworben, 
auf gleichem Wege Kenntniß von einem zwiſchen dem Bekl. 
und der Deutſch⸗Ruſſiſchen Handelsgeſellſchaft getroffenen Ab⸗ 
kommen über den Rückerwerb der Wechſel erhalten habe. Der 
Bekl. hält ſich durch die Norm der Eide inſofern für beſchwert, 
als es derſelben zufolge auf die Kenntniß des Kl. nur unter 
der Vorausſetzung ankommt, daß ſie gerade durch Mittheilung 
der Deutſch⸗Ruſſiſchen Handelsgeſellſchaft erworben iſt und als 
der Eid zu 6 nur den von der Zwiſchenperſon „im Namen“ 
des Mandanten bewirkten Erwerb berückſichtigt. Ob der An- 
griff in der einen oder anderen Richtung an ſich berechtigt ſein 
würde, kann unerörtert bleiben, weil der Eid auch in derjenigen 
Geſtalt, in welcher er vom B. R. für erheblich erachtet iſt, 
nicht hätte zugelaſſen werden dürfen. Auch hier kommt in 
Betracht, daß der Eid nach den Vorſchriften der C. P. O. nur 
über beſtimmte Thatſachen zugeſchoben werden darf. Der Bekl. 
hat nun diejenigen Perſonen, welche bei dem Erwerbe des 
Wechſels Kenntniß von der zwiſchen ihm und der Deutſch⸗ 
Ruſſiſchen Handelsgeſellſchaft getroffenen Vereinbarung gehabt 
haben follen, weder namhaft gemacht, noch ſonſt nach individuellen 
Merkmalen bezeichnet. Er richtet ſeine Behauptungen auf „den 


Dritten, für deſſen Rechnung Kl. den Wechſelanſpruch geltend 


mache, und auf „die Zwiſchenperſon“, die den Klagewechſel Namens 
des Dritten, für deſſen Rechnung Kl. den Wechſelanſpruch geltend 
mache, erworben habe. Von jedweder dritten Perſon, welche 
etwa den Kl. mit der Prozeßführung beauftragt oder den 
Wechſel für den Mandanten des Klägers erworben hat, be⸗ 
hauptet er alſo, daß ſie Kenntniß von dem Abkommen gehabt 
habe. Ein Eid ſolchen Inhalts würde die Bedeutung haben, 
daß Kl. die mangelnde Kenntniß der ſämmtlichen, nach den 
hervorgehobenen Geſichtspunkten etwa in Betracht kommenden 
Perſonen eidlich erhärten müßte. Wäre das zuläſſig, ſo hätte 
der Bekl. auch alle von den Zwiſchenperſonen etwa wieder zu⸗ 
gezogenen Vermittler u. ſ. f. in den Kreis ſeiner Behauptungen 
aufnehmen können. An der Unzuläſſigkeit einer ſolchen Eides⸗ 
zuſchiebung kann aber kein Zweifel beſtehen. Dieſelbe ergiebt 


ſich ſchon daraus, daß die Behauptungen des Bekl. ſich als 
vage und leere Vermuthungen kennzeichnen. Dem Prozeßgegner 
darf aber auch angeſonnen werden, aus der ganzen unbegrenzten 
Reihe der von den Behauptungen an ſich umfaßten Perſonen, 
die nach ſeiner Annahme wirklich in Betracht kommenden, in 
ſeiner Erinnerung aufzuſuchen und in Bezug auf dieſe, die er 
aber auch ſeinerſeits nicht namhaft machen, ſondern ſich nur 
innerlich vorſtellen ſollte, das Fehlen der Kenntniß von dem 
Abkommen des Bekl. mit der Deutſch⸗Ruſſiſchen Handels- 
Geſellſchaft zu beeidigen. Würde ein Eid ſolchen Inhalts 
thatſächlich geleiſtet, ſo bliebe auch hinſichtlich einer jeden 
möglicher Weiſe in Betracht kommenden Perſon völlig ungewiß, 
ob beſchworen iſt, daß ſie nicht Auftraggeber des Kl. oder eine 
von dem Auftraggeber bei dem Erwerbe des Wechſels zugezogene 
Mittelsperſon ſei oder aber, daß ſie von dem Abkommen 
Kenntniß nicht gehabt habe. Daß ein ſolcher Eid den nach den 
Vorſchriften des Geſetzes an die Beſtimmtheit des Eidesthemas 
zu ſtellenden Anforderungen nicht entſpricht, ergiebt ſich ohne 
Weiteres. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

3. Die Reviſion rügt, es ſei durch den Beweisbeſchluß 
vom 8. Juli 1897 die Leiſtung von Eiden angeordnet worden, 
ohne daß die Vorausſetzungen des § 426 der C. P. O., ins- 
beſondere das Einverſtändniß der Parteien über die Erheblichkeit 
und die Norm der Eide feſtgeſtellt ſeien. Eine Beanſtandung 
iſt in der auf den Beweisbeſchluß folgenden mündlichen Ver⸗ 
handlung nicht erhoben worden. Läge die Verletzung einer 
Prozeßvorſchrift vor, ſo wäre die Rüge derſelben gemäß § 267 
der C. P. O. ausgeſchloſſen. VI. C. S. i. S. Müller c. Dreiſer 
vom 13. Juli 1898, Nr. 212/98 VI. | 

4. Mit Unrecht rügt die Reviſion, es habe eine der 
Beſtimmung des $ 258 Abſ. 2 der C. P. O. entſprechende 
mündliche Verhandlung am 10. März laufenden Jahres nicht 


-ftattgefunden und es hätte auf den Einſpruch des Bekl. gegen 


das Verſäumnißurtheil vom 10. März laufenden Jahres Termin 
zur Abnahme der Eide angeſetzt werden ſollen. Die Ladung 
des Bekl. zum Schwurtermin vom 29. Dezember 1897 ergiebt 
ih aus den Akten und iſt in dem Zwiſchenurtheile vom 
10. März laufenden Jahres beſonders feſtgeſtellt. Die für den 
Fall der Beweiserhebung vor einem anderen Gericht gemäß 
§ 258 der C. P. O. vorgeſchriebene Verhandlung hat ſtatt⸗ 
gefunden. Nach der Art des Beweismittels war zu einem 
weiteren Vortrag, als daß der Bekl. der gehörig erfolgten 
Ladung ungeachtet in dem beſtimmten Schwurtermine nicht 
erſchienen, kein Anlaß gegeben. Da durch einen zuläſſigen 
Einſpruch gemäß § 307 der C. P. O. der Prozeß in die Lage 
verſetzt wird, in welcher er ſich vor Eintritt der Verſäumniß 
befand, ſo iſt der nach § 305 Ziffer 3 zur Verhandlung über 
die Hauptſache anzuſetzende Termin gleichzeitig zur Eidesleiſtung 
beſtimmt, auch wenn dies nicht beſonders ausgedrückt iſt. Die 
Lage vor Eintritt des Verſäumniſſes beſtand eben darin, daß 
der Bekl. den Eid zu leiſten hatte. Erſcheint der Schwur⸗ 
pflichtige auch in dieſem Termine nicht, ſo iſt, vorausſetzt, daß 
nicht ausreichende Gründe zur Verlegung des Termines vor⸗ 
liegen, der Einſpruch auf Antrag unter entſprechender Anwendung 
des 8 310 der C. P. O. durch ein zweites dem Einſpruch nicht 
unterliegendes Verſäumnißurtheil zu verwerfen. Gemäß § 509 
gilt das Gleiche für das Berufungsverfahren. (Vergl. Wilmowski⸗ 
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Levy, C. P. O., VII. Aufl., S. 692 zu § 430, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1894 S. 140.) Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

5. Das Urtheil vom 25. April laufenden Jahres iſt in 
feinem erſten Theile (Ziffer 1 des Tenors) ein zweites Verſäumniß⸗ 
zwiſchenurtheil, in ſeinem zweiten Theile (Ziffer 2 des Tenors) 
ein Verſäumnißurtheil gegen den Bekl. Gegen ein Verſäumniß⸗ 
zwiſchenurtheil findet eine ſelbſtändige Reviſton nicht ſtatt. 
(Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 13 S. 398, 
Gaupp, die C. P. O. für das Deutſche Reich, III. Aufl., 
Bd. II S. 13.) Zum zweiten Theil des Urtheils iſt die An⸗ 
fechtung mit der Reviſion gemäß 8 474 Abſ. 1 und 529 der 
C. P. O. für den Bekl. ausgeſchloſſen. Vergl. Entſch. bei Nr. 3. 

6. In dem bei dem L. G. zu Köln anhängigen Che- 
ſcheidungsprozeß der Parteien hat die Ehefrau S. beantragt, 
ihrem Ehemanne im Wege einſtweiliger Verfügung die Zahlung 
eines weiteren Prozeßkoſtenvorſchuſſes von 100 Mark an ſie 
aufzugeben und zwar hat ſie dieſen Antrag damit begründet, 
daß der von ihrem Ehemann ihr bereits gezahlte Prozeßkoſten⸗ 
vorſchuß nicht ausreiche, um die Koſten für die Wahrnehmung 
ihrer Rechte in einem am 27. Juni dieſes Jahres in Berlin 
anſtehenden Beweistermin zu beſtreiten. Der I. R. hat dieſen 
Antrag am 4. Juli 1898 abgelehnt, weil der bezeichnete Beweis⸗ 
termin inzwiſchen ſchon abgehalten ſei. In der hiergegen 
erhobenen Beſchwerde hat die Ehefrau S. geltend gemacht, fie 
bedürfe des Koſtenvorſchuſſes zur Wahrnehmung von Beweis⸗ 
terminen, die demnächſt in Metz und Osnabrück ſtattfinden 
würden. Das O. L. G. hat die Beſchwerde zurückgewieſen, weil 
nicht anzunehmen ſei, insbeſondere da die Beſchwerdeführerin 
keinerlei Thatſachen zu deſſen Unterſtützung angeführt habe, daß 
ihre Anweſenheit oder ihre Vertretung durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten in den gedachten Zeugenvernehmungsterminen zur 


zweckentſprechenden Wahrnehmung ihrer Rechte erforderlich ſei. 


Die gegen dieſen Beſchluß gerichtete Beſchwerde der Ehefrau S. 
iſt ſowohl zuläſſig, da ſie dadurch rechtlich ungünſtiger geſtellt 
wird als durch den landgerichtlichen Beſchluß, als auch begründet. 
Es liegt kein Anlaß vor, die Ehefrau bei der Frage den ihr 
von ihrem Ehemann zu gewährenden Prozeßkoſtenvorſchuß dieſem 
gegenüber weſentlich anders zu behandeln als ſonſt jede Prozeß ⸗ 
partei gegenüber der Gegenpartei. Cs iſt nun vom R. G. 
bereits wiederholt ausgeſprochen, (vergl. Bolze, Praxis, Bd. 13 
Nr. 625, Bd. 17 Nr. 705, Bd. 19 Nr. 761, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1892 S. 1302, daß die Koſten für die Wahrnehmung 
auswärtiger Beweistermine durch die Partei ſelbſt oder einen 
Parteivertreter regelmäßig erſtattungsfähig und nur in ſeltenen 
Fällen von der Erſtattung auszuſchließen ſeien, da jede Partei 
berechtigt ſei, bei der Beweisaufnahme zu erſcheinen oder ſich 
durch einen Anwalt vertreten zu laſſen und ihr Intereſſe hieran 
regelmäßig ſowohl aus der Erheblichkeit der Beweisaufnahme, 
die durch den Beweisbeſchluß ſelbſt feſtſtehe, als auch insbeſondere 
daraus erhelle, daß der Termin vor einem beauftragten nicht 
in gleicher Weiſe wie das Prozeßgericht über die Sachlage 
unterrichteten Richter ſtattfinde. Wenn der II. C. S. des R. G. 
die Koſten für die Wahrnehmung eines auswärtigen Beweis⸗ 
termins in einem einzelnen Fall für nicht erſtattungsfähig erklärt 
hat, (Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 48117) jo hat er ſich 
damit, wie die Begründung der Entſcheidung ergiebt, nicht im 
Allgemeinen auf einen hiervon abweichenden Standpunkt ſtellen 


wollen, ſondern die Gründe für ſeine Entſcheidung nur aus der 
Beſonderheit des damals vorliegenden Falles geſchöpft. Das 
O. L. G. hat hiernach jedenfalls inſofern gefehlt, als es von der 
Beſchwerdeführerin den Nachweis oder wenigſtens die Darlegung 
von Thatſachen erforderte, aus denen zu folgern ſei, daß ihre 
Anweſenheit oder die Anweſenheit eines Vertreters grade in den 
bevorſtehenden Beweisterminen zur zweckentſprechenden Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte erforderlich ſei. Das O. L. G. mußte 
vielmehr davon ausgehen, daß an ſich und im Allgemeinen ein 
Intereſſe der Beſchwerdeführerin an der Wahrnehmung dieſer 
Termine beſtehe und konnte nur nach Prüfung der Sachlage 
aus beſonderen, dieſer entnommenen Gründen den Antrag der 
Beſchwerdeführerin dann ablehnen, wenn ſie aus ſolchen Gründen 
die Anweſenheit der Beſchwerdeführerin oder deren Vertretung 
in jenem Termine für überflüſſig erachtete. Der angefochtene 
Beſchluß unterlag daher der Aufhebung. Bei der gegenwärtigen 
Prozeßlage — der Prozeß ſchwebt in I. J. und befindet ſich 
mitten in der Beweisaufnahme — erſchien es angezeigt, die 
Sache in die I. J., durch deren Beſcheid die Beſchwerdeführerin 
an erſter Stelle beſchwert worden iſt, zurückzuverweiſen, da dieſes 
Gericht am Beſten durch ſeine Kenntniß der Verhältniſſe, viel⸗ 
leicht auch der Perſonen, in der Lage iſt, darüber zu urtheilen, 
ob aus beſonderen in dieſer Sache liegenden Gründen die An⸗ 
weſenheit oder Vertretung der Beſchwerdeführerin in den bevor⸗ 
ſtehenden Beweisterminen als überflüſſig erſcheint. Kann dies 
nicht feſtgeſtellt werden, ſo iſt dem Antrage der Beſchwerde⸗ 
führerin, ihrem Chemanne die Zahlung eines weiteren Koſten⸗ 
vorſchuſſes von 100 Mark aufzugeben, zu entſprechen. Fer.⸗S. 
i. S. Schüßler c. Schüßler vom 20. Auguſt 1898, B Nr. 146/98 II. 

7. Durch Urtheil des L. G. Hamburg vom 2. Mai 1898 
iſt der Bekl. im Wechſelprozeß ſchuldig erkannt worden, 5752 Mark 
25 Pf. nebſt 6 Prozent p. a. Zinſen von 3 715 Mark 15 Pf. 
ſeit dem 23. März 1898 an den Kl. zu bezahlen. Das Urtheil 
iſt für vorläufig vollſtreckbar erklärt, dem Bekl. jedoch die Ab⸗ 
wendung der Zwangsvollſtreckung durch Hinterlegung von 
3775 Mark geſtattet, ihm auch die Ausführung feiner Rechte 
vorbehalten. Bekl. legte Berufung ein, über die vor dem B. G., 
dem Hanſeatiſchen O. L. G., am 10. Auguſt verhandelt werden 
ſollte. Ob dies geſchehen ſei, ergeben die Akten nicht. Daneben 
wurde vor dem L. G. das Nachverfahren eröffnet und in dieſem 
am 11. Juli ein Beweisbeſchluß erlaſſen, der noch nicht erledigt 
iſt. Zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung des Wechſel⸗ 
erkenntniſſes will Bekl. die ihm auferlegte Sicherheit hinterlegt 
haben. Alsdann beantragte er bei dem O. L. G. durch eine 
am 30. Juli dort eingereichte Eingabe 1. einen dinglichen Arreſt 
in das Vermögen des Kl. insbeſondere in deſſen Anſpruch auf 
die hinterlegte Summe, 2. den Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, durch welche die Zwangsvollſtreckung aus dem Wechſel⸗ 
erkenntniß bis zur Erledigung des Nachverfahrens eingeſtellt 
oder nur gegen Hinterlegung von 4 000 Mark ſeitens des Kl. 
geſtattet werde. Das O. L. G. wies jedoch dieſe Anträge durch 
Beſchluß vom 3. Auguſt zurück, da der Anſpruch des Bekl. 
gegen den Kl. nicht glaubhaft gemacht ſei. Der hiergegen von 
dem Bekl. erhobenen Beſchwerde kann nicht ſtattgegeben werden. 
Es iſt zwar richtig, daß Kl. das im Wechſelprozeß ergangene 
Urtheil, ſobald daſſelbe rechtskräftig geworden iſt, nach $ 562 
Abſ. 3 der C. P. O. zur Vollſtreckung bringen kann (vergl. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 1886 S. 73, 1889 S. 231). Anderer- 
ſeits unterliegt es keinem Zweifel, daß zur Sicherung des in 
§ 563 Abſ. 2 der C. P. O. vorgeſehenen Anſpruchs auf Rück⸗ 
gewähr der Arreſt und auch eine einſtweilige Verfügung zuläffig 
iſt (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1892 S. 58). Endlich 
würde eine Sicherung des Bekl. jedenfalls durch einen Arreſt 
auf die Wechſelforderung des Kl. erfolgen und es würde die 
Pfändung dieſer Forderung (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 33 S. 290) mit Rückſicht auf die Ergänzung des 
§ 809 der C. P. O. durch das Reichsgeſetz vom 30. April 1886 
unbedenklich mit dem Arreſtbefehl verbunden werden können. 
Dagegen war es nicht möglich, auf den von dem Bekl. ge⸗ 
ſtellten Antrag einen ſolchen Arreſtbefehl zu erlaſſen. Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob nicht aus den Akten eine genügende 
Beſcheinigung des Anſpruchs auf Rückgewähr zu entnehmen iſt; 
es mag ferner zugegeben werden, daß ein zureichender Arreft- 
grund nach § 797 Abſ. 2 der C. P. O. vorliegt, weil der Kl. 
im Auslande wohnt und daß, falls der Anſpruch nicht als 
glaubhaft gemacht anzuſehen wäre, trotzdem mit Rückſicht auf 
die vom Bekl. — wenn feine Angabe wahr iſt — ſchon ge⸗ 
leiſtete Sicherheit oder nach Leiſtung einer ſolchen der Arreſt 
zufolge $ 801 Abſ. 2 der C. P. O. angeordnet werden könnte. 
Auf alle dieſe, von der Beſchwerde geltend gemachten Er⸗ 
wägungen kann es nicht ankommen, weil die Zuſtändigkeit des 
angegangenen Gerichts nicht vorhanden war. Zuſtändig für die 
Anordnung des Arreſtes und die Erlaſſung einſtweiliger Ver⸗ 
fügungen iſt — abgeſehen von dem Amtsgericht — nach 
SS 793, 816 der C. P. O. das Gericht der Hauptſache, und 
als ſolches nach § 821 daſelbſt das B. G. nur dann, wenn 
die Hauptſache in der Berufungsinſtanz anhängig iſt. Im 
vorliegenden Fall war zwar die Wech ſel ſache in der Berufungs- 
inſtanz anhängig, als der Arreſtantrag geſtellt wurde, und 
deshalb würde ſelbſt dann, wenn hierüber am 10. Auguſt er- 
kannt, gegenwärtig alſo die Berufungsinſtanz beendigt wäre, 
immer noch von dem R. G. ein Arreſtbefehl oder eine einſt⸗ 
weilige Verfügung erlaſſen werden können, wenn dieſe Maß⸗ 
regeln zur Sicherung der Wechſelforderung dienen ſollten (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 6 S. 414). Sie ſollen 
jedoch zur Sicherung des Anſpruchs des Bekl. auf Rückgewähr 
dienen und der dieſen Anſpruch betreffende Rechtsſtreit iſt bisher 
nicht bei dem O. L. G., ſondern nur bei dem L. G. anhängig 
geweſen. Bekl. hätte ſich deshalb mit ſeinem Antrage an das 
L. G. wenden müſſen. Fer.⸗S. i. S. Siffredi o. Wehrmann 
vom 20. Auguſt 1898, B Nr. 78/98 J. ö 

8. Die Annahme iſt rechtsirrig, daß die Handlungen des 
Schuldners oder eines Dritten, auf welche ein Arreſtgeſuch ge⸗ 
ſtützt wird, rechtswidrige ſein müßten, um einen Arreſtgrund 
abgeben zu können. § 79 7 der C. P. O. kennt ein ſolches Er⸗ 
forderniß nicht. (Vergl. Gruchot, Beiträge, Bd. 39 S. 455/456.) 
Ebenſowenig kann, zum Mindeſten in der vom Vorderrichter 
zum Ausdruck gebrachten allgemeinen Faſſung, der Satz an⸗ 
erkannt werden, daß es nicht Aufgabe des Arreſtverfahrens ſei, 
Gläubiger, die leichtſinnig kreditiren, gegen die ihnen hieraus 
erwachſenden Nachtheile zu ſchützen. Das R. G. iſt bereits 
früher (Juriſt. Wochenſchrift 1890 S. 113 Nr. 10) der Anſicht 
entgegengetreten, daß Gläubiger, welche ſich mit einem unſicheren 
Schuldner einlaſſen, dadurch das Recht verloren, dieſe Unſicherheit 


als Arreſtgrund geltend zu machen. Der C. P. O. iſt eine 
ſolche Beſchränkung des Gläubigers fremd. Es kommt nach 
ihr nur darauf an, ob die Beſorgniß des Gläubigers begründet 
iſt, nicht darauf, wann ſie entſtanden iſt. Auch daraus, daß in 
der Gewährung, ſei es einer Befriſtung überhaupt, ſei es einer 
ſolchen von längerer und ungewöhnlicher Dauer eine Unvor⸗ 
ſichtigkeit gelegen ſein mag, kann allein ein Grund zur Ver⸗ 
ſagung eines im Uebrigen begründeten Arreſtgeſuchs nicht ent⸗ 
nommen werden. Was im Beſonderen den vorliegenden Fall 
betrifft, ſo erſcheint es in hohem Grade bedenklich, mit dem 
Vorderrichter die Frage zu verneinen, ob die Handlungen, 
die der Ehemann der Bekl. angedroht hat, den angelegten Arreſt 
rechtfertigen. Es kann davon abgeſehen werden, auf dieſe Frage 
im Einzelnen näher einzugehen. Als die weſentlichſte Erwägung 
mag nur die hervorgehoben werden, daß, wenn der Ehemann 
der Bekl. angedroht hat, das Waarenlager ſeiner Frau ſolle 
ausverkauft und der Erlös in ſeiner Familie verbraucht werden, 
er damit die Abſicht kundgegeben hat, daß die einzigen, dem 
Kl. für feine Forderung Befriedigung gewährenden Vermögens- 
ſtücke ſeiner Frau dem Zugriff des Kl. entzogen werden ſollten. 
Die vom B. R. angeregten Zweifel, ob die Drohungen und 
Handlungen des Ehemannes der Bekl. als Arreſtgrund ver⸗ 
werthet werden könnten, da nicht er, ſondern ſeine Frau die 
Schuldnerin ſei, könne nicht getheilt werden. Es erſcheint ferner 
nicht bedenkenfrei, daß der B. R. die Drohung des Ehemannes 
der Bekl., er werde ſo lange prozeſſiren, bis Alles durch die 
Prozeßkoſten aufgefreſſen ſei, als Arreſtgrund für unbrauchbar 
erklärt hat. Daß die Gefahr drohender Handlungen des 
Schuldners oder eines Dritten dieſen ſelbſt zum Vortheil ge⸗ 
reichen, iſt kein Erforderniß des Arreſtſchlages und daß durch 
doloſe Belaſtung ſeines Vermögens mit Gerichtskoſten in Folge 
frivoler Prozeßführung der Schuldner die Befriedigung ſeines 
Gläubigers gefährden kann, läßt fich nicht in Abrede ſtellen. Fer.⸗S. 
i. S. Albrecht o. Reinhold vom 29. Auguſt 1898, Nr. 303/98 J. 

9. Bei der durch den angefochtenen Beſchluß erfolgten 
Verwerfung des von dem Bekl. geſtellten Antrages auf Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung geht die Vorinſtanz davon aus, 
daß es ihr an der Zuſtändigkeit zur Beſcheidung jenes Antrages 
mangle, da ſie nicht als das Gericht der Hauptſache (vergl. 
§ 816 der C. P. O.) erſcheine. Dies iſt unzutreffend, da es 
ſich bei der nachgeſuchten Verfügung darum handelt, dem Bekl. 
eine Sicherheit zu verſchaffen, da nicht der Kl., der mit der 
Klage eine Forderung geltend macht, für welche eine Hypothek 
auf dem Grundſtück des Bekl. eingetragen iſt, und auf Grund 
des für vorläufig vollſtreckbar erklärten, den Klaganſpruch zu⸗ 
erkennenden Urtheils der I. J. den eingeforderten Betrag vom 
Bekl. erhalten hat, eine Ceſſion des Anſpruchs unter Benutzung 
des bei dem Kl. verbliebenen Hypothekendokuments vornehme 
und damit dem gutgläubigen Ceſſionar eine nochmalige Bei- 
treibung des Forderungsbetrages ermögliche, wonach bei der 
die Herausgabe jenes Dokuments bezielenden einſtweiligen Ver⸗ 
fügung eine Anordnung in Bezug auf den Streitgegen- 
ſtand, alſo auf die Hauptſache, in Frage ſteht. Und zwar 
iſt dies der Fall, mag auch ein Anſpruch auf Aushändigung 
der Urkunde bisher vom Bekl. weder in I. noch in II. J. er 
hoben ſein. Die Zurückweiſung des in Rede ſtehenden Antrages 
des Bekl. erſcheint indeß aus einem anderen Grunde gerecht⸗ 


nn — 
Er Pr — 


542 


fertigt. Es ſind nämlich von dem Antragſteller durchaus keine 
Umſtände dargelegt, geſchweige denn glaubhaft gemacht, wonach 
zu beſorgen iſt, daß der Kl. in der gedachten Weiſe vorgehen 
und hierdurch die Lage des Bekl. gefährden werde. Hiervon 
kann aber, da es ſich hier um eine einſtweilige Verfügung im 
Sinne der C. P. O. handelt, für welche die §8 814, 815 und 
800 daſelbſt in Betracht kommen, nicht abgeſehen werden. Es iſt 
dieſes vom R. G. in einer Entſcheidung, welche in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1897, S. 319 Nr. 42, ſich abgedruckt findet, 
im Gegenſatz zu den durch den § 70 des C. E. G. betroffenen 
Fällen, bei denen eine Glaubhaftmachung der Gefährdung des zu 
ſichernden Rechts nicht erforderlich, ausgeſprochen. Fer. S. i. S. 
Hanke c. Heyer vom 29. Auguſt 1898, B Nr. 135/98 V. 
II. Das Handelsrecht. ä 

10. Differenzgeſchäft. Die Annahme des B. R., daß die 
den Urkunden vom 29. Mai 1895 zu Grunde liegenden Geſchäfte 
ſich nicht als Differenzgeſchäfte charakteriſiren, iſt mit den in 
den Inſtanzen getroffenen Feſtſtellungen nicht zu vereinigen. 
Den vom Kl. vorgelegten Rechnungen zufolge liegt ein ſtarkes 
Mißverhältniß zwiſchen den vom Gutsbeſitzer B. eingegangenen 
Verpflichtungen und dem Vermögen deſſelben vor. Im Geſchäfts⸗ 


verkehr des B. mit der beklagten Handlung Paul M. belaufen 


die Beträge der einzelnen Geſchäfte ſich laut Rechnung vom 
5. Juni 1894 auf 7 490, 29 920, 37 000, 37 750 und 35 600, 
zuſammen 147 260 Gulden, vom 26. Juni 1894 auf 35 850, 
35 900 und 72 000, zuſammen 143 750 Gulden, vom 28. Juni 
1894 auf 36 000 Gulden, vom 30. Juni 1894 auf dieſelbe 
Summe, vom 27. Juli 1894 auf 70 600 Gulden, vom 
7. Auguſt 1894 auf 73 400, 73 300 und 74 200, zuſammen 
220 900 Gulden, vom 4. Mai 1895 auf 11 040, 27 500, 
16 500, 11 200, 11 420, 11 620, 11 800, zuſammen 101 130 
Gulden, vom 4. Mai 1895 ferner auf 69 700 Gulden, im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr B.'s mit der beklagten Handlung W. u. S. laut 
Rechnung vom 26. April 1894 auf 73 350 Gulden, vom 
16. Mai 1894 auf 49 500 Gulden, vom 23. Mai 1894 auf 
48 700 Gulden, vom 5. Juni 1894 auf 74 800, 37 300, 38 000, 
75 600 und 35 250, zuſammen 260 950 Gulden, vom 28. Juni 
1894 auf 36 075 Gulden, vom 3. Auguſt 1894 auf 73 200 
Gulden, vom 14. Auguſt 1894 auf 70 400 Gulden, vom 
17. Auguſt 1894 auf 36 075 und 71 600, zuſammen 107 675 
Gulden, vom 22. Auguſt 1894 auf 14 640 und 58 480, zu⸗ 
ſammen 73 120 Gulden, vom 23. Auguſt 1894 auf 37 300 
Gulden, vom 5. September 1894 auf die gleiche Summe, vom 
1. Mai 1895 auf 27 500, 27 650, 27 550, 11 640, 30 500, 
zuſammen 124 840 Gulden, vom 1. Mai 1895 ferner 29 600 
Gulden, endlich im Geſchäftsverkehr des B. mit der Ungariſchen 
Eskompte und Wechslerbank laut Rechnung vom 4. Juni 1894 
auf 37 850 Gulden, laut einer ferneren Rechnung über Weizen 
geſchäfte vom 2. und 14. Auguſt 1894 über je 5 000 Centner 
auf eine nicht angegebene Summe (berechnet ſind hier nur die 
Differenzen) und laut Rechnung vom 6. Mai 1895 auf 27 150 
und 29 100, zuſammen 56 250 Gulden. Demgegenüber belief 
ſich das geſammte, in verſchuldetem Grundbeſitz beſtehende Ver⸗ 
mögen des B. auf nur 180 000 — 190 000 Mark. Zur Steuer 
war er mit einem Jahreseinkommen von 3 000 Mark heran⸗ 
gezogen. Hiernach iſt nicht nur die Geſammtheit der Verpflich- 
tungen B.'s im Verhältniß zu ſeinen Mitteln eine ganz 


bedeutende, ſondern es kann auch, entgegen der auf weitere that⸗ 
ſächliche Momente nicht geſtützten Anſicht des B. R., keinem 
Zweifel unterliegen, daß B. völlig außer Stande war, die große 
Mehrzahl der einzelnen eingegangenen Verpflichtungen und 
namentlich die neben einander laufenden durch effektive Leiſtung 
zu erfüllen. Die Bekl. hatten auch für eine günſtigere Beur- 
theilung der pekuniären Lage des B. keinerlei Anhalt. Ernſtliche 
Erkundigungen über dieſelbe haben ſie überhaupt nicht einge 
zogen, obwohl, wenn überhaupt effektiv zu erfüllende Geſchäfte 
beabſichtigt geweſen wären, dringender Anlaß dazu beſtanden 
hätte. Was ſpeziell die Handlung W. u. St. betrifft, ſo hat 
dieſe durch ihren Agenten auch um den Geſchäftsverkehr B. 
mit der Handlung D. M. gewußt. — Nach dem Thatbeſtande 
des Urtheils der I. J. haben die Bekl. überhaupt nur geltend 
gemacht, daß, da der Waarenſchuld des B. der fakturenmäßige 
Werth der Waaren gegenübergeſtanden, für ihn nur die Differenz 
in Betracht komme und daß ſie nicht hätten annehmen können, 
B. beſitze auch für dieſe kein ausreichendes Vermögen. Dies 
ſpricht nicht gegen, ſondern für das Vorhandenſein von Differenz ⸗ 
geſchäften. Die Möglichkeit der Ausgleichung durch Deckungs⸗ 
geſchäfte muß außer Betracht bleiben. Wenn B. ſich derſelben 
auch bewußt geweſen ſein mag, ſo folgt daraus nicht, daß er, 
ſtatt unmittelbar Differenz zahlen zu wollen, im Hinblick auf 
jene eine Verpflichtung zur effektiven Erfüllung einzugehen 
beabſichtigt hätte und ebenſowenig, daß die Bekl. eine ſolche 
Abſicht bei ihm hätten vorausſetzen können. Thatſächlich iſt 
weder eines der zahlreichen Geſchäfte erfüllt, noch auch nur 
jemals Erfüllung gefordert oder angeboten. B. war Gutsbeſizer 
und lebte auf dem Lande, ein kaufmänniſches Geſchäft hatte er 
nicht, Geſchäftsperſonal ſtand ihm nicht zur Seite, faſt alle 
Briefe waren von ſeiner eigenen Hand. Da es ſich um enorme 
Maſſen von Waaren handelte, die entweder geliefert oder 
empfangen werden mußten, ſo konnte er eine Erfüllung gar 
nicht bewirken. Er war auch dann nicht dazu im Stande, wenn 
er die Waaren nicht durch ſeine Hand gehen ließ und ſie nament⸗ 
lich nicht ſelber lagern wollte. Mit ſeinem landwirtkhſchaftlichen 
Betriebe ſtanden die Geſchäfte in keinem Zuſammenhange. Es 
handelte ſich ſogar faſt durchweg um Waaren, die aus dem 
Auslande zu beziehen waren. Ganz unerheblich iſt der vom 
B. R. betonte Umſtand, daß B. in Börſengeſchäften bewandert 
und mit den Verhältniſſen des Weltmarktes vertraut war. Et 
konnte ſeine Kenntniſſe und Erfahrungen auf dieſem Gebiete 
ebenſowohl für bloße Spielgeſchäfte verwerthen, als für ſolche, 
welche dem Waarenumſatz dienten. Daß aber je eins feiner 
Spekulationsgeſchäfte zum Erwerbe von Waaren oder zur Lie 
ferung ſolcher geführt hätte, liegt eben nicht vor. Auch ſeine 
Geſchäfte in Kaffee, Zucker und Spiritus an anderen auswär⸗ 
tigen Börſen, welche der B. R. für ſeine Auffaſſung heranzieht, 
beweiſen nichts; es hat wiederum nicht behauptet werden können, 
daß dieſe durch effektive Erfüllung erledigt wären. Danach ver⸗ 
ſtärken ſie die Gründe für die Annahme, daß B. in großem 
Umfange an den Waarenbörſen ſpielte. Als unerheblich muß 
angeſehen werden, daß B. anſcheinend bei zweien der jetzt in 
Rede ſtehenden Geſchäfte Lieferung wenigſtens in Erwägung 
genommen hat. Wenn er in vereinzelten Fällen, in denen nach 
der beſonderen Geſtaltung der Konjunkturen effektive Erfüllung 
ihm vortheilhaft erſchien, geglaubt hat, mit Hülfe irgend welcher 
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Operationen die Lieferung ermöglichen und auch ihre Annahme 
von Seiten der Bekl., welche zur Zurückweiſung derſelben nicht 
wohl in der Lage waren, erreichen zu können, ſo ſpricht dies 
gegen die Differenznatur der Geſchäfte nicht. Dieſe iſt darin 
gegeben, daß B. ſeinerſeits, von ſolchen außergewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſen abgeſehen, nicht liefern und Lieferung nicht annehmen 
wollte, auch dann nicht, wenn dieſes von den Gegenkontrahenten 
begehrt werden ſollte, ſowie daß die letzteren in Kenntniß ſeines 
Willens auf die Geſchäfte eingegangen find. — Die in den 
Gründen des B. U. weiter berückſichtigten Briefe des B. find 
ohne Belang. Seine Aeußerungen in denſelben über die in 
Rußland und Rumänien zu Gebote ſtehenden Mengen von 
Mais ergeben nur, daß er hierin einen für die Preisbildung 
ihm günſtigen Umſtand erblickte, der ihm aber ebenſowohl im 
Falle eines Differenzgeſchäftes als eines Effektivgeſchäfts zu 
Statten kommen mußte. Unzutreffend iſt es ferner, wenn der 
B. R. die bei Eingehung der Geſchäftsverbindung beſtehenden 
Verhältniſſe beachtet wiſſen will; auch die weitere Entwickelung 
derſelben iſt geeignet, auf den wahren Willen der Parteien ein 
Licht zu werfen. Endlich bekundet der Zeuge Rechtsanwalt X., 
die Betheiligten ſeien zur Regelung von Differenzgeſchäften bei 
ihm erſchienen, wie ihm vom Agenten O. vorher mitgetheilt ſei; 
er habe mit denſelben die Sache und die Rechtslage beſprochen 
und ſie dahin beſchieden, daß es unmöglich ſei, Verpflichtungen 
aus Differenzgeſchäften rechtswirkſam zu machen, ſowie, wenig⸗ 


ſtens ſeiner Erinnerung nach, daß ſelbſt die Vollſtreckungsklauſel 


nicht dahin führen könne, den Differenzeinwand abzuſchneiden. 
Die Annahme des B. R., daß der Agent O. nicht eigentliche 
Differenzgeſchäfte, ſondern nur durch Differenzzahlung erledigte 
Geſchäfte gemeint haben werde, entbehrt einer thatſächlichen 
Grundlage. Es fehlt auch an jeder Erklärung dafür, wie ein 
Mißverſtändniß in einem ſo entſcheidenden Punkte ungeachtet 
der Erörterung der Sachlage und der Rechtslage, wie ſie doch 
nach der Ausſage des Zeugen ſtattgefunden hat, ſich hätte be- 
haupten können und ebenſoſehr, wie O., als eine in Geſchäften 
der fraglichen Art erfahrene Perſönlichkeit zu der Anſicht gelangt 
ſein ſollte, daß Verbindlichkeiten, welche in effektiven und deshalb 
rechtswirkſamen, aber durch Ausgleich erledigten Geſchäften ihren 
Urſprung haben, der rechtlichen Gültigkeit ermangeln. Sein 
Brief an B. vom 23. Auguſt 1895 ſpricht auch durchaus gegen 
eine ſolche Möglichkeit. I. C. S. i. S. Beyme c. Möller u. Co. 
u. Gen. vom 29. Juni 1898, Nr. 112/98 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. 

11. Ein chemiſches Verfahren, welches gewerblich ver⸗ 
werther wird, kann gegenüber einem früher erfundenen und 
patentirten Verfahren ſo geringe Abweichungen darbieten, daß 
es patentrechtlich als identiſch angeſprochen werden darf. Es 
kann aber auch eine Fortbildung des früher erfundenen Verfahrens 
darſtellen, welche neue und beſſere Reſultate erzielt, bei deſſen Aus⸗ 
übung und Anwendung jedoch die Benutzung des früher erfundenen 
Verfahrens nicht zu entbehren iſt. Wie in der mechaniſchen, ſo 
kann in der chemiſchen Induſtrie die neue Erfindung von einer 
älteren abhängig ſein. Endlich kann die neue Erfindung ſo 
weit über die ältere hinausſchreiten, daß ſie, wenn ſchon ſie ſich 
auf demſelben Gebiete bewegt, dennoch nicht als eine bloße 
Verbeſſerung und Steigerung derſelben, ſondern als etwas im 


Weſentlichen Anderes anzuſehen iſt. Ob das Eine oder das 
Andere vorliegt, hängt theils von dem Zwecke, welchen der Erfinder 
erſtrebt und erreicht hat, dem Bedürfniß, welches bei der gewerblichen 
Anwendung befriedigt wird, theils von dem für Erzielung dieſes 
Zweckes verwandten Mittel ab. I. C. S. i. S. Deutſche Gas⸗ 
glühlicht⸗A.⸗G. c. Gautſch vom 2. Juli 1898, Nr. 160/98 J. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

12. Die Ausführung des B. R. iſt nicht zu billigen. 
Zwiſchen der Norddeutſchen Bank und der Kl. war unſtreitig 
eine Vereinbarung zu Stande gekommen, nach welcher der 
Kl. geſtattet war, an Stelle der zur Verwahrung übergebenen 
Konſols andere Stücke gleicher Art zurückzuliefern. Danach 
erſcheint zunächſt die Auffaſſung ausgeſchloſſen, daß die fragliche, 
der Kl. ertheilte Ermächtigung etwa als eine neben dem 
abgeſchloſſenen Vertrage herlaufende, von der Kl. noch nicht 
acceptirte, einſeitige Offerte der Norddeutſchen Bank angeſehen 
werden könnte. Vielmehr liegt ein, auch dieſen Punkt regelnder, 
perfekter Vertrag vor, welcher ſowohl in dem Falle, wenn die 
Kl. von jener Ermächtigung Gebrauch machte, als auch in dem 
Falle, wenn ſie dies nicht that, die Grundlage für Beurtheilung 
der von der Norddeutſchen Bank an die Kl. zu erhebenden 
Anſprüche bildete. Mag nun auch dem B. R., in Hinblick auf 
die beſonderen Beſtimmungen der §§ 82 flg. Thl. J Tit. 14 
des A. L. R., darin beizutreten ſein, daß der in Rede ſtehende 
Kontrakt in erſter Linie die rechtliche Natur eines Verwahrungs⸗ 
vertrages hatte, und daß in Folge deſſen die hinterlegten Werth⸗ 
papiere zunächſt noch im Eigenthume der Norddeutſchen Bank 
blieben, ſo würde ſich doch das Geſchäft nach § 83 a. a. O. 
ohne Weiteres in einen Darlehnsvertrag verwandelt haben, 
ſobald die Kl. von der ihr ertheilten Befugniß Gebrauch 
gemacht hätte. Dabei hing es allerdings von der Entſchließung 


der Kl. ab, ob ſie eine ſolche Veränderung des Rechtsverhält⸗ 


niſſes durch Ausübung der ihr ertheilten Befugniſſe herbei⸗ 
führen wollte. Die Vorausſetzung aber, an deren Eintritt der 
Uebergang des Eigenthums der hinterlegten Effekten auf die 
Kl., ſowie die definitive Entſtehung einer Verpflichtung zur 
Reſtitution in genere geknüpft war, mußte immerhin als ein 
thatſächlicher Akt in die äußere Erſcheinung treten. Inſofern 
würde man hier zwar von einer poteſtativen, nicht aber von 
einer uneigentlichen, nach § 108 Thl. 1 Tit. 4 des A. L. R. 
unwirkſamen Bedingung ſprechen können und ein in ſolcher 
Weiſe bedingtes Geſchäft iſt nach § 8 des Reichsſtempelgeſetzes 
vom 27. April 1894, in Betreff der Abgabenpflicht dem un⸗ 
bedingten Geſchäfte gleichgeſtellt. Der Reviſion muß auch darin 
beigetreten werden, daß ein derartiges Vertragsgeſchäft, auf 
Grund deſſen das Eigenthum an gewiſſen Werthpapieren 
gegen die Verpflichtung einer Rücklieferung anderer Stücke 
gleicher Art — wenn auch nur für den Fall des Eintritts einer 
Bedingung — übertragen werden ſoll, ſich als ein Anſchaffungs⸗ 
geſchäft im Sinne des Reichsſtempelgeſetzes darſtellt. Aus der 
Entſtehungsgeſchichte der (dem erſten Abſatze unter Nr. 4a des 
Tarifs zum jetzt geltenden Reichsſtempelgeſetze vom 27. April 1894 
gleichlautenden) Beſtimmung im Tarif Nr. 4A des älteren Ge⸗ 
ſetzes vom 29. Mai 1885 ergiebt ſich, daß man bei Formulirung 
der Geſetzesworte abſichtlich von einer näheren Begriffsbeſtimmung 
des „Anſchaffungsgeſchäfts“ Abſtand genommen hat, weil jeder 
Eingriff in das materielle Handelsrecht vermieden werden ſollte. 


u ͤ Te 


544 


(Vergl. den Kommiſſionsbericht, Druckſachen Bd. 4 Nr. 286 
S. 15 [von 1884/85].) Insbeſondere kam dabei in der Kom⸗ 


miſſion zur Sprache: Unter Anſchaffungsgeſchäft verſtehe man 


jedes auf den Erwerb von Eigenthum an beweglichen Sachen 
gerichtete, entgeltliche Vertragsgeſchäft. Unter das Anſchaffungs⸗ 
geſchäft fielen daher auch alle diejenigen ſogenannten unbenannten 
Verträge, welche nicht die Merkmale des Kaufes in ſich ſchließen, 
bei welchen aber auf der einen Seite die Verpflichtung zur 
Uebertragung beweglicher Gegenſtände, auf der anderen Seite 
die Verpflichtung zu einer Leiſtung begründet werde, die nicht 
in der Zahlung eines Preiſes beſtehe. (Vergl. ebenda S. 15.) 
Auch wurde bemerkt: Lombard- und ſonſtige Leihgeſchäfte würden 
nur unter der Vorausſetzung als Anſchaffungsgeſchäfte zu be⸗ 
trachten fein, daß fie ſogenannte uneigentliche ſeien ... (Vergl. 
ebenda S. 17.) Der Preußiſche Finanzminiſter hat ſodann in 
der von ihm auf Grund eines Beſchluſſes des Bundesrathes 
vom 25. September 1885 erlaſſenen Cirkularverfügung vom 
26. September 1885 ausgeſprochen: Uneigentliche Lombard⸗ 
geſchäfte, desgleichen uneigentliche Leih-, Mieth⸗ und Depot⸗ 
geſchäfte, bei denen der Empfänger befugt iſt, an Stelle der 
empfangenen Gegenſtände andere Gegenſtände gleicher Art zurück⸗ 
zugeben, unterliegen der Abgabe, und zwar als Anſchaffungs⸗ 
geſchäft. (Vergl. Gaupp⸗Loeck, Reichsſtempelgeſetz. S. 145.) 
Auch in den meiſten Lehrbüchern und Kommentaren zum H. G. B. 
werden die ſogenannten irregulären Empfangsgeſchäfte (depositum 
irregulare, locatio conductio irregularis, pignus irregulare) 
zu den Anſchaffungsgeſchäften gerechnet. (Vergl. Goldſchmidt, 
Handbuch des Handels rechts Bd. I S. 548, Behrend, Lehrbuch 
Bd. I S. 107 und 108, Puchelt⸗Förtſch, Kommentar Bd. II 
S. 697, v. Hahn, Kommentar Bd. II S. 7, Staub, Kommentar 
S. 704.) Von mehreren Schriftſtellern (Goldschmidt, Behrend, 
Puchelt⸗Förtſch, v. Hahn) wird dabei überdies neben dem 
depositum irregulare das Darlehn noch beſonders, als eben⸗ 
falls hierher gehörig bezeichnet. Vom R. G. iſt wiederholt 
ausgeſprochen, daß als Anſchaffungsgeſchäft jedes auf den Er⸗ 
werb von Eigenthum an beweglichen Sachen gerichtliche, ent⸗ 
geltliche Vertragsgeſchäft anzuſehen ſei. (Vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 10, Bd. 21 S. 32 und 
S. 36, Bd. 22 S. 128, Bd. 24 S. 109, Bd. 26 S. 49.) 
Die Entſcheidung der vereinigten Civilſenate vom 30. Juni 1893 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 17) hat an dieſer 
Begriffsbeſtimmung ebenfalls feſtgehalten. Im Anſchluß an die 
Ausführung, daß die urſprünglichen Erwerbsarten und der Er⸗ 
werb von Todeswegen, ſowie der liberale Erwerb nicht unter 
den handelsrechtlichen Begriff der „Anſchaffung“ fallen könnten, 
und daß Anſchaffung im Sinne des Handelsrechts nur den 
Erwerb zu Eigenthum, im Gegenſatze zum Erwerbe bloßer 


Gebrauchsrechte bedeute, iſt dort ausgeſprochen: Daraus in 


Verbindung mit Art. 275 des H. G. B. ergiebt ſich der 
handelsrechtliche Begriff der Anſchaffung als abgeleiteter entgelt- 
licher Erwerb beweglicher Sachen zu Eigenthum mittelſt Rechts⸗ 
geſchäfts unter Lebenden. Allerdings iſt weiter hinzugefügt: 
Unter einem Anſchaffungsgeſchäfte iſt mithin ein Rechtsgeſchäft 
zu verſtehen, welches dem Anſchaffenden das Eigenthum an 
fremden beweglichen Sachen gegen Entgelt verſchaffen ſoll, ein 
ſynallagmatiſcher Vertrag, bei dem die verſprochene Leiſtung des 
einen Theiles in der anzuſchaffenden Sache, die des anderen in 


dem dafür zu gewährenden Entgelt beſteht. Es handelte ſich 
damals aber überhaupt nicht um die Frage, ob die irregulären, 
zu einer Reſtitution in genere verpflichtenden Empfangsgeſchäfte 
zu den Anſchaffungsgeſchäften zu rechnen, oder aus dem Kreiſe 
derſelben auszuſcheiden ſeien und es hat letzteres auch nicht durch 
die Faſſung der erwähnten Stelle des Beſchluſſes ausgedrückt 
werden ſollen. Bezüglich der Bedeutung, welche endlich das 
inzwiſchen erlaſſene, hier zur Anwendung kommende Reichs- 
ſtempelgeſetz vom 27. April 1894 mit der Bezeichnung „An⸗ 
ſchaffungsgeſchäft“ hat verbinden wollen, ergeben zwar die 
Materialien, ſoweit ſie ſich auf die Tarifnummer 4a beziehen, 
keine neuen Anhaltspunkte. Im § 13 Abſ. 2 daſelbſt iſt aber 
nunmehr ausdrücklich beſtimmt worden: Uneigentliche Leih- 
geſchäfte, das heißt ſolche, bei denen der Empfänger befugt iſt, 
an Stelle der empfangenen Werthpapiere andere Stücke gleicher 
Gattung zurückzugeben, bleiben ſteuerfrei, wenn dieſe Geſchäſte 
ohne Ausbedingung oder Gewährung eines Leihgeldes, Entgeltes, 
Aufgeldes oder einer ſonſtigen Leiſtung und unter Feſtſetzung 
einer Friſt von längſtens einer Woche für die Rücklieferung der 
Werthpapiere abgeſchloſſen werden... Dieſe Ausnahme ⸗ 
beſtimmung läßt darüber keinen Zweifel, daß die uneigentlichen 
Leihgeſchäfte, inſofern die beiden Vorausſetzungen des § 13 
Abſ. 2 a. a. O. nicht kumulativ zutreffen (mithin auch in den 
Fällen, in welchen neben der Verpflichtung zur Reſtitution 
in genere ein weiteres Entgelt nicht bedungen iſt, es aber 
an der Feſtſetzung einer entſprechend kurzen Rücklieferungsfriſt 
fehlt) ſteuerpflichtig ſein ſollen und daß alſo der Geſetzgeber 
davon ausgegangen iſt, daß derartige irreguläre Empfangs- 
geſchäfte, bei denen ſtatt der übergebenen Werthpapiere andere 
Stücke gleicher Gattung zurückzuliefern ſind, an ſich dem An⸗ 
ſchaffungsſtempel unterliegen. Dieſe Erwägungen müſſen zu 
dem Ergebniſſe führen, daß auch im vorliegenden Falle die 
Anſchaffungs⸗Stempelabgabe zu entrichten war. IV. C. S. i. S. 
Fiskus c. Diskontogeſellſchaft vom 11. Juli 1898, Nr. 46/98 IV. 

Zum Muſterſchutzgeſetz. 

13. Durch die Eintragung in die Gebrauchsmuſterrolle 
hat der Bekl. ein beſtimmtes Herſtellungsverfahren weder geſchützt 
werden ſollen, noch geſchützt werden können. Den Gegenſtand 
des Muſterſchutzes bildet ein Verfahren überhaupt nicht, ſondern 
derſelbe erſtreckt ſich nach § 1 des Geſetzes betreffend den Schutz 
von Gebrauchsmuſtern vom 1. Juni 1891 nur auf körperliche 
Objekte als ſolche, auf Modelle von Arbeitsgeräthſchaften oder 
Gebrauchsgegenſtänden oder von Theilen derſelben, infofern fie 
dem Arbeits- oder Gebrauchszweck durch eine neue Geſtaltung, 


Anordnung oder Vorrichtung dienen ſollen. Bekl. hat mithin 


keinen Anſpruch auf ausſchließliche Anwendung des in ihrer 
Anmeldungsſchrift eingehend beſchriebenen, im Weſentlichen darin 
beſtehenden Verfahrens, daß die Gummiſchläuche zunächſt nach 
dem allgemein bekannten Einwickelungsverfahren behandelt, dann 
mit ſtarkem Stoff mittels einer beſonderen Vorrichtung ein 
gewickelt, endlich vor der Einlagerung in den Keſſel mit einer 
ſtarken Schnur unter Anwendung großen Druckes dicht und 
feſt umbunden und daß auf dieſe Weiſe alle Luft aus den 
Gewebeeinlagen vollſtändig herausgedrängt wird. Die Vorzüge 
der von ihr hergeſtellten Gummiſchläuche führt die Bekl. nach 
dem unzweideutigen Inhalt der Anmeldungsſchrift zum großen 
Theil gerade auf das beſchriebene Herſtellungsverfahren zurück. 
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Insbeſondere gilt dies von der erhöhten Widerſtandsfähigkeit 
und Dauerhaftigkeit; Bekl. bemerkt in der Anmeldungsſchrift, 
daß, während bei Anwendung des bis dahin gebräuchlichen 
Verfahrens die Luft in den Gewebeeinlagen ſich ſtark ausdehne, 
die unter dem Dampfdruck ſich erweichenden Gummiſchichten 
der Ausdehnung der Gewebeeinlagen entſprechend nachgeben und 
dadurch an gewiſſen, und zwar gerade an den gefährdetſten 
Stellen eine Verſchwächung eintrete, durch das von ihr erfundene 
Verfahren die denkbar beſte und innigſte Verbindung und 
Feſtigkeit unter den Gewebeeinlagen ſelbſt ſowie mit den 
Gummiſchichten erreicht werde. Der Verſuch der Reviſion, das 
eingetragene Modell als durch die Art des zu ſeiner Herſtellung 
angewendeten Verfahrens objektiv charakteriſirt erſcheinen zu 
laſſen, muß für verfehlt erachtet werden. Es iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß durch ein ſchon vorhandenes oder noch zu 
ſchaffendes Verfahren, ſei es mit, ſei es ohne Verdrängung der 
Luft in den Geweben, der gleiche Grad von Widerſtandsfähigkeit 
und Haltbarkeit erzielt wird, wie durch den von der Bekl. 
gewollten Weg. Die Benutzung eines ſolchen Verfahrens 
aber würde Bekl. auch von dem in der Revifion vertretenen 
Standpunkte aus Niemandem unterſagen können. Die Her⸗ 
ſtellungsart wird hier nicht zu einer Eigenſchaft des endlichen 
Ergebniſſes des Herſtellungsverfahrens, für den Muſterſchutz 
aber kommen allein die Eigenſchaften des Objekts als ſolche 
und unmittelbar in Betracht. Geſchützt wird nur das hergeſtellte 
Modell des Arbeitsgeräths oder Gebrauchsgegenſtandes in ſeiner 
vorhandenen Geſtalt, nicht der Weg, auf welchem dieſe ge⸗ 
wonnen wird, insbeſondere auch nicht einer der mehreren etwa 
möglichen Wege, auf welchem ſie gewonnen werden kann. 
Gerade für die beſtimmte und genau beſchriebene Art der Her⸗ 
ſtellung aber wird nach Inhalt der Anmeldungsſchrift der 
Muſterſchutz begehrt. Von den ſonſt behaupteten Vorzügen der 
Gummiſchläuche wird ein Theil lediglich mit dem Wegfall der 
bei den ſogenannten Spiralſchläuchen benutzten metallenen Spirale 
in Zuſammenhang gebracht. Daß die Bekl., indem ſie auf die 
mit einer ſolchen Spirale verbundenen Vortheile verzichtet, 
auch die durch ſie hervorgerufenen Uebelſtände, wie namentlich 
das größere Gewicht und die Schwierigkeit des Aufrollens ver⸗ 
meidet, iſt ſelbſtverſtändlich, aber für ſich nicht geeignet, den 
Muſterſchutz zu begründen. Durch die bloße Rückkehr zu dem 
nur aus Gummi oder aus Gummi mit Gewebeeinlagen be⸗ 
ſtehenden, einer Metallſpirale entbehrenden Schlauch wird eine 
neue Geſtaltung nicht erreicht. Eine ſolche könnte nur inſofern 
in Frage kommen, als der von der Bekl. hergeſtellte Gegenſtand 
auch den einfachen Gummiſchläuchen gegenüber eine als neu 
anzuerkennende, dem Arbeits- oder Gebrauchszweck dienende 
Abweichung zeigt. Der Unterſchied in der Form beider beſteht 
nun darin, daß bei den zuletzt genannten Gummiſchläuchen die 
Oberflache glatt, bei den erſteren dagegen in ſpiralförmig ver⸗ 
laufenden Erhöhungen und Vertiefungen ausgebildet iſt. In 
der Anmeldungsſchrift wird aber dieſer Geſtalt der Oberfläche 
Werth nur hinſichtlich der äußeren Erſcheinung des Gegenſtandes 
beigemeſſen. Es wird als ein Vorzug in Anſpruch genommen, 


daß der Schlauch, obwohl eine metallene Spirale nicht ent⸗ 


haltend, in feinem Ausſehen dennoch dem mit einer ſolchen ver- 
ſehenen Schlauche gleicht. Dem entſpricht auch der Inhalt der 
Eintragung in das Regiſter. Für die Benutzung der Schläuche 


aber gewährt die äußere Erſcheinung derſelben als ſolche einen 
Vortheil nicht, wenn ſie auch von Käufern geſchätzt werden mag, 
oder ſofern ſie etwa Täuſchungen über die wirkliche Beſchaffenheit 
des Gegenſtandes hervorzurufen geeignet iſt. Dem Arbeits. 
oder Gebrauchszweck dient ſie alſo nicht. Daß die gerippte 
Geſtalt der Oberfläche im Gegenſatz zu der bisherigen glatten 
auch materielle Vorzüge mit ſich bringe, insbeſondere die Wider⸗ 
ſtandsfähigkeit und Haltbarkeit der Gummiſchläuche ſteigere, iſt 
in der Anmeldungsſchrift ſo wenig wie in der Eintragung an⸗ 
gedeutet, im Gegentheil führt jene die genannten Vorzüge 
lediglich auf das von der Beklagten erfundene Herſtellungs⸗ 
verfahren zurück. I. C. S. i. S. Ver. Berlin- Frankfurter 
Gummiwaarenfabriken e. A.⸗G. Ver. Gummiwaarenfabriken 
Harburg⸗Wien vom 29. Juni 1898, Nr. 153/98 I. 

IV. Das Gemeine Recht. 

14. Die Che der Parteien iſt durch ein rechtskräftig ge⸗ 
wordenes Urtheil des L. G. I. zu Berlin vom 2. Februar 1895, 
durch welches der Bekl. für den ſchuldigen Theil erklärt iſt, 
vom Bande geſchieden. Die Kl. hat nach Maßgabe des in 
Berlin geltenden Rechtes, das auch die Grundlage für die er⸗ 
kannte Eheſcheidung gebildet hat, lebenslängliche Unterhalts- 
gelder vom Bekl. gefordert, und dementſprechend hat das B. G. 
erkannt. Die Beſtimmung der beſonderen vermögensrechtlichen 
Folgen der Cheſcheidung nach demjenigen örtlichen Rechte, nach 
welchem die Scheidung ausgeſprochen, und der in Anſpruch 
Genommene für den ſchuldigen Theil erklärt worden iſt, ent⸗ 
ſpricht dem in den Entſch. des R. G. in Cioilſachen, Bd. 38 
S. 197 ff., abgedruckten Urtheile dieſes Senates und einem 
zur Entſcheidung dieſer Frage auf dem Boden des gemeinen 
deutſchen Rechtes am 25. Juni 1898 ergangenen Beſchluſſe der 
vereinigten Civilſenate des R. G. Wenn der Bekl. in dieſer 
Hinſicht geltend gemacht hat, durch den zuletzt erwähnten Beſchluß 
werde doch nicht die Erwägung ausgeſchloſſen, ob nicht durch 
das hiernach zunächſt maßgebende örtliche Recht wieder auf das 
an dem Orte, wo der Ehemann beim Eintritt der Rechtskraft 
des Scheidungsurtheils ſeinen Wohnſitz gehabt hat, geltende 
Recht zurück verwieſen werde, wie dies nach den in den 
Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 5 S. 195 ff. und 
Bd. 19 S. 309, mitgetheilten Urtheilen des IV. C. S. vom 
Preußiſchen Landrechte gelte, ſo mag es an ſich vielleicht 
richtig ſein, daß jener Beſchluß eine ſolche Erwägung nicht 
ausſchließt; aber es würde falſch ſein, ſie anzuſtellen, weil 
regelmäßig eine ſolche Rückoerweiſung in Anſehung des anzu⸗ 
wendenden örtlichen Rechtes überhaupt nicht zu beachten iſt; 
vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 24 S. 330 ff. 
Demnach iſt die unmittelbare Anwendung des für Berlin die 


ſogenannten privatrechtlichen Eheſcheidungsſtrafen normirenden 


Rechtes als gerechtfertigt anzuſehen. VI. C. S. i. S. Beck⸗ 


mann c. Beckmann vom 11. Juli 1898, Nr. 42/98 VI. 


15. Nach richtiger Auffaſſung bleibt gemeinrechtlich trotz 
des Zwangsvergleiches die Verbindlichkeit des Gemeinſchuldners 


als Naturalobligation in dem Sinne, wie dies zur Rechts- 


verbindlichkeit des Nachzahlungsverſprechens erforderlich iſt, weiter 


bei Beſtand. Eingehend begründet. VI. C. S. i. S. Bon⸗ 
ſtedt c. Dietl vom 11. Juli 1898, Nr. 113/98 VI. 


16. Nach den übereinſtimmenden Angaben der Parteien iſt 
Gegenſtand ihres Kaufgefhäfts ein Roggenmehl, das nur in 
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der Mühle der Bekl. hergeſtellt wurde und in der gleichen Art 
nicht auch aus anderer Quelle zu beziehen war. Ebenſo iſt 
außer Frage, daß die Erfüllung des Lieferungsvertrages inner⸗ 
halb der bedungenen Lieferungsfriſt nicht geſchehen konnte, weil 
die Mühle vor deren Ablauf vollſtändig niedergebrannt iſt. Der 
Streit dreht ſich nur darum, ob nach den Vorſchriften des ge- 
meinen Rechts oder den Beſtimmungen des Vertrages in Folge 
dieſes Ereigniſſes die Lieferungsverpflichtung der Bekl. erloſchen 
iſt. Das wird aber allerdings angenommen werden müſſen. 
Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen bewirkt die dauernde caſuelle 
oder unverſchuldete Erfüllungsunmöglichkeit die Aufhebung der 
Obligation. Läßt man zunächſt etwaige beſondere Partei⸗ 
beredungen außer Anſatz, ſo findet dieſe Regel auch hier ihren 
Platz. Eine dauernde Unmöglichkeit der Erfüllung liegt nicht allein 
vor, wenn es feſtſteht, daß die geſchuldete Leiſtung in keinem 
Momente ſelbſt der entfernteſten Zukunft beſchafft werden kann. 
Eine dauernde Unmöglichkeit der Erfüllung liegt nicht allein vor, 
wenn es ungewiß iſt, ob das entgegenſtehende Hinderniß jemals 
wieder beſeitigt ſein wird. Die Unmöglichkeit ſtellt ſich im 
Sinne des Rechts auch dann als eine dauernde dar, wenn 
zufolge einer nothwendigen Verzögerung der Lieferung der 
Leiſtungsinhalt ein anderer wird. Freilich erſcheint ſolchen Falls 
thatſächlich die Erfüllung nur für einen Zeitraum von be⸗ 
ſtimmter Begrenzung als ausgeſchloſſen. Mit Rückſicht auf die 
wirthſchaftliche Bedeutung und Einwirkung der Zeitverſchiebung 
wird aber die temporäre Unmöglichkeit der immerwährenden 
gleich geachtet. So liegt die Sache hier. Das Mühlenwerk 
war durch Brand geſtört. Die Lieferungen konnten erſt wieder 
beginnen, nachdem es neu erbaut und in Betrieb geſetzt worden 
war. Nun darf man freilich nicht den Satz, daß ein jeder 
Brand ſolcher Art auf die Obligation vernichtend zurückwirkt, 
zu einer allgemein beſtimmenden Regel erheben. Ebenſowenig 
gilt aber der umgekehrte Satz, daß die Obligation niemals in 
ihrem Beſtande von ihm getroffen wird. Ob der Untergang 
der Fabrikationsſtätte, aus der die Lieferung allein möglich iſt, 
den Untergang des Verpflichtungsverhältniſſes nach ſich zieht, 
richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles. Die 
Frage iſt zu bejahen, wenn eben die dadurch bewirkte Verſchie⸗ 
bung dem Vertrage einen neuen und veränderten Inhalt ver- 
leiht. Dieſe Vorausſetzung trifft aber zu, ſobald — wie nach 
den Parteivorträgen unſtreitig iſt — das geſchuldete Mehl erſt 
6 Monate oder länger nach der vereinbarten Zeit geliefert 
werden konnte. Das Bedürfniß, deſſen Deckung es galt, war 
inzwiſchen längſt auf ſonſtige Weiſe befriedigt. Der Zweck des 
Vertrages iſt unerreichbar geworden. Es handelt ſich um eine 
Waare, die ſehr erheblichen Konjunkturen und Preisſchwankungen 
unterliegt. Und dieſe Preisſchwankungen beſtimmen ſich, abge⸗ 
ſehen von dem unberechenbaren Eingreifen und Einfluſſe der 
Spekulation, ganz vorzugsweiſe nach dem Ausfall der Welt⸗ 
ernte. Die Parteien hatten aber, lag der zum Aufbau der 
Mühle erforderliche Zeitraum dazwiſchen, mit einer neuen, nach 
ihren Ergebniſſen noch vollſtändig unbekannten Ernte zu rechnen. 
Die Wahrſcheinlichkeit war alſo groß, daß ſie einer veränderten 
Marktlage gegenüberſtehen würden. Das Riſiko, das ſie damit 
traf, war aber nach Inhalt und Umfang von demjenigen Riſiko, 
das die geſchäftlichen Fluktuationen innerhalb der vertraglichen 
Lieferungszeit mit ſich brachten, gänzlich verſchieden. Und es 


hieße Unſicherheit und Beunruhigung in den regulären Geſchäfts⸗ 
betrieb hineintragen, wenn man auch jetzt noch dem Einen die 
Beſchaffung der Erfüllung und dem Anderen deren Entgegen⸗ 
nahme anſinnen wollte. Der Leiſtungsgegenſtand wird ſelber 
verändert und hat die Fähigkeit als Vertragserfüllung zu dienen, 
verloren. Vergl. auch die Entſch. des III. C. S. des R. G. 
vom 12. Juli 1889 i. S. Meyer wider Friedberger, Rep. III. 
129/89; abgedruckt in Seuffert's Archio, Bd. 45 Nr. 176. 
I. C. S. i. S. Meier c. Erlings Mühlenwerke vom 6. Juli 
1898, Nr. 174/98 J. | 

17. Die verklagte Behörde hat in dieſem Prozeſſe nicht 
beſtritten, daß der Kl. als Staatsbeamter an den im Urtheil 
I. J. bezeichneten Monatsterminen von ihr je 133,33 Mark 
an Gehalt zu fordern gehabt und ungeachtet ſeines Verlangen 
nicht ausgezahlt erhalten habe. Damit ſteht ihr Erfüllungs⸗ 
verzug für jede einzelne Monatsquote außer Zweifel. Die Bekl. 
beſtreitet aber ihre Verpflichtung, die jetzt eingeklagten Zinſen, 
die ſowohl als Prozeßzinſen in Beziehung auf den früher über 
dieſe Monatsquoten ſelbſt geführten und gegen die Bekl. ent⸗ 
ſchiedenen Rechtöſtreit, als auch als Verzugszinſen gefordert 
find, zu zahlen, deswegen, weil der Kl. im Vorprozeſſe die 
Hauptſchuld ohne Zinſen eingeklagt habe, weil er auch die 
Zahlung der Hauptſchuld, ohne einen Vorbehalt wegen der 
Zinſen zu machen — was der Kl. beſtreitet —, angenommen 
habe, und weil der Fiskus nach gemeinem Rechte überhaupt 
nicht zur Zahlung von geſetzlichen Zinſen verpflichtet ſei. Alle 
dieſe Einwendungen ſind vom B. G. mit Recht verworfen 
worden. Eingehend begründet. VI. C. S. i. S. Hamburger 
Polizeibehörde e. Gröbler vom 13. Juli 1898, Nr. 150/98 VI. 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

18. Bekl. hat die Berechtigung ihres Rücktritts vom Ver⸗ 
trage auf eine Reihe von Gründen, die jetzt nicht mehr in 
Betracht kommen, ſodann aber darauf geſtützt, daß der Mit⸗ 
inhaber der klagenden Firma, Max S., das Material der Bell. 
als den „größten Schund und Dreck“ bezeichnet und ein Bruder 
des Max S., der im Geſchäft der Kl. als Buchhalter angeſtellte 
Willy S., ſich gegen unbetheiligte Dritte ebenſo geäußert, endlich, 
daß ein äußerſt geſpanntes perſönliches Verhältniß zwiſchen den 
Inhabern der klagenden und der beklagten Firma beſtanden habe. 
Das B. G. hat die erwähnten Aeußerungen für erwieſen erachtet 
und iſt zu der Anſicht gelangt, daß unter den im übrigen vor⸗ 
liegenden Umſtänden, nämlich mit Rückſicht darauf, daß Kl. auch 
die Räder anderer Fabriken führe, der Rücktritt der Bekl. gerecht⸗ 
fertigt geweſen ſei. Kl. beſchwert ſich hierüber und macht geltend, 
daß das gereizte Verhältniß, welches angeblich zum Austauſch 
höchſt beleidigender Worte geführt hat, nicht wohl in Betracht 
kommen könne und die Aeußerung des Buchhalters Willy S. 
ohne Bedeutung ſei. Die Aeußerung des Max S. aber ſei bei 
Bezahlung entnommener Räder, bei welcher Gelegenheit der 


Genannte Fehler dieſer Räder gerügt habe, alſo in Wahrnehmung 


berechtigter Intereſſen geſchehen und um ſo weniger zu beanſtanden, 
als der Mitinhaber der beklagten Firma, G., die gemachten 
Austellungen als zutreffend anerkannt habe. Kl. beruft ſich 
darauf, daß hierüber nach Ausweis des Thatbeſtandes des an⸗ 
gefochtenen Urtheils der Eid zugeſchoben worden ſei, iſt des 
Erachtens, daß das B. G. dies offenbar überſehen habe und 
ſucht darzulegen, daß bei ſolcher Sachlage der Rücktritt der 
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Bekl. nicht als gerechtfertigt gelten könne. Sie weiſt hierbei 
darauf hin, daß ihre Verpflichtung ſich auf die Abnahme und 
Bezahlung von 100 Rädern (in 1896) und 400 Rädern (in 1897) 
beſchränkt, ein Vertrag über Handlungen aber nicht vorgelegen 
habe und ihre Verpflichtung zur Abnahme jener Anzahl von 
Rädern durch ihre angebliche Aeußerung über ſchlechte Beſchaffen⸗ 
heit der Räder unberührt geblieben, das Intereſſe der Bekl. alſo 
nicht hierdurch gefährdet worden ſei. Die erhobene Beſchwerde 
iſt indeß nicht begründet. Zuzugeben iſt der Reviſton, daß der 
zwiſchen Parteien geſchloſſene Vertrag nicht mit dem L. G. der 
Beſtimmung in § 408 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. unterſtellt 
werden kann, da er die Lieferung vertretbarer Sachen zum 
Gegenſtande hatte und zufolge Art. 338 des H. G. B. nach 
den Beſtimmungen über den Kauf zu beurtheilen iſt. Neben 
der Vereinbarung über die Lieferung war jedoch auch vereinbart, 
daß Kl. die „Generalvertretung der Räder der Bekl.“, alſo deren 
Alleinverkauf in der Provinz Brandenburg, einſchließlich der 
Stadt Berlin, haben ſolle. Der Umfang der Lieferung an die 
Kl. und folgeweiſe des Abſatzes der Bekl. hing mithin von der 
Thätigkeit der Kl. ab und dieſe war deshalb, wie das B. G. 
mit Recht angenommen hat, verpflichtet, einen möͤglichſt großen 
Abſatz, nicht nur von der Mindeſtzahl von 400 Rädern, zu 
erzielen. Mit Rückſicht hierauf waren die in Rede ſtehenden 
wegwerfenden Aeußerungen über die Güte der Räder und des 
für ihre Herſtellung verwendeten Materials nicht gleichgültig, 
ſondern konnten der Bekl. einen Grund zum Rücktritt bieten, 
nämlich dann, wenn ſie ein Verhalten der Kl. offenbarten, dem 


gegenüber es unbillig ſein würde, der Bekl. die Fortſetzung des 


Vertrags zuzumuthen. Von dieſem Geſichtspunkte aus iſt die 
Aeußerung des Max S. von dem B. G. gewürdigt und auch 
die Aeußerung des Willy S. berückſichtigt worden. Beides iſt 
nach vorſtehender Erwägung nicht zu beanſtanden, insbeſondere 
nicht, daß auf die Aeußerung des Willy S. ebenfalls Gewicht 
gelegt worden iſt, zumal Willy S. dieſe Aeußerung, wie das 
B. G. feſtſtellt, gegen einen ganz unbetheiligten Dritten und 
bei Gelegenheit der Zurückſendung von Rädern nach Löſung der 
Beziehungen zwiſchen Parteien gemacht hat, ſo daß von ſeinen 
Worten auf die Anſicht der Geſchäftsinhaber geſchloſſen werden 
durfte. Auf Grund ſeiner Würdigung aber iſt das B. G. zu 
dem Ergebniß gelangt, daß Kl. in Anbetracht jener Kund⸗ 
gebungen zur Generalvertretung der Bekl. ungeeignet geweſen 
ſei, weil Bekl., zumal Kl. auch die Räder anderer Fabriken 
führe, genügenden Grund für die Befürchtung habe hegen müſſen, 
daß Kl. zunächſt die Räder ihrer Konkurrenten empfehlen werde. 
Hierin und in der hierauf beruhenden Entſcheidung iſt ein 
Rechtsirrthum nicht zu finden, insbeſondere iſt nicht anzuerkennen, 
daß das B. G. die Behauptung über den Anlaß der Aeußerung 
des Max S. und die Eideszuſchiebung über die angebliche An⸗ 
erkennung von Ausſtellungen ſeitens des G. überſehen habe, da 
die Beurtheilung des B. G. und das Ergebniß, zu dem es ge⸗ 
langt iſt, ſehr wohl mit den von Kl. behaupteten Thatſachen 
vereinbar iſt. I. C. S. i. S. Schmidt & Co. c. Piskorski 
& Grüttner vom 13. Juli 1898, Nr. 220/98 I. 

19. Die Klage, welche auf die Feſtſtellung gerichtet war, 


daß der zwiſchen den Parteien am 11. Dezember 1896 ge⸗ 


ſchloſſene Miethvertrag über die Räume im Parterre und im 


erſten Stock des Hauſes Dresdner Straße 30 a zu Berlin ſeit 


dem 1. April 1897 nicht mehr beſtehe, iſt vom B. G. aus 
zwei ſelbſtſtändigen Gründen abgewieſen worden. Daſſelbe hat 
nämlich einmal genommen, daß das Rücktrittsrecht, das der Kl., 
als Miether, wegen nicht rechtzeitiger Fertigſtellung der oberen 
Räume und der neu anzulegenden Treppe nach S5 272, 273 
des A. L. R. Thl. 1 Tit. 21 für ih in Anſpruch nimmt, ſchon 
an ſich nicht begründet ſei und ſodann daſſelbe jedenfalls da ⸗ 
durch für ausgeſchloſſen erachtet, daß der Kl. die Räume trotz 
ihrer Unfertigkeit in Benutzung genommen und ſeine Gaſtwirth⸗ 
ſchaft in denſelben betrieben habe. Dieſer zweite Grund iſt 
jedenfalls geeignet, die Entſcheidung zu tragen. Die thatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen, auf denen er beruht, unterliegen keinem 
prozefſualen Bedenken, und in rechtlicher Beziehung iſt die An⸗ 
nahme ganz zutreffend, daß ein Miether, dem bei nicht recht⸗ 
zeitiger Lieferung der vermietheten Sache in brauchbarem Stande 
nach § 273 a. a. O. das Wahlrecht zuſtehen würde, ob er 
Erſatz des aus der kontraktwidrigen Beſchaffenheit der Sache 
entſtandenen Nachtheils verlangen, oder die Annahme verweigern 


und vom Vertrage ganz abgehen wolle, daſſelbe dadurch, eventuell 


auch ſchon im Voraus, ausübt, daß er die Sache, obgleich 
ſie noch nicht in den vertragsmäßigen Zuſtand gebracht iſt, in 
Gebrauch nimmt. Was der Kl. dem gegenüber mit ſeiner 
Ausführung hat ſagen wollen, daß die vermietheten Räume ihm 
doch noch nicht im Sinne des Geſetzes überliefert geweſen ſeien, 
iſt nicht abzuſehen, zumal da es hierauf gar nicht ankommen 
würde. VI. C. S. i. S. Hitz c. Treuherz vom 30. Juni 
1898, Nr. 102/98 VI. | 

20. Die Reviſion iſt begründet. Zwar iſt die Annahme 
der Vorinſtanz bedenkenfrei, daß die Anwendung des § 599 
des A. L. R. Thl. J Tit. 21 ſelbſt wenn man dieſe Beftimmung 
auch auf verpachtete Ackerſtücke der vorliegenden Art an ſich 
beziehen wollte, im vorliegenden Falle durch den Vertrag aus⸗ 
geſchloſſen ſei (vergl. Urtheil des R. G. vom 25. März 1895, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1895 S. 30851). Die Rüge der 
Reviſion, daß hierbei die Worte: „und auf Koſten und Gefahr 
des Pächters die betreffenden Grundſtücke des Pächters ander⸗ 
weitig zu verpachten“, im § 2 des Pachtvertrages überſehen 
ſeien, trifft nicht zu, da dieſe Worte die Annahme, daß eine 
Verwaltung des Pachtgrundſtücks während der noch übrigen 
Zeit des Pachtjahres für Rechnung des Pächters nicht eintreten 
ſollte, nur unterſtützen können. Das B. G. verkennt aber ſelbſt 
nicht, daß die Sachlage einen Anſpruch des Kl. auf einen der 
Dauer ſeines Pachtbeſitzes im Pachtjahr 1895/96 entſprechenden 
Theil der vom Bekl. gezogenen Nutzungen dieſes Pachtjahres 
rechtfertigen würde, wenn der Vertrag in dieſer Beziehung 
nichts Anderes beſage. Es meint jedoch, der Vertrag ſchließe 
in der That auch einen ſolchen Anſpruch aus, weil der Kl. nach 
§ 2 daſelbſt keinerlei Anſpruch auf Vergütung „wegen der noch 
übrigen Pachtzeit“ habe und nach § 8 wegen irgend welcher 


Verbeſſerungen eine Entſchädigung nur dann erhalten ſolle, 


wenn ihm ſolche ausdrücklich und ſchriftlich zugeſichert ſei. 
Dieſe Begründung beruht auf Verkennung des Anſpruchs, der 
nicht auf Vergütung für die übrige Pachtzeit oder auf Ent⸗ 
ſchädigung für Verbeſſerungen, ſondern auf denjenigen Theil 


der Nutzungen des betreffenden Pachtzinſes geht, der auf die 


Zeit entfällt, während welcher Kl. ſich im unangefochtenen 
Pachtbeſitze befand. Der Kl. hat für die erſte Hälfte des 
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Pachtjahres die Pacht bezahlt und auch den Acker beftellt; er 
hat nach der Feſtſtellung der Vorinſtanz in dieſer Zeit und bis 
zu ſeiner Entſetzung Nutzungen nicht gezogen. Es fragt ſich, 
ob er durch ſeine Entſetzung aus der Pacht aller Nutzungen 
des Pachtjahres verluſtig gegangen iſt. Aus den angeführten 
Vertragsbeſtimmungen iſt hierfür nichts zu entnehmen. Die 
Frage wird daher anderweit nach Maßgabe des Beſchluſſes der 
vereinigten Civilſenate vom 25. Mai 1887 (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 18 S. 314) zu prüfen ſein. VI. C. S. 
i. S. Mitſchke e. Otte vom 13. Juli 1898, Nr. 140/98 VI. 
Vl. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

21.5 Der Vorderrichter ſtützt feine Entſcheidung auf folgende 
Erwägungen: Nach den §§ 196 ff., 205 der Verordnung vom 
20. Juni 1817 wegen Organiſation der Generalkommiſſionen, 
8 10 des Geſetzes vom 7. Juni 1821 über die Ausführung 
der Gemeinheitstheilungen und Ablöſungsordnungen, § 7 der 
Verordnung vom 30. Juni 1834 wegen des Geſchäftsbetriebes 


in den Angelegenheiten der Gemeinheitstheilung u. |. w. und 


§§ 1, 2 Abſ. 2, 93 und 104 ff. Geſetz vom 18. Februar 1880 
betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten 
ſei die Thätigkeit der Generalkommiſſionen in den ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit unterliegenden Sachen nicht mit der Errichtung und 
Beſtätigung der Rezeſſe abgeſchloſſen, ſondern es gebühre ihnen 
auch die Ausführung ünd Vollſtreckung der Rezeſſe ſowie der 
Entſcheidung der im Zwangssvollſtreckungsverfahren aus den 


Rezeſſen ſich ergebenden Rechtsſtreitigkeiten nach beendigter Aus⸗ 


einanderſetzung. Da es ſich hier grade um einen Rechtsſtreit 
über die Ausführung des von der Generalkommiſſion beſtätigten 
Rezeſſes vom 20. März 1854 handele, fo liege die Entſcheidung 
dieſes Streites nach obigen Beſtimmungen der Generalkommiſſion 


ob. Dieſe Annahme iſt rechtsirrthümlich. Eingehend begründet. 


V. C. S. i. S. Fritz und Gen. c. Lau und Gen. vom 
3. Oktober 1896, Nr. 83/96 V. | M. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 


ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 


des Civilrechts 


in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 


Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 
XLVI. 
Zur Lehre von der Ceſſton. 
| B. G. B. 88 398—411. 

Während zweifellos nach römiſch⸗ rechtlicher Auffaſſung 
eine Sondernachfolge in Forderungen als mit der Natur des 
Forderungsrechts allgemein unverträglich galt, die Rechts⸗ 


verhältniſſe bei der Ceſſion daher aus dem Geſichtspunkte eines 


mandatum in rem suam beurtheilt wurden, hat die moderne 


Doktrin in ihrer überwiegenden Mehrheit kein Bedenken ge⸗ 


) Anm. zu Nr. 21. Dieſe Entſcheidung iſt S. 98 Nr. 57 der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1897 in Folge Verſehen des Setzers 
unrichtig mitgetheilt. Wir machen ſie jetzt bekannt, wie ſie in Satz 
gegeben war. Ze i 


tragen, die Ceſſion aus dem Geſichtspunkte der Sondernachfolge 
als eine quasi-traditio der res incorporalis, als welche die 
Forderung gilt, zu konſtruiren. Auch das B. G. B. hat ſch 
in ſeinen Motiven auf dieſen Standpunkt geſtellt. 

Gleichwohl hat neuerdings Affolter in feinem Aufſatze uber 
die Ceſſion der Forderungen, Archiv für bürgerliches Recht XIII 
Nr. 6, auch dem B. G. B. die römiſch⸗ rechtliche Konſtruktion 
als zweckmäßiger und richtiger zu rechtfertigen verſucht, und 
es läßt ſich nicht leugnen, einmal, daß dieſe rein doktrinäre Frage 
durch das Geſetz als ſolche ebenſowenig endgültig entſchieden 
worden iſt, wie die Motive dafür eine wiſſenſchaftliche ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung beanſpruchen können, ſodann, daß für ge⸗ 
wiſſe Fragen des Ceſſionsverhältniſſes, nämlich für die Be⸗ 
urtheilung der gegen den Ceſſionar zuläſſigen Einwendungen 
aus dem Obligationsverhältniſſe insbeſondere bei ſynallag⸗ 
matiſchen Verträgen, der alte römiſch⸗ rechtliche Geſichtspunkt 


des mandatum in rem suaàm gewiſſe Bequemlichkeiten bietet. 


Dennoch glauben wir, daß auch bei Ausgang von dem Prinzip 
der Sondernachfolge das wohlbegründete Recht des Schuldners, 
durch die Ceſſion nicht in eine ſchlimmere Lage verſetzt zu 
werden und namentlich in ſeinem guten Glauben geſchützt zu 
ſein, hinreichend zur Anerkennung gelangen kann. Der $ 398 
des B. G. B.: 
„Eine Forderung kann von dem Gläubiger durch 
Vertrag mit einem Anderen auf dieſen übertragen 
werden (Abtretung). Mit dem Abſchluſſe des 
Vertrages tritt der neue Gläubiger an die 
Stelle des bisherigen Gläubigers“, 
der das Prinzip der Singularſucceſſion geſetzlich ſanktionirt, 
ſteht daher mit den 88 404 — 409, welche den Schutz des 
Schuldners und insbeſondere deſſen Einwendungen aus dem 
urſprünglichen Vertragsverhältniſſe regeln, keineswegs, wie 
Affolter meint, in Widerſpruch. Das B. G. B. hat in den 
gedachten Paragraphen die ſämmtlichen im Intereſſe des 
Schuldners in Frage kommenden Verhältniſſe ſo beſtimmt 
geordnet, daß die Konſtruktion der Ceſſion aus dieſem oder 
jenem Geſichtspunkte praktiſch gleichgültig erſcheinen kann. 
Die Praxis des Reichsgerichts hat den Geſichtspunkt der 
Sondernachfolge für die Ceſſion auch auf gemeinrechtlichem 


Boden von Anfang an als den zweckmäßigeren und der 


modernen Verkehrsauffaſſung entſprechenden gebilligt. Aus 

den zahlreichen einſchlägigen Entſcheidungen mag es genügen 

auf R. G. IV Nr. 32 (III. Civilſenat, Urth. vom 8. März 1881, 

i. S. H. [Bell] w. = [Kl.], Rep. III 680/80) zu verweiſen. 
S. 114 ff.: 

„Die in 5 gemeinrechtlichen Doktrin ſehr beftrittenen 

Fragen, ob nach römiſchen Rechte durch die Ceſſion die 

Forderung ſelbſt in der Art auf den Ceſſionar über⸗ 

tragen werde, daß der bisherige Gläubiger (der Cedent) 

aufhört Gläubiger zu ſein, der Ceſſionar als neuer 

Gläubiger an die Stelle des bisherigen Gläubigers 

tritt und übertragene Forderung ſelbſt erwirbt, ob eine 

Sondernachfolge in die Forderung herbeigeführt werde, 

ſowie mit welchem Zeitpunkte der Uebergang der ab⸗ 

getretenen Forderung aus dem Vermögen des Cedenten 

in dasjenige des Ceſſionars ſich vollziehe, ob das 

Gläubigerrecht des Cedenten, ungeachtet der Ceſſion, 
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fortdauere und derſelbe berechtigt bleibe die Forderung 
einzuziehen und darüber in anderer Weiſe zu verfügen 

. und dieſes Recht erſt durch die Denunziation aus⸗ 
geſchloſſen werde, oder ob mit dem Akte der Ceſſion 
der Cedent das Forderungsrecht ſofort und ganz verliere 
und daſſelbe auf den Ceſſionar übergehe, und nur um 

den abgetretenen Schuldner, ſo lange er ſich in gutem 
lauben befindet, dagegen zu ſchützen, daß er durch 
die Ceſſion in eine ſchlimmere Lage verſetzt werde, der 
Zahlung an den urſprünglichen Gläubiger liberirende 
Wirkung beigelegt ſei, bis dahin, daß der Schuldner 

durch Denunziation oder auf ſonſtige zuverläſſige Weiſe 

von der Ceſſion Kenntniß erhalten habe, können hier 
dahingeſtellt bleiben. Denn es iſt dem Berufungs⸗ 
gerichte darin beizutreten, daß nach der Entwickelung 
der Lehre von der Ceſſion der Forderung im neueren 
Rechte, nach der im heutigen Verkehrsleben herrſchenden, 
auch in der Doktrin und Praxis zur Anerkennung ge⸗ 
langten und in den neueren Geſetzgebungen zur Geltung 
gebrachten Rechtsauffaſſung für das heutige Recht der 

mit dem Begriff und Weſen des Forderungsrechtes 
wohl verträgliche Satz angenommen werden muß, daß 
durch die Ceſſion eine Sondernachfolge in die Forderung 
herbeigeführt wird, und daß der Uebergang des ab⸗ 
getretenen Forderungsrechtes von dem Cedenten auf den 
TCeſſionar mit dem Akte der Ceſſion in der Art ſich 
vollzieht, daß der bisherige Gläubiger ohne weiteres, 
namentlich ohne das Hinzutreten der Denunziation der 
Ceſſion an den Schuldner aufhört Gläubiger zu ſein 

und Derjenige, auf welchen die Forderung übertragen 

wird, als neuer Gläubiger an deſſen Stelle tritt, und 

daß die Denunziation nur von Bedeutung iſt für die 
Befugniß des Schuldners an den urfprünglichen 
Gläubiger mit befreiender Wirkung Zahlung zu leiſten.“ 
Wenngleich nach der Auffaſſung des modernen Verkehrs 

und der modernen Geſetzgebung demnach die Uebertragbarkeit 
der Forderungen im Prinzip anerkannt iſt, ſo findet dies 
Prinzip doch eine Schranke einmal an der Natur ſolcher 
Forderungsverhältniſſe, die man als höchſtperſönliche bezeichnen 
kann d. h. die ſich nach der glücklichen Definition des § 399 
B. G. B. auf Leiſtungen richten, welche „an einen anderen 
als den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne Ver- 
änderung ihres Inhalts erfolgen können“, ſodann an 
gewiſſen Rückſichten ſozialrechtlicher Natur, die im modernen 
Rechte eine zunehmende Bedeutung erlangt haben. Letztere 
finden ihre Anerkennung in dem kurzen 8 400 B. G. B. „Eine 
Forderung kann nicht abgetreten werden, wenn ſie der Pfän⸗ 
dung nicht unterworfen iſt.“ Die Ceſſion würde nämlich den 
wirthſchaftlichen Zweck, den das Pfändungsverbot dieſer Forde⸗ 
rungen im Auge hat, nämlich die Gewährleiſtung einer mini⸗ 
malen Einnahme, ein geſetzliches beneficium competentiae für 
beſtimmte wirthſchaftlich ſchwache Exiſtenzen ebenſo vereiteln 
können, wie die Kompenſation. Unpfändbare Forderungen ſollen 
daher ebenſo wenig cedirt wie zur Aufrechnung verwendet 
werden können (8 394). Die Ergänzung des § 400 (und $ 394) 
liefert uns der § 850 der neuen C. P. O., wonach alſo nicht 
nur unpfändbar, ſondern incessibel und incompensabel ſind: 
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Der Arbeits⸗ oder Dienſtlohn nach den Beſtimmungen 
des Reichsgeſetzes vom 21. Juni 1869 (Bundesgeſetz⸗ 
blatt 1869 S. 242 und 1871 S. 63, ee 
1897 S. 159); 


„die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Alimenten⸗ 


forderungen und die nach § 844 des B. G. B. wegen 
der Entziehung einer ſolchen Forderung zu entrichtende 
Geldrente; 


die fortlaufenden Einkünſte, welche ein Schuldner aus 


Stiftungen oder ſonſt auf Grund der Fürſorge und 
Freigebigkeit eines Dritten bezieht, inſoweit der Schuldner 
zur Beſtreitung des nothwendigen Unterhalts für ſich, 
ſeine Ehefrau und ſeine noch unverſorgten Kinder dieſer 
Einkünfte bedarf; | 

die aus Kranken⸗, Hülfs⸗ oder Sterbekaſſen, insbeſondere 
aus Knappſchaftskaſſen und Kaſſen der Knappſchafts⸗ 
vereine zu beziehenden Hebungen; 

der Sold und die Invalidenpenſion der Unteroffziere 
und der Soldaten; 

das Dienſteinkommen der Militärperſonen, welche zu 
einem mobilen Truppentheile oder zur Beſetzung eines 
in Dienſt geſtellten Kriegsfahrzeuges gehören; 

die Penſionen der Wittwen und Waiſen und die den⸗ 
ſelben aus Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen zukommenden 
Bezüge, die Erziehungsgelder und die Studienſtipendien, 
ſowie die Penſionen invalider Arbeiter; 

das Dienſteinkommen der Offiziere, Militärärzte und 
Deckoffiziere, der Beamten, der Geiſtlichen und der 
Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten; die Penſion 
dieſer Perſonen nach deren Verſetzung in einſtweiligen 
oder dauernden Ruheſtand, ſowie der nach ihrem Tode 
den Hinterbliebenen zu gewährende Sterbe⸗ oder 
Gnadengehalt. 

Ueberſteigen in den Fällen Nr. 7 und 8 das Dienſt⸗ 
einkommen die Penſion oder die ſonſtigen Bezüge die 
Summe von fünfzehnhundert Mark für das Jahr, ſo 
iſt der dritte Theil des Mehrbetrags der Pfändung 


unterworfen. 
Die nach § 843 des B. G. B. wegen einer Ver⸗ 


letzung des Körpers oder der Geſundheit zu entrichtende 


Geldrente iſt nur ſoweit der Pfändung unterworfen, 
als der Geſammtbetrag die Summe von fünfzehnhundert 
Mark für das Jahr überſteigt. 

In den Fällen der beiden vorhergehenden Abſätze iſt 
die Pfändung ohne Rückſicht auf den Betrag zuläſſig, 
wenn ſie wegen der den Verwandten dem Ehegatten 
für die Zeit nach Erhebung der Klage und für das 
dieſem Zeitpunkte vorausgehende letzte Vierteljahr kraft 
Geſetzes zu entrichtenden Unterhaltungsbeiträge bean⸗ 
tragt wird. Das Gleiche gilt in Anſehung der zu 
Gunſten eines unehelichen Kindes von dem Vater für 
den bezeichneten Zeitraum kraft Geſetzes zu entrichtenden 


Unterhaltsbeiträgen; dieſe Vorſchrift findet jedoch 


inſoweit keine Anwendung, als der Schuldner zur Be⸗ 
ſtreitung feines nothwendigen Unterhalts und zur Er⸗ 


füllung der ihm ſeinen Verwandten, ſeiner Ehefrau oder 
ſeiner früheren Ehefrau gegenüber geſetzlich obliegenden. 
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Unterhaltspflicht der Bezüge bedarf. Hierbei werden 
ausſchließlich die Leiſtungen berückſichtigt, welche vermöge 
einer ſolchen Unterhaltspflicht für den nämlichen 
Zeitraum oder, falls die Klage zu Gunſten des unehe⸗ 
lichen Kindes nach der Klage eines Unterhaltsberechtigten 
erhoben iſt, für die Zeit von dem Beginne des der 
Klage dieſes Berechtigten vorausgehenden letzten e 
jahres ab zu entrichten ſind. 
Die Einkünfte, welche zur. Beftreitung eines Dienſt⸗ 
aufwandes beſtimmt ſind, und der Servis der Offiziere, 
Militärärzte und Militärbeamten ſind weder der 
Pfändung unterworfen noch bei Ermittelung, ob und 
zu welchem Betrage ein Dienſteinkommen der Pfändung 
unterliege, zu berechnen.“ 

Zweifelhafter kann es erſcheinen, ob es dem Prinzip der 
Sondernachfolge gegenüber gerechtfertigt erſcheint, eine Forderung 
mit Wirkung gegen Dritte auch vertragsmäßig unübertragbar 
zu machen. Für körperliche Sachen (Sachen im Sinne des 
B. G. B. 8§ 20 ſchlechthin) hat bekanntlich eine vertragsmäßige 
Veräußerungsbeſchränkung keine dingliche Wirkung. Dennoch 
hat die Praxis des R. G. ſowohl für das gemeine Recht wie 
auch für das Pr. A. L. R. kein Bedenken getragen, dem 
vertragsmäßigen Ausſchluß der Ceſſion N gegen Dritte 
zuzuerkennen. 

Auf dem Boden Pr. A. L. R. gehört hierher die Ent⸗ 
ſcheidung R. G. XXXVIII Nr. 83 (I. Civilſenat, Urth. vom 
19. Dezember 1896, i. S. An. u. E. Bekl.] w. H. [Kl.] Rep. I 
296/96 Landgericht I Berlin, Kammergericht daſelbſt) S. 309 ff.: 

„Nicht beizutreten iſt der Entſcheidung, daß die mehr⸗ 
erwähnte Vereinbarung dem Kläger nicht entgegen⸗ 
gehalten werden könne, weil er ſie nicht gekannt habe. 
Das Berufungsgericht iſt hierzu gelangt, weil im 
preußiſchen Landrechte die Forderungen den Sachen 
gleich behandelt würden, und daher auf Verträge über 
die Ausſchließung der Ceſſion die Vorſchriften über 
Veräußerungsverbote in 88 15 flg. A. L. R. IA An⸗ 
wendung zu finden hätten. Allein dies iſt nicht zu⸗ 
treffend. Allerdings iſt die Ceſſion nach 88 376, 377 
A. L. R. I 11. die Uebertragung „des Eigenthums 
eines Rechts“ und daher, wie die Tradition körperlicher 
Sachen, eine Sachleiſtung. 

Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſ. Bd. 12 S. 252. 

Dagegen werden Forderungen und Sachen auch im 
Landrechte nicht ſchlechthin gleichgeſtellt (trotz der Begriffs⸗ 
beſtimmung in den 88 1—3 A. L. R. 12); vielmehr 
werden, worauf es hier allein ankommt, in 88 122, 
123 A. L. R. 12 einerſeits und 88 125, 126 daſelbſt 
andererſeits perſönliche und dingliche Rechte unterſchieden. 
Letztere, „deren Gegenſtand eine Sache iſt, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Perſon, bei welcher dieſe Sache ſich be⸗ 
findet,“ ſind abſoluter Natur, während es ſich bei 
Forderungen um Rechtsverhältniſſe zwiſchen zwei be⸗ 
ſtimmten Perſonen handelt, die in ihrem Beſtande 
äußerlich nicht erkennbaren Vorgängen und Beredungen 
zwiſchen dieſen beiden Perſonen ſtets unterworfen find. 
Auf ſolche Rechtsverhältniſſe können die Vorſchriften in 
88 15 flg. A. L. R. 14 nicht bezogen werden, da es 


den Parteien freiſteht, Forderungsrechte zu ſchaffen, die 
nur den Gläubiger berechtigen ſollen, es ſich übrigens 
auch gerade bei Baugelddarlehnen zeigt, welches an- 
zuerkennende Intereſſe der Darlehnsgeber daran haben 
kann, die Uebertragbarkeit des Anſpruches auszuſchließen. 
Es iſt daher im Geltungsbereiche des Allgemeinen 
Landrechtes ebenſo, wie in dem des gemeinen Rechtes, 
vergl. Entſch. des R. G. in Civilſ. Bd. 31 S. 164, 
auch Seuffert, Archiv Bd. 40 Nr. 192, 

ein dahingehender Vertrag auch dem gutgläubigen 
Ceſſionar gegenüber für wirkſamer erachtet. Sollte 
alſo was noch zu entſcheiden iſt, von den Beklagten 
behauptete Vertrag wirklich geſchloſſen, und das Ueber⸗ 
einkommen dahin gegangen ſein, daß er trotz feiner 
Nichtaufnahme in den ſchriftlichen Vertrag Geltung 
behalten ſolle, ſo würde der Kläger ſeine Forderung 
kraft eigenen Rechtes nicht geltend machen können. 
Demgemäß war die Aufhebung des Urtheiles geboten.“ 
Vom gemeinrechtlichen Standpunkte aus wird die Frage mit 
Rückſicht auf einen beſonders intereſſanten Einwand, nämlich 
den, daß auch die vom Geſichtspunkte der Sondernachfolge 
aus unwirkſame Ceſſion doch mittels Konverſion als mandatum 
in rem suam aufrecht erhalten werden könne, — ein Ein⸗ 
wand, der bei der dispoſitiven Natur der Regelung der Ceſſion 
nach dem B. G. B. noch erhoben werden könnte, — erörtert 
in R. G. XXXI Nr. 32. (VI. Civilſenat, Urth. vom 10. Mai 
1893 i. S. Sch. Konkursverw. [Bekl.] w. H. u. W. (Kl.] 
Rep. VI 55/93. Landgericht Hamburg, Oberlandesgericht 
daſelbſt.) Es erſcheint mir, da die Entſcheidung auch nach 
dem Inkrafttreten des B. G. B. nicht an Bedeutung verliert, 

angezeigt, ihre Gründe im vollen Umfang wieder zu geben: 

„Die eingeklagten und der Klägerin in den vorigen 
Inſtanzen zugeſprochenen 9450 Mark bilden den Betrag 
einer Forderung, welche dem jetzigen Gemeinſchuldner 
Sch. aus einem Bauvertrage gegen die Hamburgiſche 
Finanzdeputation zuſtand und von ihm vor Eröffnung 
des Konkurſes über ſein Vermögen der Klägerin ab⸗ 
getreten war. 

Da in jenem Vertrage bedungen war, daß Sch. das 
ihm aus demſelben etwa zuſtehende Guthaben nicht an 
dritte Perſonen ſolle cediren dürfen, ſo hat die Finanz⸗ 
deputation ſich ungeachtet der ihr angezeigten Ceſſion 
geweigert, die Klägerin als ihre Gläubigerin an⸗ 
zuerkennen, und den Betrag vielmehr an den inzwiſchen 
zum Konkursverwalter des Sch. beſtellten Beklagten 
bezahlt. Das Berufungsgericht hat nun die Frage, 
ob die Uebertragbarkeit einer Forderung mit Wirkung 
gegen Dritte vertragsmäßig ausgeſchloſſen werden könne, 
offengelaſſen und ausgeführt, daß ſelbſt bei Bejahung 
derſelben der Beklagte doch mit Recht zur Auskehrung 
des einkaſſirten Betrages an die Klägerin verurtheilt 
ſein würde. Dabei iſt offenbar als ſelbſtverſtändlich 
vorausgeſetzt, daß bei der entgegengeſetzten Annahme 
der Auffaſſung des Landgerichtes beizutreten ſein würde, 
nach welcher der Beklagte, weil er eine der Klägerin 
zuſtehende Forderung einkaſſirt haben würde, entweder 

mit der condictio sine causa oder mit der actio 
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negotiorum gestorum directa auf Auszahlung des 


„Betrages an die wahre n wen: belangt 
werden können. 


„Zunächſt nun verſtoßen jene 1 Ausführungen 


des Oberlandesgerichtes gegen reviſible Rechtsnormen. 


Sie gehen dahin: die als ſolche rechtsunwirkſame 
Ceſſion müſſen mittels ſog. Konverſion als mandatum 
in rem suam aufrechterhalten werden, einen ſolchen 
Auftrag würde Sch. ſelbſt nicht haben widerrufen 
können; folglich konnten dies auch ſeine Konkurs⸗ 
gläubiger nicht; alſo müſſe der Konkursverwalter das 
von ihm Einkaſſirte der Klägerin, als der Mandatarin 
in rem suam, herausgeben. Für dieſe letztere Fol⸗ 


gerung ſind beſondere Gründe überhaupt nicht an⸗ 


gegeben; indeſſen kann von dieſem Punkte abgeſehen 
werden, da im übrigen ſich die Deduktion des Be⸗ 
rufungsgerichtes doch als rechtlich unhaltbar darſtellt. 
Bei ihrer Würdigung hat man davon auszugehen, daß 
ein fog. mandatum in rem suam ein „Mandat“ nur 


im Sinne von „Vollmacht“ iſt, nicht im Sinne von 


„Mandatsvertrag“ oder von „Auftrag“ in dieſem 
Sinne: inſofern iſt es allerdings richtig, daß „ein 
ſolcher Auftrag“ an ſich unwiderruflich iſt; es iſt eben 
in Wirklichkeit kein Mandatsvertrag, ſondern eine 
andere Art von Vertrag, wodurch der „Mandant“ ſich 
endgültig verpflichtet, es geſchehen zu laſſen, daß der 
„Mandatar“ vermittelſt der ihm ertheilten Vollmacht 
die fragliche Forderung einkaſſire und den Betrag für 
ſich behalte. Weſentlich iſt dabei eben die Vollmacht, 


und zwar eine ſolche, die dem Drittſchuldner die 


Sicherheit verſchafft, daß er ſich durch Zahlung an 
den „Mandatar“ befreie. Dabei wirft ſich ſogar noch 


die Vorfrage auf, ob der Schuldner überhaupt (dem 


urſprünglichen Gläubiger) verpflichtet iſt, einem gehörig 
legitimirten Bevollmächtigten zu zahlen, wie er aller⸗ 
dings nach heutigem Rechte zweifellos regelmäßig (dem 
Cedenten) verpflichtet iſt, dem gehörig legitimirten 


Ceſſionar zu zahlen. 
Auf 1.24 § 2 Dig. de usur. 22, 1 dürfte man ſich 


nicht etwa für die Bejahung berufen, denn dieſe Stelle 


handelt nur von der Wirkſamkeit der durch einen 
Bevollmächtigten vorgenommenen Mahnung als ſolcher, 
wie daraus hervorgeht, daß neben dem letzteren auch 
der bloße negotiorum gestor genannt wird. Indeſſen 
wird man den Schuldner wohl allerdings nach Treue 
und Glauben für verpflichtet halten müſſen, auf Ver⸗ 
langen dem ſich genügend legitimirenden Bevoll⸗ 
mächtigten zu zahlen, falls jener ſich nicht etwa aus⸗ 


bedungen hat, nur an den Gläubiger perſönlich zahlen 


zu müſſen. Aber es erheben ſich ernſtliche Bedenken 
ſchon dagegen, den Schuldner, der ſich wirkſam aus⸗ 


bedungen hätte, nicht an einen Ceſſionar zahlen zu 


müſſen, für verpflichtet zu erklären, die dennoch aus⸗ 
geſtellte Ceſſionsurkunde als ſchriftliche Vollmacht zu 
verſtehen, welche den Ceſſionar genügend als Bevoll⸗ 
mächtigten legitimire. Bedenken, die ihren Grund 
namentlich in den engen Grenzen finden, die durch 


l. 1 $ 9 Dig. de pec. credit. 13, 5, 1. 9 Dig. de 


pons. 23, 1, J. 1 Dig. de jure dotis. 29, 7 und 
arg. 1.47 Dig. de O. et A. 44, 7 der ſog. Konverſion 
der Rechtsgeſchäfte gezogen ſind. Davon abgeſehen, 


verſagt nun aber die ganze Deduktion des Oberlandes⸗ 
gerichtes jedenfalls völlig für den hier vorliegenden Fall 
des Konkurſes des „Cedenten“. Vom Standpunkte des 
Schuldners aus handelt es ſich dann um eine „zur 
Konkursmaſſe zu erfüllende Verbindlichkeit“, und von 
einer ſolchen wird es nach 8 7 K. O. durch eine 
Leiſtung an den Gemeinſchuldner, alſo auch an den 
Bevollmächtigten deſſelben, nur ſoweit frei, als das 


Geleiſtete in die Konkursmaſſe gekommen iſt. In 


Wirklichkeit wäre eben durch ein ſolches „mandatum 
in rem suam“, welches als Ceſſion nicht gelten dürfte, 
dem „Ceſſionar“ oder „Mandatar“ noch kein nach Art 
eines dinglich wirkendes Recht ins Vermögen über⸗ 
tragen, wie das allerdings bei einer rechtswirkſamen 
Ceſſion der Fall iſt; ſondern er hätte nichts weiter 
dadurch erworben als einen perſönlichen Anſpruch gegen 
den „Cedenten“ oder „Mandanten“, ihn ungeſtört ein⸗ 


kaſſiren zu laſſen, und dieſer Anſpruch würde im Falle 


des Konkurſes des letzteren einfach zu einer gewöhn⸗ 
lichen Konkursforderung. 

Ob nicht ferner durch die vom Berufungsgerichte 
gebilligte, obenbezeichnete Ausführung des Landgerichtes, 
welche die Rechtsunwirkſamkeit der vertragsmäßigen 
Ausſchließung der Ceſſion zur Vorausſetzung hat, reviſible 
Rechtsnormen verletzt find, kann deshalb dahin geſtellt 
bleiben, weil dieſe Vorausſetzung dem geltenden Rechte 
nicht entſpricht. Für das rheiniſch⸗franzöſiſche Recht 
mag immerhin die entgegengeſetzte Anſicht ſich recht⸗ 
fertigen, wie vom Reichsgerichte 

vergl. Entſch. deſſelben in Civilſ. Bd. 27 S. 340 flg., 
ausgeführt iſt; vom Standpunkte des gemeinen deutſchen 
Rechtes aus iſt keinesfalls ein Grund erſichtlich, der 


Geltung des erklärten Willens der Kontrahenten eines Ver⸗ 


trages ſolche Schranken zu ſetzen, wie dies auch von Seiten 
der herrſchenden gemeinrechtlichen Lehre nicht geſchieht. 
Vergl. z. B. Sintenis, Gemeines Civilrecht 3. Aufl. 

Bd. 2 88 128 S. 810 flg. Windſcheid, Pandekten⸗ 

recht 7. Aufl. Bd. 2 88 335 S. 248, Dernburg 
Pandekten, 3. Aufl. Bd. 2 88 50 S. 138, Stege⸗ 
mann, Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. 67 

S. 315 flg. dagegen freilich Schmidt Ceſſion 
Thl. II S. 394; Seuffert, Archiv für die civiliſtiſche 
Praxis Bd. 51 S. 132 flg. und die Motive zu 

85 295 des Entwurfes eines bürgerlichen Geſetz⸗ 

| buches für das Deutſche Reich Bd. 2 S. 122 flg. 
Die herrſchende Lehre geht dabei meiſtens davon aus, 
daß es der Willensbeſtimmung der Kontrahenten, wie 
ſie die Begründung des Forderungsrechtes hätte ganz 
unterlaſſen können, auch überlaſſen bleiben müſſe, nach 
Belieben von vornherein nur ein nicht eeſſibles 


Forderungsrecht zu begründen, und daß daher für die 


Uebertragung des Satzes, wonach durch ein bloß 


vertragsmäßiges Veräußerungsverbot die Gültigkeit der 
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dennoch erfolgten Veräußerung nicht gehindert wird, 
auf Forderungsrechte kein Raum bleibe. Aber ſelbſt 
wenn man dies nicht als richtig anerkennen wollte, viel⸗ 
mehr die Analogie jenes auf dingliche Rechte bezüglichen 
Satzes an ſich auch bei der Ceſſion für durchgreifend 
hielte, ſo würde doch der Inhalt des vertragsmäßigen 
Forderungsrechtes immer von den Kontrahenten beliebig 
beſtimmt werden können, alſo u. a. auch dahin, daß der 
Schuldner ſolange zu erfüllen nicht ſchuldig ſein ſolle, 
als das Forderungsrecht nicht dem urſprünglichen 
Gläubiger, ſondern einen dritten Ceſſionar zuſtehen 
ſollte: es würde mithin für die jetzt allein intereſſierende 
Frage, ob dem Ceſſionar ein rechtswirkſamer Anſpruch 
gegen den Schuldner zuzuſchreiben ſei, daſſelbe Ergebniß 
gewonnen werden. Auch hat der I. Civilſenat des 
Reichsgerichtes Entſcheidungen im Sinne der An⸗ 
erkennung der Wirkſamkeit eines vertragsmäßigen 
Ceſſionsverbotes nach gemeinem Rechte erlaſſen: einmal 
in dem ganz entſprechenden Falle eines letztwilligen 
Ceſſions⸗ und Pfändungsverbotes (Hanſeatiſche Gerichts⸗ 
zeitung, Jahrgang 1885, Beiblatt, S. 75 flg.), ſodann 
in dem freilich etwas eigenthümlich gearteten Falle, wo 
eine Bürgſchaft nur zu Gunſten des urſprünglichen 
Gläubigers der Hauptforderung, nicht auch zu Gunſten 
eines etwaigen Ceſſionars übernommen war. 
Vergl. Seuffert, Archiv Bd. 40 Nr. 192. 

Aus dieſen Gründen müßte nach 88 527 Abſ. 1 
C. P. O. das angefochtene Urtheil aufgehoben werden. 
Da dabei der Fall des 88 528 Abſ. 3 Nr. 1 daſelbſt 
gegeben war, ſo war ſofort der Berufung des Beklagten 
zu entſprechen, die Klage alſo abzuweiſen.“ 

Nach dem Prinzip der Sondernachfolge, wie es vom 


B. G. B. zu Grunde gelegt iſt, kann an und für ſich der 


Schuldner dem neuen Gläubiger alle Einwendungen, die zur 
Zeit der Abtretung der Forderung gegen den Cedenten begründet 
waren, auch dem Ceſſionar entgegenſetzen (8 404 B. G. B.) 
Im Gegenſatze zum Preuß. Allg. Landrecht und Code civil it 
eine Denunziation, Benachrichtigung, Signifikation nicht mehr 
erforderlich, um den Ceſſionar zum Eigenthümer der Forderung 
zu machen. Darnach dürfte der Schuldner Einwendungen, die 
ſich auf nach der Uebertragung zwiſchen ihm und dem Ceden⸗ 
ten vorgenommene Rechtsakte gründen, dem Ceſſionar gegenüber 
nicht mehr geltend machen. Allein dieſe Konſequenz würde 
zweifellos zu großen Unbilligkeiten führen für den Fall, daß 
der Schuldner gutgläubig ohne Kenntniß der Ceſſion gehandelt 
hat. Das B. G. B. durchbricht daher die in 8 404 aufgeſtellte 
Regel zu Gunſten des gutgläubigen Schuldners durch folgende 
bemerkenswerthe Ausnahmen: 
8 407: „Der neue Gläubiger muß eine Leiſtung, die 
der Schuldner nach der Abtretung an den bisherigen 
Gläubiger bewirkt, ſowie jedes Rechtsgeſchäft, das nach 
der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem 
bisherigen Gläubiger in Anſehung der Forderung vor⸗ 
genommen wird, gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, 
daß der Schuldner die Abtretung bei der 
Leiſtung oder der Vornahme des Rechtsge— 
ſchäfts kennt.“ 


8 406: „Der Schuldner kann eine ihm gegen den 
bisherigen Gläubiger zuſtehende Forderung auch dem 
neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen, es ſei 
denn, daß er bei dem Erwerbe der Forderung von ber 
Abtretung Kenntniß hatte oder daß die Forderung 
erſt nach der Erlangung der Kenntniß und ſpäter 
als die abgetretene Forderung fällig geworden iſt.“ 
Hiernach ift an Stelle der Denunziation bezw. Signifikation 


jede irgendwie erlangte Kenntniß des Schuldners von dem 
Abtretungsgeſchäfte getreten, was beſonders für das Gebiet des 


franzöſiſchen Rechtes eine Neuerung bildet. Denn für dieſes 
erkannte noch R. G. XXVII Nr. 78 S. 317 ausdrücklich den 
Grundſatz an: „Es iſt nicht geſtattet, auch eine ſonſtige, ſich 
nicht als Signifikation im Sinne des Geſetzes charakteriſirende 
Kenntniß des Schuldners von der Ceſſion der Signifikation 
mit der Wirkung gleichzuſtellen, daß ſchon von jener ſonſtigen 
Kenntniß an die Berufung des Schuldners auf Tilgungs⸗ 
gründe die nämliche Beſchränkung erleidet, wie durch die 
Signifikation. Insbeſondere enthält Art. 1295 code civil 
gerade eine Beſtätigung des aus Art. 1690, 1691 code civil 
ſich ergebenden Satzes, daß (abgeſehen von der Annahme der 
Ceſſion durch den Schuldner) die Signifikation, und erſt 
die Signifikation nur die Kompenſation jener Forderungen 
hindert, welche erſt nach der Signifikation entſtanden ſind.“ 
Beachtet man die Subſtitution der Denunziation durch 
die irgendwie erlangte Kenntniß, ſo bleibt zur Erläuterung des 
8 406 (in Anſehung feiner Forderung der Fälligkeit der Gegen⸗ 
forderung zur Zeit der Kenntnißnahme) folgende Entſcheidung 
auch jetzt noch beachtenswerth, R. G. IV Nr. 70 (V. Civilſenat, 


Urth. vom 2. März 1881, Rep. V 383/80): Es handelt ſich 


um die Frage, ob der Schuldner eine Regreßforderung aus 

einem von dem Cedenten des Klägers vor der ausgeſtellten, 

von dem Beklagten gleichfalls vor der Ceſſion durch Blanko⸗ 

Giro erworbenen, aber erſt nach der Ceſſion und deren 

Bekanntmachung fällig gewordenen Wechſel zur Aufrechnung 

bringen darf. Die Frage wird verneint unter folgender Be⸗ 
gründung (S. 257): „ ne 

„Wenn man auch annehmen mag, daß bie Regreß⸗ 

obligation aus dem von dem Cedenten des Klägers 

am 3. Dezember 1878 ausgeſtellten Wechſel durch den 

Begebungsvertrag d. i. durch die in Form eines Blanko⸗ 

Giro erfolgte Uebertragung des Wechſels auf den Be⸗ 

klagten und zwar vor der Ceſſion der Klageforderung 

entſtanden iſt, und daß für die ſo entſtandene — der 

Zeit ihrer Entſtehung nach daher Fompen- 

ſable — Regreßforderung der Verfalltag des Wechſels 

— die Nichtzahlung und die Proteſtaufnahme nur zeit⸗ 

liche und geſchäftliche Vorausetzungen für die Geltend- 

machung des Anſpruchs ſind, Entſch. des R. O. H. G. 

Bd. 24 S. 1; Striethorſt, Archiv Bd. 71 S. 310, 311, 

alſo wenn man auch anerkennen mag, daß dem Be⸗ 

klagten zur Zeit der Ceſſion der Klageforderung 

und deren Bekanntmachung eine Wechſel-⸗Regreß⸗ 

forderung zuſtand, ſo ſteht doch, nach Annahme 

beider Vorderrichter, feſt, daß die aus einem Waaren⸗ 

kaufe per Kaſſe hergeleitete, dem Kläger cedirte Forderung 

ſchon zur Zeit der Ceſſion und deren Bekanntmachung 
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an den Beklagten, alſo im Dezember 1879 fällig war, 
während die zur Kompenſation geſtellte Wechſelforderung 
erſt am 3. Februar 1879 fällig wurde.“ — „Das 
Recht des Klägers, als Ceſſionars, befeſtigt 
durch die Bekanntmachung der Ceſſion und 
hierdurch in direkte Beziehung zu dem Be⸗ 
klagten geſetzt, kann durch die ſpäter ein⸗ 
getretene Fälligkeit der Gegenforderung nicht 
beeinträchtigt werden.“ u 
Praktiſch wird fi meines Erachtens auch in Zukunft 
eine Benachrichtigung des Schuldners von der Ceſſion mög⸗ 
lichſt im Anſchluß an dieſelbe empfehlen. Die Beſtimmung 
des B. G. B. ſteht an Praktikabilität jedenfalls hinter der des 
Code civil und des Pr. A. L. R. zurück. Mit Recht hebt 
ſchon Dernburg, Band. II 48 hervor, daß dadurch die Frage, ob 
der Schuldner ſeinem urſprünglichen Gläubiger noch zahlen 


darf und muß, von einem inneren, pſychologiſchen Vor⸗ 
gange abhängig gemacht worden iſt, der ſich äußerlich nicht 


markirt und oft zweifelhaft bleibt, daß es alſo zweckmäßiger 
iſt, den kritiſchen Moment durch eine äußere That— 
ſache zu fixiren. | . 
Keine allgemeine Beftimmungen giebt das B. G. B. über 
die Haftung des Cedenten. Die Ceſſion iſt eben ein allge⸗ 
meines (abſtraktes) Rechtsgeſchäft, dem die verſchiedenartigſten 
causae zu Grunde liegen können und die Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht richtet ſich nach der causa. 
Aber für den Fall, daß eine Gewährleiſtungspflicht aus 
der der Ceſſion zu Grunde liegenden causa reſultirt, iſt daran 
feſtzuhalten, daß auch der zweite Ceſſionar den ihm aus der 
Verfolgung der cebirten nicht exiſtirenden Forderung gegen den 
Schuldner erwachſenen Schaden auf Grund einer Ceſſion des 
ſeinem Cedenten gegen den erſten Cedenten zuſtehenden 
Gewährleiſtungsanſpruches geltend machen kann, auch wenn 
die zwiſchen ihm und dem erſten Ceſſionar beſtehende causa 
cessionis einen Gewährleiſtungsanſpruch gegen ſeinen 
Cedenten, den erſten Ceſſionar ausſchließt. Dies hat das 
Reichsgericht unter Aufhebung eines kammergerichtlichen Urtheils 


ſowohl nach preußiſchem Landrecht wie auch nach gemeinem 


Recht für richtig erkannt, und die angeführten Entſcheidungs⸗ 
gründe ſcheinen mir auch für das neue Recht noch einige Be⸗ 
achtung zu fordern: R. G. XXXIX. Nr. 62. (. Civilſenat Urth. 
vom 11. März 1897 i. S. H. und Gen. [Kl.] w. Aktiengeſellſch. 


Baugeſellſchaft in Liqu. [Bekl.] Rep. I. 373/96: S. 234 ff.: 


„Denn es iſt keineswegs richtig, wie in den kammer⸗ 
gerichtlichen Urtheilen unterſtellt wird, daß der Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruch des Ceſſionars gegen ſeine Cedenten 
zur Vorausſetzung hat, daß die Nachtheile, welche die 
Nichtexiſtenz der Forderung zur Folge gehabt hat, in 
der Perſon des Cedenten und erſten Ceſſionars ent⸗ 
ſtanden ſein müßten, oder daß er ſeinem Ceſſionar auf 
Erſtattung dieſer Schäden haftete. Das iſt begrifflich 
ſo wenig bei dem Gewährleiſtungsanſpruche des 
Ceſſionars, wie bei dem Gewährleiſtungsanſpruche des 
Käufers oder eines Erwerbs von Sachen aus einem 
anderen Rechtsgrunde der Fall. Nur das iſt Voraus⸗ 
ſetzung, daß die ſpäteren Veräußerungsgeſchäfte ſich 

angeſchloſſen haben an die Veräußerung des Regreß⸗ 


— 


pflichtigen, ſodaß der an letzter Stelle eingetretene 
Erwerb oder Mangel im Erwerbe eine Folge davon 


war, daß der Regreßpflichtige etwas als vollgültig, 
als ſein ihm zuſtehendes Recht, als mängelfrei u. ſ. w. 
veräußert hat, was eben ſo beſchaffen nicht war oder 


ihm nicht zuſtand. Liegen dieſe Vorausſetzungen vor, 
ſo kann der, welcher infolge dieſes Mangels an letzter 
Stelle zu leiden hat, den Gewährleiſtungsanſpruch 
gegen den erſten Veräußerer erheben, wenn ihm derſelbe 


von deſſen unmittelbarem Rechtsnachfolger abgetreten 
wird. Das iſt eine nothwendige Folge der freien 
Veräußerlichkeit von Sachen und Rechten, welche durch 
die weitere Veräußerlichkeit den Verfügungen anderer 
Perſonen unterſtellt werden, die andere Zwecke ver⸗ 
folgen und andere Vermögensintereſſen haben. Der 
erſte Cedent oder Verkäufer weiß das. Wenn er durch 
ſeine Abtretung einer Forderung oder durch ſeinen 
Verkauf einer ihm nicht gehörigen oder mangelhaften 
Sache dieſe Sache oder jene Forderung in Lauf ſetzt, 
ſo muß er ſich ſagen, daß, wenn er auch nur mit 
ſeinem Ceſſionar oder mit ſeinem Käufer kontrahirt, 
alſo nur dieſen Perſonen gewährleiſtungspflichtig wird, 
der ſich ergebende Schade bei einer anderen Perſon ein⸗ 
treten und unter Umſtänden eine ganz andere Geſtalt 
und einen ganz anderen Umfang gewinnen kann, 
wenn Sache oder Forderung durch Abveräußerung in 
dritte Hand gelangt. Es liegt auch für den erſten 
Veräußerer ſehr nahe, vorauszusehen, daß fein Ceſſionar, 
wenn er die ihm abgetretene Forderung frei weiter 
cediren kann, ſich auch in der Lage befindet, den Ge⸗ 
währleiſtungsanſpruch, der ihm gegen ſeinen Gegen⸗ 
kontrahenten zuſteht, abzutreten und ſo ſeinen mittelbaren 
oder unmittelbaren Rechtsnachfolger in die Lage zu 
ſetzen, den ihm erwachſenen Schaden gegen den erſten 
Veräußerer zu verfolgen. 

Das römiſche Recht hat auch dieſe Konſequenz 
gezogen. Der Pfandgläubiger, welcher als ſolcher 
veräußert, ſteht, wenn er dieſe Haftung nicht beſonders 
übernimmt, nicht dafür ein, daß der Pfandgeber Eigen⸗ 
thümer war. Er iſt nicht verpflichtet dem Erſteher Er⸗ 
ſatz zu leiſten, wenn dieſem die erkaufte Sache evinzirt 
wird (. 10 Dig. de distract. pign. 20, 5; J. 1 Cod. 
creditorem evict. non debere 8, 46 [45 J). In der 
Perſon des Pfandgläubigers entſteht alſo kein Schade, 
wenn der dritte Eigenthümer dem Erſteher die von 
dieſem gekaufte Sache evinzirt. Gleichwohl kann er 
den Gewährleiſtungsanſpruch, der ihm gegen den Ver⸗ 
pfänder zuſteht, dem Käufer mit dem Erfolge abtreten, 
daß der Verpfänder dem Käufer regreßpflichtig wird. 
Und weil er ſolchen Gewährleiſtungsanſpruch gegen den 


Verpfänder in der actio pignoraticia contraria hat, 


wird er ſogar verpflichtet erachtet, obwohl er ſonſt nicht 
haftet, dieſen Gewährleiſtungsanſpruch ſeinem Käufer 


abzutreten. 


L. 38 Dig. de eviet. 21, 2: „cui enim non 
aequum videbitur vel hoc saltem consequi emptorem, 
quod sine dispendio creditoris futurum est.“ 
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Dieſelbe Ceſſibilität eines Anſpruches, an welchem 
der Cedent ein perſönliches Intereſſe nicht hat, wird 
auch in anderen Fällen angenommen, in denen der 
Cedent dem Ceſſionar ſonſt nicht haftet. 

Vergl. u. a. I. 25 Dig. de admin. et peric. 26, 7. 

Es iſt nicht erſichtlich, daß das preußiſche Allgemeine 
Landrecht in dieſen Beziehungen von anderen Rechts⸗ 
grundſätzen ausgeht. Kann aber der nicht regreßpflichtige 
Cedent hiernach ſeinen Ceſſionar durch nachträgliche 
Abtretung des Gewährleiſtungsanſpruches gegen den 
erſten Cedenten legitimiren, den Erſatzanſpruch wegen 
des Schadens, der dem ſpäteren Ceſſionar aus dem 
Mangel im Rechte des erſten Cedenten erwachſen iſt, 
gegen den erſten Cedenten zu verfolgen, ſo darf man 
zurückſchließen, daß auch der zweite Ceſſionar, wenn er 
Benefizialerbe des erſten Ceſſionars wird, durch die 
Beerbung ebenſo, wie der Erbe ohne Vorbehalt, zur 
Verfolgung des Schadens legitimirt wird, den er vor 
der Beerbung erlitten hat.“ e 


Literatur. 


Bürgerliches Recht. | 
III. Monographien und Abhandlungen (Kommentare 
zu Einzelgeſetzen). 

— 4. Die Urheberrechte. zu 
1. Die Geſetze zum Schutz des gewerblichen Eigen- 

thums. Mit Erläuterungen und einer Einleitung: die 

Entwicklung des gewerblichen Rechtsſchutzes in Deutſchland. 

Von Paul Schmidt, Rechtsanwalt zu Berlin. — Berlin 

1897. Carl Heymann. Pr. 7 M. es 

Die einheitliche Behandlung des Rechtsgebiets, unter welchem 

der Verf. neben dem Patent⸗Gebrauchs⸗ und Geſchmacksmuſter⸗ 
ſchutze den Schutz der Waarenbezeichnungen und die Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs begreift, das er alſo ſtatt mit der 
Ueberſetzung des unklaren und irreführenden Ausdrucks propriété 
industrielle als gewerbliches Urheberrecht im Gegenſatze zum 
literariſchen und künſtleriſchen bezeichnen follte, iſt ein glücklicher 
Gedanke. Wenn auch die Form des Kommentars die Hervor- 
hebung der gemeinſamen Grundgedanken und den Nachweis 
ihrer Verzweigung in die einzelnen Anwendungsgebiete nicht 
begünſtigt, ſo hat der Verf. einer ſolchen wiſſenſchaftlichen Durch⸗ 
dringung des Stoffes durch die gleichmäßige Bearbeitung des⸗ 
ſelben und den ſteten Hinweis auf das gegenſeitige Verhältniß 
und das Ineinandergreifen der behandelten Geſetze wirkſam 
Bahn gebrochen unbeſchadet der „vorwiegenden“ Beſtimmung 
des Werkes „für die Verwendung in der Praxis vor dem Patent- 
amt und den Gerichten“. Indem er „die das Gebiet betreffende 
Rechtſprechung der Schutzertheilungsbehörden und des oberſten 
Gerichtshofs auf das Eingehendſte berückſichtigt“ und mit Erfolg 
ſich bemüht hat „im Weſentlichen den derzeitigen Stand der 
Rechtſprechung wiederzugeben“, hat er doch in ſorgfältiger Aus⸗ 
wahl und überſichtlicher Anordnung des Wichtigeren und häufiger 
Vorkommenden dieſem Inhalt ebenſo das Gepräge einer wiſſen⸗ 
ſchaftlich durchdachten, wie für den Gebrauch bei der Rechts- 
anwendung leicht zugänglichen Darſtellung gegeben. Eine etwas 


abweichende Behandlung war für das Geſetz vom 27. Mai 1896 
geboten, ſchon weil hier die Erläuterung und Auslegung der 
Beſtimmungen ſtatt aus der noch fehlenden Rechtſprechung aus 
den Motiven der Regierungsvorlage und den Verhandlungen 
des Reichstages zu entnehmen war. Der Verf. hat hier dem 
verhältnißmäßig umfänglicheren Kommentar noch eine längere 
Einleitung vorausgeſchickt, die an einen Ueberblick über den 
Stand der bisherigen Geſetzgebung und Rechtſprechung auf 
dieſem Gebiete, durch welche das neue Geſetz veranlaßt iſt, eine 
begriffliche Ordnung ſeiner Beſtimmungen nach dem durch ſeinen 
Zweck beſtimmten inneren Zuſammenhange und eine ſcharfſinnige 
Erörterung ſeines Verhältniſſes zu anderen Geſetzen, insbeſondere 
auch den Beſtimmungen des B. G. B. über ſchuldhafte Ver⸗ 
mögensſchädigung reiht. Gleich werthvoll iſt die allgemeine Ein- 
leitung über die Entwicklung des gewerblichen Rechtsſchutzes in 
Deutſchland, deren gedrängte Ueberſicht theilweiſe ergänzt wird 
durch die vorausgegangene Schrift des Verf. 5 


2. Die Entwicklung des Geſchmackmuſterſchutzes in 
Deutſchland von P. Schmid, R.⸗A. in B. — Berlin 
1896. K. G. Wiegandt. Pr. 3 M. | 
Um für die Prüfung der Verbeſſerungsbedürftigkeit und 
„Fähigkeit des Geſetzes vom 11. Januar 1876 eine umfaflende 
geſchichtliche Grundlage zu bieten, enthält die Arbeit nicht nur 
„in möglichſter Vollſtändigkeit alle auf dem Gebiete des Ge 
ſchmacksmuſterſchutzes bisher in Deutſchland erfolgten geſetz⸗ 
geberiſchen Maßnahmen und alle in Beziehung auf die Aus⸗ 
geſtaltung dieſes Schutzes laut gewordenen Wünſche und Vor⸗ 
ſchläge“, ſondern zum vollen Verſtändniſſe dieſer Fragen auch 
„die Ouellen des Geſetzes, die engliſche und franzöſiſche Mufter- 
ſchuzgeſebgebung. T DR 
3. Das Reichsgeſetz zum Schutze der Waarenbezeich⸗ 
nungen vom 12. Mai 1894. Unter Berückſichtigung der 
in- und ausländiſchen Literatur und Rechtſprechung ſowie der 
Praxis des Patentamts, erläutert von Dr. P aul Kent, RA 
in Frankfurt a. M. — Berlin 1897. Karl Heymann. 
Schon der Umfang dieſes über 600 Seiten ſparſamen 
Druckes ausfüllenden Kommentars über ein Geſetz von nur 
26 Paragraphen, läßt erkennen, daß es auf eine möglichſt er⸗ 
ſchöpfende Darſtellung des Gegenſtandes unter ſorgfältigſter Er⸗ 
örterung aller Streitfragen abgeſehen iſt, ſowohl derjenigen, 
welche die Rechtſprechung über das Markenſchutzgeſetz in wei 
Jahrzehnten aufgeworfen hat, wie der weiteren, die durch die 
Materialien zu den abweichenden und ergänzenden Beſtimmungen 
des neuen Geſetzes und die Erfahrungen des Auslandes angeregt 
werden, und dem entſpricht die Anlage des Buches. Der Inhalt 
jedes Paragraphen iſt in Abſchnitte — mit fortlaufender römiſcher 
Zahlenbezeichnung im Ganzen neunzig — getheilt, und dieſe 
enthalten, mit Ziffern fortgezählt, insgeſammt 1012 An 
merkungen, deren Inhaltsangabe 30 Seiten füllt und das 
fehlende Sachregiſter erſetzt. Daß mit dieſer Schärfe der Unter⸗ 
ſcheidung bis ins Einzelnſte hinein die Kraft der Zuſammen 
faſſung und die Sicherheit des Ueberblicks nicht gleichen Schritt 
halten kann, hat das Buch nur mit der Richtung der ganzen 
herrſchenden Rechtſprechung gemein, in deren vollem Strome es 
ſchwimmt und darum auch alsbald von den Gerichten als will 
kommene Handhabe, ähnlich dem Staub'ſchen Kommentar zum 
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H. G. B. ergriffen worden iſt. Um fo mehr ift anzuerkennen; 


daß der Verf. dem Zuſammenhange des behandelten Geſetzes 


mit den verwandten das ſorgfältigſte Augenmerk gewidmet und 
ſich bemüht hat, überall darzulegen, wie ſie in einandergreifen, 
ſich ergänzen oder ausſchließen. Das Buch wird ſich darum 
ſchnell als unentbehrliches Hülfsmittel der Rechtsanwendung 
einführen und hat zugleich der wiſſenſchaftlichen Erfaſſung 
des Stoffes in werthvoller Weiſe vorgearbeitet. : 


4. Das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 

Wettbewerbs vom 27. Mai 1896. Kommentar von 
Dr. Ernſt Müller, Nürnberg. — Fürth i. B. 1896. 
G. Roſenberg. Pr. 3 M. 60 Pf. nn 

5. Daſſelbe Geſetz. Für die gerichtliche und. gewerbliche 
Praxis erläutert von C. Hauß, Kaiſ. Geh. Reg.⸗R. im 
Reichsamt des Innern. Berlin 1896. J. Guttentag. 
Pr. cart. 3 M. | 


6. Daſſelbe Geſetz. Erläutert von J. Bachem, Rechtsanw. 
und H. Roeren, Oberlandesgerichtsrath. Leipzig 1896. 
Duncker u. Humblot. 


7. Daſſelbe Geſetz. Kommentar von Dr. H. Kunreuther, 
Rechtsanw. Berlin 1896. Siemenroth u. Troſchel. 


8. Daſſelbe Geſetz. Mit Kommentar von Dr. C. Engel II, 
Rechtsanw. Berlin. R. v. Decker (G. Schenck). 


9. Daſſelbe Geſetz. Erläutert von Dr. J. Kahn, Rechtsanw. 
und Sekr. der Handels⸗ u. Gewerbekammer für Oberbayern. 
München 1896. J. Schweitzer (Joſ. Eichbichler). 
Pr. 2,40 M. 

Der Verf. des erſtaufgeführten Kommentars hat ſich die 
Aufgabe geſtellt, „der gründlichen theoretiſchen Bearbeitung durch 
Anführung einer Fülle von Beiſpielen aus dem modernen Ge⸗ 
ſchäftstreiben gewiſſermaßen Leben einzuhauchen und auch den 
nicht juriſtiſchen Intereſſenten das Verſtändniß deſſen was erlaubt, 
was verboten ſei, zu erleichtern“ und „um gerade dieſen Kreiſen 
bis zu einem gewiſſen Grade die Möglichkeit zu gewähren, auch 
ohne den Beſitz einer größeren juriſtiſchen Literatur, die nöthigen 
Behelfe zur Rechtsverfolgung und Vertheidigung zu gewähren“, die 
civil, fraf-, prozeß- und ſtaatsrechtliche Literatur in ausgiebiger, 
aber knapper und überſichtlicher Weiſe heranzuziehen und ge⸗ 
meinverſtändlich zu verwerthen, wobei auch der internationale 
Rechtsverkehr ausführlich behandelt worden iſt. Daß es ihm 
auf dieſen Wege zugleich gelungen iſt, ein werthvolles Hülfs⸗ 
mittel für die berufsmäßige Rechtsanwendung zu ſchaffen, wird 
durch die Beachtung beſtätigt, die der Kommentar alsbald bei den 
Gerichten gefunden hat. — Die Bearbeitung von Hauß dagegen, 
deren Verf. „an den legislativen Vorarbeiten von Anfang an 
betheiligt“ war, iſt beſtimmt, dem Geſetze nur „einige Er⸗ 
läuterungen mit auf den Weg geben, welche der gerichtlichen 
und gewerblichen Praxis die leitenden Gedanken des Geſetzgebers 
klar legen ſollen“, ſie hat, „auf Erörterungen theoretiſchen In⸗ 
halts verzichtet und aus der Fülle des vorliegenden Materials 
alles ausgeſchieden, was zur unmittelbaren Verwerthung un⸗ 
geeignet erſcheinen mußte“, insbeſondere auch jede Bezugnahme 
auf Rechtſprechung und Literatur des Auslandes. Gerade dieſe 
Beſchränkung aber erleichtert es ungemein, das Buch zu Rathe 
zu ziehen, wo Gefahr iſt, dem Geſetze eine über die Abficht 


ſeiner Urheber hinausgehende Tragweite zu geben, wozu die 
ſonſt gewiß verdienſtliche Heranziehung des ausländiſchen Rechts 
nur zu leicht verleitet. — Die Verf. von Nr. 6 haben ſich „an 
den Beſtrebungen einen wirkſamen gewerblichen Rechtsſchutz im 
deutſchen Reiche herzuſtellen, der eine publiziſtiſch, der andere 
parlamentariſch ſeit den erſten Anfängen der dahin gerichteten 
Bewegung betheiligt und dieſelben in allen ihren Stadien auf⸗ 
merkſam verfolgt und zu fördern geſucht.“ Wenn gerade des⸗ 
halb für ſie die Verſuchung nahe lag, in dem Geſetze von dem 
was ſie erſtrebten, mehr verwirklicht zu finden als deſſen Urheber 
gewollt haben, ſo werden doch ihre gleichfalls auf das praktiſch 
brauchbare beſchränkte Ausführungen zur Ergänzung und viel⸗ 
leicht zur Berichtigung mit gutem Erfolg heranzuziehen ſein. 
Die drei übrigen Kommentare haben in verdienſtlicher Weiſe 
eine gedrängte Auswahl aus den Materialien des Geſetzes ge⸗ 
troffen und durch Erläuterungen ferner die Bedürfniffe des 
Juriſten und des Gewerbtreibenden zugleich ergänzt. 


10. Das Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
vom 27. Mai 1896. Syſtematiſch dargeſtellt von 
Dr. A. Lobe, Amtsr. Leipzig 1896. Roßberg'ſche Buchh. 
Pr. geb. 3 M. | | | 


So erfreulich es iſt, wenn gerade aus dem Richteramt 
heraus der Verſuch der ſyſtematiſchen Bearbeitung eines neuen 
Geſetzes auf einem im größten Theile Deutſchlands noch un⸗ 
angebauten Gebiete erſcheint, ſo zweifelhaft iſt der Werth von 
allgemeinen Erörterungen „über ſubjektives Recht im Allgemeinen“ 
bis zu ſo fragwürdigen Gemeinplätzen hinauf, wie „der Menſch 
als ſelbſtſtändiges Lebeweſen beſteht zunächſt (wann und wo?) un⸗ 
abhängig von jeder Rechtsordnung“, „ſobald“ er „aber mit anderen 
Menſchen in Gemeinſchaft tritt“ (wann thut er das nicht?), iſt 
„eine der wichtigften Lebensäußerungen“ dieſer Gemeinſchaft „die 
Erzeugung des Rechts, eines gemeinſamen Willens“ u. f. w., 
die der Verf. auf ein paar Seiten vorausſchickt. Dem geduldigen 
Leſer iſt indeß zu empfehlen, ſich durch dieſen Eingang nicht 
abſchrecken zu laſſen, da das Buch, abgeſehen von dem überhaupt 
verfehlten Verſuche, aus dem Geſetze ein ſubjektives Recht der 
Erwerbsthätigkeit, ein Recht auf das „wirthſchaftliche Gut“ der 
Kundſchaft als „Rechtsgut“ zu konſtruiren, das Verſtändniß 
des pofitiven Inhalts des Geſetzes ungleich beſſer anregt und 
fördert, als dies der beſte Kommentar vermag. Bei jener Kon⸗ 
ſtruktion aber verkennt der Verf., daß jedes beſtimmte „ſub⸗ 
jektive Recht“ ein beſtimmtes Objekt, einen Gegenſtand im 
weiteſten Sinne erfordert, über den es dem berechtigten „Subjekt“ 
eine ausſchließliche Verfügung gewährt, daß aber die „Kund⸗ 
ſchaft“, ſoweit ſie nicht als eine Art von Zubehör einer Ge⸗ 
ſchäftsſtelle und dergl. behandelt werden kann, kein beſtimmter 
Gegenſtand ausſchließlicher Nutzung iſt, wie eine Erfindung, ein 
Waarenzeichen, ein Schrift- oder Kunſtwerk, vielmehr jeder Ge⸗ 
werbtreibende die gleiche Freiheit hat, ſich um denſelben Kunden 
zu bewerben, ſoweit nicht die poſitive Rechtsordnung gewiſſe 
Mittel des Wettbewerbs als rechtswidrig an ſich, im Sinne 
der Verletzung des geſunden Rechtsgefühls ſchlechthin, wie Gewalt 
und Betrug, als formales Delikt unterſagt. Ueber den Boden der 
Deliktsklage iſt man bei dem Geſetz vom 27. Mai 1896 jedenfalls 
zur Zeit nicht hinausgekommen, wie es ja für Deutſchland nur 


den gleichen Rechtszuſtand herſtellen ſollte, den anderwärts die 
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Rechtſprechung mittelſt der allgemeinen Deliktsklage geſchaffen 
hat. Geſchichtlich find freilich aus dieſer Klage alle beſtimmten 
„ſubjektiven Rechte“ herausgewachſen, ſchwerlich aber wird die 
Rechtsordnung über einen ungelöſten Reit hinauskommen, da 
bis jetzt die Deliktsklage allemal, was auf der einen Seite 
ausgeſchieden wurde, auf der anderen durch Steigerung oder 
Vertiefung des Rechtsgefühls wieder gewonnen hat. Jedenfalls 
wird die voreilige Konſtruktion ſubjektiver Rechte aus Delikts⸗ 
normen die noch nicht in der Rechtſprechung eine feſte Abgrenzung 
erhalten haben, nicht nur müßig, ſondern gefährlich, da ſie aus 
dem, was nur aus dem Geſetz abſtrahirt werden kann, Konſe⸗ 


quenzen zu ziehen verleitet, bei denen der poſttive Boden des 


Geſetzes unter den Füßen ſchwindet. 


11. Rechtsſchutz der Zeitungs- und Büchertitel. Ein 
Beitrag zur ungenügenden Bekämpfung des unlautern Wett⸗ 
bewerbs durch die Gerichte. Von Dr. W. Brandis. 
Berlin 1898. F. Lipperheide. , 

Die Schrift beſpricht in verſtändiger und ſachlich durchweg 
zutreffender Weiſe einen Rechtsfall, der ſchlagend darlegt, wie 
zäh unſere Gerichte an der engbrüſtigen Rechtsauffaſſung, durch 
die ſie das Geſ. v. 27. Mai 1896 nöthig gemacht haben, auch 
trotz dieſes Geſetzes feſthalten, ſoweit ſie nicht darin zwingende 
Vorſchriften erkennen, und dieſes in gewiſſer Hinficht ſtatt als 
endliche Befriedigung eines geſunden Rechtsgefühls vielmehr als 
Einbruch in die korrekte Rechtsordnung, als Ausnahmegeſetz 
behandeln. Ein Verleger hat mit großen Mühen und Koſten 
eine Zeitſchrift unter den Titel „Die Modenwelt“ beſtens ein- 
geführt. Ein andrer gründet — vor dem 1. Juli 1896 — 
eine „kleine Modenwelt“, die ſich durch ihren Titel als eine 
kleine Ausgabe der bekannten Modenwelt darſtellt. Da nun 
diejenigen, welche der anſcheinende Auszug nicht genügt, die 
erſte Zeitſchrift mit der nächſtliegenden Unterſcheidung als die 
„große“ Modenwelt verlangen, gründet der redliche Wettbewerber 
— immer noch vor dem 1. Juli 1896 — eine „große Moden⸗ 
welt“. Die Gerichte ſtellen feſt, daß die Annahme beider Titel 
bei Begründung der Konkurrenzunternehmungen „darauf be⸗ 
rechnet und geeignet geweſen ſei“, Verwechslungen herbeizuführen. 
Gleichwohl wird die auf Grund des Geſ. vom 27. Mai 1896 
erhobene Klage auf Unterſagung des weiteren Gebrauchs der 
beiden Titel in allen Inſtanzen abgewieſen, weil die Kon- 
kurrenzunternehmungen des Beklagten vor der Geltung des 
angerufenen Geſetzes einen fo geſicherten Ruf und eine ſo große 
Verbreitung erlangt haben, daß die Fortführung der Titel nach 
dem 1. Juli 1896 nicht mehr als auf Täuſchung berechnet und 
dazu geeignet erachtet werden könne, und dies vorausgeſetzt, 
wie das Reichsgericht ſagt, „es eine unſtatthafte Rück- 
wirkung des Geſetzes ſein würde, wenn man einen ſolchen 
„in rechtlich zuläſſiger Weiſe begründeten Zuſtand“ nach den 
Beſtimmungen des neuen Geſetzes beurtheilen wollte. Bis jetzt 
galt als unſtatthafte Rückwirkung eines neuen Geſetzes nur die 
Verletzung „wohlerworbener Rechte“ d. h. ſubjektiver 
Rechte, die als ſolche in der Rechtsordnung anerkannt und 
kraft dieſer Rechtsordnung begründet waren; es iſt nicht klar, 
ob das Reichsgericht den tiefen Abgrund zwiſchen einem ſolchen 
Rechte und einem Zuſtande überſehen hat, der nach der 
früheren Rechtsordnung in dem Sinne „zuläffiger Weiſe“ hätte 


begründet werden können, daß die Art der Begründung nicht 
ausdrücklich unterſagt war, oder ob es mit Bewußtſein den 
Begriff der unſtatthaften Rückwirkung hat erweitern wollen. 
Jedenfalls muß das preußiſche Landrecht die zweifelhafte Ehre, 
die ihm das Reichsgericht durch die Annahme erweiſt, es hätte 
nach ihm „zuläſſiger Weiſe“ durch fortgeſetzte Täuſchung ein 
Zuſtand derart „begründet“ werden können, daß er auch einer 
ſpäteren ausdrücklichen Rechtsvorſchrift entgegen von den Ge⸗ 
richten aufrecht zu halten wäre. Der Verf. weiſt ſchlagend auf 
den § 87 der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht hin: 
„Handlungen, welche weder durch natürliche noch durch 
poſitive Geſetze verboten werden, werden erlaubt genannt,“ 


und auf die Rechtſprechung des Obertribunals und des Reichs⸗ 


gerichts ſelbſt, nach welcher unter natürlichen Geſetzen bejonders 
diejenigen der guten Sitte verſtanden werden. Das Reichs- 
gericht kann doch bei der hier behandelten Entſcheidung nicht wohl 
angenommen haben, daß die Geſetze der guten Sitte ſich mit 
dem 1. Juli 1896 in Deutſchland geändert haben; dann aber 
bliebe nur die Erklärung übrig, daß es auch heute noch die 
auf Täuſchung berechnete und dazu geeignete Annahme eine 
Zeitungstitels zum Vortheil des eigenen mittelſt Schädigung 
eines fremden Unternehmens für nicht den guten Sitten, ſondern 
nur der poſitiven Vorſchrift des Geſ. v. 27. Mai 1896 zu⸗ 
widerlaufend erachtet. — Der Verf. beſcheidet ſich übrigens 
mit Recht, daß weder die Benutzung eines fremden Titels 
Nachdruck, noch der Titel Waarenzeichen iſt, jene alſo nur auf 
dem Boden des unlautern Wettbewerbs zu verfolgen iſt; wenn 
er dabei an dem guten Glauben feſthält, daß dieſe nicht auf 
die pofitiven Vorſchriften des Geſ. v. 27. Mai 1896 beſchränkt, 
ſondern nach wie vor auch mit der actio doli möglich ſei, ſo 
wird er nach der Stellung, die das Reichsgericht auch nach dem 
Geſ. v. 12. Mai 1896 zu der Frage der „deceptiven Marke 
feſtgehalten hat, in der höchſten Inſtanz ſchwerlich eine bereit ⸗ 
willige Aufnahme finden. | 

12. Die Geſetzgebung auf photographiſchem Gebiete. 

Syſtematiſch dargeſtellt von E. Grünewald, Amtsger. R. 

in Metz. Dresden 1896. Verl. des „Apollo“ (Komm.Verl. 

Schmitz u. Olbatz, Düſſeldorf). Pr. 1 M. 

Die Schrift iſt ein erweiterter und ergänzter Sonderabdruck 
von Aufſätzen, die im erſten und zweiten Bande der Zeitſchrift 
„Apollo“ veröffentlicht wurden. Wie jede ſyſtematiſche Arbeit 
auf dem Gebiete des Urheberrechts willkommen, empfiehlt ſich 
die vorliegende noch beſonders durch knappe, überſichtliche und 
klare Darſtellung. Kl. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Albert Jöriſſen beim Landgericht und 
Amtsgericht Aachen; — Rechtsanwalt Dr. jur. Wilhelm Hermann 
Eggers beim Landgericht und beim Amtsgericht Bremen; 
Rechtsanwalt Franz Ebert beim Landgericht Hanau; — Gerichts · 
aſſeſſor a. D. Dr. Ernſt Lennartz beim Landgericht Köln; — 
Rechtsanwalt Dr. Johann Franz Aſtor beim Amtsgericht Bens⸗ 
berg; — Rechtsanwalt Friedrich Carl Heinrich Wittmaa ck beim 
Amtsgericht Glückſtadt; — Rechtsanwalt Dr. Alfred Otto Stam 5 
mann beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht 
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und beim Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. Paul 
Ludwig Härtel beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt 
Hans Heinrich Kraft beim Landgericht Neuburg a./ D.; — 
Rechtsanwalt Dr. Leo Davidſohn beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Oskar Bettziech beim Landgericht Alten⸗ 
burg; — Rechtsanwälte Martin Emmerling, Wilheim Bruſt 
beim Landgericht Darmſtadt; — Rechtsanwalt Eduard Meifter 
beim Amtsgericht Kitzingen; — Rechtsanwalt Alois Neuhofer 
beim Amtsgericht Füſſen; — Rechtsanwalt Karl Vogel beim 
Landgericht Memmingen; — Rechtsanwalt Holtmann beim 
Amtsgericht Gelſenkirchen; — Rechtsanwalt Eugen Herhaus 
beim Amtsgericht Hillesheim; — Rechtspraktikant Adolf Miller 
beim Amtsgericht Kelheim; — Rechtsanwalt Heinrich Sorgen ⸗ 
frei beim Landgericht Hannover; — Gerichtsaſſefſor a. D. 
Alfred Clauſius beim Landgericht Köln; — Rechtsanwalt 
Willibald Stahn beim Amtsgericht Apenrade; — Rechtsanwalt 
Adolf Sperr beim Oberlandesgericht München; — Rechtsanwalt 
Eduard Müller beim Landgericht München II; — Rechts- 
anwalt Michael Dorn beim Landgericht Regensburg; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Wilhelm Hermann Eggers beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg und bei der Kammer für Handels- 
ſachen Bremerhaven; — Rechtsanwälte Dr. jur. Bernhard 
Daniel Danziger, Dr. jur. Heinrich Friedrich Meyer beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg, bei der Kammer für 
Handels ſachen Bremerhaven, beim Landgericht und beim Amts⸗ 
gericht Bremen; — Rechtsanwalt Dr. Walter von Praun beim 
Oberlandesgericht Nürnberg; — Rechtsanwälte Joſeph Ball, 
Auguſt Freiherr von Bibra beim Landgericht Straubing; — 
Rechtsanwalt Dr. Max Schröder beim Landgericht Lübeck; — 
Rechtsanwalt Heinrich Brandt beim Landgericht Flensburg; — 
Rechtsanwalt Ernſt Jaeniſch beim Amtsgericht Namslau; — 
Amtsgerichtsſekretär Wilhelm Mayr beim Amtsgericht Aibling; 
— Gerichtsaffeſſor Paul Franke beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Deſſau; — Aſſeffſor Max Wenzel Manſurt 
Rudolf beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Georg Treeger beim Landgericht Görlitz; — 
Gerichtsaſſeſſor Alex Soldin beim Landgericht Schneidemühl; 
— gechtspraktikant Joſef Pritzl beim Amtsgericht Tölz; — 
Kammerrath Karl Künzig beim Landgericht Konſtanz. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Medem 
in Tilfit; — Rechtsanwalt Hennig in Templin; — Rechts- 
anwalt Scheibner in Steinheim; — Rechtsanwalt Dr. Bulle 
in Hanau; — Rechtsanwalt Dr. Haffel in Frankfurt a./ M.; 
— Gerichtsaſſeſſor Hoffſchmidt in Zell a. M.; — Gerichts. 
affeſſor Eduard Vogel in Wiehl. 


Todesfälle. 


| Rechtsanwalt Dr. Julius Heß in Jena; — Rechtsanwalt 
Theodor Cramer in Emden; — Juſtizrath Karl Auguſt Mof ig 
von Aehrenfeld in Löbau; — Juſtizrath Tepfer in Oels. 


Bekanntmachung. 


In hieſiger Stadt iſt die neu geſchaffene Stelle eines beſoldeten 
Stadtraths ſobald wie möglich zu beſetzen. 
Das Gehalt iſt auf 3000 Mark und 500 Mark Wohnungs⸗ 


geldzuſchuß feſtgeſetzt. 


Die Uebernahme von beſoldeten Nebenämtern iſt ausgeſchloſſen. 

Bewerber, welche die Befähigung zum Richteramt oder zum 
höheren Verwaltungedienſt beſitzen, wollen ihre Meldungen nebſt 
Lebenslauf und Zeugniſſen bis zum 1. Oktober d. Js. an den Unter⸗ 
zeichneten einſenden. 


Coepenick, den 10. Auguſt 1898. 


Der Stadtverordneten-Vorſteher. 
Anderſon. f 


Ich ſuche zum baldigen Antritt einen zuverläſſigen, durchaus 
korrekten Büreauvorſteher. i 
Deſſau. 


Dr. Söring, Rechtsanwalt und Notar, | 


Expedition dieſer 


Ich ſuche einen zuverläſſigen Vüreauvorſteher. Meldungen 
mit Gehaltsanſprüchen erbeten. | nn 8 

Cammin (Pommern). Becker, Rechtsanwalt und Notar. 
„ Zum 1. Oktober ſuche ich einen Büreaugehülfen mit guten 
Zeugniſſen, welcher in der Expedition und Aufſtellung von Koſten⸗ 
1 iſt; Stenograph bevorzugt. Honorar den Leiſtungen 
entſprechend. | 

Greifswald, den 20. Auguſt 1898. m 

Faul Ollmann, Rechtsanwalt und Notar. 


Zum 1. Oktober d. 3. ſuche ich einen geübten Büreaugehülfen, 
der gut dictando ſchreibt. 
Perleberg. Dr. Heinemann, Rechtsanwalt u. Notar. 


Tüchtigen Büreauvorſteher ſuchen wenn möglich ſchon zum 
1. Oktober d. Is. | 
Rechtsanwälte Cramer u. Naffauf, Kreuznach. 


„Wir ſuchen auf 1. Oktober oder früher einen tüchtigen, zu⸗ 
verläſſigen Büreauvorſteher, der ſelb tändig arbeiten kann; nur 
ſolche mit beſten Zeugniſſen wollen ſich melden. Cautionsfaͤhige 
werden bevorzugt. 
Heilbronn, 17. Auguſt 1898. 
Rechtsanwaͤlte Drs. Kleine und Leßner. 


Ich ſuche auf ſofort oder Anfang Oktober einen 
tüchtigen, zuverläſſigen Büreauvor teher, welcher 
ſelbſtſtändig arbeiten kann. Meldungen mit Lebenslauf, 
Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüchen erbeten. 

f Rechtsanwalt Dinkgraeve in Aurich. 


Büreauvorfteher gefucht. | 
Düffeldorf Rechtsanwalt Cohen. 


Suche einen in den Büreaugeſchäften für Notariat und Anwalts. 
praxis erfahrenen, zuverläſſigen, autionsfähigen Büreauvorſteher; 
erbitte Meldungen mit Angabe der Gehaltsanſprüche und Zeugniß⸗ 
abſchriften. Rechtsanwalt Steffek, Zoſſen. 


8 Büreauvorfteher, | 
in den Büreaugeſchäften für Notariat und Anwaltspraxis vollſtändig 
erfahren und zuverläſſig, wird geſucht von einem Anwalt und Notar 
für eine größere Stadt Schleſiens. Antritt zum 1. Oktober. Offerten 
mit einfacher Abſchrift der Zeugniſſe erbeten an die Expedition dieſes 
Blattes, Berlin 8. 14, unter J. A. 389. 


Ein Amtsgerichtsanwalt in einer größeren rheiniſchen Stadt 
(nahe bei Cöln und Elberfeld) ſucht zur Entlaſtung ſeines Büreau⸗ 
vorſtehers einen durchaus erfahrenen und gewandten Büreau⸗ 
gehülfen mit guter Aan N a 

Offerten mit Lebenelauf, engntBeb| riften und e 
werden erbeten an die Expedition dieſer Zeitung, Berlin S. 14, 
unter P. S. 407. 


. u see Lu m rn un Te en ie, 

Rechtsanwalt beim Landgericht in einer Mittelſtadt, fucht 
einen juriſtiſch gebildeten Hülfsarbeiter (Landrechtler) zum möglichſt 
baldigen Antritt. Offerten unter B. G. 438 an die Jur. Wochen⸗ 
ſchrift, Berlin S. 14, zu richten. 


Biüreauvorſteher 


für Rechtsanwaltsbürean in Magdeburg zum 1. Oktober geſucht. 
Nur ſolche Bewerber, die bereits als erſte Büreauvorſteher thätig 
geweſen, wollen Meldungen mit Gehaltsanſprüchen unter A. B. 115 
an Rudolf Moſſe, Magdeburg, einreichen. 


— 


Ein größeres Magdeburger Anwaltsbüreau ſucht einen tüchtigen, 
intelligenten 


Regiſtrator, 
welcher 5 ſein muß. Offerten sub M. M. 425 an die 
eitung, Berlin S. 14. 


Zur Vornahme von Einmahnungen, Anfertigung von Klagen 
und Erledigung ſonſtiger ſchriftlicher Büreanarbeiten wird für ein 
Leipziger Verlagegeſchäft ein gewandter Büreau⸗Vorſteher 
per ſofort oder 1. Oktober er. geſucht. Anfangsgehalt M. 1200 
pr. a. Offerten ſind zu richten an 


A. Neubauer & Co., Ceipzig (Elſterſtr.). 


ver 
I) 


Für das. Büreau eines Rechtsanwalts und Notars in einer 
größeren Stadt in der Nähe Berlins wird ein Gehülfe geſucht, 
welcher durchaus ſelbſtändig das Notariat bearbeiten kann und die 
Koſtengeſetze kennen muß. f , 

Angebote mit Gehaltsauſprüchen unter A. 415 befördert die 
Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Von einer deutſchen 8 wird zum baldigen 
Antritt ein mit dem Prozeßweſen vertrauter 


Büreau⸗Beamter 


(Gerichtsſchreiber oder Anwaltsbüreau⸗Vorſteher) geſucht, der auch 
fähig iſt, Prozeßakten ſelbſtändig zu bearbeiten. Angebote mit 
Lebenslauf und e der Gehaltsanſprüche find zu richten an 
Rudolf Moſſe, Magdeburg unter A. M. 392. 


Büreauvorſteher, beſte Zeugniſſe, im Notariat und in der 
Prozeßpraxis bewandert, ſucht Stellung zum 1. Okt. cr. oder auch 
ſpäter. Off. unter A. 392 an die Exp. dieſer Zeitung, Berlin S. 14. 


— . — ——ö— —— 

Jüngerer Büreauvorſteher, im Beſitz guter Zeugniſſe, ſucht 
Stellung als Expedient in größerem Anwaltsbürean. Gef. Off. sub 
B. 448 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14, erbeten. 


Büreauvorſteher, 28 J. alt, beſte Zeugniſſe, Stenograph, 
ſelbſt. Arbeiter, ſehr gewandt im Verkehr m. Mand., ſucht Stellung 
3. 1. Okt. 1898 od. ſpäter. Off. sub X. 7 Poſtamt 1 Charlottenburg. 


!! ß d ER ARE KAT 
Bür.⸗Vorſt., zuverl. u. erfahren, ſucht anderweit Stellg. Adr. erb. 
an Wrobbel, Neu Weißenſee bei Berlin, Königs⸗Chauſſee 62. 


Selbſt. arb. Bür.⸗Vorſt., jetzt vom Militär entlaſſen, ſucht 
Stellg. Off. u. F. W. 439 an die Exp. d. Bl. Berlin S. 14, erb. 


Bür.⸗Vorſt., 8 J. als ſolcher thätig, ſ. p. 1. Jan. 1899 event. 
auch früher Stellung. Off. unter F. Stettin, Philippſtr. 2 l. 


Bürcauvorſteher, 17 Jahre als ſolcher in Holſtein ununter⸗ 
brochen thätig, ſucht zum 1. Dezember d. J. Stellung. Offerten 
unter S. 429 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Ein Büreau⸗Vorſteher, welcher 5 Jahre ununterbrochen in 
Notariats⸗ und Prozeßſachen ſelbſtſtändig gearbeitet hat, 7 ſofort 
oder ſpäter Stellung. Offerten unter E. M. 427 an die Exp. 
dieſes Blattes, Berlin 8. 14, erbeten. | 


Büreauvorſteher, 31 Jahre alt, ledig, ſ. Stellg. Off. sub 
A. T. 411 an die Exp. dieſer Zeitung, Berlin 8. 14, erbeten. 


J. Mann, 21 J., militärfrei, mit guter Schulbildung (Gymnaſ. 
U. Sek.), perfekt. Stenogr., ſelbſtändiger Arbeiter, gewandt im Verkehr 
mit Mand., der doppelt. italien. und der bei R. A. üblichen Buch⸗ 
führung mächtig, im Beſitz glänzender Zeugniſſe, ſucht gleich oder 
ſpäter Stellung als Büreau⸗Vorſteher. Gefl. Off. m. Gehalts⸗ 
un u. J. K. 976 an Haaſenſtein & Vogler A.⸗G. Hamburg 
erbeten. 


Bülreauvorſteher, 28 Jahre alt, ehrlich, durchaus zuverläſſig 
und pflichttreu, des Deutſchen und Polniſchen mächtig, auch mit 
Notariateweſen vertraut, wünſcht ſich per 1. Oktober ev. ſpäter zu 
verändern. Gehalt nicht unter 150 Mark monatlich. 

Primazeugniſſe Steben zu Dienften. | 

Off. unter S. 40% an die Exp. dieſes Bl. in Berlin S. 14. 


Suche auf ſofort Stellung als Bür.⸗Vorſt. in kl. Büreau, 
eventl. als Bür.⸗Geh., am liebſten in der Prov. Hann. 22 Jahr 
alt, militärfrei, Zeugniſſe zur Seite. Off. bitte zu richten unter 
T. 435 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Ein zuverl., mit d. Koſtenw. vertr. Regiſtrator, flotter Stenogr. 
ſolcher Ste rey), 8 ½ J. bei R.⸗A. u. Notar u. noch jetzt ſhätig ] ucht ale 
olcher Stellg. in größ. od. als Bür.⸗Vorſt. in kl. Büreau. (I. Jan. od. auch 
früher.) Gefl. Off. u. N. D. 421 an d. Exp. d. Bl., Berlin 8. 14, erb. 


Gerichtsſekretär a. D., 35 Jahre alt, ſucht bei beſcheid 
Anſprüchen Stellung im Anwaltsbüreau. Off. Bi E. 458 an 
die Expedition des Blattes, Berlin S. 14, erbeten. | 


AZuverl. Büreangehülfe, lange Jahre bei R.⸗A. u. Notar t Fr 
55 in einer größeren Fabrik Stellung zur Behandlung 5 


Rechtsangelegenh. Derſ. iſt auch flotter a u. im Zeichnen geübt. 


— 2 an die Exp. d. Bl., Berlin S. 14, erbeten. 
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Büreaugehülfe beim R. A. und Notar, 23 I., militärfrei, 
ſucht zum 1. 11. oder ſpäter Stellung gegen 100 Mark Gehalt. 
Gefl. Off. unter H. 393 an die Exp. d. Ztg., Berlin. S. 14,. erbeten. 


Büreaugeh. im Notariat bew., 24 J., däniſch, ſucht Seng 5 hieſ. 
Rechtsanw. Off. sub N. T. 434 an die Exp. d. Bl., Berlin 8. 14. 


Rechtsanwaltsgeh., 5 J. b. Fach, im Koſtenweſen u. allen 


Büreauarb. firm, Maſchinenſchr. u. Stenogr. (Gabelsb.), m. g. Zeugn. 
wünſcht ſich zu verändern. Gefl. Off. erb. u. N. G. poſtl. Weener 
| J. Anw.: Geb. m. Koftenn. f., ſucht Stellung. Off. unter 
R. T. poſtlagernd Zabrze, O./ SS. 

Ein älterer Aſſeſſor, der ſchon häufig Anwälte (auch beim 
Oberlandesgericht außerhalb der Ferien) ſowie Notar vertreten hat, 
ſucht für die Zeit vom September ab, womöglich für die Dauer des 
Winters Vertretung eines Anwalts oder Hülfearbeiterſtelle in Berlin. 
Gefl. Off. unter M. 418 an die Exp. d. Bl., Berlin 8. 14, erbeten. 


Ji—ingerer Aſſeſſor 
ſucht Aſſoziation mit einem vielbeſchäftigten Anwalt 
oder auch Vertretung eines ſolchen. 

Rudolf Moſſe, 


Niaäheres sub J. R. 6342 an 
Berlin SW. | 
Ldr. Aſſeſſor übernimmt Anwalts vertretung. Offerten unter 


u Z. Nr. 407 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14, 
erbeten. ö | | | 


Ein alter Rechtsanwalt und Notar in Oſtpreußen will ſich 
aſſociiren. Gefl. Offerten unter N. 416 an die Expedition dieſer 
Zeitung, Berlin 8. 14. | | 


Ein Rechtsanwalt, welcher ſeit längerer Zeit in einem 
Berliner Vorort thätig iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten 
Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten, erbeten. unter R. 446 
an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Früherer Rechtsanwalt, 
Mitte 40, Familienvater, geſund, ſucht Anſtellung, 
am liebſten in größerem Büreau. Offerten unter 
J. Z. 6135 an Rudolf. Moſſe, Berlin SW. | 


‘ 8 


Soeben erſchien: h Le ee 
Die Klageveriährung 
internationalen Privatrecht 


a von 
Dr. Wilhelm Müller. 
Preis 1 Mark. 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 
Berlag von W. Dupont in Konitz (Weſtpr.). 


Verlag von Adolf W. Köllner in Hannover. 


| Die 9 
Funktionsstörungen des Grosshirns 
von | | 
Professor Dr. Adamkiewiez in Wien. 
| Lex. 8°. Mit 14 Figuren u. 4 Tafeln in Farbendruck M. 8.— 


„Das Werk ist für Juristen wegen der. Frage des Ent- 
mündigungsverfahrens von grösster Wichtigkeit.. 
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5 Ein Mechtsanwalt ſucht einen geeigneten Niederlaſſungsort. 
Aſſociation mit einem beſchäftigten Anwalt wird bevorzugt. Gefl. 
Off, unter G. L. 874 an die Exped. dteſes Blattes erbeten. 


a Dr. Jur. Vauk C. Schnitzler 
Rechtsanwalt in New⸗ ork, U. S. 35 Wall Street, 


von Franz Vahlen in 
M., Mohrenſtraße 13/44. 


Dr. Juſtus Olshauſen, 


ARMeeichsgerichtsrath: 


Verlag Berlin 


bis 1893 Geri ts⸗Aſſeſſor in Baden - 
Seorg F. Bentley, Notar. * 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 


— 


Nord⸗ Amerikas. 


Paul Lehmann's Buchhandlung u. Antiguariat, 
| Berlin, Franzöſiſcheſtr. 33e 

offerirt in gut erhaltenen Exemplaren „ 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 1— 37 


Kommentar zum Strafgeſetzbuch 

für das Deuffche Reich. 
1897. — Fünfte umgearbeitete Auflage. 

Mit einem Nachtrag bis Sepfember 1898. 

2 Bde. 94 Bog. Lex. 8% Geh. M. 30,—. Geb. M. 35,—. 


Der ſoeben erſchienene „Erſte Nachtrag“ wird den Ab⸗ 
ie der Fünften Auflage des Kommentars unberechnet 
geliefert. „ ee 


i ; 471 N . 
Nehbein'g Entſcheidgn. d. Obertribunals 4 Bde. u., Reg., gebdn. Im Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, 
50 M. — Archiv f. civilrechtl. Entſcheidgn. v. Wengler 1879-90. . Berlin, ist soeben erschienen und durch alle Buchhandlungen 
gebdn. 50 M. — Annalen d. Sächſ. Oberlandesger. Bd. 1— 12 zu beziehen: mr: 


Bd. 1—40, gebdn. 200 M. — Juriſt. W ift 18771895, 1 1 u 1 
120 M., auch die Gde. einzein. ot eee Reicher | K 71 m l D A 8 tati S U K 


—96, eleg. . M. — Zeitſchrift f. chtswiſſen ⸗ f ö 
vr 96, eleg. gebdn., 180 9 Zeitſchrift f. Strafrechtswiſſen 2 für das Jahr 1896. 


gebdn. 45 M., auch einzeln. — Bundes: u. Reichsgeſetzblatt 1867 | (Tabellenwerk.) 

9 gebdn. 29 u sen 50 et i Ehren. (Statistik des Deutschen Reichs, N. F., Bd. 95.) 
Geſetz⸗Codex 1806—97 eleg. gebdn., 40 M. — Ent heidgn. d. Ehren⸗ s = 1 f | 
gerichtshofs f Rechtaanm. 7 Bde. 14 M. — Mehbein u. Reincke, ; Ladenpreis 10 mark. 

allgem. Landrecht, neueſte Aufl., 4 Bde., eleg. gebdn., 25 M. 2. Aufl. Die Erläuterungen, bearbeitet im Reichs- Justizanit 


10 M. — Wilmowski u. Levy, Civilprozeßordnung, neueſte Aufl., und im Kaiserlichen Statistischen Amt, werden nebst Titel 
2 Bde., eleg. gebdn., 21 M. — Der Gerichtsſaal Bd. 26 — 52 und Inhaltsverzeichniss unberechnet nachgeliefert. 


Zu verkaufen: 
Entſch. des Reichsgerichts, Strafſachen, Bd. 1—30. 
Striethorſt Archiv, Bd. 1— 100. | | 
Striethorſt Rechtsgrund ſätze, Bd. 1-7. 3 
Zeitſchrift für das geſammte Handelsrecht von Dr. Gold ſchmidt. 
Neue Folge, Bd. 1—18, 18711886. f 
Zeitſchrift, Geſetzgebung und Rechtspflege von Hinſchius, 
Behrend, Bd. 1—7, 18671874. BR 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1884—1896 einſchließlich. | 
Sämmtliche Bücher find gebunden und gut erhalten. — Preis⸗ 
angebote unter G. A. 430 nimmt die Expedition dieſes Blattes, 
Berlin S. 14, entgegen. 


eider. Friedrich Modler & Co.) 

Berlin S W., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt ihre Spezialität von 

Amtstrachten für Juſtiz· 

beamte und Prediger. 
Amtsroben und Barrets für 

Richter: von M. 25—84, 

Rechtsanwälte: von M. 25—45, 

> Gerichtsſchreiber: von M. 15—30 g 

| bei freier Zuſendung. 2 

j Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 


Morintion Berliner Sch 


N 
N 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 
Monatsfchrift 


für 


MBundelsreidt und Bankmefen 


Steuer⸗ undd Stempelfragen. 
| s | Herausgegeben von N | 
Juſtizrath Dr. Paul Holdheim in Frankfurt a. M. = 
Preis halbjährlich M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,30. ö re 


cht der R 
Beſtimmungen über Handelogeſchäfte. — Abſchließung der Handelsgeſchäfte. — elften nf äft. Mitgetheilt von Landgerichtsrath 
Freudenth uͤngſtergangene Entſcheidungen betreffend 

Aktiengeſellſ aften und Geſellſchaften mit beſchränkter Seftung. — Rechtsquellen. ‚Ausländifche Geſetzgebung 


| Otto . Verlagsbuchha 
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Vergleichende Darſtellung des 


[Bür rgerlichen Gefehbruches 


* DR andes rechte. 


Sorben ift tendieren: 


I. Band: 3 
Das Gemeine Recht. 
Dr. G. von Auchſia. ves Auswärtigen Amt 


Wirkl. Geh. ee und Direktor der Kofontalabteilung 
ehemaligem Oberlandesgerichtsrat in Roſtock und Mitglied der re 


Zweite, verbeſſerte Auflage. 536 Seiten. Eleg. geb. M. 9. 
— Die erſte, ſehr ſtarke Auflage war 6 Monate nach Erſcheinen Be = 


Soeben iſt erſchienen: 
III. Band: 


Das Treuziſche Allgemeine Sanbred. 


Von 


Dr. Franz Jes lie, 


Geh. Juſtizrat und vortragendem Rat im Preuß. Juſtizminiſterium. 


Zweite Lieferung. Schluß des II. Buches: „Recht der Schuldverhältniſſe 
Auf . des * des Hürgerlichen enn bearbeitet. . 


Früher erſchien: | 
II. Band: 


Der Code Civil. 
Reichsgerichts rat N. Jörlſch. 


1897. 380 Seiten groß 8°, eleg. denen M. 7. —. 


Die Werke verfolgen den 
Praxis zu erleichtern. Durch eine vergleichende ſyſtematiſche Gegenüberſtellung der gelte 


ſyſteme und des BGB., durch welche die Abweichungen des letzteren von dem bis 
zu erkennen ſind, ſollen Kenntnis und Verſt andnis des neuen Rechtes gefördert werden 


AToeder Band bildet ein für das betr. Rechtsgebiet abgeſchloſſenes Ganzes und iſt apart käu 
Zu beziehen durch alle le Buchhandlungen ſowie direkt vom Verlage. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verla 


ndlung, Ben >: Eu 2. 


4% M. 220, 


Zweck, die Einführung des BGB. in den größeren Bandeögebieten für die 

nden Rechts⸗ 
herigen Rechte uns ſchwer 
fl. 2 


Proſpekte gratis und franko. 


g: W. Moeſer. Hofbuchhandlung. Druck- W. Moeſer Sofbngprudere in 5 


1 


N 
5 


(ir 
5 


= 


— 


N 62 bis 65. Berlin, 25. Oktober. | 1898. 


Juriſtiſche Wochen 


Herausgegeben von 


M. Rempner 


5 


Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 
—— 9 —— 


Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Jnhalt. in 
Vereinsnachrichten. S. 561. — Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. S. 561. — Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in Beziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Civilrechts. S. 561. — Vom Reichsgericht. S. 568. — 
Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. S. 587. — 
Perſonal⸗Veränderungen. S. 589. 


Vereinsnachrichten. 

Der Terminkalender für das Jahr 1899 iſt vertheilt. 
Erinnerungen wegen Nichtempfanges können nur berück⸗ 
ſichtigt werden, wenn ſie bis zum 1. November d. 38, bei 
dem Unterzeichneten angebracht werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 18. Oktober 1898. 


Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Celle hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1200 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Gabe der anfrichtigfte Dank ausgeſprochen. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Be⸗ 
ziehung auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute 
des Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober- 
landesgericht Jena. 

XLVI. 

Schuldübernahme. 

B. G. B. 88 414419. 

In der Regel wird heutzutage der Ceſſion als einer 
Sondernachfolge in die aktive Seite des Schuldverhältniſſes, 
die Schuldübernahme als eine Sondernachfolge in 
deſſen paſſive Seite gegenübergeſtellt und unter eine allgemeine 
Vertragskategorie ſubſumirt. Dagegen hat Adler in ſeinem 
Aufſatze Paſſivenübergang bei Geſchäftsübernahme im Archiv 


für bürgerliches Recht mit Recht geltend gemacht, daß die 
Schuldübernahme im heutigen techniſchen Sinne weniger ein 
abſtraktes durch ſeine Wirkung charakteriſirtes Rechtsgeſchäft iſt, 
wie die Ceſſion, als vielmehr die wiſſenſchaftliche Bezeichnung 
für einen Komplex von Wirkungen, die ſich aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Rechtsfiguren ergeben können. Zu unterſcheiden 
ſind dabei hauptſächlich zwei Fälle: 1) der Urſchuldner ſtipulirt 
von dem Uebernehmer Leiſtungen dem Gläubiger an ſeiner 
Statt, ſodaß nur der Urſchuldner forderungsberechtigt wird, 
wofür der Regelsbergerſche Ausdruck Erfüllungsübernahme 
allgemein feſtzuhalten ſein dürfte. 2) Der Uebernehmer kommt 
ſeiner Pflicht, den Urſchuldner zu befreien, durch einen Vertrag 
mit dem Gläubiger nach, durch welchen er die Verpflichtung 
des Urſchuldners übernimmt. | 
Nur in dem letzteren Falle, der nach römiſchem Rechte 
nur im Wege der Delegation und der damit verbundenen 
Novation möglich war, kann man von einer Sond ernach⸗ 
folge in die paſſive Seite der Schuld ſprechen, und 
dieſen Fall haben augenſcheinlich auch die von den Motiven 
des B. G. B. zur Verſtändlichung des 8 414 B. G. B. 
citirten zunächſt allerdings nur für Preußiſches Recht maßgeb⸗ 
lichen Entſcheidungen des R. G. im Auge: 
R. G. I Nr. 142 (I. Hilfsſenat. Urth. vom 16. März 
1888 i. S. W. [Kl.] w. Sch. Bekl.) Rep. IVa 92/70 
Stadtgericht Breslau, Appellationsgericht daſ.) S. 404. | 
| „Der § 41 des Geſetzes vom 5. Mai 1872*) 
beſtimmt im erſten Abſatze: hat der Erwerber eines 


) An Stelle dieſes § 41 des Gef. vom 5. Mai 1872 tritt 
vom 1. Januar 1900 an der nach dem Vorbilde des Bayeriſchen 


Geſetzes vom 29. Mai 1886 Art. 2 geſchaffene $ 416 B. G. B.: 


„Uebernimmt der Erwerber eines Grundſtücks durch Ver⸗ 
trag mit dem Veräußerer eine Schuld des Veräußerers, für 
die eine Hypothek an dem Grundſtücke beſteht, ſo kann der 
Gläubiger die Schuldübernahme nur genehmigen, wenn der 
Veräußerer ſie ihm mittheilt. Sind ſeit dem Empfang der 
Mittheilung ſechs Monate verſtrichen, ſo gilt die Genehmigung 
als ertheilt, wenn nicht der Gläubiger ſie dem Veräußerer 
gegenüber vorher verweigert hat; die Vorſchrift des § 415 
Abſ. 2 Satz 2 findet keine Anwendung. | 

Die Mittheilung des Veräußerers kann erſt erfolgen, 
wenn der Erwerber als Eigenthümer im Grundbuch einge⸗ 


cf. 
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Grundſtückes die auf demſelben haftende Hypothek 
in Anrechnung auf das Kaufgeld übernommen, ſo 
erlangt der Gläubiger gegen den Erwerber die per⸗ 
ſönliche Klage, auch wenn er dem Uebernahmevertrage 
nicht beigetreten fi. 

Die hier gedachte perſönliche Klage kann ſchon nach 
wörtlicher Auslegung des Geſetzes nur die Klage aus 
dem der Eintragung zu Grunde liegenden Schuldver⸗ 
hältniſſe fein. Der Ausdruck „perſönliche Klage“ bildet 
den Gegenſatz zu der Klage aus der Hypothek. Wie 
letztere dem Gläubiger gegen jeden Eigenthümer zuſteht, 
ſo will der Geſetzgeber auch die perſönliche Klage dem 
Gläubiger gegen den neuen Erwerber gewähren. Noch 
klarer wird dieſe Abſicht durch den zweiten Abſatz des 
8 41. Hier wird als fernere Rechtswirkung der Ueber⸗ 
nahme beſtimmt, daß | 

der Veräußerer von feiner perſönlichen Verbindlichkeit 

frei wird, DEE; 
wenn der Gläubiger nicht die Hypothek dem Eigenthümer 
des Grundſtückes unter den näher gedachten Bedingungen 

kündigt und ſie einklagt. Mit dieſer perſönlichen 
Verbindlichkeit des Veräußerers kann aber 
nur die aus dem Schuldverhältniſſe, welches 
die Grundlage der Eintragung bildet, her⸗ 
ſtammende gemeint ſein. Der Zuſammenhang 
beider Geſetzesſtellen weiſt nothwendig darauf hin, daß 
die Verbindlichkeit, von welcher der Veräußerer 
befreit wird, durch die Uebernahme auf den 
Erwerber übergeht, und daß dem Gläubiger 
die perſönliche Klage, welche er gegen den 
Polos Veräußerer hatte, nunmehr gegen den Er⸗ 
„ werber zuſtehen ſoll. Der Uebernehmer 
u. ſuccedirt kraft geſetzlicher Vorſchrift in die 


15 ö Obligation des Schuldners. 
=. 1 Daß dieſe Rechtswirkung bei Erlaß des Geſetzes vom 
Er 5. Mai 1872 auch beabfichtigt wurde, kann nach den 
| Motiven nicht füglich bezweifelt werden. In denſelben 
iſt ausgeführt, daß eine „Ceſſion“ nach Maßgabe der 
we Deklar. vom 31. März 1835 ein künſtlicher Umweg 
e ſei, welchen die Geſetzgebung vermeiden müſſe. Für 
er den Schritt, dem Gläubiger auch ohne Ceſſion die per⸗ 
| ſönliche Klage gegen den Uebernehmer zu geben, ſprächen 
auch praktiſche Erwägungen. Die Intention des Käufers 
gehe offenbar dahin, 
daß er nunmehr dem Gläubiger gegenüber nicht bloß 
hypothekariſch, d. h. nur mit dem Grundſtücke für die 
Hypothek, ſondern auch perſönlich aus der Obligation 
Schuldner werden will. 


tragen iſt. Sie muß ſchriftlich geſchehen und den Hinweis 
enthalten, daß der Uebernehmer an die Stelle des bisherigen 
Schuldners tritt, wenn nicht der Gläubiger die Verweigerung 
innerhalb der ſechs Monate erklärt. 

Der Veräußerer hat auf Verlangen des Erwerbers dem 
Gläubiger die Schuldübernahme mitzutheilen. Sobald die 
Ertheilung oder Verweigerung der Genehmigung feſtſteht, 


Der von dem Geſetze hiernach geſchaffene Rechtszuſtand 
ſteht auch nicht in Widerſpruch mit denjenigen Vor⸗ 
ſchriften, welche das preuß. Recht für analoge Fälle 
enthält. Wenn das A. L. R. I. 11 8 463 den Erb⸗ 
ſchaftsgläubigern geftattet, ſich ihrer Befriedigung wegen 
an den Käufer der Erbſchaft zu halten, ſo kann damit 
nur gemeint ſein, daß die Gläubiger den Anſpruch, 
welcher ihnen gegen den Verkäufer zuſteht, gegen den 
Käufer verfolgen dürfen. Daſſelbe gilt von der Klage 
des Gläubigers gegen denjenigen, welchem durch 
Vitalizienvertrag ein ganzes Vermögen übertragen wird 
(ebenda § 646 und Anhang $ 19), ſowie von der 
Klage des Legatars gegen den Inteſtaterben, wenn 
dieſer durch Vertrag mit dem Teſtamentserben einen 
Theil des Nachlaſſes erhalten hat (J. 16 88 440, 441). 
Wie ſich das Rechtsverhältniß des Gläubigers gegen 
den Uebernehmer von Kaufgeld vor dem Geſetze vom 


5. Mai 1872 nach preuß. Recht geſtaltete, braucht 


nicht erörtert zu werden, da der § 41 a. a. O. in 
Betreff der Verhaftung des Uebernehmers neues Recht 
geſchaffen hat. = 

Im Widerſpruche mit der hiernach für richtig er⸗ 
kannten Anſicht ſteht eine Entſcheidung des IV. Senats 
des vormaligen preuß. Obertribunals (Entſch. Bd. 80 
S. 68). In derſelben wird ausgeführt, der Gläubiger 
werde durch das Geſetz in den Kaufvertrag hinein⸗ 
gezogen. Seine Klage ſei nicht die Klage aus dem 
urſprünglichen Darlehn, denn ein ſolches exiſtire zwiſchen 
Gläubiger und Uebernehmer nicht, ſondern die Klage 
aus dem Schuld⸗ und Uebernahmevertrage. 

Dieſer Auslegung des Geſetzes ſteht jedoch, abgeſehen 
von den oben entwickelten Gründen, entgegen, daß der 
Anſpruch des Verkäufers auf das Kaufgeld durch die 
Uebernahme in tantum getilgt wird, da er überhaupt 
nicht mehr beſteht, ſo kann er auch nicht auf den 
Gläubiger übergehen. Es würde der Entwickelung, 
welche die Schuldübernahme im modernen 
Rechte gefunden hat, direkt widerſprechen, 
wenn man annehmen wollte, daß durch den 
Vertrag zwiſchen dem alten und neuen 
Schuldner eine Aenderung des Gläubiger⸗ 
rechtes in deſſem objektivem Beſtande herbei⸗ 
geführt werden könnte. 

Geht man hiernach davon aus, daß der Kläger aus 
dem zwiſchen H. und J. am 5. Mai 1875 abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage klagt, jo muß er ſich die Einreden 
gefallen laſſen, welche der in Anſpruch genommene 
Schuldner der Darlehnsklage entgegen ſtellen könnte. 
Der Beklagte durfte deshalb im vorliegenden Falle 
den Empfang der Valuta beſtreiten. Da er jedoch den 
Schuldſchein, welcher das Bekenntniß des Darlehns⸗ 
empfanges enthält, anerkennt, ſo tritt die Vermuthung 
A. L. R. 8 732 ein, und es iſt feine Sache, die Nicht⸗ 
zahlung der Valuta zu beweiſen.“ 


R. G. VII. Nr. 64 (I. Hilfsſenat, Urth. v. 18. April 1882 


hat der Veräußerer den Erwerber zu benachrichtigen.“ i. S. E. [Bekl.] w. D. [Kl.] Rep. IVa. 594/81, L. G. I. Berlin, 
Vergl. darüber des Näheren meinen Kommentar I. S. 292. Kammergericht daſ.) S. 220: 
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„Die Uebernahme einer Schuld hat, ſofern 
nicht beſondere Abreden zwiſchen dem Gläubiger und 
Uebernehmer ſtattgefunden haben, nur einen Wechſel 
in der Perſon des Schuldners zur Folge, wo⸗ 
gegen auch hier im Uebrigen das der über— 
nommenen Schuld zu Grunde liegende obli— 
gatoriſche Verhältniß unverändert beſtehen 
bleibt. Es haftet deshalb der neue Schuldner, 
welcher in die alte Obligation eintritt, nur 
nach Maßgabe derſelben, und folglich ſtehen 
ihm gegen den perſönlichen Gläubiger dieſelben 
Rechte zu, wie dem urſprünglichen Schuldner. 
Dies gilt auch in dem ſpeziellen Falle, wenn der Er⸗ 
werber eines Grundſtücks die auf demſelben haftenden 
Hypotheken in Anrechnung auf das Kaufgeld übernimmt. 
Solches hat das Reichsgericht für das neuere Recht 
($ 41 des Grunderwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872) 
bereits in dem Erk. v. 16. März 1880 (R. G. I. S. 403) 
ausgeführt. Daſſelbe iſt aber auch, und zwar 
aus weſentlich gleichen Gründen für das hier 
maßgebende ältere Recht anzunehmen.“ 

Dem Novationsprinzipe des älteren römiſchen Rechtes 
gegenüber macht ſich hier, ebenſo wie bei der Ceſſion, ein 
Prinzip der Erhaltung der Obligationen geltend und der 
Fortſchritt des neueren Rechtes beſteht darin, daß dem Partei⸗ 


willen auf Uebertragung der Schuld „der Subſtanz nach“ 


keine doktrinären Schranken entgegengeſtellt werden, daß dieſer 
Wille vielmehr unter den wechſelvollſten Formen ſich Geltung 
verſchafft, obſchon die juriſtiſche Konſtruktion ihnen nur mit 
Mühe zu folgen vermag (Adler a. a. O. S. 13). 

Es ergiebt ſich aus der Natur der Sache, da es nicht 
im Belieben der Schuldner liegen kann, ihre Schuld mit be⸗ 
freiender Wirkung auf einen Anderen abzuwälzen, daß eine 
privative Schuldübernahme mit dieſer Wirkung prinzipiell 
nur mit Zuſtimmung des Gläubigers erfolgen kann, ſei es nun, 
daß ſie von vornherein durch Vertrag mit dem Gläubiger 
G 414 B. G. B.)“) oder hinterdrein, nachdem ſie zunächſt mit 
dem Schuldner vereinbart iſt, durch deſſen Genehmigung 
exiſtent wird (8 415). 


) 5 414. Eine Schuld kann von einem Dritten durch Vertrag 
mit dem Gläubiger in der Weiſe übernommen werden, daß der 
Dritte an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt. 

) 8 415. Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit 
dem Schuldner vereinbart, ſo hängt ihre Wirkſamkeit von der Ge⸗ 
nehmigung des Gläubigers ab. Die Genehmigung kann erſt erfolgen, 
wenn der Schuldner oder der Dritte dem Gläubiger die Schuldüber⸗ 
nahme mitgetheilt hat. Bis zur Genehmigung können die Parteien 
den Vertrag ändern oder aufheben. 

Wird die Genehmigung verweigert, ſo gilt die Schuldübernahme 


als nicht erfolgt. Fordert der Schuldner oder der Dritte den | 


Gläubiger unter Beſtimmung einer Frift zur Erklärung über die 
Genehmigung auf, ſo kann die Genehmigung nur bis zum Ablaufe 
der Friſt erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als ver⸗ 
weigert. 1 | 

Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung ertheilt hat, iſt 
im Zweifel der Uebernehmer dem Schuldner gegenüber verpflichtet, 
den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. Das Gleiche gilt, wenn 
der Gläubiger die Genehmigung verweigert. 


Wenn die Genehmigung des Gläubigers verweigert wird, 
ſo liegt nur eine Erfüllung s übernahme, keine Schuldüber⸗ 
nahme vor. | 

Bis zur Entſcheidung des Gläubigers, alſo ſo lange die 
Genehmigung von dieſem weder ertheilt noch verweigert iſt, 
können die Parteien den Vertrag ändern oder auf⸗ 
heben. Es liegt alſo in dem Schuldübernehmen des Dritten 
mit dem Urſchuldner keine bindende Offerte der Kontrahenten 
an den Gläubiger, auch kein pactum in favorem tertii, wie 
die Entſch. R. G. XXXII. Nr. 40 S. 156 für den Fall der 
privativen Schuldübernahme ausdrücklich hervorhebt: 

„Eine derartige Schuldübertragung kann nun aller⸗ 
dings auch durch Vertrag zwiſchen dem bisherigen 
Schuldner und dem „Uebernehmer“ (dem neuen 
Schuldner) vereinbart werden. Dieſer Vertrag bedarf, 
da hiermit über die Rechte des Gläubigers verfügt 
wird, zu ſeiner Wirkſamkeit ſelbſtverſtändlich der Zu⸗ 
ſtimmung des Gläubigers. Dieſe Zuſtimmung kann 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend erfolgen. Allein es 
kann nicht zugegeben werden, daß der Gläubiger dieſe 
Zuſtimmung oder Genehmigung ohne weiteres wirkſam 
ertheilen könnte, wenn er auch nur zufällig von dem 
Vertrage Kenntniß erhalten hat. Es würde hierdurch 
in die Rechte und Intereſſen der Vertragſchließenden 
in nicht zu rechtfertigender Weiſe eingegriffen. Der⸗ 
artige Vereinbarungen zwiſchen dem Schuldner und 
dem dritten Uebernehmer ſind regelmäßig Beſtandtheil 
eines anderweiten zwiſchen denſelben geſchloſſenen Ver⸗ 
tragsverhältniſſes, häufig eines Kaufvertrages, wobei 
der Kläger behufs gänzlicher oder theilweiſer Tilgung 
des Kaufpreiſes den Eintritt in Schulden des Ver⸗ 
käufers verſpricht. Den Vertragſchließenden muß frei⸗ 
ſtehen, das zwiſchen ihnen beredete Vertragsverhältniß 


zu ändern oder aufzuheben. Es iſt deshalb ein unbe⸗ 


ſchränktes Zugriffsrecht des Gläubigers keineswegs zu 
präſumiren, und insbeſondere nicht ſchon ohne weiteres 
in dem Abſchluſſe des Vertrages etwa eine Kollektiv⸗ 
offerte der Kontrahenten an den Gläubiger zu erblicken. 
Die Genehmigung des Gläubigers (mit der Wirkung, 
daß er den Dritten als ſeinen Schuldner in Anſpruch 
nehmen kann), iſt vielmehr vorausſetzlich davon ab⸗ 
hängig zu machen, daß ihm die Vertragſchließenden, 
bezw. mindeſtens einer derſelben, von der zwiſchen 
ihnen vereinbarten Schuldübertragung Mittheilung ge⸗ 
macht haben. | 

Vgl. auch den genannten Entwurf I. Leſung 

§ 315, II. Leſung 8 3555. 

Daß vorliegenden Falles eine ſolche Mittheilung an 
die Kläger erfolgt wäre, iſt nicht feſtgeſtellt. In Be⸗ 
tracht kommen könnte auch inſoweit die von dem Be⸗ 
rufungsgerichte noch nicht gewürdigte Behauptung der 
Kläger, E. habe den Erblaſſer An. als ſeinen Gläubiger 
anerkannt, vorausgeſetzt, daß dieſe Behauptung dahin 
zu verſtehen iſt, dieſe Anerkennung ſei den Klägern als 
Rechtsnachfolgern des An. gegenüber erfolgt, indem 
hieraus unter Umſtänden gefolgert werden könnte, daß 
die Kläger von dem zwiſchen A. und E. geſchloſſenen 
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Vertrage durch dieſe Kontrahenten oder einen derſelben 

in Kenntniß geſetzt worden ſeien. Wäre die erfolgte 

Mittheilung erweisbar, ſo käme es noch auf die Feſt⸗ 

ſtellung an, ob die Kläger der Schuldübertragung zu⸗ 

geſtimmt haben, ihre Zuſtimmung insbeſondere in der 

Klagerhebung zu finden iſt. Von dem Erforderniſſe 

der Mittheilung von der vereinbarten Schuldübertragung 

ſeitens der Kontrahenten an den Gläubiger könnte 

unter Umſtänden nur abgeſehen werden, wenn man 

in dem zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten ges 

ſchloſſenen Schuldübernahmevertrage einen Vertrag zu 

Gunſten des Gläubigers (pactum in favorem tertii) 

erblicken dürfte. Allein da bei der Schuldübertragung 

der Gläubiger ein Recht gegen den Dritten als 

Schuldner nur unter Aufgabe ſeiner vertragsmäßigen 

Rechte gegen den ſeitherigen Schuldner erlangen ſoll, 

ſo muß es, für die Regel wenigſtens, bedenk⸗ 

lich erſcheinen, in einem derartigen Vertrage 

eine Beſtimmung zu Gunſten des Gläubigers 

zu erblicken. Nur beſondere Umſtände könnten hier 

die Annahme eines Vertrages zu Gunſten der Gläubigers 
rechtfertigen.“ = 

Nach dem B. G. B. ift die Genehmigung des Gläubigers 

ein einſeitiges ſelbſtſtändiges Rechtsgeſchäft deſſelben. „Der 

zwiſchen dem alten und dem neuen Schuldner abgeſchloſſene 

Uebernahmevertrag iſt nur in Anſehung ſeiner Wirkſamkeit 

gegenüber dem Gläubiger für abhängig erklärt von der Ge⸗ 

nehmigung des Gläubigers, wie die Wirkſamkeit der Forderungs⸗ 


abtretung ſeitens eines Nichtberechtigten abhängig iſt von der 


Genehmigung des Gläubigers.“ (Motive II S. 144.) 
Aus dem Prinzip der Sondernachfolge ergiebt ſich ohne 
weiteres die Beſtimmung des § 417 Abſ. 1: 

„Der Uebernehmer kann dem Gläubiger die Ein⸗ 
wendungen entgegenſetzen, welche ſich aus dem Rechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und dem bisherigen 
Schuldner ergeben. Eine dem bisherigen Schuldner 
zuſtehende Forderung kann er nicht aufrechnen.“ 

Dagegen iſt der Rechtsgrund einer zwiſchen dem Ueber⸗ 
nehmer und dem bisherigen Schuldner geſchloſſenen Schuld⸗ 
übernahme, auch im Falle der Genehmigung nach § 415 eine 
den Gläubiger nicht berührende fremde Angelegenheit, und 
inſoweit iſt die Schuldübernahme ebenſo wie die Ceſſion 
ein abſtraktes Rechtsgeſchäft. Auch dieſe jetzt durch Abſ. 2 
des 8 417 geſetzlich feſtgelegte Bedeutung der Schuldübernahme: 

„Aus dem der Schuldübernahme zu Grunde liegenden 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Uebernehmer und dem 
bisherigen Schuldner kann der Uebernehmer dem 
Gläubiger gegenüber Einwendungen nicht herleiten,“ 

hat die vorhin citirte Entſcheidung R. G. XXXIII Nr. 39 
S. 184 für den Fall der privativen Schuldübernahme klar 
geſtellt: 

„Die Einrede, entnommen aus dem zwiſchen dem 
Schuldner A. und dem Beklagten B. beſtehenden 
Schuldverhältniſſe, dem zwiſchen dieſen beiden ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrage über die Kieswerke, müßte 

dem Beklagten gegenüber den Klägern jedenfalls dann 

verſagt werden, wenn A. und B. nicht eine kumu⸗ 


lative Schuldübernahme des Letzteren verabredet, 
ſondern eine Schuldübernahme an Stelle des A. im 
Sinne einer Sondernachfolge in die Schuld im 
Auge gehabt hätten. Denn ſolchenfalls ſoll der Ueber⸗ 
nehmer in die paſſive Seite der Obligation an die 
Stelle des ſeitherigen Schuldners dergeſtalt eintreten, 
daß er die Schuld ſo, wie ſie gegen den Schuldner 
begründet war, dem Gläubiger gegenüber übernimmt. 
Es folgt hieraus ohne Weiteres, daß der Uebernehmer 
Einreden, die ihm aus dem zwiſchen ihm und dem 
Schuldner abgeſchloſſenen, der Schuldübernahme zu 
Grunde liegenden Vertrage gegen den Schuldner zu⸗ 
ſtehen, dem Gläubiger nicht entgegenhalten kann, ſo 
wenig als der Schuldner gegen den Ceſſionar ſich auf 
Umſtände berufen kann, welche aus dem der Ceſſion zu 
Grunde liegenden Vertrage dem Cedenten gegen den 
Ceſſionar eine Einrede an die Hand geben würden. 
Beide, Ceſſion (Forderungsübertragung) und 
Schuldübernahme, haben inſoweit einen ab⸗ 
ſtrakten Charakter.“ | 

Nach gemeinem Rechte, wenigſtens nach der herrſchenden, 
u. A. von Dernburg, Pand. II $ 53 Note 10 vertretenen 
Anſicht, erhalten ſich alle Nebenrechte der Forderung bei 
Schuldübernahme, insbeſondere vom Schuldner beſtellte Pfand⸗ 
rechte, ſowie Bürgſchaften. Dagegen beſtimmt 8 418 B. G. B.: 
„In Folge der Schuldübernahme erlöſchen die für 
die Forderung beſtellten Bürgſchaften und Pfand⸗ 
rechte. Beſteht für die Forderung eine Hypothek, jo tritt 
das Gleiche ein, wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek 
verzichtet. Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn 
der Bürge oder derjenige, welchem der verhaftete Gegenſtand 
zur Zeit der Schuldübernahme gehört, in dieſe einwilligt. 

Ein mit der Forderung für den Fall des Konkurſes ver⸗ 
bundenes Vorzugsrecht kann nicht im Konkurs über das Ver⸗ 
mögen des Uebernehmers geltend gemacht werden.“ 

Die 88 414—418 B. G. B. beziehen ſich nur auf die 
privative Schuldübernahme d. h. auf diejenige, deren Wirkung 
die Befreiung des Urſchuldners und die Sondernachfolge des 
Uebernehmers in die paſſive Seite der Schuld iſt. Die 
Erfüllungsübernahme wird nur nebenbei als das im 
Falle der Nichtgenehmigung bezw. Verweigerung der Ge⸗ 
nehmigung gültig bleibende Recht erwähnt und dazu bemerkt, 
daß „im Zweifel der Uebernehmer dem Schuldner gegenüber 
verpflichtet iſt, den Gläubiger gegenüber zu befriedigen.“ 
(8 415 Abſ. 3.) Es unterliegt aber wohl keinem Zweifel, daß 
eine ſolche Erfüllungsübernahme von den Kontrahenten auch 
als Vertrag zu Gunſten eines Dritten, d. h. des Gläubigers 
gewollt ſein kann, ſo daß nicht nur der Schuldner gegen den 
Uebernehmer auf die Leiſtung klagen kann, ſondern auch der 
Gläubiger. Für dieſen Fall dürfte m. E. auch in Zukunft 
nach die gemeinrechtliche Entſcheidung R. G. XXXII Nr. 40 
Beachtung verdienen: | 

(III. Civilſenat. Urth. vom 12. Januar 1894 i. S. Bl. 
[Bekl.] w. die Firma H. L. N. & S. [Kl.] Rep. III 221/53 
L. G. Kiel, O. L. G. daſelbſt.) S. 157: 

„Daß an ſich aus der dem Schuldner gegenüber 
erfolgten Schuldübernahme der Gläubiger einen An⸗ 
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ſpruch gegen den Schuldübernehmer nicht gewinnt, 
letzterer vielmehr nur dem Schuldner zur Befreiung 
oder zum Schadenserſatze verpflichtet wird, iſt zweifellos. 
Es kann aber auch der Vertragswille der Kontrahenten 
darauf gerichtet ſein, daß der Schuldübernehmer nicht 
blos Schuldner des Schuldners, ſondern auch Schuldner 
des dritten Gläubigers werden ſoll und werden will. 
Iſt dieſer Wille ausdrücklich oder durch konkludente 
Thatſachen erklärt, ſo liegt ein Vertrag zu Gunſten 
eines Dritten vor, welchem das heutige gemeine Recht 
im Gegenſatze zum römiſchen Rechte dahin anerkennt, 
daß zwar, abgeſehen von einzelnen eine beſondere 
Beurtheilung fordernden Fällen, die Kontrahenten bis 
zum Beitritte des Dritten den Vertrag wieder aufheben 
können, der Dritte aber, wenn dies nicht geſchehen iſt, 
mit nachträglichem Beitritte zum Vertrag ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Forderungsrecht gegen den Promittenten 
gewinnt. Es iſt alſo nicht erforderlich, daß der Pro⸗ 
miſſar, um dem Dritten ein Recht zu erwerben, als 
Stellvertreter deſſelben auftreten müſſe. Der Promiſſar 
kann freilich als gestor für den Dritten auftreten, in 
welchem Falle ſich dann die Rechtsfolgen ganz nach 
römiſchen Rechte beſtimmen; es kann aber auch der 
Promiſſar von jeder Stellvertretung abſehen und ſich 
ſelbſt verſprechen laſſen, daß der Promittent Schuldner 
des Dritten ſein wolle. Wird dieſes Verſprechen ge⸗ 
geben, ſo liegt ein nach heutigem Rechte gültiger Ver⸗ 
trag zu Gunſten eines Dritten mit der oben hervor⸗ 
gehobenen Wirkung vor. Daß der Vertragswille der 
Kontrahenten auch bei der Schuldübernahme auf Be⸗ 
gründung eines Rechtes des Dritten gerichtet, mithin 
in der Schuldübernahme auch ein Vertrag zu Gunſten 
Dritter liegen kann, unterliegt keinem Zweifel. Es 
bedarf auch bei Verträgen zu Gunſten Dritter keiner 
Aufforderung oder Offerte an den Dritten zum Bei⸗ 
tritte, und es kann der Beitritt oder die Acceptation 
in jeder Weiſe, die dieſen Willen erkennen läßt, mithin 
auch durch Klagerhebung, erfolgen. Wenn die Reviſion 
geltend macht, daß nach der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
oberhandelsgerichtes bei Uebernahme eines Handels⸗ 
geſchäftes mit Aktiven und Paſſiven keineswegs ſchon 
der Uebernahmevertrag den Geſchäftsgläubigern ein 
Klagerecht gegen den neuen Geſchäftsinhaber gewähre, 
die Klageberechtigung der Gläubiger gegen den Ueber⸗ 
nehmer vielmehr öffentliche oder durch Cirkular erfolgte 
Bekanntmachung der Uebernahme des Geſchäfts mit 
Aktiven und Paſſiven vorausſetze, ſo beachtet ſie nicht, 
daß die Entſcheidungen, auf welche in dem von ihr 
bezogenen Urtheile des Reichsgerichtes, 

vergl. Entſch. deſſelben in Civilſ. Bd. 17 S. 99, 
hingewieſen iſt, nur die Frage erörtern, ob ſchon durch 
die bloße Uebernahme eines Handelsgeſchäfts mit Aktiven 
und Paſſiven durch einen Vollkaufmann der Ueber⸗ 
nehmer den Geſchäftsgläubigern haftbar wird, oder ob 
es hierzu noch eines weiteren Aktes bedarf, während 
auf den näheren Inhalt des Uebernahmevertrages nicht 


eingegangen, insbeſondere nicht unterſucht iſt, ob der 


Promittent dem Promiſſar verſprochen hat, Schuldner 

der Geſchäftsgläubiger werden zu wollen. In der 

Entſcheidung des Reichsoberhandelsgerichtes, welcher 

ſpäter das Reichsgericht gefolgt iſt, wird die Wirk⸗ 

ſamkeit von Verträgen zu Gunſten Dritter überhaupt 

nicht erörtert, und es wird in der durch den Ueber⸗ 

nehmer öffentlich oder durch Cirkular erfolgten Bekannt⸗ 

machung der Geſchäftsübernahme mit Aktiven und 

Paſſiven ein Dispoſitivakt gefunden, durch welchen 

ſofort wirkſame Rechte der Geſchäftsgläubiger gegen den 

Uebernehmer begründet werden. Es können aber auch 

ohne Bekanntmachung ſchon durch den Uebernahme⸗ 

vertrag Rechte für die Geſchäftsgläubiger begründet 

worden ſein, wenn nach dem Vertragswillen der 

Kontrahenten der Uebernehmer Schuldner der Geſchäfts⸗ 

gläubiger hat werden ſollen und hat werden wollen, 

in welchem Falle freilich nur die obenerwähnten Grund⸗ 

ſätze zur Anwendung kommen, mithin die Gläubiger 

nicht ſelbſt ſofort, ſondern erſt mit ihrem Beitritte ſelbſt⸗ 

ſtändige Forderungsrechte gegen den Uebernehmer er⸗ 

werben, während bis dahin die Kontrahenten den 

Vertrag wieder aufheben können. Der Wille der 

Kontrahenten, für den Dritten ein ſelbſtändiges Forde⸗ 

rungsrecht zu begründen, bedarf keiner ausdrücklichen 

Erklärung; er könne ſich auch aus der Sachlage ergeben. 

Wenn in vorliegender Sache für das Berufungsgericht 

zur Annahme eines ſolchen Willens die oben hervor⸗ 

gehobenen Umſtände, das Geben und Nehmen einer 

Valuta für die übernommenen Schulden, die Dringlich⸗ 

keit der letzteren, die Verhältniſſe des K. u. f. w. maß⸗ 

gebend geweſen ſind, ſo hat hierdurch die Annahme 

des Berufungsgerichts eine zureichende thatſächliche Be⸗ 

gründung gefunden. Daß die Klägerin vor Erhebung 

der gegenwärtigen Klage gegen ihren durch den 

Schuldübernahmevertrag ſelbſtverſtändlich nicht befreiten 

Schuldner K. Klage erhoben, hat ſie nicht hindern 

können, nachträglich unter Beitritts zum Vertrage auch 

gegen den Beklagten Klage zu erheben; denn Zahlung 

hat ſie nicht erlangt, und es iſt auch nicht behauptet, 

daß vor der jetzigen Klageerhebung K. und der Be⸗ 

klagte den zur Frage ſtehenden Vertrag wieder auf⸗ 
gehoben haben.“ | 

Kann nun nicht auch eine ſolche rein kumulative Schuld: 

übernahme (Erfüllungsübernahme) nachträglich durch die 

Genehmigung des Gläubigers ſich in eine privative ums 

wandeln? Daran ift m. E. nicht zu zweifeln. Nur ſetzt dieſe 

Wirkung, wie ſchon die oben citirte Entſch. R. G. XXXII 

S. 156 hervorhebt, und wie jetzt das B. G. B. in 8 415 cit. 


Abſ. 1 ausdrücklich geſetzlich feſtſtellt, eine Mittheilung der 


Schuldübernahme ſeitens des Schuldners oder des Ueber⸗ 
nehmers an den Gläubiger voraus. Im Uebrigen aber iſt 
die Genehmigung ſelbſt auch durch konkludente Handlungen 
(ſtillſchweigend) möglich, und es iſt daher eine reine That⸗ 
frage, ob beiſpielsweiſe in der Erhebung der perſönlichen 
Klage gegen den Schuldübernehmer ein Verzicht des Gläubigers 
auf Inanſpruchnahme des ſeitherigen Schuldners liegt. Man 
vergl. hierzu R. G. XIX Nr. 48 (III. Civilſenat Urth. vom 
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11. Oktober 1887 i. S. A. G. (Bekl.) w. Kl. u. R. (Kl.) 


Rep. III 121/87 L. G. Göttingen, O. L. G. Celle S. 255: 


„Es iſt nicht anzuerkennen, daß eine ſolche Klage⸗ 
anſtellung nothwendig dieſe Rechtsfolge bedingt. 
Der Gläubiger kann ſich immerhin darauf berufen, daß 
er durch Belangung des Uebernehmers nur den Ver⸗ 
ſuch habe machen wollen, feine Befriedignng herbei⸗ 
zuführen, ohne damit dem Rückgriffe an den Urfchuldner 
zu entſagen. Es müſſen daher beſondere Umſtände 

dargelegt werden, welche einen Schluß auf die Abſicht 
des Gläubigers geſtatten, durch die Klagerhebung 

gegen den Schuldübernehmer den Urſchuldner aus der 
Obligation zu entlaſſen. Hat insbeſondere der Käufer 
eines Grundſtückes die Zahlung einer darauf haftenden 
Hypothekenſchuld in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen, war zugleich die Abſicht des Kontrahenten 
darauf gerichtet, daß der Verkäufer von ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit dem Hypothekengläubiger gegenüber durch 
die Schuldübernahme befreit werden, wird der Gläubiger 

von dieſer Vereinbarung in Kenntniß geſetzt und 

erhebt derſelbe nunmehr unter Bezugnahme auf den 
Inhalt des Kaufvertrages ohne irgend welchen Vor⸗ 
behalt die Perſonalklage gegen den Käufer und Schuld⸗ 
übernehmer, jo wird man ohne Rechtsirrthum in dem 
Eingehen des Gläubigers auf die ihm gemachte 
Kollektivofferte eine Entlaſſung des Urſchuldners aus 
dem Schuldverbande erblicken dürfen. 

So liegen aber die Sachen hier nicht.. Das Ober: 
landesgericht ſtellt feſt, daß der jetzige Beklagte die 
Klägerin erſucht habe, die im Oktober 1885 fällig 
gewordenen Zinſen gegen den Käufer C. einzuſchlagen, 
und daß die Klägerin demnächſt auf Anſtehen des 
jetzigen Beklagten ausdrücklich erklärt habe, ſie werde, 
falls der urſprüngliche Schuldner das verpfändete 
Grundſtück wieder von C. kaufe, ihre Hypothek nur 
gegen Abzahlung von 10 000 Mk. ſtehen laſſen. Aus 
dieſen Thatſachen in Verbindung mit den übrigen Um⸗ 
ſtänden des Falles, zieht der Berufungsrichter den 
Schluß, daß nach der Klageerhebung gegen C. der 

Revpiſionskläger Schuldner der Reviſionsbeklagten ge: 
blieben ſei, ſelbſt wenn im Zweifel in der Anſtellung 
der perſönlichen Klage gegen den Uebernehmer eine 
ſtillſchweigende Liberirung des erſten Schuldners ent⸗ 
halten ſein ſollte. Dieſe Feſtſtellung und Schluß⸗ 


j folgerung iſt rein thatſächlicher Natur und der Nach⸗ 


prüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen. Waren 
aber die Gläubiger und der Urſchuldner vor und nach 
der Klageerhebung gegen den Schuldübernehmer darüber 
einverſtanden, daß der ſeitherige Schuldner nicht aus 

der Obligation ausſcheide, ſo kann auch jener Vorgang 

ſelber nicht die Befreiung des letzteren zur Folge haben, 

und es kommt darauf, was die Kontrahenten des 
Kaufvertrages unter ſich vereinbarten, nicht weiter an.“ 

Eine bloß kumulative Schuldübernahme, die daher auch 

der Mittheilung an die Gläubiger und deren Genehmigung 


als ſolche nicht bedarf, beſtimmt § 419 B. G. B. für den Fall, 
daß Jemand das ganze Vermögen eines Anderen mit 


Aktiven und Paſſiven übernimmt. Die bisherige gemein⸗ 
rechtliche Anſicht nahm in dieſem Falle zunächſt zwar auch nur 
eine kumulative Wirkung an, ließ dieſe aber ſofort in eine 
privative umſchlagen, wenn ein Gläubiger aus dem Ueber⸗ 
nahmevertrag Rechte gegenüber dem Uebernehmer geltend macht. 
Vergl. Dernburg, Pand. § 53 Note 6. Allerdings war 
letzterer ſehr kontrovers. Dernburg ſelbſt vertritt in den erſten 
beiden Auflagen die entgegengeſetzte Anſicht. Jeder Zweifel 
wird jetzt in dem früher von Dernburg vertretenen Sinne 
gehoben durch § 419: | 

Uebernimmt Jemand durch Vertrag das Vermögen 
eines Anderen, ſo können deſſen Gläubiger, unbe⸗ 
ſchadet der Fortdauer der Haftung des bis⸗ 
herigen Schuldners, von dem Abſchluſſe des Ver⸗ 
trages an ihre zu dieſer Zeit beſtehenden Anſprüche 
auch gegen den Uebernehmer geltend machen. 

Die Haftung des Uebernehmers beſchränkt ſich auf 
den Beſtand des übernommenen Vermögens und die 
ihm aus dem Vertrage zuſtehenden Anſprüche. Beruft 
ſich der Uebernehmer auf die Beſchränkung ſeiner 
Haftung, ſo finden die für die Haftung der Erben 
geltenden Vorſchriften der 88 1990, 1991 entſprechende 
Anwendung. 

Die Haftung des Uebernehmers kann nicht durch 
Vereinbarung zwiſchen ihm und dem bisherigen 
Schuldner ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 
Diefer Paragraph bietet zunächſt inſofern eine beobachten? 
werthe Neuerung, als er von einer Kundmachung, Mittheilung 
der Vermögensübernahme, wie fie 8 415 für die privative 
Schuldübernahme fordert, für die kumulative der Vermögens⸗ 
übernahme völlig abſieht, der Uebernehmer haftet ſchon von 
dem Abſchluſſe des Vertrages an. Ferner iſt aber ſogar 
jede Vereinbarung, durch die die Haftung des Uebernehmers 
ausgeſchloſſen oder beſchränkt wird, den Gläubigern 
gegenüber für unwirkſam erklärt, und wir haben ſomit eine 
abſolute die Vertragsautonomie ſehr beſchränkende Norm, die 
übrigens nicht auf den handelsrechtlichen Fall einer Geſchäfts⸗ 
übernahme auszudehnen iſt. Bei letzterer iſt nämlich ent⸗ 
ſprechend der bisherigen vorherrſchenden Praxis insbeſondere 
auch des Reichsgerichts, durch das revidirte H. G. B. die 
Kundmachung für den die Haftung des Uebernehmers be⸗ 
dingenden und auch ihrem Inhalt nach beſtimmenden Faktor 
erklärt, außerdem hat die Geſchäftsübertragung eine ſozuſagen 
beſchränkt privative Wirkung, da das neue H. G. B. für die 
Klagen gegen den früheren Inhaber eine kurze Verjährungsfrist 
einführt. Vergl. § 25 H. G. B.: 

„Wer ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeſchäſt 
unter der bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung 
eines das Nachfolgerverhältniß andeutenden Zuſatzes 
fortführt, haftet für alle im Betriebe des Geſchäftes 
begründeten Verbindlichkeiten des früheren Inhabers. 
Die in dem Betriebe begründeten Forderungen gelten 
den Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber über⸗ 
gegangen, falls der bisherige Inhaber oder ſeine Erben 
in die Fortführung der Firma gebilligt haben. 
Eine abweichende Vereinbarung iſt einem 
Dritten gegenüber nur wirkſam, wenn ſie in 
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das Handelsregiſter eingetragen und bekannt 
gemacht oder von dem Erwerber oder dem Ber: 
äußerer dem Dritten mitgetheilt worden iſt. 

Wird die Firma nicht fortgeführt, ſo haftet der Er⸗ 

werber eines Handelsgeſchäfts für die früheren Ge⸗ 

ſchäftsverbindlichkeiten nur, wenn ein beſonderer 
Verpflichtungsgrund vorliegt, insbeſondere 
wenn die Uebernahme der Verbindlichkeiten 
in handelsüblicher Weiſe von dem Erwerber 
bekannt gemacht worden iſt. 

8 26. Iſt der Erwerber der Handelsgeſchäfte auf 
Grund der Fortführung der Firma oder auf Grund 
der im § 25 Abſ. 3 bezeichneten Bekanntmachung für 
die früheren Geſchäftsverbindlichkeiten haftbar, ſo ver⸗ 
jähren die Anſprüche der Gläubiger gegen den früheren 
Inhaber mit dem Ablaufe von fünf Jahren, falls nicht 
nach den allgemeinen Vorſchriften die Verjährung ſchon 
früher eintritt. 

Die Verjährung beginnt im Falle des $ 25 Abſ. 1 
mit dem Ende des Tages, an welchem der neue In⸗ 
haber der Firma in das Handelsregiſter des Gerichts 
der Hauptniederlaſſung eingetragen worden iſt, im Falle 
des § 25 Abſ. 3 mit dem Ende des Tages, an welchem 
die Kundmachung der Uebernahme ſtattgefunden hat. 
Konnte der Gläubiger die Leiſtung erſt in einem 
ſpäteren Zeitpunkte verlangen, ſo beginnt die Ver⸗ 
jährung mit dieſem Zeitpunkte. 

Da dieſe Paragraphen des H. G. B. ſich nicht auf die 
ſog. Minderkaufleute (Handwerker u. ſ. w.) erſtrecken, da ferner 
die Uebertragung eines Handelsgeſchäfts auch im Rahmen 
einer allgemeinen Vermögensübertragung erfolgen kann, ſo iſt 
ihr Verhältniß zu dem $ 419 B. G. B. ein unter Umſtänden 
ſehr komplizirtes. Der Schwierigkeiten der verſchiedenen Be⸗ 
ſtimmung der Haftung des Uebernehmers, wo es zweifelhaft 
iſt, ob es ſich um Geſchäftsſchulden handelt oder nicht, ferner 
der Sonderbarkeit, daß die Haftung des Nichtkaufmanns und 
Kleinkaufmanns bezw. des Großkaufmanns für Nicht⸗Geſchäfts⸗ 
ſchulden nach $ 419 B. G. B. wenigſtens in gewiſſem Sinne 
eine ſtrengere und unbeſchränktere iſt als diejenige aus $ 25 
H. G. B. würde vorzubeugen geweſen fein, wenn der § 419 
B. G. B. ebenſo wie § 25 H. G. B. nicht ausſchließlich den 
Vertrag zwiſchen Schuldner und Uebernehmer, ſondern Mit⸗ 
theilung deſſelben an die Gläubiger zur Grundlage der Haftung 
des Uebernehmers gemacht hätte, d. h. wenn man diejenigen 
Grundſätze allgemein für die Uebernahme eines Vermögens 
recipirt hätte, welche die folgende Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts für den Fall der Geſchäftsübertragung zu Grunde 
legte und die im weſentlichen den Beſtimmungen des H. G. B. 
entſprechen. 

R. G. XXXVIII Nr. 45 (VI. Civilſenat. Urth. vom 
1. März 1897 i. S. H. & C. [Kl.] w. St. [Bekl.] Rep. VI 
389/96. L. G. Fürth, O. L. G. Nürnberg) S. 173: 

Die Klägerin verlangte vom Beklagten die Bezah⸗ 
lung verſchiedener Forderungen, welche ihr unbeſtrittener⸗ 
maßen gegen S. R. als früherer Inhaber der zu F. 
beſtehenden Firma gleichen Namens, die ſodann auf 
den Beklagten übergegangen war, erworben waren. 


Sie leitete die Haftbarkeit des Beklagten daraus her, 
daß er durch Vertrag mit S. R. das von dieſem unter 
der Firma S. R. zu F. betriebene Handelsgeſchäft mit 
allen Aktiven und Paſſiven übernommen habe, und 
daß dieſer Vorgang durch ein mit Zuſtimmung des 
Beklagten hergeſtelltes gedrucktes Cirkular allen Gläu⸗ 
bigern der genannten Firma, oder doch einer über⸗ 
wiegenden Zahl dieſer Gläubiger, und insbeſondere ihr, 
der Klägerin, mitgetheilt worden ſei. Der Beklagte 
behauptete jedoch, daß die Mittheilung dieſes Cirkulars 
an die Klägerin ohne ſein Wiſſen und ſogar gegen 
ſeine ausdrückliche Anordnung erfolgt ſei, und außerdem 
ſtellte ſich heraus, daß in dem zwiſchen dem Be⸗ 
klagten und S. R. geſchloſſenen Vertrage 
jener in Wirklichkeit nicht alle Paſſiven der 
Firma übernommen hatte, ſondern die An⸗ 
ſprüche einzelner Gläubiger, darunter gerade 
der Klägerin, von dieſer Uebernahme ausdrücklich 
ausgenommen worden waren. Das Landgericht 
und das Oberlandesgericht machten die Entſcheidung 
allein von dem Beklagten zu leiſtenden Eide abhängig, 
daß S. R. das Cirkular ohne ſein, des Beklagten, 
Wiſſen und gegen ſeinen Willen der Klägerin zugeſchickt, 
und daß er, der Beklagte, als er hiervon Mittheilung 
erhalten habe, ſofort die Klägerin vor ſeiner Nichtüber⸗ 
nahme der R. ſchen Schulden fie in Kenntniß geſetzt 
habe. Auf Reviſion der Klägerin iſt aber das Be⸗ 
rufungsurtheil aufgehoben worden aus folgenden 
Gründen: 

„ . . Es erſcheinen ... die beſonderen handelsrecht⸗ 
lichen Normen über die Haftung des Uebernehmers 


eines fremden Handelsgeſchäftes für die Handelsſchulden 


des früheren Geſchäftsinhabers hier als verletzt. 
Zwar iſt dem Berufungsgerichte darin beizuſtimmen, 
daß aus der bloßen Thatſache, daß der Beklagte das 
R.'ſche Geſchäft unter derſelben Firma fortgeführt hat, 
eine ſolche Haftung noch nicht folgt. Freilich iſt die 
entgegengeſetzte Rechtsanſicht früher auf Grund des 
Art. 23 H. G. B. aufgeſtellt worden von Thöl (Praxis 
des Handelsrechts und Wechſelrechts Heft 1 S. 3 flg., 
auch Handesrecht Bd. I Aufl. 6] § 53 S. 175), mit 
dem im weſentlichen übereinſtimmen 
Anſchütz und v. Völderndorff, Kommentar Bd. 1 
zu Art. 23, S. 192 flg. (2. Aufl. von Allfeld, 
S. 158 flg.), 
und wenigſtens für den Fall, daß der Erwerber des 
Geſchäftes und der Firma nicht die Schuldübernahme 
durch öffentliche Bekanntmachung abgelehnt hat, iſt 
gleicher Meinung Coſack, Handelsrecht (Aufl. 3) 8 14 
S. 61 flg., insbeſondere S. 64, und jetzt auch Staub, 
Kommentar (Aufl. 3 u. 4) 88 13 u. 14 zu Art. 22 
S. 49 flg. Dieſe Lehren werden aber nicht nur von 
der Mehrzahl der Schriftſteller nicht gebilligt: 
Vergl. z. B. Regelsberger in der Zeitſchrift für 
Handelsrecht Bd. 14 S. 1 flg., Simon, ebenda 
Bd. 24 S. 91 flg., und Behrend, Handelsrecht 
Bd. 1 S. 217 flg., 
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ſondern auch das Reichsoberhandelsgericht iſt denſelben 


ſtets durchaus entgegengetreten. 
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Ergiebt ſich ſonach aus dem ſoeben Erörterten aller⸗ 
dings kein Bedenken gegen die Gründe des angefochtenen 
Urtheils, ſo ſteht es dagegen anders, ſobald man die 
Beurtheilung ins Auge faßt, die der Behauptung der 
Klägerin, daß mit dem Willen des Beklagten die 
Uebernahme aller Aktiva und Paſſiva durch ihn dem 


intereſſirten Publikum im Allgemeinen kundgemacht ſei, 


von Seiten des Berufungsgerichts zu Theil geworden 
iſt. In dieſer Beziehung ſtand es ſchon in der Rechts⸗ 
ſprechung des Reichsoberhandelsgerichts, dem ſich hierin 
das Reichsgericht völlig angeſchloſſen hat, ganz feſt, 
daß eine ſolche Kundmachung allen Geſchäftsgläubigern 
ohne Weiteres ein Klagrecht gegen den Uebernehmer 


des Handelsgeſchäftes verſchaffe. Hieran iſt auch jetzt u 


feſtzuhalten, indem anzunehmen ift, daß dieſe, im 
Handelsgeſetzbuch nicht entſchiedene Frage durch einen 
Handelsgebrauch im Sinne des Art. 1 daſelbſt, d. h. 
alſo gewohnheitsrechtlich, in der angegebenen Weiſe 
geregelt iſt. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſ. Bd. 8 
S. 65 und Behrend, Handelsrecht Bd. 1 8 27 S. 217. 

Dieſer Rechtsſatz nun ſollte nach der Meinung des 
Reichsoberhandelsgerichtes und des Reichsgerichtes ſicher 
nie — wie jetzt freilich Staub a. a. O. annimmt, ob⸗ 
gleich er ſelbſt das Gegentheil für richtig hält — den 
Sinn haben, daß er nur dann gelte, wenn der Ueber⸗ 
gang der Aktiva und Paſſiva zwiſchen den Kontrahenten 
wirklich verabredet ſei. Es liegt vielmehr in der Natur 


der Sache, eine an Dritte, wenn auch nicht an be⸗ 


ſtimmte Dritte, gerichtete Erklärung dieſer Art nicht 
blos als eine thatſächliche Mittheilung, die richtig oder 
falſch ſein kann, ſondern als eine in rechtsbegründender 
Abſicht abgegebene Willenserklärung zu behandeln. 
Hierin liegt eben der Unterſchied zwiſchen einer ſolchen 
ausdrücklichen Bekanntmachung und dem bloßen Ge⸗ 
brauche der alten Firma durch den Erwerber des Ge⸗ 
ſchäftes, in welchem ohne Weiteres eine an Dritte ge⸗ 
richtete Erklärung der Schuldübernahme finden zu wollen 
willkürlich iſt. Handelt es ſich hier aber um eine an Dritte 
gerichtete Willenserklärung, ſo entſpricht es bei weitem 
mehr der natürlichen Anſchauung, daß den Dritten 
gegenüber nur das maßgebend iſt, was ihnen gegen⸗ 
über als Wille erklärt iſt, nicht was die Kontrahenten 
unter ſich vorher verabredet haben, auch wenn die 
öffentliche Bekanntmachung von der Uebernahme aller 
Paſſiva theilweiſe richtig iſt, und nur theilweiſe 
unrichtig, indem zwiſchen den Kontrahenten einzelne 


Verbindlichkeiten ausgenommen worden ſind, iſt daher 


kein Grund gegeben, die rechtliche Wirkung dem⸗ 
entſprechend einzuſchränken, ſo daß ſie hier weniger 
umfaſſend wäre, als bei einer ihrem ganzen Inhalte 


nach unrichtigen Bekanntmachung. Hieraus folgt, 


daß, wenn in einem ſolchen Falle eine über 
den wirklichen Inhalt des zwiſchen den Kontra- 
henten Verabredeten hinausgreifende Rechts- 


wirkung verhindert werden ſoll, entweder in 
den allgemeinen Bekanntmachungen die aus- 
genommenen Gläubiger beſonders als ſolche 
hervorgehoben werden müſſen, oder ſpäteſtens 
gleichzeitig ihnen eine beſondere Mittheilung 
darüber gemacht werden muß; ſo nach Behrend 
a. a. O. S. 216. Es iſt aber weiter auch daran feſt⸗ 
zuhalten, daß der öffentlichen Bekanntmachung eine 
Cirkularmittheilung an alle einzelnen Gläubiger, und 
dieſer wieder eine ſolche Mittheilung an die erhebliche 
Mehrzahl derſelben gleichſteht. Demnach erſcheint es 
als ein Verſtoß gegen die hier maßgebenden handels⸗ 
rechtlichen Normen, wenn das Berufungsgericht die 
Feſtſtellung, ob das fragliche Cirkular mit dem Willen 
des Beklagten einer ſo erheblichen Zahl von Geſchäfts⸗ 

gläubigern zugeſandt ſei, für entbehrlich erklärt hat. 
Sollte vielmehr dieſe Behauptung der Klägerin zugeſandt 
ſein, ſo daß es nur noch darauf ankomme, ob dies mit 
dem Willen des Beklagten geſchehen ſei, trifft keines⸗ 
wegs zu; denn es iſt nicht abzuſehen, wie die Lage der 
Klägerin deswegen, weil das Cirkular auch ihr zu⸗ 
geſchickt worden iſt, ungünſtiger ſein könnte, als wenn 
es ihr überhaupt nicht, ſondern nur einer genügenden 
Zahl von anderen Gläubigern zugeſandt wäre.“ 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. September 

bis 10. Oktober 1898 ausgefertigten Erkenntniſs. 
I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. Durch den angefochtenen Beſchluß des ne 
iſt der Werth des Streitgegenſtandes, den das L. G. auf 
6 Millionen Mark feſtgeſetzt hatte, auf 20 000 Mark herab. 
geſetzt worden. Entſcheidend hierfür war für das Kammer⸗ 
gericht die auch vom R. G. wiederholt und noch kürzlich in 
dem Beſchluſſe vom 26. März 1898 gebilligte Erwägung, daß 
der Werth des Streitgegenſtandes bei einſtweiligen Verfügungen 
ſich nicht ſchlechthin nach dem Werthe der durch dieſelben 
betroffenen Vermögensobjekte beſtimmt, vielmehr das nach 
§ 3 C. P. O. feſtzuſetzende Intereſſe entſcheidend fein müſſe, 
welches die Partei an der Aufrechterhaltung oder Aufhebung der 
einſtweiligen Verfügung nach richterlichem Ermeſſen hat. Die 
Beſchwerde der Staatskaſſe läßt dieſe Erwägung als richtig 
gelten, fie meint aber, daß vorliegendenfalls das Intereſſe der 
Parteien durch den Beſchluß des Kammergerichts nicht genügend 
gewürdigt worden ſei, denn es handle ſich um eine Adminiſtration, 
die bezweckt habe, den Eigenthümern die Verwaltung des Grund- 
ſtücks (eines Theaters) zu entziehen. Gegenſtand des Streitz 
ſei alſo hauptſächlich die einſtweilige Regelung der Erhebung 
der Einkünfte des Grundſtücks und ihrer Verwendung geweſen. 
Mit Rückſicht hierauf ſei der Werth des Streitgegenſtandes 
nach den Jahreseinkünften zu bemeſſen, die auf 300 000 Mark 
zu veranſchlagen ſeien. Eventuell müſſe der Nutzungswerkh des 
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Grundſtücks, der nach dem Grundbuch 101 820 Mark betrage, 
maßgebend ſein. Dieſer Ausführung kann nicht beigeſtimmt 
werden. Richtig iſt zwar, daß es ſich um eine einſtweilige 
Regelung der Erhebung der Einkünfte handelt, nicht aber auch 
um deren Verwendung. Denn dieſe konnte der beſtellte einſt⸗ 
weilige Verwalter nur im Intereſſe der Parteien verwenden, 
und für Letztere hat es inſoweit keine Bedeutung, ob die Ein⸗ 
künfte von ihnen ſelbſt oder für ſie von einem Dritten erhoben 
wurden. Das vermögensrechtliche Intereſſe aber, welches die 


Parteien daran hatten, ob für eine zunächſt unbeſtimmte Zeit 


ein Verwalter für die Erhebung der Einkünfte beſtellt wurde 
oder nicht, erſcheint mit 20 000 Mark hinreichend und angemeſſen 
bewerthet. Den in der Beſchwerde angezogenen Entſcheidung des 
R. G. liegt ein weſentlich anderes Sachverhältniß zu Grunde. 
V. C. S. i. S. Dvorak c. Sehring vom 24. September 1898, 
B Nr. 116/98 V. 

2. Das Kammergericht geht davon aus, daß, weil die 
Vollſtreckungsklauſel zu dem ganzen Vergleich ertheilt ſei, für 
die Beſchwerde in Betreff der Zuläſſigkeit der Klauſel der Werth 
des Streitgegenſtandes derſelbe fein müſſe, wie der Werth des 
Streitgegenſtandes in demjenigen Rechtsſtreit, der bei dem 
Kammergericht anhängig geweſen und durch den Vergleich bei- 
gelegt worden ſei. Dem iſt nicht beizupflichten. Es kann 
unerörtert bleiben, ob für ein Urtheil die Vollſtreckungsklauſel 
unter Umſtänden auch oder ausſchließlich die Bedeutung hat, 
die Gültigkeit, Rechtswirkſamkeit oder Unanfechtbarkeit des 
Urtheils außer Zweifel zu ſtellen. (Vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 16 Nr. 104.) Mit der Vollſtreckungsklauſel, 
die zu einem vor einem deutſchen Gericht zur Beilegung eines 
Rechtsſtreits abgeſchloſſenen Vergleich ertheilt iſt, verhält es 
ſich jedenfalls anders. Hier genügt ſchon eine einfache Aus⸗ 
fertigung des Vergleichsprotokolls, um der Partei ein voll⸗ 
gültiges Beweismittel dafür zu verſchaffen, daß und wie der 
Rechtsſtreit beigelegt iſt. Eine vollſtreckbare Ausfertigung 
hat hier Sinn und Bedeutung nur inſofern, als durch den 
Vergleich Leiſtungen übernommen find, rückſichtlich deren eine 
Zwangsvollſtreckung in Frage kommen kann, und nur ſolche 
Leiſtungen ſind es daher, nach denen ſich der Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes beſtimmt, wenn die Zuläſſigkeit der für den Ver⸗ 
gleich ertheilten Vollſtreckungsklauſel ſtreitig iſt. Im vorliegen⸗ 
den Fall war die einzige in dem Vergleiche übernommene 
künftige Leiſtung eine Zahlung von 400 Mark, zu welcher ſich 
die jetzige Beſchwerdeführerin verpflichtete. Nach dem damit 
gegebenen Werth des Streitgegenſtandes iſt ſomit die Gebühr 
für den kammergerichtlichen Beſchluß vom 1. Juni 1898 in 
Anſatz zu bringen. I. C. S. i. S. Grünwald c. Günther 
vom 17. September 1898, B Nr. 79/98 J. 

3. Durch den angefochtenen Beſchluß tft das Geſuch des 
Berufungsbekl. um Bewilligung des Armenrechts für die Be⸗ 
rufungsinſtanz und Beiordnung eines Rechtsanwalts zurück⸗ 
gewieſen worden. Darüber beſchweren ſich die Berufungsbekl. 
mit Recht. In dem das Unvermögen bezeugenden Zeugniß der 
Polizeiverwaltung in Pr. Stargard iſt zwar bemerkt, daß 3. 
zu den direkten Staatsſteuern auf 21 Mark veranlagt ſei. 
Von derſelben Polizeiverwaltung iſt aber auch bezeugt, daß die 


Steuer für das IV. Quartal 1897/98 im Wege der Zwangs⸗ 


vollſtreckung nicht habe eingezogen werden können und nieder⸗ 


geſchlagen worden ſei, und von der Kämmereikaſſe in Pr. Stargard, 
daß die für das I. Ouartal 1898 als unbeitreiblich nieder⸗ 


geſchlagen ſei und die Steuer für das folgende Quartal eben⸗ 


falls unbeitreiblich geweſen und zur Niederſchlagung liquidirt 
werden würde. Hiernach erſcheint das Unvermögen hinreichend 
nachgewieſen. Die bloße Möglichkeit, daß Z. Vermögen beiſeite 
geſchafft haben könnte, worauf das O. L. G. verweiſt, iſt nicht 
in Betracht zu ziehen. I. C. S. i. S. Thomas c. Zielinski 
vom 1. Oktober 1898, B Nr. 86/98 I. 

4. Der Kl. hat gegen das landgerichtliche Theilurtheil 
vom 20. Mai 1898 die Berufung eingelegt und für die Be⸗ 
rufungsinſtanz das Armenrecht nachgeſucht. Durch Beſchluß 
des O. L. G. vom 20. Juni 1898 wurde ihm dieſes wegen 
Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung verſagt. Der Kl. erhob 
Beſchwerde, die zufolge Beſchluſſes des O. L. G. vom 7. Juli 
1898 dem R. G. vorgelegt wurde. Gleichzeitig erging indeſſen 
das, in der Verhandlung vom 7. Juli 1898 verkündete, Urtheil 
auf Zurückweiſung der Berufung. Bei dieſer Sachlage kann 
die Bewilligung des Armenrechts für die Berufungsinſtanz nicht 
mehr erfolgen, weil das Geſuch durch die Urtheilsverkündung 
gegenſtandslos geworden iſt. Das Armenrecht könnte zwar noch 
im Hinblick auf die dem Kl. möglicherweife entſtehenden gering⸗ 
fügigen Koſten der Zuſtellung des Urtheils zu dem Zwecke er⸗ 
theilt werden, ihn von dieſen Koſten zu befreien; daß aber der 
Kl. zu deren Beſtreitung unvermögend iſt, kann aus dem von 
ihm beigebrachten Armuthsatteſte, durch welches fein Unvermögen 
zur Zahlung der für die Durchführung des Prozeſſes und 
Geſtellung eines Rechtsbeiſtandes erforderlichen Koſten beſcheinigt 
wird, nicht entnommen werden und iſt nicht anzunehmen. 
(efr. Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 2 S. 378; 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1892 S. 3691 und von 1895 
S. 3234.) VI. C. S. i. S. Raſtaedt c. Filß vom 22. September 
1898, B Nr. 151/98 VI. 

5. Kl. hat in der Prozeßſache den Gerichtsaſſeſſor B., als 
Mitglied des B. G. Landgerichtes 1 Berlin, wegen Beſorgniß 
der Befangenheit abgelehnt. Das L. G. wies das Ablehnungs⸗ 
geſuch durch Beſchluß vom 25. Mai d. Is. als unbegründet 
zurück; der Beſchluß wurde dem Kl. am 2. Juni zugeſtellt. 
Die von ihm hiergegen eingelegte ſofortige Beſchwerde (C. P. O. 
§ 46) kam aber erſt am 17. Juni bei dem Königlichen Kammer⸗ 
gerichte, bei dem er fie einreichte, ein, alſo um einen Tag zu ſpät 
(C. P. O. § 540), weshalb das Kammergericht die Beſchwerde 
durch den Beſchluß vom 27. Juni als unzuläſſig verworfen hat. 
Dieſer Beſchluß iſt am 6. Auguſt zugeſtellt. Mit der am 
20. Auguſt bei dem R. G. eingereichten und an das R. G. 
gerichteten Eingabe beantragt Kl. jetzt prinzipaliter die Ge⸗ 
währung der Einſetzung in den früheren Stand gegen die Ver⸗ 
ſäumung der Nothfriſt für die bei dem Kammergerichte eingelegte 
Beſchwerde, eventuell d. h. für den Fall der Gewährung dieſes 
Reſtitutionsgeſuches mittels weiterer ſofortiger Beſchwerde, ſeinem 
Ablehnungsgeſuche ſtatt zu geben. Zur Entſcheidung über das 
Wiedereinſetzungsgeſuch iſt das R. G. nicht zuſtändig. Das 
Geſuch iſt an des Königliche Kammergericht zu richten und 
dieſes hat darüber zu entſcheiden, auch nachdem die bei dem⸗ 


ſelben eingelegte ſofortige Beſchwerde als unzuläſſig verworfen 


worden iſt (C. P. O. § 215 cfr. 88 214, 216). Von der 
Entſcheidung des Kammergerichts hängt es ab, ob der Beſchluß 
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vom 27 Juni d. Is. aufrecht zu erhalten iſt oder in Wegfall 
kommt. Ueber die nur eventuell eingelegte weitere ſofortige 
Beſchwerde kann, da hiernach das in erſter Linie geſtellte 
Reſtitutionsgeſuch wegen Unzuſtändigkeit des R. G. hier ab⸗ 
gewieſen werden muß, nicht entſchieden werden. VI. C. S. i. S. 
Finkelſtein o. Mahrenholz und Thronicker vom 22. September 
1898, B Nr. 180/98 VI. 

6. Die Klageänderung, wegen deren das B. G. die Klage 
abweiſt, ſoll nach der Begründung des B. U. darin liegen, daß 
der Kl. einen anderen Gegenſtand fordere, indem er jetzt be⸗ 
antrage, daß der Bekl. die Herſtellung und der Vertrieb ſolcher 
Schwimmbojen unterſagt werde, welche dem von der Bekl. vor⸗ 
gelegten Exemplar einer Schwimmboje gleichen, während er in 
I. J. ein gegen die Herſtellung und den Vertrieb dieſer Bojen 


gerichtetes Verbot nicht verlangt habe. Dieſe Begründung des 


B. U. iſt eine rechtsirrthümliche. Richtig iſt, daß eine Aenderung 
des Klageantrages, von den Fällen des § 240 Ziffer 2 und 3 
der C. P. O. abgeſehen, der Regel nach eine Klageänderung in 
ſich ſchließt und deshalb in der Berufungsinſtanz unzuläſſig iſt 
($ 489 der C. P. O.). Eine ſolche Aenderung des Klage⸗ 
antrages, die Richtung der Klage auf einen andern Gegenſtand, 
liegt jedoch nicht vor. Der erſte Klageantrag (um dieſen allein 
handelt es ſich, da der zweite, den Schadenserſatz betreffende 
Antrag in einem Abhängigkeitsverhältniß zu dem erſten ſteht) 
geht allgemein dahin, daß der Bekl. die Herſtellung und der 
Vertrieb ſolcher Schwimmbojen unterſagt werde, welche die (vom 
Kl. als ſolche bezeichneten) charakteriſtiſchen Kennzeichen des 
klägeriſchen Gebrauchsmuſters an ſich tragen. Das verlangte 
Verbot richtet ſich nicht gegen eine beſtimmt geſtaltete Schwimm⸗ 
boje, ſondern gegen jede Schwimmboje, durch deren Herſtellung 
und Vertrieb das ausſchließliche Recht des Kl. zur Nachbildung 
ſeines Modells verletzt wird. Dieſen allgemein negatoriſchen 
Antrag hat der Kl. nicht geändert, denſelben vielmehr auch in 
der Berufungsinſtanz unverändert aufrecht erhalten. Nur bezüglich 
der rechtsverletzenden Handlung, durch welche die Bekl. dem Kl. 
zur Erhebung ſeiner negatoriſchen Klage Anlaß gegeben haben 
ſoll, liegt eine Aenderung der klägeriſchen Behauptungen vor. 
In der Klage wird behauptet, daß die Bekl. den Kl. in ſeinem 
ausſchließlichen Rechte dadurch ſtöre, daß ſie Schwimmbojen mit 
den charakteriſtiſchen Kennzeichen des für den Kl. eingetragenen 
Modells herſtelle und vertreibe. Dieſe Behauptung wird noch 
jetzt aufrecht erhalten. Geändert ſind nur die Angaben über die 
Geſtaltung derjenigen Schwimmbojen, in deren Herſtellung und 
Vertrieb der Kl. eine Verletzung ſeines Rechtes findet. Während 
er in der Vorinſtanz erklärte, daß die von der Bekl. vorgelegte 
Schwimmboje nicht diejenige ſei, durch deren Herſtellung ſein 
Recht von der Bekl. verletzt werde, behauptet er jetzt, daß es 
gerade dieſe Boje ſei, durch deren von der Bekl. zugeſtandene 
gewerbmäßige Herſtellung dieſelbe ſein Schutzrecht verletze. Das 
iſt aber eine bloße Berichtigung thatſächlicher Anführungen ohne 
Aenderung des Klagegrundes oder des Klageantrages, welche 
nach § 240 Ziffer 1 der C. P. O. eine Aenderung der Klage 
nicht in ſich ſchließt. I. C. S. i. S. Baswitz c. Fröhlich und 
Wolff vom 21. September 1898, Nr. 184/98 J. | 

7. Das O. L. G. hat angenommen, daß die von der Bekl. 
angezogene Vorſchrift des § 356 Abſ. 1 Nr. 3 der C. P. O., 
nach der die in dem § 348 Nr. 1 bis 3 ebenda bezeichneten 


570 


Perſonen über Thatſachen, welche die durch das Familien. 
verhältniß bedingten Vermögensangelegenheiten betreffen, das 
Zeugniß nicht verweigern dürfen, hier keine Anwendung finde, 
weil die Angelegenheit, betreffend die Zuſtimmung der Zeugin 
zur Kündigung der Hypothekenkapitals nicht durch das Familien⸗ 
verhältniß bedingt ſei, indem es ſich um Rechte handle, die der 
Zeugin ganz ebenſo zuſtehen würden, wenn ſie nicht mit den 
Parteien verwandt oder verſchwägert wäre. Dieſer Auffaſſung 
iſt nicht beizutreten. Wie das R. G. unter eingehender Be⸗ 
gründung ausgeführt hat (Entſch. in Civilſachen Bd. 40 S. 345), 
beruht die Ausnahme des § 350 Abſ. 1 Nr. 3 a. a. O. auf 
dem durch den muthmaßlichen Mangel anderer Beweismittel 
hervorgerufenen Bedürfniſſe. Die Anwendbarkeit dieſer Be⸗ 
ſtimmung kann alſo nicht daran geknüpft ſein, daß die Art der 
in Frage kommenden Vermögens angelegenheit nur auf dem 
Boden eines Familienverhältniſſes entſtehen kann, fie kann nicht 
dadurch ausgeſchloſſen werden, daß eine gleichgeartete Vermögens. 
angelegenheit zwiſchen Perſonen in Frage kommen kann; die 
in keinem Familienverbande ſtehen. Entſcheidend iſt lediglich, 
daß die konkrete Vermögensangelegenheit ihre Grundlage im 
Familienverbande hat. Dieſe Vorausſetzung trifft aber nach Lage 
der Sache hier zu. IV. C. S. i. S. Neſte c. Neſte vom 
22. September 1898, B Nr. 174/98 IV. 

8. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet 
werden. Die Annahme des B. G., daß das Verfahren der 
I. J., ſoweit es ſich um die Widerklage handelt, an weſentlichen 
Mängeln leide und deshalb das landgerichtliche Urtheil auf 
zuheben ſei, war nicht zu beanſtanden. Das Urtheil des L. G. 
ließ in keiner Weiſe erkennen, in welcher Weiſe die Widerklage 
von den Bekl. begründet worden ſei, denn es war in dieſer 
Beziehung nur gejagt worden, die Bekl. hätten „die that- 
ſächlichen Vorausſetzungen des Widerklageantrages“ behauptet; 
aus dem Antrage ſelbſt war aber nicht zu entnehmen, wie er 
begründet werden ſollte. Bei dieſer Sachlage erſcheint aber 
auch die Behauptung des Rkl., die Widerklage ſei eben nicht 
begründet worden, als unzutreffend. Der Thatbeſtand ergab, 
daß eine Begründung vorgetragen wurde, ließ aber deren Inhalt 
nicht erkennen. Da es dem landgerichtlichen Urtheil in Anſehung 
der Widerklage auch an allen und jeden Entſcheidungsgründen 
fehlte, war ſonach die Anwendung des § 501 der C. P. O. 
durchaus gerechtfertigt. Selbſt wenn man annehmen wollte, 
das O. L. G. ſei, da ihm die erwähnte Vorſchrift nur eine 
Befugniß einräume, nicht eine Verpflichtung auferlege, ungeachtet 
der erwähnten Mängel in der Lage geweſen, in der Sache ſelbſt 
zu entſcheiden und die Widerklage abzuweiſen, würde die Reviſion 
nicht begrün det ſein; denn darin, daß das B. G. von der ihm 
durch das Geſetz eingeräumten Befugniß Gebrauch machte, 
kann in keinem Falle eine Geſetzesverletzung gefunden werden. 
II. C. S. i. S. Aſchbach Konk. c. Erben Heydeman vom 
16. September 1898, Nr. 178/98 II. 

9. Der vom L. G. erlaſſene und mit Beſchwerde Seitens 
des Kl. angefochtene, die Verurtheilung des Kl. in eine Geld- 
ſtrafe von 100 Mark ausſprechende Beſchluß vom 5. Juli 1897 
beruht auf dem früheren rechtskräftigen Beſchluſſe vom 10. Mai 
1897, durch welchen dieſe Strafe für den Fall der Nichtheraus⸗ 
gabe der ſtreitigen Gebührenregiſter an den Bekl. angedroht 
worden war. Der Annahme des O. L. G., daß dieſe Beſchlüſſ 
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gegenſtandslos geworden ſeien, weil jpäter in der Hauptſache zu 
Gunſten des Kl. erkannt worden iſt, daß derſelbe ein Recht auf 
die Gebührenregiſter habe, kann nicht beigepflichtet werden. Die 
wegen Nichtbefolgung einer richterlichen Anordnung bereits aus⸗ 
geſprochene Strafe iſt nicht abhängig von der materiellen Ver⸗ 
pflichtung in der Hauptſache. Der ſo begründete Beſchluß des 
O. L. G. mußte daher aufgehoben werden und es eignete ſich 
die Sache zur Zuruͤckberweiſung an das O. L. G. gemäß C. P. O. 
§ 538, da es noch auf andere Geſichtspunkte ankommt, wobei 
insbeſondere hervorzuheben iſt, daß die Strafe keinenfalls zu 
Gunſten des Notar T. ausgeſprochen werden konnte, ſondern 
nur zu Gunſten des Fiskus. II. C. S. i. S. Tiſchmacher 
6. Jaeger vom 23. September 1898, B Nr. 143/98 II. 

10. Die Reviſion konnte nicht für zuläſſig erachtet werden. 
Das O. L. G. durfte, wie auch der Rkl. annimmt, bei der ge⸗ 
gebenen Sachlage ein Zwiſchenurtheil im Sinne des § 276 
der C. P. O. nicht erlaſſen. Es hat aber auch nicht die Abſicht 
gehabt, von dieſer Vorſchrift Gebrauch zu machen, ſondern aus⸗ 
drücklich bemerkt, es erſcheine „als angemeſſen ein Zwiſchenurtheil 
im Sinne von § 275 der C. P. O. zu erlaſſen.“ Bei dieſer 
Sachlage könnte die Reviſion nur dann als zuläſſig erſcheinen, 
wenn ſich aus dem Urtheile ſelbſt deutlich ergaͤbe, daß demnach 
in der That über den Grund des klägeriſchen Anſpruchs vorab⸗ 
entſchieden und nur die Entſcheidung über deſſen Höhe vor⸗ 
behalten worden ſei. Das iſt aber keineswegs der Fall. Die 
Ausführungen des O. L. G. ſind zwar nicht ganz klar, aber es 
ergiebt ſich daraus doch mit Beſtimmtheit, daß nicht blos die 
Höhe des klägeriſchen Anſpruchs, ſondern auch die Frage, ob 
ihm ein ſolcher überhaupt zuſtehe, insbeſondere, ob die in Frage 
ſtehende Bedingung eingetreten iſt, den Gegenſtand der vor⸗ 
behaltenen Verhandlung und Entſcheidung bilden ſoll. Ob ein 
Zwiſchenurtheil im Sinne von § 275 der C. P. O. mit dem 
in Frage ſtehenden Inhalte zu erlaſſen war, erſcheint allerdings 
als zweifelhaft; denn wenn dem Kl. zur Zeit der Erlaſſung des 
angefochtenen Urtheils ein klagbarer Anſpruch auf Ertheilung 
der Vollſtreckungsklauſel noch nicht zuſtand, war die Klage eben 
abzuweiſen. Der Umſtand, daß das angefochtene Zwiſchen⸗ 
urtheil richtiger Weiſe nicht hätte erlaſſen werden ſollen, kann 
aber die Zuläſſigkeit der Reviſion nicht begründen, da dieſe nach 
8 507 der C. P. O. vorausſetzt, daß ein Endurtheil oder 


ein ihm in Anſehung der Rechtsmittel gleichſtehendes Urtheil 


angefochten wird. II. C. S. i. S. Goldſtein c. Taatz vom 
27. September 1898, Nr. 133/98 II. 

11. Die Reviſion tft zuläffig. Wie das R. G. bereits häufig 
ausgeſprocheu hat, iſt für die rechtliche Charakteriſirung eines 
Urtheils nicht deſſen Bezeichnung und die Auffaſſung des Gerichts, 
von dem es erlaſſen iſt, ſondern ſein Inhalt, wie er ſich aus 
der Urtheilsformel und der Begründung ergiebt, maßgebend. 
(Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 424, Bd. 16 S. 286, 
Bd. 25 S. 425, Bd. 35 S. 345, Bd. 39 S. 389, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1895 S. 8 Nr. 17, 1898 S. 503 Nr. 10 und 11.) 
Insbeſondere gilt dies bei der Entſcheidung der Frage, ob ein 
Urtheil, welches ſich ſelbſt als Zwiſchenurtheil bezeichnet und in 
deſſen Gründen geſagt iſt, daß es gemäß § 275 als Zwiſchen⸗ 
urtheil erlaſſen ſei, als ein ſolches Urtheil zu behandeln iſt oder 
ob ihm nicht vielmehr, namentlich mit Rückſicht auf die An⸗ 
fechtbarkeit durch Rechtsmittel, der in ſeinem Inhalt zu Tage 


tretende rechtliche Charakter beizulegen iſt. (Vergl. beſonders 
Entſch. Bd. 39 S. 389 und die oben in Bezug genommenen 
auszugsweiſe in der Juriſtiſchen Wochenſchrift veröffentlichten 
Urtheile des R. G. aus jüngſter Zeit.) Im vorliegenden Falle 
iſt es ausgeſchloſſen, der getroffenen Entſcheidung die Eigenſchaft 
einer Vorabentſcheidung im Sinne des § 276 der C. P. O. 
zuzuerkennen; denn ihrem Inhalte nach und objektiv wohnt ihr 
dieſe Eigenſchaft nicht bei, da der § 276 nur eine Vorab⸗ 
entſcheidung, die den klagend oder widerklagend erhobenen An⸗ 
ſpruch für gerechtfertigt erklärt, im Auge hat, wie das R. G. 
ſeit Langem in Uebereinſtimmung mit den Kommentatoren der 
C. P. O. und der Rechtslehre angenommen hat (vergl. Entſch. 
Bd. 16 S. 312, 316, Bd. 17 S. 350, 351, Gruchot Bd. 33 
S. 1179, Wilmowski und Levy Note 1 zu $ 276, Gaupp 
Note 4 zu §S 276, Seuffert Note 4 zu 8 276, Peterſen Note 1 
und 3 zu 8 276, Reincke Note 6 zu § 276). Andererſeits 
hat, wie das Urtheil ſelbſt deutlich genug ausſpricht, der B. R. 
auch nicht etwa eine Vorabentſcheidung im Sinne des § 276 
fällen wollen. Es kann ſich hiernach nur fragen, ob in der 
That eine Zwiſchenentſcheidung auf Grund des § 275 der 
C. P. O. vorliegt oder ob die Entſcheidung ſich ſachlich als ein 
einen von mehreren Anſprüchen oder einen beſtimmt ab⸗ 
grenzbaren Theil eines Anſpruchs abweiſendes Theilurtheil 
(§ 273) darſtellt. Dieſe Frage iſt im Sinne der zweiten 
Alternative zu bejahen. Das B. G. geht von einer unrichtigen 
Auffaſſung der Rechtslage aus, wenn es annimmt, daß es ſich 


hier nur um die Entſcheidung über ein ſelbſtſtändiges Angriffs- 


mittel handele. Dieſe Annahme würde dann zutreffen, wenn 
ein Anſpruch erhoben, dieſer auf mehrere Klaggründe geſtützt 
und nunmehr über einen davon entſchieden wäre; denn in ſolchem 
Falle iſt im Sinne des § 275 der einzelne Klaggrund aller⸗ 
dings als ein ſelbſtſtändiges Angriffsmittel anzuſehen (vergl. 
§ 137 der C. P. O.). Im gegenwärtigen Falle ſteht indeſſen 
nicht ein einziger Anſpruch, ſondern eine Mehrheit von ſolchen 
in Frage. Daß der Klagantrag auf eine Summe lautet, kommt 
ſelbſtverſtändlich nicht in Betracht, da Klagantrag und Klag⸗ 
anſpruch nicht identiſch find. Ebenſowenig iſt in Rückſicht zu 
ziehen, daß der Schaden, der dem Cedenten des Kl. angeblich 
verurſacht iſt, ihm bei Gelegenheit und in Anlaß ein und des⸗ 
ſelben Kaufgeſchäftes zugefügt ſein ſoll und daß es ſich um 
Minderung eines und deſſelben Kaufpreiſes handelt (wobei 
übrigens Minderung nicht im techniſchen Sinne der Minderungs⸗ 
klage zu verſtehen iſt, da hier die auf Betrug geſtützte Vertrags ⸗ 
klage angeſtellt ift); denn, genau erwogen, handelt es ſich um 
zwei verſchiedene Schädigungen des Käufers, die durch zwei 
verſchiedene, ſelbſtſtändige und von einander getrennte Handlungen 
des Bekl. verurſacht ſein ſollen, durch ſeine poſitive falſche An⸗ 
gabe über die Beſchaffenheit eines Kellerraums und durch ſein 
Stillſchweigen bei der unrichtigen Angabe der Steuern, die von 
dem Vermittler abgegeben wurde. Beide Schädigungen ſtehen 
für ſich; ſie ſind in ihrer Wirkung auf das Vermögen des 
Käufers beſonders für ſich berechnet, ſtehen in keinerlei Ab⸗ 
hängigkeitsverhältniß zu einander und beeinfluſſen einander weder 
in ihrer Höhe noch in ihrer Exiſtenz. Am ſchärfſten tritt dies 
im vorliegenden Streit darin hervor, daß dem Kl. von jeder 
Schadenserſatzforderung des Käufers nur je ein Betrag von 
2 000 Mark abgetreten iſt, daß er alſo auch thatſächlich zwei 
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getrennte Forderungen geltend macht, deren Schickſal für jede 
ein anderes ſein kann, ohne daß die andere dadurch im Geringſten 
berührt würde. Es iſt hiernach durch das fragliche Urtheil über 
einen einzelnen ſelbſtſtändigen Anſpruch endgültig ſür die Be⸗ 
rufungsinſtanz erkannt, alſo ein Theilurtheil erlaſſen, was letzteres 
übrigens auch ſelbſt dann gelten würde, wenn man das Vor⸗ 
handenſein nur eines Anſpruchs annehmen wollte; denn es iſt 
über einen beſtimmt abgegrenzten Theil endgiltig entſchieden, 
eine Entſcheidung, die durch das Schickſal des anderen Theils 
nicht beeinflußt werden kann, ſo daß alle Vorausſetzungen für 
den Erlaß eines Theilurtheils auch bei ſolcher Annahme vor⸗ 
lagen. (Vergl. Entſch. Bd. VII S. 424, Bd. XVI S. 423, 
Bd. XXII S. 400.) Der etwaige Einwurf, daß von einem 
Endurtheile deshalb nicht die Rede ſein könne, weil nicht auf 
Zurückweiſung der Berufung erkannt ſei, iſt nicht durchſchlagend. 
Der Tenor lautet allerdings lediglich dahin, daß die „Forderung 
des Kl. nicht gerechtfertigt ſei,“ ein Ausſpruch, der, wie nebenbei 
zu bemerken iſt, ſelbſt am Beſten klarſtellt, daß ein beſonderer 


Anſpruch den Gegenſtand der Entſcheidung bildete und nicht 


nur ein einzelner Klaggrund. Es tft ferner zu erwähnen, daß 
allerdings früher der V. C. S. in ähnlich geſtalteten Fällen an⸗ 
genommen hat, es liege lediglich ein Zwiſchenurtheil nach § 275 
der C. P. O. vor, weil der Ausſpruch der Klagabweiſung fehle. 
(Gruchot Bd. 29 S. 1126, Bd. 33 S. 1167.) Der vorliegende 
Fall kann indeſſen eine gleiche Beurtheilung nicht finden. Sachlich 
iſt mit jenem Ausſpruch endgiltig für die Berufungsinftanz 
über den erhobenen Anſpruch erkannt. Es könnte daher nur 
in Frage kommen, ob, wenn jenes Urtheil rechtskräftig wird, 
noch ein weiterer Ausſpruch dahin erforderlich wäre, daß die 
Berufung inſoweit nunmehr zurückgewieſen werde. Das muß 
verneint werden. Es würde dies nur die unnöthige formelle 
Erklärung desjenigen bedeuten, was bereits thatſaͤchlich und 
rechtlich in dem erſten Urtheil liegt und ausgeſprochen iſt, daß 
nämlich dem Klageverlangen, den Bekl. zu der beanſpruchten 
Leiſtung zu verurtheilen, vom B. R. nicht entſprochen werden 
könne. Daher hat der I. S. mit Recht in einer ſolchen Urtheils⸗ 
formel ohne Weiteres eine Klagabweiſung gefunden (Urtheil 
vom 22. Juni 1898 I. 126/98, Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 
S. 503 Nr. 10). Noch weniger kann der Umſtand, daß nicht 
auch wegen der Koſten Beſtimmung getroffen iſt, ins Gewicht 
fallen und zwar ſchon aus dem Grunde, weil bei Theilurtheilen 
überhaupt von der Ordnung des Koſtenpunktes abgeſehen werden 
kann. V. C. S. i. S. Seelig c. Rumpf vom 17. September 1898, 
Nr. 210/98 V. | 

12. Mit Recht hat das O. L. G. die Klage als im 
Urkundenprozeſſe unſtatthaft abgewieſen, weil der Wechſel vom 
14. Juli 1896 der Klageſchrift weder urſchriftlich noch ab⸗ 
ſchriftlich beigefügt und hiernach den Vorſchriften der 88 555 
und 556 Satz 2 der C. P. O. nicht entſprochen war. 1. Nach 
der thatſächlichen Annahme des O. L. G. iſt die Bürgſchaft 
lediglich für eine abſtrakte Wechſelverbindlichkeit als 
ſolche übernommen worden; es handelt ſich alſo darum, daß 
im Zeitpunkt der Bürgſchaft eine wechſelrechtliche Verbind⸗ 
lichkeit des G. und H. gegenüber dem Kl. durch Ausſtellung 
und Begebung eines den zwingenden Vorſchriften der 
Wechſelordnung entſprechenden Wechſels begründet geweſen 
ſei; ſonach darum, ob die eine ſolche wechſelrechtliche Verbind⸗ 
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lichkeit des G. und H. gegenüber dem Kl. erzeugenden 
zwingenden formalen Vorſchriften der Wechſelordnung 
erfüllt geweſen ſeien. Dies ergiebt ſich an ſich nur aus der 
Wechſelurkunde ſelbſt, und ſchon hiernach war die — urſchrift⸗ 
liche oder abſchriftliche — Vorlage auch der Wechſelurkunde 
mit der Klageſchrift im Urkundenprozeſſe als einer Urkunde zum 
Nachweis einer zur Begründung des Klaganſpruchs erforder- 
lichen Thatſache im Sinne des $ 555 der C. P. O. geboten, 
und konnte dies nicht etwa erſetzt werden durch den Umſtand, 
daß in der Bürgſchaftsurkunde auf eine wechſelrechtliche Ver⸗ 
bindlichkeit Bezug genommen und damit auch etwa eine ſolche 
als damals rechtlich beſtehend von den die Bürgſchaft Ueber- 
nehmenden unterſtellt wird. Die Nothwendigkeit einer ſolchen 
— urſchriftlichen oder abſchriftlichen — Vorlage der Wechſel⸗ 
urkunde mit der Klageſchrift als einer Urkunde zum Nachweis 
einer zur Begründung des Klaganſpruchs erforderlichen That⸗ 
ſache ergiebt ſich aber auch daraus, daß der Bürgſchaftsanſpruch 
für die wechſelrechtliche Verbindlichkeit nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung beſteht, daß der Kl. legitimirter Beſitzer des Wechſels 
iſt, und dieſer Beſitz urkundlich nur durch die Vorlage des 
Wechſels ſelbſt nachgewieſen werden kann. 2. Auch die Auf⸗ 
ſtellung des Vertreters des Rkl., es hätten die Bekl. nie be» 
ſtritten, daß die Wechſelſchuld der Hauptſchuldner zur Zeit der 
Bürgſchaftsübernahme exiſtirt habe, es träfen deshalb die in 
den Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 12 S. 133 nieder⸗ 
gelegten Erwägungen über die Unnachtheiligkeit einer Nicht ⸗ 
beachtung der Vorſchrift des § 556 Satz 2 der C. P. O. zu, 
iſt nicht geeignet, die Reviſion zu rechtfertigen. Auch wenn man 
nämlich im Allgemeinen der (ſehr ſtrittigen) Anſicht in den 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 12 S. 133 beitreten 
wollte, daß die Abweiſung der im Urkundenprozeſſe erhobenen 
Klage wegen Nichtbeifügung einer Urkunde zur Klageſchrift 
(§ 556 Satz 2 der C. P. O.) alsdann nicht ſtattfinde, wenn 
die durch die Urkunde zu beweiſende Thatſache als unbeſtritten 
keines Beweiſes bedürfe, ſo kann ſich dieſe Annahme und auch 
die an dem erwähnten Orte ausgeſprochene Anſicht des damals 
urtheilenden (I.) C. S. des R. G. nur auf eine beftimmte 
einzelne Thatſache und daher nicht auf einen Fall beziehen, wo 
als Beſtandtheil der klagbegründenden Thatſachen zu ermitteln 
iſt, ob rechtlich eine gewiſſe Verbindlichkeit entſtanden, und 
zu dieſer Ermittelung die Kenntniß des ſie erzeugenden formalen 
äußeren Vorgangs in ſeinen Einzelheiten und in ſeiner ganzen 
Erſcheinung nöthig, dieſer formale Vorgang in feinen Einzel ⸗ 
heiten und ſeiner ganzen Erſcheinung aber in der Klage 
gar nicht vorgetragen if. So liegt die Sache aber im vor⸗ 
liegenden Falle hinſichtlich des nach der Darlegung unter 
Ziffer 1 einen Beſtandtheil der klagbegründenden Thatſachen 
bildenden wechſelrechtlichen Verbindlichkeit, auf welche die jetzt 
im Urkundenprozeſſe geltend gemachte Bürgſchaftsforderung 
ſich bezieht. Weiter iſt, ſoweit es zur Klagbegründung auch 
auf den unter Ziffer 1 erwähnten Nachweis des Beſitzes des 
Wechſels durch den Kl. ankommt, dieſer Beſitz nicht unbeſtritten 
geweſen. II. C. C. i. S. Wertheimer c. Deuchler vom 20. Sep- 
tember 1898, Nr. 130/98 II. 

13. Der angefochtene Beſchluß des O. L. G. enthält eine 
vollſtändige Darſtellung des Sachverhältniſſes, auf welche Bezug 
genommen wird. Er gründet ſich darauf, daß die dem ganzen 
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Beſchwerdeverfahren zu Grunde liegenden Beſchlüſſe des Amts⸗ 
gerichts vom 9. Auguſt und 10. Auguſt 1898 nicht auf Grund 
des § 685 der C. P. O. ergangene Entſcheidungen des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts, ſondern einſtweilige Verfügungen ſeien, die 
das Amtsgericht auf Grand des § 820 der C. P. O. erlaſſen 
habe, und gegen die das Rechtsmittel der Beſchwerde nicht ſtatt⸗ 
haft jet (58 530, 804 der C. P. O.). Dem iſt, obwohl die 
Ausführungen der weiteren Beſchwerde dieſe Auffaffung bekämpfen, 
beizutreten. Was zunächſt den amtsgerichtlichen Beſchluß vom 
9. Auguſt anlangt, ſo kann es ſowohl nach ſeinem Wortlaut, 
wie nach dem Antrage, auf den hin er erlaſſen worden iſt, 
nicht zweifelhaft ſein, daß er eine einſtweilige Verfügung im 
Sinne der $$ 814, 819 der C. P. O. iſt, durch welche ein 
zwiſchen den Parteien ſtreitiges Beſitzverhältniß vorläufig geregelt 
werden ſollte. Denn der Beſchluß beſagt ausdrückiich, daß die 
Anordnung „im Wege der einſtweiligen Verfügung“ getroffen 
wird, und auch der Antrag bezeichnet ſich als ein Geſuch „um 
Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung“. Daſſelbe muß dann 
aber auch bei einem im Weſentlichen gleichliegenden Sach⸗ 
verhältniß bezüglich des Beſchluſſes vom 10. Auguſt 1898 gelten. 
Auch er regelt „einſtweilen“ das Beſitzverhältniß der Parteien; 
dem $ 685 der C. P. O. kann er deshalb nicht unterſtellt 
werden, weil das für die Mobiliarpfändung in Betracht 
kommende Vollſtreckungsgericht über die aus der Zwangs⸗ 
verwaltung begründeten Rechte nicht zu entſcheiden hatte. 
Uebrigens hat das Amtsgericht auch ſelbſt beide Beſchlüſſe 
demnächſt durch Beſchluß vom 17. Auguſt 1898 als „einſt⸗ 
weilige Verfügungen“ und unter ausdrücklicher Bezugnahme auf 
§§ 816, 819, 820 der C. P. O. aufgehoben. War daher 
dem O. L. G. in dieſer Beziehung beizutreten, ſo ergiebt ſich 
daraus ohne Weiteres, daß das L. G. auch den Nachtrags⸗ 
beſchluß vom 19. Auguſt 1898 nicht erlaſſen durfte, weil auch 
dieſer im Beſchwerdewege ergangen iſt, der Beſchwerdeweg aber 
geſetzlich nicht zuläſſig war. Dieſer Nachtragsbeſchluß ift daher 
mit Recht unter Zurückweiſung des ihm zu Grunde liegenden 
Antrages der jetzigen Beſchwerdeführer vom O. L. G. aufgehoben 
und dementſprechend angeordnet worden, daß das frühere Beſitz⸗ 
verhältniß wiederherzuſtellen ſei. V. C. S. i. S. Peltz c. Fath 
vom 24. September 1898, B Nr. 144/98 V. 

Zur Konkurs ordnung. 

14. Nach § 744 C. P. O. kann der Gläubiger auf 
Grund eines vollſtreckbaren Schuldtitels die vorläufig außer⸗ 
gerichtliche Pfändung einer Geldforderung ſeines Schuldners 
bewirken, indem er dieſem und dem Drittſchuldner die mit 
Einziehungs⸗ und Zahlungsverbot verbundene Benachrichtigung 
von der bevorſtehenden gerichtlichen Pfändung zuſtellen läßt und 
es hat alsdann die Benachrichtigung an den Drittſchuldner die 
Wirkung eines Arreſtes, alſo insbeſondere die Begründung eines 
Pfandrechts, zur Folge, ſofern die gerichtliche Pfändung der 
Forderung innerhalb drei Wochen nachgeholt wird. Im vor⸗ 
liedenden Falle iſt zunächſt die vorläufige Benachrichtigung vom 
31. Maͤrz 1896 nicht nur an ſich gültig, ſondern auch der 
Anfechtung aus § 23 Ziffer 2 R. K. O. entzogen, da ſie vor 
der Zahlungseinſtellung vom 4. April 1896 erfolgt und bei dem 
bereits in I. J. feſtgeſtellten Mangel einer Begünſtigungsabſicht 
des Schuldners S. auch der Umſtand bedeutungslos iſt, daß 
fie noch innerhalb zehn Tagen vor der Zahlungseinſtellung 


geſchah. Die Wirkſamkeit dieſer Benachrichtigung war nur noch 
durch die rechtzeitig nachfolgende gerichtliche Pfändung bedingt. 
Dieſelbe iſt am 13. und 14. April 1896, alſo innerhalb der 
dreiwöchigen Friſt, aber nach der Zahlungseinſtellung, erfolgt. 
Allerdings mußte, wie die Vorinſtanz mit Recht bemerkt, der 
gerichtliche Pfändungsbeſchluß objektiv zu Recht beſtehen und 
hätte daher die endgültige Wirkſamkeit der außergerichtlichen 
Pfändung dann nicht herbeiführen können, wenn er an ſich 
ungültig, alſo insbeſondere nach Eröffnung des Konkurs- 
verfahrens oder nach Erlaß eines allgemeinen Veräußerungs⸗ 
verbotes (§ 98 R. K. O) ergangen wäre. Entſch. des R. G. 
Bd. 26 S. 427. Derartige Ungültigkeitsgründe liegen aber 
hier nicht vor. Die Reviſion macht zwar geltend, daß ebenſo 
wie das allgemeine Veräußerungsverbot aus § 98 der R. K. O. 
auch die Anfechtbarkeit des gerichtlichen Pfändungsaktes der in 
§ 744 C. P. O. vorausgefetzten Wirkſamkeit des letzteren 
entgegenſtehe, da er im Falle erfolgreicher Anfechtung nach $ 22 
R. K. O. von Anfang an den Konkursgläubigern gegenüber 
unwirkſam ſei. Dieſes Vorbringen kann indeſſen keine 
Beachtung finden. Eine nach 8 22 ff. R. K. O. anfechtbare 
Handlung iſt nicht ohne Weiteres nichtig, ſondern begründet 
nur für den Anfechtenden einen perſönlichen Auſpruch auf 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, jedoch nicht von 
Anfang an. Sie iſt bis zur Ausübung der Anfechtung gültig 
und wirkſam und verliert nur durch die Anfechtung den 
Glaͤubigern gegenüber ihre Wirkſamkeit für die Zukunft, 
während die Folgen, welche ſie bis dahin erzeugt hatte, nicht 
von ſelbſt und rückwärts zuſammen fallen. Bei dieſer be⸗ 
ſchränkten Wirkſamkeit der Anfechtung, wie fie aus $$ 22, 30 
R. K. O. ſich ergiebt und in ſtändiger Rechtſprechung des 
R. G. anerkannt iſt, Entſch. Bd. 13 S. 6, Bd. 30 S. 404, 
Bd. 40 S. 5, hatte die Pfändung vom 13. April 1896 
ungeachtet ihrer Anfechtbarkeit immerhin den Erfolg, die voraus⸗ 
gegangene außergerichtliche Pfändung, auf welcher das Arreſt⸗ 
pfandrecht beruht, zu einer voll wirkſamen zu machen. Entſch. 
des R. G. Bd. 17 S. 331. Alsbald mit der Vornahme des 
(an ſich gültigen) gerichtlichen Pfändungsaktes trat die Be⸗ 
dingung für die volle Wirkſamkeit der außergerichtlichen Pfändung 
ein, das Arreſtpfandrecht alſo vom 31. März 1896 ab in 
Kraft, ſo daß nunmehr von einer weiteren Anfechtung deſſelben 
(auf Grund der erſt am 4. April erfolgten Zahlungseinſtellung) 
nicht mehr die Rede ſein kann. Die Anſchlußreviſion der beiden 
Bekl. richtet ſich gegen die Entſcheidung des B. U., durch welche 
die Anfechtung der für ſie nach der Zahlungseinſtellung vom 
4. April 1896 in Höhe von 5 370 und 3 700 Mark bewirkten 
Pfändungen für begründet erachtet und demgemäß ihre vom 
L. G. ausgeſprochene Verurtheilung aufrecht erhalten worden 
iſt. III. C. S. i. S. Siems Konk. c. Burmeſter u. Beyde 
vom 16. September 1898, Nr. 102/98 III. 

15. Die Urtheile der Vorinſtanzen gehen davon aus, daß 
die vom Kl. vertretenen Minorennen nach den Vorſchriften des 
Gemeinen Rechts und der Mecklenburgiſchen Verordnung vom 
31. Januar 1871 unter ſeiner väterlichen Vormundſchaft ſtehen 
und ihr von der Mutter ererbtes Vermögen nach geſetzlicher 
Vorſchrift ſeinem Nießbrauch und ſeiner Verwaltung unterliegt. 
Hiernach iſt das beanſpruchte Vorrecht als begründet an⸗ 
genommen, ohne Rückſicht darauf, daß die verſtorbene Ehefrau 
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des Kl. demſelben in ihrem Teſtamente den lebenslänglichen 
Nießbrauch und die kautionsfreie Verwaltung an den Erbtheilen 
ihrer Kinder vermacht hatte. Die Reviſion hat dieſe Ent⸗ 
ſcheidung mit der Ausführung angegriffen, daß die geſetzlichen 
Rechte des Vaters gegenüber dem Inhalt dieſer teſtamentariſchen 
Dispoſition zurücktreten, und jede ſelbſtſtändige Bedeutung ver⸗ 
loren hätten, und daß das Vorrecht des § 54 Ziffer 5 R. K. O. 
nur dann hätte Anerkennung finden können, wenn das Ver⸗ 
mögen der Kinder ſich allein auf Grund des Geſetzes in den 
Händen des Vaters befunden hätte. Es iſt jedoch bereits in 
den Entſch. des R. G. vom 11. Oktober 1884 in Sachen 
Lohoff Konkurs wider Lohoff Rep. I 237/84 bei ähnlicher 
Sachlage das Vorrecht des § 54 Ziffer 5 für begründet er⸗ 
kannt, und in den Entſcheidungsgründen darauf hingewieſen, 
daß nach den maßgebenden geſetzlichen Beſtimmungen dem Vater 
nach dem Tode ſeiner erſten Ehefrau an dem in der fortgeſetzten 
Gutergemeinſchaft verbleibenden mütterlichen Vermögen der 
Kinder erſter Ehe der Nießbrauch und die Verwaltung zu⸗ 
geſtanden habe, und daß an dieſem geſetzlichen Verwaltungs⸗ 
rechte auch dadurch nichts geändert ſei, daß in dem gemeinſchaft⸗ 


lichen Teſtamente der Eheleute dem überlebenden Ehegatten 


ebenfalls Nießbrauch und Verwaltung des Vermögens des 
Zuerſtſterbenden eingeräumt ſei. Dieſe rechtliche Beurtheilung 
iſt auch vom jetzt erkennenden Senate für zutreffend erachtet. 
Es kann ſchon nicht anerkannt werden, daß im vorliegenden 
Falle die Rechte des Vaters auf Grund des Geſetzes keine 
ſelbſtſtändige Bedeutung neben den aus dem Teſtamente der 
Ehefrau herzuleitenden Befugniſſen haben, da ſeine Verwaltungs⸗ 
rechte als geſetzlicher Vormund der Kinder ſich nicht allen 
Inhalts mit den Verwaltungsbefugniſſen decken, welche ihm als 
teſtamentariſchem Nießbraucher zuſtehen. Aber auch hiervon 
abgeſehen giebt ſchon die Faſſung des Geſetzes keinen Anhalt 
für die Annahme, daß das Vorrecht nur für dasjenige Ver⸗ 
mögen der Kinder und der Pflegebefohlenen gewährt ſein ſoll, 
welches ſich allein auf Grund des Geſetzes in der Verwaltung 
eines geſetzlichen Vertreters befindet. Ebenſowenig iſt ein innerer 
Grund für ſolche einſchränkende Auslegung erſichklich, denn wenn 
das Geſetz die vollſtändige und ſelbſtſtändige rechtliche Grundlage 
für die Verwaltung des Vermögens von Kindern und Pflege⸗ 
befohlenen bildet, ſo wird dieſe Rechtsgrundlage der Verwaltung 
nicht dadurch aufgehoben oder gemindert, daß zu derſelben ein 
zweiter auf Privatdispoſition beruhender Rechtstitel konkurrirend 
hinzutritt. Der Verwaltungsberechtigte iſt bei ſolcher Sachlage 
nicht minder auf Grund des Geſetzes zur Adminiſtration befugt, 
und das Vermögen der Mündel bedarf des gleichen Schutzes, 
da ſie ſich wegen des Geſetzes ſeiner Verwaltung nicht entziehen 
können. Auch die Motive zu der unverändert als Ziffer 5 in 
die R. K. O. § 54 übernommenen Ziffer 7 des Entwurfs be⸗ 
ſtätigen dieſe Auffaſſung. Es iſt dort ausgeführt, das Vorrecht 
werde ausſchließlich anerkannt in Betreff ſolchen Vermögens, 
deſſen Verwaltung der Gemeinſchuldner kraft des Geſetzes in 
ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter des Verfügungs⸗ 
unfähigen oder als geſetzlicher Nutzungsberechtigter zu führen 
hatte, es ſolle alſo Platz greifen gegen die Eltern, inſoweit ſie 
den Nießbrauch oder an Stelle eines Vormundes die Verwaltung 
des Vermögens der Kinder von Rechtswegen haben. Weiter iſt 
in negativer Richtung bemerkt, das Vorrecht werde nicht ge⸗ 


währt, ſofern der Gemeinſchuldner die Verwaltung ſich an⸗ 
gemaßt hatte, und Gleiches gelte für die Fälle, daß aus freien 
Stücken die Verwaltung dem Gemeinſchuldner anvertraut ſei, 
daß insbeſondere ein großjähriges Hauskind freies Vermögen 


dem Vater freiwillig anvertraut, oder ein Teſtator oder Schenk⸗ 


geber dem Vater die Nutznießung oder Verwaltung, welche 
ihm ohne ſolche Verfügung nicht zuſtehen würde, be⸗ 
ſtimmt habe. Der Gegenſatz, der in dieſer Ausführung der 
Motive ausgeſprochen iſt, beſteht darin, daß der auf dem Geſetz 
beruhenden Verwaltung eine ſolche Verwaltung gegenübergeſtellt 
iſt, welche durch das Geſetz nicht begründet iſt, ſondern aus⸗ 
ſchließlich auf freiwilliger Verfügung, ſei es von Seiten eines 
Kindes oder eines Dritten, beruht. Es ergiebt ſich hieraus, 
daß das Vorrecht überall in dem Umfange gegeben ſein ſoll, 
in welchem ein geſetzliches Recht des Gemeinſchuldners auf 
Nutznießung oder Verwaltung Kindern oder Pflegebefohlenen 
gegenüber beſteht, und daß der Beſtand des Vorrechts dadurch 
nicht berührt wird, wenn dem Gemeinſchuldner die Verwaltung, 
auf welche er ein geſetzliches Recht hatte, daneben noch freiwillig 
durch Verfügung unter Lebenden oder von Todeswegen in die 
Hand gegeben wird. Eine dem Vorſtehenden widerſprechende 
Rechtsauffaſſung iſt freilich in der Entſch. des R. G. vom 
4. April 1892 in Sachen Falke wider Falke Rep. IV 17/92 
enthalten, indem dort in den Entſcheidungsgründen ausgeführt 
iſt: „Dem B. R. iſt darin nicht beizutreten, daß dem Kl. zur 
Zeit der Konkurseröffnung für ſein Nießbrauchsrecht zwei Rechts⸗ 
gründe zur Seite geſtanden, das Teſtament und das Geſetz. 
Nachdem der Kl. das ihm durch das Teſtament zugewendete 
Vermächtniß des Nießbrauchs an dem Erbtheile der Bekl. an⸗ 
genommen und als teſtamentariſcher Nießbraucher den Gewahrſam 
und die Verwaltung des Erbtheils erlangt hatte, bildete für ſein 
Nießbrauchsrecht das Teſtament den alleinigen Rechtsgrund, neben 
welchem das geſetzliche, als Ausfluß der väterlichen Gewalt be⸗ 
gründete Nießbrauchsrecht nicht in Frage kommen konnte.“ Es 
war jedoch aus dieſem Anlaß die Entſcheidung der Vereinigten 
Civilſenate nicht einzuholen, weil das Urtheil vom 4. April 1892 
auf den obigen Gründen nicht beruht, vielmehr in jener Rechts⸗ 
ſache der Beſtand des Vorrechts aus § 54 Ziffer 5 ſchon definitiv 
feſtſtand, und nur noch über einen Streit mehrerer Intereſſenten 
über die Aufkunft aus dem Konkurſe geſtritten wurde, und ent⸗ 
ſchieden iſt. III. C. S. i. S. Malchau Konk. c. Malchau 
vom 20. September 1898, Nr. 109/98 III. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

16. Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. Durch Beſchluß der vereinigten Civilſenate des R. G. 
vom 27. April 1898 wurde ein zwiſchen dem II. und III. C. S. 
über Auslegung des § 2 des Anf. G. vom 21. Juli 1879 
entſtandener Konflikt gemäß 8 137 des G. V. G. dahin aus⸗ 
getragen, daß die Frage, ob bei der Anfechtungsklage eines 
Gläubigers ein erſt nach der Klageerhebung erlangter vollſtreck⸗ 
barer Titel berückſichtigt werden dürfe, in bejahendem Sinne 
entſchieden wurde. Im Anſchluß hieran wurde mit Urtheil des 
II. C. S. i. S. Heſſel wider Behrend vom 24. Juni 1898 
(Rep. II 150/97) auch die weitere Frage wegen des Erforder⸗ 
niſſes der Fälligkeit der Forderung, welche die vereinigten Civil 
ſenate nicht zu entſcheiden hatten, in gleichem Sinne beantwortet. 
In den Gründen des letzteren Urtheils iſt ausgeführt: bei der 
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Entſcheidung der vereinigten Civilſenate ſei im Weſentlichen die 
Annahme maßgebend geweſen, daß das Vorhandenſein des voll⸗ 
ſtreckbaren Titels nicht einen Beſtandtheil des Klagegrundes, 
ſondern lediglich eine Vorausſetzung für die Geltend⸗ 
machung des Anfechtungsrechts bilde und daß ſonach 
bezüglich der Frage, ob in dieſer Beziehung den geſetzlichen An⸗ 
forderungen genügt ſei, dieſelben Grundſätze anwendbar ſeien 
wie in Anſehung der Einklagung betagter oder bedingter Forde⸗ 
rungen. Hiernach ſei ein zur Zeit des Urtheils vorhandener 
Vollſtreckungstitel auch dann zu berückſichtigen, wenn er erſt 
nach der Klageerhebung erlangt wurde. Dieſelben Gründe 
führten nun aber mit Nothwendigkeit zu der Auffaſſung, daß 
auch die Fälligkeit der Forderung zur Zeit der Klage nicht 
einen Beſtandtheil des Klagegrundes ſondern nur eine der ge- 
ſetzlichen Vorausſetzungen für die Geltendmachung des An⸗ 
fechtungsrechts bilde. Wenn zur Zeit der Erlaſſung des Urtheils 
die Forderung des Kl. fällig geworden ſei, müſſe die nach der 
Klageerhebung eingetretene Fälligkeit deshalb ebenſo berückſichtigt 
werden, wie der nachträglich erlangte Vollſtreckungstitel. An 
dieſer Rechtsanſicht hält der Senat auch bei ſeiner heutigen 
Entſcheidung feſt. Dies führte aber zur Aufhebung des mit 
der Reviſion angegriffenen Urtheils. In dem früheren im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreite ergangenen reichsgerichtlichen Urtheil vom 
24. November 1896 war dieſe Frage abſichtlich offen gelaſſen 
worden. Jenes Urtheil, welches das frühere Urtheil des B. G. 
vom 1. Juli 1896 aufhob, beruhte darauf, daß in letzterem 
das Erforderniß der Fälligkeit, welches § 2 des Anf. G. für 
die Forderung des eine Rechtshandlung des Schuldners an⸗ 
fechtenden Gläubigers aufſtellt, überhaupt nicht beachtet worden 
ſei. Da das Urtheil ganz allgemein ohne Bezeichnung be⸗ 
ſtimmter Beträge oder eines beſtimmten Fälligkeitstermins der 
Anfechtung ſtattgebe, ſoweit es zur Befriedigung der Anſprüche 
der Kl. an ihren früheren Ehemann aus Unterhaltsrente für 
ſich und ihre drei Kinder erforderlich ſei, müſſe es auf alle 
zuerkannten Rentenanſprüche, auch auf die nicht verfallenen 
bezogen werden. Es verletzte daher, führen die Gründe weiter 
aus, die Vorſchrift des § 2 des Anf. G., welcher neben dem 
Erforderniß der Vollſtreckbarkeit des Schuldtitels das weitere 
der Fälligkeit derjenigen Forderungen aufſtellt, zu deren Be⸗ 
friedigung Anfechtung erhoben werde. Dieſe Fälligkeit müſſe 
nicht etwa blos zur Zeit der Vollſtreckung des der Anfechtung 
ſtattgebenden Urtheils vorhanden fein, ſondern zur Zeit der An⸗ 
ſtellung der Anfechtungsklage und mindeſtens im Zeitpunkte 
der Erlaſſung dieſes Urtheils. Da unter letzterem Urtheil nicht 
das Urtheil I. J., ſondern das in der Sache entſcheidende 
Urtheil zu verſtehen iſt, ſo war durch dieſe rechtliche Beurtheilung 
das B. G. bei der erneuten Entſcheidung nicht etwa gemäß 
§ 528 Abſ. 1 C. P. O. gehalten, die nach dem landgerichtlichen 
Urtheil fällig gewordenen Raten der Unterhaltsrente von der 
Anfechtung auszuſchließen. Das O. L. G. behandelt nach der 
Begründung des angegriffenen Urtheils die Fälligkeit als einen 
Beſtandtheil des Klagegrundes und folgert hieraus, daß nur 
die bis zur Anſtellung der Klage fällig gewordenen Raten der 
Unterhaltsrente zuzulaſſen wären, es hält ſich aber aus beſonderen 
Gründen des vorliegenden Falles, weil nämlich die Bekl. die 
Große der Forderung, zu deren Gunſten das Anfechtungsrecht 
verfolgt worden iſt, nicht beſtritten habe, für berechtigt, die bis 


zur Erlaſſung des Urtheils I. J. verfallenen Raten zuzulaſſen. 


Dagegen hat das B. G. die Ausdehnung der Anfechtung zu 


Gunſten weiterer nach Erlaſſung des landgerichtlichen 
Urtheils verfallenen Raten der Unterhaltsrente, welche Kl. 
mit einem eventuellen Anſchließungsantrag geltend gemacht hatte, 
deshalb als ausgeſchloſſen erklärt, weil nach 8 489 C. P. O. 
in II. J. eine Aenderung der Klage, wie ſie hier vorliegen 
würde, ſelbſt mit Einwilligung des Gegners unſtatthaft ſei. 
Darin muß nach der oben gebilligten Auslegung des § 2 des 
Anf. G. eine Rechtsverletzung gefunden werden. Die Klage iſt 
zu Gunſten des ganzen urtheilsmäßigen Anſpruchs auf Unter⸗ 
haltsrente erhoben, mithin können bei Erlaſſung eines die Klage 
zuſprechenden Urtheils alle in dieſem Zeitpunkte verfallenen 
Raten als anfechtungsberechtigt behandelt werden. Es wird 
hierdurch nicht die Einführung eines nachträglich entſtandenen 
neuen Klagegrundes zugelaſſen, ſondern nur eine durch den Zeit⸗ 
ablauf bedingte Vorausſetzung für die Geltendmachung des An⸗ 
fechtungsrechts. Die hieraus ſich ergebende Nothwendigkeit 
einer Aufhebung des B. U. würde zwar nach ihrem Grunde 
die erfolgte Abweiſung der Klage nur inſoweit treffen, als die 
Abweiſung ſich auf nach Erlaſſung des landgerichtlichen 
AUrtheils verfallene Rentenbeträge bezieht, allein die völlige Auf- 
hebung des Urtheils war deshalb vorzuziehen, damit nun erſt 
in II. 3. eine Rechnung aufgeſtellt werden kaun. II. C. S. 
i. S. Dillinger c. Ganther vom 27. September 1898, 
Nr. 207/98 II. 

Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte und 
zu dem Gerichtskoſtengeſetz. 

17. Dem Kl. find durch Läuterungsurtheil des Königl. L. G. 
zu Konitz vom 23. April 1898 die Prozeßkoſten auferlegt. Der 
Bekl. liquidirte an außergerichtlichen Koſten 81 Mark 10 Pf. 
zur Erſtattung, und darunter, bei dem Streitgegenſtande von 
600 Mark, eine Beweisgebühr und erhöhte mündliche Ver⸗ 
handlungsgebühr von 19 Mark. Das Prozeßgericht beanſtandete 
dieſen Gebührenanſatz nicht, ſetzte aber aus anderen Gründen 
die zu erſtattenden Gebühren auf 77 Mark 10 Pf. feſt. Der 
Kl. beſchwerte ſich darüber, daß die erhöhte Verhandlungsgebühr 
mit 9 Mark 50 Pf. zugebilligt ſei. Das Beſchwerdegericht 
erachtete die Beſchwerde für begründet, da der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte des Bekl., nachdem der dem Bekl. durch Urtheil auf⸗ 
erlegte Eid geleiſtet worden, keinen dem Antrage des Gegners 
widerſprechenden Antrag geſtellt und daher nicht mündlich ver⸗ 
handelt habe. Es ſetzte die dem Kl. zu erſtattenden Koſten 
demgemäß auf 67 Mark 60 Pf. feſt. Dagegen hat der Bekl. 
inſofern weitere Beſchwerde geführt, als die ganze erhöhte Ver⸗ 
handlungsgebühr, und nicht blos die Hälfte derſelben, abgeſetzt 
iſt. Die Beſchwerde iſt begründet. Nachdem der Bekl. den ihm 
auferlegten Eid geleiſtet hatte, hat der Vertreter deſſelben den 
Antrag geſtellt, den Eintritt der Folge der Eidesleiſtung durch 
Endurtheil auszuſprechen. Es hat ſomit eine weitere mündliche 
Verhandlung ſeitens des Prozeßvertreters des Bekl. ſtattgefunden. 
Dieſelbe iſt allerdings keine kontradiktoriſche geweſen, aber ſie 
hat nach § 17 der R. A. G. O. die Forderung auf die 
Hälfte der erhöhten Verhandlungsgebühr von fünf Zehntheilen 
des im § 9 feſtgeſetzten Gebührenſatzes begründet. Der Kl. 
hat daher dem Bekl. 4 Mark 75 Pf. erhöhte Verhandlungs- 
gebühr und an Geſammtkoſten 72 Mark 35 Pf. zu erſtatten. 
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IV. C. S. i. S. Fritz c. Schulz vom 19. September 1898, 
B Nr. 157/98 IV. 3 3 
18. Die für Rechtsanwalt N., den Prozeß bevollmächtigten 

des Bekl. in I. J. eingelegte Beſchwerde bezweckt zunächſt die 
Aenderung des angefochtenen Beſchluſſes dahin, daß der Streit⸗ 
werth für die geſammte I. J. auf 100 — 102 000 Mark erhöht 
werde. Inſoweit iſt die Beſchwerde des hierbei intereſſirten 
Rechtsanwalts N. nach §S 12 der R. A. G. O. zuläſſig. Der 
angefochtene Beſchluß muß auch inſoweit aufgehoben werden. 
Der maßgebende § 16 des G. K. G. ſieht, ſoweit ein beſonderer 
Beſchluß über den Werth des Streitgegenſtandes erforderlich iſt, 
einen ſolchen des Prozeßgerichtes vor. Unter dem Prozeß⸗ 
gericht iſt jedoch verſtanden nur das Gericht derjenigen 
Inſtanz, für welche die Feſtſetzung beſchloſſen werden ſoll. 
Das B. G. iſt hiernach nicht befugt, von ſich aus den Streit⸗ 
werth für die I. J. feſtzuſetzen. Nach Satz 2 des § 16 kann 
zwar die in der früheren Inſtanz für dieſe erfolgte Feſtſetzung 
von dem Gerichte der höheren Inſtanz im Laufe des Verfahrens 
von Amtswegen geändert werden. Dies ſetzt aber voraus, daß 
das Gericht der früheren Inſtanz den Streitwerth durch einen 
Beſchluß nach § 16 feſtgeſetzt hat. Im vorliegenden Falle ift 
ein ſolcher Beſchluß in I. J. nicht erfolgt. VI. C. S. i. S. 
Schliephacke e. Müller vom 26. September 1898, B Nr. 177/98 VI. 
19. Was die Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenftandes 

für die II. J. betrifft, ſo kommt in Betracht, daß die Beſchwerde 
ausdrücklich nur im Namen und in Vollmacht des Rechtsanwalts 
N. eingelegt iſt. Nach § 12 der R. A. G. O. ſteht aber die 
Beſchwerde gegen den im $ 16 des G. K. G. bezeichneten Be⸗ 
ſchluß nur demjenigen Rechtsanwalte zu, welcher hierbei intereſſirt 
iſt d. h. an der Erhöhung des Streitwerthes in Anſehung ſeiner 
Gebührenforderung nach Maßgabe der R. A. G. O. ein Intereſſe 
hat. Rechtsanwalt N. war nur Prozeßbevollmächtigter des Bekl. 
in der I. J. Zur Begründung der Zuläſſigkeit ſeiner Beſchwerde 
gegen die Streitwerthfeſtſetzung für die II. J. gehörte alſo der 
Nachweis eines ſolchen Intereſſes. In dieſer Beziehung iſt in 
der Beſchwerde Nichts vorgebracht. Sie iſt auch hinſichtlich des 
Streitwerthes der II. J. nur ſo begründet, als ob ſelbſtver⸗ 
ſtändlich der Prozeßbevollmächtigte I. J. ſich auch Zwecks der 
Herbeiführung einer Erhöhung des Streitwerthes für die II. J. 
nach § 12 eit. beſchweren könnte. Hiernach muß die Beſchwerde, 
ſoweit ſie den für die II. J. gefaßten Beſchluß betrifft, als un⸗ 
zuläſſig verworfen werden. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 
20. Aus der unzweideutigen Bezeichnung der Beſchwerde⸗ 
ſchrift ergiebt ſich, daß die Beſchwerde von dem Rechtsanwalt N. 
nicht für ſich, ſondern Namens der von ihm vertretenen Partei 
eingelegt iſt, das Rechtsmittel mithin als von dieſer erhoben 
angeſehen werden muß. Die Partei aber hat ein Intereſſe an 
einer Erhöhung des Werthes des Streitgegenſtandes nicht. Sie 
wird deshalb durch einen Feſtſetzungsbeſchluß nie inſofern 
beſchwert, als der Werth nicht zu einem höheren Betrage, als 
geſchehen, angenommen iſt, ſondern kann nur nach der entgegen⸗ 
geſetzten Richtung hin eine Beſchwerde erleiden. Vorausſetzung 
eines jeden Rechtsmittels, auch des im § 16 Abſ. 2 des G. K. G. 
vorgeſehenen aber iſt, daß die Entſcheidung der das Rechtsmittel 
verfolgenden Partei oder Perſon zur Beſchwerde gereicht. Zum 
Zweck einer höheren Bemeſſung des Werths wäre der Rechts⸗ 
anwalt in feiner Perſon zur Erhebung der Beſchwerde nach § 12 


der Gebührenordnung für Rechtsanwälte befugt geweſen. An 
dieſen Grundſätzen iſt vom R. G. in ſtändiger Praxis feſt⸗ 
gehalten. Vergl. Entſch. Bd. 22 S. 425, Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1887, S. 328, und von 1891 S. 200. I. C. S. i. S. 
Bürgerzeitung Konk. c. Ahlemeyer vom 21. September 1898, 
B Nr. 83/98 J. une 


21. Das O. L. G. hat, abweichend von dem L. G., die 
volle Prozeßgebühr des Prozeß bevollmächtigten des Bekl. in der 
Reviſionsinſtanz zur Erſtattung feſtgeſetzt, obgleich in dieſer 
Inſtanz nur über den Antrag der Kl. auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand, nicht aber zur Hauptſache verhandelt worden 
iſt, und nach § 20 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
nur die Hälfte dieſer Gebühr zum Anſatz kommt, wenn der 
gebührenpflichtige Akt ausſchließlich die Zuläſſigkeit der 
Wiedereinſetzung ($ 26 Ziffer 5 des G. K. G.) betrifft. Das 
O. L. G. hat zur Begründung dieſer Entſcheidung erwogen, 
daß der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. darauf vorbereitet ſein 
mußte, in dem anberaumten Verhandlungstermine zur Haupt⸗ 
ſache zu verhandeln; weil nach 8 216 der C. P. O. das Ver⸗ 
fahren über den Antrag auf Wiedereinſetzung mit dem Verfahren 
über das verſäumte Rechtsmittel zu verbinden iſt, ſo daß es 
eine Nachläſſigkeit des Prozeßbevollmächtigten geweſen ſein würde, 
ſich auf die Verhandlung zur Hauptſache nicht vorzubreiten. 
Das O. L. G. weiſt ferner darauf hin, daß der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte des Bekl. ſeine Thätigkeit in dieſer Richtung auch 
äußerlich dadurch erkennbar gemacht habe, daß er beantragt 
habe, die Reviſion als unzuläſſig zu verwerfen, eventuell ſie 
als unbegründet zurückzuweiſen. Dieſe Erwägungen 
ſind durchaus geeignet, den Schluß auf eine ſolche Thätigkeit 
des Anwalts des Bekl. welche den Anſatz der vollen Prozeß- 
gebühr (§ 13 Ziffer 1 der Gebührenordnung) begründet, zu 
rechtfertigen. Die weitere Beſchwerde der Kl. tft deshalb um 
begründet und war nach § 92 Abſ. 1 der C. P. O. auf Koften 
der Beſchwerdeführerin zurückzuweiſen. I. C. S. i. S. Gebr. 
Reichſtein o. Tretbar vom 17. September 1898, B Nr. 76/8 J. 

22. Verwerfung einer Beſchwerde in Erwägung, daß der 
§ 45 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte mit dem B. G. 
dahin auszulegen iſt, daß dem Korreſpondenzmandatar, welcher 
aus § 44 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte die halbe 
Prozeßgebühr bezieht, die halbe Prozeßgebühr des § 45 von 
dem unterlegenen Prozeßgegner nicht zu erſtatten iſt, — und 
es handelt ſich in dem angefochtenen Beſchluſſe um dieſe Gebühr, 
nicht, wie in der Beſchwerde behauptet iſt, um die Beweit- 
gebühr —; daß dieſer in der Rechtſprechung des R. G. fell 
gehaltenen Auslegung der 88 44, 45 der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte der in den Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 26 S. 380 mitgetheilte Erwägungsgrund, es würde der 
Rechtsanwalt für feine Thätigkeit in der Berufungsinſtanz mit 
Recht die Prozeßgebühr des § 45 1. c. liquidirt haben, weil fi 
derſelbe nach den ihm vorausgehenden Ausführungen nur auf 
den Anſpruch des Rechtsanwalts gegen die eigene Partei De 
ziehen kann. V. C. S. i. S. Wehlau c. Schulz vom 
28. September 1898, B Nr. 127/98 V. 

II. Das Handelsrecht. 

23. In Bezug auf den übrig bleibenden Hauptſtreitpunkt 
unter den Parteien muß die Reviſion für begründet erachte 
werden. Die Haftung des Bekl. beſtimmt ſich zunächſt nach 
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dem Art. 395 des H. G. B. Daneben folgt aus allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, daß er für den eingetretenen Schaden dann 
nicht haften würde, wenn dieſer durch ein von den Beſchädigten 
ſelbſt zu vertretendes Verſchulden verurſacht wäre oder auch nur 
ein von letzteren zu vertretendes Mitverſchulden vorläge, ohne 
welches der Schaden nicht eingetreten fein würde. — Vom 
B. G. wird für dargethan erachtet, daß die Exploſion weder 
durch den von Adolf W. abgefeuerten Schuß noch durch mangel⸗ 
haftes Eindecken des Kahns nach der Ableichterung und dadurch 
ermöglichtes Eindringen von Funken des Schleppdampfers be⸗ 
wirkt worden iſt, und ferner, daß die Exploſion auch nicht in 
Zuſammenhang fteht mit der ſtarken Hitze, die nach den Aus⸗ 
ſagen einiger Zeugen am Sonntage nach dem Einnehmen der 
Ladung auf dem Schiffsheerde geherrſcht haben fol. Nach den 
weiteren Feſtſtellungen des B. G. fehlt es an einem Anhalts- 
punkt für die Annahme, daß der Unfall durch ein Ereigniß, 
das als höhere Gewalt angeſehen werden könnte, herbeigeführt 
worden iſt und ebenſo an einem unmittelbaren Beweis dafür, 
daß die Exploſion die Folge von Selbftentzündung, das heißt 
einer nur durch die natürliche Beſchaffenheit des Pulvers hervor⸗ 
gerufenen Entzündung geweſen iſt. — Für nicht bewieſen iſt 
auch erklärt, daß der Unfall in nicht erkennbar geweſenen 
Mängeln der Verpackung ſeinen Grund habe. Unſtreitig iſt in 
dieſer Beziehung. daß das Pulver nur in Papierverpackung in 
die Kiſten gelegt worden iſt, und vom Sachverſtändigen H. iſt 
in ſeinem erſten Gutachten bemerkt, daß dieſe Art der Ber- 
packung keine Sicherheit gegen Verſtreuen von Pulver bietet. 
Feſt ſteht außerdem, daß der Kahnführer vor der Erplofion 
unterwegs an den aufgegebenen Beſtimmungsorten einzelne 
Poſten der Ladung entlöſcht und bei Ohlau des niedrigen 
Waſſerſtandes wegen 385 Pulverkiſten auf einen anderen Kahn 
abgeleichtert hatte. — Als die mögliche oder wahrſcheinliche, 
nicht aber als die erwieſene Urſache der Exploſion wird vom 
B. G. der Umſtand angeſehen, daß von einer früheren Pulver⸗ 
ladung Ueberreſte in Zerſetzung begriffenen Pulvers im Lager⸗ 
raum und ſtarke Salpeterausſcheidungen an den Schiffswänden 
zurückgeblieben ſeien. Danach wird man zwar das Schluß— 
ergebniß, zu welchem das B. G. gelangt, daß die Entftehungs- 
urſache des Unfalls unaufgeklärt geblieben ſei, nicht beanſtanden 
können. Nicht zu billigen iſt es aber, wenn das B. G. ſchon 
aus dieſer Sachlage die Folge ableitet, daß der dem Bekl. 
obliegende Entlaſtungsbeweis nicht als geführt angenommen 
werden könne. Es frägt ſich doch, ob nicht nach den Gefammt- 
umſtänden desfalls anzunehmen iſt, daß die Exploſion entweder 
in Selbſtentzündung, oder in einem nicht erkennbaren Mangel 
der Verpackung des Pulvers oder endlich in der ungenügenden 
Reinigung des Kahns von den Rüdjtänden der früheren Pulver- 
ladung ſeinen Grund hat, wobei hervorzuheben iſt, daß es zu 
einer dementſprechenden thatſächlichen Feſtſtellung nur derjenigen 
empiriſchen Gewißheit bedürfen würde, von welcher man ſich 
bei der Beantwortung von Beweisfragen überhaupt genügen 
laſſen muß, und daß daher entfernte, durch die Umſtände nicht 
angezeigte Möglichkeiten nicht in Betracht zu ziehen ſind. Kann 
die bezeichnete Feſtſtellung — nöthigenfalls nach einer Vervoll⸗ 
ſtändigung der Beweisaufnahme, die der Bekl. beantragt hat, 
insbeſondere nach nochmaliger eingehenderer Vernehmung des 
zur Zeit des Unfalls und vorher während der ganzen Reiſe 


auf dem Kahn befindlich geweſenen Bootsmanns St. und nach. 


einer nochmaligen Befragung des Sachverſtändigen — getroffen 
werden, ſo würde der erhobene Anſpruch dann unbegründet ſein, 
wenn die ungenügende Reinigung des Kahns vor dem Ein⸗ 
nehmen der Ladung den Fabriken allein oder doch mit zum 
Verſchulden angerechnet werden müßte. I. C. S. i. S. Wolff 
c. Oberrheiniſche Verſich.⸗Geſellſch. Mannheim und Rhenania 
vom 17. September 1898, Nr. 187/98 J. 

24. Unſtreitig liegen die thatſächlichen Vorausſetzungen 
für die Anwendbarkeit des internationalen Uebereinkommens 
über den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 vor. 
Dies Uebereinkommen hat für die von ihm beherrſchten Fracht⸗ 


verträge ausſchließliche Geltung in dem Sinne, daß die ſonſt 


geltenden Rechtsnormen und reglementariſchen Beſtimmungen 
nur inſoweit Anwendung finden, als in dem Uebereinkommen 
auf ſie verwieſen iſt und als es ſich um Rechtsfragen handelt, 
die das Uebereinkommen offen läßt. Demgemäß enthält auch 
die Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 
15. November 1892 die Eingangsbeſtimmung, daß auf den 
internationalen Verkehr der deutſchen Bahnen die Verkehrs⸗ 
ordnung nur inſoweit Anwendung finde, als dieſer nicht durch 
beſondere Beſtimmungen geregelt ſei. Es kann daher keinem 
begründeten Zweifel unterliegen, daß für den Herrſchaftsbereich 
des internationalen Uebereinkommens deſſen Beſtimmung im 
Art. 6 Lit. 1 die Geltung der im $ 51 Lit. 1 der Verkehrs- 
ordnung gegebenen Vorſchrift ausſchließt und auf letztere ſich 
mithin der Kl. hier nicht berufen kann. Nach Art. 11 des 
internationalen Uebereinkommens erfolgt die Berechnung der 
Fracht nach Maßgabe der zu Recht beſtehenden, gehörig ver— 
öͤffentlichten Tarife. Jedes Privatübereinkommen, wodurch einem 
oder mehreren Abſendern eine Preisermäßigung gegenüber den 
Tarifen gewährt werden ſoll, iſt verboten und nichtig. Wie 
feſtſteht, beſtand zur hier fraglichen Zeit für Sendungen von 
Berlin nach Vliſſingen ein direkter Tarif, es konnte aber für 
ſolche Sendungen auf Grund des Tarifs für den rheiniſch— 
weſtfäliſch⸗niederländiſchen Verkehr vom 1. April 1895 durch 
Umkartirung in Osnabrück ein billigerer Frachtſatz als derjenige 
des direkten Tarifs erlangt werden, und der Streit der Parteien 
dreht ſich zunächſt darum, ob dieſe Umkartirung bahnſeitig hätte 
vorgenommen werden müſſen, oder nicht. Unmittelbar hier zu⸗ 
treffende Vorſchriften enthält das internationale Uebereinkommen 
nicht. Die Vorſchrift des Art. 6 Lit. 1 trifft nicht zu, weil ein 
Spezialtarif im Sinne des Art. 14 oder des Art. 35 hier 
nicht in Frage ſteht, und die Beſtimmung des Art. 6 Lit. 1 
bezieht ſich ihrem Wortlaute nach nur auf Fall, wenn eine 
Wahl zwiſchen verſchiedenen Schienenwegen möglich iſt. Es 
unterliegt indeß keinem Bedenken, dieſe Beſtimmung ſinngemäß 
auch auf den Fall anzuwenden, wenn für einen und denſelben 
Transport verſchiedene Normaltarife in Betracht kommen. 
(Gerſtner Juternationales Eiſenbahnfrachtrecht S. 212, Roſenthal 
Internationales Eiſenbahnfrachtrecht S. 98.) Dies entſpricht der 
Natur der Verhältniſſe, und dafür kann man ſich mit Grund 
insbeſondere auch darauf berufen, daß in dem durch die Aus- 
führungsbeſtimmungen zum internationalen Uebereinkommen vor- 
geſchriebenen Frachtbriefformular die 8. Spalte die allgemeine 
Ueberſchrift „Angabe der anzuwendenden Tarife und Routen- 
vorſchrift“ („Tarifs et itinéraires réclamés“) erhalten hat. 
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Davon, daß die Beſtimmung des Art. 6 Lit. 1 hier Anwendung 
finde, geht auch das B. G. aus. Es gelangt dann aber zur 
Abweiſung der Klage auf Grund der Annahme, daß die Bahn 
mit Rückſicht auf die möglicherweiſe mit der Umkartirung ver⸗ 
knüpften Transportverzögerungen ohne Verſchulden, jedenfalls 
ohne grobes Verſchulden den direkten Tarif als den ſür den Kl. 
zweckmäßigſten habe anſehen können, und es Sache des Kl. ge⸗ 
weſen wäre, die Anwendung des Umkartirungstarifs (oder die 
Umkartirung) in den Frachtbriefen vorzuſchreiben. Die hiergegen 
gerichteten Angriffe der Reviſion können nicht für begründet 
erachtet werden. Näher dargelegt. I. C. S. i. S. Rothen⸗ 
ſtein e. E.⸗Fiskus vom 21. September 1898, Nr. 192/98 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

25. Die Reviſion konnte nicht für gerechtfertigt erachtet 
werden. Mit Recht hat zunächſt das O. L. G. im Einklang 
mit der Ausführung in den Entſch. des R. G. in Strafſachen 
Bd. 28 S. 369/70 angenommen, es genüge zu der durch die 


Worte des Abſ. 2 der Nr. 5 des Tarifs zum Reichsſtempel. Vertretung des Rennvereins erfolgt. II. C. S. i. S. Bad. 
geſetze vom 27. April 1894 „den Spieleinlagen ſtehen gleich Fiskus c. Badiſcher Rennverein Mannheim vom 16. September 
die Wetteinſätze bei öffentlich veranſtalteten Pferderennen“ ber 1898, Nr. 164/98 II. 
ſtimmten Stempelpflichtigkeit nicht, daß das Rennen ein Zum Muſterſchutzgeſetz. 
öffentlich veranſtaltetes ſei, ſondern es ſei hierzu auch erforderlich, 26. Das B. G. hat das Vorhandenſein der Vorausſetzungen 
daß das Wettgeſchäft ein öffentlich veranſtaltetes ſei. Was des Gebrauchsmuſterſchutzes verneint, weil es an einem Modell 
nun die, von dem O. L. G. verneinte, Frage betrifft, ob im für einen Gebrauchsgegenſtand, der dem Gebrauchszwecke durch 
vorliegenden Falle eine öffentliche Veranſtaltung des eine neue Geſtaltung (Vorrichtung oder Anordnung) dienen ſolle, 
Wettgeſchäfts vorhanden ſei, ſo geht in dieſer Hinſicht das fehle. Es läßt dahin geſtellt, ob ein Gebrauchsmuſterſchutz an 
O. L. G. mit Recht davon aus, daß es ſich hier für den Be. Gegenſtänden des Verbrauchs beſtehen könne und verneint, daß 
N griff der Oeffentlichkeit nicht um eine äußere Oeffentlichkeit Schutz für ein Verfahren nachgeſucht ſei, da der Schutzanſpruch 
e handle (daher auch die Oeffentlichkeit nicht ſchon deshalb vor⸗ ſich ausdrücklich auf das Produkt des beſchriebenen Verfahrens 
l liege, weil der Totaliſator allgemein ſichtbar jet und zum richte, hält aber den Gebrauchsmuſterſchutz für ausgeſchloſſen, 
Er 4 Wetten anreize), ſondern hier der Begriff der Oeffentlichkeit (der weil derſelbe eine beſtimmte neue Formgebung für den geſchützten 
8 öffentlichen Veranſtaltung) ſich auf den Umfang des Per- Gegenſtand vorausſetze, die hier nicht vorhanden ſei, da nach der 
In ſonenkreiſes beziehe, welchem durch das Wettunternehmen die eigenen Erklärung des Bekl. Schutz nicht für eine beſtimmte, 
. Betheiligung an den Wetteinſätzen gewährt werden ſoll, jo daß ſondern für eine beliebige „handliche“ Form begehrt werde. 
nr ſonach bei einem Wettunternehmen mittelft des Totaliſators Mit Bezug hierauf wird von dem B. G. ausgeführt, daß die 
l der Begriff der Oeffentlichkeit (der öffentlichen Veranſtaltung) in dem Schutzanſpruch enthaltene Bezeichnung „Brikett“ nichts 
| a | ſich auf den Umfang des Perſonenkreiſes beziehe, welchem weiter als eine dem Verwendungszweck dienliche handliche Form 
1 durch das Angebot von Seiten des Totaliſatorunternehmers bedeute, fo daß die Darſtellung des geſchützten Gebrauchsgegen⸗ 
5 die Betheiligung an den Wetteinſätzen gewährt werden fol. ſtandes in einem Modell überhaupt unmöglich ſei, jedenfalls 
Ferner enthalten die Ausführungen des O. L. G. keinen Rechts⸗ aber, wenn dieſe Möglichkeit dennoch angenommen werden ſollte, 
„ e irrthum hinſichtlich der Annahme deſſelben, daß der Umfang des dem Modell die neue Geſtaltung fehlen würde, da Heizmaterial 
er Perſonenkreiſes, an welchen ſich das Angebot zur Betheiligung aus Sägeſpähnen in Brikettform bereits bekannt geweſen ſei. 
an den Wetteinſätzen von Seiten des Totaliſatorunternehmers Schließlich legt das B. G. dar, daß die Kl., wenn ſie einen 
gewendet habe, im vorliegenden Falle noch eine den Begriff neuen, vielleicht werthvollen Brennſtoff hergeſtellt habe, damit 
einer öffentlichen Veranſtaltung ausſchließende, beſtimmte, auf vielleicht eine des Patentſchutzes fähige Erfindung gemacht haben 
Grund objektiver Merkmale erkennbare, engere Begrenzung möge, aber ein ſolcher neuer Brennſtoff ſei kein muſterſchutzfähiges 
hatte. Ob der Umfang des Perſonenkreiſes, an welchen ſich das Modell. Die gegen dieſe Entſcheidung eingelegte Reviſion kann 
Angebot zur Betheiligung an den Wetteinſätzen gewendet hat, keinen Erfolg haben. Die Frage, welche der Rkl. in den Vorder 
noch eine den Begriff einer öffentlichen Veranſtaltung aus⸗ grund rücken will, ob die Anwendung einer bekannten Form auf 
ſchließende Begrenzung habe, fällt theilweiſe auch in das, der ein neues Material des Gebrauchsmuſterſchutzes fähig iſt, iſt im 
Nachprüfung entzogene, Gebiet thatſächlicher Erwägungen, und vorliegenden Falle nicht zu beantworten. Zutreffend und für 
unter Berückſichtigung der konkreten Verhältniſſe des vorliegenden die Entſcheidung der Sache ausſchlaggebend iſt, daß die An⸗ 
Falles konnte das O. L. G. ohne Rechtsirrthum eine ſolche den meldung des Bekl. ein neues Heizmaterial zum Gegenſtande 
Begriff einer öffentlichen Veranſtaltung ausſchließende Begrenzung hat, nämlich durch Druck in kompakte Stücke gebrachte Gerber⸗ 
annehmen. Der rechtliche Charakter der Nicht⸗Oeffentlichkeit lohe oder Farbholzſpähne, und daß ein ſolcher Brennſtoff als 
des Wettunternehmens würde auch dadurch nicht beſeitigt, wenn folder des Gebrauchsmuſterſchutzes ebenſowenig fähig iſt, wie 


Wetten am Totaliſator gelangt ſein ſollten oder etwa Mitglieder 
des Rennvereins zwar auf ihren Namen, aber auf Rechnung 
von Nichtmitgliedern Wetteinſätze gemacht hätten. Abgeſehen | 
nämlich davon, ob das Letztere geeignet wäre, den betreffenden 
Wetteinſätzen überhaupt die Eigenſchaft von Wetteinſätzen von | 
Mitgliedern des Vereins zu nehmen, würden ſolche Vorgänge f 
dem Totaliſatorunternehmen den rechtlichen Charakter der Nicht. | 
Oeffentlichkeit deshalb nicht entzogen haben, weil nach den 
näheren Darlegungen des O. L. G. der für den Begriff der | 
öffentlichen Veranſtaltung des Wettgeſchäfts entſcheidende Wille | 
des Totaliſatorunternehmers, nämlich des den Totaliſator auf- 
ſtellenden Rennvereins, bei der Organiſation des Totaliſator⸗ 
unternehmens nur auf die Betheiligung von Vereinsmitgliedern 
(und zwar unter beſtimmten Vorausſetzungen) an den Wett⸗ 
einſätzen gerichtet war und nicht etwa ein Beweis dahin an | 
getreten wurde, es ſeien den Rahmen dieſer Begrenzung über- 
ſchreitende Vorgänge der vorhin erwähnten Art mit Wiſſen der 
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etwa thatſächlich Unberechtigte in einzelnen Fällen zum 
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das zu ſeiner Herſtelluug angewendete Verfahren. Daß in dem 
Schutzanſpruch „Briketts“ aus dieſem Stoffe als Gegenſtand 
des Schutzes genannt ſind, iſt ohne jede Bedeutung. Ganz 
abgeſehen davon, daß das Wort „Brikett“ keine beſtimmte Form 
bezeichnet, ſondern — auch nach der eigenen Erklärung des 
Bekl. — nichts anderes bedeutet, als handliche Stücke, iſt von 
dem Bekl. mit keinem Worte angedeutet worden, inwiefern etwa 
dem Gebrauchszwecke durch die Anwendung der Brikettform 
(falls man dieſelbe als eine beſtimmte Form gelten laſſen wollte) 
auf dieſes Feuerungsmaterial beſonders gedient werden ſoll. 
Die Brikettform iſt eine allgemein bekannte Form für Feuerungs⸗ 
materialien der verſchiedenſten Art (Steinkohle, Braunkohle, Torf, 
Sägeſpähne) die ſich daraus ergiebt, daß feinzerkleinerte Theile 
durch Druck, mit oder ohne Bindemittel) zu kompakten Stücken 
geformt und dadurch für Heizzwecke bequem verwendbar gemacht 
werden. Inſofern zeigen aber die aus Gerberlohe oder Farbholz⸗ 
ſpähnen hergeſtellten Briketts des Bekl. keine Beſonderheit für 
den Gebrauchszweck. Das Neue, was ſie an ſich haben mögen, 
iſt der Stoff, aus dem ſie beſtehen und das zu ihrer Herſtellung 
angewendete Verfahren. Beides kann nicht unter Muſterſchutz 
geſtellt werden. I. C. S. i. S. Hugendubel c. A.⸗G. für 
Trebertrocknung vom 17. September 1898 Nr. 177/98 I. 
Zum Geſetz gegen den unlautern Wettbewerb. 
27. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Daß der 
Thatbeſtand des § 6 Abſ. 1 des Geſetzes zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 von dem B. G. 
als vorhanden angenommen, gleichwohl aber die erhobene Unter⸗ 
laſſungsklage auf Grund des Abſ. 2 dieſes Paragraphen 
abgewieſen wurde, wird von der Reviſion deshalb als Rechts⸗ 
verletzung gerügt, weil die Vorſchrift des Abſ. 2 ſich nur auf 
die Schadenserſatzklage, nicht auf die bloße Unterlaſſungsklage 
aus § 6 Abſ. 1 des angeführten Geſetzes beziehe. Dieſe Rüge 
iſt nicht gerechtfertigt. Die Beſtimmungen des erſten Abſatzes 
des § 6, welcher einen zweifachen Klageanſpruch gewährt, finden 
nach dem Wortlaute des zweiten Abſatzes keine Anwendung, 
wenn der Mittheilende oder der Empfänger der Mittheilung an 
ihr ein berechtigtes Intereſſe hat. Die Faſſung des Geſetzes 
ſpricht daher für die Anſicht des B. G. und fehlt es auch an 
einem genügenden inneren Grunde zur Annahme der behaupteten 
Beſchränkung auf die im Geſetze vorangeſtellte Schadenserſatz⸗ 
klage. Der Anſpruch auf civilrechtlichen Schutz gegen die Auf. 
ſtellung nicht erweislich wahrer Behauptungen der in § 6 Abſ. 1 
bezeichneten Art ſoll dem Schutze berechtigter Intereſſen weichen, 
welche an einer ſolchen Mittheilung für den Mittheilenden oder 
den Empfänger der Mittheilung unter Umſtänden beſtehen. Die 
Klage konnte demnach abgewieſen werden, wenn in Beziehung 
auf die hier in Rede ſtehende einmalige Mittheilung ein be⸗ 
rechtigtes Intereſſe anzuerkennen war. Selbſtverſtändlich läßt 
ſich aber aus dieſer Abweiſung der Klage nicht eine Befugniß 
des Bekl. zu weiterer Verbreitung der Behauptung ableiten, 
ſelbſt abgeſehen davon, daß deren Unwahrheit im Rechtsſtreite 
feſtgeſtellt worden iſt, ſomit § 7 des Geſetzes anwendbar werden 
könnte. Auch die weitere Rüge, daß der Begriff des rechtlichen 
Intereſſes verkannt jet, tft nicht begründet. Ein ſolches recht⸗ 
liches Intereſſe iſt weder bei allen zu Zwecken des Wettbewerbes 
gemachten Mittheilungen vorhanden noch iſt es andererſeits auf 
die im Wege kaufmänniſcher Auskunftsertheilung, welche aller⸗ 


dings durch die Geſetzesbeſtimmung vornehmlich geſchützt werden 
ſoll, zu beſchränken. Die Bemerkung des Vertreters der Reviſion, 
daß kein Intereſſe beſtehen könne, etwas Unwahres zu er⸗ 
fahren, iſt nicht durchſchlagend, denn es handelt ſich um den 
Schutz der Mittheilung blos nicht erweislicher Thatſachen, 
deren Unwahrheit dem Mittheilenden nicht bekannt war und 
welche wahr ſein konnten. Das Intereſſe des Empfängers an 
der Mittheilung wird von dem B. G. deshalb als ein be⸗ 
rechtigtes angeſehen, weil E. auf den Reiſenden der Kl., der 
ihn regelmäßig früher im Jahre zu beſuchen pflegte, warten 
wollte, mithin zu einer Beſtellung der benöthigten Waaren für 
ſein Geſchäft gar nicht oder nicht zeitig genug belangt wäre, 
wenn Kl. ſich im Konkurſe befunden hätte. Auch ohne daß E. 
ausdrücklich Auskunft forderte, wird hiernach angenommen, daß 
der Bekl. zu entſchuldigen ſei, wenn er dem Genannten die 
erhaltene Kunde, Kl. ſei „pleite“, nicht vorenthielt und ihm die 
auch für den Bekl. ſelbſt wegen möglicher Gewinnung eines 
Kunden vortheilhafte Mittheilung machte, welche mit einer nach 
der thatſächlichen Würdigung des B. G. nur geringen Abweichung 
nur das enthielt, was er wirklich von B. erfahren hatte. 
II. C. S. i. S. Georgi und Bartſch e. Lange vom 23. September 
1898, Nr. 138/98 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

28. Auf die von der Ehefrau T. gegen ihren Ehemann 
vor dem Landgerichte Berlin I, dem damaligen allgemeinen 
Gerichtsſtande des Ehemannes, erhobene Eheſcheidungsklage iſt 
die Ehe der T. ſchen Eheleute geſchieden und der Ehemann für 
den allein ſchuldigen Theil erklärt worden. Während des 
Scheidungsprozeſſes iſt der Ehemann nach Stralſund verzogen 
und hat hier ſeinen Wohnſitz gehabt, als die Ehe rechtskräftig 
aufgelöſt wurde. Die frühere Ehefrau fordert jetzt mit der 
vor dem Landgerichte Greifswald erhobenen Klage von dem 
früheren Ehemanne die Zahlung von monatlichen Alimenten 
von je 50 Mark vom 1. Januar 1896 an und ftüßt dieſen 
Anſpruch auf die einſchlagenden Beſtimmungen des Pr. A. L. R. 
Die Klage iſt abgewieſen und die Berufung der Kl. iſt zurück⸗ 
gewieſen. Das B. G. beantwortet die Frage, ob die vermögens⸗ 
rechtlichen Wirkungen der Eheſcheidung zu beſtimmen ſind nach 
dem A. L. R., unter deſſen Herrſchaft die Ehe bei Erhebung der 
Scheidungsklage ſtand, oder aber nach gemeinem Rechte, in 
deſſen Geltungsbereich der Bekl. den Wohnſitz bei Auflöſung 
der Ehe hatte, nach den im gemeinen Rechte, in deſſen Bezirk 
der Bekl. wohnt, über das örtliche Geltungsgebiet der Rechts- 
normen geltenden Grundſätzen dahin, „daß maßgebend iſt das 
Recht desjenigen Ortes, an dem zur Zeit der rechtskräftigen 
Auflöfung der Ehe der EChewohnſitz, d. h. der Wohnſitz des 
Ehemannes ſich befand“. Es hat daher das gemeine Recht für 
anwendlich erachtet und die Klage abgewieſen, weil das gemeine 
Recht einen Anſpruch der geſchiedenen unſchuldigen Ehefrau auf 
Alimentation ſeitens des ſchuldigen Ehemannes nicht kennt. 
Die Reviſion der Kl. iſt begründet. Richtig iſt, daß die Kl. 
nach gemeinem Rechte einen Anſpruch auf Alimentation gegen 
den für ſchuldig erklärten früheren Ehemann nicht hat. Un⸗ 
richtig tft aber Die Annahme des B. G., daß der Anſpruch der 
Kl. nach gemeinem Rechte zu beurtheilen iſt. Die vereinigten 
Civilſenate haben die für die Entſcheidung des Rechtsſtreits 
maßgebende, zwiſchen dem III. und dem VI. C. S. ſtreitig 
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gewordene und daher vor die vereinigten Civilſenate zur Ent⸗ 
ſcheidung verwieſene Rechtsfrage durch Beſchluß vom 25. Juni 
1898 dahin entſchieden: „Nach den Grundſätzen des gemeinen 
Rechts über das örtliche Geltungsgebiet der Rechtsnormen iſt, 
wenn in dem Scheidungsurtheil ein Ehegatte für den ſchuldigen 
Theil erklärt iſt, für die ſogenannten Eheſcheidungsſtrafen das 
Recht maßgebend, nach welchem die Ehe geſchieden worden iſt“. 
Hiernach iſt der Anſpruch der Kl. nach den Beſtimmungen des 
Pr. A. L. R. zu beurtheilen. III. C. S. i. S. Tiedemann 
c. Tiedemann vom 20. September 1898, Nr. 320/97 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

29. Der Bekl., welcher nach der unangefochtenen Annahme 
des B. R. ſeine Vertragspflichten vorſätzlich verletzt und dadurch 
Unmöglichkeit der Vertragserfüllung herbeigeführt hat, haftet 
dem Kl. gemäß §§ 285 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 auf das 
volle Intereſſe. Der dieſer Verpflichtung entſprechende Anſpruch 
des Kl. kann durch Wiederherſtellung des früheren (§ 79 des 
A. L. R. Thl. J Tit. 6) oder eines ihm gleichen Zuſtandes nicht 
befriedigt werden, weil in Folge Verſchuldens des Bekl. das 
Grundſtück, mit welchem dem Kl. Sicherheit beſtellt werden 
ſollte, in das Eigenthum eines Dritten übergegangen iſt. Auf 
eine anderweitige Sicherſtellung braucht der Kl. ſich nicht ein⸗ 
zulaſſen. Demgemäß und, da der Bekl. ſich auch weder zu 
einer ſolchen anderweitigen Sicherſtellung noch auch zur Zahlung 
der Rente an die Mutter des Kl. erboten hat, hat der Kl. 
allerdings einen Anſpruch darauf, daß ihm das Intereſſe nebſt 
Zinſen von dem Zeitpunkte ab, in welchem die Unmöglichkeit 
der Erfüllung eingetreten iſt, d. h. ſeit dem Zuſchlage, ſchon 
jetzt erſetzt wird. V. C. S. i. S. Schnell c. König vom 
21. September 1898, Nr. 219/98 V. 

30. Die Reviſion iſt nicht begründet. Dem Probſt S. 
gebührte als Pfarrer der beklagten Kirchengemeinde nach § 778 
des A. L. R. Thl. II Tit. 11 der Nießbrauch und die Verwaltung 
der Pfarrgüter. Er erwarb daher durch die Ingebrauchnahme 
der vom Kl. hergeſtellten und ihm abgelieferten Pfarrwirthſchafts⸗ 
gebäude für ſich den unvollſtändigen Beſitz dieſer Gebäude und 
erlangte, jedenfalls in dem Zeitpunkte, in welchem der Vorſtand 
von dieſer Ingebrauchnahme Kenntniß erhielt, die beklagte Ge⸗ 
meinde den vollſtändigen Beſitz der Gebäude. § 6 des A. L. R. 
Thl. J Tit. 7, § 98 eod. Thl. 1 Tit. 21; Eccius Bd. 3 § 160, 
VI. 8 161 Note 88 — vergl. auch § 1075 des B. G. B. 
Erlangt aber der Beſteller den Beſitz des vom Unternehmer 
abgelieferten Werkes auch nur durch eine Mittelsperſon, ſo muß 
er, wie das R. G. in Uebereinſtimmung mit der Entſcheidung 
des R. O. H. G. vom 9. Mai 1871 — Entſch. Bd. 2 S. 283 
— in dem Urtheile vom 17. April 1880 — Entſch. Bd. 2 
S. 27 ff. — bereits ausgeſprochen hat, dem anderen Theile un⸗ 
verzüglich mittheilen, daß er ſich den Anſpruch auf die 
Konventionalſtrafe vorbehalte, widrigenfalls er in Gemäßheit 
des 8 307 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 dieſelbe nicht mehr ver- 
langen kann. Der Probſt S. hat nun die vom Kl. aufgeführten 
Wirthſchaftsgebäude unſtreitig im Oktober 1891 in Gebrauch 
genommen. Nach den Feſtſtellungen des B. G. hat der Vor⸗ 
ſtand hiervon alsbald Kenntniß erhalten, vor dem 28. November 1891 
dem Kl. gegenüber einen Vorbehalt wegen der Konventional- 
ſtrafe nicht geltend gemacht. Das B. G. hat deshalb mit Recht 
angenommen, daß die Bekl. die Konventionalſtrafe nicht mehr 


fordern kann. Eine etwaige von dem Vorſtande der Bekl. dem 
Kl. gegenüber Mitte September 1891 abgegebene Erklärung, 
die Gemeinde werde die Konventionalſtrafe ſtrenge einfordern, 
würde, wie das B. G. ebenfalls zutreffend annimmt, ohne 
Wirkung ſein. Der Kl. hatte die Gebände nach dem Vertrage 
bis zum 1. Oktober 1891 fertig zu ſtellen. Mitte September 1891 
ſtand es daher noch nicht feſt, ob die Bekl. überhaupt einen 
Anſpruch auf die Konventionalſtrafe erlangen würde, jedenfalls 
war dieſelbe noch nicht verwirkt. Ein vor der Verwirkung der 
Strafe erklärter Vorbehalt iſt aber ohne Bedeutung. Dies er⸗ 
giebt ſich aus dem Zuſammenhange der Vorſchrift des § 307 
mit den vorhergehenden §§8 305 und 306. Nach den letzteren 
iſt, wenn, was im vorliegenden Falle nicht geſchehen, nicht etwas 
Anderes verabredet iſt, die Strafe verfallen, ſobald ſich der Ver⸗ 
pflichtete einer Zögerung ſchuldig gemacht hat und kann die 
einmal verwirkte Strafe durch die ſpätere Erfüllung des 
Vertrags nicht mehr abgewendet werden. Wenn im Anſchluſſe 
hieran nach § 307 der Verluſt des Anſpruches auf die Kon 
ventionalſtrafe indeß doch eintreten ſoll, wenn die nachherige 
Erfüllung ohne Vorbehalt angenommen iſt, ſo beruht dieſe 
Beſtimmung im Anſchluſſe an das gemeine Recht — vergl. 1.10 
Dig. 13, 4 am Schluſſe — offenbar darauf, daß derjenige, 
welcher nach der Verwirkung der Strafe die Erfüllung vor- 
behaltlos annimmt, ſo angeſehen werden ſoll, als ob. er dem 
anderen Theile die Zahlung der Konventionalſtrafe erlaſſen habe. 
Es ſoll alſo das Verhalten des Berechtigten nach der Verwirkung 
der Strafe in Betracht gezogen und aus der vorbehaltloſen 
Annahme der verſpäteten Lieferung der Verzicht auf die ſchon 
verwirkte Konventionalſtrafe gefolgert werden. Ein Vorbehalt 
vor der Verzögerung, alſo zu einer Zeit, in welchem die Strafe 
noch nicht gefordert werden konnte, kann demnach die Folgen 
aus der nachherigen, vorbehaltloſen Annahme der Erfüllung 
nicht ausſchließen. Dieſer Anſicht iſt das frühere Obertribunal 
— vergl. die Urtheile vom 10. Dezember 1847 und 24. Oktober 1850, 
Rechtsfälle, Bd. 3 S. 203 und Entſch. Bd. 20 S. 89 — das R. G. 
in den Urtheilen vom 22. März 1893 und 28. Oktober 1895 — 
Jur. Wochenſchr. von 1893 S. 24136 und Gruchot, Beiträge, 
Bd. 40 S. 163 ff., Rehbein, 2. Ausgabe Bd. I S. 510; Cccius, 
Bd. 18 107 bei und Note 46 — vergl. auch § 341 Abſ. 3 
des B. G. B. VI. C. S. i. S. katholiſche Kirchengemeinde zu 
Koldromb c. Jazdzewski vom 19. September 1898, Nr. 136/98 VI. 

31. Unanfechtbar iſt die, auf rein thatſächlicher Auslegung 
des Vertrages beruhende Feſtſtellung des B. R., daß durch den 
Vertrag ſeitens des Ehemannes der Bekl. die Verpflichtung 
eingegangen ſei, der Kl. das Eigenthum an den Landſtreifen 
zu übertragen. Mit Recht nimmt der B. R. an, daß es dar⸗ 
auf nicht ankomme, ob Kl. den Vertrag in dieſer Hinſicht in 
einem anderen Prozeſſe anders ausgelegt habe, daß vielmehr 
objektiv zu prüfen ſei, ob der von der Kl. hier erhobene An 
ſpruch in dem Vertrage ſeine Begründung finde. Sodann 
unterſucht der B. R., ob die Verpflichtung des Ehemannes 
der Bekl. nicht deshalb ausgeſchloſſen war, weil er über das 
Vertragsobjekt zu verfügen nicht befugt war. Auf Grund des 
§ 46 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 verneint er dieſe Frage, indem 
er annimmt, daß der Ehemann der Bekl., ſoweit die ideelle 
Hälfte der Bekl. an den Landſtreifen in Betracht kam, über 
eine ſremde Sache verfügt habe. Eine ſolche Verfügung der 
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pflichte den verfügenden Miteigenthümer dem Gegenkontrahenten 
gegenüber, ſei aber für den anderen Miteigenthümer nicht ver⸗ 
pflichtend. Auch dieſe Ausführung iſt im Ergebniſſe richtig. 
Wie die Frage zu entſcheiden ſein würde, wenn die Bekl. mit 
ihrem Ehemanne — wie die Reviſion vorausſetzt — in Güter⸗ 
gemeinſchaft gelebt und das in Rede ſtehende Grundſtück zum 
gütergemeinſchaftlichen Vermögen gehört hätte (§ 378 des 
A. L. R. Thl. II Tit. 1), kann ganz dahingeſtellt bleiben, da 
dieſer Fall nicht vorliegt. Es handelt ſich um eine Ehe in der 
Kurmark Brandenburg, in welcher Gütergemeinſchaft nicht gilt. 
Die Eheleute M. waren nicht Eigenthümer des Grundſtückes zur 
geſammten Hand, ſondern Miteigenthümer im Sinne des erſten 
Abſchnitts des Tit. 17 des erſten Theiles des A. L. R. Das 
hätte der Reviſion nicht entgehen dürfen, da kein Streit dar⸗ 
über beſteht, daß die Eheleute M. Miteigenthümer zu ideellen 
Hälften waren, ein Verhältniß, welches den für die Güter- 
gemeinſchaft allerdings geltenden Grundſätzen der geſammten 


Hand geradezu widerſtrebt (vergl. z. B. Gruchot Bd. 26 S. 701, 


Bd. 40 S. 1015 ff., Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 31 
S. 422, Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 292 Nr. 60). 
Verfügt ein Miteigenthümer über die ganze gemeinſchaftliche 
Sache, ſo enthält die Verfügung über die ihm nicht gehörigen 
ideellen Antheile eine Dispoſition über fremde Sachen. Iſt 
dabei — wie im vorliegenden Falle — nicht ausdrücklich als 
über fremde Sachen unter den Kontrahenten verhandelt, ſo 
finden zwar die Vorſchriften des A. L. R. § 46 Thl. I Tit. 5 
und $ 139 Thl. I Tit. 11 keine Anwendung (vergl. Striet- 
horſt Archiv Bd. 75 S. 338, Gruchot Bd. 34 S. 947 ff., 
Entſch. des R. G. in Cioilſachen Bd. 22 S. 284), aber dar⸗ 
aus folgt nicht, daß die Verpflichtung zur Veräußerung einer 
fremden, als ſolcher von den Vertragſchließenden nicht bezeichneten 
Sache ungiltig iſt, vielmehr hat das R. G. in ſtändiger Recht- 
ſprechung (vergl. Entſch. in Civilſachen Bd. 22 S. 284, Gruchot 
Bd. 34 S. 947 ff., Bd. 37 S. 979 ff., Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1897 S. 295 Nr. 27), von welcher abzugehen kein 
Grund vorliegt, angenommen, daß in ſolchen Fällen auch dann, 
wenn beide Kontrahenten den wahren Sachverhalt kennen, auf 
Erfüllung, auf Verſchaffung der Sache (§ 13 5 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 11) geklagt werden könne und daß an die Stelle 
der Erfüllung als Surrogat derſelben der Anſpruch auf Ent» 
ſchädigung wegen Nichterfüllung erſt trete, wenn die Erfüllung 
ſich als unmöglich erweiſe. (So auch Dernburg Preußiſches 
Privatrecht 5. Auflage Bd. 2 S. 349 8 134.) V. C. S. 


i. S. Müller c. Landgemeinde Lichtenberg vom 24. September 


1898, Nr. 331/97 v. 
32. Der B. R. unterſucht, ob die Bekl. durch den von 


ihrem Chemanne mit der Kl. geſchloſſenen Vertrag gebunden 


iſt. Er geht ganz richtig davon aus, daß eine ſolche Gebunden 
heit nur aus ihrer Eigenſchaft als Erbin ihres Ehemannes her⸗ 


geleitet werden könne. Er ſtellt in unanfechtbarer Weiſe feſt, 


daß die Bekl. Erbin geworden und zur alleinigen Verfügung 
über das Grundſtück unter Lebenden berechtigt iſt ($ 468 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 12). Aus den 88 415 Thl. I Tit. 5, 
10 Thl. 1 Tit. 15, 362 und 418 Thl. 1 Tit. 9 und 140 
bis 142 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. ergiebt ſich die allge⸗ 
meine Regel, daß der Erbe in die aus Verträgen entſpringenden 


„Rechte und Pflichten des Erblaſſers eintritt. Speziell den Fall, 


daß der Eigenthümer einer Sache Erbe desjenigen wird, welcher 
fie veräußert hat, behandeln die 8S$ 140 — 142 cit. Die 
Haftung des Erben für vertragsmäßige Verbindlichkeiten wird 
durch die Vorſchrift des § 422 des A. L. R. Thl. I Tit. 9 
eingeſchränkt. Der Erbe, welcher die Erbſchaft unter dem Vor⸗ 
behalte des Inventars angetreten hat, haftet nur mit dem Nach⸗ 
laſſe, nicht auch mit ſeinem eigenen Vermögen. Der B. R. 
nimmt an, daß es darauf, ob Bekl. mit oder ohne Vorbehalt 


angetreten habe, nicht ankomme, weil dies erſt in der Zwangs⸗ 


vollſtreckungsinſtanz zu berückſichtigen ſei. Dieſe Annahme ſteht 
mit dem Urtheile des R. G. in Entſcheidungen in Civilſachen 
Bd. 34 S. 277 ff. in Widerſpruch. Es kommt jedoch hierauf 
und auf die Frage, ob der $ 422 des A. L. R. Thl. I Tit. 9 
auf den in den unklaren Beſtimmungen der §§ 140, 141 des 
A. L. R. Th. I Tit. 11 behandelten Fall überhaupt Ans 
wendung finde, nicht an, denn der B. R. nimmt mit Recht 
an, daß die Bekl. weder Unzulänglichkeit des Nachlaſſes noch 
Antritt der Erbſchaft mit Vorbehalt nachgewieſen habe. Die 
Annahme des B. R., daß das märkiſche Erbſchaftsedikt vom 
30. April 1765, nach welchem der überlebende Ehegatte die 
Rechtswohlthat des Inventars nicht ſchon mit dem fruchtloſen 
Ablaufe der im A. L. R. beſtimmten Friſt verliert, vielmehr der 
Verluſt nur auf Antrag eines Gläubigers durch gerichtliches 
Urtheil ausgeſprochen werden kann, nur auf den Fall der geſetz⸗ 
lichen, nicht auch der teſtamentariſchen Erbfolge Anwendung 
finde, entſpricht dem Urtheile des R. G. in Civilſachen Bd. 5 
S. 313 ff., iſt übrigens den Angriffen der Reviſion durch 
§ 511 der C. P. O. und § 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 
28. September 1879 (R. Geſ. Bl. S. 299) entzogen. Demgemäß 
iſt die Bekl. als vorbehaltloſe Erbin zu behandeln und es kommt 
§ 142 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 gegen fie zur Anwendung; nach 
welchem ſie die Verfügung ihres Erblaſſers über ihren Ideal⸗ 
antheil nicht anfechten kann. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

33. Hatte die Kl. auf Grund des § 80 Thl. I Tit. 7 
des A. L. R. den Beſitz des Rechts erlangt, von der Bekl. die 
Wiederholung der jährlichen Leiſtung zu fordern, ſo iſt damit 
die Grundlage für die Anwendbarkeit der für die Verjährung 
durch Beſitz geltenden geſetzlichen Vorſchriften gegeben. In 
dieſer Beziehung kann, da die Kl. einen Titel ihres Beſitzes 
nicht hat nachweiſen können, als ordentliche Verjährungsfriſt 
nur der Zeitraum von 30 Jahren in Betracht kommen, § 625 
Thl. I Tit. 9 des A. L. R. Die Bekl. macht jedoch geltend, 
daß in Gemäßheit der Beſtimmung des § 629 a. a. O. gegen 
ſie nur die ungewöhnliche Verjährung von 44 Jahren ſtattfinde; 
aber dieſe Annahme der Bekl. trifft nicht zu. Wenn auch der 
§. 624 daſelbſt, der zum Beſten moraliſcher Perſonen, welche 
die Rechte der Korporationen haben, die zehnjährige Friſt (bei 
der Verjährung durch titulirten Beſitz) immer verdoppelt, auf 
Stadtgemeinden, da dieſe nach $ 108 Thl. II Tit. 8 des A. L. R. 
die Rechte privilegirter Korporationen haben, zweifellos An⸗ 


wendung findet, jo folgt doch daraus für die gleiche Anwend⸗ 


barkeit auch des § 629 Thl. J Tit. 9 des A. L. R. auf 
Stadtgemeinden gar nichts. Denn der die ungewöhnliche Ver⸗ 
jährung von 44 Jahren einführende § 629, der vorſchreibt, 
daß dieſe gegen den Fiskus, die Kirchen und ſolche 
Korporationen, welchen vermöge ihrer Privilegien 
gleiche Rechte beigelegt ſind, ſtatt finde, ſtellt das 
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Erforderniß auf, daß den betreffenden Korporationen vermöge 
ihrer Privilegien gleiche Rechte wie dem Fiskus und den Kirchen 
beigelegt ſein müßten. Dieſes Erforderniß trifft aber bei 
Stadtgemeinden nicht zu und deshalb und mit Rückſicht auf 
die Geſchichte der Entſtehung jener Geſetzesbeſtimmung hat die 
Rechtſprechung des preußiſchen Obertribunals (Entſch. Bd. 13 
S. 101 und Bd. 18 S. 182) unter Zuſtimmung der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Bearbeiter des preußiſchen Rechts, u. a. Dernburg 
5. Aufl. Bd. 1 S. 407 Abſ. 3 und Förſter⸗Eccius 5. Aufl. 
Bd. III. § 177 Anm. 109, die Anwendbarkeit des § 629 
auf Stadtgemeinden verneint. Die gleiche Anſicht hat bezüglich 
der bekanntlich dem Preußiſchen Rechte unterworfenen Stadt 
Emden der III. C. S. des R. G. in ſeinem Urtheile vom 
13. November 1894 III. 90/94 (Bolze Praxis des R. G. 
Bd. 19 Nr. 66) ausgeſprochen und auch der V. C. S. des 
R. G. hat in wiederholten Entſcheidungen die Frage, ob gegen 
Stadtgemeinden das Recht auf Markſtandsgeld durch Ver⸗ 
jährung erworben werden könne, unter Anwendung der ordent⸗ 
lichen dreißigjährigen Verjährung bejahend beantwortet (V. 83/95. 
Urtheil vom 16. Oktober 1895 und V. 345/95. Urtheil 
vom 29. April 1896. Bolze a. a. O. Bd. 21 Nr. 66). Mit 
Recht hat daher das B. G. auch im vorliegenden Falle die 
dreißigjährige Verjährung für anwendbar erachtet. IV. C. S. 
i. S. Stadt Kolberg c. Burſenfraternität zu Kolberg vom 
22. September 1898, Nr. 62/98 IV. 

34. Der Angriff, der Beſtimmung des § 660 Thl. I 
Tit. 9 A. L. R. entnommen, iſt unbegründet. Die Verjährung 
mußte nach § 6 E. E. G. bis zum 1. Oktober 1872 vollendet 
ſein, da ſie ſich gegen die Bekl. als eingetragene Eigenthümerin 
richtete (vergl. die Rechtſprechung bei Turnau, Grundbuch- 
ordnung Anm. zu $ 6 Bd. 1 S. 641 ff.). Nur die dreißig. 
jährige Verjährung konnte bis zu dieſem Zeitpunkte vollendet 
ſein. Es fragt ſich ſomit, ob die ungewöhnliche Verjährung 
von 44 oder 50 Jahren zu erfordern iſt. Die erſtere kann 
keine Anwendung finden, weil den Dorfgemeinden vermöge ihrer 
Privilegien gleiche Rechte, wie dem Fiskus und den Kirchen 
nicht beigelegt ſind (vergl. Obertribunalsrechtsfälle Bd. 4 S. 217 
und Reichsgericht bei Bolze, Bd. 19 Nr. 66). Die fünfzig⸗ 
jährige Verjährung iſt erforderlich, wenn die Grenzen einer 
Sache oder eines Rechtes durch Geſetze, Verträge oder rechts- 
kräftige Erkenntniſſe klar beſtimmt find (A. L. R. Thl. I Tit. 9 


8 669). Das B. G. meint, dieſe Beſtimmung ſei nicht an- 


wendbar, weil blos ideelle Theile eines Rechtes in Frage ſtehen 
und die Größe der ideellen Quoten im Separationsrezeſſe nicht 
angegeben ſei. Ob dieſe Unterſcheidung richtig iſt, darf un- 
erörtert bleiben, da die Anwendung des § 660 Thl. I Tit. 9 
A. L. R. aus einem anderen Grunde zu verfagen iſt. Voraus⸗ 
ſetzung des § 660 ift nicht allein, daß die Grenzen des Rechtes, 
alſo deſſen Umfang und Art, klar beſtimmt find, ſondern es 
muß auch das Recht ſelbſt, d. h. deſſen Begründung aus dem 
betreffenden Vertrag oder Urtheile ſich zweifelsfrei ergeben. 
Daran fehlt es hier nach der beſonderen Lage der Sache. 
V. C. S. i. S. Gemeinde Buhlendorf c. Herzogliche Hofkammer 
zu Deſſau vom 21. September 1898, Nr. 256/97 V. 

35. Die Reviſion des Kl. iſt begründet. Schon die Be⸗ 
urtheilung der Klage aus den SH 88—93 Thl. II Tit. 10 des 
A. L. R. führt zur Aufhebung des B. U. und zur Zurückweiſung 


der Berufung des Bekl. Der Bekl. hat ein Schiff, daß nach 
dem maßgebenden Provinzialrechte der Mobiliarexekution nicht 
unterlag, gepfändet und verſteigert. Er muß dieſes Verſehen 
vertreten, weil er es bei gehöriger Aufmerkſamkeit und nach den 
Kenntniſſen, die die Verwaltung des ihm übertragenen Amtes 
erforderte, hätte vermeiden können. Es liegt aber auch ſchon 
jetzt vor, daß kein anderes geſetzmäßiges Mittel übrig iſt, 
wodurch den nachtheiligen Folgen des Verſehens abgeholfen 
werden könnte. Die Zwangsverſteigerung iſt ausgeführt und 
mit dem Verſteigerungserlöſe iſt, wie das B. G. feſtſtellt, nach 
der Anweiſung des Gläubigers L. verfahren. Nach Lage der 
Sache kann weiter allein in Frage kommen, ob etwa auch L. 
für das Verfahren verantwortlich iſt, weil er den Auftrag er⸗ 
theilt und das Schiff ausdrücklich als Pfandobjekt bezeichnet 
hat. Es iſt nun von keiner Seite behauptet, daß L. den Auftrag 
in Kenntniß der Ungeſetzlichkeit ſeiner Ausſührung ertheilt habe; 
auch iſt aus der Sachlage und der Verhandlung hierfür kein 
Anhalt hervorgetreten. Es kann daher bei L. nur Unkenntniß 
der geſetzlichen Vorſchriften in Frage kommen. Hierfür iſt er 
aber nicht verantwortlich zu machen, weil er ſich darauf ver⸗ 


laſſen durfte, daß der Beamte den ihm ertheilten Auftrag ab» 


lehnen würde, wenn er nach dem Geſetze nicht ausgeführt werden 
konnte. Wenn das B. G. ausführt, daß die Feſtſtellung der 
Nichtverantwortlichkeit des L. nur in einem Rechtsſtreite zwiſchen 
dem Kl. und L. erwirkt werden könne, ſo iſt zwar richtig, daß 
im gegenwärtigen Rechtsſtreite eine dem L. präjudizirliche Ent⸗ 
ſcheidung nicht ergehen kann. Dies hindert aber nicht, für den 
nur ſubſidiären Anſpruch des Kl. gegen den Bekl. ſchon jetzt zu 
unterſuchen und für das Rechtsverhältniß der Parteien zu ent⸗ 
ſcheiden, ob den nachtheiligen Folgen des Verſehens durch 
Inanſpruchnahme L.'s abgeholfen werden kann. Läßt ſich nach 
der Sachlage ein Anſpruch des Kl. gegen L. nicht begründen, 
jo find die Vorausſetzungen für die Verantwortlichkeit des Bekl. 
aus ſeinem Verſehen gegeben. Daß dem Kl. durch die Ent⸗ 
ziehung des von ihm benutzten Schiffes ein Schaden erwachſen 
iſt, muß mit dem L. G. angenommen werden. Vermißt das 
B. G., wenn auch nur der Spolienklage gegenüber, das 
Vorhandenſein eines Schadens aus dem Grunde, weil L. die 
ebenfalls zur Beſitzentziehung führende Immobiliarexekution habe 
beantragen dürfen, der Kl. auch nichts vorgebracht habe, was 
dafür verwerthet werden könnte, daß L. dieſe Exekution nicht 
beantragt haben würde, ſo ſind dieſe Erwägungen nicht geeignet, 
der Syndikatsklage gegenüber das Vorhandenſein eines Schadens 
zu verneinen. Abgeſehen davon, daß der Bekl. aus dieſem 
Geſichtspunkte eine Einwendung nicht erhoben hat, ſo iſt mit 
der dem Kl. entzogenen Nutzung des Schiffes an ſich immer 


ein Schaden gegeben und kann demgegenüber nicht in Betracht 


kommen, ob ſich der Gläubiger bei Ablehnung ſeines Antrags 
vielleicht veranlaßt geſehen haben würde, den Weg der 
Immobiliarexekution zu betreten. Geſchehen iſt letzteres nicht 
und hat daher der Bekl. die nachtheiligen Folgen ſeines Ver⸗ 
ſehens zu vertreten. III. C. S. i. S. Thölen c. Buerſchaper 
vom 16. September 1898, Nr. 101/98 III. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

36. Die von der Revifion aufrecht erhaltene prozeßhindernde 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs iſt nicht begründet. 
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Entſcheidend kommt hierbei in Betracht, wovon auch das B. G. 
ausgeht, daß Kl. den geltend gemachten Anſpruch nicht auf eine 
öffentlichrechtliche Verpflichtung der Bekl., ſondern auf einen 
privatrechtlichen Titel gründet, nämlich auf einen zwiſchen dem 
Kreiskommunalverbande und der beklagten Gemeinde geſchloſſenen 
Vertrag über gegenſeitige vermögensrechtliche Beziehungen. Es 
handelt ſich daher um die Geltendmachung eines privatrechtlichen 
Anſpruchs, ſomit um einen bürgerlichen Rechtsſtreit, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung allein davon abhängt, ob der klagebegründende Vertrag, 
ſeine Rechtsbeſtändigkeit vorausgeſetzt, den erhobenen Anſpruch 
rechtfertigt. Daraus ergiebt ſich von ſelbſt, gemäß § 13 des 
G. V. G. und da keine der hier vorgeſehenen Ausnahmen der 
Ausſchließung eines bürgerlichen Rechtsſtreits vom ordentlichen 
Rechtswege vorliegt, die Zuläſſigkeit des Rechtswegs, die auch 
dadurch nicht berührt wird, daß es, auch von Amtswegen, der 
Prüfung und Entſcheidung bedarf, ob der klagebegründende 
Vertrag, was noch gegenwärtig von der Bekl. beſtritten wird, 
überhaupt als ein dem Privatrecht angehörender Vertrag an- 
zuſehen iſt. Denn die Verneinung der privatrechtliche Natur 
eines geltend gemachten Anſpruchs, der aus einem privatrecht⸗ 
lichen Rechtsgrunde hergeleitet iſt, hat die Verneinung dieſes 
Rechtsgrundes zur Vorausſetzung und muß zur Abweiſung der 
danach unbegründeten Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
führen (vergl. Urtheil des R. G. vom 22. September 1888 — 
Entſch. Bd. 22 S. 285 — und vom 16. November 1896, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 1, v. Wilmowski und Levy, 
Civilprozeßordnung Anm. 1 zu § 17 G. V. G.). Die Reviſion 
wirft nun auch dem B. G. vor, zu Unrecht einen privatrecht- 
lichen Vertrag der Parteien angenommen zu haben, da das 
dieſer Annahme zu Grunde liegende Wegebaureglement vom 
23. April 1883 ein öffentlichrechtlicher Akt ſei und ſeine Be⸗ 
folgung keinen Privatvertrag ergebe. Der Auffaſſung der 
Reviſion läßt ſich nicht beitreten. Allerdings iſt das Wegebau⸗ 
reglement für ſich ein öffentlichrechtlicher Akt, einſeitig vom 
Kreistage erlaſſen, zur Förderung des Wegebaus im Kreiſe und 
den Kreis als ſolchen, in ſeiner Geſammtheit, betreffend. Daraus 
folgt aber nicht, daß auch die zur Durchführung des Reglements 
gethätigten Akte, insbeſondere die erforderlichen Vereinbarungen 
mit den einzelnen Wegebauintereſſenten, gleichfalls öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur ſein müßten. Vielmehr iſt in dem einzelnen 
Falle der rechtsgeſchäftliche Inhalt der einzelnen Akte dafür 
entſcheidend, ob das dadurch begründete Rechtsverhältniß dem 
öffentlichen Rechte oder dem Privatrechte angehört. In dieſer 
Beziehung kann zunächſt von einer „Befolgung“ des Reglements 
ſeitens der beklagten Gemeinde, in dem Sinne der Erfüllung 
einer Zwangspflicht, nicht geſprochen werden, da es der freien 
Entſchließung der betheiligten Gemeinden und Privaten über⸗ 
laſſen blieb, ob fie von dem Anerbieten des Kreiſes Gebrauch 
machen wollten oder nicht. Ein dem Reglement entſprechendes 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem Kreiſe und der einzelnen Gemeinde 
konnte daher nur mit dem Willen der letzteren begründet werden, 
wie andererſeits auch dem Kreiſe bis zur rechtsverbindlichen 
Annahme der Erklarung der Gemeinde die einſeitige Aenderung 
oder Aufhebung des Reglements freiſtand. Die Annahme des 
B. G., daß zwiſchen dem klagenden Kreiſe und der beklagten 
Gemeinde bezüglich des Ausbaus der hier in Rede ſtehenden 
Wegeſtrecken ein privatrechtliches Vertragsverhältniß und zwar 


von dem Inhalte eines Vertrags über Handlungen begründet 
worden ſei, beruht auf folgenden Erwägungen. Nicht um 
oͤffentlichrechtliche Maßnahmen, behördliche Anordnungen des 
Kreiſes zur Erzwingung der Wegebaupflicht der beklagten Ge⸗ 
meinde gegenüber, ſo wird ausgeführt, habe es ſich gehandelt. 
Kl. habe vielmehr durch das Reglement vom 23. April 1883 
Gemeinden ſeines Bezirks für den Ausbau von Wegen unter 
der Vorausſetzung, daß eine entſprechende Unterhaltung des 
Weges geregelt und ſicher geſtellt ſei (§§ 2, 3, 5), die Ge⸗ 
währung von Kreisprämien, wenn nicht im Rechtsſinne an- 
geboten, fo doch in Ausſicht geſtellt. Darauf habe die Bekl., 
auf Grund geſetzmäßiger Beſchlüſſe ihrer geordneten Vertretung, 
ſich allen Bedingungen des Reglements unterworfen, dies dem 
Kl. kund gethan, die Kreisprämie entgegengenommen und mit 
deren Hülfe die Wege ausgebaut. Nach dieſem Hergange ſei 
die wechſelſeitige Einwilligung zur Erwerbung eines Rechts, 
ſomit die materielle Begründung eines Vertrags überhaupt 
(§ 6 des A. L. R. Thl. I Tit. 5) nicht zu bezweifeln. Durch 
die beiderſeitigen Erfüllungshandlungen werde unzweideutig eine 
auf der Grundlage des Reglements erfolgte Willenseinigung 
der Parteien zum Ausdruck gebracht. Daß ſo mittels eines 
obligatoriſchen Abkommens öffentliche Zwecke, gerichtet auf die 
Herſtellung eines ausgebreiteten guten Wegenetzes, gefördert 
werden, ändere an ſeiner dargelegten rechtsgeſchäftlichen Natur 
nichts. — Nach dieſen überall zutreffenden Ausführungen des 
B. G. iſt auch deſſen Annahme eines privatrechtlichen Vertrags. 
verhältniſſes zwiſchen den Parteien nicht zu beanſtanden. Daraus 
ergiebt ſich denn von ſelbſt die privatrechtliche Natur der durch 
dieſen Vertrag begründeten gegenſeitigen Anſprüche, insbeſondere 
auch des von dem Kl. in gegenwärtigem Rechtsſtreit verfolgten 
Anſpruchs, über welchen daher auch im ordentlichen Rechtswege 
zu entſcheiden iſt. IV. C. S. i. S. Gemeinde Rothenſchirmbach 
c. Kreis Querfurt vom 19. September 1898, Nr. 59/98 IV. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

37. Der Auffaſſung der Reviflon von der Erweiterung der 
Stempelſteuerfreiheit der ſogenannten Korreſpondenzverträge, der 
durch Briefwechſel oder Austauſch ſonſtiger ſchriftlicher 
Mittheilungen zu Stande gekommen oder beurkundeten Verträge, 


nach Maßgabe der Beſtimmung in § 1 Abſ. 3 des Stempel⸗ 


ſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 iſt dahin beizutreten, daß 
nunmehr Verträge dieſer Art, abgeſehen von dem im zweiten 
Satze des Abſ. 3 vorgeſehenen Falle, auch dann der Stempel⸗ 
ſteuer nicht unterliegen, wenn die Schriftform nicht als bloßes 
Verſtändigungsmittel gedient hat, ſondern von den Vertrag⸗ 
ſchließenden, nebenbei oder ausſchließlich, in der Abſicht gewählt 
iſt, durch ſchriftliche Feſtlegung des Vertragsinhalts eine beweis⸗ 
kräftige Beurkundung herzuſtellen. Dieſe Auslegung entſpricht 
nicht nur dem Wortlaute der Geſetzesvorſchrift, ſondern findet 
auch in der Entſtehungsgeſchichte derſelben ihre Beſtätigung. 
Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. Waaren⸗Kredit⸗Anſtalt zu 
Hamburg c. Fiskus vom 27. Juni 1898, Nr. 36/98 IV. 

38. Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß, wenn auch die 
Stempelpflichtigkeit der über einen zweiſeitigen — läſtigen — 
Vertrag zu errichtenden Vertragsurkunde durch deren unterſchrift⸗ 
liche Vollziehung ſeitens beider Vertragstheile bedingt iſt, es doch 
nicht erforderlich iſt, daß beide Vertragstheile ein und daſſelbe 
Vertragsexemplar unterzeichnen, daß vielmehr eine ſtempelpflich⸗ 
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tige Vertragsurkunde auch dann verliegt, wenn jeder Vertrags⸗ 
theil ein Exemplar des Vertrags allein unterſchrieben und daſſelbe 
dem andern ausgehändigt hat. Wie aus der rechtlichen Natur 
der Willenserklärung bei Verträgen folgt, daß ſie rechtliche Wirk⸗ 


ſamkeit erſt mit der Erklärung dem andern Vertragstheile 


gegenüber erlangt, und daß ſomit da, wo die Rechtsbeſtändigkeit 
eines Vertrags — nach Geſetz oder Verabredung — von der 
ſchriftlichen Form abhängt, erſt der Aust auſch der unter⸗ 
ſchriebenen Willenserklärung von rechtlicher Bedeutung iſt, ſo 
folgt daraus doch andererſeits mit Nothwendigkeit, daß es zur 
Erfüllung der Schriftform genügt, wenn jeder Vertragstheil das 
nur mit feiner Unterſchrift verſehene Vertragsexemplar dem 
andern aushändigt. Die gegenſeitig ausgehändigten, obwohl 
nur einſeitig unterſchriebenen Vertragsexemplare bilden in einem 
ſolchen Falle die einheitliche Vertragsurkunde. Zu dem begriff⸗ 
lichen Weſen als Vertragsurkunde, als ſchriftliches Beweismittel 
des geſchloſſenen Vertrags und ſeines Inhalts, gehört es nicht, 
daß auch die Unterſchriften beider Vertragstheile ſich auf einem 
und demſelben Vertragseremplar befinden. Wenn es auch nach 
dieſer Richtung hin an einer ausdrücklichen Geſetzesvorſchrift 
fehlt, jo liegt die aus der Natur der Sache ſich ergebende Auf- 
faſſung doch unverkennbar den Beſtimmungen in den §§ 142, 
143 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 über Schließung ſchriftlicher 
Verträge durch Briefwechſel zu Grunde, nach welchen zwiſchen 
Abweſenden die geführte Korreſpondenz die Stelle des ſchrift⸗ 
lichen Vertrags vertritt oder die Stelle einer Punktation, falls 
die Ausfertigung eines förmlichen Inſtruments über den ge- 
ſchloſſenen Vertrag erforderlich iſt. Und andererſeits ſteht der 
Auffaſſung die Vorſchrift in § 116 a. a. O., daß Verträge, 
welche vermöge des Geſetzes oder einer Abrede der Parteien 


ſchriftlich geſchloſſen werden ſollen, ihre Gültigkeit erſt durch die 


Unterſchrift erhalten, keinesfalls entgegen (vergl. Urtheil des R. G. 
vom 3. April 1895, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 245 28, Förſter⸗ 
Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. IS 79 Nr. 1, Rehbein, 
Entſch. des vormaligen Preußiſchen Obertribunals, Bd. 1 S. 323 
in der Note). Dem entſprechend hat auch das vormalige 
Preußiſche Obertribunal in dem Plenarbeſchluß vom 2. Sep⸗ 
tember 1839 — Entſch. Bd. 5 S. 30 — angenommen: „Es 
reicht zur Gültigkeit eines zweiſeitigen ſchriftlichen in zwei 
Exemplaren ausgefertigten Vertrages hin, wenn jeder Kontrahent 
nur dasjenige Exemplar unterſchreibt, welches der andere Theil 
übergeben erhält. Doppelt ausgeſtellte Schlußſcheine, von denen 
das eine, ſeitens des Käufers unterſchriebene Exemplar dem 
Verkäufer, das andere, ſeitens des letzteren unterſchriebene Exemplar 
dem Käufer eingehändigt worden, unterliegen der Stempelſteuer.“ 
An dieſem Grundſatze iſt auch in den ſpäteren Urtheilen vom 
4. Juli 1850 — Striethorſt Archiv Bd. 3 S. 196 — und 
vom 4. Oktober 1871 — Goltdammer Archiv Bd. 19 S. 774 — 
feſtgehalten, und das R. G. geht in dem Urtheile vom 23. Oktober 


1890 — bei Bolze, Praxis Bd. XI Nr. 567 — von gleicher 


Auffaſſung aus. Das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 
hat an dieſem Rechtszuſtande nichts geändert, insbeſondere ge⸗ 
währt die die Vorausſetzungen der Stempelpflicht beſtimmende 
Vorſchrift im erſten Satze des zweiten Abſatzes des § 1: 
„Stempelpflichtig ſind Urkunden, welche mit dem Namen oder 
der Firma des Ausſtellers unterzeichnet ſind, inſoweit nicht dieſes 
Geſetz oder der Tarif entgegenſtehende Beſtimmungen enthaͤlt“ 


— dafür keinen Anhalt, daß die Stempelpflichtigkeit der Ver⸗ 
tragsurkunde über einen zweiſeitigen Vertrag dadurch bedingt 
ſein ſollte, daß die Unterſchrift beider Vertragstheile ſich auf 
einem und demſelben Vertragsexemplare befindet. In gleichem 
Sinne ſprechen ſich von den Kommentatoren des Stempelfteuer- 
geſetzes vom 31. Juli 1895 aus Böhm, Anmerkung 6 zu 8 1, 
Nölle, Anmerkung 4 zu § 1, Hummel u. Specht, Anmerkung 12 
zu § 1. Hingewieſen mag hier noch werden auf die Beſtimmung 
des B. G. B. in § 126 Abſ. 2, nach welcher zwar bei einem 
Vertrage die Unterzeichnung der Parteien auf derſelben Urkunde 
erfolgen muß, es aber, falls über den Vertrag mehrere gleich⸗ 
lautende Urkunden aufgenommen werden, genügt, wenn jede 
Partei die für die andere Partei beſtimmte Urkunde unterzeichnet 
(vergl. hierzu die Motive zu dem Entwurfe des B. G. B. Bd. J 
S. 188 894). Die zwiſchen der Kl. und ihren Vertragsgenoſſen 
ausgetauſchten Beſtätigungsſchreiben können nun allerdings als 


förmliche, abgeſehen von der Unterſchrift, wörtlich mit 


einander übereinſtimmende Exemplare einer und derſelben 
Vertragsurkunde nicht angeſehen werden. Es iſt für die 
Schreiben die Briefform inſofern gewählt, als der Unterzeichnete, 
unter Voranſtellung des Namens des anderen Theils, in per 
ſönlicher Redeweiſe den erfolgten Abſchluß des Geſchäfts erkläͤtt, 
mit vollſtändiger Angabe des Vertragsinhalts. Indeſſen wie 
es für die Beſtimmung und die Beurtheilung des Inhalts einer 
rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung nicht auf den Namen, mit 
welchen die Betheiligten das Rechtsgeſchäft bezeichnet haben, 
ausſchlaggebend ankommen kann, ſo iſt dieſer Umſtand und die 
den Inhalt unberührt laſſende Form der Erklärung auch 
bedeutungslos für die Beurtheilung der Stempelpflichtigkeit 
einer ſchriftlichen Erklärung, wenn ſonſt die gewählte Erklärungs⸗ 
form dem rechtlichen Begriff einer ſchriftlichen Urkunde entſpricht. 
Hiervon ausgegangen iſt im vorliegenden Falle kein Gewicht 
darauf zu legen, daß die ausgetauſchten Beſtätigungsſchreiben 
in der Form eines Briefwechſels ergangen ſind. Wenn im erſten 
Satze des dritten Abſatzes des § 1 des Stempelſteuergeſetzes 
vom 31. Juli 1895 die Stempelfreiheit ausgeſprochen wird für 
die Fälle, wo ſich die Einigung über ein Geſchäft aus einem 
Briefwechſel oder aus einem Austauſche ſonſtiger ſchrift⸗ 
licher Mittheilungen ergiebt, ſo handelt es ſich dabei, wie die 
Worte „Briefwechſel“ und „Austauſch“ unzweideutig er 
kennen laſſen, um gegenſeitige, als Erkenntnißquelle des 
Willens des Erklärenden dienende Mittheilungen, die, ſich gegen⸗ 
ſeitig ergänzend, erſt in ihrem Zuſammenhange die Einigung 
der beiden Vertragstheile über das zu Stande gekommene 
Geſchäft darthun, ſei es nun, daß erſt durch dieſe Erklärungen 
ſelbſt die Einigung herbeigeführt iſt, oder daß die Ueber⸗ 
einſtimmung bereits vor dem Briefwechſel oder dem Austauſche 
der Mittheilungen erzielt war. Von einer ſolchen gegenſeitigen 
Ergänzung der beiderſeitigen, durch Briefwechſel oder ſonſt 
ſchriftlich ausgetauſchten Mittheilungen iſt aber überall da nicht 


die Rede, wo in Erfüllung ausdrücklicher oder ſtillſchweigender 


Vereinbarung jeder Vertragstheil den beiderſeitigen, gegen 
ſeitig bereits erklärten Vertragswillen in beſtimmter Faſſung 
dem anderen ſchriftlich erklärt. In einem ſolchen Falle ergeben 
zwar die ausgetauſchten Mittheilungen auch die Einigung der 
Vertragstheile über das Geſchäft, aber jede der beiden Ni 
theilungen ergiebt auch ſchon für ſich und ohne daß es dabei, 
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abgeſehen von der Feſtſtellung der Unterſchrift, der Heranziehung 
der anderen bedarf, dieſe Einigung, ſo daß für deren Erkennung 
der erfolgte Austauſch bedeutungslos iſt. Fälle dieſer Art 
unterſcheiden ſich in ſachlicher und formeller Beziehung nicht 
von dem Austauſche förmlicher Vertragsurkunden, bei welchem 
jeder Vertragstheil das dem anderen übergebene Exemplar unter⸗ 
ſchrieben hat (vergl. Hummel und Specht a. a. O. in Anm. 16 
zu § 1). Auch Beſtätigungsſchreiben von ſolcher Form und 
ſolchen Inhalts ſind daher, als zuſammen eine förmliche Vertrags⸗ 
urkunde über das in ihnen erklärte Geſchäft darſtellend, als 
nach $ 1 Abſ. 1 und 2 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895 ſtempelpflichtige Urkunden anzuſehen. Es entſpricht dies 
der Folgerung, wie fie oben aus der bei der Kommiſſions- 
berathung gegebenen Begründung des dritten Abſatzes des § 1 


dieſes Geſetzes dahin gezogen iſt, daß die hier vorgeſehene 


Stempelfreiheit nicht auf ſchriftliche Mittheilungen hat erſtreckt 
werden ſollen, die ſich als förmliche Vertragsurkunden darſtellen, 
wie denn von Hummel und Specht a. a. O., unter Hinweis auf 
das Kommiſſionsprotokoll, ausdrücklich hervorgehoben wird, daß 
durch das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 an der bis⸗ 
herigen Stempelpflicht ſolcher Verträge nichts geändert worden 
ſei und daher auch kaufmänniſche Beſtätigungsſchreiben, wenn 
ſie ſich als wirkliche Vertragsurkunden in dem obigen Sinne 
darſtellen, wie bisher ſtempelpflichtig bleiben. Bei der un⸗ 


beſtritten erſchöpfenden, übereinſtimmenden Wiedergabe des 


Vertragsinhalts in den gegenſeitigen Beſtätigungsſchreiben, 
welche zwiſchen der Kl. und ihren Vertragsgenoſſen ausgetauſcht 
find, kommt hiernach für die Stempelpflicht der in Rede 
ſtehenden Schreiben nur noch in Frage, ob dieſelbe, worauf die 
Reviſion Gewicht legt, dadurch ausgeſchloſſen wird, daß die 
beiderſeitigen Beſtätigungsſchreiben, abgeſehen von der Unter⸗ 
ſchrift und der Voranſtellung der Adreſſe des anderen Theils, 
im Wortlaute inſofern von einander abweichen, als der Vertrags- 
rolle des Unterzeichneten entſprechend, das Wort „kaufte“ oder 
„verkaufte“ beziehungsweiſe „verkaufte“ oder „kaufte“ gebraucht 
iſt. Es liegt indeſſen in dieſer Verſchiedenheit der Worte keine 
Verſchiedenheit des Geſammtinhalts der beiderſeitigen Schreiben 


vor, da der Ausſteller mit ſeiner an den Gegentheil gerichteten 
Erklarung: „ich kaufte von Ihnen“ oder „ich verkaufte Ihnen“ 


zugleich zum Ausdruck bringt, daß der Gegentheil, wie dieſer 
in ſeinem Schreiben erklärt, verkauft oder gekauft hat; denn 
das Kaufen oder Verkaufen auf der einen Seite hat das Ver⸗ 
kaufen oder Kaufen auf der anderen Seite zur Vorausſetzung. 
Die in der Zweiſeitigkeit des Vertragsverhältniſſes begründete, 
die Uebereinſtimmung der gegenſeitigen Erklärungen aber gerade 
zum Ausdrucke bringende Verſchiedenheit des einen Worts iſt 
daher für die hier zutreffende Entſcheidung umſoweniger von 
Bedeutung, als erſt die beiderſeitigen Mittheilungen zuſammen 
die eine förmliche Vertragsurkunde durftellen, die der Stempel⸗ 
pflicht unterliegt. Selbſtverſtändlich kann daraus, daß in dem 
Beſtätigungsſchreiben des einen Theils zugleich die der Vertrags⸗ 
rolle des anderen Theils entſprechende Erklärung deſſelben wieder 
gegeben wird, nicht für ſich auch die vertragsmäßige Bindung 
des letzteren und die Beurkundung auch dieſer Bindung her⸗ 
geleitet werden. Beides hat die Vollziehung und Aushändigung 
des entſprechenden Beſtätigungsſchreibens ſeitens des anderen 


Theils zur Vorausſetzung. Aber auch in dieſer Beziehung 


waltet ein Unterſchied zwiſchen dem Aucstauſche ſolcher 
Beſtätigungsſchreiben und dem Austauſche eigentlicher einſeitig 


vollzogener Vertragsexemplare nicht ob, da auch im letzteren 


Falle die durch die Schriftform bedingte Bindung erſt mit der 
Aushändigung des Vertragsexemplars für den Unterzeichner 
deſſelben eintritt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

39. Die Kl. — und mit ihr die Reviſion — beruft ſich 
in zweiter Reihe für die Stempelfreiheit der in Rede ſtehenden 
Beſtätigungsſchreiben auf den § 10 des Stempelſteuergeſetzes, 
welcher die Verſteuerung mehrerer in derſelben Urkunde ent⸗ 
haltener Gegenſtände und Geſchäfte regelt und in Abſ. 2 und 3 
beſtimmt: Enthält eine Urkunde verſchiedene ſteuerpflichtige 
Geſchäfte, ſo iſt der Betrag des Stempels für jedes Geſchäft 
beſonders zu berechnen. Sofern die einzelnen in einer 
Urkunde enthaltenen Geſchäfte ſich als Beſtandtheile eines ein- 
heitlichen, nach dem Tarife ſteuerpflichtigen Rechtsgeſchäftes 
darſtellen, iſt nur der für das letztere vorgeſehene Stempelbetrag 
zu entrichten. Die Kl. iſt nun der Meinung, daß bei der 
Stempelfreiheit bezüglich des Hauptgeſchäfts auf Grund der in 
der Tarifſtelle 32 unter Nr. 3 vorgeſehenen „Befreiungen“ 
hiernach auch für das in dem Rahmen des Hauptgeſchäfts 
liegende Nebengeſchäft des Schiedsvertrags die Stempelfreiheit 
begründet ſei. Das B. G. erachtet die Anwendung des § 10 
Abſ. 3 auf Fälle der vorliegenden Art überhaupt für aus⸗ 
geſchloſſen, weil dieſe Geſetzesvorſchrift nach ihrem Wortlaut 
eine Konkurrenz mehrerer in einer Urkunde enthaltener fteuer- 
pflichtiger Gegenſtände vorausſetze, hier aber das beurkundete 
Kaufgeſchäft ſteuerfrei ſei und nur die Stempelpflichtigkeit des 
Schiedsvertrags in Frage ſei. Abgeſehen hiervon müßten aber 
dieſe Nebenverträge hier als ſelbſtſtändige Verſteuerungsobfekte 
um deshalb angeſehen werden, weil ſie außerhalb des Bereichs 
der Hauptgeſchäfte lägen. Für die Stempelberechnung liege ein 
einheitliches Rechtsgeſchäft nur inſoweit vor, als der Inhalt der 
beurkundeten Erklärung nicht über die Grenze derjenigen Rechts- 
geſchäfte hinausgehe, welche vom bürgerlichen Recht als individuell 
beſtimmte rechtsgeſchäftliche Willenserklärungen bezeichnet werden. 
Ob der erſte Grund des B. G. zutrifft, kann dahingeſtellt bleiben, 
da jedenfalls dem zweiten Entſcheidungsgrunde beizutreten iſt. 
Näher dargelegt. Vergl. Entſch. bei Nr. 37. 

Zu den Grund buchgeſetzen. | 

40. Die Reviſion ift unbegründet. Sie bemängelt zu 
Unrecht die Unterſtellung des Schriftſtücks vom 3. September 
1896 unter die Regeln des Vergleichs. Wenn ſie dagegen 


geltend macht, es ſei nicht erſichtlich, inwiefern auf Seiten des 


Kl. ein theilweiſer Nachlaß ſeiner Anſprüche ſtattgefunden habe, 
ſo iſt dabei überſehen, daß der Kl. ſich mit einer hypothekariſchen 
Sicherſtellung zufrieden erklärte, bei der das Kapital und die 
Zinſen bis zum Tode der Bekl. nicht gezahlt werden ſollten. 


Daß damit der Kl. einen Theil ſeiner Anſprüche aufgab, von 


denen er meinte, daß ſie ſofort fällig und durch Vollziehung 
des Arreſtes vollſtreckbar ſeien, iſt unbedenklich. Die Voraus- 
ſetzungen des § 405 Tit. 16 Thl. I des A. L. R. liegen alſo 
vor. Damit erledigt ſich auch das weitere Bedenken der 
Reviſion, daß in dem Schriftſtück ein Schuldgrund nicht an⸗ 
gegeben ſei. Deſſen bedurfte es nicht, da die Parteien damals 
wegen derſelben Forderung im Prozeß ſtanden, der durch den 
Abſchluß des Vergleichs erledigt werden ſollte. Ebenſowenig 
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kann mit der Reviſion eine Ungültigkeit des Vergleichs daraus 
hergeleitet werden, daß in letzterem die Höhe des Zinsfußes 
nicht ausdrücklich feſtgeſetzt und daß ein Anfangstermin für die 
Verzinſung in ihm nicht beſtimmt iſt. In beiden Beziehungen 
kommt es vielmehr darauf an, durch Auslegung des Vergleichs 
den Parteiwillen feſtzuſtellen. Dies iſt, was die Höhe des 
Zinsſatzes anlangt, bereits in den Vorinſtanzen geſchehen, und 
die Annahme, daß die Parteien eine 5 prozentige Verzinſung 
gemeint haben, iſt — abgeſehen von § 73 Tit. 4, 88 830, 
841 Tit. 11 Thl. J A. L. R. — umſoweniger zu beanſtanden, 
als Kl. auch im Prozeßwege 5 Prozent Zinſen verlangt hatte. 
Die Feſtſtellung des Anfangstages der Verzinſung iſt unter⸗ 
blieben, weil — wie der B. R. hervorhebt — Kl. einen hierauf 
bezüglichen Antrag nicht geſtellt hatte und die Vorſchrift in 
8 23 des E. E. G. einer Eintragungsbewilligung, in der 
hierüber eine Angabe fehlt, nicht jede Wirkung entziehe. 
Letzteres iſt vom R. G. wenigſtens bezüglich der in § 23 mit⸗ 
erwähnten Rückzahlungsbedingungen bereits anerkannt worden 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 14 S. 274). Im vorliegenden 
Falle kommt in Betracht, daß die Parteien einen Anfangstag 
der Verzinſung, der vor dem Abſchluß des Vergleichs, alſo vor 
dem 3. September 1896, liegt, nicht gemeint haben können, 
weil erſt an dieſem Tage die Bekl. ſich vergleichsweiſe ver⸗ 
pflichtet hat, und daß daher von einer völligen Unbeſtimmtheit 
der übernommenen Verpflichtung, wie ſie von der Bekl. be⸗ 
hauptet wird, nicht die Rede ſein kann. Dies reicht aus, um 
hinſichtlich der Zinsfrage eine genügende Umgrenzung der über⸗ 
nommenen Verpflichtung erkennen zu laſſen. Und wenn endlich 
die Reviſion bei dieſem Punkt ein Bedenken auch dagegen 
geltend macht, daß die Zinſen nach dem Urtheil II. J. erſt 
beim Tode der Bekl. fällig werden ſollen, ſo iſt auch dies 
unbegründet. Aus einer ſolchen Eintragung können allerdings 
— z. B. bei der Zwangsverſteigerung des verpfändeten Grund⸗ 
ſtücks — zweifelhafte Rechtsfragen entſtehen, ihre Zuläſſigkeit 
kann aber deshalb nicht beanſtandet werden. V. C. S. i. S. 
Elend c. Puplat vom 17. September 1898, Nr. 60 / 98 V. 
VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
41. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Was 
zunächſt den Hauptantrag der Kl. betrifft, fo beruht derſelbe 
auf dem von ihr erhobenen Anſpruch, während der Dauer 
des Cheſcheidungsprozeſſes die Zinſen ihres in die Ehe ein- 
gebrachten, ihr vorbehaltenen Kapitals erheben und zu ihrem 
Unterhalte verwenden zu dürfen. Bei dem Beſtreiten 
Seitens des Bekl. war dieſer Anſpruch von der Kl. glaubhaft 
zu machen. Nun ergiebt aber nach der Feſtſtellung des O. L. G. 
der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Chevertrag, daß die von 
der Kl. in die Ehe eingebrachten 62 500 Mark zwar ihr 
Sondergut bezw. ihr vorbehaltenes Vermögen im Sinne des 
Pr. A. L. R. ſind, daß aber die Zinſen verwendung und 
Zinſenverwaltung zu Zwecken der Ehe Sache des Bekl. 
iſt. Hiernach und da die Ehe zwiſchen den Parteien noch 
beſteht, der Ehevertrag aber für die güterrechtlichen Verhältniſſe 
zwiſchen den Eheleuten während der Dauer der Ehe maßgebend 
iſt, enthält die Annahme des O. L. G., daß die Kl. keinen 
Anſpruch auf die Verwaltung der Zinſen und deren Verwendung 
zu ihrem Unterhalte habe, keine Geſetzesverletzung. Wenn die 
Kl. in der Reviſionsſchrift auszuführen verſucht hat, daß jene 


Beſtimmung des Ehevertrages deshalb keine Bedeutung mehr 
haben könne, weil die Zinſen in Folge deſſen, daß ſie von dem 
Bekl. getrennt wohne und lebe, nicht mehr zu Zwecken der Ehe 
Verwendung finden könnten, ſo iſt dieſes allein ſchon aus dem 
Grunde nicht zutreffend, weil zu den Zwecken der Ehe auch 
die gegenſeitige Unterſtützungs⸗ und Alimentationspflicht der 
Eheleute gehört, dieſe Pflicht aber noch beſteht, wenn auch die 
Frau auf gerichtliche Anordnung hin während des Scheidungs⸗ 
prozeſſes von ihrem Ehemanne getrennt wohnt. Die Be⸗ 
hauptung der Kl., daß der Bekl. zu ihrem Unterhalte Nichts 
beitrage, und daß ſie zur Beſtreitung ihres Unterhalts lediglich 
auf die fraglichen Zinſen angewieſen ſei, vermag wohl einen 
Antrag auf Alimentation, nicht aber, wie die I. J. angenommen 
hat, die Zuſprechung des Hauptantrages zu rechtfertigen. Auch 
die Entſcheidung über den eventuellen Antrag der Kl. giebt 
keinen Grund für die Reviſion. Derſelbe bezweckt eine einſt⸗ 
weilige Verfügung nach Art. 268 c. c., § 584 C. P. O. und 
§ 16 3. 4 E. G. zur C. P. O. Nach der erſtbezogenen 
Geſetzesſtelle kann die Ehefrau während des Cheſcheidungs⸗ 
prozeſſes von ihrem Ehemanne eine dem Vermögen deſſelben 
angemeſſene Unterhaltsſumme fordern. Demgemäß hat auch 
das O. L. G. unter Abwägung der perſönlichen Verhältniſſe 
der Parteien und Berückſichtigung der Zinſen des von der Kl. 
eingebrachten Kapitals, — eigenes Vermögen des Bekl. war 
nicht behauptet worden, — die von dem Bekl. der Kl. zu 
gewährende Unterhaltsſumme auf 90 Mark monatlich ſeſtgeſetzt. 
Eine Geſetzesverletzung iſt hierbei nicht erſichtlich, auch von der 
Kl. nicht gerügt worden. Wenn die letztere ſich dadurch be⸗ 
ſchwert erachtet, daß die Unterhaltsſumme ihr nicht von dem 
Tage an, als ſie auf Anordnung des Gerichts die eheliche 
Wohnung verlaffen hat, ſoudern erſt von der Zuſtellung des 
Antrages auf einſtweilige Verfügung an zugeſprochen worden 
iſt, ſo kann ihr hierin nicht beigepflichtet werden. Denn im 
Allgemeinen kann eine Unterhalts ſumme ihrer Natur nach 
nicht für die Vergangenheit, ſondern nur für die Zukunft 
gefordert werden, auch hatte die Kl. keine beſonderen Gründe, 
namentlich kein Bedürfniß behauptet und glaubhaft gemacht, 
welches eine frühere Gewährung von Alimenten rechtfertigen 
könnte. II. C. S. i. S. Hänig c. Hänig vom 20. September 
1898, Nr. 223/98 II. 

42. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet werden. 
Das O. L. G. hat nicht verkannt, daß nach rheiniſchem Recht 
(Art. 1186 des B. G. B.) befriſtete Leiſtungen regelmäßig 
erſt nach Eintritt der Fälligkeit eingeklagt werden dürfen und 
daß dies im Allgemeinen auch für Unterhaltsforderungen gilt. 
Es hat aber angenommen, daß im vorliegenden Falle die Aus⸗ 
nahmevorſchrift von Art. 301 des B. G. B. zutreffe, nach der 
im Falle der Eheſcheidung der ſchuldige Ehegatte zur Zahlung 
einer Unterhaltsrente mit der Wirkung verurtheilt werden darf, 
daß das ergehende Urtheil auch bezüglich der ſpäter fällig ge 
wordenen Raten ohne Weiteres vollſtreckt werden kann. Dabei 
iſt das O. L. G. von der Auffaſſung ausgegangen, als der 
Bekl. die dem geſchiedenen Ehemann der Kl. durch das Che 
ſcheidungsurtheil auferlegte Verpflichtung zur Zahlung einer 
Unterhaltsrente als Selbſtſchuldner übernommen habe, ſel die 
Abſicht der Parteien dahin gegangen, daß der Bekl. ſich dem 
Klagerechte, wie es ſich aus der Natur der übernommenen 
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Schuld ergebe, unterwerfe. In der darauf geſtützten Annahme, 
daß der Bekl., ebenſo wie der Ehemann ſelbſt, zur Zahlung 
der noch nicht verfallenen Rentenraten verurtheilt werden dürfe, 
iſt eine Geſetzesverletzung nicht zu finden. Das O. L. G. hat 
ohne Rechtsirrthum angenommen, daß die Natur der über⸗ 
nommenen Verbindlichkeit maßgebend ſei und Art. 301 des 
B. G. B. auch in Anſehung eines Dritten durchgreife, der die 
Erfüllung der dem Ehemanne obliegenden Verpflichtung über- 
nommen habe. II. C. S. i. S. Weill c. Carbonelle vom 
20. September 1898, Nr. 146/98 II. 

43. Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Es handelt 
ſich um den Widerruf einer der Bekl. unter einer Auflage 
gemachten Schenkung auf Grund des Art. 953 C. . Das 
O. L. G. iſt zutreffend davon ausgegangen, daß auch bei der⸗ 
artigen belaſtenden Schenkungen der Art. 900 c. c. Anwendung 
findet. Wenn die Bekl. mit der Reviſion an erſter Stelle rügt, 
daß das O. L. G. dieſes Geſetz dadurch verletzt habe, daß es 
das Vorhandenſein einer unmöglichen Auflage verneint habe, 
obwohl es feſtgeſtellt habe, daß zur Zeit, als die Auflage habe 
erfüllt werden ſollen, dieſelbe für ſie nicht mehr ausführbar 
geweſen ſei, weil das Kloſter St. Johann in Baſel ungeachtet 
ihrer Bemühungen ſich geweigert habe, ihr eine Krankenſchweſter 
zu überlaſſen, jo ift dem nicht beizupflichten. Es kann dahin 
geſtellt bleiben, ob bei einer betagten Auflage für die Frage 
der Möglichkeit oder Unmöglichkeit ihrer Erfüllung der Zeitpunkt 
der Schenkung, oder wie die Bekl. annimmt, derjenige Zeit⸗ 
punkt maßgebend iſt, in welchem die Auflage zu erfüllen war. 
Denn die Anſicht des O. L. G., daß auch in dieſem letzteren 
Zeitpunkte eine Unmöglichkeit der Erfüllung im Sinne des 
Geſetzes nicht vorliege, iſt nicht rechtsirrig. Der Art. 900, 
wie ebenſo der Art. 1172 c. c. verſteht unter einer unmöglichen 
Bedingung eine ſolche, welche ihrer Natur nach, an und für 
ſich, objektiv unmöglich iſt. (Laurent 11 Nr. 436 und 437; 
Baudry⸗Lacantinerie, Donations 1 Nr. 117, Demolombe 18 
Nr. 223 u. A.). An ſich iſt aber die Auflage, eine Schweſter 
aus dem Kloſter St. Johann in Baſel für die Krankenpflege 
in der beklagten Gemeinde zu beſchaffen, nicht unmöglich; es 
iſt nicht behauptet, daß dieſes Kloſter nicht mehr beſteht, oder 
überhaupt die Krankenpflege nicht mehr durch Schweſtern aus⸗ 
übt. Die bloße Weigerung des Kloſters, der Bekl. eine 
Krankenſchweſter zu überlaſſen, macht die Erfüllung der Auflage 
objektiv nicht unmöglich, das Hinderniß kann jeden Augenblick 
durch Umänderung des Willens des Kloſters beſeitigt werden. 
Auch die weitere Ausführung der Rkl., daß die Bedingung 
ihrerſeits als erfüllt angeſehen werden müſſe, da ſie Alles 
gethan habe, um der Auflage nachzukommen, aber in unüber⸗ 
windlicher Weiſe durch den Willen des Kloſters, eines Dritten, 
von deſſen Einwilligung die Erfüllung abhängig ſei, an letzterer 
gehindert worden ſei, iſt nicht begründet. Wie bereits das 
B. G. hervorgehoben hat, kennt das franzöſiſche Recht einen 
Rechtsſatz in dieſer Allgemeinheit nicht. Vielmehr iſt auch in 
dieſer Beziehung vor Allem der Wille des Geſchenkgebers 
maßgebend. Nun hat aber das O. L. G. aus dem Wortlaute 
des Schenkungsaktes und aus dem nachherigen Verhalten der 
Schenkgeberin ſowie aus allen weiteren in Betracht kommenden 
Umſtänden thatſächlich und damit für die Reviſion unangreif⸗ 


bar feſtgeſtellt, daß es der Schenkgeberin keineswegs gleichgültig 


geweſen iſt, durch wen die Krankenpflege, wofür ſie die Schenkung 
gemacht hat, ausgeübt werde, daß ſie dieſelbe vielmehr nur 
in der von ihr angegebenen Art gewollt und für den Fall, daß 
dieſes nicht geſchehe, die Nichtigkeit der Schenkung verfügt habe. 
Wenn hieraus das O. L. G. entnommen hat, daß die Auflage 
durch Dasjenige, was die Bekl. geleiſtet haben will, nich! 
als erfüllt anzuſehen iſt, ſo kann auch hierin ein Rechts⸗ 


irrthum nicht geſehen werden. II. C. S. i. S. Gemeinde 


Neunkirchen c. Meyer vom 20. September 1898, Nr. 154/98 II. 
M. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
Nachtrag zu den Mittheilungen in Nr. 36/37 S. 321. 


1. 58 1, 3, 4 des Geſetzes zum Schutze von Gebrauchs⸗ 
muſtern vom 1. Juni 1891. 

Die Freiſprechung des Angeklagten ſtützt ſich auf die An⸗ 
nahme, daß der für die Nebenklägerin in die Gebrauchsmuſter⸗ 
rolle eingetragene Markirungsrahmen für Lawn⸗Tennisplätze dem 
Gebrauchszweck nicht durch eine neue Geſtaltung, Anordnung 
oder Vorrichtung diene. Die Strafkammer verneint alſo das 
Vorhandenſein der Vorausſetzung, an die der $ 4 des Geſetzes 
zum Schutze von Gebrauchsmuſtern vom 1. Juni 1891 die 
Wirkung der Eintragung knüpft, indem er nicht blos eine for- 
melle Eintragung gemäß § 3 fordert, ſondern das Vorhanden⸗ 
ſein eines Gebrauchsmuſters in Sinne des § 1, alſo ein mit 
den dort angegebenen Eigenſchaften ausgeſtattetes Muſter. Dieſer 
Grund rechtfertigt die abgegebene Entſcheidung. Die gegen ihn 
von der Reviſion erhobenen Einwendungen gehen fehl. In 
Uebereinſtimmung mit dem Reviſionsurtheil geht die Straf⸗ 
kammer davon aus, daß die Herſtellung eines bekannten Gebrauchs- 
gegenſtandes aus einem bisher dafür nicht verwendeten Stoffe 
eine Neuerung im Sinne des § 1 nicht iſt. Ebenſo iſt es 
richtig, daß die Verwendung eines bekannten Gegenſtandes für 
einen neuen Gebrauchszweck nicht ſchutzfähig iſt. Denn beim 
Gebrauchsmuſterſchutz wird nicht ein Erfindergedanke geſchützt, 
ſondern die konkrete, äußere Form des Modells. Iſt dieſe nicht 
oder nicht erheblich verändert und liegt nur eine neue Art der 
Verwendung des Gegenſtandes vor, ſo iſt nicht ein neues Gebrauchs⸗ 
muſter, ſondern ein neues Verfahren vorhanden, das nach dem 
Geſetz vom 1. Juni 1891 nicht ſchutzfähig iſt. Hiernach erlangte 
die Nebenklägerin nicht dadurch Anſpruch auf den Schutz dieſes 
Geſetzes, daß ſie zuerſt die Markirungsrahmen aus Cement, ſtatt 
aus Holz herſtellte, noch dadurch, daß ſie Cementſteine von einer 
bekannten Form für die Markirungsrahmen verwendete, für 
deren Herſtellung ſie bis dahin noch nicht gebraucht waren. 
Die Strafkammer prüft darum mit Recht, ob die Form der 
Steine, aus denen der Markirungsrahmen ſich zuſammenſetzt, 
als eine ſchutzfähige Neuerung anzuſehen iſt. Dies hätte auf 
die Frage weiſen können, ob etwa der einzelne Stein, nicht der 
Rahmen als Ganzes, der in Betracht kommende Gebrauchs- 
gegenſtand ſei und das hätte dann wieder zu dem Bedenken 
führen können, ob nach der Lage des Falles der Markirungs⸗ 
rahmen als das ſchutzfähige Muſter anzuſehen ſei. Allein dieſe 
Frage kann unerörtert bleiben, da das Landgericht feſtgeſtellt 
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hat, daß bei den von der Nebenklägerin verwendeten Rahmen⸗ 
ſteinen auch die Form nicht neu geweſen iſt, da ſchon vor 1892 
die Zuſammenfügung von Steinen durch Nute und Stoß im 
Baugewerbe in den verſchiedenſten Formen üblich geweſen, ſogar 
die Zuſammenſetzung ſo geformter Steine zu Rahmen in 
Frankfurt a. M. vorgekommen iſt. Dieſe Feſtſtellung gründet 
ſich auf die Würdigung des erhobenen Beweiſes und iſt in der 
Reviſionsinſtanz nicht angreifbar. Die Behauptung der Reviſton, 
die Steine hätten mit Rückſicht auf den neuen Gebrauchszweck 
eine neue, mehr längliche und dünne Geſtalt erhalten, iſt ein 
nicht beachtlicher Widerſpruch gegen die getroffene Feſtſtellung. 
Das Gleiche gilt von der Berufung auf den Inhalt des H.'ſchen 
Gutachtens. Wenn dieſes in den Urtheilsgründen nicht beſonders 
erörtert wird, ſo iſt das ein formeller Mangel des Urtheils 
nicht, weil der § 266 der Strafprozeßordnung für freiſprechende 
Urtheile nur vorſchreibt, daß ſie angeben, ob der Angeklagte 
nicht für überführt oder ſeine That nicht für ſtrafbar erachtet 
iſt und in letzterem Falle, aus welchem Grunde. Dieſer Grund 
iſt hier angegeben: der Eintragung iſt die Wirkung verſagt, 
weil das Muſter nicht neu geweſen iſt. Urth. des I. Sen. vom 
10. März 1898. 486. 98. 

2. § 7 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes vom 27. Mai 1896. 

Wie die Strafkammer feſtſtellt, hat Angeklagter durch ſeine 
Anzeige bei der Polizeibehörde wider beſſeres Wiſſen über das 
Erwerbsgeſchäft und über die Waaren des Nebenklägers 8. 
unwahre Behauptungen thatfächliher Art aufgeſtellt, welche 
geeignet waren, den Betrieb des Geſchäfts zu ſchädigen. An⸗ 
geklagter iſt dieſerhalb aus § 7 des citirten Geſetzes zu Strafe 
verurtheilt. Die Ausführung der von dem Angeklagten ein- 
gelegten Reviſion, daß eine Anzeige bei der Polizei „an ſich“ 
nicht unter den § 7 eit. falle, findet in dem Wortlaute dieſer 
Vorſchrift keinen Anhalt. Aus der Ausführung der Motive zu 
§ 7 a. a. O., welche in den ſpäteren Stadien der legislativen 
Behandlung, insbeſondere nach Inhalt des Kommiſſionsberichts 
S. 18, nicht beanſtandet worden iſt, ergiebt ſich, daß die 
Strafbeſtimmung des § 7 a. a. O. auf eine vom Geſetzgeber 
beabſichtigte Erweiterung des im § 187 des Str. G. B. 
vorgeſehenen Thatbeſtandes zurückzuführen iſt. Es erſcheint 
hiernach nur konſequent, daß der in § 6 des Geſetzes bei 
Regelung der Entſchädigungspflicht erheiſchte Zweck des Wett⸗ 
bewerbes in § 7 nicht verlangt iſt. Muß deshalb davon aus- 
gegangen werden, daß für die Anwendung des § 7 der Zweck 
der Handlung ohne grundſätzliche Bedeutung iſt, ſo kann es 
rechtlich keinen Unterſchied machen, ob die falſche Behauptung 
innerhalb oder außerhalb des geſchäftlichen Verkehrs aufgeſtellt 
und an wen dieſelbe gerichtet iſt. Der Thatbeſtand konnte 
mithin auch in einer Anzeige an die zur Unterſuchung der 
Waare zuſtändige Behörde gefunden werden. Andererſeits iſt 
zu beachten, daß das in § 7 normirte Sonderdelikt, deſſen 
ſtrafrechtliche Verfolgung und Ahndung in den §§ 12, 13, 14, 16 
deſſelben Geſetzes zum Gegenſtande mehrfacher Spezialvorſchriften 
gemacht iſt, bloß um deswillen, weil der legislative Grund der 
Strafbeſtimmung in einer für nöthig befundenen Erweiterung 
des § 187 des Str. G. B. gegeben iſt, nicht als „Beleidigung“ 
in dem techniſchen Sinne des Str. G. B. Thl. II Abſchnitt 14 
aufgefaßt werden kann. Die hieraus ſich ergebende Folge, daß 


eine Heranziehung des § 193 des Str. G. B. im Falle des 
§ 7 rechtsgrundſätzlich ausgeſchloſſen iſt, wird dadurch beftätigt, 
daß § 6 Abſatz 2, wonach die Entſchädigungspflicht; aus § 6 
Abſatz 1 nicht eintritt, wenn der Mittheilende oder der Empfänger 
der Mittheilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat, in den 
§ 7 nicht aufgenommen iſt. Auch von dieſem Geſichtspunkte 
aus konnte der Umſtand, daß die Behauptung in einer der 
Polizei gemachten Anzeige enthalten war, der Strafbarkeit aus 
§7 nicht entgegenſtehen, ohne daß es eines Ausſpruchs darüber 
bedurfte, daß und weshalb die Anzeige als eine zur Wahr⸗ 
nehmung eines berechtigten Intereſſes gemachte Aeußerung nicht 
anzuſehen war. Von dem erſten Richter iſt in der Anzeige das 
„Aufſtellen einer unwahren Behauptung“ gefunden worden, 
während die Reviſion ausführt, daß nur ein „Verbreiten“ in 
Frage komme, ein ſolches aber nur da anzunehmen ſei, wo die 
Mittheilung an einen größeren Perſonenkreis gerichtet ſei. 
Richtig iſt, daß nach dem Sprachgebrauche des Geſetzgebers 
(vergl. 88 131, 186, 187 des Str. G. B.) das Aufſtellen 
einer Behauptung regelmäßig eine als Ausdruck eigenen Willens 
ſich darbietende Erklärung erheiſcht, während das Verbreiten als 
Weitergabe der von einem Anderen erhaltenen Mittheilung ſich 
darſtellt. Der Strafkammer konnte deshalb nicht darin bei⸗ 
geſtimmt werden, daß die in der Anzeige enthaltene Einſchränkung 
„wie ich erfahren habe“ für die Frage, ob Angeklagter die 
Behauptung aufgeſtellt habe, rechtsgrundſätzlich ohne Bedeutung 
jet. Andererſeits kam in Betracht, daß in der Satzverbindung 


des § 7 das Verbreiten jede auch vertrauliche Mittheilung um⸗ 


faßt, mithin nicht durch die Abſicht bedingt iſt, die Mittheilung 
an weitere Kreiſe gelangen zu laſſen; in dieſer Hinſicht mußte 
alles, was das Reichsgericht nach Inhalt der Entſcheidungen in 
Strafſachen Bd. 30 S. 225 zu $ 186 des Str. G. B. aus⸗ 
geſprochen hat, für die Auslegung des § 7 umſomehr zutreffen, 
als an dieſer Stelle, während die §§ 131, 186, 187 des 
Str. G. G. das Behaupten oder Verbreiten von Thatſachen 
nebeneinander ſtellen, dem Aufſtellen das Verbreiten der Be⸗ 
hauptung gleichgeachtet und damit ſchärfer noch als in den 
angeführten Paragraphen des Strafgeſetzbuchs zum Ausdruck 
gebracht, daß es für die Handhabung des Geſetzes keinen Unter⸗ 
ſchied macht, ob die Angabe, deren Unwahrheit dem Erklärenden 
bewußt war, als Ausdruck eigenen Wiſſens oder empfangener 
Mittheilung in die Erſcheinung tritt. Mußte hiernach der von 
der Reviſion betonten Unterſcheidung zwiſchen dem Aufſtellen 


‚und Verbreiten auf der Unterlage der getroffenen Feſtſtellungen 


eine rechtliche Tragweite bei Entſcheidung des vorliegenden Falls 
abgeſprochen werden, ſo bedarf es keines weiteren Hinweiſes 
darauf, daß für die Frage, ob ein Aufſtellen oder Verbreiten 


vorliegt, nicht lediglich die der Erklärung gegebene Einkleidung 


entſcheidend iſt und von dieſem Geſichtspunkte aus unter den 
Umſtänden des Falles, in welchem Angeklagter ſelbſt die Waare 
unterſucht und hierdurch die Unwahrheit der ſpäteren Behauptung 
in Erfahrung gebracht hat, für den erſten Richter die Möglichkeit 
einer Feſtſtellung dahin, daß Angeklagter die Behauptung auf- 
geſtellt habe, trotz des einſchränkenden Zuſatzes gegeben war. 
Ohne Rechtsirrthum iſt von der Strafkammer in der Anzeige 
eine Behauptung thatſächlicher Art über das Erwerbsgeſchäft 
und über die Waaren des Nebenklägers gefunden worden. Die 
Reviſion irrt, wenn fie eine bloße Kritik für vorliegend erachtet: 
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In der Angabe, daß die Eier — nicht, wie die Reviſion es 
darſtellt, ein Theil der Eier — verdorben ſeien, war die Be⸗ 
hauptung eines konkreten Vorgangs und mithin einer Thatſache 
enthalten. Daß es ſich um Waaren des Nebenklägers gehandelt 
hat, konnte, wenngleich Artikel 342 Abſatz 2 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs unzutreffend citirt iſt, von der Strafkammer ſchon daraus 
gefolgert werden, daß 8. die Eier für fein Geſchäft gekauft 


hatte und es daneben im Zuſammenhange des § 7 a. a. O. 


darauf, ob das Eigenthum auf den S. bereits übergegangen 
war, nicht weiter ankam. Soweit aber die Beziehung auf das 
Erwerbsgeſchäft des Nebenklägers in Frage kam, konnten nicht 
bloß Behauptungen, welche ſich auf das Geſchäftsunternehmen 
in ſeiner Totalität bezogen, ſondern auch ſolche, welche ein 
einzelnes Geſchäftsvorkommniß betrafen, dem § 7 unterſtellt 
werden. Es liegt in der Natur des Erwerbsgeſchäfts und wird 
durch die in den Motiven aufgeführten Beiſpiele beſtätigt, daß 
jeder Vorgang im Geſchäft je nach feiner Bedeutung zum 
Gegenſtand einer das Erwerbsgeſchäft herabwürdigenden 
Aeußerung gemacht werden kann, mithin der Schutz des Geſetzes 
auch gegenüber wahrheitswidrigen Angaben, welche einen ſpeziellen 
Geſchäftsvorgang behaupten, rechtsgrundſätzlich nicht auszu⸗ 
ſchließen iſt. Die Feſtſtellung der Vorinſtanz, wonach die Be⸗ 
hauptung geeignet war, den Geſchäftsbetrieb des Nebenklägers 
zu ſchädigen, iſt darauf geſtützt, daß die angezeigte, das Geſchäft 
als unreell charakteriſirende Thatſache, wenn ſie im Kundenkreiſe 
des Nebenklägers bekannt geworden wäre, eine Verminderung der 
Kunden zur Folge gehabt haben würde. Die Reviſion macht 
auch hier geltend, daß durch die Art der Behauptung, ſpeziell 
durch deren Adreſſirung an die Behörde, die Kaufalität der 
Anzeige für eine etwaige Geſchäftsſchädigung ausgeſchloſſen ge- 
weſen ſei. Das Geſetz verlangt nicht, daß die Behauptung eine 
Schädigung zur Folge gehabt hat. Es genügt, daß die Be— 
hauptung geeignet war, eine ſolche herbeizuführen. Bei Ent- 
ſcheidung hierüber durfte die Möglichkeit einer Bekanntwerdung 
im Kundenkreiſe des Nebenklägers, zumal unter den Umſtänden 
des vorliegenden Falls, nicht unbeachtet bleiben. Zu Bedenken 
könnte bei dieſem Punkte nur Veranlaſſung geben, daß das 
Vergehen gegen § 7 als doloſes Delikt ein den Erforderniſſen 
des objektiven Thatbeſtandes überall entſprechendes Bewußtſein 
verlangt, die Strafbarkeit mithin durch das Bewußtſein des 
Thäters bedingt iſt, daß die Behauptung geeignet iſt, den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb eines anderen zu ſchädigen. Zu einem beſonderen 
Ausſpruche hierüber war indeß der erſte Richter nach dem, was 
der Angeklagte laut Protokoll und Urtheil zu feiner Ver⸗ 
theidigung in erſter Inſtanz geltend gemacht hatte, prozeſſual 
nicht veranlaßt, während der Umſtand, daß die Handlung vom 
erſten Richter als gemeingefährliche Aeußerung des Konkurrenz⸗ 
neides und der niedrigen Geſinnung bezeichnet wird, für die 
Annahme keinen Anhalt bietet, daß die Strafkammer fich über 
das Erforderniß des fraglichen Bewußtſeins in einem Rechts⸗ 
irrthum befunden haben könne. Die Reviſion iſt hiernach ver⸗ 
worfen. Urth. des II. Sen. vom 8. März 1898. 359. 98. 
| | Schulze. 


Perſonal⸗Verändernngen. 
| Zulaſſungen. | 


Rechtspraktikant Dr. Wilhelm Gewalli g. beim Landgericht 
Landshut; — Rechtsanwalt Dr. Paul Richard Otto Funke 
beim Amtsgericht und beim Landgericht Chemnitz ſowie bei 


der Kammer für Handelsſachen Annaberg; — Rechtsanwalt 


Hermann Koechling beim Landgericht Bochum; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Leopold Dammert beim Amtsgericht Pforzheim; 
— Rechtspraktikant Karl Pramberger beim Amtsgericht 
Waſſerburg; — Rechtsanwalt Rudolf Schererz beim Land— 
gericht und beim Amtsgericht Halberſtadt; — Rechtspraktikant 
Simon Schattenfels beim Landgericht Aſchaffenburg; — 
Rechtsanwälte Dr. Karl Roſenwald, Karl Rupprecht beim 
Landgericht Bamberg; — Rechtspraktikant Franz Leiß beim 


Amtsgericht Mühldorf; — Rechtsanwalt Wilhelm Valentin. 


Franz beim Amtsgericht Uffenheim; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. jur. Hugo Brinkmann beim Amtsgericht Gütersloh; — 
Rechtsanwalt Peter Bauer beim Landgericht München I; — 
Rechtsanwalt Karl Hauſer beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Ernſt Adolf Peiſel beim Landgericht Bautzen; — 
Rechtsanwalt Dr. Albert Vogts beim Amtsgericht Zeitz; — 
Rechtsanwalt Dr. Rubenſohn beim Amtsgericht Rybnik; — 
Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Hermann Cohn beim Landgericht 
Deſſau; — Gerichtsaſſeſſor Kehren beim Amtsgericht Düſſeldorf; 
— Rechtsanwalt Johann Georg Flemiſch beim Amtsgericht 
Mindelheim; — Gerichtsaſſeſſor Alexander Gärtner beim 
Landgericht Osnabrück; — Rechtsanwalt Dr. Leopold Dammert 
beim Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwälte Hugo Caro, 
Adolf Rothenburg II, Paul Felix Viktor Fiſcher, Karl 
Roettgen beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Dr. jur. 
Ernſt Auguſt Heinemann beim Landgericht und beim Amts- 
gericht Bremen, bei der Kammer für Handelsſachen Bremer- 
haven und beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; 
— Rechtsanwalt Dr. Max Paul Hermann Schröder beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — Rechtsanwalt 
Dr. Max Andreas Blunck beim Hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
gericht, beim Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; 
— Gerichtsaſſeſſor Wilhelm Kehren beim Landgericht Düſſel⸗ 
dorf; — Rechtsanwalt Franz Marſchall beim Landgericht 
München II; — Rechtspraktikant Johann Förtſch beim Amts⸗ 
gericht Kronach; — Rechtsanwalt Franz Neukum beim Amts⸗ 
gericht Pforzheim; — Rechtsanwalt Dr. jur. Hermann Cohn 
beim Amtsgericht Deſſau; — Rechtsanwalt Eduard Metzger 
beim Amtsgericht Lahr und beim Landgericht Offenburg; — 
Rechtsanwalt Max Frank beim Landgericht Hannover; — 
Referendar Dr. Erich Kleinſchmidt beim Amtsgericht Heidel⸗ 
berg und beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt 
Dr. Hugo Baur beim Landgericht Konſtanz; — Rechtsanwalt 
Sommer beim Amtsgericht Polzin; — Rechtsanwalt Dr. Felix 
Bondi beim Oberlandesgericht Dresden; — Rechtsanwalt Erich 
Hoffmann beim Landgericht I Berlin; — Referendar Camill 
Maria Auguſt Schauffler beim Landgericht Zabern; — Referendar 
Eduard Metzger beim Landgericht Offenburg; — Rechts- 
anwalt Dr. Friedrich Müller beim Landgericht Karlsruhe; — 
Rechtsanwalt Alfred Schultz beim Amtsgericht Schönlanke; — 
Rechtsanwalt Koeber beim Amtsgericht Eberswalde; — Rechts⸗ 
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anwalt Dr. Erich Kleinſchmidt beim Landgericht Mannheim; — 
Rechtsanwalt Edmund Bode beim Amtsgericht Emden; — 
Rechtsanwalt Albert Richter beim Amtsgericht Genthin; — 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Jakob Aſcher beim Amtsgericht und beim 
Landgericht Deſſau; — Rechtsanwalt Louis Hein beim Amts⸗ 
gericht Naugard; — Rechtsanwalt Ernſt Adolf Peiſel bei der 
Kammer für Handelsſachen Zittau und beim Amtsgericht Biſchofs⸗ 
werda; — Rechtsanwalt Joſef Schwab beim Amtsgericht 
Pegnitz; — Rechtsanwalt Rudolf Maier beim Amtsgericht 
Oſterhofen; — Rechtspraktikant Anton Deigendeſch beim 
Amtsgericht Sonthofen; — Rechtsanwalt Max Dresdner 
beim Amtsgericht Sonnenburg; — Gerichtsaſſeſſor Fritz Gott⸗ 
ſchalk beim Amtsgericht Bernburg; — Rechtsanwalt Gu der beim 
Amtsgericht Charlottenburg; — Rechtsanwalt Dr. jur. Adolf 
Rothſchild beim Amtsgericht Ilmenau und beim Landgericht 
Eiſenach; — Rechtspraktikant Friedrich Wilhelm Schmidt beim 
Amtsgericht Lichtenfels; — Gerichtsaſſeſſor Weddige beim 
Amtsgericht Sinzig; — Rechtsanwalt Breuer beim Landgericht 
Bonn; — Rechtspraktikant Joſef Dütſch beim Amtsgericht 
Pottenſtein; — Rechtsanwalt Richard Brieger beim Amts- 
gericht II Berlin; Rechtsanwalt Ottomar Küſpert beim 
Amtsgericht Naila; — Referendar Karl Schrader beim Land⸗ 
gericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Jungmann beim 
Landgericht Oppeln; — Gerichtsaſſeſſor Eugen Müller beim 
Landgericht Koblenz; — Rechtsanwalt Hermann Warncke 
beim Amtsgericht und beim Landgericht Malchin i. Mecklbg.; — 
Rechtsanwalt Waſſerfall beim Kaiſerlichen Gericht Windhoek; 
— Rechtsanwalt Eugen Hertzberg beim Amtsgericht Alden⸗ 
hoven; — Rechtsanwalt Joſef Rath beim Amtsgericht Hollfeld; 
— Rechtsanwalt Max Lau beim Amtsgericht Lübben i./ L.; — 
Rechtsanwalt Schnopp beim Landgericht Ravensburg; — 
Rechtsanwalt Dr. phil. Joſef Schmid beim Landgericht Ulm; 
— Rechtspraktikant Dr. Paul Tuchmann beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Dr. Heinrich Müller beim 
Amtsgericht Heidelberg und beim Landgericht Mannheim; — 
Rechtsanwalt Karl Frank beim Amtsgericht Ludwigshafen a. / Rh.; 
— Rechtsanwalt Johannes Hermann beim Landgericht Mem⸗ 
mingen; — Rechtsanwalt Dr. Reinhardt beim Landgericht 
Straßburg i. C.; — Rechtsanwalt Georg Brückner beim 
Landgericht Bamberg; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Feodor Marcus 
beim Landgericht Deſſau; — Rechtsanwalt Dr. Johann Chriſtian 
Eduard Heinichen beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim 
Land⸗ und Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. Joſef 
Gallinger beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Kurt 
v. Ponickau beim Oberlandesgericht Frankfurt a. / M.; — 
Rechtsanwalt Friedrich Engiſch beim Landgericht Gießen; — 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Otto Mittelsdorf beim Landgericht 
Gotha; — Rechtsanwalt Karl Bender beim Landgericht Karls⸗ 
ruhe; — Garniſonauditeur a. D. Hermann Fiſcher beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Königsberg i. Pr.; — Rechts⸗ 
anwälte Heinrich Müller, Hermann Künzig beim Landgericht 
Mannheim; — Juſtizrath Huchzermeyer beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Bielefeld; — Rechtsanwalt Dr. jur. Feodor 
Marcus beim Amtsgericht Deſſau; — Rechtsanwalt Johannes 
Menzen beim Landgericht Bonn; — Rechtsanwalt Georg Bick 
beim Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt Dr. jur. Auguſt 
Borchers beim Oberlandesgericht Celle; — Rechtsanwalt 


Julius Schröer beim Landgericht Erfurt; — Rechtsanwalt 
Hugo Fabry beim Amtsgericht Oberhauſen; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Wilhelm Bernbeck beim Amtsgericht Friedberg; — 
Gerichtsaſſeſſor a. D. Dr. Möltgen beim Landgericht Köln; 
— Rechtsanwalt Wilhelm Naedelin beim Landgericht Stutt- 
gart; — Rechtsanwalt Karl Siebert beim Landgericht 
Waldshut; — Rechtsanwalt Dr. Richard Oskar Großke 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechts- 
anwalt Franz Wiesmann beim Amtsgericht Recklinghauſen; 
— Rechtsanwalt Hans Leicht beim Amtsgericht Amberg; — 
Rechtsanwalt Dr. Auguſt Otto Forkel beim Landgericht und 
beim Amtsgericht Freiberg; — Rechtspraktikant Theodor Dorf⸗ 
müller beim Amtsgericht Pfaffenhofen; — Rechtsanwälte Emil 
Salomon, Rudolf Schumacher, Merleker beim Land— 
gericht II Berlin. 


Löſchungen. 

Rechtsanwälte Dr. jur. Chriſtian Georg Abegg, Theodor 
Michael Hogrefe, Dr. jur. Albert Georg Schumacher, 
Carl Guſtav Auguſt Hobelmann, Hermann Steengrafe, 
Dr. jur. Guſtav Friedrich Meier beim Amtsgericht Bremen; 
— Rechtsanwalt Holtmann beim Amtsgericht Steinheim; — 
Rechtsanwalt Andreas Drexel beim Amtsgericht Füſſen; — 
Rechtsanwalt Alois Neuhofer beim Amtsgericht Simbach; 
— Rechtsanwalt Binder beim Oberlandesgericht Stuttgart; 
— Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Mahr beim Landgericht 
Darmſtadt; — Rechtsanwalt Otto Laudenbach beim Amts- 
gericht Kitzingen; — Rechtsanwalt Stahn beim Amtsgericht 
Glückſtadt; — Rechtsanwalt Karl Kreutzer beim Amtsgericht 
Uffenheim; — Juſtizrath Huchzermeier beim Oberlandesgericht 
Hamm; — Rechtsanwalt Joſef Pritzl beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Haug beim Landgericht Ulm; — 
Juſtizrath Karl Philipp Scholler beim Landgericht Landau; — 
Rechtsanwalt Adolf Rothenberg beim Landgericht Schneide⸗ 
mühl; — Rechtsanwalt Georg Treeger beim Amtsgericht 
Sprottau; — Rechtsanwalt Dr. jur. Schmieder beim Land⸗ 
gericht Frankfurt a. / M.; — Juſtizrath Leufgen beim Landgericht 
Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Schultz beim Amtsgericht Lage; — 
Rechtsanwalt Julius Rexroth beim Landgericht Aſchaffenburg; 
— Rechtsanwalt Emil Lutz beim Amtsgericht Immenſtadt; — 
Rechtsanwalt Dr. Rubenſohn beim Amtsgericht Grätz; — 
Rechtsanwalt Karl Köll beim Landgericht Paſſau; — Rechts- 
anwalt Peter Bauer beim Amtsgericht Haßfurt; — Rechts⸗ 
anwalt Franz Breuer beim Amtsgericht Königswinter; — 
Rechtsanwalt Karl Herold beim Landgericht Traunſtein; — 
Rechtsanwalt Joſef Schieſtl beim Landgericht Neuburg a. D.; 
— Rechtsanwalt Polch beim Amtsgericht Zell a. d. Moſel; — 
Rechtsanwalt Schultz beim Landgericht Dresden; — Rechts⸗ 
anwalt Karl Heinrich Gud er beim Amtsgericht Fürftenberg a./O.; 
— Rechtsanwalt Großmann beim Landgericht Straßburg; — 
Rechtsanwalt Roſenberger beim Landgericht Würzburg; — 
Rechtsanwalt Dr. Albert Vogts beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Dr. Felix Bondi beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Adolf Sommer beim 
Amtsgericht Regenwalde; — Rechtsanwalt Otto Gutjahr beim 
Amtsgericht Erfurt; — Rechtsanwalt Friedrich Güllich beim 
Amtsgericht Amberg; — Rechtsanwalt Karl Pramberger 
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beim Amtsgericht Waſſerburg; — Rechtsanwalt Fleiſcher 
beim Landgericht Hanau; — Rechtsanwalt Otto Koeber beim 
Amtsgericht Kalau; — Rechtsanwalt Albert Leſer beim Land⸗ 
gericht Memmingen; — Rechtsanwalt Georg Waſſerfall beim 
Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Bode beim Landgericht 
Lüneburg; — Rechtsanwälte Dr. Horſt, Guſtav Benedikt 
Ackermann beim Amtsgericht Reichenbach und beim Landgericht 
Plauen; — Rechtsanwalt Ernſt Weber beim Landgericht 
Augsburg; — Rechtsanwalt Adolf Albert Ernſt Morgen beim 
Amtsgericht Zeitz; — Rechtsanwalt Karl Kaeppel beim Land⸗ 
gericht München 1; — Rechtsanwalt Richard Ludwig beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Georg Meikel beim 
Landgericht München I; — Rechtsanwalt Dr. Johann Küfner 
beim Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Jungmann 
beim Amtsgericht Lublinitz; — Juſtizrath Dr. jur. Ernſt Karl 
Friedrich Ortloff beim Landgericht Meiningen; — Rechtsanwalt 
Alfred Bräunig beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt 
Fritz Söllner beim Landgericht Traunſtein; — Juſtizrath 
Balduin Korpulus beim Landgericht Breslau; — Rechts⸗ 
anwalt Kraus beim Landgericht Hanau; — Rechtsanwalt 
Schröer beim Amtsgericht Oberhauſen; — Juſtizrath Martin 
Wagner beim Landgericht Metz; — Rechtsanwalt Salomon 
beim Amtsgericht Grimmen; — Rechtsanwälte Dr. Chriſtian 
Theodor Erdmann Kirger, Johannes Berghofer-Dalmann 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Menzen beim Amts- 
gericht Hennef; Rechtsanwalt Kurt Buſſe beim Landgericht J 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Carl Franz Otto Welzel beim 
Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Georg Merleker beim 
Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Karl Bender beim 
Amtsgericht Baden; — Juſtizrath Keſſels beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Elberfeld; — Rechtsanwälte Dr. Hermann 
Eduard Hartwigk, Dr. Johannes Theodor Behn beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Iſidor Werner beim 
Amtsgericht Jarotſchin; — Rechtsanwalt Kosmas Stangl 


beim Amtsgericht Lichtenfels. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Arnheim 
in Königsberg i. Pr.; — Rechtsanwalt Nürnberg in Liſſa i. P.; 
— Rechtsanwalt Wa werſig in Glogau; — Rechtsanwalt Leiſt 
in Magdeburg; — Rechtsanwalt Winkler in Weißenſee; — 
Rechtsanwalt Roſe in Harburg; — Rechtsanwalt Heermann 
in Rinteln; — Rechtsanwalt Gerlach in Kaukehmen; — 
Rechtsanwalt Rau in Königsberg i. Pr. 


Todesfälle. 


Rechtsanwalt Dr. Franz Günsburg in Dahme; — 
Juſtizrath Friedrich Rautenberg in Hannover; — Rechts- 
anwalt Dr. Ernſt Julius Theodor in Leipzig; — Juſtizrath 
Dr. jur. Karl Otto Ernſt Heimbach in Meiningen; — 
Rechtsanwalt Karl Kammer in Ansbach; — Juſtizrath Mayer J 
in Aachen; — Rechtsanwalt Hans Arneth in Waſſerburg; — 
Rechtsanwalt Friedrich Wilhelm Böſche in Leer; — Juſtizrath 
Auguſt Geck in Hagen i. W.; — Rechtsanwalt Dr. Arndt 
in Liegnitz; — Rechtsanwalt Iſidor Jordan in Stuttgart. 


Ich ſuche einen zuverläſſigen und erfahrenen Büreauvorſteher 
zu ſofort oder bis zum 1. Januar 1899. 
Rechtsanwalt und Notar Wegener, 
Grabow a. O.— Stettin. 


Suche einen in den Büreaugeſchäften für Notariat und Anwalts⸗ 
praxis erfahrenen, zuverläffigen, kautionsfähigen Büreauvorſteher; 
erbitte Meldungen mit Angabe der Gehaltsanſprüche und Zeugniß⸗ 
abſchriften. Rechtsanwalt Steffeck, Zoſſen. 

Einen jüngeren Büreauvorſteher ſucht 

Rechtsanwalt Dr. Vomme, Halberſtadt. 


„ Geſucht zu ſofort ein gewandter Regiſtrator für ein 
größeres Anwaltsbüreau. Schriftliche Offerten erbeten an 
Dr. jur. Pleſſing, Arthur ie Dr. jur. von Brocken, 
ü beck. 


Für ein kleines Anwalts⸗Büreau wird ein in Prozeß- und 
Notariatsſachen erfahrener Büreaugehülfe geſucht. Baldiger 
Antritt erwünſcht. Offerten unter Angabe des Alters und der Gehalts⸗ 
anſprüche ſind zu richten an Rechtsanwalt Herrmann, Aken a. Elbe. 


Büreauvorſteher, 
in den Büreaugeſchäften für Notariat und Anwaltspraxis vollſtändig 
erfahren und zuverläſſig, wird geſucht von einem Anwalt und Notar 
für eine größere Stadt Schleſiens. Antritt zum 1. November. Offerten 
mit einfacher Abſchrift der Zeugniſſe erbeten an die Expedition dieſes 
Blattes, Berlin S. 14, unter J. A. 389. 

Rechtsanwalt beim Landgericht in einer Mittelſtadt, ſucht 
einen juriſtiſch gebildeten Hülfsarbeiter (Landrechtler) zum moͤglichſt 
baldigen Antritt. Offerten unter BB. G. 438 an die Jur. Wochen⸗ 
ſchrift, Berlin 8. 14, zu richten. 


Rechtsanwalt beim Amtegericht in einer Provinzialſtadt ſucht eine 
jüngere Kraft als Hülfsarbeiter und zwecks ſpäterer Aſſociation. 
Baldiger Antritt erwünſcht. Offerten unter P. K. 467 an die 
Expedition dieſer Zeitung in Berlin 8. 14. 


Büreauvorſteher, welcher des Polniſchen mächtig iſt, wird 
zum 1. Januar ev. 1. April 1899 geſucht. 

Offerten mit e und Angabe der Gehaltsanſprüche 
find unter A. S. 489 an die Expedition dieſer Zeitung, Berlin S. 14, 
zu richten. 

Auf ein Anwaltsbüreau in Stuttgart wird zu möglichſt baldigem 
Eintritt ein nach preußiſchem Muſter ausgebildeter Büreauvorſteher 
(Stenograph) geſucht; Bewerber aus Mitteldeutſchland bevorzugt. 

Anträge mit Zeugnißabſchriften, Lebenslauf und Gehalts— 
anſprüchen erbeten an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14, 
unter K. K. 469. 


Für das Büreau eines Rechtsanwalts und Notars in einer 
größeren Stadt in der Nähe Berlins wird ein Gehülfe geſucht, 
welcher durchaus ſelbſtändig das Notariat bearbeiten kann und die 


Koſtengeſetze kennen muß. 
Angebote mit Gehaltsanſprüchen unter A. 415 befördert die 


Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Ein Büreaugehülfe, welcher im Stande iſt, gute 
Informationen aufzunehmen, einfache Verträge zu entwerfen 
und Gebührenrechnungen aufzuſtellen, wird von einem Rechts- 
anwalt in Görlitz zum baldigen Antritt geſucht. Offerten mit 


Lebenslanf und Angabe über Gehaltsanſprüche unter O. 8. 2618 


an die Annoncen ⸗ Expedition C. Schönwald, Görlitz. 


Tüchtiger in Koftenfachen firmer Büreaugehülfe für kleines. 


Anwaltsbüreau in der Mark ſofort geſucht. Offerten mit Zeugniſſen 
und Gehaltsanſprüchen unter E. L. 488 an die Expedition dieſes 


Blattes, Berlin S. 14. 


Von einer deutſchen Verſicherungs⸗Geſellſchaft wird zum baldigen 

Antritt ein mit dem Prozeßweſen vertrauter 
Büreau⸗Beamter | 

(Gerichtsſchreiber oder Anwaltsbüreau⸗Vorſteher) geſucht, der auch 
fähig iſt, Prozeßakten ſelbſtändig zu bearbeiten. Angebote mit 
Lebenslauf und . der Gehaltsanſprüche ſind zu richten an 
Rudolf Moſſe, Magdeburg unter A. M. 392. | 

Ein Büreau⸗Vorſteher, welcher 5 Jahre ununterbrochen in 
Notariatd- und Prozeßſachen ſelbſtſtändig gearbeitet hat, ſucht ſofort 
oder ſpäter Stellung. Offerten unter E. M. 427 an die Exp. 
dieſes Blattes, Berlin 8. 14, erbeten. 
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Büreauvorſteher eines verſt. Rechtsanw., 50 J. alt, ſehr 
geſund und rüſtig, im Notariat und in der Prozeßprarxis ſeit 30 Jahren 
ſelbſtſtändig arbeitend, ganz vorzügliche Atteſte, in letzter Stellung 10, 
in früherer 20 Jahre, ſucht per 1. Januar k. J. oder ſpäter neue 
Stellung. — Gehalt nicht unter 140 Mark monatlich. 

Off. unter T. W. Liegnitz Poſtamt 2 poſtlagernd, erbeten. 


Bür.⸗Vorſt., 34 J. alt, verh., perf. Stenogr., m. all. Bür.⸗Arb. vertr., 
Rheinl., ſ. Stellg. Off. u. G. M. 463 a. d. Exp. d. Bl., Berlin 8. 14. 


Erfahrener Bür.⸗Vorſt., 38 Jahre alt, ledig, ſucht anderw. 
Stellung bei einem Rechtsanwalt in kleinerer Stadt im Gebiete des 
A. L. R. Off. erb. u. D. S. 474 durch die Exp. d. Bl., Berlin S. 14. 


Büreauvorſteher, 23 Jahr, beſte Zeugniſſe, in der Prozeß⸗ 
und Notariatspraxis erfahren, Stenograph, ſucht Stellung ſofort oder 
ſpäter. Gefl. Off. erbittet A. Wilke, Berlin, Holzmarktſtr. 37 J. 


—— 


Tücht., ſelbſt. arb. Büreau⸗Vorſteher, a. Not., ſucht Stellg. 
am liebſten in Berlin, Königsberg, Danzig, ev. andere große Stadt. 
Off. erbeten unter K. A. 481 an die Exp. d. Bl., Berlin S. 14. 


Erf. Bürecauvorſteher, 33 J. alt, gewandt, im Notariat firm, 
auch poln. mächtig, ſucht Stellung. 
Off. an Gutsbeſ. Noering, Fialkowo b. Dopiewo (Pofen). 


Junger verh. Bür.⸗Vorſt. ſucht zum 1. April n. Is. eventl. 
früher Stellung bei Verſich.⸗Geſellſch. Offerten erbeten sub K. 478 
an die Expedition dieſer Zeitung, Berlin 8. 14. 


Selbſt. arb. Bür.⸗Vorſt., jetzt vom Militär entlaſſen, ſucht 
Stellg. Off. u. F. W. 439 an die Exp. d. Bl. Berlin 8. 14, erb. 


Büreauvorſteher, 17 Jahre als ſolcher in Holſtein ununter⸗ 
brochen thätig, ſucht zum 1. Dezember d. J. Stellung. Offerten 
unter S. 429 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Büreauvorfteher, 28 Jahre alt, ehrlich, durchaus zuverläſſig 
und pflichttren, des Deutſchen und Polniſchen mächtig, auch mit 
Notariatsweſen vertraut, wünſcht ſich per ſofort ev. ſpäter zu ver⸗ 
ändern. Gehalt nicht unter 150 Mark monatlich. 

Primazeugniſſe ſtehen zu Dienſten. 

Off. unter S. 404 an die Exp. dieſes Bl. in Berlin 8. 14. 
Regiſtrator, 24 J. alt, militärfrei, ſeit 7 Jahren bei R.⸗A. u. Notar 
in ungekündigter Stellung, auch der poln. Sprache u. Schrift mächtig, 
ſucht Stellung als Bür.⸗Vorſt. in kl. Büreau. (1. Jannar oder auch 
früher.) Off. erb. unter L. K. 468 an die Exp. d. Bl., Berlin 8. 14. 


Suche zum 1. November eventl. früher Stellung als Büreau⸗ 
vorſteher in kl. Büreau oder als 1. Gehülfe in gr. Büreau. 
Alter 23 Jahre. Offerten erbittet O. Jentſch, Duisburg. 

Büreaugeh., 21 J., mit Prozeßweſen u. Not. vertraut, ſucht 
anderw. Stellg. Off. u. N. N. 473 an d. Exp. d. Bl., Berlin 8. 14. 


Büreaugeh. im Notariat bew., 24 J., däniſch, ſucht Stellg. b. hieſ. 
Rechtsanw. Off. sub N. T. 434 an die Exp. d. Bl., Berlin S. 14. 


Gerichtsaſſeſſor 
aus dem Bezirk des Kammergerichts ſucht Aſſociation 
mit einem vielbeſchäftigten Berliner Anwalt. Offerten 
unter J. V. 5080 an Rudolf Moſſe, Berlin SW. 


Gerichtsaſſeſſor (Landrechtler) wünſcht ſich mit einem be⸗ 
ſchäftigten Anwalt zu aſſociiren. Gefl. Offerten sub Sch. 486 


an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14, erbeten. 
Cor. Aſſeſſor ſucht Anwaltsvertretung. Offerten erbeten unter 
A. P. 495 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 
Ein Rechtsanwalt, welcher ſeit längerer Zeit in einem 
Berliner Vorort thätig iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten 
Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten unter R. 446 
an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Früh. Anwalt (freiw. ausgeſch.) ſ. anderw. Stllg. a. Hülfsarb. od. An⸗ 
fertigg. v. Schriftſ. Off. u. H. B. 490 d. d. Exp. d. Zt., Berlin S. 14, erb. 


Dr. jur. Paul C. Sqghnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg F. Bentley, Notar. 


Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord⸗Amerikas. 


Habe mich in Schleswig als 
Rechtsanwalt 
niedergelaſſen. | Ä 


Ipſen, Gerichtsaſſeſſor a. D. 


Der Büreauvorſteher Johann Koziclek wird in einer Civil⸗ 
prozeßſache als Zeuge geſucht und bitte ich um Angabe der Adreſſe 
deſſelben. Köppen, Rechtsanwalt, Bromberg. 


Für Rechtsanwälte. 

Die feit mehr als 10 Jahren von Rechtsanwälten inuegehabte 
Wohnung mit Büreau, im Mittelpunkt der Stadt gelegen, iſt 
wegen Fortzugs des Herrn Rechtsanwalt Ruhm von Glatz ſofort 
anderweit zu vermiethen. Nähere Auskunft ertheilt Büreau⸗ 
vorſteher Sedlag in Glatz. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: 


Die Eutſcheidungen des Ehrengerichtshofs 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Herausgegeben von dem Schriftführeramte 
des Deutſchen Anwaltvereins. 


Wand VIII. 1. Januar 1896 — 31. Dezember 1897 
nebſt Inhaltsverzeichniß ſämmtlicher acht Bände. 


80, Preis 6 M- 


Die früheren Bände koſten: I. Bd. = 4 Mk., II. Bd. = 
3 Mk., III., IV., V. und VI. Bd. à 5 Mk., VII. Bd. = 4 Mk. 
Bd. I- VIII zuſammen bezogen 32 Mk. 


Das Porto beträgt für Bd. J und II a 10 Pf., Bd. III und IV 
a 20 Pf., Bd. V = 10 Pf., Bd. VI S 20 Pf., Bd. VII = 10 Pf., 
Bd. VIII = 20 Pf., zuſammen als Poſtpacket = 50 Pf. 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat die Unter⸗ 
zeichnete ermächtigt, obiges Werk an Bezugsberechtigte — wie 
Rechtsanwälte, Richter und Behörden — zu liefern. Gegen Ein⸗ 
ſendung des Betrages und Glaubhaftmachung der Bezugsberechtigung 
erfolgt directe Zuſendung ſeitens der Verlagsbuchhandlung. 


Berlin 8. | 
Stallſchreiberſtr. 34/35. W. Moeſer Hofbuchhandlung. 


Celegenheits kauf! 


Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 1—39 
u. Reg. zu Bd. 1/20. Eleg. geb. u. tadellos. (Statt M. 210.—) 
M. 145.—. Entſcheidungen d. Reichsgerichts in Strafſachen, 
Bd. 1—30 u. Reg. zu Bd. 1—20. Eleg. geb. u. tadellos. (Statt 
M. 156.—) M. 95.— Entſcheidungen d. Reichs⸗Oberhandels⸗ 
gerichts, Bd. 1—25 u. 2 Reg.⸗Bde., hübſch 955 u. ſehr gut erhalten 
M. 75.—. Archiv d. Handelsrechts. Hrg. v. F. B. Buſch, 
Bd. 1—25 u. Reg., geb. u. gut erhalten M. 18.—. Verhand⸗ 
lungen d. Juriſtentages: 4. Juriſtentag bis 1896. Geh. M. 15.—. 
Protokolle u. Beilagen d. Heſſ. Landtages, 1862—1865 geb., 
1873—1897 geh., M. 20.—. Reichsgeſetzblatt, 1867-1897, geb. 
u. ſehr gut erhalten M. 28.—. Zu beziehen von 


L. Wilckens, . 
Antiquariat und Buchhandlung in Mainz. 


Aſſociation 8 


erliner Ichne 


ider. (Friedrich Modler & Co.) 


Berlin SW., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt ihre Spezialität von 
Amtstrachten für Juſtiz - 
beamte und Prediger. 
Amtsroben und Varrets für 

a Richter: von M. 25—54, 
3 Rechtsanwälte: von M. 25—45, 
ʒ: Gerichtsſchreiber: von M. 15—80 
Zoo. Bl bei freier Zuſendung. 
— Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
— Kopfweite. 


wi Tier 
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des Deutſchen Reiches. 
Zweite, vermehrte und weſentlich veränderte Auflage 
n benrbeitet von = . s | 

Reichsgerichtsrat Dr. M. Stenglein. 


N Nebſt Supplement, enthaltend die von 1895 bis 1898 ergangenen einſchlägigen Geſetze, M. 28.50, 
in eleg. Halbfranzbd. M. 31.75; Supplement allein M. 3.50, geb. M. 4.25. | 


Mit dem vor kurzem erſchienenen Supplement enthält das Werk — von dem die erſte Auflage trotz des 
höheren Preiſes nach 1'% Jahren vergriffen war — nunmehr ſämtliche, bis auf den heutigen Tag ergangenen 
ſtrafrechtlichen Nebengeſetze in ausführlicher Kommentierung unter Verwertung der geſamten Litteratur 
und Judikatur. Als eine notwendige Ergänzung zu jedem Kommentar des Reichsſtrafgeſetzbuchs ſoll es den 
Bedürfniſſen eines lediglich für den täglichen praktiſchen Gebrauch beſtimmten Hand⸗ u. Nachſchlagebuches 
für die Praxis, insbeſondere für den Anwaltsſtand, entſprechen und einzelne, in verſchiedener Größe und 

Bearbeitungsweiſe erſchienene Kommentare dieſer betr. Geſetze entbehrlich machen, auch die Gewißheit geben, daß 
außer den hier aufgenommenen Strafbeſtimmungen und dem StrGBch. keine weiteren Strafgeſetze exiſtieren. 
Das Werk zerfällt in 11 Gruppen mit insgeſamt 91 Geſetzen. Beſonders ausführlich erläutert wurden: 
das Urheberrechts, Patent-, Warenbezeichnungs⸗, Poſt⸗ u. Telegraphengeſetz, die Betriebsordnung 
für die Haupteiſenbahnen, das Nahrungsmittel-, Viehſeuchen⸗, Belagerungszuſtands⸗, Preß⸗, 
Wucher⸗, Sprengſtoff⸗, Krankenverſicherungs⸗, Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungs „Wechſel⸗ 
ſtempel⸗ und Börſenſteuergeſetz nebſt Tarif, die Strafbeſtimmungen der Konkursordnung, die Gewerbe— 
ordnung, das Vereinszoll⸗, die Branntwein⸗, Braufteuer-, Seegeſetze, das unlautere Wettbewerbs— 
geſetz, das Gef. über das Auswanderungsweſen, betr. den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und deren 
Erſatzmitteln, Börſen⸗ u. Bankdepotgeſetz. | 


Die Breußiſ chen Strafgeſetze. 


Senatspräſident A. Groſchuff, Kammergerichtsrat G. Eichhorn, Landrichter Dr. H. Delius. 


1894. Nebſt dem 1896 erſchienenen Supplement (Das Preuß. Stempelſteuergeſetz | 


erläutert von Eichhorn) M. 20.—; eleg. gebunden M. 22.—; Supplement allein kart. M. 3.—. 


Obigem Werke ſich genau anſchließend, bildet dieſes für den preußiſchen Praktiker eine notwendige Ergänzung 


zu obigem, da es in 5 Hauptabſchnitten fämtliche (108) preußiſchen Strafgeſetze ausführlich erläutert ver⸗ 
einigt. Beſonders ausführlich erläutert ſind: Se | eu j 
die Verordnung, betr. das Verſammlungs⸗ u. Vereinigungsrecht, die Geſindeordnung, das Forſt⸗ 
diebſtahl⸗ Berg- Feld⸗ u. Forſtpolizei⸗, Fiſcherei⸗ u. Jagdpoltzeigeſetz, namentlich aber auch die 
Steuergeſetze, welche in dieſem Werke ſämtlich in einer Handausgabe vereinigt ſind. | 


Ausführliche Proſpekte gratis und franko. Zu beziehen durch alle Buchhandlungen, ſowie direkt vom Verlage. 


Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, erlin W. 35, ützowſkr. 27. 


Die ſtrafrechtlichen Nebengeſetze 


— mega I 
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(Juriſtiſche Perfon.) Sfuffgart (Staatsoberauſſichl.) 
Derſelbe gewährt: | u 


| Paftpflicht⸗v erſt n — 
für 


Notare u. ſ. w. 


in vereinbarter Höhe zu den billigſten Prämienſätzen bezw. 
zu den Selbſtkoſten gewährt. Gegenwärtig ſind mehr als 
4350 Beamte bei unſerm Verein verſichert. 5 5 


Direktion und den Vertretern des Vereins gratis abgegeben. 


w. Morfer Bof buchhandlung, Berlin S. 14 


i Stallſchreiberſtraße 34/35. 

In unſerem Verlage iſt erſchienen: | he a 
a Die . _ 

Rechtſprechung des Rkichsgerichts 


in Beziehung auf die wichligſten Begriffe und Ensch, bes Reichsgerichts, Strafsachen, Bb. 1-20 = 


| Inſtikuke des Twilechle — 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 
von = 3 

Dr. Jur. L. Kuhlenbeck, 
Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena, 
I. (Allgemeiner) Theil 1 
nebſt Titel, Inhaltsverzeichniß, Verzeichniß der ritirten Reichs 


gerichtsentſcheidungen, Citate aus dem 6. G. B. und Regiſter. 


27 Bogen, gr. 80, Preis 10 Mark. 

Das vorliegende Werk, welches der Verfaſſer auf Veranlaſſung 
des Vorſtandes des Deutſchen Anwalt⸗Vereins bearbeitet 
hat, iſt keineswegs ein bloßer Wiederabdruck, ſondern eine Ueber⸗ 
arbeitung und Vervollſtändigung der in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift erſchienenen Aufſätze. Um dieſelben auch den außerhalb 
des Leſerkreiſes der Juriſtiſchen Wochenſchrift ſtehenden Intereſſenten 


tiſchen Bedürfniſſe, wie auch dem theoretiſchen Studium, ganz 
beſonders demjenigen, das zum zweiten Staatsexamen vorbereiten ſoll, 
zu empfehlen iſt. Daneben verdient noch beſondere Beachtung, daß 
das Werk ſich gleichzeitig als eine Einführung in das Studium 
des Bürgerliden Geſenbuchs Tenngeichnet, dor er der Sale dem 
Syftem deſſelben folgend in jedem Aufſatz bie Stellung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs zu den behandelten Materien unter eingehender 
Berückſichtigung der verſchiedenen Leſungen, Motive und Protokolle 
klar ſtellt. 


Das Werk kann auch in Heften von 5 Bogen bezogen 


werden. Bisher find 6 Hefte a 2 Mark erſchienen. 
Zu Kan durch jede Sortimentsbuchhandlung, ſowie direkt 
vom Verlage. | . 


Mar Kornicker, Lindners Nachfolger. 
Formular -Magazin für Rechtsanwälte und Notare. 
Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. 
empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 
ſämmtliche Druckſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei⸗, Concepts, 
Briefpapiere, Couverts in den gängigen Formaten, Actendeckel ıc. ꝛc. 
in bekannt beſter Ausführung zu billigſten Preiſen. Papierproben 
ratis u. franco, Formular⸗Collection gegen Einſendung von 75 Pfg. 

Verlag von Kremſer's Gebühren⸗Tabellen. 
3 I Specialität - Schreibmaſchinenpapiere. Bi 


LLL ID. 


J Allgemeiner Deuter Serfiljerungs-Serein 


ML 8. > 


Rechtsanwälte, Staats⸗ und Gommnnalbeumte, 


Es werden ſeitens des. Vereins 75 Prozent des. Schadens 


Proſpekte und Verſicherungs⸗Bedingungen werden von der 


ischen zu machen, erſchien dieſe Sonderausgabe, die dem prak ⸗ 


ee — u =: 
8 ru 


Verlag von Franz Vahlen in. Berlin 


zn 


. V ., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben iſt erſchienen: 


Was KReichsgeſetz, 
betreffend die 


Erwerbs- und Wirlhſchafts. 
Genoſſenſchaften. 


Erläutert von 
Dr. Maurer, Landrichter in Stolp i. P. 
1.898. Zweite durchaus neu bearbeitete Auflage 
| beſorgt von 
1 8 88 Birkenbihl, Amtsrichter. 
Geheftet 10 M., gebunden (Halbfranz) 12 M. 


— * ——— 


SGelegenheitskauf. 5 
Bolze, Praxis des Reichsgerichts in Civilsachen, Bd. 1—28 
(soweit bis 1898 erschienen) brosch. (statt 188.—) für 85 M. 


Neyer's Konversations-Lexikon. 5. (Neueste) Aufl. 17 Bde. 


eleg. gebd. (statt 170.—-) — ee für 105 M. 
| Joseph Jolowiez in Posen | 


Zu verkaufen: 
Striethorſt Archiv, Bd. 1 


Striethorſt Rechtsgrundſätze, Bd. 1.777. 
Zeigſchrifz für das geſammte Haudelsrecht von Dr. Goldſchmidt. 


Neue Folge, Bd. 1— 18, 1871 —1886. | 
Zeitſchrift, Geſetzgebung und Rechtspflege von Hiuſchins, 

Behrend, Bd. 1—7, 18671874. e 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1884 —1896 einſchließlich. f 

Sämmtliche Bücher ſind gebunden und gut erhalten. — Preis⸗ 
angebote unter G. A. 430 nimmt die Expedition dieſes Blattes, 
Berlin 8. 14, entgegen. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: 


Die Gebührenordnung für Vechtsauwälte 
vom 7. Inli 1879 
nebſt Landes gebührengeſetzen. 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 
Carl Pfafferoth, 
Kanzleirath im Reichs⸗Juſtizamt. 


Preis 13½ Bogen groß 8 » brochirt 4 Mark, in Original ⸗ 
Gallico-Einband 5 Mart ai 


Für den Werth und die praktiſche Brauchbarkeit des in. 
jeder Anwaltſtube unentbehrlichen Buchs bürgt ſchon der Name 
des Verfaſſers, der durch ſein weitverbreitetes und autoritativen 
Anſehens ſich erfreuendes Werk über das Gerichtskoſtenweſen 


(4. Aufl.), durch fein 1879 erſchienenes Handbuch für das Anwalts- 


gebührenweſen, wie auch durch zahlreiche Abhandlungen über 
Gebührenfragen in der Juriſtiſchen Wochenſchrift in den Anwalts⸗ 
kreiſen wohlbekannt iſt. Dafür zeugt auch die Thatſache, daß ſowohl 
der Königlich Preußiſche Herr Juſtizminiſter wie der Bor: 
ſtand des Deutſchen Anwaltvereins in ihren Organen auf 


das Buch aufmerkſam gemacht bezw. daſſelbe offiziell 
empfohlen haben. | | 


Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie gegen 


Einſendung des Betrages auch direkt franko von unterzeichneter 
Verlagsbuchhandlung. ® 9 fr unterzeich 


Berlin 8. 
Staltfchreiberftr. 34/88. . Hocfer Hofdughandlung. 
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Verlag on Adolf W. Köllner in Hannover. | 


Verla 


Professor Dr. Adamkiewiez in Wien. 
Lex. 8 o. Mit 14 Figuren u. 4 Tafeln in Farbendruck M. 8.— 


Das Werk ist für Juristen wegen der Frage des Ent- 
mündigungsverfahrens von grösster Wichtigkeit. 


* 


Wilh. Boch, Antiquariat, Rönigsberg i. B., 
offerirt in gut gehaltenen Exemplaren 

1 Entſcheidungen in Strafſachen. Bd. 1—27. 50 Mk. 

1 Geſetzſammlung f. d. K. Preuß. Staaten. 18061860. 


39 Bände Entſcheidungen des R. G. in Civ 
Geb. 10 Mt. zum Verkauf bei Rechtsanwalt Paunnenbecker in Rüdesheim. 


rift, Jahrgang 1887, 88, 89, 90, 


1 — — 1810-189. Geb. 20 Mr.. 
1 Inſtiz⸗Miniſt.⸗Blatt. 1839—1891. Geb. 25 Mk. 


1 Dernburg, Privatrecht. 3 Bde. 1889 —1896. Geb. 20 Mk. 


9 von Franz Vahlen in Berlin 


| Die u Ä — 5 
Funktionsstörungen des Grosshirns ee 


Dr. Adolf Stölzel: 


praſtdent der Juſttzprüfungskommiſſion, Wirklicher Geheimer Rath ac. 21 


Schulung für die civiliſiſche Praxis. 


| | Juriſtiſche Wochenfch 
1 Juriſt. Wochenſchrift. 1886—1893 und 1895. Geb. 40 Mk. 91 92, 93 billig zu verkaufen. 


W.,, Mohrenſtraße 13/14. 


Zweiter heil. 


Zur Lehre von der Eventualaufrechnung. 


1898. Aweite Auflage. 


Geheftet M. 8, —. Gebunden M. 9,—. 
(I. Theil. Dritte Aufl. 1898. Geh. M. 8,—. Geb. M.9,—) 


Dr. Heimann, Berlin, Königgrätzerſtr. 78. 


HELWINGSCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG, HANNOVER. 


Boehm: = 


Be Bormundiäaftöreht d. Dürg. Geſetzb. N Das materielle und formelle 


Das Erbrecht d. Bürg. Geſetzb. M. 8. 
| Georg Eger: BE 
Die Verkehrsordnung f. d. Eiſenbahnen 
Dieutſchlands v. 15. Novemb. 1892. M. 12. 
Das Geſetz über Kleinbahnen und Privat⸗ 

anſchlußbahnen v. 28. Juli 1892. M. 15. 
Das Reichs⸗Haftpflicht⸗Geſetz, betr. die 


Verbindlichkeit zum Schadenerſatz für die 


bei dem Betriebe von Eiſenbahnen ꝛc. herbei⸗ 
eführten Tödtungen u. Körperverletzungen. 
Vom 7. Juni 1871. 4. Aufl. M. 12. 


Das Geſetz, betr. d. Pfandrecht an Privat⸗ 


eiſenbahnen und Kleinbahnen n. die 

Zwangs vollſtreckung in dieſelbeu. Vom 

19. Auguſt 1895. M. 1. | 
Bolifch: - 


Prenfifhes Gerichtskoſtengeſetz u. d. Ge⸗ 
. f. Notare v. 25. Juni 1895. 
. 6. b 


Die Kolonialgeſetzgebung d. Deutſchen 
Reiches m. d. Geſetze üb. d. Konſulargerichts⸗ 
barkeit. M. 15. | 

Th. Hergenhahnı:' 5 

Das Eheschliessungs- und Eheschei- 
dungsrecht. I. Band. 2. Aufl. M. 4. 
II. Band. M. 6. | 

Rechtsprechung der höheren und höch- 
sten deutschen Gerichtshöfe über 
Prozessbevollmächtigte und Rechts- 
anwälte. Herausg. v. O. Eccius. 

I. M. 10. II. 1. Abt. M. 5. 2. Abt. M. 12. 


Caesar Barazetti: 


Die Vormundschaft (la Tutelle), die 
Pflegschaft(laCuratelle) und die Bei- 
standschaft (le Conseil) nach d. Code 
Napoleon u. d. bad. Landrecht. M. 12. 

Das Eherecht mit Ausschluss d. ehe- 
lichen Vermögensrechtes nach d. Code 
Napoléon u. d. bad. Landrecht. M. 15. 

Das Eltern- und Kindesrecht nach d. Code 
Napoléon u. d. bad. Landrecht. M. 12. 

Das internationale Privatrecht i. bürg. 
Gesetzb. f. d. Deutsche Reich. M. 2.80. 


Beichsgrundbuchrecht 


für die Praxis erläutert von 
J. Boehm, Rechtsanwalt und Notar. 


Preis: Geh. M. 10, gebd. M. 11.50. 


„Was ich an dem Buche beſonders begrüße, 
iſt die glückliche Verbindung von Theorie und 
Praxis. Dem Verfaſſer kommen ſeine an⸗ 
ſcheinend eigenſten Erfahrungen auf dieſem 
Gebiete ſehr zu ſtatten. Er weiß, was der 
Praktiker braucht, und giebt ihm die Antwort 
auf die Fragen, wie ſie das Leben und der 
Verkehr aufwerfen. Die Ausführungen aber, 
und das iſt das nicht minder Wertvolle des 
Werkes, baſieren auf einer wiſſenſchaftlichen 
Bearbeitung des ganzen Stoffes. . 
. . . . Hier wie an anderen Punkten zeigt 
ſich das, was ich oben hervorhob, das Vor⸗ 
dringen zu den ſubtilſten Einzelfragen, aber 
auf der Grundlage klarer Prinzipien. Das 
Buch wird nicht nur der Praxis, für die es 
der Verfaſſer ſelbſt in erſter Reihe beſtimmt 
at, ein wertvolles Hilfsmittel ſein. Es wird 
Jedem, der das Spezialſtudium des B. G. B. 
ernſt nimmt, eine Brücke zur Erkenntnis einer 
der ſchwierigſten Partien desſelben werden.“ 
(Hachenburg im „Recht“.) 


Die Strafprozeßordnung 


für das 
Deutſche Reich 


mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz, dem 

Einführungsgeſetz und dem Geſetz, betr. die 

Entſchädigung der im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren 1 Perſonen. 


Von 
Roliſch, Amtsgerichtsrat. 
Preis: Geh. M. 12, gebd. M. 14. 


Geſetze, Verordnungen, Ausschreiben 


u. ſ. w. in Schulſachen f. d. Prov. Han⸗ 
N 1 Von Blanckenhorn. 3 Bände. 
48 


Das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des 
unlanteren Wettbewerbs v. 27. Mai 
1896. Von Fuld. Kart. M. 2. 

Das Recht der Handlungsgehilfen. Von 
Fuld. Kart. 2 2. f 

Das Reichsgeſetz betr. die Abzahlungs⸗ 
geſchäfte. Von Friedmann. Kart. M. 1. 

Das Mahnverfahren nach dem 7. Buch der 
R.⸗C.⸗P.⸗O. Von Richter. M. 2.80. 


Handbuch des Preußiſchen Geſiuderechts. 


Von Zürn. M. 3. 
Mundraub. Von Berger. M. 2.80. 


Bergung und Hülfeleistnng in Seenoth. | 
0 


Von Burchard. 


Das Lübecker ober-Stadtbuch. Von 
Rehme. M. 8. 


Die notwendige Streitgenossenschaft 


des $ 59 C. P. O. Von Wachenfeld. 
M. 3 


Die Rechtskraft nach der Reichseivil- 
processordnung u. ihre Wirkungen auf 
d. subject. Rechte. Von Freuden- 
stein. 2. Aufl. M. 6. 

System des Rechtes der Ehrenkrän- 
3 Von Freudenstein. 2. Aufl. 

5 | 


Die grundbesitzgleichen Gerechtig- 
keiten, insbes, d. Gemeindegerechtig- 
keiten u, ihre Behandlung z. Grund- 
19 5 Von Münchmeyer. 2. Aufl. 

1. 

Das Verfahren in Theilungs- u. ver- 
koppelungssachen u. s. w. in d. Prov. 
Hannover. Von Wal ba um. 2. Aufl. M. 3. 

Die negotiorum gestio des dritten 
Kontrahenten. Von Ruhstrat. M. 1. 

Das Reichsgeſetz über die Preſſe vom 
7. Mai 1874. Von Delius. M. 4.50. 

Die Deutſche Wechſelordnung. Von 
Bojunga. 2. Ausg. Kart. M. —.80. 

Deutſche Gerichts⸗ und Amts ⸗Steno⸗ 
Berne Syſtem Gabelsberger. Von 
Betzinger. M. 1.80. 


ilſachen ftehen. 
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ommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
e ulld den Nebengesetzen 
Erste Abteilung 


Kommentar zum 
Bürgerlichen ‚Gesetzbuch 


in sechs Büchern und einem Supplement | 


" ommentar zun Bürgerlichen Gesetzbuche 
IN 8 aul den Nebengesetzen 
Zweite Abteilung i N 5 N | 
Kommentar zu 

den Nebengesetzen 
des B. G. B., in nachfolgender Einteilung 


u 


bearbeitet von bearbeitet von 


Geh. Justizrat, 


Allgemeiner Teil * ö . 
eg. G. B. GareiS Prof. in Königsberg Hands- Lehmann Prof. in Rostock 
Gesetzbuch 1, Ring L.-G. Rat in Berlin 
Recht der Schuld- Oertmann Professor Erbe 8  Kammergerichts- 
verhältnisse n ke Ordnung Pred arlı Rat in Berlin 


Sachenrecht B 1 ermann Prof. in Giessen | Freiwillige - 8 C Hh ultz e Kammergerichts- 
; . Gerichtsbkt. _[N Ar]; Rat in Berlin 
7 2 Ä 2 Privat - Dozent . AL 9 
Familienrecht H u b ric Hh Koönigebere in G8 rlitz 
| . Profess n | Giwüproses. Foerster Geh en 
Erbrecht Fromm h ol A Greifswald Ordnung . Engelman n O. T. Ger.-Rat 


Konkurs- V. Sarwey Staatsminister 
Ordnung . Bossert L.G.-R.,Stuttg- 
Zwangs- on Oberlandesgerichts- 
Versteigerung Rat TH. WOLFF 
Hiervon ausgegeben: = 
WOLFF, Zwangsversteigerung 
Preis M. 8, postfrei M. 8,30 | 


Einführungs- a Landrichter in 
gesetz N ied ner Meiningen 


Preussische Aus- „on Gerichtsassessor 
führungsgesetze CRUSEN, Berlin 


Hiervon bisher ausgegeben: 
BIERMANN, Sachenrecht 
Preis M. 7, postfrei M. 7,30 


Einführung in das Studium 
des Bürgerl. Gesetzbuches: 


Ein £ehrbuch + + * 
des Bürgerlichen Rechts 


F. ENDEMANN 


ME Am —— | 
ordentlichem Professor der Rechte in Halle 


Zur Einführung in das Recht des 
B. G. B. und der Nebengesetze: 


Recht und Rechtsgng 
im deutschen Reich 


von | 8 
Dr. jur. P. SIMEON 
— r. ——— 

Gerichtsassessor, besch. im Kgl. Pr. Justizministerium 

erster Band, vierte und fünfte Auflage Preis M. 12,50 


Einleitung. Allgemeiner Teil und postfrei M. 13 
das Recht der Schuldverhältnisse eleg. geb. M. 13 


zweiter Band, dritte bis fünfte Auflage Preis M. 7 
| Erste Abteilung: das Sachenrecht postfrei M. 7,30 


Hand- und Lehrbuch zum Selbstunterricht für Gerichtsbeamte 
Erscheint in etwa 12 bis 14 ‚Lieferungen zu je M. 1, 


welche zusammen zwei Bände ergeben werden: | 


I. Das materielle Recht 
II. Das Verfahren 


Nach dem Urteile zahlreicher berufener Kritiker und 
vieler eifriger Benutzer eignet sich das Werk, dan 
seiner bei aller Gemeinverständlichkeit streng wissen- 
schaftlichen Haltung, weit über den Kreis der Gerichts- 
und Büreaubeamten hinaus, nicht minder für die Herren 

Referendare und alle jüngeren Juristen 
zur Einführung in die Praxis und Technik des neuen Bür- 
gerl. Rechts und des Rechtsganges im Deutschen Reich. 


Zweiter Band, zweite Abteilung, erscheint noch vor Ende 1898 


Nach einstimmigem Urteil der fachgelehrten 
Presse steht Prof. Endemanns Werk, dessen 
erster Band bereits zweimal neu aufgelegt wer- 
den musste, ehe es noch den zweiten erreichte, 


in der ersten Reihe aller Erscheinungen zur 
Erläuterung des neuen Bürgerlichen Rechts. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſer Hofbuchdruckerel in Berlin. 
Diefer Nummer liegen bei: Ein Proſpekt von R. v. Decker's Verlag in Berlin, betr.: Amtlicher Terminkalender pro 1899; 


ferner ein Proſpekt von F. C. W. Vogel, Verlag in Leipzig, betr.: Dr. H. Groß, Archiv für Kriminalanthropologie u. Kriminaliſtit. 
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Berlin, 11. November. 


Herausgegeben von 


M. Rempner, 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 


Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 


Preis für den Jahrgang 20 Mark. — Inſerate die Zeile 40 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


| Inhalt * 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 597. — Vom 
Reichsgericht. S. 597. — Perſonal- Veränderungen. S. 631. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Darmſtadt hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ | 

Wir berichten über die in der Zeit vom 11. bis 31. Oktober 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. | 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. Die angefochtene Entſcheidung iſt gerechtfertigt, weil 
der Fürſtlichen Hofkammer nicht die Befugniß zuſteht, darüber 
endgültig zu entſcheiden, ob ein mit der Verwaltung fürftlichen 
Stammvermögens betrauter, auf Lebenszeit angeſtellter Hof⸗ 
beamter unter Verluſt ſeines Anſpruchs auf Gehalt 
und die ihm außerdem zugeſicherten Emolumente aus 
ſeinem Dienſte zu entlaſſen ſei. Ueber einen etwaigen Streit 
in dieſer Beziehung haben, da es ſich um eine bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit handelt, nach § 13 des G. V. G. die ordent⸗ 
lichen Gerichte zu entſcheiden, wenn für dieſe Angelegenheit 
nicht die Zuſtändigkeit einer Verwaltungsbehörde oder eines 
Verwaltungsgerichts begründet und auch nicht reichsgeſetzlich ein 
beſonderes Gericht beſtellt oder zugelaſſen iſt. Für den ſeitens 
des Bekl. in der Widerklage erhobenen Anſpruch tft nun reichs⸗ 
geſetzlich ein beſonderes Gericht weder beſtellt noch zugelaſſen 
und iſt dies auch von der Reviſion nicht behauptet. Dieſelbe 
beruft ſich vielmehr zunächſt auf den § 5 des Preußiſchen Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 über die Erweiterung des Rechtsweges, in 
welchem beſtimmt iſt, daß die Entſcheidung der Disziplinar⸗ 


und Verwaltungsbehörden darüber, ob und von welchem Zeit⸗ 


punkt ab ein Beamter aus ſeinem Amte zu entlaſſen ſei, für 
die Beurtheilung der vor den Gerichten geltend gemachten ver- 


9 Nachdruck ohne Angabe der Duelle verboten. 


mögensrechtlichen Anſprüche maßgebend iſt. Es bedarf indeß 
nicht der Erörterung der Frage, ob das Geſetz ſich nicht lediglich 
auf die Auſprüche der unmittelbaren Staatsbeamten bezieht, 
wie der vierte Senat des R. G. in den Urtheilen vom 12. No⸗ 
vember 1891 und 30. April 1896 — Entſch. Bd. 28 S. 357 
und „Juriſtiſche Wochenſchrift“ von 1896 S. 3284 — aus⸗ 
geſprochen hat, und auf den vorliegenden Fall keine Anwendung 
findet, weil Bekl. nicht unmittelbarer Staatsbeamter iſt. Denn 
in dem cit. § 5 iſt nicht beſtimmt, welche Diszipfinar- und 
Verwaltungsbehörden über die Dienſtentlafſung zu befinden 
haben. Die diesbezüglichen Vorſchriften ſind vielmehr, von den 
Richtern abgeſehen, für alle unmittelbaren und mittelbaren 
Preußiſchen Staatsbeamten in dem Geſetze, betreffend die Dienſt⸗ 
vergehen der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852, 
enthalten — § 1 des Geſetzes —. Durch 5 100 deſſelben 
find insbeſondere alle demſelben entgegenſtehende Geſetze auf- 
gehoben. War Bekl. daher in Folge ſeiner Anſtellung im 
Fürſtlichen Dienſte Staatsbeamter oder, wie die Reviſion eventuell 
behauptet, auch nur bezüglich der Frage, ob er im Wege des 
Disziplinarverfahrens aus ſeinem Dienſte entlaſſen werden 
könne, den Staatsbeamten gleichgeftellt, fo konnte er aus feinem 
Dienſte auch nur durch eine Entſcheidung derjenigen Behörde 
entlaſſen werden, welche für die Kategorie von Beamten, deren 
Stellung der des Bekl. entſpricht, nach dem erwähnten Geſetze 
die zuſtändige Disziplinarbehörde iſt. Denn dies Geſetz iſt für 
den ganzen Umfang des Staates Preußen erlaſſen, gilt alſo 
auch in Hohenzollern, welches ſchon durch das Geſetz vom 
12. März 1850 mit dem Preußiſchen Staate vereinigt worden 
iſt. Weiter ausgeführt. VI. C. S. i. S. Fürſt Hohenzollern 
c. Günther vom 3. Oktober 1898, Nr. 119/98 VI. 

Zur Civilprozeßordnung. 8 

2. Zur Begründung ſeiner Klage hat Kl. behauptet, 
daß ſein Vater, der weiland Fabrikant Simon R., ihn und 
ſeinen Bruder, den Bekl., am 4. Februar 1889 in das von ihm 
betriebene Handelsgeſchäft als Geſellſchafter aufgenommen habe, 
daß der Vater der Parteien am 4. Juni 1896 geſtorben und 
daß dadurch die bis dahin unter der Firma Berliner Schrauben⸗ 
und Mutternfabrik S. R. & Söhne in Berlin nebſt einer 
Zweigniederlaſſung in Firma Görlitzer Schrauben- und Muttern⸗ 
fabrik S. R. & Söhne zu Görlitz beſtandene offene Handels- 
geſellſchaft aufgelöſt worden ſei. Kl. will die ihm nach feiner 
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Anſicht als Geſellſchafter zuſtehenden Rechte geltend machen und 
hat beantragt, den Bekl. zu verurtheilen, anzuerkennen, daß Kl. 
zur Zeit des Todes ihres Vaters Geſellſchafter der bezeichneten 
Handelsgeſellſchaft geweſen und daher jetzt deren Mitliquidator 
ſei. Der Kapitalwerth des Geſchäfts iſt von dem Bekl. auf 
mindeſtens 100 000 Mark angegeben worden. Mit Rückſicht 
hierauf hat das B. G. den Werth des Streitgegenſtandes für 
die Berufungsinſtanz auf den Betrag von mehr als 32 000 Mark 
bis 34 000 Mark feſtgeſetzt. Die hiergegen erhobene Beſchwerde 
iſt begründet, denn die Feſtſetzung des Streitwerths muß ſich 
nach dem Intereſſe richten, das Kl. an der Zuerkennung des 
verfolgten Auſpruchs haben würde. Hierfür iſt aber der 
Kapitalwerth des in Rede ſtehenden Geſchäfts nicht maßgebend, 
denn Kl. hat unbeſtritten nicht die mindeſte Einlage gemacht 
und würde deshalb, wenn ſeine Angaben zu Grunde gelegt 
werden, nur Anſpruch auf den dritten Theil des Gewinnes 
haben, den die angebliche Geſellſchaft ſeit 1889 erzielt hat. 
Mit Rückſicht hierauf, und da es ſich um ein Geſchäft von nur 
mäßigerem Umfange handelt, darf der Streitwerth nicht höher 
als auf 2 000 Mark beziffert werden. I. C. S. i. S. Riehm 
c. Riehm vom 8. Oktober 1898, B Nr. 89/98 J. 

3. Die Beſchwerde iſt ſachlich unbegründet. Es handelt 
ſich hier lediglich darum, ob die Kl. verpflichtet ſind, die für 
M. feſtgeſetzten Sachverſtändigengebühren zu tragen, nicht aber 
darum, ob ſolche hätten feſtgeſetzt werden dürfen oder ob und 
von wem die Staatskaſſe Regreß nehmen kann, wenn ſie in⸗ 
zwiſchen dieſe Gebühren auf Grund der Feſtſetzung an M. 
gezahlt hat. Daß aber die Kl. nicht verpflichtet ſind, Sach⸗ 
verſtändigengebühren zu tragen, die in einem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren durch Zuziehung eines Rechnungsſachverſtändigen ent⸗ 
ſtanden ſind, wofern ein in der Sache ſelbſt liegender 
Grund, der die Zuziehung eines ſolchen Sachverſtändigen recht⸗ 
fertigen könnte, nicht zu erſehen iſt, hat das Kammergericht mit 
Recht angenommen und in zutreffender Weiſe unter Hinweis 
auf 8 114 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juni 
1895 und die gemäß § 135 daſelbſt zur Ausführung dieſes 
Geſetzes erlaſſene Allgemeine Verfügung vom 16. September 
1895 (Juſtizminiſterialblatt S. 273) begründet. Wenn dem⸗ 
gegenüber die weitere Beſchwerde geltend macht, es komme nur 
darauf an, daß der Richter einen Sachverſtändigen zugezogen 
habe, und die Partei habe die hierdurch entſtandenen Gebühren 
zu tragen, ohne Unterſchied, ob die richterliche Handlung, welche 
fie veranlaßte, den geſetzlichen Beſtimmungen entſprach oder 
nicht, ſo kann dem nicht beigetreten werden. Es folgt dies 
weder aus den hierfür angezogenen 88 1, 6, 79 des Deutſchen 
Gerichts koſtengeſetzes, noch ſonſt aus einer Vorſchrift dieſes 
Geſetzes. Der Partei gegenüber kann durch eine Handlung des 
Richters, wenn derſelbe einen Sachverſtändigen zuzieht, obwohl 
er nach den geſetzlichen Beſtimmungen einen ſolchen nicht zuziehen 
durfte, die Koſtenlaſt nicht erſchwert werden. Es kann daher, 
da im Koſtenfeſtſetzungsverfahren ein Rechnungsſachverſtändiger 
nur dann zugezogen werden ſoll, wenn es ſich um Rechnungs⸗ 
operationen handelt, zu denen eine beſondere Sachkunde und 
rechneriſche Fertigkeit gehört, darauf an, zu prüfen, ob ein ſolcher 
Fall hier vorlag. Dieſer Prüfung hat ſich das Kammergericht 
unterzogen und es hat ſachgemäß befunden, daß dies nicht der 
Fall ſei, weil es ſich nur darum gehandelt habe, die Zeilen und 


Silben nachzuzählen, um feſtzuſtellen, ob die in Anſatz ge⸗ 
brachten Schreibgebühren mit Rückſicht auf § 80 des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes und § 76 der Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte angemeſſen ſeien. Dies iſt ſachlich zutreffend; rechtlich 
folgt daraus, daß die Sachverſtändigengebühren den Kl. nicht 
in Rechnung geſtellt werden dürfen. V. C. S. i. S. Richter 
c. Winſchbacher vom 8. Oktober 1898, B Nr. 154/98 V. 

4. Durch das Urtheil des Königlich Preußiſchen Ober. 
landes gerichts zu Celle vom 4. Januar 1898 war dem Bekl. 
ein Eid auferlegt worden. Dieſen Eid hat der Bekl. vor dem 
Königlich Preußiſchen Amtsgerichte zu Blumenthal als erſuchtem 
Gericht abgeleiſtet. In dem Schwurtermin war Bekl. durch 
ſeinen in Verden wohnenden Rechtsanwalt erſter Inſtanz ver⸗ 
beiſtandet geweſen. Die dadurch erwachſenen Anwaltskoſten ſind 
in dem Koſtenfeſtſetzungsverfahren von dem Bekl. zu Laſten des 
in die Prozeßkoſten verurtheilten Kl. liquidirt worden. Das 
Gericht I. J. hat dieſe Koſten antragsgemäß feſtgeſetzt. Durch 
den angefochtenen Beſchluß ſind jedoch dieſe Koſten auf ſofortige 
Beſchwerde des Kl. abgeſetzt worden. Es iſt zwar dem an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſe darin beizuſtimmen, daß die Verbeiſtandung 
des Bekl. durch einen Rechtsanwalt in dem Schwurtermine zur 
zweckentſprechenden Rechtevertheidigung nicht erforderllch war 
und iſt daher im Allgemeinen der angefochtene Beſchluß zu 
beſtätigen. Eine Ausnahme iſt jedoch zu machen betreffs der 
Beweisgebühr des Rechtsanwalts mit 24 Mark. Denn nach 
§ 87 Abſ. 3 der C. P. O. find die Gebühren des Rechtsanwalts 
der obſiegenden Partei in allen Prozeſſen zu erſtatten mit der 
Beſchränkung, daß die Koſten mehrerer Rechtsanwälte nur 
inſoweit zu erſtatten ſind, als fie die Koſten eines Rechts- 
anwalts nicht überſteigen. Nun ſind aber an Gebühren des 
beklagtiſchen Rechtsanwalts zweiter Inſtanz nur eine Prozeß 
und eine Verhandlungsgebühr, nicht aber eine Beweisgebühr 
liquidirt worden. Es kann daher der Bekl. die ſeinem Rechts⸗ 
anwalte erſter Inſtanz für die Wahrnehmung des in der 
Berufungsinſtanz ſtattgehabten Schwurtermins nach 8 45 der 
R. A. G. O. zustehende Beweisgebühr von dem Kl. erſetzt 
verlangen. III. C. S. i. S. Illies e. Volkens vom 4. Oktober 
1898, B Nr. 150/98 III. 

5. Die Entſcheidung des O. L. G. erſcheint be⸗ 
gründet. Der Königlich Preußiſche Landrath W. in Rüdes⸗ 
heim, hat in dem Beweistermin vom 11. Mai 1895 in 
St. Goarshauſen nicht eine Vertretungsvollmacht des geſetzlichen 
Vertreters der beklagten Partei, des Oberpräſidenten der Provinz 
Heſſen⸗Naſſau, ſondern nur eine Subſtitutionsvollmacht des 
Rechtsanwalts R. in Caſſel, des beklagtiſchen Prozeßbevoll 
mächtigten erſter Inſtanz, vorgelegt und ſomit nur als Sub⸗ 
ſtitutionsbevollmächtigter des Anwalts dem Termin beigewohnt. 
Unter dieſen Umſtänden kann der beklagte Fiskus für denſelben 
nicht die Gebühren eines Beamten bei Dienſtverrichtungen 
erſetzt verlangen, da der Anwalt amtliche Aufträge nicht er 
theilen und Beamte nicht mit der Wirkung für ſich ſubſtituiren 
kann, daß die Gegenpartei zur Erſtattung der Gebühren, welche 
bei Dienſtverrichtungen den Beamten zuſtehen, verpflichtet wird. 
Ob und wieweit der ſubſtituirende Anwalt oder ſeine Partei 
ſich zum Erſatz der erwähnten Mehrkoſten verpflichtet hat, iſt 
im Verhältniß zur Gegenpartei unerheblich. III. C. S. i. ©. 
Menges c. Fiskus vom 4. Oktober 1898, B Nr. 165/98 III. 
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6. Der Kl. iſt für die Berufungsinſtanz das Armenrecht 
bewilligt. Auf die mündliche Verhandlung vom 10. Juni 1898 
erging ein Beſchluß, durch welchen die Vernehmung eines Sach⸗ 
verſtändigen angeordnet, zugleich aber (zu II) die Erhebung 
des Beweiſes davon abhängig gemacht wurde, daß die Kl. als 
Beweisführerin binnen 8 Wochen einen Auslagenvorſchuß von 
50 Mark zahlt. Der Antrag der Kl. vom 28. Juni 1898, ſie 
ihrer Armuth wegen von dieſer Vorſchußpflicht zu befreien, wurde 
durch den Beſchluß vom 5. Juli 1898, ohne daß der Kl. das 
Armenrecht entzogen wurde, abgelehnt, weil die durch das 
Armenrecht erlangte Befreiung von der Berichtigung von Ge⸗ 
bühren und Auslagen ſich nicht auf den Vorſchuß beziehe, zu 
deſſen Einforderung das Prozeßgericht nach § 344 der C. P. O. 
zur Sicherung der Staatskaſſe gegen die Nachtheile aus un⸗ 
begründeten oder frivolen Beweisanträgen ermächtigt ſei. Dieſer 
Meinung kann nicht beigetreten werden. Sie fetzt ſich in 
Widerſpruch mit $ 1071 der C. P. O. Die danach der armen 
Partei zuſtehende einſtweilige Befreiung von der Berichtigung 
der den Zeugen und Sachverſtändigen zu gewährenden Ver⸗ 
gütung und der ſonſtigen baaren Auslagen bezieht ſich zweifellos 
auch auf die vorſchußweiſe Deckung dieſer Auslagen, wo 
ſolche Deckung in den Geſetzen vorgeſehen iſt (§ 84 des G. K. G., 
55 344, 367 der C. P. O.; vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen, Bd. 23 S. 355, ſowie Beſchluß des R. G. vom 
15. Januar 1896, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1896 S. 102°). 
Mit Unrecht hält das O. L. G. den 8 1071 eit. für die all- 
gemeine Vorſchrift, von welcher § 344 cit. eine Ausnahme bilde, 
da die Sache ſich umgekehrt verhält. Von der allgemein aus⸗ 
geſprochenen Vorſchußpflicht (die im Falle des § 344 allerdings 
vom Ermeſſen des Prozeßgerichts abhängt) iſt die arme Partei 
zufolge der das Armenrecht regelnden ſpeziellen Beſtimmungen 
einſtweilen befreit. Die Beſchwerde, mit welcher die Kl. die 
Entziehung der im Armenrecht liegenden Befugniß rügt, den 
Prozeß ohne Berichtigung der Auslagen führen zu dürfen, iſt 
nach $ 118 der C. P. O. zuläſſig und nach Vorſtehendem be⸗ 
gründet. Es kann hinſichtlich der Zuläſſigkeit keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob das Armenrecht in ſeiner Totalität entzogen, 
oder nur eine darin liegende Befugniß verſagt wird. Auf die 
Frage, ob der Beſchluß aus SS 344, 367 der C. P. O. in 
anderen Fällen der Beſchwerde unterliegt, braucht nicht ein⸗ 
gegangen zu werden. VI. C. S. i. S. Kroſchel e. Michelſohn 
vom 10. Oktober 1898, Nr. 185/98 VI. 

7. Adolf L. hat eine Forderung eingeklagt und der Be⸗ 
ſchwerdeführer eine ihm angeblich zuſtehende Gegenforderung 
zur Kompenſation geſtellt. Demnächſt hat der Beſchwerdeführer 
in dem vorliegenden Rethtſtreite die dort zur Aufrechnung ge⸗ 
ſtellte Forderung eingeklagt und Adolf L. die dort eingeklagte 
Forderung hier zur Kompenſation geſtellt. Adolf L. beantragte 
Ausſetzung des Verfahrens im vorliegenden Rechtsſtreite bis zur 
Entſcheidung des anderen Prozeſſes. Das L. G. hat den Antrag 
abgelehnt, weil die in dieſem Rechtſtreite geltend gemachte 
Klageforderung zur Entſcheidung reif und über die Gegen⸗ 
forderung in getrennter Verhandlung (58 186, 274 C. P. O.) 
zu entſcheiden ſei. Auf Beſchwerde des Bekl. hat das Kammer⸗ 
gericht durch den mit der weiteren Beſchwerde angefochtenen 
Beſchluß Ausſetzung des Verfahrens angeordnet, weil Forderung 
und Gegenforderung in rechtlichem Zuſammenhange ſtänden 


und ſonach die SS 136, 274 C. P. O. nicht Anwendung 
fänden. Die weitere Beſchwerde iſt begründet. Die Annahme 
des Kammergerichts, daß beide in Betracht kommenden 
Forderungen auf der Vereinbarung der Parteien vom 6. Sep⸗ 
tember 1889 beruhten, kann nicht als richtig anerkannt werden. 
Die Forderung des Kl. geht auf Erſatz des Schadens, der dem 
Kl. dadurch entſtanden ſein ſoll, daß Bekl. gegen die ge⸗ 
dachte Vereinbarung gefehlt habe. Ob danach angenommen 
werden kann, dieſe Forderung beruhe auf jenem Ueberein⸗ 
kommen, mag dahin geſtellt bleiben; denn jedenfalls iſt die An⸗ 
nahme ausgeſchloſſen, daß die erſt nach jener Vereinbarung 
(angeblich) entſtandene Gegenforderung auf der Verein⸗ 
barung beruhe. Es handelt ſich demnach um zwei völlig ge⸗ 
trennte, nicht in rechtlichem Zuſammenhange ſtehende Forderungen 
und, da die eingeklagte Forderung zur Entſcheidung reif iſt, 
entſpricht der die Ausſetzung ablehnende Beſchluß des L. G. 
den Vorſchriften der 98 274, 136 C. P. O. Die Anwendung 
des vom Kammergerichte angezogenen $ 139 C. P. O. kann 
nicht in Frage kommen, da die Entſcheidung des von Adolf L. 
angeſtrengten Prozeſſes für die Entſcheidung auf die Klage des 
vorliegenden Rechtsſtreites nicht präjudiziell if. V. C. S. 
i. S. Kohn c. Lindner vom 8. Oktober 1898, B Nr. 155/98 V. 

8. Nach § 211 der C. P. O. kann einer Partei die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand nur ertheilt werden, 
wenn ſie durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle 
verhindert war, eine Nothfriſt einzuhalten. Ein ſolcher Fall 
liegt hier nicht vor. Dem Armenrechtsgeſuche des Kl. lag 
nur das Urtheil II. J. bei, aus welchem, da es auf 
den Thatbeſtand des erſten Urtheils Bezug nimmt, die Sach⸗ 
und Rechtslage nicht ſo vollſtändig erſichtlich war, um über 
einen möglichen Erfolg der vom Kl. beabſichtigten Reviſion 
urtheilen zu koͤnnen. Die ſogleich vom L. G. Lyck ein⸗ 
geholten Akten find erſt nach Ablauf der Reviſtonsfriſt beim 
R. G. eingegangen und konnten nach Lage der Sache nicht fo 
zeitig eingehen, daß die rechtzeitige Einlegung der Reviſton nach 
Beſchlußfaſſung über das Armenrecht noch möglich geweſen 
wäre. Die Nichteinhaltung der Reviſtonsfriſt hat alſo ihre 
Urſache lediglich in dem ſpäten Eingang des Armenrechtsgeſuchs. 
Daß eine frühere Einreichung des letzteren durch unabwendbare 
Zufälle verhindert worden ſei, iſt nicht behauptet. V. C. S. 
i. S. Stock c. Blast vom 8. Oktober 1898, Nr. 171/98 V. 

9. Nicht ſtichhaltig find die Gründe, aus welchen der 
B. R. den Feſtſtellungsantrag zurückweiſt. Anlaß zur Feſt⸗ 
ſtellungsklage bot die polizeiliche Verfügung, welche die Kl. 
zwang, Aufwendungen zu machen, die nach ihren Behauptungen 
dem Bekl. zur Laſt fielen. Daß zur Zeit der Erhebung der 
Klage ein Projekt vorlag, nach welchem der Damm eingehen 
ſollte, machte die Klage nicht hinfällig, vielmehr durfte nach 
der erſt im Laufe des Rechtsſtreits, erfolgten Ausführung jenes 
Unternehmens der Anſpruch nur für erledigt erklärt werden. 
V. C. S. i. S. Gemeinde Jerſitz o. E.⸗Fiskus vom 28. Sep⸗ 
tember 1898, Nr. 78/98 V. 

10. Richtig iſt, daß ſpeziell die geringe Stärke der zu den 
Decken bezw. Fußböden verwendeten Balken erſt in der Be⸗ 
rufungsinſtanz gerügt iſt. Aber in der I. Inſtanz iſt allgemein 


behauptet, daß das Haus nicht nach den baupolizeilichen Vor⸗ 


ſchriften erbaut ſei, und es kann nicht zweifelhaft fein, daß, 


600 


wenn die geringe Balkenſtärke mit polizeilichen Vorſchriften 
in Widerſpruch ſteht, das neue Vorbringen nicht eine Klag - 
änderung, ſondern nur eine nähere Erläuterung der Grundlage 
der erhobenen Redhibitionsklage enthalten würde. Nun iſt zwar 
vom B. G. als für ſeine Entſcheidung unerheblich bezeichnet 
und deshalb unentſchieden gelaſſen, ob der gerügte Mangel eine 
Verletzung der Polizeivorſchriften enthalte, und es muß zugegeben 
werden, daß dadurch Zweifel entſtehen, ob eine Klagänderung 
vorliegt. Berückſichtigt man aber einerſeits, das eine Klagänderung 


in der Berufungsinſtanz nicht gerügt iſt, daher für das B. G., 


falls es ſie nicht als vorliegend anſah, zu einer ausdrücklichen 
Entſcheidung darüber kein Anlaß vorlag, und andererſeits, daß 
nach Lage der Sache angenommen werden darf, daß das B. G. 
dieſe Frage nicht überſehen hat, ſo iſt eine Verneinung der 
Klagänderung darin zugleich zu finden, daß es die Frage, ob 


der behauptete Mangel den baupolizeilichen Vorſchriften wider- 


ſpreche, als für ſeine Entſcheidung unerheblich bezeichnet und 
deshalb unentſchieden gelaſſen hat. Die Verneinung der Klag- 


änderung aber unterliegt nicht der Nachprüfung des Reviſions⸗ 


gerichts. III. C. S. i. S. Rieckmann c. Wildt vom 27. Sep⸗ 
tember 1898, Nr. 112/98 III. e Ri 
11. Es müſſen die auf das Geſtändniß bezüglichen Aus⸗ 


führungen des angefochtenen Urtheils deshalb beanſtandet wer- 


den, weil die Annahme des Geſtändniſſes mit dem Termins⸗ 
protokoll vom 21. Mai 1897 unvereinbar erſcheint. Dieſes 
lautet in ſeinem hier in Betracht kommenden Theile: „Die 


Parteien verhandelten zur Sache und ſtellten in Ausſicht zur 


Klärung der im Beweisbeſchluſſe Blatt 167 erwähnten Verhält⸗ 
niſſe zunächſt noch mit Schriftſätzen einzukommen.“ Der hier⸗ 
bei erwähnte Beweisbeſchluß (vom 3. März 1897) aber bezog 
ſich auf die als zwiſchen den Parteien ſtreitig bezeichnete Frage, 
„ob der Bekl. für Waaren, die er dem Kl. vor dem 1. Januar 
1893 theils für feſte Rechnung, theils in Kommiſſion geliefert 
gehabt habe, 6892 Mark 69 Pf. zu fordern gehabt habe“, und 
die Anordnung ging dahin, daß der Bekl. zum Beweiſe ſeiner 
Behauptung ſeine Geſchäftsbücher vorzulegen habe. Hiernach 
beſagt der vorſtehend wiedergegebene Abſchnitt des Protokolls 


vom 21. Mai 1897 deutlich, daß über die Frage, wie hoch ſich 


der Saldo zu Gunſten des Kl. am 1. Januar 1893 belaufen 
habe, noch weitere Aufklärung durch Schriftſätze der Parteien 
beſchafft werden ſollte, dies aber hätte unmöglich ausgeſprochen 
werden können, wenn in der Verhandlung, über welche das 
Protokoll aufgenommen worden iſt, die Parteien ihr Einver- 


ſtändniß darüber erklärt gehabt hätten, daß der für den 


1. Januar 1893 berechnete Saldo für die von dieſem Tage feſt 
und kommiſſionsweiſe dem Kl. gelieferten Waaren zu Gunſten 
des Bekl. 6216 Mark 39 Pf. betrage, denn dann wäre eben 
über dasjenige, was nach dem Beweisbeſchluſſe vom 3. März 
1897 ſtreitig geweſen war ynd durch Vorlegung der Bücher des 
Bekl. aufgeklärt werden ſollte, bereits durch Parteieinverſtändniß 
Gewißheit erlangt geweſen. Hieran wird auch dadurch nichts 
geändert, daß der Beweisbeſchluß ſeinem Wortlaute nach die 
Frage betraf, wieviel der Bekl. im Juli 1893 für die vom 
Kl. bis zum 1. Januar 1893 feſt und kommiſſionsweiſe be» 
zogenen Waaren zu fordern gehabt habe, und dieſe Frage 
ſich nicht ohne Weiteres mit der anderen deckte, wie hoch ſich 
der Preis der vom Bekl. bis zum 1. Januar 1893 feſt und 


kommiſſionsweiſe dem Kl. gelieferten Waaren nach Abzug der 
vom Kl. geleiſteten Zahlungen belaufen habe, da nach den 
weiteren Feſtſtellungen des Thatbeſtandes. der Kl. bis Ende Juli 
1893 nicht alle bis zum 1. Januar 1893 als Kommiſſionsgut 
bezogenen Wgaren bezahlen ſollte, der Betrag deſſen, was der 


Bekl. „im Juli 1893 für die bis zum 1. Januar 1893 ge⸗ 
lieferten Waaren zu fordern hatte“, alſo niedriger war als 
die Geſammtſumme der Preiſe der von ihm bis dahin ge 


lieferten, noch unbezahlten Waaren. Denn der Beweisbeſchluß 
bezweckte, wie die darin ertheilte Beweisanordnung ergiebt, nur 
feſtzuſtellen, wie hoch dieſe letzterwähnte Geſammtſumme geweſen 
ſei, nicht aber bezog er ſich auf die Frage, wieviel von ihr bis 
Ende Juli 1893 zahlbar geworden ſei, die nicht durch die 
Bücher des Bekl., ſondern nur durch die Auslegung des Ver- 
trags vom 19. Juli 1893 gelöſt werden konnte. Thatſächlich 
war alſo der Beweisbeſchluß nur dahin gerichtet, zu ermitteln, 
wieviel der Geſammtpreis aller bis zum 1. Januar 1893 vom 
Bekl. feſt und kommiſſionsweiſe gelieferten, noch unbezahlten 
Waaren betragen habe, und das konnte einer weiteren Klärung 
nicht bedürfen, wenn die Parteien in der Verhandlung vom 


21. Mai 1897 bindend feſtgeſtellt hätten, daß dieſer Geſammt⸗ 


preis 6216 Mark 39 Pf. betragen habe. Hiernach erſcheint 
der Thatbeſtand des angefochtenen Urtheils, ſoweit er das von 
der Vorinſtanz angenommene Geſtändniß des Kl. feſtgeſtellt 


durch das Sitzungsprotokoll vom 21. Mai 1897 als widerlegt 


(C. P. O. § 285); jedenfalls aber müßte durch dieſes als 
dargethan gelten, daß, ſoweit die Parteien ſich in jener Ver⸗ 
handlung über einzelne Punkte das für die Beurtheilung des 
Rechtsſtreits weſentlichen Rechnungswerkes ausgeſprochen hatten, 
ihre Erklärungen nicht bindend ſein, das Verhältniß vielmehr 


erſt durch die zu wechſelnden Schriftſätze volle Aufklärung er- 


fahren ſollte. Hierfür ſpricht auch, wie die Resifion mit Recht 
hervorhebt, der Umſtand, daß der Bekl. in den Schriftſätzen 
vom 25. Juli 1897 (Blatt 174 ff.) und 21. Februar 1898 
(Blatt 209 ff.) unternommen hat, die Höhe des Betrages, der 
ihm bis Ende Dezember 1892 für feſt gelieferte Waaren zu⸗ 
kam, und der Preiſe der bis dahin dem Kl. kommiſſtonsweiſe 
gelieferten Waaren einer- und die dieſem gutzubringenden Be⸗ 
träge andererſeits im Einzelnen darzulegen und den Gegen: 
behauptungen des Kl. in dem Schriftſatze vom 20. Dezember 
1897 Blatt 193 ff. nirgends durch Bezugnahme auf ein Ge ⸗ 
ſtändniß deſſelben in der Verhandlung vom 21. Mai 1897 ent⸗ 
gegengetreten if. VI. C. S. i. S. Lautz e. Glaſer vom 
29. September 1898, Nr. 161/98 VI. 

12. Die Rüge, daß der Richter I. J. die Vorſchriften der 
C. P. O. dadurch mehrfach verletzt habe, daß er die Sachver- 
ſtändigen nicht beeidigt und die behandelnden Aerzte Dr. h. 
und Dr. B. lediglich als Auskunftsperſonen ohne jegliche 
Beeidigung vernommen hat, iſt an ſich begründet. Die ein 
ſchlägigen Vorſchriften betreffen aber das Verfahren und unter: 
liegen dem Verzicht der Parteien (Entſch. des R. G. Bd. 9 
S. 377, Bd. 17 S. 380); es find auch die Vorſchriften über 
die Mündlichkeit des Verfahrens nicht verletzt, da die Gutachten 
in der mündlichen Verhandlung vorgetragen und über dieſelben 
verhandelt wurde. Es findet alſo § 267 der C. P. O. An⸗ 
wendung und waren die Mängel, da dieſelben in den nach 
folgenden mündlichen Verhandlungen I. J. nicht gerügt wurden 
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in II. J. nicht weiter zu beachten. § 492 der C. P. O. Es 
bedarf daher des Hinweiſes darauf nicht, daß auch in II. J. 
zwar der materielle Inhalt des Gutachtens der Sachverſtändigen 
beanſtandet, nicht aber die Mängel des Verfahrens gerügt wur⸗ 
den. III. C. S. i. S. Bieſterfeld und Gen. c. ann vom 
4. Oktober 1898, Nr. 129/98 III. | 

13. Das O. L. G. hat gegen den § 269 der C P. d. 
verſtoßen, nach welchem im Anwaltsprozeſſe nur ſolche Sach⸗ 
anträge berückſichtigt werden dürfen, welche entweder aus einem 


vorbereitenden Schriftſatze oder aus einem dem Protokolle als 


Anlage beizufügenden Schriftſatze verleſen worden ſind. Sollte 
für das Einſpruchsverfahren ein Antrag auf Aufhebung des 
Verſäumnißurtheils für weſentlich zu halten ſein, ſo käme ſchon 
das in Betracht, daß ein ſolcher Antrag ſich in keinem Schrift⸗ 
ſatze der Kl. bei den Akten findet, alſo auch nicht aus einem 
ſolchen verleſen werden kann. Aber auch hiervon abgeſehen, 
würde dem § 269 der C. P. O. nicht entſprochen worden ſein. 


Denn in der mündlichen Verhandlung vom 23. März 1898, 


auf welche es allein ankommt, da das B. G. dort anders be- 
ſetzt war, als in den früheren Verhandlungsterminen, iſt von 
Seiten der Kl. nach dem Thatbeſtande des Urtheils und dem 
Protokolle überhaupt kein Sachantrag verleſen worden. Nach 
dem Thatbeſtande iſt zunächſt ohne Stellung eines Sachantrages 
verhandelt worden; ſodann heißt es: „Kl. wiederholte ihren An⸗ 
trag auf zeitweilige Trennung der Ehe“. Abgeſehen davon, 
daß die Beziehung des Wortes „wiederholte“ hier unklar iſt, da 
die Kl. einen Antrag dieſes Inhaltes in der Berufungs- 
inſtanz bis dahin nach den Akten noch nicht geſtellt hatte, 
kann auch dieſer Antrag keinenfalls gemäß der Geſetzesvorſchrift 
verleſen worden ſein, weil auch ein ſolcher Antrag in keinem 
zu den Akten gekommenen Schriftſatze formulirt iſt. Zu dem⸗ 


ſelben Ergebniſſe führt das betreffende Sitzungsprotokoll; auch 


hiernach haben zunächſt Verhandlungen und Beweisaufnahmen 
ohne Stellung eines Antrages ſtattgefunden, und dann erklärte 
der Vertreter der Kl. „den Antrag der Eheſcheidung vom Bande“ 
(der jedoch noch garnicht formgerecht geſtellt war) „fallen zu 
laſſen und nunmehr den Antrag zu ſtellen auf Scheidung der 
Ehe von Tiſch und Bett“. Allerdings iſt laut des Thatbeſtandes 
des B. U. vorher über den Inhalt eines älteren, in [60] den 
Akten enthaltenen ſogen. „Thatbeſtandes“ „referirt“ worden; 


allein ſelbſt wenn dadurch die Verleſung des erforderlichen Sach ⸗ 


antrages in der betreffenden Verhandlung (vom 4. Februar 1898) 


unanfechtbar feſtgeſtellt wäre, würde es mindeſtens recht bedenk⸗ 


lich ſein, eine ſolche „Relation“ über einen früheren Vorgang 
als gleichwerthig gelten zu laſſen mit der gegenwärtigen Ver⸗ 
leſung des Antrages. Noch dazu aber hätte freilich laut des 
„Thatbeſtandes“ in [60] die Kl. nach Einlegung des Einſpruches 
„abermals Scheidung vom Bande beantragt“, und zwar 
„laut [31]“ (der Berufungsſchrift); aber abgeſehen von der 
zweifelhaften Frage, ob durch dieſen Antrag der Antrag auf 
zeitweilige Trennung der Ehe als ein Minus mitgedeckt ſein 
würde, wird der genannte Thatbeſtand inſoweit widerlegt durch 
das Sitzungsprotokoll [53], laut deſſen die Kl. gar keinen Sach- 
antrag mehr verleſen hat. Allerdings hatte die Kl. nach dem 
noch ältern ſogen. „Thatbeſtande“ in [46] in der Verhandlung 
vom 8. Dezember 1897 den Antrag aus [31] verleſen; aber 
abgeſehen davon, daß auch dies wieder in Widerſpruch mit dem 


betreffenden Sitzungsprotokolle [42] ſteht, nach welchem vielmehr 
der Antrag aus [43] verleſen ſein ſoll — welcher Schriftſatz 
nur Beweisanträge enthält —, hatte auch die Verhandlung vom 


8. Dezember 1897 wiederum vor einem noch anders beſetzten 


Kollegium ſtattgefunden, und iſt aus dem „Thatbeſtande“ 
in [46] laut des „Thatbeſtandes“ in [60] und des Thatbeſtandes 
des B. U. nicht einmal „referirt“ worden. Endlich hat das 
O. L. G. keine Begründung dafür gegeben, weshalb es die Be⸗ 
hauptung der Kl., daß der Bekl. im Februar 1897 wegen Be⸗ 
truges rechtskräftig zu drei Monaten Gefängniß verurtheilt 
worden ſei, welche Behauptung weder von der Kl. unter Beweis 
geſtellt, noch vom Bekl. ausdrücklich zugeſtanden war, als wahr 


angenommen hat. Darauf, daß der Bekl. ſich über die Be⸗ 
hauptung überhaupt nicht erklärt hatte, dieſelbe alſo nach 
§ 129 Abſ. 2 der C. P. O. als ſtillſchweigend zugeſtanden an ⸗ 
zuſehen war, kommt es hierbei nicht an, weil nach § 577 Abſ. 1 


daſelbſt in Eheſachen die ſonſtige Rechtsfolge eines gerichtlichen 
Geſtändniſſes überhaupt nicht eintritt. VI. C. S. i. S. 
Einfeldt c. Einfeldt vom 6. Oktober 1898, Nr. 166/98 VI. 
14. Das Urtheil des O. L. G. konnte nicht aufrecht er⸗ 
halten werden. Das R. G. hat ſich wiederholt — nämlich in 
dem Urtheile des VI. C. S. vom 9. November 1896 in Sachen 
Stockhauſen wider Gebhardt Rep. VI 182/96 (abgedruckt in 


Gruchot, Beiträge, Bd. 41 S. 947/952 und theilweiſe in der 


Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahrgang 1896, S. 691 Nr. 17) und 
in dem Urtheile des II. C. S. vom 12. Juli 1898 in Sachen 
Fickert wider Paſch Rep. II 85/98 — für die Anſicht aus⸗ 
geſprochen, es ſei, wenn die klägeriſche Forderung beſtritten und 
in weiterer Linie zur Abweiſung der Klage die Kompenſations⸗ 
einrede vorgebracht worden ſei, prozeſſual unſtatthaft, un- 
entſchieden zu laſſen, ob die klägeriſche Forderung an ſich 
begründet ſei und die Abweiſung der Klage auf die Kom- 
penſationseinrede unter der Annahme zu bauen, daß die Gegen- 
forderung begründet ſei, ſondern es könne über die Kom- 
penſationseinrede nur dann entſchieden werden, wenn der Richter 
die Klageforderung an ſich für begründet erachte. Gegen dieſen, 
auch jetzt von dem erkennenden Senat feſtgehaltenen Rechts- 
grundſatz, deſſen Verletzung in einem Rechtsſtreite beide 
Parteien zu rügen berechtigt ſind und der daher im jetzigen 
Rechtsſtreite auch für den Kl. einen Reviſtongrund bildet, hat 
das B. G. im vorliegenden Falle gefehlt, indem es, ohne zu 
entſcheiden, ob die klägeriſche Forderung an ſich begründet 
ſei, vielmehr dies dahin geſtellt ließ, die Abweiſung der Klage 
auf die Annahme baute, daß jedenfalls die Gegenforderung 
gerechtfertigt ſei und die Einrede der Kompenſation gegen die 
Klageforderung begründe. II. C. S. i. S. Schaefer o. Schweitzer 
vom 14. Oktober 1898, Nr. 161/98 II. 

15. Die Reviſton konnte keinen Erfolg haben. Das 
angegriffene Urtheil iſt eine Vorabentſcheidung gemäß § 276 
C. P. O. Der Schadenserſatzanſpruch der Kl. ift dem Grunde 
und dem Betrage nach von dem Bekl. beſtritten. Das B. U. 
erklärt den Bekl. für verpflichtet, den Kl. den von ihren Wieſen 
im Prümthale ſeit Mai 1887 entſtandenen Schaden inſo⸗ 
weit zu erſetzen, als ſolcher durch die von dem Bekl. im Jahre 
1885 ausgeführte Regulirung des Prümbaches hervor- 
gerufen worden iſt. Es erledigt ſonach den Klageanſpruch 
dem Grunde nach, und bleibt nur noch über die Höhe des 
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Schadens zu entſcheiden. Hierbei iſt das O. L. G. auf Grund 
freier Sachwürdigung (§ 260 C. P. O.) davon ausgegangen, 
daß durch jene Regulirung den Kl. an ihren Wieſen Schaden 
entſtanden iſt, und erachtet den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der von dem Bekl. ausgeführten Bachregulirung 
und der Schädigung der oberhalb gelegenen Wieſen der Kl. für 
erwieſen. Wenn es dann weiter ausführt, daß vielleicht noch 
andere Umſtände als dieſe Regulirung bei den Abbröckelungen 


und Verlandungen an den klägeriſchen Wieſen mitgewirkt 


haben, und daß es Aufgabe ſachverſtändigen Ermeſſens ſein 
werde, unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden 
Faktoren abzuwägen und feſtzuſtellen, inwieweit und eventuell 
in welchem Verhältniſſe etwa die natürlichen Boden- und Fluß⸗ 
verhältniſſe bei den einzelnen Schädigungen mitgewirkt haben 
können, ſo wollte es damit nicht die Haftpflicht des Bekl. an 
ſich in Zweifel ſtellen, ſondern vielmehr zum Ausdruck bringen, 
daß möglicherweiſe nicht die ſämmtlichen Schäden, ſondern 
nur ein Theil derſelben dem Bekl. zur Laſt fallen. Dieſes er- 
giebt auch die weitere Ausführung, daß es ſeitens des L. G. 
richtiger geweſen wäre, wenn es die Sachverſtändigen veranlaßt 
hätte, auch die Höhe des den Kl. durch die Prümregulirung 
entſtandenen Schadens feſtzuſtellen. Sonach kann von einer 
unrichtigen Anwendung des § 276 C. P. O. keine Rede ſein. 
II. C. S. i. S. E.⸗Fiskus c. Gemeinde Niederprüm und Gen. 
vom 11. Oktober 1898, Nr. 173/98 IL 

16. Das angefochtene B. U. leidet an verſchiedenen formellen 
Mängeln. Es hat zunächſt unterlaſſen, durch Aufhebung des 
Verſäumnißurtheils, wie § 308 der C. P. O. vorſchreibt, Raum 
für die zu erlaſſende anderweitige Entſcheidung zu ſchaffen. Wenn 
dies auch an ſich nur die äußere Form betrifft und man allen⸗ 
falls das Verſäumnißurtheil als ſtillſcheigend aufgehoben anſehen 
könnte, ſo ſteht doch damit der ſachliche Verſtoß in Verbindung, 
daß das B. G. die Prozeßkoſten ſchlechtweg gegen einander auf- 
gehoben hat, ohne der Kl. ausſchließlich die durch ihre Ver⸗ 
ſäumniß veranlaßten Koſten aufzuerlegen, ſomit durch ſeine 
Koſtenentſcheidung den § 309 der C. P. O. verletzt hat. VI. C. S. 
i. S. Einfeldt c. Einfeldt vom 6. Oktober 1898, Nr. 166/98 VI. 

17. Das angefochtene Urtheil hat aufgehoben werden 
müſſen, weil ſeine Feſtſtellung, daß die Bekl. die Bürgſchaft für 
die dem Kl. cedirte Forderung übernommen haben, auf den Aus- 
ſagen der Zeugen R. und K. beruht, der Zeuge R. aber gegen 
die Vorſchrift des §S 356 der C. P. O. ohne geſetzlichen Grund 
unbeeidigt geblieben iſt. Das L. G. hat in der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung beſchloſſen, den Zeugen nicht zu beeidigen, 
weil er am Ausgange der Sache intereſſirt ſei. Das iſt ein 
geſetzlicher Grund nach § 358 der C. P. O. fo wenig, wie, 
daß der Zeuge der Cedent des Kl. iſt. Dadurch iſt er nicht 
bei dem Ausgange des Rechtsſteites unmittelbar betheiligt, 
wie das R. G. wiederholt ausgeſprochen hat. Entſch. Bd. 40 
S. 376. Der § 267 der C. P. O. iſt nicht anwendbar. Dem 
Beſchluß des Gerichts gegenüber, durch den die Nichtbeeidigung 
angeordnet, kann von einem Verzicht der Parteien in I. J. nicht 
die Rede ſein. Ein ſtillſchweigender Verzicht im Sinne des 
8 267 kann auch darin nicht gefunden werden, daß die Nicht⸗ 
beeidigung in der Berufungsinſtanz nicht gerügt iſt. Nach den 
§8 472, 473, 488 der C. P. O. wurde die Entſcheidung 
des I. R. über die Nichtbeeidigung des Zeugen von der Be⸗ 


rufung gegen das Urtheil von ſelbſt mitergriffen und unterlag 
der amtlichen Beurtheilung des B. G. Wollte der B. R. ſeine 
Entſcheidung auf die Ausſage des R. gründen, ſo hatte er für 
die Beeidigung des Zeugen Sorge zu tragen, wenn nicht beide 
Parteien auf die Beeidigung gemäß § 3 56 Abſ. 2 der C. P. O. 
ausdrücklich verzichteten. Auch der Zeuge S. mußte vereidigt 
werden. Er iſt in I. J. auf Grund des Beſchluſſes des L. G. 
ohne jeden geſetzlichen Grund unbeeidigt geblieben. In der 
Berufungsinſtanz iſt ſeitens der Bekl. die Beeidigung des 
Zeugen ausdrücklich beantragt worden. Die Beeidigung iſt aus 
unzureichendem Grunde abgelehnt. Es genügt nicht, daß der 
Zeuge ſich als unzuverläſſig erwieſen hat, wie der B. R. an⸗ 
nimmt, und daß ſeiner Ausſage gegen die von K. und R. kein 
Gewicht beigelegt wird. Es ſteht dahin, was er bei ſeiner Be⸗ 
eidigung ſagen wird; erſt dann kann die Bedeutung ſeiner Aus⸗ 
ſage gewürdigt werden. I. C. S. i. S. Sabin u. Streiber 
c. Jacob Ravens u. Söhne u. Co. vom 5. Oktober 1898, 
Nr. 215/98 I. | 

18. Das B. G. führt aus, daß nach § 380 ff. der 
C. P. O. die Hypothekurkunde die damalige Quittirung der 
Darlehnsſumme in allen Theilen durch den Schuldner B. und 
damit die Darlehnshingabe beweiſt, ſowie daß dem Bekl. der 
Gegenbeweis obliegt. Allein hierbei iſt überſehen, daß nach 
dem Geſtändniß des Kl. zur Zeit der Errichtung der Hypothek⸗ 
urkunde nur 8000 Mark angezahlt waren und daß daher be⸗ 
treffs der dieſen Betrag überſteigenden Summe gemäß $ 261 
der C. P. O. Bekl. nicht beweispflichtig iſt. Sache des Kl. 
iſt es vielmehr, darzuthun, daß in ſpäterer Zeit die durch die 
Hypothek geſicherte Forderung über den Betrag von 8000 Mark 
hinaus bis zu der der Klage zu Grunde liegenden Summe von 
10 000 Marl entftanden if. III. C. S. i. S. Ludloff 
c. v. Roſenthal vom 11. Oktober 1898, Nr. 141/98 III. 

19. Begründet iſt die Beſchwerde der Reviſion über die 
Norm des erkannten Eides. Der Bekl. ſoll ſchwören, daß der 
Geſchäftsumſatz des letzten Jahres circa 40 000 Mark betragen 
hat. Damit iſt der Beurtheilung des Bekl. überlaſſen, was er 
unter „circa“ verſtehen will und dem Gewiſſen des Bekl. ein 
Spielraum gelaſſen, der der Bedeutung und Aufgabe des Eides 
widerſpricht. Daran wird dadurch nichts geändert, daß in den 
Gründen der beiden Urtheile das circa als ein geringes Minus 
oder als Schätzung mit annähernder Richtigkeit deklarirt wird 
und daß der Kl. in der Berufungsinſtanz die Norm nicht an⸗ 
gefochten hat. Zu einer ſolchen Faſſung des Eides lag um ſo 
weniger Grund vor, als der Bekl. in der Berufungainſtanz be 
hauptet hat, der Umſatz habe ſogar über 40000 Mark ber 
tragen. Bei der weiteren Verhandlung iſt deshalb durch Aus⸗ 
übung des Fragerechts, wenn es bei dem Eide verbleibt, dahin 
zu wirken, daß der Bekl. die Mindeſtſumme des Jahresumſatzes 
angiebt, die er zu beſchwören bereit iſt. I. C. S. i. ©. Tiede · 
mann c. Roſenkilde vom 17. September 1898, Nr. 175/98 J. 

20. Das B. G. gelangt zu der rechtsirrthümlichen An- 
ſchauung, daß die Auflage eines richterlichen Eides in dem vom 
Kl. angeregten Sinne unzuläſſig wäre, weil der Eid auf ein 
bloßes Urtheil hinauslaufen würde. Der Kl. hätte nicht ein 
Urtheil darüber abzugeben und durch Eid zu bekräftigen, daß 
feine Schmerzen die durch Knochenbrüche überhaupt hervor 
gerufenen Schmerzempfindungen überſtiegen, ſondern lediglich 
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die Darſtellung deſſen, was er in Folge des Bruches in den 
einzelnen Stadien der chirurgiſchen Behandlung empfunden und 
gelitten, auf ſeinen Eid zu nehmen. Sache des Sachverſtändigen 
iſt es, aus den Berichten über die Schmerzempfindung deren 
Urſache zu erkennen und feſtzuſtellen. Giebt es auch für den 
Sachkundigen, abgeſehen von allgemeinen Erfahrungen, auch 
beſtimmte Merkmale, um die Wahrheit von Aeußerungen des 
Schmerzens zu kontroliren und Simulationen zu entdecken, ſo 
iſt die Schmerzempfindung doch recht ein Gegenſtand eigener 
ſinnlicher und gemäß der Bedingtheit des Schmerzes von der 
Individualität des Leidenden zuverläſſigſter Wahrnehmung. 
Der richterliche Eid des Kl. über die von ihm empfundenen 
Schmerzen wäre ſomit nicht ausgeſchloſſen, ſelbſt wenn für den 
richterlichen Eid die Schranke des § 410 der C. P. O. beſtünde. 
VI. C. S. i. S. Fritzſche e. Brink vom 26. September 1898, 
Nr. 151/98 VI. 

21. Die Entſcheidung des B. R. iſt im Endergebniſſe 


jedenfalls aus dem Grunde aufrecht zu erhalten, weil für die 
Geltendmachung eines Retentionsrechtes die Vorausſetzungen 


der §§ 539 und 542 Thl. 1 Tit. 20 A. L. R. fehlen, die Er⸗ 
hebung der Kompenſations einrede aber nach § 491 Abf. 2 
der C. P. O. nicht mehr zuläffig war. Allerdings hatten die 
Bekl. bereits in I. J. der Thatſache Erwähnung gethan, daß 
ihr Erblaſſer Baugelder vom Kl. zu fordern gehabt habe; dieſe 
Anführung war von ihnen aber nur gemacht worden, um — 
unter motivirter Beſtreitung der Klagebehauptung — näher 
darzulegen, daß die fraglichen Geldzahlungen nicht zur Be— 
gründung einer Darlehnsforderung des Kl., ſondern à Conto 
der dem Erblaſſer der Bekl. bereits damals oder doch bald 
darauf erwachſenen Baugelderforderung geleiſtet worden ſeien. 
Die Behauptung, daß ihnen auf Grund der betreffenden Bau- 
leiſtungen ihres Erblaſſers eventuell — falls die Angabe des 
Kl. richtig ſein ſollte — noch eine dem eingeklagten Betrage 
gleichkommende Reſtforderung zuſtehen würde, iſt dabei von den 
Bekl. in I. J. gar nicht aufgeſtellt worden, und noch weniger 
haben fie damals die ihnen in dieſer Beziehung etwa noch zu— 
ſtehenden Rechte durch Erhebung eines Gegenanſpruchs zur 
Geltung zu bringen verſucht. Bei ſolcher Sachlage konnten 
daher jene von den Bekl. in der I. J. vorgebrachten Thatſachen 
nicht genügen, um die Annahme zu rechtfertigen, daß der 
von den Bekl. in der Berufungsinſtanz ausdrücklich erhobene 
Kompenſationseinwand materiell bereits in der I. J. geltend 
gemacht worden ſei. (Vergl. Seufferts Archiv Bd. 46 S. 471 
Nr. 292, „Juriſtiſche Wochenſchriſt“ von 1890 S. 80 Nr. 7, 
von 1893 S. 500 Nr. 9 und von 1896 S. 693 Nr. 21.) 
Hieran kann auch der Umſtand nichts ändern, daß es für die 
Bekl. bereits in I. J. offenbar ſehr nahe gelegen hätte, den 
eventuellen Kompenſationseinwand ſo zu erheben, wie dies 
demnächſt in II. J. geſchehen iſt; vielmehr ergiebt ſich daraus 
nur, daß die Bekl. nicht vorſichtig handelten, indem ſie es 
unterließen, ſich alsbald in ſolcher Weiſe zu vertheidigen. Damit 
erſcheint zugleich die Annahme, daß die Bekl. ohne ihr 
Verſchulden außer Stande geweſen ſeien, die Kom- 
penſation ſchon in I. J. geltend zu machen, von vornherein 
als ausgeſchloſſen. Hiernach war die erſt in der II. J. er⸗ 
hobene Kompenſationseinrede nicht mehr zuzulaſſen und dies 
mußte von Amtswegen berückſichtigt werden. (Vergl. „Juriſtiſche 


Wochenſchrift“ von 1886 S. 115 Nr. 9 und von 1890 S. 80 
Nr. 7.) IV. C. S. i. S. Scheer u. Gen. Cc. Wollny vom 
3. Oktober 1898, Nr. 85 / 98 IV. 

22. Das Gemeine Recht hat als ſolches im Herzogthum 
Schleswig keine Geltung und iſt daſelbſt nicht als Ganzes 
rezipirt. Deſſen Anwendung im vorliegenden Falle kann daher 
nur auf das für dieſen maßgebende Eiderſtedter Landrecht ge⸗ 
gründet werden. Wenn nun das B. G. das Gemeine Recht 
nicht als ſolches, ſondern nur inſoweit, als daſſelbe als ſ. g. 
ratio scripta erſcheint, anwenden will, ſo liegt inſofern lediglich 
eine Auslegung von Thl. 4 Art. 62 des erwähnten Landrechts, 
auf deſſen Verletzung die Reviſion nicht geſtützt werden kann, 
vor. Auch darin iſt dem B. G. beizuſtimmen, daß die Be⸗ 
ſtimmungen des Römiſchen Rechts über die Anrechnung einer 
von dem Schuldner, gegen den dem Gläubiger mehrere For- 
derungen zuſtehen, ohne Beſtimmung geleiſteten Zahlung, die 
nicht zur Tilgung aller Forderungen ausreicht, poſitiven Charakter 
haben und nicht der Natur der Sache entſprechen, demnach 
nicht als ſ. g. ratio scripta anzuſehen ſind. III. C. S. i. S. 
Nebbe c. Davids vom 4. Oktober 1898, Nr. 133/98 III. 

23. Nach § 532 Abſ. 2 der C. P. O. darf zwar die Be— 
ſchwerde durch Erklärung zum Protokolle des Gerichtsſchreibers 
erfolgen, wenn der Rechtsſtreit bei einem Amtsgerichte anhängig 
war. Auch trifft dieſe Vorſchrrft zu, wenn das Amtsgericht 
aus Anlaß eines bei dem L. G. anhängigen Prozeſſes im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren als Vollſtreckungsgericht thätig 
geworden iſt und ſich die Beſchwerde auf dieſe Thaͤtigkeit be⸗ 
zieht. Wie das R. G. ſchon mehrfach ausgeſprochen hat, 
kommt aber die Ausnahmevorſchrift des § 532 Abſ. 2 der 
C. P. O. nicht zur Anwendung, wenn das L. G. als Prozeß 
gericht über die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung entſchieden 
hat. In einem ſolchen Falle beſteht vielmehr Anwaltszwang. 
Die Beſchwerde muß ſonach gemäß § 74 C. P. O. durch einen 
Rechtsanwalt eingereicht werden, der bei dem Beſchwerdegericht, 
oder doch bei dem Gerichte zugelaſſen iſt, deſſen Entſcheidung 
angefochten und bei dem die Beſchwerde eingereicht wird. (Vergl. 
Peterſen, Civilprozeßordnung Bem. 4 und 5 zu § 532 nebſt 
den dort angeführten Entſcheidungen des Reichsgerichts.) 
Hiernach mußte die Beſchwerde, weil ſie von einem nicht bei 
dem O. L. G., ſondern nur bei dem L. G. zugelaſſenen Rechts- 
anwalt unterzeichnet und eingereicht worden iſt, als unzuläſſig 
verworfen werden. II. C. S. i. S. Pimmel c. Ganterſche 
Brauereigeſellſchaft vom 11. Oktober 1898, B Nr. 171/98 II. 

24. Der Reviſion muß inſofern ſtattgegeben werden, als 
dieſe den in der Berufungsinſtanz geſtellten Antrag auf Er- 
ſtattung der zwangsweiſe beigetriebenen Beträge wiederholt. Da 
das B. G. den von der Bekl. vorgeſchützten Einwand nicht für 
grundlos oder ſchon widerlegt erachtete, ſondern noch eine Eides- 
leiſtung für nöthig hielt und dementſprechend das landgerichtliche 
Urtheil abänderte, ſo trat dieſes außer Kraft und Kl. mußte 
nach Vorſchrift des §S 655 Abſ. 2 C. P. O. zur Erſtattung der 
beigetriebenen, ihrem Betrage noch nicht ſtreitigen Summen 
ſchuldig erkannt werden. Dieſer Grundſatz iſt von dem R. G. 
wiederholt ausgeſprochen worden, insbeſondere auch in dem in 
der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ 1898 S. 48 theilweiſe ver£ffent- 
lichten Urtheil ſeines Fünften Civilſenats vom 24./27. No- 
vember 1897. Allerdings iſt durch dies Urtheil, wie Kl. geltend 
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macht, die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung der Frage, 
ob der 3 Kl. die an ihn auf die ſtreitige Forderung ge- 
zahlte Summe an die damalige Bekl. zurückzuzahlen habe, an 
das B. G. zurückoerwieſen worden, allein dies iſt nicht in Ab⸗ 
weichung von dem oben erwähnten Grundſatz, ſondern deshalb 
geſchehen, weil es ſtreitig war, ob der damalige Kl. jene Summe 
zur Erfüllung des für vorläufig vollſtreckbar erklärten, vom 
B. G. aufgehobenen Urtheils erhalten habe. I. C. S. i. S. 
Deutſche Creditanſtalt o. Große vom 1. Oktober 1898, 
Nr. 207/98 J. 5 

25. Die Reviflon führt nur darüber Beſchwerde, daß nicht 
endgültig feſtgeſtellt ſei, daß den Bekl. die Rechtswohlthat des 
Inventars zuſtehe. Dieſe Beſchwerde iſt indeß nicht begründet. 
Allerdings haben die Bekl. in der vorigen Suftanz die Aus⸗ 
fertigung eines Protokolls überreicht, demzufolge ſie, nachdem 
ihre Mutter, wie unſtreitig iſt, am 15. Januar 1896 in der 
Gemeinde Eaux⸗Vives geſtorben war, am 5. Februar 1896 perſönlich 
auf der Gerichtsſchreiberei des Gerichts J. J. in Genf erſchienen ſind 
und erklärt haben, daß ſie die Erbſchaft ihrer Mutter unter der 
Rechtswohlthat des Inventars antreten wollten. Sie haben 
ferner die Ausfertigung eines Protokolls überreicht, inhalts deſſen 
ein Notar unter Zuziehung eines zweiten Notars und einer 
Sachverſtändigen am 8. Februar 1896 ein Inventar in der 
Sterbewohnung aufgenommen hat. Dem B. G. hat daher 
vorgelegen, was die Bekl. zur Wahrung des Inventarrechts 
gethan haben und das B. G. wäre, wie der Reviſion zuzugeben 
iſt, in der Lage geweſen, darüber zu entſcheiden, ob ihnen die 
beanſpruchte Rechtswohlthat zuſtehe. 


Dies war jedoch zuläſſig. Die Berufung auf das Inventarrecht 
iſt zwar, ebenſo wie die Vorſchützung des beneficium com- 
petentiae, wenn auch beide Rechtsbehelfe die Forderung nicht 
in deren rechtlichem Beſtande angreifen, eine Einwendung, welche 
den durch das Urtheil feſtzuſtellenden Anſpruch ſelbſt betrifft, 
denn beide haben nicht blos die Zuläſſigkeit der Ertheilung der 


vollſtreckbaren Ausfertigung oder die Art und Weiſe der Zwangs ⸗ 


vollſtreckung zum Gegenſtande, ſondern ſind Einwendungen des 
Inhalts, daß Kl. beabſichtige, eine größere Leiſtung zu erzwingen, 
als ihm zukomme. Deswegen würden beide Einwendungen 
unter $ 686 der C. P. O. fallen. Dies iſt hinſichtlich des 
beneficium competentiae anerkannt in dem unter den Entſch. 


des R. G. in Civilſachen Bd. 33 S. 378 mitgetheilten Urtheil, 


auf das die Revifion ſich beruft. Es iſt daſelbſt ausgeſprochen, 
daß dorthin auch Einwendungen gehören, die geeignet ſind, das 
ihnen gegenüberſtehende Recht unwirkſam zu machen, ſei es für 
immer, ſei es zur Zeit; und das die exc. benef. competentiae 
deshalb im Wege des § 686 der C. P. O. nur im Falle 
nachträglicher Entſtehung geltend gemacht werden dürfe. An 
und für ſich würden dieſe Erwägungen auch auf den Einwand 
des Inventarrechts zutreffen; es gelten hierfür jedoch beſondere 
Vorſchriften. Das Inventarrecht verſteht ſich nach einigen Rechten 
von ſelbſt; nach anderen muß es beanſprucht und durch beſondere 
Maßnahmen gewahrt werden, nämlich durch Errichtung eines 
Inventars binnen beſtimmter Friſt. Mit Rückſicht hierauf kann 
bei ſeiner Geltendmachung der Fall eintreten, daß das Prozeß⸗ 
gericht noch nicht in der Lage iſt, über dieſen Einwand zu ent- 
ſcheiden, wenn der Rechtsſtreit im übrigen zur Entſcheidung reif 


Statt deſſen hat es ſich auf 
den Ausſpruch des oben wiedergegebenen Vorbehalts beſchränkt. 


iſt. Es iſt deshalb, um einerſeits das Urtheil in der Haupt⸗ 
ſache nicht aufzuhalten, und andererſeits die Möglichkeit einer 
Verzögerung der Zwangsvollſtreckung durch eine erſt in der 
Vollſtreckungsinſtanz erfolgende grundloſe Vorſchützung des 
Inventarrechts abzuſchneiden, in § 695 C. P. O. die Be 
ſtimmung getroffen, daß der Bekl., der als Erbe des Schuldners 
in Anſpruch genommen wird, ſich auf die Rechtswohlthat des 
Inventars, um dieſe geltend machen zu können, vor Fällung des 
Urtheils berufen muß, daß aber zur Erhaltung der Rechtswohlthat 
ein Vorbehalt im Urtheil genügt. Dies iſt dem § 686 der 
C. P. O. gegenüber eine Sonderbeſtimmung, die das Gericht 
verpflichtet, über die Einrede des Inventarrechts ſtets, alſo auch 
dann, wenn eine endgültige Entſcheidung hierüber noch nicht 
möglich iſt, einen Ausſpruch abzugeben, deren Faſſung jedoch, 
wie die Motive zu $ 644 des Entwurfs hervorheben, dem Gericht 
erlauben ſoll und erlaubt, ſich immer, alſo auch bei vollſtändig 
erörterer Sache — und wenn ſich der Einwand nicht als 
unbegründet herausſtellt — auf einen Vorbehalt zu beſchränken. 
Nicht im Widerſpruch mit dieſer Auslegung ſteht das in dem 
Bd. 34 S. 277 der Entſch. des R. G. in Civilſachen ver- 
öffentliche Urtheil, in welchem ausgeſprochen iſt, daß der Erbe 
gegenüber der Klage auf Auszahlung eines Vermächtniſſes den 
Einwand, daß der Nachlaß unzureichend ſei, bereits im Prozeſſe 
ſelbſt zu erheben und nachzuweiſen das Recht habe. Es handelte 
ſich dort um den Einwand, daß der klagenden Legatarin wegen 
Erſchöpfung des Nachlaſſes ein Anſpruch überhaupt nicht 
zuſtehe und jener Ausſpruch des Urtheils beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß bei Unzulänglichkeit des Nachlaſſes eine Verbindlichkeit 
zur Entrichtung des Legats nach §§ 296 und 334 Thl. 1 
Tit. 12 des A. L. R. nicht exiſtire. In dem vorliegenden Fall 
handelt es ſich dagegen darum, ob den Bekl. das Inventarrecht 
überhaupt zuſteht und wie hierüber zu befinden ſei. Die 
angefochtene Entſcheidung kann deshalb rechtlich nicht beanſtandet 
werden. Bekl. machen noch geltend, daß fie ein Jutereſſe daran 
hätten, ihre Befugniß zur Geltendmachung des Inventarrechts 
feſtgeſtellt zu ſehen, und zwar ſowohl für den Fall, daß die 
Vollſtreckung des gegen ſie erlaſſenen Urtheils in Genf, als für 
den Fall, daß die Vollſtreckung in Deutſchland beantragt werden 
ſollte. Dies iſt indeß nicht anzuerkennen. Mit dem Kanton 
Genf beſteht, was übrigens von der Reviſion anerkannt wird, 
die in § 661 Ziffer 5 der C. P. O. bedingte Gegenſeitigkeit 
nicht, und deshalb wäre in Deutſchland die Erlangung eines 
Vollſtreckungsurtheils für ein in Genf erlaſſenes Urtheil un⸗ 
möglich. Ferner würde die Erhebung einer Judikatoklage auf 
Grund eines Genfer Urtheils unſtatthaft ſein (vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 431, Bd. 26 S. 131). Es 
muß dann aber als ausgeſchloſſen gelten, daß in Genf die 
Judikatsklage auf Grund des hieſigen Urtheils erhoben werden 
könnte und daher würde eine hieſige Feſtſtellung des Inventar⸗ 
rechts den Beklagten in Genf nichts nützen. Etwas anders 
verhält es ſich zwar hinſichtlich einer in Deutſchland beantragten 


Zwangsvollſtreckung, die, wie die Reviſion beſcheinigt, bereits in 
Es würde indeß die endgültige 


die Wege geleitet worden iſt. 
Anerkennung des Inventarrechts den Bekl. keinen Schutz gegen 
den Verſuch einer Beitreibung der vollen den Kl. zuerkannten 
Summe gewähren, da nach § 696 der C. P. O. auch das ſchon 
feſtgeſtellte Inventarrecht außer Betracht bleibt, bis der Schuldner 


r 
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ſich darauf beruft. Bekl. würden ferner ſtets noch nachzuweiſen 
haben, daß, oder inwieweit das in Angriff genommene Ber- 


mögen dem Gläubiger nicht hafte und ſind deshalb durch das 
Verfahren des B. G. nur inſofern ungünſtiger geſtellt, als ſie 


der Zwangsvollſtreckung gegenüber auch die Beobachtung der 
Förmlichkeiten für die Erhaltung des Inventarrechts noch 
darlegen müſſen. I. C. S. i. S. Elkan c. Runne vom 21. Sep⸗ 
tember 1898, Nr. 219/98 J. 

26. Die Bekl. ſind rechtskräftig verurtheilt, dem Kl. be⸗ 
ſtimmte Parzellen des Grundſtücks Dmuſſen Nr. 1 aufzulaſſen 
und zu dieſem Zwecke ihre Eintragung als Eigenthümer dieſes 
Grundſtücks zu bewirken. Kl. iſt auf feinen Antrag durch Be⸗ 
ſchluß des Königlichen L. G. zu Lyck ermächtigt worden, auf 
Koſten der Bekl. und an deren Stelle ihre Eintragung als 
Eigenthümer jener Parzellen zu erwirken. Zugleich ſind die 
Bekl. verurtheilt, dem Kl. die durch die Vornahme der be- 
zeichneten Handlung entſtehenden — auf vorläufig 9 500 Mark 
feſtgeſetzten — Koſten vorauszuzahlen. Auf Beſchwerde der 
Bekl. iſt dieſer Beſchluß durch den mit der vorliegenden ſo— 
fortigen weiteren Beſchwerde angefochtenen Beſchluß des Königl. 
O. L. G. zu Königsberg aufgehoben und der Antrag des Kl. 


zurückgewieſen worden. Die weitere Beſchwerde iſt unbegründet. 


Das O. L. G. begründet ſeinen Beſchluß dahin: Die Eintragung 
der Bekl. als Eigenthümer der bezeichneten Parzellen ſei über⸗ 
haupt zur Zeit nicht möglich, weil zwiſchen den Bekl. als 
Käufern und den S.'ſchen Eheleuten als Verkäufern ein Prozeß 
ſchwebe, in welchem erſt feſtgeſtellt werden ſolle, ob die S. ' ſchen 
Eheleute die Auflaſſung an die Bekl. von einer baaren Gegen⸗ 
leiſtung abhängig machen können beziehungsweiſe in welcher Höhe 
ſie eine ſolche zu beanſpruchen haben. Die weitere Beſchwerde 
iſt der Anſicht, daß die der Auflaſſung an die Bekl. entgegen 
ſtehenden Hinderniſſe ſehr wohl von einem Dritten beſeitigt 
werden könnten. In gewiſſem Sinne iſt dies richtig. Wenn 
der Dritte die Geldmittel erhält, alle begründeten oder un⸗ 
begründeten Anſprüche der S.'ſchen Eheleute zu befriedigen, fo 
würde er die Auflaſſung an die Bekl. von den S.'ſchen Ehe⸗ 
leuten erreichen können. Aber dann würden die Handlungen 
des Dritten nicht gleichwerthig ſein denen, welche die Bekl. zu 
bewirken hätten, um dem Urtheile zu genügen (vergl. „Juriſtiſche 
Wochenſchrift“ 1893, S. 561 Nr. 17). Die Bekl. ſtehen wegen 


der Auflaſſung der Parzellen im Prozeſſe und ſie verſuchen die 


Anſprüche, von deren Befriedigung die S.'ſchen Eheleute die 
Auflaſſung abhängig machen, dort auf das von ihnen behauptete 
richtige Maß zurückzuführen. Etwas Weiteres könnte auch ein 
Dritter nicht thun, wenn nicht eine ungerechtfertigte Erſchwerung 
der Lage der Bekl. eintreten ſoll. Demnach liegt in der That 
zur Zeit eine Veranlaſſung zu der beantragten Zwangsvoll— 
ſtreckungsmaßregel aus § 773 der C. P. O. nicht vor. 
V. C. S. i. S. Grimm c. Keiluweit vom 15. Oktober 1898, 
B Nr. 159 8 V. 

27. Die Rüge der weiteren Beſchwerde, daß dem Zwangs- 
vollſtreckungsantrage der Gläubigerin wegen geſetzwidriger Zu⸗ 
ſtellung des unter den Parteien geſchloſſenen gerichtlichen Ver⸗ 
gleichs keine Folge gegeben werden dürfe, iſt nicht begründet. 
Nachdem auf den Antrag mündliche Verhandlung eingeleitet 
war, und in dieſer, nach erfolgter Darlegung der geſchehenen 
Zuſtellung, deren Ordnungswidrigkeit nicht gerügt war, hat die 


Vorentſcheidung mit Recht in Anwendung des § 267 C. P. O. 


angenommen, daß auf die Beanſtandung dieſes Mangels ver- 


zichtet ſei. Dagegen kann dem O. L. G. in der Annahme, daß 
der $ 774 C. P. O. zutreffe, nicht beigeſtimmt werden. Die 


Unterbringung eines Kindes in einer Idiotenanſtalt auf mehrere 


Jahre erfordert erhebliche Geldaufwendungen, und ohne das Er⸗ 
bieten der Antragſtellerin zur vorſchüſſigen Einzahlung ſolcher 
Koſten dürfte ein Zwang nach § 774 C. P. O. gegen den 
Schuldner nicht verfügt werden. Die Anordnung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung war aber auch aus einem weiteren Grunde unſtatt⸗ 
haft. Der gerichtliche Vergleich, welchen die von Tiſch und Bett 
gerichtlich getrennten Parteien geſchloſſen hatten, ging in dem 
hier intereſſirenden Theile dahin, daß der Gutsbeſitzer Guſtav S. 
die Pflege und Erziehung feines älteften Kindes Frieda Elli S. 
auf ſeine ausſchließlichen Koſten übernahm und ſich verpflichtete, 
daſſelbe von Oſtern 1898 ab bis auf Weiteres, jedoch mindeſtens 
drei Jahre lang auf ſeine Koſten in einer Idiotenanſtalt unter⸗ 
zubringen. Wenn nun auch der gerichtliche Vergleich nach 


8 702 Nr. 1 C. P. O. einen Zwangsvollſtreckungstitel be. 


gründet, ſo trifft dies doch nur inſoweit zu, wie in demſelben 
über Rechtsverhältniſſe Vereinbarungen getroffen ſind, bezüglich 
deren ein gültiged Privatrecht vertragsmäßig konſtituirt werden 
konnte. Unbedenklich konnte der Schuldner vermögensrechtliche 
Verpflichtungen der Gläubigerin gegenüber, wie zu Gunſten des 
Kindes übernehmen. Soweit dagegen das geiſtige und leibliche 
Wohl des Kindes in Frage ſteht, iſt nur deſſen Intereſſe maß⸗ 
gebend, und konnte der Schuldner, dem die Pflege und Er- 
ziehung des Kindes allein anvertraut war, nur dieſe Rückſicht 
walten laſſen und ſich nicht durch vertragsmäßige Beſtimmungen 
einem Dritten gegenüber unbedingt in der Weiſe binden, daß 
er von dieſem durch Zwangsvollſtreckung angehalten werden 
könnte, mit dem Kinde in beſtimmter Weiſe zu verfahren. Es 
konnte daher durch den Vergleich kein Privatrecht der Gläubigerin 
des Inhalts begründet werden, daß ihr die Befugniß ein⸗ 
geräumt wurde, die Unterbringung des Kindes in einer Idioten⸗ 
anſtalt auf. mindeſtens drei Jahre unbedingt zu fordern und 
durch Zwangsvollſtreckung zu erzwingen. Wenn, wie anzunehmen 
iſt, bei dem Vergleiche beide Kontrahenten davon ausgingen, 
daß die gedachte Beredung dem Intereſſe des Kindes ent⸗ 
ſprechende Rechnung trage, und wenn dieſe Annahme auch jetzt 
zutrifft, ſo würde doch in deren Nichterfüllung ſeitens des 
Schuldners keine Verletzung von Privatrechten der Gläubigerin 
liegen, ſondern nur eine Vernachläſſigung ſeiner Pflichten dem 
Kinde gegenüber. Bei ſolcher Sachlage ſteht es der Gläubigerin 
frei, durch anderweite Maßnahmen, insbeſondere durch geeignete 
Anträge bei der zuſtändigen Vormundſchaftsbehörde auf Be— 
ſtellung eines Pflegers oder Vormundes dahin zu wirken, daß 
die im Intereſſe des Kindes erforderlichen Schritte geſchehen, 
der Weg der Zwangsvollſtreckung ſtand ihr zu dieſem Zwecke 
nicht offen. III. C. S. i. S. Sachſe ce. Sachſe vom 
18. Oktober 1898, B Nr. 212/98 III. 

228. Begründet erſcheint das Rechtsmittel, ſoweit es gegen 
Zurückweiſung des von der Kl. auf Freigebung der Arreft- 
ſicherheit erhobenen Anſpruchs gerichtet iſt. Nach den Schluß⸗ 
worten der Entſcheidungsgründe des B. U. iſt dieſe Abweiſung 
überhaupt nur im Sinne einer Abweiſung zur Zeit zu ver⸗ 
ſtehen, jedoch verdient die Anſicht des O. L. G., daß der gedachte 
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Anſpruch im gegenwärtigen Verfahren nicht verfolgt werden dürfe, 
keine Billigung. Zwar find die materiellen Rechtssätze, welche 
das B. G. anführt, daß nämlich die Arreſtſicherheit dem Bekl. 
nicht nur für die Prozeßkoſten und Prozeßſchäden ſondern auch 
für den durch Verſchulden der Kl. entſtandenen Schaden hafte, 
an ſich als richtig anzuerkennen; daraus folgt aber nicht, daß 
die Kl. nicht befugt ſei, mit der den Hauptanſpruch verfolgenden 
Klage zugleich die Klage auf Freigebung der Arreſtſicherheit zu 
verbinden, wie denn auch die C. P. O. das Verbot einer der⸗ 
artigen Verbindung nicht enthält. Die Kl. hat nun in der 
Klagſchrift den Anſpruch auf Freigebung der Sicherheit in 
zweifacher Weiſe begründet, einmal durch Ausführungen, welche 
den Hauptanſpruch rechtfertigen ſollen, und ſodann durch An⸗ 
führung der Thatſache, daß ſie bereits am 4. Dezember 1894 
das im Wege des Arreſtes gepfändete Schiff wieder freigegeben 
hat. Mit dem Hauptanſpruch iſt die Kl. nun zwar unterlegen, 
dagegen wird durch den Verzicht auf den Arreſt der Anſpruch 
auf Freigebung der geſtellten Sicherheit an ſich gerechtfertigt, 
und es war nun Sache des Bekl., Schadenserſatzanſprüche dar⸗ 
zuthun, welche ihn zur Zurückhaltung der Sicherheit berechtigen 
(R. G. Entſch. Bd. 7 S. 374). In dieſer Weiſe hat ſich der 
Bekl. auch bei Beantwortung der Klage ſchon vertheidigt und 
die Verhandlung über dieſe zu Unrecht aus dem gegenwärtigen 
Prozeſſe herausgewieſene Vertheidigung muß nachträglich vor dem 
B. G. erfolgen. II. C. S. i. S. Württemberg. Transport- 
Verſich.⸗Geſ. c. Rath vom 4. Oktober 1898, Nr. 166/98 II. 

29. Der B. R. geht bei ſeiner Entſcheidung, insbeſondere 
bei Prüfung der Frage, ob der Anſpruch der Kl., zu deſſen 
Sicherung die einſtwellige Verfügung dienen fol, glaubhaft 
gemacht iſt (§§ 800 Abſ. 1, 814 der C. P. O.) davon aus, 
daß im Arreſtprozeß bloße Mittel der Glaubhaftmachung von 
Seiten des Bekl. nicht ausreichen, die Wirkung der Glaubhaft⸗ 
machung des Kl. aufzuheben, daß hierzu vielmehr die ſofortige 
Führung des vollen Gegen beweiſes von feiner Seite er⸗ 
forderlich ſei. Dieſe Meinung findet in den Vorſchriften der 
C. P. O. über den Arreſtprozeß keinen Halt und iſt auch ſchon 
vom R. G. verworfen worden. (Vergl. Entſch. Bd. 27 S. 425ff.) 
Durch den gemäß § 805 C. P. O. erhobenen Widerſpruch wird 
der Richter zur Entſcheldung über die Rechtmäßigkeit des Arreſtes 
oder der einſtweiligen Verfügung berufen und hat demgemäß zu 
prüfen, ob nach der Sachlage, wie ſie ſich in dem durch den 
Widerſpruch veranlaßten Verfahren. ſchließlich geftaltet hat, der 
Anſpruch und der Arreſtgrund (noch) glaubhaft iſt. Es ſind 
alſo die beiderſeits vorgebrachten Thatſachen und Beweismittel 
gleichmäßig gegen einander abzuwägen und darnach zu ent⸗ 
ſcheiden, ob der Anſpruch und eine Gefährdung deſſelben im 
Sinne der 8$ 797 und 814 glaubhaft gemacht iſt. Entſtehen 
auf Grund dieſer Prüfung dem Richter begründete Zweifel 
an dem Vorhandenſein des Anſpruchs oder des Arreſtgrundes, 
fo kann dies genügen, den Arreſt oder die einſtweilige Ver- 
fügung aufzuheben, ohne daß es des Nachweiſes der Unrichtig⸗ 
keit der klägeriſchen Angabe bedarf. (Vergl. Gaupp C. P. O. 
zu § 805, desgleichen Wilmowski und Levy a. a. O.) V. C. S. 
j. S. Brockmann c. Naumann u. Gen. vom 12. Oktober 1898, 
Nr. 105/98 V. 

30. Das O. L. G. hat dahin geſtellt gelaſſen, ob die 
Exiſtenz des von dem Antragſteller behaupteten Anſpruchs 


glaubhaft gemacht ſei, auch wenn dies nicht anzunehmen wäre, 
ſei die Aufrechterhaltung des Arreſtvefehls ſtatthaft, weil die 
vom Antragſteller geleiſtete Sicherheit als geuügendes Schub. 
mittel für dem Gegner etwa drohende Nachtheile zu erachten 
ſei, und es erſcheine unter den obwaltenden Umſtänden an⸗ 
gemeſſen, aus dieſem Grunde von einer Glaubhaftmachung des 
Arreſtanſpruchs abzuſehen. Ein Verſtoß gegen Rechtsnormen 
iſt hierin nicht enthalten; wenn die Reviſion geltend macht, es 
ſei zweifelhaft, für welche Anſprüche die geleiſtete Sicherheit 
dem Antragsgegner hafte, und ob er wirklich für die ihm er⸗ 
wachſenden Schäden aus der geleiſteten Sicherheit Befriedigung 
werde beanſpruchen können, ſo iſt dieſer Angriff verfehlt, da 
§ 801 Abſ. 2 der C. P. O. geſtattet, den Arreſt auch ohne 
Glaubhaftmachung der zu ſichernden Forderung anzuordnen, 
ſofern wegen der dem Gegner drohenden Nachtheile eine nach 
freiem Ermeſſen des Gerichts zu beſtimmende Sicherheit ges 
leiſtet werde, es alſo jedenfalls keinen Verſtoß gegen die Prozeß⸗ 
geſetze enthält, wenn das Gericht, wie hier geſchehen, den Arreſt 
gegen Sicherheit anordnet und aufrecht erhält; der Angriff der 
Reviſion richtet ſich der Sache nach nicht gegen eine dem O. L. G. 
zur Laſt fallende Geſetzesverletzung, ſondern gegen die Zweck— 
mäßigkeit oder innere Berechtigung der in § 801 der C. P. O. 
enthaltenen geſetzlichen Beſtimmung. VI. C. S. i. S. Kügler 
c. Hentſchel vom 29. September 1898, Nr. 157/98 VI. 

31. Die Entſcheiduug des B. R. beruht in rechtlicher Be⸗ 
ziehung ausſchließlich auf dem Satze, daß für die Frage, ob 
zum Erlaſſe einer einſtweiligen Verfügung Anlaß vorliege, 
lediglich die Beſtimmungen der 88 814 und 819 der 
C. P. O. maßgebend ſeien, da das Geſetz zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 in dieſer Hinſicht 
keine beſonderen Vorſchriften enthalte. Die weiteren Aus⸗ 
führungen in der Begründung des angegriffenen Urtheils ſuchen 
nur darzuthun, daß keiner der Fälle dieſer beiden Paragraphen 
von dem Kl. glaubhaft gemacht ſei. Sie beſagen, es ſei 
nicht glaubhaft gemacht, daß zu beſorgen ſei, es könnte durch 
eine Veränderung des beſtehenden Zuſtandes die Verwirklichung 
des Rechtes einer Partei vereitelt oder weſentlich erſchwert wer⸗ 
den, oder daß zur Abwendung weſentlicher Nachtheile oder zur 
Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen Gründen 
nöthig erſcheine, den gegenwärtigen Zuſtand einſtweilen zu 
regeln, und heben in letzterer Beziehung hervor, daß die Gefahr 
einer Schädigung des Kl. oder einer Verdunkelung der Sachlage 
nicht zu beſorgen ſei. Nun handelt es ſich aber um einen An⸗ 
ſpruch auf Unterlaſſung von angeblich unrichtigen Angaben 
in öffentlichen Bekanntmachungen gemäß § 1 Abſ. 1 des Wett 
bewerbgeſetzes. Nach § 3 dieſes Geſetzes können zur Sicherung 
des in § 1 Abf. 1 bezeichneten Anſpruches einſtweilige Ver⸗ 
fügungen erlaſſen werden, auch wenn die in den $$ 814 
und 819 der C. P. O. bezeichneten Vorausſetzungen nicht zu 
treffen. Es iſt alſo nicht erforderlich, daß einer der in dieſen 
Paragraphen aufgeführten Gründe vorliegt, wie das B. G. 
angenommen und zur Grundlage ſeiner Entſcheidung gemacht 
hat, vielmehr genügt es zur Erlaſſung einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, daß dieſelbe nach Lage der Sache zur Sicherung 
des Anſpruchs angezeigt iſt. Das B. G. mußte alſo die ganze 
Sachlage, alle einſchlägigen Verhältniſſe in Betracht ziehen, und 
nur wenn dieſe nicht die beantragte einſtweilige Verfügung zut 
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„Sicherung des klägeriſchen Anſpruchs rechtfertigten, durfte es 


entſcheiden, wie geſchehen. II. C. S. i. S. Hamann c. Lewy 
vom 14. Oktober 1898, Nr. 247/98 IL | 

32. Der Bekl. hat im Mai 1897 vom Kl. eine größere 
Quantität Bretter gekauft, einen Theil derſelben auch abgenommen 
und bezahlt. Die Abnahme der übrigen und die Zahlung des 
Reſtes des Kaufpreiſes lehnt er ab. Kl., welcher behauptet, 
gemäß einer vor der Abnahmeweigerung mit dem Bekl. ge⸗ 
troffenen Vereinbarung, die Bretter nach einem Stätteplatze 
und zwar demjenigen der Firma Fritz Krüger u. Co. in 
Charlottenburg geſchafft zu haben, wo ſie zur Verfügung des 
Bekl. abgeladen ſeien und noch jetzt lagern, iſt auf Bezahlung 
des Kaufpreisreſtes und der Koſten des Transports nach dem 
Stätteplatze nebſt Zinſen klagbar geworden. Nachdem er 
vom I. R., der Siebenten Civilkammer des L. G. II zu 
Berlin, mit der Klage abgewieſen war und Berufung eingelegt 
hatte, hat er durch Schriftſatz vom 28. Auguſt 1898 unter Bei⸗ 
fügung von Beſcheinigungen an das Kammergericht den Antrag 
gerichtet, den öffentlich meiſtbietenden Verkauf der Bretter und 
die Hinterlegung des Erlöſes anzuordnen, da die Bretter jeden 
Tag bedeutendes Lagergeld erfordern und durch das längere 
Lagern an Werth verlieren. Der Antrag iſt durch Beſchluß 
vom 2. September 1898 mit der Begründung zurückgewieſen, 
daß zum Erlaß einer derartigen Anordnung ein geſetzlicher 
Grund nicht geltend gemacht ſei und dem Kl. überlaſſen bleiben 
müſſe, ſeine Rechte gemäß Art. 343 des H. G. B. wahrzunehmen. 
Die vom Kl. erhobene Beſchwerde mußte Erfolg haben. Wenn 
Kl. auch in ſeinem Antrage vom 28. Auguſt d. J. nicht zum 
Ausdruck gebracht hat, daß er die Anordnung des Verkaufs und 
der Hinterlegung des Verkaufserlöſes gerade in der prozeſſualen 
Form einer einſtweiligen Verfügung begehre, ſo wird hierdurch 
die Nothwendigkeit einer Prüfung der Frage nicht beſeitigt, ob 
nicht für die Anordnung in eben jener Geſtalt eine rechtliche 
Grundlage als vorhanden anzuſehen iſt. Dieſe Frage aber kann 
nur im bejahenden Sinne entſchieden werden. Kl. behauptet 
und verſucht glaubhaft zu machen, daß er die Bretter, deren 
Preis er mit der Klage fordert, auf einem Stätteplatze nieder- 
gelegt habe und daß die Lagerung nicht nur erhebliche Koſten 
mit ſich bringe, ſondern auch eine fortſchreitende Werthver⸗ 
minderung der Bretter herbeiführe. Wenn die Angaben des 
Kl. richtig ſind, ſo entſtehen ihm weſentliche Nachtheile, zu deren 
Abwendung es der Regelung eines einſtweiligen Zuftandes in 
Bezug auf das ſtreitige, auf dem Kaufgeſchäfte beruhende Rechts- 
verhältniß bedarf, § 819 der C. P. O. Als ein geeigneter und 
durch die Sachlage gebotener Weg dieſer Regelung erweiſt ſich 
der öffentliche Verkauf der Bretter und die Hinterlegung des 
Erlöſes. Dieſe Maßnahmen müſſen daher, wenn die oben ge 
nannte Bedingung zutrifft, durch einſtweilige Verfügung an⸗ 
geordnet werden, und zwar in dem Sinne und mit der recht⸗ 
lichen Folge, daß hinſichtlich der Verbindlichkeiten des Kl. als 
Verkäufers, gegen deren Erfüllung er den Kaufpreis zu fordern 
hat, der Erlös der Verſteigerung an die Stelle des urſprüng⸗ 
lichen Gegenſtandes der Verbindlichkeit tritt. Ob Kl. nach 
Art. 343 des H. G. B. befugt fein würde, die Waare öffentlich 
verſteigern zu laſſen, iſt ohne Belang. Kl. kann, wenn die 
Vorausſetzungen einer einſtweiligen Verfügung gegeben ſind, auf 
die nach Art. 343 a. a. O. ihm etwa zuſtehenden Rechte nicht 


verwieſen werden; es ſteht dem Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung nicht entgegen, daß ſich dem Kl. vielleicht noch ein 
anderer, von anderen Bedingungen abhängiger Weg zur Ab- 
wendung der drohenden Nachtheile bietet. I. C. S. i. S. 
Luugſch c. Haube vom 6. Oktober 1898, B Nr. 87/98 J. 
33. Der Bekl. hatte gegen den Klageantrag auf Erlaß des 
Vollſtreckungsurtheils bezüglich des in der Prozeßſache der 
Parteien ergangenen Schiedsſpruchs vom 23. Oktober 1896 
eingewendet, einmal, dieſer Spruch ſei nicht der Vorſchrift des 


8 865 der C. P. O. entſprechend hinterlegt worden, und ſodann, 


es ſei ihm in dem Verfahren der Schiedsrichter das rechtliche 
Gehoͤr nicht gewährt worden. C. P. O. §§ 867 Nr. 4, 
868 Abſ. 2. Beide Einwendungen ſind vom O. L. G. in 
Uebereinſtimmung mit dem L. G. auf Grund der ftattgehabten 
Beweisaufnahme als nicht zutreffend erachtet worden, und es 
laſſen die bezüglichen Entſcheidungsgründe einen Rechtsirrthum 
nicht erkennen. Wenn die Reviſion den Mangel des rechtlichen 
Gehörs insbeſondere darin finden will, daß dem Bekl. keine 
Mittheilung über Einlaſſungen des Kl. gemacht worden ſei, ſo 
kann das als erheblich nicht anerkannt werden. Für die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob die auf die bezogenen §88 867 Nr. 4, 
868 Abſ. 2 geſtützte Einwendung zutreffend iſt, genügt die 
Feſtſtellung, ob den Parteien überhaupt Gelegenheit, ihre 
Anſprüche vor den Schiedsrichtern geltend zu machen und zu 
begründen, gegeben worden iſt oder nicht. Daß dieſes im vor- 
liegenden Falle geſchehen iſt, hat das O. L. G. genügend feſt⸗ 
geſtellt. II. C. S. i. S. Kuckelmann c. Ludwig vom 30. Sep- 
tember 1898, Nr. 282/98 II. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Gebühren— 
ordnung für Rechtsanwälte. | 


34. Kl. hat bei dem L. G. Stettin Klage erhoben mit dem 


Antrage, den Bekl. zu verurtheilen, am 1. Januar 1898 an 


Kl. 2350 M. gegen Uebernahme der Einrichtung des vom Kl. 


in Grabow a. O. betriebenen Materialwaarengeſchäfts zu zahlen. 
In der mündlichen Verhandlung vom 1. Februar 1898 verlas 
der Anwalt des Kl. dieſen Antrag, vom Anwalt des Bekl. 
wurde der Antrag verleſen: 1. die Klage abzuweiſen; 2. den 
Kl. und Widerbekl. zu verurtheilen, an den Bekl. und Widerkl. 
300 M. nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit dem 8. Dezember 1897 
zu zahlen. Das Sitzungsprotokoll beſagt, daß nach Verleſung 
dieſer Anträge beide Anwälte ſich entfernten, ohne zu verhandeln, 
demnächſt wiederum erſchienen und die obigen Anträge erneuerten, 
wobei der Anwalt des Kl. noch den Antrag verlas, die Wider⸗ 
klage abzuweiſen. Zur Sache wurde auch diesmal nicht ver- 
handelt. Schließlich zeigten die Parteien an, daß ſie ſich 
verglichen hätten. Auf Grund dieſer Sachlage wurde in der 
Rechnung über die Gerichtskoſten die Verhandlungsgebühr mit 
50 M., entſprechend einem Streitwerth vou 2 100 bis 2 700 M. 
in Anſatz gebracht. Hiergegen richtete der Bekl. eine Erinnerung, 
die durch Beſchluß der Kammer für Handelsſachen des L. G. 
Stettin vom 15. Marz 1898 für begründet erklärt wurde. Auf die 


vom Oberſtaatsanwalt eingelegte Beſchwerde hat das O. L. G. 


zu Stettin durch den gegenwärtig angefochtenen Beſchluß den 


Beſchluß des L. G. aufgehoben und die Erinnerung des Bekl. 


gegen den Anſatz der Verhandlungsgebühr von 50 M. für 
unbegründet erklärt. Die hiergegen vom Bekl. erhobene weitere 
Beſchwerde, welche die Wiederherſtellung des landgerichtlichen 
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Beſchluſſes verlangt, iſt zuläſſig aber unbegründet. In der 
Begründung des angefochtenen Beſchluſſes wird zutreffend aus⸗ 
geführt, daß die Verhandlung vom 1. Februar 1898 zwar nicht 
im Sinne der C. P. O., wohl im Sinne §§ 18, 19 G. K. G., 
und zwar in Höhe des in der Koſtenrechnung angenommenen 
Streitwerthes, als eine kontradiktoriſche anzuſehen iſt, da in 
ſoweit in der Verhandlung von beiden Parteien einander wider⸗ 
ſprechende Anträge geſtellt find. Dieſe Auslegung der an⸗ 
geführten geſetzlichen Beſtimmungen entſpricht ſowohl ihrem 
Wortlaut wie der in der Literatur und Rechtſprechung, namentlich 
auch des R. G. feſtgehaltenen Auffaſſung. Für die in der 
Beſchwerdeſchrift des Bekl. verſuchte Unterſcheidung zwiſchen 
Anträgen, die in der mündlichen Verhandlung geſtellt und 
ſolchen, die in derſelben nur verleſen find, gewährt das Geſetz 
keine Grundlage. Hiernach war der weiteren Beſchwerde des 
Bekl. der Erfolg zu verſagen. I. C. S. i. S. Schulz c. Pecht 
vom 26. September 1898, B Nr. 82/98 J. 

35. Zurückweiſung einer Beſchwerde, weil dem O. L. G. 
aus den von demſelben angeführten Gründen darin beizutreten 
iſt, daß die vom Anwalt des Bekl. liquidirte beſondere Gebühr 
für den auf Grund des § 806 Abſ. 1 der C. P. O. geſtellten 
Antrag auf eine Friſtbeſtimmung für die Klageerhebung un⸗ 
gerechtfertigt iſt, indem dieſe Thätigkeit des Anwalts mit durch 
die Prozeßgebühr abgegolten wird. V. C. S. i. S. Seidel 
c. Herrmann vom 15. Oktober 1898, B Nr. 158/98 V. 

36. Verwerfung einer Beſchwerde in der Erwägung, daß, 
wie in der Rechtſprechung des R. G. anerkannt iſt, (vergl. die 
Entſch. des II. C. S. vom 27. Januar 1888, Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 100 3. 12 und des VI. C. S. vom 20. No⸗ 
vember 1888, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 395 3. 8) ein vom 
Gericht zu Protokoll aufgenommener Vergleich, auch wenn die 
Parteien ſich vorher verſtändigt haben, als ein vor dem Prozeß⸗ 
gericht abgeſchloſſener Vergleich zu erachten iſt und demgemäß 
die Thatſache einer vorgängigen Vereinbarung der Anwendung 
des § 18 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte nicht im 
Wege ſteht. VI. C. S. i. S. Levy u. Sohn c. Wader vom 
10. Oktober 1898, B Nr. 188/98 VI. 

II. Das Wechſel⸗ und Handelsrecht. 

37. Das angefochtene Urtheil geht davon aus, daß Kl. 
dem unter den Parteien getroffenen Abkommen zuwider durch 
ein Verſchulden der Bekl. zur Einlöſung ſeines am 15. März 
1897 fälligen Acceptes genöthigt geweſen ſei, und nimmt hier⸗ 
nach an, daß auf Grund des Abkommens vom 8.9. Dezember 
1896 dem Kl. der principaliter geltend gemachte Anſpruch 
auf Erſtattung der behufs Einlöſung des vorerwähnten Acceptes 
gezahlten 5000 Mark zur Zeit der Klageerhebung und auch 
noch bei Verkündung des erſtinſtanzlichen Urtheils zugeſtanden 
habe. Dagegen iſt nach der Auffaſſung des B. G. dieſer An⸗ 
ſpruch demnächſt dadurch erledigt worden, daß inzwiſchen, d. h. 
vor Erlaß des B. U. der äußerſte Termin, bis zu welchem das 
fragliche Accept nach dem Vertrage der Parteien zu prolongiren 
war (20. September 1897), herangekommen war. Gegen⸗ 
wärtig ſtehe deshalb der Rückforderung der 5000 Mark der 
Grundſatz entgegen: Dolo facit qui petit quod redditurus 
est. Dem Kl. verbleibe mithin nur der eventuelle Anſpruch 
auf Rückgabe des der Bekl. überſandten Prolongationswechſels. 


Die Zurückbehaltungseinrede der Bekl. bezüglich dieſes Wechſels 


hat das B. G. in Uebereinſtimmung mit dem landgerichtlichen 


Urtheil verworfen. Die Reviſion rügt, daß das B. G. den 
Rechtsgrundſatz: Dolo facit qui petit quod redditurus est 
in ungeeigneter Weiſe zur Anwendung bringe und daß die An⸗ 
nahme einer Erledigung des klägeriſchen Prinzipalantrages 
bezw. einer ihm entgegenſtehenden exceptio doli generalis 
rechtsirrthümlich ſei. Dieſe Rüge iſt begründet. Zutreffend tft 
vom Vertreter des Rkl. ausgeführt worden, daß es ſich im vor⸗ 
liegenden Falle um Wech ſel zahlung handelte und daß Bekl. auch 
nach Eintritt des äußerſten, dem Kl. bewilligten Termins, nur 


gegen Aushändigung des Prolongationswechſels Zahlung der 


5000 Mark vom Kl. zu verlangen berechtigt war. Nachdem 
der 20. September herangekommen, wäre Bekl. möglicherweiſe 
in der Lage geweſen, mit ihrer nunmehr fällig gewordenen 
Forderung gegen die Forderung des Kl. auf Erſtattung der von 
ihm gezahlten 5000 Mark aufzurechnen. Dazu wäre aber er⸗ 
forderlich geweſen, daß Bekl. ſich zur Rückgabe des. Pro- 
longationswechſels an den Kl. erboten hätte. Ein ſolches Er⸗ 
bieten ſeitens der Bekl. iſt nicht erfolgt, vielmehr wird von ihr 
die Herausgabe des Prolongationswechſels verweigert. Unter 
dieſen Umſtänden fehlt es an jedem Rechtsgrunde für die An⸗ 
nahme einer Erledigung des prinzipalen Klageanſpruches und⸗ 
ebenſowenig kann darin, daß Kl. dieſen Anſpruch auch noch 
nach dem 20. September 1897 aufrecht erhalten hat, ein 
Dolus in agendo gefunden werden. Mit Recht weiſt die Re⸗ 
viſion auf die mißliche Lage hin, in die Kl. auf Grund des 
B. U. kommen würde, wenn Bekl. das am 15. Juni 1897 
fällig gewordene Accept nicht mehr beſitzen, daſſelbe vielmehr in 
die Hand eines gutgläubigen Dritten gelangt fein ſollte. 
I. C. S. i. S. Maager c. A. Schönemann u. Co. vom 
1. Oktober 1898, Nr. 214/98 J. 

38. Die Reviſion ſcheitert ſchon daran, daß es dem Kl. 
als ein Verſchulden angerechnet werden muß, wenn feine Handels 
korreſpondenz nicht in ſolcher Ordnung aufbewahrt iſt, daß die 
in einer Prozeßſache dem Richter zu unterbreitenden Schrift⸗ 
ſtücke nicht rechtzeitig zur Hand waren. Ob das Verwahren 


der Briefe an einer ungeeigneten Stelle, in Folge welches ſie 


ſich der Beachtung des Kl. entzogen haben ſollen, durch ihn 
ſelbſt oder durch ſein Geſchäftsperſonal herbeigeführt iſt, erſcheint 
als belanglos. Kl. als Kaufmann mußte Einrichtungen treffer, 
durch welche die erforderliche Ordnung in ſeinem Geſchäͤftsbetriebe 
verbürgt wurde und die Folgen fallen ihm zur Laſt, wenn 
Theile ſeiner Korreſpondenz verlegt ſind und dadurch ein Hinderniß 
für deren Benutzung entſtanden iſt. Die Rechtsſicherheit ge⸗ 
ſtattet nicht, daß rechtskräftige Urtheile lediglich auf Grund des 
Umftandes in Frage geſtellt werden, daß eine, während des 
Rechtsſtreits in Gewahrſam der Partei befindliche, aber in 
Folge unzureichender Ordnung im Geſchäftsbetriebe unbemerkt 
gebliebene Urkunde nachträglich vorgelegt wird. Dazu kommt 
noch, daß, wenn rechtzeitig mit einiger Sorgfalt nach den 
Briefen geſucht wäre, der Erfolg nicht hätte ausbleiben können, 
denn es handelt ſich, den eigenen Angaben des Kl. entsprechend, 
nur darum, daß die Briefe nicht in die für die Korreſpondenz 
mit dem Bekl. beſtimmte beſondere Mappe gelegt und daß ihr 
Platz in der geſammten Korreſpondenz nicht genau dem Syſtem 
des Ordnens nach Anfangsbuchſtaben der Namen entſprach. 
Eine Durchſicht der betreffenden Jahrgänge der Korreſpondenz 
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zelner Sachen gefunden werden. 


hätte zur Wahrnehmung der Briefe führen müſſen. Thatſächlich 
ergiebt ſich auch aus den eigenen Anführungen des Kl., daß, 
ſobald überhaupt ernſtlich zu Nachforſchungen geſchritten wurde, 
die Briefe ſehr bald zum Vorſchein kamen. I. C. S. i. S. 
Heerold c. Spethmann vom 21. September 1898, Nr. 202/98 I. 

39. In der Sache ſelbſt hängt die Entſcheidung davon 
ab, wie das Eigenthum am Geſellſchaftsvermögen der offenen 
Handelsgeſellſchaft rechtlich aufzufaſſen iſt, ob es der Geſellſchaft 
als einer juriſtiſchen Perſon, ob es den einzelnen Geſellſchaftern 
zu ideellen Theilen, oder ob es den Geſellſchaftern nur in ihrer 


Geſammtheit zuſteht, ſo daß das Recht der Mitglieder nicht 


eine Mitberechtigung nach Quoten, ſondern ein der „geſammten 
Hand“ des älteren deutſchen Rechts naheſtehendes Geſammtrecht 
darſtellt. Daß in der Theorie noch gegenwärtig alle drei Auf⸗ 
faſſungen vertreten werden, iſt bekannt, und es kann auch zu⸗ 
gegeben werden, daß für eine jede der 3 Theorien Gründe 
gegeben und gegen jede Bedenken erhoben werden können. Das 
R. G. hat aber bereits in einer ſolchen Reihe von Entfcheidungen 
zu dieſer Frage und zwar im Sinne der zuletzt erwähnten 


‚Theorie Stellung genommen, daß, ſoweit nicht neue Geſichts⸗ 


punkte geltend gemacht werden, lediglich auf die ergangenen 
Entſcheidungen verwieſen werden kann. Dies gilt vorliegend 
ohne Weiteres, ſoweit ſeitens der Bekl. lediglich unter Hinweis 
auf Art. 111 des H. G. B. noch die juriſtiſche Perſönlichkeit 
der offenen Handelsgeſellſchaft vertreten wird, und mag in dieſer 
Beziehung nur noch bemerkt werden, daß auch die von ihr an- 
gezogene Entſcheidung Bd. 25 S. 252 ff. nicht für ihre Auf⸗ 
faffung verwerthet werden kann, da, wenn dort gejagt iſt, daß 
als Subjekt des Geſellſchaftsvermögens die Geſellſchaft ſelbſt 
anzuſehen ſei, damit, wie der weitere Inhalt dieſes Urtheils 
ſelbſt und die Vergleichung des von demſelben Senat erlaſſenen 
Urtheils Bd. 30 S. 152 ergeben, die Geſellſchafter in ihrer 
Geſammtheit gemeint ſind, und der Gegenſatz zu dem quoten⸗ 
weiſe getheilten Miteigenthum hat aufgeſtellt werden ſollen. 


Aber auch die die zweite Anſicht vertretenden Ausführungen des 


B. G. enthalten Neues nicht. Da nach den Beſtimmungen des 
H. G. B. der einzelne Geſellſchafter eine private Verfügungs⸗ 
macht über die einzelnen Gegenſtände des Geſellſchaftsvermögens 
weder ganz noch theilweiſe hat, ſie dem Zugriffe ſeiner Gläubiger 


entzogen ſind, er weder während Beſtehens der Geſellſchaft noch 


auch bei der Liquidation an denſelben Rechte geltend machen 
kann, ſondern ihm ſtets nur ein Anſpruch auf eine dem Werthe 
ſeines Antheils am Geſellſchaftsvermögen entſprechende Summe 
eingeräumt iſt, ſomit die aus dem ideellen Miteigenthum an 
ſich folgenden Rechte ihm nicht zuſtehen, andererſeits aber ihm 
innerhalb der Geſellſchaftszwecke eine Verfügungsmacht über die 
Gegenſtände im Ganzen zuſteht, ſo wird eben der Begriff des 
römiſch - rechtlichen Miteigenthums den geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht gerecht, und iſt daher eine eigenartige Rechtsbildung an⸗ 
zunehmen, die, da ſie in ihren Rechtswirkungen am meiſten 
dem Eigenthum zur geſammten Hand, wie es im älteren deut⸗ 
ſchen Recht ſich entwickelt hat, nahe kommt, mit Recht an dieſes 
angelehnt wird. Steht aber hiernach den einzelnen Geſell⸗ 
ſchaftern ein ideelles Miteigenthum nicht zu, ſo kann es auch 
nicht durch den Auseinanderſetzungsvertrag übertragen werden, 
und kann daher in demſelben auch nicht die Veräußerung ein⸗ 
Es handelt ſich dabei von 


dem Rechtsmittel der Reviſion nicht ausgeſetzt iſt. 
B. G. getroffene Entſcheidung wird demzufolge nicht durch den 
Umſtand berührt, daß M. durch den Beſchluß Nr. 2, der die 


obiger Rechtsanſchauung aus nur um die entgeltliche Aufgabe 
der geſellſchaftlichen Rechte, um ein Ausſcheiden aus der 
Geſammtheit, welche als Eigenthümer anzuſehen iſt, ohne daß 
das Eigenthumsrecht dieſer Geſammtheit an ſich dadurch berührt, 


irgend dadurch vermehrt wird. Dies muß auch gelten, wenn 
die Geſammtheit aus nur zwei Perſonen beſtand, nur daß ſich 
in dieſem Fall, wenn in der Geſammtheit nur eine Perſon 
verbleibt, damit dies Geſammteigenthum als ſolches ſeine Be⸗ 
deutung verliert. Aus eben dieſem Grunde, daß die vom ab⸗ 
gefundenen Geſellſchafter erklärte Abtretung ſeiner Rechte hin⸗ 


ſichtlich der einzelnen Sachen keine Veräußerung 


von Miteigenthum iſt, hat denn auch das R. G. nicht nur 


in der von den Parteien angezogenen Entſcheidung Bd. 25 


S. 252 ff., ſondern bereits mehrfach (vergl. Gruchot, Beiträge 
Bd. 38 S. 1063 und insbeſondere auch das von dem gegen- 
wärtig erkennenden Senat erlaſſene Urtheil vom 12. Juli 1889, 
zum Theil abgedruckt Juriſtiſche Wochenſchrift 1889 S. 345 
Nr. 5) für das Preußiſche Stempelrecht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, daß derartige Auseinanderſetzungsverträge dem Kauf⸗ 
ſtempel nicht unterliegen. Der hier maßgebend geweſene Grund 
trifft aber in gleicher Weiſe auch bei der gegenwärtig in Frage 
ſtehenden Braunſchweigiſchen Veränderungsſteuer zu, da dieſelbe 
keineswegs, wie die Anſchlußreviſion der Bekl. behauptet, 
lediglich an den Eigenthumsübergang geknüpft iſt, ſondern nur 
dann zu erheben iſt, wenn der Eigenthumsübergang auf einer 
freiwilligen Veräußerung des Grundſtücks beruht. III. C. S. i. S. 
Fiſcher c. Zoll⸗ und Steuerdirektion in Braunſchweig vom 
14. Oktober 1898, Nr. 162/98 III. 

40. Der Beſchluß Nr. 1, durch welchen die General- 
verſammlung die Bilanz und die Gewinn- und Verluſtrechnung 
für die Zeit vom 1. Oktober 1895 bis 30. Juni 1896 ge⸗ 
nehmigt hat, ohne eine beſondere Beſchlußfaſſung über die Ent⸗ 
laftung des Vorſtandes und Auffichtsraths vorzubehalten, ſchließt 


nach feſtſtehender Rechtsanſchauung dieſe Entlaſtung ein. Zu 
den entlafteten Perſonen gehört als Mitglied des Aufſichtsraths 


in der letzten Zeit auch Karl M. Nach Art. 190 und 221 
H. G. B. durfte dieſer weder im eigenen Namen noch im Namen 
eines Andern an der Abſtimmung Theil nehmen, hat dies aber 
doch als Mitglied des Vorſtandes der Mülheimer Bank gethan, 
ohne deren gültige Zuſtimmung ein gültiger Mehrheitsbeſchluß 
des gedachten Inhalts nicht zu Stande kommen konnte, da 
nach den Feſtſtellungen in dem angefochtenen Urtheile unter den 
98 Stimmen der Mehrheit ſich noch 13 ungültige befanden, 
jo daß den 15 Stimmen der Gegner nur 5 Stimmen gegen- 


‚über ſtanden. Die Anfechtung dieſes Beſchluſſes iſt ſonach be⸗ 


gründet. Wenn nun das O. L. G. die übrigen angefochtenen 
Beſchlüſſe Nr. 2, 5, 6, 7 als Theile eines aus ihnen und dem 


Beſchluſſe Nr. 1 beſtehenden einheitlichen Ganzen anſieht und 
demzufolge mit der Anfechtung des Beſchluſſes Nr. 1 auch die 


der anderen Beſchlüſſe als gerechtfertigt anſieht, ſo kann in dieſer 
Auffaſſung ein rechtsgrundſätzlicher Verſtoß nicht gefunden 
werden, vielmehr ſtellt ſich dieſelbe als eine auf Grund der ob⸗ 
waltenden Verhältniſſe getroffene Feſtſtellung des Willens der 


Generalverſammlung dar, welche als ſolche einem Angriff mit 
Die vom 
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durch Nr. 1 bewirkte Entlaſtung der Mitglieder des Vorſtands 
und Aufſichtsraths für die Zeit vom 1. Juli 1894 bis 
1. Oktober 1895 noch formell ausſpricht, überhaupt nicht be⸗ 
troffen wird, und daß der Beſchluß Nr. 3, durch welchen er als 
Mitglied des Aufſichtsraths für die Zeit vom 1. Oktober 1895 
bis 1. Juli 1896 formell entlaſtet wird, nicht angefochten iſt. 
II. C. S. i. S. A.⸗G. Mülheimer Eiſengießerei und Maſchinen⸗ 
fabrik c. Kruft und Gen. vom 7. Oktober 1898, Nr. e II. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

41. Die Revifion bekämpft die Anſicht des B. R.: daß die 
nach § 26 der Gewerbeordnung geregelte Negatorienklage zur 
Verurtheilung führen müſſe, wenn ſie zur Zeit der Klagerhebung 
begründet ſei, und daß es daher unerheblich ſei, ob die Ueber⸗ 
griffe während des Rechtsſtreits vermindert worden ſeien, oder 
aufgehört hätten. Dieſe Anſicht ſteht jedoch im Einklang mit 
den Ausführungen des III. C. S. des R. G. in dem Urtheile 


vom 28. Februar 1896 (Entſch. Bd. 36 Nr. 42 S. 178 ff., 


III 106/95), denen auch der jetzt erkennende Senat in mehr⸗ 
fachen Entſcheidungen, auch außerhalb der Fälle des § 26 der 
Gewerbeordnung beigetreten iſt (vergl. Urtheile vom 16. No⸗ 
vember 1896, V 363/95, vom 22. Dezember 1897, V 101/97, 
vom 19. Februar 1898, V 275/97). Sie gehen im Weſent⸗ 
lichen dahin, daß der Eigenthümer Anſpruch auf dauernden 
Schutz gegen Eingriffe in ſein Eigenthum habe, daß daher der 
ſtatt der Klage auf Unterlaſſung in § 26 der Gewerbeordnung 
gegebene Anſpruch auf Herſtellung von Einrichtungen zur Be— 
ſeitigung der nachtheiligen Eingriffe beſtehen bleibe, ſolange die 
nachtheilige Anlage fortbeſtehe, und nicht erſchöpft oder auf⸗ 
gehoben, ſondern nur zeitweiſe befriedigt werde, wenn die Ueber⸗ 
griffe während des Prozeſſes aufhören, daß vielmehr ein dauernder 
Schutz dem Eigenthümer nur gewährt werde, wenn er auf Grund 
des Urtheils gegen den Bekl. mit Zwangsmaßregeln vorgehen könne, 
ſobald dieſer die getroffenen Einrichtungen wieder beſeitige. V. C. S. 
i. S. v. Rabe c. Streubel vom 28. September 1898, Nr. 81/98 V. 

Zum Patentgeſetz. 

42. Der Eventualantrag des Kl. iſt unzuläſſig. Allerdings 
iſt in § 3 Abſ. 1 des Pat. G. die Ertheilung von beſchränkten 
Patenten vorgeſehen, nämlich für ſolche Erfindungen, welche die 
ſelbſtändige Verbeſſerung einer patentirten Erfindung, wie die 
Weiterführung eines geſchützten chemiſchen Verfahrens oder die 
Neugeſtaltung eines Theils einer patentirten Maſchine zum 
Gegenſtande haben. Es iſt deshalb im Nichtigkeitsverfahren 
ſtatthaft, ein wegen einer ſolchen Verbeſſerung nachgeſuchtes, 
aber in zu weitem Umfange ertheiltes Patent zu beſchränken. 
Dies iſt indeß die theilweiſe Vernichtung eines Patents, welches 
theilweiſe hätte verweigert werden ſollen. Um einen ſolchen 
Fall handelt es ſich jedoch in der vorliegenden Streitſache nicht. 
Was Kl. verlangt, iſt nicht die Beſchränkung des von ihm an⸗ 
gefochtenen Patents, ſondern eine Faſſung deſſelben, durch die 
zum Ausdruck gebracht werden ſoll, daß Bekl. deshalb die ihm 
geſchützte Einrichtung nicht ohne Kl. Erlaubniß gewerblich ver⸗ 
werthen dürfe, weil ſie Kl. Erfindungsgedanken, wenn auch in 
einer neuen Form, verwirkliche. Der Eventualantrag ſoll deshalb 
die Rechtsgültigkeit des dem Bekl. ertheilten Patents nicht an⸗ 
greifen, ſondern zur Geltung bringen, daß letzteres Patent zu 
demjenigen des Kl. in der bezeichneten, die Abhängigkeit be⸗ 


gründenden Beziehung ſteht. Eine ſolche Faſſung kennt jedoch 
das Pat. G. nicht und zu einem Ausſpruch hierüber iſt in dem 
Nichtigkeitsverfahren, welches nur die Gültigkeit des Patents 
zum Gegenſtande hat, kein Raum. Eine Entſcheidung darüber, 
ob das Patent des Bekl. von dem des Kl. abhängig ſei, kann 
vielmehr nur von den ordentlichen Gerichten getroffen werden, 
da vor dieſe, wie wiederholt (vergl. insbeſondere Entſch. des 


R. G. in Civilſachen Bd. 12 S. 123, Bd. 33 S. 149) aus⸗ 


geſprochen worden iſt, die Streitigkeiten über die aus dem 
Patente entſpringenden Privatrechte gehören, alſo auch die 
Streitigkeiten darüber, ob die Benutzung eines ſpäter ertheilten 
Patents eine Verletzung des aus einem früher ertheilten Patente 
entſpringenden Rechts enthalte. I. C. S. i. S. Küpper 
c. Mayer vom 26. September 1898, Nr. 193/98 I. 

43. Die Entſcheidung hängt lediglich davon ab, ob der 
Entwäſſerungskörper des angefochtenen Patents als eine Erfindung 
anzuſehen iſt. Iſt er eine Erfindung, ſo iſt er es auch für die 
Entwäſſerung von Kohle in den längſt bekannten Kohlen- 
trockenthürmen oder Trockenſümpfen. Iſt er keine Erfindung, 
ſo erhellt weder aus der Patentſchrift noch aus dem vom Bekl. 
Vorgetragenen irgend etwas darüber, daß die Anwendung des 
Körpers auf andre Materialien als Kohle oder außerhalb von 
Trockenthürmen eine Erfindung enthalten könnte. Iſt der 
Körper als Erfindung anzuſprechen, ſo iſt für die jetzige Ent⸗ 
ſcheidung völlig belanglos, ob der weſentliche Erfindungsgedanke 
des Patents des Kl., wie dieſer behauptet, darin beſteht, daß 
der Entwäſſerungskörper in das zu entwälfernde 
Material eingeſenkt (eingebaut) wird, um die gleich⸗ 
zeitige Entwäſſerung aus allen Theilen der Maſſe zu ermöglichen, 
oder ob dieſer Gedanke, wie der Bekl. behauptet, fchon vor dem 
Kl. ſeine bewußte Geſtaltung in der Anbringung von koniſchen 
Oeffnungen in der doppelten Wand der Trockenthurmanlage 
auf der Grube Germania gefunden hat. Selbſt wenn die 
Behauptung des Kl. richtig wäre, würde immer nur in Frage 
kommen, ob der Bekl. durch die Einſenkung, das Ein- 
bauen ſeines Entwäſſerungskörpers bei Trocken— 
thürmen die Erfindung des Kl. mitbenutzt und dadurch deſſen 
Patent verletzt. Aber dieſe Frage iſt, wie das R. G. vielfach 
ausgeſprochen hat, im Nichtigkeits verfahren jo wenig zu entſcheiden, 
wie die Frage der Abhängigkeit eines Patents von einem andern. 
Selbſt wenn die Frage zu bejahen wäre, würde dies nie zu 
einer gänzlichen oder theilweiſen Vernichtung des angefochtenen 
Patents führen können, das dem Bekl. nichts als den 


Entwäſſerungskörper ſchützt. Daraus ergiebt ſich zugleich, 


daß der eventuelle Antrag des Kl. unzuläſſig iſt. Die Be 
zeichnung des dem Bekl. patentirten Körpers in dem Patent- 
anſpruch „als Ausführungsform des Patents 58 684“ 
würde nichts anderes beſagen, als daß die Anwendung des 
Entwäſſerungskörpers des angefochtenen Patents von dem 
Patent des Kl. abhängig iſt, und bezweckt auch nichts anderes, 
als ſolchen Ausſpruch. Daß der patentirte Entwäſſerungskörper 
eine Erfindung enthält, iſt dem R. G. durch die mündliche 
Verhandlung dargethan. Daß er zur Zeit der Patentanmeldung 
neu war, iſt nicht beſtritten. I. C. S. i. S. Küpper e. Maaßen 
vom 26. September 1898, Nr. 196/98 J. 

44. Die Berufung war für unzuläſſig zu erachten. Da 
durch die angefochtene Entſcheidung das Patent des Bekl. im 


vollen Umfange für nichtig erklärt ift, ſo hat Kl. erreicht, was 


im Nichtigkeitsverfahren zu erreichen überhaupt möglich war. 


Für die Wirkungsart und die Tragweite der Nichtigkeits- 
erklärung, welche ſich kraft Geſetzes beſtimmt, iſt es ohne De. 
lang, auf welcher Grundlage die Nichtigkeit ausgeſprochen iſt, 
ſpeziell, ob ſie ſich darauf ſtützt, daß der Gegenſtand des Patents 
nach den §§ 1 und 2 des Pat. G. nicht patentfähig oder 
daß die Erfindung Gegenſtand des Patents eines früheren An⸗ 
melders iſt, oder aber, ob beide Nichtigkeitsgründe als zutreffend 
angeſehen find und die Grundlage der Entſcheidung bilden. 
Anerkannt muß werden, daß, wenn eine Klage, mit welcher nur 
einer der mehreren im Geſetze vorgeſehenen Nichtigkeitsgründe 
geltend gemacht war, abgewieſen iſt, es dem Kl. unbenommen 
bleibt, mit einer neuen Klage die übrigen Gründe geltend zu 
machen, ohne daß ihm die Einrede der Rechtskraft entgegen⸗ 
geſetzt werden könnte. Hat dagegen die Klage zum Ergebniß 
gehabt, daß die Nichtigkeit ausgeſprochen iſt, ſo mangelt es für 
eine zweite, wenn auch auf andere Gründe zu ftüßende Nichtig- 
keitsklage an einem Gegenſtande. Demgemäß kann es auch 
einem Nichtigkeitskläger, der in der Klage mehrere Nichtigkeits⸗ 
gründe behauptet hat, nicht zur Beſchwerde gereichen, wenn in 
einer die Nichtigkeit des Patents unbeſchränkt ausſprechen den 
Entſcheidung nur einer der Nichtigkeitsgründe als gegeben be⸗ 
zeichnet, die Frage aber, ob auch die übrigen zutreffen, dahin⸗ 
geſtellt geblieben oder verneinend beantwortet iſt. Das Vor⸗ 
handenſein einer Beſchwerde aber bildet die Vorausſetzung für 
die Statthaftigkeit eines jeden Rechtsmittels. Ob das Patent 
des Kl. Nr. 71968 auf Schornſteine oder Lüftungsrohre 
aus hohlen Körpern mit Bindern dadurch verletzt wird, daß 
der Bekl. oder auch ein Dritter Bauſteine zur Herſtellung von 
Schornſteinen, Lüftungsrohren und dergleichen von der im ver⸗ 
nichteten Patent des Bekl. bezeichneten Beſchaffenheit herſtellt, 
iſt nicht Gegenſtand der angefochtenen Entſcheidung und konnte, 
der Aufgabe des Nichtigkeits verfahrens entſprechend, nicht Gegen⸗ 
ſtand derſelben ſein. Im Nichtigkeitsverfahren iſt nur über die 
Frage der Nichtigkeit des angegriffenen Patents im Sinne des 
§ 10 des Pat. G. zu entſcheiden. Nur im Bereiche dieſer 
Entſcheidung kann die Frage, ob ein dem Nichtigkeitskläger er⸗ 
theiltes Patent bereits die durch das Patent des Bekl. geſchützte 
Erfindung betraf, Bedeutung gewinnen. Für den Rechtsſtreit 
wegen Verletzung des dem Nichtigkeitskläger ertheilten Patents 
wird durch die im Nichtigkeitsverfahren jener Frage gewordene 
Beurtheilung ein Präjudiz nicht geſchaffen, ihre Bedeutung kann 
in dieſem Punkte nur eine autoritative ſein. Der Richter im 
Rechtsſtreite wegen Verletzung des dem Kl. ertheilten Patents 
iſt nicht gehindert, einen Eingriff in das Patent anzunehmen, 
obgleich im Nichtigkeitsverfahren die bezeichnete Frage verneint 
iſt, wie er auch im entgegengeſetzten Falle, d. h. wenn die das 
Patent für nichtig erklärende Entſcheidung auch auf die Nr. 2 
des § 10 geſtützt wäre, eine Verletzung des Patents des 
Nichtigkeitsklägers zu verneinen berechtigt ſein würde. Auch 
nach dieſer Richtung hin iſt der Nichtigkeitskläger mithin nicht 
beſchwert. I. C. S. i. S. Perle c. Zumbroich vom 26. September 
1898, Nr. 179/98 J. 

Zum Unfallverſicherungsgeſetz. | 

45. Die Ausführungen des O. L. G., daß der Rechtsweg 
unzuläſſig ſei, ſind zutreffend. Der § 73 des Unfallverſiche⸗ 


rungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 weiſt die Entſcheidung über 
den Widerſpruch der Mitglieder der Genoſſenſchaften gegen die 
Feſtſtellung ihrer Beiträge den dort bezeichneten Verwaltungs⸗ 
behörden zu, und deshalb find nach $ 13 des G. V. G. die 
ordentlichen Gerichte nicht zuſtändig, über einen ſolchen Wider⸗ 
ſpruch zu erkennen. Mit Unrecht behauptet die Kl., daß der 
gegenwärtige Streitfall nicht unter den § 73 a. a. O. zu 
ſubſumiren ſei, weil es ſich um einen von dem Genoſſenſchafts⸗ 
mitgliede ſelbſt, nicht von der Berufsgenoſſenſchaft begangenen 
Irrthum handle, und nur das zweifellos irrthümlich Zuviel⸗ 
gezahlte zurückgefordert werde. Der Abſ. 2 des § 73 weiſt 
ausdrücklich darauf hin, daß die im Verwaltungswege geordnete 
Beſchwerdeinſtanz gerade auch über Rechenfehler bezüglich der 
eingereichten Nachweiſungen und der Feſtſtellung der Beiträge 
entſcheiden ſoll. Da das Geſetz keine Unterſcheidung macht, ſo 
liegt, wie das O. L. G. mit Recht ſagt, kein Grund zu der 
Annahme vor, daß bei dieſer Beſtimmung nur an Rechenfehler, 
welche der Genoſſenſchaftsvorſtand gemacht habe, gedacht worden 
ſei. Die civilrechtlichen Grundſätze über die condictio indebiti 
können hier nicht in Betracht kommen und ſind gegenüber den 
Vorſchriften des Geſetzes vom 6. Juli 1884 bedeutungslos für 
die in Rede ſtehende Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges. 
II. C. S. i. S. v. d. Nahmer c. Rh.⸗Weſtph. Maſchinenbau⸗ 
und Kleineiſeninduſtrie-Ber.⸗Gen. vom 18. Oktober 1898, 
Nr. 198/98 II. 

46. Die Ehefrau des Ackerers Johann Q. von Obrighofen 
hatte ſich am 13. März 1896 mit ihrem Ehemann, welcher 
nach Weſel ein Schwein verkauft und dort abzuliefern hatte, 
von Obrighofen nach Weſel begeben. Auf dem Rückweg von 
da wurde ſie durch das Fuhrwerk des Bekl. überfahren und 
verletzt. Der Bekl. wurde auch in der Folge auf Straf— 
antrag der Verletzten wegen fahrläſſiger Körperverletzung beſtraft. 
Der Ehemann der Q. hat den Unfall bei der klägeriſchen Be⸗ 


rufsgenoſſenſchaft zur Anzeige gebracht und wurde ſeiner Ehefrau 


auf Grund des Unfallverſicherungsgeſetzes für die land. und 
forſtwirthſchaftlichen Betriebe vom 5. Mai 1886 in dem vor⸗ 


geſchriebenen Verfahren neben den Kurkoſten eine monatliche 


Rente von — anfänglich 16 Mark ſpäter — 14 Mark end⸗ 
gültig bewilligt. Die Kl. verlangt von dem Bekl. auf Grund 
des § 119 des citirten Geſetzes Erſatz ihrer Aufwendungen für 
die Q. Der Bekl. zieht in Abrede, daß die Vorausſetzungen des 
§ 119 vorliegen, da die Kl. zu den von ihr gemachten Auf⸗ 
wendungen nicht verpflichtet geweſen ſei, weil ein Unfall im 
Sinne des genannten Geſetzes nicht vorgelegen habe, er beſtreitet 
weiter ſeine Schadenserſatzpflicht, weil ihn kein vertretbares 
Verfchulden treffe, eventuell auch die Höhe der geforderten Beträge. 
Das Gericht I. J. hat die Klage abgewieſen, weil kein Unfall 
im landwirthſchaftlichen Betriebe vorgelegen habe. Das B. G. 
hat dieſe Frage nicht nachgeprüft, weil dieſelbe durch die Ent⸗ 
ſcheidung der berufsgenoſſenſchaftlichen Organe endgültig, auch 
für den Civilrichter bindend entſchieden ſei, es hat ein Ver⸗ 
ſchulden des Bekl. feſtgeſtellt und den Bekl. dem Klagantrag 
entſprechend verurtheilt. Die gegen diefes Urtheil eingelegte 
Reviſion erſcheint begründet. Wie in der erſt am 19. April l. J. 
in Sachen Michels gegen Weſtphäliſche landwirthſchaftliche 
Berufsgenoſſenſchaft (Rep. III, 396/97) erlaſſenen Entſcheidung 
des erkennenden Senats (vergl. auch Entſch. vom 28. Juni l. J. 
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in Sachen Schön gegen Oſtpreußiſche landwirthſchaftliche Berufs ⸗ 
genoſſenſchaft Rep. III, 78/98) ausgeſprochen iſt, hat das Civil⸗ 
gericht in den Fällen des § 119 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 
(§ 98 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884) nicht 
blos die Frage zu entſcheiden, ob und wie weit der Dritte dem 
Verletzten hafte, ($ 119 Satz 1) ſondern daſſelbe hat auch — 
mangels einer ausdrücklichen oder aus dem Geiſt des Geſetzes 
ſich ergebenden entgegenſtehenden Vorſchrift, frei nachzuprüfen, 
ob die Vorausſetzungen für den Uebergang der Forderung des 
Verletzten auf die Berufsgenoſſenſchaft vorliegen, d. h. ob deren 
Verpflichtung zur Entſchädigung des Verletzten durch das ein⸗ 
ſchlägige Unfallverſicherungsgeſetz begründet war. (§ 119 Satz 2.) 
Daſſelbe iſt in der Begründung der Entſcheidung des II. C. S. 
vom 7. Mai 1897 (Entſch. des R. G. Bd. 39 S. 109 ff.) aus- 
geführt, wenn auch der daſelbſt entſchiedene Fall nicht durchaus 
mit vorliegendem übereinſtimmt. Es iſt in der diesſeitigen 
Entſcheidung vom 19. April l. J., auch, wozu der damalige 
Fall Anlaß bot, darauf hingewieſen, daß der haftpflichtige Dritte 
ein erhebliches Intereſſe an der Entſcheidung der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft haben kann. Von der erwähnten Entſcheidung abzugehen 
liegt kein Grund vor. III. C. S. i. S. Großkelwing c. Rhein. 
landwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft vom 30. September 1898, 
Nr. 126/98 III. | | Zu Ze 
Zum Waarenzeichengefetz. | 

47. Der Bekl. genießt, wie das B. G. annahm, gemäß 
8 24 des Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 für den am 25. Mai 1891 erwirkten Eintrag 
ſeines Waarenzeichens in das Zeichenregiſter zu Saargemünd 
noch den Schutz des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. No- 
vember 1874. Nach 8 8 des letzteren Geſetzes ſteht ihm daher 
das Recht ausſchließlich zu, ſeine Waaren oder deren Verpackung 
mit dem für dieſe Waaren angemeldeten Zeichen zu verſehen 
und in Verkehr zu bringen. Daraus, daß die Kl. ein ähnliches 
Waarenzeichen am 9. Januar 1894 in das bei dem Amts⸗ 
gerichte zu Leipzig geführte Zeichenregiſter eintragen ließen, 
können fie einen Anſpruch auf Löſchung des eingetragenen 
Waarenzeichens des Bekl. nach § 11 des Geſetzes nicht ab⸗ 
leiten, da ihnen weder die Priorität noch ein anderer geſetzlicher 
Ausſchließungsgrund (§§ 9 und 10 Abſ. 2 des Geſetzes) zur 
Seite ſteht. Da die Priorität der Anmeldung, nicht die 
Priorität des Gebrauchs entſcheidet, läßt ſich der Anſpruch auf 
Löſchung auch nicht damit begründen, daß Kl. das Zeichen von 
ihren Rechtsvorgängern erworben und ſchon längere Zeit für die 
gleiche Waarengattung in Benutzung hatten. Aber auch die 
Abſicht, die Kl. zu ſchädigen und das Publikum über die 
Herkunft der Waare zn täuſchen, iſt für ſich allein nicht ge⸗ 
eignet, die Anträge unter 1 bis 3 der Klage zu rechtfertigen. 
Vergl. R. G. Entſch. 18. Bd. S. 100, 25. Bd. S. 120, 29. Bd. 
S. 57, 36. Bd. S. 14. Wenn von klägeriſcher Seite im Hin⸗ 
blick auf die von den Vorinſtanzen angezogene Entſch. des 
R. G. Bd. 18 S. 93 bis 101 geltend gemacht wurde, daß die 
in den Gründen zu jener Entſcheidung als fehlend bezeichnete 
Geſetzgebung zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbes ſeitdem 
ins Leben getreten ſei, ſo geht dieſe Ausführung fehl; denn auf 
die Auslegung des Markenſchutzgeſetzes vom Jahre 1874, um 
welche es ſich in jener Entſcheidung handelte, kann die neue 
Geſetzgebung von 1894 und 1896 keinen Einfluß äußern und 


ein allgemeines Prinzip, nach welchem jedes gegen Treue 
und Glauben im Geſchäftsverkehr verſtoßende Verhalten zu 
Zwecken des Wettbewerbes zur Klage auch nur auf Unterlaſſung 
berechtigte, findet ſich auch in dieſen Geſetzen nicht aufgeſtellt. 
Da auch eine Vertragspflicht, welcher der Löſchungsanſpruch 
entfließen könnte, nach den Feſtſtellungen des B. G. nicht an⸗ 
zunehmen iſt, bleiben nur die Einzelvorſchriften der neueren 


Geſetze über Waarenbezeichnung und unlauteren Wettbewerb, 


auf welche die Klage ſich ſtützt, zu erörtern. Unabhängig von 
der Eintragung iſt der Schutz der Ausſtattung, welchen § 15 
des Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 12. Mal 1894 
gewährt und welchen die Klage gleichfalls in Anſpruch nimmt. 
Die Vorausſetzungen für eine auf den § 15 a. a. O. geſtützte 
Klage liegen aber nicht vor, wenn der Bekl. lediglich ſein durch 
Eintragung geſchütztes Waarenzeichen unter Beifügung ſeiner 
Firma auf feinen Waaren und Packeten anbringt, denn dieſes 


Recht, Waaren oder deren Verpackung mit dem angemeldeten 
Zeichen zu verfehen und auf ſolche Art bezeichnete Waaren in 


Verkehr zu bringen, ſteht ihm nach § 8 des Geſetzes vom 
30. November 1874 zu. Das Waarenzeichen des Bekl. kommt 


hier nicht als bloßer Beſtandtheil der Ausſtattung in Frage. 


Wenn auch behauptet wurde, der Bekl. verſehe ſeine Umhüllungen 
noch mit der Erwähnung von Medaillen, welche die von dem 
Kl. P. erworbenen ſeien, fo hat doch das B. G. feſtgeſtellt, 
daß ſchon wegen der vorhandenen Unterſchiede zwiſchen dem 


Waarenzeichen des Bekl. gegenüber dem der Kl., wie ſolches als 


in Frankreich angemeldet, ſich bei den Akten befinde, keine Ver⸗ 
wechſelungsgefahr für einen nur einigermaßen aufmerkſamen 
Käufer vorliege. II. C. S. i. S. Picot c. de Hody vom 
14. Oktober 1898, Nr. 162/98 II. * 

Zum Muſterſchutzgeſetz. 

48. Zutreffend iſt es, wenn das B. G. davon ausgeht, 
daß für den Umfang des durch die Eintragung erlangten 
Schutzes nicht die für das Modell gewählte Bezeichnung, ſondern 
die Angabe der neuen Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung 
in der Anmeldungsſchrift maßgebend iſt, ſo daß im vorliegenden 
Falle durch die Eintragung eine Häckſelmaſchine geſchützt wird, 
welche die in der Anmeldung unter 1 bis 4 bezeichneten Vor⸗ 
richtungen aufweiſt. Das B. G. ſtellt jedoch auf Grund der 
erhobenen Beweiſe feſt, daß jeder dieſer Theile ſchon vor der 
Anmeldung bekannt geweſen jet und an Häckſelmaſchinen in 
Benutzung geſtanden habe. Die gegen dieſe Feſtſtellung ge⸗ 
richteten thatſächlichen Anführungen des Rkl. in der Revifions⸗ 
inſtanz können nach der geſetzlichen Begrenzung des Rechts 
mittels der Reviſion keine Berückſichtigung finden. Dadurch 
wird freilich b. Deuheit der eingetragenen Häckſelmaſchine noch 
nicht ausgeſchloſſen, weil auch durch die bis dahin unbekannt 
geweſene Kombination bekannter Theile ein neues, ſchutzfähiges 
Muſter entftehen kann. Allein die Neuheit dieſer Kombination 
allein genügt zu deren Schutzfähigkeit nicht, vielmehr muß, wie 
das B. G. im Anſchluß an das Urtheil des R. G. vom 
8. Mai 1897 (Entſch. Bd. 39, S. 120) richtig ausführt, die 
Kombination, um des Muſterſchutzes fähig zu werden, dem 
Arbeits⸗ oder Gebrauchszweck beſſer dienen, als die bisher be 
kannten Vorrichtungen. Die bloße Zuſammenſtellung bekannter 
Theile ohne jeden beſonderen Erfolg für die Förderung des 
Arbeits⸗ oder Gebrauchszwecks ſchafft kein neues Modell im 
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Sinne des Geſetzes. Es iſt Sache des Muſterinhabers, dieſe 
förderliche Eigenſchaft ſeines Modells anzugeben, wenn ſich die. 
ſelbe nicht von felbft ergiebt. Erſt dieſer Angabe gegenüber iſt 
der Gegner in der Lage, das Nichtvorhandenſein der behaupteten 
Eigenſchaft zu beweiſen. Der Bekl. war aber, wie das B. G. 
mit Recht hervorhebt, um ſo mehr veranlaßt, mit beſtimmten 
Angaben nach dieſer Richtung hervorzutreten, nachdem die Sach⸗ 
verſtändigen in ſeiner Kombination etwas Neues nicht gefunden 
hatten. In dieſer Beziehung hat ſich der Bekl. darauf beſchränkt, 
die Billigkeit der von ihm angemeldeten Häckſelmaſchine geltend 
zu machen, welche Eigenſchaft an ſich auch von dem Sach⸗ 
verſtändigen Sch. beſtätigt worden iſt. Es iſt anzuerkennen, 
daß ein techniſcher und gewerblicher Fortſchritt vorliegt, wenn es 
gelingt, einen Apparat weſentlich billiger herzuſtellen, ohne daß 
derſelbe an Leiſtungsfähigkeit und Dauerhaftigkeit gegenüber den 
bis dahin bekannten Apparaten gleicher Art zurückſteht. Die 
Billigkeit allein reicht aber der Regel nach nicht hin, um die 
Schutzfähigkeit eines im Uebrigen nichts Neues darbietenden 
Modells zu begründen, weil ſie, wenn ſie auf Koſten anderer 
wichtiger Eigenſchaften des Apparates erreicht wird, meiſt ſogar 
als eine Verſchlechterung deſſelben erſcheint. Nun hat aber der 
Bekl. es unterlaſſen, im Einzelnen näher darzulegen, worauf die 
angebliche Billigkeit ſeiner Häckſelmaſchine beruhe und daß die⸗ 
ſelbe trotz ihrer Billigkeit die gleiche Leiſtungsfähigkeit und 
Dauer beſitze, wie die vorher bekannten Häckſelmaſchinen. Seine 
Anmeldungsſchrift enthält darüber nichts und auch der Eingang 
der ihr beigefügten Beſchreibung erwähnt die Billigkeit der 
Häckſelmaſchine nur in ganz allgemeiner, lediglich als Anpreiſung 
erſcheinender Weiſe. Wollte man aus dem an das Patentamt 
gerichteten Schreiben des Bekl. vom 22. Juni 1892, in welchem 
er erklärt, daß das Eigenthümliche ſeiner Häckſelmaſchine der 
Hauptſache nach der Holzkaſten ohne Anwendung eines beſonderen 
eiſernen Kopfes ſei, herleiten, daß auch die Billigkeit ſeiner 
Maſchine ſich weſentlich auf die Anwendung des Holzkaſtens 
gründe, ſo würde, da feſtgeſtellt iſt, daß auch dieſe nichts Neues 
iſt, ſich daraus ergeben, daß auch die Billigkeit der Maſchine 
ihrem Grunde nach der Neuheit entbehrt. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden hatte das B. G. keine Veranlaſſung, zu unterſuchen, ob 
die von dem Bekl. behauptete Billigkeit ſeiner Häckſelmaſchine 
geeignet ſei, deren Schutzfähigkeit zu begründen, und es liegt 
keine Rechtsverletzung darin, daß das B. G. ſich auf die Prüfung 
beſchränkt hat, ob das angemeldete Modell in feiner Zuſammen⸗ 
ſetzung für neu zu erachten ſei. Die nach dieſer Richtung von 


dem Rkl. erhobenen Angriffe erſcheinen hiernach unbegründet. 


I. C. S. i. S. Hörner c. Hübner vom 24. September 1898, 
Nr. 191/98 J. | | 

Zum Geſetz gegen den unlautern Wettbewerb. 

49. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet 
werden. Soweit das O. L. G. ausgeführt hat, die Aeußerung, 
daß die Fabrik des Bekl. die beſte oder leiſtungsfähigſte auf 
ihrem Gebiete ſei, würde nicht „eine unrichtige Angabe that⸗ 
ſächlicher Art“, ſondern ein bloßes Urtheil enthalten, iſt deſſen 
Auffaſſung nicht zu beanſtanden. Damit eine Angabe that- 
ſächlicher Art vorliegt, wird im Allgemeinen die Behauptung 
einer beſtimmten Begebenheit oder eines konkreten Vorganges 
vorausgeſetzt. Nur wenn eine Anpreiſung der erwähnten Art 
auf beſondere thatſächliche Mittheilungen geſtützt wird, die nicht 


— 


auf Wahrheit beruhen, kann ſonach angenommen werden, daß ſie 
eine unrichtige Angabe thatſächlicher Art enthalte. Was aber 
die weitere Annahme des O. L. G. anbelangt, wenn der Bekl. 
habe ſagen wollen, ſeine Fabrik ſei die älteſte ſüddeutſche 
Spezialfabrik für Pflüge, ſo ſei dieſe Behauptung nicht 
unrichtig, weil nur ſeine Fabrik ſich ausſchließlich mit der 
Herſtellung von Pflügen beſchäftige und insbeſondere die Kl. 
noch andere Fabrikationszweige betreibe, ſo iſt auch in dieſer 
Richtung nicht zu erkennen, daß die angefochtene Entſcheidung 
auf einer Geſetzesverletzung beruhe. Die Annahme, unter einer 
„Spezialfabrik“ für gewiſſe Gegenſtände ſei nur eine ſolche 
Fabrik zu verſtehen, die ſich ausſchließ lich“ mit der Herſtellung 
gewiffer Waaren befaſſe, ſich auf dieſe „Spezialität“ beſchränke, 
nicht eine Fabrik, die neben anderen Fabrikationszweigen die 
Herſtellung gewiffer Gegenſtände als ihre „Spezialität“ betrachte, 
giebt zu Bedenken keine Veranlafjung. Jedenfalls iſt darin ein 
Rechtsirrthum nicht enthalten. Von dieſem Standpunkte aus 
erſcheint aber auch die Ablehnung der von der Kl. angebotenen 
Beweiſe, als gerechtfertigt. Der Umſtand, daß die Kl. die 
Herſtellung von Pflügen angeblich in ſehr großem Umfange 
betreibt und auf dieſem Gebiete viel mehr leiſten ſoll, als der 
Bekl., erſcheint, wenn man dem Wort „Spezialfabrik“ die er⸗ 
wähnte Bedeutung beilegt, als unerheblich; denn dadurch, daß 
die Kl. ſehr viele Pflüge herſtellt, wird nichts an der Thatſache 
geändert, daß ſie ſich nicht ausſchließlich mit der Herſtellung von 
Pflügen befaßt, alſo nicht eine „Spezialfabrik“ in dem dar⸗ 
gelegten Sinn iſt. Der angebotene Beweis hätte höchſtens dann 
als erheblich erſcheinen können, wenn er dahin gegangen wäre, 
die anderen von der Kl. betriebenen Fabrikationszweige ſeien 
von ſo untergeordneter Bedeutung, daß ſie neben der Herſtellung 
von Pflügen gar nicht in Betracht kommen könnten. Das hat 
die Kl. aber nicht behauptet, ſondern lediglich darauf Gewicht 
gelegt, daß ſie die Herſtellung von Pflügen in ſehr großem 
Maßſtabe betreibe. II. C. S. i. S. Eberhardt c. Dobler vom 
4. Oktober 1898, Nr. 175/98 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

50. Das hier in Betracht kommende materielle Recht iſt 
für Hamburg, wie ſchon öfters ausgeſprochen worden iſt, im 
Allgemeinen das gemeine deutſche proteſtantiſche Eherecht. 
Zweifellos iſt nach dieſem, daß es auf alle Trennungsgründe, 
welche vor dem Juni 1895 beſtanden haben mögen, rechtlich 
nicht mehr ankommt; denn das B. G. hat ſich der Feſtſtellung 
des L. G. angeſchloſſen, wonach die Kl. damals den Beiſchlaf 
mit dem Bekl. vollzogen hat, und dadurch iſt ein Zurückkommen 
auf frühere Trennungsgründe ausgeſchloſſen. Seitdem hat ſich 
aber bis auf die unterſtellte Verurtheilung des Bekl. im 
Februar 1897 nichts Neues ereignet, was hier in Betracht 
käme; denn den Vorfall im Sühnetermine vom November 1895, 
den das L. G. als ganz unerheblich bezeichnet hat, erwähnt das 
O. L. G. nicht einmal, und daß die unüberwindliche Abneigung, 
die ſich zwiſchen Juni und November 1895 bei der Kl. wieder 
ausgebildet haben ſoll, für ſich allein ihr kein Recht giebt, zeit⸗ 
weilige Trennung zu verlangen, wird vom O. L. G. ſelbſt mit 
vollem Rechte angenommen. Durch die nachträglich eingetretene 
Verurtheilung des Bekl. könnte dann aber jene angebliche un⸗ 
überwindliche Abneigung unmoglich zu einem Trennungsgrunde 
geworden ſein. Eigentlich iſt daher die Trennung nur auf 
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Grund jener Verurtheilung ausgeſprochen worden, und das ent⸗ 


ſpricht den Grundſätzen des gemeinen proteſtantiſchen Eherechtes 


keineswegs. Verurtheilung zu längeren, ſchwereren Freiheits- 
ſtrafen bildet allerdings nach dieſem Rechte, und anſchließend an 


daſſelbe nach Hamburgiſchem Gewohnheitsrecht einen Ehe⸗ 
ſcheidungsgrund, und wer einen ſolchen hat, der kann nach 
ſeiner Wahl auch nur auf zeitweilige Trennung von Tiſch und 
Bett antragen, wie dies für den Fall eines Eh ebruches in 
den Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 31 S. 152 ff., an- 
erkannt iſt. Aber daß eine Verurtheilung zu einer geringeren 
Freiheitsſtrafe, die nicht zur Begründung einer Scheidung vom 
Bande ausreichen würde, für ſich allein den anderen Ehegatten 
zum Verlangen einer zeitweiligen Trennung berechtigen ſoll, 
und noch dazu zu einer Zeit, wo die Verurtheilung ſchon weit 
zurückliegt, und die Strafe vorausſetzlich längſt verbüßt iſt, iſt 
dem Sinne des Inſtitutes der zeitweiligen Trennung von Tiſch 
und Bett nicht vereinbar. Daß aber die Verurtheilung zu 
einer dreimonatigen Gefängnißſtrafe nicht als Scheidungsgrund 
genügt, ſelbſt dann nicht, wenn der die Scheidung verlangende 
Ehegatte aus einer unbeſcholtenen Familie ſtammt, kann keinem 
Zweifel unterliegen; vergl. z. B. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen, Bd. 5 S. 407. VI. C. S. i. S. Einfeldt c. Einfeldt 
vom 6. Oktober 1898, Nr. 166/98 VI. | 

51. Es kann ſich nur fragen, ob der entſcheidende Grund 
des B. G., daß der Vertrag wegen ſeines Inhalts ein unſitt⸗ 
licher ſei, gerechtfertigt iſt. Das B. G. hat nun bei dieſer Be⸗ 
gründung den Satz an die Spitze geſtellt, daß auch der Kl. 
unlautere Mittel als möglicherweiſe anzuwenden ins Auge gefaßt 
habe, und daß beide Theile ſich dahin verſtanden haben, daß 
nöthigenfalls unlautere Mittel angewendet werden ſollen. In 
der dann folgenden weiteren Ausführung, aus der dieſe Schluß⸗ 
folgerung gezogen iſt, wird zunächſt aus den feſtſtehenden Ver⸗ 
handlungen der Parteien nur die Ueberzeugung gewonnen, daß 
die Bekl. ſich bewußt geweſen ſeien, einen Vertrag zu ſchließen, 
der zur Anwendung unlauterer Mittel durch den Kl. ſehr wohl 
führen könne und gegen die guten Sitten verſtoße. Bezüglich 
des Kl. aber wird ſodann nur geſagt, er habe über dieſe Auf⸗ 
faflung der Bekl. nicht im Zweifel ſein können, und deshalb 
ſei auch für ihn der Vertrag ein unſittlicher, ohne daß es 
darauf ankomme, ob er ſelbſt die Abſicht gehabt habe, 
eventuell unlautere Mittel anzuwenden. Endlich wird daran 
nur die Schlußbemerkung geknüpft, daß es ausdrücklicher Er⸗ 
klärungen hierüber nicht bedurft habe, da beide Theile ſich 


gegenſeitig verſtanden hätten. Wie aus dieſen feſtgeſtellten 


thatſächlichen Unterlagen der an die Spitze geſtellte Satz, daß 
auch der Kl. einverſtanden geweſen ſei, es ſollten nöthigenfalls 
unlautere Mittel angewandt werden, gezogen werden konnte, 
iſt nicht verſtändlich, da das B. G. in dieſer näheren Aus⸗ 
führung es ausdrücklich unentſchieden läßt, ob der Kl. ſelbſt 
eventuell unlautere Mittel habe anwenden wollen. Wegen des 


hierin liegenden Widerſpruchs muß daher der an die Spitze ge⸗ 


ſtellte Satz unberückſichtigt bleiben. Das führt aber nicht zur 
Aufhebung des Urtheils, da ſchon die feſtgeſtellten Unterlagen, 
die einen Rechtsirrthum nicht erkennen laſſen, alſo für das 
Revifiondgericht bindend find, zeigen, daß der Vertrag gegen die 
guten Sitten verſtößt. Nahmen, wie feſtgeſtellt iſt, beim Ab⸗ 
ſchluſſe des Vertrags die Bekl. an, daß ihr Mitkontrahent 


nöthigenfalls unlautere Mittel anwenden wolle und werde, und 
ſchloß der Kl., obgleich er die Meinung der Bekl. erkannte, den 
Vertrag ab, ohne dieſer entſchieden entgegenzutreten, ſo verletzte 
er die guten Sitten in einer Weiſe, die die Gewährung des 
Rechtsſchutzes ausschließt. Denn nicht nur veranlaßte er dadurch 
die Bekl., ſich ihm für den Erfolg ſeiner Bemühungen zu hohen 
Geldleiſtungen zu verpflichten, die für eine in den zuläſſigen 
Schranken bleibende Thätigkeit nicht gewährt ſein würden, 
ſondern er ließ auch und beſtärkte die Bekl. in dem feine Ehre 
ſchwer verletzenden Glauben, daß er zur Anwendung unlauterer 
Mittel gegen Bezahlung bereit ſei. III. C. S. i. S. Pfahl 
c. Diers u. Gen. vom 7. Oktober 1898, Nr. 137/98 III. 
52. Ein Käufer, der — wie der Kl. dies thut — ſeinen 
Verkäufer dafür in Anſpruch nimmt, daß er ihn durch abſicht⸗ 
liche Erregung eines Irrthums zur Eingehung des Kaufgeſchäfts 
veranlaßt habe, bedarf nicht der actio doli. Als Deliktsklage 
kann die actio doli — auch abgeſehen von ihrer ſubſidiären 


Natur — nur für außerkontraktliche Verhältniſſe in Betracht 


kommen: in Vertragsverhältniſſen wird der Dolus des Gegen- 
kontrahenten und der auf dieſen Dolus gegründete Anſpruch auf 
Schadenerſatz mit der betreffenden Kontraktsklage geltend gemacht, 
hier alſo mit der actio emti. (L. 9 pr. D. de dolo malo 4, 3. 
L. 6 88 D. de act. emti 19, 1. L. 43 82 D. de contr. 
emt. 18,1. Vangerow, Pand. 7. Aufl. I 8 185 Anm. 1. 
Windſcheid, Pand. 7. Aufl. I § 78 Note 7. Dernburg, Pand. 
5. Aufl. I § 104 Note 4. Regelsberger, Pand. § 146 III 2.) 
Die kurze zweijährige Verjährung der actio doli kann daher 
für den vorliegenden Rechtsſtreit überhaupt nicht in Frage 
kommen. Vielmehr würde die Einrede der Verjährung nur 
durchgreifen können, falls etwa auch die Kontraktsklage ſchon 
verjährt ſein ſollte, was aber von den Inſtanzen — ſoviel zu 
erſehen iſt — auf Grund des bremiſchen Partikularrechts 
verneint wird. Dabei iſt es ſelbſtverſtändlich auch gleichgültig, 
ob die Prozeßvertreter des Kl. in den Inſtanzen — wie aus 
einzelnen Bemerkungen im Thatbeſtande und in den Gründen 
der Urtheile hervorzugehen ſcheint — etwa ſelbſt der irrigen 
Anſicht geweſen find, daß nicht die Vertragsklage, ſondern die 
Betrugsklage angeſtellt ſei. Wenn die behaupteten Thatſachen 
ausreichen, um den erhobenen Anſpruch rechtlich zu begründen, 
iſt es ohne Nachtheil für die Partei, daß ſie einen unrichtigen 
rechtlichen Geſichtspunkt geltend macht oder ihre Klage falſch 
benennt. I. C. S. i. S. Clesle c. Wolff u. Zomber vom 
24. September 1898, Nr. 201/98 I. 

53. Das B. G. hält eine beſondere Verpflichtung der Kl. 
zur Mittheilung erheblicher Umſtände an den Bekl. auf Grund 
ihrer Maklereigenſchaft nur dann für begründet, wenn ſie über 
den Grund der Ablehnung der Bauzeichnung und die Art der 
verlangten Aenderungen ſowie über deren finanzielle Tragweite 
und Bedeutung für den Entſchluß des Käufers genau unter⸗ 
richtet war und danach Grund zu der Annahme hatte, daß es 
ſich um weſentliche und für den Entſchluß des Bekl. erhebliche 
Punkte handle — Vorausſetzungen, die hier nicht vorhanden 
ſeien. — Allein unter den vorliegenden Umſtänden mußte ſich 
die Kl. ohne Weiteres ſagen, daß für den Bekl., einen Bau⸗ 
unternehmer, der unter Zugrundelegung der Hantelmannſchen 
Zeichnung auf dem zu erkaufenden Grundſtück einen großen Bau 
ausführen wollte, ſchon die Nichtgenehmigung jener Zeichnung 
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überhaupt, auf welchem Grunde fie auch beruhen mochte, von 
weſentlicher Bedeutung war. Die Kl. ſelbſt hat — was die 
Vorinſtanz überſehen, die Revifion aber mit Recht hervorgehoben 
hat — die Erheblichkeit der Hantelmannſchen Zeichnung für den 
Bekl. anerkannt, wenn ſie, wie derſelbe behauptet, ihm die 
Zeichnung zur Benutzung bei ſeiner Kalkulation aushändigte. 
Sie hat zugleich durch dieſe Handlungsweiſe, neben dem wiſſent⸗ 
lichen Verſchweigen erheblicher Thatſachen, den Bekl. wiſſentlich 
in den Irrthum verſetzt, daß die gedachte Zeichnung nicht zu 
beanſtanden ſei und unbedenklich bei der Entſchließung über den 
in Frage ſtehenden Grundſtückskauf berückſichtigt werden könne. 
Ohne Erfolg ſucht das B. G. und im Anſchluß an daſſelbe in 
jetziger Inſtanz auch die Kl. eine gewiſſe Gutgläubigkeit der 
Letzteren daraus abzuleiten, daß ſie habe unterſtellen dürfen, der 


Bekl., als eine mit den Vorbereitungen eines Baues vertraute 


Perſönlichkeit, werde ſelbſt wegen der Genehmigung des Bau⸗ 
planes ſich erkundigen; denn die Kl., als Mittels und Ver⸗ 
trauensperſon des Bekl., der zunächſt auf ihre Angaben ange⸗ 
wieſen war, hatte vor allem ihrerſeits dieſem die für feine Ent- 
ſchließung in Betracht kommenden Thatſachen wahrheitsgemäß 
mitzutheilen und kann ihre Verpflichtung hierzu nicht durch den 
Hinweis auf eine ſpätere Erkundigungspflicht des Bekl. ablehnen, 
am wenigſten aber hiermit eine ihr zur Laſt fallende poſitive 


Irrthumserregung entſchuldigen. III. C. S. i. S. Stein c. Holſte 


vom 23. September 1898, Nr. 117/98 III. 

54. Es iſt anzuerkennen, daß der Bekl. bei Hingabe einer 
Hypothek an Zahlungsſtatt nicht unter allen Umſtänden Ver⸗ 
anlafjung hatte, ſich eigentrieblich über deren Werth zu äußern, 
und daß unter allen Umſtänden Bemerkungen über die Güte 
ſolcher Hypothek als unverbindliche Anpreiſungen aufzufaſſen 
ſein würden. Anders iſt jedoch zu urtheilen, wenn der Er⸗ 
werber einer Hypothek den Veräußerer nach dem Werthe fragt, 
oder ihn ſonſt zu einer Erklärung dergeſtalt veranlaßt, daß der⸗ 
ſelbe erkennen muß, ſeine Antwort werde für den Entſchluß 
über den Erwerb der Hypothek von Erheblichkeit ſein. Unter 
ſolchen Umſtänden handelt der Veräußerer argliſtig, wenn er 
dem Erwerber ihm bekannte Umſtände verſchweigt, welche ernſt⸗ 
liche Bedenken gegen die Güte der Hypothek begründen müſſen, 
und wenn er poſitive Erklärungen abgiebt, welche offenbar ge⸗ 
eignet ſind, bei dem Erwerber eine beſſere Meinung über den 
Werth der Hypothek hervorzurufen, wie der Veräußerer ſelbſt 
hat. Eine ſolche Sachlage iſt hier angezeigt nach der im B. U. 
erwähnten, vom I. R. als beweiſend angeſehenen, Ausſage L.'s, 
welcher vor dem Handelsabſchluß reſp. vor den gedachten Er⸗ 
klärungen des Bekl. zu dieſem geſagt haben will „wenn eine 
Hypothek in Zahlung genommen werden müſſe, müſſe ſie aber 
ſehr gut ſein“. Wenn dies wahr iſt, ſo hatte damit L. dem 
Bekl. zu erkennen gegeben, daß er eine unſichere Hypothek nicht 
in Zahlung nehmen wolle, und durfte alsdann der Bekl. weder 
den vergeblichen Verſuch, die Hypothek weit unter dem Nenn⸗ 
werth zu veräußern, verſchweigen, noch eine Antwort geben, 
durch welche er jeden Zweifel darüber zurückwies, daß er eine 
andere, wie eine ſichere Hypothek in Zahlung geben werde. 
III. C. S. i. S. Weiß c. Kunzmann vom 14. Oktober 1898, 
Nr. 147/98 III. 

55. Das B. G. hält für hinreichend nachgewieſen, daß der 
Erblaſſer während feiner letzten Krankheit ſeine Haushälterin 


beauftragt hat, die von dem Bekl. gezeichneten Schuldſcheine 
für den Fall, daß er nicht wieder geſunden werde, an den 
Schuldner zurückzugeben; dieſer möge ſie alsdann vernichten, 
womit die Sache erledigt ſei. Der Bekl. glaubt hierin die 
Ermächtigung zum Abſchluſſe eines für die Erben rechts⸗ 
verbindlichen Erlaßvertrages erblicken zu dürfen und erachtet 
ſich der Rückzahlungspflicht überhoben, weil er durch die Ent⸗ 
gegennahme und Vernichtung der Schuldſcheine die ihm geſtellte 
Vertragsofferte angenommen habe. Dieſe Auffaſſung iſt irrig. 
Allerdings muß anerkannt werden, daß das Mandat ſchon nach 
Juſtinianiſchem Rechte nicht ausnahmslos mit dem Tode des 
Mandanten erliſcht. Auch ſoweit es eine Vollmacht in ſich 
ſchließt, wirkt es vielmehr über dieſen Zeitpunkt hinaus, wenn 
das aufgetragene Rechtsgeſchäft nach ſeiner Beſonderheit erſt 
ſpäter ausgeführt werden kann oder gemäß dem Willen des 
Verſtorbenen erſt fpäter ausgeführt werden ſoll. Das mandatum 
post mortem iſt den Quellen eine geläufige Rechtsfigur und 
wird in einer ganzen Reihe verſchiedener Anwendungsfälle als 
gültig vorausgeſetzt oder anerkannt. L. 12 8 17, 1.13, 1.27, 
$ 1 D. mandati 17, 1; 1.9 $ 1 D. de jure dotium 23, 3; 
l. 4 pr. D. de manumiss. 40, 4; 1.3 § 2 D. de lib. 
leg. 34, 3; 1.18 $ 2 D. de mort. causa don. 39, 6. Der 
bezeichnete Rechtsſatz gilt aber nicht unbeſchränkt, ſondern nach 
der Natur der Sache nur ſoweit, als er nicht von andern 
widerſtrebenden Rechtsſätzen durchkreuzt wird. So kann Gegen⸗ 
ſtand des Auftrags und der damit verbundenen Vollmacht ſelbſt⸗ 
verſtändlich immer nur ein rechtlich zuläſſiger Akt ſein. Die 
Möglichkeit des Vollzugs kommt in Verfall, wenn die Vornahme 
der aufgetragenen Handlung dem Erblaſſer überhaupt nicht 
freiſtand. Das Gleiche muß aber auch dann gelten, wenn er 
die Ausführung einer Anordnung übertragen hatte, deren Rechts⸗ 
gültigkeit durch die Beobachtung einer beſtimmten, von ihm nicht 
beobachteten Form bedingt iſt. Eben darum kann der Auftrag, 
ein Vermächtniß zu erfüllen, nur Wirkſamkeit haben, falls das 
Vermaͤchtniß in gehöriger Weiſe errichtet wurde. Der Schuld⸗ 
erlaß nach dem Tode des Glaͤubigers kraft ſeines Willens be⸗ 
ruht aber, wenn er nicht vertragsmaͤßig durch Schenkung von 
Todeswegen vollzogen iſt, nothwendig auf letztwilliger Verfügung. 
Der an einen Andern ertheilte Auftrag, den Schuldner nach 
dem Eintritt des Todes von feiner Verbindlichkeit zu befreien, 
enthält die Ermächtigung zur Ausführung eines Vermächtniſſes. 
Und wenn dies Vermächtniß nicht ſonſt noch beſtimmt worden 
iſt, ſo umſchließt die Verfügung, ſolche Befreiung vorzunehmen, 
die Vermächtnißerklärung ſelber, wobei denn gleichzeitig zum 
Zwecke ihrer Realiſirung eine Mittelsperſon eingeſchoben wird. 
Ob der Andere die Nachricht von dem Erlaß dem Schuldner 
nur überbringen oder als eigentlicher Bevollmächtigter einen 
förmlichen Erlaßvertrag mit ihm abſchließen ſoll, iſt bloße 
Ausführungsmodalität und läßt den Rechtscharakter der Hand» 
lung ſelbſt unberührt. Das Vermächtniß beſteht das eine Mal 
in der unmittelbaren Schuldentſchlagung, das andere Mal in 
dem Anſpruche auf Schuldentſchlagung. Auch in dem letzt- 
bezeichneten Falle liegt aber ein echtes Vermächtniß vor. Wird 
zwar der Untergang des Forderungsrechts durch Vertrag bewirkt, 
ſo wurzeln Möglichkeit und Rechtskraft dieſes Vertrages doch 
wieder in einer letztwilligen Verfügung. Und ſchon ehe er that⸗ 
ſächlich abgeſchloſſen iſt, ſteht dem Schuldner kraft des Ver⸗ 
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mächtniſſes gegenüber den Anſprüchen des Erben die Einrede 
der Argliſt zur Seite. Es iſt ſonach einerlei, ob das B. G. 
mit Recht davon ausgeht, daß der Erblaſſer ſeine Haushälterin 
nicht zur Eingehung eines Erlaßvertrages ermächtigt, ſondern 
nur mit der Ueberbringung einer Vermächtnißerklärung be⸗ 
auftragt habe, oder ob mit der Reviſion angenommen werden 
muß, daß dieſe Unterſtellung dem klar vorliegenden und vom 
B. G. ſelbſt für bewieſen erachteten Sachverhalt widerſpreche. 
Die Rechtslage iſt immer die gleiche. 
mußten, der Eine wie die Andere, um Gültigkeit beanſpruchen 
zu können, in derjenigen Form ertheilt ſein, die für die Er⸗ 
richtung von Vermächtniſſen geboten iſt. Hier fehlt es daran. 
Es beſteht daher höchſtens eine natürliche Verbindlichkeit der 
Erben, zu deren Erfüllung ſie rechtlich nicht angehalten werden 
können. Das gewonnene Ergebniß wird auch nicht etwa durch 
die 1.18 8 2 D. de mort. causa don. 39, 6 wieder in Frage 
geſtellt. Dieſe Quellenſtelle entbehrt überhaupt der praktiſchen 
Anwendbarkeit, weil ſie auf rechtlichen Vorausſetzungen beruht, 
die durch die ſpätere Geſetzgebung ausdrücklich beſeitigt ſind. 
Während zur Zeit ihrer Abfaſſung Vermächtniſſe als Fidei⸗ 
kommiſſe vollſtändig formlos errichtet werden durften, iſt nach 
heutigem gemeinem Rechte deren Gültigkeit an die Einhaltung 
beſtimmter Formvorſchriften geknüpft. Wenn der Römiſche 
Juriſt dem formloſen Auftrage des Verſtorbenen an einen 
Dritten, ſeinem Schuldner die Schuldſcheine nach ſeinem Tode 
auszuhändigen, Wirkſamkeit zuerkennt und dem Bedachten der 
Forderung des Erben gegenüber die Einrede des Vertrages oder 
der Argliſt verleiht, ſo findet dieſe Entſcheidung, wie auch die 
rechtliche Konſtruktion des Genaueren gedacht werden möge, 
allemal eine tragfähige Unterlage nur in der Formloſigkeit der 
Fideikommiſſe. Mit dem Wegfall dieſer Vorausſetzung verliert 
ſie aber ſelber nothwendig ihre verbindliche Kraft. I. C. S. i. S. 
Dammann c. Diercks vom 28. September 1898, Nr. 135/98 J. 

56. Wenn das Recht den Satz ausgebildet hat, daß für 
Rath und Empfehlung an und für ſich nicht gehaftet wird, ſo 
wird dabei unterſtellt, daß zwiſchen den Parteien etwas anderes 
als Rath oder Empfehlung nicht vorgefallen iſt. Demgemäß 
hat denn auch die Ausnahme, daß wenn dem ertheilten Rathe 
eine Böswilligkeit zu Grunde liegt, eine Verhaftung für den 
angerichteten Schaden eintritt, nur Bedeutung, inſoweit es ſich 
wiederum nur um Rath und Empfehlung handelt. Beſteht zwiſchen 
den Betheiligten ein auderweitiges Rechtsverhältniß und ſteht 
der Rath oder die Empfehlung mit dieſem Rechtsverhältniſſe in 
Beziehung, ſo kann weder jene Regel, noch dieſe Ausnahme 
weiter in Frage kommen. Es handelt ſich dann nur um die 
Anwendung der Rechtsſätze, die für jenes anderweitige Ver⸗ 
hältniß gelten. Hat alſo — wie es hier nach den Behauptungen 
der Klage der Fall iſt — die Empfehlung Bezug auf ein 
zwiſchen dem Rathſuchenden und dem Rathertheilenden abge- 
ſchloſſenes Kaufgeſchäft und zwar in der Weiſe, daß die Er⸗ 
theilung des Rathes kauſal für den Abſchluß des Geſchäftes 
war, ſo liegt, wenn die Rathsertheilung argliſtig war, der 
Thatbeſtand vor, daß der eine Vertragstheil den anderen durch 
abſichtliche Irrthumserregung zur Eingehung des Geſchäfts be⸗ 
wogen hat, und aus dieſem Thatbeſtande ergeben ſich die Rechts⸗ 
folgen. Daß die Vorſpiegelungen die Form des Rathes oder 
der Empfehlung angenommen haben, iſt rechtlich ohne Be⸗ 


Auftrag und Vollmacht 


deutung. Aehnlich verhält es ſich mit der Verantwortung für 
eine Fahrläſſigkeit in der Rathertheilung. Im allgemeinen be⸗ 
ſteht keine Haftung dafür, daß bei einem Rathe oder einer 
Empfehlung nicht ein Verſehen unterläuft. Wo kein Vertrags- 
verhältniß beſteht, bedarf es beſonderer Umſtände, wenn eine 
Rechtspflicht zur Aufwendung von Sorgfalt entſtehen fol. 
Solche beſonderen Umſtände hat die vom B. G. herangezogene 
Entſcheidung des erkennenden Senats vom 31. Juli 1891 
(Entſch. 27 S. 119) u. a. darin gefunden, daß zwiſchen dem 
Rathſuchenden und dem Rathertheilenden eine Geſchäftsver⸗ 
bindung beſteht, wobei dann nicht nur die einzelnen Geſchäfte 
losgelöſt von einander obligatoriſche Wirkungen hervorriefen, 
ſondern auch die auf gegenſeitigem Vertrauen beruhende Ver⸗ 
bindung als ſolche eine Verpflichtung zur Aufwendung ge 
höriger Sorgfalt auch außerhalb des beſonderen Gebietes der 
Einzelgeſchäfte erzeuge. Es bedarf der Heranziehung dieſes 
Geſichtspunktes nicht, wenn ein Vertragsverhältniß vorliegt, aus 
dem ohnehin ſchon eine Verpflichtung zur Anwendung gehöriger 
Sorgfalt erfließt. Das B. G. verkehrt die Bedeutung der an 
gezogenen Entſcheidung ins Gegentheil, wenn es die Haftung 
für Sorgfalt bei der Rathertheilung verneint, weil es zur Zeit 
der Ertheilung des Rathes an einer ſtändigen Geſchäftsver⸗ 
bindung zwiſchen den Parteien gefehlt habe — ohne ſich zuvor 
die Frage vorgelegt zu haben, ob das konkrete Vertragsver⸗ 
hältniß, das zwiſchen den Parteien beſtand, jene Verantwortung 
nicht bereits erzeugt hatte. Hinſichtlich des erſten Aktienerwerbes 
des Kl. ſtehen ſich die Parteien als Käufer und Verkäufer gegen- 
über, während es ſich bei den Vorgängen aus den Jahren 1889 
und 1890, wodurch die Betheiligung des Kl. an dem Altien- 
unternehmen noch vergrößert wurde, um die Ertheilung und 
Ausführung eines Auftrages, einer kaufmänniſchen Kommiſſion, 
handelt. Daß die Sorgfalt, die der Kommiſſionär dem Kom⸗ 
mittenten ſchuldet (H. G. B. Art. 361), ſich auch auf die Be⸗ 
richte und Mittheilungen erſtreckt, die er dem Kommittenten vor 
Ertheilung des Auftrages, aber mit Bezug auf den erwarteten 
Auftrag giebt, kann einem Zweifel nicht unterliegen. In erſter 
Linie kommt es indeß im vorliegenden Falle auf das Kauf- 
geſchäft vom Jahre 1888 an. Im allgemeinen wird eine Ver⸗ 
antwortung des Verkäufers für Verſehen bei einer für den 
Kaufabſchluß kauſalen Rathsertheilung nicht anzunehmen fein. 
Im vorliegenden Falle kommt jedoch in Frage, daß es ſich um 
den Verkauf von Werthpapieren ſeitens eines Banquiers an 
einen Privatmann handelt. Es gehört zum Gewerbe des 
Banquiers, zinstragende Werthpapiere an das Publikum, dat 
Belegung für ſeine Kapitalien ſucht, abzugeben. Dabei iſt es 
Verkehrsſitte, daß der Banquier den Kunden beräth. Dem 
Privatmann gehen häufig die Kenntniſſe ab, die zur Beurtheilung 
der Güte eines Werthpapieres im allgemeinen und im einzelnen 
Falle erforderlich find. Vom Banquier wird vorausgeſetzt, daß 
er dieſe Kenntniſſe kraft ſeines Berufes hat oder doch leichter 
ſich zu verſchaffen imſtande iſt: er gilt als Sachverſtändiger 
der Kunde als Laie. Rathertheilung und Empfehlung bilden 
ein nothwendiges Glied in dieſem Zweige des Bankgeſchäftz, 
und ein Banquier, der fi der Berathung feiner Klientel ent- 
ſchlagen wollte, würde ſeine Effektenabtheilung bald ſchließen 
können. Die Vortheile, die für den Banquier aus den Geſchäftz ⸗ 
abſchlüſſen entſtehen, bilden zugleich das Entgelt für die Dienſte, 
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die er dem Kunden bei den Vorbereitungen zu den Geſchäften 
leiſtet. In Fällen dieſer Art miſcht ſich daher mit den Kauf- 
geſchäften ſelbſt die Leiſtung von Dienſten: die Inanſpruchnahme 
und die Darbietung der Kenntniſſe und Erfahrungen des Fach⸗ 
mannes an den minder kundigen Laien. Dieſe Dienſte ſind ein 
Theil des entgeltlichen Geſchäfts, und wer ſie leiſtet, wird daher 
auch dafür einzuſtehen haben, daß er ſie ohne Fahr⸗ 
läſſigkeit leiſtet. Es würde denn auch ein wenig angemeſſenes 
Ergebniß ſein, die Verantwortlichkeit des Banquiers für die 
Berathung ſeiner Klientel verſchieden bemeſſen zu wollen, je 
nach dem das Geſchäft demnächſt die Form der Kommiſſion 
oder die Form des unmittelbaren Kaufs angenommen hat. 
Erfolgt eine Rathertheilung oder Empfehlung dieſer Art, ſo 
wird es freilich nach den herrſchenden Verkehrsanſchauungen in 
der Regel nicht die Meinung der Betheiligten ſein, daß der 
Banquier eine bedingungsloſe Garantie für die objektive Richtig⸗ 
keit ſeiner Aeußerungen übernehme. Die Abſicht, verbindliche 
Zuſagen über die Eigenſchaften einer Sache, wegen deren Ver⸗ 
äußerungen man unterhandelt, zu geben und zu nehmen, wird 
— von beſonderen Umſtänden abgeſehen — dabei in der Regel 
fehlen. Die Eigenſchaften, um die es ſich dabei handelt, werden 
häufig einer genaueren objektiven Beſtimmung kaum zugänglich 
ſein, und auch ſonſt ſpielt das Moment der rein ſubjektiven 
Beurtheilung hierbei eine zu große Rolle. Wofür aber ein⸗ 
geſtanden wird, iſt, daß der Banquier bei der Rathertheilung 
nicht die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns außer Augen 
ſetzt, daß alſo namentlich ſeine poſitiven Aeußerungen auf einer 
ſorgfältigen Prüfung der Umſtände und Verhältniſſe beruhen, 
auf die ein ſachverſtändiger Beurtheiler Werth legen wird. Eine 
Fahrläſſigkeit, bei der dieſe Sorgfalt außer Acht gelaſſen iſt, 
macht den Banquier dem abkaufendem Kunden gegenüber, der 
ſeinem Rathe vertraut hat, für den entſtandenen Schaden ver⸗ 
antwortlich. I. C. S. i. S. Clesle c. Wolff u. Zomber vom 
24. September 1898, Nr. 201/98 J. 

V. Das Prenßiſche Allgemeine Landrecht. 

57. Begründet iſt die Reviſion, inſoweit das B. G. an⸗ 
genommen hat, die Bekl. habe es unterlaſſen, in der neuen 
Police ihrem Willen in der Richtung Ausdruck zu geben, 
daß die hier intereſſirenden Beſtimmungen des alten Vertrages 
auch für die neue Verſicherung nach dem Tarif 1c 65 gelten 
ſollten. Dieſe Annahme ſteht mit dem Inhalt der Police in 
Widerſpruch, und verſtößt gegen die Auslegungsregel des § 74 
A. L. R. Thl. I Tit. 4. Gleichwie die alte Police zu Anfang 
mit dem Tarif 1a 65 bezeichnet war, enthielt die neue Police 
die Bezeichnung Tarif 16 65, und beide beſtimmten wörtlich 
übereinſtimmend, die Rückgewähr der baar eingezahlten Prämien 
nach Maßgabe der beſonderen Verſicherungsbedingungen sub b 
erfolge nach dem Tode des Verſicherten reſpektive nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres. Es erſcheint unſtatthaft, dieſer Vorſchrift 
jede Bedeutung deshalb abzuſprechen, weil die beſonderen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen unter b nur auf den Tarif la, nicht auf 
Tarif 16 verweilen. Wenn in der nach dem Tarif 1c aus- 
geſtellten Police auf die allgemeinen Bedingungen unter b ver- 
wieſen war, ſo läßt dies klar erkennen, daß die allgemeinen 


Bedingungen auf den Tarif 1c entſprechende Anwendung finden 


ſollten, mithin auch der $ 16 Abſ. 3 in gleichem Sinne für 
den Tarif le maßgebend fein ſollte, wie für den ausdrücklich 


genannten Tarif la. Wenn daher der Kl. dieſe auf die all⸗ 
gemeinen Bedingungen verweiſende Police nach Tarif Le an- 
genommen, und auf Grund derſelben das Verſicherungsver⸗ 
hältniß fortgeſetzt hat, ſo hat er ſich dieſen Bedingungen auch 
für die neue Verficherung unterworfen. Nach den allgemeinen 
Bedingungen iſt aber im vorliegenden Falle der Vertragsauf⸗ 
löſung nach § 16 Abſ. 2 ein Anſpruch des Kl. auf alsbaldige 
Rückzahlung der eingezahlten Prämien nicht begründet. III. C. S. 
i. S. Victoria Allg. Verſ.⸗Geſellſchaft e. Weidemann vom 
30. September 1898, Nr. 124/98 III. 

58. Das B. G. verkennt nicht, daß troß der Beſtimmung 
des Pr. A. L. R. § 75 Thl. 1 Tit. 5 Verſicherte aus von einem 
Dritten, dem Verſicherungsnehmer, zu ihren Gunſten abge⸗ 
ſchloſſenen Verſicherungsverträgen, auch wenn ſie denſelben nicht 
ausdrücklich beigetreten ſind, unter Umſtänden ein Klagerecht 
gegen die Verſicherungsgeſellſchaft erwerben können, wenn das den 
Anlaß zur Verſicherung bietende Ereigniß eingetreten iſt (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 19 S. 82 und Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 23 S. 161). Daſſelbe erachtet aber im vorliegenden Fall 
in Uebereinſtimmung mit der diesſeitigen Rechtſprechung (Entſch. 
des R. G. 1. e. S. 81 und Bd. 9 S. 315) einen ſolchen Anſpruch 
darum für ausgeſchloſſen, weil in § 3 Abſ. 4 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen eine Inanſpruchnahme der Bek. ſeitens des Ver⸗ 
ſicherten ausdrücklich verſagt iſt. Hieran ändert auch nichts, 
daß dieſe Policebeſtimmung in erſter Linie im Intereſſe der 
Bekl. aufgenommen iſt, denn nachdem ſie im zweiſeitigen Vertrag 
Aufnahme gefunden hat und einen Theil deſſelben bildet, ſteht 
beiden Vertragsſchließenden das Recht zu, ſich auf dieſelbe zu 
berufen, im vorliegenden Fall um ſo mehr, als auch die Kl., 
als Verſicherungsnehmerin, wie das B. G. zutreffend ausgeführt 
hat, ihrerſeits ein Intereſſe daran hatte, daß die Leiſtungen der 
Bekl. an die Verſicherten, welche durch die Verſicherung ſeitens 
der Kl. vor Noth geſchützt werden ſollten, von ihr überwacht 


und den Verſicherten als ihre Leiſtungen zugeführt werden. Iſt 


aber davon auszugehen, daß zwiſchen dem Verſicherten und der 
Bekl. kein Vertragsverhältniß beſtand, ſo war auch dieſer nicht 
in der Lage, über die Verſicherungsſumme zu verfügen und kann 
der von ihm abgeſchloſſene Vergleich keine Wirkung gegenüber 
der Kl. ausüben. III. C. S. i. S. Verſ. A. G. Allianz 
c. Knauth u. Co. vom 23. September 1898, Nr. 121/98 III. 

59. Mit Unrecht beſtreitet die Reviſion, daß für einen 
Fall der in Rede ſtehenden Art eine Konventionalſtrafe ver⸗ 


abredet werden dürfe. Der § 292 TH. 1 Tit. 5 des A. L. R. 


geſtattet allgemein, das Intereſſe an gehöriger Erfüllung des 
Vertrages durch Verabredung einer Strafe im Voraus zu be⸗ 
ſtimmen. Das Verſchulden, das zur Verwirkung der Strafe 
gehört, deckt ſich mit dem Verſchulden, das zur Begründung der 
Intereſſeforderung des Gegenkontrahenten erforderlich iſt. Er⸗ 
fordert die Intereſſeforderung kein beſonderes Verſchulden, wie 
in dem hier vorliegenden Fall, wo die Handlung eines Dritten 
verſprochen und die Haftung für den Erfolg übernommen 
worden iſt, wo alſo ſchon die Nichtbewirkung der Handlung 
einen Anſpruch auf vollſtändige Genugthuung begründet (§ 45 
Thl. I Tit. 5 des A. L. R.), ſo begründet dieſe Nichtbewirkung 
auch den Anſpruch auf die ftatt der Genugthuung feſtgeſetzte 
Konventionalſtrafe. V. C. S. i. S. Bonczkowitz e. Sollorz 


vom 8. Oktober 1898, Nr. 102/98 V. 
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60. Den Begriff der Eigenſchaft hat das B. G. nicht ver⸗ 
kannt. Die Eigenſchaft, um welche es ſich in dem Rechtsſtreite 
handelt, iſt die Betriebsfähigkeit der Bäckerei und dieſe iſt bei 
einem zur Bäckerei beſtimmten Hauſe ein dauernder Zuſtand. 
Ob der Mangel dieſer Eigenſchaft leicht, mit geringem Geld⸗ 
aufwande binnen kurzer Zeit bei nur geringen Störungen der 
Miether des Hauſes und ohne Einſtellung des Bäckereibetriebes 
behoben werden kann, und ob die Parteien dieſem Mangel, den 
das B. G. als nicht unweſentlich angeſehen hat, wenig Gewicht 
beigelegt haben, iſt der Feſtſtellung des B. R. gegenüber, daß 
der Kaufabſchluß ſelbſt durch Betrug veranlaßt worden ſei, 
gleichgiltig, weil der durch Betrug veranlaßte Geſchäftsabſchluß 
für den Betrogenen unter allen Umſtänden unverbindlich iſt. 
V. C. S. i. S. Giller c. Koſchmieder vom 8. Oktober 1898, 
Nr. 114/98 V. N | 

61. Der B. R. gründet feine für den Fall der Leiſtung 
der dem Kl. auferlegten Eide (dem Grunde nach) ausgeſprochene 
Verurtheilung auf § 8 Tit. 6 Thl. I des A. L. R., wonach der⸗ 
jenige, der Jemanden ohne Recht Schaden zufügt, denſelben 
kränkt oder beleidigt, und ihm folglich nach dem Maße ſeines 
Verſchuldens (§ 10 ff. a. a. O.) zur Schadloshaltung verpflichtet 
iſt. Mit Recht rügt die Reviſion, daß das feſtgeſtellte Sach⸗ 
verhältniß eine Anwendung des § 8 Tit. 6 a. a. O. nicht recht⸗ 
fertigt, da dieſe Vorſchrift in Verbindung mit § 10 ff. a. a. O. 
ein Verſchulden des Handelnden vorausſetzt, ein ſolches aber 
hier aus den feſtgeſtellten Thatſachen ſich nicht ergiebt. Daß 
die ſchädigende Handlung von dem Handelnden gewollt war, 
und daß ihm ein Recht darauf nicht zuſtand, genügt noch nicht, 
um den Handelnden zum Schadenserſatz nach Maßgabe der 
Vorſchriften der SH 10 ff. a. a. O. zu verpflichten, es muß ihm 
das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit beigewohnt haben oder ein 
Verſehen zur Laſt fallen. Von einem ſolchen Verſchulden kann 
aber im vorliegenden Fall nicht blos dann nicht die Rede ſein, 


wenn durch das Angebot unentgeltlicher Abtretung des zum 


Bau der Chauſſee über das Grundſtück des Kl. erforderlichen 
Landes und dem demnächſt erfolgten Bau der Chauſſee ein 
bindender Vertrag unter den Betheiligten zu Stande gekommen 
wäre, ſondern auch dann nicht, wenn die Beſitznahme und die 
Verwendung des klägeriſchen Landes zum Chauſſeebau mit aus⸗ 
drücklicher oder ſtillſchweigender Genehmigung des Kl. erfolgt iſt. 
V. C. S. i. S. Kreis Neu⸗Stettin c. Reinke vom 28. Sep⸗ 
tember 1898, Nr. 112/98 V. 5 

62. Die Reviſion iſt begründet. Der B. R. geht davon 
aus, daß dem Bekl. die Unterhaltung des ſtreitigen Dammes 
obliege, inſoweit dieſelbe über den Umfang der beſtehenden Ver. 
pflichtung zur Unterhaltung eines früher vorhandenen Dammes 
hinausgehe. Er fährt dann fort: „Daß aber eine ſolche Ver⸗ 
mehrung beziehungsweiſe Erſchwerung der Unterhaltungslaſt durch 
die Bogdanka⸗Verlegung herbeigeführt worden iſt, das tft ſeitens 
der Kl. nicht dargethan. Es iſt vielmehr .. feſtgeſtellt, daß 
bereits vorher Durchbrüche des Uferdammes an der ſpäterhin 
verlegten Strecke des Waſſerlaufs ſtattgefunden haben.“ Dieſe 
Gründe rechtfertigen die Abweiſung des auf Erſtattung der für 
die Wiederherſtellung des Dammes verauslagten 1 350 Mark 
nicht; vielmehr würde es dazu der Feſtſtellung bedürfen, daß 
früher ein Damm beſtanden und deſſen. Unterhaltung irgend 
Jemandem obgelegen habe. An dieſen Feſtſtellungen fehlt es 


in dem B. U. Es wird zwar in den Entſcheidungsgründen 


davon geſprochen, daß Durchbrüche des früheren Uferbammes 
ſtattgefunden hätten, es fehlt aber an jeder thatbeſtandsmäßigen 
Grundlage dafür, daß früher ein Damm lein künſtliches Werl) 
vorhanden geweſen ſei. Die vernommenen Zeugen ſprechen von 
einer natürlichen Ufererhöhung von dammartigen Ufern 
und davon, daß bei Räumungen der Bogdanka Schlamm auf 
das Ufer geworfen ſei. Dieſe Aeußerungen könnten eher gegen 
als für das frühere Vorhandenſein eines Uferdammes verwerthet 
werden. Wäre aber wirklich ein Damm ſchon früher vorhanden 
geweſen, ſo würde daraus noch nicht folgen, daß eine Ver⸗ 
pflichtung zur Unterhaltung des Dammes beſtanden habe; denn 
der Beſitzer von Dämmen hat — abgeſehen von dem nicht 
vorliegenden Falle des Beſtehens eines Deichverbandes — leine 
Verpflichtung, das einmal errichtete Werk zu erhalten, vielmehr 
darf er es verfallen laſſen (vergl. Nieberding Frank, Waſſerrecht 
S. 404). Das Urtheil unterliegt danach der Aufhebung. 
In der Sache ſelbſt kann noch nicht erkannt werden. Der eben 
erwähnte Grundſatz trifft natürlich auch für den von der Rechts⸗ 
vorgängerin des Bekl. errichteten Damm zu. Weiſt die Kl. 
nicht eine auf einem beſonderen Grunde beruhende Verpflichtung 
des Bekl. zur Unterhaltung des Dammes nach, ſo muß die 
Klage abgewieſen werden, da die Kl. Erſtattung der unter 
dem Zwange polizeilicher Anordnung aufgewendeten Koſten ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur von dem Verpflichteten fordern kann. Kl. hat 
die Verpflichtung des Bekl. aus § 14 des Eiſenbahngeſetzes 
vom 3. November 1838 hergeleitet, indem fie behauptet hat, 
daß mit der miniſteriellen Genehmigung der Eiſenbahnanlage 
und des ihr zu Grunde liegenden Bauplanes auch die Ver · 
legung der Bogdanka und die Errichtung des künſtlichen linken 
Uferdammes zum Schutze der dahinter liegenden Wieſen ge 
nehmigt und damit die Unterhaltung dieſes Dammes durch die 
Regierung angeordnet worden ſei. Daß in der Genehmigung 
einer Eiſenbahnanlage nach Lage des Einzelfalles zugleich die 
Anordnung gefunden werden kann, daß alle oder beſtimmte 
einzelne der im Bauplane vorgeſehenen Theile der Anlage im 
Sinne des § 14 a. a. O. nöthig und daher auszuführen ſeien, 
iſt nicht zu bezweifeln; es fehlt aber im vorliegenden Falle an 
jeder thatſächlichen Feſtſtellung der Lage des vorliegenden Falle. 
Führt die erneute Prüfung des B. G. zur Feſtſtellung des Vor 
handenſeind der Vorausſetzung des $ 14 a. a. O., ſo würde 
die Unterhaltungspflicht des Bekl. keinem Zweifel unterliegen. 
Es müßte dann aber — was ebenfalls bisher nicht geſchehen 
ift — das Ergebniß der Verhandlungen und der Beweisauf⸗ 
nahme dahin thatſächlich geprüft werden, ob früher ein der 
Unterhaltung bebürftiger Damm und irgend ein zu deſſen 
Unterhaltung Verpflichteter vorhanden geweſen iſt. Stellt ſich 
bei dieſer Prüfung, welche ſich nach jetziger Sachlage ohne 
die — vom B. R. mit unzureichender Begründung abgelehnte — 
Vernehmung der in der Verhandlung vom 14. Auguſt 1891 
aufgeführten Befitzer und des Dr. K. als Zeugen, nicht wird 
vornehmen laſſen, heraus, daß eine ſolche Verpflichtung richt 
beſtand, fo würde die Klage zugeſprochen werden müſſen. 
Andernfalls würde die Entſcheidung davon abhängen, ob Kl. 
behaupten und nachweiſen kann, daß und zu welchem Betrage 
die jetzige Unterhaltung läſtiger ſei, als die frühere. Denn 
darin iſt dem B. R. beizutreten, daß die den Eiſenbahngeſell 
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ſchaften im § 14 a. a. O. auferlegte Verpflichtung dieſelbe 
Beſchränkung in ſich trägt, welche im $ 14 des Enteignungs⸗ 
geſetzes ausdrücklich ausgeſprochen iſt (vergl. die bei Eger, Hand⸗ 
buch des Eiſenbahnrechts S. 382, S. 237 angeführten Urtheile 
des Oberverwaltungsgerichts und des R. G.). V. C. S. i. S. 
Gemeinde Jerſitz e. E.⸗ N vom 28. September 1898, 
Nr. 78/98 V. 

63. Der Bekl. will eine den Rücktritt des Kl. aus- 
ſchließende Vertragserfüllung deſſelben darin finden, daß Kl. 
den Beſitz des verkauften Grundſtücks übernommen hatte. Es 
mag indeß dahingeſtellt bleiben, ob aus der Beſtimmung des 
§ 215 Thl. I Tit. 11 des A. L. R.: Sit der Verkäufer be- 
reit, die Sache zu übergeben, ſo iſt der Käufer ſie zu über⸗ 
nehmen ſchuldig, gefolgert werden könne, daß die Beſitzüber⸗ 
nahme des Käufers allemal ſchon als eine Vertragserfüllung 
deſſelben im Sinne des § 315 Thl. I Tit. 5 zu behandeln 
ſei. Dem B. R. iſt jedenfalls beizuſtimmen, wenn er der Beſitz⸗ 
übernahme im vorliegenden Fall dieſe Bedeutung abſpricht. Der 
Vertrag ſelbſt ergiebt, daß die Parteien der Uebergabe des 
Grundſtücks nicht die Wirkung beilegen wollten, den Rücktritt 
des Käufers zu hindern, denn er enthält die Erklärung, daß die 
Uebergabe bereits erfolgt ſei, und räumt gleichwohl beiden 
Theilen ein Rücktrittsrecht ein. Wenn nun auch der Bekl. in 
der Berufungsinſtanz behauptet hat, daß die Uebergabe damals 
noch nicht, ſondern erſt einige Tage ſpäter erfolgt jet, jo andert 
dies doch nichts an der Thatſache, daß die Parteien die Ueber⸗ 
gabe als für den Rücktritt unerheblich behandelt haben. Der 
B. R. erklärt daher mit Recht jene Behauptung des Bekl. für 
nicht genügend, den Thatbeſtand des § 315 Thl. I Tit. 5 
des A. L. R. zu ergeben. V. C. S. i. S. Pietz c. Gerſtler 
vom 5. Oktober 1898, Nr. 92/98 V. 

64. Unrichtig iſt die Anſicht der Reviſion, daß das B. G. 
das Beſtreiten der Behauptungen des Kl. ſeitens des Bekl. als 
Einrede behandelt und deshalb den Beweis derſelben dem Bekl. 
aufgebürdet habe. Das B. G. erachtet vielmehr auf Grund 
der Verhandlungen und der Beweisaufnahme für dargethan, daß 
Bekl. die in der Nachweiſung eines Käufers beſtehenden Dienſte 


des Kl. in Kenntniß derſelben angenommen hat. Hierbei prüft 


es auch der Vorſchrift des $ 259 der C. P. O. entſprechend, 
ob dem etwa die Behauptungen des Bekl., daß er dem Kl. er⸗ 
klärt habe, er zahle die Proviſion nur, wenn durch die Thätig- 
keit des Kl. das Geſchäft perfekt werde, ſonſt aber nicht, und 
daß er, Bekl., den Agenten regelmäßig eine ſolche Erklärung 
abgegeben habe, entgegenſtehen. Es gelangt aber zu der An- 
ſicht, daß dies nicht der Fall ſei, weil dieſe Behauptungen nicht 
erwieſen ſeien und auch kein genügender Anhalt vorliege, um 
einer Partei einen Eid aufzulegen. Es behandelt die Be⸗ 
hauptungen des Bekl. alſo nicht als eine ſelbſtſtändige Einrede, 
ſondern als einen vom Bekl. angetretenen Gegenbeweis, um die 
Unrichtigkeit der vom Kl. behaupteten Thatſachen darzuthun. 
Selbſtverſtändlich muß aber die Partei, welche durch andere 
Thatſachen die Behauptungen der Gegenpartei widerlegen will, 
die von ihr vorgebrachten Thatſachen auch beweiſen, wenn ohne 
dieſen Nachweis das Gegentheil ihrer Behauptungen für dar⸗ 
gethan zu erachten iſt. Ob die Annahme der Dienſte des Kl. 
und das Honorarverſprechen der Benennung des Käufers gefolgt find 
und für weitere Leiſtungen des Kl. kein Raum blieb, iſt uner⸗ 


heblich. Denn das B. G. hält den Bekl. zur Zahlung der 
Proviſton für verpflichtet, weil er die in dem Beſchaffen oder 
Nachweiſen eines Käufers beſtehenden Dienſte des Kl., eines 
gewerbsmäßigen Vermittlers, angenommen und ſich hierfür ſtill⸗ 
ſchweigend zur Gewährung einer Vergütung verpflichtet hat. 
Dieſe Anſicht entſpricht der Rechtſprechung des R. G. Entſch. 
Bd. 6 S. 187; Urtheile des Senats vom 11. April 1889 — 
(Bolze, Bd. 7 Nr. 506) und vom 10. Mai 1897 — Rep. VI 
Nr. 496/96. Es komme deshalb nicht darauf an, ob Kl. nach 
der Zuſage der Proviſion noch weitere Dienſte geleiſtet hat. 
VI. C. S. i. S. Schnitger c. Rogalski vom 6. Oktober 1898, 
Nr. 171/98 VI. 

65. Der Angriff betrifft die Hoͤhe des von der Kl. gegen 
die Auflaſſung des Grundſtücks herauszuzahlenden Werthsüber⸗ 
ſchuſſes. Der B. R. hat von dem auf 61 500 Mark an⸗ 
genommenen Grundſtückswerth die von der Kl. übernommenen 
Hypotheken in der im Vertrage angegebenen Höhe von 
58 500 Mark in Abzug gebracht, während die Summe der 
damals auf dem Grundſtück eingetragenen Hypotheken zwar 
63 000 Mark betrug, hiervon aber die zuletzt eingetragene 
Hypothek im Betrage von 5 400 Mark getilgt war, ſo daß die 
Summe der von der Kl. übernommenen Hypotheken nur auf 
57 600 Mark, alſo um 900 Mark niedriger ſich belief, als im 
Vertrage angegeben iſt. Die Reviſion meint, daß um dieſe 
Summe der von der Kl. herauszuzahlende Betrag ſich erhöhen 
müſſe. Auch dieſer Angriff konnte für begründet nicht erachtet 
werden. Die gemiſchte Schenkung unterliegt nur inſoweit der 
Anfechtung, als ſie als wirkliche Schenkung beabſichtigt, als 
die Bereicherung des anderen Theils über die von dieſem 
übernommene Leiſtung hinaus gewollt war. (Vergl. R. G.⸗ 
Entſch. Bd. 29 S. 267.) Daß im vorliegenden Fall der Be⸗ 
trag der von der Kl. übernommenen Hppotheken wiſſentlich 
falſch angegeben ſei, iſt nicht behauptet, zum Ausdruck gelangt 
iſt die ſchenkeriſche Abſicht des Altſitzers G. nicht weiter, als 
der Werth des Grundſtücks den im Vertrage angegebenen Be⸗ 
trag der von der Beſchenkten übernommenen Hypotheken über. 
ſteigt. Aus einem anderen Rechtsgrunde aber als der Ungültig⸗ 
keit und dem Widerruf der Schenkung haben die Bekl. die 
Herauszahlung der fraglichen Differenz von 900 Mark nicht 
verlangt. V. C. S. i. S. Grimm c. Burmeiſter vom 
5. Oktober 1898, Nr. 101/98 V. | 

66. Die Reviſion macht geltend, daß Bekl. nur für das 
am 15. Januar 1894 zu zahlende baare Darlehn von 
9 000 Mark die Bürgſchaft übernommen habe, nicht für Ge⸗ 
ſchäftsſchulden des ꝛc. H. und daß daher gemäß § 258 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 14 die Bürgſchaft auf die im Wege der 
Novation an Stelle einer Geſchäftsſchuld geſetzte Darlehnsſchuld 
nicht ausgedehnt werden dürfe. — Indeſſen dieſe Beſtimmung, 
nach welcher die Verbindlichkeit des Bürgen über den Gegen⸗ 
ſtand, auf welchen die Bürgſchaft ausdrücklich gerichtet worden, 
nicht ausgedehnt werden kann, würde der Entſcheidung des B. G. 
nur entgegenſtehen, wenn die Gewährung eines Darlehns nicht 
auch durch vertragsmäßige Anrechnung einer rechtöbeftändigen 
Forderung des Gläubigers an den Darlehnsſchuldner auf die 
Darlehnsvaluta erfolgen könnte. Die aus der rechtlichen Natur 
des Darlehnsvertrages als eines Realvertrages — § 653 des 
A. L. R. Th. 1 Tit. 11 — in dieſer Richtung erhobenen Be⸗ 
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denken (vergl. Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. II, 
§ 137 bei Note 14 und 31) find aber für das Preußiſche 
Recht im Hinblick auf deſſen Beſtimmungen von der Aufhebung 
der Rechte und Verbindlichkeiten durch deren Umſchaffung in den 
55 450 ff. des A. L. R. Thl. I Tit. 16 nicht begründet. 
Danach können — § 450 — Rechte und Verbindlichkeiten auch 
nach ihrem Entſtehen, mit Einwilligung der Intereſſenten um⸗ 
geändert werden, und insbeſondere erliſcht, wenn eine neue Ver⸗ 
bindlichkeit ansdrücklich an die Stelle der vorigen gefetzt wird, 
dieſe letztere durch Umſchaffung — § 454 —. Bei der All⸗ 
gemeinheit dieſer Beſtimmungen iſt es gerechtfertigt, die Um⸗ 
ſchaffung einer beſtehenden Verbindlichkeit, insbeſondere einer 
Kaufgeldſchuld, in eine Darlehnsſchuld zuzulaſſen, wie dem auch 
die Rechtſprechung des früheren Preußiſchen Ober⸗Tribunals — 
Urtheil vom 29. Februar 1872, Entſch. Bd. 67 S. 118 — ent⸗ 
ſpricht (vergl. auch Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privat- 
rechts Bd. II § 15 bei Note 14 und 5 63 bei Note 16, 
Rehbein und Reincke, Kommentar zum A. L. R. in Note 324 
zu § 653 Thl. I Tit. 11 und in Note 194 zu § 454 
Thl. I Tit. 16). Eine ſolche Umſchaffung iſt aber durch die 
zwiſchen dem Kl. und dem Hauptſchuldner H. in den Briefen 
vom 25. Januar und 3. Februar 1894 vereinbarte und auch 
ausgeführte Kompenſation bezüglich der 680 Mark Kaufgeld⸗ 
ſchuld zum Ausdruck gelangt, ſo daß auch dieſer Betrag von 
dem ꝛc. H. als Darlehn verſchuldet wird und der Bekl. ſich auf 
den §8 258 des A. L. R. Thl. I Tit. 14 nicht berufen kann. 
IV. C. S. i. S. Hartmann c. Reichel vom 22. September 1898, 
Nr. 63/98 IV. 

67. Die Reviſion iſt begründet, weil der vom Bekl. in 
II. J. erhobene Einwand, daß er nicht Eigenthümer des mit 
dem Fenſterrecht belaſteten Grundſtücks und deshalb paſſiv zur 
Sache nicht legitimirt ſei, für durchgreifend zu erachten iſt. 
Daß dieſer Einwand zunächſt in thatſächlicher Beziehung zu⸗ 
trifft, ſteht unangefochten feſt. Denn es iſt zwiſchen den Par⸗ 
teien unſtreitig geworden, daß das in Rede ſtehende Grundſtück 
ſchon zur Zeit der Klageerhebung nicht dem Bekl., ſondern ſeiner 
Ehefrau gehört hat und auch noch gegenwärtig gehört. Der 
Kl. meint zwar, es könne hierauf nicht ankommen, weil der 
Bekl. das Gegentheil in I. J. zugeftanden habe und die Vor⸗ 
ausſetzungen nicht vorlägen, unter denen dieſes Geſtändniß nach 
8 263 C. P. O. widerrufen werden dürfe. Dies iſt indeß, 
wie bereits der B. R. ausgeführt hat, nicht richtig. Denn ab⸗ 
geſehen davon, ob nicht ein Irrthum des Bekl. nach Lage der 
Sache angenommen werden müßte, wenn er in der That das 
behauptete Zugeſtändniß in I. J. abgegeben haben ſollte, hat 
er nach dem Thatbeſtande des erſtinſtanzlichen Urtheils ein Zu⸗ 
geſtändniß in diefer Beziehung überhaupt nicht erklärt, ſondern 
nur die bezügliche Behauptung des Kl. nicht beſtritten. Daß 
auf derartige Fälle des ſogenannten „fingirten Geſtändniſſes“ 
8 263 C. P. O. keine Anwendung findet, iſt vom R. G. 
wiederholt anerkannt worden (vergl z. B. Gruchot's Beiträge 
Bd. 27 S. 1095). Der Einwand trifft aber auch in recht⸗ 
licher Beziehung zu. Es bedarf dabei keiner Stellungnahme zu 
der im preußiſchen Recht ſtreitigen Frage, ob die vom Geſetz 
nach zehnjährigem Beſtehen eines Fenſters in 88 142, 143 
Tit. 8 Thl. I A. L. R. gewährten Befugniſſe eine durch Er⸗ 
fitung erworbene Grundgerechtigkeit find, oder ob ſie ſich als 


eine lediglich durch Zeitablauf entſtandene Erweiterung des 
Eigenthums hinſichtlich der Nachbarrechte darſtellen. Entſcheidet 
man ſich mit dem früheren Obertribunal (vergl. deſſen Entſch. 
Bd. 51 S. 69) für erſteres, fo iſt es unbedenklich, daß die 
Klage nur gegen denjenigen gerichtet werden kann, gegen den 
die Grundgerechtigkeit erſeſſen worden iſt, alſo gegen den Eigen⸗ 
thümer des Nachbargrundſtücks, dem gegenüber das Fenſterrecht 
in Anſpruch genommen wird. Daſſelbe gilt aber auch, wenn 
man ſich mit dem B. R. und im Anſchluß an die Ausführungen 
von Eccius (Preußiſches Privatrecht Bd. 3 § 170 Note 37) 
für die zweite Alternative entſcheidet. Denn auch die negato⸗ 
tiſche Klage, um die es ſich alsdann handeln würde, muß gegen 
den Eigenthümer erhoben werden, wenn mit ihr ein Eingriff 
abgewehrt werden ſoll, der in das Eigenthum an einem Grund⸗ 
ſtück von dem Nachbargrundſtücke aus unternommen wird. Dies 
iſt ein in der früheren Judikatur des Obertribunals feſt⸗ 
gehaltener Grundſatz (vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 45 
S. 430; Bd. 48 S. 459; Striethorſt's Archiv Bd. 82 S. 198), 
der in Uebereinſtimmung ſteht mit den Ausführungen des R. G. 
in dem Urtheil vom 10. Juni 1885 (Entſch. in Civilſachen 
Bd. 13 S. 290). Der hierfür entſcheidende Grund iſt der, 
daß es ſich dabei um Geltendmachung eines Rechts handelt, 
welches ebenſo auf Seiten des Kl. wie auf Seiten des Bell. 
in die Eigenthumsbefugniſſe eingreift und, wofern es beſteht, 
die Eigenthumsrechte am Nachbargrundſtücke ſchmälert. Dieſer 
Erwägung gegenüber kann nicht mit dem B. R. darauf Ge⸗ 
wicht gelegt werden, daß der beklagte Ehemann vermoͤge ſeines 
maritaliſchen Nießbrauchs⸗ und Verwaltungsrechts an dem Bau, 
um deſſen Zurückrückung geſtritten wird, betheiligt geweſen jei. 
Denn es würde immer wieder auf einen Eingriff in das der 
Ehefrau zuftehende Eigenthumsrecht hinauskommen, wenn auf 
die Zurückrückung des Gebäudes erkannt und dieſe demnächſt 
zur Ausführung gebracht werden ſollte. Und wenn der B. R. 
auf die Möglichkeit hinweiſt, daß der Verurtheilte den Eigen⸗ 
thümer bewegen konne, die Befolgung des Urtheilsſpruches zu 
dulden, ſowie darauf, daß gegen den Verurtheilten für den Fall 
der Unausführbarkeit des Judikats ein Intereffeanſpruch ent⸗ 
ſtehe, ſo iſt dies zwar an ſich richtig, es kann aber über den 
Mangel der Paſſivlegitimation nicht hinweghelfen. Denn die 
Vorausſetzung für die Verurtheilung ſelbſt iſt die, daß das 
Recht feſtſteht oder in gehöriger Weiſe feſtgeſtellt wird, und 
dieſe Feſtſtellung kann eben nur in einem Verfahren erfolgen, 
welches zwiſchen den hierzu legitimirten Parteien geführt wird. 
V. C. S. i. S. Fitzner c. Lammel vom 1. Oktober 1898, 
Nr. 129/98 V. | | 

68. Die Reviſion ift unbegründet. Der B. R. führt aus: 
Wie dem Eigenthümer eines Privatgrundſtücks, ſo ſtehe auch 
dem Eigenthümer ſtädtiſcher Straßen und Plätze das Recht zu, 
Eingriffe in den über ſeinen Grundſtücken befindlichen Luftraum 
inſoweit mit der Eigenthumsfreiheitsklage abzuwehren, als er 
durch dieſelben in der Benutzung ſeines Grundſtücks gehindert 
oder beläſtigt wird. Dieſer Fall liege aber vor, da die Kl. ge 
mäß § 1 2 des Telegraphengeſetzes vom 6. April 1892 (R. Gel. Bl. 
S. 467) genöthigt fein würde, zur Verhütung des Ueberſpringens 
des elektriſchen Stromes von den Starkſtromleitungen des von 
ihr beabſichtigten elektriſchen Straßenbahnbetriebes auf die dann 
vorhandenen Telegraphen⸗ und Telephondrähte des Bekl. Koſten 
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aufzuwenden. Ein Recht des Bekl., die Drähte ohne Ge⸗ 
nehmigung der Kl. über deren Straßen und Plätze zu ſpannen, 
ergebe ſich weder aus dem zwiſchen Parteien am 4. Juni 1881 
getroffenen Abkommen noch aus dem Telegraphengeſetze. Dem⸗ 
gegenüber ſucht die Revifion auszuführen: 1. Die Straßen und 
Plätze der Städte dienten dem öffentlichen Verkehre. Zur Ver⸗ 
mittelung des öffentlichen Verkehrs ſeien aber auch die Tele⸗ 
graphen⸗ und Fernſprechleitungen beſtimmt. Daraus folge, daß 
Kl. ein Widerſpruchsrecht gegen die Ueberſpannung ihrer Straßen 
und Plätze mit den Drähten jener Leitungen nicht habe. 2. Die 
von der Kl. projektirten elektriſchen Straßenbahnen ſeien eben- 
falls dazu beſtimmt, dem öffentlichen Verkehre zu dienen. Kl. 


- mache demnach in Wahrheit nicht ein privates Eigenthumsrecht 


geltend, ſondern beanſpruche ein Vorrecht in der Benutzung der 
Straßen und Plätze als öffentlicher Verkehrsanſtalten. Dazu 
ſei ſie aber weder legitimirt noch berechtigt. Ueberdies würde 
Kl., auch wenn die Befugniß, elektriſche Straßenbahnen an⸗ 
zulegen, ihrem privaten Eigenthum an den Straßen und Plätzen 
entſpringen ſollte, der polizeilichen Genehmigung bedürfen. 3. Der 
Klageantrag gehe zu weit. Kl. könne Beſeitigung der Drähte 
oder Einholung ihrer Genehmigung zur Spannung ſolcher nur 
bezüglich der Straßen und Platze verlangen, in denen Straßen- 
bahnen eingerichtet werden ſollen. Dieſe Ausführungen konnten 
nicht für zutreffend erachtet werden. Wenn auch das A. L. R. 
eine allgemeine Vorſchrift dahin, daß dem Eigenthümer eines 
Grundſtücks der über dieſem befindliche Luftraum gehöre, nicht 
enthält, jo geht doch aus Einzelbeſtimmungen ($$ 80, 123, 
189 des A. L. R. Thl. I Tit. 8) hervor, daß der Eigenthümer 
ſich Einrichtungen, welche in jenen Raum hineinragen, nicht ge- 
fallen zu laſſen braucht, wenn ſie ihn in der Benutzung ſeines 
Grundſtücks ſtören, beläſtigen oder hindern können. Die Richtig⸗ 
keit dieſes in der Rechtslehre anerkannten Satzes, der im § 905 
Satz 2 des B. G. B. geſetzliche Beſtätigung findet, wird von 
der Reviſion nicht in Zweifel gezogen; ebenſowenig, daß er nicht 
blos auf das Eigenthum von Privatperſonen, ſondern auch auf 
das öffentlicher Korporationen Anwendung findet. Eine Ein⸗ 
ſchränkung erleidet der Grundſatz bezüglich ſolcher Grundſtücke, 
welche dem öffentlichen Gebrauche gewidmet ſind, dahin, daß 
Einwirkungen, die ſich innerhalb der Grenzen des beſtimmungs⸗ 
mäßigen Gebrauches halten, vom Eigenthümer nicht gehindert 
werden können. Dieſer Fall liegt nach Anſicht der Reviſion vor, 
weil ſowohl die Straßen und Plätze, als auch die Telegraphen⸗ 
und Fernſprechleitungen dem öffentlichen Verkehre dienten. Die 
Reviſion überſieht dabei jedoch, daß die ſtädtiſchen Straßen und 
Plätze nicht dazu beſtimmt ſind, jedem öffentlichen Verkehre, 
ſondern nur dem Straßen verkehre zu dienen. Das Straßen» 
eigenthum wird — abgeſehen von einigen beſonders geregelten, 
hier nicht intereſſirenden Fällen — nur durch die Beſtimmung 
der Straßen und Plätze, dem Gemeingebrauche zum Gehen, 
Fahren, Reiten und Fortbewegen von Sachen zu dienen (§ 7 
des A. L. R. Thl. II Tit. 15), beſchränkt. Weiter gehende Be⸗ 
nutzungsarten kann der Eigenthümer mit der Eigenthumsfrei⸗ 
heitsklage abwehren. Daß der telegraphiſche und telephonifche 
Verkehr nicht zum Straßen verkehr gerechnet werden kann, liegt 
auf der Hand, iſt überdies in dem in dieſer Sache ergangenen 
Urtheile des Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenz⸗ 
konflikte bereits dargelegt. Eine weitere Beſchränkung des Eigen⸗ 


thums der Kl., als die durch den Straßenverkehr bedingte, iſt 
nicht nachgewieſen und mangels eines beſonderen Beweiſes nach 
Lage der jetzigen Geſetzgebung nicht anzunehmen. Kl. iſt daher 
für berechtigt zu erachten, die Beſeitigung von Leitungen, welche 
ſeitens des Bekl. über ihre Straßen und Plätze geführt worden 
ſind, zu verlangen und die künftige Ueberſpannung der Straßen 
und Plätze von ihrer Genehmigung abhängig zu machen, voraus- 
geſetzt, daß die Drähte der Ausnutzung ihres durch den Straßen⸗ 
verkehr beſchränkten Eigenthums hinderlich oder läſtig ſein können. 
Dieſer Nachweis iſt, was die Reviſion freilich beſtreitet, geführt. 
Es mag der Reviſion zuzugeben ſein, daß die Stadtgemeinde 
zur Klage auf Beſeitigung von Hinderniſſen und Beläſtigungen, 
welche nur den Straßenverkehr im Sinne des § 7 des A. L. R. 
Thl. II Tit. 15 treffen, nicht legitimirt iſt; dagegen iſt es 
nicht richtig, daß der Betrieb der Straßenbahn ſeitens der 
Stadtgemeinde ſich nur als ein Gemeingebrauch der Straße 
darſtelle, ſo daß ſchädliche Einwirkungen auf einen ſolchen Be⸗ 
trieb nur von der Polizeiobrigkeit verboten werden könnten. 
Der Betrieb von Straßenbahnen geht — wie auch in dem von 
der Reviſion bezogenen Urtheile des jetzt erkennenden Senats 
vom 16. Januar 1889 (V. 267/88) bereits angedeutet iſt — 
über den Gemeingebrauch der Straßen hinaus und greift, wenn 
von einem Anderen unternommen, in die Rechte des lediglich 
durch den Gemeingebrauch beſchränkten Straßeneigenthümers 
hinein. So iſt denn auch kaum jemals bezweifelt worden, daß 
ein Anderer auf ſtädtiſchen Straßen und Plätzen Straßenbahnen 
nur mit Genehmigung der ſtaͤdtiſchen Gemeinde, als der Eigen⸗ 
thümerin, anlegen und betreiben darf und die tägliche Erfahrung 
lehrt, daß die Gemeinden ihre Genehmigung von Gegenleiſtungen 
abhängig machen, und zwar unter Billigung des Geſetzgebers 
($ 6 Abſ. 1 und 3 des Kleinbahngeſetzes vom 28. Juli 1892 
Geſetzſammlung S. 225) und der höchſtrichterlichen Recht- 
ſprechung (Juſtizminiſterialblatt 1884 S. 209, Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 40 S. 280 flg.). Wie in dem Aus⸗ 
bedingen der Gegenleiſtung beim Betriebe eines Anderen, ſo 
tritt beim Selbſtbetriebe der Städte in dem Beziehen der Ein- 
künfte der privatrechtliche Charakter dieſer Art der Nutzung der 
Straßen und Plätze klar hervor. Daraus folgt dann von ſelbſt, 
daß Einwirkungen Dritter, welche den Betrieb hindern oder be⸗ 
läſtigen und welche nicht auf dem Gemeingebrauche der Straßen 
und Plätze beruhen, von dem Unternehmer nicht geduldet zu 
werden brauchen. Daß zum Betriebe der Straßenbahnen be- 
hoͤrdliche Konzeſſion erforderlich iſt, verleiht dem Betriebe weder 
einen öffentlich⸗rechtlichen Charakter, noch iſt dieſer Umſtand ge⸗ 
eignet, dem Unternehmer das Recht, auf Beſeitigung oder Unter⸗ 
laſſung von Beeinträchtigungen zu klagen, zu entziehen. Eine 
Beeinträchtigung der Kl. in der Ausübung ihres privaten Eigen⸗ 
thumsnutzungsrechtes durch das Vorhandenſein der ungenehmigten 
Drahtleitungen, ſowie durch das Verlangen des Bekl., auch 
ferner nach ſeinem Belieben Drähte über die Straßen und 
Plätze zu ſpannen, liegt unzweifelhaft vor. Es iſt ein — von 
dem Bekl. nicht in Abrede geſtellter — der neueren Zeit an⸗ 
gehöriger Erfahrungsſatz, daß bei benachbarten elektriſchen 
Leitungen der elekriſche Strom von einer auf die andere über⸗ 
ſpringt und daß dadurch Betriebsſtörungen herbeigeführt werden, 
daß insbeſondere Starkſtromleitungen (z. B. der elektriſchen 
Straßenbahnen) den elektriſchen Strom auf Schwachſtrom⸗ 
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leitungen (z. B. auf Telegraphen⸗ und Fernſprechleitungen) 
übertragen, worunter der Betrieb der letzteren leidet. Inſoweit 
liegt allerdings eine direkte Beeinträchtigung der Ausnutzung 
des Eigenthums der Kl. nicht vor; aber das Vorhandenſein 
älterer Schwachſtromleitungen legt der Kl. nach § 12 des 
Telegraphengeſetzes die Verpflichtung auf, der Gefahr der Störung 
des Betriebes des Bekl. dadurch vorzubeugen, daß ſie an ihrer 
ſpäteren elektriſchen Anlage auf ihre Koſten Vorkehrungen 
trifft oder dulden muß, daß ſolche auf ihre Koſten getroffen 
werden. So hat denn Kl. in der That — wie der B. R. un⸗ 
anfechtbar und unangefochten feſtſtellt — ſchon bei der im 
Jahre 1893 erfolgten Eröffnung einer Theilſtrecke ihrer elektriſchen 
Straßenbahn zum Schutze der elektriſchen Anlagen des Bekl. 
Vorkehrungen auf ihre Koſten treffen müſſen. Ein ſolcher Zu⸗ 
ſtand widerſpricht der geſetzlich gewährleiſteten Freiheit des 
Privateigenthums. Verfehlt iſt auch die Anſicht des Bekl., daß 
§ 12 des Telegraphengeſetzes dem Theile des Klageantrages, 
mit welchem die Beſeitigung ſchon vorhandener Telephondrähte 
begehrt wird, entgegenſtehe; denn § 12 verleiht ſeinen Schutz 
ſelbſtverſtändlich nicht jeder thatſächlich vorhandenen älteren 
elektriſchen Anlage, vielmehr ſind nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen ſchutzberechtigt nur ſolche Anlagen, deren rechtlicher Be⸗ 
ſtand nachgewieſen oder doch nicht ſtreitig iſt. Nicht zutreffend 
iſt endlich auch die Anſicht der Reviſion, daß der Klageantrag 
auf die Straßen und Plätze hätte beſchränkt werden müſſen, 
auf welchen die Kl. nachweislich den Straßenbahnbetrieb zu er⸗ 
öffnen beabſichtige. Kl. darf nicht nur ſolche in den Luftraum 
über ihren Straßen und Plätzen hineinragenden Vorkehrungen, 
welche der Ausnutzung ihres Eigenthums ſchon hinderlich ſind, 
ſondern auch ſolche, welche ihr hinderlich ſein können, ver⸗ 
bieten. Kl. kann nicht vorausſehen, wie die Verkehrsbedürfniſſe 
ſich in Zukunft geſtalten werden und auf welche Straßen und 
Plätze der Straßenbahnverkehr wird ausgedehnt werden müſſen. 
Sie darf ſich daher ihre Entſchließung bis zur Nachſuchung der 
Genehmigung in jedem einzelnen Falle vorbehalten. V. C. S. 
i. S. R.⸗Poſtfiskus . Stadt Breslau vom 21. September 1898, 
Nr. 421/96 V. | 

69. Das B. G. erachtet die Einrede der Verjährung durch 
§ 383 A. L. R. Thl. J Tit. 16 für ausgeſchloſſen und führt in 
dieſer Beziehung in dem Zwiſchenurtheile vom 17. Januar 1896 
wörtlich folgendes aus: „Zunächſt heißt es im § 570 A. L. R. 
Thl. J Tit. 9: Wer einen Theil ſeines Rechts ausübt, der 
erhält dadurch das ganze Recht. Wenn daher, wie unſtreitig, 
die Verjährung vor Beginn des Vorprozeſſes ſchon beendet war 
und dennoch der Einwand der Verjährung im Vorprozeſſe nicht 
vorgebracht war, ſo wurde er damit des Einwandes der Ver⸗ 
jährung nicht blos in jenem Prozeſſe verluſtig. (§ 383 Thl. I 
Tit. 16.) Der 8 564 A. L. R. Thl. 1 Tit. 9 ſteht nicht ent⸗ 
gegen. Derſelbe iſt auf Anerkenntniſſe zu beſchränken, welche 
nicht in Prozeſſe erfolgen. Dieſe Ausführung iſt, wie auch die 
Reviſio. meint, nicht zutreffend. Der § 570 a. a. O. enthält 
lediglich eine Vorſchrift, in wie weit die Ausübung des Rechts 
der Verjährung entgegenſteht. Nachdem im § 568 beſtimmt 
iſt, daß durch den Nichtgebrauch die rechtliche Vermuthung be⸗ 
gründet wird, daß die ehemals eniftandene Verbindlichkeit in der 
Zwiſchenzeit auf die eine oder andere Weiſe gehoben worden, 
ſchreibt § 570 vor, daß durch die theilweiſe Ausübung des 


Rechts das ganze Recht erhalten wird. Unter Ausübung des 
Rechts hat das B. G. im vorliegenden Falle offenbar die 
Geltendmachung des Anſpruches im Vorprozeſſe O. 245/90 ver⸗ 
ſtanden, da in dem Thatbeſtande des bezeichneten Urtheils von 
einer anderweiten Ausübung des jetzt vom Kl. geltend gemachten 
Anſpruchs nicht die Rede iſt. Nun geht das B. G. aber davon 
aus, daß die Verjährung unſtreitig ſchon vor Beginn des Vor⸗ 
prozeſſes vollendet war. In dieſem Falle war demnach das 
Recht des Kl. ſchon erloſchen, konnte daher durch die Anſtellung 
des Vorprozeſſes nicht aufrecht erhalten werden. Das B. G. 
hat dann auch auf § 570 a. a. O. kein weiteres Gewicht 
gelegt, ſondern angenommen, daß lediglich wegen des Nicht⸗ 
gebrauchs der Einrede der Verjährung im Vorprozeſſe Bekl. fie 
endgültig verloren haben. Dies iſt indeß nicht richtig. Der 
Kl. hat im Vorprozeſſe, wenn auch nur eventuell die Ver⸗ 
urtheilung des Erblaſſers der Bekl. zur Zahlung von 8 066,18 
Mark verlangt und dieſen Antrag auch darauf gegründet, daß 
derſelbe dem P. ſeinen Ausfall bei der Zwangsverſteigerung des⸗ 
halb erſetzen müſſe, weil er die näher bezeichneten Brennerei⸗ 
gegenſtände in Kenntniß der Einleitung der Zwangaverſteigerung 
von dem Gute Scharkow fortgeſchafft habe. Ueber dieſen Antrag 
iſt indeß nicht erkannt, weil das damalige B. G. den Prinzipal⸗ 
antrag für begründet erachtete. Der damalige Bekl. hatte aber 
doch genügenden Anlaß, die Einrede der Verjährung in jenem 
Prozeſſe zu erheben, weil der Antrag auf Zahlung der 
8066,18 Mark jedenfalls geſtellt war. Aus dem Nichtgebrauche 
dieſer Einrede folgt aber nicht, daß fie nun auch im gegen. 
wärtigen Prozeſſe nicht mehr geltend gemacht werden könne. 
Der Wortlaut des § 383 a. a. O.: „Wer in einem Prozeſſe 
von ſeinen Einwendungen gegen eine wider ihn ausgeklagte 
Forderung innerhalb der durch die Geſetze beſtimmten Friſten 
keinen Gebrauch macht, wird derfelben auch ohne weitere Ent 
ſagung verlustig“ läßt allerdings die Auslegung zu, daß durch 
Nichtgebrauch im Prozeſſe die Einwendung überhaupt verloren 
gehen fol. Dieſer Auslegung ſtehen indeß ſehr erhebliche Be ⸗ 
denken entgegen. Nach den 88 64 bis 66 der Einleitung des 
zur Zeit des Inkrafttretens des A. L. R. geltenden Allgemeinen 
Gerichtsordnung bewirkte die der Regel nach den Prozeß be⸗ 
endende Entſcheidung über den Anſpruch ſelbſt nur, daß dieſer 
von dem Gegner nicht mehr angefochten werden konnte und daß 
der obſiegende Theil in die Lage verſetzt wurde, daß ihm 
Zuerkannte auch wider den Willen des Gegners zu erlangen. 
Anſprüche, die zwar auch erhoben, über die aber nicht entſchieden 
iſt, wurden demnach durch den Prozeß nicht berührt und behielt 
der Verpflichtete alle ihm zuſtehenden Einwendungen gegen der⸗ 
artige Anſprüche. Hätten nun dieſe Grundſätze durch die Vor⸗ 
ſchrift des § 383 eit. in fo erheblicher Weile abgeändert 
werden ſollen, daß auch bezüglich eines Anſpruchs, über den im 
Prozeſſe nicht entſchieden iſt, der Verluſt der in dieſem Prozeſſe 
nicht erhobenen Einwendungen eintreten ſoll, ſo würde der 
Geſetzgeber dies ſicher in ganz beſtimmter, eine andere Aus- 
legung nicht zulaſſender Weiſe ausgeſprochen haben. Dies iſt 
aber im § 383 nicht geſchehen. Es iſt vielmehr ohne Zwang 
die Annahme möglich, daß die Worte „im einem Prozeſſe“ ſich 
nicht allein auf den vorangehenden Konditionalſatz beziehen, 
ſondern auch auf den nachfolgenden Hauptſatz „wird derſelben 
auch ohne weitere Entſagung verluſtig“ erſtrecken ſollen. In 
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dieſem Falle würde die Vorſchrift aber lediglich die ſchon in der 
Gerichtsordnung enthaltene Beſtimmung wiederholen, daß Ein⸗ 
wendungen, welche nicht rechtzeitig vorgebracht find, für den 
anhängigen Rechtsſtreit auch ohne weitere Entſagung verloren 
gehen. § 2ff. Allgemeine Gerichtsordnung Thl. 1 Tit. 9; 
55 3ff. Thl. 1 Tit. 10. Daß der Geſetzgeber aber auch nur 
dies wollte, geht aus dem Zuſammenhange der §§ 382 bis 386 
hervor. Denn nachdem im § 382 allgemein ausgeſprochen 
wird, daß die Entſagung der Einwendungen gegen eine an ſich 
gültige Forderung auch ſtillſchweigend erfolgen kann, wird in 
den dem § 383 folgenden Paragraphen lediglich auf Be⸗ 
ſtimmungen Bezug genommen, durch welche bereits der Verluſt 
gewiſſer Einwendungen auch ohne beſondere Entſagung in Folge 
Nichtgebrauchs angeordnet iſt. So wird im § 384 bezüglich 
der Frage, welche Einwendungen noch gegen ein rechtskräftiges 
Urtheil zuläſſig find, auf die Prozeßordnung und im § 385 
bezüglich der Frage, in wie weit Jemand nach vorbehaltloſer 
Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit auf Grund ihm zuſtehender 
Einwendungen das Geleiſtete zurückfordern kann, auf die Grund⸗ 
ſätze über Zahlungen verwieſen. Hierbei iſt zu bemerken, daß 
nach der Allgemeinen Gerichtsordnung gegen ein rechtskräftiges 
Urtheil noch die Einwendungen der Zahlung, der Kompenſation, 
des Erlaſſes und des Vergleichs erhoben werden konnten, auch 
wenn der Grund derſelben ſchon vor der Rechtskraft des 
Urtheils eingetreten war. § 36 Thl. 1 Tit 24 und Anhang 
§ 152. Das A. L. R. hat hiernach in den der allgemeinen 
Vorſchrift des § 382 folgenden Paragraphen offenbar nicht 
neue Beſtimmungen darüber geben wollen, in welchen Fällen 
eine ſtillſchweigende Entſagung wirkſam ſein ſoll, ſondern ent⸗ 
ſprechend ſeiner Tendenz, das Publikum möglichſt vor falſchen 
Rechtsanſichten und der dadurch bedingten Gefahr von Prozeſſen 
zu bewahren, nur die Fälle oder doch die hauptſächlichſten Fälle, 
in denen nach den geltenden Vorſchriften ein Verluſt von Ein⸗ 
wendungen ohne beſondere Entſagung eintritt, an dieſer Stelle 
der Vollſtändigkeit wegen wiederholen wollen. Hierfür ſpricht 
ferner, daß auch der § 386 a. a. O. keine ſelbſtſtändige Vor⸗ 
ſchrift enthält, ſondern wegen der Entſagungen durch Vertrag 
lediglich die Vorſchriften des § 193ff. des fünften Titels in 
Bezug nimmt. Nach der Anſicht des B. G. dürfte auch, wenn 
die Klage, wegen eines Präjudizialeinwandes z. B. wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit des Gerichts abgewieſen iſt, ein Einwand, der gegen 
den Anſpruch ſelbſt erhoben werden konnte, aber nicht erhoben 
iſt, in einem neuen Prozeſſe nicht mehr geltend gemacht werden, 
wobei insbeſondere zu berückſichtigen iſt, daß es nach der All- 
gemeinen Gerichtsordnung — 5§§ 2ff. — nicht zuläffig war, 
wegen Präjudizialeinreden die Einlaſſung auf die Hauptſache zu 
verweigern. Es würde alſo ein Reſultat eintreten, welches mit 
den auch beim Inkrafttreten des A. L. R. geltenden Grundſätzen 
über die Rechtskraft der Urtheile in einem gewiß nicht gewollten 
Widerſpruche ſtehen würde. Zu der gleichen Anſicht gelangt der 
Verfaſſer des Aufſatzes in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 
1846 S. 177 ff. Er führt aus, daß zu der vorliegend vom 
B. G. vertretenen Auslegung die Beſtimmung des § 383 nicht 
berechtigt, wenn man fie im Zuſammenhange mit $ 384 auf⸗ 
faßt, daß durch ſie vielmehr nur die Folgen der Unterlaſſung 
des Gebrauchs einer Einrede für den einzelnen Prozeß haben 
angedeutet werden ſollen, die Beſtimmung in das A. L. R. auf⸗ 


genommen iſt, um die Lehre von der Entſagung der Ein⸗ 
wendungen in ihrer Vollſtändigkeit aufzuſtellen, daß die Vor⸗ 
ſchrift aber keine ſelbſtſtändige Bedeutung hat, da die Prozeß⸗ 
ordnung die Art und Weiſe der gerichtlichen Rechtsverfolgung 
hinreichend darlegt. Rehbein, Entſch. des Obertribunals Bd. 3 
S. 178 Anm., iſt der Meinung, daß es ſich bei dem Verluſte 
der Einreden mittels ſtillſchweigender Entſagung durch Nicht⸗ 
geltendmachung im Prozeß in Wahrheit nicht um die Wirkung 
der Entſagung, ſondern um die Wirkung der Rechtskraft handele. 
Die Einreden gegen das zur Entſcheidung gebrachte Recht und 
aus dem zur Entſcheidung gebrachten Rechtsverhaltniß gingen 
nothwendig nur ſo weit verloren, als die Rechtskraft der Ent⸗ 
ſcheidung reiche. Das Obertribunal ſpricht in dem Urtheile 
vom 4./ 25. März 1852, Entſch. Bd. 22 S. 332, zwar aus, 
daß nach § 383 a. a. O. Einwendungen durch Nichtgebrauch 
verloren gehen. Es wird ſodann aber unter Heranziehung des 
§ 384 weiter ausgeführt, daß hiernach andere Einwendungen, 
als die privilegirten nicht mehr vorgebracht werden können, um 
die Vollſtreckung des Urtheils zu hindern. Das Obertribunal 
geht alſo auch davon aus, daß der Verluſt der Einwendungen 
durch Nichtgebrauch im Prozeſſe nur dem rechtskräftigen Urtheile 
gegenüber eintritt. Etwas Anderes geht auch nicht aus dem 
von dem Kl. in der Berufungsſchrift in Bezug genommenen 
Urtheile deſſelben Gerichtshofes vom 18. Februar 1864, Entſch. 
Bd. 51 S. 396 ff., hervor. Denn auch in dem dieſem Urtheile 
zu Grunde liegenden Falle handelte es ſich um die Frage, in 
wie weit gegen ein rechtskräftiges Urtheil Einwendungen noch 
erhoben werden können. In der Rechtſprechung und der 
Literatur iſt ſonſt, ſoweit bekannt, die Frage, ob ein Einwand, 
der im Prozeſſe einem eingeklagten Anſpruche gegenüber nicht 
geltend gemacht iſt, auch verloren geht, wenn über den Anſpruch 
ſelbſt nicht entſchieden iſt, nicht erörtert. VI. C. S. i. S. 
Goretzki c. Haniſch vom 3. Oktober 1898, Nr. 163/98 VI. 

70. Die Begründung des B. G. iſt nicht haltbar. Wenn 
der Vertrag bezüglich des Rücktrittsrechts des Verpächters nichts 
weiter beſtimmte, als daß der Vertrag bei einer Zögerung des 
Pächters über vier Wochen hinaus aufgehoben werden könne, 
ſo ſtand der Bekl. dieſe Befugniß am 25. November 1897, 
nachdem ſie den Vertrag ſeit dem Tage, an welchem ſie den 
Rücktritt erklären konnte, faſt drei Monate ſtillſchweigend fort⸗ 
geſetzt hatte, nicht mehr zu. Dies entſpricht der feſtſtehenden 
Rechtſprechung. Der Verpächter wird durch den eingetretenen 
Verzug des Pächters in die Lage verſetzt, ſich entweder für die 
Fortſetzung des Vertrages oder für den Rücktritt zu entſcheiden. 
Beides neben einander kann nicht beſtehen. Setzt er den Ver⸗ 
trag fort, ſo iſt eben darin die ſtillſchweigende Erklärung zu 
finden, daß er vom Rücktrittsrecht für diesmal keinen Gebrauch 
machen wolle; er kann daher in ſolchem Falle ſpäter nicht mehr 
zurücktreten. — Vergl. Präjudiz des Obertribunals 1472 
(Sammlung S. 124); Entſch. des Obertribunals Bd. 32 S. 365; 
Bd. 73 S. 61; Striethorſt Archiv, Bd. 21 S. 164; Bd. 62 
S. 187; Bd. 85 S. 305; Bd. 91 S. 88; Urtheile des R. G. 
vom 28. November 1879 bei Gruchot, Beiträge Bd. 24 S. 474, 
und vom 5. Januar 1898, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 1110. — 
Zu weit mag es gehen, die Erklärung, daß der Vertrag des 
Verzuges ungeachtet fortgeſetzt werden ſolle, ſchon dann als vor⸗ 
handen anzuſehen, wenn der Wille, den Vertrag aufzuheben, 
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nicht innerhalb eines Zeitraums geäußert wird, der nach dem 
gewöhnlichen Laufe der Dinge ausreicht, die Kundgebung an 
den Pächter zu übermitteln (Striethorſt Archiv, Bd. 91 S. 88). 
Wenn aber auch dem Verpächter eine angemeſſene Ueberlegungs⸗ 
frift nicht zu verſagen wäre, wie ſolches für das gemeine Recht 
im Urtheil des R. G. vom 13. April 1897 (Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift S. 27216) angenommen tft, jo könnte hier doch von 
Innehaltung dieſer Friſt nicht die Rede ſein. Mit der Feſt⸗ 
ſtellung, daß im vorliegenden Falle die vorbehaltloſe Annahme 
eines Theils des im Voraus zu zahlenden Pachtgeldes nicht, 
wie ſonſt, als Anzeichen für die Fortſetzung des Vertrages ge⸗ 
deutet werden könne, durfte ſich das B. G. hiernach nicht be- 
gnügen. Die Bekl. hat im Schreiben vom 25. November 
1897 ſelbſt bekundet, daß ſie bis zu dieſem Tage den Vertrag 
fortgeſetzt habe, da ſie ihn „mit dem heutigen Tage“ auflöſt. 
Dazu würde ſie ein Recht nur dann gehabt haben, wenn etwa 
der vorliegende Vertrag nach ſeiner beſonderen Faſſung die 
Abſicht der Parteien erkennen ließe, daß ſelbſt ein ſolcher 
ſpäterer Rücktritt im Laufe der Vertragsdauer nach anfänglicher 
Fortſetzung des Vertrages dem Verpächter als eine Folge des 
eingetretenen Verzuges des Pächters geſtattet ſein ſollte. 
VI. C. S. i. S. v. Kuczowski c. Gemeinde Oehna vom 
3. Oktober 1898, Nr. 189/98 VI. 

71. Im vorliegenden Rechtsſtreite handelt es ſich nur um 
einen, nach Anſicht der Bekl. als Hauptbau im Sinne des 
§ 363 A. L. R. Thl. I Tit. 21 anzuſehenden Reparaturbau an 
der im Spritzenhauſe belegenen Wohnung des Gefangenwärters 
und will Bekl. die Aufhebung des Rezeſſes vom g A Apr 1857 
auch nur bezüglich dieſer Wohnung. Das B. G. hat aber auf 
Grund einwandfreier thatſächlicher Erwägungen feſtgeſtellt, daß 
für den Vertrag über die Wohnung des Gefangenwäͤrters der 
Aufhebungsgrund des § 363 a. a. O. nach dem Willen der 
Vertragſchließenden als ausgeſchloſſen anzuſehen ſei. Denn dieſer 
Vertrag müſſe unter allen Umſtänden ſo lange Beſtand haben, 
wie der Vertrag über die Gefängniſſe, weil ſonſt die Benutzung 
derſelben in Frage geſtellt würde, was ſicher nicht beabſichtigt 
ſei. Der Vertrag über die Gefägniſſe iſt unſtreitig noch in 
Kraft und iſt daher die Schlußfolgerung, daß Bekl. von dem 
Vertrage über die Gefangenwärterwohnung nicht zurücktreten 
könne, nicht zu beanſtanden. Ob die Stadt für eine ſolche 
Wohnung nach dem Geſetze vom 1. Auguſt 1855 nicht zu ſorgen 
hat, iſt unerheblich, da der geltend gemachte Anſpruch auf den 
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3. April 1857 gegründet iſt und Bekl. in dieſem 


dem Juſtizfiskus eine Wohnung für den Gefangenwärter in 
ihrem Spritzenhauſe vermiethet hat. Nach § 291 A. L. R. 
Thl. I Tit. 21 hat nun der Vermiether in Ermangelung be- 
ſonderer Abreden die Sache während der kontraktmäßigen Zeit 
in brauchbarem Zuſtande zu erhalten. Dieſe Verpflichtung liegt 
dem Vermiether auch bei einem Hauptbaue im Sinne des 
§ 363 a. a. O. ob, wenn er von ſeinem Rechte, auf Grund 
dieſer Vorſchrift vom Vertrage zurückzutreten, keinen Gebrauch 
macht. Das Gleiche muß gelten, wenn, was unzweifelhaft 
zuläſſig iſt, die Vertragſchließenden vereinbaren, daß dem Ver⸗ 
miether auch im Falle der Nothwendigkeit eines ſolchen Haupt⸗ 
baues der Rücktritt vom Vertrage nicht zuſtehen ſoll. V. C. S. i. S. 


Rezeß vom 


Stadt Ueckermünde c. Fiskus vom 13. Oktober 1898, 
Nr. 153/98 VI. = | 

72. Der B. R. hält auch die Erſitzung eines Wegerechts 
in Ausdehnung auf die zum Betrieb der Maſchinenfabrik und 
Metallgießerei des Bekl. erforderlichen Fuhren nicht für dar⸗ 
gethan. Mangels eines Erſitzungstitels hätte die Erſitzung erſt 
in 30 Jahren vollendet werden können, die vom 17. Oktober 1889 
rückwärts zu rechnen ſind, weil die Erſitzung an dieſem Tage 
durch den dem Vater und Vorbeſitzer des Bekl. zugeftellten 
Proteſt des urſprünglichen Kl. unterbrochen worden wäre. Nun 
führt der B. R. unter Bezugnahme auf die Darlegungen im 
erſten Urtheil aus, daß die jetzige große Fabrik des Bekl. im 
Verhältniß ſowohl zu der auf dem dazu gehörigen Grundſtück 
Nr. 169 Heriſchdorf ehedem betriebenen kleinen Glasſchleiferei, 
als zu der Gärtnerei oder Landwirthſchaft, die früher auf den 
andern Grundſtücken der Fabrik betrieben wurden, eine neue 
Anlage im Sinne des § 71 Thl. 1 Tit. 22 des A. L. R. dar⸗ 
ſtelle, daß dieſe neue Anlage jedenfalls noch nicht während des 
Jahres 1859 ins Leben getreten ſei, und daß darum die 
30 jährige Erſitzungszeit für die zu Gunſten dieſer neuen Anlage 
in Anſpruch genommene, den Weg erheblich ſtärker als deſſen 
frühere Benutzung belaſtende Fahrgerechtigkeit nicht abgelaufen 
ſei. Die hiergegen gerichteten Reviſionsangriffe laufen darauf 
hinaus, das Vorhandenſein einer neuen Anlage im Sinne des 
§ 71 um deswillen zu beſtreiten, weil die allmähliche Steigerung 
des Bedürfniſſes des herrſchenden Grundſtücks die Erſitzung 
nicht hindere, ſofern die Ausübung fortlaufend im vollen Um⸗ 
fange des jeweiligen Bedürfniſſes ſtattgefunden habe. Dieſe Be⸗ 
gründung paßt jedoch ſchon deshalb nicht auf den vorliegenden 
Fall, weil die Fabrik, deren Zwecken der Weg dienen ſoll, zum 
größeren Theil auf Grundſtücken betrieben wird, die früher 
ganz anderen Zwecken, Gärtnerei und Ackerwirthſchaft, dienten, 
auf denen mithin in der Maſchinenfabrik und Eiſengießerei 
zweifellos eine, die Hauptbeſtimmung und Nutzungsart will⸗ 
kürlich verändernde und darum nach § 71 und $ 8 Thl. 1 
Tit. 22 des A. L. R. „neue“ Anlage errichtet worden iſt. Es 
kann ihr aber nicht einmal bezüglich des Grundſtücks Nr. 159 
zugeſtimmt werden, wo früher eine Glasſchleiferei betrieben 
worden iſt, an deren Stelle oder neben welcher dann im 
Jahr 1859 vom Vater des Bekl. einige mit Waſſerkraft be ⸗ 
triebene Drehbänke aufgeſtellt wurden, die ſpäter vermehrt und 
in fortſchreitender Vergrößerung des Betriebes durch die jetzt 
beſtehende, mit Dampf betriebene und über 100 Arbeiter be⸗ 
ſchäftigende Fabrik erſetzt worden ſind. Für den Begriff einer 
neuen Anlage im Sinne der erwähnten 88 71 und 8 trägt es 
nichts aus, ob die Anlage auf ein Mal oder nach und nach 
ins Leben gerufen worden iſt; auch in letzterem Fall kann die 
Veränderung der Hauptbeſtimmung oder der Nutzungsart des 
Grundſtücks ſo groß werden, daß ſie als willkürliche im Sinne 
des § 8 und die Anlage als neue im Sinne des $ 71 auf 
gefaßt werden muß. Ob dies im einzelnen Fall zutreffe, iſt 
Gegenſtand thatſächlicher Würdigung und dieſe läßt ſich mit der 
Revifion nicht angreifen. V. C. S. i. S. Füllner c. Graf 
Schaffgotſch vom 15. Oktober 1898, Nr. 108/98 V. 

73. Der Bekl. hat unter Bezugnahme auf das dieſſeitige, 
in Bd. 39 S. 35 ff. der Entſch. abgedruckten Urtheil vom 
9. April 1897 Reviſion eingelegt; dieſelbe kann jedoch für be 
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gründet nicht erachtet werden. Ob die in dem gedachten Urtheil . 


aufgeſtellten Rechtsgrundſätze ohne Einſchränkung aufrecht zu er⸗ 
halten find, kann dahingeſtellt bleiben, da der gegenwärtige 
Rechtsſtreit auch bei Aufrechterhaltung jener Rechtsgrundſätze zu 
Gunſten der Kl. zu entſcheiden iſt. Denn hinſichtlich der Kl. 
ſteht keineswegs, wie in jenem Fall, feſt, daß ſie, falls ſie den 
Unfall nicht erlitten, nur im Haushalt ihres Mannes thätig 
ſein würde. Für den vorliegenden Fall handelt es ſich daher 
um die Frage, ob nach den Grundſätzen des A. L. R. oder des 
Kurmärkiſchen Provinzialrechts eine Ehefrau überhaupt nicht für 
ſich erwerben kann, und dieſe Frage iſt zu verneinen. Denn 
wie die Entſtehungsgeſchichte des §21 1 Thl. II Tit. 1 A. L. R. 
(mitgetheilt von den Gef. Reviſ. Penſ. 15 S. 140, Borne⸗ 
mann, Syſtem, 2. Ausgabe Bd. 5 S. 78, Koch, Note 12 zu 
§ 211) klar ergiebt, iſt derſelbe mit Rückſicht auf die Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Mann und Frau aufgenommen. Bei 
der Auseinanderſetzung ſoll alles, was durch die ſchaffende 
und nutzbringende Thätigkeit der Frau — ſei es durch häus⸗ 
liche Thätigkeit, ſei es durch ein beſonderes Gewerbe, Handwerk 
oder ſonſtige Handarbeit durch Verträge mit Dritten — er⸗ 
worben wird, der geſammte ſogenannte acquaestus muliebus 
im Gegenſatz zu dem in den folgenden Paragraphen behandelten 
anderweiten Erwerb (durch Erbſchaft, Glücksfälle ꝛc.) als dem 
Manne erworben gelten, wenn es die Frau nicht für ſich (ſei 
es in Grundſtücken, ſei es in Kapitalien) beſonders angelegt 
hat. Da aber die Frau dieſe Möglichkeit beſonderer Anlage 
hat, ſo folgt mit Nothwendigkeit, daß ein unmittelbarer Erwerb 
des Mannes an ſolchen Einkünften der Frau nicht ſtattfindet, 
daß die einzelnen Forderungen an ſich der Frau erwachſen, und 
daß nur der ſchließliche Rein gewinn, wenn ihn die Frau nicht 


anderweit angelegt hat, dem Manne zufällt. Dies iſt für das 


Gebiet des A. L. R. heute ziemlich allgemein anerkannt (vergl. 
Bornemann, Syſtem Bd. 5 S. 78 ff., Geſ. Reviſ. Penſ. 15 
S. 142, Förfter-Eccius Bd. IV § 206 i. E., Dernburg Bd. III 
825, 1, Entſch. des Obertribunals Bd. 52 S. 141, Juriſtiſche 
Wochenſchrtft 1891, S. 394); für das Gebiet des Kurmärfi- 
ſchen Provinzialrechts aber iſt es zweifellos, daß jeder ſogenannte 
artifizielle Erwerb aus einem beſonderen Handwerk oder Ge⸗ 
werbe der Frau zufällt (vergl. v. Scholtz, Kurmärkiſches Pro⸗ 
vinzialrecht, Entwurf 88 223, 224, Motive Bd. II S. 21 ff., 
Dernburg Bd. III S. 1 Abſ. 1, Striethorſt's Archiv Bd. 11 
S. 356, Bd. 57 S. 249). — Die Reviſion behauptet nun 
allerdings, daß dieſe Grundſätze nur für den Fall eines be⸗ 
ſonderen, für Rechnung und auf den eigenen Namen der Frau 
betriebenen Gewerbes gälten, und daß ſie nicht, wie ſeitens des 
B. G. geſchehen ſei, auch auf den Erwerb durch Lohnarbeit, 
operae ausgedehnt werden könnten, für welchen letzteren gerade 
der § 211 cit. gelte. Dieſe Unterſcheidung zwiſchen operae 
und ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb findet aber im Geſetz keinen 
ausreichenden Anhalt und widerſpricht auch der geſammten Judi⸗ 
katur des Obertribunals. Nach dieſer (vergl. Präjudiz-Samml. 
Bd. I S. 139, Striethorſt's Archiv Bd. 4 S. 274, Bd. 6 
S. 224, Bd. 11 S. 356, Bd. 46 S. 166, Entſch. Bd. 13 
S. 286) umfaßt der Begriff der operae die geſammte nutz- 
bringende Thätigkeit der Frau einſchließlich des beſonderen 
Gewerbebetriebes. Auch für den beſonderen Gewerbebetrieb, 
d. h. deſſen Ergebniſſe gilt der § 211, aber eben nur in dem 


oben erörterten Sinne, daß der ſchließliche Reingewinn, wenn 
er nicht für die Frau angelegt iſt, dem Manne zufällt. Was 
die Reviſion unter den beſonderen Gewerbe im Gegenſatz zur 
Lohnarbeit verſteht, bleibt außerdem unklar; auch die Schneiderin, 
die ſich durch die Lohnarbeit des Schneiderns ernährt, betreibt 
ein beſonderes Gewerbe, ebenſo die Waſchfrau und ebenſo jede 
durch ſonſtige Tagearbeit ſich ernährende Frau. Allerdings iſt 
für die Bedeutung des § 211 ein Unterſchied zwiſchen der 
verſchiedenen Thätigkeit der Frau zu machen, aber nicht der 
von der Reviſion gemachte, ſondern der zwiſchen operae 
demesticae, d. h. der Thätigkeit der Frau im Hausweſen 
und als Gehülfin des Mannes in deſſen Geſchäft, und operae 
artificiales oder industriales, d. i. jede ſchaffende 
Thätigkeit außerhalb des Haushalts oder Gewerbes des 
Mannes; denn ſelbſtverſtändlich beſteht die Möglichkeit eines 
eigenen direkten Erwerbes für die Frau nur in den letzteren 
Fällen. Dieſe Unterſcheidung iſt aber im vorliegenden Falle 
ohne Bedeutung. Denn es fehlt an jedem Halt für eine Feft- 
ſtellung, daß die klagende Ehefrau, wenn fie nicht verletzt wor- 
den wäre, nur eine Thätigkeit im Haushalt des Mannes aus- 
geübt, daß ſie nicht z. B. als Näherin, als Waſchfrau, als 
Tagelöhnerin thätig geworden ſein würde. In allen ſolchen 
Fällen hätte ſie aber unmittelbar für ſich erworben, und da 
dieſer Erwerb ihr durch den Unfall entzogen iſt, ſo iſt der ihr 
erwachſene Vermögensſchaden in gleicher Weiſe, wie früher, auch 
gegenwärtig noch vorhanden. III. C. S. i. S. Fiskus c. Huhn 
vom 7. Oktober 1898, Nr. 138/98 III. 

74. Wenn die politiſche Gemeinde, wie das B. G. feſt⸗ 
ſtellt, in dem Irrthum ſich befunden hat, daß der Patron nicht 
verpflichtet ſei, zu den Baukoſten nach Maßgabe der Vorſchriften 
des A. L. R. beizutragen, ſo konnte dieſer Irrthum ſie zu der 
Ueberzeugung führen, daß der nächſt dem Patron Verpflichtete 
die geſammten Koſten zu tragen verbunden ſei. Daß dieſer 
Nächſtverpflichtete die politiſche Gemeinde ſei, hat das B. G. 
nicht feſtgeſtellt. Ohne dieſe Feſtſtellung iſt aber nicht erſichtlich, 
warum der Irrthum die politiſche Gemeinde veranlaßt und be⸗ 
wogen haben ſollte, die Baukoſten zu übernehmen. Liegt ein 
ſolcher, die Uebung motivirender Irrthum nicht vor, ſo ſteht 
der Bildung der behaupteten Obſervanz das von dem B. G. 
angenommene Hinderniß nicht entgegen. Entſch. des R. G. 
Bd. 12 S. 292. Urtheil des R. G. vom 14. Oktober 1886 
in Sachen Halle c. Kirchengemeinde St. Ulrich, IV 81/86. 
IV. C. S. i. S. Fiskus c. ev. Kirchengemeinde Möckerling 
vom 10. Oktober 1898, Nr. 80/98 IV. 

75. Wenn, wie der Bekl. behauptet, das beanspruchte 
dingliche Recht wirklich beſtanden hat, ſo hätte es nur durch 
ſolche Rechtsgeſchäfte, Handlungen oder Begebenheiten auf- 
gehoben werden können, welche eine rechtliche Beziehung zwiſchen 
dem Berechtigten und dem Verpflichteten hervorgerufen haben 
würden. Nur unter dieſer Vorausſetzung bewirken die in den 
§§ 29 bis 33 Thl. J Tit. 19 des A. L. R. hervorgehobenen 
Gründe der Verjährung, der Entſagung und des Fortfalls des 
Rechts desjenigen, welcher ſie beſtellt hat, ſowie die ferneren 
Gründe des Vertrages, der Konfuſion (Konſolidation), des 
Unterganges der berechtigten oder verpflichteten Sache u. ſ. w. 
— Vergl. Rehbein, Entſcheidungen Bd. 3 S. 406 ff. — die 
Aufhebung der dinglichen Rechte. Nun iſt aber durch die Ver⸗ 
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einbarung des Gutsbeſitzers Sch.⸗W. und des Bekl., daß das 
Gebrauchsrecht der Kirchenſitze nicht auf den Bekl. übergehen, 
ſondern dem Erſteren verbleiben ſolle, lediglich ein rechtliches 
Verhältniß zwiſchen dieſen beiden Perſonen hergeſtellt. Sch.⸗W. 
erlangte durch die Vereinbarung das Recht, dem Bekl. den 
Gebrauch der Kirchenſitze zu unterſagen, und der Bekl. wurde 
gegenüber Sch.⸗W. verpflichtet, ſich des Gebrauchs der Kirchenſitze 
zu enthalten. Aber das Gebrauchsrecht ſelbſt, d. h. das mit 
dem Kolonate als Zubehör verbundene, dem jedesmaligen Beſitzer 
des Kolonats gegen die Kirchengemeinde zuſtehende Recht auf 
ausschließlichen Gebrauch der Kirchenſitze, iſt durch die Ver⸗ 
einbarung nicht berührt und alſo trotz derſelben beſtehen ge- 
blieben. IV. C. S. i. S. Rohlmann c. Kath. Kirchengemeinde 
zu Appelhülſen vom 13. Oktober 1898, Nr. 116/98 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

76. Die Reviſion macht geltend, daß jedenfalls die 
erhobene Klage, ſoweit ſie auf Zahlung der dem Kl. für 
die Zeit nach ſeiner Entſetzung angeblich zukommenden Gebühren 
gerichtet iſt, als rechtlich zuläſſig angeſehen werden müſſe, daher 
nicht wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges habe abgewieſen 
werden können. Dieſe Klage möge vielleicht materiell unbegründet 
erſcheinen. Aber da nach den Preußiſchen Geſetzen allgemein 
der Rechtsweg für Klagen der Staatsbeamten gegen den Fiskus 
auf Zahlung ihres Gehaltes zugelaſſen ſei, ſo müſſe auch im 
vorliegenden Falle, wo die Klage gegen eine Kirchengemeinde 
gerichtet ſei, der Rechtsweg für zuläſſig erachtet werden. In 
dieſer Hinſicht tft zu bemerken, daß allerdings bezüglich der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges das Preußiſche Geſetz vom 12. Mai 1861 
analog anzuwenden iſt, daß daſſelbe jedoch im § 1 über ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche der Staatsbeamten aus ihrem Dienft- 
verhältniß den Rechtsweg nur mit beſtimmten Maßgaben eröffnet 
hat. Zu dieſen Maßgaben gehört auch die im § 5 enthaltene 
Beſtimmung, daß die Entſcheidungen der Disziplinar- und Ver⸗ 
waltungsbehörden darüber, ob und von welchem Zeitpunkte ab 
ein Beamter aus ſeinem Amte zu entfernen ſei, für die Beur⸗ 
theilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche maßgebend ſei. Iſt aber das Gericht nicht 
zuſtändig, über die Frage zu entſcheiden, ob ein Beamter zu 
einem beſtimmten Zeitpunkte mit Recht oder Unrecht entlaſſen 
ſei, ſo iſt es auch nicht zuſtändig, über die Anſprüche betreffend 
das auf die Zeit nach der Entlaſſung fallende Gehalt des 
Beamten zu erkennen, weil dieſe Entſcheidung abhängig iſt von 
der Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit 
der Entlaſſung, und die Gehaltsfrage nicht entſchieden werden 
kann, ohne zugleich die Entlaſſungsfrage zu prüfen. Sofern 
daher, was weiter zu prüfen iſt, der Rechtsweg in Betreff der 
erhobenen Feſtſtellungsklage mit Recht für unzuläſſig erklärt 
worden iſt, kann auch dem O. L. G. daraus ein Vorwurf nicht 
gemacht werden, daß es zugleich die damit verbundene Klage 
auf Zahlung der geforderten Gebühren als unzuläſſig abgewieſen 
hat. Zur Hauptſache beruht die Entſcheidung auf der Erwägung, 
daß die Kabinetsordre vom 8. November 1835 durch die Art. 15 
und 18 der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 
aufgehoben ſei, und daß nach dem gegenwärtigen Stande der 
Preußiſchen Geſetzgebung lediglich die kirchliche Behörde über 
die Entlaſſung des Kl. als Küſter, welcher in dieſer Eigen⸗ 


ſchaft als kirchlicher Beamter anzuſehen ſei, zu entſcheiden habe. 


In den desfallſigen Ausführungen des O. L. G. kann ein recht⸗ 
licher Verſtoß nicht gefunden werden. Die Reviſion hat auch 
in dieſer Hinſicht bei der mündlichen Verhandlung beſondere 
Angriffe nicht erhoben. Sie macht aber geltend, daß nicht 
genügend feſtgeſtellt ſei, daß der Kirchen vorſtand, welcher 
den Kl. ſeines Dienſtes als Küſter entlaſſen habe, die für dieſe 
Entlaſſung zuſtändige kirchliche Disziplinarbehörde ſei, daß auch 
dem Entlaſſungsbeſchluſſe keine Gründe beigefügt ſeien, ſo daß 
man nicht wiſſen könne, ob der Kl. überhaupt wegen eines 
Verſtoßes gegen die Disziplin entſetzt worden ſei und ob ein 
geordnetes Disziplinarverfahren ſtattgefunden habe. Zudem könne 
nur eine Entſcheidung der kirchlichen Behörde in letzter Inſtanz 
als ausſchlaggebend und für den Richter maßgebend erachtet 
werden. Es ſei aber die Frage nicht erörtert, ob der Kl. gegen 
den Beſchluß des Kirchenvorſtandes eine höhere Inſtanz habe 
anrufen dürfen oder noch jetzt anrufen könne, ſodaß ungewiß 
ſei, ob eine endgültige Entſcheidung der kirchlichen Behörde 
gegen den Kl. vorliege. Dieſe Rügen können jedoch den Aus⸗ 
führungen des O. L. G. gegenüber nicht für zutreffend erachtet 
werden. Was zunächſt die Frage betrifft, ob der Kirchen 
vorſtand die durch die ſtaatlichen Geſetze anerkannte Befugniß 
hatte, den Kl. ſeines Amtes zu entſetzen, ſo weiſt das O. L. G. 
zutreffend auf den Art. 33 des Dekrets vom 30. Dezember 1809 
hin, wonach das Recht der Ernennung und Entlaſſung der 
Küſter und Organiſten auf Vorſchlag des Pfarrers den Kirch⸗ 
meiſtern zuſtand. Die Revifion behauptet mit Unrecht, daß 
dieſer Art. 33 durch die erwähnte Kabinetsordre vom 8. No- 
vember 1835 aufgehoben worden ſei. Die letztere hatte nur 
bezüglich derjenigen Küſter, welche zugleich Schullehrer 
waren, ein beſonderes Verfahren für die disziplinariſche Ent⸗ 
laffung angeordnet, ohne aber im Uebrigen in die materiellen 
Beſtimmungen des Art. 33, welche auch mit der ganzen Or⸗ 
ganiſation der Kirchenfabriken durch das Dekret vom 30. De⸗ 
zember 1809 zuſammenhängen, einzugreifen. Durch die ſpätere 
Beſeitigung der Kabinetsordre vom 8. November 1835 wurde 
nur das durch ſie angeordnete beſondere Disziplinarvergehen 
aufgehoben, ſo daß von da an eine Mitwirkung der ſtaatlichen 
Behörde bei der Entlaſſung eines Küſters, welcher zugleich Schul⸗ 
lehrer war, nicht mehr ſtattfand. Das Anſtellungsweſen bezüglich 
der Küſter blieb aber nach Art. 33 vor wie nach in der Hand 
der Kirchmeiſter. Uebrigens iſt die Kabinetsordre vom 8. No- 
vember 1835, weil blos für das Rheiniſche Reichsgebiet erlaſſen, 
nicht reviſibel (§ 511 der C. P. O.); es unterliegt daher die 
ſtillſchweigende Annahme des O. L. G., daß durch dieſe Kabinets⸗ 
ordre der Art. 33 des Dekrets von 1809 nicht aufgehoben 
worden ſei, nicht der Nachprüfung des R. G. An die Stelle 
der Kirchmeiſter des Art. 33 des Dekrets iſt durch das Preußiſche 
Geſetz über die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden vom 20. Juni 1875 der Kirchenvorſtand getreten, 
und dieſem find nach § 57 Abſ. 2 des Geſetzes auch die anderen 
Befugniſſe außer der Vermögensverwaltung, welche nach dem 
bisherigen Rechte den mit der Vermögensverwaltung betrauten 
kirchlichen Organen zuſtanden, überwieſen worden. Zu dieſen 
anderen Befugniſſen gehören, wie in den Motiven des Geſetzes 
ausdrücklich hervorgehoben wird, auch die durch die Art. 32 
und 33 des Dekrets von 1809 dem Kirchmeiſterbüreau verliehenen 
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Rechte zur Ernennung der Prediger und Anftellung der niederen 
Kirchendiener (vergl. Heinrich, die Verwaltung des Kirchenver⸗ 
mögens nach Erlaß des Geſetzes vom 20. Juni 1875 zu § 57 
S. 120). Demnach geht das O. L. G. mit Recht davon aus, 
daß der Kirchenvorſtand der beklagten Pfarrgemeinde gerade 
diejenige Behörde war, welcher das Recht zur Entlaſſung des 
Kl. aus ſeinem Dienſte als Küſter zuſtand. Nach dem That⸗ 
beſtande liegt der Beſchluß des Kirchenvorſtandes, wodurch der 
Kl. ſeines Amtes als Küſter entſetzt worden iſt, vor. Das 
O. L. G. ſtellt auch feſt, daß er wegen Differenzen mit dem 
Pfarrer, alſo aus disziplinariſchen Gründen entlaſſen 
worden iſt. Damit iſt die Entſcheidung der zuſtändigen Ver⸗ 
waltungsbehörde gegeben, welche für das Gericht maßgebend iſt. 
Die Gründe der Entlaſſung hat das Gericht nicht zu unter⸗ 
ſuchen, und erſcheint es deshalb für die Frage der Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges unerheblich, daß dem Beſchluſſe keine Gründe 
beigefügt worden ſind. Auch iſt vor dem ordentlichen Gerichte 
nicht zu erörtern, ob und in welchen Formen ein Disziplinar- 
verfahren gegen den Kl. ſtattgefunden hat, und ob ſeinerſeits 
gegen den vorliegenden Beſchluß ein Rechtsmittel bei der höheren 
kirchlichen Behörde hätte ergriffen werden können. Es genügt, 
daß der Beſchluß, wie die Gründe als unſtreitig bezeichnen, 
bisher im Verwaltungswege nicht angefochten worden iſt, um 
ihn für das Gericht als maßgbend erſcheinen zu laſſen. II. C. S. 
i. S. Maus c. katholiſche Pfarrgemeinde Morſcheid vom 
30. September 1898, Nr. 149/98 II. 

77. Nach § 29 des Preußiſchen Enteignungsgeſetzes vom 
11. Juni 1874 ſteht zunächſt der Verwaltungsbehörde (Bezirks: 
ausſchuß) die Entſcheidung über die Entſchädigung des Ent⸗ 
eigneten, die zu beſtellende Kaution und die ſonſtigen aus 
§§ 7 bis 13 ſich ergebenden Verpflichtungen, alſo namentlich 
auch über die in § 9 vorgeſehene Verpflichtung des Unter⸗ 
nehmers zu, das ganze Grundſtück gegen Entſchädigung zu 
übernehmen, wenn daſſelbe durch die Abtretung des in Anſpruch 
genommenen Theiles ſo zerſtückelt werden würde, daß das Reſt⸗ 
ſtück nach ſeiner bisherigen Beſtimmung nicht mehr zweckmäßig 
benutzt werden kann. Die Uebernahmeverpflichtung des Unter⸗ 
nehmers bildet einen Beſtandtheil ſeiner in den vorausgegangenen 
Paragraphen prinzipiell feſtgeſtellten Entſchädigungspflicht, 
ihr entſpricht das Recht des Eigenthümers, die Uebernahme des 
Reſtſtücks verlangen zu können. Dieſes Recht bildel einen Be⸗ 
ſtandtheil ſeines Entſchädigungsrechts, welches zugleich 
mit der Uebernahmeverpflichtung des Unternehmers der Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes unterliegt. Hierbei kann es 
rechtlich keinen Unterſchied machen, ob dem Uebernahmeantrag 
des Eigenthümers von dem Unternehmer widerſprochen wird, 
oder ob derſelbe damit einverſtanden iſt; denn das Geſetz er⸗ 
fordert nicht, wie die Bekl. meint, daß die Uebernahmepflicht 
beſtritten iſt, ſondern daß der Eigenthümer die Uebernahme des 
Ganzen verlangt hat. Es handelt ſich immer nur um die 
Entſcheidung darüber, ob das Ganze zu übernehmen iſt, und 
zwar ohne Rückſicht auf ein Beſtreiten ſeitens des Unternehmers. 
Im vorliegenden Falle hat nun der Rechtsvorgänger der Kl. 
in dem Verfahren vor dem Regierungskommiſſar gemäß § 25 
des Enteignungsgeſetzes einen Antrag auf vollſtändige Uebernahme 
ſeines nur theilweiſe in Anſpruch genommenen Grundſtücks an- 
gebracht, und hat der Bezirksausſchuß unter Feſtſtellung der 


Entſchädigung für das ganze Grundſtück entſchieden, daß das 
ganze Grundſtück zu Gunſten der Bekl. zu enteignen iſt. 
Damit hat er über die aus § 9 1. c. ſich ergebende Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. entſchieden. Nach § 30 des Enteignungs⸗ 
geſetzes ſteht gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes nicht 
nur dem Unternehmer, ſondern auch den übrigen Betheiligten, 
namentlich alſo auch dem Eigenthü mer innerhalb beſtimmter 
Friſt die Beſchreitung des Rechtsweges zu. Eine Ein⸗ 
ſchränkung der Klage auf einzelne Theile dieſer Entſcheidung 
enthält das Geſetz nicht. Hat der Unternehmer das Recht — 
und das iſt nicht zweifelhaft —, gegen die Verwaltungsent⸗ 
ſcheidung im Rechtswege geltend zu machen, daß der Fall einer 
Verpflichtung, das ganze Grundſtück zu übernehmen, für ihn 
nicht vorliege, ſo muß auch der Eigenthümer das Recht 
haben, mit der Klage vor dem Richter geltend machen zu 
können, daß ſeinerſeits das Verlangen auf Uebernahme des 
Ganzen nicht oder nicht mehr beſtehe, und er die Rückerſtattung 
des für die Anlage nicht nothwendigen, im Enteignungs⸗ 
plane nicht einbegriffenen Reſtſtückes beantrage. Denn 
auch hierbei handelt es fi) immer nur um den privatredt- 
lichen Anſpruch der Entſchädigung, der endgültig von 
dem Richter zu entſcheiden iſt. Iſt ſonach dem O. L. G. darin 
beizutreten, daß mit der Entſchädigungsklage aus § 30 J. e. 
auch die Rückgabe des Reſtgrundſtücks geltend gemacht werden 
kann, ſo fragt es ſich nur noch, ob hierin nicht dadurch eine 
Aenderung in der Richtung des Ausſchluſſes des Rechtsweges 
eingetreten iſt, daß ſchon vor der Entſcheidung im Rechtswege 
von der Verwaltungsbehörde wegen Dringlichkeit die Ent⸗ 
eignung des ganzen Grundſtückes ausgeſprochen worden iſt. 
Der erkennende Senat hat nun bereits in der von dem O. L. G. 
bezogenen Entſcheidung in Sachen der Stadtgemeinde Köln 
gegen den Eiſenbahnfiskus II 81/91 die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges in einem ſolchen Falle angenommen, wenn der 
Unternehmer ſeine Uebernahmeverpflichtung beſtritten und die 
Rücknahme des Reſtſtückes durch den Eigenthümer verlangt hat. 
Er iſt hierbei davon ausgegangen, daß, da nach § 34 des Ent- 
eignungsgeſetzes bei Dringlichkeit die Enteignung vor Erledigung 
des Rechtsweges ausgeſprochen wird, und da erſt im Verfolg 
des Rechtsweges die Entſchädigungsfrage und damit der in das 
Gebiet derſelben gehörige Streit über die Anwendung des be⸗ 
zogenen § 9 von dem Richter entſchieden wird, auch der Ent⸗ 
eignungsbeſchluß nicht endgültig das Eigenthum an dem 
ſtreitigen Theile des enteigneten Grundſtücks übertrage, ſondern 
nur vorbehaltlich der Entſcheidung im Rechtswege. Dieſe 
Begründung muß auch nach erneuter Prüfung der Frage als 
zutreffend erachtet werden. Läßt das Geſetz über die beſtrittene 
Uebernahmepflicht den Rechtsweg zu, ſo will es auch, daß die 
in demſelben ergehende Entſcheidung für die Parteien maßgebend 
ſein ſoll, und dann liegt eine etwaige Aenderung des von der 
Verwaltungsbehörde inzwiſchen wegen Dringlichkeit erlaſſenen 
Enteignungsbeſchluſſes im Willen des Geſetzes, andernfalls 
würde die an ſich zuläſſige Entſcheidung im Rechtswege be⸗ 
deutungslos ſein. Derſelbe rechtliche Geſichtspunkt trifft auch 
dann zu, wenn, wie im vorliegenden Falle, in dem Ent⸗ 
ſchädigungsſtreite vor dem ordentlichen Richter der Eigenthümer 
behauptet, daß mit Unrecht eine Abtretung des Reſtſtückes im 
Verwaltungsverfahren angenommen worden ſei, und deſſen Rüd- 
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übertragung verlangt. Die Kompetenz des Richters zur Ent- 
ſcheidung hierüber hindert, daß der wegen Dringlichkeit vorher 
ergangene Enteignungsbeſchluß in dieſem Punkte die Kraft 
eines definitiven Enteignungsbeſchluſſes erlangt. Die Aus⸗ 
führung des O. L. G., daß auch der Enteignungsbeſchluß 
der Geltendmachung des klägeriſchen Anſpruchs im Rechtswege 
deshalb nicht im Wege ſtehe, weil er wegen Dringlichkeit, alſo 
vorbehaltlich der Entſcheidung im Rechtswege ergangen ſei, 
kann daher nicht als rechtsirrthümlich erachtet werden, und er- 
weiſt ſich die Reviſion als unbegründet. II. C. S. i. S. 
Stadt Köln o. Erben Wingen vom 27. September 1898, 
Nr. 131/98 II. 

Zu den Ablöſegeſetzen. 

78. Die Berufungsentſcheidung iſt mit dem Rechtsmittel 
der Reviſion nicht anfechtbar. Nach § 67 des Geſetzes betreffend 
das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten vom 
18. Februar 1880 iſt die Reviſion gegen die von dem Ober⸗ 
Landes kulturgericht in der Berufungsinſtanz erlaſſenen Endurtheile 
nur in Beziehung auf Streitigkeiten über ſolche Rechts⸗ 
verhältniſſe zuläſſig, welche außerhalb eines Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahrens Gegenſtand eines Rechtsſtreits hätten werden können 
und dann zum ordentlichen Rechtswege gehört hätten. Dieſe 
Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Reviſion liegt nicht vor. 
Es iſt in den Vorinſtanzen zwiſchen den Parteien unſtreitig ge⸗ 
weſen, daß der belaſtete See den rechtlichen Charakter eines 
Privatgewäſſers habe und daß die den Rkl. für ihre Grund⸗ 
ſtücke daran zum Bedarf zuftehenden Fiſchereiberechtigungen auf 
einer Dienſtbarkeit und zwar einer Grundgerechtigkeit beruhen. 
Die RE. gründeten ihren Widerſpruch gegen den Ablöſungs⸗ 
antrag bisher lediglich darauf, daß ihre Fiſchereiberechtigungen 
nicht ablösbar ſeien, weil ihnen den Provokanten gegenüber 
keine Gegenleiſtungen oblägen, weil Art. 1 des Ergänzungs- 
geſetzes vom 2. März 1850 (Geſetzſammlung S. 139) die 
Ablöſung einer auf einer Dienſtbarkeit beruhenden Fiſcherei⸗ 
berechtigung nicht auf einſeitigen Antrag des einen oder anderen 
Theils, ſondern nur beim Einverſtändniß beider geſtatte und 
weil die Vorausſetzungen für die in den 88 46 und 48 Thl. 1 
Tit. 22 des A. L. R. vorgeſehene Ablöſung einer Servitut auf 
einſeitigen Antrag nicht vorhanden ſeien. Es handelt ſich 
hiernach bei dem bisher erhobenen Widerſpruche der Rkl. aus- 
ſchließlich um die Frage, von welchen Vorausſetzungen nach 
Maßgabe der Auseinanderſetzungsgeſetze die von den Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden zu bewirkende Ablöſung einer auf einer 
Dienſtbarkeit beruhenden Fiſchereiberechtigung abhängig iſt. Es 
iſt ohne Weiteres klar, daß der Streit hierüber kein ſolcher iſt, 
der auch außerhalb des Auseinanderſetzungsverfahrens hätte ent- 
ſtehen können und alsdann von den ordentlichen Gerichten zu 
entſcheiden geweſen wäre. Die Rkl. haben nun die Zuläſſigkeit 
der Reviſion dadurch zu begründen verſucht, daß ſie in gegen⸗ 
wärtiger Inſtanz die rechtliche Charakteriſirung ihrer Fiſcherei⸗ 
berechtigung als eines auf einer Dienſtbarkeit beruhenden Rechtes 
in Zweifel gezogen und die Frage aufgeworfen haben, ob ihre 
Berechtigung nicht vielmehr als ein perſönliches Gebrauchsrecht 
anzuſehen ſei. Dieſer Verſuch muß daran ſcheitern, daß in den 
Vorinſtanzen ein Streit über die rechtliche Natur ihrer Fijcherei- 
berechtigung nicht beſtanden hat (§ 67 a. a. O.). V. C. S. i. S. 
Ablöſung von Paetz vom 28. September 1898, Nr. 76/98 V. 


Zur Städteordnung vom 30. Mai 1853. 
279. Nach den Feſtſtellungen des B. G. iſt der Kl. im 
Dienſte der Stadt Königsberg als Nachtwachtmeiſter weder zu 
mechaniſchen noch zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen angeftellt 
worden. Der Kl. iſt dadurch ein Gemeindebeamter der Stadt 
Königsberg geworden, deſſen Anſtellung gemäß § 56 Nr. 6 der 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 als auf Lebenszeit erfolgt 
anzuſehen iſt. Dieſer zwingenden Geſetzesvorſchrift gegenüber 
haben abweichende, auf eine Anſtellung unter Vorbehalt der 
Kündigung gerichtete vertragliche Abmachungen zwiſchen 
Gemeindebehörde und Gemeindebeamten keine Gültigkeit. Von 
dieſer bisher feſtgehaltenen Rechtsauffaſſung abzugehen hat das 
R. G. keine Veranlaſſung; das B. U., das auf dem gleichen 
Standpunkt ſteht, erſcheint daher in Betreff der Ausführung, 
daß der Kl. als lebenslänglich angeſtellter Gemeindebeamter zu 
betrachten ſei, wohl begründet. Auch die weiteren Aus⸗ 
führungen des B. U., daß die Frage, ob der Kl. wegen angeb- 
licher Dienſtvergehen ſofort ohne Kündigung habe entlafen 
werden können, hier nicht geprüft werden könne, da das für 
dieſe Prüfung zuſtändige Disziplinargericht ſeiner Zeit nicht an⸗ 
gerufen worden ſei und der Grund, aus welchem die Bekl. die 
Einleitung des Disziplinarverfahreus nicht veranlaßt habe, nicht 
ins Gewicht falle, und daß der angebliche anderweitige Privat- 
erwerb des Kl. aus der Zeit nach ſeiner Entlaſſung auf das 
ihm als Rente zuftehende Beamtengehalt nicht in Anrechnung 
komme, laſſen eine Rechtsnormverletzung nicht erkennen. IV. C. ©. 


i. S. Stadt Königsberg i. P. o. Fenzlau vom 3. Oktober 
1898, Nr. 86/98 IV. | | 


Zu den Grundbuhgejegen. 

80. Die Reviſion iſt begründet. Dem B. R. war aller 
dings darin beizutreten, daß den Kl. ein geſetzlicher Titel zur 
Eintragung ihrer Werkmeiſterforderung, wie ſolchen die 9 971, 
972 Tit. 11 Thl. 1 des A. L. R. gewähren, in Anſehung des 
Grundſtücks Rixdorf Bd. 5 Bl. 219 nicht zur Seite ſteht. 
Denn hierzu wäre die unerläßliche Vorausſetzung, daß die 
Arbeiten und Materialien in dieſes Grundſtück — und zwar 
ausſchließlich in dieſes — verwendet worden find, eine Voraus 
ſetzung, die nach den eigenen Angaben der Kl. hier nicht zu 
trifft. Richtig iſt ferner, daß Ludwig und Chriſtian 8. einer 
Spezialvollmacht bedurften, um mit Rechtswirkung füt die 
ſämmtlichen F. ſchen Erben die Eintragung der Forderung auf 
dem vorgedachten Grundſtück zu bewilligen (§ 107 Tit. 13 
Thl. I des A. L. R.). Daß eine ſolche ertheilt ſei, iſt nach 
der Feſtſtellung des B. R. weder behauptet noch glaubhaft ge 
macht, und dieſe Feſtſtellung kann von der Reviſion mit Erfolg 
nicht angefochten werden. Wenn aber das B. G. hieraus den 
Schluß zieht, daß die für glaubhaft gemacht erachteten Cr 
klärungen, die Ludwig und Chriſtian F. in der Verhandlung 
vom 30. Juli 1896 abgegeben haben follen, überhaupt nich 
als Bewilligung einer Eintragung in Betracht kommen könnten, 
ſo iſt dies unrichtig. Denn wenn auch die übrigen F. ſchen 
Erben, alſo die Bekl. zu 2, 3, 5 und 6, an dieſe Erklärungen 
nicht gebunden ſein mögen, weil ſie zu ihrer Abgabe die Mit 
erben Ludwig und Chriſtian F. nicht ſpeziell bevollmächtigt 
hatten, fo frägt ſich doch, ob nicht letztere ſelbſt an die von 
ihnen im Namen der F. ' ſchen Erben abgegebenen Erklärungen 
gebunden ſind (vergl. den ähnlich liegenden Fall in den Entſch. 
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des R. G. in Civilſachen Bd. 32 S. 330). Von dieſem 
Geſichtspunkt aus, welchen der B. R. nicht in Betracht gezogen 
hat, würde zwar die einſtweilige Verfügung inſoweit nicht auf- 
recht erhalten werden können, als ſie die Eintragung der Forde⸗ 
rungen der Kl. als eine das ganze Grundſtück belaſtende Vor⸗ 
merkung anordnet, wohl aber kann in Frage kommen, ob ſie 
nicht inſoweit aufrecht zu erhalten iſt, als die eingetragene Vor⸗ 
merkung den Eigenthumsantheil des Ludwig und Chriſtian F. 
mitbelaſtet. Der Umſtand, daß die Arbeiten und Materialien 
nicht bloß für das Grundſtück Rixdorf Bd. 5 Bl. 219 ge⸗ 
liefert worden ſind, käme hierbei nicht entſcheidend in Betracht, 
da es ſich dann nicht mehr um eine auf geſetzlichem Titel be⸗ 
ruhende, ſondern um eine bewilligte Eintragung handeln würde. 
V. C. S. i. S. Schwarze c. Erben Fahrenkrug vom 5. Oktober 
1898, Nr. 96/98 V. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

81. Gleich dem I. R. und der Enteignungsbehörde 
geht der B. R. davon aus, daß der Kl. in der Lage iſt, für 
den enteigneten Theil ſeines Grundſtücks ein an das Reſtgrund⸗ 
ſtück angrenzendes Erſatzgrundſtück zu erwerben und hat den 
auf den Betrag von 6 234,67 Mark angenommenen Erwerbs- 
preis dieſes Grundſtücks als erſten Poſten bei Berechnung der 
dem Kl. gebührenden Entſchädigungsſumme eingeſtellt. Die 
hierin liegende Anwendung des § 10 Abſ. 1 des Enteignungs⸗ 
geſetzes iſt unbedenklich. Der Schwerpunkt des Streites liegt 
in der Entſchädigung, die dem Kl. für die in Folge der Durch⸗ 
ſchneidung ſeines Ziegeleigrundſtücks eintretenden Betriebs- 
erſchwerniſſe zu gewähren iſt. Der B. R. hat ſeiner Entſchei⸗ 
dung bei dieſem Punkte, ſowie überhaupt, die im Weſentlichen 
übereinſtimmenden Gutachten der Sachverſtändigen Bergrath 
Humperdinck, Maurermeiſter und Ziegeleibeſitzer Schöner und 
Ziegeleibeſitzer Bänſch zu Grunde gelegt. Die genannten Sach⸗ 
verſtändigen unterſcheiden drei Methoden, durch die der durch 
die Eiſenbahn abgeſchnittene Theil das klägeriſche Grundſtück 
und zugleich das daranſtoßende Erſatzſtück für die Ziegelei des 
Kl. nutzbar gemacht werden kann: 1. durch Angriff von Norden, 
2. durch Angriff von Weſten und 3. durch Angriff von Süden 
mittelſt eines unter der Bahnlinie hindurch anzulegenden Tun⸗ 
nels. Dieſe letztere Methode würde nach der übereinſtimmenden 
Meinung der Sachverſtändigen für den Bekl. die billigſte fein. 
Der B. R. hat aber nicht dieſes Projekt, ſondern dasjenige, 
welches eine Ausnutzung der jenſeits (nördlich) der Bahnlinie 
belegenen Grundſtückstheile von Norden her zur Vorausſetzung 
hat, ſeiner Entſcheidung und ſpeziell der Feſtſetzung der auf 
gewerbliche Betriebserſchwerniſſe zu rechnenden Entſchädigung zu 
Grunde gelegt. Hiergegen richten ſich die Angriffe der Reviſion. 
Die Reviſion wirft dem B. R. vor: a) Verletzung des § 10 
des Enteignungsgeſetzes, d) mangelnde Begründung (§ 259 der 
C. P. O.). Beide Angriffe betreffen lediglich die Frage, ob der 
B. R. bei Feſtſetzung der Enteignungsentſchädigung das ſo⸗ 
genannte Tunnelprojekt bei Seite ſetzen durfte. Sie konnten für 
begründet nicht erachtet werden. Der B. R. rechtfertigt die 
Nichtberückſichtigung des Tunnelprojekts durch die Feſtſtellung: 
es ſei unerwieſen, daß Kl. das Erſatzſtück im Fall der Ausfüh- 
rung des Tunnelprojekts in der im Sinne des § 10 des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes erforderlichen nämlichen Weiſe benutzen könne. 
Es ſcheint hierbei überſehen zu fein, daß die Tunnelanlage in 


erſter Linie dazu dienen fol, die durch die Bahnanlage auf- 
gehobene Verbindung zwiſchen dem nördlichen und fühlichen 
Theile des klägeriſchen Grundſtücks herzuſtellen, daß es ſich alſo 
auch um Aufhebung der dem Kl. durch die Durchſchneidung 
ſeines Grundſtücks erwachſenen Nachtheile und Vergütung des 
dadurch bedingten Minderwerths des Reſtgrundſtücks handelt. 
Ob die Vergütung des Minderwerths des Reſtgrundſtücks da⸗ 
durch geſchehen kann, daß dem Eigenthümer die Mittel gewährt 
werden, die aus der Enteignung eines Theils ſeines Grundſtücks 
dem Reſtgrundſtück entſtandenen Nachtheile zu beſeitigen, iſt eine 
Frage, für die unmittelbar nicht § 10 Abſ. 1 des Enteignungs- 
geſetzes maßgebend, die vielmehr nach dem allgemeinen Prinzip 
des § 8 a. a. O. zu beurtheilen, darnach aber unbedenklich zu 
bejahen iſt. Es kann indeſſen daraus, daß der B. R. es unter⸗ 
lafien, die Annehmbarkeit des Tunnelprojekts ausdrücklich auch 
in Hinſicht auf den von der Ziegelei abgeſchnittenen Theil des 
Reſtgrundſtücks und aus dem Geſichtspunkt des § 8 a. a. O. 
zu prüfen, ein Grund zur Aufhebung des B. U. nicht ent- 
nommen werden, weil die hier in Rede ſtehende Frage nicht 
verſchieden beurtheilt und beantwortet werden kann, je nachdem 
es im Fall der Theilenteignung um eine Wiederherſtellung der 
verminderten Nutzbarkeit des Reſtgrundſtücks oder um die Nutzbar⸗ 
machung eines Erſatzgrundſtücks im Sinne des § 10 Nr. 1 a. a. O. 
ſich handelt. Beide Fälle ſind auch in der von der Reviſion in 
Bezug genommenen Entſcheidung des R. G. (Gruchot Bd. 36 
S. 1104) einander völlig gleichgeſtellt. Es verſteht ſich von 
ſelbſt, daß ebenſo, wie der Anſchaffungspreis des Erſatzgrund⸗ 
ſtücks auch die Koſten der zur Nutzbarmachung deſſelben dien⸗ 
lichen Einrichtungen nur eine Rechnungspoſition bei Feſtſetzung 
der dem Eigenthümer nach § 7 a. a. O. in Gelde zu gewäh- 
renden Entſchädigung bilden, und daß der Eigenthümer weder 
gezwungen werden kann, das Erſatzgrundſtück anzunehmen, noch 
die fraglichen Einrichtungen auszuführen. Es kann aber auch 
nicht angenommen werden, daß der B. R. von einer anderen 
Anſchauung ausgegangen iſt. Wenn der B. R. an einer Stelle . 
der Entſcheidungsgründe ſagt, der Kl. ſei „verpflichtet, das — 
Erſatzgrundſtück anzunehmen“, ſo kann das nichts anderes heißen, 
als: er müſſe ſich den Anſchaffungspreis des letzteren als Aequi- 
valent für die enteignete Fläche ſelbſt anrechnen laſſen. Dem⸗ 
gemäß iſt ja auch der Bekl. verurtheilt. Auch die Bemerkung 
des B. R., daß die durch das Tunnelprojekt bedingte weſentliche 
Umgeſtaltung ſeines Grundſtücks und Ziegeleibetriebes dem Kl. 
nicht aufgenöthigt werden könne, rechtfertigt nicht die Mei⸗ 
nung der Reviſion, das B. U. ſei von dem Rechtsirrthum be- 
herrſcht, es ſolle das Erſatzſtück zum Gebrauch des Kl. wirklich 
eingerichtet und verwendet werden. Selbſtverſtändlich aber war 
der B. R. bei Prüfung des Projekts berechtigt und verpflichtet, 
die Ausführung deſſelben zu unterſtellen, weil er nur unter 
dieſer Vorausſetzung zu einer Ueberzeugung darüber gelangen 
konnte, ob dieſes Projekt geeignet ſei, den Kl. in den Stand 
zu ſetzen, das ihm ſich darbietende Erſatzgrundſtück in derſelben 
Weiſe und mit gleichem Ertrage, wie das enteignete, zu be 
nutzen. In dem von der Reviſion in Bezug genommenenen 
Urtheil (abgedruckt bei Gruchot Bd. 36 S. 1104) geht das 
R. G. von dem „hſelbſtverſtändlichen“ Satze aus, „daß der Ent- 
eignete voll entſchädigt iſt, wenn er die Koſten des Erwerbes 
und der Einrichtung eines anderen Grundſtückes erhält, auf 
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welchem erweislich der Betrieb in gleicher Art und mit gleichem 
Vortheile möglich iſt.“ Dann wird fortgefahren: „Ebenſo im 
Fall der Theilenteignung: kann die durch dieſelbe eintretende 
Werthsverminderung des Reſtgrundſtücks durch neue Einrich⸗ 
tungen auf dem Reſtgrundſtücke ſelbſt gehoben werden, ſo 
kann die Werthaverminderung nicht richtiger als nach den Koſten 
dieſer neuen Einrichtungen geſchätzt werden.“ Gegen dieſe Grund⸗ 
ſätze würde der B. R. verſtoßen haben, wenn er prinzipiell 
angenommen hätte, daß wenn es ſich im Fall einer Theil⸗ 
enteignung um Nutzbarmachung eines zur Verfügung ſtehenden 
Erſatzgrundſtückes oder, wie hier (gleichzeitig), um Beſeitigung 
eines durch die Theilenteignung verurſachten Minderwerthes des 
Reſtgrundſtücks handelt, die dazu erforderlichen Einrichtungen 
nicht auch Veränderungen in dem Reſtgrundſtück zur Folge 
haben, oder durch ſolche bewirkt werden könnten. Ein ſolcher 
Rechtsirrthum des B. R. iſt aber nicht anzunehmen, da er 
vielmehr auf das Maß und die Folgen der dem Kl. mit dem 
Tunnelprojekt zugemutheten Umgeſtaltung ſeines Reſtgrundſtücks 
Gewicht legt und hierauf die Verwerfung des gedachten Projekts 
gründet. Hierbei bewegt ſich der B. R. auf thatſächlichem Boden 
und befindet ſich dabei im Einklange mit einem fpäteren Urtheil 
des R. G. (V 119/95), welches die Frage, ob ein nachgewieſenes 
Grundſtück als Erſatzgrundſtück angeſehen werden kann, für eine 
nach den Umſtänden des Einzelfalles zu beurtheilende Thatfrage 
erklärt, „für deren Beantwortung unter anderen auch der Um⸗ 
fang der erforderlichen Einrichtungen und Arbeiten und die 
Zeitdauer derſelben in Betracht kommen.“ Eine Verletzung des 
§ 10 des Enteignungsgeſetzes fällt hiernach dem B. R. nicht 
zur Laſt und ebenſowenig eine Verletzung anderer Grundſätze 
des Enteignungsrechts. V. C. S. i. S. E.⸗Fiskus c. Nagel 
vom 24. September 1898, Nr. 68/98 V. 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

82. Die vorliegende Klage aus der nützlichen Verwendung 
ſtützt ſich in erſter Linie darauf, daß die in der tabellariſchen 
Nachweiſung genannten Frauenzimmer dem ftädtifchen Lazareth 
auf Anordnung der Polizeidirektion zur Zwangsheilung von 
ihrer ſyphilitiſchen Krankheit zugeführt, dort den für ſolche Fälle er⸗ 
gangenen Weiſungen der Polizeidirektion entſprechend in einem 
beſonderen abgeſchloſſenen Gebäude mit vergitterten Fenſtern 
untergebracht, unter Aufficht gehalten und geheilt ſeien. Die Kl. 
vertrat die Meinung, daß die durch die Zwangsheilung ent ⸗ 
ftandenen Koſten als Koften der örtlichen Polizei- 
verwaltung in Danzig, wo dieſe von einer Königlichen Be⸗ 
hörde geführt wird, nach dem Geſetze vom 20. April 1892 
(Geſetzſamml. S. 87) dem Staate zur Laft fielen und daher 
der Stadt zu erſetzen ſeien. Das B. G. iſt nicht dieſer Mei⸗ 
nung, und auch das R. G. hat bereits im Urtheil vom 
24. Juni 1895 (Entſch. in Civilſachen, Bd. 35 S. 296) in 
Uebereinſtimmung mit dem Preußiſchen Oberverwaltungsgericht 
(Entſch. deſſelben, Bd. 27 S. 62 und Bd. 28 S. 85) ange⸗ 
nommen, daß die Koſten einer Zwangsheilung proſtituirter ge- 
ſchlechtskranker Frauenzimmer nicht zu den Koſten der örtlichen 
Polizeiverwaltung im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 20. April 
1892, wo darunter — im Unterſchiede von 8 3 des Geſetzes 
vom 11. März 1850 — nur die unmittelbaren Koſten der 
örtlichen Polizeiverwaltung verſtanden ſeien und auch nicht zu 
den Polizeigefängnißkoſten im Sinne des § 2 daſelbſt zu rechnen 


ſeien, letzteres deshalb nicht, weil eine nur zum Zwecke ihrer 
Heilung im Krankenhauſe feſtgehaltene Perſon dadurch nicht zu 
einer Gefangenen und die Anſtalt ſelbſt ebenſowenig zu einem 
Polizeigefängniß werde. Hiervon abzugehen liegt ein genügen · 
der Grund nicht vor. VI. C. S. i. S. Stadt Danzig c. Fiskus 
vom 29. September 1898, Nr. 158/98 VI. | 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

83. Der erſte Grund, auf welchem das oberlandesgericht 
liche Urtheil beruht, daß dem Rechtsgeber des Bekl. wegen 
ſeiner Eigenſchaft als Ausländer (Franzoſe) an der im Inlande 
(Elſaß) gelegenen Liegenſchaft ſeines Vormunds eine geſetzliche 
Hypothek nicht zugeſtanden habe, konnte zwar nicht gebilligt 
werden. Wie das O. L. G. ſelbſt anführt, iſt die geſetzliche 
Hypothek des minderjährigen Claudius L. ſchon im Jahre 1864 
entſtanden, alſo zu einer Zeit, als das Elſaß für Vormund und 
Mändel noch Juland war. Durch die Abtretung des Elſaß 
an Deutſchland wurde die bereits erworbene geſetzliche Hypothel 
des Art. 2121 und 2135 Nr. 1 0. e. nicht berührt. Erſt 
dadurch, daß Claudius L. Vater für Frankreich optirte oder 
dahin auswanderte und ſeinen minderjährigen Sohn zweiter Ehe 
nachzog, wurde das Verhältniß geändert, indem jetzt die geſetz 
liche Hypothek einem Ausländer (Franzoſen) an inländiſchen 
Liegenſchaften des deutſchen Reichslandes zuſtand. Allein hier ⸗ 
durch wurde die wohlerworbene unterpfandliche Sicherheit für 
den Mündel nicht beſeitigt, auch wenn nach der herrſchenden An⸗ 
ſicht anzunehmen wäre, daß unter den jetzt eingetretenen Ver ⸗ 
hältniſſen dieſes droit civil im engeren Sinne von einem Aus⸗ 
länder nicht mehr hätte erworben werden können. Beſtand aber 
das geſetzliche Mündelpfandrecht fort, ſo konnte auch die zu 
deſſen Wahrung am 5. November 1879 vorgenommene Ein ⸗ 
ſchreibung mit der von dem inländiſchen Geſetze ihr beigelegten 
Wirkung erfolgen. II. C. S. i. S. Lamy c. Lamy vom 
11. Oktober 1898, Nr. 158/98 II. 

84. Nicht begründet iſt die Rüge der Reviſion, welche 
gegen den aus Art. 475 des B. G. B. entnommenen Er⸗ 
löſchungsgrund erhoben wurde. Die geſetzliche Hypothek des 
Minderjährigen iſt mit der zehnjährigen Verjährung der An⸗ 
ſprüche des letzteren aus der vormundſchaftlichen Verwaltung, 
welche Verjährung mit der Großjährigkeit des Mündels zu 
laufen begann, erloſchen. Da der Vormund das geſammte 
mütterliche Vermögen des Claudius L. Sohn in ſeiner Ver⸗ 
waltung hatte. und niemals Rechnung gelegt hat, iſt der ganze 
Anſpruch auf Rechnungslegung und Herausgabe des Vermögens, 
welcher durch die geſetzliche Hypothek geſchützt war, als erloſchen 
zu betrachten. Mit Recht wurde auch die Annahme des L. G. 
nicht gebilligt, daß durch die Inſkriptionen des geſetzlichen 
Pfandrechts die Verjährung unterbrochen worden ſei. Art. 2244, 
2180 des B. G. B. Die Geltendmachung der Erlöſchung 
der gedachten Anfprüche durch Verjährung, durch welche das 
accefſoriſche Pfandrecht untergeht, ſteht auch den Kl. als Dritt⸗ 
beſitzern des Unterpfandes zu. Wenn das B. G. als Folge 
dieſer Verjährung nur eine theilweiſe Tilgung annimmt, da für 
die Erſatzanſprüche der zweiten Ehefrau des Claudius L. Vater 
im Betrage von 480 Mark dem Claudius L. Sohn noch eine 
Klage zuſtehen würde, ſo mag dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
auch für dieſe mit der geſetzlichen Hypothek der Ehefrau ner. 
ſehene Forderung an den Vater L., welche gleichfalls in beien 


— — 


2 


42 
un 2 


er he 
kg 


* 22 
22 8 
* 


631 


vormundſchaftliche Verwaltung gekommen iſt, die Verjährung 
aus Art. 475 des B. G. B. Platz greifen würde, denn die 
Entſcheidung des B. G. wird noch durch einen weiteren ſelbſt⸗ 
ſtändigen Grund getragen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

85. Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. 
Die Entſcheidung des O. L. G., durch welche der urſprüngliche 
Anſpruch des Kl. gegen die Bekl. auf Herausgabe des Hypotheken⸗ 
briefes vom 14. November 1894, und folgeweiſe — nach er⸗ 
folgter Realiſirung der Hypothek durch die Bekl. — der An⸗ 
ſpruch auf Zahlung des Betrages der Hypothek in Höhe von 
36 000 Mark als Schadenerſatz grundſätzlich für gerechtfertigt 
erachtet wird, beruht auf der rechtlichen Annahme, daß, obſchon 
die dem Klageanſpruch zu Grunde liegende Ceſſion zu Gunſten 
des Kl. vom 14. Februar 1895 zur Zeit der am 21. Februar 1895 
erfolgten Pfändung der Hypothekenforderung für die Bekl. den 
Schuldnern Eheleuten F. noch nicht zugeſtellt war, dem Kl. 
doch vor der Bekl. um deswillen der Vorrang gebühre, weil er 
zur Zeit der Pfändung im gutgläubigen Beſitze des Hypotheken- 
briefes geweſen ſei, und einem ſolchen Beſitze gegenüber die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 1690 des B. G. B. keine Anwendung finde. 
Es kann indeſſen dieſen Ausführungen, die auf der rechtlichen 
Natur des Hypothekenbriefes und dem Art. 1141 des B. G. B. 
beruhen, nicht beigepflichtet werden. Wenngleich nach der ein⸗ 
ſchlägigen Grundbuchgeſetzgebung vom 5. Mai 1872 insbeſondere 
durch die Beſtimmungen, daß nur gegen Vorlegung des Hypo⸗ 
thekenbriefes Zahlung verlangt werden kann, daß mit dem An- 
trag auf Löſchung gleichfalls der Hypothekenbrief vorzulegen iſt, 
daß alle die Hypothek betreffenden Aenderungen auf dem Briefe 
zu vermerken ſind und dergl., dem Hypothekenbrief eine über 
den Rahmen einer Schuld- und Pfandverſchreibungsurkunde 
weit hinausgehende Bedeutung beigelegt worden iſt, fo iſt der⸗ 
ſelbe doch immer ein Beweis- und Legitimationspapier geblieben 
und — im Gegenſatz zum Grundſchuldbrief — nicht der 
Träger des Hypothekenrechts und folgeweiſe kein ſelbſtändiges 
für ſich beſtehendes Vermögensobjekt geworden. Es iſt dieſes 
auch wiederholt vom R. G. ausgeſprochen worden, und folgt 
insbeſondere nothwendig daraus, daß es zur Uebertragung des 
Hypothekenrechts der Uebergabe des Hypothekenbriefes nicht be⸗ 
darf, und daß der Eigenthümer des Hypothekenrechts an ſich 
auch Anſpruch auf den Beſitz des Hypothekenbriefes hat. (Zu 
vergl. hierzu 58 52 ff. der Grdb. O. vom 5. Mai 1872, 
Turnau, 5. Auflage zu § 54 der Grob. O., Anmerkung 2a, 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 171, 39 S. 285, 
286.) Danach kann weder aus der rechtlichen Natur des 
Hypothekenbriefes noch aus der Beſtimmung des Art. 1141 eit. 
das von dem Kl. beanſpruchte Vorrecht als gutgläubiger Be⸗ 
ſitzer hergeleitet werden. Insbeſondere iſt Art. 1141 nicht 
anwendbar, weil derſelbe ſich nur auf körperliche Sachen, die 
ihren Werth in ſich ſelbſt tragen, alſo ſoweit es ſich um Urkunden 
handelt, nur auf eigentliche Inhaber⸗ bezw. Werthpapiere be⸗ 


zieht. Vielmehr muß untergebens der Art. 1690 cit., wonach 


der Ceſſtonar Dritten gegenüber das Eigenthum der ihm 
cedirten Forderung erſt mit der Zuſtellung der Ceſſion an die 
Schuldner erwirbt, zur Anwendung kommen. Die Geſetz⸗ 
gebung, betreffend die Einführung des Grundbuchs im Gebiete 
des Rheiniſchen Rechts enthält keine Beſtimmung, aus welcher 
die Beſeitigung dieſer Vorſchrift für den Fall der Ausfertigung 


eines Hypothekenbriefes auch nur folgeweiſe hergeleitet werden 
könnte, und es kann daher auch nicht von Bedeutung fein, ob 
eine ſolche Beſeitigung für Fälle der vorliegenden Art im Sinne 
jener Geſetzgebung gelegen haben mag. Wenn das O. L. G. 
insbeſondere auf die Rechtſprechung des früheren Obertribunals 
und des R. G. für das Gebiet des Preußiſchen Landrechts ſich 
beruft, wonach, wenn zwei Ceſſionare einer Hypothekenforderung 
ihre Rechte von demſelben Autor herleiten, demjenigen, welcher 
gutgläubig in den Beſitz des Hypothekenbriefes gelangt iſt, der 
Vorrang auch dann gebühren ſoll, wenn ſeine Ceſſion die jüngere 
iſt, ſo iſt das für die vorliegende Sache ohne Belang, weil jene — 
übrigens nicht unbeſtrittene — Rechtſprechung auf Spezial- 
beſtimmungen des Landrechts insbeſondere der §§ 22, 23 Thl. 1 
Tit. 10 beruht, deren Auslegung, ſelbſt wenn ähnliche Be. 
ſtimmungen im Gebiete des Rheiniſchen Rechts beſtehen 
(Art. 1141), für dieſes nicht von Bedeutung ſein kann. (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 25 S. 291; Bd. 38 S. 227.) 
Die Anwendung des Art. 1690 eit. ergiebt aber die Unhalt⸗ 
barkeit der Begründung des angegriffenen Urtheils. Da die 
Ceſſion zu Gunſten des Kl. zur Zeit der Pfändung der 
Bekl. den Schuldern nicht zugeſtellt war, fo war das Forderungs⸗ 
recht im Verhältniß zu Dritten auf den Kl. nicht übergegangen; 
es ſtand daher die Ceſſion der Rechtswirkſamkeit der Pfändung 
nicht entgegen, und der Ceſſion gebührte nicht der Vorrang vor 
der Pfändung. II. C. S. i. S. Hüllſtrung 6. David vom 
27. September 1898, Nr. 134/98 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Ernſt Guſtav Jordan beim Amtsgericht 
Döbeln und beim Landgericht Freiberg; — Rechtsanwalt Karl 
Grimm beim Amtegericht Urach; — Rechtsanwalt Pean 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Bochum; — Rechts⸗ 
anwalt Iſidor Graf beim Landgericht Ulm; — Rechts- 
anwalt Dr. Kurt Steinitz beim Oberlandesgericht Breslau; 
— Rechtsanwalt Siegfried Reich beim Amtsgericht Kattowitz; 
— Rechtsanwalt Dr. Noé beim Amtsgericht Meßkirch; — 
Rechtsanwalt Erwin Filitz beim Amtsgericht Roſenberg O. / S.; 
— Rechtsanwalt Dr. Hugo Kamillo Zergiebel beim Amts⸗ 
gericht Zwickau; — Rechtsanwalt Dr. jur. Johannes Leckebuſch 
beim Amtsgericht und beim Landgericht Dortmund; — Rechts⸗ 
anwalt Fritz Lehnert beim Amtsgericht Labiau; — Rechts⸗ 
anwalt Alfred Bräunig beim Amtsgericht Raſtatt und beim 
Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt Willibald Oehler 
beim Amtsgericht und beim Landgericht Dresden; — Rechts⸗ 
anwalt Mücke beim Amtsgericht Freiburg i. Schl.; — Rechts- 
anwalt Dr. Levi beim Landgericht Görlitz; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Geßner beim Landgericht Memel; — Rechtsanwalt 
Karl Sorof beim Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt 
Friedrich Schmeel beim Landgericht Darmſtadt; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Johannes Hermann Carl Halben beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim Amtsgericht Ham- 
burg; — Rechtsanwalt Dr. Spitznagel beim Landgericht 
Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Wieſter beim Landgericht 


Beuthen O. / Schl.; — Rechtsanwalt Jakob Bayer beim Amts⸗ 
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icht Donauwörth; — Rechtsanwalt Steinbock beim Amts- Lenz beim Landgericht Halle a. S.; — Rechtsanwalt Nowacki 
dat 1 O.; = Rechtsanwalt Otto Koeber beim beim Amtsgericht Schroda; — Rechtsanwälte Gottfried Pirn- 
Amtsgericht Kalau; — Referendar Dr. Otto Schoch beim gruber und Georg Gleißner beim Landgericht München I; 
Amtsgericht Heidelberg und beim Landgericht Mannheim; — — Rechtsanwalt Karl Sorof beim Landgericht I Berlin; — 
Rechts praktikant Karl Brügel beim Landgericht München I; Rechtsanwalt Karl Eiſenmann beim Kammergericht Berlin; 
— Rechtspraktikant Moritz Leiber beim Landgericht Schwein. — Rechtsanwalt Ehrgott Hermann Zimmer beim Oberlandes⸗ 
furt; — Rechtsanwalt Georg Goßmann beim Landgericht I gericht Dresden; — Rechtsanwalt Julius Alexander Hertel 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. David Auerbach beim Amts- beim Landgericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechts⸗ 
gericht II Berlin; — Rechtsanwälte Fritz Söllner, Hermann anwalt Richard Bruck beim Landgericht Frankfurt a. M.; — 
Rammenſee beim Landgericht Straubing; — Rechtsanwalt Dr. Rechtsanwalt Dr. Karl Ludwig Göring beim Amtsgericht 
Hugo Kamillo Zergiebel bei der Kammer für Handelsſachen in Borna und beim Landgericht Leipzig; — Juſtizrath Samuel 
Glauchau und beim Landgericht Zwickau; — Rechtspraktikanten Goldmann beim Landgericht Danzig; — Rechtsanwalt Ruhm 
Adolf Denkler, Fritz Jenette beim Amtsgericht Erlangen; — beim Landgericht Glatz; — Juſtizrath Stambrau beim Land⸗ 
Rechtsanwalt Julius Alexander Hertel beim Oberlandesgericht gericht Königsberg; — Rechtsanwalt Franz Joſeph Melchior 
Dresden; — Rechtsanwalt Dr. Paul Heinrich Illing bei der Gunck beim Amtsgericht Odenkirchen; — Rechtsanwalt Meyer 
Kammer für Handels ſachen Annaberg; — Rechtsanwalt Dr. Otto beim Amtsgericht Heinsberg; — Rechtsanwalt Holtmann 
Schoch beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt Ehregott beim Amtsgericht Gelſenkirchen; — Rechtsanwalt Nippen beim 
Hermann Zimmer beim Landgericht und beim Amtsgericht Amtsgericht Rheinbach; — Rechtsanwalt Dr. Erich Fried⸗ 
Dresden; — „ a. ee a ü — laender beim Amtsgericht Charlottenburg. 
Rechtspraktikant Karl Kaeppel beim Amtsgeri aſſer⸗ | 
1 Stadtdirektor v. 9 beim Amtsgericht Wolfen ⸗ Ernennungen. 
1 büttel und beim Landgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Meyer in 
e Friedrich Vortiſch beim Amtsgericht Lörrach und beim Lande Heinsberg; — Rechtsanwalt Waldſtein in Oels; — Rechts⸗ 
1 gericht Freiburg; — Rechtsanwalt Adolf Ipſen beim Amts- anwalt Keck in Segeberg; — Juſtizrath Dr. Bitzer in Hamm. 
. gericht Schleswig; — Rechtsanwalt Eugen San der beim 


1 1 5 f 5 Todesfälle | 
nn. Kammergericht Berlin; — Rechtsanwälte Iſidor Werner, 1 
. Adolf Wolffenberg, Samuel Rieſenfeld, Dr. Sieg⸗ Rechtsanwalt Karl Schneider in Schweinfurt; — Rechts 
i fried Heidenfeld, Georg Emil Meyer, Leonhard Gutt⸗ anwalt Kurt Ferdinand Wilhelm Nathuſius in Zwickau; — 
we mann, Dr. Hugo Arnheim beim Landgericht I Berlin; — Juſtizrath Heinrich Theodor Koch in Buchholz; — Juſtizrath 


| 

Baar ra 2 2 5 
5 Rechtsanwalt Dr. Alois Oberle beim Oberlandgericht Augs⸗ Karl Eduard Frentzel in Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Julius 
a burg; — Rechtsanwalt Dr. Friedrich Netter beim Amtsgericht Friß Mus hack in Berlin; — Juſtizrath Heinrich Theodor Koch 
* 1 5 Baden-Baden und beim Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt in Bucholz; — Juſtizrath Zängerle in München; — Justi 


u Richard Bruck beim Oberlandesgericht Frankfurt a/M.; — rath Dr. Freericks in Papenburg; — Juſtizrath Kurt Ferdinand 
Mae Rechtsanwalt Dr. Adolf Sonanini beim Amtsgericht und beim Wilhelm Nathuſius in Zwickau; — Juſtizrath Johann 


eh banden Augen: = afeflor, Dr. Paul an us Wilhelm Haenſchke in Berlin. | 
rs beim Landgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt riedri eſſe JJ 8 

. beim Amtegericht Staßfurt; Rechtspraktikant Chriſtian Göller Die Herren Mitglieder der Anwaltskammer zu 
er beim Amtsgericht Waldſaſſen; — Rechtsanwalt Lenz beim Berlin werden hiermit zur ordentlichen Verſammlung 
ws Amtsgericht Eberswalde; — Rechtsanwalt Hermann Halle der A ltsk f d 

beim Amtsgericht Charlottenburg; — Rechtsanwalt Anton er Anwaltskammer auf den 

Holtmann bei Amtsgericht Ruhrort; — Rechtsanwalt Johann 


Chriſtian Emil Albers beim Landgericht Bremen; — Rechts- 26. Nov emb er d. Is. | 


| 7 n anwalt Nippen beim Amtsgericht Euskirchen; — Rechtsanwalt 


e Felix Tarnowski beim Amtsgericht Waldenburg; — Juſtiz- Nachmittags 4 Uhr, 
9 rath Goldmann beim Kammergericht Berlin. , ß ; 
5 in den großen Sitzungsſaal im Kammergerichts⸗ 
Löſchungen. gebäude hierſelbſt, Lindenſtraßſe Ar. 14, 1 Treppe, 


u . ar an Dr. jur. Paul ns beim Landgericht berufen. 
Be öln; — Rechtsanwalt Wiegandt beim Landgericht Ulm; — : 
Beil 1 1 beim Amtsgericht Lingen; — Tages-Ordnung: 
echtsanwalt Rocholl beim Landgericht und beim Amtsgericht f rge⸗Ertheilun 
Bonn; — Rechtsanwalt Guſtav Lützel beim Landgericht 1. Bericht 15 1 Decharg 0 180607 
München II; — Rechtsanwalt Dr. Lohmeier beim Landgericht betreffs der orſtan srechnung pre [ 
=: Wiesbaden; — Rechtsanwalt Hans Aul beim Oberlandesgericht 2. Rechnungslegung pro 189798 und Wah 
ER München See Rechtsanwalt Dr. Alexander v. Heeren beim Rand» der Reviſoren 
zZ. gericht München II; — Juſtizrath Kühlbach er beim Amtsgericht N | 
Bensberg; — Rechtsanwalt Georg Paulus beim Amtsgericht Berlin, den 8. October 1898. 
Erlangen; — Rechtsanwalt Dr. Richard Nicklas beim Land- 


gericht Kempten; — Juſtizrath Hoffmann beim Landgericht 
Königsberg i. Pr.; — Rechtsanwalt Fritz Lehnert beim Kane Der Vorſttzende 


gericht und beim Amtsgericht Konitz; — Rechtsanwalt Wilhelm des Vorſtandes der Anwaltskammer. 
„Geßner beim Amtsgericht Labiau; — Rechtsanwalt Mücke | | 
beim Amtsgericht Waldenburg i. Schl.; — Rechtsanwalt Rudolf ; Leſſe iz rath 
Sarauer beim Amtegericht Sonnenburg; — Rechtsanwalt Geheimer Juſtizra b 
Dplpd db a LE Tarnowitz; — Rechtsanwalt 
ilipp Jakob Bayer beim Landgericht Bamberg; — Rechts. e £ f i 5 gſachen 
anwalt Koeber beim Amtsgericht Eberswalde; . Rahtsanwalt 90 5 Sun ar er ſteher ul 
Herbert Henniges beim Amtsgericht Ruhrort; — Rechtsanwalt j 


h Hagen i. W. Dr. Lohmann 
Georg Goßmann beim Amtsgericht Genthin; — Rechtsanwalt N Rechttanwelt und. Notar 


Zum baldigen Eintritt, ſpäteſtens zum 1. Januar 1899, ſuche 


* 0 


*. 


Berlin S. 14, unter A. B. 50 erbeten. 


En nn —— — 
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Suche zum 1. Dezember d. J. einen jüngeren, in Koſten⸗ und 
Stempelſachen vollſtändig firmen Vüreaugehllfen, der auch im 
Stande iſt, Informationen aufzunehmen und einfachere Notariatsakte 
zu entwerfen. Erbitte Meldungen mit Angabe der Gehaltsanſprüche 
und Zeugnißabſchriften. N N 

Treuenbrietzen. Teuſcher, 

Ss Rechtsanwalt und Notar. 
3 Ranzleigebilfe, . 
im Aufſtellen von Noten geübt, zum baldigen Antritt gefucht. 
Meyer, Rechtsanwalt u. Notar 
in Liegnitz. 


Zum baldigen Eintritt ſuche ich einen zuverläffigen jüngeren 
Büreauvorſteher. Zeugnißabſchriften, Gehaltsanſpruͤche und eine 
kurze Darſtellung des Lebensganges bitte ich einzuſenden. 
Trier. Bettingen, Rechtsanwalt. 


Suche einen in den Büreaugeſchäften für Notariat und Anwalts⸗ 
praxis erfahrenen, zuverläſſigen, kautionsfähigen Büreauvorſteher; 
erbitte Meldungen mit Angabe der Gehaltsanſprüche und Zeugniß⸗ 
abſchriften. | Rechtsanwalt Steffeck, Zoſſen. 


Für ein kleines Anwalts⸗Büreau wird ein in Prozeß⸗ und 
Notariatsſachen erfahrener Büreaugehülfe geſucht. Baldiger 
Antritt erwünſcht. Offerten unter Angabe des Alters und der Gehalts⸗ 
anſprüche ſind zu richten an Rechtsanwalt Herrmann, Aken a. Elbe. 


| Tüchtiger Büreauvorſteher, 
mit Berliner Verhältniſſen vertraut, zum 1./1. 1899 von Berliner 
Rechtsanwalt geſ. Off. sub G. G. 2313 Rudolf Moſſe, 
Friedrichſtr. 66. 


Büreauvorfteher, welcher des Polniſchen mächtig iſt, wird 
zum 1. Januar ev. 1. April 1899 geſucht. | 
Offerten mit Zeugnißabſchriften und Angabe der Gehaltsanſprüͤche 
ſind 12 5 A. S. 489 an die Expedition dieſer Zeitung, Berlin 8. 14, 
zu richten. | ä 


Ein Negiſtrator, eventl. angehender Büreauvorſteher auf 
ein ſüdd. Anwaltsbüreau geſucht. Eintritt eventl. ſofort. Zeugniß⸗ 
abſchriften mit Gehaltsanſprüchen unter T. K. 515 a. d. Exped. 
dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


ee . ⅛ KA 
Von einer deutſchen Ne wird zum baldigen 
Antritt ein mit dem Prozeßweſen vertrauter f 5 


Dr Büreau-Beanter 
(Gerichtsſchreiber oder Anwalts büreau⸗Vorſteher) geſucht, der au 
fähig iſt, Prozeßakten ſelbſtaͤndig zu Bearbeiten Angebote 55 
Lebenslauf und a der Gehaltsanſprüche find zu richten an 
Rudolf Moſſe, Magdeburg unter A. M. 392. 


Bür.⸗Vorſt., 34 J. alt, verh., perf. Stenogr., m. all. Bür.⸗Arb. vertr., 
Rheinl., ſ. Stellg. Off. u. G. M. 463 a. d. Exp. d. Bl., Berlin S. 14. 


) T8 

Erfahrener VBür.⸗Vorſt., 38 Jahre alt, ledig, ſucht anderw. 
Stellung bei einem Rechtsanwalt in kleinerer Stadt im Gebiete des 
A. L. R. Off. erb. u. D. S. 474 durch die Exp. d. Bl., Berlin S. 14. 


Tücht., ſelbſt. arb. Büreau⸗Vorſteher, a. Not., ſucht Stellg. 
am liebſten in Berlin, Königsberg, 10 ev. andere große Stadt. 
Off. erbeten unter K. A. 481 an die Exp. d. Bl., Berlin 8. 14. 


„ung. Bür.⸗Vorſt., kautionsfähig, i. Beſ. beſt. Zeugniffe, ſucht 
Stellung. Gefl. Off. unter J. B. 511 d. d. Exp. d. Bl., Berlin S. 14. 


Büreauvorſte her, 
25 Jahr alt, gute Zeugniſſe, ſucht ſofort Stellung. Offerten erbitte 
an . Sänbfäße, Berlin, Mekerftr. 87. 


Ein Büreau⸗Vorſteher in geſetzten Jahren, noch hinreichend 
arbeitsfähig, wünſcht eine anderweitige un Gefällige Offerten 
werden unter F. 500 an die Exped. d. Bl., Berlin S. 14 erbeten. 


Im Beſitz von Zeugniſſen über Sie Thätigkeit ſuche Stellung 
als Bü reau⸗Vorſteher oder Expedient. Offerten sub B. V. 
490 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Verheiratheter Mann, Anfang 30 er, ſeither auf Anwalts⸗ 
büreau, ſucht gleiche Stelle. Get 


* 


llige Offerten an die Expedition, 


Gew. Büreaugehilfe, Gabelsb. Stenogr., ſucht als Gehilfe 
oder als Vorſteher a. kl. Anw.⸗Bür. anderweit Stell. Off. unter 
E. II. 510 a. d. Exped. d. Bl., Berlin S. 14. | 

Büreaugehülfe, perf. Stenograph u. Maſch.⸗Schreiber 
aller Syſteme ſucht per ſofort Stellung, am liebſten in Berlin. 
e nicht unter 100 Mark per Monat. 

Potsdam, Hoditzſtr. 9e. Alfred Heinecke. 


Büreaugeh., 4 Jahre beim Rechtsanwalt thätig und 1½ Jahr 
Klage: u. . bei einer Bank ſelbſtändig bearbeitet, ſucht 
Stellung. Off. u. W. 520 an die Exp. d. Bl., Berlin S. 14, erb. 


Landr. Aſſeſſor, der ſchon mehrfach vertreten hat, ſucht An⸗ 
waltsvertretungen. Offerten werden sub A. Z. 501 an die 
Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14 erbeten. 


Cor. Aſſeſſor ſucht Anwaltsvertretung. Offerten erbeten unter 
A. F. 405 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Hieſ. Anwalt ſucht erf., gewandten Coll. als Hilfsarbeiter. 
Adr. sub Dr. R. Berlin, Poſtamt 4. Ä 


Ein Rechtsanwalt, welcher ſeit längerer Zeit in einem 
Berliner Vorort thätig iſt, wünſcht ſich mit einem vielbeſchäftigten 
Anwalt in Berlin zu aſſociiren. Offerten erbeten unter R. 446 


an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 
Früh. Anwalt (freiw. ausgeſch.) |. anderw. Stllg. a. Hülfsarb. od. An⸗ 


fertigg. v. Schriftſ. Off. u. II. B. 490 d. d. Exp. d. Zt., Berlin S. 14, erb. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗Pork, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg J. Bentley, Notar. | 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
Nord Amerikas. | Ä 


— 


Verlag von N. & H. Marcus. Bresfan, 
Kaiſer Wilhelmſtraße 8. 


Vor Kurzem erſchien und iſt von jeder Buchhandlung zur 
Anſicht erhältlich: | handlung z 
Geſeß 


über die 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 


vom 17. Mai 1898 | 
erläutert von 


Eugen Gbert, und 
Amtsgerichtsrath, Hülfsrichter am 
Oberlandesgericht in Breslau. 
= Preis gebunden 2,40 Mk. 


„Beſondere Anerkennung verdient es, daß in dem Buche 
bereits die noch unnumerirten Paragraphen der neuen Givil- 
rozeßordnung und Konkursordnung Aufnahme gefunden haben, 
5 daß der Kommentar in der That als ein äußerſt praktiſches 
und auf jede vorkommende Frage erſchöpfende Antwort gebendes 
Buch bezeichnet und allen Juriſten warm empfohlen werden 

kann. Die Ausſtattung des Buches iſt einfach und würdig.“ 

Münchener Neueſte Nachrichten. 
Nr. 304 vom 6. VII. 98. Ä 


einrich Duden, 


misgerichtsrath in Breslau. 


Mar Rornicker, Lindners Nachfolger. 
Formular-Magazin für Rechtsanwälte und Notare, 
Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. 
empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 
sa Drudſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei⸗, Concept⸗, 
riefpapiere, Couverts in den gängigen Formaten, Actendeckel ıc. ıc. 
in bekannt beſter Ausführung zu billigften Preiſen. Papierproben 
ratis u. franco, Formular⸗Collection gegen Einſendung von 75 Pfg. 

erlag von Kremſer's Gebühren⸗Tabellen. . 
MB Hpecialität: Schreibmafchinenpapiere. BE 


—— — nn nn 
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Juriſtiſche Wo 


dieſes Blattes, 


Dernburg, 
(34,50 M.) 


Zu verkaufen Fance 9 


1893 und Regiſter 1872 bis 1890. 


Juſtizminiſterialblatt 1882 bis 1887. 


„Offerten unter A. W. 479 an 
N Berlin S. 14. b 


Emil Lange, Luchhandl. u. Antiguariat, Leipzig, 
offerirt antiquariſch in neueſter Auflage gebunden: | 
Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts (16,80 M.) für 13,50 M. 
Privatrecht (49,75 M.) für 38 M. Dernburg, Pandekten 

4, für 27 M. Entſcheidungen des Reichsgerichts in 2 
Civilf. Bd. 1—40 u. Gen. Reg. (212 M.) für 160 M. Grotefends 
Foſeßſanmlung 1806-95 für 55 M. 

Bd. 1—5 (52 

u 15 05 

Shauſen, Strafgeſetzbu 

15 M. Oypenhoff, 80 
Civilprozeßordnung 


de gut gebundene Jahrgan e: 
enſchrift 1885 bis 1889, 1891 bis 


6 Haidlen, Bürger. Geſetzbuch 
N.) für 40 M. Loewe, Strafprozeßorduung (22 M.) 
Marcinowski, Gewerbeordnung (20 M.) für 16 M. 
ch (35 M.) für 27 M.; dto. (4. Aufl.) für 
Strafgeſetzbuch (18 M.) für 14,50 M. Peterſen 
a (24,50 M.) für 20 M. Staub, Handelsgeſetzbu 

(23,50 M.) für 19 M. Stenglein, ſtrafrechtl. Nebengeſetze (27,50 M. 


fir | = 2 Wilmowski und N Pruilufogepotanung (34 M.) 
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die. Expedition 


In unſerm Verlage iſt erſchienen 


Das Recht 
FE des | 1 
Deutſchen Kaiſers. 


Preisgekrönte Studie zum deutf chen Verfaſſungsrechte 


von 


Dr. jur. Richard Fiſcher. 
12½ Bogen gr. 8%. Preis broſch. M. 4, -. 
Dieſes von der Leipziger Juriſtiſchen Fakultät preisgekrönte 
Werk behandelt in gedrängter Faſſung die die öffentliche Meinung 
vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenwärtig im Oeutſchen 
Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereſſanten 
Jund eingehenden Erörterungen über die Frage: „Wie weit 
A reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers?“ u“ 
Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, fowie 
gegen Einſendung des Betrages auch direkt franco von der & 
unterzeichneten Verlags buchhandlung. 
Berlin 8. 14. 


W. Moeſer Hofbn 


_HELWINGSCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG, HANNOVER = 


A. Bochm: a 
25 Vormundſchaftsrecht d. Bürg. Geſetzb. 


Das Erbrecht d. Bürg. Gefepb. M. 8. 


Georg Eger: ke 
Die Verkehrsordnung f. d. en 
Deutſchlands v. 15. Novemb. 1892. M. 12. 
Das Geſetz über Kleinbahnen und Privat⸗ 
anſchlußbahnen v. 28. Juli 1892. M. 15. 
Das Reichs⸗Haftpflicht⸗Geſetz, betr. die 
Verbindlichkeit zum Schadenerſatz für die 
bei dem Betriebe von Eiſenbahnen ꝛc. herbei⸗ 
geführten Tödtungen u. Körperverletzungen. 
Vom 7. Juni 1871. 4. Aufl. M. 12. 
Das Geſetz, betr. d. Pfandrecht an Privat⸗ 
eiſenbahnen und Kleinbahnen u. die 
e in dieſelben. Vom 
19. Auguſt 1895. M. 18. nn 
Aoliſc h:! :! 
Preufßiſches Gerichtskoſtengeſetz u. d. Ge⸗ 


F f. Notare v. 25. Juni 1895. 
M. 6 s 


Die „Sutoniatgefengeung d. Deutſchen 
Reiches m. d. Geſetze üb. d. Konſulargerichts⸗ 
barkeit. M. 15. | 


Th. Hergenhahn: 


Das Eheschliessungs- und Eheschei- 
dungsrecht. I. Band. 2. Aufl. M. 4. 
II. Band. M. 6. 


Rechtsprechung der höheren und höch- 
Sten deutschen @erichtshöfe über |: 
Prozessberollmächtigte und Rechts- 


anwälte. Herausg. v. O. Eccius. 
I. M. 10. II. 1. Abt. M. 5. 2. Abt. M. 12. 


Caesar Barazetti: 


Die Vormundschaft (la Tutelle), die 


Pflegschaft (la Curatelle) und die Bei- 
standschaft (le Conseil) nach d. Code 
Napoleon u. d. bad. Landrecht. M. 12. 
Das Eherecht mit Ausschluss d. ehe- 
lichen Vermögensrechtes nach d. Code 
Napoleon u. d. bad. Landrecht. M. 15. 
Das Eltern- und Kindesrechtnachd. Code 
Napoleon u. d. bad. Landrecht. M. 12. 
Das internationale Privatrecht i. bürg. 
Gesetzb. f. d. Deutsche Reich. M. 2.80. 


= Neu. — 
Das materielle und formelle 


28 
Reichsgrundbuchrecht 
für die Praxis erläutert von ö 
J. Boehm, Rechtsanwalt und Notar. 
Preis: Geh. M. 10, gebd. M. 12. 


„Was ich an dem Buche beſonders begrüße, 
iſt die glückliche Verbindung von Theorie und 
Praxis. Dem Verfaſſer kommen ſeine an⸗ 
ſcheinend eigenſten Erfahrungen auf dieſem 


Gebiete ſehr zu ſtatten. Er weiß, was der. 


Praktiker braucht, und giebt ihm die Antwort 
auf die Fragen, wie ſie das Leben und der 
Verkehr aufwerfen. Die Ausführungen aber, 


und das iſt das nicht minder Wertvolle des 
Werkes, baſieren auf einer wiſſenſchaftlichen 


Bearbeitung des ganzen Stoffes. 


. . .. Hier wie an anderen Punkten zeigt 
f das, was ich oben hervorhob, das Vor. M 
drin 


gen zu den ſubtilſten Einzelfragen, aber 
auf der Grundlage klarer Prinzipien. Das 


Buch wird nicht nur der Praxis, für die es 
der Verfaſſer ſelbſt in erſter Reihe beſtimmt 


hat, ein wertvolles Hilfsmittel ſein. Es wird 
Jedem, der das Spezialſtudium des B. G. B. 
ernſt nimmt, eine Brücke zur Erkenntnis einer 


der ſchwierigſten Partien desſelben werden.“ 
Hachenburg im „Recht“) 


Die Strafprozeßordnnng 
N für das 
Deuffche Reich 
mit dem e ee e dem 
Einführungsgeſetz und dem Geſetz, betr. die 
Entſchädigung der im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren ſietgeſprochenen Perſonen. 


Von 
Koliſch, Amtsgerichtsrat. 
Preis: Geh. M. 12, gebd. M. 14. 


Geſetze, Verordnungen, Ausſchreiben 


u. f. w. in Schulſachen f. d. Prov. Han⸗ 
8 Von Blalckenhern. 8 Bände. 
M. Ä 


. 48. | 
Das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des 
3 Wenbewerbs v. 27. Mai 
1896. Von Fuld. Kart. M. 2. 
Das Recht der „„ Von 
Fuld. Kart. M. 2. N 


Das Reichsgeſetz, betr. die Abzahlungs⸗ 


geſchäfte. Von Friedmann. Kart. M. I. 

Das Mahuverfahren nach dem 7. Buch der 
R.⸗C.⸗P.-⸗O. Von Richter. M. 2.80. 

Handbuch des Preußiſchen Geſinderechts. 
Von Zürn. M. 3. 

Mundraub. Von Berger. M. 2.80. 


Bergung und Nülfeleistung in Seenoth. 


Von Bur char d. M. 10. 
Das Lübecker Ober- Stadtbuch. Von 
Rehme. M. 8. | 
Die notwendige Streitgenossenschaft 
des $ 59 C. P. O. Von Wachenfeld. 
M. 3 | 


Die Rechtskraft nach der Reichseivil- 
processordnung u. ihre Wirkungen auf 
d. subject. Rechte. Von Freuden- 
stein. 2. Aufl. M. 6. 
System des Rechtes der Ehrenkrän- 
kungen. Von Freudenstein. 2. Aufl. 


Die grundbesitzgleichen Gerechtig- 
keiten, insbes. d. Gemeindegerechtig- 
keiten ü. ihre Behandlung z. Grund- 
buch. Von Münchmeyer. 2. Aufl. 


.l. f 
Das Verfahren in Theilungs- u. Ver- 
koppelungssachen u. s. w. in d. Prov. 
Hannover-. Von Walbaum. 2. Aufl. M. 3. 
Die negotiorum gestio des dritten 
Kontrahenten. Von en M. I. 
Das Reichsgeſetz über die Preſſe vom 
7. Mai 1 5 Bon Delius. M. 4.50. 
Die Dentſche Wechſelordnung. Vo 
Bojunga. 2. Ausg. Kart. M. —.80. 
Deutſche Gerichts⸗ und Amts ⸗Steno⸗ 
55 Syſtem Gabelsberger. Von 
Betzinger. M. 1.80. 


chaudlung. 


Verlag von Franz Vahlen in Berlin 
W., Mohrenſtraße 13/14. 


Soeben ſind erſchienen: 


Eichhorn. — Das Teſtament. Hand- und Muſterbuch für 
letztwillige Verfügungen nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, mit 
Hinweis auf die bisherigen Sonderrechte Deutſchlands bearbeitet 
von G. Eichhorn, Kammergerichtsrath. 1899. Dritte Auflage 
des gleichnamigen preußiſchrechtlichen Werks. ñ 


Fiſcher. — Das Verfahren der Bwangsverſteigerung 
nach dem Reichsgeſetze über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 an einem Rechtsfalle 
dargeſtellt von Fiſcher, Landgerichtsrath. 1898. Geh. M. 1,20. 

Fuchs. — Das Deutſche Vormundſchaftsrecht unter 
Gegenüberſtellung des preußiſchen Vormundſchaftsrechts und 
unter ee des Geſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit von Auguſt Fuchs, Land⸗ 
richter. 1899. Geh. M. 6, —. Geb. M. 7,.—. 

Kroſchel. — Die Abfaſſung der Urtheile in Straf- 
ſachen. Für die Praxis dargeftellt von Dr. Th. Krof chel, 


In Nr. 59/61 dieſer Wochenſchrift wurde der in meinem 
Verlage erſchienene Commentar des e aa 
fgl. Amtsrichters Dr. jur. E. Müller, 

über den unlauteren Wettbewerb 


ebenſo günſtig beſprochen, wie pisher alle Recenſionen nur voll 
des Lobes über dieſes Buch waren. Den beſten Beweis der 
Brauchbarkeit bietet die 1897 nöthig gewordene 


2. u. 3. Auflage desſelben Werkes. 
Preis: 250 S. in engem aber deutlichem Druck, groß 8°, 
auf gutem Papier, eleg. geb. nur M. 4,50. 


Ausführlicher Proſpekt enthaltend Recenſionen gratis und 
franco. Z. B. ſchreibt: Juſtizrat Naurnitz u. A. in einer 
längeren Beſprechung: Das Such ift für jeden 
Praktiker unentbehrlich. — Dr. Staub: Ein 
in der That die anderen Commentare über- 


ragendes Werk. dc. ꝛc. 


Hochach tungsvoll Landrichter. Zweite, vermehrte und verbeſſerte 8 i 5 

e e | eh. M. 1,50. 

Hürth und Nürnberg, Georg Noſenberg, Wohlers⸗Arech. — Das Keichsgeſetz über den Unter- 
Ende October 1898. Verlagshandlung. ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870, erläutert nach den 


Entſcheidungen des Bundesamtes für das Heimathweſen von 
Wilh. Wohlers. Achte vermehrte Auflage. Ben delt von 
Dr. J. Krech, Kaiſerl. Geh. Regſerungsrath, Mitglied des 
Bundesamtes f. d. Heimathweſen. 91898 N ’ ? 

| Geh. M.4,—. Geb. M. 4,80. 


Verlag von Adolf W. Köllner in Hannover. 
3 | Die ne 
Funktionsstörungen des Grosshirns 


Professor Dr. Adamkiewiez in Wien. 
Lex. 8. Mit 14 Figuren u. 4 Tafeln in Farbendruck M. 8.— 


ider. (Sriedrid; Modler & Go.) 


Berlin SW., Johanniterſtr. 16 
empfiehlt 75 Spezialität von 
Amtstra ten für Sufliz- 
beamte und Prediger. 
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le Gerichtsſchreiber: von M. 15-80 
BI gruknahme: Ganze Größe, nung 
PR 2 Bruſtweite und 


Aforiation Berliner Sıyne 


Das Werk ist für Juristen wegen der Frage des Ent- 
mündigungsverfahrens von grösster Wichtigkeit. 


39 Bände Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen ſtehen 
zum Verkauf bei Rechtsanwalt Pannenbecker in Rüdesheim. | 


Recht, und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 
2 + 
Monatsſchrift 
für 


Dundelsrecht und Dunkweren 
| 1 Steuer⸗ und Stempelfragen. | 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 


Herausgegeben von | nm 

Juſtizrath Dr. Paul Holdheim in Frankfurt a. M. 

| r VII. Jahrgang. 

Preis halbjährlich M. 6, bei poſtfreier Zuſendung M. 6,30. 

Inhalt der Nr. 11: Wird unter der Herrſchaft des neuen H. G. B. der Gläubiger einer offenen Handelogeſelſchaft, der 
lee Theilhaber der Geſellſchaft iſt, befugt ſein, die andern Geſellſchafter als Geſammtſchuldner in nſpruch zu nehmen? Von 
eichsgerichtsrath Förtſch in 5e d — Die Herabſetzung des Stammkapitals einer Geſellſchaft mit beſchränkter an bei gleich. 
eitiger Kapitals⸗Erhöhung. Von Rechtsanwalt Dr. von Puſtau in Bremen. — Aleberſicht der Nechtſprechung. Genoſſen⸗ 
chafts⸗, Gebrauchsmuſterſchutz⸗, Waarenbezeichnungs⸗, Wettbewerbs ⸗Geſetz und andere handelsrechtliche Nebengeſetze. Mitgetheilt von 
Landgerichtsrath Freudenthal in Metz. — Ftempelweſen. Reichsſtempelgeſetz und landesrechtlicher Illationsſtempel. Von Dr. Ernſt 
leck in Hannover. — Vertragsgeſchäfte, auf Grund deren das Eigenthum an gewiſſen Werthpapieren gegen die Verpflichtung einer 
ücklieferung anderer Stücke gleicher Art — wenn auch nur für den Fall des Eintritts einer Bedingung — übertragen werden ſoll, 
ſtellen ſich als Anſchaffungsgeſchäfte im Sinne des e dee dar. — Litteratur. Aus den neueſten Zeitſchriften — 
Nechtsſprüche. Vom Reichsgericht. Mitgetheilt von Reichsgerichtsrath Förtſch. | | 8 
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3. „ 8 G. m. 6. H. in Berlin. sw. 
Wilhelmſtraße 119/120. 


Neue Auflagen und Fortſetzungen: 8 j 


Giwilprozeßordnung 


mit 


Einführungsgeſetz, Ergänzungen und Nebengefehen. 


In der Faſſung der Geſetze vom 17. Mai 1898. 


Unter beſonderer Berückſichtigung der Eniſcheidungen des Reichsgerichts 
herausgegeben mit Anmerkungen 
von 


Sydo d Au 
Au 8 ee = KARA ca 


Achte Auflage. 
8. Gebunden in ganz Leinen Preis 4 M. m, 


Das Reichsgeſetz, 


betreffend die 


Gefelfhaften Mt beſchränkter Hatun. 


Vom 20. April 1892. 


Syſtematiſche Darſtellung und Kommentar nebſt Entwürfen 
von Geſellſchaftsverträgen und praktiſcher Anleitung 
für die Regiſterführung 


| ö von 
Sudolf Fariſius und Dr. jur. Hans Crüger. 
Zweite vermehrte und verbeſſerte Auflage. 


gr. 8%. Broſchirt 7 M. 50 Pf., geb. in ganz Leinen 8 M. 50 Pf. 


Handelsgeſetzbuch 


mit Kommentar herausgegeben von 
H. Makower. 


Durch I— ITI 
neu bearbeitet unter Zugrundelegung der Faſſung des 
Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 und des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs | 
von 
FJ. Makower, 
Rechtsanwalt. N 
Zwölfte (der neuen Bearbeitung erſte) Auflage. 
L 5 Lief. 2. (Buch II §§ 105—177. a. 8 M. 
. Lief. 1 1. . (89 5 58 1104.) RR 
Fortſetzung iſt in Vorbereitung. 


Lehrbuch des Deutschen Strafr a8 


Von 
Professor Dr. Franz v. Liszt. 


Neunte, durchgearbeitete Auflage. 


gr. 8°. I. Hälfte. | 
Preis des vollständigen Werkes 10 M., gebunden 12 M. 


Sebrbucb . 
Reichs⸗ Civitprozefies 


Dr. EIER Fitting, 
Geh. Juſtizrath, ord. Profeſſor der Rechte zu cd a. S. 


Neunte Auflage. 


Nach der Ciwilprozeß ordnung vom 20. Mai 1898 und den 
Nebengeſetzen neu bearbeitet. 


Preis 3 M., 9 in ganz deinen. 8 M. 


Protokolle 


der 
bommiſſon für Ir zweite Leſung 


Entwurfs des gi egerlichen Gefekhuds. 


Im Auftrage des Reichs⸗ Juſtizamts 
bearbeitet von 
r. Achilles, Dr. Gebhard, Pr. Spahn, 
Reichsgerichtsrath a. D. Großh. badiſcher Geheimrath. Reichsgerichtsrath. 
Lex. 80. Band II 5 M., gebunden 7 M. 


Band I 3 M. 60 Pf., gebunden 5 M. 60 p. 
Band IV 3 M. 85 Pf., gebunden 5 M. 85 Pf. 
Band VI. Hälfte 2 M. 40 Pf. 

Band III in Druck; VI und VII in Vorbereitung. 


Beitſchrift 


für die 


geſammle PStrafrechtswiſſenſchaft. 
Unter ſtändiger Mitarbeiterſchaft 


der Herren 


Dr. E. Be ling, Dr. Dr. L. Günther 
ord. cs ee, ord. e Gießen, ord. 1 0 En 


Dr. R. u. el Dr. ert 
ord. 1 in Nader i. N, ord. . on, 


herausgegeben von 


Dr. Suan z v. Ciszt, und Dr. Karl v. Lilienthal, 


ord. Profeſſor der Rechte in Halle a. S., ord. Profeſſor der Rechte in Heidelberg. 
1899. Band XIX. Heft 1. 
Preis des Bandes 20 M. 
Jeder Band umfaßt 6 Hefte zu je 10 Bogen. 
Der Zeitſchrift liegt gratis bei: | 
Mittheilungen 


der 


internationalen kriminalistischen Vereinigung. 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt. 


Herausgegeben von 

| M. Kempner, oo. . 
Rechtsanwalt beim Landgericht I in Berlin. 6 
6 — 5 


Berlin, 19. November. 1898. 
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Inhalt. 
Vom Reichsgericht. S. 637. — Perſonal⸗Veränderungen. 
S. 655. | 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 12. November 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. 
Das O. L. G. hat zwar im Anſchluß an die Rechtſprechung des 
R. G. (Entſch. Bd. 20 S. 148 ff., Bd. 24 S. 36 ff., Bd. 35 
S. 13 ff.) zutreffend dargelegt, daß die Militärverwaltung des 
Reichs (abgeſehen von der Marineverwaltung) von den Einzel⸗ 
ſtaaten für Rechnung des Reichs geführt wird, ſonach der Reichs- 
Militärfiskus, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften beſtehen, in den 
von ihm geführten Prozeſſen von den Kontingentsverwaltungen 
der einzelnen Bundesſtaaten vertreten wird. Auch find feine 
Ausführungen inſoweit zu billigen, als dargelegt wurde, nach 
den im Königreich Preußen beſtehenden Anordnungen ſeien die 
Korpsintendanturen (als Provinzialbehörden) regelmäßig dazu 
berufen, den Militärfiskus im Prozeß zu vertreten. Deren Ver⸗ 
tretungsbefugniß beruht zwar nicht auf einem beſonderen Geſetz; 
ſie wird aber daraus gefolgert, daß ihre Stellung derjenigen der 
übrigen Provinzialbehörden entſpricht, ſonach anzunehmen iſt, 


die Korpsintendanturen ſeien, ſoweit der Gegenſtand in ihren 


Geſchäfsbereich gehört, nach den allgemeinen Verwaltungsgrund⸗ 
ſätzen befugt, den Militärfiskus in den von ihm geführten Pro- 
zeſſen zu vertreten. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 20 S. 155 
und Bd. 24 S. 37.) Das O. L. G. hat aber überſehen, daß dieſe 
Vertretungsbefugniß nur unter der Vorausſetzung beſteht, daß 
die Angelegenheit, auf die ſich der Rechtsſtreit bezieht, überhaupt 
zum Geſchäftskreis der Korpsintendanturen gehört. Auch kann 
die von ihm ausgeſprochene Auffaſſung, daß das Kriegsminiſterium 
nicht in der Lage ſei, an der Vertretungsbefugniß der Korps⸗ 
intendanturen etwas zu ändern, nicht gebilligt werden. Wie das 
R. G. ſchon in einem Urtheile vom 7. März 1895 (Entſch. 
Bd. 35 S. 13 ff., beſonders S. 15) ausgeſprochen hat, kann 
die Befugniß, den Militärfiskus im Prozeß zu vertreten, einer 


79 Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


beſtimmten Behörde auf dem Wege der Verordnung oder des 
Reglements oder einer beſonderen Geſchäftsordnung inſoweit 
wirkſam übertragen werden, als eine derartige Anordnung mit 
geſetzlichen Vorſchriften nicht in Widerſpruch ſteht. Im vor⸗ 
liegenden Falle ergiebt ſich nun ſchon aus der in Preußen be⸗ 
ſtehenden Organiſation der Behörden, daß die in Frage ſtehende 
Angelegenheit nicht zum Geſchäftskreiſe der Korpsintendantur 
ſondern zu demjenigen der Artilleriewerkſtatt gehört, die wie die 
übrigen techniſchen Inſtitute der Artillerie dem Kriegsminiſterium 
unmittelbar unterſtellt iſt. (Vergl. Fritze, Zuſammenſtellung der 
Behörden u. |. w. S. 178 ſowie das Urtheil des O. L. G. Cöln 
vom 5. April 1898, Rhein. Archiv Bd. 93 Abtheilung I S. 225, 
226.) Außerdem hat das Kriegsminiſterium in einem an die 
Artilleriewerkſtatt zu Deutz gerichteten Schreiben vom 20. Auguſt 
1897 deren Direktion ausdrücklich ermächtigt, den Reichs⸗ 
Militärfiskus in allen Prozeſſen zu vertreten, die aus Anlaß des 
Betriebs der Artilleriewerkſtatt eingeleitet werden ſollten. Dieſer 
Anordnung, die mit einer geſetzlichen Vorſchrift nicht in Wider⸗ 
ſpruch ſteht, hat das O. L. G. nach den oben dargelegten Grund⸗ 
ſätzen mit Unrecht jede Wirkſamkeit verſagt. Die Annahme, daß 
die Artilleriewerkſtatt nicht befugt ſei, den Militärfiskus im vor⸗ 
liegenden Prozeſſe zu vertreten, beruht ſonach auf einem Rechts- 
irrthum. II. C. S. i. S. Hütten c. Militärfiskus vom 1. No⸗ 
vember 1898, Nr. 201/98 II. 

2. Die erhobene Beſchwerde wird allein darauf gegründet, 
daß das O. L. G. über den Antrag des Bekl. hinausgegangen 
ſei. Der Angriff iſt verfehlt. Durch das rechtskräftig gewordene 
erſtinſtanzliche Urtheil vom 2. Mai 1898 iſt die Ehe der 
Parteien getrennt und der Bekl. auch verurtheilt, die Koſten 
des Rechtsſtreits zu tragen. Im Laufe des Rechtsſtreits hatte 
das L. G. auf den Antrag der Kl. im Wege einſtweiliger 
Verfügungen dem Bekl. unterm 14. Januar 1898 die Zahlung 
eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes und unterm 11. und 13. Mai 1898 
weiter aufgegeben, den Verkauf näher bezeichneter Sachen, deren 
Eigenthum die Kl. in Anſpruch nahm, zu unterlaſſen, ſich auch 
die Unterbringung der Sachen im Gewahrſam des Gerichts- 
vollziehers gefallen zu laſſen. Dagegen lehnte das L. G. den 
weiter gehenden Antrag der Kl., bezüglich dieſer Gegenſtände 
auch deren Käufer, einen Händler H., die Weiterveräußerung 
zu unterſagen, ab. Auf die Beſchwerde der Kl. hat jedoch das 
O. L. G. mittels Beſchluſſes vom 27. Mai 1898 dieſem Antrage 
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ebenfalls ſtattgegeben. In dem Verfahren zur Feſtſetzung der 
ihr zu erſtattenden Prozeßkoſten — 88 98 flgde. der C. P. O. — 
hat die Fl. auch die ihr durch die vorgedachten einſtweiligen 
Verfügungen vom 14. Januar und 11. bezw. 13. Mai 1898 
erwachſenen ge⸗ und außergerichtlichen Koſten in Anſatz gebracht 
mit zuſammen 50,60 Mark und in die Koſtenberechnung — 
§ 98 Abſ. 2 a. a. O. — in neun Poſten ſo eingeſtellt, daß 
davon zwei Poſten mit zuſammen 3,20 Mark auf die einſt⸗ 
weilige Verfügung vom 14. Januar 1898, ſieben Poſten mit 
zuſammen 47,40 Mark auf die einſtweiligen Verfügungen vom 
11. und 13. Mai 1898 entfielen. Das L. G. hat, dem An⸗ 
trage der Kl. entſprechend, die zu erſtattenden Koſten mittels 
des unterm 26. September 1898 ergänzten Beſchluſſes vom 
16. deſſ. Mts. auf 70,90 Mark feſtgeſetzt. Hiergegen erhob 
der Bekl. Beſchwerde mit dem Antrage: Die von dem Bekl. an 
die Kl. zu erſtattenden Koſten von 70,90 Mark auf 20,30 Mark 
zu ermäßigen mit folgender Begründung: „Die durch die An⸗ 
träge auf Erlaß der einſtweiligen Verfügung entſtandenen Koſten 
gehören nicht zu den Koſten des Rechtsſtreits. Bezüglich dieſer 
Koſten mangelt es an einem Titel. Bekl. begehrt mit dieſer 
Beſchwerde die Abſetzung folgender Beträge:“ Es werden dann 
in der Beſchwerdeſchrift die vorgedachten neun Poſten einzeln 
aufgeführt mit der Schlußfolge: „Von den zur Feſtſetzung 
liquidirten 70,90 Mark hat Bekl. nach Abzug obiger 50,60 Mark 
nur 20,30 Mark zu erſtatten.“ Durch den jetzt mit der weiteren 
Beſchwerde angegriffenen Beſchluß vom 7. Oktober 1898 hat 
das O. L. G. dem Antrage des Bekl. entſprechend die zu er⸗ 
ſtattenden Koſten auf 20,30 Mark feſtgeſetzt, unter Anfzählung 
und Abſetzung der oben gedachten neun einzelnen Poſten der 
Koſtenberechnung der Kl. mit zuſammen 50,60 Mark aus dem 
Grunde, weil durch das landgerichtliche Uitheil vom 2. Mai 1898 
über die Koſten der einſtweiligen Verfügungen überhaupt nicht 
erkannt ſei und dieſes Urtheil daher auch nicht als Titel für 
die Feſtſetzung der letztgedachten Koſten gelten könne. Im 
Eingange der Gründe des Beſchluſſes vom 7. Oktober 1898 
heißt es: „Der Bekl. führt darüber Beſchwerde, daß bei Feſt⸗ 
ſetzung der außergerichtlichen Koſten der Kl. auch diejenigen 
Koſten mit berückſichtigt worden ſind, die durch die einſtweiligen 
Verfügungen des Vorderrichters vom 14. Januar 1898 und des 
Beſchwerderichters vom 27. Mai 1898 ihr entſtanden ſind.“ 
Auf dieſe, gegenüber dem oben wiedergegebenen Inhalt der 
gegen den landgerichtlichen Beſchluß vom 16. September 1898 
gerichteten Beſchwerdeſchrift allerdings ungenaue Angabe des 
Beſchwerdegrundes ſtützt die weitere Beſchwerde den Vorwurf, 
daß das O. L. G. über den Antrag des Bekl. hinausgegangen 
ſei, da durch die einſtweiligen Verfügungen vom 14. Januar 
und 27. Mai 1898 nur die beiden Poſten von zuſammen 
3,20 Mark entſtanden ſeien. Indeſſen abgeſehen davon, daß es 
ſich bei der ungenauen Angabe des O. L. G. nur um den 
Grund der Beſchwerde, nicht um den Antrag des Beſchwerde⸗ 
führers handelt, der gerade, wie oben hervorgehoben, auf Ab- 
ſetzung der 50,60 Mark gerichtet war, iſt für Begründung und 
Antrag der Beſchwerde, da der Beſchluß vom 7. Oktober 1898 
ohne vorgängige mündliche Verhandlung ergangen iſt — § 99 
Abſ. 1 der C. P. O. — allein der Inhalt der ſchriftlichen 
Beſchwerdeſchrift maßgebend, und danach tft von einem Hinaus⸗ 
gehen über den Antrag des beſchwerdeführenden Bekl. ſeitens 


des O. L. G. nicht die Rede. Nachdem dem Bekl. die Abſchrift 
der Koſtenberechnung der Kl. gemäß § 98 Abſ. 2 a. a. O. 
zugegangen war, mußte ſich die letztere ſagen, daß die Abſetzung 
der in dem Beſchluſſe vom 7. Oktober 1898 einzeln aufgeführten, 


auf die einſtweiligen Verfügungen vom 14. Januar und 11. bezw. 


13. Mai 1898 bezüglichen Poſten dem Beſchwerdeantrage des 
Bekl. entſpreche, da zu der Annahme, daß dies nicht der Fall 
ſei, der Inhalt des Beſchluſſes, ungeachtet der mehrgedachten 
ungenauen Angabe, keinen ausreichenden Anlaß bietet und 
etwaige Zweifel durch Anſicht der Akten aufzuklären geweſen 
wären. Daß das landgerichtliche Urtheil vom 2. Mai 1898, 
da aus demſelben nicht erſichtlich iſt, daß zu den Koſten, die 
dem Bekl. auferlegt find, auch diejenigen der einſtweiligen Ver⸗ 
fügungen gerechnet werden ſollten, nicht als Titel für die Feſt⸗ 
ſetzung dieſer Koſten dienen kann, iſt vom O. L. G. mit Recht 
angenommen; von der Kl. find auch nach dieſer Richtung Be⸗ 
mängelungen nicht erhoben. IV. C. S. i. S. Schaller 
c. Schaller vom 27. Oktober 1898, B Nr. 210/98 IV. 

3. Durch den angefochtenen Beſchluß iſt auf Grund des 
§ 139 der C. P. O. die Ausſetzung der Verhandlung des Rechts⸗ 
ſtreits bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des zwiſchen den 
Parteien vor dem Herzoglich Sächſiſchen Landgerichte zu Gotha 
ſchwebenden Prozeſſes Vogt bezw. Strauch gegen Gutknecht 
und Gen. O. 241/91 angeordnet. Die Kl. haben mit der Be⸗ 
ſchwerde beantragt, dieſen Beſchluß als nicht gerechtfertigt auf- 
zuheben, indem ſie geltend gemacht haben: in dem letzteren 
Prozeſſe handle es ſich um ihren Anſpruch aus dem Nachlaſſe 
ihres Großvaters, des am 5. März 1876 verſtorbenen Domänen⸗ 
raths Carl S., während von ihnen im gegenwärtigen Prozeſſe 
ihr Anſpruch auf den Pflichttheil aus dem Nachlaſſe ihrer Groß⸗ 
mutter, der am 4. April 1895 verſtorbenen Frau Pauline S., 
verfolgt werde, ſodaß nicht abzuſehen ſei, wie die Höhe des 
großmütterlichen Nachlaſſes abhängig ſein ſollte von dem, was 
von ihnen in jenem Prozeſſe als von den Bekl. zu Unrecht aus 


dem großväterlichen Nachlaſſe entnommen erſtritten würde. Dad 


Kammergericht hat bei Vorlegung der Beſchwerde an das R. G. 
den angefochtenen Beſchluß dahin begründet: in dem bei dem 
L. G. zu Gotha anhängigen Rechtsſtreite hätten die Kl. neben 
den anderen Erben ihres Großvaters auch die Großmutter, die 
verwittwete Pauline S., als Mitſchuldnerin wegen des Reſtes 
ihres großväterlichen Erbtheils von 54 446,79 Mark nebſt rund 


56 700 Mark Zinſen in Anſpruch genommen, und es würde 


ſich daher, wenn die Kl. mit dem Anſpruche durchdringen, der 
Nachlaß der Wittwe S. und folglich auch der in dem gegen 
wärtigen Prozeſſe von den Kl. in Höhe von 12 000 Mark 
geltend gemachte Pflichttheilsanſpruch entſprechend verringern. 
Von den Akten des L. G. zu Gotha iſt Einſicht genommen 
worden. Dieſer Prozeß iſt, ſoweit er die Heraus zahlung des 
großväterlichen Erbtheils zum Gegenſtande hat, noch in der 
I. J. (nicht, wie die Beſchwerde zur Berichtigung des an 
gefochtenen Beſchluſſes behauptet, in der II. J.) anhängig. Die 
Bekl. Frau Ida G. und Frau Marie Gräfin K. ſind als Erben 
der Wittwe Pauline S. in den Prozeß eingetreten. Der Inhalt 
der Akten beſtätigt die Sachdarſtellung des Kammergericht. 
Die Geſchwiſter Curt, Erich, Frieda und Margarethe V., die 
jetzigen Kl. zu 2 bis 4, haben die im Jahre 1876 vorgenommene 
Theilung des Nachlaſſes des Domänenraths Carl S., bei der 
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ihr Erbtheil auf 76 950 Mark ermittelt fein ſoll, angefochten 
und find gegen die Wittwe Pauline S. und die jetzigen beiden 
Bekl. wegen Zahlung von noch 54 446,79 Mark nebſt Zinſen 
und wegen Schadenserſatzes klagbar geworden. Bei dieſer Sach⸗ 
lage iſt dem Kammergericht darin beizuſtimmen, daß die Feſt⸗ 
ſtellung der Höhe des Pflichttheils der Kl. aus dem Nachlaſſe 
ihrer Großmutter von der Entſcheidung des Prozeſſes bezüglich 
des großväterlichen Nachlaſſes abhängig if. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 139 der C. P. O. find ſonach als vorliegend 
anzuſehen, ſodaß die angeordnete Ausſetzung der Verhandlung 
des gegenwärtigen Prozeſſes mit Recht angeordnet iſt. Die 
Beſchwerde war daher zurückzuweiſen, und zwar nach § 92 der 
C. P. O. auf Koſten der Beſchwerdeführer. IV. C. S. i. S. 
Vogt c. Gutknecht vom 20. Oktober 1898, B Nr. 196/98 IV. 

4. Die Reviſion bemängelt die Begründung in Bezug 
auf die Einwendungen zu 2 und 3, daß der klagende Verein 


vor der Genehmigung der Staatsregierung gemäß dem Geſetze 


vom 23. Februar 1870 aus dem Teſtamente überhaupt nicht 
klagen könne, und daß die Klage nach §S 231 der C. P. O. 
unzuläſſig ſei, weil ein Rechtsverhältniß zwiſchen dem Kl. und 
dem Bekl. nicht beſtehe, jedenfalls Kl. kein rechtliches Intereſſe 
an der alsbaldigen Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes habe. In 
erſterer Hinſicht hat jedoch das O. L. G. mit Recht das Geſetz 
vom 23. Februar 1870 dahin ausgelegt, daß feinem Inhalte 
nach eine letztwillige Zuwendung an eine juriſtiſche Perſon vor 
Ertheilung der Königlichen Genehmigung nicht als ein abſolut 
nichtiger Akt anzuſehen ſei, daß vielmehr lediglich die Voll⸗ 
ziehung der letztwilligen Anordnung bis zum Eintritt der 
Genehmigung gehemmt ſei. Es handelt ſich alſo bei einer 
ſolchen Zuwendung um ein ſuspenſiv bedingtes Recht, welches 
erſt mit Erfüllung der Bedingung in Wirkſamkeit tritt. Auf 
Anerkennung eines bedingten Rechtes kann aber ebenſowohl 
geklagt werden, wie auf Anerkennung eines unbedingten. Daraus 
ergiebt ſich zugleich die Unrichtigkeit der von der Reviſion auf- 


geſtellten Behauptung, daß ein Rechtsverhältniß im Sinne des 


8 231 der C. P. O. zwiſchen dem Kl. und dem Bekl. nicht 
vorliege. Das Rechtsverhältniß, welches feſtgeſtellt werden ſoll, 
beſteht darin, daß Kl. durch das Teſtament in rechtsgiltiger 
Weiſe zum Univerſallegatar des Erblaſſers eingeſetzt worden 
ſei, daß er alſo allein Anſpruch auf den Nachlaß habe, nicht 
aber der Bekl., welcher als angeblicher Inteſtaterbe des Erb⸗ 
laſſers das Recht des Kl. beſtritten hat. Was aber das recht⸗ 
liche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung betrifft, ſo ergiebt 
ſich dieſes ſchon aus dem vom I. R., auf deſſen Gründe der 
B. R. verweiſt, angeführten thatſächlichen Umſtande, daß Kl. 
vor dieſer Feſtſtellung die Genehmigung der Staatsregierung 
zu der Zuwendung nicht beantragen könne. Das Intereſſe iſt 
aber auch ſchon durch die Thatſache ſelbſt begründet, daß der 
Bekl. bei dem mit Aufnahme des Inventars beauftragten 
Notar ſich ſelbſt als den alleinigen Erben hingeſtellt hat. Es 
beruht demnach auf Verkennung der ganzen Sachlage, wenn 
die Reviſion behauptet, daß diejenige Feſtſtellung, welche 
der Kl. mit der Klage begehre, unter den obwaltenden 
Umſtänden nur den Werth eines bloßen Gutachtens haben 
könne. II. C. S. i. S. Gaſten c. Verein zur Beförderung 
des Taubſtummenunterrichts zu Aachen vom 21. Oktober 1898, 
Nr. 172/98 II. | 


5. Die Reviſion hält die Auslegung des § 7 für 
unrichtig. Der Angriff muß ſchon deshalb erfolglos bleiben, 
weil die Ausführung des B. G. für die Rücktrittsbefugniß 
des Bekl. ſchlechthin bedeutungslos iſt. Die Rücktrittsbefugniß 
ſtand dem Bekl. wegen der für ihn eingetretenen Unbrauchbar⸗ 
keit der Miethsſache zu. Dadurch rechtfertigt ſich die Abweiſung 
der Klage — ſoweit dieſe Abweiſung hier erfolgt ift —; dem 
Kl. ſteht weder eine Miethszinsforderung für die Zeit nach dem 
erklärten Rücktritt, noch eine Entſchädigungsforderung wegen 
nicht gezahlter Miethe auf Grund des § 7 des Vertrages zu. 
Endlich knüpft die Reviſion an den Einwand des Bekl. an, daß 
durch das rechtskräftige Urtheil des L. G. im Vorprozeſſe vom 
29. Januar 1897 das Fortbeſtehen des Vertrages, mindeſtens 
bis zu dieſem Urtheil, bereits feſtgeſtellt ſei. In jenem Prozeſſe 
hatte der Kl. einen Theil der am 1. April 1896 fällig 
geweſenen Miethe vor dem Amtsgerichte eingeklagt und Räumung 
verlangt; der Bekl. erhob Widerklage auf Feſtſtellung, daß der 


Vertrag aufgehoben ſei und dem Kl. daraus Rechte nicht zu⸗ 


ſtünden, und begründete dieſen Antrag damit, daß er durch die 
polizeilichen Verbote ſchon ſeit Januar 1896 gehindert worden 
ſei, weiterhin Schnee- und Kehrichtmaſſen auf dem Grundſtücke 
abzuladen. Das Amtsgericht erkannte der Klage entſprechend 
und wies die Widerklage zurück. Die Berufung wurde, nach⸗ 
dem Bekl. dieſelbe in Anſehung der Verurtheilung zur Räumung 
zurückgenommen hatte, vom L. G. im Uebrigen, auch bezüglich 
der Widerklage, zurückgewieſen. Dies wurde damit begründet, 
daß der Bekl. des polizeilichen Verbots ungeachtet thatſächlich 
nicht vom Vertrage zurückgetreten ſei, ſondern das Grundſtück 
durch das Liegenlaſſen von Kehrichtmaſſen in dem hier 
ſtreitigen Viertelfahr (sc. vom 1. April bis Ende 
Juni 1896) zu ſeinen Zwecken benutzt habe. Das B. G. 
nimmt nun an, daß durch die Abweiſung der auf das Nicht⸗ 
beſtehen des Vertrages gerichteten negativen Feſtſtellungsklage 
im Vorprozeß hinſichtlich des Beſtehens des Vertrages über 
das Vierteljahr vom 1. April bis Ende Juni 1896 hinaus 
nichts entſchieden ſei. Die Reviſion greift dieſe Annahme mit 
Unrecht an. Die Entſcheidung entſpricht den im Urtheil des 
R. G. vom 4. Januar 1892 (Entſch. in Civilſachen Bd. 29 
S. 345) aufgeſtellten Grundſätzen. Inwieweit die Abweiſung 
der negativen Feſtſtellungsklage zugleich die Feſtſtellung des 
Beſtehens des Rechtsverhältniſſes in ſich begreife, kann nur aus 
der Begründung entnommen werden, die hier deutlich erkennen 
läßt, daß das Gericht im Vorprozeß ſich in ſeiner Entſcheidung 
auf die Frage beſchränkt hat, ob der Vertrag in dem erwähnten 
Vierteljahr weiter beſtanden habe. Darüber hinaus wollte es 
keine Entſcheidung treffen, weil ſchon daraus, daß der Bekl. in 
dem mehrgedachten Vierteljahr den Vertrag thatſächlich weiter 
habe beſtehen laſſen, die Abweiſung der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage folge. VI. C. S. i. S. Keßler c. Knauer vom 
10. Oktober 1898, Nr. 172/98 VI. 

6. Die Rüge, welche die Regelung der Beweislaſt gegen⸗ 
über der erhobenen Prolongationseinrede zum Gegenſtande 
hat, iſt für begründet zu erachten. Das B. G. hatte die von 
dem Kl. auf die vorgeſchützte Prolongationseinrede abgegebene 
Erklärung nach den an die Vorſchrift des § 262 C. P. O. 
ſich anſchließenden Grundſätzen in der Richtung zu prüfen, ob 
ſie als eine beſonders begründete Verneinung der Prolongation 
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aufzufaſſen jet, in welchem Falle dem Bekl., der dem Kl. hier⸗ 
über einen Eid zugeſchoben hatte, die Beweislaſt zufiel. Da 
die Einlaſſung des Kl. dahin ging, daß. nach der getroffenen 
Abrede die Prolongation nur unter einer aufſchiebenden Be⸗ 
dingung, welche ſich nicht erfüllt hat, bewilligt worden ſei, 
der Prolongationswechſel nämlich nur dann an die Stelle des 
Klagewechſels habe treten ſollen, wenn ſich die Reichsbankſtelle 
zur Diskontirung deſſelben bereit zeigen werde, ſo traf die 
Beweispflicht für die einredend behauptete unbedingte Pro- 
longation den Bekl. Dieſen Beweis hatte der Bekl. vollſtändig 
zu erbringen, wenn ſeiner Einrede die Folge einer Abweiſung 
der auf den Wechſel vom 15. Dezember 1897 geſtützten Klage 
gegeben werden ſollte. Es genügte dazu nicht ein bloßer 
Wahrſcheinlichkeitsbeweis, welchen das B. G. aus einer auf den 
als Regel unterſtellten Fall gegründeten faktiſchen Vermuthung 
entnimmt. Insbeſondere erſcheint als rechtlich unzutreffend, wenn 
bei dem Umſtande, daß der Kl. den erſten Wechſel behalten, 
nicht gegen den neuen umgetauſcht hat, aus dem Beſitze des 
Prolongationswechſels nebſt Check ſeitens des Bekl., alſo des 
Wechſelſchuldners, eine unbedingte Prolongation, durch welche 
der neue Wechſel an die Stelle des alten getreten wäre, gefolgert 
wird. Dieſer Beſitz des Bekl. ſteht im Einklange mit der von 
dem Kl. behaupteten bedingten Prolongation, denn der Bekl. 
ſollte, wie er ſelbſt zugiebt, die Diskontirung bei der Reichsbank 
bewirken. Ein Uebergang der Beweislaſt auf den Kl. konnte mithin 
aus dieſem Beſitz des Bekl. nicht abgeleitet werden. II. C. S. 
i. S. Bente c. Pütz vom 1. November 1898, Nr. 327/98 II. 

7. Der vom Berufungsbekl. gegen die im Termine zur 
mündlichen Verhandlung nicht erſchienenen Berufungskl. geſtellte 
Antrag auf Erlaß des Verſäumnißurtheils iſt von dem B. G. 
durch den vorbezeichneten Beſchluß zurückgewieſen worden, weil 
der Berufungsbekl. nicht die Abſchrift der Urkunde über die 
Zuſtellung der Berufungsſchrift durch den Poſtboten vorlegen 
konnte, woraus gefolgert wurde, daß der mit der Zuſtellung 
beauftragte Poſtbote unterlaſſen haben könne, die Zuſtellungs⸗ 
urkunde auszufertigen, weshalb ſich das Nichterſcheinen der 
Berufungskl. damit erklären laſſe, daß ſie ſich nicht für ordnungs⸗ 
mäßig geladen gehalten und darum die Verpflichtung abgelehnt 
haben, im Termine zu erſcheinen. Derſelbe Rechtsanwalt, 
welcher als Prozeßbevollmächtigter der Berufungskl. die Berufungs⸗ 
ſchrift mit der Terminsbeſtimmung zum 6. Oktober er. der 
Poſt zur Zuſtellung an den erſtinſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten 
des Berufungsbekl. übergeben hatte, hat am 3. Oktober er. 
dem B. G. angezeigt, daß er den Berufungskl. das Mandat 
gekündigt habe, und hat dann am 5. Oktober er. auf Erſuchen 
der Berufungskl. das B. G. ſchriftlich um die Vertagung des 
am 6. Oktober er. anſtehenden Termins erſucht. Keine dieſer 
beiden Eingaben enthält eine Andeutung, welche den Schluß 
zuläßt, daß die Ladung zu dem Verhandlungstermin am 
6. Oktober cr. nicht ordnungsmäßig zugeſtellt worden ſei. Aus 
dem Vertagungsantrag und der in demſelben enthaltenen Mit⸗ 
theilung, daß die Berufungskl. um das Armenrecht nachſuchen 
wollten, läßt ſich im Gegentheil folgern, daß die Berufungskl. 
über die Einlegung der Berufung und den Verhandlungstermin 
nicht zweifelhaft geweſen ſind. Bei dieſer Sachlage kann der 
Begründung des zurückweiſenden Beſchluſſes des B. G. nicht 
beigetreten werden. Daß die im übrigen ordnungsmäßig erfolgte 


Zuſtellung deshalb nichtig ſei, weil der Poſtbote unterlaſſen 
hat, dem Berufungsbekl. eine Abſchrift der Poſtzuſtellungs⸗ 
urkunde zu übergeben, nimmt das B. G. nicht an. Daraus 
ergiebt ſich aber, wie das R. G. wiederholt angenommen hal, 
daß der erſchienene Berufungsbekl. den Nachweis für die erfolgte 
Zuſtellung der Berufungsſchrift und damit für ſeine Ladung 
zum Termin nicht gerade durch die Vorlegung der Abſchriſt 
der Zuſtellungsurkunde zu führen hat (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 31 S. 433, 434). Kann aber dieſer Nach⸗ 
weis auf andere Weiſe erbracht werden, ſo muß nach den 
vorerwähnten beiden Eingaben der Berufungskl. angenommen 
werden, daß nach den in ihren Händen befindlichen Schrift ⸗ 
ſtücken der Berufungsbekl. und durch deſſen Ladung ſie ſelbſt zu 
dem Termiue am 6. Oktober cr. geladen waren. Es war daher 
gemäß 88 301, 504 der C. P. O. unter Aufhebung des 
angefochtenen Beſchluſſes die Sache an das B. G. zurück- 
zuverweiſen. V. C. S. i. S. Böttner e. Peißker vom 
22. Oktober 1898, B Nr. 162/98 V. 

8. Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. Die Klage war durch das Urtheil der I. J. nur „zur 
Zeit“ abgewieſen und der Bekl. hat gegenüber der vom Kl. 
eingelegten Berufung nur deren Zurückweiſung, ohne ſich der 
Berufung anzuſchließen, beantragt. Die Rüge der Reviſion, 
daß das O. L. G., welches in dem angefochtenen Urtheil vom 
28. Mai dieſes Jahres die Berufung mit der Maßgabe zurück⸗ 
gewieſen hat, daß die Klage abgewieſen werde, durch dieſe end ⸗ 
gültige Abweiſung, welche auf der Annahme beruht, daß der 
eingeklagte Wechſel durch die Ausſtellung des Prolongations⸗ 
wechſels vom 10. März 1898 als erledigt anzuſehen ſei, gegen 
die Vorſchrift des § 498 C. P. O. das erſte Urtheil zum 
Nachtheil des Berufungskl. abgeändert habe, iſt daher für be: 
gründet zu erachten. II. C. S. i. S. Bente c. Pütz vom 
1. November 1898, Nr. 327/98 II. 

9. Was zunächſt die Zuläſſigkeit der Reviſton in An⸗ 
ſehung des Werthes des Beſchwerdegegenſtandes anlangt, ſo be. 
durfte es nach Lage der Sache in dieſer Beziehung einer be 
ſonderen Glaubhaftmachung. Das zu dieſem Zwecke vom Bell. 
vorgelegte Gutachten iſt in Betreff ſeiner Echtheit nicht an⸗ 
zuzweifeln; auch eine ausreichende Sachkunde darf bei den 
Ausſtellern, als Hamburgiſchen Hausmaklern, vorausgeſetzt 
werden. Nach § 508 Abſ. 2 vergl. mit § 7 der C. P. O., 
bezw. nach den Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 16 
S. 342 ff., hängt die Zuläſſigkeit der Reviſton hier davon ab, 
ob der Werth des Grundſtückes des Bekl. mit dem Rechte, 
zum Zwecke des Betriebes eines Fuhrweſens den Thorweg des 
Kl. zur Durchfahrt zu benutzen, um mehr als 1 500 Mark 
größer ſein würde, als der Werth deſſelben Grundſtückes ohne 
dieſes Recht. Hierüber giebt nun freilich das Gutachten un- 
mittelbar überhaupt keine Auskunft; es ſpricht vielmehr von 
dem Werthe des Hintergebäudes des Bekl. vor und nach dem 
Umbau, durch welchen die dortigen Werkſtellen in Stallungen 
und eine Wagenremiſe verwandelt wurden, und ſchätzt den 
Werth für den letzteren Zeitpunkt um 2 000 Mark höher. 
Mittelbar iſt damit jedoch auch etwas für die hier erhebliche 
Frage gewonnen. Denn es iſt klar, daß die Stallungen und 
die Remiſe einen großen Theil ihres Miethswerthes als folder 
einbüßen, wenn kein Fuhrgeſchäft mehr in ihnen betrieben werden 
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kann, und dies iſt beim Obſiege des Kl. der Fall, weil eine 
andere Zufahrt zu ihnen, als durch ſeinen Thorweg, nicht be⸗ 
ſteht. Wenn nun alſo hierauf auch nicht der ganze Miethwerth 
der Stallungen und der Remiſe als ſolcher gerechnet werden 
kann, ſondern nur der größere Theil deſſelben, weil die Be⸗ 
nutzung des Thorweges als Durchfahrt zu anderen Zwecken, ſo 
wie die Durchführung von Pferden frei bleibt, ſo kommt 
andererſeits wiederum in Betracht, daß die 2000 Mark auch 
nur die Differenz zwiſchen dem Werthe von Werkſtellen einer⸗ 
ſeits und Stallungen mit Remiſe andererſeits darſtellen ſollen, 
und daß Werkſtellen jetzt bis auf Weiteres dort eben nicht vor⸗ 
handen find, ſondern erſt mit Aufwendung von Koſten ein- 
gerichtet werden müßten. Daher erſcheint immerhin ein 
1500 Mark überſteigender Beſchwerdewerth als glaubhaft. 
Zur Beſtärkung dient noch der Umſtand, daß das O. L. G. im 
angefochtenen Urtheile die vom Kl. für den Fall der vorläufigen 
Vollſtreckung zu leiſtende Sicherheit auf 1 600 Mark beſtimmt 
hat, durch welche freilich auch die geſammten bis dahin dem 
Kl. erwachſenen Prozeßkoſten mitgedeckt ſein ſollen, aber von 
dem Werthe der ſtreitigen Grunddienſtbarkeit ſelbſt nur ein 
verhältnißmäßig geringer Theil, nämlich nur den Werth der 
Verhinderung des Bekl. an der fraglichen Benutzung des Thor- 
weges während der Zeit bis zur Erlaſſung der Endentſcheidung 
in dieſer Sache. VI. C. S. i. S. Sprenger 6. Oertel vom 
20. Oktober 1898, Nr. 215/98 VI. 

10. In dem gegen den Beſchwerdeführer, den früheren 
cand. jur. Eduard B., bei dem Königlichen Amtsgericht zu 
Bonn auf Antrag der Königlichen Staatsanwaltſchaft daſelbſt 
eingeleiteten Entmündigungsverfahren hat das genannte Gericht 
durch Beſchluß vom 11. November 1897 auf eine desfallſige 
Einwendung des ꝛc. B. ſich für unzuſtändig erklärt und dem⸗ 
gemäß den Antrag der Staatsanwaltſchaft, denſelben für geiſtes⸗ 
krank zu erklären, abgewieſen, indem daſſelbe annahm, daß B. 
nach wie vor feinen Wohnſitz, alſo feinen allgemeinen Gerichts- 
ſtand, in ſeiner Heimath Niederweidbach und nicht in Keſſenich 
im Amtsgerichtsbezirk Bonn habe. Auf Beſchwerde der Staats⸗ 
anwaltſchaft hat das Königliche L. G. daſelbſt dieſen Beſchluß 
durch Beſchluß vom 7. Dezember 1897 aufgehoben. Daſſelbe 
hat, entgegen den Ausführungen des Amtsgerichts, als feſtgeſtellt 
erachtet, daß B. ſeinen Wohnſitz in Niederweidbach längſt auf⸗ 
gegeben habe, und daß daher das Amtsgericht Bonn gemäß 
§ 594 der C. P. O. zuſtändig ſei, ſei es, daß derſelbe — wie 
dieſes den thatſächlichen Verhältniſſen entſpreche — feinen 
Wohnſitz in Keſſenich habe, ſei es, daß er überhaupt keinen 
Wohnſitz mehr habe und in Keſſenich nur ſeinen Aufenthalt 
genommen habe. Die gegen dieſen Beſchluß Seitens des ꝛc. B. 
eingelegte Beſchwerde wurde von dem O. L. G. zu Köln durch 
Beſchluß vom 3. Januar 1898, unter Billigung der Gründe 
des L. G. als unbegründet zurückgewieſen, und die hiergegen 
eingelegte weitere Beſchwerde von dem jetzt entſcheidenden Senat 
des R. G. nach §S 531 Abſ. 2 der C. P. O. als unzuläſſig 
zu verwerfen. Nunmehr hat B. durch eine Schrift vom 11. Sep⸗ 
tember 1898 gegen den Beſchluß des L. G. Bonn vom 
7. Dezember 1897 eine erneute Beſchwerde eingelegt, mittelſt 
welcher er eine nochmalige Entſcheidung des O. L. G. beantragte, 
indem er als nach ſeiner Aufſtellung neues Moment geltend 
machte, daß er früher bereits ſeinen Wohnſitz in Kiel genom⸗ 


men und dort zur Zeit noch habe. Das Königl. O. L. G. zu 
Köln hat dieſe Beſchwerde durch Beſchluß vom 24. Sep⸗ 
tember 1898 als unzuläſſig verworfen, indem es davon 
ausging, daß, wenn auch auf einfache Beſchwerde ergangene 
Beſchlüſſe inſoweit der formellen Rechtskraft entbehren, als 
ſie nicht nach Ablauf einer beſtimmten Nothfriſt unanfechtbar 
werden, es doch den allgemeinen Grundſätzen über das Weſen 
und die Bedeutung der Rechtsmittel der Deutſchen C. P. O. 
widerſpreche, daß eine nach materieller Prüfung der Sache 
zurückgewieſene Beſchwerde beliebig von dem Beſchwerdeführer 
erneuert und hierdurch das Beſchwerdegericht zu einer wieder⸗ 
holten Prüfung und Entſcheidung über die bereits ſachlich ge⸗ 
prüfte Beſchwerde genöthigt werde. Der gegen dieſen Beſchluß 
Seitens des ꝛc. B. eingelegten weiteren Beſchwerde ſteht 
zwar nicht die Beſtimmung des $ 531 Abſ. 2 der C. P. O. 
entgegen, da das O. L. G. die Beſchwerde als unzuläſſig ver⸗ 
worfen hat, und hierin formell ein neuer ſelbſtändiger Be⸗ 
ſchwerdegrund zu finden iſt. Dagegen iſt die weitere Beſchwerde 
nicht begründet. Es kann dahingeſtellt werden, ob den vor⸗ 
ſtehend bezogenen Ausführungen des O. L. G. über die Unzu⸗ 
läſſigkeit einer erneuten Beſchwerde im Falle des Vorbringens 
neuer Thatſachen vorbehaltlos beizupflichten wäre, da ſich dieſe 
Unzuläſſigkeit aus einem anderen Grunde ergiebt. Die urſprüng⸗ 
liche Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft war zwar nicht eine 
ſofortige Beſchwerde nach §S 604 der C. P. O. — in welchem 
Falle die auch für das fernere Beſchwerdeverfahren geltende 
Nothfriſt von 14 Tagen untergebens nicht eingehalten wäre —, 
da der § 604 ſich nur auf die materielle Abweiſung des Ent⸗ 
mündigungsantrags bezieht. Die angefochtene Entſcheidung des 
Amtsgerichts enthält inhaltlich nur die Ablehnung der Fort⸗ 
ſetzung des Verfahrens wegen der angenommenen örtlichen Un- 
zuſtändigkeit, und es fand gegen dieſelbe daher die einfache 
Beſchwerde nach § 530 ſtatt. Dagegen ſtand und ſteht dem 
ꝛc. B. gegen den Beſchluß des L. G. aus einem Grunde, wegen 
deſſen ſchon ſeine erſte Beſchwerde als unzuläſſig zu verwerfen 
war, — auf welchen aber das R. G. einzugehen nicht in der 
Lage war, weil die frühere weitere Beſchwerde nach § 531 
Abſ. 2 unzuläſſig war — eine Beſchwerde überhaupt nicht zu. 
Die Zuläffigkeit der Beſchwerde ift, ſofern nicht einer der beſonders 
im Geſetze hervorgehobenen Fälle in Frage ſteht, was unter⸗ 
gebens nicht der Fall iſt, nach § 530 eit. dadurch bedingt, daß 
eine, eine mündliche Verhandlung nicht erfordernde Entſcheidung 
vorliegt, durch welche ein das Verfahren betreffendes 
Geſuch zurückgewieſen iſt. Die Beſchwerde ſteht nur dem- 
jenigen zu, deſſen Geſuch zurückgewieſen iſt. Dieſe Vorausſetzung 
entfällt auch dann nicht, wenn, wie im vorliegenden Falle, auf 
eine zuläſſige Beſchwerde des Gegners, deſſen Geſuch zurück⸗ 
gewieſen war, ein Beſchluß erlaſſen wird, der dem Geſuche Folge 
giebt. Das L. G. hat lediglich den die Unzuſtändigkeit aus⸗ 
ſprechenden und dieſerhalb das Entmündigungsverfahren ableh⸗ 
nenden Beſchluß des Amtsgerichts aufgehoben. Gegen dieſen 
Beſchluß hat B. daher ebenſowenig ein Beſchwerderecht nach 
§ 530 der C. P. O., als er in dem gegen ihn eingeleiteten 
Entmündigungsverfahren überhaupt einen Anſpruch auf Vor⸗ 
entſcheidung über ſeine hinſichtlich der örtlichen Zuſtändigkeit 
erhobene Einwendung hat. Die §§ 247 und 248 der C. P. O. 
finden hier keine Anwendung. Der ihm vom Geſetz gegebene 
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Rechtsbehelf iſt die Anfechtungsklage nach Ausspruch der Ent⸗ 
mündigung gemäß § 605 Abſ. 1 der C. P. O., mittelſt welcher 
er ſelbſtredend auch geltend machen kann, daß das die Ent⸗ 
mündigung ausſprechende Amtsgericht nach § 594 örtlich un⸗ 
zuſtändig geweſen ſei. II. C. S. i. S. Entmündigung Bierau 
vom 1. November 1898, B Nr. 183/98 II. 

11. Der Reviſion iſt darin nicht beizutreten, daß der Kl. 
aus 8 737 Abſ. 2 der C. P. O. den Beſitz des Sparkaſſen⸗ 
buchs verlangen könne. Die Entſcheidung in Bd. 21 S. 360 
der Entſch. des R. G. in Civilſachen betrifft einen andern Fall 
wie den vorliegenden, weil hier das Sparkaſſenbuch nicht über 
ein dem Manne K. allein zuſtehendes Guthaben ausgeſtellt iſt. 
Auch aus dem bei der Gütertrennung dem Manne zuſtehenden 
Beſitz an dem eingebrachten Vermögen der Frau läßt ſich die 
Anwendung des § 73 7 der C. P. O. auf ein Sparkaſſenbuch, 
das über ein dem Manne und der Frau gemeinſchaftlich gehörendes 
Kapital ausgeſtellt iſt, für einen nur gegen den Mann zuſtehenden 
Anſpruch nicht rechtfertigen. Denn der dem Manne bei der 
Gütertrennung zuſtehende Beſitz an dem eingebrachten Vermögen 
der Frau iſt wegen ſeiner Belaſtung mit Verpflichtungen aus 
dem ehelichen Verhältniſſe nicht für ſich allein frei veräußerlich 
und verpfändbar. Das B. G. geht deshalb zu weit, wenn es 
aus dem ehemännlichen Verwaltungsrechte am Eigebrachten das 
Recht des Gläubigers des Mannes auf den Beſitz der über das 
dem Manne und der Frau gemeinſchaftlich gehörende Kapital 
ausgeſtellten Urkunde herleitet und annimmt, der klägeriſche 
Anſpruch auf die Herausgabe des Sparkaſſenbuchs wäre begründet, 
wenn es ſich blos um den Beſitz des Buches handelte. Der 
Bekl. würde dieſem Anſpruche gegenüber ſeinen eigenen Befit 
mit Erfolg geltend machen können. Dem Beſitze des Bekl. 
gegenüber hat aber der Kl. auf Grund der erfolgten Pfändung 
und Ueberweiſung des Forderungsantheils des Mannes K. den 
durch den Zweck begrenzten Anſpruch auf die Herausgabe des 
Sparkaſſenbuchs, wenn ſein Recht auf die Einziehung des über⸗ 
wieſenen Forderungsantheils in Folge des Beſtehens der über⸗ 
wieſenen Forderung begründet iſt, und zwar inſoweit, als der 
Beſitz des Sparkaſſenbuchs zur Abhebung des Forderungsantheils 
für den Kl. nothwendig erſcheint. Würde dem Kl. aus der 
Ueberweiſung der gepfändeten Forderung ein Einziehungsrecht 
nicht zuſtehen, weil der Mann K. keine Forderung gegen die 
ſtädtiſche Sparkaſſe zu Neiße hat, ſo wäre der erhobene Anſpruch 
gegen den Bekl. auf Herausgabe des Sparkaſſenbuchs unbegründet. 
Der Kl. hat daher ſeinen Klagantrag mit Recht dahin geſtellt, 
daß die Herausgabe des Buches zum Zwecke der Abhebung der 
ihm zur Einziehung überwieſenen Beträge erfolgen ſolle. Aus 
ſeiner Erklärung, daß er etwas anderes als die Abhebung dieſer 
Beträge nicht beabſichtige, ergiebt ſich ſeine Bereitwilligkeit, das 
Sparkaſſenbuch zurückzugeben, ſobald die Abhebung erfolgt iſt. 
Um mit feinem Anſpruche durchzudringen, hat aber der Kl. dem 
Bekl. nachzuweiſen, welcher Antheil an dem Sparkaſſenguthaben 
dem Manne K. zuſteht; dieſer Nachweis gehört zur Begründung 
der Klage, weil nur durch ihn die Aktivlegitimation des Kl. 
geführt wird. V. C. S. i. S. Arnold e. Ortöarmenverband 
Kupferhammer vom 22. Oktober 1898, Nr. 121/98 V. 

Zur Konkurs ordnung. 

12. Ueber das Vermögen des Domänenpächters Sch. iſt 
am 17. März 1897 Konkurs eröffnet. Der Kl. und Ver⸗ 


pächter hat darauf durch das an den Verwalter gerichtere 
Schreiben vom 4. Mai 1897 den Pachtvertrag auf Grund des 
§ 171 R. K. O. zu Johannis 1897 gekündigt, die Domäne 
auf Johannis 1897 anderweitig verpachtet und den durch die 
Neuverpachtung erlittenen Ausfall von 16 504,80 Mark im 
Konkurſe des Sch. angemeldet. Mit der gegen den die 
Forderung, beſtreitenden Verwalter erhobenen Klage beantragt 
er, die im Konkurſe angemeldete Forderung von 16 504,80 Mark 
an Ausfall der Pacht für die laufende Pachtperiode von 
Johannis 1897 bis 1910, ſowie das Recht abgeſonderter Be. 
friedigung dafür aus der Pachtkaution, den Früchten des 
Pachtſtücks und den vom Gemeinſchuldner eingebrachten Sachen 
feſtzuſtellen. Er ſtützt den Anſpruch auf eine von ihm mit dem 
Gemeinſchuldner kurz vor Eröffnung des Konkurſes getroffene 
Vereinbarung, eventuell auf die Nichterfüllung der Verbindlich⸗ 
keit des Pächters. Die Klage iſt abgewieſen und die Berufung 
des Kl. iſt zurückgewieſen. Auch die Reviſion des Kl. hat 
Erfolg nicht haben können. Daß ein den Klagantrag begründen⸗ 
des Abkommen vom Kl. mit dem inzwiſchen verſtorbenen Pächter 
vor der Konkurseröffnung nicht getroffen worden iſt, haben die 
Vorinſtanzen mit zutreffender Begründung angenommen. In- 
ſoweit iſt auch ein Reviſionsangriff nicht erhoben. Es ſteht 
daher allein zur Frage, ob der Kl. nach der von ihm ſelbſt auf 
Grund des §8 171 R. K. O. ausgeſprochenen Kündigung 
einen Entſchädigungsanſpruch wegen Nichterfüllung des Pacht⸗ 
vertrages hat. Mit Recht haben die Vorinſtanzen dieſe Frage 
verneint. Die Konkurseröffnung beendigt den laufenden Pacht⸗ 
vertrag nicht. Die R. K. O. gewährt aber dem Verpächter 
und dem Verwalter das Kündigungsrecht. Ob der Kuͤndigende 
ſich durch die konkursrechtliche Kündigung dem anderen Theile 
entſchädigungspflichtig macht, iſt hier nicht in Frage. Zu 
entſcheiden iſt hier nur, ob dem auf Grund des § 171 R. K. O. 
kündigenden Verpächter gegen die Konkursmaſſe ein Entſchädigungs⸗ 
anſpruch wegen Nichterfüllung des Pachtvertrages zuſteht. Ein 
ſolcher Anſpruch iſt nun ſowenig aus der R. K. O., als aus 
dem hier in Betracht kommenden gemeinen Rechte zu begründen. 
Die R. K. O. enthält keine Beſtimmung, auf welche der An⸗ 
ſpruch geſtützt werden könnte; der von der Reviſion angezogene 
§ 21 iſt ſchon deshalb nicht in Frage, weil es ſich nicht um 
die in Folge der Eröffnung des Konkursverfahrens eingetretene 
Nichterfüllung einer Verbindlichkeit handelt, vielmehr der Kl. 
ſelbſt auf Grund ſeiner konkursrechtlichen Kündigungsbefugniß 
das Pachtverhältniß gelöſt hat; nach gemeinem Rechte aber iſt 
für den Kontrahenten, der einſeitig ohne vertragsmäßiges Recht 
den Pachtvertrag vorzeitig aufhebt, ein Entſchädigungsanſpruch 
aus der von ihm ſelbſt herbeigeführten Aufhebung des Pacht⸗ 
verhältniſſes nicht zu begründen. III. C. S. i. S. Kreis 
Herzogthum Lauenburg c. Schnur Konkurs vom 18. Oktober 
1898, Nr. 93/98 III. 

13. Durch die Entſcheidung der Vereinigten Civilſenate des 
R. G. vom 15. Februar 1886 (Entſch. Bd. 14 S. 172) hat 
für das deutſche Konkursrecht der Rechtsſatz Anerkennung ge⸗ 
funden, daß neben dem Gläubiger, der für ſeine volle Forderung 
antheilsmäßige Befriedigung aus der Maſſe erhält, nicht auch 


der Mitverpflichtete, der einen Regreßanſpruch geltend macht, 


Konkursdividende beanſpruchen kann. Die Anwendung dieſes 
Rechtsſatzes auf den vorliegenden Fall, die der Bekl. gefordert 
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hatte, hat das O. L. G. abgelehnt, weil zwar ein wirthſchaft⸗ 
licher, aber kein rechtlicher Zuſammenhang zwiſchen der Dar⸗ 
lehnsforderung des Sohnes und der Bürgſchaftsforderung der 
Volksbank gegen den Vater beſtehe. Daß ſich der Sohn die 
Mittel für das Darlehn an den Vater von der Volksbank ver⸗ 
ſchafft habe, ſei rechtlich unerheblich. Die Plenarentſcheidung 
beziehe ſich auf den Fall, wo materiell nur eine einzige Forderung 
vorliege, ſodaß der Schuldner außerhalb des Konkurſes nie in 
die Lage kommen könne, zweimal Zahlung leiſten zu müſſen, 
ſowohl dem Hauptgläubiger als auch ſeinem regreßberechtigten 
Mitſchuldner. Hier aber hätten der Sohn und die Volksbank 
auch außerhalb des Konkurſes ihre Forderungen gegen den Vater 
ſelbſtändig geltend machen können, ohne daß die Befriedigung 
der einen das Erlöſchen der anderen zur Folge gehabt haben 
würde. Dem Vater ſtehe aber ein Regreßanſpruch gegen den 
Sohn zu auf Erſatz deſſen, was er der Volksbank aus ſeiner 
Bürgſchaft zahle. Dieſer durch Zahlung bedingte Gegenanſpruch 
gegen das Darlehn ſei zwar zur Zeit noch nicht fällig; nach 
Konkursrecht aber (R. K. O. § 47) ſtehe das der Aufrechnung 
nicht im Wege, vielmehr könne danach die Maſſe des Vaters 
von der Maſſe des Sohnes Sicherſtellung für die demnächftige 
Aufrechnung fordern. Dieſe Sicherſtellung werde erreicht, wenn 
ausgeſprochen werde, daß die an die Volksbank zu zahlende 
Dividende auf die Darlehnsforderung des Sohnes abzuſetzen ſei. 
Weiter wird ausgeführt, daß auch der Befreiungsanſpruch des 
verurtheilten Bürgen zu keinem günſtigeren Ergebniſſe für die 
Konkursmaſſe des Vaters führe, und daß dem Bekl. eine 
exceptio doli oder non adimpleti contractus nicht zur Seite 
ſtehe. Es mag unerörtert bleiben, ob dieſen Ausführungen zu⸗ 
zuſtimmen ſein möchte, wenn ihr Ausgangspunkt richtig wäre. 
Was die Reviſion zum Erfolge führen muß, iſt, daß ſchon der 
Ausgangspunkt des O. L. G. ein unrichtiger iſt, wonach ſich 
die beiden Gemeinſchuldner einerſeits als Darlehnsgeber und 
Darlehnsnehmer und andererſeits als Hauptſchuldner und regreß⸗ 
berechtigter Bürge gegenüber ſtänden. Maßgebend für das 
Rechtsverhältniß zwiſchen Hauptſchuldner und Bürge find aus- 
ſchließlich die zwiſchen ihnen beſtehenden Beziehungen. Daß der 
Volksbank gegenüber der Sohn als Hauptſchuldner und der 
Vater als Bürge aufgetreten iſt, nöthigt noch nicht zu der 
Annahme, daß ſich Vater und Sohn auch untereinander in dieſen 
Rollen gegenüberſtehen, und daß Regreßrechte des Vaters gegen 
den Sohn beſtehen. Das gemeine Recht verſagt den Regreß⸗ 
anſpruch, wenn die Bürgſchaft für eine Schuld übernommen 
iſt, die eigentlich den Bürgen angeht: Der fidejussor in rem 
suam wird als reus behandelt. (L. 24 D. de pact. 2, 14. 
L. 8 5 1 D. qui satisd. 2, 8.) Die Aufnahme eines Dar- 
lehns für einen anderen wird als Uebernahme einer fremden 
Verbindlichkeit aufgefaßt und fällt als tacita intercessio unter 
das Verbot des Senatus consultum Vellejanum. (L. 8 $ 14. 
L. 29 pr. D. ad S. C. Vellej. 16, 1. L. 4. 19 Cod. eod. 4, 29.) 
So aber liegt die Sache hier. — Wird näher dargelegt. 
I. C. S. i. S. G. G. H. Müller Konk. c. C. A. G. Müller 
Konk. vom 8. Oktober 1898, Nr. 282/98 I. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz und der Gebühren— 
ordnung für Rechtsanwälte. 

14. Durch den Beſchluß des L. G. zu Berlin vom 1. Juli 1898 
ſind die von dem zur Koſtentragung verurtheilten Bekl. der Kl. 


zu erſtattenden Koſten auf 450 Mark 80 Pf. feſtgeſetzt. Auf 
die Beſchwerde des Bekl. hat das Kammergericht durch den 
jetzt angefochtenen Beſchluß den der Erſtattung unterliegenden 
Betrag der Koſten anderweit auf 257 Mark 45 Pf. beſtimmt. 
Mit der von ihr gegen dieſen Beſchluß erhobenen weiteren Be⸗ 
ſchwerde hat die Kl. die Wiederherſtellung des landgerichtlichen 
Beſchluſſes verlangt. Die Kl. hat zur Erſtattung liquidirt den 
Betrag von 279 Mark 75 Pf., der von ihr an Koften ſeitens 
der Gerichtskaſſe I zu Berlin erfordert iſt und den fie zur Kaſſe 
gezahlt hat. Dieſes Liquidat hat das Kammergericht nach 
Abzug von 86 Mark 40 Pf., die nicht mehr in Betracht kommen, 
da ſie der Kl. aus der Kaſſe zurückgezahlt ſind, in Höhe des Reſt⸗ 
betrages von 193 Mark 35 Pf. von der Rechnung abgeſetzt und 
darnach den noch zu erſtattenden Betrag auf 257 Mark 45 Pf. 
feſtgeſtellt. Die Entſcheidung iſt auf Abſ. 4 des § 98 des 
Deutſchen G. K. G., woſelbſt beſtimmt iſt, daß, ſoweit dem⸗ 
jenigen, dem die Gebührenfreiheit zuſteht, Koſten des Verfahrens 
auferlegt werden, Gebühren überhaupt nicht zu erheben und er⸗ 
hobene zurückzuzahlen ſind, und auf die zur Ausführung dieſer 
Vorſchrift ergangene allgemeine Verfügung des Preußiſchen 
Juſtizminiſters vom 16. April 1884 (Juſtizminiſterialblatt S. 78) 
geſtützt. Von der Beſchwerde tft geltend gemacht: der $ 98 
des Deutſchen G. K. G. finde hier keine Anwendung, weil er 
nur Prozeſſe des Reichs vor den Landesgerichten und der Bundes⸗ 
ſtaaten vor dem R. G. betreffe, maßgebend ſei vielmehr das 
Preußiſche G. K. G. vom 25. Juni 1895 (Geſetzſammlung 203), 
das zwar dem Landesfiskus Gebührenfreiheit verleihe, aber keine 
der des Abſ. 4 des § 98 des Deutſchen G. K. G. entſprechende 
Vorſchrift enthalte und in deren Anſchluß auch kein miniſterieller 
Erlaß, wie die Verfügung vom 16. April 1884 ergangen ſei. 
Der Angriff iſt unbegründet. Der § 98 des Deutſchen G. K. G. 
beſtimmt in Abſ. 1: „Von Zahlung der Gebühren find befreit: 
das Reich in dem Verfahren vor den Landesgerichten, die 
Bundesſtaaten in dem Verfahren vor dem R. G.“ und fährt 
dann in Abſ. 2 fort: „die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche 
für gewiſſe Rechtsſachen oder gewiſſe Perſonen in dem Verfahren 
vor den Landesgerichten Gebührenfreiheit gewähren, werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt.“ Nach der letzteren Vorſchrift iſt 
das von der Beſchwerde allegirte Preußiſche G. K. G. vom 
25. Juni 1895 entſcheidend, nach dem dem Landesfiskus in 
Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit (wie in ſolchen der 
nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit) Gebührenfreiheit zuſteht ($ 114 
Abſ. 1, § 8 Abf. 1 Ziffer 1). In dieſem Geſetze iſt nun zwar 
eine Beſtimmung, wie die des Abſ. 4 des § 98 des Deutſchen 
G. K. G., nicht getroffen. Solches erſcheint jedoch bedeutungs⸗ 
los. Denn, wie ſich aus dem Zuſammenhange des § 98 des 
Deutſchen G. K. G. ergiebt, bezieht ſich die Vorſchrift des 
Abſ. 4 daſelbſt nicht, wie die Beſchwerde meint, nur auf Abf. 1, 
ſondern auch auf Abſ. 2 ebenda und findet daher gleichfalls 
Anwendung, wenn eine durch Landesgeſetz gewährte Gebühren⸗ 
freiheit in Frage ſteht, alſo auch, wenn es ſich, wie hier, um 
einen Prozeß des Landesfiskus vor den Landesgerichten handelt. 
Durch die Vorſchrift des Abſ. 4 des § 98 a. a. O. iſt aber 
dem obſiegenden Theile unter den beſtimmten Vorausſetzungen 
das Recht gegeben, die von ihm erforderten und gezahlten 
Gerichtsgebühren direkt aus der Gerichtskaſſe zurück— 
zuverlangen und damit iſt ein Anſpruch der Partei auf Er- 
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ftattung dieſer Gebühren dem unterliegenden Gegner, 
dem die Gebührenfreiheit zuſteht, gegenüber, alſo ein 
Anſpruch, wie ihn der § 98 der C. P. O. im Auge hat, aus- 
geſchloſſen. Cine Aenderung dieſer Rechtslage wird im vor⸗ 
liegenden Falle dadurch nicht herbeigeführt, daß der Juſtizfiskus 


beklagt iſt und im Prozeſſe durch einen Beamten derjenigen 


Gerichtskaſſe vertreten wird, die die Beitreibung der Koſten 
angeordnet hat. Das Kammergericht iſt hiernach mit Recht 
davon ausgegangen, daß die Liquidation der Kl. um den Betrag 
der von ihr gezahlten Gerichtsgebühren zu kürzen ſei, ſodaß 
inſoweit die Beſchwerde verſagen muß. Begründet erſcheint die⸗ 
ſelbe jedoch inſofern, als vom Kammergericht unberückſichtigt 
gelaſſen iſt, daß der Betrag von 193 Mark 35 Pf., der von 
der Liquidation abgeſetzt worden iſt, ſich nicht allein aus 
Gerichtsgebühren zuſammenſetzt, ſondern daß in ihm auch 
Auslagen enthalten ſind. Auf Auslagen bezieht ſich aber 
die Vorſchrift des Abſatz 4 des § 98 a. a. O., wie auch in 
der Miniſterialverfügung vom 16. April 1884 ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen iſt, nicht, weil die Gebührenfreiheit nicht auch die 
Befreiung von der Verpflichtung zur Tragung der Auslagen in 
fh ſchließt. Die Kl. iſt daher nicht in der Lage, von der 
Gerichtskaſſe die Zurückzahlung der von ihr als Auslagen 
gezahlten Beträge zu verlangen, und folglich ſteht ihr inſoweit 
ein Erſtattungsanſpruch gegen den Bekl. zu. An Auslagen ſind 
von der Kl. laut Rechnung vom 24. Januar 1896 0,50 Mark, 
laut Rechnung vom 26. Januar 1897 23,35 Mark und laut 
Rechnung vom 9. März 1898 10,50 Mark, im Ganzen 
34,35 M. erfordert. Da diefer Betrag der Kl. zuzubilligen iſt, 
waren, wie geſchehen, unter Abänderung des angefochtenen 
Beſchluſſes und des landgerichtlichen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
die von dem Bekl. der Kl. zu erſtattenden Koſten anderweit auf 
291,80 Mark (nämlich: 257,45 Mark + 34,35 Mark) feſt⸗ 
zuſetzen. Im Weiteren war die Beſchwerde zurückzuweiſen. 
IV. C. S. i. S. Petzall c. Fiskus vom 24. Oktober 1898, 
B Nr. 203/98 IV. ö 

15. Nachdem das für vorläufig vollſtreckbar erklärte 
Urtheil vom 18. April 1898 ergangen war, hat Kl. am 19. und 
20. deſſelben Monats ſowie am 17 Mai Schuldnern des Bekl. 
die Benachrichtigung, daß die Pfändung der Forderungen gegen 
ſie bevorſtehe, zuſtellen laſſen; auch dem Bekl. iſt eine entſprechende 
Benachrichtigung zugeſtellt. Mit Bezug hierauf hat Kl. dann 
in ſeinem Geſuche um Feſtſetzung der Prozeßkoſten die im § 23 
Nr. 2 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte vorgeſehene 
Gebühr zu drei Malen mit je 13,20 Mark in Anſatz gebracht. 
Im Feſtſetzungsbeſchluſſe des L. G. vom 13. September ſind 
zwei der Anſätze mit der Begründung, daß nach den §§ 25, 31 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte nur eine einmalige 
Gebühr paſſire, geſtrichen, auch iſt die Gebühr für das Feſt⸗ 
ſetzungsgeſuch, da ſtatt der im Ganzen liquidirten 128,85 Mark 
nur 101,53 Mark zugebilligt ſind, um den Betrag von 0,90 Mark 
herabgemindert. Kl. hat Beſchwerde eingelegt. In dem Beſchluſſe 
des Kammergerichts vom 6. Oktober iſt die Auffaſſung des 
L. G. nicht gebilligt, vielmehr angenommen, daß jede beſondere 
Vollſtreckungsmaßregel nach § 31 a. a. O. eine beſondere Inſtanz 
bilde und daß deshalb die mehreren Pfändungsankündigungen, 
wenigſtens ſoweit ſie verſchiedene Anſprüche des Bekl. betreffen, 
nicht zuſammen nur einen einheitlichen gebührenpflichtigen Akt 


im Sinne des § 25 a. a. O. darſtellen. Dennoch iſt die Beſchwerde 
zurückgewieſen. Das Kammergericht verneint die Erſtattungs⸗ 
fähigkeit der drei in Anſatz gebrachten Gebühren für Zwangs⸗ 
vollſtreckungsakte überhaupt, indem es erwägt, daß dieſelben nicht 
zu den nothwendigen Koſten der Zwangsvollſtreckung im Sinne 
des § 697 der C. P. O. gehören, weil Kl. nicht im Anſchluß 
an die Benachrichtigungen innerhalb drei Wochen die gerichtliche 
Pfändung der Forderungen erwirkt, vielmehr ſchon vorher auf 
ſeine Rechte aus den Benachrichtigungen verzichtet habe, ohne 
daß ein Verſchulden des Bekl. erſichtlich wäre, und weil deshalb 
die Koſten der hinfällig gewordenen Akte dem Bekl. nicht auf. 
gebürdet werden dürfen. Gegen dieſen Beſchluß iſt vom Kl. 
weitere Beſchwerde eingelegt. Das Exforderniß eines neuen 
ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrundes iſt als gegeben anzuſehen, 
Erfolg aber konnte die Beſchwerde nicht haben. Die Erwägungen 
des Kammergerichts ſtehen im Einklang mit den im Beſchluſſe 
des erkennenden Senats vom 8. April 1895 in Sachen 
Bodſtein & Co. gegen Studemund I. 19/95 bereits aus 
geſprochenen Grundfägen. Von der weiteren Beſchwerde wird 
jetzt geltend gemacht, daß dem Bekl. ein Verſchulden zur Laſt 
falle. Für die in dieſer Richtung aufgeſtellten Behauptungen 
fehlt es aber an jeder Glaubhaftmachung, deren es nach § 99 
Abſ. 2 der C. P. O. bedurft hätte. Insbeſondere iſt eine 
ſolche auch den Handakten des Prozeßbevollmächtigten des Kl. 
nicht zu entnehmen; die Urkunde Blatt 20 der Handakten, laut 
deren der Bekl. anerkennt, daß durch eine von ihm vorgenommene 
Ceſſion einer Forderung an Kl. die Rechte des letzteren aus dem 
Urtheile nicht berührt werden, ergiebt für die Richtigkeit der 
Angaben des Kl. einen irgend ausreichenden Anhalt nicht. 
I. C. S. i. S. Süß c. Luſtig vom 29. Oktober 1898, 
B Nr. 96/98 J. 

II. Das Handelsrecht. 

16. Die Auffaſſung des B. G. kann nicht gebilligt werden. 
Es herrſcht darüber Einverſtändniß, daß die mündlichen Ver⸗ 
handlungen der Parteien nicht zum Abſchluß des Vertrages 
geführt haben. Der Bekl. hat erklärt, zunächſt mit ſeiner Frau 
ſprechen zu müſſen, und will außerdem hinzugefügt haben, daß 
ſeine Zuſtimmung von der — ihm zur Zeit noch unbekannten — 
Höhe der Koſten für die nöthige elektriſche Kraft abhängig ſei, 
er ſich aber auch erſt dann für gebunden halte, nachdem er den 
Beſtellſchein unterſchrieben und zurückgeſchickt haben werde. Daß 
die letztbezeichnete Bedingung nicht erfüllt worden iſt, ſteht feſt. 
Unter dieſen Umſtänden durfte das B. G. der Klage nicht 
entſprechen, ohne zuvor ermittelt zu haben, ob die ſchriftliche 


Abfaſſung des Vertrages zur Vorausſetzung ſeiner Gültigkeit 


erhoben worden iſt oder nicht. Allerdings iſt es richtig, daß 
mit Rückſicht auf den Charakter des Geſchäfts als eines Handels 
geſchäfts nach dem Geſetze irgend welche Förmlichkeiten nicht 
erforderlich waren und daß die Korreſpondenz der Parteien für 
ſich allein die Wirkſamkeit des Geſchäfts nicht als an die 
Schriftlichkeit oder gar an eine beſonders qualifizirte Schrift 
lichkeit gebunden erſcheinen läßt. Andererſeits bleibt aber doch 
möglich, daß eine rechtsbeſtändige Abrede der Art getroffen if. 


Und die Annahme des B. G., daß eine ſolche Abrede durch den 


nachfolgenden Schriftwechſel wieder aufgehoben ſein würde, geht 
fehl. Wenn der Bekl. ſchrieb, daß er die Zahlungsmodalitäten 
in beſtimmter Weiſe geändert haben möchte, ſo war hiermit 
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zwar im Sinne des Rechts eine neue Vertragsofferte von ihm 
geſtellt; aber keine Offerte, die, losgelöſt von ihrer Entftehungs- 
geſchichte, als etwas ganz Neues, Abgeſchloſſenes, das geſammte 
Rechtsverhältniß Erſchöpfendes in die Erſcheinung tritt, ſondern 
eine Offerte, die die bisherigen, uicht ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend abgeänderten Vertragsberedungen in ſich aufgenommen 
hat und nur im Zuſammenhalte mit ihnen den gewollten Ver⸗ 
tragsinhalt wiedergiebt. Blos in denjenigen Punkten, auf die 
ſich der Vorſchlag des Bekl. erſtreckt, find die alten Ab⸗ 
machungen durch ihn beſeitigt worden. Wenn daher früher 
wirklich die Rückgabe des unterſchriebenen Beſtellſcheins zur 
Vorausſetzung eines gültigen Vertrages beſtimmt worden war, 
dann kam der Vertrag auch jetzt erſt mit der Erfüllung dieſer 
Vorausſetzung rechtswirkſam zu Stande. Die nachträgliche 
Aenderung bezweckte einzig eine Modifikation der Zahlungs- 
bedingungen, ohne daß der ſonſtige Vertragsinhalt in Frage 
geſtellt worden wäre. Er gilt als wiederholt, und die angeb⸗ 
liche Beſtimmung, wonach der Abſchluß des Vertrages erſt mit 
ſeiner ſchriftlichen Abfaſſung geſchehen ſein ſollte, iſt aufrecht 
erhalten. Eines beſonderen Vorbehalts bedurfte es dieſerhalb 
nicht. Uebrigens würde ein ſolcher, wenn freilich nicht in ſehr 
präziſer Form, in dem Schreiben des Bekl. gefunden werden 
müſſen. Das B. G. irrt, wenn es aus deſſen Faſſung den 
Satz ableitet, daß der Beſtellſchein, deſſen Vollziehung urſprünglich 
möglicherweiſe die Rechtskraft des Vertrages bedingt habe, nun⸗ 
mehr in die Rolle eines bloßen Beweisdokuments zurückgedrängt 
worden ſei. Dafür fehlt es an jedem thatjächlichen Anhalts⸗ 
punkt. Vielmehr läßt ſich im Gegentheil ſowohl aus dem 
Schreiben des Bekl. als auch aus dem Anwortſchreiben der Kl. 
ein gewichtiges Beweismoment für die Bedingung der Schrift⸗ 
lichkeit entnehmen. Wenn jener erklärte, daß er eventuell den 
Beſtellſchein unterzeichnen und einſenden werde, und dieſe darauf 
erwiderten, daß fie feinen Vorſchlaͤgen zuſtimmten, und mit 
wendender Poſt um den Beſtellſchein mit Unterſchrift bäten, ſo 
iſt doch überaus wahrſcheinlich, daß es ſich dabei um mehr als 
eine bloße Beweisurkunde handelte. Wäre nicht die ſchriftliche 
Form für den, Beſtand des Vertrages ſelber von Bedeutung 
geweſen, ſo würde vermuthlich keine Partei ſolchen Nachdruck 
auf den Vollzug des Beſtellſcheins gelegt haben. I. C. S. i. S. 
Pech c. Wild vom 12. Oktober 1898, Nr. 230/98 I. 

17. Ueber die Art und Weiſe, in welcher die Kl. einen 
Kohlenlieferungsvertrag, wie er hier in Frage ſteht, zur Aus- 
führung zu bringen pflegt, hat ſie ſelbſt folgende Angaben ge⸗ 
macht: Die Kl. hat ihre Hauptniederlaſſung in Berlin und eine 
Zweigniederlaſſung in Zaborze. Der Vertreter der Kl. für die 
Waſſerverladung, Albert R. in Breslau, erhält von der Haupt⸗ 
niederlaſſung der Kl. Mittheilung von den eingegangenen Auf⸗ 
trägen unter Angabe der Perſon des Käufers und hat dann ein 
zur Verladung geeignetes Schiff zu miethen. Das zu verladende 
Quantum hängt einerſeits von der Größe des Schiffes, anderer- 
ſeits von der täglich wechſelnden Waſſerhöhe ab. R. hat der 
Zweigniederlaſſung mitzutheilen, wie viel für Rechnung der 
einzelnen Käufer mit der Eiſenbahn von der Königin Louiſe⸗ 
Grube an die Umſchlagſtelle Pöpelwitz bei Breslau verſandt 
werden ſoll. In dem Beſtellſchein des R., der oben im Vor⸗ 
druck den Vermerk „Albert R. Vertretung von Caeſar W.“ ent⸗ 
hält, iſt bei jeder einzelnen Beſtellung eine ſogen. Dispoſitions⸗ 


nummer, der Name des Schiffers und der Name des Käufers 
der Kohlen angegeben. Die Zweigniederlaſſung übermittelt die 
Beſtellung unter Angabe der Dispoſitionsnummer an die Grube, 
und dieſe verſendet das beſtellte Quantum mit der Bahn nach 
Pöpelwitz, wobei in den mit der Dispoſitionsnummer verſehenen 
Frachtbriefen Albert R. als derjenige bezeichnet iſt, an welchen 
das Gut abgeliefert werden ſoll. In Pöpelwitz findet dann die 
Umladung in den Kahn ſtatt. Demgemäß iſt nach der Be⸗ 
hauptung der Kl. auch im vorliegenden Fall verfahren worden. 
R. ſoll unter der Dispoſitionsnummer 3177 im Ganzen 
18 Waggons Kohlen beſtellt und dabei H. als Schiffer, den 
Bekl. als Käufer angegeben haben, und von den mit der Bahn an 
R. auch abgeſandten und in Pöpelwitz eingetroffenen 18 Waggons 
ſollen 16 zur Herſtellung der Kahnladung für den Bekl. ver⸗ 
wendet worden ſein. Feſt ſteht, das nach erfolgter Umladung 
der Schiffer H. einen Ladeſchein ausgeſtellt hat, in welchem er 
beſcheinigt, von dem Herrn Caeſar W. in Berlin in ſeinem Kahn 
4300 Centner Königin Louiſe Stück⸗ und Würfelkohlen empfangen 
zu haben, und verſpricht, fie in Pritzerbe am Beſtimmungsplatze 
des Herrn S. Nachfolger oder Ordre abzuliefern. Geht man 
von dieſem Thatbeſtand aus, dann kann nach Art. 345 des 
H. G. B. die Gefahr nicht vor der Herſtellung der Kahnladung 
auf den Bekl. übergegangen ſein. Der Art. 345 ſtellt den 
Grundſatz auf, daß als Zeitpunkt, von welchem ab die 
Gefahr der Waare auf den Käufer übergeht, derjenige an⸗ 
zuſehen iſt, in welchem der Verkäufer Alles gethan hat, was 
von ſeiner Seite zur Erfüllung des Vertrages erforderlich iſt. 
Es kann aber keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß es 
ſich bei Allem, was nach dem unterſtellten Sachverhalt des vor- 
liegenden Falls vor der Herſtellung der Kahnladung geſchehen 
iſt, lediglich um Vorgänge des inneren Geſchaͤftsbetriebes der 
Kl., um vorbereitende Maßnahmen für die Bewirkung der ihr 
obliegenden Vertragserfüllung handelte. Mag auch gewiß ſein, 
daß aus den an R. abgeſandten 18 Waggons Kohlen die Kahn⸗ 
ladung für den Bekl. hergeſtellt werden ſollte, ſo war doch erſt 
mit dieſer Herſtellung die Ausſcheidung des an den Bekl. zu 
befördernden Kohlenquantums bewirkt, die Auslieferung der 
Waare von Seiten des Verkäufers erfolgt. Erſt jetzt lag eine 
Uebergabe der Waare im Sinne des Art. 345 vor, und aufs 


deutlichſte iſt dies, wie das B. G. mit Recht hervorhebt, dadurch 


zum Ausdruck gekommen, daß in dem Ladeſchein der Schiffer 
die 4 300 Centner Kohlen von der Kl. empfangen zu haben 
bekennt. Den Inhalt des von ihr behaupteten Handelsgebrauchs 
hat die Kl. dahin angegeben: Wenn das von der Grube nach 
der Umſchlagſtelle zur Weiterverſendung an den Käufer ab- 
geſandte Quantum Kohlen den verfügbaren Schiffsraum über⸗ 
ſchreite, möge dies im Sinken des Waſſerſtandes oder in ſonſtigen 
Umſtänden ſeinen Grund haben, und wenn in Folge deſſen der 
Verkäufer einen Theil der durch die Eiſenbahn geſandten, für 
den Käufer beſtimmten Kohlen von der Weiterverſendung aus⸗ 
ſchließe, ſo trage der Käufer für die zu Schiff weiter verſandten 
Kohlen von dem Zeitpunkte ab die Gefahr, in welchem die 
Kohlen von der Grube abgeſandt würden. — Zutreffend führt 
indeß das B. G. aus, daß es auf dieſen Handelsgebrauch nur 
ankommen könnte, wenn die Sendung ſchon auf der Grube für 
den Bekl. zuſammengeſtellt und für ihn als Deſtinatär abgeſandt 
worden wäre. Uebrigens iſt darauf hinzuweiſen, daß, wenn mit 
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dem angeblichen Handelsgebrauch ein Handelsgewohnheitsrecht 
hat behauptet werden ſollen, dieſes ſchon nach Art. 345 Abſ. 3 
des Handelsgeſetzbuchs unberückſichtigt bleiben müßte, weil hier 
nur dem Verkäufer günſtigeren Beſtimmungen des bürgerlichen 
Rechts Raum gelaſſen wird. Das A. L. R. enthält hier in 
Betracht kommende Beſtimmungen, wonach die Gefahr der Waare 
früher, als von den im Art. 345 Abſ. 1 und 2 bezeichneten 
Zeitpunkten an auf den Käufer überginge, nicht. I. C. S. i. S. 
Wollheim c. Hübner vom 26. Oktober 1898, Nr. 262/98 J. 

18. In der Beurtheilung des Anſpruches geht das B. G. 
mit Recht davon aus, daß der Bekl. zu ſeiner Begründung 
darlegen muß, daß er rechtzeitig nach dem Empfang der beiden 
Sendungen eine dem Art. 347 H. G. B. entſprechende Anzeige 
über die Mängel des Bieres erſtattet hat. Es handelt ſich nicht 
darum, daß der Bekl. der Kl. eine mangelhafte Erfüllung des 
Agenturvertrages vorwerfen könnte. Der Agenturvertrag 
ſteht mit dem vorliegenden Anſpruche nur inſoweit in Zuſammen⸗ 
hang als er die Grundlage bildet, auf der ſich die Schadens⸗ 
rechnung des Bekl. aufbaut, das heißt der Schade, deſſen Erſatz 
beanſprucht wird, iſt entſtanden, weil der Bekl. durch das 
Agenturverhältniß zu gewiſſen Aufopferungen aus ſeinem Ver⸗ 
mögen genöthigt war, die ſich jetzt als nicht lohnend erwieſen 
haben. Der Rechtsgrund des Anſpruches aber bleibt immer die 
Nichterfüllung oder nicht ordnungsmäßige Erfüllung der beiden 
ſelbſtſtändigen Kaufverträge, für deren Abſchluß das Agentur⸗ 
verhältniß nur der wirthſchaftliche Anlaß war. Die nicht ge⸗ 
hörige Erfüllung der beiden Kaufverträge aber kann der Bekl. 
nur geltend machen, wenn ihn der Rechtsnachtheil des Art. 347 
nicht trifft, daß bei Verſäumung der Mängelanzeige die Waare 
als genehmigt gilt. Mit Recht aber iſt vom Kammergerichte 
angenommen worden, daß der Bekl. es an einer ordnungs⸗ 
mäßigen Mängelanzeige überhaupt hat fehlen laſſen. Der Brief 
vom 24. April, den der Bekl. als Mängelanzeige hinſtellen will, 
enthält Klagen darüber, daß der Bekl. mit dem Abſatze des 
Flaſchenbieres nicht vorwärts komme. Das Bier vertrage das 
Hin- und Herfahren nicht und werde trübe. Der Bekl. ſchließt 
mit der Bitte, die Kl. möge einmal mit ihrem Braumeiſter 
ſprechen, wie ſich dieſem Uebelſtande abhelfen laſſe. Das iſt 
keine Mängelanzeige im Sinne des Art. 347. Eine Mängel⸗ 
anzeige im Sinne des Geſetzes muß nicht nur ergeben, daß und 
welche Fehler gerügt werden, ſondern auch den Willen erkennen 
laſſen, daß ſich der Käufer dieſe Lieferung nicht gefallen laſſen 
will, daß er nicht anerkenne, der Verkäufer habe gethan, was 
ihm nach Vertrag und Geſetz oblag. An dieſem letzteren Er⸗ 
forderniſſe aber fehlt es hier. Auch hat das Kammergericht mit 
Recht aus dem weiteren Briefe vom 26. April abgeleitet, daß 
es dem Bekl. damals — als er unſtreitig in der Lage war, die 
Qualität beider Sendungen zu beurtheilen — auch thatſächlich 
an dem Willen gefehlt hat, die Kl. für Mängel der beiden 
Sendungen verantwortlich zu machen. I. C. S. i. S. Malitz 
c. Vereinsbrauerei Zwickau vom 12. Oktober 1898, Nr. 223/98 I. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. 

19. Das Patentamt ſtützt ſeine Entſcheidung darauf, daß 
analoge Verſuche mit gleichartigen Miſchungen ſchon im Jahre 1881 
in den „Mittheilungen des Kaiſerlichen Geſundheitsamts Bd. I 
S. 234 flg. und 263 flg. und anderwärts“ veröffentlicht worden 


ſeien. Die Kl. hatte ſich hierauf nicht bezogen; ſie hat ſich in 
der Berufungsinſtanz dieſe Begründung jedoch angeeignet. Wenn 
der Bekl. darin eine unzuläſſige Klagänderung erblicken will, 
ſo iſt das irrig. Die Klage beſtreitet ganz allgemein die Neu⸗ 
heit des Verfahrens. Es konnte daher auch noch im ſpäteren 
Verlauf des Rechtsſtreits weiter ausgeführt werden, in welchen 
verſchiedenen Richtungen der behauptete Mangel vorhanden ſei. 
Damit wurde nicht die Grundlage der Klage verſchoben, ſondern 
nur thatſächlich vervollſtändigt, und ausgebaut. Andererſeits 
war es aber ein unſtatthaftes Verfahren, wenn das Patentamt 
ſeine Entſcheidung auf Veröffentlichungen des Geſundheitsamts 
und andere nicht einmal näher bezeichnete Veröffentlichungen 
abgeſtellt hat, ohne vorher den Parteien Gelegenheit zur Erklärung 
zu geben. Die Kaiſerliche Verordnung, betreffend das Berufungs- 
verfahren beim R. G. in Patentſachen vom 6. Dezember 1891 
enthält im § 7 die ausdrückliche Vorſchrift, daß die Parteien 
veranlaßt werden müſſen, ſich zu äußern, wenn das Urtheil auf 
Umſtände gegründet werden ſoll, die nicht von ihnen berührt 
ſind. Das Gleiche gilt auch ohne beſondere geſetzliche Beſtimmung 
für das Verfahren bei dem Patentamt. Wenn dieſes zwar 
von Amtswegen Thatſachen und Beweismittel benutzen darf, 
die nicht vorgetragen worden ſind, ſo hat es doch die Verpflichtung, 
ſie zunächſt zum Gegenſtand der Verhandlung zu machen; das 
um ſo mehr, wenn es ſich — wie hier — um eine nähere 
Subſtanziirung des Klaggrundes und nicht nur um bloße 
Beweismomente handelt. Denn da die Entſcheidung auf Grund 
mündlicher Verhandlung getroffen werden ſoll, ſo folgt nothwendig, 
daß die Thatſachen, auf die ſie ſich ſtützt, auch zur Verhandlung 
gebracht ſein müſſen. Das angefochtene Urtheil brauchte aber 
um dieſes prozeſſualen Mangels willen nicht aufgehoben zu 
werden. Die Parteien haben ſich in der Berufungsinſtanz hin⸗ 
reichend ausſprechen können und das R. G. iſt in der Lage, 


auf Grund des vorliegenden Materials ſeine Entſcheidung zu 


treffen. I. C. S. i. S. Nördlinger c. Roeſſemann vom 
17. Oktober 1898, Nr. 248/98 J. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

20. Die eingeklagten und der Kl. zugeſproczenen 732 Mark 
ſtellen die Differenz dar zwiſchen den Ergebniſſen der beiden 
Beſteuerungsmodalitäten, nach welchen einerſeits nach der Anſicht 
der verklagten Behörde, andrerſeits nach derjenigen der Kl. die 
Urkundenſtempelabgabe nach dem Reichsgeſetze vom 27. April 1894 
von gewiſſen von der Kl. neu ausgegebenen ſogenannten „Aktien⸗ 
briefen“ zu erheben war. Die Kl. hat dieſe 732 Mark auf 
Verlangen der Bekl. nach Maßgabe des § 33 des genannten 
Geſetzes mit Vorbehalt gezahlt und rechtzeitig die Rückforderungs⸗ 
klage erhoben. Da die Kl. ihren Sitz in Dänemark, alſo im 
Auslande hat, fo waren die in Hamburg ausgehändigten Aktien 


derſelben nach Nr. 1b des Tarifes zu jenem Geſetze mit 


1½ Prozent vom Nennwerthe, und zwar in Abſtufungen von 
1½ Mark für je 100 Mark oder einen Bruchtheil dieſes Be⸗ 
trages, zu verſteuern. An dieſe Geſetzesvorſchrift über die Ab⸗ 
ſtufungen knüpft fi) die Meinungsverſchiedenheit der Parteien. 
Nach den Statuten der Kl. „lauten“, wie es in der Deutſchen 
Ueberſetzung der Statuten (8 2) heißt, ihre Aktien auf 
200 Däniſche Kronen, „indem jedoch Aktienbriefe auf 1, 5 und 
10 Aktien ausgeſtellt werden können“, und in dem Nachtrage 
vom 30. Januar 1892 unter III iſt dieſer § 2 dahin abgeändert, 


— 
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daß die bis dahin ausgeſtellten Aktien, auf welche nur 25 Prozent 


eingezahlt waren, von da an nur „auf 50 Kronen lauten“ und 


als voll eingezahlt angeſehen werden ſollen. Die jetzt neu aus⸗ 
gegebenen „Aktienbriefe“ lauten nun, nachdem durch eine am 
2. Juni 1897 beſchloſſene Statutenänderung auch ſolche zu 
20 Aktien zugelaſſen worden ſind, theils auf 20, theils auf 10, 
theils auf 5 „Aktien“, alſo auf 1 000, 500 oder 250 Kronen. 
Es fragt ſich nunmehr, ob zum Zwecke der Stempelſteuer⸗ 
berechnung immer nur der geſammte Nennwerth des Aktienbriefes 
nach oben auf eine durch 100 theilbare Markſumme abzurunden 
iſt, wie die Kl. will, oder ob ſo viel mal 50 Kronen in dieſer 
Weiſe abzurunden ſind, als „Aktien“ von dieſem Betrage in 
dem betreffenden Aktienbriefe verkörpert ſind, wie die Bekl. für 
recht hält. Die beiden vorderen Inſtanzen haben ſich für das 
Erſtere ausgeſprochen. Die Revifion iſt zurückgewieſen. VI. C. S. 
i. S. Hamb. Dep. für indirekte Steuern c. A.-G. Fand 
Nordſeebad vom 10. Oktober 1898, Nr. 197/98 VI. 

IV. Das Gemeine Recht. 

21. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet 
werden. Das B. G. geht mit Recht davon aus, daß die vom 
Bekl. behauptete Servitut nach gemeinem Rechte früheſtens mit 
dem Zuſchlage des Grundſtückes S. 3697 (des eventuell 
herrſchenden) an den Bekl. am 8. März 1895 entſtanden ſein 
könnte, weil bis dahin beide Grundſtücke immer denſelben 
Eigenthümer gehabt hatten; vergl. 1. 26 D. de S. P. U. 8, 2. 
1. 5 pr. D. si ususfr. 7, 6. Es nimmt ferner nicht an, 
daß, wenn von zwei Grundſtücken deſſelben Eigenthümers das 
eine dauernd thatſächlich ſo benutzt worden iſt, als ob es zu 
Gunſten des andern mit einer Servitut belaſtet wäre, und 
dann die beiden Grundſtücke durch Zwangsverkauf in die Hände 
verſchiedener Eigenthümer übergehen, im Zweifel der Wille der 
Betheiligten zu unterſtellen ſei, daß jetzt die entſprechende 
Servitut entſtehen ſolle. Auch hierin iſt dem angefochtenen 
Urtheile vom Standpunkte des gemeinen Rechtes aus beizutreten. 
Allerdings hat der V. C. S. des R. G. für das Preußiſche 
Landrecht laut der Entſch. in Civilſachen, Bd. 13 S. 249 ff., 
die entgegengeſetzte Anſicht für richtig erklärt und dabei ſogar 
geſagt, daß dem „die konſtante Judikatur ſowohl des ge- 
meinen als des Preußiſchen Rechtes“ entſpreche. Es kann 
jedoch dieſe vom jetzt erkennenden Senat nicht für richtig ge⸗ 
haltene beiläufige Aeußerung über die Judikatur des gemeinen 
Rechtes für den vorliegenden Fall nicht etwa die Anwendung 
des 8 137 des G. V. G. herbeiführen. Nach der richtigen 
Auffaſſung vom gemeinen Rechte aber würde der Gläubiger, 
der das eventuell herrſchende Grundſtück zum Verkaufe bringt, 
gar nicht die Befugniß haben, zu Gunſten dieſes Grundſtückes 
dem andern Grundſtücke eine Servitut aufzuerlegen, wie auch 
das O. L. G. hervorgehoben hat. Mit Recht hat daſſelbe hieraus 
auch weiter gefolgert, daß man im Zweifel bei einem ſolchen 
Gläubiger nicht einmal den Willen unterſtellen könne, das 
andere Grundſtück mit der fraglichen Servitut zu belaſten. 
Das O. L. G. läßt nun freilich die Frage offen, ob nicht durch 
das „Buchſyſtem des Deutſchen Rechtes“ der Satz: „nulli res 
sua servit“ durchbrochen ſei. Dies iſt keine gemeinrechtliche 
Frage, da dem gemeinen Rechte ein ſolches „Buchſyſtem“ fremd 
iſt, ſondern hier eine Frage des Hamburgiſchen Partikularrechtes. 


In der That ſpricht nach dieſem Rechte viel, wenn auch nicht 


gerade für die direkte Durchbrechung jenes Satzes, jo doch dafür, 
daß, wenn durch eine einem Grundſtücke im Grundbuche an⸗ 
gelegte Klauſel eine Servitut zu Gunſten eines andern, dem⸗ 
ſelben Eigenthümer gehörigen Grundſtückes anerkannt iſt, mit 
der Veräußerung des einen dieſer Grundſtücke an einen anderen 
Eigenthümer ohne Weiteres die entſprechende Servitut entſteht; 
vergl. das Hamburgiſche Geſetz über Grundeigenthum und 
Hypotheken vom 4. Dezember 1868, 8$ 24, 22, 2, 5, ſowie 
Mittelftein, Anm. zu § 24 dieſes Geſetzes, und Niemeyer, 
Hamburger Privatrecht, Thl. 2 8 49 Nr. 2 und 6, S. 74, 75 ff.; 
während es nach § 7 Nr. 1 des Hamburgiſchen Geſetzes vom 
14. Juli 1879, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das um» 
bewegliche Vermögen, für alle im Grundbuche verzeichneten 
Servituten bei der Zwangsverſteigerung keiner Anmeldung be⸗ 
darf, um ihre Geltung dem Erſteher gegenüber zu ſichern. Das 
B. G. hat nun aber ausgeführt, daß die im vorliegenden Falle 
in das Grundbuch eingetragene Klauſel nicht ſo zu verſtehen 
ſei, als ſollte das thatſächlich geübte Durchfahrtsrecht 
Gegenſtand einer Servitut werden, und daß daher die vom 
Bekl. in Anſpruch genommene Servitut ſelbſt bei Unterſtellung 
jenes vom Römiſchen abweichenden Rechtszuſtandes nicht an⸗ 
zuerkennen ſein würde. Das O. L. G. ſtützt ſich dabei namentlich 
auf den Umſtand, daß die Klauſel ſich ſelbſt als eine, um der 
Vorſchrift des § 41 des Hamburgiſchen Baupolizeigeſetzes von 
1882 zu genügen, angelegte kennzeichne. Es iſt nicht ganz klar, 
ob das B. G. die Meinung ausſprechen will, daß durch die 
Klauſel überhaupt nur das publiziſtiſche Verhältniß der Bau⸗ 
polizeibehörde gegenüber habe feſtgelegt werden ſollen, oder ob 
es ſagen will, daß das etwa zugleich durch die Klauſel feſt⸗ 
geſtellte privatrechtliche Servitutverhältniß jedenfalls nur den 
Zugang zu dem eventuell herrſchenden Grundſtücke betreffe, 
nicht aber ſich auf ein Durchfahrtsrecht erſtrecke. Indeſſen 
war unter jeder Vorausſetzung die angefochtene Entſcheidung 
aufrecht zu halten. So weit es ſich um Auslegung und An- 
wendung des Hamburgiſchen Baupolizeigeſetzes von 1882 handelt, 
hat wegen der Irreviſibilität dieſes Geſetzes überhaupt keine 
Nachprüfung ſtattzufinden. Im Uebrigen ſpricht die Klauſel 
ganz unzweideutig nicht von „Durchfahrt“, ſondern nur von 
„Zugang“, wie auch der § 41 Abſ. 4 des genannten Bau- 
polizeigeſetzes keineswegs die Gewährleiſtung einer Durchfahrt, 
ſondern nur eines Zuganges durch eine Grundbuchsklauſel ver- 
langt. Da hier aber nur die Rechtswirkung der eingetragenen 
Klauſel dritten Perſonen gegenüber in Frage ſteht, ſo kann es 
auch auf etwas anderes als den Inhalt der Eintragung ſelbſt 
nicht ankommen. Aus dieſem Grunde ging der Reviſionsangriff 
fehl, der die Nichterhebung des angetretenen Beweiſes über die 
Abſicht, welche der frühere Eigenthümer Qu. bei der Anlegung 
der Klauſel gehabt haben ſoll, zum Gegenſtande hatte. VI. C. S. 
i. S. Sprenger c. Oertel vom 20. Oktober 1898, Nr. 215/98 VI. 

22. Allerdings vollzieht ſich die Aufrechnung nach gemeinem 


Recht nicht ohne Zuthun der Betheiligten, ſondern erfordert eine 


hierauf gerichtete Willenserklärung. Allein ſchon das Gegenüber- 
treten von Forderung und Gegenforderung iſt eine Thatſache, 
die vom poſitiven Recht berückſichtigt werden muß, da die Er⸗ 
zwingung einer Leiſtung, die ſofort zurückgegeben werden müßte, 
ein offenbarer Mißbrauch ſein würde, während die Ausgleichung 
des Rechnungsverhältniſſes durch Aufrechnung dem beiderſeitigen 
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Intereſſe entfpridt. Es iſt deshalb nicht nur die Aufrechnung 
mit Rückſicht hierauf zugelaſſen (L. 8 pr. D. de doti exc. 44, 4; 
L. 3 D. de comp. 16, 2), ſondern es ſind hieraus andere 
praktiſche Folgerungen gezogen; insbeſondere die, daß eine in 
Unkenntniß der Befugniß zur Aufrechnung gemachte Leiſtung 
als unverſchuldet geleiſtet zurückgefordert werden darf (L. 10 
§ 1 D. de comp. 16, 2) und namentlich, daß von dem Augen- 
blick an, wo einer verzinslichen Forderung eine Gegenforderung 
gegenübertritt, der Zinſenlauf aufhört (L. 11 D. eod.; L. 4, 5 
Cod. de comp. 4, 31). Aus demſelben Grunde iſt im Gebiete 
des gemeinen Rechts von den vormaligen höchſten Gerichten 
überwiegend anerkannt worden, daß die Aufrechnung einer 
Forderung nicht durch den Ablauf der Verjährungsfriſt aus⸗ 
geſchloſſen werde (vergl. Seuffert Archiv, Bd. 2 Nr. 163, Bd. 13 
Nr. 8, Bd. 14 Nr. 19, Bd. 15 Nr. 118, Bd. 26 Nr. 23) 
und das R. G. iſt dem beigetreten (vergl. Seuffert Archiv, 
Bd. 40 Nr. 283). Auch dieſe Praxis, die meiſt durch den 


Hinweis auf die rückwirkende Kraft der Kompenſationserklärung 


begründet wird, beruht auf dem, den erwähnten Vorſchriften des 
poſitiven Rechts zu Grunde liegenden Gedanken, daß das Recht 
auf eine fällige Leiſtung durch das Gegenübertreten eines gleichen 
Forderungsrechts in ſeiner Wirkſamkeit aufgehoben wird, ſo daß 
es ſich rechtfertigt, dem Ablauf der Verjährungsfriſt die ihm 
ſonſt zukommende Wirkung zu verſagen. Dieſelben Gründe 
aber würden dazu führen, die Aufrechnung einer durch Ausſchluß⸗ 
urtheil beſeitigten Forderung unter den nämlichen Vorausſetzungen 
zuzulaſſen. Ein richterliches Aufgebotsverfahren behufs Er⸗ 
mittelung des Nachlaßbeſtandes iſt in Deutſchland keineswegs 
allgemein ſtatthaft, hat ſich nur partikularrechtlich entwickelt und 
iſt in denjenigen Rechtsgebieten, in denen es bekannt iſt, ſowohl 
was ſeine Vorausſetzungen als was ſeine Wirkung anlangt, 
verſchieden geſtaltet. Aber auch die Wirkung, die es nach dem 
Ausſpruch des O. L. G. nach dem in Hamburg geltenden Recht 
hat, bedingt nicht die vom B. G. gezogenen Folgerungen. Der 
Umſtand, daß das Ausſchlußurtheil dort die Forderung ſelbſt, 
nicht nur ihre Klagbarkeit zum Erlöſchen bringt, kann ebenſo⸗ 
wenig im Wege ſtehen, wie bei der Klageverjährung, der, wie 
auch vom R. G. anerkannt wird (vergl. Entſch. in Civilſachen 
Bd. 2 S. 158, Bd. 34 S. 158) dieſelbe Wirkung zukommt. 
Der von dem B. G. hervorgehobene Zweck, der das hier in 
Rede ſtehende Aufgebotsverfahren verfolgt, nöthigt ebenfalls nicht 
dazu, dem Ausſchlußurtheil die Bedeutung beizulegen, daß es 
die Aufrechnung nicht angemeldeter Forderungen ausſchließt. 
Allerdings iſt durch ein von dem vormaligen Oberappellationd- 
gericht Jena beſtätigtes Urtheil (Seuffert Archiv, Bd. 22 Nr. 32) 
auf welches das L. G. Bezug nimmt, die Zuläſſigkeit einer 
Kompenfationdeinrede, die auf eine im Provokationsprozeß 
präkludirte Forderung geſtützt werden ſollte, verneint worden; 
allein dies beruht darauf, daß der damalige Bekl., dem Zweck 
der Provokation entſprechend, zur Erhebung der Klage über 
ſeine Forderung binnen beſtimmter Friſt verurtheilt und jede 
andere Geltendmachung als diejenige im Wege der aufgegebenen 
Klage ihm abgeſchnitten war. Ein Aufgebotsverfahren, wie es 
hier in Rede ſteht, bezweckt dagegen nicht die Beendigung eines 
obwaltenden Streits, ſondern hat die Sicherung des Erben zum 
Gegenſtande. Für dieſen Zweck iſt es zwar gerechtfertigt, die 
Geltendmachung nicht angemeldeter Anſprüche im Wege der 


Klage für die Zukunft auszuſchließen; dagegen wäre es durch 
kein Bedürfniß geboten, vielmehr eine völlig unbillige Bevor. 
zugung des Erben, wenn das Verfahren damit abjchlöffe, daß 
der Erbe fortan alle Forderungen des Erblaſſers beitreiben, 
deſſen Schuldner aber keine ihnen zuſtehenden Anſprüche geltend 
machen könnten. Daß das Hamburger Recht einen ſolchen 
Rechtsſatz nicht enthält, jedenfalls nicht durchführt, geht daraus 
hervor, daß nach § 10 Abſ. 3 des Hamburg. Geſetzes betreffend 
Ausführung der Konkursordnung vom 25. Juli 1879 (Hamburg. 
Geſetzſammlung S. 255) in einem auf Antrag des Benefizlal. 
erben eingeleiteten Aufgebotsverfahren Anſprüche auf Befriedigung 
aus einem Pfande oder einer ſonſt in dem Gewahrſam des 
Gläubigers befindlichen Sache durch das Ausſchlußurtheil nicht 
betroffen werden. Es liegt der Schluß nahe, daß das nämliche 
gegenüber einem Aufgebot gilt, das von einem Erben, der das 
Inventarrecht nicht in Anſpruch nimmt, beantragt wurde und 
dann würde anzunehmen ſein, daß in Hamburg Gläubiger, die 
reale Deckung in Händen haben, ſich nicht zu melden brauchen. 
Alsdann aber würde die Zuläſſigkeit einer Aufrechnung nicht 
angemeldeter Forderungen geboten ſein. Sollte alſo nicht eine 
abweichende Praxis zu einer abweichenden Rechtsentwickelung 
geführt haben, ſo würde kein Bedenken gegen die Annahme 
ſolcher Zuläſſigkeit vorliegen, zumal bei dem Vorhandenſein der 
für die Kompenſation erforderlichen Bedingungen eine Forderung 


des Erblaſſers, da er dieſe doch nie hätte erzwingen können, 


nur nach dem Scheine noch beſtand. I. C. S. i. S. Weſtphal 
c. Vollmer vom 19. Oktober 1898, Nr. 381/98 J. 

23. Die Annahme der Vorinſtanz, daß die Urkunde vom 
18. Mai 1874 eine Schenkung enthält, beruht auf der ge⸗ 
billigten Beweiswürdigung des I. R. Dieſe Entſcheidung läßt 


keinen Rechtsirrthum erkennen, und konnte im Reriſionswege 


nicht angefochten werden. Wenn danach das B. G. die Vorſchriſt 
der Nov. 89 cap. 12 $ 2 auf den vorliegenden Rechtsfall 
angewandt hat, fo kann in Betreff der Geltung dieſes Geſetzes 
im heutigen Gemeinen Recht auf die Ausführung in der Entſch. 
des R. G. Bd. 8 S. 119 verwieſen werden. Auch die Aus⸗ 
legung des Geſetzes im B. U. iſt zutreffend, und erſcheint die 
Ausführung der Reviſion verfehlt, daß daſſelbe nur auf 
Schenkungen von Todeswegen bezogen werden könne. Gegen 
eine einſchränkende Auslegung ſpricht ſchon die Erwägung, daß 
der Zweck des Geſetzes leicht vereitelt werden könnte, wenn 
Schenkungen unter Lebenden durch daſſelbe nicht getroffen würden. 
Das Letztere mit umfaßt fein ſollten, ergiebt ſich auch klar aus 
dem Wortlaut der Novelle. Die Worte relinquere vel donare 
und dari vel relinqui bezeichnen allgemein Zuwendungen unter 
Lebenden und von Todeswegen durch Schenkung oder letztwillige 
Verfügung, und läßt der Satz „Sed et si quid amplius 
quocunque modo dare velit, hoc liberorum sit legitimorum“ 
keinen Zweifel darüber, daß alle Arten ſolcher Zuwendungen 
über das beſtimmte Maß hinaus verboten fein ſollten. III. C. S. 
i. S. Kelling o. Wegener vom 18. Oktober 1898, Nr. 153/98 III. 

24. Das B. G. ſtellt zwar den richtigen Satz an die 
Spitze feiner Erörterungen, daß nach gemeinem Recht mangelt 
ausdrücklicher oder ſtillſchweigender bezw. aus der Natur des 
Vertrags im Einzelfalle ſich ergebender Vereinbarung eines 
Erfüllungsorts der Schuldner da zu erfüllen habe, wo er einen 
Gerichtsſtand habe. Es führt aber dann weiter aus, daß ein 
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Erfüllungsort am Wohnort des Schuldners zur Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes jeweils dann als vereinbart zu gelten habe, 
wenn an demſelben der Vertrag abgeſchloſſen worden ſei, weil 
der Gläubiger erwarten könne, daß der Schuldner an dieſem 
Ort erfüllen werde und das Einverſtändniß des Schuldners 
hiermit zu unterſtellen ſei. Es iſt dies keine Feſtſtellung aus 
den Thatumſtänden des vorliegenden Falles, insbeſondere keine 
Feſtſtellung des Willens der vertragsſchließenden Parteien, 
ſondern eine Rechtsanſchauung, welche dahin führt, daß im 
Zweifel als Erfüllungsort der Wohnort des Schuldners zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes jedenfalls dann zu gelten habe, 
wenn der Vertrag daſelbſt zum Abſchluß gelangt iſt. Es iſt 
dieſe Anſchauung in Theorie und Praxis im Anſchluſſe an 
Savigny, Syſtem Bd. 8 S. 205, 227 und 8 (vergl. Wetzel, 
Civilprozeß § 41 S. 443, Seuffert's Archiv Bd. 30 Nr. 184, 
Bd. 40 Nr. 53, Bd. 42 Nr. 103 und Bd. 46 Nr. 174, Archiv 
für praktiſche Rechtsanwendung N. F. Bd. 6 S. 417) allerdings 
vielfach vertreten, allein in den Quellen des gemeinen Rechts 
findet er keine Stütze. Daſſelbe legt dem Wohnort des 
Schuldners in Rückſicht der Erfüllung nur inſoweit ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht bei, als derſelbe einen Gerichtsſtand des 
Schuldners begründet, alſo nur dem jeweiligen Wohnort des 
Schuldners zur Zeit der Klagerhebung und nicht dem Wohnort 
des Schuldners zur Zeit des Vertragsabſchluſſes. Es kann 
auch nicht zugegeben werden, daß eine Vermuthung dafür 
ſpreche, daß der Gläubiger erwarte, daß der Schuldner für alle 
Zeit an feinem Wohnort zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
erfüllen werde, noch weniger aber dafür, daß der Schuldner 
ſich für alle Zeit an dieſen Ort als Erfüllungsort binden wolle, 
insbeſondere bei Verträgen, wie im vorliegenden Fall, die ſich 
auf eine lange Zeitdauer erſtrecken (vergl. Entſch. des erkennenden 
Senats vom 1. Juni 1897 in Sachen Böhme wider Vogt 
Rep. III 55/97). Es iſt denn auch in den Motiven zu § 269 
des B. G. B., worin als Erfüllungsort im Zweifel der Wohnort 
des Schuldners zur Zeit des Vertragsabſchluſſes, wie in Art. 324 
Abſ. 2 des H. G. B., eingeführt wird, von der Savigny'ſchen 
Anſicht, als einem in das gemeine Recht übergegangenen 
Rechtsſatz nicht die Rede. (Motive zum B. G. B. Bd. II 
S. 34 flg.) III. C. S. i. S. v. Wangenheim c. Schwanitz 
vom 11. Oktober 1898, Nr. 143/98 III. 

25. Es handelt ſich gegenwärtig nur noch um das von dem 
B. G. zurückgewieſene Klagbegehren, das in dem Anſtellungs⸗ 
vertrage enthaltene Konkurrenzverbot für unverbindlich zu er- 
klären. Die in dieſer Beziehung erhobenen Reviſtonsangriffe ſind 
jedoch ſämmtlich unbegründet. Zunächſt iſt dem B. G. in dem 
von ihm aufgeſtellten Rechtsſatze, daß das vertragswidrige Ver⸗ 
halten des einen Theils, im vorliegenden Falle die vorzeitige 
ungerechtfertigte Entlaſſung des Kl., dem andern Theil kein 
Recht des Rücktritts vom Vertrage gewähre, der andere Theil 
vielmehr nur Erfüllung bezw. Schadenserſatz verlangen könne, 
beizuſtimmen. Wenn ſich dem gegenüber die Reviſion auf die 
exceptio non adimpleti contractus beruft, ſo kann danach 
allerdings der eine Theil die Erfüllung ſo lange weigern, als 
der andere Theil mit ſeiner Erfüllung im Verzuge iſt. Das 
iſt aber etwas ganz Anderes, nur ein Mittel, die Vertrags- 
erfüllung von der Gegenſeite zu verlangen. Im vorliegenden 
Falle ſteht dies gar nicht in Frage; auf die Vertragserfüllung 


von der Gegenſeite, wie die Gehalts und Tantiemezahlung 
Seitens der Bekl., iſt bereits erkannt. Ebenſowenig iſt der 
zweite Reviſionsangriff begründet. Das B. U. verkennt nicht, 
daß das Konkurrenzverbot im Zweifel nur auf Fälle fich erſtreckt, 
in welchen die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes auf den Ger 
hülfen zurückzuführen iſt. Es ſtellt aber im vorliegenden Fall 
aus dem Inhalt des Vertrages und der voraufgegangenen 
Korreſpondenz feſt, daß es nach Abſicht der Kontrahenten auf 
jeden Fall der Löſung des Dienſtverhältniſſes mit der einzigen 
Ausnahme, daß nicht ein rein willkürliches, gegen Treu und 
Glauben verſtoßendes Verhalten vorliegen dürfe, anwendbar 
ſein ſolle. Das iſt Vertragsauslegung, welche einen Rechts⸗ 
irrthum nicht erkennen läßt und daher in der Reviſionsinſtanz 
nicht anfechtbar iſt. III. C. S. i. S. Brünger c. Grünbaum 
vom 14. Oktober 1898, Nr. 148/98 III. 
V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 


26. Es handelt ſich darum, ob der Kl., welcher bei dem | 


Bekl. als Kellner in Dienſt ſtand und am 14. Juni 1894 
durch das Springen eines Mörſers, der zu Ehren einer in der 
Reſtauration des Bekl. ankommenden Geſellſchaft durch deſſen 
Buffetier K. abgefeuert wurde, am linken Bein verletzt iſt, 
den Bekl., welcher ſchon in einem Vorprozeſſe rechtskräftig 
verurtheilt worden, dem Kl. für die ihm durch die Verletzung 
während der Zeit bis zum 1. Mai 1895 erwachſenen Schäden 
Erſatz zu gewähren, auch für die in der Folgezeit durch die 
Verletzung bei dem Kl. hervorgerufene Beeinträchtigung in der 
Erwerbsfähigkeit haftbar machen kann. Die Vorinſtanz hat 
die Klage für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt. Der 
gegen dieſe Entſcheidung, welche unter Anwendung des § 367 (8) 
des Strafgeſetzbuchs und des § 26 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. 
ergangen, vom Bekl. eingelegten Reviſion iſt der Erfolg zu 
verſagen. Zunäaͤchſt iſt den Ausführungen des B. G., auf welche 
verwieſen wird, beizutreten, wonach durch die gedachte ſtraf⸗ 
rechtliche Vorſchrift, inſofern dieſelbe in der näher beſtimmten 
Weiſe das Schießen mit Feuergewehr oder anderem Schieß⸗ 
werkzeuge unterſagt, nicht blos verhütet werden ſoll, daß Ver⸗ 
letzungen durch ſogenanntes Scharfſchießen hervorgerufen werden, 
ſondern auch beabſichtigt wird, anderweiten Gefahren, die 
durch jenes Schießen für Menſchen verurſacht werden können, 
entgegenzutreten. Zutreffend iſt ferner in der angefochtenen 
Entſcheidung angenommen, daß auch der Kl., wenn er auch zu 
der betreffenden Zeit in Dienſten des Bekl. ſtand, zumal derſelbe 
nach den eigenen Anführungen des Bekl., als der Unfall ſich 
ereignete, mit dem Abfeuern des Mörſers nichts zu thun gehabt, 
als zu denjenigen Perſonen gehörig zu erachten, zu deren Schutz 
der § 367 (8) des Strafgeſetzbuchs dienen ſoll. Endlich 


erſcheint auch, worin gleichfalls der Vorinſtanz beizuſtimmen, 


die Ausführung des Bekl. abwegig, daß die Beobachtung des 
in Frage ſtehenden Polizeigeſetzes den Schaden nicht habe ab- 
wenden. können, da, worüber Beweis angetreten, die vor⸗ 


geſchriebene polizeiliche Erlaubniß von der zuſtändigen Polizei. 


verwaltung mit Rückſicht darauf, daß es ſich hier nur um das 
Abfeuern von blind geladenen Böllern gehandelt, nicht verſagt 
ſein würde. Der Berückſichtigung dieſes Vorbringens ſteht der 
§ 26 Thl. J Tit. 6 des A. L. R. entgegen. Danach ſoll, wie 
bei der Beurtheilung eines gleichliegenden Falles in Rückſicht 
auf denſelben, auch damals vorgebrachten Einwand von dem gegen⸗ 
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wärtig erkennenden Senate ausgeſprochen ift (vergl. Rep. VI 
232/89), jeder durch die Beobachtung des Paolizeigeſetzes 
vermeidliche Schaden als ein durch die Vernachläſſigung des 
Gebots verurſachter betrachtet werden, ohne daß ein Gegen ⸗ 
beweis zugelaſſen iſt. VI. C. S. i. S. Palleuſch c. Küter 
vom 24. Oktober 1898, Nr. 191/98 VI. 

27. Der Miethsausfall, deſſen Erſtattung Kl. verlangt, 
iſt nach ſeiner Behauptung dadurch entſtanden, daß er in der 
Zeit vom 1. Oktober 1894 bis dahin 1895, während in der 
III. und II. Etage, im Erdgeſchoß und in den Hinterwohnungen 
ſeines Hauſes die nothwendigen Renovirungsarbeiten vorgenommen 
wurden, genöthigt war, die III. Etage unentgeltlich ſeinen 
Miethern der Reihe nach zur Verfügung zu ſtellen, weil er 
andernfalls die Miether verloren haben würde. Daß es ſich 
dabei um Renovirungsarbeiten handelt, die zur Beſeitigung 
derjenigen Schäden vorgenommen werden mußten, die das Haus 
des Kl. in den Jahren 1891, 1892 durch den Neubau der Bekl. 
erlitten hatte, ift unſtreitig. Mit Rückſicht hierauf erachtet der 
B. R. den Einwand der Bekl., daß der Anſpruch nach $ 54 
Tit. 6 Thl. I des A. L. R. verjährt ſei, weil die gegenwärtige 
Klage, wie unſtreitig iſt, erſt am 4. September 1897 zugeſtellt 
worden, für durchgreifend. Denn es handle ſich um einen 
außerkontraktlichen Schaden, der im Jahre 1892 entſtanden und 
deſſen Daſein und Urheber bereits damals zur Wiſſenſchaft des 
Kl. gelangt ſei. Unerheblich ſei es, wenn Kl. die Renovirungs⸗ 
arbeiten bis zum Oktober 1894 verſchoben und deshalb die 
Höhe der Summe, die er habe aufwenden müſſen, erſt nach 
deren Beendigung (im Oktober 1895) in Erfahrung gebracht 
habe; denn er habe ſchon im Jahre 1892, nachdem die Schäden 
entſtanden waren, erkennen können, daß er umfangreiche Aus- 
beſſerungen, die die Unvermiethbarkeit der Wohnungen auf 
längere Zeit zur Folge haben würden, werde vornehmen laſſen 
müſſen und daß er während derſelben denjenigen Miethern, die 
er nicht verlieren wollte, andere Räume unengeltlich werde zur 
Verfügung zu ſtellen haben. Dieſer Ausführung gegenüber be⸗ 
hauptet die Reviſion, daß der Schaden erſt in dem Mieths⸗ 
jahre 1894/95 exiſtent geworden ſei und daß es darauf, ob 
ſeine Entſtehung vorausgeſehen werden konnte, überhaupt nicht 
ankomme, da vielmehr das Daſein des Schadens entſcheide. 
Letzteres, nämlich daß das Daſein des Schadens entſcheidet, iſt 
allerdings richtig. Aber ein Schaden iſt da, ſobald die Ver⸗ 
ſchlimmerung eingetreten iſt, auch wenn ſich die Wirkungen 
dieſer Verſchlimmerung erſt ſpäter geltend machen, vorausgeſetzt 
nur, daß ſie bei verſtändiger Erwägung vorausgeſehen werden 
konnten. Ju dieſem Sinne iſt § 54 Tit. 6 Thl. I des A. L. R. 
ſowohl in der früheren Rechtſprechung (vergl. Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. 13 S. 19; Juftizminiſterialblatt 1846 S. 151; 
Striethorſt Archiv Bd. 61 S. 316; Bd. 92 S. 258; Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. 16 S. 176), wie auch bisher vom R. G. 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 23 S. 258; Gruchots Beiträge 


Bd. 34 S. 492) unter Zuſtimmung namhafter Rechtslehrer 


(vergl. Eccius Bd. 1 § 57 Note 38 a; Dernburg Bd. 1 8171 
Note 2) verſtanden worden, und es liegt keine Veranlaſſung 
vor, von dieſer feſtſtehenden Praxis abzugehen. Mit ihr be⸗ 
findet ſich der B. R. im Einklange, wenn er feſtſtellt, daß der 
Schaden bereits im Jahre 1892 dageweſen ſei, weil ſich bereits 
damals habe erkennen laſſen, in welchem Umfange Renovirungs⸗ 


arbeiten in dem Hauſe des Kl. nothwendig werden würden. 
Endlich folgt auch daraus, daß ſich Kl. im Vorprozeß die Er- 
höhung ſeiner Schadenserſatzanſprüche vorbehalten haben will, 
keineswegs, daß damit der Verjährungseinwand ausgeſchloſſen 
wäre. Ob dies der Fall fein würde, wenn Kl. im Vorprozeß 
nicht blos einen allgemeinen Vorbehalt erklärt, ſondern ſchon 
damals für den jetzt geltend gemachten Schaden einen Anſpruch 
in beſtimmter Höhe aufgeſtellt und von ſeinem ſo berechneten 
Geſammtanſpruch einen Theilbetrag eingeklagt hätte, kann um 
erörtert bleiben, da ein ſolcher Fall, wie er in den Urtheilen 
der Entſch. des R. G. Bd. 34 S. 261, Bd. 39 S. 216 voraus. 
geſetzt wird, hier nicht vorliegt. V. C. S. i. S. Laacke 
c. Nicolai'ſche Buchhandlung und Gen. vom 12. Oktober 1898, 
Nr. 213/98 V. 

28. Die Reviſton wirft dem B. G. zunächſt vor, es habe 
die Beweislaſt bezüglich des in Frage ſtehenden Rechts verhältniſſes 
verkannt. Kl. habe nur ein ſolches thatſächliches Verhältniß 
darzuthun, aus dem, wenn nicht von dem Bekl. etwas Anderes 
bewiefen werde, deſſen Pflicht zur Rechnungslegung folge. Dieſer 
Beweis ſei nach der ganzen Sachlage als von dem Kl. geführt 
zu erachten, fo daß Bekl. den behaupteten Werkverdingungs⸗ 
vertrag zu beweiſen hätte. Dieſer Angriff kann nicht als be 
rechtigt anerkannt werden. Die Sachdarſtellung der Klage und 
diejenige des Bekl. ſtehen ſich einander ausſchließend gegenüber. 
Kl. verlangt Rechnungslegung aus einem Vollmachtsvertrag, 
über ein beſtimmt begrenztes Auftragsverhältniß; Bekl. hat das 
Beſtehen dieſes Rechtsverhältniſſes beſtritten und den Abſchluß 
eines khatſächlich und rechtlich verſchiedenen Vertrages in De 
ziehung auf die Bauten behauptet, welcher Vertrag an ſich die 
Verpflichtung des Bekl. zur Rechnungslegung nicht in fd 
ſchließen würde. Kl. hat demgegenüber auf feiner Darſtellung 
und ſeinem Klagantrage beharrt, welcher auf Rechnungslegung 
gerade aus dem angeblichen beſtimmt begrenzten Auftrags⸗ 
verhältniß gerichtet iſt. Daß Kl. ſchließlich aus dem Klagantrage 
die Summe der angeblich von dem Bekl. zu den Bauten aus 
dem Vermögen des Kl. verwendeten Gelder weggelaſſen hat, 
vermag hieran Nichts zu ändern. Hiernach war es Sache des 
Kl., die von ihm behaupteten Klagthatſachen, bezw. das Auf⸗ 
tragsverhältniß zu beweiſen. Dieſer Beweis ft ihm aber nach 
der Anſicht des B. G. in keiner Richtung gelungen. VI. C. ©. 
i. S. Mehring c. Kirſchbaum vom 17. Oktober 1898, 
Nr. 211/98 VI. 

29. Das B. U. iſt in feinem den vom Bell. behaupteten 
ſchriftlichen Vergleich betreffenden Theile unhaltbar. Unterſtelt 
man die Richtigkeit der von dem Bekl. nach dem Thatbeſtande 
des B. U. aufgeſtellten Behauptung, ſo hätten ſich Parteien in 
April 1892 ſchriftlich dahin verglichen, daß der Bekl. ſeine 
Schuld aus dem Urtheil des Königlichen Kreisgerichts in Lobjend 
vom 29. Mai 1879 in monatlichen Raten von 10 Mark habe 
abzahlen, und daß die Kl. für den Fall der Unpünktlichkeit des 
Bekl. nur habe berechtigt fein follen, die rückſtändigen Monats. 
raten einzuklagen. Der B. R. führt aus, dieſer Vergleich kt 
nah § 417 A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 wirkſam angefochten; er 
habe keine Kraft, weil die als unſtreitig und unzweifelhaft 
vorausgeſetzte Thatſache, daß die Wechſel vom 15. November 1878 
und 15. Februar 1879 nicht mehr vorhanden feien, ſich alt 
unwahr herausgeſtellt habe, die Parteien oder doch die Kl. darüber 


A 


im Irrthum gewefen ſei. Allein die Kl. hat zunächſt in dieſem 
Prozeſſe gar nicht behauptet, daß fie jemals aufgehört habe, im 
Beſitze der Wechſel zu ſein, aus denen ſie im Vorprozeſſe geklagt 
hat und die ſie in dieſem Prozeſſe zu den Akten übergeben hat. 
Vielmehr war es der Bekl., welcher nach dem Thatbeſtande des 
B. U. die Behauptung aufgeſtellt hat, die Kl. habe im April 1892 
dem Bekl. gegenüber zugeſtanden, daß die dem Contumacial- 
urtheil zu Grunde gelegenen Wechſel nicht mehr vorhanden ſeien. 
Deshalb und weil der Betrag der Reſtſchuld ſtreitig und ungewiß 
geweſen ſei, hätten ſich die Parteien ſo, wie Bekl. angegeben, 
verglichen. Es erhellt nicht, daß ſich die Kl. dieſe Behauptung 
angeeignet habe. Vielmehr hat ſie beſtritten, daß überhaupt ein 
ſchriftlicher Vergleich zwiſchen ihr und dem Bekl. des von 
dieſem behaupteten Inhalts abgeſchloſſen ſei, alſo auch, daß dieſer 
Vergleich unter einer irrthümlichen Vorausſetzung von ihr ab- 
geſchloſſen ſei. Ihre Ausführungen laſſen ſich kaum anders ver⸗ 
ſtehen, als dahin, daß, wenn unterſtellt würde, daß der von dem 
Bekl. behauptete ſchriftliche Vergleich nach gegneriſcher Annahme 
auf der einzigen Vorausſetzung beruhete, daß die Wechſel nicht 
mehr vorhanden geweſen ſeien, dieſe Annahme falſch geweſen ſei, 
deshalb werde der Vergleich von ihr angefochten. So laßt ſich 
eine Anfechtung nicht begründen. Die Kl. hätte die Behauptung 
aufſtellen müſſen, daß ſie den von dem Bekl. behaupteten Ver⸗ 
gleich abgeſchloſſen habe, daß ſie den Vergleich aus dem Grunde 
abgeſchloſſen habe, weil ſie ebenſo wie der Bekl. geglaubt habe, 
die Wechſel ſeien nicht mehr vorhanden, daß aber dieſe Annahme 
irrig geweſen ſei. Vielmehr ſeien die Wechſel noch vorhanden 
geweſen und ſpäter von ihr wieder aufgefunden. Sodann trifft 
die Unterſtellung nicht zu, daß der angebliche Vergleich nur aus 
dem Grunde abgeſchloſſen ſei, weil Parteien vorausſetzten, die 
Wechſel ſeien nicht vorhanden. Vielmehr ſoll nach der Angabe 
des Bekl. der Vergleich deshalb und weil der Betrag der Reft- 
ſchuld ſtreitig und ungewiß geweſen ſei, geſchloſſen ſein. Das 
Kammergericht lehnt deshalb auch eine Anfechtbarkeit aus $ 150 
A. L. R. Thl. J Tit. 4 ab. Es wäre zu erörtern geblieben, ob, 
jenen Irrthum unterſtellt, die Parteien den Vergleich nicht auch 
geſchloſſen haben würden, wenn die Wechſel vorhanden waren, 
weil der Betrag der Reſtſchuld zwiſchen ihnen ſtreitig geweſen 
ſei. Abgeſehen hiervon iſt es aber auch rechtsirrthümlich, wenn 
das B. G. annimmt, daß ein Vergleich des behaupteten Inhalts 
aus einem Irrthum dieſer Art von der Kl. hätte angefochten 
werden können. Nach § 417 A. L. R. Thl. I Tit. 16 ent- 
kräften Irrthümer in der Perſon oder in dem Gegenſtande des 
Vergleichs denſelben ſo wie jede andere Willenserklärung. Wenn 
dieſe geſetzliche Beſtimmung nicht ſchon für ſich klar wäre, ſo 
wird fie ganz unzweideutig durch die dabei angezogenen Thl. J 
Tit. 4 88 75 folg. Sowenig hier ein Irrthum über die Perſon 
der Kontrahenten, ſowenig lag ein Irrthum über das vor, 
worüber man kontrahirte. Der Vergleich betraf die Wechſel⸗ 
forderung, welche der Kl. durch das kreisgerichtliche Urtheil 
zugeſprochen war. Hierüber und über das, was durch den Ver⸗ 
gleich feſtgeſtellt wurde, beſtand bei den Parteien kein Irrthum. 
Der Irrthum ſoll allein betroffen haben das Vorhandenſein der 
Wechſel, aus welchen der Kl. die ihr zugeſprochene Forderung 
zuſtand. Wären aber die Wechſel nicht mehr vorhanden geweſen, 
ſo würde dadurch allein das durch die rechtskräftige Entſcheidung 
feſtgeſtellte Recht der Kl. nicht in Frage geſtellt ſein. Es wäre 


nur etwa ſchwerer zu realiſiren geweſen, die Kl. hätte ja, wenn 
Bekl. nicht ohne Zurückgabe der Wechſel zahlen wollte, die 
Wechſel aufrufen laſſen können. Ein Irrthum, die Wechſel 
ſeien nicht vorhanden, betraf alſo nur die Beſchaffenheit des 
Rechts im Sinne des § 418 A. L. R. Thl. 1 Tit. 16, nämlich 
ſeine ſchwerere Realiſirbarkeit. Nun iſt aber nach dieſer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung ein Vergleich unter dem Vorwande eines 
vorgefallenen Irrthums über die Beſchaffenheit des ſtreitigen 
Rechts in der Regel nicht anfechtbar. Wie ſchon in dem reichs⸗ 
gerichtlichen Urtheil VI 174/95 vom 28. Oktober 1895, auf 
welches ſich der B. R. ſehr zu Unrecht für ſeine Anſicht beruft, 
ausgeführt iſt, erklären ſich die Worte „in der Regel“ genugſam 
aus den folgenden $$ 419, 420. Es hat damit nicht gefagt 
ſein ſollen, daß der Richter nach ſeinem Ermeſſen die Anfechtung 
des Vergleichs auch wegen eines bloßen Irrthums über die Be⸗ 
ſchaffenheit des ſtreitigen Rechts zulaſſen könne. Vielmehr ſtellen 
die §§ 419 und 420 a. a. O. die einzigen Ausnahmen von der 
regelmäßigen Unanfechtbarkeit eines Vergleichs wegen Irrthums 
über die Beſchaffenheit des ſtreitigen Rechts auf. Nun iſt aber 
hier davon, daß der Bekl. der Kl. gegenüber ein angebliches 
Recht betrüglicher Weiſe vorgeſpiegelt habe (§ 419) gar keine 
Rede. Und ebenſowenig ſind Urkunden neu aufgefunden, aus 
welchen der gänzliche Mangel alles Rechts auf Seiten des Bekl. 
klar nachgewieſen werden könnte (8 420). Der vom B. G. 
angenommenen Anfechtbarkeit des angeblich geſchloſſenen fchrift- 
lichen Vergleichs fehlt alſo der geſetzliche Boden. I. C. S. i. S. 
Gäsbeck c. Jackſtädt vom 15. Oktober 1898, Nr. 384/98 J. 

30. Der Kl. hat Beweis darüber angetreten, daß ein 
Antheil des Sparkaſſenguthabens in Höhe der ihm überwieſenen 
Beträge dem Manne K. zuſtehe. Die Erhebung dieſes Beweiſes 
durfte nicht deshalb von dem B. G. abgelehnt werden, weil der 
Kl. erſt nach vorausgegangener Auseinanderſetzung unter den 
Eheleuten K. über ihre Antheile an dem Sparkaſſenguthaben 
ſein Einziehungsrecht gegen den Bekl. geltend machen könne. 
Es läßt ſich auch ohne eine förmliche Auseinanderſetzung über 
das ganze Sparkaſſenguthaben und ohne die Zuziehung der 
Eheleute K. zu dem Prozeſſe feſtſtellen, welcher Betrag des 
Sparkaſſenguthabens dem Manne K. zuſteht und in welchem 
Umfange mithin das klägeriſche Einziehungsrecht begründet iſt. 
Sodann handelt es ſich in dem gegenwärtigen Prozeſſe noch nicht 
um die Einziehung ſelbſt, ſondern nur um deren Vorbereitung 
durch die Beſchaffung des Sparkaſſenbuchs, ſodaß die Frau K. 
gegen die Einziehung ihre Rechte geltend machen kann. Auch 
wird der Bekl. durch die Herausgabe des Buches anſcheinend 
nicht geſchädigt, weil das Guthaben der Eheleute K. zur Be⸗ 
friedigung beider Parteien zureicht. V. C. S. i. S. Arnold c. 
Ortsarmenverband Kupferhammer vom 22. Oktober 1898, 
Nr. 121/98 V. ü 

31. Die Beſtimmung in § 236 des A. L. R. Thl. I 
Tit. 17, daß, ſoweit Jemand einem Andern durch nuͤtzliche Be⸗ 
ſorgung ſeiner Geſchäfte oder durch nützliche Verwendung ver⸗ 
pflichtet wird, ſoweit auch eine Geſellſchaft ſolcher Geſtalt ver- 
pflichtet werden kann, läßt keinen Zweifel darüber, daß auch 
einer Geſellſchaft gegenüber die Geltendmachung eines Anſpruchs 
aus der nützlichen Verwendung durch die Vorausſetzungen bedingt 
iſt, wie dieſelben im A. L. R. Thl. 1 Tit. 13 im Abſchnitt III 


„Von nützlichen Verwendungen“ aufgeſtellt find. Die Beſonder⸗ 
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heiten gegenüber einer Geſellſchaft beſtehen allein darin, daß der 
einzelne Geſellſchafter als Selbſtſchuldner gemäß § 237 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 17 nur für feinen Antheil, im Uebrigen 
nur — 8 238 — als Bürge haftet. Wenn nun aber nach 
§ 277 des A. L. R. Thl. I Tit. 13 die Klage aus der nütz⸗ 
lichen Verwendung nur in dem Falle ſtattfindet und naturgemäß 
nur ſtattfinden kann, wenn kein rechtlicher Vertrag unter den 
Parteien vorhanden iſt, ſo ſchließt das doch nicht aus, bei der 
Geltendmachung eines Anſpruchs im Wege der Klage ſich in 


erſter Reihe auf einen Vertrag und, falls dieſer nicht anerkannt 


werden ſollte, auf die nützliche Verwendung zu berufen (vergl. 
Urtheil des Preußiſchen Obertribunals vom 15. Januar 1857, 
Striethorſt Archiv Bd. 23 S. 239, Dernburg Lehrbuch des 
Preußiſchen Privatrechts Bd. II § 288 bei Anm. 19). IV. C. S. 
i. S. v. Drabizius Erben 0. Leupold Nachf. vom 6. Oktober 
1898, Nr. 97/98 IV. ; 

32. Das Wahlrecht, das nach SS 811 ff. Thl. II Tit. 1 
des A. L. R. dem unſchuldigen geſchiedenen Ehegatten zuſteht, 
geht nach deſſen Tode auf die Erben über. Darüber, daß die 
Erben im vorliegenden Fall die Abſonderung der Güter vom 
Bekl. verlangt haben, beſteht kein Streit. Die Wahl wirkt 
rückwärts dergeſtalt, daß mit dem Tage des rechtskräftigen 


Scheidungsurtheils die Gütergemeinſchaft als aufgehoben an⸗ 


geſehen wird, und das, was der unſchuldige Ehegatte in die 
Ehe eingebracht hat, von da ab in ſein Sondereigenthum 
zurückfällt. Von dieſen Grundſätzen geht auch der B. R. bei 
ſeiner Entſcheidung über die Widerklage aus. Auf Grund der 
hierbei vom B. R. getroffenen Feſtſtellungen kann jedoch zur 
Zeit eine Verurtheilung des Bekl. noch nicht erfolgen. Bei 
Beurtheilung des Klageanſpruchs iſt davon auszugehen, daß 
der unſchuldige Ehegatte, ſo lange er ſich mit dem andern 
Theil über das gütergemeinſchaftliche Vermögen nicht aus⸗ 
einandergeſetzt hat, nicht ohne Weiteres befugt iſt, die Heraus⸗ 
gabe ſeines Eingebrachten zu fordern. Wenn ihm aus dieſem 
Grunde die Klage auf Herausgabe auch nicht gänzlich zu ver⸗ 
ſagen iſt, ſo hat er doch zu ihrer Begründung darzuthun, daß 
dadurch die Intereſſen des andern Ehegatten nicht gefährdet 
würden, alſo darzulegen, daß das übrige gemeinſchaftliche Ver⸗ 
mögen zur Deckung der Anſprüche des andern Ehegatten aus⸗ 
reiche (vergl. die Urtheile des R. G. vom 8. April 1880 und 
7. Februar 1884 in Gruchot, Beiträge Bd. 24 S. 883, Bd. 28 
S. 957 ſowie vom 10. November 1887 in Bolze, Praxis des 
Reichsgerichts Bd. 5 Nr. 818). Nach dieſer Richtung hat der 
Kl. die Klage zwar nicht näher begründet; doch daraus folgt 
nicht, daß die Klage als unbegründet zurückzuweiſen ſei, ſondern 
nur, daß der B. R. bei der künftigen Verhandlung, wenn der 
Kl. fein Vorbringen nicht ſelber ergänzen ſollte, durch Aus⸗ 
übung des Fragerechts auf eine Vervollſtändigung der Klage 
hinzuwirken hat. V. C. S. i. S. Elsner c. Jakſoniak vom 
22. Oktober 1898, Nr. 122/98 V. | 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

33. Die Reviſion ſucht darzulegen, daß der Rechtsweg 
auch in Anſehung der beiden eventuellen Klaganträge aus⸗ 
geſchloſſen, ſei; ihren hierauf gerichteten Ausführungen kann 
indeffen nicht beigetreten werden. Die eventuellen Klaganträge 
ruhen auf folgendem Gedankengange: 1. Wenn der Eigenthümer 


der ausgedeichten Ländereien durch deren Ausdeichung von ſeiner 
bisherigen öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtung, einen entſprechenden 
Beitrag zu dem von dem klagenden Deichverband zu verzinſenden 
und zu amortiſirenden Darlehn von 836 000 Mark zu leiſten, 
frei geworden ſein ſollte und ſein bisheriger Beitrag daher 
künftig von den übrigen, im Deichverbande verbliebenen und 
durch dieſen vertretenen Deichgenoſſen mit aufzubringen wäre, 
dieſe alſo um ſo viel höher belaſtet würden, ſo würde 
dies eine Bereicherung des Fiskus als Eigenthümers der 
gedachten Ländereien auf Koſten und aus dem Vermögen 
des Deichverbandes bedeuten, da der Fiskus die Ländereien 
für einen Kaufpreis erworben habe, der. um den kapitaliſirten 
Betrag jenes Beitrages geringer geweſen ſei, als er ohne die 
bei dem Kaufabſchluſſe auf beiden Seiten gehegte Annahme, die 
Ländereien blieben beitragspflichtig, geweſen ſein würde. Der 
Deichverband könne deshalb von dem Fiskus als Eigenthümer 
der ausgedeichten Ländereien den Betrag dieſer Bereicherung 
beanſpruchen und zwar entweder in Geſtalt einer bis zur Tilgung 
der fraglichen Darlehnsſchuld jährlich zu entrichtenden, dem bis⸗ 
herigen jährlichen Beitrag gleichkommenden Summe (Klag⸗ 
antrag 2) oder in Geſtalt des kapitaliſirten Betrages dieſer 
Jahresſumme (Klagantrag 3). 2. Falls in Folge der Aus⸗ 
deichung der Deichverband der Beihülfe der ausgedeichten Ländereien 
zur Verzinſung und Abtragung der in Frage ſtehenden Darlehns⸗ 
ſchuld verluſtig gegangen ſein ſollte, ſo würde die ihm, d. h. den 
im Deichverband verbliebenen Deichgenoſſen, daraus erwachſene 
Mehrbelaſtung ein Opfer darſtellen, das dem dem allgemeinen 
Wohle dienenden Werke der Weichſelregulirung gebracht werde. 
Der Deichverband könne daher auf Grund des § 75 der Ein⸗ 
leitung des A. L. R. von dem Fiskus Entſchädigung für dieſes 
Opfer fordern und zwar ebenfalls in einer der beiden, vorſtehend 
unter Ziffer 1 bezeichneten Formen. Wie ohne Weiteres ein⸗ 
leuchtend iſt, handelt es ſich hiernach bei beiden Klaganträgen 
um Anſprüche, die privatrechtlicher Natur find und über die 
daher im ordentlichen Rechtswege zu entſcheiden iſt, nämlich um 
einen Anſpruch aus angeblich ungerechtfertigter Bereicherung und 
um einen Anſpruch aus § 75 der Einleitung des A. L. R. 
Was die Reviſton hiergegen vorbringt, iſt in allen Punkten 
verfehlt und abwegig. Näher dargelegt. V. C. S. i. S. Fiskus 
c. Danziger Deichverband vom 5. Oktober 1898, Nr. 91/98 V. 

Zu den Stempelgeſetzen. 3 

34. Die Kl., welche am 21. April 1896 ein Grundſtück 
in Berlin zum angegebenen Werthe von 300 000. Mark durch 
Auflaſſung erworben und dafür den Auflaſſungsſtempel von 
1 Prozent mit 3 000 Mark entrichtet hat, hält ſich auf Grund 
des § 5 des am 1. April 1896 in Kraft getretenen, hier alſo 
zur Anwendung kommenden Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895 nur zur Entrichtung eines Stempels von Ya Prozent für 
verpflichtet und fordert deshalb die Rückzahlung des Mehr 
betrages von 1 500 Mark. Beide Vorderrichter haben dieſen 
Anſpruch zurückgewieſen, indem ſie die Annahme der Kl., daß 
ſie im Sinne des genannten Stempelſteuergeſetzes als „Ver ⸗ 
ſorgungsanſtalt“ bezw. als „milde Stiftung“ anzuſehen ſei, als 
unzutreffend verwerfen. Die von der Kl. noch eingelegte Reviſton 
konnte keinen Erfolg haben. Seitens des Bekl. war in I. J. 
eingewendet, daß der erhobene Anſpruch ſchon deshalb hinfällig 
ſei, weil die Vorſchrift des § 5 d des Geſetzes: „ferner öffentliche 
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Waiſenhäuſer, vom Staate genehmigte Hospitäler und andere 
Verſorgungsanſtalten“ zu ihrer Anwendung öffentliche Ver⸗ 
ſorgungsanſtalten erfordere, dieſe Eigenſchaft der Kl. aber 
fehle. Beide Vorderrichter haben jedoch ausgeführt. und es ift 
dieſen Erwägungen überall beizutreten, daß das Wort „öffent- 
liche“ ſich nur auf Waiſenhäuſer, nicht aber auch auf andere Ver⸗ 
ſorgungsanſtalten beziehe. Für ihre Eigenſchaft als Verſorgungs⸗ 
anſtalt hat Kl. ſich zunächſt auf die von dem Königlichen 
Provinzialſchulkollegium zu Berlin am 23. Mai 1896 ertheilte 
Beſcheinigung berufen. Mit Recht erachtet der B. R. dieſe 
Beſcheinigung deshalb für unerheblich, weil dieſelbe gar nicht 
beurkunden wolle, daß im Sinne des Stempelſteuergeſetzes eine 
Verſorgungsanſtalt vorliege, und weil die Entſcheidung der 
letzteren Frage nicht im Auffichtswege, ſondern jetzt vom Richter 
zu treffen ſei. Der B. R. geht ſodann davon aus, daß die 
Verſorgungsanſtalten im Sinne des mehrgenannten Geſetzes 
ebenſo wie die Waiſenhäuſer zu beurtheilen ſeien. Er weiſt 
darauf hin, daß in dem, gleichfalls am 31. Juli 1895 
ergangenen Erbſchaftsſteuergeſetze im Tarif Befreiungen 29 ſich 
dieſelbe Beſtimmung wie die des § 5d des Stempelſteuergeſetzes 
befindet, daß die Fafſung des jetzigen Erbſchaftsſteuergeſetzes ſich 
a 30. Mai 1873 
von der des früheren Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 19. Mat 1891 
an der bezüglichen Stelle nur dadurch unterſcheidet, daß vor dem 
Worte „Waiſenhäuſer“ das Wort „öffentliche“ hinzugefügt iſt, 
welches letztere Wort ſich lediglich auf Waiſenhäuſer, nicht auch 
auf andere Verſorgungsanſtalten beziehe, und führt unter Bezug ⸗ 
nahme auf die in dem Urtheile des R. G. vom 23. September 
1895 in Sachen Levin wider Fiskus IV. 71/95 dargelegten 
Grundſätze aus, daß ein Anlaß zu einer anderen Beurtheilung 
des Begriffes der Verſorgungsanſtalten, wie ſie in jenem Urtheile 
für die Waiſenanſtalten erfolgt ſei, nicht vorliege, daß dieſer 
Begriff derſelbe geblieben und nach den Vorſchriften des A. L. R. 
zu beurtheilen ſei. Unter ſpeziellem Eingehen auf die einzelnen 
Vorſchriften des Tit. 19 Thl. II A. L. R. wird vom B. R. 
weiter des Näheren ausgeführt, daß nach dieſen Vorſchriften 
Waiſenhäuſer und Verſorgungsanſtalten auf eine Stufe zu 
ſtellen ſeien, daß wenn auch der Begriff der milden Stiftungen 
und der Verſorgungsanſtalten über den der Armenanſtalten 
hinausgehe, das A. L. R. doch die Verſorgungsanſtalten zu den 
Anſtalten der Armenpflege rechne und einen weiteren und einen 
engeren Begriff der Armenanſtalt kenne, ſowie daß unter den 
erſteren die Verſorgungsanſtalt falle, während der letztere ſich 
mit dem der Armenhäuſer decke, welche das Geſetz als die haupt⸗ 
ſächlichſte Art der Armenanſtalten behandle. Der B. R. gelangt 
dann aber zu dem Ergebniſſe, daß die klagende Anſtalt nicht zu 
den Anſtalten der Armenpflege zu rechnen ſei, und zwar auf 
Grund folgender Erwägungen: Der Zweck der Armenanſtalt ſei: 
der Noth zu ſteuern, der der Kl. gehe aber ſtatutenmäßig 
über dieſen Zweck hinaus. Eine Anſtalt habe den Charakter 
einer Armenanſtalt jedenfalls dann nicht, wenn ſie nicht nur 
der Noth ſteuern wolle, ſondern ohne dieſe Beſchränkung wohl⸗ 
thätige und gemeinnützige Zwecke verfolge. Daß aber letzteres 
der Fall ſei, ergebe das jetzt geltende Statut von 1887. Nach 
§ 2 deſſelben könne im Falle beſonderer Begabung für eine 
höhere wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder techniſche Ausbildung 
geſorgt werden, und jeder ehemalige Zögling der Mädchen⸗ 


Erziehungsanſtalt erhalte unter gewiſſen Bedingungen eine 
Mitgift von 1800 Mark. Der Begriff der Armenpflege könne 
nicht dahin erweitert werden, daß ſie auch berufen ſei, Kinder 
von Angehörigen der höheren Stände in dem Lebenskreiſe ihrer 
Eltern zu erhalten, ihnen alſo, wenn es dem Stande der Eltern 
entſpreche, eine höhere wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder techniſche 
Ausbildung zu gewähren; denn der Noth ſei dadurch abgeholfen, 
daß die Kinder „zu körperlich und geiſtig tüchtigen Menſchen 
herangebildet und zum Eintritt in das bürgerliche Leben fähig 
gemacht werden“ (5 2 des Statuts von 1887). Ueberdies ſei die 
gedachte höhere Ausbildung auch ganz allgemein für beſonders 
begabte Zöglinge, ohne jeden Unterſchied, welchem Standes- und 
Bildungskreiſe die Eltern angehören, in Ausſicht geſtellt; eine 
derartige Anordnung falle ebenſo wie die Gewährung einer 
Mitgift nicht unter den Geſichtspunkt der Abhilfe der Noth, 
ſondern in den Bereich der wohlthätigen und gemeinnützigen 
Beſtrebungen. Hierbei komme es nicht darauf an, ob nach dem 
Statut nur bedürftige Kinder aufgenommen werden, obwohl 
das neue Statut dieſe Beſchränkung nicht ausdrücklich ausſpreche. 
Wenn Mittelloſigkeit der Eltern die unerläßliche Aufnahme⸗ 
bedingung ſei, ſo müſſe auch angenommen werden, daß die 
Eltern der meiſten Zöglinge nicht den höheren Ständen an- 
gehörten, und wenn Kl. nach ihrer Angabe trotzdem die meiſten 
Zöglinge eine höhere Schule beſuchen laſſe, ſo wolle ſie nicht 
nur der Noth ſteuern, ſondern Wohlthaten erweiſen. Der 
Umſtand, daß die Mittel zu der höheren Ausbildung aus vier 
beſonderen, unter der Verwaltung der Anſtalt beſtehenden 
Stiftungen entnommen würden, ſei gegenüber den ſtatuten⸗ 
mäßig über die Grenzen der Armenpflege hinausgehenden 
Zielen der Anſtalt unerheblich, denn der ſtatutenmäßige Zweck 
der Anſtalt ändere ſich nicht, wenn auch die Mittel aus anderen, 
als Anſtaltsfonds genommen würden, außerdem gehörten nach 
§ 4 Nr. 3 des Statuts jene Stiftungen auch zum Anftalts- 
vermögen und dienten gemeinſam mit dem Grund- und Kapital- 
vermögen zur Verwirklichung der Anſtaltszwecke. Die Reviſion 
erhebt gegen dieſe Erwägungen den Vorwurf einer unzuläſſigen 
Beſchränkung des geſetzlichen Begriffs der „Verſorgungsanſtalten“, 
indem ſie geltend macht, daß eine Anſtalt, welche mehr als das 
zur Armenpflege Erforderliche leiſte, dadurch nicht aufhöre, Armen⸗ 
anſtalt zu ſein. Dieſer Vorwurf iſt jedoch unbegründet, weil die 
Auffaſſung des B. R. über den Begriff der Verſorgungsanſtalt 
auf einem richtigen Verſtändniß der in Betracht kommenden 
geſetzlichen Beſtimmungen beruht. Daß Waiſenhäuſer und 
andere Verſorgungsanſtalten im Sinne des Landrechts zu den 
Einrichtungen der Armenpflege gehören, wird vom B. R. daraus 
entnommen, daß die Beſtimmungen über dieſelben in dem von 
Armenanſtalten und anderen milden Stiftungen handelnden 
Thl. II Tit. 19 enthalten ſind. Seine Ausführung, daß nach 
dieſen Beſtimmungen der Begriff der Verſorgungsanſtalten auf 
das Gebiet der Armenpflege eingeſchränkt ſei, und ſeine weitere 
Annahme, daß der Zweck einer Armenanſtalt der ſei, der Noth 
zu ſteuern, dieſer Charakter jedoch einer Anſtalt fehle, welche 


nicht nur der Noth ſteuern wolle, ſondern ohne dieſe Be⸗ 


ſchränkung wohlthätige und gemeinnützige Zwecke verfolge, find 
rechtlich nicht zu beanſtanden, vielmehr nach den in Bezug 
genommenen Vorſchriften des Tit. 19 Thl. II A. L. R. als 
zutreffend anzuerkennen und entſprechen auch denjenigen Grund⸗ 
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lägen, welche in dem bereits erwähnten dieſſeitigen Urtheile vom 
23. September 1895 dargelegt ſind. Und wenn der B. R. 
unter Zugrundelegung dieſer Grundſätze dann aus dem Inhalte 
der einzelnen Beſtimmungen des Statuts feſtſtellt, daß die 
klagende Anſtalt nicht blos der Armenpflege dienende, ſondern 
darüber hinausgehende wohlthätige und gemeinnützige Zwecke 
verfolgt, ſo beruht dies auf thatſächlichen, im Wege der Reviſion 
mit Erfolg nicht angreifbaren Erwägungen. Wenn hiernach der 
darauf geſtützte Klagegrund, daß die klagende Anſtalt als Ver⸗ 
ſorgungsanſtalt zu erachten ſei, mit Recht verworfen iſt, ſo muß 
dem B. R. auch darin beigetreten werden, daß der fernere, aus 
der Eigenſchaft der Kl. als milde Stiftung entnommene Klage ⸗ 
grund gleichfalls nicht durchgreift. Der B. R. führt hier aus, 
daß materiell von einer die Steuerbefreiung gewährenden milden 
Stiftung nur dann die Rede ſein könne, wenn ihr Hauptzweck 
die Unterſtützung hülfsbedürftiger Perſonen ſei, daß aber aus 
den bereits erörterten Gründen letzteres nicht der Hauptzweck 
der Kl. ſei, dieſer vielmehr auf dem Gebiete der Gemeinnützigkeit 
und Wohlthätigkeit liege. — Das R. G. tritt dem bei und 
ſagt weiter: Der von der Reviſion hiergegen erhobene und auf 
die Ausführung geſtützte Angriff, es genüge, wenn die Stiftung 
ihrer ganzen Natur nach als milde zu erachten ſei, erſcheint 
gleichfalls unbegründet. Vom R. G. iſt wiederholt — vergl. 
das Urtheil des jetzt erkennenden Senats vom 22. September 
1890, Juſtizminiſterialblatt von 1891 S. 24 und die dort 
erwähnten Urtheile, ſowie das oben genannte Urtheil vom 
23. September 1895 — angenommen worden, daß eine milde 
Stiftung begriffsmäßig den Hauptzweck verfolge, hülfs⸗ 
bedürftigen Perſonen durch unentgeltliche Zuwendungen Unter- 
ſtützung zu gewähren. Von dieſem Grundſatze geht auch der 
B. R. ausdrücklich aus und gelangt auf Grund einer ein- 
gehenden und einwandfreien Prüfung der Sachlage zu dem 
Ergebniſſe, daß ein derartiger Hauptzweck nicht vorhanden ſei. 
Weiter iſt er aber auch in eine Erörterung der Frage ein⸗ 
getreten, ob die Stiftung durch Verleihung der Korporations⸗ 
rechte als milde hat anerkannt werden ſollen. Die Erwägungen, 
aus denen er dieſe Frage gleichfalls verneint hat, geben zu recht⸗ 
lichen Bedenken keine Veranlaſſung und laſſen die Verletzung 
einer Rechtsnorm nirgend erkennen, beruhen außerdem auf einer 
mit Erfolg nicht angreifbaren Auslegung der Allerhöchſten 
Kabinetsordre und der derſelben vorangegangenen Verhandlungen 
und Anträge. IV. C. S. i. S. Baruch Auerbach'ſche Waiſen⸗ 
Erziehungsanſtalt c. Fiskus vom 6. Oktober 1898, Nr. 96/98 IV. 

35. Zwiſchen den Kl. und dem den Königlich Preußiſchen 
Fiskus vertretenden Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt im 
Februar 1897 ein ſchriftlicher Vertrag geſchlofſen worden, nach 
welchem die Kl. die Lieferung von Bahnſchwellen und von 
Weichenſchwellen für die Preußiſchen Staatseiſenbahnen zu ver⸗ 
einbarten Preiſen übernommen haben. Unter Berückſichtigung 
des Umſtandes, daß ein Theil der nach dieſem Vertrage zu 
liefernden Schwellen in den eigenen inländiſchen Betrieben der 
Kl. bearbeitet werden und daher bei der Stempelberechnung 


außer Betracht bleiben würde, hat die Königliche Eiſenbahn⸗ 


direktion zu Bromberg den zur Stempelberechnung heran⸗ 


zuziehenden Vertragswerth auf vorläufig 1 728 640 Mark feft- 


geſetzt und auf Grund der Tarifſtellen 32, 712, 16, 44 des 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 einen 


Lieferungsſtempel von ½ Prozent des Vertragswerthes mit 
5 762,50 Mark, den allgemeinen Vertragsſtempel in der dar⸗ 
ſtellbaren Hälfte mit 1 Mark, den Stempel für die Neben⸗ 
ausfertigung mit 1,50 Mark, zuſammen 5 765 Mark von den 
Kl. erfordert. Dieſe haben am 15. März 1897 die verlangte 
Summe an die fiskaliſche Kaſſe gezahlt und begehren in dem 
gegenwärtigen Rechtsſtreit die Zurückzahlung des Betrages von 
5 763,50 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 15. März 1897, 
indem ſie der Meinung ſind, daß ihnen die Befreiungsbeſtimmung 
unter Ziffer 3 zu der Tarifſtelle 32 des Stempelſteuergeſetzes 
vom 31. Juli 1895 zur Seite ſtehe. Das Gericht I. J. hat 
die Kl. mit ihrer Klage abgewieſen. Die Berufung der Kl. 
gegen dieſes Urtheil iſt durch das in der obigen Urtheilsformel 
bezeichnete Erkenntniß zurückgewieſen worden. Auch die Reviſion 
iſt verworfen. IV. C. S. i. S. Albrecht & Lewandowski und 
Gen. c. Fiskus vom 20. Oktober 1898, Nr. 115/98 IV. 

Zu den Grundbuchgeſetzen und dem Geſetz vom 
13. Juli 1898. i | 

36. Die Reviſion iſt begründet. Die Begründung des 
Klageanſpruchs durch Anwendung der Beſtimmung des § 41 
des E. E. G. von 1872 beruht auf einem Mißverſtehen dieſer 
Vorſchrift. Der § 41 betrifft lediglich die Uebernahme der 
Hypothek in Anrechnung auf das Kaufgeld ſeitens des Er⸗ 
werbers des belaſteten Grundſtücks auf Grund des mit dem 
Veräußerer ohne Zuziehung des Gläubigers geſchloſſenen 
Vertrags. Hier ſteht dagegen die Uebernahme der aus dem 
baar zu zahlenden Kaufpreiſe zur Hebung kommenden Hypothek 
durch Vereinbarung des Erſtehers mit dem Gläubiger in 
Frage. Daß auch da der § 41 Anwendung finden ſoll, iſt im 
§ 116 des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 13. Juli 1883 
nicht beſtimmt. Es bedarf einer ſolchen Beſtimmung auch nicht, 
da ſich der Eintritt des Erſtehers in die perſönliche Schuld- 
verbindlichkeit für die übernommene Hypothek ohne Weiteres 
daraus ergiebt, daß der Erſteher mit Einwilligung des 
Gläubigers die Hypothek übernimmt; denn durch den Ueber- 
nahmevertrag kommt der übereinſtimmende Wille beider Kontra⸗ 
henten zum Ausdruck, daß der Erſteher als neuer Schuldner 
der fortbeſtehenden Hypothekenforderung an die Stelle des bis⸗ 
herigen Schuldners treten fol. Nicht nach § 41 J. e., ſondern 
auf Grund der allgemeinen Beſtimmungen des A. L. R. Thl.! 
Tit. 14 88 399, 400 (vergl. auch A. L. R. Thl. I Tit. 20 
§ 54 und § 1 der Deklaration vom 21. März 1835) iſt der 
Bekl. perſönlicher Schuldner der W.'ſchen Hypothek geworden. 
Was die Einreden des Bekl. angeht, fo find die unter A, C, E 
erwähnten vom B. G. aus zutreffenden Gründen beſeitigt und 
haben die Angriffe des Bekl. zu A und C — die Einrede zu E 
iſt fallen gelaſſen — daran nichts ändern können. Dagegen 
kann den Ausführungen des B. G. zu B nicht beigetreten 
werden. Vielmehr erſcheint dieſer Einwand auf der Grundlage 
des Vertrags begründet, falls deſſen thatſächliche Unterlagen 
erwieſen werden. Sagt ein Hypothekengläubiger Jemanden für 
den Fall, daß er im anhängigen Zwangsverſteigerungsverfahren 
das belaſtete Grundſtück erſtehe, Vergünſtigungen in Bezug auf 
die Hypothek zu, ſo iſt, falls nicht aus beſonderen Umſtänden 
erſichtlich wird, daß hierbei allein das Intereſſe des Erſtehers 
maßgebend ſein ſoll, die Annahme nicht. abzuweiſen, der Gläubiger 
wolle erreichen, daß gerade die Perſon, mit welcher er das Ab⸗ 


N 2 8 
is rr 1% 


14 


655 


kommen trifft, fortan in ihrer Eigenſchaft als Elgenthümer des 
mit ſeiner Hypothek belaſteten. Grundſtücks ſein dinglicher 
Schuldner ſei. Das Intereſſe des Gläubigers daran, daß der 
Andere das Grundſtück erſtehe, ergiebt ſich ohne Weiteres aus 
der Erwägung, daß es dem Gläubiger nicht gleichgültig fein 
kann, in weſſen Eigenthum und Verwaltung das ihm ver⸗ 
haftete Grundſtück ſteht. Die Ausführung des B. G., in dem 
Abkommen des Bekl. mit dem Kl. als Bevollmächtigten der 
W.'ſchen Erben ſei ein Vertrag über Handlungen nicht ent- 
halten, weil der Erwerb des Grundſtücks durch den Bekl. für 


ſich ſelbſt nicht als eine den Machtgebern des Kl. oder doch in 


deren Intereſſe geleiſteten Handlung angeſehen werden könne, 
geht alſo fehl. Auch um deswillen kann jenem Abkommen nicht 
die rechtliche Natur eines Vertrags über Handlungen verſagt 
werden, weil Kl. nicht die vom Bekl. übernommene Handlung, 
das Erſtehen des Grundſtücks, erzwingen konnte. Denn die 
Beſonderheit des Vertrags über Handlungen beſteht gerade 
darin, daß die durch formell nicht gültigen Vertrag übernommene 
Handlung, deren Leiſtung deshalb nicht verlangt werden konnte, 
ſobald ſie geleiſtet iſt, die Wirkung erzeugt, daß nunmehr wegen 
der formellen Ungültigkeit des Vertrages die bedungene Gegen⸗ 
leiſtung nicht verweigert werden dar (A. L. R. Thl. I Tit. 5 
§ 165), weil die erfolgte Leiſtung einer Handlung nicht rüd- 


ängig zu machen iſt, alſo die für andere Fälle im § 156. 


Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. feſtgeſetzte Verpflichtung zur Zurück⸗ 
gabe des Erhaltenen nicht erfüllt werden kann. Hat der Kl. 
als Bevollmächtigter der W. ſchen Erben dem Bekl. verſprochen, 
feine Machtgeber werden ihn, wenn er das Grundſtück erſtehe, 
für einen etwaigen Ausfall an der Hypothek, den ſie in einer 
ſpäteren Subhaſtation erleiden ſollten, perſönlich nicht haftbar 
machen, ſo muß er ſelbſt dieſe Zuſage, woran auch das B. G. 
nicht zweifelt, als Ceſſionar der W. ſchen Erben erfüllen, zumal 
als er beim Erwerb der Hypothek mit der von ihm ſelbſt 
ertheilten Zuſage bezw. der dem Bekl. daraus erwachſenen Einrede 
bekannt war (A. L. R. Thl. I Tit. 11 § 407; E. E. G. 8 38 
Abſ. 2). Vergl. R. G. in Bolze Bd. 16 Nr. 340. Auch trifft 
den Kl. der Vorwurf der Argliſt, wenn ſich herausſtellt, daß 
er den Bekl. durch das Verſprechen, das Grundſtück bei einer 
ſpäteren Subhaſtation ſtets zu erwerben, ohne denſelben für 
einen etwaigen Ausfall an der Hypothek perſönlich haſtbar zu 
machen, veranlaßt hat, das Grundſtück zu erſtehen, und jetzt 
ohne Rückſicht hierauf den Bekl. wegen des erlittenen Ausfalls 
in Anſpruch nimmt. Und das iſt in erhöhtem Maße der Fall, 
wenn der Kl. bei der ſpäteren Subhaſtation den Bekl., welcher 
470 000 Mark geboten hatte, durch die Vorſtellung vom Weiter⸗ 
bieten abgehalten hat, er brauche ihn nicht mehr zu treiben, 
weil er ja keinen Ausfall habe, dann aber das Grundſtück zu 
einem Meiſtgebot erſtanden hat, durch welches für ihn ein 
Ausfall von 38 730 Mark herbeigeführt iſt (Einrede zu PD). 
Es liegt dann zwar auf Seiten des Kl. kein Betrug im Sinne 
der SS 84 ff. Thl. I Tit. 4 des A. L. R. vor, aber das Ver⸗ 
halten des Kl. charakleriſirt ſich als ein argliſtiges, auf Schädi⸗ 
gung des Bekl. abzielendes, welches ihn auch nach preußiſchem 
Recht auf der Grundlage der jog. exceptio doli generalis 
erſatzpflichtig erſcheinen läßt (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 21 S. 243). V. C. S. i. S. Eichler c. Zander 
vom 15. Oktober 1898, Nr. 110/98 V. | M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Löſchungen. 


Rechtsanwalt Arthur Deut 1 5 beim Amtsgericht 
Kulmſee; — Rechtsanwalt Otto Roth beim Amtsgericht Mindel- 
heim; — Rechtsanwalt Johann Burger beim 1 
Donauwörth; — Rechtsanwalt Heinrich Friedrich Ernſt Buch ⸗ 
holtz beim Oberlandesgericht Roſtock; — Rechtsanwalt Friedrich 
Saar beim Amtsgericht Neuſtadt a./ PD. | | | 


| Todesfälle. 

Juſtizrath Guſtav Keller in Hagen i/ W.; — Rechtsan⸗ 

walt Karl Joſt in Gießen. | u as | 
Zum baldigen Eintritt, ſpäteſtens zum 1. Januar 1899, ſuche 

ich einen zuverläſſigen, in Anwalts⸗ und Notariatsſachen 
erfahrenen Büreauvorſteher. BER 

Hagen i. W. | Dr. Soßmann, 
Rechtsanwalt und Notar. a 

Zum baldigen Eintritt ſuche ich einen zuverläſſigen jüngeren 
Büreauvorſteher. Zeugnißabſchriften, Gehaltsanſprüche und eine 
kurze Darſtellung des Lebensganges bitte ich einzuſenden. 
Trier. Wettingen, Rechtsanwalt. 


Stenograph, | 
nicht über 20 Jahre alt, welcher flott nach Diktat arbeitet, zum 
ſofortigen Antritt oder per 1. Dezember geſucht. Maſchinenſchreiber 
bevorzugt. Rechtsanwalt Dr. RNoſenthal, Leipzig. 


Büreauvorſteher, welcher des Polniſchen mächtig iſt, wird 
zum 1. Januar ev. 1. April 1899 geſucht. 

Offerten mit Zeugnißabſchriften und Angabe der Gehaltsanſprüche 
ſind unter A. S. 489 an die Expedition dieſer Zeitung, Berlin 8. 14, 
zu richten. 

Juriſtiſcher Hülfsarbeiter 

N Er größeres Anwaltsbüreau in einer Stadt Mittel⸗Dentſchlands 
geſucht. 2 
Angebote mit Zeugnißabſchriften und Angabe der Gehalts⸗ 
anſprüche unter U. M. 532 an die Exped. d. Bl., Berlin S. 14. 


Büreauvorſteher mit vorzügl. Empfehlungen, durchaus ſelbſt⸗ 
ſtändiger Arbeiter, in der engl. und franzöſ. Correſpondenz bewandert, 
Stenograph, ſucht Stellung. Antritt könnte ſofort erfolgen. Gefl. Off. 
unter E. F. 526 an die Exped. d. Bl., Berlin 8. 14, erbeten. 


Bür.⸗Vorſt., 25 Jahre alt, ledig, ſucht — geſtützt auf gute 
Zeugniſſe — zum 1. Januar 1899 ev. ſpäter im Gebiete des Rhein. 
Rechts Stellung. Off. u. L. F. 5239 an die Exp. d. Bl., Berlin 8. 14. 


Anwaltsgehülfe, Stenograph, 180 Silben per Min., Schreib⸗ 
maſchinen⸗Schreiber, ſucht per ſofort Stellung, auch als Vorſteher. 
Erb. Off. unter Juristisches A. H. 22 hauptpoſtl. Potsdam. 

Ldr. Aſſeſſor ſucht Anwaltsvertretung. Offerten erbeten unter 
A. P. 495 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Gerichtsaſſeſſor (Landrechtler) ſucht Aſſociation mit einem 
beſchäftigten Anwalt oder Hülfsarbeiterſtelle. Offerten sub M. R. 531 
an die Expedition dieſer Zeitung, Berlin 8. 14, erbeten. 

Früh. Anwalt (freiw. ausgeſch.) ſ. anderw. Stllg. a. Hülfsarb. od. An⸗ 
fertigg. v. Schriftſ. Off. u. H. B. 490 a. d. Exp. d. Zt., Berlin S. 14, erb. 


Dr. jur. Paul C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 

Georg J. Bentley, Notar. 

Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 

Nord⸗ Amerikas. 

Soeben erschien im Verlag von Zürcher & Furrer in 
Zürich und ist durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Culpa in contrahendo oder Schadenersatz bei 

nichtigen Verträgen nach dem gemeinen und schweize- 
rischen Obligationenrecht sowie dem deutschen bürgerlichen 
Gesetzbuch. Von Dr. Caspar Melliger, Advokat. II. Aufl. 


247 S. 8°. Mk. 2.40. 
— Für Notare und Rechtsanwälte unentbehrlich. = 


Aufbewahrungs Schachteln 
für Acten, Document e dec. 
Be Sehr geeignet für vielerlei Artikel bei 
Ladeneinrichtungen. 
Zu beziehen in Leder, Leinen und Papier 
mit 8 ohne Aufſchrift in allen Größen 
von der 


Lederwaren ⸗ Fabrik 
Ch. Th. Habelt, Nürnberg, Tuchgaſſe 8. 


. 
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Mar Kornicker, Lindners Nachfolger. 
Formular-Magazin für Rechtsanwälte und Notare. 
Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. 
empfiehlt ſein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 
ſämmtliche Druckſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei⸗, Concept⸗, 
Briefpapiere, Converts in den gängigen Formaten, Actendeckel c. 2c. 
in bekannt beſter Ausführung zu billigſten Preiſen. Papierproben 
1 u. franco, Formular⸗Collection gegen Einſendung von 75 Pfg. 

erlag von Kremſer's Gebühren⸗Tabellen. | 
ME” Hpecialität: Schreibmafchinenpapiere. WE 
en JO Tree em ren SALLDIEICHDADICLE. I 


Herlag von B. W. Müller in Berlin, 


SW. tudenwalderftraß 2. 


— — . — 


Soeben | erschien: | | | 
Das „Neue Bürgerliche“ 
fröhlichen Verſen. 


Allen jungen und alten Juriſten 
gewidmet 
= von 
Berthold Kann, 
Rechtsanwalt. 
I. Buch. Allgemeiner Theil. 1 Mark. 
Motto: : 
Gar leicht wird dir das ſchwere Jus, 
Wenn dir erſt hat die harte Nuff 


Geknackt die Banbrin Poeſie, 
Du haſt es intus, weißt nicht wie. 


— 
39 Bände Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen ſtehen 
zum Verkauf bei Rechtsanwalt PVannenbecker in Rüdesheim. 


Herlag von B. W. Müller in Berlin, 


SW. £udenwalderfiraße 2. 


Soeben erſchien: a 


Das Reichsgeſetz 
über 
die Angelegenheiten 
us | der | | 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
| Dom 17. Mai 1898. ö 
(In der Faſſung vom 20. Mai 1898.) 


Mit Erläuterungen 
von | 


— — — - 


Georg Wellſtein, 
Oberlandesgerichtsrath. N 

gr. 8° 205 Seiten. Gut kartonnirt. Preis 4 M. | 

Der Herr Verfaſſer hat ſich als Berichterſtatter der Reichstags⸗ | 


kommiſſion für die Vorberathung des Entwurfs zu dieſem Geſetze 
mit deſſen Vorſchriften eingehend zu beſchäftigen gehabt. Das 
Ergebniß dieſer Thätigkeit iſt dann zu den nachfolgenden kurz. 
gefaßten Erläuterungen erweitert worden. Dieſelben laſſen überall 
den Zuſammenhang der einzelnen Vorſchriften mit dem BGB. 
und den anderen in Betracht kommenden Geſetzen erkennen und 
ziehen die legislatoriſchen Vorarbeiten zur Erklärung heran. 
Fehlen zwar noch die landesgeſetzlichen Kustührunge- und 
Ergänzungsvorſchriften, ſo dürfte für einen großen Theil der in der 
Praxis ſtehenden Juriſten doch ſchon jetzt das Bedürfniß beſtehen, 
dem Studium des Geſetzes näher zu treten. Das vorliegende Werk 
wird ſich dabei als ein vorzügliches Hülfsmittel bewähren und 
auch ſpäter bei der praktiſchen Anwendung ſchätzbare Dienſte leiſten. 


CARL HEYMANNS VERLAG 


BERLIN WS. MAUERSTRASSE 44 


Soeben erschienen: 


Das | | 
Sachenrecht aes 
von | Bürgerl. Gesetzbuches 


Johannes Biermann 


ordentl. Professor der Rechte in Giessen 


336 Seiten in Lex. 80 Preis M. 7, postfrei M. 7,30, 
gebunden M. 8, postfrei M. 8,50 


Als erstvollendeter Teil eröffnet das Werk das lang- 
erwartete Erscheinen des grossangelegten 


Kommentars zum B. G. B. 
und seinen Nebengesetzen 


Herausgegeben von | 
Biermann, Frommhold, Gareis u. a. 


und als erster vollausgereifter Kommentar wendet es 
sich dem Sachenrecht, diesem schwierigsten Gebiete 
des neuen Bürgerlichen Rechtes, zu — im engsten 
Anschluss der Auslegung an den von seinen Urhebern 
so peinlich genau festgelegten Gesetzeswortlaut und 
unter ausgiebiger Benutzung sowohl der schon vor- 
handenen Litteratur als der gesamten Materialien zum 
Bürgerl. Gesetzbuch, vor Allem, der Motive des ersten 
Entwurfs und der Protokolle der zweiten Kommission. 


Soeben erschienen: 
Das Reichsgesetz betr. | 


Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung 


Pr. TH. WOLFF 


Oberlandesgerichtsrat in Hamm 


372 Seiten in Lex. 8° Preis M. 8, postfrei M. 8,30, 
gebunden M. 10, postfrei M. 10,50 


Reiht sich an Biermanns Sachenrecht als erst- 
vollendeter Teil der zweiten Abteilung des 


Kommentars zum B. G. B. 
und seinen Nebengesetzen 
Herausgegeben von 
Bossert, Engelmann, Foerster u. a. 


Das Werk verwertet sorgfältig die gesamte Recht- 
sprechung, soweit sie auch für die kommende Judikatur 
Bedeutung behält. Die schon ergangenen Ausführungs- 
bestimmungen der Bundesstaaten sind ebenso wie die 
Materialien zu dem neuen Gesetze voll berücksichtigt. 
Desgleichen ist das Preuss. Zwangsvollstreckungsgesetz 


in seinen für die Interpretation bedeutsam bleibenden 
Teilen überall mit herangezogen worden. 
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Vereins nachrichten. 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat beſchloſſen, 
das Vorhaben der Einrichtung von Ferienvorträgen aufzugeben. 
Es haben ſich nur 211 Theilnehmer gemeldet und dieſe Zahl 
reicht nicht aus, um die Koſten des Unternehmens ſicherzuſtellen. 
Aus Reichs⸗ oder Landesmitteln iſt eine Beihülfe nicht zu er⸗ 
warten. Der Herr Staatsſekretär der Juſtiz hat ſich nach ge⸗ 
pflogenen Erörterungen für unzuſtändig erklärt, einen Antrag 
auf Gewährung von Reichshülfe beim Bundesrath einzubringen 
und an den Preußiſchen Herrn Juſtizminiſter verwieſen, nach 
deffen Beſcheid für den gedachten Zweck keine Mittel vor⸗ 
handen ſind. 

Es haben ſich als Theilnehmer gemeldet aus dem Ober- 
landesgerichtsbezirk Augsburg 1, Bamberg 1, Berlin 8, Braun ⸗ 
ſchweig 4, Breslau 31, Celle 10, Cöln 18, Colmar 4, Darm: 
ſtadt 5, Dresden 8, Frankfurt a. M. 3, Hamburg 1, Hamm 23, 
Jena 6, Karlsruhe 6, Kiel 10, Königsberg 12, Marienwerder 17, 
München 1, Naumburg 5, Nürnberg. 1, Poſen 7, Roſtock 3, 
Stettin 7, Stuttgart 14 und Zweibrücken 5 

Den Vorſtänden der Anwaltskammern muß überlaſſen 
bleiben, für ihre Bezirke Vorträge einzurichten, wenn ſich eine 
angemeſſene Zahl von Theilnehmern finden ſollte. 


— 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Darmſtadt, Colmar und Frankfurt a. Main haben der 
Kaſſe abermals Beihülfen und zwar Darmſtadt 1000 Mark, 
Colmar 1000 Mark und Frankfurt a. Main 1500 Mark 
gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die 
reichen Gaben der anfrichtigfte Dank ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht. “) **) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 13. bis 30. November 
1898 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. Die Beſchwerde erſcheint als begründet. Das O. L. G. 
hat anerkannt, daß im Allgemeinen, auch ſoweit die Eutſcheidung 
über eine prozeßhindernde Einrede in Frage ſteht, der Werth des 
Streitgegenſtandes in der Hauptſache maßgebend iſt. Es hat 
aber dargelegt, dieſer Grundſatz gelte nur, wenn innerhalb der 
in Frage ſtehenden Inſtanz auch ein die Hauptſache betreffender 
Antrag geſtellt worden ſei; dagegen verhalte es ſich anders, wenn 
das Rechtsmittel lediglich die Frage betreffe, ob der Kl. zu einer 
Sicherheits leiſtung für die Prozeßkoſten verpflichtet ſei. In 
einem ſolchen Falle ſoll nach der Auffaſſung des O. L. G. 
lediglich der Betrag der verlangten Sicherheitsleiſtung maßgebend 
ſein. Dieſe Auffaſſung kann nicht gebilligt werden. Wie das 
R. G. ſchon in einem Urtheile vom 25. Januar 1898 (Entſch. 
Bd. 40 S. 416) ausgeſprochen hat, iſt auch in derartigen 
Fällen der klägeriſche Anſpruch Streitgegenſtand und deſſen Höhe 
entſcheidend, weil es ſich immerhin um die Entſcheidung über ein 
der Klage entgegengeſetztes Vertheidigungsmittel handelt, und die 
prozeßhindernde Einrede, wenn ſie für begründet erklärt wird, 
unter Umſtänden die Abweiſung der Klage zur Folge haben 
kann. Von dieſer Gefahr wird der Kl. dadurch befreit, daß die 
Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten für un⸗ 
begründet erklärt und ihm die Fortführung des Prozeſſes ohne 


Sicherheitsleiſtung geſtattet wird. II. C. S. i. S. Erpeldinger 


0. Erpeldinger vom 8. November 1898, B Nr. 190/98 II. 

2. Die von den Kl. beantragte einſtweilige Verfügung 
bezweckte eine Sicherungsmaßregel für ihre Hypothekenforderung; 
der Werth des Streitgegenſtandes wird alſo nach § 6 der C. P. O. 
durch den Betrag der Forderung beſtimmt, deren Sicherſtellung 
Gegenſtand des Streits iſt (Entſch. des R. G. Bd. 35 Nr. 105 
S. 394). Dieſer Betrag iſt zumal dann der höchſtmögliche, 
wenn es ſich, wie hier, nur um eine einſtweilige Sicherungs⸗ 
maßregel handelt. Für den Streitwerth in der Berufungs- 
inſtanz iſt nun der Beſchwerdewerth der die Berufung ver⸗ 
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folgenden Partei entſcheidend und dieſer beſchränkte ſich für die 
Kl. auf den Betrag von 1200 — 1600 Mark. Mit Unrecht 


beruft ſich die Oberſtaatsanwaltſchaft auf den § 4 der C. P. O., 
wonach für die Werthsberechnung der Zeitpunkt der Klage ⸗ 
erhebung entſcheiden ſoll. Dieſe Beſtimmung regelt nur die 
Frage, wie ein Gegenſtand zu bewerthen iſt, der in ſeinem 
Werth geſchwankt hat; wobei alſo vorausgeſetzt wird, daß es 


ſich um denſelben Gegenſtand handelt, den die Klage betraf. Inhalt feiner Erklärungen und insbeſondere auch die Frage, ob 
Im vorliegenden Fall handelte es ſich in der Berufungsinſtanz. 


nicht mehr um denſelben Gegenſtand wie in I. J. Allerdings 
war die ſtreitige Sicherungsmaßregel, die Zwangsverwaltung des 
Grundſtücks, dieſelbe geblieben, aber nicht die Forderung, zu 
deren Sicherung ſie dienen ſollte, und gerade nach dem Betrag 
dieſer Forderung ſoll ſich die Beſtimmung des Streitwerths in 
ſolchem Fall richten. V. C. S. i. S. Holzkamm c. Wolsdorff 
vom 19. November 1898, B Nr. 178/98 V. 5 


3. Das angerufene Gericht iſt zuſtändig, wenn die Bekl. 


zum Zwecke ihres Handelsgewerbes in Hamburg eine Nieder⸗ 


laſſung haben, von der aus unmittelbar Geſchäfte geſchloſſen 
werden, und wenn die erhobene Klage auf den Geſchäftsbetrieb 
dieſer Niederlaſſung Bezug hat. (§ 22 der C. P. O.) Die 
Inſtanzgerichte haben dieſe Vorausſetzungen zutreffend als erfüllt 
angeſehen. Unſtreitig iſt, daß nach den Einrichtungen, die die 
Bekl. getroffen haben, Hamburg den Mittelpunkt für einen in 
ſich abgeſchloſſenen Kreis ihrer gewerblichen Unternehmungen 
bildet und daß ein beſtimmter Zweig des Geſchäfts nicht von 
der Centralſtelle, ſondern von der Hamburger Niederlaſſung aus 
ſelbſtſtändig geleitet und betrieben wird. Danach kann es ſich 
nur noch fragen, ob der Anſpruch des Kl. auf den Geſchäfts⸗ 
betrieb dieſer Niederlaſſung Bezug hat. Das muß anerkannt 
werden. Freilich entſpringt die Klage nicht aus einem Geſchäfte, 
das von der Niederlaſſung ausgeſchloſſen iſt. Das Geſetz hat 
ſein Anwendungsgebiet aber auch weiter abgeſteckt. Es verlangt 
nur eine Beziehung auf den Geſchäftsbetrieb überhaupt und in 
ſeiner Geſammtheit. Und eine ſolche Beziehung iſt hier ohne 
Zweifel gegeben. Der Kl. war vertragsmäßig mit der Leitung 
der Niederlaſſung betraut und gerade und einzig hierin wurzelt 
das Rechtsverhältniß, in dem er zu den Bekl. ſteht. Daraus 
folgt, daß alle Klagen, die ſich auf ſeinen Anſtellungsvertrag 
gründen, unbeſchränkt am Orte der Niederlafjung erhoben werden 
können. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. Pohland & Co. 
c. Nietzſche vom 9. November 1898, Nr. 296/98 J. 

4. Beide Inſtanzen haben auf Grund des erhobenen 


Zeugenbeweiſes die Ueberzeugung erlangt, daß der vom Bekl. 


behauptete Vergleich im April 1896 in der That abgeſchloſſen 
iſt. Daraus ergiebt ſich ohne weiteres, daß die Klage un⸗ 
begründet und daß der Widerklage mit Recht ſtattgegeben iſt. 
Die Richtigkeit jener thatſächlichen Feſtſtellung aber iſt in dieſer 


Inſtanz nicht nachzuprüfen. Auch der einzige Angriff, den die 


Reviſion erhoben hat, kann nicht zur Aufhebung des Urtheils 
führen. Die RE. überreicht einen Auszug aus dem Handels. 
regiſter beim L. G. Hamburg, aus welchem erhellt, daß die 
offene Handelsgeſellſchaft Sch. & T. am 23. Dezember 1895 
aufgelöſt ift, und daß deren Liquidation durch die beiden bis⸗ 
herigen Geſellſchafter Sch. und T. gemeinſchaftlich beſorgt wird. 
Es wird nun geltend gemacht, nach den Feſtſtellungen des B. G. 
ſolle T. allein im April 1896 bei dem Vergleichsabſchluſſe 


mitgewirkt haben. Zur rechtlichen Wirkſamkeit des Vetgleicht 


aber würde es nach Art. 136 des H. G. B. der Mitwirkung 


beider Liquidatoren bedurft. haben. Nun iſt freilich in den 
Inſtanzen gar nicht bekannt geworden, daß die klagende Liqui⸗ 


dationsfirma durch zwei Liquidatoren vertreten wird. Vielmehr 


ſind anſcheinend beide Parteien ſtillſchweigend davon ausgegangen, 
daß, was T. erklärt habe, die Kl. binde. Streitig war nur der 


er ausdrücklich einen Vorbehalt wegen der noch erforderlichen 
Zuſtimmung ſeines Mitgeſellſchafters Sch. gemacht hatte: ein 
Punkt, den das O. L. G. dahin entſcheidet, daß der Vorbehalt 
zwar im Beginne der mündlichen Unterhandlungen geſtellt ſein 
möge, im Fortgange und beim Abſchluſſe aber nicht feſtgehalten 
ſei. Gleichwohl könnte man ſagen, daß das O. L. G. ſchon 
aus dieſem Streite Anlaß hätte nehmen ſollen, auf eine gehörige 
Aufklärung darüber zu dringen, wer denn Liquidator ſei, zumal, 
nach der geſetzlichen Regel (Art. 131 des H. G. B.) beide 
Geſellſchafter dazu berufen waren. Was aber unter allen Um⸗ 


ſtänden hierzu nöthigen mußte, iſt, daß die Legitimation der 


geſetzlichen Vertreter der prozeßunfähigen Kl. nach C. P. O. 
§§ 54, 284 Nr. 1 bereits in den Inſtanzen erbracht werden 
muß, und nicht dem Verfahren vor dem R. G. überlaſſen bleiben 
darf. Trotzdem konnten dieſe Bedenken — nachdem der abſoluten 
Prozeßvorſchrift jetzt Genüge gethan iſt — aus einem vom 
Anwalte des Rbkl. geltend gemachten Geſichtspunkte auf ſich 
beruhen bleiben. Nach den Feſtſtellungen des B. G. hatten 
Sch. & T. ihre ſtreitige Forderung gegen den Bekl. an A. & Co. 
cedirt, und dieſe Firma war es, die die Forderung gegen den 
Bekl. eingeklagt hatte, als eine Ausſöhnung der Parteien durch 
ihre gemeinſchaftlichen Freunde angeſtrebt und durch den er- 
wähnten Vergleich herbeigeführt wurde. Wenn nun auch bei 
der betreffenden Unterredung der Inhaber der Firma A. & Co. 
mit den andern Freunden die Rolle eines Vermittlers zwiſchen 
T. und dem Bekl. geſpielt hat, ſo kann dies doch daran nichts 
ändern, daß A. & Co. damals formell die alleinigen Inhaber 
der Forderung waren. Wenn alſo dieſe Firma demnächſt durch 
ihren Prozeßbevollmächtigten die anhängige Klage zurücknahm, 
und wenn weiter — wie ebenfalls feſtgeſtellt iſt, dieſe Zurück⸗ 
nahme die Bedeutung hatte, daß auf den Anſpruch ſelbſt ver⸗ 
zichtet werden ſollte, ſo iſt dem Bekl. damit allein ſchon eine 
Einrede erwachſen, die die jetzige Klage zurückſchlägt. Im Ver⸗ 
hältniß zwiſchen den Perſonen, die ſich damals als Gläubiger 
und Schuldner, als Kl. und Bekl. gegenüber ſtanden, haben die 
Beziehungen zwiſchen dem Cefſionar (A. & Co.) und dem 
Cedenten (Sch. & T.) rechtlich keine Bedeutung. Wenn an 
zunehmen ſein ſollte, daß ſich die Kl. bei der mündlichen Unter⸗ 
redung — weil ſie dabei nicht gehörig vertreten war — nicht 
gebunden gehabt hätte, ſo würde dies nur ihr Verhältniß zu 


A. & Co. berühren, den Bekl. aber der Einrede des Verzichts 


nicht berauben, da dieſer nach der damaligen Rechtslage allein 
durch A. & Co. erklärt werden konnte und gültig erklärt worden 
iſt. I. C. S. i. S. Schröder & Tegtmeyer c. Löffler vom 
2. November 1898, Nr. 261/98 J. 6 

5. Zu den Koſten der Zwangsvollſtreckung gehören, wenn 
es ſich um eine Zwangsvollſtreckung auf Grund des $ 774 der 
C. P. O. handelt, auch die Koſten des erforderlichen Antrags 
des Gläubigers, und dieſe letzteren Koſten ſind „Koſten der 
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Zwangsvollſtreckung“ auch dann, wenn es, weil inzwiſchen der 
Schuldner dem Urtheil genügt, zu einer richterlichen Entſcheidung 
in Gemäßheit des $ 774 nicht kommt, und ſie find in dieſem 
Falle „nothwendige“ Koſten der Zwangsvollſtreckung, falls der 
Schuldner durch Verzögerung der Befolgung des Urtheils zu 
dem Antrag Beranlaffung gegeben hatte. An der letzteren Vor⸗ 
ausſetzung fehlt es hier nicht, und einer vorgängigen dem 
Schuldner die Koſten des Antrags auferlegenden Entſcheidung 
bedurfte es Angeſichts der geſetzlichen Vorſchrift des § 697 Abſ. 1 
der C. P. O. nicht; der für die Feſtſetzung nach § 98 der 
C. P. O. erforderliche Zwangsvollſtreckungstitel war mit dem 
landgerichtlichen Urtheil vom 8. Februar 1898 gegeben. Hiernach 
hat der Kl. Anſpruch auf Erſtattuug der erwähnten Anwalts⸗ 
5 von 18 Mark. I. C. S. i. S. Jauernig c. Müller vom 
5. November 1898, B Nr. 97/98 J. 

6. Der erſte Verhandlungstermin in der Sache war auf 
den 11. Januar 1898 angeſetzt. In dieſem Termin erſchienen 
die Anwälte beider Parteien, ſie verhandelten auch zur Sache, 
es wurde aber Termin zur Fortſetzung der Verhandlung auf den 
18. Januar angeſetzt. Unter dieſen Umftänden war am 11. Januar 
eine ſchriftliche Aufforderung zur Zuſtellung der Klagbeant⸗ 
wortung nicht nothwendig und die am 7. Januar ebenſo wie 
die am 17. Januar erfolgte Aufforderung nicht zweckentſprechend. 
Jedenfalls deshalb können daher die Koſten der oben bezeichneten 
drei Schreiben dem Bekl. nicht auferlegt werden. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. | 

7. Die weitere Beſchwerde erſcheint begründet, inſoweit die 
Beweisgebühr von 38 Mark aus dem Geſichtspunkt gegneriſcher 
Erſtattungspflicht abgeſetzt iſt. Wie im angefochtenen Beſchluß 
ausgeführt iſt, ſtand dem klägeriſchen Vertreter ein Anſpruch 
auf Zahlung dieſer Gebühr zu, und mußte dieſelbe der unter⸗ 
liegenden Bekl. zur Laſt gelegt werden, durch deren Leugnen der 
Beweisbeſchluß vom 16. Mat 1898 veranlaßt war. Der nach⸗ 
trägliche Verzicht der Kl. auf ein benanntes Beweismittel enthält 
keinen ausreichenden Grund, ihr die Erſtattung dieſer Koſten zu 
verſagen. III. C. S. i. S. Abraham u. Co. c. Reineck vom 
4. November 1898, B Nr. 231/98 III. 

8. Der Kl. war berechtigt, ſich in dem Beweistermine 
vom 2. April 1898 durch einen Rechtsanwalt vertreten zu laſſen, 
ohne Rückſicht darauf, ob das Beweisthema mehr oder minder 
ſchwieriger Natur war, und auch ohne Rückſicht darauf, ob er 
ſelbſt dem Termine hätte beiwohnen können. Die durch dieſe 
Vertretung entſtandenen Koſten muß der Bekl. bezahlen. (Juriſt. 
Wochenſchr. für 1896 S. 5 Nr. 20 und für 1897 S. 447 
Nr. 4.) An ſolchen Koften find gemäß 8 45 der Gebüͤhren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte, einſchließlich 6 Mark 35 Pf. 
Kopialien und Porto, 46 Mark 35 Pf. entſtanden. Dieſelben 
hat daher das O. L. G. zu Unrecht abgeſetzt. Denn auch darüber 
kann kein Zweifel beſtehen, daß die perſönliche Anweſenheit des 
Prozeß bevollmächtigten des Kl. in dem Beweistermine noch höhere 
Koſten verurſacht haben würde. IV. C. S. i. S. Lübeck 
e. Schoſtag vom 3. November 1898, B Nr. 216/98 IV. 

9. Der Entſcheidung des O. L. G. im Koſtenpunkte 
liegt eine rechtsirrthümliche Auffaſſung zu Grunde. Es hat 
angenommen, die Koſten ſeien, obgleich die Kl. theilweiſe unter- 
legen ſeien, ſammt und ſonders dem Bekl. aufzuerlegen, weil 
ſich der Werth des Streitgegenſtandes durch die Nebenforde⸗ 


rungen, bezüglich deren die Kl. unterlegen ſeien, nach § 4 der 
C. P. O. nicht erhöht habe. Dieſer Umſtand rechtfertigt für ſich 
allein die Anwendung von $ 88 Abſ. 2 der C. P. O. nicht, hätte 
ſie vielmehr nur dann begründen können, wenn es ſich um eine 
verhältnißmäßig geringfügige Zuvielforderung der Kl. gehandelt 
hätte, was offenbar nicht der Fall war, auch vom O. L. G. 
nicht angenommen wurde. Deshalb mußte auch die Koften- 
entſcheidung des angefochtenen Urtheils abgeändert werden. 
II. C. S. i. S. Martenſtein c. Ochsner vom 4. November 1898, 
Nr. 214/98 II. 

10. Was zunächſt die Zuläſſigkeit der Reviſton anlangt, 
ſo kommt es hier nicht darauf an, ob, beziehungsweiſe inwie⸗ 
weit es zuläſſig iſt, daß der Nebenintervenient, nachdem der 
Rechtsſtreit unter den Hauptparteien beendet iſt, noch ſelbſt⸗ 
ſtändig Anträge in demſelben ſtellt, beziehungsweiſe ob es 
zuläſſig iſt, daß er gegen diejenige Partei, der er beigetreten iſt, 
überhaupt irgend einen Antrag ſtellt. In dieſer Beziehung 
genügt es, daß in der vorigen Inſtanz die beiden Hauptparteien 
thatſächlich der Nebenintervenientin als Prozeßgegner gegenüber 
geſtanden haben, um inſoweit die Revifton der letztern ihnen 
gegenüber als zuläffig erſcheinen zu laſſen. Im Uebrigen aber 
tft die Revifion hier ohne Rückſicht auf die Höhe der Beſchwerde⸗ 


ſumme zuläffig nach S 509 Nr. 1 der C. P. O., weil es ſich 


um die Unzuläſſigkeit der Berufungen der Nebenintervenientin 
handelt. Da nun aber die Berufungen mit Recht vom O. L. G. 
für unzuläſſig erklärt find, jo ſtellt ſich die Reviſion als un ⸗ 
begründet dar. Mit Recht hat das B. G. den § 94 der 
C. P. O. hier für anwendbar erachtet, nach welchem es 
unzuläſſig iſt, allein die Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
anzufechten. Daß in der anzufechtenden Entſcheidung über die 
Hauptſache nicht mitentſchieden iſt, bewirkt, wie in den Entſch. 
des R. G. in Civilſachen, Bd. 10 S. 309 ff., ausgeführt iſt, 
keinen Unterſchied. Nun wird freilich in § 96 der C. P. O. 
der § 94 nicht unter den auf die Koſten der Nebenintervention 
anwendbaren Paragraphen aufgeführt; aber dies erklärt fi 
daraus, daß in § 96 nur darüber Beſtimmungen gegeben werden 
ſollen, wie über die Koſten der Nebenintervention in der gericht⸗ 
lichen Entſcheidung zu erkennen iſt, und es iſt darin kein Grund 
zu finden, den ganz allgemein lautenden $ 94 von der An⸗ 
wendung auf die Koſten der Nebenintervention auszuſchließen. 
Iſt der $ 94 hier aber überhaupt anwendbar, jo trifft er auch 
bei der Berufung gegen dasjenige Urtheil zu, durch welches das 
L. G. die Ergänzung feines früheren Urtheils verweigert hat, 
ohne daß dagegen der § 478 der C. P. O. ins Gewicht fiele; 
denn dieſer ſetzt nur im Allgemeinen die Möglichkeit von 
Berufungen gegen Ergänzungsurtheile voraus, welche auch durch 
das Eingreifen des § 94 der C. P. O. im Uebrigen nicht 
berührt wird. VI. C. S. i. S. Oberpoſtdirektion zu Hamburg 
c. Borni und Gen. vom 7. November 1898, Nr. 221/98 VI. 

11. Die Reviſion rügt eine Verletzung des § 231 der 
C. P. O. mit der Ausführung, daß die Kl. auf Leiſtung hätten 
klagen können, und daher ein rechtliches Intereſſe an der Er⸗ 
hebung der Feſtſtellungsklage fehle. Dieſer Angriff iſt nicht ber 
gründet, denn wenn auch durch die Möglichkeit der alsbaldigen 
Klage auf Leiſtung ein begründetes Intereſſe der Kl. an der 
Erhebung der Feſtſtellungsklage ausgeſchloſſen ſein kann, ſo iſt 
dies doch nicht unter allen Umſtänden der Fall, und namentlich 
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nicht unter der hier vorliegenden Vorausſetzung, daß dem Jutereſſe 
der Kl. durch Leiſtungsklagen nur unvollſtändig und nur mit 


größeren Koſten und Schwierigkeiten genügt werden kann. Bei 


der langen Zeitdauer, für welche die Verträge vom 31. Auguſt 
und 10. Dezember 1887 abgeſchloſſen waren, beſtand für die 
Kl. ein erhebliches Intereſſe, ihre Rechtsanſprüche aus dieſen 
Verträgen im Ganzen feſtgeſtellt zu ſehen. Die gedachten Ver⸗ 
träge enthielten für mehrfache Rechtsverhältniſſe und die bezüg- 
lichen Rechte und Verpflichtungen der Kl. in dem Maße die 
rechtliche Grundlage, daß denſelben ein berechtigtes Intereſſe 
daran nicht abgeſprochen werden konnte, die beſtehende Rechts⸗ 
unſicherheit alsbald durch Feſtſtellungsklage zu beendigen. III. C. S. 
i. S. Gemeinde Mudershauſen c. Hammerſchlag u. Gen. vom 
28. Oktober 1898, Nr. 166/98 III. 1 
12. Das R. G. hat ſtets ausgeſprochen, das Weſen der 
im § 247 Nr. 2 der C. P. O. bezeichneten prozeßhindernden 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges beſtehe darin, daß 
nach Vorſchrift des Geſetzes der Rechtsweg ausgeſchloſſen ſei; 
daß dieſer Einrede öffentlich rechtlicher Natur nicht die exceptio 
pacti, nicht den Fall vertragsmäßiger Ausſchließung gerichtlicher 
Entſcheidung durch Unterwerfung unter ein Schiedsgericht um⸗ 
faſſe (vergl. Entſch. in Civilſachen Bd. 8 S. 347, 397, Bd. 10 


S. 367, Bd. 16 S. 335, 370, Raſſow und Küntzel Beiträge 


Bd. 30 S. 734, Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 147). Die 
Bekl. greift die Rechtsſprechung des R. G. nicht an, meint 
aber, die durch das miniſteriell genehmigte Statut der Bekl. 
erfolgte Feſtſetzung eines Schiedsgerichts unter Bezeichnung der 
demſelben unterliegenden Streitigkeiten ſtehe der Ausſchließung 
des Rechtsweges durch Geſetz gleich, weil nach SS 8 und 56 
Nr. 11 des Geſetzes vom 1. April 1879 die Rechtsverhältniſſe 
der Genoſſenſchaft durch ein Statut geregelt werden müſſen 
und weil das Genoſſenſchaftsſtatut Vorſchriften über die Bildung 
eines Schiedsgerichts und die Beziehung der Streitigkeiten, 
welche der Entſcheidung deſſelben unterliegen, enthalten müſſe. 
Dieſer Grund kann nicht für zutreffend erachtet werden. Näher 
dargelegt. V. C. S. i. S. Lagowo⸗Jerka Entwäſſ.⸗ Genoſſ. 
c. Lipowicz vom 9. November 1898, Nr. 259/98 V. 

13. Bekl. haben in der I. J. vorgeſchützt, daß Kl. den in 
Rede ſtehenden Anſpruch ſchon bei dem Börſenvorſtande der 
Berliner Fondsbörſe erhoben und den Bekl. E. L. zur Verhand⸗ 
lung der Sache geladen habe; ferner, daß der eingeklagte Saldo vom 
12. Februar 1897 zufolge Vereinbarung der Parteien auf die an 
dieſem Tage beginnende neue Rechnung vorgetragen worden ſei. 
Aus der erſteren dieſer von ihnen behaupteten Thatſachen leiten 
fie die Einrede der Rechtshängigkeit her, aus der zweiten ſoll 
folgen, daß die eingeklagte Forderung nicht vor dem 12. Fe⸗ 
bruar 1898 habe fällig werden können. Von den Inſtanz⸗ 
gerichten ſind beide Einwendungen verworfen worden, die erſtere 
— die als Vorſchützen einer Vertragsberedung zuläſſig ſein 
würde, vergl. Entſch. d. R. G. in Civilſachen Bd. 8 S. 348, 
397, B. 10 S. 367, Bd. 16 S. 335, S. 390 — deshalb, 
weil Bekl. nicht behauptet hätten, daß ein Schiedsvertrag, nach 
welchem jener Börſenvorſtand als Schiedsgericht zuſtändig ſein 
würde, abgeſchloſſen worden ſei; die zweite, weil die Behauptung, 
daß die Uebertragung des Saldo auf neue Rechnung vereinbart 
ſei, der Wahrheit widerſpreche und weil die Geſchäftsverbindung 
zwiſchen Parteien nach Abſchluß der Rechnung vom 12. Fe⸗ 


bruar 1897 nicht fortgeſetzt worden ſei. Dieſe Entſcheidungs⸗ 
gründe, die von der Reviſion zwar angefochten, gegen die 
jedoch Rügen nicht weiter erhoben worden ſind, laſſen einen 
Rechtsirrthum nicht erkennen. In der Berufungsinſtanz. haben 
Bekl. noch geltend gemacht, daß in der von ihnen aufgeſtellten 
Rechnung irrthümlich die „Umſatzproviſion“ ausgelaſſen ſei, die 
ihnen zufolge Vereinbarung mit 1% zuſtehe, auch in dieſer 
Höhe üblich ſei, und 739 Mark 45 Pf. betrage. Hiermit find 
Bekl. ebenfalls zurückgewieſen, weil die neue Behauptung zwar 
zuläſſig ſei, aber keine Beachtung verdiene, da in die Abrechnung 
wiederholt Beträge an Proviſton aufgenommen ſeien und deshalb 
angenommen werden müſſe, daß Bekl. alle ihnen zuſtehenden 
Nebenforderungen genau berechnet haben. Die Reviſion hält 
dieſe Gründe für ungenügend. Ihre Beſchwerde iſt jedoch un⸗ 
begründet, denn die oben wiedergegebene Behauptung der Bell. 
war unzulänglich, um den daraus hergeleiteten Anſpruch zu 
rechtfertigen. In der Abrechnung finden ſich zahlreiche und ſehr 
bedeutende Beträge an Proviſton. Bekl. hätten daher außer 
ihrem angeblichen Irrthum noch darlegen müſſen, was es mit 
der „Umſatzproviſion“ für eine Bewandtniß habe, d. h. was 
darunter zu verſtehen ſei und womit es ſich rechtfertigen ſoll, 
daß die Rkl. dieſelbe neben den in Rechnung geſtellten Pro⸗ 
sifionen für die einzelnen Geſchäfte fordern dürfe. Dies it 
aber nicht einmal verſucht worden. I. C. S. i. S. Kupz u. Co. 
c. Müller vom 9. November 1898, Nr. 276/98 I. 

14. Die Ruhe und Ordnung in der bürgerlichen Geſellſchaft, 
jo heißt es im § 65 der Einleitung zur Allgemeinen Gerichts 
ordnung, geſtattet es nicht, daß die Prozeſſe verewigt, und die 
von dem Richter, nach geſetzmäßiger Unterſuchung, anerkannten 
und feſtgeſetzten Rechte der Parteien unter irgend einem Vor 
wande weiter angefochten werden. Wenn es auch an einem 
ausdrücklichen Ausſpruche gleichen Inhalts in der C. P. O. fehlt, 
ſo iſt doch nicht zweifelhaft, daß die nach der C. P. O. den 
richterlichen Urtheilen beiwohnende Rechtskraft und deren Wir 
kungen auf demſelben Grunde, alſo im öffentlichen Intereſſe 
beruhen. Nach der C. P. O. iſt aber der Eintritt der formellen 
und materiellen Rechtskraft des Urtheils, welcher ſich mit det 
Folge der Unabänderlichkeit und Unanfechtbarkeit der Entſcheidung 
gemäß § 645 der C. P. O. an den Ablauf der für die Ein 
legung des zuläſſigen Rechtsmittels oder Einſpruchs beſtimmien 
Friſt knüpft, in Verbindung mit den Vorſchriften in den 
88 251, 485, 491, 524, 686 der C. P. O. auch beſtimmend 
für die zeitliche Begrenzung des Prozeßſtoffs, der von den 
Parteien für die Entſcheidung des Rechtsstreits geltend gemacht 
werden kann. Die Unanfechtbarkeit des rechtskräftigen Urtheilt 
ſchließt von ſelbſt die Geltendmachung neuen Vorbringens in 
dem endgültig abgeſchloſſenen Rechtsſtreite aus, ohne daß es 
darauf ankommen kann, wann an ſich erhebliche, bei der Ent 
ſcheidung des Rechtsſtreits aber nicht vorgebrachte Thatſachen 
eingetreten oder zur Kenntniß der Partei gekommen find. Nur 
der außerordentliche Rechtsbehelf der Wiederaufnahme eine 
durch rechtskräftiges Endurtheil geſchloſſenen Verfahrens in 
Wege der Nichtigkeitsklage oder der Reſtitutionsklage — 
59 541—554 der C. P. O. — und, ſofern es ſich um Ein 
wendungen handelt, welche den durch das Urtheil feftgeftelten 
Anſpruch ſelbſt betreffen, die Klage gemäß § 686 der C. P. O 
find gegenüber dem rechtskräftigen Urtheile gegeben. Diele 
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Rechtslage ift, ſofern ein unbedingt ergangenes rechtskräftiges 
Urtheil vorliegt, einem Zweifel überhaupt nicht unterworfen. 
Das Gleiche muß aber auch bezüglich der bedingten rechts⸗ 


kräftigen Endurtheile gelten, durch welche gemäß § 425 flg., 


8439 der C. P. O. auf Leiſtung eines Schiedseides oder richter⸗ 
lichen Eides erkannt iſt. Auch ſolche Urtheile ſind Endurtheile 
im Sinne des § 272 der C. P. O., die zu erlaſſen ſind, wenn 


der Rechtsſtreit zur Endentſcheidung reif iſt. Weiter aus⸗ 


geführt. IV. C. S. i. S. Schiffmann c. Schiffmann vom 
3. November 1898, Nr. 156/98 IV. | 

15. Das Urtheil I. J. vom 29. Januar 1897, in welchem 
die Klage abgewieſen wurde, iſt auf Betreiben des Vertreters 
der Bekl., Juſtizrath G., dem Vertreter der Kl., Rechtsanwalt H., 
am 18. März 1897 zugeſtellt, und die Berufung der Kl. iſt 
durch Zuſtellung der Berufungsſchrift ihres Anwalts II. J. an 
den Juſtizrath G. am 8. April 1897 eingelegt. Es war jedoch 
im Rubrum des Urtheils verſehentlich der Bekl. zu 3 (John 
Oskar R.) ausgelaſſen, weshalb am 7. April 1897 ein Be⸗ 
ſchluß des L. G. erging, in welchem gemäß § 290 C. P. O. 
das Rubrum durch Aufführung des Genannten als Mitbeklagten 
berichtigt wurde. Der Beſchluß wurde beiden Anwälten von 
Amtswegen am 12. April 1897 zugeſtellt. Auch die Anwälte 
ſtellten ihn einander ohne das Urtheil wechſelſeitig am 15. und 
bezw. 30. April 1897 zu. Der klägeriſche Anwalt II. J. legte 
darauf gegenüber dem John Oskar R., der in der früheren 
Berufungsſchrift bei Aufführung der Bekl. ebenſo, wie im 


Rubrum des Urtheils, ausgelaſſen war, die Berufung am 


24. Mai 1897 durch Zuſtellung eines Schriftſatzes ein und 
ſtellte ſchließlich einen neuen Schriftſatz, worin er gegenüber 
allen vier Bekl. Berufung einlegte, mit dem Urtheil und dem 
Berichtigungsbeſchluß dem Juſtizrath G. am 26. Juni 1897 
und ohne Urtheil und Beſchluß dem inzwiſchen als Anwalt der 
Bekl. in II. J. aufgetretenen Juſtizrath L. am 1. Juli 1897 
zu. Das B. G. erachtet die Einlegung der Berufung gegen⸗ 
über allen vier Bekl. für wirkſam, indem es ausführt, daß die 
Berufung gegenüber den drei Bekl., gegen welche das Urtheil 
vom 29. Januar 1897 gerichtet geweſen ſei, ſchon am 8. April 1897 
rechtzeitig eingelegt ſei, bezüglich des vierten Bekl. aber nur die 
Urtheilszuſtellung vom 26. Juni 1897 in Betracht kommen 
könne und daher auch dieſem gegenüber durch die Zuſtellung 
der Berufungsſchrift vom 1. Juli 1897 die Friſt gewahrt ſei. 
Die Reviſton vertritt dagegen die Anſicht, daß die Zuſtellung 
des Urtheils an alle vier Bekl. mit der Zuſtellung des Be⸗ 


richtigungsbeſchluſſes vom 12. April 1897 und 15. April 1897 


endgültig erfolgt, die Zuſtellung der Berufung vom 24. Mai 
und ebenſo die vom 26. Juni und 1. Juli 1897 daher ver⸗ 
ſpätet ſei. Das B. G. ſowohl, wie die Reviſion, gehen von 
der unzutreffenden Annahme aus, daß das landgerichtliche Ur- 
theil vom 29. Januar 1897 als nur gegen die im Rubrum 


genannten Bekl. gerichtet anzuſehen ſei. Sie verkennen dabei 
die Bedeutung des Berichtigungsbeſchluſſes, der weder eine Er⸗ 
gaͤnzung, noch eine Abänderung des Urtheils enthielt, ſondern 


den ſchon bei Abfafjung des Urtheils vom Richter gewollten 
Inhalt deſſelben feſtſtellte. Im Urtheil des erkennenden Senats 
vom 28. April 1892 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 29 
S. 403) iſt bereits ausgeführt, daß es hinſichtlich der Rechts⸗ 


mittel ſo anzuſehen ſei, als ob das Urtheil von vornherein in 


der ihm durch den Berichtigungsbeſchluß gegebenen Faſſung er⸗ 
laſſen wäre. Der Einwand, daß erſt durch den Berichtigungs- 
beſchluß der wahre Inhalt des Urtheils für die Parteien er⸗ 
ſichtlich werde, beſeitigt ſich durch die Erwägung, daß nur 
offenbare Unrichtigkeiten im Wege des Beſchluſſes nach 
§ 290 C. P. O. berichtigt werden dürfen. Gegen einen Be⸗ 
ſchluß, durch den die Faſſung des Urtheils geändert wird, ohne 
daß eine, auch den Parteien als ſolche erkennbare Unrichtigkeit 
vorliegt, tft nach 5 290 Abſ. 3 C. P. O. mit der ſofortigen 
Beſchwerde Abhülfe zu ſuchen. Die Beſchwerde iſt hier gegen 
den Berichtigungsbeſchluß nicht eingelegt; übrigens konnte es, 
auch für die Parteien, nicht dem geringſten Zweifel unterliegen, 
daß das L. G. durch das Urtheil vom 29. Januar 1897 
allen Bekl. gegenüber die Entſcheidung treffen wollte, und daß 
die Auslaſſung des einen Bekl. im Rubrum nur auf einem 
Schriftfehler beruhte. Hieraus ergiebt ſich, daß die Rechts⸗ 
mittelfriſt gegen das Urtheil vom 29. Januar 1897. allen 
Bekl. gegenüber ſchon am 18. März 1897 mit der an dieſem 
Tage erfolgten Urtheilszuſtellung in Lauf geſetzt wurde. Dies 
würde, da auf Seiten der Bekl. nothwendige Streitgenoſſenſchaft 
vorliegt, ſelbſt dann anzunehmen ſein, wenn der Juſtizrath G., 
der Vertreter der ſämmtlichen Bekl. in I. J., bei dieſer Zu⸗ 
ſtellung nur Namens der drei im Rubrum des Urtheils ge⸗ 
nannten Bekl. gehandelt haben ſollte (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 30 S. 345), was jedoch aus der Nicht⸗ 
aufführung des vierten Bekl. im Urtheilsrubrum keineswegs zu 
folgern iſt. Es fragt ſich ſomit nur noch, ob die von den Kl. 


durch die Zuſtellung vom 8. April 1897 eingelegte Berufung 


als allen vier Bekl. gegenüber eingelegt gelten kann. Wäre dies 
zu verneinen, ſo würde gegen den Mitbekl. John Oskar R. 
die Berufung nicht rechtzeitig eingelegt fein, was dazu hätte 
führen müſſen, die Berufung überhaupt als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen, wenn anders, wie das B. G. annimmt, der Streit 
allen Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich entſchieden werden 
konnte (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 36 S. 345, 347). 
Nun richtete ſich aber die Berufung der Kl. inhaltlich der am 
8. April 1897 dem Verteter der vier Bekl. zugeſtellten Berufungs⸗ 
ſchrift gegen das Urtheil vom 29. Januar 1897 ſchlechthin. Es 
wurde darin das Urtheil „ſeinem ganzen Umfange nach“ an⸗ 
gefochten und der Antrag angekündigt, unter Abänderung des 
erſten Urtheils „die Bekl.“ nach dem Klageantrage zu ver⸗ 
urtheilen. Da das Urtheil trotz der verſehentlich unterbliebenen 
Aufführung des Mitbekl. John Oskar R. im Rubrum die 
Klageabweiſung auch gegen dieſen enthielt, ſo iſt es nur folge⸗ 
richtig, die Berufung gegen das ſo aufzufaſſende Urtheil auf 
dieſe Klageabweiſung mit zu beziehen. Daß in der Berufungs- 
ſchrift bei der Bezeichnung der Bekl. der Mitbekl. John Oskar R. 
ebenſo, wie im Rubrum des Urtheils, ausgelaſſen iſt, erſcheint 
dem gegenüber lediglich als eine unſchädliche Unrichtigkeit in der 
Bezeichnung der Streitſache, in welcher die Berufung eingelegt 
wurde. Hiernach iſt die Berufung als wirkſam anzuerkennen. 


VI. C. S. i. S. Richter u. Gen. o. Wiemann u. Gen. vom 


10. Oktober 1898, Nr. 121/98 VI. 

16. Der Antrag, als Theilungstag den 2. Juni 1893 
feſtzuſtellen, iſt vom Kl. erſt in der Berufungsinſtanz geltend 
gemacht und darauf geſtützt, daß er an dieſem Tage beim 
Nachlaßgericht den Antrag auf Schichtung unter Vorlegung eines 
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Inventars eingereicht habe. Das B. G. hat den obigen Antrag 
für prozeſſualiſch zuläſſig, dagegen für materiell ungerechtfertigt 
erachtet. Die Reviſion bekämpft zunächſt den prozeſſualen Stand⸗ 
punkt des B. G., indem ſie in dem fraglichen Antrag einen 
neuen Anſpruch im Sinne des § 491 Abſ. 2 der C. P. O. 
erblickt und demzufolge meint, daß der Antrag nur als formell 


unſtatthaft habe verworfen werden dürfen. Allein, wenn man 


den Rkl. auch ein rechtliches Intereſſe an dieſer Rüge nicht ab⸗ 
ſprechen will, inſofern dieſelben durch die materielle Abweiſung 
ſchlechter geſtellt ſind, als ſie es bei lediglich prozeſſualer 
Abſchneidung des Antrages ſein würden, ſo kann doch die Rüge 
nicht für zutreffend gelten. Denn angenommen, daß in dem 
Antrag überhaupt ein neuer Anſpruch zu finden iſt, ſo ſtellt ſich 
derſelbe nur als eine Erweiterung der auf Feſtſtellung der 
Schichtungsmodalitäten gerichteten Klage im Sinne des § 240 
Nr. 2 der C. P. O. dar und iſt als ſolche gemäß § 491 
Abſ. 2. a. a. O. in der Berufungsinſtanz noch ausnahmsweiſe 
ſtatthaft. IV. C. S. i. S. Kappert c. Kappert vom 10. No- 


vember 1898, Nr. 173/98 IV. 


17. Die Reviſion erſcheint als prozeſſualiſch zuläſſig. Vom 
Bekl. iſt eine Erklärung vorgelegt, welcher zufolge er nach 


Zuſtellung der Reviſion auf die den Gegenſtand der Feſtſtellungs⸗ 


klage bildenden Anſprüche ſoweit verzichtet hat, daß ſie einen 
Betrag von 1 500 Mark nicht mehr überſteigen. Durch einen 
ſolchen nachträglichen Verzicht wird aber, wie vom R. G. bereits 
mehrfach ausgeſprochen iſt, vergleiche z. B. Entſch. Bd. 5 
S. 387, die Zuläſſigkeit der Reviſion nicht beſeitigt I. C. S. 
i. S. Peterſen c. Moritz vom 12. Oktober 1898, Nr. 226/98 I. 

18. Die Reviſion verkennt die Tragweite der Beſtimmung 
des 8 576 der C. P. O. Dieſelbe richtet ſich in Verbindung mit 
den 88 574 und 575 gegen die Vervielfältigung der Eheprozeſſe 
und ſchließt deshalb für einen neuen Cheprozeß die Geltend⸗ 
machung ſolcher Thatſachen als ſelbſtſtändigen Klagegrundes 
aus, die in dem früheren Rechtsſtreite geltend gemacht werden 
konnten. War die Geltendmachung aus irgend einem Grunde 
in dem früheren Rechtsſtreite nicht möglich, ſo iſt die Anwendung 
des § 576 ausgeſchloſſen. So liegt aber die Sache hier, wo 
die Zuläſſigkeit des neuen Vorbringens mit Rückſicht auf die 
Rechtskraft des bedingten Endurtheils vom 12. Juni 1897 ver⸗ 
neint wird. Von einer Verletzung des § 576 der C. P. O. kann 
daher im vorliegenden Falle keinesfalls die Rede ſein. IV. C. S. 
i. S. Schiffmann c. Schiffmann vom 3. November 1898, 
Nr. 156/98 IV. | | 

19. Die Reviſion rügt Verletzung des § 686 der C. P. O., 
auf welchen das B. G. die Bekl. zur Geltendmachung des neuen 
Scheidungsgrundes zu Unrecht verweiſe. Für den aus dem 
neuen klägeriſchen Ehebruche herzuleitenden Anſpruch würde nach 
Rechtskraft des Läuterungsurtheils nur eine neue Klage in 
Betracht kommen können, dieſer aber der Einwand der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache entgegenſtehen. Wie für ein Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren, ſoweit die Eheſcheidung der bereits getrennt 
lebenden Parteien und die Schuldfrage in Betracht komme, kein 
Raum ſei, jo auch nicht zur Anwendung des § 686 der C. P. O. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

20. Der Einwand der Bekl., daß fie zu einer Auseinander- 
ſetzung mit dem Kl. nicht verpflichtet ſeien, weil ſie auf Grund 
des amtsgerichtlichen Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluſſes 


vom 9. Auguſt 1893 die Gütergemeinſchaft bereits unter ſich 
getheilt haben, iſt vom B. G. mit Recht verworfen worden. 
Durch dieſen Beſchluß ſind wegen einer Forderung der Gebrüder 
M. von 4227,25 Mark nebſt Zinſen und Koſten die dem Kl. 
an der genannten Gütergemeinſchaft „angeblich zuſtehenden 
Mobiliar: und Immobiliaranſprüche auf Höhe von 4240,80 Mark 
nebſt Zinſen gepfändet“ und zugleich den Gläubigern „auf Höhe 
des erwähnten Betrags zur Einziehung überwieſen“ worden. 
Sollte mit dieſem Beſchluß die Pfändung der Miteigenthümer⸗ 
rechte des Kl. an den beweglichen und unbeweglichen Sachen 
der Gütergemeinſchaft gemeint ſein, ſo würde demſelben rechtliche 
Wirkſamkeit deshalb verſagt werden müſſen, weil in Folge dez 
in Art. 883 c. c. zum Ausdruck gebrachten Grundſatzes 
der Beſtand jener Miteigenthümerrechte ein durchaus ungewiſſer 
iſt; denn erſt mit der Theilung entſcheidet ſich, ob die zur 
Gütergemeinſchaft gehörigen Sachen ganz, zum Theil oder gar 
nicht in das Eigenthum des antheilsberechtigten Schuldners 
fallen. Da aber „Anſprüche“ als gepfändet bezeichnet find, 
ſo kann man den Beſchluß im Sinne einer Pfändung des 
Anſpruchs auf Theilung auffaſſen. Eine ſolche Pfändung 
iſt nun zwar für zuläſſig zu erachten, wenn auch der Anſpruch 
auf Theilung nicht die Bezeichnung eines ſelbſtſtändigen 
Forderungsrechts verdienen mag, ſondern nur das Mittel iſt, 
die erwähnte Ungewißheit der dinglichen Rechte der Betheiligten 


zu beſeitigen; denn immerhin kann dieſem Theilungsanſpruch 


die Eigenſchaft eines Vermögensrechts im Sinne des § 754 
C. P. O. nicht verſagt werden, auf welches den Zugriff ſich zu 
ſichern die Gläubiger der Betheiligten ein erhebliches Intereſſe 
haben können. Es muß deshalb als in der Abſicht des Geſez⸗ 
gebers liegend betrachtet werden, durch die gedachte Vorſchrift 
auch die Pfändung dieſes Anſpruchs zuzulaſſen. Auf der 
andern Seite iſt aber dem B. R. darin beizutreten, daß die 
Pfändung eines ſolchen Theilungsanſpruchs nur die dem 
Charakter deſſelben entſprechende Wirkung hat; ſie gewährt weder 
ein Pfandrecht an den Beſtandtheilen der Maſſe oder an dem 
Theilungsanſpruch ſelbſt, noch kann auf Grund der Pfändung 
die Ueberweiſung des Theilungsanſpruchs zur Einziehung 
oder an Zahlungsſtatt rechtswirkſam verordnet werden; ihte 
Wirkung beſchränkt ſich vielmehr darauf, daß der Schuldner 
ferner nicht befugt iſt, feinen Antheil an der Gütergemeinſchaft 


zum Nachtheil des Gläubigers zu veräußern oder andermeil 
darüber zu verfügen. Zwar gehört zu den Vorſchriften, deren 


entſprechende Anwendbarkeit der § 754 C. P. O. verordnet, 
auch der § 736, deſſen Abſ. 1 beſtimmt, daß die gepfändete 
Geldforderung dem Gläubiger nach ſeiner Wahl zur Einziehung 
oder an Zahlungsſtatt zum Nennwerthe zu überweiſen iſt, und 
der $ 737, wonach durch die Ueberweiſung die förmlichen Er 
klärungen des Schuldners erſetzt werden, von welchen nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts die Berechtigung zur Ein 
ziehung der Forderung abhängig tft. Allein weder die direkte 
noch die entſprechende Anwendung dieſer Paragraphen iſt hier 
möglich, die erſtere nicht, weil der Theilungsanſpruch keine 
Geldforderung iſt, die zweite nicht, weil er einer Geldforderung 
auch nicht darin gleichſteht, daß der Gläubiger ohne Zuziehung 
des Schuldners ihn mit der Wirkung geltend machen könnte, 
wie es der Gläubiger thut, der durch Einziehung der Gebb⸗ 


forderung des Schuldners unmittelbar ſich ſelbſt wegen ſeiner 


u 
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Forderung an den Schuldner befriedigt. Es iſt zur Zeit der 
Pfändung des Theilungsanſpruchs nicht nur durchaus ungewiß, 
ob der Schuldner bei der Theilung auf ſeinen Antheil baares 
Geld oder Geldforderungen zugewieſen erhalten wird, welche der 
Gläubiger ohne Weiteres zur eigenen Befriedigung verwenden 
könnte, ſondern es iſt vor allem auch rechtlich nicht ausführbar, 
dem Gläubiger die Befugniß zur theilweiſen Realiſtrung des 
Theilungsanſpruchs, nämlich in Höhe ſeiner Forderung, ein⸗ 
zuräumen. Könnten die Betheiligten ſelbſt auch einzelne Gegen⸗ 
ſtände von der Theilung ausſchließen und ſo die Theilungsmaſſe 
derart beſchränken, daß die dem Einen von ihnen zufallenden 
Werthe gerade zur Deckung ſeiner Schuld ausreichten, ſo würde 
doch die Ueberweiſung des Theilungsanſpruchs an den Gläubiger 
eines Betheiligten in Höhe eines beſtimmten Betrags die Be⸗ 
fugniß zur Vornahme einer in der erwähnten Weiſe beſchränkten 
Theilung keineswegs enthalten; die vollſtändige Theilung aber 
kann immer nur unter freiwilligem oder nach dem Prozeßgeſetze 
erzwungenem Beitritt aller Betheiligten und insbeſondere auch 
des betheiligten Schuldners geſchehen. Hieran ändert auch der 
Umſtand nichts, daß unter Umſtänden, wie es im gegenwärtigen 
Falle zutrifft, der ganze Antheil des Schuldners zur Tilgung 
ſeiner Schuld nicht zureicht und daß dies zur Zeit der Pfändung 
und Ueberweiſung vielleicht ſchon mit Sicherheit erkannt werden 
konnte. Die Nothwendigkeit der Theilnahme aller Betheiligten 
an der Theilung folgt aus dem Weſen derſelben, als der Auf- 
hebung der Gemeinſchaft von ſelbſt, und wenn zuzugeben iſt, 
daß an Stelle der Betheiligten auch deren Rechtsnachfolger oder 
Bevollmächtigte die Theilung vornehmen können, ſo iſt dabei 
doch vorauszuſetzen, daß dieſe Rechtsnachfolger und Bevollmäch⸗ 
tigten den Rechtsvorgänger oder Machtgeber in ſeinem ganzen 
Recht vertreten; auch eine freiwillige Abtretung des Antheils 
an der Gütergemeinſchaft in Höhe eines beſtimmten Geldbetrags 
oder die Bevollmächtigung, die Theilung in Höhe eines be- 
ſtimmten Geldbetrags durchzuführen, würde die Befugniſſe des 
Ceſſionars oder Bevollmächtigten nicht derartig begrenzen, daß 
er daraufhin eine wirkſame Theilung der Gemeinſchaft mit den 
übrigen Theilnehmern vornehmen könnte. Durch die trotzdem 
vom Amtsgericht D. am 9. Auguſt 1893 verordnete Ueber- 
weiſung des Theilungsanſpruchs auf Höhe einer beſtimmten 
Summe erlangten nach alledem die Gebrüder M. bezüglich des 
Rechts, die Theilung der Guͤtergemeinſchaft P.⸗H. zu betreiben 
oder ihre Zuziehung zu dieſer Theilung durchzuſetzen, keine 
anderen Befugniſſe als fie nach Art. 1166 und 882 c. e. 
ohnehin beſaßen. Der Gebrauch dieſer Befugniſſe erforderte 
aber die freiwillige oder nach Maßgabe der Prozeßgeſetze er- 
zwungene Theilnahme ihres Schuldners an der Auseinander- 


ſetzung. II. C. S. i. S. Merot c. Pierſon vom 4. November 


1898, Nr. 228/98 II. 

21. Nach § 819 der C. P. O. find einſtweilige Verfügungen 
auch zum Zwecke der Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes in 
Bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältniß zuläſſig, ſofern dieſe 
Regelung, insbeſondere bei dauernden Rechtsverhältniſſen, zur 
Abwendung weſentlicher Nachtheile oder zur Verhinderung 
dauernder Gewalt oder aus anderen Gründen nöthig erſcheint. 
Es iſt nun allerdings mit dem B. G. anzunehmen, daß die 
Vorausſetzungen des § 819 der C. P. O. inſoweit gegeben find, 
als nicht nur ein ſtreitiges Rechtsverhältniß vorliegt, ſondern 


als auch von einem Zuſtand, der geregelt werden ſoll, bei 
einem auf 15 Jahre geſchloſſenen Vertrage geſprochen werden 
kann. Aber mit Recht hat das B. G. angenommen, daß es an 
einem genügenden Grunde für den Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung fehlt. Dieſe wird nicht in der Richtung erſtrebt, 
daß die Erfüllung des in anerkannter Wirkſamkeit zur Zeit 
zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertragsverhältniſſes durch 
Gebot oder Verbot einſtweilen geregelt werde, ſondern es wird 
die Ermächtigung der Kl. begehrt, dem unſtreitig geſchloſſenen 
Vertrage in vollem Umfange zuwiderzuhandeln. Ob eine ſolche 
Verfügung dem Geiſte des § 819 der C. P. O. überhaupt ent- 
ſprechen würde, kann dahingeſtellt bleiben; jedenfalls könnten 
nur ſehr gewichtige Gründe eine ſo einſchneidende Maßregel 
rechtfertigen. An ſolchen fehlt es aber hier um ſo mehr, als 
die Kl. auch ohne die einſtweilige Verfügung in gleicher Weiſe 
dem Vertrage thatſächlich zuwiderhandeln kann. Das würde ſie 
freilich auf ihre Gefahr thun, wenn ihr Klageanſpruch unbegründet 
iſt. Es liegt jedoch kein Grund vor, ſie für dieſen Fall von 
ihrer Haftung freizumachen, ſoweit etwa dieſe Wirkung durch 
die erbetene Verfügung überhaupt eintreten kann. III. C. S. 
i. S. Lutz c. Lien vom 4. November 1898, Nr. 331/98 III. 

22. Die Reviſion iſt lediglich darauf zurückgekommen, daß 
die Entſcheidung des Schiedsrichters von den Kl. zu früh an⸗ 
gerufen ſei, und daß der Schiedsrichter mehrere Streitpunkte 
unentſchieden gelaſſen habe. In beiden Beziehungen kann ſie 
aber nicht für begründet erachtet werden. Allerdings hatte der 
Schiedsrichter nur über Streitigkeiten der Parteien zu ent⸗ 
ſcheiden. Die Parteien haben aber vor dem Schiedsrichter über 
eine Reihe von Punkten geſtritten, und lediglich dieſe Streit⸗ 
punkte, und zwar Streitpunkte, deren Entſcheidung innerhalb der 
Grenzen der durch § 6 des Vertrages vom 8. Dezember 1894 
dem Schiedsrichter zugewieſenen Aufgabe lag, hat der erlaſſene 
Schiedsſpruch zum Gegenſtand. Hatten, wie der Bekl. in der 
Berufungsinſtanz behauptet hat, die Parteien bei Abſchluß des 
Schiedsvertrages ausdrücklich vereinbart, daß erſt, wenn und 
inſoweit Sachverſtändige und Parteien ſich nach Beibringung 
der beiderſeitigen Gutachten nicht einigten, über die ſtreitigen 
Punkte der Schiedsrichter aburtheilen ſolle, ſo kann der Bekl. 
daraus im gegenwärtigen Prozeß keinen Einwand mehr her⸗ 
leiten, nachdem er ſich vor dem Schiedsrichter auf die Ver⸗ 
handlung der Sache eingelaſſen hat, er müßte denn auch dort 
geltend gemacht haben, daß das ſchiedsrichterliche Verfahren ver⸗ 
früht ſei. Daß er dies gethan habe, iſt aber vom Bekl. gar 
nicht behauptet worden, und nach dem Thatbeſtand des Schieds⸗ 
ſpruchs hat der Bekl. einen formellen Einwand lediglich dahin 
erhoben, daß der Schiedsrichter nicht zuſtändig ſei, über den 
Antrag der Kl. auf Verurtheilung zur Zahlung (im Gegenſatz 
zu dem Antrag auf Feſtſtellung des am 1. Juli 1894 vor- 
handen geweſenen Guthabens der Kl.) zu erkennen. Der Ein⸗ 
wand des Bekl., daß der Schiedsrichter verſchiedene Streitpunkte 
unentſchieden gelaſſen habe und hinſichtlich ihrer auf künftige 
Bilanzen verweiſe, bezieht ſich auf gewiſſe Abſchreibungen, die 
nach der Meinung des Bekl. auf mehreren Konten der Bilanz 
hätten vorgenommen werden müſſen. Der Schiedsrichter hat 
dies Verlangen des Bekl. in Betreff einer Abſchreibung als be⸗ 
rechtigt anerkannt. Die drei übrigen zu berückſichtigen hat er 
abgelehnt, mit der Begründung, daß er ſich über ihre An- 
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geineſſenheit aus dem ihm vorliegenden Material kein Urtheil 
habe bilden können, und er fügt nur hinzu, daß es dem Bekl. 
überlaſſen bleibe, dieſe Abſchreibungen, falls ſie berechtigt ſeien, 
in die Bilanz der folgenden Jahre einzuſtellen, und daß ſie 
dann den (nach § 4 des Vertrages vom 8. Dezember 1894 den 
Kl. zukommenden) Gewinnantheil der folgenden Jahre ſchmälern 
würden. Danach hat aber der Schiedsrichter endgültig ent⸗ 
ſchieden, daß die ſtreitigen drei Abſchreibungen bei der Er⸗ 
mittelung des Guthabens, das Sch. am 1. Juli 1894 
zugeſtanden habe, nicht zu berückſichtigen ſeien. Der dabei 
gemachte Vorbehalt ſpricht etwas Selbſtverſtändliches aus. Die 
Entſcheidung des Schiedsrichters hat Rechtskraft nur für den 
Anſpruch der Kl. aus den §§ 2 und 3 des Vertrages. Erheben 
die Kl. ſpäter Anſprüche auf Grund des § 4, ſo bleibt es dem 
Bekl. unbenommen, und würde es auch ohne den vom Schieds⸗ 
richter ausgeſprochenen Vorbehalt ihm unbenommen ſein, dieſen 
neuen Anſprüchen gegenüber geltend zu machen, daß die frag⸗ 
lichen Abſchreibungen gerechtfertigt ſeien. I. C. S. i. S. Droſt 
c. Schulz vom 19. Oktober 1898, Nr. 237/98 J. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

23. Das O. L. G. hat ſich der Rechtſprechung des R. G. 
bezüglich der Anfechtung der ſogen. Deckungsgeſchäfte angeſchloſſen, 
die Anfechtung jedoch für begründet erklärt, weil die angefochtene 
Verpfändung ſowie deren Umſchreibung von den Schwiegereltern 
des Bekl. lediglich in der Abſicht vorgenommen worden ſei, 
deren Gläubiger zu benachtheiligen. Die von dem Rll. auf- 
geworfene Frage, ob die Anfechtung nicht daran ſcheitere, 
daß die Eheleute S. nebenbei auch die Intereſſen ihres 
Schwiegerſohnes im Auge gehabt hätten, erſcheint hiernach als 
gegenſtandslos. Uebrigens müßte ſie, ungeachtet der von dem 
Rkl. angerufenen in einem Urtheile des R. G. (Gruchot, Bd. 36 
S. 1137 ff.) beiläufig gemachten Bemerkung verneint werden. 
Nach der Rechtſprechung des R. G. können die auf die An⸗ 
fechtung der ſogen. Deckungsgeſchäfte bezüglichen Grundſätze nur 
dann Anwendung finden, wenn das angefochtene Rechtsgeſchäft 
lediglich die Befriedigung oder Sicherſtellung eines Gläubigers 
wegen einer fälligen Forderung bewirken ſollte, nicht auch dann, 
wenn der Schuldner geradezu in der Abſicht handelte, dadurch 
ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, d. h. ihnen den Zugriff auf 
gewiſſe Vermögensgegenſtände unmöglich zu machen. Ein Mangel 
an Entſcheidungsgründen liegt nicht vor; insbeſondere iſt in der 
Begründung des angefochtenen Urtheils der von dem RE. ent⸗ 
enthaltene Widerſpruch nicht zu finden. II. C. S. i. S. Arendt 
c. Schreiber vom 8. November 1898, Nr. 194/98 II. 

24. Es kann kaum bezweifelt werden, daß das B. G., in 
gleicher Weiſe wie das L. G., von der Auffafſung ausgeht, ein 
Erfüllungs⸗ oder Deckungsgeſchäft, welchem gegenüber die in 
§ 3 Nr. 2 des Geſetzes gegen den Anfechtungsgegner ſtatuirte 
Vermuthung nicht Platz greift, liege nur dann vor, wenn dem 
Anfechtungsgegner vor der Deckung ſchon ein erzwingbarer 
Anſpruch auf die erhaltene Deckung zur Seite ſtehe. Dies muß 
um ſo mehr als die Meinung des B. G. angenommen werden, 
als es nur prüft, ob die Bekl. den Anſpruch auf die Sicherung 
durch Hypothek auf den Verpflichtungsſchein des P. vom 18. Maͤrz 
1894 ſtützen könne. Jene Auffaſſung iſt aber eine rechtsirrige. 
Nach der in konſtanter Praxis des R. G. feſtgehaltenen richtigen 
Anſicht liegt ein Deckungsgeſchäft, dem gegenüber die gedachte 


Präſumtion mit der Wirkung zurücktritt, daß Kl. beſondere Um- 
ſtände nachweiſen muß, welche die Annahme der Frauduloſttät 
des Geſchäftes und der Kenntuiß des Anfechtungsbekl. hiervon 
rechtfertigen, auch dann vor, wenn der Anfechtungsbekl., ob⸗ 
wohl er zuvor keinen Rechtstitel hierzu in Händen hatte, für 
ſeine fälligen Forderungen von dem Schuldner anſtatt der Be⸗ 
zahlung Sicherung insbeſondere durch Hypotheken erhält und 
annimmt, ſich anſtatt der Bezahlung mit ſolcher von dem 
Schuldner angebotenen Sicherung begnügt. VI. C. S. i. S. 
Ochs c. Ritſchel vom 29. Oktober 1898, Nr. 208/98 VI. 

25. Vorausſetzung der Anfechtung nach § 3 Nr. 2 des 
Anf. G. iſt, daß durch den Abſchluß des Vertrages die Gläubiger 
des Schuldners benachtheiligt worden ſind und es iſt, wovon 
auch das B. G. ausgeht, ſolche Benachtheiligung im vorliegenden 
Falle als durch das angefochtene Geſchäft, die Hypothekbeſtellung 
vom 2. September 1896, an ſich bewirkt anzuſehen. Die An⸗ 
fechtung iſt aber, wie das B. G. gleichfalls mit Recht annimmt, 
ausgeſchloſſen, wenn und ſoweit der Gegenſtand des anzufechtenden 
Rechtsgeſchäftes in das Vermögen des Schuldners zurückgewährt 
worden iſt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

26. Das B. U. iſt inſoweit mit Recht von der Reviſion 
angefochten, als die Bekl. auf die erhobene Anfechtungsklage 
aus dem Grunde alsbald zur Zahlung von 4 000 Mark nebſt 
Zinſen verurtheilt iſt, weil ihr Ehemann ihren Anſpruch auf 
Rückgabe des Heirathsgutes nicht durch Zahlung, ſondern durch 
Hingabe von Hypotheken an Zahlungsſtatt befriedigt hat. Wenn, 
wie behauptet, aber bisher thatſächlich nicht feſtgeſtellt iſt, zur 
Zeit des angefochtenen Rechtsgeſchäftes der Ehemann der Bekl. 
in unzweifelhaften Vermögensverfall gerathen war, ſo war in 
Folge deſſen ipso jure die dos an die Bekl. zurückgefallen. 
Der beklagtiſche Ehemann war mithin auf Grund des Geſetzes 
zur Rückgewähr des Heirathsgutes an die Ehefrau verpflichtet, 
und konnte die Rückgabe der dos, gleichviel in welcher Art die⸗ 
ſelbe erfolgte, nicht auf Grund des § 3 Nr. 4 des Anf. G. an⸗ 
gegriffen werden. Genügte der beklagtiſche Ehemann feiner 
geſetzlichen Verpflichtung nicht durch Baarzahlung, ſondern durch 
Ceſſion von Hypotheken, ſo enthielt dieſe datio in solutum in 
Bezug auf die Anfechtung ein entgeltliches Geſchäft zur Tilgung 
ſeiner Schuld — Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 132 ff., Bd. 29 
S. 300 — welches nach Maßgabe des § 3 Nr. 2 reſp. Nr. 1 
des Geſetzes vom 21. Juli 1879 der Anfechtung unterlag, falls 
in der Hingabe von Hypotheken anſtatt baarer Zahlung eine 
Benachtheiligung der Gläubiger enthalten ſein ſollte. Hiernach 
bedarf es zunächſt der Entſcheidung darüber, ob der behauptete 
Vermögensverfall des beklagtiſchen Ehemannes vorlag. Iſt dieſe 
Thatſache zu verneinen, fo erſcheint der Berufungsantrag det 
Kl. begründet und liquide, war dagegen der beklagtiſche Che⸗ 
mann zur Rückgabe der dos verpflichtet, ſo bleibt weiter zu 
prüfen, ob die Hingabe von Hypotheken an Zahlungsſtatt nach 
83 Nr. 2 reſp. Nr. 1 des Anf. G. mit Grund angefochten it. 
III. C. S. i. S. Neumann c. Nagel vom 4. November 1898, 
Nr. 241/98 III. 

II. Das Handelsrecht. 

27. Das B. G. ſtellt feſt, daß im Jahre 1874 die mit 
der klagenden Firma identiſche Firma J. P. Sch. und deren 
damalige Inhaber uneingeſchränkt ihre Zuſtimmung zu der 
Führung des Zuſatznamens Sch. von Seiten des Bekl. ertfeilt 
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haben. Es erachtet auch die Annahme eines fremden Namens 


als Zuſatznamen für eine Namensänderung, die der landesherr⸗ 


lichen Genehmigung bedürfe, und dem Bekl. weder aus eigenem 
Rechte noch auf Grund der Erlaubniß der Firma und ihrer 
Inhaber zugeſtanden. Ein Firmenerwerb im Sinne des Art. 22 
des H. G. B. liege nicht vor. Durch dieſe Zuftimmnng und 
die langjährige widerſpruchsloſe Duldung der Führung dieſes 
Zuſatznamens habe aber die klagende Firma anerkannt, daß ſie 
ſich hierdurch in ihren Rechten und Intereſſen nicht verletzt fühle. 
Die Firma und die beiden Mitkläger, Söhne und Erben des 
früheren Mitinhabers Paul Sch., ſeien an die Rechtsverhältniſſe 
ihrer Rechtsvorgänger gebunden und müßten die gegen die 
letzteren beſtehenden Einreden auch gegen ſich gelten laſſen. 
Soweit die Klage aus den Individualrechten der Kl. Paul und 


Max Sch. geſtellt ſei, fo leiteten fie ihr Recht auf den Namen 


nur aus der Abſtammung von ihrem Vater ab; habe dieſer das 
Recht auf Beſeitigung des Zuſatznamens verloren, ſo müſſe dieſer 
Verluſt auch gegen ſie als Erben rechtliche Wirkung haben. 
Die bürgerliche Namensführung könne hiervon nicht losgelöſt 
werden. Der Anſpruch des berechtigten Trägers eines Namens 
auf Unterlaſſung der Führung eines bürgerlichen Namens durch 
einen Unberechtigten ſetze die Verletzung der Rechte des Trägers 
voraus. Die Verletzung geſchäftlicher Intereſſen könne in Folge 
der Zuſtimmung nicht mehr geltend gemacht werden. Das 
Intereſſe der Zugehörigkeit zur Familie ſei aber nicht verletzt, 
indem durch die Zufügung des Namens nur die in der That 
beſtehende mütterliche Verwandtſchaft gekennzeichnet werde, eine 
Zugehörigkeit zur engeren Familie der Kl. aber nicht hervortrete. 
Die Reviſion gegen dieſe Entſcheidung iſt mit eingehender Be⸗ 
gründung zurückgewieſen. VI. C. S. i. S. Schiedmayer 
c. Müller vom 3. November 1898, Nr. 210/98 VI. 

28. Der 6. Abſchnitt des neuen H. G. B. iſt, mit 
Ausnahme des § 65, für ſich allein am 1. Januar 1898 
in Kraft getreten, alſo zu einer Zeit, wo zwiſchen den Parteien 
der Dienſtvertrag bereits geſchloſſen war und infolge der Kün⸗ 
digung des Bekl. ſogar ſchon ſein Ende erreicht hatte. Nach 
der vom R. G. ſtets feſtgehaltenen Regel, daß ein neues 
Geſetz auf beſtehende Verträge nicht anzuwenden ſei, trifft daher 
das neue Recht den vorliegenden Fall nicht, wenn nicht aus⸗ 


nahmsweiſe vom Geſetzgeber eine größere oder geringere Rück⸗ 


wirkung gewollt iſt. Dieſer Wille braucht zwar nicht aus⸗ 
drücklich erklärt zu ſein, er muß aber aus den Umſtänden 
deutlich erkannt werden können (Entſch. des R. G. Bd. 40 
S. 314). Ausdrücklich iſt nun die Rückwirkung keinesfalls vor⸗ 
geſchrieben; das E. G. zum neuen H. G. B. enthält Ueber⸗ 
gangsbeſtimmungen überhaupt nicht. Da aber das H. G. B. 
einen Theil des neuen Rechts bildet, im allgemeinen gleichzeitig 
mit dem B. G. B. am 1. Januar 1900 in Kraft tritt, und 
der § 2 ſeines E. G. beſtimmt, daß, ſoweit das H. G. B. 
keine abweichende Beſtimmungen enthalte, auch in Handelsſachen 


die Vorſchriften des B. G. B. zur Anwendung kommen ſollen, 


ſo werden mit dieſem auch die Uebergangsbeſtimmungen des 


zu ihm erlaſſenen E. G. ſubſidiäre Geltung haben ſollen. 


Es kann daher nicht zweifelhaft fein, daß die, die Uebergangs⸗ 


beſtimmungen für Schuldverhältniſſe enthaltenden Art. 170, 171 


dieſes E. G. auf die Rechtsverhältniſſe der Handlungsgehilfen, 
insbeſondere die von ihnen geſchloſſenen Dienſtverträge anzu⸗ 


wenden ſein würden, wenn der 6. Abſchnitt des H. G. B. erſt 
am 1. Januar 1900 in Kraft treten würde. Durch die infolge 
des Vorſchlags der Reichstagskommiſſion erfolgte vorzeitige Ein⸗ 
führung iſt es aber in hohem Grade zweifelhaft geworden, ob 
auch andere Beſtimmungen, die ſich zugleich auf dieſen Abſchnitt 
beziehen, ſchon jetzt in Kraft ſind. Zu dieſen gehören die 
Art. 170, 171 des E. G. zum B. G. B. Für den vorliegen- 
den Fall bedarf jedoch dieſe Frage keiner Entſcheidung, da dieſe 
Artikel keinesfalls eine ausdrückliche Beſtimmung enthalten, die 
hier zur Anwendung des § 75 führen würde. Vielmehr ſpricht 
der § 170 nur die oben aufgeſtellte Regel aus, daß die neuen 
Vorſchriften auf früher geſchloſſene Verträge keine Anwendung 
finden ſollen, und im Art. 171 wird nur für wenige Vertrags- 
arten und gerade für Dienftverträge eine ſehr beſchränkte 
Ausnahme gemacht, die für den vorliegenden Fall nicht zutrifft. 
Dieſe Paragraphen enthalten daher ſogar, auch wenn ſie zur 
Zeit noch nicht anwendbar ſind, einen nicht unerheblichen Grund 
für die Annahme, daß der Geſetzgeber im allgemeinen eine weiter 
gehende Rückwirkung auf Verträge nicht gewollt habe. Fehlt es 
hiernach völlig an einer ausdrücklichen Vorſchrift, ſo muß, damit 
die Rückwirkung angenommen werden kann, aus den einzelnen 


Beſtimmungen, ſei es aus dem Wortlaute oder aus ihrem 


Grunde und Zwecke, überzeugend erkannt werden können, daß 
hier ausnahmsweiſe der Geſetzgeber die Rückwirkung in weiterem 
Umfange gewollt habe. Der Umſtand allein, daß der Abſchnitt 6 
früher eingeführt worden iſt, hat für dieſe Frage keine Bedeu⸗ 
tung, da der Kommiſſionsbericht und die Verhandlungen deutlich 
zeigen, daß man die Frage der Rückwirkung gar nicht in den 
Kreis der Erörterung gezogen oder auch nur an ſie gedacht, daß 
man alſo nicht beabſichtigt hat, für dieſen Abſchnitt inſoweit 
beſondere Vorſchriften zu geben. Nur ſoviel läßt ſich erkennen, 
daß man möglichſt bald den Handlungsgehilfen die Vortheile 
des neuen Geſetzes zuwenden wollte, aber nur in deſſen Geiſte 
und ohne eine, aus dieſem ſich nicht ſchon ohnehin ergebende 
anormale Ausdehnung der Rückwirkung. Nicht einmal die für 
die Handlungsgehilfen ſehr wichtigen $ 343 des B. G. B. 
und Art. 171 des E. G. zu dieſem ſind erkennbar eingeführt. 
Prüft man nun die Einzelbeſtimmungen des Abſchnitts 6, ſo 
befinden ſich unter ihnen gewiß manche, deren ſofortige Anwen⸗ 
dung auch auf beſtehende Vertragsverhältniſſe als dem Willen 
des Geſetzgebers entſprechend angeſehen werden darf. Dahin 
gehören z. B. die Vorſchriften des § 62, wonach der Prinzipal 
den Geſchäftsbetrieb jo regeln und die Geſchäftsräume fo ein⸗ 
richten muß, daß der Handlungsgehilfe gegen Gefährdung von 
Leben und Geſundheit möglichſt geſchützt wird, gute Sitte und 
Anſtand aufrecht erhalten werden, — überhaupt alle Vorſchriften, 
die mehr polizeilicher Natur ſind oder gar bei Strafe gebieten 
oder verbieten, und an deren ſofortiger Anwendung die Geſammt⸗ 
heit ein ſo hohes geſundheitliches oder ſittliches Intereſſe hat, 
daß ſelbſt das Bedenken der Verletzung bereits erworbener Ver⸗ 
tragsrechte dagegen zurücktreten muß. Anders liegt es aber bei 
manchen andern Beſtimmungen dieſes Abſchnitts, ſo auch bei 
dem Abſ. 2 des § 75. Die Vorinſtanzen gehen allerdings zu 
weit, wenn ſie aus ſeinem Wortlaut einen Grund gegen die 
Rückwirkung entnehmen wollen. Er ſpricht vielmehr weder dafür 
noch dagegen; er deutet eine Rückwirkung nicht an, aber er läßt 
eine Anwendung auf frühere Verträge zu, falls dieſe aus 
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anderen Gründen anzunehmen ſein würde; der Abſ. 2 unbedenk⸗ 
lich, der Abſ. 3 weniger, aber irgend erhebliches Gewicht läßt ſich 
auf dieſe Faſſung nach keiner Seite legen. Auch an ſonſtigen 
ausreichenden Gründen für die Annahme der Rückwirkung fehlt es. 
Ginge der Geſetzgeber davon aus, daß die Konkurrenzklauſel 
überhaupt dem jetzigen Rechis⸗ und Sittlichkeitsgefühl unbedingt 
widerſpreche und nicht geduldet werden könne, ſo möchte einem 
Verbot derſelben rückwirkende Kraft eingeräumt werden können. 
Aber das iſt nicht nur nicht der Fall, ſondern er erkennt die 
Zuläſſigkeit und Unentbehrlichkeit ausdrücklich an, und es iſt 
nicht zweifelhaft, daß fie, wenn keine Konventionalſtrafe hinzu ⸗ 
gefügt iſt, auch auf Grund nach dem neuen Geſetze geſchloſſener 
Verträge innegehalten werden muß. Es handelt ſich alſo nur 
(vergl. auch § 340 des B. G. B.) um eine Erleichterung der 
Handlungsgehilfen, die offenbar an die neuere Rechtſprechung 
des R. G. ſich anlehnt und dieſe mit beſtimmter, etwas weiter 
gehender Grenze geſetzlich feſtlegen ſoll. Der Geſetzgeber hat 
gerade für die Dienſtverträge, alſo auch zu Gunſten der Handlungs⸗ 
gehilfen, im Art. 171 des E. G. zum B. G. B. beſtimmt, 
wieweit das Geſetz zurückwirken ſoll. Er ſucht dadurch das 
Intereſſe beider Kontrahenten zu vereinigen, da eine weiter⸗ 
gehende Rückwirkung zu ſchwerer Schädigung der Prinzipale 
führen kann, die im Vertrauen auf das geltende Recht kon⸗ 
trahirt haben, während die Konventionalſtrafe oft ſehr gering 
oder uneinziehbar iſt. Ob dieſe Beſtimmung ſchon jetzt an⸗ 
wendbar iſt, und wie ſie mit dem Abſ. 1 des § 75 des 
H. G. B. zu vereinigen ſein wird, iſt für die vorliegende Frage 
ohne Bedeutung; denn jedenfalls iſt wohl ausgeſchloſſen, daß 
für die Zwiſchenzeit bis zum 1. Januar 1900 eine ſtärkere 
Rückwirkung eintreten ſollte, als nachher. Die in der Litteratur 
mehrfach, z. B. von Staub, für die Rückwirkung allein an⸗ 
geführten Gründe, die Beſtimmungen enthielten öffentliches Recht 
und ſeien zwingender Natur, ſind ungenügend. Zu den Vor⸗ 
ſchriften des öffentlichen Rechts im eigentlichen Sinne gehören 
ſie überhaupt nicht, ſondern ſie ſind privatrechtlicher Natur; 
verſteht man aber unter jenem Ausdrucke nur, daß ſie unver⸗ 
zichtbar, der Willkür der Kontrahenten entzogen ſind (publici 
juris in dieſem Sinne), ſo iſt der Ausdruck gleichbedeutend mit 
dem zweiten, daß ſie zwingendes Recht enthalten. Das iſt zwar 
thatſächlich richtig, da nach Abſ. 3 entgegenſtehende Verein⸗ 
barungen nichtig ſein ſollen; aber aus der zwingenden Natur 
einer Vorſchrift folgt nur, daß ſie unter ihrer Herrſchaft, 
alſo in der Zukunft nicht durch Vertrag abgeändert werden darf 
(Urtheil des I. C. S. in der Juriſtiſchen Wochenſchrift f. 1891 
S. 394 Nr. 26). Daß auch der Geſetzgeber auf dieſem Stand⸗ 
punkte ſteht, ergiebt ſich aus zahlreichen Beſtimmungen des E. G. 
zum B. G. Büund zum H. G. B. Vielmehr iſt die zwingende 
Natur der Vorſchrift nur eine der Vorausſetzungen der Rück⸗ 
wirkung auf früher geſchloſſene Verträge; fehlt ſie, ſo kann von 
einer Rückwirkung auf Vertragsbeſtimmungen wegen der Freiheit 
gegenüber dispoſitiven geſetzlichen Beſtimmungen überhaupt nicht 
die Rede ſein. Liegt ſie aber auch vor, ſo genügt das allein 
nicht, ſondern es muß noch der erkennbare Wille des Geſetz⸗ 
gebers hinzukommen, daß er nicht bloß der Vertragsfreiheit für 
die Zukunft Schranken ſetzen, ſondern ſogar wohlerworbene 
Vertragsrechte verletzen will. Allen dieſen Bedenken gegenüber 
genügt die immerhin bleibende Möglichkeit, daß der Geſetz⸗ 


geber eine weitergehende Rückwirkung gewollt habe, nicht, diefe 
anzunehmen; jedenfalls hat eine ſolche etwa beſtehende Abſicht 
keinen erkennbaren Ausdruck gefunden, und das iſt um fo 
wichtiger, als mehrere Faktoren der Geſetzgebung zuſammen⸗ 
wirken mußten. In der Litteratur gehen die Abſichten ſehr 
auseinander. Während z. B. Staub, Supplement zum Kommentar 
des H. G. B. S. 6—22, Anm. 10—24, Anm. 8, Düringer 
und Hachenburg, H. G. B. Seite 17. 239 und Fuld, Recht 
der Handlungsgehilfen, S. 11 flg. ſich für die Rückwirkung 
erklären, wenden ſich Makower, H. G. B. 12. Auflage S. 108, 
Coſack, H. G. B. 4. Auflage S. 768, Horwitz, das Recht der 
Handlungsgehilfen S. 8. 9, Pappenheim in Gruchot, Beiträge 
Bd. 42, S. 326 flg. 339 flg. gegen ſie. Die Vertheidiger der 


rückwirkenden Kraft berufen ſich faſt nur auf die zwingende Natur 


der Vorſchrift, alſo auf einen Grund, der ſchon als ungenügend 
nachgewieſen iſt. Das R. G. hat ſich über die Rückwirkung der 
Vorſchriften des Abſchnitts 6 bislang nicht ausgeſprochen, wohl 
aber in ähnlichen, durch das Aktiengeſetz von 1884 veranlaßten 
Fällen. Nach dem früheren Rechte durften die Gründer einer 
Aktiengeſellſchaft ſich vertragsmäßig den Bezug neu auszugebender 
Aktien zuſichern laſſen; durch den Art. 215 Abi. 4 des 
Geſetzes von 1884 wurde eine ſolche Vereinbarung gegen⸗ 
über der Geſellſchaft für unwirkſam erklärt. Trotzdem iſt 
das Bezugsrecht zunächſt vom II. C. S. (Entſch. des R. G. 
Bd. 27 S. I flg.) und dann vom I. C. S. (Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift für 1891 S. 394 Nr. 26 und S. 512 Nr. 15) in 
mehreren Fällen anerkannt, in denen das Bezugsrecht vor 
dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes zugeſichert war, aber 
erſt nachher die neuen Aktien ausgegeben wurden. — Zwar 
hat der I. C. S. in Bd. 36 S. 37 der Entſch. des R. G. das 
in dem Art. 215 d des Aktiengeſetzes von 1884 enthaltene 
Verbot, daß Aktiengeſellſchaften eigene Aktien nicht erwerben oder 
in Pfand nehmen dürfen, auf ſchon früher entſtandene Aktien⸗ 
geſellſchaften angewendet; aber dieſer Fall liegt völlig anders, da 
ein auf Erwerb der Aktien ſchon gerichtetes Vertragsverhältniß 
überall nicht vorlag. III. C. S. i. S. Schüller c. Schmitz⸗ 
Jérome und Knopf vom 18. November 1898, Nr. 196/98 III. 

29. Die Reviſion hat inſoweit für begründet erachtet werden 
müſſen, als der Gehaltsanſpruch des Kl. vom B. G. abgewieſen 
worden iſt. Der hierfür vom B. G. allein gegebene Grund 
der Unfähigkeit oder der groben Pflichtverletzung kann die Ent⸗ 
laſſung nicht rechtfertigen gegenüber der Vertragsbeſtimmung, 


daß der Kl. nur nach rechtskräftiger Verurtheilung wegen Ver⸗ 


brechens oder Vergehens gegen die Geſellſchaft entlaſſen werden 
darf. Mit dieſer Beſtimmung hat ſich die Geſellſchaft jedenfalls 
ſoweit gebunden, daß ſie die Entlaſſung nicht ſchon wegen 
bloßen Verſchuldens, auch nicht wegen groben Verſchuldens, ver ⸗ 
fügen kann. Auch die vom B. G. alternativ angenommene 
Unfähigkeit kann die Entlaſſung nicht rechtfertigen. Es liegt 
nicht mehr vor, als daß dem Kl. bei Aufſtellung der Bilanz 
von 1891 ein grobes Verſehen oder Unkenntniß weſentlicher, 
aus der Sache ſelbſt ſich ergebender Vorſchriften zur Laſt fällt. 


Daß er überhaupt zur Verwaltung des Amtes völlig unfähig 


geweſen ſei, iſt hieraus nicht zu entnehmen und kann daher 
dahingeſtellt bleiben, ob ein nach dem vorliegenden Vertrage 
Angeſtellter entlaſſen werden kann, wenn ſich ſeine vollſtändize 
Unfähigkeit zur Verwaltung des von ihm übernommenen Amtes 
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herausſtellt. Die in der Entſch. des R. G. Bd. 23 S. 170 
bei einem auf etwas über 5 Jahre geſchloſſenen Anſtellungs⸗ 
vertrage entwickelten Grundſätze laſſen ſich nicht unmittelbar auf 
den zur Frage ſtehenden Fall anwenden, in welchem bei der auf 
Lebenszeit erfolgten Anſtellung die Entlaſſung des Angeſtellten 
der Geſellſchaft nur aus einem genau beſtimmten Grunde vor⸗ 
behalten worden iſt. Auch die Berufung auf die das Vertrags- 
verhältniß beherrſchende bona fides kann die Entſcheidung des 
B. G. nicht aufrecht halten. Denn der Anſtellende kann im 
Voraus auf die Geltendmachung von Entlaffungsgründen ver- 
zichten, die ihm nach dem Rechte aus bloßem Verſchulden oder 
unzureichender Kenntniß des Angeſtellten zuſtehen, und wenn in 
dem vorliegenden Vertrage die Entlaſſung nur für den Fall 
vorgeſehen iſt, daß der Kl. wegen eines gegen die Geſellſchaft 
verübten Verbrechens oder Vergehens verurtheilt wird, ſo hat 
ſich die Geſellſchaft jedenfalls verpflichtet, den Bekl. nicht ſchon 
wegen Verſchuldens bei Ausführung ſeiner Dienſtverrichtungen 
oder wegen ungenügender Kenntniſſe für eine erfolgreiche Ver⸗ 
waltung des ihm anvertrauten Amtes zu entlaſſen. Ob ein 
böswilliges, die Intereſſen der Geſellſchaft ſchwer ſchädigendes, 
wenn auch nicht unmittelbar gegen die Geſellſchaft ſelbſt gerich⸗ 
tetes Verhalten des Kl. die Entlaſſung auch bei dem vorliegen⸗ 
den Vertrage rechtfertigen würde und ob eventuell dem Kl. ein 
ſolches Verhalten vor feiner Entlaſſung zur Laſt fällt, iſt jetzt 
nicht zu unterſuchen, nachdem die Verhandlung auf die oben 
bezeichnete Einrede beſchränkt und vom B. G. mehr nicht feſt⸗ 
geſtellt worden iſt, als daß dem Kl. bei Aufſtellung der unrichtigen 
Bilanz für 1891 entweder grobes Verſchulden oder Nichtkenntniß 
der bei Aufſtellung der Bilanzen der Verſicherungsgeſellſchaften 
zu beobachtenden Vorſchriften zur Laſt fällt. Die Vertheidigung 
des Bekl. iſt aber in erſter Linie auf ein böswilliges Verhalten 
des Kl., insbeſondere auf die Handlungen geſtützt, für welche 


er ſpaͤter wegen Betrugs verurtheilt worden iſt. Weitere Ver⸗ 


handlung iſt mithin unerläßlich. I. C. S. i. S. Marci 
c. Mecklenb. Vieh⸗Verſich.⸗Geſ. vom 11. November 1898, 
Nr. 244/98 III. 

30. Hinſichtlich der Einrede der Verjährung aus 
Art. 146 des H. G. B. hat das O. L. G. ſeine Entſcheidung 
darauf geſtützt, daß dieſe Vorſchrift, wie auch das R. G. im 
Anſchluß an die ſtändige Rechtſprechung des R. O. H. G. in 
einem Urtheile vom 27. März 1895 (Entſch. Bd. 35, S. 24) 
ausgeſprochen habe, in ſolchen Fällen keine Anwendung finde, 
in denen die Handelsgeſellſchaft durch Eröffnung des Konkurs- 
verfahrens aufgelöft worden iſt. Die Berufung auf dieſe Recht⸗ 
ſprechung iſt zutreffend. Auch geben die Ausführungen des 
Bekl. keinen Grund, von ihr abzugehen. Der in dieſer Rich⸗ 
tung erhobene Angriff kann ſonach keinen Erfolg haben. 
II. C. S. i. S. Martenſtein c. Ochsner vom 4. November 1898, 
Nr. 214/98 II. 

31. Indem die Parteien auf eine im Handelsverkehr ge⸗ 
bräuchliche Geſchäftsklauſel kontrahirten, unterwarfen ſie ſich 
derſelben nach Maßgabe ihrer wirklichen, durch den Verkehr 


entwickelten und in demſelben anerkannten Bedeutung, nicht 
anders, wie wenn ſie ein Reglement oder eine ähnliche Be⸗ 
ſtimmung dem Vertrage zu Grunde gelegt hätten. Insbeſondere 
ging auch erſichtlich der Wille des Kl. dahin, als mit dem 
Inhalt der Klauſel bekannt betrachtet und behandelt zu werden, 


‘ 


mag nun der Vorſchlag zur Aufnahme der Klauſel von feinem 
Gegenkontrahenten herrühren und ſeine Zuſtimmung gefunden 
haben, oder aber von ihm ſelbſt ausgegangen ſein. Dies muß 
umſomehr gelten, als Kl. ſelbſt Kaufmann und Großhändler iſt. 
Wenn er ſich nun auch über die wirkliche Bedeutung der Klauſel 
getäuſcht hat, fo wurde fein auf Geltung derſelben, eutſprechend 
ihrem wirklichen Inhalt, gerichteter Wille hierdurch nicht aus⸗ 
geſchloſſen; derſelbe blieb nach ſeiner Art und nach ſeinem 
Umfange eine ausreichende Grundlage für den Eintritt einer 
der Bedeutung der Klauſel vollſtändig entſprechenden Rechts⸗ 
folge. Ein die Willen sübereinſtimmung hindernder Irrthum 
würde ferner auch deshalb verneint werden müſſen, weil für den 
Handelsverkehr davon auszugehen iſt, daß jeder Kontrahent ſich, 
der Verkehrsauffaſſung gemäß, derjenigen Auslegung ſeiner 
Erklärungen fügen will, welche nach Lage der Sache die zu⸗ 
treffende iſt, vorausgeſetzt, daß der Gegenkontrahent die Er⸗ 
klärungen thatſächlich im Sinne dieſer Auslegung verſteht und 
entgegennimmt. Eben dies liegt aber hier vor. I. C. S. i. S. 
Wohl c. Kirſten vom 22. Oktober 1898, Nr. 277/98 I. 

232. In Nr. 20 der Chartepartie iſt ausdrücklich beſtimmt, 
daß die Fälle der höheren Gewalt (The act of God, the 
Queen's enemies etc.) unter denen auch lockouts or strikes 
of labourers aufgezählt werden, gegenſeitig ausgenommen ſein 
ſollen. Mag nun auch im engliſchen Handelsverkehr die Aus- 
nahmeklauſel, welche urſprünglich nur zu Gunſten des Rheders 
und Schiffers vereinbart zu werden pflegte, erſt allmählich auf 
den Befrachter ausgedehnt und mag bei den, unter dem Einfluß 
engliſcher Rechts. und Verkehrsanſchauungen entſtandenen 
Chartepartien vielfach Streit darüber möglich geweſen ſein, 
ob nach Maßgabe ihrer Faſſung und ihres Zuſammenhanges 
die Klauſel, wie urſprünglich, nur zu Gunſten des Rheders oder 
zu Gunſten beider Theile aufgenommen ſein ſollte, ſo iſt doch 
im gegenwärtigen Falle in dieſem Punkte für Zweifel keinerlei 
Raum gegeben. Fraglich kann nur ſein, von welcher Art bei 
der vorliegenden auf Zeit eingegangenen Chartepartie die zu 
Gunſten des Befrachters gewollten Rechtsfolgen eines Ausſtandes, 
durch den die Ausladung oder Löſchung gehindert iſt, im Sinne 
der Klauſel ſein ſollen. Zutreffend nimmt aber der B. R. an, 
daß der Befrachter für die Zeit, um welche das Geſchäft des 
Abladens oder Löſchens in Folge der Arbeitseinſtellung ſich 
ausdehnt, von der Zahlung der Miethe für das Schiff befreit 
bleibt. Von der Reviſion iſt auszuführen verſucht, daß der 
Ausſtand, den die Wirkungen der höheren Gewalt überhaupt 
betreffenden Rechtsgrundſä ben entſprechend, nur die Beſreiung 
des Befrachters von ſeiner Verantwortung dafür nach ſich ziehen 


dürfe, daß er ſeine, durch den Ausſtand unmittelbar berührten 


Verbindlichkeiten nicht erfüllt. Dieſe Auffaſſung wird aber dem 
Willen der Parteien, dem es nicht auf die formale, ſondern auf 
die materielle Wirkungsweiſe der Klauſel ankommt, nicht gerecht 
und berückſichtigt nicht, daß die Gegenſeitigkeitsklauſel aus der 


gewöhnlichen, nur für eine Reiſe, und nicht auf Zeit vereinbarten 
Chartepartien in die vorliegende übergegangen iſt. Bei Charte⸗ 
partien der erſteren Art kann über die Wirkungsweiſe der 


Gegenſeitigkeitsklauſel auch auf Seite des Befrachters Zweifel 
nicht entſtehen, der Befrachter braucht, wenn er durch einen 
Ausſtand verhindert wird, die Abladung oder Löſchung innerhalb 
der Lade⸗ bezw. Löſchzeit zu bewirken, Liegegeld nicht zu ent- 
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richten. Die hier vorliegende, auf Zeit eingegangene Charte⸗ 
partie kennt in Folge dieſer ihrer Eigenſchaft keine Lade⸗ oder 
Löſchzeit und ſieht keine Verpflichtung zur Zahlung von Liegegeld 
vor; dem Befrachter iſt die Benutzung des Schiffs zu dem in 
der Chartepartie beſtimmten Zwecke und innerhalb der in der⸗ 
ſelben feſtgeſetzten Grenzen nach ſeinem Belieben gegen Zahlung 
einer fortlaufenden, nach Kalendermonaten beſtimmten Miethe 
überlaſſen. Eine materielle Gleichartigkeit in der Wirkungs⸗ 
weiſe der Klauſel bei den beiden Arten der Chartepartie ergiebt 
ſich nun in der Geſtalt, daß bei Verhinderung des Abladens 
oder Löſchens durch Arbeitseinſtellung der Befrachter, wie bei 
der Reiſechartepartie von der Zahlung von Liegegeld, ſo bei der 
auf Zeit eingegangenen von der Zahlung der Miethe für die 
verlorene Zeit befreit bleibt. Daß eben dies von den Kontra⸗ 
henten gewollt iſt, ſowohl vom Bekl., welcher die Aufnahme 
der Klauſel in die Zeitchartepartie in Vorſchlag brachte, als 
von der Kl., welche auf ſie einging, durfte der B. R. hiernach 
unbedenklich annehmen. Demſelben iſt auch darin zuzuſtimmen, 
daß es für die vom I. R. gewollte Unterſcheidung, je nachdem 
es ſich um eine Behinderung des Ladens oder um Verlangſamung 
des Löſchens handelt, an jeder Grundlage fehlt. Der Reviſion 
kann nicht zugegeben werden, daß nach der ſyſtematiſchen 
Ordnung der Chartepartie der richtige Ort für eine Vertrags⸗ 
beſtimmung von der bezeichneten Bedeutung ſchon die Nr. 14 
der Urkunde und gerade nur dieſe geweſen ſein würde. Die in 
Nr. 14 vorgeſehenen und geregelten Fälle ſind von dem Geſichts⸗ 
punkte aus zuſammengefaßt, daß es ſich bei ihnen allen um 
Verhinderung der vollen Leiſtung des Schiffes handelt; dagegen 
betrifft die Nr. 20 die Folgen der höheren Gewalt für die 
beiden kontrahirenden Theile. Wenn nun in Nr. 14 auch 
Frachtabzüge, entſprechend der geminderten Leiſtung des Schiffes 
bedungen ſind, ſo läßt ſich doch die Annahme nicht rechtfertigen, 
daß dieſe Beſtimmung gerade die Zuläſſigkeit dieſer Abzüge 
erſchöpfend und ausſchließlich zu regeln beſtimmt wäre. — Ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht würde aber bei Vertragsurkunden der hier 
fraglichen Art auf die Syſtemfolge überhaupt nicht gelegt 
werden dürfen. Der urſächliche Zuſammenhang des Ausſtandes 
zu der verlangſamten, erſt in der Nacht vom 26. zum 27. Januar 
1897 beendeten Löſchung iſt ausreichend feſtgeſtellt. I. C. S. 
i. S. Little & Co. o. Vogemam vom 22. Oktober 1898, 
Nr. 213/98 J. 

33. Mit Recht macht die Reviſion dem B. R. zum Vor⸗ 
wurf, daß er die Art. 306 und 307 des H. G. B. außer Acht 
gelaſſen habe, wonach, wenn Papiere auf Inhaber (durch ein 
Handelsgeſchäft), wenn auch von einem Nichtkaufmann, veräußert 
und übergeben worden ſind, der redliche Erwerber das unan⸗ 
fechtbare Eigenthum daran erlangt. Zwar hat ſich die Bekl. in 
den Vorinſtanzen auf dieſe Vorſchrift nicht berufen, doch ſchließt 
das deren Geltendmachung in der Reviſionsinſtanz nicht aus, 
weil es ſich dabei weſentlich um einen Rechtseinwand handelt, 
um die Anwendung des Geſetzes auf den feſtgeſtellten oder be⸗ 
haupteten Sachverhalt. Finden die citirten Paragraphen auf 
den Erwerb der Bekl. Anwendung, ſo würde damit auch das 
Nießbrauchs⸗ und Verwaltungsrecht des Kl. bezüglich der ver- 
äußerten Inhaberpapiere erloſchen und damit der Klage der 
Boden entzogen ſein. (Vergl. Staub Handelsgeſetzbuch, 5. Aufl. 
S. 783, 787.) Gegenüber der für die Redlichkeit des Erwerbes 


der Werlhpapiere ſich ergiebt. 


ſprechenden Vermuthung hat der Kl. diejenigen Umſtände zu be⸗ 
haupten und zu beweiſen, aus denen eine Unredlichkeit oder eine 
derſelben gleichzuſtellende Unvorſichtigkeit der Bekl. beim Erwerb 
Die Bemerkung des B. R. in 
den Entſcheidungsgründen, daß nach dem „Klagevortrag“ 
die Bekl. die Rechtsſtellung der Frau M. als einer Ehefrau 
und damit den Nießbrauch des Kl. beim Erwerb der Papiere 
gekannt habe, findet in den Thatbeſtänden keine Grundlage, 
jedenfalls entſpricht ihr keine thatſächliche Feſtſtellung. Es bedarf 
daher noch der Erörterung und Beantwortung der entſcheidenden 
Frage, ob der Bekl. die Redlichkeit des Erwerbes zur Seite ſteht. 
V. C. S. i. S. Real-⸗Credit⸗Bank in Berlin c. Meſter vom 
29. Oktober 1898, Nr. 136/98 V. | 

34. Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet werden. 
Soweit die angefochtene Entſcheidung auf die Verſpätung der 
Mängelanzeige gemäß Art. 347 und Art. 349 des H. G. B. 
geſtützt wird, erſcheint die Begründung des O. L. G. allerdings 
nicht genügend. Der Bekl. und Widerkl. hatte nach dem That⸗ 
beſtand die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmungen um des willen 
beſtritten, weil, ſoweit die von der Kl. gelieferten Waaren von 
ihm beanſtandet ſeien, es ſich nicht um mangelhafte Eigenichaften 
derſelben, ſondern um eine andere Waare (ein aliud) handele, 
und das O. L. G. erkennt an, daß wenn das der Fall ſein ſollte, 
die bezogenen Beſtimmungen allerdings keine Anwendung finden 
könnten. Daſſelbe hat ſich nun darüber, ob die Auſſtellungen, 
daß es ſich nicht um eine mangelhafte ſondern um eine andere 
Waare als die beſtellte handele, thatſächlich als zutreffend 
erachtet werden könnten, nicht ausgeſprochen, und feinen Aus⸗ 
führungen kann insbeſondere die beſtimmte Annahme, daß die 
Frage zu verneinen ſei, nicht entnommen werden. Das 
O. L. G. hat aber weiter angenommen, daß, auch wenn die 
Friſtbeſtimmungen der Art. 347, 349 cit. für die Mittheilung 
der Beanſtandungen der Waaren nicht maßgebend ſein ſollten, 
doch nach Lage der Verhältniſſe die Waaren als vom Bekl. ge⸗ 
nehmigt anzuſehen ſeien. Wenn nun auch der im Eingang 
der bezüglichen Ausführungen des O. L. G. aufgeſtellte Satz, 
daß auch im Falle der Lieferung einer anderen Waare der Be⸗ 
ſteller, wenn ein Handelsgeſchäft vorliege, zur alsbaldigen Unter⸗ 
ſuchung und Mängelanzeige verpflichtet ſei, und in dieſem Falle 
eine angemeſſene Friſt zu beſtimmen ſei, als allgemeiner Rechtsſatz 
nicht gebilligt werden könnte, ſo iſt doch nicht anzunehmen, daß 
dieſe Annahme für die bezügliche Entſcheidung maßgebend ge 
weſen iſt. Vielmehr ergeben die folgenden Ausführungen, daß das 
O. L. G. für den vorliegenden Fall auf Grund der ſich er⸗ 
gebenden Umſtände, unter Berückſichtigung der bedeutenden Länge 
der Zeit zwiſchen der Lieferung und der Beanſtandung, that- 
ſächlich die Genehmigung der Waare Seitens der Bekl. an 
genommen hat. Dieſe rechtlich nicht zu beanſtandende und in 
thatſächlicher Hinſicht Seitens des Reviſtonsgerichts nicht nachzu⸗ 
prüfende Annahme rechtfertigt die getroffene Entſcheidung. II. C. S. 
i. S. Otten c. Schobbert u. Co. vom 4. November 1898, 
Nr. 215/98 II. 

35. Das B. G. erwägt, daß die Schadenzerſaßzforderung 
in Ermangelung eines gemäß Art. 343 H. G. B. erfolgten 
Verkaufs der Waare nach Art. 354 H. G. B. unbegründet el. 
Allein wenn auch in der Regel bei dem Handelskauf gemäß 
Art. 354, 343 H. G., B. für den Schadenserſatzanſpruch bei 
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Verkäufers wegen Nichterfüllung der für Rechnung des Käufers 
erfolgende Verkauf der Waare die nothwendige Grundlage 
bildet und eine abſtrakte Schadensberechnung des Verkäufers 
ausgeſchloſſen iſt, ſo findet doch eine Ausnahme dann ſtatt, 
wenn der Käufer durch ſein fortgeſetztes Verhalten dem Ver⸗ 
käufer die Erfüllung innerhalb derjenigen Zeit, innerhalb welcher 
fie überhaupt nur den Vertragszweck erfüllen konnte, unmöglich 
gemacht hat z. B. beim Bierabnahmevertrage (vergl. Staub 
Kommentar zum Allgemeinen Deutſchen H. G. B. 5. Auflage 
Art. 354 § 23 und die daſelbſt angezogene Rechtſprechung 
des R. G.). III. C. S. i. S. Aktienbrauerei Homburg v. d. Hohe 
©. Diener vom 4. November 1898, Nr. 1808 III. 
36. Soweit ſich die von dem Bekl. als Schadenserſatz 
geforderten 2000 Mark zuſammenſetzen aus dem, was er an 
Zinsverluſt für die Zeit bis März 1899, Lagermiethe, Aſſecuranz⸗ 
ſpeſen und Verluft von 40 Prozent am Fakturenpreiſe in Rech⸗ 
nung ſtellt, iſt die Abweiſung dieſes Anſpruchs durchaus be⸗ 
gründet. Der Bekl. hatte an feinen Abkäufer in Oſtindien 
Auguſtabladung verkauft. Wenn er die ihm erſt im September 
von den Kl. gelieferte Waare nun dennoch nach Oſtindien ver⸗ 
ſchiffte in der Hoffnung, ſein Abnehmer werde die erſt im Sep⸗ 
tember abgeladene Waare dennoch als Erfüllung annehmen, ſo 
handelte er auf ſeine Gefahr. Er kann die Folge, daß ſich 
nun die Verwerthung der ſo verſchifften Waare weit hinaus zog, 
daß Bekl. noch nach Jahresfriſt nicht wußte, was aus der Waare 
geworden war, daß er nach Verlauf von faſt einem zweiten Jahre 
noch nicht weiter über die Waare verfügt hatte, ſeinen Ver⸗ 
käufern nicht aufbürden. Anders ſteht es aber mit dem von 
dem Bekl. berechneten Gewinnverluſt von 15 Prozent. Nach 
ſeiner Angabe hatte er, was allerdings von den Kl. nicht zu⸗ 
gegeben und auch noch nicht feſtgeſtellt iſt, die Waare mit 
15 Prozent Aufſchlag weiter verkauft. Wäre das richtig, jo 
würden ihm dieſe 15 Prozent Gewinn entgangen ſein, der Bekl. 
mochte die ihm verfpätet gelieferte Waare in Hamburg behalten 
und überhaupt nicht mehr verſenden, oder er mochte ſie, ohne 
daß er damit ein Reſultat erzielte, verſenden. Da der Käufer 
ein Recht hat, neben der Erfüllung den Erſatz des Schadens 
für verſpätete Erfüllung zu fordern, ſo verliert er auch den An⸗ 
ſpruch auf Erſatz des Schadens für die verſpätete Erfüllung 
nicht damit, daß er die verſpätet gelieferte Waare unter Vor⸗ 


behalt ſeines Anſpruchs auf dieſen Erſatz behält. Und für 


dieſen Anſpruch iſt es dann ganz gleichgültig, was er mit der 
verſpätet gelieferten und von ihm angenommenen Waare weiter 
macht: wenn nur nicht erhellt, daß er bei einer andern nach der 
Sachlage angezeigten Verfügung, alſo etwa wenn er ſie ſofort 
in Hamburg weiter verkauft hätte, überhaupt keinen Schaden 
gehabt haben würde. I. C. S. i. S. Janſſen c. Gebr. Chevalier 
vom 26. Oktober 1898, Nr. 307/98 I. | 

37. Die Uſancen galten als ſolche laut Bekanntmachung 
der Handelskammer vom 15. Dezember 1891 in der von der 
Sachverſtändigenkommiſſſon für den Effektenhandel beſchloſſenen, 
von der Handelskammer genehmigten Faſſung. Wenn nun, als 
das Börſengeſetz für das Deutſche Reich vom 22. Juni 1896 
mit dem 1. Januar 1897 in Kraft trat, der nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes beſtellte Börſenvorſtand nicht ſofort Anlaß 
genommen hat, ausdrücklich zu erklären, daß die zur Zeit 
beſtehenden Uſancen als von ihm für den Terminhandel in 


Werthpapieren feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen zu gelten haben, 
ſo ergiebt fich doch aus ſeinem Verhalten klar, daß dieſes ſein 
Standpunkt war. Er hat die nach den Uſancen eingegangenen 
Geſchäfte an der Börfe zugelaſſen, während er fie, wenn er von 
anderer Auffaſſung ausgegangen wäre, von der Benutzung der 
Boͤrſeneinrichtungen hätte ausſchließen müſſen. Ein Willensakt 
des Börſenvorſtandes liegt alſo vor, dem eben nur die Cigenſchaft 
der Ausdrücklichkeit fehlt. Für die Nothwendigkeit dieſer ergeben 
ſich aber weder aus dem Inhalt, noch aus der Faſſung des 
Geſetzes hinreichende Gründe. Im Begriff der Feſtſetzung liegt 
das Moment der Ausdrücklichkeit nicht, vielmehr kann eine 
ſolche auch durch einen anders gearteten Willensakt erfolgen, 
wenn nur der Wille ſich beſtimmt kund giebt und über feinen 
Inhalt, namentlich auch bei detaillirt zu ordnenden Gegenſtänden, 
kein Zweifel beſtehen kann. Es liegt auch kein zwingender 
Grund vor, an den Begriff der Feſtſetzung dann, wenn fie von 
Seiten eines amtlichen Organs zu geſchehen hat, weitergehende 
Anforderungen, als bei rechtsgeſchäftlichen Feſtſtellungen durch 
Privatperſonen zu ſtellen. In autoritativer Weiſe kann die 
Feſtſetzung ebenſowohl durch ſchlüſſige Akte, als ausdrücklich 
geſchehen; an der erforderlichen inhaltlichen Beſtimmtheit aber 
fehlt es nicht, weil ſchriftlich redigirte und von der Handels⸗ 
kammer genehmigte Bedingungen vorlagen, welche in ihrer 
Geſammtheit und Geſchäftsbedingungen im Sinne des § 48 
des Börſengeſetzes übernommen ſind. Nicht zu beanſtanden mag 
die Annahme des B. R. ſein, daß der von den Parteien 
vereinbarte Geſchäftsinhalt von den Uſancen weſentlich abweicht. 
Die Uſancen, welche im Ganzen auf dem Art. 357 des H. G. B. 
beruhen und deſſen Vorſchriften weiter ausbilden, in einzelnen 
Punkten aber auch von dieſer Grundlage ſich entfernen, regeln 
die Folgen des Verzuges in einer ſehr eingehenden, die ver⸗ 
ſchiedenſten Möglichkeiten berückſichtigenden Weiſe, ſo zwar, daß 
ſchon dieſe ihre formale Eigenſchaft als für ſie charakteriſtiſch 
betrachtet werden kann. Wenn nun Kontrahenten, wie im 
gegenwärtigen Falle, Uſancen ſolcher Art in ihrer Geſammtheit 
ausſchließen und, indem ſie ſich ihnen nur in einer beſtimmten Be⸗ 
ziehung wieder nähern, im Uebrigen nur die geſetzlichen Vorſchriften 
maßgebend fein laſſen, jo mag es gerechtfertigt fein, das Geſchäft 
als nicht nach den Uſancen eingegangen zu betrachten, obwohl 
vielleicht materiell die Abweichung nicht ſehr einſchneidend iſt. 
Einen Rechtsirrthum aber zeigt es im Hinblick auf die Be⸗ 
ſchaffenheit der Geſchäfte nach den ſonſt für ihren Charakter 
entſcheidenden Richtungen hin, wenn der B. R. aus dem erwähnten 
Umſtande ſchlechthin die Bedeutungsloſigkeit des § 66 des 
Börſengeſetzes für die Geſchäfte folgert und wenn er namentlich 
ausführt, dem Kl. könne nicht zugegeben werden, daß die 
Geſchäfte ungültig ſeien, weil man die allgemeinen Uſancen nur 
deshalb ausgeſchloſſen habe, um der Anwendung des § 66 des 
Börſengeſetzes zu entgehen, denn das Eingehen von Zeitgeſchäften 
unter Ausſchluß von feſtgeſetzten Börſenbedingungen ſei vom 
Geſetz nicht verboten, alſo ein erlaubtes Geſchäft; der Beweg⸗ 
grund, aus dem Verträge abgeſchloſſen werden, komme für ihre 
Gültigkeit regelmäßig nicht in Betracht, und es könne deshalb 
ein an ſich erlaubtes Geſchäft nicht für ungültig erklärt werden, 
weil es abgeſchloſſen worden ſei, um die geſetzlichen Nachtheile 
zu vermeiden, die eingetreten ſein würden, wenn ein anderes 
verbotenes Geſchäft abgeſchloſſen worden wäre. Nach § 66 des 
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Börſengeſetzes wird durch ein Börſentermingeſchäft in einem 
Geſchäftszweige, für welches nicht beide Parteien zur Zeit des 
Geſchäftsabſchluſſes in einem Börſenregiſter eingetragen ſind, ein 
Schuldverhältniß nicht begründet. Das Gleiche gilt nach Abſ. 2 
des genannten Paragraphen von der Ertheilung und Uebernahme 


von Aufträgen zu Börſentermingeſchäften. Dieſe Vorſchriften 


ſind aus der Abſicht hervorgegangen, die Fähigkeit zum Abſchluß 
rechtlich wirkſamer Börſentermingeſchäfte nur bei ſolchen Perſonen 
anzuerkennen, welche durch ihre gewerbliche Stellung auf die 
Eingehung ſolcher, entſprechend ihrer durch den Handelsverkehr 
entwickelten Bedeutung, angewiefen ſind, und dieſe Fähigkeit 
überall da zu verſagen, wo die angegebene Vorausſetzung nicht 
zutrifft und wo von vornherein der Beſorgniß Raum gegeben 
werden muß, daß die Geſchäfte nicht dem Zwecke des Waaren⸗ 
umſatzes oder der Anſchaffung, ſondern nur dem Spiel zu 
dienen beſtimmt find, vergleiche die Begründung zu dem Entwurfe 
des Börſengeſetzes S. 42/43 und den. in dieſer in Bezug 
genommenen Bericht der Börſen⸗Enquete⸗Kommiſſion S. 73. 
Es iſt erwogen, ob die Fähigkeit zum Abſchluß von Börſen⸗ 
termingeſchäften an gewiſſe, der gewerblichen Stellung der 
Kontrahenten zu entnehmende Kriterien zu knüpfen ſei, dieſe 
Art der Regelung aber für nicht geeignet befunden und den 
Vorſchlägen der Enquete⸗Kommiſſion gemäß allein die Ein⸗ 
tragung in ein Börſenregiſter als entſcheidend hingeſtellt, vergleiche 
Begründung des Entwurfs S. 45 und Bericht der Enquete⸗ 
Kommiſſion S. 102 ff. Die Erwartung konnte als berechtigt 
erſcheinen, daß ſolche Perſonen, deren gewerbliche Stellung ein 
Bedürfniß zur Eingehung derartiger Geſchäfte nicht mit ſich 
bringt, ſondern für welche dieſelben nur als Mittel zur Befriedi⸗ 
gung der Spielleidenſchaft Werth haben, ſich zu ihrer Eintragung 
in das Regiſter nicht verſtehen und in Folge davon von der 
Eingehung rechtlich wirkſamer Börſentermingeſchäfte ausgeſchloſſen 
ſein werden. In § 48 des Geſetzes iſt nun ein Begriff des 
Börſentermingeſchäfts aufgeſtellt, welcher infolge der ihm gegebenen 
Begrenzung thatſächlich nicht alle im Börſenverkehr ſich voll⸗ 
ziehenden Termingeſchäfte über Waaren und Effekten umfaßt. 
Als Börſentermingeſchäfte in Waaren oder Werthpapieren gelten 
darnach Kauf- oder ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte auf eine feſt⸗ 
beſtimmte Lieferungszeit oder mit einer feſtbeſtimmten Lieferungs⸗ 
friſt unter der Vorausſetzung, daß ſie nach Geſchäftsbedingungen 
abgeſchloſſen werden, die von dem Börſenvorſtande für den 
Terminhandel feſtgeſetzt ſind und daß für die an der betreffenden 
Börſe geſchloſſenen Geſchäfte ſolcher Art eine amtliche Feſtſtellung 
von Terminpreiſen erfolgt. Hier kommt es nur auf das erſtere 
der beiden Merkmale an. Neben den durch daſſelbe gekenn⸗ 
zeichneten Geſchäften bleiben möglich und können je nach 
Geſtaltung der Verhältniſſe zu großer Wichtigkeit gelangen ſolche, 
welche jenes Merkmal nicht zeigen, welche aber dennoch nicht 
bloß Termingeſchäfte im Sinne des Art. 357 des H. G. B. 
find, ſondern zugleich auch dem Börſenverkehr angehören und 
unter den allgemeinen Begriff der Börſengeſchäfte fallen. Im 
Börſentermingeſchäft, wie ſein Begriff im § 48 des Geſetzes 
beſtimmt iſt, mit ſeinen allgemein gültigen, für alle Geſchäfte 
dieſer Art maßgebenden Bedingungen z. B. in Bezug auf die 
Qualität der Waaren und Werthpapiere, den Erfüllungsort 
u. ſ. w. bietet ſich für den legitimen Handel eine Geſchäftsform 
von beſonderem Werth, deren Benutzung ihm der Regel nach 


empfehlenswerth ſcheinen wird. Die nicht legitime Spekulation, 
welche ſich des Termingeſchäfts im Börſenverkehr nur zur Aus⸗ 
nutzung der Kursbewegung für Spielzwecke und mit Rückſcht 
auf die bei ihm mögliche einfache Abwickelung durch Differenz⸗ 
zahlung bedient, kann ſich ſchon daran Genüge fein laſſen, daß 
die ihren Gegenſtand bildenden Waaren oder Werthpapiere 
überhaupt an der betreffenden Börſe thatfächlich gehandelt werden, 
daß eine amtliche Notirung der Preiſe ſtatifindet und daß ihr 
thatſächlich, wenn auch nicht nach dem Willen des Geſetzes, die 
Einrichtungen der Börſe, wenigſtens zum Theil, ſowohl für die 
Eingehung als für die Abwickelung der Geſchäfte zu Gebote 
ſtehen. Es fragt ſich nun, ob Termingeſchäfte, welche inhaltlich 
von den amtlich feſtgeſetzten Bedingungen nicht etwa nur in 
Nebenpunkten, ſondern in erheblichem Maße abweichen oder ſie 
gänzlich ausſchließen, deren Charakter als Termingeſchäfte und 
als Börſengeſchäfte aber hierdurch in keiner Weiſe alterirt wird, 
von § 66 des Geſetzes berührt werden oder nicht. Die Frage 
muß nach dem Geſammtinhalt des Geſetzes unter Berückſichtigung 
der allgemeinen Rechtsgrundſätze über die Tragweite des geſetz⸗ 
geberiſchen Willens, wie ſie namentlich in L. 29 und 30 D. 
de leg. 1, 3, L. 5. C. de leg. 1, 14 zum Ausdruck kommen, 
im bejahenden Sinne entſchieden werden. Für den Zweck des 
Geſetzes intereſſirt das Geſchäft hier nicht ſowohl von Seite der 
vereinbarten ſpeziellen, die juriſtiſche Kategorie des Geſchüftes ſelbſt 
nicht beeinfluſſenden Bedingungen, ſondern vielmehr vermöge 
ſeines wirthſchaftlichen Charakters, auf welchem ſeine in materieller 
wie in ſittlicher Hinſicht verderblichen Folgen für weite Kreiſe 
der Bevölkerung beruhen. Wenn nun der § 48 des Börſen⸗ 
geſetzes in den Begriff des Börſentermingeſchäfts unter anderen 
auch das Kriterium aufgenommen hat, das daſſelbe nach den 
vom Börſenvorſtande feſtgeſetzten Bedingungen geſchloſſen iſt, fo 
vermag dies den Schluß nicht zu rechtfertigen, daß der Geſetz⸗ 
geber ein ausreichendes Mittel für den von ihm verfolgten Zweck 
ſchon in einer Maßnahme erblickt hätte, welche nur die hier 
ſpeziell charakteriſirten, ein höheres Maß von Gefährlichkeit aber 
nicht zeigenden Geſchäfte trifft. Und zwar iſt ein ſolcher Schluß 
umſoweniger gerechtfertigt, als in 88 51, 52 des Geſetzes 
Beſtimmungen getroffen ſind, welche vorausſetzen, daß ſich in 
den für Börſentermingeſchäfte üblichen Formen ein Termin⸗ 
handel vollziehen kann, bei welchem eine Mitwirkung der Börſen⸗ 
organe nicht ſtattfindet. Wenn die dort bezeichneten „Termin⸗ 
geſchäfte“ oder „Börſentermingeſchäfte“ von der Benutzung der 
Börſeneinrichtungen ausgeſchloſſen find, von den Kursmaklern 
nicht vermittelt werden, und wenn über ſie Preisliſten nicht 
veröffentlicht werden dürfen, ſo läßt ſich nicht annehmen, daß ſie 
dennoch nach dem Willen des Geſetzes größere Vorrechte haben 
ſollen, als die an der Börſe zugelaſſenen, dem Buchſtaben des 
§ 48 entſprechend geſchloſſenen Geſchäfte, daß namentlich die 
zugelaſſenen Börſentermingeſchäfte gegen nicht eingetragene Per- 
ſonen unklagbar, die verbotenen „Börſentermingeſchäfte“ aber 
klagbar fein ſollen. Erſtreckt ſich aber der § 66 des Börſen⸗ 
geſetzes ſelbſt auf dieſen thatſächlichen Börſenterminhandel, ſo 
muß er um Vieles mehr auf diejenigen „Börſentermingeſchäfte 
angewendet werden, welche zwar im Uebrigen dem § 48 des 
Geſetzes entſprechen, bei denen aber nur der an der Börſe ver⸗ 
kehrende Kaufmann, in der Abſicht, ſich der geſetzlichen Vorſchrift 
zu entziehen, einen Schlußſchein ausgearbeitet und feinem 
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Gegenkontrahenten vorgelegt hat, in dem er von vornherein 
den Ausſchluß der Anwendung der feſtgeſtellten Börſenuſancen 
vorbedungen hat. Die Aufnahme jenes Merkmals in den vom 
Geſetze aufgeſtellten Begriff des Börſentermingeſchäfts hat immer 
noch einen guten Sinn. Mit einem Geſchäft, welches genau 
dem § 48 des Geſetzes entſpricht, find gewiſſe Rechte für die 
Kontrahenten oder einen von ihnen verknüpft. Nach § 53 des 
Geſetzes geräth bei dem Börſenterminhandel in Waaren der 
Verkäufer, ſofern er nach erfolgter Kündigung eine unkontraktliche 
Waare liefert, auch dann in Erfüllungsverzug, wenn die Lie⸗ 
ferungsfriſt noch nicht abgelaufen war. Insbeſondere aber 
kann nach § 69 des Geſetzes gegen Anſprüche aus Börſen⸗ 
termingeſchäften von demjenigen, welcher zur Zeit der Eingehung 
des Geſchäftes in dem Boͤrſenregiſter für den betreffenden Ge⸗ 
ſchäftszweig eingetragen war, ein Einwand nicht darauf gegründet 
werden, daß die Erfüllung durch Lieferung der Waaren oder 
Werthpapiere vertragsmäßig ausgeſchloſſen war. Nur ſolchen 
Kontrahenten ſollen dieſe Vorzüge zu Theil werden, welche die 
vom Vorſtande für geeignet erachteten und feſtgeſetzten Be⸗ 
dingungen ihren Abſchlüffen zu Grunde legen. Nicht aber darf 
angenommen werden, daß der Wille des Geſetzes, ſoweit er 
auf die Einſchränkung der zum wirkſamen Abſchluß von 
Termingeſchäften im Börſenverkehr zuzulaſſenden Perſonen 
gerichtet iſt, ſich auch von jenem, den Begriff des Börſentermin⸗ 
geſchäfts im ſpezifiſchem Sinne bedingenden Merkmale hätte 
abhängig machen wollen. Für den bei entgegengeſetzter Auf- 
faſſung ſich ergebenden Mangel würde es auch an einem irgend 
ausreichenden Erſatze fehlen. Die Möglichkeit des Differenz- 
einwandes beſtand ſchon im bisherigen Rechte. Wie ſie bisher 
kein Hinderniß gegen die Eingehung von Termingeſchäften für 
zahlreiche außerhalb der Börſe ſtehender Perſonen gebildet hat, 
ſo konnte dies auch für die Zeit nach dem Inkrafttreten des 
Börſengeſetzes nicht erwartet werden; das an der Börſe 
ſpekulirende Privatpublikum, welches ſich nicht in das Börſen⸗ 
regiſter eintragen läßt, fürchtet den Differenzeinwand von 
Seiten der Gegenkontrahenten ſo wenig, als es an den amtlich 

feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen ein Intereſſe hat. Der Bankier 
oder Makler aber, der ſich mit dem an der Börſe ſpekulirenden 
Privatpublikum einläßt, wird in nicht höherem Maße wie bis⸗ 
her Anſtoß daran nehmen, daß er dem Differenzeinwande aus⸗ 
geſetzt iſt. Auch ergiebt ſich aus der Begründung des Geſetz⸗ 
entwurfs (S. 44), daß der Geſetzgeber in der Möglichkeit des 
Differenzeinwandes keine, Garantie gegen die Ausbreitung des 
Termingeſchäfts erblickt hat. Endlich bietet zwar der oben ſchon 
erwähnte Abſ. 3 des § 51 eine Handhabe zum Einſchreiten 
gegen das von der Mitwirkung der Börſenorgane unabhängige 
Termingeſchäft überhaupt, aber nur im Börſenaufſichtswege; 
daß das Geſetz dies auch gegenüber den Spekulationsgeſchäften 
ſolcher Perſonen für ausreichend gehalten hätte, die ſich in das 
Börſenregiſter nicht eintragen laſſen, würde eine grundloſe 
Annahme ſein. Unter den dargelegten Verhältniſſen kann kein 
entſcheidendes Gewicht darauf gelegt werden, daß nach der 
Terminologie des Geſetzes der § 66 ſich ausſchließlich auf die 
im § 48 begrifflich beſtimmte Gattung von Böͤrſengeſchäften zu 
beziehen ſcheint. Der wahre, aus dem Zuſammenhange des 
Geſetzes erkennbare Wille des Geſetzgebers darf hierdurch eine 
Einbuße in ſeiner Wirkſamkeit nicht erleiden. Das aber würde 


in hohem Maße und in weitem Umfange der Fall ſein, wenn 
es den Kontrahenten möglich wäre, dadurch, daß ſie von den 
amtlich feſtgeſetzten Bedingungen abweichen, ein vollwirkſames 
Geſchäft mit Vermeidung ihrer Eintragung in das Börſenregiſter 
zu Stande zu bringen. Die Geſetzesanwendung darf nicht zu 
dem Ergebniſſe führen, daß bei fehlender Eintragung in das 
Börſenregiſter zwar dasjenige Geſchäft, welches das Geſetz nach 
Begriff und Rechtsfolgen beſonders geregelt hat, ungültig, das 
von ihm überhaupt nicht gewollte und von der Börſe auszu⸗ 
ſchließende Geſchäft aber gültig iſt. Die Kontrahenten handeln, 
wenn nicht gegen das Geſetz, ſo doch jedenfalls zur Umgehung 
deſſelben und ſuchen den Willen des Geſetzgebers zu vereiteln, 
indem ſie ein Geſchäft, welches ſowohl die Eigenſchaft eines 
Termingeſchäfts als auch die eines Börſengeſchäfts hat und 
deshalb nach der Abſicht des Geſetzes nur den in das Börſen⸗ 
regiſter eingetragenen Perſonen offen ſtehen ſoll, abſchließen, 
der Eintragung aber ſich entziehen. Der B. R. verkennt dies, 
er ſchenkt dem Umſtande keine Beachtung, daß das Geſchäft 
nicht lediglich die Natur eines dem § 357 H. G. B. unter- 
liegenden Fixgeſchäfts hat, welches als ſolches allerdings nicht 
Gegenſtand des Börſengeſetzes iſt und von deſſen eiuſchränkenden 
Beſtimmungen nicht getroffen wird, ſondern daß es ſich zugleich 
als ein Börſengeſchäft, alſo als ein Börfentermingejchäft im 
weiteren und allgemeineren Sinne darſtellt. Kl. wollte eine 
Terminſpekulation an der Hamburger Börſe. Die Kurs⸗ 
bewegung eines dort notirten Werthpapiers ſollte über Gewinn 
und Verluſt entſcheiden. Der Bekl., ein Hamburger Fonds- 
makler, als Kommiſſionär beauftragt, trat als Selbſtverkäufer 
ein. Ihm war die Möglichkeit eines Deckungsgeſchäfts 
an der Börſe gegeben. Nach ſeiner eigenen Erklärung ſind 
die unter dem 1. Februar dem Kl. debitirten 50 Stück 
Kreditaktien von ultimo Januar auf ultimo Februar zum 
„Liquidationskurſe“ geſchoben. Er bemerkt ferner, am 20. April, 
an welchem Tage die Börſe in Folge der griiechiſch⸗ 
türkiſchen Kriegserklärung ſehr flau geſtimmt geweſen ſei, habe 
er an der Boͤrſe dem Kl. erklärt, daß er, da das Depot nicht 
mehr ausreiche, die 25 Stück Kreditaktien verkaufen müſſe, denn 
der Kurs werde vorausſichtlich noch weiter zurückgehen, und 
ferner, er habe darauf die Aktien ſofort durch ſeinen Sohn an 
der Börſe verkaufen laſſen. Ueberhaupt beruht das Geſchäft 
in jeder Hinſicht auf der Exiſtenz der Börſe und ihrer Ein⸗ 
richtungen mit der alleinigen Maßgabe, daß die vom Börfen- 
vorſtande feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen ausgeſchloſſen ſein 
ſollen. Hieraus folgt zunächſt, daß die vom Bekl. aus den 


Geſchäften hergeleiteten Anſprüche unberechtigt find, die Feſt⸗ 


ſtellungsklage alſo begründet iſt. — Nach Abſ. 3 des § 66 
erſtreckt die Unwirkſamkeit des Geſchaͤfts ſich auch auf die 
beſtellten Sicherheiten; der Bekl. mußte daher zur Herausgabe 
der ihm in Depot gegebenen zwei Aktien der Schiffswerfte und 
Maſchinenfabrik Janſſen u. Schmilinsky Aktiengeſellſchaft in 
Hamburg verurtheilt werden. I. C. S. i. S. Peterſen c. 
Moritz vom 12. Oktober 1898, Nr. 226/98 J. | 
38. Von dem in Art. 423 des H. G. B. aufgeſtellten 
Grundſatze des Ausſchluſſes der Vertragsfreiheit der Eiſenbahnen 
in Betreff ihrer Verpflichtung als Frachtführer zum Schadens⸗ 
erſatze werden in Art. 424 flg. des H. G. B. Ausnahmen zu⸗ 
gelaſſen, namentlich gewährt die Ziffer 4 des Art. 424 der 
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Eiſenbahn die Befugniß, zu vereinbaren, daß fie in Anſehung 
der Güter, welche vermöge ihrer eigenthümlichen natür- 
lichen Beſchaffenheit der beſonderen Gefahr ausgeſetzt 
ſind, Verluſt oder Beſchädigung, namentlich Bruch zu erleiden, 
für den Schaden nicht hafte, welcher aus dieſer Gefahr entſteht, 
und beſtimmt Abſ. 2 dieſes Artikels weiter, daß, wenn eine 
ſolche Vereinbarung getroffen iſt, zugleich auch als bedungen 
gilt, daß bis zum Nachweiſe des Gegentheils vermuthet wird, 
daß ein eingetretener Schaden, wenn er aus der nicht übernom⸗ 
menen Gefahr entſtehen konnte, aus derſelben wirklich entſtanden 
iſt. Das O. L. G. iſt nun zutreffend davon ausgegangen, daß 
die Eiſenbahnverwaltung von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht 
und § 77 der Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands vom 15. November 1892 ihre Haftpflicht gemäß 
dem bezogenen Art. 424 Ziffer 4 ausgeſchloſſen hat, daß ferner 
auf Grund der Beſtimmungen der Verkehrsordnung der Fracht⸗ 


vertrag zwiſchen den Parteien abgeſchloſſen worden tft, daher die 


Beſtimmungen über den Ausſchluß der Haftbarkeit für Schaden 
und die ſich dann anſchließende geſetzliche Vermuthung über die 
Entſtehung des Schadens für die Kl. als maßgebend zu erachten 
ſeien. II. C. S. i. S. Weſtph.⸗Anh. Sprengſtoff⸗A.⸗G. c. Eiſen⸗ 
bahnfiskus vom 28. Oktober 1898, Nr. 183/98 II. 

39. Nach Art. 460 des H. G. B. iſt der Korreſpondent⸗ 
rheder befugt, alle Geſchäfte und Rechtshandlungen vorzunehmen, 
die der Geſchäftsbetrieb einer Rhederei gewöhnlich mit ſich bringt. 
Ebenſoweit reicht ſeine Befugniß, die Rhederei vor Gericht zu 
vertreten. Der Wortlaut dieſer Vorſchrift möchte nun freilich 
die Annahme nahe legen, daß die Verfolgung von Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen wegen Beſchädigung oder Vernichtung des 
Schiffs nicht zum geſetzlichen Geſchäftskreiſe des Korreſpondent⸗ 
rheders gehöre. Man könnte zweifeln, ob ſie ſich als eine 
Rechtshandlung bezeichnen läßt, die der Geſchäftsbetrieb einer 
Rhederei gewöhnlich mit ſich bringt. Dies um ſo mehr, als 
der Korreſpondenzrheder nach der Auffaſſung des H. G. B. 
grundſätzlich oder doch im Allgemeinen als Bevollmächtigter der 
Rhederei und nicht der einzelnen Mitrheder gilt. Die Frage, 
ob Entſchädigung für verlorene Schiffsparten gefordert werden 
ſoll, ſcheint aber weniger ein Intereſſe der Geſammtheit denn 
ein Intereſſe der Einzelnen zum Gegenſtande zu haben. Nichts⸗ 


deſtoweniger muß die entgegengeſetzte Annahme als im Geſetze 


begründet angeſehen werden. — Eingehend begründet. I. C. S. 
i. S. Gebr. Huſtede c. Aktg. Steamſhip Drumelzier Comp. Lim. 
vom 5. November 1898, Nr. 209/98 I. 

40. Wer einen Rheder auf Grund des Art. 736 des 
H. G. B. in Anſpruch nimmt, hat in der Regel nicht nur ſeinen 
Schaden und deſſen Verurſachung durch das andere Schiff zu 
beweiſen, ſondern auch, daß dieſe Verurſachung auf einem Ver⸗ 
ſchulden der Schiffsbeſatzung beruht. Iſt aber dem beklagten 
Schiffe ein äußerliches Zuwiderhandeln gegen eine beſtimmte 
geſetzliche Vorſchrift nachgewieſen und ſteht der urſächliche 
Zusammenhang des Schadens mit dieſem Zuwiderhandeln feſt, 
ſo kann dem Beſchädigten nicht noch der Beweis angeſonnen 
werden, daß die vorliegende objektive Rechtswidrigkeit auch ſub⸗ 
jektiv der Beſatzung als Schuld anzurechnen iſt, vielmehr iſt es 
dann Sache des beklagten Schiffes, einen Entſchuldigungsbeweis 
zu führen. Dieſe Sätze ſtehen in der Rechtſprechung ſeit langem 
ff. I. C. S. i. S. Flensburg Stettiner Dampfſchf.⸗Geſ. 


c. Hamburg⸗ e je Damfſchf N vom 29. Oktober 
1898, Nr. 258/98 I. 

41. Das B. U. beruht darauf, daß nach § 3 der Police» 
bedingungen die Verwirkung der Entſchädigung nur an falſche 
Angaben über die Eigenthumsverhältniſſe und die Feuer⸗ 
gefährlichkeit der zu verſichernden Gegenſtände geknüpft ſei, daß 
der Grund und Boden, als deſſen Eigenthümer ſich die Kl. un 
richtig bezeichnet habe, nicht verſichert ſei, daß die Bekl. ſich 
überdies des Rechts, die falſche Angabe über die Eigenthums⸗ 
verhältniſſe am Grund und Boden der beiden abgebrannten 
Gebäude als Präkluſionsgrund geltend zu machen, in dem 
Schreiben vom 8. September bedingungslos begeben habe, nach 
den 88 7, 12 der Policebedingungen aber die Auszahlung der 
demnach zu zahlenden vollen Entſchädigung von dem Wieder- 
aufbau abhängig zu machen, nicht berechtigt ſei. Davon iſt 
richtig, daß das Präjudiz des § 3 der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen den vorliegenden Fall nicht trifft, da der Grund 
und Boden nicht verſichert iſt. Die Vertheidigung der Bekl. iſt 
aber unzureichend und nicht von dem richtigen Geſichtspunkt 
aus gewürdigt. Unſtreitig hat die Kl. die Frage, wem das be⸗ 
treffende Grundſtück gehöre, auf dem die verſicherten Gebäude 
ftanden, unrichtig beantwortet. Es tft nicht ſtreitig, daß das 
Waagehaus und die Entladebühne auf fremdem Grund und 
Boden ſtanden. Daß die Kl. durch den Bau gemäß § 332 
Thl. I Tit. 9 des A. L. R. Eigenthümerin des Grund und 
Bodens geworden, weil der Eigenthümer des Grund und Bodens 
um den Bau gewußt und ihn geduldet, iſt nicht behauptet. 
Die thatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe nach dieſer Rich⸗ 
tung hin zu erörtern — vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 33 S. 252, Bd. 35 S. 263 —, iſt nicht Aufgabe dieſer 
Inſtanz. Die Bekl. behauptet, daß ſie die Verſicherung, ſo wie 
geſchehen, nicht geſchloſſen hätte, wenn die Frage richtig be 
antwortet wäre. Sie behauptet und hat unter Beweis geſtellt, 
daß nach ihren Geſchäftsinſtruktionen bei Gebäuden auf fremdem 
Grund und Boden die Verſicherung nur unter der Klauſel ge 
ſchloſſen werde, daß die Entſchädigung zum Zweck des Wieder⸗ 
aufbaues und nach dem Wiederaufbau, andernfalls nur der 
Abbruchswerth gezahlt werde. Sie behauptet, daß dies auch 


allgemeinen Verſicherungsgrundſätzen entspreche. Die beigebrachte 


Polize 85566 vom 8. April 1897, durch welche der Kl. ein 
Schuppen auf einem Grundſtück des Grafen S. gegen Feuers⸗ 
gefahr verſichert iſt, enthält in der That auch dieſe Klauſel. 
Indem die Bekl. ſich darauf beruft, daß fie den Verſicherungs⸗ 
vertrag ſo, wie geſchehen, nicht abgeſchloſſen hätte, wenn ſie 
gewußt, daß die abgebrannten Gebäude auf fremdem Grund 
und Boden ſtanden, macht ſie nicht das Präjudiz aus $ 3 ber 
Bedingungen, ſondern die Einrede des Irrthuns geltend, 
der ihr nicht abgeſchnitten werden kann, wenn anzunehmen iſt, 
daß ſie den Verſicherungsvertrag bei Kenntniß der durch die 
unrichtige Beantwortung der Frage 3 verdeckten wahren Sachlage 
mit gutem Grunde überhaupt nicht oder nicht ſo, wie geſchehen, 
abgeſchloſſen haben würde, weil der Irrthum nach den Grund- 
ſätzen des Verſicherungsrechts eine weſentliche Vorausſetzung des 
Vertrages betraf. Von dieſem Gefichtöpunfte aus ift die Einrede 
der Bekl. nicht gewürdigt. Auf die Geltendmachung dieſer 
Einrede hat die Bekl. nicht verzichtet. In dem Schreiben vom 
8. September hat ſie vielmehr ausdrücklich erklärt, daß ſie zwar 


ee. 
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von dem — nicht zutreffenden — Präjudiz des § 3 keinen 
Gebrauch machen, aber auch nur ſo verpflichtet ſein wolle, wie 
ſie verpflichtet ſein würde, wenn die Verſicherung unter der 
geſchäftsüblichen Klauſel abgeſchloſſen wäre. Damit hat ſie ſich 
ihr Recht gewahrt; die Kl. iſt darauf nicht eingegangen. Die 
Berufung auf den Irrthum würde fortfallen, wenn es richtig 
wäre, was die Kl. behauptet hat, daß die Bekl. bereits im 
April 1897 Kenntniß von der unrichtigen Antwort bezüglich 
des Eigenthums am Grund und Boden der beiden Gebäude 
erhalten, trotzdem aber ohne Rüge die Verſicherungsprämie weiter 
angenommen habe. Darin würde ein Verzicht auf die Geltend⸗ 
machung des behaupteten Irrthums zu finden ſein. Die Be⸗ 
hauptung der Kl. iſt aber beſtritten. I. C. S. i. S. A.⸗G. 
Gladbacher Feuerverſich.⸗Geſ. o. Braunkohlenwerke Wendiſch⸗ 
Drehna vom 22. Oktober 1898, Nr. 259/98 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

42. Die beklagte Stadtgemeinde, welche unſtreitig Eigen⸗ 
thümerin des Friedhofes in Görlitz iſt, hat durch Vertrag vom 
13. Februar 1896 den Gebrüdern L. in Görlitz vom 1. April 
1896 ab die ausſchließliche Berechtigung gewährt, Leichen- 
beſtattungen auf dem Friedhofe auszuführen. Hierdurch fühlt 
Kl. als Inhaber eines Fuhr⸗ und Leichenbeftattungsinftituts 
ſich in der Ausübung ſeines Gewerbebetriebes verletzt und hat 
klagend beantragt, die Bekl. zu verurtheilen, zu dulden, daß er 
auf dem Görlitzer Kommunalfriedhofe gewerbsmäßig Leichen⸗ 
beſtattungen ausführe. Nachdem die von der Bekl. erhobene 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges rechtskräftig verworfen 
worden, hat das L. G. nach dem Klagantrage erkannt, indem 
es davon ausgeht, daß das Leichenbeſtattungsgewerbe ein freies, 
von einer obrigkeitlichen Erlaubniß nicht abhängiges Gewerbe 
ſei, daß eine Beſchränkung deſſelben nur in einem entgegen⸗ 
ſtehenden Rechte eines Dritten gefunden werden könne, daß aber 
ein ſolches Beſchränkungsrecht ſich nicht aus dem Eigenthum 
der Bekl. an dem Friedhofe ergebe. Unter Abänderung dieſes 
Urtheils hat der B. R. die Klage abgewieſen. Die Reviſion 
gegen das B. U. iſt mit ausführlicher Begründung zurück⸗ 
gewieſen. IV. C. S. i. S. Ulbrich c. Stadt Görlitz vom 
13. Oktober 1898, Nr. 111/98 IV. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

43. Dem Kl., der im Eiſenbahnbetriebe verunglückt iſt, 
iſt durch das rechtskräftig gewordene Urtheil vom 12. April 1892 
eine Rente von 3,50 Mark pro Tag zugebilligt. Eine ſpäter 
von ihm angeſtrengte Klage auf Erhöhung dieſer Rente iſt durch 
das gleichfalls rechtskräftig gewordene Urtheil vom 13. De⸗ 
zember 1894 abgewieſen. Gegenüber dieſen rechtskräftigen Urtheilen 
kann der Kl. gemäß § 7 Abſ. 2 des Haftpflichtgejeßes mit feiner 
gegenwärtigen abermals auf Erhöhung der Rente gerichteten 
Klage nur inſoweit Erfolg haben, als der Anſpruch auf eine 
weſentliche Veränderung der Verhaͤltniſſe geſtützt wird, welche 
für die Feſtſtellung der Rente maßgebend geweſen ſind. Aus 
dieſem Grunde erledigen ſich ohne weiteres die Reviſionsangriffe, 
daß die Vorinſtanzen überſehen hätten, daß der Nachweis einer 
noch vorhandenen Arbeitsfähigkeit des Kl. nicht genüge, daß 
vielmehr der Bekl. die Gelegenheit habe nachweiſen müſſen, wo 
er Erwerb finden könne, und daß er auf eine andere Thätigkeit 
als ſeine Berufsarbeit überhaupt nicht habe verwieſen werden 


dürfen. Denn dieſe Umſtände konnten in den Vorprozeſſen erörtert 
werden und ſind auch dort, wie die Urtheile der Vorprozeſſe 
ergeben, bereits zur Erwägung gezogen. Ebenſowenig können 
die ferneren Reviſionsangriffe Erfolg haben. Dieſe betreffen 
die vom Kl. zur ferneren Begründung ſeiner Klage unter Be⸗ 
rufung auf Auskunft des ſtatiſtiſchen Amts aufgeſtellte Be⸗ 
hauptung, daß die Verhältniſſe auf dem Arbeitsmarkt ſeit den 
Vorprozeſſen eine weſentliche Verſchlechterung erlittten hätten, 
welche das B. G. mit der Ausführung zurückgewieſen hat, daß 
es in dieſer Beziehung eines Beweiſes nicht bedürfe, weil 
notoriſch ſei, daß im Verlaufe des letzten Jahrzehnts eine all⸗ 
mähliche, aber ſtetig vorſchreitende Verbeſſerung der Arbeits- 
gelegenheit in faſt ſämmtlichen Erwerbszweigen, namentlich aber 
in jenen, zu welchen Kl. nach ſeinem eigenen Vorbringen noch 
fähig ſei, ſtattgefunden habe. Wenn hiergegen die Reviſion 
die Rüge erhebt, daß der Begriff der Notorietät verkannt ſei, 
weil dieſer ſich nur auf Thatſachen beziehen könne, hier es ſich 
aber um eine Abſtraktion, die nur aus einer Anzahl von 
Thatſachen gewonnen werden könne, mithin um ein Urtheil 
handle, jo iſt nicht abzuſehen, warum die Beſſerung der Er: 
werbsverhältniſſe nicht als Thatſache angeſehen werden könne. 
Denn daß zu ihrer Erkenntniß eine Reihe von Wahrnehmungen 
nöthig iſt, ſchließt den Begriff der Thatſache nicht aus. Auch 
wiſſenſchaftliche Sätze, die erſt durch eine Fülle von Erfahrungen 
haben feſtgeſtellt werden können, ſchließen die Anwendung des 
Begriffs der Notorietät auf ſich nicht aus. Und wenn ferner 
in dieſer Beziehung die Reviſion Mangel an Gründen rügt, 
weil das B. G. nur günftigere Arbeitsgelegenheit feſtgeſtellt 
habe, die Lohnverhältniſſe aber unbeachtet gelaſſen habe, ſo iſt 
auch dieſe Rüge unzutreffend. Denn gegenüber der ganz 
allgemeinen Behauptung, daß die Verhältniſſe des Arbeitsmarkts 
ſchlechter geworden ſeien, genügte die gegentheilige Feſtſtellung, 
daß die Arbeitsgelegenheit günſtiger geworden ſei. Dieſe umfaßt 
auch die Lohnverhältniſſe, weil ſonſt die Arbeitsgelegenheit nicht 
günſtiger hätte genannt werden können. Eine beſondere Aus- 
führung war in dieſer Beziehung um fo weniger nöͤthig, weil 
Kl. in dieſer ſpeziellen Richtung keine Behauptung aufgeſtellt 
hatte. III. C. S. i. S. Stadie c. E.⸗Fiskus vom 21. Oktober 1898, 
Nr. 156/98 III. 

Zum Patentgeſetz. 

44. Die im zweiten Abſatz des § 2 des Pat. G. gemachte 
Ausnahme für aus ländiſche Patentſchriften gilt für Ver⸗ 
öffentlichungen irgend welcher Art im Inlande nicht. Ebenſo⸗ 
wenig kommt etwas darauf an, daß die Veröffentlichung im 
Reichsanzeiger und in den Mittheilungen die Bezeichnung 
eines Gebrauchsmuſters betrifft. Dieſe Bezeichnung kann, wie 
in dem Urtheil des R. G. vom 8. Januar 1898 (Entſch. Bd. 40 
S. 140) anerkannt iſt, zugleich die für die Gebrauchsmuſter⸗ 
Anmeldung erforderliche Angabe der neuen Geſtaltung oder 
Vorrichtung des angemeldeten Modells enthalten. Dies findet 
auch im vorliegenden Falle ſtatt, denn die Bezeichnung des 
Muſters ſtimmt mit dem Schutzanſpruch der Anmeldung wörtlich 
überein. Schon hieraus geht hervor, daß die veröffentlichte 
Bezeichnung alles das enthält, was der Anmelder zur Kenn- 
zeichnung der angemeldeten Vorrichtung für erforderlich hielt. 


Es liegt deshalb für das R. G. umſoweniger ein Anlaß vor, 


die Meinung des Patentamts, einer auch mit techniſch gebildeten 
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Mitgliedern beſetzten Behörde, daß die veröffentlichte Bezeichnung 
des Gebrauchsmuſters hinreiche, um andere Sachverſtändige in 
die Lage zu verſetzen, die geſchützte Vorrichtung zu benutzen, in 
Zweifel zu ziehen. Daß Gebrauchsmuſter und Patent von der⸗ 
ſelben Perſon angemeldet ſind, iſt für die Frage der Neuheit 
des zuletzt angemeldeten Patents ohne Bedeutung. Vielfach iſt 
ſchon die Patentfähigkeit einer Erfindung deshalb verneint worden, 
weil dieſelbe durch ein älteres Patent deſſelben Erfinders bereits 
bekannt geworden ſei. Ebenſo liegt es, wenn dieſelbe Erfindung 
ſowohl als Gebrauchsmuſter, wie zum Patent angemeldet wird. 
Die Veröffentlichung des einen ſchließt, wenn ſie das Weſen 
der Erfindung mit genügender Deutlichkeit erkennen läßt, die 
Erlangung des Schutzes für das andere, ſpäter angemeldete, aus, 
woraus ſich die Rathſamkeit gleichzeitiger Anmeldung ergiebt. 
I. C. S. i. S. Franke c. Reiſchboͤck vom 14. November 1898, 
Nr. 264/98 J. 


Zum Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 
10. Juli 1879. 

45. Die Berufung iſt in der geſetzlichen Form und Friſt 
eingelegt. Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 
1879 8 20. Nach § 474 Abſ. 2, § 310 der C. P. O. kann 
ſie nur darauf geſtützt werden, daß der Fall der Verſäumung 
nicht vorgelegen habe. Was die Bekl. in dieſer Beziehung vor⸗ 
getragen hat, war dahin zu verſtehen, daß ſie durch C., durch 
den fie ſich nach § 15 des Geſetzes über die Konfulargerichts- 
barkeit und § 75 der C. P. O. vertreten laſſen konnte, zur 
Wahrnehmung des Termins erſchienen, daß dieſer aber, ohne 
daß das Konſulargericht von ſeinem Auftreten Kenntniß erhalten, 
durch den Kavaſſen zurückgewieſen und in den Sitzungsraum 
nicht zugelaſſen ſei. Dann würde Verſäumung nicht vorgelegen 
haben. Die Behauptung der Bekl. entſpricht aber nach der 
amtlichen Auskunft des Konſuls dem wahren Sachverhalt nicht. 
Danach hat ſich C. etwa eine halbe Stunde vor dem Termine 
durch den Dragoman M. bei dem Konſul als Bevollmächtigter 
der Bekl. melden und anfragen laſſen, ob der Termin nicht 
verlegt werden könne, da er das Mandat ſoeben erſt erhalten 
habe und deshalb ganz unvorbereitet ſei. M. iſt darauf be⸗ 
auftragt, ihm mitzutheilen, daß über den Vertagungsantrag 
das Konſulargericht, nicht der Konſul zu entſcheiden habe, daß 
der Konſul für ſeine Perſon einer erneuten Vertagung ſich 
widerſetzen werde, da für die Bekl. zu einer Vertretung durch 
einen Anwalt keine Veranlaſſung vorliege, die Beſtellung eines 
ſolchen im letzten Augenblick nur auf erneute Vertagung und 
Verſchleppung der Sache abziele, dem Anwalt werde daher 
vorausſichtlich keine andere Wahl bleiben, als zu plädiren oder 
ſich kontumaciren zu laſſen. Beim Aufrufe der Sache, die mehr 
als eine halbe Stunde hinausgeſchoben worden, um dem C. 
und der Bekl. Zeit zu laſſen, iſt dann nach der Auskunft des 
Konſuls, dem Inhalt des Protokolls und dem Thatbeſtande des 
Urtheils Niemand erſchienen. Danach iſt weder der nach § 150 
der C. P. O. erforderliche Beweis gegen den Inhalt des 
Protokolls zu erbringen, noch davon zu reden, daß die Bekl. 
an der Wahrnehmung des Termins durch Umſtände verhindert 
worden iſt, welche die Annahme der Verſäumung ausſchließen. 


Davon könnte ſelbſt dann nicht die Rede ſein, wenn wie in der 
mündlichen Verhandlung behauptet iſt, M. den ihm vom Konful - 


ertheilten Auftrag nicht ausgeführt, ſondern dem C. die Mit⸗ 


theilung gemacht hätte, er werde nicht zugelaſſen werden. Da⸗ 
durch wurde C. nicht gehindert, ſich beim Aufrufe der Sache 
zu melden, und abzuwarten, was das Konſulargericht beſchließen 


würde. I. C. S. i. S. Koch c. Sternecker vom 17. Oktober 1898, 
Nr. 222/98 1. 


Zu den Stempelgeſetzen. 

46. Es handelt ſich um Urkundenſtempelabgaben nach dem 
Reichsſtempelgeſetze vom 27. April 1894, welche die Kl. nach 
dem Verlangen der verklagten Behörde von denjenigen ihrer, 
ſchon früher verſtempelten, Aktien unter Vorbehalt von Neuem 
entrichtet hat, die mit dem Stempelaufdrucke „Genußſcheine 
bezogen“ zu dem Zwecke verſehen worden waren, um kenntlich 
zu machen, daß dieſe Aktien von nun an nur noch zu einem 
Drittel ihren Inhabern das Recht auf den Dividendenbezug und 
auf den Bezug der Ueberſchußquote bei einer etwaigen Liquida⸗ 
tion gewähren ſollen, während dieſe Rechte zu den übrigen zwei 
Dritteln den Inhabern der neu ausgegebenen entſprechenden je 
zwei Genußſcheine zuſtehen ſollen. Der mit der Reviſion ange⸗ 
griffenen Anſicht des B. G., daß zu der abermaligen Be⸗ 
ſteuerung dieſer Aktien kein geſetzlicher Grund gegeben ſei, war 
unbedenklich beizutreten. In dieſer Beziehung genügt zunächſt 
ein Hinweis auf die Ausführungen, die der erkennende Senat 
in letzter Zeit zu mehreren ähnlich liegenden Rechtsſachen gemacht 
hat, insbeſondere auf diejenigen in den Entſch. in Civil 
ſachen Bd. 40 S. 13 ff., und zu der dort S. 16 Anm. 1 und 
in einer anderen Entſcheidung auf S. 133 angeführten Sache 
VI. 102/97, denen ſich auch der III. C. S. des R. G. ange⸗ 
ſchloſſen hat (vergl. ebenda S. 135 ff.). Hiernach begründet 
keineswegs jede Veränderung des urſprünglichen Rechtsverhält⸗ 
niſſes, die auf der Urkunde zum Ausdrucke kommt, eine neue 
Stempelpflicht. Hier würde eine ſolche nicht einmal dann anzu⸗ 
nehmen ſein, wenn man dieſelbe für den Fall, daß auf der 
Urkunde eine Erweiterung der Rechte des Inhabers zum 
Ausdrucke gebracht würde, anerkennen wollte, denn hier ſteht 
gerade nur eine Verringerung dieſer Rechte in Frage. Somit 


kann dahingeſtellt bleiben, ob mit Recht die Stempelpflicht für 


Fälle der vorliegenden Art von Staub (Kommentar zum 
H. G. B. [Aufl. 5], §S 10a zu Art. 215d, S. 476) deshalb 
verneint wird, weil „das Aktienrecht ſich dadurch nicht ändere.“ 
Die Rkl. hat gemeint, daß der erkennende Senat dem Urtheile 
des IV. C. S. des R. G. vom 12. Mai 1898 in Sachen des 
Preußiſchen Steuerfiskus wider die Berliner Bockbrauerei 
(Rep. IV. 399/97) gegenüber nicht an feiner bisherigen Anſicht 
würde feſthalten können, ohne nach § 137 Abſ. 1 des G. V. G. 
die Entſcheidung der vereinigten Civilſenate anzurufen. Dies 
beruht jedoch auf einem Irrthum. Zwar ſpricht dort der IV. C. S. 
in einem Falle, wo er die Stempelpflichtigkeit verneint hat, 
die theoretiſche Anſicht aus, daß durch einen „eine weſentliche 
Veränderung der Aktie“ zum Ausdrucke bringenden Vermerk die 
Aktie abermals ſtempelpflichtig werde; und daß es ſich dabei 
nicht um das Geſetz vom 27. April 1894, ſondern noch um das⸗ 
jenige vom 29. Mai 1885 handelte, macht allerdings keinen 
Unterſchied, aber es fragt ſich eben nur, worin eine für die 
Stempelpflicht weſentliche Veränderung zu finden iſt, 
insbeſondere iſt kein Grund für die Annahme erſichtlich, daß 
der IV. C. S. — der laut der Entſch. in Civilſachen, Bd. 40 
S. 127 ff., kurz vorher ſeine Anſicht dahin formulirt hatte, 
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daß nach der konkreten Sachlage zu prüfen ſei, ob durch den 
Stempelaufdruck eine neue Aktie geſchaffen werde, und auf dieſer 
Grundlage die Stempelpflicht für den Fall, daß Inhaberaktien 
in Namensaktien verwandelt werden, verneint hatte, ebenſo wie 
in der dort S. 131 Anm. 1 angeführten Sache für den um⸗ 
gekehrten Fall, und der noch früher, nämlich in der ſchon in 
den Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 40 S. 16, ange⸗ 
führten Sache IV. 197/94, die Stempelpflicht für einen Fall, 
wo Vorzugsaktien in gewöhnliche Aktien umgewandelt waren, 
verneint hatte — in dem hier vorliegenden Falle eine neue 
Stempelpflicht annehmen würde, und zudem beruht die Ent⸗ 
ſcheidung in jener Sache IV. 399/97 gar nicht auf der in Rede 
ſtehenden vom IV. C. S. bei dieſer Gelegenheit geäußerten An⸗ 
ſicht, da auch dort ja gerade gegen die Stempelpflicht entſchieden 
worden iſt. VI. C. S. i. S. Hamburgiſche Stadtdeputation 
c. Hamburg ⸗Altonaer Centralbahn⸗Geſ. vom 3. November 1898, 
Nr. 203/98 VI. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

47. Die Reviſion konnte nicht für gerechtfertigt erachtet 
werden. Die Reviſion rügt, es habe das O. L. G. bei Er- 
örterung des Vorhandenſeins jenes Theils der Erforderniſſe 
des § 9 Abſ. 1 Ziffer 3 des Geſetzes zum Schutz der Waaren⸗ 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894, daß der Inhalt des Waaren⸗ 


zeichens „die Gefahr einer Täuſchung begründe“ unzuläſſiger 


Weiſe auch die in dem oberlandesgerichtlichen Urtheile näher 
dargelegten beklagtiſchen Beſtrebungen und Vorgänge, welche ſich 
auf den früheren Gebrauch anderer Waarenzeichen, als der jetzt 
klägeriſcher Seits angefochtenen beziehen, berückſichtigen. Dieſe 
Rüge iſt nicht gerechtfertigt. In dieſer Hinſicht iſt zunächſt zu 
bemerken, daß das von dem Vertreter des Bekl., Rkl. angerufene 
Urtheil des R. G. vom 22. Januar 1898 in Sachen Zieſeniß 
wider Hanſabrauerei Rep. I. 330,97 (Juriſtiſche Wochenſchrift 
Jahrgang 1898 S. 172 Nr. 50) bezüglich dieſer Frage keine 
Entſcheidung trifft. Die Ausführungen in dieſem Urtheile 
beziehen ſich überhaupt nur auf jenen Theil der Erforderniſſe 
des § 9 Abſ. 1 Ziff. 3 des Geſetzes vom 12. Mai 1894, ob 
das angegriffene Zeichen inhaltlich den thatſächlichen Verhältniſſen 
nicht eutſpricht, nicht aber will ſich das R. G. dort darüber 
ausſprechen, ob, wenn feſtſteht, daß der Inhalt des Waaren⸗ 
zeichens den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht, hinſichtlich 
des Nachweiſes, ob dieſer — den thatſächlichen Verhältniſſen 
nicht entſprechende — Inhalt die Gefahr einer Täuſchung 
begründe, nicht auch Umſtände herangezogen werden könnten, 
die nicht ſchon aus dem Zeichen ſelbſt erſichtlich ſind. Was die 
Sache ſelbſt betrifft, ſo ergiebt ſich aus dem Geſetze kein Anhalt 
daſür, daß für den erwähnten Nachweis nicht auch ſolche 
Umſtände herangezogen werden können, die nicht ſchon aus 
dem Zeichen ſelbſt erſichtlich ſind. Es weiſt aber auch die 
Thatſache, daß noch neben der Prüfung durch das Patentamt, 
weil eben nicht immer ſofort („prima vista“) die Voraus- 
ſetzungen des § 9 Abſ. 1 Ziff. 3 (reſp. die hierauf bezüglichen 
des § 4 Abſ. 1 Ziff. 3) des Geſetzes vom 12. Mai 1894 
ſich ergeben, eine gerichtliche Prüfung durch § 9 Abſ. 1 Ziff. 3 
des Geſetzes vom 12. Mai 1894 ermöglicht wird, darauf hin, 
daß für den erwähnten Nachweis auch ſolche Umſtände heran⸗ 
gezogen werden können. II. C. S. i. S. Dabelſtein c. Abeles, 
vom 4. November 1898, Nr. 193,98 II. 


48. Der Angriff der Revifion richtete ſich gegen diejenigen 
Ausführungen, nach welchen das B. G. dazu gelangt iſt, den 


auf § 9 Abſ. 1 Nr. 3 des Geſetzes zum Schutz der Waaren- 


bezeichnungen vom 12. Mai 1894 geſtützten Löſchungsanſpruch 
zu verneinen. Nach dieſer Geſetzesvorſchrift kann ein Dritter die 
Löſchung eines Waarenzeichens beantragen, wenn Umſtände vor⸗ 
liegen, aus denen ſich ergiebt, daß der Inhalt des Waaren⸗ 
zeichens den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht, und die 
Gefahr einer Täuſchung begründet. Dieſe Vorausſetzungen 
ſollen nach der Behauptung der Klage bei dem eingetragenen 
Waarenzeichen der Bekl. deshalb vorliegen, weil es kein „Staaten⸗ 
bier“ gebe, weder eine derartige Bierſorte noch eine Brauerei, 
die den Namen Staatenbrauerei führe, exiſtire, und weil ſich bei 
einer Vergleichung des Etiketts der Bekl. mit dem des Kl. die 
Täuſchungsgefahr ergebe. Während die Bekl. den Worten 
Export⸗Staaten⸗Bier in ihrem Zeichen die Deutung giebt, daß 
das Bier nach überſeeiſchen Staaten exportirt werde, hat das 
B. G. ohne Rechtsirrthum dargelegt, daß die angeführte Be⸗ 
zeichnung ein bloßes Phantaſiewort ſei und keine Angaben über 
konkrete Thatſachen enthalte, daher auch nicht die Gefahr einer 
Täuſchung des Publikums hinſichtlich thatſächlicher Verhältniſſe 
hervorrufen könne. Richtig iſt auch, daß das geſetzliche Er⸗ 
forderniß des § 9 Abſ. 1 Nr. 3 des Geſetzes nicht lediglich darin 
gefunden werden kann, daß eine Uebereinſtimmung oder Aehn⸗ 
lichkeit mit den von einem Dritten zur Kennzeichnung ſeiner 
Waaren benutzten Zeichen vorliegt. Der Reviſion iſt zuzugeben, 
daß ein Phantaſiewort gebildet werden kann, durch eine dem 
Publikum leicht entgehende Abweichung von einer thatſächlichen 
Angabe, etwa einer Qualitäts- oder Herkunftsbezeichnung, welche 
den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht und die Gefahr 
einer Täuſchung begründet. Wollte man nun auf einen der⸗ 
artigen Fall den § 9 Abſ. 1 Nr. 3 daſelbſt ſo anwenden, wie 
wenn die ſcheinbare Angabe thatſächlicher Art wirklich in dem 
Waarenzeichen enthalten wäre, jo würde dies doch zu keinem 
dem Kl. günſtigen Ergebniß führen. Da nämlich das Waaren⸗ 
zeichen des Kl. lediglich in dem Worte Spatenbier beſteht, 
welches nicht in einer beſtimmten Form geſchützt iſt, ſo würde 
die zunächſt zu entſcheidende Frage, ob „Staatenbier“ ver⸗ 
wechſelbar ſei mit „Spatenbier“ und dadurch die irrige Mei⸗ 
nung begründen könne, als ob das Bier der Bekl. aus der 
klägeriſchen Brauerei „zum Spaten“ herrühre, vollſtändig mit 
der Frage zuſammenfallen, welche wegen des weiteren auf § 9 
Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes geſtützten Klagegrundes zu entſcheiden 
iſt, da auch in erſterem Falle das ganze Zeichen der Bekl. heran⸗ 
zuziehen wäre, um feſtzuſtellen, ob „Staatenbier“ mit „Spaten⸗ 
bier“ verwechſelt werden könne. II. C. S. i. S. Sedlmayr 
e. Hanfa- Brauerei in Hamburg vom 8. November 1898, 
Nr. 196/98 II. | 

IV. Das Gemeine Recht. 

49. Kl. hat unter der Behauptung, daß Bekl. ſich ver⸗ 
pflichtet habe, für die Zeit, während der er in ſeinem am 
25. Oktober 1895 gekauften Hauſe Gaſtwirthſchaft betreibe, 


ſeinen Bierbedarf ausſchließlich von Kl. zu beziehen, daß Bekl. 


dieſen Bierbezug, der jährlich 250 Hektoliter betragen habe, am 


23. Dezember 1896 eingeſtellt habe und daß derſelbe ſeitdem 


ſein Bier anderweit beziehe, Klage erhoben mit dem Antrag: 
den Bekl. zu verurtheilen 1. ſeinen Bedarf an Bier in der 
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von ihm betriebenen Wirthichaft (Grundſtück G II 1216/86, 
Wohnhaus) Rathhausſtraße 2 in Burg Gelnhauſen zum Preiſe 
von 18 Mark das Hektoliter zu beziehen, ſo lange er in dem 
genannten Hauſe die Gaſtwirthſchaft betreibt, 2. vom 23. De⸗ 
zember 1896 bis zu dem Tage, an welchem er ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zu 1. genügt, pro Tag 2,80 Mark an die Kl. zu 
zahlen. Bekl. hat den Abſchluß des Vertrages und die angeblich 
bezogene Bierquantität beſtritten, jedoch zugegeben, daß er ſeit 
dem fraglichen Zeitpunkte ſeinen Bierbedarf, den er früher von 
Kl. erhalten habe, anderweit decke. Die Klage wurde in 
I. J. abgewieſen und die klägeriſche Berufung durch das an⸗ 
gefochtene Urtheil zurückgewieſen. Letzteres Urtheil hat indeſſen 
nicht aufrecht erhalten werden können. Das B. G. erwägt 
zunächſt, daß eine Verurtheilung des Bekl. gemäß dem erſten 
Klageantrage ohne ſachlichen Inhalt und nicht vollſtreckbar ſein 
würde, daher inſoweit nur eine nicht erhobene Feſtſtellungsklage 
in Frage würde kommen können. Allein einen ſachlichen Inhalt 
hat auch der erſte Klageantrag und der Umſtand, ob ein auf 
Leiſtung gerichtetes Urtheil durch Zwangsvollſtreckung realiſirt 
werden kann, iſt für die Zuläſſigkeit der Klage auf Erfüllung 
gleichgültig, da nach Gemeinem Recht in einem ſolchen Falle 
die Klage nicht ſofort auf das Intereſſe gerichtet werden muß 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 10 Nr. 48 S. 178/9, 
vergl. Reichsgerichtsurtheil vom 30. November 1897 in Sachen 
Niedermayer gegen Weiß III 200/97). III. C. S. i. S. Aktien⸗ 
brauerei Homburg v. d. Höhe c. Diener vom 4. November 1898, 
Nr. 180/98 III. 

50. Die Reviſion ſtellte ſich als begründet dar. Das 
B. G. hat über die Frage, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen 
für die Dienſtentlaſſung des Kl., beziehungsweiſe für die Dienſt⸗ 
entlaſſung ohne Penſionirung vorgelegen haben, keine beſtimmte 
thatſächliche Feſtſtellung getroffen und die Klage ausſchließlich 
aus dem Grunde abgewieſen, weil der Kl. ſeine Entlaſſung als 
rechtsbeſtändig anerkannt, alſo auf die ihm aus feinem 
Dienſtverhältniſſe über die ihm als Unterſtützung bewilligten 
500 Mark hinaus etwa noch zuſtehenden Rechte ver⸗ 
zichtet habe. Dieſen Verzicht findet das O. L. G. in der 
vom Kl. an die Finanzdeputation unter dem 26. April 1897 
gerichteten Eingabe, worin er bittet, ihm die erwähnten 500 Mark 
wo möglich vor dem 1. Mai 1897 in einer Summe aus⸗ 
zuzahlen, damit er aller Sorgen enthoben ſei, und die Bitte 
um gütiges Wohlwollen hinzufügt. Ein ſolcher Verzicht könnte 
ſich nun allerdings hieraus vielleicht dann ergeben haben, wenn 
die Finanzdeputation dem Geſuche des Kl. entſprochen, und er 
die 500 Mark vor dem 1. Mai 1897 entgegengenommen hätte; 
dann möchte ein vertragsmäßiges Abkommen, wodurch die Sache 
erledigt wäre, anzunehmen ſein. Solches iſt aber nicht geſchehen; 
vielmehr hat die Behörde weder die Eingabe des Kl. beant⸗ 
wortet, noch ihm die 500 Mark alsbald ausgezahlt, ſondern 
hat es dabei belaſſen, daß er die 500 Mark vom Mai 1897 
an in 12 Monatsraten von je 41,67 Mark oder 41,66 Mark 
zu beziehen habe. Bei dieſer Sachlage iſt kein Grund erſicht⸗ 
lich, ein Anerkenntniß der Rechtmäßigkeit der Entlaſſung, alſo 
einen einſeitigen Rechtsverzicht des Kl., anzunehmen; auch hat 
das O. L. G. keinen ſolchen Grund angeführt. Inſofern iſt 
gegen die Rechtsgrundſätze von der ſtillſchweigenden Willens⸗ 
erklärung verſtoßen, als welche nur in einer ſolchen Handlungs⸗ 


weiſe gefunden werden darf, die nach Lage der Sache keine 
andere Auslegung zuläßt, und es ſind die 1. 56. 1. 168 pr. 


1. 192 & 1 D. de R. I. 50, 17 verletzt, nach welchen immer 


die „benignior interpretatio“ den Vorzug haben ſoll. Auch 
hat das B. G. überſehen, daß es jedenfalls an der erforderlichen, 
ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden, Annahmeerklärung der 
Bekl. gänzlich fehlen würde. Nun hat die Bekl. freilich noch 
geltend gemacht, ſchon durch vorbehaltloſe Annahme der von 
ihr geleiſteten Theilzahlungen habe der Kl. die Rechtmäßigkeit 
ſeiner Entlaſſung ſtillſchweigend anerkannt. Aus dieſem Grunde 
läßt ſich jedoch die angefochtene Entſcheidung nicht aufrecht 
halten; denn es iſt nicht abzuſehen, weshalb der Kl. ſich ſein 
Recht auf größere Zahlungen beſonders hätte vorbehalten müſſen, 
wenn er einſtweilen die ihm gebotenen geringeren entgegennahm. 
VI. C. S. i. S. von Elling c. Hamb. Deputation für Handel 
und Schifffahrt vom 29. Oktober 1898, Nr. 202/98 VI. 

51. Der Kl. ſucht die Argliſt des Bekl. daraus herzuleiten, 
daß dieſer (durch ſeinen Vertreter K.) dem Kl. die Anordnungen 
des H. verſchwiegen habe, wonach das fragliche Kuhfleiſch vom 
Bekl. nur als Schweinefutter verwendet werden ſollte. Die 
Reviſion macht in dieſer Beziehung namentlich geltend, der 
B. R. irre, wenn er den Verkäufer nur zur Mittheilung der 
auf die Qualität der verkauften Waare bezüglichen Umſtände 
verpflichtet erachte; der Verkäufer müſſe vielmehr dem Käufer 
alles dasjenige mittheilen, was ſeiner Ueberzeugung nach für den 
Käufer von Werth ſei und denſelben vom Kaufe abhalten würde, 
ſofern es ihm bekannt wäre. Allein eine ſo weit gehende Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers, ungefragt dem Käufer über alle 
von der Reviſion hervorgehobenen Umſtände Mittheilung zu 
machen, iſt nicht anzuerkennen und namentlich im vorliegenden 
Falle iſt dem B. G. darin beizutreten, daß es genügte, wenn 
der Verkäufer den Käufer von den für den (objektiven) Werth 
und die Verwendbarkeit des verkauften Fleiſches erheblichen 
Umſtänden in Kenntniß ſetzte. Der Kl. erfuhr durch dieſe Mit⸗ 
theilung, daß er Fleiſch bekam, welches minderwerthig und wenig 
haltbar, aber nicht geſundheitsſchädlich und für den menſchlichen 
Genuß ungeeignet, insbeſondere nicht lediglich als Schweine⸗ 
futter verwendbar war. Wenn H. in weitgehender Sorge nur 
dieſe Verwendung geſtattete, ſo war eine ſolche ſubjektive Auf⸗ 
faſſung und Zweckbeſtimmung ohne Einfluß auf die objektive 
Beſchaffenheit der Waare und der Verkäufer jedenfalls nicht 
verpflichtet, aus eigenem Antriebe die H. ' ſche Aeußerung dem 
Käufer mitzutheilen; der Letztere hat ſich vielmehr, wenn er 
ungeachtet der ihm über die Herkunft des Fleiſches gemachten 
Mittheilung und ohne über den Sachverhalt weitere Nach⸗ 
forſchung anzuſtellen, das ihm von K. angebotene Fleiſch kaufte, 
die hieraus erwachſenden nachtheiligen Folgen ſelbſt beizumeſſen. 
III. C. S. i. S. Raedler e. Nethen vom 1. November 1898, 
Nr. 171/98 III. 

52. Inſoweit die Vorſchriften über Anfechtung von Ver⸗ 
trägen wegen Verletzung über die Hälfte hier für unanwendbar 
erklärt find, iſt kein Rechtsirrthum erſichtlich. Von der geſez⸗ 
lichen Regel ausgenommen find nicht nur die gewagten Geſchäfte 
im engeren Sinne, ſondern auch Verträge über Gegenſtände, 
welche einen beſtimmten mit Sicherheit ſchätzbaren Werth nicht 
haben. Daß dahin der vorliegende Vertrag über einen Stein⸗ 
bruch gerechnet iſt, beruht auf thatfächlichen Erwägungen. III. C. S. 


i. S. Gemeinde Mudershauſen G. Hammerſchlag u. Gen. vom 
28. Oktober 1898, Nr. 166/98 III. 

53. Nach der unbedenklichen Feſtſtellung des B. G. iſt 
den Kl. in dem Teſtamente des verſtorbenen Paul F. ein 
Univerſalvermächtniß von einem Drittel der Erbſchaft hinter⸗ 
laſſen. Dies berechtigt fie aber nach gemeinem Recht erſt dann 
zur Geltendmachung des erhobenen Anſpruchs, wenn ihnen der 
ihnen zukommende Theil vom Erben reſtituirt iſt, und das 
B. G. hat unentſchieden gelaſſen, ob das zunächſt maßgebende 
Kur ⸗Trierer Landrecht eine ihnen günſtigere Beſtimmung ent⸗ 
hält, indem es jedenfalls die Reſtitution als erfolgt anſieht. 
Es findet nämlich allein darin, daß für die minderjährigen 
Mitkl. deren Vater als geſetzlicher Vertreter die Klage erhoben 
hat und zugleich der Vormund des Erben Paul F. iſt, in der 
Klageerhebung einen deutlichen Ausdruck des Willens, an die 
Kl. den Erbſchaftstheil herauszugeben. Mit Recht wird dieſe 
Folgerung von der Bekl. als rechtsirrig angegriffen. Zwar iſt 
wiederholt vom R. G. erkannt, daß der Vertreter mehrerer 
Rechtsobjekte nicht gehindert iſt, zwiſchen dieſen Verträge abzu⸗ 
ſchließen, und im vorliegenden Falle bedurfte es ſogar nur 
einer einſeitigen formloſen Willenserklärung, die gewiß auch 
durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann; auch ſind in den 
Vorinſtanzen keine Umſtände geltend gemacht, die den Vormund 
als rechtlich behindert und die Beſtellung eines Pflegers als 
nothwendig erſcheinen laſſen. Aber es fehlt an jeder Andeutung, 
daß der Vater der Kl. auch nur an die Nothwendigkeit des 
Reſtitutionswillens gedacht habe, und daher an jeder thatſäch⸗ 
lichen Unterlage dafür, daß er mit der Klagerhebung oder zu 
irgend einem anderen Zeitpunkte einen ſolchen Willen habe 
erklären wollen. Es iſt daher auch nicht zuläſſig, lediglich in 
der Klagerhebung, die ſehr wohl ohne einen auf Herausgabe 
der Erbſchaft Namens des Erben gerichteten Willen erfolgt 
ſein kann, einen deutlichen Ausdruck dieſes Willens zu finden. 
Das angefochtene Urtheil mußte daher aufgehoben, die Sache 
aber an das B. G. zurückoerwieſen werden, da noch zu prüfen 
bleibt, ob das zunächſt maßgebende Landrecht eine abweichende 
Beſtimmung enthält. — Die übrigen Reviſionsangriffe find da⸗ 
gegen unbegründet. Die Auslegung des Ehevertrags ſowie der 
erbrechtlichen und ehegüterrechtlichen Vorſchriften des Kur⸗Trierer 
Landrechts iſt, da ihre Begründung einen Rechtsirrthum nicht 
erkennen läßt, für das Reviſionsgericht bindend; daß aber der 
den Kl. zuſtehende Anſpruch auf Errichtung und eidliche Er⸗ 
härtung eines Nachlaßinventars nicht dadurch beſeitigt wird, 
daß ein ſolches bereits dem Vormunde des Erben heraus⸗ 
gegeben iſt, folgt ſchon daraus, daß die Kl. ganz andere 
Perſonen ſind, auch wenn einige von ihnen durch ihren Vater 
vertreten werden, der zugleich der Vormund des Erben iſt. Es 
mußte daher wie geſchehen erkannt werden. III. C. S. i. S. 
Fièvet c. Fièvet vom 11. November 1898, Nr. 25/98 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

54. Den Klagegrund des weſentlichen Irrthums hat das 
B. G. zurückgewieſen, weil der Werth einer Sache keine Eigen⸗ 
ſchaft derſelben ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſer 
Entſcheidungsgrund zutreffend iſt. Denn wenn dieſes nicht der 
Fall wäre, würde der Kl., um den Anfechtungsanſpruch aus 
§ 77 Thl. J Tit. 4 A. L. R. zu begründen, haben den Nach⸗ 
weis führen müſſen, daß er ſich bei Abſchluß des Erbſchafts⸗ 
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kaufvertrages in einem Irrthume über den Werth der Erbſchaft 


befunden habe. Dieſen Nachweis hat der Kl. nicht anders an⸗ 
getreten, als durch die ſchon zur Begründung der Anfechtung 
wegen Betruges aufgeſtellte Behauptung, daß der Bekl. ihm 
den Betrag der Erbſchaft auf 2000 Mark angegeben habe. 
Es wäre daher, ſelbſt wenn die übrigen Vorausſetzungen der 
Klage vorliegen ſollten, wiederum auf den dem Bekl. auferlegten 
Eid zu erkennen geweſen. IV. C. S. i. S. Doſt c. Syring 
vom 1. November 1898, Nr. 384/97 IV. 

55. Das B. G. nimmt, in bedenkenfreier Auslegung des 
Sühneterminsprotokolls vom 6. Juli 1897 an, daß danach der 
Bekl. die gemäß 85 64, 194 des Strafgeſetzbuchs an ſich 
bezüglich der Beleidigungen zuläſſige Zurücknahme des gegen 
den Ehemann der Kl. geſtellten Strafverfolgungsantrags dieſer 
verſprochen hat. Gleichwohl hält das B. G., in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem L. G., auch in Anſehung der Beleidigungen 
den auf Verurtheilung des Bekl. zur Zurücknahme des Antrags 
gerichteten Klageantrag um deshalb für unbegründet, weil es 
den ſtrafgeſetzlichen und ſtrafprozeſſualiſchen Beſtimmungen, ins- 
beſondere dem § 11 des Einführungsgeſetzes zur Str. P. O., 
ſowohl ihrem Wortlaute, wie ihrem Geiſte nach, zuwiderlaufen 
würde, wenn man die Verfolgung oder Nichtverfolgung von 
Strafthaten — auch ſoweit dieſe nur auf Antrag des Verletzten 
oder gewiſſer anderer Perſonen nach den Beſtimmungen der 
Strafgeſetze zu geſchehen hat — direkt oder indirekt von dem 
Willen eines Dritten abhängen laſſen wollte, der für ſich keine 
andere Legitimation hierzu, als einen von ihm mit dem geſetzlich 
zum Antrage Berechtigten geſchloſſenen Vertrag anzuführen 
vermag. Es würde ſich hier allerdings, ſo wird weiter aus⸗ 
geführt, um einen geſetzlich verbotenen Eingriff in eine Rechts⸗ 
materie handeln, welche dem Verfügungsrechte der Vertrag⸗ 
ſchließenden nicht unterliege und über welche daher auch ſchon 
nach § 39 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 ein Vertrag nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden könne. — Die Reviſion macht hier dem B. G. 
den Vorwurf, die Tragweite der angezogenen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen verkannt und außer Acht gelaſſen zu haben, daß 
der Geſetzgeber den Strafoerfolgungsantrag bei Antragsvergehen 
nicht als Thatbeſtandsmerkmal der Strafthat, ſondern lediglich 
als eine Prozeßvorausſetzung anſehe, die nur von dem Privat- 
willen des Verletzten abhaͤnge. Danach handle es ſich hier nicht 
um einen Vertrag über Beſtimmungen des öffentlichen Rechts, 
ſondern um reine Privatdispoſitionen, die in beliebiger Weiſe 
von den Betheiligten getroffen werden können. Daß der Geſetz⸗ 
geber von dieſer Auffaſſung ausgegangen ſei, ergebe ſich auch 
daraus, daß er durch die Beſtimmung in § 420 der Str. P. O. 
auf Vergleiche und Verträge der in Rede ſtehenden Art hin⸗ 
gewirkt habe. Der Angriff der Reviſion iſt begründet. Ein⸗ 
gehend dargelegt. IV. C. S. i. S. Speck e. Herms vom 
3. Oktober 1898, Nr. 88/98 IV. 

56. Es iſt klar, daß der § 185 des A. L. R. Th. 1 Tit. 5 
einem aus dem ſpäteren Verhalten des nicht gebundenen Vertrags- 
theils hergeleiteten Einwande des Inhalts, daß der durch ſeine 
Unterſchrift gebundene Theil dadurch von ſeiner Verpflichtung 
frei geworden ſei, nicht entgegenſteht. Weiter iſt in Betracht 
zu ziehen, daß es begrifflich (§ 1 des A. L. R. Thl. I Tit. 5) 
einen Vertrag, der nur für einen Theil, nicht auch für den 
andern, Beſtand hat, nicht giebt, und daß im Beſondern ein 
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ſogenannter ſynallagmatiſcher Vertrag, d. h. ein Vertrag mit 
gegenſeitig ſich bedingenden Leiſtungen, wie er hier in Frage 
ſteht, gar nicht in der Art vorkommen kann, daß nur der eine 
Theil zu der übernommenen Leiſtung verpflichtet iſt und bleibt. 
Durch ſeine Unterſchrift hat er ſich zwar gebunden, aber nicht 
in anderer Weiſe, als es dem Weſen dieſer Verträge entſpricht, 
alſo bedingt durch die Gegenverpflichtung des anderen Theils. 


Eine nur einſeitige Gebundenheit an den Vertrag kann daher 


nur als ein vorübergehender Zuſtand gedacht werden, der durch 
die Erklärung des nicht gebundenen Theils ſein Ende findet, 
indem entweder eine beiderſeitige Gebundenheit eintritt oder 
keiner von beiden Theilen gebunden bleibt. Zur Beendigung 
dieſes Schwebezuſtandes kann ſogar dem nicht gebundenen Theile 
von dem andern eine angemeſſene Friſt geſetzt werden mit der 
Wirkung, daß die Nichterklärung innerhalb dieſer Friſt die Be⸗ 
freiung des andern Theils zur Folge hat (vergl. Entſch. des 
Obertribunals, Bd. 4 S. 222, 223; Urtheile des R. G. vom 
1. März 1893 und vom 3. April 1895, abgedruckt bei Gruchot 
Beiträge, Bd. 37 S. 988 und Juriſtiſche Wochenſchrift von 
1895 S. 24526). Um fo mehr muß die erfolgte Erklärung 
des nicht gebundenen Theils, in welcher er den förmlichen Ab: 
ſchluß des nur mündlichen Vertrages ablehnt und den Vertrags- 
abſchluß auf anderer Grundlage verlangt, eben dieſe Wirkung 
haben. VI. C. S. i. ©. Kaeſe ce. Heeſe vom 13. Oktober 1898, 
Nr. 180/98. VI. 

57. Der B. R. hat den Einwand des Irrthums für be 
gründet und für durchſchlagend erachtet. Dem konnte jedoch 
nicht beigetreten werden. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob der 
angebliche Irrthum des Bekl. dem Inhalte des über ſein 
Grundſtück geführten Grundbuches gegenüber ſich als entſchuldbar 
auffaſſen läßt und ob die Annahme des B. R., daß Bekl. ſich 
über die Kündbarkeit des Kapitals im Irrthume befunden habe, 
in den für feſtgeſtellt erachteten Thatſachen eine genügende Unter- 
lage findet; denn keinesfalls kann Bekl. ſich auf den Irrthum 
mehr berufen, da er nach erlangter Kenntniß von dem Grund⸗ 
buchinhalte, nach welchem die Hypothek bis zum 1. April 1903 
unkündbar iſt, ſein Verſprechen, den Theilbetrag von 30 000 
Mark am 1. Oktober 1897 zu zahlen, beſtätigt hat. Nach den 
Feſtſtellungen des B. R. hat der Bekl. Ende Juni 1897 aus der 
Abſchrift des Grundbuchblattes die Unkündbarkeit der Hypothek 
erſehen, gleichwohl aber am 4. Juli 1897 an den Kl. geſchrieben: 
„Da nun doch am 1. Oktober ſich Ihre Hypothek durch Ceſſion 
reſp. Abzahlung bedeutend beſſert, jo hoffe ich, daß Sie. 
Ihre Einwilligung zum Schlagen und Abfahren des Holzes 
ertheilen.“ Der B. R. faßt dieſes Schreiben im Sinne einer 
Beſtätigung des Verſprechens, am 1. Oktober 1897 den Theil⸗ 
betrag von 30 000 Mark zu zahlen, auf, glaubt aber dieſem 
Anerkenntniſſe die Wirkung verſagen zu müſſen, weil Bekl. am 
4. Juli 1897 noch unentſchieden geweſen ſei, ob er von ſeinem 
Rechte, das Zahlungsverſprechen wegen Irrthums aufzurufen, 
Gebrauch machen ſolle. Allein dieſe Ausführung iſt, auch ab⸗ 
geſehen davon, daß es für jene Unentſchiedenheit des Bekl. an 
jeder thatſächlichen Grundlage fehlt, rechtsirrthümlich. Sie ver- 
ſtößt gegen die §8§ 186 ff. des A. L. R. Thl. J Tit. 5, nach 
welchen durch das Anerkenntniß eines der Form nach rechts- 
beſtändigen Vertrags diejenigen Einwendungen gehoben werden, 
welche ſich auf den Mangel einer freiwilligen und ernſtlichen 
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Einwilligung beziehen, ſofern nur das Anerkenntniß zu einer 
Zeit erfolgt, in welcher jener Mangel gehoben war. Dieſe 
Vorausſetzungen liegen vor. Der Verſuch des Bekl., dem An⸗ 
erkenntniſſe ſeine Wirkſamkeit durch die Behauptung zu entziehen, 
er habe ſich ſtillſchweigend vorbehalten, das Zahlungsverſprechen 
dennoch wegen Irrthums aufzurufen, iſt durchaus verfehlt, da 
Mentalreſervationen vom Geſetze nicht beachtet werden (vergl. 
§ 55 im A. L. R. Thl. I Tit. 4). V. C. S. i. S. Roßner 
c. Noethlich vom 26. Oktober 1898, Nr. 132/98 V. 

58. Daß die Benennung der Verträge von Seiten der 
Parteien für deren Beurtheilung einer mit erſterer in Wider⸗ 
ſpruch ſtehenden Intention der Parteien gegenüber nicht maß⸗ 
gebend erſcheint, ſteht außer Zweifel. Werden aber keine 
Thatſachen geltend gemacht, die mit dem Wortſinn und der im 
Verkehrsleben mit einer beſtimmten Bezeichnung verbundenen 
Auffaſſung der Rechtsgeſchäfte in Widerſpruch ſtehen, ſo iſt 
zunächſt davon auszugehen, daß die Vertragſchließenden das 
Rechtsgeſchäft im Sinne hatten, das der allgemeinen Bezeichnung 
entſpricht. VI. C. S. i. S. von Eckardſtein c. Greulich vom 
17. Oktober 1898, Nr. 184/98 VI. 

59. Der § 325 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. iſt auf einen 
Fall angewendet, auf welchen er nicht paßt. Die Gewährleiſtung 
bei Ceſſionen iſt in den 88 420 ff. Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R. 
erſchöpfend geregelt und es kann daher auf die Allgemeinen 
Vorſchriften über Gewährleiſtung (für Fehler von Sachen) 
nicht zurückgegriffen werden (vergl. Gruchot Beitrage Bd. 39 
S. 900). Kommen nur die §§ 420 ff. a. a. O. zur An⸗ 
wendung, fo kann die Frage, ob die fehlende Mithaftung Sch. “s 
einen Mangel der Richtigkeit oder der Sicherheit der Forderung 
bedeute, nicht unentſchieden gelaſſen werden (wie es im Theil⸗ 
urtheile geſchehen iſt), da nicht behauptet iſt, daß Bekl. für die 
Sicherheit ausdrücklich Gewähr übernommen habe, eine ſolche 
ausdrückliche Uebernahme aber Vorausſetzung der Haftung für 
Sicherheit iſt. (§S 427 Thl. I Tit. 11 des A. L. R.) Im 
Endurtheile iſt die Frage vom B. R. zutreffend dahin beant⸗ 
wortet, daß der Mangel der Haftung eines von mehreren Dit. 
verpflichteten die Richtigkeit der Forderung betrifft. Die Forderung 
iſt in Anfehung des Mitverpflichteten, welcher in Wahrheit nicht 
haftet, unrichtig und für dieſe Unrichtigkeit haftet der Cedent 
kraft Geſetzes (§§ 420, 423 a. a. O.), auch wenn er ſelbſt 
die Unrichtigkeit bei der Ceſſion nicht gekannt haben ſollte. 
Von dieſer Haftung kann er ſich ſelbſtverſtändlich auch nicht 
durch den Nachweis befreien, daß der ausgeſchiedene Mitver⸗ 
pflichtete vermögenslos geweſen und noch ſei. Alles dies würde 
auch zutreffen, wenn der beregte Mangel ſowohl die Richtigkeit 
als auch die Sicherheit betreffen ſollte, der Cedent aber nur 
für die Richtigkeit haftet. Damit iſt die Sache aber noch nicht 
entſchieden, vielmehr iſt zu unterſuchen, wie weit der Cedent 
einer Hypothekenforderung für die Haftung der perſönlichen 
Schuldner einzuſtehen hat. Dieſe Frage läßt ſich nicht allgemein, 
ſondern nur nach Lage des Einzelfalles entſcheiden. Sind — 
wie im vorliegenden Falle — infolge mehrfacher Verkäufe und 
Uebernahme der Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis 
mehrere Schuldner nach einander in die Schuldverbindlichkeit 
eingetreten, jo wird der Ceſfionar mit der ſich aus dem § 41 
des E. E. G. ergebenden Möglichkeit zu rechnen haben, daß 
die früheren perſönlichen Schuldner aus der Mithaftung ent- 


laſſen find, und wird Gewährleiſtung für deren Mithaftung 
nur verlangen können, wenn der Cedent ſolche ausdrücklich über⸗ 
nommen hat. Hat der erſte perſönliche Schuldner ſich dem 
Gläubiger verpflichtet, auch nach Verkauf des Grundſtücks bis 
zur Tilgung der Schuld perſönlich zu haften, ſo wird, wenn 
— wie im vorliegenden Falle — dieſe Verpflichtung vor einer 
Reihe von Jahren übernommen iſt, der Ceſſionar die Möglichkeit 
der Aufhebung oder Aenderung derſelben in Erwägung nehmen 


müſſen. Mit Rückſicht hierauf wird die geſetzliche Vertretungs. 


pflicht des Cedenten auch hier nur beim Vorliegen beſonderer 
Umſtände auf das Fortbeſtehen jener Verpflichtung zu erſtrecken 
ſein, wenn neue Schuldner in die Schuld eingetreten ſind. 
V. C. S. i. S. Weſternhagen o. Benjamin vom 12. November 
1898, Nr. 154/98 V. 

60. Von der Reviſion wird geltend gemacht, das Kammer⸗ 
gericht habe mit Unrecht erſt den Tag der Zuſtellung des 
zweiten Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchluſſes als maßgeblich 
für die Rechte der Kl. angeſehen. Da nach dem Vertrage H. 
allein die Gelder habe in Empfang nehmen ſollen, ſei die 
erſte gegen ihn ausgebrachte Pfändung, die innerhalb der drei⸗ 
wöchigen Friſt des §S 744 der C. P. O. liege, maßgebend. 
Sonach komme es nicht auf den 3. Juli, ſondern auf den 
8. Juni an. Nach gemeinem Rechte gilt, wenn bei einem 
Schuldverhältniſſe mehrere Gläubiger einem Schuldner gegen⸗ 
überſtehen bei Theilbarkeit der Leiſtung als Regel die Getheilt⸗ 
heit der Forderung. Auf dieſem Standpunkte aber ſteht das 
preußiſche Recht nicht. Vielmehr gilt hier umgekehrt — 
wenigſtens bezüglich des Verhältniſſes mehrerer Berechtigten aus 
einem Vertrage — als Regel, daß die mehreren Gläubiger 
die Leiſtung nur gemeinſchaftlich ſollen fordern dürfen. 
§ 450 des A. L. R. Thl. I Tit. 5. Unter dieſe Regel fällt 
auch der vorliegende Baugeldervertrag, da ſich Anhaltspunkte für 
eine abweichende Willensmeinung der Parteien daraus nicht er⸗ 
geben. Die Beſtimmung am Schluſſe „Contrahenten ſind 
darüber einig, daß Herr B. das Baugeld rechtzeitig allein an 
Herrn Karl H. gegen deſſen alleinige Quittung zahlt“ — ändert 
an den Gläubigerrechten nichts, ſondern giebt nur eine Zahlungs- 
vollmacht im Sinne des § 31 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 16. 
Konnten aber H. und Sch. die Rechte aus dem Vertrage nur 
gemeinſchaftlich ausüben, ſo folgt, daß einer von beiden allein 
aus dem Vertrage nichts fordern kann — und weiter, daß die 
Forderung aus dem Vertrage in der Perſon eines von ihnen nicht 
gültig gepfändet werden konnte. Die Annahme des Kammer⸗ 
gerichts, daß die Pfändung gegen H. und die Pfändung gegen Sch. 
einer einheitlichen Pfändung gegen beide gleich ſtehe, dürfte ſich 
hiernach ſchon kaum rechtfertigen laſſen. Indeß mag dies hier 
unentſchieden bleiben, da dieſe Annahme der Rkl. günſtig iſt. 
Jedenfalls aber ergiebt ſich mit Nothwendigkeit, daß die Geſammt⸗ 
forderung nicht früher als gepfändet gelten kann, ehe nicht 
wegen H. und wegen Sch. der Beſchluß dem Bekl. zu⸗ 
geſtellt war, was auf den 3. Juli führt. Und daraus ergiebt 
ſich dann weiter, daß die am 8. Juni zugeſtellte Benachrichtigung 
die Wirkung eines Arreſtes nicht erlangt hat, weil die in 
C. P. O. § 744 Abſ. 2 vorgeſchriebene dreiwöchige Friſt nicht 
gewahrt iſt. Die Reviſion macht ſodann geltend, H. ſei be⸗ 
rechtigt geweſen, über feinen Antheil an der Forderung zu ver⸗ 
fügen, und daher ſei die Pfändung vom 28. Juni auch inſoweit 


zuläſſig und wirkſam, als dieſer Antheil reiche. Zuläſſig geweſen 
wäre allerdings die Pfändung eines Gewinn ⸗Antheils des. H. 
an der Geſellſchaft mit Sch. (§S 217 Thl. 1 Tit. 17 des A. L. R.); 
eine ſolche Pfändung liegt aber nicht vor. Im Uebrigen aber 
iſt die Ausführung nicht richtig. Allerdings ſollen nach $ 453 
des A. L. R. Thl. J Tit 5 „die Befugniſſe der mehreren Be⸗ 
rechtigten unter ſich nach den Grundſätzen vom gemeinſchaftlichen 
Eigenthume (Tit. 17) beurtheilt werden“ und es iſt auf Grund 
des § 4 Thl. 1 Tit. 17 anerkannt, daß es neben dem Rechte 
der Geſammtheit der mehreren Gläubiger auch Individualrechte 
des einzelnen Theilnehmers giebt. Auch iſt im einzelnen die 
richtige Abgrenzung des Geſammtrechts und der Individual- 
rechte vielfach ſtreitig und zweifelhaft. Niemals aber hat 
fd — um mit dem Erſten Hülfs Senate des R. G. bei 
Gruchot Bd. 26 S. 916 zu reden — die Konzeſſion an das 
Individualrecht ſoweit erſtreckt, daß den einzelnen Mitberechtigten 
die Einklagung der ganzen gemeinſchaftlichen Forderung oder 
auch nur eines Theiles derſelben in ſeinem alleinigen Intereſſe 
geſtattet wäre. Daran hat das R. G. ſtets feſtgehalten; vergl. 
Entſch. Bd. 20 S. 313, Bd. 21 S. 252, Bd. 28 S. 517, 
Bd. 35 S. 290. Iſt das aber richtig, ſo fällt auch die 
Pfändung der Forderung eines Theilhabers ins Leere. I. C. S. 
i. S. Steffens u. Nölle c. Butzke vom 29. Oktober 1898, 
Nr. 252/98 J. 

61. Nach den Vorſchriften der SH 18 ff. A. L. R. Thl. 1 
Tit. 6, welche auch anwendbar find, wenn es ſich um Schadens- 
anſprüche aus Verträgen handelt — Entſch. des R. G. Bd. 5 
S. 205 — verliert der Beſchädigte den Anſpruch auf Erſatz 
des ihm durch das Verhalten des anderen Theiles zugefügten 
Schadens in beſtimmten Fällen ganz oder theilweiſe, wenn er 
ſich ſelbſt eines Verſehens ſchuldig gemacht hat. So kann nach 
§ 19 a. a. O. der Erſatz des mittelbaren Schadens und ent⸗ 
gangenen Gewinnes nicht verlangt werden, auch wenn dem 
anderen Theile Vorſatz oder grobes Verſehen zur Laſt fällt, der 
Beſchädigte aber bei der Abwendung des Schadens ſich ſelbſt 
ein grobes Verſehen hat zu Schulden kommen laſſen. Letzterer 
ſoll nicht müßig zuſehen, wenn ihm durch das vertragswidrige 


Verhalten des anderen Theiles ein Schaden erwächſt oder zu er⸗ 


wachſen droht. Er ſoll vielmehr verhüten, daß der Schaden wirklich 
eintritt bezw. daß der bereits erwachſene Schaden ſich vergrößert. 
Thut er dies nicht, obwohl er den Eintritt oder die Vergrößerung 
des Schadens bei gewöhnlichen Fähigkeiten und ohne Anſtrengung 
der Aufmerkſamkeit vorausſehen konnte, ſo verliert er den An⸗ 
ſpruch auf Erſatz des mittelbaren Schadens und entgangenen 
Gewinnes. VI. C. S. i. S. v. Niebelſchütz u. Gen. c. Ketel- 
böter vom 13. Oktober 1898, Nr. 178/98 VI. 

62. Der Widerſpruch gegen die Darlegung des B. R., 
daß die Nordwerre die Eigenſchaft als Privatfluß von 
Anfang an gehabt und bis jetzt behalten habe, iſt hinfällig. 
Dieſe Darlegung geht im Weſentlichen dahin: Bis zum Umbau 
der Brücken im Jahre 1890 habe die Nordwerre in einem von 
der Natur hergeſtellten abgegrenzten Bett regelmäßig fließendes 
Waſſer geführt, alſo bis dahin die charakteriſtiſchen Merkmale 
eines Privatfluſſes beſeſſen. Die Werre habe unbeſtritten am 
Bergerthor ihr natürliches Gefälle in dieſem Waſſerlauf, erſt 
durch die dortigen Waſſerwerke werde das Waſſer in den Arm 
gedrängt, der die Mühle der Bekl. treibe. Am Ende des 
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vorigen und am Anfang dieſes Jahrhunderts ſei die Nordwerre 
von den Technikern und den Behörden als der natürliche Ab⸗ 
lauf der Werre angeſehen worden (wie näher belegt wird) und 
auch jetzt noch werde ſie vom Publikum als die Werre bezeichnet, 


während der Mühlenzufluß Bawerre genannt werde, das heißt 


gebaute Werre. Den Charakter als Privatfluß habe die Nord- 
werre nicht durch die Waſſerbauten am Ende des vorigen und 
Anfang dieſes Jahrhunderts oder durch den Vergleich vom 
29. September 1810 verloren, wie der J R. meine. Das könne 
zwar dann vorkommen, wenn ein Privatfluß künſtlich in einen 
todten Abzugsgraben verwandelt werde; dies ſei hier aber nicht 
geſchehen, ſondern die Nordwerre habe durch jene Anlagen zwar 
die Hauptmaſſe des Waſſers verloren, aber immer noch regel- 
mäßig fließendes Waſſer in ausreichender Menge behalten — 
wie näher aus den Beweisergebniffen dargelegt wird. Bei dieſer 
Sachlage würde es nichts ausmachen, wenn die Nordwerre in 
dem Vergleich vom 29. September 1810 als „Abflußgraben“ 
bezeichnet worden wäre; das ſei aber nicht einmal der Fall 
(wie näher begründet wird). Die hierin unter Berufung auf 
die bisherige Rechtſprechung aufgeſtellte Begriffsbeſtimmung für 
die Privatflüſſe muß lediglich als richtig bezeichnet werden. Sie 
wird durch den Einwand der Reviſion: eine künſtliche Anlage 
ſtehe dem Privatfluß nicht gleich, überhaupt nicht getroffen, da 
der B. R. unangreifbar feſtgeſtellt hat, daß es ſich hier nicht 
um eine künſtliche Anlage handelt, und daß die im Lauf der 
Zeiten von Menſchenhand vorgenommenen Veränderungen nichts 
in dem fortgeſetzten ausreichenden Zufließen von Waſſer in dieſem 
natürlichen Arm der Werre verändert hätten. V. C. S. i. S. 
Rabenſchlag e. Meyer vom 26. Oktober 1898, Nr. 125/98 V. 

63. Die Urtheile des B. G. unterliegen, ſoweit ſie an⸗ 
gefochten ſind, ſchon deshalb der Aufhebung, weil in ihnen 
keinerlei Feſtſtellung darüber getroffen worden iſt, in welcher 
Höhe der Kl. dem Bekl. Ceſſionsvaluta gegeben hat. Nach 
55 420 ff. Thl. I Tit. 11 des A. L. R. haftet der Cedent, 
welcher für die Richtigkeit oder Sicherheit der abgetretenen 
Forderung einzuſtehen hat, abgeſehen von Schäden und Koſten 
nur in Höhe der empfangenen Valuta. Der auf Gewähr: 
leiſtung klagende Ceſſionar muß zur Begründung der Klage 
behaupten und im Beſtreitungsfalle beweiſen, wie viel er an 
Ceſſionsvaluta gezahlt oder gegeben hat, weil es ſonſt an jedem 
Anhalte für die richterliche Prüfung fehlt, zu welchem Betrage 
der erhobene Anſpruch begründet iſt (vergl. Striethorſt Archiv 
Bd. 18 S. 197). Nach dem Thatbeſtande des erſten und des 
B. U. hat der Kl. über die Höhe der gezahlten Valuta gar 
keine Angaben gemacht. V. C. S. i. S. Weſternhagen c. 
Benjamin vom 12. November 1898, Nr. 154/98 V. 

64. Die 88 833, 834 A. L. R. Thl. 1 Tit. 11, nach 
welchen der Schuldner anſtatt der Zögerungszinſen dem Gläu- 
biger den durch Verzug erwachſenen wirklichen Schaden nur 
dann zu erſetzen hat, wenn er die Zahlung bei hinlänglichen 
Zahlungsmitteln aus Vorſatz oder grobem Verſehen verzögert 
hat, beziehen ſich nur auf Darlehne. Nach den SS 64, 65 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 ſollen die Vorſchriften über Zögerungs⸗ 
zinſen, welche für Darlehne gegeben ſind, auch bei anderen 
verzögerten Zahlungen zur Anwendung kommen, wo nicht die 
Geſetze beſondere Beſtimmungen vorſchreiben. Im vor⸗ 
liegenden Falle handelt es ſich nun zunächſt nicht um eine ver⸗ 
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zögerte Zahlung, ſondern um die unterlaſſene Lieferung von 
Kartoffeln. Außerdem ſind aber durch die Vorſchriften der 
§§ 64, 65 die Beſtimmungen, welche ſich über die Folgen der 
Nichterfüllung von Verträgen verhalten, nicht aufgehoben. Dieſe 
find enthalten in den §8 277 ff. a. a. O. Thl. I Tit. 5 und 
beſtimmen, daß bei ſchuldhafter Nichterfüllung des Vertrages 
dem anderen Theile der wirkliche Schaden zu erſetzen iſt. Unter 
dem wirklichen Schaden verſteht das A. L. R., wie ſich aus den 
55 2, 3, 12 und 13 Thl. I Tit. 6 ergiebt, den unmittelbaren 
und mittelbaren Schaden. Dieſen muß der, welcher feine Ver. 
bindlichkeit nicht erfüllt hat, dem anderen Theile alſo erſetzen, 
wenn er nicht beweiſt, daß er ohne Verſchulden hierzu nicht im 
Stande geweſen ſei. Der Mangel an den erforderlichen Mitteln 
iſt aber kein Entſchuldigungsgrund — vergl. die Rechtſprechung 
bei Eccius Bd. I § 106 Note 62 und außerdem § 105 bei 
Note 34. VI. C. S. i. S. v. Niebelſchütz u. Gen. e. Ketel⸗ 
böter vom 13. Oktober 1898, Nr. 178/98 VI. 

65. Unbedenklich erſcheint die Ausführung des B. R., daß 
es (nach den 588 1063, 106 5 und 1068 Thl. 1 Tit. 11 A. L. R.) 
noch einer wirklichen Naturalübergabe bedurft haben würde, 
wenn das nicht in gerichtlicher Form, ſondern nur ſchriftlich 
abgegebene, und auch nicht etwa als eine Ceſſion der Verkäufer⸗ 
anſprüche aufzufaſſende Schenkungsverſprechen durch Erfüllung 
hätte wirkſam werden ſollen, und daß alſo eine als constitutum 
possessorium aufzufaſſende bloße Willenserklärung zur Herbei⸗ 
führung einer ſolchen heilenden Wirkung nicht habe genügen 
können. (Vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 62 S. 385, 
Gruchots Beiträge Bd. 24 S. 442 und Bd. 32 S. 122, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1892 S. 44 Nr. 21 und S. 102 
Nr. 31, ſowie von 1894 S. 526 Nr. 33.) IV. C. S. i. S. 
Heß c. Lehfeld vom 1. November 1898, Nr. 133/98 IV. 

66. Das B. G. ſtellt feſt, daß der Kaufvertrag vom 
18. November 1880 bei dem Mißverhältniſſe zwiſchen dem 
Werthe des verkauften Gutes und den Gegenleiſtungen des 
Käufers eine erhebliche Bereicherung für den letzteren enthalte, 
erachtet aber trotzdem eine gemäß § 1113 Thl. I Tit. 11 des 
A. L. R. der klägeriſchen Anfechtung unterliegende Schenkung 
nicht für vorliegend, weil der Kaufvertrag nur zu dem vom 
Käufer zu erfüllenden Endzwecke der Verſorgung der Kl., alſo 
als läſtiger Vertrag geſchloſſen jet, mithin aber unter die Aus⸗ 
nahmevorſchrift des Anhangsparagraphen 28 falle. Dieſe 
Begründung erſcheint bedenklich. Der § 28 a. a. O. ſetzt 
voraus, daß bei der anzufechtenden Schenkung eine Bedingung 
(im Sinne des $ 1053 J. c.) zum Vortheile des Gebers aus⸗ 
gemacht ſei. Eine ſolche Vorausſetzung iſt gegenüber dem hier 
fraglichen Vertrage vom B. G. nicht feſtgeſtellt. Daffelbe giebt 
zunächſt nur an, daß Michael J. den Vertrag im Hinblick auf 
die in Ausſicht ſtehende Heirath zwiſchen ſeiner Tochter Luiſe 
und dem Käufer eingegangen ſei. Weiterhin erwägt das B. G. 
allerdings, daß der Vertrag zu dem vom Käufer zu erfüllenden 
Endzwecke der Verſorgung der Kl. geſchloſſen ſei. Wenn hlerin 
aber eine Feſtſtellung jener Vorausſetzung gefunden werden ſoll, 
ſo iſt entgegenzuhalten, daß aus dem Kaufvertrag und dem 
Teſtament die Uebernahme einer bezüglichen Verpflichtung ſeitens 
des Käufers nicht ohne weiteres ſich entnehmen läßt. IV. C. S. 


i. S. Joswig und Gen. c. Sackel und Gen. vom 13. Oktober 
1898, Nr. 282/98 IV. 
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67. Die Angriffe der Reviſion richten ſich weſentlich 
nur gegen die rechtliche Begründung des B. U. Wie die 
Reviſion zugiebt und beide Vorderrichter übereinſtimmend mit 
der Rechtſprechung des R. G. annehmen, konnte die Wittwe R. 


durch den von ihr in dem Verſicherungsantrage gemachten Vor. 


behalt, daß fie die Verſicherung für ihre vier Töchter Magda, 


Emmy, Lisbeth und Agnes nehme, dieſen Töchtern, obgleich 


die Police ſelbſt den Vorbehalt nicht enthielt, vorausgeſetzt, 
daß ſie vor ihrem Tode keinen Widerruf dieſes ihres 
Vorbehalts vornahm, das unmittelbare Recht auf Empfang 
der fälligen Verſicherungsſumme verſchaffen; ſie konnte aber 
bis zu ihrem Tode über den durch die Police begründeten Ver⸗ 
ſicherungsanſpruch als derzeitige Eigenthümerin anderweit ver⸗ 
fügen und konnte dies, wie das B. G. annimmt, namentlich 
durch Schenkung unter Lebenden rechtsgültig in der Weiſe, daß 
ſie die Police mit der Ermächtigung, die Verſicherungsſumme 
bei ihrem Tode in Empfang zu nehmen, an einen Dritten über⸗ 
gab und dieſer Dritte bei ihrem Tode die Verſicherungsſumme 
von der Verſicherungsgeſellſchaft ſich auszahlen ließ. Wie die 
Eidesnorm ergiebt, ſoll nach der Behauptung der Bekl., die 
unſtreitig beim Tode der Mutter die Verſicherungsſumme gegen 
Präſentation der Pfandſcheine erhoben haben, in der angegebenen 
Weiſe von ihrer Mutter ihnen gegenüber verfahren worden ſein. 
Das B. G. ſieht durch dieſe Thatſachen der Eidesnorm ſowohl 
den Widerruf des Vorbehalts ſeitens der Mutter in Beziehung 
auf ihre Tochter Magda, wie auch die Schenkung an die Bekl. 
als erwieſen an. Nach beiden Richtungen hin verſucht die 
Reviſion das Gegentheil auszuführen. Sie vermißt bezüglich 
des Widerrufs das zu deſſen Rechtswirkſamkeit nach ihrer 
Meinung nothwendige Erforderniß, daß der Widerruf der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft oder der Magda R. gegenüber hätte erklärt 
ſein müſſen, und ſie hält die Schenkung wiederum deshalb für 
unwirkſam, weil wegen des fehlenden gehörigen Widerrufs des 
auf die Magda R. bezüglichen Vorbehalts dieſer Vorbehalt mit 
dem Tode der Mutter ſeine Wirkſamkeit erlangt und den rechts⸗ 
gültigen Abſchluß der Schenkung durch Abhebung des Geldes 
ſeitens der Bekl. verhindert habe. Dieſe Ausführung der Reviſion 
iſt nicht zutreffend. Geht man nämlich davon aus, daß die 
Mutter in Kenntniß von den Folgen, die ſtatutenmäßig und 
nach der Auskunft der Verſicherungsgeſellſchaft der Beſitz der 
Police oder des Pfandſcheins in Beziehung auf die Berechtigung 
zur Empfangnahme der Verſicherungsſumme nach ſich zog, und 
gerade in der Abſicht, dieſe Folgen im ausſchließlichen Intereſſe 
der Bekl. herbeizuführen, die Aushändigung an die Bekl. in 
Verbindung mit der im Eide angeführten Erklärung vornahm, 
ſo kann kein Zweifel darüber ſein, daß die Mutter dadurch 
ihren Willen, den Vorbehalt für die Tochter Magda zu be⸗ 
ſeitigen, beſtimmt zum Ausdruck gebracht hat. Mehr war zur 
Beſeitigung des Vorbehalts nicht erforderlich, namentlich nicht, 
daß dieſe Willensänderung der Verſicherungsgeſellſchaft oder 
der Tochter Magda gegenüber erklärt wurde; für beide hatte 
der Vorbehalt nur Bedeutung, wenn er noch zur Zeit des 
Todes der Mutter von dieſer gewollt war; traf dieſe 
Vorausſetzung nicht mehr zu, fo verlor in Verbindung mit 
dem Umſtande, daß die Verſicherungsgeſellſchaft die Zahlung 
nicht beanftandete, der Vorbehalt beiden gegenüber ſeine Kraft 
und die Schenkung der Mutter war wirkſam. IV. C. S. 


8 132/98 IV. 
68. Die Rechtsſtellung des Leſtamentsvollſreckerd gegen» 
über dem Erben läßt ſich nicht mit der Reviſion dahin auffaſſen, 


daß der Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt ungültige Verordnungen des 
Erblaſſers zum Nachtheile des Erben ausführen dürfe, wofern 


er ſie nur für gültig hält. Die Reviſion ſcheint damit die 


Haftung des Teſtamentsvollſtreckers auf den Fall der Argliſt 


beſchränken zu wollen. Dies entſpricht nicht den in den $$ 557 
bis 562 A. L. R. Thl. 1 Tit. 12 enthaltenen Vorſchriften von 
Teſtamentsexekutoren. Einerſeits iſt danach der Teſtaments⸗ 
exekutor als Bevollmächtigter des Erblaſſers — nicht des Erben 
— anzuſehen (§ 557); der Erbe kann die Vollmacht nicht 
widerrufen und dem Teſtamentsvollſtrecker keine vom Teſtamente, 
welches die Vollmacht enthält, abweichende Inſtruktionen 
ertheilen (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 25 
S. 297). Daraus folgt aber zugleich, daß der Teſtamente⸗ 
vollſtrecker dem Erben gegenüber nicht unter allen Umſtänden 
dadurch gedeckt iſt, daß ſeine Handlungen der Vollmacht ent⸗ 
ſprechen, gleich als ſtände er dem Machtgeber gegenüber und 
habe nur deſſen Anweiſungen befolgt. Andererſeits hat der 
Teſtamentsvollſtrecker bei einer ihm etwa aufgetragenen Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes nach $ 559 auf das In tereſſe und 
die Verfügungen des Erben Rückſicht zu nehmen. § 560 
fügt hinzu: „ſo wenig aber, als der Erbe ſelbſt etwas gegen 
den Willen des Erblaſſers verfügen kann, fo wenig iſt der 
Vollzieher befugt, in ſolche Verfügungen des Erben zu willigen.“ 
Nach § 562 eudlich hat der Teſtamentsvollſtrecker als Ver⸗ 
walter fremder Güter dem Erben Rechnung zu legen. Dieſe 
Beſtimmungen deuten zur Genüge auf ein zwiſchen dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker und dem Erben als Nachlaßeigenthümer 
beſtehendes Verpflichtungsverhältniß hin, welches ſich näher dahin 
beſtimmen läßt, daß der Vollſtrecker bei Ausführung der An⸗ 
ordnungen des Teſtaments das Intereſſe des Erben wie ein 
Bevollmächtigter, zu beachten hat, unbeſchadet freilich ſeiner 
Pflicht zur Befolgung der teſtamentariſchen Anordnungen, hinter 
welcher die Berückſichtigung des Intereſſes des Erben zurück⸗ 
ſtehen muß. Daß dabei aber nur an gültige Verordnungen 
des Erblaſſers zu denken iſt, erſcheint im Grunde ſelbſtver⸗ 
ſtändlich und geht auch aus § 560 cit. hervor. Denn die 
dort gemachte Vorausſetzung für die Pflicht des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers, ein dem Teſtamente widerſprechendes Verlangen des 
Erben unbeachtet zu laſſen, daß nämlich der Erbe ſelbſt nichts 
gegen den Willen des Erblaſſers verfügen kann, trifft bei 
ungültigen Verordnungen nicht zu. Dergleichen Verordnungen 
braucht der Teſtamentsvollſtrecker ſo wenig, wie der Erbe anzu⸗ 
erkennen — thut er es dennoch zum Nachtheil des Erben, ſo 
ſchädigt er dadurch deſſen, von ihm zu beachtendes berechtigtes 
Intereſſe und wird inſofern ihn dabei ein nach den Grundſätzen 
vom Vollmachtsauftrage zum Schadenserſatze verpflichtendes 
Verſchulden trifft, dem Erben verantwortlich. Es erſcheint dieſe 
Verantwortlichkeit als das nothwendige Korrelat der Nichtbefugniß 
des Erben, das Mandat zu kündigen oder auf andere Weiſe 
auf die Ausführung des Teſtaments beſtimmend einzuwirken. 
Danach läßt ſich gegen den Satz des B. U., daß der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker im Intereſſe des Erben die materielle Rechtsgültigkeit 
der von ihm auszuführendeu letztwilligen Verordnungen zu prüfen 


S. Tiedler o. . vom 27. e 1898, 
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habe, nichts einwenden. VI. C. S. i. S. Richter und Gen. 
c. Wiemann und Gen. vom 10. Oktober 1898, Nr. 121/98 VI. 
69. Für den vorliegenden Rechtsſtreit zwiſchen dem Voll⸗ 
machtgeber und einem Dritten kommt es nicht allein auf den 
von dem Vollmachtausſteller gewollten Inhalt der Vollmacht, 
ſondern auch darauf an, ob nach der im Handelsverkehr 
herrſchenden Sitte unter Berückſichtigung der beſonderen Umſtände 
des vorliegenden Falles der Bekl. berechtigt war, anzunehmen, 
daß dem T. in der Befugniß zur Quittungsleiſtung die Befugniß 
zum Zahlungsempfange von Privaten ertheilt ſei. Dieſe Seite 
der Frage hat das B. G. zu prüfen unterlaſſen. Demſelben 
mag zugegeben werden, daß die letztere Befugniß nicht ſtets 
ohne weiteres in der erſteren enthalten iſt; aber der Bekl. hat 
beſondere Umſtände behauptet, aus welchen im Falle ihres Be⸗ 
weiſes der Verkehr die Befugniß des T. zur Quittungsleiſtung 
dahin auslegen konnte und durfte, ſie enthalte die Befugniß 
zum Geldempfange. V. C. S. i. Sachen Flatau c. Kreis⸗ 
ſparkaſſe Schlochau vom 2. November 1898, Nr. 170/98 V. 
70. Der Auftrag beſteht nach § 5 Thl. I Tit. 13 des 
A. L. R. in der Willenserklärung, wodurch Einer dem Anderen 
das Recht ertheilt, für ihn (den Machtgeber) und ſtatt 
feiner (des Machtgebers) ein Geſchäft zu betreiben. Daß 
ein ſolcher Auftrag nach § 186 ff. daſelbſt in der Regel durch 
den Tod des Machtgebers geendigt wird, iſt bei dem perſönlichen 
Charakter des Vollmachtsvertrages erklärlich. Im vorliegenden 
Falle iſt der Auftrag dahin ertheilt worden, daß derjenige, dem 
er ertheilt wurde, das Geſchäft für ſich ſelbſt beſorgen ſolle. 
Ein ſolcher Auftrag fällt nicht unter den genannten § 5, ſeine 
Bedeutung iſt vielmehr aus der Sachlage ſelbſt zu entnehmen 
und dieſe ergiebt hier klar, daß die Behauptungen der Bekl. in 
ihrem Zuſammenhange ſtets dahin gegangen find, der Bell. 
Martin T. habe von dem Erblaſſer unter Einhändigung der 
über die Forderungen ſprechenden Urkunden die Ermächtigung 
erhalten, die Forderungen für ſich ſelbſt einzuziehen. Das 
iſt eine Willenserklärung, die nicht anders, als ein den Ueber⸗ 
gang des Eigenthums an den Forderungsbeträgen von dem 
Erblaſſer auf den Bekl. Martin T. bezweckendes Rechtsgeſchäft, 
verſtanden werden kann. Scheidet hiernach alſo die Anwend⸗ 
barkeit der 88 186 ff. Thl. I Tit. 13 des A. L. R. gänzlich 
aus und kommt es lediglich darauf an, die Parteibehauptungen 
nach der Richtung hin zu würdigen, ob fie geeignet find, als 
ausreichende rechtliche Grundlage für die Bewerkſtelligung eines 
ſolchen Eigenthumsübergangs zu dienen, jo kann dem B. G. 
darin nicht beigetreten werden, daß zur Uebertragung der 
Forderungen von dem Erblaſſer auf den Bekl. Martin T. 
ſchriftliche Form gehört habe. Trugen die Wechſel, wie die 
Bekl. behauptet haben, ein Blankogiro, ſo ging das Eigenthum 
an ſolchen dem Bekl. Martin T. vom Erblaſſer übergebenen 


Wechſeln auf den Martin T. gemäß Art. 12, 13, 36 der W. O. 


über. In jedem Falle wurde er, was auch für die anderen 
Urkunden über die Forderungen gilt, durch die Uebergabe der 
Wechſel und Urkunden mit der Ermächtigung zur Einziehung 
derſelben für ſich ſelbſt in Verbindung mit der ſeinerſeits ge⸗ 
ſchehenen Einziehung der betreffenden Forderungsbeträge Eigen⸗ 
thümer der eingezogenen Geldbeträge und zwar auf Grund einer 
hiernach gültig durch Uebergabe vollzogenen Schenkung unter 
Lebenden, wie dies in den Urtheilen des IV. C. S. des R. G. 


vom 19. März 1883 (Entſch. des R. G. Bd. 9 Seite 245 ff.) 
bezüglich einer Sparkaſſenforderung (die auch erſt nach dem 
Tode des Schenkers eingezogen war) und vom 21. April 1887 
(Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 295 ff.) bezüglich einer Schuld⸗ 
ſcheinforderung näher begründet iſt. Dieſe Rechtsfolgen hat 
das B. U. bezüglich der fraglichen Forderungen Nr. 7 bis ein⸗ 
ſchließlich 20 unter IA der Entſcheidungsformel nicht berück⸗ 
ſichtigt. IV. C. S. i. S. Truknus u. Gen. o. Purwius vom 
3. November 1898, Nr. 139/98 IV. 
71. Die Angriffe der Reviſion find nur zum Theil be⸗ 
gründet. Nach den von dem B. R. angewendeten nicht reviſtblen 
Rechtsnormen des Märkiſchen Provinzialrechts find die von der 
Ehefrau ohne Genehmigung ihres Mannes über Stücke des ein⸗ 
gebrachten Vermögens geſchloſſenen Veräußerungsgeſchäfte dem 
Mann gegenüber ungültig, und dieſer befugt, ein ſolches Ver 
äußerungsgeſchäft aufzurufen und Rückgabe des veräußerten DBer- 
mögensſtücks in ſeinen Nießbrauch zu fordern. Daß die hier in 
Rede ſtehenden Werthpapiere (Inhaberpapiere) von der Ehefrau 
des Kl. an die Bekl. veräußert worden find, kann nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des B. R. keinem Bedenken unterliegen. Sie And 
darnach der Bekl. zwar nur zum Verkauf übergeben worden, die 
Bekl. aber hat ſie als Selbſtkäuferin übernommen und den dafür 
der Ehefrau des Kl. gutgeſchriebenen Betrag auf die Ceſſions⸗ 
valuta der von ihr der letzteren abgetretenen Hypothek verrechnet. 
Hierdurch hat ſich ein direktes Veräußerungsgeſchäft zwiſchen der 
Ehefrau des Kl. und der Bekl. vollzogen. Die Behauptung 
der Bekl., daß die Veräußerung mit Genehmigung des Kl. er⸗ 
ſolgt ſei, ſowie die Behauptung, daß die Papiere vorbehaltenes 
Vermögen waren, ſind unerwieſen geblieben. Ein prozeſſualer 
Angriff iſt in dieſer Beziehung nicht erhoben worden. Die 
Meinung der Reviſion, daß der Kl. eventuell nur Verurtheilung 
zur Leiſtung an ſeine Frau beanſpruchen könne, hat keinen 
Grund. Kl. klagt aus eigenem Recht. Das Fundament dieſer 
Klage iſt ein dingliches: das marttalifche Nießbrauchs⸗ und 
Verwaltungsrecht, vermöge deſſen dem Kl., ſowohl das Recht 
zum Beſitz, als das durch den Beſitz der Ehefrau repräſentirte 
Beſitzrecht zur Seite ſteht. Eines beſonderen Beſitzerwerbes 
ſeitens des Ehemannes an den zum eingebrachten Vermögen ge 
hörigen Stücken bedarf es nicht, um ihm die Rechte des lun⸗ 
vollſtändigen) Beſitzers zu verſchaffen. Der Mann wird dinglich 
berechtigt mit Eingehung der Ehe bezw. mit dem Eigenthums⸗ 
erwerb der Ehefrau. Es iſt daher unerheblich, daß Kl., wie die 
Reviſton geltend macht, ſelbſt nicht behauptet hat, daß er jemals 
ſich im Beſitz der fraglichen Werthpapiere befunden habe. Dem 
dinglichen Charakter der Klage (als analoger Vindikation) ent ⸗ 
ſpricht der Klageantrag inſofern nicht, als der Kl. nicht die 
Herausgabe der von feiner Ehefrau veräußerten individuell be⸗ 
ſtimmten Stücke von der beſitzenden Bekl. verlangt, ſondern 
Gewährung von Werthpapieren der gleichen Art und in gleicher 
Quantität oder Herauszahlung des als Valuta für die eedirte 
Hypothek verrechneten Erlöſes. Nach beiden Richtungen liegt 
alſo ein an die Stelle der Vindikation getretener Intereſſen 
anſpruch vor, oder vielmehr zwei alternativ zuſammengefaßte 
Anſprüche, deren Combinirung der Bekl. an ſich nicht zur Be⸗ 
ſchwerde gereicht, da es ſich bei der erſten Alternative um ver“ 
tretbare Sachen handelt und nicht erhellt, daß die Bekl. die 
an Stelle der veräußerten zurückgeforderten Papiere nicht zu be 
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ſchaffen vermöge. V. C. S. i. S. Real Credit⸗Bank in Berlin 
c. Meſter vom 29. Oktober 1898, Nr. 36/98 V. 

72. Wenn auch das Gewicht der Gegengründe nicht an⸗ 
erkannt werden kann, jo reichen fie doch nicht aus, der in $ 53 
Thl. I Tit. 16 zu Gunſten der öffentlichen Kaſſen getroffenen 
Ausnahmebeſtimmung eine Ausdehnung über ihren deutlich er⸗ 
kennbaren Sinn hinaus zuzugeſtehen, und dieſer Sinn wird 
durch das Wort „Dergleichen“ auf ſolche Zahlungen eingeſchränkt, 


die ſich nicht auf Verträge gründen. Es kann auch nicht zu- 


gegeben werden, daß der Zwiſchenſatz „außer dem Fall eines 
Darlehns“ in dem Sinn von „ausgenommen den Fall eines 
Darlehns“ verſtanden werden müſſe, an welche Auslegung ſich 
dann erſt die weiteren Zweifel anknüpfen. Für beſtimmte Dar⸗ 
lehen, nämlich die Geldbelegungen bei „der Bank und den 
Kreditſyſtemen“, iſt nämlich in § 777 Thl. I Tit. 11 ab⸗ 
weichend von der in § 776 auf öffentliche Kaſſen und Anſtalten 
ausgedehnten Regel vorgeſchrieben: daß der Darleiher das Geld 
zur Kaſſe abliefern und von dieſer zurückholen müfſe. Daraus 
mag es ſich ſchon erklären, daß der Geſetzgeber in $ 776 aus- 
drücklich hervorhob, daß dieſe Ausnahme ſich nicht auf alle 
öffentlichen Kaſſen und Auſtalten erſtrecke. Weiter aber gewährt 
dieſe Ausnahmebeſtimmung auch die Möglichkeit, dem in Frage 
ſtehenden Zwiſchenſatz in $ 53 Thl. 1 Tit. 16 ein anderes Ver⸗ 
ſtändniß abzugewinnen, nämlich ihn auf die in dem $ 777 
Thl. J Tit. 11 behandelten Darlehen an die Bank und die 
Kreditſyſteme zu beziehen, die ebenſo, wie es in § 53 Thl. I 
Tit. 16 für außervertragliche Zahlungen vorgeſchrieben wird, an 
der Kaſſe ein⸗ und ausgezahlt werden müſſen. Dann gewinnt 
der Zwiſchenſatz die Bedeutung, daß außer jenen Darlehen auch 
ſolche Zahlungen, die ſich nicht auf Verträge gründen, auf der 
Kaſſe geleiſtet werden müſſen, wobei dann das Wort „außer“ 
ſeinen richtigen ſprachlichen Sinn behält. Vergl. auch Eccius 
Preußiſches Privatrecht Bd. 18 91 Note 45, Koch Kommentar 
zum A. L. R. zu Thl. I Tit. 16 $ 53 Note 33. Hiernach 
mußte in Anwendung der für Privilegien in $ 54 der Ein- 
leitung zum A. L. R. gegebenen Auslegungsregel, daß ſie ſo 
erklärt werden müſſen, wie ſie am wenigſten zum Nachtheil 
Dritter gereichen, der Auslegung der Vorinſtanzen beigetreten 
werden. V. C. S. i. S. Fiskus c. Herzog vom 29. Oktober 
1898, Nr. 137/98 V. 

73. Der Bekl. zu 2 haftet dem Kl., wie auch das B. G. 
annimmt, wegen Nichterfüllung des Pachtvertrages. Auf der- 
artige Anſprüche iſt die Vorſchrift des § 66 A. L. R. Thl. 1 
Tit. 16 nicht anwendbar. Derjenige, welcher feine vertrags⸗ 
mäßigen Verbindlichkeiten nicht erfüllt, hat nach §8 16 a. a. O. 
die Folgen ſeiner Zögerung zu vertreten, muß alſo auch vom 
Tage des Verzuges ab Zögerungszinſen zahlen. Der Bekl. zu 1 
haftet dem Kl. dagegen allerdings aus einer unerlaubten 
Handlung und hat daher nach § 66 cit. Zögerungszinſen 
nur von dem Tage des ergangenen Urtheils ab zu zahlen. 
Dies ſchließt aber nicht aus, daß der Beſchädigte ſchon von 
einer früheren Zeit ab Zinſen fordern kann, wenn dieſelben als 
ein Theil der zum vollen Schadenserſatze nothwendigen Ver⸗ 
gütung in Betracht kommen (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 8 
S. 236, 237). Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz haben 
nun die fortgeſchafften Sachen in der Zwangsverwaltung wieder 
angeſchafft werden müſſen und ſind die Koſten hierfür im 


Zwangsverſteigerungsverfahren von der Kaufgeldermaſſe ab⸗ 
gezogen. Den deshalb ausgefallenen Hypothekengläubigern hat 
„Kl. aber von der Zeit ihres Ausfalles ab Zinſen zu zahlen. 
Für dieſen mittelbaren Schaden hat der Bekl. zu 1 aufzukommen 
und muß er dem Kl. mithin von dem Betrage, mit welchem 
die Hypothekengläubiger in Folge des unerlaubten Fortſchaffens 
von Sachen ausgefallen find, die von dieſem an die Hypotheken- 
gläubiger zu zahlenden Zinſen bis zu dem Zeitpunkte erſtatten, 
von welchem ab er etwa höhere Verzugszinſen zu zahlen hat. 
Unter dem ergangenen Urtheil im Sinne des § 66 a. a. O. 
iſt übrigens das erſte, die Entſchädigung in Geld feſtſetzende 
Urtheil zu verſtehen, nicht aber der Tag der Rechtskraft des 
Urtheils; vergl. Beſchluß der vereinigten Civilſenate vom 
14. Juni 1894 — Entſcheidungen, Bd. 33 S. 9. VI. C. S. 
i. S. v. Niebelſchütz c. Ketelböter vom 13. Oktober 1898, 
Nr. 178/98 VI. | 
74. Das B. G. verwirft den Einwand der Bekl., daß 
der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag wegen der von 
der Kl. übernommenen Verpflichtung, gegen den Karl B. keinerlei 
gerichtliche oder ſonſtige Schritte zu thun, als ein nach § 416 
Thl. 1 Tit. 16 des A. L. R. rechtsunwirkſamer Vergleich zur 
Verheimlichung eines Verbrechens, welches der Richter von 
Amtswegen rügen müſſe, anzuſehen ſei. Zur Begründung weiſt 
das B. G. auf die Ausführungen in dem Urtheile des I. C. S. 
des R. G. vom 20. Juni 1894 (Entſch. des R. G. Bd. 33 
S. 337) hin, wo in Uebereinſtimmung mit der Entſcheidung 
des vormaligen Preußiſchen Obertribunals vom 17. Juli 1851 
(Striethorſt Archiv Bd. 12 S. 18) davon ausgegangen wird, 
daß der Begriff der Verheimlichung eines von Amtswegen zu 
rügenden Verbrechens eine auf Verhütung der Entdeckung ge 
richtete pofitive Thätigkeit vorausſetze und daher das bloße 
Verſprechen der Verſchwiegenheit, welches von dem durch das 
Verbrechen Beſchädigten in einem Vergleiche über das ihm aus 
dem verübten Verbrechen erwachſene Privatintereſſe ertheilt ſei, 
den Vergleich nicht unwirkſam mache. Dieſer auch von Förfter- 
Eccius (Theorie und Praxis des Preußiſchen Rechts 5. Auflage 
Bd. I S. 698/699) und in Kochs Kommentar zum A. L. R. 
Anm. 7 zu § 416 Thl. I Tit. 16 des A. L. R. gebilligten 
Anſicht iſt beizutreten. IV. C. S. i. S. Böttger und Gen. 
c. Gebr. Gieſemann vom 24. Oktober 1898, Nr. 164/98 IV. 
75. Die Klage kann nach ihrer Begründung nur als die 
Grenzſcheidungsklage (actio finium regundorum 8 372 Tit. 17 
Thl. I des A. L. R.), angeſehen werden, nicht als Klage auf 
Grenzerneuerung (Abmarkungsklage § 383 a. a. O. vergl. 
§ 919 des B. G. B.). Denn letztere ſetzt voraus, daß die 
Grenzlinie ſelbſt unſtreitig iſt, und hat den Zweck, künftigen 
Verdunkelungen der Grenze vorzubeugen. Iſt aber die Grenze 
bereits verdunkelt oder ungewiß geworden, ſo greift die Grenz⸗ 
ſcheidungsklage Platz, und eine Grenze gilt als verdunkelt, wenn 
keine, von beiden Theilen dafür anerkannte, hinlängliche Merk⸗ 
male vorhanden find. (§ 375 Tit. 17 Thl. I des A. L. R.) 
Dieſer Fall liegt hier vor und bildet den Anlaß zu der mit 
dem Antrage auf Regulirung der Grenze erhobenen Klage. Iſt 
aber dieſe Klage als Grenzſcheidungsklage anzuſehen, ſo muß 
ſie zu einem poſitiven Reſultat, d. h. zur Feſtſetzung einer be⸗ 
ſtimmten Grenzlinie führen. (Striethorſt's Archiv Bd. 54 
S. 210, Bd. 82 S. 176, Dernburg, Preußiſches Privatrecht 
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Bd. I 8 216, Cccius, Preußiſches Privatrecht Bd. III § 182.) 
Dieſer Satz gründet ſich auf die materielle Natur der Klage 
und hat deshalb durch die C. P. O. keine Aenderung erfahren. 
Darnach gehört ſchon zur Subſtantiirung der Klage die Angabe 
einer beſtimmten Grenzlinie. Der Mangel dieſer Angabe kann 


aber nicht zu einer Abweiſung der Klage in der angebrachten 


Art führen, da es Sache des Vorſitzenden war, den Kl. zu 
einem ſachgemäßen Antrage zu veranlaſſen ($ 130 der C. P. O., 
Vergl. auch Entſch. des Obertribunals Bd. 56 S. 145). So, 
wie jetzt erkannt iſt, iſt wejentlih nur über ein Element der 
Grenzſcheidungsklage, nämlich darüber erkannt, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des Anſpruchs: beiderſeitiges Eigenthum, Grenz⸗ 
nachbarſchaft vorliegen. Das wäre ein den eigentlichen Rechts⸗ 


ſtreit vorbereitendes Verfahren, für deſſen Zuläſſigkeit das 


Geſetz keinen Anhalt bietet. Als Feſtſtellungsklage iſt die Klage 
nicht angeſtellt und wäre ſie es, ſo würde eine weſentliche Vor⸗ 
ausſetzung: das Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung fehlen, da 
nicht abzuſehen iſt, weshalb Kl. nicht gleich auf Feſtſtellung 
der von ihm prätendirten Grenzlinie klagen kann. Außer dem 
Fall der Feſtſtellungsklage iſt es aber den Parteien nicht geſtattet, 
ein Element des zu erhebenden Anſpruchs, eine einzelne Rechts⸗ 
oder Thatfrage auszufondern und zur richterlichen Entſcheidung 
zu ſtellen. V. C. S. i. S. Roeder und Gen. c. von Heyne 
vom 5. November 1898, Nr. 148/98 V. | 

76. Soweit es ſich um die Frage handelt, ob dem Bekl. 
nicht ſchon am 13. Mai 1897 auf Grund der an dieſem Tage 
erfolgten Uebergabe des Grundſchuldbriefes ein rechtswirkſames 
Pfandrecht zugeſtanden habe, hat das O. L. G. dieſe Frage 
deshalb verneint, weil nach dem preußiſchen A. L. R. hierzu eine 
ſchriftliche Verpfändungserklärung erforderlich ſei und es ſich 
ungeachtet der in Art. 317 des H. G. B. enthaltenen Vor⸗ 
ſchrift in Handelsſachen ebenſo verhalte, wie in Sachen, bei 
denen das H. G. B. nicht maßgebend ſei. Dieſe Auffaſſung 
entſpricht der Rechtſprechung des R. G., von der abzugehen 
die Ausführungen des Rkl. keine Veranlaſſung geben. (Vergl. 
die Urtheile des R. G. vom 2. Dezember 1885 und vom 
13. November 1893, Entſch. Bd. 10 S. 297, Bolze, Praxis 
des R. G. Bd. 9 Nr. 71.) II. C. S. i. S. Stoll c. Schultz 
vom 28. Oktober 1898, Nr. 182/98 II. 

77. Soweit geltend gemacht wird, das O. L. G. hätte dem 
Bekl. mindeſtens ein Zurückbehaltungsrecht an dem Grund- 
ſchuldbriefe einräumen müſſen und ihn deshalb nicht zu deſſen 
Herausgabe verurtheilen dürfen, konnten die vom Rkl. erhoben 
Angriffe keinen Erfolg haben. Die Ausführungen in dem an⸗ 
gefochtenen Urtheile beruhen auch in dieſer Richtung auf der 
Rechtſprechung des R. G., an der feſtzuhalten war. Daß das 
in Art. 313 des H. G. B. vorgeſehene Zurückbehaltungsrecht, 
das nach § 41 Ziff. 8 der R. K. O. im Konkursverfahren ein 
Abſonderungsrecht begründet, ſich nur auf bewegliche Sachen 
und auf Werthpapiere im ſtrengen Sinne des Worts, alſo nicht 
auf ſolche Hypothekenbriefe und Grundſchuldbriefe bezieht, die 
auf den Namen lauten, hat das R. G. ſchon öfters aus. 
geſprochen. (Vergl. Entſch. Bd. 3 S. 153, 154, Bd. 10 S. 40, 
Bd. 15 S. 55ff. beſonders S. 58, 59, Bd. 20 S. 135, Bd. 29 
S. 301, 302.) Ein einfaches Zurückbehaltungsrecht, mit dem 
ein Pfandrecht nicht verbunden iſt, kann allerdings auch an 
Beweis- oder Legitimationsurkunden eingeräumt werden. Es 


greift aber nach der erwähnten Rechtſprechung (Entſch. Bd. 20 
S. 135, Bd. 29 S. 302) dem Konkursverwalter gegenüber nicht 


„durch. Das O. L. G. konnte hiernach den Bekl. ohne Rechts⸗ 


irrthum zur Herausgabe des ſtreitigen Grundſchuldbriefes ver⸗ 
urtheilen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

78. Eine unerlaubte Handlung des Bekl. zu 1 findet das 
B. G. darin, daß er in Gemeinſchaft mit dem Bekl. zu 2 dem 
Verpächter Sachen entzogen hat, an denen demſelben wegen 
ſeiner fälligen und künftigen Pachtforderungen ein Pfandrecht 
zuſtand. Das Pfandrecht des Verpäaͤchters erſtreckt ſich aber 
nach der Deklaration vom 21. Juli 1846 zu § 395 A. L. R. 
Thl. I Tit. 21 nur auf ſolche Sachen und Effekten, welche 
dem Pächter ſelbſt gehören oder welche derſelbe ohne Einwilligung 
des Eigenthümers zu verpfänden befugt iſt. In dem vor⸗ 
bereitenden Verfahren, deſſen Ergebniß nach dem Thatbeſtande 
des angefochtenen Urtheils vorgetragen iſt, haben Bekl. be 
hauptet, daß die fortgeſchafften Düngungsmittel Eigenthum des 
Bekl. zu 1 geweſen ſeien. Weshalb dieſelben trotzdem dem 
Pfandrechte des Verpächters unterworfen geweſen ſeien, iſt vom 
B. G. nicht erörtert. Daſſelbe hat im Gegenſatze hierzu den 
Bekl. zu 1 für den fortgeſchafften Treibriemen nicht verantwortlich 
gemacht. Die Ausführung der Reviſion der Bekl., daß eine 
ſtrafbare Handlung gegen § 289 Strafgeſetzbuchs nur ſoweit 
vorliege, als Früchte und Sachen des Pächters verkauft ſeien, 
welche im ordnungsmäßigen Geſchäftsbetriebe nicht hätten ver- 
kauft werden dürfen, iſt dagegen nicht zutreffend. Der That- 
beſtand des Vergehens gegen § 289 iſt vielmehr dann vor⸗ 
handen, wenn die Sachen von dem Pachtgute fortgebracht ſind 
und dies in der Abſicht geſchah, das an denſelben beſtehende 
Recht des Verpächters zu vereiteln. Inwieweit dieſe Abſicht im 
einzelnen Falle als vorhanden anzunehmen iſt, namentlich auch 
bei Sachen, zu deren Veräußerung der Pächter an ſich auch bei 
ordentlicher Wirthſchaftsführung befugt iſt, iſt Sache der that⸗ 
ſächlichen Würdigung der konkreten Verhältniſſe, wie dies auch 
bereits in dem früheren, in dieſem Rechtsſtreit ergangenen 
Urtheile des R. G. vom 3. April 1895 ausgeſprochen iſt. 
VI. C. S. i. S. Niebelſchütz o. Ketelböter vom 13. Oktober 
1898, Nr. 178/98 VI. 

79. Es ift zwar richtig, daß der Pächter das ihm ver- 
pachtete Gut jeder Zeit in nutzbarem Zuſtande zu erhalten hat, 
— 8 433 A. L. R. Thl. I Tit. 21 — und daß deshalb dem 
Bekl. zu 2 die Bewirthſchaftung des Gutes auch für die Zeit 
bis zur Zwangsverſteigerung obgelegen hat. Hieraus folgt aber 
nicht, daß er alle durch die Zwangsverwaltung entſtandenen 
Koſten zu tragen hat, da die Annahme des B. G., er habe die 
Zwangsverwaltung durch die Nichtlieferung der Kartoffeln an H. 
verſchuldet, nach den Ausführungen zu 1 nicht zutreffend if. 
Der Kl. zu 3 kann deshalb von dem Bekl. zu 2 nur inſoweit 
Erſatz fordern, als Aufwendungen zur ordnungsmäßigen Be⸗ 
wirthſchaftung des Gutes ſeit der Zeit, zu welcher Bekl. die 
Bewirthſchaftung unterlaſſen hat, erforderlich waren. Das 
B. G. ſpricht in dem Zwiſchenurtheile zwar aus, daß die Koſten 
der Zwangsverwaltung durch die Bewirthſchaftung des Gutes 
erwachſen ſeien. Es geht aber davon aus, daß Bekl. zu 2 die 
Einleitung der Zwangsverwaltung herbeigeführt habe, und iſt 
aus dem Urtheile nicht mit Sicherheit zu entnehmen, ob auf 
Grund dieſer Annahme dem Bekl. nicht auch ſolche Beträge 
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zur Laſt gelegt find, welche lediglich durch das gerichtliche Ver⸗ 


fahren der Zwangsverwaltung entſtanden ſind, alſo namentlich 


die Gerichtskoſten für das betreffende Verfahren, welche Bekl. 
nicht zu tragen haben würde. Die Koſten für das Super⸗ 
phosphat find ihm in dem Endurtheile nur deshalb zur Laſt 
gelegt, weil dieſelben als Aufwendungen in der Zwangs⸗ 
verwaltung gefordert, zurückbehalten und inzwiſchen dem Gläubiger 
zugeſprochen ſeien. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

80. Das dem Pächter gehörige Inventar wird von der 
Zwangsverſteigerung nicht ergriffen. Hatte Bekl. einen Anſpruch 
auf Herausgabe von Inventar, ſo kann er ſich wegen dieſes 
Anſpruchs nicht an den Kl. zu 3 halten, da dieſer mit der 
Zwangsverſteigerung als Verpächter ausſchied. Er kann dieſen 
Anſpruch nur gegen den Erſteher, den eintretenden Verpächter, 
geltend machen und würde, wenn er den Anſpruch durch Nicht- 
anmeldung in der Zwangsverſteigerung verloren hat, auch dies 
ſeine eigene Schuld ſein. Etwas hiervon Abweichendes iſt auch 
in dem von den Bekl. in Bezug genommenen Urtheile des 
V. Senats vom 6. Februar 1897 in Sachen Schumacher 


c. v. Schmidt Rep. V. Nr. 344/96 nicht ausgeſprochen, da 


dort nur ausgeführt iſt, daß der Pächter ſchon auf Grund des 
trotz der Zwangsverſteigerung beſtehen gebliebenen Pachtvertrages 
die Rückgewähr der vom Erſteher fortgeſchafften Sachen ver⸗ 
langen könne. Vergl. Entſch. bei Nr. 78. 

81. Nach den Vorſchriften der 88 350, 351 A. L. R. 
Thl. I Tit. 21, welche im § 22 letzter Satz des Geſetzes vom 
13. Juli 1883 über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen aufrecht erhalten find, wurde, wie die Reviſion der 
Bekl. auch anerkennt, der Pachtvertrag durch die Zwangs⸗ 
verſteigerung nicht aufgehoben. Der Bekl. zu 2 konnte vielmehr 
und zwar auch trotz der Zwangsverwaltung im Beſitze des 
Pachtgutes bleiben und, da das Zuſchlagsurtheil in dem Ver⸗ 
fahren betreffend die Zwangsverſteigerung erſt nach dem 
1. Juli 1892 erlaſſen iſt, ihm alſo erſt zum 1. Juli 1893, 
dem Ablaufe des Wirthſchaftsjahres, gekündigt werden konnte, 
die Ernte im Jahre 1892 für ſich gewinnen. Daß er dies 
nicht gethan hat, ſondern ſchon früher vom Gute abgezogen iſt, 
beruht auf ſeinem freien Willen. Er kann auch die durch die 
Ernte verurſachten Koſten nicht erſtattet verlangen. Vergl. 
Entſch. bei Nr. 78. 

82. Die eigenmächtige Aufhebung der Ehegemeinſchaft 
ſeitens des einen Theils ermangelt im Sinne des Geſetzes der 
Rechtswidrigkeit und wird ungeeignet, den Scheidungsgrund der 
böslichen Verlaſſung zu erfüllen dann, wenn das Getrennthalten 
dem Willen des andern Theils entſpricht, ſo daß derſelbe bei 
Erwirkung des richterlichen Rückkehrbefehls, durch deſſen Nicht⸗ 
befolgung das Getrennthalten überhaupt erſt zum Scheidungs⸗ 
grunde wird (58 680, 685, 686 a. a. O.), gar nicht die 
ernſtliche Abſicht hatte, die eheliche Gemeinſchaft wieder herzu⸗ 
ſtellen. Es bedarf daher, ganz abgeſehen von der Vorſchrift in 
§ 5 Abſ. 5 Ausführungsgeſetzes vom 24. März 1879 zur 
C. P. O., in dem einzelnen Falle der Prüfung und Feſtſtellung, 
daß der die Trennung der Ehe wegen böslicher Verlaſſung 
ſuchende Theil ſeinerſeits, als er den richterlichen Rückkehrbefehl 
erwirkte, die Wiederherſtellung der Chegemeinſchaft ernſtlich 
beabſichtigt hat. Hiervon geht auch das B. G. aus und ſtellt in 
eingehender Würdigung der ganzen Sachlage bedenkenfrei feſt, 


daß der Kl. bei Erwirkung des Rückkehrbefehls vom 18. Fe⸗ 
bruar 1897 die ernſte Abſicht zur Wiederherſtellung des ehelichen 
Lebens mit der Bekl. gehabt hat. IV. C. i. S. Völker c. 
Völker vom 20. Oktober 1898, Nr. 120/98 IV. 

83. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß das unter den Parteien 
am 9. Dezember 1897 zu Stande gekommene Abkommen keines⸗ 
wegs der Rechtswirkſamkeit entbehrte. Indem der Kl. ſich zur 
Wiederaufnahme der Bekl., entſprechend der von dieſer über⸗ 
nommenen Verpflichtung zur Rückkehr am 1. Januar 1898, 
verpflichtete, verzieh er ihr, da die Wiederkehr und Aufnahme, 
wie nicht zweifelhaft iſt, zur dauernden Fortſetzung der Ehe⸗ 
gemeinſchaft erfolgen ſollte, ausdrücklich das ihr zur Laſt fallende 
Ehevergehen, unter der Bedingung, daß die Rückkehr verein · 
bartermaßen — am 1. Januar 1898 — erfolge. Denn eine 
ausdrückliche Willenserklärung iſt nicht bloß dann vorhanden, 
wenn die Abſicht des Erklärenden mit allen ihren Wirkungen 
und Folgen mit beſtimmten Worten ausgedrückt wird, ſondern 
überhaupt in dem Falle, wenn aus dem Inhalte der Erklärung, 
aus den Worten oder andern deutlichen Zeichen, der ernſte und 
gewiſſe Wille deutlich erhellt, ſo daß es zu ſeiner Erkennung 
keiner Schlußfolgerung weiter bedarf, vielmehr die Erklärung 
ihrem auf Ausdruck der Willensabſicht des Erklärenden gerichteten 
Zwecke unmittelbar entſpricht (vergl. Urtheil des Preußiſchen 
Ober⸗Tribunals vom 21. September 1858 — Striethorſt 
Archiv Bd. 30 S. 348 — und vom 19. März 1869 — 
Gruchot Beiträge Bd. 14 S. 288). Die Verpflichtung des 
Kl. zur Wiederaufnahme der Bekl. behufs dauernder Fortſetzung 
der Ehegemeinſchaft ſchloß die Geltendmachung des Scheidungs⸗ 
grundes der böslichen Verlaſſung ſchlechthin aus, enthielt alſo 
auch die ausdrückliche Verzeihung dieſes der Klage zu Grunde 
liegenden Ehevergehens. Wäre daher die Bekl. am 1. Januar 1898 
zum Kl. zurückgekehrt, jo hätte Kl. auch, da gemäß 8 720 
A. L. R. Thl. II Tit. 1 ausdrücklich verziehene Ehevergehen 
in der Folge nicht weiter als Eheſcheidungsurſachen geltend 
gemacht werden können, ſich auf den Scheidungsgrund der bös⸗ 
lichen Verlaſſung aus dem vorherigen Getrennthalten der Bekl. 
nicht mehr berufen dürfen. Vor Ablauf des 1. Januar 1898 
war der Kl. zur weiteren Geltendmachung dieſes Scheidungs⸗ 
grundes, dem getroffenen Abkommen gemäß, überhaupt nicht 
befugt und mit dieſem Zeitpunkte nur dann, wenn die Bekl. 
nicht zurückgekehrt war. Der weiter gehenden Annahme der 
Reviſtion, daß in dem Abkommen vom 9. Dezember 1897 eine 
vorbehaltsloſe Verzeihung des vorhergegangenen Getrennt⸗ 
haltens der Bekl. gefunden werden müſſe, ſodaß es darauf, daß 
die Bekl. am 1. Januar 1898 nicht zurückgekehrt iſt, nicht 
ankomme, läßt ſich nicht beitreten. Dieſe Annahme würde ſich 
nur rechtfertigen, wenn die Bedingtheit der Verzeihung des 
Scheidungsgrundes der böslichen Verlaſſung mit der rechtlichen 
Natur der Verzeihung dieſes Ehevergehens nicht vereinbar 
wäre, was aber nicht anzuerkennen iſt. Daß im Uebrigen die 
Parteien ſelbſt die Verzeihung durch die Rückkehr der Bekl. am 
1. Januar 1898 haben bedingen wollen, ergiebt ſich, worauf 
der Kl. zutreffend hinweiſt, offenſichtlich auch daraus, daß in 
der Verhandlung vor dem B. G. am 9. Dezember 1897, im 


»Anſchluß an das getroffene Abkommen, verabredet iſt, „daß 


vorlaufig der Prozeß ruhen bleiben ſolle“, während bei vor⸗ 
behaltsloſer Verzeihung folgerichtig die Klage hätte zurück⸗ 
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genommen werden müflen. Von der gleichen Auffaſſung geht 
offenbar auch das B. G. aus, wenn es, nach der Feſtſtellung, 
daß die Befugniß des Kl., die Scheidung wegen böslicher Ver⸗ 
laſſung zu verlangen, im Termine am 9. Dezember 1897 bereits 
feſtgeſtanden, daran die weitere Erwägung knüpft, Kl. habe 
dieſe Befugniß nicht dadurch verloren, daß er ſich im Termine 
zur Wiederaufnahme bereit erklärte. Denn ſelbſtverſtändlich 
geht das B. G. hier davon aus, daß der Verluſt nicht ein⸗ 
getreien iſt, weil die Bekl. am 1. Januar 1898 nicht zurück⸗ 
gekehrt iſt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

84. Das B. G. führt zunächſt aus, daß die Klage auf 
die §§ 408 ff. A. L. R. Thl. I Tit. 5 nicht geſtützt werden 
könne, weil die Folgen der unberechtigten Dienſteutlaſſung des 
Geſindes und der Hausoffizianten, zu welchen letzteren Bekl. 
gehöre, in den 88 160 ff. der Geſindeordnung anderweit geregelt 
ſeien. Ob dieſe Ausführung, die mit der Anſicht des früheren 
Obertribunals in dem Urtheile vom 3. April 1871 — Ent⸗ 
ſcheidungen Bd. 65 S. 177 ff. — im Widerſpruche ſteht, zu⸗ 


treffend iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn, wie auch das 


B. G. nicht verkennt, kann nach den bezeichneten Vorſchriften 
der Geſindeordnung die Herrſchaft nicht gezwungen werden, 
einen entlaffenen Dienſtboten wieder anzunehmen. Die Polizei⸗ 
behörde ſoll zwar die Herrſchaft auf Antrag des Dienſtboten 
zur Wiederannahme deſſelben und Fortſetzung des Dienſtvertrages 
anhalten. Weigert ſich die Herrſchaft aber deſſen, ſo kann der 
Dienſtbote nur Lohn und Koſt bis zum Ablauf der Dienſtzeit 
verlangen. Nach § 186 A. L. R. Thl. II Tit. 5 haben Haus⸗ 
offizianten mit dem Geſinde gleiche Rechte und Pflichten. Iſt 
hieraus zwar nicht zu folgern, daß alle für das gemeine Geſinde 
geltenden Vorſchriften ohne Ausnahme und unbedingt auch für 
Hausoffizianten jeder Art maßgebend ſein ſollen, ſo ſteht doch 
die Stellung eines Hausoffizianten und insbeſondere die eines 
auf Lebenszeit angeſtellten Förſters der Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften der 88 160 ff. der Geſindeordnung auf ihr Dienſt⸗ 
verhältniß nicht entgegen. Denn fie find in ihren vertrags⸗ 
mäßigen Rechten hinreichend geſchützt, wenn fie an Stelle der 
im Vertrage ihnen zugeſicherten Leiſtungen Entſchädigung wegen 


Nichtgewährung derſelben erhalten. Einen Anſpruch, daß die 


Herrſchaft die von ihnen zu leiſtenden Dienſte annehme, haben 
ſie nicht. Eine Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes wider den 
Willen der Herrſchaft, namentlich das etwaige Verbleiben der⸗ 
ſelben in dem Hauſe des Dienſtherrn würde mit der Stellung 
eines Hausoffizianten, welcher dem Dienſtherrn auch Achtung 
und Gehorſam ſchuldet, nicht vereinbar ſein und auch dem 
Hausoffizianten keinen Vortheil bieten, für den er nicht von 
der Herrſchaft entſchädigt werden könnte. Kann aber der Dienſt⸗ 
herr nach ausgeſprochener Entlaſſung des Bedienſteten zur Fort⸗ 
ſetzung des Dienſtvertrages nicht gezwungen werden, ſo iſt 
letzterer auch nicht berechtigt, die ihm überlaſſene Dienſtwohnung 
weiter zu behalten. Der Anſpruch des Herrn Kl. auf Räumung 
der dem Bekl. überlaſſenen Dienſtwohnung iſt hiernach berechtigt. 
Die Frage aber, ob der Bekl. alsdann wegen Entziehung der 
Wohnung Entſchädigung verlangen oder ſolche für die Ber 
nutzung der Wohnung vom 1. Juli 1897 ab bezahlen muß, 


hängt davon ab, ob er mit oder ohne geſetzlichen Grund ent⸗ 


laſſen iſt. VI. C. S. i. S. Fürſt Bentheim c. Mittelſtaedt 
vom 24. Oktober 1898, Nr. 217/98 VI. 


85. Mit dem Antrage, den Dienſtvertrag für aufgehoben 


zu erklären, bezweckt der Herr Kl. offenbar die Feſtſtellung, daß 


der Bekl. Rechte aus demſelben vom 10. Mai 1897 ab nicht mehr 
geltend machen könne. Dieſer Antrag würde daher nur begründet 
ſein, wenn der Herr Kl. aus geſetzlichen Gründen berechtigt 
war, den lebenslänglich angeſtellten Bekl. aus ſeinem Dienſte 
zu entlaſſen. Das B. G. hat dies verneint. Es nimmt an, 
daß die Mitglieder der Fürſtlichen Domänenkammer die Stellung 
eines Mittelglieds zwiſchen dem Dienſtherrn und den übrigen 
Beamten deſſelben in gleicher Weiſe haben, wie fie nach $ 119 
der Geſindeordnung der Hausoffiziant dem gemeinen Geſinde 
gegenüber hat, und. daß fie deshalb zu den Hausoffizianten, 
wenn auch zu den höheren gehören. Dieſer Annahme kann nicht 
beigetreten werden. Der § 177 A. L. R. Thl. II Tit. 5 be» 
ſtimmt „Hausoffizianten, denen nur ein gewiſſes beſtimmtes 
Geſchäft in der Haushaltung oder Wirthſchaft, oder die Aufſicht 
über einen gewiſſen Theil derſelben aufgetragen iſt, müſſen durch 
ſchriftlichen Vertrag angenommen werden.“ Die Fürſtliche 
Domänenkammer zu Burgſteinfurt ift nach den Beſtimmungen 
des Herrn Kl. die oberſte Verwaltungsbehörde aller Fürſtlich 
Bentheimſchen Vermögens- und ſonſtigen Rechtsangelegenheiten 
und ermächtigt, den Herrn Kl. und ſein Haus in allen dieſen 
Angelegenheiten ohne Ausnahme vollſtändig zu vertreten, § 5 
der notariellen Urkunde des Vaters des Herrn Kl. vom 
19. Januar 1867, welche nach der Feſtſtellung des B. G. der 
Herr Kl. erneuert hat. Die Domänenkammer ſollte alſo nicht 
bloß gewiſſe, beſtimmte Geſchäfte in der Haushaltung oder der 
Wirthſchaft des Herrn Kl. ausführen bezw. die Aufſicht über 
einen gewiſſen Theil dieſer Geſchäfte ausüben, vielmehr das 
ganze Fürſtliche Vermögen ſelbſtändig verwalten. Ihre Mit- 
glieder find daher nicht Hausoffizianten, ſondern bei Verhand⸗ 
lungen mit Dritten oder anderen Bedienſteten des Herrn Kl. 
ſelbſtändige Vertreter des letzteren und können von den übrigen 
Beamten deshalb Achtung und Ehrerbietung fordern, ähnlich 
wie der Dienſtherr ſelbſt. In Folge dieſer ihrer Stellung ſind 
ſie auch berechtigt, die ihnen unterſtellten Bedienſteten zu ent⸗ 
laſſen, wenn ſich dieſelben ihnen gegenüber Verfehlungen gegen 
die 88 117, 118 der Geſindeordnung ſchuldig gemacht haben. 
Ein Hausoffiziant braucht den ihm Untergebenen gegenüber 
nicht in gleicher Weiſe geſchützt zu werden, weil der Dienſtherr 
der eigentliche Leiter der Wirthſchaft iſt und bei Zwiſtigkeiten 
unter dem Dienſtperſonal die erforderlichen Anordnungen treffen 
und den Dienſtboten, welcher ſich denſelben beharrlich widerſetzt, 
entlaſſen kann. Hat aber der Dienſtherr eine ſelbſtändige Ver 
waltung eingeſetzt, ſo will er ſich mit der unmittelbaren Leitung 
der Wirthſchaft nicht befaſſen und muß deshalb der ihn vertretende 
Verwalter dem Dienſtperſonal gegenüber die Rechte haben, welche 
ſonſt dem Dienſtherrn zuſtehen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

86. Der Reviſion tft zwar darin beizutreten, daß etwaige 
Verfehlungen eines Hausoffizianten nach den Vorſchriften der 
Geſindeordnung in Verbindung mit § 186 A. L. R. Thl. II 
Tit. 5 nicht „aufgewogen“ werden können durch Pflichttreue im 
Dienſte und durch eine demſelben zu Theil gewordene ungehörige 
Behandlung. Jeder Bedienſtete muß vielmehr nicht nur treu im 
Dienſte fein, ſondern auch dem Dienſtherrn oder deſſen Vertreter die⸗ 
jenige Achtung und Ehrerbietung bezeugen, welche er ihm nach 
der beiderſeitigen Stellung ſchuldig iſt, und darf hiervon auch 
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nicht abſehen, wenn er ſich im Dienſte eine Körperverletzung 
zugezogen hat und dadurch in ſeiner Erwerbsfähigkeit beſchränkt 
iſt. Dagegen berechtigt, wie das R. G. bereits in dem auch 
vom B. G. in Bezug genommenen Urtheile vom 13. März 1893, 
abgedruckt in Gruchots Beiträgen Bd. 37 S. 1067 ff., aus- 
geſprochen hat, nicht jede Beleidigung des Dienſtherrn oder 
ſeines Vertreters von Seiten eines auf Lebenszeit angeſtellten 
Förſters zur Entlaſſung deſſelben. Es iſt vielmehr zu prüfen, 
unter welchen Umſtänden die Beleidigung geſchah, ob ſie nur 
die Folge augenblicklcher Aufregung, einer ihm zuerſt zugefügten 
Beleidigung, eines ihm geſtellten unbilligen Anſinnens oder einer 
Reizung von Seiten des Beleidigten iſt, und ob deshalb ein 
Verhalten vorliegt, welches mit den Vertragspflichten eines 
Förſters nicht mehr im Einklange ſteht. Bei dieſer Prüfung 
kann aber auch das ſonſtige dienſtliche Betragen des betreffenden 
Förſters mitberückſichtigt werden. Vergl. Entſch. bei Nr. 84. 
87. In der Ausführung des B. G. kann eine Geſetzes⸗ 
verletzung nicht gefunden werden. Mit dem Ausgangspunkte, 
daß, wenn der Staat auf der ſtaatsrechtlichen Grundlage der 
kirchlichen Dotationspflicht, wie er ſolche durch den Reichs⸗ 
deputations⸗Hauptſchluß und die Bulle de salute animarum 
überkommen, einer einzelnen kirchlichen Anſtalt eine Dotation 
in geordnetem Wege zugewieſen habe, dieſe Anſtalt dadurch ein 
wohlerworbenes Recht auf die Dotation erlange, ſtellt das B. G. 
ſich auf den von dem vormaligen Preußiſchen Obertribunal in 
dem Urtheile vom 11. März 1850 (Entſch. Bd. 19 S. 409) 


| eingenommenen Rechtsſtandpunkt (vergl. S. 416 a. a. O.), der 


zu billigen iſt. Die Umftände, aus denen das B. G. dann 
folgert, daß der Preußiſche Staat der Kl. den hier fraglichen 
Zuſchuß in obigem Sinne und in rechtswirkſamer Weiſe als 
feſte und dauernde Dotation zugewieſen habe, geben hinſichts 
ihrer thatſächlichen Feſtſtellung und rechtlichen Würdigung zu 
Bedenken keinen Anlaß. Aus der Kabinetsordre vom 23. Auguſt 
1821 (Geſetzſamml. S. 113) ergiebt ſich, daß von ſtaatlicher 
Seite mit der Ausführung der Bulle de salute animarum 
der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten beauftragt worden 
ft. IV. C. S. i. S. Fiskus c. kath. Pfarrei zu Alt⸗Lünen 
vom 24. Oktober 1898, Nr. 124/98 IV. 

88. Der B. R. führt aus, es könne dahin geſtellt bleiben, 
ob die Mulde bei Düben ein öffentlicher oder ein Privatfluß 
ſei, denn in beiden Fällen müſſe die Klage der Abweiſung 
unterliegen. Sei die Mulde ein Privatfluß, ſo beſtehe die 


Fiſchereigerechtigkeit der Bekl. in dem von dem alten Arm übrig 


gebliebenen Gewäſſer, ſoweit in ihm die Ausübung des Fiſchfanges 
noch möglich ſei, nach den für Gerechtigkeit geltenden Grund⸗ 


ſätzen unverändert fort, und es komme nicht darauf an, daß ſich 


in Folge der Regulirung ein Eigenthumswechſel an dem alten 
Flußarm vollzogen habe. Nicht anders ſtehe es, wenn die 
Mulde ein öffentlicher Fluß ſei. Denn für dieſen Fall ergebe 
ſich aus 88 68 ff. Tit. 15 Thl. II des A. L. R., insbeſondere 
aus § 72 daſelbſt, daß die Fiſchereigerechtigkeit in dem verlaſſenen 
Flußbett ſolange ausgeübt werden dürfe, als dies noch thatſächlich 
möglich ſei. Ein Entſchädigungsanſpruch des Fiſchereiberechtigten, 
der das Aufhören feiner Berechtigung vorausſetze, trete nicht 
ſchon dann ein, wenn das ausgeſchiedene Flußbett dem Staat 
oder demjenigen, der mit ſeiner Genehmigung die Flußregulirung 
vorgenommen habe, zum Eigenthum zufalle oder wenn dieſer 


ſich durch rechtliche Verfügungen mit der beſtehenden Gerechtigkeit 
in Widerſpruch ſetze, z. B. deren Ausübung unterſagt, ſondern 
fie trete erſt dann ein, wenn der neue Eigenthümer that ⸗ 
ſächlich einen Zuſtand hergeſtellt habe, durch welchen (wie z. B. 
durch Zulandung des alten Flußbettes) die Ausübung der Ge⸗ 
rechtigkeit unmöglich gemacht werde. Dieſe Ausführung wird 
von der Reviſion mit Unrecht als rechtsirrthümlich bekämpft. 
Es trifft nicht zu, wenn ſie dagegen geltend macht, die Ver⸗ 
fügung über das alte Flußbett ſei bereits durch das Geſetz, 
nämlich durch § 8 des landesherrlich beſtätigten Statuts des 
klagenden Deichverbandes vom 1. Juli 1865 (Geſetzſammlung 
1865 S. 805) getroffen, indem derſelbe beſtimme, daß das 
Eigenthum der verlaſſenen Flußbetten dem Deichverbande gegen 
die Verpflichtung zufallen ſolle, die Flußbetten zur Entſchädigung 
derjenigen zu verwenden, welche durch die Ausdeichung eines 
Theiles ihrer Ländereien Beſchädigungen ausgeſetzt ſeien. Damit 
iſt über die Frage, um die es ſich hier handelt, ob und unter 
welchen Vorausſetzungen die Fiſchereigerechtigkeit der Bekl., ſolange 
ſie thatſächlich in dem alten Flußbett noch ausgeübt werden 
kann, in Wegfall kommen ſolle, nichts entſchieden. Ebenſo iſt 
es nicht richtig und in Wahrheit eine petitio principii, wenn die 
Reviſion unter Berufung auf Rehbein, Entſch. des Obertribunals 
Bd. 1 S. 858, 859 ſich auf den Satz ſtützt, die Fiſcherei⸗ 
berechtigten müßten die Verfügung des nunmehrigen Eigen⸗ 
thümers über den alten Flußarm gelten laſſen und ſie ſeien auf 
einen bloßen Entſchädigungsanſpruch beſchränkt. Es fragt ſich 
eben, was unter einer „Verfügung“ des Berechtigten über das 
verlaſſene Flußbett, welche a. a. O. als geſchehen vorausgeſetzt 
wird, zu verſtehen iſt. Wenn in dieſer Beziehung der B. R. 


. auf den Wortlaut des § 72 und auf den Zuſammenhang dieſer 


Vorſchrift mit den vorhergehenden Beſtimmungen hinweiſt, welche 
die Auslegung nahe legen, daß damit eine thatſächliche Ver⸗ 
fügung gemeint ſei, durch die bewirkt werde, daß (wie $ 72 


ſagt) „der verlaſſene Kanal nicht mehr befiſcht werden kann“, fo 


iſt dem beizutreten. In dieſem Sinne hat ſich der erkennende 
Senat bereits in dem Urtheil vom 23. April 1890 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 197 Nr. 30) ausgeſprochen und er befindet 
ſich dabei in Uebereinſtimmung mit den Ausführungen in dem 
Urtheil des Obertribunals vom 31. März 1874 (Striethorſt 
Archiv Bd. 92 S. 135), wo unter einer ſolchen Verfügung 
ebenfalls verſtanden wird, daß „die nunmehrige Eigenthümerin 
Anlagen zum Zwecke des das Fiſchereirecht des Kl. nicht ferner 
ermöglichenden Zulandens dieſes Flußbettes vorgenommen hat“. 
Hätte das Geſetz dem neuen Eigenthümer des verlaſſenen Fluß⸗ 
bettes die Befugniß geben wollen, die Ausübung der Fiſcherei 
in dieſem den Fiſchereiberechtigten zu unterſagen, ſei es überhaupt 
oder ſei es wenigſtens für den Fall, daß ſie die Fiſcherei in dem 
neuen Flußbett ausüben können, jo würde dies bei der Sprach- 


weiſe des A. L. R. und bei der Ausführlichkeit, mit der es ſeine 


Vorſchriften aufzuſtellen pflegt, nicht in den knappen Worten 
des § 72 „wenn der verlaſſene Kanal von ihnen nicht mehr 
befiſcht werden kann“, die für dieſe, von der Reviſton vertretene 
Meinung allein übrig bleiben, zuſammengefaßt worden ſein. Der 
Annahme des B. G., daß das Geſetz die Herſtellung eines that⸗ 
ſächlichen Zuſtandes vorausſetze, durch welchen den Fiſcherei⸗ 


berechtigten die Ausübung ihres Rechts in dem verlaſſenen 


Flußbett unmöglich gemacht werde, war daher beizupflichten. Da 
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gon einer ſolchen im vorliegendem Falle nicht die Rede iſt, 
Parteien vielmehr darüber einig ſind, daß die Fiſcherei in dem 
alten Muldeflußbett noch ſehr wohl ausgeübt werden könne und 
thatſächlich von der Bekl. ausgeübt werde, iſt die Klage von 
den Vorinſtanzen mit Recht abgewieſen worden. V. C. S. i. S. 
Dübener Mulde⸗Deichverband e. Stadtgemeinde Düben vom 
15. November 1898, Nr. 205/98 V. 

89. Der B. R. geht davon aus, daß der Kl. die Verletzung 
eines Privatrechts rügt, wenn er ſich darüber beſchwert, daß die 
Bekl. ihm ſein Recht auf Waſſernutzung an dem bei ſeinem 
Grundſtück vorüberfließenden Waſſerlauf verkümmerten. Er 
führt ſodann aus, daß die hiernach an ſich anzuerkennende Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges in Anſehung der vorliegenden Klage 
nicht durch diejenigen geſetzlichen Beſtimmungen eingeſchränkt 
werde, die ſich über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Waſſer⸗ 
rechtsſtreitigkeiten verhalten. Der § 243 Thl. II Tit. 15 des 
A. L. R. finde keine Anwendung, weil der Kl. keine Erhöhung 
des Fachbaums und keine Veränderung des Sicherpfahls erſtrebe, 
ſondern umgekehrt ſich darüber beklage, daß die Bekl. eigen ⸗ 
mächtig eine ſolche Erhöhung vorgenommen hätten. Die Vor⸗ 
ausſetzung ferner, unter welcher in § 5 des Geſetzes vom 
15. November 1811 wegen des Waſſerſtaus bei Mühlen und 
Verſchaffung von Vorfluth der Rechtsweg ausdrücklich angeordnet 
werde, liege vor, nämlich ein Streit der Parteien darüber, ob 
die Höhe des Waſſerſtandes durch gültige Verträge, Vergleichungen 
oder rechtsverjährten Beſitz beſtimmt ſei. Ebenſo ſei in § 99 
des Kompetenzgeſetzes vom 26. Juli 1876 der Streit bei Feſt⸗ 
ſetzung eines Waſſerſtandes betheiligten Privaten über das Recht 
dem ordentlichen Rechtswege ausdrücklich vorbehalten worden. 
Darin ſei allerdings durch § 67 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 inſofern eine Aenderung eingetreten, als fortan 
die Zuziehung des Gerichts bei der Feſtſetzung der Höhe des 
Waſſerſtandes nicht mehr flattfinden ſolle, allein dieſe Beſtimmung 
beziehe ſich lediglich auf den Fall, daß in dem Verfahren 
über die Feſtſetzung der Staugrenze, wofür allein die 
Verwaltungsbehörden zuſtändig ſind, ein Streit über den bis⸗ 
herigen Rechtszuſtand entſtehe; dagegen beziehe die Vorſchriſt 
ſich nicht auf Streitigkeiten außerhalb eines ſolchen Verfahrens — 
wie aus der Entſtehung dieſes Geſetzes näher nachgewieſen wird. 
Gegenwärtig handle es ſich aber nicht um eine Feſtſetzung der 
Staugrenze im Verwaltungswege. Dieſe Entſcheidung und ihre 
Begründung ſtehen im Einklange mit der höchſtrichterlichen 
Rechtſprechung, worüber auf die Urth. des V. C. S. des R. G. 
vom 5. Mai 1894, V. 382/93, in Gruchots Beiträgen Bd. 38 
S. 1116, und vom 29. September 1897, V. 73/97, ſowie auf 
die Entſcheidungen des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 16 S. 302, Bd. 19 S. 287 und Bd. 28 S. 287 verwieſen 
wird. Die Anſicht der Reviſion, daß in allen Streitigkeiten 
über die Staugrenze lediglich die Verwaltungsbehörden, zunächſt 
durch eine einſtweilige Feſtſetzung und dann endgültig zu ent⸗ 
ſcheiden hätten, iſt hiernach in Anwendung auf den vorliegenden 
Fall unrichtig. V. C. S. i. S. Rabenſchlag c. Meyer vom 
26. Oktober 1898, Nr. 125/98 V. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Stempelgeſetzen. 

90. Der Klageanſpruch iſt auf die Steuerbefreiung 3 der 
Tarifſtelle 32 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895, 


und zwar in ihrem letzten Theile, geſtützt. Dort iſt beſtimmt: 
Befreit find Kauf- und Lieferungsverträge über 
Mengen von Sachen oder Waaren, ſofern dieſelben 
entweder zum unmittelbaren Verbrauch in einem Gewerbe oder 
zur Wiederveräußerung in derſelben Beſchaffenheit oder nach 
vorgängiger Bearbeitung oder Verarbeitung dienen ſollen oder 
im Inlande in dem Betriebe eines der Bertrag- 
ſchließenden erzeugt oder hergeſtellt ſind. Daß die 
Vorausſetzungen dieſer Geſetzesvorſchrift inſoweit hier zutreffen, 
als es ſich um Kauf- und Lieferungsverträge über Sachen 
handelt, die im Inlande in dem Betriebe eines der Vertrag⸗ 
ſchließenden hergeſtellt ſind, iſt zwiſchen Parteien nicht ſtreitig. 
Die Entſcheidung, ob die Befreiung hier Anwendung findet, 
hängt deshalb allein von der Frage ab, ob „Mengen von 
Sachen oder Waaren“ ſolcher Art im Sinne des Geſetzes 
Gegenſtand der Verträge ſind. Der I. R. hat die Frage ver⸗ 
neint, indem er angenommen hat: das Geſetz habe, wenn es 
von „Mengen von Sachen oder Waaren“ ſpreche, nur ſolche 
Gegenſtände im Auge, die von dem Verkehre als „vertretbare“ 
behandelt würden, alſo als Mengen gehandelt zu werden pflegten 
und, ſoweit es gewerbliche Erzeugniſſe ſeien, ohne Beſtellung 
als Fabrikationsartikel hergeſtellt und vorräthig gehalten würden, 
die Vertretbarkeit ſei eine durch die Verkehrsſitte geſchaffene 
Eigenſchaft der Sachen, nach der Verkehrsſitte ſeien aber Eiſen⸗ 
bahnwagen nicht als Gegenſtände zu bezeichnen, die als ver⸗ 
tretbare Sachen — OQuantitätsſachen — angeſehen würden. 
Dieſer Auffaſſung iſt der B. R. entgegengetreten. Er iſt davon 
ausgegangen, daß das Wort: „Menge“, ſofern es ſich auf 
Sachen beziehe, eine Vielheit gleichartiger bez. zuſammengehöriger 
Sachen, eine größere im Sprachgebrauche des Lebens als Menge 
bezeichnete Zahl von ſolchen gleichartigen Sachen, die nach ihrer 
natürlichen Beſchaffenheit und dem Willen der Kontrahenten als 
unter einander völlig gleichwerthig, daher inſofern als vertretbar 
behandelt zu werden pflegten, bedeute. Nach der Annahme des 
B. R. ſtellen aber die den Gegenſtand der noch in Betracht 
kommenden drei Verträge bildenden Eiſenbahnwagen eine ſolche 
Vielheit gleichartiger Sachen dar. Hinſichtlich der Zahl der zu 
liefernden Gegenſtände könne es — ſo iſt ausgeführt — nicht 
zweifelhaft ſein, daß auf ſie der Ausdruck „Menge“ paſſe. Aus 
den Verträgen ergebe ſich aber auch, daß die einzelnen, derſelben 
Kategorie angehörenden Wagen unter einander gleich ſein ſollten, 
die Wagen derſelben Kategorie ſeien ſonach unter einander durch 
keine individuellen Unterſchiede ausgezeichnet; bezüglich jeder 
Gattung insgeſammt ſei in den Verträgen beſtimmt, daß die 
Wagen nach den dort angegebenen Preußiſchen Muſterzeichnungen 
gefertigt und die allgemeinen und die beſonderen techniſchen 
Bedingungen — unter Hervorhebung einzelner Abweichungen — 
maßgebend ſein ſollten, und darnach ſei den einzelnen Wagen 
nicht das Merkmal einer beſonderen Individualität aufgeprägt, 
ebenſo wie dies nicht der Fall ſein würde, wenn bei dem Kaufe 
von Getreidemengen eine beſondere Beſchaffenheit der zu liefern ⸗ 
den Getreideart verabredet wäre. — Die Reviſton iſt mit aus⸗ 
führlichen Gründen zurückgewieſen. IV. C. S. i. S. Fiskus 
c. van der Zypen & Charlier vom 24. Oktober 1898, 
Nr. 122/98 IV. 

91. Die Vorderrichter ſind der Anſicht, daß das Abkommen 
unter Nr. 3 der Urkunde vom 24. März 1897 dem Kautiond- 
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ftempel gemäß Poſition 59 des Tarifs zum Stempelſteuergeſetze 
vom 31. Juli 1895 unterliege. Der Anſicht iſt beizutreten. 
Durch die unter Nr. 3 der Urkunde ſchriftlich firirte Vereinbarung, 
daß bei nicht pünktlicher Zahlung der Zinſen das Kapital ſofort 
fällig. ſein ſolle, iſt ein neues Recht des Hypothekengläubigers 
begründet. Bezüglich dieſes neuen Rechts haben der Gläubiger 
und die Schuldnerin in derſelben Urkunde beſtimmt, daß daſſelbe 
in das Grundbuch eingetragen werden ſolle. Die Urkunde 
enthält daher eine auf Sicherſtellung des Rechts gerichtete 
Willenserklärung der Betheiligten. Dieſe Willenserklärung 
iſt nach Tarifpoſition 59 ſtempelpflichtig. Ob durch die Ein⸗ 
tragung die Belaſtung des Grundſtücks erhöht worden iſt, 
kann dahingeſtellt bleiben. Denn die Stempelpflichtigkeit hängt 
nicht, wie die Reviſion vermeint, von einer ſolchen Erhöhung 
der Grundſtücksbelaſtung ab, ſondern davon, daß nach Inhalt 
der Urkunde ein neues, noch nicht ſicher geſtelltes Recht ficher- 
geſtellt werden ſoll. Die Verringerung eines bereits ſicher⸗ 
geſtellten Rechts, wie z. B. die Herabſetzung des eingetragenen 
Zinsfußes einer Hypothekenforderung, iſt daher allerdings nicht 
ſtempelpflichtig. Von der Stempelabgabe ſind aber nach dem 
Geſetze befreit: „die in Schuldverſchreibungen zur Sicherheit 
der Schuldverpflichtung vom Schuldner abgegebenen Erklärungen.“ 
Es iſt alſo die in einer Schuldverſchreibung vom Schuldner 
ſelbſt abgegebene, auf die Sicherſtellung der Schuldverpflichtung 
abzielende Willenserklärung ſtempelfrei. Die Vorderrichter haben 
die Urkunde vom 24. März 1897 als eine Schuldverſchreibung 
nicht angeſehen. Die Reviſion bekämpft dieſe Anſchauung und 
meint, daß mindeſtens „eine analoge Anwendung“ der vorſtehend 
wiedergegebenen Vorſchrift der Tarifpoſition 59 b und der Vor⸗ 
ſchrift der Tarifpoſition 58 III geboten ſei. Das R. G. hat 
indeſſen ſchon mehrfach erkannt, daß unter einer „Schuld⸗ 
verſchreibung“ im Sinne der Stempelgeſetzgebung nur eine ſolche 
Urkunde zu verſtehen iſt, in welcher eine für ſich beſtehende, 
prinzipale Schuldverbindlichkeit zum Ausdrucke gebracht wird, 
daß dagegen eine Schuldverſchreibung dann nicht vorliegt, wenn 
in der Urkunde eine bereits verbriefte Schuld nur nach irgend 
einer Richtung hin modifizirt und deshalb erwähnt wird. 
(Entſch. des R. G. Bd. 37 S. 219. Urtheile des R. G. vom 
21. Januar 1897 in Sachen Nordſtern gegen Fiskus [IV. 227/96] 
und vom 23. Dezember 1897 in Sachen Berliner Handels- 
geſellſchaft gegen Fiskus [IV. 176/97].) Der letztere Fall iſt 
hier gegeben. Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. Rinke c. 
Fiskus vom 27. Oktober 1898, Nr. 127/98 IV. 

92. Die Vorinſtanzen haben die in Frage ſtehenden Ver⸗ 
träge über Eiſenbahnſchwellen⸗ Lieferungen an die Königliche 
Eiſenbahndirektion in Hannover in Gemäßheit der Befreiung 
Nr. 3 zu Nr. 32 des Tarifs zum preußiſchen Stempelſteuer⸗ 
geſetz vom 31. Juli 1895 für ſtempelſteuerfrei erachtet und da⸗ 
her der auf Rückzahlung des gezahlten Stempels gerichteten 
Klage ſtattgegeben, weil es ſich um Kauf- und Lieferungsverträge 
über Mengen von Sachen oder Waaren handle, welche zum 
unmittelbaren Verbrauch in einem Gewerbe dienen ſollen. Sie 
führen im Weſentlichen übereinſtimmend aus, daß nach dem 
Sprachgebrauch des Lebens auch bei ſolchen Gegenſtänden, 
welche durch ihre Verwendung im Gewerbe ihre bisherige wirth⸗ 
ſchaftliche Bedeutung und Selbſtändigkeit verlören, von einem 
„Verbrauch im Gewerbe“ geſprochen werden und eine Be⸗ 


ſchränkung auf die eigentlichen res, quae usu consumuntur, 
um ſo weniger angenommen werden könne, als das Geſetz den 
techniſchen Ausdruck „verbrauchbare Sachen“ vermeide, ferner 
aber auch die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes gar keine An⸗ 
haltspunkte dafür biete, daß mit den Worten „zum unmittel- 
baren Verbrauch in einem Gewerbe“ eine Neuerung gegenüber 
dem früheren Ausdruck „zum Gebrauch als gewerbliche Betriebs⸗ 
materialien“, worunter unzweifelhaft auch nicht verbrauchbare 
Sachen im techniſchen Sinne, und insbeſondere Eiſenbahn⸗ 
ſchwellen, zu verſtehen geweſen ſeien, beabſichtigt worden ſei. 
Dieſe Rechtsauffaſſung kann nicht gebilligt werden. Näher 
dargelegt. Kl. iſt mit der Rückforderungsklage abgewieſen. 
III. C. S. i. S. Fiskus c. Mechtersheimer vom 4. November 1898, 
Nr. 177/98 III. 3 | 

93. Ob ein Vertrag in allen feinen Theilen ein ein⸗ 
heitlicher iſt, hängt weſentlich von den Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden, ſofern er ſich innerhalb der Grenzen der rechtlichen 
Natur des Geſchäfts bewegt, und davon ab, ob dieſer Wille im 
Vertrage zum Ausdruck gelangt iſt. Beides iſt hier als vor⸗ 
liegend anzunehmen. Die Vertragſchließenden haben nicht blos 
die Hingabe an Zahlungsſtatt durch Abtretung der Forderung 
vereinbart, alſo verabredet, daß ſolche ſtattfinden ſolle, ſondern 
es iſt die Abtretung zugleich erklärt worden und damit haben 
die Kontrahenten zu erkennen gegeben, daß der ſofortige Vollzug 
der Hingabe an Zahlungsſtatt, alſo die gleichzeitige Abtretung 
der Rechte, eine Vertragsbedingung bilde. Nur ſo iſt der 
Vertrag ſeinem Zuſammenhange nach aufzufaſſen. Bei dieſer 
Sachlage ſtellt ſich aber die beurkundete Abtretung als ein Be⸗ 
ſtandtheil des geſchloffenen Kaufvertrages, von dem ſie nicht 
gelöſt werden kann, dar. Wie angedeutet, verhält es ſich anders 
mit der Abtretung der Rechte in Höhe von 216 000 Mark. 
Dieſe Abtretung, für die ein beſonderes Aequivalent als Gegen⸗ 
leiſtung verabredet iſt, ſteht außerhalb des Rahmens des Kauf⸗ 
vertrages. Wenn ſonach zwar der erörterte Entſcheidungsgrund 
verſagt, ſo wird doch die abweiſende Entſcheidung durch den von 
dem B. R. hinzugefügten zweiten Entſcheidungsgrund, der dahin 
geht, daß der Steuerbetrag von 49 Mark dem Bekl. auch als 
ein Theil der von ihm eventuell aus Abſ. 5 der Tarifſtelle 32 
des Stempelſteuergeſetzes hergeleiteten Forderung zu belaſſen ſei, 
getragen. Näher dargelegt. IV. C. S. i. S. Wolff u. Gen. 
c. Fiskus vom 20. Oktober 1898, Nr. 118/98 IV. 

Zum Notariatsgeſetz vom 11. Juli 1847. 
94. Die Ausführungen des Beſchwerdeführers, welche 
dahin gehen, daß der Notar H. nicht über Thatſachen, welche 
ihm M. anvertraut habe, ſondern über die Auffaſſung ver⸗ 
nommen werden ſolle, die M. von den Verträgen gehabt und 
ihm gegenüber geäußert habe, ſind unzutreffend. Das Beweis⸗ 
thema des gerichtlichen Beſchluſſes vom 23. September 1898 
enthält die Frage, ob M. vor oder bei Abſchluß der Verträge 
erklärt hat, daß durch dieſe Verträge ſeine Gläubiger benach⸗ 
theiligt werden oder benachtheiligt werden ſollen. Darnach ſoll 
der Notar nur über Aeußerungen des M., alſo Thatſachen ver- 
hört werden und auch der Inhalt der angeblichen Aeußerungen 
beſteht in der Mittheilung einer ſ. g. inneren Thatſache, als 
welche die Abſicht und der Wille eines Menſchen angeſehen wird. 
Die angebliche Aeußerung des M. iſt auch unbedenklich zu den 
„Verhandlungen“ zu rechnen, über welche der Notar H. nach 
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8 19 des Geſetzes über das Verfahren bei Aufnahme von 
Notariatsinſtrumenten vom 11. Juli 1845 Verſchwiegenheit zu 
beobachten hat. Auch die Bezugnahme auf § 3 des genannten 
Geſetzes iſt zur Rechtfertigung der Beſchwerde nicht geignet. 
Allerdings würde der Notar, wenn M. bei den Verhandlungen 
in der That erklärt hätte, er beabſichtige durch die Verträge 
ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, verpflichtet geweſen ſein, 
nach § 3 zu verfahren, was dahin hätte führen können, daß 
der Notar dieſe Erklärung zu Protokoll nehmen und ſo in 
gewiſſem Sinne öffentlich machen mußte. Aber die Verpflichtung 
des Notars zur Verſchwiegenheit iſt in § 19 keineswegs auf 
denjenigen Theil der Verhandlungen beſchränkt, der nicht zu 
Protokoll genommen wird oder genommen werden ſoll, ſondern 
erſtreckt ſich über den geſammten Inhalt der Verhandlungen, 
gleichviel ob derſelbe zur Aufnahme in das Protokoll beſtimmt 
iſt oder nicht. II. C. S. i. S. Vaccani e. Sponholz vom 
18. November 1898, B Nr., 201/98 II. 

Zum Geſetz vom 21. Mai 1861. | 

95. Der I. R. hat auf Grund hiſtoriſcher Thatſachen dar⸗ 
gethan, daß die Verleihung von 40 Hufen an das Dorf Kalwe, 
ungeachtet des anſcheinend widerſprechenden Inhalts der Urkunde 
vom 17. Januar 1297, von dem Deutſchen Orden ausgegangen 
und von dieſem auch der Hufenzins auferlegt ſei. In gleicher 
Weiſe faßt offenſichtlich das B. G. die Verleihungsurkunde auf. 
Ein Rechtsirrthum tft dabei nicht erkennbar. Das B. G. nimmt 
ferner an, daß die zinspflichtigen 31 Hufen zu Erbzinsrechte 
verliehen ſeien. Die Anſicht wird auf das Werk von Brunneck's: 
„Zur Geſchichte des Grundeigenthums in Oſt- und Weſtpreußen“ 
geſtützt. Dieſelbe iſt indeſſen von dem R. G. in Sachen Pr. 
Holland gegen Fiskus in dem Urtheile vom 7. Mai 1896 
(IV. 383/95) eingehend widerlegt. Einer nochmaligen Erörterung 
der Frage bedarf es nicht. Denn das B. G. ſieht immerhin 
den Hufenzins als eine grundſteuerartige Abgabe an. Mit 
dieſer Charakteriſtrung befindet fi) das B. G. in Uebereinſtimmung 
mit dem vorgedachten Urtheile des R. G., ſo daß die Rüge der 
Reviſion: „es jet der Rechtsbegriff der grundſteuerartigen Abgaben 
verkannt“, als begründet nicht anerkannt werden kann. Aber 
auch darauf kommt es nicht an. Denn das B. G. hält die 
Anwendung des § 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 
ſchon deshalb für ausgeſchloſſen, weil der Hufenzins nicht auf den 
Gebäuden geruht habe. Und hierin iſt dem B. G. beizutreten. 
Nach § 1 des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die ander⸗ 
weite Regelung der Grundſteuer, zerfällt die Grundſteuer fortan: 
a) in die von den Gebäuden und den dazu gehörigen Hof- 
räumen und Hausgärten unter dem Namen Gebändeſteuer zu 
entrichtende Staatsabgabe, und b) in die eigentliche Grund⸗ 
ſteuer, welche, mit Ausſchluß der zu a bezeichneten, von den 
ertragsfähigen Grundſtücken — den Liegenſchaften — zu ent⸗ 
richten iſt. Der § 2 des Geſetzes verordnet: Die Gebäudeſteuer 
wird nach den Beſtimmungen des über dieſelbe erlaſſenen Ge⸗ 
ſetzes vom heutigen Tage erhoben. Dieſes Geſetz vom 21. Mai 
1861, betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäude⸗ 
ſteuer, bezieht ſich nach § 1 deſſelben nur auf die von den Ge⸗ 
bäuden zu entrichtende Staatsabgabe und enthält im § 2 die 
Beſtimmung: Von dem in $ 1 bezeichneten Zeitpunkte werden 
außer Hebung geſetzt: 1. die zur Zeit in den ländlichen Ort⸗ 
ſchaften mehrerer Theile der öſtlichen Provinzen des Staats auf den 


Wohn⸗ und ſonſtigen Gebäuden unter verſchiedenen Benennungen 
ruhenden Grund- und Hausſteuern und grundſteuerartigen Ab⸗ 
gaben, ſoweit dieſelben zur Staatskaſſe fließen. Außer Hebung 
geſetzt ſind alſo nur ſolche Abgaben, welche bis dahin auf den 
Gebäuden, im Gegenſatze zu den Liegenſchaften, ruhten. 
Die Abgaben müſſen ſomit den Gebäuden als ſolchen auf⸗ 
erlegt ſein. Abgaben, welche den mit Gebäuden beſetzten 
Liegenſchaften auferlegt ſind, fallen nicht unter dieſes Geſetz. 


Das B. G. hat nun aber feftgeftellt, daß nach Inhalt der Ur- - 


kunde vom 17. Januar 1297 der Hufenzins auf die Morgen⸗ 
zahl, den Grund und Boden, und nicht auf die Gebäulichkeiten, 
gelegt ſei. Die Feſtſtellung läßt ſich rechtlich nicht beanſtanden. 
Der Hufenzins iſt daher durch $ 2 Nr. 1 des Gebäudeſteuer⸗ 
geſetzes nicht berührt. IV. C. S. i. S. Dorfgemeinde Kalwe 
u. Gen. C. Fiskus vom 17. Oktober 1898, Nr. 106/98 IV. 
Zu den Grundbuchgeſetzen und dem Geſetz vom 
13. Juli 1883. u | 
96. Der B. R. geht mit dem I. R. davon aus, daß die 
Klage nur dann begründet ſein würde, wenn Kl. neben dem 
Nachweiſe des Nichtbeſtehens der von dem Bekl. geltend gemachten 
Hypotheken auch noch zu beweiſen vermöchte, daß ein der Klage⸗ 
forderung entſprechender Betrag der an die Bekl. ausgezahlten 
Summen ihr gebühre, insbeſondere, daß aus ihrem Vermögen 


den Bekl. ein Vortheil in Höhe jenes Betrages zugefloſſen ſei. 


Er nimmt an, daß Letzteres nicht dargethan ſei. Den bei der 
Zwangsverſteigerung ausgefallenen Hypothekenforderungen ver⸗ 
bleibe ihr früherer Rang, ſodaß zur Klage auf Herausgabe des 
Empfangenen gegen einen zu Unrecht aus der Kaufgeldermaſſe 
befriedigten, voreingetragen geweſenen Gläubiger nur die nächſt 
ausgefallenen Gläubiger befugt ſeien. Die nächſt ausgefallenen 
Gläubiger ſeien aber im vorliegenden Falle St. und J., und 
zwar ſeien dieſe mit Beträgen ausgefallen, zu deren Deckung die 
Hebungen der Bekl. nicht hinreichen würden. Der prinzipielle 
Standpunkt des B. R. iſt für richtig zu erachten. Eingehend 
begründet. V. C. S. i. S. Salomon c. Rathenower Bank⸗ 
verein vom 29. Oktober 1898, Nr. 135/98 V. 

97. Der B. R. geht mit Recht und in Uebereinſtimmung 
mit der Rechtſprechung davon aus, daß gleich den Straßen ⸗ 
koſtenbeiträgen, die nach Ortsſtatut auf Grund des § 15 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 erhoben werden, auch die hier in 
Rede ſtehende, auf derſelben geſetzlichen Grundlage ruhende 
Kanaliſationsanſchluß⸗Gebühr eine gemeine, auf der Ortsver⸗ 
faſſung ruhende und zugleich dingliche Laſt iſt, die nach § 12 
des E. E. G. nicht der Eintragung ins Grundbuch bedarf und 
die bei einer Zwangsverſteigerung des verpflichteten Grundſtücks 
nach § 22 Abſ. 3 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vom 
13. Juli 1883 von ſelbſt auf den Erſteher übergeht, ſoweit 
nicht die Kaufbedingungen etwas anderes beſtimmen oder die 
Beſchlagnahme des Grundſtücks der Geltendmachung entgegen ⸗ 
ſteht. Die letztgedachte Ausnahme trifft hier nicht zu. Die 
Anſicht des B. R. aber, daß auch die geſetzlichen Kaufbedingungen, 
insbeſondere die Vorſchriften über die bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebots zu berückſichtigenden Forderungen im vorliegenden Fall 
dem Uebergang der Abgabe auf den Erſteher nicht entgegen ⸗ 
ſtänden, muß als rechtsirrihümlich bezeichnet werden. — Ein⸗ 
gehend begründet. V. C. S. i. S. Hölzel & Trenner c. Gemeinde 
Deutſch⸗Wilmersdor; vom 2. November 1898, Nr. 139/98 V. 
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98. Die Revifion iſt begründet. Der B. R. geht ſtill⸗ 
ſchweigend von der Annahme aus, daß eine Vormerkung zur 
Erhaltung des Rechts auf Eintragung einer Hypothek auf 
Grund der Bewilligung des Grundſtückseigenthümers ein⸗ 
getragen werden könne. Der Rbkl. hat dem gegenüber aus⸗ 
zuführen geſucht, daß die Eintragung einer ſolchen Vormerkung 
auf Grund einer Bewilligung geſetzlich unzuläffig ſei. Wäre 
dieſer Anſicht des Rbkl. beizutreten, ſo würde die Entſcheidung 
des B. R. aufrecht erhalten werden müſſen und es käme dann 
auf eine Prüfung der Gründe, aus denen der B. R. nach dem 
Widerklageantrage erkannt hat, nicht an. Die aufgeworfene 
Streitfrage iſt jedoch in Uebereinſtimmung mit der in der 
Litteratur herrſchenden Meinung (vergl. Förſter, Grundbuchrecht 
S. 67, Jaeckel in Gruchots Beitr. Bd. 18 S. 43, 44, Dern⸗ 
burg und Hinrichs Hypothekenrecht S. 354, Foͤrſter⸗Eccius 
Bd. 3 $ 198 Anm. 36, Turnau Grdb. O. S. 366, 367) zu 
Gunſten des Rkl. zu entſcheiden. Eingehend begründet. 
V. C. S. i. S. Blank c. Zabel vom 15. November 1898, 
Nr. 203/98 V. 

99. Das R. G. entſcheidet ſich für die von der Reviſion 
vertretene Anſicht, daß die Rechtsbeſtändigkeit einer Vormerkung 
zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung einer Hypothek nicht 
davon abhängig iſt, daß in der Eintragungsbewilligung der 
Schuldgrund der vorgemerkten Hypothek angegeben iſt. Näher 
dargelegt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Geſetz vom 2. Juli 1875. 

100. Daß es ſich um einen Bebauungsplan handelt, deſſen 
Feſtſetzung nicht nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 
2. Juli 1875 erfolgt iſt, kommt nicht in Betracht, denn 
es iſt anerkannten Rechtens, daß ein auf Grund des § 12 
dieſes Geſetzes erlaſſenes Ortsſtatut auch auf altere Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzungen Anwendung findet (vergl. Urtheil des R. G. vom 
10. Oktober 1888, Entſch. in Civilſachen Bd. 23 S. 279). 
Dagegen iſt es allerdings richtig, daß ſowohl das Geſetz vom 
2. Juli 1875, wie auch die Fluchtlinienfeſtſetzungen in älteren 
Bebauungsplänen ſich nur auf öffentliche Straßen beziehen, und 
daß daher der Anbau an einer Privatſtraße nach einem auf 
Grund jenes Geſetzes erlaſſenen Ortsſtatut nur dann unterſagt 
werden darf, wenn letztere wenigſtens als eine in der Ent- 
ſtehung begriffene öffentliche Straße betrachtet werden kann. 
Dies iſt auch der in der Rechtſprechung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts als entſcheidend feſtgehaltene Geſichtspunkt. So werden 
als Fälle, in denen das ortsſtatutariſche Bauverbot Anwendung 
finde, z. B. die bezeichnet, daß die Straße zwar von dem 
Unternehmer als Privatſtraße bezeichnet wird, aber thatſächlich 
von Anfang an als öffentliche Straße projektirt iſt, oder daß 
ſie nach den vorliegenden Umſtänden mit und in Folge der 
Bebauung ſich nothwendig in eine öffentliche Straße verwandeln 
muß (vergl. Entſch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. 19 S. 360). 
Als öffentliche Straße in der Entſtehung begriffen iſt aber auch 
ein Privatweg, deſſen Ausbau als ſtädtiſche Straße nach einem 
von den ſtädtiſchen Behörden genehmigten Bebauungsplan be⸗ 
ſchloſſene Sache iſt. Denn iſt durch ſolchen Beſchluß die Aus⸗ 
führung des Planes geſichert, ſo iſt damit, auch wenn die that⸗ 
ſächliche Inangriffnahme noch nicht begonnen hat, bereits 
konſtatirt, daß die Straßenzüge, wenn ſie fertig geſtellt ſein 
werden, öffentliche (ſtädtiſche) Verkehrsſtraßen ſein ſollen. Eine 


gleiche Erwägung ſcheint übrigens auch dem Urtheil des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts vom 16. Mai 1890 (Entſch. Bd. 19 S. 83 ff.) 
zu Grunde zu liegen, da in ihm für die Thatſache der Neu⸗ 
anlegung einer ordnungsmäßigen ſtädtiſchen Straße und für 
die Frage, ob mit dieſer Neuanlegung bereits der Anfang gemacht 
ſei, die auf die Straßenherſtellung gerichtete Beſchlußfaſſung 
der Gemeindebehörden und die Einleitung des die Feſtſtellung 
von Fluchtlinien bezweckenden Verfahrens als „ausſchlaggebende 
Anzeige“ bezeichnet wird. Allerdings bleibt bis dahin, wo mit 
dem Ausbau thatſächlich vorgegangen wird, dem einbezogenen 
Wege ſeine Eigenſchaft als Privatweg noch vorläufig erhalten 
(vergl. Friedrich's Kommentar zum Geſetz vom 2. Juli 1875, 
Note 5 unter a zu § 12) aber doch nur ſo, daß er gleichzeitig 
als öffentlicher Weg in der Entſtehung begriffen, alſo eine 
projektirte Straße geworden iſt d. h. eine ſolche, welche „noch 
nicht für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig her⸗ 
geſtellt“ iſt. Weiter ausgeführt. V. C. S. i. S. Wicking u. Co. 
c. Stadt Bochum vom 5. November 1898, Nr. 146/98 V. 
101. Es kann nicht verkannt werden, daß ſich Bedenken 
gegen die Geſetzmäßigkeit der Verfügung des Amtssborſtehers 
vom 24. Februar 1896, durch welche die Erlaubniß zu dem 
projektirten Bau von unerfüllbaren Bedingungen abhängig ge⸗ 
macht, alſo thatſächlich verſagt wurde, erheben laſſen. Wenn 
auch $ 11 des Geſetzes vom 2. Juli 1875, nach welchem die 
Baubeſchränkung des Grundeigenthums mit der formellen Feſt⸗ 


ſetzung der Fluchtlinie und Offenlegung derſelben „endgültig“ 


eintritt, die Verſagung der Bauerlaubniß ſchon während des 
Verfahrens und vor der formellen Feſtſetzung der Fluchtlinie 
nicht unzuläſſig machte (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 28 S. 276; Friedrichs, das Geſetz vom 2. Juli 1875, 
3. Auflage S. 75 flg.), jo tft doch hier das Verfahren zur 
Feſtſetzung der Fluchtlinie in Gemäßheit des Geſetzes vom 
2. Juli 1875 noch garnicht eröffnet geweſen. Die Auskunft 
des Gemeindevorſtandes vom 26. Mai 1897 beſagt, daß eine 
Feſtſetzung der Fluchtlinie in Gemäßheit dieſes Geſetzes nicht 
ſtattgefunden habe, auch bisher nicht in die Wege geleitet ſei; 
die Verſagung der Bauerlaubniß ſtlützte ſich nur auf die nicht 
im geordneten Verfahren ergangenen Beſchlüſſe vom 20. Sep⸗ 
tember 1880. Hieraus folgt jedoch nicht, daß dem Bekl. das 
Rücktrittsrecht nicht zuſtand. Durch die polizeiliche Verfügung 
vom 24. Februar 1896 iſt er am Bauen gehindert worden, 
und damit war das Grundſtück für ihn zu dem vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauche untüchtig geworden. Daß dem Bekl. zu⸗ 
zumuthen geweſen wäre, durch Erhebung der Beſchwerde einen 
Verſuch zur Beſeitigung des Hinderniſſes zu machen, läßt ſich 
aus den Angaben des Kl. nicht entnehmen. Die Beſchwerde 
konnte der Bekl. nur erheben, wenn er ſich für ſeine Perſon 
davon Erfolg verſprach, und ſie würde den beabſichtigten Erfolg 
nach Lage der Sache auch dann nicht erzielt haben, wenn die 
Entſcheidung nicht ſo zeitig erfolgte, um den Bau noch vor 
Eröffnung der Ausſtellung ausführen zu können. Dazu kommt, 
daß der Bekl. dem Kl. von der Verfügung des Amtsvorſtehers 
Kenntniß gegeben hat, ohne daß Kl. ihn auf den Weg der Be⸗ 
ſchwerde hingewieſen oder ſelbſt Beſchwerde erhoben hätte. Um 
ſo weniger kann er dem Bekl. einen Vorwurf daraus machen, 
daß dieſer ſich bei der Verfügung beruhigen zu müſſen glaubte 
(vergl. Urtheil des R. G. vom 30. Marz 1896, Juriſtiſche 
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Wochenſchrift von 1896 S. 292 58). VI. C. S. i. S. E.⸗Fiskus 
c. Michaelis vom 27. Oktober 1898, Nr. 190/98 VI. 

Zum Geſetz vom 3. Juni 1876. | 

102. Es iſt vom B. ©. erwogen, daß nach Lage des zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Rechtsverhältniſſes der Staat zur Mit⸗ 
wirkung bei der Entſcheidung der Bedürfnißfrage berechtigt, und 
daher zur Gewährung von Zuſchüſſen für einſeitig von der Kl. 
übernommene Verpflichtungen nicht verbunden ſei, und daß 
hieran durch die Art. 19, 21 des Kirchenverfaſſungsgeſetzes 
vom 3. Juni 1876 nichts geändert werde. Die Reviſionsrüge, 
daß vom B. G. die Art. 19, 21, 23, 24 Nr. 8 a. a. O. 
verletzt ſeien, entbehrt der Begründung. Durch das Geſetz vom 
3. Juni 1876 Art. 19 und 21 iſt zwar die Vertretung der 


evangeliſchen Landeskirche in vermögensrechtlicher Beziehung, wie 


die Verwaltung ihrer Angelegenheiten dem Coangeliſchen Ober⸗ 
kirchenrathe mit gewiſſen Maßgaben übertragen, dagegen über 
Inhalt und Umfang der vermögensrechtlichen Beziehungen der 


Landeskirche nichts beſtimmt. Um den letzteren Punkt handelt 


es ſich vorliegend aber, indem die rechtlichen Vorausſetzungen, 
unter welchen der Bekl. zur Leiſtung des ſtreitigen Zuſchuſſes 
an die Kl. verpflichtet iſt, in Frage ſind. Steht alſo auf 
Grund der Kabinetsordre von 1828 dem Staate die Mit- 
wirkung bei der Beurtheilung der Bedürfnißfrage zu, ſo iſt 
dieſes Recht durch das Geſetz vom 3. Juni 1876 nicht berührt 
worden. Wenn das B. G. noch bemerkt, daß die ſtaatliche 
Mitwirkung ſich verfaſſungsgemäß durch Aufnahme des be⸗ 
treffenden Zuſchuſſes in den von den Kammern zu genehmigenden 
Staatshaushaltsetat zu vollziehen habe, ſo bezieht ſich dies nur 
auf den Erlaß des Kultusminiſters an den Evangeliſchen Ober⸗ 
kirchenrath vom 30. November 1891 und auf die Beſtimmung 


des Art. 99 der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde. IV. C. S. 
i. S. Mons pietatis . Fiskus vom 17. Oktober 1898, 


Nr. 108/98 IV. | | 
VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 
103. Die Reviſion macht im Weſentlichen geltend, daß das 
O. L. G. zu Unrecht dem Auflöſungsvertrag vom 8. April 1896 
rechtliche Wirkungen gegenüber der beklagtiſchen Hypothek dahin 


beigelegt habe, daß dieſelbe in Folge der Wirkung jenes Ver⸗ 
trages ex tunc hinfällig geworden ſei. Dieſer Angriff iſt in» 
deſſen nicht begründet. Wie der erkennende Senat in dem auch 


von den Vorinſtanzen bezogenen, in den Entſcheidungen Bd. 26 
S. 358 mitgetheilten Urtheil ausgeſprochen, hat auch die durch 
Vereinbarung der Kontrahenten erfolgte Auflöſung eines Kauf⸗ 
vertrages wegen Nichterfüllung der Bedingungen die Rechts⸗ 


wirkung, daß der Vertrag ex tune und mit Wirkung gegen 


Dritte aufgelöſt wird, und es liegt kein Anlaß vor, von dieſer 
rechtlichen Annahme, wenn dieſelbe auch mehrfach beſtritten iſt, 
abzugehen. II. C. S. i. S. Herlet c. Krieger und Gen. vom 
11. November 1898, Nr. 254/98 II. | 
104. Bezüglich der Zinsverjährung hat das O. L. G. 
den Einwendungen des Bekl. ſtattgegeben und grundſätzlich die 
Bekl. nur zur Zahlung der Kapitalforderung nebſt fünfjährigen 
Zinſen vor dem Tage der Klageerhebung verurtheilt. Zum 
Kapital hat es aber auch die durch die Konkursdividende nicht 
gedeckten, am 11. Februar 1881 rückſtändigen Zinſen in Höhe 
von 215 Mark 08 Pf. gerechnet, weil fie in Folge der An⸗ 


erkennung im Fallimentsverfahren als kapitaliſirt gelten. 


mußten. Dieſe Annahme erſcheint als rechtöirrihümlich. Die 
Anerkennung der klägeriſchen Forderung durch den Falliments⸗ 
ſyndikus konnte zwar eine Unterbrechung der Zinſenverjährung 
zur Folge haben; ſie entzog den Zinſen aber nicht die Eigen ⸗ 
ſchaft als ſolche, da eine Kapitaliſirung nur zufolge einer 
Novation hätte eintreten können und dieſe durch die bloße An⸗ 
erkennung der Forderung nicht. herbeigeführt wird. Von dem 
Kapital, zu deſſen Bezahlung der Bekl. verurtheilt wurde, 
waren ſonach 215 Mark 08 Pf. abzuziehen. II. C. S. i. S. 
Martenſtein o. Ochsner vom 4. November 1898, Nr. 214/98 II. 
| M. 


Perſoual⸗Veräuderungen. 
| Zulaſſungen. . 

Rechtsanwalt Dr. Paul Heinrich Illing beim Amtsgericht 
Chemnitz; — Rechtsanwalt Hans Böhmcker beim Landgericht 
Lübeck und beim Amtsgericht Schwartau; — Rechtsanwalt 
Sixtus Schaefer beim Landgericht Ansbach; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Meyer beim Landgericht Hannover; — Rechtsanwalt 
Dr. Leopold Schleſinger beim Amtsgericht Heidelberg und 
beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt Dr. Julius 
Cohn beim Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt Johann 
Burger beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Arthur 
Deutſchbein beim Amtsgericht Koſel; — Rechtsanwalt Johann 
Chriſtian Emil Albers in Bremen beim Hanſeatiſchen Ober- 
landesgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Heinrich Ruhm beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Danzig; — Rechtsanwalt 
Ludwig Müller beim Amtsgericht Schwetzingen und beim 
Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt Fritz Schlachter beim 
Amtsgericht Sinsheim; — Rechtsanwalt Eduard Jüngſt beim 
Amtsgericht Nordhauſen; — Rechtsanwalt Grim m beim Land⸗ 
gericht Tübingen; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Auguſt Adenauer 
beim Landgericht Köln; — Rechtsanwalt Dr. Karl Pedretti 
beim Amtsgericht Schwabach; — Rechtsanwalt Dr. Hermann 
Martin Otto beim Amtsgericht Limbach; — Rechtsanwalt 
Dr. Willy Hahn beim Amtsgericht Charlottenburg; — Rechts ⸗ 
anwalt Ernſt Walther Zimmermann beim Amtsgericht und 
beim Landgericht Chemnitz; — Rechtsanwälte Ernſt Goldmann, 
Dr. Wilhelm Eduard Götze, Dr. Werner Julius Eduard 
Bintz beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Arnold 
Peters beim Amtsgericht Kulmſee; — Rechtsanwalt Bruno 
Bau beim Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt Johannes 
Hermann Lümkemann beim Amtsgericht Herford; — Rechts · 
anwalt Dr. Karl Ludwig Beier beim Landgericht Leipzig; — 
Rechtsanwalt Karl Ehemann beim Amtsgericht Heiden⸗ 
heim a. Br.; — Rechtsanwalt Scheurlen beim Oberlandes⸗ 
gericht Stuttgart; — Rechtsanwälte Dr. Karl Erich Fried⸗ 
laender, Dr. Wilhelm Karl Albert Meidinger, Dr. Guſtav 
Sudheim beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwälte Kurt 
Ackermann, Robert Reinbacher, Eugen Fuchs, Walther 
Schultz beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Dr. jur. 
Otto Strack beim Oberlandesgericht Köln; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Otto Max Peip elmann beim Amtsgericht Eisenberg; 
— Rechtsanwalt Dr. Albert Kann beim Oberlandesgericht 
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Nürnberg; — Rechtspraktikanten Karl Waſſer und Franz Kur- 
länder beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt 
Dr. Auguſt Kilzer beim Landgericht Frankfurt a. M.; — 
Rechtsanwalt Heinrich Fiſcher beim Landgericht Mannheim; 
— Rechtsanwalt Dr. Anton Heurung beim Landgericht 
Aſchaffenburg; — Rechtsanwälte Mathias Wallenfang, Leo 
Kreiſch beim Amtsgericht Bonn; — Rechtsanwalt Wilhelm 


Meller beim Amtsgericht Aachen; — Rechtsanwälte Georg 


Heldrich, Max Rauchenberger beim Oberlandesgericht 


München; — Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Sarrazin beim Land- 


gericht und beim Amtsgericht Stendal; — Rechtsanwalt Saul 
beim Landgericht Erfurt; — Rechtsanwalt Guſtav Keßler beim 
Oberlandesgericht Köln; — Rechtsanwalt Eckhardt beim Amts⸗ 
gericht Witzenhauſen; — Gerichtsaſſeſſoren Max Kamps, 
Dr. jur. Paul Lückerath beim Amtsgericht Düſſeldorf; — 

Rechtsanwalt Dr. Hermann Martin Otto bei der Kammer 


für Handelsſachen Annaberg und beim Landgericht Chemnitz; 


— Rechtsanwalt Ernſt Walther Zimmermann bei der 
Kammer für Handelsſachen Annaberg. 83 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Leopold Schleſinger beim Landgericht 
Karlsruhe; — Rechtsanwalt Weiß beim Landgericht Tübingen; 
— Juſtizrath Coblenzer beim Landgericht Koblenz; — Rechts⸗ 
anwalt Liſſner beim Amtsgericht Deutſch⸗Krone; — Rechts⸗ 
anwalt Heinrich Brandt beim Landgericht Flensburg; — 
Rechtsanwalt Lümkemann beim Amtsgericht Lübbecke; — 
Rechtsanwalt Scheurlen beim Landgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwälte Joſef Landau, Kurt Ferdinand Ludwig Acker⸗ 
mann beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Rein⸗ 
bacher beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Johann 
Chriſtian Emil Albers bei der Kammer für Handelsſachen 
Bremerhaven und beim Amtsgericht Bremen; — Rechtsanwalt 
Dr. Anton Heurung beim Landgericht München; — Rechts⸗ 
anwalt Eſchweiler beim Amtsgericht Heinsberg (Rheinl.); — 
Rechtsanwalt Clemens Theodor Zſchiedrich beim Amtsgericht 
Noſſen; — Rechtsanwalt Carl Petraſch beim Amtsgericht Gerres- 
heim; — Rechtsanwalt Fiſcher beim Amtsgericht Hemau; — 
Rechtsanwalt Max Rauchenberger beim Landgericht München I; 
— Rechtsanwalt Guſtav Keßler beim Landgericht Köln; — 
Rechtsanwalt Dr. Theodor Oskar Uhlig beim Landgericht und 
beim Amtsgericht Chemnitz, bei der Kammer für Handelsſachen 
Annaberg; — Rechtsanwalt Dr. Alfred Loewenſtein beim 
Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Werner Müller 
beim Hanſiatiſchen Oberlandesgericht Hamburg, beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Bremen; — Rechtsanwalt Dr. Wladis- 
laus von Sikorski beim Amtsgericht Wirſitz; — Rechts- 
anwalt Kurnik beim Amtsgericht Sorau; — Rechtsanwalt 
Sigmund Freiherr von Junker und Bigato beim Amts⸗ 
gericht Starnberg; — Rechtsanwalt Julius Loewenberg beim 
Landgericht Stettin; — eee Guſtav Kauffmann 
beim Landgericht I Berlin. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Dr. Engel 
in Seelow; — Rechtsanwälte Wenzel und Dr. Linckelmann 
in Hannover; — Gerichtsaſſeſſor Severin Schaefer in Düſſel⸗ 
dorf; — Rechtsanwälte Geilen und. Ebbinghaus in 


Hagen i. W.; — Rechtsanwalt Dr. Steinfeld in Breslau; 


— Rechtsanwalt Bode in Emden; — Rechtsanwalt Stein⸗ 


hardt in Danzig; — Rechtsanwalt Lehnert in Labian; — 
Nechtsanwalt Frank in Di.-Eylau; — Rechtsanwalt Schow 


in Plön; — Gerichtsaſſeſſor van Randenborgh in Ra. 


Todesfälle 


Juftigrath Bach in Bonn; — Rechtsanwalt Friedrich 


Wilhelm Auguſt Grimm in Sonderburg; — Rechtsanwalt 


Dr. Werner Arthur Paul Haſſ e in Berlin; — Juſtizrath 


v. Eicken in Dortmund; — Rechtsanwalt Dr. John Iſrael 


in Hamburg; — Rechtsanwalt Eduard Schuler in Kempten. 


Zum baldigen Eintritt, ſpäteſtens zum 1. Januar 1899, ſuche 


ich einen zu verläſſigen, in Anwalts- und Notariatsſachen 


erfahrenen Büreauvorſteher. 
Hagen i. W. Dr. Loh mann 
Rechtzanwalt und Notar. 


Ein tüchtiger, der polniſchen Sprache mächtiger Büreau⸗ 


Vorſteher wird zum Eintritt am 1. December er. geſucht von 
Stiege, Rechtsanwalt und Notar in Czarnikau. 


Jüngerer zuverläſſiger Büreau⸗Vorſteher zum alsbaldigen 
Eintritt geſucht. Bitte um Mitth. von Zeugnißabſchriften mit kurzem 


Lebenslauf ai „ 
Waren i Rechtsanwalt Kortũm. 


Zum Be een ſpäteſtens zum 1. Januar 1899, ſuche 
ich einen zuverläſſigen jüngeren Büreauvorſteher. 7 
abſchriften, Gehaltsauſprüche und eine kurze Darſtellung des Lebens 


ganges bitte 1 83 
Danzig Sternberg, Rechtsanwalt. 


Suche zuberleſſigen Büreauvorſteher, der Fufornationen 
aufnehmen, einfache Schriftſätze fertigen kann und mit dem Koſten⸗ 


weſen vertraut iſt. 
Zeugnißabfchriften und Gehaltsanſprüche an 
Neuſtettin. Brunnemann, Nechtdanwalt. 


Für größeres Anwaltsbüreau in Mittelſchleſien durchaus 


zuverläſſiger Büreauvorſteher 1 womöglich au Neujahr. 


ev. ſpäter. 1 unter, A. H. an a Zeitung, 
Berlin 8. 


Geſucht für ein Anwaltsbüreau ein tüchtiger 
Stenograph, ſowie ein Schreiber, der mit 
dem Koſtenrechnen vollſtändig vertraut iſt. 
Offerten unter Io. 5275 b beſorgen Haaſen⸗ 
ſtein & Vogler A.⸗G., Lübeck. 


Müreauvorſteher 


30 Jahre alt, unverheirathet, ſelbſtändiger 


Arbeiter, in Anwalts- u. Notariatsbüreaus 
thätig geweſen, mit vorzügl. Zeugniſſen 


und Empfehlungen, ſucht Stellung (Gebiet 


des Landrechts) für jetzt oder ſpäter. Gefl. Off. 


sub J. U. 6114 an Rudolf Moſſe, Berlin S. W. 


Büreauvorſteher, 27 Jahr alt, beſte Zeugniſſe, Stenograph, raph, 
N im Verkehr m. Mand., ſucht en! per e od. Pte. 
Offerten erbeten sub ©. 10 Berlin W. 6 


Erfahrener und zuverläſſiger Büreanvorſteher, 88 7 alt, 


ev., ſucht anderweit Stellung zum 1. Januar oder ſpäter be einem 


Rechtsanwalt, e in kleinerer Stadt. Offerten erbeten unter 
W. G. 55 1 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Erf., zuverl., nicht zu jung. Bür.⸗Vorſt., d. infolge Todes |: Chefs 
He gew., ſ. von ſof. od. ſpäter Stellung, evtl. als Regiſtrator od. 
Gehülfe. Off. unter M. W. 543 an die Exp. d. Bl., Berlin 8. 14. 


14 
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Büreauvorſteher, bisher in einer größeren Stadt der Provinz 


Sachſen angeſtellt, 37 Jahre alt, verheirathet, der die beſten Zeugniffe 
vorweiſen kann, ſucht zum 1. April n. 38. (eventl. auch früher) andere 


Stellung bei Rechtsanwalt oder einer Geſellſchaft. Offerten unter. 


K. M. 545 erbeten an die Exped. dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


FJ. Büreauvorſteher mit Gymnaſ. Schulbildung, durchaus 
ſelbſtändig, im Beſitze glänzender Zeugniſſe, in ungek. Stellung, ſucht, 
um ſich zu verändern, fetzt oder ſpäter dauernde Stellung als Vorſteher 
am liebſten e. größ. Bür. i. e. größ. Stadt. Gefl. Off. mit Geh.⸗Ang. 
unt. S. H. 547 an die Exp. d. Zeitſchr., Berlin S. 14 erbeten. 


J. Mann, 24. Jahr, Stenographiſt, welcher 8 Jahr auf 
einem Anwaltsbüreau thätig war, ſucht, geſtützt auf ſch zue Zeugniſſe, 
Stelle als Büreauvorſteher auf einem kl. Büreau. Gefl. Fr.⸗Off. an 
die Exp. der Jur. Wochenſchr., Berlin S8. 14, unter A. B. 544. 


Regiſtrator, 24 J. alt, militärfr., der poln. Sprache mächtig, 


in Prozeß⸗ wie Notariatsſachen firm, ſucht Stellung ev. als Vorſteher 
in kl. Bür. Gehalt nach Leiſtungen. Off. erbeten unter A. B. 555 
an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14. | ö 


Chr. Anwalt ſucht ſich, auch als Hülfsarbeiter, mit be- 
ſchäftigtem Berliner Coll. zu aſſociiren. Off. sub M. 541 an die 
Exped. dieſes Blattes, Berlin S. 14. | 

Jauriſtiſcher Hülfsarbeiter (Landrechtler) 
I nt größeres Anwaltsbürcau in einer Stadt Mittel⸗Dentſchlands 


ö Angebote mit Zeugnißabſchriften und Angabe der Gehalts⸗ 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: SE 


Die Entscheidungen des Ehrengerichtshofs 
flur deutſche Rechtsanwälte. 


Herausgegeben von dem Schriftführeramte 
u des Deutſchen Anwaltvereins. 


and VIII. 1. Januar 1896 — 31. Dezember 1897 
nebſt Inhaltsverzeichniß ſämmtlicher acht Bände. 
ö 80, Preis 6 M. 

Die früheren Bände koſten: I. Bd. = 4 Mk., II. Bd. = 
3 Mk., III., IV., V. und VI. Bd. à 5 Mk., VII. Bd. = 4 Mk. 
Bd. I— VIII zuſammen bezogen 82 Mk. 3 
Dias Porto beträgt für Bd. I und II a 10 Pf., Bd. III und IV 
2 20 Pf., Bd. V = 10 Pf., Bd. VI = 20 Pf., Bd. VII = 10 Pf., 
Bd. VIII = 20 Pf., zuſammen als Poſtpacket = 50 Pf. 
Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat die Unter⸗ 
zeichnete ermächtigt, obiges Werk an Bezugsberechtigte — wie 
Rechtsanwälte, Richter und Behörden — zu liefern. Gegen Ein⸗ 
ſendung des Betrages und Glaubhaftmachung der Bezugsberechtigung 
erfolgt directe Zuſendung ſeitens der Verlagsbuchhandlung. 8 


Berlin 8. 


IR Verein 
| Guriſtiſche Berfon.) Sfuffgart (Stantsoberaufficht.) 
Derſelbe gewährt: 5 


. aſtpficht-verſcherung 
| fr 


| Reditsanwälte, Staats- und Eommanalbeante, 
15 Notare u. |. w. | 


4. Es werden feitend des Vereins 75 Prozent des Schaden? 
in vereinbarter Höhe zu den billigſten Prämienſätzen bezw. 
al au den Selbſtkoſten gewährt. Gegenwärtig find mehr als 
4350 Beamte bei unſerm Verein verſichert. ̃ 

Proſpekte und Verſicherungs⸗Bedingungen werden von der 
Direktion und den Vertretern des Vereins. gratis abgegeben. 


Dr. jur. Faul. C. Schnitzler, 
Rechtsanwalt in New⸗ York, U. S., 35 Wall Street, 
bis 1893 Gerichts⸗Aſſeſſor in Baden. 
Georg J. Bentley, Notar. 
Correſpondirende Rechtsanwälte in allen Staaten 
u Ze Nord: Amerilad. 


Arzt wünſcht vier prachtvolle Zimmer in Berlin O. billig an 
Rechtdanwalt abzugeben. Offerten unter H. J. 26 hauptpoſtlagernd 
Spandauerſtraße. | Ä Au 
J))! ³⅛3AA ³· 8 


| In meinem Verlage iſt ſoeben erſchienen und durch alle 
Buchhandlungen zu beziehen: es | 
Geſetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 
von 17. Mai 1898. | 
Handausgabe mit Erläuterungen und ausführlichem Sachregiſter 
von Fritz Keidel, k. Amtsrichter. 

18 Bogen. 8%. In Ganzleinen mit Goldtitel gebunden Mk. 3.20. 
Die vorliegende Bearbeitung des Geſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit verfolgt den Zweck, 
gleichmäßig für das ganze Reichsgebiet dem Praktiker 
zum Handgebrauch und demjenigen, welcher ſich mit dem Studium 
des Geſetzes befaßt, als Lehrmittel zu dienen. 
Dieſen doppelten Zweck zu erreichen, wurde die Mitte ge⸗ 
halten zwiſchen einer ſogenannten Textausgabe und einem ein⸗ 
gehenden Kommentar. ae 3 * 
Dem Zuſammenhange des Geſetzes mit denjenigen, zu deren 
Ausführung in der Praris es dient, oder an welche ſonſt es ſich 
anlehnt, ſo insbeſondere dem Bürgerlichen Geſetzbuche, dem 
Handelsgeſetzbuche und den verwandten Geſetzen, der Civilprozeß⸗ 
ordnung und dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze wurde beſondere Be⸗ 
achtung geſchenkt, und wurden, wo es angemeſſen erſchien, 
die Vorſchriften dieſer Geſetze wörtlich wiedergegeben, 
eine Maßnahme, die beſonders dem Praktiker das 
Nachſchlagen mehrerer Geſetzbücher erſparen ſollte. 


In unſerem Verlage iſt erſchienen: 
Die Gebührenordunng für Vechtsauwältt 
vom 7. Juli 1879 „ | 
nebſt Landes gebührengeſetzen. 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 
Carl Pfaſſeroth, 
Kanzleirath im Reichs⸗Juſtizamt. 


Preis 13% Bogen groß 8° brochirt 4 Mark, in Original- 
Callico⸗Einband 5 Mark. U 


der Königlich Preußiſche Herr Juſtizminiſter wie der Vor⸗ 
ſtand des Deutſchen Anwaltvereins in ihren Organen 11 
das Buch aufmerkſam gemacht bezw. aſſelbe offizie 
empfohlen haben. „ 5 

Z3u beziehen durch alle Sortiments buchhandlungen, ſowie gegen 
Einſendung des Betrages auch direkt franko von unterzeichneter 
Verlagsbuchhandlung. ö ö b 


Staltfänsiberte, 34/85. 2 88, N 0 ef, er Seſbucdbandfung. 


EEE AKK 444K K AAT 


. 


| 


: 


- 


J. Boehm: 


. d. Bürg. Geſetzb. 
4. i \ 


Das Erbrecht d. Bürg. Geſetzb. M. 8. 
ö Georg Eger: 


Die Verkehrsordnung f. d. nere 


In unſerm Verlage iſt erſchienen: 


e Das Recht . 
Deutſchen Kaiſers. 


Preisgekrönte Studie zum deutſchen Verfaſſungsrechte 
von 


Dr. jur. Richard Fiſcher. 

12 ½ Bogen gr. 8%. Preis broſch. M. 4, —. 

Dieſes von der Leipziger hl Fakultät preisgekrönte 
Werk behandelt in gedrängter Faſſung 

vorzugsweiſe beſchäftigenden Kapitel des gegenw 

Reiche geltenden Verfaſſungsrechtes, verbunden mit intereſſanten 

und eingehenden Erörterungen über die Frage: „Wie weit 

reicht die Macht des Deutſchen Kaiſers?? 

Zu beziehen durch alle Sortimentsbuchhandlungen, ſowie 

gegen Einſendung des Betrages auch direkt franco von der 

unterzeichneten Verlagsbuchhandlung. 


8. Moeſer Hofb 
DB FFF N 


ie die e Meinung 
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* 


rtig im Deutſchen 


: A 
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== Neu. = 
Das materielle und formelle 


Reichsgrundbuchrecht 


für die Praxis erläutert von 


Dentſchlands v. 15. Novemb. 1892. M. 12. J. Boehm, Rechtsanwalt und Notar. 


Das Geſetz über Kleinbahnen und Privat⸗ 


anſchlußbahnen v. 28. Juli 1892. M. 15. 


Das Reichs⸗Haftpflicht⸗Geſetz, betr. die 
Verbindlichkeit zum Schadenerſatz für die 


bei dem Betriebe von Eiſenbahnen ꝛc. herbei⸗ 

eführten Tödtungen u. Körperverletzungen. 
om 7. Juni 1871. 4. Aufl. M. 12. 

Das Geſetz, betr. d. Pfandrecht an Privat⸗ 


eiſenbahnen und Kleinbahnen u. die 


Zwangsvollſtreckung in dieſelben. Vom 
19. Auguſt 1895. M. 18. | 


Rolifdy: 


Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz u. d. Ge⸗ 
? feen f. Notare v. 25. Juni 1895. 
M. 6 


Die agen k. gc . d. Deutſchen 
Reiches m. d. Geſetze üb. d. Konſulargerichts⸗ 
barkeit. M. 15. 

Th. Hergenhahn: 

Das Eheschliessungs- und Eheschei- 
dungsrecht. I. Band. 2. Aufl. M. 4. 
II. Band. M. 6. 

Rechtsprechung der höheren und höch- 
sten deutschen Gerichtshöſe über 
Prozessbevollmächtigte und Rechts- 
anwälte. Herausg. v. O. Eccius. 
I. M. 10. II. 1. Abt. M. 5. 2. Abt. M. 12. 

Caesar Barazettiı 


Die Vormundschaft (la Tutelle), die 
Pflegschaft (la Curatelle) und die Bei- 


standschaft (le Conseil) nach d. Code 


Napoléon u. d. bad. Landrecht. M. 12. 
Das Eherecht mit Ausschluss d. ehe- 
lichen Vermögensrechtes nach d. Code 
Napoléon u. d. bad. Landrecht. M. 15. 
Das Eltern- und Kindesrecht nach d. Code 
Napoléon u. d. bad. Landrecht. M. 12. 
Das internationale Privatrecht i. bürg. 
Gesetzb. f. d. Deutsche Reich. M. 2.80. 


Preis: Geh. M. 10, gebd. M. 12. 


„Was ich an dem Buche beſonders begrüße, 
iſt die glückliche Verbindung von Theorie und 
Praxis. Dem Verfaſſer kommen ſeine an⸗ 
ſcheinend eigenſten Erfahrungen auf dieſem 
Gebiete ſehr zu ſtatten. Er weiß, was der 
Praktiker braucht, und giebt ihm die Antwort 
auf die Fragen, wie ſie das Leben und der 
Verkehr aufwerfen. Die Ausführungen aber, 
und das iſt das nicht minder Wertvolle des 
Werkes, baſieren auf einer wiſſenſchaftlichen 
Bearbeitung des ganzen Stoffes. 


. . . Hier wie an anderen Punkten zeigt! 


Die Rechtskraft nach der Reichseivil- 


ſich das, was ich oben hervorhob, das Vor⸗ 
dringen zu den ſubtilſten Einzelfragen, aber 
auf der Grundlage klarer Prinzipien. Das 
Buch wird nicht nur der Praxis, für die es 
der Verfaſſer ſelbſt in erſter Reihe beſtimmt 
EN ein wertvolles Hilfsmittel fein. Es wird 

edem, der das e des B. G. B. 
ernſt nimmt, eine Brücke zur Erkenntnis einer 
der ſchwierigſten Partien desſelben werden.“ 


(Hachenburg im „Recht“.) 


Die Strafprozehordmung | 


| für das 
Deutſche Reich 
mit dem Gerichtsverfaffungsgeſetz, dem 
Einführungsgeſetz und dem Geſetz, betr. die 
Entſchädigung der im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren 1 perſonen. 


Von a 
Roliſch, Amtsgerichtsrat. 
Preis: Geh. M. 12, gebd. M. 14. 


ãt · Schreibmaſchinenpap 


Mar Rornicker, Kindners Nachfolger -. 

Formular-Magazin für Rechtsanwälte und Notare. 
Fernſprecher 912. Breslau. Neumarkt 17. 

empfiehlt fein großes Lager aller vorkommenden Formulare, ſowie 

ſämmtliche Druckſachen für den Büreaubedarf, als Canzlei⸗, Concept⸗, 

Briefpapiere, Couverts in den gängigen Formaten, Actendeckel ıc. 2c. 

in bekannt beſter Ausführung zu billigſten Preiſen. 

Pert. u. franco, Formular⸗Collection gegen: Einſendung von 75 Pfg. 
erlag bon Kremſer's Gebühren⸗Tabe „ 
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forintion Berliner Snpmeider. (Friedrich Mahler & Ko. 
9 


a Gerichtsſchveitere von N. 10-80... 
bei freier Zuſendung. 


HELWINGSCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG, HANNOVER. _ 


Geſetze, Verordnungen, Ausſchreiben 


u. ſ. w. in Schulſachen f. d. Prov. Han⸗ 


nover. Von Blanckenhorn. 3 Bände Wi 
M. 48 r | 


Das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs v. 27. Mai f 


1896. Von Fuld. Kart. M. 2. 


Das Recht der ie Von 


Fuld. Kart 


Das Reichsgeſetz, betr. die Abzahlungs⸗ 


geſchäfte. Von Friedmann. Kart. M. 1. 
Das Mahnverfahren nach dem 7. Buch der 
R.⸗C.⸗P.⸗O. Von Richter. M. 2.80. 
Handbuch des Preußiſchen Geſinderechts. 
Von Zürn. M. 38. 8 
Mundraunb. Von Berger. M. 2.80. 
Bergung und Hülfeleis 
Von Burchard. M. 10 
Das Lübecker Ober- Stadtbuch. Von 


* * 


Rehme. M. 8. 


Die notwendige Streitgenossenschaft 


> 59 C. P. O. Von Wachenfeld. 


processordnung u. ihre Wirkungen auf 


d. subject. Rechte. Von Freuden- 


stein. 2. Aufl. M. 6, 


System des Rechtes der Ehrenkrän- 


augen. Von Freudenstein. 2. Aufl. 
5 ö 8 N 


Die grundbesitzgleichen. Gerechtig- 
keiten, insbes. d. Gemeindegerechtig- 
keiten u. ihre Behandlung 2. Grund- 


nach, Von Münchmeyer. 2. Aufl. 
„1. 

Das Verfahren in Theilungs- u. Ver- 
koppelungssachen u. s. w. in d. Prov. 


Hannover. Von Wal baum. 2, Aufl. M. 3. 


Die negotiorum : gestio des dritten 
Kontrahenten. Von Ruhstrat. M. 1. 
Das Reichsgeſetz über die Pole vom 
7. Mai 1874. Von Delius. M. 4.50. 
Die Deutſche Wechſelorduung. Von 
Bojunga. 2. Ausg. Kart. M. —.80. 


Dentſche Gerichts⸗ und Amts ⸗Steno⸗ 
graphie, Syſtem Gabelsberger. Von 


Betzinger. M. 1.80. 


Papierproben 


iere. WG: 
e e. 1 . 


Maßnahme: Ganze Größe, Bruſtweite und 
ae 


tung in Seenoth. 
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ne Stallſchreiberſtraße 84/5. I 
a In umferem- Verlage it erfgienen: N 1 . 
Rechtſprechung des Reichsgerichts 


in Beriehung auf die wichkigſten Begriffe u 


uf. „Berlin S. 14 8 — 
* mosſer Nene e zen : 13. Guttentag, Verlags buchhandlung G. m. b. H. 


in Berlin SW.AS, Wilhelmſtraße 119/120. 
Das Reichzgefeh über die 


Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 


. Anſtikute des Civilrechls . . Text⸗Ausgabe 3 
in ſyſtematiſcher Solge dargeſtellt und kritiſch beſprochen mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter 
e — von „ „ n e 


n von 
Dr. zur. L. Kuhlenbeck, 

RgReghtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena, 

d I. (Allgemeiner) Theil 
nebſt Titel, Bnhaltsnergeliuinß, Verzeichniſt der citirten Reichs 
rerichtsentſcheidungen, Citate aus dem 6. G. B. und Regiſter. 
217 ¼ Bogen, gr. 8°, Preis 10 Mark. 

Das vorliegende Werk, welches der Verfaſſer auf e 
des Vorſtandes des n Anwalt⸗Vereins bearbeitet 
hat, iſt keineswegs ein bloßer Wiederabdruck, ſondern eine Ueber⸗ 
arbeitung und Vervollſtändigung der in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift erſchienenen Aufſätze. Um dieſelben auch den außerhalb 
des Leſerkreiſes der Juriſtiſchen Wochenſchrift ſtehenden Intereſſenten 
zugänglich zu machen, erſchien dieſe Sonderausgabe, die dem prak- 
tiſchen edürfniſſe, wie auch dem theoretiſchen Studium, ganz 
beſonders demjenigen, das zum zweiten Staatsexamen vorbereiten ſoll, 
zu empfehlen iſt. Daneben verdient noch beſondere Beachtung, daß 
das Werk ſich gleichzeitig als eine Einführung in das Studium 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs kennzeichnet, ſofern der Verfaſſer dem 
Syſtem deſſelben folgend in jedem Aufſatz die Stellung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs zu ben. behandelten Materien unter eingehender 
erh der verſchiedenen Leſungen, Motive und Protokolle 

ar ſte . Sauer ER j 2 
Das Werk kaun auch in Heften von 5 Bogen bezogen 
werden. Bisher find. 7. Hefte à 2 Mark erſchienen. | 

Zu beziehen durch jede Sortimentsbuchhandlung, ſowie direkt 
vom Verlage. RR: „ a 


Zu verkaufen: . e 
Entſcheidungen des Obertribunals, Amtliche Ausgabe, komplett, 
83 Bände, nebſt Regiſterrn. | 
Entſcheidungen des Neichsoberhandelsgerichts, komplett, 


Hermann Jaſtrom, 
| 2 Amtsgerichts rat in Berlin. 5 . N 
Taſchenformat, cartonnirt. Preis 1 Mark 80 Pf. 


Deutſche Vormundſchaftsrecht 
| und =. Ä 
das preußiſche Geſetz betreffend die Unterbringung 
verwahrlofter Kinder, vom 13. März 1878 
nebft den dazu gehörigen preußiſchen Nebengeſetzen 
und allgemeinen Verfügungen. | 


Tert- Ausgabe mit Erläuterungen und Sachregiſter 
eg f. ern 
Mar Schultzenſtein, und Dr. Paul Köhne, 

N Oberverwaltungsgerichtsraailt. 5 Amtsgerichts rt. 
Taſchenformat, cartonnirt. Preis 2 Mark 80 Pf. ka 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung ſowie direkt von 
| der Verlagsbuchhandlung. = 


Helwingsche Verlagsbuchhandlung, Hannover. 


Neu erschienen: , 
| Die Gewerbe-Ordnung _ 
für das Deutsche Reich, mit den Ausführungsbestim- 
mungen. Von Kolisch, Amtsgerichtsrat, Mitgl. d. H. 


d. Abg. Erster Band: 88 1-104 br. M. 20.—, gebd. M. 22.—. 
| Text. mit allen Änderungen. Entscheidungen d. | 


25 Bände, nebſt Regiſternrn. | 
Entſcheidungen des Ehrengerichtshofs für deutſche Rechts⸗ 
anwälte, 1880—1897, 8 Bände. 8 

Grotefend, das geſammte deutſche Geſetzgebungsmaterial, 

1806— 1897, nebſt Regiſtern. | 

Juſtizminiſterialblatt, 1839 —1868 und 1880-1884 gebunden, 
u 1885—1892 und 1896—1897 geheftet. 
Juriſtiſche Wochenſchrift, 1879—1897, mit Inhaltsverzeichniß 
zu den Ta tn 1872— 1890 (nicht gebunden). | 
Branchitſch (Studt und Braunbehrens), die neuen preußiſchen 
Verwaltungsgeſetze, Band I und II 1884, Band III 1885, 
Offerten 0 1886. | FEN ner Ä 

rten erbeten an verw. Frau Juſtizrath Pieper Berlin N. 
Oranienburgerſtraße 60/66. N 5 an an 


verschiedensten Gerichtshöfe u. die ergang. Erlasse, 
Verfügungen u. Verordnungen im W ortlaute. 


Der zweite (Schluss-) Band unter der Presse! 


Das Familienrecht = 
des B. G. B. f. d. Deutsche Reich unter Ausschluss des 
Vormundschaftsrechts. Für d. prakt. Gebrauch dargest. 
von Arnold Fraenkel, R-A. M. 6.—, gebd. M. 7.50. 


Heymanns Verlag, Berlin W. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag. 8 


Das Reichsgeſeh über die Jwangsverſteigerung und Iwaugsverwallung 
= u nebſt dem Einführungsgeſetze „ e 


Carl 


ee vom 24. März 1897. = 
Mit Anmerkungen von Dr. Th. Wolff, Oberlandesgerichtsrath in Hamm. 
| - Znfijengefehfammlung Me. 40. 
Preis geb. M. 1, bei poſtfreier Zuſendung M. 1,10. 


Für die Redaktion verantv.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Hofbuchhandlung. Druck: W. Moeſ er Hofbuchdruckerei in Berlin. 


Dieſer Nummer liegen Proſpekte bei von: 1. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München; 2. Max Hehe’? 
Verlag in Leipzig; 3. Kakao ⸗Compagnie Theodor Reichardt G. m. b. H. in Wandsbek ⸗ Hamburg. 
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